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Ablehnung des Ausfegungsantrags wegen 
offenbarer Undilligteit een 415 


u der Bewilligung von Zahlungsfriſten ge- 
mäß Geſez vom 4. Auguſt 1914 und Bundes- 

Hie anntmachung vom 7. Auguſt 1914. 416 
ie ufßebbarkeit von Reklameverträgen 417 


au FF 464 
ne al mntmachung des Bundesrats 
elt = 914 (RSBl. S. 360) über die 
onen u von Anſprüchen von Per- 
Ded de = Ausland ihren Wohnſitz haben.. 464 
90 geforderung anerkannt und ſodann 
95ftiſt beantragt, ſo bildet die Ver- 
r keinen beſonders zu be- 
e * Ss genſandes ee 465 
n - 
Mi, vom 14. een 101 se. zu 465 
am 8 Markenartikenn. 465. 734 
iheryn cher Verſicherter von dem Ver- 
ie sdertrage mit einer engliſchen Ver- 
tzurüctreten . 530 


Gegen die Beitellung zum Vertreter gemäß 8 1 
der Verordnung vom 14. Januar 1915 hat 
weder die Partei noch der Vertreter ein Be- 


Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 im Verhältnis 
zwiſchen Oeutſchland und Belgien während 
des Krieges. 
Anterlaſſungs klage 
%%% 
Der Gegner der armen Partei haftet bei ver- 
gleichsweiſer Teilung der Gerichtskoſten 
der Gerichtskaſſe über die Hälfte der Gefamt- 
koſten hinaus noch für die zweite Hälfte der- 
jenigen Auslagen, für die er an lich vorſchuß⸗ 
pflichtig geweſen ware. 
Erſtattung der Prozeßgebühr im Mahnver- 
fahren bei Wechſel des Anwalts. 
Kriegs behinderung eines Vertretungsberech- 
tigten Geſellſchafters einer offenen Handels- 
geſellſchaftttlltll... 
Unterbrechung des Verfahrens wegen Kriegs- 
behinderung eines von mehreren notwendigen 
Streitgenoſſe· n. 
Erſtattungsfähigkeit der Koſten mehrerer An- 
wälte, wenn der erſte Anwalt zum Heeres dienſt 
einberufen iſt, und von einem Referendar als 
Generalſubſtituten vertreten wird 
3 9915 Pu ·. 
Ein Krankenpfleger vom Roten Kreuz, der im 
Lazarettzuge auf dem Kriegs ſchauplatz tätig 
ift, gehört dem mobilen Heere an 
Aus ſetzung bei Kriegs teilnehmerſchaft des Ge- 
ſchäftsführers der Geſellſchaft m. b. 9 
Keine Ausſetzung für den Ausſteller des 
Wechſels wegen Kriegs teilnehmerſchaft des 
Akzeptanvten. 
Stundung bei Wechſeln, die nach Kriegsausbruch 
über vor Kriegsbeginn entſtandene Geld- 
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forderungen hingegeben ſind 7291 730 II 


Zu 86 (früher g 4) der Stundungsverordnung 8 
Reiſekoſten des Vertreters des Nebenklägers 
Zu 872 KO. in Verbindung mit 8299 8 PPO . 
Eine Klage, die ſowohl auf das Wettbewerbs- 
geſetz wie auf die Deliktsbeſtimmungen des 
BEB. (88824, 826) geſtützt werden kann, kann 
im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung 
($ 32 8PO.) erhoben werden, wenn ſie nur 
auf die 88 824, 826 BGV. geſtützt wird.... 
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Das Haager Abkommen vom 17. Juli 1905 über 
den Zivilprozeß (RG Bl. 1909, 409) iſt gegen- 
über den mit Oeutſchland Krieg führenden 
Staaten außer Kraft getreten 

Fälligkeit geſtundeter Forderungen und Arrejt- 
anlegung wegen durch Kriegste ilnahme be- 
dingten Geſchäftsſchluſſes des Schuldners. 

Die zur Bewachung von Kriegsgefangenen ver- 
wendeten Mannſchaften gehören nicht zu den 
mobilen Truppenteilen im Sinne des $ 2 des 
Geſetzes vom 4. Auguſt 19144. 

Stellung des Berichterſtatters beim außer- 
ordentlichen Kriegsgericht 

Zu 872 RO. in Verbindung mit § 299 ZPO. . 

Bedeutung der Ankündigung „Fabrikpreis “ 

Auslegung der Kriegstlauſel in dem Lieferungs- 
vertrage zwiſchen einer Großmühle und ihren 
Abnehmern 

Die Entſcheidung, durch die auf Grund der Der- 
ordnung vom 14. Januar 1915 die Beſtellung 
eines Vertreters angeordnet wird, iſt der An- 
fechtung durch ein Rechtsmittel, insbeſondere 
ſeitens des vertretenen Kriegsteilnehmers 
ſelbſt, entzogen nnnnnndndndn. 

Verſagung der Ausſetzung wegen offenbarer 
Anbilligte il 

Pfändbarkeit des Anſpruchs auf Entſchädigung 

für in den Okkupations gebieten beſchlag; 
nahmtes Eigentunnñn n. 


Auslegung der Kriegsklauſel. Verlangen der 
Erkennbarkeit des Freizei chens 
Entlaffung des Vormunds wegen Zugehdrig- 
keit zum feindlichen Auslande 


Rechtsſtellung des einem franzöſiſchen Unter- 
nehmen zwangsweiſe beſtellten Verwalters 
Arbeiter in einer Gewehrfabrik find keine Kriegs; 
teilnehmer im Sinne des $ 247 3PBO 
Ausſetzung des Beweisſicherungsverfahrens 
wegen Kriegsteilnehmerſchaft des Gegners 
Zur Anwendung des $ 14 Abf. 1 der RAGGebO. 
im amtsgerichtlichen Verfahren 
Ermäßigung der Gerichtsgebühren zufolge 8 4 
(jetzt 8 6) der Bekanntmachung des Bundes- 
rats vom 7. Auguſt 1914/20. Mai 1918. 
Der im Konkurſe befindliche Kriegsteilnehmer 
ist ſelbſtändig berechtigt, Beſchwerde gegen die 
Zwangsverſteigerung feines Grundſtücks ein- 
neee. 
Aus ſetzung des Prozeſſes, wenn die Geſchäfts⸗ 
führer einer Geſellſchaft m. b. H. zum Militär- 
dienſt einberufen ſinnũ vd 
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Inwieweit iſt das Gericht der Hauptſache zu⸗ 
ſtändig, eine einſtweilige Verfügung gegen 
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eine unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Perſon 
1127 


zu erlaſſen? 
ZPO. 8 110 Nr. 1. Internationales Abkommen 
über den Zivilprozeß Art. 17. Bekannt- 
machung vom 7. Auguſt 1914 § 1. 8 PO. 8 247, 
§ 2745. Einrede mangelnder Prozeßſicherheit 
gegen feindliche Ausländtre 
Oer völkerrechtliche Grundſatz, daß Staaten der 
Gerichtsbarkeit eines fremden Staates nur im 
Falle ihrer Zuſtimmung unterliegen, bleibt 
auch während eines Krieges zwiſchen den be⸗ 
teiligten Staaten in Geltung 
Kein Gerichtskoſtenvorſchuß beim Antrag auf 
Beſtellung eines Vertreters 
Amortiſations hypothek. Jahres zahlung. Vorrang 
Ausſetzung des Verfahrens wegen Geltend- 
machung einer Nachlaßforderung bei Kriegs- 
bete iligung eines Miterben 
Bedeutung der Beſchlagnahme und der Stei- 
gerung der Herftellungstoften ſowie der durch 
den Krieg herbeigeführten Veränderung der 
Umftände für den Einwand der objektiven 
und ſubjektiven Unmöglichkeit (5 157 BGB.). 
Der Krieg iſt kein „Unfall elementarer Gewalt“ 
8 550 BGB. Objektiv ſtörender Nachtbetrieb auf 
Grund Anordnung der oberſten Militär- 
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behörde. Zivilrechtliche Wirkung ſolcher An- 
1272 


ordnung 
„Offenbar unbillig“ im Sinne BRIO. vom 
14. Januar 1915 (88 252, 577 3PO.) 
Vernehmung im Felde. Anderung des Beweis- 
beſchluſſes ohne mündliche Verhandlung. 
Stillſchweigender Antrag auf Erklärung zur 


Ferienſacheeeeteten nenne 12 


Höhere Stempelkoſten einer Prozeßvollmacht 


find nicht erſtattungs fähig. 12 


Erſtattungs fähigkeit der Koſten eines Korreſpon⸗ 
denzanwalttt . 
Die Anordnung über die Regelung des Brot- 
verbrauchs können nur von den Kommunal- 
verbänden erlaſſen werden 


Landgerichte. 


Geſetz vom 4. Auguſt 1914. Keine Ausſetzung, 
weil der Vorſteher der als Proze ßpartei auf- 
tretenden Gemeinde zum mobilen Heere ein- 
berufen rn 

Unterbrechung des Verfahrens bei Klage einer 
inländiſchen offenen Handelsgeſellſchaft, deren 
ſämtliche Geſellſchafter im Auslande wohnen 
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eaten, s zwischen kriegführenden den im Range nachſtehenden Nießbraucher als 
418 Beichräntten Rechts nachfolger des Eigentümers 

ohne Klage und ohne Bewilligung des Nieß⸗ 

419 brauchers zu erteilen. 
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halb der ihm gewährten Friſt den Gläubiger 
befriedigen kann 
Geſchäftsaufſicht. Koſtenlaſt bei Anerkenntnis 
eines unbegründeten Anſpruchs. — Unzuläffig- 
teit der Klage wegen einer Schuld, deren Be- 
friedigung die Aufſichtsperſon nicht geſtattet 
hat. — Koſtenpflicht des Klägers in ſolchem 
Falle 
Genießen die zur Bewachung von Rriegsgefan- 
genen verwendeten Wannſchaften den Schutz 
das Geſetzes vom 4. Auguſt 1914? 
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Amtsgerichte. 

Wer hat die Feſtſtellung, ob der Schuldner 
immobilen oder gegen den Feind verwendeten 
Truppenteilen angehört, zu treffen L•—[—ͥœ—? 

Kann einem nach der Bekanntmachung des Bun- 
desrats vom 14. Januar 1915 beſtellten Ver- 
treter das Urteil zum Zwecke der Zwangsvoll- 
ſtreckung zugeſtellt werden, oder iſt ſie in Form 
des 8 752 ZPO. zu beobachten? 

Pfändbarkeit des Entſ chädigungsanſpruchs für 
von der Heeres verwaltung in den Okkupations- 
gebieten in Anſpruch genommenes Privatgut? 1215 


Patentamt. 


Das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 betr. den Schutz 
der infolge des Kriegs an Wahrnehmung ihrer 
Rechte behinderten Perſonen 


4. Vereine und Geſellſchaften. 


Deutſcher Anwaltverein: 

Vereinsnachrichtee rn. 257. 297. 1156 
Berliner Anwaltsverein 208. 296. 425. 542 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 297. 1156. 1228 

| 1402. 1554. 1555 
Witwen- und Waiſentaſſe für 
e 1060. 1228 
Oeutſcher Notarvereiꝓ˖ n 1223. 1292 
Das Zentralkomitee des Preußiſchen Landes- 

vereins vom Roten Kreuz 543 
Erſte Tagung der Freien Vaterländiſchen Ver⸗ 

einigung 1048 


1150 


„ „ „ 6 % % „ „ „647 


Ruhegehalts-, 
deutſche Rechtsanwälte 


b 5. Vermiſchtes. 

Im Kampfe fürs Vaterland gefallene Rechts- 
anwälte .. 2.113. 161. 210. 257. 297. 372. 425. 
473. 545. 617. 681. 754. 877. 965. 1101. 1157. 1250. 

1315. 1405. 1519 


Nachrufe 209. 369. 753. 1101 


Reichsgerichts Freiherrn v. Sedenborff .. 229 
Grundſätze, betr. die Vorbereitung und Behand- 
lung der Termine vor dem Kammergericht 471 
Zum Preisausſchreiben der Holtzendorf-Stiftung 472 
Beſcheid des Reichskanzlers (Niederlaſſungen, 
$ 5 Bekanntmachung vom 30. Sept. 1914) 
Reichsjuſtizamt (Beſcheid zum Zahlungsverbot 
gegen England.. „ 
Erlaß des preußiſchen Handelsminiſters (Aus- 
künfte aus dem Handelsregiſter über Ver- 
hängung der Staatsaufſicht . 
Allgemeine Verfügung vom 14. Juni 1915, betr. 
die Erledigung von Rechtshilfeerſuchen im Felde 759 
Oruckfehlerberichtigun gg.. 112 


955 


728 


II. 
Fivilregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, g gemeines, f franzöſiſches (rheiniſches und badiſches), f ſächſiſches Recht. 


Abänderungsklage 
A nach 5 323 3PO. 41020 (Verjährung) 700 7038 
Abdedereigereptigteit 
Unbewegliche Sache pr. 52421 
Abgaben | 
a. und Eeſchäftsaufſicht 161 (168 b) 
Ablützungen 1476 
Mbjäriften . a. Akteneinſicht 
Antrag eines Konkursgläubigers auf A. der Kon— 
lutstabelle. Beſchwerde des Verwalters gegen 
bie ablehnende Entſcheidung 751 
4 im Offenbarungseidsverfahren ſ. d. 
Abſonderungzrecht 


Konkurs, Ge chäftsaufſi 
String „Geſchäf fficht 


- die A. verttagsmäßig mit Wirkung gegen 
titte ausgeſchloſſen werden? 5771¹ 


Obligatoricheg Srundgeſchäft und abſtraktes Er- 
fülungsgeſchäft 1006 


Abtretbarkeit . 
Pf 
gent | f ndbarteit 


doregung der Geſchäftsbü 
t 
wurst f ſchäf — nach 8810 B&B. 7781 


A im Geihan. 
Mh m eſcaftsaufſchtoverfahren 742 f. a. 804 


Berau 
dice 9 unbeurkundeter Namensaktien 3323 


— zus Eintrags im A. 339% 
nal, eitigung der Löſchung eines Rechts- 
ab ng ne in A. unter Erbieten zur 
aeg 0 er verfäumten Form 3335 
ann ſich gi 
den 5 0 darauf berufen, daß ein Direktor, 


mäßig allein für ſich handeln läßt 
nur eſamtvolmacht babe? = * 


Einrede der Argliſt gegen eine A., die eine 
Erklärung ihres Vorſtandsmitgliedes, aus der 
ſie Nutzen gezogen hat, nicht gelten laſſen will, 
weil dieſer zur Vertretung allein nicht berechtigt 
geweſen ſei (Vollmacht zur Alleinvertretung). 
9988 


Generalverſammlung der A. und Rechtsanwälte 981 

Stempelabgaben, insbeſondere bei Verſchmelzung 
von A. ſ. Stempelſteuer 

Fall der Hohenlohe A. (von Dr. Dalberg) 215 

Anfechtung des Generalverſammlungsbeſchluſſes 
(Gehörige Bekanntmachung der Tagesordnung 
1430? 

Wehrbeitrag ausländiſcher A. 1530 

Literatur zur A.: 

Das neue belgiſche Geſetz über Handelsgeſellſchaf— 
ten. Buch v. Dr. Rah lenbeck, Advokat in Brüſſel, 
beſprochen von RA. Dr. Rud. Fürſt, 419 

Prof. Dr. Rehm, Bilanzen der A. 811 

Preiſche: Gründung einer A., beſpr. v. Pinner 1157 

Aktienzeichnung 
Rechtliche Natur der A. 514¹ 
Aktionär 

Kann der A. Zahlung ſeiner Einlage wegen un— 
gleichmäßiger Einforderung der Rückſtände ver- 
weigern? 142 

Alkoholverbot 

A. für unſere Truppen in Feindesland 973 
Amortiſations hypothek 

Art der Verlautbarung einer A. 1213 
Amtsgerichte 

A. in Oſtpreußen 430 
Amtsgerichtsverfahren 


Anwendung des § 14 Abſ. 1 RAGeboO. im A, 1040 
3 
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Amtspflichtverletzung 

A. d. Strommeiſters 342“ 

A. des Volksſchullehrers 665° 

A. des Notars ſ. d. 

A. des Regiſterrichters und Negiſterführers (ver- 
ſpäteter Eintrag eines Genoſſenſchaftsbeſchluſſes) 
1428° 

Anfechtung 
Teſtamentsanfechtung ſ. Letztwillige Verfügung 
Anfechtung der eigenen Willenserklärung 

A. eines Verwaltungsetats (Beamtenanſtellung) 
120 

Drohung mit Strafanzeige gegen einen Ange- 
hörigen 2581 

Übernahme der Wertzuwachsſteuer durch den 
Käufer, Vertragsanfechtung wegen falſcher An- 
gabe über Höhe der Wertzuwachsſteuer 699 

A. und Gewährleiſtung 11912 

Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung 

A. auf Grund Verurteilung mit Zahlungsfriſt 70 

Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung 2517 

Inkongruente Deckung 2825 

Durchführung der A. einer H. nach deren Löſch- 
ung im Zwangsverſteigerungsverfahren 35713 

Anfechtung der Mietzinsabtretung durch die Hy- 
pothekengläubiger bei Konkurs des Hypotheken- 
ſchuldners 709% | 

Gehaltsverträge. 

Angeſtellte 

Zurückbehaltung gegenüber Gehaltsforderungen 210 

Feindliche Ausländer als A. 615 

Haftung des Geſchäftsherrn für A. (Überlaffung 
der Auswahl der Gerätſchaften an den Ange- 
ſtellten) 704° 894 | 

Einfluß des Zwangsvergleichs auf Schadenerjaß- 
forderung des Handlungsgehilfen 102° 

Haftung für A. (des Mieters wegen Behandlung 
der Mietſache) 14282 

Urheberrecht des A. 1421 

Kann ein A. nach außen hin als Geſellſchafter be- 
zeichnet werden? 1428 

Kolliſion zwiſchen Vertragspflicht und Staats- 
bürgerpflicht 1466 

Angeſtelltenverhältuis 

Einfluß des Krieges auf das A. Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Holz 368 

Dasſelbe insbeſ. Kündigung wegen Kriegsaus- 
bruchs und Gehaltszahlung während der Ein- 
ziehung. Geh. JR. Dove 681 894 

Angeſtelltenverſicherung 

Krieg und A. 

63 Rundſchreiben der Reichsverſicherungsanſtalt 
143 NA. Michalke 


RA. Dr. Leſſer 685 


K 


Zivilregiſter. 


Handausgabe von Bruck und Oerſch, beſpr. von 
Dr. Baum 156 

Rechtſprechung der Reichsverſicherungsanſtalt (von 
Regierungsrat Olshauſen) 647 1345 

Anwälte und die A. Von Lindemann 1240 


Aneignung |- Eigentumserwerb 
Anlandungen 
Eigentumserwerb an A. 92918 
Anliegerbeiträge 
Rechtsweg 99° 
Rechtliche Natur der Straßenbaulaſt 596 
Anſchlußberufung 
Stillſchweigende 
Anſchlußreviſion 
Koſten der A., die durch Verwerfung der Reviſion 
wirkungslos wird 1457 N 
Anwalt ſ. a. Armenanwalt 
Belaftung des A. mit den Koſten einer ausſichts⸗ 
loſen Klage. Prof. Reichel, Zürich 124 
Haftung des A. für den Vollmachtsſtempel 1129 
Anwälte 
Verzeichnis der Gefallenen 115 161 210 257 297 
572 425 473 1101 1157 1250 1315 1403 1519 
Richter und A. 
569 (Vierhaus im Nachruf für 
541 (OL GR. Schneider, Stettin) 
Schweizeriſche A. und franzöſiſche Sequeſter (Prof. 
Reichel, Zürich) 471 
Zuſtellung an eingezogene A. 672 1275 
Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft und A. 
Von Hachenburg 981 
Gefahren der Kriegsverordnung zur Entlaſtung 
der Gerichte für die A. (Heilberg) 1105 ſ. a. 
1237 
A. und Angeftelltenverfiherung. Von Geh. OR. 
Lindemann 1240 
A. bei Gewerbe- und Kaufmannsgerichten 1256 
Schweigepflicht der A. und Anmeldung feindlicher 
Vermögen 1465 
Entlaſtungsnovelle und Einkommensverhältniſſe der 
A. 1405 
A. und Entlaſtungsverordnung 
1104 (Wach) R 
1106 (Heilberg) 
1220 (Denthaus) 
1252 (Zelter) 
1257 (Kaufmann) 
1385 (Neukamp beſpr. v. Heinsheimer) 
1550 (Bendix, Kaufmann, Vach) 
Anwaltseinkommen 
Beſteuerung des A.. 1535 Preußen. 1558 = 
Vayern. 1540 — Württemberg, Sachſen. 1542 = 


A. durch Klagerweiterung 461¹ 


Neumann) 


Zivilregiſter. 


Baden, Heſſen. 1543 — Mecklenburg, Thüringen. 
1544 = Braunſchweig, Hanſeſtädte. 
Anwaltsgebühren ſ. a. Anwaltshonorar, Geſchäfts- 
aufſicht 
Erſtattungsfähigkeit . Koſtenerſtattung 
Haftung des Hauptbevollmächtigten für die Koſten 
des Nachbevollmächtigten 295 
A. im Wiederaufnahmeverfahren 290 
in der Berufungsinſtanz des Privatklagver— 
fahrens 296 
4. bei kontradiktotiſcher Verhandlung über Zah- 
lungsaufſchub (Ref. Dr. Schweitzer, Breslau) 
20-323 f. a. 56 57 
A im Verwaltungsſtreitverfahren (RA. Dr. Hauf- 
mann) 744 
A. im Ausſetzungs verfahren 956 
Anwendung des $ 14 Abſ. 1 der RA Gebo. im 
antsgerichtlichen Verfahren 1040 
Vertreter des Kriegsteilnehmers 
? 


Pauſchſatzes im Mahn- 
erfahren auf den Pauſchſatz im Rechtsſtreit 1130 
1 und entlaſtungsverordnung (Strie mer) 1157 
die Ausgleichspergütung des Anwalts 1253 
Deisgebühr (Protokollierung einer eidesſtattl chen 
cherung der Partei 
ren der Sebübrenordnung (Dr. Noeſt) 1412 
nach der RBO. (76 Abi. 5 RAGSO.) 1468 
"eodlögehüprenfragen 
0 Enlaſungsverordnung 1464 
dttzhaftung ſ. a. Anwalt 
Äh werlezung 5098 
ke bei der Zwangsverſteigerung, Richter 
hen und Anwaltsverſehen 6540 
Rechts irrtum) 12593 
t 


ke . 
* eines angemeſſenen A. (Gültig 
adiſchem Recht) 92817 en 


A. Gechtsauskunftsſtellen, 


i 
rear ) IR. Dr. Auerbach, Frankfurt 17 
5 sſtelle des Berliner Anwaltvereins 


echt (RA. Dr. Marcuſe, Berlin) 434 
während des Krieges (Dr. Bachrach) 


Net gie 
g und die ita. 
ung der alieniſche Al. (Frankenſtein) 567 


hung 5 3 deutſche Anwälte für 
bationggeh dates im polniſchen Okku— 
Ela, gebiet 967 


1 bo erdnung ſ. Anwälte 
2; ſtenerſtattung 


— 
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Anwaltsſchiedsgerichte ſ. a. Einigungsämter 
Vorſchlag von Dr. Bozi 1463 


Anwaltstätigkeit 
Erweiterung der A. 454 (Beſchäftigung mit dem 
Steuerrecht) 
Anwaltszulaſſung 
§ 15 RAO. (Geh. JR. Dr. Me yer, Celle) 112 


Anwaltszwang 
Aufhebung des A. in den beſetzten Gebieten 978 
A. im landgerichtlichen Mahnverfahren 

Anwaltverein 
Deutſcher 

Vereinsnachrichten 257 297 
Schriftleiter der Jur. Wochenſchrift 297 
Geſchäftsſtelle 297 | 
örtliche 
1. Berliner A. 
Vereins nachrichten 271 423 (Rechts aus kunfts- 
ſtelle) 
Vortrage 
64 (Baum über 
208 (Exz. Hentig) 
296 (Vortrag von NA. Weck über Staats- 
angehörigkeit und Einbürgerung) 
424 (Nußbaum über den Stand der Hypo- 
thekenfrage) 
542 (Prof. Jaſtrow, Kriegs verordnungen) 
2. Kieler A. 
541 (Leitſätze 
3. Frankfurter A. 
gungsamt) 17 

Anzeigenverträge 

Kündigung pon A. ohne Kriegsklauſel 
255 (RK Recken, Berlin) 
565 (RA. Kauſen, Syndikus 
1131 (RA. Rothbarth) 

1407 (Rabatt im Konkurſe) 

Arbeiter 
Beſchäftigung von A. aus den beſetzten feindlichen 

Gebieten innerhalb des Reichs 968 a 970 a 

Arbeiterſchutz 
A. in den beſetzten Gebieten 971 

Arbeiterverband 
Haftung des A. wegen Tarifvertrags bruchs (Sym- 

pathieſtreik) 407% 

Arbeiterverſicherung 
§ 156 GewusG. und § 254 BGB. 3381 
Aus dem ſozialen Verſicherungsweſen (Von Reg.-N. 

Dr. v. Ols hauſen) 637 984 1247 1346 1528 
Verträge zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen- 
vereinigungen 66013 | 
§ 905 RVO. Gefährlichkeit einer Maſchine im Hin- 
blick auf Beſchäftigung eines Jugendlichen 79613 

3 * 


Wettbewerbsverbot) 


zur Handhabung der 3PO.) 
(Rechtsauskunftsſtelle, Eini- 


Ebner) 417 
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Anfallneuroſe, insbe. Rentenkampfneuroſe 814 
Arbeiterverſicherungsſachen 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs in A. 10242° 
Arbeiterrecht 
Zurückbehaltung gegenüber Lohnforderungen (Reg. 
R. Dr. Hartmann) 210 f. a. Angeſtellte 
Arbeits willigenſchutz 
Die Strafbarkeit der Streikandrohung und die 
neue Zeit (RA. Ernſt Fuchs) 489 
Argliſt 
Einrede der A. gegen unbillige Rechtsverfolgung 
(Anſpruch auf Befreiung von der Kaufpreis- 
hypothek auf einem zufolge nichtigen Vertrages 
bereits aufgelaſſenen Bordellgrundſtücks 391“ 
Einrede der A. gegen eine Aktiengeſellſchaft, die 
eine Erklärung eines ihrer Vorſtandsmitglieder, 
aus der ſie Nutzen gezogen hat, nicht gelten laſſen 
will, weil dieſer zur Vertretung allein nicht 
berechtigt geweſen 998° 
Armenanwalt 
Beſtellung des Prozeßbevollmächtigten, der den 
Auftrag niedergelegt hat, zum A. (Kammer- 
gericht) 471 
Armenrecht ſ. a. Vergleich 
A. eines Ausländers. 
Abkommens 602 
Armenrechtsbewilligung 
Hemmung der Verjährung (Verzögerung der 
Klagerhebung durch verſpätete A. 575 
Armenrechtsgeſuch 
ſ. Kriegsteilnehmer 
Armenverbände 
Klage des U: auf ein „für die Armen“ ausgeſetztes 
Vermächtnis 7865 
Arreſtantrag⸗ 
Wiederholung des A. mit verbeſſerter Glaubhaft— 
machung 1421 
Arreſtgericht 
A. als Vollſtreckungsgericht 1456 
Arreſtgrund 
Ausverkauf des Kriegsteilnehmers 802 
Arzt 
Beweislaſt des A. 818 
Arztberuf 
A. kein freies Gewerbe. Sittenwidrigkeit des Ver— 
kaufs oder der Vermietung einer Heilanſtalt oder 
eines Heilverfahrens 6962 
Arzte 
Verträge zwiſchen A. und Krankenkaſſenvereini— 
gungen 66013 
Arzterecht 
Grundriß des A. von Joachim und Korn, beſpr. 
v. Dr. Thierſch 157 


Fortgeltung des Haager 


Zivilregiſter. 


Auflage ſ. Verlagsvertrag 
Schenkung mit bedingter A. 1117 
Aſſeſſorprüfung 
ſ. Juriſtenvorbildung 
Aufführungs recht 
Geltendmachung des muſikaliſchen A. durch Ge- 
noſſenſchaften 13523 1397 1555 
Aufrechnung 
A. vor Ablauf der Zahlungsfriſt 70 
Zurückbehaltung ſtatt verbotener A. 210 
A. gegenüber einem unter Geſchäftsaufſicht jtehen- 
den Schuldner 254 957 1148 
A. einer unſtreitigen Gegenforderung gegen die 
ſtreitige Klagforderung 816 
A. in der Berufungsinſtanz (Von Stölzel, beſpr. 
von Mittelſtein) 1045 
Aufrechnungseinrede 
Verluſt der A. durch Anerkennung im Prüfungs- 
termin 14571 
Aufſichts moratorium 
Umfang des A. 161 
Auftragloſe Geſchäftsführung 
Klagzuſtellung an den früheren Vormund eines 
vermeintlich noch Minderjährigen 267 
Erſatzanſpruch des Dritten, der an Stelle des 
Schädigers die Heilungskoſten getragen hat 264 
Schadenerſatzleiſtung an Stelle des Verpflich- 
teten 3253 
Ausfuhr 
A. aus den beſetzten Gebieten in das Reich und 
umgekehrt 969a 
Ausfuhrverbot 
A. und Vertragserfüllung. Abnahme unter Ver— 
zicht auf Verſendung 675 
Ausgleichsvergütung 
Die A. des Anwalts 1255 
Auskunfteivertrag 
Krieg und A. 744 


Aus kunftsſtellen |. Rechtsauskunft 


Ausland 

Internationales Privatrecht (Waſſermann) 10 

Unterbrechung des Verfahrens wegen Wohnſitz im 
Auslande 54 464 

Der Zwangsverwalter in den kriegführenden 
Staaten und ſeine Stellung im Ausland (RA. 
Dr. A. G. Cohn, Berlin) 317 

Vollſtreckung im A. (Von AG.-Oberſ. Schildmacher, 
beſpr. von Frankenſtein) 815 

Prozeſſualer Schutz des Reichsdeutſchen im A. 817 

Zahlungsverbot gegen das feindl. A. Mittelbare 
Zahlung 10 1050 

Entlaſſung eines Vormundes wegen Zugehörig— 
keit zum feindlichen. A. 1059 
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Pohnſitz des Gläubigers im A. 1127 1146 
Auslandsmoratorien 
Internationales Privatrecht (Waſſermann) 10 
A. (Von Syndikus Meyer) 1183 
Ausländer 
r Feindliche A. ſ. d. 
Zablungsaufſchub für A. 55 61 
| Seihäftsaufficht über das Vermögen eines A. 
161 (163 b) 
Klagen von A. gegen A. und Gegenmoratorium 
208 (RA. Fürnrohr) 466 
Rechtslage der A. in Deutſchland während des 
Krieges (RA. Dr. Waſſermann, München) 315 
Utozeßhindernde Einrede der mangelnden Roiten- 
ſicherheit gegen A. (Aufhebung des Haager Ab- 
m durch den Kriegszuſtand mit Rußland) 


Armentecht eines A. 
Abkommens 602 

A. im Inlandsprozeß in der Kriegszeit (Von Men- 
ner) 859 1306 1507 | 

Beſchlagnahme des Vermögens feindlicher A. 1315 
Ausfehung des Verfahrens gegen A. 1321 

a. Vehrbeitrag 

huelünderzegenmoratorium ſ. a. Gegenm. 
daͤlſrecungsgegenklage des Ausländers (RA. Dr. 

ed, Hamburg) 366 

Purhführung der Klage trotz Unterbrechung des 

Verfahrens über die Widerklage 1440 15 

Er deutſcher Guthaben in der Schweiz 


Fortgeltung des Haager 


Ntsländerpe ſchuß ſ. 5 . 
Nasländijge 1 


ele bmachung a A. im J and (2 S 
3 2 nl d . . 
90 co) 25 (AR. Dr Steffens, 


dunlezung 


wuentauslegung . d = 


7 ; 
N lung des Empfängers der Erklärung nach 
Nene und Glauden 500: | 

de e der Vollſtändigkeit einer Urkunde, 
06 für Fortgeltung mündlicher Erklärungen 


Im der 
ſazungen) 


einer Exel z 
Teil srrärung vom Standpunkte des anderen 


Reviſionsinſtanz 527 ˙ (Bergwerks- 


kant evlrdigung Beweislaſt 6501 

i ‚teinbarung über Zuſtändigkeit 
Gerichte und Anwendung engliſchen 
daß wahrend des Krieges deutſche 
w deutſches Recht an die Stelle 


Ergänzende A. mit der Wirkung, daß der Vertrags- 
gegenſtand erweitert wird 9975 | 
Auslegungsfähigkeit 
Zweifelsfreiheit des Wortlautes 749 
Ausſetzung des Verfahrens 
Kriegsteilnehmer ſ. d. 
Wohnſitz im Auslande 1363 
Ausſtand 
A. trotz Tarifvertrags (Spmpathieſtreib) 407 5 
Die Strafbarkeit der Streikandrohung und die 
neue Zeit (RA. Ernſt Fuchs) 489 
Ausſonderungsrecht ſ. Konkurs, Geſchäftsaufſ icht 
Ausſteueranſpruch 
Maßgebender Zeitpunkt für die Leiſtungsfähigkeit 
des Verpflichteten 3317 
Bankangeſtellte 
Ratserteilung eines B. 57710 
Bankdepotgeſetz 
§§ 7, 9, 12 des Geſetzes 122 
Bankgeſchäft 
Dr. Obſt, Das B., beſpr. von Breit 940 
Bankguthaben 
B. in Belgien 426 
Bankverkehr 
Legitimationsprüfung im B. 2425 
Anterbliebener Widerſpruch im B. 1258 2 
Bankweſen 
Neuregelung des B. in Belgien 427 
Bannware 
Rechtſprechung der deutſchen Priſengerichte 1164 
Bauherr 
B. im Sinne § 819 RVO. 642 
Baurecht 
Rechtsfragen des Hausbaues (Von Fiſcher, be— 
ſprochen von Prof. Dr. P. Alexander - Katz) 1462 
Bauvertrag 
Dienſt- oder Werkvertrag? 259° 
Beamte 
Anfechtung des Anſtellungsvertrags 120 
Geſchäftsaufſicht zur Vermeidung des Konkurſes 
. eines B. 161 (163 b) 
Zurückbehaltung gegenüber Gehaͤltsforderungen der 
B. (Reg.-R. Dr. Hartmann) 210 
Beamtenfürſorge 
Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 660 4 
Abzug der Haushaltserſparniſſe bei Erſtattung 
der Heilungskoſten 1020 25 
Beamtengehalt 
Aufrechnung oder Zurückhaltung wegen Gegen— 
anſprüche des Staates 210 
Beamtenhaftung 
B. § 839 Mi. 1 S. 2. Fahrläſſigkeit 51110 
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Veamtenverhältnis 
Unterbrechung des B.? 526 2˙ 
Bedingung 
Abſtrakte Erfüllungsgeſchäfte unter einer B. 650° 
Begräbnis 
Beſtimmungsrecht der Hinterlaſſenen, nicht der 
Erben (nach preuß. ALR.) 594 0 
Beför derungsgeſchäft 
Rundnagel. Beſpr. von 
Beglaubigung 
Blankobeglaubigung einer noch nicht vollzogenen 
Unterſchrift (Notarhaftung) 276“ 
Behauptung | 
Verwertung einer B. gegen die behauptende 
Partei 340% 521 ‚8 7981 
Behördenhaftung ſ. a. Fiskus 
Haftung des Landkreiſes und der Stadtgemeinde 
für Verkehrsgefahr 
395 (unterbliebene Beleuchtung und Verwahrung 
eines Waſſergrabens — Aufſichtspflicht) 
Belagerungszuſtand 
Bemerkungen zum pr. Geſetz über den B. (Ger. 
Aſſ. Dr. Damerow) 14 
8 8 d. BelZuſtG. und $ 308 StS. 615 
Erklärung des B. bei Trommel- und Trompeten- 
ſchall 759 
Beleidigung | 
Klagbare Zuſage des Widerrufs der B. 918° 
Belgien ſ. a. Oktupationsgebiete 
Das neue belgiſche Geſetz über Handels-(Aktien) 
Geſellſchaften (Von Rahlenbeck, beſpr. von Fürſt) 
419 
Rechtszuſtand in B. (Geh. IR. Dove) 965 
Deutſche Geſetzgebung und Verwaltung in B. 
(Prof. Heilfron) 971 
Zuſtizverwaltung und Zuſtellung in B. 1049 
Provinzen und Kreiſe 1463 


Prof. v. der Lepen 1275 


Wechſelverordnungen des Generalgouverneurs 
1463 

Generalkommiſſar für die Banken 1587 

Bergbau 


Gewerkſchaft ſ. d. 
Das Zwangsſyndikat (Von NA. Prof. Dr. Flecht⸗ 
heim, Berlin) 885 f 
Vergſchä den 


Drohende Einwirkungen auf die Nachbarfelder 
528 25 


Eigentumsſtörung und B. (Oberirdiſche Maſchinen) 
600 * 
Geſundheitsſchädigung der Nachbarn 1125 
Bergwerksſatzungen 
Auslegung von B. in der Reviſionsinſtanz 527° 


Zivilregiſter. 


Bereicherung 
B. durch Schuldbefreiung 525 ? 
Zahlung einer Schuld auf Anweiſung des Gläu- 
bigers an einen Dritten 919 
Abzug der Nachteile 918° 
Bereicherungsanſprüche 
B. und Geſchäftsaufſicht 161 (169) 
Bereicherungseinrede 
BV. gegen ein Schuldverſprechen gegenüber dem 
Rechtsnachfolger 505° 
Berufsgenoſſenſchaft 
Erſtattungsanſpruch der B. (Bedeutung des 8 904 
RVO. für Unternehmer-Sefellfhaften) 282 
Berufungsfriſt 
Wahrung der B. durch unvollſtändige Zuſtellung 
des Berufungsurteils 820 
Berufungsinſtanz ſ. a. Aufrechnung 
Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts in der 
B. (Einfluß auf die vorläufige Vollſtreckung) 
(RA. Dr. Hans Schäffer, OLG. Breslau) 217 
Klageerweiterung durch ſtillſchweigende Anichluß- 
berufung 461 
Einrede der mangelnden 
der B. 1189! 
Berufungsſumme 
Einführung der B. 3 20 BRV. 
Beſchlagnahme 
Enteignung kraft Höchſtpreisgeſetzes ſ. d. 
ſ. a. Zwangsverſteigerung 
B. der Forderungen feindlicher Staaten 65 
(RA. Bendix) 
Unmöglichkeit der Erfüllung infolge B. für Kriegs- 
zwecke 291 1271 
Kriegsgewinne und B. (Von Starke) 561 
B. des Brotgetreides 754 
Beſchwerde 
Unzuläſſige B. 551 
Zuläſſigkeit der B. gegen 
derungspfändung 
8 766 3PO. 
B. gegen Bewilligung der Zahlungsfriſt. 8 21 
BV. 1103 1105 
Beſchwerdeſum me 
Einführung der B. 5 20 BV. 
Beſitzübergang 
Erfolg der Übergabe durch 
BGB. 6565 
Beſtandteil 
Rohrnetz eines Gaswerks 5691 
Fernleitungen eines Elektrizitätswerks 909 
Betriebsunfall 
B. und Unfälle des täglichen Lebens 6382 640 
64158 


Vertragserfüllung in 


1105 1105 


Aufhebung einer For- 
zufolge Erinnerung nach 


1103 1105 


Nechtsgeſchäft. 8 868 


Zivilregiſter. 


Gefährliher Zuſtand des Schienenübergangs 7058 
Veg zur Arbeitsſtätte. Arbeitsſtätte in Malaria- 
gegend 990 
Beförderung eines Maſchinenteils in einer Fabrik 
durch fremde Arbeiter 1195 
dente ſ. Seebeute 
depeizantrag 
Ablehnung eines B. 
deveisaufna h me 
B. in der Bollſtreckungsinſtanz (L6Pir. Dr. Craß- 
mann, Hamburg) 125 
depeisergebnis 
Ziläſſige Dorwegnahme des B. 37 25 
deveisführung . 
d. durch eigene Behauptungen des Beweisgegners 
im Vorprozeſſe 798 10 
deweizlaſt 
B. bei der Auslegung 5002 6501 
B. des Atztes 818 


= Arztes (Von RAY. Dr. Bacharach, München 


522 19 Gegenbeweisanträge 


Hat es Einfluß auf die B., wenn der Gegner des 
Beweisführers ſich weigert, den Zeugen von der 
Schweigepflicht zu entbinden 1360 ? 

derlichen . Kriegsteilnehmer 


lerunſatz 

Ühtaufnapme der Zuſicherung des B. in den ſchrift- 
lichen Vertrag 506 
dietert uylott 


Eitenwidtigkeit des B. 2571 
dilanz 


alle, Erfolgsrechnung (Gewinn- 
Sun echnung) (beſpr. v. Flechtheim) 
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1218 
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809 
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tragsnichtigkeit (Klage auf Befreiung von der 
Kaufpreisyhpothet ohne Rückgabe des bereits 
aufgelaſſenen B.) 3911 
VBörſentermingeſchäfte 

Unverbindliches Schuldanerkenntnis 341 

Proviſionspflichtigkeit der laut Geſ. vom 4. Auguft 
1914 erledigten B. 367 

Abweichung von den amtlich vorgeſchriebenen Ge- 
ſchäftsbedingungen 707 u 

Sicherheitsübereignung des jeweiligen Guthabens 
92 un 

Schadenerſatzklage wegen Abſchluß des B. mit 
der Abſicht des Differenzeinwandes 954 

Differenzeinwand gegen ein B., das von den amt- 
lich feſtgeſetzten Bedingungen abweicht 791° 
1005 : 


Heilung eines ungültigen 3. durch Bewirkung der 
Leiſtung. Genehmigung einer abweichenden Er- 
füllung 1434 ® 

Boykott 
Erlaubte Selbſthilfe 913 
Brotgetreide, Kommunalverbände 1214 

BRBek. v. 28. Juni 1915 (Beſchlagnahme für 
1915) (von RA. Dr. Oppenheimer, Juſtiziar 
der Kriegsgetreide-Geſellſchaft 754 

BRV. über B. uſw. vom 28. Juni 19135. Kommen 
tar von Heinrici, beſpr. von RA. Dr. Oppen- 
heimer, Geſchäftsführer der Reichsgetreideſtelle 
1216 


Beſchlagnahme des B. und § 282 BE. (Ger Aſſ. 
Dr. Kludhohn, Göttingen) 1222 
Bundesratsbekanntmachung vom 28. Juni 1915 
754 (RA. Dr. Oppenheimer, Berlin) 
Buch forderungen 
Volkswirtſchaftliche Gefahren der Diskontierung 
von B. (Von Dr. Fantl, beſpr. von Prof. Hoe⸗ 
niger) 469 
Buchführung 
B. und Steuerpflicht 437 
Buchhandel 
Prof. Dr. Rietzler, Buch- und Kunſthandel, beſpr. 
von Oſterrieth 1274 
Bi rge 
Haftung des B. bei Zahlungsaufſchub zugunſten 
des Hauptſchuldners j 
61 207 (Ortweiler) 
70 (Erlanger) 
290 (v. Harder) 
Bürgſchaft 
B. und kumulative Schuldübernahme (RA. Dr. 
Marck, Mannheim) 311 
Umwandlung eines Kreditauftrags in eine Bürg- 
ſchaft 1353 « 
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B. eines Oeutſchen für einen Engländer, der nicht 
zahlen darf 1575 
Bürgſchaftsanſpruch 
Abtretung der Hauptforderung unter Ausſchluß 
des B. 24° 
Bürgſchaftserklärung f 
Anfechtung wegen Irrtums (Inhalt und Beweg 
grund) 20° 
Dar danariat ſ. Preisſteigerung 
Darlehn 
Geſellſchaftsvertrag oder D.? Dividende ſtatt 
Verzinſung 698 
Darlehnskaſſengeſetz 
Salomon und Bud, D., beſpr. v. Hahnemann 667 
Darlehns vertrag 
Keine Nichtigkeit des D. wegen Nichtigkeit der be- 
ſtellten Sicherheit 574° 
Datumvor druck 
Benutzung eines D. beim eigenhändigen Teſtamente 
(RA. Dr. Kahl, Berlin) 214 f. a. 448° 
Denk malsſchutz 
Schmidt, Rechtsfragen des D., beſpr. von RA. Dr. 
Freiesleben 54 
Dienſtboten 
Krankenverſicherung der OD. 1528 
Dienſtvertrag ſ. a. Angeſtellte, Arbeitsvertrag 
Zurückbehaltung gegenüber Lohn- und Gehaltsfor- 
derungen (Reg.-R. Dr. Hartmann) 210 
Rechtsverhältnis zwiſchen Notar und Auftraggeber 
925 431 
Rechtsverhältnis zwiſchen Bauherrn und Archi— 
tekten 2392 
Entlaſſungsgründe. § 626 BGB. 655 
Beſchäftigung in kalten Räumen 1199 ® 
Differenzeinwand |. Vörſentermingeſchäft 
Dividende * 
Zins und D. 698 
Doppelbeſteuerung |. Stempelſteuer 
Drohung 
D. mit Strafanzeige gegen einen andern 2581 
Eheanfechtung 
Ererbte Anlage zur Schwindſucht 140 ° 
Beſcholtenheit der Frau 780 ? 
Ehefrau 
Gehaltsverträge zugunſten der E. ſ. Gehaltsver- 
träge 
Klage der E. im Beiſtande des Ehemanns 582 
Steht die Vermutung 8 1562 Abſ. 1 BGB. dem gut- 
gläubigen Eigentumserwerb durch Vertrag mit 
der E. entgegen? 100818 
Ehegatten b 
Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments 
1012? 


Zivilregiſter. 


Ehegüterſtand 
Mobiliarpfändung bei Gütertrennung (RA. Dr. 
Leviſon, Düſſeldorf) 269 
Mängel bei Eintragungsanträgen 496 
Mobiliarpfändung bei Gütertrennung 
269 (D. Leviſon) 
749 (v. Harder) | 
Königswarter, Konkurs der Frau im geſetzlichen Gü- 
terſtande (beſpr. v. Zelter) 667 
Gütertrennung (Benutzungsrecht des Mannes bei 
Aufhebung des ehelichen Lebens, Sittenwidrig- 
keit der Klage auf Herausgabe) 7815 
Erwerbsgeſchäft der Ehefrau (Eingebrachtes Gut, 
Vorbehaltsgut, Rechnungslegung des Ehemanns) 
10081 
Verpfändungsvertrag der Ehefrau 8 15% BOB. 
101118 
Eheherſtellungsurteil : | 
Rechtskraft des E. gegenüber ſpäterer Scheidungs- 
klage 657 
Ehelichkeit 
Beweiskraft des Standesregiſters 1565 1% 
Ehenichtigkeit 
Wirkungen der E. auf die Kinder. 
des Vaters 1022 °® 
Eheſach en | 
Zuläſſigkeit des Rechtsmittels in E. ohne Be- 
ſchwerung (Reviſion zwecks Zurücknahme der 
Scheidungsklage) 148 
Eheſcheidung ſ. a. Ehezerrüttung 
Geiſteskrankheit 784 
Eheſcheidungs folgen | 
Vertragsmäßige Verpflichtung der Frau zur Aus- 
übung ihres Rechts auf Wiederannahme des 
Mädchennamens 3505 
Eheſcheidungsklage 
Reviſion zwecks Zurücknahme der E. 148 
Eheſcheidungsprozeß | 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zur Fort- 
* des E. nach Wegfall der Prozeßfähigkeit 
1 
Eheſcheidungsurteil 
Umfang der Rechtskraft des E. 784 
Eheverträge 
Vertragsform für E., die nur Teile des Einbringens 
betreffen 822° 
Ehezerrüttung 
Schadenerſatzanſpruch der geſchiedenen Frau wegen 
Geſundheitsbeſchädigung 26 
Milderungsgründe 951° 
Beſſerung während des Prozeſſes (Trunkſucht) 446° 
Drohungen 1261“ 


Naturaliſierung 


€. als Nichtigkeitsgrund 994 2 
die Schwenkung des Reichsgerichts 1286 
Eidedabnahme 
der Berichterſtatter des außerordentlichen Kriegs- 
gerichts iſt nicht zur E. befugt 804 
kidezzuſchiebung ö 
\ €. über die Größe eines Vermögens 6621 
kigenhändiges Teſtament ſ. Letztwillige Verfügung 
| kigentumzerwerb 
Steht die Vermutung $ 1362 Abſ. 1 BGB. dem 


| 
| Ehrenwortberpjändung 
4 


gutgläubigen E. durch Vertrag mit der Ehefrau 
entgegen? 1008 10 
| E. durch Aneignung (Verbotene Aneignung von 
| Hausmüll) 1417 
| Aneignung von Tauben 1417 
| Eigentumsjreifeitöffage ſ. a. Bordellbetrieb 
€ wegen einer Abdeckereigerechtigkeit 52521 
kigentümergrundſchuld 
Pfandrecht am eigenen Grundſtück. (Von Hirſch- 
| feld, beſpr. von Stillſchweig) 1139 
kigentumzſtörung 
920 GewO. 457 13 
E. und Bergſchaden (Oberirdiſche Maſchinen) 600 3 
derzicht auf das Abwehrrecht durch Duldung 6562 


Schädigung des Fiſchereipächters durch Fabrik- 
| abwäifer 1428 4 


kigemenzibertragung 

e haf Höchſtpreisgeſetzes uſw. 877 (IN. Koffka), 
RT. vom 23. Juli 1915 
kigeitunzvorbehalt | 

tübergang bei E. 238 

Zuchräglichet E. 445 

nnzutgsbertrag 

dei Gründung einer G. m. b 13 * 
5 m. b. H. 514 5j6 
neeföVerficerung . Verſicherungsvertrag 
nge Pealateangeborigtett 
Mr Preisfeſtſetzun 
Wangöänter 
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die zo tfurter Anwaltvereins 17 
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gkeit engliſchen Gerichte 995 ı 
8energ 3911 


Zivilregiſter. 
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Einſpruchskläger 
Kein Anſpruch des E. auf Einhaltung der Ladungs- 
friſt 458 1 
Eintragungsanträge 
Mängel bei E. (AGR. Krauſe, Berlin- Wilmersdorf) 
496 


Einwirkungen ſ. Eigentumsſtörung, Vergſchaden 
Eiſenbahn 
E. im Sinne des Haftpflichtgeſetzes (Schwebebahn) 
279 6 | 
Eiſenbahnhaftpflicht N 
§ 254 BGB. beim Zuſammentreffen von E. und 
Tierhalterhaftung 3242 


Schmalſpurbahn (Arbeitsbahn) 585 18 586 20 
Haftpflicht aus dem Beförderungsvertrag 585 19 
Begründung des Anſpruchs wegen körperlicher Ver— 
letzung auf den Beförderungsvertrag. Klage auf 
Rentenerhöhung nach § 525 ZPO. 700: 1703 8 
Verbotswidriger Aufenthalt auf der Plattform 
1116 2 
Eiſenbahntransportvertrag ſ. Beförderung 
Der Krieg und die Haftung der Eiſenbahn (RA. 
Michalke) 385 
Eiſenbahnübergang 
Entſchädigung für einen aufgehobenen E. 39 21 
Elektrizität 
Sache oder Arbeit (Kauf- 
Elektrizitätswerk 
Beſtandteil oder Zubehör? (Fernleitungen) 9091 
Eltern und Kinder 
Klagerecht des Vaters eines geſchädigten Sohnes 
und eigenes Klagerecht des Geſchädigten wegen 
eines vom Vater auf Grund ſeiner Unterhalts- 
pflicht vorläufig erſetzten Schadens 264 
Klage des Mannes gegen die Frau auf Herausgabe 
des Kindes. Einwand des Rechtsmißbrauchs 
1261 ® 
England 
Ein unbekannter NeutralitätsbruchEnglands (Ger Aſſ. 
Dr. Wehberg) 313 
Engliſche Berſicherungsgeſellſchaften 
Rücktrittsrecht deutſcher Verſicherten (RA. Mahlert) 
381 


oder Werkvertrag) 150 18 


Enteignung 
Sachentſchädigung ſtatt Geldentſchädigung 1491 
E. und Wertzuwachsſteuer 545 (549) 
Entſchädigung wegen der notwendigen Neuerrich— 

tung eines Zaunes 931 19 | 
Kommentar von Koffka, befpr. von Samter 1217 
Zwiſchenurteil 3 504 3O., Entſchädigung durch 
Landabtretung zwecks beſſerer Ausnutzung des 
Neſtgrundſtückes 798 1 
4 
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E. von Gegenſtänden des täglichen Bedarfs (Höchſt⸗ 
preisgeſetz uſw.) 
877 (IR. Koffka) BV. vom 25. Juli 1915 
81 pr. Ent®. (Dingliches Vorkaufsrecht) 412 
Entlaſtung 
E. der Richter und Staatsanwälte durch Gerichts- 
ſchreibertätigkeit nach der preuß. Verfügung vom 
9. November 1910, E. von der Arbeit, aber nicht 
von der Verantwortung 7148 
Sternberg: Pie öſterreichiſche Entlaſtungsverord— 
nung, beſpr. von Kann 948 f 
Entlaſtung der Gerichte 
Die BRVO. von Trendelenburg und Waſſermann 
beſpr. von Kann 1151 
Bemerkungen zur BR VO. 1102 (Wach) 1145 1251 
1285 
Die E. in der Schleſiſchen Geſellſchaft 1595 
E. und Einkommensverhältniſſe der Anwälte 1405 
Zur E. von IR. Auerbach gegen Meitel 1465 
Die BVO. und die Anwaltſchaft 
1105 Heilberg 
1237 1550 Kaufmann 
1550 Bendix, Kaufmann, Pad 
Entmündigungsſtreit | 
Parteibezeichnung der Staatsanwaltſchaft im E. 
II. Inſtanz 1265 
Entſchä digung 
Feſtſetzung der E. nach dem RNapongeſetz (83 287, 
286 ZPO.) 148 
Erbanteil 
Verpfändung des Anteils am ungeteilten Nachlaſſe 
(LGN. Follcher, Crefeld) 215 540 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den 
Teſtamentsvollſtrecker 595 28 
Erbeinſetzung 
E. des Deutſchen Reichs durch Deutſchamerikaner 
1155 
Erbſchaftsſteuer N 
86, Schenkung eines Ausländers 590 * 
Zinſen zurückzuzahlender E. 11988 
Erbvertrag 
Begriff und Umfang der Vindung des Erblaſſers 
1120 
Erfinder 
Recht des E. von Szyja, beſpr. von Seligſohn 468 
Erfinderſchutz 
Verletzung des E. durch Patentanmeldung 126 
Erfüllung 
Unmöglichkeit ſ. d. 
Erfüllungsgehilfen 
Haftung für E. 240 
Erfüllungsgeſchäft 
Abſtrakte E. unter einer Bedingung. 650° 


Zivilregiſter. 


Erſtattungsanſpruch 
S. Verufsgenoſſenſchaft, 
erſtattung 
Erſtattungs fähigkeit 
Erſtehungsrecht 
Abtretung des E. (Kaufvertrag? Wertzuwachs 
ſteuer) 762 766 
exceptio doli generalis 591 
Fabrikabwäſſer 
Schädigung des Fiſchereipächters durch F. 1428 
Fabrikpreis 
Angebot zu F. 805 
Fachzeitſchriften 
Namensnennung bei Urteils veröffentlichung 295 
Fahrläſſigkeit 

Grobe F. 22° 

Unvorherſehbare Gefährdung durch Neckereien 395“ 

Verbrennung durch Röntgenſtrahlen, außergewöhn- 

liche Wirkung 577° 
Feindesland ſ. Oktupationsgebiete 
Haftung der Gemeinden für ihre Angehörigen 975 
Feindliche Ausländer 

Verträge mit F. A. 

261 Rücktritt des Berſicherten vom Vertrage mit 
einer engliſchen Verſicherungsgeſellſchaft. Ku- 
mulative Schuldübernahme durch Vertrag des 
ausländiſchen mit einem deutſchen Verſiche⸗ 
rungsunternehmen (Gutachten von N. Dr. 
Kaufmann, Leipzig) 

Zahlungsverbot (mittelbare 

f. A.) 1056 
Entlaſſung eines f. A. von der Vormundsſtellung 
1039 
Feindliche Staaten 
Veſchlagnahme der Außenſtände F. St. ſ. Beſchlag- 
nahme 
Feldpoſtbriefe 
Zuläſſigkeit der F. an Klienten 1588 1555 
Ferienſache 
Stillſchweigender Antrag auf Erklärung zur F. 1275 
Feſtſtellungsklage 
Rechtliches Intereſſe (Veſtreiten des Anſpruchs) 591” 
Fernleitungen 
Beſtandteil oder Zubehör? 909! 
Fernſprechanſchluß 
Schadenerſatzanſpruch gegen den Poſtfiskus wegen 
Sperrung des F. 520 
Fernſprechrecht 
Dr. Scholz, F.; von ROR. Gally 1277 
Feuerverſicherung ſ. Verſicherungsvertrag 
Realkredit und F. (Von Dr. Ohlert, beſpr. von 
Nußbaum) 1462 


Schadenerſatz, Roften- 


ſ. Koſtenerſtattung 


Zahlung an einen 
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zenerverſicherungsgeſ chã ft 


Dr. Menzel, das engliſche F. im Kriege, angezeigt 


von Dr. Schlichting 807 
Finanzierungen 
Schmalenbach, F. beſpr. von Springer 1137 
zirnenänderung 
Verdeutſchung des Vornamens 1450 
diſchereipächter 
Schädigung des F. durch Fabrikabwäſſer 1425 4 
Fiskus 
Haftung des Reichsfiskus für Lotſen im Nordoſtſee— 
kanal 328 
haftung des preuß. F. für Amtspflichtverfäunung 
eines Strommeiſters 342 18 
Zinſenpflicht des F. für zuviel erhobene Steuer, 
Vertretung des F. in Steuerſachen 11989 
dluhtliniengeſetz 
Vohngebaude (Saalanbau), $ 12 des Geſetzes 10215 
Fluß bett 


Künſtliche Trockenlegung 799 10 
ölnfinterdikte g. 


9313 BEB. :. Grundſtücesperäußerung 
Fraglanſprüche 
. — IC Abſ. 1 Ar. 5 805 B. 1000 ? 
enkag ſ. au Beförd bär 
drugepflict * erungsgeſchäft 
leihe g. 37 a 
due daterländiſche Vereinigung 
richt von Hachenburg 1048 
r Neere ſ. a. S 
Edwin Kg 1. a. Seebeuterecht 


| F. d. M, angezeigt von Kohler 807 
TECH, g ö 


wash in der Vergangenheit 185 
Ä raxis der Gerichte | 
LETTER 8 


5 für den Kriegsfall 9122 
Medengrigge, 


ade Fin Ruſſiſch-Polen 967 a 
l 


6; 
500 Verfahren (Von Star. Zeiler) 89] 
Arag j. Gehaltsverträge 

un 


ng d 5 für Kriegsvertreter 952 
g gegenüber Kriegsteilnehmer 952 
er B ehrsräume 1007 1 


Gebäudeunfall 
Klage gegen den ſchuldunfähigen Gebäudebe— 
ſitzer, wegen Verſchuldens ſeines Vormundes 
($ 836 hilfsweiſe 829 VGB.) 5801 
Gebrauch 
G. durch Verbrauch (Grundſtücksperwertung) 3241 
Gebrauchs muſter 
Aufhebung des Lizenzvertrags über ein gelöſchtes 
G. 196 8 
Neubeit (Verbilligung durch dauerhafteres Mate- 
rial) 406 14 
Gebühren f. Anwaltsgebühren, Koſten 
G. der Rechtskonſulenten (RU. Hawlitzky, Forſt) 152 
Geburtsurkunden ſ. Ehelichkeit 
Gefahrübergang 
G. bei Eigentunisvorbehalt 23 8 
Gefallene 
G. Rechtsanwälte ſ. d. 
Gefährlichkeit 
G. einer Maſchine 796 13 
Gegen moratorium ſ. a. Ausländer 
G. und Verzinſung 62 
Zur Praxis des G. 
208 (Fürnrohr) 
231 (Steffens) 
291 (Rothbarth, Cohn, Haberſtumpf, Reichel) 
G. und Zwangsvollſtreckung 419 464 
Anterbrechung des Verfahrens, wenn beide Teile 
neutrale Ausländer ſind 466 
Einziehung deutſcher Guthaben in der Schweiz 
(Rundſchreiben des ſchweizeriſchen Bundesrats, mit- 
geteilt von Prof. Dr. Reichel) 816 
Anwendung des G. gegen ausländiſche Reichs- 
deutſche (Von Gerichtsaſſeſſor Peſchke) 817 
Aufrechnung. Widerklage. G. als Hindernis 
der Rechtsverfolgung des Inländers 1265 10 
Gehalts forderungen 
Zurückbehaltung gegenüber Lohn- und G. (Reg.- RN. 
Dr. Hartmann) 210 
Gehaltsverträge 
Anfechtbarkeit der G. 
(NA. Leſſer) 685 
Geiſtestrankheit ſ. a. Eheſcheidung 
Neuere Rechtprechung bei Anfallneuroſen (Von. 
Horn, beſpr. v. Straßmann 814 
Dr. Göring, Gemeingefährlichkeit, beſpr. v. Prof. 
Straßmann 814 
Gemeinden 
Haftung feindlicher G. für ihre Angehörigen 
(Landkriegsordnung, Art. 50) 973 
Gemeindegerichte 
G. in Ruſſiſch-Polen 967a 977 


zugunſten der Ehefrau 
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Gemeinderecht 
Berliner G., beſpr. von Friedenthal 670 
Gemeindeſteuer 
Dr. Birnbaum: G. Syſteme in Oeutſchland, beſpr. 
von Mrozek 945 
Gemeindevorſtand 
Ausſetzung eines Rechtsſtreits wegen Einberufung 
des G. 54 
Gemeindewahlrecht 
Rechtſprechung des OVG. 
Gemeingefährlichkeit 
Dr. Göring: G. in pſychiatriſcher, juriſtiſcher und 
ſoziologiſcher Beziehung, beſpr. von Prof. Dr. 
Straßmann 814 
Genehmigung 
G. einer Prozeßhandlung 56 2⁰ 
Genoſſenſchaft 
Drei Fragen aus dem Recht der eingetragenen G. 
(Dr. Waldeker, Charlottenburg) 82 
Anfechtung der Vorſchußberechnung durch den Ge- 
noſſen 569 
Nichtigkeitserklärung von Beſchlüſſen 1566 ° 
G. für muſikaliſches Aufführungsrecht 13523 1597 
1555 
Genoſſenſchaftsbeſchluß 
Amtspflichtverletzung eines Regiſterrichters und 
Regiſterführers durch verſpäteten Eintrag eines 
Genoſſenſchaftsbeſchluſſes 14285 
Gerichte ſ. a. Richter, Geſchäftsverteilung 
BRD. zur Entlaſtung der G. ſ. Entlaſtung 
Gerichtsbezirke | 
Neueinteilung der G. nach heutigen Verkehrs- 
verhältniſſen (RA. v. Harder) 255 
Gerichtsgebühren 
Ermäßigung der G. bei Vergleich 
Gerichtskoſten ſ. Koſten 
Gerichtskoſtenvorſchuß 
G. bei Veſtellung eines Vertreters für einen Kriegs- 
teilnehmer 1215 
Richterentlaſtung ſ. d. 
Gerichtsſtand 
G. der unerlaubten 
klagen 251 
G. der unerlaubten Handlung für die Unterlaſſungs- 
klage 295 
G. der unerlaubten Handlung bei Wettbewerbs- 
klagen aus 88 824, 826 BGV. 751 
Anterlaſſungsklage im G. der Patentverletzung 
1025 *˙ 
G. nach § 24 Unl WG. 1196 
Vereinbarter G. Vereinbarung zweier Ham- 
burger über ausſchließliche Zuſtändigkeit der 


104 441 774 1114 


Handlung für Anfechtungs- 


1040 1045 1146 
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engliſchen Gerichte und Anwendung engliſchen 
Rechts 995 
Gerichtsverfaſſung 
Interimiſtiſche G. in Ruſſiſch-Polen 429 
Gerichtsverfaſſung und Gerichtsverfahren 
G. in Belgien und Ruſſiſch-Polen 966 b 977 
Geſamtbevollmächtigte 
Ermächtigung eines G. zur Alleinvertretung 998“ 
Geſamthandsgemeinſchaften 
Kriegsteilnehmerſchutz für G. (RA. Klaus Menner, 
München) 2 
Geſamthypothek ſ. Hypothek 
Hypothek an einem Miteigentumsgrundſtück 
(OL GR. Dr. Kretzſchmar) 771 | 
Geſamtſchuldverhältnis 
Verſchiedenheit des Rechtsgrundes 22 
Ausdehnung des Grundſatzes $ 840 BGB. 524° 
Geſamtvertretung 
Abſchaffung der G. durch regelmäßiges Handeln 
eines der Geſamtvertreter 122 
Geſchäftsauſſicht 
Grundſtücksaufſicht ſ. d. 
Wechſelverlängerung während der G. 62 
RA. Dr. Breit, Das Aufſichtsmoratorium 161 
RA. Dr. Wertheimer, Frankfurt a. Main, Die 
G. 174 | 
Erinnerung gegen unzuläſſige Zwangsvollſtreckung. 
Duldung derſelben. 
172 (Dr. Breit) 

288 (Dr. Löwenwarter, Dr. Oppenheim) 
Erwerb von Forderungen gegen einen unter G. 
ſtehenden Schuldner zwecks Aufrechnung 

254 (RA. Frucht, Nienburg a. W.) 
957 (Held) 
1148 (Frucht) 
Pfändungsankündigung und G. (RA. Dr. Kull 
man, Karlsruhe) 318 | 
Zwangsvollſtreckung gegen die Geſellſchafter trotz 
G. für die Geſellſchaft (RA. Beſas) 422 
G. in Belgien 426 
Pfändungsankündigung und G. (RA. Dr. 
berger, Leipzig) 491 
Nochmals die G. (IN. Aehnelt, Berlin 494 (gegen 
Breit 191) 
Anſpruch auf Akteneinſicht 742 
Koſtenfragen aus dem Gebiete der G. 
769 (Dr. Klien, Leipzig) 
806 (RA. Dr. Geyler) 
956 (Friedländer) 
1052 (v. Harder) 
Oſterreichiſche G. 902 (905) 
Zuständigkeit für eine einſtweilige Verfügung 
1127 


Kirch- 
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Levy, G.; beſpr. v. Dr. Wertheimer 1278 
Klage und Aufrechnung 1376 1377 
Zuläſſigkeit der Klageerhebung trotz G. 1452 
Verfügungsbefugnis des Schuldners 1453 
Geſchafts bücher 
Recht des Agenten auf Vorlegung der G. des 
Eeſchäftsherrn (§ 91 HGB., 810 BEB.) 7781 
Recht des Agenten zur Einſicht in die Bücher des 
Geſchäftsherrn 778 1 
Geihäftsführung ohne Auftrag, ſ. Auftragloſe G. 
Geſchäftsgeheimnis 
Geſchäftliche Pläne (Abſichten für die Leipziger 
i Meſſe) 1419 
Seihäitsftörung 
6. durch Mitteilungen an die Kunden 327 
Beſchäftsunfähigkeit 
Ablehnung der Gültigkeit des vernünftigen Ge- 
ſchfts eines Geiſteskranken 5702 
geſchäftsverteilung 
Lelbſtändige Abteilungen eines Zivilſenats 96 n 
Geſchoſſe 
Kechtsverhältniſſe an aufgefundenen, insbef. durch 
Operation aus dem Körper des Verwundeten 
entfernten G. 65 (RA. Bendix) 
beſetzezauslegung 
Außerungen von Abgeordneten und Regierungs- 
vertretern 663 16 
Sieklihe vertretung s. d. 
eſellſchaft 
a. Zwangsſyndikat 
detlezung eines Geſellſchaftsmitgliedes bei Bau- 
arbeiten 578 12 
beſellſchaft m. b. 9. 
a r Beſchlüſſe durch NRegifterein- 
17 Abi. 4 des Geſetzes, Hindernis der Stimmen- 
abgabe 1957 
—— außer dem Gründungsver⸗ 
de Der 9. Vereinbarungen über Tragung 
Mfehtl es) 535 u 
wangen elseriperbsatts durch den ein- 
Fortdauer Ser lter 586 | 
migen, Verpflichtung zur Stellung des 
Ührerg we 3 Beſtrafung des Gefchäfts- 
En Gene sig lng desselben 
5 ertrag 514 18 


Lacheinlage und A 
9 u re 1 
W Sg a chnungsverbot 516 2 


— dcn, Bilanzen 809 
nn der Mitgeſellſchafter für eine rück- 
ee Stammeinlage 1124 s 

uflöſung 1365 u 


— 


Freie Verfügung des Geſchäftsführers über die 
Sacheinlagen 1418 ö 

Berechnung des Viertels 1418 

Geſellſchaftsähnliche Verträge 

Anwendung des § 725 Abſ. 3 13523 

Geſellſchaftslehre 

Prof. Spann, beſpr. von Ernſt Fuchs 1046 

Der Krieg im Lichte der G. (Von Jeruſalem, beſpr. 
von E. Fuchs) 1133 

Geſellſchaftsvertrag 

Der Redaktionsvertrag (Dr. Al. Elſter, Berlin- 
Friedenau) 257 

G. oder Darlehn? Dividende ſtatt Verzinſung 
698. 

Zuläſſigkeit eines G., wonach der eine Teilhaber 
nach außen als Geſellſchafter auftritt, nach innen 
aber bloßer Angeſtellter iſt, ohne Teilnahme an 
Gewinn und Verluſt 14283 

Geſellſchafter 

Erſatzanſpruch des G. für Schaden, den er bei 
Beforgung von Geſellſchaftsangelegenheiten er- 
leidet, nach Gemeinem Recht 4508 

Gewährleiſtung 
Mängelrüge 2775 (Lieferung einer anderen Ware) 
$ 464 BGB. bei Vorſpiegelungen 4443 
Gewährleiſtung 

Mündliche Zuſicherung des Bierumſatzes. § 460 
BGB. im Falle der Argliſt 5066 

Ausſchluß der Wandelung durch ſchuldhafte Ver— 
ſchlechterung der Sache nach der Wandelungs— 
erklärung 1004 u f | 

Zuſicherung hinſichtlich der Rentabilität eines Ge— 
ſchäfts 11172 

G. und Anfechtung wegen Irrtums oder Betrugs 
11913 


Gewerbe: und Kaufmannsgericht 
Anwälte bei G. und K. 1256 


Gewerbliche Anlagen 
§ 26 GewO. 457 3 
Gewerbeordnung 
Geh. Reg.-R. v. Rohrſcheidt. G., beſpr. von Raus- 
nitz 757 
Gewerberecht 
Neukamp, Nebengeſetze zur Gewerbeordnung; 
beſpr. von Baum 608 
Gewerbliche Schutzrechte 
Neichskommiſſar für G. Sch. 1585 
Gewerkſchaft 
Bergrechtliche G. (Keine Vertretungsbefugnis des 
einzigen Gewerken) 5272 
Gleisanſchluß 
Rechtsweg 284 10 
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renzſtreit 
" Zwei Schriften über den G., beſpr. von Nußbaum 
Grobe Fahrläſſigkeit ſ. Fahrläſſigkeit 
Groß mühl en 
Einfluß des Krieges auf die G. (Auslegung der 
Kriegsklauſel. Don RA. Dr. Wirtz, Düſſeldorf) 
900 
Grundbuch 
Mängel bei Eintragungsanträgen 496 
Zweckmäßige Faſſung des G. und Hppotheken- 
briefes 1213 | 
Beſtandsangaben des ©. (Landr. Dr. Reiß) 1415 
Grundbuchrichter ſ. a. Amtspflicht 
Klage gegen den Staat wegen Verſchuldens des 
G. ohne Vorausklage gegen dieſen 59429 
Grundſchuld 
Form der Verpfändung 139% 
Pfändung und Überweifung von Hypotheken und 
G. (Von Dr. Lazarus, beſpr. von Amtsgerichts— 
rat Dr. Levin, Berlin- Schöneberg) 816 
ſ. a. Eigentümergrundſchuld 
Grundſtücksaufſicht 
Einführung einer G. 424 
Verwaltungsaufſicht bei Grundſtücken 475 (Geh. 
JR. Dr. Güthe) 
Grundſtückserzeugniſſe j 
Rechtſprechung des OVG. zur Wertzuwachsſteuer 
762 767 
Grundſtückskauf 
Abtretung des Erſtehungsrechts (NRechtſprechung des 


Oberverwaltungsgerichts zur Wertzuwachsſteuer) 
762 766 


Grundſtückslaſten 
G. im Vnterſchiede von Belaſtungen 241 
Begriff der G. (Rechtſprechung des Oberverwal— 
tungsgerichts für die Wertzuwachsſteuer) 762 766 
Grundſtücks mietvertrag 
Vorvertrag zu einem formbedürftigen G. 
Grundſtücksveräußerung 
Formvorſchrift des $ 315 BGB. 
22° Nebenverabredung über die Wertzuwachs— 
ſteuer 
1929 Schuldverſprechen als Zwang zur G. 
Grundſtückswert 
Ermittlung des G. für die Wertzuwachsſteuer 762 
Güteverfahren 
Das G. (Von StA. Zeiler) 891 
Haager Abkommen 
Aufhebung des H. A. vom 14. November 1896 
289 418 602 752 759 802 1127 
Haftpflicht ſ. a. Verſicherungsvertrag 
Betriebsunfall ſ. d. 
Eiſenbahnhaftpflicht ſ. d. 


1562 
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Fabrik im Sinne $2 des Geſetzes 659 1 
Vorübergehende Beſchäftigung eines fremden Ar- 
beiters (bei Ablieferung einer Maſchine) 1195 ® 
Handelsbücher 
Recht des Agenten zur Einſicht in H. 778! 
Handelsgebräuche 
Ablehnung des Sachverſtändigenbeweiſes über H. 
4112 
Handelsgeſellſchaften 
Kriegsteilnehmerſchutz für H. 2 464 555 644 
Unterbrechung des Rechtsſtreits einer inländiſchen 
offenen H., deren Teilhaber im Auslande woh- 
nen 54 
Übernahme des Geſchäfts der offenen H. durch 
einen der Geſellſchafter im Laufe eines Rechts- 
ſtreits 14718 
Mietvertrag einer offenen H. — Haftung des aus- 
geſchiedenen Teilhabers bei ſtillſchweigender Ver- 
längerung 193 
Klage gegen den Einzelkaufmann, der das Geſchäft 
übernommen hat, unter der Firma der offenen H. 
194 ® 
Kann ein Geſellſchafter in eigenem Namen auf 
Leiſtung an die H. klagen? 275? 
Jäger, Offene H. als Prozeßpartei; beſpr. von 
Hachenburg 958 
Handelskauf 
Cif.-Klauſel 11229 
Handelsregiſter 
Mängel bei Eintragungsanträgen 496 
Handlungsgehilfen ſ. Angeſtellte 
Handlungsreiſender 
Widerruf der Inkaſſovollmacht des H. 121 
Handlungsvollmacht 
Stillſchweigende Erteilung der H., nachträgliche 
Genehmigung der H. Erkennbarkeit des Wider- 
rufs nach außen 1429 ® 
Heilungskoſten |. Schadenerſatzanſpruch 
Herausgeber 
Rechtsſtellung des H. (Der Nedaktionsvertrag von 
Dr. Al. Elſter) 257 
Heymann's Verlag 
Verlagsverzeichnis 1216 
Hinterbliebenenverſorgung 
Militär-H. (Von Reg.-R. Dr. Th. v. Olshauſen, 
Berlin 896. 
Hinterbliebenenfürſorge 
Die Geſetze über H. Beſpr. von Schäffer 469 
Stäcker 470 
Hülfskaſſe 
Bekanntmachungen der H. 297 
Geſchäftsbericht 1555 
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döchſtperſönliche Rechte Jag dpachtverträge 
Verträge über Ausübung H. N. 3300 Schriftform 9932 5 
Höhjtpreije Verſchiedenes zur Reichsgerichts entſcheidung 993 2 


RA. Dr. Netter, Berlin, Requifitionen 176 
Enteignung und Zwangsverkauf 877 (JR. Koffka) 
BRB. vom 25. Juli 1915 
Szezesny. H. (Beſprochen von Hackenberger) 1461 
Einwirkungen der H. auf laufende Verträge (Prof. 
Oertmann) 1519 
Hojlieferant ſ. Titelſchacher 
Öhpothet |. auch Geſamthypothek 
FJalligkeit der H. im Konkurſe des perſönlichen und 
dinglichen Schuldners 462 17 
Sejamthnpothet (Hypothek auf einem in Miet- 
eigentum ftehenden Grundftüd) (Von Ober— 
landesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, Dresden) 771 
Pfändung von 9. von Lazarus; beſpr. von LGN. 
Dr. Levin 816 
Einschränkung der Verfügung über die Wietzinſen 
durch Geſetz vom 8. Juni 1915. (Von Sen.-Präſ. 
Dr. Hallbauer, Dresden) 880 
Art der Derlautbarung einer Amortiſationshypo- 
thek 1215 
Dändung einer durch Vormerkung geſicherten For— 
derung 1285 
bpothekenabtretung 
9 unter Vorbehalt des Zinsgenuſſes 394 © 
Wpothekenanſtalten 
Finanzierung der H. deutſcher Großſtädte. Von 
j Dr. Letke, beſpr. von IR. Dr. Hillig 155 
— Faſſung des Grundbuchs und H. 1213 


der gegenwärtige Stand der H. Vortrag von Nuß- 
um im Berliner Anwaltsverein 424 
ger 


rangitreit zwiſchen Nießbraucher und H. 998 


wpflichtung des befrjep; h . 
dewillgung 1260 f igten H. zur Löſchungs 


otketenfgufpner 


iegsſ 
wo 5 H. nach der BRVBO. (Von Auß— 


hben ngbeto ng 
= a 0 H. bei Beſchränkung der Geltend— 
dale 8 ben perſönlichen Anſpruch 1455 


Kine) 
Jund 
aa betordnungen aus Dezember 1914 (NA. 
Wiebe 8 
Legeſeze und H. 5 
nne * on Nußbaum) 1177 
„ Kriegsnotgeſetzen 60 (Geh. IR. 
Fuchs) f. a. 254 540 


1055 1287 
Im miſſionen f. Eigentumsſtörung 
Inſerate ſ. Anzeigen 
Intereſſe 
J. im Sinne 5 824 Abſ. 2 BGB. 91 
Internationales Privatrecht ſ. Kriegsgeſetze 
Irrtum ſ. Willensmängel 
Juriſt 
Der J. Überficht der juriſtiſchen Berufe von einem 
Ungenannten, beſpr. von Wohrizek 610 
Juriſtenvorbildung 
Aſſeſſorprüfung in Krieg und Frieden 
421 Geh. IR. Neumann, Dr. Eugen Fuchs 
614 Geh. IR. Neumann, IR. Dr. Bödiker 
1054 Geneſt 
Stölzel, Schulung für die juriſtiſche Vorbildung, 
beſpr. von Eugen Fuchs 816 
Neugeſtaltung der Studienordnung in Oſterreich 
1386 
Juriſtiſche Wochenſchrift 
Wechſel in der Schriftleitung 297 
Inriſtiſche Perſonen ſ. Kriegsteilnehmerſchutz 
Juſtizko m miſſariat 
J. in Ruſſiſch-Polen (Ausübung der Anwaltſchaft 
durch deutſche Anwälte für Rechnung des Staates) 
967a 
Juſtizorganiſation 
Aufgaben der 9. nach dem Kriege (NA. v. Harder) 
255 
Juſtizrat n 
Gehört der pr. Geh. J. zu den ordentlichen Gerichten 
im Sinne des Geſetzes vom 4. Auguſt 19142 802 
Juſtizreform 
Kriegsverordnung zur Entlaftung der Gerichte 
1102 Wach 
1105 Heilberg 
Juſtizverhältniſſe 
J. in Hamburg während des Krieges von ORg.-N. 
v. Daſſel 1250 1346 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal ſ. Nordoſtſeekanal 
Kalender 
Einführung des gregorianiſchen K. in Ruſſiſch- 
Polen 972 b 
Kammergerichtsanwälte 
Geſchäftsordnung der K. 471. Vergleiche dazu: 
Bemerkungen von OLGR. Geh. IN. Schneider, 
Stettin und Leitſätze des Kieler Anwaltsvereins 
541 
Kanalüberſchwemmung 342 
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Kartelle 
Krieg und K. (RA. Prof. Flechtheim) 572 
Zwangsſyndikat 885 
Kauf ſ. Grundſtücks-, Handelskauf 
Gefahrübergang bei Eigentumsvorbehalt 25 
Kaufvertrag 
K. zur Ausführung eines Rücktritts 1190 
ſ. a. Grundſtückskauf 
Kaufmänniſche Angeſtellte ſ. Angeſtell e 
Kinder ſ. Eltern 
Klagabweiſung 
Aufrechnung einer unſtreitigen Gegenforderung 
gegen die ſtreitige Klagforderung 816 
Klageanſpruch 
Erledigung des K. 1053 
Klagerhebung 
K. durch Zuſtellung an den früheren geſetzlichen 
Vertreter eines vermeintlich noch Minderjäh- 
rigen 267 
Klagerweiterung 
K. durch Anſchlußberufung 461!“ 
Klagzurücknahme 
Reviſion zwecks K. in Eheſachen 148 
Klauſurarbeiten 
K., beſpr. von Sen.-Präſ. Dr. Ebert 470 
Kleinbahnen 
Rechtsweg wegen Gleisanſchluß 2841 


Knappſchaftsvereine 

Köhne, K.; beſpr. von IR. Wilde, Tarnowitz 1219 
Knebelungsverträge 

Sittenwidrigkeit der K. 1912 
Koalitionsfreiheit 


Die Strafbarkeit der Streikandrohung und die neue 
Zeit (RA. Ernſt Fuchs) 489 
Kohlen ſ. Bergbau 
Kollektivvollmacht ſ. Geſamtvollmacht 
Kollektivvertretung ſ. Geſamtvertretung 
Kommunalverbände für Brotgetreide 1214 
Konkurs ſ. a. Geſchäftsaufſicht 
Erfüllung zweiſeitiger Verträge 100 
Fälligkeit der Hypothek im K. des perſönlichen und 
dinglichen Schuldners 462% 
Berechnung des Brandſchadens (Einfluß der Ver— 
antwortung durch K.) 7903 
Gerichtliches Ausgleichsverfahren zur Vermeidung 
des K. 1150 
Dasſelbe in Oſterreich 1152 
Schlußverzeichnis 14581 
Konkursantrag 
Fortdauer der Verpflichtung des Geſellſchaftsver- 
treters zum K. nach Beſtrafung wegen Unter— 
laſſung desſelben 121 
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Konkurs forderungen 
Klage wegen einer K. gegen den Verwalter ohne 
vorſchriftsmäßige Prüfung 712 
Verluſt der Aufrechnungseinrede durch Anerkennung 
im Prüfungstermin 1437 
Konkursgericht 
Verlangen der Akteneinſicht, Beſtellung umfäng- 
licher Abſchriften 804 
Konkursgläubiger 
Antrag eines K. auf Abſchrift der Konkuͤrstabelle. 
Beſchwerde des Verwalters gegen die ablehnende 
Entſcheidung 751 
Erteilung von Abſchriften an den K. (Bilanz- und 
Gläubigerliſte) 804 
Konkursverwalter 
$ 17 KonkO. ſ. Konkurs 
Aufnahme des Verfahrens gegenüber dem K. 461 
Konnoſſement 
Frachtberechnung nach der Maßangabe im K. 
1432 ® 
Konſulargerichts barkeit 
Wird der deutſche Konſul während des Krieges bei 
Ausübung der K. durch den amerikaniſchen Konſul 
vertreten? 995 
Konterbande 
Rechtſprechung der deutſchen Priſengerichte 1164 
Kontrollverſammlung 
Prof. Gerland, Die K. 
Korkengeld ſ. Wettbewerb 


Korreſpondenzanwalt 
Erſtattungsfähigkeit der Gebühr des K. (RA. Foer- 
der, Breslau) 128 
Erſtattungsfähigkeit der Gebühren 
konſulenten 152 
Koſten ſ. a. Kriegsteilnehmer, Koſtenvergleich 
Koſten des Verfahrens über den Zahlungsauf- 
ſchub ſ. d. 
Belaſtung des Anwalts mit den K. einer ausfichts- 
loſen Klage 124 
Anwaltsgebühren ſ. d. 
Gerichtskoſten im Wiederaufnahmeverfahren 296 
Vertrag über Prozeßführung auf K. eines anderen 
696 
Ermäßigung der Gerichtskoſten wegen Vergleichs 
1040 1043 1146 1575 
K. der Anſchlußreviſion, die durch Verwerfung der 
Reviſion wirkungslos wird 14571 
Koſtenentſchei dung |. Kriegsteilnehmer 
§ 93 ZPO. Anlaß zur Klagerhebung bei der 
Pfändungswiderſpruchsklage 294 
Zur Frage der Koſtenlaſt in Interventionsprozeſſen 
(SS 771, 91, 95 ZPO)) 294 
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die Frage der Erſtattungsfähigkeit der K. des 
Zwiſchenanwalts ($ 91 ZPO.) 294 

Erſtattungsfähigkeit der Korreſpondenzgebühr (§ 44 
RACO., $ 91 3PO.), Pauſchſatz im Falle des 
970 Abſ. 4 NAGO. 295 

Haftung des Hauptbevollmächtigten für die Roften- 
forderung ſeines Nachbevollmächtigten 295 

Gerichtskoſten und Anwaltsgebühren im Zivil- 
prozeſſualen Wiederaufnahmeverfahren 296 

Ju 8 67 RAGO. 296 

doſteuerſatz 
Einrede des mangelnden K. 249 " 


Loſtenerſtattung 
Erſtattungsfähigkeit der Korreſpondenzgebühr 128 


294 295 1273 
Anwaltswechſel im Mahnverfahren 604 
Zurücknahme des Widerſpruchs gegen den Zahlungs- 

befehl 605 
Koſten des Briefwechſels über Zuſendung der Klag- 

forderung nach Erlaß des Urteils und Koſtenfeſt— 

ſezungsbeſchluſſes 605 
Publikationsgebühr in Privatklagſachen 606 
Lotwendiger Anwaltswechſel aus dem Grunde, 

weil der erſte Anwalt zum Kriegsdienſt eingezogen 

wurde und die Sache für den ihn vertretenden 

Referendar zu ſchwierig war 665 
Verurteilung des wegen Warenzeichenverletzung 

perurteilten Angeklagten und die Koſten des Neben- 

flägers (Reiſekoſten des vom Nebenkläger zuge- 

zogenen Berliner Anwalts) 750 
Zu 919 VRVO 

1102 1105 Wach, Heilberg 

20 NA. Dr. Schlechtriem, Oüſſeldorf 

1221 RA. Klotzſch, Obornik 
Lell nachtſtempel 1273 
Loſtenfeſſſetzung 
Aumag auf neue K. wegen der Koſten des Brief- 

wechſels über Stundung der Urteilsſchuld nach 

der eriten K. 605 
Rofeniragen 
8. Aus dem Gebiete der Geſchäftsaufſicht 

oo Klien 

806 Geyler 
Kofenficerheit 

Progehhindernde Einrede der mangelnden K. (Haa- 

1 kommen und Kriegszuſtand) 110 289 
0 602 732 802 1127 

Stehen wir mit Italien i im Kriege? 739 

wee eich 
e des Gegners der armen Partei 603 

bases des Führers (Verſchulden 

r dem Gefälligkeitsfahrgaſt) 275° 


Anforderung an die Sorgfalt des Führers nach 9 7 
Kraftfahrzeuggeſetz und $ 267 BGB. 587 2 
Kraftfahrzeughalter | 
88 823, 851 BGB. (Aufſichtspflicht) 89° 
88 Abſ. 2 des Geſetzes 1989 199 ° 
88 1, 17, 18 des Geſetzes, Schadenverteilung 200 4 


1018 2 
Beweispflicht des K. nach §7 des Geſetzes 404 13 
Krankenkaſſenvereinigung 
Verträge zwiſchen Ärzten und K. 660 13 
Krankenverſicherung ſ. Arbeiterverſicherung 
K. der Dienſtboten 1528 
Kreditauftrag 
Amwandlung eines K. in eine Bürgſchaft 1353 4 
Kreditſchädigung 
Anterlaſſungsklage gegen ſtrafbare Handlungen ſ. d. 
— insbeſ. 299 (302) 
Krieg 
Siſtierung von Zeitungsanzeigen im K. ſ. Anzeigen- 
vertrag 
Einſtellung von Anzeigenverträgen wegen K. (NA. 
Reden, Berlin) 253 
Rechtslage der Ausländer ſ. d. 
K. und Angeſtellte ſ. d. 
Kündigung wegen K. 681 700 ® 
Einwirkung des K. auf Verſicherungsverträge f. d. 
Wie wirkt der K. auf die Rechtsanſchauungen eines 
Volkes? (Vortrag von Exz. Hentig im Berliner 


Anwaltsverein) 208 

Aufgaben der Juſtizorganiſation nach dem K. 255 
(RU. v. Harder) 

K. und Kartelle (RA. Prof. Flechtheim) 372 

Der K. und die Haftung der Eiſenbahn (RA. Mi- 
chalke) 385 

Notariaksvertretung im K. 471 (RA. Offszanka) 

Öfterreihs Anwaltſchaft während des K. (Dr. 
Bachrach) 487 

Der K. und die italieniſche Anwaltſchaft, von NA. 
Dr. Frankenſtein 507 

K. und Auskunfteivertrag 744 

Einfluß des K. auf Zivilrecht und Zivilprozeß in 
Oſterreich. (Von Adv. Dr. Abel, Wien) 902 

Lieferungsunmöglichkeit infolge des K. (RA. Dr. 
Stark, Berlin) 978 ſ. Kriegsklauſel 

Dr. Menzel, das engliſche Feuerverſicherungsgeſchäft 
im K.; beſpr. von Dr. Schlichting 807 

RU. IR. Dr. C. Mayer, Privatrecht des K.; beſpr 
von Heilfron 808 

Einfluß des K. auf Lieferungsverträge (Brot- 
getreide) 1222 

Juſtizverhältniſſe in Hamburg während des K. 
(Von ONEGR. v. Daffel) 1250 
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Schrifttum und Rechtſprechung zum öffentlichen 
Recht im K. (Von Dr. Haußmann) 1475 
Kriegsbeſtimmungen 
Schweizeriſche K. — Betreibungsſtundung — (RU. 
Dr. Kaufmann, Zürich 256 
Kriegsbuch 
Güthe und Schlegelberger, K. (Von Heilberg) 945 
Kriegsbüchlein 
RA. Dr. Baum, Berlin. K. für das deutſche Haus, 
beſpr. v. Magnus 107 
Kriegsentſchä digung 
Errichtung der Reichsentſchädigungskommiſſion 612 
Pfändung des Anſpruchs auf die vom Staate ohne 
Rechtspflicht bewilligte K. 752 1057 1456 
Kriegsfürſorge 
K. in der Anwaltſchaft 17 
Kriegführen de Staaten 
Der Zwangsverwalter in den K. S. und ſeine 


« 


Stellung im Auslande (RA. Dr. A. G. Cohn, 


Berlin) 317 
Kriegsgebiet 
Zuläſſigkeit der Halbblockade 807 
Kriegsgefangene 
Beſchäftigung von K. in unfallverſicherungspflich⸗ 
tigen Betrieben 989 
Kriegsgerichte 
Außerordentliche K. 14 
Zuständigkeit der außerordentlichen K. bei Ideal 
konkurrenz 740 ö 
AUngültigkeit der Eidesleiſtung vor dem Bericht- 
erſtatter des außerordentlichen K 804 
Verfaſſung und Verfahren der außerordentlichen 
K. (Prof. Goldſchmidt, beſpr. von Lorenz) 1460 
Kriegsgetreidegeſellſchaft 
Die Beſchlagnahme für 1915 (Von NA. Dr. 
Oppenheimer, Juſtiziar der K.) 754 
Kriegsgewinne 
K. infolge Beſchlagnahme (RA. Dr. Starke) 561 
Kriegsgeſetze 
Internationales Privatrecht der K. (RA. Dr. Waſſer- 
mann, München) 10 
Zwangsverwaltung vom 22. April 1915 (Geh. JR. 
Dr. Güthe) 473 
K. und Hyppothekenweſen (Von Nußbaum) 1177 
Fragen aus den K. (LSR. Dr. Hirſch) 1181 
Waſſermann und Erlanger, K.; beſpr. von Schäffer 
974 
Kriegsgetreidegeſellſchaft ſ. Brotgetreide 
Kriegsklauſel 
K. in Lieferungsverträgen 229 (XA. Oßwald, 
Mannheim) 
clausula rebus sic stantibus (Von Haußmann) 634 
Tragweite der K. 741 (NA. Dr. Dicken, Düſſeldorf) 
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Auslegung der K. (Von NA. Dr. Wirtz, Düſſel- 
dorf) 900 
Freizeichnung für den Kriegsfall (Beweislaſt für 
wirkliche Behinderung) 912 934 1038 1287 
K. in Lieferungsverträgen 1576 
Kriegsleiſtung 
Unmöglichkeit der Erfüllung infolge Beſchlagnahme 
291 
Beſpr. von RA. Stäcker 470 
Anſprüche der Gemeinden wegen Benutzung von 
Schulgebäuden 677 
Pfändbarkeit des Entſchädigungsanſpruchs für K. 
1042 
RA. Dr. Netter, Berlin, Requifitionen 176 (Be- 
handelt auch Höchſtpreiſe) 
Kriegslieferung 
$ 329 Ste., $ 281 BGB. 
71 RA. Waſſermann 
111 NA. Löwenwarter 
182 RA. Dr. Becker 
Kriegsnot 
Grundſtücksaufſicht (Geh. IR. Dr. Güthe) 475 
K. der Hypothekenſchuldner (RA. Dr. Nußbaum) 
482 | 
Kriegsnotgeſetze 
Eine Lücke in den K. (Rangverluſt von Hppotheken 
zinfen) 5 
60 IR. Dr. Eugen Fuchs 
254 RA. Dr. Fürnrohr 
540 RA. Siehr 
Ausbeutung der K. 184 
Kriegsnotgeſetzgebung 
K. in den Okkupationsgebieten 967 b 973 
Kriegsnovelle 
K. zum öſterreichiſchen BGB. 958 
Kriegs prozeßrecht 
Schrifttum und Rechtſprechung zum K. 826 1295 
K. (Von Schäffer) 1498 
Kriegsrecht ſ. auch Seekriegsrecht 
Streitfragen aus dem K. (RA. Dr. Bendix) 65, ins- 
beſondere Forderungen feindlicher Staaten 65, 
Kriegsſchäden 67, Geſchoſſe 68, Stundungs- 
urteile (vollſtrecbare Ausfertigung) 69, juriſtiſche 
Methode 69 
Von Strupp. Völkerrecht des Landkrieges, beſpr. 
von Stäcker 609 
Das Privatrecht des Krieges. (Von RA. IR. Dr. 
Mayer, München, beſpr. von Prof. Dr. Heilfron) 
808 
Schlegelberger, K. der freiw. Gerichtsbarkeit. Beſpr. 
von Heilberg 944 
Kriegs rechtliche Entſcheidungen 
K. E. der OLG. 1213, der AG. 1215 
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K., Kriegsſtrafgeſetze und Gerichtsbarkeit, von Se— 
natspräſ. Dr. Weigel; beſpr. von Fuchs 287 
Wirkung des K. auf das Angeſtelltenverhältnis und 
auf Mietverträge (Ger Aſſ. Dr. Holz, Königsberg 368 
Wirkung des K. auf völkerrechtliche Verträge (Haager 
Abkommen über Abſchaffung der Koitenficher- 
ſtellungspflicht ausländiſcher Kläger) 418 
K. und kaufmänniſches Angeſtelltenverhältnis (Von 
Geh. JR. Dove) 681 
Einfluß des K. auf das kaufmänniſche Anftellungs- 
verhältnis. (Von Geh. IN. Dove, Berlin) 
894 II Angeſtellte Ausländer 
Kriegszuſtandsgeſetz 
Rechtſprechung des ObL G. zum bayr. K. 
Kriegsjuſtiz 
Maßnahmen gegen Streitſucht 63 (Dr. Hucho) 
Kriminalpädagogie 
K., ein Erziehungsbuch, v. Wulffen; beſpr. von 
H. Fuchs 609 
Kundenrabatt 
Pfändung des K. 1552 
Kündigung ſ. Mietkündigung 
Kündigungsrecht 
Verluſt des vertragsmäßigen K. durch Nichtgebrauch 
512° 
K. bei geſellſchaftsähnlichen Verträgen 13523 
La dungs friſt 
Kein Anſpruch des Einſpruchsklägers auf Einhal- 
tung der L. 4584 
Lagergeld 
Berechnung des kaufmänniſchen L. 658 u 
Landeswaſſeramt 
Rechtſprechung des pr. L. (RA. Dr. Hermann, 
Berlin) 442 
Lanolin 
Namensmonopol 13491 
Laſten 
Grundſtückslaſten im Unterſchiede von den Be— 
laſtungen 241“ 
Lebensführung 
Standesgemäße, notdürftige, beſcheidene L. 
(167 a) 


Lebensmittelpreiſe ſ. Höchſtpreiſe, Preisſteigerung 
Lebensmittelwucher 


IR. Dr. Pink zu $5 des Geſetzes vom 23. Juli 1915 
1466 


Legitimationsprüfung 
Bankverkehr 2425 
Lehrer 
Haftung des L. bei Schulausflügen 66318 


Lehrerbeſoldung 
L. an mittleren Schulen in Preußen 101 16 
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Letztwillige Verfügung 
§ 2208 Erweiterung der Befugniſſe des Teſtaments- 
vollſtreckers durch L. B. 2457 
§ 2251 Eigenhändiges Teſtament (Benutzung eines 
Datumvordrucks) 214 4487 
Eigenhändige Niederſchrift. Unterzeichnung mit 
dem Vornamen 135659 1380 Ortsbezeichnung 194° 
§ 2258 BGB. (Wieviel von den Erklärungen des 
Erblaſſers müſſen die Zeugen gehört haben) 
581 
88 2258, 2244 Teſtamentsaufnahme unter Be- 
nutzung einer Fremdſprache 321° 582 16 
Blindenteſtament |. d. 
testamentum mysticum. Ungültigkeit formloſer Nach- 
zettel 7865 
§ 2265 Ungültigkeit eines gemeinſchaftlichen Teſta- 
ments zweier Schweſtern 787 
Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments der 
Ehegatten 101219 
§ 2287 BGB. Bereicherungsanſpruch des Vertrags- 
erben aus vertragswidriger Schenkung gehört 
nicht zum Nachlaß 1015 20 
Widerruf wechſelſeitiger Verfügungen 1469 (Buka) 
Liedlohn 
L. und Geſchäftsaufſicht 161 (168 b) 
Lieferungsverträge 
Kriegsklauſel (RA. Oßwald, Mannheim) 229 
Ausfuhrverbot und Verſendungsverkäufe 673 
Beſchlagnahme 675 
Einfluß des Krieges auf L. (Beſchlagnahme des Brot- 
getreides) 1222 
Lieferungsunmöglichkeit ſ. Unmöglichkeit 
L. infolge des Krieges (RA. Dr. Starke, Berlin) 978 
Lizenzvertrag 
Aufhebung des L. durch Löſchung des Gebrauchs- 
muſters 196 8 
Lohnforderungen 
Zurückbehaltung gegenüber L. (Reg.-R. Dr. Hart- 
mann) 210 
Lotſenzwang 
L. im Nordoſtſeekanal 3285 z 
Lotteriegeſetz 
Anwendung des preußiſchen L. auf außerpreußiſche 
Druckſchriften (Von L. Meyer, beſpr. von Löwen- 
ſtein) 738 
Luftfahrt 
Recht der L. (Von Hülsmann, beſpr. von Tauber) 
609 
Luſitania 
L. (Prof. Dr. Heilfron) 485 
Edwin Katz, Freiheit der Meere, angezeigt von 
Kohler 807 
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Luſitania⸗Fall 
Her L. im Arteil deutſcher Gelehrter, beſpr. 
von Meikel 1544 
Aahnberfahren 
Zurücknahme des Widerſpruchs, Koſtenfolge 605 
M. nach der Kriegsverordnung 1103 (Mad) 
insbeſ. im Arkundenverfahren 1104 
Mängel und Gefahren 1105 (Heilberg) 
1232 (gelter) 
Anwaltsgebühren im M. nach der BO. 1157 
Berbeſſerung des M. Dr. Noeſt gegen Zelter 1412 
Sandgerichtliches M. 


Ablehnung eines Zahlungsbefehls wegen Unrichtig- 
keit der beigefügten Koſtenrechnung 1458 
Nängelrüge . Gewährleiſtung 
8 


Zum Veſen des M. 1351 8 
Narkenartikel 
dreisſcleudern bei N. 465 734 
(RA. Dr. Rofenthaf) 


202 (RA. Dr. W 
Raſchinen nn 


Vertretharkeit 9921 
Aeifgebot 
Abtretung des Rechts aus dem M. und Wert- 
zuwachsſteuer (Rſpr. d. OVG.) 762768 
Aelalteſclagnahme 


Ändung des Entſchädigungsanſpruchs 638 


Helhodenftrei 


Ä z Verwaltungsrecht Beſprechung des Sten- 
a Vörterbuches (von RA. Haußmann) 


Nieten 
neh und Pfändung der M. 


h (Von Hagelberg, 
dun n Rußbaum) 1044 
daſſcherungg pfl 
i gopflicht 
Wahn pflicht des M. 1391 


be en 5 . 
gen dss (nicht mehr zuläſſig, nach deſſen 


ni lie Leilrückſtand 508 7 

di inter I Einigungsämter 

Hetze on R Dr. Weil, Ludwigshafen) 60 
deuerſcein 

irt beſpr. von Philipsborn 1546 


N 
währe TE 
ea Krieges in Oſterreich 902 (905) 


legseingtiff, 
griffe in M. (Senatspräſ. Mittelſtein) 


gunggre ; 
10 180 En Ointerbliebenen 1335 1377 
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Mietvertrag 
Räumungsurteil gegen Kriegsteilnehmer uſw. ſ. d. 


Vorvertrag zu einem formbedürftigen M. 8 566 
BGB. 136 
Stillſchweigende Verlängerung des M. (Haftung 


des ausgeſchiedenen Geſellſchafters) 193 
Einfluß des Krieges auf M. (GerAſſ. Dr. Holz) 
368 


Rücktritt vom M. wegen Kriegsausbruchs 700 ® 
Stillſchweigende Verlängerung des M. 747 


Störende Nachtarbeit zufolge militärifcher An- 
ordnung 1272 
Mietzinſen 


mehrerer Hypothekengläu— 
biger an den M. (JR. Stillſchweig) 376 
Beſchränkung der Dorausverfügung über M. 
619 820 1051 (Stillſchweig) 
880 1111 1161 (Hallbauer) 
955 (Hirfch) 
1052 (Hagelberg) 
1145 (Cohen) 


Einſchränkung der Verfügung über M. (Von 
Senatspräſident Reichardt, beſpr. von Still— 


ſchweig) 1461 
Mietzins forderungen 
M. und Geſchäftsaufſicht 161 (167 b) 
Mietzinspfändung 
M. des Nießbrauchers 398 » 
Mietzinsbeſchlagnahme 
Nießbrauch und M. (zur 
M. E. 3. 
Einführung der M. E. Z. in Ruſſiſch-Polen 972 b 
Militärhinterbliebenenverſorgung 
Die M. (Von Reg.-R. Dr. Th. v. Olshauſen, Ber— 
lin) 896 
Minderjährige 
Klagzuſtellung an den 
vermeintlich noch 
Miteigentum 
M. am Grundſtück und Hypothek (Geſamthypo— 
thek?) OLGR. Dr. Kretzſchmar) 771 
Mo nopoliſten 
Rechtsſtellung der M. 13491 
Moratorien 
Gegenmoratorium . b. 
M. im Auslande 387 a 
Hypothekenmoratorium 424 a 
Die M. im Auslande 1183 
Oſterreichiſches M 902 
Mündlichkeit 
Verzicht auf Schlußverhandlung (Wach, die BRV.) 
1102 


Rechtſpr. des RG.) 745 


früheren Vormund eines 
Minderjährigen 267 
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Nachruf 
N. für IN. Dr. Hugo Neumann 209 369 
Erpthropel 753 
Schall 1101 
Nachlaß 
Verpfändung des Anteils am ungeteilten N. 
(LSR. Follcher, Crefeld) 213 
Nachlaß beſtandteil 
Kann der Teſtamentsvollſtrecker den Bereicherungs⸗ 
anſpruch gemäß $ 2287 BSB. als N. geltend 
machen? 1015 
Nachlaßklonkurs 
Geſchäftsaufſicht zur Vermeidung des N. 
(164 a) 
Nachtarbeit 
Störende N. zufolge militäriſcher Anordnung 1272 
Name 
Benutzung eines fremden als Wortzeichen einge 
tragenen N. zur Beſchaffenheitsangabe 2807 
Namensaktie ſ. Aktie 
Namensnennung 
N. bei Mitteilung von Urteilen uſw. in Fachzeit⸗ 
ſchriften 295 
Namensrecht 
Vertragsmäßige Verpflichtung der geſchiedenen 
Frau zur Ausübung ihres Rechts auf Wieder- 
annahme des Mädchennamens 350 
Nebenintervenient 
Grenzen der Bindung des N. 509 
Nebenluftausgaben 
IR. Dr. Hillig zur Auslegung § 11 LitUrh®. 458 
Negatorienklage ſ. Eigentumsfreiheit 
Neutralität 
Von Frank. 
1043 
Neutralitätsbruch 
Ein unbekannter N. Englands (Ger Aſſ. Dr. Weh- 
berg, Düſſeldorf) 313 
Nichterfüllung ſ. a. Erfüllung 
Mängelrüge wegen N. ſ. Gewährleiſtung 
Nichtigkeitsklage ſ. Wiederaufnahme 
Nießbrauch 
Mietzinspfändung auf Grund N. 398 
N. und Mietzinsbeſchlagnahme (zur Rechtſprechung 
des RG.) 745 
Nießbraucher 
Vorrangsſtreit zwiſchen N. und Hppothekengläu⸗ 
biger 998 
Notare 


Anwälte und Angeſtelltenverſicherung (Von Linde- 
mann) 1240 


161 


Die belgiſche N., beſpr. von Scholz 


Bivilregiiter. 


Her N. und fein Auftraggeber (IR. Dr. H. Cahn, 
Nürnberg) 431 


Notarhaftung 


Dienftvertrag, Amtspflicht 31“ 925 
Amtspflichtverletzung 
276! Blankobeglaubigung N 
513 II (Nichterfüllung der Aufklärungspflicht) 
1007 5 (Belehrung der Parteien) 
1193* Berufspflicht, halbamtliche Pflicht 
Notariatsvertretung 
N. im Kriege 471 (RA. Offszanka) 
Notarverein 
Kriegstagung des Oeutſchen N. 1225 
Nordoſtſeekanal 
Lotſenzwang (Haftung des Reichsfiskus für Ver- 
ſchulden des Lotſen) 3283 
Nutzungen 
Grundſtücksnutzungen $ 100 BSV. (Gebrauch und 
Verbrauch) 5241 
Oberlandesgericht 
Unterabteilungen eines Senats 96 * 
Oberverwaltungsgericht ſ. a. Verwaltungsgerichtshof 
Rechtſprechung des O. auf dem Gebiete 
der Wertzuwachsſteuer 762 
des Gemeindewahlrechts 774 
Offentliches Recht 
Schrifttum und Rechtſprechung zum ö. R. im Kriege 
(Von Dr. F. Haußmann, RA. a. KG.) 1475 
Oſterreich 
O. Anwaltſchaft während des Krieges (Dr. Bachrach) 
487 


Klage und Vollſtreckung in O. 611 
Offenbarungseidsſachen 
Auskunftsgebühr in O. 367 
Ein Mißſtand im O. (Von Neumann) 678 
Beſchränkte Offentlichkeit der Akten 678 
Abſchriften der Vermögensverzeichniſſe an andere 
Gläubiger 1128 1286 
Offenbarungseids verzeichnis 
Beſchwerde gegen die Eintragung ins O. 065 
Okkupationsgebiete ſ. a. Polen 
Rechtszuſtand in den O. Belgien und Polen (Dove) 
425 
Rechtszuſtand in Belgien und Polen 965 
Deutſche Geſetzgebung und Verwaltung in 
Feindesland (Prof. Heilfron) 971 
Operation 
Beweislaſt des Arztes 818 
Operationsgebiet 
Zeugenvernehmung im O. 1551 
Ortskrankenkaſſe 
Vertrag zwiſchen O. und Krankenhaus 916 


Zivilregiſter. 


Dſtprenßen 
Amtsgerichte in O. 430 
Pächter |. a. Fiſchereipächter 
pachtzinſen ſ. Mietzinſen 
Parlamentarismus 
Die Virkung des Kriegs auf die Wertung des P. 
(Vortrag von Erz. Hentig im Berliner Anwalts- 
Verein) 208 
Paro die 
P. auf dem Gebiete der Tonkunſt 813 
partei 
Verwertung einer Behauptung gegen die be- 
hauptende P. 521 18 
perteibezeichnung 
P. der Staatsanwaltſchaft 
ſtreit II. Inſtanz 1263 ® 
Partitur ſ. Urheberrecht 
Paßvang : 
. Verkehr mit den Okkupationsgebieten 


im Entmündigungs- 


petentannelder | 
Streitigkeiten zwiſchen P. und Erfinder (ER. 
Aehnelt, Berlin) 126 

Patentanzlegung 


deſhräntte Auslegung des Nichtigkeitsrichters 451. 
entſcheidungsgrund des Urteils im Nichtigkeits⸗ 
derfahren 7921 
Patentpriorität 
P. und Kriegs zuſtand 145 10 
deletuicligkeitzverfahren 
eme Ausſetzung im P. 666 


Kechtzlraft des ˖ 
dnkegt Urteils im P. 79210 


dunthaſe, Beitr 
„Beiträge zum P.; beſpr. 
Poletberlepung ö ; beipr. von Kantor 941 


Anterlaffungskfa 
ge im SGerichtsſtand der P. 1023 2 
zarſgſaß J. An 5 
N al 
Pfindbarkeit Kan 
| Piatretlicer Penfionen und Renten (RA. 
100 Lauchſtedt) 222 


el 
auge u Aueſchluſſes der Pf. (RA. Dr. 


der Kriegs 
1215 1466 ſchädigung 732 1037 1041 1042 


Nandbeſellang 
orm d 
andre 1 . an einer Grunbſchuld 139 


fam eigenen 


1 55 don ndftüd (Von Dr. Hirſchfeld, 
es 


Stillſchweig) 1139 


inraumung des Mit - 
amg gewahr 
m, erpfanden 1417 


Ürkfarnpeit der Pf. 


— 


Erſichtlichmachung) 523 2 
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Pf. eines Erbanteils (Zuſtellung an ben Teſta- 
mentsvollſtrecker) 593 2 
Pf. von Hypotheken und Grundſchuld (Von 
Lazarus, beſpr. v. ASR. Dr. Levin 816 
Pf. von Erntefrühten und Getreibebeſchlag⸗ 
nahme 1148 
Pf. des Kundentabatts 1552 
Pfändungsankündigung 
Pf. und Geſchäftsaufſicht (RA. Dr. Kullmann, 
Karlsruhe) 318 
Dasſelbe 491 
Pfändungsbeſchluß 
Zuſtellung des Pf. durch Vermittlung des Ge- 
richtsſchreibens (LR. Dr. Becker, Oüſſeldorf) 223 
Bfändungswiderſpruchsklage 
Koſtenentſcheidung ſ. d. 
Pfandvertrag 
Verpfändung des Anteils am ungeteilten Nach- 
laſſe (LER. Follcher, Crefeld) 213 
Pflichtteilsbeſchränkung 
Zuläſſige Pfl. 37% j 
Polen f. Okkupationsgebiete 
Rechtszuſtand in Ruſſiſch-P. (Geh. IR. Dove) 965 
Oeutſche Geſetzgebung und Verwaltung (Prof. 
Heilfron) 971 
VBerſammlungsrecht in Ruſſiſch-P. 1048 
Juſtizverwaltung und Zuſtellung in P. 1050 1146 
Amtliche Handelsſtelle 1388 
Polizeiverordnungen 
Anzuläſſige P. über Streupflicht 1368 1 
Poſtdienſt 
Deutſcher P. in den beſetzten Gebieten 969 b 
Poſtrecht 
Dr. Scholz, P; beſpr. von RSR. Galli 1277 
Preisſchlendern 
P. mit Markenwaren 
227 465 (Dr. Rofenthal) 
292 (Waſſermann) 465 734 
Preisſteigerung 
Die BRV. vom 23. Juli 1915 (Von IR. Koffka, 
Berlin) 877 
Aus führungsanweiſung zur BRVO. gegen über- 
mäßige P. 1036 
Priſenrecht 
Hubrich, Engliſches P.; beſpr. von Kohler 937 
Priſengerichte 
Rechtſprechung der deutſchen P. 1164 
Privateigentum 
Loreburn, P. im Seekrieg; beſpr. von Heilfron 938 
Privatwirtſchaft 
Der Geſichtspunkt der P. in Sozialökonomie 
und Jurisprudenz. Sammelabhandlungen von 
fünf Herausgebern, beſpr. von Bendix 812 
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Privileg 
Brückenzollbefreiung 1567 2 
Prozeßagenten 
P. im polniſchen Oktupationsgebiet 967 a 
Prozeß handlung 
Genehmigung einer P. 3620 
Prozeßvertreter 
Einſtweilige Zulaſſung als P. 146 
Prozeßhindernde Einrede ſ. d. 
Prozeßkoſten ſ. Koſten | 
Rabattgewinn 
Kundengewinn und R. 
Räumungsklage 
R. gegen die Ehefrau eines Kriegsteilnehmers 58 
Räumungsnurteil 
R. gegen Kriegsteilnehmer und ihre Angehörigen 
ſ. Kriegsteilnehmer 
Rayongeſetz 
Feſtſetzung der Entſchädigung, 88 286, 287 ZPO. 
148 
Rayonfeſtſtellungsverfahren 
Mängel des N. 144 
Rechtsauskunfts ſtellen 
Anwaltſchaft und X. 17 
R. des Verliner Anwaltvereins 423 
Rechtseinheit 
Verzicht auf R. bei der Geſchäftsaufſicht 161 (164a) 
Rechtsfähigkeit 
Beurteilung der R. eines Vereins nach altem 
Recht 450 8 
Rechtsgemeinſchaft 
Engländer, Die 
Schachian 669 
Rechtsgeſchäft 
R. und Rechtshandlungen (Geſchäftsaufſicht) 161 
(168 b) 
Rechtshandlungen 
R. und Rechtsgeſchäfte (Geſchäftsaufſicht) 
(168 b) 
Rechtshängigkeit ſ. a. Rechtsnachfolge 
Einrede der R. vor einem ausländiſchen Gericht 
1264 ° 
Rechtshilfe 
N. im polniſchen Okkupationsgebiete 90 ae a 
Dernehmung eines Kriegsteilnehmers ſ. 
R. in Ruſſiſch-Polen 739 1285 
Rechtskonſulenten | 
Gebühren der R. (RA. Dr. Hawlitzky) 132 
Rechtskraft 
R. des Urteils im Patentnichtigkeitsverfahren ſ. d. 
N. des Eheherſtellungsurteils gegenüber ſpäterer 
Scheidungsklage 657 10 
N. des Eheſcheidungsurteils 784 4 


1552 


regelmäßige R.; beſpr. von 


161 
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Tragweite des § 323 ZPO. Verlangen einer neuen 
Rente für eine Zeit, auf die im erſten Urteil gar 
keine Rente feſtgeſetzt war 700° 
Argliſtige Ausnützung der R. 1595 
N. eines Arreſtablehnungsbeſchluſſes 1421 
Rechtsmittelfriſten | 
R. und Unterbrechung des Verfahrens gegen 
Kriegsteilnehmer 234 
Rechtsnachfolge 
N. während des Nectsftreits (Übernahme des 
Geſchäfts einer offenen Handelsgeſellſchaft durch 
einen der Geſellſchafter im Laufe des Rechts— 
ſtreits) 148 '3 
Rechtsphiloſophie 
Radbruch, Grundzüge der R.; beſpr. v. Bendix 812 
Rechtsſtaat 
R. und Kulturſtaat von Bernatzik, beſpr. von RA. 
Dr. Fürſt 419 
Rechtstatſachenforſchung 
R., von Dr. Nußbaum; beſpr. von OL GR. Leng 808 
Rechtsweg 
R. für ein ausgeſchloſſenes Vereinsmitglied 181 
Anliegerbeiträge 99 16 
R. für Streitigkeiten wegen Verletzung des Er- 
finderrechts durch den Patentanmelder (IR. 
Aehnelt, Berlin) 126 
Gleisanſchluß bei Kleinbahnen 284 10 
§ 12 Fluchtliniengeſetz 599 52 
Ausſchluß des R. wegen Beſchlagnahme 
Brotgetreides 754 756 
R. wegen Polizeiverfügungen 95225 
Völkerrechtlicher Ausſchluß des R. 1212 
Zuläſſigkeit des R. in Arbeiterverſicherungsſachen 
1024 2° 
R. wegen Zinſen von zuviel erhobener Steuer 
1025 30 
Vereinsbeſchlüſſe 14241 
Redaktionsvertrag 
Der R. (Dr. Al. Elſter, Berlin-Friedenau) 257 
Regiſterrichter 
Amtspflichtverletzung ſ. d. 
Reichsaktiengeſellſchaft 
Vorſchlag, von Nienkamp; beſpr. von Hachenburg 
608 
Reichsangehörigkeit ſ. Staatsangehörigteit 
Reichsbeamte 
Aufwendung in dienſtlicher Tätigkeit 926 14 
Reichsfiskus ſ. Fiskus 
Reichsgericht 
Vermeidung des Plenums durch amtliche Er— 
klärung des Senats, der die ältere ausgeſprochen 
hat, daß es daran nicht feſthalten will 1420 


des 


Zivilregiſter. 


Keichsgetrei deſtelle 

R. ulm. 757 1216 

Keichsverteilungsſtelle 

Ablöſung der K. durch die Reichsgetreideſtelle 
757 


Keiſender f. Handlungsreiſender 

kellanevertrag ſ. Anzeigen vertrag 

417 (OLG. Frankfurt) 

Rente f. Arbeiterverſicherung 

Kertenerhöhung 

Klage auf R. nach $ 325 ZO. (Anſpruch auf 
Rente für eine Zeit nach Ablauf der zuerſt zu- 
erkannten Rente) 700 ? 

Rentenſchuld 

Kündigung der R., Umwandlung in Hnpothet 
dem Antrage auf Zwangsverſteigerung 

3 


Rentner 

Eeſchäftsaufſicht zur Vermeidung des Konkurſes 
eines K. 161 (163 b) 

Aeguifition f. Kriegsleiſtung 

Regniſitionen 


Na. Dr. Netter, Berlin, R. 176 (behandelt auch 
Zwangskäufe auf Grund 


zaun der Höchſtpr eiſe) 


. bes obſiegenden Teils zwecks Klagzurücknahme 
in Eheſachen 


z endbegrändung | 
egeichnung der verletzten Recht 1 
Baier t echtsnorm 712 
ngel der Ent eidungsgrů ilwei 2 
“an ſch gsgründe (teilweifer Man 
inf; 
Reine Verüdfihtigung der ſeit Erlaß des Be- 


tu 
I gericts eingetretenen Rechts änderung 


been 

laſige 

* der Reviſion gegen den Koſtenpunkt 
Üfgewep, ale ſowelt es ſich auf bas zu. 
6. angefochtene Teilurteil bezieht 

dichter 

Fragepff 

N u ficht ſ. d. 


id Anwälte (m; 
En (Vierhaus im Nachruf für Neu- 


des R. im S. i 
dung 161 (162 „ der Freirechtsbewe⸗- 
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Einſeitige Milde des N. zugunſten des Zahlungs- 
ſchuldners 184 
Zuſammenwirkendes Verſchulden des N. und An- 
walts bei der Zwangsverſteigerung 654 ® 
R. und Rechtſprechung (Von Dr. Ernſt, beſpr. 
von E. Fuchs) 1139 
Richterſpruch 
Dr. Otto, Gewißheit des R.; beſpr. von Koffka 736 
Prof. Reichel, Geſetz und R.; beſpr. von Heins 
heimer 1047 
Rotes Kreuz 543 
Ruhegehaltskaſſe 
Kriegsrenten trotz unerfüllter Wartezeit 
Jahresbericht der N. 1401 
Ruſſiſches Recht 
Uberſetzung des in Ruſſiſch-Polen geltenden Bür- 
gerlichen Rechts 966 
Rücktritt 
R. vom Sukzeſſivlieferungsvertrage wegen In— 
haberwechſel 422 
N. von einem Vertrage zugunſten Dritter 652 4 
R. nach § 326 BSB. Mögliche Einwendungen 
gegen Geltendmachung des Friſtablaufs (8242 
BGB.) 100410 
Rücktrittsvertrag 
R. bei Berechtigung zum einſeitigen Nücktritt 
nach $ 326 BGB. (Stempelpflichtigkeit) 1190 ® 
Saatgut f. Brotgetreide 
Sache 
Anbewegliche S. pr. (Abdeckereigerechtigkeit) 523 21 
Sachverſtändiger 
Freies Ermeſſen hinſichtlich 
581 
Sachverſtändigenablehnung 
Kann die Zurückweiſung einer 
ſionsinſtanz angefochten 
Sachverſtändigenbeweis 
Ablehnung des S. über Handelsgebräuche 4112 
Schadenbegründung 
Abtretung einer wertloſen Hypothek 882 
Schadenberechnung 
Abänderungsklage 8323 3PO. Verjährung) 410» 
Schadenbeſeitigung 
Anterlaſſungs- und Beſeitigungsanſpruch 455 11 
Schadenentſtehung 


1228 


der Zuziehung S. 


— 


S. in der Revi— 
werden? 5922 


Klagabweiſung wegen mangelnder S. 408 17 
Schadenermittlung 5 
§88 286, 287 3PO. 
148 Entſchädigung nach dem Rapongeſetz 
Schadenerſatzanſpruch 


S. der geſchiedenen Frau wegen Geſundheits— 
beſchädigung durch Schuld des Mannes 26 10 
$ 824, berechtigtes Intereſſe 912 
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Schutzgeſetz (Flußinterdikte) 102 1° 
S. des Dritten, insbeſ. des Unterhaltungspflich- 
tigen, der an Stelle des Schädigers den Se- 
ſchädigten entſchädigt hat — eigenes Klagrecht 
des Geſchädigten wegen des von dem Dritten 
erſetzten Schadens (Ger Aſſ. Marcuſe, Tilſit) 264 
S. gegen den Poſtfiskus wegen Sperrung des 
Fernſprechanſchluſſes 520 17 
Dienſtvertrag 1199 ® 
S., 8 463 BGB. 11917 
Amtspflichtverletzung 1195 * 
Prozeßneuroſe 1456 19 
§ 45 Abſ. 1 preuß. Fiſchereigeſ. als Schutzgeſetz 
1428 
Scha denhaftung 
S. eines Arbeiterverbandes |. d. 
ſ. a. Erfüllungsgehilfe, Verſicherungsagent 
Amtspflichtverletzung ſ. Notar, Kraftfahrzeug 
ſ. Eiſenbahnhaftpflicht, Tierhalterhaftung 
Haftung des Staates und der Gemeinden für 
ihre Beamten, ſ. Fiskus, Behördenhaftung 
S. aus Überwachungspflicht trotz Entlaſtung nach 
8831 BSB. 27 3978 510 
Entlaſtung, $ 831 BEB. 
59578 Haftung wegen verſäumter Aufſichts- 
pflicht, trotz der Entlaſtung 
Berufspflichtverletzung des Anwalts f. d. 
Beſchädigung der Mietfahe durch Angeſtellte 1428? 
Scha denſchätzung § 287 ZPO. 
Rayonfeſtſtellung 1481: 
Freies Ermeſſen hinſichtlich des Urſachzuſammen⸗ 
hangs 1199 ® 
Scha denverſchuldung 
Fahrläſſigkeit ſ. d. 
Aushändigung von Wertpapieren an einen Un- 
berechtigten im Bankverkehr 242 
Nichtbeachtung der Anfallverhüͤtungsvorſchriften 
der Bauberufsgenoſſenſchaft 243 
Selbſtüberanſtrengung 275 
Neckerei 393 4 
Verſchulden des geſetzlichen Vertreters eines 
ſchuldunfähigen Gebäudebeſitzers § 836 hilfs- 
weiſe $ 829 BGB. 580 | 
Bruch des Verſprechens, von dem Verlangen der 
Sicherheitsleiſtung bei der Zwangsverſteigerung 
abzuſehen 1001 ® 
Verſchulden des Eigentümers eines geſchleppten 
Schiffs 13555 
Scha denverjährung 
§ 852 Erlangung der Kenntnis 1393 
Kann die kurze Verjährung §8 852 BEB. der 
Bereicherungsklage des Dritten entgegengeſetzt 
werden, der innerhalb der Verjährungszeit für 


* 
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den Verpflichteten Schadenerſatz geleiſtet hat? 
325 

Unkenntnis infolge Rechtsirrtums 594: 

Kenntnis der Krankheit und Kenntnis der Krank- 
heitswirkung 6557 

Scha denverteilung 

Anwendung $ 254 BGB. im Falle $ 3 Binnen- 
Schiff. 21 * 

Gehört die Frage der S. zum Grunde des An- 
ſpruchs (Zwiſchenurteil) 148 % 

88 17, 18 Kraftf S. 200 mn 

88 254, 840 Abi. 3 BG B. bei Zuſammentreffen 
von Eiſenbahnhaftpflicht und Tierhalterhaftung 
324 * 


Anwendung $ 254 BGB. im Falle $ 136 Gew- 
UVG. 338 14 
Schadenderurfadhung 
Urſachzuſammenhang (Glasfplitter in einer Speiſe 
— Schädigung durch die irrige Furcht, Splitter 
verſchluckt zu haben) 28 1 
Beweislaſt und Beweiswürdigung (prima facie- 
Beweis) 245 ® 
Unfallneurofe, Rentenkampfneuroſe 814 
Schadenverzicht 
Stillſchweigender S. (Gefälligkeit des Kraftwagen- 
führers) 275 
Schätzung ſ. Grundſtückswerte 
Schenkung | 
©. mit bedingter Auflage 
Schiedsgericht 
Das Güteverfahren (Von StA. Zeiler) 891 
S. und Kriegsnotgeſetze (Von Waſſermann) 951 
Vereinbarung zweier Hamburger auf ein Lon- 
doner S. und ausſchließliche Zuſtändigkeit der 
engliſchen Gerichte ſowie des engliſchen Rechts 
995 


1117 * 


Sch. über Höchſtpreiſe 1522 


Schiedsrichter 

S. und Schiedsgutachter 1027 * 
Schiedsſpruch 

Vollſtreckbarkeit des S. 97% 
Schiff 


S. als bewegliche und unbewegliche Sache. Tarif- 
ſtelle 52 PrSt S. 103 21 
Schlittenfahrten ſ. Winterſport 
Schmerzensgeld 
Vermögenslage des Schuldners (Fiskus) 920° 
Schreibwerk 
Verminderung des S. (Ausfertigung des bloßen 
Tenors unanfechtbarer Urteile) (IN. Auerbach, 
Berlin) 423 
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Echriftfern 

Mietvertrag 136 

Jagdpachtverträge 993 
Echriftſatze 

Bezugnahme auf S. ſ. Urteilstatbeftand 
Schriſtwerke |. Urheberſchutz 
echuldanerkenntnis 

959 BörsG. 3419 

G. nach Verjährung 393 
echldverſprechen 

Vereicherungseinrede gegen den Rechtsnachfolger 

505 6 | 

echuldübernahme 
Kumulative S. 

261 Zuläſſigkeit der S. einer deutſchen für eine 
engliſche Verſicherungsgeſellſchaft, die durch das 
Zahlungsverbot verhindert iſt, ihre Verbind⸗ 
lichkeiten ſelbſt zu erfüllen 

(RA. Dr. Marck, Mannheim) 

Gültige G. trotz Nichtbeachtung der Form des 

4 BSB. 394. 

Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf 

den Kaufpreis. Befreiung des Verkäufers 917 

Echrlung 

Etölzel, Schulung für die juriſtiſche Praxis; beſpr. 
don Eugen Fuchs 816 

etzvebebahn 


Liſendahnhaftpflicht 280 
echveiz 


Tagen und Arreſte in der S. 11 Anm. 2 
Einziehung deutſcher Guthaben in der S. Rund- 


ſcteiden des ſchweizeriſchen Bundesrats. (Mit- 


geteilt von Prof. Reichel) 816 
echvinndod 


N > 5 Schiff im Sinne der Seeſtraßenordnung? 


ettbenterecht 


| »örungsbefugnis der Unterſeeboote (Edwin 
5 5 e Freiheit der Meere, beſpr. von Kohler) 


Leefract 
t 
de. 1000 S atanſprache, g 196 Abf. 1 Nr. 3 


kutgtvertrag 


un che im gonnoſſement 1432 
eltiegsrecht 


65 
10 n Prof. Dr. Pohl; beſpr. von OL SR. Schaps 


Lebberg, G.; 
Erden, beſpr. von Holzendorf 671 


unrichtige Angaben — 


gendes ge HN a. 809—811 HGB. (zwin- 


Pr 


Selbſtmordverfuch 


Invalidenrente nach S. 646. 
Selbſtverſorgung ſ. Brotgetreide 
Seuat 
Unterabteilungen eines Zivilſ. 96 
Sich erheitsleiſtung 
S. zwecks Abwendung der Zurückbehaltung 217 
(221) 
Sich erungs verträge 
Sittenwidrige S. 30 
Sittenwidrigkeit 
Preisſchleudern ſ. d. 
Ehrenwortverpfändung ſ. d. 
S. eines Sicherungsvertrages 30 
Knebelungsvertrag 191 
S. eines Defenfivgeichens 246 
Titelſchacher 2731 
Unbilligkeit der Rechtsverfolgung und Vertre- 
tungsnichtigkeit (Klage auf Befreiung von der 
Kaufpreishypothek ohne Rückgabe des bereits 
aufgelaſſenen Bordellgrundſtückes) 391! 
Wucherähnliche Geſchäfte 392? 503 
S. eines Vertrages 4431 
Klage der Ehefrau gegen den verlaſſenen Ehemann 
auf Herausgabe des geſamten Hausgeräts 781 ® 
Boykott 913° 
Bieterkomplott 12571 
Sondergericht 
S. im Unterſchiede von ordentlichen Gerichten 
(Geh. Juſtizrat) 802 
Sozialökonomie N 
Der privatwirtſchaftliche Geſichtspunkt in S. und 
Jurisprudenz, Sammelabhandlungen von fünf 
Herausgebern, beſpr. von Bendix 812 
Spiel 
Oifferenzeinwand, ſ. Börſentermingeſchäft 
Sportkom miſſion ſ. Vereinsbeſchlüſſe 
Spruchpraxis 
S. des Bapr. Verwaltungsgerichtshofs 151 
Staat 
Klage gegen einen fremden S. vor inländiſchen 
Gerichten 1212 
Klage gegen den S. wegen Verſchuldens des 
Grundbuchrichters. Vorausklage gegen dieſen 
594 
Haftung des S. für Kriegsſchäden nach ALR. 
(Ref. Dr. Schweitzer) 271 
Staatsangehörigkeit 
Einbürgerung, Nachweis, Feſtſtellung der S. (Vor- 
trag von RA. Weck im Berliner Anwaltsverein) 
296 ö 
Prüfung der Wirkſamkeit eines amerikaniſchen 
Bürgerbriefes durch deutſche Gerichte. DBewer- 
6 * 
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bung eines früheren Deutſchen, der keine andere 
S. erworben hat 5857 | 
Nichtigkeitserklärung einer Che 778 
S. der Kinder eines Naturaliſierten aus nichtiger 
Ehe 1022 
Staatsaufſicht 
S. über ausländiſche Unternehmungen (Auskünfte 
der Amtsgerichte) 1056 
Staatsanwaltſchaft 
Parteibezeichnung der S. im Entmündigungs- 
ſtreit. II. Inſtanz 1265 ® 
Staatsgut 
Beſchlagnahme feindlichen S. ſ. d. 
Staats miniſterium 
Stellung des S. in Preußen (Von Dr. Neuerburg, 
beſpr. v. Dove) 1281 
Staatsrecht 
Prof. Dr. Seydel, Bayr. S.; beſpr. von Wajjer- 
mann 110 
Staatsrechtstheorien 
Gierke, St. (Bejpr. von Schultzenſtein) 1459 
Stadtgemeinde 
Haftung der S. ſ. Behörden 
Klage gegen eine S. wegen der von ihr verwal⸗ 
teten Stiftung 11945 
Stempelitener 
Rückforderung der S. nach Anfechtung des ſtempel- 
pflichtigen Geſchäfts 339° 
A. Reichsſtempel 
Tar. 1a. Berechnung des Stempels vom Werte 
übernommener Laſten (Fall Hohenlohe) 215 
Wert der Genußſcheine 795 u 
Tar. 6 Frachturkunden des Seeverkehrs 249 
Tar. 8 Kraftfahrzeug zur Perſonenbeförderung 
925 13 
Tar. 11a Grundſtückseigenſchaft. Rohrnetz eines 
Gaswerks 5691 


Bloßes Angebot der Übertragung von Ver- 


kaufsanträgen 7962 
B. Preuß. Stempelgeſetz 
§1 Korreſpondenzverträge (RA. Galetſchky, 
Weißenfels) 85 
Tar. 25. Verſchmelzung von Aktiengeſellſchaften 
(Doppelbeſteuerung) 413 * 
Tar. 32 Abſ. 6 S. 2. Schiffe als bewegliche und 
unbewegliche Sachen 105% 
Tar. 52. Brieflich geſchloſſene Kaufverträge 529 26 
Tar. 71 Ziff. 2. Lieferungsvertrag über elektriſche 
Kraft 1508 
C. Bayern 
Tar. 45 Abſ. 1. Vollmachtsſtempel (Klagvollmacht 
vor Klageinreichung) 459 606 1129 1209 
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Tar. 43 Abſ. 5. Dasſelbe für die Vertretungs⸗ 
anzeige 1209 
Zuläſſigkeit des bayr. Vollmachtsſtempels im Hin- 
blick auf §8 2 Abſ. 1 GKG. 606 
Stempelpflichtigkeit 
S. der Kückgängigmachung eines Kaufvertrags 
1190 
Steuerrecht 
Anwaltſchaft und S. (RA. Dr. Marcuſe, Berlin) 454 
Strafrechtstheorie 
Oberſtabs arzt Dr. Lobedank, Geiſtesleben und Straf- 
problem; beſpr. von Dr. Herb. Fuchs 287 
Strafrechtsreform 
Dr. Cönders, Richtlinien aus Feuerbach für die S.; 
beſpr. von Fuchs 287 | 
Straßenbau 
Verkehrsgefahr beim S. 395 7 
Straßenbaulaſt 
Rechtliche Natur der S. 
Streik ſ. Ausſtand 
Streikpoſtenverbot 
Das S., von Dr. Kracht; beſpr. von Dr. Hütle 
Streitgenoſſenſchaft 
S. der offenen Handelsgeſellſchaft und ihrer Gefell- 
ſchafter 2 (5) 
Streupflicht 
Anzuläſſige Polizeiverordnungen 1368 * 
Strommeiſter 
Haftung des Fiskus für Amtspflichtverſäumung des 
S. 542.8 
Stundungsfriſten ſ. Zahlungsfriſt 
S. in Krieg und Frieden (IR. Dr. Kahn, Nürnberg) 
Stundungsurteil ſ. Zahlungsfriſt 
Sühneverſuch 
Wach, BRD. vom 9. September 1915 1102 (Heil- 
berg) 
Dasſelbe 1108 . 
Sukzeſſivlieferungsvertrag 
Rücktritt vom langjährigen 
wechſel 422 
Tarifvertrag 
Ausſtand trotz T. (Spmpathieftreit) 407 
Taſchenbuch des Militärrechts von Kriegsgerichtsrat 
Dietz. (Beſpr. von Loßberg) 1460 
Tatbeſtand f. Urteilstatbeitand 
Teſtament f. letztwillige Verfügung 
Eigenhändiges T. (Datumvordruck) 52 194 4487 
Mündliches T. in fremder Sprache 53210 582 
Teſtamentsanfechtung | 
Unerfüllte Vorausſetzungen $ 2078 BSB. 446° 
Teſtamentsvollſtrecker 
Kann die Befugnis des T. über das Geſetz hinaus 
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—— —— 


Zivilregiſter. 45 


durch letztwillige Verfügung erweitert werden? 
5 - 


Pfändung eines Erbanteils 
L.) 593 26 
Kann der T. den Vereicherungsanſpruch gemäß 
$ 2287 BGV. als Nachlaßbeſtandteil geltend 
machen? 1015 20 
Tierhalter 
Verleihung des Tieres 91 
dierhalterhaſtung 
duſammentreffen von T. und Eiſenbahnhaft— 
pflicht ($ 254 BGB.) 324 
Terheillunde 
Dr. Fröhner, gerichtliche C.; beſpr. von Etölzle 
Tüelſchacher 
Sittenwidrigkeit des T. 2731 
dmezerllärung 


2 der griegsteilnehmer #70 (NA. Dr. H. Ifay) 
Zonfanit 


(Zuſtellung an den 


\ öteiesleben, Recht und T beſpr. von Leander 8135 
zunbporgeſchäft f. auch Beförderungsgeſ chäft 
nanhurberſicherung 

L. von Transportmitteln 455 10 
enhandhypothel 

bſonderung im Konkurſe 927 10 
Ant ſ. Kartell 

beſcvennung 

U. eines Kanals 342. 

bertragharkeit (la. Pfändbarteit) 


ds Anterlaffungsanfpruche wegen unlauteren 
Vettbewerhg 517 v 


kublligkeit 


U. 
5 otverfolgung auf Grund Vertragsnichtig— 
= % auf Befreiung von der Raufpreis- 
9 jet ohne Rückgabe des bereits aufgelaſſenen 

. 1 elgrundftüds) 3911 

tall u: 
da herungsvertrag, Arbeiterverſicherung, 
fel aftpfücht, Beamtenfürſorge Betriebs- 
undi 5 
Grin ee von Rahel Hirſch, beſpr. von 

T. 
Mafgegrg. raßmann 469 


euere dechtſprechung bei U. 


erung 


(Von Horn, beſpr. 
eng | 


Ochlungsperpptg auf VB ich 
erliderungs- 
age engliſcher Geſellſchaften 26 h e 


Beſchlagnahme für Kriegszwecke 
71 RA. Waſſermann 
INA. Löwenwarter 
182 RA. Dr. Becker 
291 RA. Cohn 
675 Gerichtsaſſeſſor Kemritz 
Ausfuhrverbote im Innern, Bereitſchaft zur Ab- 
nahme innerhalb des Verbotsbezirks (Striemer) 
673 
U. der Lieferung infolge des Kriegs (RA. Dr. Starke, 
Berlin) 978 
Das Necht aus der Haftung und die U. der Leiſtung 
(Von Hamburger, beſpr. von Philipsborn) 1046 
Lieferungserſchwerung infolge des Krieges 1271 
Unterbrechung 
A. des Verfahrens ſ. Verfahren, Kriegsteilnehmer, 
Gegenmoratorium, Eheſcheidungsſtreit 
Unterhalt 
„Beſcheidener“ U. 
Unterhaltsanſpruch 
Geſchäftsaufſicht und U. der Angehörigen 161 167 b 
Unterhaltspflicht 
Anſpruch des Vaters auf Erſatz von Heilungskoſten 
gegen den Schädiger des Kindes 264 
Heranziehung eines Dermögensftammes 662 ı5 
unterlaſſungsanſpruch 
U. trotz mangelnden Verſchuldens, § 824 BGB. 
29 13 
A. nach 8 15 Wettbew G., 8 824 BGB. 5418 
U. gegen den unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden 
Schuldner 161 (169 b) 
A. und Beſeitigungsanſpruch 455 1¹ 
ertragbarkeit des U. aus unlauterem Wettbewerb 
517» 
Unterlafjungstiage 
U. wegen ſtrafbarer Handlungen 
113 Neukamp 
212 RU. Dr. Weinmann, Elberfeld 
212 (Bordellbetrieb) 
271 (RA. Recken, Berlin) 
299 RA. Dr. Roſenthal 
603 (Beleidigung) 
Wiederholungs gefahr 299 (RU. Dr. Rofenthal) 
U. im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung 293 
98 823 Abf. 1, 1004 BB. 327: 
Unterſchrift 
Beglaubigung ſ. d. 
Unterſeeboote . Seebeuterecht, Luſitania 
Unpfändbarkeit ſ. Pfändbarkeit 
Unzuſtändigkeit 
Heilung der U. durch Einlaſſung, $ 39 ZPO., ob- 
wohl die Einrede der U. vorher nicht geltend ge- 
macht werden konnte 408 10 


(Geſchäftsaufſicht) 161 (167 a) 
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Urheberrecht 
Freiesleben, Recht und Tonkunſt; beſpr. von Leander 
813 
Darf ein Geſangsvereinsleiter aus der Partitur 
eines Chorwerks zur Einübung desſelben die 
Stimmen ausſchreiben und ſo lange verwenden 
bis ſie im Druck erſchienen iſt? 1420 
Stillſchweigende Übertragung des U. Originärer 
Erwerb des U. für eine Aktiengeſellſchaft, in 
deren Auftrage der Urheber tätig geworden iſt 
1420 
Verletzung des U. an einem Vertragsformular 
durch Abdruck desſelben zwecks kritiſcher Be- 
ſprechung in einer Zeitſchrift. Täterſchaft 1421 
Veröffentlichung. (Kollegheft.) Auslegen eines 
als Manuftript gedruckten Werkes 1421 
ſ. auch Buchhandel 
Urheberſchutz 
Sind Grammophonplatten Schriftwerke? 124 
Verlängerung des U. durch orthonyme Neuausgabe 
pſeudonymer oder anonpmer Oruckſchriften (RU. 
Dr. Hillig, Leipzig) 438 
Dasſelbe 456 1% 
Urſache 
Begriff der Urſache in Unfallverſicherungsſachen 
6371 
Urſachenzuſammenhang |. auch Schadenverurſachung 
Feſtellung der Urſache nach freiem Ermeſſen (8 287 
ZPO.) 1199 
Urteils abdruck 
Namensnennung bei U. in Zeitſchriften 295 
Urteilsausfertigung 
Ausfertigung des bloßen Tenors unanfechtbarer 
Urteile 423 
Antrag auf Erteilung einer zweiten U. 1215 
Urteilstatbeſtand 
Revifion wegen Mangel des U. Zurückweiſung 
der 2. Reviſion trotz Nichtbehebung des Mangels 
1024 28 
Erweiterte Bezugnahme auf Schriftſätze, 8 24 
BRV. 1102 (Wach) 1105 flg. (Heilberg) 
Urteilsverkündung . 
Rechtsänderung durch neues Geſetz nach Schluß der 
mündlichen Verhandlung, aber vor U. 409 10 
Anterbliebene Protokollierung der U. 592 2° 
Urteilsverzeichnis 
Wegfall des U., § 25 BRV. 11022 1108 * 
Urteilszuſtellung 
Zuſtellung des Tenors unter Weglaſſung des übrigen 
820 
Vater |. Eltern und Kinder 
Vereine 
Kriegsteilnehmerſchuz 2 (3) 
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Beurteilung der Rechtsfähigkeit nach altem Recht 
450 ® 
Vereinsbeſchlüſſe 
Gerichtliche Nachprüfung von V. (Verhängung 
von Strafen über die Mitglieder) 1424 
Vereinsmitglied 
Rechtsweg für ein ausgeſchloſſenes V. 19 


Bereind: und Verſammlungsrecht 
V. in Belgien und Polen 973 


Verfahren ſ. a. Vormundſchaftsgericht 
Ausſetzung des V. gegen Kriegsteilnehmer ſ. d. 
Unterbrechung 
54 (Inländiſche offene Handelsgeſellſchaft, deren 
Teilhaber im Auslande wohnen) 
459 Wegfall des Prozeßbevollmächtigten nach 
Arteilszuſtellung 
Unterbrechung des V. während des Krieges in 
Oſterreich 902 (905) 
Aufnahme des V. gegen den Konkursverwalter 
461° 
Vergleich | 
Irrtum im Beweggrunde 1901 
Koſtenhaftung des Gegners der armen Partei 603 
Verjährung des durch V. beſeitigten Anſpruchs, 
der in voller Anfechtung des V. wieder auf- 
lebt 650 
Wiederaufleben einer Forderung infolge Anfech- 
tung des V. (Verjährung in der Zwiſchenzeit) 746 
Obligatoriſcher Sühneverſuch 
891 Das Güteverfahren (Von StA. Zeiler) 
1102 (Wach) 
1105 (Heilberg) 
Ermäßigung der Gerichtsgebühren bei B. 
1043 1146 1375 
Verhandlungs maxime 
Verwertung eigener Behauptungen des Klägers 
zuungunſten der Klage 340% 521 798 
Verſtoß gegen die B. Verurteilung wegen unge- 
rechtfertigter Bereicherung aus nichtigem Ver- 
trage, während die Klage ausſchließlich auf den 
Vertrag geſtützt war 711“ 
Verjährung 
Gegenmoratorium und B. 65 
Unterbrechung der V. (Aufrechnungseinrede) 89“ 
Kurze Verjährung, § 633 Abſ. 2, 8 658 BGB. 897 
Beginn der V. (Anſprüche aus Unfallfürſorge) 93° 
Erlangung der Kenntnis 159° 
Schuldanerkenntnis nach V. 395° 
V. gegenüber der Abänderungsklage, 8 323 8PO. 
410 
Hemmung der V. (Verzögerung der Klagerhebung 
durch verſpätete Armenrechtsbewilligung) 5757 
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Keine Nichtigkeit der Bürgſchaft wegen Nichtigkeit 
der zweiten Bürgſchaft 5747 
Ehrenwörtliche Bindung 994 1286 
Vertragsſchluß 
Verſchulden beim V. Erfüllungsgehilfe 240 
Brieflicher V. (Vollſtändigkeit) 529 
Unterbliebener Widerſpruch im Bankverkehr 1258 ? 
Vertragsſtrafe 
Herabſetzung der V. 1561 
Unterlaſſungspflicht 444 2 
Vertretbare Sachen 
Maſchinen 9921 
Vertreter 
Beſtellung eines V. für Kriegsteilnehmer ſ. d. 
Kollektivvertretung (Verpflichtung einer Aktien- 
geſellſchaft durch einen Direktor, den fie regel- 
mäßig allein handeln läßt) 122 
Geſetzliche V. 
250 12 Geltendmachung ihres Mangels in der 
Reviſionsinſtanz 
267 Irrtum über den geſetzlichen V. (Klag- 
zuſtellung an den falſchen) 
Vertretungsmacht 
Einrede der Argliſt gegen eine Aktiengeſellſchaft, 
die eine unverbindliche Erklärung ihres Direk- 
tors, die ihr zum Vorteil gereicht hat, nicht 
gelten laſſen will 998 ® 
Stillſchweigende Vollmachtserteilung 1429 ® 
Verwaltungsaufſicht |. Geſchäftsaufſicht 
Verwaltungsgerichtshof 
Spruchpraxis des Bayr. V. 
Verwaltungsrecht 
Otto Mayer, Deutſches V.; beſpr. von Senatspr. 
Schultzenſtein 736 
Methodenſtreit im V. Beſprechung des Stengel— 
ſchen Wörterbuchs (Von RA. Haußmann) 1281 
Verwaltungsrechtſprechung 
Bühler, Subjektive öffentliche Rechte in der V.; 
beſpr. von Haußmann 669 
Verwaltungsſtreitverfahren 
Anwaltsgebühren im V. (Von RA. Haußmann) 744 
Verwirkungsklauſel 
Verwirkung der V. durch unangemeſſene Ver- 
zögerung 5725 
Verzicht 
Nichtgebrauch eines Unterlaſſungsanſpruchs 6568 
Verzugsfolgen 
Beſeitigung der B. nach den Kriegsgeſetzen. (Amts— 
richter Dr. Buhe) 1468 


151 777 


„ Volk 

Der Krieg und die Rechtsanſchauungen des V. 
(Vortrag von Exz. Hentig im Berliner Anwalts- 
verein 208 


Zivilregiſter. 


Völkerrecht 
Dr. Kraus, Krieg und V.; beſpr. von Scholz 1155 
Rechtsweg gegen fremde Staaten 1212 
Völkerrechtliche Verträge 
Wirkung des Kriegszuſtandes auf V. V. (Haager 
Abkommen über Abſchaffung der Koftenficher- 
ſtellungspflicht ausländiſcher Kläger) 418 
Volksſchulweſen 
Maßnahmen im V. der beſetzten Gebiete 971 
Vollmacht ſ. Vertretungsmacht 


Vollmachtsſtempel 
Zuläſſigkeit des Bayr. V. im Hinblick auf 8 2 Abf. 1 
GKG. 606 
Haftung des Anwalts für den V. 1129 
Der neue Bayr. V. (RA. Dr. Then, Würzburg) 439 
Vollſtreckbare Urkunden ſ. a. Vollſtreckungsklauſel 
Rechtsbehelfe des Hypothekenſchuldners 254 (RA. 
Heine, Bielefeld) 
Vollſtreckung 
V. bei Gütertrennung ſ. Ehegüterſtand 
Nachträgliche Bewilligung einer Zahlungsfriſt 
nach vorläufiger B. 70 
Vorläufige V. und nachträgliche Geltendmachung 
des Zurückbehaltungsrechts (RA. Dr. Hans 
Schäffer, OLG. Breslau) 217 
Wirkung des Gegenmoratoriums auf die V. 419 
464 
V. in Sſterreich (Gegenſeitigkeit) 611 
Einſtellung der B. gegen den Kriegsteilnehmer 742 
V. im Auslande. (Von Schildmacher, beſpr. von 
Frankenſtein) 815 
Prof. Reichel, Einziehung deutſcher Guthaben in 
der Schweiz 816 
Einſtellung der V. wegen Koſten des Verwal— 
tungszwangsverfahrens 1042 
Vollſtreckungsaufſchub 
Vorausſetzung des V. 
Vollſtreckungsgegenklage 
V. des Ausländers und Gegenmoratorium 
Vollſtreckungsgericht 
Arreſtgericht 1456 
Vollſtreckungsinſtanz 
Beweisaufnahme in der V. (L GDir. Dr. Craſe- 
mann, Hamburg) 125 
Vollſtreckungsklauſel ſ. a. Schiedsſpruch 
V. gegen ein Notarielle Urkunde (V. zu einer Hypo- 


366 


thekenurkunde gegen den Nießbraucher. Zu- 
ſtändiges Gericht) 733 
Vollſtreckungsſchutz 
Ausſpruch des V. in II. Inſtanz, nachdem 


bereits vorläufig vollſtreckt iſt 217 (220) 


Zivilregiſter. *49 


Bollſtredungstitel 
der dingliche V., namentlich bei Pfändung von 
Mietzinsforderungen (IN. Stillſchweig, Berlin) 
79 


Vormerkung 
Pfändung einer durch V. geſicherten Forderung 
1285 


Sormund 
Klagzuſtellung an den früheren geſetzlichen Ver- 
treter eines vermeintlich noch Minderjährigen 
. Vertreter 
Entlaſſung eines V. wegen Zugehörigkeit zum 
feindlichen Ausland 1039 
dormundjhaftägericht 
Erfordernis der Genehmigung des B. bei Sicher- 
ſtellung durch fiduziariſche Abtretung 1410 
dasſelbe bei Anterbrechung eines Eheſcheidungs- 
prozeſſes durch Entmündigung 901 
dorpfändung . Pfandungsankündigung 
Forrangseinräumung 
Nachtrag der B. auf dem Hppothekenbrief 1213 
Lorbertrag ſ. Miete 
Lahlbeelnfluſſung 
echtſprechung des OVG. zum Gemeindewahl- 
recht 1114 
Lahltecht 
eneindewahlrecht ſ. d. 
Worenzeichen 
defenſidzeichen (Sittenwidrigkeit) 246 
Benutzung eines Namens als W. und Beſchaffen- 
beitzangabe 2802 


ſſchtäntung des W. auf die angemeldete Waren 
gattung 923 1 
2 falſcher Jerkunftsbezeichnung trotz Mangel 
e Mkenzeichenſchuzes 1262 > 
N auf Löſchung eines W. wegen Benutzung 
50 ‚remben Namens und Widerſpruch mit 
atſachlichen Verhältniſſen (verbeſſerte 
| 


te wegen Nichtbeginn des Ge- 
le . elle ＋ Pr 
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Eintritt einer Rechtsänderung durch neues Geſe 
zwiſchen Schluß der mündlichen Verhandlung 
und Verkündungstermin 409 10 

Waſſerſchaden 342 1: 
Wechſel 

Kriegsgeſetze, Moratorien 10 (13) 

Kann der Ausfteller eines W. Ausſetzung verlangen, 
weil der Akzeptant Kriegsteilnehmer iſt? 729 2 

Zahlungsaufſchub wegen W., die nach Kriegsaus- 
bruch wegen älterer Schulden ausgeſtellt ſind 
729 J 730 II 

Eigener Wechſel in Geſtalt einer Tratte zwiſchen 
zwei Firmen, die demſelben Inhaber gehören 9943 

Wechſelanſpruch 

Nichtigkeit des zugrunde liegenden Vertrages 994 3 
Wechſelfriſten 

W. in Belgien 426, in Polen 429 
Wechſelgiro 

Durchſtreichung eines W. aus Verſehen 1123 ? 
Wechſelprolongation 

W. innerhalb der Geſchäftsaufſicht 161 (166 a) 
Wechſelſachen 

Mahnverfahren in W. 1102 (Wach) 1105 (Heilberg) 
Wechſelverjährung 

Hemmung der W. gegenüber der Ehefrau eines 
Kriegsteilnehmers 676 

Wechſelzeichnung 

W. aus Gefälligkeit, Schadenerſatzanſpruch des 

Gefälligkeitszeichners 921 10 
Wegeunterhaltung 
Streupflicht 1368 15 


Wehrbeitrag 
W. ausländifche Aktiengeſellſchaften 1530 


Werkvertrag 
Verjährung, 98 633 Abſ. 2, 638 BGB. (Unter- 
brechung durch Einrede 89 
Bauvertrag 239 3 
Der Redaktionsvertrag (Dr. Al. Elſter, Berlin- 
Friedenau) 257 
Einſtellung von Zeitungsanzeigen wegen Kriegs- 
ausbruchs 253 
Wertsermittelung ſ. Grundſtückswert 


Wertzuwachsſtener 
Nebenverabredung über die W. (8 315 BGB.) 22° 
Aus der Rechtſprechung des pr. OVG. zur W. (Von 
Sen.-Präſ. Dr. Strutz) 545 762 1169 1242 1340 
1407 1525 

Übernahme der W. durch den Käufer. Vertrags- 
anfechtung wegen falſcher Angaben über die Höhe 
der W. 699; 

Wettbewerb 
Wahrheitswidrigkeit, Unterlaͤſſungsanſpruch 34 8 
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Preisſchleudern mit Markenartikeln 465, 734 
227, 277, 754 Roſenthal 
292, 465, 754 Waſſermann 

Zuläſſigkeit des Verbots von Wettbewerbshand- 
lungen durch Polizeiverordnung 123 

Unverkäufliche Schaufenſterauslagen 123 

Anſchein (falſcher und wahrer) 125 

Anpreiſung deutſcher Tuche aus engliſchem Garn 

als engliſche Tuche, Ausverkäufe 125 

Schmiergelder 125 

Geſchäftsgeheimniſſe 124 

Beſchaffenheitsangabe unter Benutzung eines frem- 
den Namens 280 

Firma und Sachbezeichnung 455 1 (Unterlaſſungs“ 

anſpruch, Beſeitigungsanſpruch) | 

Übertragbarkeit des Unterlaſſungsanſpruchs 517 

Verwechſlungsfähigkeit nachgeahniter Bezeichnung 
ohne Warenzeichenſchutz 579 

Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. Bei Be- 
gründung der Klage auf 88 824, 826 BGB. 751 

Fabrikpreiſe 805 

Kohler, Der unl. W.; beſpr. von KER. Dr. Gülland 


809 
Örtliche Zuständigkeit nach 8 24 des Geſetzes 1196 
Verbot falſcher Herkunftsbezeichnung, trotz Mangel 
des Warenzeichenſchutzes 12627 
Anſpruch auf Löſchung eines Warenzeichens wegen 
Benutzung eines fremden Namens und Wider- 
ſpruch mit den tatſächlichen Verhältniſſen (ver- 
beſſerte Singer) 12627 
Unrichtigkeit einer Angabe 1561 
gandelsmißbräuche (Falſche Bezeichnung der 
Waren) 1418 
Scheinausverkauf 1418 
Nachſchieben beim Ausverkauf 1419 
& 12 des Geſetzes. Gewährung eines ſog. Korken 
geldes durch den Settlieferanten an die Kellner 
1419 
8 18 des Geſetzes (Angeſtellte und Kunde) 1420 
Geſchäftsgeheimnis ſ. d. 
Wettbewerbsverbot 
Vortrag von Baum im Berliner Anwaltsverein 64 
W., von Baum; beſpr. von Dr. Hübler 468 
Wiederaufnahme 
Nichtigkeitsklage gegen die Verurteilung eines Voll- 
jährigen auf Grund Klagzuſtellung an den ver- 
meintlichen geſetzlichen Vertreter 267 
Wiederaufnahmeverfahren ſ. Koſten, Anwalts- 
gebühren 
Wiedereinſetzung 


ä Zuſtellung des Armenrechtsbeſchluſſes 
18 


Zivilregiſter. 


Wiedereinſetzungsantrag 
Form des W. 147 * 
Willenderklärung ö 
W. durch ſchlüſſige Handlung (Fehlen des erklärten 
Willens) 19? 
Willensmangel 
Irrtum 
203 1901 Inhalt und Beweggründe 
»Orohung 258 
Anfechtung eines Verwaltungsakts (Anſtellung eines 
Beamten) Reg. R. Dr. Hartmann, Hamburg 120 
Winterſportunfälle 
Haftung bei W. 1119 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung ſ. Hinterbliebene 
Wohngebäude 
W. im Sinne $ 12 Fluchtl G. (Saalanbau) 102 
Wucher f 
Maßznahmen gegen Preisſteigerung ſ. d. 
Wucherähnliche Geſchäfte 392? 505° 
Notlage eines Angehörigen 574 
Mißverhältnis des Vermögensvorteils zur Leiſtung 
11161 ö 
Zahlungs anfſchub 
Z. bei Klage aus Ratenvergleich 55 
Berufung wegen verſagten 3. 55 
3. zugunſten eines ausländiſchen Schuldners 55, 61 
Anwaltsgebühren 56 57 
8. und Bürgſchaft ſ. d. 
Urteilsfaſſung, vollſtreckbare Ausfertigung, 
toriſche Klauſel 
Rechtsnatur und Folgen des Z. 69 (RA. Bendix) 
TO (RA. Ludwig Erlanger, München) 
Verzicht auf den 8. Anfechtung trotz Z. 70 
3. bei Klagen aus ausländiſchen Rechtsverhält⸗ 
niſſen 70 
Aufrechnung vor Ablauf des Z. 70 
Beibehaltung des Z. in der Friedenszeit (LER. Mor- 
chutt, Gotha) 77 
Die ſchweizeriſche Betreibungsſtundung (RA. Dr. 
Kaufmann, Zürich) 255 
Koſtenfeſtſetzung bei Verteilung mit Z. 290 
Z. und Buürgſchaft 290 
Zur Bek. über die gerichtliche Bewilligung von 8. 
Ref. Dr. Schweitzer, Breslau 320 
Koſten der Verhandlung über den 3. 57 525 416 
465 532 540 1128 
Z. in Belgien und Polen 426 429 
Kein richterlicher Z., wenn Kläger bereits ange“ 
meſſene Stundung bewilligt hatte 604 
3. wegen Wechſel, die nach Kriegsausbruch wegen 
älterer Schulden ausgeftellt find 729 J, 750 I 
Gerichtsgebühren im Sinne 8 6 der DO. (Pauſch- 
ſätze) 750 
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Einſtellung der Vollſtreckung 742 
Beſchwerde, $21 BRD. und Berufung 1103 1105 
Hypothekenweſen (Don Nußbaum) 1177 
Hypothekenſtundung ſ. d. 
Zahlungsbefehl 
8. auf künftige Leiſtung 1283 
Zahlungs verbot 
das engliſche Z. zuungunſten deutſcher Gläubiger 
201 Gibt das Z. dem deutſchen Verſicherten ein 
Rücktrittsrecht gegenüber der engliſchen Verfiche- 
rungsgeſellſchaft, auch wenn dieſe einen deutſchen 
Bürgen ſtellt? Zuläſſigkeit der Bürgſchaft (ku 
mulative Schuldübernahme) 
8. in Belgien und Ruſſiſch-Polen 427, 429 
8. gegen England. Beſcheid des RIA. 728 f.a.111 
Beſcheid des Reichskanzlers 933 
8. zwiſchen Deutſchen und feindlichen Ausländern 
der beſetzten Gebiete 970 b 


Mittelbare Zahlung 1036 
Übergang des Anſpruchs von dem Ausländer auf 


einen Heutſchen, insbeſondere durch Arreſt 1453 
deitungs anzeigen ſ. Anzeigenvertrag 
Zeitungs unternehmen 
Ver iſt „Here des Z.“ (Dr. Al. Elſter, der Redaktions- 
vertrag) 257 
deri 
8. in Belgien und Polen 973 
Jengenbeeidigung 
Unterlaffung der 8. wegen Unerheblichkeit der Aus- 
lage oder wegen Unglaubwürdigteit des Zeugen 
auch im Falle der Eidesleiſtung 250 1 
dergeneid 
Vonitor, Eid im Zivilprozeß; beſprochen von RA. 
Dr. Rud. Fürſt 420 
dengendernehmung 
3. don Kriegsteilnehmern zur Beweisſichetung 
(Don Ref. Dr. Schweitzer, Breslau) 818 
3. durch Gerichtsoffiziere 1551 
Jin 
8. und Hividende 698 
dinſen ſ. a. Hypothekenzinſen, Mietzinſen 
3. zrüczuzahlender Steuerbeträge 1198 ® 
. einer gepfändeten Forderung 1553 
Sindgenug 
potpetenabtretung unter Vorbehalt des 8. 394 . 
dilprozeß 
bel. Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. 
 ejpr. von Eugen Fuche) 816 
dient . Geſchäftsverteilung 
Uilderhältniſſe 
| 3 dem Reiche und den beſetzten 


Zubehör | 
Holzvorräte einer Möbelfabrik 499 
Zugeſtändnis 
Außergerichtliches Z. (Behauptung des Beweis- 
gegners im Vorprozeſſe) 798 * 
Z. der Partei im Anwaltsprozeß 1437 12 
Zurückbehaltung 
Z. gegenüber Lohn- und Gehaltsforderungen (Reg. 
Rat Dr. Hartmann) 211 i 
Z. in der II. Inſtanz (RA. Dr. Hans Schäffer, 
OLG. Breslau) 217 
Bendix gegen Schäffer 693 
Reichhelm 748 
Heine 1554 


Zurückb ehaltungs recht 
Ausübung des Z. wider Treu und Glauben 1003 


3. wegen mangelnder Vertragserfüllung (Abwen- 
dung des 3. durch Sicherheitsleiſtung, 88273, 320 
BGB.) 11891 

Zuſtändigkeit ſ. a. Gerichtsſtand 

Verweiſung des Rechtsſtreits an das zuſtändige 

Gericht 1102 
Zuſtändigkeitsbeſchluß 

Darf das untergeordnete Gericht den Z. des RG. 
beiſeiteſetzen, weil ſich das Nichtvorhandenſein 
ſeiner Vorausſetzungen ergeben habe 712» 

Zuſtändigkeits vereinbarung | 

Z. in einem nichtigen Vertrage 697 

Zuſtellung ſ. a. Kriegsteilnehmer (Vertreter) 
Wirkung des Z. an den falſchen 267 
8. an einberufene Anwälte 672 1273 
Zuſtimmung 

Z. im Sinne $ 182 BGB. und 9 6 Geſch. -Aufſ.-V. 
vom 8. Aug. 1914. Insbek Widerruf der Z. und 
Rechtsfolgen desſelben 161 (168 169) 

Zuwachsſtener f. Wertzuwachsſteuer, Vermögens- 
zuwachsſteuer 
Zwangslotſen ſ. Lotſenzwang 
Zwangsſyndikat 
Das 3. (Von NA. Prof. Dr. Flechtheim) 885 
Zwangs vergleich 

Außergerichtlicher Z. (Vorſchlag) 175 

Einfluß des Z. auf Schadenerſatzforderung des 
Handlungsgehilfen 1029 32 

Zwangs verkauf 8 

3. kraft Höchſtpreisgeſetzes uſw. (IN. Koffka), BRD. 

vom 23. Juli 1915 877 
Zwangs verſteigerung 

Rechtsverluſte Dritter (ungenügende Bezeichnung 

des Grundſtücks) 3317 


Unterſchied von Vertagung und Aufhebung des 


Termins 59 
7 * 


28 * En 


— — 
——— — — a — nn 


452 


Umwandlung einer Nentenſchuld in Hppothek nach 
dem Antrage auf 3. 5013 

Zuſammenwirkendes Verſchulden des Richters und 
Anwalts bei der 3. 654 

Einſchränkung der Verfügung über die Miet- 
zinſen durch Geſetz vom 8. Juni 1915 ſ. Miet- 
zinſen 

Bruch des Verſprechens, bei der Z. von dem Ver— 
langen der Sicherheitsleiſtung abzuſehen 1001 ® 

Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes und der For- 
derungsübertragung im Z. 1031 

Widerſpruchsklage 1566 

Hinausſchiebung der Z. gegen Kriegsteilnehmer 
8 (9) 1458 

Zwangsverſteigerungsgeſetz 

Kommentar von Jaeckel, neu herausgegeben von 

Güthe; beſpr. von Stillſchweig 467 
Zwangsverwalter 

Der Z. in den kriegführenden Staaten und ſeine 
Stellung im Auslande. (RA. Dr. A. G. Cohn, 
Berlin) 317 


Zivilregiſter. 


Zeitpunkt der Beſtellung des Z. nach der BRVO. 
(Von NA. Dr. Weinmann) 695 
Streit zwiſchen Z. und Konkursverwalter über Zu- 
behör 1035 ® 
Wer kann Z. werden? (Oer betreibende Gläubiger? 
Vorſtand der betreibenden Aktiengeſellſchaft?) 1182 
Zwangsverwaltung ſ. a. Mietzinſen 
Bundesratsverordnung vom 22. April 1915. (Geh. 
IN. Dr. Güthe vortr. Nat im preuß. IMin. 475 
Die B RVO. vom 22. April 1915 (Von Güthe) 552 
Kriegsrechtliche Z. 1039 
Die Schuldner-Z. 1050 
Zwangs vollſtreckung |. Vollſtreckung 
Zwangs vollſtreckungsinſtanz 
Beweisaufnahme in der 8. 
Hamburg 125 
Zwiſchenurteil 
Z. über den Grund des Anſpruchs (gehört die Ent— 
ſcheidung nach §S 254 BGB. zum Grunde?) 1485 
Z. über den Enteignungsanſpruch nach 8304 ZPO. 
798% 


(L GR. Craſemann, 


B. Geſetzesregiſter. 


I. Reichsrecht. 
A. RMeichsjuſtizgeſetze. 
1. Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877. 
$ 13: 151 
58 65—68: 1498 B 
§ 78: 1346 
§ 135: 1498 B 
8 157: 1498 
88 202, 204: 1513 
2. Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
vom 30. Januar 1877. 
§ 11 Abſ. 2: 151 1025 50 1498 B 
$ 17: 1025 50 
3. Preußiſches Aus führungsgeſetz zum Gerichtsver— 
faſſungsgeſetz. 
818: 802 
4. Sivilprozeßordnung vom 1. Juni 1909%2. Mai 
1910. 
88 5—9: 1061 fig. 
$ 3: 56 252 418 
88 A-9: 252 
8 7: 1042 
§ 16: 1065 flg. 
8 21: 232 1023 * 
5 23: 208 232 291 B 1074 1293 1317 
8 24: 255 524 u 544 u 
8 27: 1293 
8 32: 293 524 21 751] 1023 2 


232 859 5 

524 1 544 7121 751% 1145 
1512 

871 VII 

408 1˙ 424 

232 

7781 

841 1452 

159 8487935 II 956 1081 ? 
1081? 

: 2 729? 733 854 III 859 

155 

509 834 III 

: 834 III 859 

: 206 A 

1061 flg. 1220 a 14571: 145711 

841 | 

: 8411 1300 flg. 

36 2° 146 u 267 843 

58 129 132 151—154 235 294 604 
744 806 828 1042 1053 1103 II 
1220 AC 1230 1257 1404A 15155 

56 532 14574 

: 291 769 I 806 8522 1376 1452 

$ 94: 744 

$ 96: 235 838 IV 

8 97: 55 202 218 416 464 804 1255 

1437 4 
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$ 99: 

$ 102: 
$ 109: 
$ 104: 
$ 105: 
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$ 110: 


$ 111: 
$ 112: 
$ 113: 


$ 148: 
9154 
$ 156: 
$ 157: 
$ 160: 
$ 163: 


$ 164: 
$ 166: 
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744 806 1105 II 1457 1516 
124 Ä 
540 605 
57 416 
290 
693 871 VII 1088 
110 418 732 827 I III 871 VII 
1074 1127 1498 AB 
288 
418 
418 
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der Oberverſicherungsämter vom 24. Dezem- 
ber 1911. 
845: 1467 
112. Königl. Verordnung betr. die Inkraftſetzung von 
Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung 
vom 5. Juli 1912. 
Art A EG. und Art. 5 VO: 282 
113. Geſetz betr. Anderung des Finanzweſens vom 
3. Juli 1915. 
§ 1 Abſ. 5: 545 
114. Wehrbeitragsgeſetz vom 3. Juli 1915. 
sg 10, 11: 1550 
§ 19: 1324 
8 68: 367 


— 
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115. Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats zum 124. Bekanntmachung des Bundesrats über die Gel- 
Geſetz über den Wehrbeitrag vom 6. Novem- tendmachung von Anſprüchen von Perſonen, 
i die im Ausland ihren Wohnſitz haben, vom 


ber 1913. 
§ 15 Abſ. 2: 367 7. Auguſt 1914. 
l $ 52: 1550 $ 1: 54 65 231 464 816 859 871 VII 
ö II. Gebührenordnung für Zeugen und Sachver- 1127 1221 1383 1440 1 
ſtändige vom 18. Juni 1914. $ 2: 8 II III 54 859 
88 2-14: 187 $ 3: 290 | 
. an Ang Ber 9 e 0 Feen. 125. Bekanntmachung über gerichtliche Bewilligung 
en ee DU von Baplungsfeiften vom 7. Auguſt 1914 und 
ar ra Di 20. Mai 1915: 54 55 61 62 
al, 
118. Geſetz betr. die Anterſtützung von Familien in s 1: 56 57 70 254 870 VI en fig. 
den Dienſt eingetretener Mannſchaften vom 5 z 22 857 
4 august 1914/28. Februar 1888. SA: 111 1375 1468 A 
$ 2: 73 
49 Keichsgeſetz über die Ermächtigung des Bundes- 3 5: 1468 A 
ass zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 8 6: 1554 
J. Auguſt 1914. 126. Bekanntmachung betr. die Anordnung einer Ge- 
98 5, 5, 6: 11825 ® ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurs- 
20. höchſtpreisgeſez vom 4. Auguſt 1914. verfahrens vom 8. Auguſt 1914. 
91-6: 877 1519 98 1—11: 1084 1304 1503 
92: 176 flg. 754 877 $ 1: 851 
6°: 754 $ 2: 742 851 
IN. Geſetz betr. die Bewilligung von Zahlungs- § 3: 851 
fiften vom 4. Auguſt 1914] $ A: 742 852 1148 
1: 729 1 II | 8 5:1 288 491 494 852 937 1127 1148 
92: 1182. 1376 
93: 55 416 685 729 1 1250 § 6: 854 1181 1452 
98 4, 5: 1177 $ 7: 491 494 769 806 855 1181 1452 1453 
10 6, Le. 780 JI 98: 856 957 1126 1148 1181 1376 1458 
2 Sejeh betr. die Abwicklung von börſenmäßigen 8 9: 174 206 491 494 857 
ia in Waren vom 4. Auguſt 1914. §8§ 10—13: 858 
1: 367 
Ban» 127. Bekanntmachung betr. die Abtretung und Pfän- 
e lan dune 11 vom 4 in dung der Forderungen an die Kriegskaſſe 
1: 10 16] fig. 802 = 859 98 = 1334 aus der Überlafjung von Pferden, Fahrzeugen 
Me 1501 und Geſchirren vom 12. Auguſt 1914. 
88 4, 25—27: 831 10571 


92: 54 161 flg. 205 235 291 464 465 
475 4751 532 539 728 742 802 
805 852 1 841 8465 847 955 J II 
956 1080 1147 1295 1354 1452 


128. Bekanntmachung über die Folgen der nicht 
rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung 
vom 18. Auguſt 1914. 


1497 1501 § 1: 520 11793 1468 A 
53. 161 flg. 176 235 291 415 464 465 $ 2: 287 552 
841 847 859 885 1272 13443 § 5: 11793 1468 A 
ve 1593 1497 1501 88 3, 4, 8: 11793 
11 855 465 473 842 1250 1502 5 j 5 i 
, 129. Geſetz über die Vorratserhebungen vom 
150. Bekanntmachung betr. weitere Verlängerung 


16: 235 841 8441 1304 

97: 9 161 176 255 473 841 1458 1502 der Friſten des Wechſel und Scheckrechts vom 
8: 845 1147 1295 1478 III 1502 29. Auguſt 1914. 

39: 54 4751 8443 846 848 1502 g I: 10 
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131. 


132. 


155. 


134. 


155. 


137. 


138. 


139. 


140. 


141. 
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Verordnung betr. Aberwachung ausländiſcher 
Unternehmungen vom 4. September 1914 / 
22. Ottober 1914. 
88 1, 2: 869 IV 
Deutihe Priſenordnung vom 50. September 
1914. 
Nr. 114: 486 a 


Bundesratsverordnung betr. Zahlungsverbot 
gegen England vom 30. September 1914. 
$ 1: 11* 1090 
8 2: 728 817 868 III 1455 
8 5 Satz 1: 262 II 868 III 935 1465 
§7 Abſ. 1: 728 817 
§ 8: 1090 
Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. Zah- 
lungsverbot gegen Frankreich vom 20. Okto- 
ber 1914: 868 III 
Bundesratsverordnung betr. Regelung des Ab- 
ſatzes von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei 
vom 5. November 1914. 
84: 1211 


Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. Zah- 


lungsverbot gegen Rußland vom 19. Novem- 
ber 1914: 868 III 


Verordnung betr. zwangsweiſe Verwaltung 
franzöſiſcher Unternehmungen vom 26. No- 
vember 1914/22. Dezember 1914/4. März 
1915. 
§ 1: 1090 
8 2: 870 V 1039 10% 
§ 5: 1090 
Bekanntmachung betr. Anderung der Verord- 
nung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 
18. Auguft 1914/22. Dezember 1914/20. Mai 
1915. 
82 S. 2: 806 1177 1254 V 
85: 1051 1182 
8 6: 936 1146 
Bundesratsverordnung betr. Kriegswochenhilfe 
vom 3. Dezember 1914. 


88 1-9: 134 1485 VI 
Bekanntmachung über die Verſagung des Zu— 
ſchlags bei der Zwangsverſteigerung von Ge- 
genſtänden des unbeweglichen Vermögens 
vom 10. Dezember 1914. 
88 1—3: 8 475 
Bekanntmachung betr. Einigungsämter vom 
15, Dezember 1914. 
88 1—5, 5—8: 8 485 
84: 8 845 1180 C 11857 


142. Bekanntmachung betr. die Bewilligung von 
Zahlungsfriſten bei Hypotheken und Grund- 
ſchulden vom 22. Dezember 1914. 

88 1—5: 9 

Verordnung vom 22. Dezember 1914/20. Mai 
1915 über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten 

88 1—5: 617 

Bundesratsverordnung über Bereitung von 
Backwaren vom 5. Januar 1915. 

88 1, 5, 8 Abſ. 1, 2: 1211 

Bekanntmachung über die Vertretung der 
Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechtsſtrei- 
tigkeiten vom 14. Januar 1915: 159 1080 

8 1: 204 475˙ 551 847 1147 1502 
82: 415 532 847 848 1502 

8 3: 287 850 1502 

84: 850 1502 

Bundesratsverordnung über tie Fälligkeit im 
Ausland ausgeſtellter Wechſel vom 10. Auguſt 
1914/22. Oktober 1914/18. Jaguar 1915. 

91: 867 II 

Verordnung über die Regelung des Verkehrs 
mit Brotgetreide und Mehl vom 25. Januar 
1915/6. Februar 1915. 

88 1, 3, 5: 12119 

88 14, 16: 561 754 877 
88 3456, 37, 44: 1214 
sg 62—66: 1222 

Bekanntmachung über die Regelung des Ver- 

tebrs mit Hafer vom 15. Februar 1915. 
88 8 ff.: 561 
149. Bekanntmachung über den Anbau von Zucker- 
rüben vom 5. März 1915. 
88 2, 5: 978 
150. Verordnung betr. die Gerichtsverfaſſung für das 
unter deutſcher Verwaltung ſtehende Gebiet von 
Ruſſiſch-Polen vom 21. März 1915. 
818: 1094 1146 1285 1294 


151. Verordnung betr. Verſammlungen und Vereine 
für das unter deutſcher Verwaltung ſtehende Gebiet 
in Ruſſiſch-Polen vom 4. April 1915. 
88 6, 7, 8: 1048 
152. Verordnung über Reis vom 22. April 1915. 
84: 877 
153. Bundesratsverordnung über die Zwangsverwal⸗ 
tung von Grundſtücken vom 22. April 1915. 
88 1, 3, 4, 6: 1181 
8 5: 473 flg. 552 flg. 
154. Erlaß betr. Niederſchlagung gerichtlich einge 
leiteter Unterſuchung gegen Kriegsteilnehmer vom 
24. April 1915: 624. 


145. 


144. 


145. 


146. 


147. 


148. 
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155. Verordnung des Reichskanzlers betr. die Reichs- 


entſchaͤdigungskommiſſion vom 25. April 1915. 
58 1, 17: 1215 1510 
150. Verordnung über Malz vom 18. Mai 1915. 
96: 877 
57. Hypothekenſtundungsordnung vom 20. Mai 1915. 
$ 1: 1455 
158. Verordnung über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914/20. Mai 
1915: 742. 
$ 1: 323° 416 465 611 1042 15161 
92: 1042 1234 W 1283 1512 
$ 3: 419 1042 1103 II III 1065 1105 
1128 1283 1516 
$ 4: 1042 1065 1103ILIII 1128 1283 
1516 
$ 5: 15161 
96: 1128 1375 

59. Berordnung über Verbrauchszucker vom 29. Mai 

1915. 
$ 4: 877 

I. Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über 
Miet- und Pachtzinsforderungen vom 8. Juni 
1915: 1111 1160 

Art. 1, 3, 5, 6: 619 flg. 
„ 4: 619 1051 
el Verordnung über die Sicherſtellung von Kriegs- 
bedarf vom 24. Juni 1915. 
91: 877 
dt Anordnung des Reichskanzlers betr. das Ver- 
fahren vor der Reichsentſchädigungskommiſſion 
dom 25. Juni 1915: 1488 IV fig. 

105 Stanntmacung über den Verkehr mit Brot- 
Kreide und Mehl aus dem Ernte jahr 1915 vom 
8. Zuni 1915. 

$ 4: 1148 
9 2, 7, 19, 34, 62—66, 68: 1222. 
M. Novelle zum Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 
N 7. Juli 1915: 1149 
15 Ausführungsanweifung zur Bundesratsverord- 
nung vom 23. Juli 1915 gegen übermäßige 
Preisſteigerungen. 

. $ 1: 1036 

s Selanntmachung betr. die Angeftelltenverfiche- 
ng wahrend des Krieges vom 26. Auguſt 1915. 

10 „„ 31485 vI 

"Allgemeine Verfügung vom 8. September 1915 
des Juſtizminiſters betr. Bekanntgabe der 
dumen, für die eine Staatsaufſicht angeordnet 
ft, an die Kegiſtergerichte: 1037 


168. Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte 
vom 9. September 1915. 5 
88 1-51: 1061 fig. 1102 1105 1143 
1157 1220 1232 1237 12831285 
1512—1517 
$ 1: 1452 
$ 2: 1388 1452 1464 B 
$ 3: 1388 1452 1464 B 
$ 9: 1388 1452 1464 
$ 10: 1388 1452 
$ 13: 1452 1465 
§ 14: 1459 1464 
88 16, 17: 1464 
$ 19: 1405 B 1550 fig. 
$ 23: 1406 1464 C 
88 37—40: 1464 B 
169. Bundesratsverordnung zur Entlaſtung der Straf⸗ 
gerichte vom 7. Oktober 1915. 
§§ 3, 4: 12350 
170. Bekanntmachung über die Anmeldung des im 
Inland befindlichen Vermögens von Ange 
hörigen feindlicher Staaten vom 7. Ottober 
1915. 
88 1-14: 1515 —1327 1465 
171. Bekanntmachung über das Kündigungsrecht der 
Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern vom 
7. Oktober 1915. 
88 11: 1334 
172. Bekanntmachung betr. Vorſchriften über die An- 
meldung des im Inland befindlichen Ver- 
mögens von Angehörigen feindlicher Staaten 
vom 10. Oktober 1915. 
Art. 2, 3: 1465 
— 12—14: 1315—1327 
175. Bundesratsperordnung vom 21. Oktober 1915 
betr. Ausnahmen von der Sperre feindlichen 
Vermögens. 
88 8, 9: 13263 


II. Preußiſche Geſetze. 


174. Allgemeines Landrecht. 
Teil Titel 
1 1 8 585: 470 
2 88 48—102: 4991 
5 8 116: 1381 
5 8171: 705190 
9 88 111—115: 1417 
- 9 8 352: 92918 
12 88 47, 48: 7865 
12 88'113 ff. 7051 
12 8 183: 1381 


ER r HI me Fe, 


*72 
1 
Teil Titel 
1 12 88 468, 469, 628: 1012¹² 
- 14 8 284: 594 
- 16 8 484: 1260% 
- 17 8 106: 213 
— 20 8 7: 524 
— 20 8395: 5245 
- 47 8 46: 851 
II 1 88 206-200, 219, 220: 100917 
1 88 485, 492: 1012 
- 1 88 492, 560: 10152° 
- 1 8s 741, 742: 550° 
- 10 88 94 ff.: 147911 
- 11 88 455, 457, 460: 5958⁰ 
- 14 88 2, 3: 1567 
- 14 8 4: 13674 1599 
- 14 8 78: 102530 1367 * 
- 14 8 79: 99° 1567. 
- 17 8 10: 1489 F 
— 20 81290: 877 
175. Einl. zum Allgemeinen Landrecht. 


8 75: 39¼ 67 271 412% 528= 600% 752 
1037: 1041 12961 1457 11 


176. Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1785. 
§ 14 Sit. 1: 524 


177. Deklaration des 8 52 des Anhangs zum ALR. 
vowm 3. April 1824: 12604. 


178. Allgemeine Preußiſche Gerichtsordnung vom 
14. Dezember 1859. . 
| 8 97 I Tit. 47: 10 
179. Preuß. Geſetz vom 11. Juni 1837 zum Schutze 
des Eigentums an Werken der Wiſſenſchaft und 
Kunſt gegen Nachdruck und Nachbildung. 
8 7: 456˙2 
180. Preuß. Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1858. 
8 1: 28410 
8 8: 59% 
§ 14: 59% 
8 25: 2004 
181. Preuß. Geſetz betr. die polizeilichen Verfügungen 
vom 11. Mai 1842. 
88 1, 6: 9322 | 
182. Geſetz über Benutzung der Privatflüſſe 
28. Februar 1845. 
8 1: 40915 
8 16 Nr. b: 40919 
185. Preuß. Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 
1850. | 
Art. 45: 176 
184. Polizeigeſetz vom 11. März 1850. 
8 6: 95220 1568 * 1599 1 
§ 7: 1489 F 


vom 
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185. Geſetz vom 26. April 1851, enthaltend Zuſäͤtze 
zur Gerichtsorganiſation von 1849, Art. III: 
802 = 
186. Notariatsgebührenordnung vom 11. Mai 1851. 
| 88 6, 15: 1553 
187. Geſetz über den Belagerungszuſtand 
4. Juni 1851. 
81: 14 
8 A: 176 
8 5: 67 II 
8 8: 612 
8 9b: 14 1210 — 1250 
88 10, 12: 421 | 
8 11: 14 | 
188. Difziplinargejeg vom 21. Juli 1852. 
§ 100: 1479 II | | 
189. Städteordnung vom 80. Mai 1855. 
§ 56 Nr. 8: 599° 
190. Preuß. Geſetz vom 24. Mai 1861 über Erweite 
rung des Rechtswegs. | 
88 9, 10: 999 
191. Geſetz, betr. die Befugnis der. Auditeure zur 
Aufnahme von Akten der freiwilligen Ge 
richtsbarkeit, die Förmlichkeit der militäriſchen 
Teſtamente und die bürgerliche Gerichtsbar⸗ 
teit für preußiſche Garniſonen im Ausland 
vom 8. Juni 1860. 
8 6: 1381 


192. Preuß. Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 
1865: 
§ 54: 600% 
88 54-56: 528% 
8 54: 11555 
88 119, 150: 527 * 
88 148, 150: 600 616° 
§ 196: 528% | 
193. Kreisordnung vom 15. Dezember 1872. 
8 59: 932 
194. Preuß. Grundbuchordnung vom 
§ 29: 594 616 
195. Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 
§ 65: 1260 
§ 69: 5242 | 
196. Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874. 
§ 43: 1428“ 1476 
197. Preuß. Enteignungsgeſetz vom 11. Zuni 1874. 
86 412 * | 
8 7: 14917 798% 
8 9: 14917 798" 
§ 11: 412 
§ 15: 877 951° 
§ 14: 3921 149 


vom 


5. Mai 1872. 
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$ 21: 149 
$ 25: 798 * 
$ 34: 149 17 
108. Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 
$ 12: 1021 599 * 616 * 
9 15: 596 u 1596 V 
199. Preuß. Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 15. Juli 
1889. 
88 6, 7: 1285 
$ 28: 590 * Ä 
200. Preuß. Geſetz über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 30. Juli 1885. 
$3 105, 106: 744 
$ 127: 952 30 
$ 145: 15691 
A. Preuß. Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 
98 27, 28: 1042 774 
38 18, 34: 9910 
85 10, 11: 1042 441 7741 776% 1114 
1115 1116 
38 27, 28: 1114 
954 Nr. 2: 1025 20 
$ 41: 1149 
$ 114: 1421 
de preuß. Strombauverwaltungsgeſetz vom 
20. Auguſt 1883. 
995, 5: 9299 18 
05 einkommenſteuergeſetz vom 24. Zuni 1891. 
952: 1482 
988, 10, 14: 1543 H 
A Landgemeindeordnung vom 5. Juli 1891. 
990: 952 20 
255 gleubahngeſetz vom 28. Juli 1892. 
88 2, 3: 445 
945: 284 10 
e en Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 


99: 1496 V 
$ 56: 1478 Ba 
961: 596 u 
9 69: 9918 1407 
970: 99 10 
an. K. 10250 
0. * Stempefeuergefe vom 31. Juli 1895. 
85 


92: 85 

93: 103 u 

9 26: 85 

Tarifſtelle 32 Abſ. 1 c: 15018 
s 52 Abſ. 6 S. 2: 1054 
11 Ziff. 2: 15018 


73 


208. Preuß. Freiwilliges Gerichtsbarkeitsgeſetz vom 
21. September 1899. 
Art. 4: 1007 % 
- 099: 1241 
- 101: 471 


209. Preuß. Gerichtskoſtengeſetz vom 6. Oktober 1899. 
8 16: 1042 
88 124, 131: 554 ° flog. j 

219. Preuß. Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher 

vom 1. Dezember 1899. | 
8 12: 40518 
8 57: 525.0 

211. Preuß. Verfügung über Geſchäftsführung der 

Zwangsverwalter vom 8. Dezember 1899. 
88 4, 14: 1181 | 
88 6 Abſ. 5, 29: 1051 

212. Preuß. Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2. Juli 

1900. | | 
88 1, 43: 1097 
88 5, 4, 14, 15: 1149 

215. Bahneinheitsgeſetz vom 19. Auguſt 1895/11. Jun 
1902. 

85: 445 C2 

214. Geſetz betr. die Wählerabteilungen bei den Ge- 
meindewablen vom 30. Juni 1900. 

§ 6: 4424 77617 
215. Geſetz über Maßnahmen zur Stärkung des 
Deutſchtums vom 20. März 1908. 
86: 412% 
216. Einfommenfteuergefeß vom 25. Juni 1900. 
s8 5 Ziff. 2, 13: 434 1533 
88132: 1242 
8 9: 1535 
88 19, 20: 1550 
8 65: 1555 
217. Ergänzungsſteuergeſetz vom 25. Juni 1906, 
& 11: 1526 
§ 19: 1550 
218. Jagdordnung vom 15. Juli 1907. 
§ 22: 995% 

219. Geſetz betr. die Haftung des Staates für die 
Amtspflichtverletzung von Beamten bei der 
Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 
1. Auguſt 1909. 

8 1: 3285 342 665 10 6805 
88 2, 5: 102530 
220. Preuß. Stempelſteuergeſetz vom 30. Juni 1909. 
§ 1: 247° 5295 544 8° 
§ 15: 1129 
§§ 15, 16: 247° 
§ 25: 339 5 


$ 26: 339 15 
10 


— — — — 
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Tarifſtelle 8 Abſ. 1 S. 2: 497 A 
- 71 Ziff. 2: 247° 
- 25: 415*® 
- 32: 51311 529 2 
221. Geſetz über die Reinigung öffentlicher Wege 
vom 1. Juli 1912. 
88 1, 55, 8, 9: 1368 15 
222. Preuß. Waſſergeſetz vom 7. April 1915. 
§ 12: 929 
§ 17: 92916 
88 AO, 46, 52, 69, 114, 115, 117, 186, 190, 
330, 340: 442 
sg 140, 162: 929° 
88 200, 579: 4091 
§ 400: 10230 799 


IIa. Preußiſche Provinzialgeſetze. 

22a. Hanoverſche Städteordnung. 

$$ 19, 21, 22, 2—26, 8585: 104° 
223. Hannoverſche Landgemeindeordnung vom 

28. April 1859: 7759 

§ 9: 106 

224. Heſſen-Naſſauiſche Städteordnung. 
5: 1045 


225. Sſtliche Städteordnung. 
88 16, 17 Abſ. 1 Nr. 8: 1043 * 
§ 24: 442 776% | 
§ 25: 441 776% 
$ 27: 774 1115 1116 
226. Oſtliche Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 
§ Al: 41° 
§ 42: 104 
227. Nheiniſche Gemeindeordnung. 
§ 35: 1045 
§ 51: 107 u 
§ 55: 776 
228. Rheiniſche Städteordnung vom 1. März 1891. 
§ 26: 775 71° 


229. Schleswig-Holfteiniihe Städteordnung. 
8 7 Ziff. 2: 107 * 


230. Weſtfäliſche Städteordnung vom 19. März 1856. 


88 5, 16 Abſ. 2 Nr. Aa: 105 
815: 77716 


III. Sonſtige Landesgeſetze. 
231. Code civil. 

8 1 D. loc. cond. 19, 2: 1330 III 
Art. 555: 92918 

- 556: 79916 824 02918 

- 563: 79910 824 18 

- 714: 92918 

- 1384: 511 1° 


2532. 


255. 


250. 


257. 


240 


Bayern. 
Urhebergejeß an literariſchen Erzeugniſſen der 
Wiſſenſchaft und Kunſt vom 28. Juli 1865. 
Art. 14: 456% 


3. Geſetz über den Verwaltungsgerichtshof vom 


8. Auguſt 1878. 
Art. 7, 11, 19, 26: 151 


„Einkommenſteuergeſetz vom 14. Auguſt 1910. 


Art. 7, 10, 12, 16, 70: 1538 B 
Geſetz über den Kriegszuſtand vom 5. November 
1912. 
Art. 4 Abſ. 2: 1230, 1272 
- 4, 5, 8: 1210 
Vollzugsvorſchriften zum Geſetz über den Kriegs- 
zuſtand vom 15. März 1915. 
s$ 10, 12, 17: 1210 fla. 
Stempelgeſetz. 
Art. 2, 4, 11 u. a.: 439 
Tar. 45 Abſ. 1: 1209 * 


Notariatsgeſetz. 


Art. 27: 431 


Gebührengeſetz. 


Art. 145, 162, 178, 189: 451 


Srannſchweig. 
Geſetz zum Schutze des Eigentums an Werken 
der Wiſſenſchaft und Kunſt vom 10. Februar 1842. 
§ 5: 456ʃ | 


241. Einkommenſteuergeſetz vom 14. Dezember 1908. 


242 


245 


§ 10 Nr. 2: 1544 


Heſſen. 
Einkommenſteuergeſetz. 
Art. 9, 15: 1542 F 
Mecklenburg. 
Ausführungsgeſetz zum Einkommenſteuergeſetz. 
Art. 20: 1545 G 


Königreich Sachſen. 


244. Einkommenſteuergeſetz. 


245 


88 5, 8, 16, 17, 20, 21 Ziff. 6: 1540 D 
. Gemeindefteuergefeg vom 11. Juli 1915. 
88 37, 38, 40: 1540 D 


Sachſen⸗Altenburg. 


246. Einko mmenſteuergeſetz vom 27. April 1896 mit 
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Novelle vom 18. Dezember 1909 %%. Januar 1910. 
8 8: 1543 H 
Sachſen⸗Meiningen und Gotha. 


. Eintommenfteuergefe vom 14. März 1910. 
Art. 12: 1543 H 
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Zivilregiſter. 


Sachſen⸗ Weimar. 


28. Einkommenſteuergeſetz vom 
30. März 1909. 
Art. 12: 1543 H 


Schwarzburg⸗Nudolſtadt. 


249. Einkommenſteuergeſetz vom 31. Mai 1902. 
§8 15, 14: 1545 H 


11. März 1908/ 


Württemberg. 
250. Einkommenſteuergeſetz vom 8. Auguſt 1903: 


1540 C | 
Art. 15, 67: 1540 C 


IV. Völkerrechtliche Verträge. 


251. Internationale Abereinkunft zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums (Pariſer Konvention) 
vom 20. März 1883. 

Art. 4: 1451° 

Bla Revidierte Pariſer Übereinkunft über den 

gewerblichen Rechtsſchutz. 
Art. 4: 965 

252. Erſte Haager Landkriegsordnung vom 29. Juli 
1899. 

Art. 53 Abſ. II: 1041 

25. Haager Abkommen (Ausländervorſchuß) vom 
17. Juli 1905: 802, 827, 1073 1498 

88 17, 18, 19: 418 1127 
923: 67 
$ 43: 425 
Art. 53: 65 
a Haager Abkommen vom 18. Oktober 1907/ 
N. Juli 1899. 
Art. 3, 48: 14561 
25 ne Landkriegsordnung vom 18. Oktober 


Art. 2, 4: 425 
43: 975 
SE. Haager Landkriegskonvention. 
Art. 5, 4: 1321 II 


V. Ausländiſche Geſetze. 
Belgien ſ. Okkupationsgebiete. 


257. 


258. 


259. 


260. 


261. 


262. 


263. 


264. 


265. 


266. 


267. 


268. 


269. 


270. 


271. 
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Oſterreich. 
Staatsgrundgeſetz vom 21. Dezember 1869. 
§ 14: 488, 902 
Zivilprozeßordnung. 
8 162: 902 
Allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch. 
$ 276: 902 
88 1104, 1105: 902 1327 1378 
$ 1107: 1327 1378 
Novelle zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
88 3, 4, 5, 6: 959 
$$ 192, 591: 959 
Geſetz über Geſellſchaften m. b. H. 
§ 70 Abſ. 4: 1124 
Oſterr. Miniſterialverordnung über Kraftfahr- 
zeugverkehr vom 26. Oktober 1908. 
§ 4: 19910 
Moratoriums verordnung vom 27. September 
1914. 
§ 20: 10 
Ausgleichsordnung vom 16. Dezember 1914. 
88 3, 41, 43, 50, 51: 1152 
Ungarn. 
Moratoriumsverordnung vom 30. September 
1914. 
88 1, 2: 10 
§ 27 II: 10 


Rußland. 
Code civil. 
Art. 545: 1456 
Zivilprozeßordnung. 
§ 571 P. 5: 418 
Okkupationsgebiete. 


Belgiſche Verordnung vom 9. Auguſt 1914. 
Art. 1: 426 A flg. 
Belgiſche Zivilprozeßordnung. 
Art. 557 f: 965 
Verordnung des Generalgouverneurs von Bel— 
gien vom 21. Oktober 1915. 
Art. 1—3: 1463 
Verordnung des deutſchen Generalgouverneurs 
für Polen zur Gerichtsverfaſſung vom 21. März 
1915. 
$ 19: 977 


C. Alphabetiſches verzeichnis der angezogenen Geſetze. 


Ausländiſche Geſetze. Nr. 259 flg. 
Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch pr. Nr. 58, 


ansnafftiegenpei, Geſetz betr. die A. Nr. 281. 
enderfiherungsgefeh. Nr. 110. 305. 

Audit 2 ugsgeſetz. Nr. 66. 
te. Seſez betr. Befugnis der A. Nr. 191. 


bay. 


Nr. 39. 


Ausführungsgeſetz zum Gerichts verfaſſungsgeſetz. Nr. 3. 


10 * 
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Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung. Nr. 14. 15. 
Ausführungsverordnung zur Grundbuchordnung (ſächſ.). 
Nr. 17. 
Ausführungsgeſetz zum Höchſtpreisgeſetz. Nr. 295 a. 
Ausführungsgeſetz zum Reichsſtempelgeſetz. Nr. 96. 
Ausführungsgeſetz zum Anterſtützungswohnſitzgeſetz. Nr. 
45. 
Ausführungsgeſetz zum Wehrbeitragsgeſetz. Nr. 115. 507. 
Ausführungsgeſetz zum Wettbewerbsgeſetz (pr.). Nr. 98. 
Ausführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung. Nr. 6. 
Ausführungsgeſetz zum Zuwachsſteuergeſetz. Nr. 105. 
Ausführungsgeſetz zum Zwangsverſteigerungsgeſetz (pr.). 
Nr. 9. 


Bahneinheitsgeſetz. Nr. 215. 
Bauſicherungsgeſetz. Nr. 94. 298. 
Bayriſche Geſetze. Nr. 252 flg. 
Beamten. Geſetz betr. Haftung des 
BV. Nr. 102. 219. 
Beamten-Unfallfürſorgegeſetz. Nr. 79. | 
Belagerungszuſtandsgeſetz. Nr. 187. 281. 328. 
Belgiſche ZPO. Nr. 269. | 
Belgiſche Verordnungen. Nr. 268 — 270. 
Berggeſetz, Pr. All. Nr. 192. 
Beſoldungsordnung. Nr. 99. 
Binnenſchiffahrtsgeſetz. Nr. 67. 
Börſengeſetz. Nr. 88. | 
Branntweinſteuergeſetz. Nr. 299. 
Bürgerliches Geſetzbuch. Nr. 26. 295. 


Staats für ſeine 


Code civil. Nr. 251. 


Depotgeſetz. Nr. 65. 291. 

Deutſchtum. Geſetz über Maßnahmen zur Stärkung des 
D. Nr. 215. | 

Dienftanweifung für Grundbuchführer (Bayr.). Nr. 16. 

Diſziplinar geſetz. Nr. 188. 


Enteigumserwerbsgeſetz. Nr. 195. 

. zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Nr. 27. 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Nr. 2. 

Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. Nr. 32. 

Einführungsgeſetz zur Militärſtrafgerichtsordnung. Nr. 24. 

Einführungsgeſetz zum Strafgeſetzbuch. Nr. 40. 

Einführungsgeſetz zur Strafprozeßordnung. Nr. 22. 

Einführungsgeſetz zur Reichs verſicherungsordnung. Nr. 108 

Einführungsgeſetz zum Verſicherungsvertragsgeſetz. Nr. 91. 

Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung. Nr. 5% 

Einführungsgeſetz zum Zwangsverſteigerungsgeſetz. Nr. 8. 

Einkommenſteuergeſetz. Nr. 205. 216. 254. 241244. 
246— 250. 350. 

Eiſenbahngeſetz pr. Nr. 180. 

Eiſenbahnverkehrsordnung. Nr. 92. 

Enteignungsgeſetz. Nr. 197. 

Erbſchaftsſteuergeſetz. Nr. 86. 

Ergänzungsſteuergeſetz. Nr. 217. 


Fernſprechgebührenordnung. Nr. 71. 

Finanzweſen. Geſetz betr. Anderung des F. Nr. 115. 
Fiſchereigeſetz. Nr. 196. 

Fluchtliniengeſetz. Nr. 198. | 


Freiwillige Gerichtsbarteitsgeſetz. Nr. 11. 208. 


Zivilregiſter. 


Freiwillige Gerichts barkeitsgeſetz Für geer und Marine. 
Nr. 12. | 
Fürſorgeerziehungsgeſetz. Nr. 212. 329. 
Gebrauchs muſterſchutzgeſetz. Nr. 60. 
Gebührengeſetz. Nr. 259. 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 
Nr. 116. 295. 
Gemeindeordnung (Rhein.) Nr. 227. 
Gemeindeſteuergeſetz. Nr. 245. 
Gemeindewahlen. Geſetz betr. die WMählerabteilungen 
bei W. Nr. 214. 
Genoſſenſchaftsgeſetz. Nr. 57. 
Genoſſenſchaftsregiſtergeſetz. Nr. 69. 
Geſchäftsanweiſung für Gerichts vollzieher. 
Geſetz betr. G. m. b. H. Nr. 65. 292. 
Gerichtskoſtengeſetz. Nr. 20. 209. 277. 
Gerichtsordnung, Allg. Pr. Nr. 178. 
Gerichtsorganiſationsgeſetz. Nr. 185. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Nr. 1. 
Gewerbegerichtsgeſetz. Nr. 81. 
Gewerbeordnung. Nr. 34. 278. 
Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. Nr. 75. 
Grundbuchordnung. Nr. 15. 194. 


Nr. 210. 


Haager Abkommen. Nr. 252-256. 
Haftpflichtgeſetz. Nr. 46. 
Handelsgeſetzbuch. Nr. 50. 31. 
Heerordnung. Nr. 56. 
Hypothekenordnung. Nr. 176. 


Höchſtpreisgeſetze. Nr. 295— 298. 299. 251. 309-524. 
552. 


Jagdordnung. Nr. 218. 
Invalidenverſicherungsgeſetz. Nr. 70. 
Invaliden- und Alters verſicherungsgeſetz. Nr. 58. 


Kaiſerliche Verordnung vom 20. Januar 1879. Nr. 52. 

Kanalabgabengeſetz. Nr. 68. 

Kleinbahngeſetz. Nr. 205. 

Kommunalabgabengeſetz. Nr. 206. 

Konkursordnung. Nr. 10. 276. 

Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz. Nr. 72. 296. 

Kraftfahrzeuggeſetz. Nr. 95. 

Kraftfahrzeug. Zulaſſungsgeſetz für K. Nr. 101. 

Krankenverſicherungsgeſetz. Nr. 62. 288. 

Kreisordnung. Nr. 195. 5 

Kriegsgeſetze und Verordnungen 1914. Nr. 118-145. 
295298. 1915. Nr. 144— 175. 219—25ʃ. 309 bis 
524. 

Kriegsbeſoldungsvorſchrift. Nr. 55. 

Kriegsleiſtungsgeſetz. Nr. 49. 

Kriegszuſtand. Nr. 255. 299. Vollzugs vorſchriften zum 
Geſetz über den K. Ni. 255. 256. 

Kunſtſchutzgeſetz. Nr. 179. 252. 240. 


Nr. 200. 326. 
Nr. 204. 225. 226. 227. 


Landesverwaltungsgeſetz. 
Landgemeindeordnungen. 
Landrecht. Allg. Pr. Nr. 174. 525. 

Einlaß dazu. Nr. 175. 

Deklaration dazu. Nr. 177. | I 
Literaturſchutzgeſetz. Nr. 77. 179. 252. 240. 
Literatururhebergeſetz. Nr. 44. 
Lohnbeſchlagnahmegeſetz. Nr. 48. 


Zivilregiſter. 


Rannſchafts verſorgungsgeſetz. Nr. 83. 
Nannſchaftsunterſtützungsgeſetz. Nr. 118. 

Nilitärfis tus. Geſetz betr. Haftung des M. Nr. 108. 
Militärgefeh (Reich). Nr. 50. _ 
Militärhinterbliebenenverforgungsgefeh. Nr. 87. 
Alitätſtrafgeſetzzuch. Nr. 25. 274. 
Miitärftcafgerichtsordnung. Nr. 25. 275. 
Notatoriumsgeſetz (Ungarn). Nr. 265. 


Nahtungs mittelgeſez. Nr. 285. 
Notatiatsgeſez. Nr. 258. 
dotariatsgebührenordnung. Nr. 186. 


Ebermerfiherungsämter. Verordnung über den Geſchafts- 
gang und Verfahren der O. Nr. 111. 

Deitetteichiſche Geſetze. Nr. 257 — 264. 

Offtzespenſionsgeſetz. Nr. 82. 

Elbupationsgebiete. Geſetze der O. Nr. 266— 271. 


Murifer Konvention. Nr. 251. 

. über den gewerblichen Rechtsſchutz. 
Nr. 251 a. 

Patentgefeh. Nr. 59. 

deſonenftandsgeſetz. Nr. 51. 283. 

Pl, Gerichtsverfaſſung in P. Nr. 271. 

ſolztiverfügungsgeſetz. Nr. 181. 

hulzeigeſez pr. Nr. 184. 

felzeiverwaltungsgeſetz. Nr. 280. 327. 

Digefeh, Nr. 47. 

Aitnevelle. Nr. 294. 

Persfreibeit, Gef. betr. die P. Nr. 280. 

dußgeet. Nr. 282. 

Preubice Seſetze. Nr. 174 fig. 
engerihtsordnung. Nr. 106. 117. 
dſengeictsbarkeitsgeſetz. Nr. 56. 117. 
ienehnung. Nr. 100. 132. 

uche Nr. 182. 
berfiherungsunternehmergefeg. Nr. 302. 


zem Ar. 48 

Abanwaltzordnung. Nr. 18. 279. 
9 Attin, Co dibrenordnung. Nr. 19. 
N 9 fe. Geſetz betr. R. der Kriegsgerichtsräte. Nr. 76. 
Ki ch. Pr. Geſetz über Erweiterung des R. Nr. 190. 
„eſoldungsordnung. Nr. 99. 
A Ükärgefeh, Nr. 50. 

a petgeſet. Nr. 95. 297. 
He bewahlgeſe. Nr. 37. 
we aſlungsgeſet. Nr. 45, 

ÖsDereinsgefeh, Nr. 84. 


Reichs ver ſicherungsordnung. Nr. 107. 304. 
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Königl. Verordnung betr. die Inkraftſetzung der V. 


Nr. 112. 
Reichs verſicherungsordnung. Nr. 108. 
Ru ſſiſche Geſetze. Nr. 266. 267. 


eEpionagegeſetz. Nr. 308. 
Sprengſtoffgeſetz. Nr. 287. 
Gtaatsangehörigkeitsgeſetz. Nr. 41. 


Etädteordnungen. Nr. 189. 222a. 224. 225. 228. 229. 230. 


Stempelgeſetze. Nr. 85. 95. 237. 
Stempelſteuergeſetz. Nr. 73. 207. 220. 331. 
Strafgeſetzbuch. Nr. 272. 
SEtrafprozeßordnung. Nr. 21. 273. 
Strombauverwaltungsgeſetz. Nr. 202. 


Telegraphenweſengeſetz. Nr. 61. 


Unfallfuͤrſorgegeſetz. Nr. 79. 
Anfallverſicherungsgeſetz. Nr. 53. 54. 74. 79. 
Ungariſche Geſetze. Nr. 265. 
Anterſtützungswohnſitzgeſetz. Nr. 42. 89. 
Urhebergeſetz bay. Nr. 232. 


Verfaſſungsurkunde pr. Nr. 183. 
Verlagsgeſetz. Nr. 80. ö 
Verſicherungsunternehmungsgeſetz. 
Verſicherungsvertragsgeſetz. Nr. 
Vereinszollgeſetz. Nr. 35. 
Verratsgeſetz. Nr. 308. 
Verwaltungsgerichtshofsgeſetz. Nr. 233. 
Völkerrechtliche Verträge. Nr. 251 flg. 


Nr. 78. 302. 


Warenzeichengeſetz. Nr. 64. 289. 
Waſſergeſetz. Nr. 222. 
Wechſelordnung. Nr. 33. 
Wechſelſtempelgeſetz. Nr. 286. 
Wegereinigungsgeſetz. Nr. 221. 
Wehrbeitragsgeſetz. Nr. 114. 306. 
Weingeſetz. Nr. 500. 
Wettbewerbsgeſetz. Nr. 97. 290. 301. 


Zivilprozeßordnung. Nr. 4. 269. 284. 
Zwangsverſteigerungsgeſetz. Nr. 7. 199. 


Zwangs verwalter. Verfahren über Geſchäftsführer der 


Zw. Nr. 211. 


Zeugen und Sachverſtändige. Gebührenordnung für Z. 


Nr. 116. 


Zuſtändigkeitsgeſetz. Nr. 201. 


Zuwachsſteuergeſetz. Nr. 104. 303. 
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III. 


Strafregiſter. 


A. Sachregiſter. 


Amts verſchwiegenheit ſ. a. Telegraphenbeamte 
A. des Gerichtsvollziehers hinſichtlich vorgenom- 
mener Pfändung 35327 
Anreizung 
Polniſche Nationalbeſtrebungen 41 * 
Anſtiftung 
A. zur Beſitzergreifung von Sprengſtoffen 714 
Anwaltspflicht ſ. a. Betrug 
Zuläſſiger Wechſel der Parteiſtellung 48° 
Anzeige $ 164 StB. 
A. einer verjährten Tat 3445 
Aufforderung 
§ 49a Widerruf der A. zwiſchen Abſendung und 
Kenntnisnahme des Empfängers 342! 
§ 111 Verhältnis des § 110 zu 8111 545° 
Ausländer 
Strafgerichtsbarkeit über A. 1512 
Auslieferungsrecht 
Zuläſſige Verfolgung wegen anderer Straftaten 
1515 
Bankerutt |. Konkurs vergehen 
Baugeldſchuldner 
Beſtrafung des B. aus § 240 KO. und §5 Bau- 
ford SS. 356 29 
Bauunternehmer 
Wer iſt der zur Führung des Baubuchs ver— 
pflichtete B.? 354 25 
Beamtenvergehen 
Amtsverſchwiegenheit ſ. d. 
Belagerungszuſtand 
Stellung des Berichterſtatters im Kriegszuſtands— 
gericht (Kr SR. Loßberg) 421 
Form und Inhalt militärbehördlicher Anordnung. 
Polizeiſtunde 726 21 
Beleidigung 
B. durch Heiratsſchwindel 44 10 


Berechtigtes Intereſſe 
44 10 DOetektivtrick 
44 u Sachlich gebotene Schärfe des Ausdrucke 
349 * Diſſidentenintereſſen 
7152 Form und Inhalt. Apodiktiſche und hypo- 

thetiſche, ſcharfe und milde Ausdrucksweiſe 
Beſchimpfung ſ. Kirchenbeſchimpfung 
Beſchwerdegang f 
B. gegen eine Gerichtskoſtenfeſtſetzung des Konſular- 
gerichts (neuer Beſchwerdegrund) 47 !° 
Beſitz 
B. im Sinne 8 9 Sprengſtoffgeſetzes 7141 
Betrug (Notbetrug |. d.) 

B. in der Berufsausübung eines Anwalts (Ein- 
forderung von Wechſeln, die mit dem Spielein- 
wande behaftet ſind, im Namen eines Dritten 
46 13 

Vermögensbeſchädigung (Nutzungseinbuße) 549 * 

Unwahre Angaben bei Vergleichsverhandlungen 
(Abertretung der Indigokonvention) 350 1 

Erwerb gezogener Loſe nach der Ziehung unter 
Ausnützung der Unkenntnis des Verkäufers 351 ?? 

Vermögensbeſchädigung des Getäuſchten, die nicht 
auf dem Gelingen, ſondern auf dem Fehlſchlagen 
des mit der Täuſchung bezweckten Vermögens- 
vorteils beruht 717° | 

Täuſchung des Prozeßgegners. 
Verſuch 13713 

Beweisantrag 

Ablehnung eines B. wegen Unglaubwürdigkeit 
des Zeugen 3542 

Notwendigkeit einer Wiedereröffnung der Haupt- 
verhandlung, wenn das Gericht an feiner Begrün- 
dung der Ablehnung eines B. nicht feſthält 720 b 


Rücktritt vom 


Beweisaufnahmehindernis 


Krieg als B. 719 12 
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Strafregiſter 
Branntwein Gerichtskoſtenfeſtſetzung 
Bezeichnung eines B. als Korn 555 ?* Beſchwerdegang gegen ein G. des Konſulargerichts 
Buchführung (Neuer Beſchwerdegrund) 47 


Abwälzung der Pflicht zur B. durch Anſtellung 
eines Buchhalters wegen eigener Unfähigkeit 48 
diebſtahl 
Notdiebſtahl ſ. d. 
Detettintrid 
Beleidigung durch Heiratsſchwindel 441° 
kidesſtattliche Verſicherung 
Veränderung der Verhältniſſe zwiſchen Aus- 
ftellung und Abgabe. Überfpannung der An- 
forderungen an die Sorgfaltspflicht 344 * 
Fahtläſſigkeit bei der Einreichung 1370! 
kibesbergehen 
Les StS. Zeugenfahrläſſigkeit 429 
Entlastung 
BRBO. vom 7. Oktober 1915 zur E. der Straf- 
gerichte (IR. Dr. Mamroth) 1250 
krpteſſung 
Schandlung der Streikandrohung als E. (Von 
Kullmann) 677 ſ. a. 489 
krziehungs recht 
Vormundſchafts gerichtliche Ankündigung einer Ein- 
ſchränkung des E. bei Kirchenaustritt 555 
Fahrläſſigkeit 
I. Eidespergehen, Körperverletzung, Tötung 
Zeugenfahrläſſigkeit 42 
erſpannung der Anforderungen an die Gorg- 
falt bei Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung 
444 ferner 13701 
dann eine fahrläſſige Handlung durch Notwehr 
entſchuldigt werden? 7142 
driheitsberaubung 
d. durch Ausnutzung der Ankenntnis unverſchloſſe- 
ner Ausgänge 716 ® 
zürſotgeerziehung 
Aufnahme des entwichenen Zöglings durch die 
Nutter 727 2 
Geiüngenenbefreiung 
zu Einwand des Notſtandes bei G. 
Kat ‚sgelährlicheit der Einſchließung) 401 
gefährlichkeit 
a ah Die G. in pſychiatriſcher, 
don Ge Se ſoziologiſcher Beziehung, beſpr. 
Genetalparh, izinalrat Prof. Dr. Straßmann 814 
15 "|. Wehrbeitrag 
2 Aeheinnig 
bnun 
eg Hausgerät 51% 


Mitnahm g 
dme von Zeitungen in die G. 554% 


Gerichtsvollzieher 
Amtsverſchwiegenheit des G. hinſichtlich vorge- 


nommener Pfändung 353 * 
Gerichtsvollzieher ſ. a. Zuſtellung 
Glücksſpiel 
Spieleinwand ſ. d. 
G. oder Geſchicklichkeitsſpiel (Preiskegeln) 461 
Gottes dienſt ſ. Kirchenbeſchimpfung 
Grenzſteine 


Setzung von G. im Vollſtreckungswege 717° 
Heiratsſchwindel 

Beleidigung durch H. Detektiptrick 441° 
Höchſtpreiſe . 


Entſcheidung des Reichsgerichts: 1200 flg., 1267 flg., 
1372 flg., 1442 flg. 
Vorſchläge (Von Stölzle) 
Indigokonvention |. Betrug 
Kirchenbeſchimpfung 
Angehöriger Anzug beim Gottesdienſt 42 
K. durch einen Kirchenbeamten. Einwand der 
Notwehr 245 ® 
Hantieren mit Spielkarten beim Gottesdienſt 544 ? 
Anſtimmen eines polniſchen Liedes während des 
deutſchen Chorals 546 ® 
Kirchenaustritt 
Vormundſchaftsgerichtliche Ankündigung einer Ein- 
ſchränkung des Erziehungsrechts bei K. 355 27 
Knallplättchen 
Beſtrafung des Verkaufs von K. als Kinderſpiel— 
waren nach dem Nahrungsmittelgeſetz 357 * 
Konkursvergehen 5 
Abwälzung der Pflicht zur Buchführung durch An- 
ſtellung eines Buchhalters wegen eigener Un— 
fähigkeit 4817 
Zuſammentreffen des K. mit Vergehen gegen 
§ 5 Bauford Sich. 356 
Korn |. Branntwein 
Körperverletzung 
Fahrläſſige K. ſ. a. Zahnkünſtler 
Züchtigungsrecht des Lehrers 715 
Krankenverſicherun 
Aufrechnung mit Forderungen des Arbeitgebers 
gegen die Krankenkaſſe (Zahlungsunfähigkeit) 
356 3° 
Krieg 
Krieg als Beweisaufnahmehindernis 719 ** 


Kriegsteilnehmer | 
Zuläſſigkeit einer Verurteilung der Ehefrau des K. 


1285 


*80 


Strafregifter 


wegen Hehlerei, während er ſelbſt wegen des Preßvergehen ſ. a. Zeitung 


Oiebſtahls nicht verfolgt wird 357 * 
Ausſetzung, Verjährung gegen K. 676 
Kriegszuſtandsgerichte 
Stellung des Berichtserſtatters (Kr SR. Loßberg) 
421 
Kriegszuſtandsgeſetz 
Beſtrafung der Fahrläſſigkeit 1270 
Kurpfuſcher 
Fahrläſſige Tötung (Lebensverkürzung durch einen 
K.) 45 
Lehrer 
Züchtigungsrecht des L. 7154 
Loſe 
Erwerb gezogener L. nach der Ziehung unter Aus- 
nützung der Unkenntnis des Verkäufers 351! 
Majeſtätsbeleidigung 
Böswilligkeit 342 
Meineid ſ. Eidesvergehen 
Militärgerichtsbarkeit 
Zuſtändigkeit der M. 1574 
Namensangabe 
Falſche N. vor einer Behörde (Unterzeichnung eines 
Gerichtsprotokolls) 3522“ 
Not diebſtahl | 
Verſchuldete Not 5491 
Notſtand 
5 54 StGB. Einwand des N. bei Gefangenen- 
befreiung (Lebensgefährlichkeit der Einſchließung) 
401 
Notwehr 
Einwand der N. gegen $ 166 StGB. 345 
Kann eine fahrläſſige Handlung durch N. ent- 
ſchuldigt werden? 7142 | 
Perſonenſtand 
§ 67 d. G. iſraelitiſcher Religionsdiener 721. 
Polizeiſtunde 
Umgehung der P. 727 u 
Polniſche Nationalbeſtrebungen 
Strafbarkeit nach $ 150 StB. 417 
Störungen des Gottesdienſtes durch Anſtimmung 
eines polniſchen Liedes in der Kirche während 
des deutſchen Chorals 346 ® 
Poſtanweiſung |. Urkundenfälſchung 
Poſt marken 
Sind die ſogenannten Zählmarken P. im Sinne 
§ 275 Nr. 2 St6B.? 555° 
Poſtmonopol 
Privatbeförderungsanſtalten in Vereinsform (Ge- 


werbsmäßigkeit der Tätigkeit des Anſtaltsleiters) 
358 1 


Strafantrag gegen Verfaſſer und Zeitung ohne 
Namensnennung 40° 

Zweck des Abdrukes unzüchtiger Gedichte in der 
Tagespreſſe 452 

Haftung des verantwortlichen Schriftleiters. Der- 
ſtoß gegen § 10 des Verratsgeſetzes durch Mit- 
teilung ohnehin bekannter Truppenbewegung 
T22M 


Privatkläger 
Serichtliche Aufforderung des P. zur ſchriftlichen 
Erklärung 1274 


Pſychiatrie N 
Forenſiſche P. (Von Hübner, beſpr. von Gerichts- 
arzt Dr. Marx) 469 
Reviſionsrüge 
Nachprüfung ihrer tatſächlichen Unterlagen (NA. 
Dr. Alsberg) 306 
Schriftleiter ſ. Preßvergehen 
Schwurgerichtsverfahren 
Das Sch. im Lichte des RG. (Von Seidlmayer, 
beſpr. von Dr. H. Fuchs) 158 
Spiel ſ. Glücksſpiel 
Betrug in der Berufsausübung eines Anwalts 
(Einforderung von Wechſeln, die mit dem Spiel- 
einwande behaftet ſind, im Namen eines Dritten) 
46 18 
Spielwaren 
Geſundheitsgefährliche S. 
(Knallplättchen) 357 * 
Spionage ſ. Verrat 
Sprengſtoff 
Anſtiftung, Befitergreifung 714 
Knallplättchen ſ. d. 
Schießmittel 358 
Stempelſteuer 
Erſetzung des Vorlegens einer Urkunde durch Be⸗ 
zugnahme auf eine ſchon vorliegende Urkunde 
56439 
§ 88 Abſ. 4 RStemp S. Wert des veräußerten 
Gegenſtandes 721 
Strafantrag 
St. gegen einen erſt zu ermittelnden Täter. (St. 
gegen Verfaſſer und Zeitung ohne Namens- 
nennung) 402 
St. des geſetzlichen Vertreters des Ehemannes 
und des Vorgeſetzten (Von Coenders, beſpr. 
von Klee) 1280 | | 
Strafantragsbefugnis 
St. des Alleinverkäufers wegen Nachzeichnung 
einer Zimmereinrichtung 51 * | 


$ 12 NahrMittel6. 


Strafregifter 


etrafllage 
Grenze des Verbrauchs der St. bei Fortſetzungs- 
zuſammenhang 721 * 
etrafprszeßordnung 
Löwe: St., 14. Aufl., von Roſenberg; beſpr. von 
Dr. Herbert Fuchs 108 


Etteikandrohung 
die Strafbarkeit der St. und die neue Zeit (NA. 


Ernſt Fuchs, Karlsruhe) 489 f. a. 677 
Telegraphengeheimnis 
Herumſprechen von Tagesneuigkeiten durch Tele- 
graphenbeamte 718 19 
lung 
Fahrläſſige Tötung (Lebensverkürzung durch einen 
Kutpfuſcher) 45 18 
Läßt ſich fahrläſſige T. als Notwehr rechtfertigen? 
7148 


ligehorſan |. Aufforderung 


luerſchlagung 

Zugelaufenes Vieh im Kriegsgebiet 13702 
Unterſuchungshaft 

U. Beurlaubung 721 
Anudt 
176 Nr. 3. Mangeln des äußern bei Vorliegen 
bes inneren Tatbeſtandes. Wolluſtempfindungen 


ohne unzüchtige Handlungen 346 
6 Ne. 1 


27 Mü Bloße Andeutungen auf Bildern 
61 Eittlicher Zweck des Abdruckes unzüchtiger 
Sebichte in der Tagespreſſe 

Du. Unſittlichkeit und Anzüchtigkeit 

AU Tendenz und Form 
Jen Ar. 3. Gegenftände zu unzuͤchtigem Gebrauch 
4 348 ud Spülſpritzen | 
* Unterſchied zwiſchen Anpreifen und An- 

en 


Irhuderfülſchung 
Angabe eines falſchen Abſenders auf dem Poſt⸗ 
on ungsabfepnitt (der Agent verdeckt fein 
N errechtliches Inkaſſo, indem er den Schuldner 
Pr Abſender bezeichnet) 352 18 
etzinſerat mit unbefugtem Gebrauch eines 
5 352 19 
enszeichnu 8 
e 81 ng unter einem Gerichts 
derſtenhel f. Stempelſteuer 
werverleſung 
— einer Zeugenausſage 47 1 
bine aug ſ. Vettb 
N ſ. We me 


e 
durlederweiſun 
g aus der 
Aungels det u. 13m: Berufungsinſtanz wegen 


81 


Vergleichsverhandlungen 
Betrügeriſche Angaben bei VB. 35010 
Verjährung 
Unterbrechung der V. (Richtung der Amtshand- 
lung gegen den Täter) 40° 
Strafverjährung (Von Lourie, beſpr. von Dr. 


H. Fuchs) 159 
Ausſetzung gegen Kriegsteilnehmer und V. 676 


Verrat 
§ 10 des Geſetzes. Mitteilung bekannter Tatſachen 
(Haftung des verantwortlichen Schriftleiters) 


722 


Verſicherungs⸗ Unternehmung 
§ 108 des Geſetzes. Unabhängigkeit des Verſiche⸗ 


rungsbetriebs (Zeitungsverſicherung) 723 18 
Verſuch 
Täuſchung des Prozeßgegners. Rücktritt vom V. 
1371 * 


Vollendung 
Rechtzeitiger Widerruf ſ. Aufforderung, Wettbewerb 


Warenzeichen 
Zuläſſiges W. Angabe der Warenbeſtimmung 49 1° 
Ortlich beſchränkter Ausſtattungsſchutz 50 20 
Benutzung fremder Flaſchenkaſten 359 # 

W. oder bildliche Beſchaffenheitsangabe, Ver— 
wendung des W. 360 b 
Verdeckung des fremden W. bei Benützung der 
damit verſehenen Gefäße 7269 
Wechſel 
Betrug in der Berufsausübung eines Anwalts 
(Einforderung von W., die mit dem Gpielein- 
wande behaftet ſind, im Namen eines Dritten) 
46 * 

Wechſelſtempel 

Aus den Händen geben (Vorlegen beim Konkurs— 
gericht) 50 21 

Wehrbeitrag 
Generalpardon des $ 68 522 36237 
Widerſpruch zwiſchen § 68 Wehrbeitrag und 

§ 152 Ausf.-Beſt. (Entſch. d. Sächſ. OVG.) 
367 

Wettbewerb 
Geſchäfts geheimnis. Strafantragsbefugnis 51 2 
Anpreiſung fremder Waren unter fremdem Namen 

361 a 


Täterſchaft, Ausverkauf 361 b 
Urſachzuſammenhang. Abdruck einer Zeitungsan— 


zeige trotz rechtzeitigen Widerrufs 726 20 
Wiſſentlich falſche Anzeigen ſ. Anzeige 
Wucher 


Leichtſinn 717° 
11 


82 
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Zählmarken 
Sind die ſogenannten Z. Poſtmarken im Sinne 
§ 275 Nr. 2 StGB.? 353 21 
Jahnkünſtler 
Fahrläſſige Verletzung durch einen Gehilfen (Ver- 
pflichtung des Z., auf Verlangen die Behand- 
lung ſeibſt zu übernehmen) 716° 
Zeitung 
Mitnahme von Z. in die Geſchworenen beratung 
354 4 
Zeitungsanzeige ſ. Wettbewerb 
Urkundenfälſchung durch Z. (Scherzinſerat unter 
Namensmißbrauch) 35219 
Zeitungsverſicherung 
ſ. Verſicherungs- Unternehmung 


Zeugen ſ. Eidesvergehen 
J3eugenvernehmung 
Erſetzung wiederholter 3. durch Vorhalt des Pro- 
tokolls über eine frühere Ausſage 71911 
Ablehnung einer Rechtsfrage 15711 
Züchtigung recht 
3. des Lehrers 715° 
Zuſtellung 
Kechtsgültigkeit der Z., wenn der Gerichtsvoll— 
zieher die zugeſtellte Abſchrift aus Verſehen 
wieder mitnimmt 364 38 
Zuwachsſteuer 


Anrechnung der Koſten von Schuttfuhren von 


einem Grundſtücke zum andern, wodurch der 
Wert beider erhöht wird 52 | 


B. Geſetzesregiſter. 


Dieſes Regiſter enthält nur dle Geſetzesſtellen, welche in den veröffentlichten Eitſcheidungen der Strafſenate des RG. enthalten ſind. 
Die ſonſtigen Strafgeſetzzitate finden ſich im Zivilregiſter.) 


I. Reichsgeſetze. 
272. Strafgeſetzbuch. N 
2: 12671 1268 14422 1446 * 
g Al: 347 1 


9 239: 716° 

$ 248: 349 1 

3 263: 46% 34915 35016 351 717: 
13713 


§ 46: 
§ AT: 
§ 48: 


§ 49 a: 
: 7142 

: 401 

: 35630 12011 

1445 B 1445 1446 1451 ® 

402 


1571° 
12055 
714 
3421 1208 12 


3444 1370! 
425 1570! 
ı 3455 
422. 945°° 
3457 3468 ® 
· 34710 
427 43 44% 347 11“ 348 * 
4410 1441 1473 b 

: 1441 1473 br 

: 44 ub 534913 7153 1441 
45 12 

715 

: 716° 


12022 12705 


8 360 


: 15702 
: 55218 
: 552 20 
17178 
: 353 21 
: 461 

2717 
403 

: 403 

5: 403 

718 10 
: 718 1 
5122 

ı 353 22 
. 48 18 
Nr. 11: 3457 552 20 
273. Strafprozeßordnung. 


19 20 


§ 54: 354 * 12063 
§ 56: 1266 
3 57: 1266 
§ 68: 719 u 


1200 ? 
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9 205: 13722 

9239: 1371 

98 240, 241: 15711 

$ 243: 354 * 719 12% b 

9248: 47% 

$ 249: 47% 

9260: 44 1 

9263: 721 * 

9266: 120351 13722 

9502: 354 4 

3 569: 13722 1401? 

ı 370: 44 u 72318 13721 1401 C 

377: 1372 

$ 384: 1265 1 

$ 590: 729 * 

5 394: 1267 1° 
274. Militärſtrafgerichtsordnung. 

$$ 224, 226: 1266 ? 
275. CHMISHGO. 

$ 12 Abſ. 3: 1266 
270. Konkursordnung. 

$ 240: 4817 356 ?° 
277. Gerichtskoſtengsſetz. 

$$ 16, 47, 56, 57: 47“ 

9 69, 80: 471° 
IS. Gewerbeordnung. 

$ 1: 1450 

$ 151: 12023 1208 19 
29. Rechtsanwaltsordnung. 

951: 48 18 


Andere Geſetze nach der Zeitfolge geordnet. 
W. 19 betr. die Portofreiheiten vom 5. Juni 
1809 


sm: 353 21 
al. Heihsgefeß betr. die Amtsverſchwiegenheit vom 
SI. März 1873. 
11: 353 u 
22 Preſgeſez vom 17. Mai 1874. 
8 95 20, 21: 7221 
8 ar Perſonenſtandsgeſetz vom 6. Februar 


A u 721% 
Ziilprozeßordnung von 1877. 
$ 70: 36426 
9166: 352 20 
a „ 2. 13770 
d. 
, vom 14. Mai 1879. 
57 u 
e e vom 18. Zuni 1869 und 
3 7: 50 20 


287. 


288. 


289. 


290. 


291. 


292. 


305. 
304. 


Bauforderungsſicherungsgeſetz vom 1. 


*g3 


Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884. 
§ 1 Abſ. 1, 3: 358 * 
§ 9: 714 
§ 26: 35852 
Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April 1892. 
88 53, 82: 35650 
Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 
§ 13: 4919 
§ 14: 359% 7261? 
§ 15: 502° 
$ 20: 369 ® 
Mettbewerbsgeje vom 27. Mai 1890. 
8 4: 560 3°* 
8 8: 361°» 

Reichsgeſetz betr. die Pflichten der Kaufleute 
bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere vom 
5. Juli 1896. 

§ 11: 356 * 

Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. 9. vom 
20. April 1892/20. Mai 1898. 

§ 82: 556 2° 


Gebührenordnung für Zeugen und Sachver- 


ſtändige vom 20. Mai 1898. 
$ 17: 1266 ? 


Poſtnovelle vom 20. Dezember 1899. 


Art. 3: 358 3° 


Bürgerliches Geſetzbuch vom I. Januar 1900. 


$ 965: 1370: 
$ 1356 Abf. 2: 
$ 1601: 727 22 
§ 1666: 355° 


1208 10 


5. Konſulargerichtsbarkeitsgeſetz vom 7. April 1900. 


8 14: 471 


Reichsſtenipelgeſetz vom 14. Juni 1900. 


§ 87 Abſ. 1 Tarifnummer 11d: 721 


§ 88 Abſ. 4: 721° 
Januar 


9 5: 356 2% 


. Branntweinfteuergefeß vom 15. Juli 1909. 


88 26, 107: 355 20 


Weingeſetz vom 7. April 1909. 


88 24, 27: 51 22 


. Wettbewerbsgejc vom 7. Juni 1909. 


$ 4: 726 20 
$ 17 Abſ. 2: 51 2 


Privat- Verſicherungsunternehmergeſetz vom 


12. Mai 1901. 
$$ 1, 108: 723185 
Zuwachsſteuergeſetz vom 14. Juli 1911: 52 
Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911. 
8 141: 51 2* 


11 


—— — . — m 


”84 


505. 


506. 


307. 


311. 


312. 


315. 


314. 


315. 


316. 


Strafregiſter 


Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20. De- 
zember 1911. 
88 350, 351: 51 u 
Wehrbeitragsgeſetz vom 3. Juli 1913. 
§ 59: 362 7b 
§ 68: 522 362 * 
§ 70: 362 * 
Ausführungsbeſtimmungen zum Wehrbeitrags— 
geſetz vom 8. November 1913. 
§ 15: 362 7b 


Geſetz gegen den Verrat militäriſcher Geheim- 


niſſe vom 3. Juni 1914. 
§ 10: 722 


Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. Auguſt 1914: 357% 
Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914. 


§ 1: 120810 1572 C12 1401 C 1441 
1447 * 
8 2: 13725 
8 3: 1267 1445 
§ 4: 1200 1A 1201 B. 12077 
1208 2 1267 b 13573“ 14422. 
1449 8 
8 5: 1205 1208 10 1442 II? ?* 
8 6: 12065 120812 1269 14498 
Ausführungsbeſtimmungen dazu vom 24. Auguſt 
1914: 1372 C1 
BR VO. über die Höchſtpreiſe von Getreide und 
Kleie vom 28. Oktober 1914. 
§ 3: 1263 * 
§7: 1269 1445“ 
§8: 1447“ 
§ 10: 1204 
Bekan ntmach ung des Bundesrats betr. Aus- 
mahlen von Brotgetreide vom 28. Oktober 1914. 
89 1, 8: 1449 a 
Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe von 
Speiſekartoffeln vom 25. November 1914. 
8 1 Abſ. 3: 1442? 
82: 1205 * 
Höchſtpreisgeſetz vom 17. Dezember 1914. 
88 2, A, 6: 1444 C 
§ 3: 12671 c 
8 6: 12078 1267 1268 1269 
1270 1444 c 
Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Kleie 
vom 19. Dezember 1914. 
§ 6 Abſ. 2: 1209 1 


517. 


318. 


319. 


520. 


521. 


522. 


525. 


524. 


325. 


326. 


327. 
328. 
329. 
330. 


551. 


332. 


Bekanntmachung über Höchſtpreiſe für Roggen, 
Gerſte und Weizen vom 19. Dezember 1914. 
8 9: 1206 
§ 10: 12043 12064 1269 1448 6. 


Bekanntmachung über Höchſtpreiſe von Kleie 
vom 5. Januar 1915. 


§ 6 Abſ. 2: 1209 1 
BRVO. über die Bereitung von Backware vom 
5. Januar 1915. 
§ A: 1209 1 
88 10, 18: 1206 ® 
BRDO. über Höchſtpreiſe für Kartoffeln vom 
15. Februar 1915. 
85: 12671 
BRVO. über Regelung des Verkehrs mit Brot- 
getreide und Mehl vom 25. Januar 1915. 
§ 44: 1206 ® 
Kriegszuſtandsgeſetz vom 24. Juni 1915. 
Art. 1—5, A: 1449 fig. 
„ 6: 1451 
Mllitäriſche Anordnung vom 9. Buli 1915. 
88 3, 4: 1451 
BR VO. gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. Juli 1915. 
$ 5: 1451 


II. Landesgeſetze. 
Prenzen. 
Allgemeines Landrecht. 
§ 78 112: 355 20 


Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883. 


8 144: 13722 1401 C. 
Polizeiverwaltungsgeſetz vom 11. März 1850. 
§ 6: 727 u 


Belagerungszuſtandsgeſetz vom A. Juni 1851. 
55 4, 9b: 7261 1200 IA 
Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2. Juli 1900. 
8 21: 7272 
Einkommenſteuergeſetz vom 19. Juni 1906. 
§ 72: 362 7b 


Stempelſteuergeſetz vom 30. Juni 1909. 
§ 17: 364 3% 


Mecklenburg. 


Bekanntmachung, Söchſtpreiſe betreffend, vom 
6. November 1914. 
§ 5 Nr. 2: 14421 


Ten u 2 — 
— — 


3 


IV 


. der abgedruckten 


Reichsgerichtsentſcheidungen nach dem Datum geordnet 


Jivilſachen. 
1914. 28. Ott.: 
V 201. Celle: 21« 
M 167/14. Breslau: 22 2. Nov.: 
VI 269/14. Oresden: 26 10 
IV 137/14. Poſen: 32 10 — VI 293/14. 3. 
gamm: 27 u — VI 287/14. Karls- 
ruhe: 37 u 
II 25/14. Berlin: 95 12 4. 
V 156/14. Berlin: 33 17 
IT 288/14. Harmſtabt: 36 2ů— VI 280/14. 5. 
Berlin: 22 7 
II 255/14. Hamm: 232 
2/14. Hamm: 20° — VI 285/14. 6. 
Berlin: 37% 
III 225/14. Cöln: 31% 7. 
IV 100/14. Berlin: 37 — VI 354/14. 9. 
Naumburg: 30 u 
19/14. Düffeldorf: 19 — v 214/14. 10. - 
Breslau: 39 20 113 
1 246/14. Ouſſelborf: 18 — vI 179/14. 12. - 
3 25° — VI 229/14. Berlin: 13. 
* 5% Berlin: 29 — II 148/14. 
esben: 142 — VII 229/14. Braun- 16. 
ſchweig: 89 
ea 14. Patentamt: 145 10 — IV 260/14. 17: - 
U ee a. M.: 95 10 
eh Berlin: 28% — II 296/14. 20. - 
Ni = — III 182/14. Königs- 
In „ III 127/14. Berlin: 21. 
—— 261/14. Naumburg: 
26/14. Cöln: 103 u 23. 


verzeichnis 


V 224/14. Marienwerder: 88 — V 222/14. 
Frankfurt a. M.: 96 u 

V 252/14. Dresden: 1001? — V 191/14. 
Hamm: 1021 

II 290/14. Naumburg: 871 — III 266/14. 
Königsberg: 882 — III 246/14. Kiel: 
92 8 

V 248/14. Poſen: 991“ — V 240/14. 
Celle: 102 30 

IV 222/14. Kiel: 954 — IV 287/14. 
Breslau: 140% — VI 350/14. Naum- 
burg: 95 

II 546/15. Colmar: 148% — III 212/14. 
Kiel: 101° 

V 235/14. Hamm: 139 * 

IV 242/14. Hamm: 917 — VI 339/14. 
Berlin: 91 

VII 267/14. Cöln: 150 10 

V 242/14. Marienwerder: 141 

IV 346/14. Hamburg: 971 

VII 264/14. Karlsruhe: 1438 — VII 
245/14. Breslau: 149 1? — VII 238/14. 
Hamm: 1901 

IV 258/14. Cöln: 1461 — VI 384/14. 
Cöln 144 ® — VI 487/14. Cöln: 148 1 

III 268/14. Berlin: 1361 — III 246/14. 
Hamburg: 147 


III 75/14. Hamm: 156 — VII 251/14. 


Karlsruhe: 251 
I 119/14. Cöln: 197° — V 271/14. 
Dresden: 139 
VI 397/14. Celle: 200 1 


86 


25. 
26. 


27. 


50. 


2 


E 


E 


Urteilsregiſter 
24. Nov.: III 275/14. Berlin: 195 22. Jan.: 
V 353/14. Berlin: 192° 25. 
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Geſchäftsaufſichtsverfahren 742 | 

Menner, RA. Klaus: Ausländer im Inlandsprozeß 
unter beſonderer Berückſichtigung der Recht- 
ſprechung der jetzigen Kriegszeit 859 1088 1306 1507 

— Geſamthandsgemeinſchaften und juriſtiſche Per- 
ſonen unter dem Schutze des Kriegsteilnehmer⸗ 
geſetzes 2 


— Berichtigung 1156 
Michalke, RA.: Der Krieg und die Haftung der Eifen- 


bahn bei der Güterbeförderung im offenen Wagen 
385 

— Krieg und Angeſtelltenverſicherung 743 

Meyer, JR.: Die Novelle zum Fürſorgeerziehungs⸗ 
geſetz 1149 

Meyer, O.: Die Moratorien im Auslande 387 

— Die Moratorien im Auslande 1188 

Meyer, Geh. JR.: Zum $ 15 der Rechtsanwalts- 
ordnung 112 

Mittelftein, Senatspräfident Dr.: Kriegseingriffe in 
Mietverhältniſſe 1527 

Morchutt, Landgerichtsrat: It die gerichtliche Be- 
willigung von Zahlungsfriſten für die Friedenszeit 
zu empfehlen? 77 


. 


Netter, RA. Dr.: Requifitionen 176 

Neukamp, Reichsgerichtsrat: Anterlaſſungsklage, öffent- 
liche Strafandrohung und Wiederholungsgefahr 
113 

Neumann: Zum neuen Jahre 1 

Neumann, Geh. JR.: Die Aſſeſſorprüfung in Kriegs- 
und Friedenszeiten 421 614 A 

— Ein Mißſtand im Offenbarungseidverfahren 678 

Noeft, IR. Dr.: Verbeſſerung des Mahnverfahrens 
1412 

Nord, RA. Dr.: Gebundene Berechtigung 189 

Nußbaum, RA.: Die neueſten Verordnungen des 
Bundesrats zum Hypothekenweſen 8 

— Die Ziele der Verordnung vom 22. April 1915 
und die Kriegsnot der Hypothekenſchuldner 482 

— Der Kriegsſchutz der Hypothekenſchuldner in feiner 
neueſten Geſtaltung 617 

— Bemerkung über die Anwendung der Kriegs- 
geſetze auf das Hypothekenweſen 1177 


Dertmann, Prof. Dr. P.: Einwirkung von Höchſt— 
preiſen auf laufende Verträge 1519 


Offszanka, RA.: Notariatspertretung im Kriege 471 
14 
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Olshauſen, Regierungsrat Dr. v.: Aus dem privaten 
Verſicherungsweſen 564 
— Militärhinterbliebenenverſorgung 896 
— Aus dem ſozialen Verſicherungsrecht 657 984 
1245 1345 
— Zur Krankenverſicherung der Dienſtboten 1528 
Oppenheim: Zur Bekanntmachung des Bundesrats 
zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 1915 
1284 1389 
Oppenheimer, RA. Dr.: Die Bundesratsbekannt- 
machung über den Verkehr mit Brotgetreide und 
Mehl aus dem Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 
75⁴ 
Ortweiler, RA.: Zahlungsfriſt und Bürgſchaft 61 207 
Oßwald, RA.: Die Auslegung der Kriegsklauſel in 
Lieferungsverträgen 202 
— Auslegung der Kriegsklauſel in Lieferungs- 
verträgen 229 
Peſchke, Aſſeſſor Dr.: Prozeſſualer Schutz ausländiſcher 
Reichsdeutſcher 817 
— Beſtellung eines Vertreters nach der Bekannt- 
machung vom 14. Januar 1915 im Mahnverfahren 
1147 
Pink, IR. Dr.: Zur Auslegung des Geſetzes gegen 
den Lebensmittelwucher (Vekanntmachung des 
Bundesrats über übermäßige Preisſteigerung vom 
25. Juli 1915 1465 
Plum, RA.: Die füngſte Reichsgerichtsentſcheidung 
über § 126 BGB. 1288 C 
Pradzynski, RA. Dr. v.: Schutz gegen den Ablauf der 
Verjährung des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen- 
über der Ehefrau eines Kriegsteilnehmers 676 


Reden, RA.: Rechtfertigt der Krieg die Siſtierung 
von Anzeigenverträgen 253 

— Kommt der im Anzeigenvertrage bewilligte Rabatt 
im Falle der Anmeldung der Forderung im 
Konkurſe oder der gerichtlichen Beitreibung in 
Wegfall? 1467 

Reichel, Prof. Dr: Belaſtung des Anwalts mit den 
Koſten einer ausſichtsloſen Klage 124 

— Die Segqueſtration deutſcher und öſterreichiſch— 
ungariſcher Vermögen in Frankreich 471 

— Einziehung deutſcher Guthaben in der Schweiz 816 

— Untertanenpflicht und Vertragspflicht 1466 

Reichhelm, Landrichter: Zum Zurükbehaltungsrecht in 
der zweiten Inſtanz 748 

Reigers, RA.: Die jüngſte Reichsgerichtsentſcheidung 
über § 126 BGB. 1287 A 

Reimar, Amtsrichter Dr. K. U.: Kundengewinn und 
Rabattgewinn 1552 

Reiß, Landrichter Dr. H.: Die Beſtandsangaben des 
Grundbuchs 1415 


Namenregiſter 


Rührig, RA.: Die Pfändbarkeit privatrechtlicher Pen- 
ſionsanſprüche und Renten 222 

Rofenthal, RA. Dr. Alfr.: Preisſchleudern mit Marken- 
artikeln 227 

— Unterlaſſungsklage, öffentliche Strafandrohung und 
Wiederholungsgefahr 299 

— Die Erledigung des Klaganſpruchs 1053 

Rothbarth, RA.: Entgegnungen 1287 


Schaps, Oberlandesgerichtsrat Dr.: Rechtſprechung der 
deutſchen Priſengerichte 1164 

Schäffer, RA. Dr. H.: Das Zurückbehaltungsrecht in 
der zweiten Inſtanz 217 

— Berufliche Zuſtellungen an eingezogene Anwälte 
672 

— Vereine 1595 

— Schrifttum und Rechtſprechung zum Kriegs- 
prozeßrecht 825 1073 1293 1498 

Schlechtriem, RA. Dr.: Bemerkungen zu $ 19 der Ver- 
ordnung zur Entlaſtung der Gerichte 1220 B 

Schloß, RA. Heinrich: Friſtbeſtimmung aus $ 356 
ZPO. bei Kriegsteilnahme von Zeugen 63 

— Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent- 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 
Zu den Gebührenſtreitfragen 1464 C 

Schneider, Geh. JR. und Oberlandesgerichtsrat: Hand- 
habung der Zivilprozeßordnung 541 A 

Schulz, RA. Dr. K.: Die Anmeldung feindlicher 
Vermögen und die Schweigepflicht der Rechts- 
anwälte und Notare 1465 

Schweitzer, Dr. E. E.: Zur Bekanntmachung über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten 320 

— Beweisſicherung durch Vernehmung Kriegs- 
beteiligter? 818 

Seeger, Gerichtsaſſeſſor Dr.: Die neue Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige 187 

Seyferth, RA. Dr., Leipzig: Zu 82 des Reichsitraf- 
geſetzbuches mit Bezug auf Blankettgeſetze 612 

Seyffert, RU. und Vankſyndikus, Cöln: Zur Wehr- 
beitragspflicht ausländiſcher Aktiengeſellſchaften 
1550 

Siehr, RA.: Eine Lücke in den Kriegsnotgeſetzen 540 

Smoſchewer, JR.: Der zivilrechtliche Inhalt der Ent- 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen 
Band 47: 122 — Band 48: 1417 

Starke, RA. Dr.: Kriegsgewinne auf Grund von 
Veſchlagnahmen 561 

— Teilweiſe Lieferungsunmöglichkeit infolge des 
Krieges 978 5 

Staub, Referendar Dr. jur. et rer. pol.: Die Pfändung 
von Erntefrüchten im Kriege 1148 

Steffens, Amtsrichter Dr.: Zur Geltendmachung aus- 
ländiſcher Anſprüche im Inlande 231 
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Namenregiſter 


Stillſchweig, IR.: Oer dingliche Vollſtreckungstitel 
namentlich bei der Pfändung von Mietzins- 
forderungen 79 

— der Widerſtreit der Rechte mehrerer Hypotheken- 
gläubiger an den Mietzinsforderungen 376 

— das Geſetz zur Einſchränkung der Verfügung über 
Miet- und Pachtzins forderungen, unter beſonderer 
Berückſichtigung des Übergangsrechts 619 

— Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über 
Miet- und Pachtzinsforderungen 820 1051 

— die Verordnung des Bundesrats über das Kün- 
digungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegs- 
teilnehmern vom 7. Oktober 1915 1554 

Etölzle, RA. Dr.: Höchſtpreiſe 1285 

— Gerihtsentlaftungsnovelle und Einkommensver- 
bältniffe der Anwälte 1403 

Strauß I, RA.: Die Beſteuerung des Berufsein- 
kommens der Rechtsanwälte. Baden 1542 E, 

Etriemer, IR.: Gebührenfragen aus Anlaß der Be- 
kanntmachung betr. die Entlaſtung der Gerichte 
1157 1464 

—Ausfuhrverbot und Beſtimmungsort 673 

Strutz, Geh. Oberregierungsrat Dr.: Aus der Recht- 
ſptechung des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
zum Zuwachsſteuergeſetz 545 626 762 1169 1242 
1540 1407 1525 


Tachau, RA., Hamburg: Die Beſteuerung des Berufs- 
einkommens der Rechtsanwälte. Hanſeſtädte 
154 K 

Then I, RA. Dr., Der neue bayriſche Vollmachts— 


ſtempel 439 
Trendelenburg, Dr. E., Die Bundesratsverordnung 


zur Entlaſtung der Gerichte 1064 


u. RA. Dr.: Zur Rechtſprechung des Reichsgerichts 
über Nießbrauch und Mietzinsbeſchlagnahme 745 


dietkaus, OLG. Präs., Wirkl. Geh. Rat: Hugo 
Neumann, ein Nachruf 369 
Voigt Landrichter: Sukzeſſivlieferungsvertrag 422 


Wach, Wirkl. Geh. Rat Prof. DDr.: Die Verordnung 
des Bundesrats zur Entlaſtung der Gerichte 1102 

Daldeder, Privatdozent Dr: Prei Fragen aus dem 
Recht der eingetragenen Genoſſenſchaft 82 


Warſchauer, Aſſeſſor E.: Die Kriegsnovelle zum 
öſterreichiſchen Allgemeinen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch 958 

Waſſermann, RA.: Beiträge zum Internationalen 
Privatrecht der Kriegsgeſetze des In- und Aus- 
landes 10 

— Nochmals Privat- und Kriegslieferung 71 

— Zur Rechtslage der Ausländer in Oeutſchland 
während des Krieges 315 

— Das ſchiedsgerichtliche Verfahren, insbeſondere im 
Rahmen der Kriegsnotgeſetze 951 

Wehberg, Dr. H.: Ein unbekannter Neutralitätsbruch 
Englands 313 

Weil, RA.: Mieteinigungsämter 60 

Weinmann, Amtsrichter Dr. A.: Unterlaſſungsklage 
trotz öffentlicher Strafandrohung? 212 

— Oer Zeitpunkt der Beſtellung des Verwalters nach 
der Verordnung des Bundesrats über die Zwangs- 
verwaltung von Grundftüden vom 22. April 1915 
695 

— Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent- 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915 
1388 

Weißler, JR.: Der deutſche Notarverein 1225 

— Entgegnung 1391 

— Jahresbericht der Ruhegehalts-, Witwen- und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte über den 
Rechnungsabſchluß für das Geſchäftsjahr vom 1. 
Zuli 1914 bis 30. Juni 1915 1402 

Wertheimer, RA. Dr.: Zur Bundesratsverordnung 
vom 14. Januar 1915 159 

— Die Geſchäftsaufſicht 174 

Wicke, Landgerichtspräſident: Entgegnungen 1286 

Winkler, RA. Otto: Die Beſteuerung des Berufs- 
einkommens der Rechtsanwälte. Heſſen 1542 F 

Wirtz, RA. Dr.: Zur Frage der Auslegung der Kriegs- 
klauſel 900 

Wodtke, Aſſeſſor Dr.: Zur Geltendmachung der An- 
ſprüche von Ausländern im Inland 1221 

Wogritſch, Bureauvorſteher K.: Zu $ 76 Abf. III 


RAGebO. 1468 


Zelter, IR.: Das Mahnverfahren in der Kriegs— 
verordnung vom 9. September 1915 1232 

Zeiler, I. Staatsanwalt: Das Güteverfahren und die 
Beſtrebungen zu ſeiner Wiederbelebung 891 
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sum neuen Jahre. 


Von Neumann. 


Mit Stolz blickt das deutſche Volk und in ihm die deutſche Rechtsanwaltſchaft auf die weltbewegenden Geſchehniſſe des 


ablaufenden Jahres; voll Zuverſicht ſieht es dem neuen Jahre entgegen. 
Seit fünf Monaten ſtehen unſere braven Truppen im Kampf und führen den uns aufgedrungenen Krieg gegen eine 


Welt von Feinden. 

Unſerem tapferen Heere und ſeinen heldenhaften Führern danken wir es aus tiefſtem Herzen, daß das Vaterland, 
abgeſchen von verhältnismäßig geringen Grenzſtreifen, von unmittelbarer Kriegsverheerung verſchont blieb und daß die Kämpfe 
ſch in Feindesland abspielen. 

Wie alle Deutſchen — ohne jeden Unterſchied — werden auch die deutſchen Rechtsanwälte nur bewegt von liebevoller 
Sorge um des Vaterlandes Heil. Viele von uns, die das Glück haben, noch felddienſttüchtig zu ſein, ſtehen in den Reihen 
her Rämpfer, andere haben ihre Kräfte auf ſonſtigen Gebieten dem Vaterlande zur Verfügung geftellt, ſei es als Kriegsgerichtsräte, 
hi ez in Dienfte ſozialer Hilfe, als Hilfsarbeiter ſtädtiſcher Gemeinweſen, als Mitarbeiter bei den von den Gemeinden errichteten 

yungäämtern, als Berater bedürftiger Mitbürger und ihrer Familien. Manch Anwalt iſt als Held den Ehrentod für das 
Saerlanı geſtorben, mancher mit dem Eiſernen Kreuz geſchmückt worden. 

In dieſer hehren, großen Zeit darf in uns allen nur der einzige Gedanke leben, den der homeriſche Hektor alſo kündet: 
cb along Anieros Auivesdar rt ccrn — Ein Wahrzeichen nur gilt: das Vaterland zu erretten. 

Dir alle find beſeelt von der felſenfeſten und zuverſichtlichen Hoffnung, daß unſer Deutſches Reich in Mut und Kraft 
hurdhalten werde bis zur Erringung eines ruhmreichen, den gebrachten Opfern würdigen Friedens. 

Erft wenn die Friedensglocken dem deutſchen Volke wieder läuten, wird es an der Zeit fein, zu prüfen, welche geſetz⸗ 
geberſchen Gedanken nach den gemachten Erfahrungen aus den Kriegsverordnungen in die Friedensrechts ordnung des deutſchen 
Lale qu übernehmen fein, ob es insbeſondere angezeigt fei, das Gericht mit einer Zwangsgewalt auszuſtatten zum Aus: 
dhe der entgegenſtehenden Intereſſen der Parteien, und was ſonſt etwa für unſer Rechtsleben und insbeſondere auch in 
uhu der Rechtsanwaltſchaft zu geſchehen habe. 
| deute aber müſſen wir uns mit dem innigen Wunſche begnügen, daß es bald dem Deutſchen Reiche vergönnt fei, ſich 
n Geuſſ rühmlichen Friedens wieder voll und ganz der Pflege ſeiner hohen Kulturaufgaben zuzuwenden, in deren vorderſter 
9 a Sorge um den Völkerfrieden nach außen die Sorge ſteht, den Rechtsfrieden im Innern des Reiches zu pflegen 
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Im Kampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 20, 1914) 


Dr. Sugo Aſcher aus Berlin. 

Georg Wackhaus aus Hünfeld, Bezirk Caſſel. 
Georg Baier aus Schweinfurt. 

Theodor Vernſtein aus Danzig. 

Dr. Ernſt Blumberg aus Mülheim a. Ruhr. 
Sans Bouvier aus Düſſeldorf. 

Dr. Soxheimer aus Worms. 

Cudwig Brandes aus Berlin. 

Dr. Kurt Braun aus Schwedt a. O. 
Gerhard Dreesmann-Penning aus Bernau. 
Dürr aus Freudenſtadt i. Württemberg. 
Friedrich Eickelberg aus Langendreer. 

Dr. Walter Jaull aus Roſtock. 

Ir. Ir. Floerke aus Neuſtadt i. Meckl. 

Dr. Wolfgang Fricke aus Königsberg i. Pr. 
Johannes Geißler aus Dierdorf. 

Walter Gieſecke aus Brandenburg a. H. 
Suflav Goch aus Berlin. 

Heinrich Grueneboom aus Homberg (AG. Mörs). 
Dr. Alfred Gundlach aus Grabow i. Meckl. 
Dr. Otto Kaenſell aus Jena. 

Adolf Halen aus Geſeke i. Weſtf. 

Dr. Theodor Heſſeler aus Wanne. 

Dr. Nax Theodor Heymann aus Limbach i. ©. 
Max Solfeld aus Dresden. 

Willi von Jagow aus Berlin⸗Wilmersdorf. 
Rudolf Jenett aus Ruß i. Oſtpreußen. 

Georg John aus Leipzig. 

Fridolin Kern aus Landsberg a. Lech. 
Walter Senp aus Marienwerder. 

Dr. Bernhard Klein aus Ludwigshafen a. Rh. 


Dr. Bruno Krehan aus Weimar. 

Victor Krug von Nidda aus Frankfurt a. M. 
Dr. Max Kuehne aus Zeitz. 

Richard Kuehne aus Wiesbaden. 

Dr. Hyacinth Lieder aus Rüdesheim a. Rh. 
N. Lieder aus Schwedt a. O. 

Cudwig aus Mayen i. Rheinl. 

Dr. Ferdinand Marz aus Hamm i. Weſtf. 
Dr. Erwin Mathies aus Hamburg. 
Adolf Meixner aus Nürnberg. 

Juſtizrat Heorg Meyer aus Halle a. S. 
Dr. Adolph Mönckeberg aus Hamburg. 
Felix Muetzlitz aus Berlin. 

Dr. Hermann Müller aus Kiel. 

Richard Müller aus Hannover. 

Georg Vaatſch aus Berlin. 

Dr. Walther Pitſch aus Düſſeldorf. 

Dr. Paul Reimann aus Belgard a. Perf. 
Dr. Franz Rieſe aus Berlin. 

Otto Ruediger aus Genthin. 

Schall aus Reutlingen. 

Faul Schieblich aus Hoyerswerda. 

Dr. Bernd Schilling aus Bremen. 

Erwin Schönfelder aus Lüben. 

Stanz Schuler aus Bruchſal i. Baden. 
Leo Vilmar aus Göttingen. 

Dr. Alfred Wallerſtein aus Hamburg. 
Dr. Weunesheimer aus Worms. 

Willy Willenberg aus Freiburg i. Schlefien. - 
Dr. Adolf Windel aus Eſſen a. Ruhr. 
Friedrich Wünnenberg aus Wittingen. 
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Geſamthandsgemeinſchaften und jnriſtiſche Perſonen 
unter dem Schutze des Kriegsteilnehmergeſetzes. 
Von Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


Tagtäglich faſt ift in den jetzigen Kriegszeiten von Richtern 
und Anwälten die Rechtsfrage zu behandeln, ob die Tatſache, 
daß einer der geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon oder 
ſämtliche bzw. ein oder alle Teilhaber einer Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand ſich in einem in 8 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 des 
Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 328 ff., im folgenden 
Kriegsteilnehmergeſetz —= KTG. genannt) näher bezeichneten 
Verhältniſſe befinden, einen Einfluß auf den Fortgang eines 
Prozeſſes ausübt, in welchem die juriſtiſche Perſon bzw. die 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand Partei iſt. 


Weder das erwähnte Kriegsgeſetz noch die allgemeine 
ZPO. welche in den 88 239 bis 252 die Fälle und Wirkungen 
der „Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens“ aufzählen, 
nennen die Geſamthandsgemeinſchaften oder die juriftifchen 
Perſonen beſonders. Die ZPO. erörtert im 8 241 Abſ. I 
wenigſtens noch die Wirkung des Todes eines geſetzlichen Partei⸗ 
vertreters bzw. der Beendigung ſeiner Vertretungsbefugnis, 
ſofern die vertretene Partei nicht ſelbſt prozeßfähig iſt; ſie ſchützt 
ſo jede Partei, gleichgültig ob ſie eine natürliche oder eine 
juriſtiſche Perſon iſt, vor den Nachteilen, die ſie durch den 
Wegfall des geſetzlichen Vertreters erleiden könnte oder müßte. 
Das KTG. dagegen ſpricht in § 9 Abſ. I nur von den geſetz⸗ 
lichen Vertretern der natürlichen Perſonen, die juriſtiſchen 
Perſonen werden hier nirgends auch nur andeutungsweiſe, 
geſchweige denn ausdrücklich erwähnt. Schon dieſe verſchiedene 
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44. Jahrgang. 


Stellungnahme der ZPO. und des KTG. hinſichtlich der 
juriſtiſchen Perſonen muß meines Erachtens einen Fingerzeig 
für die richtige Löſung der aufgeworfenen, praktiſch überaus 
wichtigen Fragen geben. Freilich ſind hierbei auch ganz 
allgemeine Probleme zu ſtreifen, die in Wiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung zum Teil heiß umſtritten ſind, ſo z. B. das Weſen 
der Gemeinſchaft zur geſamten Hand im allgemeinen, ihre 
Stellung im Prozeß, das Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft 
und Kommanditgeſellſchaft im beſonderen uſw. Hauptſächlich 
ſpielt die Frage eine große Rolle, ob die letztangeführten 
Handelsgeſellſchaften parteifähige Rechtsſubjekte ſind und im 
Prozeß nicht nur formell, ſondern auch materiell die Stellung 
bon juriſtiſchen Perſonen einnehmen, alſo überall wie juriſtiſche 
Rechtzperſönlichkeiten, geſetzlich vertreten durch die vertretungs⸗ 
berechtigten perſönlich haftenden Geſellſchafter, zu behandeln find.) 

I. Was zunächſt die Geſamthandsgemeinſchaften 
[Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, nichtrechtsfähige Vereine, 
offene Handelsgeſellſchaften,) Kommanditgeſellſchaften, Güter⸗ 
gemeinfhaften, Erbengemeinſchaften! anlangt, fo iſt zu beachten, 
daß ſie weder unter die Kategorie der einzelnen natürlichen 
noch unter jene der juriſtiſchen Perſonen fallen. Es handelt 
id bei ihnen vielmehr um eigenartige, in der Mitte etwa 
wischen den phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen ſtehende Rechts⸗ 
gebilbe, die perſonenrechtlich vielleicht den phyſiſchen, vers 
nögensrechtlich vielleicht den juriſtiſchen Perſonen näher 
Reben, Doch läßt ſich eine ſtrenge, allgemeingültige Abgrenzung 
nicht vornehmen, weil es ſich eben um beſondere Rechtsinſtitute 
handelt, die nicht, auch nicht in dieſer oder jener Richtung, als 
natürliche oder juriſtiſche Rechtsperſönlichkeiten angeſprochen 
werden können.) 


Freilich das eine darf wohl ganz allgemein behauptet 
erden: Soweit Verhältniſſe in Frage kommen, die mehr oder 
mmber nur bei einer natürlichen Perſon vorkommen können, 
Möbelondere lebendige Menſchen vorausſetzen, wird man die 
Primär mir für die phyſiſchen Perſonen getroffenen Beſtimmungen 
mbederllic auch auf die Geſamthandsgemeinſchaften anwenden 
dürfe, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Vorſchriften entgegen⸗ 
heben. Es Tann nun keinem Zweifel unterliegen, daß die Be⸗ 
imwungen in 8 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 KTO. in erſter Linie 
m für die natürlichen Perſonen berechnet ſind, denn nur dieſe 
Innen vemäge ihres Dienſtwerhältniſſes, Amtes oder Berufes 
M den mobilen oder gegen die deutſchen Feinde verwendeten 
Taln ber Lande oder Seemacht oder zu der Beſatzung einer 
ſhon amietten oder erſt in der Armierung begriffenen Feſtung 
irn; mu fie können ſich dienſtlich aus Anlaß der Krieg⸗ 
Ri: des Deutfchen Reichs im Auslande aufhalten; nur 

ft Können ſich als Kriegsgefangene oder Geiſeln in der 
— — 
iu I BL zu dieſen Fragen z. B. Hellwig, Syſtem des deutſchen 
0 S. 152 ff. 8 69 Vereine und Vermögensmaſſen, die 
A partelfähig find, insbeſondere S. 155 ff., 158; Gaupp⸗ 
5 „Aufl. 8d. 1 S. 141, 142 Anm. II, 4 zu 8 50 mit Fuß⸗ 
8 551 Anm. I. 8 zu 9 239 mit Fußnote 16. 
| Hierher namentlich Hellwig a. a. O. S. 159 Ziff. III, 24; 
"er auf nuch Jh. 1914, I Ziff. 10 * 
5 0 5 hierher Hellwig a. a. O. S. 158 und Leipz 3. 1910 
„154 (Jager). 
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Gewalt der deutſchen Feinde befinden. Alle dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen verlangen alſo offenkundig phyſiſche, lebende Perſonen. 

All dieſe Verhältniſſe können aber bei den ein zelnen 
Teilhabern einer Geſamthandsgemeinſchaft genau ſo gegeben 
ſein. Auch der perſönlich haftende Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft kann zu den 
mobilen Teilen der Land⸗ oder Seemacht gehören; auch das 
Mitglied einer Erbengemeinſchaft kann ſich als Kriegsgefangener 
in der Gewalt eines deutſchen Feindes befinden. 

Wirken nun derartige Verhältniſſe gegenüber der Geſamt⸗ 
handsgemeinſchaft als ſolcher? Dieſe Frage iſt ſchlechthin zu 
bejahen. Dabei iſt ganz beſonders zu beachten, daß keine 
einzige der ſämtlichen Gemeinſchaften zur geſamten Hand eine 
juriſtiſche Perſon bildet, auch nicht die offene Handelsgeſellſchaft 
und die Kommanditgeſellſchaft, wenngleich dieſe letzteren kraft 
ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmungen (SS 124 Abſ. I, 161 Abf. II 
HGB.) als ſolche unter ihrer handelsrechtlichen Firma ohne 
Angabe der einzelnen perſönlich haftenden Geſellſchafter vor 
Gericht klagen und verklagt werden können. Auch der nicht⸗ 
rechtsfähige Verein erlangt dadurch, daß die 8PO. beftimmt, 
er könne verklagt werden (§ 50 Abſ. II), nicht die Eigenſchaft 
einer juriſtiſchen Perſon. Alle dieſe Vorſchriften wollen lediglich 
die Aktiv- bzw. Paſſivlegitimation der Geſamthandsgemein⸗ 
ſchaften als ſolcher für den Prozeß gewähren, aber durchaus 
nicht den Charakter der davon betroffenen ändern. Sie ſollen 
hierdurch lediglich eine formelle Parteiſtellung als Kläger bzw. 
Beklagte gewinnen, um zu vermeiden, daß ſtets alle perſönlich 
haftenden Mitglieder der Gemeinſchaft zur geſamten Hand in 
den Prozeßſchriftſätzen und Gerichtsentſcheidungen aufgeführt 
werden müſſen. 

Auch die offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft und der nichtrechtsfähige Verein ſind ſohin auch im Prozeß 
trotz der angegebenen Beſtimmungen als Gemeinſchaften zur 
geſamten Hand und nicht als juriſtiſche Perſonen anzuſehen. 
Es kommt demgemäß in Wahrheit als materielle Prozeßpartei 
nicht etwas von den als Einheit gedachten Teilhabern der 
Geſamthandsgemeinſchaft Verſchiedenes, Selbſtändiges, nicht eine 
neue Rechtsperſönlichkeit in Frage. ſondern eben die Mitglieder 
der Gemeinſchaft zuſammen in ihrer rechtlichen, ungetrennten, 
geſellſchaftlichen Zuſammenfaſſung bilden die Prozeßpartei. Es 
handelt ſich, wie nochmals zu betonen iſt, um eine rechtlich 
beſonders geartete, ganz enge Verbindung aller perſönlich 
haftenden Mitglieder.) Es bilden ſohin z. B. alle Geſell⸗ 
ſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft, ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie gerade zur Vertretung der Geſellſchaft ermächtigt ſind 
oder nicht, zuſammen in ihrer engen, rechtlichen Vereinigung 
materiell den Klageteil, die beklagte Partei. Es iſt nur kraft 
poſitivrechtlicher Vorſchrift die Möglichkeit und auch die Not⸗ 
wendigkeit (8 124 Abſ. II HGB.; vgl. dagegen für die Geſell⸗ 
ſchaft des BGB. 8 736 ZPO.; fiche hierzu auch Staub a. a. O. 


4) Vgl. hierher auch Seuffert, ZPO. 11. Aufl. Bd. 1 S. 77 
Anm. 2d zu § 50, S. 349 Anm. 8 Abſ. II zu § 239 und Hellwig 
a. a. O. S. 157 Ziff. III, 1 S. 159; LeipzZ. 1910, 150 (für die 
offene Handelsgeſellſchaft); Staub, HGB. 9. Aufl. Bd. 1 S. 522 ff. 
Anm. 5 ff. zu § 124 HGB. S. 650, 651 Anm. 17 zu § 161 und 
Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit, Berlin 1914, 
S. 12 Anm. II, 1 zu § 2. 
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S. 526, Anm. 22 zu § 124) gegeben, daß nicht die einzelnen 
Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft als Partei an⸗ 
gegeben werden, ſondern daß dieſe Handelsgeſellſchaft als ſolche 
unter ihrer handelsrechtlichen Firma klagt und verklagt wird.“) 

Wenn nun die ſämtlichen Mitglieder der Geſamthands⸗ 
gemeinſchaft ſich in einem in § 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 KTG. 
näher bezeichneten Verhältniſſe befinden, ſo kann kein begründeter 
Zweifel beſtehen, daß die Gemeinſchaft in der Wahrnehmung 
ihrer Rechte behindert iſt. Es muß ihr der gerade für ſolche 
Fälle ganz beſonders notwendige Schutz des KTG. zugute 
kommen. So hat denn auch das OLG. Hamburg)) mit Recht 
entſchieden, daß, wenn ſämtliche Geſellſchafter einer klagenden 
offenen Handelsgeſellſchaft im Felde ſind, die offene Handels⸗ 
geſellſchaft im Sinne des § 2 KTG. behindert ſei. Ahnlich hat 
das Kammergericht) hinſichtlich einer Kommanditgeſellſchaft 
entſchieden; der Wortlaut des KTG. treffe zwar den Fall, daß 
eine Kommanditgeſellſchaft verklagt iſt und der einzige per⸗ 
ſönlich haftende Geſellſchafter zu den Fahnen einberufen iſt, 
nicht; aber dieſes Geſetz ſei ſinngemäß auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn der einzige perſönlich haftende Geſellſchafter einer 
als Prozeßpartei auftretenden Kommanditgeſellſchaft zu den 
Kriegsteilnehmern im Sinne des KTG. gehört. 

Desgleichen wird faft allgemein angenommen, daß eine 
Unterbrechung des Verfahrens eintritt bzw. eine Ausſetzungs⸗ 
möglichkeit gegeben iſt, wenn die sämtlichen vertretungs⸗ 
berechtigten Mitglieder einer Geſamthandsgemeinſchaft ſich in 
einem Verhältniſſe des 5 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 KTG. befinden. 
Denn da alle gerichtlichen — wie auch die außergerichtlichen — 
Geſchäfte und Rechtshandlungen nur durch die vertretungs⸗ 
berechtigten Teilbaber vorgenommen werden können (vgl. z. B. 
88 709, 710, 714, 715 BGB., 88 125, 126, 170 58), 
ſo müßte die Geſamthandsgemeinſchaft notgedrungen geſchädigt 
werden, wenn der von ihr geführte Prozeß weiterlieſe, obwohl 
ihre vertretungsberechtigten Mitglieder, weil kriegsbeteiligt, ab⸗ 
weſend find. Es iſt daher nur recht und billig, wenn von 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung angenommen wird, daß der 
Rechtsſtreit ſtilleſteht, wenn die ſämtlichen vertretungsberechtigten 
Organe der Geſamthandsgemeinſchaft Kriegsteilnehmer ſind.s) 
Insbeſondere läßt das OLG. Braunſchweig') auf Antrag 


5) Vgl. hierher noch JW. 1914, 1046 (v. Harder); BankArch. 
1914 (14. Jahrg.) S. 20 Ziff. 2 (OByk); PrJMBl. 1914, 743 
(Güthe); weiter OLG. Hamm 19. September 1914 6 U 341/18 in 
DIZ. 1914 Sp. 1216 und KG. Berlin 19. Oktober 1914 XIII. 8. 
18 W 4008/14 in DIS. 1914 Sp. 1804 = Recht 1914 Sp. 660. 

6) Bol. Entſcheidung des V. 8S. V 294/14 vom 19. Oktober 
1914 in DIg. 1914 Sp. 1307. 

7) Vgl. Entſcheidung des VI. 3S. 6 W 8758/14 vom 21. Sep: 
tember 1914 in DIZ. 1914 Sp. 1213; vgl. auch Entſcheidung des 
KG. vom 19. Oktober 1914 XVI. 38S. 16 W 4022/14 in KGBl. 
1914. 141 und vom 2. November 1914 XIII. 38S. 13 W 4318/14 
in DIg. 1914 Sp. 1889; auch im KGBl. 1914 S. 141, 142. 

8) Vgl. hierher JW. 1914 S. 789, 962 r. (Lux); DIZ. 1914 
Sp. 1026 (Kipp); Necht 1914 Sp. 586 (Hallbauer); Juriſtiſches 
Literaturblatt 1914 S. 168, 164 (Hackenberger); BankArch. 1914 
S. 20 r. Ziff. 2 (ODyk) und beſonders auch PrIJ Ml. 1914 S. 743, 
744 (Güthe). 

2) Entſcheidung des I. 88. vom 9. Oktober 1916 1 V 118/14 
in DIZ. 1914 Sp. 1806. 


M 1. 1915. 
des Prozeßbevollmächtigten die Ausſetzung des Verfahrens zu, 
wenn der kriegsbehinderte Teilhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ihr alleiniger geſchäftsführender Mitgeſellſchafter iſt. 

Sehr viele Schriftſteller und Gerichte gehen jedoch noch 
einen Schritt weiter und gewähren den Schutz des KTG. ſchon 
dann, wenn die nicht durch den Krieg behinderten Mitglieder 
der Geſamthandsgemeinſchaft nicht mehr für ſich allein zur 
Vertretung der Gemeinſchaft befugt ſind, mögen nun ein oder 
mehrere vertretungs berechtigte Teilhaber Kriegsteilnehmer im 
Sinne des Geſetzes ſein. Das Verfahren iſt unterbrochen bzw. 
auf Antrag auszuſetzen, wenn die zu Hauſe gebliebenen Gemein⸗ 
ſchafter nicht mehr allein zur Vertretung der Geſamthands⸗ 
gemeinſchaft berechtigt ſind. !) Speziell das Kammergericht 
Berlin hat am Anfang des Auftauchens der Streitfrage in 
einigen Entſcheidungen 11) ausgeſprochen, daß durch den Wegfall 
oder die Behinderung eines vertretungsberechtigten Mit⸗ 
geſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft der Prozeß nicht 
unterbrochen werde, wenn nur noch andere Vertretungsberechtigte 
vorhanden find.!*) 

Die folgerichtigſte, alle auftauchenden Zweifel in der ein⸗ 
fachſten Weiſe löſende und auch dem praktiſchen Bedürfnis 
am meiſten entſprechende Anſchauung iſt die, daß die Rechts⸗ 
wohltaten des KTG. den Geſamthandsgemeinſchaften wie auch 
ihren einzelnen Teilhabern ſchon dann zugute kommen ſollen, 
wenn auch nur ein einziges Mitglied Kriegsteilnehmer im 
Sinne des 82 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 KTG. iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob dieſes kriegsbehinderte Mitglied gerade ver⸗ 
tretungsberechtigt iſt oder nicht und ob die übrigen Gemein⸗ 
ſchafter weiterhin für ſich allein vertretungsbefugt ſind oder 
nicht. Es iſt eben nie zu vergeſſen, daß dieſe Geſamthands⸗ 
gemeinſchaften — auch die offenen Handelsgeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften — keine juriſtiſchen Perſonen und ihre 
vertretungsberechtigten Mitglieder keine geſetzlichen Vertreter im 
techniſchen Sinne ſind. Soweit eine Gemeinſchaftsſchuld aus⸗ 
geklagt wird, bilden die ſämtlichen Gemeinſchafter untereinander 
eine notwendige Streitgenoſſenſchaft. Das Rechts⸗ 
verhältnis kann der Gemeinſchaft, d. h. den die wahre Prozeß⸗ 
partei bildenden Mitgliedern gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt 
werden (8 62 3PO.). Es iſt aber nicht nur eine einheitliche, 
gleichlautende Entſcheidung, ſondern auch eine gemeinſame, alle 
Gemeinſchaftsteilnehmer in gleicher Weiſe berührende Ver⸗ 
handlung notwendig. Darum iſt es für die Frage der Aus⸗ 


10) Vgl. hierher Seuffert Bd. 1 S. 77 Anm. 2d zu 8 50, 
S. 344 Anm. 10 zu 8 239, S. 349 Anm. 8 Abf. II zu 8 239, 
S. 350 Anm. 2 zu 8 240, S. 351, 352 Anm. 1c zu 8 241; 
Neukamp, ZPO. 2. Aufl. S. 40 bis 42 Anm. 3 zu § 50, S. 215 
Anm. 1 zu 8 241; Hellwig a. a. DO. S. 612 Anm. I, 1b mit Fuß⸗ 
note 2, S. 613 Ziff. I. 1b 5; BankArch. 1914 S. 20 r. Ziff. 2 (By: 
IW. 1914, 962 r. (Lux) und die in Fußnote 8 oben angeführten. 

U) Bol. z. B. Entſcheidung vom 21. September 1914 im Recht 
1914 Sp. 647; ſo auch LG. 1 Berlin in der Entſcheidung vom 
12. Oktober 1914 9. 8K. 78 M 6912/14 25 T 1878/14 in KGᷓl. 
1914, 127. 

13) Vgl. auch noch KG. II. Ferienzivilſenat vom 15. September 
1914 16 W 8535/14 in OLG. 29, 806 Fußnote 1; anderer Meinung 
aber mit Recht OL. Hamm 19. September 1914 in DIS. 1914 
Sp. 1216; Os. Dresden 6. Oktober 1914 in DIE. 1914 
Sp. 1804, 1305 und vom 8. November 1914 in JW. 1914, 1045. 
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ſezung oder Unterbrechung des Verfahrens auch ohne rechtliche 
Bedeutung, ob die Gemeinſchaft zur geſamten Hand als ſolche 
nur allein (formelle) Prozeßpartei iſt, oder daneben auch noch 
die ſämtlichen Gemeinſchafter am Streit beteiligt find, was 
wegen der weitergehenden Vollſtreckungsmöglichkeiten immerhin 
nicht ohne Bedeutung iſt. Denn es beſteht, wenn z. B. die 
offene Handelsgeſellſchaft für ſich allein beklagte Partei iſt, 
inter den die materielle Prozeßpartei ausmachenden Geſell⸗ 
ſchaſtern eine notwendige Streitgenoſſenſchaft; das gleiche iſt 
aber auch der Fall, wenn die perſönlich haftenden Geſellſchafter 
allein wegen einer Geſellſchaftsſchuld verklagt ſind; und ebenſo 
beſteht zwiſchen der offenen Handelsgeſellſchaft einerſeits und 
den Geſellſchaftern andererſeits, wenn gegen beide wegen einer — 
die Haftung der Geſellſchaft und der Geſellſchafter treffenden — 
Geſantſchuld vorgegangen wird, eine Streitgenoſſenſchaft im 
Sinne des $ 62 ZPO. Iſt nur ein einziger Geſellſchafter in 
der Wahrnehmung der ihm zuſtehenden Rechte durch die Kriegs⸗ 
beteiligung verhindert, ſo kommt dies nicht bloß den übrigen 
Geſellſchaftern, ſondern auch der offenen Handelsgeſellſchaft ſelbſt 
zugute. Denn bei einer notwendigen Streitgenoſſenſchaft wirkt 
der in der Perſon des einen Streitgenoſſen gegebene Grund 
zur Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens auch gegen⸗ 
über allen übrigen notwendigen Streitgenoſſen. 18) Dieſe allein 
u befriedigenden Ergebniſſen führende Anſchauung iſt namentlich 
in der lezten Zeit in den Entſcheidungen verſchiedener Oberlandes⸗ 
gerihte, welche offene Handelsgeſellſchaften und zum Teil auch 
deren Geſellſchafter zugleich betrafen, zur Geltung gekommen. 
Zum erſtenmal wurde fie, ſoweit bekannt, vom OLG. Hamm“) 
außgeſprochen. Es war nur die offene Handelsgeſellſchaft als 
ſolche verklagt. Auf Antrag des Prozeßbevollmächtigten dieſer 
Bellagten wurde das Verfahren ausgeſetzt, obwohl nur der eine 
der beiden je für ſich allein vertretungsberechtigten Geſellſchafter 
uu den Kriegsteilnehmern im Sinne des KTG. gehörte. Das 
Oberlandegericht führte zur Begründung ſehr zutreffend aus, 
bei ber rage, inwieweit eine Partei infolge des ausgebrochenen 
Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behindert fei, komme es 
uch weſentlich auf das Rechtsverhältnis der Geſellſchafter 


0 Bol hierher JW. 1914, 1046 r. (v. Harder); Bankurch. 
1914 (14 Jahrg.) S. 31 r., 82 Ziff. II, 1 (Jäger); vgl. auch 
233 1914 Sp. 1026 (Kipp); Recht 1914 Sp. 585 Ziff. II, 3 
Vallbauer); PrIMBL 1914 ©. 745 (Güthe) und JW. 1914, 
er. (Zug); ſiehe weiter Seuffert a. a. O. Bd. 1 S. 344 Anm. Ic 
u 5 280; Gaupp⸗Stein a. a. O. Bd. 1 S. 177 Anm. III, 4 in 
da Borhemerkungen vor 8 59 mit Fußnote 14, S. 185 Anm. III, 1 
u 5 62 und S. 551 Anm. I, 1, 8 mit Fußnote 17; Hellwig 
6 d. &. 31 ff. 5 121, &. 829 8 120 Ziff. I. 1, S. 601 Ziff. II 
mu Zußnote 8; Neukamp S. 42 Anm. 3 am Ende zu $ 50; 
duniller, BRD. 8/4, Aufl. S. 44 Anm. zu 8 62; vgl. hierzu 
u die Entſcheidungen des LG. I Berlin vom 15. Oktober 
= . K 25 T 1897/14 79 M 7884/14 in KGBL 1914 S. 142, 

de 0. vom 2, Nobember 1914 13 W 4818/14 in DJg. 1914 
ni dez Oe. Hamburg vom 2. November 1914 V. 38. 
. 10 in DIZ. 1914 Sp. 1892, 1893; des LG. III Berlin vom 
en ember 1914 4 T 1747/14 in JW. 1914 S. 1095, 1096 und 

28. Darmſtadt vom 16. November 1914 U. 35. 2 W 851/14 

1914 Sp. 1891, 1892. 
Sal Entſcheidung vom 19. September 1914 6 U 841/18 in 
23 1914 ey. 1216. ee 
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untereinander und nicht bloß auf die Vertretungsmacht 
gegenüber Dritten an. Es müſſe ihnen, auch außerhalb 
des Falles der Geſamtvertretung, die Möglichkeit gemein⸗ 
ſamer Beratung und Beſchlußfaſſung über den Prozeß⸗ 
ſtoff und die in deſſen Anſehung zu treffenden Maßnahmen 
gewahrt bleiben; desgleichen dürfe das nach 8 115 HGB. jedem 
einzelnen Geſellſchafter zuſtehende bedeutſame Widerſpruchs⸗ 
recht des als Kriegsteilnehmer abweſenden Geſellſchafters keine 
Einbuße erleiden; unter Umſtänden ſei auch die prozeſſuale 
Mitwirkung des im Felde ſtehenden Geſellſchafters unum⸗ 
gänglich notwendig (88 472, 474 3 O.). 

Einen ähnlichen Standpunkt nahm das Kammergericht 
in einer Entſcheidung des XIII. Zivilſenats 16) vom 19. Oktober ein. 
Verklagt war eine offene Handelsgeſellſchaft und daneben auch 
ihre Geſellſchafter wegen einer Geſellſchaftsſchuld. Auf den 
Antrag des Prozeß bevollmächtigten wurde das Verfahren ſowohl 
in der Richtung gegen die offene Handelsgeſellſchaft als auch 
gegen die ſämtlichen Geſellſchafter ausgeſetzt, obwohl nur ein 
einziger Geſellſchafter vor dem Feinde ſtand. Begründet wurde 
dies ſehr klar und zutreffend damit, daß die Geſellſchaft und 
ihre Teilhaber zueinander im Verhältnis einer notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft ſtünden; ſei aber auch nur einem not⸗ 
wendigen Streitgenoſſen gegenüber die Ausſetzung des Verfahrens 
geboten, ſo müſſe ſie auch allen übrigen notwendigen Streit⸗ 
genoſſen gegenüber auf Antrag erfolgen, da die bei notwendiger 
Streitgenoſſenſchaft gebotene einheitliche Entſcheidung auch eine 
einheitliche Verhandlung vorausſetze (JW. 1893, 342 Ziff. 5; 
1898, 280 Ziff. 13). Zum gleichen Ergebnis, aber mit einer 
anderen, meines Erachtens nicht ganz zutreffenden Begründung, 
kommt der V. Zivilſenat des nämlichen Gerichts in einem Beſchluß 
vom 21. Oktober 19141). Dort wird ausgeführt, daß nicht die 
offene Handelsgeſellſchaft als ſolche, geſetzlich durch die Geſell⸗ 
ſchafter vertreten, die Prozeßpartei bilde; vielmehr nähmen dieſe 
Rolle die Geſellſchafter ſelbſt als die Träger des mit einer 
gewiſſen Selbſtändigkeit ausgeſtatteten Geſellſchaftsvermögens 
ein. Das KTG. nun ſei dazu beſtimmt, die Kriegsteilnehmer 
vor jedem Nachteil zu ſchützen, der ihnen infolge ihrer Ein⸗ 
berufung erwachſen könnte. Dieſer Schutz würde aber verſagen, 
wenn der Rechtsſtreit gegen die offene Handelsgeſellſchaft fort⸗ 
geführt würde, obwohl einige der Geſellſchafter im Felde ſtehen; 
denn dann müßten auch ſie die Rechtskraft des ergehenden 
Urteils gegen ſich gelten laſſen und könnten, für ihre Perſon 
belangt, keine Einwendungen mehr vorbringen, die ſie im Prozeß 
gegen die Geſellſchaft hätten vorbringen können. Der gegen⸗ 
über offenen Handelsgeſellſchaften gebotenen Anwendung des 


15) Aktenz. 13 W 4008/14 in DIZ. 1914 Sp. 1304, auch im 
Recht 1914 Sp. 650 und im KGBl. 1914, 126; vgl. auch die ähn⸗ 
liche Grundſätze ausſprechende Entſcheidung des nämlichen Senats 
vom 22. Oktober 1914 13 W 4118/14 in Dig. 1914 Sp. 1887, 
1888 ſowie des III. 35. vom 23. Oktober 1914 in DRG. 29 
S. 808, 809 und eine Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 
13. Oktober 1914 a. a. O. S. 809, 810; ſiehe dagegen auch KG. vom 
19. Oktober 1914 XVI. 38S. 16 W 4092/14 in KGBl. 1914, 141 
und OLG. Karlsruhe in den Entſcheidungen des III. ZS. vom 
11. Oktober 1914 B 65/14 in Leipz Z. 1914 Sp. 1917 und des 
II. 38. vom 29. Oktober 1914 250/14 in Leipzg. 1914 Sp. 1916. 

16) Abgedruckt in OL GRſpr. 29, 806 f. 
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KTG. ſtünde auch nicht 8 125 HGB. entgegen; denn der 
Geſellſchaftsvertrag könne hiervon abweichende Beſtimmungen 
treffen; es ſei alſo die im Geſetze ausgeſprochene Ermächtigung 
des einzelnen Geſellſchafters zur Vertretung der offenen 
Handelsgeſellſchaft auf den Willen der Geſellſchafter 
zurückzuführen, und es ſei fo anzuſehen (! — eine Fiktion —), 
als ob jeder einzelne Geſellſchafter durch die anderen mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte (8 125 HGB. ſpricht übrigens 
an mehreren Stellen nicht ohne Abſicht von der „Vertretung 
der Geſellſchaft“, während in den 88 714, 715 BGB. von 
der Vertretung der anderen Geſellſchafter Dritten gegen⸗ 
über die Rede iſt) beauftragt wäre. In ſolchem Falle 
trete nach S 3 Ziff. 2 KTG. keine Unterbrechung kraft Geſetzes 
ein; dagegen habe nach Abſ. II das Gericht auf Antrag des 
Vertreters die Ausſetzung des Verfahrens anzuordnen; dieſen 
Antrag habe aber in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle der 
von allen Geſellſchaftern ſchriftlich bevollmächtigte Rechtsanwalt 
geſtellt. Die Schlußſätze dieſer Entſcheidung können wohl nicht 
ohne Widerſpruch hingenommen werden; denn nicht auf die im 
Geſetze ausgeſprochene Ermächtigung des einzelnen zur 
Vertretung der Geſellſchaft kann, wie ſchon oben ausgeführt, 
die Frage abgeſtellt werden, ſondern einzig und allein auf das 
Weſen der zur geſamten Hand verbundenen Geſellſchafter als 
einer notwendigen Streitgenoſſenſchaft. 


All die oben angegebenen Gründe (unmittelbare Wirkung 
des gegen die offene Handelsgeſellſchaft und die nichtbehinderten 
Geſellſchafter ergehenden Urteils auch gegen den kriegsabweſenden 
Geſellſchafter; einheitliche Feſtſtellung des ſtreitigen Rechts⸗ 
verhältniſſes ſowohl der offenen Handelsgeſellſchaft wie auch 
allen deren Teilhabern gegenüber; Gewährung der Möglichkeit 
gemeinſamer Beratung und Beſchlußfaſſung; Nichteinſchränkung 
des geſetzlich gewährleiſteten Widerſpruchsrechts; gemeinſame 
prozeſſuale Mitwirkung) ſind in zwei Entſcheidungen des OLG. 
Dresden!) ſehr wirkungsvoll und überzeugend verwertet. 
In beiden Fällen waren neben der offenen Handelsgeſellſchaft 
auch die Geſellſchafter mitverklagt und nur der eine oder andere 
Geſellſchafter Kriegsteilnehmer im Sinne des KTG. Das 
Verfahren wurde jeweils nicht nur in der Richtung gegen den 
im Felde ſtehenden Geſellſchafter, ſondern auch in der Richtung 
gegen alle anderen Geſellſchafter und gegen die offene Handels⸗ 
geſellſchaft ſelbſt ausgeſetzt. Speziell in dem letztangeführten 
Beſchluß des I. Zivilſenats wurde wörtlich folgendes ausgeführt: 
„Wenn auch die eine Mitbeklagte, die vertretungsberechtigte 
Geſellſchafterin, nach außen dazu berufen erſcheint, ſelbſtändig 
die offene Handelsgeſellſchaft zu vertreten, ſo iſt doch im 
inneren Verhältniſſe der Geſellſchaft während der Abweſenheit 
der beiden Geſellſchafter Otto und Walther G. die Möglichkeit 
ausgeſchloſſen, diejenigen Geſellſchaftsbeſchlüſſe zu faſſen, die 
der Beklagten (zu 2a) die Richtſchnur für ihr Handeln nach 


IT) Vom 6. Oktober 1914 7 C 265/14 in DIg. 1914 Sp. 1304, 
1305 und vom 5. November 1914 1 C 251/14 in JW. 1914, 1045; 
vgl. hierzu auch noch die Entſcheidungen des OLG. Karlsruhe vom 
27. Oktober 1914 in DRA. 1914, 212 l. und des LG. Schweidnitz 
vom 28. Oktober 1914 ebendort S. 212 I. ſowie des OLG. 


Hamburg V. 3S. vom 9. November 1914 V 81/14 in DIZ. 1914 
Sp. 1393. 


J 1. 1915. 


außen geben ſollen; auch iſt die beklagte Geſellſchaft während 
dieſer Zeit an der Wahrnehmung ihrer Rechte und Erfüllung 
ihrer Pflichten aus 88 472, 474 3 PO. behindert“. 

Einen völlig entgegengeſetzten Standpunkt nehmen eine 
Entſcheidung des II. Ferienzivilſenats des Kammergerichts 
vom 15. September 191418) und zwei Entſcheidungen des LG. 
und OLG. Stuttgart) ein; erſtere nimmt an, die offene 
Handelsgeſellſchaft ſei gemäß § 124 HGB. ein ſelbſtändiges 
Rechtsſubjekt und werde durch die Geſellſchafter geſetzlich 
vertreten; und auch die letzteren behaupten, der einberufene 
Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft ſei nicht ſelbſt 
Partei im Sinne des KTG., ſondern nur deren geſetzlicher 
Vertreter; der zweite vertretungsberechtigte Geſellſchafter ſei im 
vorliegenden Fall nicht einberufen, ſo daß die Geſellſchaft immer 
noch einen geſetzlichen Vertreter habe; daß dieſer letztere über 
die ſtreitigen Verhältniſſe keine genügenden Informationen zu 
erteilen vermöge, ſei unbeachtlich. Gegenüber dieſen meines 
Erachtens unrichtigen Erkenntniſſen dürfte es genügen, auf die 
oben auszugsweiſe wiedergegebenen, eingehend begründeten Ent⸗ 
ſcheidungen der Oberlandesgerichte Hamm und Dresden und 
des Kammergerichts, insbeſondere des XIII. Zivilſenats, 
ſowie auf die obigen Ausführungen zu verweiſen. 

II. Weſentlich anders als die Geſamthandsgemein⸗ 
ſchaften, die man nicht ganz ohne Recht als eine eng 
zuſammengefaßte Summe von mehreren natürlichen 
Perſonen bezeichnen kann, ſtehen die juriſtiſchen Perſonen dem 
KTG. gegenüber. Sie nehmen ſchon in der ZPO. bei dem 
Titel „Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens“ eine 
Sonderſtellung ein, indem die geſetzlichen Vertreter ganz allgemein, 
auch jene der juriſtiſchen Perſonen, bei Wegfall oder Behinderung 
auf den Fortgang des Prozeſſes einen Einfluß ausüben können. 
Wenn nämlich der geſetzliche Vertreter ſtirbt oder in anderer 
Weiſe ſeine Vertretungsbefugnis verliert, ohne daß die vertretene 
Perſon prozeßfähig iſt, ſo wird der Rechtsſtreit kraft Geſetzes 
unterbrochen. Eine ähnliche Beſtimmung mit ähnlicher Wirkung 
enthält das KTG. nicht. Nur der geſetzliche Vertreter einer 
natürlichen Perſon wird im 5 9 Abſ. I erwähnt und dort 
ausgeſprochen, daß wenn das nach $ 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 
maßgebende Verhältnis in ſeiner Perſon gegeben iſt, der Rechts⸗ 
ſtreit gegenüber der von ihm vertretenen natürlichen Perſon 
unterbrochen wird, falls dieſe nach wie vor prozeßunfähig iſt. 
Der geſetzliche Vertreter einer juriſtiſchen Perſon wurde hier 
nicht hervorgehoben. 

Es iſt nun zweifellos richtig, daß man bei Auslegung der 
neuen Kriegsgeſetze und Verordnungen, die zum größten Teil 
ohne längere, eingehende Beratungen in Ausſchüſſen und Kom⸗ 
miſſionen erlaſſen wurden, einen möglichſt milden, von Eng⸗ 
herzigkeit freien Maßſtab anlegen darf und muß und ſich nicht 
krampfhaft an den Wortlaut, den Buchſtaben der geſetzlichen 


18) Aktenz. 16 M 3535/14 in OL GRſpr. 29, 306 Fußnote 1; 
vgl. auch Recht 1914 Sp. 647 (KG 21. September 1914); ähnlich 
auch eine Entſcheidung des OLG. München vom 19. Oktober 1914 
I 651/14 im Recht 1914 Sp. 705; vgl. auch noch die erwähnte 


Entſcheidung des XVI. 38. des KG. vom 19. Oktober 1914 
16 W 4092/14. 


190) Aktenz. 1071/14 bzw. 247 / 14 in DRAZ. 1914, 178. 
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Vorſchrift klammern darf.) Man darf jedoch nicht fo weit 
gehen, daß man gegen den Wortlaut und die Tendenz der 
Geſetzesbeſtimmungen ſich entſcheide. Es iſt z. B., um aus den 
Kriegsgeſetzen ſelbſt ein Beiſpiel zu erwähnen, recht wohl vers 
Rändlih und an ſich begrüßenswert, wenn mit Rückſicht auf 
die treue, unerſchütterliche Waffenbrüderſchaft der deutſchen und 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen in von glühendſtem Patrio⸗ 
tizmus getragenen Worten der Nachweis verſucht wird, daß 
die Schutzbeſtimmungen des deutſchen KTG. auch den Ans 
gehörigen der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie zugute kommen 
lönnen und müſſen. Aber mit dem Wortlaute des Geſetzes iſt 
dieſe ausdehnende Auslegung ſchlechthin unvereinbar. Politiſche 
Erwägungen allein aber können in der Rechtswiſſenſchaft, nament⸗ 
lch bei Auslegung von Ausnahmegeſetzen, keine brauchbare, 
tin für allemal gültige Grundlage bilden. Aus denſelben 
Gründen müßte man das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 jetzt 
dum auch auf die Angehörigen des osmaniſchen Reiches an⸗ 
wenden. Die hier vertretene, die extenſive Interpretation abs 
lehnende Anſicht iſt auch dadurch beſtätigt worden, daß der 
Bundeörat erſt in einer beſonderen, freilich bis jetzt noch nicht 
in Kraft getretenen Verordnung vom 22. Oktober 1914 über 
die Ausdehnung des Geſetzes, betreffend den Schutz der 
infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten 
Derfonen, vom 4. Auguft 1914 auf die Kriegsbeteiligten 
Oferreich⸗Ungarns (RC Bl. S. 450) beftimmt hat, daß die 
Lorfäriften dez Geſetzes vom 4. Auguft 1914 auch den Kriegs⸗ 
telnchmern Ofterreich⸗Ungarns gegenüber Geltung haben ſollten. 
Ert mit dem Tage, an dem der Reichskanzler im Reichsgeſetz⸗ 
blatt belammmacht, daß durch die Geſetzgebung Oſterreich⸗ 
Ungamz die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt, tritt dieſe ans 
geführte Verordnung in Kraft. Bis dahin alſo bewirkt die 
Laach, daß ein öſterreichiſch⸗ ungariſcher Kriegsteilnehmer in 
nem vor einem deutſchen Gericht anhängigen Rechtsſtreite 
ume it, keine Unterbrechung des Verfahrens und gibt auch 
knen Gmund zu deſſen Ausſetzung. ar) 
1 | 
1) Bol. hierher DIZ. 1914 Sp. 1024 (Kipp), Sp. 1079 
laſer; ſiehe auch ZW. 1914, 906 f.); JW. 1914, 814 (Foerder); 
8 861 (Lug); Juriſtiſches Literaturblatt 1914 S. 163 (Hacken⸗ 
Bergen); vgl. auch noch JW. 1914 S. 810 r., 965 r. Ziff. VI, 1003, 
Or; DRAZ. 1914, 173; DRZ. 1914, 721 und namentlich die 
Ageneinen, ſehr zulreſſenden Ausführungen von Ernſt Fuchs in 
38. 1914, 1011 ff 
) Igl hierher Sieskind S. 13 Ziff. U Anm. zu Ziff. 2a, 1; 
Sintenis, „Die Finanz⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Kriegsgeſetze“ 
2 r. Anm. 7, DJ3. 1914 Sp. 1026 (Kipp); ſiehe dort auch 
er. lig Meumeper), 1245; Recht 1914 Sp. 579 Ziff. 1a (Hall 
bauer); Sp. 588, 589, namentlich auch Fußnote 1 (Reichel; 
IR. 1914, 9071. (Raufmann); Prq Bl. 1914, 744 (Guthe); 
Juifiſce Literaturblatt 1914 S. 163; DR AZ. 1914 S. 153, 212 l.; 
ER} 1914 6, 741, 774; ferner AG. 1./15. September 1914 
ON 54,1 erwähnt von Güthe im PrIMBL. 1914, 744, weiter 
ss entscheidung des XVII. 88. 17 U 4242/14, erwähnt in JW. 
14,007 Zußnote 2, wo allerdings nicht klar zum Ausdruck gekommen 
1 das KG. Oſterreichern und Ungarn das KTG. nicht zugute 
8 1 und zwei Entſcheibungen des XIII. 35. des KG. vom 
5 ber 1914 13 W 4116/14 in DIZ. 1914 Sp. 1887, 1388 
5 dom 26. Oktober 1914 18 W 4145/14 im Recht 1914 Sp. 704 
= 33.1914 Sp. 1388 = KGBl. 1914, 140; anderer Meinung 
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Wenn man den geſetzlichen Vertretern der juriſtiſchen 
Perſonen gegenüber die gleichen oder ähnliche Grundſätze zur 
Anwendung bringt, die man in der Anwendung des KTG. 
auf die Kriegsbeteiligten Oſterreich⸗Ungarns gelten läßt, ſo muß 
man meines Erachtens unbedingt zur Anſchauung gelangen, 
daß juriſtiſchen Perſonen die Vorteile des Schutzgeſetzes — bis 
jetzt wenigſtens — bedauerlicherweiſe überhaupt nicht zuteil 
werden. Wenn alſo z. B. alle Mitglieder des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft, alle vertretungsberechtigten Geſchäftsführer 
einer Geſellſchaft m. b. H. in ein im $ 2 Abſ. I Ziff. 1 bis 3 
KTG. näher bezeichnetes Verhältnis eintreten, ſo nimmt der 
von der Geſellſchaft oder gegen ſie geführte Rechtsſtreit gleich⸗ 
wohl feinen Fortgang. Wie 5 241 Abſ. I ZPO. neben der 
Vorſchrift des 8 239 ZPO. notwendig war, um dem Tode 
des geſetzlichen Vertreters einer Prozeßpartei und dem Wegfall 
ſeiner Vertretungsbefugnis eine Wirkung auf das anhängige 
Streitverfahren einzuräumen, fo wäre auch neben dem $ 2 
Abf. I und dem $ 9 Abſ. I noch eine ausdrückliche Beſtimmung 
erforderlich geweſen, welche der Kriegsteilnahme des geſetzlichen 
Vertreters einer juriſtiſchen Perſon einen Einfluß auf die 
Fortführung des fie betreffenden Prozeſſes verleiht.“) 

Freilich liegt in der vom KTG. bekundeten unterſchiedlichen 
Behandlung der Geſamthandsgemeinſchaften und juriftifchen 
Perſonen — die aber auch ſonſt in zahlreichen Geſetzen zum 
Ausdruck kommt und eben mit dem innerlich ganz verſchiedenen 
Weſen der fraglichen Rechtsinſtitute zuſammenhängt — zweifel⸗ 
los in vielen Fällen, eine unbillige, durch nichts gerechtfertigte 
Härte. Ganz beſonders unangenehm wird dies empfunden bei 
den juriſtiſchen Perſonen des Handelsrechts, namentlich den 
Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften m. b. H., die doch wahrlich 


jedoch OLG. Breslau (vgl. Juriſtiſches Literaturblatt 1914 S. 163 
und Schleſiſche Zeitung Nr. 634) und LG. 1 Berlin vom 21. Auguſt 
1914 47 0 160/14 in JW. 1914 S. 846 und 907 erwähnt, und vom 
22. Auguſt 1914 44 8 154/14, erwähnt von Güthe im PrJ Ml. 
1914, 744; ſiehe ferner noch LeipzZ. 1914 Sp. 1646 f. (v. Miltner). 

2) Vgl. hierher Sieskind a. a. O. S. 12 Anm. II, 1 zu 82; 
Sintenis a. a. O. Anm. 2 Abſ. V zu § 2; JW. 1914, 789 Ziff. 5 
(Erläuterungen der Kommiſſion des Berliner Anwaltvereins); DIE. 
1914 Sp. 1025 Ziff. II (Kipp): Recht 1914 Sp. 586 Ziff. 7 (Hall⸗ 
bauer); Recht und Wirtſchaft 1914 S. 224, 225 (Magnus), dort 
auch S. 213, PrJMBl. 1914, 743 A Ziff. 2 (Güthe); JW. 1914, 
1046 Ziff. 2 (v. Harder); BaygfR. 1914, 333 (Mans feld); 
DR AZ. 1914 S. 153, 173 l.; LG. Leipzig 12. Auguſt 1914 in 
Leipz Z. 1914 Sp. 1613 (Kretſchmann), Sp. 1744, 1745 (Man⸗ 
gold); LG. Kaſſel in LeipzZ. 1914 Sp. 1744, 1745 (Mangold); 
LG. 1 Berlin vom 12. Oktober 1914 im KGBl. 1914, 126; KG. 
XVI. 38. vom 19. Oktober 1914 16 W 4092/14 im KGBL. 1914, 
141; OLG. Augsburg II. 38S. vom 24. Oktober 1914 II 137/14 
im Recht 1914 Sp. 704, 705; anderer Anſicht jedoch Spruchpraxis 
der Groß⸗Berliner Gerichte nach JW. 1914, 854 l. mit Fußnote 1 
(Aſch); LG. Karlsruhe, Kammer für Handelsſachen, vom 16. Sep⸗ 
tember 1914 II H 229/14 im Recht 1914 Sp. 614; LG. J Berlin 
vom 14. Oktober 1914 32. 38. 24 T 26/14 im KG Bl. 1914, 126 
und OLG. Dresden in der Entſcheidung vom 26. Oktober 1914 
8 C 340/14 im Sächſiſchen Archiv für Rechtspflege 1914 S. 521, 522; 
ſiehe auch LeipzZ. 1914 Sp. 1744, 1745 (Mangold) und die ſehr 
intereſſanten, namentlich für die Ausdehnung des KTG. durch den 
Geſetzgeber ſehr beachtenswerte Momente enthaltenden Ausführungen 


von Lux in IW. 1914, 961 f. 
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vieles mit den im KTG. privilegierten offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften und Kommanditgeſellſchaften gemeinſam haben, haupt⸗ 
ſächlich ſoweit die Prozeßführung in Frage kommt (vgl. einer 
ſeits 5 210 Abſ. 1 HGB., § 13 Abſ. I GmbHG. und anderers 
ſeits 88 124 Abſ. I. 161 Abſ. II HGB.). Gar mancher vor 
dem Feinde ſtehende geſetzliche Vertreter einer juriſtiſchen Perſon, 
z. B. Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H., iſt am beſten 
über den Rechtsſtreit orientiert; nur er kann das Gericht und 
den Anwalt zureichend aufklären und die nötigen Inſtruktionen 
und Informationen geben, während die zu Hauſe gebliebenen 
Geſellſchafter und geſetzlichen Vertreter nichts oder nur fehr 
wenig von der Sache wiſſen und ſich oft auch nur äußerſt 
ſchwer in dieſe einarbeiten können. Für ſolche Fälle wäre es 
meines Erachtens ungemein zweckmäßig, wenn nachträglich der 
Bundesrat auf Grund der allgemeinen Ermächtigung des 8 3 
Abſ. I des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 327) den 
geſetzlichen Vertreter der juriſtiſchen Perſon jenem der natür⸗ 
lichen (8 9 Abſ. I KTG.) gleichſtellen würde, wie ja auch in 
der ZPO. ($ 241 Abſ. J) jeder geſetzliche Vertreter einer 
Partei gleich behandelt iſt, mag er eine natürliche oder eine 
juriſtiſche Rechtsperſönlichkeit vertreten. Dieſe Ausdehnung 
durch den Geſetzgeber — und zwar möglichſt bald — dürfte 
meines Erachtens um ſo mehr angezeigt ſein, als die Gerichte 
vom Vertagungsrechte keinen allzu häufigen Gebrauch machen 
(vgl. hierzu Kipp in Recht und Wirtſchaft 1914 S. 213) und 
die Parteien zudem nicht auf das unbeſtimmte, in dem einen 
Falle ſo, in dem andern — gleichgelagerten — Falle ganz 
entgegengeſetzt ausfallenden Ermeſſen der Gerichte angewieſen 
ſein, ſondern ein unzweifelhaftes Recht auf Unterbrechung bzw. 
Ausſetzung des Verfahrens haben tollen. 2°) 

Auf der anderen Seite jedoch ſoll auch nicht ſtets rein 
ſchematiſch die bloße Tatſache, daß die Partei, ein Mitglied 
der Geſamthandsgemeinſchaft oder ein geſetzlicher Vertreter der 
phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon ſich in einem in 8 2 Abſ. I 
KTG. bezeichneten Verhältniſſe befindet, in allen Fällen es bei 
der Unterbrechung des Verfahrens belaſſen. Es ſollte vielmehr 
durch eine ſchon von verſchiedenen Seiten, namentlich der Handels⸗ 
welt, verlangte Ergänzungsverordnung des Bundesrats dem 
Gegner des Kriegsteilnehmers die Möglichkeit eröffnet werden, 
nachzuweiſen, daß die andere Partei des Schutzes des KTG. 
nicht oder nicht mehr bedarf, daß ſie alſo infolge des Krieges 
an der Wahrnehmung ihrer Rechte nicht oder nicht mehr be⸗ 
hindert iſt, daß ſohin die Weiterführung des Prozeſſes für die 
am Krieg im Sinne des § 2 Abſ. I teilnehmende Partei wirt⸗ 
ſchaftliche oder rechtliche Nachteile nicht oder nicht mehr mit 
ſich bringt. Auf dieſe Weiſe könnte ſo mancher entſcheidungs⸗ 
reife Rechtsſtreit, für den keine beſonderen Inſtruktionen und 
Informationen mehr nötig ſind, auch keine Beweisaufnahme, 
erledigt werden, mancher auf den Eingang ſeiner Forderungen 
dringend angewieſene Gläubiger gegenüber einem zahlungsfaulen 


28) Pgl. hierher Sieskind S. 12 Anm. II, 1 zu 8 12; DI2. 
1914 Sp. 1025 Ziff. II (Kipp); Recht und Wirtſchaft 1914, 213 r. 
(Kipp) und S. 224, 225 (Magnus); LeipzZ. 1914 Sp. 1738 r. 
(Wertheimer) und Sp. 1745 (Mangold); Recht 1914 Sp. 614 
(LG. Karlsruhe⸗Pforzheim vom 16. September 1914); ſiehe aber 
auch JW. 1914, 1046 (v. Harder) und S. 961 f. (Zug) und 
namentlich PrJMBl. 1914, 748 Ziff. 2 (Güthe). 


— 


AJ 1. 1915. 


„Drückeberger“, der ſich vielleicht gerade durch die Kriegs⸗ 
teilnahme den vollberechtigten Anſprüchen ſeiner Gläubiger, wenn 
auch nur vorübergehend, entziehen will, zu ſeinem Gelde 
kommen. Die Kriegsbehinderung einer Partei (im Sinne des 
§ 2 Abſ. I KTG.) fol dieſer keinen Schaden verurſachen, aber 
umgekehrt auch ihrem Gegner keine unnötigen, für die All⸗ 
gemeinheit oft überaus ſchädlichen Härten bringen. 

Möge der Bundesrat ſchon in allernächſter Zeit die 
Folgerung aus obenſtehenden Ausführungen ziehen und einerſeits 
zugunſten der juriſtiſchen Perſonen eine Erweiterung 
des KTG. und andererſeits allgemein für alle kriegs⸗ 
beteiligten Parteien im Intereſſe der allgemeinen Volks⸗ 
wirtſchaft eine Einſchränkung herbeiführen !?“) 


Die neueſten Verordnungen des Bundesrats zum 
Hypothekenweſen.) 
Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, 
Privatdozent an der Univerſität Berlin. 


Die in der JW. 1914, 1106 enthaltene Vorausſage über 
bevorſtehende geſetzgeberiſche Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Hypothekenweſens iſt ſchnell in Erfüllung gegangen. Der 
Bundesrat hat nachſtehende drei Verordnungen erlaſſen, die in 
das Hypothekenweſen tief eingreifen: 


I. 


(Nr. 4566.) Bekanntmachung über die Berfagung des Zuſchlags 
bei der Zwangsverfteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen 
Vermögens. 

Bom 10. Dezember 1914 (RGI. S. 499). 

8 1. Ergibt ſich bei der Zwangsverſteigerung eines Gegen⸗ 
ſtandes des unbeweglichen Vermögens nach Schluß der Verſteigerung, 
daß ein Anſpruch, der ein Recht auf Befriedigung aus dem Gegen⸗ 
ftande gemäß § 10 Nr. 2 oder Nr. 4 des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung (RGBl. 1898 S. 713) 
gewährt, durch das Meiſtgebot nicht gedeckt wird, ſo kann, wenn 
dieſer Anſpruch innerhalb der erſten zwei Dritteile des zur Berechnung 
des Reichsſtempels für den Zuſchlagsbeſchluß feſtzuſetzenden Wertes 
des Gegenſtandes ſteht, auf Antrag des Berechtigten der Zuſchlag 
verſagt werden, ſofern nicht der betreibende Gläubiger glaubhaft 
macht, daß ihm die Verſagung des Zuſchlags einen unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil bringt. Wird der Zuſchlag verſagt, ſo iſt zugleich 
von Amts wegen ein neuer Verſteigerungstermin zu beſtimmen. 

82. Wird der Zuſchlag verſagt, jo dürfen für den Verſteigerungs⸗ 
termin Gebühren und Auslagen nicht erhoben werden. 

8 3. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 


in Kraft. Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt der 
Reichskanzler. 


a II. 
(Nr. 4572.) Bekanntmachung, betreffend Einigungsämter. 
Bom 15. Dezember 1914 (RGBl. S. 511). 
8 1. Iſt im Bezirk einer Gemeindebehörde eine kommunale 
oder gemeinnützige Anſtalt (Einigungsamt) mit der Aufgabe betraut 


24) Bgl. hierher noch Sieskind S. 13 oben Anm. II, 1 zu 
8 2 Leipz 3. 1914 Sp. 1788 r. (Wertheimer) und Sp. 1745 
(Mangold). 

1) Nachtrag zu dem Aufſatz in JW. 1914, 1106. 


44. Jahrgang, 


worden, zwiſchen Mietern und Vermietern oder zwiſchen Hypotheken⸗ 
ſchuldnern und Hypothekengläubigern zum Zwecke eines billigen Aus⸗ 
gleichs der Intereſſen zu vermitteln, ſo kann die Landeszentralbehörde 
anordnen, daß die Vorſchriften der 88 2 und 3 Geltung haben follen. 

§ 2. Mieter, Vermieter, Hypothekenſchuldner, Hypotheken⸗ 
gläubiger ſind verpflichtet, auf Erfordern des Einigungsamts vor 
biefem zu erſcheinen. Die Gemeindebehörde kann fie hierzu durch 
eine einmalige Ordnungsſtrafe bis zu einhundert Mark anhalten. 

Mieter und Hypothekenſchuldner ſind verpflichtet, über die für 
die Vermittelung erheblichen, von dem Einigungsamte beſtimmt zu 
bezeichnenden Tatſachen Auskunft zu erteilen. Die Vorſchrift im 
W. 1 Saß 2 findet entſprechende Anwendung. 

Gegen die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe (Abſ. 1, 2) findet 
Beſchwerde ſtatt. Sie iſt binnen zwei Wochen bei der Gemeinde⸗ 
auffichtsbehörde zu erheben; biefe entſcheidet endgültig. 

9 3. Die Gemeindebehörde iſt befugt, von den in 8 2 Abſ. 1 
bezeichneten Perſonen eine Verſicherung an Eides Statt über die 
Kichtigkeit und Vollſtändigkeit ihrer Auskunft entgegenzunehmen. 

94. Handelt es ſich in einem Verfahren, in dem die 88 1, 
2 ober 8 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 
(881. E. 359) oder die 88 1 oder 3 der Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 18. Auguſt 1914 (RGI. S. 377) Anwendung 
finden, um die Verpflichtung zur Zahlung des Mietzinſes oder des 
Zmnſes für ein hypothekariſch ſichergeſtelltes Darlehen oder die bes 
ſonderen Rechtsfolgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht 
nechtyitigen Zahlung nach Geſetz oder Vertrag eingetreten find, ober 
eintreten, fo hat das Gericht, ſofern die Landeszentralbehörde von 
kn Ihr nach $ 1 zustehenden Befugnis Gebrauch gemacht hat, das 
Cinigungdemt vor der Entſcheidung gutachtlich zu hören. 

Der Gerichtsſchreiber hat die Klage, die Ladung oder den Antrag 

in Abſchriſt dem Einigungsamt unverzüglich mitzuteilen. Das 

Einizungzamt iſt verpflichtet, fein Gutachten mit tunlichſter Be: 

ſclemizung dem Gerichte mitzuteilen. 

856. Wer die gemäß 9 2 Abſ. 2 von ihm erforderte Auskunft 

5 falſch erteilt, wird mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark 
N 


36. Die Landeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen 
im Ausführung dieſer Verordnung. 

. 87. Die aus Anlaß dieſer Verordnung vorzunehmenden 
heitlichen Handlungen und das Verfahren vor dem Einigungsamt 
taſchliezlich aler hierfür erforderlichen Urkunden find ſtempel⸗ und 
geöͤhrenftei. 


EN 8. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
taft. 


III. 


Ar. 4590. Bekauntmachung, betreffend die Bewilligung von 


Zihlurgzsfriſten bei Hypotheken und Gruudſchulden. 
dem 22. Dezember 1914 (GSI. S. 543). 


a Mr 1. Die Zahlungsfriſt gemäß 88 1, 2 der Verordnung vom 
0 70 1914 (REBL. S. 859) kann bis zu ſechs Monaten beſtimmt 
. wenn der Rechtsſtreit die Zahlung des Kapitals einer Hypothek 
ks. Grundſchuld oder der Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld 


. 2. Die Einſtelung der Zwangsvollſtreckung (8 8 der Ver⸗ 
ic vom 7. Auguſt 1914) wegen der im § ] bezeichneten Ans 
ulm für die Dauer von längſtens ſechs Monaten erfolgen. 
En 10 vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung vom Prozeß⸗ 
e öl er bom Amtsgericht eine Zahlungsfriſt beſtimmt, fo kann 
gehe frecung auf die Dauer von längſtens ſechs Monaten ein⸗ 

waden; war bie Bollſtrecung vor dem Inkrafttreten dieſer 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Verordnung eingeſtellt, ſo kann ſie nochmals auf die Dauer von 
längſtens ſechs Monaten eingeſtellt werden. 

§ 3. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 

Die Bekanntmachung über die Verſagung des Zuſchlages 
bei der Zwangsverſteigerung vom 10. Dezember ſchließt ſich an 
8 7 Ziffer 3 KTG. (JW. 1914, 1106) an. Es gilt alſo ins⸗ 
beſondere auch hier, daß der Verſteigerungstermin nur auf eine 
beſtimmte Zeit vertagt werden kann, und daß die Vertagung 
wiederholt werden darf. Ich möchte zugleich auf Grund 
wiederholter Prüfung nachtragen, daß bei Ablehnung der 
Vertagung ſich die Beſchwerde gegen den Zuſchlag aus den 
88 83 Ziff. 6, 100 3G. rechtfertigen laſſen dürfte, da man 
bei einer ſachlich unbegründeten Ablehnung der Vertagung die 
Zwangsverſteigerung als „unzuläſſig“ anſehen kann. Es iſt 
dies die Auffaſſung von Güthe.) Die Frage iſt ja ſehr 
zweifelhaft, aber bei einem Kriegsgeſetz wird man ſich für die 
freieſte Auslegung entſcheiden dürfen. 

Die Bedeutung der Verordnung ſei an dem folgenden 
ſchematiſchen Beiſpiel veranſchaulicht: Auf einem Grundftüd 
im Werte von 300 000 & ſei an erſter Stelle eine Hypothek 
von 180 000 & und an zweiter eine ſolche von 40 000 & ein⸗ 
getragen. Im Verſteigerungstermin erſcheinen nur die beiden 
Hypothekengläubiger. Dann darf der zweite Gläubiger, um der 
Wohltat der neuen Verordnung teilhaftig zu werden, jedenfalls 
nicht mehr als 200 000 & bieten; am beſten wird er ſich des 
Mitbietens einfach enthalten. Der erſte Hypothekengläubiger 
wird dann ſeinerſeits nicht leicht über 200 000 & bieten, weil 
er unter den heutigen Verhältniſſen im allgemeinen wenig 
geneigt fein wird, 20 000 „ an ben zweiten Hypothekar zu 
zahlen. Der in dem vorigen Aufſatz geforderte Schutz der 
zweiten Hypothekare wird alſo durch die neue Verordnung 
gefördert. Aber er iſt noch unvollkommen. 

Ganz allgemein und ſo auch in dem obigen typiſchen Bei⸗ 
ſpiel wird ſich nämlich für den Verſteigerungsrichter ein Zweifel 
ergeben: ſoll er den Zuſchlag verſagen, auch wenn die zweite 
Hypothek erheblich über die Zweidrittelgrenze hinausgeht und 
ſonach kaum zu erwarten iſt, daß in einem ſpäteren Termin 
ein beſſeres Gebot, das praktiſch auf eine Ausbietung der zweiten 
Hypothek hinauslaufen müßte, erfolgen werde? Die Entſcheidung 
ſteht ganz im pflichtgemäßen Ermeſſen des Richters, denn 
glücklicherweiſe hat die Verordnung vom 10. Dezember im 
Gegenſatz zu dem KTG. 8 7 Ziff. 3 die Vertagung nicht aus⸗ 
drücklich von der Rückſicht auf das vorausſichtliche Ergebnis 
des neuen Termins abhängig gemacht. Immerhin liegt es für 
den Verſteigerungsrichter nahe, im Rahmen ſeines freien Er⸗ 
meſſens Erwägungen nach gleicher Richtung anzuſtellen, und 
ſchon dieſe Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit muß den Wert 
der Verordnung empfindlich beeinträchtigen. Meines Erachtens 
hätte für den Fall, daß das Meiſtgebot nicht einmal die Zwei⸗ 
drittelgrenze erreicht, die Verſagung des Zuſchlages zwingend 
vorgeſchrieben werden ſollen; denn dieſe Grenze iſt ohnehin 
reichlich eng gezogen, und einer Schädigung des Gläubigers 
iſt überdies durch die weitere Beſtimmung vorgebeugt, daß bei 


9 JMBl. 1914 S. 750. 


10 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


einem dem Gläubiger drohenden unverhältnismäßigen Nachteil 
der Schutz der Verordnung fortfällt. 

Bei der Ermittelung des Grundſtückswerts iſt das Gericht 
gebunden an die Wertfeſtſetzung, die zur Berechnung des Reichs⸗ 
ſtempels für den Zuſchlagsbeſchluß nach Tarifſtelle 11 Ziff. 4 
RStempG. zu erfolgen hat. Die Wertfeſtſetzung wird in 
Preußen — und wohl auch in den anderen Bundesſtaaten — 
durch den Gerichtsſchreiber vorgenommen.?) An ſich wäre alſo 
der Richter hier der Entſcheidung ſeines Gerichtsſchreibers 
unterworfen, indeſſen erledigt ſich dieſe Anomalie ſachlich da⸗ 
durch, daß der Richter ſeinerſeits den Wert abweichend feſt⸗ 
ſetzen kann, und zwar nicht nur auf Antrag des Stempel⸗ 
ſchuldners, ſondern auch, wenn es dem Gericht ſonſt angemeſſen 
erſcheint. Den Anlaß dazu kann das Gericht mithin auch dem 
Antrag eines Realberechtigten entnehmen, der auf Grund der 
neuen Bundesratsverordnung an der Feſtſetzung ein Intereſſe 
hat. Die Feſtſetzung kann bereits vor dem Zuſchlag erfolgen, 
und es war auch ſchon bisher den Gerichten vorgeſchrieben, ſie 
frühzeitig zu treffen und möglichſt zu beſchleunigen.) Wenn 
weiter vorgeſchrieben iſt,“) daß die Wertfeſtſetzung in den Akten 
zu vermerken und den Beteiligten auf Verlangen bekanntzugeben 
iſt, ſo möchte ſich mit Rückſicht auf die Verordnung vom 
10. Dezember d. J. jetzt eine Abänderung dahin empfehlen, daß 
die Realberechtigten mindeſtens zwei Wochen vor dem Termin 
von Amts wegen über die Wertfeſtſetzung unterrichtet werden. 
Fühlt ſich ein Realberechtigter durch die Wertfeſtſetzung des 
Vollſtreckungsgerichts und die daraufhin getroffene Entſcheidung 
über den Zuſchlag verletzt, ſo ergibt ſich eine merkwürdige 
Spaltung des Inſtanzenſuges. Denn über die Wertfeſtſetzung 
entſcheidet in höherer Inſtanz die Juſtizaufſichtsbehörde, alſo 
regelmäßig der Landgerichtspräſident,“) über die Verſagung oder 
Erteilung des Zuſchlages dagegen das Landgericht; dieſes iſt 
hinſichtlich der Beurteilung des Grundſtückswerts an die Ent⸗ 
ſcheidung der Aufſichtsbehörde gebunden. 

Was die Verordnung vom 15. Dezember 1914 anlangt, 
ſo iſt nicht zu bezweifeln, daß von ihr reichlich Gebrauch ge⸗ 
macht werden wird; muß doch, wie ſich aus ihrem § 4 ergibt, 
bei jeder Mietzinsklage das Einigungsamt in Bewegung ge⸗ 
ſetzt werden, falls der Schuldner den Schutz der Verordnungen 
vom 7. und 18. Auguſt anruft. Die Prozeſſe werden ſich 
dadurch erheblich verzögern, und jedenfalls wird der Kläger 
ſtets gut daran tun, der Klageurſchrift ſogleich eine Abſchrift 
für das Einigungsamt beizufügen. (Vgl. 8 4 Abſ. 2 VO. 
vom 15. Dezember). Im übrigen iſt die Tragweite der 
Verordnung noch ſchwer zu überſehen. Es werden vorerſt die 
Ausführungsbeſtimmungen der Landes⸗Zentralbehörde ſowie vor 
allem die praktiſchen Erfahrungen abzuwarten ſein. Zwei 
Lücken der Verordnung wird man ſchon jetzt feſtſtellen können. 


8) Vgl. hierzu und zu dem folgenden die 88 30, 24 ff. Pr&KG. 
ſowie vor allem die gemeinſchaftliche Allgem. Verfügung des preuß. 
Finanz- und Juſtizminiſters vom 28. Juli 1910, IMBl. 299 8 9 
(anwendbar auf die Berechnung des Reichsſtempels gemäß § 166 der 
bundesrätlichen Ausführungsbeſtimmungen zum FNStempG., RZBI. 
1912, 35 ff. ſowie der Allgem. Verfügung des preuß. Juſtiz⸗ und 
Finanzminiſters vom 14. März 1912, IMBL. 99). 

4) Bol. zu alledem die in voriger Note zitierte Allgem. Ver⸗ 
fügung vom 28. Juli 1910 8 9. 


1. 1915. 
Erſtens hätte der Erſcheinungszwang nicht nur gegen Mieter, 
Vermieter, Hypothekenſchuldner, Hypothekengläubiger, ſondern 
auch gegen die „berufenen Vertreter“ dieſer Perſonen, ſoweit 
letztere ſelbſt im Felde ſtehen (vgl. KTG. § 3 Abſ. 1 Ziff. 2) 
zugelaſſen werden ſollen, und zweitens iſt ſehr zu vermiſſen, 
daß den von dem Einigungsamt aufzunehmenden Vergleichen 
nicht die Vollſtreckbarkeit beigelegt iſt. Dieſer Mangel läßt ſich 
leider auch durch die Ausführungsbeſtimmungen der Landes⸗ 
Zentralbehörde nicht beſeitigen, da es hierzu nach 5 801 ZROD. 
eines Aktes der Landes geſetzgebung bedürfen würde. 

Die Verordnung vom 22. Dezember 1914 endlich dehnt 
die Grenze der Zahlungsfriſt für Hypothekenkapitalien auf 
6 Monate aus. Der Bundesrat iſt damit einem an vielen 
Stellen und ſo auch in der JW. 1914, 1110 geäußerten 
Wunſche entgegengekommen. Freilich iſt die Grenze äußerſt 
vorſichtig erweitert, und eine Wiederholung der Friſtgewährung iſt 
auch jetzt — abgeſehen von der Sonderbeſtimmung in § 2 Abf. 2 
der Verordnung — nicht vorgeſehen. Man wird indeſſen annehmen 
dürfen, daß durch die Verordnung künftigen weitergehenden Be⸗ 
ſtimmungen, je nach der Entwicklung der kriegeriſchen und ſonſtigen 
allgemeinen Verhältniſſe, nicht vorgegriffen werden ſoll. 

Die neuen Verordnungen bringen einen Fortſchritt, doch 
bleiben wichtige Probleme ungelöſt. Die Ausnutzung der 
Kriegsnotlage des Grundbeſitzes und der zweiten Hypothekare 
zur Erlangung beſonderer Vorteile wird durch die neuen Ver⸗ 
ordnungen noch nicht hinreichend eingedämmt, und andererſeits 
iſt es nicht unbedenklich, daß der Grundſtückseigentümer während 
der Zahlungsfriſt in der Verfügung über feine Grundftüdss 
einnahmen völlig unbeſchränkt ſein ſoll. Ich glaube deshalb, 
die in der vorigen Nummer gemachten Vorſchläge aufrecht 
erhalten zu ſollen. Der Gedanke der Grundſtücksaufſicht wird 
jetzt vielleicht durch die Einigungsämter ſeiner Verwirklichung 
näher gebracht werden können, indem auf Anregung des Amts bei 
Vergleichen zwiſchen Hypothekenſchuldner und gläubiger eine ſolche 
Aufſicht ausbedungen wird. Meines Erachtens läge hierin ein wirk⸗ 
ſames Mittel, den Hypothekengläubiger zu einem Entgegenkommen 
zu veranlaſſen. 


Beiträge zum Internationalen Privatrecht der 
Kriegsgeſetze des In⸗ und Auslandes. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


1. Das deutſche Verbot, ausländiſche Forderungen vor 
unſeren Gerichten geltend zu machen, iſt bekanntlich nieder⸗ 
gelegt in den beiden Bundesratsverordnungen vom 7. Auguſt 


und 22. Oktober 1914. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, Aus⸗ 


nahmen hiervon zu erlaſſen. Das Verbot iſt als zwingendes 
öffentliches Recht der Privatwillkür entzogen. (Siehe RG. vom 
22. Oktober 1914 im „Recht“ Sp. 615 und OLG. Dresden 
JW. 14, 989 dazu DRA. 14, 154.) Mit Recht hat Glaſer 
darum in der Leipzg. 14. September Sp. 1782 angeregt, daß der 
Reichskanzler in einer Reihe von Fällen von ſeiner Ermächtigung 
Gebrauch machen möge. 

Auf einen dieſer Fälle möchte ich an dieſer Stelle noch 
beſonders das Augenmerk lenken, weil ich glaube, zu demſelben 
einige Geſichtspunkte zur Begründung beibringen zu können, 
die Glaſer unerwähnt gelaſſen hat. 
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4. Jabrgang. 


Ez iſt der Fall, den er unter Nr. 8 aufgeführt hat. Er 
efürwortet, daß von dem Zahlungsverbot an Ausländer!) 
oudgenounmen werden ſollen: Lohn» und Gehalts forderungen, 
(wie Renten und Unterhaltsanſprüche von Perſonen in ſolchen 
Linden, in denen bezüglich dieſer Anſprüche kein Moratorium 
leteht. (Eine Ausnahme könnte dann wieder hinſichtlich der 
ud feindlichen Staaten gemacht werden.) Begründet wird 
hes damit, daß es dem „ſozialen Gewiſſen“ der Deutſchen 
iht eiſprechen könne, Lohn- und Unterhaltsgläubigern den 
Kehtzſchuz des deutſchen Staates zu verweigern, nur weil fie 
irn Wohnſtz im Auslande haben. 

Uein außer dieſer Rechtfertigung mit dem Herzen laſſen 
ſch auch noch Argumente des Verſtandes für dieſe Forderung 
faden! Gine Reihe von Staaten, die lein Gegenmoratorium 
h en Moratorium gegen das Ausland) erließen, haben 
Agen das Ausland Gegenſeitigkeitsmaßregeln in der Weiſe 
ahnen, daß dem Ausländer teilweiſe oder vollſtändig das bei 
iinm berfagt fein ſoll, was der betreffende ausländiſche Staat 
inm gehörigen verſagt.) So beſtimmt zum Beiſpiel der 
ſchweiyeriſche Bundesratsbeſchluß betreffend den Schutz der in 
ber Schweiz domizilierten Schuldner gegenüber den im Ausland 
Iniilerten Gläubigern vom 17. Auguſt 1914: 

„Der in der Schweiz wohnhafte Schuldner iſt bis auf weiteres 
hunt, feinem im Auslande wohnenden Gläubiger die gleichen 
Sendung einreden entgegenzuhalten, die dem im Auslande wohn⸗ 
haften Schulbner auf Grund von Rechtsnormen, die im Lande 
kind Dohnſthes erlaſſen worden find, gegenüber dem in der 
Schrei wohnenden Gläubiger zuſtehen.“ 

9 der öſterrrichiſchen Moratoriumsverordnung vom 

J. September lautet: 


„Infoweit Gläubiger, die im Inland ihren Wohnfig (Sitz) 
heben, in einem anderen Staate privatrechtliche Forderungen 
ur in geringerem Maße oder in weitgehenderen Beſchränkungen 
end machen können, als in dieſer Kaiſerlichen Verordnung 
dein if, unterfiegen die Forderungen von Gläubigern, die in 
. Staate ihren Wohnfig (Sitz) haben, den gleichen Ein⸗ 

en. 


Und ähnlich heißt es auch in $ 27 II der (in der amtlichen 
dumiamg 3) Ungariſchen Moratoriumsverordnung vom 
er: 


„Denn ein ungariſcher Staatsbürger oder ein Einwohner der 
„uin da ungartfcen heiligen Krone ſeine privatrechtliche Forde⸗ 


) Unter „Ausländer“ find im folgenden wie in dem Aufſatz 
im Older auch die im Auslande wohnenden Reichs deutſchen ver⸗ 
abe Entipeeienbes gilt für die „Inländer“. 

9 68 wird noch eingehender Unterſuchung eventuell unter Heran⸗ 

ber auBländifcien Prazis bedürfen, inwieweit der verſchiedene 

ber orſchriſten der Schweiz einerſeits und Oſterreich- Ungarns 

Abauſelt von rechtlicher Bedeutung iſt. Nach dem Wortlaut der 

dorſchriſt ſollte man meinen, daß der deutſche Gläubiger 

Un fm Scpvetzer Schuldner einen Arreſt oder eine einstweilige 

Anion erwirken könnte, anders nach den öſterreichiſch ungariſchen 

Ebenfo gibt der Schweizer Wortlaut zu der Vers 

d Munz, daß durch dieſe Borſchrift nicht die gerichtliche 

ben an ſich, fondern nur die Vollſtreckung hinausgeſchoben 

PL. (auch hier wieder anders die öſtereichiſch ungariſchen 

M ah. ) Über die praktiſche Bedeutung des Anterſchieds 

ren N die Klageerhebung gegen einen Kriegsteilnehmer vom 
Standpunkt zwecklos? (ZW. 1914, 824) 
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rung in einem anderen Staate nur in geringerem Maße oder mit 
weitgehenderen Beſchränkungen geltend machen kann, als dies durch 
die gegenwärtige Verordnung feſtgeſetzt iſt, unterliegen in den 
Ländern der heiligen ungariſchen Krone die Forderungen der in 
den Verband eines ſolchen Staates gehörigen Gläubiger, ſowle die 
Forderungen der im Gebiete eines ſolchen Staates wohnenden 
derjenigen Gläubiger, die in den Verband irgendeines feindlichen 
Staates gehören, ähnlichen Beſchränkungen.“ 

Der Umſtand, daß wir den Nenten⸗ und Unterhaltsgläubiger 
nicht privilegieren, hat alſo die Folge, daß auch der in 
Deutſchland ſich aufhaltende Renten» und Unterhaltsgläubiger 
in dieſen Ländern verſchloſſene Türen findet, obwohl in dieſen 
Ländern die Inländer und auch an ſich die Ausländer hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Forderungen nicht unter das Moratorium 
fallen! Der Pfeil prallt gegen den Schützen zurück! 

Dieſe Erwägungen mögen denn auch Ungarn veranlaßt 
haben, in 5 27 der ſchon erwähnten 3. Moratoriums verordnung 
noch folgenden Paſſus (Abſ. III und II) einzuſchieben: 

„Wenn in einem anderen Staate das dort gewährte Moratorium 
ſich auf die privatrechtlichen Schulden ungariſcher Staatsbürger 
oder Einwohner der Länder der ungariſchen heiligen Krone entweder 
überhaupt nicht erſtreckt oder in einem engeren Kreiſe als im 
allgemeinen zur Geltung gelangt, unterliegen in den Ländern der 
ungariſchen heiligen Krone die Schulden der in den Verband eines 
ſolchen Staates gehörigen Gläubiger, ſowie die Schulden der im 
Gebiete eines ſolchen Staates wohnenden Gläubiger, die in den 
Verband irgendeines feindlichen Staates gehören, ähnlichen Be⸗ 


ſchränkungen. 
Den in den Alineen 2 und 3 enthaltenen Beſchränkungen 


unterliegen nicht ſolche Forderungen und Schulden von Bürgern 
und Bewohnern ausländiſcher Staaten, die aus ihrem in den 
Ländern der heiligen ungariſchen Krone enthaltenen kommerziellen, 


induſtriellen oder Wirtſchaftsbetriebe ſtammen. 
Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Paragraphen finden auf 


juriſtiſche Perſonen entſprechend Anwendung.“ 

Damit wird ganz von ſelbſt die Forderung Glaſers erfüllt. 
Das feindliche Ausland wird nicht privilegiert und gleich⸗ 
zeitig kommen die Inländer nicht zu Schaden. 

Dabei hat dieſe Formulierung noch den Vorzug vor der 
Glaſers, daß automatiſch in dem Moment, in dem das Ausland 
unſere Unterhalts⸗ und Rentenanſprüche nicht mehr anerkennt, 
auch feine Privilegierung bei uns erliſcht!?) 

Und als letztes Argument mag neben der Stimme des 
Herzens und der des Verſtandes, dem Beiſpiele Ungarns 
folgend, auch noch die Geſchichte ſprechen. Die Unterhalts⸗ 
anſprüche und Rentenanſprüche ſind ſchon von der Allgemeinen 
Gerichtsordnung für den preußiſchen Staat in 8 97 1 Tit. 47 
von den Beſtimmungen des Moratoriums ausgenommen geweſen. 
(Vgl. Bendix, Der geſetzliche Zahlungsaufſchub im Kriege S. 24 ff.) 
Weniger ſozial wie damals wollen wir ganz gewiß nicht ſein! 

2. Durch die Gegenſeitigkeitsmaßregeln wird eine ſchon 
bisher — wenn auch unter vollſtändig veränderten Geſichts⸗ 
punkten — erörterte Streitfrage ſehr wichtig. Es iſt die 
Frage, welchen Umfang hat „die vor dem 31. Juli entſtandene 
Geldforderung“ im Sinne der Kriegsgeſetze? 


) Eine ähnliche Beſtimmung enthält übrigens bereits 8 3 der 
Bekanntmachung betr. vorübergehende Entrichtungen auf dem Gebiet 


der Patente uſw. vom 10. September 1914. 
2 * 


—— — ee f. 
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Das Deutſche Reich hat beſtimmt, daß die vor dem 
31. Juli entſtandenen vermögensrechtlichen Anſprüche „von 
Perſonen, die im Auslande ihren Wohnſitz haben, im Inlande 
nicht geltend gemacht werden können“. Infolge der Gegen⸗ 
ſeitigkeitsmaßregeln wird nun in zahlreichen Fällen auch im 
Intereſſe deutſcher Staatsangehöriger fraglich, was man unter 
dieſen Worten des Geſetzgebers verſtehen mag. 

Kann der Ausländer, der Unterhaltsforderungen gegen 
den deutſchen Vater hat, nur die Raten nicht geltend machen, 
die vor dem 31. Juli 1914 fällig geworden ſind, und umgekehrt, 
kann der Deutſche, der z. B. eine Rente aus der Schweiz 
bezieht (ein ſolcher Fall iſt mir in meiner Praxis vorgekommen, 
aber bisher noch nicht entſchieden) nur die Raten ſeiner Rente 
vor dem Gerichte der Schweiz nicht einklagen, die vor dem 
31. Juli fällig geworden find, oder muß er überhaupt auf 
die Einklagung ſeiner Rente verzichten, weil, wie das bayeriſche 
Juſtizminiſterium in ſeiner Vollzugsbekanntmachung vom 
18. Auguſt ausführt,“) eine Forderung dann ſchon „vor dem 
31. Juli entſtanden“, wenn das Schuldverhältnis, auf dem 
ſie beruht, vor dieſem Zeitpunkt entſtanden iſt. 

Man ſieht, die an ſich ſoziale Auslegung dieſer und anderer 
Verordnungen, in denen ſich die gleiche Wendung findet, hat 
im internationalen Rechtsverkehr die Kehrſeite, daß ſie ſich für 
die Deutſchen ſchädlich erweiſt. Wenn daher Kahn in 
JW. 1914, 860 — wenn auch aus vollſtändig anderen 
Gründen — eine authentiſche Erklärung des Bundesrats 
fordert, wie die erwähnten Worte zu interpretieren ſeien, ſo 
kann man dieſe Forderung mit Rückſicht auf die Schwierig⸗ 
keiten, die ſich im internationalen Rechtsverkehr ergeben werden, 
nur ohne weiteres unterſchreiben. 

3. Die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
10. Auguſt 1914 ſchiebt die Fälligkeit von Wechſeln, die im „Aus⸗ 
land“ ausgeſtellt worden ſind, und im Inland zahlbar find, um 
3 Monate hinaus. Durch die Bekanntmachung vom 22. Oktober 1914 
ift dieſe Friſt um weitere 3 Monate hinausgeſchoben worden. 

Es iſt beſtritten geweſen, ob ſich die Verordnung auch auf 
Wechſel bezieht, die zwar in Wirklichkeit im Auslande aus⸗ 
geftellt wurden, die aber einen inländiſchen Ort als Ausſtellungs⸗ 
ort tragen. Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung vom 
10. September 1914 führt aus, daß lediglich der angegebene 
Zahlungsort als Ausſtellungsort zu berückſichtigen ſei. Dem 
iſt Neumeyer ſchon, wenn auch ohne Begründung in der DIZ. 
Sp. 1199 entgegengetreten. Ihm iſt beizupflichten. 

Zur Begründung läßt ſich die Literatur zu Art. 85 WO. 
heranziehen. Dort heißt es, daß die weſentlichen Erforderniſſe eines 
im Ausland ausgeſtellten Wechſels ſowie jeder anderen im 
Ausland ausgeſtellten Wechſelerklärung nach den Geſetzen 
des Ortes beurteilt werden, an welchen die Erklärung erfolgt iſt. 

In der Tat hat ſich nun faſt die geſamte Literatur zu 
dieſen Beſtimmungen auf den Standpunkt geſtellt, daß das 
Recht des Ortes anzuwenden ſei, an dem der Wechſel wirklich 
ausgeſtellt worden ift.) Felix Meyer begründet a. a. O. 


4) Ebenſo faſt die geſamte Literatur und Judikatur; vgl. Güthe, 
Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt uſw. (Sonderabdruck 
aus dem PrJ Ml. S. 20). 

6) Vgl. Hartmann, Wechſelrecht S. 64; Bernftein, WO. S. 354; 
Staub⸗Stranz, WO. S. 259 Anm. 8; Grünhut, Wechſelrecht II S. 579 


M1. 1915. 


im Anſchluß hieran, daß das gleiche in unſerem Fall zu 
gelten habe. 
Er führt aus: 

„Dieſe Verordnung iſt im allgemeinen Intereſſe des deutſchen 
Volkes gegeben, um wirtſchaftlichen Schädigungen abzuhelfen. Dem 
Wechſelausſteller iſt die Befugnis entzogen, über die Anwendbarkeit 
dieſer Vorſchrift durch beliebige Bezeichnung des Ausſtellungsortes 
zu beſtimmen. Entſcheidend iſt vielmehr hier der wirkliche Ort der 
Datierung. Freilich hat das angegebene Ortsdatum zunächſt die 
Vermutung der Richtigkeit für ſich. Allein es bleibt dem Wechſel⸗ 
ſchuldner unbenommen, das Gegenteil zu beweiſen, wozu er ſich im 
Wechſelprozeß der Urkunde und der Eideszuſchiebung bedienen kann. 

Allerdings beſteht inſofern eine Verſchiedenheit im Verhältnis 
zu Art. 85 WO., als der Wechſelſchuldner auf den Vorteil der 
Prolongation wohl verzichten kann, während er an die Wahrung 
der geſetzlichen Formvorſchriſten gebunden bleibt. Allein dadurch, 
daß der Bezogene ſeine Erklärung auf einen Wechſel ſetzt, der von 
einem anderen Ort als dem wirklichen Ausſtellungsort datiert iſt, 
verzichtet er nicht auf die Rechte, welche ihm die Ausſtellung des 
Papieres an dem wahren Ausſtellungsort verleiht. Seine Er⸗ 
klärung iſt keine Vereinbarung, ſondern ein einſeitiger Willensakt, 
wie bereits früher ausgeführt wurde. Ein Verzicht hätte klar zum 
Ausdruck kommen müſſen. Um fo weniger wird man die betreffende 
Berufung auf die Bekanntmachung vom 14. Oktober 1914 verſagen 
können, als regelmäßig der Ausſteller einen inländiſchen Aus⸗ 
ſiellungsort wohl doloſerweiſe einſetzen wird, ſtatt des wahren 
ausländiſchen, um die Verfallzeit des Wechſels nicht hinausrücken 
zu laſſen, ſonſt würde für den Akzeptanten in allen Fällen die 
Berufung auf jene Verordnung wegfallen müſſen, in denen er 
nachträglich erfährt, daß die ſich äußerlich als Inlandswechſel 
darſtellende Urkunde im Auslande ausgeſtellt war. Ob er durch 
Anfechtung wegen Irrtums ſeine Verpflichtung beſeitigen könnte, 
kann hier außer Betracht bleiben. 

Der Vorteil der Verordnung vom 10. Auguſt 1914 ſoll ſo viel 
deutſchen Schuldnern als möglich gegenüber dem Auslande zugute 
kommen und eine von den vorſtehenden Ausführungen abweichende 
Auslegung widerſtrebt dem Zwecke dieſes Geſetzes. Der Bezogene 
kann allerdings vor dem hinausgeſchobenen Termin bezahlen, aber 
er zahlt dann vor Verfall, alſo auf ſeine Gefahr, muß daher, wenn 
die Urkunde ſpäter in die Hand eines gutgläubigen Indoſſatars 
gelangt, falls kein Rückgiro vorliegt, auf Erfordern nochmals zahlen.“ 

4. Die Verordnung vom 30. September 1914 enthält in 
8 1 ein Verbot für alle Zahlungen nach England, | owie nach 
den britiſchen Kolonien und Beſitzungen. In 8 2 iſt für die 
Forderungen der in den genannten Territorien wohnhaften 
Perſonen kraft Geſetzes eine Stundung bis auf weiteres aus⸗ 
geſprochen. Dieſe Stundung ſoll nach Abſ. 2 des 8 2 auch 
gegen jeden Erwerber des Anſpruches Wirkſamkeit haben, 
ſofern der Erwerb nach dem 31. Juli 1914 (oder bei in⸗ 
ländiſchen Erwerbern nach dem Inkrafttreten der Verordnung) 
ſtattgefunden hat. Sintenis wirft hierzu in einem Aufſatz: 
„Die Handhabung des Rechtsverkehrs mit dem Ausland in 


Anm. 35; Bettelheim, Internationales Wechſelrecht I S. 650, und 
neuerdings Felix Meyer, Einfluß des Krieges auf das Wechſelrecht, 
BankArch. 18. Jahrg. S. 407. Endlich Fürſt, LeipzZ. 1884 und das 
dort erwähnte Urteil des OLG. Karlsruhe vom 17. November, deſſen 
Gründe im Text nicht mehr berückſichtigt werden konnten. Zwei fel 
haft NG. 82, 115. Dagegen Canſtein, Lehrbuch des Wechſelrechts 
S. 99; Lehmann, Lehrbuch des deutſchen Wechſelrachts S. 120; 
Rehbein⸗Mandſeld, MD. S. 26 Anm. 82. 


. 


4. Jahrgang. 


ihrer Wirkung auf deutſche Rechtsbeziehungen“ im Banknarch. 
14. Jahrg. S. 47 die Frage auf, ob Wechſel mit ausländiſchem 
Giro unter die letztgedachte Vorſchrift fallen. Er verneint dieſe 
Frage und begründet dies wie folgt: 

Nach der Natur des Wechſels entſteht der wechſelmäßige An⸗ 
ſpruch in jedem Erwerber des Wechſels von neuem. Es kann alſo 
ſueng genommen nicht davon die Rede fein, daß der inländiſche 
Inhaber den engliſchen Wechſelanſpruch erworben habe. Hierzu 
lommen praktiſche Geſichtspunkte, die einer Ausdehnung der 
Studungsvorſchrift auf Wechſel entgegenſtehen. Wechſelindoſſamente 
pflegen nicht datiert zu werden. Es iſt daher für den Wechſel⸗ 
ſculdner nur in den ſeltenſten Fällen erkennbar, wann der Über⸗ 
gang des Wechſels ſtattgefunden hat. Würde er ſich auf die 
Stundungsvorſchrift berufen und die Zahlung verweigern, ſo täte 
er dies auf feine eigene Gefahr. Es wäre hiernach zum mindeſten 
mpweckmäßig, die Stundung auch in dem genannten Falle Platz 
greifen zu laſſen. — Auf das Zahlungsverbot des $ 1 kann ſich 
her Wechſelſchuldner gegenüber dem inländiſchen Inhaber ſicherlich 
nicht berufen, da dieſer ja in gleicher Weiſe dem Verbote unterſteht. 

Nan wird Sintenis nicht beipflichten können: Durch die 

Einlöfung vermindert ſich die Verbindlichkeit des engliſchen 

Gitanten und damit würde der Zweck der Vorſchrift vereitelt. 

In übrigen iſt die Anſicht von Sintinis auch ſtreng juriſtiſch 

ſicht haltbar, weil die Abtretung des Wechſelanſpruches auch 

tine Abtretung des Wechſels vorausſetzt und ſohin trotz der 

Selbftändigkeit des Anſpruches eine „Rechtsnachfolge“ im Sinne 

des Geſezes vorliegt (vgl. Staub, 7. Aufl. Anm. 3 zu Art. 9). 

Naßgebend wird auch weiterhin fein müſſen, daß England 

nuch einer Mitteilung des Morgenblatts der Frankfurter Zeitung 

dom 23, November (Nr. 325) in einem Geſetz vom 22. No⸗ 
benber den gleichen Grundſatz aufgeſtellt hat. (Vgl. auch die 
glihe Tendenz der Bekanntmachung des Deutſchen Reiches: 

Verbot des Handels mit in England abgeſtempelten Werts 

Papieren RG Bl. Nr. 100 vom 20. November 1914]) 

5. In Jahre 1871 war die Hauptfrage, zu der ein umfang⸗ 

niche Schrifttum entſtanden iſt und mehrere Rechtsſprüche 

oberer Gerichte ergingen, e) inwieweit die Regreßanſprüche durch 

Dr Hinausſchiebung der Proteſtfriſten berührt würde. Das 

uche Reichsoberhandelsgericht erachtete die Regreßpflichtigen, 

tele ihre Erklärung in Deutſchland auf den Wechſel geſetzt 
hatte, wenn er nicht rechtzeitig proteſtiert werde, für befreit, 
wel fie ſich nur unter der Bedingung rechtzeitiger Vorlegung 
und Prteſerhebung verbindlich gemacht hätten. An dieſer 
ehfpredjung bat man in Deutfchland feſtgehalten, obwohl 

14 be Gerihte in anderen Ländern des deutſchen Wechſelrechts⸗ 

Men, wie „ B. in Oſterreich und in der Schweiz, im 

eigegengeſczten Sinn entſchieden. 

a Rehtfprehung hat das NRG. fpäter, das übrigens 
Gelegenheit mehr hatte, ſich mit dieſer Frage zu bes 
en (das Gegenteil möchte man nach den Ausführungen 

us 3[7. Aufl.] zu Art. 96 meinen), nicht aufgegeben. 

. hierzu ausführt, ') iſt unzutreffend. Den Kern 


) BL hierzu flat vieler Wehb 
erg, Die Rechtswirkung und 
dane ber Noratorien ber Balkanſtaaten (BankArch. 12. Jahrg. 
N ind die dort angegebene Literatur. 
Vnllch, 13. Jahrg. E. 42 (dab Zitat in Neumanns Jahr- 
"4 "and Intl den 11. Jahrg), Moratortum und Wechſelregreß. 
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der Sache trifft vielmehr durchaus Wehberg, wenn er am 
gleichen Orte S. 82 unter dem Titel „Nochmals Moratorium 
und Wechſelregreß“ ausführt, die Entſcheidung des RG. Bd. 36 
S. 127 ff. könne in dieſem Zuſammenhang nicht herangezogen 
werden, weil der Fall, den ſie behandelt, gänzlich anders ge⸗ 
lagert war. Die Entſcheidung des RG. iſt ein weiterer Beleg 
dafür, daß für das Rechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und 
Akzeptant das Recht maßgebend, das zur Zeit der Begebung 
am Zahlungsorte galt. Aber ſie enthält nichts für die Frage, 
ob ſich der Regreßpflichtige nachträglich Anderungen gefallen 
laſſen muß. Es iſt nun zutreffend, daß dieſe Streitfrage gegen⸗ 
wärtig weniger brennend iſt, weil zahlreiche Fälle durch die 
Geſetzgebung des Deutſchen Reiches eine Löſung gefunden haben. 
Nach §1 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrates 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 ver⸗ 
längert ſich die Friſt für die Proteſtaufnahme im Falle einer 
durch kriegeriſche Ereigniſſe veranlaßten Hinderung durch höhere 
Gewalt.?) Hierdurch werden zunächſt die Fälle der tatſäch⸗ 
lichen Behinderung (Unterbrechung des Poſtverkehrs und dgl.) 
betroffen. Zur Vermeidung von Zweifeln iſt aber weiter durch 
eine Verordnung des Bundesrates vom 7. Auguſt 1914 aus⸗ 
drücklich das vorgedachte Geſetz auch dann für anwendbar 
erklärt worden, wenn die rechtzeitige Vornahme des Proteſtes 
durch eine im Auslande erlaſſene geſetzliche Vorſchrift ver⸗ 
hindert wird. Dieſe Verordnung iſt ergangen im Hinblick auf 
die Auslandsmoratorien, die Proteſtaufnahme verbieten oder 
hinausſchieben. Liegen die bezeichneten Vorausſetzungen vor, 
ſo verlängert ſich die Proteſtfriſt um ſo viel, als erforderlich 
iſt, um nach Wegfall des Hinderniſſes den Proteſt zu bewirken, 
mindeſtens aber bis zum Ablauf von zwei Wochen nach dem 
Wegfall des Hinderniſſes (8 1 der Bekanntmachung des Bundes⸗ 
rates vom 29. Auguſt 1914). 

Allein es iſt unrichtig, wenn Sintenis a. a. O. meint, daß 
dieſe Regelung nunmehr jegliches Eingehen auf die Polemik 
von damals erübrige. Die Streitfrage hat nicht, wie er glaubt, 
durch die poſitive Geſetzgebung ihre Erledigung gefunden. Die 
deutſche Geſetzgebung erſtreckt ſich nur auf das Inland.») Wie 
liegt der Fall aber dann, wenn ſich der Regreßpflichtige im 
Ausland befindet? Der Fall liegt verhältnismäßig einfach, 
ſoweit es ſich um diejenigen Länder handelt, die der Ver⸗ 
hinderung durch höhere Gewalt aufſchiebende Wirkung ein⸗ 
räumen. 

Dies iſt der Fall nach den Wechſelgeſetzen Skandinaviens, 
ſowie der Rechtſprechung und teilweiſe auch der Geſetzgebung 
der romaniſchen Länder, und der Länder der Anglo⸗Amerikaniſchen 
Rechtsgruppe. Dieſe Länder werden wohl auch die Verhinderung 


8) Vgl. zum Folgenden Sintenis, Finanz⸗ und wirtſchaftspolitiſche 
Kriegsgeſetze, 1914, S. 65 ff., 85, 88. Siehe auch Meyer, Bankarch. 
18. Jahrg. ©. 885 ff. 

9) Es iſt daher eine ganz falſche Problemſtellung, wenn Sintenis 
in ſeinen ſonſt ſcharfſinnigen Ausführungen a. a. O. unterſucht, ob 
ſich die Verordnung vom 6. Auguſt betreffend Friſtverlängerung auf 
die im Auslande zahlbaren Wechſel beziehen könne. Das iſt ohne 
weiteres zu verneinen. Etwas anderes iſt es, ob ſie ſich auf die im 
Ausland ausgeſtellten Wechſel bezieht. Das iſt ohne weiteres zu 
bejahen und wegen der Gegenſeitigkeitsmaßregeln des Auslandes ſehr 


wichtig. 
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des deutſchen Wechſelinhabers durch höhere Gewalt anerkennen, 
wenn ſie ſich auch wohl kaum an die vom deutſchen Geſetzgeber 
aufgeſtellten geſetzlichen Vermutungen für gebunden erachten. 

Etwas anderes iſt aber hinſichtlich derjenigen Länder zu 
ſagen, die die höhere Gewalt nicht ſchlechthin kennen und auch 
nicht etwa ein Wechſelmoratorium erlaſſen haben, jo 3. B. 
Rußland, das ein Wechſelmoratorium nicht für alle Gouverne⸗ 
ments erlaſſen hat. Inſoweit klafft eine Lücke, und es muß 
als bedauerlich bezeichnet werden, daß der Ruſſe, der in Deutſch⸗ 
land nicht rechtzeitig proteſtieren kann, ſeine Regreßanſprüche 
gegen den deutſchen Regreppflichtigen nicht verliert, während 
der umgekehrte Fall ſehr wohl eintreten kann. 

Auch, um Fälle dieſer Art zu verhindern, dürfte ſich die 
Aufnahme einer Gegenſeitigkeitsbeſtimmung nach dem Vorbilde 
Ungarns in unſere Geſetzgebung empfehlen. 

6. Beſonders kompliziert liegen die Fälle in den Ländern, 
in denen Deutſchland gegenüber zwar Gegenſeitigleitsmaßregeln 
mit hereinſpielen, in denen aber nicht nur die Proteſtfriſt, 
ſondern auch die Fälligkeit hinausgeſchoben wird. So liegen 
die Dinge z. B. in Osterreich, wie man dem Kommentar zur 
Moratoriumsverordnung von Zalman 2. Aufl. S. 119 ent⸗ 
nehmen kann. Auszugehen iſt von folgenden Geſetzesbeſtimmungen: 
8 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 8. Oktober (2. öſterr. 
Moratoriumsverordnung) beſtimmt: 

Vor dem 1. Auguſt 1914 entſtandene privatrechtliche Geld⸗ 
forderungen einſchließlich der Forderungen aus Wechſeln oder 
Schecks, ferner Geldforderungen aus Verſicherungsverträgen, die 
vor dieſem Tage abgeſchloſſen wurden, werden, wenn ſie vor dem 
1. Auguſt 1914 fällig geworden find, bis zum 80. September, wenn 
fie zwiſchen dem 1. Auguſt und dem 80. September fällig geworden 
ſind oder fällig werden, auf 61 Tage vom Fälligkeitstage an 
geftundet. Für die vor dem 1. Auguſt 1914 ausgeſtellten Wechſel 
oder Schecks, die in der Zeit vom 1. Auguſt bis zum 30. September 
fällig geworden ſind oder fällig werden, wird die Friſt für die 
Präſentation zur Annahme oder zur Zahlung und für die 
Proteſterhebung um 61 Tage hin ausgeſchoben. 

Gemäß 8 1 der deutſchen Bundes ratsbekanntmachung vom 
6. Auguſt 1914 (RGBl. S. 357) werden die Friſten für die 
Vornahme einer wechſel⸗ oder ſcheckmäßigen Handlung bis auf 
weiteres, ſoweit ſie nicht am 31. Juli 1914 abgelaufen waren, 
um 30 Tage verlängert. Für einen Wechſel eines Oſterreichers, 
der z. B. am 5. Auguſt 1914 fällig war, läuft ſomit in Deutſchland 
die Proteſtfriſt am 7. September 1914 ab, während in Oſterreich 
die Friſt mit Rückſicht auf §S 1 Kaiſerl VO. für einen Deutſchen 
erſt am 8. Oktober 1914 ablaufen würde. In ſolchen Fällen 
müßte daher gemäß der Reziprozitätsbeſtimmung des 8 14 
KaiſerlVO. vom 13. Auguſt (bzw. $ 20 vom 27. September) 
für den deutſchen Gläubiger in Oſterreich die kürzere 
Friſt gelten. Zalman, der derſelben Meinung iſt, knüpft 
hieran die folgende Bemerkung: „Da aber, falls der Proteſt 
in Oſterreich vorzunehmen iſt, derſelbe unterbleiben müßte, weil 
in Oſterreich auch die Fälligkeit der Forderung hinaus⸗ 
geſchoben worden iſt, ſo hat es wohl bei der längeren Friſt 
der Kaiſerlichen Verordnung ſein Bewenden.“ Aber er über⸗ 
ſieht, darauf hinzuweiſen, daß infolge des deutſchen Gegen⸗ 
moratoriums und der Gegenſeitigkeitsvorſchrift des 8 14 (8 20) 
der deutſche Gläubiger, auch wenn er in der Lage iſt, nunmehr 
den Wechſel in Oſterreich zu proteſtieren, immer noch ſeine 
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Forderung einklagen kann. In ſolchen Fällen fällt alſo der 
Zeitpunkt des Proteſtes und der gerichtlichen Geltendmachung 
auseinander. Da der Oſterreicher Wechſelanſprüche bis zum 
31. Januar in Deutſchland nicht geltend machen kann, muß 
das gleiche nach der Gegenſeitigkeitsnorm für den Deutſchen 
in Oſterreich gelten. 

J. Die Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geſetzes 
betreffend den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung 
ihrer Rechte behinderten Perſonen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. 
S. 328) auf Kriegsbeteiligte Oſterreich⸗Ungarns vom 22. Auguſt 
1914 erſtreckt die Wohltaten des KSchG. auch auf die öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſche Lands und Seemacht. 

Es iſt zu beachten, daß nach 5 2 dieſe Verordnung erſt 
mit dem Tage in Kraft tritt, an dem der Reichskanzler 10) im 
Reichsgeſetzblatt bekanntmacht, daß durch die Geſetzgebung 
Oſterreich⸗Ungarns die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 

Man wird ſtreiten können, ob hier Gegenſeitigkeit nur 
hinſichtlich der durch das KTSchG. Kriegsteilnehmern gewährten 
Privilegien, oder auch hinſichtlich der anderen Kriegsgeſetze 
erfolgt ſein muß. Jedenfalls iſt aber darauf hinzuweiſen, daß 
bisher die erwähnte Bekanntmachung des Reichskanzlers noch 
nicht erſchienen iſt und daß daher die Angehörigen der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Streitmacht den Angehörigen der deutſchen 
Streitmacht nicht gleichſtehen.) 


Bemerkungen zu dem preußiſchen Geſetz über den 
Belagerungszuſtaud vom 4. Juni 1851. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Damerow, Poſen. 


Der gegenwärtige Krieg hat ein altes, faſt in Vergeſſen⸗ 
heit geratenes Geſetz zu neuem Leben erweckt, das preußiſche 
Geſetz vom 4. Juni 1851. Infolge der Verhängung des 
Belagerungszuſtandes über das Deutſche Reich ſind durch 
Anordnungen der kommandierenden Generale verſchiedentlich 
außerordentliche Kriegsgerichte zur Aburteilung gewiſſer 
Delikte von Zivilperſonen ſowie — unter den Vorausſetzungen 
des 8 9 MStGD. — von Militärperſonen eingerichtet, deren 
örtliche Zuſtändigkeit je nach der Beſtimmung der erwähnten 
Verordnungen verſchieden iſt. Das oben erwähnte Geſetz bietet 
den außerordentliche Kriegsgerichten manche, auch juriſtiſch 
intereſſante Schwierigkeiten, welche einmal darauf zurückzuführen 
ſein mögen, daß verſchiedene Beſtimmungen nicht mehr ganz in 
den Rahmen der heutigen Strafrechtsgeſetzgebung hineinpaſſen, 
ſowie daß das Geſetz wegen feiner teilweiſe lakoniſchen Kürze 
ſelbſt leicht zur Mehrdeutigkeit Anlaß gibt. Zur Illuſtrierung 
deſſen einige Beiſpiele. 

1. Aus dem Geſetz geht nicht mit genügender Klarheit 
hervor, was man unter dem Begriff „Militärbefehlshaber“ zu 


10) Deshalb unzutreffend „Recht“ Sp. 728. 

1) Vgl. dazu Miltner, Leipz Z. Sp. 1646: Wird das Verfahren 
auch dann unterbrochen, wenn ein öſterreichiſch⸗ungariſcher Kriegs⸗ 
teilnehmer Prozeßpartei iſt? Der Anſchauung Miltners iſt nunmehr 
die Praxis faſt vollſtändig beigetreten, da ſich aus § 2 der Verordnung 
ohne weiteres ergibt, daß fie auch von der Staatsregierung geteilt 
wird. (A. A. neuerdings das LG. München nach einer Mitteilung 
der „Münchener Neueſten Nachrichten“). 
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perſtehen hat. Dieſe Frage iſt für die außerordentlichen Kriegs: 
gerichte inſofern von Bedeutung, als für fie gemäß § 9b nur 
ſolce Verordnungen in Betracht kommen, die von einem 
Militärbefehlshaber erlaſſen find. Das Kriegsgericht hat 
dieſe Voraussetzung, da fie die Geſetzmäßigkeit der Anordnungen 
betrifft, ſtets von Amts wegen zu prüfen. Demnach ſcheiden 
alſo alle diejenigen Gebote oder Verbote von Inhabern einer 
ſonſtigen Verordnungsgewalt, wie Polizeipräſidenten, Regierungs⸗ 
präfidenten, Landrat und Bürgermeiſter aus. Für derartige 
Verordnungen bleiben die ordentlichen Gerichte zuſtändig. Man 
itt verſucht, den Begriff „Militärbefehlshaber“ nur auf die 
lonmandierenden Generale der einzelnen Korpsbezirke, in denen 
der Belagerungszuſtand erklärt iſt, anzuwenden, da dieſe gemäß 
9 11 Ab. 3 Gericht und Gerichtsſprengel beſtimmen. Dieſe 
Auslegung erweiſt ſich aber bei näherer Betrachtung als zu 
eng. Schon in den Stenographiſchen Berichten über die Vor⸗ 
erbandlungen zu dieſem Geſetz, die übrigens zu deſſen Aus⸗ 
legung nur dürftige Hinweiſe enthalten, iſt darauf hingewieſen, 
daß unter „Militärbefehlshaber“ ein ſolcher zu verſtehen iſt, 
welcher nach der Militärverfaſſung eine Diſziplinarſtrafgewalt 
ausüben kann. (Sten B. der Verhandlungen der II. Kammer 1851 
8.4 S. 801 Aktenſtück 96.) Dieſer Anſicht wird man bei⸗ 
pflihten müſſen; denn andernfalls wäre die praktiſche Bedeutung 
des Geſetzes illuſoriſch. Man denke nur an die Möglichkeit, 
daß gewiſſe Teile eines Korpsbezirkes vom Feinde beſetzt oder 
abgefperrt find, fo daß eine Verbindung derſelben mit dem 
Generalkommando auch bei den heutigen techniſchen Hilfsmitteln 
unmöglich iſt. Für dieſen Fall muß der Ortskommandant als 
der Militärbefehlshaber das Recht haben, Verordnungen zur 
Aftechtethaltung der öffentlichen Sicherheit im Sinne des 8 9b 
— man denke etwa an ein Gebot für die Annahme von 
Papiergeld — erlaſſen können, Abertretungen ſolcher Art find 
lum von dem außerordentlichen Kriegsgericht, das allerdings 
nicht von dieſem Militärbefehlshaber, ſondern ſozuſagen von 
dem urſprünglichen Militärbefehlshaber des betreffenden 
Wopebezirks eingerichtet iſt, abzuurteilen. Eine derartige Aus⸗ 
Ichnung des Begriffes iſt zwar aus dem Geſetz ſelbſt nicht zu 
nehmen, fie iſt aber allein praktiſch befriedigend. Freilich 
nieht dabei die Schwierigkeit der Abgrenzung der Ver⸗ 
ainungsgewalten, was inſofern von Bedeutung iſt, als das 
außerordentliche Kriegsgericht bei jeder Verordnung auf Grund 
aun g 9d zu prüfen hat, ob ſie innerhalb der Zuſtändigkeit 
i Ictreffenden Militärbefehlshabers erlaſſen iſt. (Stenglein, 
dom. d. fnafrechtl. Nebengef., 4. Aufl. 8 9 Anm.) Man 
wid diefe Grenze in analoger Anwendung der für den Begriff 
bes Mlttätbefehlshabers gefundenen Grundſätze zu finden haben, 
b daß die Verordnung einer untergeordneten Kommandoſtelle 
Ur dam rechtsgültig iſt, wenn eine ſolche nicht bereits von 
m höheren Militärbefehlshaber z. B. für einen ganzen Korps⸗ 
hunt eraffen iſt oder wenn der letztere nicht eine wider⸗ 
bebt Anordnung erlaſſen hat. Zuzugeben iſt, daß dabei 
' tehllihen Verhältniſſe eines Korpsbezirkes recht verworren 
erden können. Die außerordentlichen Kriegsgerichte ſtehen 
10 bor schwierigen Kompetenzfragen, die gewiß nicht bei der 
ſaſung des Geſetzes berückſichtigt und gewollt ſind. Eine 
"gung dieſer Verordnungsgewalt wird man nur inſoweit 
se kömen, als dies in Vertretung des betreffenden 
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Militärbefehlshabers geſchieht, ſo daß der letztere ſtets als die 
gemäß 5 9b verordnende Inſtanz in die Erſcheinung tritt. 
Dagegen hat eine Beauftragung, wie ſie etwa ſeitens des 
Generalkommandos an den Oberpräſidenten oder Militär- 
polizeimeiſter denkbar iſt, nicht die juriſtiſche Wirkung, daß eine 
für das Kriegsgericht bindende Anordnung vorliegt. Das iſt 
auch der Sinn des Geſetzes; denn § 4 Abſ. 2 beſagt aus⸗ 
drücklich, daß die Militärbefehlshaber perſönlich für die von 
ihnen erlaſſenen Anordnungen haften. Die auf Grund münd⸗ 
licher oder ſchriftlicher Auftragserteilung erlaſſenen Verordnungen 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ſind dann nicht ſolche 
des Militärbefehlshabers, ſondern der von ihm beauftragten, 
von ihm zu unterſcheidenden Inſtanz. 

Daß die von einem Militärbefehlshaber erlaſſenen Gebote 
oder Verbote auf Grund von § 9b ſowohl gegen den einzelnen 
wie gegen die Geſamtheit gerichtet ſein können, bedarf keiner 
Begründung, ſofern ſie nur im Intereſſe der öffentlichen — 
nicht militäriſchen — Sicherheit ergangen ſind. Dieſe weitere 
Vorausſetzung — neben der Zuſtändigkeit des Militär⸗ 
befehlshabers — muß erfüllt ſein, ſonſt iſt die Zuſtändigkeit 
des außerordentlichen Kriegsgerichts nicht begründet oder 
wenigſtens oft nicht zweifelsfrei: ein Umſtand, der in den in 
den Zeitungen veröffentlichten Verordnungen nicht immer 
genügend beachtet wird. 

Beginnt ein Verbot eines Militärbefehlshabers etwa ſo: 
„Zur Ermöglichung der notwendigen Kontrolle verordne ich ...“, 
ſo hat das außerordentliche Kriegsgericht gemäß § 9b zu 
prüfen, ob dieſe Verordnung geſetzgemäß im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit erlaſſen iſt. Dieſe Prüfung fällt aber 
fort, wenn die betreffende Militärgewalt ihre Anordnungen mit 
der Eingangsformel verſieht: „Auf Grund von 8 9b des 
Geſetzes vom 4. Juni 1851 beſtimme ich ...“ oder „Ich 
ordne im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit an ..“ Dann 
erübrigt ſich jede Erwägung des außerordentlichen Kriegsgerichts 
bezüglich der Geſetzmäßigkeit der Verordnung (Stenglein 8 9 
Anm. 7). Dabei ſei noch eines Bedenkens Erwähnung getan. 

In manchen Verordnungen, die ordnungsmäßig nach 8 9b 
des Geſetzes erlaſſen ſind, findet man als Strafandrohung eine 
Geldſtrafe feſtgeſetzt, obwohl im Geſetz eine Gefängnisſtrafe bis 
zu einem Jahre angedroht iſt, wenn die beſtehenden Geſetze 
keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. Die Feſtſetzung einer 
Geldſtrafe ſpricht ſicherlich zugunſten des Beſchuldigten, allein 
ſie widerſpricht doch dem klaren Wortlaut des Geſetzes, der 
nicht durch eine Verordnung in dieſer Hinſicht abgeändert werden 
kann, um fo mehr, wenn man berüdjichtigt, daß urſprünglich in 
den Geſetzentwurf als Mindeſtſtrafe 6 Wochen Gefängnis ein⸗ 
geſetzt waren. Das außerordentliche Kriegsgericht hat demnach 
in einem derartigen Falle trotz der Strafandrohung von Geld⸗ 
ſtrafe auf Gefängnis zu erkennen. Wenn die ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben ſind, kann wegen dieſes Umſtandes allein eine 
Ungültigkeit der betreffenden Verordnung nicht in Betracht 
kommen, da dieſe ja nicht eine Strafandrohung zu enthalten 
braucht, die vielmehr geſetzlich — eben in 8 9 — geregelt iſt. 

Ferner bereitet die Frage der Veröffentlichung ſolcher 
Verordnungen einige Schwierigkeit, denn das Geſetz enthält 
über die Art derſelben keine Vorſchrift. Das außerordentliche 
Kriegsgericht hat dieſen Punkt aber von Amts wegen zu 
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beachten, weil die Veröffentlichung der Anordnung zu ihrer 
Rechtsgültigkeit gehört. Es iſt dies eine rein tatſächliche Frage, 
die von Fall zu Fall zu entſcheiden ſein wird. Im allgemeinen 
kann man ſagen, daß jede Art der Bekanntmachung möglich 
iſt, ſei es durch Abdruck in den Amtsblättern oder Zeitungen, 
ſei es durch Anſchläge oder öffentlichen Ausruf. 

2. 8 ge beſtimmt und 8 10 wiederholt es, daß von den 
außerordentlichen Kriegsgerichten u. a. Vergehen der tätlichen 
Widerſetzung abzuurteilen ſind. Heute iſt dieſes Delikt in 
8 113 RStGB. enthalten, und es könnte zweifelhaft ſein, ob 
die Zuständigkeit der genannten Gerichte ſich auf den geſamten 
Tatbeſtand des 5 113 RStGB. oder nur auf einen Teil: 
nämlich die zweite Alternative der Geſetzesvorſchrift, den Wider⸗ 
ſtand durch einen tätlichen Angriff, bezieht. Stenglein 8 10 
Anm. 2 ſcheint der erſteren Anſicht zu ſein, da er ganz allgemein 
8 113 RStGGB. als zur Kompetenz der außerordentlichen 
Kriegsgerichte gehörig aufführt. Aber bereits das Pr StGB., 
das offenbar in vielen Teilen für das Geſetz vom 4. Juni 
1851 vorbildlich geweſen iſt, unterſchied in 8 89 genau zwiſchen 
den zwei Alternativen des Widerſtandsbegriffs, dem Widerſtand 
durch Gewalt oder Bedrohung mit Gewalt und der tätlichen 
Widerſetzlichkeit. Dieſe Begriffsſpaltung iſt in das RStGB. 
übernommen. Und in Übereinftimmung mit dem RG. in 
RG. 7, 301 und 41, 182 iſt der Begriff der tätlichen Wider⸗ 
ſetzung zu beſtimmen: als ein tätlicher Angriff auf eine der in 
8113 RStG B. genannten Perſonen, der in feindſeliger Willens⸗ 
richtung unmittelbar auf den Körper dieſer Perſon zielt, ohne 
Rückſicht auf den Erfolg. Danach gehören gerade die 
gewöhnlichen Fälle des Widerſtandes, wie ſie täglich vor⸗ 
kommen, nicht vor das Forum des außerordentlichen Kriegs⸗ 
gerichts, ſondern vor die Strafkammer bzw. vor das Schöffen⸗ 
gericht. Dieſe Scheidung iſt auch offenbar bei der Geſetzes⸗ 
abfaſſung gewollt; denn es iſt nicht anzunehmen, daß die 
Ausnahmegerichte hierin eine Entlaſtung der Schöffengerichte 
ſein ſollten. Der tätliche Widerſtand iſt erfahrungsgemäß ein 
ſchwererer Widerſtand und er allein ſollte von den außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgerichten abgeurteilt werden. 

3. Von größtem Intereſſe iſt folgender Fall: An einem 
Orte iſt gemäß 58 9b des Geſetzes das Waffentragen ohne 
beſonderen Erlaubnisſchein durch eine Verordnung des Militär⸗ 
befehlshabers verboten. Der A., der einen ſolchen Schein nicht 
hat, ſchießt mit einem Gewehr auf ſeinem Hofe und tötet dabei 
fahrläſſig den B. Hier entſteht folgendes Dilemma: ſind die 
beiden offenfichtlich in Tateinheit begangenen Delikte, das ver⸗ 
botene Waffentragen und die fahrläſſige Tötung getrennt abzu⸗ 
urteilen, das erſte durch das außerordentliche Kriegsgericht 
gemäß 8 9b des zitierten Geſetzes, das zweite durch das 
ordentliche Gericht, die Strafkammer? oder find beide Vergehen 
durch das Kriegsgericht zu ſühnen? oder gar durch das 
ordentliche Gericht? Gegen eine getrennte Aburteilung — 
durch Ausnahmegericht und ordentliches Gericht — ſpricht die 
Erwägung, daß niemand für ein und dieſelbe Tat zweimal 
beſtraft werden darf, ein nicht nur materiellrechtlicher, ſondern 
auch prozeßrechtlicher Grundſatz. Daß hier eine Einheit der 
Handlung im natürlichen Sinne vorliegt, iſt unbedenklich, auch 
wenn ſich der Vorſatz des A. nur auf das unerlaubte Waffen⸗ 
tragen, feine Fahrläſſigteit auf die Tötung des B. erſtreckte. 
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Die Annahme der Zuſtändigkeit des außerordentlichen Kriegs⸗ 
gerichts für dieſen Fall erſcheint vielleicht zweckmäßig. Allein 
dagegen ſpricht ein gewichtiger Grund; denn dann iſt dem 
Beſchuldigten das Recht auf die höhere Inſtanz (Reviſion, 
Beſchwerde) genommen, da die Urteile der außerordentlichen 
Kriegsgerichte unanfechtbar ſind (8 13 Nr. 6 des Geſetzes). 
Die Strafkammer endlich iſt um deswillen nicht zuſtändig zur 
gemeinſchaftlichen Aburteilung beider Delikte, weil für das ver⸗ 
botene Waffentragen der ausſchließliche Gerichtsſtand vor dem 
außerordentliche Kriegsgericht begründet iſt. Daran ſcheitert 
auch der allerdings ganz abwegige Analogieſchluß aus 5 73 
StGB., daß hier dasjenige Gericht zuſtändig ſei, welches auf 
die ſchwerſte Strafe erkennen kann, alſo — da 8 222 StGB. 
bis zu 3 Jahren Gefängnis androht, 8 9 des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 aber nur bis zu 1 Jahr Gefängnis — die 
Strafkammer. Abgeſehen davon, daß dieſer Sprung mehr 
als kühn iſt, muß er auch deshalb mißbilligt werden, weil 
Analogien im Strafrecht keinen Platz haben. Ich komme daher 
zu der Anſicht, daß trotz des Grundſatzes ne bis in idem 
A. wegen des verbotenen Waffentragens von dem außerordent⸗ 
lichen Kriegsgericht und getrennt davon wegen fahrläſſiger 
Tötung des B. von dem ordentlichen Strafgericht zu beſtrafen 
iſt. Gewiß eine unbefriedigende Löſung. Eine derartige 
Komplikation iſt ſicherlich nicht bei der Geſetzesabfaſſung berück⸗ 
ſichtigt und zeigt, wie reformbedürftig das Geſetz iſt. Für den 
Fall, daß ein Angeklagter in einer denſelben Gegenſtand 
betreffenden Strafſache ſowohl durch ein ordentliches Militär⸗ 
gericht wie durch ein bürgerliches Gericht abgeurteilt iſt, 
beftimmt § 14 Abſ. 1 ESGMStED., daß von den Urteilen 
dasjenige gilt, welches zuerſt die Rechtskraft erlangt hat. Es 
ſoll alſo eine doppelte Beſtrafung vermieden werden. Abſ. 2 
und 3 beſagen ferner, daß, wenn in einer bei einem ordentlichen 
Militärgericht oder bürgerlichen Gericht anhängigen Unter: 
ſuchung durch unanfechtbare Entſcheidung die Unzuſtändigkeit 
des Militärgerichts oder des bürgerlichen Gerichts ausgeſprochen 
iſt, weil die Sache vor die einen oder die anderen Gerichte 
gehöre, ſo dürfe ſich weder das Militärgericht für unzuſtändig 
erklären, weil die Militärgerichtsbarkeit Platz greife, noch dürfen 
andererſeits die bürgerlichen Gerichte ihre Unzuſtändigkeit aus⸗ 
ſprechen, weil die Sache zur Zuſtändigkeit der Militärgerichte 
gehöre. Eine derartige Beſtimmung wäre vielleicht bei Kompetenz⸗ 
fragen zwiſchen den außer ordentlichen Kriegsgerichten und den 
bürgerlichen Gerichten angebracht. Eine analoge Anwendung 
verbietet ſich aus den oben dargelegten Gründen. 

Zu einem gleichen Ergebnis kommt man in all den Fällen, 
in welchen jemand mit dem verbotenen Waffentragen ſich zugleich 
des unberechtigten Jagens aus 8 292 StGB. ſchuldig macht, 
wenn auch hier der Vorſatz des Täters ſich ſowohl auf das 
unerlaubte Waffentragen wie auf das unberechtigte Jagen 
bezieht. Jede Verbindung der in dem einheitlichen Delikt ent⸗ 
haltenen beſonderen strafbaren Vergehen ſcheitert, wie ausgeführt, 
daran, daß einmal ein Sondergericht, dann ein ordentliches 
Gericht zuſtändig iſt. 

Das preußiſche Geſetz vom 4. Juni 1851 war nur als 
Proviſorium gedacht und ſollte durch ein Reichsgeſetz erſetzt 
werden. Darüber find ſchon 63 Jahre vergangen, ohne daß 
eine Anderung eingetreten iſt. Vielleicht iſt das Ergebnis des 
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Krieges auch die Schaffung eines Reichsgeſetzes über den 
Belagerungszuſtand, das im Einklang mit der heutigen Straf⸗ 
techtswiſſenſchaft und ⸗geſetzgebung ſteht und in feinen Be⸗ 
fimmungen fo klar iſt, daß es die bei dem jetzt noch geltenden 
preußiſchen Geſetze erforderliche Ergänzung und teilweiſe Aus⸗ 
legung aus den übrigen Strafgeſetzen, insbeſondere dem Straf: 
geiehbud und der Strafprozeßordnung, vermeidet. 


Kriegsfürſorgetätigkeit in der Anwaltſchaft. 
Bericht aus dem Frankfurter Anwaltverein. 
Von Juſtizrat Dr. Ernſt Auerbach, Frankfurt a. M. 


Nah Beginn des Krieges haben ſich in Frankfurt a. M. 
al bei der Kriegsfürſorge beteiligten Vereine und Organiſationen 
zu einer „Zentrale für Kriegsfürſorge“ zuſammengeſchloſſen. 
Ene Unterabteilung für „Familienhilfe“ hat insbeſondere die 
Lotze für die hilfsbedürftigen Angehörigen von Kriegs⸗ 
telnehmern ſich zur Aufgabe gemacht. Unter Oberaufſicht einer 
als „Zentrale“ fungierenden Aufſichtskommiſſion entſcheiden 
16 Beirlöftelen in den einzelnen Stadtbezirken über die neben 
der staatlichen und ſtädtiſchen Unterſtützung noch zuzuwendenden 
deträge. Sehr bald erwies ſich neben den hier feit langem 
befichenden Rechtsauskunftsſtellen die Schaffung einer in 
Fallung mit der „Kriegsfürſorge“ ſtehenden weiteren Beratungs⸗ 
le als notwendig, die ſolchen Unbemittelten, die infolge des 
Arieged eines Rates, vermittelnder Tätigkeit oder der Beihilfe 
beͤlrie unentgeltlich zur Seite ftehen ſollte. Die Einrichtung 
mer ſolchen Auskunftsſtelle hat der Frankfurter Anwalt— 
verein auf Wunſch gern übernommen und hat am 14. Auguſt 
nas Jahres fie unter dem Titel „Unentgeltliche Rechts⸗ 
duct und Beratungsſtelle des Frankfurter Anwaltvereins“ 
me Seit dieſem Tage waren an allen Wochentagen zu 
n ſetgeſetten Bureauſtunden (1½ Stunden vormittags und 
Lunden nachmittags, von Ende November ab nur nach⸗ 
"u auf Grund eines feſten Turnus ſtändig mehrere 
olegen aus dem Kreiſe der Frankfurter Anwaltſchaft zur 
Öntgegenmahme bon Anfragen und Anträgen und zur Erledigung 
vehlben auf der Geſchäftsſtelle anweſend. Dieſe ſelbſt wurde 
enen und von einer hieſigen Firma unentgeltlich zur Ver⸗ 
geg gesellten Lokal eingerichtet. 

„in samen haben ſich 73 Anwälte abwechſelnd an dieſer 
e beteiligt. In jeder Sprechſtunde waren mehrere 
gn gleichzeitig anweſend und berieten einzeln die ver⸗ 
rhea Petenten. In der erſten Zeit waren es manchmal 
bel über 100 Anfragen, die an einem Tage erledigt 
u mußten; in den letzten Wochen ift die Inanſpruchnahme 

Stel auf durchſchnittlich 30—40 Anfragen pro Tag 
W hangen. Die Anweſenheit mehrerer Kollegen war von 
10 Heſchtepunkte aus beſonders zweckmäßig, daß man ſich 

manderlei, bei Beginn des Krieges entſtandene Streit: 
le zu einer einheitlichen Auffaſſung zuſammenfinden konnte. 
iu . Anfragen, ihren Inhalt, die erteilte Antwort oder die 
ei Erledigung wurde unter Aufnahme des Namens des 

n Kollegen Buch geführt. 
Aan die Titigleit ber Begiräflellen ber „Kriegsſürſorge “ 
mehr durch Geſuche um Zuzahlung zur Miete in 
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Anſpruch genommen wurden, erſchien ſehr bald die Einrichtung 
einer Einigungsſtelle erforderlich, die unter Vermeidung 
gerichtlicher Streitigkeiten die Vermittelung zwiſchen den 
Intereſſen der Mieter und Anſprüchen der als Hypotheken⸗ 
ſchuldner ebenfalls recht bedrängten Vermieter übernehmen 
ſollte. Eine für dieſe Frage von der „Zentrale für Kriegs⸗ 
fürſorge“ eingeſetzte Kommiſſion trat mit der „Rechtsauskunfts⸗ 
ſtelle“ behufs Schaffung eines Einigungsamtes durch die 
Anwaltſchaft in Verbindung. Man war ſich hierbei darüber 
klar, daß eine Einigung in ſehr vielen Fällen nur von der 
Grundlage aus geſchaffen werden könne, daß ſeitens der „Kriegs⸗ 
fürſorge“ Unterſtützungen der Mieter ſtattfinden würden. Das 
führte zur Aufſtellung beſonderer Grundſätze, welche dafür 
maßgebend ſein und bei den von der Anwaltſchaft einzuleitenden 
Einigungsverſuchen berückſichtigt werden ſollten. So hat denn 
der Anwaltverein auf Grund der feſtgeſtellten Grundnormen 
nach einer über die Art des Geſchäftsganges mit der „Zentrale 
für Kriegsfürſorge“ herbeigeführten Verſtändigung neben der 
„Rechtsauskunftsſtelle“ auch die Schaffung eines ſolchen 
„Einigungsamtes“ übernommen. 

In einem von der Stadtgemeinde zur Verfügung geſtellten 
Schullokal — zum kleinen Teil auch, bei ſtarkem Andrang der 
Geſchäfte, auf dem eigenen Bureau — behandelte je ein Kollege 
etwa 6—10 derartiger Fälle in kontradiktoriſcher Behandlung 
und verſuchte, die widerſtreitenden Intereſſen zu einigen. Es 
haben ſich 61 Kollegen an dieſer Arbeit beteiligt, die in feſt⸗ 
ſtehendem Turnus zu den von dem Delegierten der „Rechts⸗ 
auskunftsſtelle“ angeſetzten Terminen eingeladen wurden. In 
der erſten Zeit fanden die Sitzungen täglich ſtatt; von Anfang 
November ab konnten ſie auf drei Sitzungen pro Woche 
beſchränkt werden. An den Sitzungstagen haben immer drei 
bis vier Kollegen zu gleicher Zeit in mehreren hierfür vor⸗ 
geſehenen Räumen als „Einigungsrichter“ fungiert. Die feſt⸗ 
geftellten Protokolle wurden dann mit den Akten der 
„Rechtsauskunftsſtelle“ zurückgegeben, die ihrerſeits die weiteren 
Verhandlungen zu führen hatte. 

Die immerhin recht erheblichen Koſten dieſer beiden Ver⸗ 
anſtaltungen (hervorgerufen namentlich durch die Beſchaffung 
der Bureauhilfe, Druckſachen uſw.) übernahm der Anwaltverein, 
und die „Zentrale für Kriegsfürſorge“ hat dazu einen Beitrag 
gewährt. Insbeſondere hat die letztere es auch übernommen, 
die Koſten für die Stempel der Vergleiche aufzubringen. 

Nachdem nunmehr beide Inſtitute das erſte Vierteljahr 
ihrer Tätigkeit zurückgelegt haben, erſcheint es an der Zeit und 
wohl von allgemeinem Intereſſe, einen Bericht über ihre bis⸗ 
herige Wirkſamkeit zu erſtatten, der in folgendem gegeben 
werden ſoll: 


I. Rechtsauskunfts - und Weratungsſſtelle. 


In der Zeit vom 14. Auguſt bis zum 10. November ſind 
im ganzen 4833 Fälle auf der Geſchäftsſtelle zur Beratung 
gekommen. Sie ſind durch Auskunft, briefliche Verhandlung, 
Übernahme der Mandate im Armenrecht, Anfertigung von 
Schriftſätzen, Geſuche, Vorſtellungen bei Behörden oder durch 
perſönliches Eingreifen erledigt worden. In 3965 Angelegen⸗ 
heiten konnte die Ausführung der erforderlichen Maßnahmen 
ſofort auf der Geſchäftsſtelle vorbereitet werden oder erfolgen; 
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868 Sachen ſind von den fungierenden Kollegen zu weiterer 
Bearbeitung oder Verhandlung in ihr Bureau übernommen 
und dort erledigt worden. 

3165 der im ganzen bearbeiteten 4833 Fälle, alſo rund 
65 Prozent, wurden in der Zeit bis zum 1. Oktober bearbeitet, 
die weiteren 35 Prozent in der Folgezeit. In der zweiten 
Oktoberhälfte machte ſich eine leichte, in der erſten November⸗ 
hälfte ſtärkere Abnahme geltend. 

Unter den 4833 Fällen betrafen 3646 (alſo rund 75 Prozent 
aller Sachen) Anfragen aus dem Mietrecht und Streitigkeiten 
aus Mietsverhältniſſen. 25 Prozent der Anfragen handelten 
von anderen Rechts⸗ oder Tatfragen verſchiedener Art. In 
den erſten Wochen nach Kriegsausbruch nahmen hierunter Fragen 
aus dem kaufmänniſchen Dienſtverhältniſſe breiteren Raum ein; 
ſpäter ſind ſolche Anfragen ſeltener geworden. 

Von den 3646 Mietſachen wurden 1549 Fälle, alſo nur 
rund 42 Prozent, dem Einigungsamt zum Verſuche einer 
Einigung überwieſen. Der Reſt von 58 Prozent wurde in 
anderer Weiſe, durch Beratung oder durch geeignete ſchriftliche 
oder auch mündliche Verhandlung mit dem Gegner erledigt. 
In kaum einem dieſer letzteren Fälle erfolgte eine Inanſpruch⸗ 
nahme der Kriegsfürſorge. 


II. Einigungsamt. ö 


In der Zeit vom 27. Auguſt bis zum 10. November ſin 
dem Einigungsamt im ganzen 1663 Streitigkeiten zur Ver⸗ 
handlung über die Möglichkeit einer gütlichen Einigung über⸗ 
wieſen worden. Es waren dies der überwiegenden Zahl nach 
Mieꝛsſtreitiakeiten, und nur vereinzelt auch andere Streitfälle. 
Unter dieſen 1663 Fällen gingen nur 1549 durch die Auskunfts⸗ 
ſtelle; bezüglich des Reſtes von 114 Fällen iſt das Einigungs⸗ 
amt von anderer Seite, und zwar von einzelnen Bezirksſtellen 
der Kriegsfürſorge oder auch von Privaten, unter letzteren 
namentlich auch von Vermietern um Vermittlung angegangen 
worden. 

Von den 1663 Fällen waren bis zum 10. November 
bereits 1586 Fälle erledigt, während in 77 Fällen der Termin 
zum Einigungsverſuch noch ausſtand, aber noch vor dem 
15. November abgehalten worden iſt. 

Unter den zum Einigungsverſuche in anberaumter Ver⸗ 
handlung gebrachten 1586 Sachen mußten 607 Sachen, alſo 
rund 38 Prozent unerledigt bleiben, und zwar 

40 Fälle, weil die Sache nach Wunſch der Parteien 
auf unbeſtimmte Zeit vertagt wurde, 

144 Fälle, weil keine der beiden Parteien im Termin 
erſchien, 

363 Fälle, weil der geladene Gegner (meiſt der Ver⸗ 
mieter, zuweilen aber auch der Mieter) nicht erſchien 
und 

60 Fälle, weil der Antragſteller ſelbſt ausblieb. 

Von den in mündlicher Einigungsverhandlung behandelten 
979 Streitfällen wurden im ganzen 849 Fälle, alſo 86 Prozent 
durch Abſchluß eines Vergleiches erledigt. 646 von 
dieſen Fällen wurden in der Verhandlung ſelbſt durch den 
fungierenden Kollegen zum Vergleiche gebracht, während der 
Reſt von 198 Fällen anderweit, nämlich durch direkte, infolge 
der Verhandlungen angebahnte Verſtändigung der Parteien (oft 
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im Terminslokal) oder durch nachträgliche, von dem betreffenden 
Anwalt geführte Verhandlungen zur vergleichsweiſen Erledigung 
gelangten. 

Nur in 135 Fällen, alſo in nur 14 Prozent aller 
Sachen, iſt der Verſuch einer Einigung geſcheitert. 

Unter den in 844 Fällen abgeſchloſſenen Vergleichen iſt 
nur in 360 Sachen, alſo in nur 42 Prozent aller Ver⸗ 
gleiche, eine Inanſpruchnahme der Kriegsfürſorge er⸗ 
folgt. Der Reſt von 58 Prozent ſieht anderweite Einigung 
zwiſchen den Parteien, ohne Gewährung beſonderer Zu⸗ 
ſchüſſe vor. 

Was den Inhalt der geſchloſſenen Vergleiche betrifft, ſo 
wurde etwa in 68 Prozent der Vergleiche eine Herabſetzung 
des Mietpreiſes für die Dauer der Kriegszeit vereinbart. In 
26 Prozent dieſer Fälle wurde neben der Ermäßigung gleich⸗ 
zeitig auch für Stundung rückſtändiger Mieten Abmachungen 
getroffen. In 14 Prozent der Vergleiche fand lediglich infolge 
Gewährung von Stundung eine Einigung ſtatt und in weiteren 
14 Prozent wurde die vorzeitige Auflöſung des Mietvertrages 
herbeigeführt. 4 Prozent aller Vergleiche ſehen andere Ab⸗ 
machungen (Nachzahlung ſtatt Vorauszahlung, Abmachung über 
Nebenfragen, Abgabe von Räumen, Untermiete, Rücknahme von 
Beleidigungen uſw.) vor. 

Die ſtärkſte Inanſpruchnabme des Einigungsamtes fand 
bis zum 1. Oktober ſtatt (776 Fälle). In der Zeit vom 1. bis 
15. Oktober kamen 340, vom 15. Oktober bis zum 10. November 
nur 235 Fälle zur Verhandlung bzw. Anmeldung. 


III. Geſamtzahl der bearbeiteten Wietſachen. 

Nach vorſtehenden Feſtſtellungen hat die Rechtsauskunfts⸗ 
ſtelle in der Zeit bis zum 10. November im ganzen an Miet⸗ 
ſachen beratend, vermittelnd und einigend bearbeitet: 

1549 Fälle, die durch die Rechtsauskunftsſtelle dem 
Einigungsamt überwieſen wurden, 
114 Fälle, die dieſem von anderer Seite überwieſen 
wurden, und 
2097 Fälle, die durch die Rechtsauskunftsſtelle ſelbſt 
bearbeitet wurden, im ganzen alſo 
3760 Falle. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


1. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Für ein aus dem Verein ausgeſchloſſenes Mitglied ft 
die Anrufung des Gerichts erſt zuläſſig, nachdem es den in 
der Vereinsſatzung gewieſenen Weg der Anfechtung des Aus⸗ 
ſchluſſes erfolglos beſchritten hat.] 

Die Entſcheidung hängt allein von der Frage ab, ob ein 
Vereinsmitglied, das durch Beſchluß des hierfür ſatzungsmäßig 
zuſtändigen Vorſtandes aus dem Verein ausgeſchloſſen iſt, die 
Satzungsvorſchriften über die Anfechtung des Beſchluſſes durch 
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Anrufung der Mitgliederverſammlung oder eines anderen höheren 
Vereinzorgans umgehen und auf der Stelle die Unwirkſamkeit 
des Beſchluſſes durch gerichtliche Klage geltend machen, ins⸗ 
beſondere auf richterliche Feſtſtellung des Fortbeſtehens feiner 
Mitgliedschaft antragen kann. Für das Recht des BGB. iſt 
dieſe zrage durch die reichsgerichtliche Rechtſprechung noch nicht 
unmittelbar entſchieden worden. Der erkennende Senat hat fie 
jah in Sachen Roy wider den Freiwilligen Unterſtützungs⸗ 
tern der Breslauer Gewerbegehilfen (IV 586/12) durch Urteil 
bon 13. März 1913 in bezug auf eine erlaubte Privatgeſellſchaft 
bes preußiſchen Rechts bereits verneint und iſt dabei einem 
Urteile des ROH G. vom 7. März 1877 (ROG. 22, 103 ff.) 
geolgt, worin die gleiche Entſcheidung in Anſehung eines aus 
mer eingetragenen Genoſſenſchaft ausgeſchloſſenen Mitglieds 
getroffen war. Es unterliegt keinem Bedenken, das nämliche 
fir die Vereine des jetzt geltenden Rechts nach BGB. anzu⸗ 
nem Wird durch die Satzung eines Vereins eine Anfechtung 
ber Ausſchließung in der Weiſe zugelaſſen, daß dem aus⸗ 
zechloſſenen Mitgliede die Anrufung eines übergeordneten 
Dereindorgand freigeſtellt iſt, fo kommt dadurch der eine 
Sazungenorm enthaltende Wille zum Ausdruck, daß im Falle 
der Anrufung bis zur Entſcheidung der höchſten dafür vor⸗ 
geiebenen Vereinzinſtanz die Ausſchließung nicht als endgültig 
beſcloſen gelten darf, daß jedoch die Nichtanrufung der höheren 
Lereinäinftang als Unterwerfung unter den Ausſchließungs⸗ 
beſcluß zu gelten hat. Wer ſich deshalb durch feinen Beitritt 
lun Verein an derartige Satzungsvorſchriften bindet, muß im 
Jule feiner Ausſchließung den ſatzungsmäßig ihm gewieſenen 
At der Anfechtung beſchreiten, wenn fein Verhalten nicht in 
gleicet Beiſe beurteilt werden fol, wie wenn er freiwillig aus 
den Vereine ausgeſchieden wäre. Daß hierin eine unzuläffige 
Veinträhtigung oder eine gänzliche Abſchneidung des ordent⸗ 
chen Rechtzweges läge, kann der Reviſion nicht zugegeben 
berden. Die Möglichkeit einer Anrufung des Richters bleibt, 
vun das ausgeſchloſſene Mitglied in dem ſatzungsmäßig vor⸗ 
öriebenen Verfahren nicht zum Ziele gelangt, ihm immer 
nuch gewahrt Sie führt in den Grenzen, die dafür nach all⸗ 
gememen Rechtsgrundſätzen überhaupt beſtehen, zur gerichtlichen 
krcrdung über die Rechtsgültigkeit des von dem oberſten 
darmzotzan über die endgültige Beſtätigung der Ausſchließung 
Fasten Beſchluſſes. Im übrigen dient die Regelung eines 
Manenuges innerhalb des Vereins auf der einen Seite zum 
sm Schutze der Mitglieder gegen übereilte und unbillige 
Aubtbiezungsbeſchlüſſe und ſchützt auf der anderen Seite auch 
W Latin dagegen, daß, bevor das Ausſchließungsverfahren 
e ſchungsmäßig vorgeſehenen Wege erneuter reiflicher Er⸗ 
dzug durchlaufen hat, er vorzeitig mit Prozeſſen überzogen 
nd für unfertige, weil noch nicht endgültige Beſchlüſſe im 
adenlchen Rechtswege verantwortlich gemacht werden darf. 
eam daher der Kläger die Umgehung der ſatzungsmäßig zur 
Slufffung an höherer Stelle berufenen Vereinsorgane 
i u techtſertigen ſucht, daß es ihm freiſtände, auf das 
Jh zu deren Anrufung Verzicht zu leiſten, ſo ſteht ihm 
Wiegen, einmal, daß es ſich hierbei zugleich um eine Be⸗ 
räßtigung der ſatzungsmäßigen Rechte des Vereins handelt 
nm fobann, daß vermöge ſeiner Gebundenheit an die Vereins⸗ 
dung die Abſtandnahme von der Anrufung der höheren 
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Vereinsinſtanzen eine dem freiwilligen Austritt gleichſtehende 
Annahme und Anerkennung des Ausſchließungsbeſchluſſes in 
ſich ſchließt. Auch die dem Ausſchließungsbeſchluſſe und dem 
Verfahren der unteren Vereinsinſtanz etwa anhaftenden formellen 
Mängel verlieren dadurch ihre rechtliche Erheblichkeit und recht⸗ 
fertigen nicht eine Übergehung der ſatzungsmäßig zuſtändigen 
höheren Vereinsſtellen. Denn, wie der erkennende Senat in 
Sachen Deutſcher Muſikverein gegen Iſtel (IV 354/12) durch 
Urteil vom 9. Januar 1913 (Warneyer 1913 Nr. 182) näher 
dargelegt hat, erſtreckt ſich die Beſchlußfaſſung des über die 
endgültige Ausſchließung entſcheidenden höheren Vereinsorgans 
nicht nur auf die ſachliche Rechtmäßigkeit und auf die 
adminiſtrative Zweckmäßigkeit der Ausſchließung, ſondern ebenfo 
auf die Frage, ob das die endgültige Entſchließung nachſuchende 
Vereinsmitglied durch Verfahrensmängel der nachgeordneten 
Vereinsinſtanz oder durch äußere Mängel des von ihr erlaſſenen 
Beſchluſſes in ſeinen formellen Rechten verkürzt iſt. Damit 
erledigt ſich die Rüge der Reviſion, daß der Ausſchließungs⸗ 
beſchluß vom 9. Januar 1913, weil er auf einem „tumultuariſchen 
Verfahren“ beruhe, überhaupt rechtsunwirkſam ſei. W. c. K.⸗H.⸗V., 
U. v. 22. Okt. 14, 246/14 IV. — Düſſeldorf. [S.] 

2. Bei empfangbedürftigen durch ſchlüſſige Handlungen 
abgegebenen Willenserklärungen iſt der innere Wille des Er⸗ 
klärenden unerheblich, erforderlich iſt aber ein unzweideutiges 
Verhalten.] 

Die Reviſion erhebt gegen die Ausführungen des Bu. 
den Vorwurf, daß ein Verzicht angenommen worden ſei, ohne 
daß ein wirklicher, innerer Verzichtswille feſtgeſtellt worden 
wäre; die Annahme eines Verzichts ohne ſolche Feſtſtellung 
bedeute lediglich eine Fiktion. Der Angriff geht fehl. Bei 
empfangsbedürftigen Willenserklärungen, welche ſtillſchweigend 
— durch ſchlüſſige Handlungen — anderen gegenüber erfolgen, 
iſt nicht anders, wie bei ausdrücklichen Willenserklärungen, der 
innere Wille des Erklärenden, ſoweit er nicht in die äußere 
Erſcheinung getreten iſt, unmaßgeblich. Entſcheidend iſt das⸗ 
jenige, was nach Treu und Glauben und nach der Verkehrs⸗ 
fitte, ſowie unter Berückſichtigung beſtehender geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften ſich als Inhalt der Erklärung darſtellt, in ihr alſo 
zum Ausdruck gekommen iſt. Daß dies der Standpunkt des 
BGB. iſt, hat das RG. in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. bes 
ſonders RG. 68, 128) angenommen und durch den Hinweis 
auf die 88 116, 157 BGB. begründet. Dort iſt auch dar⸗ 
gelegt, daß 5 133 BGB. nicht entgegenſteht. Dieſer Auf: 
faſſung ſchließt ſich der erkennende Senat an, um fo mehr, als 
ſie allein mit den Bedürfniſſen der Verkehrsſicherheit und der 
Rückſicht auf Treu und Glauben im rechtlichen Verkehr zu 
vereinbaren iſt. Soweit aus der Stelle in dem Urteile des 
erkennenden Senats, V 340/05, vom 14. Februar 1906 (ab⸗ 
gedruckt in der JW. 1906, 205°”), auf welche die Reviſion 
im Anſchluſſe an die Gründe des landgerichtlichen Urteils ſich 
beruft, eine andere Rechtsauffaſſung entnommen werden kann, 
ſieht ſich der Senat nicht in der Lage, daran feſtzuhalten. 
Erforderlich iſt jedoch, namentlich wenn es ſich um einen Ver— 
zicht handelt, die Feſtſtellung eines unzweideutigen Verhaltens, 
das von denjenigen, denen gegenüber die Willenserklärung 
abzugeben war, nach der Verkehrsſitte und nach Treu und 
Glauben, ſowie nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen 
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als Ausdruck eines beſtimmten Willensinhalts, alſo bei einem 
Verzichte als Aufgabe des in Frage kommenden Rechts, auf⸗ 
gefaßt werden durfte. Ein ſolches Verhalten hat das BG. 
feſtſtellen zu können geglaubt. Es gelangt jedoch zu dieſer 
Feſtſtellung auf rechtlich nicht einwandfreie Weiſe. B. B. c. G., 
U. v. 21. Okt. 14, 190/14 v. — Düſſeldorf. [S.)] 

3. § 119 BGB. Irrtum bei Willenserklärungen.] 

Inhaltlich der Bürgſchaftsurkunde vom 26. Februar 1907 
hat ſich der Beklagte zugunſten des Bauunternehmers Joſef P. 
der Klägerin gegenüber verbürgt für den Ausfall, den die 
Klägerin wegen ihrer Forderung an P. erleiden wird, unter der 
Bedingung der Streichung gewiſſer Sicherungshypotheken der 
Klägerin auf Grundſtücken des Hauptſchuldners, im übrigen mit 
dem Zuſatz: .. . . und zwar übernehme ich die Bürgſchaft für 
die Forderung in heute beſtehender Höhe nebſt Zinſen und Koſten, 
jedoch unter Einſchluß ... In der Folge wegen eines Betrags 
von 26 871,54 4 nebſt Zins von der Klägerin in Anſpruch 
genommen, hat der Beklagte mit Schreiben vom 2. Juli 1908 
die Bürgſchaftserklärung vom 26. Februar 1907 anzufechten 
erklärt wegen Irrtums über die Höhe des Kontos P. bei der 
Klägerin, bezüglich deſſen ihm vor der Übernahme der Bürg⸗ 
ſchaft bei der Klägerin verſichert worden ſei, daß es nach Gut⸗ 
ſchrift einer aus dem Konkurfe feines Schwiegervaters Wg. zu 
erwartenden Dividende mit 8000 & belaſtet ſein werde, d. h. 
etwa 18 000 & weniger, als jetzt von ihm auf Grund der 
Bürgſchaft verlangt werde. Die Vorinſtanzen haben dieſe An⸗ 
fechtung nicht für rechtlich durchgreifend erachtet; hiergegen richtet 
ſich die Reviſion. Wie das BG. einwandfrei feſtſtellt, hat der 
Direktor der Klägerin W., bei den der Bürgſchaftsübernahme 
vorangegangenen Verhandlungen mit dem Beklagten, denen 
übrigens auch der Hauptſchuldner P. anwohnte, deſſen geſamtes 
Schuldverhältnis eingehend beſprochen und berechnet. W. hat 
dem Beklagten u. a. mitgeteilt, daß für etwa 25 000 & Wechſel⸗ 
ſchulden die Mithaftung des Wg. beſtehe, daß dieſe Summe in 
deſſen Konkurſe angemeldet ſei und daß die Konkursdividende 
die Schuld Ps. an die Klägerin vermindern werde. Aber deren 
vorausſichtliche Höhe hatte W. bei dem Konkursverwalter B. 
eine Berechnung aufgeſtellt, hat ſeine Aufzeichnung gleichfalls 
dem Beklagten vorgelegt und mit ihm durchgegegangen. Danach 
ſtand einer Paſſivmaſſe von etwa 68 000 & eine Aktivmaſſe 
von etwa 47 500 & gegenüber, was eine Dividende von 
mindeſten8s 70 Prozent erwarten ließ. Der Beklagte hat hierzu 
dem Direktor W. erklärt, er mache ſich ſeine Berechnung ſelbſt; 
auch er habe mit B. geſprochen und gehört, daß 70 Prozent 
bis 80 Prozent Dividende zu erwarten ſeien. Nach Abzug 
dieſer vorausſichtlichen Dividende iſt W. dann zu dem Ergebniſſe 
gekommen, daß vorausſichtlich ein Schuldſaldo Ps. von 8000 & 
übrig bleiben werde. Daß dieſer Betrag nur als der der Haupt⸗ 
ſumme ohne Zinſen und Koſten — deren Höhe insbeſondere 
von der Dauer des Konkurſes Wg. weſentlich abhängig war — 
gemeint ſei, war dem Beklagten nach Annahme des BG. klar. 
Danach wäre jene Berechnung des Direktors W., wie das BG. 
darlegt, richtig geweſen, wenn der Konkurs Wg. in der Tat 
70 Prozent Dividende, wie erwartet, gebracht hätte. Statt 
deſſen ergaben ſich nur etwa 20 Prozent; nur in dieſem einen 
Punkte war nach den Feſtſtellungen des BG. die Rechnung 
falſch, nur auf dieſem Irrtum beruhte das falſche Endergebnis. 


M1. 1915. 
Die für die Reviſionsinſtanz allein entſcheidende Frage iſt, ob 
der Irrtum über die ſchließliche Höhe des Kontos P. zur wirk⸗ 
ſamen Anfechtung berechtigt. Das hat das BG. mit zutreffender 
Begründung verneint. 1. Vor Prüfung der Anfechtbarkeit einer 
Willenserklärung iſt zunächſt deren Inhalt — gegebenenfalls 
durch Auslegung — klarzuſtellen. Die vorliegende Bürgſchafts⸗ 
erklärung vom 26. Februar 1907 hat das BG. ohne Rechts⸗ 
irrtum dahin verſtanden, daß der Bürge für den Ausfall, den 
die Klägerin an dem Hauptſchuldner erleiden werde, in voller 
Höhe aufkommen zu wollen erkläre. Daß dieſer ſeinerzeitige 
Ausfall der Klägerin bei der Bürgſchaftsübernahme noch nicht 
der Höhe nach als feſtſtehend angeſehen werden konnte, er⸗ 
gaben die Umſtände ohne weiteres. Ein Irrtum über dieſe 
Haftungshöhe konnte alſo ſchon hiernach nur ein Irrtum über 
Faktoren ſein, die die Beurteilung von Ausſichten für die 
Zukunft zu beſtimmen geeignet waren; jene Faktoren konnten 
teilweiſe ſchon zur Zeit der Bürgſchaftserklärung gegeben ſein, ſie 
konnten aber auch der Zukunft angehören und inſoweit noch 
ungewiß fein. Der rechtsgeſchäftliche Irrtum (8 119 BGB.) 
beſteht ſeinem Weſen nach darin, daß der Erklärende in falſchen 
Vorſtellungen befangen iſt; dem ſteht gleich die auf dem völligen 
Fehlen der entſcheidenden Vorſtellungen beruhende Unwiſſenheit, 
wenn ſie eine dem Irrenden unbewußte iſt (RG. 62 S. 203 ff., 
205; vgl. auch 77, 309). Dagegen liegt kein Irrtum im Sinne 
des 5 119 vor, wo Zweifel vorhanden iſt: wer das Vor⸗ 
liegen einer Tatſache oder ihren Eintritt nur für wahrſcheinlich 
oder möglich hält, kann nicht wegen des Nichtvorliegens oder 
wegen des Nichteintritts aus 8 119 anfechten. Dies trifft z. B. 
insbeſondere dann zu, wenn die Willenserklärung auf Grund 
von (nicht betrüglichen) Schätzungen, Annahmen, Mutmaßungen 
abgegeben wird. In ſolchem Falle liegt nur die Hoffnung vor, 
die zugrundliegende Annahme werde ſich beſtätigen, dagegen kein 
Falſchwiſſen auf Grund beſtimmter irriger Vorſtellungen: wer 
in der gekennzeichneten Weiſe ein Geſchäſt vornimmt, übernimmt 
regelmäßig ein Riſiko, das Geſchäft iſt ſeinem Inhalt nach ein 
gewagtes. Der Handelnde kann nicht in der Folge mit Erfolg 
verſuchen, das übernommene Riſiko im Wege der Anfechtung auf 
den Gegner zu überwälzen (vgl. u. a. RG. in BayZ. 1910, 77; 
auch II 440/05, I 376/06). Soweit nun der Irrtum des Bes 
klagten bei Berechnung der vorausſichtlichen Höhe ſeiner Aus⸗ 
fallshaftung ſich lediglich auf ein der Zukunft angehörendes 
Moment, — nämlich darauf bezog, wie hoch die Konkurs⸗ 
dividende Wg. ausfallen werde, erhellt aus der Sachlage ohne 
weiteres, daß die Beurteilung dieſer Ausſicht Zweifel in ſich 
ſchloß und übrigließ. Gerade auf dieſen Punkt konnte von 
allen Beteiligten nach den feſtgeſtellten Umſtänden nur im Sinne 
einer Schätzung eingegangen werden; es war ein ſolcher, der 
von vornherein nach dem Geſchäftsinhalt in einer auch dem 
Beklagten erkennbaren Weiſe zweifelhaft blieb. Wie denn auch 
das Bu. auf Grund ſeiner Feſtſtellungen zutreffend ausgeführt 
hat, daß der künftige Ausfall auf 8000 & kalkuliert war auf 
Grund von Faktoren, die, auch dem Beklagten erkennbar und 
von ihm erkannt, ihrer Natur nach ungewiß und nicht mit 
Sicherheit überſehbar waren. Unter ſolchen Umſtänden lag 
bezüglich des künftigen Ausfalles des Konkurſes Wg. ein zur 
Anfechtung geeigneter Irrtum überhaupt nicht vor. Einen wenn 
auch unbeachtlichen Irrtum Über bereits gegenwärtige tat⸗ 
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ſächliche Verhältniſſe ſieht das BU. 2. dagegen inſofern als 
gegeben an, als man angenommen hat, es ſeien bei Wg. mehr 
Aktwa da. Es iſt keine nähere tatſächliche Feſtſtellung darüber 
vorhanden, ob weniger Aktiva als angenommen vorhanden 
waren oder ob die vorhandenen ſich nur in der Folge weniger 
vorteilhaft haben verwerten laſſen, als man erwartet hatte. 
Lezterrnalls träfen die bereits unter 1. gegebenen Darlegungen 
uu, da auch inſoweit nur eine — erkennbar zweifelhafte — 
Shisung in Frage käme. Erſtenfalls dagegen läge in der 
Lu eine unrichtige Vorſtellung von den zur Zeit der Willens⸗ 
llirung beſtehenden tatſächlichen Verhältniſſen vor. Daß dieſer 
Intum an ſich dem Bereich der Beweggründe zugehört, alſo 
Umftände betrifft, die vor der Willenserklärung liegen, erhellt 
ohne weitered, Die für die Beurteilung der Anfechtbarkeit ent- 
chedende Frage iſt, ob dieſer Irrtum nach Sachlage zu einem 
tum über den Erklärungsinhalt im Sinne des § 119 ge 
worden ift: das BG. hat dies verneint, die Reviſion will es 
lech. Dem BG. war auch zu dieſem Teile der Urteils⸗ 
begründung beizutreten. Grundſätzlich kann der Motivirrtum 
die Anfechtung nur begründen, wenn er den Inhalt der ab» 
gegebenen Erklärung dergeſtalt beeinflußt hat, daß dieſer ein 
anderer geworden iſt, als er bei richtiger Kenntnis der Dinge 
geworden wäre. Der Beweggrund muß alſo nicht nur dem 
Jeſchätsgegner mitgeteilt, ſondern mit zum Gegenſtand der 
aͤlſchidenden Verhandlungen gemacht worden fein und in der 
Sllärung einen Ausdruck gefunden haben (vgl. RG. 64, 268; 
vater Rechtſprechung ſ. RGRKom. 8 119 Erl. 1 S. 126). 
zu niz es im vorliegenden Falle an ſich ſchon Bedenken 
"een, bei urkundlicher Willenserklärung eine nur mündlich 
'rausgegangene Erörterung von Beweggründen in dieſe Er: 
ärung bereinzuziehen, wenn die Urkunde ihrer keine Erwähnung 
ut und leine Beſchränkung der Bürgenhaftung auf eine be⸗ 
dame Ausfallshöhe auch nur andeutet. Die Urkunde hat nach 
dam in der Rechtſprechung des RG. feſtſtehenden Grundſatze 
. RGRdom. Erl. 6 zu § 125 angefochtenen Entſcheidungen, 
n Rg. 77, 405; JW. 1910, 800 u. a. m.) die Vermutung 
e Volftändigfeit und Richtigkeit für ſich: was nicht darin 
vdriehen febt, ſollte nicht Gegenſtand der rechtsgeſchäftlichen 
Klärung fein. Beklagter hätte feiner Bürgſchaftserklärung 
de Ausfall“ beifügen können: „bis zur Höhe von 80004, 
“ hat er nicht getan. Seine Vorausſetzung, der Ausfall und 
m fine Haftung werde ſich nicht über dieſen Betrag be⸗ 
Leis bib alſo bloße Vorausſetzung. Hätte er ſie als irrig 
dm p hätte er die Bürgſchaftserklärung gar nicht ab⸗ 
Hgcben hätte er ſich entſchloſſen, fie dennoch abzugeben, fo 
erde fe fih inhaltlich in keiner Weiſe anders geſtaltet haben 
Luc auch VI 220/03, II 539/08, IV 539/12). Die Ent» 
“ung des Senats RG. 75, 271, welche in den Parteivor- 
n her Reviſionsverhandlung beſonders in Bezug genommen 
ren if, ſteht diefem Ergebnis nicht entgegen. Inhaltlich des 
* ſitgeſellten Sachverhalts nahm die Bürgſchaftserklärung 
ri auf „obige Darlehnsſchuld“ Bezug, war auf die 
“imdurfunde gelegt und dieſe enthielt die Forderungsver⸗ 
8 die in der Folge ſich als rechtsunwirkſam erwies. 
apa war dieſe weitere Sicherung durch jene Inbezugnahme 
ala urgenerklärung dergeſtalt einverleibt, daß man ſie wohl 
" zum Gegenstand dieſer Erklärung gemacht anſehen 
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konnte; die Begründung des Urteils (S. 274 oben a. a. O.) 
nimmt auch gerade auf dieſe „Bezugsworte“ Rückſicht. Sch. 
c. Märkiſche Bank, A.⸗G., U. v. 15. Okt. 14, 297/14 VI. — 
Hamm. B.) 

4. 5 254 BGB., $ 3 Binnen Sch. Die durch 8 3 
cit. beſtimmte Haftung des Schiffseigners muß auch bei der 
Schadensverteilung nach $ 254 BGB. entſprechende Anwendung 
finden. ] 

Ohne Grund beſchwert ſich die Reviſion darüber, daß das 
BG. dem Kläger den Entlaſtungsbeweis bezüglich des N. ver⸗ 
ſagt hat; ſie weiſt darauf hin, daß ein ſolcher Beweis dem 
Geſchädigten ſtets zuſtehe, wenn — wie hier — Schadenserſatz 
auf Grund unerlaubter Handlung gefordert werde und das 
Verſchulden eines Angeſtellten des Geſchädigten bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens mitgewirkt habe; S 3 Binnen SchG. 
könne hier nicht zur Anwendung kommen, da es ſich nicht um 
den Schaden eines Dritten handele, der durch die Schiffs- 
beſatzung verſchuldet worden ſei. Dieſer Auffaſſung kann nicht 
beigetreten werden. Richtig iſt zwar, daß jene Beſtimmung 
ſich darüber nicht verhält, in welcher Weiſe auf den, dem 
Schiffseigner gegen einen Dritten wegen deſſen Verſchuldens 
zuſtehenden Schadenserſatzanſpruch das mitwirkende Verſchulden 
einer Perſon der Schiffsbeſatzung in Ausführung ihrer Dienſt⸗ 
verrichtungen einwirkt. Allein die durch den 8 3 beftimmte 
Haftung des Schiffseigners muß auch bei der Schadensteilung 
im Rahmen des 5 254 BGB. entſprechende Anwendung finden. 
Was eine Haftung wegen Verſchuldens Dritten gegenüber be⸗ 
gründet, begründet regelmäßig auch die Haftung gegen ſich 
ſelbſt in der Form der Berückſichtigung des eigenen Verſchuldens 
bei der Schadensteilung. Nach der Feſtſtellung des BG. iſt 
der Schaden, für den der Kläger Erſatz fordert, auch durch 
Verſchulden des Bootsmannes ſeines Rechtsvorgängers in Aus⸗ 
führung ſeiner Dienſtverrichtungen herbeigeführt worden. Der 
Kläger muß daher ſich ſelbſt dieſes Verſchulden in derſelben 
Weiſe zurechnen laſſen, wie es ihm zugerechnet werden müßte, 
wenn der Bootsmann in Ausführung ſeiner Dienſtverrichtungen 
durch ſein Verſchulden einem Dritten Schaden zugefügt hätte. 
Da der angezogene 8 3 letzterenfalls den Schiffseigner ſchlechthin 
für den Schaden haften läßt, ohne ihm einen Entlaſtungsbeweis 
in der Richtung des § 831 BGB. zu geſtatten, fo hat die 
gleiche Haftung auch einzutreten, ſoweit es ſich um einen 
Schaden handelt, den ihm ſelbſt der Bootsmann zugleich mit 
dem Beklagten zugefügt hat, d. h. bei der durch 8 254 BGB. 
gebotenen, nach Befinden zur Verſagung oder Abminderung 
des Schadenserſatzanſpruchs führenden Abwägung iſt das Ver⸗ 
ſchulden des Bootsmannes ſchlechthin einzuſtellen, ohne daß 
dem Schiffseigner (oder ſeinem Rechtsnachfolger) zu geſtatten 
wäre, einen Entlaſtungsbeweis in der Richtung des 8 831 zu 
führen. Von den gleichen Erwägungen iſt der I. Z S. in feinem 
in RG. 55 S. 316 ff., 321 abgedruckten Urteil ausgegangen; 
der darin entſchiedene Fall betraf zwar den § 485 HGB.; 
dieſer Beſtimmung iſt aber 8 3 BinnenSchG. nachgebildet 
worden. Der Anwendung dieſer Vorſchrift im Rahmen des 
5 254 BGB. ſteht auch 8 4 Abſ. 1 Ziff. 3 nicht entgegen, 
wonach der Schiffseigner nicht perſönlich, ſondern nur mit 
Schiff und Fracht haftet, wenn der Anſpruch auf das Ver— 
ſchulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung gegründet wird. 
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Denn bei der Anwendung des § 254 kann von einer eigent⸗ 
lichen Haftung des Schiffseigners, ſei es mit ſeinem ganzen 
Vermögen, ſei es nur mit Schiff und Fracht, überhaupt nicht 
die Rede ſein, ſondern nur davon, ob überhaupt oder in 
welchem Umfang ihm als Geſchädigten Erſatz zu leiſten iſt. 
Sch. c. Pr. F., U. v. 17. Sept. 14, 201/14 VI. — Celle. [S.] 

5. Begriff der groben Fahrläſſigkeit.] 

Dem Angriffe der Reviſion konnte nicht ſtattgegeben 
werden. Den Begriff der „groben Fahrläſſigkeit“ hat das BGB. 
nicht beſonders beſtimmt, er ergibt ſich aber aus der Begriffs⸗ 
beſtimmung der Fahrläſſigkeit überhaupt ($ 276 BGB.). 
Grob fahrläſſig handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt gröblich, im hohen Grade, außer acht läßt, wer nicht 
beachtet, was unter den gegebenen Umſtänden jedem einleuchten 
mußte. Das hat das BG. nicht verkannt; von dieſem Begriffs⸗ 
merkmalen, die ſich mit dem decken, was man im gewöhnlichen 
Leben und deshalb auch nach den Verſicherungsbedingungen 
unter grober Fahrläſſigkeit verſteht, iſt es bei der Prüfung des 
Verhaltens des Klägers ausgegangen. Die Prüfung hat zu 
einem dem Kläger ungünſtigen Ergebniſſe geführt, einen Rechts⸗ 
irrtum aber laſſen die Ausführungen, mit denen grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit des Klägers bei Erfüllung der ihm nach Eintritt des 
Verſicherungsfalls obliegenden Pflichten bejaht iſt, nicht erkennen. 
Die Frage, ob ein Verſchulden vorliegt und ob es ſich dabei 
um gewöhnliche oder grobe Fahrläſſigkeit handelt, iſt, wie das 
RG. ſchon mehrfach ausgeſprochen hat, im weſentlichen tat⸗ 
ſächlicher Natur, es kommt dabei in der Hauptſache auf die 
tatſächliche Würdigung der beſonderen Umſtände an. A. u. S. c. P., 
U. v. 2. Okt. 14, 167/14 VII. — Breslau. [S.] 

6. $ 313 Satz 2 BGB. 

Der Kläger und ſeine Ehefrau erteilten am 16. Oktober 
1911 in einer notariellen Verhandlung, in der lediglich ihre 
Erklärungen beurkundet find, der Beklagte überhaupt nicht als 
miteiſchienen aufgeführt iſt, dem Beklagten Vollmacht zum Ver⸗ 
kaufe dreier näher bezeichneten Grundſtücke für den Preis von 
121 500 & mit der Beſtimmung, daß ein etwaiger Mehrerlös 
dem Beklagten für ſeine Bemühungen zufallen ſollte; ſie ver⸗ 
pflichteten ſich zugleich, Kaufangebote, die der Beklagte ihnen 
unterbreiten würde, anzunehmen und dem Käufer oder den 
Käufern die Auflaſſung unmittelbar zu erteilen, und über⸗ 
nahmen die geſamte Wertzuwachsſteuer. Am Tage darauf er⸗ 
höhten die Parteien den Kaufpreis auf 122 400 &, vereinbarten, 
daß der Beklagte die Proviſion eines Agenten W. tragen ſolle, 
und regelten die Verpflichtung zur Bezahlung der Zuwachsſteuer 
anderweit. Über dieſe Anderungen wurde eine von dem Be⸗ 
klagten allein unterzeichnete privatſchriftliche Urkunde aufgeſetzt 
und dem Kläger eingehändigt; darin iſt die Abrede über die 
Wertzuwachsſteuer folgendermaßen gefaßt: „Mit demjenigen 
Wertzuwachsſteuerbetrage, der über 120 000 & zur Berechnung 
kommen ſollte, hat Herr M. (Kläger) abſolut nichts zu tun, 
dieſe Zahlung hat vielmehr N. (Beklagte) zu leiſten, oder Herrn 
M. zu erſtatten“. Die Grundſtücke wurden durch Vermittlung 
des Beklagten für 132 949,50 & verkauft; die Auflaſſung an 
die Käufer und deren Eintragung als Eigentümer in das Grund⸗ 
buch iſt erfolgt. Die Wertzuwachsſteuer wurde von dem zu⸗ 
ſtändigen Wertzuwachsſteueramt auf 5690,73 & feſtgeſetzt und 
von dem Kläger gezahlt. Dieſer beanſprucht nun mit der Be⸗ 
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hauptung, daß bei einem Kaufpreiſe von 120 000 & die Wert⸗ 
zuwachsſteuer nur 692,60 & betragen haben würde, von dem 
Beklagten auf Grund des Abkommens vom 17. Oktober 1911 
Erſatz des Unterſchieds von (5690,73 — 692,60 =) 4998,13 . 
Der Beklagte iſt nach dem Klagantrage verurteilt und ſeine 
Berufung zurückgewieſen worden; auch ſeine Reviſion hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: Die Reviſion beſtreitet die 
Gültigkeit des Abkommens vom 17. Oktober 1911, auf das die 
Klage geſtützt iſt. Das BG. iſt der Anſicht, daß ſowohl die 
Vereinbarung vom 16. als auch das Abkommen vom 17. Ok⸗ 
tober 1911 wegen Nichtwahrung der im 8 313 BGB. vor: 
geſchriebenen Form an ſich nichtig geweſen, aber durch die Auf⸗ 
laſſung und die Eintragung der Käufer als Eigentümer in das 
Grundbuch gültig geworden ſeien. Dieſe von der Reviſion be⸗ 
kämpfte Anſicht iſt zutreffend. Da der Kläger und ſeine Frau 
ſich durch die Vereinbarung vom 16. Oktober 1911 verpflich- 
teten, die ihnen von dem Beklagten unterbreiteten Kaufangebote 
anzunehmen und den Käufern die Auflaſſung zu erteilen, unterlag 
die Abrede der Formvorſchrift des § 313 (vgl. RG. 81, 49). 
Dieſe verlangt aber gerichtliche oder notarielle Beurkundung des 
Vertrags, alſo nicht nur der einſeitigen Erklärung des Grund⸗ 
ſtücksveräußerers, ſondern auch der Annahmeerklärung ſeines 
Vertragsgegners, ſelbſt wenn dieſer, wie nach der Meinung der 
Reviſion der Beklagte, keine Verpflichtungen übernehmen ſollte. 
Daß derſelben Form auch das Abkommen vom 17. Oktober 1911 
bedurfte, da es die Veräußerungsbedingungen abänderte, nimmt 
auch die Reviſion an. Dagegen wendet ſich dieſe gegen die 
Anwendung des 5 313 Satz 2 auf den vorliegenden Fall, 
jedoch zu Unrecht. Durch die Auflaſſungen, die der Kläger und 
ſeine Frau den von dem Beklagten ihnen zugeführten Käufern 
unmittelbar erteilten, erfüllten ſie nicht nur die mit den letzteren 
unmittelbar geſchloſſenen Kaufverträge, ſondern zugleich die mit 
dem Beklagten getroffene Vereinbarung vom 16. und 17. Ok⸗ 
tober 1911, durch die ſie zum Abſchluſſe der Kaufverträge und 
zur Auflaſſung an die Käufer verpflichtet waren. Daß der Be⸗ 
klagte, wie er behauptet, bei den Auflaſſungen nicht mitgewirkt 
hat, iſt ohne Belang; es genügt, daß letztere mit ſeinem Ein⸗ 
verſtändnis unmittelbar an die Käufer erfolgt ſind (vgl. außer 
dem von dem BG. zutreffend gewürdigten Urteile in RG. 82, 
345 vor allem das zum Abdrucke beſtimmte Urteil des V. ZS. 
vom 19. September 1914, V 83/14; ferner RG. 71, 402 und 
Warneyer 1908 Nr. 448), und dieſe Vorausſetzung iſt unſtreitig 
gegeben. Durch die Auflaſſung und Eintragung iſt die Ver⸗ 
einbarung der Parteien über die Grundſtücksveräußerung ihrem 
ganzen Inhalte nach gültig geworden, alſo auch die ſtreitige 
Abrede über die Wertzuwachsſteuer. N. c. M., U. v. 27. Okt. 14, 
182/14 III. — Königsberg. [B.) 

7. 8 421 BGB. Geſamtſchuldverhältnis trotz der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Rechtsgrundes der Haftung.] 

Am 21. April 1912 wurde durch den Zuſammenſtoß eines 
Straßenbahnwagens der Klägerin mit einer Kraftdroſchke der 
beklagten Geſellſchaft in B. der Viehhändler F., der ſich als 
Fahrgaſt in der Droſchke befand, ſchwer verletzt. Er nahm auf 
Erſatz feines Schadens auf Grund des NHafıpfl®. die Klägerin 
in Anſpruch, die ihrerſeits nunmehr gegen die beklagte Aktien⸗ 
geſellſchaft und gegen den Kraftwagenführer Feſtſtellungsklage 
auf Erſatz aller ihrer Aufwendungen mit der Behauptung er⸗ 
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hoben hat, daß der Unfall allein von dem Kraftwagenführer 
berſchuldet worden ſei, für den die beklagte Geſellſchaft einzu⸗ 
fteben habe. Das LG. hat den Kraftwagenführer nach dem 
Alageantrage verurteilt — inſoweit iſt fein Urteil rechtskräftig 
geworden —, die Klage gegen die beklagte Geſellſchaft aber 
abgewieſen. Auf die Berufung der Klägerin hat das OLG. 
abändernd auch die genannte Geſellſchaft antraggemäß verurteilt. 
Gegen die Entſcheidung des BG. hat die beklagte Aktiengeſellſchaft 
Reviſon eingelegt, indes ohne Erfolg. Gründe: Gegenftand 
des Rechtsſtreits der Berufungs⸗ und der Reviſionsinſtanz iſt 
ber Rücgriffanſpruch der klagenden gegen die beklagte Aktien⸗ 
geſelſchaft, von denen die erſtere für den Schaden des durch 
den Unfall verletzten Viehhändlers F. nach Maßgabe des 
Waftpflö., die letztere auf Grund des Beförderungsvertrages 
eragpflihtig iſt; ob ihre Haftung auch aus §8 831 BGB. 
begründet ſein würde, läßt das BG. dahingeſtellt. Das BG. 
nimmt trotz der Verſchiedenheit des Rechtsgrundes der Haftung 
in Einllang mit der Rechtſprechung des RG. (RG. 77, 317; 
3, 436 und JW. 1913, 8595; WarnRſpr. 1913 Nr. 318) ein 
Heſamtſchuldverhältnis der Parteien dem Verletzten gegenüber 
gemäß 5 421 BGB. an, das wiederum nach $ 426 BGB. den 
Rüdzeffanfpruh der Klägerin gegen die Beklagte begründe. 
Die Reviſion bekämpft dieſe Rechtsannahme und bittet nm die 
nochmalige Nachprüfung ihrer Richtigkeit, zumal die Entſcheidung 
RG. 67, 128 ihr zu widerſprechen ſcheine. Das Reviſions⸗ 
gericht ſieht ſich indeſſen nicht veranlaßt, von der in den erſt⸗ 
ingrführten Entſcheidungen vertretenen Rechtsauffaſſung abzugehen 
der ene Entſcheidung der Ver S. herbeizuführen. Die von 
zer Riſion angezogene Entſcheidung (RG. 67, 128) behandelt 
de don der hier zu beantwortenden durchaus verſchiedene 
fragt, ob eine Geſamtſchuldverbindlichkeit angenommen werden 
amm, wenn für eine Schuld eine Perſon auf Grund eines fog. 
Iufalen Rechtsgeſchäfts, eine andere auf Grund eines ſelbſtändigen 
Shuldderſprechens nach $ 780 BGB. verpflichtet iſt, eine Frage, 
1 mit Grund verneint werden dürfte, da das ſelbſtändige 
Sdulveriprehen lediglich auf der Erklärung des von jedem 
agen ſchuldbegründenden Tatbeſtande losgelöſten Verpflich⸗ 
ungewilend beruht und deshalb grundſätzlich die Feſtſtellung 
vr Ölidheit dieſes Tatbeſtandes mit demjenigen einer anderen 
Lenfichung ausſchließt, aus der allein die Zweckeinheit der 
Hubverpflihtung hervorgeht, die für die Begründung eines 
untiguldberhältnifjes weſentlich iſt. Für das innere Ber: 
h beider Schuldner zueinander gilt dies jedenfalls nicht, 
zee der Entſcheidung RG. 70, 405 zutreffend ausgeführt 
% Io daz ihre Ausgleichung nach $ 426 BGB. dennoch ſtatt⸗ 
laben km. Ein Widerſpruch zwiſchen den die Annahme des 
Sfamffhuldberhältmiffes für die Haftung aus unerlaubter 
lung einerſeits und die Haftung aus einem Vertrage 
bereits vertretenden Urteilen und demjenigen in RG. 67, 128 
‘ieh ſenach nich. Kommt mithin für die Ausgleichung der 
im gegebenen Falle die Haftung der Beklagten aus 
Veförderungävertrage als geſamtſchuldneriſch mit der Haftung 
Klägerin auf Grund des NHaftpflG. in Betracht, dann 
ag febftoerftändlich mit der Anwendung des $ 278 BGB, 
ie nuch das Mittelglied des Verſchuldens des Kraftwagen⸗ 
gerade die Vertragsſchuld der Beklagten und damit das 
SeiamtfHuldverhältnis begründet. Mit Unrecht bekämpft die 
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Reviſion die Heranziehung des §8 278 BGB. für die Aus⸗ 
gleichung im inneren Verhältnis der Erſatzpflichtigen überbaupt. 
Unrichtig und als ein Verſtoß gegen 8 426 BGB. würde es 
freilich erſcheinen, wenn das BG. deshalb, weil die Beklagte 
dem Verletzten gegenüber auf Grund des 8 278 BGB. für 
den ganzen Schaden aufzukommen hat, auch im inneren Ver⸗ 
hältniſſe der Parteien der Beklagten den ganzen Schaden 
aufgebürdet hätte. Dieſe Anwendung des 8 278 BGB. iſt in 
der von der Reviſion angerufenen Entſcheidung (RG. 61, 56) 
als rechtsirrig verworfen worden. Einen ſolchen Grundſatz hat 
aber das BG. nicht ausgeſprochen. Es hat vielmehr in jener 
entſprechenden Anwendung des 8 254 BGB., wie fie für die 
Auseinanderſetzung des § 426 die Rechtſprechung des RG. als 
richtig anerkannt hat (RG. 69, 422; 75, 251; Warneyer 1911 
Nr. 394; JW. 1912 S. 141, 1907, 865%), die Urſächlichkeit 
der von der Klägerin zu vertretenden Betriebsgefahr der Eiſen⸗ 
bahn gegenüber der auf dem Verſchulden des Kraftwagenführers 
beruhenden Vertragsverletzung zu dem Unfalle gegeneinander 
abgewogen. Daß dieſe entſprechende Anwendung des $ 254 BGB. 
vor einer mit der Haftung aus einer unerlaubten Handlung 
zuſammentreffenden Vertragshaftung haltmachen müßte und 
hier nur der Hilfsgrundſatz des 8 426 BGB., daß die Aus⸗ 
gleichung zu gleichen Teilen zu erfolgen hat, zur Anwendung 
gebracht werden dürfte, iſt nicht anzuerkennen. Die entſprechende 
Anwendung des §S 254 BGB. kann aber nun auch dahin 
führen, daß einem oder dem anderen der geſamtſchuldneriſch 
Verpflichteten im Verhältnis zu den übrigen der geſamte Schaden 
auferlegt werden kann. Wenn deshalb das BG. bei der von 
ihm vorgenommenen ſelbſtändigen Abwägung unter Würdigung 
der vorwiegenden Urſächlichkeit der von beiden Teilen zu ver— 
tretenden Handlungen oder Gefährdungen zu dem Ergebnis 
gekommen iſt, daß gegenüber dem von der Beklagten zu ver: 
tretenden ſchweren Verſchulden des Kraftwagenführers die 
Betriebsgefahr der Eiſenbahn als Urſache des Unfalles dermaßen 
zurücktrete, daß es angebracht erſcheine, der Beklagten im 
Verhältnis zur Klägerin den geſamten Schaden aufzuerlegen, 
ſo kann darin ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Ob 
eine andere Verteilung des Schadens in Anbetracht des von 
der Reviſion hervorgehobenen Umſtandes, daß beide Betriebs⸗ 
unternehmer juriſtiſche Perſonen und in ihren Vertretern, für 
deren unerlaubte Handlungen fie nach 88 30, 31 BGB. 
einzuſtehen hätten, frei von Verſchulden ſind und alſo beide 
gewiſſermaßen und gegenſtändlich (objektiv) haften, vielleicht der 
Billigkeit mehr entgegengekommen wäre, kann dahingeſtellt 
bleiben. Die Abwägung gehört, ſoweit nicht Rechtsirrtümer ſie 
beeinfluſſen, weſentlich dem Gebiete der freien Würdigung des 
Tatſachenrichters an. Die Reviſion war deshalb als un— 
begründet zurückzuweiſen. Automobil-Betriebs⸗A.⸗G. c. B.⸗C. 
Straßenbahn A.⸗G., U. v. 12. Okt. 14, 280/14 VI. — Berlin. B.) 

8. 5446 BGB. Durch die Übergabe der verkauften Sache 
geht die Gefahr des zufälligen Untergangs auch dann auf den 
Käufer über, wenn nach der zwiſchen den Parteien getroffenen 
Einigung das Eigentum erſt nach voller Zahlung des Kauſpreiſes 
übergehen ſoll.] 

Es handelt ſich um einen Kaufvertrag. Die verkauften 
Sachen ſind beim Abſchluſſe des Vertrages gegen Leiſtung einer 
Anzahlung dem Käufer übergeben. Die Verkäuferin hat ſich 
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das Eigentum bis zur völligen Abtragung des Preiſes vor⸗ 
behalten. Gemäß $ 455 BGB. iſt alſo anzunehmen, daß durch 
die körperliche Ubergabe das Eigentum unter der aufſchiebenden 
Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes übertragen 
iſt. Irgendein Grund, der gegen die Rechtsvermutung des 
8 455 ſpräche, liegt im Streitfalle nicht vor. Es fragt ſich, 
ob dieſe zum Zwecke aufſchiebend bedingter Übereignung 
geſchehene Abergabe als eine Übergabe im Sinne des § 446 
BGB. zu erachten iſt, und ob demgemäß die Gefahr des 
zufälligen Unterganges der verkauften Sachen durch ſie von der 
Verkäuferin auf den Käufer übergegangen iſt. Der Senat hat 
dieſe in der Literatur beſtrittene, vom RG. noch nicht ent⸗ 
ſchiedene Frage bejaht. Gemäß 8 323 verliert allerdings der 
Kontrahent eines gegenſeitigen Vertrages den Anfpruch auf die 
Gegenleiſtung, wenn die ihm obliegende Leiſtung durch Zufall 
unmöglich wird. Der Verkäufer iſt gemäß § 433 verpflichtet, 
dem Käufer die Sache zu übergeben und ihm das Eigentum zu 
verſchaffen. Er hat alſo die ihm obliegende Leiſtung nicht 
vollendet, wenn er dem Käufer zwar die Sache übergeben, aber 
noch nicht übereignet hat. Er würde daher gemäß § 323, wenn 
nicht eine andere Vorſchrift des Geſetzes eingriffe, des An⸗ 
ſpruches auf den Kaufpreis verluſtig gehen, wenn die Kaufſache 
nach Übergabe, aber vor Übereignung durch Zufall unterginge. 
Eine ſolche Vorſchrift iſt aber der § 446, welcher beſtimmt, daß 
ſchon mit der Übergabe allein die Gefahr des zufälligen Unter⸗ 
ganges der verkauften Sache auf den Käufer übergehen ſoll. 
Da das Geſetz die vom Verkäufer geſchuldete Leiſtung in die 
Pflichten zur Übergabe der Sache und zur Verſchaffung des 
Eigentums trennt, ſo iſt es unzuläſſig, da, wo nur von Über⸗ 
gabe die Rede iſt, die Verſchaffung des Eigentums unter dieſem 
Ausdrucke mitzubegreifen. Der § 446 iſt alſo dahin auszulegen, 
daß durch die bloße Übergabe, gleichviel ob mit ihr die 
Abereignung verbunden iſt oder nicht, die Gefahr des Unter⸗ 
ganges der Sache auf den Käufer übertragen wird. Hierzu 
ſtimmt auch der 8 447, nach deſſen klarem Inhalt im Falle 
der Überſendung die Gefahr ſogar ſchon dann übergeht, wenn 
der Käufer das Seinige getan hat, um die Übergabe zu voll⸗ 
ziehen; alſo zweifellos vor dem Übergange des Eigentums. 
Selbſtverſtändlich kann unter „Übergabe der verkauften Sache“ 
im Sinne des § 446 nur eine Übergabe verſtanden werden, die 
zur Erfüllung des Kaufvertrages und nicht aus einer anderen 
Urſache geſchieht. Das trifft aber im Streitfalle zu. Die 
Verkäuferin hat dem Käufer die verkauften Sachen zur Erfüllung 
ihrer Lieferpflicht übergeben. Deswegen iſt alſo durch die 
Übergabe die Gefahr des zufälligen Unterganges der verkauften 
Sachen gemäß § 446 BGB. auf den Käufer übergegangen, 
obwohl nach der zwiſchen den Parteien getroffenen Einigung 
das Eigentum erſt nach voller Zahlung des Preiſes übergehen 
ſollte. G. c. Reformtheater⸗Geſellſchaft m. b. H., U. v. 13. Okt. 14, 
253/14 II. — Hamm. (B.] 

9. 8767 BGB. Durch die Abtretung der Hauptforderung 
unter Ausſchluß des Rechts aus der Bürgſchaft erliſcht die 
Bürgſchaftsforderung.] 

Die Beklagten zu 2 bis 4 ſind die Erben des am 1. Fe⸗ 
bruar 1896 verſtorbenen Kommiſſionärs v. D., der Inhaber der 
Firma v. D. u. L. war. Die Beklagte zu 2 heiratete als 
Witwe den Beklagten zu 1, M. B., der als Prokuriſt der Firma 
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beſtellt wurde, während die Beklagten zu 2 bis 4 als deren 
Inhaber eingetragen waren. Der Beklagte B. erwarb im 
Jahre 1904 das Gut Gr.⸗St.; er ließ am 13. Dezember 1904 
eine zu 5 Prozent verzinsliche Grundſchuld von 20 500 & für 
ſich eintragen, die er am 30. Januar 1905 an die verwitwete 
Frau H. v. M. in P. abtrat und in deren Einverſtändnis in 
eine zu 6 Prozent verzinsliche Darlehnshypothek umwandeln 
ließ. In der Abtretungsurkunde erklärte er zugleich als 
Prokuriſt der Handelsgeſellſchaft D. u. L. für die Darlehns⸗ 
forderung der H. v. M. die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Am 
1. März 1907 verkaufte B. das Gut an den Kläger, der die 
Hypothekenſchuld von 20 500 & aber dabei nicht übernahm; 
der Kläger wurde als Eigentümer des Gutes eingetragen und 
als ſolcher von der Gläubigerin im Jahre 1910 auf Zahlung 
der hypothekariſch verſicherten Schuld in Anſpruch genommen. 
Er zahlte die Schuld am 1. Oktober 1910, worauf ihm dieſe 
durch Urkunde vom 3. Oktober 1910 die Forderung mit allen 
Nebenrechten abtrat. Mittels Urkunde vom 7. März 1911 
hat der Kläger die Hypothekenforderung, aber unter Vorbehalt 
der Bürgſchaftsforderung, an die Bank L. in P. abgetreten. 
Geſtützt auf die Befriedigung der Gläubigerin, die den Über: 
gang der Forderung nebſt der Bürgſchaftsforderung auf ihn 
bewirkt habe, aber auch auf die Abtretung vom 3. Oktober 1910, 
nimmt der Kläger jetzt die Beklagten als Bürgen der auf ihn 
übergegangenen und übertragenen Darlehnsforderung in An⸗ 
ſpruch, die er geſamtſchuldneriſch mit dem mitbeklagten Darlehns⸗ 
ſchuldner zur Zahlung von 20 500 & nebſt 6 Prozent Zinſen 
ſeit dem 1. Oktober 1910 an ihn zu verurteilen beantragt. 
Als weiteren Klagegrund macht er Bereicherung geltend, da 
die von B. für ſeine Perſon aufgenommene Darlehnsſchuld in 
Wahrheit eine Schuld der Firma D. u. L. geweſen ſei. M. B. 
iſt durch rechtskräftig gewordenes Verſäumnisurteil zur Zahlung 
nach dem Klageantrage verurteilt worden. Die Klage gegen 
die Beklagten zu 2 bis 4 hat das LG. abgewieſen. Das 
OLG. hat dagegen auf die Berufung des Klägers dieſe Be: 
klagten zur Zahlung der Zinſen bis 6. März 1911 an den 
Kläger und des Kapitals von 20 500 & nebſt den Zinſen ſeit 
dem genannten Tage an die Bank L. in P., einem Hilfsantrage 
des Klägers gemäß, verurteilt. Auf die Reviſion der Beklagten 
iſt die Berufung des Klägers zurückgewieſen worden. Aus 
den Gründen: Die drei Rechtsakte, die für den Klageanſpruch 
von rechtlicher Erheblichkeit ſind: die Bürgſchaftserklärung vom 
30. Januar 1905, durch welche der Schuldner M. B. namens 
der Firma v. D. u. L. in ſeiner Eigenſchaft als Prokuriſt die 
Inhaber der von ihm vertretenen Firma für ſeine eigene Schuld 
als Bürgen verpflichtete, ferner die Zahlung der hypothekariſch 
verſicherten Darlehnsſchuld durch den nur dinglich haftenden 
Kläger am 1. Oktober 1910, und endlich die Abtretung der 
Hauptforderung unter ausdrücklichem Ausſchluß der Bürgſchafts⸗ 
forderung vom Kläger an die Bank L. in P. durch die Urkunde 
vom 7. März 1911, ſind in ihrer Bedeutung und rechtlichen 
Wirkſamkeit zwiſchen den Parteien beſtritten. Das LG. erachtete 
den Klageanſpruch für rechtlich unbegründet, weil der Kläger 
durch die Befriedigung der Gläubigerin auf Grund des § 1143 
BGB. zwar die Hauptforderung gegen den Schuldner M. B., 
nicht aber zugleich die Bürgſchaftsforderung erworben, dieſe 
vielmehr zu beſtehen aufgehört habe, da gemäß $ 776 BGB. 
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das Pfand endgültig die Schuld zu tragen habe und deshalb 
der dingliche Schuldner, der den Gläubiger befriedigte, dieſe 
nicht nochmals auf den Bürgen zurück abwälzen könne. Das 
BG. hat dagegen in dieſer Frage den Rechtsſtandpunkt ver⸗ 
treten, daß der Kläger, indem er als dinglicher Schuldner die 
Gläubigerin befriedigte, deſſen Forderung mit der ihr folgenden 
Bürgſchaftsforderung durch geſetzlichen Übergang erworben habe, 
und daß die Bürgſchaft erſt zum Erlöſchen gebracht werde, 
ben der von ihm in Anſpruch genommene Bürge nun ſeiner⸗ 
ſets zahle; dem Bürgen hafte dann zuletzt das Pfandgrundſtück, 
aus dem er feine Befriedigung ſuchen möge. Die Entſtehung 
der Bürgſchaftsſchuld durch die Verpflichtungserklärung des 
Prokutiſten, der zugleich der Hauptſchuldner war, erachtet das 
36. rechtlich für unbedenklich; der Abtretungserklärung vom 
. März 1911 an die Bank L. gibt es die Auslegung, daß 
der Vorbehalt der Bürgſchaftsforderung für den Abtretenden 
mur eine Einklagungsermächtigung für dieſen bedeute, während 
ſaclich dem Erwerber die Hauptforderung mit der ihr folgenden 
Zürgſchaftsforderung übertragen werden ſollte und übertragen 
worden ſei. Demgemäß ſei zwar nicht der Hauptantrag des 
Klägers auf Zahlung an ihn, wohl aber der in II. Inſtanz 
nachgeſchobene Hilfsantrag auf Zahlung an die Bank L., die 
Erwerbern der Forderung, rechtlich begründet. Die Reviſion 
macht demgegenüber geltend: Der Entſtehung der Bürgſchafts⸗ 
ſhuld durch die Bürgſchaftserklärung des B. vom 30. Januar 
1905 ſtehe der 8 181 BGB. entgegen, der wenigſtens ent⸗ 
mechend hier anzuwenden ſei. Der Prokuriſt eines Kaufmanns 
dr einer Handelsgeſellſchaft könne nicht für eine Schuld, die 
in feiner Perſon als Hauptſchuldner eingegangen fei, zugleich 
10 Bürgen den von ihm vertretenen Handelsherrn verpflichten. 
"8 habe weiter ein Rechtsübergang der Bürgſchaftsſchuld auf 
den Kläger infolge der von dieſem als dinglichem Schuldner 
geleiteten Zahlung der Hauptſchuld nicht ſtattgefunden, wie das 
g. in überzeugenden Ausführungen dargelegt habe. Hätte 
hemit der Kläger aber die Forderung gegen die Bürgen 
"fi erworben, fo ſei fie durch die Abtretung der Haupt⸗ 
derung ohne die Bürgſchaftsforderung an die Bank L. 
lochen; die Auslegung des Abtretungsaktes durch das BG. 
fi uectzirrig. Der Reviſion war ſtattzugeben. Ob die von 
in Rifion geforderte entſprechende Anwendung des § 181 
988 auf einen Fall, in welchem ein Vertreter nicht im Namen 
ins Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als Ver⸗ 
"re eines Dritten ein Rechtsgeſchäft abſchließt, ſondern durch 
n Dapelgeſchäft gleichzeitig ſich und die von ihm vertretene 
alm verpflichtet, möglich fein würde — die Urteile RG. 71, 219 
in Lamffpr. 1909, Nr. 189 haben fie bereits verneint — 
um werörtert bleiben. Es bedarf auch des weiteren nicht 
ie Untefuhung, ob die Nechtsauffaſſung des B., wonach 
. Seftiedigung des Hypothekengläubigers durch den dinglichen 
Shulbner nach 8 1143 BGB. den geſetzlichen Übergang der 
"otkelariih verſicerten Forderung und der Bürgſchafts⸗ 
rung auf den zahlenden dinglichen Schuldner zur Folge 
habe, für rechtlich haltbar erachtet werden kann, oder ob nicht 
balnehr der vom LG. vertretenen Anſchauung zu folgen ſein 
würde, daß mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 8 776 BGB. 
an folder Rechtsübergang hinſichtlich der Bürgſchaftsforderung 
"ht ſuttſndet und auch ein Rückgriff des dinglichen Schuldners 
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gegen den Bürgen nicht gegeben ift (Strohal in DIZ. 1903, 373) 
oder ob vielleicht auch jene dritte Rechtsanſicht zu billigen wäre 
(Strohal in Iherings J. 61, 59; RGRKom. Anm. zu $ 1225 
BGB.), wonach ein Rückgriff des dinglichen Schuldners, der 
die Schuld bezahlt hat, inſoweit, aber auch nur inſoweit, ſtatt⸗ 
haben kann, als er über den Wert des Pfandes hinaus, mit 
dem er haftet, gezahlt hat. Denn jedenfalls iſt der letzte 
Angriff der Reviſion, der ſich gegen die Rechtswirkſamkeit des 
Vorbehalts der Bürgſchaftsforderung in der Abtretungsurkunde 
vom 7. März 1911 und gegen die Auslegung dieſer Urkunde 
durch das BG. richtet, für begründet zu erachten und muß zur 
Abweiſung der Klage, alſo zur Zurückweiſung der Berufung 
des Klägers gegen das dieſe ausſprechende Urteil des LG. 
führen. In der Abtretungsurkunde vom 7. März 1911 iſt 
ausdrücklich erklärt, „daß die Rechte und Anſprüche aus der 
Bürgſchaftserklärung des Herrn M. B. zu P. vom 30. Januar 
1905 von der Abtretung ausgeſchloſſen ſind. Dieſe Bürgſchafts⸗ 
erklärung hat Herr M. B. abgegeben namens der damaligen 
Inhaber der Firma v. D. u. L.“ Ein ſolcher Ausſchluß iſt 
rechtlich möglich. Da aber nach $ 767 BGB. die Bürgſchafts⸗ 
forderung nur verbunden mit der Hauptforderung beſtehen kann, 
hat die Abtrennung von ihr durch ſolchen Ausſchluß bei der 
Abtretung der Hauptforderung notwendig die Wirkung, daß 
die Bürgſchaft erliſcht. Hinſichtlich des Pfandrechts an beweg⸗ 
lichen Sachen iſt dies in $ 1250 Abſ. 2 BGB. ausdrücklich 
ausgeſprochen. Der Satz muß aber ebenſo für andere Neben⸗ 
rechte, die dem abgetretenen Hauptrechte folgen, insbeſondere 
für das Recht aus einer Bürgſchaft für die übertragene Forderung 
gelten (JW. 1905, 428 RGRKom. z. BGB. Anm. 1 zu 
8 401); nur die Hypothek macht eine Ausnahme in dem Sinne, 
daß wegen des engen Zuſammenhanges zwiſchen Forderung 
und Hypothek eine Abtretung der erſteren ohne die letztere 
ſchlechthin unzuläſſig und deshalb nichtig iſt ($ 1153 Abſ. 2 
BGB.). Im gegebenen Falle iſt mithin durch den Ausſchluß 
des Rechts aus der Bürgſchaft von der Abtretung der Haupt⸗ 
forderung durch die Abtretungsurkunde vom 7. März 1911 
die Bürgſchaftsforderung untergegangen. Daran kann es nichts 
ändern, wenn die Abtretung nur zur Sicherheit wegen einer 
Forderung des Abtretungsempfängers gegen den Abtretenden 
erfolgte; auch die Sicherheitsübereignung iſt wirkliche Über⸗ 
eignung; ſie gibt dem Abtretenden nur im inneren Ver⸗ 
hältniſſe zu dem Abtretungsempfänger den Anſpruch auf 
Rückübertragung des abgetretenen Rechts, nachdem der Zweck 
der Sicherſtellung erfüllt iſt. Das BG. hat jedoch mit Rück⸗ 
ſicht auf die Feſtſtellung, daß im vorliegenden Falle die Ab⸗ 
tretung der Forderung an die Bank L. nur zur Sicherung der 
Bank wegen einer ihr gegen den Kläger zuſtehenden Forderung 
erfolgt ſei, das Abtretungsgeſchäft dahin ausgelegt, daß in 
Wahrheit mit der Forderung wie die Hypothek ſo auch das 
Recht aus der Bürgſchaft auf die Bank übergehen und nur die 
Befugnis, aus der Bürgſchaft Klage gegen die Bürgen auf 
Zahlung an die Bank, die neue Gläubigerin, zu erheben, bei 
dem Kläger verbleiben ſollte, ſo daß der Kläger inſoweit im 
Auftrage der Bank handelte. Dieſe Auslegung muß indeſſen 
an dem klaren und beſtimmten Wortlaute der Abtretungsurkunde 
ſcheitern, der eine andere Auslegung als die mit deutlichen 
Worten ausgeſprochene Abtretung der Hauptforderung allein 
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ohne gleichzeitigen Mibergang der Bürgſchaftsforderung gar nicht 
zuläßt. In der Urkunde, die für das Rechtsgeſchäft maßgebend 
iſt, iſt der Wille des Abtretenden beſtimmt dahin zum Aus⸗ 
drucke gekommen, daß er nur die Hauptforderung übertragen 
wollte, der Abtretungsempfänger nur dieſe erwerben ſollte. 
Dem entſpricht auch das eigene Verhalten des Klägers, das 
mit der Auslegung des BG. im Widerſpruche ſteht. Denn 
der Kläger hat keineswegs den Bürgſchaftsanſpruch mit der 
vorliegenden Klage für die Bank L. geltend gemacht; er hat die 
Zahlung an ihn ſelbſt verlangt und nur hilfsweiſe in II. Inſtanz 
ſich damit zufrieden erklärt, daß die Beklagten zur Zahlung an 
die Bank verurteilt wurden. Er war, wie auch das BG. an⸗ 
nimmt, der Meinung, daß er zur Einklagung der Bürgſchafts⸗ 
forderung im eigenen Namen befugt ſei, das heißt aber, daß 
die Forderung bei ihm verblieben ſei. Dieſe ſeine Meinung, 
aus der ſich aber gerade ergibt, daß ſein Wille bei der Ab⸗ 
tretungserklärung dahin gegangen war, die Bürgſchaftsforderung 
für ſich zu behalten und wirklich von der Übertragung der 
Hauptforderung auszuſchließen, war aber rechtsirrtümlich. 
B. u. Gen. c. M., U. v. 22. Okt. 14, 179/14 VI. — Poſen. (B.] 

10. Können Verfehlungen gegen die durch die Ehe be⸗ 
gründeten Pflichten dann einen Anſpruch aus 88 823 f. BGB. 
nicht begründen, wenn ſie gerade wegen ihrer Richtung gegen 
den anderen Ehegatten als Rechtsverletzungen erjcheinen?] 

Die Streitteile waren ſeit dem 6. September 1892 mit⸗ 
einander verheiratet, ihre Ehe iſt aber durch ein am 21. Januar 
1909 rechtskräftig gewordenes Urteil geſchieden worden. Beide 
Ehegatten wurden für ſchuldig erklärt. Mit der vorliegenden 
Klage verlangt die Klägerin Schadenserſatz, weil ſie von dem 
Beklagten an der Geſundheit geſchädigt ſei. Das LG. ſprach 
ihr eine jährliche Rente von 1500 & ſeit dem 21. Januar 1909 
zu, während die Mehrforderung abgewieſen wurde. Beide 
Parteien legten Berufung ein, die Rechtsmittel wurden aber, 
abgeſehen von einer Abänderung der Koſtenentſcheidung, vom 
OLG. zurückgewieſen. Klägerin und Beklagter haben erfolglos 
Reviſion eingelegt. Gründe: Der Vorderrichter ſieht als er⸗ 
wieſen an, daß ſich der Beklagte gegenüber der Klägerin in 
ehewidriger Weiſe verhalten hat und findet in dieſen Umſtänden 
in Verbindung mit der Erhebung und Durchführung der 
Scheidungsklage den Grund dafür, daß ſich ein bei der Klägerin 
bereits früher mindeſtens in der Anlage vorhandenes Leiden 
derart verſchlimmerte, daß ſie jetzt an einer ſchweren Nerven⸗ 
erkrankung und einem auf dem Gebiete der Gedankentätigkeit, 
des Gemütslebens und der Willenskraft nachweisbaren geiſtigen 
Schwächezuſtand leidet, durch den ihre Erwerbsfähigkeit jeden⸗ 
falls vom 21. Januar 1909 an aufgehoben iſt. Die Schuld 
an dieſem Zuſtande legt der Vorderrichter beiden Parteien zur 
Laſt, überwiegend jedoch, nämlich zu / dem Beklagten, den er 
demgemäß zum Erſatze von zwei Dritteilen des der Klägerin er⸗ 
wachſenen Schadens verurteilt hat. Die Reviſion des Beklagten 
hält es grundſätzlich für verfehlt, Ehewidrigkeiten als ſolche unter 
dem Geſichtspunkte der SS 823 f. BGB. zu beurteilen. Zwar 
könne eine Körperverletzung die Tatbeſtände der 88 1568 und 
823 BGB. erſüllen, nicht aber treffe das bei ſeeliſchen Er: 
regungen zu. Das Verhalten des Beklagten gegenüber ſeiner 
Frau ſei nur deswegen eine Verfehlung, weil es ſich gerade 
gegen ſeine Ehefrau richte, es dürfe nicht nach 8 823, ſondern 
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nur nach ſeiner Bedeutung für die Schuldfrage im Scheidungs⸗ 
prozeß beurteilt werden. Hier greife aber 8 1578 BGB. ein, 
der der Frau nur gegen den allein für ſchuldig erklärten Mann 
einen Unterhaltsanſpruch gewähre. Der Wille des Geſetzes 
würde umgangen werden, wenn man dem für ſchuldig erklärten 
Gatten einen Schadenserſatzanſpruch zugeſtehe. Dieſen Aus⸗ 
führungen konnte nicht zugeſtimmt werden. Der Unterhalts- 
anſpruch, den 8 1578 BGB. dem unſchuldigen Gatten gegen 
den ſchuldigen gewährt, iſt als Nachwirkung der Ehe anzuſehen, 
er ſetzt neben Bedürftigkeit des Berechtigten und der Fähigkeit 
des Verpflichteten zur Unterhaltsgewährung, 8 1579 BGB., 
nur voraus, daß ein Gatte im Scheidungsprozeſſe für allein 
ſchuldig erklärt wurde. Welcher Art die Eheverfehlung war, iſt 
unerheblich, insbeſondere braucht ſie keinen Verſtoß gegen die 
ES 823 f. zu enthalten. Liegt aber ein ſolcher Verſtoß vor, ſo 
iſt nicht abzuſehen, weswegen er ſeine regelmäßigen Folgen dann 
nicht haben ſollte, wenn er in einem Scheidungsprozeſſe erfolg: 
reich als Scheidungsgrund geltend gemacht war. In bezug 
auf Körperverletzungen nimmt das auch die Reviſion nicht an. 
Es kann ihr aber auch nicht zugegeben werden, daß Verfehlungen 
gegen die durch die Ehe begründeten Pflichten dann niemals 
einen Anſpruch aus 85 823 f. begründen könnten, wenn fie 
gerade wegen ihrer Richtung gegen den anderen Gatten als 
Rechtsverletzung erſcheinen. Daß die in den SS 823 f. be: 
handelten unerlaubten Handlungen nicht auf die Verletzung von 
Vermögensrechten beſchränkt ſind, ſondern auch in der Verab⸗ 
ſäumung familienrechtlicher Pflichten beſtehen können, hat das 
RG. ſchon mehrfach angenommen, Warngſpr 1913 Nr. 53 
S. 69; RG. 75, 253; JW. 1912, 1907. Zu fordern iſt nur, 
daß eins der im §S 823 Abſ. 1 geſchützten Rechtsgüter wider⸗ 
rechtlich verletzt wird. Handelt es ſich, wie hier, um die Ge⸗ 
ſundheit einer Perſon, ſo iſt deren Verletzung auch durch rein 
ſeeliſche Einwirkungen möglich. Dem entſpricht es, daß der er⸗ 
kennende Senat in einem Urteile vom 21. März 1907, Rep. 
VI 328/06, ausgeſprochen hat, wenn der damalige Beklagte 
durch die mit der Ehefrau des Klägers begangenen Ehebrüche 
wirklich die Geſundheit des letzteren beſchädigt habe, ſo ſei an 
der Widerrechtlichkeit dieſer Handlungsweiſe nicht zu zweifeln, 
ferner, daß es der IV. ZS., Warneyer 1911 Nr. 259 S. 292, 
für möglich erklärt, die Klägerin habe durch fortgeſetztes Hin⸗ 
halten Schaden an ihrer Geſundheit erlitten. Wie ſich die 
Sachlage geſtaltet, wenn der unſchuldige Ehegatte Anſprüche 
aus 8 1578 und aus SS 823 f. nebeneinander geltend macht, 
bedarf im vorliegenden Falle keiner Entſcheidung. Die Reviſion 
des Beklagten wendet ſich ferner dagegen, daß ihm die 
Folgen des Scheidungsprozeſſes angerechnet werden, obgleich er 
mit ſeinem Scheidungsbegehren durchgedrungen iſt und es anders 
als durch Scheidungsklage nicht verwirklichen konnte. Zu der 
Frage, ob die krankhaften Zuſtände, die durch die Aufregungen 
eines Prozeſſes hervorgerufen werden, von dem Beklagten zu 
vertreten ſind, hat der erkennende Senat ſich dahin ausgeſprochen, 
daß dies Sache des einzelnen Falles ſei, daß aber die Frage 
dann zu bejahen ſei, wenn eine Körperverletzung nervöſe Krank⸗ 
heitserſcheinungen hervorgerufen hat und dieſe durch die Auf⸗ 
regungen des Prozeſſes geſteigert und verſchlimmert werden, 
RG. 75, 20 f. Auf den vorliegenden Fall trifft dieſe Erwägung 
nicht unmittelbar zu, denn die Klägerin beruft ſich nicht auf 
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die Aufregungen des jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Rechts⸗ 
ſtreits, ſondern der bereits abgeſchloſſene Streit um die Ehe⸗ 
ſcheidung ſoll bei der Entſtehung ihres Leidens mitgewirkt haben. 
Nan kann auch nicht, wie bei einem Prozeſſe um Schadens⸗ 
ersatz, ſagen, daß der Erſatzpflichtige auf feine Gefahr handelt, 
wenn er es auf einen Rechtsſtreit mit dem Geſchädigten an⸗ 
bonmen läßt, denn der Scheidungsprozeß mit feinen Auf: 
gungen iſt für die Beteiligten unvermeidlich, wenn es über: 
baupt zu einer Eheſcheidung kommen fol. In der Anſtellung 
ind Durchführung einer Scheidungsklage an und für ſich kann 
daher kein Verſchulden des jeweiligen Klägers liegen, wenn ihm 
ein ausreichender Scheidungsgrund zur Seite ſteht. Hieraus 
jolgt aber noch nicht, daß der jetzige Beklagte für die Geſund⸗ 
kusihädigung feiner Ehefrau nicht einzuſtehen hätte. Um 
nſächlichen Zuſammenhang im Rechtsſinne anzunehmen, iſt es 
ficht erforderlich, daß die von dem Beklagten zu vertretende 
hlictwidrige Handlung die einzige Schadensurſache war, 
26. 72, 327, vielmehr genügt es, wenn fie eine der not- 
hendigen Bedingungen des Erfolgs geſetzt hat. Zu Unrecht 
bezweifelt das die Reviſion und ſucht auszuführen, die Ge⸗ 
ſundheitzſchädigung der Klägerin ſei nach dem Sinn der Feſt⸗ 
fellungen des angefochtenen Urteils nur durch die erſtrebte und 
entichte Scheidung entſtanden. Der Vorderrichter ſagt aus⸗ 
drüclch, die vor der Einleitung der Scheidungsklage ein- 
hetretenen und die neben dem Scheidungsprozeſſe herlaufenden 
Greigniffe hätten einen weſentlichen Einfluß auf die Geſundheits⸗ 
ſchhigung der Klägerin gehabt. Von dieſen Ereigniſſen werden 
he dälle des Ehebruchs am niedrigſten bewertet, dann aber 
nid in eingehender Erörterung dargelegt, weswegen das Ver⸗ 
hält des Beklagten zur T. die Klägerin ganz beſonders er- 
bittert und erregt hat. Wenn der Vorderrichter in dieſem Zu⸗ 
Iammenhange auch die Befürchtung der Klägerin heranzieht, ſie 
werde durch die T. aus ihrer Stellung als Frau verdrängt 
raden, fo iſt das in keiner Weiſe zu beanſtanden. Es iſt auch 
usreihend begründet, daß dem Beklagten fein ehewidriges Ver⸗ 
dlin als Verſchulden anzurechnen ſei. Für den ſchädigenden 
ri ſeiner Handlungen hat er daher einzuftehen, mag auch 
hm eme bon ihm nicht ſchuldhaft geſetzte Urſache mitgewirkt 
haben, und es iſt nicht geboten, das angefochtene Urteil des⸗ 
regen aufzuheben, weil der Vorderrichter unter den Urſachen 
dn Geündheitsſchädigung der Klägerin auch den Scheidungs⸗ 
weiß als ſolchen anführt und es für unmöglich erklärt, den 
TR jedes einzelnen Vorganges zu ermitteln. Die Reviſion 
Uigerin wendet ſich dagegen, daß ſie ein Drittel des Ge⸗ 
kmnheeng ſelbſt tragen ſoll. Auch hier iſt aber dem Vorder⸗ 
"ter vigſtens im Ergebnis beizutreten. Sein weſentlicher 
Kuſchedungsgrund liegt darin, daß die Klägerin die Oſterbriefe 
gerieben hat, die zwar nicht ausreichten, das Verhalten des 
delagten gegenüber ſeiner Frau zu rechtfertigen, ihm aber das 
dh haben, die Fortſetzung der Ehe abzulehnen, auch eine 
nedrige Gefinnung der Schreiberin zeigten. In der Abfaſſung 
er Briefe wird ſomit ein Verſchulden der Klägerin gefunden, 
Ind durch Vermittlung des Scheidungsprozeſſes bei ihrer Ge⸗ 
ſudhelgſchädigung mitgewirkt hat und eine genügende Grund⸗ 
har für die Anwendung des 8 254 BGB. abgibt. Der Vorder⸗ 
cler will nicht ein Drittel des Geſamtſchadens als Folge des 
Schedungspioeſſes ausſcheiden, was mit ſeinen früheren Aus⸗ 
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führungen in Widerſpruch fände, ſondern er legte der Klägerin, 
weil ſie an der Entſtehung des Geſamtſchadens mitſchuldig iſt, 
ein Drittel desſelben zur Laſt. Hierin liegt keine Verkennung 
des urſächlichen Zuſammenhanges im Rechtsſinne. Auch die 
Art der Schadensteilung läßt ſich aus Rechtsgründen nicht 
beanſtanden. K. c. K., U. v. 5. Okt. 14, 269/14 VI. — 
Dresden. (B.] | 

11. 5 823 BGB. Überwachungspflicht beim Abbrennen 
eines Feuerwerks.] 

Beim Abbrennen eines von der ſtaatlichen Kurverwaltung 
im Kurgarten des Bades O. veranſtalteten und von dieſer dem 
Feuerwerksfabrikanten L. in Auftrag gegebenen Kunſtfeuerwerkes 
am 27. Juli 1910 wurde durch die Selbſtentzündung einer 
Leuchtbombe die Ehefrau des Klägers, die ſich unter den Zu⸗ 
ſchauern befand, getötet. Auf Erſatz des ihm durch den Unfall 
ſeiner Ehefrau entſtandenen Schadens hat er den preußiſchen 
Fiskus wie den genannten Fabrikanten L. in Anſpruch genommen. 
Das LG. hat den Klageanſpruch dem letztgenannten Beklagten 


gegenüber zum größeren Teile dem Grunde nach für gerecht⸗ 


fertigt erklärt, den Anſpruch gegen den beklagten Fiskus jedoch 
abgewieſen. Auf die Berufung des Klägers und des Beklagten 
L. wurde die letztere ganz und die des Klägers inſoweit zurück⸗ 
gewieſen, als er Erſatz dafür verlangt, daß ihm die getötete 
Frau hätte Unterhalt gewähren müſſen; gegen den beklagten 
Fiskus wurde jedoch das erſte Urteil dahin abgeändert, daß der 
Anſpruch des Klägers geſamtſchuldneriſch mit demjenigen gegen 
L. inſoweit für gerechtfertigt erklärt wurde, als er ſich auf die 
Koſten der Beerdigung, die Beſchädigung von Kleidungsſtücken 
und den Wegfall der Dienſte der Ehefrau bis zur Wiederver⸗ 
heiratung des Klägers bezieht. Der beklagte Fiskus hat Reviſion 
eingelegt, die indes erfolglos blieb. Gründe: Die Haftung des 
beklagten Fiskus wird von klägeriſcher Seite daraus abgeleitet, 
daß er nicht für genügende Abſperrung des Platzes geſorgt habe, 
der zum Abbrennen des Feuerwerks diente. Für dieſen Fehler 
ſei er nach 55 823, 831 BGB. aber auch aus Vertrag ver⸗ 
antwortlich, da er die Anweſenheit von Zuſchauern geduldet 
und damit auch die Sorge für ihre Sicherheit übernommen 
habe. Das LG. verneint ſowohl die Vertragshaftung wie ein 
Verſchulden der Vertreter des beklagten Fiskus, der ſich auf L. 
habe verlaſſen dürfen. Auch das BG. lehnt eine vertragliche 
Haftung des Beklagten ab, die durch das bloße Nichtverwehren 
des Zuſchauens keinesfalls begründet werde. Was die Haftung 
aus unerlaubter Handlung angehe, ſo ſei feſtgeſtellt, daß die 
Abſperrung die gleiche geweſen ſei, wie bei früheren Veran⸗ 
ſtaltungen, nur daß bei dem Radfahrerfeuerwerk wegen der 
Eigenart dieſer Darſtellung die Sperrleine etwas anders 
gezogen worden ſei; der Pyrotechniker L. habe eine andere 
Abſperrung, jedenfalls an der Unfallſtelle, auch gar nicht verlangt. 
Dem L. ſei die Ausführung des Feuerwerks als ſelbſtändigem 
Werkmeiſter übertragen worden, fo daß § 831 BGB. nicht 
anwendbar ſei. Auch 8 823 BGB. treffe inſoweit nicht zu, 
als die Auswahl des L. in Frage komme, von dem die Bade⸗ 
verwaltung ſich auch der Verwendung geeigneter Materialien 
und der Anordnung ſachdienlicher Abſperrung habe verſehen 
können. In einem Briefe vom 16. April 1910 habe nun aber 
L. von der Badeverwaltung für die Zukunft zur Vermeidung 


von Unfällen eine weitere Abſperrung wie bisher verlangt. 
4 * 
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Daraus habe die Badeverwaltung erſehen, daß gegen die 
bisherige Art der Abſperrung Bedenken beſtanden; ſie habe das 
Schreiben an den Bademeiſter zur Kenntnisnahme und Beachtung 
weitergegeben; L. ſei aber dann fahrläſſigerweiſe nicht weiter 
auf die Sache zurückgekommen, und deshalb habe auch der 
Bademeiſter D. nichts weiter veranlaßt. Er hätte ſorgfältiger⸗ 
teile den L. fragen müſſen, welche andere Abſperrung er wünſche, 
und die Badeverwaltung hätte, nachdem ſie von den Bedenken 
gegen das bisherige Verfahren Kenntnis erhalten hatte, ſich 
nicht darauf beſchränken dürfen, das Schreiben an den Bade⸗ 
meiſter weiterzugeben, ſondern den Fortgang der Sache 
beaufſichtigen und Erkundigungen einziehen müſſen, was erforder⸗ 
lich ſei; ſie würde dann erfahren haben, daß eine Abſperrung 
auf 40 m nötig war, bei der die jetzt bei dem Unfalle verletzten 
Perſonen geſichert geweſen ſein würden. Die Haftung des 
beklagten Fiskus für ſeinen Vertreter Oberbergrat M. ſei 
hierdurch begründet. Die Reviſion rügt die Verletzung der 88 89, 
31, 823, 831 BGB. Wenn L., wie das BG. annehme, 
ſtelbſtändiger Werkmeiſter geweſen ſei, auf den ſich die Bade⸗ 
verwaltung habe verlaſſen können, ſo ſtimme damit die Annahme 
eines Verſchuldens der Badeverwaltung nicht. Den Brief vom 
16. April 1910 habe fie an ihren zuverläſſigen Bademeiſter zur 
Beachtung abgegeben; das habe um ſo mehr genügt, als L. in 
dem Briefe geſchrieben habe, er habe bei ſeinem letzten Beſuche 
dem Bademeiſter die neue Abſperrung angegeben. Für eine 
Unterlaſſung des Vademeiſters hafte der beklagte Fiskus nur 
aus 8 831 BGB. Anders würde es ſein, wenn L. nur all⸗ 
gemein eine andere Abſperrung gefordert hätte, ohne ſelbſt die 
neue Abſperrungslinie anzugeben. Bei der Veranſtaltung des 
Feuerwerks ſei der Bademeiſter übrigens ausführendes Organ 
des L. und zu eigenen Anordnungen gar nicht befugt geweſen. 
Die Reviſion war nicht für begründet zu erachten. Die Sorge 
für das Leben und die körperliche Unverſehrtheit der Zuſchauer, 
die ſich beim Abbrennen eines Feuerwerkes aus den Badegäſten 
wie aus den Ortsbewohnern in einem Kurort in großer Menge 
einzufinden pflegen, muß als eine alle Aufmerkſamkeit erheiſchende 
ernſte und wichtige Angelegenheit erachtet werden, um die ſich 
auch die Badeverwaltung ſelbſt zu kümmern hat. Sie darf 
dieſe Sorge nicht allein auf den Unternehmer, dem ſie das 
Feuerwerk in Auftrag gegeben hat, abwälzen, wenn ſie auch 
je nach deſſen perſönlichen Eigenſchaften, nach ſeiner Zuver⸗ 
läſſigkeit und Vertrauenswürdigkeit in dieſer Richtung, berechtigt 
ſein mag, zunächſt auf die ſachverſtändige Anordnung des 
Unternehmers, vornehmlich auch in der Frage der Abſperrung 
des Platzes ſich zu verlaſſen. Deshalb iſt es nicht rechtsirr⸗ 
tümlich, wenn das LG. annimmt, der Vertreter des beklagten 
Fiskus habe nach Empfang des Schreibens des L. vom 
16. April 1910 die darin verlangte weitere Abſperrung ſelbſt 
im Auge behalten müſſen und er habe fahrläſſig gehandelt, indem 
er das Schreiben einfach an den Bademeiſter D. zur Kenntnis⸗ 
nahme und Beachtung weitergab, ohne ſich darum zu kümmern, 
ob L. ſelbſt nach Maßgabe ſeines Schreibens neue Anordnungen 
über eine weitere Abſperrung gegeben habe, und ob dieſe, wenn 
ſie erlaſſen waren, den Anforderungen der Sicherheit des zu⸗ 
ſchauenden Publikums genügten. Nachdem die Badeverwaltung 
einmal darauf aufmerkſam gemacht worden war, daß die 
bisherige Art der Abſperrung unzureichend ſei, mußte ſie Ver⸗ 
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anlaſſung nehmen, ſelbſt zu beauffichtigen, daß eine andere und 
beſſere Abſperrung angeordnet wurde. Allerdings hatte L. in 
ſeinem Schreiben vom 16. April 1910 der Badeverwaltung 
mitgeteilt, daß er ſelbſt dem Bademeiſter D. bereits die Grenzen 
der neuen Abſperrung angegeben habe. Der Vertreter der 
Badeverwaltung würde aber, wenn er nur bei D. ſich erkundigt 
hätte, welche Angaben L. für die neue Abſperrung gemacht 
habe, erfahren haben, daß jene Mitteilung unrichtig war und 
eine Anordnung wegen einer anderweiten Abſperrung von L. 
an D. nicht ergangen war; er hätte dann ſeinerſeits mit L. 
oder mit einem anderen Sachverſtändigen ſich behufs Herbei⸗ 
führung der beſſeren Abſperrung in Verbindung ſetzen müſſen, 
und ſo wäre das Feuerwerk vom 27. Juli 1910 mit größerer 
Sicherheit des Publikums veranſtaltet worden. Die bloße 
Weitergabe des Schreibens an D. zur Kenntnisnahme und 
Beachtung genügte bei der Wichtigkeit der Sache zur Beobachtung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht. Zum mindeſten 


hätte ein Bericht von D. erfordert werden müſſen, deſſen 


Inhalt dann ebenfalls dazu geführt haben würde, die ſicherere 
Abſperrung in die Wege zu leiten. Die Unterlaſſung jeder 
weiteren Maßnahme gereicht der Badeverwaltung zum Verſchulden, 
das dem beklagten Fiskus nach SS 30, 31, 89, 276, 823 BGB. 
als eigenes anzurechnen iſt. Preußiſcher Bergfiskus c. Sp., 
U. v. 8. Okt. 14, 293/14 VI. — Hamm. B.] 

12. 5 823 BGB. Urſächlicher Zuſammenhang an⸗ 
genommen bei einem Nervenchok infolge einer vorgeſetzten Eis⸗ 
portion, in der ein Glasſplitter ſich befand, auch wenn nicht 
erwieſen iſt, daß Klägerin einen Glasſplitter verſchluckt hat.] 

Das BG. erachtet für erwieſen, daß ſich in der der 
Klägerin verabreichten Eisportion Glasſplitter befunden haben, 
dagegen für nicht erwieſen, daß die Klägerin beim Genuſſe des 
Eiſes Glasſplitter verſchluckt hat. Trotzdem nimmt das BG. 
einen urſächlichen Zuſammenhang der Erkrankung der Klägerin, 
die in einer allgemeinen Nervenſchwäche mit nervöſen Be⸗ 
ſchwerden der Verdauungsorgane beſteht, mit der Tatſache, 
daß die Klägerin Eis mit Glasſplittern vorgeſetzt erhalten hat, 
an. Das BG. ſtellt in dieſer Beziehung feſt, daß die Klägerin 
eine nervös und hyſteriſch veranlagte Perſon iſt, daß ſich wegen 
dieſer Veranlagung infolge des Umſtandes, daß ſie eine Portion 
Eis mit Glasſplittern vorgeſetzt erhalten hat, bei ihr der 
Glaube feſtſetzte, ſie habe Glasſplitter verſchluckt und daß 
dieſer Glaube ihr jetziges Leiden zum Teil mitverurſacht hat. 
Nach Feſtſtellung des BG. hat die Klägerin infolge des 
Glaubens, einen Glasſplitter verſchluckt zu haben, einen ſo⸗ 
genannten Nervenchok erlitten und dieſer letztere hat bei ihr 
die ſchon vorhandene Nervenſchwäche geſteigert und damit 
wenigſtens zum Teil das jetzt vorhandene Krankheitsbild mit 
feinen nervöſen Beſchwerden der Verdauungsorgane geſchaffen. 
Mit Unrecht macht die Reviſion geltend, der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Tatſache, daß das der Klägerin von 
der Beklagten gelieferte Eis Glasſplitter enthielt, und der Er⸗ 
krankung der Klägerin habe nicht angenommen werden dürfen. 
Der Vorgang iſt nach den Feſtſtellungen des BG. dahin zu 
ergänzen, daß das Eis von der Beklagten der Klägerin zum 
ſofortigen Genuß geliefert wurde, daß die Klägerin ſofort davon 
genoſſen und bei dem Genuſſe auch einen der in dem Eiſe 
befindlichen, allerdings von ihr alsbald entfernten Glasſplitter 
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in den Mund bekommen hat. Nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen L., dem das BG. ſich ausdrücklich anſchließt, war 
die Kägerin von Anfang an wegen der Möglichkeit, einen Glas⸗ 
Iplitter verſchluckt zu haben, ängſtlich und aufgeregt. Dieſe 
Ungt fiel bei ihr auf den fruchtbaren Boden einer nervöſen 
Veranlagung und da zugleich — in Wirklichkeit von dem 
Voral unabhängig — ein Magenleiden ſich bei ihr einſtellte, 
glaubte die Klägerin durch einen verſchluckten Glasſplitter 
mgenleidend geworden zu fein. Durch dieſen Glauben iſt die 
algemeine Nervenſchwäche mit nervöſen Beſchwerden der Ver⸗ 
dauungsorgane, die Krankheit, deretwegen die gegenwärtige 
Schadenserſatzklage erhoben iſt, mit verurſacht. Derſelbe hätte 
fh) bei der Klägerin nicht feſtgeſetzt, wenn ihr nicht vertrags⸗ 
vibrig ſeitens der Beklagten Eis mit Glasſplittern vorgeſetzt 
bir. Damit allein ift der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
de Handlung der Beklagten und der ſchadenbringenden Krank⸗ 
beit der Klägerin gegeben. Nun iſt allerdings von dem in 
der Rechtſprechung anerkannten Grundſatz auszugehen, daß der 
mſächliche Zuſammenhang im Rechtsſinne nur vorliegt, wenn 
der Schaden eine ſogenannte adäquate Folge der wirkenden 
Tatfahe iſt. Aber auch dies iſt hier anzunehmen. Denn das 
durch, daß jemandem eine Glasſplitter enthaltende Speiſe vor⸗ 
geſeßt wird, bei deren Genuß er einen Glasſplitter in den 
Nund befommt, wird nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
die Möglichkeit eines Erfolges von der Art des eingetretenen 
— die Möglichkeit des Eintritts eines Nervenchoks infolge des 
Slubens, einen Glasſplitter verſchluckt zu haben, und dadurch 
eroorgerufene nervöſe Beſchwerden der Verdauungsorgane — 
Agenein erhöht und begünſtigt (RG. 69, 59; 81, 360 flg.). 
3n der von der Reviſion angeführten Entſcheidung IV 202/07 
W. 1908, 4116) ift allerdings die Schadenserſatzpflicht aus 
833 BGB. mangels urſächlichen Zuſammenhangs verneint 
in einem Falle, wo die Klägerin, infolge des Bellens eines 
dundes vor Schreck zu Boden gefallen fein ſollte. Begründet 
dies damit, daß der in Frage kommende Hund zahm und 
"artig war, daß das Bellen eines ſolchen Hundes nach täg⸗ 
ler Lebenserfahrung ein ungefährlicher Vorgang und daß die 
gern durch das Bellen in eine wirkliche Gefahr nicht 
anten it. Hat aber das Verhalten des Hundes eine wirkliche 
geht nicht hervorgerufen, und war dasſelbe nach dem gewöhn⸗ 
ih Rufe der Dinge nicht geeignet, die Möglichkeit des 
Önfallng einer Person vor Schreck zu erhöhen, fo durfte ein 
Üguater urfählicher Zuſammenhang verneint werden. Anders 
it über der gegenwärtige Fall. Hier beſteht der Vorgang, 
ii den die Beklagte haften fo, darin, daß fie der Klägerin 
an Genie Eis vorgeſetzt hat, in welchem ſich Glasfplitter 
"fanden. Diefer Vorgang brachte die Klägerin in die Gefahr, 
'urh den Genuß des Eiſes an der Geſundheit beſchädigt zu 
= Zwar hat die Klägerin einen Glasſplitter nicht ver⸗ 
Zutt und es hat dieſe naheliegende Gefahr nicht zu ihrer 
hedigung geführt. Aber die Klägerin hat beim Genuſſe des 
eie einen Glasſpliter in den Mund bekommen, dies bemerkt 
an nun weitere Glasſplitter in dem Eiſe gefunden. Dies war 
ut dem gewöhnlichen Laufe der Dinge ſehr wohl geeignet, 
ea da Klägerin, wie überhaupt bei einer nervös veranlagten 
Veen den Glauben hervorzurufen, ſie habe wirklich einen 
Gadfpliter verſchlukt, und fo die Möglichkeit nervöſer 
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Störungen der Verdauungsorgane zu erhöhen. Die tatſächlich 
eingetretene Störung ſteht hiernach mit der Handlung der Be⸗ 
klagten, die der Klägerin Eis mit Glasſplittern zum Genuſſe 
vorſetzte, in adäquatem urſächlichen Zuſammenhang. Die 
Klägerin hat nicht nur, wie die Reviſion meint, die Idee krank 
zu ſein, ſondern ſie iſt wirklich erkrankt und zwar weſentlich 
mit infolge der durch die Handlung der Beklagten verurſachten 
Vorſtellung, einen Glasſplitter mit dem Eiſe verſchluckt zu 
haben. Eine ſolche Vorſtellung konnte ſich infolge der Hand⸗ 
lung der Beklagten nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
ſehr wohl feſtſetzen, während es einem ſolchen Laufe der Dinge 
widerſprechen würde, wenn in dem von der Reviſion gewählten 
Beiſpiele ein Paſſant, der über eine bei Glatteis nicht beſtreute 
Strecke des Bürgerſteigs geht, ſich einbilden ſollte, infolge des 
Glatteiſes zu Boden gefallen zu ſein, während er in Wirklich⸗ 
keit nicht gefallen iſt. Dadurch, daß der Glaube, einen Glas⸗ 
ſplitter verſchluckt zu haben, das Ergebnis der Handlung der 
Beklagten in Verbindung mit einer nervöſen Veranlagung der 
Klägerin war, wird die Handlung der Beklagten als mit⸗ 
wirkende Urſache jenes Glaubens ſo wenig beſeitigt, wie die 
Mitverurſachung der Geſundheitsbeſchädigung der Klägerin 
durch deren vorerwähnten Glauben dadurch, daß der letztere 
dieſe Wirkung nur hatte infolge der ſchon vorhandenen Nerven⸗ 
ſchwäche der Klägerin und eines aus anderer Urſache bei ihr 
vorhandenen Magenleidens. Im vorliegenden Falle iſt die 
Einbildung der Klägerin, einen Glasſplitter verſchluckt zu haben, 
und damit eine Miturſache der nervöſen Erkrankung durch die 
Handlung der Beklagten herbeigeführt, während in dem von 
der Reviſion bezogenen Falle VI 549/13 (Recht 1914 Nr. 1077) 
die nervöſe Erkrankung ſich aus einer neuen, mit der Miß⸗ 
handlung ſeitens des damaligen Beklagten gar nicht ſich be⸗ 
rührenden Urſache entwickelt hatte, und zwar erſt, nachdem die 
Folgen der Mißhandlung vollſtändig beſeitigt waren. Die 
letztere hatte die nervöſe Anlage des Verletzten gar nicht bes 
einflußt und nur die Erinnerungsvorſtellung an die Mißhandlung 
brachte den Verletzten dazu, auch die ſpätere Erkrankung fälſchlich 
auf die Mißhandlung als Urſache zurückzuführen und dieſe 
falſche Einbildung beeinflußte wieder den Zuſtand ſeiner Nerven. 
Mit Recht konnte unter ſolchen Umſtänden der urſächliche 
Zuſammenhang verneint werden, weil der Zuſammenhang 
zwiſchen der nervöſen Erkrankung und der früheren Mißhandlung 
nur ein äußerer war, da er anknüpfte an das Erleben der 
früheren Mißhandlung, nicht aber an eine dadurch bewirkte 
Geſundheitsſtörung. J. c. M., U. v. 27. Okt. 14, 304/14 II. — 
Berlin. [S.] 

13. 5 824 BGB. Demjenigen, deſſen Kredit, Erwerb 
oder Fortkommen durch Behauptung unwahrer Tatſachen ge⸗ 
fährdet werden, ſteht ein Anſpruch auf Unterlaſſung auch dann 
zu, wenn die Behauptung nicht vorſätzlich oder fahrläſſig ge⸗ 
ſchehen ift.] 

Das BG. hat nicht berückſichtigt, daß, ſelbſt wenn ein Ver⸗ 
ſchulden der Beklagten zu verneinen wäre, der lediglich auf Unter⸗ 
laſſung der angeblich unwahren Behauptung gerichtete Klage⸗ 
anſpruch als quaſinegatoriſche Unterlaſſungsklage gerechtfertigt 
ſein könnte. Eine ſolche Klage wird nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des RG. nach Analogie der Beſtimmungen in 88 12, 
862, 1004 BGB. demjenigen, deſſen Kredit, Erwerb oder Fort⸗ 
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kommen durch Behauptung unwahrer Tatſachen beeinträchtigt 
werden, auch dann gewährt, wenn demjenigen, welcher die un⸗ 
wahren Tatſachen behauptet hat, ein ſubjektives Verſchulden 
nicht beizumeſſen iſt. Die Klage geht auf Unterlaſſung künftiger 
Verletzungen, ſetzt aber voraus, daß der Kläger ernſtlich die 
Wiederholung der unter Klage geſtellten Behauptung befürchten 
muß (RG. 61, 369; 78, 215; Warngſpr. 1913 S. 383 Nr. 320 
und 1914 S. 30 Nr. 17). Nun hat zwar der Kläger das Be⸗ 
ſtehen einer Wiederholungsgefahr nicht ausdrücklich behauptet. 
Er hat aber unter Beweisantritt behauptet, die Beklagten ſeien 
dafür tätig geweſen, daß die in ihren Briefen aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen in den Geſchäftskreiſen bekannt geworden ſeien. Das 
BG. hat dieſe Behauptung des Klägers nur unter dem Geſichts⸗ 
punkte gewürdigt, ob ſie geeignet ſei, darzutun, daß die Briefe 
der Beklagten zu Zwecken des Wettbewerbes geſchrieben ſeien. 
Die Behauptung war aber auch geeignet, die Annahme einer 
Wiederholungsgefahr zu begründen. Eine Prüfung nach dieſer 
Richtung hat das BG. indes unterlaſſen, weil es ſich nicht ver⸗ 
gegenwärtigte, daß unabhängig von einem Verſchulden der Be⸗ 
klagten der Klageanſpruch bei analoger Anwendung der SS 12, 
862, 1004 BGB. gerechtfertigt ſein konnte. Das angegriffene 
Urteil war daher als auf Verletzung materiellen Rechts beruhend 
gemäß 88 564, 565 Abſ. 1 ZPO. aufzuheben. S. c. R. u. S., 
U. v. 23. Okt. 14, 246/14 U. — Berlin. [S.] 

14. 5 826 BGB. Sittenwidrige Sicherungsverträge.] 

Der Architekt und Bauunternehmer J. zu H. führte 
daſelbſt im Jahre 1909 eine Reihe von Villenbauten auf, 
geriet aber, da er nur über geringe eigene Mittel verfügte, 
in Geldſchwierigkeiten. Er ſchloß mit dem Erblaſſer der 
Beklagten, dem Kaufmann Richard H., am 12. und 13. Juli 
ſowie am 31. Auguſt 1909 Verträge ab, wodurch er dem H. 
für entſtandene und noch entſtehende Forderungen aus Lieferungen 
von Materialien und Barvorſchüſſen Sicherheiten gewährte. 
Insbeſondere beſtellte er ihm Sicherungshypotheken von 33000 
und 18000 &, trat ihm die Mieten der fertig zu ſtellenden 
Häuſer ſowie andere Forderungen ab, übereignete ihm ſein 
ganzes Baurüſtzeug, das H. ihm wieder leihweiſe überließ, und 
räumte ihm das Recht ein, die Zahlung der ſonſtigen Schulden 
des J. nach ſeinem alleinigen Ermeſſen ohne Pflicht zur 
Rechnungslegung zu bewirken. Am 18. Februar 1910 wurde 
über das Vermögen des J. das Konkursverfahren eröffnet. Die 
bevorrechtigten, wie die nichtbevorrechtigten Gläubiger ſind mit 
ihren Forderungen vollſtändig ausgefallen. Die Kläger, denen 
ebenfalls Forderungen gegen J. aus Lieferungen für Neubauten 
zuſtehen, für die ſie keine Befriedigung erlangt haben, erachten 
die Verträge zwiſchen J. und H. als ſittenwidrig und nichtig. 
Sie haben den angeblichen Anſpruch des J. auf Rückgewähr 
der dem H. überantworteten Vermögenswerte gepfändet und 
klagen aus dem Recht des J. wie aus eigenem Recht, weil ſie 
von H. vorſätzlich wider die guten Sitten geſchädigt ſeien, gegen 
die Beklagte als deſſen Vorerbin auf Zahlung ihrer Forderungen. 
Beide Vorinſtanzen haben die Beklagte klagegemäß verurteilt. 
Das BG. ſtützt die Verurteilung der Beklagten auf $ 826 BGB. 
Es ſieht in den Verträgen zwiſchen J. und H. eine vorſätzliche 
wider die guten Sitten verſtoßende Schädigung der übrigen 
Gläubiger des J., namentlich der Kläger. Zwar ließen die 
einzelnen Verträge für ſich betrachtet keinen ſolchen Verſtoß 
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erkennen. Jedoch ergebe ſich, wenn man ſie in ihrer Geſamtheit 
ins Auge faſſe, eine innerlich zuſammenhängende Kette von 
Handlungen, die dem H. das ganze Vermögen des J. zuſpielen 
und ſeinen Gläubigern entziehen, gleichzeitig ihn in vollſte 
wirtſchaftliche Abhängigkeit von H. bringen, ihn alſo wirtſchaft⸗ 
lich knebeln follten. Dem J. ſeien neben anderem die geſamten 
Einkünfte aus ſeinen Grundſtücken und damit aus ſeinem 
Vermögen, nämlich die Mieten aus den Villen, auf lange, nicht 
abſehbare Zeit entzogen worden. Er habe dem H. die Rechte 
aus dem Kauf von zwei Bauſtellen und die Reſtbaugeld⸗ 
forderung an feine Baugeldgeberin abgetreten; hiermit ſei ihm 
die Möglichkeit verſchloſſen worden, eigene Bauten auszuführen, 
worauf er als Bauunternehmer angewieſen geweſen ſei. H. ſei 
unter gewiſſen, ſehr dehnbaren Vorausſetzungen jederzeit in der 
Lage geweſen, den Leihvertrag mit J. über deſſen Rüſtungen 
und Baugeräte, die er zur Ausübung ſeines Berufes nötig 
hatte, zu kündigen und ihn als Bauunternehmer vollſtändig 
lahmzulegen. Die wirtſchaftliche Freiheit des J. ſei ſoweit 
eingeſchränkt worden, daß er nicht einmal über ſolche, dem H. 
gegebenen Sicherheiten frei verfügen durfte, die nach deſſen 
Dafürhalten zu ſeiner Deckung nicht erforderlich waren. Denn 
mit dieſen Sicherheiten habe H. nach ſeinem alleinigen Ermeſſen 
Verbindlichkeiten des J. begleichen dürfen, ohne zu einer Ab⸗ 
rechnung verpflichtet zu ſein. Mit dem Vertrag vom 
31. Auguſt 1909 habe J., abgeſehen von den mit Hypotheken 
überlaſteten Grundſtücken, auch das letzte, was er an ver⸗ 
fügbaren Vermögenswerten beſaß, hingegeben und ſei in 
vollſtändige geſchäftliche und wirtſchaftliche Abhängigkeit von den 
Entſchließungen des H. geraten. Dem J. ſei der äußere 
Anſchein der Selbſtändigkeit und Kreditwürdigkeit belaſſen, in 
Wahrheit jedoch alles gegenwärtige und künftige Vermögen 
entzogen und zum Nachteil aller übrigen mit ihm in geſchäftlicher 
Beziehung ſtehenden oder in ſolche tretenden Dritten, um einen 
einzigen Gläubiger zu ſichern, verwendet worden. Gerade 
dieſes ſei auch bezweckt gewefen, ſelbſt wenn die Geheimhaltung 
der Verträge nicht ausdrücklich vereinbart worden ſein ſollte. 
Die Geheimhaltung ſei die weſentliche Vorausſetzung geweſen, 
um einer Einmiſchung der übrigen Gläubiger zu entgehen. 
Wenn das BG. auf Grund dieſer Feſtſtellungen, denen noch 
beizufügen iſt, daß H. in den Verträgen keine beſtimmten 
Gegenleiſtungen, wie etwa die Gewährung von Kredit in 
bezifferter Höhe, übernommen hat, die Verträge als ſittlich 
anſtößig betrachtet, ſo befindet es ſich im Einklang mit der 
Rechtſprechung des RG. Freilich kann die Grenze zwiſchen 
dem, was auf dem Gebiet der Kreditſicherung noch erlaubt, und 
dem, was für den redlichen Verkehr unerträglich und deshalb 
ſittlich unſtatthaft iſt, nicht feſt gezogen werden. Sie fließt, 
und es wird von den Umſtänden des Einzelfalles abhängen, 
ob eine den guten Sitten widerſtreitende Handlungsweiſe vor⸗ 
liegt. Die rechtliche Auffaſſung des BG. iſt jedoch irrtumsfrei. 
Der Gläubiger, der einen in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
Schuldner zu ſtützen ſucht, ſoll ſelbſtverſtändlich keineswegs 
gehindert ſein, ſich zu ſichern, bevor er ihm ausgiebigen Kredit 
gewährt; wohl aber daran, aus geſicherter Stellung die Hilfe⸗ 
leiſtung unter Irreführung Dritter lediglich auf deren Gefahr 
und Koſten zu bewerkſtelligen. Dies hat H. getan. Wer ſo 
verfährt, wie er, mag die Abſicht hegen, dem Schuldner aufzu⸗ 
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helſen, und ſelbſt der Meinung fein, daß durch dieſe Hilfe auch 
die andern Gläubiger befriedigt werden könnten. Läßt er ſich 
von dem Schuldner alles übereignen, was dieſer beſitzt und 
zwingt ihn in eine tatſächliche Schuldknechtſchaft, ohne beides 
offerundig werden zu laſſen, fo tritt unausbleiblich und für 
den Gläubiger deutlich vorausſehbar die Wirkung ein, daß der 
Schuldner infolge der ihm bewilligten Mittel und des äußeren 
Archeins der Zahlungsfähigkeit und geſchäftlichen Selbfländigfeit 
vom anderer Seite Kredit erhält, oder daß ihm der Kredit 
belaſſen wird. Schlägt der Rettungsverſuch, wie es häufig der 
Fall iſt, fehl, ſo iſt der Gläubiger durch ſeine Sicherheiten 
gedeckt, die übrigen Kreditgeber ſehen ſich aller Befriedigungs⸗ 
mittel beraubt. Ein Rettungsverſuch von dieſer Art, der alleinig 
af Koſten der im Dunkel gelaſſenen und getäuſchten Dritten 
selhieht, widerſpricht dem Anſtandsgefühl jedes rechtlich Denken⸗ 
den, insbeſondre dem eines redlichen Geſchäftsmanns. Dabei 
Iommt es nicht darauf an, ob die Täuſchung von dem Gläubiger 
beabſichtigt war oder nicht, und ob er mit feiner Hilfeleiſtung 
einen beſonders hohen Gewinn erſtrebt oder ſich mit dem 
üblichen Nutzen aus Barkredit und Warenlieferungen begnügt 
hat. Hiernach hat das BG. ohne Rechtsirrtum die Beweis⸗ 
anträge der Beklagten als unerheblich abgelehnt, daß H. bei 
Abſqluß der Verträge keine unſittlichen Zwecke verfolgt, ſondern 
nur aus Wohlwollen für den aufſtrebenden J. ihn vor dem 
Zusammenbruch habe bewahren wollen; daß er weder auf dieſen 
Juſammenbruch noch auf die billige Erſtehung der Grundſtücke 
u J gerechnet, daß er für Barvorſchüſſe nur 5 Prozent und 
ur die gewöhnlichen Warenpreiſe berechnet habe. Zutreffend 
erachtet das BG. für bedeutungslos, von welchen Beweggründen 
d. geleitet wurde, weil das Mittel, zu dem er gegriffen habe, 
ſttenwidrig ſei. Damit fällt die Beſchwerde der Reviſion 
Wegen Nichterhebung jener Beweiſe. Wenn die Reviſion betont, 
es ſei wungels einer entgegenſtehenden Feſtſtellung für dieſe 
Iſtanz davon auszugehen, daß H. an den Geſchäften mit J. 
Iogar über 17000 & verloren habe, fo iſt zwar richtig, daß 
a 96. über den vorſorglichen Bereicherungsanſpruch der 
Kläger und damit über dieſen Einwand der Beklagten nicht 
lat bat, weil zur Prüfung, ob und in welchem Umfang H. 
hreichen wurde, noch weitere Erörterungen erforderlich wären. 
die Ausführungen des BG. laſſen aber keinen Zweifel, daß 
der angebliche Verluſt des H. weſentlich daher rührt, daß er die 
Hanndſtäcke des J. in der Zwangsverſteigerung weit unter dem 
erſtanden hat. Übrigens würde die Sittenwidrigkeit feiner 
Öantlumgatpeife durch ben ſpäteren Mißerfolg nicht befeitigt 
beim... In der Hauptſache bekämpft die Reviſion das 
du nit folgender Anführung. Die Verträge vom 12. und 
13, Juli, die ſich in nichts von den allgemein üblichen Kredit⸗ 
beſſcherungaverträgen unterſchieden, könnten, wie auch das BG. 
melam, keinesfalls unter S 826 BGB. fallen. Bedenklich 
fi höchſens der Vertrag vom 31. Auguſt. Er rechtfertige 
bes die Klageanſprüche nur dann, wenn gerade zwiſchen ihm 
ie Schaden der Kläger ein urſächlicher Zuſammenhang 
. Diefer ſei jedoch nicht feſtgeſtellt. Die einheitliche 
en aller Verträge ſei für die Klage nur verwertbar, 
u fe ſic als eine planmäßige, von vornherein beabſichtigte 
(ha mit dem Vertrag vom 31. Auguſt abſchließende Machen⸗ 
N darflelten. Dafür fehle jeder Nachweis. Der Angriff ist 
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nicht berechtigt. Die Planmäßigkeit in dem Vorgehen des H. 
könnte ein Beweisanzeichen für die Sittenwidrigkeit ſeines 
Handelns, namentlich für einen unlautern Beweggrund bilden. 
Sie iſt aber kein notwendiges Merkmal des Sittenverſtoßes. 
Die Juliverträge wie der Vertrag vom 31. Auguſt mögen jeder 
für ſich nicht zu beanſtanden ſein. Wenn indes im Vertrag 
vom 31. Auguſt dem J. alles, was er noch ſein eigen nannte, 
genommen und dadurch wie durch andere Bedingungen insgeheim 
ſeine wirtſchaftliche Unabhängigkeit und ſeine Kreditfähigkeit 
vernichtet wurden, ſo ergibt ſich, wie das BG. zutreffend dar⸗ 
legt, der Sittenverſtoß erſt aus der Geſamtheit der Verträge. 
Der letzte Vertrag konnte die mißbilligte Wirkung nur äußern, 
weil ſie durch die vorausgegangenen Verträge tatſächlich 
— pleichviel ob auch abſichtlich — vorbereitet war. Zur 
Erfüllung des Tatbeſtandes des § 826 genügt es, daß das 
Mittel, deſſen ſich H. bediente, objektiv anſtößig war. H. c. R. 
u. Gen., U. v. 19. Okt. 14, 354/14 VI. — Naumburg. [S.] 

15. 5 839 BGB. Verletzung der Amtspflicht ſeitens 
eines Notars. 

Am 29. April 1908 beurkundete der Beklagte ein Darlehns⸗ 
ſchuldbekenntnis nebſt Hypothekbeſtellung der Eheleute F. über 
ein Darlehen von 3000 &, verzinslich zu 5¼ Prozent, zugunſten 
des Klägers und die Annahmeerklärung des letzteren. In der 
Urkunde heißt es, daß jene dem Kläger ihr Hausgrundſtück 
„zur Hypothek nach vorſtehenden 34 840 u” ſtellten; fie 
enthält ferner auch einen Antrag der Erſchienenen, die auf 
Grund des Aktes zu machenden grundbuchamtlichen Benach⸗ 
richtigungen dem Beklagten zuzuſtellen und ihm den Hypotheken⸗ 
brief auszuhändigen. Nach der Aufnahme der Urkunde zahlte 
der Kläger in Gegenwart des Beklagten den Eheleuten F. die 
3000 & aus. Der daraufhin in das Grundbuch eingetragenen 
Hypothek des Klägers gingen nicht 34 840 , fondern noch 
weitere 39 000 & im Range vor. Der Kläger beantragte 
1912 die Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks, nahm 
aber von der Durchführung des Verfahrens, angeblich wegen 
Ausſichtsloſigkeit der Befriedigung, Abſtand. Die Hypothek iſt 
unſtreitig infolge der Vorbelaſtungen wertlos und die Eheleute F. 
ſind inzwiſchen unpfändbar geworden und haben den Offenbarungs⸗ 
eid geleiſtet. Der Kläger nimmt nun den Beklagten auf Erſatz 
des Darlehnsbetrags nebſt 90,30 „ Koſten des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens und Zinſen in Anſpruch, weil der 
Beklagte ihm gegenüber ſeine Vertrags⸗ und Amtspflicht ſchuld⸗ 
haft verletzt habe, indem er ſich nicht durch Einſicht des Grund⸗ 
buchs von dem Range der Hypothek überzeugt und indem er 
ihn, einen einfachen, geſchäftsungewandten Mann, nicht über 
die Gefahren der ſofortigen Auszahlung des Darlehnsbetrags 
aufgeklärt habe. Die Klage iſt von dem LG. abgewieſen, von 
dem DIG. aber dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
worden. Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden. 
Aus den Gründen: Die von dem BG. verneinte Frage, ob 
der Beklagte dem Kläger auf Grund eines Vertrags hafte, iſt 
der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen, weil die 
Reviſion beim Fehlen der Reviſionsſumme nur zuläſſig iſt, 
ſoweit ein Anſpruch wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von 
Amtshandlungen erhoben iſt. Nach der Anſicht des Ber. hat 
der Beklagte eine ihm dem Kläger gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht nicht durch die Unterlaſſung der Grundbucheinſicht, wohl 
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aber dadurch fahrläſſig verletzt, daß er den Kläger, als dieſer 
nach der Beurkundung des Darlehnsſchuldbekenntniſſes nebſt 
Hypothekbeſtellung ſogleich zur Auszahlung des Darlehns ſchritt, 
nicht darüber belehrte, daß er durch die Beurkundung noch keine 
Hypothek mit beſtimmtem Range erlangt habe, daß die Be⸗ 
urkundung allein keine Sicherheit biete und die Auszahlung des 
Darlehns vor der Eintragung der Hypothek Gefahren mit ſich 
bringe; jenes auffällige, leichtfinnige Verhalten des Klägers 
habe den Beklagten erkennen laſſen müſſen, daß der Kläger ſich 
der Bedeutung der beurkundeten Erklärung nicht voll bewußt 
geweſen ſei. Dem iſt beizupflichten. Wie der erkennende Senat 
wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. die in Gruchots Beitr. 55, 1003, 
in der JW. 1913 S. 490, 1152; 1914 S. 194, 354 und in 
dem ZB15G. 14, 656 abgedruckten Entſcheidungen, ferner die 
Urteile vom 6. und vom 10. März 1914, III 438/13 und 
II 530/13), iſt der beurkundende Notar kraft feines Amtes 
verpflichtet, den wahren Willen der Beteiligten zu erforſchen 
und ihnen zu dieſem Zwecke Rechtsbelehrungen zu erteilen, ſie 
namentlich auch über die Bedeutung der zu beurkundenden Er⸗ 
klärung zu belehren, ſoweit dies zur Erſorſchung des in der 
Urkunde feſtzulegenden Willens der Erklärenden erforderlich iſt, 
vorausgeſetzt, daß Anlaß beſteht, an der Kenntnis der Beteiligten 
von der Bedeutung der Erklärung zu zweifeln. Danach hatte 
der Beklagte auch in dem vorliegenden Falle jedenfalls dann 
die Amtspflicht, den Kläger zu belehren, wenn dieſer ſchon vor 
der Vollziehung der Urkunde die Abſicht geäußert haben ſollte, 
ſofort nach der Beurkundung das Darlehen auszuzahlen. Denn 
dieſe Außerung mußte Zweifel erwecken, ob dem Kläger bekannt 
ſei, daß er die zugeſagte Hypothek „nach vorſtehenden 34 840 & 
nur dann erhalten würde, wenn das Grundſtück zur Zeit der 
Eintragung der Hypothek nicht weiter belaſtet ſei, und ob er 
nicht vielmehr annahm, ſchon durch die notarielle Beurkundung 
erlange er Gewähr dafür, daß die für ihn zu beſtellende Hypothek 
den zugeſicherten Rang erhalte. Dieſer Irrtum war auch für 
die Beurkundung von Bedeutung. Der Hypothekendarlehnsgeber 
wird häufig von dem Darlehnsgeſchäft Abſtand nehmen, wenn 
er erfährt, daß er auf eine Hypothek mit dem beſtimmten Range 
nicht mit voller Sicherheit rechnen kann, oder doch über die 
Beſeitigung der weiteren Vorbelaſtungen oder die Auszahlung 
des Darlehns beſondere Abreden treffen; vorliegendenfalls hat 
denn auch der Vorderrichter feſtgeſtellt, daß es bei gehöriger 
Belehrung ſeitens des Beklagten überhaupt nicht zur Darlehns⸗ 
gewährung gekommen wäre. Nun war allerdings nicht eine 
Außerung des Klägers während der Beurkundung, ſondern erſt 
ſein ſpäteres Verhalten geeignet, Zweifel an ſeiner Einſicht in 
die Bedeutung des beurkundeten Geſchäfts zu erwecken. Das 
macht aber in dem gegebenen Falle keinen Unterſchied. Der 
Kläger hat ſofort nach der Vollziehung der notariellen Urkunde 
in Gegenwart des Beklagten den Darlehnsbetrag ausgezahlt 
und damit, wie der BerR. zutreffend ausgeführt hat, Anlaß 
gegeben, an ſeiner Einſicht zu zweifeln. Wenn aber ein Be⸗ 
teiligter im unmittelbaren Anſchluß an die Beurkundung, im 
zeitlichen, örtlichen und geſchäftlichen Zuſammenhange mit dieſer 
zu erkennen gibt, daß er die Bedeutung des Geſchäfts nicht 
verſtanden hat, fo daß bei dem Notar Zweifel entſtehen müſſen, 
ob er das Geſchäft, ſei es überhaupt oder fo, wie es beurkundet 
iſt, wirklich gewollt hat, fo muß ihn der Notar über die Rechts- 
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lage belehren und darf ſich nicht dabei beruhigen, daß die 
Beurkundung bereits beendigt und damit ſeine Amtstätigkeit 
erledigt ſei; letzteres würde eine zu äußerliche, formale Auf⸗ 
faſſung ſeiner Amtspflichten enthalten und mit der Stellung 
des Notars als einer amtlichen Vertrauensperſon der rechts⸗ 
unkundigen Beteiligten nicht im Einklange ſtehen. Ob eine 
gleiche Amtspflicht zur Belehrung anzunehmen iſt, wenn erſt in 
einer fpäteren Zeit Zweifel an der Einſicht der Beteiligten auf 
tauchen, bedarf hier keiner Entſcheidung. A. c. B., U. v. 
16. Okt. 14, 226/14 III. — Cöln. [B.)] 

16. 5 2238 BGB. Die mündliche Erklärung des letzten 
Willens des Teſtators kann auch in einer fremden Sprache 
erfolgen.] 

Der am 5. Dezember 1912 in K. verſtorbene Wirt Michael Sz. 
hat ein am 29. November gleichen Jahres errichtetes Not⸗ 
teſtament nach 8 2249 BGB. hinterlaſſen, in dem er feine 
Ehefrau als Alleinerbin eingeſetzt und ſeine Tochter und deren 
Kinder mit Vermächtniſſen abgefunden hat. Der Ehemann der 
Tochter, der mit ihr in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebt, 
klagt gegen die Teſtamentserbin auf Feſtſtellung, daß das 
Teſtament wegen Formmangels nichtig ſei. Die Beklagte hat 
dem Lehrer Sm., der als amtlich beſtellte Urkundsperſon das 
Teſtament aufgenommen hat, den Streit verkündet mit der Er⸗ 
klärung, ſie werde bei ihm ihren Rückgriff nehmen, wenn das 
Teſtament für nichtig erklärt werde. Das LG. hat dem Klage⸗ 
antrage ſtattgegeben. Die Beklagte hat das Urteil nicht an⸗ 
gefochten, dagegen iſt der Lehrer Sm. dem Streit als Neben⸗ 
intervenient auf Seite der Beklagten beigetreten und hat 
Berufung eingelegt mit dem Antrage, die Klage abzuweiſen. 
Das OLG. hat die Berufung des Nebenintervenienten zurück⸗ 
gewieſen. Letzterer hat Reviſion eingelegt. Das ftreitige 
Teſtament iſt doppelt, und zwar nebeneinander in deutſcher und 
polniſcher Sprache, niedergeſchrieben worden. Was den polniſchen 
Teil der Urkunde anlangt, ſo ſteht außer Streit, daß er kein 
gültiges Teſtament darſtellt, weil darin die in 8 2245 Abſ. 2 
BGB. vorgeſchriebene Erklärung des Erblaſſers fehlt, daß er 
der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei. Dagegen wird vom 
Nebenintervenienten geltend gemacht, daß der deutſche Teil der 
Urkunde für ſich allein den für ein Teſtament dieſer Art 
geltenden Anforderungen genüge und deshalb eine gültige letzt⸗ 
willige Verfügung darſtelle. Das BG. nimmt in dieſer Hinſicht 
an, der Erblaſſer habe die deutſche Sprache ausreichend beherrſcht, 
ſo daß die Aufnahme eines deutſchen Teſtaments nicht außer 
dem Bereiche der Möglichkeit gelegen habe; es nimmt ferner 
an, daß auch der deutſche Teil der Urkunde vorgeleſen worden 
ſei, und endlich, daß die Unterſchriften, die ſich auf der Seite 
des polniſchen Textes befinden, nach dem Willen der Beteiligten 
ſich auch auf den deutſchen Text beziehen ſollten. Es ſpricht 
dem deutſchen Teſtamente nur deshalb die Gültigkeit ab, weil 
der Erblaſſer der Urkundsperſon gegenüber ſeinen Willen nicht 
in deutſcher, ſondern in polniſcher Sprache zum Ausdruck 
gebracht habe; es erachtet dadurch 8 2238 BGB. als verletzt, 
indem dieſer zwar nicht ausdrücklich vorſchreibe, daß die Er⸗ 
klärung des letzten Willens in deutſcher Sprache erfolgen müſſe, 
aber das als ſelbſtverſtändlich vorausſetze; denn wenn der 
Erblaſſer ſeinen letzten Willen in einer fremden Sprache erkläre, 
ſo gebe er dadurch zugleich die Erklärung ab, daß er der 
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deutſchen Sprache nicht mächtig ſei; alsdann müſſe die Urkunds⸗ 
perſon nach SS 2244, 2245 BGB. verfahren. Dieſer Rechts⸗ 
anſchauung kann nicht beigetreten werden. Zunächſt muß die 
Schlußfolgerung abgelehnt werden, daß im Gebrauch einer 
fremden Sprache ſtets die Erklärung enthalten ſei, der deutſchen 
Sprache nicht mächtig zu ſein; ſie iſt willkürlich und findet im 
Geſcze leinen Anhalt. Die 88 2244 f. BGB., die die Er⸗ 
Märung des Verfügenden vorausſetzen, daß er der deutſchen 
Sprache nicht mächtig ſei, ſind deshalb nicht anwendbar. Es 
in aber auch nicht richtig, daß aus 8 2238 BGB. eine zwingende 
Anordnung über den Gebrauch der deutſchen Sprache zu ent⸗ 
nehmen ſei. Wohl iſt davon auszugehen, daß entſprechend der 
allgemeinen Vorſchrift des 8 186 GVG. der Gebrauch der 
beuſchen Sprache die Regel zu bilden hat. Aber gerade bei 
9 2238 BGB. kommt in Betracht, daß er keinerlei beſondere 
Vorſchrift darüber enthält, in welcher Weiſe die mündliche Er⸗ 
Mirung des letztwillig Berfügenden zu erfolgen habe. Aus 
biefer unbeftimmten Faſſung des § 2238 hat die Rechtſprechung 
deb KG. die Anſchauung entnommen, daß das Geſetz für die 
Art und Weiſe des Zuſtandekommens der mündlichen Erklärung 
tinen ziemlich weiten Spielraum laſſen wolle (RG. 63, 87; 
Gruchot 50 S. 119, 1010); das kann unbedenklich auch auf 
die bei Abgabe der Erklärung zu gebrauchende Sprache aus⸗ 
gedehnt werden. Gegen die Stellung zu ſtrenger Anforderungen 
hinſichlich des Gebrauchs der deutſchen Sprache ſprechen die 
Ledürfniſſe des Lebens, zumal in gemiſchtſprachigen Bezirken. 
es mird hier häufig ſehr nahe liegen und kaum zu vermeiden 
hin, daß eine Perſon, die fo viel deutſch verſteht, daß fie die 
Erklärung, der deutſchen Sprache nicht mächtig zu ſein, mit 
gutem Gewiſſen nicht abgeben kann und will ($ 2244), die 
aber andererſeits doch Schwierigkeiten hat, ſich bei der Dar⸗ 
Iegung ſonſt ungewohnter, dem Rechtsgebiet angehöriger Begriffe 
bollommen Mar und verſtändlich deutſch auszudrücken, ſich der 
ihr geläufigeren fremden Sprache zur Erläuterung ihres Willens 
bedient Dies für unzuläſſig zu erachten, ſofern alle bei der 
Beurkundung mitwirkenden Perſonen ſowohl die fremde wie 
die deutsche Sprache beherrſchen, liegt nicht im Sinne des 
Geehes Dem erwähnten Bedürfniſſe wollen in gewiſſem 
Umfange auch diejenigen Rechnung tragen, die in 8 186 GVG. 
aue auch hier eingreifende zwingende Vorſchrift ſehen (vgl. 
Hund, BGB, Kommentar zu 9 2238 Nr. 2 Abſ. 2; Strohal, 
Chredt Bd. 1 5 21 III, mit S. 22 oben der erften Auflage). 
&t man aber überhaupt einmal das Verhandeln in fremder 
cache zu, dann kann es für die Frage der formellen Gültigkeit 
e lamniligen Verfügung keinen weſentlichen Unterſchied machen, 
penn der Erklärende ſich überwiegend oder auch ausſchließlich 
ue Unfunböperfon gegenüber in der fremden Sprache ausſpricht. 
n folgen Fällen ſtets noch eine Wiederholung des vom 
eilaſer Erllätten in deutſcher Sprache zu verlangen, bevor 
dad Troteloll in deutſcher Sprache vorgeleſen wird, würde 
en zwedloſen Formalismus bedeuten, der im Geſetze keine 
ass ſindet. Es lann nämlich nicht zugegeben werden, 
5 u 9 186 GBG, in Verbindung mit 8 8 FGG. ein jede 
5 ausſchließender Grundſatz für alle gerichtlichen und 
igen enhprechenden ſonſtigen amtlichen Verhandlungen auf⸗ 
de worden ſei. Das geht ohne weiteres daraus hervor, 
ihm in G dc. ſelbſt die Möglichkeit des Verhandelns in 
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fremder Sprache in gewiſſem Umfange vorgeſehen if (8 187 
Abſ. 1 und 2, 5 189 Abſ. 2 des Geſetzes). Für das Gebiet 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt die Frage in den SS 8 und 9 
des bezeichneten Geſetzes entſprechend geregelt. Für das Sonder⸗ 
gebiet der Teſtamentserrichtung ergibt ſich ein gleiches daraus, 
daß 8 2238 BGB. keine Vorſchriſt über die zu gebrauchende 
Sprache enthält, während der mit ihm in unmittelbarem 
Zuſammenhange ſtehende 8 2240 beſtimmt: „Über die Errichtung 
des Teſtaments muß ein Protokoll in deutſcher Sprache auf⸗ 
genommen werden.“ Dieſer in die Augen ſpringende Gegenſatz 
weiſt deutlich darauf hin, daß für die mündliche Erklärung der 
Gebrauch einer fremden Sprache nicht ausgeſchloſſen fein fo. 
Es läßt ſich auch nicht etwa ſagen, daß es unftatthaft fein 
müſſe, über eine in fremder Sprache geführte Verhandlung ein 
Protokoll in deutſcher Sprache aufzunehmen; denn dies wird in 
§ 187 Abſ. 2 GVG. ausdrücklich zugelaſſen. Das BG. hat 
deshalb mit Unrecht im Gebrauche der polniſchen Sprache bei 
der mündlichen Erklärung des letzten Willens einen Verſtoß 
gegen 8 2238 BGB. geſehen. Sz. u. Sm. c. K., U. v. 
8. Okt. 14, 137/14 IV. — Poſen. [S.] | 

Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

17. 58 90, 37 Nr. 5 3G. Der Rechtsverluſt, welcher 
bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks einem Dritten 
durch den Zuſchlag an den Erſteher erwächſt, iſt nur dann 
gerechtfertigt, wenn dem Dritten durch die Bekanntmachung 
Gelegenheit gegeben war, ſich gegen den Rechtsverluſt zu 
ſchützen.] 

Mit dem Übergang des Eigentums an dem zur Zwangs⸗ 
verſteigerung geſtellten Grundſtück gemäß $ 90 3G. durch 
den Zuſchlag auf den Erſteher, gleichviel ob das Grundſtück 
dem Vollſtreckungsſchuldner oder einem Dritten gehört hat, iſt 
notwendig das Erlöſchen etwaiger Rechte Dritter an dem Grund⸗ 
ſtück verbunden. Dieſes Erlöſchen, insbeſondere die Vernichtung 
des etwaigen Eigentums eines Dritten, iſt die Verwirklichung 
des bei der Vekanntmachung des Verſteigerungstermins gemäß 
dem § 37 Nr. 5 3G. anzudrohenden Rechtsnachteils. Deshalb 
iſt der Eintritt des Rechtsverluſtes nur dann gerechtfertigt, 
wenn dem Dritten durch die Bekanntmachung Gelegenheit und 
Veranlaſſung gegeben iſt, ſich gegen den Rechtsverluſt durch die 
in § 37 Nr. 5 3G. bezeichneten Maßnahmen zu ſchützen. 
Dies ſetzt aber voraus, daß der Gegenſtand der Zwangs⸗ 
verſteigerung in der Bekanntmachung des Verſteigerungstermins 
ſo deutlich und genau bezeichnet war, daß Dritte und ins⸗ 
beſondere derjenige Dritte, gegen den die Androhung verwirklicht 
werden ſoll, die Beziehung der Bezeichnung auf das ihm gehörige 
und in ſeinem Beſitze befindliche Grundſtück erkennen konnte 
(RG. 57, 203; Gruchots Beitr. 54, 401). Dem entſpricht es 
auch, daß die Terminsbeſtimmung nach § 37 Nr. 1 3G. die 
Bezeichnung des Grundſtücks enthalten muß und nach § 38 
ZUG. die Bezeichnung des eingetragenen Eigentümers ſowie 
die Angabe des Grundbuchblatts und der Größe des Grund⸗ 
ſtücks enthalten fol, und daß ferner im § 6 EGG. die 
Landesjuſtizverwaltungen ermächtigt find, auch noch die Auf⸗ 
nahme anderer Angaben über das Grundſtück vorzuſchreiben, 
was für Preußen durch die Allg. Verfügung vom 7. Dezember 
1899 (JMBl. 1899, 790) geſchehen iſt. Wenn die Bekannt⸗ 
machung das vorbezeichnete Erfordernis nicht erfüllt, geht das 
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Eigentum des Dritten an dem Grundſtück nicht unter und 
erwirbt deshalb auch der Erſteher nicht Eigentum (RG. 11, 277; 
57, 203; Gruchots Beitr. 54, 401). Im gegebenen Falle ent⸗ 
hielt die Terminsbeſtimmung die Angabe des Grundbuchblatts 
und der Größe des Grundſtücks, außerdem auch noch die An⸗ 
gabe der nach dem Grundbuchblatt den Beſtand des Grundſtücks 
bildenden Kataſterparzellen, darunter der ſtreitigen Parzellen 
Nr. 103/44 uſw. und Nr. 104/44 uſw. Dieſe Angaben würden 
hinſichtlich der letzteren Parzellen, da dieſe ſowohl nach dem 
Grundbuch als auch nach dem Kataſter bezeichnet wären, den 
an den Inhalt der Bekanntmachung in der Terminsbeſtimmung 
zu ſtellenden Anforderungen genügen, wenn die beiden Parzellen 
nur auf dem einen Grundbuchblatt als Grundſtücksbeſtandteile 
vermerkt wären. Da aber die beiden Parzellen nicht nur auf 
dem Grundbuchblatt über das Grundſtück des Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldners F. Strausberg Bd. 18 Bl. Nr. 25, ſondern auch 
auf dem Grundbuchblatt über das Grundſtück der Frau T. 
Strausberg Bd. 37 Bl. Nr. 273 gebucht waren, entbehrte die 
Bekanntmachung in der Terminsbeſtimmung inſofern der Voll⸗ 
ſtändigkeit, als nur angegeben war, daß die beiden Parzellen 
auf dem erſteren Grundbuchblatt, nicht auch, daß ſie auf dem 
letzteren Grundbuchblatt ebenfalls als Grundſtücksbeſtandteile 
eingetragen ſtanden. Dieſe Unvollſtändigkeit war hinſichtlich 
der Frage, ob Frau T., welche die wahre Eigentümerin der 
beiden Parzellen zufolge der ihr vom Beklagten auf Grund des 
Kaufvertrages vom 4. November 1908 erteilten Auflaſſung 
war, ihres Eigentums an den beiden Parzellen verluſtig gegangen 
iſt und die Kläger durch den Zuſchlag das Eigentum auch an 
dieſen Parzellen erworben haben, von entſcheidender Bedeutung. 
Zwar waren die beiden Parzellen nach dem Kataſter in der 
Terminsbeſtimmung bezeichnet. Da jedoch die Parzellen nach 
dem Grundbuchblatt über das Grundſtück der Frau T. zu 
dieſem Grundſtück gehörten, war gegenüber Frau T. die Be⸗ 
zeichnung nach dem Grundbuchblatt allein maßgebend. Dieſe 
Bezeichnung enthielt aber nur die Angabe des Grundbuchblatts 
über ein anderes Grundſtück; weder war das Grundbuchblatt 
über das ihr gehörige, die beiden Parzellen umfaſſende Grund⸗ 
ſtück für ſich allein angegeben, noch war vermerkt, daß die mit 
zur Zwangs verſteigerung geſtellten Parzellen nicht nur auf dem 
Grundbuchblatt über das Grundſtück des F., ſondern auch auf 
dem Grundbuchblatt über das Grundſtück der Frau T. als 
Grundſtücksbeſtandteile gebucht ſeien. Daher hatte die in der 
Terminsbeſtimmung enthaltene Aufforderung zur Geltendmachung 
von Rechten an dem zur Zwangsverſteigerung geſtellten Grund⸗ 
ſtück hinſichtlich der beiden ſtreitigen Parzellen als nicht wirkſam 
gegen Frau T. gerichtet zu gelten und iſt deshalb das Eigen⸗ 
tum an den Parzellen nicht durch den Zuſchlag von Frau T. 
auf die Kläger übergegangen (vgl. RG. 11, 275 f.; Gruchots⸗ 
Beitr. 54, 402). 
156/14 V. — Berlin. [S.) 

Wettbewerbsgeſetz. 

18. 5 15 Unl WG., 8 824 BGB. Begriff der Wahrheits⸗ 
widrigkeit. — Anſpruch auf Unterlaſſung.!] 

Das angefochtene Urteil verletzt ſowohl den 8 15 Unl WG. 
wie den 8 824 BGB. durch unrichtige Anwendung. Daß die 
von den Beklagten über das Geſchäft der Kläger aufgeſtellte 
und verbreitete Behauptung geeignet iſt, ihren Betrieb zu 
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ſchädigen und Nachteile für ihren Kredit, ihren Erwerb und ihr 
Fortkommen herbeizuführen, iſt klar und unbeſtritten. Es fragt 
ſich alſo zunächſt, ob dieſe Behauptung objektiv wahrheitswidrig 
iſt. Wird dies bejaht, fo liegt der Tatbeſtand des $ 15 UnlWG. 
und des $ 824 BGB. vor, wenn die Behauptung von den Bes 
klagten wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt iſt; nur der des § 824, 
wenn ſie fahrläſſigerweiſe aufgeſtellt iſt. Das KG. verneint 
nun, daß die Behauptung objektiv unwahr ſei, hierauf beruht 
ſein Urteil. Es hat aber bei dieſer Entſcheidung den Begriff 
der Wahrheitswidrigkeit verkannt. Der objektive Inhalt einer 
an einen beſtimmten Leſerkreis gerichteten Mitteilung iſt das⸗ 
jenige, was dieſe Leſer bei ungekünſteltem Verhalten daraus 
entnehmen, nicht aber was eine künſtlich einſchränkende Wort⸗ 
auslegung, auf die kein Unbefangener kommt, ergibt. Das 
KG. führt aus, die Mitteilung der Beklagten ſei ihrem Wort⸗ 
laute und Inhalte nach nicht unrichtig, aber ein unbefangener 
Leſer, der die Vorgänge nicht kannte, habe aus ihr leicht ent⸗ 
nehmen können, daß es ſich um zahlungsunfähige oder bös⸗ 
willige Schuldner handle. Damit hat offenbar geſagt werden 
ſollen, daß dies das für den unbefangenen Leſer nächſtliegende 
Verſtändnis der Mitteilung war, was nach ihrem Wortlaute 
auch ohne weiteres einleuchtet. Dieſes nächſtliegende Verſtändnis 
der Mitteilung iſt aber für ihren objektiven Inhalt entſcheidend, 
und dieſer iſt alſo nach der tatſächlichen Feſiſtellung des KG. 
der, daß die Kläger zahlungsunfähige oder böswillige Schuldner 
ſeien. Daß dies nicht richtig war, nimmt auch das KG. an, 
weil es die Miteilung als bei dieſem Verſtändnis irreführend 


bezeichnet. Demnach iſt alſo die angegriffene Mitteilung gemäß: 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des KG. auf Grund richtiger: 


Rechtsanſchauung für objektiv unwahr zu erklären. Dies recht⸗ 
fertigt aber ſchon die Klage auf Unterlaſſung der anfgeſtellten. 
Behauptung. Wie die Urteile Entſch. Bd. 60 Nr. 2, Bd. 61 


Nr. 88 ergeben, hat das RG. ſich in ſtändiger Rechtſprechung 


dahin ausgeſprochen, daß der Kredit, der Erwerb und das Fort⸗ 
kommen eines Menſchen Rechtsgüter ſind, denen dann, wenn ſie 
durch Verbreitung unwahrer Tatſachen beeinträchtigt werden, 
Rechtsſchutz zu gewähren iſt, und zwar nicht bloß gemäß $ 824 
BGB., ſondern nach Analogie der 88 12, 862, 1004 BGB. 
auch dann, wenn dem Verbreiter der objektiv unwahren Mit⸗ 
teilungen ein Verſchulden nicht beizumeſſen iſt. Dem tritt der 
erkennende Senat bei, und hiernach rechtfertigt die bloß objektive 
Unwahrheit der die Kläger in ihrem Gewerbe ſchädigenden Mit⸗ 
teilung der Beklagten die Klage auf Unterlaſſung. Voraus⸗ 
ſetzung der Verurteilung iſt freilich, daß für die Kläger Anlaß 
zu der Beſorgnis beſteht, es werde die unwahre Miteilung 
wiederholt und weiterverbreitet werden. Solche Beſorgnis iſt. 
aber gegenüber der Verbreitung von Mitteilungen durch Druck⸗ 
ſchriften der hier fraglichen Art regelmäßig gegeben. A. u. A. 
c. V. & Co. u. Gen., U. v. 27. Okt. 14, 296/14 II. — Berlin. [S.] 

Börſengeſetz. 

19. 5 59 BörſG.] 

Der Geſchäftsführer der klagenden Geſellſchaft m. b. H., 
Richard R., und ihr Prokuriſt Friedrich R. hatten mit dem 
Bankgeſchäft St. & Co. G. m. b. H. in B. Börſentermingeſchäfte 
abgeſchloſſen, bei denen ſie erhebliche Verluſte erlitten. Sie 
gehörten nicht zu den in 8 53 Börf®. bezeichneten Perſonen, 
die Geſchäſte waren alſo nicht verbindlich. Sie bezahlten jedoch 
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einen Teil diefer unverbindlichen Schulden und gaben für andere 
Vechſel, die fie mit Akzept der bei den Geſchäften nicht bes 
teiligten Klägerin verſahen. Im Januar 1912 ſtellten fie jedoch 
der irma St. & Co. die Erhebung des Differenzeinwandes in 
Ausſicht. Es kam darauf zu Verhandlungen zwiſchen den 
Brüdern N und dem Beklagten, dem damals ſämtliche Geſchäfts⸗ 
auteile der Firma St. & Co. gehörten. Die Brüder R. ver: 
tinbarten für ihre Perſon und zugleich als Vertreter der 
Kägerin mit dem Beklagten, daß dieſer ihnen ein Darlehen 
don 120 000 4 in der Weiſe gewähre, daß er die von den 
Brüdern R. und der Klägerin aus Anlaß der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit St. & Co. eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten 
ilge; die Rückzahlung des Darlehens ſollte in beſtimmten 
Raten, über deren Beträge Wechſel zu geben ſeien, erfolgen. 
Die Klägerin bezeichnet dieſe, am 4. Februar 1912 getroffene 
Bereinbarung aus verſchiedenen Gründen als unverbindlich. 
Sie erhob Klage auf Feſtſtellung, daß dieſe Vereinbarung für 
fe nicht verbindlich fei, ſowie auf Rückzahlung von 10 000 4, 
die ſie infolge der Vereinbarung an den Beklagten gezahlt hat. 
Daz LG. ſprach die beantragte Feſtſtellung aus, wies aber die 
Klage auf Zahlung der 10 000 & ab. Das BG. änderte 
unter Zurückweiſung der Berufung des Beklagten dieſes Urteil 
insofern zugunften der Klägerin ab, als es den Beklagten auch 
um Rüdjablung von 5000 4, welche die Klägerin unter Vor⸗ 
behalt gerahlt hatte, verurteilte. Gegen das Urteil des BG. 
hat der Beklagte mit Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den 
Gründen: Das BG. hat die Vereinbarung vom 4. Februar 
1912 gemäß $ 59 BörſG. für unverbindlich erachtet. Es nimmt 
an, daß vor dem Abſchluſſe dieſes Vertrages eine verbindliche 
Verpflichtung ebenſowenig der Klägerin wie der Brüder R. bes 
funden habe; insbeſondere ſei durch die Hingabe auch der von 
der Klägerin gezeichneten Wechſel an der Unverbindlichkeit der 
aus Börſentermingeſchäften der nicht terminsgeſchäftsfähigen 
drider N herrührenden Forderungen nichts geändert. Die 
Parteien fein ſich auch beim Abſchluß des Vertrages vom 
4. 8ebrwar 1912 bewußt geweſen, daß eine verbindliche Ver⸗ 
ihtung bis dahin nicht beſtanden habe. Der Zweck des 
Vertrages ſei geweſen, den Terminseinwand wie die Ein⸗ 
wendungen aus g 762 BGB. abzuſchneiden. Aber auch durch 
digen Vertrag und deſſen Erfüllung ſeitens des Beklagten ſei 
i dieſem Rechtszuſtande nichts geändert. Allerdings würde 
ch eine verbindliche Verpflichtung der Klägerin begründet 
worden fein, wenn es ſich wirklich um ein mit einem anderen 
al den Terminzgläubiger abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft handelte. 
die aber fei nicht der Fall. Vom ſtreng rechtlichen Stand⸗ 
ald aug ſeien allerdings der Beklagte und die Firma St. & Co. 
erſdiedene rechtliche Perſönlichkeiten. In Wahrheit habe aber 
der Beflagte das Rechtsgebilde dieſer Geſellſchaft m. b. H. nur 
28 Srohmann und Deckadreſſe benutzt, um ſeine Geſchäfte mit 
bach der Börſe ſtehenden Provinzbankiers und Privatleuten 
ughhfühten. Das Geschäftslokal der Geſellſchaft ſei in dem⸗ 
ſlben Haufe geweſen, wie die Wohnung des Bellagten, ihr 
Giſtiſtsfahrer ſei von dem Beklagten als dem einzigen Geſell⸗ 
Wahr rcllic und tatſächlich völlig abhängig geweſen, der 
15 e abe in wichtigen Dingen die maßgebenden An⸗ 
unten gegeben. Der Schwiegervater des Beklagten, Ru., 

Mr k die Vechſel weitergegeben ſeien, habe nur mit dem 
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Beklagten, nicht mit dem Geſchäftsführer der Geſellſchaft, ver⸗ 
handelt und abgerechnet. Ob getrennte Kaſſen, Buchführungen 
und Bilanzen vorlägen, ſei unerheblich. Der Beklagte ſelbſt ſei 
der eigentliche Terminsgläubiger geweſen. Er habe den Vertrag, 
bei dem es ſich nur um die Umwandlung einer Terminsſchuld 
in eine klagbare Darlehnsſchuld gehandelt habe, in der Abſicht 
der Geſetzesumgehung geſchloſſen. Der Umwandlung ſei daher 


nach 8 134 BGB. die Wirkſamkeit zu verſagen. Von den 


Angriffen, welche die Reviſion hiergegen erhebt, iſt der bes 
gründet, daß das BG. zu Unrecht den Beklagten als Termins⸗ 
gläubiger, alſo als trotz der Verſchiedenheit der rechtlichen 
Perſönlichkeit identiſch mit der Geſellſchaft m. b. H. St. & Co. 
erachte. Das BG. verkennt zwar nicht, daß es ſich hier vom 
juriſtiſchen Standpunkt aus um zwei verſchiedene Rechts⸗ 
perſönlichkeiten handele, ſpricht aber dieſer Tatſache mit Unrecht 
eine Bedeutung für die Beurteilung der Rechtsverbindlichkeit des 
Vertrages vom 4. Februar 1912 ab. Die Geſellſchaft m. b. H. 
beſteht trotz der Vereinigung aller Geſchäftsanteile in einer 
Hand als geſonderte Rechtsperſönlichkeit fort. Die Gläubiger 
der Geſellſchaft ſind nicht Gläubiger ihres alleinigen Geſell⸗ 
ſchafters; ihnen haftet nur das Geſellſchaftsvermögen. Ebenſo⸗ 
wenig ſind die Gläubiger des Inhabers ſämtlicher Geſchäfts⸗ 
anteile Gläubiger der Geſellſchaft; ſie können ihre Befriedigung 
aus dem Vermögen der Geſellſchaft nur dadurch erwirken, daß 
fie den Geſchäftsanteil ihres Schuldners pfänden. Die Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. gilt als Handelsgeſellſchaft im Sinne des HGB.; 
fie iſt daher auch fähig, Terminsgeſchäfte mit anderen in 8 53 
Börf®. bezeichneten Perſonen verbindlich abzuſchließen; der In⸗ 
haber aller ihrer Anteile iſt deshalb noch nicht Kaufmann im 
Sinne des HGB. und noch nicht terminsfähig. Der Geſchäfts⸗ 
führer einer Geſellſchaft m. b. H. darf, wie das RG. 68, 172 
ausgeſprochen hat, mit ſich ſelbſt auch dann nicht ein Rechts⸗ 
geſchäft im Namen der Geſellſchaft abſchließen, wenn er alle 
Anteile in ſeiner Hand vereinigt. Das Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft und das ihres alleinigen Geſellſchafters bleiben getrennt. 
Was der Geſellſchafter aus feinem Vermögen in das der Geſell⸗ 
ſchaft gibt, ändert den Eigentümer. Darum ſind die Leiſtungen, 
die der Beklagte ſeiner Behauptung nach an die Firma St. & Co. 
behufs Tilgung der Wechſel der Klägerin und der Brüder R. 
gemacht hat, — die Verrechnung mit einer ihm gegen die Firma 
zuſtehenden Forderung — Leiſtungen eines Dritten an den 
Terminsgläubiger. Die Einlöſung der Wechſel durch den Be⸗ 
klagten iſt die Erfüllung der Verpflichtung, welche der Beklagte 
als ein Dritter im Vertrage vom 4. Februar 1912 der 
Klägerin gegenüber übernommen hatte. Und ebenſo ſind die 
Leiſtungen, zu denen die Klägerin und die Brüder R. in dem 
Vertrage ſich verpflichtet hatten, nicht dem Terminsgläubiger, 
ſondern einem Dritten zugeſagt. Dies folgt notwendig aus 
der Stellung der Geſellſchaft als einer ſelbſtändigen rechtlichen 
Perſönlichkeit. An dieſer rechtlichen Auffaſſung kann auch das 
nichts ändern, was das BG. über den Zweck der Gründung 
der Geſellſchaft feſtſtellt. Vom Standpunkt dieſer Auffaſſung 
aus aber iſt der Vertrag vom 4. Februar 1912 rechtsverbindlich. 
Auch aus 5 134 BGB. kann nichts anderes hergeleitet werden. 
Das Geſetz verbietet Geſchäfte in den zum Börſentermin⸗ 
handel zugelaſſenen Wertpapieren überhaupt nicht, und ebenſo⸗ 
wenig verbietet es die in § 59 BörſG. bezeichneten Ver⸗ 
5* 
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einbarungen, welche die Erfüllung von Terminsſchulden be⸗ 
zwecken. Es erklärt nur dieſe Vereinbarungen, ſofern nicht 
beide Teile zu den terminsfähigen Perſonen gehören, für un⸗ 
verbindlich. Wird die in der Vereinbarung feſtgeſetzte Ver⸗ 
bindlichkeit erfüllt, fo kann das Geleiſtete nicht zurückgefordert 
werden: 85 55, 59. Das Geſetz bezweckt durchaus nicht, die 
Erfüllung der Terminsſchuld zu verhindern. Es verſtößt daher 
ein Rechtsgeſchäft, das der Schuldner mit einem Dritten zum 
Zwecke der Erfüllung der Terminsſchuld abſchließt, und gegen 
deſſen Rechtsverbindlichkeit ſonſtige Bedenken nicht beſtehen, in 
keiner Weiſe gegen den Zweck des Börſengeſetzes; es enthält daher 
auch keine Umgehung eines geſetzlichen Verbotes. L. c. Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. R., U. v. 27. Okt. 14, 127/14 III. — Berlin. B.)] 

Zivilprozeßordnung. 

20. 5 89 Abſ. 2, 8 551 Nr. 5 und 8 579 Nr. 4 ZPO. 
Genehmigung einer Prozeßhandlung.] 

Die Ehe der Parteien iſt durch das Urteil des LG. in 
Darmſtadt vom 13. Februar 1913 auf die Klage der Ehefrau 
wegen Geiſteskrankheit des Mannes auf Grund des 8 1569 
BGB. für geſchieden erklärt worden. Die Berufung des Be⸗ 
klagten wurde vom OLG. in Darmſtadt durch das Verſäumnis⸗ 
urteil vom 18. Juni 1913 verworfen. Auf den hiergegen 
eingelegten Einſpruch hob das OLG. durch das Urteil vom 
25. März 1914 das Verſäumnisurteil auf, verwarf die Berufung 
des Beklagten als unzuläſſig und legte ihm die Koſten der 
Berufungsinſtanz auf. Der Beklagte hat Reviſion eingelegt. 
Das BG. erachtet die Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils 
an Rechtsanwalt G. für wirkſam, weil deſſen Eigenſchaft als 
Prozeßbevollmächtigter durch die mit der Rücknahme des Ent⸗ 
mündigungsantrags eingetretene Endigung ſeines Amtes als 
vorläufiger Vormund nicht berührt worden ſei. Dagegen erachtet 
es die Einlegung der Berufung für unwirkſam, weil der dem 
Juſtizrat B. von dem Bellagten erteilte Auftrag gemäß 8 105 
BGB. nichtig geweſen ſei und die nachträgliche Genehmigung 
des Pflegers zu den von Juſtizrat B. vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen dieſe nicht habe wirkſam machen können. Die 
Reviſion greift dieſe Ausführungen als rechtsirrig an, fie iſt der 
Anſicht, daß die Genehmigung des Pflegers die Wirkſamkeit 
aller in II. Inſtanz vorgenommenen Prozeßhandlungen, ein⸗ 
ſchließlich der Berufungseinlegung herbeigeführt habe. Die 
Rüge der Reviſion iſt begründet. Die Geſchäftsunfähigkeit des 
Beklagten hatte die Nichtigkeit ſeines dem Juſtizrat B. erteilten 
Auftrags zur Einlegung der Berufung zur Folge. Der Juſtiz⸗ 
rat B. hatte alſo, als er die Berufung einlegte, weder einen 
wirkſamen Auftrag, noch eine wirkſame Prozeßvollmacht und 
handelte mithin als Vertreter ohne Auftrag. Dieſer Mangel 
der Vollmacht und der Vertretungsmacht und die ſich daraus 
ergebende Unwirkſamkeit ſeiner Prozeßführung dem Bellagten 
gegenüber wurde aber durch die ſpätere Genehmigung des für 
den Beklagten demnächſt beſtellten Pflegers mit rückwirkender 
Kraft dergeſtalt geheilt, daß alle Prozeßhandlungen als von 
vornherein wirkſam gelten ſowohl hinſichtlich ihrer materiellen 
als auch hinſichtlich ihrer prozeſſualen Wirkungen (RG. 64, 217). 
Das BG. hat ſeine Anſicht, daß die von Juſtizrat B. einge⸗ 
legte Berufung durch die Genehmigung des Pflegers des Beklagten 
nicht wirkſam habe werden können, nicht näher begründet, ins⸗ 
beſondere nicht dargelegt, wie ſeine Anſicht mit den Vorſchriften 
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der 88 89 Abſ. 2, 551 Nr. 5, 579 Nr. 4 in Einklang zu 
bringen ſei. Dieſe Vorſchriften ergeben aber, daß die Prozeß⸗ 
führung für eine nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertretene 
Partei durch nachträgliche ſtillſchweigende oder ausdrückliche 
Genehmigung wirkſam wird und der Mangel der Vertretung, 
insbeſondere der Mangel der Vertretungsmacht des für die 
Partei auftretenden Anwalts nach erfolgter Genehmigung der 
Prozeßführung nicht mehr geltend gemacht werden kann. Die 
85 551 Nr. 5 und 579 Nr. 4 unterſcheiden nicht zwiſchen 
mangelnder geſetzlicher Vertretung und mangelnder Vertretung 
durch einen wirkſam beauftragten Prozeßbevollmächtigten, ſondern 
treffen alle Fälle, in denen eine Partei in dem Verfahren nicht 
ordnungsmäßig vertreten geweſen iſt (RG. 38, 406; Warneyer 
1912 Nr. 134; JW. 1900, 6532). Sie finden daher auch 
Anwendung, wenn eine prozeßunfähige Partei ſowohl eines 
geſetzlichen Vertreters als auch eines wirkſam beſtellten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten entbehrt. Aus der Möglichkeit, daß die für 
eine nicht gehörig vertretene Partei vorgenommenen Prozeß⸗ 
handlungen durch nachträgliche Genehmigung wirkſam werden 
können, ergibt ſich aber, daß dieſe Prozeßhandlungen nicht nichtig 
ſind, daß vielmehr der Mangel der Vertretung nur einen 
Schwebezuſtand zur Folge hat und es dem Belieben der Partei 
überlaſſen bleibt, ob ſie die Prozeßhandlungen gegen ſich gelten 
laſſen will oder nicht. Inwiefern in dieſer Beziehung für die 
Einlegung eines Rechtsmittels namens einer nicht ordnungs⸗ 
mäßig vertretenen Partei etwas anderes gelten ſollte, iſt nicht 
erſichtlich. Das RG. hat bereits ausgeſprochen, daß die 
Klageerhebung für oder gegen eine nicht vertretene Partei durch 
nachträgliche Genehmigung wirkſam werde (JW. 1900, 653°) 
und daß, wenn der Mangel unentdeckt geblieben ſei, auch das 
weitere Verfahren und das erlaſſene Urteil gegen die nicht 
vertretene Partei wirkſam ſei, ſofern ſie es nicht durch Einlegung 
eines Rechtsmittels oder Erhebung der Nichtigkeitsklage beſeitige 
(RG. 38, 406). Aus denſelben Erwägungen kann auch die Eins 
legung eines Rechtsmittels für eine nicht vertretene Partei nicht 
als prozeſſual bedeutungslos angeſehen werden. In formeller 
Hinſicht iſt aus dem Mangel der Vertretungsmacht des Anwalts 
kein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des von ihm eingelegten 
Rechtsmittels herzuleiten. Denn es genügt in dieſer Huſicht 
die Unterſchriſt eines bei dem Gerichte der höheren Inſtanz 
zugelaſſenen Rechtsanwalts unter dem Rechtsmittelſchriftſatz 
(55 518, 130 Nr. 6 ZPO.), ohne daß es des gleichzeitigen 
Nachweiſes der Vertretungsmacht bedürfte. Hiernach hing die 
Wirkſamkeit der von Juſtizrat B. für den Beklagten eingelegten 
Berufung von der Genehmigung des dem Beklagten zu beſtellenden 
geſetzlichen Vertreters ab. Der Pfleger hat dieſe Genehmigung 
dadurch erteilt, daß er die Berufung durch einen von ihm 
bevollmächtigten Rechtsanwalt hat durchführen laſſen, im übrigen 
aber auch ausdrücklich erklärt, daß er alles genehmige, was der 
Beklagte ſelbſt im Prozeß getan habe. Der Mangel der Prozeß⸗ 
vollmacht des Juſtizrats B. bei Einlegung der Berufung iſt 
demnach durch die Genehmigung des Pflegers geheilt und die 
Berufung als von vornherein wirkſam eingelegt anzuſehen, ſofern 
dagegen keine anderen Bedenken beſtehen. In dieſer Hinſicht 
kommt hauptſächlich in Frage, ob die am 25. Februar 1913 
erfolgte Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils an Rechtsanwalt 
G. für den Beklagten wirkſam geweſen iſt und den Lauf der 
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Berufungsfriſt eröffnet hat. Rechtsanwalt G. war damals 
nicht mehr vorläufiger Vormund des Beklagten, da dieſes Amt 
haft Geſetzes am 14. Februar 1913 mit der Zurücknahme des 
Entmündigungsantrages erloſchen war (8 1908 BGB.). Die 
Endigung der vorläufigen Vormundſchaft würde eine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens zur Folge gehabt haben, wenn Rechts⸗ 
anwalt G. nicht, wie das BG. angenommen hat, neben ſeiner 
ſortgeſallenen Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter gleichzeitig 
Prozeßbevollmächtigter des Beklagten geweſen iſt (88 241, 246 
30d.) und an Rechtsanwalt G. würde auch, wenn er nicht 
Prozeßbevollmächtigter des Beklagten geweſen iſt, eine wirkſame, 
die Rechtsmittelfriſt in Lauf ſetzende Zuſtellung des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils nicht haben erfolgen können. Die Gründe des 
DU. laſſen nicht erkennen, worauf die Annahme beruht, daß 
Rechtsanwalt G. Prozeßbevollmächtigter des Beklagten geweſen 
ki. Sollte das BG. von der Anſicht ausgegangen fein, daß 
Rechtzanwalt G., weil er in feiner Eigenſchaft als geſetzlicher 
Vertreter von der Befugnis des § 78 Abſ. 3 ZBO. Gebrauch 
gemacht hat, Prozeßbevollmächtigter des Beklagten geworden ſei, 
ſo würde dieſe Anficht mit dem vom V. 35. des RG. in dem 
Urteile vom 25. Juni 1887 (JW. 1887, 350%; Gruchot 32, 1167) 
eingenommenen Standpunkt im Widerſpruch ſtehen (vgl. auch 
Urteil des III. 8 S. vom 22. April 1913 bei Warneyer 1913 
Nr. 330). Indeſſen bedarf es einer Stellungnahme zu der in 
dieſem Urteile vertretenen Anſicht nicht, weil nach der Feſt⸗ 
fellung im Tatbeſtande des Bu. der Beklagte ſchon vor der 
Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft dem Rechtsanwalt G. 
julammen mit deſſen Sozius Juſtizrat Br. Prozeßvollmacht 
erteilt batte, Rechtsanwalt G. nach feiner Beſtellung zum vor⸗ 
laufen Vormunde die bisherige Prozeßführung durch die 
dortſczung des Prozeſſes genehmiat hat und hierin unter den 
abwaltenden Umſtänden der Ausdruck des Willens, die von dem 
Vellagten ſelbſt erteilte Prozeßvollmacht zu betätigen und ferner: 
hin als Prozeßbevollmächtigter aufzutreten, zu finden iſt. War 
ober Rechtsanwalt G. Prozeßbevollmächtigter des Beklagten, fo 
it def Stellung durch die Endigung feines Amtes als vor⸗ 
lufgger Vormund nicht berührt worden, daher gemäß 8 246 ZPO. 
line Unterbrechung des Verfahrens eingetreten und die 
Julung des erſtinſtanzlichen Urteils an ihn wirkſam erfogt 
516 35d). St. c. St., U. v. 12. Okt. 14, 238/14 IV. — 
Tumftadt. [S. 
21. 5 139 BO. Fragepflicht des Richters. 
Begründet iſt die Rüge einer Verletzung des 8 139 ZPO. 
Ti Klägerin hat in P. eine Zweigniederlaſſung, an deren 
Eike ihr Angeſtellter K. ſteht. Dieſer hat den F. im Sommer 
1912 ohne Mitwirkung des Inhabers der Klägerin für das 
Fer Gefhäft angeſtellt und hat ihn auch mit der hier 
etheblihen Fahrt beauftragt. Hieraus zieht der Vorderrichter 
den Schluß, der dem Geſchäftsherrn nachgelaſſene Entlaſtungs⸗ 
weis gemäß 9 831 BGB. ſei nicht nur auf die Perſon des 
5, ſondem vor allem auf die von K. zu richten geweſen. 
Agens ſei nicht geſchehen, in bezug auf F. ſei der Entlaſtungs⸗ 
deve nißlungen. Nun kann zwar aus der Vorſchrift des 
9 139 nicht gefolgert werden, daß der Richter die durch An⸗ 
dale berizetenen Parteien in rechtlicher Hinſicht belehren oder 
ihnm Ratfcläge erteilen müffe, wie fie ihre Behauptungen in 
Wiöhliher Sinfigpe anders und beſſer als geſchehen begründen 
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könnten. Wenn er aber der Anſicht iſt, es komme in bezug 
auf eine ſtreitige Frage auf einen von den Parteien zwar vor⸗ 
getragenen aber in ſeiner Tragweite verkannten Umſtand an, 
ſo iſt es Richterpflicht, auf die Abgabe aller für die Feſtſtellung 
des Sachverhältniſſes etwa noch notwendigen Erklärungen hin⸗ 
zuwirken und die Bezeichnung der Beweismittel zu veranlaſſen, 
vgl. auch RG. 8, 372. Daß der Vorderrichter ſolche Fragen 
nicht geſtellt hat, muß zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen. Gelingt der Beklagten der Nachweis, daß ſie für die 
Leitung ihrer Zweigniederlaſſung in P. einen Betriebsführer 
beſtellt hat, der ſelbſtändig zur Anſtellung und Auswahl des 
Führers ihres Kraftwagens befugt war, fo würde eine Haftung 
der Beklagten aus $ 831 BGB. dann nicht ſtattfinden, wenn 
fie weiter nachweiſt, daß fie den Betriebsführer ſorgfältig aus: 
gewählt habe, Warneyer, 1908 Nr. 475. Allerdings würde 
es, wie der Vorderrichter zutreffend ſagt, hierauf dann nicht 
ankommen, wenn F. ſorgfältig ausgewählt geweſen wäre, aber 
das iſt von dem Vorderrichter mit ausreichender Begründung 
verneint worden. K. c. H, U. v. 8. Okt. 14, 287/14 VI. — 


Karlsruhe. [S.] 
22. 5 286 ZPO. Ablehnung des Antrages auf Zeugen⸗ 


vernehmung.] 

Aus den Gründen: Die Rüge einer Verletzung des 
§ 286 ZPO. ſtützt die Reviſion darauf, daß das BG. es ab⸗ 
gelehnt hat, den Bruder des Beklagten, Benno M., darüber als 
Zeugen zu vernehmen, daß der Beklagte ſich ausdrücklich ge⸗ 
weigert habe, für das Kapital die Bürgſchaft zu übernehmen. 
Dieſe Rüge vermag der Reviſion nicht zum Erfolge zu ver⸗ 
helfen. Das BG. hat nämlich die Vernehmung des Zeugen M. 
mit der Begründung abgelehnt, daß dieſer wegen ſeines Inter⸗ 
eſſes zur Sache und ſeines verwandtſchaftlichen Verhältniſſes zum 
Beklagten uneidlich vernommen werden müßte; deshalb würde 
ſeine Ausſage keine erhebliche Beweisbedeutung haben, zumal 
der Zeuge ſchon in I. Inſtanz Bekundungen gemacht habe, die 
angeſichts der Korreſpondenz und der Ausſagen der Zeugen B. 
und H. keinen Glauben verdienten. Dieſe Begründung erſcheint 
ausreichend, um die Nichterhebung des angetretenen Zeugen⸗ 
beweiſes zu rechtfertigen. Richtig iſt zwar, daß im allgemeinen 
eine ſog. „Vorwegnahme des Beweisergebniſſes“ als unzuläſſig 
und mit $ 286 ZPO. in Widerſpruch ſtehend erachtet werden 
muß, d. h. daß das BG. eine beantragte Zeugenvernehmung 
nicht ohne weiteres mit der Begründung ablehnen darf, der 
Bekundung des Zeugen werde doch kein Glaube beizumeſſen ſein. 
In ſolchen beſonderen Fällen jedoch, in denen, wie hier, ſachlich 
berechtigte Erwägungen vorliegen, aus denen das BG. zu der 
Annahme gelangt, die Bekundung eines Zeugen vermöge die 
Überzeugung des Gerichts nicht zu beeinfluſſen, darf ausnahms— 
weiſe von einer beantragten Zeugenvernehmung abgeſehen 
werden (vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 9. Mai 
1912, VI 479/11, teilweiſe abgedruckt in JW. 1912, 80018; 
Warneyer 1912 Nr. 327; Urteil des erkennenden Senats vom 
25. Juni 1914, VI 146/14). Die gerügte Verletzung des 
§ 286 ZPO. liegt alſo nicht vor. M. c. B., U. v. 15. Okt. 14, 
285/14 VI. — Berlin. [B.) 

23. § 863 ZPO., $ 2338 BGB.] 

Die am 10. April 1902 verſtorbene Witwe F. hat ein 
Teſtament vom 4. Oktober 1901 hinterlaſſen, worin ſie ihre 
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beiden Söhne R. F. und B. F. als alleinige Erben eingeſetzt und 
eine Teſtamentsvollſtreckung angeordnet hat. In 8 4 des 
Teſtaments iſt verfügt: „Nach vollendetem 25. Lebensjahr iſt 
einem jeden meiner Söhne ſein Kapitalvermögen auszuzahlen 
mit Ausnahme eines Betrags von 150000 &, der für jeden 
zurückzubehalten iſt und von den Teſtamentsvollſtreckern ver⸗ 
waltet werden fol. Die Zinſen der zurückbebaltenen 150000 & 
fließen dem betreffenden Sohne zu. Die Einkünfte aus dieſen 
reſervierten Vermögen ſollen gemäß 5 850 Nr. 3 BRD. der 
Pfändung nicht unterworfen ſein. Ich erwarte, daß meine 
Söhne in dieſer Beſtimmung keine unbillige Verkümmerung 
ihrer Rechte erblicken, ſondern verſtehen werden, daß ich dieſes 
nur in ihrem wohlverſtandenen Intereſſe verordne, um ihnen 
für den hoffentlich nicht eintretenden Fall, daß ſie ihr übriges 
Vermögen durchbringen oder verlieren, einen feſten Vermögens⸗ 
beſtandteil zu ſichern.“ R. F. hat laut notarieller Urkunde 
vom 26. April 1911 erklärt, er habe von dem Kläger ein 
Darlehen von 16000 & erhalten, und hat zur Tilgung des 
Darlehens einen den jährlichen Tilgungsraten von 4000 & 
nebſt Zinſen gleichkommenden Betrag aus den Einkünften der 
150000 & an den Kläger abgetreten, gleichzeitig den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker angewieſen, an den Kläger Zahlung zu leiſten. 
Der Teſtamentsvollſtrecker verweigert die Auszahlung. Es iſt 
deshalb gegen ihn Klage erhoben worden. Das LG. wies den 
Kläger ab. Auf Berufung des Klägers erklärte das KG. den 
Anſpruch des Klägers dem Grunde nach für gerechtfertigt. Der 
Beklagte hat Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. Aus den 
Gründen: Der Beklagte hält die Abtretung für unwirkſam 
auf Grund des 8 863 Abſ. 1 Satz 2 ZRO. in Verbindung 
mit 8 400 BGB., da der jährliche Reinertrag des feiner Ver⸗ 
waltung unterliegenden Vermögens von 150000 & zur Be⸗ 
ſtreitung des ſtandesmäßigen Unterhalts des R. F. erforderlich 
ſei. Das LG. hat jedoch angenommen, daß § 2338 BGB., 
alſo auch 8 863 3PO., nicht anwendbar ſei, 1. weil 8 2338 
vorausſetze, daß dem Abkömmling lediglich der Pflichtteil 
hinterlaſſen ſei, bei Hinterlaſſung eines Erbteils aber, das größer 
als der Pflichtteil ſei, der Fall des § 2338 überhaupt nicht 
vorliege, ſondern 8 2306 zur Anwendung komme; 2. weil die 
Erblaſſerin nicht zum Ausdruck gebracht habe, daß eine Be⸗ 
ſchränkung des Pflichtteilsrechts wegen — zur Zeit der Teſta⸗ 
mentserrichtung beſtehender — Verſchwendung oder Überſchuldung 
eintreten ſolle (8 2338 mit 8 2336 Abſ. 2). Der erſte Grund, 
den das KG. angeführt hat, kann nicht für richtig erachtet 
werden. Die in 8 2338 vorgeſehenen Anordnungen können 
wirkſam getroffen werden, wenn auch das dem Abkömmling 
Hinterlaſſene die Hälfte des geſetzlichen Erbteils überſteigt. 
Nach § 2002 des erſten Entwurfs ſollten die in guter Abſicht 
erfolgenden Beſchränkungen nur zuläſſig ſein, ſofern der Erb⸗ 
laſſer dem Abkömmling als Erben mindeſtens die Hälfte des 
geſetzlichen Erbteils hinterlaſſe. Dem Erblaſſer ſollte alſo die 
Befugnis zu den in § 2002 bezeichneten Beſchränkungen nur 
zuſtehen, wenn er den Pflichtteilsberechligten als Erben einſetze 
und ihm mindeſtens den Pflichtteil hinterlaſſe (Mot. 5 S. 439, 
440). Nach dem Syſtem des Entwurfs ſollten trotzdem die 
nach 8 2002 zu beurteilenden Anordnungen als unter den 
Begriff der Entziehung des Pflichtteils fallende Beſchränkungen 
des Pflichtteils angeſehen werden (Mot. 5, 438 Abſ. 2). Nach 
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den Beſchlüſſen der Kommiſſion für die zweite Leſung ſah man 
davon ab, die „Enterbungsbefugnis“ davon abhängig zu 
machen, daß der Erblaſſer dem Abkömmling mindeſtens den 
Pflichtteil als Erbteil hinterlaſſe, und hielt es für genügend, 
wenn der Erblaſſer dem Abkömmling mindeſtens den Pflichtteil 
hinterlaſſe (Kom.:Prot. 5 S. 571 und S. 566 unter Nr. 6). Bei 
der Beratung darüber, ob bei Wegfall des Entziehungsgrundes 
die Beſchränkung von ſelbſt unwirkſam werden ſolle oder ob es 
hierzu einer Anfechtung bedürfe, wurde auf die Beſtimmungen 
der SS 1981, 1981 der Vorläufigen Zufammenflelung (Kom. 
Prot. 5, 578) hingewieſen, aus denen die Vorſchriften des 
§ 2306 Abſ. 1 Satz 1 und 2 BGB. hervorgegangen find, und 
es wurde erwogen, für die Anfechtung könne in den Fällen, in 
denen der in wohlmeinender Abſicht Enterbte auf mehr als 
feinen Pflichtteil eingeſetzt ſei, der Vorgang des 8 1981 a (vgl. 
5 2306 Abf. 1 Satz 2 BGB.) entſcheidend fein, dagegen ſpreche 
der Vorgang des 8 1981 (vgl. § 2306 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) 
dafür, in den Fällen, in denen der in wohlmeinender Abſicht 
Enterbte nur gerade zur Hälfte ſeines geſetzlichen Erbteils be⸗ 
rufen ſei, die Unwirkſamkeit der Pflichtteilsbeſchränkung ipso 
jure eintreten zu laſſen; beide Fälle könnten nicht verſchieden 
geregelt werden; überwiegende Gründe ſprächen dafür, an den 
Wegfall des Entziehungsgrundes die Unwirkſamkeit der An⸗ 
ordnungen des Erblaſſers zu knüpfen (Kom.⸗Prot. 5 S. 577, 578). 
Durch die Kommiſſion für die zweite Leſung erhielt alsdann 
§ 2002 des erſten Entwurfs die Faſſung, die — von hier nicht 
in Betracht kommenden Abweichungen abgeſehen — in $ 2338 
BGB. Geſetz geworden iſt. Bei Berückſichtigung dieſer Vor⸗ 
gänge erſcheint die Annahme ausgeſchloſſen, daß, wenn es in 
§ 2338 heißt, der Erblaſſer könne das Pllichtteilsrecht des 
Abkömmlings beſchränken, damit zum Ausdruck gebracht werden 
ſollte, 8 2338 ſetze den Fall voraus, daß dem Abkömmling 
lediglich der Pflichtteil hinterlaſſen ſei. In der Denkſchrift 
(S. 742) iſt betont, daß der Entwurf ſich hinſichtlich der Be⸗ 
ſtimmungen über die Enterbung in guter Abſicht im weſent⸗ 
lichen dem Preußiſchen Recht anſchließe. Mit der Auffaſſung 
der Kommiſſion für die zweite Leſung ſteht denn auch im Ein⸗ 
klang, wenn es bei Rehbein⸗Reincke ALR. II, 2 zu 8 419 heißt: 
„Vorausſetzung iſt die Hinterlaſſung mindeſtens des Pflichtteils; 
daß mehr hinterlaſſen, hindert die Beſchränkung aus 88 419 ff. 
nicht“ (vgl. Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 4 8 248 
Anm. 91). Das BG. hat unter Hinweis auf 8 2306 aus⸗ 
geführt, nur wenn der Abkömmling den Erbteil ausſchlage und 
den Pflichtteil verlange, ſei S 2338 anwendbar; alsdann ſei 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Pflichtteilsbeſchränkung 
gegeben ſeien. Richtig iſt an den Ausführungen des BG., daß 
der Pflichtteilsberechtigte im Falle des 8 2306 Abſ. 1 Satz 2, 
wenn er den Erbteil nicht ausſchlägt, ſich die ihm auferlegten 
Beſchränkungen gefallen laſſen muß, gleichviel, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 2338 gegeben find oder nicht, und daß, wenn 
er den Erbteil ausſchlägt und den Pflichtteil verlangt, die von 
dem Erblaſſer angeordneten Beſchränkungen nur nach Maßgabe 
des 8 2338 wirkſam find. Allein für die Frage, ob und 
inwieweit die Nutzungen nach 8 863 ZPO. der Pfändung ent⸗ 
zogen ſind, kommt es in beiden Fällen, ſowohl wenn der Ab⸗ 
kömmling den Erbteil ausſchlägt als auch wenn er ihn nicht 
ausſchlägt, darauf an, ob der Erblaſſer eine unter 8 2338 
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tallende Anordnung getroffen hat. Der vom BG. an erſter 
Stelle angeführte Grund kann demnach die Entſcheidung nicht 
tragen. Dagegen iſt der zweite Grund, daß nämlich die Erb⸗ 
laſſerin keine Verfügung nach § 2338 getroffen habe, rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Der Reviſion läßt ſich nicht beitreten, 
wenn ſie aufſtellt, es müſſe genügen, daß dem Abkömmling 
der die Beſchränkung rechtfertigende Grund verſtändlich ſei. 
Mit Recht hat das KG. angenommen, daß 8 863 ZPO. nur 
anwendbar iſt, wenn die Vorausſetzungen des $ 2338 gegeben 
find, insbeſondere auch der Grund der Beſchränkung in der 
Verfügung angegeben iſt. Der Feſtſtellung, wie R. F. und 
ſein Rechtabeiſtand die Anordnung der Erblaſſerin verſtanden 
haben, bedurfte es ſonach nicht. Teſtamentsvollſtrecker der 
Nite F. c. W., U. v. 19. Okt. 14, 190/14 IV. — Berlin. [B.] 


II. Prenßiſches Recht. 

Preußiſches Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

24. 8 14 PrEiſenbahn G.] 

Die Kläger gelangten früher von ihren im Dorfe R. 
gelegenen Wirtſchaftsgebäuden zu ihren auf der anderen Seite 
der im Jahre 1844 gebauten Eiſenbahnſtrecke K.⸗G. liegenden 
Feldern über einen Wegeübergang bei km 149,5 +75. Im 
Jahre 1910 wurde gemäß einem landes polizeilich geprüften 
und vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtgeſtellten Plane 
dieſer Wegübergang aufgehoben und dafür eine Wegeunterführung 
bei km 149,28 hergeſtellt, an die der Weg. in deſſen Zuge 
ber auſgehobene Wegeübergang lag, angeſchloſſen wurde. 
Iniolgebefien müſſen die Kläger nach und von ihren Feldern 
einen Umweg machen. Sie behaupten, daß hierdurch deren 
Sewirtſchaftung erſchwert werde, und verlangen vom Beklagten 
Entfhäbigung, indem fie weiter geltend machen, daß der über 
den aufgehobenen Wegeübergang führende Weg ein von ihnen 
früher fiets zur Bewirtſchaftung ihrer Felder benutzter und 
dau befimmter Intereſſentenweg ſei. Sie erhoben die gegen⸗ 
vättige Klage mit dem Hauptantrage: den Beklagten zu ver⸗ 
ulm, an fie die für jeden einzelnen Kläger beſonders aus⸗ 
pevorfenen Geldbeträge nebſt Prozeßzinſen zu zahlen, und mit 
dem hilftantrage: den Beklagten zu verurteilen, beim Regierungs⸗ 
möhdenten in O. den Antrag auf Feſtſtellung der von ihnen 
fr di Aufhebung des Wegeüberganges bei km 149,5 + 75 
heehrien Entschädigung zu ſtellen. Der Beklagte behauptete, 
der aufgehobene Wegeübergang ſei Teil eines öffentlichen 
Ages genesen, und beantragte Klageabweiſung. Das LG. 
berutteilte den Beklagten nach dem Hilfsantrage der Kläger. 
Der Bellagte legte unter Wiederholung feines erftinftanzlichen 
Antrages Berufung ein. Die Kläger ſchloſſen ſich der Berufung 
m. Das OLG, hat durch Zwiſchenurteil erkannt: Der Anſpruch 
ber Kläger auf Zahlung einer Entſchädigung wegen Aufhebung 
di Wegrübergangeb bei km 149,5 +75 der Strecke KG. 
ab den Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Auf die 
Aetifin det Beklagten wurde die Klage abgewieſen. Gründe: 
80. geht ohne erkennbaren Rechtsirrtum davon aus, 
der im Jahre 1910 gemäß einem landespolizeilich geprüften 
und don afändigen Miniſter feſtgeſtellten Plane aufgehobene 
> nuch eine Wegeunterführung an anderer Stelle erſetzte 
6 cheübergang bei km 149,5 ＋ 75 im Jahre 1844 bei An⸗ 

hung der betreffenden Eiſenbahnſtrecke auf Grund des 9 14 
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PrEiſenbahnG. vom 3. November 1838 hergeſtellt worden iſt. 
Dieſer $ 14 verpflichtet die mit dem Expropriationsrechte aus⸗ 
geſtattete Eiſenbahngeſellſchaft (vgl. 8 8) ebenſo, wie der ihm 
nachgebildete 8 14 PrEnteign. vom 11. Juni 1874 den mit 
dem Enteignungsrechte ausgeſtatteten Unternehmer (vgl. 88 2, 3) 
zur Einrichtung und Unterhaltung aller Anlagen, die an 
Wegen, Überfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäſſerungs⸗ 
oder Vorflutsanſtalten uſw. nötig ſind, um die benachbarten 
Grundbeſitzer gegen Gefahren und Nachteile bei Benutzung 
ihrer Grundſtücke zu ſichern, und zwar befindet über die Not⸗ 
wendigkeit der Anlagen und demgemäß über die Verpflichtung 
des Unternehmers zu ihrer Herſtellung und Unterhaltung nach 
dem einen, wie nach dem anderen Paragraphen die Regierung. 
Ein Unterſchied in den beiden Beſtimmungen beſteht inſofern, 
als der 8 14 EnteignG. die Verpflichtung des Unternehmers 
zur Unterhaltung durch den Satz einſchränkt: „inſoweit dieſelbe 
über den Umſang der beſtehenden Verpflichtungen zur Unter⸗ 
haltung vorhandener, demſelben Zwecke dienender Anlagen 
hinausgeht“, und als dieſer §8 14 nur im Rahmen des Ent⸗ 
eignungs verfahrens zur Anwendung kommt, wogegen nach dem 
§ 14 EiſenbahnG. die Regierung während der gan ien Dauer 
des Unternehmens in der Lage iſt, dem Unternehmer betreffende 
Auflagen zu machen (vgl. RG. bei Gruchot 45, 958). Mit 
Bezug auf den § 14 Enteign®. hat nun der VII. 3S. des 
RG. zunächſt in einem Falle, wo es ſich um die Berückſichtigung 
gewiſſer auf Grund des Paragraphen hergeſtellter Anlagen bei 
Bemeſſung der Enteignungsentſchädigung handelte, den Satz 
ausgeſprochen: „Sowenig die Beteiligten ein Privatrecht oder 
überhaupt ein (im Rechtswege) verfolgbares Recht auf eine 
ſolche Anordnung (auf Grund des 5 14) haben, ebenſowenig 
haben fie ein ſolches Recht auf den Foribeſtand der hergeſtellten 
Einrichtung“ (RG. 71, 207/8). Den gleichen Standpunkt hat 
der VII. ZS. in dem auch vom BG. in bezug genommenen 
Urteile vertreten, bei dem es ſich um einen Anſpruch auf 
Entſchädigung wegen Beſeitigung einer auf Grund des 8 14 
angeordneten Wegeanlage handelte, und namentlich ausgeführt: 
„Durch den die Verbindlichkeit der Unternehmerin zur Her⸗ 
ſtellung des Niveauuberganges ausſprechenden Beſchluß der 
Bezirksregierung iſt kein Privatrecht, insbeſondere keine Servitut 
als Wegerecht an dem Bahnkörper zugunſten der Eigentümer 
der von der Enteignung betroffenen Grundſtücke geſchaffen 
worden,“ und weiter: „Ein Recht auf den Fortbeſtand der 
Anlage erwuchs ... den Expropriaten nicht; fie hatten damit 
zu rechnen, daß die gemäß § 14 . .. getroffene Anordnung 
unter veränderten Verhältniſſen durch eine anderweite Ver⸗ 
fügung der zuſtändigen Behörde außer Kraft geſetzt werde“ 
(vgl. RG. 72 S. 232 und 233/4). Hieran hat der VII. 38. 
gegenüber laut gewordenen Widerſprüchen noch in einem 
neueſten Urteil (RG. 84 Nr. 20) mit beſonders eingehender 
Begründung ſeſtgehalten, und der erkennende Senat bat keine 
ausreichende Veranlaſſung gefunden, ihm entgegenzutreten. Iſt 
aber die Auffaſſung des VII. ZS. für den 8 14 EnteignG. 
zutreffend, ſo kann ſie auch mit Bezug auf den § 14 EiſenbahnG. 
und eine auf Grund dieſes Paragraphen hergeſtellte Anlage 
nicht abgelehnt werden. Denn begründet iſt ſie im weſent⸗ 
lichen damit, daß es ſich bei der Verpflichtung aus 8 14 
Enteign®. um eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung handele 
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und daß die Entfcheibung darüber ganz in die Hand der 
Verwaltungsbehörde gelegt ſei, und dies trifft bei 8 14 
Eiſenbabnc ebenfalls zu. Die bervorgehobenen Unterſchiede 
im Inhalt und in der Traaweite der beiden Beſtimmungen 
berübren den angegebenen Grund nicht. Eine abweichende 
Auffaſſung wird auch durch die Nichtanwendbarkeit des 8 31 
Enteignc nicht begründet, mit der vielmehr ein gerade aus 
dieſer Norſchrift gegen den Standpunkt des VII. 3S. her⸗ 
genommenes Bedenken wegfällt. Ein weſentlicher Unterſchied 
zwiſchen dem vorliegenden und dem von dem an zweiter Stelle 
ange iogenen Urteile des VII. 3 S. betroffenen Falle iſt endlich 
auch nicht, wie das BG. meint, darin zu finden, daß die 
Kläger und ihre Rechtsvorgänger hier nicht zu den Perſonen 
gehören, deren Grundbeſitz von der Enteignung betroffen 
worden iſt. Es iſt dies aber nicht einmal richtig, da der Teil 
des Bahnkörpers, über den der eingezogene Wegeübergang 
führte, ein Teil des Weges war, der nach der Behauptung 
der Kläger und der Feſtſtellung des BG. ein Intereſſentenweg 
iſt, an dem den Klägern und ihren Rechtsvorgängern private 
Nutzungsrechte zuftehen und zuſtanden. Zuzugeben iſt dem 
BG., daß die Kläger und ihre Rechtsvorgänger im Jahre 1844 
nicht haben vorausſehen können, ob und wann der damals 
angelegte Wegeübergang eingezogen, und ob und in welcher 
Weiſe Erſatz dafür geſchaffen werden würde. Dies ſchließt 
indes nicht aus, daß die Kläger und ihre Rechtsvorgänger mit 
der jederzeitigen Entziehbarkeit des Wegeüberganges rechnen 
konnten und mußten, ſo daß die letzteren auch in der Lage 
waren, dies bei der Feſtſetzung ihrer Enteignungsentſchädigung 
zur Geltung zu bringen. Hatten die Kläger aber kein Recht 
auf den Fortbeſtand des Wegeüberganges, fo können fie wegen 
ſeiner Einziehung und der ihnen dadurch erwachſenen Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe auf Grund des § 75 der Einleitung zum Pr ALR. 
auch keine Entſchädigung beanſpruchen; denn unter „beſonderen 
Rechten und Vorteilen“ begreift dieſer Paragraph nur wohl⸗ 
erworbene Rechte, nicht aber auch nur tatſächliche Vorteile, 
auf deren Fortdauer kein Recht beſteht (vgl. RG. bei Gruchot 
26, 714; 29, 680; 50, 1194/5; 56, 1118; auch RG. Bd. 19 
Nr. 68). Das auf einer abweichenden Auffaſſung namentlich 
des § 14 Eifenbahn®. und foweit auf einer Geſetzesverletzung 
beruhende BU. war nach den 85 549, 564 3 O. aufzuheben 
und gemäß dem 5 565 Abſ. 3 Ziff. 1 daſelbſt in der Sache 
ſelbſt auf Abweiſung der Klage zu erkennen. Eines Eingehens 
darauf, ob der Weg, in deſſen Zuge der eingezogene Wege⸗ 
übergang lag, ein öffentlicher oder wie das BG. angenommen 
hat, ein Intereſſentenweg iſt, und auf die gegen dieſe Annahme 
gerichteten Reviſionsangriffe bedurfte es nicht. Preuß. Eiſenbahn⸗ 


fiskus c. P. u. Gen., U. v. 21. Okt. 14, 214/14 V. — 
Breslau. [B.] 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
[Entſcheidungen aus der Zeit vom Juni bis Oktober 1914.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Blaſewitz, Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


A. Strafgeſetzbuch. 


1. 8 54 StGB.] Im Urteil iſt zutreffend nachgewieſen, 
daß wenn überhaupt die Freiheitsentziehung als ſolche und ſo 
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wie ſie nach den Einrichtungen des Gefängniſſes gegen den 
kranken M. vollzogen worden wäre, eine unmittelbare Gefahr 
für deſſen Leib oder Leben bedeutet hätte, dieſe Gefahr auf 
andere Weiſe hätte beſeitigt werden können, weil in 8 487 
SPD. vorgeſeben iſt. daß die Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen 
gegen kranke Perſonen aufgeſchoben werden muß, wenn eine 
nabe Lebensgefahr für den Verurteilten zu beſorgen ſteht und 
aufgeſchoben werden kann, wenn ſich der Verurteilte in einem 
körperlichen Zuſtand befindet, bei dem nach den Einrichtungen 
der Sirafanſtalt eine Vollſtreckung nicht ausführbar iſt. Darüber 
hinaus kann bereits beſtehende Krankheit. auch wenn ausnahms⸗ 
weiſe aus der Vollſtreckung eine Verſchlimmerung zu befürchten 
fein ſollte, keinen Grund abgeben, ſich der Vollſtreckung. ins⸗ 
beſondre mittels ſolcher Handlungen zu entziehen, die gegen die 
Beſtimmungen des Strafgeſetzes verſtoßen; nach dem Geſetz tritt 
das ſtaatliche Intereſſe an der Beſtrafung dann nicht gegen 
das geſundheitliche Intereſſe des Verurteilten zurück. Die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 54 StGB. find hiernach im Urteil inſoweit 
zutreffend verneint, als angenommen iſt, daß ein unverſchuldeter 
und ein auf andre Weiſe nicht zu beſeitigender Notſtand über: 
haupt nicht vorlag. Dafür, daß der Angeklagte irrtümlich in 
tatſächlicher Hinſicht die Vorausſetzungen eines Notſtands für 
gegeben erachtet hätte, gibt das Urteil keinen Anhalt. Unter 
dieſen Umſtänden bedarf es keines Eingehens auf die Frage, 
ob und inwieweit es im allgemeinen für den Schuldausſchließungs⸗ 
grund des Notſtands von Erheblichkeit iſt, daß die Gefahr, aus 
der eine an ſich gegen das Strafgeſetz verſtoßende Handlung 
Rettung verſchaffen ſoll, durch Anordnungen der Staatsgewalt 
begründet iſt. Die Frage deckt ſich nicht, wie das Urteil an⸗ 
zunehmen ſcheint, mit derjenigen nach der Zuläſſigkeit der Selbſt⸗ 
hilfe gegen unberechtigte, aber in rechtmäßiger Ausübung vor⸗ 
genommene Amtshandlungen von Beamten (RG St. 22, 300; 
25, 150), ſie iſt vielmehr grundſätzlich anders entſchieden als 
im angefochtenen Urteil (RGSt. 41, 214). Urt. d. I. Sen. 
v. 21. Sept. 14 (602/14). 

2. 863 StGB. Strafantrag ohne Kenntnis des Täters. 
Es genügt, wenn bei Beleidigung durch einen Zeitungsartikel 
die Beſtrafung des Verfaſſers und der Zeitung beantragt 
wird. Urt. d. IV. Sen. v. 7. Juli 14 (590/14). 

3. 5 68 Abſ. 1 StGB. Unterbrechung der Verjährung 
(Richtung der Amtshandlung gegen den Täter).] Um als 
„gegen den Täter gerichtet“ zu gelten, muß die richterliche 
Handlung als ſolche der gegen einen beſtimmten Täter ſtatt⸗ 
findenden Strafverfolgung äußerlich in die Erſcheinung treten, 
ſie darf ſich nicht auf die Ermittlung des äußeren Tatbeſtands, 
nicht auf Ermittlung anderer Täter und Teilnehmer beſchränken, 
namentlich aber nicht auf Ermittlung und Verfolgung ſolcher 
Perſonen, die im Zuſammenhang mit einer beſtimmten Tat 
ihrerſeits eine Tat rechtlich anderer Art begangen haben und 


zunächſt wegen dieſer verfolgt werden. Freilich muß nicht not⸗ 


wendig aus der richterlichen Handlung, dieſe für ſich allein 
betrachtet, auch ihre Richtung gegen eine beſtimmte Perſon 
hervorgehen, um die gegen dieſe laufende Verjährung zu 
unterbrechen, aber ihre Richtung gegen beſtimmte Täter muß 
ſich mit Sicherheit aus den Begleitumſtänden ermitteln laſſen, 
wenn ihr gegenüber einem einzelnen Täter die Bedeutung einer 
Unterbrechung der Verfolgungsverjährung beigemeſſen werden 
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fol. Deshalb iſt es an ſich nicht zu beanſtanden, wenn die 
Snaflammer den Anlaß des Verfahrens und den Inhalt der in 
den Schreiben an die Amtsgerichte enthaltenen ſtaatsanwaltlichen 
Anträge heranzieht und die Fragen berückſichtigt, die von den Amts⸗ 
gerichten an einzelne Zeugen geſtellt wurden. Grade im gegen⸗ 
wärtigen Straſprozeß, in dem die Strafverfolgung der Staats⸗ 
anwaltſchaft vorbehalten iſt, die ausſchließlich das Anklagerecht 
beſizt, und innerhalb deſſen Richter, namentlich im Ermittlungs⸗ 
und Vorverfahren nur ausnahmsweiſe ſelbſtändig tätig werden 
(88 163, 161 Abſ. 2, 189 StPO ), die Amtsgerichte dagegen ge⸗ 
halten find, den Anträgen der Staatsanwaltſchaft auf Vornahme 
bon Unterſuchungs handlungen überall da zu eniſprechen, wo es das 
Geſetz nicht verbietet (8 160 StPO.), fo daß die Tätigkeit des 
Richters im Vorverfahren durch die Anträge der Staatsanwalt⸗ 
haft begrenzt iſt, werden dieſe ſtaatsanwaltlichen Anträge 
regelmäßig die Grundlage für die Beurteilung abgeben, welche 
Dedeutung den Unterſuchungshandlungen des Amtsrichters zus 
kommt und gegen wen fie ſich richten (RGRſpr. 6, 768; 
RHS 41, 17). Würde die Staatsanwaltſchaft alfo erkennbar 
eine Aufklärung über das Verhalten F.s und zwar nach der 
Richtung, ob es als ſtrafbares Vergehen erſcheint, haben 
herbeiführen wollen, indem ſie anregte, über die Zahlung von 
Geld durch F. die Zeugen zu befragen, fo würde, vorausgeſetzt, 
daß die Gerichte den Antrag nach Sinn und Tragweite ebenſo 
auigefaßt hätten, allerdings ein erhebliches Anzeichen dafür 
borliegen, daß ſich ihre Tätigkeit gegen F. wegen Gewährung 
bon Geſchenken und zwar ſtrafrechtlich verfolgbarer Gewährung 
bon Geſchenken richtete. Allein fo liegt die Sacke nicht und es 
it ein ſchlüſſiger Nachweis dafür, daß ſich die Zeugenvernehmung 
auch „gegen“ F. richtete und zwar wegen einer ſtrafbaren 
Aänigfeit, nicht geführt. Die Strafkammer betont zutreffend, 
daß rein äußerlich betrachtet, das geſamte Verfahren ausſchließlich 
gegen R gerichtet war. Rechtlich unzutreffend und verfehlt iſt 
aber ihre weitere Annahme, daß auch gegen R. nur ein 
„unerlaubter Verkehr“ mit Gefangenen in Frage kommen konnte 
und daß ſich daraus notwendig ergebe, daß gegen R. die Ver⸗ 
Iolgung wegen einer nach 8 332 StGB. ſtrafbaren Tat ſtatt⸗ 
finde, der dann ebenfo notwendig die Verfehlung aus 8 333 
Lich. entſprechen müſſe, die von den Perſonen begangen ſei, 
Ye Geld geſchenkt hatten, ſo daß alſo die Erhebung darüber, 
ab J. Geld oder ſonſtige Geſchenke gegeben habe, notwendig 
me auf die Strafverfolgung 5.8 gerichtete Ermittlungstätigkeit 
d Kickers darſtelle. Selbſt wenn R. aus 8 332 StG. 
mat werden ſollte, ſo müßte nicht notwendig auch die 
Tätigkeit der Schenkgeber aus § 333 StGB. ſtrafbar fein; 
dus der Nechtſprechung läßt ſich eine Reihe von Fällen von 
fe Beamtenbeſtechung im Sinne des § 332 StGB. an⸗ 
lübren, in denen eine Straftat des Schenkenden oder Ver⸗ 
beenden ausgeſchloſſen ift; es genügt inſoweit auf die Fälle 
Anuneiien, in denen die vorgängige Pflichtwidrigkeit des 
dente nachträglich belohnt wird; es iſt alſo unrichtig, wenn 
Verfolgung einer beſtimmten Perſon als notwendig darin 
kl befunden wird, daß Erhebungen ſtattfinden, ob ſie es 
Dat, die einem wegen Beſtechung verfolgten Beamten Geſchenke 
Aube hat. Weiter aber ergeben die Akten überhaupt nicht, 
15 us 5 333 StGB. verfolgt wurde; mit einiger 
ſchtinlicheit it vielmehr anzunehmen, daß eine Verfolgung 
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wegen dieſer Tat nicht ſtattfand und vom Staatsanwalt nicht 
beabſichtigt war, noch weniger aber die Verfolgung Fs aus 
9.333 StGB. Dieſer letzteren Verfolgung geſchieht nicht 
einmal im Einſtellungsbeſchluß Erwähnung; F. war überbaupt 
nicht vernommen worden, namentlich nicht als Beſchuldigter, 
der Zeuge H. ſollte eidlich vernommen werden, es war alſo 
nicht daran gedacht, daß dieſer eine ſtrafbare Tat F.s unter: 
fügt oder durch Überbringung von Geld an R. ſich ſelbſt ſtrafbar 
gemacht habe. Nach der ausdrücklichen Beſtätigung des Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes fol nur ein „Amtsvergehen“ Rs Gegenſtand 
des Verfahrens gebildet haben, nicht ein Amts verbrechen, 
wie es in 8 332 StGB. bedroht iſt. Einem Amts vergehen, 
ſonach der in $ 331 StGB. bedrohten Beſtechung, entſpricht 
aber eine ſtrafbare Beſtechungstätigkeit des Geſchenkgebers 
überhaupt nicht. Daß nur ein ſolches von R. begangenes 
Vergehen, verübt durch Annahme von Geſchenken, die zur 
Belohnung für ihm dienſtlich obliegende Beſorgungen oder 
andere nicht pflichtwidrige oder als nicht pflichtwidrig erkannte 
Amtshandlungen beſtimmt waren, Gegenſtand der Verfolgung 
war und daß deshalb eine Verfolgung F.s weder vom Staats⸗ 
anwalt, noch weniger aber von den Amtsrichtern beabſichtigt 
war, die deſſen Anträgen, ohne die Sachlage ſo wie er als 
Vorſteher des Gefängniſſes in Kiel zu kennen, entſprachen, 
damit iſt der Inhalt der Straf⸗ und Diſziplinarakten aus 1908 
ſowohl wie der Inhalt der Strafakten aus 1910 wohl vereinbar. 
Freilich läßt ſich jetzt nach völliger Aufklärung des Sachverhalts 
ſagen, daß zur Verfolgung nicht nur R.s, ſondern auch F.s 
im Jahre 1908 und 1910 aller Anlaß gegeben war, das darf 
aber nicht dazu führen, die einzelnen Verfolgungsmaßnahmen 
und ihre Richtung anders zu beurteilen als unter Berückſichtigung 
des Umſtandes, daß damals der mit der Strafverfolgung 
befaßte Staatsanwalt erſichtlich eine Verfolgung in dem Umfang 
und in den Richtungen, wie ſie ſpäter einſetzte, nicht betrieb, 
daß er vielmehr den Gefängnisbeamten trotz der Ergebniſſe der 
Hauptverhandlung im Werftprozeß offenbar Verfehlungen fo 
ſchwerer Art nicht zutraute, und ſie anſcheinend wegen ſolcher 
Verfehlungen ebenſowenig zur Rechenſchaft ziehen wollte, wie 
die früheren Gefangenen. Andernfalls wäre die Art und 
Weiſe des Vorgehens, namentlich wie das Strafverfahren, 
ebenſo wie vorher das Diſziplinar⸗ und Strafverfahren im 
Jahre 1908 nach einigen, dritten Perſonen übertragenen Ver⸗ 
nehmungen abgeſchloſſen und eingeſtellt werden konnte, Überhaupt 
nicht verſtändlich. Gleichviel aus welchen Gründen aber ſo 
verfahren wurde, jedenfalls kann die Entſcheidung darüber, ob 
gegen den Angeklagten F. als Täter eines Vergehens gegen 
8 333 StGB. durch richterliche Maßnahmen zum Zweck der 
Strafverfolgung eingeſchritten worden iſt, nicht auf Grund des 
vorliegenden mindeſtens zweifelhaften Materials im bejahenden 
Sinne lauten, muß vielmehr im Zweifel zu ſeinen Gunſten in 
verneinendem Sinn getroffen werden. Urt. des Ferienſenats 
v. 27. Juli 14 (740/14). 

4. 5130 StGB. Polniſche Nationalbeſtrebungen.] Hin⸗ 
ſichtlich der in Betracht kommenden Telegrammformulare ſtellt 
das LG. feſt, daß ſie bezwecken, den Beſchauer oder Empfänger 
zur Wiederherſtellung des alten polniſchen Reiches zu ermuntern, 
welches Ziel nach Lage der Verhältniſſe nur mit Waffengewalt 
erreicht werden könne. Das LG. erachtet ſie deshalb für 
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geeignet, die in den ehemals polniſchen Teilen Deutſchlands 
lebenden Polen gegen die mit ihnen im Gemenge lebenden 
Deutſchen durch Schürung des wechſelſeitigen Haſſes und durch 
Anfachung des polniſchen Nationalbewußtſeins aufzuhetzen und 
zu erbittern, damit aber eine feindſelige Stimmung hervorzu⸗ 
rufen, die den öffentlichen Frieden gefährde, ja ſogar ſtöre, da 
ſie beide Bevölkerungsklaſſen im Gefühle ihres durch die Geſetze 
geſchützten und geſicherten Zuſammenlebens und der ihnen 
gewährleiſteten Rechtsſicherheit beeinträchtige. Die Tatſachen, 
aus denen das LG. geſchloſſen hat, daß die Telegrammformulare 
zu dem angeführten Zwecke beſtimmt und geeignet geweſen ſeien, 


ſind in den Urteilsgründen angegeben. Es erhellt daraus als 


Beweisannahme des LG., daß die auf den Telegrammformularen 
befindlichen Abbildungen in Verbindung mit den beigefügten 
Inſchriften dem Beſchauer die frühere polniſche Herrlichkeit vor 
Augen führen, ihn an die Verſuche zur Befreiung Polens vom 
fremden Joche und zur Wiederherſtellung des polniſchen Staates 
erinnern und ihn ermahnen, nicht zu erlahmen, um dieſes Ziel 
durch Vereinigung aller polniſchen Kräfte zu erreichen. Dabei 
wird vom LG. nicht verkannt, daß die einzelnen Gattungen 
von Telegrammformularen dieſen Gedankeninhalt nicht allent⸗ 
halben mit derſelben Deutlichkeit zum Ausdruck bringen; 
immerhin findet es ihn in allen mit genügender Deutlichkeit 
ausgedrückt. Dies im einzelnen näher nachzuweiſen, war das 
LG. nicht genötigt, da $ 266 Abſ. 1 Satz 2 StPO. die Angabe 
der Beweistatſachen nur inſtruktionell vorſchreibt. Daß die 
getroffenen Feſtſtellungen von einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung 
des Begriffes der Anreizung zu Gewalttätigkeiten beeinflußt 
ſei, wird nicht erſichtlich. Was der Beſchwerdeführer hierzu 
ausführt, bewegt ſich auf dem der Reviſion verſchloſſenen 
Gebiete des Tatſächlichen. Das gleiche gilt von ſeiner 
Darlegung, daß keine naheliegende Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit nachweisbar ſei. Auch im übrigen beſtehen Bedenken 
gegen die Anwendung des § 130 StGB. nicht, ebenſowenig 
gegen die Anwendung des § Al a. a. O. Urt. d. IV. Sen. v. 
14. Juli 14 (534/14). 

5. 5163 StGB. Zeugenfahrläſſigkeit.] Bei der wieder⸗ 
holten Verhandlung wird das Vordergericht noch zu erwägen 
haben, daß dem Angeklagten vor ſeiner Vernehmung nur 
mitgeteilt worden war, er ſolle darüber vernommen werden, 
daß uſw. Im Rahmen dieſer Tatſachen wird eine Verpflichtung 
des Angeklagten, Erkundigungen einzuziehen und ſich gewiſſen⸗ 
haft zu prüfen, was er als eigene, unmittelbare, ihm beſtimmt 
innewohnende Wiſſenſchaft wiederzugeben imſtande ſei, an⸗ 
zunehmen fein (RGSt. 8 S. 108, 110 und Urteil des V. StS. 
vom 7. Juli 1913 — 5 D. 170/13). Wurde aber an den An⸗ 
geklagten, wie aus den Urteilsgründen erhellt, eine Frage über 
eine Tatſache geſtellt, deren Beantwortung er nicht voraus⸗ 
ſehen konnte, ſo kann nur geprüft werden, ob der Angeklagte 
in dem Augenblicke der Frageſtellung, ſtatt ſie ſofort zu be⸗ 
antworten, hätte verlangen müſſen, daß ihm Gelegenheit gegeben 
werde, vorher noch Erkundigungen einzuziehen. Eine Ver⸗ 
pflichtung hierzu kann nur in ſolchen Fällen anerkannt werden, 
in denen ein Zeuge aus irgendeinem Grunde Veranlaſſung hat, 
ſeiner Anſicht zu mißtrauen. Sofern ſolche beſonderen Um⸗ 
ſtände nicht vorliegen, kann es nicht als fahrläſſig erachtet 
werden, wenn der Zeuge, der von der Richtigkeit einer Tat⸗ 
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ſache überzeugt iſt, fie als wahr bekundet, ohne noch beſondere 
Erkundigungen zur Beſtätigung ſeiner Überzeugung einzuziehen 
(RGSt. 25 S. 122, 124; Goltd Arch. 58, 440). Dieſe Rechts⸗ 
auffaſſung ſteht nicht im Widerſpruch mit dem Urteile des er⸗ 
kennenden Senats vom 23. Januar 1913, 3 D. 969/12, in 
welchem auf Grund der beſonderen Sachlage, Abgabe einer 
eidesſtattlichen Verſicherung zur Erwirkung eines dinglichen 
Arreſtes, eine Verpflichtung des Verſichernden zur Erkundigung 
über die Wahrheit der von ihm beſtätigten Tatſachen an⸗ 
genommen iſt. Urt. d. III. Sen. v. 25. Juni 14 (92/14). 

6. 5 166 StGB. Beſchimpfung, Einrichtung (Roſen⸗ 
kranz).] Wenn die Strafkammer darin, daß der Angeklagte S. 
eine Stunde vor Beginn der Meſſe ohne Rock über den menſchen⸗ 
leeren Platz vor der Kirche gegangen iſt, eine Beſchimpfung 
des katholiſchen Gottesdienſtes nicht erblickt hat, fo iſt das 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Ob eine Beſchimpfung an⸗ 
zunehmen ſein würde, wenn der Angeklagte die Kirche in dieſem 
Zuſtande vor oder während der Meſſe betreten hätte, kann 
dahingeſtellt bleiben, da er ſich nach den getroffenen Felt: 
ſtellungen, ehe er die Kirche betreten hatte, auf die Aufforderung 
des Glöckners wieder entfernt hat. Bei dem zweiten den 
Gegenſtand der Anklage bildenden Vorkommnis ſind die drei 
Angeklagten lachend in den zur Kirche führenden Gang gegangen, 
wobei D. und H. den S., der einen Roſenkranz um den Hals 
gehängt hatte, zwiſchen ſich führten. Auch hier wird die Frei⸗ 
ſprechung der Angeklagten von der Anklage, die katholiſche 
Kirche und eine ihrer Einrichtungen, ihren Gottesdienſt, öffentlich 
beſchimpft zu haben, ſchon durch die Feſtſtellung getragen, daß 


das Verhalten der Angeklagten „harmloſer Natur“ geweſen ſei 


und daß dabei von einer beſonders verletzenden rohen Form 
keine Rede ſein könne. Eine Verkennung des Begriffs der 
Beſchimpfung tritt in dieſen Ausführungen nicht hervor. Eben⸗ 
ſowenig gibt die Anſicht der Strafkammer, daß der Roſenkranz 
eine Einrichtung der katholiſchen Kirche im Sinne des 8 166 nicht 
darſtelle, zu rechtlichen Bedenken Anlaß; denn als Einrichtung 
oder Gebrauch ſind nur die Beſtandteile der Organiſation und 
des Kultus der Religionsgemeinſchaft, alſo ideelle Satzungen 
und Ordnungen, nicht aber bloße körperliche Sachen anzuſehen. 
(RGSt. 26, 39.) Urt. d. IV. Sen. v. 14. Juli 14 (610/14). 
7. 5184 Nr. 1 StGB. Bildliche Andeutung unzüchtiger 
Vorgänge.] Der Auffaſſung des angefochtenen Urteils ſteht 
nicht entgegen, daß die geſchlechtlichen Situationen, von denen 
es ſpricht, in den Bildern teilweiſe nur verſteckt angedeutet ſind. 
Denn dem Inhalte einer Darſtellung gehört nicht nur dasjenige 
an, was in dem Bilde zur unmittelbaren Anſchauung kommt, 
ſondern ebenſo auch der Gedanke, den der Maler (Zeichner) in 
das Bild hineingelegt und in ihm zum erkennbaren Ausdruck 
gebracht hat. So kann ein Geſchlechtsverkehr Inhalt der Dar⸗ 
ſtellung ſein, obgleich das Bild die daran beteiligten Perſonen 
nicht ſelbſt wiedergibt, ſondern nur lebloſe Gegenſtände zeigt — 
wie etwa ein Bett, abgelegte männliche und weibliche Kleidungs⸗ 
ſtücke und dergleichen — aus denen aber der Beſchauer nach 
den Umſtänden entnehmen muß, daß ein Geſchlechtsverkehr als 
ſtattfindend gedacht wird (RGSt. 35, 133; vgl. auch Urteile 
des erkennenden Senats vom 31. März 1914 zu 2 D 113/14 
und 159/14). In dieſem Sinne durfte die Strafkammer daher 
auch in den Bildern Nr. 5 und 11 die Wiedergabe geſchlecht⸗ 
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licher Vorgänge erblicken, indem das erſte Bild darſtelle, wie 
ein Burſche zur Dienſtmagd in die Kammer eingeſtiegen iſt, um 
dort mit ihr den Beiſchlaf zu vollziehen, während das andere 
Bild durch die auf der Wäſcheleine hängenden Feigenblätter 
zum Ausdruck bringe, daß ſich ein Liebespaar „auch dieſer letzten 
Bekleidung entledigt“ habe und „jetzt ganz nackend Verkehr 
pflege“. Was die beiden noch verbleibenden Kartenbilder unter 
Nr. 2 und 4 anlangt, fo ſieht man auf Nr. 2 in einem herz⸗ 
förmigen Ausſchnitte der Karte links an einem Kornfelde ein 
beim Mondſchein ſich küſſendes Liebespaar; in einem gleichen 
Ausschnitte rechts ſteht dasſelbe Mädchen weinend mit einem 
Vickellind — was nach dem Urteile zum Ausdrucke bringen 
fl: das am Kornfelde in enger Umarmung ſtehende Liebespaar 
hat die günstige Gelegenheit in der Mondſcheinnacht benützt und 
hat geſchlechtlich miteinander verkehrt. Das Mädchen hat den 
dehlnitt ſehr zu bereuen, denn die Folgen des Geſchlechts⸗ 
berkchrs find nicht ausgeblieben; fie ſteht weinend und verlaſſen 
nit dem Rinde da. Das Gericht findet hiernach das Scham⸗ 
betleßende der Darſtellung in der Anſpielung daraus, daß das 
Lebezpaar fi durch die ihm gebotene günftige Gelegenheit hat 
zum Beiſchlafe verleiten laſſen. Es mag fein, daß das Bild 
m einem ſolchen Gedanken anregen kann und anregen ſoll. 
Damit iſt jedoch der angedeutete Vorgang noch nicht zum In⸗ 
halte der Darſtellung gemacht. Wie der erkennende Senat 
eh jängfhin in einem zum Abdruck beſtimmten Urteil vom 
31. Män 1914 zu 2 D 113/14 des Näheren ausgeführt hat, 
legt es im Weſen der malenden und zeichnenden Kunſt, daß 
Re nur den Eindruck feſtzuhalten vermag, den der darzuſtellende 
Vorgang oder Zuſtand in einem beſtimmten Zeitpunkte auf den 
gefchtsfum des Wahrnehmenden macht. Was vor und nach 
len Zeitpunkte liegt, kann nicht Gegenſtand der Malerei oder 
Jeicmmg, alfo auch nicht Inhalt des Bildes fein. Hieraus 
fag, daß Inhalt einer bildlichen Darſtellung nur Vorgänge 
ſen kämen, die der Künſtler im Bilde als gegenwärtig 
latffndend vor Augen führt. Auf dem in Frage ſtehenden 
Poflartenbilbe Nr. 2 zeigt fih nun dem Beſchauer zunächſt 
nichts weiter als ein Liebespaar, das ſich beim Mondſchein küßt, 
ind en weinendes Mädchen mit einem Wickelkinde im Arm. 
daß das Liebespaar in ſeiner Umarmung ein geſchlechtlich an⸗ 
Röbiges Verhalten an den Tag treten laſſe, iſt nicht geſagt. 
daz geſhlechtich Anſtößige denkt ſich der Beſchauer hinzu, und 
t if genötigt, es ſich hinzu zu denken, weil das im Neben 
Bil eriheinende Wickelkind die Vorſtellung nahelegt, das 
Lebezpaar werde im Kornfelde miteinander geſchlechtlich ver⸗ 
It haben Immerhin iſt dieſer Verkehr nur als etwas in 
kr Vergangenheit Zurückliegendes zu denken; in dem, was das 
did den Beſchauer als gegenwärtig zeigt, tritt er nirgends 
in Eifheinung, fo daß man ihn auch nicht mittelbar als in 
dem Bilde wiedergegeben finden kann. Anders verhält es ſich 
u liger Ginficht mit der Abbildung auf der Poſtkarte Nr. 4. 
dun Bi felt ein im Graſe am Wege liegendes, eben hin⸗ 
Ilende3 junges Mädchen dar, mit ſchmerzverzogenem Geſichte, 
in fih lenden Laufes ein Storch nähert — und fol nach 
dem Urteile zum Ausdruck bringen, daß das Mädchen ſoeben 
m drien den Beiſchlaf vollzogen hat und ſich nunmehr der 
Fehn den Geſtlechtsverkehrs bewußt wird. Auch hier wird 
her der Beiſclaf ſelbſt nicht mit dargeſtellt; wohl aber wird 
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dem Beſchauer gezeigt die Körperlage des Mädchens unmittelbar 
nach Vollziehung des Beiſchlafs und nachdem der Beiſchläfer 
es ſoeben verlaſſen hat. Wie das Urteil bei der Beſchreibung 
des Bildes hervorhebt, ſind an dem am Boden liegenden ſtark ent⸗ 
wickelten Mädchen deutlich die ſtrammen Waden und teilweiſe 
ſogar noch die aufgehobene Unterkleidung zu ſehen. Daß der 
hier wiedergegebene Zuſtand des gefallenen Mädchens dazu an⸗ 
getan iſt, das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl des geſitteten 
Beſchauers in geſchlechtlicher Beziehung zu verletzen, hat der 
Vorderrichter mit Recht angenommen. Was ſchamverletzend 
wirkt, iſt aber nicht die durch das Bild geweckte Vorſtellung 
eines vorher ſtattgehabten Geſchlechtsverkehrs, ſondern die Anſtoß 
erregende Stellung, in der das Mädchen unmittelbar nach dem 
Beiſchlafe dem Beſchauer im Bilde entgegentritt. Urt. d. II. Sen. 
v. 23. Juni 14 (390/14). 

8. 5 184 Nr. 1 StGB. Abdruck unzüchtiger Gedichte 
zu fittlichem Zweck in der Tagespreſſe.] Die Strafkammer hat 
in rechtlich einwandfreier Weiſe dargelegt, daß die Veröffent⸗ 
lichung ein einheitliches, innerlich zuſammenhängendes Ganze 
bildet. Es iſt daher nicht rechtsirrig, wenn fie die beiden an 
ſich unzüchtigen Gedichte als bloßen Beſtandteil dieſes Ganzen 
betrachtet hat. Ob hiernach anzunehmen war, daß dieſe Gedichte 
in ihrem Zuſammenhange damit die Eigenſchaft einer unzüchtigen 
Schrift verloren, hing ganz von der Würdigung der Umſtände 
des gegebenen Falles ab. Die Strafkammer hat hierbei Gewicht 
darauf gelegt, daß die ganze Veröffentlichung „nur eine Kritik 
vom ethiſch und künſtleriſch entrüſteten Standpunkt aus dar⸗ 
ſtellte“ und daß damit „ſolche Auswüchſe moderner Lyrik an 
den Pranger geſtellt werden ſollten“. Sie hat damit den 
Gedankenkreis in Betracht gezogen, dem die beiden Gedichte 
einverleibt waren, und die Gedankenrichtung berückſichtigt, in 
der ſich die ganze Veröffentlichung bewegte. Die Strafkammer 
hat auch nicht erkennbar überſehen, daß für die Frage der 
Unzüchtigkeit einer Schrift die äußere Erſcheinung, in der die 
Gedankenkundgebung dem Leſer entgegentritt, erheblich ſein kann. 
Zu einer hierauf bezüglichen ausdrücklichen Erörterung bot die 
Sachlage keinen Anlaß. Denn als Annahme der Strafkammer 
erhellt, daß die Schrift eine durchaus ernſte, und zwar abfällige, 
Beurteilung der darin erwähnten dichteriſchen Erzeugniſſe, von 
denen drei Proben mitgeteilt wurden, enthielt. Ebenſowenig 
iſt es als Rechtsnotwendigkeit anzuerkennen, daß ſich Unzüchtig⸗ 
keit einer Schrift ergibt, wenn fie unter Umſtänden, wie den 
hier feſtgeſtellten, in der Tagespreſſe veröffentlicht wird. Viel⸗ 
mehr entſcheiden auch inſoweit die tatſächlichen Verhältniſſe des 
Einzelfalls. Es iſt rechtlich ſehr wohl denkbar, daß einer Ver⸗ 
öffentlichung in der Tagespreſſe die Eigenſchaft des Unzüchtigen 
genommen ſein kann, wenn auf das Verwerfliche und Ver⸗ 
abſcheuungswürdige gewiſſer Geiſteserzeugniſſe hingewieſen wird. 
Gerade die Tagespreſſe kann zur Veröffentlichung geeignet ſein, 
wenn es ſich darum handelt, zu verhindern, daß die Verbreitung 
ſolcher Geiſteserzeugniſſe Boden gewinnt. Hiervon iſt die Straf⸗ 
kammer ausgegangen, wenn ſie in Übereinſtimmung mit den 
Schutzbehauptungen des Angeklagten annahm, daß die — 
große — Preſſe die geeigneten Mittel an der Hand habe, 
„Auswüchſe in der Kunſt unſerer Zeit“ gebührend zu geißeln, 
und daß dies hier durch den Artikel in ſcharfer Weiſe geſchehen 


ſei. Urt. d. V. Sen. v. 21. Sept. 14 (201/14). 
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9. 8 184 Nr. 3 StGB. Spülſpritzen.] 

a) Die Mittel zur Verhütung der Empfängnis werden 
beſtimmungsmäßig beim Geſchlechtsverkebr angewendet. Hier 
handelt es ſich, wie die Strafkammer feſtſtellt, um einen un⸗ 
mittelbar nach Vollziehung des Beiſchlafs ſtattfindenden Ge: 
brauch des Mittels. Danach ſtand die Anwendung desſelben 
in einem ſo unmittelbaren Zuſammenbang mit der unzüchtigen 
Handlung ſelbſt, daß beide als einheitliches Vorkommnis auf⸗ 
gefaßt werden konnten (RG St. 46 S. 117, 119). Der Gebrauch 
ſelbſt muß ſich nicht als eine unzüchtige Handlung darſtellen; 
ein Gegenſtand iſt auch dann zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt, 
wenn ſeine Verwendung der Ausübung unzüchtigen Handlungen 
in irgendeiner Weiſe förderlich ſein ſoll. Die Mittel zur Ver⸗ 
hütung der Empfängnis find dem Geſchlechts verkehr in den⸗ 
jenigen Fällen förderlich, in denen die Furcht der Beteiligten 
vor ſeiner möglichen Folge, der Empfängnis, durch den Gebrauch 
der Mittel beſeitigt oder vermindert wird. Soweit der Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr unzüchtig iſt, iſt auch der ihn fördernde Gebrauch 
der Mittel unzüchtia. Urt. d. IV. Sen. v. 26. Juni 14 (255/14). 

b) Das Gericht hat einerſeits angenommen, daß Spül⸗ 
ſpritzen der fraglichen Art von Frauen als Toilettegegenſtände 
zur Reinigung der Geſchlechtsteile, zu hygieniſchen und thera⸗ 
peutiſchen Zwecken benutzt würden, daß ſie nach ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit und allgemeinen Bezeichnung von vornherein und 
der Regel nach hygieniſchen Zwecken dienten und weder eine 
auf den Gebrauch nach dem Geſchlechtsverkehr gerichtete be⸗ 
ſondere Beſchaffenheit hätten, noch eine ſolche erkennen ließen. 
Andererſeits iſt im Urteil feſtgeſtellt, daß ſolche Spritzen mit⸗ 
unter auch zu Ausſpülungen nach dem Geſchlechtsverkehr zwecks 
Verhütung der Empfängnis benutzt würden. Dazu wird aus⸗ 
geführt, daß die Spülſpritzen durch dieſen „gelegentlichen Miß⸗ 
brauch“ nicht den Charakter von zu unzüchtigem Gebrauch be⸗ 
ſtimmten Gegenſtänden erhielten, weil es ſich nicht um Apparate 
handele, die, wie in dem vom RG. in RGSt. 46, 117 be: 
handelten Falle, hauptſächlich dazu beſtimmt waren, unmittelbar 
nach dem Beiſchlaf gebraucht zu werden. Das Gericht nimmt 
alſo an, daß Spülſpritzen der fraglichen Art auch zu unzüchtigen 
Zwecken benutzt werden, wendet § 184 Ziff. 3 StGB. auf fie 
aber um deswillen nicht an, weil ſie eine auf den Gebrauch 
nach dem Beiſchlaf gerichtete beſondere Beſchoffenheit nicht hätten 
und der Regel nach erlaubten Zwecken dienten, zu dem an⸗ 
gegebenen unzüchtigen Zwecke aber nur mitunter und miß⸗ 
bräuchlich benutzt würden. Dieſe Anſchauung iſt rechtsirrig. 
Wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, find im Sinne 
des § 184 Ziff. 3 Si GB. zu unzüchtigem Gebrauch ſolche 
Gegenſtände beſtimmt, welche zu einem ſolchen Gebrauch ſich 
vermöge ihrer beſonderen Beſchaffenheit eignen und erfahrungs⸗ 
mäßig Verwendung finden. Das trifft nach dem im Urteil 
feſtgeſtellten Sachverhalt auf die in Rede ſtehenden Spülſpritzen 
zu. Daß ihre Benutzung zu dem unzüchtigen Zwecke eine miß⸗ 
bräuchliche iſt und daß ſie vorzugsweiſe anderen, erlaubten 
Zwecken dienen, iſt für den Tatbeſtand des § 184 Ziff. 3 StGB. 
belanglos. Die Zwecke, denen ein Gebrauchsgegenſtand be⸗ 
ſtimmungsgemäß dient, können mehrfache ſein, und es genügt 
zur Annahme des Beſtimmtſeins zu unzüchtigem Gebrauch, 
wenn der unzüchtige Gebrauchszweck zu anderen Gebrauchs⸗ 
zwecken hinzutritt. Daß er die letzteren an Häufigkeit und 
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Ausdehnung erreiche, wird nicht erfordert. Hätten die Spül- 
ſpritzen überhaupt nicht die Eiaenſchaft gebabt, vermöge ihrer 
beſonderen Beſchaffenheit zu unzüchtigem Gebrauch ſich zu eianen 
und verwendet zu werden, fo könnte ein ihrer Natur zuwider⸗ 
laufender Mißbrauch zu unzüchtigen Zwecken ibnen den Charakter 
von zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmten Gegenſtänden aller⸗ 
dinas nicht verleihen (RG St. 46, 6). So liegt der Fall hier 
aber nicht; denn die Spülſpritzen wurden, auch wenn ſie zu 
Ausſpülungen zwecks Verhütung der Empfängnis Verwendung 
ſanden, in einer ihrer beſonderen Beſchaffenbeit entſprechenden 
Weiſe benutzt. Urt. d. IV. Sen. v. 9. Okt. 14 (424/14). 

10. 8 185 StGB. Beleidiaung durch Heiratsſchwindel 
(Detektivtrick ] Die Strafkammer findet die Beleidiauna, wegen 
deren ſie den Beſchwerdeführer verurteilt hat, in ſeinem geſamten 
betrügeriſchen Vorgehen gegenüber der Zeugin Eliſabetb H., 
d. h. darin, daß er, obwohl verheiratet, unter der falſchen Vor: 
ſpiegelung, ernſtlich eine baldige Heirat mit Eliſabeth H. zu 
beabſichtigen, ſich mit ihr verlobte, mit ihr als ſeiner Braut 
auch öffentlich verkehrte und ſie ſogar geſchlechtlich gebrauchte. 
Das Beleidigende der Handlungsweiſe des Beſchwerdeführers 
lag alſo nach der Annahme der Strafkammer in dem vom 
Beſchwerdeſührer zur Erzielung einer Verlobung und eines 
Geſchlechts verkehrs mit Eliſabeth H. benutzten Mittel der 
Täuſchung über ſeine wahren Abſichten. Es iſt unzutreffend, 
daß das erkennende Gericht bei Bemeſſung des Umfanges des 
Beleidigungstatbeſtandes über den Rahmen des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes hinausgegangen ſei. Denn ſchon die Faſſung dieſes 
Beſchluſſes, wonach der Beſchwerdeführer hinreichend verdächtig 
ſein ſollte, „im Jahre 1913, insbeſondere in der Nacht zum 
31. März 1913, das Fräulein Eliſabeth H. beleidigt zu haben 
(S 185 StGB.)“, läßt zur Genüge erkennen, daß mit der dem 
Beſchwerdeführer zur Laſt gelegten Tat aus § 185 StGB. 
nicht bloß ſein Verhalten in der Nacht zum 31. März 1913 
und ſeine damalige (einzige) Beiſchlafsvollziehung mit Eliſabeth H., 
ſondern ſein geſamtes auf eine Täuſchung abzielendes Vorgehen 
ihr gegenüber gemeint geweſen iſt. Daſür, daß die Strafkammer 
eine Prüfung der Frage nach der Anwendbarkeit des 8 193 StGB. 
aus Rechts irrtum unterlaſſen habe, fehlt es an jedem Anhalt. 
Zu einem beſonderen Ausſpruche in der angegebenen Richtung 
war die Strafkammer nicht verpflichtet, da der Beſchwerdeſührer 
im erſten Rechtszuge, wie Protokoll und Urteilsgründe ergeben, 
auf den § 193 a. a. O. ſich nicht berufen hatte. Der aus dem 
Verhalten der Eliſabeth H. und ihrer angeblichen Einwilligung 
hergeleitete Einwand iſt mit Recht ſchon vom Vorderrichter für 
verfehlt erachtet worden. Man Eliſabeth H. auch gegen Zuckt 
und Sitte verſtoßen haben, als fie dem Beſchwerdeſührer als 
ihrem vermeintlichen Verlobten den Beiſchlaf geſtattete, fo hat ſie 
doch keinenfalls damit in die ihr in dem früber angegebenen 
Sinne zugefügte Beleidigung eingewilligt, wenn ihr, wie feſt⸗ 
geſtellt iſt, das weſentlichſte Moment dieſer Beleidigung, nämlich 
die ihr gegenüber verübte Täuſchung und der Mißbrauch ihrer 
Gutgläubigkeit, unbekannt geblieben war. Urt. d. III. Sen. 
v. 15. Okt. 14 (488/14). 


11. 5 193 StGB. Berechtigtes Intereſſe. Berechtigte 
Schärfe des Ausdrucks.] 


a) Zur Anwendung des 8 193 StGB. kam es entſcheidend 
nicht darauf an, ob die Art, wie der Angeklagte das berechtigte 
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Intereſſe wahrzunehmen ſuchte, wirklich geboten und zum Zwecke 
der Intereſſenwahrnehmung tatſächlich dienlich war; es genügte 
pielmehr, wenn der Angeklagte ſie hierzu für dienlich hielt. 
Nötig war im übrigen nur, daß er ſeine Außerungen in der 
Tat zur Wahrnehmung eines berechtigten Intereſſes gemacht, 
d. h. mit ihnen wirklich die Wahrnehmung eines ſolchen bezweckt 
und nicht ausſchließlich andere Zwecke verfolgt hatte. Das iſt 
vom erſten Richter aus tatſächlichen, mit der Reviſion nicht 
angreitbaren Gründen für erwieſen erachtet worden. Er hat 
angenommen, der Angeklagte habe ſowohl fremde, aber ihn 
ſelbſt nahe angehende Intereſſen, nämlich die feines Vaters und 
Emährers, der die Ablehnung des angegriffenen Richters betrieb, 
als auch dadurch mittelbar eigene perſönliche Intereſſen verfolgt. 
Auperungen zur Wahrnehmung fremder Intereſſen können 
berechtigte“ im Sinne des $ 193 StGB. jedenfalls dann fein, 
wenn es ſich dabei um eine der Täter ſelbſt, wegen ſeines 
beſonderen Verhältniſſes zu ihr, nahe angehende Sache handelt, 
ihm alſo ſolche Wahrnehmung kraft tatſächlicher Verhältniſſe 
und Beziehungen zuſteht oder zukommt. Ob das im einzelnen 
der Fall if, hat der Richter nach billigem die Verhältniſſe und 
Anforderungen des Lebens berückſichtigendem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſheiden. Das hat die Strafkammer getan und iſt aus 
tafäglıhen Gründen zur Bejahung der Frage gelangt. Ein 
Woerlpruch dagegen iſt nach 8 260 vgl. mit 8 376 SPD. 
belanglos. Die Darlegungen des angefochtenen Urteils laſſen 
inſweit keinen Rechtsirrtum erkennen. Das LG. hat unterſucht, 
ob das Vorhandenſein einer Beleidigung aus der Form der 
Außerunz oder aus den Umſtanden, unter welchen ſie geſchah, 
heworgehe. Beides iſt verneint worden. Die Auffaſſung des 
Geiuhts beruht auf einem genügenden Auseinanderhalten von 
dom und Inhalt, und es war Tatfrage, ob die Strafkammer 
aus der gewahlten Form die Abſicht der Beleidigung, vgl. 
NOSL 20, 100, folgern zu können glaubte. Daß der Worts 
laut der Außerung für fi allein feinen zwingenden Beweis⸗ 
grund für jene Abſicht abgibt, iſt in der Rechtſprechung, vgl. 
051 40, 317, anerkannt. Das Urteil führt an, das Gericht 
trage „Bedenken, die Wahl des gebrauchten beleidigenden 
Ausdruds auf eine ſolche Abſicht zurückzuführen“, und bezeichnet 
als Ergebms ſeiner auf die Umſtände des Falles und die 
Perſenlichleit des Angeklagten abgeſtellten Prüfung, daß die 
Enaflanmer das Vorhandenſein einer Beleidigung, alſo jene 
Ast nicht habe annehmen können. Damit iſt feftgeſtellt, 
up der Angeklagte ſie nicht gehabt hat. Ein Rechtsirrtum 
um auc herbei nicht zutage. Ob die tatſächliche Würdigung 
Kun, kann das Reviſionsgericht nicht unterſuchen, § 376 Sı BD. 
Un d. IIl. Sen. v. 18. Juni 14 (192/14). 
d Nach der landgerichtlichen Feſtſtellung hat der Angeklagte 
a zug auf Diejenigen Beamten der P. ſchen Lebensverſicherungs⸗ 
alt, welche über die Auszahlung der Verſicherungsſummen 
iu nlcheiden hatten, eine nicht erweislich wahre, jedoch von 
ihn für wahr gehaltene, herabwürdigende Tatſache behauptet 
ud betbrtuet, indem er in einem Ende Oktober 1913 an die 
mutter der von ihm felbft vertretenen Lebensverſicherungs⸗ 
chingeelſcaſt erlaſſenen Rundschreiben jenen Perſonen den 
wurf machte, ſie hätten ungerechtfertigterweiſe bei einem 
rsial durch Anbieten einer geringeren Vergleichsſumme 
de hung des vollen Verſicherungsbetrages zu verweigern 
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geſucht. Die Strafkammer nimmt weiter an, der Angeklagte 
habe durch das Rundſchreiben berechtigte Intereſſen der von 
ihm als „Organiſationscheſ“ vertretenen Geſellſchaft ſowie eigene 
Intereſſen nicht nur wahrzunehmen vermeint ſondern in 
Wirklichkeit wahrgenommen. Dieſe Auffaſſung unterliegt in 
tatſächlicher Beziehung keiner Nachprüfung des Reviſionsgerichtes, 
auch läßt ſie keinen Rechtsirrtum erkennen. Ein berechtigtes 
Intereſſe liegt nach der neueren ſtändigen Rechtſprechung des 
RG. vor, wenn die an ſich (objektiv) beleidigende Außerung 
eine Angelegenheit betrifft, welche den Täter wegen ſeines 
beſonderen Verhältniſſes zu ihr nahe angeht und wenn das 
Intereſſe, für das er kämpft, nicht gegen Recht und gute Sitte 
verſtößt, RG St. 36, 423 und die dort angeführten Entſcheidungen. 
Die angebliche Tatſache, die P.ſche Verſicherungsanſtalt habe 
bei dem fraglichen Todesfalle ſtatt der Verſicherungsſumme von 
120 000 & vergleichsweiſe nur 40 000 & angeboten, war 
vorher ſchon in einem Fachblatte veröffentlicht worden. Wenn 
er im wirtſchaftlichen Wettbewerbe mit jener Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft dieſe Tatſache an die ihm unterſtellten Vertreter 
mitteilte unter dem Anheimgeben, geeignetenfalls davon Gebrauch 
zu machen, ſo überſchritt er nach Lage der Sache durch ſolche 
in gutem Glauben an die Richtigkeit des Vorfalles erfolgte 
geſchäftliche Ausnutzung des in der Fachpreſſe bereits bekannt 
gewordenen Vorganges nicht diejenigen Grenzen, welche im 
Wettbewerbe als zuläſſig erſcheinen, zumal da ihm feſtgeſtellter⸗ 
maßen durch ſeine Vertreter ſchon Klagen aus den ländlichen 
Bezirken über den Wettbewerb der Vertreter der P. ſchen 
Verſicherungsanſtalt zu Ohren gekommen waren. Der Schutz 
des 5 193 StGB. würde unter dieſen Umſtänden nur zu 
verſagen ſein, wenn der Angeklagte entweder bei Gelegenheit 
ſolche Wahrnehmung berechtigter Intereſſen mit Außerungen, 
welche geſchützten Intereſſen dienen ſollten, weitere Erklärungen 
verbunden hätte, welche außerhalb dieſes Zweckes lagen und 
ihm nicht förderlich waren, oder wenn aus der Form der 
Außerungen oder den begleitenden Umſtänden die Abſicht, zu 
beleidigen, hervorginge. Beides iſt jedoch nach den erſtrichterlichen 
Feſtſtellungen nicht der Fall. Insbeſondere handelt es ſich in 
erſter Beziehung nicht, wie die Reviſionsbegründung auszuführen 
ſucht, um eine wahlloſe Verbreitung einer ganz beliebigen 
herabwürdigenden Tatſache, ſondern die verbreitete Tatſache 
ſtand in engem Zuſammenhange mit den Intereſſen des 
Angeklagten ſowie der von ihm vertretenen Gefellfchaft und die 
Verbreitung blieb auf einen ganz beſtimmten Kreis, nämlich die 
Untervertreter des Angeklagten, beſchränkt. In letzterer Beziehung 
hat der Vorderrichter geprüft, ob die vom Angeklagten gebrauchten 
Worte zum ſachgemäßen Ausdruck des Gedankens erforderlich 
waren oder ob ſie über den ſachlichen Inhalt der Außerung 
hinaus die Mißachtung des Angeklagten gegenüber den von der 
Außerung Betroffenen erkennbar machen ſollten. Die Straf⸗ 
kammer iſt dabei zu der Annahme gelangt, die Außerungen 
ſeien geeignet und beſtimmt geweſen, den durch die Kundgebung 
verfolgten, an und für ſich berechtigten, Zweck zu verwirklichen, 
und enthielten keine unnötige, auf eine Abſicht der Beleidigung 
hindeutende, Verſchärfung. Urt. d. III. Sen v. 2. Juli 14 (416/14). 

12. 5220 SGB. Lebensverkürzung, Pflichten des Kurs 
pfuſchers.] Zunächſt iſt es nicht rechtsirrig, wenn das Urteil 
die „Verurſachung“ des Todes des erkrankten L. darin findet, 
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daß dieſer früher ſtarb, als es ſelbſt bei Unterbleiben ärztlicher 
Behandlung, die eine „Verlängerung des Lebens“ ermöglicht 
hätte, dann geſchehen wäre, wenn die Typhuserkrankung ihren 
tödlichen Verlauf genommen hätte, ohne daß die falſche Be⸗ 
handlung, die von dem Angeklagten angewendet wurde, hinzu⸗ 
getreten wäre. Die gleiche Anſicht, daß in derart geſtalteten 
Fällen die unrichtige Behandlung eine der Bedingungen des in 
einem beſtimmten Zeitpunkt vorzeitig eingetretenen Todes 
bilde, dieſer alſo dadurch verurſacht ſei, iſt in der Rechtſprechung 
bereits mehrfach zum Ausdruck gelangt (Rſpr. 10 S. 493 und 
268; RGSt. 15, 151 u. a). Sodann iſt weiter ausgeſprochen, 
daß jeder, der die Heilkunde gewerbsmäßig betreibt, Fehler 
gegen anerkannte Regeln ebenſo zu vertreten hat wie ein Arzt. 
Was dem ſachlich ausgebildeten Arzt zum Verſchulden anzu⸗ 
rechnen iſt, kann der nicht ſachlich gebildeten Perſon, die ſich 
trotzdem mit der Ausübung der Heilkunde befaßt, nicht lediglich 
wegen ihrer mangelnden Fachkenntniſſe nachgeſehen werden. 
Die Kenntniſſe ſich zu verſchaffen und die Fähigkeiten ſich an⸗ 
zueignen, die der Beruf erfordert, iſt die ſelbſtverſtändliche 
Pflicht, die dem Gewerbetreibenden erwächſt und die er erfüllt 
haben muß, ſobald er im Einzelfall durch Behandlung von 
Krankheiten gewerblich tätig werden will. Verſäumt er das 
und nimmt trotzdem die Behandlung kranker Perſonen auf, 
ohne nach dem Stand ſeiner Kenntniſſe und ſeiner Ausbildung 
die Krankheitserſcheinungen richtig beobachten und beurteilen zu 
können, ſo gereicht ihm das zur Schuld, und auf dieſe Ver⸗ 
ſchuldung können die ſchädlichen Folgen unſachgemäßer Be⸗ 
handlung, die ein hinreichend ausgebildeter Fachkundiger ver⸗ 
mieden hätte, zurückbezogen werden. Die auf Unwiſſenheit, 
Nachläſſigkeit oder ſonſtiger Verſchuldung beruhende falſche Be⸗ 
handlung wird auch ihrer Widerrechtlichkeit nicht dadurch ent⸗ 
kleidet, daß der Patient ihr zuſtimmt. Urt. d. I. Sen. v. 
24. Sept. 14 (497/14). 

13. 5 263 StGB. Betrug bei Berufsausübung eines 
Anwalts.] Der angeklagte Rechtsanwalt ging nach der Auf⸗ 
faſſung der Strafkammer davon aus, daß der Geltendmachung 
der Anſprüche ſeiner Auftraggeber aus den Wechſeln der Einwand 
der Spielſchuld und der Einwand des Betruges entgegenſtand. 
Die Beſtrebungen des Angeklagten waren darauf gerichtet, den 
Schuldnern dieſe Einwendungen abzuſchneiden. Aus dieſem 
Grunde gab er die von H. und B. akzeptierten Wechſel an den 
Agenten S. zur Einziehung weiter, verſchwieg er ferner in dem 
Mahnſchreiben den Namen ſeines Auftraggebers und nannte in 
einem ſpäteren Schreiben an B. als ſeinen Mandanten bewußt 
wahrheitswidrig den Agenten S., der den Wechſel von einem 
Herrn aus Paris erworben habe. Ebenſo verſchwieg der 
Beſchwerdeführer, als er brieflich wegen der Anerkennung und 
Einlöſung des Schuldſcheins anfragte, gefliſſentlich auch dieſem 
einen Auftraggeber, bezeichnete darauf dem von H. mit der 
Regelung der Angelegenheit beauftragten Juſtizrat K. wahrheits⸗ 
widrig den Agenten S. als ſeinen Auftraggeber und bemühte 
ſich, obwohl er damit rechnete, daß auch der Schuldſchein lediglich 
für eine Spielſchuld, die aus einem Falſchſpiel herrühre, aus⸗ 
geſtellt ſei, um Anbahnung eines Vergleichs. In dieſem Ver⸗ 
halten des Beſchwerdeführers konnte die Strafkammer ohne 
Rechtsirrtum eine Tätigkeit erblicken, die darauf berechnet war, 
die unſicheren, mit den angegebenen Einwendungen behafteten 


M 1. 1915. 


Forderungen aus den Wechſeln und dem Schuldſchein zu 
realiſieren und auf dieſe Weiſe die Falſchſpieler im Beſitz ihrer 
aus dem betrügeriſchen Spiel herrührenden Vermögensvorteile 
zu erhalten und zu befeſtigen. Da der Erfüllungsort für die 
im Auslande begründeten Schuldverhältniſſe offenbar der Wohnort 
der Schuldner war, wurden nach dem zur Anwendung kommenden 
§ 762 BGB. durch Ausſtellung der Wechſel und des Schuld⸗ 
ſcheins Verbindlichkeiten nicht begründet; die Schuldner hätten 
die Urkunden zurückfordern können. Durch die Zahlung wären 
die Gläubiger im Beſitz der Vorteile geſichert worden. Wenn 
der Verteidiger darauf hinweiſt, daß die Strafkammer unterſtellt 
habe, der Beſchwerdeführer habe von den Wechſelſchuldnern als 
Offizieren den Einwand des Spieles nicht erwartet, ſo war 
doch nach den Urteilsgründen die Erhebung des Einwandes des 
Betruges auch nach Meinung des Beſchwerdeführers keineswegs 
ausgeſchloſſen. Die Auffaſſung der Strafkammer, daß dieſer 
Einwand dem gutgläubigen Erwerber des Wechſels gegenüber 
nicht Platz greife, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden (vgl. Rehbein⸗ 
Mansfeld, WO. 8. Aufl., Art. 82a 5; Staub ⸗Stranz, WO. 
8. Aufl. Art. 82a 9). Jedenfalls ging der Beſchwerdeführer, 
wie feſtgeſtellt iſt, hiervon aus und ſuchte deshalb den Eindruck 
zu erwecken, als befänden ſich die beiden Wechſel in den Händen 
dritter gutgläubiger Erwerber. Die Verurteilung des Beſchwerde⸗ 
führers wegen verſuchten Betruges unterliegt daher auch unter 
dieſem Geſichtspunkt keinem rechtlichen Bedenken. Urt. d. 
IV. Sen. v. 9. Okt. 14 (447/14). 

14. 5 286 Abſ. 2 StGB. Preiskegeln.] Die Straf: 
kammer hat nicht verkannt, daß das gegen feſten Einſatz 
jedermann zugängliche Preis⸗Kegelſchieben, bei dem die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, wem der ausgeſetzte Gewinn zufällt, von der 
Zahl der gefallenen Kegel abhängt, ein Geſchicklichkeitsſpiel iſt, 
ſie hat das vom Angeklagten veranſtaltete Preiskegeln aber für 
ein Zufallſpiel erklärt, weil eine große Anzahl von Spielern 
teilgenommen habe, die die für das Spiel erforderliche Geſchicklich⸗ 
keit nicht beſaßen und deshalb nie auch nur einen Kegel trafen, 
und weil jeder Spieler ſich mit ſo viel Würfen als er wollte 
und bezahlte, an dem Spiel beteiligen konnte. Dieſe Begründung 
reicht nicht aus. In dem Urteil des erkennenden Senats 
(Goltd Arch. 50, 280) iſt bereits dargelegt, daß der letztere 
Umſtand für die Frage, ob das Preiskegeln als Glücksspiel 
anzuſehen iſt, keine Bedeutung hat. Es iſt nicht einzuſehen, 
wie ein Spiel, deſſen Ausgang im weſentlichen von der 
Geſchicklichkeit abhängt, dadurch zum Zufallſpiel werden könnte, 
daß die Spieler gegen Wiederholung des Einſatzes wiederholt 
ihre Geſchicklichkeit erproben dürfen und das günſtigſte Ergebnis 
dieſer wiederholten Proben bei der Entſcheidung über den 
Gewinn berückſichtigt wird. Wenn ein Spieler 100 oder 
150 mal drei Kugeln ſchieben darf, ſo wird damit die Ent⸗ 
ſcheidung des Spiels nicht von anderen Urſachen abhängig 
gemacht, als wenn jeder Spieler nur einmal drei Kugeln wirft, 
es wird dadurch nicht dem Zufall eine andere und größere 
Einwirkung auf das Ergebnis des Spiels eingeräumt, als er 
ſonſt hat. Eher könnte man ſagen, daß dadurch dem Spieler 
mehr Gelegenheit gegeben wird, die für den Ausgang des 
Spiels an ſich allein oder vorzugsweiſe entſcheidende Geſchicklich⸗ 
keit zu entfalten. Die Strafkammer nimmt ſelbſt an, daß es 
für den Ausgang des Spiels ohne jeden Einfluß geweſen ſei, 
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daß jeder Spieler fo oft werfen konnte als er wollte und 
bezahlte, aber gerade von dieſem Standpunkt aus hätte fie 
dieſem Umſtand für die Entſcheidung der Frage, ob das Spiel 
ein Glückſpiel iſt, keine Bedeutung beimeſſen dürfen. Zutreffend 
hat ſie dagegen für erheblich gehalten, wer das Spiel geſpielt 
bat, da das Geſchicklichkeitsſpiel für den zum Zufallſpiel wird, 
der die erforderliche Geſchicklichkeit nicht beſitzt und deshalb nicht 
nit Willen und Berechnung auf den Gang des Spiels ein⸗ 
villen kann. Durch die Teilnahme derartiger auf den Zufall 
angetviefener Mitſpieler wird aber ein Geſchicklichleitsſpiel wenn 
überhaupt, jedenfalls erſt dann zum Zufallſpiel, wenn fie der⸗ 
artig überwiegen, daß fie den Charakter des ſpielenden Publikums 
beſimmen. Erſt wenn das Publikum, für das das Spiel 
öffnet it, die erforderliche Geſchicklichkeit nicht beſitzt, kann 
das Geſchillichkeitsſpiel den allgemeineren Charakter des 
Glüdfpield annehmen. Auf den aber kommt es an, nicht 
darauf, ob einzelne oder ſelbſt viele der Mitſpieler die nötige 
Geſchiclichkeit nicht beſitzen. Denn auch die Teilnahme vieler 
ſolcher Unkundigen kann den durch die Einrichtung des Spiels 
lobjektib) beſtimmten Charakter des Spiels nicht ändern, wenn 
fe mit Rückſicht auf die Geſamtzahl der Teilnehmer nicht den 
Charakter des ſpielenden Publikums beſtimmen. Nach dieſer 
Nchtung hat die Strafkammer eine Feſiſtellung nicht getroffen, 
fe iſt aber nicht zu entbehren, weil es ſich um eine Veranſtaltung 
handelt, die nach ihrer Dauer und dem im Verhältnis zum 
Üerte der Gewinne ſehr geringen Einſatz auf eine große Anzahl 
von Teilnehmern berechnet war, fo daß bei der weiteren Ver⸗ 
breitung der Kenntnis des Kegelſpiels, namentlich auf dem 
“ande, daraus, daß viele Unkundige am Spiel teilgenommen 
haben, noch nicht zu entnehmen ift, daß das Preiskegeln für 
das Publikum, für das es eröffnet wurde, ein Zufallſpiel 
heveſen wär. Deshalb mußte das Urteil aufgehoben werden. 
unt d. J. Sen. v. 13. Juli 14 (569/14). 


B. Prozeßgeſetze. 

15. 95 248, 249 StPO. Verleſung von Urkunden zum 
doit der Widerlegung einer erſtatteten Zeugenausſage.] Eine 
Berfung der Notizen durch das Gericht wäre allerdings uns 
nüäiſſg geweſen, ſofern ſie dem Zwecke hätte dienen ſollen, die 
emmehmung des Zeugen K. ganz oder teilweife zu erſetzen und 
I angebliche Geſtändnis des Beſchwerdeführers zu beweiſen 
6 2 Stpo.). Um etwas Derartiges handelt es ſich indeſſen 
n borliegenden Falle gar nicht; der Antrag auf Vorlegung 
Or folien behuft ihrer Verleſung iſt erſt verurſacht durch die 
Soranpegangene Vernehmung des Zeugen K., bezweckt nur bie 

tines Gegenbeweiſes, eines Entkräftigungsbeweiſes 
dagenüber feiner Ausſage und will ein Beweismittel benutzt 
fe aus dem ſich Bedenken und Zweifel bezüglich der 
dienen Kacke feines ſcheflihen Berichts und feiner fi 
uf fügenden mündlichen Ausſage ergeben ſollen. Zu dieſem 
hurt wärn Notizen nach 8 248 StPO. verlesbar geweſen. 
u d. IIL Sen. b. 2 Juli 14 (455/14). 

16. Gaichtsloſtengeſtz 89 69, 80 b.] Der Koſten⸗ 
(une P. hat im Jahre 1913 bei dem Kaiſerlichen Konſul 
wal tine Strafanzeige gegen den damaligen Kaiſerlichen 
2 dnnn und Vizekonſul wegen Rechtsbeugung erſtattet. 

Railihe Konful hat mangels jeden Tatverdachts das 
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sst) 
Verfahren eingeſtellt und aus gleichen ſachlichen Gründen iſt die 
von dem Anzeigenden gegen die Einſtellung des Verfahrens er⸗ 
hobene „Beſchwerde“ vom Kaiſerlichen Konſulargericht in Bangkok 
als unbegründet zurückgewieſen worden. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung erhob der Anzeigende Beſchwerde beim RG. mit dem 
Erfolg, daß durch Beſchluß des jetzt entſcheidenden Senats vom 
16. Oktober 1913 der angefochtene Beſchluß aufgehoben und der 
Antrag des Beſchwerdeführers, die Erhebung der öffentlichen 
Klage gegen den Beſchuldigten zu beſchließen, deshalb verworfen 
wurde, weil der Beſchuldigte als exterritoriale Amtsperſon der 
konſulargerichtlichen Gerichtsbarkeit überhaupt nicht unterſtehe. 
Die Koſten dieſes Beſchwerdeverfahrens ſind dem Beſchwerde⸗ 
führer auferlegt worden. Auf Grund letzterer Entſcheidung 
werden dem Koſtenſchuldner durch die Koſtenrechnung, gegen die 
ſich ſeine Erinnerung richtet, abverlangt: nach 88 69, 80b GKG. 
1. Gebühr 100 &; 2. Auslagenpauſchſatz 10 4. Die gegen 
dieſen Koſtenanſatz erhobene Erinnerung iſt begründet. Nach 
feſtſtehender Rechtſprechung des RG. übt in Konſulargerichts⸗ 
ſachen der Kaiſerliche Konſul, indem er über eine bei ihm ein⸗ 
gegangene Strafanzeige entſcheidet, eine ſtaatsanwaltſchaftliche, 
keine richterliche Tätigkeit aus und wird demzufolge, falls der 
Anzeigende gegen die Verfügung des Konſuls die Entſcheidung 
des Konſulargerichts anruft, letzteres mit der Sache als erſtes 
Gericht im Sinne des § 170 StPO, nicht als Beſchwerdegericht 
befaßt. Daß gegen dieſe gerichtliche Entſcheidung nach der all⸗ 
gemeinen Vorſchrift des § 14 Ziff. 2 KonſGG. noch Beſchwerde 
beim RG. ſtattfindet, während die nach $ 170 StPO. ergehende 
Entſcheidung des OLG. unanfechtbar iſt, hat ſeinen Grund in 
der von der heimatlichen Gerichtsverfaſſung abweichenden Ge⸗ 
ſtaltung der Juſtizbehörden und damit auch des Rechtsmittel⸗ 
zuges in den Konſulargerichtsbezirken. Iſt danach die Ent⸗ 
ſcheidung des RG., auf Grund deren die beanſtandete Koſten⸗ 
rechnung aufgeſtellt worden iſt, nicht in I. Inſtanz, ſondern in 
der Beſchwerdeinſtanz ergangen, ſo können auch koſtenrechtlich 
nur diejenigen Beſtimmungen des Gerichtskoſtengeſetzes zur An⸗ 
wendung kommen, die ſich auf das Beſchwerdeverfahren beziehen. 
Nach 5 68 Abſ. 1 GKG. beträgt die Gebühr für die Zurück⸗ 
weifung von Beſchwerden, die nicht unter anderweite, hier nicht 
intereſſierende Vorſchriften des Koſtengeſetzes fallen, 1 . Wenn 
Abſ. 2 des 5 68 im Anſchluß hieran beſtimmt, daß von dem 
Beſchuldigten eine Gebühr nur zu erheben iſt, falls er rechts⸗ 
kräftig zu Strafe verurteilt wird, ſo hat dieſe Beſtimmung für 
den vorliegenden Fall außer Betracht zu bleiben, da der Koſten⸗ 
ſchuldner die koſtenpflichtige Beſchwerde nicht als Beſchuldigter, 
ſondern als Strafantragſteller erhoben hat, die ein⸗ 
ſchränkende Vorausſetzung des Abſ. 2 daher ihm gegenüber nicht 
Platz greift. Dagegen kommt mit Rückſicht darauf, daß die 
vorliegende Sache eine Konſulargerichtsſache iſt, § 73 Abſ. 1 
KonſGG. zur Anwendung, wonach in den bezeichneten Sachen 
die Gebühren der Gerichte im doppelten Betrage der nach der 
heimatlichen Geſetzgebung in Anſatz kommenden Sätze zu erheben 
find. Die Gebühr beträgt danach 2 & und der nach 10 Prozent 
der Summe zu berechnende Pauſchſatz der Auslagen (§ 80b 
Abſ. 1 GKG.) 20 % Zu einem anderen Ergebnis führt auch 
nicht der Geſichtspunkt, daß das RG., indem es unter Auf⸗ 
hebung des fachlich entſcheidenden konſulargerichtlichen Beſchluſſes 
lediglich wegen einer fehlenden Prozeß vorausſetzung — 
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Mangel der Gerichtsbarkeit über den Beſchuldigten — den 
Antrag auf Erhebung der öffentlichen Klage verwarf, und damit 
eine Entſcheidung traf, die ſchon das Konſulargericht hätte treffen 
müſſen. Denn auch vom Standpunkt dieſer Auffaſſung aus 
iſt der Koſtenanſatz aus § 69 Abſ. 1 GKG. nicht gerechtfertigt. 
Nach § 172 Abſ. 2 StPO. hat die Verwerfung des Antrags 
auf Erhebung der öffentlichen Klage zur Folge, daß letztere 
demnächſt nur auf Grund neuer Tatſachen oder Beweismittel 
erhoben werden kann. Das ſetzt notwendig eine fachliche 
Prüfung des Antrags durch das verwerfende Gericht voraus. 
Iſt der Antrag aus anderweiten formellen Gründen zurück⸗ 
gewieſen, ſo kann von einer ſolchen Rechtswirkung der Zurück⸗ 
weiſung keine Rede ſein. Insbeſondere bleibt es, wie dies 
keiner weiteren Ausführung bedarf, dem Antragſteller, der ſich 
mit ſeinem Antrage an eine unzuſtändige Amtsſtelle gewendet 
hatte und lediglich deshalb keinen Erfolg gehabt hat, un⸗ 
benommen, nunmehr den Antrag an zuſtändiger Stelle un⸗ 
verändert zu wiederholen. § 69 Abſ. 1 GKG. zieht aber nicht 
bloß den § 172 Abſ. 1, ſondern den ganzen $ 172 StPO. 
in den Bereich ſeiner Koſtenvorſchrift. Er hat alſo nicht unter⸗ 
ſchiedslos jedweden, einen Antrag auf Erhebung der öffentlichen 
Klage verwerfenden Gerichtsbeſchluß im Auge, ſondern will nur 
einen ſolchen Beſchluß treffen, an den ſich die in 5 172 
Abſ. 2 StPO. bezeichnete Rechtswirkung knüpft, d. h. eine aus 
ſachlichen Gründen dem Antrage nicht ſtattgebende Ent⸗ 
ſcheidung des (erften) Gerichts. Hätte daher im vorliegenden 
Falle bereits das Konſulargericht den richtigen Standpunkt 
eingenommen und ſo, wie es demnäckſt das RG. getan hat, 
ohne ſachliches Eingehen auf den Antrag lediglich den Mangel 
einer Gerichtsbarkeit über den Beſchuldigten als Entſcheidungs⸗ 
grund aufgeſtellt, fo wären auf dieſe Entſcheidung $ 172 Si O., 
8 69 Abſ. 1 GKG. gleichfalls nicht anwendbar geweſen. In 
Ermangelung von anderweiten, den Fall treffenden koſten⸗ 
rechtlichen Vorſchriften des GRG. oder des KonſGG. würde 
die Entſcheidung überhaupt koſtenfrei ergangen ſein. Dafür 
aber, daß die Koſtenfreiheit einer erſtinſtanzlichen Entſcheidung 
nicht den Anfatz von Koſten für die Beſchwerdeinſtanz, wenn 
dieſe angerufen wird, aueſchließt, gibt das GKG. auch ſonſt 
Beläge, ſiehe z. B. 88 16, 47 Abſ. 1, 3, SS 56, 57 ebenda. 
Beſchluß des I. Sen. v. 21. Sept. 14 (121/13). 


C. Andere Geſetze. 


17. 8 240 KO. Anſtellung eines Buchhalters wegen 
eigener Unfähigkeit zur Buchführung.] Im Urteil iſt allerdings 
feſtgeſtellt, daß der Angeklagte nur techniſch vorgebildet und 
nicht imſtande geweſen iſt, kaufmänniſche Bücher zu führen, und 
daß er zu dieſem Zweck einen Buchhalter angenommen hat. Auf 
Grund dieſer Feſiſtellung brauchte die Strafkammer aber keines⸗ 
wegs zu dem Ergebnis zu kommen, daß der Angeklagte alles 
getan hatte, was ihm möglich war, und daß er deshalb weder 
für die unordentliche Buchführung noch für das Fehlen der 
Bilanzen die Verantwortung trage. Die kaufmänniſchen Pflichten 
werden nicht ſchon durch die Annahme eines tauglich erſcheinen⸗ 
den Buchhalters erfüllt. Das Geſetz geſtattet es nicht, die von 
ihm den Kaufleuten auferlegten Pflichten der Buchführung und 
Bilanzziehung willkürlich dergeſtalt auf andere Schultern abzu⸗ 
wälzen, daß damit die eigene Verantwortlichkeit aufgehoben 
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wind. Nur wenn der Geſchäftsinhaber ſich auf beſondere Um: 
ſtände berufen kann, nach denen er ohne Verſchuldung davon 
ausgehen durfte, daß die von ihm zur Buchführung beſtellten 
Hilfskräfte jene Verpflichtung auch wirklich erfüllt hätten, wird 
er von der Verantwortung für trotzdem eingetretene Mängel 
freizuſprechen fein. (Vgl. RGSt. 4 S. 418, 420/421; 
13 S. 354, 359/360; Nfpr. 7, 730; GoltdArch. 48, 362.) 
Auch wer wegen eigener Unkenntnis der Buchführung einen 
tauglichen Buchhalter angeſtellt hat, haftet ſtrafrechtlich für die 
Unordnung und Unüberſichtlichkeit der Bücher, wenn dieſe darauf 
zurückzuführen iſt, daß er durch die ſonſt getroffenen Geſchäfts⸗ 
einrichtungen oder durch eigenes Eingreifen den Buchhalter an 
der geſetzmäßigen Führung der Bücher gehindert hat oder daß 
er es an der gehörigen Überwachung des Buchhalters hat fehlen 
laſſen. Ein perſönliches Verſchulden ſolcher Art liegt bei dem 
Angeklagten nach den Feſtſtellungen des LG. vor. Nach den 
Urteilsgründen hat der Angeklagte nicht nur die Buchführung 
ungenügend überwacht, ſondern er hat auch den Buchhalter J. 
mit anderen Geſchäften ſo überlaſtet, daß er außerſtande war, 
die Bücher in Ordnung zu bringen und hat durch eigene Ein⸗ 
tragungsanordnungen und durch Vorenthalten der Belege und 
Unterlagen für die Eintragungen den Buchhalter G. an der 
ordnungsmäßigen Buchführung gehindert, ſo daß bei der Eröffnung 
des Konkurſes die Bücher unordentlich geführt waren und infolge 
ihrer unordentlichen Führung keine Überficht des Vermögens⸗ 
zuſtandes gewährten. Es iſt kein Rechtsirrtum darin zu finden, 
daß das LG. auf Grund dieſer Feſtſtellungen dem Angeklagten 
ein ſtrafbares Verſchulden an der unordemlichen Buchführung 
beimißt. Urt. d. V. Sen. v. 3. Juli 14 (207/14). 

18. Rechtsanwaltsordnung 8 31 Nr. 2. Zuläſſiger Wechſel 
der Parteiſtellung.] Nach den Feſtſtellungen hat der Zeuge B. 
vom 1. Januar 1910 ab dem Zeugen P. Koſt und Wohnung 
bei ſich gewährt. Am 28. Oktober 1911 ſchloſſen beide einen 
Vertrag dahin, daß P. von B. unter den im einzelnen feſt⸗ 
gelegten Beſtimmungen weiter unterhalten werden ſolle, wogegen 
erſterer dem letzteren ſein ganzes in Forderungen beſtehendes 
Vermögen abtrat und verſprach, etwa noch weiter zu erwartende 
Kapitalien gleichfalls an B. abzutreten. Im Falle des Hin⸗ 
fälligwerdens des Vertrages innerhalb der erſten ſechs Jahre 
vom 1. Januar 1910 an gerechnet, ſollte B. von P. ohne 
Rückſicht auf die Dauer des Koſtverhältniſſes 600 & als Erſatz 
für den gewährten Unterhalt bekommen. P., den es reute, dieſen 
Vertrag abgeſchloſſen zu haben, wandte ſich im November 1911 
an den Angeklagten in ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt und 
erteilte ihm den Auftrag, ihn durch geeignete Schritte von dem 
Vertrag zu befreien. Auf briefliche Aufforderung durch den 
Angeklagten, von dem Vertrag zurückzutreten, erklärte B. am 
27. November 1911 dem Angeklagten ſein Einverſtändnis mit 
der Aufhebung des Vertrages, da er keine Klage wolle. B. 
ſeinerſeits erteilte nun aber anfangs Dezember 1911 dem 
Angeklagten den Auftrag, von P, der keine Miene machte, 
abgeſehen von einer Zahlung im Mai 1911 in Höhe von 50 4 
weitere Leiſtungen für die ihm durch B. bis November 1911 
verabreichte Koſt und Wohnung zu machen, eine Entſchädigung 
von 200 & zu verlangen und beizutreiben. Da P. eine 
briefliche Mahnung des Angeklagten nicht beachtete, reichte dieſer 
Klage bei Gericht ein und erzielte ein rechtskräftig gewordenes 
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Versäumnisurteil. Die Verurteilung des Angeklagten aus 
5 356 StGB., weil er als Anwalt bei einer ihm anvertrauten 
Angelegenheit in derſelben Sache beiden Parteien, zuerſt dem 
Beklagten und dann dem Kläger, durch Rat und Beiſtand 
pflichwidrig gedient habe, iſt, was das Merkmal der Pflicht⸗ 
widrigkeit anlangt, rechtlich zu beanſtanden. Nach § 31 Nr. 2 
RAD. bon 1. Juli 1878 muß ein Rechtsanwalt feine Berufs⸗ 
tängleit verſagen, wenn fie von ihm in derſelben Rechtsſache 
bert einer anderen Partei im entgegengeſetzten Intereſſe 
genährt iſt. Die Strafkammer geht davon aus, das der 
Angellagte dieſe Pflicht im vorliegenden Falle verletzt habe. 
Uerdings hatten beide Parteien entgegengeſetzte Intereſſen und 
zwar, was ihr ganzes Rechtsverhältnis zueinander betrifft, in 
doppelter Hinſicht. P. wollte von dem ihn in feiner freien 
Vemögensverfügung behindernden Vertrag vom 28. Oktober 1911 
Rei werden, während B. wenigſtens zu Anfang an ihm feſthielt, 
und andererseits verlangte dieſer Entſchädigung für den 
gewährten Unterhalt, was jener verweigerte. Allein beides darf 
nicht vermengt werden, und zu beachten ift, daß § 31 Nr. 2 a. a. O. 
mehr als das bloße Vorhandenſein entgegengeſetzter Imereſſen 
ber Parteien fordert. Um einer Pflichtwidrigkeit als überführt 
angefehen werden zu können, muß der Anwalt, wenn die zweite 
Partei feine Dienſte in Anſpruch nimmt, der erſten Partei im 
entgegengeſetzten Intereſſe ſchon gedient haben (RGSt. 14, 364 
176). Als aber der Angeklagte den Auftrag des B. über⸗ 
nuhm, den P. zu einer Entſchädigung für gereichte Koſt und 
Tobnung zu vermögen, da hatte er, ſoweit die Feſtſtellungen 
I ludgerichtlichen Urteils gehen, dieſem zuvor in feinem 
nigegengefehten, auf Nichtleiſtung einer ſolchen, gerichteten 
Interefie noch nicht gedient gehabt. Wenigſtens fehlt jeder 
tafüchlice Anhalt dafür, daß der Angeklagte, als P. zuerft 
in ins Vertrauen zog, um von dem Vertrage los zu werden, 
ihn über feine Verpflichtung zur Bezahlung einer Entſchädigung 
an B. beraten hätte. Möglich, daß P. damals ſich hierüber 
I Örtanfen gemacht und deshalb dem Angeklagten die 
talſächlihm Unterlagen für dieſe Frage gar nicht an die Hand 
hehehe het Daher kann zurzeit nicht angenommen werden, 
x r Inpellagte bezüglich der Entſchädigungsfrage zu P. in 
en Lazͤlnis getreten wäre, das es ihm vom Standpunkt 
105 Anvaltapflicht aus unmöglich gemacht hätte, ohne Miß⸗ 
muß dez von P. in ihn geſetzten Vertrauens und ohne 
em ſeiner ihm von dieſem verſchafften Kenntnis der 
5 den B. wirksam zu vertreten (RGSt. 44, 305 [308)). 
fett mit nachgewieſen werden, um die Feſtſtellung zu recht⸗ 
6 9e daß der Angeklagte in dem Rechtsſtreit B. gegen P. 
gung betreffend, beiden Parteien „pflichtwidrig“ gedient 
5 De bei Auflöſung des Vertrags etwa zutage getretenen 
un beben Intereſſen des P. und B. ſpielen in dieſem 
5 1 Rolle, auf fie kam es nicht mehr an, nachdem die 
ki "get der Parteien inſoweit ihre Erledigung durch beider: 
i 5 Verzicht auf den Vertrag gefunden hatte, und hier hatte 
we der Angeklagte ausſchließlich den Intereſſen des P. 
ent, niemals aber zugleich denen des B. zuwidergehandelt, 
ersten Belang iſt, ob dieſer fein Verlangen, von P. 
ihn 55 zu erhalten, auf den Vertrag oder die ungerecht 
uit d. eicherung feines Gegners zu ſtützen vermochte. 
S v. 6. Juli 14 (289/14). 
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19. Warenzeichengeſetz 8 13. Beſtimmungsangaben (Red⸗ 
lichkeit).] Ob das Zeichen „Kaputi“ eingetragen werden durfte 
oder ob die Eintragung hätte verſagt werden ſollen, iſt nicht 
zu erörtern, da das Vorhandenſein der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen der Eintragung vom PatA. und nicht von den 
Gerichten zu prüfen iſt. Durch die Tatſache der Eintragung 
des Zeichens „Kaputi“ hat die Firma K. das ausſchließliche 
Recht zum Gebrauche dieſes Zeichens nach 8 12 Waren 8G. 
mit der aus 5 13 daſelbſt ſich ergebenden Einſchränkung erlangt. 
Soweit nicht aus dieſer Einſchränkung etwas anderes folgt, 
verletzte der Gebrauch des die Verwechſlungsgefahr begründenden 
Zeichens „Kaput“ das durch die Eintragung begründete Recht 
der Firma K. Das würde ſelbſt gelten, wenn das Wort 
„Kaput“ ein Freizeichen wäre, was aber von dem LG. ohne 
Rechtsirrtum verneint iſt. Dies iſt in einem zum Abdrucke 
beſtimmten Urteile des V. StS. des RG. vom 23. September 
1914 5 D. 963/12 näher begründet. In dem Urteile vom 
17. Dezember 1910 (RGSt. 44, 192; abgedruckt auch im 
PatMuſt Zeich Bl. von 1911 S. 172), auf das der Angeklagte 
ſich beruft, hat der III. StS. des RG. allerdings einen anderen 
Rechtsſtandpunkt eingenommen, er hat dieſen aber inzwiſchen 
aufgegeben. Zu prüfen bleibt, ob der Angeklagte nach 
§ 13 a. a. O. trotz der Emtragung des Zeichens „Kapu“ 
die Bezeichnung „Koput“ als Angabe über die Beſtimmung 
ſeiner Ware gebrauchen durfte. Das LG. verneint dieſe Frage 


mit der Ausführung, es ſei nicht üblich, gerade das Vertilgen 


von Tieren, insbeſondere von Ungeziefer, ſprachlich mit dem 
Worte „kaput“ zu verknüpfen. Eine Ware, ... die dazu 
beſtimmt ſei und die Beſchaffenheit haben ſolle, Inſekten 
unſchädlich zu machen, werde alſo als ſolche mit dem Worte 
„Kaput“ noch nicht charakteriſiert. Zwar könne eine Be⸗ 
ſtimmungsangabe ... allgemein gehalten fein, es dürfe aber 
die Beziehung zur Ware nicht fehlen. Dieſe Sätze ſind nicht 
rechtlich bedenkenfrei. In § 13 a. a. O. wird nicht eine Be⸗ 
ſtimmungsangabe vorausgeſetzt, die üblich iſt. Auch ein 
ungewöhnlicher Ausdruck kann in einer gemeinverſtändlichen 
Weiſe dem Publikum die Beſtimmung der Ware bezeichnen. 
Bedeutet nach dem allgemeinen Sprachgebrauche das Wort 
„Kaput“ ſoviel wie „vernichtet“ oder „tot“, fo iſt nicht ohne 
weiteres ſein Gebrauch anders zu beurteilen, als ſeien die 
Worte „Vernichtet“ oder „Tot“ zur Bezeichnung der Ware des 
Angeklagten gebraucht. Daß das Wort „Kaput“, an ſich 
betrachtet, nicht gerade die Beſtimmung der Ware, Inſekten 
zu vernichten, charakteriſiert, iſt nicht entſcheidend. Dadurch, 
daß das Wort mit einem Inſektenvertilgungsmittel erkennbar 
in Verbindung gebracht wird, kann ſein beſonderer Sinn ſich 
ergeben. Lieſt das Publikum auf einer der Bekämpfung der 
Inſektenplage dienenden Ware das Wort „Tot“ oder ein 
gleichbedeutendes Wort, fo kann es darin zum Ausdruck gebracht 
finden, daß das Mittel Inſekten töte. Die Beziehung der 
Bezeichnung zur Ware iſt damit gegeben. Das Urteil läßt 
nicht als Annahme des LG. erkennen, daß das Wort „Kaput“ 
von dem Publikum anders, als in dieſem Sinne, oder auch 
gar nicht verſtanden werde. Soviel erſichtlich, vermißt das 
LG. die Beziehung der Bezeichnung zur Ware nur deshalb, 
weil das Wort „Kaput“, wenn es auch auf Töten oder Ver— 


nichten hinweiſt, nicht gerade das Töten und Vernichten von 
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Ungeziefer durch Inſektengift in üblicher Weiſe kennzeichne. 
Dieſe Erwägung rechtfertigt aber nicht die Auffaſſung, daß 
„Kaput“ keine Beſtimmungsangabe im Sinne des 8 13 ſei. 
Dies führt zur Aufhebung des Urteils. Das LG. ſtellt feſt, 
daß der Angeklagte zunächſt das Zeichen „Kaputt“ zur Ein⸗ 
tragung angemeldet hat; ob ihm die Eintragung des Zeichens 
„Kaputi“ damals bekannt war, iſt nicht erörtert. Nachdem 
dem Zeichen „Kaputt“ wegen deſſen Ahnlichkeit mit „Kaputi“ 
die Eintragung verſagt worden war, gebrauchte er das Zeichen 
„Kaput“. Er tat dies, obwohl ihm von dem PatA. auf feine 
Frage eröffnet worden war, daß ihm auch das Wort „Kaput“ 
nicht als Warenzeichen werde geſchützt werden können, und 
obwohl die Gefahr einer Verwechſlung mit „Kaputi“ im Ver⸗ 
kehre vorlag. Er hat dieſes dem geſchützten „Kaputi“ ähnliche 
Wort zur Warenbezeichnung gebraucht, obgleich es nach dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauche nicht als Ausdruck für das Ver⸗ 
nichten von Ungeziefer verwendet zu werden pflegt. Der An⸗ 
geklagte wußte dabei, daß er möglicherweiſe gegen das Geſetz 
verſtoße. Dieſe Ausführungen des Urteils legen die Annahme 
nahe, daß nach der Auffaſſung des LG. der Angeklagte das 
mit dem eingetragenen Zeichen leicht zu verwechſelnde Wort 
„Kaput“ nicht ſowohl zu einer Angabe über die Beſtimmung 
feiner Ware, als zu dem Zwecke wählte, die Verwechflungs⸗ 
möglichkeit, die für das eingetragene Zeichen „Kaputi“ durch 
den Gebrauch des „Kaput“ begründet wurde, geſchäftlich aus⸗ 
zunutzen. Ein ſolches Verhalten würde nicht durch die Vor⸗ 
ſchrift des §S 13 gedeckt werden. Hinſichtlich der Beſtimmungs⸗ 
angaben gilt nichts anderes als hinſichtlich der Beſchaffenheits⸗ 
angaben. Es iſt vom RG. bereits ausgeführt: § 13 ſchütze 


nur den redlichen Gebrauch und müßte insbeſondere dann ver⸗ 


ſagen, wenn durch die Art und Weiſe der Benutzung des die 
Beſchaffenheitsangabe enthaltenden Wortes das Publikum 
getäuſcht und in den Glauben verſetzt werden ſollte, es habe 
das durch das Wortzeichen geſchützte Fabrikat vor ſich (RG. 
77, 73 [76). Ferner: ein Mißbrauch des 5 13 liege vor, 
wenn beſondere Veranſtaltungen getroffen würden, um das dem 
Eingetragenen gewährleiſtete Recht illuſoriſch zu machen. Eine 
ſolche beſondere Veranſtaltung ſei es, wenn zur Bezeichnung 
der Ware Scheinangaben gewählt werden, die mit dem 
geſchützten Zeichen gleich lauten oder ihm ähnlich ſeien, oder 
wenn durch die Art und Weiſe der Benützung, z. B. durch 
die Form des Gebrauchs der Warenbezeichnung das Publikum 
getäuſcht und in den Glauben verſetzt werden ſolle, es habe 
das durch das Warenzeichen geſchützte Fabrikat vor ſich, das 
ſich im Verkehr eingebürgert habe (RGZ. 73, 170 [172). Auf 
dem gleichen Standpunkt ſteht die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
in Strafſachen. (Vgl. RGSt. 39, 171, und Goltd Arch. 57, 223.) 
Eine erneute Prüfung des Sachverhalts iſt hiernach erforderlich. 
Ob der Angeklagte ſein Verfahren — etwa infolge einer 
unrichtigen oder mißverſtandenen Rechtsbelehrung — für ſtraf⸗ 
rechtlich zuläſſig hielt, iſt ohne Belang. Die Vorſchrift des 
859 StGB. bezieht ſich nicht auf den Irrtum über den Inhalt 
des Strafgeſetzes. Auf die Behauptung des Angeklagten, daß 
der Strafantrag der Firma K. ſich nur auf den Gebrauch des 
Wortes „Kaputt“ und ſomit auf eine andere als die ab— 
geurteilte Tat beziehe, iſt in dieſer Inſtanz nicht einzugehen, 
da Mängel des Verfahrens behauptet werden, dieſe aber nach 


M1. 1915. 
§ 384 Abſ. 2 StPO. nur in der dort vorgeſchriebenen Form 
und innerhalb der geſetzlichen Friſt gerügt werden können. 
Urt. d. II. Sen. v. 25. Sept. 14 (1029/13). 

20. Warenzeichengeſetz 8 15. Ortlich beſchränkter Aus⸗ 
ſtattungsſchutz.] Es ſteht feſt, daß die Ausſtattung in weiten 
Teilen des Deutſchen Reiches, und insbeſondere auch in Teilen 
des Stadtbezirks N., als ein Urſprungszeugnis für dieſe Ware 
bekannt war. Daraus ergibt ſich der Umfang des Ausſtattungs⸗ 
ſchutzes. Der Reviſion mag zugegeben werden, daß deſſen 
Umfang territorial beſchränkt ſein kann, nämlich auf die Gegend 
desjenigen Intereſſentenkreiſes, an denen die Ausſtattung als 
Kennzeichen der Waren angeſehen wird, da nur dieſer über den 
Urſprung der mit der Ausſtattung verſehenen Ware getäuſcht 
werden kann, daß daher das Recht auf den Schutz dann in 
Süddeutſchland verſagen kann, wenn die Firma ihre Ware, für 
die ſie den Ausſtattungsſchutz in Anſpruch nimmt, dort nicht in 
Verkehr bringen wollte oder nicht in Verkehr gebracht hat, dieſes 
Inverkehrbringen vielmehr z. B. auf beſtimmte Provinzen Preußens 
beſchränkte oder beſchränkt wiſſen wollte. Der Reviſion kann 
aber nicht darin gefolgt werden, daß ſich das Schutzrecht auf 
einen kleinen örtlichen Bezirk, Teile eines Stadt⸗ oder Land⸗ 
kreiſes, beſchränken laſſe, wenn erſt in dieſem kleinen Bezirk den 
Konſumenten die Ausſtattung als Kennzeichen der Waren bekannt 
geworden war. Nicht ein erſter Abnehmerkreis kann für die 
Bildung und den Umfang des Ausſtattungsrechts eine Rolle 
ſpielen und nicht auf ſolchen daher das Schutzrecht beſchränkt 
werden. Denn es ſoll eben genügen, daß die Ausſtattung in 
einem Teil des beteiligten Verkehrskreiſes, alſo auch in einem 
Teile der beteiligten Gegend Anerkennung gefunden hat, um 
den Schutz derſelben zu begründen. Wenn nun auch das Geſetz 
ausdrücklich keine Grenze für die territoriale Ausdehnung des 
Schutzes zieht, ſo ergibt ſich dieſe Grenze doch aus der 
Beſtimmung des § 15, daß das Inverkehrbringen der Waren 
unter der Ausſtattung des anderen, zum Zwecke der Täuſchung 
in Handel und Verkehr verhindert werden ſoll. Alſo nur in 
Gegenden, in denen eine Täuſchung in Handel und Verkehr nicht 
möglich iſt, verſagt der Schutz. Das Erſcheinen der Waren 
ſelbſt und deren Verbreiten in ihrer typiſchen Erſcheinungsform 
in einer beſtimmten Gegend erweitert den beteiligten Verkehr⸗ 
kreis und damit den Schutz; die Ware und ihre Ausſtattung 
ſind beſtimmt zu wandern; ihr Abnehmerkreis ſoll durch ſolche 
Wanderung ausgedehnt werden; das Geſetz macht deshalb die 
Geltung des Schutzes der Ausſtattung von der tatſächlichen 
Anerkennung der durch die Wanderung zu Beteiligten gewordenen 
Verkehrskreiſen abhängig, und zwar ſchon von der Anerkennung 
nur eines Teiles derſelben. Urt. d. I. Sen. v. 9. Juli 14 (403/14). 

21. Wechſelſtempelgeſez S 7. Aus den Händen geben 
(Vorlegen beim Konkursgericht)] Das LG. verneint gleich 
dem Schöffengericht, daß in dem Einreichen der Wechſel beim 
Konkursgericht ein „aus den Händen geben“ liege, indem es 
ausführt: „Mit der Einreichung der Wechſel wollte der An- 
geklagte wie ihm geglaubt werden kann, lediglich der an ihn 
ergangenen Aufforderung dieſer Behörde, bei Anmeldung von 
Wechſelforderungen die Wechſel in Urſchrift beizufügen, nach⸗ 
kommen, wozu er ſich nach dem Wortlaut der Aufforderung für 
verpflichtet hielt. Dagegen lag es nicht in ſeiner Abſicht, mit 
der Vorlage der Wechſel auch die Verfügungsgewalt über 


H 


17 14 


J 


44. Jahrgang. 


dieſelben aufzugeben. Er wollte ſie nicht aus den Händen 
geben und hat ſie nicht aus den Händen gegeben.“ Dieſe 
Ausführungen des LG. find nicht frei von Rechtsirrtum. 
Unter „aus den Händen geben“ des Wechſels iſt, wie das 
NG. RES. 36 S. 33, 36) ausgeſprochen hat und wie auch 
das 96. annimmt, ein Aushändigen zu verſtehen, welches dazu 
dien, den Wechſel in Umlauf zu bringen oder ſonſt Geſchäfte 
damit zu machen, überhaupt alſo einen wechſelrechtlich oder 
außerpechſelrechtlich bedeutſamen Akt vorzunehmen, der den 
Zweck hat, die Realiſierung des Wechſelanſpruchs herbeizuführen. 
Daß aber ein Aushändigen des Wechſels in dieſem Sinne nur 
dam gegeben ſei, wenn der Wechſel in der Abſicht aus der 
Hand gegeben wird, die Verfügungsgewalt über ihn auf: 
zugeben, muß verneint werden. Auch wenn der Wechſel⸗ 
inhaber den Wechſel nicht zu dem Zwecke aus der Hand gibt, 
um fih der rechtlichen Verfügungsmacht zu entäußern, wenn 
er ihn bielmehr ohne Aufgeben dieſer Verfügungsmacht einem 
anderen übergibt, um dadurch einen rechtlich bedeutſamen Akt 
ur Verwirklichung des Wechſelanſpruchs vorzunehmen, gibt er 
den Vechſel aus der Hand. So iſt ein „aus der Hand geben“ in 
dieſem Sinne ſtets angenommen worden bei der Übergabe des 
Vechſels an den Gerichtsvollzieher zur Proteſterhebung, ſie iſt 
Far verneint für den Fall des Vorzeigens an den Konkurs⸗ 
verwalter zur Prüfung der Echtheit, weil dabei der Wechſel⸗ 
ntaber den Wechſel auch tatſächlich in der Hand behält, bejaht 
aber für den Fall, daß der Wechſel dem Konkursverwalter 
auegeolgt, ihm zeitweilig zu dem Zwecke überlaſſen wurde, 
unit er zwecks Anerkennung des angemeldeten Anſpruchs die 
Chrbeit des Wechsels prüfe (RG St. 36 S. 36, 37). Endlich 
bat das RG. wiederholt (NESE. 31, 96 ff.; 36, 33 ff.) die 
Necttanſicht zum Ausdrucke gebracht, daß in der Einreichung 
von Vechſeln zu den Konkursakten behufs Geltendmachung der 
Becheljorderung ein „aus der Hand geben“ im Sinne des 
7 MStempG, geſehen werden kann. Dieſer Anſchauung iſt 
bum Wer Wechſel zum Zwecke der Feſtſtellung der 
Vecltkoderung im Konkurſe bei der Anmeldung zu den 
antun einreicht, entäußert ſich tatſächlich der Wechſel, 
ai fi ählih in andere Hände; er tut es, um die Wechſel⸗ 
ſatenng dadurch zu verwirklichen, und vollendet damit den 
Labeind des „aus der Hand gebens“. Ob der Einreichende 
ingen Meinung war, zur Einreichung der Urſchrift ver⸗ 
055 ju fein, iſt für die Entſcheidung der Frage, ob er den 
Wehe tatſächlich in andere Hände gegeben hat, rechtlich 
düuoz und mit der Annahme, daß er ihn — ſei es auch 
vol als Beweismittel — zum Zwecke der Verwirklichung 
Wabſlanſpruchs aus der Hand gegeben hat, nicht 
mbenmbar. Urt. d. V. Sen. v. 13. Juli 14 (352/14). 
„ 22. Wettbewerbsgeſetz 8 17 Abſ. 2. Geſchäftsgeheimnis, 
Fünntragsbefu gms.] 
x Auch die materielle Beſchwerde iſt nicht begründet. Die 
ama K ftellte 1909 das Modell einer Zimmereinrichtung her, 
5 je ſic das Urheberrecht, d. h. das Vervielfältigungs⸗ 
d Phil Die Einrichtung war durch eine eigenartige 
Slg der Hölzer, durch die Anordnung der Spiegel und 
1 1 durch die eingelegten Arbeiten (Intarſien), durch 
0 und Juſanmenſtellung der Arbeit, durch das Ebenmaß der 
urchtung im ganzen und in ihren einzelnen Teilen eine von 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


51 
(RGSt) 


ähnlichen Einrichtungen abweichende. Die Firma K. hat dieſes 
Modell mehrfach ausgeführt, 10⸗ bis 12 mal die Einrichtung an 
verſchiedene Perſonen in verſchiedenen Orten Deutſchlands ver⸗ 
kauft, darunter eine 1911 an die Firma G. & H. in H., die 
dort die einzige Möbelhandlung war, welche die Zimmer⸗ 
einrichtung auf Lager hatte. Sie durfte die Einrichtung ver⸗ 
kaufen, aber, beſonders eilige Fälle ausgenommen, nicht nach⸗ 
machen. Da die Einrichtung nicht verkauft werden konnte, 
wurde ſie Anfang Januar 1913 an die Firma K. zurückgegeben. 
Unter betrügeriſchen Vorſpiegelungen verſchaffte ſich der An⸗ 
geklagte im Intereſſe der Firma D., deren Angeſtellter er war, 
und welche die Zimmereinrichtung ſtatt um 4500 4 um 2850 K 
herſtellen wollte, von der Firma G. & H. Zeichnungen dieſer 
Zimmereinrichtung. Die im Verhältnis von 1: 10 gefertigten 
Zeichnungen trugen den Vermerk: „Dieſe Zeichnung darf ohne 
unſere Genehmigung weder dritten Perſonen noch einer Kon⸗ 
kurrenzfirma zugänglich gemacht werden. Nachahmungen werden 
ſtrafrechtlich verfolgt.“ Sie wurden von dem Angeklagten der 
Firma D. ausgehändigt, die danach die beſtellte Zimmer⸗ 
einrichtung anfertigte. Die Zeichnungen gelangten ſpäter wieder 
in den Beſitz der Firma G. & H. Durch dieſe Feſtſtellungen 
iſt nachgewieſen, daß der Angeklagte die Zeichnungen und die 
Koſtenvoranſchläge durch eine gegen die guten Sitten verſtoßende 
eigene Handlung, nämlich durch argliſtige Täuſchung der Firma 
G. & H. erlangt und ſie unbefugt an die Firma D. zu Zwecken 
des Wettbewerbs mitgeteilt hat. Inſoweit beſtreitet die 
Reviſionsbegründung die Richtigkeit des Urteils nicht, ſondern 
nur inſoweit, als das Vordergericht das Tatbeſtandsmerkmal 
„Geſchäftsgeheimnis“ angenommen habe; dieſer Begriff ſei 
verkannt. Dem kann nicht beigetreten werden. Die Begriffe 
Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimnis, welche ſich in verſchiedenen 
neueren Geſetzen finden, jo z. B. in 88 24, 27 WeinG. vom 
7. April 1909, in 5 141 Abſ. 1 RVerſO. vom 19. Juli 1911, 
in §8 350 Abſ. 1, 351 Verf®. für Angeſtellte vom 20. De: 
zember 1911, vgl. dagegen $ 300 StGB. „Privatgeheimnis“, 
ſind weder in den Geſetzen, noch in den Vorverhandlungen bei 
der Beratung dieſer Geſetze ausreichend erläutert worden. Vgl. 
hierzu namentlich bezüglich des Geſetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb RGSt. 29, 426 und Urteil des II. StS. vom 
5. Oktober 1900, D. 2527. Es läßt ſich eine allgemein gültige 
Begriffsbeſtimmung bei der Vielgeſtaltigkeit der geſchäftlichen 
Beziehungen auch nicht geben, entſcheidend find die tatfächlichen 
Verhältniſſe des einzelnen Falles. Doch iſt davon auszugehen, 
daß ein Gegenſtand nicht mehr geheim iſt, der jedem bekannt 
iſt, während die Geheimeigenſchaft nicht aufhört, wenn eine 
begrenzte Anzahl von Perſonen davon Kenntnis haben. Beachtlich 
iſt der Wille des Geſchäftsherrn, den Gegenſtand in ſeinem 
und ſeines Geſchäftes Intereſſe zu verſchweigen. RGSt 38, 108; 
40, 406; 42, 394; 48, 13. In der auf der obenerwähnten 
tatſächlichen Unterlage getroffenen Annahme, es handle ſich um 
ein Geſchäftsgeheimnis, tritt kein Rechtsirrtum zutage. Zur 
Entſcheidung des vorliegenden Falles iſt es, wie entgegen der 
Reviſionsbegründung hervorzuheben iſt, rechtlich belanglos, ob 
die Firma K. für die von ihr hergeſtellte Schlafzimmereinrichtung 
den Schutz des Geſetzes vom 9. Januar 1907, betr. das Urheber⸗ 
recht an Werken der bildenden Künſte und Photographie, oder 
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muſter in Anſpruch nehmen kann. RGSt. 38, 108; 44, 154. 
Zutreffend iſt auch davon ausgegangen, daß im Verhältmiſſe 
zwiſchen dem Angeklagten und der Firma D. einerſeits und der 
Firma G. & H. andererſeits die eigenartige Zimmereinrichtung 
ein Geſchäftsgeheimnis der letzteren Firma bildete. Ohne Belang 
iſt, ob die Firma G. & H. bei mehrfacher Beſtellung regelmäßig 
verpflichtet war, die Einrichrung von der Firma K. zu beziehen. 
Das betrifft nur die inneren Verhältniſſe beider Firmen zu⸗ 
einander, nicht die Frage der Geheimeigenſchaft der Herſtellungs⸗ 
und Ausſtattungsart der Zimmereinrichtung, deren Nachbildung 
nicht einmal dadurch möglich war, daß ein Zeichner der Firma D. 
ſie in Augenſchein nahm und nachzuzeichnen verſuchte. Erſt die 
von dem Angeklagten durch Täuſchung erlangten Zeichnungen 
vermittelten die Kenntnis der eigenartigen Herſtellung und 
Emrichtung. Dieſe Zeichnungen waren damit ſelbſt Gegenſtand 
eines Geſchäftsgeheimniſſes. Es iſt widerlegt, daß die Ein⸗ 
richtung nach alten offenkundigen Muſtern hergeſtellt war. 
Darauf kommt es nicht an, ob ſie einen beſonderen Kunſtwert 
hatte. Offenkundigkeit trat auch nicht dadurch ein, daß die 
Zimmereinrichtung an 10 bis 12 andere Abnehmer veräußert 
worden war, der Kreis der Perſonen, die hierdurch von ihrer 
Eigenart Kenntnis erlangten, blieb ein geringer. Dem An⸗ 
geklagten war auch der Wille der Firma G. & H. zur Geheim⸗ 
haltung der Zeichnungen bekannt. Durch die unbefugte Mit⸗ 
teilung der Zeichnungen an die Firma D. ermöglichte er dieſer 
Firma, in einen erfolgreichen Wettbewerb mit der Firma G. & H., 
die einen Kauſpreis von 4500 & verlangte, einzutreten und der 
Firma G. & H. den bei Geheimhaltung der Herſtellungsart der 
Zunmereinrichtung in Aueſicht ſtehenden Gewinn zu entziehen. 
In dieſen Anſpruch auf lauteren Wettbewerb griff der An⸗ 
geklagte ein, ſeine Handlung richtete ſich unmittelbar gegen die 
Firma G. & H., die zum Alleinverkauf in H. und bei eiligen 
Fällen auch zur Nachbildung der Einrichtung befugt war, und 
verletzte dieſes Recht, weshalb auch die Firma G. & H. ſtraf⸗ 
amragberechtigt iſt. Erſt mittelbar kann von einer Verletzung 
eines Rechtes der Firma K. geſprochen werden. Urt. d. III. Sen. 
v. 24. Sept. 14 (459/14). 

23. Wehrbeitragsgeſetz 8 68. Generalpardon.] Das 
LG. geht ebenſo wie der Bundesrat in 8 15 Abi. 2 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Webrbeitragsgeſetze vom 8. November 
1913 (Zeniralblatt für das Deutſche Reich S. 1087 f.) davon 
aus, „daß die Zuſicherung der Freiheit von Strafe im 8 68 
des Geſetzes ſich nicht auf ſolche bisber verheimlichte Einkommens⸗ 
beträge beziehe, hinſichtlich deren bereits auf Grund der 
Landesgeſetze ein Strafverfahren eingeleitet worden iſt“, und 
verſagt deshalb die Wohltat des § 68. Die Frage braucht 
nicht unterſucht zu werden. Denn es ergibt ſich, daß die 
Anwendung des § 68 Wehr BG. ſchon aus anderen Gründen 
zu unterbleiben hatte. Der ſogenannte Generalpardon des 
§ 68 Wehr BG. tilgt den ſchon entſtandenen Strafanſpruch und 
macht das Verfahren zur Verwirklichung dieſes Strafanſpruchs 
unzuläſſig. Er betrifft alſo ähnlich den Vorſchriften über die 
Verjährung ſowohl das materielle Recht wie das Verfahren. 
Das Vorliegen feiner Voraueſetzungen kann darum vom 
Reviſionsgericht nicht nur im Rechtspunkt. ſondern auch bins 
ſichtlich der tatſächlichen Unterlagen nachgeprüft werden. Die 
Prüfung hat ergeben, daß der Angeklagte das früher ver⸗ 
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ſchwiegene Einkommen nicht erſt bei der Erklärung zur Veranlagung 
des Wehrbeitrages und der Einkommenſteuer für 1914/15 der 
Steuerbehörde angegeben hat, ſondern ſchon weſentlich früher, 
nämlich ſchon im Mai 1913 und noch vor dieſer Zeit, nämlich 
im Januar 1913 in der Steuererklärung für 1913/14. Dies 
erhellt aus dem Schriftſatze vom 30. Mai 1913 (Blatt 61 der 
Akten), einer vom Angeklagten ſelbſt unterſchriebenen und am 
30. Mai 1913 eingereichten Abſchrift der Steuererklärung von 
dieſem Tage. Der Angeklagte hat alſo die wahren Angaben 
über das Einkommen ſeiner Ehefrau ſchon vor dem Erlaſſe des 
Wehrbeitragsgeſetzes gemacht. Damit war die Anwendung des 
8 68 Wehr BG. ausgeſchloſſen. Nach dem deutlichen Wortlaut 
des § 68 haben befreiende Wirkung nur ſolche Angaben, die 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes gemacht ſind, und auch 
dieſe nur unter der Vorausſetzung, daß ſie ſich auf Einkommen 
beziehen, das bisher der Beſteuerung durch den Bundesſtaat 
entzogen worden iſt, d. h., wie nicht zweifelhaft ſein kann, auf 
Einkommen, das bisher, bis zur befreienden Erklärung, 
der Steuerbehörde verheimlicht worden iſt. Es würde dem 
Wortlaute des § 68 wie feinem Sinn und Zweck widerſprechen, 
wollte man den „Generalpardon“ auf Fälle, in denen das 
früher verheimlichte Einkommen in einer ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des Wehrbeitragsgeſetzes abgegebenen Steuererklärung 
enthüllt iſt, um deswillen anwenden, weil die Angabe nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes bei der Veranlagung zu einer 
Landesſteuer oder bei der Veranlagung zum Wehrbeitraa wieder⸗ 
holt worden iſt. Urt. d. V. Sen. v. 1. Juli 14 (196/14). 
24. Zuwachsſteuergeſetz. Koſten für Schuttfuhren von 
einem Grundſtück zum andern zum Zwecke der Verbeſſerung 
beider. ] Wenn auf die Grundſtücke Schutt und Erde geführt 
wurde, um ſie zu verbeſſern, ſie zu entſumpfen und anpflanzungs⸗ 
fähig zu machen, ſo wurde auf ſie eine Aufwendung gemacht, 
für die, wenn man weiter mit der Strafkammer davon aus⸗ 
geht, daß dieſe Materialien frei zur Verfügung ſtanden, die 
Höhe der Fuhrkoſten mit 2 4 50 & bis 3 & für die Fuhre 
maßgebend iſt. Stellt man zugunſten des Angeklagten den 
höheren Betrag von 3 4 ein, fo hätte er nach feiner Be 
hauptung für 2010 Fuhren 6030 & bezahlt. Dann hätte er 
durch den Verkauf um 5432 & nicht einmal ſeine eigenen 
Koſten erzielt. Allein eine Verbeſſerung in dieſer Höhe hat 
der Angeklagte ſelbſt nicht in Anwendung gebracht, er hat zwar 
nicht den Erſatz der geſamten Fuhrkoſten, aber ein Drittel mit 
2010 & verlangt. Wenn das Gericht ſtatt deſſen ihm Erſatz 
von 750 & zubilligt, fo verwertet es hierbei, daß der Angeklagte 
Schutt und Erde auf näheraelegene Plätze hätte abladen 
können und rechnet ihm nur den auf den Weitertransport ent⸗ 
fallenden Koſtenanteil als einſtellungsfähig an. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſind aber die Erwägungen der Strafkammer teils un⸗ 
klar, teils unrichtig und bedürfen jedenfalls noch der weiteren 
Aufklärung. Was als Aufwendungen anzuſehen iſt, iſt im 
Geſetz nicht näher beſtimmt und läßt ſich nicht ſchlechthin, 
ſondern nur nach den begleitenden Umſtänden des Einzelfalls 
beurteilen. Nicht zu beanſtanden iſt, daß als ſolche nur Koſten 
anzuſehen ſind, die dem Veräußerer tatſächlich entſtanden ſind. 
Er darf für Fuhren nichts verlangen, die er nicht für die 
Grundftüde ſelbſt gemacht hat. Allein, in dieſem Punkte geben 
die Ausführungen der Strafkammer zu Bedenken Veranlaſſung. 
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Sie erörtert, daß der Angeklagte die Fuhren auch machte, um 
den Brandplatz zu räumen und den Bauplatz einzuebnen, daß 
ſich für ihn hieraus ein höherer Preis des Brandplatzes ergab 
und daß er für den Bauplatz weniger zu bezahlen hatte. Die 
Schlußiolgerung aber, die hieran die Strafkammer knüpft, iſt 
nicht zutreffend. Wenn der Angeklagte mit den Fuhren die 
Plate in der Stadt räumen und die Grundftüde auffüllen 
pelle, fo verfolgte er mit der gleichen Maßregel zwei Zwecke 
ind die Koſten, die er aufwendete, dienten verſchiedenartigen 
Berbefferungen. Sie betrafen zwei getrennte Vermögensteile. 
Einer ſolchen Sachlage entſpricht es nicht, die Aufwendungen 
als nur für den einen Teil ausſchließlich entſtanden anzuſehen 
und nur ihm gutzubringen. So tft aber die Strafkammer ver: 
fahren, wenn fie annimmt, die Fubren hätten für die Abfuhr 
von Schutt und Erde allein in Betracht zu kommen und wenn 
fie den Käumungekoſten den unbedingten Vorrang vor den 
Verbeſſenungsloſten zuweiſt, ſowie infolgedeſſen nur Mehrkoſten 
der letzteren mit 50 % für die Fuhre berückſichtigt. Wurde 
jede Fubre für die beiden Zwecke, die gleichwertig nebeneinander 
beitanden, ausgeführt, fo entſpricht es der Sachlage, eine vers 
bälmismäßige Teilung der Koſten eintreten zu laſſen, wobei 
immerhin berüdjichtigt werden kann, daß die Koſten einer Fuhre 
qu den Grundſtücken ſich höher beliefen als zu den anderen, 
den Angeklagten zur Verfügung ſtehenden Abladeplätzen. Deshalb 
in nicht gerade eine hälftige Teilung geboten. Dagegen kann 
es mt gebilligt werden, wenn die Strafkammer nur allein 
den Betrag von 50 „ als Fuhrkoſten in Anrechnung bringt. 
Grinde dafür, daß fo verfahren werden durfte, wie die Straf— 
lunner tut, find dem Urteil nicht zu entnehmen. Die Auf⸗ 
ſaſung der Strafkammer könnte nur dann etwa zutreffend fein, 
wenn die Verbeſſerung der Grundſtücke bei den Maßnahmen 
des Angeklagten gar keine Rolle geſpielt hätte, er ausſchließlich 
In Bu- und Brandplatz hätte räumen und er feine Ver⸗ 
Vßtangzabächt gehabt hätte. Das trifft aber nach den tat⸗ 
a. deifftellungen nicht zu. Urt. d. I. Sen. v. 17. Juni 14 
‚4, 
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Dr. J. Eieskind, Landrichter a. D.: Prozeßrechtlicher Schutz 
her Kriegszeit. Zweite vermehrte Auflage. Berlin 1914. 
Guttentag. 4 
dad Fuch bezeichnet ſich als Kommentar zum Geſetz, betreffend 
San der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte 
kindern Perſonen vom 4. Augnſt 1914. bringt aber auch Er: 
Tum zu dem Geſetz über die Ermächtigung des Bundesrats zu 
wurſchaftlichen Maßnahmen und den auf Grund dieſes letzteren 
Sees vom Bundesrat erlaſſenen Notverordnungen, die alle — es 
hel sch um nicht weniger als 27 Bekanntmachungen — mitacteilt 
md he prochen werden, endlich 9 Verfügungen des preußiſchen Juſtiz⸗ 


D 


dens Es handelt ſich alſo um eine vollſtändige Sammlung des 
eg t kommenden formellen und materielen Krieasrechts die, 
nal in der über ſichtlichen Anordnung und vortrefflichen äußeren 
1 ein ſchätzenswertes Hilfsmittel fur die Praxis bildet. 
a, be beſizt die Fähigkeit klarer und knapper Geſetzes⸗ 

“gung, und ich möchte hervorheben, daß er durch dieſe Erſtlings⸗ 

N ene beſondere Eignung für die ſchwere Aufgabe des Kom⸗ 
un hto nachgewieſen hat. Kleine Handausgaben, wie bie vor⸗ 


liegende, die in kurzer Zeit über einen Rechtsſtoff in zuverläſſiger 
Weiſe zu unterrichten haben, ſind nicht nur auf dem Gebiete des 
Sonderrecchts ein Bedürfnis für die Praxis, aber fie ftellen an den 
Verfaſſer die höchſten Anforderungen, da er die Rechtsfragen nach 
jeder Richtung durchdacht haben muß, um die weſentlichen Streit⸗ 
punkte nicht nur in aller Kürze hervorzuheben, ſondern auch in 
befriedigender Weiſe zu entſchetden. Man muß ſich auf ihn „verlaſſen“ 
können. Sieskind hat in der erſten Auflage zu ſeinem raſch ver⸗ 
breiteten Werkchen angeführt, wenn feine Erörterungen nicht jeder 
Frage gerecht werden ſollten, ſo möge dies durch die gebotene Eile 
erklärt werden. Die nach kaum drei Monaten notwendig gewordene 
2. Auflage hätte aber doch bei einzelnen Fragen eine größere Ver: 
tiefung in die zu löſenden, zum Teil recht ſchweren Probleme er⸗ 
möglicht. So iſt z. B. die Beſprechung der Hauptfrage, ob gegen 
einen Kriegsteilnehmer die Erhebung der Klage zuläſſig iſt, nicht 
ausreichend. Die von Sies kind vorgenommene Aufſtellung eines 
beſonderen Beariffs der „Anhängigkeit“ im Gegenſatze zur Rechts⸗ 
hängigkeit einer Sache hat ſchon Stein, IW. 14. 804 als Künſtelei 
zurückgewieſen. Auch iſt es ganz gewiß nicht richtig, daß die Un⸗ 
zulaſſigkeit der Klageerhebung nicht weiter zu Nachteilen führen könne, 
da § 8 des Geſetzes gegen den Ablauf der Verjährung und vers 
ſchiedener Ausſchlußfriſten ſichere. Es genügt zur Wederleaung dieſer 
Anſicht, auf Steins Katalog der, zum Teil recht bedeutfamen, zivil⸗ 
rechtlichen Wirkungen hinzuweiſen, die ſich, abgeſehen von der Unter: 
brechung der Verjährung, an die Erhebung der Klage knüpfen. Von 
der Möglichkeit einer Klageerhebung gegen Kriegs teilnehmer geht 
übrigens offenbar auch die Verfugung des preußiſchen Juſtizminiſters 
vom 2. September 1914 aus. 

Das Verhältnis des § 247 ZPO., der vielfach völlig überſehen 
wird, obwohl er auch gegenwärtig von Bedeutung iſt, zu § 2 des 
Geſetzes hätte näher beleuchtet werden ſollen. (Vgl. auch S. 16 des 
Kommentars.) 

Die Frage, ab eine Unterbrechung des Verfahrens eintritt, 
wenn ſämtliche Geſellſchafter oder wenigſtens ſämtliche vertretungs— 
berechtigte Geſellſchafter als Krieasperſonen behindert find, (vgl. jetzt 
ſtatt aller: Güthe, Gruchots Beitr. 59, 29) beantwortet Sieskind gegen 
die herrſchende Praxis ſchlechthin verneinend, aber aus wenig über⸗ 
zeugenden Gründen. Es mag fein, daß 8 9 des Geſetzes die ent 
ſprechende Anwendung auf juriſtiſche Perſonen bedenklich erſcheinen 
läßt. Für die offene Handelsgeſellſchaft gilt dies keinesfalls. Die 
Erwägung, daß die offene Handelsgeſellſchaft „kein natürliches ſelb⸗ 
ſtändiges Rechtsſubjekt“ iſt, trifft den Kernpunkt der Sache nicht. 
Das Vermögen gehört den Geſellſchaftern zur geſamten Hand und 
keinem von ihnen abgeſonderten Rechts ſubjekt. Daher iſt die geltende 
Gerichtapraxis wohlbegründet. 

Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung gemäß 8 3 der 
Bekanntmachung vom 7. Auauſt 1914 läßt Sieskind nach wie vor 
nur zu, wenn die Zwanasvollſtreckung ſchon begonnen hat, und 
verwirft den Hinweis Güthes auf RG. 32, 395, da „dieſe Ent⸗ 
ſcheidung nicht die Fälle des Vollſtreckungsgerichts, ſondern eines 
anderen Gerichts in Auge babe“. Das iſt mir unverſtändlich. Das 
Reichsgericht hat in jener Entſcheidung ganz allgemein den klaren 
und uneingeſchränkten Rechtsſatz ausgeſprochen, daß beim Vorbanden ſein 
der ſonſtigen Voraussetzungen der 85 647, 657 (jetzt 707, 719 ZPO.) 
die Anordnung einer Einſtellung der Zwangsvollſtreckung zulärfig 
erſcheint, ſobald die Möalichkeit der Zmangsvouftredung durch das 
Vorbandenſein eines vollſtreckbaren Urteils gegeben iſt. Die ent: 
ſprechende Anwendung diered Rechtsſatzes nötigt dazu, die Einſtellung 
der Zwangevollſtreckung auch in unſerem Falle zuzulaſſen, ſobald die 
Möglichkeit der Zwangsvollſtreckung beſtebt, nicht dagegen den 
Schuldner auf den umſtändlichen und zweifelhaften Weg des 82 
der Bekanntmachung zu verweiſen (S. 82 Note 27 des Kommentars), 
der gar nicht gangbar iſt, wenn das Urteil bereits geſprochen iſt. 
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Ich habe dieſe Beiſpiele herausgegriffen, um zu zeigen, wie ſtrenge 
Anforderungen an den Herausgeber einer Handausgabe zu ſtellen find, 
die im übrigen eine verdiente Verbreitung erfahren hat, gerade 
wegen dieſer Verbreitung. Amtsgerichtsrat Dr. Levin. 


Arthur B. Schmidt: Rechtsfragen des deutſchen Denkmal⸗ 
ſchutzes (Sonderabdruck aus der Feſtſchrift für Rudolph 
Sohm). Duncker & Humblot, München und Leipzig. 

Unter Denkmalſchutz verſteht der Verfaſſer alle Beſtrebungen, die 
ſich auf die Erhaltung der Zeugen unſerer Vergangenheit richten. 
Er unterſcheidet bei der Darſtellung der einſchlägigen, durchweg der 
Landesgeſetzgebung angehörenden Geſetzesvorſchriften drei Hauptgruppen 
ſchutzfähiger Objekte: 1. durch Menſchenhand geſchaffene Werke von 
geſchichtlichem oder äſthetiſchem Werte (Kunſtdenkmäler), 2. Natur⸗ 
gebilde, und zwar ſowohl naturgeſchichtlich wichtige Überrefte früherer 
Entwicklungsperioden, wie beſonders charakteriſtiſche Bildungen der 
Landſchaft (Naturdenkmäler), 3. das gegen Verunſtaltung zu 
ſchützende charakteriſtiſche Landſchafts⸗ und Ortſchaftsbild (Heimat: 
ſchutz). Die Schrift gibt einen höchſt feſſelnden Aberblick über die 
Entwicklung der einzelſtaatlichen Vorſchriften von ihren erſten, meiſt 
die Bekämpfung der Reklame im Landſchaftsbild betreffenden Anfängen 
an bis zu den hochentwickelten Schutzgeſetzen von Heſſen, Olden— 
burg und Lübeck, die zum Teil ſogar im Intereſſe der Erhaltung 
unbeweglicher Denkmäler deren Enteignung zulaſſen und nach fran⸗ 
zöſiſchem Vorbild (Heſſen) die amtliche Regiſtrierung ſolcher im Privat⸗ 
beſitze ſtehender Denkmäler vorſchreiben, an deren Erhaltung ein 
öffentliches Intereſſe beſteht. Der Verfaſſer erörtert eingehend die 
unvermeidliche Intereſſenkolliſion des Denkmalſchutzes mit dem Privat⸗ 
eigentum, die beſonders einer Erſtreckung des Schutzes auf bewegliche 
Sachen große Schwierigkeiten entgegenſetzt, und tritt warm für den 
Ausbau dieſes juriſtiſchen Neulands, für die Ausdebnung des Schutzes 
auf alle ſchutzfähigen Gegenſtände und für die Einführung einer all: 
gemeinen Ausfuhrbeſchränkung (nach italieniſchem Vorbild) hinſichtlich 
aller dem Denkmalſchutz unterliegenden Objekte ein. 

Rechtsanwalt Dr. Freiesleben, Leipzig. 


— 


Aus der Praxis. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Geſetz vom 4. Auguſt 1914: Keine Ausſetzung, weil der 
Vorſteher der als Prozeßpartei auftretenden Gemeinde 
zum mobilen Heere einberufen iſt. 

Durch den landgerichtlichen Beſchluß iſt der Antrag der Beklagten, 
das Verfahren (in einem Rechtsſtreite der Gemeinde M. gegen die 
Gemeinde Z.) auszuſetzen, weil ſowohl der Gemeindevorſteher als 
auch der in der Sache tätige Sachverſtändige dem mobilen Teile des 
Heeres angehörten, zurückgewieſen worden. Die dagegen von der 
Beklagten eingelegte Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Angeſichts der ausdrücklichen Beſtimmung des § 9 des Geſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 kann kein Zweifel daran beſtehen, daß die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes entſprechende Anwendung finden nur auf 
natürliche Perſonen, die durch eine in § 2 bezeichnete Perſon geſetzlich 
vertreten werden, daß dagegen eine entſprechende Anwendung auf 
juriſtiſche Perſonen unzuläſſig iſt. In gleicher Weiſe iſt der 8 247 
3PO. nur auf den Fall zu beziehen, daß eine Partei ſelbſt ſich in 
Kriegszeiten im Militärdienſte befindet, daß alſo die Partei eine 
natürliche Perſon iſt. Denn in den vorhergehenden Paragraphen, 
insbeſondere SS 241, 246 wird überall deutlich unterſchieden, ob die 
den Anlaß zur Unterbrechung oder Ausſetzung gebende Tatſache die 
Partei ſelbſt oder deren geſetzlichen Vertreter betrifft. Fehlt es aber 
an einer geſetzlichen Vorſchrift, die eine Ausſetzung des Verfahrens 
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geſtattet, fo vermögen die in der Beſchwerde angegebenen Tatſachen, 
die die Ausſetzung als ſachgemäß erſcheinen laſſen ſollen, eine ſolche 
nicht zu rechtfertigen. Inwieweit dieſe Tatſachen etwa Anlaß geben 
könnten, einem Antrage auf Vertagung der Sache zu entſprechen, iſt 
gegenwärtig nicht zu erörtern. (Beſchluß des KG., 24. Zivilſenat, 
vom 17. November 1914.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Engel, Berlin. 
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Unterbrediung des Verfahrens bei Klage einer in- 
ländiſchen offenen Handelsgeſellſchaft, deren ſümtliche 
Geſellſchafter im Auslande wohnen. 

Nach § 1 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 
1914 und Bekanntmachung des Bundesrats vom 22. Oktober 1914 
können Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben, ſowie 
juriſtiſche Perſonen, die im Ausland ihren Sitz haben, vermögens— 
rechtliche Anſprüche, die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden find, bis 
zum 31. Januar 1915 vor inländiſchen Gerichten nicht geltend 
machen; iſt der Anſpruch ſchon vor der Verkündung der Verordnung 
vom 7. Auguſt 1914 rechtshängig geworden, ſo wird das Verfahren 
bis zum 31. Januar 1915 unterbrochen. 

Die Klägerin iſt eine offene Handelsgeſellſchaft und hat, wie aus 
den Regiſterakten hervorgeht, ihren Sitz in Berlin, wo ſich die 
Hauptniederlaſſung befindet, während Zweigniederlaſſungen in Wien, 
Hamburg, Frankfurt a. M. und anderwärts beſtehen. Geht man von 


der Anſchauung aus, daß, wenn eine offene Handelsgeſellſchaft Klage 


erhebt, die Geſellſchaft als ſolche Prozeßpartei iſt, ſo iſt ohne 
weiteres klar, daß S 1 der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
nicht anwendbar iſt, da dann als Klägerin eine „juriſtiſche Perſon“ 
erſcheint, die im Inland ihren Sitz hat. Nimmt man dagegen mit 
der herrſchenden, insbeſondere vom RG. vertretenen Anſicht (ſiehe 
Staub, Kommentar zum HGB., 9. Aufl., Anm. 8 zu § 105) an, daß 
die Geſellſchafter in ihrer Zuſammenfaſſung Prozeßpartei find, 
fo iſt allerdings 8 1 der Bekanntmachung anwendbar, da die Klage 
dann von den einzelnen Geſellſchaftern, alſo von (phyſiſchen) „Per: 
ſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben“ erhoben iſt; denn die 
ſämtlichen Geſellſchafter der Firma A. & Sons haben ihren Wohnſitz 
in London. Allein nach § 2 der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 
1914 finden die Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 keine Anwendung auf 
Anſprüche, die im Betriebe der von den dort bezeichneten phyſiſchen 
oder juriſtiſchen Perſonen im Inland unterhaltenen gewerblichen 
Niederlaſſungen entſtanden find. Die den Gegenſtand des Rechts 
ſtreits bildenden Anſprüche find, wie aus den Akten hervorgeht, u: 
zweifelhaft im Betriebe der von der Klägerin in Berlin, alſo im 
Inland, unterhaltenen gewerblichen Niederlaſſung entſtanden. Der 
Beſchluß des LG. !) geht, wie es ſcheint, von der irrigen Annahme 
aus, daß die Klägerin ihre Hauptniederlaſſung in London, in Berlin 
dagegen nur eine Zweigniederlaſſung habe; es kann alſo dabin— 
geſtellt bleiben, ob der vom LG. vertretenen Anſchauung beizutreten 
wäre, daß § 2 der Bekanntmachung unanwendbar ſei, wenn An: 
ſprüche einer Perſon in Frage ſtehen, die im Ausland ihre Haupt: 
niederlaſſung, im Inland eine Zweigniederlaſſung hat, und die An— 
ſprüche im Betriebe der Zweigniederlaſſung entſtanden ſind (anderer 
Anſicht, wohl mit Recht, Hachenburg in LeipzZ. 1914, 1606). 

Daß die Firma A. & Sons (wie nicht unwahrſcheinlich iſt) 
von London aus geleitet oder beaufſichtigt wird und die Erträgniſſe 


1) Er lautet im Tatbeſtande des abgedruckten Beſchluſſes: „Das 
Verfahren iſt bis 31. Januar 1915 unterbrochen. Der Antrag der 
beklagten Partei auf Verhandlung zum Zwecke des Vortrags der 
Widerklage wird koſtenfällig zurückgewieſen. — Bekanntmachung des 


Bundesrats vom 7. Auguſt und 22. Oktober 1914, 3PO. § 249 
Abſ. 2.“ 
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44. Jahrgang. 
des Geſchäfts ganz oder zum Teil nach London abzuführen ſind, 
begründet zwar die Möglichkeit der Überwachung gemäß Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 4. September 1914 (RGBl. 1914, 
397), lann aber nicht dazu führen, die Bekanntmachung vom 
J. Auguſt 1914 ihrem klaren Wortlaute zuwider auf den vorliegenden 
Fall an;uwenden. 

Da ſohin eine Unterbrechung des Verfahrens nicht eingetreten 
it, war unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes anzuordnen, 
daß über Klage und Widerklage zu verhandeln iſt. (Beſchluß des 
5:8. Rünchen vom 26. November 1914.) 

Mitgeteilt von 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Engelmann, München. 


* * 
* 


Jahlangsfriſt trotz vorausgegangenen Katenveraleichs. 


Die Behauptung des Beſchwerdeführers, dem Schuldner könne 
Zahlungkauſſchub auf Grund der Verordnung des Bundesrats vom 
7. Auguſt 1914 nicht mehr gewährt werden, weil in der Eingehung 
des Karenvergleichs vom 16. Oktober 1914 ein Verzicht auf den 
geſetlich zuläffigen Zahlungsaufſchub gelegen ſei und weil in dem 
Radfuben um Einſtellung der Zwangsvollſtreckung trotz des ab: 
geſcloſſenen Ratenvergleichs ein argliſtiges Handeln des Schuldners 
geſchen werden müffe, erachtet das Beſchwerdegericht nicht für zu: 
tefend. Durch die Eingehung des Natenvergleichs iſt Schuldner 
deb Anfpruces auf die geſetzliche Wohltat des Zahlungsauſſchubs 
jedenfalls inſofern nicht verluſtig gegangen, als fein Geſuch ſich auf 
Ile Tarſachen ftügt, die erſt nach Abſchluß des Natenvergleichs 
endentken ſind. Der Schuldner begehrt aber deshalb Stundung, 
wel gabe in der lezten Zeit feine Geſchäftseinnahmen ſich bedeutend 
genindett haben und weil er erſt aus dem derzeit einſetzenden 
Weihnachtsgeſchäft erhöhte Einnahmen erwarten könne. Mit Recht 
sat Erftrichter im Hinblick auf die vom Schuldner angebrachten 
Orinie die Einſtellung der gegen ihn eingeleiteten Zwangsvollſtreckung 
dis pm 31. Dezember 1914 angeordnet; die Gewährung des Zahlungs⸗ 
dufchubs entſpricht gerade im vorliegenden Falle dem Sinne und 
Jett det Verordnung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914, weil 
dune aus ſeinem Schmuckwarengeſchäft während der Weihnachts⸗ 
"im eföhte Einnahmen erhoffen darf und die ſofortige Durch⸗ 
hang ue Jwangsvollſtreckung fein Geſchäft unverhältnismäßig 
ſhwe uffn würde. 

Die m ſich zuläffige fofortige Beſchwerde war deshalb als 
wenn loſtenfällig zurückzuweiſen. (Verordn. d. Bundesrats vom 
baff 104. 88 798, 577, 97 PO.) (Beſchluß des LG. München 


um à Degenber 1914.) Mitgeteilt von 


Rechtsanwalt Dr. Friedr. Goldſchmit II, München. 


* * 
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werke teten ein die nachgeſuchte Zahlungs friſt nicht 
wligndes Anerkenntnisurteil. — Anzuläſfakeit der 
ene einer Jahlungsfriſt, die nur dem Intereſſe 
einen feindlichen Staate angehörigen Schuldners 
entſprechen würde. 
In Juli 1914 hat die Klägerin der Beklagten Kohlen verkauft. 
8 * Maren zu zahlen nach Anbordbringung. Die Faktura datiert 
A Auguft 1914. Klägerin mahnte am 4. Auguſt 1914. Die 
5 verweigerte mit Schreiben vom 15. Auguſt die Zahlung, 
5 unter den obwaltenden Umſtänden nicht als ſolche 
19 Werden könne“. Auf die Antwort der Klägerin vom 
1 erklärte die Beklagte die Zahlungsweigerung als auf 
5 Irrtum beruhend, erkannte die Forderung an, erklärte ſich 
one, zu zahlen, weil durch den Krieg die Verbindung 
ten Häufern in Neuyork und Tokio unterbrochen ſei. 
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Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Arreſt erwirkt (5) 
und Klage erhoben. Es iſt gegen die Beklagte das Anerfenntnis: 
urteil vom 7. Oktober 1914 ergangen. 

Den von der Beklagten geſtellten Antrag, ihr gemäß der Ver: 
ordnung des Bundesrates vom 7. Auguſt 1914 eine Friſt zu ge⸗ 
währen, hat das LG. abgelehnt. 

Gegen das Urteil hat die Beklagte form- und friſtgerecht Be: 
rufung eingelegt, weil ihr die Friſt nicht gewährt ſei und hat den 
aus act. 16 erſichtlichen Antrag geſtellt. Die Klägerin hat Ver— 
werfung der Berufung beantragt. Das Sach- und Streitverhältnis 
iſt vorgetragen, das Anerkenntnisurteil verleſen. Zur Begründung 
der Berufung trug die Beklagte vor: Die Beklagte ſei eine ſehr 
bedeutende Handelsgeſellſchaft, die mit rieſigen Kapitalien arbeite. 
Sie habe hier eine Zweigniederlaſſung gehabt, die Geſchäfte im 
großen Umfange gemacht habe. Sie lege eine Liſte vor, nach der 
die von ihr erteilten nicht erledigten Auſträge und Verbindlichkeiten 
über 1 Million betrügen. Die hieſige Niederlaſſung habe hier nur 
unerhebliche Barmittel, und habe mit Rimeſſen auf London, Neuyork 
oder Tokio gearbeitet. Durch den Krieg ſei der Verkehr mit dem 
Haupthauſe und dem Auslande völlig unterbrochen worden. Sie ſei 
nicht in der Lage, Geld zu beſchaffen. Die Beklagte verlas das 
Rundſchreiben, welches fie zu den Akten gab und die Schreiben 
act. 9 und 10, ferner wurde der Briefwechſel vom 13, 15., 19. und 
21. Auguſt verleſen. 

Die meiſten Firmen hätten ſich einverſtanden erklärt, zu warten. 
Die Klägerin habe kein Intereſſe daran, gegen die Beklagte vor⸗ 
zugehen, da ſie zurzeit nichts erreichen könne. Die Beklagte habe 
verſucht, nach Ausbruch des Krieges von London und Neuyork Geld 
zu erhalten. Sie habe am 5. Auguſt nach London um 7 000 E und 
nach Neuyork um 20 000 s depeſchiert. Die Telegramme ſeien aber 
nicht befördert worden. 

Die Klägerin erwiderte. 

Die Berufung ſei nicht zuläſſig. Nach Inhalt der Entſcheidung 
des LG. ſei die Gewährung der Friſt durch einen beſonderen Beſchluß 
abgelehnt und es hätte höchſtens eine Beſchwerde in Frage kommen 
können. Die Beſtimmung des Bundesrats bezögen ſich auf Firmen 
feindlicher Staaten überall nicht. Es ſei aber auch kein Anlaß, die 
Friſt zu geben. Die Beklagte ſei bei gutem Willen ſehr wohl im— 
ſtande, die nötigen Gelder über die neutralen Staaten zu beſchaffen. 
Der von der Klägerin zuerſt erlangte Arreſt werde ſchwerlich zu 
ihrer Befriedigung führen. Sie habe einen zweiten Arreſt erwirkt 
auf Grund des in der erſten Inſtanz ergangenen Urteils. Derſelbe 
wurde zu den Akten gegeben. Wenn jetzt die Friſt bewilligt werde, 
ſo ſei die Gefahr vorhanden, daß der Arreſt beſeitigt werde. Daß 
die Depeſchen vom 5. Auguſt zurückgekommen ſeien, ſolle nicht be⸗ 
ſtritten werden. Das beweiſe aber nicht, daß die Beklagte ſich nicht 
durch andere Depeſchen Geld beſchafft habe, oder beſchaffen könne. 

Die Berufung wurde als unbegründet unter Verurteilung der 
Beklagten in die Koſten zurückgewieſen. — 

Gründe. 

Die Berufung iſt zuläſſig. Wie die Entſcheidung des LG. zeigt, 
iſt ein beſonderer Beſchluß über die Friſtbewilligung nicht ergangen. 
Die ganze Entſcheidung bezeichnet ſich als Anerkenntnisurteil und 
trägt den Vermerk: „Dieſes Urteil iſt am 7. Ottober verkündet 
worden.“ Einen Beſchluß hat das LG. überhaupt nicht erlaſſen. 
Gegen ein Urteil iſt aber nur das Rechtsmittel der Berufung 
gegeben. 

Dieſelbe iſt aber unbegründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Verzögerung der Zahlung ſeit dem 4. Auguſt und die Weige⸗ 
rung derſelben am 15. Auguſt nicht die Annahme rechtfertigt, daß 
die Beklagte es darauf angelegt hat, ſich der Zahlung vor dem Aus— 
bruche des Krieges zu entziehen und ob ſie nicht ferner bei gutem 
Willen in der Lage wäre, ſich die nötigen Mittel zur Befriedigung 
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der Klägerin und der ſonſtigen Gläubiger trotz des Krieges zu be⸗ 
ſchaffen. Auch wenn man das verneinen will, kann der Beklagten 
keine Friſt bewilligt werden. Die Verordnung des Bundesrats gibt 
den Gerichten das Recht, nach ihrem Ermeſſen die Friſt zu bewilligen. 
Sie unterſcheidet nicht, ob für die Bewilligung der Friſt eine deutſche 
oder eine ausländiſche Firma in Betracht kommt. Eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung war auch nicht nötig, weil die Frage der Gewährung der 
Friſt im Einzelfalle dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen werden 
konnte und auch beſſer zu überlaſſen war. Das Gericht hat die 
Intereſſen des Gläubigers und des Schuldners gegeneinander ab⸗ 
zuwägen und es wird gegebenenfalls auch das Intereſſe dritter 
Perſonen (anderer Gläubiger und Schuldner) in Betracht zu ziehen 
haben. 

Im vorliegenden Falle kommt nur das Intereſſe der Beklagten 
in Frage. Daß dieſelbe noch andere Gläubiger hat und es vielleicht 
der Klägerin gelingt, mit Hilfe der von ihr erlangten Arreſte vor 
denſelben Befriedigung zu erhalten, kann nicht in Betracht kommen, 
denn durch die Friſtgewährung würde an dieſer Tatſache nichts ge⸗ 
ändert. Es kann aber yicht im Sinne der Verordnung fein, daß 
das Gericht von der ihm allgemein gewährten Befugnis auch zu⸗ 
gunſten von Angehörigen feindlicher Staaten Gebrauch macht. 

Die Verordnung des Bundesrats beruht auf dem Geſetze vom 
4. Auguſt 1914 § 3, durch das der Bundesrat befugt wird, Maß: 
nahmen anzuordnen, die ſich zur Abwendung von wirtſchaftlichen 
Schäden als erforderlich erweiſen. Es kann nicht angenommen 
werden, daß das Geſetz für die Abwendung wirtſchaftlicher Schäden 
der Angehörigen feindlicher Staaten ſorgen wollte und es kann 
daher auch nicht als angemeſſen angeſehen werden, wenn das Gericht 
aus dem Grunde den Untertanen feindlicher Staaten Friſten be⸗ 
willigen würde, weil die Verordnung ihrem Wortlaute nach keinen 
Unterſchied macht, welchem Staate derjenige angehört, der die Friſt 
verlangt. Es iſt bereits geſagt, daß ſolche Unterſcheidung in der 
Verordnung weder nötig, noch praktiſch geweſen wäre, weil der 
Einzelfall zu beurteilen iſt und auch Fälle denkbar ſind, in denen 
die Friſterteilung an die Angehörigen eines feindlichen Staates dem 
Intereſſe eines Gläubigers eines nicht feindlichen Staates entſpricht. 
Wo aber, wie hier, das Intereſſe nur auf der Seite des feindlichen 
Staatsangehörigen liegt, kann es nicht angebracht ſein, eine Friſt zu 
bewilligen. 

Die Koſtenfrage regelt § 97 ZPO. (Urteil des Hanſeatiſchen 
OLG. vom 21. November 1914.) 

Mitgeteilt von 
Rechtsanwalt Dr. Julius Levy, Hamburg. 


* * 
* 


Gebühren des Anwalts für die Verhandlung über Be- 
willigung einer Zahlungsfriſt nach 8 1 der Bundesrats- 
bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914. 

Die Firma M. hat am 6. Oktober 1914 Klage im Wechſelprozeß 
gegen die Rentnerin Maria L. als Akzeptantin eines Wechſels über 
3500 & zum LG. München I erhoben mit dem Antrage, die Bellagte 
zur Zahlung von 3500 M Wechſelſumme nebſt Zinſen ſowie zur 
Koſtentragung zu verurteilen. 

Durch Schriſtſatz vom 8. Oktober 1914 beſtellte ſich für die Be⸗ 
klagte Rechts anwalt La. als Anwalt unter Ankündigung des Antrags 
auf Abweiſung der Klage. Im Termin vom 10. Oktober 1914 ver⸗ 
las und begründete der Vertreter der Klägerin den Klageantrag; der 
Vertreter der Beklagten anerkannte den Klageanſpruch in vollem 
Umfange, worauf der Vertreter der Klägerin Anerkenntnisurteil 
1 fiellte der Vertreter der Beklagten den Antrag, ſeiner 
Mandantin eine dreimonatige Zahlungsfriſt zu bewilligen; der Ver⸗ 
treter der Klägerin trat dieſem Antrag entgegen. 


Das Gericht erließ Anerkenntnisurteil, inhaltlich deſſen der Klag⸗ 
bitte in vollem Umfange ftattaegeben, das Urteil für vorläufig voll 
ſtreckbar erklärt, der Antrag der Beklagten auf Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt dagegen abgewieſen wurde. 

Am 19. Oktober 1914 ſtellte der Anwalt der Klägerin den Antrag. 
die ſeiner Partei von der Beklagten zu erſtattenden Koſten auf 
159 4 45 & feſtzuſetzen; hiebei brachte er die volle Prozeß⸗ und 
Verhandlungsgebühr aus 3500 & mit je 48 & nebſt den entſprechenden 
Pauſchſätzen in Anſatz. 

Der Gerichtsſchreiber ſtrich u. a. 


19 4 20 A an der Prozeßgebühr, 

3A 80 & am Pauſchſatz hiezu, 

83 & 60 A an der Verhandlungsgebühr, 

6 & 70 KA am Pauſchſatz hiezu, 
weil widerſprechende Anträge zur Hauptſache nicht geſtellt worden 
ſeien und die Verhandlung über die Bewilligung einer Zahlungsfriſt 


die volle Gebühr des 8 13 Abſ. 1 Nr. 2 RAG. nicht begründe. 


Die Erinnerungen der Klägerin gegen dieſen Beſchluß wurden 
vom LG. zurückgewieſen, weil durch die dem Anwalt zuſtehenden 
Pauſchgebühren feine Tätigkeit bei der Verhandlung über die Zahlungs 
friſt abgegolten ſei; eine ausdehnende Auslegung der Gebührenordnung 
für den vorliegenden Fall widerſpreche dem Zweck der Bundesrats⸗ 
bekanntmachung. 

Die gegen dieſen Beſchluß von der Klägerin eingelegte ſofortige 
Beſchwerde blieb erfolglos. Aus den Gründen: 


1. Da über die Hauptſache von 3500 . nebſt Zinſen und Koſten 
nicht kontradiktoriſch verhandelt, der Klaganſpruch vielmehr im vollen 
Umfange von der Beklagten ſofort anerkannt wurde, iſt die Beſchwerde 
jedenfalls inſoweit unbegründet, als die volle Verhandlungsgebühr 
aus 3500 % beanſprucht wird. Allerdings liegt eine kontradiktoriſche 
Verhandlung über den ganzen Streitgegenſtand auch dann vor, wenn 
der Klaganſpruch an ſich nicht beſtritten, aber Abweiſung der Klage 
aus dem Grunde beantragt wird, weil der Anſpruch zurzeit (auf 
Grund Geſetzes oder Vertrags) nicht geltend gemacht werden könne; 
die geſamte eingeklagte Forderung bildet den Gegenſtand des Rechts⸗ 
ſtreits auch dann, wenn der Beklaate lediglich ihre Fälligkeit beſtreitet 
(Rittmann, Das deutſche Gerichts koſtengeſetz 6. Aufl. S. 132 Anm. 4 
zu 8 19; JW. 1893, 4662, OL GRſpr. 2, 431). Allein im vor: 
liegenden Falle hat die Beklagte nicht Abweiſung der Klage mangels 
Fälligkeit der Forderung beantragt, den Klaganſpruch vielmehr im 


vollen Umſang, alſo auch inſoweit anerkannt, als ſofortige Zahlung 
begehrt wurde. 


2. Eine kontradiktoriſche Verhandlung liegt vor, wenn beide Teile 
ihre Anträge ſtellen und ſoweit dem Antrag einer Partei ein Antrag 
der Gegenpartei widerſpricht (GKG. 8 19; RG. 33, 403 ff.). Über 
die Frage, ob der Beklagten eine Zahlungsfriſt gemäß § 1 der 
Bundesratsbekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 zu gewähren ſei, 
haben die Parteivertreter in der Verhandlung vom 10. Oktober 1914 
einander widerſprechende Anträge geſtellt. Es kann daher fraglich 
erſcheinen, ob nicht gemäß 89 NAGD. und 8 12 GG. zunächſt der 
Streitwert für die Frage der Gewährung einer dreimonatigen 
Zahlungsfriſt (nach §S 3 310.) feſtzuſetzen und dem Anwalt inſoweit 
die Gebühr für eine kontradiktoriſche Verhandlung neben der Gebühr 
für die nichtkontradiktoriſche Verhandlung über die Hauptſache zu: 
zubilligen iſt. Der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungs friſt nach 
§ 1 der Bundesratsbekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 kann aber 
als „Teil des Streitgegenſtandes“ im Sinne des § 12 GKG. 
nicht erachtet werden. Denn der Schuldner, der den Klaganſpruch 
in vollem Umfang anerkennt und ſich darauf beſchränkt, eine Zahlungs⸗ 
friſt zu erbitten, beſtreitet die Berechtigung des Klagantrags auch 
nicht zum Teile; er leugnet nicht, zur ſofortigen Zahlung Der: 
pflichtet zu fein; er macht nur geltend, daß ihm feine Vermögens 
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44. Jahrgang. 


verhältniffe die ſofortige Befriedigung des Klägers nicht geſtatten. 
Es handelt ſich alſo (ähnlich wie im Falle des § 721 Z) O.; vgl. 
Stein, Komm. zur ZPO. 10. Aufl. Bem. I zu 8 721) um eine Art 
von „Beſchränkung des Vollſtreckungsanſpruchs“; mit dem Rechtsſtreit 
als ſolcem hat die Frage der Z ihlungsfriſt „nichts zu tun“ (vgl. 
Kato in 238. 1914, 1208). Von dieſer Anſchauung geht offen⸗ 
ſictlich die Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 felbft aus, wenn 
fe in § 4 unter gewiſſen Vorausſetzungen Gebührenfreiheit für den 
Fall bewilligt, daß „der Streitgegenſtand“ einhundert Mark nicht 
überfeigt (ogl. Eckſtein in JW. 1914, 967). Zu dem gleichen 
Erzebniß gelangt ein im Recht 1914, 647 ff. abgedruckter Beſchluß 
des OSG. Köln vom 5. Oktober 1914. 

3. Es könnte noch in Frage kommen, ob nicht aus Billigkeits⸗ 
gründen die analoge Anwendung des $ 12 GKG. und damit die 
unter if. 2 abgelehnte Anſchauung ſich rechtfertigen ließe. Hiegegen 
ſnrechen aber nachſtedende Erwägungen. Darüber, ob die Gewährung 
einer Zablungsfriſt nach 8 1 der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 bei 
der Criſceidung über die Koſten des Rechtsſtreits zu berückſichtigen 
itt berät Streit. Während mehrfach dieſe Frage bejaht wird, fo daß 
alfo der in vollem Umfange ſiegreiche Kläger, wenn trotz ſeines Wider⸗ 
ruhe dem Beklagten eine Zahlungsfriſt bewilligt wird, gemäß 
902 3p. zur Tragung eines Teiles der Prozeßkoſten zu verurteilen 
n (Bendiz in JW. 1914, 966; O. Levis im Recht 1914, 595), wird 
von anderer Seite der § 92 ZPO. als unanwendbar bezeichnet 
(Freiesleben in 233. 1914, 1160). Die letztere Anſicht erſcheint 
wrcfend, weil die Frage der Zahlungs friſt, wie oben ausgeführt, 
tuen Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet, ein teilweiſes Unterliegen 
res Klagers im Rechtsſtreit alſo nicht darin erblickt werden kann, 
daß aigegen ſeinem Antrag dem Beklagten die erbetene Zahlungs friſt 
gewährt wird. Den in der Hauptſache unterlegenen Beklagten treffen 
dio die geſamten Koſten des Rechtsſtreits, auch wenn ihm eine 
Jehlunzsfpſt bewilligt wird. Hienach würde aber die entſprechende 
wendung des $ 12 GG. auf den Streit über die Zahlungsfriſt 
zahn führen, daß der Beklagte, der von der ihm durch die Bekannt⸗ 
machung vom 7, Auguſt 1914 eingeräumten Vergünſtigung Gebrauch 
aut, und zwar nach der Anſchauung des Gerichts mit vollem 
3 Gebrauch macht, hiefür durch Erhöhung der ihn treffenden 
1 ei a würde. Daß ein ſo widerſinniges Ergebnis unmöglich 
a hann, liegt auf der Hand Entſcheidet man ſich für die 
Sek artet des 9 92 380, ſo kann allerdings durch entſprechende 
nn Koflenpflicht ein gewiſſer Ausgleich gefchaffen werden; 
Aa liebe aber die Tatſache beſtehen, daß die Anwaltsgebühren 
Eu a den Kechtszuſtande vor dem 7. Auguſt 1914 eine Steigerung 
hi halten. Der Beklagte, der eine Zahlungsfriſt erbittet, könnte 

dur auf die Gefahr hin, daß bei Abweiſung ſeines Antrags 
Wader bei Gewährung ſeines Antrags möglicherweiſe (f. ins⸗ 
wd Abſ. 2 350.) feine Koſtenpflicht ſich erhöht. Es iſt 
. ene derartige Folge dem Geiſt und dem Zweck der Betannt- 
TE dom 1. Auguſt 1914, die dem Schutze der wirtſchaſtlich 
h en Kreiſe dienen will und in gewiſſen Fällen ſogar eine 
en g. der Gerichtskoſten eintreten läßt (§ 4), ſchroff wider⸗ 
a rade bei Auslegung der ſogenannten „Kricgägefege“ aber 
Ki, beſictspunkt der Zweckmäßigkeit und der legislatoriſchen 
(6 nit Eu ide als anderwärts in den Vordergrund geſtellt werden 
2 ch dteiesleben in DJS. 1914, 1155). 
1 erſcheint auch eine analoge Anwendung des § 12 
5 ale ausgeſchloſſen. 
9 entſprechende Anwendung des § 23 Nr. 1 RAG. (vgl. 
. bach und B, 1, Ziff. 7 Abſ. 4 der baheriſchen Volzugs- 
Sul n. 16. Auguft 1914) laßt fi vielleicht hinſichtlch 
7. Mug 101 nach § 3 der Bundes ratsbekanntmackung vom 
10 ah 4, keinesfalls aber für das (bier in Frage ſtehende) 
en nach SI rechtfertigen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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5. Mit Recht hat daher das LG. lediglich eine Prozeßgebühr 
von 28.4 80 & und eine Verhandlungsgebühr von 14 4 40 M 
nebſt den entſprechenden Pauſchſätzen als erſtattungsfähig erklärt. 
Die Beſchwerde war demgemäß als unbegründet zurückzuweiſen. 
(Beſchluß des OLG. München vom 26. November 1914.) 

Mitgeteilt von 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Engelmann, München. 


* * 
* 


Kostenberechnung, wenn der Gläubiger dem Antrage auf 
Bewilligung einer Zahlungsfriſt widerſpricht. 

Nach § 19 GKG. (8 16 Gebo.) liegt eine kontradiktoriſche 
Verhandlung vor, wenn von den Parteien einander widerſprechende 
Anträge geſtellt worden ſind, Rſpr. 27 S. 106, 224. Im vorliegenden 
Falle ſind, worauf es allein ankommt, widerſprechende Anträge wegen 
des Klage anſpruchs, wegen der Verpflichtung des Beklagten zu 2 
zur Zahlung, alſo in der Sache ſelbſt nicht geſtellt worden. Wenn 
er zunächſt Ausſetzung des Verfahrens beantragt hat, ſo hat er damit 
nicht dem Klageantrage widerſprochen, und ebenſo hat er ſein 


Anerkenntnis des Klageanſpruchs durch den auf Grund der Ver⸗ 


ordnung vom 7. Auguſt 1914 geſtellten Antrag auf Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt nicht beſchränkt und ihm dadurch die Eigenſchaft des 
prozeſſualen Anerkenntniſſes des § 307 ZPO. nicht genommen. 
Wenn ferner Kläger Gegenerklärungen abgegeben und die Ablehnung 
des Ausſetzungsantrags und der Bewilligung der Zahlungspflicht 
beantragt hat, ſo iſt durch die Verhandlung hierüber die Verhandlung 
über die Klageforderung als ſolche nicht berührt und ſie nicht zu 
einer kontradiktoriſchen geſtaltet worden. Für dieſe Verhandlung der 
Hauptſache ſteht allein dem Klage antrage das Anerkenntnis 
des Beklagten zu 2 gegenüber. (Beſchluß des LG. III in Berlin 
vom 3. November 1914.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Alfons Loewe II, Spandau. 


* * 
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Anwaltskosten und Streitwert im Verfahren aus 8 2 
der Bekanntmachung vom 7. Auguf 1914 über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungs friſten. 

Die Schuldnerin hat den Gläubiger unter dem Anführen, daß 
ihm als Ausſteller und Inhaber eines von ihr akzeptierten, am 
18. Auguſt 1914 fällig geweſenen, aber von ihr nicht eingelöſten 
Wechſels eine Forderung von 6000 & nebſt 6 Prozent Zinſen 
ſeit jenem Tage gegen ſie zuſtehe, daß ſie dieſe Forderung 
anerkenne, aber um die Bewilligung einer Zahlungsfriſt bitte, 
zur Verhandlung über die Beſtimmung der Zahlungsfriſt geladen. 
Demzufolge hat ſie im Termine vom 11. September 1914 die 
Forderung nebſt Zinſen anerkannt und die Beſtimmung der Friſt 
beantragt. Der Gläubiger hat dagegen beantragt, die Schuldnerin 
dem Anerkenntniſſe gemäß zu verurteilen, und ſich mit der Be⸗ 
willigung einer Friſt einverſtanden erklärt. Durch das Anerkenntnis⸗ 
urteil vom gleichen Tage iſt die Schuldnerin zur Zablung des 
Forderungsbetrags nebſt Zinſen und zur Tragung der Koſten des 
Verfahrens verurteilt und ihr eine Zahlungsfriſt bis zum 15. Oktober 
1914 bewilligt worden. Durch den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 
23. September 1914 ſind die von der Schuldnerin dem Gläubiger 
zu erſtattenden Koſten auf 102.4 70 K nebſt 30 GBeſchlußkoſten 
feſtgeſetzt worden. Darunter find inbegriffen 56 4 10), 5 Prozeßgebühr 
und 28 & 510 Verhandlungsgebühr nebſt den entſprechenden Pauſch⸗ 
ſätzen. Gegen dieſen Beſchluß hat die Schuldnerin Erinnerung er⸗ 
hoben und um die Herabſetzung der Gebühren gebeten. Durch den 
Beſchluß vom 29. September 1914 hat das Amtsgericht die Er— 
innerung zurückgewieſen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Schuldnerin am 8. Oktober 1914 


ſofortige Beſchwerde eingelegt. 
| 8 
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Das nach § 104 Abi. 3 ZPO. zuläffige Rechtsmittel kann nicht 
für begründet erachtet werden. 

Das dem Urteile zugrunde liegende Verfahren beruht auf der 
Vorſchrift des § 2 der Bekanntmachung über die gerichtliche Be⸗ 
willigung von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914. Der Anſicht 
der Schuldnerin, daß dem Gläubiger für dieſes Verfahren die von 
ihm berechneten Gebühren nicht in der angeſetzten Höhe zuſtünden, 
vermag das Beſchwerdegericht nicht beizutreten. Die Beſonderheit 
des Verfahrens nach der erwähnten Vorſchrift beruht darin, daß dem 
Schuldner, ohne daß der Gläubiger zur Klagerhebung verſchritten 
iſt, die Befugnis eingeräumt iſt, von ſich aus den Gläubiger unter 
Anerkennung der Fordetung zur Verhandlung über die Beſtimmung 
einer Zahlungsfriſt zu laden. Gleichwohl hat das Verfahren die 
Natur eines Rechtsſtreits. Seinen Inhalt bildet einerſeits die Er⸗ 
laſſung des Anerkenntnisurteils auf, Grund des Anerkenntniſſes des 
Schuldners auf den Antrag des Gläubigers hin und andererſeits die 
Verhandlung und Entſcheidung über den Antrag des erſteren auf die 
Beſtimmung einer Zahlungsfriſt. In beiden Beziehungen beruht das 
Verfahren auf obligatoriſcher mündlicher Verhandlung; nur auf Grund 
einer ſolchen kann das Anerkenntnisurteil unter gleichzeitiger Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſtimmung der Zahlungsfriſt erlaſſen werden. 
(PO. 85 307, 128.) 

Zuzugeben iſt, daß die Verhandlung und Entſcheidung über die 
Beſtimmung der Zahlungsfriſt dem Zwecke nach den Hauptgegenſtand 
des Verfahrens bildet und daß die Erlaſſung des Anerkenntnisurteils 
auf Grund des Anerkenntniſſes des von vornherein zur Anerkennung 
bereiten Schuldners nur das Mittel für die Aufnahme der Entſcheidung 
über die Friſtbeſtimmung iſt. Selbſt wenn aber hiernach anzunehmen 
wäre, daß den eigentlichen Gegenſtand des Verfahrens nur die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung über die Friſtbeſtimmung bildet, ſo erſcheint 
es doch nicht als angängig, den Wert des Streitgegenſtandes anders 
als nach dem Betrage der Forderung, etwa nach dem Intereſſe des 
Schuldners an der Bewilligung der Friſt, zu bemeſſen. Auch dann 
betrifft das Verfahren die Forderung ſelbſt, wenn auch nur in der 
Beziehung, daß der Schuldner Anſpruch auf die Bewilligung der Friſt 
habe, ſie alſo trotz Fälligkeit nicht ſofort zu erfüllen brauche. Auch 
in den Fällen, wo Einwendungen gegen die Fälligkeit der Forderung 
wie z. B. diejenige der Stundung, den Gegenſtand einer poſitiven 
Feſtſtellungsklage des Schuldners bilden, iſt nach der vorherrſchenden 
Meinung der Betrag der Forderung, nicht der Wert der ideellen 
Rechtsſicherheit, die durch das Urteil erreicht wird, maßgebend (vgl. 
Stein, ZPO. 8 3 Anm. IV und die in Note 60 angeführte Ent⸗ 
ſcheidung). Ahnlich verhält es ſich hier, wo der Schuldner als der 
betreibende Teil im Verfahren die ihm durch das Sondergeſetz 
gewährte Vergünſtigung des Zahlungsaufſchubs verfolgt. Hat aber 
ſonach das Verfahren die Natur eines Rechtsſtreits und bemißt ſich 
der Wert des Streitgegenſtandes für dasſelbe nach dem Betrage der 
Forderung, ſo müſſen dem Kläger die Gebühren des § 13 Ziff. 1, 2, 
8 16 RAGD. nach dieſem Streitgegenſtande zugeſtanden werden. 
Eine Ermäßigung der Gebühren aus den von der Schuldnerin an⸗ 
geſührten Gründen erſcheint um ſo weniger angängig, als die Bekannt⸗ 
machung im 8 4 nur eine Ermäßigung der Gerichtsgebühren in 
Berückſichtigung zieht. Aus der Erſtreckung des Abſ. 1 der Vorſchrift 
auf den Fall, daß ein Anerkenntnisurteil nach 8 2 ergeht, muß aber 
entnommen werden, daß die Fälle des § 2 derſelben Behandlung 
wie die des 8 1 unterſtellt werden ſollen, weil auch ſie die Natur 
eines durch Auerkenntnisurteil erledigten Rechtsſtreites in ſich tragen, 
nnd es beſteht daher auch kein Grund, die Gebührniſſe des Anwalts 
nach einem anderen Maßſtabe zu bemeſſen wie in den Fällen des 
Rechtsſtreites nach § 1. Hätte der Geſetzgeber hierin eine Beſchränkung 
für beanzeigt erachtet, ſo würde er dies jedenfalls zum Ausdrucke 
gebracht haben. 

Demgemäß war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 
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Die Koſtenentſcheidung beruht auf $ 97 Abſ. 1 3. 
(Beſchluß des LG. Dresden 5 BC 723/14 vom 14. Oktober 1914.) 
Die weitere Beſchwerde wurde vom OLG. als unzuläſſig ver: 
worfen, weil ſowohl AG. wie LG. als Wert des Streitgegenſtandes 
den Wert der Forderung angenommen hätten. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Reichenbach, Dresden. 
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Raumungspflicht der als Mitpächterin haftenden Ehefrau 
eines Ariegsteilnehmers. 

Obwohl die beklagte Ehefrau Mitpächterin des „Neuen Schützen⸗ 
hauſes“ iſt und nach den Klagebehauptungen die beiden beklagten 
Cheleute zur Räumung des Pachtlokals wegen Nichtbezahlung des 
Pachtzinſes nach Maßgabe des Pachtdbertrages vom 13. Januar 1914 
der Klägerin gegenüber verpflichtet ſind, hat das LG. die Klage gegen 
die mitbeklagte Ehefrau abgewieſen, weil es angenommen hat, daß 
die beklagte Ehefrau erſt dann zur Räumung verurteilt werden könne, 
wenn auch ihrem Manne gegenüber die Räumungspflicht gerichtlich 
ſeſtgeſtellt ſei, und weil ein Urteil gegen ihren Ehemann von der 
Klägerin in der Schlußverhandlung nicht beantragt worden iſt. Die 
Anſicht des LG. kann nicht gebilligt werden. 

Wäre ſie richtig, ſo müßte in jedem Falle, in welchem Eheleute 
gemeinſchaftlich ein Grundſtück gemietet oder gepachtet haben, das ſie 
zum Wohnen benutzen, mit der Klage gegen die Ehefrau auf Räumung 
trotz Eintritts der Räumungspflicht gewartet werden, bis der Ehemann 
rechtskräftig zur Räumung verurteilt iſt, und auch eine gleichzeitige 
Verurteilung beider Eheleute wäre, da die Möglichkeit beſteht, daß der 
Ehemann allein Berufung einlegt und ein obſiegliches Urteil erſtreitet 
und da die geſamtſchuldneriſche Verpflichtung aus dem Micts oder 
Pachtvertrage keine notwendige Streitgenoſſenſchaft begründet (vgl. 
RG. in JW. 1901, 5141 und Gruchots Beitr. 88, 120), ausgeſchloſſen. 
Dies würde ſchon der bisherigen Rechtsübung durchaus widerſprechen. 
Ein rechtlicher Grund für eine ſolche Trennung iſt in der Tat aber 
auch nicht vorhanden. 

Wenn das LG. zur Begründung ſeines Urteils angeführt hat, daß der 
beklagte Ehemann das Pachtgrundſtück auf Grund des Pachtvertrages auch 
durch ſeine Familie bewohnen laſſen dürfe und daß die beklagte Ehefrau 
als Mitglied dieſer Familie berechtigt ſei, das Pachtgrundſtück zu benutzen, 
fo hat es dabei anſcheinend die Vorſchrift des 8 1354 BGB. im Auge 
gehabt, wonach unter Eheleuten dem Ehemanne die Entſcheidung in allen, 
das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten zuſteht 
und der Ehemann insbeſondere Wohnort und Wohnung beſtimmt. 
Dieſe Vorſchrift iſt auch in der Literatur zum Reichsgeſetz, betreſſend 
den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte 
behinderten Perſonen, vom 4. Auguſt 1914 (vgl. Güthe im JMBl. 
Nr. 41 vom 10. Oktober 1914) herangezogen worden, um die Anſicht 
zu rechtfertigen, daß, wenn Eheleute einen Mietvertrag über eine 
Wohnung gemeinſchaftlich geſchloſſen haben und der Ehemann als 
Kriegsteilnehmer ins Feld gezogen iſt, der Vermieter im Falle der 
Nichtzahlung der Miete von der Ehefrau allein die Räumung der 
Wohnung nicht verlangen könne. Dabei iſt darauf hingewieſen 
worden, daß die Ehefrau nach $ 1354 BGB. auf Grund ihres che 
lichen Verhältniſſes zum Weiterverbleiben in der Wohnung ber: 
pflichtet ſei, fo lange der Mann die Wohnung als Ehewohnung be 
ſtimmt habe, und daß dieſe auf ſozialer Grundlage ruhende Pflicht 
im Widerſtreit mit der aus 8 556 BGB. ſich ergebenden Vertrags 
pflicht als die „höherſtehende“ den Sieg davontragen müſſe. Indeſſen 
wird auch von Güthe anerkannt, daß die Ehefrau ſich auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 1354 BGB. nicht berufen könne, wenn feſtſtehe, daß 
auch ihr Mann zur Räumung vertraglich verpflichtet iſt; denn wenn 
das Recht des Mannes an der Wohnung tatſächlich erloſchen ſei, ſo 
hätte damit auch die von ihm gemäß § 1354 BGB. getroffene Be 
ſtimmung „ihre Wirkſamkeit verloren“ und die Feſtſtellung, daß der 
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Mann zur Räumung verpflichtet ſei, könne auch in dem Verfahren 
wischen dem Vermieter und ihr allein erfolgen. Mit dieſen zus 
treffenden Erwägungen ſteht das Urteil des LG. jedenfalls im Wider⸗ 
ſpruch. Denn nach den Klagebehauptungen, die als von der beklagten 
Ehefrau zugeftanden angeſehen find, war nicht bloß die Frau, ſondern 
auch der Nann zur Räumung des gepachteten Grundſtücks vertraglich 
verpfichtet. Es kann aber überhaupt nicht für richtig erachtet werden, 
in einen Falle, in welchem die Ehefrau als Mieterin oder Pächterin 
ar Jäumung vertraglich verpflichtet iſt, ihr dem Vermieter oder 
derrähter gegenüber das Recht zuzugeſtehen, ſich wegen des Weiter⸗ 
beweßnens des Grundſtücks auf ihre aus § 1354 BGB. ſich ergebenden 
Hihten zu berufen. Denn nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 
91354 20.2 BGB. iſt die Frau nicht verpflichtet, der Entſcheidung 
rs Nannes Folge zu leiſten, wenn ſich die Entſcheidung als Miß⸗ 
brauch feines ehemännlichen Rechts darſtellt. Ein Mißbrauch dieſes 
nachts wür es aber, wenn der Mann zum ferneren Aufenthalt für 
ſene grau eine Wohnung beſtimmen würde, die die Frau unter ſeiner 
Juftmnung gemietet und zu gegebener Zeit wieder zu räumen dem 
Sernicher verſprochen hat, und durch deren Weiterbenutzung fie fich 
alſo einer Vertragsverletzung dem Vermieter gegenüber ſchuldig 
naßen würde. Denn niemals kann es Nechtens fein, daß ein Ehe⸗ 
mann berechtigt wäre, von ſeiner Ehefrau eine Handlung zu verlangen, 
lie fie nur unter Vertragsbruch und noch dazu unter Verletzung eines 
mit feiner eigenen Zuſtimmung eingegangenen Vertrages begehen kann. 
don einem Widerſtreit von Pflichten der Ehefrau kann alfo in 
derartigen Fällen keine Rede ſein, da alsdann eine Pflicht dem Ehe⸗ 
ume gegenüber nicht beſteht, ſondern nur die Pflicht gegenüber 
dem Femieter. Deshalb iſt, wenn die Ehefrau nach dem Vertrage 
ur Numung verpflichtet iſt, der Vermieter berechtigt, auch ſie allein 
auf Näumung zu verklagen ohne Rückſicht auf die Räumungspflicht 
dei Ronned Wieweit dann das gegen ſie allein ergangene Urteil 
tolichbar iſt (gl. hierzu die Allgemeine Verfügung des preußiſchen 
Sufimiifterg vom 26. September 1914 — JMBl. S. 717), tft eine 
mit nicht zuſammenhängende Frage, die für den Erlaß des 

Wämungzutteils außer Betracht zu bleiben hat. 
Er aus der Unteilbarkeit der Räumungspflicht beider Ehegatten 
W rict, daß nicht jeder geſondert auf Räumung verklagt werden 
ee nach dem Rechte des 868. (anders das Preuß. NER.) 
belch mehreren Schuldner einer unteilbaren Leiſtung, als 
15 deusgabepflicht behandelt wird (vgl. Staudinger, BGB. 
A UL 5 420 Anm. 2), nicht gemeinſam belangt zu werden; ſie 
1 nac 5 431 BG. lediglich als Geſamtſchuldner, woraus 
A ſelg, daß die Rechtskraft des Urteils ſich auf den einzelnen 
5 Ein gemäß § 425 Abſ. 2 BGB. beſchränkt und daher auch 
aowendige Streitgenoſſenſchaft im Zivilprozeß zwiſchen ihnen 
15 (bat. Staudinger, a. a. O. 8 431 Anm. 1; Stein, 38 . 
0 1 62 Anm. II 1). Vorausſetzung des Räumungsanſpruchs 
8 beklagte Ehefrau iſt ſelbſtperſtändlich, daß fie der Klägerin 
1 bertraglich zur Räumung verpflichtet iſt. Hätte ihr Ehe⸗ 
er ae den Pachtvertrag mit der Klägerin geſchloſſen, ſo hätte 
bm z inſpruch gegen ſie eine beſondere Begründung er⸗ 
2 uf ihr Eigentum allein hätte ſich die Klägerin dann 
de een konnen, allerdings nicht, weil dies gegen den Sinn des 
Weiches vom 4. Auguft 1914 verſtoßen hätte (vgl. das von der 
alen zitierte Urteil des Amtsgerichts Hamburg, DIZ. 1914, 1308, 
a Fall betraf, in welchem die beklagte Ehefrau nicht mit⸗ 
8 9 hatte und die Klage gegen ſie daher nur auf das Eigentum 
5 an der Wohnung geſtützt war), ſondern aus dem 
85 well die Ehefrau in ſolchem Falle keinen ſelbſtändigen Beſitz 
151 1 hat, vielmehr die tatsächliche Gewalt über dieſelbe 
nt ihren Ehemann in deſſen Haushalt als Beſitzdienerin 
ige „ſo daß (gl. § 855 BGB.) nur der Ehemann als Be: 
t der Bohrung gilt und mit der vindikatoriſchen Klage aus 


Juriſtiſche Wocheunſchrift. 


59 


— — 


§ 985 BGB. auf Herausgabe belangt werden kann (vgl. Staudinger, 
BGB. § 985 Anm. II 2 b). 

Die Behauptung der Klägerin, daß infolge Nichtzahlung der 
Pacht die Bedingungen eingetreten ſind, unter denen die Beklagten 
nach 8 5 des Pachtvertrages die Räumung des Pachtlokals verſprochen 
haben, iſt von der beklagten Ehefrau auch in der Verufungsinſtanz 
nicht beſtritten worden. Die Klage gegen die beklagte Ehefrau erweiſt 
ſich alſo als begründet. Deshalb war, nachdem die Hauptſache durch 
freiwillige Räumung inzwiſchen ihre Erledigung gefunden hat, das 
angefochtene Urteil wie geſchehen abzuändern und der beklagten Ehefrau 
die Pflicht zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen (vgl. 
§ 91 3POD.), und zwar wegen ihrer geſamtſchuldneriſchen Haftung aller 
Koſten mit Ausnahme derjenigen, die durch das ausſchließlich ihren Che: 
mann betreffende Verfahren erwachſen ſind oder noch erwachſen werden. 

Nach § 708 Ziff. 7 ZPO. war das Urteil für vorläuſig voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären. 

(Berufungsurteil des OLG. Frankfurt vom 12. November 1914.) 

Mitgeteilt von 
Rechtsanwalt Geh. Juſtizrat Dr. B. Geiger, Frankfurt a. M. 


* * 
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Zwangsverſteigerungsverfahren. Verf chiedenheit zwiſchen 
Antrag auf Vertagung und Antrag auf Aufhebung des 
Verſteigerungstermins. 

Die Gläubigerin betreibt die Zwangsvollſtreckung des Grundbeſitzes 
ihres Schuldners. Termin zur Verſteigerung dieſes Grundbeſitzes 
war beſtimmt auf den 10. Oktober 1914. Am 19. September 1914 
beantragte die Gläubigerin unter Bezugnahme auf die allgemeine 
Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters vom 5. Auguſt 1914 — 
JMBl. S. 661 — eine Vertagung der Zwangsverſteigerung auf 
vorläufig drei Monate. Infolge dieſes Antrages ſtellte der Wer: 
ſteigerungsrichter durch Beſchluß vom 21. September 1914 das 
Zwangsverſteigerungsverfahren einſtweilen ein mit der Begründung, 
der Antrag der Gläubigerin auf „Vertagung“ ſtehe gemäß 8 30 
Abſ. 2 ZVG. dem Antrage auf einſtweilige Einſtellung des Ver— 
fahrens gleich und habe demnach gleichfalls die Einſtellung des Ver— 
fahrens zur Folge. Gegen dieſen Beſchluß legte die Gläubigerin 
mit Schriftſag vom 5. November 1914 Erinnerung ein, die jedoch 
durch Beſchluß vom 7. November 1914 zurückgewieſen wurde. Hier— 
gegen richtet ſich jetzt die hier vorliegende Beſchwerde, mit der die 
Gläubigerin beantragt, ihrem Antrage vom 5. November 1914 auf 
Aufhebung des Beſchluſſes vom 21. September 1914 und auf Ver⸗ 
tagung des Verſteigerungstermins vom 10. Oktober 1914 ab auf 
vorläufig drei Monate ſtattzugeben. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt gemäß § 95 3G. zuläſſig, da fie 
gegen einen Veſchluß gerichtet iſt, der die einſtweilige Einſtellung 
des Verſteigerungsverfahrens zum Gegenſtande hat. Sie iſt auch 
form⸗ und friſtgerecht eingelegt und auch begründet. 

Die Entſcheidung des Vorderrichters beruht hauptſächlich auf 
der Erwägung, daß der von der Gläubigerin geſtellte Vertagungs— 
antrag wie ein Antrag auf Aufhebung des Verſteigerungstermins 
im Sinne des § 30 Abſ. 2 3G. aufgefaßt und behandelt werden 
müſſe und deshalb notwendig die Einſtellung des Zwangsverſteigerungs— 
verfahrens zur Folge habe. Dieſe Erwägung iſt jedoch unzutreffend. 
Richtig iſt allerdings, daß auch ein Vertagungsantrag, wenn ihm 
ſtattgegeben wird, die Aufhebung des Verſteigerungstermins nach ſich 
zieht. Aber die Übereinſtimmung in dieſer Folgeerſcheinung würde 
es nur dann rechtfertigen beide Anträge gleichzubehandeln, wenn auch 
die übrigen Folgeerſcheinungen im weſentlichen gleich wären. Dies 
iſt aber nicht der Fall. Vielmehr beſteht zwiſchen den Folge— 
erſcheinungen der beiden Anträge inſofern ein weſentlicher Unter— 


ſchied, als beim Vertagungsantrag ſogleich wieder ein neuer Ver— 
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ſteigerungstermin beſtimmt und damit auch dem Verfahren Fortgang 
gegeben wird, während beim bloßen Antrage auf Aufhebung des 
Verſteigerungstermins ebenſo wie beim Antrage auf einſtweilige 
Einſtellung des Verfahrens die Anberaumung eines neuen Ber: 
ſteigerungstermins entſprechend dem Willen der Antragſteller zu 
unterbleiben hat, ſo daß der Fortgang des Verfahrens vorläufig in 
der Schwebe bleibt und das Verfahren erſt wieder auf einen neuen 
Antrag des Gläubigers hin in Lauf kommt. Dieſer Unterſchied iſt 
ſo weſentlich, daß er die gleichmäßige Behandlung der beiden Anträge 
nicht zuläßt. Der Vorderrichter hat alſo unrecht, wenn er auf den 
von der Gläubigerin geſtellten Vertagungsantrag die Beſtimmung 
des § 30 Abſ. 2 ZUG. anwendet und auf Grund dieſer Beftimmung 
die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens verfügt hat. Inſoweit 
muß der Beſchwerde alſo jedenfalls ſtattgegeben werden, ob ihr 
darüber hinaus auch inſoweit ſtattzugeben iſt, als in ihr der Ber: 
tagungsantrag wiederholt iſt, hängt zunächſt davon ab, ob man 
einen ſolchen Vertagungsantrag überhaupt oder doch wenigſtens unter 
den hier vorliegenden Verhältniſſen für zuläſſig erachtet. Dies kann 
zweifelhaft ſein, da das Zwangsverſteigerungsgeſetz den Beteiligten 
nur in einem beſtimmten hier nicht zutreffenden Fall (§ 85 a. a. O.) 
ein Recht auf Vertagung gewährt, im übrigen aber über eine Ver⸗ 
tagung des Verſteigerungstermins überhaupt nichts ſagt. Man 
könnte hieraus folgern, daß eine Vertagung des Verſteigerungs— 
termins überhaupt nur in dem beſonderen Falle des §S 85 3G. 
möglich wäre. In allen übrigen Fällen aber ausgeſchloſſen ſei. Wie 
jedoch bereits das RG. in ſeinem Urteile vom 27. Februar 1914 
(Warneyers Ergänzungsband S. 265) mit ausführlicher Begründung 
dargelegt hat, würde eine ſolche Folgerung den Intereſſen der an 
einem Zwangsverſteigerungsverfahren beteiligten nicht gerecht werden, 
und ſie iſt deshalb zu verwerfen. Allerdings darf man andererſeits 
auch nicht ſoweit gehen und nun eine Vertagung in allen Fällen 
für möglich und zuläſſig erachten, vielmehr wird man, wie auch das 
RG. dies in feinem Urteile vom 27. Februar 1914 getan hat, die 
Zuläſſigkeit eines ſolchen Antrages auf die Fälle beſchränken müſſen, 
in denen der Abhaltung und Durchführung des einmal anberaumten 
Verſteigerungstermins ſchwerwiegende Gründe entgegenſtehen. Zu 
den Fällen nun, in denen die Intereſſen aller Beteiligten eine Ver⸗ 
tagung des einmal anberaumten Verſteigerungstermins dringend 
verlangen, gehört aber auch der hier vorliegende Fall. Es handelt 
ſich um ein größeres und wertvolles Brauereiunternehmen und es 
iſt ohne weiteres klar, daß die Verſteigerung eines ſolchen Beſitzes 
in der jetzigen Kriegszeit aus Mangel an Intereſſenten einigermaßen 
normale Preiſe nicht wird bringen können. Sie muß deshalb nach 
Möglichkeit vermieden werden und dies läßt ſich am beſten dadurch 
erreichen, daß dem Vertagungsantrage der Gläubigerin ſtattgegeben wird. 
Der Vorderrichter war demnach in dem Sinne anzuweiſen. 
Selbſt konnte das Beſchwerdegericht den neuen Verſteigerungstermin 
nicht anberaumen, da ihm die Termindtage und die Geſchäftslage 
des Verſteigerungsgerichts unbekannt ſind. 
brücken vom 21. November 1914.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Umbeck, Meiſenheim (Glan). 


Eine Lücke in den Rriegsnotgeſezen. Dem Vorſtande 
des Deutſchen Anwaltvereins iſt die Frage vorgelegt: 

„Wie läßt es ſich vermeiden, daß bei einem Kriegsteilnehmer, 
der perſönlicher und Hypothekenſchuldner iſt, die länger als 
zwei Jahre im Rückſtande befindlichen Hypothekenzinſen den 
Rang mit der Hypothek verlieren?“ 

Ich glaube, daß nach Lage der gegenwärtigen Geſetzgebung der 
Rangverluſt da, wo es dem Gläubiger an einem Vollſtreckungstitel 
fehlt, ſich überhaupt nicht vermeiden läßt. Nach § 10 Ziff. 4 3G. 
verlieren die länger als zwei Jahre rückſtändigen Hypothekenzinſen 
der Realrechte ihren Vorrang. Das iſt eine abſolute Vorſchrift, die 


(Beſchluß des LG. Saar⸗ 


zugunſten aller übrigen Kealintereſſenten gilt. Tiefe zwei Jahre 
ſind keine Ausſchlußfriſt, deshalb paßt § 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
4. Auguſt 1914 nicht auf fie. Eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen den Ablauf der zweijährigen Friſt gibt es nicht. Die 
Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 über die Folgen der nicht 
rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung bezieht ſich nur auf die 
Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung für den Schuldner, wie die 
im Abſ. 1 angezogenen Beiſpiele ergeben, nicht auf die Rechtsverluſte, 
die für den Gläubiger eintreten und dinglich wirken. Hat der 
Gläubiger einen vollſtreckbaren Titel ſchon erlangt, ſo kann er die 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung beantragen, aber nur 
dieſe und nicht jene durchführen; fehlt ihm der Titel, ſo kann er eine 
zwangsweiſe Einziehung der Zinſen überhaupt nicht herbeiführen und 
einen weiteren Rangverluſt nicht verhüten. 

Meines Erachtens liegt eine Lücke in den Kriegsnotgeſetzen vor, die 
dringend der Abhilfe verlangt. Vielleicht äußern ſich die Herren Kollegen 
zu dieſer Frage. Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Mieteinigungsämter. Die Verordnung des Bundesrats 
vom 15. Dezember 1914 gewährt den Mieteinigungsämtern eine 
feſte Grundlage, indem die Landeszentralbehörde dieſe Amter mit 
dem Recht ausſtatten kann, die Parteien unter Androhung einer 
Ordnungsſtrafe vorzuladen, fie zur Auskunft über erhebliche Tat: 
ſachen anzuhalten und von ihnen eine Verſicherung an Eides 
Statt entgegenzunehmen. Nur wenn die Landeszentralbehörde den 
genannten Amtern dieſe Rechte verliehen hat, find fie Einigung®: 
ämter im Sinne der Verordnung des Bundesrats. 

Sie bezieht ſich auf kommunale oder gemeinnützige Anſtalten, 
die mit der Aufgabe betraut worden ſind, zwiſchen Mietern und 
Vermietern oder zwiſchen Hypothekenſchuldnern und Hypotheken⸗ 
gläubigern zum Zwecke eines billigen Ausgleichs der Intereſſen zu 
vermitteln. Nur kommunale oder gemeinnützige Anſtalten kommen 
in Frage. Die Gemeinnützigkeit wird dadurch nicht ausgeſchaltet, 
daß zur Deckung der in jedem einzelnen Fall etwa tatſächlich er: 
wachſenen Auslagen für jedes einzelne Verſahren in Höhe der 
etwaigen Auslagen von den Beteiligten ein Beitrag erhoben wird. 
Soweit er aber auch die allgemeinen Unkoſten des Amtes mit decken 
fol und dementſprechend bemeſſen iſt, wird von einer Gemein: 
nützigkeit nicht mehr geſprochen werden können. Deshalb können 
Einziehungsämter, ſoweit ſie einen Zuſchlag zu ihren im einzelnen 
Beitreibungsfall entſtandenen Koſten erheben, nie Einigungsämter 
auf Grund der Verordnung werden. 

Das Einigungsamt (EA.) muß mit der Aufgabe betraut ſein, 
einen billigen Ausgleich der Intereſſen zwiſchen Mietern uſw. zu 
vermitteln. Wer das Amt damit betraut hat, iſt gleichgultig. An 
ſich ſteht nichts im Wege, daß die Landeszentralbehörde ein von 
einer beſtimmten Intereſſentengruppe errichtetes Einigungsamt zum 
EA. erhebt, wenn es den andern Vorausſetzungen, der Gemeinnützigkeit 
und dem Ausgleich der Intereſſen der beteiligten Parteien genügt. 

Da das EA. den billigen Ausgleich der Intereſſen vermitteln 
ſoll, iſt es nicht berufen, auch Recht zu ſprechen und Urteile zu 
erlaſſen. Aus Vergleichen, die vor ihm geſchloſſen ſind, kann nicht 
vollſtreckt werden, da das EA. kein Gericht iſt. Auch die Landes 
zentralbehörden dürfen in dieſer Hinſicht durch Ausführungs— 
beſtimmungen nichts anderes beſtimmen. Sie können ein EA. auch 
nicht für diejenigen Perſonen und für diejenigen Streitigkeiten zum 
Gericht erheben, die fie einem Gemeindegericht nach GVG. 8 14 
Nr. 3 zuweiſen könnten. Die Beteiligten können jedoch freiwillig 
das EA. als Schiedsgericht wählen. Sie können aber nicht, auch 
nicht durch Ausführungsbeſtimmungen der Landeszentralbehörden, 
hierzu gezwungen werden. 

Das EA. kann Mieter, Vermieter, Hypothelenſchuldner und 
Hypothekengläubiger durch einmalige Ordnungsſtrafe bis zu einhundert 
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Nark zum Erſcheinen vor ihm zwingen. Das Nichtericheinen hat 
jedoch keine Sachfälligkeit zur Folge. In den Fällen, in denen vor 
einem ordentlichen Gericht auf Grund der Bekanntmachung über die 
gerichiliche Bewilligung von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914 
oder auf Grund der Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 über 
die Felgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung 
Mieter oder Hppothekenſchuldner Friſt haben oder die Folgen ihrer 
Saumnis abgewendet haben wollen, muß das ordentliche Gericht 
das EA. gutachtlich hören. Letzteres wird dann die Beteiligten 
verlaren, die bei Ordnungsſtrafe vor dem EA. erſcheinen müſſen. 
Erinit es leine Einigung, dann muß es die Akten unverzüglich mit 
kinem Gutachten dem ordentlichen Gericht vorlegen. Dieſes Gut: 
adten wird in den meiſten Fällen von Bedeutung fein, wenn es ſich 
auf Auskünfte oder Erklärungen der Parteien ſtützt, die an Eides 
Statt vor dem EN. abgegeben worden find. Es iſt berechtigt, von 
den Biterligten eideöftatiliche Verſicherungen über die Richtigkeit und 
Fellſtandigkeit ihrer Auskunft entgegenzunehmen; es iſt aber nicht 
kerechtigt, von den Beteiligten derartige Verſicherungen zu fordern. 
Ter Gerichtsſchreiber des ordentlichen Gerichtes hat nach § 4 11 YO. 
die Klage und die Ladung dem EA. unverzüglich mitzuteilen. Ob 
der beiklagte Mieter oder Hypothekenſchuldner Stundung verlangt 
eder die folgen der Säumnis abgewendet haben will, kann der 
Gerichtsſchreiber der Klage allerdings nicht anſehen Aber trotzdem 
rird er zweckmäßig jede Mietzins⸗ oder Hypothekenklage dem EA. 
ſoiort nach ibrem Einlauf in Abſchrift — Fertigung dieſer Abſchrift 
it nicht Sache des Anwalts — mitteilen, damit dieſes eine Einigung 
berucht, bevor der Termin vor dem ordentlichen Gericht ſtatt⸗ 
ſindet. Wenn dieſe nicht zuſtande kommt, hat das EA. die Akten 
nebſt feinem Gutachten ſofort dem ordentlichen Gerichte zu über: 
ſenden, damit dieſes gleich im erſten Termin entſcheiden kann. Das 
EA. bat inſofern etwas vor dem ordentlichen Gericht voraus, als 
es Mieter und Hypothekenſchuldner verpflichten kann, über die für 
die Bermittlung erheblichen, von dem EA. beſtimmt zu bezeichnenden 
Zatiaben Auskunft zu erteilen, andernfalls ſie einer Ordnungsſtrafe ver: 
ſallen und bei wiſſentlich falſcher Auskunft mit Geldſtrafe bis zu 1000. 
dera werden konnen. Von dem Gläubiger dagegen kann eine ſolche Aus— 
funit nicht verlangt werden, obwohl dieſe oft auch ſehr erheblich wäre. 
die naberen Beſtimmungen über die Ausführung der Verordnung 

den Landeszentralbehörden überlaſſen. Um Kolliſionen zu 
vermeiden, würde es fi empfehlen, für einen beſtimmten 
Leurt immer nur ein Amt zum EA. im Sinne der Verordnung zu 
erllaren. Auch werden die Landesbehörden für eine unparteriſche 
deiezung dieſer Amter zu ſorgen haben. Nachdem die Verordnung 
des dundesrats Anwälte vor dem EA. nicht ausſchließt, ſind auch 
ne Lordeszentralbehörden hierzu nicht berechtigt, da ein ſolcher 
Ausſtluß den Rahmen von Ausführungsbeſtimmungen überſchreiten 
wurdt. Auf das Verfahren vor dem EA. iſt die Reichsgebührenordnung 
Rechte znwalte entſprechend anzuwenden. Die Gebühren- und 
Srkrotlfabeit des Verfahrens vor dem EA. gilt nicht für die 
Anwalssttubren. Doch wird es nicht unzuläſſig ſein, wenn die 
La dtezennealdehörden einen beſonderen Gebührentarif für die Anwälte 
duſſtelen odtr ihre landesrechtlichen Gebühren für maßgebend erklären. 

Rechtsanwalt Dr. Weil, Ludwigshafen a. Rh. 


dar Verordnung des gundesrats über die gerichtliche 
Feilen son Zahlungs friſten vom 7. Auguft 1914. 
. unter dieſer Überſchrift auf S. 1044 f. der JW. von 1914 ans 
ae Entſcheidung des Sächſ. OLG. vom 22. Okrober 1914, nach 
1 wer Angehörigen feindlicher Staaten ein Zahlungsziel nicht ſoll 
wiligt werden können, dürfte nicht aufrecht zu erhalten ſein. 
| Da das erwähnte Urteil nur von feindlichen Ausländern 
brich, ſcemt es davon auszugehen, daß neutralen Ausländern die 
ae Stundung auf Antrag bewilligt werden darf. Schon dieſe 
ich kemerlei Hinweis im Geſetz ſelbſt begründete Unterſcheidung in der 
andlung der verſchiedenen Ausländer ſcheint mir unhaltbar zu fein. 
Br iſt unbeſtritten, daß der Zweck der Notgeſetze bzw. Ver⸗ 
ungen vom Auauſt d. J. kein politiſcher, ſondern vielmehr 
a tein wirtſchaftlicher fein ſollte und iſt, nämlich der der 
e Hintanhaltung bei Kriegsausbruch zu 3 
altlicher Schädigungen i l. 8 3 des Geſetzes vom 
4 ku 114 chädigungen im Inland, vgl. S 
m Hindlick auf dieſen geſetzgeberiſchen Zweck muß man aber 
m zu dem gegenteiligen Sefultat 5 das Sächſ. DUO. ge 
Auen, daß nämlich ſelbſt feindlichen Ausländern gegenuber dem 
ae das Erumdungsberilligungsrecht in gleicher Weiſe wie gegen: 
eic sangehörigen eingeräumt werden wollte. 
hunt u die Bekanntmachung vom 7. August 1914 foll, wie auch 
? Die anderen aus Anlaß des Krieges ergangenen Geſetze und 
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Verordnungen, in erſter Linie dahin gewirkt werden, daß im In⸗ 
land tätige Kaufleute und Induſtrielle trotz der Kriegszeit auf einer 
geſunden wirtſchaftlichen Baſis zum Nutzen des Volksganzen weiter⸗ 
arbeiten können und daß, ſoweit überhaupt möglich, ein Zuſammen⸗ 
bruch wirtſchaftlich ſchwacher Exiſtenien, der wiederum weitere 
Schädigungen im Gefolge hätte, vermieden wird. 

Dieſer Zweck kann aber nur dann in vollem Maße erreicht 
werden, wenn auch dem im Inland trotz Kriegsausbruchs weiterhin 
anſäſſig gebliebenen und friedlich ſeinem Erwerb nachgehenden feind⸗ 
lichen Ausländer die Wohltat der Stundungsbewilligung ſeitens des 
Gerichts zuteil werden kann, ohne die im konkreten Fall vielleicht 
ſein völliger finanzieller Ruin mit Sicherheit zu erwarten ſteht. 

Von dieſem Standpunkt aus betrachtet ſcheint mir auch die auf 
S. 1003 der JW. von 1914 von Landgerichtsrat Dr. Hirſch ver⸗ 
tretene Anſicht fehlzugehen, die jedesmal die Entſcheidung der Friſt⸗ 
bewilligung davon abhängig machen will, ob unſeren Landsleuten im 
feindlichen Auslande ein ausreichender Rechsſchutz gewährt wird, und 
die daher die Zurückweiſung derartiger Anträge in der Regel für 
angebracht hält. 

Daß der hier wie dort für maßgebend erklärte Grund ſatz der 
gerechten Vergeltung — ganz abgeſehen von der Bedenklichkeit 
ſeiner Verwertung durch den Kichter — bei Beantwortung unſerer 
Frage keine Rolle ſpielen darf, zeigen deutlich die Rechtsnormen der 
Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung von 
Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben. 

Durch ſie iſt den im Ausland wohnenden Perſonen die Geltend— 
machung vermögensrechtlicher Anſprüche vor inländiſchen Gerichten 
unterſagt, jedoch mit der wichtigen Ausnahme, daß dieſes Verbot 
nicht gilt für Anſprüche, die im Betrieb von im Inland unter» 
haltenen gewerblichen Niederlaſſungen entſtanden ſind, mag es ſich 
auch in letzterem Fall um feindliche Ausländer als Kläger handeln. 

Andererſeits trifft das Verbot unbeſtrittenermaßen auch den im 
Ausland wohnenden deutſchen Reichs angehörigen. 

Deutlicher kann vom Geſetz ſelbſt die ratio legis nicht zum Aus⸗ 
druck gebracht werden, die dahin geht, einerſeits den wirtſchaftlichen 
Verkehr im Inland unter allen Umſtänden nach Moglichkeit zu 
fördern und zwar zugunſten eines jeden Klägers (Recht der Klage⸗ 
erhebung auch für den feindlichen Ausländer), wie eines jeden Be: 
klagten (Recht auf Stundungsbewilligung im Falle der Notlage), 
andererſeits aber die wirtſchaftliche Erſtarkung des Auslands zu ver: 
hindern (Verbot der Klageerhebung und der damit u. U. verbundenen 
Ausführung von Vermögensobjekten ins Ausland, ſogar gegenüber 
Auslande deutſchen). 

Es muß daher nicht nur ein Recht des Gerichts zur Bewilligung 
von Zahlungsfriſten auch zugunſten ſeindlicher Ausländer als 
Beklagter in jedem Fall anerkannt, ſondern ſogar davon ausgegangen 
werden, daß nur ein möglichſt weitherziges Gebrauchmachen 
von dieſer Befugnis auch ſolchen Perſonen gegenüber dem Zwecke der 
Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 in Wirklichkeit entſpricht. 

Rechtsanwalt Dr. K. Jaritz, Heilbronn. 


Zahlungsfriſt und Bürgſchaft. Die Literatur über die 
Notgeſetze und deren Wirkung iſt außerordentlich reichhaltig, ins: 
beſondere auch über die Wirkung der Zahlungsfriſt nach dem Geſetz 
vom 7. Auguſt 1914. Kein Schriftſteller hat aber, ſoweit mir Menig: 
ſtens bekannt, die Frage erörtert, wie die einem Schuldner bewilligte 
Friſt auf die Verpflichtung anderer, die zur ſelben Leiſtung verpflichtet 
ſind, einwirkt. Auf den erſten Blick mag dies erklärlich erſcheinen, 
da jedermann ſagen wird, daß die Friſt, da ſie ſich auf die ureigenſten 
Verhältniſſe des betreffenden Schuldners gründet, nur eine, ich möchte 
faſt ſagen, höchſt perſönliche Rechtswohltat iſt, aus der Andere Rechte 
nicht herleiten können. Und doch hat ein Gericht in folgendem Falle 
die Klage gegen den ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen abgewieſen, weil 
dem Hauptſchuldner eine Friſt bewilligt worden war. Dem Haupt— 
ſchuldner, der den Gläubiger vor das Amtsgericht geladen hatte, 
wurde eine Friſt bewilligt. Der dann in Anſpruch genommene ſelbſt— 
ſchuldneriſche Bürge machte gemäß § 767 BGB. geltend, daß durch 
die Friſt der Beſtand der Hauptverbindlichkeit geändert ſei; übrigens 
bringe er auch gemäß § 768 BGB. die Einrede der Stundung und 
Nichtfälligkeit. Das Gericht gab dem Klageabweiſungsantrag ſtatt. 
Der Bürge iſt im höchſten Grade zablungsfähig, für ihn liegen die 
Vorausſetzungen des Notgeſetzes nicht vor. Die Entſcheidung geht 
von falſchen Vorausſetzungen über das Weſen der Zahlungsfriſt aus. 

Zweifellos grundlegend für die Entſcheidung, ob der Bürge aus 
der Vewilligung der Zahlungsfriſt für den Hauptſchuldner Rechte 
herleiten kann, iſt die juriſtiſche Natur der Zahlungsfriſt. 

Die Zahlungsfriſt iſt, entgegen der von Güthe vertretenen An 
ſchauung, ohne jede materielle Rechtswirkung, ſie iſt keine Einrede 


——— 


62 Juriſtiſche Wochenschrift. 


ſondern lediglich eine nach urteilsmäßiger Feſtſtellung des Anſpruches 
dem Schuldner vor Beginn der Vollſtreckung oder in der Vollſtreckung 
wegen beſonderer bei ihm vorliegender Verhältniſſe gewährte Ver⸗ 
günſtigung; fie ſchiebt entweder den Beginn der Vollſtreckung hinaus 
oder hemmt dieſelbe. 

Den Anſpruch an ſich läßt die Friſt vollkommen unberührt. 
Sie ſchiebt insbeſondere auch die Fälligkeit nicht hinaus. Dies geht 
ſchon daraus hervor, daß zunächſt, ehe überhaupt über die Friſt ein 
Ausſpruch ergehen kann, das Anerkenntnisurteil verkündet werden 
muß, das beſtätigt, daß der Schuldner zu zahlen hat, und zwar an 
ſich ſofort genau in der Weiſe, wie der Antrag des Gläubigers 
lautete. Erſt wenn durch den Richterſpruch feſtgelegt iſt, daß die 
Forderung in ihrem vollen Umfange unverändert beſteht, gewährt der 
Richter außerhalb des Rahmens ſeiner rechtsfindenden Tätigkeit kraft 
eines ihm durch die Notgeſetze beſonders übertragenen Amtes dem 
Schuldner unter Umſtänden eine Friſt. Daß hierdurch die Forderung 
an ſich nicht geändert wird, daß insbeſondere auch die Fälligkeit 
nicht hinausgeſchoben wird, geht aus dem allgemein üblichen Urteils— 
tenor hervor. Wenn z. B. der Schuldner Friſt bis 20. Februar 1915 
beantragt und der Richter dem Antrag ſtattgibt, ſo lautet die Faſſung 
nicht: Der Schuldner hat am 20. Februar 1917. zu zahlen, 
ſondern: Der Schuldner. .. hat zu zahlen. Es wird ihm eine 
Zahlungsfriſt bis 20. Februar 1915 bewilligt. Die Feſtſtellung, daß 
der Schuldner an ſich ſofort zu zahlen hat, wäre unverſtändlich, 
wenn durch die Friſt eine Stundung herbeigeführt würde. Würde 
eine Stundung vorliegen, ſo müßte der Schuldner ſtatt des Antrages 
gemäß $ 3 des Geſetzes vom 7. Auguſt 1914 den Weg der Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach S 767 3PO. beſchreiten (vgl. OLG. 13, 189; 18, 408). 

Eine Begleiterſcheinung der Tatſache, daß an der Forderung an ſich 
nichts geändert wird, iſt der Umſtand, daß die Zinſen weiter bezahlt 
werden müſſen, daß der Schuldner auch in die Koſten verurteilt wird. 

Aus den vorhergehenden Ausführungen folgt alſo, daß der Be— 
ſtand der Verbindlichkeit nicht geändert wird, das notwendigerweiſe 
vor Bewilligung der Zahlungsfriſt ergehende Urteil ſtellt ja gerade 
den Beſtand der Forderung im beantragten Umfang feſt. Unter 
Beſtand der Verbindlichkeit iſt nicht etwa der geſamte Inhalt der 
Hauptverbindlichkeit mit allen Modalitäten zu verſtehen, ſondern nur 
die Rechtsbeſtändigkeit und der umfängliche Gegenſtand (Staudinger, 
$ 767, lc; Ortmann zu § 767). Mit dem Vorbringen nach § 767 
BGB. iſt es ſonach nichts. 

Der in Anſpruch genommene Bürge kann auch nicht im Wege 
des S 768 BGB. die Einrede bringen, daß dem Hauptſchuldner eine 
Friſt bewilligt ſei. 

Abgeſehen davon, daß Einrede im Sinne des IS 768 BGB. nur 
als materielle Einrede im engeren Sinne aufzufaſſen iſt (Ortmann, 
§ 768 BGB.; Staudinger, § 767, La), handelt es ſich im vorliegenden 
Falle nicht um eine Einrede, die dem Hauptſchuldner zuſteht. Denn 
der Hauptſchuldner iſt in keiner Lage des etwa gegen ihn angeſtrengten 
Prozeſſes imſtande, die Bewilligung der Friſt einredweiſe geltend zu 
machen; er iſt lediglich beſugt, ohne Geltendmachung eines Gegen— 
rechtes, um die Friſt zu bitten, deren Bewilligung alsdann im Er— 
meſſen des Gerichtes liegt. Einen Anſpruch hierauf hat er nicht. 
Dies beweiſt auch wiederum der Umſtand, daß bei der Geltend— 
machung erſt in der Vollſtreckung keine Klage nach S 767 ZPO. 
möglich iſt, ſondern nur ein Antrag beim Gericht gegeben iſt. 

Sonach kann der Bürge die Leiſtung nicht etwa verweigern, 
weil dem Hauptſchuldner eine Friſt bewilligt iſt. Er würde hiermit 
einen Einwand ex jure tertii bringen; dieſe ſind ihm aber nur 
inſoweit erlaubt, als ſie das Geſetz ausdrücklich für ihn zuläßt. 

Die Richtigkeit vorſtehender Ausführungen beweiſen folgende 
Beiſpiele: 

1. Der Hauptſchuldner wird nicht verklagt, es iſt ihm auch 
keine Zahlungsfriſt im Wege des § 2 des Notgeſetzes bewilligt. Hier 
kann man natürlich unmöglich behaupten, daß der Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit geändert iſt. Wäre eine Einrede nach § 768 
BGB. gegeben, fo könnte der Vürge Klageabweiſung beantragen, 
weil dem Hauptſchuldner eine Friſt bewilligt werden müßte. Dieſer 
Erfolg widerſpricht völlig dem Zweck des Geſetzes und kann nicht 
eintreten, da keine dem Hauptſchuldner zuſtehende Einrede vorliegt. 

2. Hauptſchuldner und Bürge werden gemeinſchaftlich verklagt, 
der Hauptſchuldner bittet nicht um Friſt, ja, er verzichtet ausdrücklich 
darauf. Der Bürge könnte alſo nach der abwegigen Anſicht wegen 
der Verhältniſſe des Schuldners Klageabweiſung erzielen, während 
gleichzeitig dieſer verurteilt wird. 

3. Im Fall 2 bittet der Hauptſchuldner um Friſt, dieſe wird 
bewilligt. Es müßte ſonach im ſelben Atemzug gegen den Haupt— 
ſchuldner Urteil ergeben, gegen den Bürgen müßte aber die Klage 
abgewieſen werden. 

+. Beide werden verklagt, gegen beide ergeht Urteil. Dem 
Schuldner wird in der Vollſtreckung eine Friſt bewilligt. Während 
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der Schuldner mik ſeinem Antrag nur eine Hemmung der Voll⸗ 
ſtreckung erreichen kann, müßte dem Bürgen die Klage nach § 767 
ZRO. zuſtehen. Dies iſt aber nicht der Fall. Gegen den Bürgen 
würde dann auch die Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung ausgeſprochen 
werden müſſen, während dieſe gegen den Hauptſchuldner nur ge⸗ 
hemmt iſt. 

Wir würden alſo, wenn die gegneriſche Anſicht richtig wäre, die 
überaus merkwürdige Tatſache haben, daß dasſelbe Vorbringen 
durchaus verſchiedene Rechtswirkungen hervorbringt, je nach der 
Zeit, in der es geltend gemacht wird. Nicht das Geſetz, nicht der 
Zweck des Geſetzes, ſondern der blinde Zufall würde dem Urteil und 
dem Richterſpruch zur Grundlage dienen; klagt der Gläubiger zunächſt 
den Hauptſchuldner ein, ſo müßte die Klage gegen den Bürgen ab⸗ 
gewieſen werden; klagt er zunächſt den ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen 


ein, ſo müßte der Klage ſtattgegeben werden, immer vorausgeſetzt, 


daß dem Hauptſchuldner eine Friſt gewährt wird 

Der Bürge kann ſich ſonach ſeinerſeits auf eine Zahlungsfriſt 
nur berufen, wenn auch für ihn die Vorausſetzungen des Geſetzes 
vom 7. Auguſt 1914 vorliegen; er kann auch dieſes Vorbringen nur 
auf die in dieſem Geſetz feſtgelegte Weiſe geltend machen, aus der 
dem Hauptſchuldner bewilligten Friſt kann er keine Rechte herleiten. 
Ein gegenteiliges Reſultat würde auch dem Willen des Geſetzes wider: 
ſprechen; denn dieſes will nur für den Ausnahmebeſtimmungen treffen, 
bei dem die Vorausſetzungen vorliegen. Im andern Falle würden 
wir zu dem Ergebnis gelangen, daß eine Millionenfirma eine fällige 
Forderung nicht bezahlen muß, weil der Hauptſchuldner ein armer 
Teufel iſt. Damit würde ſich der Bürge gerade eine Tatſache 
(ſchlechte Vermögenslage des Hauptſchuldners) zunutze machen, gegen 
die nach Abſicht der Vertragsteile die Bürgſchaft Schutz gewähren 
ſollte (vgl. Staudinger, § 768, 2). 

Die andere Anſicht würde, obwohl fie behauptet, daß der jelbft: 
ſchuldneriſche Bürge wegen der akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft 
geradeſo geſtellt ſein muß wie der Hauptſchuldner, jenen beſſer ſtellen: 
gegen ihn müßte die Klage abgewieſen werden, gegen den Bürgen 
müßte Urteil ergehen. 

Das OLG. Nürnberg hat inzwiſchen zur rechtlichen Natur der 
Zahlungsfriſt ebenfalls Stellung genommen; es hat verneint, daß für 
die Verhandlung über Bewilligung der Friſt beſondere Gebühren an⸗ 
wachſen, da es keine Verhandlung über materielle Punkte ſei, die 
Frift vielmehr ihre Bedeutung lediglch in der Vollſtreckung äußere. 
Gleicher Anſicht iſt das OLG. Cöln. 

Rechtsanwalt Dr. Ortweiler, Nürnberg. 


Die Ausſtellung von Prolongationswechſeln während 
des Befichens einer Geſchäftsauffſicht. In Nr. 547 des 
Berliner Tageblatts (Handelszeitung) wird von Herrn Kollegen 
Weinberg, Berlin, die Anſicht vertreten, daß durch die Ausſtellung 
von Prolongationswechſeln Verbindlichkeiten im Sinne des § 9 Ziff. 1 
der Bundesratsverordnung vom 8. Auguſt 1914 begründet würden, 
wenn auch nicht für den erſten Erwerber, auf deſſen Anſuchen der 
vor Einleitung der Geſchäftsaufſicht begebene Wechſel prolongiert 
wird (unter der Vereinbarung weiterer Prolongation), ſo doch auf 
Grund gutgläubigen Erwerbs dritter Perſonen, denen die aus dem 
Wechſel nicht erſichtliche Vereinbarung künftiger Prolongation nicht 
entgegengehalten werden könne. Dieſe Anſicht, welche praktiſch zu 
dem Reſultat der Unzuläſſigkeit der Ausſtellung von Prolongations⸗ 
wechſeln während der Dauer einer Geſchäftsaufſicht führen würde, 
vermag aus folgenden Erwägungen nicht gebilligt zu werden. 

Die Rechtshandlung des Schuldners, welche mit Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon erfolgt, das iſt die Ausſtellung eines Prolon⸗ 
gationswechſels, begründet nicht die Wechſelverbindlichkeit, ſondern 
ändert lediglich bezüglich der bereits vor Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht vorhandenen Wechſelverbindlichkeit den Fälligkeitstermin. Daß 
dieſe Anderung des Fälligkeitstermins in der beſonderen Form der 
Ausſtellung eines neuen Wechſels erfolgt, ändert nichts an dem 
materiellen Rechtsverhältnis, denn durch die Ausſtellung des Prolon⸗ 
gationswechſels wird an der materiellen Identität der Wechſelſchuld 
nichts geändert, ſondern lediglich eine Hinausſchiebung der Fälligkeit 
herbeigeführt. (RGZ. 77, 52/53.) 

Die Gutgläubigkeit vermag beim Wechſelerwerb in dieſem Falle 
eine Rolle nicht zu ſpielen. Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
bzw. die mangelnde Zuſtimmung der Auſſichtsperſon ſchließen kraft 
der Bundesratsverordnung die Zuläſſigkeit einer Zwangsvollſtreckung 
auf die Dauer der Geſchäftsaufſicht aus, ohne daß die Kenninis des 
Gläubigers hierbei überhaupt in Betracht kommt. Der gute Glaube 
des Wechſelerwerbers vermag die fehlende Zuſtimmung der Aufſichts 
perſon ſo wenig zu erſetzen, wie z. B. die mangelnde Volljäbrigkeit 
eines Wechſelzeichners. Es ſind auch auf Grund der Möglichkeit 
des Wechſelprozeſſes keine Gefahren für die unter Geſchäftsaufſicht 
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ſtehende Firma zu beſorgen, denn die Vollſtreckung kann während der 
Dauer der Geſchäftsaufſicht nur erfolgen, wenn ſie im Urteil für 
zuläſſig erklärt iſt. Wird der Einwand gebracht, daß die Bu: 
fimmung der Aufſichtsperſon ſich lediglich auf die Ausſtellung eines 
Prolongationswechſels erſtreckte, daß alſo eine Wechſelverbindlichkeit 
im Sinne des 8 9 Ziff. 1 der Bundesratsverordnung nicht eingegangen 
wurde, ſo ſtellt ſich dies als ein Beſtreiten weſentlichen Klags⸗ 
vorbringend dar, d. h. die Beweispflicht trifft Kläger, nicht die unter 
Beiharäaufficht ſtehende Firma, fo daß durch den Eid des Firmen⸗ 
inhabers im Wechſelprozeß oder allenfalls im Nachverfahren durch 
das Jeugnis der Aufſichtsperſon die Negative dieſes Beweisthemas 
und hiermit die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus dem 
Fwlengationswechſel auf die Dauer der Geſchäftsaufſicht feſtgeſtellt 
werden kann. Regelmäßig wird ſich auch durch Vorlage von 
Korreſpondenz feſtſtellen laffen, daß es ſich um einen Prolongations⸗ 
wechſel, nich um das Eingehen einer neuen Wechſelverpflichtung handelt. 

Hiernach iſt die im Intereſſe des Wirtſchaftslebens wünſchens⸗ 
werte Ausſtellung von Prolongationswechſeln während der Geſchäfts⸗ 
aufſicht als unbedenklich zu erklären, ohne daß es der von Herrn 
Kclegen Weinberg für nötig erachteten Anderung bzw. Ergänzung 
der angeführten Bundes ratsverordnung bedarf. 

Rechtsanwalt Dr. Kitzinger II, München. 


— 


dur Perjährung von Forderungen im Ausland 
wehnender Glänbiger. Eine Erwiderung auf die Ausführungen 
Höchſters in JW. 1914, 1096 links. Höchſter ſpricht ſich nicht über die 
frage aus, ob die Verjährung auch dann nicht laufe, wenn die 
Aöalichkeit beſteht, im Ausland zu klagen. Bekanntlich haben die 
auslandiſchen Moratoriumsvorſchriften viele Ausnahmen zugelaſſen. 
Rehmen wir an, der Gläubiger hätte auch im Ausland einen Gerichts⸗ 
ſand und dort ſtünde der Geltendmachung der Forderung kein Dora: 
tenum entgegen, kann man dann annehmen, die Forderung ſei ge: 
rundet’ So weit wird H. wohl nicht gehen. Dann muß er alfo 
im Einzelfalle bei Geltendmachung der Verjährung den Nachweis 
Stangen, daß es nicht möglich war, die Forderung im Ausland 
enzullagen. Nun iſt es aber unter Umſtänden ſogar möglich, fie 
im Irland einzuklagen, wenn nämlich der Reichskanzler eine Aus— 
name zuläßt, § 1 Abſ. 1 Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914. 
Aus der Gläubiger, um Verjährung einzuwenden, den Reichskanzler 
vergeblich angegangen haben? Kann ihm der Schuldner entgegen: 
baiten, er habe feinen Antrag in ungeeigneter Weiſe begründet? 
Suft die Verjährung auch dann nicht, wenn der Gläubiger durch 
Jvrücbebaltung oder Erklärung der Aufrechnung ſich Befriedigung 
erschaffen konnte? 

bochſter verkennt, daß eine Stundung etwas anderes iſt, als 
bos gegenüber den Ausländern angeordnet wurde. Der Bundesrat 
kürt a ebenſogut, wie dies z. B. Portugal tat, eine Stundung 
damit der Forderungen im Ausland Wohnender ausſprechen 
em Trotz dieſer Stundung, die die Verjährung gehemmt hätte, 
wien Anu (SS 257 — 259 ZBO.) zuläſſig geweſen. Jetzt find 
ur Klagen ausgeſchloſſen, abgeieben von Ausnahmen. Das bedeutet 
leine Flundung. Abgeſehen davon ſetzen die meiſten Richter trotz 
der delanntmachung Termine an, ſo daß die Verjährung unterbrochen 
‚en kann, nur die Verhandlung wird abgelehnt. Endlich darf 
1 uberichen werden, daß der — immer abgeſehen von ber Aus: 
neeme einttetende — Nachteil der Verjährung nicht größer iſt als 
ei, der den im Auslande wohnenden an der Erhebung ber 
dam nach §§ 771, 805 und dem Widerſpruch gegen einen Ver⸗ 
urosolan verhinderten Gläubiger trifft. Nach einer glücklicher⸗ 
net ven Or. Hamburg nicht gebilligten Anſicht ſoll er ja nicht 
Anmal vollſtrecken dürfen. Gegen dieſe Nachteile gibt es keinen 
Son, gegen die drohende Verjährung kann immer noch unter Um: 
zonen die Erhebung der Klage ſelbſt bei einem unzuſtändigen aus— 
lindiſchen Gericht helfen. ö 

Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Frinbeſtimmung aus 8 356 390. bei Ariegsteil- 
sahme von Jengen. In einem Vaterſchaftsprozeß hatte der Be⸗ 
tagte als Einwandszeugen eine „beim Militär“ befindliche Perſon, 
Inen nähere Adreſſe zurzeit nicht beigebracht werden könne“, benannt. 
8, „Gericht beſchloß, dem Beklagten gemäß § 356 ZPO. eine „mit 
genolsong des gegenwärtigen Krieges beginnende Friſt von drei 
Venn en. zur Beibringung der Adreſſe des Zeugen zu ſeten. 

Eos ſeht es gebilligt werden kann dem Beklagten, wenn irgend 
d dt das Beweismittel trotz des Krieges zu erhalten, ſo muß 
„un die Friſtheſtimmung, wie fie das Gericht hier vorgenommen hat, 
kenſtandet werden. Es iſt noch ungewiß, auf welchen Zeitpunkt das 
Nur den Beginn der Friſt maßgebende Ereignis („Kriegsbeendigung ) 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


63 


— 


fallen wird (dies certus an, incertus quando). Der mit der Friſt⸗ 
beſtimmung aus 8 356 30. verfolgte Zweck eine unverhältnis⸗ 
mäßige Verzögerung des Prozeſſes hintanzuhalten, kann aber durch 
Setzung einer Friſt mit ungewiſſem Anfangsdatum erſichtlich nicht 
erreicht werden. Dem Sinne des Geſetzes entſpricht nur eine Friſt 
mit beſtimmtem Anfangsdatum. Dem Intereſſe des „Beklagten 
kann, wenn bei Ablauf der Friſt die Beendigung des Krieges noch 
nicht eingetreten iſt, gemäß § 224 II ZPO. durch entſprechende Ver⸗ 
längerung der Friſt in genügendem Maße Rechnung getragen werden. 


Rechtsanwalt Dr. Heinrich Schloß, Nürnberg. 


m — 


Nochmals Ariegsjuſtiz. Gegen die fortdauernde Streitfucht, 
gegen die Zeit⸗ und Geldverſchwendung unſeres Zivilprozeſſes in dieſen 
ſchweren Zeiten hatte ich in DIZ. S. 1143 die Stimme erhoben. 
In Nr. 19 JW. tritt Rechtsanwalt Glaſer allen von mir gemachten 
Beſſerungsvorſchlägen ſchroff entgegen, ohne allerdings ihren Inhalt 
erſchöpfend wiederzugeben. Zum Schluſſe teilt er aber den Wunſch 
nach möglichſter Abnahme der Prozeſſe: in dieſen großen Zeiten, 
ſchreibt er, ſollte niemand Sinn haben für die kleinen Zwiſtigkeiten; 
über dem Gewaltigen, das uns eint, ſollte das Kleinliche, das uns 
trennt, vergeſſen ſein! N 

Ja, wenn nur mit ſchönen Worten und mit ſanften Winken bei 
unſerem Durchſchnittspublikum etwas zu erzielen wäre! Die Er⸗ 
fahrung der Gerichtsſäle lehrt, daß im alten Stile weiter geſtritten 
und remediert wird. Es bedarf eben wirkſamerer Anregung und 
konkreter Maßnahmen, um Auswüchſe zu beſchneiden und Geld und 
Kraft dem Gemeinwohle zu erhalten. Unter meinen Kriegsvorſchlägen 
darf auch die — von Rechtsanwalt Glaſer mit Entſetzen vernommene 
I Beſchränkung der Beweismittel und der Ruf nach „bündigen“, d. h. 
kurzen, das Weſen der Sache treffenden, das Nebenſächliche über⸗ 
gehenden Urteilen nicht ſchrecken. Es iſt doch offenes Geheimnis, daß 
ein großer Teil unſerer Anwälte und Richter zu breit und bedenklich 
iſt, und daß ihre Schriftſtücke den Erforderniſſen eines gefunden, un: 
mittelbaren Prozeſſes oſt nicht entſprechen. Wie ſoll durch eine maß⸗ 
volle Verminderung der Beweiserhebung bei Kleinigkeiten oder bei ins 
Endloſe getriebenen Einwendungen die Gerechtigkeit leiden? Übrigens 
gibt es bekanntlich keine „materielle Wahrheit“ im Zivilverfahren, wo 
der Parteieid und das formale Geſtändnis gilt. Unrichtig iſt auch 
die Meinung Rechtsanwalt Glaſers, daß ſich die Pflicht des Richters 
in der Ermittlung des Sachverhalts und der Urteilsfälluna erſchöpfe. 
Er hat doch ſchon in Friedenszeiten zum Ausgleich der Parteien zu 
wirken und vermöge der Prozeßleitung den Auswüchſen der Streitſucht 
entgegenzutreten. Er hat meines Erachtens allenthalben, wie die guten 
Sitten, ſo auch das wirtſchaftliche Intereſſe des Staates zu wahren, 
der jetzt kein Geld für Streithähne und unklare Köpfe übrig hat. 

Wer noch andere, noch beſſere Mittel zur Erſparung von Zeit, 
Kraft und Geld weiß, der nenne ſie! Wenn unſer Vaterland und 
ſeine Geſetzgeber nicht unter dem Drucke der jetzigen Not zu einer 
gedeihlichen Geſtaltung des Zivil und Strafverfahrens gelangen, fo 
werden wir wohl nie dahin kommen. Iſt es übrigens denkbar, daß 
die Zehntauſende von Prozeſſen gegen Kriegsteilnehmer, die jetzt 
ruhen, nach dem Friedensſchluſſe mit der bisherigen Umſtändlichkeit 
zu Ende geführt werden? Und werden die Tauſende unſerer Standes⸗ 
genoſſen, die ein Jahr oder — was Gott verhüte — noch länger 
aus ihrer forenſiſchen Tätigkeit herausgeriſſen wurden, überhaupt 
geiſtig und gemütlich noch fähig ſein, ſich in den kleinlichen Kram 
des Prozeſſes wieder einzuleben? Drängt nicht auch die Rückſicht auf 
dieſe Schwierigkeiten ſchon jetzt den Richter⸗ wie den Anwaltſtand zu 
einer praktiſchen, dem Wohle und dem Empfinden des Volkes beſſer 
entſprechenden Streitführung? 

Landgerichtsdirektor Pr. Hucho, Bautzen. 


Zu dem Thema Krieg und Angeſtelltenverſicherung hat 
das Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für An— 
geſtellte unter dem 12. November 1914 an den Kriegsausſchuß der 
deutſchen Induſtrie zu Berlin nachſtehendes Schreiben gerichtet: 

„Maßgebend für die Entſcheidung der Frage, ob und inwieweit 
die den Kriegsteilnehmern oder ihren Angehörigen gezahlten Bezüge 
eine Beitragspflicht zur Angeſtelltenverſicherung begründen, iſt die 
Tatſache, ob das Angeſtelltenverhältnis aus Anlaß der Ein— 
berufung des Verſicherten zu den Fahnen aufgelöſt wird 
oder nicht. Zur Löſung des Dienſtverhältniſſes iſt in recht— 
licher Hinſicht, abgeſehen von ſeiner ſofortigen Aufhebung 
durch Vereinbarung der Beteiligten, eine förmliche Kün⸗ 
digung erforderlich (§ 620 Abſ. 2, 88 621 bis 623, 5 6?6 BGB.; 
§ 66, 5 70 Abſ. 1, SS 71 und 72 HGB.). Die tatſächliche Beendigung 
der Dienſtleiſtung infolge der Einberufung des Verſicherten zieht 
weder nach allgemeinen Grundſätzen des Schuldrechts noch aus dem 
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beſonderen Geſichtspunkte der Unmöglichkeit der Leiſtung (8 275 
Abi. 1, 2, 8 323 BGB.) die Auflöſung des Dienſtwerhältniſſes als 
ſolches nach ſich. 

Wenn und ſolange die Auflöſung nicht erfolgt iſt, 
beſteht das Dienſtverhältnis als ſolches fort, d. h. der 
Arbeitgeber iſt zur Weiterzahlung des Gehalts verpflichtet, 
der Verſicherte muß dem Arbeitgeber ſeine Dienſte zur Verfügung 
halten. Der Umſtand, daß die Verfügungsmacht des Arbeitgebers 
über die Arbeitskraft des Verſicherten tatſächlich zeitweilig ruht, alſo 
eine eigentliche verſicherungspflichtige Arbeitsleiſtung nicht ſtattfindet, 
iſt nach allgemein anerkannten Rechtsgrundſätzen auf dem Gebiete 
der Invalidenverſicherung, denen für den Bereich der Angeſtellten⸗ 
verſicherung deizutreten iſt, unerheblich. Von der Gewährung einer 
„freiwilligen Unterſtützung“ kann in dieſem Falle alſo 
keine Rede fein, der Verſicherte hat vielmehr einen An: 
ſpruch auf Zahlung des Gehalts. Ob das Gehalt dem 
Verſicherten oder ſeinen Angehörigen gezahlt wird, bildet 
für die Beitragspflicht keinen Unterſchied. Wenn eine Ver⸗ 
einbarung über die Zahlung an die Angehörigen zwiſchen den Be⸗ 
teiligten getroffen wird, welche nach dem Urteil des RG. vom 
29. November 1912 (RGZ. 81, 41) zuläſſig iſt, ſo ſtellt ſich die 
Rechtslage völlig zweifelsfrei hin. Im übrigen wird man hierbei 
unter entſprechender Anwendung des 8 161 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
eine auf ſtillſchweigender Ermächtigung des Verſicherten beruhende 
Vertretungsbefugnis der Angehörigen zur Empfangnahme des Gehalts 
annehmen und vorausſetzen müſſen. Aus der Natur des Dienſt⸗ 
vertrages und der Beſtimmung des § 611 BGB. im beſonderen 
kann jedenfalls nicht die Unzuläſſigkeit einer derartigen Vertretung 
gefolgert werden. Die Vorſchrift des 8 613 Satz 2 BGB., wonach 
nur der Anſpruch auf die Dienſte nicht übertragbar iſt, gewährleiſtet 
vielmehr ihre Zuläſſigkeit. 

Gegenüber den in ſozialer Hinſicht erhobenen Bedenken möchten 
wir folgendes bemerken. Richtig iſt, daß die Verſicherten ein Intereſſe 
daran haben, daß in den erſten 120 Beitragsmonaten möalichſt hohe 
Beiträge geleiſtet werden. Ob aber der Erwirkung möglichſt hoher 
Beiträge gegenüber der Abkürzung der Wartezeit der Vorzug zu geben 
iſt, erſcheint uns zweifelhaft. Unſeres Erachtens iſt die Abkürzung 
der Wartezeit für die Kriegsteilnehmer von der größten Bedeutung. 
Denn es kann nicht beſtritten werden, daß die Anſtrengungen, Ent⸗ 
behrungen und Witterungseinflüſſe auf die Geſundheitsverhältniſſe 
der Kriegsteilnehmer recht nachteilig einwirken und in recht vielen 
Fällen frühzeitig Berufsunfähigeit oder Tod herbeiführen werden. 
Daß die Zuwendungen des Arbeitgebers nicht in voller Höhe, ſondern 
um die ja noch nicht 4 Prozent des Gehalts betragenden Beiträge 
verkürzt in die Hände der Angehörigen des Verſicherten gelangen, 
dürfte ohne entſcheidende Bedeutung ſein. Ebenſo möchten wir die 
Gefahr, es könnten ſich Geſchäftsherren, welche an ſich aus ſozialen, 
patriotiſchen und ethiſchen Gründen zur Gehaltszahlung ohne Auf⸗ 
löſung des Dienftverhälinifjed bereit fein würden, lediglich wegen der 
Beitragsleiſtung von dieſer Gehaltsweiterzahlung abſchrecken laſſen, 
nicht allzu hoch einſchätzen 

Schließlich geftatten wir uns hervorzuheben, daß über die ſtreitige 
Frage erforderlichenfalls im Streiiverfahren gemäß § 210 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte durch den Rentenausſchuß der 
Angeſtelltenverſicherung zu entſcheiden ſein wird.“ 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt van Erckelens, Cöln. 


„Mobile Ken Zu dem unter dieſer Uberſchrift auf 
S. 1071 f. veröffentlichten Auflage des Herrn Rechtsanwalt Detiinger 
in Nürnberg erſucht Herr Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf in München, 
mitzuteilen, daß er ſeine dort bekämpfte Auſicht über den Begriff 
„mobil“ richtiggeſtellt habe, bevor ihm Nr. 21 der JW. zu Geſicht 
gekommen fei, und verweiſt auf ſeine Ausführungen in Nr. 285 der 
Bayeriſchen Staatszeitung vom 4. Dezember 1914. 


Ortlicher Anwaltverein. 


In der Dezemberverſammlung des Berliner Anwaltvereins beglüd: 
wünſchte der Vorſitzende, Juſtizrat Goldmann, das anweſende Ehren⸗ 
mitglied, Geheimen Juſtizrat Max Jacobſohn, zur 25 jährigen 
Zugehörigkeit zum Kammervorſtand. — Die ausſcheidenden Mitglieder 
des Vorſtandes, Juſtizräte Goldmann, Koffka, Margoninsky, 
wurden durch Zuruf wiedergewählt. — Sodann berichtete Rechts⸗ 
anwalt Dr. Baum vom Kammergericht über 

„Die Konkurrenzklauſel mit beſonderer Berückſichtigung der 


am 1. Januar 1915 in Kraft tretenden neuen Beſtimmungen 
des HGB.“ 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann, 


M 1. 1915. 


—— 


Im Anſchluß an ſeinen in der Guttentagſchen Sammlung 
erſchienenen Kommentar zum vertraglichen Wettbewerbverbot gab der 
Vortragende einen Überblick über die Ausgeſtaltung, die die Kon: 
kurrenzklauſel bisher im Rechsſyſtem gewonnen hat. Außerhalb des 
Arbeitsvertrages gibt es keine poſitiven Beſtimmungen, hier iſt die 
Vereinbarung ſoweit wirkſam, als ſie nicht gegen die guten Sitten 
verſtößt. Letzteres wird nur angenommen, wenn der Berechtigte 
kein ſchützenswertes Intereſſe hat, wenn die Erwerbsfreiheit des 
Berechtigten durch die Abrede nicht nur beſchränkt, ſondern im ganzen 
oder nach gewiſſen Richtungen vernichtet wird, und endlich, wenn die 
Abrede auf die Herbeiführung eines tatſächlichen Monopols und auf 
wucheriſche Ausbeutung der Konſumenten gerichtet iſt. Dieſe Rechts⸗ 
ſätze ſind in der Rechtſprechung, namentlich auch gegenüber den 
Kartellen, insbeſondere den Submiſſionskartellen durchgeführt. In 
den freien Berufen gilt die Konkurrenzklauſel bei Arzten und Rechts⸗ 
anwälten ſchlechthin für ſtandeswidrig. Das Reichsgericht dehnt dieſe 
Grundſätze auf Patentanwälte und in Deutſchland approbierte Zahn⸗ 
ärzte, nicht aber auf Zahntechniker und in Amerika approbierte Zahn⸗ 
ärzte aus. Ebenſo hält es die Konkurrenzklauſel bei Künſtlern für 
zuläſſig. Soweit das Reichsgericht den Geſichtspunkt der Approbation 
in den Vordergrund ſchiebt, wird man ihm nicht beitreten können. 
Für das Wettbewerbsverbot innerhalb des Arbeitsvertrages kommt 
in erſter Linie gleichfalls nur § 138 BGB. in Betracht. Beſondere 
Rechtsſätze galten bisher nur für Betriebsbeamte (§ 138 F Gewd.) 
und Handlungsgehilfen (SS 74, 75 HGB.). An Stelle der letzteren 
iſt das Geſetz vom 10. Juni 1914 getreten, das am 1. Januar 1915 
mit ſofortiger Wirkung auch für beſtehende Verträge in Kraft tritt. 
Der Vortragende gab eine eingehende Überſicht über den Inhalt dieſes 
Geſetzes unter beſonderer Berückſichtigung der Rechtslage in der 
Übergangszeit und der Bundesratsbekanntmachung vom 10. September 
1914, an die er einige Winke für die Prozeß⸗ und Vertragspraxis 
ſchloß. Er wies namentlich darauf hin, daß die Unterſcheidung 
zwiſchen techniſchen und kaufmänniſchen Angeſtellten, die in der Praxis 
kaum ſcharf durchzuführen iſt, jetzt zu vielen Prozeſſen Anlaß geben 
wird, und daß die beſtehenden Schwierigkeiten nur durch eine Ver⸗ 
einheitlichung des geſamten Angeſtelltenrechtes zu beſeitigen ſind. — 

Der Vortrag wurde mit lebhaftem Beifall aufgenommen. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Ein aus dem Verein ausgeſchloſſenes Mitglied kann auf 
richterliche Feſtſtellung des Fortbeſtehens ſeiner Mitgliedſchaft 
erſt klagen, wenn es den Ausſchließungsbeſchluß durch ſatzungs— 
mäßige Anrufung des übergeordneten Vereinsorgans erfolglos 
angefochten hat. (Entſch. Nr. 1.) a 

Wer bei Abgabe einer Willenserklärung das Vorliegen 
einer Tatſache oder ihren Eintritt nur für wahrſcheinlich oder 
möglich hält, kann nicht wegen des Nichtvorliegens oder 
Nichteintritts die Willenserklärung wegen Irrtums anfechten. 
(Entſch. Nr. 3.) 

Hat das Verſchulden eines Angeſtellten des durch un⸗ 
erlaubte Handlung geſchädigten Schiffseigners bei der Entſtehung 
des Schadens mitgewirkt, ſo iſt dem Geſchädigten bei der 
Schadensverteilung gemäß § 254 BGB. der Entlaſtungsbeweis 
aus 8 831 BGB. nicht zu geſtatten. (Entſch. Nr. 4.) 

Auch bei Vorbehalt des Eigentums an der Kaufſache geht 
mit der Übergabe die Gefahr auf den Käufer über. (Entſch. Nr. 8.) 

Daß Ehepflichtverletzungen, die im Scheidungsprozeſſe 


erfolgreich als Eheſcheidungsgrund verwertet wurden, einen 


Schadenserſatzanſpruch auf Grund der S8 823 ff. BGB. be 
gründen können, wird in Entſch. Nr. 10 anerkannt. n 

Wer ſich von einem Schuldner deſſen geſamtes Vermögen 
übereignen läßt, während nach außen hin der Anſchein der 
Kreditwürdigkeit aufrechterhalten wird, haftet anderen Gläubigern 
für den Schaden, der ihnen durch Kreditgewährung an den 
Schuldner entſteht. Daß der Geſicherte die Täuſchung der 
anderen Gläubiger beabſichtigte, iſt keine Vorausſetzung ſeiner 
Schadenserſatzpflicht. (Entſch. Nr. 14.) 

Die Verpflichtung des Notars zur Rechtsbelehrung der 
Parteien über die za und Wirkung des beurkundeten 
Geſchäfts behandelt Entſch. Nr. 15. 

Die Teſtamentserrichtung durch mündliche en des 
letzten Willens in einer fremden Sprache wird in Entſch. Nr. 16 
zugelaſſen. N. 
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Streitfragen aus dem Kriegsrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


A. Allgemeines. 


Auf des Verfaſſers Aufſatz in JW. 1914, 819 über die 

ſuatzrechtiche Grundlage der Beſchlagnahme von Forderungen 
endlicher Staaten find, wie bei der Eigentümlichkeit des die 
Gezenſtze heraustreibenden juriſtiſchen Denkens zu erwarten 
bar, bisber nur widerſprechende Stimmen bekannt geworden. 
Kaufmann und Stäcker haben in JW. 1914, 859 und 949, 
Arndt, Recht und Wirtſchaft 1914, 232 Anmerkung und im 
Recht 1914, 651, Hartmann in DAS. 1914, 1339 meine 
Ausführungen nicht bloß „nicht unwiderſprochen“ gelaſſen, fie 
haben fie inögeſamt als unzutreffend zurückgewieſen. Die vor⸗ 
Krahten Gegengründe erſcheinen mir nicht überzeugend, fie 
inen auf dem gleichen methodiſchen Fehler beruhen, der 
wih bei den Erörterungen ſtreitiger Fragen aus dem Kriegs⸗ 
nucht begangen wird und hier einmal grundſätzlich klargeſtellt 
werden Soll, 


Nen oben erwähnter Aufſatz beruht auf der von den 
Gegnern wohl nicht recht gewürdigten Anſicht der Möglichkeit, 
IM des Vorkandenfeins eines Konflikts der Rechtsordnung des 
Staatöreht mit der des Privatrechts. Die Gegner gehen als 
Mietändfich davon aus, daß beide Rechtsordnungen eine 
mampncheloſe Einheit bilden, ja es entſpricht wohl der ihren 
Anfihte ſillſckweigend zugrunde gelegten Auffaſſung, daß die 
Nectandnung nur eine einheitliche ſei, daß alſo logiſche Wider⸗ 
ice auf und unter den verſchiedenen Rechtsgebieten uns 
nozuch ſeien. Nur ſo iſt es verſtändlich, um dies vorweg⸗ 
nehmen, daß geglaubt werden konnte, es ſei für die Rechts⸗ 
elenntnid etwas gewonnen, wenn die Beſchlagnahme von 
Stangen feindlicher Staaten als „rein militäriſcher Akt“ 
tna wird. Aus der völkerrechtlichen Rechtmäßigkeit des 
müuitichen Altes wird dann die ſtaatsrechtliche, und aus 
lun der Eingriff in die Privatrechte der deutſchen Staats⸗ 
gebörigen und damit die privatrechtliche Rechtmäßigkeit ohne 
wur geolgert, Diefe Betrachtungsweiſe erſcheint methodiſch 
mbalbar, fie iſt letzten Endes naturrechtlich und verkennt 
"end Erachtenz die pofitiviftifchen Grundlagen unſeres Rechts- 


* 


ſtaats. An anderer Stelle!) habe ich für die Theorie der 
Staatsverträge, ich glaube ſagen zu dürfen, den Nachweis 
geführt, daß Völkerrecht und Staatsrecht voneinander getrennte, 
in ſich ſelbſt zuſammenhängende Rechtsordnungen find, die 
ſehr wohl untereinander ſich widerſprechen und in Konflikt 
geraten können. Dieſe Geſichtspunkte müſſen auch auf die 
Streitfragen des Kriegsrechts angewandt werden, nur daß hier 
als dritte Rechtsordnung noch die des Privatrechts hinzukommt. 
Dabei ſtelle ich gegen die von Hartmann zitierten Auße⸗ 
rungen Otto Mayers und Sarweys die panjuriſtiſche 
Methode (ein Ausdruck Rumpfs), nach der folgendes gilt: 

Ein „militäriſcher Akt“, ein „Kriegsſchaden“, die Ver⸗ 
fügung über ein aus dem Leibe eines Verwundeten entferntes 
Geſchoß kann und muß völkerrechtlich, ſtaatsrechtlich, privat⸗ 
rechtlich ganz verſchieden beurteilt werden. Ein jeder dieſer 
drei Fälle kann völkerrechtlich berechtigt, ſtaatsrechtlich und 
privatrechtlich unberechtigt ſein, er kann auch ſtaatsrechtlich 
berechtigt, aber völkerrechtlich und privatrechtlich unberechtigt 
ſein uſw. Beſondere Schwierigkeiten macht es aber, wenn das 
Recht der einen Rechtsordnung gegen das Recht der anderen 
ſteht, und zwiſchen beiden nach geltendem Recht keine Ver⸗ 
einigung möglich iſt, wie das gerade jetzt bei den Rechtsfragen 
hervortritt, die der Krieg gebiert. 

Unter den vorſtehenden, nicht genügend beachteten Geſichts⸗ 
punkten ſtellen ſich die drei erwähnten Fälle und ein weiterer 


Fall, wie folgt, dar: 


B. Sefondere Lälle. 


I. Beſchlagnahme von Forderungen feindlicher Staaten. 
1. Für die Rechtsordnung der Staaten untereinander, das 
Völkerrecht, herrſcht über die Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme 
nur eine ſie bejahende Meinung. Der Rechtsgrund liegt nicht, 
wie angenommen wird, in der analogen Anwendung des 
Art. 53 des Haager Abkommens betr. die Geſetze und Gebräuche 
des Landkrieges. Denn dieſe Vorſchrift gilt ausſchließlich für 


1) Vgl. Fahnenflucht und Verletzung der Wehrpflicht durch Aus⸗ 
wanderung, eine rechtswiſſenſchaftliche und ⸗politiſche Studie zu den 
deutſch⸗ amerikaniſchen Bancroftverträgen, Duncker u Humblot, Leipzig, 


1906, S. 138 ff., 211 ff. 
9 
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das beſetzte Gebiet und die in ihm beitreibbaren Forderungen, 
nicht aber für das Gebiet des beſetzenden Staates. Das hat 
auch ſeinen guten Grund, weil auf dieſem Gebiet die ſouveräne 
Geſetzgebungsgewalt maßgebend iſt und frei ſchalten kann, ſoweit 
ſie nicht obligatoriſch durch einen völkerrechtlichen Vertrag ein⸗ 
geſchränkt wird. Da dies nicht der Fall iſt, iſt die Beſchlag⸗ 
nahme völkerrechtlich zuläſſig, d. h. es beſteht eben keine durch 
völkerrechtlichen Vertrag übernommene oder durch Übung und 
allgemeine Rechtsüberzeugung auferlegte Verbindlichkeit der 
kriegführenden Staaten, die Forderungen und ſonſtigen Ver⸗ 
mögenswerte des feindlichen Staates im eigenen Staatsgebiete 
nicht zu beſchlagnahmen. In dieſem Mangel einer Verbind⸗ 
lichkeit liegt der wahre Rechtsgrund für die völkerrechtliche 
Zuläſſigkeit der Beſchlagnahme. 

2. Staatsrechtlich kommt die Frage nach der Zuläſſigkeit 
der Beſchlagnahme von Forderungen feindlicher Staaten in 
unſerm Rechtsſtaate darauf hinaus, zu prüfen, ob nach unſerer 
Verfaſſung oder unſeren Geſetzen Behörden zuſtändig ſind, und 
in welchem Verfahren, unter welchen geregelten Formen die 
Beſchlagnahme vollzogen wird. Es muß feſtgeſtellt werden, 
daß es überhaupt an Vorſchriften für den vorliegenden Fall 
fehlt, was nicht weiter verwunderlich iſt, wenn berückſichtigt 
wird, daß das Vorhandenſein feindlichen Staatsvermögens im 
eigenen Lande eine Errungenſchaft der modernen Kreditwirtſchaft 
iſt und zur Zeit des Erlaſſes der hier in erſter Linie maß⸗ 
gebenden Verfaſſungsurkunden der deutſchen Einzelſtaaten und 
des Deutſchen Reiches keinerlei irgendwie bedeutſame Rolle 
ſpielte und deshalb gar nicht in Betracht gezogen oder nun 
gar geregelt werden konnte. Bei einer ſtreng poſitiviſtiſchen 
Auffaſſung könnte man ſehr wohl zu dem Ergebnis gelangen, 
daß mangels beſonderer Vorſchriften eine durch Auslegung nicht 
zu überwindende Lücke vorliegt, und daß dieſe Geſetzeslücke nur 
durch ein beſonderes Geſetz ausgefüllt werden kann. In meinem 
oben erwähnten Aufſatz habe ich zur Vermeidung dieſes un⸗ 
erwünſchten Ergebniſſes einen andern Weg eingeſchlagen, indem 
ich nach einer geſetzlichen Grundlage für die mitgeteilten Maß⸗ 
nahmen ſuchte. In gleicher Richtung liegt der Hinweis 
Stäckers auf das ſeinem ganzen Inhalte nach meines Er⸗ 
achtens nicht übertragbare preußiſche Geſetz vom 15. Novem⸗ 
ber 1899.9) 

Wenn dieſem methodiſch allein zuläſſigen Verſuche gegen⸗ 
über die ganze Frage aus dem Rechtsgebiete herausgewieſen 
und als eine außerrechtliche militäriſche Tat hingeſtellt wird, ſo 
iſt das doch ſchließlich nichts anderes, als wenn bei einer 
Erörterung, ob eine Tat ſtrafbar ſei, die Strafbarkeit damit 
abgetan wird, daß geſagt wird, die Tat ſei jedenfalls eine 
rein verbrecheriſche. Der rein militäriſche Akt iſt natürlich 
ebenſo außerrechtlich, wie die rein verbrecheriſche Tat. Die 
Frage it aber doch ausſchließlich, welche ſtraf- oder ſtaats⸗ 
rechtliche Bedeutung ſich feſtſtellen läßt. Wenn bei der „ver⸗ 
brecheriſchen“ Tat kein Strafgeſetz ſie verbietet, ſo iſt ſie erlaubt; 
wenn aber der militäriſche Akt in keinem Geſetz ſeine rechtliche 
Grundlage und deshalb ſeine geſetzliche, verfaſſungsmäßige 
Verechtigung hat, dann iſt zu fragen, ob überhaupt, und 


— 


2) Es iſt deshalb nicht anwendbar, weil es ſich in ihm um 
Einziehung öffentlicher Abgaben, vorliegend aber um Einziehung 
privatrechtlicher Anſprüche feindlicher Staaten handelt. 
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eventuell wie er gerechtfertigt werden ſoll. Dies wird ganz 
beſonders dringlich und von einer wohl erſt nach Friedensſchluß 
ganz überſehbaren Bedeutung, wenn der „Akt“ die Geſetze 
verletzt. Um dies deutlich zu machen, muß hier eine bisher 
noch nicht beachtete Unterſcheidung eingeführt und geprüft 
werden. ” 

Die Beſchlagnahme feindlichen Staatsguts kann erfolgen, 
ſolange es ſich im Beſitze von Privatperſonen des beſchlag⸗ 
nehmenden Staats befindet, oder wenn es im Beſitze der vom 
Staate ſelbſt betriebenen Einrichtungen, z. B. Poſt, Eiſenbahn, 
iſt. Ein Schein von Recht ſpricht für die gegneriſchen An⸗ 
ſichten bei dem feindlichen Staatsgute, das ſich bereits im 
Beſitze des beſchlagnehmenden Staates befindet. Hier bedarf 
es in der Tat keiner Einziehungsbeſchlüſſe oder ähnlicher 
Formalitäten, hier kann und wird die Beſchlagnahme in der 
unmittelbaren Aneignung des feindlichen Staatsgutes beſtehen. 
Aber wenn auch das Völkerrecht dieſe Aneignung geftattet, ſo 
bleibt immer noch die Frage offen, ob ſie nach geltendem 
deutſchen Staatsrecht zuläſſig iſt. Es iſt nun anerkanntes 
Recht — und wird durch die Kriegsnotgeſetzgebung be⸗ 
ſtätigt —, daß auf dem Gebiete des Privatrechts der Aus⸗ 
länder dem Inländer gleichſteht, und daß dieſe Regel auch für 
den feindlichen Staat gilt, ſoweit er als Subjekt von Ver⸗ 
mögensrechten in den Privatrechtsverkehr tritt: Für dieſen 
Rechtsgrundſatz kann die nicht einfach zu übernehmende, recht 
zweifelhafte Entſcheidung des bekannten Falles v. Hellfeld ganz 
dahingeſtellt bleiben. Würde ſich der feindliche Staat durch 
Anrufung des deutſchen Gerichts ſeiner rechtſprechenden 
Gewalt unterwerfen und auf Herausgabe des z. B. der 
Poſt übergebenen, nach Kriegsausbruch angeeigneten Staats⸗ 
gutes Klage erheben, ſo müßte das Gericht prüfen, ob und 
eventuell nach welcher geſetzlichen Beſtimmung die Aneignung 
ſtaats⸗ und privatrechtlich zuläſſig iſt. Dieſe Frage kann nicht 
damit beiſeite geſchoben oder durchhauen werden, daß die 
Staaten untereinander nicht verpflichtet ſeien, wenn und ſoweit 
ſie völkerrechtlich nicht verbunden ſind. Denn jeder Staat 
muß ſich die Berufung auf ſein eigenes Recht gefallen laſſen. 
Wird nun die Verfügungsmacht des Deutſchen Reiches über 
das ſeiner Poſt oder Eiſenbahn anvertraute feindliche Staatsgut 
als eine verwaltungsrechtlich geregelte angeſehen (vgl. Deutſche 
Rechtsanwaltszeitung 1914, 208), ſo muß die Prüſung der 
Rechtmäßigkeit der Aneignung des feindlichen Staatsgutes im 
Kriegsfalle darauf gerichtet ſein, feſtzuſtellen, ob das öffentliche 
Recht eine entſprechende Norm enthält. Da eine ſolche fehlt, 
bleibt in der Tat nur die in meinem oben erwähnten Aufſat 
erörterte Möglichkeit, dieſe Aneignung als einen Ausfluß der 
geſetzgebenden Gewalt des Königs anzuſehen. Werden die 
Beförderungsverträge der Poſt und Eiſenbahn aber als den 
Privatrecht angehörig aufgefaßt, ſo tritt die eigentliche, vielleich 
nur geſetzgeberiſch lösbare Schwierigkeit ganz beſonders in di 
Erſcheinung. 

3. Denn — und das dürfte von den Gegnern nick 
genügend beachtet worden ſein — die Beſchlagnahme feindliche 
Staatsguts im Beſitze Privater ſtellt einen Eingriff in dere 
Rechte und Verbindlichkeiten dar. Die Banken ſind auf Grun 
der mit ihnen abgeſchloſſenen Verträge feindlicher Staaten z1 
Verſchwiegenheit und zur Wahrung von deren Intereſſen ve 
pflichtet; das gleiche gilt von Poſt⸗ und Eifenbahnverwaltun 
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Die Offenbarung der von feindlichen Staaten anvertrauten 
Privatgeheimniſſe, wie fie in dem Einziehungsbefehl des Ober: 
beſehlehabers in den Marken den Banken aufgegeben worden 
iR, iſt zugleich eine Vertragsverletzung gegenüber dem feind⸗ 
lichen Staate. Aus dieſer Vertragsverletzung können die 
Banken von den feindlichen Staaten privatrechtlich in Anſpruch 
genommen werden. In einem ſolchen durchaus möglichen 
Falle würden aber die Gerichte prüfen müſſen, ob der Eingriff 
ies mlitäriſchen Oberbefehlsbabers in die Privatrechte zuläffig, 
ind die Befolgung feiner Anordnung berechtigt war.) Die 
entgegengeſezten Ausführungen Kaufmanns entbehren jeder 
geſezlichen Grundlage, fie verkennen, daß auch der Militär⸗ 
Oberbeieblahaber nicht außerhalb der Geſetze ſteht, daß er, 
wem auch perſönlich nur dem Vorgeſetzten verantwortlich, den 
beſczen unterworfen ift und ſich in dem freilich im Kriegsfalle 
ſehr errtiterten Rahmen der Gelee zu bewegen hat und nicht 
berechtigt it, durch feine Anordnungen Geſetze zu ändern oder 
neue Geſeze zu ſchaffen. Für die Beſchlagnahme feindlichen 
Etuatsguts im Beſitze Privater fehlt es aber, was hiſtoriſch 
ganz begreiflich iſt, an jeder beſonderen geſetzlichen Beſtimmung. 
Desbalb fragt es ſich, ob nicht die allgemein geltenden Vor⸗ 
ſchrſten eine Handhabe bieten. Aus dieſem Geſichtspunkte 
entſprang der durchaus hypothetiſche und als recht problematisch 
ngeſtelte Verſuch in meinem Auffag JW. 1914, 820, nach 
reldem auf Grund der nach der Preußiſchen Verfaſſung dem 
Krnige verbliebenen geſetzgebenden Gewalt die Forderung des 
ſenzlchen Staates dem Reiche zu überweiſen und alsdann in 
den jormen der ZPO. geltend zu machen iſt. Auch der feind- 
lch Staat müßte eventuell feine Ansprüche auf dem Wege 
hr 35D. geltend machen. Der Hinweis auf den Fall Hellfeld 
haßt hier gar nicht, weil es ſich bei ihm um Anſprüche gegen 
den mſſichen Fiskus) handelte ); dagegen kommt vorliegend die 
Duchführung von Anſprüchen feindlicher Staaten in der Aktiv⸗ 
tele in Betracht. Es iſt nicht einzuſehen, warum ein fremder 


——— 


) l Damerow, JW. 1915, 15 und Waldecker in Annalen 
s Deuften Reiches 1914, 650. 

Die Entſcheidungen des LG. Leipzig und OLG. Dresden in 
23195, 67 und des RG. 62, 165 dürften doch auch wohl auf 
der nethediſch bedenklichen und hier zurückgewieſenen Meinung einer 
abſeluten Einheitlichkeit der Rechtsordnungen beruhen. 


* Es iſt übrigens ganz uner findlich, warum im Frieden die 
Nutitm Gerichte gegen ausländiſche Staatsfisci als Mitglieder der 
hen Privatrechtsordnung nicht Recht ſprechen dürfen, während das 
Fernige der gleichen Staaten im Kriege dem Zugriffe deutſcher 
Schere ohne jedes geordnete und nachprüfbare Verfahren unter⸗ 
dern fein ſol. Denn das öffentliche Recht des Deutſchen Reiches 
nnd feiner Dundesſtaaten hat, ſoweit ich ſehe, keine Vorſchriften für 
Behandlung ausländiſchen, nicht unmittelbar vom Kriege betroffenen 
Stuntsgutz im eigenen Staatsgebiete, weder für Friedens- noch für 
Merten, Der Schluß iſt deshalb gar nicht abzuweiſen: Gibt es 
"ud deulſchem öffentlichen Recht im Frieden keine Unterworfenheit 
N reden Staatefiskus unter die deutſche Staatsgewalt, fo gilt 
n dem hier allein erörterten Gebiet der Privatrechtsordnung das 
lläcze für die Kriegszeit; für eine unterſchiedliche Behandlung fehlt 
Wu jeder gefeplichen Grundlage. Und deshalb gilt auch umgekehrt: 
das fremde Staatsgut des feindlichen Staats in ſeinem Privat⸗ 
teatsverkcht mit dem Inlande während eines Krieges der deutſchen 


‘ 


Staatsgewalt unterworfen, ſo muß das gleiche auch im Frieden 
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oder feindlicher Staat nicht das Recht haben ſollte, die deutſchen 
Gerichte anzurufen und ſich ihrer Entſcheidung zu unterwerfen, 
insbeſondere warum nicht das Reich oder ein Bundesſtaat die 
zivilrechtlichen Anſprüche feindlicher Staaten vor deuiſchen 
Gerichten geltend machen kann, wenn ihm dieſe Anſprüche auf 
Grund eines zuläſſigen Beſchluſſes der zuſtändigen Stelle zur 
Einziehung überwieſen ſind. Jedenfalls läßt ſich nach geltendem 
Rechte nur auf dieſem formellen Wege die Auskunft und 
Erfüllung durch die Drittſchuldner ohne Verletzung ihrer Ver⸗ 


tragspflichten herbeiführen. 


II. Kriegsſchäden. 


Arndt (im Recht 1914, 574 ff.) und Lux (in DAB. 1914, 
1346 ff.) haben zur Frage der Erſatzpflicht für Kriegsſchäden 
in dem dort dargelegten engeren Sinne des Wortes intereſſante 
Ausführungen gemacht, die von Popitz (Recht 1914, 653) 
hiſtoriſch eraänzt werden. Der erſte hält § 75 Einleitung zum 
ALR. für unanwendbar, Lux für anwendbar. Beide erhoffen 
die Erfüllung der berechtigten Wünſche der Beſchädigten von 
dem in 8 35 Kriegsleiſtungsgeſetzes vorgeſehenen Spezialgeſetze. 
Arndt verneint die Möglichkeit einer Anwendung des 8 228 
BGB. und folgert die Berechtigung der Milnärbehörde zur 
Verurſachung von Kriegsſchäden unter Verletzung des durch 
5 5 PrBelagerZuſtG. vom 4. Juni 1851 nicht ſuspendierten 
Grundrechtes der Unverletzlichkeit des Eigentums aus dem Recht 
und der Pflicht der Kriegsführung. 

Der Staat als völkerrechtliches Rechtsſubjekt befindet ſich 
in der Tat bei ſeiner Kriegsführung im Notſtande. Dieſer 
Notſtand berechtigt ihn auf feindlichem Gebiet zu Eingriffen in 
das feindliche Eigentum gemäß § 23g des Haager Abkommens 
betr. die Geſetze und Gebräuche des Landkrieges. Das deutſche 
und preußiſche Staatsrecht enthält eine entfprechende Vorſchrift 
für das deutſche Staatsgebiet nicht. Aus dem Begriff des 
Rechts und der Pflicht der Kriegsführung kann ſie nicht ab— 
geleitet werden, ohne vorher in den Begriff naturrechilich hinein⸗ 
gelegt worden zu ſein. Die Verletzung des fremden Eigentums 
iſt deshalb ſtaatsrechtlich eine Verletzung des verfaſſungs⸗ 
mäßig gewährleiſteten Grundrechts der Unverletzlichkeit des 
Eigentums. 

Ob aber aus dieſer Verletzung Erſatzanſprüche dem Ver⸗ 
letzten erwachſen, iſt nach dem BGB. zu entſcheiden. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt nicht allgemein möglich, ſondern von Fall zu Fall 
verſchieden. Man wird an die fur dieſe Fälle zunächſt un⸗ 
gewohnte Anwendung der §§ 823 ff. BGB. und an die da⸗ 
gegen vielfach durchgreifende Verteidigung des Fiskus aus 
88 227 ff. BGB. denken müſſen. Zu einer ungeahnten Be: 
deutung wird aber der merkwürdigerweiſe von Arndt und 
Lux unbeachtet gelaſſene S 904 BGB. gelangen. Dieſe Bor: 
Schrift geht viel weiter als der $ 75 Einl. zum ALR. und 
dürfte regelmäßig die unter ihn einzureihenden Falle mit 
umfaſſen. 

Der § 823 BGB. könnte gegen die feindlichen Staaten, 
ſelbſt wenn ſie der deutſchen Gerichtsgewalt unterworfen wären 


gelten. Sollte ſich etwa die Entſcheidung des Falles Hellfeld unter 
den durch den Krieg gegebenen neuen Geſichtspunkten als unrichtig 
herausſtellen? Letzten Endes liegen hier neue Aufgaben der inner- und 


zwiſchenſtaatlichen Geſetzgebung vor. 
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oder ſich unterwürfen, nicht angewandt werden, weil er durch 
das erwähnte als deutſches Geſetz veröffentlichte Haager Ab⸗ 
kommen außer Kraft geſetzt iſt, das inſofern auch privatrecht⸗ 
liche Wirkungen erzeugt. Dagegen kann § 823 ff. BGB. ſehr 
wohl gegen die Heeresangehörigen und den Militärfiskus in 
Frage kommen, wenn und ſoweit infolge ihres Verſchuldens die 
Verletzung der in § 823 geſchützten Rechtsgüter durch die feind⸗ 
liche Streitmacht verurſacht iſt. Ob freilich eine ſolche In⸗ 
anſpruchnahme aus Gründen des öffentlichen Intereſſes unter⸗ 
bleiben und deshalb eventuell durch die Geſetzgebung verhindert 
werden ſollte, muß hier dahingeſtellt bleiben. 


III. Die Rechtslage der Geſchoſſe innerhalb und außerhalb 
der Körper von Verwundeten. 


Die Ausführungen Langes in DIzZ. 14, 1382 über 
obige Frage ſchießen über das Ziel hinaus, wenn er meint, es 
könnten im Gegenſatz zu Zitelmann und Francke nur das 
gegenwärtige Kriegsvölkerrecht, nicht aber die privatrechtlichen 
Vorſchriften des BGB. die Grundlage für die Eniſcheidung der 
an die Spitze geſtellten Frage abgeben. Das Volkerrecht regelt 
doch nur Beziehungen von Staaten untereinander; wenn es in 
dieſem Verhältnis das Beuterecht dem Staate, nicht ſeinen 
Angehörigen zuweiſt, ſo ergibt ſich aus dem völkerrechtlich be⸗ 
gründeten Aneignungsrecht des Staates ſtaats⸗ und privat⸗ 
rechtlich noch gar nichts. Es wäre durchaus möglich, daß die 
völkerrechtliche Aneignungsbefugnis ſtaats⸗ und privatrechtlich 
nicht durchführbar wäre. 


Nun iſt aber das Haager Abkommen betreffend die Geſetze 
und Gebräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907 auch 
deutſches Reichsgeſetz (RGBl. 1910, 107), und deshalb haben 
die hier maßgebenden Art. 47, 53 auch ſtaatsrechtliche Be⸗ 
deutung. Dieſe wird durch das ſtrafrechtliche Verbot des 
5 128 MStGB. noch beſonders dahin ins Klare geſtellt, daß 
die Aneignungsbefugnis der Beuteſtücke eine ausſchließlich dem 
Staate vorbehaltene iſt, indem die Verletzung dieſer Befugnis 
unter Strafe geſtellt wird. Mit dieſer Klarſtellung iſt aber 
für die Eniſcheidung der aufgeworfenen Frage nichts gewonnen. 
Denn dieſe geht ja gerade dahin, was ein Beuteſtuck iſt, ob 
insbeſondere die Geſchoſſe zu den Beuteſtucken gebören. 

Das iſt aber in der Tat eine privatrechtliche Frage. 
Denn ihre Beantwortung hängt von der Vorfrage ab, ob der 
feindliche Staat noch Eigentümer der Geſchoſſe auch nach dem 
Abſchießen iſt. Ich bin mit Lange der Anſicht, daß von 
einem Verzicht auf das Eigentum an den abgefeuerten Geſchoſſen 
nicht geſprochen werden kann. Dagegen handelt es ſich viel⸗ 
mehr um ein Abhandenkommen, einen Verluſt. Deshalb ſind 
die nicht in den Körpern der Verwundeten haftenden und die 
nicht anderweitig feſt verbundenen abgefeuerten Geſchoſſe nach 
deuiihem Recht als Fundſachen (SS 965 ff. BGB.) zu betrachten, 
deren Eigentümer der feindliche Staat iſt, und zu deren 
Eigentumserwerb durch Aneignung das Reich, wie dargelegt, 
völker⸗ und privatrechtlich berechtigt iſt.“) 


6) Die Lehrbücher, Syſteme und Kommentare des bürgerlichen 
Rechts dürften dieſen beſonderen Erwerbsgrund des Eigentums bei 
Erörterung des dritten Buches, dritten Abſchnittes, dritten Titels des 
BGB. 88 929 ff. zu berückſichtigen haben. 
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Es iſt ſchon angedeutet, daß die mit andern Gegenſtänden 
verbundenen Geſchoſſe eine beſondere Rechtslage haben. 
Wenn ein Geſchoß in den Holz oder Mauerteilen eines 
Gebäudes untrennbar feſtſitzt, fo geht das Eigentum an ihm 
von dem Staat, der es abfeuern ließ. auf den Eigentümer des 
Grundſtücks über (5 946 BGB.). Schlägt das Geſchoß in 
ein auf dem Schlachtfeld befindliches Privatauromobil und vers 
bindet ſich mit ihm derart, daß fein Herausbrechen einer 
Zerſtörung oder doch weſentlichen Beſchädigung des Kraftwagens 
gleichkäme, ſo iſt deſſen Eigentümer an Stelle des feindlichen 
Staats kraft der Verbindung auch Eigentumer an dem Geſchoſſe 
geworden (S 947 Abſ. 1 u. 2 BGB.). In gleicher Weiſe iſt 
für die Ausübung des Aneignungerechts kein Platz, wenn etwa 
das Geſchoß zufällig auf einem großen Alteiſenlager krepiert 
und die zerſprengten Eiſenteile des Geſchoſſes mit ähnlichen 
Eiſenteilen des Lagers ſich vermiſchen (§ 948 BGB.). 

Wenn die Frau eines Verwundeten das aus feiner Wunde 
entfernte, ihr überlaſſene Geſchoß im guten Glauben oder auch 
im Zweifel, ja ſelbſt bösgläubig als Andenken in Gold faſſen 
oder zu dem Bilde ihres Kriegsjungen umarbeiten oder ⸗ſchmelzen 
läßt, jo wird fie kraft Verarbeitung oder Umbildung Eigen: 
tümerin ($ 950 BGB.). Wird fie Eigentümerin unmittelbar 


als Rechtsnachfolgerin des feindlichen Staates? Oder vielleicht 
ihres verwundeten Mannes? 


Es beſteht kein Bedenken, in allen dieſen Fällen dem 
aneignungsberechtigten Staate die Rechte des 8 951 BGB. 
einzuräumen, was weiter zu verfolgen hier zu weit führen 
würde. 

Iſt die Rechtslage der Geſchoſſe nun eine beſondere, die 
aus den Wunden entfernt werden? Ich ſtehe nicht an, die 
dargelegten Grundſätze der SS 946 ff. BGB., insbeſondere der 
58 953 ff. BGB. wegen Gleichheit des Grundes analog an⸗ 
zuwenden. Durch die nur operativ zu löſende Verbindung des 
Geſchoſſes mit dem Körper des Verwundeten geht das Eigen⸗ 
tum des feindlichen Staats verloren, ohne daß der aneignungs⸗ 
berechtigte Staat in die Lage käme, ſein Aneignungsrccht 
auszuüben. Der Verwundete wird Herr über das Geſchoß, 
wie er Herr über feinen Körper iſt. Dieſe Verfügungsmacht 
bezieht ſich auf einen einbeitlichen, dem Rechteverkehr entzogenen 
Gegenſtand, deſſen einzelne Beſtandteile mit ihrer Trennung 
verſelbſtändigt werden und in den Rechtsverkehr eintreten. 
Jedermann wird z. B. über feine Haare, nachdem er ſie ſich 
bat abſchneiden laſſen, oder über feinen herausagenommenen 
Blinddarm oder Zahn mit der Trennung allein verfügungs— 
berechtigt; der bei einer ſtrafbaren Rauferei oder einer ſtraf⸗ 
loſen Körperverletzung durch ein Meſſer Verletzte braucht die 
in der Wunde ſteckengebliebene abgebrochene Meſſerſpitze nach 
ihrer operativen Entfernung dem urſprünglichen Eigentümer 
nicht zurückzugeben, ſondern er darf ſie behalten oder anderweit 
darüber verfügen.“) Ebenſo wird auch der Verwundete Eigen⸗ 
tümer des Geſchoſſes mit der Entfernung aus der Wunde. 


Würde dagegen wirklich das Eigentum des feindlichen 
Staats an dem Geſchoſſe in der Wunde und damit zugleich 


7) Der Entſcheidung dieſer Fälle liegt keine beſtimmte geſetzliche 
Vorſchrift zugrunde, ſondern ein auf allgemeiner RNechtsüberzeugung 
und Übung beruhendes Gewohnheitsrecht. 


44. Jahrgang. 


das Aneignungsrecht des eigenen Staates des Verwundeten 
bejaht, ſo läßt ſich die Folgerung gar nicht abweiſen, daß der 
tigene Staat ſein Aneignungsrecht auch wirklich geltend machen 
kann und berechtigt iſt, die Entfernung des Geſchoſſes aus der 
Wunde zu verlangen, alſo die Operation zwecks Eigentums⸗ 
trwerds an dem Geſchoſſe zu erzwingen. Dieſe Folgen wird 
aber niemand ziehen können und wollen, und deshalb können 
auch die ihnen zugrunde liegenden gegneriſchen Anſichten nicht 
nichtig fein, 

Alle vorſtehenden Ausfübrungen haben das deutſche Recht 
zur Grundlage genommen. Dieſe Grundlage iſt recht zweifel⸗ 
lait. Nach den hier zum Teil jedenfalls maßgebenden Grund» 
fügen des internationalen Privatrecht dürfte die Frage des 
Eigentums der feindlichen Staaten an ihren abgefeuerten 
Geſchoſſen nach dem für fie geltenden bürgerlichen Rechte zu prüfen 
und zu entſcheiden und vielleicht auch für die Beantwortung 
der bier erörterten Rechtslage maßgebend ſein. An dieſer 
Erle kann auf dieſen bisher nicht beachteten Geſichtspunkt nur 
hinge vieſen und ſeine Weiterverfolaung nur angeregt werden. 


IV. Die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen 
bei Stundungsurteilen mit kaſſatoriſcher Klauſel. 


Der vorſtehend als fruchtbar erwieſene Grundſatz einer 
ſcarfen Trennung und geſonderten Betrachtung der auf vers 
ſchiedenen Rechtsgebieten geltenden Ordnungen ſoll auch hier 
angewandt werden. Freilich taucht dabei eine beſondere Schwierig⸗ 
lit auf: die herrſchende Meinung. Es ſoll eine ſolche geben. 
Und fie wird geſtützt (oder gemacht?) von der Autorität eines 
kr beiten und deshalb für die ſelbſtändige Nachprüfung 
geiäbrlichſten Bücher der deutſchen Rechtswiſſenſchaft: Gaupp⸗ 
Steins Kommentar zur ZPO. In JW. 1914, 964 ff. habe ich eine 
ſolche Nachprüfung verſucht; in JW. 1914, 1072 hat Mendel 
die von ibm urſprünglich in der Zeitſchrift des deutſchen Notar⸗ 
ms 1914, 289 ff. als überwiegend bezeichnet, jetzt aber 
als berſchend in Anſpruch genommene Anſicht zur Geltung 
gebracht 

Demgegenüber iſt in dem hier ſtets wieder hervorzuhebenden 
mtbodrihen Zuſammenhang grundſätzlich auf folgendes hin⸗ 
zuweiſen: Die kaſſatoriſche Klauſel gehört verſchiedenen 
Ertnungen mehrerer Rechtsgebiete an. Sie iſt jetzt der 
Drionderen Ordnung der Kriegsnotgeſetze einzuordnen, fie 
M auch ein Teil des Prozeßrechts, fie findet ſich 
als Inhalt von Verträgen, und ſchließlich werden für 
ine Beurteilung beſtimmte Sondervorſchriften des BGB. 
iber die Beweislaſt (58 345, 358) herangezogen.?) Von 
borneberein muß eine Lehre bedenklich erſcheinen, die gemein⸗ 
Nbahlihe Regeln für alle nur möglichen kaſſatoriſchen Klauſeln 
glaubt aufstellen und mit ihnen der Vielgeſtaltigkeit menſchlicher 
Jeichungen gerade auf dem Gebiete des Vertragsrechts gerecht 
berden zu können. Wenn es nun kaſſatoriſche Klauſeln gäbe, 


— — 


) Bl. RE, 56, 15: „Eine Übertragung der im BGB. ent⸗ 
Kltenen Sorichriften des Privatrechts auf das dem öffentlichen Recht 
ngehötende Prozeßrecht iſt ausgeſchloſſen, ſoweit dies in letzterem 
dat angeordnet ifl." Mit dieſem richtigen Grundſatz ſteht freilich 


40 41, 223 in unvereinbarlichem Widerſpruche. (Dagegen wieder 
"8. 41, 374) | 
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die den Regeln ſich nicht fügen, deren Faſſung abſichtlich oder 
unabſichtlich dem Gläubiger die Beweislaſt vielleicht gar aus⸗ 
drücklich auferlegt? Liegt in den kaſſatoriſchen Klauſeln der 
Stundungsurteile nicht eine ſolche rechtliche Beſonderheit, die 
aus der rechtlichen Natur und Eigenart der richterlichen Friſt 
folgt, wie ich fie in JW. 1914, 964 darzulegen verſucht habe,“) 
und die deshalb dieſe Klauſeln von einigen andern ſonſt üblichen 
unterſcheidet? 

Hiernach iſt erfichtlich, daß allgemeine, für alle kaſſatoriſchen 
und deshalb (?) auch für die hier fraglichen Klauſeln geltenden 
Regeln ſich grundſätzlich gar nicht aufftellen laſſen. In JW. 
1914, 964 und hier bleibt es dahingeſtellt, ob die angeblich 
jetzt herrſchende Lehre die Grundſätze der wahren Willens⸗ 
erforſchung perletzt, und mit der Entſtehungsgeſchichte des 
8 726 3PO. unvereinbarlich iſt.!o) Mag fie für ihr Gebiet 
der notariellen Urkunden und gerichtlichen Vergleiche, das iſt 
für das Vertragsrecht, richtig ſein oder nicht, auf alle Fälle 
muß es als methodiſch unrichtig bezeichnet werden, die 
Grundſätze, welche auf den angegebenen Gebieten allgemein 
gelten ſollen, auf die kaſſatoriſche Klauſel in Stundungs⸗ 
urteilen ohne weiteres zu übertragen, obgleich hier der 
vertragliche Charakter der Klauſel ganz wegfällt. 

Meine Ausführungen in JW. 1914, 964 müſſen aufrecht⸗ 
erhalten werden, weil und ſoweit die Bedeutung der allein er⸗ 
örterten kaſſatoriſchen Klauſel bei den neu eingeführten Stundungs⸗ 
urteilen aus der Rechtsnatur der Zahlungsfriſt als eines 
materiellen Eingriffs in die Gläubigerrechte mit Notwendigkeit 
folgt. Denn dieſe werden danach in ihrem Beſtande geändert, 
und ihre Geltendmachung in der Tat „unter die Bedingung der 
Nichtzahlung der im Urteil feſtgeſetzten Raten“ geſtellt. Deshalb 
hat der Gläubiger bei dieſer Auffaſſung im vorliegenden Falle 
— und nur in ihm — die Beweislaſt des 5 726 ZPO. 

Die Auffaſſung ſelbſt iſt ſehr beſtritten. Unger (Recht 
1914, 678 ff.) hat die entgegengeſetzte Anſicht neuerdings 
wieder vertreten und die richterliche Zahlungsfriſt für eine 
prozeſſuale Maßnahme erklärt, ebenſo Ortweiler (JW. 
1915, 61). Ob bei dieſer Anſicht die kaſſatoriſche Klauſel 
bei den Stundungsurteilen im Sinne Mendels zu beurteilen 
iſt, würde eine Auseinanderſetzung mit ihr und eine Einzel⸗ 
darſtellung der kaſſatoriſchen Klauſeln in allen ihren ver⸗ 
ſchiedenen Faſſungen erforderlich machen. Ich möchte auch dann 
den § 726 ZPO. zuungunſten des Gläubigers auslegen, weil es 
ſich um eng auszulegendes öffentliches Recht handelt, auf das 
die Vorſchriften des BGB. unübertragbar find, und aus ges 
ſchichtlichen Gründen, die hier nicht weiter verfolgt werden können. 


C. Schlußbemerkung. 


Alle hier erörterten Rechtsfragen haben, methodiſch an⸗ 
geſehen, eine ihnen gemeinſchaftliche Eigentümlichkeit: ihre 
Schwierigkeit und die Urſache des Streits liegt in der mangel- 
haften Unterſcheidung der verſchiedenen und auch verſchieden⸗ 


N) Vgl. auch Güthe, Sonderabdruck aus PrI Ml. 1914, 
743 ff., S. 12 (B, 3) und mein Bürgerliches Kriegs ſonderrecht S. 39. 

10) Vgl. Falkmann⸗Mugdan: Die Zwangsvollſtreckung. 1914. 
(2. Aufl.) S. 120 ff. Mendels Widerlegung iſt meines Erachtens 
nicht überzeugend. ö 
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artigen Rechtsgebiete. Und umgekehrt führt zur Auflöſung der 
Schwierigkeit und trägt zur Überwindung des Streits die Er⸗ 
kenntnis bei, daß die hier fraglichen Tatbeſtände gleichſam in 
den Schnittpunkten ſich vielfach und ineinander verſchlungen 
kreuzender Rechtsgebiete liegen, und daß die Aufknotung der 
Verſchlungenheiten und Zuordnung der aufgeknoteten Fäden zu 
ihren Rechtsgebieten die Hauptaufgabe iſt. Der hier unter⸗ 
nommene Löſungsverſuch läßt erkennen, daß neue Tatſachen 
menſchlicher Beziehungen den alten Rechtsſätzen einen neuen 
Sinn abgewinnen laſſen; aber ſchließlich hat die Auslegung 
eine Grenze, und da hat die Geſetzgebung das den neuen Tat⸗ 
ſachen entſprechende neue Recht zu ſchaffen. Dabei zeigt ſich 
dann ein beſonderes, bisher nicht genügend beachtetes Gebiet 
der Geſetzgebung: 

Iſt nämlich die überlieferte Anſicht von der auf allen 
Rechtsgebieten gleichen juriſtiſchen Methode nicht richtig, ſo muß 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß der Rechtsſtoff nach 
der Verſchiedenheit ſeiner Gebiete mit entſprechend verſchiedenen 
Methoden erforſcht werden muß. Iſt aber ferner die Über⸗ 
lieferung von der logiſchen Geſchloſſenheit des Rechts unzu⸗ 
treffend, ſo läßt ſich nicht von der Hand weiſen, daß die ein⸗ 
zelnen Regeln auf den verſchiedenen Rechtsgebieten ſich nicht 
bloß nicht vereinigen laſſen, ſondern ſich ſogar geradezu wider⸗ 
ſprechen. Dieſe Widerſprüche ſind unerwünſcht und müſſen 
beſeitigt werden. Die Beſeuigung iſt letzten Endes Aufgabe 
der Geſetzgebung. Die Rechtswiſſenſchaft aber hat die Aufgabe, 
die Widerſprüche aufzudecken, gleichſam die Brücken anzugeben, 
die zwiſchen den verſchiedenen Rechtsgebieten die Rechtswege 
herſtellen und letzten Endes nur von der Geſetzgebung zur 
Vermeidung oder Überwindung von Stauungen im Rechts⸗ 
verkehr geſchlagen werden müſſen. Dieſes Bild trifft freilich 
den Sachverhalt nicht vollſtändig, weil es zu körperlich gedacht 
iſt. In Wirklichkeit iſt der Gegenſtand rechtlicher Regelung 
und Betrachtung der einheitliche Menſch in ſeiner rechtlichen 
Betätigung als geſellſchaftliches Weſen; die verſchiedenen Rechts⸗ 
gebiete ſind nicht wie ſelbſtändige Körper außer uns gegeben. 
Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob ſie ſich mehr verhalten 
wie die verſchiedenen Beſtimmungen eines Körpers, etwa 
feine quantitativen oder qualitatwen Eigenſchaften, die ihm 
zugleich nicht ohne Widerſpruch zugeſprochen, wohl aber für 
ſich in abſtrahierender Betrachtung wiſſenſchaftlich dargeſtellt 
werden können, oder ob ſie Formen der Betrachtung ſind, 
durch welche wir die mannigfaltige geſellſchaftliche Wirklichkeit 
rechtlich ordnen, indem wir überſehbare Zuſammenhänge aus 
ihr herausheben, die ihrerſeits durch die angewandten, aus⸗ 
wählenden (völker-, öffentlich, privatrechilichen) Geſichtspunkte 
beſtimmt ſind; es kann auch auf ſich beruhen, ob dieſe beiden 
verſchiedenen Auffaſſungsweiſen in beſonders verbundener Art 
dem wahren Sachverhalt gerecht werden. 

Jedenfalls rechtfertigt und gewährleiſtet die aus der Lebens⸗ 
einheit des Menſchen folgende Einheit des Gegenſtandes völker⸗, 
öffentlich⸗ und privatrechtlicher Regelungen nicht den Schluß 
auf die logiſche Einheit der genannten Regelungen untereinander. 
Dieſe Einheit bleibt eine für ſich beſtehende wiſſenſchaftliche 
und geſetzoeberiſche, immer wieder neu geſtellte Aufgabe. Ihre 
fruchtbare Löſung wird durch die hier veranſchaulichte und ver⸗ 
tretene Erkenntnis ermöglicht, daß die geſetzliche Regelung ver⸗ 
ſchiedener Rechtsgebiete in dem hier dargelegten Sinne in ſich 


— 


ſelbſt logiſche Einheiten bilden können, die in ſich ſelbſt und 
untereinander im unvereinbarlichen, nur geſetzlich überwind⸗ 
baren Widerſpruche ſtehen. 


Rechtliche Natur und Folgen der gerichtlichen 
Bewilligung von Zahlungsfriſten. 
Von Rechtsanwalt Ludwig Erlanger, München. 


Während in der zahlreichen Literatur, die zur Zahlungs⸗ 
friſtenverordnung ſchon erſchienen iſt, unbeſtritten blieb, daß die 
Einſtellung der Vollſtreckung durch das Vollſtreckungsgericht 
gemäß § 3 der Bundesratsbekanntmachung eine rein prozeſſuale 
Maßnahme iſt, die die materiellen Rechte des Gläubigers und 
des Schuldners in keiner Werfe beeinflußt, iſt es beſtritten, ob 
die Gewährung einer Zahlungsfriſt durch das Prozeßgericht 
gemäß 8 1 der Bekanntmachung die gleiche materielle Bedeutung 
hat wie eine vom Gläubiger gewährte Stundung!) oder ob 
auch dieſe Maßnahme nur prozeßrechtlicher Natur ift.2) Der 
letzteren Anſicht dürfte der Vorzug zu geben ſein. Hiefür 
ſpricht einmal die Ahnlichkeit mit der Beſtimmung des 8 721 
3PO., die dem Richter die Möglichkeit gibt, dem Schuldner 
eine Räumungsfriſt zu gewähren, ferner der Umſtand, daß die 
vom Richter auf Grund der Bundes ratsbekanntmachung zu 
gewährende Friſt nicht etwa von der Fälligkeit der Forderung 
ab, ſondern von der Verkündung des Urteils ab läuft. Weiter⸗ 
hin aber bezeichnet § 14 Abſ. I mit Abi. II Ziff. 4 EGZ3 PO. 
die Befugnis des Richters, eine Zahlungsfriſt zu gewähren, 
ausdrücklich als eine prozeßrechtliche Vorſchrift.?) Dem 
Umſtand, daß nach Abſ. III des § 1 der Bundesratsbekannt⸗ 
machung durch die Friſtbewilligung der Zinſenlauf nicht berührt 
wird, kann allerdings für die Beantwortung dieſer Frage nicht 
ſo ſehr viel Gewicht beigelegt werden, da man dieſe Beſtimmung 
ebenſowohl als eine Ausnahmebeſtimmung zugunſten des 
Gläubigers anſehen kann wie auch als die Hervorhebung einer 
beſonders wichtigen Folge der Friſtbeſtimmung. 

Die Friſtbeſtimmung hat, abgeſehen von ihrer Haupt⸗ 
wirkung, daß durch ſie für die Dauer der Friſt jede Art der 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Schuldners aus— 
geſchloſſen wird, noch eine Reihe weiterer (ſekundärer) Folgen. 
Für dieſe ſekundären Folgen iſt aber die Frage nach der recht— 
lichen Natur?) der richterlichen Friſtbeſtimmung von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Von unſerem Standpunkt aus ergibt 
ſich folgendes: 


1) So Sintenis, „Finanz- und wirtſchaftspolitiſche Krieasgeſetze“, 
Anm. 2 zu § 1; Sieskind, „Prozeßrechilicher Schutz der Kriegszeit“, 
2. Aufl., S. 79 Anm. 17; Kipp, DIZ. 1914 Sp. 1029; Bendix, 
JW. 1914, 965; Hachenburg, Leip3g. 1914 Sp. 601; Pinner im 
Recht 1914, 745/46. 

2) Striemer, JW. 1914, 849; Unger im Recht 1914, 677/78, 
Juliusberg, DIZ. 1914, 1242; Flierl in Bay. 1914, 442; OG. 
Hamburg in DIZ. 1914, 1392; OLG. Köln im Recht 1914, 647/48; 
endlich „Dentichrift des Reiche kanzlers über wirtſchaftliche Maßnahmen 
aus Anlaß des Krieges vom 23. November 1914“ S. 14. N 

3) Vgl. hiezu Bendix, „Der geſetzliche Zahlungsaufſchub im 
Kriege“ S. 5 ff. 

4) Vgl. hiezu auch Unger im Recht 1914, 679. 


44. Jahrgang. 


1. Vor Ablauf der Zahlungsfriſt kann das Urteil auch 
nicht als Grundlage für eine Anfechtung wegen Gläubiger⸗ 
benachteiligung dienen (a. M.: Harder in JW. 1914, 818). 
Solange der Gläubiger nicht das Recht hat, in das Vermögen 
des Schuldners ſelbſt zu vollſtrecken, kann ihm auch nicht die 
Befugnis zuſtehen, aus dem Vermögen des Schuldners aus⸗ 
geſchiedene Gegenſtände einem dritten Erwerber gegenüber zu 
ſeiner Befriedigung zu beanſpruchen. Der Anfechtungsgegner 
lun deshalb gegen die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
aus dem gegen den Hauptſchuldner gerichteten Titel die gleichen 
Gnvendungen erheben wie der Hauptſchuldner (vgl. Jäger, 
Im 16 zu 9 2 AnfG.; RG. in Leip. 1909, 555). Um 
die An'echtungsfriſt nicht zu verſäumen, kann jedoch der 
Aniechtungsglaubiger nach $ 4 AnfG. dem Anfechtungsſchuldner 
tine Anfechtungsankündigung zuſtellen laſſen. Ebenſo iſt die 
Geltendmachung der Anfechtung im Wege der Einrede für 
mlciig zu erachten und das Gericht wird die nach 8 5 Abſ. II 
An'. u befimmende Friſt fo zu bemeſſen haben, daß ſie nach 
Ablauf der dem Haup'ſchuldner gewährten Zahlungsfriſt endet. 

2 Vollſtreckungshandlungen, die vor Bewilligung der 
Jablungöfrift vorgenommen wurden, alſo insbeſondere, wenn 
die Zablungsfriſt erſt nach Einſpruch oder in der Berufungs⸗ 
inan bewilligt wird, bleiben trotz der Friſtſetzung aufrecht⸗ 
allen Wenn man hingegen der Friſtſetzung die Bedeutung 
einer materiellrechtlichen Stundung beimißt, könnte der Schuldner 
duch 8 767 mit 775 Nr. 1 und 776 3 O. die Aufhebung 
der umähft troz der Friſtbewilligung auf Grund der 88 775 
37.4 und 776 ZPO. beſtehen bleibenden Vollſtreckungs⸗ 
Maptegeln herbeiführen (vgl. Gaupp⸗Stein Note II! zu 8 767). 

3. It die Friſtbeſtimmung als eine im allgemeinen 

Itettſſe angeordnete zeitliche Pfändungsbeſchränkung, vergleich⸗ 
her den sachlichen Pfändungsbeſchränkungen der 88 811 und 
950 310, zu betrachten, fo kann der Schuldner im voraus 
A dr Geltendmachung dieſes Rechtsbehelfes nicht verzick ten“) 
al 18.72, 181). Allerdings kann der Schuldner das Recht, 
Me ser m verlangen, dadurch verlieren, daß er (nach dem 
I. Jul 1919) mit dem Gläubiger einen Vergleich, z. B. 
Stumdungäbenpleih oder ein Schuldanerkenntnis, abſchließt. Da 
dee Lemäige neue, von dem früheren Schuldgrund losgelöſte 
dererungen des Gläubigers begründen, deren Entſtehungs⸗ 
abend nach dem 31. Juli 1914 liegt, ſo kann der Schuldner 
alter dien Forderungen keine Friſtbeſtimmung beanspruchen.“) 
90 : Als prozeßrechtliche Vorſchrift muß die Bundesrats— 
Gan mathung auch dann angewandt werden, wenn für das 
u end des Rechtsſtreites bildende Rechtsverhältnis 
„mies Recht maßgebend ift; denn für das Prozeßrecht 
Eh die lex fori maßgebend (vgl. Hellwig: „Syſtem des 

"om Jwilprozeßrechtes“ § 11 Ziff. 2). 


5 Die Folgen des Verzuges werden durch die Friſt⸗ 


1 weder für die Vergangenheit noch für die Zukunft 
ben 1 0 Schuldner muß nicht nur Verzugszinſen zahlen, 
de N dem Gläubiger auch zum Erſatz des durch den 

"3 entſtandenen Schadens verpflichtet; der Gläubiger kann 
Tr, 


) A. R.: em ER 
= t / : 2 0 
um. 6 8.75 Striemer, IW. 1914, 852; Sieskind a. a. O 
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. LG. München vom 3. Dezember 1914 in 
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Rücktrittsrechte, die ihm auf Grund Verzuges zuſtehen, trotz 
der Friſtbeſtimmung ausüben, ſolange nicht auf Grund der 
Bundesratsbekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 vom Gerichte 
eine beſondere Anordnung erlaſſen iſt. 

6. Der Gläubiger iſt berechtigt, ſich durch Aufrechnung 
und aus Pfandrechten (insbeſondere Vermieterpfandrechten) zu 
befriedigen, ſoweit dies ohne Vollſtreckungstitel möglich iſt. 

7. Da die Zahlungsfriſt nur prozeſſuale Bedeutung hat, 
kann der vom Gläubiger belangte Bürge nicht auf Grund der 
8$ 767 und 768 BGB. geltend machen, daß die Hauptforderung 
noch nicht fällig fei.) Die Einrede der Vorausklage wird 
biegegen dem Bürgen in der Regel zuftehen,®) ſofern dieſe 
Einrede nicht auf Grund der Ziff. 2 oder 4 des 8 773 BGB. 
ausgeſchloſſen iſt. Die Tatſache der Friſtbewilligung allein 
genügt aber nicht, um auf Grund der Ziff. 2 oder 4 des 
8 773 BGB. die Einrede der Vorausklage in Wegfall zu 
bringen; denn eine Erſchwerung der Rechtsverfolgung gegen 
den Hauptſchuldner, die durch andere Umſtände als durch Ver⸗ 
änderung des Wohnſitzes der gewerblichen Niederlaſſung oder 
des Wohnortes des Hauptſchuldners veranlaßt iſt, hat den 
Verluſt der Einrede der Vorausklage nicht zur Folge (vgl. 
Staudinger, Anm. Ib zu $ 773). Ebenſo kann aus der Tat⸗ 
ſache, daß der Hauptſchuldner um Friſtbewilligung nachgeſucht 
hat und daß dieſe vom Gericht ihm auch bewilligt wurde, nicht 
geſchloſſen werden, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Haupiſchuldners vorausſichilich nicht zur Befriedigung des 
Gläubigers führen wird. Im Gegenteil: in der Regel wird 
das Gericht, wenn es der Anſicht iſt, daß der Hauptſchuldner 
nicht nur vorübergehend, ſondern dauernd außerſtande iſt, den 
Gläubiger zu befriedigen, eine Zahlungsfriſt überhaupt nicht 
bewilligen (vgl. Freiesleben, DIZ. 1914, 1156).°) 


Nochmals Privat: und Kriegslieferung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Meine Ausführungen zu dieſem Thema an dieſer Stelle 
S. 1005 ff. haben ſtarken Widerhall gefunden. Von gegneriſchen 
Stimmen ſind mir lediglich die Ausführungen unter dem gleichen 
Titel von Rechtsanwalt Becker in der JW. und ein Aufſatz 
des Rechtsanwalts Oppenheim „Berechtigen die Militär: 
aufträge die Fabrikanten zur Nichtausführung von Privat⸗ 
aufträgen“ im Konfektionär vom 16. Dezember zu Geſicht 
gekommen. Dieſe Ausführungen veranlaſſen mich zu folgenden 
Erwiderungen: 

I. In meinem Aufſatz war ſcharf unterſchieden zwiſchen 
den Fällen, in denen der Fabrikant, ohne in die Unmöglichkeit 
verſetzt zu ſein zu liefern, nicht liefert, und den Fällen, in denen 
Unmöglichkeit zur Lieferung vorliegt. Die Fälle der erſten 
Art waren unter Ziffer 2 meines Aufſatzes, die Fälle der 
letzteren Art unter Ziffer 3 erläutert. Die den Abnehmern 
jeweils zuſtehenden Anſprüche waren in richtiger Würdigung 
der Verſchiedenartigkeit der Fälle im erſten Fall als „Schadens— 
erſatzanſprüche“ im zweiten Falle als „Erſatzanſprüche“ 

7) A. M.: Sieskind a. a. O. S. 80 Anm. 17. 

8) A. M.: Flierl in BaygZ. 1914, 442. 

9) Ahnlich auch Ortweiler in JW. 1914, 61 f.; dieſe Aus⸗ 
ſührungen wurden mir erſt nachträglich bekannt. 
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(Surrogationen) bezeichnet. Das hat beide Kollegen nicht 

gehindert, die beiden Fälle zu vermengen. 

N II. Eine ſolche Vermengung liegt z. B. vor, wenn Becker 
unter II, 2 ausführt, „Unverſchuldete Unmöglichkeit“ ſei dann 

gegeben, wenn die Militärverwaltung dem Unternehmen androht, 

daß ſie bei nicht rechtzeitiger Lieferung den ganzen Betrieb der 

Firma nach dem Kriegsleiſtungsgeſetz in Anſpruch nebmen werde. 

A. Es liegt in dieſen Fällen überhaupt keine Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung vor. Zunächſt kann aus der Androhung 
der Heeresverwaltung, daß ſie den Betrieb „eventuell“ ganz in 
Anſpruch nehmen werde (mit der übrigens die Heeres⸗ 
verwaltung ihre Zuſtändigkeit überſchreitet, vgl. Juliusberg in 
DIE. 1914, 1240), noch lange nicht gefolgert werden, daß 
ſie dieſe Androhung auch bei allen Unternehmen zur Durch⸗ 
führung bringen werde. Die Praxis hat vielmehr ergeben, 
daß die Regierung in allen den Fällen, in denen auch die 
Abnehmer Militäraufträge hatten und auch in zahlreichen andern 
Fällen, von der Verwirklichung dieſer Androhung abgeſehen hat. 
Sieht man aber hiervon ab, laſſen ſich zwei Möglichkeiten 
denken: 

Der Fabrikant läßt ſich nicht einſchüchtern. Nun⸗ 
mehr werden ſeine Betriebsmittel beſchlagnahmt. Das, was er 
von der Heeresverwaltung geleiſtet bekommt, bildet einen Erſatz 
im Sinne der 88 281, 323 BGB. (lucrum ex re), der zum 
Teil den Abnehmern zufließen muß. 

Der Fabrikant läßt ſich einſchüchtern. Der Fabrikant 
arbeitet auf Grund ſeines Lieferungsvertrages mit der Heeres⸗ 
verwaltung und vernachläſſigt die Verträge gegenüber der 
Privarkundſchaft. Nunmehr bildet der von der Militärverwaltung 
gezahlte Kaufpreis — wie Rechtsanwalt Becker ausführt — 
einen lucrum ex negotiatione, auf den der Abnehmer zunächſt 
keinen Anſpruch hat. Aber damit iſt die Frage des Schadens⸗ 
erſatzes noch nicht entſchieden. 

Man ſieht jedoch, in keinem Fall liegt ein „Kontrahierungs⸗ 
zwang“ vor. Es handelt ſich entweder um Beſchlagnahme, 
die juriſtiſch als Sonderfall der Zwangsenteignung!) zu 
betrachten iſt,?) oder um ein Privatrechtsgeſchäfts) mit erhöhtem 
Erſüllungszwang (Straſvorſchrift und Enteignungsandrohung). 

B. Durch die Worte lucrum ex negotio iſt ſchon an⸗ 
gedeutet, daß es der Abnehmer auf den Zwang nicht hat 
ankommen laſſen, daß er es vielmehr vorgezogen hat, frei⸗ 
willig das zu tun, wozu er vielleicht auch hätte gezwungen 
werden können. Die Frage, ob nun in dieſem Falle der 
Abnehmer, wenn auch keinen Erſatzanſpruch nach §S 281 BGB., 
fo doch einen Schadenserſatzanſpruch hat, iſt leichter zu be⸗ 
antworten, wenn man ſich vor Augen führt, wieſo die Heeres⸗ 
verwaltung dazu gekommen iſt, an den Lieferanten die erwähnte 
Androhung zu richten. Die Antwort lautet: Weil Privat⸗ 
aufträge mit Heeresaufträgen konkurrieren. Eine derartige 
Konkurrenz iſt aber nur dann möglich — außer in Fällen, die 
für dieſe Erörterung ausſcheiden —, wenn der Lieferant vor 


1) Vgl. Planck (8. Aufl.) Anm. 2 Abſ. 1 a. E. zu §S 281 BGB. 
2) Vgl. Laband, „Das Staatsrecht des Deutſchen Rechts“ (ſog. 
großer Laband), Bd. 4 S. 260 (4. Aufl.). 

3) Vgl. Laband, „Deutſches Keichsſtaatsrecht“ (ſog. kleiner 
Laband), S. 367 (5. Aufl.). 


A2. 1915. 
dem Krieg, obwohl er wußte, daß er für den Kriegsfall 
gebunden ſei, mit ſeinen Abnehmern Lieferungsverträge ohne 
Kriegsklauſel abſchloß, oder, wenn er nach Beginn des Krieges, 
obwohl er wußte oder wiſſen mußte, daß durch Übernahme 
von Heeresverpflichtungen die Erfüllung ſeiner übrigen Ver⸗ 
pflichtungen gefährden werde, trotzdem mit der Heeresverwaltung 
kontrahierte. In beiden Fällen liegt ein Verſchulden des 
Lieferanten vor, das ihn ſchadenserſatzpflichtig macht. 

Daß der von der Heeresverwaltung geübte Zwang zur 
Erfüllung der Heereslieferungsverträge, der gleichzeitig die 
Erfüllung der Privatlieferung vereitelt, den Lieferanten gegen⸗ 
über ſeinen Privatkunden nicht zu entſchuldigen vermag, ergibt 
deutlich der Vergleich mit einem in der Literatur häufig 
erörterten, aber zweifelsfrei feſtſtehenden Fall.“) Wenn nämlich 
jemand nacheinander die gleiche Ware an zwei verſchiedene 
Perſonen verkauft, und dann auf Grund des Kaufvertrages 
mit dem zweiten Käufer zur Lieferung rechtskräftig verurteilt 
wird, ſo wird er durch dieſe Lieferung gegenüber dem erſten 
Käufer nicht befreit, obwohl auch hier in gleicher Weiſe der 
Einwand gebracht werden könnte: wenn der Verkäufer dem 
zweiten Käufer die Sache nicht freiwillig geliefert hätte, ſo 
hätte dieſer auf Grund des rechtskräftigen Urteils die Sache 
zwangsweiſe durch den Gerichtsvollzieher wegnehmen laſſen 
können. In beiden Fällen liegt eben das Verſchulden des 
Verkäufers in dem Abſchluß von Verträgen, die derart mit 
einander konkurrieren, daß die Erfüllung des einen die Erfüllung 
des anderen unmöglich macht. 

Ein anderes Ergebnis würde auch der Billigkeit nicht 
entſprechen. Soll der Fabrikant, der ſich zwingen läßt, der 
alſo das Außerſte getan hat, um ſeinen Abnehmer nicht zu 
ſchädigen, dieſem gegenüber erſatzpflichtig werden, während der 
Fabrikant, der der Androhung der Regierung gefolgt iſt — 
„halb zog ſie ihn, halb ſank er hin“ wird man im Hinblick 
auf die meiſt bewilligten Preiſe ſagen dürfen —, berechtigt 
ſein, den ganzen Gewinn in ſeine Taſche fließen zu laſſen? 
Dieſe Frage aufwerfen, heißt ſie ſchon verneinen! 

III. Wie zutreffend dieſe Argumentationen ſind, wird ganz 
beſonders klar, wenn man die nachfolgenden Ausführungen 
Oppenheims a. a. O. lieſt, bei denen lediglich Anderungen im 
Sperrdruck vorgenommen ſind und mit denen dieſer — das 
Gegenteil beweiſen will: 

„Dieſe Fälle ſtehen der gewöhnlichen Enteignung von 
Grundſtücken oder der Enteignung beweglicher Sachen 
etwa auf Grund des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes oder des Kriegsleiſtungsgeſetzes nicht gleich. Bei 
letzteren handelt es ſich um einen Erſatz der Sache ſelbſt, 
den der Eigentümer von der Behörde erlangt und den 
er deshalb abtreten muß, weil er hier tatſächlich ‚infolge 
des die Leiſtung unmöglich machenden Umſtandes etwas 
erlangt hat‘. Bei den jetzt im Vordergrund des Intereſſes 
ſtehenden obenbezeichneten Fällen liegt dies aber nicht 
vor. Der Unterſchied beſteht nämlich darin, daß hier die 


4) Vgl. z. B. Staudinger (5./6. Aufl.) Anm. 2 zu § 281 BGB. 
[„Der zweite Verkauf ging ausſchließlich auf das Riſiko des Schuldners, 
der ſich dadurch der Haftung aus ſeinem Schuldverhältniſſe dem 
erſten Gläubiger gegenüber nicht entziehen konnte.“] 


Kung 


Behörde nicht einen abzufchägenden Wert der Ware, der 
an die Stelle der Ware tritt, erſetzt, ſondern einen 
welchen Kaufpreis zahlt, der dem momentanen Markt⸗ 
reise emſpricht. Der Anſpruch des Lieferanten auf 
deen Kaufpreis, für den die Behörde die Ware über⸗ 
nmat, wird ſchon durch den zweiten Verkauf, nicht erſt 
duch Übertragung, welche erſt die Unmöglichkeit der 
&iitung an den Privatkunden herbeiführt, begründet. 
jinbei lann man daher nicht davon ſprechen, daß der 
Lrſerunt ‚infolge des die Leiſtung unmöglich machenden 
Unſandes den Kaufpreis erlangt hat. Als Erfag ift 
mot das Entgelt anzuſehen, das der Lieferant für die 
an die Behörde veräußerte Ware von dieſer erhalten hat, 
s handelt ſich nicht um ein Surrogat für die Ware, 
bie der Verläufer dem Privatkunden nicht liefern konnte, 
ſonden um einen Gewinn, den der Verkäufer durch 
ſenen auf eigene Gefahr mit der Behörde unter⸗ 
 nommenen Abſchluß erlangt hat.“ 

„lf eigene Gefahr mit der Behörde unternommene 
zu“ Hat denn Oppenheimer mcht gefühlt, daß der 
Saldufer, der auf eigene Gefahr ſolche Vertrage eingeht, 
ſhrbhaft handelt, weil er bei Erfüllung aus einer vorher 
nz Fahrläſſigkeit die momentan notwendigen Kon⸗ 
uren jichen much? 


Nr Irtnsſetzungen des Unterſtützungs auſpruchs 
iu Familien eingezogener Mannſchaften. 
don Dr. Johannes Biensfeldt, Altona (Elbe). 


I ds Gefeges betreffend die Unterſtützung von Familien 
n de Denſt eingetretener Mannſchaften vom 28. Februar 1888 
u duhmmenhals ut Ziffer 1 des Gefeges zur Anderung des 
ge dom 28. Februar 1888 / 4. Auguſt 1914 beſtimmt, daß 
* dnl der Mannſchaften der Reſerve, Landwehr, Erſatz⸗ 
5 Stewehr und des Landſturms, ſobald dieſe Mannſchaften 
a Dohlmadungen oder notwendigen Verſtärkungen des 
dan aer der Flotte in den Dienſt eintreten, ſowie der 
unh, welche zur Dispofition der Truppen (Marmeteile) 
ua fi, un) der Mamſchaſten, welche das wehrpflchnge 
8 Weriritten haben und freiwillig in den Dienſt eintreten, 
1 uu Umaperſonals der freiwilligen Krankenpflege im Falle 
ie bedürftigkeit Unterftügungen erhalten. Die Unter: 
| en werden von Lieferungsverbänden geleiſtet, die im 
mh an de beßehende Bezirtsemteilung zu dieſem Zwecke 
3 Werden (5 17 des Geſetzes vom 13. Juni 1873.) 
durſtipmng it jeweils derjenige Lieferungsverband ver⸗ 
* halb deſſen der Unterſtutzungsbedürftige zur Zeit 
um det Unterftügungsanfpruches feinen gewohnlichen 
Aue GaL gut 
rn 9, hat ſomit für die Entſtehung des Anſpruchs gegen 
zu aungsverband zu unterſcheiden Borausfegungen, die 
in ſerſn des m den Dienſt Eintretenden (riegsteunehmers) 
l ſen miſſen, und andere, die beim Unterſtüßungsbedurftigen 
* Du ersteren beziehen ſich auf den Eintritt in den 
Img M Dauer und die Unterbrechung des Dienſtes; jie find 
u Giſeß im allgememen zweiſelsfrei beſtimmt. Hiernach 
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beginnt der Dienſt ſchon mit dem Hinmarſch zum Truppentei 
und endet unter Einbeziehung des Rückmarſches erſt mit der 
Rücktunft. Wird der Kriegsteilnehmer wegen Verwundung oder 
im Dienſt zugezogener Krankheit zeitweilig in die Heimat 
beurlaubt, ſo bleibt der Anſpruch beſtehen. 

Schwierigkeiten ergeben ſich dagegen bei der Beſtimmung 
der in der Perſon des Unterſtützungs berechtigten liegenden 
Vorausſetzungen. Der Anſpruch entſteht nämlich erſt mit der 
Bedürftigkeit der Angehörigen des Kriegsteilnehmers und 
richtet ſich nur gegen denjenigen Lieferungs verband, innerhalb 
deſſen der Angehörige zur Zeit des Beginnes der Bedürftigkeit 
feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.!) 

Das Zuſammenwirken dieſer beiden Bedingungen für die 
Entſtehung des Anſpruchs ergibt ſich klar aus der Begründung 
der Regierung zum Entwurfe des Geſetzes von 1888. Hier 
wird zu 5 4 u. a. ausgefuhrt: „Auch kann es ſelbſt, abgeſehen 
von der Ausgleichung entſtehender Mehrbelaſtungen durch die 
Entſchadigung aus Reichsmitteln (5 12), bei der vorliegenden 
Regelung, welche die Erfüllung einer patriotiſchen Pflicht auf 
Grund der für das ganze Reich gemeinſamen Vorausetzungen 
zum Gegenſtande hat, nur darauf ankommen, wo der Bedürftige 
ſelbſt am zweckmäßigſten zu unterſtützen iſt. Dieſe Erwägung 
weiſt auf die Wahl des gewöhnlichen Aufenthaltsortes hin, und 
zwar auf den Aufenthalt nicht des in den Dienſt Ein⸗ 
getretenen, ſondern des Unterſtützungsbedürftigen, 
weil anderenfalls die pflichtigen Verbände häufig gezwungen 
fein würden, die Unterftügung nach Verhaltniſſen zu beurteilen, 
in welche ſie beim Mangel jeder Beziehung zu dem Bedürftigen 
einen Einblick nicht gewinnen können.“ 

Was nun im einzelnen als Bedürftigkeit anzuſehen iſt, 
wird in vielen Fällen ſchwer zu entſcheiden fein. Außerte ſich 
doch ſchon ein Kommiſſionsmitglied hierüber: „ebenſo iſt der 
Begriff der Bedürftigkeit ein ſehr dehnbarer: während der eine 
ſagt, der Mann iſt bedürftig, ſagt der andere, der Mann iſt 
nicht bedürftig. Ich glaube, daß hier geſagt werden müßte, 
daß die Betreffenden auf ihr Anſuchen ſo viel erhielten, um 
anſtändig zu leben.“ Allerdings ſchwieg ſich das Kommiſſions⸗ 
mitglied wiederum darüber aus, was er unter dem anſtändigen 
Leben verſtanden wiſſen wollte. Was unſer Geſetz unter Be⸗ 
dürftigkeit verſteht, wird am eheſten durch Heranziehung ähnlicher 
Geſetzesbeſtimmungen klargelegt. Das BGB., unterſcheidet 
zwiſchen dem Mangel für den ſtandesgemäßen Unterhalt (relative 
Bedurftigkeit), z. B. SS 1360, 1610 BGB., und dem Mangel 
für den zur Exiſtenz notwendigen Unterhalt (abſolute Bedürftigkeu). 
Letztere (vgl. z. B. 5 1602 BGB.) bedeutet die Unfähigkeit, ſich 
ſelbſt zu unterhalten und der auf ſie ſich gründende Unterhalts⸗ 
anſpruch hat völlige Vermogensloſigkeit und Erwerbsunfähigkeit 
zur Vorausſetzung. Immerghin iſt auch hier noch ein Vermögens⸗ 
wert inſofern vorhanden, als den Bedürftigen ein zwilrechtlicher 


) Wenn das Geſetz (§ 4) ſagt, zur Unterſtützung iſt derjenige 
Lieferungsverband verpflichtet, innerhalb deſſen der Unterſtützungs⸗ 
bedürftige zur Zeit des Beginnes des Unterſtützungsanſpruchs 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, ſo iſt dieſe Ausdrucksweiſe in⸗ 
ſofern unklar, als der Unterſtützungsanſprach ohne einen beſtimmt 
verpflichteten Lieferungsverband praktiſch nicht denkbar iſt und der 
gewöhnliche Aufenthalt innerhalb eines Lieferungsverbandes eben erſt 
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Unterhaltsanſpruch gegen den unterhaltsverpflichteten Verwandten 
zuſteht. Wo auch dieſer fehlt, da tritt der armenrechtliche Fall der 
Bedürftigkeit ein: der die Armenpflege Beanſpruchende beſitzt 
nicht hinreichende Kräfte, um ſich und ſeinen nicht arbeitsfähigen 
Angehörigen den notwendigen Lebensunterhalt zu verſchaffen 
und kann dieſen weder aus eigenem Vermögen beſtreiten noch 
von einem dazu verpflichteten Verwandten erhalten. (8 4 
FreizügGG.) Eine Auslegung im letzteren Sinne iſt für unſer 
Geſetz von vornherein abzulehnen. Die Unterſtützung würde 
durch die gleichen Vorausſetzungen den Charakter einer Armen⸗ 
unterſtützung annehmen; dies ſuchte aber der Geſetzgeber durch 
möglichſten Ausſchluß jeder Analogie mit den Armengeſetzen 
gerade zu vermeiden; aus dieſem Grunde wurde z. B. auch die 
Beſtimmung der örtlichen Zuſtändigkeit des Lieferungsverbandes 
nach dem Unterſtützungswohnſitz ausdrücklich ausgeſchloſſen. Bei 
einer Anlehnung an die Vorſchriften des Unterſtützungswohnſitz⸗ 
geſetzes würde „die hier fragliche Unterſtützung in die Bahnen 
der Armenverpflegung gelenkt werden, was durchaus vermieden 
werden muß“. (Begründung zum Entwurf eines Geſetzes von 
Familien uſw. ©. 9.) 

Es verbleiben ſomit die beiden Arten der Bedürftigkeit im 
Sinne des BGB. Auch die abſolute Bedürftigkeit im Sinne 
des BGB. hat Erwerbs⸗ und Vermögensloſigkeit zur Voraus⸗ 
ſetzung. Darf das gleiche für die Kriegsunterſtützung angenommen 
werden? Die Frage wird ſich nicht grundſätzlich entſcheiden 
laſſen, ſondern ſtets nur unter Berückſichtigung der einzelnen 
Umſtände beantwortet werden können. Hat der Angehörige 
Einnahmequellen, die ihm ein durch die allgemeine Kriegslage 
bedingtes beſcheidenes Auskommen zunächſt dauernd gewähr⸗ 
leiſten, ſo wird von Bedürftigkeit nicht geſprochen werden können. 
Stehen der Familie dagegen nur geringe, bald aufgebrauchte 
Mittel zur Verfügung, die zunächſt wohl eine Unterhaltspflicht 
nach 5 1602 BGB. ausſchließen würden, jo liegt im Sinne 
des 8 1 unſeres Geſetzes doch ſchon Bedürftigkeit vor. Der 
Familie kann z. B. nicht zugemutet werden, zunächſt ihre kleinen 
Erſparniſſe oder Geſchenke und Darlehen von Verwandten 
aufzuzehren; derartige kleine vorübergehende Unterhaltsmittel 
ſind zwar bei der Bemeſſung der Höhe der Unterſtützung zu 
berückſichtigen, eine hemmende Wirkung für die Entſtehung 
des Unterſtützungsanſpruchs muß ihnen jedoch abgeſprochen 
werden. Unzutreffend iſt z. B., wenn ein Lieferungsverband 
die Unterſtützung ablehnt, weil die Ehefrau des Kriegsteilnehmers 
bei ſeinem Dienſteintritt ein Darlehen von 300 & vom 
Schwiegervater erhalten hat. Ebenſo unrichtig dürfte ſein, 
wenn mit Rückſicht auf die Gehaltszahlung für den laufenden 
Monat zunächſt noch für dieſen Monat die Bedürftigkeit geleugnet 
wird; dies würde zutreffen, wenn es ſich um die Bedürftigkeit 
im armenrechtlichen Sinne handelte. Werden die Angehörigen 
zunächſt auch noch durch den Genuß des Lohnes oder Gehaltes 
vor der äußerſten Not bewahrt, ſo werden ſie den Verbrauch 
des Lohnes doch ſchon mit Rückſicht auf ſein Ausbleiben im 
nächſten Monat einrichten und durch eventuelle Einſparung 
eines gewiſſen Betrages anderweiter Unterſtützung bedürfen; 
es wäre völlig unwirtſchaftlich gedacht, wenn man annähme, 
jemand werde mit einer Lohnzahlung, von der er weiß, daß es 
die letzte iſt, in gleicher Weiſe Aufwendungen machen als mit 
einer laufenden Lohnzahlung, der im nächſten Monat eine neue 
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folgt. Der Unterſtützungsanſpruch im Sinne unſeres Geſetzes 
entſteht ſomit, auch wenn für den laufenden Monat noch Lohn 
oder Gehalt gezahlt wird, denn die Bedürftigkeit im Sinne 
unſeres Geſetzes liegt ſchon vor. Die ganz andere Frage, ob 
der Lohn bei der Bemeſſung der Unterſtützung zu berückſichtigen 
iſt, iſt ohne weiteres zu bejahen. Wenn eine derartige An⸗ 
rechnung unter Umſtänden ſogar den Unterſtützungsbetrag ſelbſt 
wieder aufhebt, ſo hat dies auf das Beſtehen des Unterſtützungs⸗ 
anſpruchs ſelbſt keinerlei Einfluß. Allein ſchon die Feſtſtellung 
des Anſpruchs gegen einen beſtimmten Lieferungsverband, deſſen 
Realiſierung im gegebenen Fall zunächſt durch andere Einnahme⸗ 
quellen verhindert werden ſollte, iſt für die Angehörigen nicht nur 
von der größten moraliſchen, ſondern auch wirtſchaftlichen 
Bedeutung. Überdies hätten bei Annahme der gegenteiligen 
Meinung die Angehörigen, denen ja in den meiſten Fällen der 
Lohn noch für den laufenden Monat fortgezahlt wird, die 
Möglichkeit, inzwiſchen nach einem anderen Orte zu verziehen, 
wo ſie höhere Unterſtützungen erhalten, als da, wo ſie zur Zeit 
des Dienſteintrittes ihres Ernährers ihren gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt gehabt hatten. Dieſe Möglichkeit ſollte aber gerade 
durch § 4 des Geſetzes ausgeſchloſſen werden (vgl. Begründung 
des Entwurfs zu § 4). Mit Recht wurde daher ſchon von 
anderer Seite ausgeführt, daß grundſätzlich bei Dienſteintritt 
des bisherigen Ernährers allein ſchon durch die hierdurch 
verurſachte wirtſchaftliche Einbuße die Bedürftigkeit im Sinne 
unſeres Geſetzes anzunehmen ſei (vgl. Liebrecht, Arthur, Geſetz 
betr. die Unterſtützung von Familien uſw. Anm. 6 zu $ J). 
Geht dieſe wirtſchaftliche Einbuße ſo weit, daß ſelbſt bei 
Berückſichtigung der durch die Kriegslage gebotenen wirtſchaft⸗ 
lichen Einſchränkung ein beſcheidenes Auskommen unmöglich 
wird, ſo liegt ſtets Bedürftigkeit vor, die (Möglichkeit) Unmöglich⸗ 
keit eines ſtandesgemäßen Unterhaltes dagegen iſt unerheblich. 
Wo die Grenzen für ein beſcheidenes Auskommen zu ziehen 
ſind, muß unter Berückſichtigung der Lebenskoſten des betreffen⸗ 
den Aufenthaltsorts im Einzelfall entſchieden werden. 
Erheblich einfacher iſt die Feſtſtellung der anderen in der 
Perſon des Unterſtützungsberechtigten liegenden Vorausſetzung, 
des gewöhnlichen Aufenthalts. Hier hat es darauf an⸗ 
zukommen, daß der tatſächliche perſönliche Aufenthalt als 
gewöhnlicher, gewollter Mittelpunkt der perſönlichen Exiſtenz 
angeſehen werden kann (vgl. Wohlers-Krech: UWG. 1913, 
18 f.). Die Ausführungen, welche in dieſer Beziehung in der 
Literatur zu 8 10 UWG. gemacht find, treffen, ſelbſtverſtändlich 
ohne das Erfordernis der einjährigen Friſt, im allgemeinen 
auch hier zu. Die Regel des gewöhnlichen Aufenthalts erleidet 
eine Ausnahme in dem Falle der Beſetzung des Bezirkes des 
urſprünglichen Lieferungsverbands durch den Feind. Hier tritt 
an jenes Stelle der Lieferungsverband des Zufluchtortes. Das 
Geſetz zeigt in dieſem Falle nur noch inſofern eine Lücke, als 
den auf ſolche Weiſe außerordentlich belaſteten Lieferungs⸗ 
verbänden vom Reiche auch nur die Mindeſtbeträge zurückerſtattet 


werden. In derartigen Fällen ſollte das Reich ausſchließlich 
für die Deckung aufkommen. 
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Beiträge zum Mietrecht der Kriegsteilnehmer. 
Von Referendar Flatow, Charlottenburg. 


Angeſichts der Bedeutung, die die Geſtaltung der Miets⸗ 
pethältniſſe für den weitaus größten Teil unſerer Krieger hat, 
dürfte es angebracht fein, einige rechtlich zweifelhafte Fragen 
aus dieſem Gebiete zuſammenfaſſend zu erörtern. 

J. Der Zahlungsanſpruch gegen den im Felde ſtehenden 
Allanmieter: 

Rechtlich beſtehen hier keine Beſonderheiten. Jede Klage 
gegen den Kriegsteilnehmer iſt unterbrochen. Der Vermieter 
bat daher keine Möglichkeit, Vollſtreckungsmaßregeln gegen den 
Meter vorzunehmen. (Doch kann Selbſthilfe nach 8 561 
868. leicht in Frage kommen, wenn etwa dritte Perſonen die 
Sachen des Mieters fortſchaffen wollen.) Zweifelhaft iſt, auf 
welhe Weiſe der Mietvertrag des Mieters, der im Felde iſt, 
durch ordentliche oder außerordentliche Kündigung fein Ende 
ereichen kann, fo daß der heimkehrende Soldat dann ohne 
weiteres der Räumungsklage des Vermieters ausgeſetzt iſt. 
Eme ſolche Kündigung unter Abweſenden dürfte nur auf zwei 
Regen rechtsgültig erfolgen können. 

Einmal durch ein dem Mieter unmittelbar tatſächlich zu⸗ 
gebended Schreiben, ſodann durch Zuſtellung gemäß 8 132 
808. und § 172 ZPO. Nach § 132 BGB. wird eine 
Vilenserklärung unter Abweſenden mit dem Zugang wirkſam, 
d. h. nit der Möglichkeit der Kenntnisnahme unter normalen 
Vabälmifſen z. B. durch Mitteilungen an Hausgenoſſen, 
Angeftellte uſw. (Fiſcher⸗Henle 8. Aufl. $ 130 Anm. 3) „wenn 
der Gegner in eine Lage verſetzt wird, die ihm unter gewöhn⸗ 
lchen Verhältniſſen ermöglicht, von der Kündigung Kenntnis 
zu nehmen“ (Niendorf, Mietrecht 10. Aufl. S. 355). 
| Ein Kriegsteilnehmer iſt nun jedenfalls normalerweiſe nicht 
x der Lage, von dem ihm auf die geſchilderte Weiſe zugegangenen 
are Kenntnis zu nehmen. Der Vermieter, der ihm eine rechts⸗ 
vichane empfangsbedürftige Willenserklärung zugehen laſſen 
wil, nz ihm entweder unmittelbar ſchreiben und den perſön⸗ 
In Onjang des Schreibens im ſpäteren Beſtreitungsfalle 
durd Eibegzuſchiebung beweiſen, oder das Schreiben nach 
5132 M. 1868. durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers 
aulelen Nach der vom Preußiſchen Juſtizminiſter, JMBl. 
194, 7ol, vertretenen Anſicht muß die Zuſtellung an Kriegs: 
lnb nach 8 172 ZPO., d. h. an den Chef der zunächſt 
lungen Kommandobehörde, erfolgen (vgl. über Zuſtellungen 
0 Niltärperfonen SW. 1914, 907; die Ausführungen dort, 
beende bezüglich 88 172, 201 ZBO., find in mannigfacher 
Öinfiht bedenllich. 

8 Die öffentliche Zustellung nach 8 132 Abſ. 2 BGB., 
20. ZPO. iſt unſeres Erachtens in allen dieſen Fällen 
anwendbar, weil der Aufenthalt des Empfängers vielleicht 
Mi Anteogfteller, aber nicht „überhaupt“ unbekannt iſt (vgl. 
egdon Buſch 3. Aufl. 8 203 A. 1), 
1 Ei Räumungsanſpruch gegen den im Felde ſtehenden 
10 95 wenn der Vermieter in der unter 1 angegebenen Art 
nn dem Mieter kündigt, entſteht materiellrechtlich der 
m ngsanſpruch. Prozeſſual ift dieſer freilich nicht durch⸗ 
a ſo daß der Vermieter auch nicht die Sachen aus der 
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Wohnung des Mieters auf eigene Fauſt entfernen kann. Tut 
er dies, ſo macht er ſich ſchadenserſatzpflichtig. 

Ebenſowenig kann der Vermieter auf Grund der Eigentums⸗ 
klage nach der Kündigung gegen die Angehörigen (Frau und 
Kinder des Mieters) vorgehen. Sie find lediglich Beſitzdiener 
und nicht Dritte im Sinne des $ 556 BGB. (vgl. Aſch in 
IW. 1914, 853 und AG. Hamburg in DIZ. 1914 Sp. 1308). 

3. Der Zahlungsanſpruch gegen Eheleute als gemeinſchaft⸗ 


liche Mieter, wenn der Mann im Felde iſt: 


Es handelt ſich um Geſamtſchuldner, aber nicht, wenigſtens 
nach der herrſchenden Anſicht — anderer Anſicht: Niendorff 
8 61, 3 S. 442 und das dort zitierte Urteil des LG. I Berlin 
37 S 5/07 — um „notwendige Streitgenoſſen“. Daher bleibt 
die Klage gegen die Frau auf Zahlung der Miete ſtatthaft. 
Bei notwendiger Streitgenoſſenſchaft würde das Verfahren 
gegen beide Eheleute unterbrochen werden (Sydow⸗Buſch § 239 
Anm. 1; ebenſo KG. im Recht 1914, 650 bezüglich d. o. HG.), 
doch kann die Vollſtreckung — mangels Titels gegen den Mann 
auf Duldung — nur in das Vorbehaltsgut bei geſetzlichem 
Güterftand erfolgen, jo daß die Kriegsteilnehmersfrau in der 
Praxis ſehr geſchützt iſt. 

4. Die Räumungsklage gegen Eheleute als gemeinſchaft⸗ 
liche Mieter, wenn der Mann im Felde iſt: 

Hier liegt die Sache rechtlich ſehr zweifelhaft. 

Materiellrechtlich ſetzt der Räumungsanſpruch auch zunächſt 
das Ende des Mietvertrages durch Kündigung voraus (vgl. 
Güthe, IM Bl. S. 745). Da nun hier mehrere Mieter vor: 
handen ſind, muß, ſoweit nichts Gegenteiliges vereinbart iſt, die 
Kündigung an alle erfolgen (Staudinger 8. Aufl. § 564 II 2e; 
Niendorff S. 347; Mittelſtein 3. Aufl. S. 75). (Die oft ver⸗ 
abredete Beſtimmung, daß der Mann allein Kündigungen aus⸗ 
ſprechen und entgegennehmen könne, bedeutet in den Kriegsfällen 
regelmäßig eine allſeitige Erſchwerung der Kündigung.) Daher 
muß der Vermieter der Frau und dem Mann kündigen (ſo 
auch Güthe, IM Bl. S. 745), dieſem auf die oben unter 1 
dargeſtellte Art und Weiſe. 

Hier taucht nun die ſehr ſchwierig zu beantwortende Frage 
auf, ob nicht eventuell die Kündigung an die Frau, ſei es als 
ſtillſchweigende Bevollmächtigte des Mannes, ſei es als Inhaberin 
der Schlüffelgewalt, hinreicht, um die Kündigung an den Mann 
zu bewirken. (Die gleiche Frage entſteht auch oben unter 1, 
wenn der Mann allein gemietet hat. Da aber formularmäßig 
Mann und Frau gemeinſam mieten, behandeln wir die Frage 
erſt hier.) Die Schlüſſelgewalt umfaßt die Beſorgung der 
Geſchäfte des Mannes durch die Frau „innerhalb ihres häus⸗ 
lichen Wirkungskreiſes“ (§ 1357 BGB.). Ihr Umfang läßt 
ſich „nur nach Lage des einzelnen Falles, unter Berückſichtigung 
der örtlichen Sitte und der wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe der Ehegatten entſcheiden“ (Staudinger § 1357 
3 ac). Die fo vorgenommenen Rechtsgeſchäfte gelten als „im 
Namen des Mannes vorgenommen“. Ob das Wohnungmieten 

zur Schlüſſelgewalt gehört, iſt ſehr zweifelhaft. Staudinger 
daſelbſt und Niendorff S. 46 verneinen es, Mittelſtein S. 84 
ebenfalls, wenn auch nicht ganz ſo entſchieden. Aber dieſe, 
dem Familienleben in normalen Zeiten entnommenen Anſichten, 
dürften gerade, wenn man „von dem tatſächlichen Zuſchnitt 


des Hausweſens und der damit zuſammenhängenden äußeren 
10 * 
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Lebensführung der Ehegatten“ (RG. 61, 80) ausgeht, jetzt zu 
modifizieren ſein. Dort, wo der Mann jetzt monatelang im 
Felde ſteht, hat ſich unſeres Erachtens der häusliche Wirkungs⸗ 
kreis der Frau erweitert. Wie die Frau bezüglich ihres ein⸗ 
gebrachten Gutes jetzt regelmäßig freier geſtellt iſt (S 1401 
BGB.), fo wird man auch ihre Selbſtändigkeit erweitern und 
ſie als Vertreterin des Familienhauptes in Angelegenheiten 
anſehen müſſen, die ſonſt gewöhnlich nicht mehr zur Schlüſſel⸗ 
gewalt gerechnet werden können. 

Will man aber ſelbſt den hier vertretenen Standpunkt 
nicht anerkennen, ſo wird man jedenfalls den Begriff der ſtill⸗ 
ſchweigenden Bevollmächtigung heranziehen können und müſſen. 
Der Mann, der ausdrücklich oder dem Sinne nach der Frau 
beim Abſchiede ſagt oder nachträglich ſchreibt, ſie ſolle nur 
„alles inſtandhalten“, ſoll „ſich um alles kümmern“, alles 
„ſelbſt erledigen“, ohne ihm jede Kleinigkeit mitzuteilen, alles 
„mit dem Wirte beſprechen“, dieſer Mann bevollmächtigt eben 
ſeine Frau. In zahlreichen Fällen wird ſich das häusliche 
Leben zwiſchen den voneinander getrennten Ehegatten in dieſer 
Weiſe abſpielen. Es liegt hier jetzt umgekehrt wie in den 
zahlreichen Entſcheidungen, in denen in friedlichen Zeiten die 
höchſten Gerichte „auf Grund der Erfahrungstatſachen“ (KGB. 
1905, 6) den Ehemann der mitmietenden Frau als von dieſer 
ſtillſchweigend bevollmächtigt zur Kündigung angeſehen haben 
(vgl. KGBl. 1904, 95 und neueſtens KGBl. 1914, 54 — 
LG. I Berlin — unter ausführlicher Würdigung der formular⸗ 
mäßigen Beſtimmung, wonach einſeitige Willenserklärungen von 
jedem und an jeden der mehreren Mieter mit Wirkſamkeit für 
bzw. gegen alle abgegeben werden können). In zwei höchſt⸗ 
richterlichen Entſcheidungen iſt im übrigen eine ſtillſchweigende 
Bevollmächtigung der Frau zur Wohnungkündigung angenommen 
worden. In dem Falle KGBl. 1910, 75 heißt es, „die Frau 
iſt Händlerin und beſorgt die Haushaltungsgeſchäfte, während 
der Mann Straßenbahnſchaffner iſt und ſich meiſtens nicht zu 
Hauſe befindet. Solche Leute pflegen nach den Lebenserfahrungen 
ihren Frauen Vollmacht zu denjenigen Rechtshandlungen zu 
geben, welche ſie ſelbſt nicht vornehmen können“. Ahnlich 
OL GRſpr. 18, 13 (OLG. Braunſchweig) „es iſt eine allgemein 
bekannte Tatſache, daß bei uns die Ehefrauen Rechtsgeſchäfte 
in bezug auf die Familienwohnung ſtatt ihrer Männer, die ſich 
nicht immer gern damit abgeben, abzuſchließen pflegen. Das 
iſt kein Ausfluß der Schlüſſelgewalt, ſondern geſchieht in aus⸗ 
drücklich oder nach der Verkehrsſitte ſtillſchweigend erklärter 
Vollmacht der Männer“. 

Demnach wird man in zahlreichen Fällen materiell die 
Kündigung an und durch die Frau als zur Beendigung des 
Mietvertrages hinreichend anſehen müſſen, auch wo nicht ſchon 
vertraglich die Kündigung an einen Mütmieter ausreicht. Dies 
Ergebnis iſt deshalb wichtig, weil die Ehefrau ſo die Auflöſung 
des Vertrages herbeiführen kann, z. B. wenn ſie ſich eine 
kleinere Wohnung nehmen will, ohne ſelbſt dem Räumungs⸗ 
anſpruch ausgeſetzt zu fein. (Bei entgegengeſetzter Anficht würde 
der Ehefrau dieſe Möglichkeit genommen ſein, ſoweit nicht der 
Mann vom Felde aus die Kündigung ausſpricht.) 

Prozeſſual bleibt zwar immer noch die Streitfrage, ob 
zwiſchen den Mitmietern, von denen nur die Frau verklagt 
werden kann, das Verhältnis der notwendigen Streitgenoſſen⸗ 
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ſchaft beſteht. Dies iſt, wie bereits früher oben erwähnt, von 
Niendorff und vom LG. I Berlin bejaht worden. Den gleichen 
Standpunkt hat bezüglich der Räumungsklage während des 
Krieges das LG. I Berlin vertreten (vgl. den JW. 1914, 1095 
mitgeteilten Beſchluß), ohne ſich darüber zu äußern, daß das 
Urteil alsdann überhaupt nicht gegen die Ehefrau ergehen dürfte 
(ebenſo Schwabe im Recht 1914, 708). Liegt notwendige 
Streitgenoſſenſchaft vor, ſo iſt ein gegen beide Eheleute an⸗ 
hängiges Verfahren „unterbrochen“, ein gegen die Frau allein 
anhängiges Verfahren muß wegen mangelnder Sachlegitimation 
zur Klageabweiſung führen. 


Selbſt wenn man aber dieſer, unſeres Erachtens richtigen, 
Anſicht nicht folgt, ſo iſt doch ein gegen die alleinverklagte oder 
mitverklagte Ehefrau ergangenes Urteil unvollſtreckbar. Dies 
iſt ausdrücklich ausgeſprochen in der Preußiſchen Juſtizminiſterial⸗ 
Verfügung vom 26. September 1914, würde aber ſchon daraus 
folgen, daß ohne Titel gegen den Mann weder die Kinder noch 
die Sachen des Mannes, noch die dem ehemännlichen Ver⸗ 
waltungsrecht unterliegenden Sachen der Frau entfernt werden 
können, aber auch darüber hinaus die Vollſtreckung gegen die 
Frau „notwendig in allen Fällen zugleich mindeſtens teilweiſe 
Räumung ... gegen den Mann bedeutet“ (KGBl. 1914, 142; 
LG. I; ebenſo Güthe, IM Bl. S. 745; Kipp in „Recht und 
Wirtſchaft“ 1914, 213). Der enge Zuſammenhang zwiſchen den 
einzelnen Familienmitgliedern muß es als unzuläſſig erjhenen 
laſſen, etwa die Frau von ihren Kindern zu trennen und zu 
exmittieren, weil damit zugleich der nicht verurteilte Ehemann 
in feiner Eigenſchaft als Haushaltungsvorſtand getroffen 
werden würde. 


5. Die Rechtslage der Ehefrau des Kriegsteilnehmers als 
Alleinmieterin: 

In zahlreichen Fällen haben die Ehefrauen der Kriegs⸗ 
teilnehmer während des Krieges, ſei es aus Angſt vor an⸗ 
gedrohten Räumungsklagen, ſei es aus Gründen der Erſparnis, 
die Wohnung gewechſelt. Die Verträge ſind dann regelmäßig 
von der Ehefrau allein geſchloſſen worden, die ſich nun oft 
genug neuen Zahlungs- und Räumungsanſprüchen ausgeſetzt ſieht. 

Auch in dieſem Falle iſt die Frau geſchützt, und zwar 
gleichviel, ob man die Frau als Bevollmächtigte des Mannes 
anſieht, ſo daß der Vertrag als mit beiden Eheleuten geſchloſſen 
gelten muß, oder ob tatfächlich nur ein mit der Frau geſchloſſener 
Vertrag exiſtiert. In dieſem Falle würde der Schutz der Ehe⸗ 
frau daraus folgen, daß das von ihr erworbene Mietrecht zu 
ihrem eingebrachten Gut gehört und deshalb der Vollſtreckung 
nur unterliegt, wenn auch ein Titel gegen den Mann auf 
Duldung exiſtiert (ebenſo Schwabe im Recht 1914, 708). Dieſe 
Anſicht vertritt, wie es ſcheint, auch das LG. I Berlin in dem in 
KGBl. 1914, 142 veröffentlichten Beſchluß, in dem es heißt: 
„daß zur Durchführung der Räumung einer Familienwohnung 
ſtets ein Urteil auch gegen den Ehemann und Vater als Haus⸗ 
haltungsvorſtand vorliegen muß“. 


die allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
26. September 1914 ſpricht freilich nur von Ehefrauen, die 
gemeinſam mit dem Mann gemietet haben.) 


Die Vollſtreckung eines Zahlungsurteils wäre ebenfalls 
mangels des Titels gegen den Mann auf Duldung erſchwert. 
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Ein rechtlich weitergehender Schutz der Ehefrau exiſtiert, 
wenn man ſie als Bevollmächtigte des Mannes oder innerhalb 
der Schlüſſelgewalt handelnd anſieht und trotz ihrer alleinigen 
Unterſchrift beide Eheleute als Mieter betrachtet. Dieſer Wille 
det beteiligten Eheleute wird hier nach den tatſächlichen 
Umſtänden beſonders häufig und auch dem Vermieter erkennbar 
zu vermuten fein. Bei dem Vertragsſchluß wird die Frau 
regetmäßig zu erkennen geben, daß die Wohnung auch für ihren 
Nam bei deſſen Rückkehr beſtimmt iſt, und daß ſie vielleicht 
ſogar auf Grund eines Briefwechſels mit dem Mann die neue 
Vobnung miete. Aber auch beim Fehlen ſolcher Erklärungen 
wird, wie ſchon oben zu 4 ausgeführt, nach der ganzen Sach⸗ 
lage angenommen werden müſſen, daß in der Übergabe der 
Virtſchafts⸗ und Haushaltungsführung an die Frau eine Voll: 
macht auch zum Abſchluß von Mietverträgen zu erblicken iſt. 
Um jeden Zweifel auszuſchließen, wird die Frau allerdings gut 
tun, auf dem Vertrag ſtets den Zuſatz hinzuzufügen, „zugleich 
für meinen Mann“ oder ähnlich. Sind Mann und Frau dem⸗ 
gemäß Vertragspartei, fo gilt auch hier alles, was zu 4 be 
Iproden iſt 

6. Die Rechtsſtellung der Witwe des Gefallenen: 

Angefichts der zahlloſen Verluſte dieſes Krieges entſteht 
in immer zahlreicheren Fällen für die Angehörigen, beſonders 
der unbemittelten Klaſſe, die Frage, wie fie ſich gegenüber dem 
fe als Erben treffenden Räumungsanſpruche zu verhalten haben. 

Es iſt hierbei zu beachten, daß beim Tode des Mannes 
teten Erben in ihrer Geſamtheit in den Vertrag eintreten, 
während außerdem die Frau, ſoweit fie mitgemietet hat, Ver⸗ 
agepartei bleibt. (Dies ift wichtig, weil dadurch das außer: 
ardentlche Kündigungsrecht nach S 569 BGB. für die Frau 
nn it; fo nach allerdings beftrittener Anſicht Niendorff 
7). 

Die Kündigung wegen Nichtzahlung muß auch hier an 
dle Erben gemeinſam erfolgen (Mittelſtein S. 451; Nienborff 
L. 348. Dies iſt wichtig dort, wo die nächſten Angehörigen, 
d und Kinder, nicht oder nicht allein Erben find. Sacke 
Wi lundigenden Vermieters iſt es, im Falle des Beſtreitens 
di Eigenschaft als Erben zu beweiſen, z. B. durch Einſicht 
ind Prüfung der Nachlaßakten. 


— — 


It di gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friten für die Friedenszeit zu empfehlen? 
Von Landgerichtsrat Morchutt, Gotha. 


Daß mit der Verordnung vom 7. Auguſt 1914, die den 
Genchten eine allgemeine Befugnis zur Stundung von 
bene gab, einem wirtſchaftlichen Bedürfnis entſprochen 
ne it ift allgemein anerkannt worden. Auch kann wohl 
0 n Abrede geſtellt werden, daß die Verordnung tatſächlich 
gend gewirkt hat. Der Verlauf der Wirtſchaftsentwicklung 
du grit, daß ſtarke Stockungen in Handel und Wandel im 
Bi und September zu verzeichnen waren, daß dann bald 
Ahne aal dorgan ens ſich wieder belebte und aufftcigende 
u g nahm. C3 darf deshalb angenommen werden, daß 
100 e ewährung von Zahlungsfriſten von 1 bis 3 Monaten 

ce vorübergehende Schwierigkeit behoben, manches Geſchäft 
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lebensfähig und beſonders in kleinen Verhältniſſen manche 
Familie vor Not bewahrt worden iſt. Nun iſt der Wunſch 
rege geworden, daß die Stundungsbefugnis der Gerichte auch 
in die Friedenszeit übernommen werde, und es darf wohl 
damit gerechnet werden, daß die Stimmen, die ſich dafür 
erhoben haben, Widerhall bei vielen, beſonders in Richter⸗ 
kreiſen, finden. Liegt die Forderung doch im Rahmen einer 
ſchon lange vor der Kriegszeit vorhandenen Bewegung, die 
für eine größere richterliche Bewegungsfreiheit gegenüber 
dem ſtarren Geſetz ſich einſetzt. Als Gegner allgemein 
zuläſſiger richterlicher Stundungsbefugnis bekennt ſich Geh. 
Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau, in der JW. 1914, 1095. 
Zunächſt äußert er das prinzipielle Bedenken, daß die Be⸗ 
willigung einer Friſt an ſich nicht zur Kompetenz des 
Richters gehöre, ſeine Sache ſei es, Recht zu ſprechen, 
allenfalls im Wege des Vergleichs auf eine Friſtbewilligung 
durch den Gläubiger hinzuwirken. Dies Bedenken wiegt nicht 
ſchwer. Es ſei nur daran erinnert, daß der jetzige Rechts⸗ 
zuſtand zwei Arten gerichtlicher Zahlungs friſten kennt, die vom 
Prozeßrichter im Urteil und die vom Vollſtreckungsrichter im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren zu beſtimmende Friſt. Daß es 
die recht eigentliche Domäne des Vollſtreckungsrichters iſt, Maß⸗ 
nahmen zu treffen, die in der einen oder anderen Weiſe der 
Vollſtreckung Einhalt tun ſollen, iſt bekannt. Es genügt, auf 
die täglich zur Anwendung kommenden SS 707, 712, 713, 719 
ZBO. hinzuweiſen. Warum der Prozeßrichter, der im Räumungs⸗ 
urteil dem exmittierten Beklagten eine Friſt zur Räumung ge⸗ 
währen kann, nicht auch in ähnlich gearteten Fällen eine an⸗ 
gemeſſene Friſt für die Vollſtreckung des Urteilsbefehls ſoll 
erteilen können, iſt nicht einzuſehen. Regelmäßig ſchließt das 
Urteil zwei Momente in ſich: die Rechtsfeſtſtellung und die 
daraus ſich ergebende Folge, den Befehl zur Leiſtung. Letzterer 
iſt ſchon jetzt nicht immer unbedingt. 

Neumann macht weiter „Opportunitätsgründe“ geltend. 
Er befürchtet Mißgriffe. Es werde an zuverläſſigen Unterlagen 
fehlen, die eine ſichere Beurteilung ermöglichten, der Richter 
befinde ſich auf ſchwankendem Boden; ſo könnten ſich Fälle 
mehren. wie ein kürzlich praktiſch gewordener: 1. Inſtanz lehnt 
Friſt ab, 2. Inſtanz erteilt volle Friſt, 3. Inſtanz gewährt 
Teilzahlungen. Schließlich wäre auch eine Einſchränkung des 
Kredits zu beſorgen. 

Zu dem erſten Punkt iſt folgendes zu bemerken: Sicher 
kann nicht vom Richter eine fo genaue Kenntnis der Verhält— 
niſſe jedes einzelnen im Bezirk erwartet werden, daß er im- 
ſtande wäre, ohne weiteres über die Frage der Friſtbewilligung 
zu entſcheiden. Nur Richter, die jahrelang in einem kleineren 
Bezirk arbeiten, werden, dazu allenfalls befähigt fein. Aber 
muß der Richter nicht in zahlreichen anderen Fällen ſich ebenfalls 
eine ſehr genaue Kenntnis der Vermögensverhältniſſe der Parteien 
verſchaffen, um die Entſcheidung geben zu können? Bei 
Unterhaltsklagen muß die Vermögenslage der Beteiligten aufs 
genauſte erforſcht, die Bedürfniſſe des ſtandesmäßigen Aus— 
kommens, des notdürftigen Lebensunterhaltes müſſen auf Heller 
und Pfennig geprüft und berechnet werden. In den unendlich 
zahlreichen Fällen, in denen die Vermögenslage der Beteiligten 
ihre Rechtsbeziehungen beeinflußt, überall da, wo die Entrichtung 
einer Rente in Frage kommt, bei Vermögensauseinanderſetzungen, 
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Arreſtſachen, bei Lohn⸗ und Gehaltspfändungen bildet ſtets die 
ſorgfältige Prüfung der Wirtſchaftslage der Beteiligten die 
notwendige Vorausſetzung für die Entſcheidung. Nicht anders 
iſt es aber bei der Bewilligung einer Zahlungsfriſt. Der 
Aufgabe, vor die der Richter in jenen Fällen geſtellt iſt, muß 
er auch hier genügen können. Die Grundlage wird wohl immer 
die eingehende perſönliche Vernehmung des Schuldners abgeben, 
daneben darf das Gehör des Gegners, das jetzt bekanntlich 
nicht obligatoriſch iſt, nie verſäumt werden; weiter werden 
Auskünfte der Handels⸗ und Handwerkskammern und anderer 
Standes vertretungen, in kleinen Verhältniſſen der Gemeinde⸗ 
vorſtände und Polizeibehörden, Erkundigungen bei den Arbeit⸗ 
gebern Material liefern. Auch die Vorlegung der Geſchäſtsbücher 
oder eines Vermögensverzeichniſſes wird in Frage kommen. 
An Hilfsmitteln kann es nicht fehlen, es muß nur der dem 
Einzelfall angepaßte richtige Gebrauch davon gemacht werden, die 
Frage der Stundung darf keinesfalls als nebenſächlich angeſehen 
werden. Vor oberflächlicher, laxer Behandlung muß dringend 
gewarnt werden. Das mag in der bisherigen Praxis nicht 
immer genügend beachtet worden ſein. Es mögen gelegentlich 
Mißgriffe vorgekommen ſein, und es iſt zu verſtehen, daß be⸗ 
ſonders in der erſten Zeit mancher Amtsrichter, vom Wunſch 
beſeelt, über die Not der Kriegszeit hinwegzuhelfen, ſchwache 
Exiſtenzen über Waſſer zu halten, zuweit gegangen iſt, und 
das Intereſſe des Gläubigers nicht genügend berückſichtigt hat. 
Daß gelegentlich verſchiedene Inſtanzen über die ſcheinbar ein⸗ 
fache, in Wirklichkeit große Umſicht und viel praktiſchen Sinn 
erfordernde Frage verſchieden urteilen, will nicht viel beſagen, 
wenn man ſich der gleichen Erſcheinung auf anderen Gebieten 
erinnert. Mit einer einmaligen kurzfriſtigen Beſchwerde wäre 
wohl in allen Fällen dem praktiſchen Bedürfnis genügt. 

Schließlich iſt auch die Beſorgnis vor einer Erſchütterung 
der Wirtſchaftsverhältniſſe, des Kredits, nicht ernſt zu nehmen. 
Es handelt ſich um beſondere Notſtandsfälle, für die wohl in 
der Kriegszeit ein breiterer Raum gegeben iſt, die aber unter 
normalen Verhältniſſen Ausnahmen darſtellen. Zuzugeben iſt, 
daß ſchließlich alles von der korrekten, die Intereſſen beider 
Parteien ſorgſam abwägenden Anwendung des Geſetzes abhängen 
wird. Sollte hierfür aber der deutſche Richter, der auch ſonſt 
billiges Ermeſſen zur Richiſchnur zu nehmen gewohnt iſt, nicht 
vertrauenswürdig ſein? 

Sehen wir nun noch einmal auf das, was poſitiv für die 
allgemeine Stundungsbefugnis ſpricht. Wenn ſchon die 
Stundungsverordnung im ganzen ſich als ein wertvolles Glied 
in der Kette der großzügigen ſozialen Neuſchöpfungen der Kriegs⸗ 
zeit erwieſen hat, ſo kann doch eingewendet werden: außer⸗ 
ordentliche Zeiten erfordern außerordentliche Maßnahmen, ſie 
ſind aus dieſer Zeit für ſie geboren. Aber es ſind nicht die 
ſchlechteſten Früchte, die die harte Not der Kriegszeit zur Reife 
bringt, und als eine derſelben iſt von manch berufener Stelle 
das Erwachen eines höheren ſozialen Geiſtes gerühmt worden, 
der auf eine Zurückdrängung des egoiſtiſchen Intereſſes und die 
tunlichſte Ausgleichung der wirtſchaftlichen Gegenſätze gerichtet 
iſt. Unſer Privatrechtsleben beherrſcht der Gegenſatz von 
Gläubiger und Schuldner. Er wird und kann innerhalb der 
geltenden Geſellſchaftsordnung niemals verwiſcht werden, aber 
ſeine Härten können gemildert werden! Das iſt ſicher ein auch 
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für die Friedenszeit erſtrebenswertes Ziel. Schon bisher ſetzte 
die Rechtsordnung der unbeſchränkten Geltendmachung der 
Privatrechte manche Schranke, die Rechtſprechung ſtellte unter 
gewiſſen Vorausſetzungen die rückſichtsloſe Ausnutzung der 
wirtſchaftlichen Überlegenheit unter den Geſichtspunkt eines 
Verſtoßes gegen die guten Sitten, das Angeſtellten⸗ und das 
gewerbliche Arbeitsrecht ſuchte durch Einengung der Vertrags⸗ 
freiheit und andere Schutzbeſtimmungen die Ungleichheit der 
Waffen für den Schwächeren auf ein erträgliches Maß zurück⸗ 
zuführen. Auf den Fall des zur Räumung verurteilten Mieters 
wurde ſchon hingewieſen. Bei ihm treten die Härten ſchroffer 
Ausnutzung des Gläubigerrechts beſonders ſinnfällig zutage. 
Aber die Fälle, in denen ſonſt der rückſichtsloſe Gebrauch 
ſofortiger Exekutivmittel unſerem Empfinden widerſpricht, ſind 
höchſtens dem Grad nach davon verſchieden, ſie ſtehen an ſich 
auf der gleichen Stufe. Verdient nicht der durch Krankheit 
oder andere widrige Umſtände unverſchuldet in Not geratene 
Schuldner ebenfalls vorbeugenden Schutz, durch den der wirt— 
ſchaftliche Ruin von ihm abgewendet und er in den Stand 
geſetzt wird, ſeine Verpflichtungen nach dem Maß ſeiner Kräfte 
zu erfüllen? Dieſer Schutz muß aber zu ſeiner wirkſamen 
Geſtaltung mit dem Charakter der Legitimität bekleidet, durch 
Einfügung in das geordnete Verfahren mit rechtlicher Garantie 
verſehen werden. Der Satz „Friſt zu bewilligen iſt Sache des 
Gläubigers“ paßt in ſeiner Allgemeinheit nicht in unſere von 
ſozialſittlichem Geiſt durchwehte Zeit. 

Über die techniſche Formulierung mag noch geſtritten 
werden: ob ſie auf die „Gefahr eines dringlichen Notſtands“ 
oder „Abwendung eines nicht zu erſetzenden Nachteils“ (ent⸗ 
ſprechend 8 707 ZPO.) oder auf die jetzt geltende, ſehr all⸗ 
gemeine Form des 5 1 der Stundungsverordnung („wenn die 
Lage des Beklagten ſie rechtfertigt und die Zahlungsfriſt dem 
Kläger nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt“) ab⸗ 
zuſtellen iſt. Auch darüber mögen noch Erörterungen gepflogen 
werden, ob die jetzt geltenden beiden Formen der Friſt⸗ 
bewilligung — durch den Prozeß⸗ und den Vollſtreckungs⸗ 
richter — oder nur die eine oder andere beizubehalten ſind. 
Hier kam es nur darauf an, im allgemeinen darzulegen, daß 
an ſich ein ſchutzwürdiges Intereſſe anzuerkennen iſt und es 
nicht angeht, ſeine Berückſichtigung dem Wohlwollen des 
Gläubigers zu überlaſſen. 

Es wäre nun aber verkehrt, die Stundungsbefugnis nur 
als eine Schutzbeſtimmung für den Schuldner, als eine ein⸗ 
ſeitige Maßnahme zu betrachten, die dazu führen müßte, die 


ſicher auch nicht zu verkennende „Gläubigernot“ zu vermehren. 


Im Gegenteil! Die Zwangsvollſtreckung iſt bekanntlich ein 
zweiſchneidiges Schwert, mancher Gläubiger hat neben dem 
Verluſt ſeiner Forderung noch den vergeblichen, beträchtlichen 
Aufwand an Vollſtrekungskoſten zu beklagen. Die Statiſtik 
lehrt uns, ein wie großer Prozentſatz aller Zwangsvollſtreckungen 
erfolglos verläuft. Hat die Vollſtreckung aber „Erfolg“, ſo 
zerſtört ſie doch faſt in jedem Fall mehr Werte als ſie ſchafft, 
bei geringem Erfolg für den Gläubiger fügt ſie oft dem Schuldner 
unverhältnismäßigen Schaden zu, vor allem nimmt ſie ibm eins, 
was für den Gläubiger wertvoll iſt — die Zahlungs bwilligkeit. 
Der Schuldner, der nicht imſtande iſt, ſofort die ganze Schuld 
zu begleichen, wird, wenn er mit angemeſſenen Zahlungs⸗ 
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bedingungen rechnen kann, ſich mehr um die Befriedigung 
des Gläubigers bemühen und weniger geneigt ſein, durch 
Schiebungen ſeiner Verpflichtung ſich zu entziehen, als wenn er die 
unmittelbar einſetzende Zwangsvollſtreckung zu befürchten hat. 
Schon fein Verhalten im Prozeß wird davon weſentlich beein⸗ 
ſlußt werden, denn worauf läuft die Inſtanzen bewegende und 
Roten verurſachende Verteidigung fo vieler Beklagter anders 
hinaus als auf Friſtgewinnung? Die Erfahrung der Kriegszeit 
yigt denn auch, daß in den weitaus meiſten Fällen es gar 
richt zu einer formellen Entſcheidung über das Friftgefuch 
lommt, weil ſich die Parteien vorher darüber einigen — ein 
Beweiz, daß der Ausgleich beiderſeits als förderlich ans 
erlannt wird. 

So darf erwartet werden, daß die Stundungsbefugnis, 
berftändig und vorſichtig angewendet, nicht nur für den Schuldner 
tine Wohlfahrtsmaßnahme bedeuten, ſondern auch dem Intereſſe 
des Gläubigers dienlich fein wird, und damit ſchließlich der 
Algeneinheit, der an der Erhaltung der Einzelexiſtenzen und 
an einer wirtſchaftsfriedlichen Entwicklung gelegen iſt. 


Der dingliche Vollſtreckungstitel, namentlich bei der 
Pfändung von Mietzins forderungen. 
Von Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Der Grundſtückseigentümer behält nach § 1124 BGB. 
das Verfügungsrecht über die dem Pfandrecht des Hypotheken⸗ 
glaubigers nach 8 1123 unterliegenden Mietzinsforderungen, 
Ielange fie nicht zugunſten des Hypothekengläubigers in Beſchlag 
genommen find, Vorausverfügungen des Eigentümers (ebenſo 
Perſonalpfändungen) muß der Hypothekengläubiger, der die 
Beschlagnahme erwirkt hat, für das laufende und das der 
deſclägnahme folgende Vierteljahr gelten laſſen, nicht aber für 
dr fpätere Zeit. 

Dieſe die Verfügungsbefugnis des Eigentümers eins 
ſcrmlerde Beſchlagnahme zugunſten des Hypothekengläubigers 
regt im Wege der Zwangsverwaltung (§ 148 Abſ. 1 3G.) 
Nach of tinmütiger Anſicht in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung, 
ber fh das RG. (81, 146 ff.) „vollſtändig und ausdrücklich“ 
enzeſchloſen hat, kann die Beſchlagnahme „aber auch im Wege 
. Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen, alſo 
namentlich durch Pfändung der Miet: und Pachtzins⸗ 
forderungen“ erfolgen (RG. 76, 118). Zweifelhaft war, ob 
u ener ſolchen Pfändung, die eine Beſchlagnahme der Miet- 
ine in Sinne des 9 1124 und mit der dort vorgeſehenen Wirkung 
eugen ſoll, ein perfönlicher Schuldtitel des Hypothekengläubigers 
helügt oder ob ein dinglicher erforderlich iſt. Erwägt man, 
ME die Befugnis des Hypothekengläubigers, das Verfügungs⸗ 
tcht des Eigentümers über die Mietzinſen zu beſchränken, 
ſinen dinglichen Rechte unmittelbar entſpringt, ſo wird man 
"ur eme ſolche Pfändung als für den angegebenen Zweck aus: 
teichend erachten dürfen, die auf Grund eines für den ding⸗ 
lichen Anſpruch erlangten vollſtreckbaren Schuldtitels erwirkt 
M Daz iſt auch die Meinung des RG., die es in den beiden 
Oben itierten Entſcheidungen zum Ausdruck gebracht hat. 

Zur Vermeidung von Mißgriffen in der Praxis verlohnt 
eb ober wohl, zu prüfen, wie dieſer dingliche Vollſtreckungstitel 
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beſchaffen ſein muß, damit er einmal als Grundlage für die 
Pfändung der Mietzinſen geeignet und ſodann imſtande iſt, 
dieſer Pfändung die im § 1124 BGB. vorgeſehene Wirkung 
der Beſchlagnahme zu verſchaffen. 

Bei dieſer Prüfung ergibt ſich ſofort, daß das in der 
Praxis wohl ausnahmslos eingeſchlagene, in der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft (Literatur: Staudinger, § 1147 Bem. III, 2) empfohlene 
Verfahren, einen dinglichen Schuldtitel, ſei es Urteil, ſei es 
vollſtreckbare Schuldverſchreibung, zu beſchaffen, zur Erreichung 
jenes Ziels vollſtändig ungeeignet iſt. Der Klageantrag 
begehrt regelmäßig die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
einer beſtimmten Geldſumme bei Vermeidung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück, oder in beſſerer Anpaſſung an 
den $ 1147 BGB., die Verurteilung des Beklagten, wegen 
einer beſtimmten Summe die Zwangsvollſtreckung in das Grund⸗ 
ſtück zu dulden. In beiden Fällen wird Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück erſtrebt, und nur zu einer ſolchen ermächtigt 
das dieſen Anträgen ſtattgebende Urteil. Die Zwangsvollſtreckung 
in ein Grundſtück erfolgt aber nach S 866 ZPO. ausſchließlich 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek, durch Zwangs⸗ 
verſteigerung und durch Zwangsverwaltung. Es kann alſo auf 
Grund eines ſolchen Urteils zwar eine Beſchlagnahme der 
Mieten im Wege der Zwangsverwaltung, niemals aber, worauf 
es hier ankommt, eine Pfändung der Mietzinſen im Wege der 
Mobiliarvollſtreckung erfolgen. Die Pfändung der Mietzinſen 
iſt keine Vollſtreckung in das Grundſtück (RG. 64, 341). 

Die erwähnten Formulierungen leiden an einem doppelten 
Fehler, einmal ſind ſie zu eng. Sollen überhaupt die Objekte, 
in welche die Zwangsvollſtreckung geführt werden ſoll, angegeben 
werden, jo liegt kein Grund vor, nur das Grundſtück und nicht 
auch die anderen Gegenſtände und Rechte, die der hypothekariſchen 
Haftung unterliegen, zu erwähnen. Das trifft auch auf die 
von anderer Seite (Predari, Neumann) empfohlene, der Legal⸗ 
definition des 8 1113 (1191) BGB. folgende Formulierung 
zu, nach der der Eigentümer den Kläger „aus dem Grundſtück“ 
befriedigen oder zur „Duldung der Zahlung aus dem Grund⸗ 
ſtück“ verurteilt werden fol. Das Geſetz verſteht unter dieſem 
Ausdruck lediglich das Grundſtück ſelbſt und nicht die anderen 
Gegenſtände der hypothekariſchen Haftung, wie ſich z. B. aus 
88 1147, 1181 Abf. 1 in Verbindung mit Abſ. 3 ergibt. — 
Der zweite Mangel iſt der, daß dieſe Anträge und die ihnen 
entſprechenden Urteilsformeln die Dinglichkeit des Anſpruchs 
überhaupt nicht zum Ausdruck bringen. Die Beſchränkung 
der Zwangsvollſtreckung auf eine beſtimmte Sache oder auf 
einen beſtimmten Kreis von Sachen iſt kein Kennzeichen der 
Dinglichkeit des Anſpruchs, denn wenn es auch richtig iſt, daß 
die Realiſierung eines dinglichen Anſpruchs ſich auf einen be⸗ 
ſtimmten Gegenſtand beſchränkt, ſo darf man nicht umgekehrt 
folgern, daß die Beſchränkung der Realiſierung auf eine be⸗ 
ſtimmte Sache nur eine Eigentümlichkeit dinglicher Anſprüche 
iſt. Der Gläubiger, deſſen Schuldner in frauduloſer Weiſe ſein 
Grundſtück veräußert, wird mit ſeiner Anfechtungsklage gegen 
den Erwerber ebenfalls Verurteilung des Beklagten zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück wegen einer be⸗ 
ſtimmten Summe verlangen, und doch handelt es ſich um einen 
perſönlichen Anſpruch. Solcher Beiſpiele laſſen ſich mehrere 
anführen. Man kann vielleicht jedem perſönlichen Gläubiger 
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das Recht zugeſtehen, ſeine Befriedigung nur aus einem Teil 
des Vermögens ſeines Schuldners, aus einzelnen Sachen, zu 
ſuchen und dies ſchon im Klageantrage zum Ausdruck zu bringen, 
denn er verlangt nur ein minus deſſen, was zu verlangen er 
berechtigt iſt. Jaſtrow (Formularbuch und Notariatsrecht, 
15. Aufl. Bd. I S. 270 Note 7) erachtet es bei vollſtreckbaren 
Schuldverſchreibungen über eine perſönliche Schuld für zuläſſig, 
die Zwangsvollſtreckung auf beſtimmte Vermögensſtücke, namentlich 
auf ein beſtimmtes Grundſtück, zu beſchränken. Soll ein 
dinglicher Anſpruch geltend gemacht werden, ſo muß der 
Anſpruch ſelbſt im Antrag und in der Urteilsformel als 
ſolcher gekennzeichnet werden, dazu reicht vollſtändig aus, wenn 
er als aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
herrührend bezeichnet wird. Der Kreis der Objekte, in die 
dann die Zwangsvollſtreckung betrieben werden kann, braucht 
nicht bezeichnet zu werden, weil er ſich ja aus dem Geſetz von 
ſelbſt ergibt; damit wird natürlich auch der erſterwähnte Mangel, 
daß dieſer Kreis zu eng gezogen wird, gegenſtandslos. Der 
Antrag würde hiernach korrekt lauten, 
den Beklagten zu verurteilen, den Kläger wegen des ihm 
am Grundſtück des Beklagten, Grundbuch von 
Band .. . . Blatt... zuſtehenden, in Abteilung III 
Nr. .. .. in Höhe von .. . A haftenden Hypotheken⸗ 
rechts in der angegebenen Höhe von.. 4 nebit.... 
Zinſen ſeit .. .. und Koſten (oder in Höhe eines Teil- 
betrages von .... oder in Höhe von .. . A Hypotheken⸗ 
zinſen) zu befriedigen. 
Es iſt überflüſſig, aber natürlich unſchädlich, zu ſchreiben „wegen 
ſeines dinglichen Hypothekenanſpruchs“. 

Auf Grund eines ſolchen Urteils können alle diejenigen 
Vollſtreckungsakte vorgenommen werden, die zur Realiſierung 
des dinglichen Hypothekenrechts zuläſſig ſind, alſo auch die 
Mobiliarpfändung der Mieten. Wem die Abweichung von der 
bisher gebräuchlichen Formel unbequem iſt oder wer Schwierig⸗ 
keiten bei den Vollſtreckungsbehörden fürchtet, kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Objekte angeben, in die er zu vollſtrecken 
wünſcht, d. h. in Rückſicht auf den Fall, der uns beſchäftigt, 
außer dem Grundſtück die Mietzinſen; es würde dann unſerer 
Formel der Zuſatz anzufügen ſein: 

und zwar zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in 

das Grundſtück und in die Mietzinsforderungen, die dem 

Beklagten gegen die Mieter des Grundſtücks zuſtehen. 
Daß dieſer Zuſatz, ſoweit er die Mietforderungen betrifft, an 
Unbeſtimmtheit leidet, iſt ohne Bedeutung, da er ja nicht 
weſentlich, ſondern nur erklärend iſt; die Spezialiſierung muß 
bei der Mobiliarpfändung erfolgen. 

Wird mit der Klage aus der Hypothek die Schuldklage 
verbunden und demgemäß ein Schuldtitel erwirkt, der die ding⸗ 
liche und perſönliche Verpflichtung gleichzeitig ausſpricht, ſo 
könnte es zunächſt zweifelhaft erſcheinen, ob der auf Grund 
eines ſolchen Urteils ausgeſprochenen Mietpfändung gerade der 
dingliche Anſpruch zugrunde liegt. In Wahrheit handelt es ſich 
aber nicht um zwei verſchiedene Anſprüche, einen dinglichen und 
einen perſönlichen, ſondern um einen einzigen, in zwei ver⸗ 
ſchiedenen Wirkungsformen auftretenden Anſpruch. Der Pfändung 
liegt der Anſpruch in ſeiner zwiefachen Funktion zugrunde, alſo 
auch in der dinglichen. Es ſteht übrigens nichts im Wege, 


— — — ͤ—ã—lœ— —ꝓ —g—V:᷑e 4 x2 —õ— Pe 


daß der Gläubiger in feinem Pfändungsantrage ausdrücklich 
nur auf den dinglichen Teil der Urteilsformel Bezug nimmt. 

Gerade bei der Verbindung der Schuldklage mit dem 
Hypothekenanſpruch liegt, wenn das Urteil in der bisher üblichen 
Weiſe auf Zahlung und außerdem auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück lautet, der Irrtum über die 
Bedeutung des auf Grund ſolchen Urteils erzielten Pfändungs⸗ 
beſchluſſes zutage. Auf dem dinglichen Teil des Urteils kann 
dieſer Beſchluß nicht beruhen, wie dargelegt iſt; ſeine Grund⸗ 
lage iſt hiernach lediglich der perſönliche Anſpruch, mithin er⸗ 
zeugt er nicht die Wirkung der Beſchlagnahme im Sinne des 
8 1124 BGB. 

Der Antrag würde etwa lauten können: 

den Beklagten zu verurteilen 

a) an Kläger . . . 4 nebſt Zinſen zu zahlen, 

b) den Kläger wegen des ihm am Grundſtück des Be⸗ 
klagten, Grundbuch von ... , zuſtehenden Hypotheken⸗ 
rechts in Höhe des zu a bezeichneten Betrages und 
wegen der Koſten zu befriedigen (und zwar zur Ver⸗ 
meidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundftüd 
und in die Mietzins forderungen, die dem Beklagten 
gegen die Mieter des Grundſtücks zuſtehen), 

wobei der in Klammern geſetzte Satz entbehrlich iſt. 

Beim Urteil muß ſich die rechtliche Natur des Anſpruchs 
aus der Formel ergeben. Die Vollſtreckungsklauſel bezeugt 
lediglich die Vollſtreckbarkeit des Titels, ſie bietet daher, wie 
gelehrt wird, keinen Raum für Angaben über die Zuläſſigkeit 
konkreter Vollſtreckungshandlungen und hat ſich mithin auf den 
im 8 725 ZPO. vorgeſchriebenen Inhalt zu beſchränken (vgl. 
Gaupp⸗Stein, 8. Aufl. S 724 Bem. 1 und über die zuläſſigen 
Beſchränkungen und Zuſätze § 725 Bem. 1); ob dieſer Grund» 
ſatz freilich abſolute Geltung für ſich beanſpruchen darf, wird 
noch zu erörtern ſein. 

Bei den vollſtreckbaren Schuldurkunden, die uns nunmehr 
als dingliche Schuldtitel beſchäftigen, fehlt es an einer präziſen, 
dem Urteil gleichzuſtellenden Formulierung des Anſpruchs. An 
Stelle der Formel tritt der Inhalt der Urkunde, ſoweit fie 
das dingliche Rechtsgeſchäft beurkundet, alſo die Beſtellung der 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, in Verbindung mit 
der Unterwerfungsklauſel. Die Vollſtreckungsklauſel 
bezeugt auch hier nur die Vollſtreckbarkeit des Anſpruchs, deſſen 
rechtlicher Inhalt aus der Urkunde ſelbſt erſichtlich ſein muß; 
nach §8 795 3PO. hat fie mangels abweichender Vorſchriften 
keinen anderen Inhalt, als den im 8 725 vorgeſehenen. Dies 
gilt wenigſtens für die Regel (ſiehe unten). Enthält die Ur⸗ 
kunde die Vollſtreckungs unterwerfung lediglich wegen des 
dinglichen Anſpruchs, ſo bildet ſie, zuſammen mit der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel, die einfachſte Form des dinglichen Voll⸗ 
ſtreckungstitels, ſie ergibt kraft ihrer rechtlichen Natur von 
ſelbſt die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung in das Grund⸗ 
ſtück und alle der Haftung des Realrechts unterworfenen Rechte, 
alſo auch in die Mietzinsforderungen. Geht freilich, wie in 
der Praxis regelmäßig, der Inhalt der Urkunde dahin, daß 
der Schuldner ſich der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
unterwirft, ſo beſchränkt er damit den Kreis der Objekte, in 
welche die Vollſtreckung ſtatthaft iſt; auf Grund eines 
ſolchen dinglichen Titels kann eine Pfändung der 
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Mietzinfen nicht ſtattfinden. Es gilt dasſelbe wie beim 
Urteil. Nicht die Angabe der Vollſtreckungsobjekte, ſondern 
die Klarſtellung der Dinglichkeit des Anſpruchs ſelbſt iſt das 
Veſentlich. Eine lediglich in Anſehung des dinglichen An⸗ 
ſprochs vollſtreckbare Urkunde, die ſelbſtverſtändlich auch die 
perſönliche Verpflichtung enthalten kann, wird etwa folgenden 
Wortlaut haben müſſen: 
Wegen der Darlehnsforderung des A. an mich in Höhe 
von .. . & beſtelle ich hiermit meinen Gläubiger mit 
meinem Grundſtück ... Hypothek und unterwerfe mich 
wegen dieſes (dinglichen, ſiehe oben) Anſpruchs aus der 
Hypothek der ſofortigen Zwangsvollſtreckung. 
Das it erforderlich und ausreichend. Selbſtverſtändlich iſt die 
Eimiügung der Vollſtreckungsobjekte auch hier zuläſſig und 
villeicht ſogar empfehlenswert, es würde alſo mit Rückſicht 
auf den uns beſchäftigenden Fall zu ſagen fein, 
der ſofortigen Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
und die Mietforderungen, die mir gegen die Mieter 
des Grundſtücks zuſtehen. 
ein dem 8 800 ZPO. entſprechender Zuſatz (Zuläſſigkeit der 
Zwangzsvollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer) läßt ſich 
diefer Unterwerfungsklauſel ohne weiteres anfügen. 

Wil ſich der Schuldner gleichzeitig wegen der perſönlichen 
Schuld der sofortigen Zwangsvollſtreckung unterwerfen, fo wird 
die Unterwerfungsklauſel, nachdem die Schuld und die Hypo⸗ 
Yelenbeftellung beurkundet wird, etwa lauten: 

Begen der Darlehnsſchuld von . . 4 unterwerfe ich 
nich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung in mein Ver⸗ 
mögen. Auch wegen des meinem Gläubiger eingeräumten 
(einglichen) Hypothekenanſpruchs unterwerfe ich mich der 
ſoſortigen Zwangsvollſtreckung (und zwar in das Grund⸗ 
ſtück und die Mietforderungen, die mir gegen die Mieter 
des Grundſtücks zuſtehen) in der Weiſe, daß dieſe 
Jwangsvollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer 
de Grundſtücks zuläſſig fein fo. 

daß di auf Grund eines ſolchen perſönlichen und dinglichen 
Schuldtuelz vorgenommene Mietpfändung als eine ſolche zu 
denubte if, der ein dinglicher Titel zugrunde liegt, gilt hier 

n gacher Neiſe wie beim Urteil. 
Gegen den Rechtsnachfolger im Eigentum als ſolchen 
dur der dingliche Titel vollſtreckt werden, gleichgültig, ob 
Wu peſönlich haftet (Gaupp⸗Stein 8 800 Bem. II). In 
Volftredungaflaufel muß der neue Eigentümer gemäß 
750 900. namentlich bezeichnet ſein, würde man ſich auf 
0 Üzeihnung beſchränken, fo würde die Beſchränkung auf 
mgüche Haftung nicht erkennbar ſein, ſie würde es um ſo 
0 ſein, als es der Zuſtellung des den Erwerb des 
dnn nachweiſenden Urkunden nach 8 800 Abſ. 2 ZPO. 
u bedarf, es alſo an jedem Merkmal dafür fehlen würde, 
3 der neue Vollſtreckungsſchuldner Rechtsnachfolger im 
0 = und nicht Rechtsnachfolger des perfünlichen Schuldners 
Gar 3PD,) iſt. Es beſtände für den Eigentümer die 
mie emer perſönlichen Zwangsvollſtreckung, ohne daß die 
Ma Vorausſetzungen für deren Zuläſſigkeit vorliegen. 
8 5 muß hier die Beſchränkung auf die dingliche Haftung 
Volferdungsflaufel hervorgehoben werden. Es könnte 

a in der Wife geſchrhrn, daß die Klauſel 
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zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung wegen des (ding⸗ 
lichen) Hypothekenanſpruchs von . . . 4 gegen den N. N. 
als derzeitigen Eigentümer des Grundſtücks erteilt wird. 
Eine derartige qualitative Charakteriſierung in der Voll⸗ 
ſtreckungs klauſel muß ebenſo zuläſſig fein wie eine quantitative 
Beſchränkung auf einen Teil der Urteilsſumme. Die Praxis 
hat ſich bisher in der Weiſe geholfen, daß die Klauſel nur 
„zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück“ 
erteilt wurde. Daß dieſe Formulierung zu eng iſt und eine 
Pfändung der Mieten verhindert, iſt wiederholt ausgeführt; es 
müßte auch hier der dieſe Pfändung ermöglichende Zuſatz 
aufgenommen werden. Solche Angaben in der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel ſollen nun freilich, wie oben hervorgehoben, nicht 
ſtatthaft ſein, indeſſen iſt ein innerer Grund für dieſe Annahme 
nicht erkennbar; die Praxis hat das theoretiſche Bedenken 
überwunden, wenn ſich der Zuſatz als zweckmäßig herausſtellt. 
Die Zuläſſigkeit der Einfügung wird ſich jedenfalls dann nicht 
beſtreiten laſſen, wenn ſie mit dem in Betracht kommenden 
Teil der Unterwerfungsklauſel übereinſtimmt. Will man ganz 
ſicher gehen, ſo kann man in der Vollſtreckungsklauſel ſowohl 
die Dinglichkeit des Anſpruchs als den Kreis der Vollſtreckungs⸗ 
objekte zum Ausdruck bringen; ſie würde dann etwa lauten: 
dieſe Ausfertigung wird dem Gläubiger A. wegen des 
(dinglichen) Hypothekenanſpruchs von . .. 4 gegen den 
N. N. als derzeitigen Eigentümer des Grundſtücks zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück und 
die dem Eigentümer gegen die Mieter zuſtehenden Miet⸗ 
zinsforderungen erteilt. 

Die Formulierung anderer dinglicher Schuldtitel wird nach 
ähnlichen Grundſätzen erfolgen müſſen. Hervorgehoben ſei, daß 
der dingliche Arreſt trotz dieſer Bezeichnung ſelbſtverſtändlich kein 
dinglicher Vollſtreckungstitel iſt, erſt wenn der Arreſt durch Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek — mit dem Charakter einer 
Höchſtbetragshypothek — vollzogen iſt, kann mit der Hypotheken⸗ 
klage ein dingliches Urteil erwirkt werden. 

In ähnlicher Weiſe kann jeder perſönliche Gläubiger auf 
Grund feines perſönlichen Schuldtitels eine Sicherungs hypothek 
(§ 866 ZPO.) und auf Grund dieſer im Wege der Klage einen 
dinglichen Vollſtreckungstitel erlangen; der perſönliche Schuld⸗ 
titel wird an ſich dadurch, daß er die Grundlage einer Siche⸗ 
rungshypothek bildet, in ſeinem Charakter nicht geändert. Das 
iſt übrigens nicht nur für die Pfändung von Mietzinſen, ſondern 
auch für die Bildung des geringſten Gebotes von Bedeutung; 
nur auf Grund des dinglichen Titels kann der Gläubiger hierbei 
den Rang der Hypothek in Anſpruch nehmen und ſowohl ſie 
als auch die nachſtehenden Laſten von der Aufnahme in das 
geringſte Gebot ausſchließen (RG. 76, 119). 

Aus den entwickelten Gründen kann das Verfahren, das 
neuerdings Vollſtreckungsbehörden kommunaler Verbände zwecks 
Einziehung öffentlicher Abgaben und Leiſtungen, z. B. Umſatz⸗ 
ſteuern, einſchlagen, um Mietforderungen ihres Schuldners im 
Sinne und mit der Wirkung des § 1124 BGB. zu beſchlag⸗ 
nahmen, nicht als zutreffend erachtet werden. Auf Grund der 
preußiſchen Verordnung vom 15. November 1899 betr. das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld— 
beiträgen laſſen fie ſich wegen ihrer Forderung gemäß 8 51 
BD. eine Sicherungshypothek eintragen und pfänden wegen des 
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„nunmehr dinglichen Anſpruchs“ die Mietzinſen (5 36 VO.), 
dazu fehlt ihnen aber der dingliche Vollſtreckungstitel; die Grund⸗ 
lage ihres Exkutionsrechts bildet ausſchließlich die perſönliche 
Verbindlichkeit zur Entrichtung der Abgabe; will die Behörde 
aus der Sicherungshypothek vollſtrecken, ſo muß ſie ſich erſt durch 
Klage oder im Wege des Mahnverfahrens einen dinglichen Voll⸗ 
ſtreckungstitel auf Grund der Hypothek beſchaffen, die ohne 
ſolchen vorgenommene Mietpfändung entbehrt der im 8 1124 
BGB. der Beſchlagnahme beigelegten Wirkung. Handelt es ſich 
um die Einziehung von Beträgen aus öffentlichen Laſten eines 
Grundſtücks im Sinne des § 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZVG. und Art. 1 
und 2 PrAGZTG., etwa von Straßenanliegerbeiträgen, fo 
berubt die Veranlagung allerdings auf dinglicher Grundlage, 
trotzdem begründet eine auf Grund dieſes dinglichen Voll⸗ 
ſtreckungstitels vorgenommene Mietpfändung nicht die mit der 
Beſchlagnahme im Sinne des $ 1124 BGB. verbundenen Rechte, 
weil dieſe eben nur dem Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ und Renten⸗ 
ſchuldgläubiger zuſtehen. Zur Erreichung des Ziels wird auch 
in ſolchen Fällen der Umweg über die Zwangshypothek ge⸗ 
nommen und ein Urteil aus der Hypothek erwirkt werden 
müſſen. 


Drei Fragen aus dem Recht der eingetragenen 
Genoſſenſchaft. 
Von Privatdozent Dr. Waldecker, Charlottenburg. 


1. Die Rücknahme der einmal in der Liſte der Ge⸗ 
noſſen eingetragenen Kündigung eines Mitgliedes einer ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft iſt unzuläſſig, vgl. Pariſius⸗ 
Crüger 7. Aufl. S. 363; Deumer, Recht der Eingetragenen 
Genoſſenſchaft (1912) S. 165; RG. 49, 29: Seuff Arch. 
57, 285. Der durch die Rücknahme zu erzielende Effekt der 
Fortſetzung der Mitgliedſchaft iſt nur dadurch zu erreichen, daß 
das infolge der Kündigung mit dem Schluſſe des betreffenden 
Geſchäftsjahrs ausſcheidende Mitglied formell die Mitgliedſchaft 
wieder erwirbt, d. h. da es eine doppelte Mitgliedſchaft bei 
derſelben Genoſſenſchaft nicht gibt, auf Grund einer neuen 
Beitrittserklärung nach Ablauf des betreffenden Geſchäftsjahrs 
als Mitglied in die Liſte der Genoſſen wieder eingetragen wird. 
Auch § 36 der Bundesratsverordnung vom 1. Juli 1899 gibt 
kein Aushilfsmittel, eine unmittelbare Kontinuität der Mitglied⸗ 
ſchaft dadurch zu ermöglichen, daß auf Grund der Vorlage 
übereinſtimmender beglaubigter Erklärungen der Genoſſenſchaft 
und des Mitglieds in der Liſte der Genoſſen bemerkt würde, 
die eingetragene Kündigung ſei unwirkſam. Denn 8 36 bezieht 
ſich nur auf die Fälle des Vorliegens materiell unwirkſamer 
Eintragungen, und dient nicht dazu, formell zu Recht beſtehende 
und materiell wirkſame Eintragungen außer Kraft zu ſetzen. 
Man wird zwar annehmen können, daß auch bei Eintragung 
einer Erklärung gemäß § 36 der Regiſterrichter kein materielles 
Prüfungsrecht beſitzt — aber es wäre denkbar, daß er auf 
Grund anderweiter Sachkunde die Eintragung zurückzuweiſen 
in der Lage wäre, ganz abgeſehen von der Verantwortung, die 
die Leitung der Genoſſenſchaft durch eine ſolche Geſetzesumgehung 
auf ſich nehmen würde. Der Fall, daß nach erfolgter Kündigung 
die Mitgliedſchaft fortgeſetzt werden ſoll, iſt aber recht häufig, 
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nämlich bei ſolchen Genoſſenſchaften m. b. H., deren Statut 
unter gewiſſen Vorausſetzungen, z. B. bei Erreichung einer 
gewiſſen Kreditgrenze, den Erwerb eines weiteren Geſchäfts⸗ 
anteils vorſchreibt. Man kommt hier den Mitgliedern vielfach 
dadurch entgegen, daß man ſie austreten und gleichzeitig wieder 
eintreten läßt. Ein ſolches Verfahren iſt aber ungeſetzlich, 
insbeſondere bei der in der Praxis vorkommenden Steigerung, 
daß noch nicht einmal der Ablauf des Geſchäftsjahrs ab⸗ 
gewartet wird, ehe man die neue Beitrittserklärung unter⸗ 
zeichnen läßt. Aber auch wenn man die Formvorſchriften 
des Geſetzes beachtet, und die Abgabe der neuen Beitritts⸗ 
erklärung erſt nach Ablauf des Geſchäftsjahrs erfolgt, werden 
die Beteiligten gut tun, die Sechsmonatsfriſt des 8 75 
GenG. zu beachten, durch die das Ausſcheiden aus der 
Genoſſenſchaft mit der Reſolutivbedingung der Auflöſung 
der Genoſſenſchaft binnen ſechs Monaten behaftet erſcheint. 
Tritt ſie ein, ſo entſteht eine Kolliſion zwiſchen der alten und 
der neuen Mitgliedſchaft — der Fall liegt dann alſo ſcheinbar 
genau ſo, wie wenn ſofort beide Mitgliedſchaften derſelben Perſon 
nebeneinandergeſtellt worden wären. Nur daß dieſer letztere 
Fall mit Rückſicht auf den Regiſterzwang entweder überhaupt 
nicht vorkommen, oder doch von Amts wegen gemäß 8 9 
der Bundesratsverordnung vom 1. Juli 1899, 88 142, 143 
FGG. beſeitigt werden kann, während hier in formell nicht zu 
beanſtandender Weiſe die zweite Mitgliedſchaft entſtanden iſt. 
Demnach iſt aber auch die Abernahme des neuen Geſchäfts⸗ 
anteils und der entſprechenden Haftſumme zu Recht erfolgt. Es 
iſt nicht abzuſehen, weshalb hier dieſe Abernahme ihre Rechts⸗ 
beſtändigkeit verlieren ſoll, bloß weil die Beteiligten auf § 75 
GenG. keine Rückſicht genommen haben. Denn dieſe Beſtim⸗ 
mung dient ausſchließlich dem Intereſſe der Genoſſenſchaft und 
ihrer Gläubiger und kann nicht das Mittel bieten, die Mit⸗ 
glieder von der einmal übernommenen Haftung zu befreien. Es 
hat alſo die Haftung mit der doppelten Haftſumme Platz 
zu greifen. Außerdem beſteht die Verpflichtung zur Ein⸗ 
zahlung entweder der alten oder der neuen Anteile; denn ent⸗ 
weder hat hinſichtlich der alten Anteile eine Auseinanderſetzung 
gemäß § 73 Gen. überhaupt nicht ſtattgefunden, oder doch 
nur in der Form, daß ſie als Einzahlung auf die neuen An⸗ 
teile gutgeſchrieben wurden, welche „Auseinanderſetzung“ jetzt 
jede Bedeutung verliert, RG. 30, 38; JW. 1892, 431; 
Deumer a. a. O. S. 245. Oder aber es iſt nach § 22 GenG. 
die Auszahlung der alten Anteile als unzuläſſig anzuſehen, 
nachdem die Reſolutivbedingung des § 75 Gen®. eingetreten 
iſt, was zur Folge hat, daß die „Gutſchrift“ der alten Anteile 
entfällt, ſomit daß die neuen Anteile noch einzuzahlen wären. 
Eine weitere Komplikation könnte ſich dadurch ergeben, daß die 
Geſamtzahl der hiernach in Frage kommenden Geſchäftsanteile, 
und ſomit auch der Haftſummen, die ſtatutariſch zuläſſige Höchſtzahl 
derſelben überſteigt. Aber auch dieſer Geſichtspunkt muß un⸗ 
berückſichtigt bleiben, denn der Erwerb weiterer Anteile vollzieht 
ſich wie der Erwerb der Mitgliedſchaft, und wie bei dieſer nicht ein⸗ 
gewandt werden kann, es ſtehe ein materielles Verbot im Statut 
dem formell vollzogenen Erwerb entgegen, ſie ſei daher nicht 
entſtanden, RG. 60, 409, ſowenig kann nachträglich ein⸗ 
gewandt werden, dem Erwerb der weiteren Anteile ſtehe dieſe 
ſtatutariſche Beſchränkung entgegen. Wenn es richtig iſt, daß 
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der Erwerb der ſämtlichen Anteile nicht zu beanſtanden wäre, 
wen er entgegen dem Statut uno actu erfolgt wäre, jo kann 
auch hier die Rechtsbeſtändigkeit dieſes Erwerbs nicht in Frage 
geſtellt werden. 

Das Ergebnis wäre alſo, daß die Herbeiführung einer 
Lontmuität der Mitgliedſchaft ohne Rückſichtnahme auf die 
Sechsmonatsfriſt des 8 75 Gen. gefährlich iſt — worauf 
aber die Praxis vielfach keine Rückſicht nimmt. 

2. Ahnlich eigenartig iſt die Rechtslage hinſichtlich einer 
anderen Praxis, die uns vor die Frage ſtellt, welche Bedeutung 
der Vorſchrift des 8 73 GenG. zukommt, wonach die Aus⸗ 
einanderſezung mit ausgeſchiedenen Mitgliedern binnen ſechs 
Monaten nach dem Ausſcheiden herbeizuführen iſt. 

Wird hierdurch die Entſtehung des Anſpruchs auf Rück⸗ 
yblung des Geſchäftsguthabens um ſechs Monate hinaus⸗ 
geihoben, fo bedeutet das, daß die Genoſſenſchaft in keinem 
Falle vor Ablauf dieſer Zeit zu zahlen braucht, auch wenn fie 
lingſt in der Lage iſt, die Auseinanderſetzung vorzunehmen. 
Sie braucht alfo gemäß § 21 GenG. das Guthaben auch dieſe 
ſech Monate hindurch nicht zu verzinſen, während fie um⸗ 
gelehrt, wenn fie ſich etwa durch Aufrechnung befriedigt, bis 
zum Aufrechnungstage für ihre Forderung Zinſen in Rechnung 
ſtelen kann. Beſonders eigenartig wäre dieſes Ergebnis in 
den Fällen, wo die Genoſſenſchaft gar keine Einzahlungen auf 
Geschäftsanteil erhalten, ſondern die geſchuldeten Beträge als 
lufendes Darlehn belaſtet und dann auf Geſchäftsanteil gut⸗ 
gebracht hat. Forderung und Schuld, die ſich bei der Aufrechnung 
gegenüberſtehen, find identiſch, die Belaſtung mit der Schuld 
i gar nicht ernſt gemeint, fie bezweckt nur die Umgehung 
geſctlicher oder ſtatutariſcher Beſtimmungen, um den Abſchluß 
von Geſchäten mit dem Mitglied zu ermöglichen. So pflegen 
A wenigſtens die Beteiligten bei Abſchluß dieſes leider nur 
alu häufigen Geſchäfts „einig“ zu ſein. Um ſo größer iſt dann 
us Eiſaunen des Mitglieds, wenn ihm bei der Abrechnung 
Juen für ſeine „Schuld“ bis zum Abrechnungstage in Rech⸗ 
anz geſtellt find, während ihm das korreſpondierende Gut⸗ 
haben ncht verzinſt wird. Da es ſich da, wo dieſes eigens 
fue Gebaren vorkommt, meiſt um hohe Geſchäftsanteile handelt, 
um Ye ginsdifferenz immerhin beträchtlich werden. Iſt aber 
570 Gang. dahin zu verſtehen, daß an ſich der Anſpruch auf 
du guaben mit dem Ausſcheiden entſteht, daß der Genoſſenſchaft 
Mur em Leiſtungsverweigerungsrecht, alſo eine Einrede zuſteht, ſo 

das recht wohl bedeuten, daß die Genoſſenſchaft das heraus⸗ 
mallende Geſchäftsguthaben vom Schluß des abgelaufenen Ge⸗ 
Käitjahre bis zum Tage der Abrechnung verzinſen muß, ſobald 
in Getrag feſtſteht oder feſtgeſtellt werden kann, alſo daß die 
erofenſchaft die Abrechnung nicht beliebig hinausſchieben kann, 
ahne daß fie die Folgen in Geſtalt der Zahlung von Zinſen 
af ſch nähme, ſofern nur nach dem Willen der Parteien, wie 
m obigem Beiſpiele, eine Gleichwertigkeit der Leiſtungen an⸗ 
Amehmen iſt. Denn 8 21 Gen®. verbietet die Verzinſung des 
Gubabens nur bei beſtehender Mitgliedſchaft, die hier mit dem 
Salah des Geſchäſtsſahres erloſchen iſt. Es iſt aber bei dieſer 
A Nöglächkeit noch ein weiteres zu beachten: Entſteht die 
„ebenforberung nicht erſt nach oder mit dem Ablauf der Sechs⸗ 
5 ſo wirkt die Aufrechnung gemäß § 389 BGB. auf 

Dag prück, an dem fie erſtmalig möglich war, d. h. 
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ſpäteſtens auf den Tag der Bilanzgenehmigung, da durch dieſe 
die Abrechnung, alſo auch die Aufrechnung ermöglicht wird. 
Von nun an iſt die Vermögenslage der Genoſſenſchaft genau 
beſtimmt, es kann jederzeit geſagt werden, ob und inwieweit 
das Guthaben des Ausſcheidenden zur Verluſtdeckung heran⸗ 
zuziehen iſt, oder ob es ihm herausgezahlt werden kann. Wenn 
jetzt die Genoſſenſchaft noch zögert, die Abrechnung vorzunehmen, 
ſo würde ſie ſich in Konſequenz dieſer Auffaſſung die Folgen 
ſelbſt zuzuſchreiben haben. 

Das Geſetz beſtimmt an ſich nur, daß innerhalb ſechs 
Monaten die Abrechnung vorzunehmen ſei. Dazu verweiſt die 
Begründung S. 148 auf die Genehmigung der Bilanz ($ 33) und 
die Deliberation über die eventuelle Auflöſung der Genoſſenſchaft 
($ 75). Damit ſcheint gefagt zu fein, daß die Genoſſenſchaft Zeit 
haben müſſe, die Abrechnung ſo lange hinauszuſchieben, bis die 
Entſcheidung über die Möglichkeit des Fortbeſtandes bzw. der 
Auflöſung der Genoſſenſchaft gefallen ſei. Das wäre dann der 
Zeitpunkt der Feſtſtellung der Bilanz, auf Grund deren abzu⸗ 
rechnen iſt — wenn eben die ausſcheidenden Mitglieder nur 
ſo lange an das Schickſal der Genoſſenſchaſt gebunden wären, bis 
die Abrechnung erfolgen kann. Das beſtimmt das Geſetz aber 
nicht, ſondern ganz allgemein, daß das Ausſcheiden als nicht 
erfolgt gilt, wenn ſich die Genoſſenſchaft innerhalb ſechs Monaten 
nach dem Ausſcheiden auflöſt. Das Hinausſchieben der Abs 
rechnung bis zu dieſem Zeitpunkt iſt weitergehend als ein 
Hinausſchieben bis zur Möglichkeit der Abrechnung, aber nicht 
länger als ſechs Monate. Bei dieſer letzteren Faſſung müßte das 
Geſetz davon ausgehen, daß der Ausſcheidende tatſächlich nur 
bis zur Abrechnung an die Genoſſenſchaft gebunden wäre, und 
daß er weiter auf Grund von Geſchäften, die in das neue 
Geſchäftsjahr fallen, nicht in Anſpruch genommen werden 
könnte. Denn dann müßte man annehmen, daß der Ausſcheidende 
ſich nur aus dem formellen Grund des Nichtvorliegens der 
Bilanz die Abrechnung — nach dem Stande der Genoſſenſchaft 
am Ende des Geſchäftsjahrs — hinausſchieben laſſen muß, mit 
anderen Worten, daß das betreffende Mitglied nur die Geſchäfte 
berühren, die in die Zeit feiner Mitgliedſchaft fallen. Das 
genügt dem Geſetz aber nicht, es ſtellt den ausſcheidenden Genoffen 
viel ſchlechter. Selbſt wenn ſich nach der Bilanz, deren Fertig⸗ 
ſtellung die Verzögerung der Abrechnung bedingt, ein Gewinn 
für den Ausſcheidenden ergibt, muß er in vollem Umfang für 
die innerhalb der abgelaufenen Zeit des neuen Geſchäftsjahres 
eingegangenen Verbindlichkeiten eintreten, wenn der Fall des 
5 75 Gen®. vorliegt. Die Deliberationsfriſt des 8 75 iſt 
alſo mehr als die Bilanzfriſt, wenn ſie auch äußerlich mit ihr 
zuſammenfallen mag, wenn auch vielleicht anzunehmen iſt, daß 
die Genoſſenſchaft die Bilanzziehung nicht beliebig bis zum 
Ablauf der Friſt hinausſchieben darf, ſondern die Bilanz feſt⸗ 
ſtellen muß, ſobald ſie dazu in der Lage iſt. Und gerade mit 
Rückſicht auf die Deliberationsfriſt des 8 75 Gen. iſt die 
Abrechnungsmöglichkeit hinausgeſchoben, entſprechend der Tat⸗ 
ſache, daß in erſter Linie das Mitgliederguthaben zur Deckung 
der Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft herangezogen werden ſoll. 
Beſteht die Möglichkeit, durch die Auflöſung das Mitglied noch 
ſechs Monate lang zur Deckung der — eventuell erſt nachträglich 
entſtandenen — Schulden heranzuziehen, ſo darf dieſe Deckung 


nicht auf die Haftſumme beſchränkt werden, ſondern es muß der 
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Genoſſenſchaft in erſter Linie der Zugriff auf das Mithlieder⸗ 
guthaben geſichert werden. Das geſchieht aber dann nicht, wenn fie 
bei vorher möglicher Feſtſtellung der Bilanz und des Guthabens 
zur Abrechnung verpflichtet iſt, ſondern nur dann, wenn ſie bis 
zum Ablauf der Sechsmonatsfriſt jederzeit in der Lage iſt, das 
Mitgliederguthaben zurückzuhalten. Dafür iſt aber wieder Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Anſpruch auf das Guthaben nicht vor 
Ablauf dieſer ſechs Monate entſteht, daß dem ausgeſchiedenen Mit⸗ 
glied vorher ein Anſpruch überhaupt nicht zur Seite ſteht. Andern⸗ 
falls würde das Guthaben mit dem Ende der Mitgliedſchaft frei, 
und es könnte ſich höchſtens fragen, ob die Genoſſenſchaft das Gut⸗ 
haben bis zur Bilanzgenehmigung zurückhalten kann. Sobald man 
fi) aber die Guthabenforderung als mit der aufſchiebenden 
Bedingung der Vornahme der Auseinanderſetzung behaftet 
vorſtellt, an deren Stelle bei Nichtvornahme der Ablauf 
der Sechsmonatsfriſt tritt — wie ja auch das Ausſcheiden 
aus der Genoſſenſchaft mit der auflöſenden Bedingung des 
Ablaufs der Deliberationsfriſt behaftet iſt —, ſo ſind alle 
Schwieriakeiten behoben. Jetzt erſcheint die Genoſſenſchaft nach 
jeder Richtung geſichert, insbeſondere wirkt die Aufrechnung 
nicht mehr zurück auf den Tag, an dem ſie erſtmalig möglich 
war. Es bleibt dann allerdings das unbefriedigende Reſultat 
in dem erwähnten Falle, daß Geſchäftsanteil und Schuld 
korreſpondieren. Die eingetragene Genoſſenſchaft hat aber 
einmal das Eigenartige, daß die Einlage wie die Mitgliedſchaft 
nur unter Bedingungen gelöſt werden können, was eben zur 
Folge haben kam, daß die geſchäftlichen Beziehungen zur 
Genoſſenſchaft in einer für das Mitglied ungünſtigen Weiſe 
gelöft werden; es kommt hinzu, daß das ganze Verhältnis auf 
eine Umgehung geſetzlicher oder ſtatutariſcher Vorſchriften hinaus⸗ 
läuft, und volenti non fit injuria. 

3. Eine Genoſſenſchaft m. b. H. erhöht den Geſchäftsanteil 
— in der Regel wird dies geſchehen, um die Betriebsmittel zu 
erhöhen oder um eine Unterbilanz abſchreiben zu können. 
Welche Bedeutung kommt dieſer Erhöhung bei dem Beſtitz 
mehrerer Geſchäftsanteile zu, wenn das Statut ratenweiſe Ein⸗ 
zahlung des Geſchäftsanteils vorſieht? Es beſtehen folgende 
Möglichkeiten: 

a) Pariſius-⸗Crüger, die im übrigen eine Lücke im Geſetz 
anzunehmen ſcheinen, wollen die mehreren Anteile nach und 
nach auf den erhöhten Betrag bringen laſſen, überlaſſen es 
jedoch dem Belieben des Mitglieds, ob es freiwillig zahlen 
will, wenn das Statut nur Einzahlungen bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Teile des Geſchäftsanteils vorſieht, Note 2 zu § 134 
Gen. 

b) Deumer will a. a. O. S. 223 mit Rückſicht auf 
8 136 GenG. die Ratenzahlung überhaupt nur bei dem letzten 
Geſchäftsanteil zulaſſen, während die vorhergehenden ſofort voll⸗ 
einzuzahlen find. 

c) Die Einzahlungspflicht trifft alle Geſchäftsanteile 
gleichzeitig, ſo daß alle Anteile gleichmäßig aufzufüllen ſind. 
Dieſe Auffaſſung dürfte das richtige treffen, ebenſo wie eine 
Lücke im Geſetz nicht vorliegen dürfte. Auszugehen iſt von 
8 7 Ziff. 2 Gen., wonach das Statut die „Einzahlungen 
auf den Geſchäftsanteil, zu welchen jeder Genoſſe verpflichtet 
iſt“ feſtſetzt. Das Geſetz unterſcheidet alſo zwiſchen den Be⸗ 
ſtimmungen über den Geſchäftsanteil ſelbſt, und denjenigen über 
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die Einzahlungspflicht. Erſterer iſt abſolut beſtimmt, die Ein⸗ 
zahlungspflicht kann ratierlich ſein. Wird der Geſchäftsanteil 
erhöht, ſo bedarf es auch einer Beſtimmung über die Veränderung 
der Einzahlungspflicht, wenn es nicht bei den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen bleiben ſoll. Iſt nach dieſen überhaupt nur ein Teil des 
urſprünglichen Geſchäftsanteils pflichtmäßig einzuzahlen, ſo hat 
das geänderte Statut eine Lücke, infolge deren die Erhöhung des 
Geſchäftsanteils zwangsweiſe nicht realiſiert werden kann. 
Beſitzt alſo jemand mehrere Geſchäftsanteile, ſo bleibt es in 
dieſem Falle für ihn bei den ſeitherigen Beſtimmungen, d. h. 
nach 8 136 GenG. müſſen ſämtliche Anteile bis auf den letzten 
in der ſeitherigen Höhe volleingezahlt ſein, und dieſer letztere 
iſt nach den ſeitherigen Beſtimmungen aufzufüllen. Iſt nach 
den ſeitherigen Beſtimmungen der Geſchäftsanteil in einem 
Betrage zu entrichten, dann trifft dies auch den erhöhten Anteil, 
ebenſo ſind die ſeitherigen Raten bis zum Geſamtbetrag des 
erhöhten Anteils zu zahlen. 

Da die Einzahlungspflicht auf Geſchäftsanteil für alle 
Mitglieder gleichmäßig ſein muß, Pariſius⸗Crüger Note 3 
zu S 7 GenG., müſſen auch mehrere Anteile nach demſelben 
Maßſtabe behandelt werden, andernfalls man zu einer un⸗ 
gleichmäßigen Einzahlungspflicht käme; es wären alsdann ſolche 
Anteile vorhanden, auf die einzuzahlen iſt, und ſolche, hinſichtlich 
deren eine ſolche Einzahlungspflicht nicht beſtünde. Auch aus 
8 136 Gen. iſt eine ſolche ungleichartige Einzahlungspflicht 
nicht herzuleiten, wie Deumer will, denn § 136 bezieht ſich 
nur auf den Fall des Erwerbs mehrerer Anteile, während 
hier keine Vorſchrift darüber gegeben iſt, welche Rechtsverhältniſſe 
ſich nachher in Anſehung dieſer mehreren Anteile ergeben. 
Hier hat es bei den allgemeinen Vorſchriften zu bleiben, und 
danach iſt eben die Einzahlungspflicht eine gleichmäßige. Aller⸗ 
dings würde für die Deumerſche Anſicht ſprechen, daß der 
Beſitzer mehrerer Anteile in erhöhtem Maße an der Deckung 
des Verluſtes beteiligt iſt — der in der Regel die Urſache der 
Erhöhung darſtellt —, und daß er deshalb auch in erhöhtem 
Maße zu Einzahlungen verpflichtet ſein müßte. Aber das 
Geſetz beſtimmt nur, daß der Verluſt gleichmäßig von den 
Geſchäftsguthaben abzuſchreiben iſt, während es hinſichtlich der 
Erneuerung des Vermögens der Genoſſenſchaft nicht die Ein⸗ 
zahlung nach demſelben Verhältnis, in dem der Verluſt zu 
tragen iſt, beſtimmt — was ſchließlich ja auch zu einer 
doppelten Belaſtung der Beſitzer mehrerer Anteile führen 
würde —, ſondern es beläßt es bei den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen über die Einzahlungspflicht, wonach aber nur eine 
gleichmäßige Verpflichtung in Anſehung eines jeden Anteils in 
Frage kommen kann. Damit wird allerdings die Sanierung 
von Genoſſenſchaften m. b. H. noch ſchwerer gemacht, als fie 
an ſich ſchon iſt. Das wäre dann aber die Schuld des Geſetzes, 
das einfach die Beſtimmungen über den Geſchäftsanteil von der 
Genoſſenſchaft m. u. H. für diejenige m. b. H. übernahm, den 
Erwerb mehrerer Anteile zuließ und keineswegs ſich vielleicht 
hieraus ergebende beſondere Folgerungen zog, vermutlich weil 
damals kein Menſch an ſolche Fragen gedacht hat, die ſich jetzt 
erſt aus der Praxis ergeben. 

Es bleibt ſchließlich noch die Frage, ob bei der Erhöhung 
des Geſchäftsanteils beſchloſſen werden kann, daß mehrere 
Anteile nur nach und nach aufgefüllt zu werden brauchen, etwa 
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kmit die Sanierung leichter vor ſich gehen kann. Dies dürfte 
rät angängig fein, da hier die Gleichmäßigkeit der Einzahlung?» 
piht nicht gewahrt würde. Sie bliebe zwar für jedes Mitglied 
kibeäfig, aber nicht für jeden Geſchäftsanteil, worum es ſich 


hin duch gerade handelt, während die Frage, welchen Betrag | 


Pd amelne Mitglied aufbringt, hier gleichgültig if. 


Sub nach dem preußiſchen Stempeljtenergefek 

im 31. Juli 1895 SKorreipoudenzverträge 

ſtempelpflichtig? 

Im Rechtsanwalt Galetſchky, Weißenfels a. S. 

Zu Beleuchtung und Beantwortung der vorſtehenden 
dug, die in kaufmänniſchen Kreiſen mit Nückſicht auf die 
Güfgkeit folder Abmachungen beſondere Beachtung verdient, 
Pd di nachſtehend verzeichneten Schriften verwendet worden: 

1. Das Stempelſteuergeſetz von Hummel und Specht, 
Berlin 1906. 

2 Preußiſches Stempelſteuergeſetz von Loeck, Berlin 1911. 

3. Das Preußiſche Stempelſteuergeſez von Schumann 
ud Obſt, Breslau 1910. 

4 Kommentar zum Stempelſteuergeſetz von Quednau, 
gerin- Charlottenburg 1902. 

5 Kommentar zur Novelle des Preußiſchen Stempel⸗ 
feuergeſetzes vom 26./30. Juni 1909 von Quednau, 
Berlin Halenſee 1909. 

Lehrbuch des Preußiſchen Stempelſteuerrechts von 
Gebauer, Breslau 1912. 

Es zum Preußiſchen Stempelſteuergeſetz von 

Heinitz, Berlin 1909. 

die gefegliche Vorſchrift zur etwaigen Verſtempelung fo- 
. l Korreſpondenzverträge Befindet ſich in 8 1 des 
keln von 31. 7. 1895/30. 6. 1909. 


„ergibt ſich die Einigung über ein Geſchäft aus einem 
Srieftechfel oder einem Austausch fonftiger schriftlicher 
ö en, ſo wird in der Regel ein Stempel hierfür 
"ft erhoben. In einem ſolchen Falle tritt aber die 
Serpflichtung zur Entrichtung des betreffenden Stempels 
m em, wenn nach der Verkehrsfitte über das Geſchäft 
em förmlicher ſchriftlicher Vertrag errichtet zu werden 
hegt, diese Errichtung indeſſen nicht ſtattgefunden hat 
und bon den Beteiligten beabfichtigt iſt, durch den Brief- 
weaſel oder den Austauſch der ſonſtigen ſchriftlichen 
gen die Au e eines ſolchen Vertrages 
udn di Wahn ſolch 
9 kufmännifchen Kreiſen iſt es längſt Sitte und bung 
Se Geſchäfte ſelbſt von bedeutendem Umfange im Wege 
11 lloßen Brieſwechſels (hierzu iſt auch der Austauſch von 
ummm oder eines Telegramms und einer anderen 
Nitteilung zu rechnen) abzuschließen. 
Um für die Korreſpondenzverträge eine geſetzliche Stempel⸗ 
begründen, müſſen drei Momente zuſammentreffen 
ud erlegen: 
7. Di Verlefröfitte muß dahin gehen, daß über ein 
bertiges Geſchäft, wie es ſich aus dem Briefwechsel, 
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bzw. dem Austauſch ſonſtiger ſchriftlicher Mitteilungen 
ergibt, ein förmlicher ſchriftlicher Vertrag errichtet zu 
werden pflegt. 

2. Die Errichtung eines förmlichen ſchriftlichen Vertrages 
darf nicht ſtattgefunden haben. 

3. Von den Beteiligten muß beabſichtigt worden fein, 
durch den Briefwechſel oder den Austauſch der ſonſtigen 
ſchriftlichen Mitteilungen die Aufnahme eines förmlichen 
ſchriftlichen Vertrages zu erſetzen (Hummel und Specht 
Abf. 19). 

Zu 1. Hieraus folgt, daß ſelbſt dann ein Stempel nicht 
zu entrichten iſt, wenn die Vertragsſchließenden lediglich zur 
Umgehung der Stempelpflicht den geſchloſſenen Vertrag in die 
Form aneinander gereihter Briefe kleiden, und dieſe zwar nicht 
jeder für ſich, aber in ihrer Geſamtheit alle Beſtandteile des 
Geſchäfts vollſtändig derart enthalten, daß aus ihnen wie aus 
einer förmlichen Vertragsurkunde auf Erfüllung geklagt werden 
kann: falls die Verkehrsſitte in dieſem Falle keine ſolche 
förmliche Urkunde erfordert. 

Dagegen würde die Stempelpflicht wie bei zweiſeitigen 
förmlichen Verträgen, nämlich ſolchen Urkunden, von denen 
jeder Kontrahent eine unterſchrieben und ſie mit dem anderen 
Kontrahenten wechſelſeitig zum Austauſch gebracht hat, begründet 
ſein, alſo auch kaufmänniſche Beſtätigungsbriefe, wenn ſie ſich 
als wirkliche Vertragsurkunden darſtellen. Als ſolche werden 
Austauſchbriefe von der Form angeſehen, daß jeder einzelne der 
gegenſeitigen Briefe in weſentlicher Ubereinſtimmung die Haupt⸗ 
merkmale des Vertrages derartig enthält, daß in jedem der 
Vertragswille in einheitlicher Selbſtändigkeit zum Ausdruck 
gebracht iſt. Beſchränkt ſich alſo der Annahmebrief (bzw. 
Telegramm) nicht darauf, die Annahme der Offerte zu erklären 
und dadurch das Beſtehen der Einigung auszudrücken, wenn 
vielmehr der Annahmebrief den Inhalt der Offerte nochmals in 
ihren weſentlichen Beſtandteilen ausdrücklich wiederholt, ſo liegt 
eine Vertragsurkunde mit der Verpflichtung zur Verſtempelung 
vor. Solche Briefe werden förmlichen Verträgen vollkommen 
gleichgeachtet, und zur Stempelpflicht herangezogen (RG. 42, 185ff.). 
Im übrigen iſt die Verkehrsſitte entſcheidend. Der Begriff 
der Verkehrsſitte für das Stempelgeſetz iſt dem damaligen 
Entwurfe zum BGB. entnommen. Vorſchriften darüber finden 
ſich in 88 151, 157, 242 BGB. (ſiehe auch RG. 14, 77). 

Feſtgeſtellt hat das Stempelgeſetz den Begriff der Verkehrs⸗ 
ſitte nicht. Verkehrsſitte iſt eine den Geſchäftsverkehr be⸗ 
herrſchende tatſächliche Mbung (RG. 49, 162). Für den Bes 
griff der Verkehrsſitte iſt es daher ohne Bedeutung, ob dieſe 
Übung eine genügende rechtliche Grundlage hat und geeignet 
iſt, denjenigen, der ihr im Rechtsleben folgt, vor Schaden zu 
bewahren (RG. 55, 377). Hiernach unterſcheidet ſich die Ver⸗ 
kehrsſitte von dem Gewohnheitsrecht und Herkommen (Obſervanz) 
dadurch, daß ſie nicht wie dieſe eine objektive Rechts norm 
darſtellt, und die Ubung nicht auf Rechts überzeugung beruht. 

Der Wortlaut des Geſetzes „errichtet zu werden pflegt“ 
fordert die Verſtempelung mithin nur, wenn eine Gepflogenheit 
beſteht, einen förmlichen ſchriftlichen Vertrag zu errichten, wenn 
ſich alſo unter den Verkehrsintereſſenten eine allgemeine Über: 
zeugung über die Zweckmäßigkeit dieſes Verfahrens gebildet hat. 
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Hierbei kann wohl grundſätzlich behauptet werden, daß im 
Handelsverkehr, der die Freiheit von zwingenden Formen 
gewiſſermaßen als Lebensnotwendigkeit empfindet, eine Verkehrs⸗ 
fitte, förmliche ſchriftliche Verträge zu errichten, überhaupt nicht 
beſteht. Für welche Geſchäfte gegenwärtig eine Verkehrsſitte 
beſteht, ihre Bindung durch förmliche Verträge vorzunehmen, 
läßt ſich nicht erſchöpfend ſagen, da hierfür, wie Quednau 81 
Anm. 30 ausführt, größere Erfahrungen noch fehlen. Es iſt 
dies eine Frage tatſächlicher Natur, die je nach den ver⸗ 
ſchiedenen Verhältniſſen zeitlich und örtlich verſchieden be⸗ 
antwortet werden kann und wird, weil auch die Auffaſſung 
über die Gepflogenheit ſich wandeln kann. Jedenfalls darf 
geſagt werden, daß in der Handelswelt das Beſtreben weiter 
und weiter vorherrſcht, die Bindung beim Geſchäftsabſchluß im 
Wege der freien Korreſpondenz, nicht mittels des förmlichen 
Vertrages vorzunehmen, der dem Kaufmann als zu ſchwer⸗ 
fällig erſcheint. 

Freilich iſt im Handelsverkehr über gewiſſe Arten von 
Geſchäften auch die Errichtung förmlicher Verträge üblich, ins⸗ 
beſondere bei ſolchen, deren Gegenſtand ſehr wertvolle Sachen 
von individueller Beſchaffenheit find (3. B. Lieferungsverträge 
über Panzerſchiffe, Dampfſchiffe, neuerdings auch Luftſchiffe auf 
Grund von Zeichnungen und detaillierten Beſchreibungen) [a. A. 
Heinitz S. 24 zu 3]. 

Die Beweislaſt für das Beſtehen der Verkehrsſitte fällt, 
wenn der angeblich Steuerpflichtige den Rechtsweg beſchreitet, 
dem Fiskus zu (8 26 des Geſetzes). 

Die Verkehrsſitte kann ſich naturgemäß in den verſchiedenen 
Landesteilen verſchieden entwickeln. Es fragt ſich, ob der 
Stempel zu erheben iſt, wenn an den getrennten Orten der 
Vertragſchließenden verſchiedene Verkehrsſitten beſtehen. 

Hummel und Specht nehmen (S. 31 Anm. 26) an, daß für 
die Verſtempelung der Ort des Geſchäftsabſchluſſes in Frage 
kommt, alſo der Ort, wo das Geſchäft ſich vollendet, wo die 
Annahme der Offerte, der Zuſchlag erfolgt. Dieſe Anſicht iſt 
nicht zutreffend. Heinitz führt (S. 25 zu 4) demgegenüber über⸗ 
zeugend aus, daß es der Verſteuerung nicht bedürfe, wenn an 
den mehreren Orten, in welchen die Vertragſchließenden wohnhaft 
ſind, oder von welchen aus ſie die Korreſpondenz führen, 
Verkehrsſitten verſchiedenen Inhalts beſtänden. Denn dann ſei 
das Erfordernis des Geſetzes nicht erfüllt, wenn auch nur für 
einen der Vertragſchließenden die Verkehrsſitte die Errichtung 
eines förmlichen ſchriftlichen Vertrages nicht erheiſche. 

Zu 2. Weiter iſt erforderlich, um die Stempelpflicht des 
Briefwechſels auszuſchließen, daß ein förmlicher ſchriftlicher 
Vertrag nicht vorliegt. Unter einem förmlichen ſchriftlichen 
Vertrage iſt nach Hummel und Specht (a. a. O. 20 zu a S. 31) 
zu verſtehen: eine von den Kontrahenten vollzogene Urkunde, in 
welcher der Inhalt eines geſchloſſenen Vertrages einheitlich 
zuſammengefaßt iſt und welche aus ihrer Form und Faſſung 

ergibt, daß der alleinige Zweck der Abfaſſung die Fixierung 
der Vertragsbedingungen und der Einigung darüber war. 

Im Falle des Prozeſſes hat der angeblich Stempelpflichtige 
die Beweislaſt darüber, daß ein förmlicher Vertrag errichtet 
ſei. Natürlich muß der förmliche Vertrag, auf den ſich die 
Beteiligten zur Vermeidung der im übrigen nach der Verkehrs⸗ 
ſitte in dieſem Falle begründeten Stempelpflicht des Brief⸗ 
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wechſels berufen, zeitlich im unmittelbaren Zuſammenhange mit? 
dem Briefwechſel ftehen. 

Zu 3. Schließlich fordert das Geſetz als drittes — ſub⸗ 
jektives — Moment, daß die Stempelung des Briefwechſels zu 
erfolgen habe, wenn bei den Beteiligten die Abſicht vorgelegen 
hat, durch den Briefwechſel die Aufnahme eines förmlichen 
Vertrages zu erſetzen. Es wird nicht gerade die Abſicht der 
Beteiligten erfordert, die Stempelentrichtung zu umgehen. Ob 
und wann dieſe Abſicht der Beteiligten vorliegt, iſt Sache der 
tatſächlichen Feſtſtellung, es kommt auf den einzelnen Fall an. 
In jedem Falle muß die vom Geſetze zur Begründung der 
Stempelpflichtigkeit geforderte Abſicht bei ſämtlichen Vertrag⸗ 
ſchließenden obwalten. Wenn eine der Parteien in der Korre⸗ 
ſpondenz nur das Mittel zur Herbeiführung der Willenseinigung 
ſieht, ſo iſt dem vom Geſetze aufgeſtellten Erforderniſſe nicht 
Genüge geſchehen (Heinitz S. 23 zu Ba). Von einer Abſicht 
kann dann nicht geſprochen werden, wenn die Verkehrsfitte 
dahin geht, einen mündlichen Geſchäftsabſchluß durch wechſel⸗ 
ſeitige Beſtätigungsſchreiben zum Ausdruck zu bringen. 

Die Abſicht würde dagegen anzunehmen ſein, wenn der 
Beſteller ſeine ſämtlichen Bedingungen des Geſchäfts in der bei 
förmlichen Kontraktſchlüſſen gebräuchlichen Form enthaltenen von 
ihm unterzeichneten Antrag dem anderen vertragſchließenden Teile 
übergibt und dieſer jenem nicht nur ſeine Annahme erklärt, 
ſondern mit dem dieſe Erklärung enthaltenden Schriftſtücke eine 
vollſtändige Abſchrift der Eingabe des Beſtellers in integrierende 
Verbindung ſetzt und die in letzterer wörtlich aufgeführten 
Bedingungen in der von ihm unterzeichneten Erklärung als 
gegenſeitig verpflichtend anerkennt. Die Vornahme eines ſolchen 
Schriftſtückaustauſchs iſt dem Abſchluß eines förmlichen Vertrages 
gleich zu achten. 

Bei der Beratung des Geſetzes erklärte der Finanzminiſter 
„wo die Verkehrsſitte den Abſchluß eines förmlichen Vertrages 
verlange, da werde man auch ſchon aus der Wahl des Brief⸗ 
wechſels die Abſicht auf Umgehung der Stempelpflicht erkennen 
können“. Das genügt aber nicht. Die Abſicht, die das Geſetz 
außer der Verkehrsſitte, die der Fiskus nachzuweiſen hat, fordert, 
muß ebenfalls ſelbſtändig im einzelnen Falle feſtgeſtellt werden 
und auch hierfür iſt der Fiskus beweispflichtig. Das kann z. B. 
vorliegen, wenn durch den Briefmechfel ein bereits rechtsgültig 
zuſtande gekommener mündlicher Vertrag beſtätigt wird (Urteil 
des RG. in RG. 42, 180 ff.). 

Das Ergebnis iſt mithin folgendermaßen zuſammenzufaſſen. 

1. Kaufmänniſche Korreſpondenz über Geſchäftsabſchlüſſ. 
ſind dann genau wie förmliche Verträge ſtempel⸗ 
pflichtig, wenn eine handelsübliche Verkehrsſitte 
beſteht, ſchriftlich förmliche Verträge zu errichten, wenn 
ein ſolcher Vertrag tatſächlich nicht aufgenommen iſt, 
aber die Abſicht ſeitens der Kontrahenten beſtand, 
durch den Austauſch der Schriftſtücke die Feſtlegung 
in einem förmlichen Vertrage zu umgehen. 

2. Kaufmänniſche Korreſpondenz iſt im übrigen mangels 
einer auf Errichtung förmlicher Vertragsurkunden 
gerichteten Verkehrsſitte regelmäßig ſtempelfrei, ab⸗ 
geſehen von dem einen Fall, daß der Korreſpondenz⸗ 
vertrag ſich als Schrifivertrag im eigentlichen Sinne 
darſtellt, d. h. wenn von den ausgetauſchten Briefen 
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jeder für ſich allein in weſentlicher Ubereinſtimmung 
mit dem andern die Vertragsbedingungen wiedergiebt. 

3. Hierunter fallen auch die ſogenannten Kaufmänniſchen 
Beſtätigungsbriefe, es ſei denn, daß ihr Inhalt ſo 
gewählt iſt, daß erſichtlich wird, es handelt ſich nur 
darum, etwaigen Mißverſtändniſſen bei mündlich vor⸗ 
her erteiltem Auftrage vorzubeugen. Denn die 
Eigenartigkeit des kaufmänniſchen Verkehrs kann eine 
ſchriftliche Kontrolle der mündlich vereinbarten Geſchäfte 
nicht entbehren. 

4. Die Verſtempelung des Briefwechſels kommt in Weg⸗ 
fall, wenn auch nur für einen der Vertragſchließenden 
die Verkehrsfitte feines Ortes die Errichtung eines 
förmlichen ſchriftlichen Vertrages nicht erfordert. 

diemach iſt zu ſagen, daß es eigentlich der kaufmänniſche 
Gwßperkehr felbft in der Hand hat, die Verſtempelung feiner 
Sorefponbenzuesträge gegenüber dem Fiskus auszuſchalten, 
indem die Verkehrsſitte in mehr und mehr ſteigendem Maße 
alerorten davon abgeht, förmliche Verträge über die getätigten 
Gefhäfte abzuschließen und vielmehr ſich der freieren und 
einfacheren Form des Briefwechſels bedient. Denn wo eine 
Verlehrsfitte zum förmlichen Abſchluß ſchriftlicher Verträge nicht 
beſeht, findet auch die Erhebung des Stempels für Korreſpondenz⸗ 
betträge nicht ſtatt. Die Bindung der Parteien iſt aber durch 
den Auztauſch von Briefen ebenſo zuverläſſig, wie die Feſt⸗ 
kung des Vereinbarten in förmlichen Verträgen. 

Die Frage, wie es mit der Stempelpflicht ſteht, wenn 
ener von den Vertragſchließenden im Auslande feinen Wohnſitz 
hat, wird durch § 2 des Geſetzes erörtert. 

Die Beſtmmung lautet: 

„Der Stempelſteuer unterliegen auch die von Inländern 

oder von Ausländern im Auslande errichteten Urkunden 

über Geſchäfte, welche im Inlande befindliche Gegen⸗ 
ſtände betreffen oder welche im Inlande zu erfüllen find. 

Inland im Sinne dieſes Geſetzes und des Tarifs iſt der 

Geltungsbereich dieſes Geſetzes.“ 

Da Geltungsbereich des Geſetzes iſt Preußen. Hierunter 
bird der Begriff Inland verſtanden, mithin find auch alle 
dee richsdeutſchen Bundesſtaaten im Sinne dieſes Geſetzes 
als Ausland zu verſtehen. Auch Helgoland und die Hohen⸗ 
Plemihen Lande gehören zum Auslande. Iſt ein Geſchäft 
du breſliche oder telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen einem 
nlindifhen und einem ausländiſchen Orte zuſtande gekommen, 
h befimmt ſich der Ort der Errichtung nach derjenigen ſchrift⸗ 
n Ditelung, durch welche die Beurkundung zur Vollendung 
gelangt. 


Dann zu verſtempeln ift, gibt das Geſetz an: 
In allen den Fällen, wo es ſich 

J. um Gegenſtände handelt, die im Inlande ſich befinden; 

2. um Geſchäfte handelt, die im Inlande zu erfüllen ſind. 

Das Stempelfteuerhoheitsrecht des Staates beſchränkt ſich 

Mar grundſäzlich nur auf fein eigenes Gebiet. Inſofern bes 

eutet alſo die Unterwerfung ſolcher Urkunden, welche im Aus⸗ 

ind errichtet find, unter die inländiſche Stempelſteuer eine 

Durchbrechung des Territorialitätsprinzips. Das Geſetz unter⸗ 

wirft alſo die im Auslande errichteten Urkunden im weiteren 

Umfange der Stempelſteuer; es unterſcheidet nicht, ob die Per⸗ 
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ſonen, welche eine Urkunde im Auslande errichteten (Korre⸗ 
ſpondenzvertrag iſt hier immer gleichbedeutend mit Urkunde) 
Inländer oder Ausländer find, und findet diejenige Beziehung 
zum Inlande, die zur Begründung der Stempelpflicht genügen 
fol, darin, daß das Geſchäft, über welches die Urkunde lautet, 
entweder einen im Inlande befindlichen Gegenſtand betrifft oder 
im Inlande zu erfüllen iſt (Heinitz 8 2 IV). Der Gegenſtand 
muß im Inlande befindlich ſein, alſo dort ein örtliches oder 
räumliches Daſein haben (RG. 11, 255). 

Die Geſchäfte müſſen im Inlande zu erfüllen ſein. 

Die Annahme, daß das Geſchäft im Inlande zu erfüllen 
ſei, kann hiernach nur als richtig angeſehen werden, wenn die 
ganze Abwicklung des Geſchäfts in ſeinen weſentlichen Be⸗ 
ziehungen im Inlande vor ſich gehen ſoll, alſo, wenn ſämtliche 
Leiſtungen, welche auf Grund des Geſchäfts zu bewirken ſind, 
im Inlande zu erfolgen haben (RG. 14, 11; ebenſo Heinitz 
5 2 Nr. 2; a. M. Hummel und Specht § 2 Anm. 5). 

Als Erfüllungsort kommt in Frage der Leiſtungsort. Iſt 
dieſer weder durch eine beſondere Geſetzesvorſchrift, noch ver⸗ 
traglich beſtimmt, fo iſt nach $ 269 BGB. der aus den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmende Parteiwille entſcheidend und erſt im 
äußerſten Falle iſt die Leiſtung an dem Orte zu bewirken, an 
welchem der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes feinen Wohnſitz oder feine gewerbliche Niederlaſſung 
hatte (88 269, 7 ff. BGB.). 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5133 BGB. Grundſätze für die Vertragsauslegung.] 

Die Ausführungen über die Auslegung des Vertrages 
vom 17. Februar 1906 beruhen auf Rechtsirrtum. Das OG. 
verkennt die Grenzen, die dem Richter bei der Auslegung von 
Rechtsgeſchäften gezogen ſind. Allerdings gehört zu den Auf⸗ 
gaben der Auslegung nicht nur die Feſtſtellung des Sinnes 
einer Erklärung, vielmehr muß unter Umſtänden auch die Er⸗ 
gänzung einer fehlenden Erklärung dahin gerechnet werden. 
Findet ſich eine Lücke in den einzelnen Vorſchriften eines 
Vertrags, ſo iſt dieſe aus dem Zuſammenhange des Ganzen, 
insbeſondere aus dem Vertragszwecke auszufüllen. Allein Vor⸗ 
ausſetzung für dieſe Befugnis des Richters iſt, daß wirklich eine 
Lücke vorliegt. Haben die Parteien einen beſtimmten Willen 
erklärt, ſo hat es damit ſein Bewenden; „vor anderweiter 
Willensrealität muß die bloße Unterſtellung des Willens kraft 
des Vertragszweckes die Segel ſtreichen“ (vgl. Oertmann, 
Rechtsordnung und Verkehrsſitte 1914, 186). Auch eine un⸗ 
angemeſſene Regelung würde nicht einfach dieſer ihrer Eigen⸗ 
ſchaft halber im Wege ſogenannter Lückenergänzung beſeitigt 
werden können. Nichts anderes aber unternimmt das OL G., 
indem es den 8 2 des Vertrages — „die Verzinſung der Ein⸗ 


lagen erfolgt mit 5 Prozent; außerdem iſt aus dem Ergebniſſe 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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des Fabrik- bzw. Darrbetriebs ein Betrag in Höhe von 5 Prozent 
der Einlagen jährlich einem Reſervefonds zuzuſchreiben“ — für 
lückenhaft erklärt. Das OLG. erkennt an, und darüber herrſcht 
überhaupt kein Streit, daß nach dieſer Beſtimmung die Einlage⸗ 
zinſen ſowohl wie auch die Rücklagen den Ergebniſſen beider 
Betriebe, der Zuckerfabrik und der Zichoriendarre, entnommen 
werden ſollten. Wenn es gleichwohl das Verhältnis der Betriebs⸗ 
ergebniſſe zueinander als Verteilungsmaßſtab ablehnt, weil in 
der angezogenen Stelle die Worte nur „aus dem Ergebniſſe“, 
nicht auch „und nach Verhältnis der Ergebniſſe“ lauten, ſo 
klammert es ſich in unzuläſſiger Weiſe an den Buchſtaben und 
verletzt den 8 133 BGB. K. c. L. u. B., U. v. 3. Nov. 14, 
290/14 II. — Naumburg. [©.] 

2. 8 249 BGB. Wie iſt der Schadenserſatzanſpruch 
des Getäuſchten zu begründen?! 

Das BG. hält, ebenſo wie das LG., die vertragliche Über: 
nahme einer Gewährleiſtungspflicht für die Sicherheit der in 
Zahlung gegebenen Hypothek durch den Beklagten nicht für 
dargetan. Dagegen ſieht es, gleichfalls in ÜUbereinſtimmung 
mit dem erſten Richter, für erwieſen an, daß die an Zahlungs 
Statt für 8000 & abgetretene Hypothek nahezu wertlos war; 
daß das dem Beklagten genau bekannt war, daß er aber 
dennoch dem Kläger die Hypothek als „ſicher“ und „heilig“ 
anpries in der Abſicht, in ihm die Überzeugung hervorzurufen, 
er werde an der Hypothek keinen Verluſt erleiden; ſowie daß 
er hierdurch den Kläger getäuſcht und veranlaßt hat, die 
Hypothek an Zahlungs Statt anzunehmen. Auf Grund dieſer 
tatſächlichen Feſtſtellungen erklärt das BG., indem es ſich den 
Ausführungen des LG. in rechtlicher und tatſächlicher Hinſicht 
anſchließt, in Anwendung der 88 823, 826 BGB. den Be⸗ 
klagten für verpflichtet, dem Kläger den Schaden zu erſtatten, 
der ihm dadurch entſtanden ſei, daß er im Vertrauen auf des 
Beklagten Anpreiſungen die Hypothek in Zahlung genommen 
hat. Die Höhe ſeines Schadens ſei nach dem von ihm 
bei der Zwangsverſteigerung des mit der Hypothek be- 
laſteten Grundſtücks an dieſer erlittenen Ausfall, der 
7527,80 & betragen habe, nebſt den ihm entgangenen 
5 Prozent Zinſen zu bemeſſen. Durch dieſe Ausführungen 
wird die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung des Betrages 
von 7527,80 & nebſt Zinſen an den Kläger nicht rechts⸗ 
irrtumsfrei begründet. Der aus der unerlaubten Handlung der 
Beſtimmung eines anderen zum Abſchluſſe eines Vertrags durch 
wiſſentlich unwahre Vorſpiegelungen nach Maßgabe der 88 823, 
826 BGB. ſich ergebende Anſpruch auf Schadenserſatz iſt 
gemäß 5 249 Satz 1 BGB. gerichtet auf Herſtellung des Zu⸗ 
ſtandes, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umſtand nicht eingetreten, alſo der Getäuſchte nicht durch die 
Vorſpiegelung zum Abſchluſſe des Vertrages beſtimmt worden 
wäre und demnach den Vertrag nicht abgeſchloſſen hätte. Die 
Herſtellung dieſes Zuſtandes iſt nicht gleichbedeutend mit der 
Leiſtung desjenigen, was der Kläger haben würde, wenn die 
vorgeſpiegelten Tatſachen wahr geweſen wären; der Kläger 
kann alſo im vorliegenden Falle nicht verlangen, ſo geſtellt zu 
werden, wie er ſtehen würde, wenn die ihm von dem Be⸗ 
klagten an Zahlungs Statt gegebene Hypothek wirklich den vor⸗ 
geſpiegelten vollen Wert von 9000 & gehabt hätte. Dem⸗ 
gemäß könnte er unter Feſthalten an dem Vertrage den bei 
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der Zwangsverſteigerung des mit der Hypothek belaſteten 
Grundſtücks erlittenen Ausfall — auch wenn man mit dem 
Ber R. davon ausgeht, daß ein höherer Erlös ohne Verſchulden 
des Beklagten nicht erzielt worden iſt — nur dann erſtattet 
verlangen, wenn feſtzuſtellen wäre, daß der Beklagte das Grund⸗ 
ſtück des Klägers zu demſelben Preiſe gekauft haben würde, 
falls der Kläger die Hypothek nicht, wie es infolge der Vor⸗ 
ſpiegelung des Beklagten geſchehen iſt, zu einem den wahren 
Wert überſteigenden Betrage in Zahlung genommen hätte, oder 
auch, daß der Kläger in der Lage geweſen wäre, das Grund⸗ 
ſtück anderweit zu einem die wirklichen Leiſtungen des Be⸗ 
klagten überſteigenden Preiſe zu veräußern. Auch dann würde 
übrigens der Kläger einen von dem Beklagten zu erſetzenden 
Schaden nicht erlitten haben, wenn — was immerhin denkbar 
iſt — das von ihm an den Beklagten verkaufte Grundſtück 
keinen höheren Wert gehabt hätte, als die wirklichen Leiſtungen 
des Beklagten betragen haben, alſo bei Anrechnung der 
Hypothek nur zu einem ihrer nahezu gänzlichen Wertloſigkeit 
entſprechenden geringfügigen Betrage. Vgl. das Urteil des 
erkennenden Senats vom 1. November 1913, V 230/1913 i. ©. 
Hoffmann c. Stephan, das zum Abdrucke beſtimmt iſt. Darüber, 
ob und in welcher Höhe ein vom Beklagten dem Kläger in 
Geld zu erſetzender Schaden entſtanden ſei, hatte der BerR. 
nach 8 287 ZPO. unter Würdigung aller Umſtände nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Das hat er aber nicht getan; 
vielmehr iſt er, wie die Urteilsgründe ergeben, ohne Berüds 
ſichtigung der oben erörterten Geſichtspunkte von der rechts⸗ 
irrigen Auffaſſung ausgegangen, daß für den Schaden ohne 
weiteres und unbedingt die Höhe des bei der Zwangsverſteigerung 
dem Kläger entſtandenen Ausfalls an der Hypothek maßgebend 
fi. U. c. R., U. v. 28. Okt. 14, 224/14 v. — Marien: 
werder. [S.] 

3. 8554 BGB. Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn 
der Mieter den Vermieter befriedigt, bevor fie erfolgt.] 

Das BG. legt den Pachtvertrag dahin aus, daß auch für 
das ſtrengere vertragsmäßige Kündigungsrecht die Grundſätze 
des 8 554 BGB. anzuwenden ſeien. Dieſe Auslegung iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach § 554 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. iſt die Kündigung ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den 
Vermieter befriedigt, bevor ſie erfolgt. Der Befriedigung iſt 
für die Anwendung des § 554 ein Angebot gleichzuſtellen, das 
den Vermieter als Gläubiger in Annahmeverzug verſetzt (5 293 
BGB.). Denn der Mieter hat in dieſem Falle alles getan, 
um den Vermieter zu befriedigen, und es würde den für die 
Auslegung wie für die Erfüllung von Verträgen geltenden 
Grundſätzen von Treu und Glauben ($$ 157, 242 BGB.) 
widerſprechen, wenn der Vermieter ſich auf den Mangel einer 
Befriedigung berufen könnte, die er durch ſeine eigene, wenn 
auch vielleicht im guten Glauben erfolgte Weigerung vereitelt 


hat. Demgegenüber iſt es belanglos, wenn dem Beklagten 


eine Nachfriſt gewährt und die Annahme nur mit Rückſicht auf 
den Ablauf dieſer Friſt verweigert worden iſt. Nach 8 294 
BGB. muß die Leiſtung, wenn der Gläubiger in Verzug geſetzt 
werden ſoll, ſo, wie ſie zu bewirken iſt, tatſächlich angeboten 
werden. Das tatſächliche Angebot muß ſo erfolgen, daß der 
Gläubiger nichts weiter zu tun braucht, als zuzugreifen und 
die angebotene Leiſtung anzunehmen. Dazu genügte zwar noch 
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44. Jahrgang. 


nicht, daß der Beklagte das Geld bei ſich trug. Es war aber 
andererſeits auch nicht, wie die Reviſion meint, notwendig, daß 
er das Geld aus der Taſche hervorholte. Er mußte nur durch 
fein Verhalten gegenüber demjenigen, der das Geld empfangen 
ſollte, deutlich um Ausdruck bringen, daß er das Geld bei ſich 
habe, um es im Falle der Zuſtimmung ſofort auszuhändigen. 
Die Kindigung des Pachtverhältniſſes war alſo, wie das BG. 
nit Recht annimmt, unwirkſam, wenn der Beklagte bei dem 
Angebot der Zahlung den dazu erforderlichen Geldbetrag bei 
fh hatte. K. L. c. P., U. v. 3. Nov. 14, 266/14 III. — 
Grigsberg. S.] 

4. 58 633 Abſ. 2, 638 BGB. Die Verjährung eines 
Anſpruchs auf Beſeitigung eines Mangels wird durch eine in 
einem Borprogeß erhobene Aufrechnungseinrede nicht unter⸗ 
brochen] 

Den erſten, auf Abänderung der gelieferten Anlage ge⸗ 
nichttten Antrag der Klägerin hat der Bert. zunächſt mit der 
Begründung verworfen, daß nach dem Vertrage, insbeſondere 
nach Rr. 6 und 7 der Lieferungsbedingungen, ein folder Ans 
ſpruch ausgeſchloſſen fe. Ob dieſer Grund, der von der Re⸗ 
biion angefochten wird, ſtichhaltig iſt, kann dahingeſtellt bleiben, 
da jedenfalls dem an zweiter Stelle gegebenen Grunde, daß 
der Anspruch verjährt ſei, beigetreten werden muß. Der Ans 
ſprach lennzeichnet fich rechtlich als Anſpruch auf Befeitigung 
eines Mangels im Sinne des § 633 Abſ. 2 und des 8 638 
808. (ogl. RG. 71, 174). Es findet demnach nicht die 
Njührige Verjährung nach 8 195, ſondern die kurze Verjährung 
uch 9 638 368. Anwendung. Setzt man nun den für die 
Klägerin günſtigſten Fall, daß die Friſt erſt mit dem 19. März 
1913, als die Beklagte die Beſeitigung des Mangels endgültig 
ablehnte, zu laufen begonnen hat, fo war bei Erhebung der 
Klage (3. Juni 1913) nicht nur die ſechsmonatige, ſondern 
duch die einjährige Verjährung bereits vollendet, fo daß nicht 
wunſucht zu werden braucht, ob es ſich um Arbeiten an einem 
Grundtüde gehandelt hatte. Die Klägerin hat bilfsweiſe ein⸗ 

gewendet. de Verjährung ſei gemäß § 209 Abf. 1 Nr. 3, 
% Af. 1 und 3, 8 639 Abſ. 1 BGB. durch Erhebung 
der Aufrecnungseinrede im Vorprozeß unterbrochen. Dieſen 
Evan bat der BerR. mit Recht verworfen. Die Einrede 
in Lorprogeh betraf einen Anſpruch auf Zahlung; jetzt wird 
en Arpruch auf Nachbeſſerung, alſo auf Leiſtung einer nicht 
vertetbaren Handlung, geltend gemacht. Es könnte ſich fragen, 
85477 Abl. 3, inſofern er ſich auch auf die Unterbrechung 

Verjährung durch Aufrechnung bezieht, nicht vorausſetzt, 
us ale in Betracht kommenden Anſprüche an ſich zur Auf⸗ 
Feönung geeignet find. Allein, wenn auch von dieſem Be: 

en abgrfehen und alſo angenommen wird, daß durch Auf⸗ 

mg mit einem Geldanſpruch auch die Verjährung eines 
Naßbeferungganfprucha unterbrochen werden konnte, jo ſteht 
u vorliegenden Falle der Klägerin doch entgegen, daß durch 
Erhebung der Aufrechnungseinrede im Vorprozeſſe die Ver⸗ 
fürn nicht hinſichtlich des ganzen Geldanſpruchs, ſondern 
= henfihtlid eines Teiles dieſes Anſpruchs unterbrochen 
duda if, da der Anspruch 26052, 20 4 betrug, während 
im 22064, 76 4 zur Aufrechnung geſtellt werden konnten und 
belt worden find (vgl. RG. 57, 375). Es iſt nicht eins 
uche, weshalb die Erhebung der Aufrechnungseinrede auf die 
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Erhaltung des Nachbeſſerungsanſpruchs eine ſtärkere Wirkung 
ausgeübt haben ſollte als auf die Erhaltung des Schadens⸗ 
anſpruchs. Man wird vielmehr annehmen müſſen, daß die 
Verjährung des unteilbaren Nachbeſſerungsanſpruchs nur dann 
unterbrochen worden wäre, wenn die Klägerin im Vorprogzeſſe 
den Reſt ihrer Schadensforderung im Wege der Widerklage 
geltend gemacht hätte (8 209 Abſ. 1 BGB.). M. c. B. M., 
U. v. 23. Okt. 14, 229/14 VII. — Braunſchweig. [S.) 

5. 88 823, 847 BGB. Zum Begriff des „Halters“ 
eines Kraftfahrzeugs. Verpflichtung des Halters, während der 
Fahrt den Kraftwagenführer zur Verlangſamung anzuhalten. — 
Schmerzensgeld.] 

Gegenſtand der Reviſion iſt nur das von der Klägerin 
geforderte, vom BG. auf. . . . 4 bemeſſene Schmerzensgeld 
für die Klägerin. Die rechtliche Grundlage dieſes Anſpruchs 
kann im gegebenen Falle nur vorhanden fein, wenn § 823 oder 
5 831 BGB. die Erſatzpflicht des Beklagten für den Schaden 
der Klägerin begründen. Das BG. ſtellt feſt, daß der Unfall 
allein dadurch verurſacht wurde, daß der Kraftwagenführer E. 
übermäßig ſchnell und ohne Mäßigung der Fahrgeſchwindigkeit 
die Kreuzung durchfuhr. Als der Halter des Fahrzeuges ſei 
der Beklagte anzuſehen, dem das Herrſchaftsverhältnis über den 
Wagen zugeſtanden habe und der der Dienſtherr des E. ge⸗ 
weſen ſei, einerlei ob deſſen Annahme durch ihn ſelbſt oder in 
nützlicher Geſchäftsführung durch einen Angehörigen erfolgt ſei. 
Den Entlaſtungsbeweis aus 8 831 BGB. ſieht das BG. für 
geführt an, da die Anſtellung des E. erſt wenige Monate vor 
dem Unfall auf Grund vorgelegter guter Zeugniſſe über ſeine 
Tüchtigkeit erfolgt ſei. Dagegen ſei die Haftung des Beklagten 
aus 5 823 BGB. begründet, da er ſelbſt in dem Kraftwagen 
geſeſſen, die Neigung des Kraftwagenführers zu ſcharfem rück⸗ 
ſichtsloſen Fahren, die aus deſſen zahlreichen polizeilichen Be⸗ 
ſtrafungen feſtzuſtellen ſei, gekannt und gebilligt und auch das 
übermäßig ſchnelle Fahren des E. im gegebenen Falle wahr⸗ 
genommen habe oder habe wahrnehmen müſſen, ohne daß er 
Gelegenheit genommen habe einzugreifen. Damit habe er ſeine 
Aufſichtspflicht über den E. ſchuldhaft vernachläſſigt. Der Beweis: 
antrag des Beklagten, der Genannte ſei ſtreng angewieſen worden, 
vorſichtig und an Straßenkreuzungen mit verminderter Ge— 
ſchwindigkeit zn fahren, ſei unerheblich, da mit dieſer Weiſung 
das die Überſchreitungen duldende Verhalten des Beklagten im 
Widerſpruch geſtanden habe. Gegen dieſe Ausführungen des 
BU. erhebt die Reviſion die Rüge der Verletzung des 8 823 
BGB. und des 5 286 ZPO. Das BG. verurteile den Be: 
klagten, macht fie geltend, weil er Kraftfahrzeug halter geweſen 
ſei. Das ſei aber ein techniſcher Begriff des Kraftfahrzeug⸗ 
geſetzes, der für die Feſtſtellung einer Haftung aus 8 823 oder 
§ 831 BGB. ganz unbrauchbar ſei; es habe das Verhältnis 
des Beklagten zum Wagen und zu deſſen Führer geprüft werden 
müſſen. Der Beklagte habe behauptet, daß der Kraftwagen 
ſeinem Vater gehöre, der auch den E. angeſtellt und ihm den 
Wagen nur geliehen habe. Dieſem Beweisantrage hätte ent⸗ 
ſprochen werden müſſen. Eine Veranlaſſung für den Beklagten 
aber, an jener Straßenkreuzung den E. perſönlich zu füber- 
wachen und ſelbſt einzugreifen, habe nicht im mindeſten vor: 
gelegen. Ahnlicher Straßenkreuzungen gebe es in Berlin ſehr 


viele, und eine Einwirkung ſeitens des mitfahrenden Beſitzers 
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vom Wagen aus auf den Kraftwagenführer würde nicht nur 
unmöglich, ſondern auch gerade für den Verkehr gefährlich ſein. 
Daß der Beklagte ein zu ſchnelles Fahren des E. wirklich 
bemerkt habe, ſei nicht feſtgeſtellt. Unhaltbar ſei der Schluß 
aus den faſt ausſchließlich nach dem Unfall erfolgten Be⸗ 
ſtrafungen des E. auf ein übermäßig ſchnelles Fahren auch vor und 
bei dem Unfalle. Daß der Beklagte für die Zeit des Unfalles 
Kenntnis von einem rückſichtsloſen Fahren des E. gehabt habe, 
ſei nicht feſtgeſtellt; jedenfalls würde aber der Beweisantrag 
über die dem E. erteilten Weiſungen erheblich geweſen ſein. 
Dieſe Angriffe können keinen Erfolg haben. Gewiß iſt der 
Begriff des Halters des Kraftfahrzeuges in 88 7, 17, 18, 23, 24 
Kraft G. ein techniſcher Begriff dieſes Geſetzes, der für die 
Beurteilung einer Handlung oder Unterlaſſung aus 88 823, 831 
BGB. gleichgültig iſt. Es kommt indeſſen nicht auf den Wort⸗ 
begriff an, den übrigens der Geſetzgeber des Kraftfahrzeuggeſetzes 
nicht erfunden, ſondern vorgefunden und aus dem BGB. (5 833) 
in das neue Geſetz hinüber genommen hat, ſondern auf deſſen 
Inhalt. Wenn dieſer im allgemeinen die Grundlage einer 
Haftung des Beklagten aus 88 823 oder 831 BGB. zu bilden 
geeignet ift, oder wenn die Vorausſetzungen für eine Erſatzpflicht 
des Beklagten nach dieſen Geſetzen im beſonderen Falle damit 
gegeben find, iſt die Verwendung des Begriffes ſeitens des BG. 
nicht rechtsirrtümlich. Das BG. entnimmt aus den tatſäch⸗ 
lichen Umſtänden, daß der Beklagte der Klägerin vom Polizei⸗ 
präſidium als der Halter des Kraftfahrzeuges bezeichnet wurde, 
und daß er ſelbſt ſeiner Inanſpruchnahme in dieſer Eigenſchaft 
im Prozeſſe gar keinen Widerſtand entgegenſetzte, daß der Be⸗ 
klagte tatſächlich jenes Herrſchaftsverhältnis über den Wagen 
und ſeinen Betrieb ausgeübt hat, das den Begriff des Fahr⸗ 
zeughalters erfüllt, das aber zugleich ihm auch ermöglichte, über 
den Wagen und ſeinen Führer in einer Weiſe zu verfügen, daß 
die Gefährdung des Verkehrs und die Verletzung der Klägerin 
verhütet wurde. Der tatſächliche Schluß iſt zuläſſig. Auch 
wenn, wie der Beklagte behauptete, Eigentümer des Kraft⸗ 
wagens der Vater des Beklagten war, und dieſer den Wagen 
dem Beklagten nur geliehen, und wenn ebenſo der Vater des 
Beklagten den Kraftwagenführer E. angeſtellt hatte, konnte der 
Beklagte, wenn er auf Grund des Leihverhältniſſes den Wagen 
für ſich benutzte, die Herrſchaſft über den Wagen und deſſen 
Führer ausüben; er beſtimmte die Fahrten und gab dem Führer 
ſeine Befehle. Das genügt aber für die Anwendung der 
58 823, 831 BGB., und das iſt vom Beklagten feſtgeſtellt. 
Die Schutzbehauptung des Beklagten widerlegt dieſe Annahme 
nicht, ſondern beſtätigt ſie vielmehr, wenn ſie auch dem Be⸗ 
klagten die Eigenſchaft eines Kraftfahrzeughalters nehmen ſollte. 
Die 88 823, 831 BGB. fordern hinſichtlich des Herrſchafts⸗ 
verhältniſſes über das Fahrzeug für die Möglichkeit eines Ver⸗ 
ſchuldens der das Fahrzeug für ſich benutzenden Perſon und für 
das Verhältnis des Geſchäftsherrn zu der von ihm mit einer 
Verrichtung betrauten Perſon und zu der daraus entſpringenden 
Schadenserſatzpflicht nicht mehr, ſondern weniger, als in dem 
Begriffe des Kraftfahrzeughalters eingeſchloſſen liegt. Die Recht⸗ 
ſprechung des RG. in der Frage, ob der im Wagen ſitzende 
Eigentümer oder verfügungsberechtigte Beſitzer des Kraftfahr⸗ 
zeuges verpflichtet ſei, zur Abwendung von Verkehrsgefahren auf 
den Kraftwagenführer einzuwirken, geht im allgemeinen dahin, 
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daß er hierzu verpflichtet iſt, wenn er die Gefahr und ein 
unbedachtſames Handeln des Wagenführers bemerkt hat und 
in der Lage war, einzugreifen (JW. 1905, 28711; 1908, 4057; 
1909, 2761; 1910 S. 105°, 14812; 1911, 4025). In den 
Enſcheidungen JW. 1911, 41%” und 1914, 1923 wird darüber 
hinaus eine Verpflichtung des mitfahrenden Beſitzers zum Ein 
ſchreiten auch ſchon dann angenommen, wenn er zwar nicht die 
Gefahr und das unachtſame Verhalten des Kraftwagenführers 
wahrnahm, aber wenn er es nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
hätte erkennen müſſen. Von dem Standpunkt dieſer Entſchei⸗ 
dungen geht das Urteil des BG. aus. Es folgert aus den 
vielen Beſtrafungen des Fahrers E., wenn dieſe auch der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl nach der Zeit nach dem Unfall angehören, 
die Neigung des E. zu rückſichtsloſem Fahren und zur Nicht⸗ 
achtung der Verkehrsſicherheit; dieſe Eigenſchaft habe dem Be⸗ 
klagten nicht entgehen können und ſei ihm auch nicht entgangen; 
dann habe er aber auch die Verpflichtung gehabt, einzuſchreiten. 
Offenbar ſei er aber mit der Schneidigkeit des Kraftwagen⸗ 
führers einverſtanden geweſen. Dann müſſe er auch dafür ein⸗ 
treten und ſein Verhalten ſei dann ebenſo ſchuldhaft wie das 
des Wagenführers. Die Schlußfolgerung des BG. iſt tat⸗ 
ſächlich und iſt zuläſſig. Die Reviſion hat noch die weitere 
Rüge erhoben, daß das BG. die rechtlichen Vorausſetzungen für 
die Zuerkennung eines Schmerzensgeldes (8 847 BGB.) ver⸗ 
kannt habe. Indem es ausführe, daß die Klägerin ſich bisher 
in geachteter Lebensſtellung und in guten materiellen Verhält⸗ 
niſſen befunden habe, jetzt aber als eine gebrochene, ihrer Lebens⸗ 
freude beraubte Frau anzuſehen ſei, habe es mit dem immateriellen 
Schaden materielle Verluſte vermiſcht; für den Ausgleich der 
Einbuße in den materiellen Lebensverhältniſſen ſei aber das 
Schmerzensgeld nicht beſtimmt. Auch dieſer Angriff iſt aber 
abwegig. Das BG. hat Zweck und Bedeutung des Schmerzens⸗ 
geldes keineswegs verkannt, und es hat das Schmerzensgeld der 
Klägerin nicht zum Erſatze materieller Erwerbs⸗ und Vermögens⸗ 
nachteile zugeſprochen. Es ſtellt feſt, daß die vordem körperlich 
und geiſtig geſunde Frau, der eine geachtete geſellſchaftliche 
Stellung und günſtige materielle Daſeinsverhältniſſe des Lebens 
Freude zu genießen verſtatteten, infolge der ſchweren Erſchütte⸗ 
rung ihres Nervenſyſtems nach dem Unfalle gänzlich gebrochen 
und aller Lebensfreude beraubt ſei. Es iſt nicht die Einbuße 
an materiellen Gütern, ſondern die Verkümmerung des körper⸗ 
lichen und geiſtigen Wohlbefindens, die damit zum Maßſtabe 
für die Zuerkennung des Schmerzensgeldes genommen iſt. Die 
vom Beklagten dagegen unter Beweis geſtellte Behauptung, daß 
die Klägerin friſch und geſund ausſehe, Erdbeeren pflücke und 
Hühner füttere, iſt nicht geeignet, dieſe tatſächliche Grundlage 
für die Zumeſſung des Schmerzensgeldes zu widerlegen. Im 
übrigen hat jeder an Körper oder Geſundheit Verletzte einen 
Anſpruch auf Entſchädigung nach 8 847 BGB., ohne daß es 
dafür des beſonderen Nachweiſes eines Schadens, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, bedarf. Die Ausmeſſung dieſer Entſchädigung 
iſt Sache tatſächlicher Würdigung und der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts nicht zugänglich, ſelbſt wenn ſie dieſem ſachlich 
unangebracht und überreichlich oder umgekehrt allzu ärmlich er⸗ 


ſcheinen ſollte. C. c. K. u. Gen., U. v. 22. Okt. 14, 229/14 VI. 
— Berlin. [S.] 


44. Jahrgang. 


6. 5 824 Abs. 2 BGB. Was gehört zu dem „berechtigten 
Fuerst“ im Sinne dieſes Paragraphen f 
Der Kläger, der im Jahre 1909 im Geſchäfte der Beklagten 
angeſtellt war, iſt von ihnen damals entlaſſen worden. In 
einer an die Königliche Staatsanwaltſchaft gerichteten Eingabe 
haben die Beklagten behauptet, der Kläger habe ihnen eine 
Schreihmaſchine entwendet und ſich eines Vertrauensbruches 
ſchuldig gemacht. Kläger macht des weiteren geltend, die 
Bellagten hätten dieſe Behauptung auch Privatperſonen gegen⸗ 
über wiederholt und bis in die neueſte Zeit, ja ſelbſt nach 
Erhebung der gegenwärtigen Klage noch verbreitet. Der Kläger 
hat deshalb Klage erhoben ... Die Reviſion rügt, daß das 
86. aus rechtsirrtümlichen Erwägungen nicht geprüft habe, ob 
in dem Prozeſſe 3 0 352/13 des AG. Cöpenick die Mitteilung 
der Bellagten über die angebliche Entwendung der Schreib⸗ 
mafhine durch den Kläger objektiv erforderlich geweſen ſei. 
In dieſer Hinſicht heißt es allerdings in dem angefochtenen 
Urteil, mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 8 824 Abſ. 2 BGB. 
lone es nicht darauf an, ob die Beklagten in der Prozeßſache 
30 352/13 des AG. Cöpenick die beanſtandete Behauptung 
ſelbſt oder durch ihren Bevollmächtigten aufgeſtellt hätten. 
„Wenn“, fährt das Urteil wörtlich fort, „in den Akten 3 C 
352/13 der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten dieſe Behauptung 
vorgetragen hat, ſo nimmt der Senat hieraus ohne weiteres 
m, daß er dies deshalb getan hat, weil er hierdurch die Rechte 
der Bellagten wahrnehmen wollte. Ob in objektiver Hinſicht 
jme Behauptung für die Entſcheidung des Rechtsſtreits von 
deheuumg war, iſt unerheblich. Hieraus ergibt ſich ferner, 
daß die behauptete Mitteilung der Beklagten an ihren Prozeß⸗ 
bwollmächtigten lediglich zur Wahrnehmung ihrer berechtigten 
Juteſſen erfolgt iſt.“ Dieſe Sätze können den Anſchein 
ewecen, als ob das KG. der Rechtſprechung des RG. ent⸗ 
legeurtten wolle. Der VI. ZS. des RG. hat nämlich im 
Entlang mit der in der Rechtslehre herrſchenden Anficht in 
finden Rechtſprechung (vgl. RG. 51, 369; 56, 271 insbeſ. 
©. 25) den Standpunkt vertreten, daß 8 824 Abf. 2 BGB. 
dad Lorhendenfein eines objektiv berechtigten Intereſſes 
elan Es muß jedoch verneint werden, daß das BG. 
de Verchrft des Abſ. 2 des 8 824 BGB. rechtsirrtümlich 
"gelegt oder angewendet hat, mag auch die Ausdrucks weiſe 
al. nicht ganz einwandfrei fein. Die Frage nämlich, ob 
en objeftie berechtigtes Intereſſe vorliegt, iſt nicht danach zu 
mfiheiden, ob im konkreten Falle die beanſtandete Außerung 
im hpekentſprechenden Nechtsverteidigung oder Rechtsverfolgung, 
0 her in dem Prozeſſe 3 C 352/13 notwendig war, um den 
lagen zu einem Erfolge zu verhelfen, ſondern danach, ob 
A md für ſich das Vorbringen der Beklagten als ein ſolches 
Mpefehen werden konnte, das zur zweckentſprechenden Rechts 
verolgung oder sberteibigung dienlich war. Dies iſt vom 
0 ohne Rechtsirrtum bejaht worden, indem es als ſeine 
zung hinſtellt, daß der Prozeß bevollmächtigte der 
dellagten jene Behauptung vorgebracht hat, um deren Rechte 
m Bropefie wahrzunehmen. Dies aber muß als genügend 
rechte werden, um ein „objektiv“ berechtigtes Intereſſe als 
datligend zu erachten, während es nicht darauf ankommt, ob 
dus Vordringen auch „objektiv betrachtet“ für die Entſcheidung 
ve Propfien 9 U 352/13 von maßgebender Bedeutung war. 
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Mit andern Worten: eine zum Zwecke der Rechtsverfolgung oder 
verteidigung in einem Prozeſſe aufgeſtellte Behauptung iſt ſchon 
dann als ein zur Wahrnehmung objektiv berechtigter Intereſſen 
erfolgtes Vorbringen anzuſehen, wenn es an und für ſich 
geeignet iſt, der Rechtsverfolgung oder verteidigung zu dienen, 
ohne Rückſicht darauf, ob es im konkreten Falle für die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits von maßgebender Bedeutung iſt. 
Nimmt man dies nicht an, ſo würde jede Partei, die in einem 
Prozeſſe eine nicht erweislich wahre, den Kredit des Gegners 
gefährdende Tatſache im Sinne des 5 824 Abſ. 1 BGB. 
vorbringt, ſich der Gefahr ausſetzen, dieſerhalb auf Grund des 
§ 824 BGB. belangt zu werden, wenn in jenem Prozeſſe das 
Gericht die Überzeugung gewinnt, daß das Vorbringen unerheblich 
war. Aber nicht dies allein. Auch der über den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch urteilende Richter müßte von neuem nachprüfen, 
ob das Vorbringen in dem Vorprozeſſe erheblich war oder nicht; 
er müßte alſo eine Nachprüfung des bereits abgeurteilten 
Rechtsſtreits vornehmen, um feſtſtellen zu können, ob jene 
Behauptung „objektiv“ zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
erforderlich war. Zu welchen Schwierigkeiten und Widerſprüchen 
dies führen könnte, liegt ohne weiteres auf der Hand, wenn 
man unterſtellt, daß der Richter des Vorprozeſſes das Vorbringen 
für unerheblich erklärt hat, wogegen der über den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aburteilende Richter das gleiche Vorbringen als 
erheblich für jenen Prozeß anſieht oder umgekehrt. Man wird 
deshalb ein „objektiv“ berechtigtes Intereſſe im Sinne des 
§ 824 Abſ. 2 BGB. (und RG. 51, 379) auch dann ſtets als 
gegeben erachten müſſen, wenn der Mitteilende die Behauptung 
zum Zwecke der Rechtsverfolgung oder verteidigung in einem 
Prozeſſe aufgeſtellt hat und das über den Schadenserſatzanſpruch 
urteilende Gericht, wie im vorliegenden Falle das BG., zu der 
Überzeugung gelangt, daß die Mitteilung zu dieſem Zwecke 
erfolgt iſt. P. c. B. u. Gen., U. v. 9. Nov. 14, 339/14 VL — 
Berlin. [S.] 

7. 8 833 BGB. Begriff des Tierhalters. 

Am 8. September 1911 ging das dem Beklagten gehörige, 
von ihm aber den Bergleuten L. und E. zur Beförderung von 
zwei Schweinen überlaſſene Pferd „Sturm“, das vor eine 
Karre mit Hausrat geſpannt war, auf der Hohen Straße in 
W. plötzlich durch. Es lief führerlos die Straße hinunter, 
überrannte dabei die beiden Kläger zu 2 und brachte ihnen 
körperliche Verletzungen bei. Die Verletzten und ihr Vater, der 
Kläger zu 1, nehmen wegen der Folgen des Unfalls den Be⸗ 
klagten in Anſpruch. Das OLG. erklärte den bezifferten An⸗ 
ſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt und traf die weiterhin 
begehrte Feſtſtellung. Aus den Gründen: Seine Anſicht, 
daß der Beklagte der Tierhalter geblieben ſei, begründet das 
OLG. durch die Erwägung, daß das Pferd durch das nur 
höchſtens für einige Stunden aus Gefälligkeit erfolgte Verleihen 
an L. und E. nicht aus dem Wirtſchaftsbetriebe des Beklagten 
ausgeſchieden ſei, deſſen Geſchäft es mit ſich gebracht habe, daß 
er aus Entgegenkommen gegen ſeine Kunden dieſen das Pferd 
häufig unentgeltlich geliehen habe. Die Reviſion meint dagegen, 
Tierhalter ſei, wer das Tier im eigenen wirtſchaftlichen Intereſſe 
verwende; im eigenen wirtſchaftlichen Intereſſe verwendet hätten 
aber das Pferd, als ſich der Unfall ereignete, die beiden Berg⸗ 


leute, denen der Beklagte das Tier gerade zu einer ſolchen 
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Verwendung überlaſſen gehabt habe. Erfolg kann dieſer Angriff 
jedoch nicht haben. Mit einem Scheine von Recht könnte ſich 
die Reviſion freilich auf das Urteil des Senats vom 20. No⸗ 
vember 1905, IV 212/1905 (RG. 62, 79) berufen, und in der 
Berufungsbeantwortung hatte denn der Beklagte auch tatſächlich 
dieſes Urteil für ſich angeführt. Dort iſt ausgeſprochen, die 
Haftpflicht des bisherigen Tierhalters erſtrecke ſich nicht auf 
die Zeit, für die er ſich der tatſächlichen Herrſchaft über das 
Tier vorübergehend dadurch entäußert habe, daß er es einem 
anderen ohne Entgelt zu deſſen eigenem ſelbſtändigen Gebrauch 
übergab und dieſer andere das Tier in ſeinen Wirtſchaftsbetrieb 
einſtellte. Das Urteil betrifft aber einen Fall, der anders 
geartet war als der vorliegende und namentlich das Eigen⸗ 
tümliche hatte, daß damals das Tier zur Zeit des Unfalls dem 
alleinigen Nutzen des Entleihers als Betriebsmittel gedient 
hatte. Hier aber diente das Pferd, auch während es von den 
beiden Bergleuten benutzt wurde, nach der Feſtſtellung des 
OL GG. mittelbar zugleich dem Nutzen des Beklagten, 
inſofern nämlich, als deſſen Geſchäft als Bäcker und Wirt, 
alſo ſein Wirtſchaftsbetrieb, es mit ſich brachte, daß er aus 
Entgegenkommen gegen ſeine Kunden dieſen das Pferd häufig 
unentgeltlich lieh. In jenem Falle ließ ſich ſagen, daß das 
Tier für die Dauer der Benutzung durch den Entleiher aus 
dem Wirtſchaftsbetriebe des Verleihers gänzlich ausgeſchieden 
geweſen ſei; hier dagegen kann davon nicht die Rede ſein. Der 
hier zur Beurteilung ſtehende Fall entſpricht vielmehr dem 
vom Senate durch Urteil vom 15. Februar 1912, IV 315/1911 
(WarnErg Bd. Nr. 254) entſchiedenen Fall, in dem ausgeſprochen 
iſt, daß der Inhaber einer Reitanſtalt, der gewerbsmäßig Reit⸗ 
pferde gegen Entgelt vermietet, auch während des Ausrittes 
eines Mieters der Tierhalter bleibt. Er ähnelt auch dem durch 
das Urteil vom 15. Februar 1906, IV 393/1905 (JW. 197 
entſchiedenen Fall, in dem ein Pferdehändler einem Kaufliebhaber 
ein Pferd zu einer Probefahrt überlaſſen hatte und ebenfalls 
angenommen iſt, daß durch dieſe vorübergehende ÜUberlaſſung 
des Pferdes in der Tierhaltereigenſchaft des Pferdehändlers 
keine Anderung eingetreten ſei. Es iſt deshalb die Anſicht des 
OL G., daß im Streitfalle der Beklagte auch zur Zeit des hier 
in Rede ſtehenden Unfalls der Tierhalter geweſen ſei, rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Wäre in dieſem Zeitpunkt nicht der 
Beklagte Tierhalter geweſen, ſo müßten es die beiden Bergleute 
geweſen ſein, da ſicherlich nicht angenommen werden könnte, 
daß das Pferd damals gar keinen Tierhalter gehabt habe. Zum 
Begriffe des Tierhalters gehört aber nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch, an den das Geſetz anknüpft, mindeſtens regel- 
mäßig, daß das Tier nicht bloß zu einer mehr oder minder 
genau überſehbaren Zahl einzelner ganz vorübergehender 
Gebrauchshbandlungen benutzt wird. Das erkennt an ſich auch 
das Urteil vom 20. November 1905 an. Wenn es trotzdem 
mit Rückſicht auf die geſetzgeberiſchen Erwägungen, die der 
Vorſchrift in 8 833 zugrunde liegen, die Fortdauer der 
Tierhaltereigenſchaft bei dem damaligen Reviſionskläger ver: 
neint hat, ſo läßt ſich daraus für den vorliegenden, 
in einem weſentlichen Punkte anders geſtalteten Falle kein 
dem jetzigen Beklagten günſtiger Schluß ziehen. H. c. Sch. 
und Genoſſen, U. v. 9. Nov. 14, 242/14 IV. — 
Hamm. (B.] 
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8. Die Annahme, daß der Notar den Vertragſchließenden 
aus einem Dienſtvertrag hafte, iſt unrichtig; die Haftung des 
Notars beruht vielmehr auf der Verletzung feiner Amtspflicht.] 

Die Annahme, daß der Notar W. auch aus einem Ver⸗ 
trage den Klägern hafte, kann als zutreffend nicht anerkannt 
werden. Auch der vom Notar W. beurkundete Vertrag (vom 
9. Januar 1911) war wegen eines, in Nichtbeachtung der 
Vorſchriften des 8 176 FGG. beſtehenden Formmangels nichtig. 
Dieſe Nichtigkeit hat der Notar ſchuldhaft herbeigeführt. Es 
war ſeine Amtspflicht, das Rechtsgeſchäft unter Beobachtung der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Formen zu beurkunden. Gegenſtand eines 
Dienſtvertrags zwiſchen den Klägern und dem Notar, nicht in 
dieſer ſeiner Eigenſchaft, ſondern in der Eigenſchaft als eines 
Rechtskundigen, konnte die Rechtsberatung darüber ſein, ob der 
Vertrag vom 30. Dezember gültig und wie er bindend zu 
machen ſei. Das aber kommt hier nicht in Frage, denn die 
Unrichtigkeit und Schuldhaftigkeit eines in dieſer Richtung 
erteilten Rates werden dem Notar nicht vorgeworfen. Der 
Notar W. hatte nach dem Willen der Kläger und nach ſeiner 
ihnen erteilten Zuſage dem zu beurkundenden Vertrage mit B. 
eine Form und einen Inhalt zu geben, die dem Zwecke der 
von ihm über die Ungültigkeit des Vertrages vom 30. De⸗ 
zember aufgeklärten Kläger entſprach, nämlich dem Zwecke, den 
Verkäufer inſoweit an die privatſchriftlich beredete Veräußerung 
zu binden, als die von ihnen an S. verkauften Grundſtücke in 
Betracht kamen. Den erklärten Willen der Vertragſchließenden 
in klarer, gültiger Faſſung und Form urkundlich feſtzulegen, 
der Urkunde den Inhalt zu geben, der dem Willen der Vertrags⸗ 
teile und dem Zwecke der Urkundenerrichtung entſpricht, iſt aber 
gerade eine durch das Amt des Notars gebotene Pflicht 
(JW. 1913 S. 4902, 1152; 1914 S. 194, 354; III 438/13, 
530/13, 226/14). Die Erfüllung einer Amtspflicht kann nicht 
Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein, jedenfalls gilt dies von 
der amtlichen Tätigkeit der Preußiſchen Notare. Der Preußiſche 
Notar iſt Beamter. Er wird bei den ihm amtlich obliegenden 
Beurkundungen tätig nicht als Beauftragter oder Dienſt⸗ 
verpflichteter des ihn Anrufenden. Die Inanſpruchnahme ſeiner 
Tätigkeit durch einen Beteiligten iſt nur der äußere Anlaß für 
dieſe Tätigkeit, bei deren Entfaltung die Beobachtung der 
Verkehrsſorgfalt in der Emhaltung der geſetzlichen Formen und 
in der ſachgemäßen Geſtaltung des Inhalts der Urkunde ihm 
als amtlich gebotene Pflicht obliegt. Bedeutung und Umfang 
dieſer Pflicht ſind der Steigerung oder auch nur der Gewähr⸗ 
leiſtung durch Stempelung zu einer Vertragsleiſtung nicht fähig. 
Die Rechtſprechung des erkennenden Senates iſt früher von der 
entgegengeſetzten Meinung ausgegangen. Der Senat betrachtete 
es früher als weſentlich für das Verhältnis zwiſchen Notar 
und Beurkundungsbeteiligten, daß ſie durch einen Vertrag 
gebunden ſeien, der die dem Notar ſchon amtlich obliegende 
Beurkundungstätigkeit als ſeine vertragliche Pflicht umfaßte. 
(RG. 49, 26, ferner III 540/10 vom 18. Oktober 1911; 
III 41/11 vom 19. Dezember 1911; III 334/05, III 65/09.) 
Der Senat befand ſich dabei im Einklange mit der derzeit 
herrſchenden Meinung. In anderen Entſcheidungen (3. B. 
JW. 1913, 490 2) wurde es wenigſtens als die Regel bes 
zeichnet, daß der die Amtstätigkeit des Notars Anrufende 
zugleich mit ihm über die Leiſtung der Beurkundungstätigkeit 
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einem bürgerlich⸗ rechtlichen Vertrag, insbeſondere einen Dienſt⸗ 
vertrag abſchließe. Späterhin iſt der Senat jedoch von dieſer 
Anſicht, namentlich unter der Einwirkung des über die Rechts⸗ 
ſtellung des Gerichtsvollziehers bei der Zwangsvollſtreckung 
ergangenen Beſchluſſes der Ver ZS. vom 2. Juni 1913 
(NG. 82, 85) mehr und mehr abgegangen, indem er jedenfalls 
in einer Reihe von Fällen vermied, der Annahme der Berufungs⸗ 
gerichte, daß ein Vertrag vorliege, beizutreten (3. B. III 423/13 
vom 9. Dezember 1913, III 419/13 vom 19. Dezember 1913, 
II 530/13 vom 10. März 1914). Die frühere Rechtsauffaſſung 
lam nicht aufrechterhalten werden. Sie entſpricht nicht einer 
zutreftenden Würdigung des Weſens der Amtspflicht und wird 
der bffentlich⸗rechtlichen Stellung des Notars als Beurkundungs⸗ 
beamten nicht völlig gerecht. Die Rechtſprechung anderer 
Senate feht der jetzigen Rechtsmeinung des erkennenden nicht 
entgegen. Insbeſondere beſchäftigt ſich der VL 3S. in 
NG. 49, 269 nicht mit der Erfüllung der Amtspflichten als 
Vertageleifung, ſondern betont, daß neben den Amtspflichten 
Vewfichtungen anderer Art für den Notar beſtehen können, die 
Gegenftand des Dienſtvertrages nach 8 675 BGB. zu fein 
vermögen. Die Möglichkeit derartiger Verpflichtungen, die den 
Notar nicht als ſolchen ſondern als Rechtskundigen treffen, iſt 
vom erkennenden Senate ſtets betont und auch in den hier 
gemachten Ausführungen anerkannt worden. Da der Notar W. 
nicht aus einem Vertrage haftet, feine Verantwortlichkeit für 
den entftandenen Schaden aus unerlaubter Handlung aber die 
Haftung des Bellagten nicht beſeitigt, fo können die gegen die 
Uirächlickeit des Notarverſchuldens für den entſtandenen 
Salden erhobenen Reviſionsangriffe unerörtert bleiben. K. u. Q. 
e b. 8, U. v. 3. Nov. 14, 246/14 III. — Kiel. [S.] 

9. 85 852, 209 BGB., $ 12 UFürſG. Beginn und 
Unterbrehung der Verjährung.] 

Die Telegraphengehilfin Elſa L. in N. erlitt am 30. Sep 
under 1908 bei der Wahrnehmung ihres Dienſtes auf dem 
Gerfprehumt einen Unfall dadurch, daß fie von einem von 
der Eprehftelle des Beklagten ausgehenden elektriſchen Strom 
herrfim wurde; zum 1. Januar 1910 wurde fie wegen der 
delgen did Unfalles mit einem Ruhegehalt von jährlich 
1119 4 in den Ruheſtand verſetzt. Der klagende Reichspoſt⸗ 
flu, an den die Schadenerſatzforderung der Verletzten gegen 

lagten nach Maßgabe des Reichsbeamten⸗Unfallfürſorge⸗ 
geſces übergegangen iſt, verlangt von dem Beklagten klagend 

g von 726,71 & von ihm aufgewendeter Heilungs⸗ 
hin und der bis Ende Dezember 1912 gezahlten Penſions⸗ 
beige n Höhe von 3357 &, ſowie die Feſtſtellung, daß der 
e verpflichtet ſei, dem Kläger alle weiteren von ihm der 
erg) zu zahlenden Beträge an Ruhegehalt und Heilungs⸗ 

in zu erſtatten. In der Berufungsinſtanz hat er den 
fangzarſpruch auf die Zeit bis zum 15. November 1918 
ausgedehnt und um die Summe von 1444,70 & an Ruhe⸗ 
bat und Kurloſten erhöht. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
zenieſen; das OLG, hat abändernd den Klageanſpruch in Höhe 
un 990,66 % und 263,95 & nebſt Zinſen dem Grunde nach 
herechtſertigt erklärt und auf den Feſtſtellungsantrag die 
ſichung des Beklagten zum Erſatze der weiteren Koſten 
helungaverfahrens für verpflichtet erklärt, mit der Mehr⸗ 

N hat es den Kläger abgewieſen. Gegen dieſes Urteil 
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hat der Kläger Reviſion eingelegt, der ſich der Beklagte an⸗ 
geſchloſſen hat. Beide Reviſionen find zurückgewieſen worden. 
Aus den Gründen: Der Beklagte hat dem Anſpruche des 
Klägers den Einwand der Verjährung aus § 852 BGB. 
entgegengeſetzt. Das LG. hat dieſen für durchſchlagend erachtet. 
In der Berufungsinſtanz hat der Beklagte dem Einwande 
dadurch zu begegnen verſucht, daß er erklärte, der Klageanſpruch 
ſei nicht allein auf unerlaubte Handlung aus dem auf den Kläger 
übergegangenen Rechte der verletzten Elſa L., ſondern auch auf 
Verletzung des zwiſchen den Parteien ſelbſt abgeſchloſſenen 
Fernſprechanſchlußvertrages geſtützt, und inſofern nicht der drei⸗ 
jährigen Verjährung des 8 852 BGB., ſondern der allgemeinen 
dreißigjährigen Verjährung nach 8 195 BGB. unterworfen. 
Der Beklagte hat dieſem Vorbringen gegenüber, das im Klage⸗ 
vortrage der I. Inſtanz keine Unterlage habe, den Einwand 
der Klageänderung erhoben, den das BG. für begründet 
erachtet hat. In der Sache hat es hinſichtlich der Verjährung 
angenommen. daß die von der Verletzten gegen den Beklagten 
im Vorprozeſſe erhobene Schadenserſatzklage die Verjährung des 
Anſpruchs unterbrochen, die Unterbrechung aber für denjenigen 
Teil der gegenwärtigen Klageforderung, der auf Erſatz des 
Erwerbsſchadens der Verletzten in Höhe der vom Kläger auf⸗ 
zuwendenden Ruhegehaltsbeträge geht, mit der Einſchränkung 
des Klageantrags im Vorprozeſſe in der Verhandlung vom 
6. November 1909 auf den Überſchuß des ſeitherigen Gehalts 
der Verletzten über das vom 1. Januar 1910 ab ihr feſtgeſetzte 
Ruhegehalt nach Maßgabe des Unfallfürſorgegeſetzes für Reichs⸗ 
beamte für beendet erachtet, während die Unterbrechung der 
Verjährung hinſichtlich der Heilungskoſten, für die eine Anderung 
des Klageantrages nicht vorliege, nach 8 211 BGB. bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung des Vorprozeſſes fortgedauert habe. 
Auf dieſe Weiſe ſei der erſtere Anſpruch durch Verjährung 
erloſchen, der letztere dagegen nicht. Inſoweit die Klage 
begründet erſcheinen könne, der Einwand der Verjährung alſo 
nicht für durchgreifend erachtet werde, hat der Beklagte den 
Klageanſpruch mit dem Einwande überwiegenden eigenen Ver⸗ 
ſchuldens an dem Unfalle zu beſeitigen verſucht, das darin 
beſtehen ſoll, daß der Kläger mangelhafte und unvollkommene 
Fernſprecheinrichtungen in ſeinem Betriebe geduldet habe. Das 
BG. hat das erhebliche Verſchulden des Beklagten an dem 
Unfalle für erwieſen angenommen, ein Verſchulden des Klägers 
aber, ſoweit es auf eine ſolche überhaupt ankommen könne, 
verneint. Die Reviſion des Klägers gegen das Urteil des 
BG. war ebenſo wie die Anſchließung des Beklagten nicht für 
begründet zu erachten. Der Entſcheidung des BG. war viel⸗ 
mehr im Ergebniſſe beizutreten, wenngleich ihrer Begründung 
nicht überall zuzuſtimmen war. Die Rebifion des Klägers 
rügt, daß eine Klageänderung vom BG. zu Unrecht an⸗ 
genommen worden ſei. Der Reviſionsangriff konnte keinen 
Erfolg haben. (Wird weiter ausgeführt.) Iſt hiernach Gegen⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits nur die Geltendmachung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs des Fräulein L. gegen den Beklagten aus 
unerlaubter Handlung, der gemäß der Beſtimmungen des Unfall⸗ 
fürſorgegeſetzes auf den Kläger übergegangen iſt, ſo richtet ſich 
die Verjährung des Anſpruchs nach 8 852 BGB., wonach 
ſie mit dem Zeitpunkte beginnt, in welchem der Verletzte von 
dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
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erlangt hat. Im Regelfalle wird dieſe Kenntnis nach beiden 
Richtungen mit dem Unfalle ſelbſt beginnen; es kann aber 
auch ein Schaden als Folge des Unfalles erſt ſpäter hervor⸗ 
treten. Das iſt insbeſondere hinſichtlich des Erwerbsſchadens 
bei einem Beamten der Fall, der nach einer körperlichen Ver⸗ 
letzung weiter im Dienſte verblieben iſt und ſein Dienſt⸗ 
einkommen ungeſchmälert weiter bezogen hat. Dieſem ift 
inſoweit ein Schaden noch gar nicht entſtanden, ein ſolcher 
entſteht erſt mit dem Augenblick, in welchem die Entlaſſung 
des Beamten aus dem Dienſte, ſeine Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand, mit Verluſt feines bisherigen Dienſteinkommens, aus⸗ 
geſprochen wird (vgl. JW. 1914, 9805). Unrichtig iſt der 
Standpunkt des Klägers, daß der Schaden erſt entſtanden ſei 
mit dem Zeitpunkt, in dem der Verletzte wirklich aus dem 
Dienſt ausgeſchieden iſt. Die Schadensfolge iſt eingetreten, 
wenn der Einkommensverluſt als ſicher zutage trat. Für die 
Verjährung aber, deren Beginn der Kläger erſt mit jenem Zeit⸗ 
punkt — im gegebenen Falle mit dem 1. Januar 1910 — 
annehmen will, kommt nicht ſowohl der Eintritt der einzelnen 
Schadensfolge, als die Überſehbarkeit des Schadens überhaupt 
in Betracht. Handelt es ſich um eine Schadensfolge der 
unerlaubten Handlung, die nicht bereits mit deren Begehung, 
ſondern erſt ſpäter entſtand, wie dies für den Erwerbſchaden 
eines Beamten zutrifft, der nach dem Unfalle zunächſt noch im 
Dienſt und im Genuſſe ſeines Dienſteinkommens verblieb, ſpäter 
aber doch infolge der durch die unerlaubte Handlung ver⸗ 
urſachten Geſundheitsſtörung dienſtunfähig und in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt wurde, fo iſt die für den Tatbeſtand des § 852 
BGB. erforderte Kenntnis von dieſem Schaden mit dem Zeit⸗ 
punkte gegeben, in dem dem Verletzten die Unausbleiblichkeit 
dieſes Erwerbsverluſtes bekannt geworden iſt (Warnftipr. 1912 
Nr. 29; Urt. vom 23. Februar 1914, VI 573/13). Mit Recht 
iſt für den gegebenen Fall nach dem Tatbeſtande des erſten 
Urteils vom Beklagten geltend gemacht worden, daß die Ver⸗ 
jährung ſpäteſtens mit dem 6. November 1909, an welchem 
Tage die Verletzte in dem von ihr gegen den Beklagten 
geführten Vorprozeſſe ihre Klage auf den Gehaltsausfall nach 
ihrer ihr bekanntgegebenen Verſetzung in den Ruheſtand 
beſchränkte, zu laufen begonnen habe. Dann war ſie aber zur 
Zeit der Erhebung der jetzigen Klage vollendet. Hinſichtlich 
der Kurkoſten hat dagegen die Verjährung vom Unfalle ſelbſt 
ihren Anfang genommen; denn daß ſolche entſtehen würden, 
war ſofort erſichtlich, wie ſie denn auch mit der drei Monate 
nach dem Unfall erhobenen Klage des Vorprozeſſes erhebliche 
Beträge an Heilungskoſten bereits eingefordert hat. Das BG. 
hat angenommen, daß für den ganzen jetzt vom Kläger als 
dem geſetzlichen Rechtsnachfolger der Verletzten erhobenen An⸗ 
ſpruch, ſowohl für den Erwerbsſchaden wie für die Heilungs⸗ 
koſten die Verjährung alsbald mit dem Unfalle zu laufen 
begonnen habe, aber in beiden Richtungen durch die Erhebung 
der Schadensfeſtſtellungsklage ſeitens der verletzten L. im Vor⸗ 
prozeſſe im Januar 1909 unterbrochen worden ſei. Dieſer 
Rechtsſtandpunkt erweiſt ſich nach den oben gegebenen Aus⸗ 
führungen über den Beginn der Verjährung unrichtig für die 
Erſtattung der Ruhegehaltsbeträge (den Erwerbsſchaden); er iſt 
dagegen zutreffend für den Anſpruch auf Erſtattung der Heilungs⸗ 
koſten. Nur die Klage des Berechtigten unterbricht die Ver⸗ 
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jährung; berechtigt iſt aber nach der Übertragung oder nach 
dem geſetzlichen Abergange der Forderung an einen Dritten 
nur der Erwerber (RG. 52, 181). Geſchieht nun nach der 
Rechiſprechung des RG., der das Reviſionsgericht auch für den 
gegebenen Fall folgt, der geſetzliche Übergang des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs eines körperlich Verletzten auf die Unfallberufs⸗ 
genoſſenſchaft oder auf den nach Maßgabe der Unfallfürſorge⸗ 
geſetze auf den fürſorgepflichtigen Staat ſofort mit der Entſtehung 
des Anſpruchs (RG. 60, S. 200 und 207; 63, 382; 73, 213; 
80, 48), ſo ergibt ſich, daß, ſoweit der Übergang fich erſtreckt, 
der Verletzte überhaupt der Regel nach in keinem Zeitpunkte 
zur Klageerhebung befugt war. Denn der Regel nach entſteht 
der Schadenserſatzanſpruch mit dem Unfalle. Das iſt denn 
auch der Standpunkt des Beklagten, der verneint, daß die 
Klage der L. im Vorprozeſſe die Verjährung des jetzt ein⸗ 
geklagten Anſpruchs überhaupt habe unterbrechen können. Die 
Klage des Vorprozeſſes hat nun in der Tat die Verjährung 
des jetzt vom Kläger aus dem Rechte der L. geltend gemachten 
Anſpruchs auf Erſtattung der Ruhegehaltsaufwendungen nicht 
unterbrochen, aber nicht weil dieſer Anſpruch bereits mit dem 
Unfall auf den jetzigen Kläger übergegangen geweſen wäre, 
ſondern weil er, wie ausgeführt wurde, zur Zeit der Erhebung 
der Klage des Vorprozeſſes noch gar nicht entſtanden war. 
Mit ſeiner Entſtehung ging er aber ſofort von der verletzten L. 
auf den Kläger über, ſo daß nur dieſer in der Lage war, 
dieſen Erwerbsſchaden der L. klagend geltend zu machen. Dieſe 
Geltendmachung hat er, wie dargelegt wurde, in der Ver⸗ 
jährungszeit verſäumt. Wohl aber hat die Klage der L. im 
Vorprozeſſe den nachmals auf den Kläger übergegangenen An⸗ 
ſpruch auf Erſatz der Heilungskoſten unterbrochen. Denn die 
Fürſorgeleiſtungen des Reiches nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 18. Juni 1901 erſtrecken ſich nur auf die Koſten des 
Heilverfahrens, die dem Verletzten nach dem Wegfalle des 
Dienſteinkommens noch erwachſen (8 1 Abſ. 6 des Geſetzes), 
nur der Anſpruch der Verletzten auf dieſen Teil der Heilungs⸗ 
koſten geht daher gemäß § 12 des Geſetzes auf das Reich 
über, und zwar mit dem Zeitpunkt, in welchem auch der Über 
gang des Rechtes auf den Erwerbsſchaden durch den Verluſt 
des Dienſteinkommens erfolgte. Zur Zeit der Erhebung ihrer 
Klage im Januar 1909 war die verletzte L. daher in der 
rechtlichen Lage, den Anſpruch auf Erſatz der entſtandenen und 
noch künftig entſtehenden Heilungskoſten als einen einheitlichen 
nach Maßgabe der SS 842, 843 BGB. klagend gegen den 
Beklagten geltend zu machen. Die hiernach durch ihre Klage 
erfolgte Unterbrechung der Verjährung dauerte aber, worin den 
Ausführungen des BG. beizutreten iſt, auf Grund des 8 211 
Abſ. 1 BGB. fort, bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der 
Sache; für eine Endigung der Unterbrechung mit dem Zeit⸗ 
punkte des Überganges des Anſpruches fehlt es an einer geſetz⸗ 
lichen Unterlage; es iſt auch keineswegs rechtsirrig, wenn das 
BG. auf die Beſtimmung des 8 265 ZPO. hinweiſt, wonach 
die Abtretung des klagend geltend gemachten Anſpruches an 
einen Dritten während des Prozeſſes, der der geſetzliche Uber⸗ 
gang des Schadenserſatzanſpruches eines Verletzten auf die 
Unfallberufsgenoſſenſchaft oder eines unfallfürſorgeberechtigten 
Beamten auf den Staat gleichſteht (RG. 76, 215), an der 
Rechtshängigkeit und an der Berechtigung der Klagepartei, den 
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Anſpruch im Prozeſſe zu vertreten, nichts ändert; denn daraus 
folgt, daß der Prozeß, deſſen Klagerhebung mit der Wirkung 
der Unterbrechung der Verjährung verbunden war, durch den 
Verluſt der materiellen Klageberechtigung für den Kläger und 
duch den Übergang des Anſpruchs auf einen Dritten nicht als 
„anderweit erledigt“ im Sinne des § 211 Abſ. 1 BGB. ans 
geſehen werden kann. Die Angriffe der Reviſion des Klägers 
dahin, daß eine Verjährung des Schadenserſatzanſpruches der L. 
tegen ihres Erwerbsverluſtes durch Verluſt des Dienſt⸗ 
einiommens, ſoweit dieſer Anſpruch auf den Kläger über 
gegangen iſt, nicht eingetreten ſei, und der Angriff der An⸗ 
ſchliezung des Beklagten dahin, daß auch der Anſpruch auf 
Erſaß der Heilungskoſten als verjährt zu erachten ſei, find 
hiernach gleichmäßig unbegründet. Reichspoſtfiskus c. K., 
U. v. ö. Nov. 14, 350/14 VI. — Naumburg. B. 
10. 5 1568 BGB. Umſtände, die das Verhalten des 
ſchuldigen Ehegatten milder erſcheinen laſſen.] 
Was das OLG. in dem hier zur Erörterung ſtehenden 
Zuſanmenhange ſagen will, iſt, wenngleich die Faſſung nicht 
gan; unzweideutig fein mag, fo zu verſtehen, daß nicht jedes 
Berſchulden der Klägerin geleugnet, ſondern nur ausgeführt 
werden ſoll, die vom Beklagten verſchuldete Geſundheits⸗ 
beihädigung und die dadurch herbeigeführte hochgradige Reiz⸗ 
barkeit der Klägerin ließen ihr immerhin vorhandenes Ver⸗ 
ſchulden nicht fo groß erſcheinen, daß ihr Verhalten gegenüber 
den Beklagten als ſchwere Eheverfehlung im Sinne des 
$ 1568 anzuſehen wäre, es ſei vielmehr erklärlich und müſſe 
eöbalb milder beurteilt werden. So verſtanden, find aber 
bie Erwägungen des OLG. rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Zur iſt ez zweifellos richtig, daß das Verhalten eines Ehe⸗ 
gatten eine Ehe verfehlung im Sinne des $ 1568, eine Ver 
lezug der durch die Ehe begründeten Pflichten, nur ſein kann, 
ven es ſich während des Beſtehens der Ehe ereignet. Aber 
dans folgt nichts für die hier zu entſcheidende Frage. Denn 
al Umfände, die das Verhalten eines Ehegatten in einem 
nden Lichte erſcheinen laſſen und ihm damit die Eigenſchaft 
ett schweren Pflichtverletzung nehmen können, kommen keines⸗ 
beg bloß Eheverfehlungen des anderen Ehegatten in Betracht. 
duch nicht ehewidriges Verhalten des anderen Ehegatten, ja 
ih Tatfahen, für deren Eintritt er in keiner Weiſe ver 
ibortlih gemacht werden kann, ſogar rein zufällige Ereigniſſe 
ima dicse Wirkung je nach der Sachlage haben. Das 
0. pöre daher vom Rechtsſtandpunkt aus nicht gehindert 
gepeſen, ſchon die als erwieſen angeſehene hochgradige Reizbarkeit 
Aligerin für ſich allein als Entſchuldigungsgrund zu ver⸗ 
um fo mehr konnte es das tun, wenn es feſtſtellte, 
da deſe Seibarteit, wenigſtens in dem für bie Eheverfehlungen 
. Klägerin in Betracht kommenden hohen Grade, ihre Urſache 
i emen schuldhaften, wenn auch vor der Eheſchließung liegenden, 
Serhaten des Beklagten hatte. S. C. S., U. v. 26. Okt. 14, 
2014 NV. — Frankfurt a. M. [S.] 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
11. Ein Einkindſchaftspertrag des früheren Rechts bleibt 
uit der Henſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Kraft.] 
Die Reriſion ſcheint beſtreiten zu wollen, daß die 
Vrkungen, bie das DRG. dem von ihm als ein voll⸗ 
amer Einkindſchaftsvertrag behandelten Vertrage vom 
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2. Juni 1886 beimißt, auch nach dem Inkrafttreten des BGB. 
bei Beſtand geblieben ſeien. Aber hierin kann ihr nicht gefolgt 
werden. Richtig iſt zwar, daß das BGB. die Einlindſchaft 
nicht kennt. Auch das EGBGB. übergeht die Einkindſchafts⸗ 
verhältniſſe mit Stillſchweigen. Trotzdem kann kein Zweifel 
darüber beſtehen und beſteht denn auch nirgends ein Zweifel, 
daß — abgeſehen vielleicht von der durch die Eindkindſchaft 
begründeten Unterhaltspflicht — die vermögensrechtlichen 
Wirkungen des Einkindſchaſtsvertrages und insbeſondere ſeine 
erbrechtlichen Wirkungen, die ja auch unter der Herrſchaft 
des BGB. durch einen Erbvertrag erzielt werden könnten, 
durch das Inkrafttreten des BGB. nicht berührt werden. 
Das iſt auch ſchon in den Motiven zum I. Entwurfe des EG. 
(S. 288) bemerkt. Andere als erbrechtliche Wirkungen 
legt aber das OLG. dem Vertrage vom 2. Juni 1886 nicht 
bei. Wenn es davon ſpricht, dem Kläger ſei durch den Vertrag 
die Stellung eines Abkömmlings der Erblaſſerin eingeräumt 
worden, ſo denkt es dabei immer nur an die erbrechtliche 
Seite des Verhältniſſes, nicht aber an etwaige familien⸗ 
rechtliche Wirkungen, die darüber hinaus die Einkindſchaft 
gehabt haben möchte. Indem die Reviſion meint, das Vor⸗ 
liegen eines Erbvertrags ſtelle das BG. nicht feſt, ſeine 
Darlegungen reichten inſoweit zum mindeſten nicht aus, über⸗ 
ſieht fie, daß im Einkindſchaftsvertrage regelmäßig ein Erbvertrag 
ſteckt, inſofern nämlich, als vertragsmäßig den Kindern der 
erſten Ehe ein Recht auf die Beerbung der Ehegatten der 
zweiten Ehe in der Art zugeſichert wird, wie es ſich bei der 
Annahme ergibt, daß die Vorkinder und die Nachkinder aus 
einer und derſelben Ehe abſtammen. Einen von dem 
Einkindſchaftsvertrage unabhängigen, einen ſelb— 
ſtändigen Erbvertrag ſtellt allerdings das OLG. nicht feſt, 
der Feſtſtellung eines ſolchen Erbvertrages bedurfte es aber zur 
Annahme der hier in Frage kommenden Vertragswirkung auch 
nicht. N. c. N., U. v. 5. Nov. 14, 222/14 IV. — Kiel. [S.] 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

12. Heilende Kraft der Eintragung eines nichtigen Kapital⸗ 
erhöhungsbeſchluſſes ins Handelsregiſter bei Geſellſchaften 
m. b. H.] 

Die Beklagten ſind nicht rechtswirkſam Geſellſchafter ge⸗ 
worden und die Entſcheidung des KG. wäre nicht zu be⸗ 
auſtanden, wenn keine weiteren erheblichen Umſtände hinzu⸗ 
kämen. Der nichtige Beſchluß der Kapitalerhöhung iſt aber 
ausgeführt, indem die neuen Geſchäftsanteile von den Be⸗ 
klagten und anderen Perſonen übernommen wurden, auch iſt 
die vollzogene Kapitalerhöhung in das Handelsregiſter ein 
getragen und öffentlich bekanntgemacht. Mit Unrecht ſpricht 
das KG. dieſen Vorgängen die Wirkung deswegen ab, weil 
der Eintragung eine allgemein heilende Wirkung nicht zukomme. 
Das ift an ſich richtig, aber das Geſetz fpricht auch ebenſowenig 
denjenigen Rechtshandlungen jede Wirkung ab, die auf Grund 
eines geſetz⸗ oder ſtatutenwidrigen Beſchluſſes vor ſeiner Ver⸗ 
nichtung vorgenommen ſind. Wie für das Aktienrecht, ſo läßt 
ſich auch für das Recht der Geſellſchaften m. b. H. keine allgemeine 
Regel darüber aufſtellen, welche Wirkung die Ungültigkeits⸗ 
erklärung eines ſolchen Beſchluſſes auf die infolge derſelben 
ſchon zur Ausführung gebrachten Rechtshandlungen hat, und 
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ob ſie deren Ungültigkeit ohne weiteres nach ſich zieht. Die 
Entſcheidung iſt nur im Einzelfalle gemäß den in Betracht 
kommenden Verhältniſſen zu finden. Die Geſellſchaft m. b. H. 
erlangt rechtlichen Beſtand durch die Eintragung der Gründung 
ins Handelsregiſter. Die Erhöhung des Stammkapitals iſt 
ein nach Inhalt und Weſen der Gründung ähnlicher Vorgang; 
denn durch ſie wird der durch die Gründung und Eintragung 
geſchaffene rechtliche Beſtand der Geſellſchaft erweitert. Die 
Erweiterung iſt auch mit ähnlichen Sicherheiten umgeben, wie 
die Gründung und erlangt nach 8 54 Abſ. 3 ebenſo wie dieſe 
erſt durch die Eintragung in das Handelsregiſter rechtliche 
Wirkung. Es iſt daher berechtigt, die auf die Gründung be⸗ 
zuͤglichen Vorſchriften da, wo das Geſetz Lücken zeigt, auf die 
Erhöhung des Kapitals entſprechend anzuwenden. Nun be⸗ 
ſtimmt das Geſetz im § 77 Abſ. 3 für den Fall der Nichtigkeit 
der Gründung einer Geſellſchaft m. b. H., daß die Geſellſchafter 
die verſprochenen Einzahlungen dennoch zu leiſten haben, ſoweit 
es zur Erfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten erforderlich 
iſt. Der innere Grund der Vorſchrift iſt offenbar das Intereſſe 
der Gläubiger. Sie können ſich auf die Eintragungen des 
Handelsregiſters verlaſſen und dürfen in dem Vertrauen auf 
dieſe nicht deswegen getäuſcht werden, weil weſentliche Be: 
ſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages fehlen oder nichtig ſind. 
Dieſer Grund beſteht auch im Falle einer Kapitalerhöhung. 
Die Sicherheit der Gläubiger wäre arg gefährdet, wenn ſie ſich 
auf den Beſtand einer in das Handelsregiſter eingetragenen 
Kapitalerhöhung nicht verlaſſen könnten, ſondern dem ausgeſetzt 
wären, daß eine ſolche auf Grund eines nach beliebiger Friſt 
erwirkten Nichtigkeitsurteils gänzlich fortfiele, und die neu hinzu⸗ 
getretenen Geſellſchafter auch den Gläubigern gegenüber von 
der übernommenen Haftung frei würden. Deswegen entſpricht 
es dem Sinne des Geſetzes und iſt durch das Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit geboten, die Vorſchrift des § 73 Abſ. 3 auf 
den Fall einer nichtigen aber in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragenen Kapitalerhöhung entſprechend anzuwenden. Die an 
dieſer beteiligten neuen Geſellſchafter müſſen alſo die ihnen 
obliegenden Einzahlungen inſoweit leiſten, als es zur Erfüllung 
der eingegangenen Verbindlichkeiten erforderlich iſt. Dabei ſind 
ſelbſtverſtändlich die nach Eintragung der Nichtigkeit in das 
Handelsregiſter begründeten Verbindlichkeiten nicht in Rechnung 
zu ſtellen. R. c. A. u. Gen., U. v. 9. Okt. 14, 223/14 II. — 
Berlin. [S.) 

Zivilprozeßordnung 
geſetz. 

13. 5 551 Ziff. 1 ZPO.; SS 62, 63, 121 GVG. 
Selbſtändige Abteilungen eines Zivilſenats eines Oberlandes⸗ 
gerichts find unzuläffig.] 

Das BU. ift unter dem Vorſitz des Oberlandesgerichtsrats, 
Geh. Juſtizrats Dr. S. und unter Mitwirkung der Oberlandes⸗ 
gerichtsräte W., L., We. und H. erlaſſen, und dieſe Zuſammen⸗ 
ſetzung des BG. beruht auf folgender Grundlage: Durch den 
Beſchluß des Präſidiums des OLG. über die Verteilung der 
Geſchäfte für das Jahr 1914 (88 62, 63, 121 GVG.) find 
dem I. 3S. gewiſſe unter A a bis k und B aufgeführte 
Gruppen von Sachen zur Bearbeitung zugeteilt und zugleich 
die erſten vier Montage, die Dienstage und der zweite, vierte 
und fünfte Donnerstag jedes Monats zu Sitzungstapen dieſes 


und Gerichtsverfaſſungs— 


M2. 1915. 
Senats beſtimmt. Nach demſelben Beſchluß gehören dem Senat 
außer dem Oberlandesgerichtspräfidenten neun Mitglieder an. 
Nach der im Anſchluß an den Beſchluß erlaſſenen Verfügung 
des Oberlandesgerichtspräſidenten find in den Montagsſitzungen 
die dem Senat unter A a bis h und K zugewieſenen Geſchäfte 
zu erledigen und haben daran außer dem Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten vier namentlich bezeichnete von den zum Senat 
gehörigen neun Mitgliedern teilzunehmen, während in den 
Dienstags: und Donnerstagsſitzungen unter Teilnahme der 
übrigen fünf dieſer Mitglieder — eben derjenigen, die bei 
Erlaſſung des BU. mitgewirkt haben — die dem Senate unter 
Ai und B zugewieſenen Geſchäfte zu erledigen find. Es muß 
der Reviſion zugegeben werden, daß die zwei Abteilungen, in 
denen der I. 38S. hiernach die ihm vom Präſidium zuget ꝛilten 
Geſchäfte erledigt, dem Weſen nach zwei verſchiedene Senate 
ſind. Die Abteilungen ſind nicht nur durchweg aus anderen 
Richtern zuſammengeſetzt, jede von ihnen bat insbeſondere nicht 
nur ihren eigenen von vornherein beſtimmten Vorſitzenden, 
ſondern jede von ihnen erledigt auch, wie nicht anders an⸗ 
genommen werden kann, die ihr für das Jahr zugewieſenen 
Geſchäfte ſelbſtändig und unabhängig von der anderen. Eine 
Mitwirkung der Mitglieder der einen Ab'eilung an der Erledigung 
der der anderen zugeteilten Geſchäfte erſcheint ausgeſchloſſen. 
An der Selbſtändigkeit der Abteilungen ändert auch der Umſtand 
nichts, daß die Verteilung der dem I. ZS. vom Präſidium 
zugewieſenen Geſchäfte auf fie nicht auch gemäß den 88 62, 
121 GVG. durch das Präſidium, ſondern durch den Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten vorgenommen iſt. Daß es ſich hierbei nicht 
um eine Verteilung der Geſchäfte durch den Vorſitzenden auf 
die Mitglieder gemäß dem § 68 handelt, liegt auf der Hand. 
Die Auffaſſung der Reviſion wird beſonders noch dadurch be⸗ 
ſtätigt, daß die Verfügung des Oberlandesgerichtspräſidenten 
für den Fall, daß dieſer verhindert iſt, in den Montagsſitzungen 
den Vorſitz zu führen, deſſen Vertretung nicht durch den Geh. 
Juſtizrat Dr. S. als das dienſtälteſte Mitglied des Senats 
(vgl. § 65 Abſ. 1), ſondern durch den Oberlandesgerichtsrat E., 
das dienſtälteſte Mitglied nur der betreffenden Abteilung, vor⸗ 
ſieht. Iſt aber insbeſondere die Abteilung, die das Bu. 
erlaſſen hat, dem Weſen nach ein beſonderer Senat, ſo iſt die 
Rüge nichtvorſchriftsmäßiger Beſetzung des erkennenden Gerichts 
ſchon um deswillen begründet, weil ihre ſtändigen Mitglieder 
nicht gemäß den 85 62 Abſ. 1, 63 Abſ. 1, 121 durch das 
Präſidium beſtimmt find. Die mitgeteilte Art der Geſchäfts⸗ 
verteilung und die ſich daraus ergebende Selbſtändigkeit der 
beiden Abteilungen weiſt aber auch darauf hin, daß der Geh. 
Juſtizrat Dr. S. an der Urteilsfällung als ordentlicher Vor⸗ 
ſitzender teilgenommen hat. Für eine Tätigkeit des Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten als Vorſitzenden in dem auf dieſe Abteilung 
übertragenen Geſchäftskreiſe und für einen Einfluß desſelben 
auf die Erledigung der betreffenden Geſchäfte läßt die Geſchäfts⸗ 
verteilung keinen Raum. Anerkannt iſt in der Rechtſprechung 
zwar, daß ein Präſident Vorſitzender in mehreren Senaten ſein 
kann (vgl. RG. IV. 8 S. in JW. 1895, 517/ unter 2), und 
weiter, daß es nicht unzuläſſig iſt, ſchon bei Beginn des 
Geſchäftsjahres für deſſen ganze Dauer zu beſtimmen, welche 
von mehreren Sitzungen in der Woche der ordentliche Vorſitzende 
ſelbſt abhalten wird, und für welche er als verhindert zu 
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trachten iſt (vgl, RGSt. 25 Nr. 128 auf S. 390/1). Hier 
aber lann davon, daß der Geh. Juſtizrat Dr. S. den Vorſitz 
bei der Entſcheidung der Sache in der Berufungsinſtanz nur 
in Vertretung des Oberlandesgerichtspräſidenten als des ordent⸗ 
lichen Vorfigenden geführt habe, füglich nicht die Rede fein. 
Und die Mitwirkung des Dr. S. als ordentlicher Vorſitzender 
verfiößt gegen die 88 61, 119, 121 a. a. O.; denn danach 
lum ordentlicher Vorſitzender eines Senats nur der Oberlandes⸗ 
gerubtäpräfident oder ein Senatspräſident fein. Auf dem hier 
bemetenen Standpunkte ſteht auch das Urteil des I. StS. des 
RG. vom 13 Oktober 1913, mitgeteilt in der DIZ. 1914, 
856. Der feſtgeſtellte Verſtoß begründet nach den 88 551 
Ziff. 1, 549, 564 ZPO. ohne weiteres die Aufhebung des Bu. 
und nach dem § 565 daſelbſt die Zurückverweiſung der Sache 
m dad 56. P. c. D., U. v. 28. Okt. 14, 222/14 V. — 
Franfft a. M. [S.] 

14. $ 612 ZO. Iſt in einem Eheſcheidungsverfahren 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zur Fortſetzung 
dei Prozeſſes erforderlich, wenn der Kläger im Laufe des Rechts⸗ 
fritz prozeßunfähig wird ?] 

Die Parteien haben am 10. März 1903 geheiratet. Kinder 
nd aus der Ehe nicht hervorgegangen. Seit dem 11. Januar 
1912 leben fie getrennt. Mit Klage vom 11. Februar 1912 
begehrte die Klägerin die Scheidung der Ehe. Der Beklagte 
beantragte Abweiſung der Klage und verlangte ſeinerſeits im 
Fig der Widerklage Scheidung. Das LG. erkannte nach 
dem Klageantrag und wies die Widerklage ab. Der Beklagte 
laue Berufung ein und beantragte, nachdem die Klägerin die 
Auge prücgenommen hatte, feiner Widerklage ſtattzugeben. 
du OG. ſchied die Ehe wegen Ehebruchs der Klägerin. Die 
Aägern hat Reviſion eingelegt und ihren auf Abweiſung der 
Wdallage gerichteten Antrag aufrechterhalten. Die Revifion 
blich eriolglod. Aus den Gründen: Der Beklagte iſt durch 
dechluß vom 26. November 1912, alſo während des Laufes 
in deauingzinftanz, wegen Geiſteskrankheit entmündigt worden. 
dai i der ihm beſtellte Vormund in den Prozeß ein⸗ 
getreten, das BG. hat angenommen, gegen die Fortſetzung 
deb gehts durch den Vormund ſeien keine Bedenken zu 
ebehen, der g 612 Abſ. 2 ZPO. ſtehe nicht entgegen. Die 
dafim iR dagegen der Anſicht, nach dieſer Vorſchrift fei die 
Öerehmigung des Vormundſchaftsgerichts ebenſowohl zur Fort⸗ 
ng de Prozeſſes, als zur Erhebung der Scheidungsklage 
wotvdig Dem iſt nicht beizutreten. Der Senat hat die 
it Don der Reviſion vertretene Auffaſſung ſchon im Urteil 
un z Nin 1903, IV 371/1902 (JW. 1903, Beil. S. 64), 
milie und ſich zur Begründung auf den Wortlaut des 
Greg berufen. Allerdings findet ſich die gegenteilige Anſicht 
it der im 8 612 ZPO. der Scheidungsklage gleich be: 
A Anfechtungsklage im Urteil des Senats vom 
0 Coke 1903, IV 261/1903 (Gruchots Beitr. 48, 111), 
ie daß hier eine Begründung für die abweichende Beurteilung 
15 it. Der Wortlaut des Geſetzes iſt aber im § 612 ZPO. 
N bede Fälle der gleiche, und aus der abweichenden Faſſung 
5 1336 Abſ. 2 BGB. kann die gegenteilige Anſicht nicht 
1 werden. Denn wenn dort auch geſagt iſt, daß 
5 zeſchäftzunfähigen Ehegatten fein geſetzlicher Vertreter 
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fechten könne, ſo erfolgt doch gerade dieſe Anfechtung, ſolange 
nicht die Ehe aufgelöſt iſt, durch Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage (8 1341 Abſ. 1 BGB.). Auch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des §S 612 ZPO. und des 8 1336 BGB. ergibt ſich, 
daß nur die Erhebung der Klagen von der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts abhängig ſein ſollte. Es wurde er⸗ 
wogen, es entſpreche einem praktiſchen Bedürfnis, die Erhebung 
der Scheidungs⸗ und der Anfechtungsklage durch den geſetzlichen 
Vertreter des geſchäftsunfähigen Ehegatten zuzulaſſen. Aller⸗ 
dings werde angeſichts der weittragenden Folgen, die ſich in 
den genannten Fällen an die Klage knüpfen würden, Vorſorge 
zu treffen ſein, daß ſie nicht mißbräuchlich, insbeſondere nicht 
gegen den mutmaßlichen Willen des geſchäftsunfähigen 
Ehegatten zur Anwendung komme; dies laſſe ſich indeſſen dadurch 
erreichen, daß die Erhebung der Klage an. die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts gebunden werde (Hahn, Materialien 
Bd. 8 S. 120 zu $ 573 a des Entwurfs zur Novelle vom 
20. Mai 1898 = 8 612 ZPO. n. F.; vgl. Protokolle der 
Kommiſſion für die 2. Leſung des Entwurfs des BGB. Bd. 4 
S. 66, 84, 86, 87, 437; Bd. 6 S. 673, 674, 792 in Ver⸗ 
bindung mit S. 784). Es kann ſich alſo nur fragen, ob der 
Beklagte, wie die Reviſion weiter geltend macht, ſchon zur Zeit 
der durch Vortrag in der mündlichen Verhandlung vom 
26. April 1912 erfolgten Erhebung der Widerklage geſchäfts⸗ 
unfähig und damit auch prozeßunfähig geweſen iſt (§ 52 ZPO.), 
eine Frage, die gemäß § 56 ZPO. auch in der Reviſions⸗ 
inſtanz von Amts wegen zu prüfen iſt. Der Senat hat ſich 
dieſer in der Vorinſtanz zu Unrecht unterlaſſenen Prüfung 
unterzogen, aber bei freier Würdigung des geſamten Sach⸗ 
verhalts, insbeſondere der in dieſer Inſtanz zum Gegenſtande 
der mündlichen Verhandlung gemachten ärztlichen Gutachten des 
Dr. H. vom 20. Auguſt 1912, des ſtellvertretenden Gerichts⸗ 
arztes Dr. B. vom 5. September 1912 und des Gerichtsarztes 
Dr. Be. vom 7. November 1912 nicht feſtzuſtellen vermocht, 
daß ſich der Beklagte bereits im April 1912 in einem die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit befunden hat (§S 104 Nr. 2 BGB.). Selbſt 
wenn dies aber auch der Fall geweſen ſein ſollte und deshalb 
ſchon zur Erhebung der Klage die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts hätte erfordert werden müſſen, ſo würde 
doch der Mangel geheilt fein durch den vom Reviſions⸗ 
beklagten in dieſer Inſtanz überreichten und vorgetragenen 
Beſchluß des AG. in B. vom 3. Juli 1914, nach welchem dem 
Vormunde des Beklagten die vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung zu der vor dem LG. B. erhobenen Widerklage 
erteilt tft (val. § 56 Abſ. 2 ZPO. und das bereits zitierte 
Urteil des Senats vom 5. März 1903, Gruchot 48, 111). 
L. c. L., U. v. 12. Nov. 14, 346/14 IV. — Hamburg. (B.) 

15. Kann ein Schiedsſpruch für vollſtreckbar erklärt 
werden, der ſich als eine endgültige unbedingte Entſcheidung 
über bedingte Leiſtungspflichten darſtellt?! 

Kläger hat von der Beklagten für ſeine Ziegelei eine 
Dampfmaſchine bezogen. Im April 1912 hat ſodann Kläger 
bei dem Dampfkeſſel⸗Reviſionsverein in H. als Schiedsgericht 
gegen die Beklagte Klage auf Rücknahme der Maſchine nebſt 
Steuerung „gegen Zahlung“ von 8910 & erhoben. Der 
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13 


98 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Schiedsſpruch vom 24. September 1912 erlaſſen, wozu noch 
im Laufe des vorliegenden Rechtsſtreits die Erläuterung vom 
27. Februar 1913 erteilt iſt. Der Schluß des entſcheidenden 
Teils des Schiedsſpruchs lautet: „Falls Beklagter ſich weigern 
ſollte, die Maſchine, wie gefordert, inſtand zu ſetzen, iſt er 
gehalten, die Maſchine ſofort zurückzunehmen und den Kaufpreis 
ſofort zurückzuzahlen, da die Maſchine zurzeit den Anforderungen 
nicht entſpricht. Beklagter hat binnen 4 Wochen nach Zu⸗ 
ſtellung dieſes Beſchluſſes dem Kläger bzw. deſſen Bevoll⸗ 
mächtigten eine entſprechende ſchriftliche Erklärung abzugeben.“ 
In Gemäßheit des vom Kläger im ordentlichen Rechtswege 
geſtellten Klagantrags erklärte das LG. den Schiedsſpruch vom 
24. September 1912 dahin für vollſtreckbar, daß die Beklagte 
verurteilt wurde, die bei dem Kläger befindliche, näher bezeichnete 
Dampfmaſchine mit anhängender Kondenſationseinrichtung zurück⸗ 
zunehmen und Zug um Zug gegen Rücknahme an den Kläger 
8910 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 24. September 1912 zu 
zahlen. Die Berufung der Beklagten wurde zurückgewieſen. Auch 
die Reviſion blieb im weſentlichen erfolglos. Aus den Gründen: 
Die Reviſion macht geltend, die Vorinſtanzen hätten den 
Schiedsſpruch vom 24. September 1912 unzuläſſig ergänzt; 
Schiedsſprüche könnten für vollſtreckbar nur erklärt werden, 
wenn ſie Endurteile ſeien; der bezeichnete Spruch ſei aber ein 
Zwiſchenurteil; das Schiedsgericht ſelbſt hätte darüber ent⸗ 
ſcheiden müſſen, welche der in ſeinem Spruche vorgeſehenen 
Möglichkeiten eingetreten ſei, insbeſondere alſo auch darüber 
urteilen müſſen, ob die Beklagte ſich rechtzeitig zur Nachbeſſerung 
der Maſchine bereiterklärt habe. — In der Hauptſache kann 
auch dieſer Angriff nicht durchdringen. Würde der Schieds⸗ 
ſpruch vom 24. September eine Zwiſchenentſcheidung im Sinne 
des 8 303 ZRO. darſtellen, fo könnte er nicht für ſich allein 
zum Gegenſtand einer auf Erlaß eines Vollſtreckungsurteils 
gerichteten Klage gemacht werden. (RG. 69, 53.) Unzweifel⸗ 
haft ergreift jedoch der fragliche Spruch den ganzen bei dem 
Schiedsgericht geltend gemachten Anſpruch. Darum treffen die 
Tatbeſtandsmerkmale des 8 303 hier nicht zu. Zweifelhaft 
kann aber ſein, ob der Spruch als eine unter alternativen 
Bedingungen erlaſſene Endentſcheidung, der noch eine ab⸗ 
ſchließende unbedingte Entſcheidung zu folgen hätte, oder als 
eine endgültige unbedingte Entſcheidung über bedingte Leiſtungs⸗ 
pflichten aufzufaſſen iſt. Dabei ſcheidet der Schiedsgerichts⸗ 
beſchluß vom 27. Februar 1913, durch den lediglich ein Satz 
aus dem Schiedsſpruche erläutert wurde, als Entſcheidung aus. 
Auf ihn iſt nur als Auslegungsmittel zurückzukommen. Die 
den Fragepunkt angehenden Ausführungen des Bu. unter II 
der Begründung ſind wenig klar und zum größten Teil unhalt⸗ 
bar. (Wird weiter ausgeführt.) Als beachtenswert bleibt nur 
übrig, daß das BU. endlich auf den 8 726 ZPO. hinweiſt. 
Dieſer freilich ſehr knappe Hinweis bezieht ſich auf den Geſichts⸗ 
punkt, auf den es für die Entſcheidung ankommt, und läßt 
erſehen, daß nach Auffaſſung des BerR. der Schiedsſpruch vom 
24. September eine bedingungslos und endgültig erlaſſene 
Entſcheidung über Leiſtungspflichten der Beklagten, die von 
Bedingungen abhängig ſind, darſtellt. Dies erſcheint auch zu⸗ 
treffend. Mag auch der Wortlaut des Schiedsſpruchs in ſeinem 
entſcheidenden Teile dahin deuten, daß die Schiedsrichter bedingte 
Alternativentſcheidungen treffen wollten, ſo wäre doch ein 
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ſolcher Urteilsſpruch ungewöhnlich und auffällig. Nach der 
3PO. kann bei bedingten Endurteilen die Bedingung nur auf 
einen Eid lauten. Die Tatſachen, welche den Inhalt des Eides 
bilden, gehören der Vergangenheit oder Gegenwart an. Wenn 
nun auch das ſchiedsrichterliche Verfahren grundſätzlich und 
vorbehaltlich der Beſtimmungen der 85 1034 bis 1039 30. 
von dem freien Ermeſſen der Schiedsrichter abhängt, ſo liegt 
immerhin von vornherein die Annahme ziemlich fern, daß ein 
Schiedsgericht einen der Prozeßordnung unbekannten Weg habe 
einſchlagen und, wie hier in Frage kommt, ſeine Entſcheidung 
von der Zukunft angehörenden und nicht in einem Eide be⸗ 
ſtehenden Umſtänden habe abhängig machen wollen. Hier find 
aber auch noch pofitive Gründe gegen ſolche Annahmen gegeben. 
Kläger hat ausdrücklich eine Ergänzung des Schiedsſpruchs 
dahin beantragt, daß Beklagte zur Rücknahme der Maſchine 
und Rückzahlung der 8910 & vorbehaltlos verpflichtet ſei. 
Das Schiedsgericht hat aber hierauf lediglich den Sinn des 
Schlußſatzes ſeiner Entſcheidung vom 24. September durch Er⸗ 
läuterung klargeſtellt und damit zu erkennen gegeben, daß es 
ſeinen Schiedsſpruch als endgültige Entſcheidung berrachtet 
wiſſen wollte, die nicht noch wie ein bedingtes Endurteil einer 
bedingungsloſen Schlußentſcheidung bedürfe. Bei Berückſichtigung 
des Inhalts des Schiedsſpruchs im ganzen erſcheint dieſer 
Standpunkt auch berechtigt. Das Schiedsgericht hielt die 
gelieferte Maſchine nicht für vertragsgemäß, erachtete aber den 
Wandelungsanſpruch des Klägers noch als abhängig von den 
Bedingungen, daß eine der Beklagten auferlegte Nachbeſſerung 
entweder innerhalb 4 Wochen nach der Wiederinbetriebnahme 
der Maſchine ſich als unzureichend erwies oder überhaupt von 
der Beklagten verweigert wurde. Als ſolche Weigerung ſollte 
es auch gelten, wenn die Beklagte nicht binnen 4 Wochen nach 
Zuſtellung des Schiedsſpruchs dem Kläger ſchriftlich ihre 
Bereitwilligkeit zur Inſtandſetzung der Maſchine zu erkennen 
gab. Das Schiedsgericht hat hiernach die Rücknahme⸗ und 
Rückzahlungspflicht der Beklagten als bedingt behandelt. Dabei 
hat der Schiedsſpruch in erſter Reihe, indes durch eine nicht 
vollſtreckungsfähige Anordnung der Beklagten auferlegt, die 
Maſchine nachzubeſſern. Auch in einem den Vorſchriften der 
ZPO. unterliegenden Prozeßverfahren kann es zu einem Urteile 
kommen, das mit der Auflage zur Beſeitigung von Werkmängeln 
zugleich eine Friſt beſtimmt, nach deren Ablauf der Kläger zum 
Verlangen der Wandelung befugt fein ſoll (S 255 3PO.), und 
unter der im 8 259 3) O. bezeichneten Vorausſetzung kann ſich 
damit auch eine auf bedingte Vollziehung der Wandelung 
gerichtete Entſcheidung verbinden (vgl. Gaupp⸗Stein: ZPO. 8 255 
Anm. I, II, 1, S 260 Anm. II 4). Allerdings iſt bei dem 
Schiedsgericht eine Klage in Gemäßheit der 88 255, 259 nicht 
erhoben worden. Dieſer Umſtand ſteht aber einer Heranziehung 
jener Vorſchriſten zur Ermittlung des Rechtscharakters der 
ergangenen ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung nicht im Wege. 
Wie ein gerichtliches, nach jenen Vorſchriften erlaſſenes Urteil 
unbedenklich zu den unbedingten Endentſcheidungen gehört, Ip 
iſt auch der hier zu beurteilende, inhaltlich weſentlich ähnliche 
Schiedsspruch als eine unbedingte Endentſcheidung aufzufaſſen. 
Daraus iſt aber zu folgern, daß hinſichtlich des Wandelungs⸗ 
verlangens des Klägers die dem Schiedsgerichte zuſtehende 
Urteilstätigkeit mit dem Spruche vom 24. September 1912 
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ihren Abſchluß gefunden hat. Indem das Schiedsgericht den 
bei ibm erhobenen Anſpruch als einen von gewiſſen Bedingungen 
abhängigen dem Kläger zuerkannte, genügte es erſchöpfend der 
Aufgabe, die ihm als Organ zur Entſcheidung über das 
Wandelungsverlangen geſtellt war. Streitigkeiten darüber, ob 
die Bedingungen erfüllt find, von denen in Gemäßheit des 
Schiedspruchs die Verpflichtung der Beklagten zur Rücknahme 
der Machine und Rückzahlung des Preiſes abhängt, betreffen 
niet mehr unmittelbar den Vergleich vom 12. Juli 1910 und 
ben daraus hergeleiteten materiellen Anſpruch, ſondern beziehen 
ſch auf die durch den Schiedsſpruch geſchaffene Grundlage. 
Sie gehören nicht mehr zur Zuſtändigkeit des vertraglich be⸗ 
muſenen Schiedsgerichts, ſondern find von dem Staatsgerichte 
w erledigen, welches darüber zu befinden hat, ob aus dem 
Schiedeſpruche die Zwangsvollſtreckung zuzulaſſen ſei. Da 
inbesondere die vorliegende Klage auf Erreichung der Er⸗ 
mähtigung abzielt, den — als bedingten — zuerkannten 
Landelungsanſpruch zwangsweiſe zur Befriedigung zu bringen, 
gibt ſich für das Staatsgericht die Aufgabe, nicht nur die 
Geſcznäßigkeit des Schiedsſpruchs zu prüfen, ſondern in zweiter 
Reihe auch die Frage zu löſen, ob ein unbedingter Wandelungs⸗ 
anſpruch erwachſen iſt. Ob der vorliegende Fall etwa Raum 
uur Anwendung des 8 731 ZPO. bietet, der unter gewiſſen 
Vorausfehungen den Vollſtreckungsgläubiger auf den Weg der 
Ange bei dem Prozeßgerichte I. Inſtanz verweiſt, kann unerörtert 
Neiben. Jedenfalls unterliegt es bei der publiziſtiſchen Natur 
un dort behandelten Anſpruchs auf eine Vollſtreckungsklauſel 
hren Zweifel, daß ſich der hervorgehobene Ausdruck des 8 731 
cut em ſtaatliches Gericht bezieht. Im Falle eines voraus⸗ 
gegangenen ſchiedsgerichtlichen Verfahrens iſt daher unter dem 
Troiehyerüchte I. Inſtanz im Sinne jener Vorſchrift nicht das 
Schrdigench, ſondern das nach den 88 1042, 1045, 1046 ZPO. 
autandige Staatsgericht I. Inſtanz zu verſtehen. Danach iſt 

ER, beizuſtimmen, wenn er auch darüber befunden hat, 
N zu dem Kläger zuerkannte bedingte Anſpruch zu einem 
neren erwachſen iſt. Die Verurteilung der Beklagten, 
de 39.0 4 feit dem 24. September 1912 zu verzinſen, geht 
jedoch über den Schiedsſpruch hinaus und ſteht mit ſeinem 
Fuhre in Widerſpruch. Die Verurteilung zur Zinszahlung 
dar daher in Ablehnung des auf Zinſen gerichteten Klag⸗ 
beate zu ſtreichen. In der Urteilsformel hat dies durch 

Migabe Ausdruck gefunden, welche dem Ausſpruche der 
mülweſung der — in der Hauptſache unbegründeten — 
Senf beigefügt iſt. Der geringfügige Teilerfolg der Reviſion 

a den Koſtenpunkt keinen Einfluß. Firma L. c. G., U. 
. 27. Ot. 14, 261/14 VII. — Naumburg. [B.] 

16. 8 13 688.; 88 18, 34 Präuftß.; 88 69, 70 
Pidom bg. Wegen Heranziehung zu Anliegerbeiträgen iſt 
der Mecteweg nicht zuläffig.] 

. Seitens der Parteien iſt die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
u dieſer Inſtanz nicht weiter in Zweifel gezogen; das entband 
er den Senat nicht von der Verpflichtung, das Vorliegen 
hier Prozeßvorausſetzung — von Amts wegen — zu prüfen, 
un dieſe Prüfung führte zur Abweiſung der Klage, und zwar 
i nur in der vom LG. angenommenen Beſchränkung und 
duanenllich auch betreffs des in der Berufungsinſtanz hilfsweiſe 
gehelten Feſtſtelungsantrages, wegen Unzulaſſigkeit des Rechts⸗ 
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weges. Das BG. begründet feinen entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt im weſentlichen damit, daß auf privatrechtlicher Grund⸗ 
lage ruhende Anſprüche geltend gemacht würden, daß ins⸗ 
beſondere die Verträge vom 23. Dezember 1910 und 3. April 
1911, auf die der Kläger ſeine Anſprüche ſtütze, privatrechtlicher 
Natur ſeien. Demgegenüber iſt in rechtlicher Beziehung 
folgendes zu bemerken. Der Rechtsweg iſt nach dem §S 13 GG., 
wie das BG. im Eingange ſeiner Entſcheidungsgründe ſelbſt 
bemerkt, auch für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten dann ver⸗ 
ſchloſſen, wenn dafür, ſei es durch Reichs-, ſei es durch Landes⸗ 
geſetz, die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Ver⸗ 
waltungsgerichten begründet iſt. Dies trifft bei Streitigkeiten 
wegen Heranziehung zu Anliegerbeiträgen (zu den Straßenbau⸗ 
koſten), die die Gemeinden auf Grund eines auf dem $ 15 
PrFluchtlG. vom 2. Juli 1875 fußenden Ortsſtatuts erheben, 
zu. Denn ſolche Anliegerbeiträge gehören zu den Gemeinde⸗ 
laſten, und über Streitigkeiten wegen Heranziehung zu ſolchen 
Laſten iſt ſchon nach den 88 18, 34 PrZuſtG. vom 1. Auguſt 
1883 und iſt jetzt auch nach den 88 69, 70 PrKomAbgG. vom 
14. Juli 1893 auf Einſpruch durch den Gemeindevorſtand und 
weiter auf Klage und Reviſion durch die Verwaltungsgerichte 
zu entſcheiden. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der zu 
der Laſt Herangezogene die Zahlung verweigert und gegenüber 
der Heranziehung eine Feſtſtellung begehrt, oder ob er das auf 
die Heranziehung hin Gezahlte aus dem Rechtsgrunde einer 
ungerechtfertigten Bereicherung oder einer unerlaubten Handlung 
zurückfordert (vgl. RG. Bd. 32 Nr. 86; bei Gruchot 44, 1129; 
53, 1083; 54, 660). In dem bezeichneten Verfahren vor der 
Verwaltungsbehörde und vor den Verwaltungsgerichten iſt nach 
jenen neueren Vorſchriften — unter Wegfall der im 8 79 II, 14 
Pr ALR. und in den 88 9, 10 des preußiſchen Geſetzes vom 
24. Mai 1861 gemachten Einſchränkung namentlich auch dann 
zu entſcheiden, wenn die Befreiung von der Abgabenpflicht auf 
einen beſonderen Privatrechtstitel, insbeſondere auf einen 
privatrechtlichen Vertrag mit der Gemeinde, gegründet wird 
(vgl. RG. Bd. 74 Nr. 76 auf S. 282; Bd. 82 Nr. 71 auf 
S. 327/8). Um Gemeindelaſten würde es ſich bei den 619,85 4 
und den 4600 &, auf die ſich die Anträge des Klägers beziehen, 
nicht handeln, wenn die Beklagte ſie vom Kläger nicht auf 
Grund ihres Ortsſtatuts vom 24. April 1909, ſondern allein 
auf Grund des Vertrages vom 3. April 1911 gefordert hätte, 
und dies würde zutreffen, wenn die 619,85 & und die 4600 
als Anliegerbeiträge gefordert worden wären und beanſprucht 
würden, die auf das an P. veräußerte und von dieſem bebaute 
Grundſtück entfallen, als Anliegerbeiträge alſo, die nach dem 
8 3 jenes Ortsſtatuts P. zu zahlen hätte, und zu deren Zahlung 
der Kläger der Beklagten nur auf Grund des Vertrages vom 
3. April 1911 verpflichtet ſein ſoll. Dies trifft nach dem vor⸗ 
liegenden Sachverhalt indes nicht zu. Die 619,85 & find nach 
dem Schreiben des Magiſtrats vom 12. September 1912 aus⸗ 
drücklich gefordert als anteilige Gas⸗ und Waſſerleitungskoſten 
ſowie Koſten der Anſchlüſſe für das im Eigentum des Klägers 
gebliebene und von ihm bebaute Grundſtück Talſtraße 3. Und 
daß es ſich bei den 4600 &, die die Beklagte noch beansprucht, 
um Anliegerbeiträge für eben dieſes Grundſtück, alſo auch um 
Anliegerbeiträge handelt, zu denen der Kläger auf Grund des 


Ortsſtatuts herangezogen wird, läßt ſich daraus entnehmen, 
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daß die Beklagte die Ausſtellung der von der Hamburger 
Hypothekenbank bei Beleihung des Grundſtücks Talſtraße 3 
erforderten Beſcheinigung von der Zahlung dieſer 4600 & ab⸗ 
hängig gemacht, und daß die Hypothekenbank mit Rückſicht 
hierauf einen entſprechenden Betrag von dem auf dies Grundftüd 
herzugebenden Darlehn beim Juſtizrat Pl. hinterlegt hat. Ein 
in dieſer Beziehung beſtehender Zweifel würde übrigens noch 
kein Bedenken gegen den Ausſchluß des Rechtsweges begründen. 
Der Vertrag vom 3. April 1911 kommt in dem zu ent⸗ 
ſcheidenden Streit nämlich weniger als Grundlage der Ver⸗ 
pflichtung des Klägers zur Zahlung der auf das W.iche 
Grundſtück entfallenden Anliegerbeiträge, denn als Grundlage 
für den vom Kläger geltend gemachten Verzicht auf weitere, 
als die von ihm durch Verrechnung auf die 6700 & für 
Straßenland und durch die Zahlung von 1900 & beglichenen 
Anliegerbeiträge in Betracht. Geſtritten und Entſcheidung 
begehrt wird nicht ſowohl darüber, ob der Kläger auf Grund 
dieſes Vertrages an Stelle des P. zur Zahlung der auf deſſen 
Grundſtück entfallenden Anliegerbeiträge verpflichtet iſt, als 
darüber, ob der Kläger durch den Vertrag von Entrichtung 
weiterer, als der gedachten bereits entrichteten Anliegerbeiträge 
befreit iſt. Dementſprechend erſtreckt der Kläger denn auch 
ſeinen zweiten Hauptantrag und ſeinen in der Berufungsinſtanz 
nachgebrachten Hilfsantrag auf die Anliegerbeiträge für das 
ganze Grundſtück Poſen⸗Wilda Blatt 19 und 85, ohne zwiſchen 
dem an P. veräußerten Teile und den ihm verbliebenen Teilen, 
ohne alſo auch zwiſchen den nach dem Ortsſtatut P. treffenden, 
durch den Vertrag von ihm nur an deſſen Stelle übernommenen 
und den nach dem Ortsſtatut unmittelbar ihn belaſtenden 
Anliegerbeiträgen zu unterſcheiden. Daß ein Srreit über orts⸗ 
ſtatutariſche Anliegerbeiträge aber auch inſofern nicht im Rechts⸗ 
wege zur Entſcheidung gebracht werden kann, als eine Befreiung 
davon durch privatrechtlichen Vertrag geltend gemacht wird, iſt 
bereits geſagt. Das auf einer Verletzung des § 13 GVG., 
der 88 18, 34 PrZuſt. und der SS 69, 70 Prom Abg. 
beruhende BU. war nach den 88 549, 564 ZPO. aufzuheben. 
Nach dem 8 565 Abſ. 3 Ziff. 2 daſelbſt war auch in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden. In Betracht kam dabei, daß die vom 
BG. aus materiellen Gründen ausgeſprochene Zurückweiſung 
der Berufung gegenüber der Abweiſung der Klage wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges eine Beſchwerung des Klägers 
enthält. G. c. St. P., U. v. 4. Nov. 14, 248/14 V. — 
Poſen. [S.] 

Konkursordnung. 

17. 8 17 KO.] 

Der Kläger verkaufte durch notariellen Vertrag vom 
13. Juni 1911 das Grundſtück Z. Bl. 347 an die durch ihren 
Ehemann als Generalbevollmächtigten vertretene Beklagte; dabei 
wurde ihm in beſonderer notarieller Urkunde zur Tilgung des 
Reſtkaufgeldes eine für die Beklagte im Grundbuche von Th. 
Bl. 156 eingetragene Hypothek von 12000 & abgetreten. 
Das Th.er Grundſtück kam zur Zwangsverſteigerung und wurde 
von der Beklagten erſtanden. Im Kaufgelderbelegungstermin 
entfielen auf die Hypothek 5620 „ 81 &, und wegen der 
Zuweiſung dieſes Betrages entſtand unter den Parteien Streit. 
Der Kläger war nämlich in Konkurs geraten und in dem 
— inzwiſchen infolge Zwangsvergleichs beendeten — Konkurs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M2. 1915. 
verfahren hatte die Beklagte mit Schreiben vom 17. Januar 1912 
unter Hinweis auf die Vorſchrift des §S 17 KO. den Verwalter 
zur Erklärung aufgefordert, ob er Erfüllung des Kaufvertrags 
verlange. Das Schreiben war unerwidert geblieben, und 
hieraus folgerte die Beklagte, daß der Erfüllungsanſpruch 
beſeitigt ſei und der Kläger deshalb aus der Abtretungsurkunde 
vom 13. Juni 1911 Rechte nicht mehr herleiten könne. Der 
Kläger widerſprach dem und beantragte: 1. den von ihm im 
Verteilungstermine gegen die Zuweiſung der 5620 & 81 
aus dem Verſteigerungserlöſe an die Beklagte erhobenen Wider⸗ 
ſpruch für begründet zu erklären, und 2. die Maſſe ihm oder 
einem gewiſſen S. als Zeſſionar zuzuweiſen. Die Klage 
wurde in I. Inſtanz und auch, nachdem der Antrag zu 2 fallen 
gelaſſen war, in II. Inſtanz abgewieſen. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: Wie feſtgeſtellt iſt, hat 
der Kläger das Grundſtück nach gleichzeitig erfolgter Abergabe 
an die Beklagte aufgelaſſen, das Grundbuchamt hat aber die 
Eintragung des Eigentumsübergangs abgelehnt, weil der erforderte 
Koſtenvorſchuß nicht gezahlt wurde. Der Kläger hat nun unter 
Beweiserbieten behauptet, daß nach einem nachträglich getroffenen 
Abkommen nicht er, ſondern die Beklagte den Vorſchuß zu zahlen 
oder vorzulegen gehabt habe. Die Reviſion rügt die Ablehnung 
des Beweisantrags, indem fie ausführt, daß, wenn das Vor⸗ 
bringen als richtig unterſtellt werde, der Kläger ſeinerſeits den 
Kaufvertrag mit der Abgabe der Auflaſſungserklärung erfüllt 
gehabt habe. Richtig iſt nun zwar, daß in der Rechtslehre 
vielfach zu 8 433 BGB. die Anſicht vertreten wird, daß der 
Verkäufer ſeiner Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigentums 
dann genüge, wenn er in der vom Geſetze erforderten Weiſe 
bei der Auflaſſung mitwirke, und daß er dafür, daß die 
ordnungsmäßig erfolgte Auflaſſung auch zur Eintragung des 
Eigentumsübergangs führe, an ſich nicht einzuſtehen habe. Ob 
dieſe Auslegung des §S 433 BGB. zutreffend iſt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, jedenfalls iſt S 17 KO. in dieſem Sinne nicht 
auszulegen. Die Erfüllung eines Vertrags bloß nach der 
ſchuldneriſchen Seite iſt keine gehörige Erfüllung, vielmehr muß 
Erfüllung auch nach der dinglichen Seite hin gefordert werden. 
Wird eine bewegliche Sache mit Eigentumsvorbehalt bis zur 
Zahlung des Kaufßpreiſes verkauft, fo tritt die dingliche Rechts⸗ 
wirkung erſt mit Eintritt der Bedingung ein; bis dahin iſt der 
Vertrag im Sinne des 8 17 auch von ſeiten des Verkäufers 
noch nicht erfüllt, mag der Verkäufer auch die Sache übergeben 
und damit ſeiner ſchuldneriſchen Verbindlichkeit genügt haben. 
Dies iſt in der Rechtſprechung des RG. (RG. 64, 204 und 334) 
anerkannt, und beim Grundſtückskaufe, bei dem ſich der Eigentums⸗ 
übergang erſt mit der grundbuchlichen Eintragung vollzieht, 
kann die rechtliche Beurteilung keine andere ſein. Die bloße 
Auflaſſung des Grundſtücks wird denn auch von Peterſen⸗ 
Kleinfeller 4. Aufl. C Anm. b und in der neueſten (3. /4.). 
Auflage auch von Jäger Anm. 11 zu § 17 KO. für nicht aus: 
reichend erklärt. — Ob die Beklagte den Koſtenvorſchuß zu 
zahlen oder vorzulegen hatte, durfte unerörtert bleiben; ob die 
Nichterfüllung verſchuldet oder unverſchuldet iſt, begründet für 
die Anwendung des $ 17 keinen Unterſchied. Daß endlich der 
Vertrag auch von der Beklagten, die dem Kläger das Recht an 
der Hypothek zu verſchaffen hatte, noch nicht erfüllt war, unter⸗ 
liegt nach dem feſtgeſtellten Tatbeſtande keinem Bedenken, und 
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uh deſer Nichtung hat auch die Reviſion einen Angriff nicht 
erhoben War aber der Vertrag beiderſeits noch nicht erfüllt, 
Io Ionnte ſich der Konkursverwalter der Erklärung auf die mit 
Shriben vom 17. Januar 1912 an ihn ergangene Aufforderung 
lit muchen, ohne daß dadurch der Erfüllungsanſpruch beſeitigt 
wude. X c. B., U. v. 2. Nov. 14, 232/14 V. — Dresden. [B.) 


l. Preußiſches Necht. 

18. Beſoldungsverhältniſſe der Lehrperſonen an den 

Kalihen mittleren Schulen Preußens.] 
de an den Mittelſchulen der Beklagten angeſtellten Lehr: 
r bezogen früher Gehalt auf der Grundlage der Beſoldungs⸗ 
kcang vom 25. November 1907, die gegenüber der getrennt 
wzielen Beſoldungsordnung der Beklagten für ihre Volls⸗ 
fille vom gleichen Tage zu ihren Gunſten eine Spannung 
im 40 4 hatte. Nach Erlaß des Preußiſchen Volksſchul⸗ 
Khrifoldungsgefeged vom 26. Mai 1909 hat die Beklagte 
u 18 Februar 1910 eine neue Beſoldungsordnung ergehen 
fe, in der die Bezüge der Mutelſchullehrer entſprechend 
in genannten Geſeze erhöht, die Spannung zwiſchen den 
Yebektigen Gehältern aber mit Wirkung vom 1. April 1908 
u 3, und vom 1. Januar 1911 an auf 350 & feitgefegt 
une Nu der Behauptung, daß fie einen Rechtsanſpruch 
auf de frühere Spannung von 400 4 hatten, verlangen nun⸗ 
Bin de Kläger, von denen Ziff. 1 bis 31 unter der Herr⸗ 
at kr ruheren Beſoldungsordnung von 1907 angeſtellt oder 
dumm vaten, dagegen Ziff. 32 bis 35 erſt am 1. April 1910, 
a nad dem Erlaß der neuen Beſoldungsordnung, angeſtellt 
vo fad, die Nachzahlung der ihnen auf Grund dieſes 
Soemmmpeperhältniffeg für die Zeit vom 1. April 1908 bis 
a Teember 1942 zuftebenden weiteren im landgerichtlichen 
Aim bezeichneten Beträge. Die Klage iſt in den Vor⸗ 
nim abgewieſen worden. Die Reviſion der Kläger hatte 
" beſenlicen Erfolg. Gründe: Das BG. hat die Klag⸗ 
anch abgewieſen, weil es an dem Beweis dafür fehle, daß 
n fägem nach dem Inhalt ihres öffentlich⸗ rechtlichen Ans 
lug raßltniſes eine feſte Zulage von 400 4 zu dem 
prhenden Gehalte der Volksſchullehrer zugeſichert worden 
0 Dife Annahme ift, ſoweit die vor dem 18. Februar 1910 
Welten Kläger 1 bis 31 in Betracht kommen, eine rechts⸗ 
. di Beſoldungsverhältniſſe der Lehrperſonen an den 
mittleren Schulen Preußens find bisher nicht durch 
wi Frrgelt; die Feſtſetzung derſelben für die anzuſtellenden 
ate unterliegt alſo an ſich der freien Beſtimmung der 
l e . Jedoch har der Muußerialerluß vom 20. Mai 1900 
F. 86!) im Verwaltungswege Richtlinien für die Gehalts⸗ 
Er Iegeftellt, bei deren Nichteinhaltung dem Staate 
1 zmutel der Schließung der Schule zuſteht. Nach 
„ raſe follen die Beſoldungen der Lehrkrafte an den 
Schulen gegenüber denen der Volksſchulen entſprechend 
bene werden, weil fie nicht, wie dieſe, das Privileg 
. "aeftikeit von Gemeindeabgaben haben, und weil an 
6 * und Leiſtung größere Anſprüche geſtellt werden; 
cala 0 für jede Kategorie der Lehrkräfte an den mittleren 
ae al das der entſprechenden Kategorie von 
ui Im an den öffentlichen Voltsſchulen desſelben Ortes 
re Geſeßes vom 3. März 1897 gewährte Dienſt⸗ 
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einkommen zuzüglich einer penſionsberechtigten Zulage feſtgeſetzt 
werden, die mindeſtens für die ordentlichen Mittelſchullehrer 
300 & betragen muß und durch Erhöhung des Grundgehalts 
zu bewirken iſt. In dieſem Erlaſſe iſt alſo zum ſcharfen Aus⸗ 
druck gekommen, daß die Beſoldung der Mittelſchullehrer aus 
dem jeweiligen Gehalt der Volksſchullehrer und einer beſtimmten 
Zulage von mindeſtens 300 4 beſtehen fol. Die gleichen 
Grundſätze ſind auch in dem nach Erlaß des neuen Volks⸗ 
ſchullehrerbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ergangenen 
Miniſterialerlaß vom 10. September 1909 (3Bl. S. 788) ent⸗ 
halten. Dieſen Grundſätzen hat ſich die Beklagte keines wegs 
verſchloſſen, fie mußte ſich auch fügen, wenn ſie ſich nicht der 
Gefahr der Schließung ihrer Mittelſchulen ausſetzen wollte. 
Die Beklagte hat den Grundfag des Muiſterialerlaſſes, daß 
das Gehalt der Mittelſchullehrer ſich aus dem Grundgehalte 
der Volksſchullehrer und aus einer Zulage zuſammenſetze, in 
ihrer Beſoldungsordnung vom 25. November 1907 zur Aus⸗ 
führung gebracht. In dieſer iſt für die Lehrkräfte an ihren 
mittleren Schulen ein um 400 4 höheres Gehalt als für die⸗ 
ſelbe Kategorie der Volksſchullehrer feſtgeſetzt. Zwar geſchah 
die Gehaltsfeſtſetzung in einer einheitlichen Summe und nicht 
in der Weiſe, daß den Mittelſchullehrern das Grundgehalt der 
Volksſchullehrer und die Zulage von 400 & gewährt wurde. 
Daß aber das Gehalt der Mittelſchullehrer ſich aus dieſen 
Beſtandteilen zuſammenſetzen ſollte, erhellt aus der Magiſtrats⸗ 
vorlage vom 26. September 1907, der, wie nicht beſtruten iſt, 
die Stadtverordneten ihre Zuſtimmung gegeben haben. Dieſe 
Vorlage beſagt, daß das Gehalt der Mittelſchullehrer in dem 
Grundgehalte der Volksſchullehrer und der erſtern zukommenden 
„Abſtufung“ von 400 & beſtehen ſolle. Der Einwand, daß 
hiermit lediglich ein Beweggrund für die Gewährung des den 
Mittelſchullehrern in Ausſicht genommenen Gehalts habe an⸗ 
gegeben werden ſollen, iſt nicht als berechtigt anzuerkennen. 
Auch ſteht der Umſtand, daß die Beklagte die Gehaltsverhält⸗ 
niſſe der Mittelſchul⸗ und Volksſchullehrer in zwei äußerlich 
getrennten Beſoldungsordnungen geregelt hat, der hier vertretenen 
Auffaſſung nicht entgegen, wie der Senat bereits in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 31. März 1914 (Rep. III, 488/1913) dargelegt 
hat. Aus dem Geſagten folgt, daß nach dem Willen der Ver⸗ 
treter der Beklagten das in der Beſoldungsordnung vom 
25. November 1907 feſtgeſetzte Gehalt der Mittelſchullehrer in 
dem jeweiligen Grundgehalte der Volksſchullehrer und der 
Zulage von 400 & beſteht. Die Beklagte hat den Klägern 
bis 31 die in dieſer Beſoldungsordnung feſtgeſetzten Gehalts. 
bezüge auch bewilligt, und zwar den zur Zeit des Erlaſſes 
derſelben im Amt befindlichen Klägern durch die Aus bezahlung 
der Bezüge, den nach dem Erlaß derſelben angeſtellten durch die 
Anſtellung, die auf Grund der Beſoldungsordnung erfolgte. 
Durch dieſe Bewilligung haben die Kläger einen Rechtsanſpruch 
auf die Bezüge erlangt, der ihnen durch die ſpätere, die Herab⸗ 
minderung der Zulage feſtſetzende Beſoldungsordnung vom 
18. Februar 1910 nicht wieder entzogen werden konnte. Die 
Reviſion der Kläger 1 bis 31 iſt daher begrundet und es iſt 
die Beklagte zur Entrichtung der von dieſen Klägern geforderten, 
ihrer Höhe nach nicht beanſtandeten Beträge verpflichtet. Anders 
iſt aber die Rechtslage der Kläger 32 bis 35. Dieſe ſind erſt 
am 1. April 1910, alfo nach dem Erlaß der Beſoldungsordnung 


102 Juriſtiſche Wochenschrift. 


— 


vom 18. Februar 1910 angeſtellt worden. Ihre Anſtellung 
erfolgte daher nach den Grundſätzen dieſer Beſoldungs ordnung, 
da die Beklagte in keiner Weiſe gehindert war, für ihre zukünftig 
anzuſtellenden Mittelſchullehrer die Spannung gegenüber dem 
Gehalte der Volksſchullehrer auf 300 & herabzumindern. Die 
Reviſion dieſer Kläger iſt daher unbegründet. S. u. Gen. c. 
Stadt N., U. v. 6. Nov. 14, 212/14 III. — Kiel. [B.) 

Preußiſches Fluchtliniengeſetz. 

19. Begriff des Wohngebäudes nach § 12 FluchtlG.] 

Unter „Wohngebäuden“ verſteht der S 12 FluchtlG. — 
entſprechend dem gewöhnlichen Sprachgebrauche — zum Wohnen 
beſtimmte Gebäude, nicht dagegen auch Gebäude, die ausſchließlich 
einem Gewerbebetriebe dienen, wenngleich ſie ebenfalls zum 
längeren Aufenthalte von Menſchen beſtimmt ſind, und an be⸗ 
ſtehende Wohngebäude angebaute Gebäude nur dann, wenn da⸗ 
durch die in den Wohngebäuden befindlichen zum Wohnen be⸗ 
ſtimmten Räume eine Erweiterung erfahren. Von dieſer vom 
PrOVG. in ſtändiger Rechtſprechung feſtgehaltenen Auffaſſung 
(vgl. OVG. Bd. 8 Nr. 53 S. 316 f.; Bd. 53 S. 419/420), 
die überwiegend auch in der Rechtslehre vertreten wird (vol. 
Friedrichs Ben. 7a zum § 12, Saran Anm. 20e zum S 12), 
abzugehen, beſteht keine ausreichende Veranlaſſung. Auf andere 
Gebäude, als Wohngebäude im Sinne des Geſetzes kann auch 
das darauf beruhende Ortsſtatut das Bauverbot nicht aus⸗ 
dehnen. Daß insbeſondere das maßgebende Ortsſtatut vom 
30. Dezember 1908 auch tatſächlich im weſentlichen den gleichen 
Sinn mit dem Worte „Wohngebäude“ verbindet, ergibt der 
Abſ. 2 ſeines 5 1, indem er den Gegenſatz dazu in „anderen, 
. . zum Wohnen nicht benutzten Gebäuden“ findet. Der 
von der Beklagten errichtete Saalanbau aber dient nach dem 
unſtreitigen Sachverhalt nicht Wohnzwecken, ſondern lediglich 
dem Betriebe ihrer Gaſtwirtſchaft, und durch ihn haben auch 
nicht die in ihrem im Jahre 1892 erbauten Hauſe befindlichen 
zum Wohnen beſtimmten, ſondern nur die darin befindlichen 
ihrem Gewerbebetriebe dienenden Räume eine Erweiterung er⸗ 
fahren. — Indem das BG. in dem Saalanbau der Beklagten 
ein Wohngebäude erblickt und demgemäß davon ausgeht, daß 
ſeiner Errichtung das Bauverbot des Ortsſtatuts vom 30. De⸗ 
zember 1908 entgegenſtand, verletzt es nicht nur dies Orts⸗ 
ſtatut, ſondern auch den ihm zugrunde liegenden § 12 FluchtlG. 
durch unrichtige Anwendung. St. c. B., U. v. 2. Nov. 14, 
191/14 V. — Hamm. [S.] 

Preußiſches Waſſergeſetz vom 7. April 1913. 

20. 55 549, 550 ZPO. Die gemeinrechtlichen Fluß⸗ 
interdikte find Schutzgeſetze im Sinne des §S 823 Abſ. 2 BGB.] 

Aus den Gründen: 1. Der Kläger macht in ſeiner 
Eigenſchaft als Pächter des „Fößebades“ Anſprüche auf 
Schadenserſatz und Unterlaſſung geltend gegen die Beklagte 
wegen der von ihr bewirkten Zuleitung von Abwäſſern in die 
„Föße“ oberhalb des vom Kläger gepachteten Bades. Das 
BG. hat auf dieſe Anſprüche die dem Waſſerrechte angehörigen 
und deshalb durch Art. 65 EGBGB. aufrechterhaltenen Vor⸗ 
ſchriften des gemeinen Rechts als landesgeſetzliche Vorſchriften 
für Hannover in Anwendung gebracht. Die Reviſion rügt, 
daß nicht geprüft worden iſt, ob der Unterlaſſungsanſpruch 
auch nach dem Preußiſchen Waſſergeſetze vom 7. April 
1913 begründet ſei, da dieſer Anſpruch für die Zukunft wirke 
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und von dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes ab das gemeine 
Recht für ihn nicht mehr in Betracht komme. Die Rüge geht 
fehl. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Anſpruch, ſoweit er 
auf Unterlaſſungen für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes gerichtet iſt, an und für ſich in den zeitlichen 
Herrſchaftsbereich dieſes Geſetzes fallen und das neue Recht 
deshalb auf ihn anzuwenden ſein würde. Das Bu. iſt aber 
bereits am 11. März 1914 ergangen, während das Preußiſche 
Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (GS. S. 53) hinſichtlich der 
hier in Frage kommenden Beſtimmungen über die Benutzung 
der Waſſerläufe (dritter Titel, 88 19 bis 112) erſt mit dem 
1. Mai 1914 in Kraft getreten iſt (8 400 des Geſetzes in 
Verbindung mit der Königlichen Verordnung vom 13. April 
1914, GS. S. 64). Erſt mit dieſem Zeitpunkte ſind die dem 
Waſſerrechte angehörigen Vorſchriften des bisherigen Rechtes, 
ſoweit fie hier in Betracht kommen, außer Kraft geſetzt (8 399 
des Geſetzes). Der Ber R. war daher nicht in der Lage, das 
Geſetz auf den vorliegenden Fall zur Anwendung zu bringen, 
und hat mit Necht die zur Zeit des Erlaſſes des BU. noch 
beſtehenden Vorſchriften des gemeinen Rechts darauf angewendet, 
alſo eine Geſetzesverletzung nicht begangen. In der Reviſions⸗ 
inſtanz iſt aber nur zu prüfen, ob das BU. auf einer Ber: 
letzung des Geſetzes beruhe, und eine Reviſion kann nur Erfolg 
haben, wenn dieſe Frage zu bejahen iſt (8 549 ZPO.). Das 
Geſetz iſt verletzt, wenn eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig 
angewendet worden iſt (S 550 daſelbſt). Diefe Vorausſetzung 
trifft in einem Falle wie dem vorliegenden nicht zu. Das 
RG. hat deshalb in mehreren Urteilen (RG. 45, 98; 45, 421; 
II. 3S., Urteil vom 9. Januar 1900, II 379/99) ausgeſprochen, 
daß ungeachtet der Vorſchrift des Art. 201 EG BGB., der⸗ 
zufolge die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft von dem Inkrafttreten des BGB. an nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften erfolgen ſollte, für die Prüfung eines vor dem 
1. Januar 1900 ergangenen BU., das die Scheidung oder 
Aufhebung einer ehelichen Gemeinſchaft betraf, in der Reviſions⸗ 
inſtanz auch nach dieſem Zeitpunkte nur das frühere Recht in 
Betracht kommen könne. Der erkennende Sencat ſchließt ſich 
dieſer Auffaſſung, deren Gründe auch für Fälle, wie der hier 
vorliegende, zutreffen, an. Nicht entgegen ſtehen die Urteile 
des I. 35. (1299 und 275/99 vom 13. Januar 1900 ſowie 
RG. 63, 142), welche ausſprechen, daß eine nach Erlaß des 
BU. erfolgte Vernichtung eines Patents in der Reviſionsinſtanz 
zu berückſichtigen iſt, da in dieſen Fällen die beſonderen 
Wirkungen der Nichtigkeitserklärung eines Patentes den eigent⸗ 
lichen Entſcheidungsgrund bilden. Die in der Rechtslehre von 
Hellwig (Syſtem des Zivilprozeſſes, 1 S. 855) vertretene ent⸗ 
gegenſtehende Auffaſſung iſt mit dem Wortlaute und dem Sinne 
der in Betracht kommenden Vorſchriften der ZPO. nicht ver⸗ 
einbar. Übrigens hat das NG. auch bereits in einem Falle, 
wo es ſich um Verurteilung zu Unterlaſſungen für die Zukunft 
handelte (RG. 77, 9) ausgeſprochen, daß das anzuwendende 
Geſetz (LitUrhG.) für die Entſcheidung in der Reviſionsinſtanz 
nur in der Faſſung in Betracht kommen könne, in welcher es 
zur Zeit des Erlaſſes des BU. in Geltung geweſen iſt. — 
2. Das BG. nimmt ferner ohne Rechtsirrtum in Ubereinſtimmung 
mit der Rechtſprechung des RG. an, daß die im Römiſchen 
Rechte zum Schutze des Gemeingebrauchs an den öffentlichen 
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Füßen gegebenen Interdikte nicht nur prohibitoriſchen, ſondern 
auch reſtitutoriſchen Charakter haben und daß ſie zugleich Schutz⸗ 
geſeze im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. darſtellen, ſowie 
daz aus dieſen beiden rechtlichen Geſichtspunkten im Falle 
ſchuldhaften Zuwiderhandelns gegen fie ein Anſpruch auf 
Schadenzerſatz begründet if. Stadt L. c. M., U. v. 
4. Nor. 14, 240/14 V. — Celle. [B.] 

Stempelſteuergeſetz. 

21. Tarifſtelle 32 Abſ. 6 Satz 2 PrStempſtG.] 

Durch eine am 14. Oktober 1909 notariell beurkundete 
Erllärung bot der Kaufmann Heinrich R. drei näher bezeichnete, 
in Schiffsregiſter eingetragene Dampfer nebſt Zubehör „der 
Fung A. & Co. in D. oder dem von dieſer zu bezeichnenden 
Tritten” für den Preis von 360000 & zum Kaufe an, wobei 
a hinzufügte, daß er ſich hieran bis zum 15. Dezember des 
genannten Jahres binde. Am 16. Oktober 1909 ließen der Kläger 
und der Naufmann Fritz A., dieſer als Geſellſchafter der offenen 
Hendeligeſelſchaft A. & Co., eine notarielle Urkunde aufnehmen, 
inhalts deren Fritz A. unter Bezugnahme auf jenes Angebot 
erllärte, daß er den Kläger als Erwerber beſtimme, und inhalts 
beren femer der Kläger erklärte, er nehme den Antrag an. Zu 
der Urkunde vom 16. Oktober wurde ein Stempel von 1200 
wawendet Die Steuerbehörde ordnete nochmalige Verſtempe⸗ 
ung mit demſelben Betrag an. Der Kläger leiſtete die an⸗ 
geordnete Zahlung und fordert die gezahlten 1200 „ ſamt 
Juſen mit der vorliegenden Klage zurück. Das LG. hat den 
bellazten Fiskus zur Zahlung von 1200 & nebſt Prozeßzinſen 
M den Kläger verurteilt. Auf Berufung des Beklagten hat 
gm das Oe. die Klage abgewieſen. Die Revifion des 
Ages blieb erfolglos. Gründe: Die im Schiffsregiſter ein⸗ 
zetragenen Schiffe werden zwar für die Zwangsvollſtreckung 
un ZPO. als unbewegliches Vermögen behandelt. Im 
m fe aber ihre natürliche Eigenſchaft als beweg⸗ 
Bl den; das wird gerade auch durch den Umſtand, daß 

m Sonderbeſtimmung für erforderlich erachtet hat, be⸗ 
. Urtunben, die einen Kaufvertrag über ſolche Schiffe 
m, unterliegen demnach der in Tarifſtelle 32 Abſ. Ic 


en verordneten Abgabe. Nach der weiteren Vor⸗ 
dis Satz 2 (in der hier maßgebenden Geſetzes⸗ 


ak 30. Juni 1909) werden Beurkundungen von Über⸗ 
wal 5 Rechte aus Antrögen zur Schließung eines be⸗ 
Luchen betreffenden läſtigen Veräußerungsgeſchäfts, die 
dußerer binden, wie Beurkundungen der Veräußerungen 
a ſelbſt behandelt. Daß die beiden Urkunden vom 
Oktober 1909 in Verbindung miteinander einen 

5 zwiſchen dem Kläger und R. über die drei Schiffe 
un, iſt nicht zweifelhaft und ſteht außer Streit. Der 
Arsen wu verfallene Stempel von 1200 4 
and hu der u en von 360000 &) iſt denn auch 
| Studer nde vom 16. Oktober verwendet worden. 
in ahtgube⸗ nimmt aber an, daß dieſe Urkunde außer⸗ 
delt 3 . tragung von der in Abſ. 6 Satz 2 der 
ung, di en Art enthalte, und das BG. ift dieſer 
gabe mit 0 ie nochmalige Erhebung derſelben Stempel⸗ 
ee di 3 beigetreten. Daß hierdurch das Geſetz, 
angezogene Vorſchrift oder 8 3 PrStempſtG. 

eviſion nicht zuzugeben. In der Urkunde 
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vom 14. Oktober war der Vertragsantrag des R. „der Firma 
A. & Co. ... oder dem von dieſer zu bezeichnenden Dritten“ 
gemacht worden. Die Reviſion meint, hiernach habe dieſe dritte, 
zunächſt noch unbeſtimmte, aber durch Bezeichnung ſeitens der 
Firma A. & Co. Beſtimmtheit erlangende Perſon unmittelbare 
Rechte aus dem Angebot erworben und ſei ſomit aus eigenem 
Rechte, ohne daß es eines Übertragungsgeſchäfts mit der Firma 
A. & Co. bedurfte, in der Lage geweſen, den Antrag des R. 
in der Friſt, für die dieſer ſich daran gebunden hatte, an⸗ 
zunehmen; nichts anderes als dieſe Annahmeerklärung und, ihr 
vorangehend, die Bezeichnung des Klägers als des Dritten 
durch die Firma A. & Co. ſei in der Urkunde vom 16. Oktober 
beurkundet. Ob der Reviſion darin zuzuſtimmen iſt, daß der 
Kläger, nachdem ihn die Firma A. & Co. als den Dritten 
bezeichnet hatte, ohne weiteres aus eigener Perſon befugt 
geweſen ſei, den Antrag des R. mit für dieſen verbindlicher 
Kraft anzunehmen, bedarf nicht der Entſcheidung. Das BG. 
ſcheint der entgegengeſetzten Anſicht zu ſein, die auch der in 
dem Urteil des RG. vom 8. Mai 1914, VII 58/14, aus⸗ 
geſprochenen Auffaſſung entſpricht. Aber auch wenn man jene 
Frage zu bejahen hätte, war es doch nicht ausgeſchloſſen, daß 
von den Beteiligten eine Rechtsübertragung von der Firma 
A. & Co. auf den Kläger vorgezogen wurde. Nun mag man 
der Reviſion zugeben, daß dem reinen Wortlaute nach in der 
Urkunde vom 16. Oktober ſolche Rechtsübertragung nicht aus⸗ 
geſprochen iſt. Allein der 5 3 PrStempſtG., den die Reviſion 
als verletzt bezeichnet, ſchließt mit ſeiner Beſtimmung, daß die 
Stempelpflichtigkeit einer Urkunde ſich nach ihrem Inhalt richte, 
ſelbſtverſtändlich nicht aus, daß der wahre Inhalt der beurkun⸗ 
deten Erklärung auf dem Wege der Auslegung geſucht wird, 
und für dieſe gilt der Grundſatz, daß nicht am buchſtäblichen 
Sinne des Ausdrucks gehaftet, ſondern der wirkliche Wille 
erforſcht werden fol ($ 133 BGB.). Das BG. nimmt an, 
daß der durch die Urkunde vom 16. Oktober erklärte Wille 
dahin gerichtet war, das Recht der Firma A. & Co. auf den 
Kläger übergehen zu laſſen, dergeſtalt, daß dieſer den Vertrags⸗ 
antrag des R. kraft des übertragenen Rechtes angenommen 
habe. Dieſe Feſtſtellung iſt rein tatſächlicher Art und gibt zu 
rechtlichen Bedenken keinerlei Anlaß. In dem Inhalte der 
Urkunde findet ſie eine ausreichende Grundlage. Davon, daß 
der Antrag nicht lediglich der Firma A. & Co., ſondern daneben 
auch „dem von dieſer zu bezeichnenden Dritten“ gemacht worden 
war, iſt in der Urkunde vom 16. Oktober ſelbſt nichts erwähnt. 
Dort iſt nur von einem der Firma A. & Co. angetragenen 
Kaufe die Rede. Im Hinblick hierauf konnte in der beurkun⸗ 
deten Erklärung des Geſellſchafters A., daß er als Erwerber 
den Kläger beſtimme, die Rechtsübertragung auf dieſen gefunden 
werden. Damit iſt der Tatbeſtand, an den die Vorſchrift des 
Abſ. 6 Satz 2 der Tarifſtelle 32 die Steuerpflicht knüpſt, ges 
geben. Ob und welche Wirkung nach bürgerlichem Rechte die 
Übertragung des Rechts aus einem Vertragsantrage hat, kommt 
angeſichts der ſtempelrechtlichen Vorſchrift in Abſ. 6 Satz 2 
nicht in Betracht. Auch wenn man nach bürgerlichem Rechte 
das Beſtehen eines Rechts aus einem Vertragsantrag überhaupt 
leugnet, woraus ſich dann die Gegenſtandsloſigkeit und damit 
die Wirkungsloſigkeit einer Übertragung ſolchen Rechts ergeben 
müßte, könnte das an der geſetzlich beſonders verordneten 


„104 


Stempelpflichtigkeit der beurkundeten Übertragungserklärung 


nichts ändern. Sch. c. Preuß. Fiskus, U. v. 27. Okt. 14, 
246/14 VII. — Cöln. [B. 


Neuere Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts auf dem Gebiete des 
Gemeindewahlrechts.“) 

Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus 43. Jahrgang S. 1085.) 


II. Wahlfähigkeit. 
Oftliche Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 8 42. 


1. Verleihung des Gemeinderechts. Zu dieſer Ver⸗ 
leihung iſt die Gemeindevertretung nicht zuständig. Der 
Gemeindevorſteher iſt nicht etwa lediglich das Organ, das den 
Beſchluß der Gemeindevertretung auszuführen hätte; vielmehr 
weiſt ihm das Geſetz eine ſelbſtändige Stellung zu; ſeine Ent⸗ 
ſchließung ſteht gleichwertig dem Beſchluſſe der Gemeinde⸗ 
vertretung gegenüber; die Verleihung des Gemeinderechts kann 


daher nur erfolgen, wenn beide Gemeindebehörden darin über- 
einſtimmen. (Urt. wie zu 2.) 


Zuſtändigkeitsgeſetz SS 10, 11, 27, 28. 

2. Für die Wählbarkeit maßgebender Zeitpunkt. 
Bei der Wahl des Beigeladenen handelte es ſich um eine Erſatz⸗ 
wahl an Stelle eines vorzeitig ausgeſchiedenen Mitgliedes der 
Gemeindevertretung. Der Neugewählte trat daher, wenn nicht 
unmittelbar nach der Wahl (vgl. OVG. 47 S. 118, 119) fo 
doch ſpäteſtens in dem Zeitpunkte in ſein Amt, zu welchem ſeine 
Wahl von der Gemeindevertretung für gültig erklärt war. 
Wie dem aber auch ſei, die Frage nach der Wählbarkeit ent⸗ 
ſcheidet ſich nach den zur Zeit der Wahl ſelbſt vorliegenden 
Verhältmſſen (vgl. OVG. 53, 57 und die darin S. 58 ans 
gezogenen früheren Urteile). (Urt. v. 31. 5. 12 i. S. Gem. ⸗ 


Vertr. zu Karf u. Gen. c. Kaufm. C. u. Gen. in K. I. Sen. 
IC 14/11. Bez.⸗A. Oppeln.) 


Oſtliche Städteordnung $ 17 Abſ. 1 Nr. 3. 


3. Penſionierte Volksſchullehrer. Der innere Grund 
der Vorſchrift iſt der, daß dieſe Perſonen nicht in das Getriebe 
kommunaler Kämpfe hineingezogen werden ſollen (Stier⸗Somlo 
im VerwuArch. 12, 457). Dieſer Grund beſteht jo lange, als 
die Betreffenden ſich im Amte befinden, entfällt alſo, ſobald ſie 
aus dem Amte ſcheiden. Das OVG. hat mehrfach aus⸗ 
geſprochen, daß 8 17 von der Wählbarkeit denjenigen aus⸗ 
ſchließt, der zur Zeit des Wahlaktes eines der dort bezeichneten 
Amter bekleidet (vgl. OVG. 25, 23; 28, 13). Der in den 
Ruheſtand verſetzte Volksſchullehrer bekleidet indes ſein Amt 
nicht mehr, ſo daß ſeiner Wählbarkeit zum Stadtverordneten 
ein Hindernis aus § 17 Abſ. 1 Nr. 3 nicht mehr entgegenſteht. 
Auch die beſoldeten Gemeindebeamten, bei denen der innere 
Grund der Nichtwäylbarkeit (§ 17 Abſ. 1 Nr. 2) zwar ein 
andererer iſt, deren Fall aber gleichartig liegt, gewinnen mit 
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der Penfionierung die Wählbarkeit wieder (vgl. Oertel, 
Kommentar zur Oſtlichen Städteordnung, 5. Aufl., Anm. 2 zu 
§ 17 und Stier⸗Somlo a. a. O. S. 456). Die Befreiung von 
der Gemeindeeinkommenſteuerpflicht hat mit der Wählbarkeit 
zur Stadtverordnetenverſammlunz nichts zu tun. (Urt. v. 
18. 10. 12 i. S. Mag. Drieſen c. St. V. V. Drieſen. I. Sen. 
IB 24/12. Bez.⸗A. Frankfurt a. O.) 


Oſtliche Städteordnung 8 16. 


4. Wahl von Hausbeſitzern bei Ergänzungs- oder 
Erſatzwahlen. Es müſſen bei allen Wahlen zur Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, ſeien es Ergänzungs⸗ oder Erſatz⸗ 
wahlen, die von jeder Abteilung zu wählenden Stadtverordneten 
mindeſtens zur Hälfte die Eigenſchaft von Hausbeſitzern haben 
(OG. 32, 6). Ob und wieviel Hausbeſitzer bei einer Er⸗ 
gänzungs⸗ oder Erſatzwahl zu wählen find, hängt von der 
Zahl der in der Stadtverordnetenverſammlung verbleibenden 
Hausbeſitzer ab. Im vorliegenden Falle kommt es darauf an, 
ob bei Vornahme der Erſatzwahl weniger als die Hälfte der 
auf die dritte Abteilung entfallenden acht Stadtverordneten 
Hausbeſitzer waren. Bei dreien derſelben ſteht die Hausbeſitzer⸗ 
eigenſchaft außer Frage; ein vierter hat dieſe Eigenſchaft durch 
Zwangsverſteigerung ſeines Hauſes verloren, und es fragt ſich 
bei ihm, zu welchem Zeitpunkte dieſer Verluſt eingetreten iſt. 
Da durch den Zuſchlag das Eigentum am zwangsverſteigerten 
Grundſtück auf den Erſteher übergeht (8 90 38.), hatte S. 
die Eigenſchaft als Hausbeſiger vor dem Wahltermine ver: 
loren. Es wäre daher ein Hausbeſitzer zu wählen geweſen, 
wenn auch den Anlaß zur Vornahme der Wahl das Aus⸗ 
ſcheiden eines Nicht⸗Hausbeſitzers bildete. Da nun der Kläger 
der Hausbeſitzereigenſchaft ermangelte, iſt ſeine Wahl ungültig. 
(Urt. v. 1. 11. 12 i. S. St. V. V. Schönlanke c. Lehrer M. 
in S. I. Sen. IB 26/12. Bez.⸗A. Bromberg). 


Hannoverſche Städteordunng 88 85, 19, 83, 84, 21, 22 
Ziff. 2, 24, 25, 26. 


5. Hausbeſitzende Bürger. I. Die Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Beſummungen bietet für die Frage, ob als hausbefigende 
Bürger im Smne des $ 85 nur der Alleineigentümer eines 
Wohnhauſes oder auch die Miteigentümer eines ſolchen, 
und zwar dieſe ſämtlich, zu gelten haben, wenig Anhalt. 
Mögen nun auch aus den Materialien des Geſetzes unmutel⸗ 
bare Anhaltspunkte für die Entſcherdung der hier ſtreirigen 
Frage nicht zu entnehmen fein, fo beftätigen fie doch in Über: 
einſtimmung mit dem Zuſammenhalt der oben angeführten Be⸗ 
ſtimmungen zunächſt, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen des 
aktiven wie des paſſiven Wahlrechts durchweg die nämlichen 
ſein ſollten und auch find, fo daß unter dem hausbeſizenden 
Bürger im Sinne des $ 85 nichts anderes zu verſteyen iſt, 
als was 5 83 unter dem Burger begreift, der als Haus: 
eigentümer Gebäuveiteuer zahlt bzw. hierzu veranlagt ti. 
Weiter fällt danach ins Gewicht, daß das aktwe wie das 
paſſive Wahlrecht auf der Grundlage des Burgerrechts auf; 
gebaut iſt und einen nur durch die geſetzlichen Ausſchließungs⸗ 
grunde oder ſonſt zugelaſſenen Beſchrankungen (58 83, 84) be. 
grenzten Ausfluß desſelben bildet. Dieſer Umſtand rechtfertigt 
die Annahme, daß für die Begriffsbeſtimmung des Hauseigen 


44. Jahrgang. 

tümers oder Hausbeſitzers auf diejenigen Vorſchriften zurück⸗ 
zugehen iſt, welche nach 58 22 ff. für den Erwerb des Bürger⸗ 
rechts gelten, ſoweit dies in Beziehung zu dem Hausbeſitz ge⸗ 
bracht iſt. Aus dieſen Beſtimmungen folgt einmal, daß, über⸗ 
enftimmend mit den altländiſchen Städteordnungen (vgl. OVG. 
2, 36 f.) nach Maßgabe von § 22 Ziff. 2 als Hausbefiger 
im Sinne der 58 83, 85 nur der zu gelten hat, der ein 
Vobnhaus eigentümlich beſitzt. 

I. Aus 8 25 Abſ. 1 ergibt ſich, daß, abweichend von 
den Rechiszuſtande der älteren altländiſchen Städteordnungen, 
der Hausbeſitz im Sinne des 8 85 nicht lediglich auf das 
Aeineigentum an einem Wohnhauſe beſchränkt iſt. Die für 
den Geltungsbereich jener Städteordnungen ergangene Recht⸗ 
ſprechung (vgl. OVG. 38, 26; 41, 25; 58, 31) beruht weſent⸗ 
uch auf der Erwägung, daß es dort für den Fall des Mit⸗ 
tigenuns an jeder Regelung darüber fehle, welcher Miteigen⸗ 
timer zur Vertretung des Hauſes befugt fein ſolle und alfo 
Räte aus dem Beſitz ableiten könne, wie dies in anderen 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzen vorgeſehen ſei, und daß im übrigen 
den Geſezgeber die Auffaſſuug ferngelegen habe, daß bei einer 
Debrbeit von Beſizern eines Hauſes einem jeden das Ge⸗ 
neinderecht eingeräumt werden ſolle. Den in dieſer Recht⸗ 
ſprchung angezogenen anderen Gemeindeverfafſungsgeſetzen 
(5 35 Rhein em O., § 41 OſtlLGO., 8 5 HeſſNafſ Städte .) 
nit die Hann Städte O. inſofern zur Seite, als fie in 8 25 
fir den Fall ungeteilten Beſitzes an einem Wohnhauſe einen 
der Miteigentümer zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet. 
deſe Beftinnnung mag gegenüber jenen anderen Geſetzen uns 
bollommen fein, indem fie ſich jeder näheren Regelung darüber 
mibält, wie die Perſon des Erwerbers des Bürgerrechts feſt⸗ 
ſuſtellen iſt, wenn die Miteigentümer ſich nicht einigen können 
oder wollen. Jedenfalls iſt aus der Vorſchrift der geſetz⸗ 
zeberiche Grundſatz zu entnehmen, daß auch im Falle des 
Nitigentums das Haus nicht unvertreten bleiben, vielmehr 
mus den Beſtze desſelben, wie die Pflicht zum Erwerbe des 
Dunant, ſo auch das Recht zur Ausübung der auf das 
1 gegründeten Befugniſſe ſoll abgeleitet werden 

m. 


IL Auch ein im ungeteilten Beſitze Mehrerer ſtehendes 
Lobnkaus iſt geeignet, als Grundlage für die Eigenſchaft 
Ms Hauseigentümers oder hausbeſitzenden Bürgers im Sinne 
Is 83, 85 zu dienen. Dies kann indeſſen nicht ſchlechthin 

rden der Miteigentümer gelten. Indem das Geſetz von 
im Mitigentümern nur einen zum Erwerbe des Bürgerrechts 
erfihtet und in dieſer Beziehung dem Alleineigentümer eines 
daes gleichftellt, gibt es zugleich zu erkennen, daß auch nur 
einer zur Ausübung der durch die Erfüllung jener Pflicht 
legrindeten Rechte berufen ſein ſoll. Erwirbt einer von den 
Pitigentümern das Bürgerrecht auf Grund von § 25, fo hat 
beser für das aktive und paſſive Wahlrecht als Hauseigentümer 
und hausbeſtzender Bürger zu gelten. Erwerben auch die 
übrigen Miteigentümer das Bürgerrecht, ſo vollzieht ſich für 
fe der Erwerb ohne jede Beziehung auf den Hausbeſitz, ſie 
können deshalb auch für die Ausübung des Bürgerrechts keine 
Rechte aus dieſem Beſitze ableiten. Analog find die Ver⸗ 
ure zu beurteilen, wenn ein Wohnhaus zum ungeteilten 
Sei Mehreter gelangt, die das Bürgerrecht bereits anderweit 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


105 


erworben haben. Der Geſetzgeber, dem es darauf ankam, dem 
Hausbeſitz ſeine geſchichtlich begründete Stellung im 
Organismus der Gemeindeverwaltung nach Möglichkeit 
zu erhalten, kann nicht füglich für einen derartigen Fall 
dieſem Beſitze die Vertretung haben vorenthalten wollen. 
Anderfeits iſt ebenſowenig erfichtlich, daß und warum in einem 
ſolchen Falle aus dem Hausbeſitze weitergehende Rechte ſollten 
abgeleitet werden dürfen wie dann, wenn die Verleihung des 
Bürgerrechts erſt infolge des Erwerbes des Hausbeſitzes ſich 
vollzogen hat. 

IV. Die Intereſſenverbindung zwiſchen Hausbeſitz und 
Gemeinde, in welcher der innere Grund für die privilegierte 
Stellung des erſteren in der Gemeindeverwaltung gefunden 
wurde, liegt auch dann vor, wenn der Beſitz erſt nach Ver⸗ 
leihung des Bürgerrechts erworben wird. Wenn mehrere 
Perſonen, welche bereits im Beſitze des Bürgerrechts ſind, zum 
ungeteilten Beſitz eines Wohnhauſes gelangen, ſo können die 
daraus für das aktive und paſſive Wahlrecht folgenden Rechte 
nur von einem der Miteigentümer ausgeübt werden. 
Im vorliegenden Falle konnte die einzige Miteigentümerin nach 
88 83, 85 für die Vertretung des Hausbeſitzes bei den Wahlen 
nicht mit in Frage kommen. Bei einem ſolchen Sachverhalte 
bedarf es nicht erſt einer beſonderen Beſtimmung desjenigen 
Miteigentümers, der zur Ausübung der aus dem Hausbeſitze 
folgenden Rechte befugt iſt, vielmehr erſcheint hierzu der Kläger, 
der zur Ausübung jener Rechte allein in der Lage iſt, ohne 
weiteres berufen. (Urt. v. 7. 1. 13 i. S. Bürgervorſteherkoll. 
Northeim c. Auktionator S. zu N. I. Sen. Bez.⸗A. Hildes⸗ 
heim.) 


Weſtfäliſche Städteorduung vom 19. März 1856 
§8 16, 5 Abſ. 2 Nr. 4 a. 


6. Hausbeſitzer. I. Die Vorausſetzungen der Wählbarkeit 
müſſen zur Zeit der Wahl gegeben ſein. Es darf mithin nur 
als Hausbeſitzer gewählt werden, wer zu jener Zeit Beſitzer 
eines im Stadtbezirk belegenen Wohnhauſes iſt (vgl. OVG. 
28, 36). Wohnhaus in dieſem Sinne iſt ein zur wohnlichen 
Unterbringung von Menſchen beſtimmtes Gebäude. Im Gegen⸗ 
ſatze hierzu ſtehen diejenigen Gebäude, welche, wie Kirchen, 
Schulen, Muſeen, Fabriken, Lagerhäuſer, Ställe uſw., anderen 
Zwecken dienen. Der Beſitz von ſolchen begründet nicht die 
Berechtigung, als Hausbeſitzer in die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung gewählt zu werden. Inwieweit dieſe Berechtigung 
dann anzuerkennen iſt, wenn ein Gebäude zwar in der Haupt⸗ 
ſache zu anderen Zwecken, daneben aber auch zum Wohnen 
benutzt wird, iſt bei entſtandenem Zweifel nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles zu entſcheiden. In jedem Falle würde 
aber der Begriff Hausbeſitzer zu eng gefaßt ſein, wenn darunter 
nur der Beſitz von Wohnhäuſern verſtanden werden ſollte, 
welche nicht nur ihrer Bauart und Einrichtung nach zum 
Wohnen beſtimmt ſind, ſondern auch tatſächlich hierzu 
benutzt werden. Dies würde zu unannehmbaren Konſequenzen 
führen. So würde ein Hausbeſitzer, deſſen Wohngebäude ab⸗ 
gebrannt iſt, als ſolcher nicht mehr gelten können, trotzdem er 
das abgebrannte Gebäude wieder aufzurichten beabſichtigt, und 
ebenſowenig würde dieſe Eigenſchaft einem Beſitzer zuzuſprechen 


ſein, welcher ſein Wohnhaus umbauen läßt und infolgedeſſen 
f 14 
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für kürzere oder längere Zeit nicht in der Lage iſt, dasſelbe 
für Wohnzwecke nutzbar zu machen. 

II. Es kommt lediglich darauf an, daß das in 
Frage kommende Grundſtück Wohnzwecken gewidmet 
iſt. Dies trifft auch bei einem Grundſtück zu, auf welchem 
ein zum Wohnen beſtimmtes Gebäude erſt errichtet wird. Auch 
bei einem ſolchen liegt zwiſchen dem Beſitzer und der Gemeinde 
eine Intereſſenverknüpfung vor, wie ſie den inneren Grund der 
den Hausbeſitzern in den Städteordnungen eingeräumten Vor⸗ 
rechte bildet. In welcher Lage ſich der Bau ſelbſt befindet, 
erſcheint dabei ohne Bedeutung. Es genügt, wenn der Bau 
begonnen und damit über das Grundſtück für Wohnzwecke 
verfügt worden iſt. (Urt. v. 3. 12. 12 i. S. Werkm. B. zu B. 
u. Gen. c. St. V. V. zu Bochum. I. Sen. I B 19/11. Bez.⸗A. 
Arnsberg.) 

7. Einfluß des Reichsſtrafrechts auf das Wahl— 
recht. L Es fragt ſich zunächſt, ob im Hinblicke darauf, daß 
das Reichsſtrafgeſetzbuch die Folgen einer Beſtrafung bezüglich 
der ſogenannten bürgerlichen Ehrenrechte neu geregelt hat, dieſe 
Beſtimmungen noch gültig ſind. Der Gerichtshof hält daran 
feſt, daß die Beſtimmung durch das RStGB. nicht berührt 
worden iſt. Sie gehört nicht zum Landes ſtrafrecht im Sinne 
des 8 2 EGStGB. Freilich iſt die Meinung hervorgetreten, 
daß landesgeſetzliche Beſtimmungen auf dem Gebiete des Zivil⸗ 
rechts und des öffentlichen Rechtes, welche als Folge einer 
erkannten Kriminalſtrafe den Verluſt gewiſſer Rechte eintreten 
laſſen, durch das RStGB. aufgehoben ſeien (vgl. Rubo, 
Komm. z. StGB., Berl. 79, S. 309 Nr. 9 und Mandry, 
Der ziv.⸗ rechtl. Inh. d. R. Geſ., 3. Aufl., S. 87/89). Aber 
dieſe Anſicht iſt mit Recht vom RG. (RGZ. 2, 66, bei. S. 68) 
und vom KG. (Entſch. v. Johow Bd. 6 S. 38) verworfen 
worden. 

II. Zweitens kommt in Frage, ob etwa 8 3 EG StGB. 
Anwendung findet. Dieſe Vorſchrift iſt für § 83 inſofern von 
Belang, als dort die Rede iſt von Perſonen, die „zu einer 
ſchweren Strafe (Art. 8 KrimGB.) verurteilt“ find. An die 
Stelle dieſes Artikels find jetzt die 88 13 ff. RStGB. getreten. 
Mehr kann aus § 3 EG. nicht gefolgert werden. Soweit $ 83 
für Perſonen, welche wegen eines „nach der öffentlichen Meinung 
entehrenden Verbrechens oder Vergehens“ beſtraft ſind, das 
Stimmrecht beſchränkt, ſcheidet eine Anwendung des §S 3 CG. 
ſchon darum aus, weil es an einer „Verweiſung“ (vgl. Rubo, 
Komm. zum R StGB. S. 198 unter Nr. 3) auf ftrafrechtliche 
Vorſchriften fehlt. — Drittens bleibt zu prüfen, ob etwa die 
beſonderen Vorſchriften dem RStGB. über die Nebenſtrafe des 
Verluſts oder der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte in 
den 88 32 ff. eine Aufhebung oder Abänderung der Vorſchrift 
in § 83 herbeigeführt haben. Ein derartiger (eventuell lebens⸗ 
länglicher) Ausſchluß ſteht in gewiſſem Widerſpruch mit dem 
Syſtem der Ehrenſtrafen, die das RStGB. kennt. Die in 
8 34 RStGB. näher bezeichneten Ehrenrechte gehen ſtets nur 
für die im Urteile bezeichnete Zeit verloren, ſo daß die eigen⸗ 
tümliche Folge eintreten kann, daß ein hannoverſcher an ſich 
ſtimmfähiger Bürger, der mit Gefängnis beſtraft iſt, an den 
ſtädtiſchen Wahlen nach Reichsrecht höchſtens fünf Jabre, nach 
Landesrecht lebenslänglich nicht teilnehmen darf. Wäre der 8 34 
des Entwurfes in das StGB. aufgenommen worden, ſo läge die 
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Sache klar; der 8 83 gehörte dann zu den landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, welche an die ſtrafrechtliche Verurteilung noch 
weitere Ehrenfolgen knüpfen als die im RStGB. bezeichneten, 
und wäre durch das letztere unberührt geblieben. Allein 8 34 
iſt auf den Antrag des Abgeordneten Lasker geſtrichen worden. 

III. Während Mandry (Der zivilrechtliche Inhalt der 
Reichsgeſetze 3. Aufl. S. 88) meint, daß mit der Streichung des 
8 34 des Entwurfs jede Möglichkeit, aus feinem Inhalte zu 
argumentieren, beſeitigt ſei, nimmt Rubo (Komm. zum StGB. 
S. 358 N. *) an, daß von den Motiven als ausſchließlich 
maßgebend der Satz beſtehen bleibe: Der Kreis der in Rede 
ſtehenden Folgen dürfe durch die Landesgeſetzgebung weder er⸗ 
weitert noch verengt werden. Dieſe letztere Anſicht iſt inſofern 
zutreffend, als es ſich um künftige Geſetze handelt, dagegen nicht, 
ſoweit Geſetze zu beurteilen ſind, die zurzeit des Erlaſſes des 
StGB. in Geltung ſtanden. Hätten dieſe bezüglich der Be⸗ 
ſtimmungen über die ſogenannten Ehrenfolgen der Strafen außer 
Kraft geſetzt werden ſollen, fo wäre dies in 8 2 EG. zu ſagen 
geweſen, was nicht geſchehen iſt. Es iſt alſo, wie auch die 
Motive des Entwurfs wollten, bei den Sonderbeſtimmungen 
der nicht unter den Begriff der Strafgeſetze fallenden Landes⸗ 
geſetze bezüglich der Ehrenfolgen geblieben. So hat ſich auch 
das RG. (RG. 43, 366) ausgeſprochen. Daß neben den im 
StGB. mit dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte vor⸗ 
geſchriebenen Wirkungen noch durch andere Geſetze auf anderen 
Gebieten beſondere Folgen an dieſen Verluſt geknüpft werden 
können, zeigen zahlreiche Beſtimmungen neuerer Geſetze (vgl. 
die Zuſammenſtellung ſolcher in v. Bitters Handwörterbuch der 
preußiſchen Verwaltung Bd. 1 S. 344 unter „Bürgerliche 
Ehrenrechte“). Hiernach iſt von der fortbeſtehenden Geltung 
des § 83 auszugehen. 

8. Nach der öffentlichen Meinung entehrende 
Strafe. Wie der Gerichtshof bereits in dem Urt. v. 21. 9. 97 
(PrVerwBl. 19, 144) ausgeführt hat, iſt nicht die Art oder 
Höhe der erkannten Strafe für die Ermittlung maßgebend, 
ob der Beſtrafte als nach der öffentlichen Meinung mit einer 
entehrenden Strafe belegt zu gelten habe; vielmehr iſt die 
Beſchaffenheit der Straftat, alſo der Tatbeſtand des 
Vergehens oder Verbrechens, wegen deſſen die Beſtrafung erfolgt 
iſt, die Grundlage der Prüfung. Daher ſcheidet der Umſtand 
aus, daß der Strafrichter neben der über den Kläger verhängten 
fünfmonatigen Gefängnisſtrafe nicht auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt hat und daß auch in den Urteilsgründen 
von einem ehrloſen Charakter der Tat nicht die Rede iſt. Ob 
nach der öffentlichen Meinung im Jahre 1885 das Verhalten 
des Klägers ein ſolches geweſen ſein mag, das ihn der 
bürgerlichen Ehre verluſtig machte, iſt ohne nähere Ermittlungen 
über die damalige Auffaſſung der Tat nicht zu entſcheiden. 
Aber auch wenn man dieſe Frage zuungunſten des Klägers 
beantworten wollte, würde doch nicht unberückſichtigt bleiben 
dürfen, daß ſeit der Begehung der Tat bis zur Wahl des 
Klägers faſt 26 Jahre verfloſſen ſind, und daß in dieſer langen 
Zeit nichts hervorgetreten iſt, wodurch die Annahme gerechtfertigt 
werden könnte, die Ehre des Klägers habe in der öffentlichen 
Meinung eine Einbuße erlitten. 

9. Wandel der öffentlichen Meinung. Nach dem 
Zweck des 5 83 ſoll verhütet werden, daß Perſonen zu Bürgers 
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vorſtehern gewählt werden, die nicht derjenigen Achtung in der 
öffentlihen Meinung teilhaftig find, welche erforderlich iſt, um 
die Ehre und den Wert des Bürgervorſteherkollegiums unbedingt 
zu erbalten. Iſt im Geſetz auch nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, 
daß für die Prüfung, ob ein Gewählter dieſem Erfordernis 
entipridt, die Zeit der Wahl maßgebend ſei — was im 
allgemeinen für die Vorausſetzungen der paſſiven Wahlfähigkeit 
gilt zl. OVG. 53, 57) —, fo ergibt ſich doch aus dem 
Zpece des § 83, daß jedenfalls nicht außer acht gelaſſen 
erden darf, wie die öffentliche Meinung ſich zur Beurteilung 
mer vor längerer Zeit begangenen Straftat ſpäter geſtellt hat 
und gegenwärtig ſtellt. Der Begriff der entehrenden Beſchaffen⸗ 
heit eines Vergehens oder Verbrechens iſt in der Meinung der 
Agmeinbeit nicht unwandelbar, und die öffentliche Meinung 
alennt die Möglichkeit einer ſogenannten „Rehabilitierung“ 
aucb in ſolchen Fällen an, wo fie weder geſetzlich beſonders 
zugelafen it noch durch einen Akt Königlicher Gnade ausdrücklich 
Hatızefunden hat. Insbeſondere neigt die öffentliche Meinung 
dau, daß ſtafbare Handlungen, die in der Jugend oder unter 
Enpirung erklärlicher Erregung, heftiger Leidenſchaft uſw. 
begangen find, als geſühnt gelten, wenn der Täter ſich fpäter 
einwandfrei geführt, durch Tüchtigkeit und tadelloſen Lebens⸗ 
handel eine geachtete Stellung erworben und damit bewieſen 
hi daß nicht eine verbrecheriſche Neigung, ſondern nur ein 
beionderer einzelner Anlaß ihn zur Begehung der Tat gebracht 
han Diefe milde Auffaſſung, die in der öffentlichen Meinung 
nelach hervortritt, iſt auch der Geſetzgebung nicht fremd 
6 d Ab. 2 Hann Städte O., § 9 Abſ. 3 HannLandgemd.). 

10. Wiedererlangung des Stimmrechts. Aus 

wiſcem Erwägungen die Möglichkeit der Wiedererlangung des 
entzogenen Stimmrechts in den beiden letzten Fällen zugelaſſen 
wurden iſt, während in § 83 eine entsprechende Vorſchrift fehlt, 
n aus der Begründung der Geſetzentwürfe und den darüber 
dalozenen Verhandlungen nicht zu erkennen. An einem 
unten Grunde, den Fall des § 83 anders zu behandeln als 
den da dl und für Landgemeinden die Wiedererlangung des 
Emmi anders zu regeln als für Stadtgemeinden, fehlt 
as, und de für ſtädtiſche Verhältniffe damit bei wörtlicher 
Aueltzung des Geſetzes eintretende nicht verſtändliche Härte 
daha mur auf dem Wege zu beſeitigen, daß gemäß dem 
Lime ke Geſetzes in Zweifelsfällen auch dem in der öffent⸗ 
6m Meinung erweislich eingetretenen Wandel bei ber 
dartelung über die Beſchaffenheit eines Vergehens oder Ver⸗ 
weben gebührend Rechnung getragen wird. (Urt. v. 5. 11. 12 
8 Nu K. 0 Bürgervorſt.⸗Koll. zu X. I. Sen. IB 57/11. 
93.4 Hildesheim.) ö 


Eolezwig⸗ Holſteiniſche Städteordnung $ 7 Ziff. 2. 
R I. Selbſtändigkeit. Auf eine Feſtſtellung des Begriffs 
elbindigkeit“, die das Obertribunal als „das Vermögen, 
8 ſelbſt durch eigene Kraft und Mittel zu unterhalten“ 
Stihl, 35, 13) bezeichnet, kommt es hier nicht an, da 

Lieditordnung ſelbſt beſtimmt, daß als ſelbſtändig unter 
Uderm nicht anzuſehen ift, wer „im Haufe und Brote 
nner“ ſteht. Die hier gewählte Abweichung von den ſonſtigen 
mals bekannten Städteordnungen iſt gewollt. Bei wörtlicher 
gung ergibt ſich das Erfordernis der Hausgemeinſchaf, 
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während nach allgemeinem Sprachgebrauche mit „im Brote“ 
nichts anderes als „im Dienſte“ eines anderen ſtehen bezeichnet 
wird. Ein Handlungsgehilfe, der, wenn er z. B. einen eigenen 
Hausſtand führt, zweifellos „ſelbſtändig“ iſt, verliert die 
Selbſtändigkeit nicht, wenn er ſich bei einem Dritten, von dem 
er in keiner Weiſe abhängig iſt (etwa einer Zimmervermieterin) 
in Koſt und Logis gibt. Anders verhält es ſich, wenn er von 
ſeinem Prinzipal Koſt und Logis als Teil ſeines Gehalts (ſeiner 
Bezüge) erhält. Denn alsdann gehört er dem Hausſtande 
ſeines Prinzipals in abhängiger Weiſe an; er hat nicht den 
freien Willen, Koſt und Logis zu wechſeln, ſondern würde, 
wenn er es aufgäbe, ſeine Stellung verlieren. Er iſt alſo nicht 
ſelbſtändig. 

12. Geſinde. Wer in die häusliche Gemeinſchaft auf⸗ 
genommen iſt und untergeordnete, ungemeſſene, d. h. der näheren 
Beſtimmung des Berechtigten unterliegende Dienſte von häus⸗ 
licher Art auf beſtimmte Zeit, d. h. nicht bloß zur Aushilfe, 
gegen Vergütung in Geld oder Naturalien leiſtet (v. Bitter 
H. W. B.). (Urt. v. 17. 11. 13 i. S. St. V. V. Kiel c. Mag. 
L Sen. IB 8/13. Bez.⸗A. Schleswig.) 


Rheiniſche Gemeindeordnung $ 51. 


13. Beamteneigenſchaft. Für die Beantwortung der 
Frage, welche Kategorie von Beamten vorliegt, kommt nur die 
tatſächlich zugewieſene Dienſtſtellung, nicht die erlangte Quali⸗ 
fikation in Betracht. (Urt. v. 26. 1. 12 i. S. C. zu S. c. Gem.⸗Rat 
Stetternich, Kreis Jülich. L Sen. Bez.⸗A. Aachen.) 


Literaturbeſprechungen. 


Kriegsbüchlein für das deutſche Haus. Herausgegeben von 
Rechtsanwalt Dr. Georg Baum, Berlin. Verlag: J. Heß, 
Stuttgart. 

Der Krieg hat in vielem Wandel geſchaſſen; auch in der 
Tätigkeit des Anwalts: Die Prozeßtätigkeit tritt zurück. Die Zahl 
der Prozeſſe, in denen das Verfahren auf Grund eines der Kriegs⸗ 
geſetze ausgeſetzt iſt, in denen es aus anderen Gründen nicht weiter 
gedeihen kann, etwa weil Zeugen und Sachverſtändige im Felde 
ſtehen, nimmt zu, und noch mehr die Zahl der Prozeſſe, die keinen 
Fortgang nehmen, weil die Parteien Wichtigeres zu tun haben, als 
ſich ihren Streitigkeiten zu widmen. Um ſo bedeutſamer wird nun⸗ 
mehr für den Anwalt die beratende Tätigkeit, die Tätigkeit, die er 
gleichſam als juriſtiſcher Hausarzt, als Berater von Privatperſonen, 
von induſtriellen Unternehmungen und namentlich von zurüd: 
gebliebenen Frauen, auf denen nun die Laſt der Fortführung der 
Wirtſchaft und des Geſchäfts liegt, ausübt. Es iſt erfreulich, und 
wird vielleicht erſt ſpäteren Zeiten zu würdigen vorbehalten bleiben, 
was hier der deutſche Anwalt geleiſtet, wie er ſeine Kriegsbereitſchaſt 


gezeigt, wie er ſich weit über das rein juriſtiſche Gebiet hinaus 


als Rechtsfreund und Berater bewährt hat. In den zahlreichen 
„Kriegsſprechſtunden“, die öffentlich rechtliche und private Korporationen 
ſowie zahlreiche Anmaltvereine eingerichtet haben, ſteht der Anwalt 
in vorderſter Linie als Berater. Wichtiger noch iſt ſeine beratende 
Tätigkeit ſeinen Klienten gegenüber in der eigenen Sprechſtunde. Gerade 
bei dieſer für unſer volkswirtſchaftliches Leben ſo wichtigen Tätigkeit 
des Anwalts verſagen die bloßen Rechtskenntniſſe, tritt die Kenntnis 
wirtſchaftlicher Faktoren, Kenntnis der ſozialen Inſtitutionen, der 
Wohlfahrtsinſtitutionen, der kommunalen Veranſtaltungen, der all— 
14 * 
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gemeinen und der ſpeziellen Kriegsfürſorgeveranſtaltungen, Erfahrung 
in der Vermögensverwaltung und der Kreditbeſchaffung, Kenntnis 
der Penſionsvorſchriften und zahlreicher anderer Dinge, die mit dem 
rein juriſtiſchen Berufe nur loſen Zuſammenhang haben, als not⸗ 
wendig hinzu. Gerade für dieſen Teil der beratenden Tätigkeit gibt 
das ſoeben erſchienene Buch des durch ſeine ſozialpolitiſche und 
wirtſchaftspolitiſche Tätigkeit rühmlichſt bekannten Verfaſſers eine 
treffliche Hilfe. Mit Hilfe einer Anzahl hervorragender Mitarbeiter 
aus allen Berufskreiſen und Schichten des Volkes: von Geiſtlichen 
und Hochſchullehrern, Sozialpolitikern und Führerinnen der Frauen⸗ 
bewegung, Medizinern, Juriſten, Praktikern und Theoretikern aus 
Handel und Gewerbe und Landwirtſchaft, und zwar — wie der 
Verfafſer im Vorwort ausdrücklich betont — aus allen wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Gruppen, von der äußerſten Rechten bis zur 
äußerſten Linken, ift es ihm gelungen, den vorſtehend gekennzeichneten 
Zweck zu erreichen. Neben einigen trefflichen Leitworten allgemeiner 
Natur über die „Sittliche Bereitſcaft im Kriege“ (Nithack Stahn), 
Krieg und Lebensführung (Potthoff), Krieg und Kultur (DOftwald, 
Leipzig) finden ſich Aufſätze über die Organiſation der Wohltätigkeit 
(mit ausgezeichneten Ratſchlägen hierfür), Arbeitsloſenfürſorge, ſiaat⸗ 
liche Fürſorge, kommunale Veranſtaltungen, eingehende Darlegungen 
der Hilfsorganiſarionen (Rotes Kreuz. nationaler Frauendienſt, 
Frauenvere ne), Hilfstätigkeit der Gewerkſchaften und der Ang: ſtellten⸗ 
verbände, Abhandlung über Kriegswirtſchaft und Friedenswirtſchaft, 
„Das Geld im Kriege“; vor allen Dingen aber — und gerade dieſer 
Teil wird dem Anwalt bei ſeiner beratenden Tätigkeit vortreffliche 
Dienſte leiſten! — Aufſätze über die Wirtſchaftsfuhrung der einzelnen 
Stände, der Kaufleute, des Kleinhandels, des Handwerks, der Feſt⸗ 
beſoldeten, der Privatangeſtellten, der Arbeiter und der Landwirtſchaft. 
Selbſt Wirtſchaftsetats find aufgeſtellt. Aufſätze über „Die Frau 
als Vertreterin des einberufenen Mannes“ mit Vorſchlägen über die 
Vermögensverwaltung und namentlich — hierin wird der Anwalt 
beſonders häufig von Ratſuchern angegangen — über die Kredit⸗ 
beſchaffung in dieſen ſchwierigen Zeiten, über die Kriegsfürſorge in 
der Heimat, die Fürſorge für Verwundete, Fabrpreisermäßigungen, 
Verſicherungsweſen, Vermittlungs: und Auskunftsſtellen für das 
Heer, für Gefangene, für Deutſche im Feindesland, über die Feidpoſt, 
die Hinterbliebenenverſorgung, Kriegselterngeld, die Wehrpflicht und 
dergleichen find vorhanden. Selbft Aufſätze mediziniſchen Inhalts, 
Ratſchläge über die Volksernährung und hauswirtſchaftliche Vorſchläge 
an die Hausfrau in Kriegszeiten fehlen nicht. Selbſtverſtändlich iſt der, 
vom Herausgeber ſelbſt verfaßte, Teil über die Kriegsrechtsfragen 
mit beſonderer Sorgfalt bearbeitet. Wenn bier auf eine Einzelheit 
eingegangen werden darf, fo ſei darauf hingewieſen, daß die Auf: 
faſſung des Verfaſſers, daß „nach Anſicht der meiſten Gerichte“ ſich 
die prozeſſualen Schutzvorſchriften zugunſten der Kriegsteilnebmer 
nicht auf juriſtiſche Perſonen beziehen, heute kaum noch zutrifft. 
Die urſprünglich herrſchende Anſicht!) iſt he ite mehr und mehr der. 
freieren und dem Zweck des Geſetes mehr gerechtwerdenden Auf: 
faſſung gewichen, nach welcher die ratio legis und das Geſetz ſelbſt 
auch dann Platz greift, wenn die Leiter der juriſtiſchen Perſonen 
eingezogen ſind. Auch ein Eingehen auf die in der Praxis ſo 
häufige — meines Erachtens im gleichen Sinne zu beantwortende — 
Frage für die offenen Handelsgeſellſchaften wäre erwünſcht geweſen. 
Der vorſtehende — überdies nicht einmal erſchöpfende — Bericht 
über den Inhalt des Werkes, deſſen Brauchbarkeit durch die knappe, 
kurze und gemeinverftändliche Faſſung der einzelnen Aufſätze noch 
erhöht wird, zeigt ſeine Reichhaltigkeit. Hier liegt ein Buch vor, 
von dem das oft mißbrauchte Wort, daß es alsbald „unentbehrlich“ 


l zur Wahrheit wird. 
werden werde, einmal zu hrh Magnus. 


1) cf. Güthe: JMinBl. S. 743 und cit. 
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Dr. E. Löwe: Die Strafprozeßordnung für das Deutſche 
Reich. 14. Auflage, bearbeitet von Geheimem Juſtizrat 
Werner Roſenberg, Landgerichtsdirektor in Straßburg. 
Berlin 1914. J. Guttentag. 


Die tief bedauerliche Stockung in dem Werdegange der neuen 
Strafprozeßordnung und die nunmehr wohl endgültige Zurückſtellung 
aller Beſtrebungen zu einer Reform in capite et membris des ſtraf⸗ 
prozeſſualen Verfahrens bis zur Neugeſtaltung des materiellen Strafs 
rechts haben wenigſtens das erfreuliche Bedürfnis gezeitigt, die in 


der Praxis eingeführten Kommentare zur Straſprozeßordnung in 


Neuauflagen erſcheinen zu laſſen. 


Daß dieſe Neuauflagen infolge unerläßlich gewordener tief⸗ 
greifender Verbeſſerungen zum Teil faft gänzlich neue Bücher wurden, 
hat ſeinen Grund in der inneren Umbildung, welche gerade die 
Kommentarliteratur gegenwärtig erfährt: denn die heutige Zeit ver⸗ 
langt von einem Kommentar — gegenüber der bisher beliebten, im 
weſentlichen die Gedankenarbeit bei Entſtehung des Geſetzes ver⸗ 
wertenden abſtrakten Erläuterung — eine Befreiung von der über⸗ 
wiegenden Bedeutung der Geſetzes materialien, ein monographiſches 
Herausarbeiten einzelner Lehren bei vollkommenſter theoretiſcher 
Beherrſchung der Geſamtmaterie und die ſyſtematiſche Einordnung 
des ſtetig anwachſenden Stoffes von Entſcheidungen und Abhand⸗ 
lungen in dieſen wiſſenſchaftlichen Grundſtock mit ſolcher Beſchränkung, 
daß der Kommentar — ohne ſich zu einer wahllos öde rubrizierenden 
glossa ordinaria auszuwachſen — ſämtliche Hauptrichtungen der 
Interpretation aufweiſt und den Leſer in den Stand ſetzt, ſich weitere 
Aufklärung ſelbſt zu verſchaffen. 

Auch der Löweſche Kommentar, der vor über einem Menſchen⸗ 
alter der Praxis die Wege geebnet hatte und ſeitdem als ftändiger 
Begleiter des Strafjuriſten auf feinem beruflichen Alltagswege einen 
konkurrenzlos maßgebenden Einfluß auf die ganze Strafrechtspflege 
ausgeübt hat, wäre nicht vor dem drohenden Veralten zu ſchützen 
geweſen, wenn ſich der jetzige verdienſtvolle Fortſetzer des Werkes 
darauf beſchränkt hätte, die inzwiſchen erſchienenen Geſetze, wichtigen 
Entſcheidungen und hervorragenden Erſcheinungen der Literatur an 
den betreffenden Stellen nachzutragen; vielmehr war es die bedeutungs⸗ 
vollſte, wenn auch ſchwierigſte Pflicht des Herausgebers, den Kom⸗ 
mentar nach den oben gezeigten neuen Prinzipien innerlich umzu⸗ 
geſtalten und in einer die Harmonie des Ganzen wabrenden Weiſe 
den Geſamtinhalt des Werkes einer Prüfung und neuen Durcharbeitung 
zu unterwerfen. 

Dieſer Aufgabe hat ſich Roſenberg aus feiner reichen praktiſchen 
Erfahrung heraus bereits in der vor Jahresfriſt erſchienenen drei⸗ 
zehnten Auflage in vorbildlichſter und wertvollſter Weiſe entledigt. 
Die Umarbeitung des Buches iſt ſo umfaſſender und inhaltsreicher 
Art, iſt eine eigene Arbeit ſo großen Stils, daß ſie hier nicht im 
einzelnen gewürdigt werden kann; ſoll gleichwohl in ein paar Strichen 
ein Bild ihrer Bedeutung gezeichnet werden, ſo muß man ſchon 
al fresco malen in des Wortes vollem Sinne. 


In der durch Tiefe und wiſſenſchaftliche Strenge der Gedanken 
ausgezeichneten dreizehnten Neuauflage des Kommentars kann man 
wie in einem Lehrbuche leſen und empfängt aus der organiſch 
zuſammenhängenden Darſtellung überall reiche Belehrung. Auf rein 
wiſſenſchaftlicher Grundlage aufgebaut, verfolgt das Werk auf den 
häufig dunklen und verſchlungenen Wegen der Strafprozeßordnung 
die Rechte verhältniſſe bis in ihre feinſten Verzweigungen und ſucht 
zu all den zahlreichen Fragen ſelbſtändig Stellung zu nehmen, die 
deutſcher Scharfſinn und deutſche Gründlichkeit ſeit dem Beſtehen der 
Strafprozeßordnung aufgeworfen haben. Zu dieſer erſchöpfenden 
wiſſenſchaftlichen Durchdringung der Rechtsmaterie treten als weitere 
Hauptvorzüge des Buches eine ſehr vervollkommnete Syſtematik, eine 
überſichtliche Anordnung des Stoffes und ein prägnantes Heraus 
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heben der leitenden Grundgedanken, ſowie eine leicht faßliche, fließende 
Darftelung in klarer, ſtets verſtändlicher, von allem Schwulſt und 
dombaſt freien Sprache. Das Hauptgewicht iſt nach wie vor auf 
die bis auf den neueſten Stand ergänzte Mitteilung der Nechts⸗ 
anwendung des RG. gelegt. Mit Recht; denn mehr noch als bei 
materiellen gewinnt bei Prozeßgeſetzen die höchſtrichterliche Judikatur 
allmablich geſetzesgleiche Bedeutung, und je reicher eine Überſicht 
über präjudizielle Entſcheidungen tft, einen deſto ſicheren Wegweiſer 
gibt fie der Praxis und ein deſto ausgiebigeres Material der Theorie. 

Die heute vorliegende vierzehnte Auflage des Löweſchen Kom⸗ 
mentard iſt der letzten ganz überraſchend ſchnell gefolgt. Mit dem 
groben bachhändleriſchen Erfolge des Wertes hat aber auch der wiſſen⸗ 
ſcaftlice gleichen Schritt gehalten; die neue Auflage hat zwar an 
äußeren Umfange verloren, jedoch an innerem Reichtum, namentlich 
was Lollſtändigkeit und klare Überſicht betrifft, weiter zugenommen. 
Die Vorzüge der dreizehnten Auflage find geblieben und ſtaunend 
mertt man bei Benutzung des Buches auf Schritt und Tritt, welche 
gewaltige Nenge Erläuterungsſtoff der Herausgeber auf dem ver: 
hältmismasig knappen Raum zu bieten verſtanden hat. Die außer⸗ 
ordenlliche Sorgfalt der Neuauflage erſtreckt ſich auch auf kleine, aber 
richt unwichtige Einzelheiten; fo find z. B. in den Bemerkungen zu 
ben einzelnen Paragraphen einzelne Stichworte jetzt fett gedruckt 
hervorgehoben und wird hierdurch die Orientierung, insbeſondere bei 
mm vorübergehender Benutzung des Buches, weſentlich erleichtert. 
deu hinzugekommen ſind die Abſchnitte über Prozeßvorausſetzungen 
und über Auslieferungsverträge, ſerner das Geſetz betr. die Ent⸗ 
ſchädigung der Schöffen und Geſchworenen vom 29. Juli 1913 und 
dus baperiſche Geſetz über den Kriegszuſtand vom 5. November 1912. 
Buder aufgenommen find eine Überſicht über die Hilfsbeamten der 
Stantzanwaliſchaft (GBG. § 153 Note 8), ſowie ein Auszug aus 
dem preufifchen Geſetz über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851. 

Nach allem bedeutet die vierzehnte Auflage des Löweſchen 
Rormentard einen neuen höheren Stand des berühmten Werkes. 
ein wud von Wiſſenſchaft und Praxis mit Dank aufgenommen 
werden und es wird der Mühe der aufgewandten Arbeit der Segen 
ves Erfolges nicht fehlen. 

Gleichwohl weckt gerade die ſtolie Höhe, auf der dieſer Kom⸗ 
mei pur Strafprozeßordnung einſam thront, den Ruf nach einem 
Set, nöglichſt diesmal aus anwaltlicher Feder. Löwe iſt 
HR — vm einigen Handausgaben abgeſehen — Alleinherrſcher 
5 Part, wer ſich auf ihn berufen kann, hat gleichſam fundatam 

En Itentionemn für ſich. In einer Wiſſenſchaft, bei der von der 
Pererlicen Auffafſung ſoviel abhängt, wie im Strafprozeß, hat aber 
. indedingte Herrſchaft eines einzigen Kommentars ihre Schatten⸗ 
Im Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


N Em Kracht: Das Streikpoſteuverbot. München und 
“big, 1914. Duncker & Humblot. 89 Seiten. 


der Lerſaſſer bietet in dem ſehr leſenswerten Schriftchen mehr, 
alt ber Titel zu verſprechen ſcheint. Denn er gibt darin nicht nur 
ame Tarſn ung des Begriffes des Streilpoſtens und des geltenden 
Rechts uſtandes: Die Schrift enthält auch rechts politiſche und ſozial⸗ 
Fhbolsgifche Ausführungen de lege ferenda, die davon zeugen, daß 

Lerfaſſer ein unparteiiſch zuſammengeſtelltes Material — er hat 
wel Material eines Induſtriellenvereins als auch der freien und 
teillicen Gewerkschaften benugt — objekttv gewürdigt hat. Dies 
verdient um fo mehr hervorgehoben zu werden, als die Frage des 
Etreüpoſtenverbots zum Beſtandteil eines parteipolitiſchen Programms: 
„Schutz der Arbeitswilligen und Bekämpfung des gewerkſchaftlichen 
Temzeismud" geworden und bie Diskuſſion häufig von Auffaſſungen 
bu agen war, die vornehmlich dem parteipolitiſchen Intereſſe der ſich 
betärwpjenden Parteien dienten. Insbeſondere traten dabei einſeitige 
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Auffaſſungen ſozialpolitiſcher Probleme zutage, die auf eine Ver⸗ 
urteilung des Streikes an ſich und eine Benutzung des Streikpoſten⸗ 
verbots als Mittel zu einer Bekämpfung des Streikes überhaupt 
hinaus liefen. Der Verfaſſer zeigt an einzelnen Beiſpielen, daß dieſe 
Aufſaſſung auch die Praxis der Gerichte nicht unbeeinflußt ge⸗ 
laſſen hat. 

Im erſten Abſchnitt wird der Begriff des Streikpoſtens als 
„eines Organs der örtlichen Streikleitung mit der Aufgabe, einerſeits 
die zur erfolgreichen Führung des Streikes nötigen Aufklärungen zu 
geben oder zu empfangen, andererſeits ergänzend zu der vom Streik⸗ 
bureau ausgeübten notwendigen Kontrolle der Verbandsgenoſſen bei⸗ 
zutragen“, dargelegt. Der zweite Abſchnitt ſchildert kurz den gegen⸗ 
wärtigen Rechtszuſtand dahin, daß der Streikpoſtendienſt prinzipiell 
ſtraflos iſt, daß generelle Polizeiverbote ungültig ſind und daß die 
Streikpoſtentätigkeit, da fte ihrem Weſen nach keine grundloſe, dem 
Mutwillen oder Frevelmut entſprechende Störung der öfſentlichen 
Ordnung ſei, den Tatbeſtand des groben Unfugs nicht erfüllt. 

In den weiteren Teilen der Schrift ſind dann die Argumente, 
die für ein generelles Streikpoſtenverbot und diejenigen, die dagegen 
ſprechen, geſichtet und eingehend behandelt. Der Verfaſſer kommt, 
obwohl er die Möglichkeit eines Mißbrauchs der Streikpoſtentätigkeit 
nicht beſtreitet und obwohl er die von Brentano und anderen (auch 
in Gewerbegerichtsurteilen) ausgeſprochene ſoziale Geringſchätzung des 
„Streikbrechers“ nicht teilt, zum Schluſſe, daß aus rechtspolitiſchen, 
ſozialpolitiſchen und ſchließlich auch juriſtiſch⸗techniſchen Gründen fo: 
wohl ein generelles, als auch ein beſchränktes Verbot des Streikpoſten⸗ 
ſtehens abzulehnen ſei. Dabei werden die Bedenken, die der gegen⸗ 
wärtige Rechtszuſtand namentlich hinſichtlich der polizeilichen Be⸗ 
handlung des Streikpoſtenſtehens nach der einen und der anderen 
Richtung hervorruft, nicht verkannt. Die Bedenken liegen in der 
Ungleichmäßigkeit, die durch die verſchiedenartige Handhabung der 
polizeilichen Mittel gegenüber Auswüchſen des Streikpoſtenſtehens 
hervorgerufen wird. Der polizeiliche Schutz der Arbeitswilligen und 
des Publikums kann nur aus landesrechtlichen ſicherheitspolizeilichen 
Vorſchriften oder aus den Straßenpolizeiordnungen hergeleitet werden, 
und es bedarf in jedem Falle des Vorliegens eines allgemeinen 
polizeilichen Intereſſes. Die wichtigſte Rolle ſpielen für die Judikatur 
die ſtraßenpolizeilichen Reglements, die ſich auf 8 360 Ziff. 10 StGB. 
ſtützen und die in ſtändiger Rechtöfprehung für gültig erachtet worden 
ſind. Hierbei muß in jedem einzelnen Falle die konkrete Anordnung 
eines Aufſichtsbeamten vorliegen, die ſtets eine verkehrspolizeiliche 
Grundlage haben muß. 

Streitig iſt hier insbeſondere die Frage, in welchem Maße eine 
Gefährdung der Verkehrsſicherheit gegeben ſein muß, um eine Weg⸗ 
weiſung des Streikpoſtens durch den Polizeibeamten zu rechtfertigen. 
Der Verfaſſer verlangt mit Recht, daß für die befürchtete Störung 
des Verkehrs konkrete Anhaltspunkte gegeben fein müſſen und be: 
kämpft die Auffaſſung des OLG. Dresden, das eine verkehrspolizei⸗ 
liche Anordnung gegen die Streikpoſten mit der allgemeinen Er⸗ 
wäaung begründet, daß es „erfahrungsgemäß zwiſchen Arbeitswilligen 
und Streikenden oft und ſehr leicht zu Tätlichkeiten käme“. Die 
Anſicht des Verfaſſers deckt ſich mit den vom Kammergericht aus⸗ 
geſprochenen Grundſätzen, nach denen der Beamte, wenn feine An: 
ordnung gültig fein fol, die Fortweiſung des Streikpoſtens im Einzel: 
falle aus verfehräpoliseilihen, die augenblicklichen Verkehrs: 
bedürfniſſe berückſichtigenden Gründen verfügt haben muß. Wenn 
der Verfaſſer bei Erörterung dieſes Standpunktes dem Kammergericht 
auch darin beitritt, daß für das Gericht nicht die objektive Not⸗ 
wendigkeit oder Zweckmäßigkeit der Anordnung vom verkehrspolizei⸗ 
lichen Standpunkt, ſondern nur die ſubjektive Überzeugung des Be: 
amten maßgebend ſein ſolle, ſo wäre daraus zu folgern, daß aus der 
Grörterung des Tatbeftandes die Frage nach der objektiven Zweck⸗ 
mäßigkeit der polizeilichen Anordnung völlig auszuſcheiden hätte und 
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daß, obwohl ſich der Verfaſſer gegen dieſes Reſultat verwahrt, doch 
mehr oder minder die Willkür des Polizeibeamten den Ausſchlag 
geben müßte. In der Praxis iſt es gar nicht zu umgehen, daß der 
Richter ſich in der Verhandlung mit der Frage, ob die Anordnung 
des Polizeibeamten gegenüber dem Streikpoſten aus verkehrspolizei⸗ 
lichen Gründen zweckmäßig und notwendig war, eingehend beſchäftigt. 
Kracht führt aus (S. 68): „Bei der Prüfung des pflichtmäßigen 
Ermeſſens iſt das Gericht nach den Grundſätzen der freien Beweis— 
würdigung an die Angaben des Beamten nicht gebunden. Ein ſtraf⸗ 
barer Tatbeſtand liegt daher immer dann nicht vor, wenn das Gericht 
trotz entgegenſtehender Angaben des Beamten zu der Überzeugung 
kommt, daß dieſer den von ihm behaupteten verkehrspolizeilichen 
Zweck überhaupt nicht verfolgen konnte.“ Mit dieſen Sätzen wird 
die Notwendigkeit, über die objektive Zweckmäßiakeit der Anordnung 
Feſtſtellungen zu treffen, anerkannt. Woraus ſollte man auch eine 
Schlußfolgerung darüber herleiten, ob der Beamte einen verkehrs⸗ 
polizeilichen Zweck im Auge haben konnte, wenn nicht vornehmlich 
aus der Feſtſtellung, ob die Anordnung an ſich objektiv dieſem Zwecke 
diente oder nicht. 

Es dürfte daher wohl einfacher und praktiſcher ſein, wenn man 
für die Gültigkeit einer polizeilichen Anordnung auf Grund der 
Straßenpolizeiordnung deren objektive Notwendigkeit und Zweck⸗— 
mäßigkeit im Verkehrsintereſſe entſcheiden läßt, praktiſcher jedenfalls, 
als wenn die Erörterungen über die objektive Zweckmäßigkeit des 
polizeilichen Gebots vor Gericht zwar zuaelaſſen werden, aber für die 
Entſcheidung nur auf dem Umwege einer Schlußfolgerung auf das 
ſubjektive Ermeſſen der Polizeibeamten Verwendung finden können. 


Rechtsanwalt Dr. Hübler, Leipzig. 


Seydel: Bayeriſches Staatsrecht. Auf der Grundlage der 
2. Auflage, neu bearbeitet von Dr. J. v. Graßmann, 
Miniſterialrat im Kgl. Bayer. Verkehrsminiſterium und 
Dr. Robert Piloty, ordentlicher Profeſſor in Würzburg. 
(Tübingen 1914, J. C. B. Mohr.) 


Die Bearbeitung des bayeriſchen Staatsrechtes durch Seydel, 
die in dem Sammelwerk über das öffentliche Recht der Gegenwart 
veröffentlicht worden war, beſaß eine Berühmtheit unter den Sach⸗ 
kennern, die weit über die Bedeutung hinausging, die auch der 
erſchöpfendſten und gründlichſten Darſtellung des öffentlichen Rechts 
eines Bundesſtaates in einem ſolchen Unternehmen zukommen kann. 
War er doch in dieſer, für die Erkenntnis des bayeriſchen öffentlichen 
Rechtes grundlegenden Darſtellung ein Meiſter der Darſtellung und 
der Methode im Werke geweſen, deſſen geiſtvolle Ideen die Geſamt⸗ 
auffaſſung des öffentlichen Rechts beeinflußt hatten. 

Es iſt ſchwer, Werke zu bearbeiten, die den Stempel eines ſo 
originellen Geiſtes tragen. Es beſteht die Gefahr, daß entweder auf 
Koſten der trockenen Richtigkeit der Darſtellung die Originalität des 
Urhebers allmählich verſchwindet oder daß ein ſolches Werk nach einer 
Neubearbeitung nicht mehr dem Stande der Wiſſenſchaft entſpricht. 
Graßmann und Piloty ſind, ſoweit ich nachzuprüfen vermocht habe, 
beiden Gefahren in gleich vortrefflicher Weiſe entgangen. In pietät⸗ 
voller Weiſe haben ſie überall, wo Seydel eigenartige Ideen auf: 
geſtellt hat, auch wenn ſie nicht beizupflichten vermochten, ſie wenig⸗ 
ſtens erwähnt, ſo daß zwar eine neue Darſtellung des bayeriſchen 
Staatsrechtes, aber immer noch „der alte Seydel“ vorliegt. 

Für dieſe entſagungsvolle Arbeit ſchuldet ebenſo die Theorie 
als auch die bayeriſche Praxis den Verfaſſern warmen Dank, der 
auch hiermit zum Ausdruck gebracht werden ſoll. 


Rechtsanwalt Dr. Rud. Waſſermann, München. 


Aus der Praxis. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Aufhebung des Haager Abkommens 
vom 14. Nov. 1896 zwiſchen kriegführenden Staaten. 


Tatbeſtand. 


Der Kläger war bei dem Beklagten gemäß privatſchriftlichem 
Vertrage vom 30. Juli 1912 bis zum 30. September 1915 als 
ſtellvertretender Abteilungschef der Abteilung III angeſtellt, und zwar 
gegen ein Jahresgehalt von anfangs 7200 /, ab 1. April 1914 
von 7800 % und Tantieme, er hatte alſo zurzeit ein Gehalt von 
650 ./ pro Monat. Der Kläger iſt unbeſtrittenermaßen ruſſiſcher 
Staatsangehöriger, und der Beklagte hat mit Beginn des Krieges 
mit Rußland Anfang Auguſt 1914 wegen des beſtehenden Kriegs— 


A2. 1915. 


— 


zuſtandes den Kläger ſofort entlaſſen. Mit der Behauptung, daß der 

Beklagte verpflichtet ſei, trotz des Kriegszuſtandes den Vertrag inne— 

zuhalten, hat ſich Kläger dem Beklagten zur Verfügung geſtellt und 

verlangt nunmehr ſein rückſtändiges Gehalt für die Monate Auguſt 

und September 1914. Er hat deshalb Klage erhoben mit dem Antrage: 
Die Beklagte koſtenfällig und falls gegen Sicherbeitsleiſtung 
vorläufig vollſtreckdar zur Zahlung von 1300 4 nebſt 
4 v. H. Zinſen von 650 % ſeit dem 31. Auguſt 1914 und 
von 650 % ſeit dem 30. September 1914 an den Kläger zu 
verurteilen. 

Der Beklagte erhob den Einwand der mangelnden Sicherheit 
für die Prozeßkoſten, da Kläger ruſſiſcher Staatsangehöriger ſei und 
verweigerte die Verhandlung zur Hauptſache. Es wurde nur über 
dieſen Einwand verhandelt, und Kläger erklärte, daß er dieſe Einrede 
für unbegründet halte. Allerdings ſei er ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
aber nach der Haager Konvention gehöre Rußland zu denjenigen 
Staaten, bei welchen ein Deutſcher im gleichen Falle zur Sicherheits— 
leiftung nicht verpflichtet ſei, jo daß alſo untergebens der 8 110 1 3D. 
gegeben wäre. 

Die Beklagte hat demgegenüber geltend gemacht, richtig ſei 
allerdings, daß nach dem Haager Abkommen vom 14. November 1896 
in Verbindung mit dem Handelsvertrag vom 10. Februar 1894 
zwiſchen Deutſchland und Rußland letzterer Staat zu denjenigen 
gehöre, bei welchen vertraglich die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung 
für den jeweiligen Kläger vereinbarungsgemäß aufgehoben worden 
ſei. Dieſe Befreiung konne aber jetzt, wo ſich beide Mächte im 
Kriegszuſtande befänden, nicht mehr gelten. Dieſe Beſtimmungen 
der vertragſchließenden Staaten müßten vielmehr durch den Ausbruch 
des Krieges als tatſächlich und ſtillſchweigend aufgehoben gelten, 
zumal ein Teil der kriegführenden Mächte, wie Frankreich und 
England, ſchon jetzt jede Zahlung aus irgendwelcher rechtlichen Ver⸗ 
pflichtung an einen Deutſchen verboten hätten und auch Rußland 
dieſe Maßregel alsbald ergreifen würde. Jedenfalls würde es auch 
der Beklagten für den Fall des Obſiegens im Prozeß während der 
Zeit des Krieges unmöglich ſein, von dem Kläger, der ruſſiſcher 
Untertan ſei, irgendeinen Erſatz der Gerichtskoſten oder Anwaltskoſten 
zu bekommen. 

Kläger führte demgegenüber aus, daß, ſo lange das Haager 
Abkommen und der Handelsvertrag zwiſchen Rußland und Deutſchland 
nicht ausdrücklich aufgehoben ſei, dieſe Verträge trotz des Krieges 
noch fortbeſtänden, mithin auch die Ausnahmen des § 1101 3/0 . 
nach wie vor in Kraft wären. 

Die Beklagte ſtellte noch den Antrag, die Höhe der zu leiſtenden 
Sicherheit gemäß 5 312 ZPO. zu beſtimmen. a 

Entſcheidungsgründe. 

Daß der Kläger als Ruſſe ein Ausländer im Sinne des § 110 
ZPO. iſt, iſt zwiſchen den Parteien unſtreitig; ebenſo, daß der Kläger 
als Ruſſe nach dem ſogenannten Haager Abkommen vom 14. No⸗ 
vember 1896 ein Angehöriger derjenigen Staaten iſt, welche nach 
§ 110 Nr. 1 ZPO. als Kläger zur Sicherheitsleiſtung nicht der 
pflichtet ſind. Es muß aber mit der Beklagten als zutreffend an— 
genommen werden, daß dieſe Abkommen durch den Ausbruch des 
Krieges tatſächlich und ſtillſchweigend aufgehoben ſind, wenn auch eine 
ausdrückliche vertraaliche Vereinbarung zwiſchen den kriegführenden 
Staaten in dieſer Hinſicht nicht getroffen worden iſt. Denn zweifellos 
würde die Beklagte, falls ſie in dieſem Prozeſſe obſiegt, während des 
Krieges einen Erſatz der Koſten von dem Kläger in Rußland nicht 
erlangen können. Von einer derartigen Unbill muß aber ein An— 
gehöriger des Deutſchen Reiches, wie es die Beklagte iſt, unbedingt 
geſchützt werden. 

Für die Bemeſſung der Höhe der vom Kläger zu leiſtenden 
Sicherheit kamen die Beſtimmungen des §S 112 3. in Betracht. 
Da es ſich bei dem eingeklagten Betrag von 1300 % um eine 
Summe handelt, die nicht in die Reviſionsinſtanz geht, ſo war der 
Feſtſetzung derjenige Betrag der Prozeßkoſten zugrunde zu legen, 
welche die Beklagte in zwei Inſtanzen aufzuwenden haben würde. 
Bei dem Betrage von 1300 / ſetzen ſich die Gerichtskoſten I. Inſtanz 
aus folgenden 3 Poſten zuſammen: 

Prozeßgebühr einſchließlich Pauſchſatz 41,80 l, Verhandlungs⸗ 
gebühr 41,80 % und Beweisgebühr 41,80 ½, zuſammen alſo 
125,40 % ;; ferner aus den Koſten der Berufungsinſtanz mit dreimal 
52,30 % iſt 156,90 /. Hierzu kommen die Anwaltskoſten I. Inſtanz 
und zwar: Prozeßgebühr mit 35,20 %, Verhandlungsgebühr mit 
35,20 % und Beweisgebühr mit 17,60 %, zuſanunen alſo 887% 
und die Anwaltskoſten der Berufungsinſtanz mit 45,80 % Prozeß⸗ 
gebühr, 45,80 % Verhandlungsgebühr und 22,90 Beweisgebühr, 
zuſammen alſo 114,50 /. Die ganzen Koſten betragen ſomit 
484,80 % und es ſchien deshalb die Hinterlegung einer Sicherheit 
im Betrage von 500 % als angemeſſen. 
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Es war demnach durch Zwiſchenurteil in Gemäßheit des 8 275 
380. wie geſchehen zu erkennen. (Urteil des LG. Cöln v. 16. DE: 
tober 1914). Mitgeteilt von Rechtsanwalt Cahen II, Cöln. 


* * 
* 


zum Zahlungsverbot gegen England. 


Eine in Deutſchland lebende Engländerin hatte vor Kriegs⸗ 
ausbruh gegen einen deutſchen Schuldner auf Grund eines auf 
Zablung einer Geldforderung lautenden Urteils einen Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß erwirkt, durch den ein Anſpruch des 
Sculbners gegen feinen Drittſchuldner auf Herausgabe beweglicher 
Sachen gepfändet und zur Einziehung überwieſen wurde. Nach 
Antosausbruch hatte ſich die Engländerin nach England begeben. 
Aunmebr hat die Schuldnerin auf Grund des Zahlungsverbotes 
gegenuber England (RGBl. Nr. 83 S. 421) bei dem AG. Frank 
fut a. M. Erinnerung eingelegt gegen den Pfändungs- und Über⸗ 
weilungsbeihluß und deſſen Aufhebung beantragt. Das AG. hatte 
bietauf folgenden Beſchluß erlaſſen: Die Zwangsvollſtreckung 
(Harding: und Überweiſungsbeſchluß vom 14. Juli 1914) wird 
zemäß der Bundesratsverordnung vom 30. September 1914 ein: 
zeſtell. Auf die gegen dieſen Beſchluß eingelegte ſofortige Beſchwerde 
der Ölautigerin hat das LG. Frankfurt a. M. den angefochtenen 
deſtiuß aufgehoben und die Erinnerung der Schuldnerin gegen den 
Pandungs- und Überweiſungsbeſchluß vom 14. Juli 1914 zurück⸗ 
gewiejen mit folgenden Gründen: 

Die nach § 793 ZPO. zuläſſige, auch ordnungsmäßig eingelegte 
Iefertige Beſchwerde iſt gerechtfertigt. 

Durch die Bundesratsverordnung vom 30. September 1914 iſt 
in die beſtebenden dinglichen Rechte der von der Verordnung betroffenen 
feintlichen Staatsangehörigen nicht eingegriffen worden. 

Das von der Gläubigerin durch den oben erwähnten Pfändungs⸗ 
und Übetweiſungsbeſchluß erlangte Pfandrecht iſt beſtehen geblieben. 

Eine Aufhebung oder Einſtellung der Zwangsvollſtreckung im 
Tee der Erinnerung kann daher nicht in Frage kommen. Wenn 
die Schuldnerin ſich auf die in § 2 der erwähnten Verordnung 
kerabrte Stundung berufen will, fo muß fie dies im Wege der Klage 
aus F 767 ZPO. tun und eine Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
gap § 769 herbeiführen (vgl. IW. 1914, 992). 

Rechtsanwalt Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 
* * 
* 
Anfang des „Renytsſtreits“ im Finne von 8 4 der 
Lekanntmachung vom 7. Auguſt 1914. 


Gemäß 4 GKG. und 84 der Bekanntmachung des Bundesrats 

rie gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 
w 81. S. 359) wird auf die Eingabe der Rechtsanwälte H. 
ind ö. angeordnet, daß die Gerichtskoſten nur zur Hälfte zu erbeben 
find, wel der „Rechtsſtreit“ im Sinne des § 4 der bundesrätlichen 
Belamtmatung auch das Berufungs verfahren über den Grund 
des Aripruchs umfaßt, wenn der Vergleich erſt im erſtinſtanzlichen 
Nadveriaren über den Betrag abgefchloffen wird. (Beſchluß des 
ech Krlzruhe vom 20. Oktober 1914.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Fürſt, Heidelberg. 


* * 
* 
Unnläffigkeit der Ablehnung der Verhandlungstermins- 
anbtranmung, weil ein Zeuge, deſſen Vernehmung bereits 
beſchloſſen, ſich im Feldzuge befinde. 
, der Vorderrichter lehnt die vom Kläger beantragte Anberaumung 
eines derbandlungstermins ab, weil der eine der beiden Zeugen, 
deren Lernehmung beſchloſſen iſt, ſich im Feldzuge befindet. Gegen 
diet derfügung iſt nach $ 567 ZPO. die Beſchwerde zuläſſig, obwohl 
„in nicht, wie der Kläger meint, eine Ausſetzung des Verfahrens 
nud. Tos Rechtsmittel iſt auch begründet. In einem ſolchen Falle 
dl wie die Beihwerde zutreffend anführt, zunachſt § 356 ZPO. an⸗ 
zuwenden, wenigſtens ſoweit, daß der Partei, welche den Zeugen 
bannt hat, eine Friſt zur Angabe der militäriſchen Adreſſe des 
Augen geſetzt werden muß. Da ein großer Teil der zu den Fahnen 
srberufenen Perſonen ſich im Heimatgebiete aufhält, wäre ihre Ver⸗ 
rnunz trozdem möglich, wenn nur jene Adreſſe bekannt wäre. 
ert wenn ſich herausſtellt, daß der Truppenteil, dem der Zeuge 
anzedört, im Auslande weilt oder, zwar in der Heimat, aber in 
dun steilen, wo die Rechtspflege zurzeit nicht möglich iſt, liegt ein 
bund vor, der auch die Fortführung des Prozeſſes unmöglich 
macht und nicht etwa weiter nach 8 356 3PO. behandelt werden 
lan. Dabei iſt Vorausſetzung, daß es der Vernehmung des Zeugen 
ur Entscheidung bedarf. Letzteres zu prüfen, iſt jedoch allein die 
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Sache der Inſtanz, bei welcher der Rechtsſtreit ſchwebt. Einſtweilen 
iſt hiernach ein Verhandlungstermin anzuberaumen. (Beſchluß des 
LG. Thorn vom 1. Dezember 1914) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. Swinarski, Hohenſalza. 


IR 8 281 868. bei den durch den Krieg beeinflußten 
Lieferungsverträgen anwendbar? Das ſtaatliche Lieferungs⸗ 
verbot und die Beſchlagnahme der Waren auf Grund des Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetzes befreien gemäß $ 323 BGB. den Schuldner von der 
Leiſtungspflicht an ſeine Privatkunden. Da nun die erwähnte Vor⸗ 
ſchrift auf den § 281 verweiſt, ſo ſind Stimmen laut geworden, 
welche aus Billigkeitserwägungen und wirtſchaftlichen Rüdfichten dem 
Gläubiger das Recht auf einen Teil des vom Schuldner durch die 
Heereslieferungen erlangten Gewinnes aus § 281 herleiten und zu⸗ 
erkennen wollen.!) 

Soweit es ſich bisher feſtſtellen läßt, werden von den Gegnern 
dieſer Meinung hauptſächlich zwei Gründe vorgebracht. Zunächſt wird 
geltend gemacht, daß der im 8 281 erwähnte Erſatzanſpruch nicht 
aus der die Unmöglichkeit herbeifübrenden Beſchlagnahme, ſondern 
aus den mit der Heeresbehörde geführten Verhandlungen entſtehe. ?) 
Sodann wird eingewendet, daß der vom Schuldner erzielte Gewinn 
keinen Erſatz für die ſeinem Gläubiger geſchuldeten Gegenſtände dar⸗ 
ſtelle. Denn meiſtens handle es ſich um Gattungsware, welche nach 
der Beſchlagnahme noch verarbeitet werde, ſo daß die Preisbildung erſt 
für die aus den umgeſtalteten Rohſtoffen gewonnenen Erzeugniſſe erfolge. 

Gegen den erſten Einwand läßt ſich aber vorbringen, daß der 
Erſatzanſpruch, wenn nicht unmittelbar, ſo doch mittelbar durch die 
Beſchlagnahme entſteht, entſprechend der Theorie der adäquaten 
Verurſachung. Dieſe weitere Auslegung dürfte gerade beim Problem 
der Unmöglichkeit der Meinung mehr zuſagen, welche bei An⸗ 
wendung des § 279 BGB. jetzt überwiegend annimmt, daß 
Leiſtung aus der Gattung nicht nur bei völligem Untergang der 
Gattung unmöglich iſt, ſondern auch bereits dann, wenn die Beſchaffung 
der Gegenſtände der fraglichen Art ſo ſchwierig geworden iſt, daß ſie 
billigerweiſe niemandem zugemutet werden kann. Meines Erachtens 
führt aber auch das Lieferungsverbot in Verbindung mit der Beſchlag⸗ 
nahme nicht zu freiwilligen Unterhandlungen mit der Behörde, weil 
der Staat für ſeine Heereszwecke nicht nur die Maren in den einzelnen 
Fabriken beſchlagnahmt, ſondern auch häufig die Preiſe feſtſetzt, jeden⸗ 
falls aber in letzterer Hinſicht einen ſolchen Druck ausübt, daß die 
Beſchlagnahme einer Enteignung oder einem Zwangskaufe im Ergebnis 
gleichſteht. Dann dürfte die Anſicht ſicherlich gebilligt werden, daß 
der vom Schuldner erzielte Gewinn eine unmittelbare Folge des 
ſtaatlichen Eingriffes iſt. 

Der zweite Einwand mag in manchen Fällen allerdings zutreffen. 
Häufiger liegen die Verhältniſſe jedoch ſo, daß der Preis nicht erſt 
für die umgeſtalteten Waren, ſondern für die beſchlagnahmten Gegen⸗ 
ſtände als ſolche vor ihrer weiteren Verarbeitung gebildet wird. 
Auch kommt eine weitere Verarbeitung meiſtens gar nicht in Frage, 
man denke z. B. an eine Beſchlagnahme von Metallen oder Benzin. 
Somit dürfte der Anwendung des § 281 BGB. in vielen Fällen nichts 
im Wege ſtehen. Die wirtſchaftliche Rückſichtnahme auf den geſchädigten 
Gläubiger läßt ſie auch billig erſcheinen; denn ein gewinnausgleichender 
Schaden durch Verluſt verärgerter Privatkunden nach dem Kriege iſt 
vom Schuldner wegen der allgemeinen Beſchlagnahme wohl nicht zu 
befürchten. 

Nur dann könnte die angegebene Rechtslage zu Zweifeln Anlaß 
geben, wenn man bei der juriſtiſchen Unmöglichkeit, wie ſie durch die 
ſtaatliche Beſchlagnahme geſchafſen wird — im Gegenſatz zur faktiſchen, 
3. B. Transportunmöglichkeit, Arbeitermangel, Zerſtörung der Fabrik: 
räume — ſtatt des Problems der Unmöglichkeit den reinen Staats— 
zweck und das öffentliche Intereſſe vorwiegend ins Auge faßt. 
Gerade bei der durch den Krieg geſchaffenen Lage hat dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe im Fall der ſtaatlichen Beſchlagnahme manches für ſich. Die 
53 323, 279, 281 BGB. uſw. kämen alsdann nicht mehr in Frage, 
da nach der angedeuteten Auslegung der Standpunkt vertreten werden 
könnte, daß der ſtaatliche Eingriff ſänttliche beſtehenden Privat⸗ 
vereinbarungen aufhöbe. Letzteres wird aber bisher von keiner 
Seite vertreten, fo daß §S 281 BGB. aus den angegebenen Gründen 


anwendbar bleibt. 
Rechtsanwalt Dr. jur. Löwenwarter, Cöln a. Rh. 


) 3. B. Waſſermann JW. 1914, 1006, jedoch ohne nähere 


Begründung. 

) So z. B. Becker JW. 1914, 1115 „luerum ex negotiatione®, 
ſerner Flechtheim: Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge, 
Vortrag gehalten am 19. Dezember 1914 im Verein für Recht und 


Wirtſchaft zu Cöln. 


112 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Zum 8 15 der Rechtsanwalts ordunng. Die genannte 
Geſetzesbeſtimmung lautet wörtlich: 

Die Zulaſſung eines Rechtsanwalts bei einem anderen Gerichte 

kann verſagt werden: 

1. wenn gegen den Antragſteller innerhalb der letzten zwei 
Jahre im ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder 
auf Geldſtrafe von mehr als einhundertfünfzig Mark 
erkannt iſt; 

2. wenn gegen den Antragſteller die Klage im ehrengericht⸗ 
lichen Verfahren erhoben iſt. 

Zum Inhalt dieſes Geietzes hat der Vorſtand einer Anwalts⸗ 
kammer in einem Falle, wo ſich der die Zulaſſung beantragende 
Rechtsanwalt vorher hatte löſchen laſſen, in folgender Weiſe Stellung 
genommen: „Der Wortlaut des Eingangs des 8 15 RAD. läßt die 
Auffaſſung zu, daß der fakultative Verſagungsgrund aus der Nr. 2 
nur dann Platz greife, wenn der Antragſteller zur Zeit feines 
Antrages noch Rechtsanwalt iſt. Dieſe Auslegung wird aber dem 
Zwecke des Geſetzes nicht gerecht. Es ſoll vielmehr, wenn ein ehren⸗ 
gerichtliches Verfahren ſchwebt, die Zulaſſung von dem Ausgang dieſes 
Verfahrens abhängig gemacht werden können. Es kann abgewartet 
werden, wie das Eyrengericht, bei dem das Verfahren anhängig iſt, 
die Verfehlungen beurteilt. Die Faſſung des Geſetzes hat anſcheinend 
den Fall nicht vor Augen gehabt, daß der Rechtsanwalt nach Er⸗ 
hebung der Klage im ehrengerichtlichen Verfahren feine Löſchung 
bewirkt. Der Geſetzgeber hat aber auch dieſen Fall treffen wollen. 
Die ſtändige Rechtſprechung des Ehrengerichtehofes, nach der der 
Fortgang eines anhängigen ehrengerichtlichen Verfahrens durch die 
Löſchung in der Liſte der Rechtsanwälte nicht beeinflußt wird, ſteht 
im Einklang mit den Motiven zur RAO. (vgl. EGH. 2, 6 und 4, 8). 
Wenn der Rechtsanwalt trotz ſeiner Löſchung noch der ehrengericht⸗ 
lichen Kompetenz des Ehrengerichts ſeiner bisherigen Kammer unter⸗ 
ſteht, ſo wird er inſoweit noch als Rechtsanwalt angeſehen. Dieſe 
Auffaffung gibt auch den Schlüſſel zur Auslegung des § 15 Nr. 2 
RAO. Der Antragſteller, gegen den die Klage im ehrengerichtlichen 
Verfahren ſchwebt, gilt noch als Rechtsanwalt. Eine entgegen⸗ 
geſetzte Auffaſſung führt zu unhaltbaren Konſequenzen. Der Recdts⸗ 
anwalt könnte dann nach Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
feine Löſchung bewirken und feine Zulaſſung bet einem anderen 
Gerichte erreichen, ohne daß das arbiträre Ermeſſen, das für die 
Landesjuſtizverwaltung nach § 15 Nr. 1 a. a. O in Frage kommt, 
die volle praktiſche Bedeutung newänne Denn nur dann, wenn 
Gegenſtand der Anklage ein Verhalten des Rechtsanwalts wäre, durch 
das die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft bedinat würde 
(obligatoriſcher Verſagungsgrund aus 85 Nr. 5 RA.), würde die 
neue Zulaſſung ohne weiteres in Wegfall kommen. Bei einem Ver⸗ 
gehen dagegen, bei dem die Strafe der Ausſchließung nicht in Er⸗ 
wägung gezogen werden könnte, könnte die Zulaſſung auch dann nicht 
wieder rückgängig gemacht werden, wenn das Ehrengericht des Bezirks, 
dem der Rechtsanwalt bisher angehört hat, ſpäter auf einen Verweis 
oder auf eine Geldſtrafe von mehr als 150 & erkennen würde. Die 
Zurücknahme der Zulaſſung iſt in den 88 21 und 22 RAO. aus dem 
Grunde einer ſolchen Beſtrafung nicht vorgeſehen. 

Nur wenn die Möglichkeit gegeben iſt, die Zulaſſung eines mit 
einem ehrengerichtlichen Verfahren überzogenen, aber in der Liſte 
ſeines bisherigen Zulaſſungsortes bereits gelöſchten Rechtsanwalts 
bei einem anderen Gerichte zu verſagen, können die 88 6 Nr. 8 und 
15 Nr. 1 RAO. die ihnen zugedachte Stellung einnehmen. Erſt 
dadurch, daß das Ehrengericht in dem anhängigen Verfahren die 
tatſächlichen Feſtſtellungen bezüglich des Verhaltens des Rechtsanwalts 
getroffen und die Höhe der Beſtrafung abgewogen hat, wird die 
Grundlage geſchaffen für die Beurteilung der Frage, ob die Zulaſſung 
bei einem anderen Gerichte gewährt werden ſoll. Erfolgt eine Frei⸗ 
ſprechung, oder wird nur auf die Strafe der Warnung oder auf eine 
Geldſtrafe von weniger als 150 & erkannt, fo entfällt der Verſagunas⸗ 
grund ohne weiteres. Liegt die Strafe aber zwiſchen einem Verweiſe 
oder einer Geldſtrafe von mehr als 150 % und der Ausſchließung, 
ſo ſind Erwägungen darüber anzuſtellen, ob die neue Zulaſſung 
gewährt werden kann. In dieſem Sinne hat § 15 Nr. 2 RAD. einen 
dilatoriſchen Charakter. Gegen die hier vertretene Auffaſſung kann 
der Umſtand nicht verwertet werden, daß die Nr. 3 des §6 RAD. 
Aufnahme gefunden hat. Dieſer Paragraph zählt die fakultativen 
Verſagungsgründe auf und ſetzt dabei ſtillſchweigend voraus, daß die 
Gründe, aus denen die Zulaſſung verweigert werden kann, bereits 
vorliegen. Es war deshalb für den Geſetzgeber keine Veranlaſſung 
gegeben, in dieſen Paragraphen einen Verſagungsgrund von dilatoriſcher 
Bedeutung aufzunehmen. Nach alledem iſt der § 15 Nr. 2 RAD. 
dahin auszulegen, daß ein Verſagungsgrund auch dann vorliegt, wenn 
der Rechtsanwalt vor Erledigung des ehrengerichtlichen Verfahrens in 
der Liſte ſeines bisherigen Zulaſſungsorts gelöſcht iſt. 
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Es könnte für die gutachtliche Außerung noch in Frage kommen, 
ob der Vorſtand der Anwaltskammer auch den Grad der Verfehlungen 
und die verwirkte Strafe in den Kreis ſeiner Erwägungen zu ziehen 
hätte. Dieſe Erwägungen dürfen aber der Entſcheidung nicht vor⸗ 
greifen, welche das mit der Unterſuchung betraute Ehrengericht zu 
treffen hat. Sie müſſen ſich auf die Beantwortung der Frage 
beſchränken, ob die Verfehlungen, die den Gegenſtand der Eröffnung 
des Hauptverfahrens vor dem Ehrengericht der Anwaltskammer in X. 
bilden, für die Zuerkennung einer Strafe des Verweiſes oder einer 
Geldſtrafe von mehr als 150.4 überhaupt geeianet find.” 


Geh. Juſtizrat Dr. Meyer, Celle. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Bei der richterlichen Vertragsauslegung iſt eine Lücke in 
den Beſtimmungen aus dem Zuſammenhange des Ganzen, ins⸗ 
beſondere aus dem Vertragszwecke auszufüllen (Entſch. Nr. 1). 

Die Kündigung eines Mietverhältniſſes wegen Nichtzahlung 
der fälligen Mietraten iſt nicht nur dann ausgeſchloſſen, 
wenn der Mieter den Vermieter befriedigt, bevor ſie erfolgt; 
auch ein Angebot der Mietezahlung, das den Vermieter in 
Annahmeverzug verſetzt, iſt der Befriedigung gleichzuſtellen 
(Entſch. Nr. 3). 

Der im Wagen ſitzende Eigentümer oder verfügungs⸗ 
berechtigte Beſitzer eines Kraftfahrzeuges iſt verpflichtet, zur 
Abwendung von Verkehrsgefahren auf den Kraftwagenführer 
einzuwirken, wenn er die Gefahr und ein unbedachtſames 
Handeln des Wagenführers bemerkt und in der Lage iſt, ein⸗ 
zugreifen (Entſch. Nr. 5). 

Eine zum Zwecke der Rechtsverfolgung oder »verteidigung 
in einem Prozeſſe aufgeſtellte Behauptung iſt ſchon dann als 
ein zur Wahrnehmung objektiv berechtigter Intereſſen erfolgtes 
Vorbringen anzuſehen, wenn es an und für ſich geeignet iſt, 
der Rechtsverfolgung oder »verteidigung zu dienen, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob es im konkreten Falle für die Entſcheidung des 
Rechtsſtreites von Bedeutung iſt (Entſch. Nr. 6). 

Während der III. Senat des RG. in früheren Ent⸗ 
ſcheidungen davon ausging, daß zwiſchen dem inſtrumentierenden 
Notar und dem Beurkundungsbeteiligten ein Vertragsverhältnis 
beſtehe, das die dem Notar ſchon amtlich obliegende Be⸗ 
urkundungstätigkeit als ſeine vertragliche Pflicht umfaßt, ver⸗ 
tritt er in Entſch. Nr. 8 den Standpunkt, daß die Errüllung 
der Amtspflicht des Notars nicht Gegenſtand vertraglicher 
Bindung ſein könne, daß der Notar bei Beurkundungen nicht 
als Beauftragter oder Dienſtverpflichteter der Partei, ſondern 
als Beamter tätig werde. Die Nichteinhaltung der für ein 
Rechtsgeſchäft vorgeſchriebenen Form oder die unſachgemäße 
Geſtaltung des Inhalts der notariellen Urkunde machen den 
Notar wegen Verletzung ſeiner Amtspflichten haftbar. 

Für einen Beamten, der nach körperlicher Verletzung 
zunächſt weiter im Dienſt verblieb und ſein Dienſteinkommen 
fortbezog, dann aber infolge der Geſundhbeitsſtörung dienſt⸗ 
unfähig und in den Ruheſtand verſetzt wurde, beginnt der 
Lauf der Verjährung ſeines Schadenserſatzanſpruchs in dem 
Zeitpunkte, in welchem ihm die Unausbleiblichkeit des Verluſts 
des Dienſteinkommens bekannt geworden iſt (Entſch. Nr. 9). 

Iſt ein Ehegatte während eines Eheſcheidungs⸗ oder 
Anfechtungsverfahrens prozeßunfähig geworden, ſo bedarf der 
für ihn beſtellte Vormund zur Fortſetzung des Prozeſſes 
190 der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ae 

r. 14). 


Druckfehlerberichtigung. 


In dem Aufſatze von Rechtsanwalt Bauchwitz „Die 
Rechtsbehelfe des Hypothekenſchuldners, der ſich der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworfen hat“ (JW. 1914 S. 1111 ff.) 
muß es am Schluſſe ſtatt: „vor das nach § 797 Abſ. 3 ZPO. 
zuſtändige Amtsgericht“ heißen: „vor das für den Gläubiger 
allgemein zuſtändige Amtsgericht“. 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann, Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118; 
für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtr. 3. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. 
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Im fampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 1, 1915) 


Karl Beſeler aus Niesky (DO.⸗L.). Dr. Körper aus Stuttgart. 

Mar Rrigel aus Stuttgart. V. Kormann aus Gera. 

Fran Brüning aus Beckum i. Weſtf. Dr. Seo Cichtenſlein aus Berlin. 

Dr. Paul Claß aus Stuttgart. Hermann Mertens aus Maadeburg. 
Dr. Artöur Cohn aus Berlin. Cudwig Mumpro aus Münſter. 
Heinrich Hammann aus Oberhauſen i. Rhld. Dr. Simon Richard aus Trier. 

Dr. Otto Edle aus Rottweil. Erhard Schande aus Tarnowitz. 
Anguki Ebrecht aus Guben. Dr. Theo Schmidt III aus Hannover. 
Sans Geyer I aus Stuttgart. Dr. Artöur Senglier aus Berlin. 
Wilhelm Greifenhagen aus Berlin. Eugen Stecher aus Wiesloch i. Baden. 
Seinrich Henke aus Berlin. Dr. Sermaun TJheuins aus Dresden. 
Karl Auapp aus Berlin. Hermann Thomann aus Göttingen. 


— . —— 


Unterla ‘ udrohung und Fragen vom Standpunkt eines Kommentators des UnlWG. 
ſungellage, öffentliche Strafe ; 8 aus beurteilt hat. Dieſes Geſetz gewährt in der Tat neben 


Wiederholungsgefahr. dem ſtrafrechtlichen Schutz (58 4, 6, 12, 15) in ausgiebiger 

Von Reichsgerichts rat Dr. Neukamp, Leipzig. Weiſe zahlreiche Anſprüche auf Unterlaſſung (88 1, 3, 13, 
14, 16). Demjenigen, der es gewohnt iſt, in den Gedanken⸗ 

8 1. Einleitung. gängen des Un[ WG. zu leben und zu arbeiten, iſt demnach 


Unter vorſtehender und ähnlicher Uberſchrift hat der be⸗ nichts geläufiger, als die Anſchauung, daß neben dem ſtraf⸗ 

lante Verfaſſer des Kommentars zum Unl[ WG., Roſenthal, rechtlichen Schutz auch noch ein auf Unterlaſſung gerichteter 
un mehreren Auffägen (Leipz g. 7, 899; JW. 1914, 1059 ff.; zivilrechtlicher Schutz notwendig und zuläſſig iſt. 
Nuriſch Wettbew. 14, 104) die Rechtſprechung des VI. 35. des Nur ſo dürfte es zu erklären ſein, daß der ſonſt ſo klare 
RG. über die Unterlaſſungsklage aufs heftigſte bekämpft und und ſcharfſinnige Verfaſſer des Kommentars zum UnlWG. ſich 
ihr vorgeworfen, daß fie „eine kaum überſehbare Verwirrung“ in dem in dieſer Zeitſchrift (a. a. O. S. 1061) veröffentlichten 
erzeugt habe. Aufſatze zu folgenden Sätzen verſteigt: 

Die Angriffe und die Mißverſtändniſſe und Unrichtigkeiten „Der Standpunkt des VI. Senats ſtellt ſich übrigens 
in den Ausführungen R.8 ſind nur daraus zu erklären, daß er, als eine ungerechtfertigte und geradezu willkürliche Yes 


offenbar unbetußt, die sämtlichen hier in Betracht kommenden ſchränkung des privatrechtlichen Schutzes N zivil⸗ 
r 1 
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rechtliche Unterlaſſungsanſpruch iſt in keiner Weiſe davon 
abhängig, ob nebenher noch eine Strafnorm beſteht.“) 
(Schon das Nebeneinanderbeftchen der 88 3 und 4, 
14 und 15 Unl WG. zeigt dies; hier iſt doch ‚Be: 
dürfnis und Raum für eine weitere zivilrechtliche Straf⸗ 
androhung'.)“ 

Der gleiche Gedankengang findet ſich übrigens auch in 
dem in der Leipziger Zeitſchrift veröffentlichten Aufſatze R.E, 
in welchem er (S. 900) darauf hinweiſt, daß der Stand⸗ 
punkt des RG. mit $ 14 Unl WG. nicht in Einklang zu 
bringen ſei. 

Nichts offenbart deutlicher den unrichtigen Ausgangspunkt 
R.s, als dieſe Sätze. Sie beweiſen auch, daß er, befangen 
in den Gedankengängen des UnlWG., die hier in Betracht 
kommenden Fragen vollſtändig verkannt hat. Worum bandelt 
es ſich denn bei dieſer ganzen Frage? Etwa darum, ob dann, 
wenn das Geſetz eine Unterlaſſungsklage zuläßt, dieſe dann 
zu verſagen iſt, wenn das Geſetz nebenher auch den Verletzten 
durch ein Strafgeſetz ſchützt? Keineswegs! 

Daß, wenn das Geſetz eine Unterlaſſungsklage gewährt, 
dieſe unter allen Umſtänden zuläſſig iſt, mag auch dem Ver⸗ 
letzten nebenher ein ſtrafrechilicher Schutz zur Seite ſtehen, das 
hat das RG. niemals in Zweifel gezogen. Die einzige hier zu 
löſende Frage iſt vielmehr die: Können die Gerichte eine Unter: 
laſſungsklage aud in ſolchen Fällen gewähren, in denen das 
Geſetz von einer derartigen Klage nichts weiß? Verſteht es ſich 
ganz von ſelbſt, daß jedermann obne weiteres eine Umerlaſſungs⸗ 
klage anſtrengen kann, auch wenn das Geſetz hierfür irgend 
welche Grundlage nicht bietet? Wäre dies richtig, ſo iſt es ganz 
unverſtändlich, warum der Geſetzgeber es für nötig gehalten hat, 
in den Fällen der 88 1, 3, 13, 14, 16 Unl WG. ausdrücklich 
eine Unterlaſſungsklage zu gewähren. Die gleiche Folgerung 
ergibt ſich für die uns hier ſpeziell beſchäftigende Frage. Folgt 
nämlich daraus, daß der Geſetzgeber in einzelnen beſonders ge⸗ 
arteten Fällen neben der Strafverfolgung eine Unterlaſſungs⸗ 
klage ausdrücklich gewährt hat, auch nur das geringſte dafür, 
daß die Gerichte eine ſolche Unterlaſſungsklage in allen Fällen 
zulaſſen dürfen und müſſen, in denen der Geſetzaeber eine 
Handlung unter Sırafe geſtellt hat, obwohl das Geſetz ſelbſt 
von einer ſolchen Unterlaſſungstlage nichts weiß? Woraus will 
R. die Ermächtigung der Gerichte zu einem derartigen Vor⸗ 
gehen herleiten? Würde es nicht geradezu gegen die aller⸗ 
elementarſten Rechtsgrundſätze verſtoßen, wenn die Gerichte eine 
für einen ganz beſtimmten Fall in einem Sondergeſetz auf⸗ 
geſtellte Regelung verallgemeinern und eine nur für einzelne 
Fälle zugelaſſene Häufung von Rechtsbehelfen für zahlloſe 
andere Falle gewähren wollten? Iſt nicht vielmehr der ums 
gekehrte Schluß gerechtfertigt, daß, weil der Geſetzgeber es für 
erforderlich gehalten hat, im Falle des 8 14 Unl WG. neben 
der Strafklage die zivilrechtliche Unterlaſſungsklage ausdrücklich 
zuzulaſſen, auch in anderen Fällen die letztere nur dann neben 
der Strafklage zuläſſig iſt, wenn das Geſetz dies beſonders 
vorſchreibt? Und ſchließlich — hat denn nur der Kläger und 


1) Ein ganz ſchiefer Gedanke. Hat das RG. den Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch etwa davon abhängig gemacht, daß „nebenher“ noch eine 
Strafnorm beſteht? Gerade das Umgekehrte iſt der Fall! 


3. 1915. 


nicht auch der Beklagte einen Anſpruch auf privatrechtlichen 
Schutz? Köante nicht der Beklagte mit viel größerem Rechte, 
als der Kläger ſich über eine „ungerechifertigte und geradezu 
willkürliche Beſchränkung des privatrechtlichen Schutzes“ beklagen, 
wenn die Gerichte den Beklagten zu einer Unterlaſſung ver⸗ 
urteilen, obwohl das Geſetz im gegebenen Falle gar keinen 
Anhalt zur Gewährung eines ſolchen Anſpruches bietet? 

Wenn man ſich dieſe Fragen vorlegt und unbefangen 
beantwortet, fo muß man ſchon zu dem Ergebnis kommen, 
daß der Ausgangspunkt der Betrachtung und Beweisführung 
RE unmöglich richtig fein kann. In der Tat hat RN. es 
unterlaſſen, zu unterſuchen, in welchen Fällen einerſeits das 
Geſetz einen Anſpruch auf die Unterlaſſungsklage gewährt 
(„Der Unterlaſſungsanſpruch als Regelrecht“) und wann ander⸗ 
ſeits der Richter befugt iſt, einen Anſpruch auf Unterlaſſung 
zuzulaſſen („Unterlaſſungsanſpruch als Fallrecht“). Hinſichtlich 
des näheren über dieſen Unterſchied verweiſe ich auf meinen 
Aufſatz in der Feſtſchrift für Zitelmann (München 1913): „Iſt 
eine Unterlaſſungsklage zwecks Abwehr drohender ftrafbarer 
Handlungen zuläſſig?“ ) 


§ 2. Die Anterlaſſungsälage als Regelrecht. 
Die „Verwirrung“, welche nach R. (a. a. O. S. 1061) 
die neuere Rechtſprechung des RG. angerichtet haben ſoll, 
beruht meines Erachtens lediglich darauf, daß man es unter⸗ 


laſſen hat, ſich Klarheit über die durch die Geſetzaebung und 


die Rechtſprechung geſchaffene Rechtslage zu verſchaffen. Dieſe 
habe ich in meiner vorerwähnten Abhandlung klarzulegen ver⸗ 
ſucht, ſo daß ich mich im allgemeinen darauf beſchränken muß, 
auf die darin enthaltenen Ausführungen zu verweiſen. Ihr 
Kernpunkt iſt in kurzen Umriſſen der folgende: 

Einverſtändnis herrſcht in Rechiſprechung und Rechtslehre 
darüber, daß eine allgemeine Vorſchrift materiell⸗ rechtlichen 
Inhalts über den Unterlaſſungsanſpruch im geltenden Recht, 
insbeſondere im BGB. nicht vorhanden iſt. Letzteres gewährt 
aber einen ſolchen in den Vorſchriften der 88 12, 550, 577, 
581, 862, 1004, 1017, 1027, 1029, 1053, 1065, 1068, 1090, 
1134, 1192, 1227. Ferner iſt im $ 37 HGB. und in den 88 1, 
3, 6, 8, 10 bis 13, 14, 16 Unl WG. ein Unterlaſſungsanſpruch 
vorgeſehen. 

Daß in allen dieſen Fällen eine Unterlaſſungsklage ſtatt⸗ 
haft iſt, gleichviel, ob die Handlung, auf deren Unterlaſſung 
die Klage gerichtet wird, mit einer Strafe bedroht iſt oder nicht, 
verſteht ſich ganz von ſelbſt und iſt auch in der Rechtſprechung 
des RG. niemals in Zweifel gezogen worden. Wenn dem⸗ 
nach die Gerichte der unteren Inſtanzen, wie R. behauptet, die 
Unterlaſſungeklage in ſolchen Fallen verſagen, in denen das 
Geſetz dieſe ausdrücklich zuläßt, weil die zu unterlaſſende Hand⸗ 
lung mit einer Strafe bedroht ſei ſo ſteht eine derartige Praxis 
mit der Rechtſprechung des RG. nicht in Einklang. 


2) Die von mir zuerſt im „Arch BürgR.“ Bd. 12 S. 89 ff., insbeſ. 
S. 162, 166 in die deutſche Rechtswiſſenſchaft eingeführte Unter 
ſcheidung zwiſchen „Regelrecht“ und „Fallrecht“ hat neuerdings auch 
der ungariſche Juriſt Kiß (IheringsJ. Bd. 58 (1911) S. 418 ff. 
insbeſ. S. 474, 485 und 486) ſich zu eigen gemacht, ohne indeſſen 
auf jenen Vorgang hinzuweiſen. 
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Auch dann läßt das RG. die Unterlaſſungsklage ſelbſt⸗ 
verständlich zu, wenn jemand ſich vertragsmäßig verpflichtet 
hat. eine beſtimmte Handlung zu unterlaſſen. Sind aber ver⸗ 
nagsmäßig nur poſitive Handlungen übernommen, fo gewährt 
das RG. wegen der damit verbundenen ſekundären Pflicht, 
„alles mit dieſem poſitiven Tun Unvereinbare zu unterlaſſen“, 
eine Unterlaſſungsklage nicht, da eine ſolche ſich aus dem 
Geſetz nicht ergibt (Entſch. VZ S. 72, 393). 

Nan hat endlich den im 5 1004 BGB. für den Fall der 
Befürchtung einer Beeinträchtigung des Eigentums gewährten 
Unterlaſſungsanſpruch auch für alle ſogenannten „abſoluten“ 
Rechte zugelaſſen, insbeſondere für das geiftige und gewerbliche 
Eizentum (Urheber⸗, Patent⸗, Muſter⸗, Markenrecht), worin ich 
aber nicht eine erſt im Wege der „Lückenausfüllung“ erfolgte 
Beiterbildung des Rechts, ſondern vielmehr nur eine Aus⸗ 
dehnung des urſprünglich nur für „körperliche Sachen“ aus⸗ 
gebildeten Eigentumsbegriffs auf die „geiſtigen Sachen“ erblicke 
(a a O. S. 14). 

Daß auch inſoweit, als es ſich um die Anwendung des 
9 1004 BGB. auf die „geiſtigen Sachen“ handelt, der Zu: 
laſung der hier vorgeſehenen Unterlaſſungsklage der Umſtand 
nicht entgegenſteht, daß die zu unterlaſſende Handlung mit Strafe 
bedroht ift, hat das RG. gleichfalls niemals in Zweifel gezogen. 


33. die Anterlaſſungsklage als FJallrecht im allgemeinen. 


Darüber, daß in den im § 2 erörterten Fällen die Unters 
laſſungsllage unter allen Umſtänden zuläſſig iſt, mag die zu 
unterlaſſende Handlung mit einer Strafe bedrobt ſein oder nicht, 
benſcht in Rechtslehre und Rechtſprechung Ubereinſtimmung. 
Streit herrſcht nur darüber, ob und inwieweit auch im übrigen 
eine Unterlaſſungsklage erhoben werden kann, und zwar ins⸗ 
belondere in den Fällen, in denen bie zu unterlaſſende Hand⸗ 
lung mit einer Strafe bedroht iſt. 

Denerlenzwert iſt nun ſchon, daß die grundlegende 
usch 48, 114 fl, in der das NGG. zuerſt nach jetzigem Recht 
ent in Geſeze nicht ausdrücklich zugelaſſene Unterlaſſungsklage 
hewährt hat, weil es die zu unterlaſſende Handlung als 
merlaubte anfah, keineswegs erwa, wie man nach R. (a. a. O. 
S. 1060) glauben ſollte, fih auf einen Fall bezieht, in dem 
die u unterlaſſende Handlung mit Strafe bedroht iſt. Das 
glice git von den in den Entſch. 57, 157; 60, 6; 61, 366 uſw. 
chhemelten Fällen.) Alle dieſe Entſcheidungen behandeln 
Frocfe, in denen die unerlaubte Handlung nicht mit einer 
Saß bebroßt ft, Sie ſtehen alſo mit dem in der Entſch. 77, 217 
vom l. 38. eingenommenen und ſeither von dieſem ſtändig 
fegehaltenen Standpunkt nicht nur nicht in Widerſpruch, 

m berühren auch im Ergebnis die hier allein uns 
vſchfgende Frage nicht, ob auch dann eine Unterlaſſungsklage 
wi if, wenn die unerlaubte Handlung, gegen welche fich 
1 Umrrlaffungsanſpruch richtet, gleichzeitig mit einer Strafe 

Bob if Für die hier zu erörternde Frage iſt es alſo an 
md fir ſich ganz gleichgültig, ob man im allgemeinen gegenüber 
en aber nicht ſtrafrechtlich verbotenen Hands» 
—ͤ̃ — 


) Die von N dort weiter erwähnten Fälle beziehen ſich ſämtlich 


loſſungzklagen wegen Zerlegung eines abſoluten Rechts 
dh Degen Berfioßeg gegen das Unl WG., müſſen alfo hier ausſcheiden. 
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lungen die Unterlaſſungsklage für zuläſſig hält oder nicht. 
Der entſcheidende Satz, auf welchen die Entſch. 48, 120 die 
Zuläſſigkeit der Unterlaſſungsklage in ſolchen Fällen geftügt 
hat, daß nämlich das Geſetz, wenn es ein Recht gewährt oder 
eine Verpflichtung auferlegt, auch die Möglichkeit gewähren 
muß, den Anſpruch hierauf, alſo zutreffenden Falles den Ans 
ſpruch auf Unterlaſſung gegen den Verpflichteten im Wege der 
Klage verfolgen zu laſſen, wird von der Rechtslehre als viel zu 
weitgehend überwiegend abgelehnt (vgl. Eltzbacher, Unterlaſſungs⸗ 
klage S. 84; Lehmann, Unterlaſſungspflicht S. 223; Jacobſohn, 
Unterlaſſungsklage S. 110; Ulrich, „Der Unterlaſſungsanſpruch 
aus obligatoriſchen Rechtsverhältniſſen nach geltendem Recht“ 
in „Iherings J.“ 64, 161 ff., insbeſondere S. 242 und neueſtens 
Lehmann in Goldſchmidts. Z. 76, 309: „Allmählich beginnt man 
ſich davon zu überzeugen, daß eine derartige allgemeine Unter⸗ 
laſſungsklage der Rechtfertigung ſpottet und praktiſch zu un⸗ 
erfreulichen Ergebniſſen führt.“) 

Jener Satz ſcheint mir aber auch vom RG. ſelbſt als zu 
weitgehend aufgegeben worden zu ſein, und zwar nicht etwa 
von einem einzelnen Senat, ſondern von den Vereinigten 
Zivilſenaten. Es heißt nämlich in der Entſch. 72, 393, 
insbeſondere S. 394 ganz allgemein: 

„Nun trägt zwar jede Verpflichtung zu einem poſitivem 
Tun die ſelbſtverſtändliche Verbindlichkeit in ſich, alles mit 
dieſem poſitiven Tun Unvereinbare zu unterlaſſen. Aber 
dieſe negative Seite der Verpflichtung zum poſitiven Tun 
iſt nicht der Inhalt der Leiſtung im Sinne des § 241 
BGB. Jedenfalls kennt unſer Recht bei den auf ein 
Tun gerichteten Schuldverbindlichkeiten keinen klagbaren 
oder nach 8 890 ZPO. vollſtreckbaren Anſpruch auf ein 
Unterlaſſen des mit der Verpflichtung zum Tun Un⸗ 
vereinbaren.“ 

Wenn nun ſchon bei vertraglich übernommenen 
Verpflichtungen zu einem Handeln das Unterlaſſen einer damit 
in Widerſpruch ſtehenden Handlung nicht verlangt werden kann, 
ſo muß erſt recht das gleiche gelten, wenn die Verpflichtung 
zu einem beſtimmten Verhalten nicht durch Vertrag, ſondern 
durch Geſetz (durch das Verbot der Vornahme unerlaubter 
Handlungen) auferlegt iſt. 


$ 4. Die vorbeugende und die wiederherſlellende 
Auterlaſſungsſlage. 


Wie ſehr R. die Rechtſprechung des RG. mißverſtanden 
hat, das ergibt ſich am deutlichſten aus demjenigen Teil ſeiner 
Ausführungen, in dem er ſich mit der „vorbeugenden“ und 
der „wiederherſtellenden“ Unterlaſſungsklage befaßt. An ſeinem 
Mißverſtändnis trägt allerdings zu nicht geringem Teil die Art 
Schuld, in welcher in zahlreichen Entſcheidungsſammlungen die 
Urteile des RG. veröffentlicht werden, indem man ſich ſehr 
häufig darauf beſchränkt, einzelne aus dem Zuſammenhang 
geriſſene Sätze mitzuteilen, die dem Inhalt und der Tragweite 
der reichsgerichtlichen Urteile einen ganz falſchen Sinn beilegen. 

R. führt nämlich über die wiederherſtellende und die 
vorbeugende Unterlaſſungsklage wörtlich folgendes aus (a. a. O. 
S. 1062): 

„Das ſchon zitierte neue Urteil des VI. 38S. (Recht“ 


1914 Nr. 37) erklärt, nachdem ganz allgemein der in 
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RG. 77, 217 ausgeſprochene Grundſatz auf jegliche 
Unterlaſſungsklage bezogen worden iſt: „Jene Entſcheidung 
betraf überhaupt nur eine auf Wiederherſtellung gerichtete 
Unterlaſſungeklage und erörtert die Frage, ob eine ſolche 
auch dann gegeben iſt, wenn die zu unterſagende Hand⸗ 
lung durch ein Strafgeſetz unter Strafe geſtellt iſt. Dieſe 
Beſchränkung obigen Grundſatzes auf die — praktiſch 
weniger bedeutſame — wiederberſtellende Unterlaſſungs⸗ 
klage hätte, wenn ſie ſchon in RG. 77, 217 deutlich 
gemacht worden wäre, die Rechtsprechung ganz gewiß 
nicht ſo zu verwirren und zu beunruhigen vermocht, wie 
es in der Tat geſchehen iſt. Bis zur Veröffentlichung 
der Entſcheidung im Recht 1914 Nr. 37 ahnte niemand 
etwas von der Beſchränkung, in der der VI. 38S. nun 
mehr feine Entſch. RG. 77, 217 auslegt.“ 

Hätte R. der Wortlaut der im „Recht“ nur auszugsweiſe 
mitgeteilten Entſcheidung vom 25. Okiober 1913, VI 349/13 
vorgelegen, ſo hätte er unmöglich zu den vorſtehend mitgeteilten 
Sätzen gelangen können. In dieſer Entſcheidung heißt es 
nämlich wörtlich: 

„Ohne Grund nimmt das Berufungsgericht an, daß in 
der in RG. 77, 217 abgedruckten Entſcheidung des ers 
kennenden Senats dieſe Grundſätze aufgegeben und auch 
für die vorbeugende Unterlaſſungsklage der volle ob⸗ 
jektive und ſubjektive Tatbeftand der unerlaubten 
Handlung erfordert worden ſeien. Jene Entſcheidung 
betraf uſw. wie oben. In den grundſätzlichen Aus⸗ 
führungen daſelbſt S. 219, die im beſonderen zu der 
irrigen Auffaſſung des Berufungsgerichts Anlaß gegeben 
haben mögen, wird die Klage auf Unterlaſſung von Ein⸗ 
griffen in ein ausſchließliches Recht des Klägers in 
Gegenſatz geſtellt zur Klage auf Unterlaſſung von Ein⸗ 
griffen in den allgemeinen Rechtskreis eines anderen 
und ausgeſprochen, daß eine Unterlaſſungoklage der 
letzteren Art dann — aber nicht nur dann — ſtatt⸗ 
finden kann, wenn durch eine vorausgegegangene un' 
erlaubte Handlung des Beklagten ein den klagenden 
Teil ſchädigender Zuſtand geſchaffen wurde, der durch 
den Zwang zur Unterlaſſung weiterer Störungen be⸗ 
ſeitigt wird, ſo daß die Unterlaſſung die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes im Sinne des 8 249 BGB. 
bedeute. Nur für dieſe auf Wiederherſtellung ges 
richtete Unterlaſſungsklage wird ſodann ausgeſprochen, 
vorausgeſetzt ſei, daß eine Wiederholung des in der 
Vergangenheit liegenden Eingriffes ernſtlich zu befürchten 
und daß in dem Eingriff der volle objektive und ſub⸗ 
jektive Talbeſtand der unerlaubten Handlung erfüllt ſei.“ 

Dieſe Satze laſſen deutlich erkennen, daß das Urteil vom 
25. Oktober 1913 die Eniſch. 77, 217 gar nicht einſchränken, 
ſondern lediglich deren Gedankengang wiedergeben will. Das 
neuere Uiteil befaßt ſich gar nicht mit der Frage, ob auch ſolche 
Klagen, die nicht die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
begehren und ſich auf §S 249 BGB. ſtützen, ſondern lediglich 
künftigen Eingriffen vorbeugen wollen, dann unzuläſſig ſind, 
wenn die zu unterlaſſende Handlung gleichzeitig die Verletzung 
eines Strafgeſetzes darſtellt. Sie behandelt vielmehr nur die 
Frage, ob in der Entſch. 77, 217 auch für die ſog. „vor⸗ 
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beugende“ Unterlaſſungsklage der volle objektive und ſub⸗ “ 


jektive Tatbeſtand der unerlaubten Handlung erfordert werde, 


was das Berufungsgericht unter Bezugnahme auf jene Ent⸗ 
ſcheidung irrtümlicherweiſe bejaht hatte. 


Eine einſchränkende Auslegung der Entſch. 77, 217 


iſt alſo in der Entſcheidung vom 25. Oktober 1913 mit keinem 5 
Worte enthalten; ſie ſteht vielmehr völlig auf dem Boden der 


Entſch. 77, 217. 

Für die uns hier beſchäftigende Frage iſt die Unterſcheidung 
zwiſchen „vorbeugender“ und „wiederherſtellender“ Unterlaſſungs⸗ 
Mage völlig bedeutungslos. Jene Unterſcheidung bezieht ſich 
lediglich auf den Zweck, welchen die beiden Unterlaſſungsklagen 
verfolgen, ob fie nämlich lediglich auf Wiederherſtellung des 
vor der Vornahme der unerlaubten Handlung vorhandenen Zu⸗ 
ſtandes gerichtet ſind, ſo daß der Anſpruch auf Unterlaſſung 
als ein Ausfluß der im 8 249 BGB. vorgeſehenen Art der 
reparatio damni betrachtet werden kann, oder ob ſie die Ver⸗ 
hütung künftiger Störungen zum Zweck haben, ſo daß die 
Unterlaſſungsklage in dieſem Falle ihre rechtliche Grundlage in 
der analogen Anwendung der 88 12, 1004 BG. findet. 


§ 5. Die Wiederholungsgefahr. 

Zu ganz beſonderen Bedenken geben diejenigen Aus⸗ 
führungen R.s Anlaß, in denen er die Frage der Wieder⸗ 
holungsgefahr behandelt. Er ift (a. a. O. S. 1063) der Anſicht, 
daß der VI. 3S. des RG. den Beweis der Wiederholungs⸗ 
gefahr an Vorausſetzungen knüpfe, die als unerfüllbar bezeichnet 
werden müßten. Er glaubt vielmehr im Anſchluß an die Ent⸗ 
ſcheidung des I. 3 S. Bd. 84 S. 147 den Rechteſatz aufſtellen 
zu können: 

„Zum Nachweis der Wiederholungsgefahr reicht im al: 
gemeinen die Taiſache aus, daß ein widerrechtliches Ver⸗ 
halten vor Erhebung der Klage bereits verwirklicht 
worden iſt. Hieraus ergibt ſich die Wahrſcheinlichkei 
einer Wiederholung der Rechtsverletzung.“ 

Wäre dieſer Grundſatz als „Rechtsſatz“ vom I. 38S. dei 
RG. aufgeſtellt worden, fo hätte er den in der Entſch. 84, 14 
abgeurteilten Fall gerade im umgekehrten Sinne entſcheider 
müſſen, als dies geſchehen. Die Beklagte hatte in dieſem Fall 
ein gewerbliches, von der Klägerin hergeſtelltes Muſter in ihre 
Zeitſchrift veröffentlicht, ließ es auf Papier übertragen ur 
brachte es in den Handel. Von den Vorinſtanzen war d 
Unterlaſſungsklage ftattgegeben worden. Das RG. hob ab 
dieſes Urteil auf, indem es wörtlich ausführte (a. a. O. ©. 147 

„Zum Schutze dieſes ausſchließlichen Rechts dient ! 
Unterlaſſungsklage, die die vom Kläger zu erweiſen 
Beſorgnis einer Wiederholung vorausſetzt. Zum Na 
weis dieſer Beſorgnis mag zwar im allgemeinen 
Tatſache ausreichen, daß ein widerrechtliches Verhall 
vor Erhebung der Klage bereits verwirklicht worden 
aber die hieraus ſich ergebende Wahrſcheinlichkeit | 
Wiederholung der Rechtsverletzung kann durch die * 
ſtände des einzelnen Falles ausgeſchloſſen oder in Fr 
geſtellt werden. Hier beruft ſich die Beklagte auf 

Schreiben vom 12. Oktober 1912, worin ſie erklärt he 
den weiteren Vertrieb des Erikamuſterz unterlaſſen 

wollen.“ 
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Deſe Erklärung hat das RG. im Gegenſatz zum Kammer: 
mit al genägend erachtet, um dadurch die Wabrſcheinlichteit 
ber Nrdecholungsgefahr als beſeitigt anſehen zu können. Der 
L355 RG, gelangt alſo zu einem Ergebnis, das mit dem 
don 1 wurdigten Standpunkt in Widerſpruch ſteht. 

Nenn nficht nach laſſen ſich überhaupt darüber, wann 
du Dedadvumgsgeſabr als wahrſcheinlich gemacht anzuſehen 
ü de ut keine für alle Fälle zutreffenden Rechtsregeln 

la, nelmehr kann die Entſcheidung nur von Fall zu Fall 
rien verden. Diez liegt in der Natur der Sache. Durch 
k Intefiungöflage wird nämlich nicht etwa eine Sühne 
fr d u der Vergangenheit liegende Rechtsverletzung begehrt, 
im d ſoll das zukünftige Tun des Beklagten einer be 
kant Beihränfung unterworfen werden. Durch das der 
Unterkfungällage ſtattgebende Urteil wird alſo die zukünftige 
jallugiheibeit dez Beklagten eingeſchränkt. Zu einem der⸗ 
ai gehenden Eingriff in die menſchliche Handlungsfreiheit 
daz in Gericht erſt dann ſchreiten dürfen, wenn eine dringende 
Saulfung dau vorliegt, zumal namentlich bei der vor⸗ 
darm Unterlaſſungsklage immer nur mit einer Wahr⸗ 
Melle gerechnet werden kann, wie fi das zukünftige 
Verhalten bez Deklagten geſtalten wird. Es darf deshalb be: 
Inded in denjenigen Fällen, in denen es ſich nur um eine 
ami gußerung des Beklagten handelt, von der gar 
iin ahnt, ob fie in Zukunft wiederholt werden wird, 
m m pißter Vorſicht einem Unterlaſſungsanſpruch ſtatt⸗ 
Men wen. Denn dieſer hat feine Grundlage letzten 
bun itt in einer bereits in der Vergangenheit liegenden 
bhanlagpeſe des Beklagten, ſondern lediglich in der Be⸗ 
dan efen künftiges Handeln könne zu einer Schädigung 
de Alpes Anlaß geben. Von dieſem Geſichtspunkt aus er⸗ 
bh di Beurteilung der Wiederholungsgefahr durch die 
| g des VI. 35. des RG. vollauf gerechtfertigt. 
8 Momkalige Anſicht von R. würde, wie der bekannte Fall 
gegen Stern (Frankfurter Zeitung) [Eniſch. des RG. 
und 4.913, vl 556, 12, Warn Erg Bd. 6 Nr. 320] gezeigt hat, 
BI einer bedenklichen Knebelung jeder Meinungsäußerung 

b n ther Unterdrückung der Preßfreiheit führen können. 
V halt es deshalb für unmöglich, über die Frage, wann 
dr Dehertolungsgefahr als vorliegend anzuſehen iſt, all⸗ 
dm Rechtigrundſätze aufzuſtellen, fo daß dem Verlangen Ra, 
in Die duuge eine Plenarentſcheidung des RG. einzuholen, 

i km eutſprochen werden dürfte oder auch nur könnte. 


1 Anlerlaſungsllage gegenů ber ſtrafrechtlich ver · 
letenen Sanblungen iusbeſondere. 

dun dus Geſetz, insbeſondere das BGB., keinen allgemein 
Aulſpruch des Inhalts enthält, eine Unterlaſſungs⸗ 

ur hi fen dann gegeben, wenn jemand ſich einer ſtrafbaren 
ie (duldig gemacht hat, darüber herrſcht Einverſtändnis, 
3 beißt es in der von R. fo heftig angefochtenen 

‚217 wörtlich (S. 219): 

an dieser Klage auf Unterlaſſung von Eingriffen in 

A anzſchliezliches Recht des Klägers abgeſehen, kann 
“age auf Unterlafjung von Eingriffen in den all⸗ 
kneinen Rechtskreis eines anderen — von ber das 
allerdings ſelbſt nichts weiß — dann ſtarffinden, 


wenn durch eine vorausgegangene unerlaubte Handlung 

des Beklagten ein den klagenden Teil dauernd ſchädigender 

Zuſtand geſchaffen wurde, der durch den Zwang zur 

Unterlaſſung weiterer Störungen beſeitigt wird, fo daß 

die Unterlaſſung die Wiederberſtellung des früheren Zu⸗ 

ſtandes im Sinne des § 249 BGB. bedeutet.“ 

Ferner heißt es in dieſer Entſch. S. 222: 

„Die Kechtſprechung des RG. hat in weitem Umfange 

eine Klage auf Unterlaſſung bei unerlaubten Handlungen 

für zuläſſig erklärt, aber ſie hat nicht ausgeſprochen, 
daß, wenn der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung 
vorliegt, in jedem Falle, in dem ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen unerlaubter Handlungen gegeben iſt, auch 
eine Klage auf Unterlaſſung gegeben ſein müſſe. Die 

Urteile in den Entſch. 48, 114; 51, 369; 60, 6 

haben das Rechtsſchutzbedürfnis als Maßſtab für die 

Zulaſſung der Unterlaſſungsklage aufgeſtellt, und in dem 

Urteile Entſch. 71, 85 iſt eine Klage auf Unterlaſſung 

ehebrecheriſcher Handlungen deshalb abgewieſen worden, 

weil eine Klage auf Unterlaſſung dann zu verſagen ſei, 
wenn das öffentliche Recht einer zivilrechtlichen Ver⸗ 
folgung entgegenſtehe. Der rechtliche Geſichtspunkt der 
letzteren Entſcheidung trifft aber im allgemeinen überall 
zu, wo die Handlung, auf deren Unterlaſſung im Wege 
des Zivilprozeſſes geklagt wird, durch ein Strafgeſetz 
unter Strafe geſtellt iſt. Wo die Wiederholung einer 

Handlung als geſetzlich verboten bereits mit öffentlicher 

Strafe bedroht iſt, iſt für eine weitere zivilrechtliche 

Strafandrohung kein Bedürfnis und kein Raum.“ 

Die am Schluſſe dieſer Eniſcheidung offengelaſſene Frage, 
ob auch dann, wenn eine im Wege der Privatklage zu 
verfolgende ſtrafbare Handlung in Frage ſteht, die vorſtehenden 
Grundſätze Platz greifen müſſen, hat das RG. in der Enıfd. 82, 59 
bejaht. Dabei iſt aber noch (S. 64) folgender Satz aufgeſtallt: 

„Gleichwohl iſt, wie auch bereits in dem Urteil des 

erkennenden Senats vom 18. Januar 1913, VI 438/12 

(M. u. W. 12, 416) angenommen wurde, die zivilrecht⸗ 

liche Unterlaſſungsklage infolge der öffentlichen Straf⸗ 

androhung nicht ſchlechthin für ausgeſchloſſen zu erachten; 
ſie iſt vielmehr zuläſſig, wenn vom Kläger ein beſonderes 

Rechtsſchutzbedürfnis für den einzelnen Fall dargetan 

wird, ſei es, daß der Strafverfolgung Hinderniſſe ent⸗ 

gegenſtehen, wie bei einem Aufenthalte des Klagers im 

Auslande, ſei es, daß bei der Privatklage die jedes: 

malige Strafverfolgung im Einzelfalle dem Verletzten 

die Abwehr ungebührlich erſchweren und gegen die zu 
erwartende hartnäckige Wiederholung der Angriffe einen 
ausreichenden Schutz nicht gewähren würde.“ 

Prüfen wir nun, welche Rechteſätze in den Entſch. 77, 217 
und 82, 59 formuliert ſind, ſo ergibt ſich folgendes: 

1. Klagen auf Unterlaſſung von Eingriffen in ein aus⸗ 
ſchließliches (abſolutes) Recht ſind kraft Geſetzes 
ohne jede Einſchränkung zuläſſig. 

2. Darüber hinaus gewährt auch die Praxis eine Klage 
auf Unterlaſſung bei Eingriffen in den allgemeinen 
Rechtskreis einer Perſon, wenn dieſer Eingriff durch 
eine unerlaubte Handlung bewirkt wird. 
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3. Iſt die unerlaubte Handlung mit einer öffentlichen 
Strafe bedroht, ſo iſt die Unterlaſſungsklage nur aus⸗ 
nahmsweiſe und in einzelnen beſonders gearteten 

Gallen zuläſſig. 

Die meiſten derjenigen Schriftſteller, von denen die Recht⸗ 
ſprechung des VI. ZS. des RG. bekämpft wird,“), beſchränken 
ſich darauf, zu behaupten, die jetzige Rechtſprechung dieſes 
Senats ſtehe mit ſeiner älteren und derjenigen anderer Senate 
in Widerſpruch. Schon aus den in den 88 2 und 3 enthaltenen 
Ausführungen geht aber hervor, daß in Wuklichkeit bei genauer 
Betrachtung der zur Entſcheidung gelangten Fälle ein ſolcher 
Widerſpruch nicht beſteht. 

Die Unrichtigkeit des von der Rechtſprechung des VI. 3. 
des RG. aufgeſtellten (vorſtehend unter 3 mitgeteilten) Satzes 
könnte aber nur dann als nachgewieſen angeſehen werden, wenn 
die jene Rechtſprechung bekämpfenden Schriftſteller die Geltung 
eines allgemeinen Rechtsſatzes behaupten und beweiſen könnten, 
der mit dem von ihnen angefochtenen Standpunkt des RG. 
in Widerſpruch ſteht. 

R. und Delius haben in der Tat derartige Rechtsſätze 
formuliert. 


4) Außer R. find hier zu nennen: Delius (JW. 1913, 6 ff.); 
Schmitt (daſ. S. 669 ff.); Teich (daf. 1914, 612); Weinmann 
(daſ. S. 1007). Wie unkritiſch dieſe Schriftſteller zum Teil zu Werke 
geben, dafür nur zwei Beiſpiele. Schmitt bekämpft in dem Aufſatz: 
„Unterlaſſungsklage und Strafverfolgung bei unlauterem Wettbewerb“ 
den Standpunkt des RG. hauptſächlich deshalb, weil danach gerade 
die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs erheblich erſchwert werde. 
Hierbei überſieht er aber, daß ſich die hier in Betracht kommenden 
Entſcheidungen des RG. auf diejenigen Fälle gar nicht beziehen, in 
denen das Unl WG. eine Strafverfolgung zuläßt und daneben eine 
Unterlaſſunasklage gewährt. Weinmann weiſt beſonders eindringlich 
auf diejenigen Fälle hin, in denen das RG. (Entſch 38, 379 und 
„Recht“ 1907 Nr. 1378) den Nachbareigentümern eines Grundbeſitzers, 
der in feinem Haufe den Bordellbetrieb geſtattet, eine Unterlaſſungs⸗ 
klage gewährt hat. Auch dieſer überfieht hierbei, daß ſolche Fälle 
durch die Rechtſprechung des VI. 38. gar nicht betroffen werden, da 
es ſich hier um den Schutz eines abſoluten Rechts (§ 1004 BGB.) 
handelt. 

Ulrich in der Abhandlung: „Der Unterlaſſungsanſpruch aus 
obligatoriſchen Rechtsverhältniſſen nach geltendem Recht“ (IheringsJ. 
64, 161 ff.) ſcheint zwar an einzelnen Stellen (wie z. B. S. 206 
und 258) gegen die Anſicht des RG. Stellung zu nehmen. Er 
bekämpft indeſſen (S. 237) die Anſicht Eltzbachers und S. 243 heißt 
es wörtlich: 

„Denn warum ſollte, wenn jede Verletzung der Rechtsordnung 
einen Unterlaſſungsanſpruch nach ſich ziehen würde, dieſer nur 
gerade bei der Verletzung der Rechtsordnung durch den Angriff 
auf ein ſubjektives abſolutes Recht erwähnt ſein? Vielmehr 
wird man aus der faſt ausſchließlichen Gewährung eines 
ſolchen Anſpruchs bei Störung abſoluter Rechte folgern müſſen, 
daß der Geſetzgeber die ſen Anſpruch nur bei einem Verſtoß 
gegen das objektive Recht durch ein Antaſten ſubjektiver 
abſoluter Rechte als den dem Weſen dieſer Rechte konformen 
Rechtsbehelf verleiht, daß aber bei anderen Störungen der 
Rechtsordnung für ihn arundſätzlich kein Raum iſt.“ 

Danach ergibt ſich, daß U. die Unterlaſſungsklage grundſätzlich 
nur bei einer Verletzung abſoluter Rechte zulaſſen will, alſo in 
weit beſchränkterem Umfange, als die Rechtſprechung des RG. 


3. 1915. 


R. gelangt in dem in der LZ. veröffentlichten Artikel zu 
der Aufſtellung des Satzes, daß überall da, wo ein ſtrafrechtlich 
zu ahnender Verſtoß vorliegt, die Unterlaſſungsklage dann ohne 
weiteres gegeben iſt, wenn eine Wiederholungsgefahr droht. 
Anders vermag ich wenigſtens die wörtlich folgenden Sätze in 
den Ausführungen R.s (a. a. O. Sp. 906) nicht zu verſtehen: 

„Beweiſt der Kläger die Wiederholungsgefahr, dann iſt 
ein Rechtsſchutzbedürfnis dargetan. Die Frage, ob eine 
öffentliche Strafandrohung beſteht, muß ausſcheiden.“ 
Und ferner: 

„Muß es nicht genügen, wenn der durch einen ſtraf⸗ 
rechtlich zu ahndenden Verſtoß Verletzte die Gefahr 
weiterer Verſtöße beweiſt? Die Frage der Wieder⸗ 
holunasgefahr .. .. erledigt durchaus die Frage eines 

„Rechtsſchutzbedürfniſſes.“ a 

Aus welchen geſetzlichen Vorſchriften R. dieſe Rechtsſätze 
herleitet, darüber gibt er keine Auskunft. Es iſt aber auch nicht 
erfindlich, aus welchen allgemeinen Rechtsgrundſätzen der Zivil⸗ 
richter die Befugnis herleiten könnte, den durch das Strafrecht 
bereits gewährten Schutz durch ſeine Maßnahmen noch zu ver⸗ 
ſtärken; denn darauf und nur darauf läuft es hinaus, wenn 
man neben dem ſtrafrechtlichen Schutz noch eine zivilrechtliche 
Unterlaſſungsklage zulaſſen will. Ich halte es nämlich für 
unrichtig, wenn R. (Leipz. Z. Sp. 904 ff.) demgegenüber be⸗ 
hauptet, 

„daß Strafnorm und Unterlaſſungsverbot einem völlig 
verſchiedenen Zwecke dienen, daß man die Sühnung für 
begangenes Unrecht, die ſich nur mit der Perſon des 
Delinquenten befaßt, nicht zuſammen bringen darf mit 
der Propbylaxe gegen weitere Beeinträchtigung, die es 
nur auf den Schutz des Betroffenen abſieht.“ 

Ich vermag in der Tat nicht einzuſehen, inwieweit es einen 
Unterſchied begründen ſollte, ob das Strafgeſetz denjenigen, der 
ſich z. B. einer Beleidigung ſchuldig macht, allgemein und ein 
für allemal mit einer Geldſtrafe bis zu 600 & oder mit Haft 
oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bedroht, oder ob der 
Zivilrichter dem Zuwiderhandelnden dies unter Androhung einer 
Geld⸗ oder Freiheitsſtrafe für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
unterſagt; die allgemeine Strafnorm dient keineswegs etwa bloß 
„der Sühne für begangenes Unrecht“, ſondern gleichzeitig auch 
der „Prophylaxe gegen zukünftige Verſtöße“; und das zivil⸗ 
rechtliche Unterlaſſungsverbot bildet, ſobald die Strafe im Zu⸗ 
widerhandlungsfall verhängt wird, gleichzeitig die Sühne für 
den Verſtoß. Wenn aber weiter R. (Sp. 901 ff.) darauf hin⸗ 
weiſt, es ſeien Fälle denkbar, in denen ſelbſt das Höchſtmaß 
der angedrohten Geldſtrafe den Verletzer der Strafnorm nicht 
zur Unterlaſſung zu zwingen vermag, ſo iſt auch nicht abzu⸗ 
ſehen, weshalb gerade eine vom Zivilrichter angedrohte Strafe 
wirkſamer ſein ſoll. Erweiſt ſich aber das ſtrafgeſetzliche Verbot 
in der Tat dauernd als unzureichend, ſo kann hier erforder⸗ 
lichen Falles Abhilfe nur dadurch geſchaffen werden, daß im 
Wege der Geſetzesänderung eine höhere Kriminalſtrafe angedroht 
wird. Der Ziwilrichter iſt dagegen nicht berufen, wirkliche oder 
vermeintliche Mängel des Strafrechts zu verbeſſern. Würde 
es nicht vielmehr umgekehrt dem Geiſte des Geſetzes zuwider⸗ 
laufen, wenn der Zivilrichter unbekümmert darum, daß der 
Geſetzgeber, um der Vornahme einer von ihm verpönten Hand⸗ 
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lung vorzubeugen, ein beſtimmtes Strafmarimum feſtgeſetzt hat, 
eine viel höhere oder härtere Strafe verhängen würde? Der 
Strafrichter würde ſich einer Rechtsbeugung ſchuldig machen, 
wem er da, wo das Geſetz nur die Verhängung einer Geld⸗ 
ſtrafe zuläßt, gleichwohl wegen der hartnäckigen und häufigen 
Zuwiderhandlung des Täters dieſen abſichilich mit einer Frei⸗ 
keitöftrofe belegen würde. Und der Zivilrichter ſollte er⸗ 
nächtigt fein, in dieſer Weiſe zu verfahren? Man muß ſich 
dieſe Konſequenzen nur klarmachen, um zu erkennen, daß die 

Ride Theorie unhaltbar iſt. 

Aber was noch bedenklicher — die Folgerungen, die ſich 
aus dieſer Lehre ergeben würden, ſind, wie ſogleich zu zeigen 
ſein wird, derart unerträgliche, daß ſchon deshalb der Satz, 
bei allen Verſtößen gegen eine ſtrafrechtlich verpönte Handlung 
ſei die Unterlaſſungsklage gegeben, unbedingt abgelehnt werden 
muß, zumal wenn, wie R. im Widerſpruch mit den oben mit⸗ 
geteilten Sätzen neueſtens (in dieſer Zeitſchrift 1914 S. 1063 
ho. $ 5) lehrt, die Wiederholungsgefahr gar nicht einmal bes 
triefen zu werden braucht, ſondern der Beweis eines Verſtoßes 
gegen ein Strafgeſetz ohne weiteres zur Erhebung der Unter⸗ 
laſſungsklage genügt. 

Delius (a. a. O. S. 7) ſtellt den allgemeinen Satz auf, 
daß die Unterlaſſungsklage „für jedes geſchützte Rechtsgut 
befteht und war ohne Rückſicht auf das Bedürfnis“; er findet 
zwar dieſen Grundfag nicht allgemein, ſondern nur an einzelnen 
Stellen, z. B. in den 88 12, 862, 1004 BGB. ausgeſprochen, 
hält ihn aber gleichwohl für „allgemeingültig“ und führt es 
nur auf die „ſchlechte Technik“ des BGB. zurück, daß jener 
Sah „nicht unter den allgemeinen Vorſchrifren aufgeführt iſt“. 
Abgeſehen davon, daß dieſe Beweisführung eine höchſt frag⸗ 
würdige iſt und bei ihr gänzlich überſehen wird, daß das BGB. 
und die Spefialgeſetze, die eine Unterlaſſungsklage gewähren, 
ſch ausnahmslos nur auf ſolche Fälle beziehen, in denen ein 
Dauerverhältnise) in Frage ſteht (Neukamp a. a. O. S. 19), 
was unmöglich auf einem Zufall oder auf einer „ ſchlechten 
Teal beruhen kann — abgeſehen davon würde, ſelbſt wenn 
die Anfıht von D. zuträfe, die Richtigkeit der von ihm kriti⸗ 
Nerten Enffh. 77, 217 dadurch nicht in Frage geſtellt werden. 
Dem ber Gewerbebetrieb des Apothekers als ſolcher, der allein 
M jenem Falle als das „geſchützte Rechtsgut“ in Frage kommen 
bunt, if nicht dadurch verletzt, daß ein Drogiſt unter Verſtoß 
gegen 9 367 Nr. 3 StGB. beſtimmte Heilmittel verkauft. 

. Aber auch im übrigen gibt es zahlreiche Fälle, in denen 
Me Handlung gegen ein Strafgeſetz verſtößt, ohne daß dadurch 
blechen ein „geſchütztes Rechtsgut“ verletzt wird. Und iſt 
e ncht geradezu eine „petitio principii“, von einem 
vheſchützten Rechtsgut“ zu ſprechen, wenn es ſich um die Frage 

delt, welche Rechtsgüter als ſolche einen privatrechtlichen 

Schutz genießen? 

Die Die Formel vermag alſo zu einer Löſung der uns 
hier beſchäftigenden Frage ebenſowenig zu führen, wie die Lehre 
* Daß es auch Eltzbacher nicht gelungen ift, durch den 
Saz die Unterlaſſungsklage ſei für alle Privatrechte zuzulaſſen, 
ie m einem Nechtsſatz unmittelbar oder mittelbar anerkannt 
—ͤ — 

0 Dal. hierzu nunmehr auch v. Gierke: „Dauernde Schuld⸗ 
hältnife" in JheringsJ. Bd. 64 (1914) S. 355 ff. 


ſind, eine befriedigende Antwort auf unſere Frage zu finden, 
das habe ich bereits in der Zitelmann⸗Feſtſchrift (S. 18) dar⸗ 
getan. Außer v. Blume („Unterlaſſungsanſpruch und Unter⸗ 
laſſungsklage“ in der Feſtaabe für Güterbock S. 383 ff.) haben 
auch Ulrich (a. a. O. S. 237) und Lehmann (Goldſchmidts 3. 
76, 318) den Standpunkt Eltzbachers abgelehnt. 

Ich habe bereits (a. a. O. S. 18 ff.) darauf hingewieſen, 
zu welch unhaltbaren Folgerungen es führt, wenn E. auf 
Grund jener Formel — und das gilt auch für die Theorie von R. 
und D. — die Unterlaſſungsklage da zulaſſen will, wo jemand 
fortaeſetzt einen Hund auf einen Menſchen hetzt (5 360 Nr. 6 
StGB.), die zu feinem Haufe gehörige Scheune regelmäßig 
mit unverwahrtem Licht betritt (8 368 Nr. 5 StGB.), zur 
Cholerazeit die polizeilichen Abſperrungsmaßregeln verletzt 
(8 327 StGB.), die Benutzer einer Straße durch übermäßig 
ſchnelles Fahren oder Reiten gefährdet ($ 366 Nr. 2 StGB.) 
oder gegen die 88 366 Nr. 8 und 9 und 367 Nr. 8 und 9 
StGB. verſtößt. 

Dieſe von mir beſonders hervorgehobenen Fälle hat R. in 
ſeiner Polemik gegen mich merkwürdigerweiſe mit Stillſchweigen 
übergangen, vielmehr zwei andere von mir angetührte Beifpiele 
herausgegriffen, deren Beweiskraft er mit keineswegs durch⸗ 
greifenden Gründen zu bekämpfen ſucht. Denn wenn er ſagt, 
die Unterlaſſungsklage gegen zukünftige Mordverſuche, die nach 
der R.ſchen Theorie an ſich zuläſſig fein müßte, ſcheitere ſchon 
daran, daß die Wiederholungsgefahr ſich unmöglich erweiſen 
laſſe, fo überſieht er, daß nach feiner neueſten Lehre der Beweis 
der Wiederholungsgefahr überhaupt nicht erbracht zu werden 
braucht, da ja zum Nachweiſe derſelben nach R. „im allgemeinen 
die Tatſache ausreicht, daß ein widerrechtliches Verhalten vor 
Erhebung der Klage bereits verwirklicht worden iſt.“ Abgeſehen 
davon aber ſind auch Fälle, in denen jemand gedroht bat, den 
Gegner über den Haufen ſchießen zu wollen, wo immer er ihn 
treffe, tatſachlich ſchon vorgekommen und keineswegs unerweislich. 

Schon die oben mitgeteilten Beiſpiele, die ſich leicht ins 
Ungemeſſene vermehren laſſen, dürften zur Genüge zeigen, zu 
welch unhaltbaren Ergebniſſen die R.ſche Lehre führt, wonach 
in allen Fällen, in denen eine ſtrafbare Handlung begangen 
iſt, gegen den Täter die Unterlaſſungsklage zuläſſig ſein würde. 

„Man vergegenwärtige ſich nur,“ habe ich bereits a. a. O. 
S. 18 ausgeführt, „daß z. B. die ſämtlichen Anwohner einer 
Straße das Recht haben ſollten, einen Automobilbeſitzer, der 
alltäglich die Straße paſſiert, mit Unterlaſſungeklagen wegen 
zu ſchnellen Fahrens zu überziehen! Schon die bloße Möalich⸗ 
keit derartiger Klagrechte würde den Expreſſungsverſuchen Tür 
und Tor öffnen und den Automobilverkehr, ja auch den 
Straßenbahnverkehr geradezu in Frage ſtellen können.“ 

Die notwendige Folgerung aus jenen „Rechtsſätzen“ wäre 
auch die, daß jemand, der von einem anderen beleidigt zu ſein 
glaubt, dieſen nicht bloß mit einer Privatklage wegen Beleidigung, 
ſondern auch mit einer Klage auf Unierlaſſung künftiger Be 
leidigungen verfolgen könnte. Hierbei wäre er des Nachweiſes 
(und damit auch der Behauptung) einer befonderen Wiederbolun 8: 
gefahr enthoben, da nach der neueſten Lehre Rs ſchon die 
Tatſache des widerrechtlichen Verhaltens vor Erhebung der 
Klage (alſo der Beweis der begangenen Beleidigung) hierzu 
ausreicht. 
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Bei der übergroßen Zahl von Beleidigungsprozeſſen,“) an 
denen unſere Rechtspflege krankt, würde die ohnehin ſchon ſo 
beträchtlich zunehmende Zahl der Zivilprozeſſe)) ins Ungemeſſene 
geſteigert werden. 

Da es ſich bei den Unterlaſſungsklagen wegen Beleidigung 
überdies um Anſprüche nicht vermögensrechtlicher Art handelt, 
ſo würde es möglich ſein, jeden Beleidigungsprozeß, dem 
im Strafverfahren das NG. abſichtlich verſchloſſen iſt, 
im Wege des Zivilprozeſſes vor die Zivilſenate des RG. zu 
bringen, die man neuerdings durch fortgeſetzte geſetzgeberiſche 
Maßregeln vor einer Mberlaftung hat ſchützen müſſen. 

Fehlt es dem Satze, daß wegen einer jeden ſtrafrechtlich 
zu ahndenden Handlung eine Unterlaſſungsklage ſtatthaft ſein 
fol, wie wir ſahen, an einer überzeugenden Begründung, jo 
müſſen die vorſtehend geſchilderten geradezu ungeheuerlichen und 
praktiſch unerträglichen Konſequenzen dieſen vollends unmöglich 
erſcheinen laſſen. 

Wenn ſchließlich Teich (a. a. O. S. 613) darauf hinweiſt, 
daß der Verletzte im Zivilprozeß die Möglichkeit habe, durch 
den Parteieid den Beweis für ſeine Behauptung zu führen, den 
er, weil der Angeklagte nicht eidlich vernommen werden könne, 
im Strafprozeß nicht zu erbringen vermag, fo habe ich dem⸗ 
gegenüber ſchon (a. a. O. S. 26) darauf aufmerkſam gemacht, wie 
unerfreulich es ſein würde, wenn auf dieſe Weiſe die Möglichkeit 
geſchaffen wird, daß die Strafgerichte in derſelben Sache zu 
einer Freiſprechung gelangen, in der die Zivilgerichte ver⸗ 
urteilen. Ich kann in dieſer Hinſicht nur die Worte wiederholen, 
mit denen ich die Abhandlung in der Zitelmann⸗Feſtſchrift 
geſchloſſen habe: | 

„Würde nicht die Unterlaſſungsklage in dem von Roſen⸗ 
thal und Teich (Eltzbacher und Delius) befürworteten Um⸗ 
fange, namentlich zwecks Abwehr von ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen dazu benutzt werden, die im Strafverfahren frei⸗ 
geſprochenen Perſonen mit vexatoriſchen “) Unterlaſſungs⸗ 
klagen zu überziehen? Ich vermag es nicht als die 
Aufgabe der Zwilgerichte anzuſehen, durch „Lücken⸗ 
ausfüllung“ einem derartig vexatoriſchen s) Vorgehen noch 


6) Nach der Deutſchen Juſtizſtatiſtik 1913 waren unter je 1000 
von den Schöffen⸗ und Amtsgerichten erlaſſenen Strafurteilen im 
Reiche: Urteile in Priwatklageſachen 1881/85: 76; 1910: 80; 
1911: 82. Auf je 10 000 Perſonen wurden ſolche Klagen anhängig: 
1881/85: 26; 1906/10: 30. 

7) Nach der neueſten Deutſchen Juſtizſtatiſtik (1913) iſt die Zahl 
der ordentlichen Prozeſſe bei den Amtsgerichten von 950 502 im 
Jahre 1881 auf 2477810 (11) im Jahre 1911; bei den Land⸗ 
gerichten von 115 351 im Jahre 1881 auf 194 836 im Jahre 1911 
geſtiegen! 

8) Der Einwand R (a. a. O. S. 1062), bei „vexatoriſchen“ 
Unterlaſſungsklagen greife S 226 BGB. Platz, iſt meines Erachtens 
verfehlt. Unterlaſſungsklagen können ſehr wohl „vexatoriſch“ fein, 
ohne daß aber die Vorausſetzungen des § 226 BGB. vorzuliegen 
brauchen, deſſen Anwendung gebiet ein außerordentlich begrenztes tft. 
Wird es nicht häufig vom Beklagten, und zwar mit Recht als 
„vexatoriſch“ empfunden werden, wenn er von einem im Armenrecht 
auftretenden Kläger mit einer von dieſem für begründet erachteten 
Unterlaſſungsklage wegen Beleidigung belangt wird, nachdem er im 
Privatklageverfahren bereits dieſerhalb freigeſprochen worden iſt? 
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Vorſchub zu leiſten, glaube vielmehr umgelehrt, daß die 
neueſte Rechtſprechung des RG., die in ſolchen Fällen 
die Unterlaſſungsklage grundſätzlich verſagt, auch vom 
legislativ⸗politiſchen Standpunkt aus das richtige ges 
troffen hat.“ 


Kaun ein Auſtellungsakt widerrufen werden? 
Von Regierungsrat Dr. Hartmann, Hamburg. 


Zwei intereſſante Entſcheidungen haben ſich kürzlich mit 
der Frage befaßt, ob ein Verwaltungsakt, durch welchen die 
Anſtellung eines Beamten im Staats⸗ oder Gemeindedienſt 
verfügt wird, wegen Willensmängel angefochten werden kann. 
Während das RG.!) in einer Entſcheidung vom 3. Januar 1914 
(in einer preußiſchen Sache) die 88 119 f. BGB. auf das 
öffentlich⸗rechtliche Dienſtverhältnis als auf ein dem bürgerlichen 
Vertrage rechtsähnliches entſprechend anwendete und nur die 
Frage offen ließ, ob auch die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts über die Art der Geltendmachung dieſer Willensmängel 
und die Innehaltung gewiſſer Friſten entſprechend anzuwenden 
ſeien, hat das OLG. Braunſchweig?) in einer Entſcheidung 
vom 13. Januar 1914 einen entgegengeſetzten Standpunkt ein⸗ 
genommen. Der dieſer letzteren Entſcheidung zugrunde liegende 
Tatbeſtand war folgender: Ein Zeichenlehrer (Kläger) war auf 
Grund eines unrichtigen Atteſtes des zuſtändigen preußiſchen 
Schulinſpektors, welcher verſchwiegen hatte, daß er — der 
Kläger — wegen emes Dienſtvergehens diſziplinariſch beſtraft 
worden war, in den braunſchweigiſchen Schuldienſt übernommen 
worden. Die Schulgemeinde (Beklagte) focht hierauf den 
Anſtellungsvertrag wegen Irrtums über weſentliche perſönliche 
Eigenſchaften des Klägers an. Das OLG. erklärt indes den 
Widerruf der Anſtellung für nicht begründet, weil das Ver⸗ 
waltungsrecht einen allgemeinen Rechts ſatz des Inhalts, daß 
ein Verwaltungsakt wegen Irrtums widerruflich ſei, nicht kenne 
und weil nach den Umſtänden des Falls eine argliſtige Täuſchung 
nicht angenommen werden könne. Die gegen dies Erkenntnis 
eingelegte Reviſion iſt vom RG. unter dem 26. Juni 1914) 
mit der Begründung zurückgewieſen worden, daß das Berufungs⸗ 
gericht den Fall lediglich nach braunſchweigiſchem Landesrecht 
beurteilt und die Ergebniſſe der Wiſſenſchaft des Verwaltungs⸗ 
rechts nur als ſubſidiäres braunſchweigiſches Recht behandelt 
habe, es ſich alſo im vorliegenden Falle um eine irreviſible 
Rechtsnorm handle. 

Die in den beiden Entſcheidungen erörterten Fragen ſind 
für die juriſtiſche Betrachtung nicht ohne Intereſſe, da fie das 
ebenſo ſchwierige wie wichtige Problem der Anfechtung von 
ſtaatlichen Hoheitsakten berühren. 

Unzutreffend iſt es zunächſt, wenn das RG. annimmt, 
daß die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über privatrechtliche 
Verträge auf das öffentlich⸗ rechtliche Dienſtverhältnis um des⸗ 


1) Bd. 83 S. 429; vgl. auch Bolze XI, 302. 


0 N 
9) Aktenzeichen 21. Das Urteil iſt, ſoviel mir be⸗ 


kannt, bisher nicht veröffentlicht worden. 
8) Rep. III 87/1914. 
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wegen analoge Anwendung finden müßten, weil der bürgerliche 
Dienstvertrag dem Anſtellungsvertrag rechts ähnlich ſei. Die 
Verwandtſchaft zwiſchen dem bürgerlichen und dem öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis iſt aber nur eine äußerliche; innerlich 
find fie grundverſchieden. Der Staat oder der öffentlich⸗ rechtliche 
Verband ſteht dem Beamten nicht wie im privatrechtlichen 
Dienſverhältnis als gleichberechtigte, ſondern vielmehr als 
übergeordnete Partei gegenüber. Das auf der öffentlich⸗ 
sehtlihen Dienſtpflicht beruhende Verhältnis iſt ein Gewalt⸗ 
derhältnis, in welchem an Stelle der zivilrechtlichen Forderung 
auf Erfüllung der Befehl und an Stelle der Klage der Zwang 
mitt) Nun ſchließt allerdings das öffentliche Recht die analoge 
Anwendung privatrechtlicher Normen nicht grundſätzlich aus. 
Die Analogie iſt aber nur da zuläſſig, wo das für das Zivil⸗ 
uicht maßgebende Grundverhältnis der Gleichheit der beteiligten 
Kechtzſubjekte gegeben iſt. Wo es ſich aber um Rechtsbeziehungen 
wichen dem einzelnen und der übergeordneten öffentlichen 
Gewalt handelt, da iſt das auf die Ausgleichung gleichberechtigter 
Einzelinterefien zugeſchnittene Zivilrecht nicht anwendbar. Aus 
dieſem Grunde hat das RG. ſchon in dem Erkenntnis vom 
A. Mai 1911“) den richtigen Satz aufgeſtellt, daß auf die 
vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten nicht die Vor⸗ 
ſchrſten des bürgerlichen Rechts, ſondern vielmehr „die all⸗ 
gemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätze“ zur Anwendung zu bringen 
fein. Danach kann die Entſcheidung der Frage, ob ein 
Anftelungdakt unter denſelben Vorausſetzungen wie ein bürger⸗ 
liche Rechtggeſhäft angefochten werden kann, nicht zweifelhaft 
fein. Mit Recht hat das OLG. Braunſchweig die analoge 
Anwendung privatrechtlicher Normen abgelehnt. 

Ras ſodann die Widerruflichkeit obrigkeitlicher Verwaltungs⸗ 
alte anbelangt, fo unterſcheidet man in der Wiſſenſchaft und 
Prapis des Verwaltungsrechts zwiſchen frei widerruflichen und 
beſchränkt widerruflichen Verwaltungsakten. Zu den letzteren 
gehören alle ſogenannten konſtitutiven Verwaltungsakte, d. h. 
Ile Alt, durch welche Rechte (öffentliche oder private) bes 
gründet werden. Wenn nun auch die Anſichten über die Frage 
der Ürenfligfeit der Verwaltungsakte noch recht weit aus: 
mandergehen, fo werden doch im Zweifel, d. h. bei dem Mangel 
oder gesetzlicher Vorſchriftene) Täuſchung und Geſetz 
wibrigkeit jezt allgemein als materielle Anfechtungsgründe 
erkannt.) Nachdem zuerſt das gemeine Recht die exceptio 
ab. el obreptionis für beſtimmte Kategorien von Hoheits⸗ 

namentlich für landesherrliche Reſkripte in Juſtiz⸗ und 
Snabenfadhen ausgebildet hatte, hat die Verwaltungsrechts⸗ 
wiſſnſcaft namentlich dem Dolus eine erhöhte rechtliche Des 

ig beigelegt. Grundſätzlich jeder Anfechtung entzogen find 
iu die Formalakte, d. h. ſolche Verwaltungsakte, welche für 
hi Zegründung von Rechten eine beftimmte Form, z. B. die 
Aushändigung einer ſolennen Urkunde vorſchreiben.“) Eine 
ä —u— 


) Laband, Staatsrecht 5. Aufl. I, 486. 

*) „Recht“ 1913, 738 a. E. 

) Gefepliche Vorſchriften dieſer Art find z. B. SS 53, 58 Gewd. 
1 Kormann, Syſtem rechtsgeſchäftlicher Staatsakte S. 371; 
. Jelinek, Der fehlerhafte Staatsakt (1908) S. 156 f.; Fleiner, 

Kutionen dez Verwaltungsrechts 3. Aufl. S. 197. 

5 ) Rormann a a. O. S. 865. Aber die Frage, ob ein Naturali⸗ 

Malt unter Umſtänden zurückgenommen werden kann, vgl. einer⸗ 
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Ausnahme von dieſem Grundſatz wird aber auch hier gemacht, 
wenn die Vorausſetzungen der bürgerlichen Reſtitutionsklage 
(S 580 f. ZPO.) vorliegen, da mit Recht angenommen wird, 
daß auch ein Formalakt niemals dauerhafter ſein kann als ein 
rechtskräftiges Zivilurteil. Namentlich ſeitdem das Reichs⸗ 
verſicherungsamt ſchon lange vor dem Inkrafttreten der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung in ſtändiger Praxis die Regeln der Zivil⸗ 
prozeßordnung auf das Streitverfahren in Unfallverſicherungs⸗ 
ſachen analog angewendet hatte, iſt dieſen Vorſchriften eine 
gewiſſe univerſelle Bedeutung beigelegt worden.“) Hiernach 
würden Formalakte namentlich wegen Bedrohung, Be⸗ 
ſtechung und Betruges zurückgenommen werden können. 
Das gleiche wird man von dem Anſtellungsakte ſagen müſſen, 

wenn er nach der Geſetzgebung des betreffenden Staates als 
Formalakt anzuſehen iſt, wenn mit anderen Worten der Aus⸗ 
händigung der Anſtellungsurkunde rechtsbegründende Wirk⸗ 
ſamkeit zukommt. Dies iſt bekanntlich nach Reichsrecht be⸗ 
ſtritten. Während Laband, Rehm und Brand 10) die Frage 
bejahen, nimmt Arndt !!) in Übereinſtimmung mit dem RG. 
an, daß die Eigenſchaft eines Reichsbeamten ſogar durch kon⸗ 
kludente Handlungen verliehen werden kann. Nach preußiſchem 
Staatsrecht können unmittelbare Staatsbeamte, wie von keiner 
Seite in Zweifel gezogen wird, formlos angeſtellt werden, 
während die Anſtellung eines Kommunalbeamten kraft aus⸗ 
drücklicher geſetzlicher Beſtimmung immer erſt mit der Aus⸗ 
händigung der Beſtallungsurkunde perfekt wird. 12) Das 
braunſchweigiſche Geſetz vom 27. Oktober 1898 über die 
Gemeindeſchulen ſchreibt gleichfalls für die Anſtellung von 
Gemeindeſchullehrern irgendeine Form nicht vor. 1s) Während 
alſo die Anſtellung eines preußiſchen Kommunalbeamten nur 
in den ſeltenſten Fällen angefochten werden kann, iſt die An⸗ 
ſtellung eines preußiſchen Staatsbeamten und die eines braun⸗ 
ſchweigiſchen Gemeindeſchullehrers nach allgemeinen Grundſätzen 
ſchon wegen Geſetzwidrigkeit und wegen Täuſchung wider⸗ 
ruflich. Ein Verwaltungsakt, der nicht zu den Formalakten zu 
rechnen iſt, unterliegt eben der Anfechtung in erheblich ſtärkerem 
Maße. Daß eine Beamtenernennung, die unter Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften erfolgt iſt, zurückgenommen werden kann, 
hat auch das RG.) in dem Falle anerkannt, wo die Beamten- 
ſtelle in geſetzwidriger Weiſe nicht mit einem Militäranwärter, 
ſondern mit einer anderen Perſon beſetzt worden iſt. Eine 
ſolche Anſtellung iſt aber nicht, wie das RG. annimmt, rechts⸗ 
unwirkſam, ſondern vielmehr nur von ſeiten der anſtellenden 


ſeits PrOVG 13, 408, andererſeits Rauchalles „Das Reichsgeſetz 
über den Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigkeit“ S. 24; dgl. 
auch Jellinek a. a. O. S. 166 und Fleiner a. a. O. S. 198. 

9 Jellinek a. a. O. S. 131. 

10) Laband a. a. O. S. 451; Rehm im Recht 1914, 311; Brand, 
Das Beamtenrecht (1914) S. 51. 

11) Reichsbeamtengeſetz S. 11; NG. 28, 90. 

12) Brand a. a. O. S. 51. Daher hätte die Anſtellung des 
falſchen zweiten Bürgermeiſters von Köslin (DIZ. 1914, 851) nur 
widerrufen werden können, wenn ſtrafbarer Betrug vorlag. 

1) Rhamm, Das Staatsrecht des Herzogtums Braunſchweig 
S. 136. 

14) Bd. 57 S. 127. 
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Behörde zurücknehmbar. Das gleiche wird man annehmen 
müſſen, wenn für ein Amt die Ablegung gewiſſer Prüfungen 
vorgeſchrieben iſt und unter Verletzung dieſer Vorſchriften das 
Amt einer Perſon übertragen wird, welche die Anſtellungs⸗ 
bedingungen nicht erfüllt hat. 

Wie bereits bemerkt, kann eine Anſtellung, ſoſern ſie nicht 
ein Formalakt iſt, auch wegen Täuſchung zurückgenommen 
werden. Hierzu iſt aber nicht unbedingt argliſtige Täuſchung 
erforderlich, ſondern es genügt, daß der Verwaltungsakt durch 
objektiv unrichtige Angaben oder Nachweiſe hervorgerufen iſt. 
In ähnlicher Weiſe muß auch die Zurücknahme von Prüfungs⸗ 
zeugniſſen, von Titeln (Doktortitel), Orden und Ehrenzeichen 16) 
für zuläſſig erachtet werden. In den meiſten Fällen wird es ſich 
hier allerdings wohl um eine abſichtliche Täuſchung, alſo um 
eine Erſchleichung handeln, wenn z. B. Prüfungsarbeiten 
nicht ſelbſtändig gefertigt oder Leumundszeugniſſe gefälſcht 
worden ſind. Notwendig iſt aber, wie geſagt, die Feſtſtellung 
von Argliſt nicht. Deshalb hätte meines Erachtens das OLG. 
Braunſchweig in dem eingangs erwähnten Falle den Einwand 
der beklagten Stadtgemeinde, daß die Anſtellung des Lehrers 
auf Grund eines unrichtigen Atteſtes des Schulinſpektors erfolgt 
ſei, nicht mit der Begründung zurückweiſen dürfen, daß bloßer 
Irrtum kein Anfechtungsgrund ſei. Denn hier handelt es ſich 
nicht nur um einen Irrtum, ſondern zum mindeſten um objektive 
Täuſchung. Ich fage: zum mindeſten. Denn das Verſchweigen 
einer dienſtlichen Verfehlung, alſo eines weſentlichen Umſtandes 
und die (von der beklagten Gemeinde behauptete) Kenntnis des 
Klägers von dem unrichtigen Inhalt des Atteſtes dürften ſchon 
nach allgemeinen Grundſätzen genügt haben, um argliſtige 
Täuſchung feſtzuſtellen. Richtig iſt es dagegen, wenn das 
OLG. ſagt, daß es ein allgemeines Anfechtungsrecht wegen 
Irrtums im Verwaltungsrecht nicht gebe. Diejenigen, welche, 
wie z. B. das RG., ein ſolches Recht daraus ableiten wollen, 
daß ſich auch im Bürgerlichen Geſetzbuch ein ſolches Recht finde, 
überſehen eben die völlige Verſchiedenheit zwiſchen öffentlichem 
und privatem Recht gerade in der Frage der Anfechtbarkeit. 
Nicht einmal auf Prozeßhandlungen finden nach der herrſchenden 
Anſicht die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Anfechtung 
wegen Irrtums Anwendung, weil hier das Verhältnis der 
Partei zum Gericht, alſo die Rückſicht auf das öffentliche Inter⸗ 
eſſe die entſprechende Anwendung der lediglich auf die Aus⸗ 
gleichung der Parteiintereſſen zugeſchnittenen Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts ausſchließt. Mit Recht weiſt Stein!) 
darauf hin, daß die Anfechtung des BGB. unlöslich mit der 
Haftung für das negative Intereſſe (8 122 BGB.) verquickt 
ſei, die im Prozeſſe nahezu gänzlich fehle. Wenn nun aber 
die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts nicht einmal für 
Prozeßhandlungen der Parteien gelten, ſo dürfen ſie erſt 
recht nicht auf Hoheitsakte des Staats in Anwendung ge⸗ 
bracht werden. 


15) Kormann a. a. O. S. 375; Laband in DIZ. 1907, 202 ff.; 
Hubrich im Arch OffR. 22, 861. 


16) Kommentar zur ZPD. 10. Aufl. Bd. 1 S. 867. 
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Der zivilrechtliche Inhalt der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen, Band 47. 
Von Juſtizrat Smoſchewer, Poſen. 


Handelsrecht und gewerblicher Rechtsſchutz ſind die Gebiete, 
für die Band 47 vom zivilrechtlichen Standpunkt aus haupt⸗ 
ſächlich intereſſiert. 

Die Entſcheidung Nr. 8 betrifft die Frage, inwieweit eine 
Akriengeſellſchaft durch Verfügungen eines einzelnen Vorſtands⸗ 
mitglieds bei beſtehender Geſamtvertretung verpflichtet wird, 
abgeſehen von der beſonderen, im 8 232 HGB. vorgeſehenen 
Ermächtigung zu beſtimmten Geſchäften. Das RG. ſpricht der 
Geſellſchaft das Recht ab, ſich auf die nach dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage beſtehende Kollektivvertretung und die darin liegende 
Beſchränkung zu berufen, wenn die Beſchränkung von ihr ſelbſt 
außer acht gelaſſen wird, d. h. wenn unter erkennbarer Duldung 
der zur Mitwirkung Berufenen ein einzelner Vertreter nach 
außen ſo auftritt, als ob keine Geſamtvertretung beſtände. In 
dem betreffenden Falle war es bei der Geſellſchaft unter Duldung 
von Aufſichtsrat und Generalverſammlung üblich geworden, 
daß in Abweſenheit eines Direktors der andere Direktor allein 
die Aktiengeſellſchaft vertrat. Das RG. lehnt ſich hier an die 
zivilrechtliche Rechtſprechung an (RGZ. 5, 17 und 48, 56), 
geht aber, wie mir ſcheint, noch darüber hinaus. Denn die 
zivilrechtliche Rechtſprechung (vgl. auch JW. 1900, 66318) 
ſtützt ſich auf den Geſichtspunkt der Handlungsvollmacht und 
findet darin die rechtliche Begründung, zugleich aber auch die 
Begrenzung der Vertretungsbefugnis des einzelnen Vorſtands⸗ 
mitglieds. Die vorliegende Entſcheidung dagegen verneint an ſich 
das Beſtehen einer rechtsgültigen Vollmacht, zwingt aber die 
Geſellſchaft vermöge einer dem Dritten eingeräumten replica 
doli, die Handlungen des Einzelvertreters „gegen ſich gelten zu 
laſſen“. Damit wird der allgemein anerkannte Grundſatz, daß 
die Geſamtvertretung im ganzen nicht auf einen andern 
übertragen werden kann, praktiſch aufgehoben. Die Begründung 
des RG. iſt übrigens nicht dem beſonderen Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaft entnommen, ſie müßte daher ſolgerecht auch auf 
andere Geſellſchaften und auf Genoſſenſchaften Anwendung 
finden. 

Bei Erörterung der Strafvorſchriften des Depotgeſetzes 
vom 5. Juli 1896 werden in Nr. 10 einige handelsrechtlich 

wichtigen Grundſätze aufgeſtellt, nämlich einmal: eine Zweig⸗ 
niederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft kann keinen eigenen Vorſtand 
haben, der ſelbſtändige Leiter einer Zweigniederlaſſung muß 
deshalb zum Mitglied des Geſamtvorſtands der Akriengeſellſchaft 
beſtellt werden, andernfalls iſt eine Beauftragung mit der 
Verwaltung des Zweiggeſchäfts nur möglich in Form der 
Handlungsvollmacht oder Prokura. Und ferner: der Beamte 
einer Aktiengeſellſchaft iſt nicht Kaufmann, auf ihn findet daher 
8 9 Depot®. keine Anwendung, 8 12 nur, ſoweit er Vorſtands⸗ 
mitglied iſt. Vorausſetzung für § 12 iſt aber wiederum, daß 
die Geſellſchaft die Wertpapiere für den Kommittenten in 
Beſitz genommen hat, und dieſe Vorausſetzung iſt erſt dann 
gegeben, wenn die Papiere in das Eigentum des Kommittenten 
übergegangen und ſo für die Geſellſchaft fremde Wertpapiere 
geworden find. Der Eigentumsübergang vollzieht ſich entweder 
gemäß $ 7 Depot GG. durch Abſendung des Stückeverzeichniſſes 
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oder nach allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
durch Übergabe, Beſitzkonſtitut, Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs. Das Beſitzkonſtitut insbeſondere wird auch ſchon 
durch abgeſonderte Verwahrung vollzogen, da der Kommiſſionär 
inſoſern von der ihm kraft der Einkaufskommiſſion erteilten 
Erlaubnis gemäß § 181 BGB. Gebrauch macht. 

Zu 568. 8 55 wird in Nr. 132 ausgeſprochen, daß zum 
Miderruf der geſetzlichen Inkaſſovollmacht des Reiſenden jede 
Fom geeignet fei, die im Verkehr ausreichend verdeutlicht, daß 
die vermutete Vollmacht nicht beſteht; ein ſolcher erkennbarer 
Widerruf liege vor, wenn der Prinzipal durch Aufdruck auf ſeine 
Rechnungen bekanntmacht, daß dem Reiſenden die Empfang⸗ 
nahme von Geld unterſagt iſt. Damit iſt, ſagt das RG., die 
nach der Auffaffung des Verkehrs vorhandene Vermutung in 
emer auch für den Verkehr genügend erkennbaren Weiſe beſeitigt. 

Der Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H., der wegen 
imterlaffenen Konkursantrages beſtraft iſt, bleibt nach Ent⸗ 
ſcheiung Nr. 46 verpflichtet, den Konkursantrag zu ſtellen, 
ſoſe die Vorausſetzungen des 8 64 GmbHG. nach Verkündung 
des Strafurteils noch weiter beſtehen. Die zahlungsunfähige 
Geſellſchaft fol durch die einmalige Verurteilung des Geſchäfts⸗ 
führers keinen Freibrief für eine zeitlich unbegrenzte, die 
Gläubiger gefährdende Fortſetzung ihres Gewerbebetriebes 
erhalten. 

Aus der Rechtſprechung zum Unl WG. iſt hervorzuheben: 

Durch 9 4 Unl WG. iſt die Landesgeſetzgebung nicht ges 
hindert, Rellameanzeigen zu verbieten, wenn durch das Verbot 
Leben und Geſundheit von Menſchen geſchützt werden ſoll. 
Daher wird eine (Berliner) Polizeiverordnung für gültig erklärt, 
die llbertreibungen und Irreführungen von Heilmittelreklamen 
unter Strafe ſtellt, obwohl ein gewiſſer Widerſpruch mit 8 4 
inſofern eintritt, als das Erfordernis des Strafantrages, der bei 
94 nottwendig if, bei der Polizeiverordnung wegfällt (Nr. 34). 
Daz Auslegen von nicht zum Verkauf beſtimmten Waren 
n Shauienftern zwecks Anlockung von Kaufluſtigen wird in 
. als Verſtoß gegen 88 4, 5 Abſ. 2 des Geſetzes erklärt, 
weil darin eine unwahre Angabe über die Menge der Vorräte 
lege; der Einwand, das Auslegen ſei nur zu Dekorationszwecken 
eilt, fi unbeachtlich. Es handelte fih um einen Juwelier, 

men Ausverkauf veranſtaltete und Brillanten, die uns 
relduſich waren, mit ins Schaufenſter gelegt hatte. 

. Übereinſtimmung mit feiner bisherigen Rechtſprechung 
ein daß RG. in Nr. 82: der „Anſchein“ eines beſonders 
Sünfigen Angebots im Sinne des 8 4 brauche kein falſcher zu 
ſen; auch wenn das Angebot wirklich ein beſonders günſtiges ſei, 

es unter das Verbot des § 4, ſofern die Abſicht dahin 
hehe, die Vorteile des Angebots durch das Mittel unwahrer 
Angaben in den Augen des Publikums beſonders in die Er⸗ 
ſcenung treten zu laſſen. „Nicht das Publikum ſoll in erſter 

me gegen Ubervorteilung geſchützt werden, ſondern die 
Geverbsgenoſſen des Täters gegen den in der Verwendung 
mwahrer Angaben liegenden unlauteren Wettbewerb.“ Obwohl 
r Standpunkt des RG. der herrſchenden Meinung entſpricht 
0 lezt, im Gegenſatz zu früher, auch Finger, 4. Aufl., 
6 2 —. müſſen doch Bedenken dagegen erhoben werden. 
" Anfdein, der nicht falſch iſt — das dürfte begrifflich 
mmöglich fein, Sollten wir es hier nicht mit einer Korrektur 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


123 


des Geſetzes durch die Rechtſprechung zu tun haben? Das RG. 
urteilt ſo, als ob das Geſetz lautete: wer durch unwahre 
Angaben uſw. Kaufluſtige anzulocken ſucht. So lautet das 
Geſetz aber nicht, ſondern es erfordert noch als weiteres Tat⸗ 
beſtandsmerkmal die Abſicht, dem Publikum etwas vorzutäuſchen, 
was nur dem Anſchein nach vorhanden iſt, was alſo in 
Wahrheit fehlt, nämlich die beſondere Vorteilhaftigkeit des 
Angebots. 

Die Entſcheidung Nr. 130, gleichfalls zu 8 4 des Geſetzes, 
kann bei der gegenwärtigen politiſchen Lage ein erhöhtes 
Intereſſe beanſpruchen. Ein deutſcher Tuchhändler hatte in 
Deutſchland hergeſtellte Tuche als echt engliſche Stoffe, echt 
engliſchen Cheviot, echt engliſchen Kammgarn angekündigt. Zwei 
Sachverſtändige — im Gegenſatz zu einem dritten — erklärten 
dies für einwandfrei, ſofern die Stoffe aus engliſchen Garnen 
hergeſtellt ſeien, nur auf dieſe komme es an, nicht auf das 
Weben, das Weben ſtehe in Deutſchland mindeſtens auf der⸗ 
ſelben Höhe wie in England, für die Qualität der Stoffe ſei 
allein ausſchlaggebend, ob ſie aus engliſchem Garn gewebt 
ſeien. Das NG. verwirft dieſen Standpunkt, indem es für 
entſcheidend erklärt, ob im Publikum, ſei es mit Recht oder mit 
Unrecht, den in England hergeſtellten Stoffen vor den in 
Deutſchland hergeſtellten der Vorzug gegeben wird. Grade 
wenn es richtig iſt, daß die mit engliſchem Garn gewebten 
Stoffe den in England hergeſtellten in Qualität gleichſtehen, 
wird der redliche Wettbewerb beeinträchtigt, ſowohl der Wett⸗ 
bewerb derer, die deutſche gleichwertige Ware unter Verſchmähung 
unrichtiger Bezeichnung in den Handel bringen, als auch derer, 
die aus England ſtammende Waren im Inland abſetzen. Ob 
die deutſchen Erzeugniſſe den engliſchen gleichkommen, erklärt 
das RG. für unerheblich, denn, ſo führt es auch hier aus, der 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots braucht kein 
falſcher zu ſein; ſeine Hervorrufung kann auch dann beabſichtigt 
ſein, wenn das Angebot nach der Güte der Waren, zumal im 
Verhältnis zu denjenigen, deren Herkunft fälſchlich vorgetäuſcht 
wird, und zu den Preiſen, wirklich ein beſonders günſtiges 
fein ſollte. 

Über Ausverkäufe verhalten ſich die Entſcheidungen Nr. 26 
und 33. Die erſtere hält für die Anordnungen der Verwaltungs⸗ 
behörde ſtreng an dem Erfordernis feſt, daß ſie auf beſtimmte 
Arten von Ausverkäufen bezogen werden, es dürfen nicht alle 
Ausverkäufe unterſchiedslos einbezogen werden, dieſer Fall liege 
aber auch dann vor, wenn die Verordnung ſo viel Einzelfälle 
aufzählt, daß tatſächlich kein Reſt mehr übrigbleibt, denn das 
laſſe erkennen, daß die Verordnung den beſonderen wirtſchaſt⸗ 
lichen und lokalen Verhältniſſen der einzelnen Abſatzgebiete nicht 
Rechnung getragen hat. Die fragliche Verordnung umfaßte 
auch Ausverkäufe „wegen Räumung oder Verminderung des 
Warenvorrats“. Das RG. ſagt: dies iſt keine Hervorhebung 
einer beſtimmten Art des Ausverkaufs mehr, ſondern das Gebot 
der Anzeigeerſtattung bei jedem Ausverkauf. Denn Räumung 
oder Verminderung des Warenlagers iſt der Zweck jedes Aus: 
verkaufs, nicht ein beſonderer Grund dafür. Die Verordnung 
unterſagt ſonach in Wahrheit jeden Ausverkauf und iſt ungültig. 

Auf die Herkunft der Ware aus einer Konkursmaſſe darf 
nach Nr. 33 in der Ankündigung eines Ausverkaufs auch nicht 


zu dem Zweck Bezug genommen werden, um dadurch den Grund 
16* 
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anzugeben, der den Ausverkauf veranlaßt hat. Andernfalls 
könnte das Verbot des § 6 immer umgangen werden durch 
Hinweis auf § 7. Die Herkunft der Ware und der Grund 
eines Ausverkaufs ſind verſchiedene Dinge, die ſich begrifflich 
nicht decken. Beiden Geſetzesbeſtimmungen kommt gleichmäßige 
Haltung nebeneinander zu. 

Das Unl WG. betreffen noch die Entſcheidungen Nr. 57 
(S 12, Schmiergeldunweſen) und Nr. 37 ($ 20, Verleitung 
eines Angeſtellten zum Verrat von Geſchäftsgeheimniſſen). 

Zum Literaturſchutzgeſetz vom 19. Juni 1901 ſtellt die 
Entſcheidung Nr. 86 die Grenzen feſt, in denen nach § 18 
Abſ. 3 der Abdruck tatſächlicher Begebenheiten zuläffig iſt. Eine 
Zeitung hatte aus andern Zeitungen Artikel abgedruckt, die 
tatſächliche Begebenheiten in launiger Weiſe wiedergaben. Das 
RG. erklärt dies für zuläſſig: wenn auch die Tatſachen durch 
die Darſtellungsweiſe der anderen Zeitungen ausgeſchmückt, 
d. h. in einer ihre Wirkung verſtärkenden Art wiedergegeben 
ſeien, ſo handle es ſich doch immer nur um Nachrichten tat⸗ 
ſächlichen Inhalts; eine gegen Nachdruck geſchützte Aus⸗ 
arbeitung im Sinne des Abſ. 2 8 18 liege erſt dann vor, 
wenn eine ſelbſtändige geiſtige Urhebertätigkeit hinzukomme, ſei 
es durch eigenartige Behandlung des tatſächlichen Stoffs oder 
durch Hinzufügung eigener Erörterungen. 

Für das Urheberrecht ſind auch die Entſcheidungen Nr. 69 
und 126 von Intereſſe, inſofern fie Grammophonplatten als 
Schriften im Sinne des § 184 Nr. 1 StGB. und demgemäß 
auch als Schriftwerke im Sinne des Literaturſchutzgeſetzes vom 
19. Juni 1901 erklären. 
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Belaſtung des Anwaltes mit den Koſten einer 
ausſichtsloſen Klage. 
Von Profeſſor Dr. Hans Reichel, Zürich. 


Über obiges Thema handelt Gutfeld in JW. 1914, 616. 
Seine Meinung ſcheint dahin zu gehen, die Anwendung des 
8 102 3PO. ſei nur im Falle gröblicher Prozeß verſtöße des 
Anwaltes möglich, nicht dagegen bei Außerachtſetzung von 
Normen des materiellen Rechts. 

Dieſer Anſicht kann in ihrer Allgemeinheit nicht beigetreten 
werden. 

I. Völlig beizupflichten zwar iſt Gutfeld inſoweit, als es 
ſich um ſog. zweifelhafte Rechtsfragen handelt. Es bedeutet 
eine ſchwere Gefährdung der richterlichen Unabhängigkeit, wenn 
das RG. gemeint hat, die bloße Nichtbefolgung oder Nicht⸗ 
kenntnis einer höchſtrichterlichen Entſcheidung ſei eine Amts⸗ 
pflichtverletzung, die gegebenenfalls zur Haftung des § 839 
BGB. führe. Noch weit verletzender aber wäre der Gedanke, 
das nicht einmal der Partei und ihrem Anwalte es freiſtehen 
ſollte, eine Rechtsanſicht zu verfechten, die von irgendeiner 
höheren oder höchſten Inſtanz nicht gebilligt worden iſt. Gegen 
eine ſolche Selbſtgerechtigkeit energiſch Front zu machen, iſt ein 
Beſtreben, in dem die Rechtswiſſenſchaft mit der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft durchaus einig geht. Eine lebendig ſtrebende, auf 
Fühlung mit der Praxis bedachte Rechts wiſſenſchaft 
iſt auf die energiſche und tatfreudige Mitwirkung der 
Anwaltſchaft geradezu angewieſen. Wenn ein ſog. 


M 3. 1915. 
Theoretiker in ernſter geiftiger Arbeit zu dem Ergebnis gelangt 
iſt, daß eine bisher herrſchende Judikatur de lege lata nicht 
befriedigt, und wenn er nun dieſe Anſicht in Lehrvorträgen, 
Aufſätzen oder Gutachten vertritt, was würde es fruchten, 
wenn nicht zu allernächſt ein Anwalt ſich finden würde, der — im 
Vertrauen auf die Belehrbarkeit des Richters — dieſer Anſicht 
im Prozeſſe Gehör zu verſchaffen bereit wäre? Woher aber 
ſollte der Anwalt dieſen Mut nehmen, wenn dann augenblicks 
über ihm das Damoklesſchwert des § 102 hinge? Bei ſolcher 
Handhabung würde 5 102 geradezu zu einem Hemmnis des 
Rechtsfortſchrittes. 

Mit vollem Recht iſt denn auch der von Gutfeld mit⸗ 
geteilte ſehr ſonderbare Beſchluß des LG. von der Oberinſtanz 
kaſſiert und vom Verfaſſer bemängelt worden. Das LG. fand 
in der Anſtrengung einer Vollſtreckungsgegenklage des auf Grund 
wucheriſcher Geſchäfte, alſo materiell fälſchlich Verurteilten einen 
gröblichen Verſtoß gegen die „feſtſtehende reichs gerichtliche Recht⸗ 
ſprechung“, und glaubte ſich ſchon hierdurch zur Anwendung 
des — immerhin odiöſen — 8 102 berechtigt. Was fol nun 
zu ſolchem Verfahren ein Theoretiker ſagen, der ſoeben erſt in, 
wie er meint, reiflich überdachten Ausführungen zu erweiſen 
ſich bemüht hat, daß gerade in Fällen ſolcher Art — entgegen 
der annoch auf halbem Wege ſtehengebliebenen Judikatur des 
höchſten Gerichts — ein Klagebehelf de lege lata gegeben ſein 
muß?!) Wir Theoretiker leſen und ſchreiben doch gewiß nicht 
bloß, um unſere Zeit zu füllen, ſondern wir leſen und ſchreiben, 
um auf unſere Zeit zu wirken. Dieſes Beſtreben aber wäre 
zum Platonismus, zur Sterilität verurteilt, müßte die Hoffnung, 
bei gegebenem Anlaß auch einen Anwalt für die forenſiſche 
Durchführung unſerer Ideen gewinnen zu können, kläglich 
ſtranden und an der bloßen Furcht des Anwaltes, er könne 
ſich wegen Vertretung dieſer neuen und darum oft unbequemen 
Meinung der levis notae macula des $ 102 ausſetzen. 

II. Trotzalledem kann ich Gutfeld nicht beiſtimmen. Die 
Unterſcheidung der Rechtsnormen in materielle und progzeſſuale 
iſt unſicher und willkürlich. Unſicher: denn bei dem engen 
Zuſammenhang zwiſchen Privat⸗ und Prozeßrecht iſt die Grenze 
oft ſchwimmend — nicht minder ſchwimmend als etwa die Ab⸗ 
grenzung zwiſchen Zivil⸗ und Strafrechtsirrtum. Wird Privat⸗ 
oder wird Prozeßrecht verletzt, wenn ein Minderjähriger per⸗ 
ſönlich oder wenn ein nichtrechtsfähiges Gebilde klagt? Iſt 
der Irrtum über die „Rechtsnachfolge“ in §8 325 ZPO. ein 
zivil⸗ oder ein prozeßrechtlicher? Gehört die ſog. Einrede der 
Rechtskraft dem materiellen oder dem Verfahrensrecht an? — 
Die Unterſcheidung iſt aber auch willkürlich. Denn keinerlei 
innerer Grund iſt erſichtlich, aus dem angeſichts des § 102 
zivil⸗ und prozeßrechtliche Verſtöße verſchiedener Beurteilung 
unterliegen könnten. Wie — was Gutfeld gewiß zugibt — 
die irrige Handhabung einer Prozeßvorſchrift den Anwalt in 
vielen Fällen von Koſtenfolgen frei laſſen kann, ſo kann um⸗ 
gekehrt auch die Beiſeiteſetzung einer Norm des materiellen 
Rechts im Einzelfalle zur Anwendung des 8 102 allerdings 
führen. Das allein Entſcheidende nämlich iſt die Klarheit der 
Rechtslage. Daß aber eine ſolche auf dem materiellen Rechts⸗ 


y Bol. des Verfaſſers Buch: Rechtskraft und ungerechtfertigte 
Bereicherung, 1913 S. 94 ff. 
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gebiet ganz ebenſo denkbar iſt wie auf dem freilich viel formaler 
gezirkelten Gebiet des Prozeßrechts, das leugnet kein Beſonnener. 
Daß im Rechte nichts ſicher ſei, kann nur ein deſtruierender 
Sleptiler behaupten. it aber klares Recht in handgreiflicher 
Saumſeligkeit verletzt, dann erſcheint die Anwendung des § 102 
alledings geboten. Wer für feinen Klienten eine Klage anſtellt 
oder ein Rechtsmittel durchführt, deſſen materielle Unſchlüſſigkeit 
für jeden juriſtiſch Gebildeten außerhalb aller Diskuſſion ſteht, 
ber darf ſich über die Anwendung des § 102 nicht beſchweren. 
Dem er behelligt das Gericht mit einer von vornherein zweck⸗ 
loſen Prüfung. Hierbei kann ihm meines Erachtens auch der aus⸗ 
brückliche Auftrag ſeines Mandanten nicht zur Entlaſtung ge 
reihen?) Nur die gerichtliche Beiordnung als Armen⸗ oder 
Pflichtanwalt begründet eine Ausnahme; inſoweit nämlich, als 
die Beiordnung auf unrichtiger Rechtsauffaſſung der beiordnenden 
Behörde beruht. — 

Zur Beleuchtung des Geſagten ſeien im folgenden zwei 
Fälle aus meiner Praxis mitgeteilt, in denen die Anwendung 
des 9 102 mit vollem Fug erfolgt iſt bzw. erfolgt fein würde. 

1. In den achtziger Jahren klagte die Witwe N., eine 
Perſon von ſehr zweifelhafter Vergangenheit, gegen die Ge: 
ſchwiſter ihres Mannes auf eine bedeutende Kapitalabfindung, 
auf die ſie als Erbin ihres Mannes glaubte Anſpruch zu haben. 
Die (in angeſehenen Verhältniſſen lebenden) Beklagten beftritten 
die Kagebehauptungen, und die Klage ward rechtskräftig ab: 
gewieſen. Dies Finderte die Klägerin nicht, von Zeit zu Zeit 
mit vollig identiſcher Begründung aufs neue zu klagen. 
Jutütlh wurde fie wegen res iudicata abgewieſen. Im 
Jahre 1906 erneuerte Klägerin ihren Verſuch. Sie bat, da 
erweislich ganz mittellos, um das Armenrecht, wurde aber vom 
LG. abgewieſen, da angeſichts des (wiederholt beſtätigten) 
chtäfräftigen Urteils die Rechtsverfolgung ausſichtslos ſei. 
Ine Beſchwerde wurde vom OLG. zurückgewieſen. Darauf 
nahm fie auf eigene Fauſt einen Anwalt, der die Klage erhob 
id hunächſt ſämtliche am Armenrechtsverfahren mitwirkende 
Rhin J Inſtanz mit der Begründung ablehnte, einer der 
Vellagte (ein Landrichter) ſei ihr Kollege. Ein Beiſitzer er: 
Härte ſch befangen, im übrigen wurde die Ablehnung zurück⸗ 
heweſen. Vor Eintritt in die mündliche Verhandlung verwahrte 
ſch der Anwalt der Beklagten gegen die mündliche Behelligung 

Iteren, die wie in früheren Fällen nur den Zweck ver⸗ 
Tel, ihnen erhebliche Anwaltskoſten (mehrere 100 A zu ver⸗ 
lagen. Eine Anregung aus § 102 ſtellte er nicht. Das 
0. machte den Anwalt der Klägerin auf die Sinnloſigkeit 
inet Rechtsverfolgung aufmerkſam und warnte ihn, unter 
Hinweis auf $ 102, vor Stellung des Klagantrags. Der 
Anwalt blieb unbelehrbar und ſtellte den Antrag. Darauf 
eriolgte ſofortige Klagabweiſung und Auferlegung der über 
a 4 betragenden geſamten Streitkoſten auf den klagenden 

nwalt. Die Beſchwerde des Anwalts blieb erfolglos. Zu⸗ 
huttrlezt wandte fi der Anwalt bittſtellend an das Juſtiz⸗ 
5 | 

ber 9) Ein vorſichtiger Anwalt wird ſich ſolchenfalls die Erſtattung 
im 1 102 ihm allfällig aufzuerlegenden Koſten von Mandanten 
908 thin ausbedingen. Für unſittlich (§ 138, vgl. 8 276 Abſ. 2 

Nit ſolches Abkommen nicht zu erachten; denn die Koſten⸗ 

iſt leine Strafe. 
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miniſterium, legte dar, daß er nur 1400 & Jahresverdienſt 
erziele, und erwirkte hierdurch gnadenhalber die Niederſchlagung 
eines Teils der Gerichtskoſten. Sie völlig zu erlaſſen, lehnte 
das Miniſterium ab, da der Anwalt tadelhaft gehandelt und 
die juriſtiſch gerechtfertigte Koſtenbelaſtung auch moraliſch durch⸗ 
aus verdient habe. 

Dieſe Haltung der Behörden war zutreffend. Ein Anwalt, 
der, ohne einen Schimmer neuen Materials beizubringen, eine 
rechtskräftig abgetane Sache aufs neue zu richterlicher Kognition 
ſtellt, handelt grob pflichtwidrig und vergißt, daß er nicht nur 
Intereſſenvertreter, ſondern auch Rechtsanwalt iſt. Ob die 
ſogenannte Einrede der Rechtskraft dem materiellen oder dem 
Prozeßrecht angehört,) darauf kommt es hier — entgegen Gutfeld 
— gar nicht an. Denn in jenem Falle iſt der Rechtsverſtoß 
ſo klar wie in dieſem. 

2. Eine Mäklerfirma klagte 1913 Proviſionsforderungen 
aus 1906 ein. Der Beklagte wandte Verjährung ein. Die 
Klägerin replizierte, der Beklagte ſei nunmehr ungerechtfertigt 
bereichert. Die I. Inſtanz wies ab. 3 Anwälte lehnten die 
Ergreifung der Berufung ab. Klägerin blieb hartnäckig, holte 
das Gutachten eines Rechtslehrers ein und zog hierbei die 
Pflichtfreudigkeit der Anwälte in Zweifel. Der Angefragte 
ſchrieb zurück, die Berufung ſei ausſichtslos, und ein Anwalt 
würde umgekehrt pflichtwidrig handeln und ſich den Folgen des 
5 102 ZPO. ausſetzen, wenn er bei folder Sachlage eine 
Berufung einlege. 

An dieſer Rechtsbeſcheidung halte ich auch nach Lektüre 
der Ausführungen Gutfelds vollkommen feſt. Es handelt ſich 
zwar hier um einen Verſtoß, der ausſchließlich das materielle 
Recht betrifft; allein dieſer Verſtoß liegt ſo klar zutage, daß 
dem Berufungsrichter unbedenklich beizuſtimmen wäre, wollte er 
im gegebenen Falle von der Handhabe des § 102 Gebrauch 


machen. 


Beweisaufnahme in der Zwangs vollſtreckungsinſtanz. 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Craſemann, Hamburg. 


Nach § 900 ZPO. hat, wenn der Schuldner die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides beſtreitet, das 
Gericht durch Beſchluß über den Widerſpruch zu entſcheiden. 

Wird der Widerſpruch darauf gegründet, daß der Schuldner 
beſtreitet, daß in formeller Beziehung die Vorausſetzungen der 
Eidesleiſtung vorliegen, ſo trifft den Gläubiger natürlich die 
Beweislaſt. 


9) Die Frage iſt unterſchiedlich zu beantworten. Schon Savigny 
hat bekanntlich zwei Funktionen der Rechtskraft unterſchieden. Klagt 
der Abgewieſene aufs neue (oder klagt der Verurteilte auf Ab⸗ 
erkennung), ſo wird er abgewieſen, weil das rechtskräftige Urteil den 
Privatrechtsſtand maßgeblich feſtgeſtellt und damit auch privat⸗ 
rechtlich feſtgelegt hat: der fälſchlich aberkannte Anſpruch iſt erloſchen, 
der fälſchlich zuerkannte iſt durch das Urteil erzeugt worden 
(Reichel a. a. O. S. 5 gegen Hellwig, Stein u. a.). Klagt dagegen 
der Obſieger aufs neue, ſo erfolgt die Abweiſung deswegen, weil 
er ſchon hat, was er begehrt: ihm ſteht ein Rechtsſchutzbedürfnis 
nicht mehr zur Seite. Im erſten Fall alſo entfaltet die Rechtskraft 
eine materiellrechtliche, im zweiten nur eine prozeßrechtliche Bedeutung. 
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Anders, wenn es ſich um Einwendungen handelt, die nach 
den Regeln der Beweispflicht im Hauptprozeß dem Schuldner 
die Beweislaſt aufbürden. 

Hier entſteht die Frage, nach welchen Grundſätzen das 
Beweisverfahren ſtattfindet. 

Zunächſt ſcheiden die ſo häufigen Einwendungen aus, die 
unter 8 767 ZPO. fallen, mit denen der Schuldner im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren nicht gehört wird, weil ſie lediglich durch 
Vollſtreckungsgegenklage im Prozeßverfahren geltend gemacht 
werden können. Solange nicht in dieſem Verfahren vom 
Prozeßgericht die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung angeordnet 
iſt und demgemäß 5 775 ZPO. zur Anwendung kommt, nimmt 
das Vollſtreckungsverfahren feinen Lauf. 

In der Praxis erhebt der Schuldner häufig den Einwand 
der Stundung bzw. Friſterteilung. 

Behauptet er lediglich, daß die Fälligkeit des Anſpruchs 
geſtundet fei, fo liegt eine Einwendung vor, die unter 5 767 
3PO. fällt. 

Behauptet er Abmachungen, die die Fortſetzung oder die 
Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung betreffen, dann liegt 
der Fall des 8 767 ZPO. nicht vor und iſt im Rahmen des 
8 900 zu entſcheiden. So auch HanſoèL G., OL GRſpr. 13, 219; 
Hein, Handbuch der Zwangsvollſtreckung, 2. Auflage S. 579. 

Wird eine ſolche Abmachung ſtreitig, ſo ſteht die Praxis 
meiſt auf dem Standpunkt, daß der Schuldner ſein Vorbringen 
mindeſtens glaubhaft zu machen hat, daß mithin höchſtens ein 
Beweisverfahren mit den in 5 294 ZROD. enthaltenen Bes 
ſchränkungen Beachtung findet. Weitergehende Beweisanträge 
werden abgelehnt. 

Dieſe Praxis geht von der an ſich durchaus berechtigten 
Erfahrung aus, daß Friſteinreden im Offenbarungseidverfahren 
an der Tagesordnung ſind und die Gerichte nicht geneigt ſind, 
die Entſcheidung über ſolche Einreden von der Vernehmung von 
geladenen Zeugen oder der Leiſtung zugeſchobener Eide abhängig 
zu machen. 

Stein hält dieſe Anſicht jetzt für unrichtig. Er vertritt den 
Standpunkt, daß die Glaubhaftmachung nur da in Betracht 
käme, wo ſie im Geſetz beſonders zugelaſſen ſei. Da dieſes 
für den § 900 30. nicht zutreffe, muß der Schuldner 
unbeſchränkt mit allen zuläſſigen Beweismitteln zum Beweiſe 
ſeiner Behauptung zugelaſſen werden. Stein, 11. Auflage 
Anm. IV, 1 b zu § 900 und $ 128a. 

Die Befolgung dieſer Anſicht bedeutet ſelbſtverſtändlich eine 
große Erſchwerung der Zwangsvollſtreckung. Es muß daher 
verſucht werden, ob es nicht möglich iſt, die hier vertretene Anſicht 
der Praxis der Steinſchen Anſicht gegenüber zu rechtfertigen. 

Im ordentlichen Verfahren kann ſelbſtverſtändlich das 
Prozeßgericht ſich nicht über die geſetzlichen Vorſchriften betr. 
die Beweisaufnahme hinwegſetzen (RG. 9, 324). 

Es iſt aber zu beachten, daß die allgemeinen Beſtimmungen 
über die Beweisaufnahme zunächſt nur für die Beweisaufnahme vor 
dem Landgericht als Prozeßgericht gelten, welche ein mündliches 
Verfahren vorausſetzt, und daß nach 8 495 ZPO. dieſe Vorſchriften 
für das Verfahren vor dem Amtsgericht keine Anwendung finden, 
ſoweit ſich aus beſonderen Beſtimmungen Abweichungen ergeben. 

Das iſt zweifellos nicht dahin zu verſtehen, daß im 
Geſetzestext ausdrücklich ſolche Beſtimmungen ausgeſprochen find. 


M3. 1915. 


Es iſt meines Erachtens eine zu enge Interpretation, die 
Glaubhaftmachung nur da zuzulaſſen, wo ſie ausdrücklich in 
den die Zwangsvollſtreckung betreffenden Beſtimmungen als 
Beweismittel erwähnt wird, und nicht richtig, aus der Nicht⸗ 
erwähnung den Schluß zu ziehen, daß ein förmliches Beweis⸗ 
verfahren nach den Regeln zuzulaſſen iſt, die die Beweisaufnahme 
vor dem Prozeßgericht betreffen. 

Das hieße dem Zwecke der Zwangsvollſtreckung, dem 
Gläubiger möglichſt ſchnell ohne mündliche Verhandlung (8 764 
3 O.) zur Befriedigung ſeines Anſpruchs zu verhelfen, wider⸗ 
ſprechen. 

Stein betrachtet die Verhandlung über den Widerſpruch 
auch als fakultativ mündlich, worin ihm zu folgen iſt, da der 
Gläubiger nicht zu erſcheinen braucht, eine mündliche Verhandlung 
aber begrifflich die Anweſenheit von Parteien vorausſetzt (anderer 
Meinung: Falckmann, Zwangsvollſtreckung S. 977 mit Zitaten). 

Gaupp, deſſen Anſicht noch in der 8. / 9. Auflage vertreten 
wird, erwähnt nur, daß im Falle der fakultativ mündlichen 
Verhandlung dann, wenn das Gericht keine mündliche Ver⸗ 
handlung anordnet, eine Beweisaufnahme in den Formen des 
zweiten Buches der ZPO. ausgeſchloſſen iſt (Anm. V A zu 
8 128). 

Auch das RG. hat fi in der JW. 1898, 352 abgedruckten 
Entſcheidung auf den Standpunkt geſtellt, daß in ſolchem Fall 
das rein richterliche Ermeſſen maßgebend iſt en OLG. Dresden 
in Seuff Arch. 57, 479). 

Zieht man aber einmal die — aus der Auf⸗ 
faflung, daß die Vorſchriften des zweiten Buches keine An: 
wendung finden, wo fakultativ mündliche Verhandlung beſteht, 
und gelangt man zu dem meines Erachtens unabwendbaren 
Ergebnis, daß das Gericht auf Grund der Aktenlage nach freiem 
Ermeſſen zu entſcheiden hat, ſo wird man dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht das Recht nicht beſtreiten können, eine Beweisantretung 
durch Ladung von Zeugen und Eidesauflagen abzulehnen, 
während die Glaubhaftmachung nach 8 294 ZPO. wohl geeignet 
ſein kann, nach dem Prinzip der freien Beweiswürdigung beachtet 
zu werden. 

Das Gericht iſt daher meines Erachtens berechtigt, ſoweit 
es ſich um den Beweis von Einwendungen (und das gilt auch 
für § 766 ZPO.) handelt, eine Glaubhaftmachung, die der 
Vorſchrift des S 294 ZPO. entſpricht, zu berückſichtigen, keineswegs 
aber verpflichtet, zu dieſem Zweck Zeugen zu laden, oder Eides⸗ 
zuſchiebungen zu beachten. 


Die Erſchließung des ordentlichen Rechtswegs für 
Entnahmeſtreitigkeiten durch den Entwurf eines 
neuen Patentgeſetzes. 

Von Juſtizrat Aehnelt, Berlin. 


„Die wichtigſte Neuerung des Patentgeſetzentwurfs gegen⸗ 
über dem PatG. iſt die Einführung des abſoluten Erfinderrechts.“ 
Mit dieſen Worten beginnt Iſay ſeine Abhandlung über das 
Erfinderrecht im vorläufigen Entwurf eines PatG. Die gleiche 
Auffaſſung findet ſich in faſt allen kritiſchen Beſprechungen 
des Entwurfs. Die einen ſehen den Syſtemwechſel darin, daß 
der Anſpruch auf das Patent an die Vorausſetzung der 
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Urheberſchaft und nicht mehr des Erfindungsbeſitzes geknüpft 
werde, die andern in dem Übergange von der volkswirtſchaft⸗ 
lichen zur urheberrechtlichen Auffaſſung: jedenfalls herrſcht darüber 
Einigkeit, daß der „Syſtemwechſel“ unſre Induſtrie aufs 
ſchwerſte bedrohe. Die Kritiker ſtellen hierbei die Sache fo hin, 
wie wenn das geltende Patentrecht dem Erfinder ein kurzlebiges 
Schußrecht als Belohnung nur dafür gewährte, daß er feine 
Erfindung durch die Anmeldung beim Pat A. dem wirtſchaftlichen 
Kreislauf zuführt. Sie legen damit dem PatG. die Grund: 
anſchauung unter, die fie ſelbſt haben: „daß die Erfindung nur 
die Frucht ſei, die der Erfinder gepflückt hat von dem im 
Algemeinbefig ſtehenden Baum, den die Welt der Technik 
gepflanzt und gehegt hat“ (Marquard, Zeufchrift für Induſtrie⸗ 
ncht, 1914, 49 f.). Daß dieſe Grundanſchauung dem 
geltenden Rechte eigentümlich ſei, wird ohne Beweis gelaſſen, 
dagegen um ſo eingehender dargetan, was ſchon der Wortlaut 
ohne weiteres ergibt, daß der Entwurf von dem Begriffe der 
Erfindung ausgehe. So wird der Bruch mit dem altbewährten 
Anmelderrechtsſyſtem und die Abſchwenkung zu dem induſtrie⸗ 
feindlichen Erfinderrechtsſyſtem dargetan. 

Dieſe Beweisführung leidet aber an dem einen Fehler, 
daß die Prämiſſe unrichtig iſt. Der Entwurf knüpft unter 
ſrenger Beobachtung der vorhandenen Entwicklungslinien überall 
an den geihichtlich gewordenen Zuſtand an. Er wagt weder 
einen Sprung ins Dunkle, noch einen Syſtemwechſel, dem 
mabſehbare Konſequenzen enfließen müßten. Es iſt nicht 
richtig, daß das geltende Patentrecht auf einem anderen Boden 
als dem bez Erfinderrechts ſtünde. Das geht ſchon daraus 
beroor, daß es nicht bloß die Entnahme (die unbefugte Aneignung 
fender technischer Ideen), ſondern auch die Okkupation herrenloſer 
Erfindungen verbietet, die der Erfinder, ohne einen Schutz nad) 
huſuchen, der Allgemeinheit preisgegeben hat, und daß es ferner 
den Anmelder ſchützt, der erfunden, nicht aber auch den, der 
bengich ofkupiert hat (Marquard a. a. O.). Der Entwurf 
Inne überhaupt nicht anders, als von dem Begriffe ber 
Erfindung ausgehen. Die Regelung knüpft ganz naturgemäß 
an daz Efnderrecht an, wie es durch Wiſſenſchaft und Recht⸗ 
buchung in Anſchluß an 88 3 und 10 Nr. 3 PatG. entwickelt 
worden iſt Dieſes Recht iſt vom NG. von jeher als Rechtsgut, 
ls Cermögensrecht und damit als abſolutes Recht (unter eine 
ander Kategorie läßt ſich dieſes Vermögensrecht überhaupt nicht 
bringen) behandelt worden. Es genügt hier, auf die Urteile 

AO. Bd. 29 S. 49; Bd. 37 S. 41 zu verweiſen. Durchaus 
moſend wird denn auch in der Begründung des Entwurfs 
beg daß es ein verfehlter Widerſtand gegen den tatſächlichen 
auf der Dinge wäre, wollte man die Urheberſchaft nicht als 

Jorausſezung des Anſpruchs auf das Patent hinſtellen. 

. Hiermit ift natürlich nicht geſagt, daß der Entwurf, wenn 
im feiner urſprünglichen Faſſung oder mit den Anderungen, 
e der I. Senat des RG. in ſeinem Gutachten über den 
8 wur vorgeſchlagen hat, Geſetz werden follte, keinerlei nach⸗ 
teilige Wirkungen auf das Wirtſchaftsleben äußern könnte. 
uu das iſt ſicher, daß die Urſache ſolcher Wirkungen nicht in 
un Sſiemwechſel liegen kann, der lediglich in der Vorſtellung 
„ killer beſonders aus den Kreiſen der Induſtrie vorhanden 

So kammt es, daß eine Reihe unberechtigter Angriffe auf 
ber nicht vorhandene Neuerungen erfolgt iſt. — Z. B. ſieht 
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Iſay a. a. O. S. 15 eine Benachteiligung des Erfinders darin, 
daß der zivilrechtliche Anſpruch auf Übertragung des Patents, 
obſchon er inhaltlich weiter reiche als nach geltendem Rechte, 
dadurch abgeſchwächt werde, daß er nur innerhalb eines Jahres 
nach der Bekanntmachung des Patents geltend gemacht werden 
könne, verkennt aber, daß der Entwurf die bisher gegebene 
zivilrechtliche Befugnis unberührt läßt und nur daneben — im 
§ 4 — einen zweiten (quasi — dinglichen Anſpruch) gewährt. 
Ferner ſpricht die Denkſchrift des Vereins Deutſcher Maſchinenbau⸗ 
Anſtalten in Düſſeldorf gar von einer Entrechtung des 
verletzten Erfindungsbeſitzers, mit einer Verkennung der an ſich 
klaren und einfachen Rechtslage, die eine Illuſtrationsprobe zu 
der Rechtſprechung gibt, die wir erwarten könnten, wenn erſt 
die Hoffnung der Denkſchrift auf Beſetzung der Zivilkammern 
mit Technikern als ſachverſtändigen Beiſitzern in Erfüllung 
gegangen ſein wird. Anderſeits überſieht die Kritik verfchiedene 
Punkte, in denen die in Wahrheit vorgeſchlagenen Neuerungen 
zu berechtigten Bedenken Anlaß geben. Hier ſei nur der 
bedeutſame Vorſchlag herausgegriffen, das Einſpruchs⸗ und 
Nichtigkeitsverfahren wegen Entnahme der Erfindung fortfallen 
zu laſſen und an ſeine Stelle die Zivilklage auf Übertragung 
oder Rücknahme der Anmeldung oder auf Übertragung des 
Patents oder Verzichtleiſtung darauf zu ſetzen (8 4 des Entwurfs). 

Nach geltendem Rechte (8 3 Abſ. 2 PatG.) findet ein An⸗ 
ſpruch des Patentſuchers auf Erteilung des Patents nicht ſtatt, 
wenn der weſentliche Inhalt ſeiner Anmeldung den Beſchreibungen, 
Zeichnungen, Modellen, Gerätſchaften oder Einrichtungen eines 
andern oder einem von dieſem angewendeten Verfahren ohne 
Einwilligung desſelben entnommen und von dem letzteren aus 
dieſem Grunde Einſpruch erhoben iſt. Unter der gleichen Vor⸗ 
ausſetzung wird das von dem Entnehmer erlangte Patent für 
nichtig erklärt (8 10 Nr. 3 daſelbſt). 

Der Entwurf beſeitigt dieſe Beſtimmungen, damit aber die 
Zuſtändigkeit des Pat A. für den Einſpruch und die Nichtigkeits⸗ 
klage inſoweit, als die Entnahme der Erfindung den Rechtsgrund 
bildet. Der 8 4 beſtimmt: 


In der Faſſung des 
Entwurfs: 

Der Erfinder kann von dem⸗ 
jenigen, welcher, ohne Erfinder 
zu ſein, die Erfindung angemeldet 
hat, verlangen, daß er die An⸗ 
meldung ihm überträgt oder ſie 
zurücknimmt. Er kann, wenn die 
Anmeldung zum Patent geführt 
hat, von dem Patentinhaber ver⸗ 
langen, daß er ihm das Patent 
überträgt oder dem Pat A. gegen⸗ 
über auf das Patent verzichtet. 
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, 
wenn er nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach der Bekanntmachung 
des Patents (§ 37) durch Klage 
geltend gemacht iſt. 

Unter mehreren Erfindern ſteht 
der Anſpruch auf Übertragung 
demjenigen zu, der zuerſt zur 
Kenntnis des Pat A. bringt, daß 
er die Klage erhoben hat. 


Nach dem Vorſchlage des 
Reichsgerichts: 

Hat die Erfindung zur un⸗ 
befugten Anmeldung durch einen 
Dritten geführt, ſo kann der Be⸗ 
rechtigte von dem unbefugten 
Anmelder verlangen, daß er die 
Anmeldung ihm überträgt oder ſie 
zurücknimmt, er kann, wenn die 
Anmeldung zum Patent geführt 
hat, von dem Patentinhaber ver⸗ 
langen, daß er ihm das Patent 
überträgt oder dem Pat A. gegen: 
über auf das Patent verzichtet. 
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, 
wenn er nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach der Bekanntmachung 
des Patents ($ 37) durch Klage 
geltend gemacht iſt. 
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Wird wegen Entnahme Einſpruch erhoben, ſtellt ſich aber 
in dem anſchließenden Verfahren heraus, daß die angemeldete 
Erfindung über den Gegenſtand der Entnahme hinaus einen 
originellen Beſtandteil enthält, der an ſich eine Erfindung dar⸗ 
ſtellt, fo hat nach geltendem Rechte das Pat A. den originellen 
Kern herauszuſchälen (Seligſohn, Anm. 14 zu $ 3) und auf ihn 
ein Patent zu geben. Die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens ergibt 
ſich ſchon daraus, daß auch im Nichtigkeitsverfahren nur eine 
Teilvernichtung ſtattfindet, wenn die Entlehnung nur einen Teil 
der Anmeldung betrifft. Bei der Teilnichtigkeit — das iſt für 
die hier zu erhebenden Bedenken beſonders beachtlich — hat 
das Pat A. nicht bloß die Nichtigkeit des entnommenen Teils 
auszuſprechen, ſondern es muß den Anſpruch für den aufrecht⸗ 
erhaltenen Teil neu formulieren, indem es den früheren Anſpruch 
entſprechend einſchränkt (Seligſohn, zu § 10). 

Nach dem Entwurfe und den Vorſchlägen des RG. in 
ſeinem Gutachten hätte der Erfinder, der durch Auffindung 
eines Löſungsprinzips anf patentfreiem Felde eine Erfindung 
macht, gegen den unbefugten Anmelder, der unter Benutzung 
des von jenem gefundenen Prinzips eine verbeſſerte Ausführungs⸗ 
form anmeldet, die in ſich wiederum eine Erfindung darſtellt, 
die Zivilklage aus 8 4 auf Übertragung der Anmeldung oder 
des Patents. Hier entſteht nun eine Reihe von Zweifelsfragen: 
Kann die Übertragung der Anmeldung in ihrer Totalität verlangt 
werden? Wenn nicht, wie iſt das Klageverlangen zu geſtalten? 
Soll das ordentliche Gericht darüber befinden, ob die Anmeldung 
einen originellen Beſtandteil enthält, und ob dieſer an ſich die 
Bedeutung einer Erfindung hat? Wie ſoll es die originellen 
Beſtandteile von den entnommenen trennen und in der Urteils⸗ 
formel den Anſpruch für den Teil, der dem Beklagten verbleibt, 
neu formulieren? Wie die Frage entſcheiden, bei deren Bejahung, 
wenn nicht die Übertragung, fo doch die Rücknahme der ganzen 
Anmeldung beanſprucht werden kann: ob die angemeldete Er⸗ 
findung „ein untrennbares Ganze bildet, wobei die einzelnen 
Beſtandteile der patentierten Vorrichtung oder die einzelnen 
Abſchnitte des patentierten Verfahrens ſo weſentlich zuſammen⸗ 
hängen, daß einzelne Teile weder beſeitigt noch durch anders 
beſchaffene Teile erſetzt werden können“ (OHG. 25, 186)? — 
Man braucht dieſe Fragen nur zu ſtellen, um ohne weiteres zu 
erkennen, daß der Entwurf hier die ordentlichen Gerichte vor 
Aufgaben ſtellt, die ſie ſchlechterdings nicht zu löſen vermögen. 

Solange entſtehen freilich keine Schwierigkeiten, als der 
Gegenſtand der Entnahme und der Anmeldung oder des Patents 
kongruent ſind. Liegt aber ein nur teilweiſes Ineinandergreifen 
vor, wo nach geltendem Rechte das Patent zur Wahrung der 
Rechte des Nichtigkeitsklägers inhaltlich zu beſchränken iſt, ſo 
ſtehen die ordentlichen Gerichte vor Aufgaben, denen ſie nicht 
gewachſen ſein können. Dabei iſt auch nicht abzuſehen, wie ſich 
das Verhältnis zwiſchen den Gerichten und dem Pat A. geſtalten 
fol. Muß das Pat A., wenn das Gericht die Klage aus 8 4 
mit der Begründung teilweiſe abgewieſen hat, daß zwar das 
Löſungsprinzip, nicht aber die konkrete Ausführungsform ent⸗ 
nommen ſei, dieſe vielmehr einen originellen Beſtandteil darſtelle 
und an ſich die Bedeutung einer Erfindung habe, dieſe Ent⸗ 
ſcheidung für bindend erachten und deshalb dem Anmelder das 
Patent für den ihm zugeſprochenen Beſtandteil in der von dem 
Zivilgericht formulierten Faſſung des Anſpruchs erteilen? Das 
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iſt doch eine unmögliche Zumutung, die tief in den Kompetenz⸗ 
kreis des Pat A. eingriffe. 

Es wäre meines Erachtens richtiger geweſen, die ordent⸗ 
lichen Gerichte nur damit zu betrauen, den Umfang der Ent⸗ 
nahme feſtzuſtellen, wogegen es Aufgabe des Pat A. bleiben 
müßte, auf Grund des rechtskräftigen Urteils auf den Antrag 
des Verletzten dieſem die Anmeldung im Umfange der Ent⸗ 
nahme zu übertragen und dabei den Patentanſpruch zu formu⸗ 
lieren. Ebenſo müßte es Aufgabe des Pat A. bleiben, ein nad: 
geſuchtes Patent für den übrig bleibenden Teil der Anmeldung 
zu gewähren, wobei naturgemäß zunächſt geprüft werden müßte, 
ob der Überſchuß über den Gegenſtand der Entnahme hinaus 
eine Erfindung darſtelle. Endlich müßte das Pat A., wenn auf 
Übertragung des Patents im Umfange der Entnahme erkannt 
iſt, auf Antrag den Patentanſpruch des Klägers neu formu⸗ 
lieren, auch prüfen, ob der dem Beklagten belaſſene Überſchuß 
noch eine Erfindung bilde, und ob danach das Patent des Be⸗ 
klagten zu löſchen oder zu beſchränken ſei, ebenſo müßte die 
Vornahme dieſer Beſchränkung und die Neuformulierung des 
Anſpruchs Sache des Pat A. bleiben. 

Hierbei würde auch die Vorſchriſt des § 5 größere Be⸗ 
deutung gewinnen, welche lautet: 


In der Faſſung des Nach dem Vorſchlage des 


Entwurſs: 

Der Anmeldung des Erfinders 
ſteht die Anmeldung eines anderen, 
der nicht Erfinder iſt, nicht ent⸗ 
gegen, wenn der Erfinder vor Ab: 
lauf eines Jahres nach der Be⸗ 
kanntmachung des Patents (§ 37) 
die Anmeldung bewirkt hat. Auch 
wird in dieſem Falle die Neuheit 
der Erfindung nicht dadurch be⸗ 
rührt, daß ſie nach der früheren 
Anmeldung in öffentlichen Druck⸗ 


Reichsgerichts: 

Iſt die Erfindung unbefugt von 
einem Dritten angemeldet, fo ſteht 
dies der Anmeldung des Berech⸗ 
tigten nicht entgegen, wenn er ſie 
vor Ablauf eines Jahres nach der 
unbefugten Anmeldung vornimmt. 
Auch wird in dieſem Falle die 
Neuheit der Erfindung nicht da⸗ 
durch berührt, daß ſie nach der 
früheren Anmeldung gemäß 8 2 


bekannt geworden iſt. 
ſchriften beſchrieben oder im In⸗ 
land offenkundig benutzt iſt. 

Die Anmeldung des Berechtigten zeigt hier zugleich an, in 
welchem Umfange eine Entnahme behauptet wird. Der Zivil⸗ 
richter müßte feſtſtellen, daß die Beſtandteile oder welche Be⸗ 
ſtandteile der von dem Berechtigten angemeldeten Erfindung in 
der unbefugten Anmeldung enthalten ſind. Die Formulierung 
des für den erſten Anmelder übrig bleibenden Patentanſpruchs, 
die Prüfung der Frage, ob überhaupt ein origineller und ſchutz⸗ 
würdiger Uberſchuß verbleibt, müßte auch hier Sache des PatA. 
bleiben. Dasſelbe gälte für die Frage, ob nicht die unbefugte 
Anmeldung deshalb in ihrer Totalität zurückzunehmen ſei, weil 
ihr Gegenſtand ein untrennbares Ganze bildet. Die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer überwiegend techniſchen Frage kann nicht den 
ordentlichen Gerichten zugemutet werden. 


Die Erſtattungsfähigkeit der Gebühren aus § 42 
der Rechtsanwaltsgebührenordnung. 
Von Rechtsanwalt Foerder, Breslau. 


Einen höchſt unleidlichen Appendix vieler Prozeſſe nach 
deren Erledigung bildet bei einer großen Anzahl von Gerichten 


* 
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die Frage, ob die gemäß $ 42 RAG. liquidierten Gebühren 
von dem unterlegenen Gegner zu erſtatten find. § 42 billigt 
dem zum Prozeß bevollmächtigten beſtellten Rechtsanwalt, der 
auf Verlangen der Partei !) die Vertretung in der mündlichen 
Verhandlung einem anderen Rechtsanwalt übertragen hat, neben 
den ihm zuſtehenden Gebühren 5/10 der Verhandlungsgebühr zu. 
Die Vorausſetzung zu einer ſolchen Liquidation iſt alſo immer 
dam gegeben — und das iſt der praktiſch bei weitem wichtigſte 
Fal der Anwendung des 8 42 —, wenn ein am Wohnſitz der 
lagenden Partei befindlicher Anwalt eine Klage beim aus: 
bärtigen Amtsgericht einreicht und dann einem bei dieſem 
Gericht zugelaſſenen Kollegen Untervollmacht für die mündliche 
Verhandlung erteilt. Dieſer hat feinerfeit gemäß § 43 nur 
auf die halbe Prozeßgebühr einen Anſpruch. Bei der Felt 
ſezung wird nun vielfach der Antrag auf Erſtattung der nach 
3 42 angeſetzten vollen Prozeß⸗ und der halben Verhandlungs⸗ 
zebühr damit abgetan, daß für beide Anwälte zuſammen eine 
dolle Prozeßgebühr angeſetzt wird, fo daß dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nur 5/10 feiner Gebühren als erſtattungsfähig 
nugebilligt, die übrigen 5/10 aber abgeſetzt werden. 

Dieſes Verfahren wird auf zwei verſchiedene Arten begründet. 
Entweder wird geſagt, daß gemäß § 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. 
die Kosten mehrerer Anwälte nur inſoweit zu erſtatten ſeien, 
als fie die Koſten eines Anwalts nicht überſtiegen (ebenſo noch 
Wa ter- Jacim 1908 zu 8 42 Anm. 19 unter Bezugnahme 
auf JB. 1888, 662). Oder es heißt, daß die Koſten des am 
Tohnfip des Klägers befindlichen Anwalts zur zweckentſpechenden 
Rehtöverfolgung nicht notwendig geweſen ſeien ($ 91 Abſ. 1). 
dur Begründung dient der typiſch wiederkehrende Satz: „Der 
Kläger konnte ſehr wohl einem am Prozeßgericht wohnhaften 
Antalt Prozeßvollmacht erteilen, denn die Sachlage war 
Iineötnegs ſo ſchwierig und verwickelt, als daß er den aus⸗ 
5 Anwalt nicht hätte ausreichend ſchriftlich informieren 

men.“ 

Du Umichtigkeit dieſer zum Abſtrich der Gebühren benutzten 
. nachzuweiſen, iſt der Zweck der folgenden Aus⸗ 

ngen. 


1 nan den Text des Schlußſatzes des § 91 Abſ. 2 
SET nuch dem Buchſtaben aus, fo hat die Abſetzung der 
Göhren den Wortlaut für ſich. Denn es handelt ſich nun 
mal tuſäclich um die Koſten zweier Anwälte, die in Höhe 
chgeſchten Gebühren die eines einzigen Anwalts überſteigen. 
1 bie in den meiſten Fällen ſich förmlich aufdrängende 
1 dieſes Ergebniſſes nicht Zweifel an feiner Richtigkeit 
5 in ſollte, für den ergibt die Entſtehungsgeſchichte des 
Ggußſazes des 8 91, daß wir es hier mit einer Geſetzeslücke 
5 5 baben, daß der Geſetzgeber unſeren Fall überhaupt nicht 
in ige hatte. Dies weiſt Böckel⸗Jena in feiner anſcheinend 
I 5 bekannt gewordenen Abhandlung „Die Erſtattung 
often mehrerer Anwälte“ in Buſchs Z. 38, 477 ff. über⸗ 
kugend nach. Das Geſetz denkt offenbar nur an den Fall, 
e 


auf nn „auf Verlangen der Partei“ bedeuten natürlich nicht: 

aa 75 beſonderes Verlangen, ſondern ſind dahin auszu⸗ 

nit der 5 Intereſſe der Partei es erfordert, deren Einverſtändnis 

m , tution fets vorhanden fein wind. (Sbenſe Bödel im 
den niente Arbeit G. 409). 
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daß die Partei ohne zwingenden Grund die Funktionen, die 
an ſich ohne weiteres von einem Anwalt ausgeübt werden 
können, unter mehrere verteilt, ſo z. B. für einen am Gericht 
ihres Wohnſitzes anhängigen Prozeß einen Anwalt als 
Konſiliarius für den Prozeßbetrieb, einen zweiten zum Plädieren 
in der mündlichen Verhandlung annimmt. Daß die unter⸗ 
legene Gegenpartei nicht die Koſten eines derartigen Luxus 
erſtatten ſoll, iſt begreiflich. Es bedarf aber kaum einer Aus⸗ 
führung darüber, wie himmelweit dieſer Fall von dem hier be⸗ 
handelten ſich unterſcheidet. Schon dieſer Unterſchied ſollte 
meines Erachtens ein genügender Beweis dafür ſein, daß das 
Geſetz unmöglich beide Fälle unter einen Hut hat bringen 
wollen. Dieſer Anſicht hat auch das RG. in einem leider ſchwer 
zugänglichen Beſchluſſe vom 10. Oktober 1883 (RG Ann. 8, 443) 
Ausdruck gegeben, indem es fagt, der zweite Abſatz des 8 87 (91) 
ZPO. habe überhaupt nur die Gebühren und Auslagen des 
Rechtsanwalts im Auge gehabt, der die Vertretung der Partei 
vor dem Gericht wahrnimmt. 

Ein weiterer Grund, der § 91 Abſ. 2 unanwendbar er⸗ 
ſcheinen läßt, um die Herabſetzung der Gebühren zu begründen, 
iſt der Fundamentalſatz, daß die Partei nicht in der Auswahl 
ihres Prozeßbevollmächtigten beſchränkt werden dürfe. Entſte hen 
der Partei dadurch, daß ſie ſich an den Anwalt ihres Wohn⸗ 
ſitzes wendet, vermögensrechtliche Nachteile, ſo wird ſie dies 
natürlich als Nötigung empfinden, die Zuziehung eines ſolchen 
Anwalts zu vermeiden. Eine ſolche Beſchränkung hat aber 
ſowohl für die Partei wie für den übergangenen Anwalt 
Schädliches im Gefolge. 

Die Partei, in der Mehrzahl der Fälle eine kaufmänniſche 
Firma, hat ihren Vertrauensanwalt, mit dem ſie gewohnheits⸗ 
mäßig in allen Rechtsfragen Rückſprache nimmt. Sie ſoll nun 
gezwungen werden, nur weil zufällig der Schuldner nicht am 
gleichen Orte wohnt, dieſen Anwalt zu übergehen und ſich mit 
einem ihr gänzlich unbekannten Anwalt in Verbindung zu ſetzen, 
über deſſen perſönliche Tüchtigkeit ſie völlig im unklaren iſt. 
In ſehr vielen Fällen wird nun eine lange Korreſpondenz mit 
dem aus wärtigen Anwalt einſetzen, bis die nötige Information 
beſchafft iſt. Denn es erſcheint ausgeſchloſſen, daß eine rechts⸗ 
unkundige Partei imſtande iſt, falls es ſich nicht gerade um 
eine formularmäßig abzufaſſende Warenklage handelt, den 
Anwalt ſchon mit ihrem erſten Schreiben ausreichend zu in⸗ 
formieren, ſelbſt wenn ſie genügend ſchreibgewandt und kauf⸗ 
männiſch vorgebildet iſt. Ein durch Rückfragen verurſachter 
Zeitverluſt von wenigen Tagen kann jedoch die Uneinbringlichkeit 
der Forderung nach ſich ziehen. Aber ſelbſt manche Kaufpreis⸗ 
klage für gelieferte Waren wird häufig genug erſt nach voran⸗ 
gegangener Beſprechung über Fälligkeit einzelner Poſten, Aus⸗ 
legung von Zahlungsbedingungen uſw. eingereicht. Keine Partei 
kann wiſſen, ob ihre Sache von vornherein wirklich glatt liegt. 
Dieſe Vorgänge bleiben natürlich dem Gericht gegenüber, das 
nur das ausgefüllte Formular zu ſehen bekommt, verborgen. 
Wie ſchnell und eingehend ſind alle dieſe Einleitungen eines 
Prozeſſes durch mündliche Rückſprache mit dem Anwalt am 
Wohnſitz der Partei zu erledigen, wie unangenehm und zeit⸗ 
raubend dagegen können fie bei ſchriftlicher Informations⸗ 
erteilung nach auswärts werden! Ich habe ſchon Fälle erlebt, 
in denen der Anwalt am Wohnſitze der Partei z. B. durch 
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Nachforſchungen bei Behörden erſt das Material für den an⸗ 
zuſtrengenden Prozeß beſchaffte. Hat er es beiſammen, ſo ſoll 
er nunmehr die Sache aus den Händen geben müſſen und nicht 
als Prozeßbevollmächtiater fungieren können? In anderen Fällen 
wieder iſt es der Partei mit Recht darum zu tun, ſich vorerſt 
über die Ausſichten des Prozeſſes zu vergewiſſern. Sie geht 
zu ihrem Vertrauensanwalt, der die ihm unterbreitete Korre⸗ 
ſpondenz ficbret, ſein Gutachten abgibt, aber nun verhindert 
wird, die Klage ſelbſt anzufertigen und einzureichen, ohne 
der Partei nicht wieder einzubringende Koſten zu verurſachen. 
Und ſolchen Mißhelligkeiten werden Gläubiger eines Schuldners 
ausgeſetzt, der ſemerſeits ſich mit ſeinem Rechtskonſulenien jeder⸗ 
zeit mündlich beſprechen und durch alle möglichen Prozeß⸗ 
ſchikanen die Sache in die Länge ziehen kann, aber, ſelbſt wenn 
er ſich nicht ſo verwerflicher Mutel bedient, unter allen Um⸗ 
ſtänden durch den mündlichen Verkehr mit ſeinem Vertreter 
beſſer geſtellt wird als ſein Gegner. Man ſieht, der Umſtände, 
Hinderniſſe und Unbilligfeiten find fo viele, daß es geradezu als 
unerträgliche Erſchwerung der Rechtsverfolgung bezeichnet werden 
muß, wenn die Partei durch irgendwelche Nachteile an der Zu⸗ 
ziehung eines am gleichen Orte anſäſſigen Anwalis verhindert wird. 

Alle dieſe Erwägungen haben zu der ſtändigen Praxis 
vieler Gerichte, vor allem der Beſchwerdekammer des LG. 
Berlin I, geführt, die der nicht am Sitze des Prozeßgerichts 
wohnenden Partei in allen Fällen die Befugnis zuſprechen, 
ſich an einen am gleichen Orte befindlichen Anwalt zu wenden. 
Soweit ich ſehe, ſprechen die veröffentlichten Entſcheidungen 
allerdings dieſen Grundſatz nur für die Erftattung der Gebühren 
des Korreſpondenzanwalts aus (z. B. JW. 1913, 350; Neu⸗ 
mann, Jahrbuch 1908, 764). Indes iſt nicht die mindeſte 
Urſache vorhanden, für unſeren Fall einen anderen Standpunkt 
einzunehmen, da ſeine Vorausſetzungen die gleichen ſind. 

Aber auch für die Anwaltſchaft hat, wie ich bereits oben 
bemerkte, der engherzige Gebührenabſtrich Schädlichkeiten im 
Gefolge. 

Einmal wird dadurch die Verſuchung herbeigeführt, möglichſt 
alle Rechteſtreingkeiten, insbeſondere die Kaufklagen, am Gericht 
des Wohnſitzes der Partei anhängig zu machen unter der Be⸗ 
haupiung, dieſes ſei als Gerichtsstand vereinbart oder als 
Gericht des Erfüllungsortes zuſtändig. In den meiſten Fällen 
hat dieſe Behauptung übrigens die Tatſachen für ſich, zumal 
wenn man der augenblicklich herrſchenden Anſicht über die Art 
der Vereinbarung — Vermerk in der Faktura ohne Belang, 
in einem Beſtätigungsſchreiben dagegen verbindlich — ſkeptiſch 
gegenüberſteht. Für diejenigen Richter, die der Vereinbarungs⸗ 
klauſel gewohnheitsmäßig Mißtrauen entgegenbringen, ſei bei 
dieſer Gelegenheit noch bemerkt, daß es durchaus falſch iſt, aus 
der Taiſache, daß dem Einwande der Unzuſtändigkeit der Ans 
trag auf Verweiſung an das Gericht des Wohnortes des Be⸗ 
klagten folgt (8 505 38D .), ſtets die bewußt unrichtige Auf⸗ 
ſtellung der Behauptung über den Gerichtsſtand zu folgern. 
Der Kläger verzichtet eben lieber auf ſein formelles Recht, den 
Prozeß an dem Gericht ſeines Mohnfiges durchzuführen, als 
daß er beim Mangel einer Urkunde über die Vereinbarung den 
einzigen Zeugen für dieſelbe, ſeinen Geſchäftsreiſenden, die Tour 
unterbrechen läßt und ſich dadurch einen Schaden zufügt, der 
das Intereſſe am Ausgange dez Prozeſſes häufig weit überfteigt. 
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Die zweite Schädigung der Anwaltſchaft beſteht darin, daß 
angeſichis der Rechtsunſicherheit über unſere Frage ſehr viele 
Anwälte, um ihren Mandanten Koſten zu erſparen, von vorn⸗ 
herein auf %᷑ 0 der ihnen gemäß § 42 RAG. zuſtehenden 
Gebühren verzichten, ſie im Feſtſetzungsantrag fallen laſſen und 
dadurch die Partei ſo ſtellen, als führe nur ein Anwalt den 
Prozeß für ſie. Abgeſehen davon, daß meines Erachtens ein 
ſolcher genereller Verzicht auf zweifellos geſetzlich begründete 
Gebühren ſeine ſtandespolitiſchen Bedenken hat, iſt dieſe Praxis 
nicht gerade geeignet, den Gerichten die Überzeugung von der 
Notwendigkeit beizubringen, die Gebühren aus § 42 im vollen 
Umfange für erſtattungsfähig zu erklären. 

Geht man nun von dem Satz aus, daß die Partei in der 
Wahl ihres Prozeß bevollmächtigten nicht beſchränkt werden und 
ſich deshalb an einen Anwalt ihres Wohnſitzes wenden darf, ſo 
bietet der Wortlaut des zweiten Abſatzes von 8 91, wollte man 
ihn auch von vornherein für anwendbar halten, ſelbſt die Hand⸗ 
habe, um ſeine Anwendung auszuſchalten. | 

Würde der Vrozepbevollmädtigte die Vertretung auch für 
die mündliche Verhandlung beibehalten, ſo müßte er eine oder 
mehrere Reiſen nach auswärts unternehmen, wofür ihm Neiſe⸗ 
koſten und Tagegelder zuſtänden. Die Gebühren für die Wahr⸗ 
nehmung eines einzigen auswärtigen Termins werden aber ſtets 
die Koſten, welche durch die Bevollmächtigung eines auswärtigen 
Subſtituten entſtehen, bedeutend überſteigen. Da nun Ubi. 2 
des 8 91 ausdrücklich die Gebühren mehrerer Anwälte jeden: 
falls inſoweit für erſtatibar erklärt, als fie die in der Perſon 
eines einzigen (hier des Prozeßbevollmächtigten) entſtehenden 
nicht überſteigen, ſo liegt die Vorausſetzung für die vom Geſetz 
ſelbſt zugelaſſene eine Ausnahme vor, unter der es die Des 
ſtellung mehrerer Anwälte konzediert. Unter dieſen Geſichts⸗ 
punkten erklären auch das LG. München in ſeinem Beſchluſſe 
vom 1. Auguſt 1912 (abgedruckt in JW. 1913, 230) und 
Willenbücher (Aufl. 1914 S. 45) die Gebühren aus 8 42 für 
erſtattungsfähig. 

Die zweite Ausnahme, bei deren Vorliegen das Geſetz die 
Koſten mehrerer Anwälte zuſpricht, beſteht darin, daß in der 
Perſon des Anwalts ein Wechſel eintreten mußte. In erſter 
Linie wird hierunter ein Wechſel verſtanden, der durch den Tod 
des erſten Anwalts, durch das Aufhören ſeiner Zulaſſung, durch 
die Verweiſung des Rechtsſtreits an ein Gericht außerhalb ſeines 
Zulaſſungkreiſes uſw. veranlaßt wird. Indes wäre es falſch, 
nur eine derartige abſolute Notwendigkeit darunter zu verſtehen, 
die das völlige Ausſcheiden des Anwalts zur Folge hat (ebenjo 
Böckel J. c. S. 492). So beurteilt Stein (Kommentar 10. Aufl. 
zu 891 Anm. IX. 5) im Anſchluß an die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts bei der Kündigung des Mandats durch den An⸗ 
walt oder die Partei die Notwendigkeit des Wechſels nach den 
Umſtänden des Einzelfalles. Legt man dieſen Maßſtab für die 
Unterſuchung unſerer Frage zugrunde, ſo gelangt man zur Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Gebühren aus § 42 wiederum aus dem 
Geſichtspunkt, der bei der eben beſprochenen erſten Ausnahme 
des 8 91 Abſ. 2 ausſchlaggebend war. Da die Partei ein 
unentziehbares Recht zur Beſtellung eines Anwalts ihres Wohn⸗ 
ſitzes als Prozeßbevollmächtigten hat, dieſer aber einerſeits die 
Fäden der Prozeßfuhrung auch dann in den Händen halten 
kann, wenn er einem Anwalt am Orte des Gerichts Unter⸗ 


4. Jahrgang. 


velmaht für die mündliche Verhandlung erteilt, andererſeits 
gar nicht die Zeit finden würde, zur Wahrnehmung eines jeden 
Tamms nach auswärts zu reifen, fo iſt eben ein Wechſel in 
de Jason des Anwalts für die Terminsvertretung ebenſo not⸗ 
wendig us zweckmäßig. Daß aber die Schlußworte des 8 91 
M. „dan ein Wechſel ... eintreten mußte“ auch den Fall 
iu ih kerifen, daß eine einzelne Funktion zweckmäßigerweiſe 
dub onen anderen Anwalt auszuüben fei, hat auch das RG. 
103 26, 377 anerkannt. 

ez nuß endlich nachdruͤcklichſt betont werden, daß die 
Sud ch über den Satz, die Koſten mehrerer Anwälte ſeien nur 
n sch derer eines Anwalts zu erſtatten, in zwei anderen Fällen 
lugt huweggeſetzt und damit die oben aus der Eniſte hungs⸗ 
itte der Geſetzesbeſtimmung hergeleitete Auslegung beftätigt 
u daß 9 91 Abſ. 2 Satz 2 nur die Gebühren mehrerer Ans 
Bär meine, welche die Partei vor dem Gericht vertreten. 
& kndelt ſich um die Erſtattungsfähigkeit derjenigen Koſten, 
kr bunch die Zuziehung eines Anwalts zur Wahrnehmung 
Mnittiger Deweistermine und als Korreſpondenzmandatar 
anche Im erſten Falle hat das Reichsgericht im Jahre 
1 ker bis dahin herrſchenden Rechts unſicherheit mit einem 
Scar dur die bekannte Plenarentſcheidung im RGZ. 51, 11 
M Enke gemacht. Es entſchied nämlich, daß die Gebühren 
nnz fn die Wahrnehmung eines auswärtigen Beweistermins 
höftrieten Anwalts inſoweit, als fie die Neikfoften und 
Tagge des Prozeß bevollmächtigten nicht überſteigen, in 
jeden zalle — gleichviel, ob die Beweisaufnahme einfach 
a önierig iſt — von dem in die Prozeßkoſten ver⸗ 
iin Gegner zu erſtatten ſeien. Im zweiten Falle denkt 
kan in Gericht mehr daran, die Abſetzung der Korreſpondenz⸗ 
biin ewa mit dem Schlußſatze des g 91 zu begründen, wie das 
W 6 noch in feinem Beſchluſſe vom 1. Auguft 1883 (RGZ. 
57) getan hat. Vielmehr prüfen viele Gerichte im Anſchluß 
0 de pätere reichsgerichtliche Judikatur (4. B. RG3. 15, 402) 
„uc, ob die in der Perſon des Zwiſchenanwalis entſtandenen 
lan in zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig 
ne ſeien 


boffenllch tragen dieſe Ausführungen dazu bei, daß in 
Sa bei der Abſetzung der Gebühren aus § 42 die Heran⸗ 
Ming des g 91 Ab. 2 Satz 2 ZPO. endgültig ausſcheidet. 
Aa oe noch ein paar Worte zu der Zweckmäßigkeitsfrage 
in ale Abfape von 8 91. 
Dem vihterlichen Ermeſſen wird mit dieſer Beſtimmung ein 
mis Spielraum eingeräumt. Ich für meine Perſon vermag mir 
emen Fall zu denken, in dem a priori — nur von dieſem 
danch aus darf man die Frage entſcheiden — der Partei die 
„vente, ihr Recht durch Zuziehung eines Anwalts am Orte 
Wohrſthes zu verfolgen, beſtritten werden kann. Ein großer 
at biöber Erörterten, insbeſondere das zur Begründung der 
ait einer Beſchränkung der Partei in der Auswahl ihres 
Porfbeolimächtigten Geſagte, gilt auch hierfür. Aber ſelbſt wenn 
bi wi alles nicht anerkennen, ſondern die Entſcheidung über 
uiwendigkeit der Zuzichung des erſten Anwalts auf die 
bai v Einzelfalles abstellen wollte, fo ſollten doch Miß⸗ 
g Die man fie bisher nur allzu häufig erleben konnte, 
TÜR vntommen. Stein ſagt zur Auslegung von $ 91 Abſ. 1 
nm. VI: 
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„Die beteiligten Gerichtsperſonen entſcheiden ohne Bindung 
an beſtimmte Regeln auf Grund ihrer freien Überzeugung, 
zu deren Bildung es einer Beweisaufnahme nie bedürfen 
wird, da ſie mit den zu beurteilenden Lebensverhältniſſen 

Kraft ihrer Stellung vertraut ſein müſſen und vertraut ſind.“ 

Daß „ſein müſſen“ iſt ſicherlich zu unterſchreiben, über das 
„find“ wird man oft verſchiedener Anſicht fein. Gerade der 
Anwalt ſtaunt immer wieder über die manchmal an Naivetät 
grenzende Rechtsunkenntnis unter den gebildetſten Ständen, 
Kaufleute nicht ausgenommen. Da berührt es doppelt peinlich, 
wenn man, um eins der von Böckel (J. c. S. 477 ff) gebrachten 
Beiſpiele anzuführen, hört, daß ein Gericht ohne jede Unterlage 
folgende Kenntniſſe bei einem Laien vorausſetzt: 

1. daß mit einer Klage im Wechſelprozeſſe Ausfteller 
und Akzeptant belangt werden können, 

2. daß im fraglichen Falle zufällig die Wohnſitze beider 
Beklagten zur Zuſtandigkeit des gleichen Anusgerichis 
gehören, 

3. daß an dieſem Amtsgericht der Rechtsanwalt F. zu 
gelaſſen ſei. 

Wenn das hiergegen als Beſchwerdeinſtanz angerufene 
Landgericht ſagt, der Kläger hätte alle dieſe Auskünfte koſtenlos 
ſich auf der Gerichtsſchreiberei ſeines Wohnortes beſchaffen 
können, ſo bemerkt hierzu Böckel mit vollſtem Recht, daß 
einmal die Gerichtsſchreibereien zu regelmäßigen Erteilungen 
derartiger Auskünfte (abgeſehen vom Mangel anderer Voraus- 
ſetzungen) ſchon infolge Belaſtung mit anderen Arbeiten außer⸗ 
ſtande ſind, ferner aber, daß eine ſolche Auskunftserteilung recht 
unangenehme Regreßanſprüche im Gefolge haben dürfte. Mir 
ſelbſt liegt gerade ein Fall vor, in dem ich als Vertreter der 
klagenden Firma nach mehreren Rückſprachen, Prüfung des 
Materials eines Vorprozeſſes und Nachfragen bei verſchiedenen 
Behörden herausbrachte, daß der wahre Inhaber der zuerſt 
verklagten Firma eine ganz andere Perſon war als die, mit 
welcher die Klägerin kontrahiert und korreſpondiert hatte. Es 
handelte ſich um eine raffinierte Schiebung. Da die Klage 
unter dieſen Umſtänden außer auf das Anfechtungageſetz auch 
auf Kauf geſtützt war, ſo meinte das Landgericht als Beſchwerde⸗ 
inftanz, die Klagerin habe „auf Zahlung von Kaufgeld“ geklagt 
und fährt dann fort: 

„Die Klägerin konnte ſehr wohl einem am Prozeßgericht 

wohnenden Anwalt Prozeßvollmacht erteilen. Auf dieſe 

Weiſe wären die Koſten des Breslauer Anwalts erſpart 

geblieben. Die Sachlage im Proieß war keineswegs 

ſo ſchwierig und verwickelt, als daß die Klägerin, eine 
kaufmänniſche Firma, dieſen Anwalt nicht hätte aus⸗ 
reichend ſchriftlich informieren können.“ 

Man ſieht, wie falſch die Vorausfegungen find, von denen 
das Landgericht ausgeht. Nicht darauf kommt es an, wie die 
Sachlage im Prozeß, ſondern wie ſie vor dem Prozeß war. 
Daß ſich die Ergebniſſe der in dieſem Einleitungsſtadium an⸗ 
gehtellten Prüfungen und Nachforſchungen in der Klage ſelbſt 
nicht mehr „ſchwierig und verwickelt“ ausnebmen, iſt doch kein 
Grund gegen die Tatſache, daß die Sachlage vorher recht 
dunkel geweſen war. Daß die Aufhellung im Wege der ſchrift— 
lichen Informationserteilung ebenſo ſchnell vor ſich gegangen 


wäre, kann als ausgeſchloſſen bezeichnet werden. Eine Ver— 
17* 
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zögerung von wenigen Tagen aber hätte ſicherlich die Folge 
gehabt, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem in der erſten 
(und zwar kontradiktoriſchen) Verhandlung ergangenen Urteile 
durch eine neue Schiebung vereitelt worden wäre. Ein anderer 
Fall: Es handelt ſich um die Ausleaung eines höchſt unklar 
gefaßten Vertrages zwiſchen einer Geſellſchaft m. b. H. und 
ihren Mitgliedern Über die Verpflichtung zu Nachſchüſſen. Dem 
Prozeß gehen zunächſt monatelange Verhandlungen zwiſchen dem 
Anwalt zweier Geſellſchafter in Breslau mit dem Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft voraus, deren Sitz Hannover iſt. Die In⸗ 
formation für den dann in Hannover beginnenden Prozeß an 
den dortigen Anwalt wird mehrere Bogen lang. Die Geſell⸗ 
ſchafter verlieren den Prozeß in erſter Inſtanz. Die zweite 
ändert zu ihren Gunſten das Urteil im erſten Termine ab. 
Schon dies läßt einen Schluß auf die rechtlichen Zweifel und 
Schwierigkeiten der Sache zu. Gleichwohl ſetzt das LG. 
Hannover die Gebühren des Breslauer Anwalts ab. Zur 
Begründung dient die Zauberformel: 

„Beklagte ſind Großkaufleute und dürften den Prozeß 

ſchriftlich inſtruieren können.“ 

Weiter findet das Gericht zur Begründung des Abſtrichs 
kein Wort. Genug der Beiſpiele. Sie laſſen ſich ins Un 
gemeſſene vermehren. Vielleicht genügen die hier erwähnten, 
um bei den Gerichten, die trotz allem die Entſcheidung weiter 
auf die Zweckmäßigkeitsfrage abſtellen, wenigſtens eine rationelle 
Beantwortung dieſer Frage zu erzielen. Wird die von Stein 
vorausgeſetzte Kenntnis der Verhältniſſe des Lebens und des 
Verkehrs dabei betätigt, ſo wird es auch bei Anwendung des 
§ 91 Abſ. 1 ZPO. nicht viele Fälle geben, in denen die 
Partei, die auf eine durchaus natur⸗ und zweckgemäße Art ihr 
Recht verfolgt hat, hierdurch Schaden erleidet. 


Die Gebühren der Rechtskonſulenten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


In neueſter Zeit tritt bei den Gerichten die Neigung 
immer ſtärker hervor, die Rechtskonſulenten amtlich anzuerkennen 
und ſie mehr oder minder den Anwälten gleichzuſtellen. Zur 
Begründung dieſer Handlungsweiſe benutzt man das in der 
Zivilprozeßordnung vorgeſehene freie Ermeſſen des Gerichts, 
das in der Koſtenfrage von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. 
§ 91 Abſ. 1 ZPO. beſtimmt, daß die unterliegende Partei die 
dem Gegner erwachſenen Koſten zu tragen hat, ſoweit ſie nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts zur Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung notwendig waren. Im Abſatz 2 iſt hervorgehoben, 
daß die Gebühren eines Anwalts der obſiegenden Partei in 
allen Prozeſſen zu erſtatten find, von Rechtskonſulenten ſpricht 
das Geſetz nicht. Für die Erſtattung ihrer Gebühren war 
keine allgemeine Regel vorgeſehen, ſie ſollten nur in Ausnahme⸗ 
fällen erſetzt werden.“) 

In der früheren Praxis der Gerichte ſind daher in 
richtiger Anwendung dieſer Vorſchrift nur in beſonderen Fällen 
Gebühren für Rechtskonſulenten bewilligt worden. In der 
neueren Zeit dagegen hat ſich das freie Ermeſſen gewandelt, 


1) Vgl. den Aufſatz des Amtsrichters Kraft in der JW. 1918, 818ff. 
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man unterſcheidet nicht mehr die einzelnen Angelegenheiten, 
nimmt ferner mcht die vorgeſchriebene Prüfung des Einzelfalles 
vor, ſondern geſtattet allgemein jeder beliebigen Perſon, ja ſogar 
zu dieſem Zweck gebildeten Geſellſchaften und Vereinen, die 
Geſchäfte der An voliſchaft zu führen, und ſpricht ihnen für 
ihre Tätigkeit ein Entgelt zu, das im Geſetz nicht vorgeſehen 
iſt. Es gibt kaufmänniſch eingerichtete Verbände, die ſelbſtändig 
die Vertretung von Parteien übernehmen, Zahlungsbefehle ein⸗ 
reichen, Klagen anfertigen und nachher ihre Gebühren berechnen, 
die feſtgeſetzt werden. Beſchwerden gegen ſolche Maßnahmen 
der Gerichte enden erfolglos, weil das gewöhnlich in letzter 
Inſtanz entſcheidende Landgericht die Auffaſſung der neuerdings 
eingeführten Praxis teilt und unbekümmert um alle in Frage 
ſtehenden großen Grundſätze ſeine durch die Macht der 
Unanfechtbarkeit geſtützte Rechtſprechung nicht ändert. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß jeder Wettbewerb der 
Anwälte mit den Laienvertretungen ausgeſchloſſen iſt. Gerade 
dieſer Umſtand verbietet es aber von vornherein, daß ein 
Gericht entgegen der Stellung beider Berufsklaſſen zueinander 
eine auf die Gebührenordnung der Anwälte ſich gründende 
Bewertung der Arbeit der Rechtskonſulenten vornimmt. Wenn 
Verfügungen der höchſten Gerichtsbeamten die Sätze der 
Gebührenordnung für Anwälte dennoch zum Maßſtab für die 
Berechnung der Anſprüche der Rechtskonſulenten wählen, ſo 
ſtellt dies eine Verkennung ſowohl der Tätigkeit des Anwalts 
wie des gewerbsmäßigen Rechtsberaters dar. Im Kammer⸗ 
gerichtsbezirk wird eine ſolche Verfügung vom Jahre 1910 
befolgt, nach der Prozeßagenten, die vom Gericht zugelaſſen 
find, / der Gebühren eines Anwalts zugebilligt werden, 
während die übrigen Rechtskonſulenten die Hälfte verlangen 
dürfen. Hier iſt im Verwaltungswege durch ſtändige Gerichts⸗ 
übung ein geltendes Recht geſchaffen worden, das ſeine Wirkungen 
auf alle diejenigen Perſonen ausübt, gegen die derartige Gebühren 
feſtgeſetzt werden. 

Eine Erfahrungstatſache iſt, daß häufig jüngere Bureau⸗ 
vorſteher und Schreibgehilfen von Anmwälıen, die aus irgend 
welchen Gründen eine Stellung nicht finden, das Gewerbe als 
Rechtskonſulent ausüben. Zwanzigjährige Menſchen, denen es 
an jeder Vorbildung und Errahrung fehlt und die die Erforderniſſe 
der Zuverläſſigkeit und Verantwortlichkeit zur Führung von 
Rechtsſachen in keiner Weiſe erfüllen und die ſich in einer Lage 
befinden, daß die Geltendmachung jeder Hafipflicht gegen fie 
unmöglich iſt, erhalten Beträge zugebilligt, die nur um einen 
geringen Teil erhöht dem Anwalt gewährt werden, der nach 
einer langen mit manchen Schwierigkeiten verknüpften Vor⸗ 
bildungszeit in einem weit höheren Alter erſt um ſeine Zulaſſung 
zur Ausübung feines Berufes nachſuchen muß. Überſehen wird 
bei einer derartigen Beurteilung, daß ein Anwalt, wenn er 
überhaupt nur einigermaßen zweckdienlich ſeinen Beruf erfüllen 
ſoll, ſich ein Bureau einrichten muß, deſſen Erhaltung ihn 
beträchtliche Beträge koſtet, ſo daß bei den zugebilligten Sätzen 
den Rechtskonſulenten mehr verbleibt als den Anwälten. Dieſe 
haben für ihre Angeſtellten zu ſorgen und die verſchiedenſten 
Pflichten der ſozialen Verſicherung zu tragen, ſie leiſten Beiträge 
an die Invaliden⸗, Alters⸗, Kranken⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
und ſogar an von ihnen gegründete freiwillige Hilfskaſſen zur 
Unterſtützung notleidender Bureaubeamten. 
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Ein Beiſpiel aus der Praxis mag die Unbilligkeit des 
heutigen Verfahrens dartun. In einer Interventionsklage hatte 
der Bellagte vor der Zuſtellung der Klage freigegeben, dieſe 
wurde vor dem Termin zurückgenommen, irgendwelche Koſten 
waren dem Beklagten nicht entſtanden. Sein Vertreter, ein 
Piopeßagent, der nicht am Sitze des Gerichts, ſondern außer⸗ 
halb wohnte, verlangte den Erſatz ſeiner Gebühren, die er bei 
einem bon ihm angenommenen Streitgegenſtande im Werte von 
60 bis 120 4 auf 2 4 Prozeßgebühr und 2,70 & Auslagens 
mauſchſa berechnete. Der Kläger lehnte den Anſpruch ab, 
worauf der Beklagte ſich im Termin durch einen Anwalt ver⸗ 
treten ließ und das Verſäumnisurteil wegen der Koſten gegen 
den Kläger beantragte, es erging das zwar rechtlich zuläſſige, 
aber ſonſt überflüffige Urteil, daß der Kläger die Koſten des 
Nechtsſtrrits zu tragen habe. Man kann nicht einwenden, daß 
der Kläger dies Urteil vermieden hätte, wenn er die Forderung 
des Prozeßagenten vor dem Termin beglichen hätte. Er war 
der Meinung, daß das Gericht gerade mit Rückſicht auf § 91 
BIO. die ſich auf leine geſetzliche Grundlage ſtützende Forderung 
nicht billigen werde. Bei der Feſtſetzung berechnete der Prozeß⸗ 
agent 1,50 & als eigene Prozeßgebühr bei einem Werte des 
Stritgegenſtandes von nunmehr 20 bis 60 &, ein Anwalt 
hätte ebenfalls nicht mehr erhalten. Die Terminsgebühren des 
Vertreters des Prozeßagenten, eines Anwalts, / Prozeßgebühr 
und ½ Verhandlungsgebühr wurden mit zuſammen 2 4 nach 
dem Werte eines Streitgegenſtandes unter 20 & verlangt, 
daneben waren angeſetzt 4 , Auslagenpauſchſatz und 50 
Feſtſckungsgebühr ſowie die Beſchlußkoſten und einige Porto⸗ 
auslagen. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß wurde die Erinnerung 
erhoben und dargelegt, daß die Gebühren des Vertreters des 
Beklagten nicht zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung ge⸗ 
hörn und daß er auf einen Pauſchſatz in keinem Falle Anſpruch 
habe. Die Erinnerung wurde mit dem Bemerken zurückgewieſen, 
dis der Beklagte berechtigt geweſen ſei, einen Rechts konſulenten 
mt feiner Vertretung zu beauftragen. Die eingelegte Bes 
Ihe wurde von dem zuſtändigen Landgericht ebenfalls 
hrüdgenieſen, die Geltendmachung der Gebühren des Prozeß⸗ 
agenten wurde von neuem mit § 91 ZPO. als zur zweck⸗ 
mtfprehenden Rechtsverteidigung gehörend gerechtfertigt. Es 
wude in dem Beſchluß ferner auf den Erlaß des Kammer⸗ 
herichtepräfidenten wegen der Höhe der Sätze Bezug genommen. 
zm Schluß mag hierbei noch erwäbnt werden, daß der Kläger 
Mm den Vertreter des Beklagten weitere 50 % Gebühr für das 
Sechwerdeverſahren und 50 Ar für den Feſtſetzungsantrag dazu 
eri je 30 % Auslagenpauſchſatz für beide Gebühren hat 
emichten müſſen. Von einer Erinnerung und Beſchwerde hier⸗ 
hegen hat er nach der ihm durch die Gerichtsentſcheidungen 
rinlen Belehrung Abstand genommen. 

Ein früherer Bureauvorſteher eines Anwalts, der wegen 
Unterſclagung entlaſſen und zu einer längeren Gefängnisſtrafe 
verurteilt worden iſt, hat ſich an demfelben Orte, an dem er 
Stellung geweſen ift, als Rechtskonſulent niedergelaſſen. Ihm 
erden bei allen Anträgen die halben Gebübren eines Anwalts zus 
Bebiligt, beſonders eigenartig nimmt es ſich bei Zahlungsbefehlen 
u wenn mit der beizutreibenden Forderung die zu den Antrags⸗ 

gerechneten Gebühren des Rechtskonſulenten mitfeſtgeſetzt 


weiden, die bei mittleren Strritwerten 10 bis 15 4 betragen. 
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Wie ferner nicht nur die Rechtskonſulenten, ſondern auch 
die von kaufmänniſchen Vereinen geleiteten oder eingerichteten 
Geſchäfte eine Gefahr für den Rechtſuchenden bedeuten, zeigt 
folgender Fall. Eine ausländiſche Firma wandte ſich an ein 
Geſchäft eines ſolchen großen Verbandes in Deutſchland, das 
Geſchäft befand ſich nicht am Sitze des Gerichts, bei dem der 
Schuldner zu verklagen war. Die ausländiſche Firma erteilte 
den Auftrag zur Beitreibung von etwa 1000 #. Der Schuldner 
wurde aufgefordert. Er erhob Einwendungen, worauf die 
Gläubigerin, die inzwiſchen erfahren hatte, daß der Verband am 
Wohnorte des Schuldners auch eine Vertretung habe, ſich 
unmittelbar an dieſe wandte. Sie wurde darauf von dem zuerſt 
erwähnten Geſchäft angewieſen, nur mit ihm zu verhandeln, 
der bedeutend leichtere Verkehr mit der Vertretung am Wohnort 
des Schuldners wurde ihr unterſagt. Es wurde von dem 
Geſchäft ſchließlich ein Zahlungsbefehl gegen den Schuldner be⸗ 
antragt, bei deſſen Zuſtellung die Forderung inzwiſchen bezahlt 
war. Die Gläubigerin wies nunmehr das Geſchäft an, den 
Antrag zurückzuziehen und ihr die Koſtenrechnung zuzuſenden, 
anſtatt dies zu tun, erwiderte es, daß das Gericht von ihm 
einen Vorſchuß verlange, die Gläubigerin müſſe ſofort 100 4 
zahlen, danach könne es erſt die Klage zurücknehmen. Da der 
Schuldner Widerſpruch gegen den Zahlungsbeſehl erhoben hatte, 
war ein Verhandlungstermin anberaumt worden, in dem die 
Gläubigerin nicht vertreten war und beinahe ein Verſäumnis⸗ 
urteil gegen fie ergangen wäre, das erhebliche Koſten veru : ſacht 
hätte, da der Klageantrag nicht ermäßigt war. Schließlich 
wurde durch einen Anwalt, an den ſich die Gläubigerin wandte, 
die Angelegenheit erledigt. Für ſeine völlig nutzloſe und die 
Gläubigerin ſchädigende Arbeit berechnete das Geſchäſt: 


Koſten des Zahlungsbefehls einſchl. Antrag 18,70 K, 
½ Prozeßgebührt rt 14,00 „ 
Pauſchgebühr f 4.00 „ 
Gerichtskoſten 30,25 „ 

66.95 &. 


Mit derartigen an keine Schranken gebundenen Geſchäfts⸗ 
betrieben vergleicht man die Arbeit des Anwalts, der mit 
einer ſolchen Verletzung des Intereſſes ſeiner Auftraggeber 
ſchwer gegen ſeine Standespflichten gefehlt hätte! 

Auf irgendein praktiſches Bedürfnis kann ſich die jetzige 
Gepflogenheit der Gerichte nicht gründen. In anderen Ländern 
geht das Beſtreben dahin, das Gewerbe der Rechtskonſulenten 
zu unterſagen und zu unterbinden, weil man ſeine Schäden 
erkannt hat. So wird in Oſterreich die Tätigkeit den Mechts⸗ 
konſulenten außerordentlich erſchwert, ihre geſetzwidrige Aus⸗ 
übung wird empfindlich beſtraft. In Deutſchland fehlt jede 
Notwendigkeit, die Hilfe von Rechtskonſulenten anzurufen, die 
Gerichtsſchreiber ſind an Vorbildung und Erfahrung der großen 
Menge der gewerbsmäßigen Rechtsberater bei weitem überlegen. 
Zur Aufnahme von Klagen und Anträgen jeder Art ſtehen die | 
Gerichtsſchreibereien einem jeden koſtenlos zur Verfügung. Es 
gibt ferner zahlreiche öffentliche und unentgeltliche Rechts⸗ 
auskunftsſtellen, die dem Unbemittelten mit Rat und Tat zur 
Seite ſtehen. Wer nicht in der Lage iſt, die Hilfe eines An⸗ 
walts in Anſpruch zu nehmen, dem iſt hinreichend die Möglich⸗ 
keit geboten, ſeine Forderungen ohne jede Ausgabe geltend zu 
machen. Iſt die Vertretung vor dem Gericht ſchwierig und 
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bedarf es daher eines Anwalts, fo hat das Gericht die Befugnis, 
das Armenrecht zu gewähren und einen Anwalt beizuordnen. 

Wenn die Gerichte ſchon einmal den Rechtskonſulenten 
Gebühren zubilligen, ſo müſſen ſie folgerichtig verfahren und 
auch den Parteien, die ſich ſelbſt vertreten, Gebühren zuſprechen. 
Der rein äußerliche Unterſchied, daß die Partei ſich nicht als 
Rechtskonſulent bezeichnet, vermag eine andere Beurteilung 
nicht zu begründen. Läßt ein Geſchäft ſich durch einen An⸗ 
geſtellten in ſeinen eigenen Angelegenheiten vertreten, ſo könnte 
es ebenſo berechtigt ſein, eine Gebübr zu berechnen, zumal es 
Gehalt an den Angeſtellten zahlt. In beiden Fällen geht die 
Praxis nicht ſo weit, weil es klar iſt, daß das Geſetz eine 
derartige Erſtattungspflicht nicht hat ſchaffen wollen. Bezeichnen 
die Angeſtellten der Geſchäfte ſich jedoch als Rechskonſulenten 
— eine Prüfung über Annahme einer ſolchen Benennung wird 
nicht vorgenommen —, ſo werden die von ihnen berechneten 
Gebühren feſtgeſetzt. Ganz willkürlich werden durch die reine 
Außerlichkeit einer ſolchen Angabe die zu erſetzenden Prozeß⸗ 
koſten größer oder kleiner. Dem Schuldner werden Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt, die im Geſetz nicht beſtimmt und niemals 
in Ausſicht genommen worden find.) Gegenüber dieſer miß⸗ 
bräuchlichen Entwicklung kann es nur die Rückkehr zu dem 
früher geübten Verfabren geben, das in Übereinftimmung mit 
dem Sinn des $ 91 ZPO. die Gebühren der Rechtskonſulenten 
als nicht erſtattungsfähig anſieht. 


Die Kriegswochenhilfe nach der Verordnung des 
Bundesrats vom 3. Dezember 1914 und die 
Befreiung von der Verſicherungspflicht nach der 
Reichsverſicherungsordnung. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Klußmann, Berlin⸗Friedenau. 


1. Der Bundesrat hat am 3. Dezember 1914 die im 
RGBl. S. 492 veröffentlichte Verordnung erlaſſen, wonach 
während des Krieges Wöchnerinnen unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen ein über das in der Reichsverſicherungsordnung be⸗ 
ſimmte Maß weit hinausgehender Anſpruch auf Wochenhilfe 
zuſteht (Kriegswochenhilfey). Die im § 3 näher bezeichneten 
Leiſtungen ſind zu gewähren: 

a) den Ehefrauen der Kriegsteilnehmer unter den in 81 
genannten Vorausſetzungen, 

b) ſämtlichen Wöchnerinnen, bei denen die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 195 RVO., d. h. die allgemeinen 
Vorausſetzungen für die Gewährung von Wochenhilfe 
vorliegen (8 8). 

Der Anſpruch richtet ſich gegen die Krankenkaſſe, der der Ehe⸗ 
mann angehört, oder wenn die Wöchnerin ſelbſt Mitglied einer 
Kaſſe iſt, gegen dieſe Kaſſe. 

Im Falle a werden die Leiſtungen von dem Reich der 
Kaffe inſoweit erſtattet, als fie nicht nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung der Kaſſe ſelbſt zur Laſt fallen; im Falle b trägt die 
Kaſſe die Leiſtungen allein (55 5 und 8). 

Wie ſteht es, wenn die Wöchnerin oder im Falle des § 1 
der Verordnung der Ehemann zu den im Dienſt des Reichs, 


. 2) Pgl. Kraft a. a. O. S. 817. 


3. 1915. 


eines Bundesſtaats, einer Gemeinde uſw. ſtehenden Perſonen 


oder zu den in der Landwirtſchaft Beſchäftigten oder Dienft- 
boten gehört und nach den 88 169 ff., 418, 435 RVO. von 
der Verſicherungspflicht befreit iſt. Hat auch dann die Wöchnerin 
Anſpruch auf die Kriegswochenhilfe und gegen wen? Dieſe 
auch namentlich für die Dienſtherrſchaften ihren Dienſtboten 
gegenüber wichtige Frage iſt zu verneinen. 

2. Beſteht ein Anſpruch gegen den Arbeitgeber? 

a) Die in den SS 169 ff. RVO. genannten Perſonen 
find entweder ohne weiteres oder auf Antrag des 
Arbeitgebers durch die oberſte Verwaltungsbehörde 
von der Verſicherungspflicht befreit, 

„wenn ihnen gegen ihren Arbeitgeber ein Anſpruch 

mindeſtens entweder auf Krankenhilfe in Höhe und 

Dauer der Regelleiſtungen der Krankenkaſſen oder 

für die gleiche Zeit auf Gehalt, Ruhegehalt, 

Wartegeld oder ähnliche Bezüge in anderthalb⸗ 

fachem Betrage des Krankengeldes gewährleiſtet iſt.“ 
Soweit dieſe gewährleiſteten Bezüge die Kriegs⸗ 
wochenhilfe decken, beſteht natürlich ein Anſpruch auf 
die letztere gegen den Arbeitgeber. Dieſer Anſpruch 
entſpringt aber nicht der Reichsverſicherungsordnung 
oder der Bundesratsverordnung vom 3. Dezember 
1914, ſondern dem Arbeits verhältnis und bietet keine 
Beſonderheiten. Wenn daher der im Krieg befindliche 
Ehemann, nicht die Wöchnerin ſelbſt, zu den in den 
Sg 169 ff. RVO. genannten Perſonen gehört, erhält 
die Wöchnerin die Kriegswochenhilfe nur, wenn ſich 
die Gewährleiſtung auch auf die Unterſtützung der 
Ehefrau miterſtreckt. Iſt letzteres nicht der Fall, dann 
hat fie keinerlei Anſpruch, weil der 8 1 VD. nicht 
dahin auszulegen iſt, daß er den Arbeitgebern, die 
die Unterſtützung gegen den Ehemann nach den 
65 169 ff., 418, 435 RO. ſelbſt tragen, unter 
den in 8 1 genannten Vorausſetzungen auch eine 
Verpflichtung, für die Ehefrau einzutreten, auf⸗ 
erlegt hätte. 

Decken die Bezüge, die nach den 88 169 ff. RVO. 
gewährleiſtet ſein müſſen, die Kriegswochenhilfe nicht, 
dann haftet der Arbeitgeber nicht, mag die Wöchnerin 
ſelbſt oder ihr Ehemann der Arbeitnehmer ſein, da 
es keine Beſtimmung gibt, die den Arbeitgeber zu 
dieſen Leiſtungen zwingen könnte, denn ſoweit die 
gewährleiſteten Bezüge auf Geſetz beruhen, ſind ſie 
vom Geſetz ſelbſt auf das gewährleiſtete Maß be⸗ 
ſchränkt; ſoweit ſie ſich auf eine Erklärung des 
Arbeitgebers ſtützen, iſt es unzuläſſig, dieſe Erklärung 
auch auf Anſprüche zu beziehen, an die niemand 
gedacht hat und niemand denken konnte. Die Kriegs⸗ 
wochenhilfe gehört eben nicht zu den „gewährleiſteten“ 
Anſprüchen. | 

b) Der für das Verhältnis zwiſchen Dienſtherrſchaften 
und Geſinde und für die in der Landwirtſchaft Be⸗ 
ſchäftigten maßgebende 8 418 RWO. lautet: 

Von der Verſicherungs pflicht wird auf Antrag 

des Arbeitgebers befreit, wer an dieſen bei 
Erkrankung Rechtsanſpruch auf eine Unter⸗ 


44. Jahrgang. 
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ſtützung hat, die den Leiſtungen der zuſtändigen 3 Wochen — eingetreten ſind, nichts zu leiſten brauchen; der 


Krankenkaſſe gleichwertig iſt. 
Vorausſetzung iſt, daß 
1. der Arbeitgeber die volle Unterſtützung aus 
eigenen Mitteln deckt, 


Nach § 419 Abſ. 2 Halbſ. 2 haben die Befreiten auch 
Anſpruch auf die Wochenhilfe. Hier wie oben unter a 
ſetzt die Befreiung voraus, daß ein Rechtsanſpruch 
gegen den Arbeitgeber beſteht. Reichsgeſetzliche Grund⸗ 
lagen eines ſolchen Anſpruchs find nach § 617 Abſ. 2 
BGB. durch die von der Reichsverſicherungsordnung 
eingeführte Fürſorge, landesgeſetzliche durch Art. 42 
EGRVO. außer Kraft geſetzt. Der Anſpruch iſt 
alſo nur gegeben, wenn ſich der Arbeitgeber (die 
Herrſchaft) dem Arbeitnehmer (dem Geſinde) gegenüber 
vertraglich zu den den Kaſſenleiſtungen gleichwertigen 
Leiſtungen verpflichtet hat. Die vertragliche Ver⸗ 
pflichtung des Arbeitgebers wird man aber nur auf 
die in der Reichsverſicherungsordnung ſelbſt beſtimmten 
Leiſtungen erſtrecken dürfen, weil es nicht angängig 
iſt, die zum Zuſtandekommen der Vereinbarung 
erforderliche privatrechtliche Willenserklärung des 
Arbeitgebers dahin aufzufaſſen, daß er ſich auch zu 
damals ganz unbekannten Leiſtungen verpflichtet hätte 
(ogl. oben unter a). Dieſer Grund hindert auch 
einen Anſpruch der Wöchnerin, wenn der Ehemann 
der Arbeitnehmer iſt. 

e) zu einer anderen Anſicht könnte man vielleicht 
lommen, wenn die Befreiung erſt nach dem Bekannt⸗ 
werden der Bundesratsverordnung gewährt iſt und 
ſich annehmen ließe, der Arbeitgeber habe ſich auch 
zu den im 8 3 VO. bezeichneten Leiſtungen verpflichtet. 
Ob das möglich iſt, iſt Tatfrage. Jedenfalls bleibt 
den Beteiligten eine Vereinbarung unbenommen, 
wonach der Arbeitgeber die Kriegswochenhilfe über⸗ 
nimmt. 

4 Aber auch gegen die Krankenkaſſe, d. h. gegen die Kaſſe, 
die windig wäre, wenn keine Befreiung von der Verſicherungs⸗ 
Pfiht eingetreten wäre, hat die Wöchnerin den Anſpruch auf 
Rregkmochenhilfe nicht. 8 1 VO. gewährt die Kriegswochen 
hie, ven der Ehemann „auf Grund der Reichsverſicherungs⸗ 
ndrung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe 
legen rankheit verſichert war“, nach 8 8, ſteht fie den „gegen 
Funheit verſicherten Wöchnerinnen“ zu, „die Anſpruch auf 
Vochengeld nach 8 195 RVO. haben“. Die Wöchnerinnen 
erhalten alſo die Kriegswochenhilfe nur, wenn ſie oder ihre 
Cbemänner „verfichert“ waren. Im Falle der Befreiung liegt 
def Vorausſetzung nicht vor, denn die Perſonen ſind nach den 
16g ff, 418, 435 RDO. von der Verſicherungspflicht eben 
befreit Es fehlt auch deshalb an jedem Rechtsarund für 
die Haftung der Kaffe für die Krieaswochenbilſe, weil fie für 
nie bereiten Perſonen keinerlei Beiträge erhält. Für die in der 
anndwirſchaft Beſchäftigten und die Dienfiboten zeigt das ferner 
der 9 419 RD. ganz deutlich. In Abſ. 1 Satz 3 iſt geſagt, 
daß die Kaſſen für Verſicherungs fälle, die bei Ablauf der Bes 
fung — oder im Falle des 5 214 RBO. in den nächſten 


Abſ. 2 enthält eine Sondervorſchrift über den Friſtenlauf, der 
von der Befreiung nicht beeinflußt werden ſoll, wäre alſo 
entbehrlich, wenn die Befreiten als Verſicherte gelten ſollten. 

4. Dies Ergebnis befriedigt wenig, denn wie die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Befreiung zeigen, ſollen die Befreiten hinſichtlich 
ihres Unterſtützungsanſpruchs den Nichtbefreiten gleichſtehen. 

Wie iſt dem aber abzuhelfen? 

Bei den in der Landwiriſchaft Beſchäftigten und den 
Dienſtboten könnte man an den $ 422 RO. denken, aber er 
greift nicht durch. Er beſtimmt, daß die Kaſſe auf Antrag den 
Befreiten die ſatzungsmäßigen Leiſtungen zu gewähren habe, 
„ſoweit der Arbeitgeber die Unterſtützung (88 418, 419) nicht 
leiftet”; alſo nur dann ſoll die Kaſſe eintreten, wenn der 
Arbeitgeber nicht diejenigen Leiſtungen gewährt, zu denen er 
verpflichtet iſt. Die Kriegswochenhilfe gehört, wie oben unter 
2 gezeigt iſt, nicht dazu. Iſt der Verſicherungsfall — alſo in 
der Regel die Entbindung — noch nicht eingetreten, dann läßt 
ſich Abhilfe ſchaffen dadurch, daß der Arbeitgeber feine sämtlichen 
Befreiten zur Krankenkaſſe anmeldet, da hiermit die Befreiung 
aufhört, und der Befreite Mitglied der Krankenkaſſe wird. 
(S 419 RVO.) Da er aber hierzu nicht gezwungen werden 
kann — nur im Falle der Leiſtungsunfähigkeit kann das 
Verſicherungsamt durch die Feſiſtellung der Leiſtungsunfähigkeit 
die Anmeldung erſetzen —, und er kein rechtliches ſondern 
höchſtens ein moraliſches Intereſſe daran hat, ſeinen Arbeit⸗ 
nehmern die Vorteile der Verordnung zugute kommen zu laſſen, 
da ferner die Krankenkaſſe trotz der nachträglichen Anmeldung 
nicht haften würde, wenn der Verſicherungsfall in den erſten 
drei Wochen nach der Anmeldung eintritt, befriedigt auch dieſer 
Weg nicht. Iſt der Verſicherungsfall ſchon eingetreten, dann 
verſagt der Weg ebenfalls, 5 419 Abſ. 1 Satz 3 NED. 
Der 5 10 VoO., der beſtimmt, daß Wöchnerinnen, die vor 
dem Tage der Verkündung der Verordnung entbunden ſind, 
diejenigen Leiſtungen erhalten, die ihnen von dieſem Tage ab 
zuſtehen würden, wenn die Verordnung bereits früher in Kraft 
getreten wäre, kann eine Pflicht der Krankenkaſſe, nach dem 
Aufhören der Befreiung für einen ſchon eingetretenen Ver⸗ 
ſicherungsfall einzuſtehen, nicht begründen. 

Entweder man ſagt, „verſichert“ im Sinne der 88 1 und 8 
VO. ſeien auch die Perſonen, die nach den 88 169 ff., 418, 
435 RED. befreit find, eine gewaltſame Auslegung, die nur 
durch die Not der Umſtände gerechtfertigt werden könnte, aber 
mit der Reichsverſicherungsordnung zweifellos nicht in Einklang 
ſteht. die die Befreuen eben nicht verſichert fein läßt (vgl. oben 
zu 3), oder der Bundesrat muß ſeine Verordung vom 3. Dee 
zember 1914 ergänzen. Am beſten geſchieht das wohl dahin, 
daß in den Fällen der §§ 169 ff. RVO. der Arbeitgeber die 
Krieaswochenhilfe entweder aus eigenen Muteln oder mit einem 
Erſatzanſpruch gegen das Reich zu leiſten hat, und in den Fällen 
der 88 418, 435 RO. die Krankenkaſſen die über die Ver⸗ 
pflichtrungen des Arbeitgebers hinausgehenden Leiſtungen ge⸗ 
währen und vom Reich Erſatz erbalten. In den letzeren Fällen 
die Kriegswochenhilfe im vollen Umfang dem Arbeitgeber auf⸗ 
zubürden, erſcheint mir unbillig. 

Vorerſt werden die Krankenkaſſen bei neuen Befreiungs⸗ 
anträgen guttun, darauf zu dringen, daß der Arbeitgeber auch 


— — — — 
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die Kriegswochenhilfe übernimmt. Ob ſie die Befreiung verſagen 
dürfen oder müſſen, wenn der Arbeitgeber ſich deſſen weigert, iſt eine 
weitere Frage, aber meines Erachtens zu bejaben, da der § 418 
RWO. allgemein fagt, daß die Unterſtützung, zu der der Arbeits 
geber ſich verpflichtet haben muß, den Leiſtungen der zuſtändigen 
Krankenkaſſe gleichwertig fein muß, und nach den 88 2 und 8 VO. 
die Kriegswochenhilfe eine Leiſtung der Krankenkaſſe iſt, wenn 
auch im Falle des 8 1 ganz oder zum Teil aus Mitteln des 
Reichs. 


ö Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 343 BGB. Maßgebende Geſichtspunkte für die 
Bemeſſung der Höhe der Vertragſtrafe! 

Der Beklagte war vom Kläger für die Zeit von 1910 
bis 1918 als Kaſſenarzt gegen 10 000 & Jahresgehalt an⸗ 
geſtellt worden, trat jedoch die Stellung nicht an. Der Kläger 
verlangt deshalb von ihm die im Vertrage auf Verweigerung 
der Erfüllung angedrohte Vertragſtrafe von 12000 &. Sein 
Anſpruch iſt rechtskräftig dem Grunde nach für berechtigt erklärt 
worden. Der Beklagte begehrt nunmehr Herabſetzung der Strafe 
auf einen angemeſſenen Betrag und macht geltend, durch den 
Vertragsbruch ſei der Kläger weder wirtſchaftlich noch ander: 
weit geſchädigt. Bei Beurteilung der Srrafhöhe dürfe nicht 
in Betracht gezogen werden, daß die Strafe tatſächlich von 
dem „Verbande der Arzte Deuliſchlands zur Wahrung ihrer 
wirtſchaftlichen Intereſſen (Leipziger Verband)“ getragen werde. 
Das LG. hat die Strafe auf 2000 & ermäßigt, das KG. 
durch das in der Entſcheidung bezeichnete Urteil zur Zahlung 
der vollen Vertragſtrafe verurteilt. Dagegen hat der Beklagte 
Reviſion eingelegt. Nach 5 343 BGB. iſt bei Beurteilung 
der Angemeſſenheit der Vertragſtrafe jedes berechtigte Intereſſe 
des Gläubigers in Betracht zu ziehen. Der Richter entſcheidet 
nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der tatfächlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Einzelfalls, ob die Abwägung der Intereſſen ergibt, 
daß die verwirkte Strate un verhältnismäßig hoch iſt. Die Frage 
iſt an ſich der Reviſion entzogen, ſoweit nicht bei Ausübung des Er- 
meſſens der Richter von falſchen Rechtsgrundſätzen ausgegangen 
iſt (ogl. IW. 1907, 1213)... Handelt es ſich darum, ob die ver: 
wirkte Strafe als unverhältnismäßig hoch herabgeſetzt werden 
ſoll, ſo ſtebt die Rückſicht auf die Intereſſen des Gläubigers 
in erſter Reihe. Die wirtſchaftliche Lage des Schuldners kann 
in Rechnung gezogen werden, ſie iſt aber niemals ausſchlag— 
gebend. Für die wirtſchaftliche Lage des Schuldners, ſoweit 
ſie bei Prüfung der Herabſetzungsnotwendigkeit von Einfluß ſein 
kann, iſt naturlich von der größten Bedeutung, ob er kraft 
Rechtsanſpruchs die Strafe auf einen leiſtungsfahigen Dritten 
abzuwälzen vermag. Der bedingte Anſpruch auf Befreiung 
von der Strafſchuld oder auf Erſatz der bezahlten Strafe, 
bedingt durch die künftige Verwirkung der Strafe oder die 
Verurteilung zur Zahlung der Strafe, iſt ein Recht, das die 
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wirtſchaftliche Lage des Schuldners verbeſſert, fein Vermögen 
vermehrt. Es unterliegt keinem Bedenken, dieſen Anſpruch 
dem Vermögen des Schuldners hinzuzurechnen. Die von der 
Reviſion für ihre gegenteilige Meinung herangezogene Ent⸗ 
ſcheidung III 578/1905 (RG. 63, 104) betrifft die Frage, ob 
bei Feſtſ⸗tzung der Höhe des wegen einer Körperverletzung zu 
leiſtenden Schadenserſatzes auch der Umſtand berückſichtigt 
werden kann, daß der Erſatzpflichtige gegen derartige Schadens⸗ 
fälle verſichert iſt. Dort hat der auch jetzt erkennende Senat 
ausgefübrt, es heiße den Begriff des „Vermögens“ und der 
rechtlichen Natur der vorliegenden Verſicherung verkennen, wenn 
man die Verſicherungsſumme ſchon jetzt als Beſtandteil des 
Schuldnervermögens behandeln wolle, während ſie doch lediglich 
den Zweck habe, dem Schuldner Schadloshaltung für die ihm 
auferlegte Entſchädigungspflicht zu gewähren, nachdem deren 
Betrag unter Berückſichtigung der ſonſtigen Sachlage feſtgeſtellt 
fi. Ob für den Anſpruch aus einem Verſicherungs vertrage 
dieſe Auffaſſung aufrechtzuerhalten ſein möchte, kann unerörtert 
bleiben. Jedenfalls ſteht nichts im Wege, einen rechtlich be⸗ 
gründeten Anſpruch auf Schadlos haltung wegen einer verwirkten 
oder auch nur drohenden Vertragſtrafe als etwas zum Ver⸗ 
mögen des Vertragſtrafſchuldners Gehörendes zu betrachten. 
Dies muß zumal dann gelten, wenn der Dritte den Vertrags⸗ 
bruch veranlaßt und etwaige Bedenken des Schuldners gegen 
die Vertragsverletzung durch das Verſprechen des Eintretens 
für die Vertragftrafe zerſtreut hat. Der zahlungsfähige Dritte 
hat, indem er ihm die Gefahr des Vertragsbruches rechts— 
verbindlich abnahm, das Vermögen des Schuldners geradezu 
um die Mittel zur Beſeitigung der ihm drohenden wirtſchaft⸗ 
lichen Nachteile des Vertragsbruches vermehrt. Die Berüd: 
ſichtiaung des Umſtandes, daß der Leipziger Verband ſich dem 
Beklagten gegenüber, wie unſtreitig, verpflichtet hat, die Strafe 
zu tragen, iſt danach nicht nur kein Rechtsverſtoß, ſondern wird 
allein dem Sinne und den Anjorderungen an eine ſachgemäße 
Auslegung des 8 343 BGB. gerecht. G. c. K. B., U. v. 
17. Nov. 14, 268/14 III. — Berlin. [S.] 

2. 8 566 BGB. Auf einen Vorvertrag zu einem mehr⸗ 
jäbrigen Grundſtücksmietvertrage findet die Vorſchrift des 
8 566 BGB. keine Anwendung.] 

Der Ziegeleibeſitzer H., der Erblaſſer der Kläger, wollte 
auf Gräfl. W.eſchem Grundbeſitz eine Ziegelei errichten und 
wandte ſich an den Beklagten, damit dieſer den Abſchluß eines 
Pachtvertrags vermittele. Der Beklagte ſetzte ſich mit dem 
Oberrentmeiſter W. in Verbindung und ſchloß mit dieſem als 
dem Generalbevollmächtigten der Erben des Grafen v. W. am 
28. Juni 1905 einen notariell beurkundeten Vertrag, in dem 
die Erben dem Beklagten die Anlage und den Betrieb einer 
Ziegelei und die Gewinnung des Lehms auf einer 50 Morgen 
großen, genau beſtimmten Fläche auf die Dauer von 30 Jahren 
unter näher bezeichneten Bedingungen geſtatteten, wogegen der 
Beklagte ſich verpflichtete, den Erben des Grafen v. W. be⸗ 
ſtimmte Grundſtucke, den ſogenannten Dinſingſchen Kotten, 
ſpäteſtens am 11. November 1905 laſten⸗ und ſchuldenfrei aufs 
zulaſſen und am Ende eines jeden Vertrage jahrs an den 
jeweiligen Rentmeiſter des Gutes B. ein Aufgeld von 13,60 4 
zu entrichten. Der Beklagte ſchloß dann ſeinerſeits mit H. 
am 29. Juli 1905 einen privatſchriftlichen Vertrag, durch den 
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e feine fämtlihen Rechte und Pflichten aus feinem Vertrage 
mit den Gräfl. v. W. ſchen Erben abtritt, dem H. die Anlage 
und den Betrieb einer Ziegelei und die Gewinnung des Lehms 
aus jener 50 Morgen großen Fläche auf die Dauer von 
30 Jahren unter den ihm auferlegten Bedingungen geſtattet, 
die Gegenleiſtungen des H. aber — abweichend von dem Ver⸗ 
nage vom W. Juni 1905 — dahin beſtimmt werden, daß H. 
dem Vellagten a) 35 & für je tauſend abgeſetzte Ringofen⸗ 
Reine, b) 2000 & für den Morgen, und zwar ſpäteſtens am 
J. Otober 1905 den Betrag für 10 Morgen im voraus, 
e) eine Kaution von 15 000 & und d) eine jährliche Pacht⸗ 
mtihädigung von 18 „ für jeden in Benutzung befindlichen 
Morgen zu zahlen hat. Die Kläger behaupten nun, der Be⸗ 
klagte babe vor den Vertragsſchlüſſen mit ihrem Erblaſſer H. 
vereinbart, daß letzterer in den zwiſchen jenem und den Erben 
dez Grafen v. W. abzuſchließenden Pachtvertrag dergeſtalt ein: 
uten ſollte, daß der Beklagte dem H. die Grundſtücke unter 
denſelben Bedingungen weiter verpachtete, unter denen er fie 
von den Erben des Grafen v. W. pachten würde; der Beklagte 
habe ihrem Erblaſſer dann ſpäter die Abſchrift eines angeblich 
zwichen ihm und W. abgeſchloſſenen Pachtvertrags vorgelegt, 
laut deſſen er als Gegenleiſtungen übernommen habe 1. Stellung 
einer Kaution von 20 000 &, 2. Zahlung von 2000 & für 
den Norgen und 3. Zahlung eines jährlichen Pachtzinſes von 
18 4 für jeden in Benutzung befindlichen Morgen; durch dieſe 
arglitge Täuſchung ſei H. bewogen worden, den Vertrag vom 
23. Juli 1905 abzuſchließen. In ihrer im September 1911 
erhobenen Klage beantragen die Kläger 1. die Feſtſtellung, daß 
fe nicht verpflichtet ſeien, für die Zukunft a) 2000 & für 
den Morgen des Pachtlandes und b) 18 & jährlich für jeden 
benutzten Morgen zu zahlen, da der Beklagte auch ſeinen Ver⸗ 
pächtem gegenüber zu dieſen Leiſtungen nicht verbunden ſei, 
und 2 die Rückzahlung von 1832 4 (nebſt Zinſen) als dem 
Serge, den fie dem Beklagten auf Grund ſeines gegen die 
nun Eiten verſtoßenden Verhaltens bis ber zuviel geleiſtet 
dug, wobei ſie den Erwerbspreis des Beklagten für den 
Dinfngſchen Kotten auf 34 000 & angeben, feine Geſamt⸗ 
aufwendungen auf 34 068 & und ihre Leiſtungen auf 35 900 & 
br Das LG. hat dem Klagantrag entſprochen, der 
“eftungöffage aber nur in Höhe von 1416,45 (ſtatt 1832 4 
reh Sinfen unter Abweiſung der Mehrforderung. Hiergegen 
i da Vellagte Berufung erhoben. Die Kläger haben Zurück⸗ 
ung der Berufung, eventuell Verurteilung des Beklagten 
bum, den Vertrag mit den Klägern unter denſelben 
Leangungen abzuſchließen, die der Beklagte mit W. vereinbart 
ut, und demgemäß zu erkennen, wie in I. Inſtanz beantragt 
i Dan DRG, hat die Klage gänzlich abaewieſen. Die 
fiche haben mit Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den 
Grunden; Das BG. hat die Klage abgewieſen, weil durch 
dus Vorbringen der Kläger die Klaganträge weder auf Grund 
lags noch unter dem Geſichtspunkte der unerlaubten 
bandlnng begründet ſeien. Ob die den letzteren Klaggrund 
Detteffenden Reviſionsangriffe begründet find, kann dahingeſtellt 
diba, da die von den Klägern behauptete, von dem Vorder⸗ 
cn als richtig unterſtellte, mündliche Vereinbarung zwiſchen 
d. und dem Velaagten, nach der letzterer die Grundſtücke unter 
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H. weiter verpachten ſollte, den Klagantrag rechtfertigt. Der 
Ber R. ſieht in dieſer Vereinbarung einen Vorvertrag zu einem 
langjährigen Grundſtückspachtvertrag und erklärt ſie für nichtig, 
weil ein ſolcher Vorvertrag nach 8 566 BGB. der Schriftform 
bedürfe und weil die Vertragsparteien einen Pachtvertrag von 
nur einjähriger Dauer überhaupt nicht gewollt hätten und 
niemals geſchloſſen haben würden. In erſterer Hinſicht iſt dem 
BG. beizupflichten, die behauptete Vereinbarung iſt nur ein 
Vorvertrag zu einem Grundſtückspachtvertrage, nicht der Pacht⸗ 
vertrag ſelbſt. Daß bei den ſogenannten Konſenſualverträgen 
Vorverträge möglich und rechtlich zuläſſig ſind, ſteht nach der 
Rechtſprechung des RG. feſt (4. B. RG. 66, 120; 73, 116; 
78, 387; 81, 134); es iſt bei ihnen nur ſtets ſorgfältig zu 
prüfen, ob die Parteien wirklich nur die Pflicht zum Abfchluffe 
des Hauptvertrags oder unmittelbar die aus dem letzteren ſich 
ergebenden Rechte und Pflichten begründen wollten, und im 
Zweifel das letztere, aſo der unmittelbare Abſchluß des Haupt⸗ 
vertrags anzunehmen. In dem vorliegenden Falle gehen die 
Parteien ſelbſt davon aus, daß die behauptete Vereinbarung 
nicht den Pachtvertrag ſelbſt enthalte, fondern nur die Ver⸗ 
pflichtung zu deſſen Abſchluſſe begründe und daß ein Pacht⸗ 
verhältnis zwiſchen H. und dem Beklagten erſt durch den 
ſpäteren Vertrag vom 29. Juli 1905 begründet werden ſollte 
und begründet worden iſt. Dieſe Auffaſſung findet in der 
Tatſache ihre Rechtfertigung, daß die Vereinbarung über die 
Pachtbedingungen nichts beſtimmt, dieſe vielmehr völlig der 
Übereinkunft des Beklagten mit den Grundſtückseigentümern in 
dem zwiſchen dieſen zu ſchließenden Pachtvertrag überläßt. Die 
weitere Anſicht des Ber R., daß auf einen Vorvertrag zu einem 
mehrjährigen Grundſtücksmietvertrage die Vorſchrift des § 566 
BGB. Anwendung finde, kann dagegen nicht als richtig an⸗ 
erkannt werden, wenn ſie auch in der Rechtslehre und in der 
Rechtſprechung vielfach vertreten wird. Der Satz, daß ein 
Vorvertrag derſelben Form bedarf, die das Geſetz für den 
Hauptvertrag vorſchreibt (RG. 43, 139; 48, 186; 50, 48; 
53 S. 239, 260; 66, 120; Warneyer 1913 Nr. 184 S. 329), 
gilt nicht ausnahmslos, vielmehr beſtimmt ſich nach Inhalt und 
Zweck der Formvorſchrift, ob ſie ſich auch auf einen Vorvertrag 
zu dem formbedürftigen Hauptvertrag erſtreckt. Die Vorſchrift 
des § 566 iſt nun von der zweiten Kommiſſion nach deren 
Protokollen Bd. 2 S. 147 ff., 178 und nach der Denkſchrift 
zum BGB. S. 638 (Guttentagſche Ausgabe von 1896 S. 75) 
aufgenommen worden, um dem infolge des Satzes „Kauf bricht 
nicht Miete“ (BGB. 88 571 ff.) in den Mietvertrag eintretenden 
Grundſtückserwerber die Möglichkeit zu verſchaffen, ſich über 
den Umfang und Inhalt der auf ihn übergehenden Verpflichtungen 
mit Zuverlaſſigkeit zu unterrichten. Daß man nicht, wie bes 
antragt war, nur dem Grundſtückserwerber ein Recht zur 
Kündigung des nicht ſchriftlich geſchloſſenen Vertrags gab, 
geſchah, um dem Mietvertrage für die gleiche Zeit und mit 
demſelben Inhalte dem Erwerber wie dem Vermieter gegenüber 
Geltung zu verſchaffen, um das einheitliche Mietverhältnis im 
Falle des Eigentumswechſels nicht zu zerreißen (Prot. 2, 155 f. ). 
Außerdem rechtfertige ſich, To heißt es in den Protokollen Bd. 2 
S. 156, das Formerfordernis für Mietverträge von längerer 
Dauer auch durch die Erwägung, daß durch ſolche Verträge 
das Grundſtück unter Umſtänden viel ſtärker belaſtet werde als 
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durch die Beſtellung einer Grundgerechtigkeit, für die allgemein 
Eintragung in das Grundbuch gefordert werde. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſprechen gegen eine Erſtreckung der Vorſchrift des 
§ 566 auf den Vorvertrag. An ihn iſt der Grundſtückserwerber 
nicht gebunden, und der Vergleich mit der Grundgerechtigkeit 
führt zu keinem anderen Ergebniſſe, denn auch die Verpflichtung 
zur Beſtellung einer ſolchen unterliegt nicht der für die Be⸗ 
ſtellung ſelbſt, die dingliche Einigung, getroffenen Vorſchrift des 
§ 873 Abſ. 2 (RG. 48, 133; 50, 77; Gruchots Beitr. 46, 901; 
LeipzZ. 1914 Sp. 1116 Nr. 14). Aber auch der Inhalt des 
8 566 ſelbſt ſpricht gegen feine Anwendbarkeit auf den Bor: 
vertrag. Nach § 566 Satz 2 gilt, wenn die geſetzliche Schrift⸗ 
form des § 566 Satz 1 nicht beobachtet iſt, der Vertrag als 
für unbeſtimmte Zeit geſchloſſen, die Kündigung iſt jedoch nicht 
für eine frühere Zeit als für den Schluß des erſten Jahres 
zuläſſig. Ein Verſtoß gegen die Formvorſchrift des § 566 
Satz 1 hat alſo nicht die Nichtigkeit des ganzen Grundſtücks⸗ 
mietvertrags zur Folge. Hiervon gilt auch nicht, wie von dem 
BG. und auch ſonſt vielfach in der Rechtſprechung und in der 
Rechtslehre angenommen wird, für den Fall eine Ausnahme, 
daß die Parteien einen Vertrag von nur einjähriger Dauer 
nicht gewollt haben und niemals geſchloſſen haben würden. 
Der V. 3S. des RG. hat bereits in einem Urteile vom 
30. September 1908 (V 200/1908, Warneyer 1909 Nr. 82 
S. 75) ausgeſprochen, der Satz 2 des 5 566 bilde eine be⸗ 
abſichtigte Ausnahme von den Beſtimmungen der 88 125, 139 
BGB., der Mietvertrag gelte bei Mangel der Schriftform ſelbſt 
dann auf unbeſtimmte Zeit, wenn dieſe zeitliche Unbeſtimmtheit 
von den Vertragsteilnehmern nicht. gewollt ſei. An dieſer 
Anſicht iſt feſtzuhalten. Die Unanwendbarkeit des § 139 kann 
man allerdings nicht, wie von vielen Schrifiſtellern geſchieht, 
damit begründen, nach § 566 ſei der nur mündlich abgeſchloſſene 
Mietvertrag überhaupt nicht, auch nicht bezüglich ſeines die 
Vertragsdauer beſtimmenden Teiles ungültig. Indem der 
§ 566 der Beſtimmung der Vertragsdauer in einem der vor⸗ 
geſchriebenen Form entbehrenden Mietvertrage die Wirkſamkeit 
abſpricht, beſtimmt er die Nichtigkeit dieſes Teiles des Vertrags, 
ſo daß an ſich für die Anwendung des § 139 Raum ſein 
würde. Die Unanwendbarkeit des § 139 ergibt ſich aber aus 
folgender Erwägung: Wenn der 8 139 neben dem 8 566 
Satz 2 gelten würde, ſo würde die letztere Vorſchrift wenig 
praktiſche Bedeutung haben, da bei den mehrjährigen Grundſtücks⸗ 
mietverträgen regelmäßig anzunehmen iſt, daß fie auf unbeitimmte 
Zeit nicht abgeſchloſſen wären. In den wenigen Fällen, in 
denen dies nicht klar zutage liegt, würde inſofern eine un⸗ 
erfreuliche Rechtsunſicherheit eintreten, als die Pflicht zur ſo⸗ 
fortigen Räumung von dem erſt feſtzuſtellenden Umſtand ab⸗ 
hängen würde, ob jene Annahme gerechtfertigt iſt. Das ent⸗ 
ſpricht weder der Faſſung noch dem Zwecke des Geſetzes. Die 
Vorſchrift des letzten Halbſatzes des 8 566 ſoll den Mieter 
auf ein Jahr ſichern (Prot. 2, 178), und die Faſſung des 
vorhergehenden Halbſatzes („gilt der Vertrag als für unbeſtimmte 
Zeit geſchloſſen“) entſpricht nicht der bei Auslegungsregeln 
üblichen Ausdrucksweiſe des BGB., vgl. Planck Bd. I 
S. XLVII ff. Die Vorſchrift des 8 566 Satz 2 iſt daher als 
eine der allgemeinen Beſtimmung des § 139 vorgehende und 
ihre Anwendung ausſchließende Sondervorſchrift anzuſehen. 
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Dieſe Anſicht kann allerdings, wie deren Gegner hervorheben, 
unter Umſtänden zu einer Benachteiligung des Mieters führen, 
indem dieſer ſelbſt dann auf ein Jahr gebunden iſt, wenn dies 
von ihm nicht gewollt und ſeinen Intereſſen nachteilig iſt; aber 
die umgekehrte Anſicht führt nicht minder in vielen Fällen zur 
Benachteiligung des Mieters, und zur Vermeidung dieſer durch 
die ſofortige Vertragsauflöſung entſtehenden Nachteile iſt die 
Vorſchrift des Schlußhalbſatzes des 5 566 für erforderlich 
erachtet. Die Vorſchrift des 8 566 Satz 2 paßt nun aber 
nicht auf einen der Schriftlichkeit ermangelnden Vorvertrag, 
durch den ſich die Parteien zum Vermieten und Mieten eines 
Grundſtücks auf längere Zeit als ein Jahr verpflichten. Da 
der Vorvertrag nur auf Abſchluß des Hauptvertrags gerichtet 
iſt, alſo nur vorübergehende, nicht mehrjährige Wirkſamkeit 
haben ſoll, kann keine Rede davon ſein, daß er mangels der 
Schriftform als auf ein Jahr abgeſchloſſen gelte. In Frage 
könnte nur eine entſprechende Anwendung in der Weiſe kommen, 
daß ein ſolcher Vorvertrag nur eine Verpflichtung zum Abſchluß 
eines auf ein Jahr unkündbaren, im übrigen auf unbeſtimmte 
Zeit gehenden Mietvertrags begründet. Für eine derartige 
entſprechende Anwendung der nur „Mietverträge über Grund⸗ 
ſtücke“ regelnden geſetzlichen Beſtimmung fehlt es aber angeſichts 
des mitgeteilten Sinnes und Zweckes der Vorſchrift an einem 
ausreichenden Grunde, und dies um ſo mehr, als die ent⸗ 
ſprechende Anwendung in der Regel zur völligen Wirkungs⸗ 
loſigkeit des mündlichen Vorvertrags führen würde, weil Ver⸗ 
mieter und Mieter regelmäßig einen mehrjährigen Mietvertrag 
aus beſtimmten Gründen auf längere Zeit als ein Jahr un⸗ 
kündbar abſchließen wollen und nicht geneigt ſein werden, ſtatt 
deſſen einen nach einem Jahr kündbaren zu ſchließen; der 
§ 566 würde alſo auf Vorverträge ganz anders wirken als 
nach den obigen Ausführungen auf die Mietverträge ſelbſt. 
Wenn endlich geſagt wird, die hier vertretene Meinung führe 
zu einer Beſeitigung oder Vereitelung der Vorſchrift des § 566, 
fo kann auch das nicht zugegeben werden. Der § 566 will 
nicht, wie der von dem BG. angeführte 8 313, vor Übereilung 
ſchützen; ſeinem oben mitgeteilten Zwecke und Inhalte geſchieht 
Genüge, wenn ſeine Anwendung auf den Mietvertrag ſelbſt 
beſchränkt wird. An den Vorvertrag iſt der Grundſtückserwerber 
nicht gebunden; nicht ihm, ſondern nur dem Vermieter ſelbſt 
gegenüber kann der auf Räumung belangte Mieter auf Grund 
des Vorvertrags eine Einrede entgegenſetzen. Außerdem handelt 
es ſich hierbei nicht um eine Einrede aus dem Mietvertrage, 
ſondern aus dem Vorvertrage, der nach Inhalt und Wirkungen 
von dem Hauptvertrage verſchieden iſt. Deshalb kann man 
ſich gegen die hier vertretene Anſicht nicht darauf berufen, daß 
fie eine Zerreißung des einheitlichen Mietverhältniſſes, welche 
die zweite Kommiſſion vermeiden wollte, zur Folge haben 
würde. Jedenfalls genügt aber bei dem von ſonſtigen Form⸗ 
vorſchriften abweichenden, eigenartigen Inhalt und Zwecke des 
§ 566 dieſes Bedenken nicht, um auch den Vorvertrag an die 
Form des 8 566 zu binden. Wie bereits erwähnt, gilt nach 
feſtſtehender Rechtſprechung des RG. die Vorſchrift des 5 873 
Abſ. 2 nur für die dingliche Einigung, nicht für den (m RG. 
48, 133; 50, 82 als Vorvertrag bezeichneten) ſchuldrechtlichen 
Vertrag, durch den eine Verpflichtung zu einer dinglichen Rechts⸗ 
änderung, z. B. zur Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit bes 
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gründet wird, obwohl auch dieſe Anſicht zur Folge haben kann, 
daß derjenige, welcher ſich formlos zur Beſtellung der Grund⸗ 
gerechtigkeit verpflichtete, trotz des Fehlens einer bindenden 
Einigung und Eintragung die tatſächliche Ausübung der 
Dienftbarkeit dulden muß. Findet demnach aber der $ 566 
auf einen Vorvertrag keine Anwendung, ſo iſt die angeſtellte 
Vernagsklage durch das Vorbringen des Klägers, über deſſen 

Rachtigkeit der Vorderrichter noch keine Feſtſtellung getroffen 
bat, genügend begründet. Erben H. c. K., U. v. 20. Nov. 14, 
514 III. — Hamm. [B.] 

3. 5 852 BGB. Beginn der Verjährung.] 

Aus den Gründen: Der Beginn der Verjährung nach 
9852 BGB. ſetzt voraus, daß der Verletzte von dem Schaden 
und der Perſon des Erſatzpflichtigen „Kenntnis“ erlangt hat. 
I der Rechtſprechung des RG. iſt nun anerkannt, daß hierzu 
nicht bloße Befürchtungen und Vermutungen, wie ſie zur An⸗ 
ſechtung und allenfalls zu einer Strafanzeige bei der Staats: 
mwaliſchaft ausreichen, genügen, ſondern daß dazu eine einiger⸗ 
nußen ſichere Kenntnis gehört, die es geftattet, nach „vor⸗ 
Aötigen und verſtändigen Erwägungen“ eine Zivilklage mit 
Auzſicht auf Erfolg zu erheben. Vgl. JW. 1911 S. 49426, 
726 *; 1900, 19227, 1913, 686%; NG. 76, 61; Gruchots⸗ 
Beitt. 56, 967. Im vorliegenden Fall war die Klägerin, wie 
die Reuiſton mit Recht geltend gemacht hat, vor dem Ausfall 
in der Zwangsverſteigerung nicht in der Lage, das Vorhanden⸗ 
ſein eines Vermögens ſchadens, wie es ſelbſt eine Feſtſtellungs⸗ 
llage erforderte, mit einiger Sicherheit zu überſehen und nach⸗ 
huweiſen, und hauptſächlich aus dieſem Grunde hatte ihre Straf⸗ 
anzeige einen Erfolg. Noch im Zwangsverſteigerungsverfahren 
ergab die amliche Taxe des Schleußiger Grundſtücks einen 
Vertbetrag, der dem Kaufpreiſe annähernd gleichkam. Nach 
ben Eriahrungen, die fie mit der übertriebenen Taxe der Baus 
mifer H. und M. gemacht hatte, mußte fie gewärtigen, daß 
m Nettaſttit der Grundſtückswert noch höher geſchätzt wurde. 
er der Ausfall in der Zwangsverſteigerung ließ den Schaden, 
den die Klägerin auf die Argliſt der Beklagten zurückführt, 
far bewortrtten. Vorher konnte alſo die Verjährung nicht 
beginnen B. c. M. u. Gen., U. v. 21. Nov. 14, 271/14 V. — 
Dresden. J) 

4. 6 1205 Abſ. 2 BGB. Zur Beſtellung eines Pfand⸗ 
nichts an einer Grundſchuld iſt erforderlich, daß der Verpfänder 

Eigentümer des Grundſchuldbriefs) die Verpfändung dem 
unmutelbaren Beſitzer anzeigt.] 

f Der BerR iſt zur Abweiſung der Klage gelangt, weil er 
nicht für dargetan hält, daß ein wirkſames Pfandrecht der Ein⸗ 
md Verkaufsgenoſſenſchaft an der Grundſchuld entſtanden ſei. 
er führt aus, die Urkunde vom 29. Oktober 1901, in der 
die Der Handelsbank erklärt, als Sicherheit für die von ihr 
gegenüber der Eins und Verkaufsgenoſſenſchaft übernommene 
Virgfeaft für deren Forderungen an W. diefer „den zweiten 
Anſpruch“ an den dem D.er Bankverein verpfändeten Grund⸗ 
ſchulden und Hypotheken zu „überweiſen“, enthalte zwar 
eme ordnungsmäßige Verpfändungserklärung, es fehle aber zur 
Emfehung des Zweitpfandrechts an dem Nachweiſe der nach 
Naßgabe der 88 1274, 1205, 1206 erforderlichen „Erſatz⸗ 
Übergabe” des Grundſchuldbries. Sollte auch vielleicht (was 
ndeflen das BE. nicht für angängig erachte) der Inhalt der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


139 


— 


Urkunde vom 29. Oktober 1901 eine Auslegung dahin zulaſſen, 
daß die D.er Handelsbank zugleich ihren Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des Briefes gegen den D.er Bankverein für den Fall 
der Erledigung von deſſen Erſtpfandrecht an die Ein⸗ und 
Verkaufsgenoſſenſchaft abtreten wollte, ſo daß eine Übertragung 
des mittelbaren Beſitzes des Briefes auf ſie erfolgt wäre, ſo 
fehle doch der Nachweis einer ordnungsmäßigen Verpfändungs⸗ 
anzeige nach 88 1274, 1205 Abſ. 2 BGB. Dieſe Anzeige 
gehöre zu dem das Pfandrecht erzeugenden Tatbeſtande. Sie 
hätte von der D.er Handelsbank als der Grundſchuldgläubigerin 
ausgehen, an den D.er Bankverein gerichtet fein und ihren 
Willen, die Verpfändung gegen ſich gelten zu laſſen, dieſem 
gegenüber unmittelbar zur Erſcheinung bringen müſſen. Die 
Beweisaufnahme habe aber nicht ergeben, daß die D.er Handels⸗ 
bank dem D.er Bankverein eine derartige Anzeige gemacht habe. 
Allerdings könne die Anzeige auch durch den Pfandgläubiger 
als Vertreter des Verpfänders erfolgen, ſofern ſich aus den 
Umſtänden für den Drittbeſitzer zweifelsfrei erkennen laſſe, daß 
ſie mit Wiſſen und Willen des Verpfänders und „für dieſen“ 
geſchehe. Solche Umſtände lägen aber hier nicht vor. Die 
Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaft habe vielmehr mit Schreiben 
vom 1. November 1901 lediglich die Verpfändungsurkunde zur 
Kenntnisnahme und mit der Bitte überſandt, den Grundſchuld⸗ 
brief nicht ohne ihre Genehmigung an die D.er Handelsbank 
oder W. herauszugeben, wobei ſie offenbar nur in eigenem 
Namen gehandelt habe. Die Urkunde ſelbſt richte ſich auch 
inhaltlich nur an die Adreſſe der Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaft, 
nicht auch an die des D.er Bankvereins. Das Schreiben vom 
1. November 1901 könne deshalb die vorgeſchriebene Ver⸗ 
pfändungsanzeige nicht erſetzen. In Ermangelung einer 
unmittelbaren Dispoſition des Verpfänders gegenüber dem 
Drittbeſitzer ſei es auch unerheblich, ob der D.er Bankverein 
den Willen der Handelsbank, die Verpfändung gegen ſich gelten 
zu laſſen, aus der Verpfändungserklärung entnommen habe. 
Mit der Reviſion iſt davon auszugehen, daß die von dem BG. 
ohne Angabe von Gründen lediglich in einem Zwiſchenſatze 
zum Ausdrucke gebrachte Meinung, es ſei nicht angängig, den 
Inhalt der Urkunde vom 29. Oktober 1901 dahin auszulegen, 
daß die D.er Handelsbank damit zugleich ihren Anſpruch auf 
Herausgabe des Grundſchuldbriefes gegen den D.er Bankverein 
für den Fall der Erledigung von deſſen Erſtpfandrecht an die 
Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaft abtreten wollte, und es ſei 
deshalb eine Übertragung des mittelbaren Beſitzes des Grund⸗ 
ſchuldbriefes auf die zweite Pfandgläubigerin nicht erfolgt, keinen 
Entſcheidungsgrund bildet, der das Urteil tragen könnte. Das 
BG. leitet vielmehr, indem es unterſtellt, daß eine Uber⸗ 
tragung des mittelbaren Beſitzes als erfolgt angeſehen werden 
könne, die Nichterfüllung der in 8 1205 Abſ. 2 für die Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts an dem Grundſchuldbriefe vorgeſchriebenen 
Form daraus her, daß es an einer Anzeige des Verpfänders 
an den Beſitzer von der Verpfändung fehle. Die Aus⸗ 
führungen des BG. in dieſer Beziehung ſtehen, ſoweit fie 
rechtlicher Natur ſind, im Einklange mit der Rechtſprechung des 
RG., insbeſondere mit den in dem BU. angeführten reichs⸗ 
gerichtlichen Urteilen vom 5. Juli 1904, VII 64/04 (JW. 
S. 485) und RG. 68, 278 (281) ſowie Bd. 79 S. 306. 
Richtig iſt, was die Reviſion hervorhebt, daß dieſe Urteile ſich 
18 * 
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unmittelbar nur auf den Fall der Verpfändung einer Forderung, 
zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag genügt (§ 1280 
BGB.), beziehen. Die ihnen zugrunde liegenden rechtlichen 
Erwägungen treffen aber in nicht minderem Grade auf die in 
der Form des § 1205 Abſ. 2 erfolgende Beſtellung eines 
Pfandrechts an einer im mittelbaren Beſitze des Eigentümers 
befindlichen Sache und ſomit gemäß SS 1274, 1154, 1192 
BGB. auch auf den hier vorliegenden Fall der Beſtellung eines 
Pfandrechts an einer Grundſchuld, wenn der Grundſchuldbrief 
ſich im mittelbaren Beſitze des Grundſchuldgläubigers befindet, 
zu. Auch in dieſem Falle wird vom Geſetze außer der Einigung 
über die Entſtehung des Pfandrechts und außer der Übertragung 
des mittelbaren Beſitzes auf den Pfandgläubiger noch erfordert, 
daß der Eigentümer des Grundſchuldbriefes — alſo der ver⸗ 
pfändende Grundſchuldgläubiger — die Verpfändung dem 
(unmittelbaren) Beſitzer anzeigt. Die Anzeige hat auch hier, 
anders wie in § 409 BGB. die Anzeige von der Abtretung 
einer Forderung, die Bedeutung eines für die Entſtehung des 
dinglichen Rechts weſentlichen Tatbeſtandserforderniſſes. Ein 
Erſatz für die Anzeige durch Vorlage der Verpfändungsurkunde 
von ſeiten des Pfandgläubigers an den unmittelbaren Beſitzer 
iſt auch hier nicht, wie in § 409 hinſichtlich der Abtretungs⸗ 
urkunde, vorgeſehen. Die für die Entſtehung eines Pfandrechts 
ohne Übertragung des unmittelbaren Beſitzes auf den Pfand⸗ 
gläubiger vom Geſetze aufgeſtellten Erforderniſſe haben, wie die 
Entſtehungsgeſchichte ergibt (vgl. Protokolle der II. Kommiſſion 
Bd. 3 zu § 1147 S. 441 bis 443), den Zweck, einen gewiſſen 
Erſatz für die Herſtellung eines äußeren, das Beſtehen des 
Pfandrechts erkennbar machenden Zuſtandes zu ſchaffen. Als 
ein ſolcher Erſatz wurde namentlich die Anzeige an den dritten 
Beſitzer angeſehen, jedoch nur dann, wenn ſich an ſie die 
Rechtsfolge knüpfe, daß der Beſitzer dadurch verpflichtet werde, 
die Sache dem Pfandgläubiger herauszugeben. Dieſe Rechts⸗ 
folge kann aber nur durch eine von dem Eigentümer aus⸗ 
gehende, an den unmittelbaren Beſitzer gerichtete Willenskund⸗ 
gebung herbeigeführt werden. Der Abſchluß des Verpfändungs⸗ 
vertrags erzeugt ſchuldrechtliche Wirkungen, ſofern überhaupt 
ſolche daraus entſtehen, nur zwiſchen dem Verpfänder und dem 
Pfandgläubiger. Erſt die von dem Verpfänder an den unmittel⸗ 
baren Beſitzer gerichtete Anzeige enthält die Verfügungs handlung, 
durch welche dieſer berechtigt und verpflichtet wird, die Sache 
ſtatt an den Verpfänder an den Pfandgläubiger herauszugeben. 
Dieſer Verfügungsakt kann dadurch nicht erſetzt werden, daß der 
unmittelbare Beſitzer auf andere Weiſe von der Verpfändung 
Kenntnis erhält. Das BG. verkennt auch nicht, daß die 
erforderliche Kundgebung auch von dem Pfandgläubiger als 
Vertreter des Eigentümers auf Grund einer ihm von dieſem 
verliehenen Vertretungsmacht erfolgen kann (vgl. RG. 79, 308). 
Es nimmt aber ohne Rechtsirrtum an, daß die Ein⸗ und 
Verkaufsgenoſſenſchaft, als ſie mit dem Schreiben vom 1. No⸗ 
vember 1901 die Verpfändungsurkunde an den D.er Bankverein 
ſandte, dabei nur im eigenen Namen handeln konnte und 
gehandelt hat. Wollte man mit der Reviſion ſchon in der 
Ausſtellung der Verpfändungsurkunde durch den Eigentümer 
eine Vollmacht für den Pfandgläubiger zur Erſtattung der 
Anzeige im Namen des Eigentümers erblicken, ſo würde das 
Erfordernis einer beſonderen, auf das Geltenlaſſen der Ver⸗ 
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pfändung gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer gerichteten 
Kundgebung des Eigentümers, auf die das Geſetz beſonderen 
Wert legt, wieder ausgeſchaltet werden. Daß das Geſetz in 
der Ausſtellung einer ſolchen Urkunde nicht ohne weiteres eine 
Vollmacht zu der Anzeige erblickt, iſt auch aus 8 409 BGB. 
zu entnehmen, wo die Vorlegung der Abtretungsurkunde als 
Erſatz für die Anzeige zugelaſſen iſt. Allerdings iſt der 
Eigentümer auf Grund des Verpfändungsvertrages, ſofern 
dieſer ſchuldrechtliche Verpflichtungen zwiſchen ihm und dem 
Pfandgläubiger überhaupt erzeugt (was nicht immer der Fall 
zu ſein braucht), verpflichtet, das Nötige zur Entſtehung des 
Pfandrechts zu tun und alſo die Anzeige entweder ſelbſt oder 
durch einen Bevollmächtigten zu erſtatten. Aber daraus ergibt 
ſich (auch wenn man mit der Reviſion davon ausgeht, daß er 
gegenüber dem Pfandgläubiger redlich handeln wollte) nicht, 
daß er bereits durch Ausſtellung der Verpfändungsurkunde auch 
der Verpflichtung zur Anzeige durch Beſtellung des Pfand⸗ 
gläubigers zu ſeinem Bevollmächtigten hat Genüge leiſten 
wollen. Ein ſolcher Wille müßte, um für die Entſtehung des 
dinglichen Rechts in Betracht kommen zu können, in der Ver⸗ 
pfändungsurkunde zum allgemein erkennbaren Ausdrucke gekommen 
ſein. Ob der Bankverein auf Grund der Mitteilung der 
Eine und Verkaufsgenoſſenſchaft angenommen hat, daß die 
D. er Handelsbank den Willen gehabt habe, die Verpfändung 
gegen ſich gelten zu laſſen, konnte der Ber R. ohne Rechtsirrtum 
für unerheblich erklären. Er brauchte deshalb auch nicht 
beſonders zu erörtern, ob (wie die Reviſion aufſtellt) dieſe Tat⸗ 
ſache aus dem Schreiben des Bankvereins an die Ein⸗ und 
Verkaufsgenoſſenſchaft vom 1. November 1901 ergibt, in 
welchem der Bankverein erklärt, daß er den Grundſchuldbrief 
nicht ohne Genehmigung der Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaft 
herausgeben werde. H.⸗E. u. V.⸗G. c. T. u. Gen., U. v. 
7. Nov. 14, 235/14 V. — Hamm. [S.] 

5. Ererbte Anlage eines Ehegatten zur Tuberkuloſe iſt 
kein Grund, der zur Anfechtung der Ehe berechtigt.] 

Der Kläger muß zur Begründung der Anſechtungsklage 
den Beweis führen, daß die Beklagte im Zeitpunkt der Ehe⸗ 
ſchließung eine ihm unbekannt gebliebene perſönliche Eigenſchaft 
beſeſſen hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung 
der Ehe mit der Beklagten abgehalten haben würde. Er hat 
in dieſer Beziehung behauptet, die Beklagte habe eine angeerbte 
Veranlagung zur Tuberkuloſe beſeſſen und bereits zur Zeit der 
Ebeſchließung an einer tuberkuloſen Erkrankung der Lunge 
gelitten. Daß Krankheit eine körperliche Eigenſchaft im Sinne 
des 8 1333 BOB. fein kann, iſt in der Rechtſprechung ſtändig 
angenommen worden. Andererſeits iſt aber auch nicht jede Er⸗ 
krankung als eine derartige perſönliche Eigenichaft anzuſehen. 
Eine Eigenſchaft kann, wie vom RG. wiederholt ausgeſprochen 
it (RG. 52, 310; IW. 1906, 167°), nur dann als „per: 
ſönliche“ gelten, wenn ſie der Perſon, und zwar nicht bloß als 
ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorübergehendes 
und Zufälliges, dergeſtalt weſentlich zukommt, daß ſie als ein 
weſentlicher Beſtandteil ihrer ganzen Perſönlichkeit erſcheint. 
Eine bloß vorübergehende akute Krankheit erfüllt demnach den 
Begriff einer perſönlichen Eigenſchaft regelmäßig auch dann 
nicht, wenn fie erſt in einiger Zeit und ſchwer heilbar iſt. Der 
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Regel nach muß vielmehr zur Begründung der Anfechtungsklage 
aus 5 1333 BOB. ein dauernd unheilbares Leiden nach⸗ 
zewieſen werden. Eine bloße Veranlagung zu einem derartigen 
Leiden, die eine gewiſſe Beſorgnis des künftigen Ausbruchs 
desſelben begründet, iſt an ſich noch keine die Anfechtung der 
Che rechtfertigende Eigenſchaft; nur wenn die Veranlagung mit 
Jutwendigleit zu einer unheilbaren Erkrankung führen muß, 
lum fe als Anfechtungsgrund in Betracht kommen (RG. 73, 134; 
Dumper 1908 Nr. 323; 1911 Nr. 85; 1912 Nr. 310). Von 
dien in der Rechtſprechung des RG. feſtgelegten Grundſätzen 
it das 86. bei der Prüfung der vorliegenden Klage aus⸗ 
gegangen, es iſt auf Grund des feſtgeſtellten Sachverhalts ohne 
erlembaren Rechtsirrtum zur Abweiſung der Anfechtungsklage 
gelangt. Es hat eine etwa angeerbte Veranlagung der Be⸗ 
lagten zur Tuberkuloſe für unerheblich erklärt, weil nach den 
Gutahten der Sachverſtändigen, zumal bei der körperlichen Be⸗ 
ſcaffenhet der Beklagten, die Notwendigkeit einer unheilbaren 
Erkrantung nicht vorliege. Danach könnte aber die Anfechtungs⸗ 
lage mu durchdringen, wenn eine im Zeitpunkte der Ehe⸗ 
ſchießung bereits vorhandene unheilbare tuberkuloſe Erkrankung 
der Bellagten bewieſen wäre. Dieſen Beweis hat der BerR. 
aber als nicht erbracht angeſehen. Er hat erwogen: trotz des 
Guachtens des Dr. B., der aus feinem im Februar 1912 bei 
der Beklagten ſeſtgeſtellten Tuberkelbeſund auf das Vorhandenſein 
einer tuberkulofen Erkrankung im Zeitpunkte der Eheſchließung 
(22. Auguſt 1911) mit Sicherheit ſchließe, könne es in An⸗ 
betracht der Tatsache, daß Dr. G. im Juli 1911 bei zwei⸗ 
malizer Unterfuhung der Lungen der Beklagten daran nichts 
Verdächtige habe finden können, noch immer recht zweifelhaft 
ſein ob die Schlußfolgerung des Dr. B. zutreffe. Danach hat 
das BG, das Gutachten des Dr. B. gegenüber dem ander⸗ 
beigen Deweisergebnis nicht für ausreichend erachtet, um die 
Überzeugung gewinnen zu können, daß bei der Beklagten bereits 
in Jetpunfte der Eheſchließung eine tuberkuloſe Erkrankung 
benden hat Schon hiernach würde die Abweiſung der Klage 
gerechtfertigt fin. Das G. hat aber ferner feſtgeſtellt, daß 
ts ih bei der Beklagten überhaupt nur um einen leichten 
tuberkulofen Lungenſpizenkatarrh gehandelt hat, bei dem die 
Auöfihten auf eine dauernde völlige Heilung recht günſtige 
wan und der auch bereits als geheilt oder zum mindeſten als 
dellg nal zu betrachten iſt. Wenn demnach auch unterſtellt 
Dirde, daß die Erkrankung der Beklagten bereits bei der Ehe⸗ 
Michung vorhanden geweſen ıft, fo würde dieſe Krankheit, da 
fr nu lacht und nicht unheilbar war, nicht als eine perſönliche 
Egerſha t im Sinne des § 1333 BGB. anzuſprechen und 
5 Scgründung eines Rechtes zur Anfechtung der Ehe nicht 
erignet fein, Die Frage, ob und in welchem Grade die 
Rrantheit der Beklagten erne Anſteckungsgefahr begründete und 
fe nfſachlich zur Anſteckung zweier Kinder des Klägers 
150 hat, iſt für die Beurteilung, ob eine persönliche Eigen⸗ 
ait der Bellagten im Sinne des 8 1333 BGB. vorgelegen 
nicht entſcheidend. In dieſer Beziehung könnte nur eine 
dauernd beſtehende Anſteckungsgefahr in Betracht kommen, 
daß eine solche beſtanden hätte oder beſteht, iſt nach den 
ahne erkennbaren Rechtsverſtoß getroffenen Feſtſtellungen des 
20. Über die Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit der völligen 
mügung der Tuberkuloſe bei der Beklagten zum mindeſten 
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nicht bewieſen. Der Irrtum des Klägers über die tuberkuloſe 
Erkrankung der Beklagten vermag daher, ſelbſt wenn die 
Krankheit ſchon bei der Eheſchließung vorhanden geweſen wäre, 
die Anfechtung der Ehe nicht zu begründen. M. c. M., U. v. 
5. Nov. 14, 287/14 IV. — Breslau. S.)] 

6. 5 1822 Ziff. 10 BGB. Auch die fiduziariſche 
Sicherheitsbeſtellung durch Übertragung einer Grundſchuld bedarf 
zu ihrer Gültigkeit der obervormundſchaftlichen Genehmigung.] 

Das BG. erachtet, in Übereinftimmung mit dem LG., die 
von dem Vater der minderjährigen Klägerinnen ohne ober⸗ 
vormundſchaftliche Genehmigung betätigte Abtretung der dieſen 
zuſtehenden Grundſchulden an den Beklagten um deswillen für 
unwirkſam, weil es ſich um eine Sicherungsabtretung gehandelt 
habe, durch welche dem Beklagten Sicherheit gewährt werden 
ſollte für die Forderungen, die ihm aus dem laufenden und 
Diskontkredit erwachſen würden, den er dem Vater der 
Klägerinnen einzuräumen beabſichtigte. Erſt nach dieſer Ab⸗ 
tretung habe der Beklagte den Kredit gewährt, und zwar nur 
bis zur Höhe von 7000 . Das Bekenntnis in der Abtretungs⸗ 
urkunde vom 1. September 1912: „Valuta habe ich erhalten“, 
habe der Wahrheit nicht entſprochen; der Beklagte habe dem 
Vater der Klägerinnen den Gegenwert der Grundſchulden nicht 
ausbezahlt, auch nicht in Höhe von 7000 A; er habe viel⸗ 
mehr erſt nach der Abtretung die Geſchäftsverbindung mit ihm 
begonnen, die darin beſtanden habe, daß er ihm gegen Wechſel 
Vorſchüſſe gewährte. Die Abtretung ſei demnach offenſichtlich 
nur zu dem Zweck erfolgt, daß der Beklagte, falls er von dem 
Vater der Klägerinnen keine Deckung für ſeine Forderungen 
aus der Geſchäftsverbindung erhalten würde, berechtigt ſein 
ſollte, ſich deswegen aus den Grundſchulden der Klägerinnen 
zu befriedigen. Eine ſolche Sicherungsabtretung bedeute die 
Übernahme einer den Klägerinnen fremden Verbindlichkeit. 
Deshalb habe ihr Vater zum Abſchluſſe dieſes Rechtsgeſchäfts 
gemäß 5 1822 Ziff. 10 in Verbindung mit 8 1643 Abſ. 1 BGB. 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedurft. Dieſe 
Ausführungen ſind frei von Rechtsirrtum und die gegen ſie 
gerichteten Angriffe der Reviſion grundlos. Der erkennende 
Senat hat bereits ausgeſprochen (RG. 63, 76), daß unter 
„Übernahme fremder Verbindlichkeiten“ in 8 1822 Ziff. 10 BGB. 
nicht nur die Übernahme einer perſönlichen Verpflichtung zur 
Erfüllung ſolcher Verbindlichkeiten, ſondern auch die Übernahme 
einer dinglichen Haftung für ſie mit Gegenſtänden des eigenen 
Vermögens zu verſtehen iſt, und daß darunter auch die Ver⸗ 
pfändung von Hypotheken und Grundſchulden fällt, ohne daß 
die Vorſchrift des § 1821 Abſ. 2 entgegenſtände. Aber auch 
die Übereignung von Gegenſtänden des Vermögens der 
Minderjährigen, insbeſondere die Abtretung einer ihnen zu⸗ 
ſtehenden Hypothek oder Grundſchuld, enthält, ſofern ſie zur 
Sicherung einer fremden Verbindlichkeit erfolgt, die Uber⸗ 
nahme einer ſolchen Verbindlichkeit, wie der erkennende Senat 
(NG. 76, 93) gleichfalls bereits ausgeſprochen hat. Nicht ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß (worauf die Reviſion hinweiſt) dabei der 
Vermögens gegenſtand rechtlich in das Eigentum desjenigen, der 
ſichergeſtellt werden ſoll, übergeht und eine Verbindlichkeit des 
Sicherſtellenden zu einer weiteren Leiſtung nicht begründet wird. 
Entſcheidend iſt vielmehr der wirtſchaftliche Zweck und Erfolg 
des Rechtsgeſchäfts, der darin beſteht, daß der Vermögens⸗ 


142 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— 


gegenſtand dazu dient, die Erfüllung der fremden Verbindlichkeit 
zu ſichern. Der Übergang des Gegenſtandes in das Vermögen 
des Empfängers iſt kein endgültiger, ſondern, entſprechend dem 
Sicherungszwecke, beſchränkt durch die Verpflichtung zur Rück⸗ 
übereignung nach Erfüllung der Verbindlichkeit. Wie die 
Motive zu § 1674 Nr. 11 des erſten Entwurfs zum BGB. 
(Bd. 4 S. 1144) ausführen, ſollen die in Frage ſtehenden 
Geſchäfte der obervormundſchaftlichen Genehmigung unterworfen 
werden wegen ihrer Gefährlichkeit und weil es ſich dabei 
nicht um einen Umſatz von Vermögensobjekten handelt. An 
Gefährlichkeit kommt die Sicherungsübereignung der Pfand⸗ 
beſtellung für fremde Schuld zu mindeſten gleich. Auch bei ihr 
iſt ferner nicht der Umſatz der Zweck des Geſchäfts, da der 
Vermögensgegenſtand nach erlangter anderweiter Befriedigung 
für die Forderung an den Sicherſtellenden zurückzukehren 
beſtimmt iſt. Anders liegt die Sache, wenn eine fremde Ver⸗ 
bindlichkeit durch Hingabe eines Vermögensgegenſtandes zahlungs⸗ 
halber oder an Zahlungs Statt getilgt werden ſoll (RG. 75 
S. 357 [360), in dieſem Falle tritt nicht die Haftung des 
Vermögensgegenſtandes für eine beſtehenbleibende Verbindlichkeit 
ein, ſondern dieſe Verbindlichkeit findet ihr beſtimmungsgemäßes 
Ende durch einen Erſatz ihrer Erfüllung. Der Vermögens⸗ 
gegenſtand wird ausgetauſcht (umgeſetzt) gegen die Verbindlichkeit, 
die dadurch getilgt wird. Das iſt aber nicht, wie die Reviſion 
meint, auch der Fall, wenn es ſich, wie hier, um die Sicher⸗ 
ſtellung erſt künftig entſtehender fremder Verbindlichkeiten, 
namentlich einer Kreditgewährung, handelt. Die Hingabe der 
Darlehen an den Kreditnehmer ſtellt ſich nicht als Leiſtung des 
„Gegenwerts“ für die Übereignung des Vermögensgegenſtandes 
dar, ſondern als Begründung einer Verbindlichkeit des Kredit⸗ 
nehmers zur Rückzahlung der dargeliehenen Beträge. Zur 
Sicherſtellung dieſer fremden Verbindlichkeit wird der Vermögens⸗ 
gegenſtand übereignet. Daß durch die Übereignung ein eigenes 
Recht der Klägerinnen auf Gewährung des Kredits an ihren 
Vater gegenüber dem Beklagten erworben werden ſollte, iſt für 
den vorliegenden Fall nicht feſtgeſtellt und ergibt ſich keineswegs 
aus dem Abſchluſſe des dinglichen Abereignungsvertrags. Wenn 
aber auch der Beklagte ſich den Klägerinnen gegenüber ver⸗ 
pflichtet haben ſollte, ihrem Vater den Kredit zu gewähren, ſo 
würde dadurch der Sicherungsübereignung der Charakter einer 
Übernahme der Verbindlichkeit des Vaters, die durch die Kredit⸗ 
gewährung entſtehen ſollte, nicht genommen werden. Fehl geht 
ſchließlich auch die Ausführung der Reviſion, die darauf hinaus⸗ 
läuft, daß die Sicherungsübereignung ſich als ein Scheingeſchäft 
darſtelle, wenn man darin die Übernahme einer fremden Ver⸗ 
bindlichkeit erblicke. Die Ernſtlichkeit des Willens, Eigentum 
zu übertragen, wird durch den wiriſchaftlichen Zweck, daß der 
übereignete Vermögensgegenſtand zur Sicherſtellung der fremden 
Verbindlichkeit diene, ebenſowenig in Frage geſtellt, wie in den 
Fällen, wo die Übereignung zur Sicherſtellung einer eigenen 
Verbindlichkeit des Abereignenden erfolgt. K. S. c. H., U. v. 
11. Nov. 14, 242/14 V. — Marienwerder. [S.] 

Handelsrecht. 

7. 8 218 HGB. Dem einzelnen Aktionär ſteht ein 
Recht, ſeine rückſtändige Einlage zu verweigern, wegen ungleich⸗ 
mäßiger Einforderung der Rückſtände nicht zu.] 

Die jetzt in Konkurs verfallene Klägerin iſt als A.-G. 


M 3. 1915. 


gegründet und am 20. März 1909 in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen worden. Der Beklagte hat als Mitgründer 10 Aktien 
(und zwar Nr. 216 — 225) zu je 1000 & übernommen. 
Klägerin hat durch die öffentlichen Anzeigen vom 30. Januar 
1913 diejenigen Aktionäre, die die reſtlichen 75 Prozent ihrer 
Bareinlage bis dahin nicht geleiſtet hatten, unter Angabe 
beſtimmter Aktiennummern, worunter die des Beklagten an⸗ 
geführt ſind, aufgefordert, dieſe rückſtändigen Einzahlungen 
binnen einer Woche zu leiſten. Sie hat, da der Beklagte nicht 
zahlte, im Urkundenprozeſſe gegen ihn Klage auf 7500 & 
nebſt Zinſen erhoben. Dey Beklagte hat eingewandt, daß 
nicht alle Aktionäre, deren Einzahlungen rückſtändig waren, 
zur Zahlung aufgefordert und daß die Einforderung deswegen 
keine ordnungsmäßige, der Vorſchrift des 8 218 HGB. ent⸗ 
ſprechende geweſen ſei. Das LG. hat dem Beklagten inſoweit 
zugeſtimmt, daß es die Klage als im Urkundenprozeſſe unſtatt⸗ 
haft abgewieſen hat, weil Klägerin nicht durch Urkunden nach⸗ 
weiſen könne, daß auf die in den öffentlichen Anzeigen nicht 
genannten Aktien der eingeforderte Betrag bereits gezahlt ſei. 
Das OLG. hat auf Berufung den Beklagten unter Vorbehalt 
ſeiner Rechte verurteilt, gegen Herausgabe der zehn Aktien den 
Betrag von 7500 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 6. Fe⸗ 
bruar 1913 zu zahlen. Es verwirft die Einrede des Beklagten 
und ſpricht aus, daß dem einzelnen Aktionär ein Recht, ſeine 
rückſtändige Einlage zu verweigern, wegen ungleichmäßiger Ein⸗ 
forderung der Rückſtände nicht zuſtehe. Die Reviſion des Be⸗ 
klagten hatte keinen Erfolg. — Gründe: Allerdings find die 
Organe einer A.⸗G. verpflichtet, deren Rechte und Intereſſen 
bezüglich Einzahlung der Aktienbeträge gegenüber allen Aktio⸗ 
nären gleichmäßig wahrzunehmen. Sie find hierfür der Geſell— 
ſchaft verantwortlich; das iſt zweifellos. Aber eine Vernach⸗ 
läſſigung dieſer Pflicht berechtigt nicht den einzelnen Aktionär, 
von dem der Betrag feiner Aktie eingefordert wird, zu einer 
Einrede gegenüber der Geſellſchaft. Die Verbindlichkeit zur 
Einzahlung dieſes Betrages beruht auf einem einſeitigen Schuld⸗ 
verhältniſſe des Aktionärs zur Geſellſchaft. Der Aktionär kann 
keine Einrede daraus herleiten, daß andere gleichgeſtellte 
Schuldner ihre Verbindlichkeit gegenüber der A.⸗G. nicht 
erfüllen. Er kann ebenſowenig eine Einrede darauf begründen, 
daß die Organe der A.⸗G. ihre Pflicht zur ordnungsmäßigen 
Führung der Geſchäfte in bezug auf die Einziehung der übrigen 
rückſtändigen Aktienbeträge nicht erfüllen. Vorausſetzung der 
Fälligkeit der zu leiſtenden Einzahlung iſt allerdings ihre dem 
8 218 Abſ. 3 HGB. entſprechende Einforderung durch die Or⸗ 
gane der Geſellſchaft. Deswegen ift vom OLG. mit Recht 
geprüft, ob eine ſolche Aufforderung im Streitfalle in gültiger 
und geſetzmäßiger Weiſe erlaſſen iſt. Die geſchehene Auf⸗ 
forderung entſpricht aber den Vorſchriften der Satzung und des 
Geſetzes. Sie wird auch von dem Beklagten nur deswegen 
beanſtandet, weil ſie nicht an alle Aktionäre gleichmäßig ge⸗ 
richtet ſei. Das iſt jedoch vom Geſetze nicht vorgeſchrieben. 
Es iſt weder im $ 218 ausgeſprochen, noch iſt es aus dem 
Zuſammenhange des Geſetzes zu entnehmen, daß die Auf 
forderung zur Einzahlung der Aktienbeträge an alle rückſtändigen 
Aktionäre gleichzeirig ergehen muß. Im Gegenteil weiſt die 
verſchiedene Faſſung der SS 218 und 219, wenn auch nicht 
mit Beſtimmtheit, fo doch mit einiger Wahrſcheinlichkeit darauf 
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44. Jahrgang. 
hin, daß der Geſetzgeber die Aufforderung zur Einzahlung als 
tin gegenüber dem einzelnen Aktionär vorzunehmendes Rechts⸗ 
geihäft, die Kaduzierung dagegen als ein nur gleichzeitig gegen⸗ 
über ſämtlichen ſäumigen Akti»nären zuläſſiges Verfahren ers 
achtet hat. Zudem ergibt der Kommiſſions bericht zum HGB. 
von 1897 (Hahn, Materialien S. 591), daß man ſich in den 
Veihandlungen der Kommiſſion eine verſchiedenartige Behand⸗ 
lung der Aktionäre als möglich und, ſofern fie im Intereſſe 
der Geſellſchaft liegt, als berechtigt vorgeſtellt hat. Auch innere 
Grinde ſprechen in keiner Weiſe dafür, für den einzelnen 
Atonär die Pflicht zur Leiſtung des ausſtehenden Aktien⸗ 
benages daven abhängig zu machen, daß dieſer von allen 
gkihgefellten Aktionären gleichmäßig eingefordert wird. Im 
Gegenttil müßte es zu bedenklichen und für die Geſellſchaft 
neglicerweiſe gefährlichen Verwicklungen führen, wenn jeder 
Anis das Recht hätte, gegenüber dem an ihn gerichteten 
Auſpruce auf Zahlung des Aktienbetrages Einreden aus dem 
Kecktsverhältnis der Geſellſchaft zu anderen Aktionären zu ent⸗ 
nehmen und die Geſellſchaft in einen Streit darüber zu ver⸗ 
rikeln, ob andere Aktionäre den Betrag ihrer Einlagen noch 
ſäulden oder ſchon getilgt haben. Die Sicherheit gegen eine 
plachtwidrig ungleichmäßige Behandlung der einzelnen Aktionäre 
muß in der Verantwortlichkeit des Vorſtandes und Auſfſichts⸗ 
dates gegenüber der Generalverſammlung gefunden werden. 
Außerdem if es natürlich jedem Aktionär unbenommen, geltend 
iu machen, daß die an ihn gerichtete Aufforderung gegen die 
55 226 oder 826 BGB. verſtoße. Dies ſteht hier nicht in 
Rage. Dellagter hat nur behauptet, daß in der veröffent⸗ 
lichte Aufforderung gewiſſe noch nicht volleingezahlte Aktien 
ohne Grund ausgelaſſen ſeien. Dies berechtigt ihn, auch wenn 
8 nichtig if, nicht, die Zahlung des auf feine Aktien unſtreitig 
noch rücſtändigen Betrages zu verweigern, weshalb ſeine Re⸗ 
diſen gegen das verurteilende Erkenntnis des OLG. zurück⸗ 
Kein war. L. c. E. J. A.⸗G., U. v. 23. Okt. 14, 148/14 II. 
— Dresden. [B.] 
Berſicherungsrecht. 
8. 839 VersVertrags G. 
De friere Reichsbankdirektor K. in B. hatte laut Ver⸗ 
ſchenngeſhen Nr. 168338 vom 11. November 1910 bei der 
Bellapten fein Lehen zugunſten feiner Rechtsnachfolger zu 
10000 4% berſichert. Er iſt am 25. September 1912 geſtorben. 
du Aldger, dem er ſeine Rechte aus der Verſicherung verpfändet 
i, hat wegen einer Darlehnsforderung von 5500 & nebſt 
Zaſen und Koſten im Februar 1913 die der Witwe K. als 
oje geſetzlicher Erbin zuſtehenden Verſicherungsanſprüche 
pländen und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen und darauf 
gegen die Beklagte Klage erhoben. Seinem Klagantrage gemäß 
it die Bellagte zur Zahlung von 5500 & nebſt Zinſen und 
ten an den Kläger verurteilt, die von ihr gegen dieſe 
Enſcheidung eingelegte Berufung iſt zurückgewieſen worden. 
Auch die Reviſion blieb erfolglos: Die beklagte Lebens⸗ 
veriherungagefelichaft bat, wie der Bert. feſtſtellt, in ihrem 
Schreiben vom 21. Auguſt 1912 dem Verſicherten K. zur Bezahlung 
ter am 10. Mai 1912 fällig gewordenen Verſicherungsprämie 
ane Nachfriſt von zwei Wochen geſetzt unter Hinweis auf ihre 
Verehtigung, die Police für verfallen zu erklären, wenn binnen 
hit Nachfrist bie Prämie zuzüglich 5 Prozent Perzugszinſen 
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vom Zahlungstermin ab und 1 & Koſten nicht an ſie portofrei 
zugeſandt ſei. Mit Recht hat der BerR. dieſe Friſtbeſtimmung 
unter Bezugnahme auf die Vorſchriften in § 39 des auf das 
vorliegende Verſicherungsverhältnis anwendbaren Geſetzes über 
den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 für unwirkſam 
erklärt. Was die Reviſion dagegen geltend macht iſt nicht 
begründet. Nach § 39 Abſ. 1 dieſes Geſetzes kann der Ver⸗ 
ſicherer dem Verſicherten zur Zahlung einer nach dem Beginne 
der Verſicherung zu zahlenden Prämie, wenn die Zahlung nicht 
rechtzeitig bewirkt wird, eine Zahlungsfriſt beſtimmen. Tritt 
der Verſicherungsfall nach dem Ablaufe der Friſt ein und iſt 
zur Zeit des Eintritts der Verſicherungsnehmer mit der Zahlung 
der Prämie oder der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge, 
ſo iſt der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei. 
Der Verſicherer iſt nach dem Ablaufe der Friſt, wenn der 
Verſicherungsnehmer mit der Zahlung in Verzug iſt, berechtigt, 
das Verſicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt zu kündigen. Nach 8 39 Abf. 2 hat die Beſtimmung der 
Zahlungsfriſt ſchriſtlich zu geſchehen und die Rechtsfolgen 
anzugeben, welche nach Abſ. 1 mit dem Ablaufe der Friſt 
verbunden ſind. Die Friſt darf nicht weniger als zwei Wochen 
betragen. Eine Friſtbeſtimmung, die ohne Beobachtung dieſer 
Vorſchriften erfolgt, iſt unwirkſam. Der BerR. hat der im 
Schreiben der Beklagten vom 21. Auguſt 1912 enthaltenen 
Friſtbeſtimmung rechtliche Wirkſamkeit aus dem Grunde ab⸗ 
geſprochen, weil die Beklagte in dieſem Schreiben nur auf ihre 
Berechtigung, die Police für verfallen zu erklären, hingewieſen 
habe. Auch wenn in dieſen Worten ein Hinweis auf das 
Kündigungsrecht enthalten ſein möge, ſo komme doch darin nicht 
zum Ausdruck, daß die Beklagte nach fruchtloſem Ablauf der 
Friſt von der Verpflichtung zur Zahlung der Verſicherungsſumme 
für den nach Ablauf der Friſt eintretenden Verſicherungsfall 
frei ſei, auch wenn ſie vom Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht habe. Da die Friftbeftimmung nach § 39 Abſ. 2 
mangels Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften unwirkſam 
geweſen ſei, ſo ſei die Beklagte durch den Ablauf der Friſt 
nicht befreit worden und habe dadurch auch nicht das Recht 
erlangt, das Verſicherungsverhältnis zu kündigen. Ihre auf 
den Ablauf der Nachfriſt und die Kündigung geftügte Weigerung, 
die Verſicherungsſumme auszuzahlen, ſei daher nicht gerechtfertigt. 
Wenn die Reviſion dieſen Ausführungen des BU. zunächſt mit 
der Behauptung entgegentritt, in der Mitteilung der Beklagten 
an den Verſicherten, daß ſie bei Verſäumung der Friſt berechtigt 
ſei, die Police für verfallen zu erklären, könne ſowohl ein 
Hinweis auf ihre Befreiung von der Leiſtungspflicht als auch 
auf ihr Kündigungsrecht erblickt werden, ſo genügt zur Wider⸗ 
legung dieſes Reviſionsangriffs die Bezugnahme auf den Wort⸗ 
laut des Schreibens der Beklagten, der ein Bedenken gegen die 
Auffaſſung des BerR. nicht aufkommen läßt. Die Reviſion 
zieht ferner die Unwirkſamkeit der Friſtbeſtimmung auch für den 
Fall in Zweifel, daß in ihr nur ein Hinweis auf das 
Kündigungsrecht enthalten ſei. Das Geſetz bezwecke nicht, dem 
Verſicherer eine allgemeine Rechtsbelehrung des Verſicherungs⸗ 
nehmers zur Pflicht zu machen, an der dieſer regelmäßig kein 
Intereſſe haben werde. Der Verſicherer habe den Verſicherungs⸗ 
nehmer nicht darüber aufzuklären, welche Rechtsfolgen ſich an 
eine Verſäumung der Friſt im allgemeinen knüpfen können, 
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fondern nur darüber, welcher Rechtsnackteil bei Nichtzahlung 
der Prämie in dem ihn betreffenden beſonderen Fall eintreten 
werde. Darum müſſe es im gegebenen Fall genügen, daß die 
Beklagte, die von dem Kündigungsrecht Gebrauch gemacht habe, 
allein auf dieſe Befugnis hingewieſen habe. Die Vorſchriften 
in 8 39 des Geſetzes bezwecken den Schutz des Verſicherungs⸗ 
nehmers und ſind inſofern zwingend, als ſich der Verſicherer 
auf eine Vereinbarung, durch welche von denſelben zum Nachteile 
des Verſicherungsnehmers abgewichen wird, nicht berufen kann 
(8 42 des Geſetzes). Das Geſetz macht nach dem klaren 
Wortlaut des $ 39 dem Verſicherer ganz allgemein und ohne 
Rückſicht auf die beſondere Geſtaltung des einzelnen Falles zur 
Pflicht, bei Beſtimmung der Zahlungsfriſt die Rechtsfolgen 
anzugeben, welche nach Abſ. 1 mit dem Ablaufe der Friſt 
verbunden ſind und erklärt eine Friſtbeſtimmung, die ohne 
Beobachtung dieſer Vorſchriften erfolgt, für unwirkſam. Es 
bezweckt offenſichtlich, wie auch aus der Begründung des Entwurfs 
hervorgeht, dem Verſicherungsnehmer bei der Friſtbeſtimmung 
die ſchwerwiegende Bedeutung derſelben und die mit der 
Verſäumung der Friſt für ihn verknüpften nachteiligen Folgen 
zum Bewußtſein zu bringen und ihn dadurch möglichſt vor 
weiterer Säumnis und dem damit möglicherweiſe verbundenen 
Verluſt ſeines Verſicherungsanſpruchs zu bewahren. Demgemäß 
macht es den Hinweis auf die nach Abſatz 1 mit dem Ablauf 
der Friſt verbundenen Rechtsfolgen, nämlich auf das Freiwerden 
des Verſicherers von der Verpflichtung zur Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme im Fall des Eintritts des Verſicherungsfalles 
und den Eintritt des Kündigungsrechts des Verſicherers, zur 
Vorausſetzung der Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung. Mit dem 
Hinweis auf die eine oder andere dieſer Rechtsfolgen iſt dem 
Geſetze mithin nicht genügt. Hat der Verſicherer bei der Friſt⸗ 
beſtimmung nur auf die eine der beiden im Geſetz erwähnten 
Rechtsfolgen hingewieſen, ſo kann die bloße Tatſache, daß 
hinterdrein der Verſicherer ſich dem gegen ihn geltend gemachten 
Verſicherungsanſpruch gegenüber lediglich auf den Eintritt eben 
dieſer Rechtsfolge beruft, der von vornherein unwirkſamen Friſt⸗ 
beſtimmung nicht nachträglich rechtliche Wirkſamkeit verſchaffen, 
und zwar ſelbſt dann nicht, wenn der Verſicherer — was 
übrigens vorliegendenfalls nicht feſtgeſtellt iſt — ſchon beim 
Erlaß der Friſtbeſtimmung den Willen gehabt hat, eintretenden⸗ 
falls nur eben dieſe Rechtsfolge geltend zu machen. Auf der⸗ 
artige Beſonderheiten des einzelnen Falles nimmt das Geſetz, 
wie aus ſeiner ganz allgemein lautenden Faſſung hervorgeht, 
keine Rückſicht. G. Lebensverſicherungsgeſellſchaft o. W., U. v. 
13. Nov. 14, 264/14 VII. — Karlsruhe. [B.] 

Rayongeſetz. 

9. Mängel des Rayonfeſtſtellungsverfahrens.] 

Die Mängel in dem Rayonfeſtſtellungsverfahren, aus denen 
die Klägerin die Unwirkſamkeit des ganzen einheitlichen Ver⸗ 
fahrens und damit die Nichtverwirkung ihres auf die 88 39 
bis 42 RayG. geſtützten Entſchädigungsanſpruches trotz Ver⸗ 
ſäumung der in 8 39 beſtimmten Anmeldungsfriſt herleitet, 
ſind nach dem Vortrage der Klägerin einmal, daß in der 
Bekanntmachung vom 28. September 1908 über die öffentliche 
Auslegung des vorläufigen Rayonplanes nach § 11 Ray. 
das letztere, am 21. Dezember 1871 erlaſſene Reichsgeſetz 
fälſchlich mit dem Datum vom 11. Dezember 1871 bezeichnet 
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ſei, jerner, daß in der Bekanntmachung vom 19. Auguſt 1909 
über die endgültige Feſtſtellung des Rayonplanes und die Friſt⸗ 
beſtimmung für die Entſchädigungsanmeldungen nach § 39 des 
Geſetzes die Bezugnahme auf das Geſetz gänzlich fehle, daß 
auch in der letztgenannten Bekanntmachung eine frühere unter 
dem 18. Januar 1909 erfolgte Planfeſtſtellung „aus formellen 
Gründen“ aufgehoben worden ſei, ohne daß ſolche Gründe an⸗ 
gegeben ſeien; des weiteren, daß die Veröffentlichung beider 
Bekanntmachungen nicht ordnungsmäßig erfolgt ſei, da ſie in 
den Cölner Lokalblättern, die allein zur Veröffentlichung gewählt 
wurden, nicht im Hauptblatte, ſondern in Beiblättern, und nicht 
getrennt von anderen Anzeigen unter der Überfchrift „amtliche 
Bekanntmachungen“ mitgeteilt ſei; endlich, daß die im Geſetz 
überhaupt nicht vorgeſehene Wiederaufhebung einer früheren 
Planfeſtſtellung einfach durch Bekanntmachung im allgemeinen 
veröffentlicht worden ſei, anſtatt, wie das in der Ordnung 
geweſen wäre, den Beteiligten durch beſondere Mitteilung zu⸗ 
geſtellt zu werden. Das LG. wie das BG. haben alle dieſe 
Beſchwerden der Klägerin gegen das Ravyonfeſtſtellungsverfahren 
als grundlos verworfen. Die Reviſion rügt dieſe Verwerſung 
als rechtsirrtümlich. Sie meint, daß nach den in der Ent⸗ 
ſcheidung (RG. 76, 49) aufgeſtellten Grundſätzen an die 
Genauigkeit der Veröffentlichungen nach Maßgabe der 58 11 
und 39 Ray. die ſtrengſten Anforderungen zu ſtellen ſeien 
und deshalb wegen aller von der Klägerin geltend gemachter 
Mängel das ganze Planfeſtſtellungsverfahren gegenüber den 
Anſprüchen der beteiligten Grundeigentümer wirkungslos ſei. 
Die Reviſion war nicht für begründet zu erachten. In der 
angezogenen Entſcheidung des erkennenden Senates des RG. 
iſt ausgeſprochen, daß mit Rückſicht auf die ſcharfen Eingriffe 
des Reichsrayongeſetzes in das Privateigentum und die damit 
verbundenen Rechte, bei der Anwendung und Ausführung des 
Geſetzes mit der größten Genauigkeit verfahren werden müſſe 


und namentlich von den im Geſetze vorgeſehenen öffentlichen 


Bekanntmachungen, die neben der Abſteckung und Verteilung 
der Rayonlinien den Beteiligten allein unter Setzung kurzer 
Aus ſchlußfriſten die Kenntnis von dem fortſchreitenden Verfahren 
vermitteln, eine jeden verſtändigen Zweifel ausſchließende Abs 
faſſung verlangt werden müſſe. Es ergibt ſich aus dieſem 
Satze, daß die Entſcheidung hierbei Unklarheiten im Inhalte 
der Bekanntmachungen im Auge hatte; es handelte ſich, wie 
der Zuſammenhang lehrt, um eine unklare Bezeichnung der 
betroffenen Grundſtücke. Von den Grundſätzen dieſer Ent⸗ 
ſcheidung geht nun auch das BG. in dem angefochtenen Urteil 
aus; mit Recht hat es aber ihre Anwendung auf den vor⸗ 
liegenden Fall in dem Sinne, daß auch hier die geltend 
gemachten Mängel das Verfahren unwirkſam machten, abgelehnt 
und dieſe Mängel, ſoweit ſie überhaupt als vorhanden angeſehen 
werden können, für nicht geeignet erklärt, verſtändige Zweifel 
aufkommen zu laſſen. Daß ein Schreib- oder Setzfehler, durch 
den das Datum des angezogenen Geſetzes mit dem 11. anſtatt 
mit dem 21. Dezember 1871 bezeichnet iſt, nicht die geringſte 
Bedeutung beanſpruchen und keinen verſtändigen Zweifel über 
den Inhalt der Bekanntmachung beim Leſer erwecken kann, 
liegt auf der Hand. Ebenſo verhält es ſich aber mit der 
Nichterwähnung des angewendeten Geſetzes ſelbſt in der Bekannt⸗ 
machung vom 19. Auguſt 1909. Denn eine Bezugnahme au 
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ve Geiefeöparagrapben oder auf das Geſetz im ganzen in den 
Belmmtnachungen iſt im Geſetze ſelbſt nicht vorgeſchrieben, und 
ent allgemeine Beſtimmung, nach der fie zu erfolgen hätte, 
bie icht. Der Gegenſtand der Bekanntmachung aber iſt in 
bier ler und deutlich bezeichnet; fie ergibt, daß es ſich um 
tan gun beſtimmten Akt des Rayonfeſtſtellungs⸗ und Ent⸗ 
ſchiberrzfeſtſetzungsverfahrens handelt. Über die Art und 
Dart in Veröffentlichung der zu erlaſſenden Bekanntmachungen 
mi das Rayongeſetz nur die eine für die Bekanntmachung 
ke Auslegung des vorläufigen Raponplanes in 8 11 Abſ. 2, 
wut die ottsübliche Form öffentlicher Bekanntmachungen 
kerprehen if. Zutreffend nimmt das BG. an, daß beim 
Nagl anderweiter Beſtimmungen dieſelbe Art der Bekannt⸗ 
sr auc für die anderen ſpäteren Bekanntmachungen, ine 
hender derjenigen nach 8 39 des Geſetzes einzutreten habe. 
di Nee Vorſchrift genügt, die Veröffentlichung beider 
dümmachungen in der in Cöln ortsüblichen Weiſe in Cölner 
dullätem geſchehen iſt, ſtellt das BG. mit dem LG. feſt. 
A lis aber der Fall, dann waren die Leſer dieſer Blätter 
ah bmi vorbereitet, die Bekanntmachungen an den Stellen 
i Blätter vorzufinden, wo ſie abgedruckt waren. Es iſt 
gui wünschenswert, daß Zeitungen, denen amtliche Belannt⸗ 
mufmzzn in größerer Zahl zur Veröffentlichung zugehen, dieſe 
ma ene allgemeinen Überſchrift ein für allemal in einem 
kimatn Teile des Blattes vereinigen; eine Übung dahin 
bi in cbenſowenig wie eine Vorſchrift. Für die Auf⸗ 
feng ehr früheren veröffentlichten Planfeſtſtellung, die im 
Berge hf richt vorgeſehen iſt, aber aus verſchiedenen Gründen 
tab nitgrifher, teils öffentlich⸗rechtlicher, teils privatrechtlicher 
in cpi fein lam, muß an und für ſich die gleiche Art 
i gehmmachung gelten, wie für die Planfeſtſtellung ſelbſt. 
OB md inviefern dies auch zutreffen würde gegenüber ſolchen 
Grundeigentümern, die auf Grund der früheren 
Anſprüche auf Entſchädigung nach § 39 des 
s kerri angemeldet hatten, kann hier unerörtert bleiben; 
Im unkreitig hatte die Klägerin ſolche nicht angemeldet. 
di Revifion der Klägerin war deshalb zurückzuweiſen. 
ait er. e. Deutſcher Reichsfislus, U. v. 16. Nov. 14, 
Wale . — Cöln B.) 
datentrecht. 
10. Art. 4 der internationalen Übereinkunft zum Schutze 
hwerllichen Eigentums vom 20. März 1883.] 
1 den Bellagten 2. Ch. in Paris iſt auf Anmeldung vom 
Awenber 1909 mit der auf Grund des franzöſiſchen 
N. ... . anerkannten Priorität vom 26. November 
1 hu patent Nr.. erteilt worden. Kläger brantragt 
As: weil die behauptete techniſche Wirkung 
i enttete und weil die Erfindung durch eine Reihe von 
waſchrlchen Veröffentlichungen ſowie durch offenkundige 
ung im Inlande vorweggenommen ſei. Die Parteien 
% knächſt die Frage erörtert, ob dem Beklagten als 
Fıphärigen eine mit uns im Kriege befindlichen Staates 
dnunß Att. 4 des Unionsvertrages zum Schutze des gewerb⸗ 
ihn Eigentums vom 20. März 1883 (Pariſer Konvention) 
Mioriät nach Maßgabe der Anmeldung feines franzöfifchen 
Brad Mjuerlennen ſei. Diefe Frage iſt aus mehreren 
M bejahen. Der Beitritt Deutſchlands zur Pariſer 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


145 


Konvention mit dem 1. Mai 1903 iſt der Schweizeriſchen 
Regierung am 21. März 1903 angezeigt worden, und das 
Abkommen wurde damit für das Deusfche Reich gemäß Art. 11 
Abſ. 1 RV. international verbindlich. Nach Art. 11 Abſ. 3 
daſelbſt (vgl. Art. 4 Nr. 5, 6 und 13) bedurfte es jedoch zur 
inner ſtaatlichen Wirkſamkeit noch der Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rates und der Genehmigung des Reichstages, alſo eines Aktes der 
Reichsgeſetzgebung. Die Zuſtimmung des Bundesrates iſt am 
9. Mai 1901, die des Reichstages iſt am 15. Mai 1901 erklärt 
worden, und es iſt alsdann der Beitritt des Reiches am 9. April 
1903 im Reichsgeſetzblatt (S. 147) bekanntgemacht worden. 
Dadurch iſt die Konvention zum Reichsgeſetze erboben und ein 
Beſtandteil des deutſchen Rechtes über den gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz geworden. Wenn es nun auch richtig ſein mag, daß die 
völkerrechtliche Verbindlichkeit des Abkommens denjenigen Staaten 
gegenüber, mit denen wir uns im Kriege befinden. durch den 
Ausbruch des Krieges ohne weiteres aufbört, fo tritt hierdurch 
noch nicht der Inhalt der Konvention, ſoweit er zum Beſtand⸗ 
teil unſeres Bürgerlichen Nechtes geworden iſt, bezüglich der 
Angehörigen der uns feindlichen Staaten außer Kraft. Die 
internationale Verbindlichkeit und die innerſtaatliche Wirkſamkeit 
ſind nicht unbedingt voneinander abhängig. Beide ſtehen und 
fallen miteinander nur bei ſolchen Verträgen, deren Ausführung 
mit den Zwecken der Kriegsführung unvereinbar wäre. Davon 
kann aber, wenigſtens vom Standpunkte des deutſchen Rechtes 
aus, bei einem ſich lediglich auf Privatrecht beziehenden Ab⸗ 
kommen, wie dem Unionsvertrage, keine Rede ſein. Dem 
deutſchen Völkerrecht liegt die Anſchauungsweiſe gewiſſer aus⸗ 
ländiſcher Rechte fern, daß der Krieg unter möglichſter wirt⸗ 
ſchaftlicher Schädigung der Angebörigen feindlicher Staaten zu 
führen iſt und daß dieſelben daher im weiten Umſange der 
Wohltaten des gemeinen bürgerlichen Rechtes zu berauben find; 
vielmehr gilt der Grundſatz, daß der Krieg nur gegen den 
feindlichen Staat als ſolchen und gegen deſſen bewaffnete Macht 
geführt wird, und daß die Angebörigen der feindlichen Staaten 
in bezug auf das bürgerliche Recht in demſelben Maße den 
Inländern gleichgeſtellt find, wie dies vor dem Kriege der Fall 
war, d. h. ſoweit nicht geſetzliche Ausnahmen beſtehen, in 
allen Beziehungen. Selbſtverſtändlich ſchließt dieſer Grund⸗ 
ſatz nicht aus, daß, insbeſondere nach dem Rechte der 
Vergeltung, durch ein beſonderes Geſetz eine andere Be⸗ 
handlung feindlicher Ausländer vorgeſchrieben wird, wie dies 
ja auch im gegenwärtigen Kriege mehrfach geſchehen iſt. Ein 
ſolches Geſetz iſt aber für den gewerblichen Rechte ſchutz bisher 
nicht ergangen. Solange dies nicht geſchehen iſt, hat der 
deutſche Richter die Beſtimmungen der Konvention nach wie 
vor anzuwenden. Denn wenn auch die im Kriege befindlichen 
Staaten einander gegenüber völkerrechtlich nicht mehr an die 
Konvention gebunden ſein ſollten, ſo beſteht doch für alle die 
Möglichkeit, den bisher beſtehenden Zuſtand im vollen Umfange 
aufrechtzuerhalten und die Beſtimmungen der Konvention inner⸗ 
halb ihres Herrſchaftsgebietes durchzuführen. Es iſt keines⸗ 
wegs zu vermuten, daß die geſetzgebenden Faktoren Deutſchlands 
ſtillſchweigend die Beſtimmungen der Konvention bezüglich der 
Angebörigen der feindlichen Staaten außer Kraft ſetzen wollen, 
und zwar um ſo weniger, als große Zweifel darüber beſtehen 
können, ob und insbeſondere inwieweit die Aufhebung zweck⸗ 
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mäßig erſcheint, z. B. ob ſie ſich auf die in Art. 3 bezeichneten 
Perſonen erſtrecken ſoll und ob und inwieweit ihr rückwirkende 
Kraft beizulegen iſt. Es wäre ſehr bedenklich, von einer 
Regelung dieſer und anderer ſchwieriger Fragen im Wege eines 
Geſetzes abzuſehen und ſie dem richterlichen Ermeſſen zu über⸗ 
laſſen. Wenn man ſich aber auch auf den Standpunkt ſtellen 
wollte, die Pariſer Konvention ſei mit Ausbruch des Krieges 
auch als Reichsgeſetz, ſoweit ſie die Angebörigen der uns 
feindlichen Staaten betrifft, automatiſch erledigt, fo würde dies 
doch für den gegenwärtigen Rechtsſtreit unerheblich ſein. Denn 
nach deutſchem Staatsrecht bewirkt die Außerkraftſetzung eines 
Geſetzes im Zweifel niemals die Aufhebung bereits erworbener 
Rechte. Verfehlt aber iſt die Ausführung des Klägers, daß der 
Beklagte, ſolange das Nichtigkeitsverfahren anhängig ſei, auf 
Grund des bisherigen Rechtszuſtandes noch kein Recht erworben 
habe. Vielmehr hat er nach Art. 4 der Konvention das Recht 
auf Patenterteilung in Deutſchland mit der Priorität des 
franzöſiſchen Patentes jedenfalls dann erworben, als er innerhalb 
der Friſt des Art. 4 ſeine Erfindung in Deutſchland zum 
Patente anmeldete. ſelbſtverſtändlich unter der Vorausſetzung, 
daß ſich bei der in Deutſchland vorgeſchriebenen Prüfung und 
bei der durch das Nichtigkeitsverfahren eröffneten Nachprüfung 
der Anmeldungsgegenſtand als patentwürdig, bezw. die erfolgte 
Patenterteilung als haltbar erwies. Es kann ſogar zweifelhaft 
ſein, ob der Prioritätsanſpruch nicht ſchon durch die unter dem 
Rechte der Konvention erfolgte Anmeldung in Frankreich unter der 
Bedingung erworben wurde, daß ihr eine ordnungsmäßige An⸗ 
meldung in Deutſchland innerhalb Jahresfriſt nachfolgte, doch 
kann dieſe Frage dahingeſtellt bleiben, weil ſogar die Erteilung 
des Patentes lange vor Ausbruch des gegenwärtigen Krieges 
erfolgt if. Nach 8 3 PatG hat derjenige Anſpruch auf die 
Erteilung des Patentes, welcher die Erfindung zuerſt ordnungs⸗ 
mäßig angemeldet hat. Hiernach iſt der Zeitpunkt der An⸗ 
meldung entſcheidend für die geſetzlichen Vorausſetzungen einer 
rechtsbegründenden Anmeldung, und es kann höchſtens der 
Zweifel entſtehen, ob nicht das Geſetz in Verbindung mit 
Art. 4 der Konvention dahin auszulegen iſt, daß als erſte 
Anmeldung die Anmeldung im Auslande unter der Bedingung 
zu gelten hat, daß ihr rechtzeitig eine Anmeldung im Inlande 
nachfolgt. Solange daher nicht ein deutſches Geſetz die 
Außerkraftſetzung der Konvention mit rückwirkender Kraft für 
die Angehörigen der feindlichen Staaten verſügt, muß dem Be⸗ 
klagten der Anſpruch auf Priorität vom Tage der franzöſiſchen 
Anmeldung zuerkannt werden. Es kommen ſomit für die 
gegenwärtige Nichtigkeitsklage nur ſolche Vorveröffentlichungen in 
Betracht, welche vor dem 26. November 1908 liegen. Die 
Verhandlung vor dem RG. hat nun aber ergeben, daß die 
Erfindung durch mehrere ſolche Veröffentlichungen völlig vorweg⸗ 
genommen iſt. (Wird weiter ausgeführt.) Hiernach war der Be⸗ 
rufung des Klägers ſtattzugeben und das Patent für nichtig zu 
erklaren. H c Cb., U. v. 26. Okt. 14, 83/14 I. — Patentamt. [B.] 

Zivilprozeßordnung. 

11. 858 89, 513 ZPO. Ablehnung des Antrags auf 
einſtweilige Zulaſſung als Prozeßvertreter und Erlaß eines 
zweiten Verſaumnisurteils.] 

Die Parteien waren früher Eheleute; aus ihrer Ehe iſt 
ein Kind vorhanden, das ſich bei der Mutter befindet; während 
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des Scheidungsprozeſſes hat der Vater gegen ſie Klage auf 
Herausgabe des Kindes erhoben. Das LG. hat der Klage durch 
Verſäumnisurteil ſtattgegeben und den dagegen eingelegten Ein⸗ 
ſpruch der Beklagten durch ein weiteres Verſäumnisurteil ver: 
worfen. Gegen letzteres hat die Beklagte Berufung eingelegt 
mit dem Antrag auf Abweiſung der Klage; das BG. hat die 
Aufhebung des landgerichtlichen Urteils und die Zurückoerweiſung 
der Sache an das LG. ausgeſprochen. Der Kläger hat ohne 
Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Das BGG. hat die Bes 
rufung gegen das zweire Verſäumnisurteil auf Grund des § 513 
3PO. zugelaſſen, weil der Streit ſich darum drehte, ob der 


Fall der Verſäumung vorgelegen habe. Das begegnet keinem 


rechtlichen Bedenken. Der Verlauf der Sache bis zum zweiten 
Verſäumnisurteil war folgender: Der zunächſt für die Beklagte 
aufgetretene Anwalt hatte angezeigt, daß ſein Mandat erloſchen 
ſei, worauf das erſte Verſäumnisurteil gegen die Beklagte er⸗ 
laſſen wurde. Kurz vor Ablauf der Einſpruchsfriſt wurde durch 
einen anderen Rechtsanwalt Einſpruch eingelegt. Dieſem teilte 
der Kläger mit, er verlange Vorlegung einer beglaubigten Voll⸗ 
macht der Beklagten, weil er Mitteilung erhalten habe, daß die 
Beklagte mit dem Kind ins Aus land geflüchtet und unbekannten 
Aufenthalts ſei, weshalb er annehmen müſſe, daß die Beſtellung 
eines neuen Anwalts ohne ihr Vorwiſſen durch ihre Verwandten 
erfolgt ſei. Der im Verhandlungstermin für die Beklagte auf⸗ 
tretende Rechtsanwalt P. erklärte, die Beklagte habe ihm eine 
Prozeßvollmacht in beglaubigter Form ausgeſtellt und eingeſandt, 
er habe ſie jedoch nicht bei ſich und bitte deshalb, ihn gemäß 
§ 89 ZPO. einſtweilen, unter Setzung einer Frift für die Bei⸗ 
bringung der Vollmacht, zuzulaſſen. Das LG. lehnte die einſt⸗ 
weilige Zulaſſuna ab und erließ auf Antrag des Gegners das 
zweite Verſäumnisurteil. Das BG. hat das Verfahren des 
LG. folgendermaßen beurteilt: Die Entſcheidung über einen 
Antrag auf einſtweilige Zulaſſung nach 8 89 30. ſei, ebenſo 
wie die Entſcheidung über einen Antrag auf Vertagung. Sache 
des verſtändigen richterlichen Ermeſſens und der Anfechtung 
durch Beſchwerde nicht unterworfen; wenn jedoch nach Lage der 
Sache die Ablehnung der einſtweiligen Zulaſſung ſich als eine 
Verletzung des die ZO. beherrſckenden Grundſatzes der Ge⸗ 
währung erſchöpfenden rechtlichen Gehörs darſtelle, dann könne 
aus dieſem Grunde die Ablehnung rechtlich beanſtandet werden, 
wie dies hinſichtlich der Ablehnung eines Vertagunasantrags 
vom RG. (RG. 81, 324) ausgeſprochen ſei. Eine Verletzung 
des erwähnten Grundſatzes erachtet das BG. als gegeben; es 
ſagt hierzu: die Ablebnung der einſtweiligen Zulaſſung ſeitens 
des LG. ſei ſachwidrig geweſen, der Anſchauung des LG. über 
eine zutage getretene Verſchleppungsabficht der Beklaaten ſei 
nicht zuauftimmen, für das LG. härte auch kein Anlaß beſtanden, 
der Erklärung des Rechte anwalts P. über die bereits erfolgte 
Aue ſtellung der beglaubigten Vollmacht zu mißtrauen, eine ins 
Gewicht fallende Verzögerung des Verfahrens hätte durch die 
einſtweilige Zulaſſung kaum herbeigeführt werden können; weiterhin 
berückſichtigt das BG auch Umſtände, die erſt nach der Er: 
laſſung des landgerichtlichen Urteils liegen: die nachträgliche 
Beibringung der Vollmacht, das Ergebnis der Berufungsver⸗ 
handlung in der Eheſcheidungsſache der Parteien. Mit dieſen 
Erwägungen hat das BG. unverkennbar in der Frage, ob die 
einſtweilige Zulaſſung zu gewähren geweſen wäre, ſein eigenes 
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ermeſſen an die Stelle des von ihm mißbilligten Ermeſſens des 
28. aeſetzt. Dies ergibt der Zuſammenhang der oben er⸗ 
wähnten Ausführungen mit aller Deutlichkeit, obwohl das BG. 
ſelbt darlegen will, daß die Beanſtandung des landaericht⸗ 
lchen Urteils nicht aus dem Geſichtspunkte einer abweichenden 
Beurteilung der Ermeſſensfrage des 8 89 ZPO., ſondern 
lediglich aus dem Geſichtspunkte der Verſagung des rechtlichen 
Gedöts erfolgt ſei. Das BG. war aber auch berechtigt, die 
Ermeſſensfrage nachzuprüfen (vgl. Skonietzki A. 3 zu 5 89 mit 
19 u 856 ZBD.) und konnte aus dieſem Geſichtspunkte zur 
Aufhebung des landgerichtlichen Urteils gelangen. Anders ver⸗ 
hält es ſich in der Reviſionsinſtanz; bier kann nicht nachgeprüft 
werden, ob der von der Vorinſtanz in der Ermeſſensfrage ein⸗ 
genommene Standpunkt zu billigen ſei, weil hierbei eine Geſetzes⸗ 
vellezung im Sinne der SS 549, 550 ZPO. nicht in Frage 
lommt (vgl. Gaupp⸗Stein A. III Abſ. 1 zu 8 549; Seuffert 
Alb u 8 550 ZPO. RG. 77, 139). Die Reviſion will 
geltend machen, daß die Anſchauung des BG. über eine dem 
6. zur Laſt fallende Verſagung des rechtlichen Gehörs rechts⸗ 
ing ſei; fie ſagt, die Zurückweiſung eines ohne Vollmacht 
aufretenden Vertreters enthalte — im Gegenſatz zu dem in 
RG. 81, 324 behandelten Vertagungsantrag — immer eine 
Verweigerung rechtlichen Gebörs, ſei aber gleichwohl vom Geſetz 
ausdrücklich in das Ermeſſen des Gerichts geftellt; dem Gericht, 
das von einer derartigen ihm zugebilligten Befugnis Gebrauch 
made, könne Verletzung von Rechtsgrundſätzen nicht vorgeworfen 
werden. Da jedoch, wie oben ausgeführt, die Entſcheidung des 
86 in Birflihteit auf bloßen Ermeſſensgründen beruht, kann 
fe lurch einen Angriff auf die nebenbei angeſtellten rechtlichen 
Ewämnge richt erihüttert werden. Ob das BG. ſich für 
die Befugris, die Sache in die I. Inſtanz zurück uverweiſen, mit 
Acht auf 5539 ZPO. berufen konnte, kann unerörtert bleiben, 
0 Jurücverweiſung in die Vorinſtanz unter allen Um⸗ 
Mänben wolge 8 538 Nr. 5 ZPO. ftattfinden mußte. H. c. H., 
= * 14, 258/14 IV. — Cöln. [B! 
3 234, N t 2 
ang 3234, 236 ZRO. Form des Antrages anf Wieder 


Auf Antrag der Klägerin hat das LG. auf Scheidung 


Fuel mam und den Beklagten für ſchuldig ertärt. Die 
12 un us Urteils erfolgte am 8. Januar 1914. Am 
ax 


1914 reichte der dem Beklagten als Armenanwalt 
Rechtsanwalt bei dem DRG. eine Berufungs⸗ 
99 m g d der darauf hingewiesen iſt daß das Urteil des 
fürn e an zugeſtellt worden ſei. In der Berufungs⸗ 
alt en be weiter: „Der Berufungskläger hat am 31. Januar 
geh m 5 am 2. Februar d. J. eingegangenes 
i buch N des Armenrechts geſtellt, auf das hin 
ee eſchluß vom 10. Februar d. J. das Armenrecht 
Ka Anlage 2 flg. d. G.“ Das Os verwarf 
Nemſion a s mzuläſſig. Der Beklagte hat mit Erfolg 
fir m ul 1 185 Gründe: Der BerR. bat die Berufung 
Katrag a a weil der nach 9 233 ZPO. erforderliche 
in 9 2 on in den vorigen Stand nicht inner⸗ 

Ber bat 1055 bezeichneten Friſt geſtellt worden ſei. Der 
larung, s = nicht verkannt. daß eine ausdrückliche Er⸗ 
Ned bon anderen e die Miedereiniegung beantragt, im Unter: 
eſummungen der Prozeßordnung (vgl. SS 340, 
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518, 553, 587, 593) nicht vorgeſchrieben ſei. Er hat aber 
ausgeführt: Es müſſe in irgendeiner Weiſe das Geſuch zum 
Ausdruck gebracht ſein, die verſäumte Prozeßhandlung trotz 
ihrer Verſpätung noch zuzulaſſen. Die bloße Anführung von 
Tatſachen, aus denen das Gericht vielleicht den Schluß ziehen 
könne, daß der Partei das Recht, den Antrag zu ſtellen, 
zuſtehe, enthalte den Antrag ſelbſt noch nicht. Mindeſtens 
müßte bei Anführung der Tatſachen zum Ausdruck gebracht 
werden, daß ihre Anführung die nachträgliche Zulaſſung der 
an ſich verſpätet vorgenommenen Rechtshandlung bezwecke. Im 
vorliegenden Fall habe es allerdings nahegelegen, aus der 
Anführung der Daten der Zuſtellung des Urteils, der Ein⸗ 
reichung des Armenrechtsgeſuchs und der Beſchlußfaſſung über 
das Armenrechtsgeſuch zu folgern, daß Beklagter die Stellung 
eines Antrags auf Wiedereinſetzung beabſichtige (etwa nach⸗ 
träglich in der mündlichen Verhandlung). Das genüge aber 
nicht; der Antrag ſelbſt müſſe innerhalb der in § 234 be⸗ 
ſtimmten Friſt geſtellt werden. Der Auffaſſung des BG. läßt 
ſich nicht beitreten. Mit Recht zwar erklärt der Ber R. es für 
genügend, wenn in irgendwelcher Weiſe das Geſuch zum Aus⸗ 
druck gebracht werde, die verſäumte Prozeßhandlung trotz ihrer 
Verſpätung noch zuzulaſſen. Aber der Ber. hat nicht beachtet, 
daß durch Einreichung der Berufungsſchrift, worin angegeben 
iſt, es werde Berufung eingelegt, und worin angegeben iſt, die 
Zuſtellung des Urteils ſei am 8. Januar erfolgt, das Geſuch 
zum Ausdruck gebracht iſt, die Berufung noch zuzulaſſen. Da 
auch in der Berufungsſchrift alle Angaben aufgenommen ſind, 
die ein Wiedereinſetzungsantrag nach § 236 enthalten muß, 
deren Aufnahme in die Berufungsſchrift aber ohne die Abſicht, 
der Vorſchrift des $ 236 nachzukommen, keinen Sinn gehabt 
hätte, fo kann der Inhalt des Schrifiſatzes, durch deſſen Ein⸗ 
reichung die Berufung eingelegt werden ſollte und wurde, zu 
einem Zweifel in der Richtung, ob etwa erſt in der mündlichen 
Verhandlung der Wiedereinſetzungsantrag geſtellt werden ſollte, 
keinen Anlaß geben. Daß eine Abſicht des Beklagten, das 
Wiedereinſetzungsgeſuch oder das Geſuch um Zulaſſung der 
verſpäteten Berufung erſt in der mündlichen Verhandlung zu 
ſtellen, in der Berufungsſchrift erkennbar gemacht worden wäre, 
hat der Ber. ſelbſt nicht angenommen. Die Einlegung der 
Berufung in Verbindung mit der Aufnahme der für den 
Wiedereinſetzungsantrag vom Geſetz erforderten Angaben in die 
Berufungsſchrift mußte für die Annahme, daß die Wieder: 
einſetzung durch die Einreichung der Berufungsſchrift, alſo 
innerhalb der zweiwöchigen Friſt, beantragt worden iſt, genügen. 
Indem das BG. dies verkannte, hat es die 88 234, 236 310. 
verletzt. Das BU. iſt deshalb aufzuheben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Eniſcheidung, ine beſondere auch 
darüber, ob im übrigen die Vorausſetzungen zur Erteilung der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand vorliegen, an das BG. 
zurückzuverweiſen. P. c. P., U. v. 3. Dez. 14, 374/14 IV. — 
Stuttgart. [B] 

13. 5 265 Abſ. 2 3PO. findet Anwendung auf den 
Übergang des ganzen Vermögens einer offenen Handelsgeſell— 
ſchaft auf einen der bisherigen Teilhaber.] 

Das BU hat mit Recht auf den Übergang des ganzen 
Vermögens der offenen Handelsgeſellſchaft auf den einen der 
bisherigen Teilhaber den 8 265 Abſ. 2 3 PO. . 
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erachtet. Daß bei Aktivprozeſſen einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft der bisherige Geſellſchafter, der im Laufe des Rechtsſtreits 
das geſamte Geſellſchaftsvermögen erwirbt und die Firma fort⸗ 
führt, nicht berechtigt iſt, ohne Zuſtimmung des Gegners als 
Alleinkläger den Rechtsſtreit weiterzuführen, ſondern alle bis⸗ 
herigen Geſellſchafter als Streitgenoſſen Partei bleiben, ſteht 
in der Rechtſprechung des RG. feſt (vgl. z. B. RG. 35, 389; 
46, 41; 64, 78; JW. 1901, 2263; 1903, 38819). Hiergegen 
iſt auch kein Bedenken aus der in RG. 65, 228; 68, 410 
vertretenen Anſicht herzuleiten, daß eine ſolche Abernahme des 
ganzen Geſellſchaftsvermögens den Übergang der Aktiva ohne 
beſondere Ubertragungsakte bezüglich der einzelnen Sachen und 
Rechte zur Folge hat; eine Abtretung im Sinne des § 265 
erfordert nicht, daß die Übertragung der Forderung auf einen 
neuen Gläubiger den unmittelbaren Gegenſtand des Vertrags 
bildet, ſondern liegt auch dann vor, wenn der Übergang des 
Anſpruchs die notwendige Rechtsfolge eines anderen von dem 
Gläubiger abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts iſt (RG. 55, 294) oder 
ſich ſogar kraft Geſetzes vollzieht (RG. 76, 217). F. c. H. St., 
U. v. 17. Nov. 14, 256/14 III. — Hamburg. [S.) 

14. 5 287 IPOD. Auf die Feſtſetzung der Entſchädigung 
nach Maßgabe des Reichsrayongeſetzes durch das Gericht findet 
der 5 287 und nicht der 8 286 ZPO. Anwendung.] 

Aus den Gründen: Die Reviſion war nicht für begründet 
zu erachten. Ihre Ausführungen gehen von einem Grundirrtum 
aus, deſſen Richtigſtellung allen ihren Angriffen den Boden 
entzieht. Dieſer grundlegende Rechtsirrtum der Reviſion iſt, 
daß auf die Feſtſetzung der Entſchädigung nach Maßgabe des 
Reichsrayongeſetzes durch das Gericht die Beſtimmung des § 286 
ZPO. Anwendung finde, fo daß das Gericht in deſſen Grenzen 
an die Beweisaufnahme und an die Beweisanträge der Parteien 
gebunden ſein würde. Das iſt jedoch unrichtig. Für die Ent⸗ 
eignung nach den Enteignungsgeſetzen iſt allerdings von der 
Rechtſprechung angenommen worden, daß für die Feſtſetzung der 
Entſchädigung § 286 ZPO. maßgebend ſei, weil es ſich nicht 
ſowohl um einen Schaden am Vermögen handle, als um eine 
Entziehung des Eigentumsrech's ſelbſt und eine beſonders ge⸗ 
artete Wertsermittelung (RG. 12, 402; 67, 202; 71, 203). 
Für die Entſchädigung nach dem Reichsrayongeſetz trifft jedoch 
dieſer Geſichtspunkt nicht zu; hier handelt es ſich in Wahrheit 
um einen Schaden, den der Grundeigentümer dadurch erleidet, 
daß ſein Grundſtück infolge der Einwirkung der Feſtungsnähe 
Beſchränkungen in der Benutzung unterworfen wird. (RG. 
43, 15). Deshalb findet hier auf die Schätzung des Schadens 
8 287 ZPO. Anwendung, der den Richter freier und von der 
Beweisaufnahme und den Beweisanträgen unabhängig ſtellt 
(RG. 68, 165; 76, 175). Würde freilich die Schätzung von 
einem Rechtsirrtum beeinflußt ſein, ſo würde dieſer der Reviſion 
zugänglich ſein und die darauf gegründete Schadensſchätzung 
hinfällig machen. Als ein ſolcher würde es ſich darſtellen, 
wenn das BG., anſtatt den Wert zu ermitteln, den das 
Grundſtück zur Zeit der Abſteckung der Rayonlinien hatte ($ 35 
Reichs RayG.; RG. 24. 29), und danach den Wertunterſchied 
vor und nach der Einbeziehung des Grundſtücks in den Rayon, 
der den Betrag der Entſchädigung darſtellt, zu beſtimmen, einen 
Wert eingeſetzt hätte, den das Grundſtück erſt durch die in 
ſpäteren Jahren zu erwartende Bebauung erlangt haben würde. 


M3. 1915. 

Dieſer Rechtsirrtum iſt dem BU. indeſſen nicht vorzuwerfen, 
das nach ſeinen ausdrücklichen Worten den Wert ſeiner Schätzung 
zugrunde gelegt hat, den das Grundſtück zur Zeit der Einbeziehung 
in den erſten Rayon im März 1907 hatte, wobei es ohne Rechts⸗ 
irrtum den Wert des Jahres 1907 in Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes feſtſetzt, daß es ohne die Rayonbeſchränkung in abſeh⸗ 
barer Zeit, ſei es auch bis zum Jahre 1927, zur Bebauung 
gelangt und als Bauſtelle verwertbar geworden ſein würde. 
Die tatſächlichen Unterlagen der Schätzung des BG. ſind, wie 
auch dieſe ſelbſt, im übrigen der Reviſion nicht zugänglich, und 
alle weiteren Angriffe des Reviſionsklägers müſſen deshalb an 
5 287 ZO. ſcheitern. Reichsmilitärfiskus c. R. u. Gen., 
U. v. 16. Nov. 14, 487/14 VI. — Cöln. [B.] 

15. 5 304 3PO., 8 254 BGB. Über das Vorliegen 
eines mitwirkenden Verſchuldens im Sinne des S 254 BGB. 
muß in der Regel im Verfahren über den Grund des Anſpruchs 
entſchieden werden.] 

Der Angriff bezüglich des Einwandes aus § 254 BGB. 
iſt unbegründet. Das RG. ſteht — auch in der neueren Recht⸗ 
ſprechung — grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß die Frage 
nach einem mitwirkenden Verſchulden des Beſchädigten bereits 
bei der Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs endgültig 
zu entſcheiden iſt; lediglich für den Fall, daß die Entſcheidung 
über dieſe Frage in dem Urteil über den Grund des Anſpruchs 
dem Verfahren über den Betrag vorbehalten iſt — ſei es aus⸗ 
drücklich, ſei es, daß ſich dies aus den zur Auslegung mit 
heranzuziehenden Entſcheidungsgründen ergibt —, iſt die Zu⸗ 
läſſigkeit der Erörterung der Frage im Nachverfahren anerkannt 
worden (Urteil des RG. vom 17. Oktober 1910, V Nr. 612/09, 
abgedruckt in Warneyers J. Erg.⸗Bd. 1910 S. 499; vgl. 
auch Gruchots Beitr. 54, 1146, Urteil des IV. 35. vom 
14. März 1910, und JW. 1911, 4863, Urteil des VI. 38. 
vom 30. März 1911. In den in RG. 81, 272, [VI.] vom 
1. Februar 1913 und RG. 82, 196 /7, [I.] vom 23. April 1913, 
mitgeteilten Fällen hatte das BG. die Entſcheidung des Mit⸗ 
verſchuldens dem Verfahren über den Betrag des Anſpruchs 
vorbehalten). In dem in der vorliegenden Sache über den 
Grund des Anſpruchs ergangenen, rechtskräftigen Urteil des 
Ber R. vom 26. Januar 1911 iſt ein Voebehalt der vorgedachten 
Art nicht gemacht. Der Ber R. hat daher die Einrede aus 
5 254 BGB. mit Recht verworfen. F. c. K., U. v. 6. Nov. 14, 
546/13 II. — Colmar. [S.] 

16. Von dem Grundſatz, daß der, welcher ein Urteil 
anficht, durch das Urteil beſchwert ſein muß, gilt für Ehe⸗ 
ſachen eine Ausnahme.] 

Die Zuläſſigkeit der Reviſion unterliegt keinem Bedenken. 
Zwar hat die Beklagte im zweiten Rechtszug alles erreicht, was 
ſie erreichen wollte, ſie iſt daher durch das Bu. in keiner 
Weiſe beſchwert. Aber von dem an ſich auch für Eheſcheidungs⸗ 
ſachen geltenden Grundſatze, daß die Partei, die ein Urteil mit 
einem Rechtsmittel angreifen will, durch das Urteil beſchwert 
ſein muß, iſt, wie das RG. bereits häufig ausgeſprochen hat 
(vol. aus der letzten Zeit JW. 1913, 104717 und Warneyer 
Ergänzung 1913 Nr. 458), zugunſten der Aufrechterhaltung der 
Ehe für den Fall eine Ausnahme anzuerkennen, daß das 
Rechtsmittel, wie hier, lediglich zum Zwecke der Zurücknahme 
der Scheidungsklage oder zum Zwecke des Verzichts auf den 
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Scheidungsanſpruch eingelegt wird. Die von der Beklagten 
erllärte Zurücknahme ihrer Widerklage entbehrt allerdings 
der Wirkſamkeit, weil fie (5 271 Abſ. 1 ZPO.) der Einwilligung 
des Klägers bedurft hätte und eine ſolche nicht erfolgt iſt. Die 
Einwilligung in die Zurücknahme der Klage kann zwar auch 
duch ſchlüſſige Handlungen erklärt werden, nicht aber durch 
bloß untätiges Verhalten (vgl. RG. 75, 290), insbeſondere 
nicht durch bloßes Nichterſcheinen im Verhandlungstermin. 
Allein die Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung auch 
auf ihren in der Widerklage geltend gemachten und durch das 
DU anerkannten Scheidungsanſpruch ausdrücklich ver⸗ 
jichtet. Dieſer gerichtliche Verzicht ($ 306 ZPO.) konnte auch 
nuch im dritten Rechtszuge wirkſam erklärt werden und bedurfte 
zu feiner Gültigkeit weder der Annahme noch der Gegenwart 
dez Klägers (vgl. die beiden erſten der angeführten Entſcheidungen 
und außerdem das Senatsurteil vom 15. Januar 1914, 
48/13). Mit Rückſicht auf ihn iſt zwar die von der 
Sellagten erhobene Widerklage nicht abzuweiſen, da es an 
den dazu vom Geſetz erforderten Antrage des Gegners fehlt, 
wohl aber iſt, dem in ihrem Abweiſungsantrage liegenden 
Bunde der Beklagten gemäß, der Rechtsſtreit hinſichtlich der 
Biverllage durch den Verzicht der Beklagten auf ihren 
Schedungzanſpruch für erledigt zu erklären. B. c. B., U. v. 
B. ob. 14, 55/14 IV. — Frankfurt a M. S.! 


Il. Praſiſches Recht. 
Enteignungs geſetz. 


17. 5 7 Enteign. Dem Enteigneten kann ſtatt der 


Entihädigung in Geld ein Erſatz anderer Art nicht auf⸗ 
gezwungen werden.] 

Bei einer Teilenteignung kann der Eigentümer verlangen, 
dab der Unternehmer das Ganze gegen Entſchädigung über⸗ 
Abm, wem das Grundſtück durch die Abtretung ſo zerſtückelt 
Dein winde, daß das Reſtgrundſtück nach feiner bisherigen 
Ma nicht mehr zweckmäßig benutzt werden kann; trifft 

* geundette Benutzbarkeit nur beſtimmte Teile des Reſt⸗ 
8 0 ſo beſchränkt ſich die Pflicht zur Mitübernahme auf 
ef Til (89 Ab. 1, 2 EnteignG.). Auf Grund dieſer Bes 

19 Bette der Beklagte die Übernahme der zu feinem 
wa fü N. 2 Klein⸗Sägewitz gehörigen Parzelle Nr. 210/110 
a 885 er behauptete, daß die Rampe, die vom Kläger 
V jene Parzelle von dem Reſtgrundſtück 
er Nachbarparzellen hergeſtellt worden ſei, Wirtſchafts⸗ 
Mh, 2 berurſacht habe, die die Vorausſetzung des 8 9 
1 55 Ai 15 ihm infolge der Rampenanlage der Zugang 
80 A e Nr. 210/110 überhaupt genommen ſei. Das 

a Grund der Beweisergebniſſe feſt, daß dieſe 
I aht 2 wie vor, ihrer bisherigen Beſtimmung gemäß, 
wüheder nn zweckmäßig benutzt werden kann, wenn ein 
u Gals Aa vorhanden iſt. Dieſe Bedingung aber ſieht 
da Frag erfüllt an. Der klagende Fiskus hat im Lauſe 
aim Kae über die Rampe, gleich an deren öſtlichem 
baut 8 a, berftellen laſſen, der nach feiner Bes 
. 20/110 = gten den erforderlichen Zugang zur Parzelle 
an alpen hrt, zumal da auf Antrag des Klägers auch 
i e Grunddienſtbarkeit für den jeweiligen Eigen⸗ 


des 
es Grundſtücks Nr. 2 Klein⸗Sägewitz im Grundbuch 
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eingetragen worden ſei. Zum Erwerbe dieſer Grunddienſtbarkeit 
iſt es freilich nicht gekommen, da der Beklagte ſich nicht ein⸗ 
verſtanden erklärt hat, es alſo an der erforderlichen Einigung 
($ 873 BGB.) fehlt. Der Kläger hatte geltend gemacht, daß 
der Beklagte, auch abgeſehen von jenem Überweg über die 
Rampe, geeigneten Zugang zu der genannten Parzelle von dem 
von Sägewitz nach Sacherwitz führenden öffemlichen Wege her 
habe. Hierüber hat aber das BG. nichts feſtgeſtellt. Die Be⸗ 
merkung in den Entſcheidungsgründen, daß den Ausführungen 
des LG. beigetreten werde, bezieht ſich nicht, wie Kläger meint, 
auch auf dieſen Punkt, und es bedarf darum keines Eingehens 
auf die ihn betreffenden Ausführungen des LG. Vielmehr muß 
für die Reviſionsinſtanz unterſtellt werden, daß, wenn von dem 
Überweg über die Rampe abgeſehen wird, ein die zweckmäßige 
Benutzung der Parzelle nach ihrer bisherigen Beſtimmung er⸗ 
möglichender Zugang nicht beſteht. Das BG. glaubt aber, den 
Beklagten auf jenen Überweg verweiſen zu können. Es führt 
aus, tatſächlich habe der Beklagte die Rampe ſeit ihrer An⸗ 
legung, ungefähr an der Stelle jenes nunmehr hergeſtellten 
Aberweges, als Zugang zu der Parzelle Nr. 210/110, um dieſe 
in der bisherigen Weiſe des landwirtſchaftlichen Großbetriebs 
zu bewirtſchaften, ungehindert benutzt, und er werde „in ſeinen 
Rechten nicht beeinträchtigt, wenn ihm jetzt zugemutet wird, 
durch ... Einwilligung in die Begründung des ihm angebotenen 
dinglichen Rechtes ſeine tatſächliche Stellung zu verbeſſern und 
ſie zu einer Rechtsſtellung zu erheben“. Durch dieſe Auffaſſung 
wird das Geſetz verletzt. Das Enteignungsgeſetz wird von dem 
Grundſatz ($ 7) beherrſcht, daß die dem Eigentümer gebührende 
Entſchädigung in Geld zu gewähren iſt. Einen Erſatz anderer 
Art, insbeſondere einen Erſatz in Natur, darf weder der Eigen⸗ 
tümer fordern noch der Unternehmer ihm aufdrängen. Ob man 
in der Vorſchrift der SS 14, 21, wonach durch den Plans 
feſtſtellungsbeſchluß über Anlagen zu entſcheiden iſt, die der 
Unternehmer für Nachbargrundſtücke (oder im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe) zur Sicherung gegen Gefahren oder Nachteile einzurichten 
verpflichtet ſein ſoll, eine Ausnahme von dem Grundſatze der 
Entſchädigung in Geld erblicken muß oder ob § 14 vielmehr 
die Verhütung ſolcher Nachteile bezweckt, ſo daß die Erſatzfrage 
gar nicht erſt entſtehen kann, bedarf hier nicht der Unterſuchung, 
da der erwähnte Überweg nicht auf öffentlich⸗ rechtlicher Ans 
ordnung durch den Planfeſtſtellungsbeſchluß beruht, ſondern 
vom Kläger aus freien Stücken hergeſtellt iſt. Bis zur Ent⸗ 
eignung hatte der Beklagte vermöge des unmittelbaren und 
ununterbrochenen Zuſammenhangs der Parzelle mit ſeinem 
übrigen Beſitze von dieſem her den Zugang zu ihr. Durch die 
Enteignung der Grundſtücksteile, auf denen die Rampe angelegt 
wurde, iſt die Parzelle von dem übrigen Reſtbeſitz abgeſchnitten, 
jener Zuſammenhang zerſtört worden. Freilich hat es der 
Richter, wenn wie hier die Enteignung wegen Dringlichkeit 
(8 34 Enteign®.) noch vor Erledigung des Rechtswegs voll⸗ 
zogen iſt, nicht mit einem erſt in Zukunft bevorſtehenden, 
ſondern mit einem bereits eingetretenen nachteilbringenden Er⸗ 
eignis zu tun, und für einen Fall ſolcher Art iſt in dem Urteil 
des RG. vom 26. Mai 1909, RG. 71, 205, ausgeſprochen, 
daß der Richter „die Tatſachen ſo hinzunehmen hat, wie ſie 
ihm vorliegen“, d. h. wie fie zur Zeit der Urteilserlaſſung bes 
ſtehen. Nun mag es ſein, daß in dieſem Zeitpunkte der Be⸗ 
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klagte es in der Hand hatte, durch den Erwerb der angebotenen 
Grunddienſtbarkeit die ihm durch die Enteignung entzogene 
rechtlich geſicherte Möglichkeit eines geeigneten Zugangs zu der 
Parzelle wiederzuerlangen. Ob er ſich aber auf dieſe Art des 
Erſatzes einlaſſen wollte, ſtand in ſeinem freien Willen. Es 
iſt auch nicht anzuerkennen, daß die Ablehnung des Angebots 
gegen Treu und Glauben verſtoße; denn die Stellung eines 
Grunddienſtbarkeitsberechtigten iſt immerhin eine mindere als 
die eines Eigentümers, und in der angebotenen Dienſtbarkeit 
iſt darum keinesfalls ein vollwertiger Erſatz dafür zu finden, 
daß der Beklagte bisher den Zugang über ſein eigenes Zwiſchen⸗ 
land harte. Genug ſachlich berechtigter Beweggründe laſſen ſich 
denken, aus denen es ihm unerwünſcht ſcheinen mochte, zwecks 
Bewiriſchaftung eines ihm gehörigen Landſtücks auf einen, ſei 
es auch privatrechtlich geſicherten Zugang über ein, mittelbar 
jedenfalls, dem Eiſenbahnbetriebe dienendes Grundſtück ans 
gewieſen zu ſein. Darum kann auch davon keine Rede ſein, 
daß das Verbalten des Beklagten, wie Kläger bei ſeiner Er⸗ 
widerung auf die Reviſion geltend gemacht hat, gegen den 
Grundſatz des § 226 BGB. verſtoße. Nach dieſer Vorſchrift 
iſt die Ausübung eines Rechts unzuläſſig, wenn ſie nur den 
Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen. Mit 
der Ablehnung der Grunddienſtbarkeit und dem Abernahme⸗ 
verlangen verfolgt aber der Beklagte vor allem ſeinen Vorteil, 
und das iſt durch 8 226 nicht verboten, auch wenn dadurch 
dem anderen Teile Schaden entftebt, wie das hier vielleicht 
durch die erzwungene Erwerbung und Bezahlung einer Parzelle, 
für die der Kläger keine geeignete Verwendung hat, bewirkt 
werden würde. Iſt tatſächlich die Rampe an der Stelle, wo 
jetzt der Aberweg hergeſtellt iſt, nach der Enteignung vom Be⸗ 
klagten als Zugang zu der Parzelle ungehindert benutzt und 
dadurch ihre Bewirtſchaftung in der bisherigen Art ermöglicht 
und erzielt worden, ſo würde das nur dann hier von rechtlicher 
Bedeutung ſein, wenn daraus ein ſtillſchweigendes Abkommen 
entſprechenden Inhalts zu entnehmen wäre, durch das alſo eine 
Einigung beider Teile über dieſe Art des Erſatzes an Stelle 
der Geldentſchädigung erfolgt ſein würde. Solcher Einigung 
würde die Rechtswirkung nicht zu verſagen ſein, da der Grund⸗ 
ſatz des S 7 Enteign®. nicht zwingendes Recht enthält. Ein 
Abkommen jener Art iſt indes vom BG. bisber nicht feſtgeſtellt. 
Ohne dieſe Feſtſtellung läuft aber die Auffaſſung des BG. 
darauf hinaus, daß dem Beklagten wider ſeinen Willen ſtatt 
der ihm geſetzlich gebührenden Entſchädigung in Geld in dem 
hier in Betracht kommenden Punkte ein Erſatz anderer Art auf⸗ 


gezwungen werden ſoll. Sch. c. Preuß. Fiskus, U. v. 13. Nov. 14, 
245/14 VII. — Breslau. [B.] 


Stempelſteuergeſetz. 


18. Tarifſtelle 71 Ziff. 2 PrStempſtG.] 

Parteien ſtreiten über die Stempelpflicht eines Vertrages, 
den die Klägerin am 9. April 1913 mit der Stadtgemeinde 
Lü. geſchloſſen hat. In dieſem Vertrage übernahm die Klägerin 
die Verpflichtung, der Stadt Lü. von ihrem in L. belegenen 
Elektrizitälswerke gegen Entgelt elektriſche Energie für Licht, 
Kraft und ſonſtige Zwecke auf 30 Jahre vom 1. Januar 1913 
ab zu liefern. Die Bezahlung ſollte nach Kilowattſtunden 
erfolgen. Auf Verlangen der Steuerbehörde, die den Vertrag 
nach Tarifſtelle 71° PrStempſtc G. vom 30. Juni 1909 für 
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ſteuerpflichtig erachtete, zahlte Klägerin 3 4 Stempel, forderte 
dieſen Betrag aber demnächſt mit der Klage zurück, indem ſie 
geltend machte, daß es ſich um einen Lieferungsvertrag handle 
und daß die Steuerbefreiung aus Tarıfitelle 32 Abſ. 103 des 
Geſetzes zutreffe. Das LG. verurteilte den Beklagten nach dem 
Klageantrag und die Berufung wurde zurückgewieſen. Auch die 
Reviſion hatte keinen Erfolg. Gründe: Der beklagte Fiskus 
vertritt den Standpunkt, die elektriſche Kraft könne nicht Gegen⸗ 
ſtand eines Lieferungsvertrages ſein, da ſie ſich als Arbeit 
darſtelle. Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizuſtimmen. Der IV. 38. 
des RG. hat ſchon in einem Unteile vom 10. März 1887 
(RG. 17, 272) ausgeſprochen, bei Verträgen über Lieferung 
elektriſchen Stromes bilde nicht die Arbeit, ſondern ihr Produkt 
den Gegenſtand des Vertrages; dieſes Produkt ſei aber ein 
ähnliches Erzeuanis, wie das Gas und erſcheine in der Vor⸗ 
ſtellung als körperliche Sache. Im Einklange hiermit ſteht ein 
Urteil des VI. 35. vom 16 Februar 1907 (RG. 67, 232), wo 
ausgeführt wird, der elektriſche Strom ſei zwar kein Körper, 
aber doch ein Erzeugnis, das für den Güteraustauſch geeignet 
ſei, im Verkehre durchaus als Ware behandelt werde und den 
Gegenſtand zahlloſer Lieferungsverträge bilde. Endlich iſt in 
dem von der Reviſion erwähnten Urteile des erkennenden Senats 
vom 5. Februar 1904 (RG. 56, 408) geſagt, ſchon bei Beratung 
des Reichsſtempelgeſetzes vom 29. Mai 1885 ſei der elektriſche 
Strom im Verkehr als Sache angeſehen worden, als eine Sache 
flüſſiger Natur, die gemeſſen, geliefert und verſendet werden 
könne. Auf dieſer Anſchauung beruhe auch das Reichsgeſetz, 
betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, vom 1. Juni 1898, wo 
von Elekrrizitäts menge und deren Einheiten die Rede ſei. Der 
Senat findet keinen Anlaß, von der bisherigen Praxis ab⸗ 
zuweichen, und nimmt deshalb an, daß auch die elektriſche 
Kraft mit unter die in Tarifſtelle 32 Abſ. 1c aufgeführten 
Gegenſtände („Gegenſtände aller Art“) fällt. Daran kann auch 
der Umſtand nichts ändern, daß die Berechnung des Preiſes 
nach Kilowattſtunden erfolgt, da hieraus ein Schluß auf die 
Natur der elektriſchen Energie nicht zu ziehen iſt. Nun iſt in 
der Befreiungsvorſchrift Abſ. 10 3, auf die ſich die Klägerin 
ſtützt, allerdings nicht von Gegenſtänden, ſondern von Sachen 
und Waren die Rede; befreit ſein ſollen Kauf⸗ und Lieferungs⸗ 
verträge über Mengen von Sachen oder Waren, ſofern ſie im 
Betrieb eines der Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt 
ſind. Allein wie nach dem Urteile vom 5. Februar 1904 
bereits unter der Herrſchaft des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895, 
das ſich derſelben Ausdrücke bediente, angenommen wurde, daß 
die Steuerbefreiung nicht auf einen Teil der in Abſ. Ic 
bezeichneten „Gegenſtände aller Art“ habe beſchränkt werden 
ſollen, ſo muß dasſelbe auch von dem Stempelgeſetze vom 
30. Juni 1909 gelten. Die einzige Abweichung zwiſchen beiden 
Geſetzen beſteht darin, daß nach dem früheren die Sachen oder 
Waren im Inlande, alſo in Preußen, hergeſtellt ſein mußten, 
während nach dem jetzt geltenden Stempelgeſetz auch die außer⸗ 
halb Preußens, aber noch im Deutſchen Reiche hergeſtellten 
Sachen oder Waren an der Stempelbefreiung teilnehmen. Es 
iſt aber in keiner Weiſe erkennbar geworden, daß jetzt mit den 
Worten Sachen oder Waren ein anderer Begriff hätte verbunden 
werden ſollen als bisher. Man muß deshalb annehmen, daß 
durch das Stempelgeſetz vom 30. Juni 1909, ſoweit es hier in 
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Betracht kommt, derjenige Rechtszuſtand aufrechterhalten werden 
ſollte, welcher ſich auf Grund des Urteils vom 5. Februar 1904 
und in Übereinſtimmung mit ihm in Preußen entwickelt hatte. 
Die Revifion meint allerdings, das Geſetz vom 30. Juni 1909 
halte ſich hinſichtlich feiner zivilrechtlichen Begriffe ſtreng an das 
868, folglich könne auch für den Sachbegriff nur $ 90 BGB. 
maßgebend ſein, wonach lediglich körperliche Gegenſtände als 
Sachen angeſehen werden dürften. Allein wenn auch zugegeben 
werden kann, daß ein neues Stempelgeſetz, ſoweit es ſich mit 
privatechtlichen Begriffen befaßt, in der Regel auf dem Boden 
des gerade geltenden bürgerlichen Rechts ſtehen wird, fo iſt 
doch nicht ausgeſchloſſen, daß dei einer einzelnen Beſtimmung 
tin folder Begriff einmal in einem anderen Sinne gebraucht 
wurde. Im vorliegenden Falle würde, wenn der Geſetzgeber 
in Ads. 10° den Sachbegriff des BB. im Auge gebabt hätte, 
eme große Anzahl von Rechtsgeſchäften, die nach bisherigem 
Rechte ftempelfrei geweſen waren, dieſes Priwilegs nunmehr 
berluftig gegangen fein. Ein hierauf gerichteter Wille iſt aber 
bei Beratung der Stempelnovelle von 1909 niemals hervor⸗ 
getreten, und es kann deshalb nur angenommen werden, daß 
man es verabſäumt hat, die Befreiungsvorſchrift, die ſachlich 
eine Anderung, namentlich eine Einſchränkung nicht erleiden 
ſolte, dem inwiſchen in Kraft getretenen BGB. anzupaſſen. 
Befagen hiernach die Worte Sachen oder Waren in Abf. 10° 
nichts anders, als was in Abf. 16 durch den Ausdruck „Gegen⸗ 
ſände aller Art“ bezeichnet worden ift, fo muß die Befreiungs⸗ 
borſchrit, wie nach früberem Recht, auch bei Verträgen über 
dieſenmg elektriſcher Kraft anwendbar fein. Daß man auch 
bei eletnſcher Kraft von einer Menge (Menge von Sachen oder 
Baren) ſprechen Tann, iſt bereits im Urteile vom 5. Februar 1904 
a O. S. 410) dargelegt. Da ſich die angefochtene Ent⸗ 
ſchidung hiernach als gerechtfertigt erweiſt, muß die Reviſion 
als unbegründet zurückgewieſen werden. Pr. Fiskus c. B. L. K., 
U. v. 10. Nov. 14, 267/14 VII. — Cöln. IB.) 


Spruhyraris des Bayeriſchen Verwaltungsgerichts⸗ 

hoſes und dem Grenzgebiete zwiſchen öffentlichem 
Rechte und dem Zivilprozeßrechte.“) 

Im 6th Justizrat Hofrat Dr. Full, Rechtsanwalt in Würzburg. 


I. 
Fnfrize— Vorentſcheidung als unerlaßliche Vorbedingung 
nvilgerichtlicher Inauſpruchnahme. 

Der innere Grund der Anforderung der Vorfrage und 
Ir Entiheidung des Verwaltungsgerichts als oberſter Inſtanz 
her Lerwaltungsrechtapflege vor der zivilprozeſſualen Entſcheidung 
berußt in der gegenſeitigen Unabhängigkeit, auf der organiſations⸗ 
näßigen Koordination der Gerichts⸗ und der Verwaltungsbehörde. 
2 609; 4, 469; 6, 23; 12, 331 und 13, 496. | 
Bei zvilrechtlichen Klagen gegen öffentliche Beamte (gleich: 
vil ob unmittelbare Staatsbeamte oder mittelbare, d. i. Gemeinde⸗ 
hante. 23, 81) wegen pflichtwidriger amtlicher Handlungen 
—ꝛůä k — 

) Die Zitate bezlehen ſich auf die amtliche Sammlung von 
usch dungen des Königl. Verwaltungs gerichtshofes. 
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oder Unterlaſſungen iſt die Vorfrage zu entſcheiden, ob dem 
Beamten ein dienſtliches Verſchulden zur Laſt falle. Es galt 
ſchon vor dem Geſetz über den Königl. Verwaltunasgerichts hof 
vom 8. Auguſt 1878, Einführungs G. vom 10. März 1879 in 
dem bayeriſchen Landesgebiete rechts des Rheins, wenn auch 
nicht vermöge pofitiven Geſetzes, fo doch nach dem ganz konſtanten 
Zeugniſſe zahlreicher gerichtlicher Urteile, insbeſondere aber der 
gleichmäßigen Judikatur des nach dem Geſetze vom 28. Mai 
1850 gebildeten Senates des oberſten Gerichtshofes zur Ent⸗ 
ſcheidung von Kompetenzkonflikten zwiſchen Gerichts⸗ und Ber: 
waltungsbehörden als unbeſtrittene Rechtsnorm, daß über jene 
Vorfrage nicht der Zivilrichter, ſondern nur die vorgeſetzte 
Dienſtſtelle des Beamten zu entſcheiden habe. 4, 468/469; 
6, 23. 

Nach 5 13 Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 
1877, 5 11 Abſ. 2 Reichseinführunasgeſetzes hierzu vom 
27. Januar 1877 und § 12 Einführungsgeſetzes vom 30. Januar 
1877 zur Reichszivilprozeßordnung iſt in Bayern auf Grund 
des Art. 7 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878 die 
Errichtung eines VGh. betr. die Entſcheidung jener Vorfrage 
auf den Königl. VGH. übergegangen. Sie iſt danach auf 
die Feſtſtellung beſchränkt, ob der öffentliche Beamte einer 
Uberſchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer 
ihm obliegenden Amtsbandlung ſich ſchuldig gemacht hat 
(2, 615), ob dem öffentlichen Beamten wegen der in Ausübung 
ſeines Amtes oder in Veranlaſſung der Ausübung ſeines Amtes 
vorgenommenen Handlungen (2, 614) wegen amtlicher Handlungen 
oder Unterlaſſungen eine Pflichtwidrigkeit zur Laſt fällt (13, 470). 
Gegen Gemeindebeamte wegen ſolcher Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen, welche ſie im Namen des Staates in Ausübung 
ſtaatlicher Hoheitsrechte begangen haben. 23, 142; 13, 494 
und dortige Zitate. 

Nach der neuen Faſſung des Art. 7 Abſ. II BGH. zufolge 
Art. 165 Abſ. I Bay AGBGB. iſt die dem VGh. überwieſene 
Vorfrage normiert: ob der öffentliche Beamte in Ausübung der 
ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt oder — bei perſönlicher 
Inanſpruchnahme nach Abſ. II Satz 2 Art. 165 — wenigſtens 
in Veranlaſſung ſolcher Gewaltausübung durch pflichtwidrige 
Handlungen oder Unterlaſſungen einen Dritten geſchädigt hat. 
23, 142. 

Die anvertraute öffentliche Gewalt wird — 23, 80 — 
definiert als jede obrigkeitliche oder doch unmittelbar auf Ver⸗ 
wirklichung von öffentlichen (Staats- oder Verbands-) Zwecken 
gerichtete und zur Erfüllung dieſer Aufgaben mit gewiſſen 
Zwangsbeſugniſſen geſetzlich ausgeſtattete Amtstätigkeit. 23, 80 
und 32, 33. Der Begriff „Ausübung anvertrauter öffentlicher 
Gewalt“ geht weiter als der frühere Begriff „Ausübung eines 
Amtes“. Unter letzterer war nach der Auffaſſung des VON. 
nur die Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte zu verſtehen — 
23, 82 und Zitate —; „die öffentliche Gewalt“ umfaßt nach 
ihm auch das gemeindliche Beſteuerungsrecht, die Schuldifziplin, 
wenigſtens in bezug auf den obligatoriſchen öffentlichen Volks⸗ 
ſchulunterricht, die Diſziplinar⸗ und Zwangsgewalt der öffent⸗ 
lichen Armenpflegen, im Gegenſatz zur amtlichen Beſorgung 
wirtſchaftlicher Angelegenheiten des Staates oder eines 
öffentlichen Verbandes und insbeſondere im Gegenſatz zur 
bloßen Verwaltung öffentlichen Vermögens. 23, 82 
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und dortige Zitate. Daher nicht bei behaupteter Pflichtverletzung 
bei Verteilung von Gemeindenutzungen. 33, 12. Nach der 
alten Faſſung auch nur Vorentſcheidung ſür Klagen gegen den 
Beamten ſelbſt, nicht aber für Klagen gegen den Staat oder 
die Gemeinde ſelbſt. 11, 337 und 13, 471/472. 

Eiſt nach Art. 60 BayAGBGB. für Klagen gegen Staat 
und Gemeinde ſelbſt. 

Durch die verneinende Entſcheidung der Vorfrage iſt 
die zivilgerichtliche Verfolgung des Beamten, jetzt Klage gegen 
den Staat oder die Gemeinde nach Art. 60 AGBGB. wegen 
der dienſtlichen Handlung oder Unterlaſſung des Beamten aus⸗ 
geſchloſſen, weil hiermit eine der kumulativ erforderlichen 
Vorausſetzungen der Entſchädigungspflicht endgültig weggefallen 
iſt. Durch die Bejahung der Frage des dienſtlichen Ver⸗ 
ſchuldens des Beamten wird dagegen zwar jene Vorausſetzung 
der Erſatzpflicht in einer für den Zivilrichter bindenden Weiſe 
feſtgeſtellt, alſo eine Teilentſcheidung endgültig getroffen 
(auf welche auch der betreffende Beamte uſw. uſw. nicht ver⸗ 
zichten kann. 34, 11), welche jedoch die dem Zivilgerichte zu⸗ 
ſtehende Kognition über die Frage unberührt läßt, ob das 
feſtgeſtellte dienſtliche Verſchulden auch ein zivilrechtlich zum 
Schadenserſatze verpflichtendes Verſchulden in ſich ſchließe, ins⸗ 
beſondere ob überhaupt bzw. in welchem Maße ein Vermögens⸗ 
nachteil für den Kläger eingetreten ſei und, wenn ja, ob dieſer 
Schaden mit der dienſtlichen Handlung oder Unterlaſſung des 
Beamten im Kauſalzuſammenhang ſtehe. 13, 472 und dortige 
Zitate; 32 S. 30 und 34. Vorentſcheidung kann aber nur 
beantragen, wer geltend zu machen in der Lage iſt, daß er 
durch das ihm gegenüber ſchuldhafte Verhalten des Beamten 
einen Vermögensnachteil erlitten hat. 32, 35. 

Wenn die dem Beamten zum Vorwurf gemachte Ver⸗ 
letzung ſeiner Amtsbefugniſſe zugleich eine unter das 
Strafgeſetz fallende Rechtsverletzung bildet, ſo kann 
über jene eine Vorentſcheidung des BGH. nicht verlangt werden. 
Rechtsverletzungen, welche zugleich unter das Strafgeſetz fallen, 
können nicht zum Gegenſtand einer Vorentſcheidung werden. 12, 330. 
Die Aufgabe des Strafrichters, die Rechtswidrigkeit der Handlung 
feſtzuſtellen, ſchließt bei einem Amtsdelikte der Natur der Sache 
nach zugleich auch die Prüfung des dienſtlichen Verſchuldens, 
d. i. die Beantwortung der Frage, in ſich, ob die Art und 
Weiſe, wie die Handlung vorgenommen worden iſt, eine 
nach den beſtehenden Dienſtesvorſchriften berechtigte war. 
13, 495/496. 

In Entſch. 13, 497 am Schluſſe lehnt VGH. eine Vor⸗ 
entſcheidung auch für die zivilrechtliche Geltendmachung einer 
Schadenserſatzforderung dann ab, wenn die dem Beamten zum 
Vorwurf gemachte Überſchreitung feiner Befugniſſe zugleich eine 
unter das Strafgeſetz fallende Rechtsverletzung bildet. Es würde 
eine adminiſtrative, jetzt verwaltungsrechtliche Vorentſcheidung 
über den nämlichen Punkt ſich nicht vertragen, auch wenn dieſe 
Entſcheidung nur der Geltendmachung einer zivilrechtlichen 
Forderung wegen erfolgen würde. 

Der Lehrer übt das Züchtigungsrecht nicht aus in 
Ausübung eines ſtaatlichen Hoheitsrechtes, einer ſtaatlichen 
Regierungsgeſdalt, ſondern „als einen Ausfluß der im Lehrberuf 
von ſelbſt enthaltenen Erziehungsaufgabe“. Daher keine Vor⸗ 
entſcheidung des VGH. für die Geltendmachung einer zivil⸗ 
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rechtlichen Schadenserſatzforderung gegen Lehrer. 12, 330 (aus 
der Zeit vor 1900). Aus der Zeit nach 1. Januar 1900 liegen 
bezüglich des Volksſchullehrers andere Entſcheidungen vor (vgl. 
Recht 1911, 271; 1912 S. 32, 359; 1913 S. 105, 475). 
Danach ift die Ausübung der Schuldiſziplin Ausübung der dem 
Volksſchullehrer anvertrauten öffentlichen Gewalt. So bei 
Beaufſichtigung der Schulkinder bei Ausflügen, die dem Unterrichts⸗ 
zweck, nicht bloß dem Vergnügen (Maiausflügen) dienen. Aber 
Grenzen des Züchtigungsrechtes nach Grad und Strafmittel 
Entſch. v. 23. Juni 1911. 

Der Bürgermeiſter handelt bei Inſtruktion eines Geſuchs 
um Ausſtellung des Verehelichungszeugniſſes in Ausübung der 
ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt. 26, 12. Desgleichen 
wegen falſcher Auskunft hierbei. 33, 13. Desgleichen durch 
Nichtbeachtung einer Formvorſchrift bei Aufnahme eines ſo⸗ 
genannten Dorfteſtaments. 34, 10. Dies iſt nicht der Fall 
bei Beglaubigung einer Unterſchrift auf einer Privaturkunde; 
desgleichen bei Vermögensbeſcheinigungen für Arreſtantrag, weil 
ſie keine Amtshandlungen ſind. Es iſt alſo hier Vorentſcheidung 
nicht notwendig. 26, 297. 

Bei Anordnungen von Beſchlagnahmen zum Zwecke der 
Strafverfolgung handelt der Bürgermeiſter als Hilfs⸗ 
beamter der Staatsanwaltſchaft. Er kommt daher bei ſolchen 
Beſchlagnahmehandlungen lediglich als Beamter der Straf⸗ 
gerichtsbarkeit in Betracht. Ein Vorentſcheidungsantrag 
wird hier nach Art. 7 Abf. II Satz 4 VGH. abgewieſen. Iſt 
dagegen eine auf dem Gebiete der adminiſtrativen 
Polizei liegende Handlung des Bürgermeiſters oder eines Schutz⸗ 
manns gegeben, fo iſt der VGH. nach Art. 7 Abſ. II VGHG. 
zur Vorentſcheidung berufen. 34 S. 39 und 40. 

Dem Bürgermeiſter obliegt für die außerhalb der 
Ortſchaften gelegenen Wege bei Glatteis Sorge zu tragen, 
im allgemeinen nicht, daher zwar Vorentſcheidung veranlaßt, 
aber Amtspflichtverletzung abgelehnt (Entſch. vom 22. Sep⸗ 
tember 1890), 33, 259. Vorentſcheidung notwendig bei Klagen 
gegen den Bürgermeiſter wegen Verletzung ſeiner Amtspflicht 
durch Unterlaſſung der obliegenden Amtshandlung, die not⸗ 
wendige Verkehrsſicherheit auf den Ortswegen herbeizuführen. 
29, 1; 31, 149; 32, 33; 33 S. 9 und 259. 

Für den Ortsführer von Ortſchaften gilt nur unter der 
Vorausſetzung der Behinderung des Bürgermeiſters dasſelbe. 
32, 35. Der die Baupolizei handhabende Baurat handelt 
in Ausübung einer ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt. Für 
die Frage der Amtspflichtverletzung daher Vorentſcheidung not⸗ 


wendig. 32, 30. 


Der Eichmeiſter handelt bei Eichungen in Ausübung 
einer ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt. Daher diesbezügliche 
Vorentſcheidung notwendig. 26 S. 12, 115 und 295. Amts⸗ 
handlungen eines Gerichtsvollziehers bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung eines zivilgerichtlichen Urteils unterliegen nicht der 
Vorentſcheidung (26, 253), denn die Zwangsvollſtreckung 
gerichtlicher Urteile gehört zum gerichtlichen Rechtsſchutzverfahren 
der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Art. 165 Ziff. 1 Abſ. I: „Bei 
Handlungen eines Beamten der ſtreitigen oder der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit iſt die Vorentſcheidung nicht erforderlich.“ 

Ob gegen den Gemeindebeamten (Bürgermeiſter) perſönlich 
oder gegen die Gemeinde zu klagen iſt, d. h. ob der Gemeinde⸗ 


— * 


“am 
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beamte perſönlich oder die Gemeinde verantwortlich ift, darüber 
hat der VGH. nicht zu entſcheiden. 22, 167. Für die Klage 
gegen den Beamten ſelbſt auch nach Art. 165 I Satz 2 iſt die 
Vorentſcheidung erforderlich. 22, 167 und 23, 81. Ob aber 
der Beamte perſönlich haftbar gemacht werden kann, iſt Sache 
des Zivilgerichts. 22, 169. Ob ein Gemeindebeamter oder 
Eemeindebedienſteter wegen Nichterfüllung oder Überſchreitung 
ſemer Dienſtesobliegenheiten der Gemeinde ſelbſt gegenüber haftet, 
darüber zu entſcheiden, iſt der VGH. nicht zuſtändig — 3, 503 —, 
jondem die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde von Aufſichts wegen 
(Art. 158 Gem.). Es hat aber die Entſcheidung von Aufſichts 
been ſeitens der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde nach 
Att. 158 Gemd. nur proviſoriſche Wirkung. 3, 506/507. 
Die Betretung des Zivilrechtsweges iſt nicht ausgeſchloſſen. 
DU aber die Gemeinde den Beamten im Zivilrechtswege auf 
Schadenzerſatz verklagen, fo iſt vorher die Vorentſcheidung 
des 26H, erforderlich. 


Verſchieden von der ſtrittigen Frage, ob der verfolgte Anſpruch 
öffentlich rechtlicher oder privatrechtlicher Natur iſt, alfo ob die 
Verwalnungsbehörde oder das Zivilgericht zur Entſcheidung des 
Streitz zuftändig iſt, iſt die andere Frage, ob die Verwaltungs⸗ 
behörden bei Entſcheidung über einen öffentlich⸗rechtlichen Anſpruch 
auch über die hierbei auftauchenden privatrechtlichen 
Vor- und Zwiſchenfragen zu entſcheiden haben. Dies 
it zu deinen. Es handelt ſich dann aber nicht um eine 
ſelbſündige Zwilrechtsſache, die zu entſcheiden wäre, ſondern 
nut um einen Inzidentſtreit, der von der Verwaltungs: 
behörde inzidenter zu entſcheiden iſt. 13, 16/17, dort 
zitiere Ertſcheidungen und Literatur. — 32, 24 und 33, 1. 
„Die Betretung des Zivilrechtsweges iſt vorzubehalten.“ 

Die Frage der Zuläſſigkeit der Aufrechnung iſt in 
einem Streitverfahren aus Anlaß der Geltendmachung eines 
Unterſtützungsanſpruchs ein Zwiſchenpunkt, über welchen 
u jmm Streitverfahren zu entſcheiden iſt, welches aus Anlaß 

Gelendmachung einer ſolchen Aufrechnungsbefugnis ſich ergibt. 
Benden Zuſtändigleitsvorſchriften für Streitigkeiten über Ans 
wendung der Aufrechnungsberechtigung beſtehen nicht. 

So lam es auch umgekehrt vorkommen, daß Gerichte über 
ffn nechliche Fragen, von deren Erledigung das Schickſal 

hibatrechtlichen Entſcheidung abhängt, zu entſcheiden haben, 
entſcheidung über einen Inzidentpunkt. 8, 34; Entſch. 
vom g. November 1911 Mecht 1912). Es hat dies aber nur 
bi Bedeutung einer Entſcheidung über einen Entſcheidungs grund 

wirkt ſie nicht über den konkreten Streitfall hinaus 
(ef RG. 70, 345), Zahlreiche Zitate von Entſcheidungen über 
prbatrechtliche Inzidentfragen. 13, 16. Es ſind dann 
mente verwaltungsrechtlicher Entſcheidungen, und es wird 
nicht über privatrechtliche Streitſachen als ſelbſtändige Zivilſache 
entschieden; erwächſt daher aus ſolchen Inzidententſcheidungen 
line Rechtskraft über dieſe Streitfache hinaus, ſelbſt nicht unter 
benfelben Parteien. Dies find Inzidententſcheidungen 
m den Gründen der Entſcheidung und erwachſen nicht in 
Rechtskraft. 1, 369; 11, 535 und 13, 206/208. 

Bird die Sachlegitimation des Antragſtellers beftritten, 
h betrift dieſer Streitpunkt nur ein Element des Streites, 
über den in den Gründen mitzuentſcheiden iſt. 26, 234/236. 
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— Ebenſo liegt die Sache, wenn bei einem Stiftungsſtreit der 
Charakter der öffentlichen Stiftung beſtritten wird. 10, 310 
und 13, 14. Die Frage der Aktivlegitimation gehört zum 
Endbeſcheid, nicht zum Zwiſchenbeſcheid, welcher inappellabel 
iſt (ibid.). 

Von der Inzidententſcheidung verſchieden iſt die Ent⸗ 
ſcheidung über Teilanſprüche, Teilklagen, daher davon ver⸗ 
ſchieden auch die Teilentſcheidung. — 23, 506/508. 


III. 


Formelle Rechtskraft haben Beſchlüſſe, gegen die kein 
Rechtmittel mehr zuläſſig iſt. Materielle Rechtskraft iſt 
jene, die definitives und unabänderliches Recht ſchafft. 12, 72 ff. 
Letztere gibt es nicht bei Konzeſſionsgeſuchen und dergleichen. 
Dieſe können jederzeit wieder erneuert werden. Anders dagegen, 
wenn und inſoweit die Beſcheide von gewerblichen Konzeſſions⸗ 
geſuchen (gewerbepolizeiliche Beſchlüſſe) zugleich einen ver⸗ 
waltungsrechilichen Ausſpruch über beſtrittene Rechte und 
Verbindlichkeiten zwiſchen dem Konzeſſionsbewerber und deſſen 
im Streit beteiligten Gegenintereſſenten enthalten. 11, 262 
und 12, 74. 

Nur ein entſcheidender Ausſpruch erwächſt in 
Rechtskraft, nicht aber Entſcheidungsgründe. 11, 484 und 
13, 506/508. Spezielle Vorſchriften über Rechtskraft im 
Verwaltungsverfahren gibt es nicht. Die zivilrechtlichen und 
zivilprozeſſualen Grundſätze hierüber ſind analog anzuwenden. 
13, 506. Hier iſt aber eine Einſchränkung inſofern gemacht, 
als die Entſcheidung anfügt „ſoweit ſie mit den verwaltungs⸗ 
rechtlichen Verfahren vereinbar ſind“. Dabei wird geſagt, der 
in 8 322 ZPO. enthaltene Grundſatz über Rechtskraft befaßt 
ſich mit dem Umfang der materiellen Rechtskraft; die Voraus⸗ 
ſetzungen und Wirkungen der Rechtskraft bemeſſen ſich nach 
bürgerlichem Recht. Nach dieſem beurteilt ſich auch die Frage 
der Rechtskraft der ſog. Elemente eines Urteils. 13, 506. 

Die mit dem Streitgegenſtande zuſammenhängenden 
Rechtsſtreitigkeiten mehrerer an dem Streitgegenſtand Be⸗ 
teiligten ſind mit einer die zuſammenhängenden Anſprüche 
zuſammenfaſſenden Entſcheidung zu entſcheiden. Dieſer 
für das verwaltungsrechtliche Verfahren maßgebende Grundſatz 
der von Amts wegen zu geſchehenden Einbeziehung in das 
Streitverfahren zwecks umfaſſender Sachentſcheidung 
iſt aber nirgends geſetzlich feſtgelegt, ſondern von der Ver: 
waltungsrechtſprechung lediglich aus Zweckmäßigkeits— 
gründen entwickelt worden. Es würde ſich daher als „Über- 
ſpannung“ dieſes Grundſatzes darſtellen und zu einer höchſt 
bedenklichen Rechtsunſicherheit führen müſſen, wenn unter An⸗ 
wendung dieſes Verfahrensgrundſatzes und wegen Verletzung 
desſelben auch bereits in Rechtskraft erwachſene Urteile 
aufgehoben werden würden. Die Entſcheidung bleibt in Rechts⸗ 
kraft beſtehen für die zum Verfahren beigezogenen Beteiligten. 
32, 35. 

Iſt einer der mehreren an dem Streitgegenſtand Beteiligten 
(was bei Erſatzanſprüchen verſchiedener Armenpflegen vorkommen 
kann) zum Streitverfahren nicht beigezogen worden, ſo kann 
zwar der nicht beigezogene Beteiligte, ſolange die Entſcheidung 
nicht rechtskräftig geworden iſt, wie ein Nebenintervenient des 


8 66 ZPO. dem Streite beitreten, Beiziehung Aufhebung der 
20 
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Entſcheidung und neue zuſammenfaſſende Entſcheidung verlangen 
Iſt das aber nicht geſchehen, ſo wird die ergangene Entſcheidung 
den zum Verfahren beige zogenen Beteiligten gegenüber 
rechtskräftig. 

Auf den prozeſſual nicht zum Verfahren beigezogenen Be⸗ 
teiligten erſtreckt ſich die Rechtskraft nicht (res interalios acta.— 
1, 103 und 34, 36). Es müßte denn ſein, daß der Anſpruch 
des prozeſſual nicht beigezogenen Beteiligten oder der Anſpruch 
gegen ihn „aus dem Rechte“ eines im Vorprozeß beigezogenen 
Beteiligten abgeleitet wird. Das gilt beſonders für Streit⸗ 
fälle, in denen Erſtattungsanſprüche auf Grund des Armen⸗ 
geſetzes erhoben werden, welchen mit dem Einwand des 
Beſtehens eines verſicherungsrechtlichen Verhältniſſes entgegen⸗ 
getreten wird. 34, 36. 

Inzident⸗ und Teilentſcheidungen kommen beſonders vor, 
wenn Abgaben für beſtimmte Zeiträume gefordert werden. Da 
entſteht die Frage, ob die Entſcheidung hierüber auch Rechts⸗ 
kraft erlangt bezüglich des Anſpruchs an ſich oder bezüglich 
Leiſtungen (Abgaben) für eine ſpätere Zeit? VGhĩ. ſtellt fi 
in Entſch. 13, 506/508 auf einen ausweichenden Standpunkt, 
ſagt da: „dieſe Frage kann nicht für alle Fälle bejaht oder 
verneint werden, ſondern muß nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles beantwortet werden“. Das dürfte aber allzu unſicher 
und unbeſtimmt ſein und würde der Freiheit beliebiger, alſo 
willkürlicher Entſcheidung allzuviel Raum laſſen. Es muß wohl 
das leitende Prinzip wie für Zivilrecht und Zivilprozeß feſt⸗ 
gehalten werden, und muß alles ſich nach dem entſcheidenden 
Ausſpruch richten. — Entſch. in 33, 148 lehnt bei Ent⸗ 
ſcheidung über Waſſerleitungsgebühren einzelner Jahre den 
Einwand gegen den zeitlichen Umfang den Beſchluſſes ab mit 
der Begründung „es gebietet keine Vorſchrift, bei wiederkehrenden 
Leiſtungen die Entſcheidung auf bereits fällige Leiſtungen zu 
beſchränken.“ Auch 9, 536 und dortige Zitate. 


IV. 


Abgelehnt wird analoge Anwendung des zivilpro— 
zeſſualen Grundſatzes „judex ne eat ultra petita partium“ 
im verwaltungsrechtlichen Verfahren wegen Verſchiedenheit der 
inneren Natur des privatrechtlichen und des öffentlich⸗ rechtlichen 
Streitverfahrens. 14, 215. Im Gegenteil, es kann auch zum 
Nachteil des Beſchwerdeführers erkannt werden, wie ausdrücklich 
in Art. 36 Abſ. IV, BGHG. beſtimmt iſt. Andrerſeits kann, 
weil kein Antrag geſtellt iſt, die Verwaltungsbehörde ihre Ent⸗ 
ſcheidung auf den eigentlichen engeren Streitpunkt beſchränken 
und die Entſcheidung des als Vorausſetzung gedachten prinzi⸗ 
palen Streites unterlaſſen, z. B. Wegunterhaltung in concreto im 
Verhältnis zur vorausgeſetzten Offentlichkeit des Weges. 14, 215. 

Abgelehnt wird auch die analoge Anwendung der zivil⸗ 
rechtlichen und zivilprozeſſualen Grundſätze über die rechtliche 
Wirkung des Anerkenntniſſes, des Zugeſtändniſſes und 
des Verzichts im öffentlich-rechtlichen Verfahren. Soweit die 
Parteien nicht befugt ſind, über den Streitgegenſtand zu ver⸗ 
fügen, können auch Anerkenntnis und Verzicht keine Wirkſamkeit 
äußern. 14, 215. 

Soweit nicht einzelne Beſtimmungen der ZPO. durch 
das VGH. unmittelbar auch für das Verfahren in Verwaltungs⸗ 
rechtsſachen als maßgebend erklärt worden ſind, bilden die 
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übrigen Beſtimmungen der ZPO. für das verwaltungs— 
rechtliche Verfahren keine unmittelbar geeignete Norm. 
Indeſſen iſt es nicht ausgeſchloſſen, einzelne derſelben, ſoweit 
ſie mit den Grundſätzen des öffentlich⸗rechtlichen Verfahrens 
vereinbar ſind, vermöge des denſelben zugrunde liegenden 
allgemeinen Rechtsgedankens auch hier zur Richtſchnur zu 
nehmen. 18, 248/249. So ſind die Vollſtreckungsmittel der 
ZPO. analog anwendbar. 10, 304. 

Die Verwaltungsbehörde kann zur Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen proviſoriſch einen Weg zur allgemeinen Benützung 
ſo lange offenhalten, als bis der widerſprechende Grund⸗ 
beſitzer die Freiheit ſeines Eigentums bei den Gerichten erſtritten 
haben wird. 

Das iſt das Verwaltungsproviſorum durch einſt⸗ 
weilige Verfügung der Verwaltung. 5, 175 und 4, 565/569 
(daſelbſt auch Entſch. des Bayeriſchen Oberſten Gerichtshofs). 
Zuläſſigkeit ſolcher einſtweiligen Verfügungen, vorſorglicher 
Anordnungen, Verwaltungsproviſorien, auch im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren. 11, 56 und 24, 76. Wenn unter Beſtreitung der 
in Anſpruch genommenen Wegeſervitut der beanſpruchte öffentliche 
Weg beſtritten wird, ſo iſt die Verwaltungsbehörde zur Ent⸗ 
ſcheidung des Streits nicht zuſtändig. Es iſt dann der an die 
Verwaltungsbehörde geſtellte Antrag wegen Unzuſtändigkeit der 
Verwaltung koſtenfällig abzuweiſen. 15, 7. 

Einreden aus privatrechtlichen Titeln gegen eine in Anſpruch 
genommene öffentlich » rechtliche Verbindlichkeit find vor dem 
Zivilgericht auszutragen. Dieſes Streitverhältnis kann auch 
bei der Inanſpruchnahme eines öffentlichen Weges vorkommen 
durch Berufung auf das Eigentum. 1 S. 152 und 396; 2, 567 
und 10, 325. 

§ 20 Abſ. 1 GewO. (vierzehntägige Ausſchlußfriſt 
der Beſchwerdebegründung) kommt beim Vollzuge des 
Stellenvermittlungsgeſetzes in Bayern nicht zur An⸗ 
wendung, weil hier „ein Verwaltungsſtreitverfahren“ beſteht 
und in dieſem bayeriſchen Verwaltungsſtreitverfahren 
die vierzehntägige Ausſchlußfriſt für die Beſchwerde⸗ 
begründung (Rekursrechtfertigung)? nicht vorgeſehen iſt. 
33, 220. 

Bei Wiedereinſetzung gegen Friſtverſäumung iſt 
analog anzuwenden § 233, aber nicht 8 235 ZPO. (früher 
S 211 und 213 Abſ. 1) — Naturereigniſſe und andere 
unabwendbare Zufälle. 1, 448 und 32, 11. 

Analog ſind die zivilprozeſſualen Grundſätze über 
Ad häſion (Berufungsanſchluß) nicht anwendbar auf das 
verwaltungsrechtliche Verfahren, weil die Zuläſſigkeit nicht aus 
der öffentlich⸗rechtlichen Natur des verwaltungsrechtlichen Ver: 
fahrens zu folgern iſt. 5, 339. 

Für Wiederaufnahme des Verfahrens beſtimmt 
Art. 26 VEHG. eine Friſt nicht (8 586 Abſ. 2 ZPO.) Daher 
iſt unter dem Geſichtspunkt der Wiederaufnahme des Verfahrens 
auch nach bereits erfolgter Ausſtellung und Aushändigung des 
Verehelichungszeugniſſes Einſpruch dann noch zuläſſig, wenn die 
Tatſachen, welche einen Einſpruch begründen, erſt nach dieſem 
Zeitpunkte, jedoch vor Abſchluß der Ehe eingetreten oder bekannt 
geworden ſind; jedoch müſſen die Einſpruchsvorausſetzungen zur 
Zeit der Entſcheidung vollgültig vorhanden ſein. 33, 283; 
4, 420; 7, 282 und 15, 55. 


44. Jahrgang. 

Der BOH. iſt nicht Kaſſationsinſtanz, nicht Reviſions⸗ 
gericht im Sinne der ZPO., iſt vielmehr wirkliches Inſtanz⸗ 
gericht für Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten. Daher find feine 
Entſcheidungen für die unteren, ſowohl verwaltungsrechtlichen 
als adminiſtrativen Inſtanzen in derſelben Sache bindend. 2, 228. 

Bezüglich der Grundſätze über Koſtentragung wird 
m 4, 393 der allgemeine prozeſſuale Grundſatz, daß der Sieger 
in einem Prozeſſe ein Recht darauf erwirbt, für den zur Rechts⸗ 
veriolgung notwendig geweſenen Aufwand vom unterlegenen 
Gegner Schadloshaltung zu verlangen, ſtrikte angewendet. 
Dagegen wird in 13, 43, unter Berufung auf Kahr⸗Krais⸗ 
Seyeel, eine mildernde Anwendung des 8 91 3PO. auf dem 
Wege der Analogie für das verwaltungsrechtliche Verfahren 
gemacht. Dieſe Vorſchrift „wird nicht unmittelbar und unbedingt, 
aber finngemäß angewendet für die Regel, aber unter dem 
Vorbehalte eines Spielraumes für das Ermeſſen aus beſonderen 
Gründen der Billigkeit zur Milderung von Härten.“ 34, 130 
und JI, 38. 

Derſelbe wechſelnde Standpunkt trifft die Behandlung der 
dem Sieger erwachſenen An waltskoſten, die nach 4, 393 als 
in dem zu erſetzenden Aufwand inbegriffen „insbeſondere“ 
eflärt werden. In 4, 397 wird die analoge Anwendung 
„der allgemeinen prozeſſualen Norm“ in § 91 (8 87) 380. 
als „naturgemäß“ bezeichnet. Die Einrechnung der Anwalts⸗ 
loſten in den zu erſetzenden Aufwand wird S. 398 „jedenfalls“ 
gerechtfertigt nach 8 91 ZPO. unter Hinweis auf Art. 19 
A. 1 5656. 

Wenn für die Beratung von Streitbeteiligten Koſten für 
technische Sachverſtändige notwendig find, fo fallen fie unter 
die Kosten der Parteivertretung. 34, 128. 

Die Reiſekoſten eines auswärtigen Vertreters find auch im 
verwaltungsrechtlichen Verfahren der obſiegenden Partei fo weit 
Mm erſtatten, als die Zuziehung dieſes Vertreters zur zweck⸗ 
mihrehenden Rechtsverfolgung geeignet war. 33, 53. 

De Erinnerungsfriſt von zwei Wochen gegen Feſtſetzung 
bon Mwaltskoſten nach Art. 16 Verordnung vom 26. März 

1902 gilt mur für das Verhältnis zwiſchen dem Rechtsanwalt 
und feinem Auftraggeber, nicht aber gegenüber dem Streitgegner. 
Di deſtſezung der Koſten durch die Inſtanz, bei der ſie 
entftanden find, ſtellt fih als Ergänzung des Koſtenausſpruchs 
ber Janz dar. 32, 1. 

Unter Streitkoſten eines Verwaltungsſtreites werden auch 
Ime Auſwendungen inbegriffen, die ſchon vor der Stellung 
Anttags auf verwaltungsrechtliche Entſcheidung erwachſen 

33, 31. 

Die Gebühren für Beſchlüſſe, Verfügungen, Beſcheide 
und Zeugniſſe ſind nach Art. 207 Gebührengeſetzes ohne 
Umerſchied, ob eine oder mehrere phyſiſche oder juriſtiſche 
Personen beteiligt ſind, nur einfach zu erheben, wenn und weil 
em auf gleichem Rechtsgrunde beruhender, unter ſich zuſammen⸗ 
hängender Anſpruch geltend gemacht wird. 33, 9. 

Das in Art. 11 VG. für die dortigen Fälle der 
Teilung von Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Diſtrikts⸗ Vermögen 
beftimmte Schiedsgericht wird auch für andere verwaltungs⸗ 
rechtliche Streitfälle nicht als unzuläſſig erklärt. 18, 246; 
31, 95 Abſ. 3 und 34, 145/146. Bei einem Streit über 
Faſſionsreichniſſe zwiſchen Inhaber eines Schul- oder 
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Kirchendienſtes und dritten Perſonen iſt die Gemeinde not⸗ 
wendiger Streitgenoſſe. 32, 203. Analog wird 8 59 
Abſ. 2, jetzt § 62 ff. ZPO. bezüglich der Streitgenoſſenſchaft 
angewendet und ſoll auch im verwaltungsrechtlichen 
Verfahren die von einem Streitgenoſſen eingelegte Berufung 
auch den anderen Streitgenoſſen zugute kommen. 5, 176. 
Bedenklich iſt die Stellungnahme des BGH. bezüglich 
der Behandlung der Zulaſſung zum Armenrechte. Für den 
Zivilprozeß gilt dafür allgemein die Zuſtändigkeit des Gerichts. 
Davon weicht der VGH. in 22, 223 ab und ſagt: „Der 
Armenpflegſchaftsrat iſt berechtigt, die Ausſtellung des Zeugniſſes 
zur Erlangung des Armenrechtes in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten überhaupt zu verweigern, wenn er nach ſeiner ſorgfältigen 
und gewiſſenhaften Durchführung der Erhebungen über die 
perſönlichen Familien⸗ und Vermögens ⸗Verhältniſſe und Ein⸗ 
kommens⸗ und Erwerbs⸗Verhältniſſe des Geſuchſtellers zu dem 
Ergebnis gelangt, daß letzterer im Beſitz der erforderlichen 
Mittel zur Führung eines Prozeſſes ſich befindet.“ 22, 223. 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. rer. pol. Walter Leiske: Die Finanzierung der Hypotheken⸗ 
anftalten deutſcher Großſtädte für den beſtehenden Haus⸗ 
beſitz. Berlin 1914, Franz Siemenroth. 188 Seiten. 

Der Verfaſſer gibt in dem Hauptteil des Buches S. 32 bis 131 
nach einem kurzen Abſchnitt über die heutige Lage des ſtädtiſchen 
Bodenkredits eine Darſtellung der verſchiedenen ſtädtiſchen Hypotheken⸗ 
anſtalten, von dem Berliner Pfandbriefinſtitut zu Berlin ausgehend, 
das noch auf rein genoſſenſchaftlicher Grundlage aufgebaut den Kredit 
der Gemeinde in keiner Weiſe in Anſpruch nimmt, ſondern ſich ſeine 
Mittel durch Ausgabe von Pfandbriefen beſchafft, bis zu den ſtädtiſchen 
Hypothekenanſtalten der jüngſten Zeit, welche teils direkt, teils indirekt 
die Mittel und den Kredit des ſtädtiſchen Gemeinweſens im Grund⸗ 
beſitz feſtlegen. 

Die Darſtellung iſt auf umfangreiches ſtatiſtiſches Material 
geſtützt und gibt mit der zeitlichen Aneinanderreihung der einzelnen 
Einrichtungen ein ſehr anſchauliches Bild, wie auch auf dieſem Gebiet 
an Stelle der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe der beteiligten Kreiſe die 
Hilfe von außen, die der Gemeinde, tritt. . 

In dem 4 Abſchnitt geht der Verfaſſer zu einer Würdigung der 
bei Errichtung der einzelnen Inſtitute und ihrem Betriebe beobachteten 
Grundſätze über. 

Er „differenziert“ die Kapitalbeſchaffung nach der Kapital⸗ 
verwendung. Sehr zutreffend iſt die allgemeine Bemerkung S. 134 
über die in den letzten Jahren geſtiegene Verſchuldung der ſtädtiſchen 
Gemeinweſen. Er zitiert dort den Ausſpruch eines „namhaften 
Kommunalpolitikers und Oberbürgermeiſters a. D.“ (Adickes ?), der 
den ſteigenden Kapitalverbranch der deutſchen Großſtädte dem Wett⸗ 
bewerb, namentlich ihrer Oberbürgermeiſter, zuſchreibt. Bei dieſem 
Geldbedarf für näherliegende gemeindliche Zwecke entſteht das Be⸗ 
ſtreben der Gemeinden, wenn ſie ſchon zur Gründung einer Hypotheken⸗ 
anſtalt übergehen, dieſe Anſtalt mit beſonderen Wertpapieren, „Pfand⸗ 
briefen“, zu finanzieren, um der Finanzwirtſchaft dieſer Anſtalten 
äußerlich ein möglichſt ſelbſtändiges Gepräge zu geben. 

Gegen das Verhältnis: ſtädtiſche Schuldverſchreibung, ſtädtiſcher 
Pfandbrief zu erſter Hypothek, hat der Verfaſſer, wenn man ſich mit 
einer derartigen direkten Einbeziehung des Hypothekengeſchäfts in den 
Rahmen des ſtädtiſchen Kredits einmal einverſtanden erklären will, 
nichts einzuwenden. Daß die Gemeinde damit ſich gleichzeitig durch 
Ausgabe, ſei es auch beſonderer ſtädtiſcher Pfandbriefe, oder gar 
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durch allgemeine Schuldverſchreibungen und die damit unlöslich ver⸗ 
bundene ſtärkere Inanſpruchnahme des Anleihekredits die Beſchaffung 
ihres Anleihebedarfs für die Zukunft erſchwert, verkennt der Verfaſſer 
nicht. Die Bedenken mehren ſich, wenn die Städte, wie es in 
jüngſter Zeit wiederholt geſchehen, für zweite, d. h. nicht mündel⸗ 
mäßige, Hypotheken Kredit geben, ſei es durch Ausleihung aus bereiten 
Mitteln, ſei es durch Pfandbriefe, für die die Stadt ſelbſtſchuldneriſch 
haftet. Auf gewiſſe Spielarten dieſer Finanzoperationen verweiſt der 
Verfaſſer. Im nächſten (14.) Kapitel erörtert der Verfaſſer den 
Grundſatz der Haftung der Stadtgemeinde für die Finanzierungs⸗ 
mittel. Abgeſehen vom Berliner Pfandbriefinſtitut übernehmen alle 
Städte direkt oder indirekt eine ſolche Haftung, auch Frankfurt a. M. 
nicht ausgenommen, deſſen ſehr intereſſante Grundſätze der Verfaſſer 
auf S. 118 bis 125 ſehr ausführlich behandelt. (Frankfurt ſucht das 
ſtädtiſche Riſiko durch Verträge mit einer Hypothekenbank und mit 
einer Verſicherungsgeſellſchaft auszuſchlie ßen.) 

Die Bedeutung dieſer Haftung für den Darlehnsnehmer wird 
beſonders hervorgehoben, weil fie die Beleihung über die mündel⸗ 
mäßige Grenze hinaus und deſſenungeachtet die Ausgabe mündel⸗ 
mäßiger Papiere erſt ermöglicht. Ihre Bedeutung für die Stadt⸗ 
wirtſchaft hängt von dem Hypothekenmaterial ab. Bei erſten Hypo⸗ 
theken glaubt der Verfaſſer keine Bedenken äußern zu müſſen. Der 
von ihm S. 140 gezogene Vergleich zwiſchen einer erſten Hypothek 
bis zu 60 Prozent des Wertes als Deckung ſtädtiſcher Schuld⸗ 
verſchreibungen mit einer Verwendung dieſer Mittel für ſtädtiſche 
Hafen: oder Straßenbahnbauten wird mit Recht vom Verfaſſer ſelbſt 
auf die rein privatwirtſchaftliche Seite beſchränkt; er iſt aber gerade 
deshalb nicht brauchbar für die Frage, welche Bedeutung die Haftung 
für die Stadtwirtſchaft ſelbſt hat. 

Mit dem dritten Grundſatz, der Gewinnwirtſchaft einer ſtädtiſchen 
Hypothekenanſtalt, betritt der Verfaſſer ein ſtark umſtrittenes Gebiet. 
Der Verfaſſer bejaht die Frage, einmal weil eine ſolche Anſtalt 
immer nur für einen wenn auch ſehr erheblichen Teil der ſtädtiſchen 
Bewohner tätig ſein werde und eine großſtädtiſche Beleihungstätigkeit, 
die für den beſtehenden Hausbeſitz betrieben werden ſolle, im Intereſſe 
der Geſamtheit von einer Gewinnwirtſchaft begleitet ſein müſſe, ſo⸗ 
dann aber, weil großſtädtiſche Hypothekenanſtalten nach der Anſicht 
des Verfaſſers nur eine beſondere ſubſidiäre Aufgabe erfüllen ſollen, 
über die ſich der Verfaſſer S. 148 und weiter in Abſchnitt 16 
S. 150 ff. des näheren ausſpricht. 

Die ſtädtiſchen Anſtalten ſollen nicht diejenigen Geldquellen, aus 
denen bisher die Mittel für erſte und zweite Hypotheken gefloſſen 
ſind, durch Unterbietungen verdrängen, wie es durch Verzicht auf 
Gewinnwirtſchaft der Fall ſein könnte, ſondern beſonders für zweite 
Hypotheken in Fällen der Not kurzfriſtige Hilfe gewähren, die nicht 
zu günſtigeren Bedingungen geleiſtet wird, als es die Zeitverhältniſſe 
erheiſchen, wenn auch unter Bewahrung des Schuldners vor un⸗ 
gebührlich hohen Proviſionen und Damnum. Das Eingreifen ſtädtiſcher 
Hilfe auf dem Gebiete der Hypotheken ſoll häufig den Erfolg gehabt 
haben, daß Privatkapitaliſten ſich beſtimmen ließen, dieſe Hypotheken 
im Vertrauen auf die ſolide Taxweiſe der Anſtalt (Dresden) zu 
übernehmen. 

Daneben ſollen die ſtädtiſchen Anſtalten eine Art Treuhänder⸗ 
ſtellung einnehmen zwiſchen Kapitaliſten und Kreditbedürſtigen, indem 
ſie die Hypothekenvermittlung übernehmen, teils auch, wie bereits 
in Görlitz geſchehen, die ihnen anvertrauten Gelder in eigenem (7) 
Namen auf zweite Hypotheken anlegen, dadurch aber eigenes Riſiko 
übernehmen. 

Schließlich will der Verſaſſer auch die Anſtalten den Einfluß 
auf die privaten Hypothekenbanken gewinnen laſſen, daß dieſe ſich 
wieder mehr der Pflege der unkündbaren Tilgungshypothek widmen. 
Er nimmt an, daß „das Vorbild der ausſchließlichen Gewährung 
unkündbarer Tilgungshypotheken durch die ſtädtiſchen Anſtalten ſchließ⸗ 


lich nicht ohne Einfluß auf die Beleihungspolitik der Hypothekenbanken 
bleiben wird“, beſonders dann, wenn die ſtädtiſche Hypothekenanſtalt 
im Sinne einer ſubſidiären Auffaſſung ihrer Stellung „beim Herab⸗ 
gehen des Hypothekenzinsfußes dieſer Koſtenminderungstendenz am 
Hypothekenmarkt gar nicht oder nur widerſtrebend folgt“. Daß dieſer 
Gedanke praktiſch nicht zu Erfolgen führen wird, ſieht der Verfaſſer 
ſelbſt ein, wenn er im folgenden eine geſetzliche Feſtlegung der 
Hypothekenbanken auf unkündbare Tilgungshypotheken in gewiſſem 
Umfange wünſcht. 

An den Banken liegt es nicht, daß die für die Entſchuldung 
des Grundbeſitzes fo wichtige Tilgungshypothek nicht für ſtädtiſchen 
Grundbeſitz beibehalten iſt, ſondern an der Entwicklung des groß⸗ 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes, deſſen Wünſche nach unkündbaren feſten 
Hypotheken zunächſt durch andere Kreditgeber, beſonders Verſicherungs⸗ 
anſtalten, erfüllt werden, ſo daß die Hypothekenbanken, falls ſie nicht 
auf minderwertige Grundſtücke beſchränkt werden wollten, dieſem 
Beiſpiel folgen mußten. Im übrigen ſind die Gedanken des Ver⸗ 
faſſers, den ſtädtiſchen Anſtalten eine ſubſidiäre Stellung anzuweiſen, 
ſehr beachtenswert. 

Das Buch ſchließt mit einem Ausblick auf die weitere Ent⸗ 
wicklung der großſtädtiſchen Hypothekenanſtalten. 

Juſtizrat Dr. Hillig, Leipzig. 


Bruck, Dr. jur., Regierungsrat im Kaiſerlichen Aufſichtsamt 
für Privatverſicherung, und Derſch, Dr. jur., Regierungsrat 
bei der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Handausgabe mit Er⸗ 
läuterungen, zweite vollkommen neu bearbeitete Auflage. 
Mannheim 1914. J. Bensheimer. 294 Seiten. Preis 3 &. 

Die äußerſt praktiſche Handausgabe liegt jetzt in zweiter Auf 
lage vor. Hinſichtlich des Druckes und der äußeren Ausſtattung 
weiſt ſie alle Vorzüge der bekannten Bensheimerſchen Sammlung 
auf. Die ausführliche Einleitung, die wiederum wie bei der erſten 

Auflage beigefügt iſt, bildet für diejenigen Juriſten, die ſich nur 

ſelten mit der Sozialverſicherung zu befaſſen haben, eine treffliche 

und ſchnelle Drientierung. Der Vorzug der gegenwärtigen Auflage 
iſt es, daß ſie wohl als erſter der vielen Kommentare und Ausgaben 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes die erſte Rechtſprechung der 

Spruchbehörden der Angeſtelltenverſicherung ſyſtematiſch verarbeitet. 

In dieſer Richtung ſei namentlich auf die Anmerkungen zu § 1 und 

§ 390 verwieſen. Bei § 1 iſt die Judikatur über die Verſicherungs⸗ 

pflicht der Bureauangeſtellten zuſammengeſtellt. 
Dr. Baum, Berlin. 


Karl Auguſt v. Sutner: Das Geſetz über den Kriegszuſtand 
vom 5. November 1912 in der Faſſung des Geſetzes 


vom 6. Auguft 1914 njw. München 1914. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchhandlung. 2,40 &. 


In Nr. 1 dieſer Zeitſchrift (S. 14) hat Damerow das preußiſche 
Geſetz über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 einer kritiſchen 
Betrachtung unterzogen und die Forderung aufgeſtellt, daß nach dem 
Kriege ein Reichsgeſetz erlaſſen werde, das im Einklang mit der 
heutigen Strafrechtswiſſenſchaft und ⸗geſetzgebung ſtehe. In der Tat 
handelt es ſich um keine Frage von unmittelbar praktiſcher Bedeutung. 
Wie bei den meiſten Geſetzen, kommt es auch hier darauf an, wer 
fie ausführt. Der 8 4 des Geſetzes (Mit der Bekanntmachung der 
Erklärung des Belagerungszuſtandes geht die vollziehende Gewalt an 
die Militärbefehlshaber über), der den Keim zu mannigfachen Zweifeln 
und Streitigkeiten in ſich birgt, iſt während des gegenwärtigen großen 
Krieges in einer Weiſe angewandt worden, daß kaum ein ernſthafter 
Widerſpruch laut geworden iſt. Man muß der Militärbehörde alles 
Lob zollen für die kraftvolle, weitſchauende und gerechte Art, mit der 
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ſie ihre großen Machtvollkommenheiten (im Einvernehmen mit den 
Zivilbehörden und beteiligten Intereſſevertretungen) ausgeübt hat. 
Hoffentlich haben wir nach dem Kriege keinen Anlaß, zu bedauern, 
daß religiöfe und ſoziale Verhetzungen durch jenen wohltätigen, vers 
Händigen Abſolutismus nicht mehr unterdrückt werden können. 
Immerhin handelt es ſich um ein Geſetz, das, wie Damerow gezeigt 
bat, feine erheblichen juriſtiſchen Mängel hat und deſſen Erſatz durch 
ein einwandfreies Reichsgeſetz wünſchenswert iſt. Von dieſem Stand» 
punkte aus iſt auch für nicht bayeriſche Juriſten die angezeigte 
Ausgabe des bayeriſchen Geſetzes über den Kriegszuſtand vom 
ö. Kobember 1912 von Intereſſe. Nach Art. 68 der Keichsverfaſſung 
lan der Kaiſer, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete 
bedtoht iſt, einen jeden Teil desſelben in Kriegszuſtand erklären. 
dis zum Erlaſſe eines die Vorausſetzungen, die Form der Ver⸗ 
Kündigung und die Wirkungen einer ſolchen Erklärung regelnden 
Reihögefegeß gelten dafür die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes 
vom 4 Juni 1851. Dieſer Art. 68 gilt für Bayern nicht, wo bis 
1912 die Beſtimmungen über das Standrecht für die Landesteile 
techts des Rheins und die Pfalz verſchieden waren, an mannig⸗ 
fachen Unklarheiten litten und von militäriſcher Seite für unzureichend 
erachtet wurden. Da der Erlaß des in Art. 68 vorgeſehenen Reichs⸗ 
geiehed nicht zu erwarten ſtand, fo iſt Bayern, um die beſtehenden 
Süden auszufüllen, feine eigenen Wege gegangen. Hierbei wurde, wie es 
in der allgemeinen Begründung zum Geſetze von 1912 heißt (v. Sutner 
4 4. O. S. 4), eine einfache Herübernahme der Vorſchriften des 
preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1851 für ausgeſchloſſen erachtet. 
„Denn dieſes Geſetz iſt, weil ſich die Verhältniſſe feit feiner Erlaſſung 
zeändert haben, in feiner Faſſung in manchen Punkten überholt. 
Auch war zu beſorgen, daß die Anwendung des zunächſt auf preußiſche 
Lerhilhniſe berechneten Geſetzes auf Bayern nicht ganz ſicher fein 
lönntt.“ Das bayeriſche Geſetz enthält den wichtigen Grundſatz des 
preußifhen $ 4 nicht, ſchließt ſich aber bei der Regelung der ſtraf⸗ 
kechllichen Folgen des Kriegszuſtandes eng an das preußiſche Geſetz 
m Dabei find manche Zweifel des preußiſchen Geſetzes beſeitigt 
worden, inzbeſondere in einer von Damerow behandelten Hauptfrage. 
At. 4 Ziff. 2 geht in Ubereinſtimmung mit 8 9b des preußiſchen 
Hege davon aus, daß die Militärbehörden im Intereſſe der 
dhlicken Sicherheit Vorſchriften erlaſſen können und die Übertretung 
die Mordnungen mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft wird. 
Nac An. müflen aber dieſe Anordnungen von „dem zuſtändigen 
oberſen Nlitärbefehlshaber“ ausgehen, und die auf Grund des 
rt 12 alaſene Bekanntmachung vom 13. März 1913 beftimmt, 
ha} Auändig find: der Oberbefehlshaber einer Armee, die kom⸗ 
Aundierenden Generale und, wenn fie ins Feld abgerüdt find, ihre 
Stelvertzeer, die Gouverneure und Kommandanten von Feſtungen, 
5 er pfalz auch der Kommandeur der dritten Diviſion und, wenn 
“nd geld abgerückt, der älteſte ſtellvertretende Brigadekommandeur 
Aber pfalz; in jedem Falle auch das Kriegsminiſterium. — Die 
Sihnaſhe Handausgabe enthält eine erschöpfende Erläuterung des 
Geſezes pon 1912, die Vollzugsverordnung, ſämtliche ſonſtigen in 
"üge kommenden geſetzlichen Beſtimmungen, aber auch einen voll⸗ 
ſünzigen Abdruck des preußiſchen Geſetzes, das bei uns kaum in 
ener biligen Ausgabe zu haben iſt. Sie iſt daher allen, die ſich 
nit dieſen Fragen beſchäftigen müſſen oder wollen, beſtens zu 
empfehlen, Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin Schöneberg. 


Lubnig Bendix, Rechtsanwalt, Berlin: Bürgerliches Kriegs⸗ 
ſenderrecht. Syſtematiſche und kritiſche Darſtellung des zivil⸗ 
und proeßrechtlichen Inhaltes der deutſchen Kriegsnotgeſetze. 
Berlin 1914. Preis 4 &. 

Daz vorliegende Buch gehört mit zu dem Beſten, was fyſtematiſch 

5 das Kriegs ſonderrecht geſchrieben worden iſt. Der Referent er⸗ 
litt allerdings den Wert dieſes Buches nicht ganz in denſelben 
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Momenten wie der Verfaſſer. Dieſer bezeichnet den Zweck des Buches 
in erſter Linie wie folgt: 
„Es ſoll die Überſicht über die aus dem Augenblick geborenen 
faſt verwirrenden Fülle der verſchiedenartigſten Sonder⸗ 
beſtimmungen erleichtern und ihr ſchnelleres Auffinden er⸗ 
möglichen; es ſoll denjenigen, der zum Aufſuchen der einzelnen 
Vorſchriften keine Zeit oder keine Übung und Neigung hat, 
durch ihre ſyſtematiſche Ordnung ſchnell zum Ziele führen und 
durch Erläuterung der Vorſchriften zu ihrem Verſtändnis bei⸗ 
tragen, ohne alle auftauchenden und zum großen Teil erſt bei 
der praktiſchen Anwendung ſich immer mehr herausſtellenden 
Zweifels⸗ und Streitfragen erſchöpfen zu wollen. So dient 
das Buch zunächſt dem praktiſchen Bedürfnis.“ 
Dieſer Zweck wird nur ungenügend erreicht. Dazu iſt die An⸗ 
ordnung nicht durchſichtig genug, was allerdings auch durch das 
zahlreich zerſtreute Geſetzgebungsmaterial mitverurſacht wird. Daran 
hindert auch das Fehlen eines Sachregiſters. Dagegen wird das 
Buch allen denen, welche aus irgendeinem Grunde einem Problem 
der Kriegsnotgeſetzgebung näher nachgehen wollen, gute Dienſte leiſten. 
Bedauerlich iſt allerdings, daß der wiſſenſchaftliche Apparat faſt 
gänzlich fehlt, weil der Verfaſſer wohl damit dem primär von ihm 
angeſtrebten Zweck Abbruch zu tun befürchtete. Nicht zuletzt verdient 
das Buch auch deswegen Beachtung, weil es zahlreiche beherzigens⸗ 
werte Reformgedanken enthält. Einen derſelben hat der Bundesrat 
bereits verwirklicht. Die verlängerte Proteſtfriſt beginnt nach der 
letzten Verordnung in den Grenzgebieten nicht mehr nach Ablauf der 
geſetzlich gegebenen Proteſtfriſt, ſondern vom Zahlungstag an zu 
laufen (ſ. S. 68). 
Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Sanitätsrat Dr. Heinrich Joachim und Juſtizrat Dr. Alfred 
Korn: Grundriß des deutſchen Arzterechts für Studierende, 
Arzte und Verwaltungsbeamte. Jena, 1914. Guſtav Fiſcher. 

Der Grundriß ſchließt ſich in der Anordnung des Stoffes im 
weſentlichen an das 1911 bei Vahlen in Berlin erſchienene Handbuch 
des deutſchen Arzterechts derſelben Verfaſſer an, bewahrt aber in der 
Art der Darſtellung volle Selbſtändigkeit. In knappen klaren Worten 
wird auf 213 Seiten, etwa einem Viertel des Umfanges des Hand⸗ 
buches, das Rechisleben des Arztes in feinen mannigfaltigen Be 
ziehungen zum Staate, Gemeinden, Behörden, Kaſſen und anderen 
Verſicherungsträgern, ſowie Privatperſonen und Standesgenoſſen unter 
weitgehender Berückſichtigung der Geſetzgebung der Bundesſtaaten 
geſchildert. 

Mit Recht wird im Eingang darauf hingewieſen, daß die Arzte 
nicht Gewerbetreibende im Sinne der Gewerbeordnung ſind, ſondern, 
wie ſich das RG. ausdrückt, „auf dem Gebiet der Geſundheitspflege, 
wie die Rechtsanwälte auf dem der Rechtspflege, eine eigenartige 
Stellung öffentlichen Charakters bekleiden.“ 

Die Vorausſetzungen und Wirkungen der ärztlichen Approbation 
und die Organiſation der Medizinalbehörden im Reich und in den 
Bundesſtaaten werden im erſten Teil behandelt. 

Mit der Stellung des Arztes im öffentlichen Recht (Steuer⸗ 
weſen, Strafrecht, Prozeßrecht, Irrenweſen) befaßt ſich der zweite 
Teil. Das den Widerſpruch nicht nur der Arzte, ſondern auch weiter 
Laienkreiſe ſo ſtark herausfordernde Urteil des RG. vom 31. Mai 
1894, welches jede Operation als körperliche Mißhandlung im Sinne 
von § 223 StGB. bezeichnet, iſt feinem vollen Umfange nach abs 
gedruckt. Die Hoffnung der Verfaſſer, daß das RG. feine Auffaſſung 
einſchränken werde, ſcheint mir leider keine Ausſicht auf Erfüllung 
zu haben. 

Eine ausführliche Behandlung der in der Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung ſehr beſtrittenen Frage, wann die ärztliche Schweige⸗ 
pflicht endet und wann fie ſich in eine Rebepflicht verwandelt, hat 
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natürlich im Rahmen eines Grundriſſes keinen Raum. Wer ſich hierüber 
näher unterrichten will, findet im Handbuch genügende Auskunft. 

Der dritte Teil beſchäftigt ſich mit der Tätigkeit des Arztes 
in der öffentlichen Geſundheitspflege. Zunächſt werden die Rechts⸗ 
verhältniſſe des beamteten Arztes in ſeinen verſchiedenen Erſcheinungs⸗ 
formen betrachtet. Im Anſchluß an den Abſchnitt, der ſich mit den 
Arzten an öffentlichen Heilanſtalten beſchäftigt, möchte ich empfehlen, 
in künftigen Auflagen auf einen in Elſaß⸗Lothringen herrſchenden für 
die Arzteſchaft ſehr üblen Rechtszuſtand hinzuweiſen. Dort richtet 
fi die Anſtellung und Entlaſſung von Arzten an öffentlichen Heil⸗, 
Pflege⸗ und Irrenanſtalten der Landesbezirke weder nach dem Reichs⸗ 
beamtengeſetz, noch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, ſondern nach 
den noch in Geltung befindlichen franzöſiſchen Dekreten vom 18. De⸗ 
zember 1839 und 25. März 1852. Hiernach kann der Präfekt, jetzt 
Bezirkspräſident, den Arzt jederzeit, ohne Angabe von Gründen und 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt enslaffen, ſelbſt wenn der Arzt 
in leitender Stellung iſt, den Beamteneid geleiſtet hat und mit Penſions⸗ 
berechtigung angeſtellt iſt. Dieſes Recht ſteht nicht nur auf dem 
Papier. Noch heute wird von ihm Gebrauch gemacht. 

Leider finden die Rechtsverhältniſſe des Militärarztes, die im 
Handbuch erſchöpfend behandelt ſind, im Grundriß keine Erwähnung. 

Es folgt die Darſtellung der ſehr wichtigen Aufgaben des Arztes 
bei Bekämpfung anſteckender Krankheiten, in der Nahrungsmittel⸗ 
hygiene und der Arzneimittelverſorgung, woran ſich eine Beſprechung 
der Organiſationen und der Rechtsverhältniſſe des ärztlichen Hilfs⸗ 
perſonals und der Kurpfuſcherei anſchließt. 

Im vierten Teil werden die privatrechtlichen Beziehungen des 
Arztes der Betrachtung unterzogen. Auf welchem Rechtsgrund beruht 
der ärztliche Honoraranſpruch und wer haftet dem Arzte für das 
Honorar? Hier gibt es eine Fülle der intereſſanteſten Rechtsfragen, 
weil es ſich um die merkwürdige Erſcheinung eines im Rahmen feſt⸗ 
ſtehender Rechtsnormen ſich neu bildenden Rechtes handelt. Im 
Handbuch ſind dieſe Rechtsfragen unter vortrefflicher Behandlung der 
einſchlagenden Literatur und Rechtſprechung ausführlich unterſucht. 
Der Grundriß beſchränkt ſich ſeinem Zweck entſprechend auf die 
Wiedergabe der Ergebniſſe dieſer Unterſuchungen. Inzwiſchen iſt es 
zu einer Weiterbildung dieſes Rechtes gekommen, worauf ich für die 
zweite Auflage aufmerkſam mache. Nach der feſtſtehenden Praxis des 
Landgerichts Leipzig haftet bei Behandlung von minderjährigen Kindern 
des zahlungsunfähigen Vaters die zahlungsfähige Mutter für das 
Honorar unbedingt, alſo nicht nur, wie im Handbuch und Grundriß 
angegeben, wenn ſie argliſtig die Zahlungsunfähigkeit des Mannes 
verſchweigt. Ihre Haftung beruht auf den 88 683, 678 BGB. Denn 
nach § 1607 Abſ. 2 verbunden mit 8 1606 Abſ. 2 BGB. geht die 
Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber den Kindern auf die 
Mutter über, wenn die Rechtsverfolgung gegen den Vater erſchwert 
iſt. Dies iſt z. B. ſchon dann der Fall, wenn gegen ihn die Pfändung 
ohne Erfolg verſucht worden iſt. In dieſem Falle erfüllt alſo der 
Arzt, indem er das Kind ärztlich behandelt, eine geſetzliche Unter⸗ 
haltspflicht nicht des Vaters, ſondern der Mutter. 

Sehr wichtig für den Arzt iſt die ſich anſchließende Erörterung 
der Schadenserſatzpflicht bei Kunſtfehlern. Von den Gebühren der 
Privat- und der beamteten Arzte handeln die beiden letzten Abſchnitte 
dieſes Teiles. 

Die Stellung des Arztes in der RVO. und im Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetz iſt Gegenſtand der Darſtellung des fünften Teils. 
Hier beſchränken ſich die Verfaſſer nicht auf Wiedergabe der Cr: 
läuterung der Beſtimmungen, welche ſich auf den ärztlichen Stand 
beziehen, ſor dern zeichnen in klarem Umriß ein das Weſen und den 
Zweck der Verſicherungsgeſetzgebung veranſchaulichendes Bild, indem 
ſie die Vorausſetzungen der Verſicherungspflicht, den Umfang und die 
Feſtſtellung der Leiſtungen, ſowie die Organiſation der verſchiedenen 
Verſicherungsträger und Verſicherungsbehörden überſichtlich ſchildern. 


M23. 1915. 


Den Schluß bildet im ſechſten Teile die Beſprechung des Ver⸗ 
hältniſſes des Arztes zu feinen Standesgenoſſen. 

Unter dem gewaltigen, infolge der Verſicherungsgeſetzgebung 
eingetretenen wirtſchaftlichen Druck hat ſchon ſeit dem Ende der 
80er Jahre des vorigen Jahrhunderts eine Bewegung unter der 
Arzteſchaft eingeſetzt, welche die Erreichung von zwei Zielen erſtrebt: 
Schaffung einer privaten Organiſation als Gegengewicht gegen die 
großen Kaſſen und Kaſſenverbände, und Schaffung einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Standesorganiſation mit eigener Standesgerichtsbarkeit, 
ähnlich der der Rechtsanwälte, zwecks Überwachung der mit der Aus: 
übung des ärztlichen Berufes verbundenen beſonderen Pflichten. So 
kam es zur Gründung des mächtigen faſt ſämtliche deutſche Arzte 
umfaſſenden Leipziger Arzteverbandes, dem die Arzte eine weſentlich 
beſſere Geſtaltung ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Beziehungen 
zu den Krankenkaſſen verdanken. 

Dagegen hat ſich die Hoffnung, durch Reichsgeſetz eine einheitliche 
Organiſation des ganzen ärztlichen Standes zu erreichen, nicht ver⸗ 
wirklicht. Nur die größeren Bundesſtaaten haben ſich damit befaßt. 
Auf welche Weiſe und in welchem Umfang dies geſchehen iſt, wird 
in den erſten beiden Abſchnitten geſchildert. Der dritte Abſchnitt 
gewährt einen ſehr willkommenen Überblick der Entwicklung des ärzt⸗ 
lichen Standesrechts an der Hand der Rechtſprechung des preußiſchen 
Ehrengerichtshofes für Arzte. 

Der Anhang gibt eine ſtofflich geordnete Überſicht über die für 
das Arzterecht wichtigen Geſetze und Verordnungen des Reichs und 
Preußens. Eine Ergänzung dieſer Mberficht durch Aufnahme auch 
der einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen der übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten wäre wünſchenswert, um auch den außerhalb Preußens 
wohnenden Arzten und Juriſten die raſche Beſchaffung der Quellen 
im Bedarfsfalle zu erleichtern. 

So gewährt der Grundriß ein anſchauliches Bild von der 
Stellung des Arztes im öffentlichen und bürgerlichen Rechtsleben und 
erfüllt damit trefflich ſeinen Zweck, dem Arzt und dem Juriſten ein 
zuverläſſiger Führer zu ſein auf den verſchlungenen Pfaden des 
eutſchen Arzterechts. Rechtsanwalt Dr. Thierſch, Leipzig. 


1. Hubert Seidlmayer, Kgl. ſtellvertretender Landgerichts⸗ 
direktor in Augsburg: Das ſchwurgerichtliche Verfahren 
im Lichte des Reichsgerichts. Zweite umgearbeitete und 
vermehrte Auflage. 1914. J. Schweitzer Verlag. 175 S. 

Da die deutſche rechtswiſſenſchaftliche Literatur die Dogmatik 
des ſchwurgerichtlichen Prozeſſes bisher nur ungenügend entwickelt 
hat, bildet die Frageſtellung immer noch die Klippe, an welcher eine 
beträchtliche Anzahl ſchwurgerichilicher Urteile ſcheitern. Jeder auf 
Überwindung dieſer Schwierigkeit gerichtete brauchbare ſtrafrechtliche 
Beitrag iſt daher mit Freude zu begrüßen. 

Einen ſolchen brauchbaren Beitrag bietet der Verfaſſer mit 
einer bis auf den neueſten Stand (RG. Bd 47; G.⸗A. 61 S. 1 bis 
192) ergänzten und ſyſtematiſch geordneten Sammlung der auf das 
ſchwurgerichtliche Verfahren bezüglichen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts. Wenn das Buch auch kein eigentlicher Ratgeber in Zweifels⸗ 
fällen iſt und im einzelnen manchen Widerſpruch weckt (Einteilung 
des Stoffes in 549 fortlaufende Nummern, anſtatt ihn organiſch 
unter die bezüglichen Strafgeſetzparagraphen zu ordnen; überflüffige, 
da die Überſichtlichkeit ftörende Angabe des Datums bei jeder Ent 
ſcheidung), fo iſt es als Ganzes doch eine ſehr anerkennenswerte, von 


wiſſenſchaftlichem Geiſte getragene Leiſtung, die voller Beachtung, 


weiter Verbreitung und ſorgſamer Benutzung wert und ſicher iſt. 
Das Buch als „für die ſchwurgerichtliche Praxis unentbehrlich 
geworden“ zu bezeichnen — wie es Warnatſch hinſichtlich der erſten 
Auflage tun konnte — hindert das inzwiſchen erfolgte Erſcheinen des 
ganz vorzüglichen, von mir in dieſem Blatte 1914 S. 380 gewürdigten 


44. Jahrgang. 
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Werkes von Meerſcheidt⸗Hülleſſem: „Die Frageſtellung im Schwur⸗ 
gericht“. Gleichwohl hieße es in den alten deutſchen Fehler verfallen, 
der darin beſteht, ſofort einer Leiſtung eine Zenſur erteilen und ſie 
ſtets an einer anderen abmeſſen zu wollen, würden wir jetzt die 
Zweiſelsfrage aufwerfen, ob das Meerſcheidtſche oder das Seidlmayerſche 
duch das beſſere ſei. — Freuen wir uns, das wir beide haben! 


2. Dr. phil. Sammel Lonrié: Die Kriminalverjährung. 
Breslau 1914. Schletterſche Buchhandlung. Preis 4,20 &. 
Die Schrift behandelt nach Art einer Diſſertation auf 168 Seiten 
ein altes und viel erörtertes Thema, das angeſichts der deutſchen 
Strafrechtsreform neues Intereſſe beanſprucht. 

Der erſte Teil, welcher die „Prinzipienfragen“ des Verjährungs⸗ 
inſtituts behandelt, gibt weniger eine Kritik als eine Darſtellung der 
bisberigen Theorien. Literatur und Rechtſprechung find im weſentlichen 
erſchepfend und ſoweit herangezogen, daß der Leſer einen Einblick in 
den Fottſchritt der wiſſenſchaftlich⸗analytiſchen Forſchung auf dieſem 
Spezialrechtsgebiet und in die praktiſche Erheblichkeit des Problems 
erhilt 

In dem zweiten Teil, den „Geſtaltungsfragen“, verfolgt der 
Lerfaſſet ſyſtematiſche und konſtruktive Ziele, wobei er ſich Klarheit 
und Schärfe der Begriffsbildung ſowie eine überſichtliche Anordnung 


des Stoffes hat angelegen ſein laſſen. 
Die ganze Arbeit iſt ein anregendes und leſenswertes Buch, 


an dem nicht vorbeigehen darf, wer ſich fortan mit den Spezial: 


problemen der Jerjährungslehre befaßt. 
Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


dur bundesratsveroroͤnung vom 14. Januar 1915. 


A. 


Erdlich iſt das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 von feinen ſchlimmſten 
Härten und Unbilligkeiten gegenüber den Gläubigern befreit worden. 
So feht auch anzuerkennen iſt, daß die Kriegsteilnehmer vom Geſetz⸗ 
dä geschützt werden müffen, fo wenig läßt ſich verkennen, daß in 
0 ordentlich zahlreichen Fällen ein offenbarer Mißbrauch dieſes 
zechuden Schutzes ftattaefunden hat, obne daß ſelbſt der Richter 
a üͤdelſen können. Durch die neue Bundesratsverordnung wird 
ſtell Gait die Befugnis gegeben, „offenbare Unbilligkeiten“ abzu⸗ 
nn. Nan wird annehmen dürfen, daß dieſe geſetzliche Beſtimmung 
0 uin ausgelegt werden wird, daß das ſchutzbedürftige 
ſuneſſe des Gläubigers und des Schuldners gegeneinander ab: 
en und demgemäß zu entfcheiden iſt Ohne weiteres iſt dabei 
erauszuſczen, daß die Erhaltung der wirtſchaftlichen Exiſtenz des 
Inerd dem Intereſſe auf Befriediaung des Gläubigers vorzugehen 
Pri a, denn, daß durch die Nichtbefriedigung deſſen eigene 
Mun Exiſtens gefährdet erſcheint. Denn es iſt immerhin zu 
mern, daß durch die Nichtzahlung eines zur Zablung verpflichteten 
. erg auch der Gläubiger desſelben zum Ruin gebracht werden 
In zwei Fällen iſt die neue Bundesratsverordnung prakriſch 
beſondtrs bedeurſam: 
Geige Denn ein Schuldner, der zur Fahne einberufen ift, fein 
lat haßt wie bisher durch Verwandte oder Angeſtellte weiter betreiben 
bt, weiterhin Waren beſtellt und verkauft und ſeine Außenſtände 
ie dann wird man in der Regel annehmen dürfen, daß es 
gebar unbilig ik, wenn er feine Schulden nicht bezablt. In erſter 
EN gilt dies natürlich von den Schulden, die in der Zeit gemacht 
eb den, in welcher der Schuldner Kriegsteilnehmer iſt; es wird dies 
wi auch von allen denjenigen Schulden gelten, die aus früheren 
äfteverbindungen herſtammen, ebenſo von Darlehnsſchulden und 
ahnlichen Verbindlichkeiten, die im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe ent⸗ 
endm find. Läßt dann der Kriegsteilnehmer durch feinen Bevoll⸗ 
daäcktigzen die im Geſchäfisbetriebe entftehenden Außenſtände einziehen, 
111 0 & mdillia, wenn er feine Schulden nicht zahlt, wenn er alſo 
fu dem Kredit, den er bei feinen Gläubigern aeniaßt, dieſe Beträge 
5 ſic anſammelt. Man wird hier von Bös willigkeit im Sinne der 
gründung der neuen Bundesratsverordnung ſprechen dürfen. Es 
andelt ſich hier um durchaus nicht vereinzelt vorkommende Fälle. 
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Wenn allerdings der Schuldner der Klage begründete Einwendungen 
entgegenzuſetzen hat, die der Bevollmächtigte mangels Rückſprache mit 
dem Schuldner nicht kennt, dann wird im nämlichen Falle Ausſetzung 
des Verfahrens nicht zu umgehen ſein; immerhin kann man zum 
mindeſten von den Schuldnern, die nicht in der Front des Heeres 
ſtehen, verlangen, daß ſie ihren Bevollmächtigten die nötigen Auf⸗ 
klärungen zur Führung des Rechtsſtreits geben. 

2. Der auch in der Begründung der Bundesratsverordnung 
hervorgehobene zweite Fall der offenbaren Unbilligkeit iſt der, daß 
der Schuldner grundlos die Mietzahlung weigert. Hier iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß der dem Gläubiger entſtehende Schaden wegen der Dauer 
des Mietverhältniſſes ein beſonders großer werden kann. Denn auch 
wenn wegen Nichtzahlung der Miete dem Schuldner gekündigt iſt, 
wird regelmäßig die Ehefrau des Schuldners nicht exmittiert werden 
können; der von mir in JW. 1914, 948 vorgeſchlagene Weg der 
Klage gegen die Ehefrau iſt, wie ich mich überzeugt habe, regelmäßig 
deswegen nicht annehmbar, weil eine Klage auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Ehemann nötig wäre. Man wird der Klage 
auf Zablung des Mietzinſes und eventuell ſogar der Klage auf 
Räumung jedenfalls nach der neuen Bundesratsverordnung dann 
ſtattzugeben haben, wenn der Gläubiger nachweiſt, daß die Ehefrau 
des Schuldners und feine Kinder durch die ſtaatlichen und ſtädtiſchen 
Beihilfen nicht ſchlechter geſtellt ſind, als wie wenn der Kriegsteil⸗ 
nehmer zu Hauſe wäre. Es iſt dabei zu berückſichtigen, daß das 
Einkommen des Kriegsteilnehmers im Frieden regelmäßig zur Bezahlung 
der Miete ausreicht, und daß, wenn die Ehefrau des Kriegsteilnehmers 
eine fo große Unter ſtützung erhält, daß dieſes Einkommen unter Abzug 
eines angemeſſenen Betrags für den Lebensunterhalt des Kriegs⸗ 
teilnehmers die früheren Einkünſte erreicht, ſie auch regelmäßig zur 
Zahlung der Miete muß argebalten werden können. Verwendet fie 
den auf die Miete fallenden Teil anderweit, dann liegt eine offen⸗ 
bare Unbilligkeit gegenüber dem Vermieter vor. Leider ſind auch 
dieſe Fälle nicht ſelten. 

Es wird auf die einzelnen Umſtände jedes Falles ankommen, ob 
zugunſten des Gläubigers oder des Schuldners zu entſcheiden iſt. 
Man wird gewiß nicht den Geſichtspunkt der Verordnung außer acht 
zu laſſen haben, daß die Intereſſen des Kriegsteilnehmers im Vorder⸗ 
grunde ſtehen müffen, aber der Richter wird andererſeits auf Grund 
der Verordnung in der Lage ſein, offenbare Unbilligkeiten, wie ſie 
bisher vorgekommen ſind, zu beſeitigen. Beſonders wertvoll iſt, daß 
dem Vorſitzenden und, beim Amtsgericht, dem Richter das Recht ein⸗ 
geräumt iſt, beſondere Ermittlungen über die Vermögensverhältniſſe 
des Kriegeteilnehmers zu treffen. Er kann ſich dabei polizeilicher 
Auskünfte bedienen, wird aber in vielen Fällen noch beſſer fahren, 
wenn er die Mitwirkung der in den großen Städten gebildeten 
Kriegsfürſorgen in Anſpruch nimmt, die auf Grund des ganzen 
Materials und der Kenntnis der Perſon und Verhältniſſe noch beſſer 
wie die Polizei werden Auskunft geben können. Es darf wohl an⸗ 
genommen werden, daß es die Kriegsfürſorge als ihre Pflicht be⸗ 
trachten wird, nicht nur Auskunft zu geben, ſondern auch ſorgfältige 
Ermittlungen darüber anzuſtellen, ob die Verhältniſſe des Kriegs⸗ 
teilnehmers wirklich nicht die Bezahlung ſeiner Schulden geſtatten. 

Für außerordentlich bedenklich muß die Vorſchriſt des 8 3 der 
neuen Bundesratsverordnung gehalten werden. Der Gläubiger kann 
niemals im voraus wiſſen, welchen Standpunkt das Gericht in der 
Sache ſelbſt einnehmen wird, da ja die Beurteilung der offenbaren 
Unbilligkeit im freien richterlichen Ermeſſen ſteht. Die Vorſchrift, 
daß bei Beſtellung eines Vertreters der Gläubiger die beſonderen 
Koſten zu tragen habe, alſo vornehmlich die entſtandenen Anwalts⸗ 
koſten, iſt deswegen beſonders bedenklich, weil es nicht dem freien 
richterlichen Ermeſſen überlaſſen tft, ob der Gläubiger dieſe Koſten 
zu tragen habe. Es empfiehlt ſich dringend, dieſe Vorſchrift wenigſtens 
dahin abzuändern, daß der Richter nach freiem Ermeſſen entſcheiden 
ſoll, ob der Gläubiger oder der Schuldner die Koſten zu tragen habe. 
Sonſt kann es kommen, daß der Gläubiger, der auf Grund der neuen 
Bundesratsverordnung ein Urteil gegen den Kriegsteilnehmer erhält, 
auch im Falle des Obſiegens von dem Gegner nicht nur nichts erhält, 
ſondern auch noch die Koſten des gegneriſchen Vertreters zahlen muß. 
Die Begründung des Geſetzes zu dieſem Punkte iſt durchaus nicht 
einleuchtend, eine ſchleunige Abänderung empfiehlt ſich dringend. 


Rechtsanwalt Dr. Robert Th. Wertheimer, Frankfurt a. M. 


B. 
Endlich hat der Bundesrat dem unhaltbaren Zuſtand ein Ende 
gemacht, daß Kriegsteilnehmer durch Angehörige oder Vertreter in 
der Heimat die ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Rechte in Anſpruch 
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nahmen, der Klage auf die Gegenleiſtung aber durch die Berufung 
auf ihre KT.⸗Eigenſchaft begegneten, ſo daß bis zur Beendigung 
des Kriegs oder dem Verluſt der Eigenſchaft als KT. der Prozeß 
unterbrochen oder ausgeſetzt blieb. Dem Gegner des KT. wird durch 
die BO. in allen Fällen geholfen, in denen nach Anſicht des Gerichts 
die Fortdauer der Unterbrechung oder Aus ſetzung offenbar der Billigkeit 
widerſprechen würde. Wird ſein bezüglicher Antrag abgelehnt, ſo kann 
er Beſchwerde einlegen, 8 567 ZPO. Der BR. geht offenbar davon 
aus, daß wegen der KT.⸗Eigenſchaſt eines Nebenintervenienten nicht 
ausgeſetzt werden könne, ſonſt müßte er noch mehr in Fällen, wo die 
Fortdauer der Unterbrechung oder Ausſetzung wegen dieſer Eigenſchaft 
des Nebenintervenienten gegenüber einer Partei unbillig wäre, die Auf⸗ 
nahme zulaſſen. Ein Gericht, das die von mir bekämpfte Anſicht vertritt, 
auch die KT.⸗Eigenſchaft des nicht als Streitgenoſſen anzuſehenden Neben⸗ 
intervenienten begründe Unterbrechung und Ausſetzung, wird folgerichtig 
die VO. ausdehnend auslegen und auch in dieſen Fällen die Aufnahme 
zulaſſen. Das gleiche gilt in jeder Beziehung für Fälle, in denen 
ein Verfahren erſt nach Erlaß der VO. anhängig werden ſoll. Iſt 
der KT vertreten, ſo begegnet das Aufnahmeverfahren auf Grund der 
beſtehenden Beſtimmungen keiner Schwierigkeit. Iſt er dagegen nicht 
vertreten, ſo kann ihm, wenn die obigen Vorausſetzungen vorliegen, 
der Gerichtsvorſitzende einen Vertreter beſtellen. Trotz dem Worte 
„kann“ wird man wohl annehmen dürfen. daß der Vorſitzende zur 
Beſtellung verpflichtet iſt, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, und 
daß gegen die Ablehnung der Beſtellung Beſchwerde zuläſſig iſt. Den 
Antrag kann nur der Gegner ſtellen, nur in ſeinem Intereſſe erfolgt 
die Beſtellung. Der Fall liegt ähnlich dem des § 57 3 O.; die 
wohl richtige, von der Mehrheit der Ausleger vertretene Anſicht nimmt 
für dieſen Fall an, niemand ſei zur Übernahme der Vertretung ver⸗ 
pflichtet, der Antragſteller könne genötigt ſein, durch Vorauszahlung 
oder Zuſage einer Vergütung den Vertreter zur Übernahme zu be⸗ 
ſtimmen. Noch weiter geht die VO. vom 14. Januar; die Koſten des 
Vertreters bleiben in allen Fällen dem Gegner des KT. zur Laſt. 
Nach der Erläuterung ſollen ſie im Koſtenfeſtſetzungsverfahren geltend 
gemacht werden können. Eine dem § 124 ZRD. entſprechende ſowie 
eine Beſtimmung darüber, wie der Vertreter vom KT. oder dem 
Gegner ohne Klage ſeine Koſten beitreiben könne, fehlt. Daher wird 
es, weil es ſich in vielen Fällen um Räumungsklagen oder Bei: 
treibungen gegen KT. handeln dürfte, ein Vertreter, der die Sache 
ohne Vorſchuß des Antragſtellers übernimmt, ſelten zu finden ſein. 
Man wird den § 124 nicht eniſprechend anwenden können, weil § 1 
ſich auch auf das Verfahren vor den Kaufmanns⸗ und Gewerbe⸗ 
gerichten bezieht, bei denen keine Anwälte zugelaſſen ſind. Wenn es 
ſich aber um gelegentliche Vertreter handelt, wird die Höhe der Koſten 
nicht immer ohne ſtreitiges Verfahren in einer für den Gegner des 
KT. bindenden Weiſe feſtgeſetzt werden können, weil es an allgemeinen 
Normen dafür fehlt. Der Ausdruck „beſondere Koſten“ in § 3 ſoll 
offenbar ſolche Koſten bezeichnen, die vermieden worden wären, wenn 
der KT. in der Heimat geweſen wäre, im Anwaltsprozeß gegen einen 
Nichtanwalt können deshalb die Anwaltskoſten des KT. nicht dazu⸗ 
gerechnet werden. Die Koſten eines Vertreters, den der KT. ſtatt 
des vom Gericht beſtellten ernennt, braucht der Gegner nicht zu er⸗ 
ſetzen. (Verweiſung auf 8 1 in 8 8.) Zweckmäßigerweiſe wird, 
wenn der Vorſitzende einen Vertreter ernennt, dieſem ſchon die Klage 
zugeſtellt, da infolge der von der Juſtizverwaltung den Gerichtvoll⸗ 
ziehern erteilten Weiſungen irgendeine Zuſtellung an einen KT. 
beſonderen Schwierigkeiten unterliegt, wenn man nicht die Kommando⸗ 
behörde genau kennt und ſie erreichen kann. 


Der Schwerpunkt bei der Anwendung der VO. liegt im 
richterlichen Ermeſſen. Als eine Unbilligkeit wurde es z. B. bisher 
vielfach empfunden, daß ſogar die Kriegsteilnehmereigenſchaft von 
Konkursverwaltern den Fortgang von Prozeſſen gegen die Maſſe 
hinderte und daß andere in tatſächlicher Beziehung ſprucbreife Sachen 
nicht erledigt werden konnten, weil vor der Schlußverhandlung eine 
Partei eingerufen wurde. Das Gericht wird ſich in erſter Linie fragen, 
welche Rechtsnachteile dem KT. erwachſen können, wenn er ſich nicht 
ſelbſt um den Prozeß kümmern kann; nur wenn dieſe verhältnismäßig 
gering find, wird es das Intereſſe des Gegners an der Beendigung 
des Rechtsſtreits in Betracht ziehen, wobei die möglichen Verwicklungen, 
die aus einer allgemeinen Rechtsnachfolge auf ſeiten des KT. (Tod oder 
Verſchollenheit) deſſen Gegner entſtehen, nicht überſehen werden dürfen. 


Vielfach wird die Anſicht vertreten, daß nach den bisherigen 
Beſtimmungen Arreſte und einſtweilige Verfügungen gegen KT. un⸗ 
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zuläſſig waren. Geht man davon aus, ſo müßte jedem Geſuch um 
eine ſolche Anordnung der (wohl in der Regel mit dem zur Be⸗ 
gründung der Ausnabmsmaßregel nötigen Tatbeſtand identiſche) 
Nachweis der Unbilligkeit des Unterbleibens der Rechtsverfolgung und 
eventuell das Geſuch um Ernennung eines Vertreters beigefügt werden. 
Wird die Anordnung erlaſſen und der Vertreter lebnt ab, fo bedarf 
die Ernennung eines neuen wegen des drohenden Ablaufs der Friſt 
des § 929 Abſ. 3 ZPO. beſonderer Beſchleunigung. Der Antrag: 
ſteller wird daher guttun, einen zur Übernahme bereiten geeigneten 
Vertreter mit dem Geſuch dem Gericht vorzuſchlagen. 


Da Eheſcheidungen keine vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
find, findet auf ſolche die VO. keine Anwendung: iſt dagegen eine 
Scheidungsklage anhängig, ſo kann der Unterhaltsanſpruch als ſolcher 
als vermögensrechtlicher behandelt und demgemäß EV. erlaſſen 
werden. Dies kann auch ſchon geſchehen nach der Ladung zum 
Sühneverſuch. 8 627 Abſ. 1 ZPO. Der in dieſem Falle vom 
Gericht zu beſtellende Vertreter iſt aber nur für das Verfahren über 
die EV., nicht für den Scheidungsprozeß ernannt. Dagegen ſind das 
Getrenntleben der Ehegatten und der Verbleib der Kinder keine 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Andrerſeits beſteht oft ein 
kaum lösbarer Zuſammenhang zwiſchen den in den verſchiedenen 
Richtungen nötigen gerichtlichen Anordnungen. Daber ließe ſich auch 
die Anſicht vertreten, daß die VO. ſich auch nicht auf die Verpflichtung 
zur Gewährung des Unterhalts erſtrecke; für die erſte Anſicht ſprechen 
aber gewichtigere Gründe. Auch die Unterhaltsanſprüche auf 
Grund von Verwandtſchaft, mögen ſie in einem familienrechtlichen 
Verhältnis ihren Grund haben, ſind vermögensrechtliche. 


Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Bei der richterlichen Beurteilung der Angemeſſenheit einer 
Vertragsſtrafe iſt das Intereſſe des Gläubigers in erſter 
Linie zu berückſichrigen. Soweit die wirtſchaftliche Lage des 
Schuldners bei der Prüfung der Herabſetzungsnotwendigkeit 
zu würdigen iſt, iſt zu prüfen, ob er kraft Rechtsanſpruchs 
die Strafe auf einen leiſtungsfähigen Dritten abwälzen kam 
(Entſch. Nr. 1). 

Der Vorvertrag über einen mehrjährigen Mietvertrag in 
Anſehung eines Grundſtücks unterſteht nach Entſch. Nr. 2 nicht 
der Schriftform des 8 566 BGB. 

Befindet ſich ein Grundſchuldbrief im mittelbaren Beſitze 
des Grundſchuldgläubigers, ſo iſt zur Entſtehung eines Pfand⸗ 
rechts an der Grundſchuld notwendig, daß der Gläubiger die 
Verpfändung dem unmittelbaren Beſitzer des Briefes anzeigt 
(Entſch. Nr. 4). 

Die bloße Veranlagung zu einem unheilbaren Leiden, die 
eine gewiſſe Befürchtung des Ausbruches desſelben begründet, 
rechtfertigt nicht die Anfechtung der Ehe (Entſch. Nr. 5). 

Der Aktionär, von welchem Einzahlung ſeiner rückſtändigen 
Einlage verlangt wird, kann keine Einrede daraus herleiten, 
daß andere Aktionäre zur Zahlung ihrer Attienbeträge nicht 
herangezogen worden ſeien (Entſch. Nr. 7). 

Die Beſtimmungen der Pariſer Konvention zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums ſind nach Emſch. Nr. 10 auch 
während des Kriegs gegenüber Angehörigen feindlicher Staaten 
anzuwenden. Die in der Begründung enthaltenen Aus⸗ 


führungen ſind für alle internationalen Verträge von Be⸗ 
deutung. 
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der Umfang des Auffichtsmoratoriums. 


Beiträge im BundesratSversronung vom 8. Auguſt 1914, 
betrefend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht. 


Ion Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


I. 
die Verordnung des Bundesrats über die Anordnung 
mer Geſcäftgaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens 
bon 8, August 1914 ſtellt dem deutſchen Richter eine für ihn 
neu, aber dafür beſonders anziehende Aufgabe. 

Al: Maßnahmen, die die übrigen Kriegsnotgeſetze im 
Mur der Kriegsteilnehmer oder der durch den Krieg ge⸗ 
(önäcten Einzelwirtſchaften vorſehen, gründen ſich auf wohl⸗ 
däm Rechtsbegriffe, deren Anwendung dem Richter und 
kn Rechtsanwalt keine beſonderen Schwierigkeiten bereitet. 
Arn denk etwa an die Unterbrechung des Prozeßverfahrens, 
en die Unzuläſſigkeit einer Verſteigerung, an die Verſagung 
I Zuſchlages, die Bewilligung einer Zahlungsfriſt uſw. 

Ganz anders die Geſchäftsaufſicht! Sie ift ein Inſtitut, 
Ind den Friedensrecht unbekannt war. Man hat fie außerdem 
benigen Paragraphen nur dürftig und überaus lückenhaft 
geregelt Dem Richter bleibt es überlaſſen, im Einzelfalle 


Dr. Albin Noßner aus Hof. 

Meinrad Schenzle aus Illertiſſen (Bayern). 
Audolf Scheuring aus Ludwigshafen (Rh.) 
Dr. Friedrich Zulius Thörl aus Hamburg. 
Alfred Windorf aus Schleuſingen (Pr.) 
Karl Zimmermaun aus Berlin. 


durch ſeinen Spruch die Lücken auszufüllen und ſo ein neues 
Gebäude errichten zu helfen, für das der Geſetzgeber kaum 
mehr als den nackten Grundriß vorgezeichnet hat. Freilich iſt 
dieſe Aufgabe, den Geſetzgeber im kleinen zu ſpielen, ſchon 
deshalb nicht ganz einfach, weil ja ſogar auch alle Materialien 
für die Auslegung des Geſetzes fehlen. Damit entfällt jede 
Möglichkeit, in zweifelhaften Fällen den angeblichen „Willen 
des Geſetzgebers“ auf Grund authentiſchen Beweismaterials 
zu ergründen und damit die Verantwortung für eine lebens⸗ 
fremde Entſcheidung auf ein drittes Weſen abzuwälzen. Aber 
auch mit Hilfe juriſtiſcher Konſtruktionen laſſen ſich die Ant⸗ 
worten auf die zahlreichen Fragen, die der Geſetzestext offen⸗ 
läßt, nicht finden. Jedes Arbeiten mit Analogien, vor 
allem mit der Analogie des Konkurſes, wäre gründlich 
verfehlt.!) Mir iſt aus der Praxis bekannt, daß bisweilen mit 
konkursrechtlichen Analogien operiert wird. Die Ergebniſſe 
ſind alsdann mit der wirtſchaftlichen Zweckbeſtimmung des 
neuen Inſtituts in Wahrheit unverträglich. Begreiflich genug: 
die Geſchäftsaufſicht ſteht ja doch geradezu im Gegenſatz 
zum Konkurs! 


1) Das iſt auch in dem ſonſt ſo vortrefflichen Aufſatz von 
Jaeger, Kriegsnot und Konkurs, BankA. 14, 31 ff. verkannt. 
21 
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Nach alledem zwingt das Geſetz ſelbſt den Richter, ſich 
von den gründlich veralteten Hilfsmitteln der orthodoxen Rechts⸗ 
findungsmethode abzuwenden. 

Er wird wohl oder übel Grundſätze verfolgen müſſen, die 
die verfemte Freirechtsbewegung für die Auslegung aller 
Geſetze predigt. 

Grundlage der Rechtsfindung ſind die wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſe. Das Ziel iſt die möglichſt gerechte und billige 
Ausgleichung der widerſtreitenden Intereſſen. Die bewußte 
Tendenz muß die zweckmäßigſte Ausgeſtaltung des Inſtituts 
im einzelnen ſein. 

Gewiß eine große Aufgabe für den modernen Richter, 
der ſich nicht als automatiſch wirkende Subſumtionsmaſchine 
oder als ſtaatlich angeſtellter Leſer angeblicher Gedanken eines 
fingierten Geſetzgebers anſieht, ſondern der auf Grund ſeiner 
Kenntnis der Bedürfniſſe des Wirtſchaftslebens und aus der 
Tiefe ſeines Rechtsempfindens ausſpricht, auf weſſen Seite 
das Recht iſt, und der ſo bewußt neues Recht ſchafft und 
ſchaffen will. 

II. 

Will der Richter eine im Geſetz nicht ausdrücklich ent⸗ 
ſchiedene Einzelfrage aus dem Recht der Geſchäftsaufſicht ſo 
beantworten, wie ſie am zweckmäßigſten zu beantworten iſt, ſo 
muß er ſich natürlich zunächſt über die wirtſchaftliche Zweck⸗ 
beſtimmung des neuen Rechtsinſtituts überhaupt klar werden. 

Die Verordnung iſt vom Bundesrat auf Grund des 8 3 
des Geſetzes über die Ermächtigung zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 erlaſſen. Danach hat ja 
der Reichstag dem Bundesrat eine Generalvollmacht zum 
Erlaß von ſolchen Geſetzen erteilt, die er zur ſchleunigen 
Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigung als nötig erachtet. Der 
ſchwerfällige parlamentariſche Geſetzgebungsapparat iſt damit 
für die Kriegszeit ausgeſchaltet. 

Aus der Faſſung des 8 1 VO. folgt nun wohl unzwei⸗ 
deutig, daß die Geſchäftsaufſicht ein Inſtitut zum Schutze des 
Schuldners und nicht etwa ein ſolches zum Schutze der 
Gläubiger iſt. Nur der Schuldner kann die Geſchäfts⸗ 
aufſicht beantragen, nicht aber der Gläubiger. Aber nur 
derjenige Schuldner hat ein Recht auf ſie, der infolge des 
Krieges zahlungsunfähig geworden iſt. Und nur dann hat 
er ein Recht auf Anordnung der Geſchäftsaufſicht, wenn die 
infolge des Krieges eingetretene Inſolvenz annehmbar vorüber: 
gehender Natur iſt, und mit der Beendigung des Krieges 
menschlicher Vorausſicht nach behoben werden wird (8 3). Und 
er hat endlich einen Anſpruch auf die Fortdauer der Rechts⸗ 
wohltat nur ſo lange, als er den beſonderen Verpflichtungen, 
die ihm die Verordnung auferlegt, nachkommt. Andernfalls iſt 
das Gericht berechtigt, das Verfahren aufzuheben (§ 10). 
Beantragt der Schuldner die Aufhebung der Aufſicht, ſo muß 
der Richter dem Antrane ſtattgeben. Das iſt zwar in der 
Verordnung nicht ausdrücklich geſagt, iſt aber ſelbſtverſtändlich. 
Rechtswohltaten können niemandem aufgezwungen werden. 2) 
Danach läßt ſich der volkswirtſchaftliche Zweck des durch die 
Kriegsnotlage geſchaffenen Rechtsinſtituts dahin zuſammenfaſſen: 
Es ſoll dem Schuldner, der lediglich kriegsinſolvent 


2) A. M.: Jaeger a. a. O. S. 35 von der unrichtigen Grund: 
auffaſſung aus, daß die Auſſicht auch dem Intereſſe der Gläubiger diene. 
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iſt, die Möglichkeit verſchaffen, die Kriegszeit durch— 
zuhalten. Der wirtſchaftliche und geſellſchaftliche 
Schaden des Konkurſes ſoll ihm erſpart bleiben. 

Die Geſchäftsaufſicht iſt alſo nicht als Rechtsinſtitut zum 
Vorteile der Gläubiger gedacht. Darin liegt eine durchgreifende 
Verſchiedenheit vom Konkurſe. Der Konkurs bezweckt ja doch 
eine beſonders geregelte Art der Befriedigung der Gläubiger 
unter Mitwirkung ſtaatlicher Organe. Auch dann, wenn der 
Konkurs durch Zwangsvergleich endigt, wird er ſeiner Natur 
nach nicht Rechtswohltat für den Schuldner, mag auch der 
Zwangsvergleich als ſolcher für den Schuldner vorteilhaft ſein. 
Spricht ſich die Mehrheit der Gläubiger für Annahme des 
Zwangsvergleichs aus, fo tut fie das deshalb, weil ſie dieſe 
Erledigung des Konkurſes als vorteilhaft für die Gläubiger 
anſieht. Die Geſchäftsaufſicht hat demgegenüber die Be⸗ 
friedigung der Gläubiger nicht zum Gegenſtande. Allerdings 
iſt es die vornehmſte Aufgabe der Aufſichtsperſon, die dem 
Schuldner vom Gericht beſtellt wird, die Intereſſen der 
Gläubiger zu wahren. Im Intereſſe der Gläubiger wird er 
ernannt, und in ihrem Intereſſe kontrolliert er die geſamte 
Geſchäftsführung des Schuldners. Er hat vor allem dafür zu 
ſorgen, daß die vorhandenen Mittel, ſoweit ſie nicht zu dem 
Zwecke der Durchhaltung des Unternehmens benötigt werden, 
zur Befriedigung der Gläubiger Verwendung finden ($ 8). 
Aber dieſe Kontrolle, die mit der Einſetzung der Aufſichtsperſon 
von ſelbſt gegeben iſt, ſoll doch eben nur die ſchweren Gefahren 
mindern, die den Gläubigern aus der Durchhaltung des 
inſolventen Unternehmens drohen. Dieſe Durchhaltung des 
inſolventen Unternehmens verlangt Opfer von den Gläubigern. 
Dieſe Opfer braucht der Staat im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung des Unternehmens des Schuldners, alſo im letzten 
Grunde im Intereſſe der Allgemeinheit. Denn das Wirtſchafts⸗ 
leben ſoll trotz des Krieges und gerade wegen des Krieges 
ſeinen gewohnten Lauf gehen. Dieſes Ziel bedingt, daß die 
Einzelwirtſchaften nach Möglichkeit in ihrem Beſtande erhalten 
bleiben. Soweit eine Inſolvenz unabhängig vom Kriege vor⸗ 
liegt, das Unternehmen alſo innerlich ungeſund iſt, liegt der 
Zuſammenbruch nur im Intereſſe der Allgemeinheit. Soweit 
dagegen die Inſolvenz durch den Krieg verurſacht iſt und die 
Annahme gerechtfertigt iſt, daß nach dem Kriege das Unter⸗ 
nehmen wieder geſunden werde, würde der Zuſammenbruch die 
Volkswirtſchaft ſchädigen. 

Ein zwiefaches Opfer fordert der Staat zum Wohle der 
Allgemeinheit von den Gläubigern des kriegsinſolventen 
Schuldners. Einmal den Verzicht auf ſofortige Zahlung. Sie 
müſſen, von beſonderen Ausnahmen abgeſehen, dem Schuldner 
ihre Forderungen ſtunden. Zweitens den Verzicht auf das 
Recht der gleichmäßigen Befriedigung. Dieſe beiden Opfer 
werden ihnen zugemutet, weil ſie mit der Hebung der Inſolvenz 
nach Beendigung des Krieges rechnen und mithin volle Be⸗ 
friedigung — wenn auch erſt in ſpäterer Zeit — erwarten 
dürfen. Nach wie vor ſoll der Schuldner ſeinem Geſchäfte vor⸗ 
ſtehen. Die Anordnung der Auſſicht fol ja doch ſowenig wie 
möglich auf den Betrieb einwirken. Immerhin geht es aber 
nicht an, dem konkursreifen Schuldner, der ein Generalmoratorium 
für ſich begehrt, auch weiterhin ſein geſamtes Vermögen zur 
völlig unbeſchränkten Verfügung zu überlaſſen. Es muß viel⸗ 
mehr dafür Sorge getragen werden, daß fein Vermögen auch 
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virlich in der Weile verwaltet wird, daß die erhoffte wolle 
defriedigung der Gläubiger nach Beendigung des Kriegs⸗ 
uſtandes verwirklicht werden kann. Erbittet der Schuldner 
ein Generalmoratorium, ſo kann er ſich wahrlich nicht darüber 
bellagen, wenn ihm zum Schutze derer, die er durch dieſes 
Noratorum ſchädigt, ein Kontrollorgan zur Seite gegeben 
würd. Deshalb bleibt aber immer das Moratorium, alfo 
eine Emichtung zum Vorteile des Schuldners, der eigentliche 
Kern der Geſchäftsaufſicht. Nur weil die notwendige Wirkung 
dier Aechtswohltat die Gefährdung der Gläubiger iſt, wird 
daß Kantrollorgan beſtellt. Man erkennt hieraus, daß die 
Anregung, auch den Gläubigern ein Recht auf Stellung des 
Antrags auf Geſchäftsaufſicht zu gewähren, fehl geht. Einen 
ſolchen Antrag haben unterm 19. September 1914 die Alteſten 
ter Kuufmannſchaft von Berlin an den Reichskanzler gerichtet.“) 
Die Mleſen begründen ihre Anregung lediglich damit, daß nach 
der gegenwärtigen Lage des Warenmarktes von einer Ver⸗ 
ſlbeung von Maſſen durch den Konkursverwalter äußerſt 
penis zu erwarten ſei, fo daß alſo eine Vermeidung von 
Konkurſen auch im Intereſſe der Gläubiger geboten ſei. Nun 
lan man aber schwerlich einen Schuldner, der keine Beſſerung 
finer Vethältniſſe erwartet, zumuten, er ſolle ſich lediglich 
deshalb unter Geſchäftsaufſicht ſtellen, alſo das Aufſichts⸗ 
moratorium für ſich erbitten, damit nach Ablauf von Jahr 
und Tag feine Gläubiger eine höhere Konkursdividende erhalten. 
Der wirtſcaafliche Erfolg, den die Alteſten mit ihrer Anregung 
erſneben, jam nur durch eine Ergänzung der Konkursordnung 
der durch Einführung eines neuen Inſtituts einer Zwangs⸗ 
bemogensberwaltung herbeigeführt werden. Die Vorſchriften 
der Berorhnung vom 8. Auguſt und insbeſondere der grund⸗ 
legende Gedanke, daß der Schuldner nach wie vor ſein Geſchäft 
weiterführen fo, find für eine Vermögenszwangsverwaltung 
m Intereſſe der Gläubiger durchaus unangebracht. Ich 
demag daher Jaeger nicht beizuſtimmen, wenn er die An⸗ 
"gung der Alteften als berechtigt erklärt.“) 


III. 


E Lorfrage muß zunächſt beantwortet werden. Welche 
zee konnen unter Geſchäftsaufſicht geſtellt werden? Sicher: 
ah, uit in phyſiſche Perſonen, ſondern auch juriſiſche 

eomen, inbesondere Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit 
fee Haftung uſw. Darüber herrſcht auch in der Praxis 
ende, Zweifelhafter iſt dagegen ſchon die Beantwortung 
de dug ob die Geſchäftsaufſicht nur für ſolche Perſonen 
int is, die auch wirklich ein Geſchäft haben, das 
clit werden kann, ob alſo etwa die Exiſtenz eines 
gewerblichen Unternehmens Vorausſetzung für den Antrag 
0 der Schuldner nicht gerade Kaufmann ſein muß, 
5 aus 9 2. Danach haben Kaufleute dem Antrag auf 
1 uff ihre letzte Bilanz beizufügen. Man hat nun 
Mings den Eindruck, als ob der Bundesrat beim Erlaß 
in Verordnung nur an Perſonen gedacht hat, die auch wirklich 
M „Geſchäft“ betreiben. In § 8 wird z. B. der Betrieb 
.. Geſcaſtes geradezu als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. 
danach ſind die vorhandenen Mittel in erſter Linie zur 
m 


> Aestefponbeng der Alteſten 37, 281. 
) 4. d. O. G. 32. 
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Fortführung des Geſchäftes — nicht Fortführung eines 
etwaigen Geſchäftes — zu verwenden. Desgleichen iſt unter 
der „Geſchäftsführung“, von der § 6 ſpricht, und die von dem 
Aufſichtsführer dem Schuldner entzogen und einer andern Perſon 
übertragen werden kann, doch wohl zunächſt an die Führung 
des Geſchäftes des Schuldners und nicht allgemein an die 
Erledigung der häuslichen, mit jeder Lebensführung verbundenen 
Geſchäfte gedacht. 

Immerhin ſind das unkontrollierbare Vermutungen. Daß 
nun das Inſtitut der Geſchäftsaufſicht in der Geſtalt, die es 
in der Verordnung des Bundesrates erhalten hat, für die 
Privatwirtſchaften der Beamten, Angeſtellten oder Rentner 
ſchlechthin ungeeignet ſei, läßt ſich nicht behaupten. Anderer⸗ 
ſeits iſt die Möglichkeit einer Kriegsinſolvenz doch auch bei 
dieſen Perſonen gegeben. Man denke z. B. an einen Rentner, 
der einen großen Teil ſeines Vermögens in franzöſiſchen, 
engliſchen oder ruſſiſchen Werten angelegt hat, und daher nicht 
in der Lage iſt, während der Kriegszeit ſeine Verbindlichkeiten 
zu erfüllen. Auch ſie haben daher beim Nachweis der geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen Anſpruch auf das Aufſichtsmoratorium. 

Auch Kriegsteilnehmer können ihr Geſchäft unter 
Aufſicht ſtellen. 

Bis zum Erlaß der Verordnung des Bundesrats vom 
14. Januar 1915 hatten ſie hierzu allerdings wohl kaum be⸗ 
ſondere Veranlaſſung. Es war ja jede Klage und Vollſtreckung 
gegen ſie praktiſch ausgeſchloſſen, und ein Konkurs über ihr 
Vermögen kann gegen ihren Willen nicht eröffnet werden. 
Nachdem aber nunmehr Kriegsteilnehmer wenigſtens dann ver⸗ 
klagt werden können, wenn die Zuläſſigkeit der Klage ein Gebot 
offenbarer Billigkeit iſt, ſo kann die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht auch im Intereſſe des Kriegsteilnehmers liegen. Gleich⸗ 
gültig iſt endlich die Staatsangehörigkeit des Schuld— 
ners. Den Angehörigen der Verbündeten und der neutralen 
Staaten wird ja wohl niemand das Recht auf Stellung des 
Antrages abſprechen. Wie aber bei den Angehörigen der 
feindlichen Staaten? Entweder iſt bei ihnen die Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht ſchlechthin unzuläſſig oder auch ſie haben, 
ſofern nur die erforderlichen Vorausſetzungen vorliegen, einen 
unbedingten Anſpruch auf die Anordnung. Eine Prüfung, wie 
weit etwa die Durchhaltung des Betriebes im Intereſſe der 
deutſchen Volkswirtſchaft liegt, iſt nicht Sache des Richters. 
Nun vermag ich keinen Grund einzuſehen, weshalb bei An⸗ 
gehörigen feindlicher Staaten, wenn man ihnen einmal den 
Weiterbetrieb ihrer Geſchäfte geſtattet, nicht auch die Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht nachlaſſen ſollte, mag es ſich dabei 
immerhin um eine Rechtswohltat für den Schuldner handeln. 
Allerdings hat ja das ſächſiſche Oberlandesgericht im Urteil 
vom 22. Oktober 1914 entſchieden, daß dem Angehörigen eines 
feindlichen Staates eine Zahlungsfriſt nach der Verordnung 
vom 7. Auguſt 1914 nicht bewilligt werden dürfe.?) Nach der 
Begründung der Entſcheidung würde natürlich auch die Be⸗ 
willigung einer Geſchäftsaufſicht zugunſten der Angehörigen 
eines feindlichen Staates ausgeſchloſſen ſein. Aber gegen die 
Begründung läßt ſich mancherlei einwenden! Und der maß⸗ 
gebliche Gedanke, das im Intereſſe der deutſchen Volkswirtſchaft 


der Zuſammenbruch der Einzelwirtſchaften nach Möglichkeit ver⸗ 
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mieden werden ſoll, trifft dort auch dann zu, wenn es ſich 
um das Geſchäft eines — vielleicht ſeit ſeiner Geburt — in 
Deutſchland lebenden Franzoſen, Engländers oder Ruſſen 
handelt. Man braucht gar nicht erſt darauf hinzuweiſen, daß 
die Durchhaltung des Unternehmens ſehr häufig gerade auch 
im Intereſſe der deutſchen Gläubiger liegen wird. 

Iſt endlich auch eine Geſchäftsaufſicht zur Ab⸗ 
wendung des Nachlaßkonkurſes möglich? Gewiß beſteht 
auch bei einem überſchuldeten Nachlaß die Möglichkeit, daß die 
Inſolvenz nach Beendigung des Kriegszuſtandes behoben wird. 
Aber die ganzen Regeln der Geſchäftsaufſicht wollen auf dieſen 
Fall wohl nicht recht paſſen.e) Es kommt hinzu, daß der Erbe, 
der nicht unverzüglich, nachdem er von der Uberſchuldung des 
Nachlaſſes Kenntnis erlangt hat, die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſes beantragt, den Gläubigern für den daraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden verantwortlich iſt (S 1980 BGB.). Der 
Erbe würde alſo durch die Stellung des Antrags auf Geſchäfts⸗ 
aufſicht ein erhebliches Riſiko eingehen. Im übrigen ſteht hier 
ja noch das Mittel der Nachlaßverwaltung zu Gebote. 

Der Geſchäftsaufſicht unterliegt das geſamte Vermögen 
des Schuldners. Aufſichtsfreies Vermögen exiſtiert nicht. 
Dagegen ergreift die Geſchäftsaufſicht über das Vermögen eines 
Teilhabers einer offenen Handelsgeſellſchaft nicht ohne weiteres 
auch das Geſellſchaftsvermögen. Und umgekehrt iſt Geſchäfts⸗ 
aufſicht über das Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaſt 
nicht von ſelbſt auch Geſchäftsauſſicht über das Privatvermögen 
der einzelnen Geſellſchafter. 

Was das Verfahren bei Anordnung der Geſchäftsauſſicht 
im übrigen anlangt, ſo iſt vor allem auf den leſenswerten Aufſatz 
von Michels im Recht 15, 6 zu verweiſen.“) 

Alle Entſcheidungen des für die Aufſicht zuſtändigen Amts⸗ 
richters find unanfechtbar (8 11). Damit iſt der Gefahr vor: 
gebeugt, daß in dem zur freiwilligen Gerichtsbarkeit gehörigen 
Aufſichtsverfahren allgemeine Rechtsſätze aus den Entſcheidungen 
höherer Gerichte das freie Ermeſſen und die Berückſichtigung 
aller Umſtände des Einzelfalles beeinträchtigen und an ihre 
Stelle eine ſchablonenmäßig wirkende Rechtseinheit ſetzen. Man 
hat offenbar den Auſſichtsrichter in ſeinen Maßnahmen ſo frei 
ſtellen wollen wie nur möglich. Gewiß mit Recht! Denn kein 
Menſch hat ein Intereſſe daran, daß der Auſſichtsrichter in 
Königsberg bei der Anordnung der Geſchäftsaufſicht und der 
weiteren Kontrolle ebenſo verfährt, wie etwa der Richter in 
Berlin oder in Stuttgart. Was am einen Orte ſehr zweck⸗ 
mäßig ſein kann, kann jedoch an einem anderen Orte höchſt 
unzweckmäßig ſein. Darin liegt ein Verzicht auf Rechtseinheit. 
Aber Rechtseinheit hat nicht als ſolche Wert. Sie iſt nur 
Mittel zum Zweck. Sie hat nur inſoweit Berechtigung, als 
für das rechtſuchende Publikum ein Bedürfnis nach Rechts⸗ 

ſicherheit vorliegt. Ein Bedürfnis nach Rechtsſicherheit beſteht 
für das Publikum bei den Entſcheidungen des Aufſichtsrichters 


eben nicht. Hier herrſcht ausſchließlich das Prinzip der größt⸗ 
möglichen Zweckmäßigkeit. 


Der Zweck der Geſchäftsaufſicht iſt, wie oben dargelegt 
wurde, dem inſolventen Schuldner die Durchhaltung ſeines 


6) A. M.: Jaeger a. a. O. S. 33. 
7) Vgl. ferner Hallbauer, SächſA. 1914, 377 ff.; Jaeger, 
a. a. O. S. 33; L. Bendix, Bürgerliches Kriegsſonderrecht S. 95 ff. 
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Unternehmens bis zum Anbruch beſſerer Zeiten zu ermöglichen. 
Soll der Schuldner dieſen Erfolg erreichen, ſo muß ihm das 
Notgeſetz in zwiefacher Weiſe zu Hilfe kommen. 

Einmal muß ihm ermöglicht werden, trotz ſeiner Inſolvenz 
fein Giſchäft weiter zu führen. Das iſt aber wiederum nur 
möglich, wenn ihm geſtattet wird, alle Rechtsgeſchäfte ab⸗ 
zuſchließen, die er im Intereſſe der Fortführung ſeines Geſchäftes 
abſchließen muß, mithin alſo neue Verbindlichkeiten einzugehen 
und alte Verbindlichkeiten abzuſtoßen. Zweitens aber muß 
ihm Luft geſchafft werden. Er iſt ja doch inſolvent und wird 
von ſeinen Gläubigern bedrängt. Die Fortführung ſeines 
Geſchäftes iſt nur möglich, wenn die bisherigen Gläubiger ihre 
Forderungen bis zur Behebung der Inſolvenz ſtunden. Das 
Geſetz muß alſo für ein Moratorium ſorgen. Der Schuldner 
muß in die Lage verſetzt werden, daß er ohne ftänbige 
Angſt vor Zugriffen ſeiner bisherigen Gläubiger fein Geſchäft 
gleichſam von neuem anfangen kann. In der Idee werden 
dadurch die alten Gläubiger nicht geſchädigt, weil für ſie die 
alten Außenſtände des Schuldners, die infolge des Krieges 
nicht einbringlich ſind und die die vorübergehende Inſolvenz 
verurſacht haben, als Deckung dienen. 

Dieſen wirtſchaftlichen Erfolg ſucht nun das Geſetz in 
juriſtiſch⸗techniſcher Beziehung durch folgende einſchneidende 
Anderung des materiellen Rechts zu verwirklichen. 

Mit dem Zeitpunkt der Anordnung der Geſchäſtsauſſicht 

eine Zweiteilung aller Verbindlichkeiten des 
Schuldners ein. Die eine Klaſſe bilden die geſamten vorher 
entſtandenen Verbindlichkeiten mit einigen wenigen hier nicht 
beſonders intercſſierenden Ausnahmen. Dieſe Forderungen fin? 
nicht exekutierbar. Sie unterliegen alſo dem Moratorium 
(Aufſichtsmoratorium). 

Zur zweiten Klaſſe gehören vorzugsweiſe diejenigen 
Anſprüche, die der Schuldner nach Anordnung der Geſchäſts 
aufſicht im Intereſſe der Fortführung feines Unternehmens ein 
gegangen iſt. Ihnen ſteht das Privilegium der Exekution; 
(Privilegierte Anſprüche). 

Das iſt die Regelung in großen Zügen. Auf die genaue 
Ausgeſtaltung iſt alsbald noch einzugehen. An dieſer Ste 
iſt noch zu erwähnen, daß das Opfer, das die Gläubiger ein 
unter Geſchäftsauſſicht geftellten Schuldners im Intereſſe ! 
möglichſten Aufrechterhaltung der deutſchen Volkswirtſchaft 
ſich nehmen, ſich nicht in der Zwangsſtundung bis zur vora 
ſichtlichen Beſſerung der Verhältniſſe erſchöpft. Soll der Eric 
der mit dem Inſtitut erſtrebt wird, wirklich erreicht werden, 
muß der Schuldner in der Behandlung ſeiner einzel 
Gläubiger freie Hand erhalten. Er muß fie in der Reihen! 
befriedigen können, wie es das Intereſſe ſeines Geſchäftes 
langt. Es haben mit andern Worten die Gläubiger ke 
Anſpruch mehr auf gleichmäßige Befriedigung. 

Die gleichmäßige Befriedigung aller Gläubiger 
inſolventen Schuldners aus der vorhandenen Maſſe, der 
ſchluß jeglicher Bevorzugung, iſt für unſer Empfinden eine S 
verſtändlichkeit. „Bevorzugung des einen Gläubi 
enthält eine Rechtskränkung des anderen, die I 
Befriedigung des einen geſchieht auf Koſten 
andern,“ heißt es in den Motiven zur deutſchen Kor 


ordnung S. 1273. Dieſer Satz iſt heute noch ſo wah 
vor 40 Jahren. 
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Aber es iſt Friedensrecht. Der Aufſichtsführer iſt nicht 
berpflichtet, die Gläubiger gleichmäßig zu befriedigen. Er 
beftimmt Umfang und Reihenfolge der Befriedigung nach 
billigem Ermeſſen. ($ 8.) 

Der Gläubiger, der bei einer Verteilung leer ausgeht, 
mi alſo die Rechtskränkung ſich gefallen laſſen. Er muß 
das Opfer auf ſich nehmen, daß ein anderer Gläubiger auf 
feine Roten befriedigt wird. Dieſes Opfer wird manchem 
Gläubiger ſchwerer dünken als das der zwangsweiſen Stundung. 
Aber mm dann, wenn der Schuldner z. B. in der Lage iſt, 
einen Lieferanten, auf deſſen weitere Lieferungen er für den 
Betrieb ſeines Geſchäftes angewieſen iſt, vor den anderen 
Gläubigern zu befriedigen, kann er ſein Unternehmen durchhalten. 
Die gleichmäßige Verteilung, iſt wie jede Schablone, i ſt für 
daz Kregswirtſchaftsleben ungeeignet. Auch unſer Rechts⸗ 
mpfaden muß dem höheren Zwecke der Verteidigung der Nation 
Ronzeffienen machen. 


Lon den Forderungen, die unter das Aufſichtsmoratorium 
falen, ſagt das Geſetz, fie würden von dem Verfahren 
betroffen. (8 9.)s) 

Aus der Faſſung des Geſetzes folgt, daß im Zweifel 
eine Forderung unter das Aufſichtsmoratorium fällt. Denn 
das Geſez zählt die Gläubiger, denen das Exekutionsprivilegium 
puſteht, in & 9 beſonders auf. Von den nicht unter das Aufſichts⸗ 
wuratorüm fallenden Forderungen bieten die in 8 9 Ziff. 2 
bis 4 aufgeführten Anſprüche keine beſonderen Schwierigkeiten. 
Es find dies die dem Juriſten aus der Konkursordnung wohl⸗ 
belannten Anſprüche ausſonderungs⸗ und abſonderungs berechtigter 
Gläubige, ſowie Anfprüche auf Liedlohn und öffentliche Abgaben. 
Die wennus wichtigste Kategorie der nicht unter das Moratorium 
fallenden Gläubiger find diejenigen, deren Anſprüche auf Rechts⸗ 
bandlungen des Schuldners beruhen, die dieſer nach der 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht mit Zuſtimmung ber 
Auſſictzperſonen vorgenommen hat oder ohne ſolche 
Zuftinnung vornehmen durfte. 

Bilde Rechtshandlungen der Schulder ohne Zuſtimmung 
des Aufchnfihrers vornehmen darf, iſt in 8 7 Abs. 2 beſtimmt. 
Ei heißt dort: 


„Der Schuldner fol ohne Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
perſonen weder unentgeltliche Verfügungen oder Ber: 
fügungen über Grundſtücke und Rechte an Grundſtücken 
vornehmen, noch Anſprüche befriedigen oder ſicherſtellen, 
uch auch andere als ſolche Verbindlichkeiten eingehen, 
die zur Fortführung des Geſchäftes oder zu 
einer beſcheidenen Lebensführung des Schuldners 
und feiner Familie erforderlich find.” 

Hier ſcheint im Wortlaute eine Unſtimmigkeit vorzuliegen. 
de vomehmſte Aufgabe des Aufſichtsführers iſt gerade die, 
iu Schulmer bei der Fortführung ſeines Geſchäftes zu kon⸗ 
wlicnm. Der Schuldner würde daher ſeine Zuſtimmung 
mertlih bei einſchneidenden geſchäftlichen Maßnahmen ein⸗ 
inbolm haben. Aus der Fafſung des § 7 Abſ. 2 ergibt ſich 
cher, daß alle Geſchäſte, die zur Fortführung des 
— 


9) Ogl. 98 1971 f. 8888. 


Y über die rechtliche Stellung der Aufſichtsperſon vgl. Bendix, 
&ip3. 1916, 189 ff. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 165 


— — 


Geſchäftes erforderlich ſind, der Zuſtimmung nicht bedürfen 
Wenn alſo der Schuldner entgegen der Weiſung des Geſchäfts⸗ 
führers eine geſchäftliche Verbindlichkeit eingeht, ſo würde danach 
die Forderung trotzdem privilegiert ſein, ſofern die Rechtshandlung 
nur zur Fortführung des Geſchäftes erforderlich war. 

Ich wage nicht zu beurteilen, ob hier eine Ungenauigkeit 
in der Formulierung vorliegt oder ob der Bundesrat tatſächlich 
dem Widerſpruch des Aufſichtsführers gegen den Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäftes dann jede Bedeutung verſagen wollte, wenn 
das Geſchäft „zur Fortführung des Geſchäftes .. . erforderlich 
war“. Da aber nun einmal der Wortlaut der Vorſchrift 
tatſächlich keinen Zweifel aufkommen läßt und Materialien 
fehlen, aus denen geſchloſſen werden könnte, daß dem Geſetz⸗ 
geber ein lapsus linguae untergelaufen iſt, fo wird wohl 
nichts anderes übrig bleiben, als den Wortlaut zu reſpektieren. 
Mithin erwirbt der Gläubiger dann eine privilegierte Forderung, 
wenn der Abſchluß zur Fortführung des Geſchäftes er⸗ 
forderlich war. 

Es muß alſo von ihm der Nachweis geführt werden, daß 
ohne den Abſchluß das Geſchäft des Schuldners nicht hätte 
fortgeführt werden können. Es genügt nicht, daß der 
Abſchluß im Intereſſe des Unternehmens gelegen hat, und es 
genügt namentlich nicht der Nachweis, daß der Schuldner durch 
den Abſchluß Gewinn erzielt hat. Dieſe „unumgänglichen 
Geſchäfte“ ſind auch dann privilegiert, wenn der Aufſichts⸗ 
führer gemäß 5 6 die Geſchäftsführung dem Schuldner entzogen 
und einer anderen Perſon übertragen hat. In der Praxis 
wird ja natürlich regelmäßig der Auffichtsführer dem Schuldner 
in blanco Zuſtimmung zum Abſchluß aller Geſchäfte erteilen, 
die der Fortführung des Unternehmens dienen. Es wird daher 
im allgemeinen nicht darauf ankommen, ob ein Geſchäft zu den 
unumgänglichen Geſchäften gehört oder nicht. Immerhin wird 
der Fall, daß der Leiter des Geſchäftes und die Aufſichts⸗ 
perſonen in Konflikt geraten, nicht ſelten ſein. Alsdann kann 
es im Einzelfall allerdings darauf ankommen, ob der Abſchluß 
unumgänglich war oder nicht. 

Aus der Tatſache, daß die zur Fortführung des Unter⸗ 
nehmens erforderlichen Geſchäfte privilegiert find, wird man weiter 
zu ſchließen haben, daß die Machtbefugnis des Geſchäfts⸗ 
führers nicht ſoweit geht, dem Schuldner die Fort: 
führung des Geſchäftes überhaupt zu unterſagen. 

Erachtet der Schuldner die Fortführung für angebracht, 
weil er die Behebung der Inſolvenz nach Beendigung des 
Krieges für möglich erachtet, ſo iſt es nicht Sache des Auſſichts⸗ 
führers, der das Unternehmen nicht für lebensfähig erachtet, 
die Aufgabe des Geſchäftes anzuordnen. Damit würde er 
ſeiner eigentlichen Aufgabe geradezu zuwiderhandeln. Es iſt 
die vornehmſte Aufgabe des Aufſichtsführers, dem Schuldner 
bei der Durchhaltung des Unternehmens zur Seite zu 
ſtehen. Ob aber das Unternehmen mit Gewinn arbeitet oder 
nicht, iſt ausſchließlich für den Schuldner von Intereſſe. 


VI. 


Bei jeder Forderung ſpricht die Vermutung für die 
Stundung. Behauptet der Gläubiger, daß er zur privile— 
gierten Klaſſe gehöre, ſo iſt er hierfür beweispflichtig. Ein 
ſolcher Beweis kommt von vornherein nicht in Frage bei 
allen denjenigen Forderungen, die vor der Anordnung 
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der Geſchäftsaufſicht entſtanden find, ſoweit nicht 
etwa der Gläubiger auf Grund eines Ausſonderungs⸗ oder 
Abſonderungsrechtes, eines Anſpruchs auf Liedlohn oder auf 
öffentliche Abgabe klagt. Auf den Grund des Anſpruchs und 
den Fälligkeitstermin kommt es nicht an. Es genügt, daß die 
rechtliche Wurzel des Schuldverhältniſſes zeitlich vor Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht liegt. Ob der Schuldner ſpäter mit 
Zuſtimmung des Aufſichtsführers Rechtshandlungen 
vorgenommen hat, die den Inhalt des Schuld— 
verhältniſſes betreffen, iſt belanglos. 

Das gilt namentlich für Rechtsakte, die die alte Schuld 
beſtätigen oder die novatoriſchen Wirkungen äußern. Es fehlt 
jeder Anlaß, derartigen Rechtshandlungen, ſofern ſie nur mit 
Zuſtimmung des Aufſichtsführers vorgenommen werden, ohne 
weiteres die Wirkung beizulegen, daß nunmehr die alte Forderung 
das Exekutonsprivileg erhält. Man denke z. B. an den Fall, 
daß ein Gläubiger vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht Klage 
aus einem Kontrakte erhoben hat und daß nach Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht der Schuldner ſich mit dem Gläubiger mit 
Zuſtimmung des Auffſichtsführers auf einen geringeren Betrag 
vergleicht. Es kann keine Rede davon ſein, daß in dieſem 
Falle eine privilegierte Verbindlichkeit des Schuldners aus dem 
Vergleich begründet wird. Andernfalls käme man zu dem 
Ergebnis, daß der Aufſichtsführer dem Schuldner, der ſich 
vergleichen will, geradezu die Zuſtimmung zum Abſchluß des 
Vergleichs verſagen müßte, wenn er das Exekutionsprivileg 
abwenden will. 

Auch die nachträgliche Hingabe eines Akzeptes für die 
urſprüngliche Buchſchuld ändert aus dieſem Grunde am Charakter 
der alten Schuld, als einer unter das Aufſichtsmoratorium 
fallenden Verbindlichkeit natürlich nichts. Es wird nicht ſelten 
vorkommen, daß Gläubiger einer geſtundeten Forderung den 
Schuldner wenigſtens um ſein Akzept erſuchen, damit ſie durch 
Diskontierung ſich Geldmittel verſchaffen können. Ob der 
Schuldner das Akzept mit Zuſtimmung oder gegen den aus⸗ 
geſprochenen Willen des Geſchäftsführers ausſchreibt, iſt ohne 
jede Bedeutung. Die Schuld bleibt alte Schuld und fällt unter 
das Aufſichtsmoratorium. 

Damit iſt auch die umſtrittene Frage entſchieden, wie es 
ſich mit der Hin gabe von Prolongationspapieren verhält, 
die nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht vom Schuldner mit 
Zuſtimmung des Aufſichtsführers ausgeſtellt ſind. 0) 

Die Prolongation einer Wechſelverpflichtung iſt trotz Aus: 
ſtellung einer neuen Urkunde rechtlich doch nichts anderes als 
eine Stundung der alten Verpflichtung. Wenn daher die nach⸗ 
trägliche Ausſtellung eines Wechſels über eine alte Buchſchuld 
kein Exekutionsprivileg für die Wechſelverpflichtung zur Folge 
hat, ſo kann bei der bloßen Prolongation einer urſprünglichen 
Wechſelſchuld noch weniger davon die Rede ſein. 

Nur die hier vertretene Auffaſſung geſtattet es, auf der 
einen Seite die Wohltat des Aufſichtsmoratoriums dem Schuldner 
unvermindert zugute kommen zu laſſen, auf der anderen Seite 


10) Vgl. hierzu Kitzinger JW. 1915, 62, ſowie verſchiedene Artikel 
in den Tageszeitungen (z. B. M. Breit, Berl. Tagebl. vom 31. 12. 
1914). Wie die Berliner Alteſten in ihrer Korreſpondenz vom 
25. 1. 1915 S. 14 mitteilen, lehnen die Aufſichtsführer die Mit⸗ 
wirkung bei Ausſtellung von Prolongationspapieren häufig aus un⸗ 
vernünftiger Furcht ab. — Vgl. hierzu auch unter VII. 
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aber doch dem Gläubiger zu ermöglichen, die geſtundete 
Forderung wirtſchaftlich zu verwerten. 

Selbſtverſtändlich gilt das alles aber nur als die Regel. 
Möglich iſt ſehr wohl, daß die Zuſtimmung des Aufſichtsführers 
zu dem novatoriſchen Akt dem Gläubiger das Exekutionsprivileg 
verſchafft. Man denke etwa an den Fall, daß der Gläubiger 
erklärt, er gehe einen neuen Schluß nur ein, wenn er ſicher ſei, 
daß er ſein rückſtändiges Guthaben zwangsweiſe eintreiben 
könne. Daraufhin vereinbart der Schuldner mit dem Gläubiger 


unter ausdrücklicher Zuſtimmung des Aufſichtsführers, daß er 


gemäß § 607 Abſ. 2 den Betrag als Darlehn ſchuldet, oder 
der Schuldner gibt mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Auffichts⸗ 
führers ein ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis nach 8 780 BGB. 
ab. Der Sicherheit halber wird vielleicht noch ausdrücklich in 
der Urkunde vermerkt, daß dem Gläubiger nach § 9 Ziff. 1 VD. 
auf Grund der erfolgten Zuſtimmung des Auſſichtsführers das 
Recht der Zwangsvollſtreckung zuſtehe. Es beſteht nicht der 
geringſte Grund, derartigen Rechtshandlungen die Wirkſamkeit zu 
verſagen, ſo daß alſo ſpäter, wenn der Gläubiger exekutieren 
will, der Schuldner etwa Nichtigkeit des Abkommens aus 
§ 134 BGB. geltend machen könnte. Erwägt man, daß der 
Schuldner ja doch mit Zuſtimmung des Aufſichtsführers alte 
Schulden nach freiem Ermeſſen tilgen darf, ſo muß er auch in 
der Lage ſein, ſolche Verabredungen der erwähnten Art im 
Intereſſe der Durchhaltung des Unternehmens einzugehen. 


VII. 


Weniger einfach iſt die Beantwortung der Frage, ob eine 
Forderung privilegiert iſt oder nicht, bei den erſt, nach An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht entſtandenen Verbindlichkeiten des 
Schuldners. Sie fallen zum Teil unter das Moratorium, 
zum anderen Teil kommt ihnen das Exekutionsprivileg zu. 

Zu betonen iſt aber auch hier, daß die Vermutung für die 
Stundung ſpricht und daß der Gläubiger, der das Exekutions⸗ 
privileg in Anſpruch nimmt, hierfür beweispflichtig iſt. 

Die ausdrücklich mit dem Exekutionsprivileg verſehenen 
Forderungen laſſen ſich in drei Klaſſen einteilen: 

1. Die erſte Klaſſe iſt durch den wirtſchaftlichen 
Charakter der Forderung beſtimmt. Es ſind das 
die Verbindlichkeiten, die der Schuldner zum Zwecke 
ſeiner Lebensführung oder im Intereſſe der Durch⸗ 
haltung ſeines Unternehmens unbedingt eingehen muß. 
(Unumgängliche Schulden.) 

2. Die zweite Klaſſe bilden die vier konkursrechtlich 
bevorzugten Anſprüche, die 8 9 Ziff. 2/4 aufzählt. 
(Alſo Ausſonderungsrechte, Abſonderungsrechte, Lied⸗ 
lohn und öffentliche Abgabe.) 

Bei dieſen Anſprüchen entſcheidet nicht der wirt⸗ 
ſchaftliche Charakter, ſondern die rechtliche Natur. 

3. Die dritte Klaſſe endlich wird von denjenigen Gläubigern 
gebildet, deren Forderungen aus Rechtshandlungen 
hervorgegangen find, zu denen der Auſſichtsführer 
ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 

Es iſt oben bereits bemerkt worden, daß durch dieſe Zu⸗ 
ſtimmung letzten Endes jede Forderung das Exekutionsprivileg 
erhalten kann. Selbſtverſtändlich machen die unter dieſe Klaſſe 
fallenden privilegierten Forderungen praktiſch weitaus den größten 
Teil aus. 
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Gemeinſam gilt für dieſe drei privilegierten Gläubiger⸗ 
llaſſen folgendes: 

Privilegiert iſt nur diejenige Forderung, bei der objektiv 

die Vorausſetzungen vorhanden ſind, kraft deren ſie 

unter eine der drei Klaſſen fällt. 


der Irrtum des Gläubigers über das Bor: 
handenſein eines Privilegierungsgrundes, ſein guter 
Glaube an das Privileg ſind ohne jeden Belang. Aus 
dieſen Grunde hat z. B. der „gutgläubige“ Wechſelnehmer 
eines während der Geſchäftsaufſicht mit Zuſtimmung des 
Auffchtsführers ausgeſtellten Prolongationswechſels keinen An⸗ 
md auf Exekution, ſofern nicht der Urwechſel privilegiert 
war. Denn ſelbſtverſtändlich hat der Mangel der Exekutier⸗ 
arleit nichts mit der Beſchränkung der Einreden nach Art. 82 
BD. zu tun. Der Art. 82 WO. handelt nur von Einreden 
gegen den Beſtand der Wechſelſchuld. Der Mangel des 
Exebütionsprivilegs berührt ja aber die Wechſelſchuld als 
ſolche nicht. 

VIII. 

Die erſte Klaſſe der privilegierten Anſprüche ſind die 
um Zwecke der Durchhaltung des Schuldners, feiner Familie 
und ſeinez Geſchäfts unumgängliche Verbindlichkeiten. 
Eine gewiſſe Weitherzigkeit wird der Richter bei der Entſcheidung 
der Frage, ob die Vorbedingungen erfüllt find, wohl walten 
laſen müſſen. Das gilt namentlich für die Eingehung von 
Geſchäſtsſchulden. Die Frage, ob ein Abſchluß „zur Fort⸗ 
führung des Geſchäfts erforderlich“ war, wird in den meiſten 
Fällen verfhieden beantwortet werden können. Man wird aber 
aus dem Zwecke des Inſtituts — Durchhaltung des Unter: 
nehmens — folgern dürfen, daß als „erforderlich“ alle die⸗ 
jenigen Geſchäfte anzuſehen ſind, die nicht nur der Erhaltung 
der Erifteng des Geſchäfts überhaupt dienen, ſondern auch feiner 
Erhaltung in dem bisher betriebenen Umfange. Daher 
i ſcht wohl möglich, daß bei zwei verſchiedenen Geſchäften 
en und derſelben Branche ein und derſelbe Abſchluß verſchieden 
zu beurteilen iſt. 

Di gleiche Freiheit in der Beurteilung der individuellen 

Umftände hat der Richter auch in der Beantwortung der Frage, 
ob beſcheidene Lebensführung des Schuldners vorliegt. 
„Beſcheiden“ iſt nach dem Sprachſinne gewiß erheblich weniger 
als ſtandesgemäß (8 1610 BGB.), aber doch auch mehr als 
notdürftig (8 1611 BGB.). Die Lebensſtellung des 
Sbulbner ift daher zu berückſichtigen. Was bei dem 
Leier eines großen induſtriellen Unternehmens noch be⸗ 
ſcheiden iſt, kan bei dem kleinen Gewerbetreibenden höchſt 
unbeſcheiden ſein. 
Nan wird aber auch über den Wortlaut der Vorſchrift 
im Jutereſſe einer vernünftigen Rechtsanwendung hinausgehen 
miſſen. Die Verordnung ſagt nicht ſchlechthin, daß Unterhalts⸗ 
anfprüge privilegiert ſeien, ſondern Verbindlichkeiten, die 
der Schuldner eingeht, weil fie zur beſcheidenen 
Lebensführung erforderlich ſind. Eine beſondere Er⸗ 
wähnung der Unterhaltsanſprüche fehlt im Geſetz. (Vgl. da⸗ 
gegen 8 3 KO.) 

Daher kann jedenfalls die ſchuldlos geſchiedene Ehefrau 
oder das uneheliche Kind des Schuldners auch wegen derjenigen 
Untethaltzanſprüche, die nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 167 


fällig werden, nicht vollſtrecken. Beide gehören nicht zur 
„Familie“ des Schuldners. Dagegen wird man doch wohl 
vernünftigerweiſe Unterhaltsanſprüchen derjenigen Perſonen, die 
zur „Familie“ gehören — der Ausdruck „Familie“ iſt wohl 
ebenſo abzugrenzen wie etwa in § 6 Ziff. 2 BGB. —, das 
Exekutionsprivileg inſoweit einzuräumen haben, als der Unter⸗ 
halt zur beſcheidenen Lebensführung erforderlich iſt. Man unter⸗ 
ſtelle einmal, daß der Schuldner von ſeiner Ehefrau getrennt 
lebt und verurteilt iſt, ihr einen ſtandesgemäßen Unterhalt von 
jährlich 6000 & zu zahlen. Zu einer beſcheidenen Lebens⸗ 
führung würden für die getrenntlebende Ehefrau 2400 & ge⸗ 
nügen. Hält man ſich genau an den Wortlaut der Vorſchriſt, 
fo würde die Ehefrau auch nicht wegen der 2400 & vollſtrecken 
können, weil es ſich nicht um eine Verbindlichkeit handelt, 
die der Schuldner eingegangen iſt. Sprachlich iſt der 8 7 
Abſ. 2 VO. nur auf Verträge oder doch Rechtsgeſchäſte an⸗ 
wendbar, die der Schuldner abſchließt, nicht Auf Verbindlich⸗ 
keiten, die unabhängig vom Willen des Schuldners erwachſen. 
Danach würde alſo in dem angeführten Beiſpiele eine privi⸗ 
legierte Forderung z. B. nur dann erwachſen, wenn der Schuldner 
ſich von einem Dritten 2400 & leihen würde, um ſie ſeiner 
getrenntlebenden Ehefrau zum Zwecke ihres Unterhalts zu über⸗ 
laſſen, und ebenſo würde man die Vollſtreckung nur dann 
zulaſſen können, wenn der Schuldner ſich der getrenntlebenden 
Ehefrau gegenüber durch beſonderen Vertrag verpflichtete, ihr 
in Zukunft für ihre Lebensführung 2400 & zu gewähren. 

Wenn dagegen der Schuldner weder das eine noch das 
andere Abkommen „eingeht“, könnte nach dem Wortlaut des 
Geſetzes die Ehefrau den notwendigen Betrag nicht zwangsweiſe 
eintreiben. Es leuchtet ein, daß dieſes Ergebnis unannehmbar 
iſt und daß es offenbar auch dem geſetzgeberiſchen Gedanken — 
Durchhaltung der Familie — widerſpricht. Es ſind daher 
Unterhaltsanſprüche von Familienmitgliedern auch 
ohne beſondere Eingehung von Verträgen inſoweit 
privilegiert, als ſie einer beſcheidenen Lebensführung 
des Unterhaltsberechtigten dienen. 

Von der gleichen Erwägung aus wird man Mietzins⸗ 
forderungen für vollſtreckbar zu erachten haben, ſofern die 
Benutzung der ermieteten Räume zum Zwecke der Fortführung 
des Geſchäftes oder der beſcheidenen Lebensführung des 
Schuldners erfolgt, auch wenn der Mietvertrag ſelbſt vor 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht geſchloſſen worden iſt, ſofern 
nur die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen, unter denen das 
Geſetz das Privilegium gewährt, tatſächlich vorhanden find. 
Man wird aber wohl auch hier noch weiter gehen müſſen, 
wenn man dem Gedanken der Verordnung gerecht werden will. 
Ebenſo wie beim Unterhalt kommt es nicht darauf an, wieviel 
der Schuldner unter normalen Verhältniſſen zu zahlen hat, 
ſondern darauf, welchen Betrag Mietzins er aufzuwenden hat, 
um mit ſeiner Familie ein beſcheidenes Leben zu führen und 
ſein Geſchäft fortführen zu können. Hat alſo der Schuldner 
zur Zeit, da es ihm noch gut ging, eine Wohnung auf 
10 Jahre zum jährlichen Mietzins von 6000 & gemietet, 
ſo wird man dem Vermieter das Exekutionsrecht inſoweit zu⸗ 
ſprechen, als der Schuldner an Mietzins für eine beſcheidene 
Wohnung zahlen müſſe. 

Das Privileg bezieht ſich aber immer nur auf die nach 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht fällig werdenden Anſprüche. 
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Denn der 8 7 Abſ. 2 hat, wie aus feiner Faſſung klar hervor⸗ 
geht, nur ſolche Verbindlichkeiten im Auge, die nach Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht zur Entſtehung gelangen. 


IX. 


Die zweite Klaſſe der privilegierten Forderungen ſind eine 
Reihe von konkursrechtlich bevorzugten Verbindlichkeiten (8 9 
Ziff. 2.4). | 


1. Ausfonderungs und Abſonderungsberechtigte. ) 


Die Verordnung ſagt nicht klar und unzweideutig, daß die in 
Frage kommenden Anſprüche vor Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht entſtanden ſein müſſen. Immerhin kann darüber wohl 
kaum ein Zweifel aufkommen, daß der Schuldner nicht etwa 
nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht ohne Zuſtimmung des 
Aufſichtsführers einem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein 
Sicherungseigentum mit der Wirkung einräumen kann, daß der 
Gläubiger nunmehr aus ſeinem dinglichen Rechte exekutierbare 
Anſprüche erwirbt. Mithin erſtreckt ſich das Exekutionsprivileg 
der ausſonderungs⸗ und abſonderungsberechtigten Gläubiger, 
ſoweit dieſe Anſprüche ihren Grund in Willens— 
erklärungen des Schuldners haben, nur auf ſolche Rechte, 
die aus früher geſchloſſenen Verträgen herrühren. Man kann 
das wohl auch aus 8 7 Abſ. 2 mittelbar ſchließen. Genügen 
muß aber auch hier, daß die rechtliche Wurzel des Schuld⸗ 
verhältniſſes vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht liegt. Es iſt 
alſo nicht notwendig, daß der Aus⸗ oder Abſonderungsanſpruch 
bereits vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht fällig geworden 
iſt. Dieſer Satz iſt namentlich für die Rechte aus dem 
Mietverhältnis von Bedeutung. Das Geſetz enthält keine 
Beſtimmung darüber, daß der Vermieter berechtigt wäre, den 
Mietvertrag zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der 
Mieter ſich unter Geſchäftsaufſicht ſtellt (58 19, 20 KO.). Das 
Mietverhältnis bleibt alſo durch die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht vollkommen unberührt. 


Iſt die weitere Benutzung der Mieträume für den 
Lebensunterhalt des Schuldners oder für die Fortführung des 
Geſchäfts erforderlich, ſo kann der Vermieter nach den früheren 
Darlegungen den Mietzins zwangsweiſe vom Schuldner ein⸗ 
treiben. Iſt das nicht der Fall, ſo bleibt ihm nichts anderes 
übrig, als den Mietvertrag nach 8 554 BGB. oder den be⸗ 
ſonderen Vorſchriften des Vertrags zu kündigen und alsdann 
die Räumung zu fordern. Das Räumungsurteil iſt voll⸗ 
ſtreckbar. 12) 


Soweit Ausſonderungsrechte unabhängig vom Willen 
des Schuldners entſtehen, find fie auch dann privilegiert, 
wenn ſie erſt nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangen. Der Schuldner gelangt z. B. ohne Grund 
in den Beſitz einer einem Dritten gehörigen Sache. 


11) Die Verordnung erwähnt nur die nach 5 43 KT. aus⸗ 
ſonderungsberechtigten Gläubiger. Daraus ſchließt L. Bendix, 
Kriegsſonderrecht S. 99, mittels argumentum e contrario, daß die 
nach §§ 44 ff. KO. ausſonderungsberechtigten Gläubiger nicht privi⸗ 
legiert ſind, während Jaeger a. a. O. S. 35 die entgegengeſetzte 
Anſicht verficht. Ich würde als Richter das Privileg anerkennen. 

12) Vgl. Ach, JW. 1914, 855. 
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2. Liedlohn und öffentliche Abgabe. 

Für die Anſprüche aus Liedlohn iſt das Exekutionsprivileg 
nur dann gegeben, wenn der Anſtellungsvertrag vor Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht geſchloſſen ift. 

Bei Abſchluß nach Anordnung kommt es darauf an, ob 
die Anſtellung zur Fortführung des Geſchäfts erforderlich war, 
ſofern nicht etwa der Aufſichtsführer ſeine Zuſtimmung er⸗ 
teilt hat. 

Ich möchte nicht annehmen, daß die Worte der Verordnung 
in 5 9 Ziff. 4 „auch ſoweit fie nach Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht fällig werden“, ſoweit ſich dieſe Worte auf den Liedlohn 
beziehen, zu einer anderen Auslegung führen können. 

Die öffentlichen Abgaben ſind dagegen auch inſoweit 
privilegiert, als fie erſt nach Anordnung der Geſchäftsaufficht 
fällig werden. Auf ſie hat mit andern Worten die Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht überhaupt keinen Einfluß. 


X. 


Die letzte Klaſſe der privilegierten Forderungen ſind 
ſchließlich diejenigen Verbindlichkeiten, die auf Rechts⸗ 
handlungen des Schuldners beruhen, die dieſer mit Zu⸗ 
ſtimmung des Aufſichtsführers vorgenommen hat. Hierher 
gehören natürlich auch alle Rechtshandlungen, die der Aufſichts⸗ 
führer ſelbſt mit Wirkung für und gegen das Vermögen des 
Schuldners vorgenommen hat, ſei es daß ihm der Schuldner 
Vollmacht erteilt hat oder daß gemäß § 6 Abſ. 1 Satz 3 der 
Aufſichtsrichter ihn zur Vornahme ermächtigt hat. 

Nur von Rechtshandlungen ſpricht das Geſetz. Es ſind 
das nicht nur Rechtsgeſchäfte und rechtsgeſchäftsähnliche Hand⸗ 
lungen. Man wird den Ausdruck ziemlich weit zu faſſen haben. 

Worauf die Anſprüche des Gläubigers gerichtet ſind, iſt 
gleichgültig. Es fallen hierunter nicht nur Anſprüche auf 
Vertragserfüllung, ſondern auch ſolche auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung, Wandelung, Minderung, Bereicherung uſw. Es 
muß nur eben die rechtliche Wurzel des Schuldverhältniſſes 
durch die Zuſtimmung des Aufſichtsführers getragen werden. 

Auch Anſprüche aus unerlaubten Handlungen können 
hierher gehören. 

Man braucht gar nicht an den Fall zu denken, daß der 
Aufſichtsführer von einer Täuſchung, die der Schuldner bei 
einem Abſchluſſe ſich zuſchulden kommen läßt, Kenntnis hat. 
Man denke nur etwa an den Fall, daß der Schuldner mit Zus 
ſtimmung des Aufſichtsführers grobfahrläſſig ein Patent verletzt 


und der Gläubiger daraufhin Schadenerſatz fordert. Es iſt 


wohl unbedenklich, in einem ſolchen Falle die das Patent ver⸗ 
letzenden Handlungen des Schuldners als Rechtshandlungen im 
Sinne der Verordnung anzuſehen. 

Desgleichen gehören zu der „Rechtshandlung“ das Halten 
von Tieren und von Kraftwagen für den Geſchäftsbetrieb des 
Schuldners. Wenn daher in einem ſolchen Falle durch das 
Tier oder den Kraftwagen ein Dritter zu Schaden kommt, ſo 
iſt die Erſatzforderung privilegiert. 

Die Zuſtimmung des Aufſichtsführers iſt keine 
Zuſtimmung im Sinne des 8 182 ff. BGB.) Dem 
dort iſt nur von der Zuſtimmung die Rede, von der die 


13) Verkannt von Sintenis, Kriegsgeſetze S. 81 ($ 7 Anm. 2), 
zutreffend Bendix, LeipzZ3Z. 1915, 196. | 
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Dirkfamleit eines Vertrags oder eines einfeitigen Rechts⸗ 
heſchäfts abhängt. Wirkſam find ja aber die Willenserklärungen 
des unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners, auch dann, 
wenn der Aufſichtsführer nicht zuſtimmt. Sie erzeugen 
mu keine exekutierbaren Verbindlichkeiten. Auch einer analogen 
wendung der 88 182 ff. möchte ich nicht unbedingt das 
Bart reden. Die Zuſtimmung kann dem Geſchäfte voraus: 
gehen, fie kann ja auch nachfolgen. Die abweichende Auffaſſung 
don Sintenis, daß offenbar vorherige Zuſtimmung gemeint 
in, halte ich nicht für richtig. 

Soll wirklich eine Forderung aus einem Vertrage dann 
nicht erehutierbar fein, wenn der Aufſichtsführer nachträglich 
die Zultimmung zum Abſchluß erteilt hat? 

Daß der Geſchäftsführer ſeine einmal ausgeſprochene Zu⸗ 
ſinmung bis zur Vornahme der Rechtshandlung widerrufen 
lan, wird nicht in Zweifel gezogen werden. 

Wie iſt nun zu entſcheiden, wenn die Zuſtimmung dem 
britten Kontrahenten gegenüber erklärt worden iſt, der Widerruf 
aber gegenüber dem Schuldner ausgeſprochen wird. Für die 
lechniſche Zuſtimmung läßt ja 8 183 BGB. den Widerruf 
gegenüber beiden Teilen zu. Soviel iſt wohl ohne weiteres 
Har, daß in einem ſolchen Falle dem ahnungsloſen Dritten, 
der mit dem Schuldner im Glauben an die Zuſtimmung des 
Aufſchtsführers kontrahiert, nicht jeder Anſpruch auf zwangs⸗ 
teile Durchſezung feiner Rechte entzogen werden kann. 

Es find nun zwei Möglichkeiten denkbar. 

Nan lann die Anſprüche aus dem einmal abgeſchloſſenen 
Vertrag als privilegiert beachten. 

Mines Erachtens würde das aber zu weit gehen. 

Ich würde als Richter dem Dritten, dem erſt nachträglich 
der Biderruf der Zuſtimmung mitgeteilt wird, einen exekutier⸗ 
baren Anſpruch auf das negative Vertragsintereſſe 
gewähren. 

Danit find die beiderſeitigen Intereſſen genügend aus⸗ 
zezlchen. 

85 

Nacht ausdrücklich privilegiert find Bereicherungs⸗ 
anſprüche, auch ſoweit die Bereicherung erſt nach 
Anordnung der Geſchäftsaufficht eintritt. Es iſt auf— 
ſalend, daß der Bundesrat nicht die Anſprüche aus einer recht⸗ 
bh Berticherung in Anlehnung an 8 59 Ziff. 3 KO. unter die 
brbilegierten Forderungen eingereiht hat. Wirtſchaftlich ſtehen ja 
hl dereiherungsanfprüde der Maſſe den Ausſonderungs⸗ 
nprüden ſehr nahe. Weshalb ſoll der Dritte, der einen Geld⸗ 

ag ftatt an feinen Gläubiger verſehentlich an den unter Aufficht 

benden Schuldner gezahlt hat, das Urteil auf Nückzahlung nicht 
volſtrecen können, während ein Lieferant, der irrtümlich die zu 
leſede Ware dem Schuldner zugerollt hat, das Urteil auf Heraus⸗ 
gabe der Ware vollſtrecken darf (vgl. oben IX 1). Es bleibt ab: 


zuwarten, ob die Gerichte das, was der Geſetzgeber hier 


anſcheinend überſehen hat, nachholen werden. Die Auffaſſung, 
daß den Forderungen aus rechtloſer Bereicherung des beauffichtig- 
ten Vermögens das Exekutionsprivileg trotz des Stillſchweigens 
der Verordnung zuzubilligen iſt, weil eine abweichende Regelung 
unſer Rechtsempfinden nicht befriedigt und auch mit der wirtſchaft⸗ 
ichen Zweckbeſtimmung des Inſtituts kaum im Einklang ſteht, 
dürfte vieles für ſich haben. 
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XII. 


Erſtreckt ſich das Aufſichtsmoratorium ausnahmslos auf 
alle Anſprüche, die nicht ausdrücklich in der Verordnung aus⸗ 
genommen find? 

Anſcheinend iſt dieſe Frage zu bejahen. Aber auch hier 
wird man vernünftigerweiſe bei ſolchen Anſprüchen, bei denen 
das Moratorium zweck⸗ und ſinnlos erſcheint, die Vollſtreckung 
im Gegenſatz zum Wortlaut des Geſetzes zuzulaſſen haben. 
Solche Forderungen nämlich, die nicht auf eine 
Minderung der Subſtanz des beaufſichtigten Ver— 
mögens gerichtet ſind, deren Vollſtreckung vielmehr 
auf die Solvenz oder Inſolvenz des Schuldners ihrer 
Natur nach keinerlei Einfluß übt, dürfen nicht als 
geſtundet erachtet werden. Ihre Stundung würde nur 
die Gläubiger ſchädigen, und dem Schuldner entweder über⸗ 
haupt nichts nützen, oder ihm einen offenſichtlich rechtswidrigen 
Vorteil verſchaffen. 

Das gilt zunächſt für Forderungen auf Unterlaſſung. 
Der Schuldner iſt verurteilt, die Verletzung eines Patentes, 
eines Muſterſchutzes, eines Warenzeichenrechtes zu unterlaſſen, 
es wird ihm verboten unlauteren Wettbewerb zu treiben, es 
wird ihm unterſagt, Behauptungen aufzuſtellen, die den Kredit 
des Klägers gefährden uſw. Sollte bei ſolchen Anſprüchen 
wirklich die Vollſtreckung nach 8 890 ZPO. nicht zuläſſig fein 
und der Gläubiger zuſehen müſſen, wie der Schuldner täglich 
auf feine Koſten ſich widerrechtlich bereichert? Schon die Tarfache, 
daß im Gegenſatz zum Arreſt einſtweilige Verfügungen ganz 
allgemein zuläſſig ſind, zwingt dazu, derartige Urteile für 
vollſtreckbar zu erachten. 

Wie ſteht es ferner mit Verurteilungen zur Vor⸗ 
nahme gewiſſer nicht vertretbarer Handlungen, 
ſo z. B. Verurteilung zur Ausſtellung eines Zeugniſſes, zur 
Rechnungslegung, zur Leiſtung des Offenbarungseides uſw.? 

Weshalb ſollte in allen dieſen Fällen ein Vollſtreckungs⸗ 
zwang nach $ 888 ZPO. nicht Platz greifen, obſchon doch die 
Vollſtreckung derartiger Urteile dem Schuldner keine Vermögens⸗ 
werte entzieht, ihn in ſeinen geſchäftlichen Entſchließungen in 
keiner Weiſe behindert und auf die Möglichkeit der Durch⸗ 
haltung ſeines Unternehmens keinerlei Einfluß ausübt? 1“) 

Auf der anderen Seite ſind nicht etwa alle Forderungen, die 
nach § 888 zu vollſtrecken ſind, privilegiert. Es kommt immer 
darauf an, ob der Anſpruch wirtſchaftlich auf eine Handlung 
gerichtet iſt, deren Vornahme das Vermögen des Schuldners in 
ſeiner Subſtanz beeinträchtigt. Das iſt z. B. bei Verurteilung 
zur Rechnungslegung, zur Aufſtellung und Mitteilung eines In⸗ 
ventars, zur Ausſtellung eines Zeugniſſes uſw. eben nicht der Fall. 

Eine Vollſtreckung vertretbarer Handlungen nach 8 887 
ZPO. dürſte nur inſoweit unftatthaft fein, als der Schuldner 


1) Kommentatoren, die auf die Worte der Geſetze beſonderes 
Gewicht legen und von dem Satze ausgehen, der „Geſetzgeber“ ſpräche 
immer die gleiche Sprache, werden vielleicht auf die Worte des 85 
„Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Schuldners“ und die 
Überſchriften des VIII B, 2. Abſchnitt, Tit. 1 und 2 — Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche (unbewegliche) Vermögen — hinweiſen, 
und daraus ſchließen, daß nur die unter dieſe beiden Titel ſallenden 
Vollſtreckungen ausgeſchloſſen ſein ſollen. Aber es iſt doch ſicherlich 
Vollſtreckung auch nach § 883 unſtatthaft (ſoweit nicht etwa ein 
Ausſonderungsanſpruch begründet iſt). 
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die Koſten der Handlung zu tragen hat. Das Prozeßgericht 
wird alſo unbedenklich den Gläubiger auf ſeinen Antrag 
ermächtigen dürfen, die Handlung auf Koſten des Schuldners 
vorzunehmen. Nur iſt in dieſem Falle der Anſpruch auf 
Erſtattung der Koſten nicht vollſtreckbar. Es wäre 
wiederum höchſt unvernünftig, wenn man ſchon den Erlaß eines 
Beſchluſſes nach 8 887 ZPO. für unzuläſſig erklären wollte, 
weil er bereits einen Akt der Zwangsv,ollſtreckung darſtelle. 

Nicht ganz einfach iſt die Frage zu beantworten, wie das 
Verbot der Vollſtreckung auf die Vorſchrift in 8 894 380. 
wirkt. Das OLG. Düſſeldorf hat in einem Beſchluß vom 
4. Dezember 191416) entſchieden, daß das Vollſtreckungsverbot 
auf Urteile, die gemäß 8 894 ZPO. mit der Rechtskraft ſofort 
wirkſam find, nicht anwendbar ſei. Der Beklagte hatte die 
Ausſetzung des Verfahrens beantragt, weil mit der rechts⸗ 
kräftigen Verurteilung gleichzeitig die Vollſtreckungswirkung 
eintrete. Das OLG. Düſſeldorf lehnte die beantragte Aus 
ſetzung ab. Das Urteil werde, auch wenn die Rechtskraft zu⸗ 
gleich Vollſtreckungswirkung habe, als ſolches noch nicht zu 
einem Akte der Zwangsvollſtreckung. Die Verordnung verbiete 
aber nur eine Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des 
Schuldners, ſie beſtimme nicht, daß die Rechtskraft eines Urteils 
im Sinne des 8 894 während beſtehender Geſchäftsaufſicht ge⸗ 
hemmt werde, und ebenſowenig, daß das Verfahren, das zu 
einem ſolchen Urteil führen kann, bis dahin auszuſetzen ſei. 

Dieſe Begründung iſt vom formal logiſchen Standpunkt 
aus unanfechtbar. Trotzdem widerſtreitet ſie dem Grundgedanken 
der Geſchäftsaufſicht. Legt man dieſe Verordnung allenthalben 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten aus, jo kann es keinen 
Unterſchied machen, ob die Vollſtreckungswirkung durch einen 
Akt des Gerichtsvollziehers, des Vollſtreckungsrichters, oder des 
Prozeßrichters eintritt. Für eine Ausſetzung des Verfahrens 
liegt allerdings kein Grund vor. Sie würde ſich ja doch nur aus 
der Angſt des Richters vor den unerwünſchten und anſcheinend 
unabwendbaren Wirkungen ſeines Urteilsſpruchs erklären. Auch 
hier muß der Richter den Mut haben, mit den Beſtimmungen des 
Prozeßreglements ſo umzugehen, wie es zur Verwirklichung des 
materiellen Rechtes erforderlich iſt. Er wird alſo dem Urteil durch 
einen Zuſatz zum Tenor die ſofortige Vollſtreckungswirkung zu 
entziehen haben (etwa: „Die Erklärung gilt erſt mit der Be⸗ 
endigung der Geſchäftsaufſicht als abgegeben“). Enthält der 
Tenor den Zuſatz nicht, ſo gibt es freilich keine Möglichkeit, 
die einmal eingetretene Vollſtreckungswirkung wieder rückgängig 
zu machen. Der Schuldner hat dann eben verſäumt, von 
den ihm zuſtehenden Rechtsbehelfen rechtzeitig Gebrauch zu 
machen. 

XIII. 

Das Geſetz hebt nicht ausdrücklich hervor, daß auch die 
Honorarforderung des Aufſichtsführers privilegiert ſei. 
(S 6 Abſ. 3.) 

Trotzdem kann wohl darüber kein Zweifel aufkommen, 
daß ſowohl der Honoraranſpruch des Aufſichtsführers wie ſein 
Anſpruch auf Erſtattung der Auslagen exekutierbar iſt. 18) Es 


15) DIS. 1915, 216. 


16) So auch Jaeger, BankArch. 14, 35 unter Hinweis auf § 58 
Nr. 2 KO. und Bendix, LeipzZ3. 1915, 191, mit der auffallenden 
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wäre offenbar unbillig, wenn der Schuldner, der ſich mit dem 
Aufſichtsführer überworfen hat, ihn an der Einziehung feines 
fälligen Honorars hindern könnte. Es wird ja auch nicht 
ſelten vorkommen, daß die Aufſichtsführer wechſeln. Wollte 
man dem abtretenden Aufſichtsführer das Recht abſprechen, 
ſeine Vergütung zwangsweiſe einzutreiben, ſo würde manche 
geeignete Perſönlichkeit Bedenken tragen, das Amt eines Auf⸗ 
ſichtsführers überhaupt anzunehmen. Im übrigen kann man 
ja wohl auch darauf hinweiſen, daß die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht zur Fortführung des Geſchäftes erforderlich war 
und daß mithin die Honorarforderung des Aufſichtsführers zu 
den unumgänglich notwendigen Verbindlichkeiten zu rechnen iſt, 
die nach 8 7 Abſ. 2 ohne weiteres privilegiert find. 

Auch über die Behandlung des Anſpruchs auf Koſten⸗ 
erſtattung ſchweigt das Geſetz. Hält man ſich an den Wortlaut 
der Verordnung, ſo würde der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß auch dann 
nicht privilegiert fein, wenn der Hauptſchuldtitel ſelbſt privilegiert 
iſt. Man wird aber auch inſoweit nicht am Wortlaut kleben dürfen. 
Iſt der Anſpruch ſelbſt privilegiert, ſo erſtreckt ſich das Privileg 
auch auf den Koſtenerſtattungsanſpruch. Das iſt ein Gebot der 
Billigkeit. Eine Ausnahme wird man nur bei denjenigen 
Schuldtiteln machen dürfen, denen das Exekutionsprivileg 
deshalb zukommt, weil ihre Vollſtreckung die Subſtanz des Ver⸗ 
mögens des Schuldners nicht berührt (vgl. oben XII. 


XIV. 

Das Aufſichtsmoratorium iſt techniſch als Exekutions— 
moratorium ausgeſtaltet. Die nicht privilegierten Forde⸗ 
rungen können weder durch Zwangsvollſtreckung noch durch 
Arreſt ſich durchſetzen. 

Einſtweilige Verfügungen ſind ſtatthaft. 

Aus der Natur des Aufſichtsmoratoriums als eines bloßen 
Exekutionsmoratoriums folgt zunächſt, daß der Beſtand der 
zwangsweiſe geſtundeten Forderungen unberührt 
bleibt. So wird z. B. an den Grundſätzen der Verjährung 
nichts geändert. Während der Zeit der Geſchäftsaufſicht tritt 
nicht etwa Hemmung ein. — Zahlt der unter Geſchäftsaufſicht 
ſtehende Schuldner nicht rechtzeitig, ſo ſtehen dem Gläubiger 
alle Rechtsbehelfe zu, die nach dem Geſetz im allgemeinen oder 
die kraft beſonderer Abrede an die Nichtzahlung der Schuld 
geknüpft ſind. Es werden Verzugszinſen geſchuldet. Eine 
etwaige kaſſatoriſche Klauſel tritt in Kraft. Ebenſo kann der 
Gläubiger von Zurückbehaltungsrechten Gebrauch machen 
uſw. uſw. Die Stellung des unter Aufſicht ſtehenden Schuldners 
iſt m. a. W. in keiner Hinſicht von der des nicht unter Aufſicht 
ſtehenden verſchieden. Selbſtverſtändlich kann der Gläubiger 
unbeſchränkt mit ſeiner Forderung gegen Gegenforderungen 
des Schuldners aufrechnen. Für die konkursrechtlichen Be⸗ 
ſchränkungen nach SS 53 ff. KO. iſt kein Raum. Wer alſo dem 
unter Aufſicht ſtehenden Schuldner ſeinerſeits etwas ſchuldet, 
kann auch dann aufrechnen, wenn er die Gegenforderung erſt 
nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht erwirbt. Dabei iſt es 
gleichgültig, ob die erworbene Forderung etwa vor Anordnung 


Begründung, man müſſe unterſtellen, daß der Schuldner der Aufſichts⸗ 
perſon die feſtgeſetzten Beträge zugeſichert habe. Alſo eine Fiktion als 


Begründung! Und wie, wenn etwa der Schuldner die Vergütung als 
viel zu hoch bemängelt? 
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der Geſchäftsaufſicht für einen Dritten entſtanden war und erſt 
durch Zeſſion auf den Schuldner übergegangen iſt, oder ob der 
Anſpruch nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht überhaupt erſt 
zur Entſtehung gelangt iſt. 

Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht läßt aber nicht nur 
den Beſtand der geſtundeten Forderung, ſondern auch ihre 
Alagbarkeit unberührt. Schwebende Prozeſſe werden durch 
di Anordnung der Geſchäftsaufſicht nicht unterbrochen.“) Auch 
uf den Klagantrag und den Tenor des Urteils übt die 
Mordnung der Geſchäftsaufſicht keinen Einfluß aus. Die 
Keiſtungsklage wird alſo nicht etwa zu einer bloßen Feſtſtellungs⸗ 
lage. Der fehlende Exekutionszwang begründet kein Intereſſe 
an bloßer Feſtſtellung. Eine Klage auf Feſtſtellung nach Art 
der Klage aus 8 146 KO. exiſtiert nicht. Daß der Schuldner 
Prozeßpartei bleibt und nicht etwa an ſeine Stelle der Auf⸗ 
ſichtsführer tritt, bedarf wohl kaum der Hervorhebung.!“) 

Bedenklich iſt die Auffaſſung des LG. Barmen, 
der Gläubiger, der klagt, obſchon er nicht exekutieren 
könne, ſei koſtenfällig. Er habe keinen gerechtfertigten 
Anlaß, noch vor Beendigung des Verfahrens einen 
bollfiredbaren Titel zu erwirken.“) Darüber, ob der 
Kläger die Prozeßkoſten zu tragen hat, entſcheiden allein die 
Voiſchriften der ZPO. (8 93). Zahlt der Schuldner am 
Fälligkeitstage nicht, fo hat er immer zur Erhebung der Klage 
Verarlaſſung gegeben, gleichgültig, ob der Gläubiger exekutieren 
lan oder nicht. Daher entgeht der unter Aufſicht ſtehende Beklagte 

feiner Koſtenpflicht auch im Falle des ſofortigen Anerkenntniſſes 
nur dann, wenn er vorher dem Gläubiger freiwillig eine Urkunde 
angeboten hat, in der er bedingungslos Zahlung verſpricht. 

Der unter Aufficht ſtehende Beklagte ſteht im Prozeß nicht 
beffer, aber auch nicht ſchlechter, als der nicht unter Aufſicht 
fiehende. Der Richter kann ihm daher z. B. Zahlungsfriſt nach 
der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 bewilligen, es können ihm 
die Rechtsfolgen der Nichtzahlung erlaſſen werden (Verordnung 

dan 18. Auguſt 1914), iſt er Kriegsteilnehmer, fo wird der 
Troy unterbrochen uſw. uſw. 2°) 

Ebenſo wie Klagen aller Art find auch Zahlungs— 
befehle gegen einen beaufſichtigten Schuldner ſtatthaft. Auch 
die Erteilung des Vollſtreckungsbefehls (8 699 ZPO.) wird 
durch das Beſtehen der Geſchäftsaufſicht nicht gehindert. Daß 
der Gläubiger aus dem Vollſtreckungsbefehle nicht vollſtrecken 
kun, tut nichts zur Sache. Die übrigen Rechtswirkungen des 
Vollſrecungsbefehls ($ 700 ZPO.) treten trotzdem ein. 


XV. 


| Die unterſchiedliche Behandlung der privilegierten und der 
15 prwilegierten Forderungen beginnt nach alledem erſt mit 
9 Beendigung des Prozeſſes durch Urteil oder Vergleich. 
ir pripilegierte Gläubiger hat einen Anſpruch auf die gewöhn⸗ 
Bl Imangsmittel zur Durchſetzung des Richterſpruchs, der 
möt privilegierte hat fie nicht. 


190 a KG. in DIE. 1914, 1303; OLG. Düffeldorf, DIZ. 
. 6; Kipp, DIE. 1914, 1032; Bovenſiepen, DIZ. 1915, 101. 
5 en Sächſa. 1914, 381. 
echt 
ar „ 729. Wie LG. Barmen auch Jaeger 


W 
) Vgl auch Jaeger Ban. 14, 35. 
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Nicht notwendig iſt, daß die Unzuläſſigkeit der 
Exekution im Urteile ausgeſprochen wird. Bei allen 
Urteilen, die vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht erlaſſen 
ſind, iſt das ja von vornherein gar nicht möglich. Aber auch 
bei denjenigen Urteilen, die erſt nach Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht ergehen, braucht ſich das Urteil darüber, ob der feſt⸗ 
geſtellte Anſpruch zu den privilegierten oder zu den nicht 
privilegierten Forderungen gehört, nicht auszuſprechen. Es 
braucht weder der verklagte Schuldner, um die künftige Voll⸗ 
ſtreckung abzuwenden, ſich auf ſeine Stellung unter Geſchäfts⸗ 
aufficht zu berufen, noch braucht der privilegierte Gläubiger 
zur Erhaltung ſeines Privilegiums im Prozeſſe geltend zu 
machen, daß er zu den bevorzugten Gläubigern gehöre. Im 
übrigen wird man zweckmäßig nachfolgende Grundſätze einhalten: 

Behauptet der verklagte Schuldner, daß der Gläubiger 
aus dem Urteile nicht exekutieren dürfe, weil keine privilegierte 
Forderung vorliege, und verlangt er, daß der Ausſchluß der 
Exekutierbarkeit im Urteile ausgeſprochen werde, ſo wird der 
Richter dieſem Verlangen nachkommen. Einem bloßen Wider⸗ 
ſpruche des Gläubigers gegen die Einbeziehung dieſer Frage 
in den Prozeß iſt nicht Gehör zu ſchenken. Der Gläubiger 
muß ſich daher zu den Behauptungen des Schuldners nach 
allgemeinen Grundſätzen erklären. Ergibt die Sachlage, daß 
der Einwand des Schuldners berechtigt iſt, ſo hat die Urteils⸗ 
formel einen entſprechenden Zuſatz zu erhalten (etwa: „Die 
Zwangsvollſtreckung darf erſt nach Beendigung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht beginnen“). 1) 

Ergibt die Verhandlung dagegen, daß die Forderung 
privilegiert iſt, ſo iſt in den Gründen des Urteils der Einwand 
zurückzuweiſen. Einer beſonderen Bemerkung im Tenor bedarf 
es alsdann natürlich nicht. In einem wie im anderen Falle 
iſt die Entſcheidung mit der Rechtskraft des Urteils auch für 
die Vollſtreckungsinſtanzen endgültig. 

Macht der Schuldner den Mangel der Exekutionsfähigkeit 
nicht geltend, ſo wäre es höchſt unzweckmäßig, wenn der Richter 
von Amts wegen die Zugehörigkeit der ſtreitigen Forderung zur 
privilegierten oder zur nicht privilegierten Klaſſe feſtſtellen wollte. 

Anderer Anſicht iſt freilich Bovenſiepen.?) Er erörtert 
ausſchließlich den Fall des Verſäumnisurteils — weshalb er 
dieſen Fall geſondert betrachtet, iſt nicht recht klar — und 
behauptet, daß nur dann, wenn einer der Ausnahmefälle des 
5 9 vorliege, ein glattes Verſäumnisurteil zu erlaſſen ſei. Das 
Vorliegen einer der Ausnahmefälle müſſe der Gläubiger dem 
Richter nachweiſen. Warum ſoll man aber dem Richter die 
Verpflichtung auferlegen, eine häufig nicht ganz einfach zu 
treffende Entſcheidung zu fällen, ſolange nicht die zunächſt 
davon betroffene Partei dieſe Entſcheidung verlangt? — 

Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel wird durch 
die Anordnung der Geſchäftsaufſicht über das Vermögen des 
Beklagten nicht gehindert. 22) 

) Vgl. RO. 29, 76 (Verurteilung des Gemeinſchuldners auf 
die Klage eines Gläubigers, der am Konkursverfahren nicht. teil: 
nimmt). 

22) DIZ. 1915, 101. 

2) A. M. Bovenſiepen a. a. O. 
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XVI. 


Welche Rechtsbehelfe hat der Schuldner, wenn 
das Urteil einen Vorbehalt nicht enthält und er 
beſtreitet, daß die feſtgeſtellte Schuld privilegiert iſt? 

Zunächſt iſt vorauszuſchicken, daß keine Inſtanz — alſo 
weder der Gerichtsvollzieher noch der Vollſtreckungsrichter — 
von Amts wegen eine Vollſtreckung mit der Begründung ab⸗ 
lehnen darf, es ſei ihnen bekannt, daß der Schuldner unter 
Geſchäftsaufſicht ſtehe. Iſt ein Schuldtitel mit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel verſehen, ſo müſſen auf Antrag des Gläubigers die für 
die Vollſtreckung zuſtändigen Organe in Tätigkeit treten. So⸗ 
lange ſich der Schuldner nicht gegen die Vollſtreckung wehrt, 
beſteht für den Gerichtsvollzieher oder das Vollſtreckungsgericht 
keine Veranlaſſung, gegen ſeinen Willen ſeine angeblichen 
Intereſſen wahrzunehmen. Das öffentliche Intereſſe verlangt 
nicht, daß Zwangsvollſtreckungen, die nach § 5 der Verordnung 
unzuläſſig ſind, auch nicht ſtattfinden. Die unzuläſſigen Voll⸗ 
ſtreckungsakte ſind alſo nicht etwa ipso jure nichtig.“) Will 
der Schuldner die Zwangsvollſtreckung dulden, obſchon er es 
nicht nötig hat, ſo geht das weder den Staat noch irgendeinen 
Dritten etwas an. Namentlich kann auch kein privilegierter 
Gläubiger und noch weniger der Aufſichtsführer gegen 
die Vollſtreckung Einſpruch erheben. Sie können ſich nur 
beſchwerdeführend an den Aufſichtsrichter wenden, der ſeinerſeits 
wiederum nur mit der Aufhebung der Anordnung drohen 
kann. Ein Anſpruch auf Rückzahlung des eingetriebenen Betrags 
exiſtiert nicht, ſoweit nicht etwa die Vorausſetzungen der außer⸗ 
konkursmäßigen Anfechtung vorliegen. 

Will der Schuldner die Unzuläſſigkeit einer Vollſtreckung 
geltend machen — er iſt hierzu den privilegierten Gläubigern gegen⸗ 
über verpflichtet — fo hat er ſich gemäß § 766 ZPO. beſchwerde⸗ 
führend an das Vollſtreckungsgericht zu wenden. Gewiß exiſtiert 
keine Beſtimmung in der ZPO., die unmittelbar auf dieſen 
Fall anwendbar iſt. Die Praxis wird daher aus ſich heraus 
ein Verfahren ausgeſtalten müſſen, durch das der Streit 
möglichſt raſch und ſicher zum Austrag gelangt. Die Auf⸗ 
faſſung Bovenſiepens,?) daß nicht S 766 ZPO. anwendbar 
ſei, ſondern daß der Schuldner nach 5 732 ZPO. gegen die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel Einſpruch beim Prozeßgericht 
zu erheben habe, iſt aus den verſchiedenſten Gründen abzulehnen. 
Nicht das Prozeßgericht, ſondern das Vollſtreckungs gericht 
iſt die geeignete Inſtanz zur Entſcheidung des Streites. Der 
Fall liegt ja doch nicht anders, als wenn ein Gläubiger, der 
ſich am Konkursverfahren nicht beteiligt, in die Maſſe voll⸗ 
ſtrecken will. In dieſem Falle ſteht dem Beklagten nach der 
Entſcheidung in RG. 29, 76, die Bovenſiepen offenbar ent⸗ 
gangen iſt, die Erinnerung nach §S 766 ZPO. zu. Ob aber 
der Ausſchluß der Vollſtreckung auf Konkurseröffnung oder auf 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht beruht, iſt offenbar gleichgültig. 

Hat der nicht privilegierte Gläubiger vor der Einſtellung 
des Verfahrens den geſchuldeten Betrag beigetrieben, fo ift er 
zur Zurückzahlung nicht verpflichtet. Denn er iſt nicht ohne 


59 Ebenſowenig wie die Vollſtreckung in unpfändbare Vermögens⸗ 
ftüde im allgemeinen. Vgl. Stein, SPD. 8 811 J, 885014. 
250 DIZ. 1915, 102. 
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Grund bereichert. Der Fall liegt rechtlich nicht anders, als 
wenn ein Gläubiger ſich aus unpfändbaren Vermögensbeſtänden 
befriedigt. (Vgl. z. B. Rſpr. 10, 378.) 


XVII. 

Das Exekutionsprivileg umfaßt nicht die Befugnis zur 
Konkursanmeldung. 

Die Norm in 8 5 Satz 1, daß während der Dauer der 
Geſchäftsaufſicht das Konkursverſahren über das Vermögen des 
Schuldners nicht eyöffuet werden darf, gilt ausnahmslos und 
unbedingt. 

Es gibt keinen Sonderkonkurs zugunſten der 
privilegierten Gläubiger. 

Was hat zu geſchehen, wenn ſich herausſtellt, daß das 
Vermögen des Schuldners nicht mehr ausreicht, um auch nur 
die privilegierten Gläubiger zu befriedigen, wenn der Schuldner 
alſo auch die Zahlungen auf die privilegierten Schulden ein⸗ 
ſtellen muß? 

In dieſem Falle droht die Gefahr, daß das geſamte Aktiv- 
vermögen des Schuldners denjenigen der privilegierten Gläubiger 
zufließt, die zuerſt zugreifen. Die übrigen privilegierten Gläubiger 
erhalten nichts oder doch nur wenig. Und die nicht privilegierten 
Gläubiger müſſen vollends mit gebundenen Händen zuſehen, 
wie wenige Glückliche die geſamte Aktivmaſſe des Schuldners 
an ſich reißen. 

Es liegt auf der Hand, daß bei dieſer Sachlage das 
Konkursverbot nicht mehr gerechtfertigt iſt. Die Konkurseröffnung 
über das Vermögen des beaufſichtigten Schuldners iſt ja nur 
deshalb und gerade deshalb verboten, weil der wirtſchaftliche 
Zuſammenbruch des Schuldners verhütet werden ſoll. Er⸗ 
weiſen die Tatſachen, daß der Zuſammenbruch trotzdem eintritt, 
daß das Heilmittel alſo vergeblich angewendet worden iſt, ſo iſt 
nunmehr ſelbſtverſtändlich, daß die Befriedigung der Gläubiger 
ſich nicht regellos vollziehen darf, ſondern daß wiederum die 
Vorſchriften der Konkursordnung Platz greifen müſſen. Mithin 
iſt die Geſchäftsaufſicht aufzuheben, Sache des 
Aufſichtsführers iſt es, die Aufhebung zu beantragen. 
Verzögert er den Antrag, ſo haftet er den Gläubigern auf 
Schadenerſatz (§S 6 Abſ. 2 VO., S 82 KO.). 26) 


XVIII. 

Zweifel können ſich bei der Anwendung des Anfechtungs⸗ 
geſetzes ergeben. Zur Anfechtung nach § 2 iſt nicht nur der 
privilegierte Gläubiger berechtigt, ſondern auch der Inhaber 
einer geſtundeten Forderung. Auch ſein Schuldtitel iſt 
vollſtreckbar. (5 2 AnfG.) Der weitere Nachweis, daß die 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Schuldners zu 
ſeiner Befriedigung nicht geführt hat, oder daß anzunehmen 
iſt, daß ſie zu einer ſolchen nicht führen würde, erübrigt, weil 
der Schuldner ja ſelbſt erklärt hat, daß er inſolvent ſei. 

Ficht der nicht privilegierte Gläubiger wirkſam an, fo 
erlangt er allerdings gemäß 8 7 AnfG. mittelbar eine Bes 


5) Cahn, Recht und Wirtſchaft 1914, 271, leugnet zu Unrecht 
das Recht des Aufſichtsgerichts, die Geſchäftsaufſicht aufzuheben, wenn 
die Ausſicht auf Behebung der Zahlungsunfähigkeit ſchwindet. In 
dem Falle des Zuſammenbruchs muß man aber nicht nur die Befugnis, 
ſondern die Pflicht des Gerichts zur Aufhebung anerkennen. 
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friedigung, die er unmittelbar nicht hätte erzwingen können. 
Aber deshalb wird die Vollſtreckung des Anfechtungsanſpruchs 
gegen den Anfechtungsſchuldner noch keine Zwangsvollſtreckung 
in das Vermögen des unter Aufſicht geſtellten Schuldners. 
Weder der Schuldner noch die privilegierten Gläubiger können 
verlangen, daß der erlangte Betrag in das Vermögen des 
Schuldners zurückgewährt werde. Der privilegierte Gläubiger 
i auch nicht etwa als folder berechtigt, Leiſtungen des 
Schuldners an den nichtprivilegierten Gläubiger anzufechten. 
es müſſen die beſonderen Vorausſetzungen des 5 3 AnfG. 
vorliegen. 
XIX. 

Die Einteilung der Schulden in geſtundete und 
privilegierte endigt mit der Aufhebung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht. 

Von dieſem Zeitpunkte an ſtehen alle Gläubiger des 
Schuldners wieder einander gleich. Dadurch können natürlich 
ſehr leicht diejenigen Gläubiger geſchädigt werden, die während 
der Geſchäftsaufſicht im Vertrauen auf ihr Exekutionsprivileg 
mit dem Schuldner kontrahiert haben. Es iſt und bleibt eben 
gefährlich, dem unter Gefchäftsaufficht ſtehenden Schuldner auch 
mit Zustimmung des Auſſichtsführers Kredit zu gewähren. 

Schon heute läßt ſich nun voraus ſagen, daß der Zweck 
der Geſchäftsaufſicht — Durchhaltung des Unternehmens — 
ſch bei weitem nicht in allen Fällen, in denen die Anordnung 
eriolgt if, erreichen läßt. Amtsgerichtsrat Michelsen) teilt 

mi, daß von 15 Geſchäftsaufſichten, die in Barmen bis zum 
30. Nobember 1914 angeordnet worden waren, nur 6 voraus⸗ 
ſchlich den erhofften Erfolg haben werden! Im übrigen 
Deuschland wird das Verhältnis ähnlich fein. 

Run wird ja abzuwarten fein, welche Übergangsvorfchriften 
der Bundesrat noch erlaſſen wird. Denn ſelbſtverſtändlich können 
nicht nit der Beendigung des Kriegszuſtandes auch ſofort alle 
Gechäſtsauffichten aufgehoben werden. Aber zurzeit folgt wohl 
de Aufhebung der Geſchäftsaufſicht faſt ausnahmslos in ſehr 
hunt deit die Konkurseröffnung. Bereits an früherer Stelle 
Ain iR hervorgehoben, daß die Aufhebung der Aufficht dann 
eintreten muß, wenn der Schuldner auch die privilegierten 
Gläubiger nicht mehr voll zu befriedigen vermag. Kommt es 
hut Konkurseröffnung, fo müſſen ſich auch die ehedem bevorzugt 
geivefenen Gläubiger mit der Konkursdividende begnügen, ſoweit 
ihnen nicht etwa nach den Vorſchriften der KO. bevorzugte 
defriedigung in irgendwelcher Form zukommt. Zweifel tauchen 

m bei der Honorarforderung des Auſſichtsführers auf. 
daß fie während des Beſtehens der Geſchäftsaufſicht zu den 
Prbilegierten Forderungen gehört und daß daher der Aufſichts⸗ 
führer, wenn ihn der Schuldner nicht bezahlen will, vollſtrecken 
darf, if} bereits erwähnt (XII. Es wird aber darüber 
hinaus die Honorarforderung des ehemaligen Aufſichts⸗ 
führers auch im Falle eines ſpäteren Konkurſes als 
bevorzugt anerkannt werden müſſen. Dieſe Regelung 
enſprict allein der Billigkeit. Man kann dabei ſowohl an 
eine Maſſeſchuld wie an das Vorrecht des 8 61 Ziff. 1 KO. 
denken. An eine Maſſeſchuld deshalb, weil beim Nachlaß⸗ 
konburz nach 8 224 Ziff. 4 KO. die Koſten der Nachlaßpfleg⸗ 


7) Recht 1915, 10. 
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ſchaft und — wie Rechtſprechung und Literatur einſtimmig an⸗ 
nehmen — auch der Nachlaßverwaltung zu den Maſſeſchulden 
gehören und die Koſten der Geſchäſtsaufſicht mit den Koſten 
einer Nachlaßverwaltung auf gleicher Stufe ſtehen. Wer 
freiwillig ein Amt im Intereſſe eines inſolventen Schuldners 
übernimmt, muß mit ſeiner Honorarforderung im Konkurſe 
den übrigen Gläubigern vorausgehen.) Will man aber 
aus Scheu vor einer freien Ergänzung des Geſetzes der 
Honorarforderung den Charakter der Maſſeſchuld abſprechen, 
ſo muß man ihr auf alle Fälle doch das Vorrecht nach 
5 61 Ziff. 1 KO. zuerkennen. Wie man im übrigen dieſe 
Vorſchrift auslegt — man denke an den Streit um die Be⸗ 
deutung des Wortes „verdingen“ —, iſt eine Sache für ſich. 
Die Anerkennung des Vorzugsrechts der Honorarforderung im 
Konkurſe beruht übrigens nicht nur auf einer Forderung der 
Billigkeit gegenüber dem Aufſichtsführer, ſondern fie liegt auch 
durchaus im Intereſſe der Durchführung der Geſchäftsaufſicht. 
Ein Aufſichtsführer, der es mit ſeiner Tätigkeit ernſt nimmt, 
wird ihr oft genug recht erhebliche Zeit und Arbeit opfern 
müſſen und die Hoffnung des Bundesrats, daß das Amt 
regelmäßig als Ehrenamt aufgefaßt wird, wird kaum in Er⸗ 
füllung gehen. Müßte nun aber der Aufſichtsführer befürchten, 
daß er in einem etwaigen ſpäteren Konkurſe des Schuldners 
nur Anſpruch auf die Konkursdividende hat, ſo würde er nach 
Möglichkeit darauf bedacht ſein, ſeine Honorarforderung bereits 
während der Geſchäftsaufſicht voll einzutreiben. Das würde 
natürlich wiederum eine Schwächung der baren Mittel des 
Schuldners bedeuten und die Durchhaltung des Unternehmens 
oft erheblich erſchweren. 
XX. 

Endlich iſt noch die Frage aufzuwerfen, wie ſich 
die Vorſchriften der KO. über Anfechtung von Rechts— 
handlungen des Gemeinſchuldners (88 29 ff.) zu den 
Rechtsakten verhalten, die der unter Aufſicht ſtehende 
Schuldner vorgenommen hat. Der Antrag auf An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht iſt ſtets das Eingeſtändnis des 
Schuldners, daß er zahlungsunfähig iſt. Die Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſetzt ja Zahlungsunfähigkeit voraus. Weiter erklärt 
der Schuldner damit gleichzeitig, daß er ſeine Zahlungen 
einſtellen wolle: deshalb erſtrebt er ja ein Moratorium. 
Mithin nimmt der unter Geſchäftsaufſicht ſtehende Schuldner 
alle ſpäteren Rechtshandlungen nach Zahlungseinſtellung 
vor. Daß dieſe Rechtshandlungen, wenn ſpäter doch Konkurs 
ausbricht, eine Benachteiligung der übrigen Konkursgläubiger 
zur Folge haben können, liegt auf der Hand. Man braucht 
ja nur an den Fall zu denken, daß der Schuldner einen 
Lieferanten, von dem er im Intereſſe einer vorteilhaften Fort⸗ 
führung ſeines Geſchäftes weiter Waren beziehen will, mit Zu⸗ 
ſtimmung des Auſſichtsführers zunächſt befriedigt. Oder man 
denke an den Fall, daß ein ſolcher Gläubiger die weitere 
Lieferung von der Beſtellung von Sicherungen abhängig macht. 
Es leuchtet nun aber ein, daß eine allgemeine ſpätere An⸗ 
fechtbarkeit der Geſchäfte, die während der Dauer der Geſchäfts⸗ 
aufſicht vom Schuldner vorgenommenen Geſchäfte, den ganzen 


28) Mir wird mitgeteilt, daß Konkursrichter dieſe Auffaſſung 
teilen und demgemäß verfahren. 
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Zweck des Inſtituts in Frage ſtellt. Die Anfechtbarkeit eines 
Geſchäftes beruht auf dem Gedanken, daß der Schuldner, eben 
weil er inſolvent war, das Geſchäft nicht hätte vornehmen 
dürfen, da dadurch die gleichmäßige Befriedigung der Gläubiger 
vereitelt werde. Dem unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden 
inſolventen Schuldner ſoll aber gerade die Möglich— 
keit gewährt werden, trotz ſeiner Inſolvenz zum 
Zwecke der Durchhaltung ſeines Unternehmens weitere 
Geſchäfte abzuſchließen. Der Grundſatz der gleichmäßigen 
Befriedigung der Gläubiger wird außer Kraft geſetzt. Die 
privilegierten Gläubiger müſſen vor den übrigen befriedigt 
werden, weil das Intereſſe des Geſchäftes es erfordert. Es 
iſt undenkbar, daß Maßnahmen, die zur Zeit ihrer Vornahme 
mit den Geſetzen in Einklang ſtanden, nachträglich durch An⸗ 
fechtung als widerrechtlich hingeſtellt werden könnten. Müßte 
der Gläubiger, der von dem beaufſichtigten Schuldner Zahlung 
empfängt, mit der Gefahr ſpäterer Anfechtung rechnen, ſo wird 
er ſich hüten, ſich überhaupt mit dem Schuldner in Geſchäfts⸗ 
verbindung einzulaſſen. 

Nur bei denjenigen Rechtshandlungen iſt die Anfechtung 
möglich, die der Schuldner ohne Zuſtimmung des Auſſichts⸗ 
führers vorgenommen hat, obſchon er die Zuſtimmung hätte 
einholen müſſen. (8 7 Abſ. 2 VO.) Denn dieſe RNechts⸗ 
handlungen ſind geſetzwidrig. Sie ſind durch den Zweck 
des Inſtituts nicht gedeckt. Man darf ſagen: bei ihnen iſt 
die Widerrechtlichkeit durch die Geſchäftsaufſicht nicht geheilt. 
Die Kontrahenten ſolcher Geſchäfte müſſen daher mit einer 
ſpäteren Anfechtung rechnen. 


Die Geſchäftsaufſicht. 


Von Rechtsanwalt Dr. Robert Th. Wertheimer, Frankfurt a. M. 


Nachdem die Bundesratsverordnung vom 8. Auguſt 1914, 
die die Anordnung der Geſchäftsaufſicht vorgeſehen hat, jetzt 
ein halbes Jahr in Kraft iſt, läßt ſich die Wirkung derſelben 
wenigſtens einigermaßen überſehen. Es iſt nicht zu leugnen, 
daß in einigen, allerdings nicht ſehr häufigen Fällen, die Ver⸗ 
ordnung ihren Zweck voll und ganz erreicht hat, nämlich vorzugs⸗ 
weiſe in den Fällen, in welchen die betroffenen Geſchäfte gerade 
infolge des Krieges einen erheblichen Aufſchwung nahmen. In 
dieſen Fällen iſt es möglich geweſen, die Gläubiger in der von 
der Verordnung vorgeſehenen Weiſe anteilmäßig zu befriedigen, 
und das Geſchäft des Schuldners iſt vor dem Ruin gerettet 
worden. Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß in den weitaus 
meiſten Fällen der von der Verordnung erſtrebte Zweck nicht 
erreicht worden iſt. Dies liegt vor allem daran, daß die 
Bundesratsverordnung mangels eingehender Beſtimmungen eine 
große Rechtsunſicherheit hat Platz greifen laſſen. 

Die Befugniſſe der Aufſichtsperſonen find in 8 6 der 
Bundesratsverordnung ſo allgemein umſchrieben, daß es nicht 
verwunderlich iſt, wenn ſich einheitliche Grundſätze für die 
Geſchäftsführung nicht haben bilden können. Während wohl 
die meiſten der Aufſichtsperſonen den Standpunkt eingenommen 
haben, daß das Geſchäft des Schuldners nicht eingeſchränkt 
werden ſolle, weil eben der Zweck der Bundesratsverordnung 
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offenbar der iſt, dem Schuldner das Geſchäft zu erhalten, 
haben in andern Fällen die Aufſichtsperſonen es als ihre vor⸗ 
nehmliche Aufgabe betrachtet, den Gläubigern anteilmäßige Be⸗ 
friedigung aus dem Geſchäftsvermögen zu gewähren, ſo daß 
alſo die Geſchäftsaufſicht in dieſen Fällen nichts anderes 
bedeutet, als eine langſame außergerichtliche Liquidation des 
Geſchäftes. In keinem der beiden Fälle läßt ſich den Aufſichts⸗ 
perſonen ein Vorwurf über ihre Auffaſſung machen: die 
einzelnen Fälle der Geſchäftsaufſicht ſind eben viel zu verſchieden, 
als daß eine allgemeine Regelung möglich wäre. Bei 
kleineren Geſchäften, bei denen die Aktiven hauptſächlich in den 
wenigen vorhandenen Waren und Außenſtänden beſtanden haben, 
war eine Fortführung des Geſchäftes des Schuldners gar nicht 
möglich, weil die zur Fortführung notwendigen Betriebsmittel 
nicht zur Verfügung geſtanden haben. In dieſen Fällen hat 
wohl mit Recht die Aufſichtsperſon es als ihre Aufgabe be⸗ 
trachtet, die Gläubiger anteilmäßig zu befriedigen; zu einer 
vollkommenen Befriedigung ſämtlicher Gläubiger dürfte es aber 
wohl nur in Ausnahmefällen gekommen ſein. Der Schuldner 
iſt alſo von ſeinen Schulden nicht befreit worden, ſondern hat 
dieſe nur verringert. Gerade deshalb beſteht aber für ihn die 
Gefahr, daß bei einer Aufhebung des Geſetzes das Konkurs⸗ 
verfahren über ihn hereinbricht, oder ein ſolches mangels Maſſe 
nicht eröffnet werden kann, wodurch er in die bei dem Konkurs⸗ 
gericht geführte Liſte kommt. Dieſe durchaus unerwünſchte 
Folge der Verordnung muß jedenfalls bei deren Aufhebung 
in irgendeiner Weiſe berückſichtigt werden. 

In nicht wenigen Fällen iſt es aber der Aufſichtsperſon nicht 
einmal gelungen, eine anteilmäßige Befriedigung der Gläubiger 
herbeizuführen, weil die in § 9 Bundesratsverordnung Ziffer 2, 3 
und 4 genannten Forderungen, die von der Geſchäftsaufſicht 
nicht betroffen werden, das ganze vorhandene Geſchäftsvermögen 
verzehrt haben. Es iſt hier vor allen Dingen an diejenigen 
Fälle zu denken, in welchen eine im Verhältnis zu dem Umfange 
des Geſchäftes übermäßig hohe Miete, die vorweg befriedigt 
werden muß, die Aufſichtsperſon an der Verteilung irgend 
welcher Quoten an die übrigen Gläubiger gehindert hat. 
Während beim Konkursverfahren der Konkursverwalter den 
Mietvertrag wenigſtens kündigen kann, iſt dieſe Befugnis bei 
der Geichäftsaufficht der Aufſichtsperſon nicht gegeben, fo daß 
ſie alſo nicht imſtande iſt, die ſtändig wachſende Mietſchuld 
abzuwälzen. In dieſen Fällen wird alſo, wenn die Verordnung 
aufgehoben wird, für die nichtbevorrechtigten Gläubiger nichts 
übrig bleiben, während der Vermieter und die übrigen in 8 9 
der Verordnung genannten Gläubiger einen Vorteil dadurch 
erlangt haben. 

Es iſt auch nicht zu verkennen, daß die Stellung der 
Aufſichtsperſon eine ungleich ſchwierigere iſt, als die des Konkurs⸗ 
verwalters. Da im Konkursverfahren das laufende Geſchäft 
zum Stillſtand kommt, läßt ſich die Höhe der Forderungen 


überſehen, während bei der Geſchäftsaufſicht bei Fortführung 


des Geſchäftes jeden Tag neue Forderungen entſtehen, die 
zudem vorweg zu befriedigen ſind. Das hat insbeſondere bei 
Abzahlungsgeſchäften, bei denen vereinbarungsgemäß laufende 
Wechſelſchulden ſtets prolongiert werden, zu den größten 
Schwierigkeiten geführt, da die Aufſichtsperſonen, und zwar 
mit Recht, ſich geweigert haben, durch Hingabe der Pro⸗ 
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longationswechſel den Gläubigern eine Ausnahmeſtellung zu 
verſchaffen. Gerade wegen dieſer Schwierigkeiten iſt auch die 
in der Begründung der Verordnung vorgeſehene ehrenamtliche 
Aufſicht nur in wenigen Fällen anwendbar geweſen, weil ans 
geſichts der Verantwortlichkeit eine derartige Übernahme nicht 
unbedenklich war. Wo Anwälte beſtellt worden find, dürften 
dieſe ſchon um deswillen einen Anſpruch auf Koſtenerſtattung 
haben, weil ja die Geſchäftsaufſicht gar nicht im Intereſſe des 
Eduldners, ſondern in demjenigen feiner Gläubiger getroffen 
M fo daß, ebenſo wie im Konkursverfahren, eine zwar aus 
dem Vermögen des Schuldners zu honorierende, aber im 
Irereſſe der Gläubiger vorgenommene Tätigkeit der Aufſichts⸗ 
perſonen erfolgt iſt. Über die Höhe des Honorars dürften fich 
einheitliche Grundsätze nicht gebildet haben. Angeſichts der 
Lerſchiedenheit der Fälle dürften ſolche auch außerordentlich 
ſchwierig fein. ö 
Die Rechtſprechung hat nicht dazu beigetragen, die Tätig- 
let der Aufſichtsbeamten einfacher zu geſtalten. Angeſichts 
des Umſtandes, daß das Geſetz die Offentlichkeit des Der: 
fahrens vermeiden will, iſt ſtreitig geworden, ob der Auffichte- 
beante einem beteiligten Gläubiger überhaupt Auskunft über 
den Stand der Sache erteilen darf. Dieſe Frage iſt durch 
einen Beſchluß des LG. Frankfurt a. M., durch den einem 
beteiligten Gläubiger Einſicht in die Gerichtsakten und Ab⸗ 
(friten aus dieſen geſtattet worden iſt, nicht geklärt worden. 
Eine einheitliche Rechtſprechung iſt überhaupt deshalb ſehr 
ſhwierg, weil die Entſcheidungen des Auffichtsgerichts 
wmanfehtbar find. Die Frage, ob trotz der Geſchäftsaufſicht 
Alagen gegen den Schuldner erhoben werden können, iſt zwar 
au bejaben; dagegen ift ftreitig geworden, ob, wenn dem Kläger 
bi Geſchäſtsaufſicht bekannt war und der Schuldner ſofort 
anerkennt, die Koſten des Verfahrens nicht dem Kläger zur 
uf fall. Dieſe Entſcheidung Recht 1914 Sp. 729) ift im 
ſücſen Grade bedenklich. Die dort angezogene Anwendung 
mn ö gz iR um des willen irrig, weil es ja nicht genügt, daß 
der Shuldner die Forderung anerkennt, da er ja zur Zahlung 
bepſichet iſt; auch während der Geſchäftsaufſicht bleibt er 
Au Zahlung verpflichtet, wenn dieſe auch von dem Gläubiger 
nicht dung Zwangsvollſtreckung erzwungen werden kann. Daß 
ch Anordnung der Geſchäftsaufſicht keine Unterbrechung der 
Droyefie eintritt, iſt jetzt allgemein anerkannt. 
Aas wird aber geſchehen, wenn die Verordnung einmal 
cüchoben werden wird? Es iſt wohl undenkbar, daß dies 
ON jede Ubergangsbeſtimmung geſchehen kann, weil dann in 
in beitaus meiſten Fällen die ſofortige Konkursanmeldung 
de wiwenzige Folge wäre, und gerade das eintreten würde, 
was die Verordnung zu verhüten ſich bemüht hat, nämlich der 
tolſtändige Ruin des Schuldners. Eine ÜUbergangsbeſtimmung 
id aber um fo schwieriger zu treffen, als die einzelnen Fälle 
ur Geſchäftsaufficht, wie erwähnt, durchaus nicht gleich gelagert 
Ind. In denjenigen Fällen, in welchen das Geſchäftsvermögen 
durch die der Geſchäftsaufſicht nicht unterworfenen Forderungen 
aufgebraucht iſt, wird wohl dem Schuldner nicht gut zu helfen 
In. Eine Hilfe iſt aber um ſo notwendiger in den Fällen, 
i belchen es den Aufſichtsperſonen möglich war, den Gläubigern 
emen Teil ihrer Forderungen auszuzahlen. Hier dürfte ganz 
entſchieden der von der Geſetzgebung bis jetzt verſchmähte, 
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aus volkswirtſchaftlichen Gründen aber höchſt erwünſchte außer⸗ 
gerichtliche Zwangsvergleich am Platze ſein. Bei vielen außer⸗ 
gerichtlichen Arrangements hat man es von jeher ſchmerzlich 
empfunden, daß ein Gläubiger, der vielleicht mit einer nur ganz 
geringen Summe beteiligt war, ein für alle Gläubiger außerordent⸗ 
lich günſtiges Arrangementangebot des Schuldners, oft aus Kon⸗ 
kurrenzneid, zu Schanden machen konnte. Die Fälle, in denen 
es dem Schuldner möglich war, durch Beihilfe ſeiner Ver⸗ 
wandten ſeinen Gläubigern ein Angebot zu machen, deſſen 
Quote im Konkursfalle auch nicht annähernd erreicht worden 
wäre, ſind durchaus nicht ſelten. Und ebenſo häufig ſind die 
Fälle, in denen ein überaus günſtiges Angebot durch einen 
einzelnen Gläubiger zu Fall gekommen iſt. Es iſt über den 
außergerichtlichen Zwangsvergleich eine umfangreiche Literatur 
entſtanden, die beinahe einmütig auf dem Standpunkt ſteht, ein 
ſolcher außergerichtlicher Zwangsvergleich ſei wünſchenswert, 
wenn ſie auch die Schwierigkeiten durchaus nicht verkennt, die 
damit verbunden ſind. 

Es ſcheint mir aber, daß die von der Bundesrats⸗ 
verordnung eingeführte „Aufſichtsperſon“ eine genügend un⸗ 
parteiiſche und vertrauenswürdige Stelle zur Prüfung der ganzen 
Verhältniſſe bei einem außergerichtlichen Zwangsvergleich wäre. 
Dieſe Aufſichtsperſon hätte zunächſt an Stelle des Gerichts, 
das die Verhältniſſe oft nicht durchſchauen kann, den außer⸗ 
gerichtlichen Vergleichsvorſchlag nach allen Richtungen hin zu 
prüfen und die für und gegen ihn ſprechenden Gründe in einem 
ausführlichen Gutachten niederzulegen, welches das Gericht, auf 
deſſen Mitwirkung wohl nicht verzichtet werden kann, zur 
Grundlage ſeiner Entſcheidung machen könnte. Dabei müßte 
dem Gerichte die Befugnis eingeräumt werden, andere geeignete 
Perſönlichkeiten über den von dem Schuldner gemachten Vor⸗ 
ſchlag zu hören. Selbſtverſtändlich iſt, daß die Gläubiger ſo⸗ 
wohl der Zahl wie der Summe nach in gewiſſer Anzahl und 
Höhe zuſtimmen müßten, wobei zur Entlaſtung des Gerichts die 
Erklärungen gegenüber der Aufſichtsperſon abgegeben werden 
könnten. Auch wird man die Schutzvorſchriften der Konkurs⸗ 
ordnung bezüglich der Verwandten und des Ehegatten nicht 
außer acht laſſen dürfen. 

Mit einer derartigen Anordnung ſollte aber keineswegs 
gewartet werden, bis die Bundesratsverordnung über die 
Geſchäftsaufſicht aufgehoben wird; vielmehr müßten jetzt bereits 
ſo bald als möglich entſprechende geſetzliche Beſtimmungen 
getroffen werden, vor allen Dingen aus dem Geſichtspunkte 
heraus, daß es für außerordentlich viele Gläubiger erwünſcht 
iſt, möglichſt bald in den Beſitz wenigſtens eines Teils ihrer 
Forderungen zu kommen, und daß es in vielen Fällen für die 
Gläubiger mehr bedeutet, wenigſtens einen Teil ihrer Forderungen 
ſo bald als möglich zu erlangen, als mit der ganzen Summe 
auf unabſehbare Zeit vertröſtet zu werden. Auch könnten in 
den weitaus meiſten Fällen die Schuldner bereits jetzt ſchon 
entſprechende Schritte zur Beſchaffung der zur Befriedigung der 
Gläubiger notwendigen Mittel unternehmen. Endlich würde 
die Gefahr vermieden, daß bei Aufhebung der Bundesrats⸗ 
verordnung eine allgemeine Überlaftung des Aufſichtsgerichts 
eintreten würde, weil viele Fälle der Geſchäftsaufſicht in 
der angedeuteten Weiſe bereits jetzt zur Erledigung kommen 
könnten. 
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Es iſt gewiß nicht leicht, eine einigermaßen befriedigende 
Löſung dieſer Frage zu finden, aber es iſt auf der anderen 
Seite dringend notwendig, bereits jetzt einen Abbau der 
Bundesratsverordnung in dem angedeuteten Sinne herbei⸗ 
zuführen, damit nicht ſpäter allzu große Schwierigkeiten entſtehen. 

Endlich ſei noch auf einen anderen Mangel der Verordnung 
hingewieſen. Nach ihrem Wortlaut, der nur von Schuldner 
ſpricht, könnte zweifelhaft ſein, ob ſie ſich auch auf die offene 
Handelsgeſellſchaft und die Geſellſchaft m. b. H. bezieht. Das 
wird allgemein angenommen. Dann müßte aber auch eine 
Beſtimmung vorhanden ſein, daß die offenen Handelsgeſellſchafter 
und die Geſchäftsführer in ihren Bezügen beſchränkt werden 
können. Die Frage, ob durch die Geſchäftsaufſicht über die 
offene Handelsgeſellſchaft auch die Vollſtreckung gegen die 
einzelnen Geſellſchafter verhindert wird, iſt nach dem Wortlaut 
der Verordnung zu verneinen, nach der ratio legis aber zu 
bejahen, denn ſonſt würde zwar nicht die Fortexiſtenz der 
Geſellſchaft, wohl aber die ihrer Geſellſchafter in Frage geſtellt; 
und daß die Vorausſetzungen der Geſchäftsauſſicht nicht ohne 
weiteres bei allen Geſellſchaftern vorliegen müſſen, iſt unbeſtreit⸗ 
bar. Deshalb empfiehlt ſich dringend eine Beſtimmung, wonach 
bei einer Geſchäftsaufſicht über eine offene Handelsgeſellſchaft 
eine Vollſtreckung gegen die einzelnen Geſellſchafter aus 
Forderungen gegen die offene Handelsgeſellſchaft verhindert wird. 


Requiſitionen. 
Von Rechtsanwalt Dr. O. Netter, Berlin. 


I. Die Requiſition iſt eine Rechtsform des Kriegs⸗ 
zuſtandes. Sie iſt daher in Deutſchland ſeit 1870 nicht mehr 
praktiſch geworden. Trotzdem beſteht im allgemeinen Rechts⸗ 
bewußtſein eine wenigſtens ungefähre Vorſtellung ihres Weſens; 
ſie iſt indeſſen nicht klar und beſtimmt genug, um eine genauere 
juriſtiſche Unterſuchung entbehrlich zu machen. Dieſe bietet 
zugleich beſonderes Intereſſe durch die Wechſelwirkung, in 
welcher die Requiſition mit der Rechtsordnung des Friedens 
ſteht. Genauere Betrachtung der Erſcheinungsform, welche die 
Requiſition in der Verwaltungspraxis annimmt, führt auf den 
Lebensnerv der Rechtsordnung zurück und zeigt ihre enge Ver⸗ 
knüpfung mit dem geſamten Gefüge der Volkswirtſchaft. Gleich⸗ 
zeitig beleuchtet ſie wie in einem Brennpunkt die völlig ver⸗ 
änderte Geſtaltung, die das Verhältnis des einzelnen zur Ge⸗ 
ſamtheit in der gegenwärtigen Zeit gewonnen hat. Damit 
aber gewinnt die Erörterung der Nequifition eine Bedeutung 
und ein Intereſſe, das ihre an ſich nur vorübergehende Er⸗ 
ſcheinungsform weit überragt. 

IL Um Klarheit über das Weſen der Requiſition zu 
gewinnen, läßt ſich nicht an ihren Gegenſtand anknüpfen. 
Dieſer iſt fo vielgeſtaltig, wie die Bedürfniſſe des modernen 
Millionenheeres. Selbſt wenn man den ganzen Kreis der⸗ 
jenigen Bedürfniſſe ausſchaltet, die ihre Befriedigung in 
Feindesland finden, bleibt eine begrifflich gar nicht oder nur 
ſchwer und ganz allgemein faßbare Vielheit von Gegen⸗ 
ſtänden. | 

Die Requiſition in Feindesland richtet ſich nach Völker⸗ 
recht und Kriegsgebrauch. Sie eignet ſich nicht ohne weiteres 
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zur Erörterung unter dem zu I angedeuteten Geſichtspunkt und 
ſoll hier für die weitere Betrachtung ausſcheiden. 

Gegenſtand der Requiſition im Heimatsgebiet iſt die 
Sicherſtellung aller Bedürfniſſe an Unterkunft, Bekleidung, 
Verpflegung und ſanitärer Behandlung ſowohl der auf heimi⸗ 
ſchem Boden befindlichen Beſatzungs⸗ und Erſatztruppen, wie 
der großen Menge der Kriegsgefangenen. Will man ſich den 
Gegenſtand näher verdeutlichen, ſo läßt ſich anknüpfen an die 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Vorratserhebungen (BB. 
v. 24. 8. 14: RGBl. S. 382; 15. 10. 14: RGBl. S. 440; 
29. 10. 14: RGBl. S. 466), welche ihre ſtaatsrechtliche Grund⸗ 
lage in der Blankettbeſtimmung des 5 3 des Geſetzes vom 4. 8. 14, 
RGBl. S. 327, finden. Dieſe Ermittlung der Vorräte dient 
als Vorbereitung für notwendig werdende Requiſitionen. Die 
Vorratserhebung, ergänzt durch die ſtatiſtiſche Aufnahme vom 
1. 12. 14, erſtreckt ſich auf alle Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs, insbeſondere an Nahrungs⸗ und Futtermitteln aller 
Art, ſowie an rohen Naturerzeugniſſen, Heiz⸗ und Leuchtſtoffen, 
auf Artikel des Kriegsbedarfs und Gegenſtände, die zur Her⸗ 
ſtellung von Kriegsbedarfsartikeln dienen. Für ſie alle beſteht 
eine unter Strafzwang geſtellte Auskunftspflicht der Beſitzer. 

Scheitert ſo die nähere Beſtimmung des Weſens der 
Requiſition nach ihren Objekten an deren unüberſehbarer 
Mannigfaltigkeit, fo iſt andererſeits ihre ſchärfere Faſſung auch 
nicht durch die ausſchließliche Beziehung auf das Subjekt 
möglich, in deſſen Intereſſe die Requiſition erfolgt. Dieſes 
Subjekt iſt in allen Fällen die Heeresverwaltung. Weder nach 
der objektiven noch nach der ſubjektiven Seite läßt ſich danach 
das Weſen der Requifition ſchärfer erfaſſen. Man kann ihm 
nur näher kommen, wenn man ſein Augenmerk auf die Form 
richtet, in welcher der Eingriff des Subjekts der Requiſition, 
nämlich der durch die Heeresverwaltung repräſentierten Staats⸗ 
gewalt, in ihre mannigfaltigen Objekte, das iſt in das Privat- 
eigentum, ſtattfindet. Die Requiſition iſt in allen ihren 
Erſcheinungsformen die Verwendung des Privateigentums für 
die Heeresverwaltung, alſo im Intereſſe der Geſamtheit, durch 
Vermittlung der ſtaatlichen Gewalt. 

III. Die Praxis ſeit Kriegsbeginn zeigt drei in ihren 
Vorausſetzungen und Wirkungen völlig verſchiedene Formen 
der Requiſition, wobei eine vierte Form, die durch Spezialgeſetz 
angeordneten Beſchlagnahmen und Enteignungen, unberückſichtigt 
bleibt. In einem ſehr erheblichen Umfange hat ſich der Eingriff 
in die unbeſchränkte Verfügungsfreiheit des Eigentums durch 
Beſchlagnahme vollzogen, welche ſich rechtlich als Veräußerungs⸗ 
verbot und Verfügungsbeſchränkung etwa im Sinne der 88 134 
bis 137 BGB. darſtellt (IV). 

Die zweite Form ſind die Zwangskäufe und Enteignungen, 
welche ſich auf der Grundlage der Höchſtpreisgeſetzgebung ent 
wickelt haben (V). 

Ihnen ſchließt ſich drittens die Requiſition im engeren 
Sinne an, und zwar gemäß den Beſtimmungen des Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetzes vom 13. 6. 1873 (VI). 

IV. Die Tatſache, daß ſeit dem Ausbruch der Mobil- 
machung eine Reihe von Gegenſtänden, an deren Sicherſtellung 
ein beſonderes militäriſches Intereſſe beſtand, beſchlagnahmt 
wurden, iſt allgemein bekannt. Es gilt dies z. B. von Pferden, 
Automobilen, Benzin, Sprengmitteln, Decken, Metallen, Wolle, 
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aber auch von Grundſtücken. Zum Teil iſt die Sicherſtellung 
dieſer Gegenſtände auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes erfolgt 
und daher im anderen Zuſammenhang zu erörtern (VI.). In 
anderen Fällen beruht ſie, wie erwähnt, auf Spezialgeſetz, 
wie die letzten, volkswirtſchaftlich ſo außerordentlich bedeutſamen 
Veſchlagnahmen des Brotgetreides (BB. v. 25. 1. 15, RGBl. 
S. 35, des Hafers (BB. v. 23. 1. 15, RGBl. S. 29) und die 
Enteignung von Schweinen (BB. v. 25. 1. 15, RGBl. S. 45). 
Veliach haben aber die Beſchlagnahmeverfügungen in ihrem 
Bortlaut jede Bezugnahme auf geſetzliche Beſtimmungen unter⸗ 
luſen. Das gilt z. B. für die durch das preußiſche Kriegs⸗ 
miniſterium am 31. 1. 15 angeordnete allgemeine Beſchlagnahme 
gewiſſer Metalle (Kupfer, Nickel, Zinn, Blei). Mit ihr iſt gleichzeitig 
eine Meldepflicht der Beſitzer vorgeſchrieben. Es bedarf hier 
beſonderer Prüfung, worin dieſe Veräußerungsverbote ihre 
rechtliche Grundlage finden. Soweit erſichtlich, find fie lediglich 
auf die Beſtimmung in 8 4 des Geſetzes vom 4. 6. 1851 über 
den Belagerungszuſtand (PrGS. S. 451 ff. [83 .) zu ſtützen, 
welches gemäß Art. 68 RV. als Reichsgeſetz gilt. Dafür, daß 
dieſes Geſetz als Rechtsgrundlage der erwähnten Verfügungen 
gedacht war, ſpricht die Tatſache, daß fie von den Militärs 
befehlshabern, mitunter vom Kriegsminiſterium, meiſt aber den 
Relverteetenden Generalkommandos ausgingen. Sie ſtellen 
daher auch, fo die foeben erwähnte Metallbeſchlagnahme, Zuwider⸗ 
handlungen ausdrücklich unter den Schutz des 8 9b BZG., die 
einige geſezliche Beſtimmung, welche in dieſen Anordnungen 
genannt zu werden pflegt. Der 8 4 dieſes Geſetzes lautet: 
„Mit der Bekanntmachung der Erklärung des Belagerungs⸗ 
juftandes geht die vollziehende Gewalt an die Militärbefehlshaber 
über. Die Zivilverwaltung und Gemeindebehörden haben den 
Anordnungen und Aufträgen der Militärbefehlshaber Folge zu 
leisten.“ Als Militärbefehlshaber ſieht die Praxis die komman⸗ 
dierenden Generäle der einzelnen Korpsbezirke, in Berlin das 
Cbrrtommando in den Marken, an. Daß ſtatt ihrer auch andere 
Träger der Militärgewalt in Betracht kommen können, iſt mit guten 
Gründen behauptet worden (JW. 1915, 14 ff.), intereſſiert 
aber in diefem Zuſammenhange nicht weiter. Die Ausübung 
ber vollziehenden Gewalt hat ſich nicht nur auf Veräußerungs⸗ 
berbote der erwähnten Art erſtreckt. Es find auch fonft in 
weitem Umfange Anderungen des bürgerlichen Rechtes durch 
fe erfolgt, fo das Verbot der Kündigung von Wohnungen, 
die Abänderung oder Aufhebung geſetzlich geregelter Zwangs⸗ 
wlſrecungen, das Verbot der Entlaſſung von Angeſtellten, 
at Verbot der Erfüllung von Lieferungsverträgen. Zum Teil 
it m Stelle ſolcher Anordnungen ſpäterhin die Reichsgeſetz⸗ 
gebung getreten, die infolge der allgemeinen Ermächtigung 
Dundezrates in dem bereits erwähnten Geſetz vom 4. 8. 14 

ſch gegenwärtig in der Form der Bundesratsverordnungen und 
ihn Belanntmachung durch den Reichskanzler vollzieht. In⸗ 
ſopeit iſt ihre Rechtsgültigkeit zweifelsfrei. Gemeinſam iſt all 
desen Maßnahmen der faſt ausnahmslos tiefe Eingriff in den 
drrdensgang der Volkswirtſchaft. Bedeuten ſie doch meiſt 
Abänderungen grundlegender Beſtimmungen des bürgerlichen 
Arts, Ob die Befugniffe der vollziehenden Gewalt fo weit 
reihen, iſt von beachtenswerter Seite mehrfach erörtert und 
beftritten worden (Bovenfiepen, DRZ. 1914, 874; Juliusberg, 
IB. 1914, 1239). Man hat geltend gemacht, daß die voll⸗ 
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ziehende Gewalt ein feſtſtehender techniſcher Begriff der Wiſſen⸗ 
ſchaft des Staats- und Verwaltungsrechts ſei und nichts weiter 
bedeute als die Tätigkeit der Verwaltungsbehörde zur Aus⸗ 
führung der Geſetze. Die Annahme weitergehender Befugniſſe 
der vollziehenden Gewalt beruhe auf einer mißverſtändlichen 
Auslegung des Begriffs. 
Befugniſſe des Militärbefehlshabers, der nach 8 9b B38. 
Verbote „im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit“ erlaſſen 
kann, tunlichſt weit ausdehnen zu wollen. Das RG. hat in 


einem Bremer Fall (DIZ. 1915, 176) den Militärbefehlshaber 


im Intereſſe des Staatswohls für berechtigt erklärt, die 
Vertragsfreiheit durch Feſtlegung von Höchſtpreiſen einzuſchränken. 
Auch die preußiſche Heeresverwaltung iſt der Auffaſſung, daß 
der vollziehenden Gewalt im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
alle diejenigen Maßnahmen zuſtehen, welche dem Staatswohle 
dienen und nicht durch ausdrückliche geſetzliche Beſtimmungen 
verboten find. Die Befugniſſe der Militärbefehlshaber würden 
danach für alle Anordnungen ausreichen, denen nicht eine 
beſtimmte Geſetzesvorſchrift ausdrücklich entgegenſteht. Darin 
liegt eine grundſätzliche Verſchiedenheit von der ſonſt wohl 
allgemein herrſchenden Auffaſſung, derzufolge Anſprüche der 
Geſamtheit an den einzelnen nicht ſchon dann begründet find, 
wenn ſie geſetzlich nicht verboten, ſondern erſt dann, wenn ſie 
durch eine beſtimmte geſetzliche Vorſchrift ausdrücklich geſtattet 
ſind. Das RG. ſieht dieſe ermächtigende Beſtimmung zwar in 
Art. 45 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. 1. 1850, 
wonach der vollziehenden Gewalt die Befugnis zur Erlaſſung 
der zur Ausführung der Geſetze nötigen Verordnungen zufällt. 
Es bleibt hier aber jedenfalls die verſchiedenartige ſtaatsrechtliche 
Grundlage der Legislative in RV. und PrV. zu berückſichtigen. 
Der Träger der preußiſchen Staatsgewalt hat alle Befugniſſe, 
die ihm nicht durch die Verfaſſung entzogen, der Träger der 
Reichsgewalt nur diejenigen, die ihm durch die RV. ausdrücklich 
übertragen ſind. Das ergibt die hiſtoriſche und politiſche 
Entwicklung beider Verfaſſungsurkunden. Die Ausdehnung der 
vollziehenden Gewalt bis zur Gewährung geſetzgebender Befug⸗ 
niſſe gerät wohl auch ſonſt in Widerſpruch mit der rechts⸗ 
geſchichtlichen Entwicklung. Wenn dieſe die von Montesquieu 
begründete Theorie der Teilung der Gewalten auch nicht in 
voller Reinheit beibehalten hat, ſo iſt doch an der Trennung 
der Exekutive von der Legislative bisher wohl ein Zweifel 
nicht geltend gemacht worden. 

Die Praxis hat, ſoweit in einem recht umfangreichen Be⸗ 
obachtungskreis erſichtlich war, alle dieſe Eingriffe in Vertrags⸗ 
freiheit und Privateigentum mit voller Ruhe und ohne weſent⸗ 
lichen Widerſpruch aufgenommen. Dieſe Tatſache findet ihre 
Erklärung nicht lediglich in der vielleicht beſtehenden Schwierig⸗ 
keit, das Privatintereſſe gegen dieſe Maßnahmen gerichtlich 
geltend zu machen. Wenn auch in einzelnen Fällen derartige 
oder ähnliche praktiſche Erwägungen maßgebend geweſen ſein 
mögen, ſo unterliegt es doch kaum einem Zweifel, daß die 
glatte und ungehinderte Durchführung der hier beſprochenen 
Maßnahmen ermöglicht, mindeſtens weſentlich erleichtert wurde 
durch die Stärke der vaterländiſchen Geſinnung, die das ganze 
Volk ſeit Monaten beherrſcht. Es gilt als ſelbſtverſtändlich, 
daß das Intereſſe des einzelnen zurückzutreten hat, ſobald die 


Geſamtheit und deren gegenwärtig wertvollſter Träger, das 
23 


Immerhin ſcheint die Praxis die 
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Heer, in feinem Intereſſe 
forderlich hält. 

In zahlloſen Zuſchriften von Intereſſenten aus Anlaß der⸗ 
artiger Maßnahmen iſt faſt ausnahmslos die grundſätzliche 

Notwendigkeit ohne weiteres anerkannt und nur die Milderung 

der Durchführung nach dieſer oder jener Richtung gewünſcht 
worden. Es erſcheint danach richtig, wenn von einem ſo hervor⸗ 
ragenden Kenner unſerer öffentlichen Verhältniſſe wie Jaſtrow 
geſagt wird: „Mit einer juriſtiſchen Analyſe gab ſich niemand 
ab. Das Mandat des Oberbefehlshabers ſchien man dahin 
aufzufaſſen, daß er zu tun habe, was das Wohl des Vater⸗ 
landes im Augenblick erfordert.“ (Jaſtrow, Im Kriegszuſtand 
S. 7.) 

V. Vollſtändig verſchieden nach Vorausſetzung und Wirkung 
von den eben erörterten Veräußerungsverboten ſind diejenigen 
Requiſitionen, welche ſich auf der Grundlage der Höchſtpreis⸗ 
geſetzgebung entwickelt haben. Grundlegend für ſie iſt das 
Geſetz vom 4. 8. 14 betreffend Höchſtpreiſe (RGBl. S. 339). 
[H PG.]. Es bildet einen Beſtandteil des großen und wohl⸗ 
durchdachten Geſetzgebungswerkes vom 4. 8. 14, welches die 
wirtſchaftliche und finanzielle Mobilmachung umfaßt. Es be⸗ 
ſtimmt in 8 1 die Zuläſſigkeit der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen 
für eine Reihe von Gegenſtänden, die ſich bis auf die Kriegs⸗ 
bedarfsartikel mit den bereits oben erwähnten Gegenſtänden 
der Vorratserhebung decken. Es ſtellt inſoweit eine Blankett⸗ 
beſtimmung dar, auf deren Grundlage dann im Laufe der Zeit 
Höchſtpreiſe und zwar ausſchließlich vom Bundesrat feſtgeſetzt 
worden find’): Für Roggen, Weizen und Gerſte durch BB. 
v. 28. 10. 14 (RGBl. S. 462), in der Faſſung geändert durch 
BB. v. 19. 12. 14 (RG Bl. S. 523); Hafer durch BB. v. 5. 11. 14 
(NGBl. S. 469), geändert durch BB. v. 19. 12. 14 (RGBl. 
S. 525); Speiſekartoffel BB. v. 23. 11. 14 (RGBl. S. 483); 
Ammoniak BB. v. 10. 12. 14 (RG Bl. S. 500); Metalle (Kupfer, 
Meſſing, Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon, Zinn) 
durch BB. v 10. 12. 14 (RGBl. S. 501); für Erzeugniſſe aus 
dieſen Metallen BB. v. 28. 12. 14 (RGBl. S. 551) und BB. 
v. 30. 12. 14 (RG Bl. S. 551); Futterkartoffel ſowie Erzeugniſſe 
der Kartoffeltrocknerei und Kartoffelſtärkeſabrikation BB. v. 
11. 12. 14 (RG Bl. S. 505); Kleie BB. v. 19. 12. 14 (RG Bl. 
S. 533); Wolle BB. v. 22. 12. 14 (RGBl. S. 545). Die 
Entwicklung iſt nicht abgeſchloſſen. Die Notwendigkeit der Feſt⸗ 
legung von Höchſtpreiſen für andere Gegenſtände wächſt. Zu⸗ 
nächſt iſt ſie nach Tageszeitungen für Zucker geplant, wird 
auch für Schweine bereits erörtert. 

Für alle dieſe Gegenſtände gilt die Verpflichtung zum 
Zwangsverkauf an die zuſtändige Behörde gemäß 8 2 HPG. 
Die Schwierigkeit, mit dieſer neuartigen Requiſitionsmaßregel 
den beſtehenden Bedürfniſſen voll gerecht zu werden, zeigt ſich 
darin, daß ſeit dem erſten Verſuche mit dem Geſetz vom 4. 8. 14 
bereits dreimal in verhältnismäßig kurzen Zwiſchenräumen 
Anderungen teils grundſätzlicher Art notwendig waren, um den 


ſolche Anordnungen für er⸗ 


1) Die Landeszentralbehörden haben von ihrer Befugnis, Höchſt⸗ 
preiſe feſtzuſetzen (8 3 des Geſetzes), ſoweit erſichtlich, keinen Ge⸗ 
brauch gemacht, wohl aber, wie oben erwähnt, an ihrer Stelle die 
Militärbefeplshaber. Seit der Anderung des Geſetzes v. 17. 12. 14 
iſt nur noch der Bundesrat zum Erlaß ſolcher Anordnungen zu: 
ſtändig ($ 1 Abſ. 2). 


erſtrebten Zweck zu erreichen. (BB. v. 28. 10. 14., 17. 12. 14, 
21. 1. 15.) Für die engen Beziehungen zwiſchen Recht und 
Wirtſchaft bilden die Ausführungen der „Denkſchrift über 
wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges“ (Reichstag, 
13. Legislatur⸗Periode, 2. Seſſion 1914, Nr. 26 S. 73) einen 
außerordentlich belehrenden und bedeutſamen Beleg. Während 
nun nach dem Geſetz vom 4. 8. 14 „der Zwangsverkauf von 
Gegenſtänden des Kleinhandels erſt eingeleitet werden darf, 
wenn ihr Beſitzer ſich weigert, ſie zu den feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſen an das Publikum abzugeben, iſt angeſichts der anderen 
Bedeutung von Großhandelhöchſtpreiſen eine ſolche Voraus⸗ 
ſetzung in der neuen Geſetzesvorſchrift nicht enthalten. Es iſt 
auch nichts darüber beſtimmt, wann der Fall des Zwanges als 
gegeben betrachtet werden darf. Die Beſitzer der Gegenſtände 
ſind vielmehr ganz allgemein verpflichtet, ſie der zuſtändigen 
Behörde auf ihre Aufforderung zu überlaſſen. — Offen ge⸗ 
blieben iſt endlich die Frage, in weſſen Eigentum die der Be⸗ 
hörde überlaſſenen Gegenſtände übergehen ſollen.“ (Zitiert aus 
der Ausführungsanweiſung zur BB. über Höchſtpreiſe vom 
28. 10. 14 [RGBl. S. 458] des Miniſters für Handel und 
Gewerbe, Sonderabdruck aus dem Minifterialblatt für Handel 
und Gewerbeverwaltung, Carl Heymann Verlag, T. 132.) 
Das Geſetz ſieht neben dem Zwangskauf die Möglichkeit der 
Enteignung vor. Sie kann natürlich ebenſo zugunſten der 
Volksernährung wie der Heeresverwaltung benutzt werden. Es 
iſt aber in der angeführten Ausführungsanweiſung ausdrücklich 
geſagt, das Verfahren ſei einzuleiten, wenn „das öffentliche 
Intereſſe es erfordert“. Bis zum Erlaß ſpäterer —, ſoweit 
erſichtlich, nicht erlaſſener — Beſtimmungen ſoll „dies nur, aber 
auch ſtets dann der Fall fein, wenn die Heeres verwaltung einen 
Antrag auf Überlaſſung ſtellt“. So fügt ſich der Zweck der 
Heeresverſorgung in ein Geſetz überwiegend wirtſchaftspolitiſchen 
Charakters, ein, richtet deſſen Beſtimmungen im Hinblick auf 
jene Bedürfniſſe und geſtaltet fo die Enteignung des HPG. 
zur Requiſition. Auf Grund dieſer Regelung hat Hachenburg 
(Leipziger Zeitſchrift 1915 S. 18) das fo geordnete Requiſitions⸗ 
recht als ein ſtaatliches Hoheitsrecht angeſehen mit der Folge, 
daß das Recht des Staates auf den Erwerb der Waren nicht 
auf einen Dritten übertragen werden könne. Das iſt für die 
BB. vom 28. 10. 14 zutreffend. Es deckt ſich mit der Auf⸗ 
faſſung der Zentralinſtanz, welche in der erwähnten Aus⸗ 
führungsanweiſung ausdrücklich betont, daß die Behörde „lediglich 
als Träger der Staatsgewalt auftritt, und daß privatrechtliche 
Verpflichtungen des Staates durch ihre Verfügungen weder 
gegenüber dem bisherigen Beſitzer noch gegenüber der Heeres⸗ 
verwaltung begründet werden“. Beherrſchender Geſichtspunkt 
für die ganze Regelung der Frage iſt das oberſte Ziel, das, 
wie es das Volksbewußtſein trägt, auch für die Rechtspraxis 
derzeit ausſchlaggebend iſt: Die ſiegreiche Durchführung des 
Krieges und die dafür unerläßliche Sicherſtellung der Heeres⸗ 
verſorgung. 

Aus dieſem hervorragenden Geſichtspunkt iſt der Rechts⸗ 
charakter der Requiſition, wie er von Hachenburg noch auf 
Grund der BB. vom 28. 10. 14 beſtimmt wird, nach kurzer 
Zeit bereits wieder völlig verändert. Durch BB. vom 17. 12. 14, 
RGBl. S. 513, hat das Geſetz vom 4. 8. 14 wiederum eine 
Anderung erfahren und iſt in der Neufaſſung vom Reichskanzler 
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lurch BB. vom 17. 12. 14, RG Bl. S. 516, neu veröffentlicht 
worden. Die Neufaſſung vom 17. 12. 14 ſieht entgegen den 
bisherigen Beſtimmungen die Möglichkeit vor, das Eigentum 
an Gegenſtänden, für die Höchſtpreiſe feſtgeſtellt find, durch 
Auptdnungen der zuſtändigen Behörde einer von ihr bezeichneten 
Perſon auf deren Antrag zu übertragen (8 2). Der Über 
nahmepreis wird im Rahmen des Höchſtpreiſes unter Bes 
rüdfihtigung der Güte und Verwendbarkeit der Gegenſtände 
von der höheren Verwaltungsbehörde nach Einholung von 
Sachderſtändigengutachten endgültig feſtgeſtellt. Außerdem kann 
aber die zuftändige Behörde (entſprechend den früheren Bes 
fimmungen) den Beſitzer auch auffordern, die Gegenſtände 
zu den feſtgeſetzten Höchfipreifen zu verkaufen, fie im Falle der 
Veigerung übernehmen und auf Rechnung und Koſten des 
Deſißers zu den feftgefeßten Höchſtpreiſen verkaufen, ſoweit fie 
nicht für deſſen eigenen Bedarf nötig find (§ 4). 

Die wiedergegebenen Beſtimmungen bieten ein doppeltes 
Juereſſe. Sie zeigen einmal den Einfluß eines einheitlichen 
Zeeles der Rechtsgeſtaltung auf die Veränderung des juriſtiſchen 
Veſens einer Rechtseinrichtung. Sodann aber iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Höchſtpreisgeſetzgebung nach ihren urſprüng⸗ 
lichen Zwecken allgemein den Intereſſen des Verbrauchers und 
der Verhütung wirtſchaftlicher Schädigung diente. (Denkſchrift 
S. 72 f.) Zu dieſen Verbrauchern gehört — und zwar an hervor⸗ 
ragender Stelle — ſelbſtverſtändlich auch die Heeresverwaltung. 
Die Höchſprrisgeſetzgebung hat für die Geſtaltung des ges 
ſamten Verkehrs zweifellos weſentliche Bedeutung gehabt und 
vird fie während der ganzen Zeit ihres Beſtehens haben. 
Der Schwerpunkt der Geſetzgebung hat ſich indeſſen immer 
nehr nach der Richtung der Bedarfsdeckung für die Heeres: 
berforgung verſchoben. Schon wenige Wochen nach der Mobil⸗ 
wachung iſt in der „Zentralſtelle für Beſchaffung der Heeres⸗ 
derpflegung“ ein behördliches Organ geſchaffen worden, dem 
das Emeignungsrecht verliehen wurde. Ihm iſt neuerdings 
bie „gregsgetreide⸗ Geſellſchaft m. b. H.“, gleichfalls mit 
Enteigrungärecht ausgeſtattet, zur Seite getreten. Die Ent- 
wiclung drängte zur Schaffung eines Getreidemonopols. 
Durch BB, vom 25. 1. 15, RGBl. S. 35, ift die Beſchlag⸗ 
nahme der in Reich vorhandenen Vorräte von Weizen und 
Roggen, ſowie von Weizen⸗, Roggen⸗, Hafer: und Gerftemehl 
ind die Berechtigung der Gemeinden, das Eigentum an 
Ehwenen dritten Perſonen zu übertragen, ausgeſprochen 
wuden. Gleichzeitig iſt der Haferbedarf der Heeresverpflegung 
din Anfang Februar 1915 ab bis zur nächſten Ernte im 
Serge von 1½ Millionen Tonnen ſichergeſtellt worden. 
Ti Eiherftellung erfolgt durch die Verwaltungsbehörde ſoweit 
aſordetich unter Anwendung der Zwangsbeſtimmungen im 
2 586. in der durch die BB. vom 23. 1. 15 ge 
änderten Faſſung. Die Kriegsgetreide⸗Geſellſchaft m. b. H., 
M deren Gunſten die Beſchlagnahme des Getreides erfolgte 
(51), liefert alle von der „Zentralſtelle für Heeresverpflegung“ 
fin die militäriſchen Behörden (Proviamämter, Proviant⸗ 
depots uſw.) angeforderten Mengen an letztere ab. Die 
Kommunalverbäne (Kreiſe uſw.) forgen für die Deckung des 
Bedarfs an Mehl (8 34). 

Die Rechtsform, in welcher dieſes Reichsmonopol für die 
baupfählicften Verpflegungs⸗ und Futtermittel in die Er⸗ 
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ſcheinung getreten iſt, iſt die Beſchlagnahme. Dient ſie auch 
nicht ausſchließlich der Sicherſtellung der Heeresverſorgung, 
ſondern in gleichem Maße dem Schutze der Volksernährung, 
ſo bildet ſie doch die hauptſächlichſte Grundlage für die Deckung 
des Bedarfs der Heeresverſorgung und trägt inſoweit den 
Charakter der Requiſition. Die gewaltigen Vorräte, die auf 
dieſe Weiſe durch die Zentralſtelle für Heeresverpflegung der 
Heeresverſorgung zugeführt werden, bieten ein anſchauliches 
Bild von der außerordentlichen Bedeutung, welche die Rechts⸗ 
praxis im Dienſte eines überragenden wirtſchaftlichen und 
vaterländiſchen Zwecks gewonnen hat. Das Nahrungsbedürfnis 
von Menſch und Tier im Heereskörper gebietet über Kriegs⸗ 
getreidegeſellſchaft, Verwaltungsbehörde und Zentralſtelle als 
die Organe, welche durch Requiſition die notwendige Be⸗ 
friedigungsmittel heranſchaffen. 

Die Anpaſſung der Höchſtpreisgeſetzgebung an den Sonder⸗ 
zweck der Heeresverſorgung zeigt ſich in einer Einzelbeſtimmung 
in charakteriſtiſcher Weile Das Haferhöchſtpreisgeſetz vom 
5. 11. 14 bezeichnet als Gegenſtand ſeiner Regelung den 
Großhandel und definiert ihn als Verkehr zwiſchen Erzeuger, 
Händler und Verbraucher. Dadurch war in der Praxis das 
Bedenken aufgetaucht, ob die Heeresverwaltung ſich überhaupt 
die Beſtimmungen der Höchſtpreisgeſetzgebung durch Anwendung 
der Enteignung zu nutze machen könne. Ob ihre Beſchaffungen 
als „Großhandel“ erſcheinen, konnte zweifelhaft fein. Die 
Anderung des Geſetzes in der Faſſung vom 19. 12. 14 
(RGBl. S. 525) hat jene Begriffsbeſtimmung des Großhandels 
fallen laſſen. Dadurch iſt jedes Bedenken beſeitigt worden, 
das der Anwendung der Enteignungsbefugnis durch die Heeres⸗ 
verwaltung bzw. die von ihr beſtimmte Stelle etwa entgegen⸗ 
ſtand. Die „Zentralſtelle für Beſchaffung der Heeresverpflegung“ 
hat deshalb auch vor Erlaß der BB. v. 21. 1. 15 kein 
Bedenken getragen, den Haferbedarf der Heeresverwaltung, 
ſoweit er freihändig nicht zu beſchaffen war, durch Requuſition 
zu decken. 

VI. Die Höchſtpreisgeſetzgebung war — von ihrer wirtſchafts⸗ 
politiſchen Notwendigkeit abgeſehen — eine unerläßliche Maß⸗ 
nahme, um den Bedarf der Heeres verwaltung ſicherzuſtellen. 
Im teilweiſen Zuſammenhang mit ihr hat ſich die Rechtsform 
der Requiſition auf Grund des Kriegsleiſtun“sgeſetzes (KrL G.) 
entwickelt. Sie dient dem Bedarf an ſolchen Gegenſtänden, 
für die nach Lage der Geſetzgebung Höchſtpreiſe nicht beſtehen, 
z. B. wollene Decken, Heu und Stroh, oder nach der Natur 
des Gegenſtandes nicht ſeſtgeſetzt werden können, z. B. Grund— 
ſtücke und Gebäude. Die Requsſition auf Grund des KLG. 
bildet indeſſen auch ein Glied innerhalb der Höchftpreisgeſetz— 
gebung. Der Übernahmepreis der Höchſtpreisgeſetze deckt ſich 
nicht mit dem Höchſtpreis, ſondern beitimmmt ſich, wie erwähnt, 
nach der Güte und Verwendbarkeit der Ware. Der Höchſtpreis 
bildet lediglich die obere Grenze. Die Praxis der preußiſchen 
Heeresverwaltung wendet daher die Beſtimmungen des Kr. 
auch zur Ermittelung des im Einzelfall maßgebenden Ubernahme⸗ 
preiſes an. Auf dieſe Weiſe wird das Krec. den Zwecken der 
Höchſtpreisgeſergebung nutzbar gemacht. 

Das Kriegeleiſtungsgeſetz bietet in der praktiſchen Hand⸗ 
babung beſondere Schwierigkeiten, die eine eingehendere 
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weſentliche in der Praxis aufgetauchten Zweifelsfragen recht⸗ 
fertigen. Die Schwierigkeiten erklären ſich vor allem dadurch, 
daß das Kr G. ſeit feiner Geltung praktiſche Anwendung nicht 
erfahren hat. Das Geſetz vom 13. 6. 1873 (in einer Sonder⸗ 
ausgabe von Wollenburg in Carl Heymanns Verlag, Berlin, 
erſchienen) lehnt ſich eng an die Beſtimmungen des alten 
preußiſchen Geſetzes vom 11. 5. 1851 (PrGS. S. 362 ff.) an. 
Wie die Denkſchrift zum Kr G. betont, find feine Be 
ſtimmungen eine faſt wörtliche Wiederholung des preußiſchen 
Geſetzes, lediglich ergänzt und berichtigt durch die Erfahrungen 
des Jahres 1870/71. Die ganze Struktur des Geſetzes iſt 
dadurch auf Verbältniſſe zugeſchnitten, welche durch die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung ſeit dem Jahre 1851 bzw. 1873 weit 
überholt find. Dazu kommt, daß das Geſetz lediglich für den 
Ausnahmefall des mobilen Zuſtandes beſtimmt iſt. Wenn es 
in ſeinen einzelnen Vorſchriften ſich auch zum Teil an das 
Geſetz betreffend die Naturalleiſtung für die bewaffnete Macht 
im Frieden in der Faſſung vom 24. 5. 1898 (RGBl. S. 361) 
anlehnt, ſo iſt dieſer Zuſammenhang für die Auslegung des 
Kre G. doch von geringer Ergiebigkeit, weil gerade die Requiſition 
mit all ihren Zweifelsfragen naturgemäß in jenem Geſetz keine 
Rolle ſpielt. Die kurze Denkſchrift und die Reichstags⸗ 
verhandlungen bieten in juriſtiſcher Beziehung nur eine ſehr 
geringe Ausbeute. Alle literariſchen Hilfsmittel fehlen. 

Aus der Zweckbeſtimmung des KreG. folgt die Not⸗ 
wendigkeit einer ſtraffen, vom Geiſte der militäriſchen Kürze 
beherrſchten Faſſung. Vielleicht läßt ſich ſagen, daß der Vorteil 
dieſer Kürze etwas zu ſtark berückſichtigt worden iſt. Dieſe 
Auffaſſung wird jedenfalls nahe gelegt, wenn man die Schwierig⸗ 
keit beobachtet, welche die Umſetzung der geſetzlichen Vorſchriften 
in die Praxis vielfach bietet. 

Das Geſetz beſteht aus 36 Paragraphen. § 1 ſetzt die 
Verpflichtung des Bundesgebietes zu allen Leiſtungen für Kriegs⸗ 
zwecke nach den Beſtimmungen des Geſetzes feſt. Nach 8 2 
ſollen dieſe Leiſtungen nur inſoweit in Anſpruch genommen 
werden, als für die Beſchaffung der Bedürfniſſe nicht ander⸗ 
weitig, insbeſondere nicht durch freien Ankauf bzw. Barzahlung 
oder durch Entnahme aus den Magazinen geſorgt werden kann. 

In ſechs Titeln werden behandelt: 

L Die Kriegsleiſtungen der Gemeinden, §8 3 bis 15. 

II. Landlieferung, 88 16 bis 19. 

III. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen, 88 20 bis 22, be⸗ 
treffend die Anmeldung und Feſtſtellung der Ver⸗ 
gütungsanſprüche. 

IV. Beſondere Beſtimmungen bezüglich der Beſchaffung 
von Schiffen und Fahrzeugen, 88 23 bis 24. 

V. Beſondere Beſtimmungen bezüglich Beſchaffung der 
Mobilmachungspferde, 85 25 bis 27. 

VI. Beſondere Beſtimmungen hinſichtlich der Eiſenbahnen, 
88 28 bis 31. 

VII. Schlußbeſtimmungen betreffend insbeſondere das 
Abſchätzungsverſahren, SS 32 bis 36. ö 

Ergänzt wird das Geſetz durch eine Ausführungsverordnung 
vom 1. 4. 1876, RGBl. S. 137, welche verſchiedene Abände⸗ 
rungen zuletzt durch VO. vom 29. 12. 1906, RGBl. 1907 S. 5, 
erfahren hat. Für einzelne Requiſitionen beſtehen beſondere 
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Ausführungsbeſtimmungen, ſo die Pferdeaushebungsvorſchrift, 
die Automobilaushebungsvorſchrift, die Militärtransportordnung. 

1. Vorausſetzung für die Anwendung des Geſetzes iſt die 
Unmöglichkeit, für die Beſchaffung der Bedürfniſſe anderweit 
(durch Ankauf, Barzahlung. Entnahme aus den Magazinen) 
zu ſorgen ($ 2 HRG.) „In welchen Fällen und in welchem 
Umfange die Verpflichtungen einzutreten haben, wird auf 
Requiſition der Militärbebörde durch Anordnung der zuſtändigen 
Zivilbehörde beſtimmt“ ($ 4 KreG.). Die Beſtimmung in 82 
iſt eine Sollvorſchrift. Eine Requiſition wird daher auch dann 
zuläſſig ſein, wenn dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen. Es 
könnte nur die diſziplinariſche Verantwortlichkeit der requirierenden 
Stelle in Frage kommen. Dieſe Auffaſſung wird geſtützt durch 
die Rückſicht auf den Zweck des Geſetzes. Er dient immer der 
Befriedigung eines dringenden Bedarfs, deſſen Sicherſtellung 
nicht durch Meinungsverſchiedenheiten über die Zuläſſigkeit der 
Vorausſetzung gefährdet werden darf. Auch kann grundſätzlich 
die Frage, welchen Umfang der Bedarf hat, und ob die 
Möglichkeit ſeiner freihändigen Befriedigung beſteht, kaum von 
einer andern Stelle als der requirierenden militäriſchen Behörde 
zuverläſſig beurteilt werden. Die Zivilbehörden — meiſt die 
unteren Verwaltungsbehörden (Landrat, Bezirksamt, Amts⸗ 
hauptmannſchaft, Oberamt, Kreisamt, Bezirksdirektor, Kreis⸗ 
kommiſſar uſw. gemäß Beilage C. zur VO. vom 1. 4. 1876), 
nur in Städten, welche einen eigenen Kreis bilden, oder mehr 
als 25 000 Einwohner haben, der Stadtvorſtand — werden 
dazu meiſt nicht, jedenfalls nicht ohne zeitraubende Ermittelungen, 
imſtande ſein. Das pflichtmäßige Ermeſſen der Militärbehörde 
hat daher zu entſcheiden, ob eine Requiſition erfolgen ſoll. 
Die Zivilbehörde darf die einzelnen „Fälle“ und den „Umfang“ 
nicht anders als von der Militärbehörde angefordert beſtimmen. 
Dieſe Auslegung ſcheint mit dem unklaren Wortlaut des 8 4 
vielleicht nicht ohne weiteres vereinbar. Sie wird indeſſen 
außer den bereits erwähnten Erwägungen auch durch den 
folgenden Geſichtspunkt geſtützt. Eine Leiſtung, für deren Be⸗ 
friedigung nicht durch freien Ankauf geſorgt werden kann, wird 
es praktiſch ſo gut wie niemals geben. Wer Verpflegungs⸗, 
Futtermittel, aber auch Gebäude oder andere Gegenſtände des 
militäriſchen Bedarfs beſitzt, wird ſelten abgeneigt ſein, ſie der 
Militärbehörde zu überlaſſen, wenn ihm nur der Preis bewilligt 
wird, den er verlangt. Mag die allgemeine Bereitwilligkeit, 
für die Geſamtheit Opfer zu bringen, noch ſo groß ſein 
einzelne Fälle wird es immer geben, in denen ein Beſitzer die 
Konjunktur ausnützt und ſich zur Hergabe ſeines Eigentums 
nur bei Zubilligung eines unangemeſſen hohen Preiſes bereit⸗ 
erklärt. Dieſe Fälle ſind der Unmöglichkeit des freien Ankaufs 
im Sinne des § 2 Kr. gleichzuſtellen. Der Sinn der Be 
ſtimmung kann nur ſein, daß die Bedarfsdeckung freihändig 
nicht zu angemeſſenen Bedingungen erfolgen kann. Eine 
andere Auffaſſung würde die Militärbehörde gerade gegenüber 
ſolchen Beſitzern wehrlos machen, die einen beſonderen Schutz 
nicht verdienen. In ähnlichem Sinne hat daher auch die Aus⸗ 
führungsanweiſung vom 28. 10. 14 ſich dahin ausgeſprochen, 
daß die Unmöglichkeit der Bedarfsdeckung durch freihändigen 
Ankauf dann anzunehmen und der Enteignungsantrag dem⸗ 
gemäß dann zu ſtellen ſei, wenn bei den Beſitzern der Gegen⸗ 
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iber den Preis beſteht, der unter der Geltung der Höchſtpreiſe 
für die in Betracht kommende Warenmenge nach ihrer Güte 
und Verwendbarkeit gefordert werden darf. 

2. In der Praxis iſt gelegentlich von der Verwaltungs⸗ 
behörde die Luffaſſung vertreten worden, daß die Requiſition 
von Verpflegungs⸗ und Futtermitteln nur inſoweit zuläſſig 
wär, als für dieſe Gegenſtände Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find 
labgechen natürlich von der Requiſition ſolcher Gegenſtände, 
über die, wie z. B. Naturalquartier, Stallung, Vorſpann, 
druenngsmaterial, Lagerſtroh, Gebäude uſw., beſondere Bes 
ſumung im Geſetz getroffen iſt). Dieſe Auffaſſung iſt un⸗ 
zureffend. Wie zu V dargelegt, erklärt ſich die Notwendigkeit 
der Höchſtpreisgeſetzgebung aus der gegenwärtigen Geftaltung 
unserer Vollswirtſchaft. Ein kodifikatoriſcher Charakter hin⸗ 
ſictlich aller Verpflegungsmittel mit der Wirkung, daß eine 
Rauiftion ſolcher auf Grund des KreG. nicht zuläſſig ſei, iſt 
in nicht zuzuſprechen. Andernfalls würde die Möglichkeit für 
die Hetresverwaltung völlig vereitelt werden, die Bedürfniſſe 
an ſolchen Verpflegungs⸗ und Futtermitteln nötigenfalls zwangs⸗ 
teile zu befriedigen, für die Höchſtpreiſe nicht feſtgeſetzt find. 
Dei der überragenden Wichtigkeit pünktlicher und ungeftörter 
Versorgung des Heeres würde das als im Sinne des KreG. 
legend nur dann angeſehen werden können, wenn eine aus⸗ 
drüclche Geſetzesvorſchrift zwingend zu dieſer Auslegung nötigt. 
Das if nicht der Fall. Es iſt vielmehr im Gegenteil der 
Vielgeflaltigleit der militäriſchen Bedürfniſſe und der Möglich⸗ 
leit hre Wechſels im Laufe der Zeit, je nach der wirtſchaft⸗ 
lichen, techniſchen und militäriſchen Entwicklung, durch die aus⸗ 
brüdlice Beſtmmung in 8 3 Ziff. 6 Kr G. Rechnung getragen. 
Dach befeht die Verpflichtung zu leiſten: „Sonſtige Dinge 
und Gegenſtände, deren Leiſtung bzw. Lieferung das militäriſche 
Vtereſe ausnahmsweiſe erforderlich machen könnte, insbeſondere 
dun Bewaffnungs⸗ und Ausrüſtungsgegenſtänden, Arzneien und 
Vewbandimitteln, ſoweit die hierzu erforderlichen Perſonen und 
ze. im Gemeindebezirk anweſend und bzw. vorhanden 


Vurmuͤſczung für die Anwendung dieſer Beſtimmung iſt 
aſo ledigich das ausnahmsweiſe Bedürfnis im militäriſchen 
Intent über deſſen Vorhandenſein nach dem Geſagten regel⸗ 
mäßig nur die Militärbehörde pflichtgemäß zu entſcheiden hat. 
In übrigen iſt lediglich die Anweſenheit der erforderlichen 
dernen bzw. das Vorhandenſein der Gegenſtände im Gemeinde⸗ 
hair vorausgeſetzt 

3 9 4 Abſ. 3 KreG. ſieht in dringenden Fällen die 
umtabare Requifition vom Leiſtungspflichtigen vor. Es iſt 
dies eine Ausnahme von dem Grundſatz, wonach die Requiſition 
m after Linie ſich an die Gemeinde (8 3) durch Vermittlung 
zuſtändigen Zivilbehörde (8 4 Abſ. 1) zu wenden hat. 
dei den heutigen Anſiedlungsverhältniſſen wird die unmittelbare 
Requifition beim Leiſtungspflichtigen meift nicht ohne Inanſpruch⸗ 
nahme der Polizeigewalt möglich fein. Es iſt dies nur dann 
näglic, wenn der Standort der Militärbehörde derſelbe iſt, 
en. der Wohnſitz der Leiſtungspflichtigen. Das iſt ſelbſt⸗ 
berſtändlich häufig nicht der Fall. Die Dringlichkeit des 
Bedarſs und der Umfang der Dienſtpflicht der Militärbehörde 
wird häufig zur Folge haben, daß Militärperſonen zu längeren 
Reifen an den Ort der Requiſition nicht entbehrlich ſind. Es 
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trifft dies z. B. zu in Fällen, wo für eine Garniſon Futter⸗ 
mittel aus ländlichen Bezirken in umfangreicherem Maße 
requiriert werden müſſen. Hier kann nach dem Sinn und 
Zweck der KrLG. die. Verwaltungsbehörde ihre Mitwirkung als 
Polizeiorgan bei der unmittelbaren Requiſition nicht weigern. 
Die formelle Berufung auf die Beſtimmung des $ 4, daß die 
unmittelbare Requiſition ohne Inanſpruchnahme der Zivil⸗ 
behörde ſtattzufinden habe, erſcheint nicht zuläſſig. 

4. 8 4 Kr G. beſtimmt, daß bei Überweifung von Ges 
bäuden und Grundſtücken für die entzogene Nutzung Vergütung 
zu gewähren ſei. Als entzogen hat diejenige Nutzung zu 
gelten, welche dem Beſitzer während der Zeit der Requiſition 
tatſächlich entgeht. Vielfach ſind in ländlichen Kreiſen Grund⸗ 
ſtücke der Gemeinden im Wege der Requifition in, Anſpruch 
genommen worden, welche zur Verwendung als Bauftelle in 
Ausſicht genommen, einftweilen aber für landwirtſchaftliche 
Zwecke benutzt werden. Hier iſt lediglich die entgangene land⸗ 
wirtſchaftliche Nutzung zu vergüten. Der Wert des Grund⸗ 
ſtücks als Bauſtelle kann regelmäßig nicht in Frage kommen. 
Während des mobilen Zuſtandes wird, von Ausnahmefällen 
abgeſehen, ein nur in Zukunft als Baugrundſtück beſtimmtes, 
gegenwärtig aber dieſem Zweck nicht dienliches Gelände für 
bauliche Zwecke nicht verwendbar ſein. 

5. Bei Requifitionen, welche ſich gegen die Gemeinde richten 
und Gemeindeeigentum in Anſpruch nehmen, iſt in der Praxis 
mehrfach als Kommiſſar der Landesregierung (VII. 16 zu 8 33 
Ausf VO.) der Bürgermeiſter aufgetreten, mitunter ſogar als 
Sachverſtändige noch Perſonen, welche zugleich Magiſtrats⸗ 
mitglieder, Stadträte oder Stadtverordnete find. In dieſem 
Falle iſt die Schätzungskommiſſion nicht ordnungsmäßig beſetzt. 
Eine ausdrückliche Vorſchrift hierüber enthält das Geſetz zwar 
nicht, wenn man nicht etwa annehmen will, daß die Stadträte 
bzw. Stadtverordneten in dieſen Fällen mit ihren Intereſſen 
nicht unbeteiligt find (VII. 16 zu § 33 Ziff. 1 Abſ. 4). Die 
Beſetzung widerſpricht aber dem Rechtsgrundſatz, daß niemand 
Richter und Partei zugleich ſein kann. Zweifelhaft bleibt dabei 
aber die Frage, mit welchem Rechtsmittel dieſer Verfahrens⸗ 
mangel geltend gemacht werden kann. Ein Rekursrecht iſt 
zwar für die leiſtungspflichtige Gemeinde (III. 11 zu 88 20 
bis 22 Ziff. 5 AusfVO.), auffälligerweiſe aber nicht für die 
requirierende Militärbehörde vorgeſehen. 

6. Für Klagen aus Anſprüchen gegen das Reich auf 
Grund des KrLG. find nunmehr, da wobl in allen Staaten 
Verwaltungsgerichte beſtehen, dieſe ausſchließlich zuſtändig 
(S 34 KreG.). Vorausſetzung dafür iſt indeſſen, daß eine 
Requiſition nach Maßgabe der Beſtimmung des KreG. ſtatt⸗ 
gefunden hat. Mehrfach ſind, wie verlautet, insbeſondere in 
den erſten Tagen der Mobilmachung. Requiſitionen vorgenommen 
worden, bei denen es jedenfalls an der Innehaltung der 
formellen Schutzvorſchriften — ſchriftlicher Antrag, Abſchätzung 
durch Sachverſtändige vor der Benutzung uſw. —, mit⸗ 
unter wohl auch an den tatſächlichen Vorausſetzungen des 
KrLG. fehlte. Wo dies zutrifft, erſcheint der ordentliche 
Rechtsweg zuläſſig. Dem Einwand aus § 34 KreG. wird 
mit der Duplik zu begegnen fein, daß eine Requiſition 
in den Formen, wie fie das KreG. vorzeichnet, nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe. | 
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Die vorſtehenden Erörterungen einiger weſenlichen Be: 
ſtimmungen des Kr. find orientiert an der Zweckbeſtimmung 
dieſes Geſetzes. Der Geſichtspunkt, daß im mobilen Zuſtand, 
für den ja überhaupt nur das Kr. in Frage kommt, das 
militäriſche Intereſſe, ſeine ungeſtörte und prompte Befriedigung 
ausſchlaggebend ſein muß, iſt für die ſach⸗ und ſinngemäße 
Auslegung der Beſtimmungen des Kr. unerläßlich. Wünſchens⸗ 
wert wäre die Ergänzung des Geſetzes auf Grund der prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen der gegenwärtigen Kriegszeit in ähnlicher 
Weiſe, wie dies, für die heutigen Bedürfniſſe indeſſen nicht 
mehr ausreichend, durch das Geſetz von 1873 gegenüber dem 
preußiſchen Geſetz von 1851 geſchehen iſt. Immerhin zeigt 
auch die Beobachtung der Requiſition auf Grund des KreG. 
dasſelbe Ergebnis wie bei den unter IV und V erörterten 
Requiſitionen. Ziemlich allgemein war in den beteiligten 
Kreiſen die verſtändnisvolle Einſicht in die Notwendigkeit der 
militäriſchen Maßnahmen und daher auch die Bereitwilligkeit 
zu der angeforderten Leiſtung vorhanden. Die Requifition auf 
Grund des HRG. hat ſich auch, ſoweit der Verfaſſer bes 
obachten konnte, in den verhältnismäßig vereinzelten Fällen 
der Widerſpenſtigkeit als eine brauchbare Waffe erwieſen. 
Es konnte nicht nur, was ſelbſtverſtändlich, gelegentlicher 
Widerſtand überwunden werden, die Maßnahmen haben viel⸗ 
mehr auch allgemein zur weiteren Verbreitung der Einſicht 
geführt, daß jeder in der gegenwärtigen Zeit zu Opfern im 
Intereſſe der Geſamtheit verpflichtet iſt. Je tatkräftiger und 
ſtrenger zur Deckung beſtimmter Bedürfniſſe mit Requiſitionen 
vorgegangen wurde, deſto raſcher hat ſich die Einſicht in ihre 
Notwendigkeit verbreitet, deſto ſchneller entfiel auch das Er⸗ 
fordernis weiterer Requiſitionen, ſo daß die freihändige Bedarfs⸗ 
deckung weſentlich erleichtert wurde. 

VII. Mit der Beendigung des Krieges wird die Requiſition, 
wie zu hoffen, für lange Zeit aus der Rechtspraxis verſchwinden. 
Für denjenigen, der Gelegenheit hatte, ihre praktiſche Anwendung 
in umfangreicher Weiſe zu beobachten, bleibt ihr indeſſen eine 
Bedeutung, die über dieſen Zeitpunkt weit hinausreicht. Sie 
beſteht zunächſt darin, daß in ihr die enge Verknüpfung von 
Recht und Wirtſchaft wie in einem Schulfall in Erſcheinung 
getreten iſt. Das Wertvolle des Beiſpiels liegt aber nicht nur 
und nicht einmal in erſter Linie in dieſem Moment beſchloſſen. 
Die Requiſition hat ſich als ein Mittel erwieſen, um den in 
der Gegenwart und für die Zukunft der Gemeinſchaft wichtigſten 
Zweck zu ſichern. Unter dieſem Geſichtspunkt ſteht die Praxis 
der Requiſition, unter ihm ſteht auch die Aufnahme, welche die 
Praxis im Bewußtſein der Volksgenoſſen gefunden hat. Hinter 
den wirtſchaftlichen Zwecken, deren Befriedigung in erſter Linie 
in Frage ſtand, ſind die tieferen ideellen Werte in Erſcheinung 
getreten. Es gilt, was einer der tiefſten Interpreten der gegen⸗ 
wärtigen Zeitſtimmung (Simmel, Deutſchlands innere Wandlung, 
Straßburg, Trübner 1914 S. 7) ſo ausgedrückt hat: „Die 
Erſchütterungen dieſer Zeit haben es in Hinſicht der wirklich 
idealen Werte eindringlich gemacht, daß die partielle Marxiſtiſche 
Wahrheit: ſolche Werte ſeien nur der Überbau über materiellen 
Intereſſen — nun umgekehrt gilt; alle materiellen Werte find jetzt 
der bloße Aberbau über tiefften ſeeliſchen und idealen Ent⸗ 
ſcheidungen und Entſchiedenheiten. Deutſchlands ökonomiſche 
Opferbereitſchaft bedeutet gar nichts anderes als daß jene 
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Werte — für Unzählige ſicher wie in einem plötzlichen Auf⸗ 
ſchrecken — ſich in dieſe Rangordnung einſtellen.“ 

An dem Beiſpiel der Requiſition zeigt ſich dieſer tiefere 
Wert in ſeiner Lebendigkeit. Er treibt mit überraſchender 
Fruchtbarkeit neuartige und ſchwierige Rechtsgeſtaltungen, wie 
die zu IV und V erörterten, zu praktiſcher Geſtaltung. Er 
bildet ebenſo beſtehende Geſetze in einem einheitlichen, beherr⸗ 
ſchenden Sinne aus. Er gibt einer gewaltigen Vielheit mannig⸗ 
fachſter Bedürfniſſe eine zielbewußte Ordnung. Er ſtellt Sinn 
und Zweck der Rechtspraxis, Bedeutung und Wert der Rechts⸗ 
ordnung klar und ſcharf heraus. Die Geſtaltung der Nequiſition 
in der gegenwärtigen Rechtspraxis gewinnt in ihrer Geſamtheit 
dadurch beträchtliche methodiſche Bedeutung. Sie zeigt die 
Fähigkeit der Jurisprudenz, dauernde Werte im Wirklichen zu 
geſtalten. Faßt man dieſen inneren Charakter der Requiſition 
losgelöſt von ihrer erörterten zeitlichen Erſcheinungsform ins 
Auge, ſo gewinnt man Einblick in den tieferen Wert und Aus⸗ 
blick auf die unvergänglichen Ziele der Jurisprudenz. Mit der 
Vertiefung der Werte wachſen und wechſeln Kraft und Möglich⸗ 
keit der Jurisprudenz, dauernd bleibt aber ihr grundlegender 
Sinn, ein Mittel im Dienſte der Kultur zu ſein. Sie hat die 
wechſelnden Tatſachen der Wirklichkeit aus den einheitlichen 
Gedanken deutſcher Kultur heraus durch ihre techniſchen Mittel 
zu vertiefen und zu geſtalten und auf dieſem Wege an ihrem 
Teil der Förderung dieſer Kultur zu dienen. 


Privatlieferung, Kriegslieferung und § 281 BGB. 
Von Rechtsanwalt Dr. M. Becker, Hersfeld. 


Die Ausführungen von Rechtsanwalt Waſſermann auf 
S. 71 ff. dieſer Zeitſchrift über Privatlieferung und Kriegs⸗ 
lieferung und von Rechtsanwalt Löwenwarter auf S. 111 
dieſer Zeitſchrift über die Anwendbarkeit des 8 281 BGB. auf 
durch den Krieg beeinflußte Lieferungsverträge veranlaſſen mich 
zu folgenden Ausführungen, die zugleich eine Ergänzung meiner 
früheren Darlegungen zu dieſer Frage darſtellen ſollen. 

Zunächſt ſei hervorgehoben, daß der Ausgangspunkt dieſer 
Diskuſſion die von Waſſermann einer Kritik unterzogene 
Beſchlagnahmedrohung des Kriegsminiſteriums an die Tertil⸗ 
induſtriellen war, und daß dementſprechend alle Ausführungen 
hierüber mehr oder weniger auf die Verhältniſſe in der Textil⸗ 
induſtrie exemplifiziert ſind. 

I. Dementſprechend iſt davon auszugehen, daß es ſich bei 
den Lieferungsverpflichtungen an Private in der Regel um 
Gattungsſchulden im Sinne des § 279 BGB. handelt, eine 
Befreiung von der Lieferpflicht alſo auch nur nach Maßgabe 
des 8 279 BGB., d. h. nur dann eintreten kann, wenn weder 
im eigenen Betriebe die geſchuldete Ware hergeſtellt werden 
kann noch auch bei anderen Fabrikanten oder im Handel zu 
haben iſt. Streit herrſcht nun nur darüber, ob die Beſchlag⸗ 
nahme androhung des Kriegsminiſteriums eine unverſchuldete 
Unmöglichkeit der Herſtellung der Ware im eigenen Betriebe 
herbeiführt oder nicht; denn daß der wirklich durchgeführte 
Zwang eine ſolche zur Folge hat, wird ja nicht beſtritten. 
Die Androhung der Beſchlagnahme des Betriebes führt nun 
eine ſolche unverſchuldete Unmöglichkeit herbei. Denn daran, 
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daß dieſe Androhung, falls ſich der Lieferant nicht einſchüchtern 
läßt, nicht wahr gemacht werden würde, kann wohl unter den 
heutigen Umſtänden, in denen von einem Staatsnotſtand ge⸗ 
ſprochen werden kann, kein Zweifel ſein. Inſofern liegt eben 
für die Fabrikanten eine Art Kontrahierungszwang vor. Wenn 
dezhalb der Unternehmer in Friedenszeiten freiwillig Abſchlüſſe 
mit der Militärverwaltung getätigt hat, fo wird das hierin 
mnächſliegende Verſchulden wieder dadurch beſeitigt, daß er 
infolge der Beſchlagnahmeandrohung nunmehr, ſelbſt wenn er 
nicht ſolche Abſchlüſſe ſchon im Frieden getätigt hätte, doch zum 
Alu ſolcher Verträge gezwungen wäre. Infolgedeſſen wird 
die urſächliche Verbindung zwiſchen der anfänglichen fahrläffigen 
Übernahme von Kriegslieferungen — fahrläſſig, weil ohne Rück⸗ 
ſict auf laufende Privatlieferungsverträge geſchehen — und der 
Unmöglichkeit, Privatlieferungen im eigenen Betrieb herzuſtellen, 
durch den ſchon in der Beſchlagnahmeandrohung liegenden 
Kontrahierungszwang unterbrochen. 

Dieſe Schlußfolgerung ſucht Waſſermann u. a. durch den 
Hinweis darauf zu bekämpfen, daß im Falle eines zweimaligen 
Verlaufes der gleichen Sache dann, wenn der zweite Käufer 
auf Grund eines rechtskräftigen Urteils den verkauften Gegen⸗ 
Rand erhalten hat, der Verkäufer dem erſten Käufer gegenüber 
Rd nicht auf unverſchuldete Unmöglichkeit der Erfüllung berufen 
lömt. Dieſer unbeftritten richtige Satz iſt aber nicht geeignet, 
die vorſiehenden Ausführungen zu entkräften. Er wäre es, 
wem ſich der Zwang der Heeresverwaltung lediglich auf die 
Erfüllung von Militärlieferungsverträgen erſtreckte. Dies iſt 
aber ſchon der Zweck des 5 329 StGB. Die in Rede ſtehende 
Beſclagnahmeandrohung des Kriegsminiſteriums zwingt vielmehr 
zum Abſchluß ſolcher Verträge und beſeitigt damit das im 
Abschluß eines ſolchen Vertrages ſonſt liegende Verſchulden 
biw. unterbricht in der angegebenen Weiſe den Kauſal⸗ 
Mammenhang zwiſchen dem anfänglich ſchuldhaften Vertrags⸗ 
Huf und der jetzt eingetretenen Unmöglichkeit der Lieferung. 

I. 5 281 BGB. ſagt nun: 

„Etlangt der Schuldner infolge des Umſtandes, welcher 
die Leiſtung unmöglich macht, für den geſchuldeten 
Jegenſtand einen Erſatz oder einen Erſatzanſpruch, fo kann 
det Gläubiger Herausgabe des als Erſatz Empfangenen oder 
Abtretung des Erſatzanſpruches verlangen.“ 

Eine Betrachtung der durch Sperrdruck hervorgehobenen 
Vormusſezungen wird zeigen, daß in allen Fällen der vor⸗ 
gebachten Art die Anwendbarkeit des § 281 BGB. aus: 
gecloſen fein muß. 

1. Schließt der Lieferant — ohne eine Beſchlagnahme 
abwarten — infolge der Beſchlagnahmeandrohung mit der 
Mültärberwaltung ab, fo liegt — wie auch Waſſermann an⸗ 

— ein lucrum ex negotiatione vor, fo daß 8 281 
GL. keine Anwendung findet. Da — wie nochmals hervor⸗ 
gehoben ſei — nach den Ausführungen zu I hierin auch kein 
Verschulden erblickt werden kann, ift der Lieferant — ſobald 
er nachweiſen kann, daß ſich die geſchuldete Ware auch ſonſt 
nicht auftreiben läßt (8 279 BGB.) — auch nicht ſchadens⸗ 
erſazpflichtig. 


2. Bei Betrachtung des Falles, daß tatſächlich eine Be⸗ 
ſclagnahme erfolgt, dürfte zunächſt feſtzuſtellen fein, was unter 
einer Beſchlagnahme zu verſtehen if. Nimmt man wieder die 
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Verhältniſſe in der Textilinduſtrie zum Muſter, ſo kann die 
Beſchlagnahme zweierlei Bedeutung haben: 
a) es wird die fertige Ware z. B. feldgraues Tuch be⸗ 
ſchlagnahmt; 
b) es wird der ganze Betrieb beſchlagnahmt, in dem 
Sinne, daß 
aa) entweder die Militärverwaltung durch Geld⸗ oder 
Haftitrafen den Unternehmer zur Anfertigung 
einer beſtimmten Menge feldgrauer Stoffe in 
eigener Regie zwingt, jo daß er ſelbſt die Roh⸗ 
ſtoffe kaufen, ſelbſt die Arbeiter entlohnen muß 
und für jedes gelieferte Meter einen beſtimmten 
Preis erhält, 
bb) oder die Militärverwaltung in eigener Regie die 
Fabrik betreibt, alſo ſelbſt die Rohſtoffe kauft, 
ſelbſt die Arbeiter entlohnt uſw. und dem Unter: 
nehmer gewiſſermaßen als Pachtzins eine Ent⸗ 
ſchädigung für Benutzung ſeiner Fabrikräume, 
Maſchinen ufw. zahlt. 

Zu a: Wird die vorrätige Ware beſchlagnahmt, ſo könnte 
hier am eheſten von einem lucrum ex re die Rede fein, wenn 
die beſchlagnahmte Ware gerade „der geſchuldete Gegenſtand“ 
im Sinne des 8 281 BGB. wäre. Dies muß aber verneint 
werden. Nehmen wir an, am 1. Oktober ſeien 1000 m vor⸗ 
rätig geweſen, im Laufe des Oktober aber hätten insgeſamt 
5000 m geliefert, die fehlenden 4000 m alſo noch im Laufe 
des Oktober angefertigt werden müſſen, ſo könnte deshalb 
z. B. ein im Oktober mit 1500 m bezugsberechtigter Privat⸗ 
abnehmer noch nicht behaupten, daß die 1000 beſchlagnahmten 
Meter „der ihm geſchuldete Gegenſtand“ im Sinne des 8 281 
BGB. geweſen ſeien. Da ſich vermutlich nicht wenige finden 
dürften, welche die 1000 m als den ihnen geſchuldeten Gegen⸗ 
ſtand bezeichnen, ſo würde nur der Ausweg möglich ſein, die 
1000 m pro rata der fälligen Lieferungen zu verteilen und den 
auf jede Lieferung entfallenden Teil als „den geſchuldeten 
Gegenſtand“ zu bezeichnen. Erſt dann könnte allenfalls von 
einem lucrum ex re die Rede ſein, wenn dabei nicht außerdem 
noch eine Frage mitſpräche, die aus Gründen der Überſichtlichkeit 
erſt am Schluſſe dieſer Ausführungen erörtert werden ſoll. 

Zu b: Die im vorigen erörterte Beſchlagnahme iſt natürlich 
nur von ganz minimaler Bedeutung. Wichtiger ſind die Fälle 
der Beſchlagnahme des ganzen Betriebes. 

Zu aa: In dieſem Falle handelt es ſich darum, daß 
zunächſt überhaupt noch nichts vorhanden iſt, was als „der 
geſchuldete Gegenſtand“ bezeichnet werden kann. Erſt die 
unter dem Zwange von Strafen angefertigte Ware wird — 
wiederum unter dem Zwange von Strafen — an die Militär: 
verwaltung verabfolgt. Die von vornherein für die Zwecke 
der Militärverwaltung angefertigten Stoffe, die alſo von 
vornherein dieſer geſchuldet werden ſollen, können ſchon aus 
dieſem Grunde nicht als der den Privatabnehmern — und 
welchen? geſchuldete Gegenſtand angeſehen werden. 

Dazu kommt noch, daß in faſt allen Fällen es ſich bei 
den Abſchlüſſen mit Privatabnehmern nicht um Beſtellungen 
auf feldgraues Tuch, ſondern um ganz andere Stoffe handelt, 
ſo daß ſelbſt die weitherzigſte Auslegung davor zurückſchrecken 
dürfte, das zwangsweiſe für die Militärverwaltung hergeſtellte 
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feldgraue Tuch als den einem Beſteller von grünem Tuch 
„geſchuldeten Gegenſtand“ zu bezeichnen. 

Zu bb: Iſt die Beſchlagnahme ſoweit durchgeführt, daß 
nur eine Art Pachtzins gezahlt wird, ſo muß die Anwendbarkeit 
des 5 281 BGB. ohne weiteres ausſcheiden. Sollte aber 
auch hierin ein lucrum ex re geſehen werden, fo müßte 
konſequenterweiſe im Falle des Brandes einer Fabrik auch die 
Feuerverſicherungsſumme als Erſatz der infolgedeſſen nicht 
hergeſtellten Waren angeſehen werden. 

Zeigen ſo die vorſtehenden Darlegungen, daß in allen 
Fällen der Beſchlagnahme 8 281 BGB. deshalb nicht ans 
wendbar iſt, weil die Identität des beſchlagnahmten mit dem 
„geſchuldeten Gegenſtand“ nicht feſtzuſtellen iſt, ſo iſt — wie 
noch kurz zu erörtern iſt — auch die Frage der Kauſalität 
zwiſchen Unmöglichkeit und Erſatz zu verneinen. 

„Infolge des Umſtandes, welcher die Leiſtung unmöglich 
macht,“ muß der Erſatz erlangt ſein. Da nach der eingangs 
getroffenen Feſtſtellung es ſich bei den hier in Rede ſtehenden 
Abſchlüſſen mit Privaten um Gattungsſchulden handelt, iſt 
zu beachten, daß die Beſchlagnahme des Betriebes der Lieferanten 
bzw. der in deſſen Betriebe hergeſtellten Waren allein noch 
kein Umſtand iſt, der die Leiſtung unmöglich macht. Denn 
nach 8 279 BGB. muß noch der weitere, die Unmöglichkeit 
im Sinne des Geſetzes herbeiführende Umſtand hinzukommen, 
daß auch aus anderen Betrieben und im Handel die geſchuldete 
Ware nicht zu beſchaffen iſt. Iſt die Beſchlagnahme ſo aber 
nicht derjenige Umſtand, infolgedeſſen die Leiſtung unmöglich 
geworden iſt — da eben noch ein anderer Umſtand hinzu⸗ 
kommen muß —, fo ergibt ſich daraus, daß S 281 BGB. 
auf Gattungsſchulden nicht anwendbar iſt. Dies Ergebnis iſt 
auch durchaus billig; es bildet ein Aquivalent für den meiſt 


ſehr ſchwierigen, durch 8 279 BGB. erforderten Beweis der 
objektiven Unmöglichkeit. 


Stundungsfriſteu im Krieg und Frieden. 
Von Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 


In der Theorie und Kaſuißtik des gemeinen Zivilrechts 
von Freiherrn von Holzſchuher, vormals Reichsſtadt Nürn⸗ 
bergiſchen Ratskonſulenten, findet ſich der Satz, daß unvorher⸗ 
geſehene, außerordentliche, allgemeine Kalamitäten den Landes⸗ 
herrn zum Gebrauch ſeines ſchönen Vorrechts auffordern, Miß⸗ 
verhältniſſe, welche aus ſtarrer Handhabung des ſtrengen Rechts 
entſtehen müßten, auszugleichen. Was hier von den Moratorien 
und Indulten geſagt iſt, ) gilt von den Befugniſſen der heutigen 
Zentralbehörden des Reiches im Kriegsfalle. Die plötzliche 
Sintflut hat alle Gefilde und Gebilde in Mitleidenſchaft gezogen. 
Männer, welchen bei normalem Verlauf der Dinge eine Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen oblag, ſind innerhalb weniger Tage zu 
den Fahnen geeilt. Sie haben die Ihrigen zurückgelaſſen, ohne 
Vorſorge treffen zu können. Andere wurden durch den gänz⸗ 
lichen Wandel der Dinge der Kunden, mindeſtens der Zahler, 


1) Holzſchuher, Handbuch III. Band. Von den Wirkungen der 


obligatio, S. 196. — Verfaſſer gegenwärtigen Aufſatzes, Ausgleichs⸗ 
verfahren, 32. DIT. 1, 741. 


M 4. 19156. 


beraubt. In dieſen ſelbſtverſtändlichen Wirrwarr der erſten 
Tage und Wochen mußte, im Intereſſe des Ganzen und 
angeſichts der Not des Vaterlandes, Ruhe hereingetragen 
werden. Die Verordnung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 
über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten (RGBl. 
S. 359 ff.) wirkte alſo vielfach erlöſend. Erkenntniſſe konnten 
nun ihrer Exekution nach aufgeſchoben werden. Um aber die 
Tropfen ſozialen Oles, die auch ſchon vor dem Kriege, dem 
allgemeinen Niveau der Zeiten folgend, die Untergerichte beſonders 
bereitwillig austräufelten, nicht an unrichtiger Stelle anzuwenden 
und vor allem nicht an Unwürdige zu vergeuden, hat einerſeits 
der Bundesrat die Verordnung mit weiſer Mäßigung ausgeſtattet 
und andererſeits die Landesjuſtizbehörde die gebotenen Maps 
nahmen in ihren Vollzugsbekanntmachungen verdeutlicht und 
unterſchieden. Sind doch die Gefahren ungründlicher Humanitäts⸗ 
ideen keine kleineren, als die rigoroſen Pochens auf Norm und 
Form. Die Kriegsnotgeſetze werden erfahrungsgemäß von 
raffinierten Parteien ausgebeutet. Tiefſtand der Verhältniſſe 
wird geheuchelt. Im Zuſammenhang mit den Folgen der 
Wehrpflicht, ſchützt der eine oder andere Familienangehörige 
Hilfloſigkeit vor. Und die zurzeit ohnedies mit einem Übermaß 
von Gefühlsmomenten belaſtete Juſtiz muß wohl oder übel 
gegenüber derartigen Komödianten in dem oder jenem Rechtszug 
planlos herumtappen. Die Eingeweihten beklagen darum, daß 
heute, mehr denn je, der angeblich wirtſchaſtlich Schwache zum 
Nachteil des angeblich Starken begünſtigt werde. Wer aber 
Waren verkauft, wer ein Guthaben hat, wer den anderen ein⸗ 
klagt, der iſt nach Anſchauung mancher Richter ohne weiteres 
der Starke, der Sozialethik über ſich ergehen laſſen muß, ob er 
will oder nicht, ob er kann oder nicht. Mit anderen Worten: 
Der grundlegende Fehler beſteht in der Neigung, bei Abwägung 
der Intereſſen ſich von Sentiments leiten zu laſſen und die 
Gefahren zu überſehen, die ein übertriebener Schutz der Schuldner 
zur Folge haben muß. Taktgefühl und Erfahrung wird im 
Laufe der Zeit den Richter das Mittelmaß zwiſchen ungerechter 
Härte und Milde finden laſſen. Weil nun aber einmal die 
Gegenwart für die Schonung des nach der Rechtsordnung an 
ſich der Vollſtreckung Verfallenen eine erhöhte Empfänglichkeit 
beſitzt, weil dem Einzelnen und Ganzen Solidarität und Toleranz 
zur Richtſchnur dienen muß, mag, ſolange die Waffen klirren, 
die ſtarre und unveränderliche Rechtsordnung für beſondere 
Tatbeſtände ruhig durchbrochen und die Emanzipation der durch 
den Feldzug betroffenen Verhältniſſe ſchweigend ertragen werden. 

Aber unbegreiflich iſt es, wie die richterliche Befugnis, 
ohne und gegen den Willen des Gläubigers, dem Schuldner 
Friſten zu geſtatten, wenn er ſogleich oder auf einmal zu zahlen 
außerſtande iſt, nicht nur temporär, ſondern ein für allemal 
de lege ferenda feſtgelegt werden will. Ich weiß wohl, daß 
man dabei im Auge hat, nur dann die richterliche Stundungs⸗ 
gewalt ſich betätigen zu laſſen, wenn der Gläubiger durch einige 
Nachſicht keinen Schaden leidet. (Analog 8 1 der Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914.) Allein ſchon 
die Obliegenheit des Gläubigers, den Eventualſchaden nach⸗ 
zuweiſen, iſt ein Unding. Der Gläubiger ſoll ſeine Verhältniſſe 
in ſolchem Falle offenbaren. Statt dies zu tun, erleidet er 
oft lieber die durch die dilatoriſche Behandlung der Forderungs⸗ 
angelegenheit ihm erwachſende Schlappe. Die causae cognitio 
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des Richters in größeren Verkehrszentren iſt überdies für die 
Frage, ob der Gläubiger durch das Entgegenkommen Schaden 
nimmt, beinahe unmöglich. Würde derartiges eingeführt, wäre 
alſo Willkür Tür und Tor geöffnet, wenn nicht der Gläubiger 
bei jeder Forderungsklage riskiert, ſeine Bilanzen vorzuzeigen, 
einig und allein, weil man ihm fein gutes Recht verkümmern 
wil. Nimmt man aber an, daß es bei der Formulierung 
bliebe. „wenn die Zahlungsfriſt dem Kläger nicht einen 
undethältnismäßigen Nachteil bringt,“ fo wäre bei den 
Ablösen einſchlägigen Streitfragen der Kautſchukbegriff „uns 
verhältnismäßig” zu überwinden. 

Allein die von Bovenfiepen*) und Morchutts) aufgeworfene 
Frage iſt viel zu grundſätzlich und angeſichts der unausbleiblichen 
Schwierigleit, den glorreichen Feldzugsſoldaten in feinen wirt⸗ 
ſchaftlchen Rang einzureihen, kurz im Hinblick auf die bevor⸗ 
fehenden gewerblichen Schwankungen und Kämpfe, viel zu 
peittragend, als daß man ſich von vornherein in Einzelheiten 
einlaſſen ſollte. Es iſt nicht mehr und nicht weniger dabei im 
Streite, wie das Maß der richterlichen Freiheit und der Rahmen 
des Richterberufes überhaupt. Längſt, ehe der Kampf um die 
Ermmzen unſeres Vaterlandes tobte, tobte in der Fachpreſſe der 
Kampf um die Grenzen der obrigkeitlichen Tätigkeit, der Gerichts⸗ 
gewalt, der Geſetzesfindung. Logiſche Expanſionskraft oder 
Gechloſenheit des objektiven Rechts waren die zwei Richtlinien 
emed Dany, Ernſt Fuchs, Heck, Stampe, Ehrlich, Rümelin und 
Stumme. Berolzheimer ſagt in ſeinem diesbezüglichen Aufſatz: 
„Die Geſahren einer Gefühlsjurisprudenz in der Gegenwart“): 
. Zeiten ſchwerfälliger Geſetzgebung, in Gebieten ſtark 
lüdenbaften Geſetzesrechts, bei hoher Anſchauung des Richters 
fundes über fein Amt, hat der konſtante Gerichtsbrauch ſich 
mu einem Maß von Freiheitsenergie über das Geſetzesrecht 
ſuweggehoben, das uns heute kaum glaubhaft erſcheint. Man 
hucſ ſich hierbei nur an die aequitas der Römer zu er⸗ 
mem; dann an die Rezeption des römiſchen Rechts in Deutſch⸗ 

lad, m die Nichtanwendung der drakoniſchen Beſtimmungen 
ama auf Grund deſuetierenden Gerichtsbrauchs, an die 
Mtfhedung völlerrechtlicher Streitfragen bis in die Neuzeit 
hinein, an de fteirechtliche Jurisprudenz der franzöſiſchen Praxis 
und des anzloamerikaniſchen Richtertums, an die analoge Rechts⸗ 
u wendung bei uns und endlich an die vielfach gefühlsmäßigen 
Uralt ufer Laienrichter.“ j 

Di heutigen Freirechtler in allen ihren Arten und Abarten 
wle den Richter von den Klammern des Geſetzgeberwillens 
bela. Ein Teil dieſer Parteigänger rekrutiert aus Richterkreiſen 
m felt die Forderung auf, der Richter dürfe die als ſchutz⸗ 
bündig befundenen Intereſſen eigenmächtig in feine Obhut 
8 Man ſtreitet, ob nur praeter legem oder auch 
nongenfalls contra legem. Allemal arbeitet die Intereſſen⸗ 
Ineprudeng auf eine gewaltige Ausdehnung der richterlichen 
Gewalt hin. Unter geſchickter Benutzung der gegenwärtigen 
Aonfequenzen der Stundungsmacht des Richters, und unter der 
dane des angeblich fortgeſchrittenen Gerechtigkeitsgedankens, 
ft wan beſtrebt, die auf ſeiten der Gläubigerſchaft tätige 
mm. 

) Dag. 14, 774. 

9 W. 15, 7. 

9 Archiv für Rechts- und Wirtſchaftsphiloſophie, Bd. III S. 596. 
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Anwaltſchaft einigermaßen zu bevormunden, die Fehde gegen 
dieſe berufsmäßigen Sachwalter teils auf die ſogenannte 
Gläubiger⸗, teils insbeſondere auf die ſogenannte Schuldnernot, 
einzuſtellen, zunächſt indes die bewährten Schranken der Partei⸗ 
befugniſſe im Zivilprozeß nach und nach zu lockern, indem 
man den Begriff der Billigkeit in das Vollſtreckungs ſtadium 
pflanzt. 

Inſofern die Billigkeit einem poſitiven Rechte beigelegt 
wird, beſteht ſie zum Teil in den Normen der Gerechtigkeit, 
zum Teil in der Beſchränkung der Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen. Die Billigkeit arbeitet Mißbräuchen und Schikanen 
entgegen; fie berückſichtigt Treue und Glauben und mildert fo 
möglichſt die Strenge des Richters. Soweit die Billigkeit die 
Lücken des beſtehenden Rechtes in ſeinem Geiſte, mit Be⸗ 
rückſichtigung der Zeitumſtände (3. B. eines Krieges, eines 
Streiks) und der Bedürfniſſe, ergänzt, ſoweit alſo das freie 
Recht nach Rechtsgrundſätzen angewendet wird, wird Rechts⸗ 
unſicherheit vermieden. Sobald indes der Richter die Billigkeit 
nicht nur in richterlicher Auslegung und Anwendung der Geſetze 
amtlich gebraucht, ſondern ſchlechthin ethiſche Obliegenheiten 
(Schonung, Milde, Menſchenliebe) nach Willkür anwendet, 
ſchlägt die Judikatur in ſoziale Verwaltungsakte um; dann 
macht ſich in den Gerichtsſälen Dilettantenkram breit. Die 
Rechtſprechung in Vollſtreckungsfragen artet in ungleichmäßige 
und haltloſe Gnadenbekundungen aus. Die Sphäre des 
Privatrechts wird durch richterliche Gebote, welche der ratio 
des deutſchen Zivilprozeſſes zuwiderlaufen, beeinträchtigt. Dazu 
kommt noch, daß die aequitas, weil alle menſchlichen Geſetze 
unvollkommen find und oft beſſer Knoten zerhauen, wie gelöſt 
werden, ſehr wohl mittels eines vom Richtertiſch empfohlenen 
und dann meiſt berückſichtigten Vergleichs zum Siege gelangen 
kann. Das ſtrenge Formenweſen iſt ohnedies heute, infolge der 
Vertagungen von Amts wegen, der Einſtellung von Voll⸗ 
ſtreckungen mit und ohne Sicherheit, der Geneigtheit wohl⸗ 
wollender Richter, unnötige Offenbarungseide zu vermeiden, 
dann aber auch ſchon der den Schuldnern günſtigen Sprüche 
der höchſten Gerichtshöfe in der praktiſchen Vollziehung der 
Vollſtreckungstitel, ziemlich ausgeſchaltet. Morchutt verweiſt auf 
die 88 707, 712 ff. und 719 3PO., mit welchen er beweiſen 
will, daß auch de lege lata das Gericht die Zwangsvollſtreckung 
einſtellen und aufheben kann. Allein hier wird überſehen, daß 
die richterliche Macht hinſichtlich der Aufhebung und Einſtellung 
von Vollſtreckungsmaßnahmen im achten Buche der Prozeß— 
ordnung einigermaßen feſt umſchrieben iſt, während die neue 
Beſtimmung ohne weiteres ex arbitrio judicis zuläffig fein 
ſoll, falls die Lage des Beklagten — ein ganz labiler Begriff — 
ſie rechtſertigt und die Friſt nicht dem Gläubiger einen 
beſonderen Schaden bringt. § 707 hat die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand und die Wiederaufnahme des Verfahrens 
im Auge. Das ſind höchſt ſeltene Fälle, bei welchen es ab und zu 
angezeigt erſcheint — und zwar dann, wenn Wiedereinſetzung 
oder ⸗aufnahme von vornherein Erfolg zu haben ſcheinen — 
der Vollſtreckung nicht ihren normalen Gang zu laſſen. Im 
Falle des 5 712 muß glaubhaft gemacht fein, daß die 
Vollſtreckung des für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils 
dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringt. Die 
85 709 und 710 ſchützen ausdrücklich den Gläubiger gegen 
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unangebrachte ſchuldneriſche Anträge. Der Grundſatz einer ganz 
kurzen Friſtbewilligung in Fällen der Räumung darf auch durchaus 
nicht auf anders gelagerte Vollſtreckungsarten ausgedehnt werden. 

Was bei Unterhaltsklagen, Schadenserſatzanſprüchen, 
Vermögensauseinanderſetzungen, Gehaltspfändungen recht und 
billig iſt, nämlich die vereinzelte Darlegung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Gläubigers und Schuldners vor Gericht, 
und zwar meiſt nur dann, wenn die eine Partei das 
materielle Vorbringen der anderen beſtreitet, iſt, wenn es ſich 
um das gute und wohlerworbene Recht eines Gläubigers dreht, 
der nichts weiter vorhat, als ſein Guthaben rite einzuziehen, 
eine unbillige Beläſtigung, ein, wie geſagt, geradezu tyrannifcher 
Eingriff in ſeine ihm durch das Judikat gewährten Befugniſſe. 
Der Kredit gegenüber dem gutwilligen Schuldner erleidet Ein⸗ 
ſchränkung und Einbuße, wenn der Gläubiger, der aus irgend⸗ 
welchen (vielleicht zu verſchweigenden) Gründen unter Umſtänden 
wohl weiß, warum er gerade jetzt vorgehen und nicht ſtunden 
will, gewärtigen muß, bei jedem gewöhnlichen Vollſtreckungstitel, 
bei jeder fälligen und ausgeklagten Schuld, Auskünfte der 
Handels⸗ und Handwerkskammern, der Gemeindevorſtände, 
Polizeibehörden und Arbeitgeber, kurz einen Apparat, vor welchem 
einem angſt und bange werden kann, heraufzubeſchwören. Dann 
kommt noch der Beſchwerdeweg herüber und hinüber. Das 
mag gut werden im deutſchen Rechtsverkehr, wenn es bei ein⸗ 
fachen Warenklagen künftighin zu ſolchen Haupt⸗ und Staats⸗ 
aktionen kommt, letzten Endes aber die einfache Frage: „darf 
ich auf Grund meines gerechten Titels bei meinem Schuldner 
vollſtrecken?“, wie in der Lotterie, von reinem Zufall abhängt. 

Auch mit den Schlagworten, das eigennützige Intereſſe 
müſſe zurückgedrängt und es müſſe eine Ausgleichung der 
wirtſchaftlichen Gegenſätze tunlichſt herbeigeführt werden, kommen 


wir bei der Prüfung dieſer konkreten Frage nicht weiter. 


Morchutt überſieht: ſolange unſere Brüder gegen den Feind im 
Oſten und Weſten zu kämpfen haben, iſt die Frage des Hinaus⸗ 
ſchiebens von Forderungsangelegenheiten zweifellos das kleinere 
Abel. Aber es iſt ein Unterſchied zwiſchen Kriſe und Normalität. 
So ungeſund es wäre, wenn im Frieden es keine Parteien 
gäbe oder die Preßfreiheit unterdrückt wäre, ſo unerträglich 
wäre es, die in Kriegszeiten dem Vollſtreckungsrichter gewährte 
Ausnahmsfunktion in Frieden und Freiheit fortbeſtehen zu 
laſſen. Eine ſoziologiſche Frageſtellung iſt hier einfach nicht 
angebracht. Ein altruiſtiſcher Maßſtab hat in der Phaſe der 
Vollziehung eines einwandfrei erſtrittenen Vollſtreckungstitels 
keinen Platz. Wohin in aller Welt kämen wir ſonſt mit ſolchen 
Gefühlsverfügungen, mit ſolchen lebensunwahren und erſt recht 
weltfremden Gemütsgebilden? Mit ihnen ſchlüge das Prozeß⸗ 
geſetz zur ſchlimmſten Vertragsunfreiheit um. Bleibt der Satz, 
den Neumann⸗ Breslau“) formt: „Die Bewilligung von 
Friſten iſt Sache des Gläubigers“, in ſeiner Allgemeinheit 
nicht aufrecht, ſo werden gerade die ſogenannten Schwächeren 
geſchädigt, weil bei Geltung richterlicher Vollſtreckungspolizei 
die Lieferanten und Darlehnsgeber lieber Barzahlungen 
anſprechen, als daß ſie es darauf ankommen laſſen, daß ihr 
Kreditnehmer im letzten Augenblick die „Gefahr eines dringlichen 
Notſtandes“ oder „Abwendung eines nicht zu erſetzenden 


5) JW. 14, 1095. 
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Nachteils“ behauptet, um eine gewillkürte Vollſtreckungs⸗ 
prolongierung durchzuſetzen. Auf das öffentliche Intereſſe darf 
ſich Morchutt nicht berufen, weil der Gläubiger meiſt wieder 
ein Schuldner iſt. Bei dieſem auf und ab wogenden Reigen iſt 
aber das Kalkulieren mit beſtimmten Terminen unumgänglich. 
Nichts ſtört den Knäuel ſolcher Rechte und Pflichten mehr, wie 
das Unterbinden des Tuns und Laſſens durch richterliche Selbſt⸗ 
herrlichkeit. Der Satz: publica salus suprema lex esto würde 
alſo durch bergang von dem prozeſſualen Individualismus 
zum prozeſſualen Sozialismus geradezu mißhandelt. 

Mit der Binſenwahrheit, daß viele Vollſtreckungen erfolglos 
verlaufen und Koſten verurſachen, hat die ſtrittige Frage nichts 
gemeinſam. Daß ein Gläubiger Raten bewilligt, aber ohne 
richterlichen Druck, wenn er es für gut findet, iſt etwas 
Selbſtverſtändliches. Daß aber eo ipso der Schuldner, dem 
der Richter Stundungsfriſten genehmigt, mehr zugunſten des 
Gläubigers, welchem die Stundung aufgenötigt wird, ſeine 
Mittel bereit hält, wie zugunſten eines Gläubigers, der aus 
eigenem Antrieb die Vollſtreckung hinausſchiebt, iſt durchaus 
nicht ſelbſtverſtändlich. Auch mit dem umſtändlichen Verfahren, 
daß böswillige Schuldner, welche die bewilligte Friſt nicht ein⸗ 
halten, Haftſtrafen erhalten, iſt nicht gedient. Wozu denn ein 
ſolches Vollſtreckungsverfahren auf Stelzen? Rechtsphiloſophie 
und Rechtsordnung ſind verſchiedene Gebiete. Unſere allzeit 
affektfreie Handhabung des Zivil⸗ und Prozeßrechtes muß die 
Vertretung irgendwelcher eudämoniſtiſcher Ziele,) ſoweit fie 
nicht in beſtehenden, erprobten Rechtsgrundſätzen berückſichtigt 
find, als Überfpannung der richterlichen Gewalt und Tätigkeit 
ablehnen. 


Der Begriff des Kleinhändlers. 

Von Geheimem Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 

In der Bundesratsverordnung vom 19. Dezember 1914 
(RGBl. 1914 Nr. 116 S. 523 f.) betreffend Anderung der 
Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Getreide und Kleie 
vom 28. Oktober 1914 iſt beſtimmt, daß die Höchſtpreiſe bei 
Gerſte ſowie bei geſchrotener, gequetſchter oder ſonſt zerkleinerter 
Gerſte nicht für ſolche Verkäufe an Kleinhändler oder Ver⸗ 
braucher gelten, welche drei Tonnen nicht überſteigen. Im 
Anſchluß an dieſe Vorſchrift hat Hachenburg in der Frankfurter 
Zeitung Nr. 36 vom 5. Februar d. J. über den Begriff des 
Kleinhändlers eine kurze Erörterung gegeben, die nach meinem 
Dafürhalten nicht zutreffend iſt, mindeſtens leicht mißverſtanden 
werden kann. Hachenburg führt aus, daß die Kleinhändler 
eine Gruppe der Minderkaufleute bilden und ſagt wörtlich: 
„Jeder Großhändler iſt Vollkaufmann. Jeder Kleinhändler iſt 
Minderkaufmann. Einen Kleinhändler, der Vollkaufmann iſt, 
der alſo eine eingetragene Firma führt, eine kaufmänniſche 
Buchhaltung haben kann und muß, der ſein Geſchäft in offener 
Handelsgeſellſchaft betreibt uſw., gibt es nicht. Der Klein⸗ 
händler iſt kraft Geſetzes Minderkaufmann.“ 

Der Begriff des Kleinhandels iſt nicht aus dem HGB. 
zu entnehmen. Er hat mit dem Begriff des Klein gewerbes, 
wie er im 8 4 HGB. für die Abgrenzung zwiſchen Voll⸗ 


c) Siehe hierzu Tönnies, RNechtſtaat und Wohlfahrtſtaat (Kohler, 
Archiv 1913/14 S. 66 ff.). 
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kaufmann und Minderkaufmann verwertet wird, nichts zu tun. 
Vielmehr iſt er der Nationalökonomie zu entnehmen und ver⸗ 
dankt ſeine Entſtehung der Neigung, Fremdwörter zu ver⸗ 
deutſchen, deren Schattenſeite eben darin beſteht, die Möglichkeit 
feinerer ſprachlicher Unterſcheidung zu verringern. Früher, ehe 
die ſogenannte Sprachreinigung den heutigen Grad erlangt 
hatte, brauchte man dafür den gleichbedeutenden Ausdruck 
„Detailhandel“. Das charakteriſtiſche Merkmal dieſes Handels⸗ 
zweiges iſt darin zu erblicken, daß er ſeinen Abſatz beim letzten 
Verbraucher ſucht und ſich in der Regel der Form des Laden⸗ 
geſchäftes bedient. Aber auch der größte Umfang des Betriebes 
iſt mit dem Begriff des Kleinhandels durchaus vereinbar. Ja, 
der Großbetrieb im Kleinhandel, wie er insbeſondere in den 
großen Warenhäuſern und Spezialgeſchäften zutage tritt, kann 
als eine der eigentlichen modernen Erſcheinungen des Wirtſchafts⸗ 


lebens angeſehen werden. Wäre die Annahme von Hachenburg 


richtig, daß der Kleinhändler kraft Geſetzes Minderkaufmann iſt, 
ſo würden alle dieſe Rieſengeſchäfte ebenſo wie der Klein⸗ 
gewerbetreibende, der nach 8 4 HGB. Minderkaufmann iſt, 
weder eine Firma führen dürfen, noch Handelsbücher zu führen 
verpflichtet ſein, noch Prokura erteilen, noch in der Form der 
offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft betrieben 
werden können. Daß dies nicht zutrifft, liegt auf der Hand. 

Ob nicht auch Hachenburg ſich der Nichtübereinſtimmung 
der Begriffe Klein handel und Klein gewerbe bewußt iſt oder 
doch fie durchfühlt, iſt nach den weiter von ihm gemachten 
Ausführungen allerdings nicht ſicher zu entſcheiden. Er ſagt 
nämlich: „Ob ein Kleingewerbe vorliegt, entſcheidet nicht ſo 
ſehr der Umſatz. Er kann auch bei einem Großhändler recht 
Hein fein. Maßgebend iſt die ganze Anlage des Unternehmens“, 
fährt dann aber wieder fott: „Umfang und Art des Betriebes 
geben die Entſcheidung. Nur wenn es danach einer kauf⸗ 
männiſchen Geſchäftsweiſe bedarf, hört er auf, Kleinhandel zu 
ſein. Die Frage muß jeweils nach dem konkreten Verhältnis 
entſchieden werden. Die Grenzen find fließend. Das Urteil 
der Berufsgenoſſen, die kaufmänniſche Auffaſſung entſcheidet. 
Es kann dabei ſich ſehr wohl ereignen, daß die Beurteilung 
ſchwankt. Das iſt bei allen derartigen Begriffen von Groß 
und Klein nicht zu vermeiden.“ Unzutreffend iſt hierbei, wie 
hervorgehoben, die Heranziehung des Umfangs zur Begriffs⸗ 
beitimmung des Kleinhandels. Nicht um eine Quantitäts⸗, 
ſondern um eine reine Qualitäts bezeichnung handelt es ſich bei 
dem Begriff. Dies iſt wichtig feſtzuſtellen, einmal, weil das 
Auwendungsgebiet der eingangs erwähnten Verordnung nur ſo 
richtig umſchrieben werden kann, wenn dieſe auch die Quantität 
der umgeſetzten Warenmenge als weiteres Moment für die 
Vorausſetzung ihrer Anwendbarkeit heranzieht, indem ſie die 
Höchſtgrenze von drei Tonnen als für den Fortfall der Höchſt⸗ 
preiſe maßgebend erklärt. Darüber hinaus aber erſcheint es 
wünſchenswert, daß nicht die Hineinziehung wirtſchaftlicher 
Begriffe in die Geſetz⸗ und Verordnungsſprache, wie ſie für den 
jetzigen Ausnahmezuſtand von Bedeutung ſind, die Folge hat, 
daß eine Unklarheit in der Terminologie der Rechtsbegriffe ein⸗ 
tritt, deren Konſequenzen nicht abſehbar find. 

Trotz der Autorität von Hachenburg ſchien es daher 
wünſchenswert, ihm in dieſem Punkte entgegenzutreten. 
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Die neue Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverſtändige. 

Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Seeger, Berlin⸗Schöneberg. 

Am 18. Juni 1914 iſt das Geſetz betreffend Anderung 
der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige publiziert 
worden, welches mit dem 1. Oktober 1914 in Kraft getreten iſt. 
Das Geſetz bringt gegenüber der alten Gebührenordnung eine Reihe 
bemerkenswerter Anderungen. Es verdankt ſeine Entſtehung 
den ſeit langem über die Unzulänglichkeit der bisherigen Ge⸗ 
bührenſätze erhobenen Klagen, die vor nunmehr ſechs Jahren zu 
einer Reſolution des Reichstages geführt haben, in der die 
verbündeten Regierungen erſucht wurden, eine dem wirtſchaftlichen 
Aufſchwung der letzten Jahre entſprechende Erhöhung der für 
Zeugen und Sachverſtändige feſtgeſetzten Gebührenſätze und Reiſe⸗ 
entſchädigungen in Angriff zu nehmen (Vhdl. des RT., Sten B. 
1908, 3390). Die Berechtigung dieſes Verlangens iſt regierungs⸗ 
ſeitig nicht verkannt worden. In der Begründung der Novelle 
wird zugeſtanden, daß die Sätze der bislang geltenden 
Gebührenordnung häufig keine ausreichende Entſchädigung für 
die durch die Erfüllung der Zeugen⸗ und Sachverſtändigen⸗ 
pflicht erwachſenden wirtſchaftlichen Nachteile geboten haben. 
In beſonderem Maße war dies bei den den Sachverſtändigen 
für ihre Mühewaltung bislang gewährten Entſchädigungen der 
Fall. Die Unzulänglichkeit der Gebühren hat hier nicht 
nur eine wirtſchaftliche Schädigung der als Sachverſtändige 
vernommenen Perſonen zur Folge gehabt, ſondern ſie drohte 
ſogar auf die Dauer die Intereſſen der Rechtspflege zu gefährden. 
Die Gerichte ſind bei der zunehmenden Vielgeſtaltigkeit 
des wirtſchaftlichen und gewerblichen Lebens in ſteigendem 
Maße auf die Mitwirkung von Sachverſtändigen angewieſen. 
Ihre ohnedies ſchwierige Aufgabe, in fremden Wiſſens⸗ und 
Erfahrungsgebieten ſich zurechtzufinden, können ſie nur dann 
erfüllen, wenn ihnen die Möglichkeit geboten wird, vollwertige 
Sachverſtändige zu ihrer Unterſtützung heranzuziehen. Je höher 
aber im gewerblichen Leben der Wert von Zeit und Arbeitskraft 
ſtieg und je größer demgemäß das Mißverhältnis wurde, in 
dem die Leiſtungen der Sachverſtändigen zu der ihnen nach 
der Gebührenordnung zukommenden Vergütung ſtanden, um ſo 
ſchwieriger war es für die Gerichte, Männer von anerkannter 
Bedeutung und hervorragender Sachkunde zu finden, die bereit 
waren, ihre Erfahrung und ihre Kenntniſſe in den Dienſt der 
Rechtspflege zu ſtellen. Dadurch ſind die Gerichte bei der 


Auswahl der Sachverſtändigen nicht ſelten in einer der Rechts⸗ 


pflege unzuträglichen Weiſe beſchränkt geweſen. Dieſe Er⸗ 
wägungen, die wir den Motiven des neuen Geſetzes entnehmen, 
ſind für eine zeitgemäße Neugeſtaltung des Gebührenweſens 
maßgebend geweſen. 

Was zunächſt die Geſtaltung der Zeugengebühren 
anlangt, ſo hält die Novelle an der bisherigen Auffaſſung feſt, 
daß für die Erfüllung einer allgemeinen Staatsbürgerpflicht, 
wie ſie die Ablegung des Zeugniſſes vor den Gerichten dar⸗ 
ſtellt, eine volle Entſchädigung billigerweiſe nicht verlangt 
werden könne. Der Entwurf hatte daher von einer Erhöhung 
der im § 2 Abſ. 1 beſtimmten Entſchädigung für die dem 
Zeugen erwachſende Zeitverſäumnis abgeſehen. Den Beſchlüſſen 
des Reichstags entſprechend iſt jedoch eine Erhöhung dieſer 
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Gebührenſätze von bisher zehn Pfennig bis höchſtens eine 
Mark auf zwanzig Pfennig bis eineinehalbe Mark Geſetz 
geworden. Ferner hat die Praxis mancher Gerichte, ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden (wie Gaſtwirten, Kaufleuten uſw.) eine 
Zeugenentſchädigung nur dann zu gewähren, wenn. fie den 
ſicheren Nachweis erbringen, daß ſie im Einzelfalle wirklich 
einen Schaden erlitten haben, einen Zuſatz dahin erforderlich 
gemacht, daß die Frage, ob der Zeuge eine Erwerbsverſäumnis 
erlitten hat, künftig nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung 
der Lebensverhältniſſe und der regelmäßigen Erwerbstätigkeit 
des Zeugen zu beurteilen iſt (8 2 Abſ. 2). 

Im Gegenſatz zu den Zeugengebühren haben die Gebühren 
der Sachverſtändigen eine teilweiſe Umgeſtaltung und zugleich 
eine erhebliche Erhöhung der bisherigen Sätze erfahren. 
Nach § 413 ZPO. und $ 84 SPD. hat der Sachverſtändige 
einen geſetzlichen Anſpruch auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis, 
auf Erſtattung der ihm durch die Vernehmung verurſachten 
Koſten und außerdem auf angemeſſene Vergütung ſeiner Mühe⸗ 
waltung. Während nun nach bisherigem Recht dieſe Vergütung 
nach Stundenſätzen erfolgte und eine ſolche nach üblichen 
Preiſen nur als Ausnahme vorgeſehen war, eine Ausnahme 
zudem, die von den Gerichten nur in Fällen einer außer⸗ 
ordentlichen Mühewaltung des Sachverſtändigen für gegeben 
erachtet wurde (Beſchluß des KG., OLG. 3, 171), geht die 
Novelle von dem Gedanken aus, daß der Sachverſtändige auch 
bei Erſtattung eines ihm vom Gericht aufgetragenen Gutachtens 
ſeine Berufstätigkeit ausübe und hierfür deshalb nach denſelben 
Grundſätzen zu entlohnen ſei, wie wenn die Leiſtung einem 
Privaten gemacht wäre. Die Vergütung nach üblichen Preiſen 
bildet jetzt die Regel (S 4). Das abgeleiſtete Stundenpenſum 
iſt künftig nur dann maßgebend, wenn ein üblicher Preis nicht 
auszumitteln, und ferner, nach einem Zuſatz der Reichstags⸗ 
kommiſſion, wenn das Guuachten lediglich mündlich im Termin 
erſtattet iſt (§ 4 Abſ. 2.) Endlich tritt hilfsweiſe neben der 
ordentlichen Vergütung eine ſolche nach Stundenſätzen ein, wenn 
der Sachverſtändige das ſchriftlich erſtattete Gutachten in einem 
beſonderen Termin zu vertreten hat (Abſ. 1). Für dieſen Fall 
iſt ebenfalls eine Erhöhung der bisherigen Stundenſätze auf 
höchſtens 3 & und für beſonders ſchwierige Leiſtungen auf 
höchſtens 6 . eingetreten ($ 3 Abſ. 1). Von der hisher 
vorgeſehenen Zehnſtundengrenze der vergütungspflichtigen Arbeits⸗ 
zeit, die vom Entwurf auf die durch die Teilnahme an Terminen 
verurſachte Erwerbsverſäumnis beſchränkt war, iſt nach den 
Entſchließungen des Plenums gänzlich abgeſehen worden. Endlich 
trägt die Novelle dem Umſtande Rechnung, daß nicht ſelten in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten die Parteien, um einen Sach⸗ 
verſtändigen von hervorragender Sachkunde zu gewinnen, mit 
ihm eine beſtimmte Vergütung vereinbaren. Nach der geltenden 
Gebührenordnung konnten die Gerichte bei der Feſtſetzung der 
Gebühr eine ſolche Vereinbarung nicht berückſichtigen. Um den 
Unzuträglichkeiten zu begegnen, die ſich hieraus ergaben, beſtimmt 
die Novelle, daß eine ſolche Vereinbarung auch für die Koſten⸗ 
feſtſetzung maßgebend iſt, ſofern die Vereinbarung mit dem 
Sachverſtändigen dem Gericht mitgeteilt und gleichzeitig ein ihr 
entſprechender Betrag an die Staatskaſſe eingezahlt iſt (S 4a). 

Des weiteren bringt die Novelle Vorſchriften, die in 
gleicher Weiſe den Intereſſen der Zeugen, wie denjenigen der 
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Sachverſtändigen gerecht werden. Für den durch Abweſenheit 
von dem Aufenthaltsorte verurſachten Aufwand konnte dem 
Zeugen oder Sachverſtändigen nach der bisherigen Gebühren⸗ 
ordnung eine Entſchädigung im Höchſtbetrage von 5 & für 
jeden Tag und von 3 & für jedes außerhalb genommene 
Nachtquartier gewährt werden. Dieſe Sätze ſind durch eine 
Erhöhung auf 7,50 & uud 4,50 & den heutigen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen angepaßt worden (8 8). Ferner hat die unter 
der Herrſchaft der alten Gebührenordnung von den Gerichten 
geübte Praxis, dem Zeugen wie dem Sachverſtändigen die ihm 
infolge der Ladung und der Vernehmung erwachſenen not⸗ 
wendigen Barauslagen zu erſtatten, im neuen § 12a ihre 
geſetzliche Anerkennung gefunden. Endlich iſt durch einige 
Erweiterungen des 8 14 Gebo. mit Erfolg verſucht worden, 
gewiſſen Unzuträglichkeiten zu ſteuern, die ſich bei der Anwendung 
der die Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren der öffentlichen 
Beamten regelnden Beſtimmung dieſes Paragraphen ergaben. 
Der neue Abſ. 3 des S 14 gibt den oberſten Verwaltungs⸗ 
behörden die Befugnis, auch ſolche öffentliche Beamte, für die 
allgemeine Vorſchriften für Dienſtreiſen, wie ſie Abſ. 1 vor⸗ 
ausſetzt, nicht beſtehen, wie dies z. B. in Preußen bei den 
Lehrern und Geiſtlichen der Fall iſt, durch beſondere Anordnungen 
jenen gleichzuſtellen. Unzuträglichkeiten waren ferner daraus 
erwachſen, daß Beamte von Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
die ebenfalls zu den öffentlichen Beamten zählen, auf Grund 
der von den einzelnen Gemeindeverbänden verſchieden feſtgeſetzten 
Reiſeentſchädigungen für die Wahrnehmung gerichtlicher Termine 
außerhalb ihres Wohnorts häufig nicht nur höhere Gebühren 
als die unmittelbaren Reichs⸗ und Staatsbeamten, ſondern auch 
höhere als die im gleichen Range und gleicher Dienſtſtellung 
befindlichen Beamten anderer Gemeinden und Gemeindeverbände 
zu beanſpruchen hatten. Den oberſten Verwaltungsbehörden, 
ſowie kraft Delegation (Abſ. 5) auch den nachgeordneten 
Behörden, wird deshalb die Befugnis verliehen, dieſe Gegen⸗ 
ſätze durch beſondere Verordnungen auszugleichen. 

Erheblichen Anderungen iſt endlich das Feſtſetzungs⸗ 
verfahren unterworfen worden, inſofern als die bisher 
obligatoriſche richterliche Feſtſetzung der Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändigengebühren künftig nur noch erſolgt, wenn der 
Gebührenberechtigte oder die Staatskaſſe eine richterliche Feſt⸗ 
ſetzung beantragt oder das Gericht ſie für angemeſſen erklärt 
(8 17). Statt deſſen ſoll nach der Abſicht der Novelle analog 
der Koſtenfeſtſetzung im Zivilprozeß der Anſatz der Gebühren, 
was faktiſch längſt der Fall war, auf den Gerichtsſchreiber 
übertragen werden. Die Landesjuſtizverwaltung erhält deshalb 
die Ermächtigung, den Beamten zu beſtimmen, der den Anſatz 
der Gebühren zu übernehmen hat. Das Gericht bzw. der 
Richter, welcher die Beweisverhandlung geleitet hat lerſuchter 
Richter), iſt indes ſtets zur Entſcheidung berufen, wenn es ſich 
um die Berechtigung aus der Staatskaſſe gezahlter und dieſer 
nicht erſtatteter Beträge handelt (Abſ. 1 Satz 2). Gegen die 
richterliche Feſtſetzung iſt nach wie vor die Beſchwerde gegeben 
(Abſ. 2). Iſt die Feſtſetzung jedoch von dem Gerichtsſchreiber 
erfolgt, ſo bedarf es, wie die Begründung erkennen läßt, gegen 
deſſen Feſtſetzung nicht einer „Erinnerung“; die Einwendungen 
des Zeugen oder Sachverſtändigen ſind vielmehr als Anträge aus 
Abſ. 2 ohne weiteres dem Richter zur Entſcheidung vorzulegen. 
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Die Novelle bringt, wie ſchon dieſer kurze Überblick erkennen 

läßt, eine Reihe von Verbeſſerungen gegenüber der ſcheidenden 
Gebührenordnung. Auch die wirtſchaftliche Beſſerſtellung der 
Sachverſtändigen iſt im Intereſſe der Rechtspflege zu begrüßen, 
zumal ſie die Gerichte endlich in die Lage verſetzt, auch Sach⸗ 
verſtändige von hervorragender Sachkunde heranzuziehen, wozu 
die bisherigen Gebührenſätze vielfach nicht ausreichten. Dieſe 
Möglichkeit wird nicht zuletzt den Streitigkeiten auf dem Gebiete 
des gewerblichen Rechtsſchutzes zugute kommen. Zu beklagen 
iſt dagegen die etwas engherzige Beſchränkung der Novelle auf 
das unbedingt Notwendige, die dazu geführt hat, die 
Zeugen, deren Bedürfniſſe nicht minder eine Anpaſſung an 
die heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe erheiſchen als die der 
Sachverſtändigen, von der Erhöhung der Gebührenſätze ſo gut 
wie ganz auszunehmen. Denn auch die vom Reichstage erſt 
bewilligte Erhöhung des bisherigen Höchſtbetrages der einem 
Zeugen zu gewährenden Entſchädigung um den Betrag von 
fünfzig Pfennigen kann als eine wirkliche Beſſerſtellung der 
Zeugen gegen früher nicht angeſehen werden. Endlich iſt zu 
bedauern, daß auch die neue Gebührenordnung eine beſondere 
Regelung der Verhältniſſe der ſachverſtändigen Zeugen 
vermiſſen läßt. Hier haben ſich durch die Praxis der unteren 
Gerichte Unzuträglichkeiten bei der Bemeſſung der Gebühren 
herausgebildet, die durch obergerichtliche Entſcheidungen allein 
nicht abzuftellen find. Wir meinen die von allen Berufsſtänden, 
die als Sachverſtändige mit den Gerichten in Fühlung kommen, 
inzbeſondere von Arzten und Technikern, vielbeklagte Gepflogen- 
heit mancher Gerichte, ſolchen Perſonen, wenn fie als Zeugen 
und Sachverſtändige vernommen find, gleichwohl nur Zeugen⸗ 
gebühren zu bewilligen. Begründet wird dieſe Maßnahme 
zumeiſt damit, daß der Sachverſtändige ausweislich feiner Ladung 
nur als Zeuge anzuſehen ſei. Daß dieſes Verfahren mit der 
Gebührenordnung in Widerſpruch ſteht und dem Sachverſtändigen, 
auch wenn er nur als ſachverſtändiger Zeuge geladen, aber als 
Sachverſtändiger abgehört iſt, Sachverſtändigengebühren zu⸗ 
ſtehen, hat das RG. wiederholt anerkannt (JW. 1898, 419; 
1899 S. 145, 372; 1902, 551). Die geſetzliche Anerkennung 
der durch die Rechtſprechung entwickelten Grundſätze wäre im 
allgemeinen Intereſſe und aus Gründen der Rechtsgleichheit 
geboten geweſen. 


Gebundene Berechtigung. 
en Beitrag zur Löſung der Frage der Sicherungsübereignungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Walther Nord, Hamburg. 


Das moderne Leben hat in einzelnen Fällen Verhältniſſe 
heſchaffen, die äußerlich jemandem ein volles Recht gewähren, 
deſſen volle Ausnutzung in Wirklichkeit ihm nicht geſtattet iſt. 
Das iſt teils durch die Geſetzgebung, teils durch die Praxis 
geſchehen. Die Geſetzgebung hat eine ſolche Konſtellation durch 
den $ 1 des Geſetzes zur Sicherung der Bauforderungen 
geſchaffen. Der Empfänger von Baugeld iſt verpflichtet, das 
Geld zur Befriedigung von Baugläubigern zu verwenden, 
andernfalls wird er beſtraft. An dieſe Beſtimmung knüpfen 
ſich ſchon jetzt zahlreiche Schwierigkeiten und Streitfragen. In 
der Tat iſt es im bisherigen Rechtsſyſtem eine ganz irrationale 
Beſtimmung. 
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Dies zeigt ſich z. B. in folgendem: 

Der Empfänger des Geldes wird Eigentümer. Trotzdem 
wird er beſtraft, wenn er ſich als ſolcher geriert. Die Begriffe 
„dingliches Recht“ oder „perſönliche Verpflichtung“ genügen 
nicht für dieſes Verhältnis. Ein dingliches Recht des Baugeld⸗ 
gebers oder der Baugläubiger liegt nicht vor, noch weniger iſt 
das Verhältnis mit der Deutung als obligationenrechtliche 
Bindung erklärt. 

Trotzdem nun die Erſcheinung in Anſehung der gangbaren 
rechtlichen Begriffe eine irrationale iſt, enthält ſie vielleicht doch 
die Anwendung eines öfter vorkommenden Gedankens. Ich 
möchte die Rechtsſtellung des Baugeldempfängers als gebundene 
Berechtigung bezeichnen. Er hat ein Recht, das zu gebrauchen 
er nicht das Recht hat. Ihm ſind die Hände gebunden, er hat 
eine gebundene Marſchroute, ſo daß er nur zugunſten der Bau⸗ 
gläubiger von dem Recht Gebrauch machen darf. 

Als ein ähnliches Verhältnis ſtellt ſich nach einer kürzlich 
ergangenen Reichsgerichtsentſcheidung das Treuhandverhältnis 
dar. Der Treuhänder erwirbt die von ihm verwalteten Gegen⸗ 
ſtände an ſich zu vollem Recht. In jenem Fall war es eine 
Hypothek, die auf ſeinen Namen eingetragen war (JW. 1912, 644). 
In anderen Fällen iſt es Eigentum oder eine Forderung. 
Trotzdem kann dieſes Vermögensſtück von ſeinen Gläubigern 
nicht gepfändet werden. Auftragswidrige Verfügungen des 
Treuhänders zugunſten ſeiner eigenen Gläubiger würden den 
durch das Treuhandverhältnis geſchützten Gläubigern gegenüber 
keine Kraft haben. Auch er muß alſo trotz ſeiner formalen 
Berechtigung rechtsnotwendig eine gebundene Marſchroute ver⸗ 
folgen. Auch in dieſem Fall ſind Vermögensſtücke zugunſten 
der Gläubiger einer Perſon gebunden. 

2. Es iſt erſichtlich, daß in dieſen beiden Erſcheinungen ein 
neuer Gedanke zutage tritt. Der Gedanke iſt, daß eine Be⸗ 
rechtigung durch ihren Zweck objektiv eingeſchränkt iſt. Sie geht 
nicht weiter, als es ihrem Zweck entſpricht, mag ſie auch 
äußerlich weitergehend erſcheinen. Ließe ſich der Gedanke nicht 
auch für das brennende Problem der Sicherungsübereignungen 
verwerten? 

Ihr Zweck iſt die Sicherung des begünſtigten Gläubigers. 
Nur für dieſen Zweck ſollte der Berechtigte ſein Recht gebrauchen 
dürfen. Außerlich erhält er das Eigentum oder Gläubigerrecht. 
Die Berechtigung iſt aber nur eine formale, ganz wie beim 
Treuhänder oder Baugeldempfänger, nur daß dieſe die formale 
Berechtigung in fremdem Intereſſe erhalten, während jener ſie 
im eigenen Intereſſe erhält. 

Man wende nicht ein, daß die Parteien nebenbei auch den 
Zweck verfolgen, die Gegenſtände dem Schuldner zu erhalten. 
Dieſer Zweck iſt kein legitimer. Soweit er vorliegt, geſchieht 
die Handlung in der Abſicht, die Gläubiger zu benachteiligen. 
Wenn er allein vorliegt, ſo iſt alſo die Handlung anfechtbar, 
wenn er nebenbei vorliegt, ſo iſt er unbeachtlich. Wendet man 
dieſen Grundſatz der gebundenen Berechtigung auf die Sicherungs— 
übereignung an, ſo iſt die Berechtigung nur eine formale, die 
nur für die Zwecke der Sicherung geltend gemacht werden kann. 
Der begünſtigte Gläubiger hat nur inſoweit Rechte, als dem 
Sicherungszweck gedient wird. Der Sicherung dient aber nur 
der Verkäuflichkeitswert der Sache. Der begünſtigte Gläubiger 
hat alſo nur ein Vorzugsrecht am Erlöſe. Er kann alſo 
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namentlich nicht gegenüber anderen Gläubigern intervenieren, 
ſondern nur vorzugsweiſe Befriedigung verlangen, er iſt mithin 
dem $ 805 ZPO. unterworfen. Das Ergebnis iſt mithin das 
gleiche, zu dem Hellwig in Recht und Wirtſchaft 1911 S. 31 
gelangt iſt. Hellwig will den § 805 ZPO. auf Sicherungs⸗ 
übereignungen analog anwenden. 

Die vom RG. aufgeſtellte Unterſcheidung zwiſchen formalem 
und materiellem Recht,!) wenn ſie auch auf den erſten Blick 
ſehr konſtruiert anmutet, ſcheint mir eine praktiſche Notwendigkeit. 
Wenn man ſie aber überhaupt aufſtellt, ſo ſcheint ſie mir an 
keiner Stelle mehr berechtigt als bei der Sicherungsübereignung. 
Denn es iſt klar, daß der begünſtigte Gläubiger wirkliches 
Eigentum an den Gegenſtänden nicht haben ſoll. Er ſoll nicht 
wie ein Eigentümer damit ſchalten und walten. Das Geſchäft, 
ſoweit es legitim iſt, ſoll nur dem Sicherungszweck dienen. 
Daß andrerſeits der begünſtigte Gläubiger ein Vorzugsrecht am 
Werte der Gegenſtände hat, iſt nicht unberechtigt, da ihm eben 
ſolches eingeräumt iſt, weil er ſich zuerſt gerührt hat. Durch 
dieſe Theorie iſt alſo ein Weg gegeben, ohne Geſetzes⸗ 
änderung den Sicherungsübereignungen ſoweit zu Leibe zu 
gehen, als es notwendig erſcheint. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 
Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


1. 8 119 BGB. Irrtum im Beweggrunde bei einem 
Vergleichsabſchluß.] - 

Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verfagen; 
ihr die Verletzung des 8 119 BGB. rügender Angriff 
dringt durch. Dem von der Revifion in erſter Reihe auf: 
geſtellten Rechtsſatze, die Unwirkſamkeit eines Vergleichs ſei im 
8 779 BGB. erſchöpfend geregelt und daneben fei eine An⸗ 
fechtung wegen Irrtums aus 8 119 BGB. nicht zuzulaſſen, 
iſt allerdings nicht beizutreten. Die Anfechtung wegen Irrtums 
iſt ein Rechtsbehelf, der gegen Rechtsgeſchäfte jeder Art gegeben 
iſt. In der Literatur herrſcht, ſoweit erſichtlich iſt, kein Streit 
darüber, daß wegen einſeitigen Irrtums auch die vergleichs⸗ 
weiſe abgegebene Willenserklärung an ſich angefochten werden 
kann. Die Rechtſprechung ſteht auf dem gleichen Standpunkt. 
Dagegen iſt der Reviſion darin zu folgen, daß es nach dem 


1) Das RG. hat ſchon früher ähnlich geurteilt (Bd. 45 S. 85), 
indem es die Ausſonderung eines fiduziariſch übertragenen Gegen⸗ 
ſtandes aus der Konkursmaſſe zuließ. Hier ſtützt es ſich darauf, daß 
ſolcher dem Gemeinſchuldner nicht „gehört“. Das RG. hat ferner 
ganz neuerdings nach dem Bericht einer Tageszeitung (Berliner 
Tageblatt vom 1. 7. 1912 Abendausgabe, Aktenzeichen VII 43/12) 
bei der Verſchreibung des 1500 A überſteigenden Gehaltes unter 
praktiſcher Aufhebung früherer Entſcheidungen dem eingeſchobenen 
Gläubiger Mißbrauch feines formalen Gläubigerrechts vor— 
geworfen. 
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feſtgeſtellten Hergange an dem Tatbeſtand eines die Anfechtung 
rechtfertigenden Irrtums über den Inhalt der Erklärung fehlt. 
Die Gründe, mit denen das angefochtene Urteil dies bejaht, 
tragen die Entſcheidung nicht. In dem Termin am 5. März 
1909 ſollte Beweiserhebung über die unter den damaligen 
Parteien beſtehenden Streitpunkte, in welcher Höhe die Kapitals. 
einlage des Beklagten einzuſetzen ſei, und über Differenzen hin⸗ 
ſichtlich des Betrages der Geſchäftsſchulden erfolgen. Den 
Hauptſtreitpunkt bildete die Höhe der Kapitalseinlage. Über ſie 
machte der Beklagte unter Vorlegung von Schriftſtücken An⸗ 
gaben und dieſe Angaben entſchloß ſich Friedrich W. als richtig 
anzunehmen. Damit war der Hauptſtreitpunkt erledigt und 
es wurde nun unter Zugrundelegung der Kapitalseinlage des 
Beklagten in der von ihm behaupteten Höhe und unter Bei⸗ 
legung der die Kreditoren betreffenden nebenſächlichen Streit⸗ 
punkte der gerichtliche Vergleich aufgenommen. Er ſetzt den 
danach berechneten, vom Beklagten als Ergebnis der Aus⸗ 
einanderſetzung an den Erblaſſer der Kläger zu zahlenden 
Betrag feſt, es wird die Zurückzahlung des bereits zuviel Bei⸗ 
getriebenen vereinbart und der Koſtenpunkt geregelt. Das BG. 
nimmt nun an, daß der Irrtum, in dem ſich Friedrich W. be⸗ 
funden habe, indem er die Angaben des Beklagten über ſeine 
Kapitalsanlage als richtig anſah, auch den Gegenſtand ſeiner 
im Vergleiche zum Ausdrucke gebrachten Willenserklärung be⸗ 
troffen habe. Das ſoll ſich daraus ergeben, daß die Kalku⸗ 
lationen über die von dem Beklagten zu zahlenden Beträge 
zum Gegenſtande der Verhandlung gemacht ſeien und deshalb 
der Irrtum ſich nicht auf außerhalb der Willenserklärung 
liegende Umſtände, ſondern auf den ſachlichen Inhalt der Er⸗ 
klärung ſelbſt erſtreckt habe. Dieſer Beurteilung iſt nicht bei⸗ 
zutreten. Es handelt ſich bei dem vom BG. feſtgeſtellten Irr⸗ 
tume des Friedrich W. nur um einen Irrtum im Beweggrunde. 
Seine nach der Annahme des BG. irrige Vorſtellung von der 
Höhe der Einlage des Beklagten war für ihn der innere 
Grund, einen Richterſpruch über den Streitpunkt als nicht im 
Intereſſe ſeines Vaters liegend anzuſehen und deshalb einen 
Vergleich abzuſchließen. Wenn nun auch das BGB. nicht 
ausgeſprochen hat, daß ein Irrtum im Beweggrunde unbeacht⸗ 
lich iſt, muß doch ein ſolcher Irrtum, ſoll er ein eingegangenes 
Rechtsgeſchäft anfechtbar machen, die darin abgegebene Er⸗ 
klärung derart beeinfluſſen, daß er zugleich als Irrtum über 
den Inhalt der Erklärung erſcheint (vgl. JW. 1903 Beilage 
S. 106 Nr. 237). Dieſe Bedeutung kann dem hier jeftgeftellten 
Irrtum nicht beigemeſſen werden, die rechtliche Natur des 
Vergleichs ſteht dem entgegen. Der Vergleich ſoll nach ſeiner 
Begriffsbeſtimmung Ungewißheit und Streit beſeitigen und an 
die Stelle des Ungewiſſen und Streitigen Gewiſſes ſetzen. 
Streitig war nun in der Hauptſache hier gerade die Höhe der 
Geſchäftseinlage des Beklagten; ſie wurde vergleichsweiſe feſt⸗ 
geſtellt und danach wurden die Anſprüche der Parteien gegen⸗ 
einander geordnet. Es würde dem Weſen und Zwecke des 
Vergleichs widerſprechen, ſollte zugelaſſen werden, daß ein ein⸗ 
feitiger Irrtum über einen Streitpunkt deſſen vergleichsweise 
Regelung hinſichtlich ihrer Gültigkeit beeinträchtigen und das 
vergleichsweiſe erzielte Ergebnis wieder beſeitigen könnte. Das 
war im erſten Entwurfe eines BGB. für das Deutſche Reich 
im § 667 Abſ. 1 ausdrücklich ausgeſprochen. Es heißt dort: 


* 
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Die Gültigkeit eines Vergleichs wird dadurch nicht beeinträchtigt, 
daß ein Vertragſchließender in Anſehung eines Umſtandes geirrt 
hat, welcher Gegenſtand des Streits oder der Ungewißheit war. 
Bei der zweiten Leſung iſt dieſe Beſtimmung als ſelbſtverſtänd⸗ 
lch ſortgelaſſen, und es iſt auch ſelbſtverſtändlich, daß die Er⸗ 
kenntnis einer Partei, fie ſei beim Vergleichsabſchluß über einen 
ſtreitigen Punkt von einer irrigen Annahme ausgegangen, im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit nicht als Anfechtungsgrund zu⸗ 
gelaſſen werden darf. Die ſpätere Aufklärung über beſtrittene 
und ungewiſſe Punkte iſt rechtlich unerheblich. Die, wie aus⸗ 
geführt iſt, gleichwohl grundſätzlich zuläſſige Anfechtung eines 
Vetgleichs wegen Irrtums hat andere Tatbeſtände, als den 
bier zur Entſcheidung ſtehenden, zur Vorausſetzung. Es iſt 
dehalb nicht, wie das BG. annimmt, von entſcheidender Be: 
deuung, daß die aus der vergleichsweiſen Feſtſtellung des 
Betrages der Kapitalseinlage des Beklagten ſich ergebenden 
Kallulationen nach den 88 1 und 2 des Vergleichs zum Gegen: 
Rand der Verhandlung gemacht find. Vielmehr war, da in 
dieser Beziehung nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte der Rechts⸗ 
fit zur Endentſcheidung reif iſt, auszuſprechen, daß der Ver⸗ 
gleich aus den vorſtehenden Erwägungen der Anfechtung wegen 
Irrtums des Friedrich W. nicht unterliegt. Die Reviſions⸗ 
beantwortung glaubt dieſem den Klägern ungünſtigen Ergeb⸗ 
niſſe damit begegnen zu können, daß fie ausführt, die Unwirk⸗ 
ſanleit des Vergleichs ergebe ſich ſchon aus 8 779 BGB. Das 
ſei mit Unrecht vom BG. verneint. Dieſen Ausführungen war 
aber nicht zu folgen. Die Beurteilung des BG. iſt in dieſer 
Beziehung nicht zu beanſtanden. Es trifft zu, daß es ſich hier 
nicht um einen Irrtum über außerhalb des Streitverhältniſſes 
liegende Umſtände handelt; auch fehlt es an dem im 8 779 BGB. 
vorausgeſetzten beiderſeitigen Irrtum. Aus den vorſtehenden 
Erwägungen war das angefochtene Urteil, ohne daß es eines 
Eingehens auf die noch erhobenen prozeſſualen Angriffe bedarf, 
aufzuheben. M. c. W. u. Gen., U. v. 13. Nov. 14, 238/14 VII. 
— Hamm. (S.] 
2. 5 138 863. Begriff der Sittenwidrigkeit; Knebelungs⸗ 
verträge. 
Von den Erforderniſſen des Wuchers (8 138 A. 2 BGB.) 
bat das KG. das Vorhandenſein der Notlage unterftellt, die 
Ausbeutung nicht erörtert, aber das Mißverhältnis zwiſchen 
Leitung und Gegenleiſtung verneint. Seine Erwägungen liegen 
im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiete. Dahin gehört die 
Ausführung, daß die von der Klägerin während beſtehenden 
Vemagsverhältniſſes bezogene Vergütung das Maß des üblichen 
nicht weſentlich überſtieg. Ferner, daß die nach Auflöſung des 
Vetttagsverhältniſſes im Laufe von 3 Jahren in Vierteljahrs⸗ 
teilen zu zahlende Summe keinen erheblichen Zuſchlag zu dem 
Geſamtverdienſt der Klägerin und keine erhebliche Mehrbelaſtung 
der Beklagten darſtelle. Für das Verhältnis von Leiſtung und 
Gegenleiſtung kommt nach den Ausführungen des BG. 
namentlich in Betracht, daß der Klägerin eine große Verluſt⸗ 
gefahr drohte. Sie habe „ein mehr als gewöhnliches Riſiko“ 
übernommen. Das wird — jedenfalls ohne Rechtsirrtunm — 
ſcon aus dem Umſtande gefolgert, daß nach ihrer eigenen 
Angabe es der Beklagten unmöglich war, ſich anderweit Kredit 
uu verſchaffen. Die Beklagte hat vorgetragen, was fie für 
ihre Auffaſſung, daß eine Verluſtgefahr nicht beſtehe, zu 
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verwerten hatte. Zur Ausübung des Fragerechts, deren 
Unterlaſſung die Reviſion rügt, lag kein Grund vor. Hat das 
angefochtene Urteil aber ohne Geſetzesverletzung das Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung verneint, dann 
fällt die Anwendbarkeit des 8 138 A. 2 BGB. ohne weiteres 
weg. Bei Nichtvorhandenſein dieſes Mißverhältniſſes kann die 
Ausbeutung der Notlage für ſich allein noch keine Sitten⸗ 
widrigkeit im Sinne des 8 138 A. 1 BGB. begründen 
(RG. 64, 182; 72, 69). Die Sittenwidrigkeit findet die 
Beklagte aber darin, daß die Beſtimmung der Ziffer 8 ſie an 
einen Vertrag gefeſſelt habe, der ſie in völlige wirtſchaftliche 
Abhängigkeit von der Klägerin gebracht habe. Dem tritt das 
BG. mit zweifacher Begründung entgegen. Es verneint die 
Feſſelung, indem es ausführt, die Ablöſungsſumme ſei mit 
Rückſicht auf den hohen Reinverdienſt der Beklagten keine 
weſentliche Belaſtung für ſie. Es verneint aber auch die völlige 
wirtſchaftliche Abhängigkeit durch den Vertrag. Die Beklagte 
habe ſich allerdings einer erheblichen Beſchränkung ihrer 


wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit unterworfen, aber im eigenen, 


nicht nur im Intereſſe der Klägerin. Das BG. erklärt die 
Beſtimmung der Ziffer 8 für unbedingt mißbilligenswert, wenn 
ſie nur den Zweck hätte, die Beklagte möglichſt lange zu hindern, 
den Kredit durch eine andere Bank ablöſen zu laſſen, führt 
aber aus, daß dieſe Vorausſetzung nicht zutreffe, daß vielmehr 
die Klägerin durch die Beſtimmung eine nicht unbillige Vergütung 
zugewandt erhalten habe, beſtehend entweder in der Fortſetzung 
des Vertragsverhältniſſes oder in der Ablöſungsſumme. Es iſt 
nicht rechtsirrig, wenn auf Grund dieſer Erwägungen das BG. 
die Sittenwidrigkeit nicht annimmt. In den Fällen, in denen 
das RG. die ſogenannten Knebelungsverträge als gegen die 
guten Sitten verſtoßend für nichtig erklärt hat, war der Sach⸗ 
verhalt weſentlich anders. (Vgl. JW. 1913, 9161; NG. 68, 
229; SW. 1914, 8316, auch die Urteile III 281/14 vom 
29. September 1914, III 215/12 vom 17. Dezember 1912, 
III 448/12 vom 18. März 1913, III 387/12 vom 18. März 1913.) 
In allen dieſen Fällen handelte es ſich um eine übermäßige 
und unwürdige Beſchränkung der wirtſchaftlichen Freiheit, um 
ganz einſeitige Berückſichtigung der Intereſſen des einen Teils 
ohne Verſuch eines Ausgleichs der beiderſeitigen Intereſſen. 
Von einer derartig weitgehenden Beſchränkung kann hier nach 
der Sachlage und der kammergerichtlichen Vertragsauslegung 
nicht die Rede ſein. Auch nicht etwa deshalb, weil die 
Ablöſungsſumme ſelbſt dann zu zahlen war, wenn das Vertrags⸗ 
verhältnis ſchon viele Jahre beſtanden hatte. Denn als Zwangs⸗ 
mittel allein kann die Ablöſungspflicht nach den Darlegungen 
des BU. nicht gelten. Unter dieſem Geſichtspunkte iſt alſo 
auch der Mangel zeitlicher Beſchränkung nicht zu betrachten. 
Bei längerer Dauer des Vertragsverhältniſſes war aber auch 
die Leiſtung der Klägerin größer, die längere Dauer war alſo 
nicht ohne weiteres geeignet, ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung zu ſchaffen oder die Beſchränkung der 
Bewegungsfreiheit der Beklagten zu ſteigern. Eine Sitten⸗ 
widrigkeit ergibt ſich auch nicht aus dem Umſtande, daß die 
Klägerin ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt den Vertrag 
löſen konnte oder richtiger — denn auch die Beklagte konnte ihn 
jederzeit auflöſen (Ziffer 8) — ohne beſondere wirtſchaftliche 
Opfer. Der Nachteil der Beklagten bei der Löſung war die 
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Abfindungsſumme, der der Klägerin das Aufhören ihrer vertrags⸗ 
mäßigen Bezüge nach Ablauf der auf die Löſung folgenden 
drei Jahre. Die Klägerin hatte ein lebhaftes Intereſſe am 
Fortbeſtehen des Vertrages und hat denn auch von ihrem 
Auflöſungsrechte keinen Gebrauch gemacht. Die bloße Möglichkeit 
der Auflöſung durch die Klägerin war für die Beklagte, die 
zudem nach ihrer eigenen Vorſtellung danach ſtreben mußte, 
vom Vertrage, allerdings zu gelegener Zeit, loszukommen, keine 
beſonders drückende Beſchränkung. S. P. c. K. u. D., U. v. 
26. Nov. 14, 287/14 III. — Berlin. [S.] 

3. 8 313 BG8.] 

Am 11. Mai 1913 hat der Beklagte dem Kläger eine 
Urkunde folgenden Inhalts ausgeſtellt: „6000 & ſchulde ich 
dem Reſtaurateur Friedrich N. und verpflichte mich, dieſes 
Kapital mit 4 Prozent zu verzinſen und zahle es auf das Ver⸗ 
langen des Gläubigers jederzeit zurück.“ Der Kläger hat unter 
Bezugnahme auf dieſe Schuldurkunde, die er als „Zahlungs⸗ 
verſprechen“ bezeichnet, Klage erhoben mit dem Antrage auf 
Verurteilung des Beklagten, an ihn 6000 , nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit 11. Juni 1913 zu bezahlen. In der Klageſchrift 
hat er den Sachverhalt, welcher nach ſeiner Behauptung dem 
Zahlungsverſprechen zugrunde liegt, näher angegeben. Danach 
ſoll das Zahlungsverſprechen abgegeben ſein aus Anlaß von 
Verhandlungen, die zwiſchen dem Kläger und dem Schwieger⸗ 
ſohn des Beklagten, dem Landwirt H., ſtattfanden, wegen des 
Ankaufs einer dem Kläger gehörigen Wirtſchaft durch H. Bei 
dieſen Verhandlungen ſei ein Kaufpreis von 24 000 & ver⸗ 
einbart worden, zu welchem der Beklagte 6000 & hinzuzahlen 
und dafür von dem Käufer ein Altenteil eingeräumt erhalten 
ſollte; die beabſichtigte Beurkundung des Vertrags habe wegen 
Behinderung des Notars nicht erfolgen können. Der Kläger 
behauptet nun, der Beklagte habe den Betrag von 6000 & als 
Abſtandsgeld verſprochen für den Fall, daß ſein Schwieger⸗ 
ſohn und er nicht „zuziehen“ würden; dieſer Fall ſei eingetreten, 
da der Erwerb der Wirtſchaft durch H. wegen einer zwiſchen 
dieſem und dem Kläger entſtandenen Uneinigkeit über einen 
Nachlaß an dem vereinbarten Kaufpreiſe nicht zuſtande gekommen 
ſei. Der Kläger hat ſeine Klage auch darauf geſtützt, daß ihm 
durch den Rücktritt des H. von dem Erwerbe des Grundſtücks 
ein Schaden in Höhe von 6300 & entſtanden ſei. — Der Bes 
klagte hat die Abweiſung der Klage beantragt. Er hat be⸗ 
ſtritten, daß die 6000 & als Abſtandsgeld verſprochen ſeien, 
und behauptet, ſie ſeien als Zuſchuß des Beklagten zu dem 
Kauſpreiſe verſprochen worden unter der Vorausſetzung, daß 
der Kauf zuſtande komme. Der Beklagte hat hilfsweiſe das 
Zahlungsverſprechen auch wegen argliſtiger Täuſchung an⸗ 
gefochten. — Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Auf die 
Berufung des Beklagten hat das KG. die Klage abgewieſen. 
Die Reviſion des Klägers hatte keinen Erfolg. Gründe: Un⸗ 
erörtert kann bleiben, ob die Gründe rechtlich gebilligt werden 
können, aus denen das BG., abweichend von dem Gerichte 
J. Inſtanz, das Vorliegen eines ſelbſtändigen Schuldverſprechens 
oder Schuldanerkenntniſſes im Sinne der 8S 780, 781 BGB. 
verneint, und ferner auch, ob etwa (was nach dem Wortlaute 
des aus geſtellten Schuldſcheines näherliegen würde) eine Schuld⸗ 
umwandelung im Sinne des 8 607 Abſ. 2 BGB. ſtattgefunden 
hat. Auch wenn der eine oder der andere dieſer Fälle vorläge, 
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könnte das Schuldverſprechen nicht geltend gemacht werden, ſo⸗ 
fern der ihm zugrundeliegende materielle Verpflichtungsgrund 
nicht zu Recht beſteht. Das hat aber der Ber R. ohne Rechts⸗ 
irrtum angenommen. Der BerR. legt dabei in zutreffender 
Weiſe die Behauptungen zugrunde, welche der Kläger ſelbſt 
über die Entſtehung und den rechtlichen Grund des Schuld⸗ 
verſprechens vom 11. Juni 1913 aufgeſtellt hat. Vgl. die 
Urteile des RG. vom 7. Mai 1908, VI 349/07 (Warneyer 
1908 Nr. 506) und vom 26. Oktober 1911, VI 143/11. Dieſen 
Angaben des Klägers zufolge haben zwiſchen dem Kläger und 
dem Schwiegerſohne des Beklagten, dem Landwirt H., Ver⸗ 
handlungen über den käuflichen Erwerb eines dem Kläger ge⸗ 
hörigen Grundſtücks durch H. ſtattgefunden, an denen auch der 
Beklagte ſich beteiligt hat, und dieſe Verhandlungen hatten 
bereits zur Einigung über den Kaufpreis (24 000 &) und über 
die ſonſtigen Vertragsbedingungen geführt, insbeſondere auch 
darüber, daß der Beklagte ſich in dem Kaufvertrage verpflichten 
ſollte, einen Zuſchuß von 6000 & zu dem Kaufpreiſe zu leiſten, 
wofür ihm von ſeinem Schwiegerſohne ein Altenteil auf dem 
Grundſtücke eingeräumt werden ſollte. Die notarielle Be⸗ 
urkundung des Vertrags war wegen Behinderung des Notars 
unterblieben. Bei dieſem Stande der Verhandlungen hat der 
Beklagte am 11. Juni 1913 dem Kläger das in dem Schuld⸗ 
ſcheine beurkundete Verſprechen der Zahlung von 6000 & ge⸗ 
geben, und zwar als „Abſtandsgeld“ für den Fall, daß er und 
ſein Schwiegerſohn „nicht zuziehen“ würden, und dabei erklärt, 
„er verlaſſe ſich darauf, daß der Kläger inzwiſchen nicht ander⸗ 
weit verkaufe“. Die notarielle Verbriefung des Kaufvertrages 
iſt ſpäter nicht zuſtande gekommen, da der Schwiegerſohn des 
Beklagten einen Nachlaß am Kaufpreiſe verlangte, den der 
Kläger nicht gewähren wollte. — Unter Zugrundelegung dieſes 
Tatbeſtandes hat der BerR. angenommen, daß die in Frage 
ſtehende Vereinbarung in Ermangelung der in 8 313 BGB. 
vorgeſchriebenen Form nichtig und infolgedeſſen auch das die Ver⸗ 
einbarung einer Vertragsſtrafe enthaltende Zahlungsverſprechen 
nach § 344 BGB. unwirkſam ſei. Er verkennt nicht, daß 
Verträge rechtlich möglich ſind und im Rechtsverkehr vorkommen, 
in denen ſich der eine Teil zum Erwerbe eines Grundſtücks ver⸗ 
pflichtet, während der andere Teil eine Verpflichtung zur Ver⸗ 
äußerung (Übertragung des Eigentums) an ihn noch nicht über⸗ 
nimmt, und daß ſolche Verträge der in 8 313 vorgeſchriebenen 
Form nicht bedürfen. Er entnimmt aber aus dem Klage⸗ 
vorbringen und den ſonſtigen Umſtänden, namentlich daraus, 
daß ſchon Einigkeit über die Vertragsbedingungen des ab⸗ 
zuſchließenden Kaufvertrags erzielt war und nur noch die 
notarielle Beurkundung ausſtand, daß die Parteien im vor⸗ 
liegenden Falle einen ſolchen, eine einſeitige Bindung des 
Käufers enthaltenden Vertrag nicht beabſichtigten, ſondern einen 
„gewöhnlichen Veräußerungsvertrag“, der auch bereits die Ver⸗ 
pflichtung des Klägers zur Eigentumsübertragung enthalten 
ſollte. Zu dieſer Auffaſſung von der Natur der in Rede 
ſtehenden Vereinbarung gelangt der BerR. insbeſondere auf 
Grund eines Briefes des mit der notariellen Beurkundung be⸗ 
auftragten Notars V. in T. vom 26. Juni 1913, den dieſer 
im Auftrage des Klägers geſchrieben hat und in dem unter 
anderem geſagt iſt, der Beklagte habe dem Kläger den Schuld⸗ 
ſchein angeboten, „um zu verhüten, daß der Verkäufer in der 
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Mietparteien ein rechtlicher Zwang, ein neues Mietverhältnis 
für die Zeit nach dem 1. April 1912 zu beginnen, vielmehr 
ſtand es im freien Belieben ſowohl des Vermieters als der 
Mieterin, das Mietverhältnis an dieſem Tage endgültig ab⸗ 
laufen zu laſſen. Eine ausdrückliche Erklärung, die auf den 
Beginn eines neuen Mietverhältniſſes gerichtet war, iſt bis 
dahin nicht abgegeben worden; die Wirkungen eines ſtill⸗ 
ſchweigenden Verhaltens der Mietsparteien im Sinne des 8 8 
des Mietvertrags treten aber erſt am 1. Oktober 1911, alſo 
zu einer Zeit ein, wo die offene Handelsgeſellſchaft zu exiſtieren 
aufgehört hatte. Zur Zeit des klägeriſchen Ausſcheidens aus 
dieſer beſtand nur die Möglichkeit, daß zukünftig bei ent⸗ 
ſprechendem Verhalten der Mietsparteien ein neuer Mietvertrag 
abgeſchloſſen werde, eine rechtliche Verbindlichkeit der offenen 
Handelsgeſellſchaft, die damals hinſichtlich dieſes Abſchluſſes 
noch vollſtändig freie Hand hatte, beſtand aber nicht. Sie iſt 
erſt entſtanden, als die Rechtsnachfolger der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, die in den urſprünglichen Mietvertrag eingetreten 
waren, durch ihr ſtillſchweigendes Verhalten bis über den 
1. Oktober 1911 hinaus ſich auf den neuen Mietvertrag ein⸗ 
gelaſſen haben. Anders wäre wohl die Rechtslage dann zu 
beurteilen, wenn nach den Beſtimmungen des urſprünglichen 
Mietvertrags lediglich dem Vermieter die freie Wahl der 
Vertragsverlängerung belaſſen worden wäre und die offene 
Handelsgeſellſchaft ſich auf das Verlangen des Vermieters 
hierauf hätte einlaſſen müſſen. W. c. B., U. v. 24. Nov. 14, 
273/14 III. — Berlin. [S.] 

5. 5 2231 BGB. Angabe des Orts der Errichtung des 
Teſtaments.] 

In dieſer Inſtanz iſt nur noch ſtreitig, ob das privat⸗ 
ſchriftliche Teſtament wegen unrichtiger Bezeichnung des Orts 
der Errichtung ungültig ſei. Das Teſtament iſt am 29. No⸗ 
vember 1912 in einem Sanatorium errichtet worden, in das 
der plötzlich erkrankte Erblaſſer ſich begeben hatte, um ſich einer 
Operation zu unterziehen. Die Anſtalt heißt Weſtſanatorium 
(oder Sanatorium des Weſtens) und befindet ſich Joachims⸗ 
thalerſtraße 20, in der Nähe des Berliner Zoologiſchen Gartens; 
ſie gehört zum Poſtbezirk Berlin W. 15, liegt aber im Stadt⸗ 
bezirke Charlottenburg. Die Datierung des Teſtaments lautet: 
Berlin W., den 29. November 1912. Das Bu. ſagt, das 
Teſtament enthalte keine falſche Angabe des Orts der Errichtung; 
dem Erforderniſſe, daß eine nach den Anſchauungen des Ver⸗ 
kehrs hinlänglich deutliche Bezeichnung des Teils der Erdober⸗ 
fläche gegeben werde, auf welchem das Teſtament errichtet ſei, 
werde durch die Bezeichnung Berlin W. genügt. Der fragliche 
Teil von Charlottenburg gehöre zum Poſtbezirk Berlin W., und 
es weiſe nicht nur der Name Weſtſanatorium auf nahe Be⸗ 
ziehungen zu Berlin hin, ſondern es werde erfahrungsgemäß in 
den dem Poſtbezirk Berlin einverleibten Teilen benachbarter 
Ortsgemeinden allgemein in geſchäftlicher und perſönlicher Be⸗ 
ziehung mit der Zugehörigkeit zu Berlin gerechnet, ſo daß im 
Verkehrsleben die Poſtadreſſe als Angabe des Wohn- oder 
Aufenthaltsortes die Regel bilde. Die Reviſion macht dagegen 
geltend, es liege eine objektiv falſche Ortsangabe vor; auf die 
Anſchauung des Verkehrs könne demgegenüber nichts ankommen; 
eine auf Irrtum beruhende Verkehrsanſchauung dürfe nicht anders 
beurteilt werden, als ein dem Erblaſſer unterlaufener perſön⸗ 


W 4, 1915. 
licher Irrtum in der Ortsbezeichnung. Die Rüge iſt nicht 
begründet. Wenn § 2231 BGB. die Angabe des Ortes vers 
langt, wo das Teſtament errichtet iſt, ſo iſt damit nicht geſagt, 
daß dieſe Angabe gerade unter Benützung des aus der politiſchen 
Einteilung des Landes ſich ergebenden Namens geſchehen müſſe; 
es find vielmehr auch andere Bezeichnungen zuläſſig, ſofern fie 
mit genügender Deutlichkeit erkennen kaſſen, welcher Ort gemeint 
iſt. Die Bezeichnung Berlin W., die von der Poſtverwaltung 
für einen beſtimmt abgegrenzten Bezirk amtlich benützt wird, 
vom allgemeinen Sprachgebrauch übernommen worden und für 
jedermann verſtändlich iſt, kann unbedenklich als eine der er⸗ 
wähnten Anforderung entſprechende angeſehen werden. Daß die 
Formvorſchriften des § 2231 eine Rückſichtnahme auf die Vers 
kehrsüblichkeit nicht ausſchließen, hat der Senat ſchon früher 
ausgeſprochen, ſo mit Urteil vom 14. Januar 1907 (JW. 
1907, 143) bezüglich einer verkehrsüblichen Abkürzung des 
Ortsnamens, mit Urteil vom 24. Februar 1913 (WarnErg Bd. 
1913 Nr. 300) bezüglich des Gebrauchs eines amtlich nicht 
richtigen, aber im Verkehr angewendeten Vornamens. Gerade 
bezüglich der Ortsangabe Berlin in privatſchriftlichen Teftamenten, 
die in Vororten errichtet wurden, hat das KG. ſchon in früheren 
Fällen im gleichen Sinne, wie in dem jetzt angefochtenen Urteil 
erkannt (Sörgel Rſpr. 1904, 309 Nr. 5; OLGRſpr. 12, 380), 
und dieſe Entſcheidungen haben keinen Widerſpruch, vielmehr 
mehrfache Zuſtimmung in der Rechtslehre gefunden (vgl. Planck 
A. II 4b ß; Leonhard A. III D. 4c; Staudinger A. V C3 
a. E. zu 8 2231 BGB.). Es mag hier auch auf die in der 
nämlichen Richtung gehende Rechtſprechung des RG. zur Frage 
der Ortsbezeichnung bei Wechſeln, wofür eine ähnliche Form⸗ 
vorſchrift beſteht, hingewieſen ſein (RG. 32, 114; 74, 184). 
Was die Reviſion über den Einfluß des Irrtums in der Orts⸗ 
bezeichnung ſagt, iſt nicht geeignet, die Ausführungen des BU. 
zu erſchüttern; denn dieſes nimmt keineswegs an, daß die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung über die Bedeutung der Bezeichnung Berlin W. 
eine irrtümliche ſei, oder daß der Erblaſſer in einem Irrtume 
befangen geweſen ſei, gründet vielmehr ſeine Entſcheidung darauf, 
daß eine falſche Ortsbezeichnung überhaupt nicht vorliege. Die 
Reviſion will das nicht gelten laſſen und ſagt, wenn die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung eine Straße einer Stadt zurechne, zu der ſie 


nicht gehöre, ſo beruhe das immer auf Irrtum; dabei läßt ſie 


aber unbeachtet, daß weder im Teſtamente noch im Bu. von 
der Stadt Berlin die Rede iſt, daß vielmehr mit Berlin W. 
eine Bezeichnung gewählt iſt, die zur politiſchen Einteilung des 
Landes in keiner Beziehung ſteht. R. c. F., U. v. 3. Dez. 14, 
335/14 IV. — Berlin. [B.] 

Handelsgeſetzbuch. 

6. 5 17 Abi. 2 HGB. Paſſivplegitimation des Einzel⸗ 
kaufmanns, der ſein Geſchäft unter der Firma der früheren 
offenen Handelsgeſellſchaft betreibt; er kann unter dieſer Firma 
verklagt werden.] 

Obwohl die Parteifähigkeit der Beklagten in den Vor⸗ 
inſtanzen nicht beanſtandet worden iſt, ſo konnte doch der Ein⸗ 
wand der mangelnden Parteifähigkeit unbedenklich noch in der 
Reviſionsinſtanz erhoben werden, da ein Mangel der Partei⸗ 
oder Prozeßfähigkeit jederzeit und in jeder Lage des Prozeſſes 


von Amts wegen zu berückſichtigen iſt (§ 56 ZPO.). Der 


Einwand erweiſt ſich indeſſen als verfehlt. Der Prozeß⸗ 
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bevollmächtigte des Architekten H. hat zwar durch Vorlegung des 
gemäß § 1039 ZPO. hinterlegten Schiedsſpruchs vom 28. No⸗ 
vember 1910, aus welchem die Zwangsvollſtreckung durch 
rechtskräftiges Urteil des LG. in Düffeldorf vom 28. Januar 1911 
für zuläſſig erklärt worden iſt, den Nachweis erbracht, daß der 
Architekt H. durch jenen Schiedsſpruch auf Grund der 88 140, 
142 HGB. für berechtigt erklärt wurde, das unter der 
Firma H. & U. betriebene Geſchäft ohne Liquidation mit 
Aktiven und Paſſiven zu übernehmen. Andererſeits ſteht durch 
die vom Kläger erfolgte Vorlegung des Handelsregiſterauszuges 
vom 25. Juli 1914 feſt, daß damals die Firma H. & U. noch 
als offene Handelsgeſellſchaft im Handelsregiſter eingetragen 
war und daß als deren Inhaber der Architekt und Bau⸗ 
unternehmer Johann H. und der Kaufmann Matthias U., beide 
in D. bezeichnet find. Daß dieſe Eintragung noch gegenwärtig 
beftcht, hat der Prozeß bevollmächtigte des Architekten H. nicht 
beftritten. Es bedarf nun hier keines Eingehens auf die 
Etreitfrage, in bvelcher Weiſe ſich die Übernahme eines 
urprünglich von einer offenen Handelsgeſellſchaft betriebenen 
Geſchäfts durch einen von 2 Geſellſchaftern im Falle des 
9 142 HGB, vollzieht, insbeſondere dahin, ob es ſich hier um 
eine Geſamtrechtsnachfolge oder um eine Sondernachfolge handelt 
(vgl NG. 68, 410; insbeſondere S. 414 ff.), und ob die Über⸗ 
nahme ſchon mit der Rechtskraft des Urteils oder erſt auf 
Grund einer hinzutretenden Erklärung des Ubernehmers eintritt. 
Denn wenn man auch annehmen wollte, daß bereits vor Er⸗ 
hebung der gegenwärtigen Klage der Architekt H. auf Grund 
des Schiedsſpruchs vom 28. November 1910 alleiniger Inhaber 
der Jima 5. & U. geworden iſt, fo ſteht dieſer Umſtand der 
Parteifähigkeit der Reviſionsbeklagten keineswegs entgegen. 
Nachti if zwar, daß einer offenen Handelsgeſellſchaft durch die 
Vorſchrſt des 9 124 HGB., die beſtimmt, daß ſie als ſolche 
lagen und verklagt werden kann, die Parteifähigkeit beigelegt 
borden if, d. h. die Fähigkeit, aktiv und paſſiv Subjekt eines 
Proyeſſes zu fein. (Bol. RG. 12, 398; 32, 173, insbeſondere 
S. 175) Daraus folgt aber keineswegs, daß, wenn das 
Geihäft einer offenen Handelsgeſellſchaft auf einen Einzel⸗ 
kaufmann übergeht, der es unter Beibehaltung der Firma der 
offenen Handelsgeſellſchaft weiterbetreibt, was gemäß § 22 HGB. 
ſiläfſg it, dadurch die Parteifähigkeit der unter der Firma 
de offenen Handelsgeſellſchaft im Prozeſſe auftretenden Partei 
u rage geſtellt wird. Denn nach § 17 Abſ. 2 5B. kann 
duch ein Einzellaufmann unter feiner Firma verklagt werden, 
tobi es ganz gleichgültig iſt, ob dieſe Firma äußerlich als 
bie tur offenen Handelsgeſellſchaft oder als die eines Einzel⸗ 
laframs erſcheint. War alfo H. bereits zur Zeit der Er⸗ 
8 der gegenwärtigen Klage alleiniger Inhaber der 
dna H. & U, fo iſt die Klage als gegen ihn gerichtet an⸗ 
eben, woran auch der Umſtand nichts zu ändern vermag, 
laß das Rubrum ausdrücklich den Zuſatz enthält: „gegen die 
Offene Handelsgeſellſchaft “ H. & U., ein Zuſatz, der als „falsa 
demonstratio“ unſchädlich iſt. In Wirklichkeit richtet ſich die 
gm eine Firma gerichtete Klage — mag es ſich um die 
dim eines Einzelkaufſmanns oder um die einer offenen 
hendelsgeſellſchaft handeln — ſtets gegen die Perſon oder die 
Paſonen, die zur Zeit der Klagerhebung die Inhaber der 
belagten Firma find, weil 8 17 Abſ. 2 HGB. (und $ 124 HGB.) 
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ausdrücklich die Befugnis verleihen, einen Kaufmann (oder eine 
offene Handelsgeſellſchaft) unter der „Firma“ zu verklagen, gleich⸗ 
gültig, wer ſich hinter der Firma verbirgt. (Vgl. RG. 54, 15, 
insbeſondere S. 17.) W. c. H. & U., U. v. 26. Nov. 14, 
234/14 VL — Düſſeldorf. [S.] 

Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 

7. 5 47 Abſ. 4 GmbHG. Hindernis der Stimmenabgabe.] 

Durch Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung wurde das 
urſprünglich 30 000 & betragende Stammkapital der beklagten 
Geſellſchaft gemäß § 3 des darüber aufgenommenen gerichtlichen 
Protokolls vom 26. April 1911 „durch einen neuen Geſchäfts⸗ 
anteil im Betrage von 50 000 4, die in bar voll eingezahlt 
find”, auf 80 000 & erhöht. Der neue Geſchäfts anteil wurde 
vom Gutsbeſitzer M. in B. übernommen. Dieſer trat von 
ſeinem Geſchäftsanteile durch notariellen Vertrag vom 29. April 
1911 der offenen Handelsgeſellſchaft W. in R. mit Genehmigung 
der beklagten Geſellſchaft und der übrigen Geſellſchafter einen 
Teilbetrag von 40000 & ab. Am 25. November 1911 iſt 
über das Vermögen der Firma W. das Konkursverfahren 
eröffnet und der Kläger als Konkursverwalter beſtellt worden. 
Am 11. November 1913 fand in R. eine ordnungsmäßig 
berufene Generalverſammlung ſtatt, in der das geſamte Stamm⸗ 
kapital von 80 000 & vertreten war. In dieſer Verſammlung 
ſtimmten Otto H. als Inhaber eines Geſchäftsanteils von 
10 000 & und Paul H. für ſich und als Vertreter des 
Chriſtian H. mit Anteilen von 30 000 & für die Einforderung 
der auf den Geſchäftsanteil der Firma W. angeblich noch aus⸗ 
ſtehenden 30 000 &, während der Kläger mit der Begründung, 
daß ausweislich des Protokolls vom 26. April 1911 der 
Geſchäftsanteil bereits voll eingezahlt ſei, der Einforderung 
widerſprach. Da die übrigen Geſellſchafter die Anſicht vertraten, 
daß der Kläger bei dieſer Beſchlußfaſſung nicht ſtimmberechtigt 
ſei, wurde die Einforderung der 30 000 & als beſchloſſen 
angeſehen und dies auch im Protokoll feſtgeſtellt. Der Kläger, 
welcher der Anſicht iſt, daß keiner der geſetzlichen Fälle der 
Stimmrechtsausſchließung nach 8 47 Abſ. 4 GmbHG. gegeben 
ſei und eine Ausdehnung des Stimmrechisverbots über den 
5 47 Abſ. 4 hinaus für unzuläſſig erachtet, hat beantragt, den 
Beſchluß vom 11. November 1913 für nichtig zu erklären. 
Das 26G. hat die Klage abgewieſen. Auf die Berufung des 
Klägers hat das OLG. nach dem Klageantrage erkannt. Die 
Reviſion des Beklagten blieb ohne Erfolg. Die Entſcheidung 
des Rechtsſtreites hängt davon ab, ob der Kläger kein Recht 
hatte, mitzuſtimmen, als die Geſellſchafterverſammlung am 
11. November 1913 darüber abſtimmte, ob auf den Geſchäfts⸗ 
anteil der Gemeinſchuldnerin 30 000 & einzufordern ſeien. 
Mit Recht aber hat das OLG. angenommen, daß ein geſetzlicher 
Grund nicht vorliegt, der es rechtfertigen könnte, dem Kläger 
das Stimmrecht zu verſagen. Das RG. hat ſich bereits wieder⸗ 
holt dahin ausgeſprochen, daß eine Ausdehnung der Vorſchrift 
des 5 47 Abſ. 4 GmbHG. auf andere vom Geſetze nicht 
unmittelbar betroffene Fälle abzulehnen iſt, ſo zuletzt noch in 
RG. 81, 37. An dieſer Anſicht wird trotz der Bekämpfung, 
die fie in der Literatur erfahren hat, feftyehalten. Namentlich 
darf bei Beſchlüſſen, die ſich auf die inneren Angelegenheiten 
der Geſellſchaft beziehen, dem Geſellſchafter die Muwirkung 
nicht aus dem Grunde verſagt werden, weil nach dem Inhalte 

25 


196 Juriſtiſche Wochenschrift. 


des Beſchluſſes zugleich auf feinen perſönlichen Rechtskreis ein⸗ 
gewirkt wird. Der Beſchluß, daß auf die Stammeinlagen Ein⸗ 
zahlungen eingefordert werden ſollen (8 46 Nr. 2), betrifft 
allemal ſowohl den Rechtskreis der Geſellſchaft wie den der 
einzelnen Geſellſchafter. Daß dabei die Intereſſen der Geſamt⸗ 
heit mit den Intereſſen des einzelnen in Widerſtreit geraten 
können, liegt in der Natur jedes geſellſchaftlichen Unternehmens 
begründet. Der Widerſtreit kann dahin führen, daß die 
Erreichung des Geſellſchaftszweckes unmöglich wird (5 61), er 
liefert aber nach dem Geſetze keinen Grund, den Geſellſchafter 
ſeines Mitbeſtimmungsrechtes in den Angelegenheiten der Geſell⸗ 
ſchaft zu berauben. Für den Fall des 8 46 Nr. 2 iſt das um 
ſo einleuchtender, als der Beſchluß, Einzahlungen einzufordern, 
in der Regel alle Geſellſchafter gleichmäßig betreffen wird, die 
Verſagung des Stimmrechts alſo den Beſchluß überhaupt ver⸗ 
eiteln könnte. Nun will die Beklagte freilich aus der beſonderen 
Belegenheit des vorliegenden Falles Gründe herleiten, die doch 
zur Verſagung des Stimmrechtes führen ſollen. Auch die 
Reviſion kommt hierauf zurück. Dem könnte indes nur näher⸗ 
getreten werden, wenn es ſich um einen Fall handelte, auf den 
8 226 BGB. zuträfe. Daß aber deſſen Vorausſetzungen nicht 
vorliegen, hat das BG. in rechtlich bedenkenfreier Weiſe feſt⸗ 
geſtellt. Was die Reviſion im einzelnen hiergegen vorbringt, 
beruht auf einem Mißverſtändnis der Rechtslage auf Seite der 
Beklagten. Und dieſem Mißverſtändnis iſt allerdings auch das 
OLG. erlegen, wenn es am Schluſſe ſeines Urteils bemerkt, 
das Ergebnis möge unbillig ſein, aber das Geſetz zwinge zu 
dieſem unbefriedigenden Ergebnis. Die Unbilligkeit wird darin 
erblickt, daß der Kläger durch ſeine Abſtimmung die Konkurs⸗ 
maſſe von einer ſie an ſich treffenden Verpflichtung ſollte befreien 
können. Davon aber kann in Wahrheit keine Rede ſein. Denn 
wenn ſich die Sache ſo verhält, wie die Beklagte vorgetragen 
hat, ſo bedurfte es des Beſchluſſes vom 11. November 1913 
überhaupt nicht, um die Geſellſchaft in die Lage zu verſetzen, 
ihre Anſprüche auf den nicht berichtigten Teil der Stammeinlage 
gegen die Konkursmaſſe geltend zu machen. Eine beſondere 
Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter, daß Einzahlungen auf die 
Stammeinlagen eingefordert werden ſollen (S 46 Nr. 2), iſt 
nur erforderlich, wenn es ſich um Stammeinlagen handelt, bei 
deren Schaffung man ſich zunächſt mit der Einzahlung des 
geſetzlichen Viertels (S 7 Abſ. 2, § 57 Abſ. 2) oder eines höher 
bemeſſenen Bruchteils begnügt. Wo aber die Stammeinlagen 
von vornherein als durch ſofortige Vollzahlung zu deckende ins 
Leben gerufen werden, da bedarf es nicht noch eines beſonderen 
Beſchluſſes über die Einforderung der Einzahlungen, weil die 
„Beſtimmung der Geſellſchafter“ (S 46) in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage ſelbſt oder in dem Erhöhungsbeſchluſſe bereits vorliegt. 
Nach den Angaben der Parteien lautet im vorliegenden Falle 
der Erhöhungsbeſchluß vom 26. April 1911 ausdrücklich: „Das 
Stammkapital der Geſellſchaft wird durch einen neu gebildeten 
Geſchäftsanteil im Betrage von 50 000 &, die in bar voll 
eingezahlt ſind, auf 80 000 & erhöht.“ Darin liegt nicht 
nur die Feſtſtellung der Tatſache, daß die Einzahlung erfolgt 
ſei, ſondern auch — und darauf kommt es hier vor allem 
an — die Beſtimmung der Geſellſchafter, daß die Einzahlung 
nicht etwa geſtundet, ſondern ſofort bei der Schaffung des 
Geſchäftsanteils bewirkt werden ſoll. Iſt daher, wie die 
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Beklagte behauptet, in Wahrheit damals die Einzahlung nicht 
oder doch nicht vollſtändig geleiſtet, ſo bedarf es jetzt nicht noch 
eines neuen Geſellſchafterbeſchluſſes, damit der Fehlbetrag ein⸗ 
gefordert werden kann, vielmehr kann es ſich nur noch darum 
handeln, daß die Geſchäftsführer, in Ausführung des Erhöhungs⸗ 
beſchluſſes von 1911, die Rechte der Geſellſchaft gegen die 
ſäumigen Zahler geltend machen. Erweiſen ſich hiernach die 
Angriffe der Reviſion gegen das Urteil des OLG. nicht als 
gerechtfertigt, ſo kann doch anderſeits der Umſtand, daß der 
Beſchluß vom November 1913 unter gewiſſen Vorausſetzungen 
ſich als überflüſſig herausſtellen kann, eine andere Entſcheidung 
auch nicht begründen. Hielten die Organe der Geſellſchaft, 
indem ſie von einer irrigen Rechtsauffaſſung ausgingen, noch 
einen beſonderen Beſchluß nach 8 46 Nr. 2 für nötig, fo durften 
ſie auch dem Kläger nicht das Recht nehmen, hierbei mit⸗ 
zuſtimmen. G. m. b. H. H. c. Konkursverwalter über das 
Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft F. W. W., U. v. 
18. Jan. 15, 434/14 II. — Breslau. [B.] 

Gebrauchsmuſtergeſetz. 

8. Die Erklärung der Ungültigkeit eines Gebrauchsmuſters 
hat im Zweifel die Aufhebung des darüber abgeſchloſſenen 
Lizenzvertrags ex nunc, nicht ex tunc zur Folge.] 

Das RG. kann nach nochmaliger Erwägung an der bis⸗ 
herigen unterſchiedlichen Behandlung des Patentlizenzvertrages, 
bei dem bei ſpäter ſich herausſtellender Nichtigkeit des Patentes 
ſtets im Prinzip nur Vertragsauflöſung ex nunc angenommen 
wurde, und des Gebrauchsmuſterlizenzvertrages nicht mehr feſt⸗ 
halten und muß daher der angefochtenen Entſcheidung jedenfalls 
für die Zeit bis 1. Juli 1912 beitreten. Es handelt ſich ſowohl 
beim Patent⸗ wie beim Gebrauchsmuſterlizenzvertrag um dis⸗ 
poſitives Recht. Selbſtverſtändlich ſteht es immer den Parteien 
frei, zu vereinbaren, daß ſpäter erkannte Nichtigkeit den Vertrag 
von Anfang an aufhebt, wie auch, daß ſie den Vertrag gar 
nicht berühren ſoll, wie endlich auch, daß ſie das Recht zum 
Rücktritt ex tunc begründen ſoll. Da geſetzliche Beſtimmungen 
fehlen, kommt es weſentlich darauf an, welche von dieſen drei 
Löſungen in Ermangelung einer darauf gerichteten Vereinbarung 
dem wohlverſtandenen Intereſſe von Normalparteien eines Lizenz 
vertrages zur Zeit des Abſchluſſes am meiſten entſpricht. Die 
zweite Löſung, daß die erkannte Nichtigkeit den Vertrag gar 
nicht berühren ſoll, muß von vornherein ausſcheiden, weil es 
der Regel nach offenbar unbillig iſt, den Lizenznehmer für eine 
Zeit bezahlen zu laſſen, wo ihm nicht nur kein Schutzrecht 
zuſteht, ſondern dieſer Zuſtand auch offenbar geworden iſt, ſo 
daß auch die Möglichkeit der Ausbeutung eines Scheinrechtes 
fehlt. Die bisher beim Gebrauchsmuſterlizenzvertrag beliebte 
Löſung, daß Aufhebung ex tunc eintrete, beruht weſentlich auf 
der Annahme, daß der Lizenzgeber ein wirkliches Schutzrecht zu 
gewähren habe und daß in Ermanglung desſelben der Vertrag 
auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet, ſomit gemäß 8 306 BGB. 
nichtig ſei. Dieſe Erwägung ſetzt ſich bereits in einen gewiſſen 
Widerſpruch zu S 437 BGB., welcher davon ausgeht, daß da, 
wo ein Recht zu gewähren iſt, von einer Unmöglichkeit keine 
Rede ſein, vielmehr immer auch für den Beſtand des Rechtes 
eingetreten werden ſoll. Mit Recht ſieht aber die bisherige, 
den Lizenzgeber wenig begünſtigende Löſung wenigſtens davon 
ab, ihn für den Beſtand des Schutzrechtes haftbar zu machen. 
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Die Anſchauung, daß der Lizenzvertrag über ein nachträglich 
wegen Nichtneuheit für ungültig erklärtes Gebrauchsmuſter ein 
Nichts betrifft, iſt aber vor allem eine rein theoretiſche und, 
weil ſie den praktiſchen Verhältniſſen nicht genügend Rechnung 
trägt, keine geeignete Grundlage eines dispoſitiven Vertrags⸗ 
rechtes. Man könnte mit demſelben Rechte auch von einem 
Lizenzvertrage über ein nachträglich vernichtetes Patent be⸗ 
haupten, daß er ein Nichts betrifft, denn die Nichtigerklärung 
eines Patentes wirkt ohne allen Zweifel auf die ganze Dauer 
des Patentes zurück, fo daß insbeſondere Entſchädigungsanſprüche 
wegen Verletzung des Patentes auch aus der Zeit vor der Ver⸗ 
nichtung nicht mehr geltend gemacht werden können. Auch bei 
dem für nichtig erklärten Patente handelt es ſich nur um ein 
Scheinrecht, das materiell von Anfang an nicht beſtanden hat. 
Die Geltendmachung der Nichtigkeit im Verletzungsprozeſſe iſt 
praliſch möglich, wenngleich nicht die ordentlichen Gerichte, 
ſondem Pat A. und RG. darüber zu entſcheiden haben, denn in 
der Regel wird bei Anhängigkeit eines Nichtigkeitsſtreites die 
Enſcheidung über die Patentverletzung gemäß 5 148 ZPO. 
ausgeſetzt werden, und es iſt die Verletzungsklage abzuweiſen, 
ſobald auf Nichtigkeit erkannt iſt. Anderſeits übt auch ein ein⸗ 
getragenes Gebrauchsmuſter, das wegen mangelnder Neuheit 
nicht zu Recht beſteht, Wirkungen aus, ſolange die Ungültigkeit 
nicht erkannt iſt, oder ſie nicht geltend gemacht wird. Materiell⸗ 
rechtlich beſteht kein Unterſchied, — zumal da jetzt anerkannt 
iſ daß das Löſchungsurteil beim Gebrauchsmuſter ebenſo wirkt 
wie das Nichtigkeitsurteil beim Patente, RG. 71, 195 —, nur 
die propfjunle Regelung des Nichtigkeitsſtreites iſt eine andere. 
Auch das iſt nicht weſentlich, daß das Patent auf Grund einer 
Vorprüfung erteilt wird. Damit wird nur eine gewiſſe Wahr⸗ 
ſcheinlichleit dafür gegeben, daß es ſich auch hernach als haltbar 
erweiſen wird; keineswegs ſchließt die Vorprüfung aus, daß 
ſch das Patent dennoch von Anfang an als ungültig erweiſt. 
eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit für die Gültigkeit eines 
Gebrauchsmuſters liegt aber auch in der erfolgten Anmeldung 
und beſonders in der ſtillſchweigenden Anerkennung, die in dem 
Nihtbeftreiten ſeitens der beteiligten Induſtrie und in der Ein⸗ 
hehung von Lizenzverträgen liegt. Der Beſtand eines Gebrauchs⸗ 
muſters kann im konkreten Falle ſicherer fein wie der eines 
Patentes. Es find dies alles im Grunde genommen nur tats 
ſicliche Momente, die höchſtens graduelle Unterſchiede begründen. 
es iſt denn auch mehrfach, in der deutſchen Rechtswiſſenſchaft 
ionder von Kohler, die Meinung vertreten worden, daß auch 
Lynzberträge über ſpäter für nichtig erkärte Patente ein Nichts 
zum Gegenſtande hätten und daher im vollen Umfange für 
nichtig zu erachten ſeien, fo daß etwa in der Zwiſchenzeit 
heahlte Lizenzen kondiziert werden können. Logiſche Konſequenz 
läßt ſich dieſer Anſchauung nicht abſprechen; ſie beachtet aber 
zu wenig das wirtſchaftliche Moment und daß man es unter 
allen Umſtänden mit einer Vertragsauslegung zu tun hat, die 
den zugrunde liegenden Intereſſen Rechnung tragen muß. Es 
M unzweifelhaft, daß der Lizenzvertrag gültig in der Weiſe ab⸗ 
geſchloſſen werden kann, daß im Falle der ſpäteren Nichtig⸗ 
erllärung die Lizenzen bis zu dieſem Zeitpunkte oder ſogar 
darüber hinaus zu leiſten ſind, einerlei ob es ſich um ein Patent 
ober um ein Gebrauchsmuster handelt. Man ſieht alſo, daß 
die Nichtigkeit des ganzen Vertrages keine notwendige Folge 
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der ſpäteren Nichtigerklärung des Schutzrechtes iſt, ſondern daß 
es ſchließlich auf die Frage ankommt: Was würden die Parteien 
abgemacht haben, wenn ſie mit der ſpäteren Nichtigerklärung 
gerechnet hätten? Dieſe Frage iſt nun bei dem Patentlizenz⸗ 
vertrag von jeher von der Rechtſprechung aus guten Gründen 
dahin beantwortet worden, daß dem Lizenzgeber nicht die ganze 
Gefahr der etwaigen Nichtigerklärung aufzubürden iſt, ſondern 
daß er einen Anſpruch auf teilweiſe Vergütung behält, weil der 
Lizenznehmer bis zur Nichtigerklärung wenigſtens einen tat⸗ 
ſächlichen Schutz genoſſen und Vorteile aus dem Vertrage 
gezogen hat. Erwägt man, daß bei jedem Patentlizenzvertrage 
beide Parteien mit der ſpäteren Nichtigerklärung rechnen müſſen, 
ſo kann man auch einem ſolchen Vertrage, in dem der Fall 
dieſer Nichtigerklärung nicht geregelt wird, ſehr wohl die Aus⸗ 
legung geben, daß die Gegenleiſtung für die tatſächlichen Vor⸗ 
teile der Benutzung eines zurzeit als gültig anerkannten Patentes 
gewährt werden ſoll. Demgegenüber erſcheint dann die ſpätere 
Nichtigerklärung oder ſchon die bloße Erfolg verſprechende An⸗ 
fechtung des Patentes als eine Tatſache, welche die beim 
Vertragsſchluſſe vorhandenen Verhältniſſe völlig umwirft, weil 
ſie dem Lizenznehmer die Berufung auf das Patent unmöglich 
macht und ihn hindert, die beim Vertragsſchluſſe voraus⸗ 
geſetzten Vorteile fernerhin aus dem Vertrage zu ziehen; mit 
anderen Worten eine Tatſache, angeſichts deren er nach Treu 
und Glauben nicht mehr an dem Vertrage feſtgehalten werden 
kann. Nicht die Ungültigkeit als ſolche, welche ja von Anfang 
an vorhanden war, gibt ihm alſo die Berechtigung zum Rück⸗ 
tritte ex nuuc, ſondern die durch die Erkenntnis oder Feſt⸗ 
ſtellung der Ungültigkeit liegende weſentliche Umgeſtaltung der 
Verhältniffe. Der Patentlizenznehmer erwirbt durch die Erz 
laubnis zur Benutzung eines demnächſt der Nichtigerklärung 
verfallenden Patentes eine tatſächliche Benutzungsmöglichkeit, 
die ihm nicht ohne weiteres zur Verfügung ſteht. Er ſchränkt 
damit zugleich die Benutzungsmöglichkeit anderer, insbeſondere 
des Lizenzgebers, ein. Es kann daher nicht beſtritten werden, 
daß er für die Zeit, wo das Patent als gültig erſcheint, 
Vertragsvorteile in Geſtalt einer günſtigen geſchäftlichen Poſition 
erwirbt, die er ohne den Vertrag nicht haben würde und die 
eine Gegenleiſtung als gerechtfertigt erſcheinen⸗laſſen. Würde 
er den Vertrag nicht eingehen, fo würde er trotz der Ungültigkeit 
des Patentes nur rechtlich, aber nicht tatſächlich in der Lage 
ſein, die Erfindung zu benutzen, weil er die Ungültigkeit nicht 
nachweiſen kann. Für dieſe praktiſchen Vorteile alſo wird die 
Gegenleiſtung verſprochen, nicht für den theoretiſchen Beſtand 
des Ausſchließungsrechtes. Ein ungültiges Patent, das niemals 
angefochten wird, iſt ſoviel wert, wie ein unanfechtbares. Die 
Vertragsvorteile entfallen dagegen, ſobald die Nichtigkeit offenbar 
wird, weil dann jedermann auch tatſächlich in der Lage iſt, die 
Erfindung unentgeltlich zu benutzen. Dieſe Erwägungen führen 
dazu, dem Patentlizenzgeber die Lizenzen im allgemeinen bis 
zur Nichtigkeitserklärung zuzubilligen. Richtiger geſagt, iſt 
nicht unbedingt dieſer Zeitpunkt entſcheidend, ſondern es kommt 
darauf an, wann und inwieweit dem Lizenznehmer infolge der 
offenbar oder wahrſcheinlich gewordenen Nichtigkeit die Vertrags⸗ 
vorteile entzogen werden. Seine Verpflichtungen hören ſpäteſtens 
mit der rechtskräftigen Nichtigerklärung auf, jedoch können ſie 
auch ſchon durch die drohende Nichtigerklärung beſeitigt oder 
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gemindert werden. Hierüber wird nach billigem Ermeſſen und 
nach den konkreten Umſtänden zu entſcheiden ſein. Es liegt 
nun kein hinreichender Grund vor, dieſe Regeln nicht auch auf 
den Gebrauchsmuſterlizenzvertrag anzuwenden. Auch hier wird 
dem Lizenznehmer infolge der Eintragung und der anſcheinenden 
Gültigkeit des Muſters die tatſächliche Möglichkeit der Aus⸗ 
nutzung verſchafft, die er ohne den Vertrag nicht haben würde, 
weil ihm die Ungültigkeit nicht bekannt iſt und er ſich gegen 
das in Anſpruch genommene Ausſchließungsrecht nicht zu wehren 
vermag. Um dieſe Möglichkeit zu haben, verſpricht er die 
Lizenz; täte er es nicht, ſo würde die Möglichkeit der Aus⸗ 
nutzung im entſprechenden Umfange dem Lizenzgeber verbleiben 


oder von ihm anderweit verwertet werden können. Man kann 


alſo nicht ſagen, daß er für ein Nichts bezahlt. Die Möglichkeit 
der Ausnutzung wird auch hier erſt hinfällig, wenn die Un⸗ 
haltbarkeit des Muſters ſich herausſtellt, weil nun andere ohne 
Entgelt das gleiche Geſchäft machen können. Es iſt ferner zu 
berückſichtigen, daß ein deutſcher Lizenzvertrag ausländiſche 
Patente zum Gegenſtande haben kann, und daß demnach Schutz⸗ 
rechte in Betracht kommen, die gewiſſermaßen in der Mitte 
zwiſchen dem deutſchen Patentrechte und dem deutſchen Gebrauchs⸗ 
muſterrechte ſtehen. So kennt z. B. das engliſche Patentrecht 
nur eine ſehr beſchränkte, das franzöſiſche gar keine Vorprüfung, 
während das amerikaniſche bezüglich der Vorprüfung dem 
deutichen naheſteht. Nach allen drei Rechten aber entſcheiden 
die ordentlichen Gerichte über die Patentnichtigkeit und iſt der 
darauf geſtützte Einwand auch im Verletzungsverfahren zuläſſig. 
Es wäre kaum möglich zu entſcheiden, wenn man nach der 
bislang herrſchenden Anſicht den Unterſchied zwiſchen Patent 
und Gebrauchsmuſter in bezug auf die Wirkung der Nichtigkeit 
für Lizenzverträge aufrechterhalten wollte, wie man dann die 
Nichtigkeit dieſer ausländiſchen Patente im gleichen Falle zu 
beurteilen hätte. Unwillkürlich erhebt ſich die Frage, wie das 
ausländiſche Recht die Sache regelt. Nach engliſchem Rechte 
kann jede Partei den Lizenzvertrag unter Beobachtung einer 
Friſt von drei Monaten kündigen, wenn die den Gegenſtand 
des Vertrages bildenden Patente erlöſchen. Fletcher Moulton 
On Patents S. 243; Patents and designs Act 1907 Sektion 38 
Nr. 2. Die bezahlte Lizenzgebühr kann im Zweifel nicht aus 
dem Grunde zurückverlangt werden, daß das Patent ungültig 
war. Fl. M. a. a. O. S. 246, 247. Auch können Lizenzen, 
die vor der Erteilung des Patentes bezahlt wurden, nicht wegen 
Verſagung des Patentes zurückverlangt werden, „since the 
licencee has been protected from possible actions for 
infringement since the date of acceptance“. Fl. M. a. a. O. 
S. 247. Auch im Rechte der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
Amerika gelten die gleichen Grundſätze. Macomber, Fixed 
Law of Patents, S. 697. Nach franzöſiſchem Rechte kann der 
Lizenznehmer, wenn das Patent für nichtig erklärt wird, auf 
Auflöſung des Vertrages und auf Schadenserſatz klagen. Allard, 
Brevets d' invention 3A. S. 231. Dieſe Auflöſung wirkt aber 
nur für die Zukunft, denn: „Tant que le licencié a exploité 
paisiblement l'invention, il a retir6 du contrat les avantages, 
qu'il en devait attendre; et par conséquent il ne peut pas 
r&clamer la restitution des redevances, qu'il a pay6es jusqu'au 
jour oü sa jouissance a été troublée.“ Indeſſen kann der 
Lizenznehmer, wenn er im Vertrauen auf die Gültigkeit des 
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Patentes Aufwendungen für die Zukunft gemacht hat, ſich 
dieſerhalb an dem Lizenzgeber erholen. Im Falle teilweiſer 
Nichtigerklärung kann der Lizenznehmer je nach den Umſtänden 
Auflöſung des Vertrages oder Minderung der Lizenz verlangen. 
Allard a. a. O., S. 232—234. Im großen und ganzen ſtimmt 
alſo das ausländiſche Recht auch, ſoweit nur eine beſchränkte 
oder gar keine Vorprüfung ſtatiſindet und der Einwand der 
Nichtigkeit im Verletzungsprozeſſe geltend gemacht werden kann 
und die ordentlichen Gerichte über die Nichtigkeit erkennen, mit 
der deutſchen Behandlung des Patentlizenzvertrages überein. 
Die Grundſätze des franzöſiſchen Rechtes beruhen auf der 
Analogie des Pachtvertrages, welcher den Verpächter dafür 
einſtehen läßt, daß der Pächter während der Dauer der Pacht 
die Pachtſache nutzen kann. Allard will ſie aber auch auf den 
Patentkauf anwenden, obwohl hier Gegenſtand des Vertrages 
die Übertragung des Rechtes ſelbſt iſt. Intereſſant iſt ſeine 
Begründung hierfür a. a. O. S. 216: „La cession d'un brevet 
nul n'en a pas moins produit, jusqu'au jour od la nullité 
a été prononcée, des effets dont il est impossible de ne 
tenir aucun compte. Si le cessionaire a exploité l' invention, 
s'il en a recueilli des bénéfices, si en un mot, il a joui 
pendant un certain temps d’un monopole de fait, sinon 
legitime, c'est gräce au brevet qui, lui donnant au moins 
les apparences d’un droit privatif, l’a mis & l’abri de la 
concurrence. Il est donc juste de remettre une partie de 
ces ben6fices au breveté qui, sans la cession, les aurait 
recueillis tout entiers, profitant, comme a fait le cessionaire, 
de l’ignorance oü tout le monde, les parties elles mèmes, 
pouvaient &tre de la nullité entachant le brevet.“ Gründe 
der Billigkeit ſprechen um fo mehr für eine ſolche Regelung, ins⸗ 
beſondere im Falle des Lizenzvertrages, als es bei der An⸗ 
meldung und Entwicklung ſei es eines Patentes, ſei es eines 
Gebrauchsmuſters regelmäßig an einem wenigſtens ſubjektiv⸗ 
erfinderiſchen Verdienſte und an einer Förderung der Technik 
auch im Falle der Nichtigkeit nicht zu fehlen pflegt, wenigſtens 
dann, wo die erfinderiſche Neuheit durch Eingehung eines 
Lizenzvertrages anerkannt wird. Die Gründe, aus denen ein 
Gebrauchsmuſter für ungültig erklärt wird, find oft genug fern⸗ 
liegende und ſogar zweifelhafte, ſo daß ſehr wohl auch ein 
Gebrauchsmuſter, das den Keim zukünftiger Vernichtung in ſich 
trägt, noch als ein wirtſchaftliches Gut gelten und daher Gegen⸗ 
ſtand von Rechtsgeſchäften ſein kann. Bei der gegenteiligen 
Anſicht, daß ein wirkliches Recht zu gewähren iſt, bei deſſen 
Nichtgewährung der ganze Vertrag hinfällig wird, würde auch 
die äußerſt unbillige Folgerung nicht abzuweiſen ſein, daß ein 
Lizenznehmer, der die ganze Zeit des Vertrages hindurch die 
Vorteile des Patentes oder Gebrauchsmuſters genoſſen hat, 
weil dieſelben niemals angefochten wurden und vielleicht nur 
durch Zeitablauf erloſchen ſind, hinterher im Wege der Feſt⸗ 
ſtellungsklage die Ungültigkeit des Schutzrechts nachweiſen und 
daraufhin die bezahlte Gegenleiſtung als ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung zurückfordern könnte. S. c. B. u. B., U. v. 
21. Nov. 14, 119/14 I. — Celle. [S.] 

Kraftfahrzeuggeſetz. 

9. 8 8 Nr. 2 KraftfahrzG.] 

Die Beklagte fühlt ſich dadurch beſchwert, daß der Vorder 
richter fie als Halter eines Kraftwagens für den Unglücksfall 
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verantwortlich macht und meint, daß hiermit 5 8 Kraftfahrz®. 
berletzt werde. Der Unfall ſei durch ein Fahrzeug verurſacht 
worden, das nur zur Beförderung von Laſten diene und auf 
ebener Bahn nicht mehr als 20 km ſtündlich zurücklegen könne. 
In tatſächlicher Hinſicht iſt nicht ſtreitig, daß der Kläger durch 
einen Laſtwagen verletzt wurde, fo daß die eine Bedingung für 
die Anwendung des 5 8 Nr. 2 a. a. O. gegeben iſt. Die Fahr⸗ 
geſcwindigkeit des Wagens haben die Sachverſtändigen auf 
etwas unter 20 km ſtündlich beſtimmt, der Vorderrichter ſtellt 
aber feſt, daß dieſe Geſchwindigkeit auf mehr als 20 km 
geſteigert werden kann, wenn man den Geſtängebolzen heraus⸗ 
nimmt und hiermit den Regulator ausſchaltet. Die Heraus- 
nahme des Bolzens bietet nach der Konſtruktion des Wagens 
nicht die geringſten Schwierigkeiten. Sie kann ſogar während 
des Fahrens erfolgen, zwar nicht durch den Führer ſelbſt, aber 
in der Weiſe, daß deſſen Begleiter auf den Kotflügel des Kraft⸗ 
wagens klettert und von da aus den Bolzen herauszieht. Der 
Chauffeur und ſein Begleiter L. ſind tatſächlich in dieſer Weiſe 
vorgegangen. Einrichtungen, die ein willkürliches Herausnehmen 
des Bolzens hätten verhindern können, waren nicht vorhanden. 
Daß ein fo beſchaffener Kraftwagen der Vorſchrift des 5 8 
N. 2 nicht unterſtellt werden kann, hat der Vorderrichter mit 
Recht angenommen. Das Geſetz fordert, daß das Fahrzeug 
eine größere als die zugelaſſene Geſchwindigkeit überhaupt auf 
ebener Bahn nicht erreichen kann, wenn es der Begünſtigung 
des 5 8 teilhaftig werden ſoll. Entſcheidend ſoll ſomit die 
wirlich vorhandene Leiſtungsſähigkeit des Wagens fein, die von 
ſeiner maſchinellen Einrichtung bedingt wird. Nun weiſt die 
Neriſion darauf hin, daß der Wagen, ſolange ſich der erwähnte 
Bolzen an ſeinem Platze befindet, keinesfalls über 20 km 
ſtindlich zurücklegen könne, daß der Bolzen zu der Konſtruktion 
gehöre, die herſtellende Fabrik nur mit einer Fahrgeſchwindigkeit 
bis 20 km rechne und das Fahren ohne den Bolzen für den 
Rotor ſchädlich ſei. Die Sachlage ſei mithin nicht fo, daß 
man es mit einem Wagen zu tun habe, der zwar nad) feiner 
Eniichtung größere Geſchwindigkeiten erreichen könnte, hieran 
aber durch eine beſondere Vorrichtung, ſolange fie wirke, ge⸗ 
hindert werde, ſondern er fei konſtruktiv auf die zugelaſſene 
Geſchwindigkeit berechnet und könne nur mißbräuchlich zu 
ſchnellerer Fahrt benutzt werden. Daß dieſe Unterſcheidung 
an ſich nicht ohne Bedeutung iſt, kann zugegeben werden. Auch 
di öſterreichiſche Verordnung vom 26. Oktober 1908, abgedruckt 
bei Iſaac, S. 243, unterſcheidet im 8 4 Fahrzeuge, die im 
dolkommen betriebsfähigen Zuſtande und nur mit der zum 
Heriebe und zur Führung unentbehrlichen Belaſtung verſehen, 
uf guter und ebener Straße bei Anwendung der zur Ent⸗ 
wicklung der höchſten Geſchwindigkeit dienlichen Vorkehrungen 
memals eine größere als die zugelaſſene Geſchwindigkeit entfalten, 
von ſolchen Fahrzeugen, die zu einer größeren Geſchwindigkeit 
zwar geeignet aber mit einer Vorrichtung verſehen ſind, die 
die Überſchreitung der Geſchwindigkeitsgrenze verhindert. Für 
biefe Vorrichtung wird vorgeſchrieben, ihre Konſtruktion müſſe 
ſcherſtellen, daß fie unabhängig von dem Willen des Lenkers 
eine Ülberſchreitung der Geſchwindigkeitsgrenze verhindere. 
Unbedenklich können die von der öſterreichiſchen Verordnung 
aufgeſtellten Sätze auch bei der Anwendung des deutſchen Rechts 
berwertet werden, da ſie ſich als Folgerung aus der Vorſchrift 
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des 8 8 Nr. 2 ergeben. Im vorliegenden Falle kann es aber 
dahingeſtellt bleiben, ob der erwähnte Regulator als beſondere 
Vorrichtung zu betrachten wäre oder nicht. Sieht man ihn als 
eine ſolche Vorrichtung an, ſo fehlt es an einer durch ihre 
Einrichtung ſichergeſtellten Verhinderung einer unzuläſſigen 
Geſchwindigkeit, denn der Führer konnte ohne irgendwelche 
Schwierigkeit den Regulator ausſchalten, ſobald der Wagen 
ſtillſtand, während der Fahrt aber war dies, wenn auch mit 
Gefahr, durch eine Hilfsperſon möglich. Nimmt man aber an, 
daß der Wagen nach der Abſicht ſeiner Erbauer nicht mehr als 
20 km Stundengeſchwindigkeit haben und niemals ohne den 
Regulator fahren ſollte, ſo kommt in Betracht, daß dies nach 
den Feſtſtellungen doch möglich war, und daß dann auch eine 
größere Geſchwindigkeit erlangt werden konnte, der angeſtrebte 
Zweck iſt alſo nicht in zuverläſſiger Weiſe erreicht worden. 
Von einem Wagen, deſſen Geſchwindigkeit durch einen leicht 
auszuführenden Eingriff in ſeine Konſtruktion auf mehr als 
20 km erhöht werden kann, läßt ſich nicht ſagen, daß er die 
geſetzliche Geſchwindigkeitsgrenze nicht überſchreiten könne. Mit 
Recht hält es der Vorderrichter auch für unerheblich, ob das 
Fahren ohne Regulator für den Motor ſchädlich iſt. Ob anders 
zu entſcheiden wäre, wenn bei der Ausſchaltung des Regulators 
mit unmittelbareren Gefahren gerechnet werden müßte, darf auf 
ſich beruhen bleiben, weil im vorliegenden Falle der Chauffeur 
wiederholt mit herausgezogenem Bolzen gefahren iſt und hieraus 
ſich die Möglichkeit ergibt, den Kraftwagen wenigſtens vorüber⸗ 
gehend nach Ausſchaltung des Regulators in Betrieb zu ſetzen 
und zu halten. Daß der Chauffeur zur Zeit des Unfalls mit 
eingeſchaltetem Regulator gefahren iſt, ſich mithin innerhalb der 
geſetzlichen Geſchwindigkeitsgrenze hielt, iſt ohne Bedeutung, 
weil es auf die objektive Beſchaffenheit des Wagens an ſich und 
nicht darauf ankommt, in welchem Zuſtand er ſich bei der Ver⸗ 
urſachung des Unfalls befand. In dem gleichen Sinne hat der 
Senat ſchon in dem auch ſonſt ähnlich liegenden Falle, 
Kaiſers Kaffeegeſchäft o. Weiße, Rep. VI 258/1914 vom 
26. November 1914 entſchieden. Firma Gebrüder M., 
G. m. b. H., c. J., U. v. 30. Nov. 14, 410/14 VL — 
Frankfurt a. M. [B.] 

10. Die im 8 8 Abſ. 2 KraftfahrzG. feſtgeſetzte Aus: 
nahme von der ſtrengen Haftung des Halters eines Kraftfahr⸗ 
zeugs findet keine Anwendung, wenn die zur Verhütung der 
Überſchreitung der Geſchwindigkeit getroffenen Einrichtungen 
leicht geändert werden können.] 

Der auf 8 7 KraftfahrzG. geſtützten Klage iſt die Beklagte 
mit der Verteidigung begegnet, daß ihr Laſtkraftwagen eine 
Geſchwindigkeit von 20 km in der Stunde nicht überſteigen 
könne, die Vorſchrift des § 7 mithin nach $ 8 Ziff. 2 des 


Geſetzes keine Anwendung finde. Das BG. hat zutreffend der 


Beklagten die Beweispflicht für dieſen Einwand auferlegt. Aus 
der Faſſung des 5 8, die der zur Ordnung der Beweislaſt 
gewählten Ausdrucksweiſe des BGB. (vgl. 88 9, 173, 206, 
223, 312, 410, 687, 911, 935, 1345, 1537, 1974) nach⸗ 
gebildet iſt, ergibt ſich ohne weiteres, daß derjenige, der ſich 
auf die Ausnahme von der Haftungsregel des § 7 beruft, den 
Tatbeſtand zu beweiſen hat, der den Ausſchluß der Haftung 
begründet. Aus dem Wortlaut des § 8 Ziff. 2 folgt weiter, 
daß es nicht darauf ankommt, ob in dem einzelnen Schadens⸗ 
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fall das Fahrzeug die Geſchwindigkeitsgrenze von 20 km nicht 
überſchritten hat. Die Erſatzpflicht des Halters fällt vielmehr 
nur dann weg, wenn es vermöge ſeiner Bauart die Ge⸗ 
ſchwindigkeitsgrenze nicht überſchreiten kann. Das BG. hat 
nun feſtgeſtellt, daß bei dem Laſtwagen der Beklagten die Be⸗ 
grenzung der Tourenzahl auf etwa 850 in der Minute und 
damit der Geſchwindigkeit auf höchſtens 20 Stundenkilometer 
durch Einrichtungen bewirkt wird, die jeder Kraftfahrer mit 
techniſchen Kenntniſſen durch die in dem Wagen mitgeführten 
gewöhnlichen Werkzeuge in kaum einer halben Stunde und bei 
beſonderer Geſchicklichkeit in bedeutend kürzerer Zeit dahin ab⸗ 
ändern kann, daß der Motor 1000 bis 1200 Touren in der 
Minute zu machen, alſo entſprechend die Geſchwindigkeit über 
20 km zu ſteigern imſtande iſt. Ohne Rechtsirrtum ſpricht das 
Bu. dem Laſtwagen der Beklagten die Eigenſchaft eines Fahr⸗ 
zeuges im Sinne des 8 8 Ziff. 2 ab, weil die Bedingung, daß 
die feſtgeſetzte Geſchwindigkeitsgrenze nicht überſchritten werden 
könne, dann nicht erfüllt fei, wenn die zur Verhütung der Über⸗ 
ſchreitung beſtimmten Einrichtungen ſo leicht und ſo raſch wie 
hier geändert werden könnten. Die Frage, ob ein Fahrzeug 
nur dann unter § 8 Ziff. 2 fällt, wenn feine Bauart ſchlechthin 
die Überſchreitung der beſtimmten Höchſtgeſchwindigkeit aus⸗ 
ſchließt, oder ob es genügt, daß die Erhöhung der Geſchwindigkeit 
durch Vorrichtungen gehindert wird, die der Lenker des Fahr⸗ 
zeugs nicht beſeitigen kann (vgl. 8 4 Oſt MinVO. vom 26. Ok⸗ 
tober 1908, angef. bei Iſaac S. 242), braucht nicht entſchieden 
zu werden. Denn jedenfalls greift nach dem, was das BG. 
über die Einrichtung des Laſtwagens der Beklagten dargelegt 
hat, die Ausnahme des § 8 Ziff. 2 hier nicht Platz. Noch 
weniger kann eine Bleiverſiegelung (Plombierung), die zur Ver⸗ 
hinderung einer Abänderung des Geſtänges und damit der 
Geſchwindigkeitsſteigerung angebracht iſt, das Erfordernis des 
8 8 Ziff. 2 herſtellen. Eine ſolche Bleiverſiegelung kann mit 
Leichtigkeit entfernt und wieder erneuert werden, bietet alſo 
keinerlei Gewähr gegen eine Geſchwindigkeitserhöhung. Ohne 
Prozeßverſtoß hat daher das BG. den Beweisantrag der Be⸗ 
klagten abgelehnt, daß ihr Laſtwagen mit einer von der Fabrik 
zur Verhinderung einer Abänderung des Geſtänges angelegten 
Plombierung verſehen war, und daß die Plombierung ſich in 
einem unverſehrten Zuſtand befinde. Wie bereits eingangs 
bemerkt, iſt es unerheblich, daß der Laſtwagen die Ge⸗ 
ſchwindigkeitsgrenze nicht überſchritten, und auch, daß der 
Kraftfahrer der Beklagten, H., niemals eine Veränderung 
zur Erhöhung der Geſchwindigkeit vorgenommen hat. Damit 
zerfallen alle Angriffe der Reviſion gegen die Haftung der 
Beklagten. K. K. c. W., U. v. 26. Nov. 14, 258/14 VI. — 
Berlin. [S.] 

11. 58 17, 18 KraftfahrzG. und ihr Verhältnis zu 81 
Haftpfl®.; Inhalt des letzteren Paragraphen. 

Das LG. erachtete den Klageanſpruch hinſichtlich des 
Körperſchadens gemäß § 1 HaftpflG., hinſichtlich des Sach⸗ 
ſchadens nach 8 25 PrEiſenbG. vom 3. November 1838 an ſich 
für begründet, wendete aber hinſichtlich des Einfluſſes eines 
mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Klägers für beiderlei 
Schaden den §S 254 BGB. an und verteilte daraufhin, indem 
es ein Verſchulden des Klägers dafür annahm, daß er bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit, wenn nicht den nahenden Zug, ſo 
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doch die vor der Kreuzung angebrachte Warnungstafel recht⸗ 
zeitig hätte bemerken und dadurch ſich veranlaßt ſehen müſſen, 
ſo langſam zu fahren, daß er jederzeit halten konnte. Das 
BG. erachtet dagegen den Klageanſpruch in ſeinem ganzen Um⸗ 
fange für unbegründet. Er gründe ſich, erwägt es, auf 8 1 
HaftpflG.; die Beklagte könne ſich jedoch von ihrer Erſatzpflicht 
befreien. Hierfür kämen zunächſt die Vorſchriften der 88 17, 18 
KraftfahrzG. in Betracht; dieſe könnten aber im gegebenen 
Falle außer acht gelaſſen werden, da die Beklagte von ihrer 
Haftung jedenfalls dann befreit ſei, wenn fie nach $1 Haftpfl®. 
nachweiſe, daß der Unfall allein durch das eigene Verſchulden 
des Klägers verurſacht ſei. Dieſen Beweis ſieht das BG. 
für erbracht an. .. Die gegen dieſe Entſcheidung vom Kläger 
eingelegte Reviſion war für begründet zu erachten. Die Ex 
wägungen des BG. ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Einmal 
iſt es rechtlich nicht angängig, daß das BG., obwohl es an⸗ 
erkennt, daß die 88 17, 18 KraftfahrzG. auf den feſtgeſtellten 
Tatbeſtand hinſichtlich des Umfanges des den Eiſenbahnunter⸗ 
nehmer im Verhältnis zu einem beſchädigten Kraftwagenhalter 
oder ⸗führer treffenden Schadenserſatzes an ſich Anwendung 
finden, dieſe Beſtimmungen dennoch beiſeite ſchiebt und anſtatt 
ihrer ältere Beſtimmungen anwendet. Wenn ein Geſetz auf 
einen Tatbeſtand Anwendung findet, dann fordert es auch 
dieſe Anwendung. Da das Kraftfahrzeuggeſetz wie das von 
dem BG. angewendete Reichshaftpflichtgeſetz Reichsgeſetze ſind, 
ſo hebt das neuere das ältere inſoweit auf, als es ſelbſtändig 
neue Beſtimmungen trifft, die in den Bereich des alten Geſetzes 
einſchlagen. Das iſt aber bei den 88 17, 18 Kraftfahrz®. der 
Fall. § 17 enthält zunächſt eine Vorſchrift für die Haftung 
im inneren Verhältniſſe, wenn mehrere Kraftfahrzeuge, oder ein 
Kraftfahrzeug und eine Eiſenbahn oder ein Kraftfahrzeug und 
ein Tier einem Dritten einen Schaden zugefügt haben, für 
den fie „kraft Geſetzes“ (RG. 82, 436) erſatzpflichtig find. 
Dann wird die Vorſchrift ausgedehnt auf das Verhältnis 
zwiſchen einem ſolchen Erſatzpflichtigen und dem Verletzten, 
wenn auch dieſer Kraftfahrzeug: oder Tierhalter oder Eiſenbahn⸗ 
unternehmer iſt. 8 18 Abſ. 3 des Geſetzes erſtreckt die Ans 
wendung der in § 17 ausgeſprochenen Sätze dann auch auf 
den Kraftwagenführer. Es erhellt, daß ſonach aus 81 Haftpfl®. 
nur noch die Schadenserſatzpflicht überhaupt fich beſtimmt, 
während der Umfang der Schadenserſatzpflicht gemäß 8 17 
KraftfahrzG. „nach den Umſtänden“ und beſonders nach der 
vorwiegenden Verurſachung des Schadens in Anwendung des 
Grundſatzes des 8 254 BGB. ſich richtet. Nur die 88 17, 18 
Abſ. 3 KraftfahrzG. find jetzt hierfür maßgebend und es kann 
nicht daneben der Umfang der Haftung aus § 1 HaftpflG. her⸗ 
geleitet werden. Die Begründung, die das BG. für ſeine Ge⸗ 
ſetzesanwendung gibt, daß die Beklagte von der Erſatzpflicht 
jedenfalls dann befreit ſei, wenn ſie den ſtrengeren Anforde⸗ 
rungen — an wen? ſagt das BU. nicht — ſtellenden Beweis 
erbringe, daß der Schaden allein durch das eigene Verſchulden 
des Klägers verurſacht ſei, beweiſt die Unrichtigkeit ſeiner 
Geſetzesanwendung gerade vom eigenen Standpunkte des BG. 
aus. Denn wenn das ältere Geſetz andere, ſei es ſtrengere, 
ſei es mildere, Anforderungen an die eine oder die andere 
Gruppe der Beteiligten ſtellt, dann widerſprechen dieſe eben 
den Beſtimmungen des neueren Geſetzes. Die Anwendung des 
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in den Grenzen des Anwendungsgebietes des ſpäteren Geſetzes 
außer Kraft geſetzten § 1 HaftpflG. an Stelle der SS 17, 18 
Kraftfahrz G. würde indeſſen nicht notwendig zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils führen. Denn es iſt wiederum rechts⸗ 
irig, wenn das BG. vermeint, daß § 1 Haftpfl®. andere und 
ſuengete Anforderungen an einen der Beteiligten, mag dies 
der Erſazpflichtige oder der Beſchädigte fein, ſtelle. Die Rechts⸗ 
anſicht des BG., daß 8 1 Haftpfl®. den Eiſenbahnunternehmer 
von jeder Erſatzpflicht befreie, wenn er nachweiſe, daß den Be⸗ 
ſcadigten allein ein Verſchulden treffe, iſt, wenigſtens nach der 
Entwicklung, die die Rechtſprechung zu jenem § 1 ſeit dem 
Inkrafttreten des BGB. genommen hat, rechtlich unzutreffend. 
Bei richtiger Anwendung enthält für den Umfang der Erſatz⸗ 
pflicht des Eiſenbahnunternehmers gegenüber dem Beſchädigten, 
den ein eigenes mitwirkendes Verſchulden trifft, § 1 HaftpflG. 
in Verbindung mit 8 254 BGB. vielmehr genau dieſelben 
Enmdſätze, wie die mehrangeführten Vorſchriften des Kraft⸗ 
ſahtgeuggeſetzes. Das RG. hat in zahlreichen Entſcheidungen 
MG. 53 S. 75 und 394; 56, 154, aus neuerer Zeit JW. 
1909, 466; 1911, 57813; 1913, 9218; WarnRſpr. 1909 Nr. 532; 
1910 Nr. 461; 1912 Nr. 370; 1914 Nr. 6 und Nr. 112) aus⸗ 
geſprochen, daß nach dem Inkrafttreten des BGB. nicht mehr 
mit Geſeteznotwendigkeit der ganze Schaden den Verletzten 
trifft, wenn ihm allein ein Verſchulden zur Laſt fällt, und 
anderſeits den Eiſenbahnunternehmer, wenn jenem Verſchulden 
ein überwiegendes des Eiſenbahnunternehmers gegenüberſteht, 
wie dies ber älteren Rechtſprechung zum Reichshaftpflichtgeſetz 
entſprach ſondern daß jetzt für den Umfang der Schadens⸗ 
erfaßpfliht der Verteilungsmaßſtab des 8 254 BGB. Platz 
zu greifen hat derart, daß auf ſeiten des erſatzpflichtigen 
Unternehmers die gegenſtändliche (objektive) gewöhnliche oder 
erhöhte Betriebsgefahr und dazu das eigene von ihm ſelbſt zu 
bertretende Verſchulden, auf ſeiten des Beſchädigten fein mit⸗ 
Dirtendes Verſchulden gegeneinander abzuwägen find. Die 
17 18 Kraftfahrz. gehen darüber nur nach der einen 
Rötung. noch hinaus, daß beim Zuſammentreſſen mehrerer 
Heſihrdungshaftungen durch Eiſenbahn⸗ oder Kraftfahrzeug⸗ 
berieh oder Tiergefahr auch dann, wenn vom Verletzten nicht 
en Verſchulden, ſondern nur dieſe Betriebs⸗ oder Tiergefahr 
u bertreten iſt, der Umfang der Erſatzpflicht nach denſelben 
Grudſätzen zu vertreten iſt, eine entſprechende Anwendung des 
124 BGB, die zwar in die Rechtſprechung des RG. auch 
am die 89 17, 18 Kraftfahrz. Eingang gefunden hat 
MG. 67, 120), aber zu einer allgemeinen Ausgeſtaltung bei 
Alaß dieſes Geſetzes noch nicht gediehen war. Im gegebenen 
dale {ft ein Verschulden des Klägers ſelbſt vom BG. für 
hugetan erachtet worden. Bei deſſen Würdigung gegenüber 
ber Beteicbögefahr der Eiſenbahn war ſowohl nach $ 1 HaftpflG. 
n Verbindung mit $ 254 BGB. wie nach den 89 17, 18 
ab 3 KraftfahrzG. auch auf die Geſtaltung der gegenſtänd⸗ 
lchen Betriebsgefahr einerſeits der Eiſenbahn anderſeits des 
Kaftfahtzeuges Rückſicht zu nehmen. Eine Verſchiedenheit der 
Rechtzanwendung beſteht bei richtiger Auslegung beider Geſetze 
5 Wirlichteit nicht. Das BG. iſt in ſeinem Urteil indeſſen 
bon einer ſolchen Verſchiedenheit ausgegangen, indem es an⸗ 
mm, daß 8 1 Haftpfl®. andere, „ſtrengere Anforderungen“ 
Nele, als die Beſtimmungen des Kraftfahrzeuggeſetzes, und daß 
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erſteres Geſetz den Eiſenbahnunternehmer von jeder Erſatzpflicht 
befreie, wenn er nachweiſe, daß bei der Verurſachung des Un⸗ 
falles den Verletzten allein ein Verſchulden treffe. Dem⸗ 
entſprechend hat das BG. auf eine Heranziehung des 8 254 
BGB. auf den unter $ 1 Haftpfl®. fallenden Tatbeſtand beim 
Mitwirken eines Verſchuldens des Verletzten verzichtet. Es hat 
zwar eine Abwägung dieſes Verſchuldens gegenüber der Betriebs⸗ 
gefahr, im gegebenen Falle namentlich gegenüber der Gefährlich⸗ 
keit des durch Schranken nicht geſicherten Eiſenbahnüberganges 
ebenfalls eintreten laſſen. Es würdigt dieſe Gefahr aber nur 
unter dem Geſichtspunkte, ob die beklagte Eiſenbahngeſellſchaft 
entſchuldigt und von dem Vorwurf einer Fahrläſſigkeit entlaſtet 
iſt, wenn ſie Schranken oder andere Sicherungen für den Ver⸗ 
kehr an der Kreuzung nicht habe anbringen laſſen. Damit 
genügt es aber dem Geſetze, wie die Rechtſprechung es in Ver⸗ 
bindung mit dem BGB. ausgelegt hat, nicht. Es kommt nicht 
nur darauf an, ob die Beklagte bei der Unterlaſſung der 
Sicherheitsmaßregeln ein Verſchulden trifft, das als ſolches 
verurſachend auf den Unfall eingewirkt hat, ſondern ſehr 
weſentlich auch darauf, ob die Betriebseinrichtungen der Eiſen⸗ 
bahn, vermöge deren ſie Flächenübergänge der Bahn über die 
Verkehrsſtraßen hergeſtellt hat und beſtehen läßt, ohne beſondere 
Anſtalten zur Sicherung des Verkehrs gegen die damit un⸗ 
zweifelhaft geſchaffenen beſonderen Verkehrsgefahren anzubringen, 
rein gegenſtändlich betrachtet, ohne Rückſicht auf ein Verſchulden, 
den Unfall mit verurſacht haben. Von dieſem Geſichtspunkt 
aus hat das BG. die Umſtände des Unfalles nicht gewürdigt. 
Die umfaſſende Abwägung aller Umſtände gegeneinander, wie 
fie die SS 17 und 18 Abſ. 3 KraſtfahrzG. und bei richtiger 
Anwendung auch § 1 HaftpflG. mit 8 254 BGB. im Auge 
haben, begreift die Zuſtände, unter denen der Unfall ſich ab⸗ 
ſpielte, die Vorgänge, von denen er begleitet war, und die 
Handlungen und Unterlaſſungen der Beteiligten, die für ſein 
Eintreten verurſachend mitgewirkt haben, nebſt den dieſen Per⸗ 
ſonen etwa zur Laſt fallenden Verfehlungen gegen die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt. B. c. B. L., U. v. 23. Nov. 14, 
397/14 VI. — Celle. [S.) 


Aus der Praxis. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Zwangsvollſtreckung gegen eine Erbengemeinſchaft, 
non der ein Mitglied im Felde ſteht. 


Die Gläubigerin hatte kurz vor Ausbruch des Krieges gegen die 
Firma J. B. im Wege der Zwangsvollſtreckung Waren pfänden 
laſſen. Der Gerichtsvollzieher weigerte ſich, dieſe zu verſteigern, mit 
der Begründung, daß inzwiſchen der Inhaber der Firma Johann B. 
zum Kriege eingezogen worden ſei. Hiergegen legte die Gläubigerin 
Erinnerung ein mit der Begründung, daß nicht Johann B. Inhaber 
der beklagten Firma ſei, ſondern er und ſeine Geſchwiſter als Erben⸗ 
gemeinſchaft nach dem verſtorbenen Joſef B. Das AG. K. ordnete 
durch Beſchluß vom 28. Oktober 1914 die Verſteigerung an, da 
zwiſchen den Geſchwiſtern B. durch Erbgang eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft entſtanden ſei, bei der jedes der ſie bildenden Geſchwiſter B. 
allein vertretungsberechtigt ſei (5 125 HGB.). Hiergegen legte eine 


in dem Geſchäft tätige volljährige Schweſter des Johann B. Be: 
26 
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ſchwerde ein, die das LG. G. durch Beſchluß vom 24. November 1914 
mit folgender Begründung verworfen hat: 

„Die Beſchwerdeführerin hat form⸗ und friſtgerecht ſofortige 
Beſchwerde eingelegt mit der Begründung, daß ihr im Felde 
ſtehender Bruder Johann B. alleiniger Inhaber der Firma ſei. 
Sie hat mit der Beſchwerde die Beſcheinigung des Magiſtrats 
in K. vom 2. November 1914 beigebracht, inhalts deren gemäß 
§ 15 Gew. vom 21. Juni 1869 / 26. Juli 1900 beſcheinigt iſt, 
daß Johann B. ein Kolonial-, Schnitt: und Kurzwarengeſchäft 
am 9. Februar 1909 in K. angemeldet habe. 

Das Rechtsmittel iſt unbegründet. Mit den zutreffenden Aus⸗ 
führungen des Vorderrichters iſt anzunehmen, daß die Beſchwerde⸗ 
führerin Mitinhaberin der eine offene Handelsgeſellſchaft dar⸗ 
ſtellenden Firma J. B. geworden iſt. Inſofern würde ſie als in 
ihren Privatrechten verletzt beſchwerdebefugt ſein. Jedoch würde 
die Anordnung der Verſteigerung ſich nur dann als unzuläſſig 
erweiſen, wenn ſämtliche vertretungsberechtigten Geſellſchafter der 
offenen Handelsgeſellſchaft im Felde ſtehen würden. Das iſt jedoch 
vorliegend nicht der Fall. Die Beſchwerde erweiſt ſich danach als 
unbegründet. 

Wollte man aber auch, entgegen den Ausführungen des 
Vorderrichters, mit der Beſchwerdeführerin annehmen, daß die 
von dem Erblaſſer der Beſchwerdeführerin betriebene, im Handels⸗ 
regiſter auf deſſen Namen geführte Firma in rechtsgültiger Weiſe 
auf Johann B. als Alleininhaber übergegangen fei, ein Nachweis, 
der übrigens durch die beigebrachte polizeiliche Beſcheinigung, die 
lediglich gewerbeſteuerliche und gewerbepolizeiliche Bedeutung hat, 
nicht aber den privatrechtlichen Übergang der Firma zu erweiſen 
vermag, nicht erbracht iſt, ſo würde die Beſchwerde als unzuläſſig 
zu verwerfen ſein, da die Beſchwerdeführerin nicht zu den nach 
85 766, 798 ZPO. erinnerungs⸗ und beſchwerdeberechtigten Perſonen 
gehört, weil fie in ihren Privatrechten nicht verletzt iſt.“ (5 T. 816/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Foerder, Breslau. 


1 1 
* 


Zum Begriff: „Gegen den Feind verwendeter 
Truppeuteil“. 

Das LG. hat den Antrag des Beklagten auf Ausſetzung des 
Verfahrens abgelehnt, weil der Beklagte, obſchon zum Landſturm⸗ 
Bataillon Aachen eingezogen, nicht zu den mobilen oder gegen den 
Feind verwendeten Teilen der Landmacht gehöre. Die hiergegen 
eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt zuläſſig — $ 252 ZPO. —, aber 
nicht begründet. Der Beklagte ſteht bei einer immobilen Landſturm⸗ 
kompanie, die zur Bewachung der holländiſchen Grenze verwendet 
wird. Das iſt, wie das LG. zutreffend annimmt, keine Verwendung 
„gegen den Feind“ im Sinne des Keichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914. 
Wollte man mit dem Beſchwerdeführer in ſolcher Verwendung eine 
Verwendung gegen den Feind erblicken, ſo müßten alle Teile der 
Land⸗ und Seemacht als gegen den Feind verwendet angeſehen 
werden, und die in § 2 Ziff. 1 des Geſetzes gemachten Unterſchei⸗ 
dungen wären ſinnlos. Auf das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 kann 
ſich alſo der Beklagte nicht berufen. Zur Ausſetzung des Verfahrens 
nach § 247 3) O. liegt kein Anlaß vor. Die Beſchwerde iſt hiernach 
mit Koſtenfolge nach §8 97 ZPO. als unbegründet zurückzuweiſen. 
(Entſcheidung des OLG. Cöln vom 22. Dezember 1914.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Dr. Vaaßen, Aachen. 


1 1 
» 


Verteilungsverfahren gegen einen Kriegsteilnehmer. 
Die dem Rittergutsbeſitzer K. gegen den Nittergutspächter L. 
zuſtehende Pachtforderung war von mehreren Gläubigern des K. 
Anfang September 1914 gepfändet und ihnen zur Einziehung über⸗ 
wieſen worden. Außerdem wurde am 16. September 1914 die 


A4. 1915. 


Zwangsverwaltung über das verpachtete Gut eingeleitet. Der Pächter 
hinterlegte die Pachtforderung bei dem AG. in Winzig, das den Antrag 
eines Gläubigers auf Eröffnung des Verteilungsverfahrens mit der 
Begründung zurückwies, dieſes Verfahren bezwecke die gegen den 
Schuldner gerichtete Verwertung der Nutzungen des Grundſtücks und 
ſei daher als ein Akt der Zwangsvollſtreckung in Immobilien uns 
zuläſſig, da der Schuldner zu den ſchutzbedürftigen Perſonen des 8 2 
des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 gehöre. Der hiergegen eingelegten 
Beſchwerde gab das LG. Breslau durch Beſchluß vom 24. Dezember 
1914 mit folgender Begründung ſtatt: 

„Da 8 5 Ziff. 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 nur die 
Verſteigerung von Gegenſtänden, welche der Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen unterliegen, für unzuläſſig erklärt, 
ſo iſt die Durchführung einer Zwangsverwaltung zuläſſig (vgl. Güthe, 
Die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914, Sonder⸗ 
abdruck aus dem JMBl. S. 8, 9 und 10).“ (11 T. 72/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Foerder, Breslau. 


Die Auslegung der Kriegsklauſel in Zieferungs- 
verträgen iſt in der JW. mehrfach erörtert worden (ſ. Nr. 16, 
17, 18, 1914). Bei der Berſchiedenheit der Meinungen dürfte ein 
Urteil des LG. München I, Kammer für Handels ſachen, vom 
9. Oktober 1914 von Intereſſe ſein. Nach einigen Ausführungen 
über den Begriff der objektiven Unmöglichkeit und des ſubjektiven 
Unvermögens heißt es weiter: 

„Streitig iſt, ob ſchon der Eintritt eines Ereigniſſes, hier 
insbeſondere des Krieges, allein die Leiſtungsweigerung begründet, 
oder ob noch hinzukommen muß, daß das Ereignis, hier der Krieg, 
auf die Leiſtungsmöglichkeit einen Einfluß hatte. 

Wie die Klauſel nach Treu und Glauben auszulegen iſt 
( 157 88.) ergibt ihr Zweck. Sie kann, je nach dem Gegen⸗ 
ſtand des Vertrages, für einzelne in demſelben aufgeführte Ereigniſſe 
auch eine verſchiedene Bedeutung haben. Hier iſt nur ihre von den 
Parteien gewollte Bedeutung hinſichtlich des Krieges zu unter: 
ſuchen. Der Krieg hat einen ſo tief einſchneidenden Einfluß auf 
den geſamten Handelsverkehr .. ., daß es in der Natur der Sache 
liegt, daß ein Kaufmann ſeine geſamten geſchäftlichen Beziehungen 
beim Eintritt des Krieges den veränderten Verhältniſſen an 
paſſen muß. 

Der Kaufmann kann im Kriegsfalle nicht damit rechnen, daß 
ihm gegenüber eingegangene Verpflichtungen, die ihn ſelbſt wieder 
erſt in die Lage verſetzen zu leiſten, wirklich erfüllt werden; treten 
infolge des Krieges Ausfälle im Warenbezug ein, ſo muß er auf 
eine andere Verteilung der weiter zu veräußernden Waren bedacht 
fein, als fie für Friedenszeiten vorgeſehen war. .. . Die Preiſe, zu 
denen der Kaufmann ſeinerſeits einkauft, können durch den Krieg 
erheblichen Anderungen unterliegen, auch ſonſtige Geſchäftsſpeſen 
können ſich vermehren. Der Betrieb des Geſchäfts kann durch Verluſt 
von Arbeitskräften aller Art geſtört werden .., ein Abnehmer, 
der zu Friedenszeiten kreditwürdig war, kann dieſe Eigenſchaft durch 
Eintritt des Krieges verlieren. Dies find nur einzelne Beiſpiele 
von Umſtänden, die den weitſchauenden Kaufmann veranlaſſen müſſen, 
ſich für den Fall des Krieges völlige Dispoſitionsfreiheit 
vorzubehalten, nicht aber bloß für die Fälle, in denen er ſubjektiv 
zur Leiſtung unvermögend iſt oder die Leiſtung ihm durch den Krieg 
erſchwert wird. Daß für die beiden letzten Fälle die Klauſel wirkſam 
fein ſoll, liegt in der Natur der Sache und kann nicht ſtrittig fein, 
wenn man nicht der Klauſel jede poſitive Bedeutung abſprechen 
wollte. Eine Beſchränkung auf dieſe Fälle würde aber zur Folge 
haben, daß für jeden einzelnen Fall das Unvermögen oder die Er⸗ 
ſchwerung der Leiſtung nachgewieſen werden müßte und dadurch 
Anlaß zu Rechtsſtreitigkeiten gegeben wäre. 
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44. Jahrgang. 


Nur die lediglich durch die Tat ſache der Mobilmachung oder 
des Kriegsausbruchs bedingte Auflöſung der beſtehenden Verträge 
ſichert dem Kaufmann die Möglichkeit, den veränderten Verhältniſſen 
bei der Fortführung des Geſchäftes Rechnung zu tragen und die 
Fottſetzung feines Geſchäftes, an der auch die Allgemeinheit wirt: 
ſchaftlich intereffiert iſt, zu ſichern, alſo frei zu erwägen, ob und 
wieweit er die beſtehenden Verträge erfüllen kann und will. 

Deshalb gelangt das Gericht zu der Auslegung der Kriegs⸗ 
llauſel im weiteſten Sinne dahin, daß ſchon die Tatſache des 
kriezsausbruchs die Leiſtungsverbindlichkeit aufhebt. 

Nit Unrecht macht bie Klagepartei geltend, daß die Klauſel bei 
ſelcer Auslegung zu Preistreibereien ausgenutzt werden kann und 
im gegebenen Fall dazu ausgenutzt werde. ö 

Wenn die Klauſel in der gedachten Ausdehnung nur 
Breißtreibereien diente, wäre fie wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten nichtig ($ 138 888.). Der Vorwurf trifft aber 
allgemein und objektiv nicht zu. 

Wie ſchon angedeutet, können ſich durch Anderungen der Ein⸗ 
laufspreiſe und der Geſchäftsſpeſen die Bedingungen, unter denen 
der Kaufmann noch mit Nutzen weiter veräußern kann, infolge des 
Ktiegs derart verändern, daß er ohne ſchwere Schädigung feines 
Geſchäfts zu den bisherigen Bedingungen überhaupt nicht mehr 
liefern könnte. Dies trifft beſonders zu, wenn es ſich um Liefe⸗ 
rungen nicht aus ſchon vorhandenen, ſondern erſt während des Krieges 
zu beſchaffenden Beſtänden handelt. 

Aber auch ſubjektiv kann der Kaufmann, der Ware, die er 
zur Friedenszeit zu billigem Preis verkauft hat, nicht mehr liefert 
oder nur mehr zu den durch den Krieg veranlaßten höheren 
Preiſen anbietet, nicht ohne weiteres der Vorwurf der Preistreiberei 
treffen; es müßte ihm erſt bewieſen werden, daß er trotz des 
Krieges mit dem gleichen Gewinn zu den früheren billigen Preiſen 
liefern könnte. Paßt der Kaufmann feine Preiſe der durch den 
Krieg verurſachten Verteuerung des eigenen Betriebes an und den 
eigenen Einkaufspreiſen, ſo handelt er nur wirtſchaftlich. 

Es muß vielmehr gegen den, der die Ware zu den früheren 
biligen Preiſen erwerben will, obwohl er weiß, daß er ſelbſt fie 
vieder zu viel höheren Preiſen, als er beim Einkauf kalkuliert hatte, 
boͤſchlagen kann, der Vorwurf erhoben werden, daß er auf Koſten 
ſeines Lieferanten, der vielleicht zu den bisherigen Bedingungen nur 
mit Schaden oder wenigſtens ohne Nutzen liefern könnte, ein gutes 
unteelles — Geſchäft machen will.“ 

Auf die Auslegung der Kriegsklauſel bezogen, wird man 
den Inhalt des Urteils nur billigen können. Der Zweck und 
der von den Vertragsparteien jeweils gewollte Sinn der Klauſel 
ſol in erſter Linie vom Geſichtspunkt des $ 157 BGB. ergründet 
werden unter Zugrundelegung der jeweiligen Verhältniſſe des Falles. 
Dat Urteil wird ſo den Intereſſen des Lieferanten, wie auch den⸗ 
knien des Käufers gerecht. Der Lieferant (Verkäufer) kann auf 
die veränderten, die Lieferung erſchwerenden Umſtände hinweiſen zur 
Legründung ſeiner Leiſtungsweigerung (Rücktritts); dem Käufer aber 
it die Möglichkeit gegeben, den Nachweis zu führen, daß der die 
Lieferung ablehnende Verkäufer durch die tatſächlichen Markt- und 
Geſchaftsverhältniſſe und zur Abwendung eigener Nachteile zu der 
Weigerung gar nicht gezwungen iſt. Gelingt dem Käufer der Beweis, 
daß dieſer Vertragsvorbehalt nur zu Preistreibereien miß: 
braucht wird, fo dürfen feine Rechte aus dem Vertrage nicht ge: 
ſchmälert werden (5 188 BER.). Hier greift alfo der Einwand der 
Sittenwidrigkeit durch. 

Nan muß ſich aber hüten, die oben wiedergegebenen Aus⸗ 
führungen des Urteils allgemein auch auf ſolche Lieferungs- und 
Kaufvetträge anzuwenden, die ohne Einfügung einer Kriegs⸗ 
klauſel abgeſchloſſen find. Das wäre falſch. Gleichwohl iſt es 
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mir aber wiederholt vorgekommen, daß Verkäufer, die ſich ihrer 
Lieferungspflicht entziehen wollen, einfach die für ihre Weigerung 
gerade paſſenden Sätze des Urteils — das offenbar in Geſchäfts⸗ 
kreiſen vielfach bekannt und in zahlreichen Abdrucken verbreitet iſt — 
aus dem Zuſammenhang herausreißen und dem Käufer zur Wider⸗ 
legung ſeines geltend gemachten Lieferungsanſpruchs präſentieren. 
Natürlich find dies jeweils ſolche Stellen, die die Rüdtrittäbefugnid 
des Verkäufers zu beſtätigen ſcheinen; jedoch nur deshalb, weil man 
dabei verſchweigt, daß dieſe Stellen ſich ausſchließlich auf die Aus⸗ 
legung der Kriegsklauſel beziehen. 

Kauf⸗ und Lieferungsverträge ohne Kriegsklauſel ſtehen natürlich 
auf einer ganz andern Grundlage. In der über ihre Tragweite 
entſtandenen Auseinanderſetzung glaube ich den Ausführungen 
Dr. Waſſermanns in JW. 1914, 1005 und JW. 1915, 71 ff. bei⸗ 
pflichten zu ſollen. Rechtsanwalt Oßwald, Mannheim. 


Der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungs friſt im 
Mahnverfahren. In der Leipziger Zeitſchrift für deutſches Recht 
(Jahrg. 1915 S. 27) erörtert Amtsgerichtsdirektor Burkhardt den 
Fall, daß der Schuldner nach Zuſtellung eines Zahlungs befehls die 
Forderung zwar anerkennt, jedoch das Gericht um Ausſtand bittet. 
Dieſe Erklärung, ſo führt Burkhardt aus, müſſe als Widerſpruch 
behandelt und die Austragung der Sache dem ſtreitigen Verfahren 
überlaffen werden, da im Mahnverfahren eine Zahlungsfriſt nicht 
bewilligt werden könne. Der an ſich nötige Prozeß werde aber ver⸗ 
mieden, wenn man den Ausweg wähle, den ein großes Amtsgericht 
gefunden habe. Dort werde der Schuldner auf die Gerichtsſchreiberei 
geladen und darauf hingewieſen, daß es zweckmäßig ſei, dem Gläubiger 
Zahlungsvorſchläge zu machen und nur für den Fall, daß der 
Gläubiger auf dieſe Bedingung nicht eingehe, Widerſpruch zu erheben. 
In der Regel erkläre ſich dann der Gläubiger mit dem Erlaß eines 
den Vorſchlägen des Schuldners entſprechenden Vollſtreckungsbefehle 
einverſtanden, worin eine zuläſſige Ermäßigung ſeines urſprünglichen 
Antrages liege. 

Dieſes Verfahren, das Burkhardt auch für Friedenszeiten 
empfiehlt, gibt meines Erachtens ſchon deshalb zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß, weil dem Widerſpruch als einer Prozeßhandlung, die das 
Mahnverfahren beendet und die Eröffnung des ordentlichen Verfahrens 
begründet, keine Bedingung beigefügt werden darf (vgl. Stein, 
Vorbem. V, 9 vor § 128 ZPO.). | 

Vor allem aber kann dem Schuldner auf einem viel kürzeren 
Wege die Vergünſtigung der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
gewährt werden. Allerdings iſt die Anwendung des § 1 a. a. O. 
ausgeſchloſſen, da nach dieſer Vorſchrift die Bewilligung der Zahlungs⸗ 
friſt in einem Urteil erfolgen muß, das ſeinerſeits eine mündliche 
Verhandlung vorausſetzt.!) Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt es 
richtig, daß im Mahnverfahren auf einen ſchriſtlichen Antrag keine 
Zahlungsfriſt bewilligt werden kann.) Die Bitte des Schuldners 
um Stundung ſtellt aber nicht, wie Burkhardt annimmt, einen 
Widerſpruch dar. Denn nach § 692 ZPO. kann der Schuldner 
Widerſpruch nur unter der Vorausſetzung erheben, daß er Ein⸗ 
wendungen gegen den Anſpruch hat. Da aber nach zutreffender und 
herrſchender Anſicht) das materielle Rechtsverhältnis nicht einmal 
durch die gerichtliche Bewilligung der Zahlungsfriſt, geſchweige denn 


— — 


1) Vgl. Beſchluß des OLG. Stuttgart vom 8. Oktober 1914, 
Recht 1914, 648. 

2) Anderer Anſicht Unger (Recht 1914, 720), der annimmt, daß 
im Mahnverfahren ein ſchriftlicher Antrag, über den durch Beſchluß 
zu erkennen ſei, genüge, jedoch zugeben muß, daß ein ſolches Verfahren 
in der Bekanntmachung keine unmittelbare Stütze finde. 

I) Vgl. insbeſondere Unger a. a. O. S. 679 und Erlanger, 


JW. 1915, 70 ſowie die dort aufgeführte Literatur. 
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durch das Recht des Schuldners auf Bewilligung einer Friſt irgendwie 
berührt wird, ergibt ſich aus dem eigenen Vorbringen, insbeſondere 
dem Anerkenntnis des Schuldners, daß er irgendwelche Einwendungen 
gegen den Anſpruch nicht hat, alſo auch keinen Widerſpruch erheben 
will. Der Schuldner bittet nur, daß die Verwirklichung des An⸗ 
ſpruchs im Wege der Zwangsvollſtreckung noch hinausgeſchoben wird. 
Dieſe Bitte iſt rechtlich als Antrag auf Einſtellung der aus dem 
Vollſtreckungsbefehle drohenden Zwangsvollſtreckung aufzufaſſen. Ob 
ein ſolcher Antrag vor Beginn der Vollſtreckung zuläſſig iſt, wird in 
Literatur und Rechtſprechung verſchieden beurteilt.“) Man wird die 
Frage bejahen, wenn man berückſichtigt, daß anderenfalls der Schuldner 
ohne jeden Grund erheblich geſchädigt und dort, wo es ſich um die 
Bolftredung in Geldſtücke handelt, alſo Beginn und Beendigung der 
Vollſtreckung faſt zuſammentreffen, die Anwendung des 8 3 der Bes 
kanntmachung ausgeſchloſſen wird. Außerdem kommt in Betracht, 
daß als Vollſtreckungsgericht, an das § 3 der Bekanntmachung den 
Schuldner verweiſt, ausdrücklich in § 764 Abſ. 2 ZPO. auch das 
Amtsgericht bezeichnet iſt, in deſſen Bezirk das Vollſtreckungs verfahren 
ſtattfinden Soll. 

Der Antrag iſt alſo ſchon zuläſſig, bevor der Gläubiger 
irgendwelche Vollſtreckungsmaßnahmen getroffen hat. Als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht iſt jedes Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich 
Bermögensſtücke des Schuldners befinden, alſo auch das Gericht des 


Ortes, an dem der Schuldner wohnt und deshalb wohl auch beweg⸗ 


liches Vermögen hat. Da gleichfalls bei dieſem Amtsgericht der Erlaß 
des Zahlungsbefehls beantragt fein wird (vgl. 5 689 Abſ. 2 ZPO.), 
iſt auch der Antrag auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, den die 
Erwiderung des Schuldners auf den Zahlungsbefehl enthält, dem 
zuſtändigen Gericht eingereicht. Triſſt dieſe Vorausſetzung ausnahms⸗ 
weiſe nicht zu, fo iſt das Gericht ſowohl nach dem Geiſte der Kriegs: 
notgeſetze als auch nach den Vorſchriften der ZPO. über das Verfahren 
vor den Amtsgerichten, in denen auf eine etwaige Rechtsunkenntnis 
der Parteien weitgehende Rückſicht genommen wird, verpflichtet, den 
Antrag ſofort an das Amtsgericht des Wohnſitzes des Schuldners 
weiterzugeben. 

Auf dieſe Weiſe wird einerſeits der Gläubiger von einem 
unnötigen Zeitverluſt, den eine Verhandlung der Sache im ordent⸗ 
lichen Verfahren verurſachen würde, bewahrt, andererſeits, ſofern die 
Vorausſetzungen des § 1 der Bekanntmachung erfüllt find, auch das 
Recht des Schuldners auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt verwirklicht. 

Dr. Otto Knipſchaar, Rechtsanwalt beim OLG. Cöln. 


Eine Lücke in den Kriegsnotgeſetzen. Zu meinem unter 
der obigen Überſchrift in JW. 1915, 60 veröffentlichten Artikel 
äußert ſich Herr Kollege Reichmann, Beuthen (Oberſchl.) wie folgt: 

„Wenn dem Hypothekengläubiger die Gefahr droht, daß feine 
Hypothekenzinſen länger als zwei Jahre rückſtändig werden, kann 
er meines Erachtens gemäß SS 936, 988, 940 ZPO. Anordnung 
einer den Vorſchriften des Zwangsverſteigerungsgeſetzes unterliegenden 


4) Für die Zuläſſigkeit ſprechen ſich aus: Bahyeriſches Juſtiz⸗ 
Miniſterium (Recht 1914, 636), Güthe (PrJMBl. 1914, 757), Unger 
(a. a. O. S. 724) und Hirſch (JW. 1914, 963), mit dem Vorbehalt, 
daß die örtliche Zuständigkeit des angerufenen Gerichts glaubhaft 
gemacht iſt. (Dieſe Vorausſetzung iſt meines Erachtens ohne weiteres 
erfüllt, wenn das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Schuldner ſeinen 
Wohnſitz hat, angerufen wird, da dort die Vollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen des Schuldners droht.) Ferner das OLG. 
München in ſeinem Beſchluß vom 11. November 1914 (Recht 1914, 
740), das OLG. Poſen in ſeinem Beſchluß vom 11. November 1914 
(Dig. 1914, 1393) und das OLG. Kiel in feinem Beſchluß vom 
19. Oktober 1914 (DIZ. 1914, 1394). Anderer Anſicht ſind Hol⸗ 
laender (JW. 1914, 972) und Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der 
Kriegszeit 2. Aufl. Anm. 27 zu 8 3). 


M 4. 1915. 


Zwangsverwaltung durch einſtweilige Verfügung beantragen und 
die angeordnete Zwangsverwaltung ſo lange fortführen laſſen, bis 
es möglich wird, Beſchlagnahme im Wege der Zwangsverſteigerung 
herbeizuführen. Alsdann wird der Hypothekengläubiger durch 8 13 
Abi. 1, 3 Satz 2 3G. gegen den aus § 10 Nr. 4 daſelbſt drohenden 
Verluſt von Hypothekenzinſen geſchützt. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
der Anordnung einer Zwangsverwaltung bezeichneter Art durch 
einſtweilige Verfügung nehme ich auf ZUG. 9, 469 und KG. 
(RIA. 9, 130) Bezug.“ 

Der von Herrn Kollegen Reichmann bezeichnete Weg erſcheint mir 
nach dem Recht der Bekanntmachung vom 4. Auguſt 1914 nicht 
gangbar, weil die Unterbrechung alle Arten des Verfahrens, ins⸗ 
beſondere auch die Anordnung des Arreſtes mit der im 8 2 Ziff. 1 
zuläſſigen Ausnahme ſowie die einſtweilige Verfügung ergreift. Von 
dem Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts hat der Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins das beifolgende Schreiben vom 14. Januar 
1915 erhalten. 

Für die mit dem gefälligen Schreiben vom 17. v. Mts. über⸗ 
mittelte Anregung, durch geſetzliche Maßnahmen zu verhindern, daß 
die von einem Kriegsteilnehmer geſchuldeten, länger als zwei Jahre 
rückſtändigen Hypothekenzinſen den Rang der Hypothek verlieren, 
ſpreche ich Euer Hochwohlgeboren meinen verbindlichſten Dank aus. 
Es wird Euer Hochwohlgeboren von Intereſſe ſein, daß der Bundes⸗ 
rat in ſeiner heutigen Sitzung die abſchriftlich beigefügte Bekannt⸗ 
machung über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten verabſchiedet hat. Durch dieſe Bekanntmachung 
dürfte der dortigen Anregung inſoweit entſprochen ſein, als zur 
Verhütung offenbarer Unbilligkeiten dem Gläubiger nunmehr die 
Möglichkeit eröffnet iſt, gegen einen Kriegsteilnehmer einen voll⸗ 
ſtreckbaren Titel zu erlangen und ſo durch Vollſtreckungsmaßregeln 
einem weiteren Rangverluſte vorzubeugen. gez. Lisco. 

Da nach 8 1 der Verordnung vom 14. Januar 1915 die 
Beſtellung eines Vertreters für den Kriegsteilnehmer nur zuläſſig iſt, 
wenn ſie zur Verhütung offenbarer Unbilligkeiten erforderlich erſcheint, 


und das Prozeßgericht auch nur dann den Ausſetzungsantrag eines 


Prozeßbevollmächtigten ablehnen kann, ſo bleibt abzuwarten, ob die 
Gerichte die Gefahr einer Rangverſchlechterung der Zinsrückſtände für 
einen genügenden Grund erachten werden, um Prozeßverfahren gegen 
Kriegsteilnehmer zuzulaſſen. 

Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Einrede der Vorausklage bri Ariegsbehinderung des 
Hauptſchuldners. (Erwiderung auf die Ausführungen von Bendix. 
JW. 1914, 1113 ff.) Bendix bekämpft meine Ausführungen im 
weſentlichen durch den Hinweis auf das Intereſſe des Bürgen. Dieſer 
ſoll namentlich nicht dadurch in eine ſchwierige Lage kommen, daß 
er nicht abwarten darf, wie der Rechtsſtreit zwiſchen Hauptſchuldner 
und Gläubiger ausgeht. S. 1114 III am Schluß. Hier handelt es 
ſich gerade um die Frage, ob das Intereſſe des Gläubigers oder das 
des Bürgen den Vorzug verdient. Ich habe mich für jenes ent⸗ 
ſchieden. Der Grund ſei nochmals dargelegt. Soweit nicht Aus⸗ 
nahmen ausdrücklich zugelaſſen find, ſollen die Zivilrechts verhältniſſe 
durch den Krieg nicht berührt werden. Abgeſehen von der Stundungs⸗ 
verordnung wird daher das Rechtsverhältnis des Gläubigers zum 
Bürgen nicht berührt. Die Bürgſchaft iſt ein Mittel zur Sicherung 
der Forderung. Wird durch Anderungen in den perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Schuldners die Beitreibung der Schuld erſchwert, ſo 
muß erſt recht die Bürgſchaft in Wirkſamkeit treten. Gerade das iſt 
ja das Weſen der Bürgſchaft. Mit dieſem wäre es nicht verträglich, 
wenn der Gläubiger ſchlechter geſtellt ſein ſollte, weil der Bürge fd 
wegen beſonderer Verhältniſſe des Schuldners an dieſen ſchwer halten 
kann. Im Gegenſatz zu meiner früheren Ausführung und anderen 
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Artileln bin ich ferner der Anſicht, daß die Rechtsverfolgung gegen 
den KT. gerade auch wegen der Anderung ſeines Aufenthaltsorts 
erſchwert iſt. Obwohl die Erzwingung des Offenbarungseids gegen 
den KT. nach dem KTG. nicht unterſagt iſt, kann fie praktiſch nicht 
in Frage kommen und wird bei Angehörigen im Felde ſtehender 
Truppenteile ſchon die Ableiſtung unmöglich ſein. Die Militär⸗ 
behörde wird fich einfach weigern, einen für die Vaterlands verteidigung 
nötigen Mann zu verhaften. Auch wenn ſie es nicht tut, unterliegt 
oft ſcon die Feſtſtellung der vorgeſetzten Behörde, 8 912 ZRO., er: 
heblichen Schwierigkeiten. Mit dem Eintritt in den aktiven Dienſt 
if immer eine Anderung des Aufenthaltsorts verbunden, wenn nicht 
ber KT. feine bisherige Wohnung beibehält. Eine Erſchwerung der 
Kechtsverfolgung liegt auch in der Notwendigkeit der Zuſtellung an 
den Chef der Kommandobehörde, § 172 ZPO, die nicht immer leicht 
zu ermitteln iſt, während fonft eine Erſatzzuſtellung in der Wohnung 
genügt. Soll es für das Verhältnis des Gläubigers zum Bürgen 
einen Unterſchied machen, ob der Schuldner freiwillig ins Ausland 
geht oder — freiwillig oder in Erfüllung einer öffentlich⸗ rechtlichen 
Pflicht — in den Krieg zieht? Nach Bendix müßte in dieſer Be⸗ 
ziehung der Bürge eines Schuldners, der im deutſchen Heere den Krieg 
mitmacht, beſſer geſtellt ſein, als eines ſolchen, der in das ſchweizeriſche 
Heer geruſen wird. Übrigens wird in vielen Fällen auch Ziff. 4 


des 8 773 Abſ. 1 auf den KT. anzuwenden fein, denn wer weiß, 


was bei Ausgang des Kriegs aus dem Vermögen der KT. geworden 
iſt? Die großen wirtſchaftlichen Anderungen, vielleicht auch eine 
ungeſchickte oder ungetreue Verwaltung während dieſer langen Zeit 
können ihn um erhebliche Werte bringen. Dies Riſiko und noch das⸗ 
jenige, daß während der langen Kriegsdauer der Bürge ſein Ver⸗ 
mögen dem Zugriff entzieht, zu tragen, kann man füglich dem Gläubiger 
nicht zumuten. Mit Recht rügt Bendix, daß ich die Unanwendbarkeit 
des Abſ. 2 des § 778 auf den Fall der Ziff. 2 überſah. Das kam 
baker, daß mir auch Ziff. 4 vorſchwebte. 

Nach der Anſicht von Bendix würde der Bürge unter Umſtänden 
aus der KT.⸗Eigenſchaft des Schuldners erheblichen Vorteil ziehen, 
dam nämlich, wenn infolge dieſer Eigenſchaft der Gläubiger außer⸗ 
Rande iſt, dem Gericht die vorausſichtliche Erfolgloſigkeit einer Vol: 
ſrrcung darzutun oder eine ſolche zu verſuchen, obwohl er ſelbſt die 
Zahlungszunfähigkeit kennt. Dieſer Fall hat eine gewiſſe Ahnlichkeit 
nit demjenigen, in dem der Beklagte dadurch, daß ein KT. als 
Kebenintervenient beitritt, die Ausſetzung erwirkt. Es gibt aller⸗ 
dings auch Gerichte, die in dieſem Fall die Ausſetzung ablehnen. 
Gerichtliche Entſcheidungen über die Stellung des Bürgen find aber 
noch nicht bekannt geworden. 

Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Armenrechts geſuch und Gerichts gebühren vorſchuß im 
mierbrochenen Rechtsſtreite. Eine kriegsrechtliche Bemerkung. 
an durch die Beteiligung des Beklagten am Kriege der Rechtsſtreit 
miabrochen wird (8 2 KTSchch.), fo iſt gleichwohl die Erhebung des 
gerichtstoſtenvorſchuſſes vom Kläger nach § 81 GG. zuläſſig. Denn 
de Lorſchußanſpruch des Staates gegen den Kläger iſt ein vom 
Mſpruch des Klägers gegen den Beklagten völlig verſchiedener An⸗ 
ſpruch, deſſen Beitreibung durch die Unterbrechung des Rechtsſtreits 
m kener Weiſe gehindert wird (,Recht“ 1914 Sp. 729). Wird 
aber der Gerichtskoſtenvorſchuß erhoben, dann pflegt bei einer großen 
Awahl von Klägern das Armenrechtsgeſuch bald zu folgen. Es 
fragt ſich nun, ob das Armenrechtsgeſuch während der Unterbrechung 
des Kechtsſtreits verbeſchieden werden darf. Die Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. Wie Stoniepli zu 8 249 III RO. unter Anm. 13 S. 578 
bemerkt, folgt aus 8 249 II ZPO. durch argumentum a contrario, 
daß andere gerichtliche Handlungen als die im Abfag 3 beſonders 
erwähnte Verkündung während der Unterbrechung des Verfahrens 
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unſtatthaft ſind, alſo iſt auch die Verbeſcheidung des Armenrechts⸗ 
geſuchs unſtatthaft. Meines Erachtens folgt dies übrigens auch noch 
aus einem anderen Grunde. Man wird das Armenrechtsgeſuch des 
Klägers in den meiſten Fällen nicht ohne Anhörung des Beklagten 
verbeſcheiden können. Der Beklagte kann und darf im unterbrochenen 
Kechtsſtreit nicht gehört werden; jedenfalls darf aus feinem Schweigen 
während der Unterbrechung nichts zu ſeinen Ungunſten angenommen 
werden. 

Aus dieſer Rechtslage, Einhebung des Vorſchuffes auf der einen, 
Nichtverbeſcheidung des Armenrechtsgeſuches auf der anderen Seite, 
können ſich Härten ergeben. Dieſe Härten ſind leicht zu vermeiden 
dadurch, daß der Kläger um Stundung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes 
mit der Begründung nachſucht, daß es, ſo lange das Armenrechts⸗ 
geſuch nicht verbeſchieden ſei, zweifelhaft erſcheint, ob nicht doch 
der § 115 Ziff. 1 ZPO. ihn vor dem Vorſchuſſe bewahre. Genau 
geſehen liegt nicht immer eine Härte vor. Denn wenn z. B. jemand 
eine Perſon verklagt, von der er weiß, daß ſie Kriegsteilnehmer iſt, 
ſo wird die Klage bis zur Beendigung des Kriegsteilnehmerverhält⸗ 
niſſes ſehr oſt oder wenigſtens möglicherweiſe mutwillig ſein, da 
angeſichts des 8 8 KTSchG. ein Intereſſe an der Klageerhebung 
während des Weltkrieges nur durch den § 268 ZPO. denkbar erſcheint 
(8 114 380.) Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf, München. 


Gerichtliche ZJahlungsfritbewilligung und kaſſatoriſche 
Blaufel, Die einfachſte Art der Löſung dieſer verſchiedentlich er 
örterten Frage würde meines Erachtens durch folgende Urteilsfaſſung 
erzielt werden, z. B.: 

1. Es wird nach dem Antrag des Klägers erkannt. 
2. Der Beklagte hat die Koſten des Verfahrens zu tragen. 


3. Das Urteil iſt vorläufig vollſtreckbar, jedoch mit der Maß⸗ 


gabe, daß eine Vollſtreckung vor dem 1. Februar 1915 nicht erfolgen 
darf und daß, wenn der Beklagte 

am 1. Februar 1918. 100 .# 

am 15. Februar 1915. 100 & : 
und am 1. März 1915 den Reſt ſamt Zinſen und Koſten bezahlt, 
eine Vollſtreckung wegen des jeweiligen Reſtes unzuläſſig iſt. 

Auf dieſe Weiſe iſt jede Beweislaſt auf den Schuldner ab⸗ 
geſchoben, der nun die Wahl hat, ob er dem Gerichtsvollzieher die 
erfolgte Zahlung gemäß § 775 Ziff. 4 oder 5 ZPO. nachweiſen will, 
ſo daß dieſer gar nicht pfändet, oder ob er, falls er zwar rechtzeitig 
bezahlt hat, einen ſolchen Nachweis aber aus irgendeinem Grunde 
nicht vorlegen konnte, die rechtzeitig erfolgte Zahlung ſpäter im Ver⸗ 
fahren gemäß § 767 ZPO. dem Gericht gegenüber nachweiſen will. 

Bei der Friſtbewilligung durch das Vollſtreckungsgericht hätte die 
analoge Faſſung zu lauten, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem 
Urteil unter der Bedingung eingeſtellt wird, daß der Beklagte 
am.. X A, am .. . YA uſw. uſw. bezahlt. Daß § 726 ZRO. 
die Beweislaſt nicht verteilt, ſteht feſt. Es kommen für die Beweislaſt 
die Grundſätze des materiellen Rechtes zur Anwendung. Danach hat 
den Eintritt der unbeſtrittenermaßen geſetzten Bedingung zu beweiſen, 
wer ihn behauptet, hier alſo der Schuldner, und zwar in der oben 
ausgeführten Weiſe. 

Was die von Rechtsanwalt v. Harder in JW. 1914, 1046 
berührte Frage der Zuläſſigkeit ſofortiger Koftenfeftfegung anlangt, ſo 
kann es gar nicht zweifelhaft ſein, daß die Feſtſetzung ſofort zuläſſig 
iſt, auch wenn z. B. die Koſten erſt mit der letzten Rate zu bezahlen 
ſind. Denn wie bei den alltäglichen Ratenvergleichen, bei denen der 
Beklagte die Koſten übernimmt und ſie „im Anſchluß an die Haupt⸗ 
ſache und wie dieſe“ bezahlt, fo liegt ja auch hier ein „zur Zwangs— 
vollſtreckung geeigneter Titel“ (8 103 ZPO.) vor. Dem Erlaß des 
Feſtſetzungsbeſchluſſes ſteht alſo nichts im Wege, lediglich der ſofortigen 
Vollſtreckung. Hier aber wird ein einfacher Hinweis in dem 
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Feſtſetzungsbeſchluß, daß die Vollſtreckung bezüglich der Koſten nicht 
vor einem beſtimmten Datum erfolgen dürfe, genügen. Bei dem 
eingangs erwähnten Beiſpiel hätte der Vermerk zu lauten, daß die 
Vollſtreckung aus dem Feſtſetzungsbeſchluß vor dem 1. März 1915 
unzuläſſig ſei, wenn der Beklagte am 1. Februar 1915 100 & 
und am 15. Februar 1915 weitere 100 & bezahle. Es iſt das 
ganz der gleiche Fall wie bei der Erlaſſung eines nur bedingt, nach 
hinterlegter Sicherheit, vollſtreckbaren Urteils, auf Grund deſſen auch 
nur ein bedingt vollſtreckbarer Feſtſetzungsbeſchluß ergehen kann (vgl. 
Seuff Arch. 47 Nr. 157; 52 Nr. 262). 
Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


Sind Perſäumnisurteile gegen Kriegsbehinderte 
nichtig? In der Dezember⸗Nummer der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 
führt Amtsrichter Dr. Lilie (Kiel) zutreffend aus, daß das Gericht 
zwar auf Antrag einer Partei gegen den nichterſchienenen Gegner 
ein Verſäumnisurteil erlaſſen muß, ſoweit ihm nicht deſſen Kriegs⸗ 
behinderung anderweitig bekannt iſt, daß die Gefahr dieſes Urteils 
aber der Antragſteller trägt. Dagegen iſt es rechtsirrig, wenn er die 
gegen Kriegsbehinderte erlaſſenen Verſäumnisurteile für überhaupt 
unwirkſam erklärt und hieraus folgert, der Gegner brauche gegen ein 
wider ihn trotz Kriegsbehinderung ergangenes Verſäumnisurteil nicht 
Einſpruch einzulegen, könne vielmehr die Anberaumung eines neuen 
Termins beantragen und in dieſem die Unwirkſamkeit des Urteils 
geltend machen. Dieſe Anſicht widerſpricht der Rechtſprechung des 
RG. (vgl. RG. 45, 326 ff.; 64, 862). Hiernach find zwar der Antrag 
auf Erlaß des Verſäumnisurteils und die Zuſtellung desſelben 
Prozeßhandlungen, die von einer Partei vorgenommen und deshalb 
gemäß 8 249 Abſ. 2 ZPO. der anderen Partei gegenüber ohne 
rechtliche Wirkung find. Dagegen iſt das Verſäumnisurteil ſelbſt 
keine von einer Partei vorgenommene Prozeßhandlung, ſondern eine 
Gerichtshandlung, die nicht eo ipso wirkungslos, ſondern nur mit 
einem prozeſſualen Mangel behaftet iſt. Will daher eine kontumazierte 
Partei dem Prozeß Fortgang geben, fo kann fie nicht ohne Rückſicht 
auf das einmal ergangene Verſäumnisurteil die Anberaumung eines 
neuen Termines beantragen, gleich als ob das Verſäumnisurteil 
gar nicht erlaſſen wäre; vielmehr muß ſie zunächſt das Verſäumnis⸗ 
urteil aus der Welt ſchaffen und deshalb gegen dasſelbe Einſpruch 
einlegen. Hierzu iſt ſie während der Dauer der Unterbrechung des 
Verfahrens jederzeit in der Lage, da die Urteilszuſtellung unwirkſam 
iſt, die Einlegung des Einſpruchs aber nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. bereits vor Urteilszuſtellung erfolgen kann. An 
eine Friſt iſt ſie erſt dann gebunden, wenn das Urteil nach Beendigung 
der Unterbrechung rechtswirkſam zugeſtellt wird. (Vgl. meinen 
Aufſatz „Schutz der Kriegsteilnehmer gegen Verſäumnisurteile“ in den 
Blättern für Rechtspflege Nr. 10 vom 12. Oktober 1914. 

Rechtsanwalt J. Lißner, Berlin. 


Die Ausſtellung von Prolongationswechſeln während 
der Geſchäfts auf icht. In JW. 1915, 62 tritt Herr Kollege 
Dr. Kitzinger II, München, den Ausführungen des Kollegen Dr. Wein⸗ 
berg in Nr. 547 des Berliner Tageblattes entgegen, wonach den Auf⸗ 
ſichtsperſonen von der Begebung von Prolongationswechſeln abgeraten 
werden müſſe, weil ſie damit neue Verbindlichkeiten im Sinne des 
89 Ziff. 1 der Bundesratsverordnung vom 8. Auguſt 1914 ein⸗ 
gingen. Ich habe mich gleichfalls, und zwar in der Handelszeitung 
des Berliner Tageblattes vom 31. Dezember 1914, hiergegen ein⸗ 
gehend ausgeſprochen. Der Begründung des Herrn Kollegen 
Dr. Kitzinger II vermag ich jedoch — wenigſtens teilweiſe — nicht 
beizutreten. Er meint, der Einwand: die Aufſichtsperſon habe 
lediglich der Ausſtellung eines Prolongationswechſels zugeſtimmt, 
ſtelle ein Beſtreiten weſentlichen Klagvorbringens dar, d. h. die 
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Beweispflicht treffe den Kläger, nicht die unter Aufſicht ſtehende 
Firma, ſo daß durch den Eid des Firmeninhabers im Wechſelprozeß 
oder allenfalls durch das Zeugnis der Auffichtöperfon im Nach⸗ 
verfahren die Negative des Beweisthemas und hiermit die Unzuläſſig⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung aus dem Prolongationswechſel auf die 
Dauer der Geſchäftsaufſicht feſtgeſtellt werden könne. Dabei wird 
überſehen, daß die Zuſtimmung der Aufſichtsperſon mit der Rechts: 
gültigkeit der Wechſelzeichnung nicht das geringſte zu tun hat. Sie iſt 
lediglich mit Vorausſetzung für die Vollſtreckungs möglichkeit. Die 
Geſchäftsaufſicht macht den Inhaber weder geſchäftsunfähig noch 
beſchränkt geſchäftsfähig, ſondern ſchließt bloß die Zwangsvollſtreckung 
wegen vorher entſtandener Anſprüche aus. Der Inhaber wird mithin 
aus den Prolongationswechſeln ohne Rückſicht auf die Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon wechſelmäßig verpflichtet und muß auch verurteilt 
werden. Der Nachweis, daß es ſich um eine prolongierte Wechſel⸗ 
ſchuld handelt, iſt kein Einwand im Sinne des Art. 82 WO. und 
kann, wie ich in meinem erwähnten Aufſatze nachgewieſen habe, ſowohl 
im Wechſelprozeß als auch in der Vollſtreckungsinſtanz erhoben 
werden, ohne daß der Schuldner erſterenfalls hinſichtlich der Beweis⸗ 
mittel auf Urkunden und Eideszuſchiebung beſchränkt wäre, wie dies 
beiſpielsweiſe ebenſowenig für die Begründung einer Zahlungsfriſt 
im Sinne der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 bezüglich einer 
Wechſelſchuld der Fall iſt. Rechtsanwalt Dr. M. Breit, Leipzig. 


Jahlungsfriſt und Bürgſchaft. 
A. 
Entgegnung auf die Ausführungen von Ortweiler, JW. 1915, 61. 


Ortweiler ſagt, daß noch kein Schriftſteller die Frage erörtert 
habe, wie die einem Schuldner bewilligte Friſt einwirke auf die Ver⸗ 
hältniſſe anderer zur gleichen Leiſtung verpflichteten Schuldner. Ich 
verweiſe demgegenüber auf meine Ausführungen auf S. 847 dieſer 
Zeitſchrift 1914 Ziff. 3. Ich bin anderer Anſicht als O. auch nach 
Prüfung ſeiner Geſichtspunkte. 

Zunächſt kommt es, da der ſelbſtſchuldneriſche Bürge ſich vom 
gewöhnlichen nur durch den Ausſchluß der Einrede der Vorausklage 
unterſcheidet, für die zu entſcheidende Frage auf die Selbſtſchuldner⸗ 
ſchaft nicht an. Vielmehr wird es darauf ankommen, was unter 
dem „Beſtand der Hauptverbindlichkeit“ zu verſtehen iſt und was die 
Stundungsverordnung, die nach allgemeiner Auffaſſung mehr nach 
dem Sinne als nach dem Wortlaut auszulegen iſt, gewollt haben 
kann. Daß eine vom Gläubiger gewahrte Zahlungsfriſt zum Beſtand 
der Hauptſchuld gehört, iſt nicht zweifelhaft; allerdings hundert 
dieſe auch den Eintritt des Verzugs. Zu bedauern iſt, wie ich 
ſchon in meiner früheren Abhandlung andeutete, daß der BR. 
ſich weder mit Rückſicht auf die Gläubigeranfechtung, noch mit Rüd- 
ſicht auf die Bürgſchaft über die Wirkungen der gerichtlichen Stundung 
ausgeſprochen hat. Daß die Zablungsfriſt den Beſtand der Haupt 
verbindlichkeit nicht berühre, ſchließt O. aus dem jener zukommenden 
Charakter der „Vergünſtigung“ und aus dem Tenor der die Zahlungs⸗ 
friſt bewilligenden Urteile. Der Ausdruck „Vergünſtigung“ gibt aber 
zu Mißverſtändniſſen Anlaß, denn der Richter gibt durch die Be 
willigung nicht ſeine Gunſt zu erkennen, ſondern er trägt im Hinblick 
auf die Vermögensverhältniſſe des Schuldners den Zeitverhältniſſen 


nach Billigkeit Rechnung Dabei ift die Faſſung des Urteils, das in 
den Gründen immer auf die Stundungsverordnung verweiſen wird, 


ziemlich nebenſächlich. Tibrigens gibt es hierüber verſchiedene An 
ſichten (vgl. meine Ausführungen JW. 1914 S. 1046 Ziff. 8). In 
der Entſtehungsurſache unterſcheidet ſich die vom Gericht von der 
vom Gläubiger bewilligten Friſt dadurch, daß das Gericht zu prüfen 
hat, ob die Umſtände die Gewährung rechtfertigen, während der 
Gläubiger nach freiem Ermeſſen ſie gewähren oder verſagen kann. 
Aber der Gewährung durch das Gericht geht ein ſtreitiges Verfahren 
voraus, in dem ſich der Gläubiger über die Behauptungen des 
Schuldners zu erklären und nach Umſtänden ſelbſt glaubhaft zu 
machen hat. daß ihm durch die Gewährung ein unverhältnismäßiger 
Nachteil entſteht. Der § 144 ZPO. gilt auch für dies Verfahren; 
der Gläubiger kann alſo durch fein Verhalten die Friſtgewährung 
herbeiſühren. Der Bürge kann daran nichts ändern, denn die 
Vorausetzungen des 8 72 ZPO. liegen nicht vor, daher tft auch der 
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8 74 nicht anwendbar. Er wird allerdings zur Verhinderung ber 
Friſtbewilligung als Nebenintervenient beitreten können, ohne indeſſen 
dem Gläubiger gegenüber aus deſſen Verhalten im Prozeß Anſprüche 
ableiten zu können. Die erfolgte Friſtbewilligung hindert aber den 
Bürgen, die Forderung vor Ablauf der Friſt geltend zu machen, denn 
er wird Rechtsnachfolger des Gläubigers (§ 774 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) 
uno muß die feinem Rechtsvorgänger gegenüber bewilligte Stundungs⸗ 
friſt gelten laſſen. Dafür, deß vom Satze: „nemo plus iuris“ uſw. 
hier eine Ausnahme gemacht werder könnte, liegt nichts vor. Wenn 
aber der Bürge ſich die Stundungsſriſt entgegenhalten Laffer muß, 
ſo gebört fie auch zum Beſtand der Hauptverbindlichkeii im Sinne 
von § 767 BGB. Sonſt könnten ſich Gläubiger und Schuldner 
um Nachteil des Bürgen über einen Scheinprozeß einigen, der zur 
Gewährung der dreimonatlichen Friſt führte. 

Dies gilt aber nur für den Fall der tatſächlichen Friſtgewährung. 
Fenn nur die Möglichkeit vorliegt, daß der Schuldner ſich Friſt 
währen laſſen könnte, wird der Bürge hieraus kein Recht auf 
Stundung ableiten können; denn der Schuldner kann ja, ohne die 
Klage abzuwarten, den Gläubiger zur, Verhandlung über die Friſt⸗ 
kewährung laden. Will er die Aus ohmebeſtimmungen nicht für ſich 
in Anſpruch nehmen, ſo bleibt ſeine Verpflichtung zur Zahlung bei 
derfal und damit auch die des Bürgen beſtehen. . 

Die Klage gegen den ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen wird in ſolchen 
fallen nicht abzuweiſen, ſondern er wird zu ſpäterer Zahlung nach 
9257 ZPO. zu verurteilen fein. 

Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


B. 


Kächtig if, daß v. Harder in JW. 1914, 846 die von mir 
erörterte Frage geſtreift hat. v. Harder hat aber dieſe Frage nicht 
erörtert und feine Ausführungen mit Gründen belegt, ſondern lediglich 
das gewonnene Ergebnis in kurzen Worten mitgeteilt. Nur der in 
Klammern beigefügte Zuſaß 5 767 Abſ. 1 Sat 1 BGB. deutet 
flüchtig den Gedankengang an. Man darf daraus ſchließen, daß 
v. Harder durch die Bewilligung der Friſt den Beſtand der Haupt⸗ 
verbindlichkeit geändert ſieht. Seine neueren Ausführungen find weder 
geeignet, dieſe Anſicht zu begründen, noch mein Vorbringen in JW. 
1916, 61 zu widerlegen. 

Der Unterſchied zwiſchen dem gewöhnlichen und dem ſelbſt⸗ 
ſchulbneriſchen Bürgen iſt fehr wohl weſentlich, da im erſten Fall 
der Bürge ſtets mit Erfolg den Einwand der Vorausklage bringen 
imm. Dieſer wird gemäß § 772 BGB. ſolange durchſchlagen, als 
der Gläubiger auf Grund der dem Schuldner bewilligten Friſt gegen 
dieſen nicht vollſtrecken kann. 

Auch ich habe meiner Anſicht Ausdruck gegeben, daß das Not⸗ 
zeſeß in erfter Linie nach dem Willen und Zweck des Geſetzgebers 
ausmlegen ſei. (Bgl. auch Engelmann JW. 1915 S. 56, 3. und 
die daſelbſt angeführte Literatur.) Und gerade von dieſem Stand⸗ 
dunn aus wird man ſagen müflen, daß die vom Gericht bewilligte 

ſt nur dem zugute kommen darf, in deſſen Verhältniſſen die 
Votausſcetungen gegeben find. Dieſe find aber, wie ich wiederholt 
erwähne, dann nicht gegeben, wenn der Bürge zahlungsfähig iſt. 
ei würde ſich um einen abusus bedenklichſter Art handeln. 

Die Notgeſeze find Ausnahmegeſetze, fie find ausſchließlich nach 
ben debürfnifien der Volkswirtſchaft eines im Kriege befindlichen 
zunde zugeſchnitten und dürfen deshalb nicht durch Analogie inter⸗ 
pretiert werden, man darf alſo nicht von den Rechtswirkungen einer 
vom Gläubiger bewilligten Friſt auf die rechtlichen Folgen der 
gallen Jahlungsfriſt schließen. Beide find etwas durchaus 
Teridiedened, unweſentlich iſt bei dieſer Frege der rechtspolitiſche 
Orund der Zergünſtigung. Das von Harder gebrachte Beifpiel 
beruht auf einem Zirkelſchluß. Denn es unterſtellt gerade den Tat⸗ 

and als richtig, den es bekämpfen will. Harder geht davon 
dus, daß der Bürge den Gläubiger befriedigt hat, ehe die dem 
dauptſchuldner bewilligte Friſt abgelaufen ifl. Gerade darüber geht 
über der Streit, ob der Bürge hierzu verpflichtet iſt. Denn wenn 
er ek nicht iſt, dann zahlt er auch nicht. 
br Abgeiehen davon iſt aber das Beifptel auch um deswillen un⸗ 
. weil es ſich ja in dem Beiſpiel von Harder nur um die 

prunglid dem Gläubiger gegen den Hauptſchuldner zuſtehende und 
an a den Bürgen übergegangene Forderung handelt und bei dieſer 
EN, ſtimme ich ja mit Harder überein, daß fie erſt nach 
Er Ras Friſt geltend gemacht werden kann. Übrigens ift das 
Ei zu dem Harder mit feinem Beiſpiel gelangt, keineswegs 
der Pr Wenn der Hauptſchuldner im Felde ſteht, ſo kann trotzdem 
muß liubiger gegen den ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen vorgehen. Dieſer 
kahlen und kann nun ſeinerſeits gegen den Hauptſchuldner nicht 
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vorgehen. Hier müßte meines Erachtens die Beweisführung Harters 
einſetzen. Er muß beweiſen, daß der Beſtand der Hauptverbindlich⸗ 
keit geändert iſt, er muß insbeſondere auch widerlegen, daß die Friſt⸗ 
bewilligung nicht nur Bedeutung für die Vollſtreckung hat. Denn 
in dem Ergebnis, daß der Hauptſchuldner vor Ablauf der Friſt nicht 
zahlen muß, ſtimmen wir überein. 

Ich bin übrigens in der glücklichen Lage, mich zur Stütze meiner 
Anſicht auf Autoritäten berufen zu können. Ich verweiſe neuerdings 
neben den bereits zitierten Beſchliſſen der Oberlandesgerichte Nürnberg 
und Cöln auf die Ausführung des Herrn Oberlandesgerichtsrats 
Dr. Engelmann in JW. 1915 S. 57. Engelmann führt aus⸗ 
drücklich aus, daß die Verpflichtung zur ſofortigen Zahlung nicht 
beſtritten ſei, daß es ſich um eine Art Beſchränkung des Vollſtreckungs⸗ 
anſpruchs handle, daß mit dem Rechtsſtreit an ſich die Frage der 
Zahlungsfriſt nichts zu tun hat. Dieſelben Ausführungen bringt 
Engelmann unter 8 ſeines Aufſatzes. Die von Harder als feſt⸗ 
ſtehend betrachtete Vorausſetzung, daß der Bewilligung ein ſtreitiges 
Verfahren vorausgeht, iſt alſo ebenfalls rechtsirrig. Ich verweiſe 
noch auf JW. 1915 S. 57 und 58, den Artikel der Herren Kollegen 
Löwe und Reichenbach liegen dieſelben Erwägungen zugrunde. 

Rechtsanwalt Ortweiler, Nürnberg. 


IR eine ſofortige Jeſchwerde gegen die im Wege 
einer Erinnerung aus 5 766 350. ansgeſprochene Auf- 
hebung einer Forderungspfändung zuläſſig? Seit etwa 
Sommer 1914 verneint das Kammergericht dieſe für die Praxis 
überaus wichtige Frage in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. z. B. 
die Beſchlüſſe vom 20. Juni 1914 in 8 W. 2391/14, 1. Juli 1914 
in 8 W. 2690/14 und 7. November 1914 in 8 W. 4184/14 und 
8 W. 4390/14). Das Kammergericht führt folgendes aus: 

„Beſchlüſſe, die auf Grund des § 766 ZPO. eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung für unzuläſſig erklären, find Entſcheidungen im Sinne 
des 5 775 Nr. 1 ZPO. Sie find nach 88 794 Nr. 8, 7983 ZPO. 
vollſtreckbar. Beſchlüſſe des Vollſtreckungsgerichts, in denen es ſelbſt 
als Vollſtreckungsgericht tätig geworden iſt, fallen unter dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen. Sprechen ſie die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
aus, ſo liegt darin regelmäßig die Aufhebung einer Zwangs⸗ 
vollſtreckungsmaßnahme (vgl. RG. in JW. 1908, 559 ff., Stück 26). 
Wenn deshalb im Wege der Erinnerung ein Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß des Amtsgerichts durch Beſchluß aufgehoben wird, 
ſo iſt damii das Pfändungspfandrecht beſeitigt, das gepfändete 
Recht freigeworden und die Zwangsvollſtreckung beendet. Nach 
Beendigung der Zwangsvollſtreckung tft aber eine Beſchwerde gegen 
den ſie aufhebenden Beſchluß unzuläſſig, weil gegenſtandslos. 
Das DBeſchwerdegericht könnte nur noch eine theoretiſche Entſcheidung 
treffen. Hierzu ſind die Gerichte aber nicht berufen.“ 

In dem ſoeben erſchienenen Band 84 ſeiner Entſcheidungen in 
Zivilſachen hat das RG. (vgl. S. 203 ff.) feine vom Kammergericht an⸗ 
gezogene Entſcheidung (JW. 1908, 559 ff.) ausdrücklich aufrechterhalten 
und hat nochmals ausgeſprochen, daß ein Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts oder des ihm übergeordneten Landgerichts, der eine Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnabme aufhebt, eine Entſcheidung im Sinne der 
88 775, 776 3PO. und nach § 794 Ziff. 3 ZPO. ſofort vollſtreck⸗ 
bar ſei, mithin ſchon vor ſeiner Rechtskraft. Es wird hierbei 
wiederholt, daß, wenn die Zwangsvollſtreckung nicht durch den 
Gerichtsvollzieher ſtattfindet, das Vollſtreckungsgericht nicht nur in 
ſeiner Eigenſchaft als entſcheidendes Gericht, ſondern zugleich auch 
als Vollſtreckungsbehörde handele, und in der Entſcheidung, daß eine 
Zwangsvollſtreckungsmaßregel unzuläſſig ſei, regelmäßig zugleich 
die Verfügung der Aufhebung dieſer Maßregel zu erblicken ſei. 

Wenn aber das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde gegen 
den Beſchluß, der die Aufhebung einer Forderungspfänduug ausſpricht, 
verſagt iſt, ſo liegt klar zutage, daß den Gläubiger in einem Falle, 
in dem die Aufhebung der Forderungspfändung zu Unrecht erfolgt 
iſt, ein ſchwerer Schaden treffen kann. Oſſig hat daher im Recht 
1913, 43 und ihm folgend Hein in ſeinem Handbuch der Zwangs⸗ 
vollſtreckung 1914, 103 vorgeſchlagen, das Gericht möge, wie dies 
z. B. im Oberlandesgerichtsbezirk Stettin Brauch ſei, bei Beſchlüſſen, 
die eine Forderungspfändung aufheben, in zweifelhaften Fällen 
anordnen, daß der Beſchluß erſt mit der formellen Rechtskraft 
wirkſam werde. Daß dieſer Vorſchlag an ſich ſehr ſympathiſch iſt, 
bedarf keiner Hervorhebung. Er iſt jedoch meines Erachtens mit 
§ 794 Ziff. 3 ZPO. nicht vereinbar, deſſen Wirkung der Richter 
nicht nach Belieben gelten laſſen oder ausſchalten darf. Mit dem 
gleichen Rechte dürfte er ſich dann auch über andere Beſtimmungen 
der ZPO. hinwegſetzen, z. B. den § 708 außer acht laſſen, wenn z. B. 
kein Antrag aus § 712 geſtellt wäre, und er es verſehentlich unter 
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laſſen hätte, die Partei zur Stellung eines ſolchen ſachdienlichen An⸗ 
trages zu veranlaſſen. Das Hinausſchieben der Vollſtreckbarkeit des 
Aufhebungsbeſchluſſes durch den Vollſtreckungsrichter iſt meines Er⸗ 
achtens auch nicht eiwa als ein Geringeres (minus) gegenüber dem 
vom Erinnerungsführer geſtellten Antrage auf Aufhebung oder 
Erklärung der Ufiuläſſigkeit der Forderungspfändung anzuſehen. 
Denn das Vollſtreckungsgericht hat nur über dieſe Aufhebung oder 
Unzuläſſigkeit zu entſcheiden, ſich aber nicht über die Vollſtreckbarkeit 
ſeiner Entſcheidung auszuſprechen. Dieſe tritt vielmehr im Falle der 
Aufhebung oder Erklärung der Unzuläſſigkeit der Forderungspſändung 
nach § 794 Ziff. 3 ZPO. ganz von ſelbſt als geſetzliche Wirkung 
der Aufhebung ein, an deren zeitlichem Eintritt und Umfang 
der Vollſtreckungsrichter nichts ändern darf. 

Bei dem jetzigen Stande der Geſetzgebung kann dem Gläubiger 
meines Erachtens überhaupt nicht geholfen werden, auch nach den 
oben angeführten Entſcheidungen nicht mit 8 572 Abſ. 2 ZPO., wie 
Mamlok in der DIZ. 1911, 1148 meint. Eben deshalb ſtehen auch 
die Ausführungen des RG. in Bd. 84 S. 204 bezüglich des 8 572 
Abſ. 2 und 3 in direktem Widerſpruch zu feinem hier wieder⸗ 
gegebenen Standpunkt auf S. 203. Denn wenn der aufhebende 
Beſchluß ſofort mit feinem Erlaß die Zwangsvollſtreckung bes 
ſeitigt, iſt kein Raum mehr für eine Einſtellung. 

De lege ferenda wäre vorzuſchlagen, dem Vollſtreckungsgericht 
entweder die Befugnis einzuräumen, die Oſſig ihm jetzt ſchon 
zuſpricht, oder Beſchlüſſe, wie die hier beſprochenen, von 8 794 Ziff. 3 
ZPO. auszuſchließen. Letzteres erſcheint mir übrigens, als zu 
weitgehend, nicht empfehlenswert. 


Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


Zur Praris des Gegenmoratorinms. Die Bundesrats⸗ 
bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 „über die Geltendmachung von 
Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben“ 
(RGBl. S. 360), hat, wie auch ihr „Rufname“ Gegenmoratorium 
zeigt, den Zweck, den Deutſchen davor zu ſchützen, daß er zwar infolge 
der ausländiſchen Moratorien ſein Geld aus dem Ausland nicht 
hereinbekommt, dagegen wie ſonſt an das (neutrale) Ausland zahlen 
muß (das feindliche Ausland kommt ja wegen der Zahlungsverbote 
hier nicht in Betracht). 

Nun iſt mir jüngſt folgender intereſſante Fall vorgekommen: 
eine amerikaniſche Verſicherungsgeſellſchaft will in Deutſchland 
(als dem Gerichtsſtand des Vermögens nach 8 23 ZPO.) eine 
ſchweizeriſche Verſicherungsgeſellſchaft wegen ihres beträchtlichen 
Guthabens verklagen. Zu bemerken iſt noch, daß beide Geſellſchaften 
Zweigniederlaſſungen in Deutſchland nicht beſitzen. 

Steht dieſer Klage die Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
entgegen? Ich glaube nicht. 

Der Wortlaut der Bekanntmachung ſagt zwar, daß die Aus⸗ 
landsforderungen vor inländiſchen Gerichten nicht geltend 
gemacht werden können. Aber dabei iſt eben nur an den Normal⸗ 
fall gedacht, daß in Deutſchland nur Deutſche oder doch in Deutſch⸗ 
land wohnhafte Perſonen verklagt werden. Welchen Sinn hätte es, 
daß die deutſche Geſetzgebung den im Ausland befindlichen 
Ausländer gegen ſeine Gläubiger mehr ſchützen würde, als es 
ſogar die Heimatgeſetzgebung dieſes Ausländers tut? Der Rechts⸗ 
ſtillſtand in der Schweiz iſt nämlich längſt aufgehoben, einer Klage 
der amerikaniſchen Geſellſchaft gegen die ſchweizeriſche in der Schweiz 
ſteht nichts im Wege. Alſo wird man meines Erachtens auch in 


Deutſchland eine ſolche Klage zulaſſen müſſen. 


In Literatur und Rechtſprechung konnte ich bisher über dieſe 
Frage nichts finden. Vielleicht äußert ſich jemand zu dieſer nicht 
unintereſſanten Frage. Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


Ortlicher Anwaltverein. 


Wie wirkt der Krieg auf die Rechtsanſchauungen 
eines Volkes? 


Über dieſes Thema ſprach in einer zahlreich beſuchten Verſamm⸗ 
lung des Berliner Anwalt⸗Vereins der Staatsminiſter z. D. 
v. Hentig, Exzellenz, der aus den Reihen der Berliner Anwalt⸗ 
ſchaft hervorgegangen iſt. Neben dem geſchriebenen und von den 
Juriſten geübten Recht beſtehen unausrottbare Rechtsanſchauungen 
des Volkes, gegen die das geſchriebene Recht machtlos iſt. Wie wirkt 
auf dieſe Anſchauungen der Krieg? Welche Anderungen werden ein⸗ 
treten, wenn der Krieg zu Ende ſein wird? Im Privatrecht haben 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Dr. Hugo Neumann, 


für die Literaturbeſprechungen und die klein 


M 4. 1915. 


wir tiefe Eingriffe in die wirtſchaftlichen Vorgänge, z. B. durch Feſt⸗ 
ſetzung der Höchſtpreiſe, richterliche Gewährung von Friſten für 
Zahlungen und Verſagung des Räumungsrechts, die Beſchlagnahme 
von ungeheuren Werten erlebt. Den unehelichen Kindern von Kriegs⸗ 
teilnehmern iſt, worüber man im Frieden lange gekämpft hat, Unter⸗ 
ſtützung zugebilligt worden. Große Rechtsgrundſätze find plötzlich 
über den Haufen geworfen. Wird der frühere Zuſtand wieder⸗ 
hergeſtellt werden können? Viele Volksgenoſſen werden die Zeit, in 
der der Geſetzgeber auf ſozialem Gebiet ſo ſchöpferiſch tätig geweſen 
iſt, „die ſchöne Zeit, in der man keine Miete zu zahlen brauchte“, 
nicht aus der Erinnerung verlieren. Was kann geſchehen, um die 
unleugbaren Nachteile, die = die Friedenszeiten fich ergeben werden, 
zu beſeitigen? — Für das Staatsrecht ergibt das Zuſtandekommen 
des Geſetzes vom 4. Auguſt, daß es auch ohne lange parlamentariſche 
Verhandlungen geht. Auch hier werden Erinnerungen bleiben. Unſer 
Nachdenken über das Weſen des Konſtitutionalismus wird angeregt. 
Wir haben geſehen, wie gerade in England, dem Lande des Parla⸗ 
mentarismus, ein oder einige Miniſter auf eigene Hand weitgreifende 
Verpflichtungen für den Kriegsfall eingehen konnten, drei Minifter 
aus der Regierung austraten, das Parlament aber ſich fügte und 
alles bemüht war, den Krieg zu rechtfertigen. — Auf das Völker⸗ 
recht wird man nach den ungeahnten Verletzungen des Kriegsrechts 
nicht mehr vertrauen und die militäriſchen Maßnahmen danach nicht 
mehr treffen können. Gibt es für die Zukunft einen Schutz unſerer 
Landsleute im Auslande? Kann man eine gleichartige Behandlung 
mit den Inländern im Frieden ſichern und Ausweiſungen, wie wie 
ſie jetzt erlebt haben, verhindern? Wir Deutſchen haben die Fremden 
immer gleich gut behandelt und ſind dabei immer ſchlechter behandelt 
worden. Schon jetzt find Beſtrebungen bemerkbar, um die Rechts⸗ 
anſchauung von der Gleichberechtigung der Fremden durchzuſetzen. 
Der Krieg hat uns eine Welterneuerung gebracht. Handelsverträge 
ſind durch ihn aufgehoben. Die Millionen unterbrochener Rechts⸗ 
beziehungen werden wieder aufgenommen werden oder zu Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen führen, wie ſie ſchon jetzt durch belgiſche Gerichte 
anerkannt worden find. Die Juriſtenwelt muß ſich beizeiten mit 
allen auftauchenden Fragen beſchäftigen, damit die richtige Art der 
Wiederanknüpfung gefunden wird, denn ſonſt könnte wieder eine 
Iſolierung unſeres Vaterlandes eintreten. 

Der formvollendete Vortrag, der eine Fülle von Fragen anregte, 
fand den lebhaften Beifall der Verſammlung. 

Von Berliner Anwälten ſind bisher 320 zu den Fahnen ein⸗ 
berufen, 23 gefallen, 60 mit dem eiſernen Kreuz ausgezeichnet. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Ein Irrtum im Beweggrunde iſt zur Anfechtung eines 
Rechtsgeſchäfts nur dann geeignet, wenn er die darin abgege 
Erklärung derart beeinflußt hat, daß er zugleich als Irrtum 
über den Inhalt der Erklärung erſcheint (Entſch. Nr. 1). 

In Entſch. Nr. 3 wird anerkannt, daß ein Vertrag, durch 
den ſich nur der eine Teil zum Erwerb eines Grundſtücks ver 
pflichtet, während der andere eine Verpflichtung zur Veräußerung 
an ihn noch nicht übernimmt, der im §S 313 BGB. vorgeſchriebenen 
Form nicht bedürfe. — Aus den Geſamtumſtänden, insbeſondere 
aus der Einigkeit der Parteien über die Bedingungen des ab⸗ 
zuſchließenden Kaufvertrages wird jedoch im Streitfalle die 
Abſicht des Abſchluſſes eines den Käufer nur einſeitig bindenden 
Vertrags verneint. a 

„Die Mietvertragsbeſtimmung, daß ſich das Mietverhältnis 
beim Mangel der Kündigung auf beſtimmte Zeit verlängert, iſt 
nach Entſch. Nr. 4 dahin aufzufaſſen, daß nach Ablauf der 
anfangs vereinbarten Vertragszeit ein neues Mietverhältnis 
für die beſtimmte Zeitdauer beginnen ſoll. 

Bei der Angabe des Ortes der Errichtung eines eigen⸗ 
händigen Teſtaments iſt nicht die Benugung des aus der 
politiſchen Einteilung des Landes ſich ergebenden Namens 
erforderlich, es iſt auch eine andere Bezeichnung zuläſſig, die 
mit genügender Deutlichkeit erkennen läßt, welcher Ort gemeint 
iſt (Entſch. Nr. 5). 

Ein Einzelfaufmann, der das Geſchäft einer offenen 
Handelsgeſellſchaft übernimmt und unter Beibehaltung der Firma 
weiterbetreibt, kann unter dieſer Firma klagen und verklagt 
werden (Entſch. Nr. 6). N 
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Der Juſtizrat 


Dr. hugo Neumann 


zu Berlin, 


Schriftleiter der „Zuriſtiſchen Wochenſchriſt“, 


iſt am 18. Februar d. J. nach kurzer Krankheit ſanft entſchlafen. 

N Als die neue Zeit eine Umgeſtaltung der Derfaffung unſeres Vereins erforderlich machte, 
gehörte er zu denen, die am eifrigſten bemüht waren, diejenigen Einrichtungen zu ſchaffen, die ſich 
in der ſpäteren Praxis wohlbewährt haben. 

Ein hervorragendes Verdienſt hat er ſich in der zwölfjährigen Leitung der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, unſeres Dereinsorgans, erworben. Es galt in ihr wiſſenſchaftlichen Geiſt zu pflegen 
und zugleich das Intereſſe des Standes zu vertreten. 

Er hat es verſtanden, die hieraus ſich ergebenden Schwierigkeiten zu überwinden und das 
Anſehen der Seitſchrift zu mehren, indem er ſich von der Überzeugung leiten ließ, daß die Rechts⸗ 
anwaltſchaft ihr Sonderintereſſe nicht über das Geſamtintereſſe der Rechtspflege ſtellen dürfe und 
ſie ihre Aufgaben nur im Juſammenwirken mit den Vertretern der Wiſſenſchaft und des Richter⸗ 


amts erfüllen könne. 

In wiſſenſchaftlicher und praktiſcher Tätigkeit hat er einen guten Kampf gekämpft für 
Wahrheit und Kecht. Dielen iſt er ein Helfer, eine Stütze geworden. Der Deutſche Anwaltverein 
wird dem liebenswürdigen Kollegen, dem von Gemeinſinn erfüllten Mitarbeiter ein dankbares 


Andenken bewahren. 
Der vorſtand des Deutſchen Ainwaltvereins. 
Haber. 


— 
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Im Kampfe für das Vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 
(Fortſetzung der Liſte von Nr. 4, 1915) 

Willfried von Arofigk aus Halle a. d. S. 


Dr. Georg Cöbner aus Hirſchberg in Schleſien. 
Friedrich Schramm aus Bochum. 


Das Zurückbehaltungsrecht gegenüber Lohn⸗ und 
Gehalts forderungen. 


Von Regierungsrat Dr. Hartmann, Hamburg. 


Die Frage der Zuläſſigkeit der Zurückbehaltung gegenüber 
nicht pfändbaren Lohn⸗ und Gehaltsforderungen iſt in der 
Theorie und Praxis bisher außerordentlich ſtreitig geweſen. Die 
Obergerichte haben ſich teils für, teils gegen die Zuläſſigkeit des 
Retentionsrechts ausgeſprochen, ſo daß von einer Kontinuität 
der Rechtſprechung, die doch hier beſonders wünſchenswert 
geweſen wäre, weil es ſich um eine Frage von großer ſozialer 
Bedeutung handelt, keine Rede fein konnte. Auch das RG. 
hat geſchwankt. Während es in einem Erkenntnis vom 17. Februar 
1903 1) dem Staat das Recht abgeſprochen hatte, gegenüber 
dem Gehaltsanſpruch eines Beamten mit einem auf Amtsunter⸗ 
ſchlagung gegründeten Erſtattungsanſpruch aufzurechnen, dagegen 
den Staat für befugt erklärt hatte, das Gehalt bis zur Er⸗ 
ſtattung der unterſchlagenen Summe zu retinieren, hat das RG. 
neuerdings ) in einer grundlegenden Entſcheidung den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt eingenommen. Das RG. ſpricht in dieſem 
Erkenntnis aus, daß die angebliche Zurückbehaltung immer dann 
kein Zwangs⸗ und Sicherungsmittel, ſondern einfach ein Mittel 
zur Deckung, alſo der Sache nach Aufrechnung ſei, wenn es 
ſich auf beiden Seiten um Geldforderungen handele, und wenn 
es nach den vorliegenden Umftänden dem Zurückbehaltenden 
nicht zweifelhaft ſein könne, daß der Gegner die ihm obliegende 
Leiſtung wenigſtens in abſehbarer Zeit nicht werde leiſten 
tönnen. Dann beziele und bewirke die Zurückbehaltung in 


Wahrheit nicht etwas Proviſoriſches, ſondern eine endgültige 


Nichterfüllung der Vergütungsforderung. Dann ſei der formelle 
Fortbeſtand dieſer Forderung nur ein Schleier, hinter dem ſich 
die gewollte materielle Auslöſchung verberge. Anders liege die 
Sache aber, wenn der Vergütungs- und Dienſteinkommens⸗ 
berechtigte die ihm obliegenden Treupflichten vorſätzlich verletze, 
indem er unter Benutzung der ihm durch das Arbeits- oder 


1) Entſch. Bd. 55 S. 1 (aber hier nicht vollſtändig abgedruckt; 
es fehlen die Ausführungen über die Zuläſſigkeit der Retention). 


3) Urteil vom 1. Mai 1914. JW. 1914, 917. 


M 5. 1915. 


Dienſtverhältnis gegebenen Zugriffsmöglichkeiten den Dienſcherrn 
durch vorſätzliche unerlaubte Handlungen ſchädige und ſich 
trotzdem, wenn der Dienſtherr mit dem entſprechenden Teil 
ſeiner vielleicht enormen Schadenserſatzforderung aufrechne, auf 
den 5 394 BGB. berufe. Eine ſolche Berufung könne nicht 
zugelaſſen werden, da fie gröblichſt gegen das allgemeine Rechts⸗ 
gefühl ſowie gegen den oberſten Grundſatz des BGB. von Treu 
und Glauben verſtoße. Dem Anſpruche des Vergütungs⸗ 
berechtigten ſtehe in ſolchen Fällen die exceptio doli generalis 
gegenüber. 

Dieſes Erkenntnis entſpricht, ſoweit es ſich um Forderungen 
und Gegenforderungen aus dem gewöhnlichen Arbeits- und 
Dienſtverhältnis handelt, zweifellos dem gefunden Rechts⸗ 
empfinden und wird gewiß ſeinen Einfluß auf die Rechtſprechung 
der Untergerichte, insbeſondere auch der Kaufmanns⸗ und 
Gewerbegerichte nicht verfehlen. Bedenklich ſind aber die Aus⸗ 
führungen des RG., ſoweit es die von ihm aufgeſtellten Grund⸗ 


ſätze unterſchiedslos auch auf das Verhältnis des Beamten zum 


Staat, alſo auf das öffentlich⸗rechtliche Dienſwerhältnis 
anwendet. Das letztere iſt zwar dem privatrechtlichen Arbeits⸗ 
und Dienſtverhältnis äußerlich verwandt, unterſcheidet ſich aber 
doch von ihm in allen weſentlichen Punkten. Die Entſcheidung 
des RG. iſt um fo auffallender, als dieſes Gericht ſelbſt früher 
wiederholt davor gewarnt hat, die Grundſätze des bürgerlichen 
Dienſtwertrages unverändert auf das Beamtenverhältnis An 
wendung finden zu laſſen. So hat das RG.) ſchon zu einer 
Zeit, als es noch den Unterſchied zwiſchen der privatrechtlichen 
und der öffentlich- rechtlichen Seite des Beamtenverhältniſſes als 
„theoretiſch richtig“ anerkannte, aus geſprochen, daß die Grund⸗ 
ſätze des bürgerlichen Rechts nur inſoweit anwendbar ſeien, als 
fie ſich mit der einſeitigen Natur des Gehaltsanſpruchs vereinigen 
ließen, und in einem Erkenntnis vom 24. Mai 19110) hat das 
NG. eine Entſcheidung des OLG. Roſtock gemißbilligt, weil 
dieſes Gericht auf den Gehaltsanſpruch das bürgerliche Recht 
und nicht vielmehr die allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätze 
zur Anwendung gebracht hatte. Dieſe letztere Entſcheidung 
traf das Richtige, weil fie aus der veränderten Auffaſſung 
von der Natur des Beamtenverhältniſſes die richtigen Folge 
rungen zog. 

Als in der Kommiſſion für die zweite Leſung eines Ent⸗ 
wurfs zum BGB.) mehrere Bundesregierungen die Notwendig⸗ 
keit betonten, in der Aufrechnung von Anſprüchen aus dienſt⸗ 
lichem Verſchulden der Landesbeamten gegen deren Gehalts⸗ 
und Penſionsanſprüche freie Hand zu behalten, wurde dieſer 
Wunſch als berechtigt anerkannt, weil das BGB. einen Ein 
griff in dieſe Verhältniſſe um ſo mehr vermeiden müſſe, als 


die Gehaltsanſprüche der Beamten auf einem Verhältniſſe des 


öffentlichen Rechts beruhten und, wenn auch die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung ihnen einen privatrechtlichen Charakter bei⸗ 
gelegt habe, nicht dem Gebiete des bürgerlichen Rechts, ſondern 
dem Staatsrechte der Einzelſtaaten angehörten. Aus dieſem 
Grunde wurde dann der Art. 81 EGBGB. eingefügt, nach 


8) Entſch. Bd. 37 S. 160. 


4) Rep. III 561/10. Vgl. „Recht“ 1913, 788 a. E. 
5) Prot. 1, 875. 


44. Jahrgang. 


welchem die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Auf⸗ 
rechnung gegen Anſprüche der Beamten aus ihrem Amts⸗ oder 
Dienſtverhältnis abweichend von der Vorſchrift des 8 394 BGB. 
zulaſſen, unberührt bleiben ſollen. Es unterliegt nun doch 
wohl keinem Zweifel, daß, wenn der Geſetzgeber in allen dieſen 
Fällen die Zurückbehaltung des Gehalts bis zur Befriedigung 
des Erſatzanſpruches für unbeſchränkt zuläſſig gehalten hätte, 
der Vorbehalt in Art. 81 vollkommen überflüſſig geweſen wäre. 
es muß befremden, daß dieſer Geſichtspunkt in den zahlreichen 
Entſcheidungen unſerer Gerichte niemals hervorgehoben iſt, und 
daß ſogar das preußiſche Staatsminiſterium, in völliger Nicht⸗ 
berüdfichtigung der Entſtehungsgeſchichte des Art. 81, in einem 
Erlaß vom 4. September 1903 ) generell angeordnet hat, daß 
in allen den Fällen, in denen die Aufrechnung gegen Gehalts⸗ 
anſprüche der Beamten dem Geſetze gemäß ausgeſchloſſen ſei, 
von dem Retentionsrechte Gebrauch gemacht werden ſolle. “ 
Nun iſt aber die geſchichtliche Entwicklung nicht ſtehengeblieben. 
Jetzt werden in Theorie und Praxis auch die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche der Beamten auf Gehalt oder Penſion 
als öffentlich⸗rechtliche anerkannt, und damit iſt jeder 
Grund, auf das Beamtenverhältnis privatrechtliche Normen 
zur Anwendung zu bringen, fortgefallen. Zwiſchen den bürger⸗ 
lichen Arbeits: und Dienſtverhältniſſen und dem öffentlich- 
rechtlichen Beamtenverhältnis beſtehen in der Tat keine inneren 
Berührungspunkte mehr; die Verwandtſchaft iſt eine rein äußer⸗ 
liche. Der Staat ſteht dem Beamten nicht wie der Arbeits 
geber im privatrechtlichen Verhältnis als gleichberechtigte, 
ſondern als übergeordnete Partei, als Dienſtherr gegen⸗ 
über. Das auf der öffentlich⸗rechtlichen Dienfipflicht beruhende 
Verhältnis iſt ein Gewaltverhältnis. Der Staat hat 
gegen den Beamten keinen Anſpruch auf Erfüllung der Dienft- 
pflicht, den er mit der Klage geltend machen müßte, ſondern 
hier tritt an die Stelle der Forderung der Befehl und an 
die Stelle der Klage der Zwang mittels der im öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis begründeten Diſziplinarſtrafgewalt. e) 
Demgemäß erfolgt auch die Gehaltsentziehung nach anderen 
Kegeln als nach denjenigen, die für das zivilrechtliche Dienſt⸗ 
verhältnis gelten. Dort ſteht alles unter dem Geſichtepunkt 
der exceptio non adimpleti contractus, ſo daß der Lohn 
verweigert werden kann, wenn aus einem in der Perſon des 
Dienftpflichtigen liegenden Grunde die Pflicht zur Dienſt⸗ 
bertitſchaft oder zur Erfüllung der versprochenen Dienſte un- 
erfüllt bleibt.) Die Beſoldung des Beamten iſt dagegen keine 
Lohmpahlung, keine Gegenleiſtung für geleiftete Dienfte, ſondern 
eine standesgemäße Alimentierung, woraus ſich zahlreiche Rechts⸗ 
ſize ergeben, die bei anderer Auffaſſung, wie Laband 10) treffend 
bemerkt, nicht als Konſequenzen, ſondern als „Singularitäten“ 
erscheinen würden. Zwar hat auch der Staat gegen den Ber 

e) Perels und Spilling, R G., 2. Aufl. S. 28. 

) Denſelben unrichtigen Standpunkt nimmt auch die Mehrzahl 

erichte, insbeſondere das HanſoL G. ein (HanſG. 

1914 BL. Nr. 34). 

) Laband, Staatsrecht, 5. Aufl. Bd. 1 S. 486. 

) Otto Mayer, Verwaltungsrecht Bd. II S. 251. 

10 d a. DO. E. 501. 
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amten, der ihn durch pflichtwidrige Handlungen geſchädigt hat, 
einen Schadenserſatzanſpruch. Dieſer gehört aber gleichfalls 
dem öffentlichen Rechte an und regelt ſich gemäß Art. 80 EGBGB. 
nicht nach den Vorſchriſten des BGB., ſondern nach landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen. 11) Nun könnte man allerdings ein⸗ 
wenden, daß die öffentlich⸗ rechtliche Natur des Beamten⸗ 
verhältniſſes keineswegs die analoge Anwendung privat⸗ 
rechtlicher Normen unbedingt ausſchließe, da ja das 
Rechtsinſtitut der Analogie, wie in Theorie und Praxis 
einmütig anerkannt wird, ) gerade in Ergänzung des mehr 
oder minder lückenhaften öffentlichen Rechts durch ſubſidiäre 
Anwendung der auf dem Gebiete des Privatrechts ausgebildeten 
Rechtsbegriffe und Normen eine der vornehmſten Aufgaben zu⸗ 
gewieſen erhalten hat. Demgegenüber iſt aber zu bemerken, 
daß die Analogie nur dann anwendbar erſcheint, wenn das für 
das Zivilrecht maßgebende Grundverhältnis der Gleichheit 
der beteiligten Rechtsſubjekte gegeben iſt. Wo dies aber nicht 
der Fall iſt, wo es ſich, wie hier, um Rechts beziehungen zwiſchen 
dem einzelnen und der übergeordneten öffentlichen Gewalt 
handelt, da iſt das auf die Ausgleichung gleichberechtigter 
Einzelintereſſen zugeſchnittene Zivilrecht nicht anwendbar. Jede 
Verwendung privatrechtlicher Normen zur Löſung öffentlich⸗ 
rechtlicher Fragen, welche über die hier erörterten Grenzen 
hinausgeht, bedeutet einen Eingriff in die geſetzgeberiſche Kom⸗ 
petenz. Aus dieſem Grunde iſt es höchſt bedenklich, auf das 
Verhältnis zwiſchen dem öffentlichen Beamten und dem Staat 
die Grundſätze des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Treu und 
Glauben im privaten Verkehr auch nur analog zur An⸗ 
wendung zu bringen. Der Staat hat gegenüber dem un⸗ 
getreuen Beamten ganz andere Machtmittel in der Hand als 
der Arbeitgeber gegenüber ſeinem Angeſtellten. Er kann nicht 
nur von jedem Beamten die Stellung einer Amtskaution ver⸗ 
langen, an der er ſich wegen etwaiger Schadenserſatzanſprüche 
ſchadlos halten kann, !?) fondern er kann auch die ihm zur Ver: 
fügung ſtehenden Diſziplinarſtrafmittel in Anwendung bringen, 
und er kann vor allen Dingen auf dem Wege der Geſetzgebung 
beſtimmen, daß die durch 8 394 BGB. gegebenen Beſchränkungen 
gegenüber Gehaltsanſprüchen der Beamten entweder ſchlechthin 
oder doch jedenfalls dann keine Anwendung finden ſollen, wenn 
die Forderungen, mit denen aufgerechnet werden ſoll, aus 
ſchadenſtiftenden Handlungen entſpringen, die der Beamte vor— 
ſätzlich begangen hat. Eine Reihe von Bundesſtaaten, ſo 
namentlich Bayern und Oldenburg,“) haben von dieſer Be⸗ 
fugnis Gebrauch gemacht und in Ausführung des Art. 81 
EGBGB. beſtimmt, daß gegen Forderungen von Beamten auf 
Gehalt oder Penſion die Aufrechnung mit Anſprüchen aus 

11) Laband a. a. O S. 475 —476. Dieſer Schriftſteller hält u. a. 
auch die Hineintragung der privatrechtlichen Kondiktionengrundſätze 
in das öffentlich rechtliche Dienſtverhältnis für unſtatthaft (S. 502 Nr 1). 

19) Vgl. meinen Aufſatz „Die öffentlich⸗ rechtliche negotiorum 
gestio“ im „Recht“ 1914, 222 und die Zitate in Note 4. 

19) EGBGB. Art. 90. 

14) Staudinger, Kommentar zum BGB. 5./6. Aufl., VI S. 254. 
Andere Staaten, wie z. B. Preußen und Hamburg, haben von dieſer 
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dienſtlichem Verſchulden, alſo auch im Falle bloßer Fahrläſſig⸗ 
keit, unbeſchränkt zuläſſig fein fol. Ohne eine ſolche geſetz⸗ 
liche Beſtimmung kann aber nach den vorſtehenden Ausführungen 
eine über die Schranke des 8 394 BGB. hinausgehende Auf 
rechnung nicht für ſtatthaft erachtet werden. 


Unterlaſſungsklage trotz öffentlicher Strafandrohung? 
Von Amtsrichter Dr. Artur Weinmann, Crefeld. 


In W. 1915, 113 ff. verteidigt Neukamp die Recht⸗ 
ſprechung des RG., das — z. B. in Bd. 77 S. 217 — die 
Zuläſſigkeit der Klage auf Unterlaſſung einer unter öffentliche 
Strafe geſtellten Handlung grundſätzlich verneint. Meinen Dar⸗ 
legungen in JW. 1914, 1007 ff., dieſe Rechtſprechung ſei weder 
in ihrer Begründung noch in ihrem praktiſchen Ergebnis an⸗ 
nehmbar, hält er entgegen, ich ginge unkritiſch zu Werke. Als 
Beiſpiel führt er meinen Hinweis auf die Fälle an, in denen 
das RG. den Nachbareigentümern eines Grundbeſitzers, der in 
ſeinem Hauſe den Bordellbetrieb geſtattet, eine Unterlaſſungs⸗ 
klage gewährt hat. Ich überſähe hierbei, „daß ſolche Fälle 
durch die Rechtſprechung des VI. 38S. gar nicht betroffen 
werden, da es ſich hier um den Schutz eines abſoluten Rechts 
(S 1004 BGB.) handelt“. 


Dieſe Annahme Neukamps iſt jedoch unrichtig. Das RG. 
hat es im Gegenteil abgelehnt, die Klage auf Unterlaſſung des 
Bordellbetriebs auf Grund des § 1004 BGB. zu gewähren. 
Dies geht klar und deutlich zunächſt aus den Urteilen hervor, 
die Neukamp ſelbſt anführt, nämlich RG. 38, 379 und 
„Recht“ 1908 (die Angabe 1907 bei Neukamp iſt offenbar 
irrtümlich) Nr. 1378. 


In dem Urteil in Bd. 38, das ſich noch nicht auf das 
Recht des BGB. bezieht, ſpricht ſich das RG. allerdings noch 
nicht ſo entſchieden, wie ſpäter gegen die Annahme, es handele 
ſich um den Schutz eines abſoluten Rechtes, aus. Das RG. 
(38, 382) legt dar: 

„Es mag zweifelhaft erſcheinen, ob die als notwendige 
Folgen des Bordellbetriebes angenommenen Beläſtigungen und 
Gefährdungen geeignet ſeien, die auf Einſtellung des Vordellbetriebes 
in dem Haufe ... gerichtete Klage als Eigentumsklage (actio 

. negatoria) zu ſtützen, da ſich dieſe Störungen teilweiſe auf den 
Verkehr in der öffentlichen Straße beziehen, die Nachbareigentümer 
am wenigſten dann treffen, wenn ſie ſich innerhalb ihrer Grund⸗ 
ſtücke befinden, und hauptſächlich durch ihre Verbindung mit dem 
unſittlichen Gewerbe ſtärker empfunden werden, daher wohl geeignet 
ſind, das Wohnen in der Nachbarſchaft zu verleiden, aber weniger 
direkt auf den Gebrauch des Eigentums erſchwerend einwirken. 
Dieſe Frage kann deshalb dahingeſtellt bleiben, weil, wenn man 
von der weiteren Begründung der Klage als Deliktsklage ausgeht, 
das Urteil ſich jedenfalls aufrechterhalten läßt.“ 


Jedenfalls kann doch auch ſchon nach dieſer Begründung 
keine Rede davon ſein, die Unterlaſſungsklage ſei lediglich wegen 
Verletzung eines abſoluten Rechts in dieſem Falle gegeben. 
Und daß das Vorliegen einer öffentlichen Strafandrohung 
damals das RG. nicht zum Verſagen der Unterlaſſungsklage 
veranlaßte, zeigt ein anderer Satz aus dem Urteil (S. 380): 
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„Mit Recht hat das Berufungsgericht den Betrieb eines 
Bordells für eine unrechte Tat im Sinne des Landrechtſatzes 1382 
erklärt. Nach Landrechtſat 1382 a iſt eine unrechte Tat jedes an 
ſich verbotene Unternehmen, und der Betrieb eines Bordells 
iſt nach 8 180 StGB. auch dann ſtrafbar, wenn er, wie 
dies hier der Fall iſt, polizeilich geduldet wird, und die 
Nachbareigentümer ſowohl die Verwaltungsbehörden 
als die Staatsanwaltſchaft zum Einſchreiten zu ver⸗ 
anlaſſen ohne Erfolg verſucht haben.“ 


Gerade dieſes Urteil iſt alſo ein ſchlagendes Beiſpiel auch 


dafür, wie unentbehrlich trotz Beſtehens der öffentlichen Straf⸗ 
androhung die Unterlaſſungsklage iſt. 


Das zweite von Neukamp angezogene Urteil des RG. 
geht von dem Recht des BGB. aus. Es iſt im „Recht“ 
(1908 Nr. 1378) „Zu 8 826 BGB.“ mitgeteilt, ein Zeichen, 
daß auch die Schriftleitung jener Zeitſchrift aus ihm nicht hat 
entnehmen können, es handele ſich um den Schutz eines abſoluten 
Rechts. Es lautet: 


„Wird durch einen Bordellbetrieb der Mietertrag der Nachbar: 
grundſtücke gedrückt und tft ſich der Bordellbeſitzer dieſes Erfolges 
ſeines Verhaltens bewußt, ſo iſt ohne weiteres der Schluß gerecht⸗ 


fertigt, daß er in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 


dem Eigentümer des Nachbargrundſtückes vorſätzlich Schaden zufügt 
(vgl. RG. 57, 241). Hierdurch wird nicht nur ein Anſpruch auf 
Erſatz des bereits entſtandenen Schadens ſondern auch ein Anſpruch 
auf Einſtellung des Bordellbetriebs begründet (vgl. RGZ. 48, 29; 
Bd. 56 Ne. 72; Bd. 57 Nr. 56; Bd. 60 Nr. 2). Dieſer Ans 
ſpruch wird nicht dadurch berührt, daß die Polizei nicht 
gegen das Treiben einſchreitet. 


Angeſichts dieſer Begründung iſt nicht recht verſtändlich, 
wie Neukamp behaupten kann, bei den von mir angeführten 
Fällen komme der Schutz eines abſoluten Rechts in Frage. 
Allerdings könnte er anführen, in Wirklichkeit handele es ſich 
doch um den Schutz eines abſoluten Rechts, denn in der Be⸗ 
gründung der Urteile ſei dieſer Geſichtspunkt nicht ausdrücklich 
abgelehnt. Dem ſteht aber entgegen, daß das RG. in anderen 
Urteilen entſchieden darauf hingewieſen hat, daß ein Anſpruch 
auf Unterlaſſung des Bordellbetriebs nicht auf Grund eines 
abſoluten Rechts zu gewähren ſei. Es ſei hier zunächſt hin⸗ 
gewieſen auf Bd. 57 S. 240: 

„. .- das Verbot, in dem Hauſe unſittlichen Verkehr zu unterhalten, 
gründet (der Berufungsrichter) auf 8 906 in Verbindung mit 8 1004 
BGB. Nach beiden Richtungen hin find die Ausführungen des 
Berufungsrichters nicht bedenkenfrei. Was zunächſt die Anwendung 
des § 906 (in Verbindung mit § 1004) anlangt, fo hat der er 
kennende Senat bereits (RG. 50, 226 f.) dargelegt, daß dieſe 
Vorſchrift lediglich von ſinnlich wahrnehmbaren (wenn auch im⸗ 
ponderabeln) Hinüberwirken in fremde Grundſtucke handelt, und 
daß der Begriff der immateriellen oder idealen Immiſſion dem 
G8. fremd iſt. Hieran wird feſtgehalten. Da nun unzweifelhaft 
der Betrieb der Unzucht an ſich auf fremde Grundſtücke nicht 
hinüberwirkt, ſo kann § 906 nur Anwendung finden, wenn und 
ſoweit jener unſittliche Betrieb von Umſtänden begleitet wird, die 
ei Sinne dieſer Vorſchrift auf die Nachbargrundſtücke ein 
R 


Am Schluſſe des Urteils heißt es dann: 


„Kommt der Berufungsrichter ... zur Feſtſtellung der Vor⸗ 
aus ſetzungen des § 826 BGB., fo würde der Verurteilung der 


44. Jahrgang. 


Beklagten nach dem Klagantrag zu 1 kein Bedenken entgegenſtehen; 
denn der Ausführung des Berufungsrichters, daß die Klägerin bei 
Fortſetung des unſtttlichen Treibens auf dem Grundſtücke der Be⸗ 
Hagten fortdauernd in ihrem Vermögen geſchädigt werden würde, 
und daß ihr daher neben dem Anſpruch auf Erſatz des bereits ent⸗ 
ſtandenen Schadens auch der Anſpruch auf Unterlaſſung künftiger 
ſchädigender Handlungen zuſteht, iſt lediglich beizutreten.“ 

In dieſem Urteil iſt alſo ausdrücklich hervorgehoben, daß 
der Anſpruch auf Unterlaſſung des Bordellbetriebs an ſich nicht 
auf den von Neukamp angeführten § 1004 BGB. geſtüͤtzt werden 
kann, ſondern, daß einem ſolchen Anſpruch 8 826 BGB. zur 
Grundlage zu dienen hat. 

Auch in dem Urteil in WarnErg Bd. 1908, S. 225 Nr. 312 
iſt die Klage auf Unterlaſſung des Bordellbetriebes lediglich 
auf Grund des 8 826 BGB. gewährt, wobei im Urteil felbft 
ausdrücklich betont wird, daß der Tatbeſtand des § 1004 nicht 
vorliegt. 

Schließlich mag noch darauf hingewieſen werden, daß die 
Erläuterungsbücher ſich dem Standpunkt des RG. durchweg 
angeſchloſſen haben. So führt die Erläuterung von Reichs⸗ 
gerichtsräten (2. Aufl. Anm. 2 zu § 1004 BGB.) aus: 

„Zugleich muß es ſich um körperliche, ſinnlich wahrnehmbare 
Einwirkungen auf die Sache des Eigentümers handeln. Die negatoria 
iſt deshalb verſagt gegen ... bloß immaterielle Benachteiligungen 
durch den Bordellbetrieb im Haufe des Nachbars...“ 

Nach alledem entbehrt der Angriff Neukamps gegen meine 
Darlegungen jeder Begründung. Es bleibt bei dem Ergebnis 
meines Auſſatzes, daß die betreffende Rechtſprechung des 
VI Senats in dieſer ſo wichtigen Frage von den Entſcheidungen 
anderer Senate abgewichen iſt, ohne für den neuen Standpunkt 
rechtlich oder praktiſch annehmbare Gründe anführen zu können. 


Zur Verpfändung des Anteils am ungeteilten 
Nachlaſſe. 
Von Landgerichtsrat Follcher, Crefeld. 


| Eine auffällige Nichtübereinſtimmung iſt in zwei Reichs⸗ 
gerichtzurteilen zu finden, die ziemlich um die gleiche Zeit dem 
Publikum zugänglich geworden ſind, nämlich im Urteile vom 
30. Juni 1913, das in dem Bande 83 der offiziellen Sammlung 
abgedruckt iſt (NG. 83, 27 ff.; JW. 13, 1038) und in dem 
Urteile vom 25. April 1914, das in JW. 14, 765 11 mitgeteilt 
iſt. Die beiden Urteile entfernen ſich in der Auffaſſung des 
dem Piandgläubiger an dem ungeteilten Erbteil zuſtehenden 
Rechtes geradezu auffallend voneinander. Das letztgenannte 
Urteil des V. Senats des RG. entſcheidet den Fall, daß ein 
Diterbe, ber feinen Anteil am väterlichen ungeteilten Nachlaſſe 
Anm anderen verpfändet hat, bei der Auseinanderſetzung der 
Erben von einer Nachlaßhypothek einen Teilbetrag überwieſen 
erhält, wobei die Verpfändung des Erbteils unberückſichtigt 
geblieben iſt. Die Klägerin, auf welche dieſe Teilbypothek 
durch Abtretung von Miterben übergegangen iſt, erhebt die 
Oppothekenklage. Die Beklagten wenden ein, die Klägerin ſei 
nicht zur Klage legitimiert, weil ſie beim Erwerbe der Hypothek 
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von der Verpfändung des Erbteils des Pfandſchuldners an 
einen anderen Kenntnis gehabt habe. Das RG. verwirft den 
Einwand und führt folgendes aus: Der Miterbe könne nach 
5 2033 Abf. 1 BGB. zwar über feinen Anteil am Nachlaſſe 
verſügen und daher auch den Anteil verpfänden. Der Pfand⸗ 
gläubiger erlange dadurch aber nicht ein Pfandrecht an den 
einzelnen Nachlaßſachen. Auch wenn die Miterben ſich aus⸗ 
einanderſetzen, erlange er nicht ein Pfandrecht an den dem 
Pfandſchuldner aus dem Nachlaß zugewieſenen Gegenſtänden. 
Begründet wird dies damit, daß nach dem § 1258 Abſ. 3 BGB., 
der entſprechend anzuwenden ſei, dem Pfandgläubiger an den 
Gegenſtänden, die an die Stelle des Anteils treten, nur das 
Pfandrecht „gebühre“. Er habe zunächſt nur ein Forderungs⸗ 
recht auf Beſtellung des Pfandrechts an den dem Pfandſchuldner 
zugewieſenen Nachlaßgegenſtänden. Auf die Kenntnis der 
Klägerin von der Verpfändung komme es daher nicht an. 

Gerade entgegengeſetzt entſcheidet ſich der VI. Senat in 
RG. 83, 27 ff. Dort hatte ein Miterbe Rudolf L. feinen Anteil 
am ungeteilten väterlichen Nachlaſſe der Klägerin verpfändet. Die 
Erben verkauften danach das Nachlaßgrundſtück einem Dritten 
ohne Zuziehung der Pfandgläubigerin, obwohl zwei anderen Mit⸗ 
erben die Verpfändung bekannt war, darunter dem Conrad L., 
dem Erblaſſer der Beklagten. Die Klägerin verlangte von der 
Erbeserbin, der Alleinerbin des letztgenannten Miterben, Zahlung 
des durch das Pfandrecht geſicherten Betrages und drang mit 
der Klage durch. Das RG. führt aus: 

Die Verfügung über den Anteil am Nachlaſſe (8 2033 
BGB.) habe dingliche Wirkung, ſie bewirke, daß der Er⸗ 
werber an Stelle des bisherigen Berechtigten in das Geſamt⸗ 
handverhältnis eintrete; eine ſolche dingliche Verfügung ſei auch 
die Verpfändung des Erbteils. Dabei beruft ſich das RG. 
gleichfalls auf Abſ. 3 des $ 1258 BGB. 

Während alſo RG. 83, 27 der Verpfändung dingliche 
Wirkung ohne weiteres dahin beimißt, daß alle Rechte, die dem 
Miterben bezüglich Verwaltung und Auseinanderſetzung zuſtehen, 
auf den Pfandgläubiger übergeben, verſagt IW. 14, 765 das 
dingliche Recht und gibt bei der Auseinanderſetzung nur ein 
obligatoriſches Recht auf Pfandbeſtellung an den einzelnen dem 
Pfandſchuldner zugewieſenen Nachlaßgegenſtänden. Es fragt 
ſich, wie ſich die Praxis dazu ſtellen ſoll. 

Gewiß iſt ein bloß obligatoriſches Recht eine recht fragwürdige 
Sicherheit. Ein obligatoriſcher Anſpruch kann dem Pfandgläubiger 
gegenüber einem bös willigen Schuldner, der ſich bewußt iſt, daß 
bei der Auseinanderſetzung das Pfandrecht ſich in ein bloßes 
Forderungsrecht auflöſt, daß das dingliche Recht alſo gerade in 
dem Momente, auf den es ankommt, endigt, wenig helfen (vgl. 
auch Hamburger, Gruch. 48, 64 am Schluſſe)y. Man muß ſich 
aber damit beſcheiden, da die poſitive Regelung, die das BGB. 
in den 88 1276 und 1258 Abſ. 3 gegeben hat, eben nicht weiter 
geht, und man darf aus der Reminiszenz an das preußiſche 
Recht (§ 106 I, 17 ALR.) weiter nichts herleiten. Der Pfand⸗ 
gläubiger am Erbanteil hat eben zunächſt kein Pfandrecht an 
den Nachlaßgegenſtänden ſelbſt. Alſo darin, daß durch die 
Teilung zunächſt nur ein obligatoriſches Recht entſteht, wird 
man der Entſcheidung IW. 14, 765 zuſtimmen müſſen. 
JW. 14, 765 berückſichtigt indes, wie es ſcheint, auch nicht den 
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§ 1276 BGB., der über die Wirkung des Pfandrechts 
beſtimmt, während RG. 83 ſich darauf ſtützt. Die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung des 8 1276 BB. machte eine wider⸗ 
ſprechende Verfügung dem Pfandgläubiger gegenüber un⸗ 
wirkſam ($ 135 BGB.). Der Zeſſionar der Teilhypothek, die 
Klägerin, konnte mithin ein Recht im Widerſpruche mit dem 
Pfandrecht nur erwerben, wenn ſie in gutem Glauben war 


(ef. RG. 83, 31). Es kam alſo in der Tat darauf an, ob 


die Klägerin beim Erwerbe der Hypothek in gutem Glauben war. 

Aber auch die Entſcheidung in RG. 83, 27 gibt zu Fragen 
Anlaß. Nach ihr verpflichtet die Verpfändung des Anteils eines 
Miterben die übrigen Miterben, nicht ohne Zuſtimmung der Pfand⸗ 
gläubigerin über das Nachlaßgrundſtück zu verfügen und die 
Auseinanderſetzung nicht ohne ihre Zuziehung zu unternehmen. 
Das RG. weiſt für dieſe „aus der Erbengemeinſchaft ſich er⸗ 
gebende Verpflichtung“ auf 8 1276 BGB. hin und findet ein 
„vertragsähnliches Verhältnis“ vorliegend und erklärt die Mit⸗ 
erben danach als Geſamiſchuldner für verpflichtet, den Zuſtand 
herzustellen, der ſich ergeben hätte, wenn fie der Verpflichtung nach⸗ 
gekommen wären. Es fragt ſich nun, iſt ſolcher auf das „vertrags⸗ 
ähnliche Verhältnis“ geſtützte Anſpruch ein vertraglicher oder ein 
Anſpruch aus 8 823 BGB.? Das RG. hat ausdrücklich zu der 
Frage, ob die Beklagte als Erbin für die unerlaubte Handlung 
des Teſtamentsvollſtreckers hafte, nicht Stellung genommen und 
darum auch die Frage, ob die Beklagte aus 5 823 BGB. hafte, 
ausdrücklich unentſchieden gelaſſen. Nun fragt es ſich aber, iſt 
die Haftung aus dem Quaſikontrakt im Sinne des RG eine 
vertragliche oder eine außerkontraktliche? Die aus einem Quaſi⸗ 
kontrakt herrübrende Forderung kann doch wohl nicht eine vertrag⸗ 
liche ſein. Das RG. ſagt ſelbſt (S. 31), daß eine Verpflichtung 
„aus dem Geſichtspunkt eines Vertrages“ nicht vorliege. Mögen 
die römiſchen Quellen auch die actio communi dividundo und 
die actio familiae erciscundae immerhin als actiones „quasi 
ex contractu“ bezeichnen (Windſcheid, II 8 4491), fo kann 
doch nicht die Rede davon ſein, daß der Miterbe, der entgegen 
dem 8 1276 BGB. die Zuſtimmung des Pfandgläubigers, dem 
ein anderer Miterbe ſeinen Anteil verpfändet hat, zur 
Erbteilung einzuholen unterläßt, gegen eine Vertragspflicht 
verſtoße oder daß er vertraglich hafte. Dann aber konnte die 
Haftung der Beklagten doch wohl nur eine außerkontraktliche, 
auf 8 823 BGB. gegründete, fein. Oder gibt das RG. dem 
Pfandgläubiger in ſolchem Falle das volle Erfüllungsintereſſe 
wie aus einem Vertrage? Iſt dies ein Anſpruch ex lege? 
Man ſieht alſo, die Entſcheidung läßt auch wieder Fragen für 
uns übrig. 


Wing im eigenhändigen Teſtament die Angabe des 
Ortes und Tages von dem Erblaſſer geſchrieben 
werden? 


Von Rechtsanwalt Dr. Kahl, Berlin. 
Unſere Gerichte verlangen, daß der Erblaſſer den Ort und 


Tag der Errichtung eines holographiſchen Teſtaments eigen⸗ 
händig niederſchreibt. Sie ſtützen ſich dabei vor allem auf die 


N 5. 1915. 


Faſſung des Geſetzes und auf die Vorgeſchichte der Ziff. 2 des 
§ 2231 BGB. Der Standpunkt der Judikatur erſcheint jedoch 
nicht haltbar. 
5 2231 Ziff. 2 BGB. verlangt als Formerfordernis „eine 
von dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages 
eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung“. 

Die Faſſung des Geſetzes zwingt nur dann zu der An⸗ 
nahme, daß die „Angabe des Ortes und Tages“ eigenhändig 
geſchrieben werden muß, wenn man annimmt, daß die Worte 
des Geſetzes „eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene“ ſich 
ſowohl auf die „Erklärung“ des Erblaſſers als auch auf die 
„Angabe des Ortes und Tages“ beziehen. Dies iſt jedoch nicht 
der Fall. Nach ihrer Stellung beziehen ſich die Worte „eigen⸗ 
händig geſchriebene und unterfchriebene” nur auf das Wort 
„Erklärung“. Hätte der Geſetzgeber nicht allein eine eigen⸗ 
händig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung, ſondern auch 
eine eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Angabe des 
Ortes und Tages verlangt, ſo hätte er dies Verlangen durch 
eine einfache Umſtellung der Worte zweifelsfrei zum Ausdrucke 
bringen können. Er hätte nur zu ſagen brauchen: 

eine von dem Erblaſſer eigenhändig unter Angabe 
des Ortes und Tages geſchriebene und unterſchriebene 
Erklärung. 

Dieſe Umſtellung wäre um ſo natürlicher geweſen, als 
dann das Adverbum „eigenhändig“ unmittelbar hinter das 
Hauptwort „Erblaſſer“, zu dem es allein gehört, getreten wäre. 
Bei der außerordentlich ſorgfältigen Faſſung des BGB., die 
auch die Stellung jedes Wortes ſorgſam abwägt, wäre nicht 
zu verſtehen, warum der Geſetzgeber nicht die letztere Faſſung 
gewählt hätte, wenn er wirklich die eigenhändige Niederſchrift 
der Angabe des Ortes und Tages als Formerfordernis des 
privatſchriftlichen Teſtamentes hätte aufſtellen wollen. 


Die Materialien ergeben keine Anhaltspunkte für die Aus⸗ 
legung der Ziff. 2 des 8 2231 BGB. Das eigenhändige 
Teſtament iſt erſt vom Reichstage, und zwar auf den Bericht 
der XII. Kommiſſon vom 12. Juni 1896 in zweiter Leſung 
in das BGB. hineingebracht worden. Die Verhandlungen über 
das eigenhändige Teſtament, beginnend in der Kommiſſion für 
die zweite Leſung (Prot. S. 7167) und ſich erſtreckend bis zu 
den Verhandlungen im Plenum, zweite Leſung, beziehen ſich 
lediglich auf die Frage der Zweckmäßigkeit der Einführung dieſer 
Teſtamentsform und befaſſen ſich nicht mit Einzelheiten. 

Auch das franzöſiſche Recht, das mit feinem Art. 970 C. c. 
die Anregung zur Einführung des eigenhändigen Teſtaments in 
das BGB. gegeben hat, kann für die Auslegung des deutſchen 
Geſetzes keine entſcheidende Bedeutung beanſpruchen, weil das 
franzöſiſche Recht eben nur eine Anregung zu der deutſchen 
Beſtimmung gegeben hat, die deutſche Beſtimmung eine ſelb⸗ 
ſtändige Fortentwicklung der franzöſiſchen Beſtimmung darſtellt 
und das franzöſiſche Recht durch ſeine klare Faſſung jeden 
Zweifel darüber, ob das Datum eigenhändig vom Erblaſſer 
geſchrieben ſein muß, beſeitigt. Art. 970 C. c. lautet: 

„le testament olographe ne sera point valable, sil 


n'est écrit en entier daté et signé de la main du 
testateur.“ 


EN rn 


44. Jahrgang. 


Die Datierung ſoll alſo „von der Hand des Erblaſſers“ er⸗ 
folgen. Bei der Auslegung des Art. 970 find Zweifel nur 
darüber erſtanden, ob unter Datierung die Angabe von Ort 
und Zeit zu verſtehen ſei oder nur die Angabe der Zeit. In 
der franzöfiſchen Judikatur iſt allgemein anerkannt, daß die 
eigenhändige Angabe des Ortes der Errichtung des Teſtaments 
nicht erforderlich iſt. Das franzöſiſche Recht behandelt alſo Ort 
und Zeit der Errichtung verſchieden, während das BGB. Ort 
und Zeit gleichſtellt. Hierin zeigt ſich die unabhängige Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Rechts. Mit Recht erklärt daher das 
Urteil des RG. vom 13. Oktober 1902 (RG. 52, 279), „das 
holographiſche Teſtament des franzöſiſchen Rechts habe zwar 
im allgemeinen zum Vorbilde gedient, dies gelte jedoch nicht 
auch ſchlechthin von der Ausgeſtaltung ſeiner Einzelheiten“. 

Das ſoeben genannte Urteil des RG. vom 13. Oktober 1902 
ſagt (RG. 52, 280 oben), der Wortlaut des Geſetzes weiſe auf 
einen Unterſchied hin, der im Geſetze zwiſchen der Erklärung 
ſelbſt und ihrer Datierung gemacht ſei. Es führt weiter aus, 
daß das Datum des eigenhändigen Teſtaments keine Willens⸗ 
erklärung ſei, die Angabe des Ortes und des Tages bilde viel⸗ 
mehr ein Beweismittel, ein Zeugnis für den wirklichen Ort 
und den wirklichen Tag, an dem das Teſtament errichtet ſei. 
Das RG. folgert daraus, daß, da es für die Eigenſchaft eines 
Beweismittels gleichgültig ſei, ob das Datum vor oder unter 
der Unterſchrift des Teſtators ſtehe, das Datum der Unterſchrift 
nachfolgen könne. Die Rechtſprechung ſteht daher allgemein 
auf dem Standpunkt, daß Ort und Tag unter der Unterſchrift 
Reben können, vgl. noch Urteil des OLG. Hamburg vom 
25. Auguſt 1906 in OLG. 4, 289. 

Mit dieſer Auffaſſung iſt eine Sonderſtellung des Datums 
gegenüber der eigentlichen Willenserklärung des Erblaſſers an⸗ 
krlannt, es iſt anerkannt, daß das Erfordernis der Angabe des 
Ortes und des Tages nicht den gleichen Regeln folgt, wie die 
Erklärung des letzten Willens. Das Datum iſt „kein Teil der 
lettwilligen Erklärung“, Beſchluß des KG. vom 24. Dezember 
1900 in KJ. 2, 13 (OLG. 2, 136). Die Sonderſtellung des 
Datums iſt in dem begrifflichen Unterſchiede zwiſchen Datum 
und Willenserklärung durchaus begründet. 

Indem die Rechtſprechung aus der beſonderen Natur des 
Datums folgert, daß die Angabe des Ortes und Tages unter 
der Unterſchrift ſtehen könne, erkennt ſie an, daß das von der 
Ziffer 2 des 8 2231 aufgeftellte Erfordernis der Unterſchrift 
und damit auch der eigenhändigen Unterſchrift ſich nicht auf 
die „Angabe des Ortes und Tages“, alſo nur auf die 
„Erklärung“ bezieht. Nun aber werden eigenhändige Unter⸗ 
ſchrift und eigenhändige Niederſchrift im Geſetze vollkommen 
gleich behandelt. Erkennt die Judikatur an, daß das Erfordernis 
der eigenhändigen Unterſchrift ſich auf die Angabe des Ortes 
und Tages nicht bezieht, ſo muß ſie auch anerkennen, daß das 
Erfordernis der eigenhändigen Niederſchrift ſich ebenfalls auf 
die Angabe des Ortes und Tages nicht bezieht. Die Auffaſſung 
der Rechtſprechung, daß die Angabe des Ortes und Tages 
nicht unterſchrieben zu ſein brauche, muß wegen der Natur des 
Datums als richtig anerkannt werden. Die gleichen Gründe 
hingen aber zu der Folgerung, daß die Angabe des Ortes 
und Tages nicht eigenhändig geſchrieben zu ſein braucht. 
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Nun würden alle Erwägungen über den begrifflichen 
Unterſchied von Datum und Willenserklärung nicht dazu führen 
können, eine nicht durch die Unterſchrift gedeckte Datierung für 
ausreichend zu halten, wenn die Unterzeichnung des Datums 
Formvorſchrift wäre. Denn das Geſetz (8 125 BGB.) kennt 
nur eine Folge der Verletzung einer geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form: die Nichtigkeit. Erwägungen, wie ſie das KG. in dem 
Beſchluß vom 22. November 1909 (OLG. 20, 428) anſtellt, 
können als richtig nicht anerkannt werden. Da die Recht⸗ 
ſprechung die Nichtunterzeichnung des Datums für gültig erklärt 
hat, ſo iſt demnach anerkannt, daß die Unterzeichnung des 
Datums nicht Formvorſchrift des eigenhändigen Teſtaments iſt. 
Das gleiche gilt aus den gleichen Gründen für die ganz gleich 
behandelte eigenhändige Niederſchrift des Datums. 

Es ergibt ſich: 

Das Geſetz verlangt nicht, daß die Angabe des Ortes 
und Tages eigenhändig geſchrieben wird. Es enthält 
keine Beſtimmungen über die Art der Angabe des Ortes 
und Tages. Die in einem eigenhändigen Teſtamente 
enthaltene, der Art nach in das Belieben des Erblaſſers 
geſtellte Angabe des Ortes und Tages unterliegt der 
freien Beweiswürdigung. Nur die Erklärung des letzten 
Willens muß vom Erblaſſer eigenhändig geſchrieben 
und unterſchrieben ſein. 

Dies Ergebnis entſpricht allein ratio legis. Die Form⸗ 
vorſchrift der Ziffer 2 des 8 2231 BGB. bezweckt, durch die 
eigenhändigen Schriftzüge des Teſtators ſeinen letzten Willen 
einwandsfrei feſtgeſtellt zu ſehen. Es verlangt außerdem die 
Angabe des Datums. Verwendet der Erblaſſer zur Errichtung 
des eigenhändigen Teſtaments einen Briefbogen, der den Ort 
vorgedruckt enthält, und benutzt er dieſen Vordruck, ſo will er 
den vorgedruckten Ort als Angabe des Ortes ebenſo, als wenn 
er ihn eigenhändig vermerkt. Die Angabe des Ortes und 
Tages hat auch in den meiſten Fällen nicht entfernt die gleiche 
Bedeutung, wie die eigentliche Erklärung des letzten Willens. 
Kommt es aber im einzelnen Falle auf die Feſtlegung des 
Datums an, ſo bedarf es eben einer Beweisaufnahme. Auch 
durch Teſtamente, die von Anfang bis zu Ende einſchließlich 
des Datums eigenhändig geſchrieben ſind, werden Beweis⸗ 
aufnahmen nicht vollſtändig ausgeſchloſſen, man denke an den 
Fall, daß das Datum unrichtig, d. h. mit der Wirklichkeit 
nicht übereinſtimmend, angegeben worden iſt. 


Aktienſtempel bei Übernahme von Laſten ſeitens der 
Aktiengeſellſchaft zugunſten des Aktienübernehmers. 
(Fall der Hohenlohe ⸗Aktiengeſellſchaft.) 

Von Dr. jur. und phil. Dalberg, Rechtsanwalt am 
Oberlandesgericht Düſſeldorf. 

Das Reichsgericht hat kürzlich eine Entſcheidung gefällt, 
welche dem Fiskus das Recht einräumt, 1 Million Mark an 
Gründungsſtempel von einer Aktiengeſellſchaft mehr zu erheben, 
als er nach Wortlaut, Sinn und Zweck des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes tatſächlich zu erheben berechtigt iſt. 
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Es handelt ſich um die Gründung der Hohenlohe A.⸗G. 
Sie erfolgte zunächſt als Bargründung mit 40 Millionen Mark 
Kapital durch Strohmänner am 3. April 1905. Der Fürſt 
Hohenlohe brachte ſeine Berg⸗ und Hüttenwerke, Kuxe und 
Grundſtücke in die Aktiengeſellſchaſt ein und erhielt dafür die 
geſamten 40 Millionen Mark Aktien ſowie die Einräumung einer 
immerwährenden Jahresrente von 3 Millionen Mark, welche 
gegen eine Zahlung von 50 Millionen Mark ſeitens der Aktien⸗ 
geſellſchaft ablösbar ſein ſollte. Die Aktien wurden nach Ablauf 
eines Jahres am 23. Juni 1906 durch die Berliner Handels⸗ 
geſellſchaft an die Börſe gebracht, und zwar zu einem Kurſe von 
196 Prozent. 

Der Fiskus verlangte auf Grund der Tarifſtelle la des 
Reichsſtempelgeſetzes vom 14. Juni 1900 von der Berliner 
Handelsgeſellſchaft als Mitgründerin einen Aktienſtempel von 
2 Prozent vom Werte der Einlage gemäß dem Aktienkurſe von 
196 Prozent, während die Berliner Handelsgeſellſchaft den 
Stempel nur nach dem formellen Ubernahmepreiſe der Aktien 
durch die erſten Gründer, nämlich 110 Prozent, zahlen wollte. 
Das RG. hat zugunſten des Fiskus entſchieden, und aus⸗ 
geführt (RG. in JW. 1914, 4782˙)9, daß als Betrag „zu dem 
die Aktien ausgegeben werden“ im Sinne des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes der Preis oder Wert zu gelten habe, für den fie vom 
erſten Erwerber übernommen werden, alſo die Gegenleiſtung, 
die der erſte Erwerber für den Erwerb zu entrichten habe. 
Dabei ſei es grundſätzlich zunächſt nicht entſcheidend, welchen 
Wert die Leiſtung, alſo der veräußerte Gegenſtand, hier die 
einzelnen Aktien, hat. Dieſer ſogenannte äußere Wert der 
Aktien könne im einzelnen Fall größer oder geringer ſein als 
die Gegenleiſtung. Das ſchließt aber nicht aus, daß auf den 
Wert der Gegenleiſtung, je nach Lage des Falles, aus dem 
Wert der Leiſtung geſchloſſen werden könne, da nach Erfahrungen 
des Lebens bei Veräußerungen im Handelsverkehr der Wert 
der Leiſtung und derjenige der Gegenleiſtung ſich annähernd zu 
decken pflegen. Zu einer ſolchen mittelbaren Schätzung der 
Gegenleiſtung werde dann zu ſchreiten ſein, wenn die unmittelbare 
Feſtſetzung ihres Wertes praktiſch nicht möglich ſei oder doch 
ſchwer durchführbar ſei (RG. 80, 118). Das Stempelgeſetz 
ſei nun ein Finanzgeſetz, das dazu beſtimmt ſei, dem Fiskus 
beim Vorliegen eines beſtimmten Tatbeſtandes Einnahmen zu⸗ 
zuführen. Hier entſcheide in erſter Linie der aus dem Steuer⸗ 
geſetz erſichtliche oder ſonſt als unzeifelhaft feſtſtehende Zweck 
des Geſetzes und nicht bloß die von den Parteien willkürlich 
gewollte äußere rechtsgeſchäftliche Form, insbeſondere dann nicht, 
wenn dieſe von der ſonſt üblichen, deren Beachtung als die 
gewöhnliche das Steuergeſetz vorausſetze, abweiche. Demnach 
ſei nicht der beurkundete Ausgabewert (hier 110 Prozent), 
ſondern der wirklich vorhandene und nach wirtſchaftlichen 
Geſichtspunkten zu beſtimmende Ausgabewert (hier 196 Prozent) 
für die Steuerberechnung entſcheidend. 

Bis hierhin wird den Ausführungen des RG. zuzuſtimmen 

Es beſtehen zwar nicht zu verkennende grundſätzliche 
Bedenken dagegen, daß bei einer Urkundenſteuer wie dem 
Aktienſtempel, von der in der ſteuerpflichtigen Urkunde zutage 
getretenen Parteierklärung (hier Bewertung der Aktien zu 
110 Prozent) abgegangen wird und aus anderen Unterlagen, 


ſein. 
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auf die wahre wirtſchaftliche Sachlage (hier Bewertung zu 
196 Prozent) geſchloſſen und dieſe letztere der Steuerberechnung zu⸗ 
grunde gelegt wird. Sicherlich leidet die Rechtsſicherheit darunter, 
indem die Parteien nicht mit einem von vornherein feſiſtehenden 
Steuerbetrag rechnen können. Es erſcheint auch fraglos an ſich 
zuläſſig, daß zur Erreichung wirtſchaftlicher Zwecke diejenigen 
rechtsgeſchäftlichen Formen gewählt werden dürfen, bei welchen 
möglichſt geringe Stempelkoſten entſtehen!). Wie Heinitz unter 
eingehender Begründung ausführt, ſteht „dem berechtigten 
fiskaliſchen Beſtreben, den Vertrag der Stempelſteuer zu ſichern, 
das nicht minder berechtigte Beſtreben der Parteien gegenüber, 
ihren rechtsgeſchäftlichen Verkehr ſo zu geſtalten, daß ſoweit 


dies möglich und geſetzlich zuläſſig iſt, Stempelabgaben erſpart 
oder vermieden werden“.) 


Aber es würde in bedenklichſter Weiſe der Umgehung der 
Steuerpflicht Tür und Tor geöffnet, wenn man hier die for⸗ 
melle Nechtslage gegenüber der klar erkenntlichen wahren wirt⸗ 
ſchaftlichen Sachlage durchdringen laſſen würde. Die in neuerer 
Zeit ſtets durchgehaltene Praxis der ordentlichen und der Ver⸗ 
waltungsgerichte, den Wert des (ſteuerpflichtigen) Einbringens 
in eine Aktiengeſellſchaft nach der Höhe des erzielten Aktien⸗ 
Agios zu bemeifen?), muß hier zur Anwendung gelangen, wo 
das wahre erzielte Aktien⸗Agio erſt mittelbar erkenntlich wird 
aus dem Einführungskurs der Aktien und der Börſe. 

Berechtigten Anlaß zur Kritik geben aber die hieran an⸗ 
ſchließenden Ausführungen des RG. in der zur Erörterung 
ſtehenden Entſcheidung: „dieſe Einlegung (Berg⸗ und Hütten⸗ 
werke, Grundſtücke, Hure) war bare Gegenleiſtung des Fürſten 
für den Erwerb der Aktien und von ihrem Wert iſt die Steuer 
zu berechnen. Der Wert der Jahresrente von 3 Millionen Mark, 
die für jene Einlegung noch neben dem Kapitalsbetrag von 
44 Millionen Mark von der Aktiengeſellſchaft an den Fürſten zu 
zahlen wäre, kann für die Bewertung der Gegenleiſtung außer 
Betracht bleiben, da der Fürſt ſämtliche Aktien erwerben wollte 
und erwarb, dadurch der alleinige Herr des Vermögens der 
Aktiengeſellſchaft wurde und damit, und zwar der Abrede gemäß, 
hinſichtlich der Jahresrente die Schuld und Forderung in einer 
Perſon wirtſchaftlich vereinigte.“ Das RG. hat demnach die 
abweichende Entſcheidung des OLG. Breslau aufgehoben und 
die Sache an den Berufungsrichter zurückverwieſen, um auf 
der Grundlage, daß der vom Fürſten Hohenlohe eingelegte 
geſamte bergbauliche Beſitz die Gegenleiſtung für die Ausgabe 
der Aktien ſei, die Höhe des Wertes dieſer Gegenleiſtung feſt⸗ 
zuſtellen. 

Die in dieſen Ausführungen zutage tretende Rechtsanſicht des 
RE. erſcheint nicht zutreffend. Der Wert der Jahresrente muß mit 
berückſichtigt werden. Für feinen geſamten bergbaulichen Beſitz 
erhielt der Fürſt die Aktien, aber außerdem noch die Einräumung 


der Rente. Gegenleiſtung für die Aktien allein war alſo der Wert 


des geſamten bergbaulichen Beſitzes abzüglich des Wertes der 
Rente mit 50 Millionen und nur dieſer Wert unterliegt der 


— 


1) Vgl. RG. bei Gruchot 47, 688; KG. in KGBl. 1904, 87 
2) Vgl. Heinitz in DIZ. 1914 S. 782/788. 


3) Pgl. Dalberg, das Emiſſionsagio bei Aktiengeſellſchaften und 
feine Verwendung in Leipz Z. 1913 S. 892 Anm. 15. 


4. Jahrgang. 


Steuer als Wert des Betrages, zu dem die Aktien ausgegeben 
verden. Die Begründung, mit welcher das RG. die Außer: 
achtlaſſung der Rente gerechtfertigt hat, nämlich, daß ſich bei 
ihr ja Forderung und Schuld in einer Perſon (der des Fürſten) 
bereinigte, iſt aber auch rechtlich und wirtſchaftlich ſicherlich unzu⸗ 
treffend. Gläubiger war rechtlich der Fürſt Hohenlohe, Schuldner 
die Hohenlohewerke A.⸗G. Doch auch wirtſchafilich kann von einer 
Bereinigung nicht geſprochen werden, wenn auch der Fürſt ans 
fänglich alleiniger Inhaber aller Aktien der Hohenlohewerke ge: 


een ift. Denn die Gründung einer Aktiengeſellſchaft dient doch in 


der Regel dem Zweck, das in die Aktiengeſellſchaft einzubringende 
Vermögen ganz oder teilweiſe an Dritte zu veräußern und zwar 
bermitteld des Abſatzes der Aktien. In dem vorliegenden 
Fall im beſonderen übertrug der Fürſt, wie gleichfalls aus dem 
Urteil hervorgeht, kraft vorher getroffener Vereinbarung uns 
mittelbar nach der Gründung 16 Millionen Mark der Aktien 
an die Berliner Handelsgeſellſchaft. Unter Berückſichtigung 
dieſes Umfandes lann man auch im Augenblicke der Gründung 
nicht von wirtſchaftlicher Identität von Gläubiger und Schuldner 
den; denn wirtſchaftlich war bereits die Berliner Handels⸗ 
geſelſchaft zu mehr als ½ in die Schuldnerſtelle bezüglich der 
hreörente eingerückt. Hinzu kommt, daß der Fürſt Hohenlohe 
in ſpäteren Jahren, wie es in der Natur der Sache lag, weitere 
große Posten der anfänglich von ihm übernommenen Aktien 
beräußert hat und heute von dieſen wohl nur noch einen 
berhälmiszmäßig kleinen Teil beſitzt. Es erſcheint überhaupt 
berehl, in der vom RG. geſchehenen Weiſe beim Verhältnis 
bon Aklengeſellſchaft zu Aktionär mit wirtſchaſtlichem Geſichts⸗ 
hunt zu operieren. Der rechtlich ſtreng durchgeführten Scheidung 
von Aktionär und Aktiengeſellſchaft muß ſich hier die wirtſchaft⸗ 
iche anſchließen. Das Zuſammentreffen der Berechtigung aus 
de Rente mit der Verpflichtung zur Rentenzahlung in der 
Jaſon des alleinigen Aktionärs, welcher wirtschaftlich die 
Atiengefelfcaft tepräfentieren mag, iſt ein zufälliges. Der 
Aionde kann jederzeit feine Aktien ganz oder zum Teil 
Kräußen, wie es ja auch hier geſchehen iſt. Nach der Ver⸗ 
äußerung bleibt er noch vollberechtigt aus der Jahresrente, 
pihend die Verpflichtung daraus bei der Aktiengeſellſchaft 
bleibt und ſomit auf die neuen Altionäre übergeht. 

Die gegen Einbringung ſeines geſamten bergbaulichen 
Beſtes an den Fünften erfolgte Leiſtung der Aktiengeſellſchaft 
bid alſo nicht nur in der Übertragung der geſamten 
10 Millionen Mark⸗Aktien, ſondern weiter in der Einräumung 
ener Jahrezrente von 3 Millionen Mark, deren Kapitalwert 
heuäß Anſezung 50 Millionen Mark betrug, während nach der 
anf des RG. unzutreffenderweiſe die alleinige Leiſtung 
u bie Einbringung die Übertragung der 40 Millionen 
Ruck Aliem wäre. Es betrug demnach der Wert des geſamten 
eingebrachten bergbaulichen Beſitzes 40 Millionen Aktien zu 
196 Prozent = 78,4 Millionen Mark + 50 Millionen Mark 
* der Jahresrente, insgeſamt alſo 128,4 Millionen Mark. 

mm das RG. der Anſicht iſt, „daß der vom Fürſten 
50 benlohe eingelegte geſamte bergbauliche Beſitz die Gegen: 
ung für die Ausgabe der Aktien iſt“ und dieſer feinem 
Banyen Werte nach ſteuerpflichtig wäre, fo würde danach ein 
Slempel von einem Wert des Eingebrachten von 128,4 Millionen 
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Mark in Anſatz zu bringen ſein, das iſt 2,568 Millionen Mark. 
Der Steuerfiskus hat in dem Prozeß ſelbſt insgeſamt nur die 
Steuer von 78,4 Millionen = 1,568 Millionen Mark gefordert 
und damit alſo den Wert der Jahresrente berückſichtigt. Den 
geforderten Betrag wird er auf Grund des Reichsgerichtsurteils 
zunächſt erhalten, und zwar mit Recht. 

Der Fiskus könnte aber, da nun einmal, wie das RG. 
ſich ausdrückt, das Stempelgeſetz dazu beſtimmt iſt, dem Fiskus 
Einnahmen zuzuführen, ſich auch die weitergehenden unzu⸗ 
treffenden Ausführungen des RG. zunutze machen und den ge⸗ 
ſamten Wert der Bergwerke uſw. einſetzen und eine Mehrſteuer 
von 1 Million Mark weiter beanſpruchen; dies wäre aber nach 
den obigen Ausführungen unberechtigt. 

Das gleiche Ergebnis rechtfertigt ſich auch aus dem Um⸗ 
ſtande, daß einige Jahre nach der Gründung die Ablöſung der 
Jahresrente durch Kapitalzahlung erfolgt iſt; zu dieſem Zwecke 
iſt 1910 das Kapital um 32 Millionen Mark bei hohem 
Emiſſionsagio erhöht worden und von dieſem Betrage iſt natur⸗ 
gemäß der Stempel bezahlt worden. Erſt mit dieſer Kapital⸗ 
erhöhung und der Übertragung der ausgegebenen jungen Aktien 
an den Fürſten wurde ſozuſagen der Reſt des Wertes der ein⸗ 
gebrachten Bergwerke durch die Aktiengeſellſchaft endgültig an 
den Fürſten abgegolten. Dieſer Reſt des Wertes hätte aber nach 
den Reichsgerichtsausführungen auch ſchon bei der Gründung 
ſelbſt verſtempelt werden müſſen und würde danach doppelt zur 


Stempelſteuer herangezogen werden. 


— — — — 


Das Zurückbehaltungsrecht in der zweiten Iunſtanz. 
(Zugleich ein Beitrag zur Lehre von der prozeſſualen 
Sicherheitsleiſtung.) 

Von Dr. Hans Schäffer, Rechtsanwalt am Kgl. OLG. Breslau. 


Die Fälle ſind häufig, in denen die erſte Inſtanz zu einer 
glatten Verurteilung des Beklagten gelangt iſt, während das 
Berufungsgericht den Anſpruch des Klägers nur Zug um Zug 
gegen Bewirkung einer Leiſtung des Beklagten zubilligen will. 
Dieſe Prozeßlage kann einmal dann gegeben ſein, wenn das 
erſtinſtanzliche Gericht das bereits vor ihm geltend gemachte 
Zurückbehaltungsrecht nicht für begründet erachtet hat, ferner 
aber auch dann, wenn der Beklagte ſich erſt in zweiter Inſtanz 
auf ſein Zurückbehaltungsrecht beruft, wozu er ja ſicher mit 
Einwilligung des Gegners, nach herrſchender Lehre aber auch 
ohne dieſe in der Lage iſt (JW. 1911, 7515). 

Hat in dieſen Fällen der Kläger von der in erſter Inſtanz 
ausgeſprochenen vorläufigen Vollſtreckbarkeit Gebrauch gemacht, 
oder hat der Beklagte mit Rückſicht auf die drohende Voll⸗ 
ſtreckung freiwillig geleiſtet, fo ergeben ſich ſowohl für die 
begriffliche Konſtruktion des Zurückbehaltungsrechts, als auch 
für die Faſſung des Berufungsurteils nicht unbeträchtliche 
Schwierigkeiten, die trotz der Häufigkeit ihres Auftretens von 
Literatur und Rechtſprechung bisher unbeachtet geblieben ſind. 

Praktiſche Bedeutung haben dieſe Fragen nicht nur für 
den die Urteilsformel abſetzenden Richter, ſondern auch, wie 
die nachfolgende Darſtellung ergeben wird, für die Anträge der 


beiden Parteien, insbeſondere für den des Beklagten, wie ja 
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nach der jüngſten Rechtſprechung des RG. (JW. 1914, 1885 
die Zurückbehaltungseinrede überhaupt nur im Antrage ſelbſt 
wirkſam geltend gemacht werden kann. Zunächſt erhebt ſich 
ſchon die begriffliche Frage, wie es möglich iſt, daß dem Be⸗ 
klagten, der ſeine Leiſtung bereits bewirkt hat, das Recht 
zugeſprochen werden kann, fie zurückzubehalten. Tatſächlich 
erſcheint dies als Widerſpruch in ſich; denn zurückbehalten kann 
man doch immer nur etwas, was man noch in ſeinem Macht⸗ 
bereich hat, und dies iſt bei den vom Beklagten heraus⸗ 


zugebenden Gegenſtänden und der von ihm zu bewirkenden 


Leiſtung nach der Vollſtreckung zweifellos nicht mehr der Fall. 
Danach erſcheint die Folgerung geboten, daß eine Geltend⸗ 
machung des Zurückbehaltungsrechts nach Beitreibung der 
Leiſtung ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei, und der einzige Schrift⸗ 
ſteller, der dieſen Fragen nachgegangen iſt (Schlegelberger, Das 
Zurückbehaltungsrecht S. 170 f.), hat auch, wie aus der Dar⸗ 
ſtellung eines ähnlichen Falles bei ihm angenommen werden 
muß, dieſe Löſung als die allein mögliche angeſehen. 

Und doch iſt ſie unbefriedigend, denn ſie würde dazu 
führen, daß der Kläger die Macht hätte, durch feine Voll 
ſtreckung dem Beklagten die Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts, das ihm die Prozeßordnung auch für die 
Berufungsinſtanz gewährleiſtet, einfach zu verſchränken. Es 
würde eine weitere Folge ſein, daß diejenigen Kläger, die wirt⸗ 
ſchaftlich in der Lage ſind, eine etwa als Sicherheit erforderte 
Summe aufzubringen, dem Beklagten ſein Zurückbehaltungsrecht 
nehmen können, während diejenigen, die nicht über die erforder⸗ 
lichen Mittel verfügen, ihm weiter ausgeſetzt bleiben. Um⸗ 
gekehrt würde auch der Beklagte, der ſeinerſeits die zur Ab⸗ 
wendung der Zwangsvollſtreckung erforderliche Sicherheit nicht 
leiſten kann, für die zweite Inſtanz in eine weit ſchlechtere 
Rechtslage geraten als derjenige, dem dies möglich iſt. Dieſes 
Ergebnis würde aber einen kapitaliſtiſchen Zug in das Geſetz 
tragen, der ihm tatſächlich fremd iſt, und mit dem Weſen der 
vorläufigen Vollſtreckbarkeit in Widerſpruch ſtehen; denn dieſe 
fol nur eme vorläufige Regelung des Streitverhältniſſes 
zugunſten des in erſter Inſtanz obſiegenden Klägers herbei⸗ 
führen, muß aber vor den materiellen Rechten des Beklagten 
haltmachen und darf für ihn unter keinen Umſtänden Nachteile 
in der Sache ſelbſt zur Folge haben. 

Wie aber läßt ſich dieſes ſcheinbar durch die Logik gebotene 
und doch ſo unerwünſchte Ergebnis vermeiden? 

Die 88 712, 719, 707 ZPO. ſtellen ein taugliches Mittel 
hierzu nicht dar, denn ſie können zwar eine bevorſtehende Voll⸗ 
ſtreckung verhindern, ſind aber gegenüber einer bereits durch⸗ 
geführten machtlos. Näher zum Ziele bringt ſchon der Weg 
über 8 717 Abſ. II ZPO., der den Kläger im Falle der Ab⸗ 
änderung des ihm günſtigen Urteils verpflichtet, dem Beklagten 
allen durch die Vollſtreckung oder die zu deren Abwendung 
vorgenommene Leiſtung entſtandenen Schaden zu erſetzen. Unter 
dieſen Schaden fällt auch der Verluſt des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts, denn ſein Erlöſchen iſt ja nur eine Folge davon, daß 
die Leiſtung des Beklagten bereits bewirkt iſt. Der Erſatz 
würde alſo dementſprechend in der Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes zu beſtehen haben, d. h. darin, daß der 
Kläger ſich rechtlich ſo behandeln läßt, als ob das in Wahrheit 
bereits erloſchene Zurückbehaltungsrecht noch beſtände. 


N 5. 1915. 


Einen im Ergebnis ähnlichen Standpunkt hat das RE. 
einmal für eine erſt in zweiter Inſtanz möglich gewordene 
Aufrechnungseinrede vertreten (RG. 63, 130). Doch weicht es 
in der Begründung inſofern ab, als es den Einwand des Be⸗ 
klagten als durch die Leiſtung gar nicht erloſchen behandelt, 
weil es in der Leiſtung auf Grund eines vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Titels überhaupt keine echte Leiſtung ſieht. Es beruft 
ſich hierfür gleichfalls auf den 8 717 Abſ. II ZPO. Gerade 
aus dieſem Paragraphen dürfte aber das Gegenteil zu ent⸗ 
nehmen fein, denn er läßt ja nicht die auf Grund des erſten 
Urteils bewirkte Leiſtung bei einer Abänderung der Entſcheidung 
von ſelbſt an den Beklagten zurückfallen, was die notwendige 
Folge davon ſein müßte, wenn hier eine echte Leiſtung nicht 
vorläge, ſondern gibt dem Beklagten nur einen materiell 
rechtlichen Anſpruch, mit dem er die ſchädigende Wirkung dieſer 
Leiſtung, die auch im übrigen die volle Wirkung einer Er⸗ 
füllungshandlung hat, ausgleichen kann. !) 

Nach der hier vertretenen Anſchauung handelt es ſich alſo 
bei der nunmehrigen Geltendmachung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts nicht mehr um das alte urſprüngliche Recht des Be⸗ 
klagten, denn dieſes iſt unwiderruflich untergegangen, ſondern 
um einen Schadenserſatzanſpruch mit allen Eigenſchaften, die 
das BGB. einem ſolchen beilegt. Daher muß grundſätzlich 
auch der Geſichtspunkt des mitwirkenden Verſchuldens (8 254 
BGB.) zur Anwendung gelangen; doch wird man davon aus⸗ 
gehen müſſen, daß das Vorbringen des Zurückbehaltungsrechts 
erſt in der Berufungsinſtanz an und für ſich noch kein Ver⸗ 
ſchulden bedeutet, da es ja nach der Prozeßordmug zuläſſig 
iſt. Nur in ganz ſeltenen Ausnahmefällen, in denen auf ſeiten 
des Beklagten das Zurückbehaltungsrecht aus mißbilligens⸗ 
wertem Grunde, etwa um den Prozeß zu verſchleppen oder 
den Kläger zu ſchädigen, nicht vorgebracht worden iſt, darf 
man aus 8 254 die Folge herleiten, daß der Beklagte die 
Vollſtreckung und damit den Verluſt des Zurückbehaltungsrechts 
verſchuldet hat. Man wird aber hierbei beſondere Vorſicht 
walten laſſen müſſen, weil die Anwendung des 8 254 BGB. 
gerade hier für den Beklagten beſonders hart iſt, da eine 
Möglichkeit, den Schaden zwiſchen den Parteien zu teilen, 
nicht vorhanden iſt und dieſe Anwendung daher nur in einer 
völligen Verſagung des Zurückbehaltungsrechts beſtehen kann. 
In der Regel wird ja auch der Kläger gegen etwaige Nach⸗ 
teile, die das Vorbringen des Retentionsrechts erſt in zweiter 
Inſtanz zur Folge hat, ſchon durch die Koſtenvorſchrift des 
§ 97 Abſ. II ZPO. geſchützt fein. 

Dieſe Löſung reicht jedoch nur fo weit, als der 8 717 
Abſ. II ZPO. anwendbar iſt. Sie verſagt für den Fall, daß 
aus einem Oberlandesgerichtsurteil vollſtreckt iſt und das RO. 
das vom BerR. verſagte Zurückbehaltungsrecht für begründet 
erachtet. Hier gibt das Geſetz (8 717 Abf. III ZPO.) ſeit 
der Novelle vom 22. Mai 1910 keinen Schadenserſatzanſpruch 
mehr, ſondern nur einen Anſpruch auf Erſtattung des auf 
Grund des Urteils gezahlten oder geleiſteten, der ſich nach den 
Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung beſtimmt 
($ 541 Abſ. I ZPO.) Vermittels dieſes Anſpruches kann 
ſich aber der Beklagte die durch die Leiſtung verlorene Nechts⸗ 


) Vgl. auch JW. 1914, 986 11. 
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poſttion genau fo zurückerobern, wie er dies in dem vorher 
behandelten Falle vermittels des Schadenserſatzanſpruches 
konnte. Auch hier erreicht er, daß der Kläger ſich fo behandeln 
laſſen muß, als ob das Zurückbehaltungsrecht nicht erloſchen 
wäre; denn wenn das RG., falls nicht vollſtreckt wäre, das 
Zurückbehaltungsrecht des Beklagten für begründet anſehen 
würde, ſo iſt der Kläger durch ſeine Vollſtreckung eben darum 
bereichert, daß er die Leiſtung des Beklagten erhält, ohne 
gleichzeitig ſeine eigene Leiſtung zu bewirken, und ſeiner 
Verpflichtung zur Erſtattung der Bereicherung kann er 
eben nur in der Weiſe nachkommen, daß er das in Wahr⸗ 
heit erloſchene Zurückbehaltungsrecht noch weiter gegen ſich 
gelten läßt. 

Nun ſcheint dieſer Konſtruktion allerdings der 8 813 BGB. 
entgegenzuſtehen. Nach ihm iſt die Rückforderung der zum 
Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit bewirkten Leiſtung 
nur dann möglich, wenn dem Anſpruch eine dauernde Einrede 
entgegenſteht und das Zurückbehaltungsrecht iſt nun einmal 
leine dauernde, ſondern nur eine aufſchiebende Einrede. Aber 
der Widerſpruch iſt nur ein ſcheinbarer. Tatſächlich kann § 813 
BGB. hier gar nicht zur Anwendung kommen. Das ergibt ſich 
aus dem Wortlaut des in 8 717 Abſ. III ZPO. in Bezug ges 
nommenen 8 541 Abſ. II. Nach dieſer letzteren Vorſchrift 
regelt ſich nur die Erſtattungspflicht des Klägers nach den 
Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung, d. h. es 
find zur Begründung des Anſpruchs des Beklagten nicht auch 
die beſonderen Vorausſetzungen erforderlich, unter denen das 
868 eine Bereicherungsklage gewährt, ſondern der Anſpruch 
aus 5 717 Abſ. III und 8 541 Abſ. II ZPO. ſteht ſelbſtändig 
neben den im BGB. behandelten Fällen der Bereicherung und 
wird nur in ſeinem Umfange und der Art ſeiner Durchführung 
wie ſie behandelt. Das hat zur Folge, daß ſolche Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts, die lediglich Vorausſetzungen für 
die in dieſem Geſetz wiedergegebene Bereicherungsklage feſtſetzen, 
auf den in dieſen Vorausſetzungen vom bürgerlichen Recht un⸗ 
abhängigen Anſpruch der ZPO. keine Anwendung finden können. 
Zu dieſen Vorſchriften gehört aber der 8 813 BGB., der 
lediglich den Fall der condictio indebiti gewiſſen Beſchränkungen 
unterwerfen ſoll. 

Dieſes auf dem Umwege der Bereicherungsklage gewonnene 
Erfagmittel für das verlorengegangene Zurückbehaltungsrecht 
ſimmt in feinen Wirkungen mit dem aus dem Schadenserſatz 
begeleiteten völlig überein. Der weſentliche Mangel, der ſonſt 
dem Berticherungsanſpruch im Vergleich zum Schadenserſatz⸗ 
anſpruch anhaftet, der Einwand, daß die Bereicherung nicht 
mehr vorhanden iſt, ift hier nach der Natur des kondizierten 
Gegenftandes ausgeſchloſſen. Auch ſpielt umgekehrt der Unter⸗ 
ſchied in der Verjährungsdauer, die an ſich bei der Bereicherungs⸗ 
lage 30 Jahre, bei dem entſprechend der Deliktsklage zu 
behandelnden Anſpruch aus 8 717 Abſ. II ZPO. nur 3 Jahre 
beträgt, ) für den Beklagten hier keine Rolle. weil die Rechts⸗ 
hängigleit beider Anſprüche auf den Zeitpunkt der Zablung 
oder Leiftung zurückbezogen wird und dadurch die hier allein 
iniereffierende Möglichkeit einer Verjährung während des 
anhängigen Rechtsſtreits überhaupt ausgeſchloſſen ift. 


7) JW. 1913, 438 1. 
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Mit dieſer Löſung der theoretiſchen Schwierigkeit, ob dem 
Beklagten Überhaupt noch ein Zurückbehaltungsrecht oder ein 
Erſatzmittel für dieſes zuſteht, iſt aber noch keineswegs die 
praktiſche Frage entſchieden, wie der Beklagte, der doch tatſächlich 
nichts mehr in Händen hat, ſein Zurückbehaltungsrecht 
verwirklichen ſoll. Dazu muß ihm zunächſt wieder etwas 
gegeben werden, was er zurückbehalten kann, und hier knüpfen 
wieder eine Reihe intereſſanter Fragen an. 

War die Zahlung des Beklagten auf Grund eines ohne 
Sicherheitsleiſtung des Klägers vorläufig vollſtreckbaren Urteils 
erfolgt, ſo muß der Beklagte auf alle Fälle den Antrag auf 
Rückgewähr der bewirkten Leiſtung ſtellen. Erſt wenn er dieſe 
wieder in ſeinen Beſitz gebracht hat, hat er etwas, was er 
zurückbehalten kann, bis der Kläger ſeine Leiſtung bewirkt. 
Daraus ergibt ſich, daß hier das Zurückbehaltungsrecht nur 
gleichzeitig mit dem Anſpruch auf Rückgewähr der Leiſtung 
geltend gemacht werden kann. Ein Urteil, das dem Beklagten 
das Recht gibt, Zug um Zug gegen die Leiſtung des Klägers 
zu zahlen, wäre ein Meſſer ohne Klinge, wenn es nicht vorher 
dem Beklagten zu der von ihm bereits bewirkten Leiſtung 
zurück verhilft. Hier braucht alſo das Zurückbehaltungsrecht 
den Geſichtspunkt des Schadenserſatzes nicht nur begrifflich zur 
Herſtellung der früheren Rechtslage, ſondern es kann überhaupt 
nur durchgeführt werden, wenn tatſächlich derſelbe oder ein 
entſprechender Zuſtand geſchaffen worden iſt, wie er vor der 
Leiſtung des Beklagten beſtanden hat. Daher kann hier, was 
die Praxis faſt immer außer acht läßt, ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht nur dann Beachtung finden, wenn gleichzeitig der Antrag 
auf Rückgewähr des Empfangenen, oder wenn dieſe nicht möglich 
iſt, eines entſprechenden Schadenserſatzes geſtellt wird. Nötigen⸗ 
falls wird das Gericht gemäß 8 139 ZPO. dem Beklagten eine 
Anregung in dieſem Sinne zu geben haben. 

Der Tenor eines derartigen Urteils würde alsdann wie 
folgt zu lauten haben: 

„unter Abänderung des erſtinſtanzlichen Urteils wird der 
Kläger verurteilt, die vom Beklagten bewirkte Leiſtung 
zurückzugewähren. Der Beklagte hat alsdann die gleiche 
Leiſtung Zug um Zug gegen Gewährung der Leiſtung 
des Klägers zu bewirken. Der Kläger kann die Rück⸗ 
gewähr der Leiſtung des Bellagten durch Bewirkung 
ſeiner Leiſtung abwenden.“ 

Bezüglich der vorläufigen Vollſtreckbarkeit wäre, unter der 
Vorausſetzung, daß die erforderlichen Anträge beiderſeits geſtellt 
ſind, da hier jede Partei gleichzeitig Gläubiger und Schuldner 
iſt, noch hinzuzufügen: 

„dieſes Urteil iſt vorläufig vollſtreckbar, jedoch wird 
jeder Partei nachgelaſſen, die Zwangsvollſtreckung durch 
Sicherheitsleiſtung von Mark .... abzuwenden, fofern 
ſich nicht die andere Partei erbietet, vor der Vollſtreckung 
Sicherheit zu leiſten.“ 

Ganz entſprechend, natürlich unter Fortlaſſung des die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit betreffenden Teils, würde die Urteils⸗ 
faſſung in demjenigen Falle ſein, in dem erſt das RG. dem 
Beklagten das vom OLG. aus Rechtsgründen verſagte Zurück⸗ 
behaltungsrecht zubilligt. 

Ebenſo iſt aber die Entſcheidung des Berufungsgerichts zu 
formulieren, wenn das Urteil erſter Inſtanz nur gegen Sicher⸗ 
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heitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar war. Auch hier bedarf 
es zunächſt der Verurteilung des Klägers zur Rückerſtattung 
des bereits Empfangenen, nach deren Bewirkung der Beklagte 
an ſeiner nunmehr noch ausſtehenden Leiſtung das Zurück⸗ 
behaltungsrecht ausüben kann. 

Das Beſtreben nach einer Vereinfachung dieſes letzteren 
Urteilstenors hat nun in der Praxis vielfach dahin geführt, die 
Verurteilung des Klägers zur Rückzahlung und des Beklagten 
zur Leiſtung Zug um Zug gegen Bewirkung der Gegenleiſtung 
dadurch zu erſetzen, daß die Rücknahme der vom Kläger geleiſteten 
Sicherheit von der Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung 
abhängig gemacht wird. 

Dieſe Löſung iſt aber abzulehnen. Sie geht einmal von 
der begrifflich unrichtigen Vorausſetzung aus, daß die vom 
Kläger beſtellte Sicherheit ein rechtliches Surrogat für die 
Leiſtung des Beklagten iſt, während ſie in Wahrheit nur zur 
Sicherung des etwaigen ſpäteren Schadenserſatzanſpruches des 
Beklagten dienen ſoll; da dieſer Schaden von vornherein auch 
als größer als die Leiſtung erkannt werden kann, iſt ſie in 
ihrem Umfange auch nicht auf die Höhe der Leiſtung beſchränkt. 
Es würde hierbei dem Kläger alſo möglicherweiſe dadurch ein 
Unrecht geſchehen, daß ihm wegen ſeiner noch nicht bewirkten 
Leiſtung ein zu großer Wert vorenthalten wird. Aber auch 
dem Standpunkt des Beklagten wird dieſe Urteilefaſſung nicht 
gerecht. Er hat den Anſpruch, bis der Kläger leiſtet, ſeine 
eigene Leiſtung tatſächlich im Beſitz zu haben, und für dieſen 
Zuſtand bietet ihm die Tatſache, daß der Kläger ſeine Sicher⸗ 
heit nur gegen Bewirkung ſeiner Leiſtung herauserhält, keines⸗ 
wegs einen gleichwertigen Erſatz, denn er iſt zum mindeſten 
deswegen ſchlechter daran, weil er die Nutzungen, die ihm ſeine 
Leiſtung in der Zwiſchenzeit tragen würde, entbehrt, und für 
ſeine Stellung als beatus possidens einen dauernden Schwebe⸗ 
zuſtand eintauſcht, den er nur durch Erhebung einer ſelbſtändigen 
Klage auf die gegneriſche Leiſtung zur Löſung bringen kann. 

Es wäre demnach dieſe Vereinfachung der Urteilsformel, 
wenn ſie überhaupt eine ſolche iſt, mit dieſen unerquicklichen 
Rechtsfolgen zu teuer erkauft. 


* * 
* 


Im engſten Zuſammenhange hiermit ſteht die Frage, wie 
das DRG, das die Berufung des Beklagten zurückweiſen will, 

feine Entſcheidung zu fallen hat, wenn das erſte Urteil voll⸗ 
ſtreckt iſt und der Beklagte trotzdem in zweiter Inſtanz beantragt, 
ihm die Abwendung der Vollſtreckung gegen Sicherheitsleiſtung 
nachzulaſſen. Dieſe Frage wird im vorliegenden Falle wichtig, 
wenn das Berufungsgericht das Zurückbehaltungsrecht nicht 
anerkannt hat und der Beklagte ans RG. gehen will, beſitzt 
aber auch über das Zurückbehaltungsrecht hinaus eine außer⸗ 
ordentliche allgemeine Bedeutung. 

Hier wird man ſehr wohl unterſcheiden müſſen, ob das 
erſtinſtanzliche Urteil ohne Sicherheitsleiſtung oder nur gegen 
Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar war. Im erſteren 
Falle wird dem erſt in zweiter Inſtanz geſtellten Antrage des 
Beklagten keinerlei Wert beizulegen ſein, denn eine Vollſtreckung 
aus dem zweitinſtanzlichen Urteil kann nicht mehr ſtattfinden. 
Die vorläufige Vollſtreckbarkeit dieſes Urteils bringt alſo dem 
Beklagten keinerlei Gefahr und daher auch die Möglichkeit, die 


M 5. 1915. 


Vollſtreckung abzuwenden, keinerlei Vorteil. Anders läge es, 
wenn dem Beklagten bereits in erſter Inſtanz die Abwendung 
der Zwangsvollſtreckung nachgelaſſen worden wäre. Dann hätte, 
ſelbſt wenn er eine Sicherheit nicht geleiſtet hätte, die Voll 
ſtreckung nur eingeſchränkte Wirkungen haben können (58 720, 
815 Abſ. III, S 817 Abſ. IV, SS 819, 839 38 PD.), und dann 
würde es auch einen guten Sinn geben, wenn er zur Aufrecht⸗ 
erhaltung jener Beſchränkungen ſeine Anträge in zweiter Inſtanz 
wiederholt. Dies fällt fort, wenn ihm vom LG. die Abwendung 
der Zwangsvollſtreckung nicht nachgelaſſen war. 
Falle hätte ein derartiger Ausſpruch des OLG. einen rein 
theoretiſchen Wert, und es wäre ein durch nichts gerechtfertigter 


Formalismus, wenn man das Urteil mit dieſer bedeutungsloſen 
Floskel beſchweren wollte. 


War das erſtinſtanzliche Urteil nur gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung vorläufig vollſtreckbar, dann konnte der Beklagte in 
erſter Inſtanz den Antrag auf Gewährung der Abwendungs⸗ 
befugnis überhaupt nicht wirkſam ſtellen, denn dieſer kommt 
anerkanntermaßen gegenüber Urteilen, deren Vollſtreckbarkeit auf 
8 710 ZPO. beruht, nicht in Betracht.?) Hier bedeutet aber 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit des oberlandesgerichtlichen Urteils 
für den Beklagten deswegen einen ſehr erheblichen Nachteil, 
weil ſie den Kläger berechtigt, die von ihm geleiſtete Sicherheit 
zurückzuziehen und ſomit dem Beklagten die Gewißheit einer 


Befriedigung für den ihm etwa vom NG. noch zuzubilligenden 


Schadenserſatzanſpruch entzieht. An dem Beſtehenbleiben dieſer 
Sicherheit hat der Beklagte alſo ein ſehr beträchtliches Intereſſe, 
und hier gibt es daher einen ſehr guten Sinn, wenn man ihm 
nachläßt, durch Sicherheitsleiſtung ſeinerſeits zu bewirken, daß 
der Kläger die Vorteile der vorläufigen Vollſtreckbarkeit nicht 
genießt, d. h. ſeine eigene Sicherheitsleiſtung bis zur Rechts⸗ 
kraft beſtehen laſſen muß. Eine andere Frage iſt es, ob dieſe 
Wirkung im Urteilstenor zum Ausdruck gelangen muß. Sie 
dürfte aber ſchon mit Rückſicht auf die Hinterlegungsſtelle, bei 
der die Sicherheit des Klägers ruht, zweckmäßig zu bejahen 
ſein, und die Formel würde dann dahin lauten, daß dem Be⸗ 
klagten nachgelaſſen wird, durch Sicherheitsleiſtung ſeinerſeits 
die Rücknahme der vom Kläger geleiſteten Sicherheit und die 
Vollſtreckung wegen der Koſten abzuwenden. 

Zu prüfen wäre nun ſchließlich noch, ob dieſer Befugnis 
des Beklagten gegenüber dem Kläger gemäß 8 713 Abſ. II 380. 
das Recht zugeſprochen werden ſoll, durch Sicherheitsleiſtung 
ſeinerſeits die Abwendung der Vollſtreckbarkeit zu verhindern. 
Es kommt darauf an, ob die Gewährung dieſes Rechts irgend⸗ 
welchen Zweck für ihn hätte. Tatſächlich iſt dies nicht der 
Fall, denn das einzige, was er durch eine erneute Sicherheit 
erreichen könnte, wäre das Freiwerden ſeiner erſten Sicherheit, 
alſo lediglich ein Umtauſch der hinterlegten Werte, der ihm 
nach 8 108 ZPO., 8 235 BGB. ohnedies freiftcht. Da dieſe 


Befugnis für ihn alſo keinerlei Bedeutung hat, iſt von ihrer 


Aufnahme in den Urteilstenor abzuſehen. 


* * 
2. 


3) Die gegen dieſe Auffaſſung vorgebrachten Bedenken von 
Fromherz (JW. 1914, 126) vermögen nicht durchzugreifen; vgl. auch 
Hein, JW. 1914, 604. 
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Für den vorher erörterten Fall, daß das OLG. im 
Gegenſatz zum LG. dem Beklagten das Zurückbehaltungsrecht 
zubilligt, bietet auch die Zwangsvollſtreckung aus dem oben 
tenorierten Urteil einige der Erörterung werte Fragen. 

Am einfachſten geſtaltet ſich die Abwicklung dieſes Urteils, 
wenn der Kläger die gegen ihn vorzunehmende Zwangs⸗ 
vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung abwendet, ohne daß der 
Beklagte von ſeiner Befugnis, ſie durch eine von ihm zu 
ſtellende Sicherheit dennoch zu ermöglichen, Gebrauch macht. 
Einftweilen bleibt dann der bisherige Zuſtand völlig aufrecht⸗ 
erhalten. 

Schwieriger wird die Lage ſchon, wenn der Beklagte 
ſeinerſeits die Sicherheit ſtellt und daraufhin ſeine Leiſtung 
zurückerhält; dann kann der Kläger unter Angebot feiner 
eigenen Leiſtung wieder an den Beklagten herantreten und 
dieſer kann jetzt die Vollſtreckung des Klägers durch Sicher⸗ 
heitsleiſtung abwenden, wenn nicht dieſer ſeinerſeits Sicherheit 
ſtellt. Bei dieſer Sachlage iſt alſo entweder die Leiſtung im 
Beſiz des Beklagten, und dieſer hat zweifache Sicherheit ges 
leiftet, oder im Beſitz des Klägers, und dieſer hat eine Sicher⸗ 
heit geleiſtet. In letzterem Falle wäre außerdem noch die 
Sicherheit, die der Beklagte geſtellt hat, um ſeinen Rück⸗ 
gewähranſpruch vollſtrecken zu können, hinterlegt. Auf alle 
Fälle find hier immer zwei Sicherheiten vorhanden und daher 
iR in dem Rechtsſtreit ein dreifaches Kapital feſtgelegt, was 
natürlich für die Parteien, beſonders wenn ſie weniger leiſtungs⸗ 
fähig find, äußerſt empfindlich und auch vom volkswirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt zu beklagen iſt. 

Gibt es nun einen anderen Weg, dieſes in jeder Hinſicht 
unerfreuliche Ergebnis zu vermeiden? 

Dieſe Frage wird aus dem Weſen der Sicherheitsleiſtung 
heraus überhaupt zu bejahen fein. Eine Sicherheitsleiſtung 
hat mr dort und inſoweit einen Zweck, als wenigſtens die 
begriffliche Möglichkeit für die Entſtehung eines zu ſichernden 
Anfpruhes gegeben ift. Geht man von dieſem Grundſatze aus, 
ſo ift in jedem der beiden vorliegenden Fälle eine Sicherheit 
überflüſſig. Hat der Kläger die Leiſtung nicht, fo iſt er für 
den ihm hieraus erwachſenden Schaden durch die einfache 
Sicherheit des Beklagten genügend geſchützt und es bedarf 
daher nicht einer doppelten. Hat der Beklagte die Leiſtung 
nicht, ſondern der Kläger, fo kann dieſer einen Schaden über 
haupt nicht haben und es bedarf daher Feiner Sicherheits: 
leſtung des Beklagten. Es ſteht daher nichts im Wege, beide 
Dale dem Beklagten das Recht zur Rücknahme feiner Sicher⸗ 
bei zu gewähren, und zwar im erſten Falle, ſobald die neue 
Sicherheitzleiſtung geſtellt wird, im zweiten, ſobald er die 
Seiftung wiederum an den Kläger abgeführt hat. Im erſten 
dalle wird auch der Beklagte die Sachlage noch dadurch ver⸗ 
einfachen können, daß er, anſtatt eine neue Sicherheit zu ftellen, 
die Erklärung abgibt, daß die bereits beſtehende Sicherheits⸗ 
leitung dem Zwecke der neu zu leiſtenden dienen ſoll. 

War das erfle Urteil nur gegen Sicherheitsleiſtung voll⸗ 
ſurct worden, fo ift bereits eine Sicherheit für den dem Be⸗ 
maten durch die Vollſtreckung des erſten Urteils erwachſenden 
Schaden vorhanden und der Kläger braucht daher nach dem 
oben erörterten Satz, daß derſelbe Anſpruch nicht durch eine 
zweite Sicherheit gedeckt zu ſein braucht, keine erneute Sicher⸗ 
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heit zu leiſten, um die Vollſtreckung des Rückgabeanſpruches 
des Beklagten abzuwenden. Der Geſichtspunkt, daß beide 
Sicherheitsleiſtungen auf verſchiedenen Urteilen beruhen (OLG. 
Hamburg, OL GRſpr. 21, 104) ſpielt dabei keine Rolle, da der 
zu ſichernde Anſpruch in beiden Urteilen der gleiche iſt. Ebenſo 
kann auch der Kläger, wenn er dem Beklagten ſeine Leiſtung 
zurückgegeben hat und ſie nun unter Angebot ſeiner Gegen⸗ 
leiſtung wieder vom Beklagten heraus haben will, den Verſuch 
des Beklagten, dieſe Vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung ab⸗ 
zuwenden, dadurch zurückſchlagen, daß er ſich, anſtatt eine neue 
Sicherheit zu leiſten, auf die bereits in erſter Inſtanz geleiftete 
Sicherheit beruft; denn auch hier dienen beide Sicherheiten dem 
gleichen Schadenserſatzanſpruch des Beklagten. In den gerade 
bei größeren Objekten häufigeren Fällen, wo mit Rückſicht auf 
die erheblichen Koſten die von der zweiten Inſtanz als Sicher⸗ 
heit feſtgeſetzte Summe die früher hinterlegte überſteigt, braucht 
hier der Kläger eine neue Sicherheit nur für den überſchießenden 
Betrag zu ſtellen, behält aber im übrigen ſein Recht, auf die 
beſtehende Sicherheit zu verweiſen. 
* 1 * 

Es bleibt hier noch ein Wort über das Verhältnis der 
bisher behandelten rein prozeſſualen Sicherheiten zu der vom 
bürgerlichen Recht zur Abwendung des Zurückbehaltungsrechts 
vorgeſehenen Sicherheitsleiſtung (S 273 Abſ. III, § 1000 anders 
5 320 BGB.) zu ſagen. Dieſe Sicherheitsleiſtung kann im 
Urteilstenor niemals zum Vorſchein kommen, denn der § 273 
Abſ. III BGB. knüpft rechtliche Folgen nicht an das Angebot, 
ſondern erſt an die tatſächlich erfolgte Sicherheitsleiſtung. Das 
bloße Angebot, Sicherheit zu leiſten, hat der Richter gar nicht 
zu beachten, und die vollendete Tatſache führt zu einer Ver⸗ 
ſagung des Zurückbehaltungsrechts, alſo zu einer glatten Ver⸗ 
urteilung des Beklagten. Natürlich iſt aber der Kläger nicht 
gehindert, die das Zurückbehaltungsrecht beſeitigende Sicherheits⸗ 
leiſtung noch in der Berufungsinſtanz vorzunehmen. Das 
Verbot der Klageänderung ſteht dem nicht entgegen, da die 
Behauptung, daß Sicherheitsleiſtung erfolgt iſt, nicht einen Teil 
des Klagegrundes, ſondern nur eine Replik darſtellt. Nur ſetzt 
ſich der Kläger möglicherweiſe dadurch, daß er das Zurück⸗ 
behaltungsrecht erſt verſpätet beſeitigt, der Koſtenfolge aus 
§ 97 Abſ. II ZPO. aus. 

Mit den oben erörterten prozeſſualen Sicherheitsleiſtungen 
kann dieſe rein materiell⸗rechtlich nur in dem einen Falle in 
Berührung kommen, wenn nämlich der Kläger auf Grund eines 
gegen Sicherheitsleiſtung vollſtreckbaren Urteils die Klageſumme 
beigetrieben hat, aber befürchtet, daß das Berufungsgericht das 
Zurückbehaltungsrecht des Beklagten für begründet hält und 
dasſelbe daher durch Leiſtung der Sicherheit aus 8 273 Abſ. III 
BGB. beſeitigen will. Hier fragt es ſich, ob der Kläger dieſe 
materiell⸗rechtliche Sicherheit dadurch erſetzen kann, daß er den 
Beklagten auf die im Prozeſſe geleiſtete verweiſt oder ob er 
eine neue Sicherheitsleiſtung vornehmen muß. Der Umfland, 
daß die eine Sicherheit materiell⸗ rechtlich, die andere prozeſſual 
iſt, kann nicht ausſchlaggebend ſein, denn dies ſind keine grund⸗ 
ſätzlich unüberbrückbaren Gegenſätze (JW. 1914, 4666). Ent: 
ſcheidend iſt vielmehr allein, ob durch eine ſolche Verweiſung 
einer der beiden zu ſichernden Anſprüche beeinträchtigt wird. 
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Dies iſt nicht der Fall, denn die prozeſſuale Sicherheit, die 
beſtimmt iſt, dem Beklagten für allen Schaden zu haften, der 
ihm aus einer Leiſtung erwächſt, zu der er nicht verpflichtet 
war, umfaßt auch gleichzeitig den Zweck der materiell⸗ rechtlichen 
Sicherheit, welche nur den Schaden ſichern ſollte, den der 
Beklagte dadurch erleiden kann, daß er ein ihm für die Leiſtung 
des Klägers haftendes Unterpfand, nämlich ſeine eigene Leiſtung, 
aufgibt. Da die materiell rechtliche Sicherheit nun in ihrem 
Umfang niemals über den Wert der Leiſtung des Beklagten 
hinausgehen kann, iſt ſie durch die prozeſſuale auch der Höhe 
nach ausreichend gedeckt; nur muß in ſolchen Fällen der Beklagte 
das Recht haben, zu verlangen, daß der Kläger der Hinter⸗ 
legungsſtelle, bei der er dieſe Sicherheit geleiſtet hat, gegenüber 
erklärt, daß die früher nur zum Zwecke der Vollſtreckung geleiftete 
Sicherheit jetzt auch zur Abwendung des Zurückbehaltungsrechts 
diene und daher Über die Entſcheidung des anhängigen Prozeſſes 
hinaus hinterlegt bleiben müſſe. Mangels einer ſolchen Erklärung 
muß der Beklagte gewärtigen, daß der Kläger, wenn das den 
Beklagten nunmehr glatt verurteilende Erkenntnis rechtskräftig 
oder ohne Sicherbeitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar geworden 
iſt, ſich die Sicherheit herausgeben läßt. Wollte der Beklagte 
nunmehr im Verfahren über die Rückzahlung der Sicherheit 
vorbringen, daß ſie zur Abwendung des Zurückbehaltungsrechts 
dauernd hinterlegt bleiben müſſe, ſo würde er damit nicht 
einmal gehört werden können, weil das über die Aushändigung 
der Sicherheit befindende Gericht nur diejenigen Anſprüche 
berückſichtigen darf, denen die Sicerheitäleiftung nach der 
Erklärung des Klägers gegenüber der Hinterlegungsſtelle dienen 
ſoll. Der Beklagte hat alſo ein dringendes Intereſſe daran, 
daß auch die weitere Aufgabe der Sicherheitsleiſtung ſo zum 
Ausdruck gelangt, daß er nicht ſchlechter geſtellt iſt, als er 
es bei einer neuen Sicherheitsleiſtung des Klägers gemäß 
8 273 BGB. Abſ. III fein würde. Iſt dies geſchehen, fo 
kann die Hinterlegungsſtelle auch nach der Entſcheidung des 
anhängigen Prozeſſes die Sicherheit nicht an den Kläger aus⸗ 
händigen; denn die Frage, von deren Entſcheidung die Rück⸗ 
nahme der Sicherheit abhängt, ob nämlich das Zurückbehaltungs⸗ 
recht begründet war oder nicht, iſt eben durch die Sicherheitsleiſtung 
aus dem Prozeſſe ausgeſchieden und kann nur in einem beſonderen 
Rechtsſtreit zum Austrag kommen. Erſt nach deſſen Beendigung 
ſteht feſt, wer die hinterlegte Sicherheit zu erhalten hat. 


Die Pfändbarkeit privatrechtlicher Penſionsanſprüche 
und Renten. 
Von Rechtsanwalt Röhrig, Lauchſtedt. 

Im Reichstage ſind wiederholt Wünſche geäußert, daß die 
Grenze des pfandfreien Einkommens über den Betrag von 
1500 & hinaus erhöht werden möge. Dieſen Anregungen 
ſcheint das Reichsjuſtizamt jetzt entſprechen zu wollen, denn 
Zeitungsnachrichten zufolge finden demnächſt Beſprechungen über 
dieſen Punkt ſtatt. Da empfiehlt es ſich, die Frage aufzuwerfen, 
ob nicht die Pfändungsbeſchränkungen hinſichtlich des Einkommens 
noch in anderer Beziehung beſſerungsbedürftig ſind. 

Wenn von einer Beſchränkung der Pfändung des Ein⸗ 
kommens geſprochen wird, fo iſt damit offenbar nicht jedes 
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Einkommen gemeint, ſondern nur ganz beſtimmte Arten des 
Einkommens. Und zwar handelt es ſich um diejenigen Arten 
des Einkommens, die bereits heute vom Geſetzgeber durch den 
§ 850 Abſ. 1 Ziff. 7 und 8 ZPO. und das Lohnbeſchlag⸗ 
nahmegeſetz vom 21. 6. 1869 / 29. 3. 1897 beſonders geſchützt 
werden. Nur dieſe Einkommen ſollen jetzt in noch höherem 
Maße vor Pfändungen geſichert werden. Dagegen iſt es 
offenbar nicht beabſichtigt, noch andere Einkommensarten des 
Schutzes teilhaftig werden zu laſſen, und doch gibt es auch 
unter den bisher nicht geſchützten Einkommensarten noch einige, 
die in rechtlicher und wirtſchaftlicher Beziehung den bisher 
geſchützten Einkommensarten ſehr nahe ſtehen und deshalb auch 
den gleichen Rechtsſchutz verdienen wie dieſe. Das ſind die 
privatrechtlichen Penſionsanſprüche und Renten. 

Private Penſionseinrichtungen finden wir einmal bei großen 
gewerblichen oder kaufmänniſchen Unternehmen. So gewähren 
z. B. große Banken ihren Angeſtellten Penſionen aus einem 
beſonderen Penſionsfonds. Außerdem find jetzt auch die freien 
Berufe dazu übergegangen, ſich Penſionen zu ſichern, indem ſie 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit gegründet haben, die 
ihren Mitgliedern und deren Hinterbliebenen ſür beſtimmte Fälle 
gegen Zahlung von Beiträgen eine Rente oder ein Ruhegehalt 
gewähren. Es braucht nur auf die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte verwieſen zu werden. 
Ahnliche Kaſſen haben ſich auch die Journaliſten und Schrift⸗ 
ſteller ſowie die Arzte und andere freie Berufe geſchaffen. 
Schließlich übernehmen auch eine große Zahl von Handel 
geſellſchaften aller Art, Penſions⸗, Unfalls oder Leibrenten⸗ 
verſicherungen. 

Obwohl faſt alle dieſe privaten Penſionen erſt im Fall 
der Arbeitsunfähigkeit, oder eines Unfalls, oder nach Erreichung 
eines gewiſſen Lebensalters gewährt werden, in dem die 
Arbeitskraft des Beziehers in der Regel geringer geworden iſt, 
ſind einige dieſer Anſprüche unſtreitig pfändbar, während es 
bei den übrigen zum mindeſten zweifelhaft iſt, ob ſie vor 
Pfändungen geſichert ſind. 

In 8 850 Abſ. 1 Ziff. 8 ZPO. werden nur die Penſionen 
der öffentlichen Beamten, Offiziere, Lehrer, der beamteten Arzte 
uſw. geſchützt, dieſe Beſtimmung kann deshalb hier keine 
Anwendung finden. Vielleicht ließen ſich wenigſtens die 
Penſionsanſprüche an die Verſicherungsvereine der freien Berufe 
der Ziff. 4 des 8 850 unterſtellen. Man kann die Kaſſen als 
Hilfskaſſen betrachten, da ſie ihre Renten nur zahlen, wenn die 
Arbeiskraft der Mitglieder geſchwächt oder weggefallen iſt, die 
Zahlungen alſo dem Unterſtützungszweck dienen. Der Umſtand, 
daß es ſich um private und nicht um öffentlich⸗ rechtliche Hilfe 
kaſſen handelt, ſteht der Anwendung dieſer Beſtimmung nach 
der Rechtſprechung nicht im Wege (vgl. Stein, Kommentar 
zur ZPO. 10. Aufl. Anm. II“ zu 8 850 und die dort zitierten 
Entſcheidungen). Immerhin ſteht der Begriff der „Hilfskaſſe“ 
nicht feſt, und es iſt deshalb nicht mit Sicherheit anzunehmen, 
daß die Rechtſprechung die Penſionen ſolcher Verſicherungs⸗ 
vereine unter die Anſprüche aus Hilfskaſſen rechnen wird. 

Die Penſionsanſprüche der Privatbeamten und die Penſions⸗ 
anſprüche gegen Handelsgeſellſchaſten, die die Unfall, Penſions⸗ 
und Leibrentenverſicherungen gewerbsmäßig betreiben, laſſen ſic 
jedenfalls nicht als Hebungen aus Hilfskaſſen anſehen. Die 
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Penſionzanſprüche der Privatbeamten können auch nicht als 
Einkünfte angeſehen werden, die durch die Fürſorge oder die 
Freigebigkeit eines Dritten gewährt werden. (8 850 Ziff. 3 ZPO.) 
Denn dieſe Penſionen ſtellen einen Teil der vertragsmäßigen 
Gegenleiſtung dar, find alſo nicht unentgeltlich gewährt (vgl. 
Stein a. a. O. Anm. II Ziff. 3 zu § 850). Allerdings hat 
die Praxis dieſe Penſionsanſprüche der Privatbeamten in anderer 
Weiſe zu ſchützen geſucht, indem ſie die Anſprüche als Dienſt⸗ 
lohn anſah und auf fie das Lohnbeſchlagnahmegeſetz zur Ans 
wendung brachte. Aber auch dieſe Anſicht wird nicht überall 
als richtig anerkannt. Stein (a. a. O. Bd. 2 Anm. II I= zu 
8 850) iſt anderer Meinung. Nur die privatrechtlichen Witwen⸗ 
und Waiſenrenten dürften unbedenklich der Vorſchrift 8 850 
Ziff. 7 unterſtellt werden können. 

Es iſt ſomit nach dem geltenden Recht zuläſſig, daß die 
von einer Verſicherungsgeſellſchaft zu zahlende Unfall⸗ oder 
Altersrente von den Gläubigern des Verſicherten in voller 
Höhe gepfändet wird, auch wenn die Rente weniger als 1500 4 
jährlich beträgt und der Verficherte keine weiteren Einkünfte 
hat. Ob die anderen privaten Penſionen unpfändbar ſind, iſt, 
abgeſehen von den Witwen⸗ und Waiſenrenten, mindeſtens 
zweifelhaft. Dieſer Rechtszuſtand kann nicht als befriedigend 
angeſehen werden. Ebenſo wie die Penſionen der Beamten, 
die Unfall, Invaliden⸗ und Altersrenten der Arbeiter, ſowie 
die Ansprüche der Angeſtellten aus der Reichsverſicherung für 


Angeſtellte vor Pfändungen geſchützt find, müßten auch die 


pribatrechtlichen Penſionen und Renten geſchützt werden. Denn 
ebenſowenig wie die arbeitsunfähig gewordenen Beamten, 
Arbeiter und die nach Reichsgeſetz verſicherten Angeſtellten können 
die nicht mehr arbeitsfähigen Angehörigen anderer Berufsklaſſen 
und Stände ein gewiſſes Exiſtenzminimum entbehren. Man 
lum dem nicht entgegenhalten, daß durch ſolche Pfändungs⸗ 
beſchränkungen die Zwangsvollſtreckung zu ſehr erſchwert wird 
und daß dadurch nur die Schuldner geſchützt werden. Denn 
es beſteht auch ein öffentliches Intereſſe, daß arbeitsunfähige 
Perſonen das Exiſtenzminimum behalten, da fie ſonſt der 
Armenpflege zur Laſt fallen. Dies öffentliche Intereſſe iſt dem 
Geſezgeber wichtiger erſchienen als die Intereſſen der einzelnen 
Gläubiger. Denn ſonſt ließen fi die bereits beſtehenden 
Pfändungsbeſchränkungen hinſichtlich der Penſionen, Renten uſw. 
nicht rechtfertigen. Wenn die privaten Penſions⸗ und Renten⸗ 
ansprüche bisher nicht geſetzlich der Pfändung entzogen waren, 
ſo wird das weniger daran liegen, daß die geſetzgebenden Faktoren 
dieſe Anſprüche für nicht ſchutzbedürftig hielten, als vielmehr daran, 
daß die privaten Penfions⸗ und Rentenverſicherungen erſt in 
letter Zeit größeren Umfang und Bedeutung gewonnen haben. 
Bei Einführung einer Beſchränkung der Pfändung dieſer 
Enlommenzarten müßte allerdings darauf geachtet werden, 
daß böswilligen Schuldnern nicht Gelegenheit gegeben wird, 
ihr Vermögen durch Erwerb privater Renten und Penſionen 
den Zugriff der Gläubiger zu entziehen. Das ließe ſich aber 
dadurch erreichen, daß eben nur diejenigen Penſionen und 
Renten den Zugriff der Gläubiger entzogen werden, die für 
ben Fall verminderter Erwerbsfähigkeit oder nach Erreichung 
eines beftimmten hohen Alters, etwa des 65. Lebensjahres, 
geyahlt werden, und daß die Unpfändbarkeit auf das Exiſtenz⸗ 
“mmum von 1500 4 oder den jetzt neu feſtzuſetzenden Betrag 
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beſchränkt bleibt. Außerdem muß die Unpfändbarkeit der An⸗ 
ſprüche wegfallen, ſoweit dieſelben zuſammen mit anderem 
unpfändbaren Einkommen den Betrag von 1500 & oder das 
anderweit feſtzuſetzende Exiſtenzminimum überfteigen. 
Die vorgeſchlagene Sicherung der privaten Penſionsanſprüche 
und Renten ließe ſich dadurch erreichen, daß in den 8 850 30. 
unter Ziff. 6a folgender Abſatz eingefügt wird: 
§ 850. Der Pfändung find nicht unterworfen: 
6a) Die Anſprüche auf Zahlung privater Penſionen und 
Renten, die für den Fall verminderter Erwerbs⸗ 
fähigkeit oder nach erreichtem 65. Lebensjahre gewährt 
werden, ſoweit dieſelben allein oder zuſammen mit 
anderem unpfändbaren Einkommen des Schuldners 
den Betrag von 1500 & jährlich nicht überſteigen. 
Eine ſolche Vorſchrift würde nicht nur den bereits durch 
privatrechtliche Verträge Verſicherten Schutz gewähren, ſondern 
würde auch inſofern von Vorteil ſein, als nach Einführung 
einer ſolchen Pfändungsbeſchränkung die private Rentenverſicherung 
gegen Arbeitsunfähigkeit und Unfall noch größeren Umfang an⸗ 
nehmen würde als bisher. Das aber liegt im Intereſſe der 
Allgemeinheit. 


Die Zuſtellung des Pfäudungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluſſes. 


Von Landrichter Dr. Karl Becker, Düſſeldorf. 
(Hilfsarbeiter im Juſtizminiſterium, Berlin.) 

In der Literatur und Praxis iſt es ſtreitig, ob auf die 
Zuſtellung des Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes (SS 829, 
835, 846 ff., 857 ff. ZPO.) die Beſtimmung des § 168 ZRO. 
Anwendung findet. 

Gaupp⸗Stein (8./9. Aufl. § 168 Anm. II, $ 829 Anm. II, 
10. Aufl. $ 168 Anm. II), Struckmann⸗Koch (8 829 Anm. 4, 
§ 753 Anm. 4), Seuffert (8 168 Anm. 4), Kurlbaum in 
Gruchots Beitr. 24, 62 ff., die Verfügung des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten von Cöln in ZVollſtrR. 11, 17 geben keine nähere 
Begründung für die von ihnen vertretene Anwendbarkeit. Keine 
Anwendung findet 8 168 ZPO. auf den Pfändungs⸗ und Über: 
weiſungsbeſchluß nach Neukamp ($ 166 Anm. 3), Skonietzki⸗ 
Gelpke ($ 168 Anm. 3), Peterſen⸗Anger ($ 829 Anm. 4), Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Frankfurt in JW. 86, 263. 

De lege lata dürfte die letztere Anſicht die richtige fein. 
In 8 168 ZPO. iſt nur von der „erforderlichen“ Zuſtellung 
die Rede. „Erforderlich“ bedeutet, daß die Zuſtellung ohne weiteres 
im Intereſſe der Parteien geboten iſt, was im konkreten Falle nach 
der Bedeutung der betreffenden Prozeßhandlung zu beurteilen iſt 
(vgl. Neukamp $ 168 Anm. 3; Gaupp⸗Stein 8./9. Aufl. 
§ 168 Anm. II, 10. Aufl. Anm. III; Reincke § 168 Anm. 1). 

Reicht die Partei einen Antrag oder eine Erklärung ein, 
die nach dem Geſetz zum Wirkſamwerden eine Zuſtellung er⸗ 
fordert, ſo wird angenommen, daß ſie auch die Zuſtellung will 
und daß ſie, falls die Zuſtellung nicht von Amts wegen vor⸗ 
genommen wird, ſtillſchweigend den Gerichtsſchreiber mit der 
Vermittlung der Zuſtellung beauftragt. Gaupp⸗Stein 10. Aufl. 
8 168 Anm. II lehnt in $ 168 die Annahme eines vermuteten 
Parteiauftrages ab; daß das Geſetz aber einen ſolchen unter⸗ 
ſtellt, ergibt meines Erachtens der Zuſammenhang des $ 168 
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mit 88 166, 167 ſowie feine Faſſung und Entſtehungsgeſchichte. 
Im 8 261 nordd. Entw., aus dem $ 154 a. F., $ 168 n. F. 
hervorgegangen iſt, war die Beauftragung ausdrücklich an⸗ 
genommen (vgl. auch Neukamp a. a. O., Skonietzki⸗Gelpke 
a. a. O.). Wenn die Vermittlung des Gerichtsſchreibers, wie 
Gaupp⸗Stein a. a. O. ſagt, kraft Geſetzes einträte, käme es auf 
den Willen der Partei überhaupt nicht an. Die Erforderlichkeit 
enthält aber, wie auch Gaupp⸗Stein a. a. O. Anm. III in 
Abereinſtimmung mit den übrigen Kommentaren annimmt, daß 
die Zuſtellung durch den Willen der Parteien geboten iſt 
(vgl. auch Kurlbaum a. a. O.). Die „erforderliche Zuſtellung“ 
in dieſem Sinne, daß alſo die Zuſtellung zur Erreichung der 
Parteiabſicht geboten iſt und daß die Partei ſie will, bezieht 
ſich aber meines Erachtens immer nur auf das mit einer Partei⸗ 
handlung (Antrag oder Schriftſatz) unmittelbar an erſter Stelle 
erſtrebte, nächſte Ziel, nicht aber auch auf die weiterhin be⸗ 
zweckten Rechtswirkungen, die ſich möglicherweiſe im Laufe des 
weiteren Verfahrens an den erſten Erfolg anſchließen und ihrer⸗ 
ſeits ſelbſt wiederum eine Zuſtellung vorausſetzen. So erfordert 
das Inlaufſetzen der Rechtsmittelfriſt, die Ermöglichung der 
Rechtsmitteleinlegung die Zuſtellung der Entſcheidung. Wenn 
nun auch der Wille des Klägers darauf gerichtet iſt, ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil zu erlangen und dazu die Inlaufſetzung der 
Rechtsmittelfriſt durch Zuſtellung erforderlich iſt, ſo läßt ſich 
daraus nicht folgern, daß er mit der Einreichung der Klage 
und der weiteren Schriftſätze auch die Herbeiführung der nach 
der zunächſt erſtrebten Entſcheidung des Gerichts möglichen 
weiteren Erfolge des Inlaufſetzens der Rechtsmittelfriſt und die 
Ermöglichung der Berufungseinlegung gewollt hat und deshalb 
der Auftrag zur Zuſtellung der Entſcheidung nach 8 168 ZRO. 
zu vermuten iſt. Iſt der mit einer Prozeßhandlung erſtrebte 
erſte Erfolg erreicht, z. B. die maßgebliche Mitteilung von 
Parteierklärungen an den Gegner oder der Erlaß der be⸗ 
antragten Entſcheidung, fo findet § 168 keine Anwendung 
mehr, es ſei denn, daß ein neuer Schriftſatz eingereicht wird, 
aus dem ſich als Wille der Partei ergibt, daß die zur Er⸗ 
zielung der weiter gewollten Rechtswirkung erforderliche Zu⸗ 
ſtellung vorgenommen werden ſoll. So war man ſchon vor 
der Novelle von 1909 allgemein darüber einig, daß § 168 bei 
Urteilen nicht Platz greife. Iſt der aufgeſtellte Grundſatz 
richtig, ſo ſcheidet 8 168 dort gänzlich aus, wo der zuerſt er⸗ 
ſtrebte Erfolg überhaupt eine Zuſtellung nicht erfordert. Dies 
iſt dann der Fall, wenn mit einem an das Gericht gerichteten 
Antrage eine Entſcheidung begehrt wird, deren Exiſtentwerden 
weder eine Zuſtellung des Antrags noch der Entſcheidung ſelbſt 
vorausſetzt. Mit dem Pfändungsantrag nach 5 829 ZPO. 
wendet der Gläubiger ſich an das Gericht, nicht an den 
Schuldner oder Drittſchuldner; fein zunächſt gelegenes, unmittel- 
bar erſtrebtes Ziel iſt der Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes. 
Dieſer wird — eine Ausnahme von § 329 Abſ. 3 ZPO. — 
eriftent mit der formlofen Aushändigung an den Gläubiger; 
einer Zuſtellung bedarf es nicht. Damit hat der Gläubiger 
erreicht, was er zunächſt, an erſter Stelle gewollt hat. Wie 
das bloß verkündete Urteil, ſo vermag auch der erlaſſene 
Pfändungsbeſchluß keine Wirkung zu entfalten, ſolange er nicht 
zugeſtellt iſt; erſt die Zuſtellung iſt geeignet, bei beiden die 
Wirkung herbeizuführen, deren Gewolltſein bei dem einen wie 
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bei dem anderen das ganze Vorgehen der Partei als verſtändlich 
und zweckdienlich erſcheinen läßt. Gleichwohl iſt wie beim 
Urteil, ſo auch beim Pfändungsbeſchluß die Anwendbarkeit des 
§ 168 zu verneinen, weil eben der mit dem Pfändungsantrag 
erſtrebte erſte Erfolg, der Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes, über⸗ 
haupt keine Zuſtellung erfordert, die zur Erreichung weiterer Er⸗ 
folge, zum Wirkſamwerden des Beſchluſſes erforderliche Zuſtellung 
eine weitere, ſelbſtändige Prozeßhandlung mit einem neuen Ziele iſt. 

Ebenſowenig wie beim Urteil läßt ſich auch beim Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß ganz allgemein ſagen, daß deſſen Zu⸗ 
ſtellung ohne weiteres im Intereſſe des Gläubigers liegt und 
daher von ihm als ſelbſtverſtändlich gewollt anzuſehen iſt. Es 
wird zweifellos Fälle geben, in denen dem Gläubiger damit 
gedient iſt, wenn er zunächſt einmal den Pfändungsbeſchluß in 
der Hand hat, um die Zuſtellung von weiteren zur Zeit der 
Antragſtellung noch nicht ſpruchreifen Erwägungen oder dem 
Eintritt noch ungewiſſer Umſtände abhängig zu machen. Wie 
bei Urteilen die Parteien ein Intereſſe daran haben, daß die 
Rechtsmittelfriſt nicht ohne ihr Wiſſen in Lauf geſetzt wird 
(vgl. Kurlbaum a. a. O.), ſo kann auch dem Gläubiger ſehr wohl 
daran gelegen ſein, daß der Pfändungsbeſchluß nicht ohne ſein 
Wiſſen zugeſtellt wird. Die Pfändung iſt für ihn nur von 
Wert, wenn die „angebliche“ Forderung beſteht und nicht etwa 
auf einen andern übertragen oder bereits gepfändet iſt; in dieſen 
Fällen würde er ſich durch Zuſtellung des Beſchluſſes noch der 
Gefahr ausſetzen, die Koſten eines Interventionsprozeſſes tragen 


zu müſſen. Es wird vorkommen, daß der Gläubiger ſich erſt 


nach Stellung des Antrags in dieſer Beziehung Gewißheit ver⸗ 
ſchaffen kann und will und davon die Zuſtellung abhängig macht. 
Ferner kann, wenn der Pfändungsbeſchluß dem Antrage nur 
zum Teil ſtattgibt, der Gläubiger ſehr wohl ein Intereſſe daran 
haben, erſt im Beſchwerdeverfahren einen antragsgemäßen Beſchluß 
zu erzielen, ehe er dem Drittſchuldner und Schuldner zugeſtellt 
wird, damit nicht der letztere, durch den Beſchluß vom Vorhaben 
des Gläubigers unterrichtet, den von der Pfändung noch nicht 
betroffenen Teil der Forderung einzieht oder durch eine der 
beliebten zahlloſen Schiebungen den weitergehenden Zugriff des 
Gläubigers unmöglich macht oder wenigſtens erſchwert. Bei 
Pfändung von zukünftigen, bedingten oder betagten Forderungen 
kann der Gläubiger die Zuſtellung davon abhängig machen wollen, 
ob die Forderung überhaupt exiſtent wird, wodurch bei Nicht⸗ 
exiſtentwerden der Forderung jedenfalls die Koſten der Zu⸗ 
ſtellung geſpart werden. Sind als Drittſchuldner Geſamt⸗ 
ſchuldner vorhanden, von denen nur einer zahlungsfähig iſt, ſo 
hat der Gläubiger ein Intereſſe daran, daß nur dieſem zu⸗ 
geſtellt wird; bei der Stellung des Antrags hat er dieſen viel⸗ 
leicht noch nicht ermittelt, während er es, wenn er die Zuſtellung 
ſelbſt beſorgt, bis dahin erfahren haben kann. Aus dieſen 
Beiſpielen ergibt ſich, daß der für die Zuſtellung nach 8 168 
geltend gemachte Grund, daß der bloße Pfändungsantrag allein 
ſchon die Zuſtellung als ohne weiteres im Intereſſe des Gläubigers 
geboten und als ſelbſtverſtändlich von ihm gewollt erſcheinen 
laſſe, allgemein nicht zutrifft. 

Den Arreſtbefehl und die einſtweilige Verfügung hat eben⸗ 
falls der Antragfteller, auch wenn fie in Beſchlußform erlaſſen 
werden, zuſtellen zu laſſen. 88 922, 936 ZPO. Gaupp⸗Stein 
will jetzt (10. Auflage 8 168 Anm. III) augenſcheinlich auch auf 
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den Arreſtbefehl 8 168 Anwendung finden laſſen, wenn er ſagt: 
„wann die Zuſtellung erforderlich iſt, ergibt ſich in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung und beim Arreſtbefehl aus der Stellung des 
Geſuchs“. In der 8./9. Auflage (S 168 Anm. II) dagegen 
vertritt er in Übereinſtimmung mit den andern Kommentaren 
den Standpunkt, daß § 168 nicht anwendbar ſei, vielmehr 
eine ausdrückliche Erklärung nötig ſei, weil hier, wie bei 
Urteilen und beim Vollſtreckungsbefehl, die Zuſtellung nicht 
ohne weiteres im Intereſſe der Partei liege. Die Zuſtellung 
nach § 168 würde hier meines Erachtens in den meiſten Fällen 
die Intereſſen des Gläubigers gradezu ſchädigen und gefährden. 
Iſt nämlich die Vorausſetzung des Arreſtes, die Gefahr der 
Vermögensverſchleppung gegeben, und wird der Beſchluß nach 
5 168 dem Antragsgegner zugeſtellt, fo erfährt dieſer regel⸗ 
mäßig früher von den ihm bevorſtehenden Zwangsmaßregeln, 
als der Antragſteller in der Lage iſt, den Arreſtbefehl zu voll⸗ 
ſtrecken, und wird dadurch gradezu in die Lage verſetzt, das zu 
tun, was durch den Arreſtbefehl vereitelt werden ſoll! Dieſer 
Grund muß allein ſchon genügen, um die Anwendbarkeit des 
9 168 auf den Arreſtbefehl zu verneinen. Arreſtbefehl und 
Pfändungsbeſchluß haben das gemeinſam, daß beide ein eine 
mündliche Verhandlung nicht erforderndes gerichtliches Er⸗ 
kenntnisverfahren abſchließen, daß bei beiden die Zuſtellung 
nur dem Vollzug der Vollſtreckung dient, ohne ſelbſt Voll⸗ 
ſtrekungsakt zu fein, bei beiden die Zuſtellung neben dem an 
das Gericht ſich wendenden Antrag eine weitere, dem Gegner 
gegenüber vorzunehmende, ſelbſtändige Prozeßhandlung iſt. 
Dieſe Gemeinſamkeiten rechtfertigen auch eine gleiche Behandlung 


bezüglich der Zuſtellung. Ferner müßte vom Standpunkte der 


Gegner aus der Pfändungsbeſchluß nach § 168 konſequenter⸗ 
weiſe auch dann zugeſtellt werden, wenn er gemäß 8 930 
Abſ. 1 S. 3 ZPO. vom Arreſtgericht gleichzeitig mit dem 
Arreſtbefehl erlaſſen wird. In dieſem Falle wird die Pfändung 
aber nur dann ihre Wirkſamkeit behalten, wenn auch der 
Arreſibefehl rechtzeitig zugeſtellt wird (§S 929 Abſ. 2, 3 ZPO.); 
hier erſcheint alſo auch die Zuſtellung des Arreſtbefehls nach 
3 168 in beſonders hohem Grade im Intereſſe des Gläubigers 
liegend, fo daß man hier ſicherlich die Vermittlung des Gerichts⸗ 
ſchreibers auch für die Zuſtellung des Arreſtbefehls als gewollt 
annehmen müßte; aber deshalb von der Regel, daß $ 168 
nicht für den Arreſtbefehl gilt, eine Ausnahme machen, werden 
auch wohl die Gegner — abgeſehen von Stein nach ſeinem 
neuen Standpunkt — nicht wollen. 

Zahlreiche einſtweilige Verfügungen erhalten Wirkſamkeit 
Ieiglich durch Zuſtellung an den Gegner; liegt zudem noch 
Dringlichkeit vor, ſo müßte auch hier, da die Zuſtellung zur 
Erreichung der Parteiabſicht ohne weiteres erforderlich erſcheint, 
der Zuſtellungswille des Antragſtellers unmittelbar als erwieſen 
angenommen werden und die Zuſtellung nach 8 168 ſtatt⸗ 
finden; dieſe konſequente Durchführung des gegneriſchen Stand⸗ 
punktes findet ſich aber nirgendwo. 

Die Erwägung, daß die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
ohne weiteres im Intereſſe des Gläubigers liege, kann dem⸗ 
nach nicht zur Bejahung der Anwendbarkeit des § 168 führen; 
denn einmal wird dieſe Erwägung nicht bei allen Pfändungs⸗ 
und Uberweiſungsbeſchlüſſen zutreffen, anderſeits trifft ſie aber 
auch in vielen Fällen bei Urteilen, Arreſtbeſchlüſſen und einfts 
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weiligen Verfügungen zu; gleichwohl verneint man allgemein 
bei dieſen die Anwendbarkeit des § 168 grundſätzlich. Eine 
unterſchiedliche Behandlung dieſer verſchiedenen Arten von Ent⸗ 
ſcheidungen iſt daher unbegründet. Bei allen kaſuiſtiſch im 
Einzelfalle die Anwendung des $ 168 vom Ermeſſen des Ge: 
richtsſchreibers abhängig zu machen, iſt nicht angängig; wenn 
die bloße Stellung des Geſuchs um Pfändung, Arreſt oder 
einſtweilige Verfügung als ſolche nicht genügt, die Zuſtellungs⸗ 
vermittlung des Gerichtsſchreibers Platz greifen zu laſſen, ſo 
müßte dies von dem tatſächlichen Vorbringen zur Begründung 
des Antrags abhängig gemacht werden; der Wille der Partei, 
daß ohne weiteres zugeſtellt werden ſoll, wird ſich aber in den 
meiſten Fällen ebenſowenig unzweifelhaft aus der Begründung 
des Antrags ergeben, wie aus der Stellung des Geſuchs ſelbſt; 


ſodann würde man damit dem Gerichtsſchreiber eine Aufgabe 


zumuten, der er wohl nicht gewachſen iſt, und ihm gleichzeitig 
eine Verantwortung aufbürden, die nicht berechtigt iſt. 

Ferner ergibt ſich aus den Schlußworten des $ 168 und 
dem Zuſammenhalt mit 8 169, daß er nur für die Fälle gilt, 
wenn dem Gerichtsſchreiber eine der Zuſtellung bedürftige Ur⸗ 
kunde übergeben wird, daß er aber keine Anwendung findet 
auf im Parteibetrieb zuzuſtellende gerichtliche Entſcheidungen, 
die ja dem Gerichtsſchreiber nicht von der Partei übergeben 
werden, ſondern vom Gericht aus in ſeine Hand kommen 
(vgl. Neukamp a. a. O., Skonietzki⸗Gelpke a. a. O. und RG. 
in JW. 85, 332). Wenn das RG. hier zwar ausdrücklich nur 
Urteile ausnimmt, aber § 168 nur für die Zuſtellung „ſolcher 
Parteierklärungen, die ihrer Natur nach dazu beſtimmt ſind, 
dem Gegner zugeſtellt zu werden“, gelten läßt, ſo dürfte damit 
ausgeſprochen fein, daß § 168 auf Entſcheidungen, die ja keine 
Parteierklärungen ſind, überhaupt keine Anwendung leidet. 
Nach § 169 ZPO. hat die Partei bei Vermittlung der Zu⸗ 
ſtellung durch den Gerichtsſchreiber, alſo auch im Falle des 
8 168, neben der Urſchrift des zuzuſtellenden Schriftſtücks eine 
der Zahl der Perſonen, denen zugeſtellt werden ſoll, entſprechende 
Anzahl Abſchriften zu übergeben. Erfolgt die Zuſtellung von 
Entſcheidungen nach § 168 ohne weiteres, ſo iſt die Partei, in 
deren vermutetem Auftrag zugeſtellt wird, gar nicht in der 
Lage, die erforderlichen Abſchriften dem Gerichtsſchreiber zu 
übergeben und entſtehen ihr durch die dann vom Gerichts⸗ 
vollzieher herzuſtellenden Abſchriften in der Regel erhöhte Koſten. 
Auch hieraus, ſowie aus dem Zuſammenhang der 88 166 bis 169 
ergibt ſich, daß 8 168 nur Schriftſtücke betrifft, die dem Gerichts⸗ 
ſchreiber unmittelbar von der Partei eingereicht werden, nicht 
aber ſolche, die vom Gericht ausgehen und der Partei aus⸗ 
zuhändigen ſind. 

Aus der Faſſung des 5 829 Abſ. 1 Satz 1 ZPO.: „Der 
Gläubiger hat den Beſchluß dem Drittſchuldner zuſtellen zu 
laſſen“, ſowie der entſprechend lautenden des § 922 Abſ. 2 
ZPO. iſt zu entnehmen, daß das Geſetz mit der Aushändigung 
des Beſchluſſes an den Antragſteller die Tätigkeit der Gerichts⸗ 
organe als abgeſchloſſen betrachtet und außer dem bloß an das 
Gericht gerichteten Antrage auf Erlaß des Beſchluſſes noch ein 
beſonderes Tätigwerden der Partei in Richtung auf die Zu⸗ 
ſtellung fordert, daß die Partei die Zuſtellung noch beſonders 
betreiben muß (vgl. auch Skonietzki-Gelpke a. a. O. und RG. 
a. a. O.). Dagegen ift in den Fällen, wo $ 168 unftreitig zur 
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Anwendung kommt, z. B. im Falle des § 216, der Zuſtellungs⸗ 
wille nicht als geſonderter gedacht. Wo alſo das Geſetz die 
Zuſtellung auf Betreiben der Parteien beſonders vorſchreibt 
und damit ausdrücklich in das Belieben der Parteien ſtellt, 
kann deshalb der Zuſtellungswille nicht ohne weiteres vermutet, 
ſondern muß, wenn der Gerichtsſchreiber vermitteln ſoll, dieſem 
gegenüber beſonders zum Ausdruck gebracht werden. Ferner 
iſt durch Satz 3 Abſ. 2 des 8 829 ein Doppeltes beſtimmt; 
einmal, daß der Gerichtsſchreiber, wenn er die Zuſtellung 
an den Drittſchuldner vermittelt hat, auch die Zuſtellung 
an den Schuldner zu vermitteln hat; ſodann, daß er, wenn er 
die erſte Zuſtellung durch Erſuchen der Poſt vorgenommen hat, 
bei der zweiten ebenſo zu verfahren hat. Erſteres in § 829 
beſonders anzuordnen, wäre überflüſſig geweſen, wenn § 168 
auf den Pfändungsbeſchluß überhaupt anzuwenden wäre. 

Auch die Entſtehungsgeſchichte der Zuſtellungsvermittlung 
durch den Gerichtsſchreiber, insbeſondere die kaſuiſtiſche Aus⸗ 
dehnung des Grundſatzes des § 168 ſpricht für den hier ver⸗ 
tretenen Standpunkt. § 261 des norddeutſchen Entwurfs, aus 


dem § 154 a. F., § 168 n. F. entſtanden iſt, ſprach nur von 


der Einreichung der Ladung zum Zwecke der Terminsbeſtimmung. 
Er hatte alſo zweifellos nur einen Parteiſchriftſatz im Auge, 
dagegen nicht gerichtliche Entſcheidungen. Wenn dieſe Be⸗ 
ſtimmung dann bei der Umarbeitung erweitert worden iſt, ſo 
kann ſich dies nur auf der Klageſchrift verwandte, gleichartige 
Urkunden, alſo andere Parteiſchriftſätze, nicht aber auf weſens⸗ 
verſchiedene Urkunden, d. h. gerichtliche Entſcheidungen beziehen. 
Ferner wurde in der Juſtizkommiſſion ein Antrag, daß der 
Gerichtsſchreiber für die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
„Sorge tragen“ ſolle, abgelehnt. Mit dieſem Antrag war 
nicht, was der gleiche Wortlaut des jetzigen § 209 vermuten 
laſſen könnte, an die Zuſtellung von Amts wegen gedacht, 
ſondern wie in § 261 des norddeutſchen Entwurfs und in 
8-458 a. F. an die Vermittlung der Zuſtellung durch den 
Gerichtsſchreiber. Da bei der Ablehnung des Antrags in 
keiner Weiſe zum Ausdruck gebracht worden iſt, daß die 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes ſowieſo nach 8 168 
($ 154 a. F.) durch Vermittlung des Gerichtsſchreibers zu 
erfolgen habe, kann nur angenommen werden, daß die geſetz⸗ 
gebenden Faktoren die Anwendbarkeit des 5 168 abgelehnt 
haben. Die Novelle von 1909 dagegen hat in den 88 508 
Abſ. 1, 699 Abſ. 1 Satz 5 ZPO. für Verſäumnisurteile der 
Amtsgerichte und Vollſtreckungsbefehle ausdrücklich die Vor⸗ 
ſchrift des 8 168 wiederholt. Wenn das Geſetz bei dieſen beiden 
Entſcheidungen, für die der Grundſatz der Zuſtellung auf Betreiben 
der Parteien aufgeſtellt iſt (85 317 Abſ. 1, 699 Abſ. 1 Satz 4), 
es für nötig erachtet hat, die Anwendung des Grundſatzes 
des § 168 ausdrücklich zu beſtimmen, fo ergibt ſich daraus, 
daß es die Anwendung bei andern Entſcheidungen ausgeſchloſſen 
hat, namentlich aber bei ſolchen, wo es, wie beim Pfändungs⸗ 
und Arreſtbeſchluß, die Zuſtellung im Parteibetrieb ebenfalls 
ausdrücklich angeordnet hat, ohne eine dem § 168 gleiche Bes 
ſtimmung hinzuzufügen: während jetzt in dem Antrag auf Erlaß 
des Verſäumnisurteils und des Vollſtreckungsbefehls der Auf⸗ 
trag zur Vermittlung der Zuſtellung zu erblicken iſt, will das 
Geſetz in dem Antrag auf Pfändung und Arreſt einen ſolchen 
nicht vermutet wiſſen. Warum in dieſer Beziehung ein Unter⸗ 


A 5. 1915. 
ſchied zwiſchen Urteil und Beſchluß gemacht werden ſoll, iſt, 
zumal beim Arreſtbefehl, der in beiden Formen ergehen kann, 
nicht erſichtlich; jedenfalls bietet das Geſetz hierzu keine Hand⸗ 
habe. Auch der Vollſtreckungsbefehl wird ohne mündliche Ver⸗ 
handlung in Beſchlußform erteilt, wie der Pfändungs⸗ und 
Arreſtbeſchluß; der Gleichſtellung des Vollſtreckungsbefehls mit 
dem Verſäumnisurteil kann in dieſer Beziehung keine Bedeutung 
beigemeſſen werden, da ſonſt im Hinblick auf 8 508 die Wieder⸗ 
holung der Vermittlung der Zuſtellung durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber in 8 699 überflüſſig geweſen wäre. Wenn es in der 
Begründung der Regierungsvorlage der Novelle vom Jahre 1909 
zu § 508 Abſ. 1 heißt: „eine beſondere Vorſchrift iſt erforderlich, 
da der 8 168 — wie die Praxis allgemein annimmt — auf 
die Zuſtellung von Urteilen keine Anwendung findet“, ſo kann 
daraus nicht gefolgert werden, daß die Novelle auf Beſchlüſſe 
den 8 168 angewendet wiſſen will; jedenfalls hat dies im Geſetz 
an keiner Stelle Ausdruck gefunden. 

Auch die Preußiſche Geſchäftsordnung für die Gerichts⸗ 
ſchreibereien der Amtsgerichte hält offenbar den 8 168 nicht für 
anwendbar auf Pfändungs⸗ und Aberweiſungsbeſchlüſſe; nach 
der durch Verfügung vom 29. Januar 1910 eingefügten 
Ziff. 2a des 8 21 iſt der Antrag auf Erlaß eines Verſäumnis⸗ 
urteils oder Vollſtreckungsbefehls als Auftrag zur Vermittlung 
der Zuſtellung anzuſehen; für andere gerichtliche Entſcheidungen, 
namentlich den Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß, enthält 
die Geſchäftsordnung keine entſprechende Beſtimmung. 

Endlich iſt auch folgendes zu beachten. In manchen Fällen 
der Pfändung und Überweifung iſt es nicht ohne weiteres aus 
dem Antrage erſichtlich und auch nicht unbeſtritten, wem der 
Beſchluß als Drittſchuldner zugeſtellt werden muß; z. B. bei 
der Pfändung eines Anſpruchs auf den Verſteigerungserlös in 
der Grundſtückszwangsvollſtreckung, eines Erbteils, des An⸗ 
ſpruchs auf Auseinanderſetzung von Miteigentum, eines Geſchäfts⸗ 
anteils einer Geſellſchaft m. b. H., des Anteils eines Geſell⸗ 
ſchafters am Geſellſchaftsvermögen (8 859 ZPO.) Bei An⸗ 
wendung des 8168 würde man in dieſen Fällen den Gerichts⸗ 
ſchreiber mit der Beantwortung von Rechtsfragen befaſſen, die 
er in der Regel wohl nicht zu löſen vermag, deren unrichtige 
Entſcheidung aber dem Gläubiger infolge der Unwirkſamkeit der 
Pfändung ſchweren Schaden, dem Staate manche Schadenserſatz⸗ 
und dem Gerichtsſchreiber ebenſo viele Regreßklagen zuziehen kann. 

De lege ferenda freilich dürfte zu erwägen ſein, ob 
nicht der Standpunkt der Gegner den Vorzug verdient. In 
den weit aus meiſten Fällen wird es wohl ohne weiteres im 
Intereſſe des Gläubigers liegen und als von dieſem gewollt 
anzuſehen fein, daß der Pfändungsbeſchluß ſogleich dem Dritt⸗ 
ſchuldner zugeſtellt wird. Es wäre daher, insbeſondere auch um 
die Streitfrage aus der Welt zu ſchaffen und damit ein einheit⸗ 
liches Verfahren zu erzielen, angezeigt, bei § 829 bzw. in einer 
neuen ZPO., wie jetzt bei 88 508, 699, eine dem § 168 ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift einzuſchalten. Die Bedenken, die ſich gegen 
die damit dem Gerichtsſchreiber in den zweifelhaften Fällen, 
wer als Drittſchuldner anzuſehen iſt, geſtellte Aufgabe auf⸗ 
werfen, könnten dadurch ausgeräumt werden, daß der Gläubiger 
auf Verlangen des Gerichtsſchreibers anzugeben has wem als 
Drittſchuldner zugeſtellt werden ſoll. 


44. Jahrgang. 


Preisſchleudern mit Markenartikeln. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


In den letzten Jahren iſt eine erhebliche Zunahme der⸗ 
jenigen Klagen eingetreten, die ſich gegen das Preisſchleudern 
mit Markenartikeln wenden. Die neueſte Rechtſprechung auf 
dieſem Gebiete hat mehr und mehr die früher beobachteten 
Grundsätze aufgegeben: In Erfaſſung der gewaltigen wirtſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſe ſind einzelne Urteile dazu gelangt, neue 
Richtlinien aufzuſtellen und damit einen erheblich weiterreichenden 
Schutz zu gewähren. Namentlich die Rechtſprechung der beiden 
lezten Jahre hat eine Fülle von Entſcheidungen gebracht, in 
denen die neuen Rechtsgedanken zum Ausdruck gekommen ſind. 
Für den Anwalt, der zur Vorbereitung einer gegen Preis: 
ſchleudern fi richtenden Klage die Kenntnis der neuen Judikatur 
nicht entbehren kann, iſt es recht ſchwierig und zeitraubend, die 
einzelnen Urteile zu ſuchen und aus ihnen die Leitſätze zuſammen⸗ 
zuftellen. Deshalb ſoll in der folgenden Darlegung eine ſolche 
Zuſammenſtellung gegeben werden: 

Markenartikel ſind ſolche Waren, die der Fabrikant regel⸗ 
mäßig in gleicher Art, Güte, Bezeichnung und Ausſtattung in 
den Verkehr bringt und für die er den Kleinverkaufspreis feſt⸗ 
ſezt. Läßt die Nechtfprehung Markenartikel zu, wie das ja 
der Fall iſt, dann muß ſie auch der beſonderen Art dieſer 
Varen Rechnung tragen und einen entſprechenden Schutz ge⸗ 
währen. Wo nur immer Markenartikel im Handel vertrieben 
werden, zeigt ſich das dringende Bedürfnis zur Verhinderung 
von Preisunterbietungen. Verfällt erſt ein Markenartikel der 
Preisſchleuderei, dann bedeutet das regelmäßig ſowohl für den 
Fabrilanten dieſer Ware, als auch für bie fie vertreibende 
Händlerſchaft einen großen Schaden und führt mit Notwendigkeit 
zun allmählichen Verfall der Marke. Der Markenartikel trägt 
ſeinen Preis gewiſſermaßen als Kennzeichen und weſentliche 
igenſchaft, und das Publikum weiß im allgemeinen die Preiſe 
folder Waren aufs genaueſte. Werden fie verſchleudert, fo ift 
darin, abgefehen von jeder vertraglichen Bindung des Ver⸗ 
käufers, im Regelfall eine illoyale Handlung, nämlich eine ſitten⸗ 
tibrige Anlodung von Kundſchaft zu erblicken, fofern der Ver: 
Käufer weiß, daß der Fabrikant die betreffende Marke unter 
einem Einheitspreis in den Verkehr bringt und auf Beobachtung 
ſeines Preisſyſtems hält (nicht etwa ſelbſt das Preisſchleudern 
mit dieſer Marke begünſtigt oder gefliffentlich duldet). Das 
Preißunterbieten bei Markenartikeln läßt für das Publikum 
meiſt keine andere Deutung zu, als daß einerſeits alle Preiſe 
m dem Geſchäſt des unterbietenden Gewerbetreibenden ganz 
beſonderz Billig find, und daß anderſeits die Mitbewerber un: 
gebüßrüch hohe Preife nehmen. Dieſe, deren Geſchäftsgebaren 
auf solche Art in ein höchſt ungünſtiges Licht gerückt wird, 
dürfen ja nun aber derartige Markenartikel nicht billiger ver⸗ 
kaufen, können alſo nicht mit der im Konkurrenzkampfe ſonſt 
gebotenen Gegenmaßregel antworten, daß ſie auch ihrerſeits, 
Ni es feIbf mit Verluſt, billiger verkaufen. Der mit Marken⸗ 

artikeln Schleudernde bewirkt alſo eine Täuſchung des Verkehrs, 
NHäbigt in iloyaler Weiſe feine Mitbewerber und diskreditiert 
den Fabrilanten der Ware, wie auch das Fabrikat. Dieſem 
M meinem Kommentar zum Wettbewerbsgeſetz, auch ſchon in 
n früherem Auflagen, eingenommenen Standpunkt hat zuerſt 
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das KG. in Gewgeſchutz 1912, 319 zugeſtimmt. In dieſem 
Urteil wird gegen den Preisſchleuderer feſtgeſtellt, daß die durch 
das Schleudern bewirkte Schädigung ſittenwidrig iſt und einen 
rechtswidrigen Eingriff in den Geſchäftsbetrieb des Betroffenen 
inſofern darſtellt, als im Publikum die Meinung verbreitet wird, 
die Markenartikel ſeien im Einzelverkauf zu verſchiedenen Preiſen 
erhältlich. — Seitdem iſt eine ganze Reihe von Urteilen dieſer 
Rechtsauffaſſung beigetreten. Siehe insbeſondere OLG. Karls⸗ 
ruhe in Markſch W. Bd. 14 (1915) 117 („Das Preisſchleudern mit 
Markenartikeln iſt unlauterer Wettbewerb“); LG. Frankfurt a. O. 
in Gewgſchutz 1915, Januar: „Im geſchäftlichen Verkehr verſtößt 
das Preisſchleudern mit Markenartikeln gegen die guten Sitten“; 
OLG. Kiel in Gewgſchutz 1915, Januar; OLG. Jena in 
Geweſchutz 1914, 89; OLG. Breslau in Gewgſchutz 1914, 123; 
LG. III Berlin Kammer I für Handelsſachen (11 0. 325/12). 
In letzterem Urteil wird die Sittenwidrigkeit des Preisſchleuderns 
mit Markenartikeln feſtgeſtellt ohne Rückſicht darauf, „woher und 
zu welchem Preiſe der Beklagte ſich die Waren verſchafft hat“. 
„Das Verhalten des Beklagten muß vom Publikum dahin aus⸗ 
gelegt werden, daß alle Preiſe in ſeinem Geſchäft ganz beſonders 
billig ſind, und daß ſeine Mitbewerber höhere Preiſe als er 
verlangen. Durch ſein Handeln greift der Beklagte auch in 
den Geſchäftsbetrieb der Klägerin inſofern ein, als im Publikum 
die Meinung verbreitet wird, die fragliche Ware ſei im Einzel⸗ 
verkauf zu verſchiedenen Preiſen erhältlich. (Vgl. Roſenthal, 
4. Aufl., 8 1 Note 123; KG. in Gewgſchutz 1912, 319.) 
Durch ſein Preisunterbieten bewirkt alſo der Beklagte eine 
Täuſchung des Verkehrs, ſowie eine Schädigung ſeiner Erwerbs⸗ 
genoſſen.“ Ebenſo AG. Würzburg in Gemwgſchutz 1915, 
Januar; AG. Saarbrücken in Gewgſchutz 1915, Januar; 
LG. Caſſel in GewKſchutz 1915, Januar; LG. Bromberg 
in 3IndR. 1915, 22 und in Geweſchutz 1915, Januar. 
Vgl. auch KG. in Geweſchutz 1914, 24; Markſch W. Bd. 13 
S. 205, 593. In letzterem Urteile heißt es: „Durch 
die Schädigung ihrer feſten Abnehmer wird gleichzeitig 
auch die Fabrik geſchädigt, da ſie Gefahr läuft, einen Teil 
ihrer Kunden zu verlieren“; ſiehe auch LG. III Berlin, 
Kammer I für Handelsſachen (11 0. 325/12): „Dem Beklagten 
konnte es nicht unbekannt ſein, daß der Klägerin durch die 
Preisſchleuderei ſchwerer Schade inſofern droht, als das Publikum, 
dem derſelbe Artikel zu verſchiedenen Preiſen angeboten wird, 
geneigt ſein wird, ſich von der Marke abzuwenden“. Siehe ferner 
LG. Frankfurt a. O. in ZIndR. 1914, 136; in Gewgſchutz 1915, 
Januar und in MarkſchW. Bd. 13, 594: „Selbſt wenn der 
Beklagte gar nicht gewußt hat, ob ſein Lieferant den Bedingungen 
der Klägerin unterworfen war, durfte er die Markenartikel der 
Klägerin nur zu deren Preiſen abſetzen. Wie auch immer der 
Beklagte bisher die Waren bezogen und vertrieben haben mag: 
Er darf nur innerhalb des Preisſyſtems der Klägerin verkaufen 
und feilhalten“. — Es genügt alſo die Kenntnis davon, daß 
für den betreffenden Markenartikel ein Einheitspreis vom 
Fabrikanten feſtgeſetzt worden iſt, und daß dieſer auf deſſen 
Beobachtung hinwirkt. Die planmäßige Durchkreuzung des 
vom Fabrikanten verfolgten Beſtrebens, die Preiſe ſeiner Marken 
zu ſchützen, wird ſaſt durchweg in den beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſen als ſittenwidrig angeſehen. Verſchiedene Handelskammern 
haben dieſer Auffaſſung ſchon Ausdruck gegeben. Allerdings 
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können die beſonderen Umſtände des Falles die Annahme der 
Sittenwidrigkeit des Preisſchleuderns ausſchließen. So iſt 
es z. B. an ſich unbedenklich, aus einer Konkursmaſſe 
(Liquidationsmaſſe) oder in der Zwangsvollſtreckung erworbene 
Waren unter dem feſtgeſetzten Markenpreiſe abzugeben. Siehe 
OL G. Jena in Gewgſchutz 1914, 89; LG. Bromberg in 
ZIndR. 1915, 22 und in Gewgſchutz 1915, Januar, ſowie 
LG. Dresden in MarkſchW. Bd. 13, 595. Dort wird dem 
Schleuderer, der ſich auf die Herkunft ſeiner Ware aus einer 
Konkursmaſſe uſw. beruft, der Beweis hierfür auferlegt. Es 
empfiehlt ſich für den Anwalt, daß er den Klageantrag bezw. 
den Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung mit 
folgendem Zuſatz formuliert: „Soweit die Ware nicht etwa 
nachweislich aus einer Zwangsvollſtreckung oder einer Konkurs⸗ 
maſſe (Liquidationsmaſſe) ſtammt“. Entſpricht das Gericht 
dieſem Antrage, dann bleibt es dem Beklagten vorbehalten, 
den Beweis der Herkunft der Ware noch in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu führen, wenn es ſich um die Frage handelt, ob 
er dem Verbote zuwidergehandelt hat. (OLG. Jena a. a. O.) 
Auch bei dem Verkauf von Markenartikeln, die aus äußerem 
Anlaß beſchädigt wurden bezw. dem Verderb ausgeſetzt ſind, 
kann ein Verkauf unter dem ſeſtgeſetzten Preiſe ſich rechtfertigen. 
Hier fehlen der Ware ja gerade diejenigen Eigenſchaften, die 
ſie erſt zu einem Markenartikel ſtempeln. . 

Bewegt ſich die Rechtſprechung auf den oben bezeichneten 
Bahnen, dann kann das Preisſchleudern in ausreichender Weiſe 
bekämpft werden. Es kommt dann auch nicht darauf an, ob 
etwa der Schleuderer die Ware auf Schleichwegen erlangt 
hat. Dieſe Frage, die die frühere Judikatur in den Vorder⸗ 
grund ſtellen zu müſſen glaubte, iſt nicht entſcheidend. Hat 
übrigens der Schleuderer die Ware auf Schleichwegen erlangt, 
dann liegt in dem Verkauf unter dem von der Fabrik feſt⸗ 
geſetzten Verkaufspreiſe ſchon nach allgemeinen Rechts— 
grundſätzen eine Sittenwidrigkeit, mag es ſich um Marken⸗ 
artikel handeln oder um andere verſchleuderte Waren (RG. 63, 
400; RG. in Markſch W. Bd. 9, 231). Als Schleichweg iſt 
insbeſondere auch der Fall anzuſehen, daß der Schleuderer nur 
durch Täuſchung über den Zweck des Verkaufs in den Beſttz 
der Ware gekommen iſt. Hat z. B. der Schleuderer, dem die 
Fabrik Waren zu liefern ſich weigert, den regulären Bezugsweg 
gemieden und ſich von anderen Geſchäften die Ware verſchafft, 
dann iſt auch dieſe Art des Warenbezuges als ein Schleichweg 
anzuſehen. Siehe hierzu WarnRſpr. 1910, 183; KG. in 
Gewgſchutz 1915, Januar und in Leipzg. 1914, 1922. In 
dieſem Falle handelt es ſich um einen Schleuderer, der ſeitens 
der Fabrik auf die Sperrliſte geſetzt war. Das KG. legt dar: 
„Es liegt auf der Hand, daß der Beklagte als Geſchäftsmann 
die Gepflogenheiten der Klägerin gekannt hat. Er wußte daher, 
daß ihm die Klägerin keine Ware mehr lieferte, weil er ihre 
Bedingungen nicht innegehalten hat. Er hat infolgedeſſen auch 
keinen Verſuch gemacht, bei der Klägerin ſelbſt oder ihren Ver⸗ 
tretern zu kaufen. Vielmehr hat er ſich an andere Geſchäfte 
gewandt. Dieſen muß er entweder erklärt haben, er ſtehe auf 
der Sperrliſte und müſſe ſich die Ware wider den Willen der 
Klägerin heimlich verſchaffen, oder er muß ihnen dies ver⸗ 
ſchwiegen haben. In ſolchem Verhalten iſt in ſeiner Geſamtheit 
eine ſittenwidrige Handlung im Sinne des 8 1 Unl WG. zu 
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erblicken.“ Ebenſo AG. Saarbrücken in Gewgſchutz 1915, 
Januar und in 3IndR. 1915, 22; LG. Bromberg in 
GewmNihug 1915, Januar und in ZIndR. 1915, 23. 

Nach alledem ſind die Einwendungen, die der wegen Preis⸗ 
ſchleuderns mit Markenartikeln Verklagte im Prozeß vorzubringen 
pflegt, durchweg unbeachtlich, inſoweit ſie auf den Mangel 
irgendwelcher Verpflichtungsübernahme zur Innehaltung der 
Preiſe hinweiſen. Dieſe Verpflichtung liegt nach den obigen 
Darlegungen in den allgemeinen Verkehrsanſchauungen. (Siehe 
hierzu Degen in Gewgſchutz 1909, 137 und in MarkſchW. 
Bd. 8, 239; ferner LG. Kaſſel in GewRſchutz 1915, Januar; 
LG. Hamburg in Z3IndR. 1915, 24.) Einer vertraglichen 
Bindung zwiſchen dem Schleuderer und der Fabrik bedarf es nicht. 
Soweit übrigens die Fabrik ihre Marken nur gegen die Ver⸗ 
pflichrung, die vorgeſchriebenen Kleinhandelspreiſe innezuhalten, 
abgibt, liegt in dem Preisſchleudern mit dieſen Marken regel⸗ 
mäßig entweder ein Vertragsbruch, oder doch die planmäßige 
Benutzung eines fremden Vertragsbruchs zu eigenem Vorteile. 
Beides iſt ſittenwidrig, und zwar find 8 826 BGB. bzw. 8 1 
UnlWG. verletzt. Auch der nicht gebundene Einzelverkäufer 
verſtößt gegen die guten Sitten, wenn er ſich unter Ausnutzung 
des Vertragsbruchs anderer eine Unterhaltsquelle verſchafft, um 
der großen Zahl derer, die ſich vertraglich gebunden fühlen, als 
Einzelſtehender Konkurrenz zu machen. Hierbei iſt es regelmäßig 
belanglos, ob andere Händler ebenfalls ſchleudern (RG. in 
JW. 1906, 16; RG. in Gewgſchutz 1910, 86; KG. in 
Gewgſchutz 1914, 24; OLG. Naumburg in UnlW. 5, 138; 
LG. Breslau in Markſch W. Bd. 13, 593; OLG. Breslau in 
ZIndR. 1914, 190; in GewRfhuß 1914, 123 und in MarkſchW. 
Bd. 13, 594). In der grundlegenden Entſcheidung RG. 81, 91 
iſt der Leuſatz aufgeſtellt worden, daß im Geſchäftsverkehr das 
bewußte Hinwirken eines Dritten darauf, daß jemand vertrags⸗ 
brüchig wird, ſittenwidrig iſt. Ein bedeutſames Urteil des 
OLG. Kiel (in GemRihug 1915, Januar und in MarkſchW. 
Bd. 13, 595) führt unter Berufung auf den — ſchon in den 
früheren Auflagen vertretenen — Standpunkt meines Kommentars 
hierzu folgendes aus: „Während ſonſt im Konkurrenzkampf der 
Händler nicht gehindert iſt, gegenüber Unterbietungen der 
Konkurrenz auch ſeinerſeits mit dem Preiſe herunterzugehen, iſt der 
Abnehmer von Markenartikeln, die er nach Abmachung mit der 
Fabrik nur zu einem beſtimmten Mindeſtpreiſe verkaufen darf, 
gar nicht in der Lage, mit dem Preiſe herunterzugehen, wenn 
er nicht vertragsuntreu werden will. Nutzt nun der Schleuderer 
den Vertragsbruch ſeines Lieferanten aus, um aus dieſer ver⸗ 
traglichen Gebundenheit der übrigen Händler Vorteile zu ziehen, 
jo widerſpricht ein derartiges Gewinnziehen aus der Vertrags- 
untreue zum Nachteil der vertragstreuen Elemente dem Anſtands⸗ 
gefühl aller billig und gerecht Denkenden und den Anſchauungen 
der loyalen Geſchäftswelt.“ — Auch das OLG. Jena (in 
Gewgſchutz 1914, 89) hat ſich dem von mir oben vertretenen 
Standpunkt angeſchloſſen: „Eine Ausnutzung des Vertrags- 
bruchs anderer, um damit im Wettbewerbe Konkurrenten aus dem 
Felde zu ſchlagen, die, wenn fie nicht ebenfalls vertragsbrüchig 
werden wollen, nicht in gleicher Weiſe mit dem Preiſe herunter“ 
gehen können, verſtößt nach der Auffaſſung aller billig und 
gerecht denkenden Kaufleute erheblich gegen den geſchäftlichen 
Anſtand und damit gegen die guten Sitten.“ Siehe auch 20. 
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Hamburg in 8IndR. 1915, 24: „Es gibt ein Gemeinſamkeits⸗ 
gefühl der Angehörigen desſelben Handelszweiges, deſſen Ver⸗ 
lezung der guten Sitte und dem Anſtand widerſprechen kann; 
und das iſt der Fall, wenn der eine dem anderen entgegen⸗ 
arbeitet, um ihm die Durchführung von Vertragsrechten 
unmöglich zu machen, welche an ſich nicht gegen den Verletzer 
gerichtet find. Deshalb liegt in dem Schleudern mit Waren, 
die vom Fabrikanten nur gegen Revers abgegeben werden, eine 
gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung, auch wenn 
dem Schleuderer eine Beteiligung an einer Vertrags⸗ 
verletzung nicht nachzuweiſen iſt.“ 

Das ganze Beweisverfahren, welches in früheren gericht⸗ 
lichen Entſcheidungen für notwendig befunden wurde, um feſt⸗ 
zustellen, ob der Schleuderer ſelbſt oder ein Zwiſchenabnehmer 
den Vertragsbruch begangen hat, erübrigt ſich hiernach. Denn 
die unſittliche Ausnutzung der Vertragsuntreue bleibt dieſelbe, 
mag nun der unmittelbare Lieferant des Schleuderers oder ein 
Zwiſchenabnehmer die Vertragsuntreue begangen haben: In 
leinem Falle darf der Schleuderer aus ſolcher Vertragsuntreue 
feinen Gewinn ziehen (OLG. Jena in Markſch W. Bd. 13, 205; 
OLG. Kiel in GewRſchutz 1915, Januar). Ob die Preis⸗ 
verpflichtung allen Abnehmern gleichmäßig auferlegt wurde, iſt für 
die Frage des Vertragsbruchs belanglos: „Es beſteht kein Rechts⸗ 
ſatz, wonach die rechtliche Wirkſamkeit der Verpflichtung von einer 
gleichmäßigen Behandlung ſämtlicher Kunden der Fabrik ab⸗ 
hängig gemacht werden könnte.“ (OLG. Breslau in ZIndR. 
1914, 190; GewRſchutz 1914, 123; LG. Bromberg in Markſch W. 
Bd. 13, 594), 

Die Vereitelung der Kontrollmaßregeln, die von manchen 
Markenfabrikanten zwecks Feſtſtellung des Vertragsbruchs ihrer 
Abnehmer eingeführt worden ſind, iſt in manchen neueren Gerichts⸗ 
urteilen mit Recht als ebenſo fittenwidrig angeſehen worden, 
wie die Preisſchleuderei ſelbſt. Siehe hierzu insbeſondere KG. 
in GewRſchutz 1912, 319, wo die Beſchädigung der Banderole 
zwecks Unkenntlichmachung der in dieſelbe hineinperforierten 
Kontrollnummer als Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. (8 826 BGB.) 
behandelt worden iſt: Der Antraggegner darf nicht dazu mit⸗ 
wirken, den Vertragsbruch feiner mit der Antragſtellerin in 
Geſchäftsverbindung ſtehenden Verkäufer zu unterſtützen und der 
Antragstellerin die Ermittlung ihrer vertragsuntreuen und fie 
ſchädigenden Vertragsgegner zu vereiteln, um ſich auf dieſe Weiſe 
ſelbſt eine unlautere Quelle für den Bezug feiner Ware zu 
ſchem. — Hiernach iſt ſchon der Verkauf von Packungen, an 
denen die Kontrollnummer unkenntlich gemacht iſt, bei Kenntnis 
der Sachlage unzuläffig. So fagt treffend LG. Hamburg in 
IHR 1915, 24: „Es iſt kein mit guter Sitte zu verein⸗ 
barender Geſchäftsbetrieb, der auf der Verheimlichung der 
Bezugsquelle beruht, und zwar nicht um deswillen, damit 
niemand die Bezugsquelle, ſondern damit der Fabrikant nicht 
eine Vertragsverlezung der Bezugsquelle ihm gegenüber erfahre.“ 
Siehe auch OLS. Kiel in MarkſchW. Bd. 13, 595: Das Be: 
ſetigen der Kontrollnummer kann nur den Zweck haben, die 
Feſſtelung des vertragswidrigen Händlers zu verhindern. 
Die Befeitigung it alſo ein unverkennbares Anzeichen dafür, 
daß der Schleuderer die Fabrikate nur durch Ausnutzung der 
Vemagswidrigkeit erlangt hat. Ob der Schleuderer ſelbſt die 
Heſitgung vorgenommen hat, ift unerheblich: denn wenn auch 
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die Kartons ihm mit beſchädigter bzw. beſeitigter Kontrollnummer 
bereits zugingen, konnte er als branchekundiger Mann über den 
Zweck dieſer Beſeitigung nicht im Zweifel fein. vielmehr hat er 
offenbar erkannt, daß die Ware nur durch Vertragsbruch in 
ſeine Hände gelangt iſt. — Ebenſo AG. Saarbrücken in 
Gewgſchutz 1915, Januar. 

Die Einführung eines Kontrollſyſtems erſcheint überflüſſig, 
wenn in der Rechtſprechung die zu Eingang dieſer Abhandlung 
aufgeſtellten Grundſätze allgemeine Anerkennung finden werden. 
Alsdann bedarf es auch nicht notwendigerweiſe der von mehreren 
Seiten vorgeſchlagenen geſetzlichen Sonderregelung des Verkaufs 
von Markenartikeln. Siehe hierzu Recken in Gemgſchutz 1915, 
21; Waſſermann in JW. 1913, 1178; Eugen Garbaty 
in „Vereinigte Tabakzeitungen“ 1913 Nr. 92, 94, 96, 98. 


Auslegung der Kriegsklauſel in Lieferungsverträgen. 
Von Rechtsanwalt Oß wald, Mannheim. 


Der — wie ich glaube — zuerſt in der JW. 1914, 848 
gemachte Hinweis auf die Notwendigkeit einer beſonders vor⸗ 
ſichtigen Auslegung der in den verſchiedenſten Verträgen ent⸗ 
haltenen „Kriegsklauſel“ hat eine Erörterung über dieſen Gegen⸗ 
ſtand hervorgerufen. Ihr Sinn und Zweck als Beſtandteil 
von Verſicherungs⸗, Speditions⸗ und Transportverträgen inter⸗ 
eſſiert hier nicht; die nachſtehenden Aue führungen ſollen ſich 
nur auf ihre Bedeutung in Lıeferungs: (Kauf: oder Werk⸗ 
lieferungs⸗) Verträgen beziehen. 

Im weſentlichen dreht es ſich um die Frage: 

Soll ſchon die Tatſache des Kriegsausbruchs oder 
der Mobiliſation an ſich die in der Klauſel vorgeſehenen 
Folgen für die Vertragsparteien herbeiführen; oder ſoll 
dies erſt dann der Fall ſein, wenn der Krieg eine ſo 
einſchneidende Veränderung in die Verhältniſſe der Ver⸗ 
tragsparteien herbeigeführt hat, daß dem Verpflichteten 
die Leiſtung zu den urſprünglich vereinbarten Bedin⸗ 
gungen nicht mehr zugemutet werden kann? 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß in erſter Linie die äußere 
Faſſung der Klauſel bei deren Auslegung von entſcheidender 
Bedeutung iſt. Dies iſt meines Erachtens in den Aufſätzen 
von Staadecker, Reiche und Löwenſtein 1 (JW. 1914 S. 848, 
903, 948) zu wenig beachtet; nur Reigers hat in JW. S. 951 
darauf hingewieſen, daß „ſtets der Wortlaut der Kriegsklauſel 
zu prüfen iſt“. Der erſtgenannte hat, wie es ſcheint, nur die 
Formulierung zugrunde gelegt, „daß der Krieg ohne weiteres 
von der Verpflichtung zur Vertragserfüllung entbinde“, will 
aber ſchließlich das Reſultat ſeiner Unterſuchung offenbar auf 
alle Arten der Klauſel angewendet wiſſen. 

Eine ſolch allgemeine Anwendung ſeines Ergebniſſes iſt 
nicht zu billigen. Man muß vielmehr auch hier ſtets von dem 
bei jeglicher Auslegung einer Willenserklärung höchſten Grundſatz 
ausgehen, daß der wirkliche Parteiwille zu erforſchen iſt, ohne 
allerdings an dem Buchſtaben zu haften (8 133 BGB.). 
Freilich iſt die äußere Abfaſſung der Klauſel in den meiſten 
Fällen fo wenig beſtimmt und zweifelsfrei, daß eben der „wirk⸗ 
liche“ Wille der Parteien gar nicht klar daraus erkannt werden 
kann. Bei ſolchen Zweifeln fett die Auslegung ein, die den 
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vorhandenen Parteiwillen nicht nur erforſchen, ſondern auch 
ergänzen ſoll nach den Grundſätzen von Treu und Glauben. 

„Feuer, Uberſchwemmung, Streik, Krieg, Einſtellung der 
Transportmöglichkeit entbindet den Verkäufer von der Liefer⸗ 
pflicht“, oder „bei höherer Gewalt, insbeſondere Feuer, Über: 
ſchwemmung, Krieg uſw., kann der Verkäufer zur Lieferung 
nicht gezwungen werden“, oder „Krieg hat als höhere Gewalt 
(force majeure) zu gelten“, ſind Faſſungen, die wohl am 
häufigſten vorkommen. Aber gerade ſie laſſen auch die Be⸗ 
ſtimmtheit ihrer Tragweite ganz und gar vermiſſen. Die 
Gleichſtellung mit andern unabwendbaren Naturereigniſſen 
und Zufällen, für deren Folgen rechtlich niemand einzuſtehen 
braucht (von Verſicherungen abgeſehen), ergibt, daß der Krieg 
als Ereignis unter denſelben Geſichtspunkten betrachtet werden 
ſoll und gleichfalls nur dann als Befreiungsgrund von der 
Lieferpflicht angeſehen werden kann, wenn durch ihn diejenigen 
Vorausſetzungen herbeigeführt ſind, die auch in den andern 
gleichgeſtellten Fällen vorliegen müſſen, um Lieferungsbefreiung 
geltend machen zu können. Der Verkäufer (Lieferant) wird ſich 
niemals darauf berufen können, es habe bei ſeinem Nachbar 
gebrannt, oder bei der Konkurrenz ſei Streik ausgebrochen; 
befreit von der Leiſtung iſt er erſt dann und nur dann, wenn 
dieſe unabwendbaren Ereigniſſe auf ſein Geſchäft und ſeinen 
Betrieb ſo erheblichen hindernden Einfluß gehabt, daß ihm 
nicht zugemutet werden kann, die Verträge zu erfüllen, bei 
deren Abſchluß er vom Beſtehen normaler Verhältniſſe aus⸗ 
gegangen iſt. Erſt wenn der Lieferung ſo große Schwierig⸗ 
keiten gegenübertreten, daß das Beſtehen auf Lieferung dem 
Verkäufer Opfer auferlegen würde, die er bei ſeiner Kalkulation 
nicht hat berückſichtigen können, und wenn weiter dieſe Schwierig⸗ 
keiten durch das betreffende Ereignis hervorgerufen worden 
ſind, kann er ſich auf die aus der Klauſel entſpringenden Rechte 
ſtützen und die Lieferung verweigern. 

Dies ergibt ſich aber auch aus der Definition des Zufall⸗ 
begriffes und der ſogenannten höheren Gewalt (des „äußeren“ 
Zufalls) im Rechtsſinn. Sie lautet: Höhere Gewalt iſt eine 
beſondere Art des Zufalls, d. h. eines Ereigniſſes, das von einer 
Perſon nicht verſchuldet iſt und von ihr auch bei Anwendung 
der allgemein erforderlichen Aufmerkſamkeit nicht vorausgeſehen 
und in ſeinen Folgen nicht abgewendet werden kann. Hier 
kommt zum Ausdruck, daß die Folgen des Ereigniſſes tatſächlich 
eintreten müſſen, und zwar in der Rechtsſphäre beſtimmter 
Perſonen. Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß bei Beurteilung 
von gegenſeitigen Rechtsbeziehungen regelmäßig nur ſolche Tat⸗ 


ſachen berückſichtigt werden dürfen, die eine Wirkung auf die 


Grundlagen dieſer Rechtsbeziehungen, und — da hier eine 
Leiſtungspflicht in Frage ſteht — auf die Leiſtungsfähigkeit 
ausüben. 

Ausnahmen von dieſem ſicher anzuerkennenden Satze 
dürfen nur gemacht werden, wenn die Klauſel für ſich oder in 
Verbindung mit dem geſamten Vertragsinhalt unzweideutig 
dafür ſprechen. 

Die Veranlaſſung zur Klauſel iſt regelmäßig die Er⸗ 
wägung auf ſeiten des Verkäufers (Lieferanten), durch die an⸗ 
geführten Ereigniſſe könnten die Mittel und Wege, die bei 
normalen Verhältniſſen zur Vorbereitung und Herbeiführung des 
Obligationsziels (der Lieferung) zur Verfügung ſtehen, wegfallen 
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oder erſchwert werden, und ſo die Erfüllung der Leiſtung hindernd 
beeinfluſſen. Dadurch entſteht auf ſeiten des Lieferungspflichtigen 
ein Riſiko und, um ſich vor der Tragung dieſes Riſikos zu 
bewahren, weiſt der Verkäufer von vornherein ſchon beim 
Abſchluß des Vertrages darauf hin, daß er dieſes Riſiko nicht 
übernehmen werde. Treten aber dieſe Gefahren gar nicht ein, 
ſo entfällt auch die Anwendung des nur für den Fall der 
Gefahr bzw. Erſchwerung gemachten Vorbehaltes. Wäre in 
unſer bürgerliches Recht das Prinzip der clausula rebus sic 
stantibus aufgenommen, ſo würde man in ſehr vielen Fällen 
von der ausdrücklichen Aufnahme der Klauſel abſehen können. 
Die clausula rebus sic stantibus würde den Intereſſen des 
Lieferanten meiſt genügend Schutz bieten. 

Denkbar ſind auch Fälle, in denen der Lieferant das 
Kriegsriſiko ſchätzungsweiſe bei ſeiner Kalkulation ſchon be⸗ 
rückſichtigt hat; hier wird man einer gleichwohl feſtgeſetzten 
Klauſel einen Einfluß nur in wenigen Fällen und nur aus 
ſchwerwiegenden Gründen zugeſtehen können (etwa wenn der 
Lieferant die Größe der durch den Krieg herbeigeführten 
Schwierigkeiten unterſchätzt hat). 

Bei einer ſolchen Auslegung der oben angeführten Klauſeln 
iſt der Verkäufer in ſeinen Intereſſen durchaus geſchützt. Er 
wird nicht über ſeine Leiſtungsfähigkeit hinaus in Anſpruch ge⸗ 
nommen; denn ihm ſteht jederzeit die Möglichkeit offen, die 
durch die Kriegsfolgen verurſachte Herabminderung ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit zu beweiſen, falls der Käufer auf ganzer 
Lieferung beſtehen ſollte. 

Daraus folgt weiter, daß die Befreiung von der Lieferung 
infolge des Krieges immer nur in dem Maße eintritt, als ſich 
die Kriegsfolgen im Geſchäftsbetrieb des Verkäufers ſchädigend 
äußern. Relativ geringfügige Erſchwerungen ändern wenig oder 
nichts an der Lieferpflicht; ſchwerwiegende Hemmungen oder 
Verteuerungen werden nur eine verhältnismäßige Befreiung 
herbeiführen. Erſt wenn ſich die Erſchwerungen zu einer Auf⸗ 
hebung der Leiſtungsfähigkeit ſteigern, wird jeglicher Anſpruch 
auf Leiſtung gegenüber dem Lieferanten aufhören. Letzterenfalls 
würde die Unterſuchung auf das Gebiet des 8 275 BGB. über: 
ſpringen; die Frage wäre vom Geſichtspunkt der „Unmöglichkeit“ 
und des „Unvermögens“ zu behandeln. 

Ein Urteil des LG. München I, Kammer für Handels⸗ 
ſachen, vom 9. Oktober 1914 ſteht allerdings auf dem Stand⸗ 
punkt, durch die Klauſel wolle ſich der Verkäufer auf alle 
Fälle Dispoſitionsfreiheit vorbehalten, „nicht aber bloß in den 
Fällen, in denen er ſubjektiv zur Leiſtung unvermögend iſt, oder 
die Leiſtung ihm durch den Krieg erſchwert wird“. Es heißt 
dann weiter: „Daß für die beiden letzteren Fälle die Klauſel 
wirkſam ſein ſoll, liegt in der Natur der Sache Eine 
Beſchränkung auf dieſe Fälle würde aber zur Folge haben, daß 
für jeden einzelnen Fall das Unvermögen oder die Erſchwerung 
der Leiſtung nachgewieſen werden müßte und dadurch Anlaß zu 
Rechtsſtreitigkeiten gegeben wäre. Rechtsſtreitigkeiten zu ver⸗ 
meiden, beſteht aber im Krieg aller Anlaß, nicht bloß wegen 
der damit verbundenen Koſten, ſondern insbeſondere auch 
wegen der Beſchränkung in der Verfügungsmöglichkeit über die 
Ware bis zum ungewiſſen Ausgang des Rechtsſtreites.“ 

Gründen ſolcher Art dürfte aber nicht beizupflichten ſein; 
aber auch nicht der weiteren Ausführung des genannten Urteils, 
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daß lediglich durch die Tatſache des Kriegsausbruchs oder der 
Mobilmachung die Auflöſung der beſtehenden Verträge bedingt 
ſei, da nur ſo „dem Kaufmann die Möglichkeit gegeben ſei, 
den veränderten Verhältniſſen bei Fortführung des Geſchäfts 
Rechnung zu tragen und die Fortſetzung ſeines Geſchäftes, an 
der auch die Allgemeinheit wirtſchaftlich intereſſiert iſt, zu 
ſichern, alfo frei zu erwägen, ob und wieweit er die beſtehenden 
Verträge erfüllen kann und will“. 

Dies iſt unrichtig. Und in der Tat gibt das gleiche 
Urteil an anderer Stelle zu, daß den Kaufmann, welcher trotz 
des Krieges mit dem gleichen Gewinn zu den früheren billigen 
Preiſen liefern kann, die Lieferung aber verweigert, der Vorwurf 
der Preistreiberei treffe, einer Handlungsweiſe, die gegen die 
guten Sitten verſtoße ($ 138 BGB.). 

Hier ſteht alſo das Landgericht München im Ergebnis 
auf dem gleichen Standpunkt wie die obigen Ausführungen 
über die Tragweite der Kriegsklauſel: mangels einer Ein⸗ 
wirkung des Krieges auf die Lieferungsmöglichkeit und mangels 
einer Erhöhung der Beſchaffungs⸗ oder Produktionskoſten hat 
der Lieferant ſeiner Erfüllungspflicht in vollem Umfange nach⸗ 
zukommen. 

Man kann auch nicht einwenden, der Klauſel könne bei 
einer ſolchen Auslegung eine Bedeutung deshalb nicht zukommen, 
da dem Lieferanten ſtets (auch beim Fehlen der Klauſel) der 
Einwand der Unmöglichkeit, des ſubjektiven Unvermögens 
($ 275 BGB.) oder der erheblichen Erſchwerung infolge Vers 
änderung der Verhältniſſe (58 157, 242 BGB.) zuzugeſtehen 
ſei, ihm alfo durch Einfügung der Klauſel gar keine günfligere 
Stellung im Vertragsverhältnis eingeräumt werde. Wer dieſen 
Gegengrund anführen will, überſieht, daß der Einwand der 
Erſchwerung der Leiſtung bei Verträgen ohne Klauſel nur 
dann durchſchlägt, wenn die durch den Krieg herbeigeführten 
Hinderniſſe in ganz außergewöhnlich hohem Maße auf die 
Leſerungsmöglichkeit einwirken (das LG. Mannheim, Kammer 
für Handelsſachen, z. B. läßt eine Befreiung von der Lieferung 
erſt eintreten bei einer Verteuerung des Einkaufs oder Produktion 
von etwa 100 Prozent), ſo daß dem Lieferanten vom Geſichts⸗ 
punkt der immerhin ſehr dehnbaren Beſtimmungen der 88 157 
und 242 BGB. die Leiſtung nicht mehr zugemutet werden 
lann. Der durch eine Klauſel (obiger Art) geſchützte Lieferant 
darf aber jedes auch geringfügige Hindernis in der Lieferungs⸗ 
nüglichkeit dem drängenden Käufer entgegenhalten. Er über⸗ 
ficht weiter, daß die ſtrenge Vorſchrift des 8 279 BGB. 
(erweiterte Haftung bei Gattungsſchulden) und des § 281 BGB. 
Auſpruch des Käufers auf Herausgabe des Surrogates) nur 
bei vorbehaltloſen Verträgen angewendet werden kann. Um 
Jattungsſchulden wird es ſich aber in der überwiegenden 
Mehrzahl der Lieſerungs⸗ (mindeſtens der Kauflieferungs⸗) 
verträge handeln. 

Das Münchener Urteil kommt demnach im Effekt wieder 
auf obiges Reſultat hinaus; nur die Beweislaſt verſchiebt ſich, 
t nachdem man den Standpunkt des Urteils oder obiger Aus⸗ 

rungen einnimmt. Letzternfalls bleibt der Vertrag grund⸗ 
ſäzlich auch nach Kriegsausbruch beſtehen, der Verkäufer 
kam aber den Einwand der Erſchwerung bezw. des Unvermögens 
machen und unter Beweis ſtellen. Nach genanntem Urteil hat 
ber Verkäufer das Recht, die Lieferung zu verweigern, jedoch 
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kann der Käufer durch den Nachweis der Undilligkeit und 
Unſittlichkeit dieſe Weigerung als unberechtigt beſeitigen. 

Um das Reſultat nochmals zu wiederholen: 

Der Kriegsausbruch oder die Mobiliſierung als ſolche 
bewirken nur dann eine Befreiung von der Lieferpflicht, wenn 
dies in unzweideutigen Worten als Abſicht der Parteien zum 
Ausdruck gebracht iſt; nur dann iſt die Klauſel als eine auf⸗ 
löſende Bedingung, die ohne weiteres durch ihren Eintritt 
Vertragsauflöſung herbeiführt, aufzufaſſen. Bei unklarem 
Wortlaut ſollte grundſätzlich an der Lieferfriſt feſtgehalten 
werden und eine Befreiung von den Vertragspflichten nur in 
dem Maße erfolgen, als tatſächlich durch den Krieg oder die 
Mobiliſierung Erſchwerungen oder Hinderniſſe bei der Beſchaffung 
oder Produktion der zu liefernden Ware oder ſonſtwie im 
Geſchäftsbetrieb des Lieferungspflichtigen eingetreten ſind. In 
allen Fällen aber, wo der Lieferant aus irgendwelchen Gründen 
nicht leiſten will, hat er die Pflicht, dies dem Käufer unverzüglich 
anzuzeigen. Denn der Schuldner muß den Gläubiger vor 
jedem Schaden bewahren, der dieſem durch Nichterfüllung des 
Vertrages entſtehen könnte. Eine Verletzung dieſer Anzeige⸗ 
pflicht hätte ſelbſtändig Schadenserſatzanſprüche des Gläubigers 
zur Folge. Zwar fehlt eine dahinzielende Geſetzesvorſchrift, 
man wird aber dieſe Anzeigepflicht als ein unbedingtes 
Bedürfnis eines ſicheren Verkehrs anzuerkennen haben (vol. 
Neumann, Komm. z. BGB., Anm. 4b zu $ 242; Planck, 
Anm. 4 zu $ 323; Neukamp in Leipzg. 1914, 1829). 

Eine andere Frage iſt, ob man den Krieg nur als zeit⸗ 
weiligen Hinderungsgrund zu betrachten hat oder ob nach 
ſeiner Beendigung die Lieferung unter angemeſſener Hinaus⸗ 
ſetzung der Lieferzeiten verlangt werden kann. Hier wird es 
im weſentlichen darauf ankommen, ob die Lieferzeit ein ſo 
weſentliches Moment des Vertragsinhaltes iſt, daß durch Ver⸗ 
ſchiebung der Lieferzeit die Leiſtung eine ganz andere wird; 
eine andere ſowohl vom Standpunkt des Lieferanten wie auch 
des Abnehmers. In ſehr vielen Fällen wird der Abnehmer 
an der Lieferung nach dem Kriege gar kein Intereſſe mehr 
haben, z. B. wenn ſeine Unterabnehmer ihren Bedarf ſchon 
anderweitig gedeckt haben. In dieſer Beziehung geben die 
Entſcheidungen des RG. (Bd. 42 S. 114 ff.; Bd. 57 
S. 116 ff.) beachtenswerte Richtlinien. 


Zur Geltendmachung ausländiſcher Anſprüche 
im Inlande. 
Von Amtsrichter Dr. Steffens, Hamburg. 


Nach der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 (ergänzt durch 
die Bekanntmachungen vom 22. Oktober 1914 und 21. Januar 
1915) können Perſonen, die im Auslande ihren Wohnſitz haben, 
ſowie juriſtiſche Perſonen, die im Auslande ihren Sitz haben, ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche, die vor dem 31. Juli 1914 ent⸗ 
ſtanden ſind, bis zum 30. April 1915 vor inländiſchen Gerichten 
nicht geltend machen. Iſt ein Anſpruch bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Vorſchrift rechtshängig geworden, fo wird das 
Verfahren bis zum 30. April 1915 unterbrochen ($ 1 Abſ. 1). 

Ohne weiteres ergibt ſich, daß Ausländer, welche im 
Inlande ihren Wohnſitz haben, an der Geltendmachung ihrer 
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Anſprüche nicht verhindert find. Ebenſo, daß Deutſche, welche 
im Ausland ihren Wohnſitz haben, Anſprüche im Inland nicht 
geltend machen können. Die Staatsangehörigkeit iſt alſo ohne 
Bedeutung, der Wohnfitz entſcheidet.) Die Verordnung will 
auch weniger die Ausländer, insbeſondere unſere Feinde, 
ſchädigen, als vielmehr einen Ausgleich gegenüber den fremden, 
feindlichen oder neutralen, Moratorien ſchaffen. Deutſche 
würden ihre Anſprüche im Ausland wegen der Moratorien 
nicht geltend machen können, umgekehrt aber ausländiſche Ans 
ſprüche befriedigen müſſen. Das iſt eine Unbilligkeit, der ab⸗ 
geholfen werden mußte (vgl. Denkſchrift der Regierung über 
die wirtſchaftlichen Maßnahmen aus Anlaß des Krieges, S. 22 ff.). 

Wohnt nur einer von mehreren Streitgenoſſen im Aus⸗ 
land, ſo wird im Falle der notwendigen Streitgenoſſenſchaft 
das geſamte Verfahren, ſonſt nur das Verfahren in Anſehung 
des einen Genoſſen betroffen. Ob der Beklagte im Ausland 
wohnt, iſt natürlich ohne Bedeutung, es ſei denn, daß er im 
Prozeß ebenfalls Anſprüche geltend macht. 

Die deutſchen Schutzgebiete gelten nicht als Ausland im 
Sinne dieſer Vorſchriften. Dies iſt zwar in der Verordnung 
nicht ausdrücklich beſtimmt (wie z. B. in der SeemO. 8 6), 
ergibt ſich aber nach dem Zweck der Beſtimmung von ſelbſt. 
Eine Abwehr gegen etwaige Moratorien kommt hier nicht in 
Betracht (vgl. auch 8 3 Schuggeb®. in Verbindung mit $ 19 
KonſGG.). Umgekehrt können natürlich fremde Anſprüche vor 
den Gerichten unſerer Schutzgebiete nicht geltend gemacht werden. 
Die Kolomen genießen den gleichen Schutz wie das Inland. 

Der Begriff der vermögensrechtlichen Anſprüche iſt dem 
bisherigen Recht nicht unbekannt. Man braucht beiſpielsweiſe 
nur auf die Vorſchrift über den Gerichtsſtand des Vermögens 
(EBD. 8 23), auf den Ausſchluß der Reviſion bei Anſprüchen 
unter 4000 & (ZRO. 8 546) und auf die Unzuläſſigkeit der 
Vereinbarung eines Gerichtsſtandes (ZPO. 5 40) hinzuweiſen. 
Wenn ſich die Geſetzgebung jetzt des gleichen Begriffs bedient, 
wird man nicht fehlgehen, ihn im gleichen Sinne auszulegen. 
Es iſt daher einerlei, ob der Anſpruch aus einem Vermögens⸗ 
recht oder aus nicht vermögensrechtlichen Verhältniſſen abgeleitet 
wird, wenn er nur ſelbſt auf eine vermögenswerte Leiſtung 
gerichtet iſt. Es fallen deshalb z. B. darunter: Anſprüche des 
Reiſenden oder Agenten auf Abrechnung, des Geſellſchafters 
auf Auskunfterteilung, des Angeſtellten auf Ausſtellung eines 
Zeugniſſes, des Kaufmanns auf Gebrauch ſeiner Firma oder 
ſeines Warenzeichens, des Dienſtherrn auf Leiſtung von 
Dienſten uſw. 

Nicht leicht iſt es zu beſtimmen, wann ein Anſpruch als 
vor dem 31. Juli 1914 entſtanden anzuſehen iſt. Ebenſo⸗ 
wenig, wie man die Fälligkeit des Anſpruchs für maßgebend 
erklären kann, darf man ſagen, daß es auf die Entſtehung des 
Rechtsverhältniſſes ankommt. Denn ſo ſicher, wie der Anſpruch 
auf den Kaufpreis einer im Juni gekauften Sache, bei welcher 
der Kaufpreis auf drei Monate geſtundet iſt, eine vor dem 
31. Juli entſtandene Forderung iſt, ebenſo ſicher muß die 
monatlich zu zahlende Mietſchuld für die Monate September 


1) Dennoch wird im folgenden der Kürze halber derjenige, ber 
die Unfprüche nicht geltend machen kann, als Fremder oder Aus⸗ 
länder bezeichnet, und umgekehrt. 


NE 5. 1915. 
und Oktober als nicht vor dem 31. Juli 1914 entſtanden an⸗ 
geſehen werden, auch wenn der Miewertrag ſchon im April 
abgeſchloſſen worden iſt. Es wird daher auf die Entſtehung 
der Tatſachen ankommen, welche zuſammengenommen die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Anſpruch bilden. Die Beſonderheiten des 
einzelnen Falls werden hierbei Berückſichtigung finden. Er⸗ 
wähnens wert ift z. B. der Fall, daß der Schuldner dem aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger für ein vor dem 31. Juli gewährtes 
Darlehn ein Blankoakzept gibt, und der Gläubiger den Wechſel 
vereinbarungsgemäß am 1. Oktober ausfüllt. Die Darlehns⸗ 
verpflichtung iſt vor, die Wechſelverpflichtung dagegen erſt nach 
dem 31. Juli entſtanden. Die Geltendmachung der Forderung 
aus dem Wechſel iſt daher zuläſſig, ſchon mit Rückſicht darauf, 
daß ein etwaiger inländiſcher Indoſſatar, gegen den das Verbot 
der Geltendmachung auch ziehen würde ($ 3), aus dem Wechſel 
nicht erſehen kann, daß der der Urkunde zugrunde liegende 
Anſpruch bereits vor dem 31. Juli entſtanden iſt, alſo davon 
ausgeht, daß dem Wechſel in dieſer Richtung keine Einrede 
entgegenſteht. Im übrigen iſt die Literatur und Judikatur zur 
Bekanntmachung über die Bewilligung von Zahlungsfriſten zu 
vergleichen, wo die erörterte Frage ebenfalls von großer 
Bedeutung iſt. 

Die Verordnung ſchließt nicht ſchlechtweg die Geltend⸗ 
machung der Anſprüche aus, ſondern nur bis zum 30. April 1915. 
Ebenſo iſt auch ein bereits anhängiges Verfahren nur bis zu 
dem genannten Zeitpunkt unterbrochen. Nach dem Zeitpunkt 
fallen die Beſchränkungen von ſelbſt wieder fort. 

In welcher Art und Weiſe die Anſprüche von den Fremden 
geltend gemacht werden, iſt gleichgültig. Es werden alſo nicht 
nur Klagen (auf Leiſtung oder Feſtſtellung), die ſolche An⸗ 
ſprüche zum Gegenſtand haben, betroffen, ſondern auch Zahlungs⸗ 
befehle, Arreſte, einſtweilige Verfügungen und Anmeldungen 
von Anſprüchen im Konkursverfahren. Auch im Wege der 
Widerklage können die Anſprüche nicht geltend gemacht werden. 
Es iſt möglich, daß ſich daraus Härten ergeben, z. B. wenn 
der inländiſche Kläger nur einen Teil ſeiner Forderung einklagt 
und der Fremde Widerklage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
des ganzen Anſpruchs erhebt, oder wenn er überhaupt einen 
vom Zaun gebrochenen Anſpruch geltend macht. Im erſten 
Fall wird ſich der Kläger allerdings helfen können, wenn er 
ſeinen Antrag auf die ganze Forderung erſtreckt. Im zweiten 
Fall wird aber kaum etwas zu machen ſein, falls nicht die 
Widerklage mangels Zuſammenhangs unzuläſſig iſt (ZPO. $ 33). 
— Eine Streitverkündung des Fremden oder ein Antrag auf 
Sicherung des Beweiſes iſt dagegen für zuläffig zu erachten, 
weil in dieſen Fällen kein Anſpruch geltend gemacht wird. 
Zweifelhaft iſt die Sache bei der Zwangsvollſtreckung. Zwar 
wird hier ein Anſpruch geltend gemacht, aber in der Regel 
nicht vor den Gerichten. Außerdem deutet der Begriff „Unter⸗ 
brechung des Verfahrens“ darauf hin, daß die Geltendmachung 
nur bis zur urteilsmäßigen Feſtſtellung betroffen werden ſoll. 
Dazu kommt noch, daß in anderen Verordnungen, die ungefähr 
zur gleichen Zeit erlaſſen worden ſind, in beſonderen Vorſchriften 
der Zwangsvollſtreckung gedacht worden iſt (vgl. 8 5 des 
Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes und 8 3 der Bekanntmachung 
über die Bewilligung von Zahlungsfriſten), in dieſer dagegen 
nicht. Infolgedeſſen wird dieſe Art der Geltendmachung zuzulaſſen 
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ſein. Dieſes Ergebnis iſt bedauerlich, läßt ſich aber bei der 
Faſſung der Beſtimmungen nicht vermeiden. Daß dagegen 
Klagen, die ſich aus der Zwangsvollſtreckung ergeben (z. B. 
RD. 58 767, 771), unter die Verordnung fallen, bedarf kaum 
einer Begründung. | 

Unter inländiſchen Gerichten find alle ordentlichen und 
beſonderen Gerichte zu verſtehen. Vor dieſen iſt die Geltend⸗ 
machung verboten. Dagegen wäre die Verfolgung von An⸗ 
ſprüchen vor Schiedsgerichten ſtreng genommen als erlaubt an⸗ 
zuſehen. Die Vorſchriften über die Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens finden auf das ſchiedsrichterliche Verfahren keine 
Anwendung. Einen Unterſchied aber zwiſchen den am 
7. Auguſt 1914 bereits rechtshängigen und den noch nicht 
rechtshängigen Anſprüchen zu machen, erſchiene nicht angängig. 
Dennoch wird man als beabſichtigt annehmen müſſen, daß das 
Verbot der Geltendmachung bzw. die Unterbrechung ſich auch 
auf das Schiedsgerichtsverfahren erſtrecken ſollte. 

Der Fremde kann die Anſprüche nicht geltend machen. 
Tut er es dennoch, ſo iſt nicht etwa die Terminsbeſtimmung 
unzuläſſig. Es könnte ja zweifelhaft ſein, ob nicht doch der 
Anſpruch geltend gemacht werden kann. Aber das Gericht hat 
von Amts wegen zu prüfen, ob die Vorausſetzungen vorliegen. 
Das kann natürlich nicht dazu führen, daß jede Perſon, welche 
eine Klage erhebt, einen amtlichen Ausweis darüber beibringen 
muß, daß ſie innerhalb des Deutſchen Reichs oder der Schutz⸗ 
gebiete ihren Wohnſitz bzw. ihren Sitz hat. Vielmehr wird 
das Gericht, ſolange keine beſonderen Umſtände auf einen 
anderen Tatbeſtand ſchließen laſſen, davon ausgehen müſſen, 
daß der Kläger nicht eine gemäß der Verordnung ausgeſchloſſene 
Perſon iſt. Ergibt ſich aber aus der Klage oder aus ſonſtigen 
Umſtänden, z. B. im Amtsgerichtsprozeß bei der Prüfung der 
Legitmation derjenigen Perſonen, welche für den Kläger die 
Prozeßvollmacht unterzeichnet haben, daß eine fremde Perſon 
den Anſpruch geltend macht, ſo hat ſich das Gericht weiterer 
Handlungen zu enthalten, darf alſo insbeſondere den Rechts⸗ 
ſtreit nicht weiter verhandeln laſſen, keine Beweiſe erheben, 
keine Entſcheidungen erlaſſen uſw., es ſei denn, daß die Voraus⸗ 
ſezungen des 8 2 vorliegen, oder der Reichskanzler eine Aus⸗ 
nahme von dieſen Vorſchriften zugelaſſen hat. Das Gericht 
kann nicht den Kläger durch Urteil abweiſen, denn das Verbot 
der Geltendmachung beſteht nicht ſchlechthin, ſondern nur für 
beftimmte Zeit. Die Verordnung hat auch offenbar den 
Ausdruck Unterbrechung nur deshalb nicht gebraucht, weil 
dieſer Begriff ein bereits eingeleitetes Verfahren vorausſetzt, 
und die Verordnung vom Regelfall ausgeht, daß kein Streit 
über die Unzuläſſigkeit der Geltendmachung beſteht. Es iſt 
auch nicht einzuſehen, warum die nach dem 7. Auguſt rechts⸗ 
hängig gemachten Anſprüche ſchlechter geſtellt ſein ſollen als 
andere, zumal da es nicht auf die Schädigung der Fremden, 
ſondern auf Verhinderung der Schädigung des Inlandes durch 
die ausländiſchen Moratorien ankommt. Ein trotz dieſes 
Vabotz etwa ergangenes Urteil würde auch weder abſolut 
nichtig noch nach den beſtehenden Vorſchriften etwa nichtig im 
Sime dez ß 579 oder anfechtbar im Sinne des 8 580 ZPO. 
fin. Vielmehr würde man ſchon ohne weiteres § 249 ZPO. 
über die Wirkung der Unterbrechung entſprechend anwenden 
müſſen. Aleerdings iſt dieſe Unterbrechung beſonderer Art. 
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Sie unterliegt nicht der Parteiwillkür, kann daher nicht durch 
Aufnahme des Verfahrens oder Verzicht des Gegners beendet 
werden. Würde man den Standpunkt einnehmen, daß das 
Gericht im Falle der Geltendmachung ein abweiſendes Urteil 
erlaſſen müßte, ſo würde ſich die unhaltbare Folge ergeben, 
daß ein zu Unrecht ergangenes verurteilendes Erkenntnis, wenn 
es rechtskräftig geworden iſt, unter den Parteien voll wirkſam 
ſein würde, während es im Falle der Unterbrechung bei bereits 
ſchwebenden Prozeſſen der einen Partei gegenüber unwirkſam 
ſein würde. — Iſt es ſtreitig, ob der Kläger von der Geltend⸗ 


machung ausgeſchloſſen iſt, ſo ſind darüber Beweiſe zu erheben. 


Im Verſäumnisverfahren hat das Gericht dem Kläger ſeine 
etwaigen Bedenken mitzuteilen. Der Kläger hat dann dar⸗ 
zulegen, daß die Vorausſetzungen für die Geltendmachung 
gegeben ſind. Insbeſondere müſſen die Tatſachen, aus welchen 
ſich die Zuläſſigkeit der Geltendmachung ergibt, dem Gegner 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes mitgeteilt werden (vgl. 
hierüber noch unten zu § 2). — Bei Zahlungsbefehlen, die von 
Fremden erwirkt ſind, kann das Gericht keinen Vollſtreckungs⸗ 
befehl erlaſſen. Auch hier wird das Verfahren unterbrochen. 
Ebenſo werden bei Arreſten und einſtweiligen Verfügungen die 
Vorſchriften über die Unterbrechung entſprechend anzuwenden 
ſein. Bei Widerklagen erſtreckt ſich die Unterbrechung infolge 
des inneren Zuſammenhangs auch auf die Klage. Bei der 
Geltendmachung von Forderungen im Konkursverfahren wird 
man natürlich nicht das ganze Verfahren ruhen laſſen dürfen. 
Andrerſeits iſt aber auch Zweck der Verordnung nicht, daß der 
Fremde bei der Verteilung nicht berückſichtigt werden ſoll, alſo 
leer ausgeht. Es wird vielmehr der Mittelweg einzuſchlagen 
ſein, daß der auf den Fremden entfallende Teil der Maſſe für 
ihn bis zum 30. April 1915 in entſprechender Anwendung des 
8 168 KO. zurückzubehalten iſt. 

Der Reichskanzler kann Ausnahmen von dieſen Vorſchriften 
zulaſſen (8 1 Abſ. 2 Satz 1), und zwar ſowohl in einzelnen 
Fällen, wie im allgemeinen, falls dadurch nicht das Anwendungs⸗ 
gebiet der Verordnung ganz aufgehoben wird. Er könnte alſo 
beſtimmten Fremden, z. B. Deutſchen, die im Ausland ihren 
Wohnſitz haben, oder neutralen Ausländern, bei denen kein 
Moratorium beſteht, die Geltendmachung ihrer Anſprüche 
geſtatten, oder den Eintritt der Unterbrechung von der Stellung 
eines Antrages des Gegners abhängig machen uſw. Dagegen 
würde er z. B. nicht verfügen dürfen, daß die Gerichte die 
Terminsbeſtimmung auf fremde Klagen abzulehnen hätten; das 
würde keine Ausnahme mehr ſein. Ferner kann der Reichs⸗ 
kanzler aus Gründen der Vergeltung die Vorſchrift des 8 1 
auf Ausländer ohne Rückſicht auf deren Wohnſitz oder Sitz 
für anwendbar erklären (8 1 Abſ. 2 Satz 2). Er wäre alſo, 
falls Deutſche, die in Japan wohnen, dort ihre Forderungen 
nicht einziehen können oder aus anderen Gründen der Ver⸗ 
geltung, in der Lage zu beſtimmen, daß Japaner der Be⸗ 
ſchränkung des § 1 unterliegen, auch wenn fie im Inlande oder 
in den Schutzgebieten ihren Wohnſitz haben. Die Gerichte ſind 
natürlich nicht für befugt zu erachten, nachzuprüfen, ob wirklich 
ein Fall der Vergeltung vorgelegen hat oder nicht. Für ſie 
iſt die Entſcheidung des Reichskanzlers bindend. 

Die Beſchränkung in der Geltendmachung gilt nicht für 


Anſprüche, die im Betrieb der von den Fremden im Inland 
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unterhaltenen gewerblichen Niederlaſſungen entſtanden find 
(8 2 Abſ. 1). Dieſe Beſtimmung iſt deshalb getroffen, weil 
einerſeits den Fremden, die hier ihren Wohnſitz haben, die 
Geltendmachung ihrer Anſprüche erlaubt iſt, andererſeits, weil 
der Staat ein Intereſſe daran hat, daß dieſe Niederlaſſungen 
in ihrem Geſchäftsbetrieb nicht völlig geſtört werden, da ſie 
zum großen Teil deutſches Perſonal beſchäftigen, Räume von 
Deutſchen im Inland gemietet haben uſw. 

Im Betrieb der Niederlaſſung muß der Anſpruch entſtanden 
ſein. Das iſt nicht gleichbedeutend damit, wenn der Anſpruch 
auf den Geſchäftsbetrieb lediglich Bezug hat (8 PO. 8 21). Er 
iſt vielmehr im Betriebe entſtanden, wenn der ihn begründende 
Tatbeſtand von der Niederlaſſung geſchaffen iſt, d. h. bei Rechts⸗ 
geſchäften in der Regel, wenn das Rechtsgeſchäft von der 
Niederlaſſung abgeſchloſſen worden iſt, und bei unerlaubten 
Handlungen, wenn das rechtlich geſchützte Intereſſe der Nieder⸗ 
laſſung verletzt worden iſt. Bei rechtsgeſchäftlichen Anſprüchen 
iſt es alſo gleichgültig, ob die Erfüllung unmittelbar vom Aus⸗ 
land ausgeht oder durch Vermittlung der inländiſchen Nieder⸗ 
laſſung erfolgt, es ſei denn, daß ſie den Anſpruch bedingt. 
Hat z. B. der Fremde vorzuleiſten und wird die Erfüllung 
unmittelbar vom Auslande bewirkt, ſo iſt der Anſpruch nicht 
im Betrieb der Niederlaſſung entſtanden. Wo das Rechts⸗ 
geſchäft abgeſchloſſen iſt, im Ausland oder im Inland, iſt an 
ſich gleichgültig, kann aber unter Umſtänden als Moment zur 
Beurteilung der Frage herangezogen werden. Iſt das Geſchäft, 
wenn auch im Inlande, von der ausländiſchen Niederlaſſung 
abgeſchloſſen, ſo kann der Anſpruch nicht geltend gemacht werden, 
ſelbſt wenn die Erfüllung durch Vermittlung der inländiſchen 
Niederlaſſung erfolgt. Eine Sondervorſchrift über wechſelmäßige 
Anſprüche von fremden Banken enthält die Verordnung vom 
22. Dezember 1914 (RG Bl. 542). 

Im Inland ſollen die Niederlaſſungen unterhalten ſein. 
Unter Inland ſind auch hier die Schutzgebiete zu verſtehen. 

Ob die inländiſche Niederlaſſung eine Haupt⸗ oder Zweig⸗ 
niederlaſſung iſt, ſpielt mangels einer Unterſcheidung im Geſetz 
keine Rolle. Auch bezieht ſich die Vorſchrift nicht lediglich auf 
handelsgewerbliche Niederlaſſungen, ſondern auf Niederlaſſungen 
jeder gewerblichen Art. Die Folge iſt, daß es auf eine Regiſter⸗ 
eintragung der Niederlaſſung nicht ankommt. 

Schon oben iſt erwähnt, daß der fremde Kläger zur Be⸗ 
gründung ſeiner Klage behaupten muß, der Anſpruch ſei im 
Betrieb ſeiner inländiſchen Niederlaſſung entſtanden. Dieſe 
Behauptung muß auch zugeſtellt werden. Erſcheint dann der 
Beklagte und beſtreitet er die Behauptung, ſo iſt darüber Beweis 
zu erheben. Erſcheint er dagegen nicht, ſo müſſen, da von 
Amts wegen zu prüfen iſt, ob der Anſpruch geltend gemacht 
werden kann (bzw. ob das Verfahren unterbrochen iſt), ebenfalls 
Beweiſe erhoben werden. Erſt wenn dieſe die Richtigkeit der 
Behauptung über die Zugehörigkeit des Anſpruchs zum Betrieb 
der Niederlaſſung ergeben, kann das Verſäumnisurteil ergehen. 
Dieſe Folge mag merkwürdig erſcheinen, iſt aber angeſichts der 
zwingenden Norm der Verordnung nicht zu vermeiden. Man 
wende nicht etwa ein, daß wegen der Unterbrechung eines 
Prozeſſes durch Tod oder Konkurs einer Partei das Gericht 
nicht befugt ſei, von Amts wegen Ermittlungen darüber anzu⸗ 
ſtellen, ob nicht eine Partei geſtorben oder in Konkurs geraten 
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ſei. Bei der Geltendmachung fremder Anſprüche liegt der Fall 
inſofern anders, als zunächſt ein öffentliches Intereſſe am 
„Verbot der Geltendmachung“ beſteht und ferner, als bereits 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die Unterbrechung ein⸗ 
getreten iſt, weil feſtſteht, daß der den Anſpruch Verſolgende 
ein Fremder iſt. 

Auch hier kann der Reichskanzler im Wege der Vergeltung 
anordnen, daß die inländiſche Niederlaſſung des Fremden „ihre“ 
Anſprüche nicht geltend machen kann, bzw. daß das bereits 
rechtshängige Verfahren unterbrochen wird (8 2 Abſ. Y. Er 
kann dies ſowohl im Einzelfall als auch allgemein anordnen 
(vgl. oben). 

Von der Beſchränkung in der Geltendmachung der An 
ſprüche werden auch die Rechtsnachfolger der Fremden betroffen, 
außer wenn die Anſprüche vor dem 31. Juli 1914 auf ſie 
übergegangen find (8 3). 

Welcher Art die Rechtsnachfolge ift, macht keinen Unter: 
ſchied. Univerſal⸗ und Singularſukzeſſion ſtehen einander gleich. 
Ohne Bedeutung iſt auch, ob die Nachfolge ſich kraft Geſetzes 
oder Rechtsgeſchäfts vollzog. 

Die Ausdehnung der beſchränkten Geltendmachung auf die 
Rechtsnachfolge war geboten, um eine Umgehung der obigen 
Vorſchriften zu verhüten. Dabei können ſich auch Härten für 
die Inländer ergeben. Ein Deutſcher z. B., welcher auf Grund 
eines Schuldtitels gegen einen Fremden, deſſen Anſpruch gegen 
einen anderen Deutſchen pfändet und ſich überweiſen läßt, kann 
den Anſpruch, wenn der Drittſchuldner nicht freiwillig zahlt, 
nicht geltend machen. Denn der Pfandgläubiger hat kraft ſeines 
Pfändungspfandrechts nicht mehr Rechte als ſein Schuldner. 

Rechtsnachfolger werden jedoch nicht betroffen, wenn der 
Übergang vor dem 31. Juli 1914 erfolgt iſt. Auch dieſe Be⸗ 
hauptung gehört zur Begründung einer etwaigen Klage. Im 
Verſäumnisverfahren müßte auch über den Zeitpunkt des Über⸗ 
gangs Beweis erhoben werden (wie oben im Falle des 5 2). 


Zur Wirkung der Entſcheidungen gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer (KT.). 
Von Landrichter Cohn, Thorn. 


Während im Anfange des Krieges viele Richter ſich für 
verpflichtet hielten, den Erlaß des Verſäumnisurteils (Bü.) 
gegen eine männliche Partei ſtets von dem Nachweiſe abhängig 
zu machen, daß es ſich nicht um einen KT. handele, herrſcht 
jetzt unter dem Einfluſſe mehrerer veröffentlichter Entſcheidungen“) 
die entgegengeſetzte abung. Wenn das Gericht nicht weiß oder 
einen beſonderen Grund zu der Annahme hat, daß die fehlende 
Partei am Feldzuge teilnimmt, wird im Verſäumniswege 
erkannt. Ohne jene Prüfung wird vielfach auch entſchieden, 
wenn der Erlaß eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung im Beſchlußverfahren beantragt, wenn ein Koſten⸗ 
feſtſetzungsgeſuch eingeht oder wenn ein Eheprozeß beim 
Ausbleiben des beklagten Mannes weiter betrieben wird. 


1) So: KG. in DIz. 1914, 1888; OLG. Braunſchweig in 
DJIZ. 1915, 114. 
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Hier einiges über die Wirkungen ſolcher während ber Unter: 
brechung des Verfahrens ergangener Entſcheidungen. 

I. Die Kommentare zur ZPO. und mehrere Urteile des 
Reichsgerichts?) ſtimmen darin überein, daß ſolche Entſcheidungen, 
wie fie früher hauptſächlich bei der Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen einer Partei vorkamen, nicht nichtig, 
ſondern nur anfechtbar ſind. In den Schriften zum Kriegs⸗ 
recht iſt dieſe Anficht nicht ohne Widerspruch geblieben.?) Sie 
iſt aber theoretiſch richtig und praktiſch geboten. Es geht über⸗ 
haupt nicht an, ein mit ſtaatlicher Autorität bekleidetes Urteil 
als nicht geſchehen zu behandeln. Jedenfalls findet dieſe Auf⸗ 
faſſung aber in der poſitiven Regelung keine Stütze, welche die 
Unterbrechung des Verfahrens im 5 249 ZPO. gefunden hat. 
Danach ſollen allein die in dieſem Zeitraum vorgenommenen 
Prozeßhandlungen der Parteien ohne rechtliche Wirkung ſein, 
alſo nur die Grundlage der Urteile; dieſe ſelbſt dagegen ſo 
wenig, daß, wenn die Unterbrechung erſt nach dem Schluſſe der 
Verhandlung eintritt, die Verkündung der Entſcheidung aus⸗ 
drücklich für zuläſſig erklärt wird (§S 249 Abſ. III). Uberall 
dort aber, wo nur eine Handlung der Partei unzuläſſig war, 
die zur Entſcheidung geführt hat, insbeſondere der Antrag, iſt 
die Anfechtung der Entſcheidung unentbehrlich. 

Gegen das VU. iſt alſo der Einſpruch einzulegen oder, 
wenn dadurch der Einſpruch gegen ein früheres VU. verworfen 
war, die Berufung, weil der Fall der Verſäumnis nicht vor⸗ 
gelegen hat (58 345, 513, 538 Nr. 5 ZPO.) Der Arreſt⸗ 
befehl und die einftweilige Verfügung unterliegen dem Wider⸗ 
ſpruch, Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe der Erinnerung, ſtreitige 
Urteile in Eheſachen der Berufung, die regelmäßig, und der 
Reviſion, die ſtets zur Zurückverweiſung in die Vorinſtanz führt 
G5 539, 565 ZPO). 


U. Die meiſten Rechtsbehelfe find an Friſten gebunden, 
und da wird behauptet“), daß die Partei „nach Beſeitigung 
det Unterbrechung, alſo nach Beendigung des Krieges oder 
früher, mit dem Verluſt der Eigenſchaft als KT.“ z. B. den 
Einfpru gegen ein VII. einlegen müſſe; daß an ſich zufolge 
des Ablaufs der Einſpruchsfriſt die relative Unwirkſamkeit des 
DU gehoben ſei, daß hier aber 8 7 des Reichsgeſetzes vom 
4. Auguft 1914 das Ergebnis mildere, nämlich dem KT. das 
Recht gebe, noch binnen 6 Monaten den Einſpruch einzulegen 
und, ſoweit auch dies nicht mehr möglich fei, die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung herauszuverlangen. Dagegen iſt folgendes 
ju ſagen. 

a) Während das erwähnte Geſetz in den 88 2 bis 4 das 
Ertenntnisverfahren regelt, beziehen ſich die SS 5 bis 7 auf die 
Jwangsvollſreckung (im weiteren Sinne des Wortes), und zwar 
die beiden erſten auf den Fall, daß der KT. Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner, der letzte auf den Fall, daß er Gläubiger oder ſonſt 
Berechtigter iſt. Dieſer § 7 lautet in dem hier intereſſierenden 
Teile, wie folgt: 

„Die Eröffnung und die Fortſetzung eines Konkurs-, Aufgebots⸗ 
ober Verteilungsverfahrens ſowie die Anordnung und bie Fort: 
ſeßung einer Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung von Gegen⸗ 


—— — 


— 


) RG. 45, 327; 64, 8861. 
9 3.8. Lilie, DIS. 1914, 1888. 
) Vovenſiepen in DRZ. 1915, 36. 
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ſtänden des unbeweglichen Vermögens wird, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften in den 88 5, 6, durch die Beteiligung der im 8 2 ber 
zeichneten Perſonen als Gläubiger oder anderweit Be⸗ 
rechtigte nicht berührt. Es gelten jedoch hierbei folgende 
Beſtimmungen: 

1. Iſt gegen dieſe Perſonen ein Verſäumnis⸗- oder ein Ausſchluß⸗ 
urteil ergangen oder ſind ſie infolge ihrer Abweſenheit ſonſtwie 
als ſäumig behandelt oder mit ihren Rechten ausgeſchloſſen 
worden, ſo können ſie binnen 6 Monaten nach Beendigung des 
Kriegszuſtandes oder des nach § 2 maßgebenden Verhältniſſes, 
ſoweit es in dieſem Verfahren noch möglich iſt, die verſäumten 
Handlungen nachholen und ihre Anſprüche geltend machen oder, 
ſoweit dies nicht mehr möglich iſt, von demjenigen, zu deſſen 
Gunſten die Rechtsänderung eingetreten iſt, die Heraus: 
gabe des erlangten Vorteils nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verlangen“. 

Auch der Wortlaut des Geſetzes läßt danach keinen Zweifel, 
daß hier nicht Entſcheidungen im Erkenntnisverfahren, nicht 
DU, gegen den klagenden oder den beklagten KT. behandelt 
werden, ſondern daß hier für das Zwangsvollſtreckungsverfahren, 
auf das ſich die Vorſchriften über die Unterbrechung und die 
Ausſetzung nicht beziehen,) Maßregeln getroffen find, um den 
KT. vor dem Verluſte ſeines Gläubiger⸗ oder ſonſtigen materiellen 
Rechts, insbeſondere des Rechts auf Befriedigung aus einem 
Gegenſtande, zu ſchützen. VU. im gewöhnlichen Sinne des 
Wortes dürften in dieſem Verfahren übrigens trotz ihrer Er⸗ 
wähnung im 8 7 nicht vorkommen. 

b) Wenngleich es hiernach für den KT. im Erkenntnis⸗ 
verfahren bei den gewöhnlichen Rechtsmittelfriſten ſein Bewenden 
hat, ſo iſt doch zu beachten, daß nicht nur der Lauf der Friſten 
während der Unterbrechung des Verfahrens unmöglich iſt, ſondern 
daß auch die Zuſtellung der Entſcheidungen durch die Partei, 
womit die Friſt in Lauf geſetzt zu werden pflegt, zu den wegen 
der Unterbrechung des Verfahrens unwirkſamen Prozeßhand⸗ 
lungen gehört. Deshalb beginnt trotz der während der Unter⸗ 
brechung etwa vorgenommenen Zuſtellung der Entſcheidung die 
Rechtsmittelfriſt nicht ſchon mit der Beendigung der Unter⸗ 
brechung, ſondern erſt mit der nachher wirkſam erneuten Zu⸗ 
ſtellung. Dieſe kann ohne weiteres erfolgen, ſobald der Kriegs⸗ 
zuſtand aufhört, weil die Unterbrechung damit von ſelbſt endigt 
( 4 Nr. 1 h. J.). Will der Gegner des KT. dagegen das 
Verfahren vorher weiter betreiben, weil dieſer die Eigenſchaft 
als KT. verloren hat, ſo muß er dieſen zunächſt zur Verhandlung 
über die Aufnahme laden (5 4 Abſ. II). Auch wenn der KT. 
ſelbſt trotz dieſer Eigenſchaft das Verfahren aufnehmen will, 
muß er dies grundſätzlich durch Zuſtellung eines Schriftſatzes 
tun (8 4 Nr. 2 h. J. und 8 250 ZPO.), doch dürfte die Praxis 
ſich mit der Zuſtellung des Urteils von ſeiner Seite begnügen, 
weil auch dadurch der Wille zur Aufnahme des Verfahrens 
dem Gegner kundgetan iſt. 

Der erneuten Zuſtellung bedarf es natürlich dort nicht, 
wo der Rechtsbehelf auch ohne Zuſtellung der Entſcheidung zu⸗ 
läſſig iſt, vor allem beim Einſpruch. Der KT., der ihn gegen 
ein ihm unwirkſam zugeſtelltes BU. einlegen will, kann alſo 
von der nochmaligen Zuſtellung abſehen, nur ſein Gegner hat 
ein Intereſſe daran, um die Friſt in Lauf zu ſetzen. Dagegen 


5) Stein in JW. 1914, 806. 
30* 


336 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


erſetzt die Einlegung des Einſpruchs oder eines Rechtsmittels 
nicht die Aufnahmeerklärung, ſie kann auch nicht damit ver⸗ 
bunden werden, weil ſie durch Einreichung, die Aufnahme da⸗ 
gegen durch Zuſtellung eines Schriftſatzes geſchieht.“) 

Noch anders liegt die Sache im Arreftverfahren. Die Zus 
ſtellung des Arreſtbefehls iſt für die Zuläſſigkeit des Wider⸗ 
ſpruchs ohne jede Bedeutung, ſie gehört überhaupt nicht zum 
Erkenntnisverfahren, ſondern zur Zwangsvollſtreckung und kann 
deshalb auch an einen KT. wirkſam erfolgen.“) 

III. Während der Unterbrechung des Verfahrens können 
auch Entſcheidungen ergehen, die mit den ordentlichen Rechts⸗ 
behelfen nicht anfechtbar find, z. B. zweite VU. (§ 345 ZPO.) 
in Berufungsſachen, ſtreitige Urteile der Reviſionsinſtanz in 
Eheſachen, und da fragt es ſich, wie ſie zu beſeitigen ſind; 
denn daß es ein Mittel dazu geben muß, darüber wird wohl 
Einigkeit herrſchen. In einer Sache, wo das Verfahren durch 
die Eröffnung des Konkurſes unterbrochen und in Unkenntnis 
dieſer Tatſache ein irreviſibles Berufungsurteil ergangen war, 
hat das OLG. Frankfurt a. M.S) die Aufnahme des Verfahrens 
nach S 250 ZPO. als den geeigneten Rechtsbehelf zugelaſſen 
und den Rechtsſtreit dann weiter ſo behandelt, als wenn das 
Urteil nicht ergangen wäre. Aber die Aufnahme des Ver⸗ 
fahrens iſt nur ein Mittel, um deſſen Unterbrechung zu be⸗ 
endigen, nicht um die während der Unterbrechung vorgenommenen 
Rechtshandlungen zu beſeitigen. Jene Anſicht läuft alſo darauf 
hinaus, daß die während der Unterbrechung ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen letzter Inſtanz nichtig ſind. Es iſt jedoch ein Unding, 
die ſtärkſte Entſcheidung, womit die Rechtskraft eintritt, als nicht 
geſchehen anzuſehen, während gegen die ſchwächeren, welche die 
Sache nur für die Inſtanz erledigen, der Gebrauch von Rechts⸗ 
mitteln notwendig iſt. Bedarf es aber der Anfechtung, ſo bleibt 
für Urteile letzter Inſtanz nur die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens durch Nichtigkeitsklage.“) Der § 579 Nr. 4 ZPO., auf 
den Stein in feinem Kommentar verweiſt, 0) paßt freilich nur 
für den Fall der Unterbrechung des Verfahrens durch den 
Konkurs, wenn der Bevollmächtigte weiter für den Kridar auf⸗ 
getreten iſt, nicht für den Fall, daß der KT. ausbleibt. Dennoch 
muß die vorhandene Lücke im Geſetz durch entſprechende An⸗ 
wendung des darin zum Ausdruck gelangten Gedankens aus⸗ 
gefüllt werden, damit der Geſetzeszweck erreicht wird. 

IV. Dieſe Ausführungen gelten auch für Zwiſchenurteile, 
die ſelbſtändig anfechtbar ſind. Zwiſchenurteile, die nicht ſelb⸗ 
ſtändig anfechtbar ſind, dürften während der Unterbrechung des 
Verfahrens wegen des Krieges ſelten ſein. Gegebenenfalls ſind 
ſie aber nicht, wie das OLG. Frankfurt a. M. in der zuletzt 
erwähnten Entſcheidung ausführt, durch Aufnahme des Ver⸗ 
fahrens nach S 250 3P0. zu beſeitigen, ſondern durch An⸗ 
fechtung des Schlußurteils, fo daß das Inſtanzgericht einſtweilen 
gebunden bleibt. Je nach der Art des Rechtsmittels kann oder 
muß dann die höhere Inſtanz wegen der Aufhebung des 
Zwiſchenurteils die Sache in die Vorinſtanz zurückverweiſen. 


— — — — 


6) RG. 66, 399. 

7) OLG. Königsberg in DIZ. 1914, 1394; unrichtig LG. Allen⸗ 
ſtein JW. 1914, 989. 

8) OLG. 11, 70. 

9) KG. in OLG. 25, 216. 

10) So auch Jaeger, 38 P. 40, 140. 
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Handelt es ſich aber um ein in der Berufungsinſtanz erlaſſenes 
Zwiſchenurteil in einer irreviſibeln Sache, To wird die Nichtig⸗ 
keitsklage gegen das Schlußurteil zu erheben ſein. 

V. Wenn man von dem reviſibeln Berufungsurteile ab⸗ 
ſieht, wo die Reviſion ſtets die Zurückverweiſung der Sache 
nach ſich zieht (58 564 Abi. 5, 565 ZRD.) fo führen die 
ordentlichen und die außerordentlichen Rechtsbehelfe gegen die 
während der Unterbrechung ergangenen Entſcheidungen nicht 
nur zur Prüfung ihrer Zuläſſigkeit, ſondern weiter zur Prüfung 
ihrer Richtigkeit. Es wird auch zur Sache verhandelt, ſo daß 
die in dem unwirkſamen Urteile enthaltene Entſcheidung als 
ſachlich zutreffend aufrechterhalten werden kann. Zuweilen wird 
es vorkommen, daß ſich dabei ſchon die Zuſtellung der Klage 
als unwirkſam herausſtellt, z. B. wegen Verſtoßes gegen den 
jetzt für zwingend gehaltenen 8 172 ZPO. Dann wird das 
Gericht unter Aufhebung des VU. die Klage als nicht erhoben 
zurückweiſen und eine ſachliche Entſcheidung ablehnen. Dies 
Ergebnis würde aber mit der Unterbrechung des Verfahrens 
nichts zu tun haben. 

VI. Die Koſten des während der Unterbrechung vor⸗ 
genommenen Verfahrens fallen nach S 91 ZRO. dem unters 
liegenden Teil zur Laſt. Doch wird es oft möglich fein, fie 
nach 8 96 ZPO. dem Gegner des KT. auch dann aufzuerlegen, 
wenn er obſiegt. Jedenfalls findet auf ein ſachlich beſtätigtes 
VU. nicht 5 344 ZPO. Anwendung, weil ein beim Ausbleiben 
des KT. ergangenes VU. nicht in geſetzlicher Weiſe ergangen iſt. 
Andererſeits kann aus dieſer Vorſchrift nicht der Schluß auf 
das Gegenteil gezogen werden, wie wenn die Koſten des Vu. 
ſtets den Gegner des KT. träfen. “!) 

VII. Solange die Entſcheidung nicht aufgehoben iſt, hat 
ſie Geltung, beſonders für die Zwangsvollſtreckung. Hat das 
AG. ein vollſtreckbares BU. erlaſſen, jo darf es einen Zwangs⸗ 
vollſtreckungsantrag nicht deshalb ablehnen, weil es nachträglich 
erfährt, daß der Beklagte zur Zeit des Erlaſſes KT. war. 
Aber auch bier kann es von Bedeutung werden, daß während 
der Unterbrechung eine wirkſame Zuſtellung des Urteils nicht 
möglich iſt. Hat eine andere Zuſtellung nicht ſtattgefunden, ſo 
iſt die Zwangsvollſtreckung alſo nach 8 750 ZPO. abzulehnen. 
Dieſe Vorausſetzung der Vollſtreckung iſt auch in jedem ſpäteren 
Teile der Beitreibung zu beachten, z. B. wenn der Gerichts⸗ 
vollzieher trotz der unwirkſamen Zuſtellung bewegliche Sachen 
gepfändet hat und nun beim Vollſtreckungsgericht nach 8 5 
Nr. 1 Satz 2 die Anordnung der Verſteigerung beantragt wird. 
Die Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
freilich kann nur auf Erinnerung des Schuldners erfolgen (zu 
deſſen Vertretung dabei übrigens, wenn bewegliche Sachen ge⸗ 
pfändet find, auch Verwandte und Bekannte zuzulaſſen fein 
werden, denen er ohne weitere Vollmacht die Obhut der Pfand⸗ 
ſtücke überlaſſen hat). Ein materielles Pfandrecht des Gläubigers 
iſt beim Fehlen einer wirkſamen Zuſtellung jedoch nicht ent⸗ 
ſtanden, und bei Verſchulden haftet er dem Schuldner für den 
durch die Zwangsvollſtreckung entſtandenen Schaden nach den 
89 823 ff. BGB. Hat der Gläubiger gewußt, daß der 
Schuldner am Feldzug teilnimmt, ſo wird regelmäßig Ver⸗ 
ſchulden anzunehmen ſein; Unkenntnis des Geſetzes kann ihn 


1) So Bendix, DZ. 1915, 199. 
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im allgemeinen nicht befreien, am wenigſten ſolche feines Rechts⸗ 
mwalts. Im übrigen, d. h. bei rechtswirkſamer Zuſtellung, 
lann nur deshalb, weil die Entſcheidung, welche vollſtreckt iſt, 
während der Unterbrechung des Verfahrens ergangen iſt, 
Schadenerſatz ohne Verſchulden nach $ 717 ZPO. erſt verlangt 
werden, wenn die Entſcheidung aufgehoben iſt. Es genügt 
aber eine formelle Aufhebung, 12) z. B. gemäß den SS 538, 
539, 564 ZPO. Dadurch, daß der Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers beſteht und ſchließlich auch im ſelben Prozeſſe anerkannt 
wird, iſt feine Haftung nach 8 717 ZPO. nicht ausgeſchloſſen. 
Vie immer ſetzt die Anwendung dieſer Vorſchrift aber ein nur 
vorlaufig vollſtreckbares Urteil voraus. Handelt es ſich um ein 
Urteil letzter Inſtanz, das mit der Nichtigkeitsklage erfolgreich 
angefochten iſt, ſo iſt der Gläubiger nur bei Verſchulden nach 
Naßgabe der 88 823 ff. BEB. ſchadenerſatzpflichtig. 

VIII. Man denkt zunächſt nur an Entſcheidungen, die 
Aungunften des KT. ausfallen. Wie ſteht es nun mit anderen? 
Die Klage gegen den ausgebliebenen KT. wird abgewieſen, 
weil der Klagevortrag fie nicht rechtfertigt, die Berufung gegen 
en ihm gümſtiges Urteil wird als unſchlüſſig zurückgewieſen. 
Seine Ehefrau unterliegt mit der Scheidungsklage mangels 
Beweiſes. Stein führt in ſeinem Kommentar aus, die Ent⸗ 
ſcheidungen während der Unterbrechung ſeien wirkungslos, die 
Unwirksamkeit könne jede Partei geltend machen, nur die Einig⸗ 
let beider Parteien dem unwirkſamen Urteile Geltung ver⸗ 
ſcaffn Dieſen Standpunkt hat auch das RG. s) gegenüber 
einer Entſcheidung eingenommen, die nach und in Unkenntnis 
bon der Konkurseröffnung über das Vermögen des Veklagten 
zu deſſen Gunſten, nämlich auf Zurückweiſung der Berufung 
des Klägers, lautete. Gleichwohl kann er nach den oben 
unter J gemachten Ausführungen nicht gebilligt werden. Die 
während der Unterbrechung des Verfahrens ergangene Ent⸗ 
ſheidung iſt nicht wirkungslos, ſondern anfechtbar, und zwar 
m vorliegenden Falle deshalb anfechtbar, weil fie auf einem 
Anfrage beruht, den der Gegner des KT. zurzeit nicht ſtellen 
hurt. Der Gegner des KT. kann aber die Anfechtung nicht 
mit begründen, daß er ſelbſt etwas getan hat, was unzuläſſig 
wa. Ex iſt gar nicht dadurch beſchwert, daß das Gericht 
fen als zuläffig gewollten Antrag als zuläſſigen auch behandelt 
hut Nicht zu feinem, ſondern ausſchließlich zum Schutze des 
Wr spricht das Geſetz ſeinem Antrag die rechtliche Wirkung 
ab. Der Gegner des KT. kann alſo die ihm ſachlich uns 
Hünfige Entſcheidung, die er während der Unterbrechung des 
Baſahrenz erwirkt hat, nicht deshalb umſtoßen. 0) 

‚ Dagegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß der KT. auch 

ent ihm fachlich günſtige Entſcheidung als unwirkſam anſicht. 

r h wird ja das Rechtsſchutzintereſſe fehlen. Es kann 

e G besehen und 4 B. darin liegen, daß nach Aufhebung 

nein noch eine Widerklage erhoben, eine Anſchluß⸗ 
fung eingelegt werden ſoll. 

rm 

) Sten, BRD. 2, 401. 

2 .. 69. 

Bad pr. (Karlsruhe) nach Neumanns J. 11, 827: 
ban, aim der eee ei während ber Unter: 
emen ergangenen Urteils iſt die Partei berechtigt, zu deren Un⸗ 
5 5 Urteil ergangen iſt, gleichviel ob der Unterbrechungsgrund 

Seite oder auf Seite des Prozeßgegners eingetreten iſt. 
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IX. Das Geſetz bezweckt den Schutz des KT. Alſo muß 
er darauf verzichten und durch ſeine Genehmigung unwirkſamen 
Prozeßhandlungen, anfechtbaren Gerichtsakten volle Wirkſamkeit 
verleihen können. Dieſer Grundſatz hat jedoch ſeine Grenzen 
an den Vorſchriften, die auch den Schutz des Gegners des 
KT. bezwecken oder ſonſt zwingend ſind. In die erſte 
Gruppe gehört es zum Beiſpiel, daß das Geſetz für den 
Verzicht auf die Fortſetzung der Unterbrechung, nämlich für 
die Aufnahme des Verfahrens durch den KT. während des 
Krieges, in 8 4 Nr. 2 durch die Berufung auf § 250 ZPO. 
die Zuſtellung eines Schriftſatzes vorſchreibt. Wenn jemand 
alſo einen KT. verklagt, mit Rückſicht auf die Unterbrechung 
des Verfahrens aber im Verhandlungstermin ausbleibt, ſo kann 
der dort erſchienene oder vertretene KT. nicht etwa unter Ver⸗ 
zicht auf den Schutz des Geſetzes das VU. gegen den Kläger 
beantragen. Erſcheint auch der Kläger, ſo iſt eine Verhandlung 
nur dann möglich, wenn er die mündlich erklärte Aufnahme 
genehmigt oder doch ihren Formmangel zu rügen unterläßt 
18 295 PD.) 

Nun zu den Entſcheidungen! Der KT. kann ihnen regel⸗ 
mäßig dadurch endgültige Wirkſamkeit verleihen, daß er die 
an ſich ſtatthaften Rechtsbehelfe dagegen innerhalb der für 
deren Einlegung vorgeſchriebenen Friſten unterläßt. Damit 
der Lauf der Friſten beginnt, muß aber vorher durch die Be⸗ 
endigung des Krieges oder durch Aufnahme des Verfahrens 
die Unterbrechung aufgehört haben und darauf die Zuſtellung 
der Entſcheidung wirkſam erfolgt ſein. Statt deſſen kann der 
KT. die Entſcheidung dadurch unanfechtbar machen, daß er auf 
den zuläſſigen Rechtsbehelf verzichtet. Zum Verzicht reicht jede 
Erklärung gegenüber dem Gegner aus, wenn ſie nur aus— 
drücklich geſchieht. Einer Form, beſonders der Zuſtellung eines 
Schriftſatzes, bedarf es nicht und ebenſowenig einer Annahme⸗ 
erklärung. Das ergeben die 88 514, 566, 346 ZPO. zunächſt 
zwar nur für die Berufung, die Reviſion und den Einſpruch. 
Das wird aber wegen der Gleichheit des Geſetzesgrundes auch 
für den Widerſpruch, die einfache Beſchwerde und die Nichtigkeits⸗ 
klage gelten müſſen. Bei Entſcheidungen, die friſtlos dem 
Widerſpruch oder der einfachen Beſchwerde unterliegen, iſt der 
Verzicht ſogar das einzige Mittel, wodurch fie endgültig wirk— 
ſam werden können. Der Verzicht iſt ſchon vor der Zuſtellung 
der Entſcheidung gültig, auch wenn der Rechtsbehelf die Zu⸗ 
ſtellung vorausſetzt. Er iſt eine Prozeßhandlung, die un: 
mittelbar den Eintritt der Rechtskraft herbeiführt und die Ein⸗ 
legung des Rechtsbehelfs unzuläſſig macht. Als Prozeßhandlung 
iſt er vor der Beendigung der Unterbrechung des Verfahrens 
unwirkſam. Doch kann ein während der Unterbrechung des 
Verfahrens erklärter Verzicht durch die Annahmeerklärung des 
Gegners zum Beſtandteil eines Vertrages werden und ſo dem 
Gegner gegen das ſpäter dennoch eingelegte Rechtsmittel eine 
Einrede gewähren. 

Wie der KT. hiernach die Entſcheidung im ganzen ge⸗ 
nehmigen kann, ſo ſteht es auch in ſeiner Macht, allein auf 
den Anfechtungsgrund zu verzichten, den ihm der Umſtand gibt, 
daß die Entſcheidung während der Unterbrechung des Verfahrens 


gefällt worden iſt. Er kann z. B. wenn es ſich um ein reviſibles 


15) NR. 66, 401. 
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Berufungsurteil handelt, die Reviſion auf andere Geſetzes⸗ 
verletzungen beſchränken, um alsbald eine ſachliche Entſcheidung 
des Reviſionsgerichts zu erhalten. Darüber iſt auch eine Ver⸗ 
einbarung mit dem Gegner möglich. 

Daraus folgt aber nicht, daß der KT. auch dort zu⸗ 
ſtimmend eingreifen kann, wo die Förmlichkeiten der Ein⸗ 
legung von Rechtsbehelfen in Frage kommen. — Das 
RG. hat darüber verſchieden geurteilt !). Einmal war das 
Urteil, das anderemal die Reviſionsſchrift während der Unter⸗ 
brechung des Verfahrens zugeſtellt, und in beiden Fällen hatte 
ſich der Gegner im Prozeſſe damit einverſtanden erklärt. In 
der erſten Sache wurde das Rechtsmittel ſür wirkungslos 
erklärt, weil die Förmlichkeiten von Amts wegen zu prüfen 
ſeien und weil die Zulaſſung der Genehmigung unter Um⸗ 
ſtänden dazu ſühren könne, daß das vom Gegner eingelegte 
Rechtsmittel unzuläſſig werde. Das andere Urteil führte aus, 
es handele ſich hier nicht um die Förmlichkeiten der Reviſion, 
ſondern um die beſonderen Wirkungen der Unterbrechung, auf 
die man verzichten könne. Die erſte Entſcheidung dürfte 
die richtige fein. Läßt man hier den prozeſſualen Rüge⸗ 
verzicht zu, ſo wäre bei ſeiner rückwirkenden Kraft der 
Lauf der Notfriſt, der nach 8 224 ZPO. der Partei⸗ 
vereinbarung entzogen ſein ſoll, in Frage geſtellt. Der 
Gegner des KT., der einmal während der Unterbrechung des 
Verfahrens das Urteil hat zuſtellen laſſen, müßte das Rechts⸗ 
mittel ſtets innerhalb einer von dieſer Zuſtellung oder doch 
von der Beendigung der Unterbrechung an laufenden Notfriſt 
einlegen und trotzdem, wenn der KT. die Zuſtellung nicht ge⸗ 
nehmigt, damit unterliegen. So unbedenklich die Genehmigung 
der Urteilszuſtellung alſo auch in manchen Fällen erſcheinen 
mag, ſo muß doch an dem Grundſatze feſtgehalten werden, daß 
die Förmlichkeiten der Einlegung von Rechtsmitteln ſchlechter⸗ 
dings dem Parteiverzicht entzogen ſind. 

X. Das Ergebnis der Betrachtung führt zu ihrem Aus⸗ 
gangspunkt zurück. Die während der Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens ergangenen Entſcheidungen ſind nicht nur geeignet, den 
KT. zu ſchädigen, ſie können auch den anderen Teil mit Koſten⸗ 
und Schadenserſatzpflichten belaſten, zum Rückgriff gegen Ber: 
treter führen und eine Quelle von unpraktiſchen Streitfragen 
werden. Deshalb ſollten die Rechtsanwälte und die Gerichte 
alles tun, um ſie zu vermeiden, ſelbſt wenn durch die not⸗ 
wendige Erkundigung einmal ein Termin vereitelt und die Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits dadurch vielleicht unnötig verzögert 
wird. Nachdem ſchon ſeit längerer Zeit viele Landſturm⸗ 
bataillone gegen den Feind verwendet werden, wodurch zahl⸗ 
reiche gediente Landſturmleute auf den Schutz des Geſetzes 
Anſpruch haben, ſind nunmehr auch erhebliche Teile des un⸗ 
gedienten Landſturms eingezogen und hier und da ſchon als 
Erſatztruppen im Felde. Nimmt dieſe Entwicklung ihren 
Fortgang, ſo wird man doch zu dem Grundſatz zurückkehren 
müffen: Kein Verſäumnisurteil ohne die Feſtſtellung, daß der 
ausgebliebene Mann nicht Kriegsteilnehmer im Sinne des 
Geſetzes iſt. 


16) NG. 10, 400; 14, 338. 
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Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 55 123, 817 BGB. Zum Begriff der Drohung.] 

Durch den Vertrag vom 16./18. März 1911 hatte der 
Beklagte die Bezahlung der dort angegebenen Schulden ſeines 
Sohnes A. an den Kläger übernommen, wogegen dieſer ſich 
verpflichtete, keine gerichtlichen Schritte gegen den Schuldner zu 


tun. Außer Streit iſt, daß mit dieſen „gerichtlichen Schritten“ 


insbeſondere auch eine (alſo ſonſt zu befürchtende) Strafanzeige 
wegen Betrugs gemeint war. Im Hinblick hierauf hatte der 
Beklagte die Einrede aus 8 817 BGB. erhoben, indem er 
geltend machte, der Kläger habe durch Annahme des gegen 
jene Gegenleiſtung ausbedungenen Zahlungsverſprechens wider 
die guten Sitten verſtoßen, wie auch der ganze Vertrag über⸗ 
haupt ſolchen Verſtoß zeige; Beklagter könne deshalb die in 
dem Zahlungsverſprechen liegende Leiſtung zurückfordern und 
brauche darum nicht zu zahlen. Dieſe Einrede hat das BG. 
verworfen. Es iſt der Meinung, daß weder auf ſeiten des 
Klägers noch auf ſeiten des Beklagten gegen die guten Sitten 
verſtoßen ſei. Ob hierin dem BG. unter den Umſtänden des 
Falles zuzuſtimmen iſt, bedarf nicht der Unterſuchung, weil es 
auch von dieſem Standpunkt aus zur Verwerfung des aus 
jenem Vertrage hergeleiteten Anſpruchs des Klägers gekommen 
iſt und die hierfür gegebene Begründung rechtlichen Bedenken 
nicht unterliegt. Der Beklagte hat nämlich ſeine Vertrags⸗ 
erklärung auch wegen des durch Drohung herbeigeführten 
Mangels der Willensfreiheit (8 123 BGB.) angefochten, und 
die hierauf geſtützte Einrede hält das BG. für durchgreifend. 
Nach dem eigenen Vorbringen des Klägers hatte dieſer bei den 
dem ſchriftlichen Vertragsabſchluſſe vorangegangenen Verhand⸗ 
lungen mit dem Beklagten erklärt: er könne doch nicht ſein 
Geld verlieren, es würde ihm leid tun, wenn er den Sohn 
wegen der (dem Kläger gegenüber erfolgten) Abgabe der falſchen 
eidesſtattlichen Verſicherung anzeigen müßte. Das LG. hatte 
nicht für erwieſen erachtet, daß der Beklagte durch dieſe Auße⸗ 
rung zur Abgabe ſeiner Vertragserklärung beſtimmt worden 
ſei. Das BG. dagegen nimmt dies als erwieſen an. Daß 
dieſe Feſtſtellung lediglich auf dem Gebiete des Tatſächlichen 
liegt, iſt klar. Daß die Außerung eine, allenfalls verhüllte, 
Drohung enthielt, iſt einwandfrei dargelegt. Das BG. ftellt 
feſt, daß Kläger damit den Zweck verfolgt hat, den Beklagten 
durch Erregung von Furcht gefügig zu machen. Das wacht 
die als Willensbeſtimmung gewollte Drohung aus, und der 
Charakter der Außerung als Drohung wird auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß das von der Strafanzeige zu erwartende 
Übel den Beklagten nur mittelbar, als Vater des unmittelbar 
zu treffenden A. S., treffen konnte und ſollte. Die von der 
Reviſion angeführten Urteile des RG. enthalten nichts, was 
der Auffaſſung des BG. entgegenſtünde. Dagegen ſteht ihr 
das einen ganz ähnlichen Fall betreffende Urteil des RG. vom 
3. März 1910, VI 126/09 (Gruchot 54, 883) zur Seite. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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Der 5 123 BOB. ſetzt nicht, oder vielleicht richtiger: nicht 
mur, die Widerrechtlichkeit der Drohung voraus, ſondern gewährt 
die Anfechtung dem, der zur Abgabe der Willenserklärung 
widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt. Es iſt 
darum nicht ganz genau, wenn das BG. von der „wider⸗ 
rechtlichen Drohung“ und, dieſen Gedanken wiederholend, von 
der „Widerrechtlichkeit der Drohung“ ſpricht. An anderer Stelle 
aber bezeichnet es „das Verhalten des Klägers“ als wider⸗ 
rechtlich und begründet das damit, daß der Kläger auf den 
Erfolg, den er durch die Drohung erreichen wollte, nämlich 
auf Zahlung vom Beklagten, kein Recht hatte. Das iſt das 
Entſcheidende; denn daraus ergibt ſich das, was der 8 123 
fordert und vorausſetzt (vgl. das vorhin erwähnte Urteil vom 
3. März 1910). G. c. S., U. v. 1. Dez. 14, 432/14 VII. — 
Berlin. [S.] 

2. 5196 Nr. 7 BGB. Iſt der Vertrag zwiſchen dem 
Bauherrn und dem Architekten ein Dienſtvertrag oder ein Werk⸗ 
vertrag? Gewerbsmäßigkeit.] 

Der Beklagte kaufte am 15. Januar 1909 ein in W. 
gelegenes Haus, nachdem er vorher mit dem Kläger wegen 
Umbaus desſelben für ſeine ärztlichen Zwecke in Verbindung 
betreten war. Er reichte dann bei der Polizeidirektion ein 
Bauprojekt ein, in welchem ein einfacher Anbau an der Süd⸗ 
ſeite des Hauſes vorgeſehen war, ſah aber von der Ausführung 
dieſes Projekts, das die baupolizeiliche Genehmigung fand, ab, 
reichte ein anderes Projekt mit Baudispensgeſuch ein und ließ 
den Bau nach dieſem Projekt, nach welchem nicht nur an der 
Südſeite, ſondern auch an der Weſtſeite ein Anbau vorgeſehen 
war und das gleichfalls genehmigt wurde, zur Ausführung 
bringen, allerdings mit gewiſſen Abweichungen, die teils durch 
Pünſche des Beklagten, teils dadurch veranlaßt wurden, daß 
in dem Hauſe Hausſchwamm und Trockenfäule vorgefunden 
wude. Der Kläger hat das Bauprojekt aufgeſtellt, die bau⸗ 
polizeiliche Genehmigung und Dispenserteilung erwirkt und die 
Bauleitung geführt. Als Honorar waren ihm 8 Prozent der 
gefamten Bauſumme verſprochen. Der Kläger hat auf Zahlung 
eines Teilbetrags von 3000 & feiner Honorarforderung nebſt 
Zinſen Klage erhoben, im Laufe des Rechtsſtreits aber den 
Klaganſpruch auf 7265 nebſt Zinſen erhöht. Der Beklagte 
hat Alagabweiſung beantragt und auf Zahlung von 5000 4 
Widerlage erhoben. In erſter Inſtanz iſt durch Teilurteil der 

agte zur Zahlung von 7050 & nebſt Zinſen verurteilt, 
zugleich iſt die Widerklage abgewieſen worden. Die gegen dieſe 

ſheidung vom Beklagten eingelegte Berufung iſt zurück- 
hewieſen worden. Aus den Gründen: Die Gründe, aus 
denen der BerR. zur Zurückweiſung der Verjährungseinrede 
det Bellagten gelangt iſt, geben zu rechtlichem Bedenken Anlaß, 
ſoweit die Vorſchrift in $ 196 Nr. 7 BGB. in Frage kommt. 


lag dieſer Vorſchrift verjähren in zwei Jahren die Anſprüche 


dajenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten Perſonen 
M gehören, die Beſorgung fremder Gefchäfte oder die Leiſtung 
von Dienſten gewerbsmäßig betreiben, wegen der ihnen aus 
dem Gewerbebetriebe gebührenden Vergütungen einſchließlich der 
en Der Bert, hält dieſe Vorſchrift im gegebenen Fall 

un den doppelten Grunde nicht für anwendbar, weil er das 
Gen den Parteien. zuſtande gekommene Vertragsverhältnis 
ncht alt Dienſtverttag, ſondern als Werkvertrag auffaßt und 
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außerdem das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit nicht für gegeben 
hält. In beiden Richtungen ſind aber die Ausführungen des 
Urteils zur Begründung des Standpunkts des BerR. unzu⸗ 
reichend. Nach den vorliegenden Feſtſtellungen hatte der Kläger, 
der ein alademiſch gebildeter Architekt iſt und die Errichtung 
von Bauten nicht ſelbſt übernimmt, ſondern lediglich den Bau⸗ 
plan aufſtellt und die Bauausführung überwacht, im gegebenen 
Falle für den vom Beklagten beabſichtigten Erweiterungsbau 
die Auſſtellung des Bauplans und die Bauleitung, letztere ohne 
die Vergebung der Arbeiten an die Bauhandwerker, über⸗ 
nommen. Die zur Bauleitung gehörige Tätigkeit des Klägers 
ſieht der BerR. als Dienſtleiſtung an, aber ſie war nach ſeiner 
Anſicht nebenſächlicher Art. Die Aufftelung des Bauplans 
dagegen, die ſich nach ſeiner Meinung als die Hauptleiſtung 
darſtellt und dem Vertragsverhältnis ſeinen eigentlichen Stempel 
aufdrückt, iſt, ſo wird ausgeführt, den Regeln des Werkvertrags 
zu unterſtellen und fällt deshalb nicht unter 8 196 Nr. 7, da 
dieſer auf Werkverträge regelmäßig keine Anwendung findet. 
Die Unterſcheidung zwiſchen Dienſtvertrag und Werkvertrag iſt 
im weſentlichen danach zu treffen, ob nach dem Willen der 
Vertragſchließenden ein beſtimmter Erfolg oder die Arbeits⸗ 
tätigkeit ſelbſt den Vertragsgegenſtand bildet. Die Grenze iſt 
der Natur der Sache nach im einzelnen Fall oft ſchwer zu 
ziehen, es bedarf dazu meiſt eines genauen Eingehens auf die 
Beſonderheiten des betreffenden Falls. Das gilt ganz beſonders 
von dem Verhältnis zwiſchen dem Bauherrn und dem Architekten. 
Der Begriff des Architekten iſt dehnbar und ſteht keineswegs 
in der Verkehrsanſchauung derart feſt, daß man mit ihm als 
mit einem für alle Einzelfälle maßgebenden Begriff rechnen 
kann. Die zwiſchen dem Bauherrn und dem bauleitenden 
Architekten abgeſchloſſenen Verträge haben erfahrungsgemäß 
einen ſehr verſchiedenartigen Inhalt. Demgegenüber erſcheint 
es nicht als eine ausreichende und überzeugende Begründung, 
wenn der Ber R., wie geſchehen, mit allgemeinen, nicht auf den 
gerade vorliegenden Fall zugeſchnittenen, ſondern die Stellung 
und Tätigkeit eines bauleitenden Architekten von der Art des 
Klägers überhaupt betreffenden Ausführungen darzutun verſucht, 
daß die Aufſtellung des Bauplans ſich als Gegenſtand eines 
Werkvertrags, nicht eines Dienſtvertrags darſtelle. Je nach 
den Umſtänden kann ſie recht wohl auch den Gegenſtand eines 
Dienſtvertrags darſtellen, ſie iſt auch in der Rechtſprechung der 
Gerichte vielfach ſo aufgefaßt worden (vgl. Silberſchmidt in 
Gruchots Beitr. 1914 S. 343, 349; RG. 63 S. 312, 315; 81, 8; 
Seuff Arch. 60, 350). Auch beim Dienſtvertrag wird ein Erfolg 
erſtrebt, zu deſſen Erreichung eben die Dienftleiftung beſtimmt 
iſt, und es iſt, wenn es ſich um die Ausarbeitung eines Bau⸗ 
plans für die Errichtung eines Bauwerks handelt, dem Beſteller 
ſelbſtverſtändlich um die Gewinnung eines zweckentſprechenden, 
für die Ausführung des beabſichtigten Baus dienlichen Bau⸗ 
plans zu tun. Regelmäßig bildet aber in ſolchem Falle die 
Herſtellung des Bauplans nur ein Glied in der Kette der auf 
den ſchließlichen Enderfolg, die Errichtung des Baus, gerichteten 
Handlungen. Selbſtändige Bedeutung kommt hierbei dem 
Bauplan nicht zu, ſein Wert beſteht eben nur darin, daß er 
der Ausführung des geplanten Baus zur Grundlage dient und 
fie ermöglicht. Dies trifft um fo mehr zu, wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, der Architekt mit der Entwerfung des Bau⸗ 


— FU, DL 0 


240 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


plans und zugleich mit der Leitung der Bauausführung betraut 
wird, ſeine Tätigkeit mithin für die Herbeiführung des erſtrebten 
Enderfolgs, eben der Herſtellung des Bauwerks, einheitlich in 
Anſpruch genommen wird. Es iſt nicht anzuerkennen, daß die 
Anfertigung des Bauplans der Bauleitung gegenüber das die 
Art des Vertrags als eines Werkoertrags ſchlechthin Be⸗ 
ſtimmende iſt. Der Plan bereitet die ſpätere Tätigkeit des 


Architekten vor; ſelbſtändige Bedeutung kommt ihm in dieſem 


Fall — anders, wenn es ſich lediglich um die Anfertigung des 
Planes handelt — nicht zu. Vielmehr iſt die Bauleitung der 
eigentliche Gegenſtand des Vertrags, wobei die Verteilung des 
Honorars nach der Hamburger Norm nicht entſcheidend ins 
Gewicht fällt. Daß es im vorliegenden Fall anders ſei, iſt 
bislang vom Ber R. nicht feſtgeſtellt. Einen typiſchen Architekten⸗ 
vertrag gibt es nicht. Das Merkmal der Gewerbsmäßigkeit 
hält der Bert. um deswillen nicht für gegeben, weil nach feiner 
Meinung in der Hauptſache künſtleriſche Leiſtungen in Frage 
kommen. Was aber zur Begründung dieſer Anſchauung weiter 
ausgeführt wird, beſteht wiederum in Erwägungen ganz all⸗ 
gemeiner Art und iſt nicht, wenigſtens nicht in erkennbarer 
Weiſe, der beſonderen Eigenart des vorliegenden Falles ent⸗ 
nommen. Der Vorderrichter geht dabei von der Erwägung 
aus, die Auffaſſung des Verkehrs verlange vom Architekten vor 
allem die Betätigung künſtleriſchen Empfindens und bewerte 
danach ſeine Leiſtungen. Das iſt nach der täglichen Erfahrung 
in dieſer Allgemeinheit ſicherlich nicht zutreffend. Die Aufgaben, 
die dem Architekten zufallen, ſind überaus verſchiedener Art. 
Bei den gewöhnlichen Profanbauten, namentlich bei Wohnhäuſern, 
pflegt auf den Gebrauchszweck das Hauptgewicht gelegt zu 
werden, während der künſtleriſchen Ausgeſtaltung, ſoweit ſie 
überhaupt in Betracht kommt, erſt an zweiter Stelle Bedeutung 
beigemeſſen wird. Wie ſich dies im vorliegenden Falle verhält, 
iſt aus den Urteilsausführungen nicht erſichtlich. Jedenfalls 
fehlt es für die Annahme, daß der Kläger, der doch in ſeinem 
Beruf zum Zwecke des Erwerbs tätig wird, gleichwohl ſeine 
Berufstätigkeit nicht gewerbsmäßig ausübe, an genügenden, die 
Eigenart gerade des klägeriſchen Geſchäftsbetriebs berückſichtigenden 
Feſtſtellungen. Dabei kommt noch weſentlich in Betracht, daß 
es ſich gegenwärtig auch um die Bauleitung und zwar, wie 
ausgeführt, nicht bloß nebensächlich handelt. Dieſe beſteht aber 
in der Leiſtung von Dienſten und in der Beſorgung von 
Geſchäften, die nicht oder nicht in erſter Linie auf künſtleriſchem 
Gebiete liegen. Daß der Architekt grundſätzlich als Künſtler 
nicht unter den Begriff des Gewerbetreibenden falle, kann nicht 
anerkannt werden. Dies führt in teilweiſer Berückſichtigung 
des Rechtsmittels des Beklagten zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils, ſoweit die Verjährungseinrede des Beklagten reicht. 
VB. c. L., U. v. 7. Nov. 14, 266/14 VII. — Frankfurt a. M. [S.] 

3. 8278 BGB. Haftung für Verſchulden des Erfüllungs⸗ 
gehilfen bei Vertragsverhandlungen.] 

Aus den Gründen: Die vielfach vertretene Anſicht, daß 
der 8 278 BGB. ſich nicht auf ein Verſchulden bei den Ver⸗ 
tragsverhandlungen und dem Vertragsſchluſſe beziehe, trifft, 
wie in Planck 4. Aufl. Bd. II 1 S. 225 Erl. 1a zu $ 278 
zutreffend bemerkt wird, nur inſoweit zu, als die Parteien 
einander vor dem Vertragsſchluſſe noch zu nichts verpflichtet 
ſind, dagegen nicht, wenn ſchon bei den Vorverhandlungen ge⸗ 
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wiſſe Verpflichtungen beſtehen, deren fahrläſſige Nichterfüllung 
die Partei haftbar macht, wie hier nach dem Urteile vom 
20. Februar 1914 die Pflicht des Fiskus, bei dem Ausſchreiben 
der zu vergebenden Arbeiten die Bewerber über die Umſtände 
aufzuklären, die für ihren Entſchluß, die Arbeiten zu übernehmen, 
von weſentlicher Bedeutung find. Daß die Partei ſolchenfalls 
nicht nur für eigene Fahrläſſigkeit bei den Vertragsverhandlungen 
haftet, ſondern auch, wenn ſie die Verhandlungen durch eine 
andere Perſon führt, deren Verſchulden zu vertreten hat, ent⸗ 
ſpricht dem Sinne und Zwecke des §S 278. Wie in dem von 
dem VI. ZS. am 7. Dezember 1911 entſchiedenen Falle (RG. 78, 
239) — der allerdings weſentlich anders liegt als der hier 
gegebene, namentlich inſofern, als es in ihm nicht zu dem Ab⸗ 
ſchluſſe des beabſichtigten Vertrags gekommen iſt —, fo trifft 
auch hier der Rechtsgedanke des S 278 durchaus zu, der dort 
dahin feſtgeſtellt iſt, „daß, wer ſelbſt eine Leiſtung ſchuldet, die 
er mit der erforderlichen Sorgfalt zu bewirken hat, dann, wenn 
er hierzu einen Gehilfen verwendet, für die ſorgfältige Leiſtung 
des Gehilfen einſtehen muß, und daß ebenſo der andere, dem⸗ 
gegenüber die Leiſtung zu bewirken iſt, nicht ſchlechter geſtellt 
ſein darf, weil der Gegner ſie nicht ſelbſt ausführt, ſondern ſie 
einem Gehilfen übertragen hat“. Die gegenteilige Meinung 
würde zu einer Bevorzugung der Inhaber von Großbetrieben, 
die faſt nie perſönlich mit ihren Vertragsgegnern verhandeln, 
und zu einer Benachteiligung der mit ihnen in Vertrags⸗ 
verhandlungen tretenden Perſonen führen, die mit dem Sinne 
und Zwecke des Geſetzes unvereinbar iſt. Dieſe Meinung ſteht 
auch nicht in einem zur Anrufung der VerS. nötigenden 
Widerſpruche mit den Entſcheidungen anderer Senate; in keinem 
der in Betracht kommenden Urteile (RG. 61, 207; 62, 319; 
79, 319; Urteil des V. 38S. vom 4. März 1914, V 192/13) 
if unter Anerkennung oder Unterſtellung einer Haftung der 
Partei für eigenes Verſchulden bei den Verhandlungen über 
einen zuſtande gekommenen Vertrag deren Verantwortlichkeit für 
das Verſchulden eines ſogenannten Erfüllungsgehilfen gemäß 
§ 278 verneint worden. Demnach haftet der Beklagte in dem 
vorliegenden Falle für ein Verſchulden derjenigen Beamten, 
denen es oblag, den Bewerbern die für ihre Entfchließung, ob 
ſie die ausgeſchriebenen Arbeiten übernehmen wollten, weſent⸗ 
lichen Umſtände mitzuteilen. Zu dieſen Beamten gehört der 
Hafenbaudirektor G. Wenn auch die Unterlagen der Ver⸗ 
gebungsbedingungen, in denen die irreführende Angabe der zu 
ziehenden Pfahlmenge auf 150 cbm enthalten iſt, nicht von 
ihm, ſondern von dem ihm untergebenen Betriebsdirigenten 
aufgeſtellt find, fo hatte er als Direktor des Hafenbaureſſorts 
doch nach den in dem angefochtenen Urteil angeführten Be⸗ 
ſtimmungen der Werftdienſtordnung die Unterlagen auf ihre 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit nachzuprüfen und trug die volle 


Verantwortung dafür. Seine Pflicht war es daher, die be⸗ 


ſtimmte Angabe der Pfahlmenge abzuändern oder auf andere 
Weiſe dafür zu ſorgen, daß die Bewerber durch ſie nicht irre 
geleitet ſondern genügend aufgeklärt wurden. Auch der von 
dem Reviſionsbeklagten weiter hervorgehobene Umſtand, daß 
den beſtehenden Zuſtändigkeitsbeſtimmungen entſprechend nicht 
G., ſondern das Verwaltungsreſſort die Vergebungsbedingungen 
ausgeſchrieben und den Vertrag mit dem Kläger geſchloſſen 
hat, befreit den Beklagten nicht von der Haftung für das Ver⸗ 


44. Jahrgang. 
ſchulden des G., denn das Ausſchreiben und der Vertragsſchluß 
erfolgten auf Grund der von dem Hafenbaureſſort aufgeſtellten 
techniſchen und Lieferungsbedingungen. Durch eine Teilung 
der Zuſtändigkeit zwiſchen den beiden Abteilungen kann die 
Lage der Gegenpartei nicht verſchlechtert werden. K. c. Reichs⸗ 
ſiskus, U. v. 12. Jan. 15, 319/14 III. — Marienwerder. [B.] 

4. 5 434 BGB. Unterſchied zwiſchen „Laſten“ und 
„Belaſtungen“ eines Grundſtücks.] 

Aus den Gründen: Das BG. iſt, ebenſo wie das LG., 
zu dem Ergebniſſe gelangt, daß durch die Klauſel des Kauf⸗ 
vertrages, derzufolge das Grundſtück „mit allen darauf 
ruhenden Rechten und Belaſtungen“ verkauft wurde, die 
Verkäuſer von der nach 8 434 BGB. dem Verkäufer obliegenden 
Pflicht, dem Käufer den verkauften Gegenſtand frei von Rechten 
zu verſchaffen, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht 
werden können, hinſichtlich der an dem verkauften Grundſtücke 
von Dritten beanſpruchten Wegegerechtigkeit (welche, wie für 
die Reviſionsinſtanz zu unterſtellen, obwohl ſie im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt, gegen den Käufer geltend gemacht werden 
lann) befreit worden ſind. Während aber das LG. der Meinung 
war, daß es ſich mit dieſer Auffaſſung in Widerſpruch ſetze mit 
dem Urteile des erkennenden Senats vom 21. September 1907, 
V 601/06 (RG. 66, 316), nimmt das BG. an, daß dieſes 
Urteil der bezeichneten Auffaſſung nicht entgegenſtehe. Es führt 
in dieſer Beziehung aus: Das Urteil des erkennenden Senats 
beruhe auf der Auslegung des Wortes: „Laſten“, das in dem 
Sinne von Leiſtungen, die aus dem Grundſtücke zu entrichten 
find, verſtanden werde, eine Auffaſſung, der ſich die Praxis 
und Literatur faſt durchgehend angeſchloſſen habe. In dem 
hier in Frage ſtehenden Kaufvertrage aber fei nicht das Wort 
„Laſten“, ſondern das Wort „Belaſtungen“ in dem in Betracht 
kommenden § 1 gebraucht, während im Gegenſatze dazu in 8 3 
geſagt ſei, daß die Verkäufer die „Laſten“ und Abgaben bis 
zum 1. Januar 1913 tragen und bezahlen, von welchem Tage 
an ſie der Käufer zu übernehmen habe. Es unterliege keinem 
Zweifel, daß der Ausdruck „Belaſtungen“ gegenüber dem 
Ausdruck „Lasten“ einen weiteren oder anderen Begriff bezeichne, 
und es entſpreche dem allgemeinen wie dem juriſtiſchen Sprach⸗ 
gebrauche, darunter die Grunddienſtbarkeiten mit zu verſtehen. 
Auch das RG. gebrauche in der angeführten Entſcheidung das 
Wort „Belaſtungen“ im Gegenſatz zu dem Ausdruck „Laſten“ 
und rechne darunter ganz ausdrücklich auch die Grund⸗ 
dienſbarkeiten. Dieſe Ausführungen geben den Sinn des in 
Frage ſtehenden reichsgerichtlichen Urteils, den das LG. miß⸗ 
berftanden hat, durchaus zutreffend wieder. Die Gründe, aus 
denen dieſes Urteil dazu gelangt iſt, in dem damals zu ent⸗ 
ſcheidenden Falle den vertragsmäßigen Ausſchluß der geſetzlichen 
Haftung des Verkäufers für eine Grunddienſtbarkeit zu verneinen, 
bezogen ſich nur auf den Ausdruck „Laſten“ und führen aus, 
daß nach dem Sprachgebrauche ſowohl des BGB. wie des 
gemeinen Rechts und des für den damaligen Fall als früher 
beſandenes Geſez in Betracht kommenden BGB. für das 
Königreich Sachſen, unter Laſten nur Leiſtungen, die aus dem 
Grundſtück zu entrichten ſind, verſtanden werden, und daß dieſer 
Sprachgebrauch auch dem damals in Frage kommenden Vertrage 
zugrunde liege, wie aus anderen Beſtimmungen dieſes Vertrages 
und aus der Ausſage ſeines als Zeuge vernommenen Ver⸗ 
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faſſers, eines Rechtsanwalts, hervorgehe. Dabei ſtellt das RG. 
den „Laſten“ in dieſem Sinne gegenüber die „Belaſtungen“ 
zugunſten Dritter (jura in re aliena), welche nur das 
Eigentums⸗ und Verfügungsrecht einſchränken, nicht aber den 
Eigentümer als ſolchen zu Leiſtungen aus dem Grundſtücke ver⸗ 
pflichten, wie Nießbrauch, Grunddienſtbarkeiten, dingliches 
Vorkaufsrecht. Daraus iſt erſichtlich, daß es nicht nur dem 
reichsgerichtlichen Urteile nicht zuwiderläuft, unter „Belaſtungen“ 
auch Grunddienſtbarkeiten zu verſtehen, ſondern daß (was die 
Reviſion mit Unrecht bezweifelt) das Urteil ſelbſt unter Be⸗ 
laſtungen auch die Grunddienſtbarkeiten mit verſtanden hat. 
Daß dies dem Sprachgebrauche des Geſetzes und des Rechts⸗ 
lebens entſpricht, kann nicht zweifelhaft ſein. Das BGB. be⸗ 
zeichnet in den allgemeinen Vorſchriften über Rechte an Grund⸗ 
ſtücken (Buch III Abſchn. 2) durchweg die Begründung von 
Rechten Dritter an einem Grundſtücke als „Belaſtung“ oder 
als „Belaſten“ des Grundſtücks (SS 873 Abſ. 1, 874, 876, 
881, 882), das Recht ſelbſt als ein „das Grundſtück belaſtendes“ 
(S 883). Bei der Regelung der Grunddienſtbarkeiten (Buch III. 
Abſchn. 5 Tit. 1) wird das Weſen einer ſolchen gerade darin 
erblickt, daß das Grundſtück in einer beſtimmten Weiſe „belaſtet“ 
wird ($ 1018); die Grunddienſtbarkeit ſelbſt wird ausdrücklich 
als „Belaſtung“ (8 1019), das Grundſtück als mit ihr belaſtet 
bezeichnet (SS 1020, 1021, 1022, 1023, 1026, 1028). Dafür, 
daß in dem hier in Frage ſtehenden Vertrage unter den „Bes 
laſtungen“, mit denen das Grundſtück nach $ 1 verkauft worden 
iſt, Grunddienſtbarkeiten nicht verſtanden ſein könnten, iſt nichts 
beigebracht. Es iſt das um ſo weniger anzunehmen, als der 
Vertrag von gewerbsmäßigen Grundſtücksmaklern verfaßt und 
von einem Notar beurkundet iſt, alſo Perſonen dabei beteiligt 
find, die mit dem Sprachgebrauche des Geſetzes und des Rechts— 
lebens als vertraut gelten können. Daß nach dem Sprach⸗ 
gebrauche der Parteien oder nach einer örtlichen Verkehrsſitte 
Grunddienſtbarkeiten unter dem Ausdrucke „Belaſtungen“ nicht 
zu verſtehen ſeien, iſt in den Vorinſtanzen nicht behauptet worden. 
Vielmehr kann ſich der Ausdruck: „Belaſtungen“ in 8 1, wenn 
damit überhaupt ein beſtimmter Sinn verbunden ſein ſoll, im 
weſentlichen nur auf Grunddienſtbarkeiten beziehen, da hinſichtlich 
der Übernahme anderer Belaſtungen des Grundſtücks im Sinne 
des BGB., namentlich von Nießbrauch, Vorkaufsrecht, Real⸗ 
laſten, Hypotheken uſw., in der Regel im einzelnen Beſtimmungen 
getroffen zu werden pflegen und jedenfalls ihre Übernahme durch 
den Käufer mittels einer ſo allgemeinen Klauſel nicht zu vermuten 
if. — Daß die Klauſel keine bloße „Floskel“ darſtellen ſollte, 
hat der BerR. gleichfalls ohne Rechtsirrtum angenommen. 
Wenn er dabei die gegenteilige Annahme als „nicht völlig 
undenkbar“ bezeichnet, zumal da nach dem früheren gemeinen 
Rechte, wenigſtens nach der herrſchenden Anſicht, bei Grundſtücks— 
verkäufen die Haftung für Freiheit von Rechten ſo, wie ſie in 
8 434 BGB. beſtimmt iſt, nicht beſtanden habe, alſo für 
jenes Recht die Klauſel allerdings ohne Bedeutung geweſen 
wäre, ſo iſt zu bemerken, daß dieſer Umſtand eher für die An— 
nahme verwertet werden könnte, daß die Klauſel unter der 
Herrſchaft des jetzigen Rechts nicht als bloße Floskel, ſondern 
gerade zu dem Zwecke in die Verträge aufgenommen werde, um 
die Anwendung des jetzigen Rechts zugunſten des früheren Rechts— 
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dann zutreffen, wenn die Klauſel ſchon unter der Herrſchaſt des 
früheren Rechts üblich geweſen wäre, was nicht feſtgeſtellt iſt. 
Aber auch abgeſehen hiervon kann nicht ohne beſondere Anhalts⸗ 
punkte angenommen werden, daß eine Vertragsklauſel bloße 
inhaltloſe Redewendung (Floskel) ſei und ihr deshalb überhaupt 
keine Bedeutung beigemeſſen werden dürfe. Als eine ſolche 
Floskel würde die Klauſel ſich auch dann nicht, wie die Reviſion 
meint, darſtellen, wenn das BG. durch Befragung der Parteien 
oder durch Erhebung der angetretenen Beweiſe feſtgeſtellt hätte, 
daß das Grundſtück nur mit dem Wegerechte belaſtet und dieſe 
Belaſtung den Parteien unbekannt war. Auch wenn man dieſe 
Behauptung als richtig unterſtellt, wird der Klauſel nicht ihre 
Bedeutung für den Fall genommen, daß wider Erwarten eine 
Belaſtung von einem Dritten geltend gemacht wird und der 
Anſpruch als begründet anerkannt werden muß. Der Reviſion 
kann aber der Erfolg nicht verſagt werden, weil, wie ſie mit 
Recht rügt, der Ber R. die Behauptung des Käufers, die Klauſel 
bedeute im Hamburgiſchen Grundſtücksverkehr nichts anderes, 
als daß mit allen (dem Käufer) bekannten Belaſtungen 
verkauft werde, für unbeachtlich erklärt hat mit einer Begründung, 
die ſich als nicht frei von Rechtsirrtum und prozeſſualem Verſtoße 
erweiſt. (Wird weiter ausgeführt.) W. c. K. u. Gen., U. v. 
16. Dez. 14, 319/14 V. — Hamburg. B.) 

5. § 808 BGB. Legitimationsprüfung.] 

Die Klägerin, die von der Beklagten im Mai 1910 zwei 
Darlehen gegen Verpfändung zweier Aktien erhalten hatte, hat 
ſich hierbei dem für ſolche Geſchäfte aufgeſtellten Regulativ der 
Beklagten unterworfen, nach deſſen 8 7 der, der den Pfand⸗ 
ſchein bringt und das Darlehn ſamt Zinſen berichtigt, als 
legitimiert zum Rückempfang des Pfandes angeſehen wird. 
Nach der klägeriſchen Behauptung iſt dieſe Beſtimmung ſpäterhin 
zu ihren Gunſten durch eine mit dem Zeugen Ca. getroffene 
Vereinbarung abgeändert worden. In der Folge iſt bei der 
Beklagten der die Unterſchrift der Klägerin tragende Brief vom 
18. Mai 1910 eingelaufen, in dem die Beklagte unter Anſchluß 
des Pfandſcheins beauftragt wird, die verpfändeten Aktien zu 
verkaufen und den Erlös nach Abzug des Guthabens der Be⸗ 
klagten an Dr. C. in H. telegraphiſch zu überweiſen, dieſem 
auch Abrechnung einzuſenden. Hierauf hat die Beklagte ſofort 
nach Veräußerung der Aktien durch eigene Abernahme derſelben 
den nach Berichtigung der Darlehnsſchuld verbleibenden Reſt⸗ 
betrag von 5302 & 15 X durch ein Bankhaus an Dr. C. 
auszahlen laſſen und in einem an die Klägerin „p. Adr. des 
Dr. C.“ gerichteten Briefe hiervon Mitteilung gemacht. Unter 
der Behauptung, daß ihre Unterſchrift auf dem Briefe von 
Dr. C., ihrem damaligen Verlobten, gegen ihren Willen 
fälſchlich angefertigt worden, und daß die Beklagte nur gegen 
eine von ihr — der Klägerin — ſelbſt abgegebene echte Er⸗ 
klärung zur Ausfolge des Erlöſes an Dr. C. befugt geweſen 
ſei, beanſprucht nunmehr die Klägerin von der Beklagten die 
Bezahlung der 5302 & 15 & als Mindeſtbetrag des ihr er⸗ 
wachſenen Schadens. Die Klage iſt in beiden Vorinſtanzen 
abgewieſen worden. Die Reviſion hatte Erfolg. Gründe: 
Der klägeriſche Erſatzanſpruch iſt, wie das BG. zutreffend aus⸗ 
geführt hat, dann nicht begründet, wenn für das Vertrags⸗ 
verhältnis der Parteien ausſchließlich das Regulativ der Be⸗ 
klagten, inzbeſondere § 7 desſelben maßgebend wäre. Denn 
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in dieſem Falle hätte der Beklagten gemäß §S 808 BGB. das 
Recht zugeſtanden, ohne weitere Legitimationsprüfung an den 
Präſentanten des Pfandſcheins Zahlung mit der Wirkung zu 
leiſten, daß ſie von ihrer Schuld an die aus dem Fauſtpfand⸗ 
verhältnis berechtigte Klägerin befreit wurde. Dies wäre nur 
dann anders, wenn die Beklagte wider beſſeres Wiſſen und 
gegen Treu und Glauben die Zahlung an den Präſentanten 
in Kenntnis ſeiner Nichtberechtigung geleiſtet hätte. Eine ſolche 
Sachlage iſt aber von der Klägerin nicht behauptet worden. 
Das BG. iſt nun aber ſelbſt auf Grund des für glaubhaft 
erachteten Zeugniſſes des Schalterbeamten der Beklagten Ca. 
von der Annahme ausgegangen, daß das urſprüngliche Rechts⸗ 
verhältnis der Parteien durch eine zwiſchen der Klägerin und 
Ca. getroffene, die Beklagte bindende Vereinbarung zugunſten 
der Klägerin eine Abänderung erfahren habe. Nach dieſem 
Zeugmſſe hat Ca. auf die Frage der Klägerin, ob jemand mit 
dem Pfandſchein etwas machen könne, geantwortet: „mit dem 
Pfandſchein allein nicht; es muß eine Zuſtimmung der Be⸗ 
treffenden, auf welche der Pfandſchein lautet, beigebracht ſein“. 
Nach der Auslegung des BG. geht die durch die Vereinbarung 
übernommene Verpflichtung des Beklagten in Abweichung von 
5 7 ihres Regulativs dahin, daß die Beklagte nicht mehr 
berechtigt ſein ſolle, dem Präſentanten des Pfandſcheins ohne 
weiteres zu leiſten, daß ſie vielmehr vor der Leiſtung in eine 
Prüfung der Legitimation des Präſentanten einzutreten habe. 
Dieſe Prüfung habe ſich in dem Fall, wo die Klägerin nicht 
perſönlich erſcheine, darauf zu erſtrecken, ob der zur Abheburg 
erforderliche ſchriftliche, mit der Unterſchrift der Kläger'n 
gezeichnete Ausweis nach der Sachlage ſich als unverdächtig 
erweiſe. Sei dies der Fall, ſo ſei die Klägerin zur Leiſtung 
mit ſchuldbefreiender Wirkung berechtigt, auch wenn in Wahrheit 
der Ausweis keine von der Klägerin herrührende echte Urkunde 
ſei, da die Beklagte keine Garantie für deren Echtheit über⸗ 
nommen habe. Weiterhin hat das BG. ausgeführt, daß die 
Beklagte der Vorwurf ſchuldhaften Handelns bei Ausübung 
der Prüfungspflicht nicht treffe, inſofern weder nach den 
Umſtänden des Falls noch nach Form und Inhalt des Auftrag⸗ 
ſchreibens ein Zweifel an der Echtheit desſelben begründet 
geweſen ſei. Dieſe Darlegungen geben zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß. Die Reviſion bekämpft die Auslegung des BG. mit 
der Behauptung, daß nur eine echte, wirklich von der Klägerin 
herrührende Zuſtimmungserklärung der Beklagten das Recht 
auf Rückgabe der verpfändeten Aktien an den Präſentanten des 
Pfandſcheins verliehen habe und nicht ſchon eine ſolche 
Zuſtimmungserklärung, die die Beklagte ohne Verſchulden als 
ſolche der Klägerin habe anſehen dürfen, und daß die Klägerin 
die Ca. ſche Erklärung nach deren Wortlaut und Bedeutung in 
dieſem Sinn habe verſtehen dürfen. Daß eine Partei ihre 
Erklärung in dem Sinne gegen ſich gelten laſſen muß, wie ihn 
die Gegenpartei nach Treu und Glauben auffaſſen durfte, iſt 
nicht zu bezweifeln. Der Reviſion iſt auch darin beizutreten, 
daß dieſer Geſichtspunkt bei der Auslegung des BG. jedenfalls 
keine ausdrückliche Würdigung gefunden hat. Durch ihre Anfrage 
an Ca. hat die Klägerin ihre Sorge darüber zum Ausdruck 
gebracht, daß die von ihr verpfändeten Wertpapiere das Opſer 
eines unerlaubten Verhaltens einer dritten im Beſitze des 
Pfandſcheins befindlichen Perſon werden könnten, und kund⸗ 
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gegeben, daß die Beſtimmung des 5 7 des Regulativs, der 
die Abgabe der Wertpapiere an jeden Präſentanten ohne 
Legitimationsprüfung zuließ, ihrem Willen nicht entſpreche, daß 
ſie vielmehr unbedingt geſichert ſein wolle. Wenn ſie daraufhin 
von dem Schalterbeamten die Auskunft erhielt, daß die Heraus⸗ 
gabe auf den Pfandſchein allein nicht erfolge, daß vielmehr 
noch ihre Zuſtimmungserklärung beigebracht ſein müſſe, ſo iſt 
die Möglichkeit gegeben, daß die Klägerin dieſe Erklärung in 
dem von der Reviſion behaupteten Sinne aufgefaßt habe und 
habe auffaſſen dürfen. Die ſo ausgelegte Erklärung des 
Schalterbeamten enthielt nun, wie nicht zu verkennen iſt, eine 
erhebliche Abweichung von dem zugunſten der Bank in 8 7 
ihres Regulativs aufgeſtellten Grundſatze. Für die Frage, ob 
der Schalterbeamte Ca. zu einer die Beklagte bindenden Er⸗ 
klärung dieſer Art ermächtigt geweſen ſei, kommt einmal die 
bisherige Ausſage des Ca. in Betracht, daß er zur Abgabe 
ſeiner Erklärung befugt geweſen ſei. Weiterhin iſt die Stellung 
u berüdfichtigen, die den Schalterbeamten einer Großbank in 
deren Betrieb zukommt. Es entſpricht der Erfahrung, daß 
die Vorſtandsmitglieder einer ſolchen Bank ſich regelmäßig mit 
den laufenden kleineren Geſchäften und dem damit zuſammen⸗ 
hängenden Verkehr mit den Kunden der Bank nicht abgeben, 
daß vielmehr ſolche Geſchäfte gewöhnlich an den Schaltern von 
den dort aufgeſtellten Beamten abgewickelt werden, und daß 
die Kunden der Bank auf die Verhandlung mit den Schalter⸗ 
beamten angewieſen ſind. Innerhalb des dieſen zugeteilten 
Geſchäftskreiſes liegt es, den Verkehr der Kunden mit der 
Bank zu vermitteln und die einzelnen Geſchäfte, wozu die 
Kaſſen,, Darlehns⸗ und ähnliche Geſchäfte gehören, für die 
Bank abzuschließen. Durch dieſe den Schalterbeamten von der 
Bank eingeräumte Stellung nach außen ſind ſie gemäß dem in 
3 51 HGB. ausgedrückten Rechtsgedanken ermächtigt, alle 
Geſchäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, die nach der 
Velehrsauffaſſung der Schalterverkehr gewöhnlich mit ſich 
bringt. Dieſe Ermächtigung erſtreckt ſich auch darauf, den 
Kunden Aufklärung über den Inhalt und die Bedeutung der 
Vertragsbedingungen zu geben, wie dies der Zeuge Ca. gegen⸗ 
über der Klägerin getan hat. Auf Grund dieſer Ermächtigung 
hat die Bank für die Erklärung ihres Schalterbeamten ein⸗ 
zustehen. Anders wäre die Sachlage dann, wenn die Bank die 
den Schalterbeamten durch die Zuteilung ihres Wirkungskreiſes 
allgemein erteilte Ermächtigung durch die Beſtimmungen ihres 
Kegulatibs oder durch andere Vorſchriften begrenzt hätte und 
die Klägerin dieſe Beſchränkung gekannt hätte oder hätte kennen 
müſſen. Nach dieſer Richtung liegen bisher keine Feſtſtellungen 
des BG. vor. Die Ausführungen des BG. ſind aber auch 
inſoweit zu beanſtanden, als ein Verſchulden der Beklagten bei 
der Ausführung des Auftrags vom 18. Mai 1910 verneint 
worden iſt. Im Hinblick auf die große Beſorgnis, die die 
Klägerin wegen ihrer Wertpapiere an den Tag gelegt hatte, 
und mit Rüdjiht auf den erheblichen Wert derſelben, war für 
die Beklagte die Anwendung äußerſter Sorgfalt geboten. Nicht 
unauffällig war es nun ſchon, daß die Papiere bereits fo kurze 
geit nach ihrer Verpfändung zurückverlangt wurden, daß nach 
dem Inhalt des Auftragsbriefs die Ubermittelung des Erlöſes 
telegraphiſch und nicht an die Klägerin ſelbſt erfolgen und daß 
nicht der Klägerin, ſondern dem Adreſſaten Dr. C. die Ab⸗ 
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rechnung zugeſtellt werden ſollte. Insbeſondere hat aber 
das BG. die Tatſache nicht berückſichtigt, daß die Beklagte die 
für die Klägerin beſtimmte Kontrollanzeige über die Ausführung 
des Auftrags gleichfalls unter der Adreſſe des Dr. C. abgeſandt 
hat. Auf dieſe Weiſe war keine ſichere Gewähr dafür gegeben, 
daß die Klägerin Kenntnis von der Abhebung der Papiere 
erhielt. Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die 
Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an das BG. 
zurückzuverweiſen. H. c. Allg. Deutſche K., U. v. 8. Dez. 14, 
299/14 III. — Dresden. [B. 

6. $ 823 BGB. Zum Begriff der Fahrläſſigkeit. Be⸗ 
deutung von Unfallverhütungsvorſchriſten. — Prima facie- 
Beweis. — Adägquate Verurſachung.] | 

Der Bert. weiſt den auf 5 823 BGB. geſtützten Anſpruch 
des Klägers auf Erſatz des ihm durch den Einſturz eines Teiles 
ſeines Neubaues entſtandenen Schadens mit der Begründung 
ab, daß weder ein ſchuldhaftes Verhalten des Beklagten 
bei den von dieſem auf dem an den Neubau anſtoßenden 
Grundſtücke vorgenommenen Ausſchachtungsarbeiten, noch eine 
Verurſachung des Einſturzes durch dieſe Arbeiten nach⸗ 
gewieſen ſei. Jeder von dieſen beiden Abweiſungsgründen 
würde für ſich allein die Entſcheidung tragen. Sie erweiſen 
ſich aber beide als nicht frei von Rechtsirrtum. 1. Bei Prüfung 
der Frage des Verſchuldens geht der Ber. ſchon inſofern von 
einem rechtlich nicht zu billigenden Geſichtspunkte aus, als er 
wiederholt betont, daß dabei die von einem „normalen“ oder 
„Durchſchnitts⸗Maurermeiſter“ zu erwartende Einſicht in Betracht 
komme. Der Beklagte hat, wie ſich aus den Feſtſtellungen 
des BerR. ergibt, den Bau, für welchen die in Frage ſtehenden 
Ausſchachtungen vorgenommen wurden, ſelbſt mit Hilfe eines 
Poliers ausgeführt, alſo die Tätigkeit eines Bauunternehmers 
entfaltet. Von einem Bauunternehmer aber, namentlich in 
einem Vororte Berlins, der ſelbſtändig Bauten ausführt und 
dadurch eine für die körperliche Unverſehrtheit und das Eigentum 
Dritter unter Umſtänden ſchwere Gefahren mit ſich bringende 
Tätigkeit ausübt, muß ein erheblich höheres Maß von Auf- 
merkſamkeit und von Einſicht in die Folgen ſeines Handelns 
verlangt werden, als von einem „normalen“ oder Durchſchnitts⸗ 
Maurermeiſter, d. h. von einem ſolchen, der ſich auf die Aus⸗ 
übung ſeines Handwerks beſchränkt. Dieſe höheren An⸗ 
forderungen müſſen auch an einen Maurermeiſter geſtellt werden, 
der nur gelegentlich im Einzelfalle ſelbſtändig einen Bau unter⸗ 
nimmt. Der Ber. durfte daher für die Frage, ob der 
Beklagte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
gelaſſen habe (§S 276 BGB.), nicht lediglich feine Eigenſchaft 
als Maurermeiſter als Maßſtab zugrunde legen. Aber auch 
abgeſehen von dieſem unrichtigen Ausgangspunkte erſcheint die 
Verneinung der Fahrläſſigkeit von Rechtsirrtum beeinflußt. 
Der Ber. ſieht als feſtgeſtellt an, daß der Beklagte die Aus: 
ſchachtung unmittelbar neben dem Giebel des Klägers in der 
Weiſe vorgenommen hat, daß fie um 1,20 m tiefer herabreichte, 
wie die Unterkante der Fundamente des Giebels, und daß nur 
50 bis 60 em ſofort aufgemauert wurden, während in Höhe 
von 60 bis 70 em die ſenkrecht abgeſtochene Erdwand unter 
den Fundamenten des Klägers — in welcher Länge, läßt der 
BerR. dahingeſtellt — frei dalag und über Nacht bis zu dem 
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erfolgenden Einſturze fo liegen blieb; ferner, daß der Beklagte 
bei dieſer Ausſchachtung irgendwelche Maßregeln zur Sicherung 
des Neubaues des Klägers, insbeſondere eine Abſteifung der 
Giebelmauer nicht vorgenommen hatte. Der Ber. erkennt 
auch an, daß die Unfallverhütungsvorſchriften der nordöſtlichen 
Bauberufsgenoſſenſchaft, welche zwar kein Schutzgeſetz im Sinne 
des 5 823 Abſ. 2 BGB. bildeten, aber einen Niederſchlag 
praktiſcher Berufserfahrung darſtellten, „gegen den Beklagten 
ſprechen“, in denen vorgeſchrieben iſt, daß neben vorhandenen 
Bauwerken der Bodenaushub und die Aufmauerung der neuen 
Fundamente erſt nach Anbringung von erforderlichen Ab⸗ 
ſteifungen vorzunehmen iſt (§ 10), und ferner, daß, wenn 
die neuen Fundamente tiefer gelegt werden ſollen als die 
nachbarlichen, die Ausſchachtung und die Herſtellung des neuen 
Fundaments ſtückweiſe zu bewirken und das nachbarliche Gebäude 
in ſachgemäßer Weiſe zu ſichern iſt (8 11). Er meint 
aber, dieſe Vorſchriften ließen natürlich der Beurteilung der 
Sachlage im einzelnen einen gewiſſen Spielraum. Der Beklagte 
habe ſich nun darauf berufen, daß der harte, dem Mauerwerk 
an Feſtigkeit gleichkommende Lehmboden eine Abſteifung ent⸗ 
behrlich gemacht habe. Aber dieſe Frage beſtänden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen den gerichtlichen Sachverſtändigen, 
welche ſich entſchieden für die Notwendigkeit einer Abſteifung 
ausgeſprochen hätten, und den Privatautachtern, welche zum 
Teil gleichfalls Profeſſoren an der Techniſchen Hochſchule ſeien. 
Ziehe man dieſe Meinungsverſchiedenheiten akademiſch gebildeter 
Männer in Betracht und erwäge man, daß der Beklagte das 
Naheliegende, nämlich die Abſteifung, mit ſeinem von ihm als 
forgfältig und tüchtig bezeichneten Polier erwogen und ihre 
Notwendigkeit wegen der Feſtigkeit des Bodens verneint habe, 
ſowie daß die Zeugen bekundet hätten, der Boden ſei in der 
Tat von beſonderer Feſtigkeit und Härte geweſen, ſo laſſe ſich 
nicht feſtſtellen, daß der Beklagte das von einem normalen 
Maurermeiſter zu erfordernde Maß von Sorgfalt nicht beobachtet 
habe. In dieſen Ausfuhrungen iſt die Bedeutung der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften für die Frage der Fahrläſſigkeit des Be⸗ 
klagten nicht zutreffend gewürdigt. Dieſe Vorſchriften ſind 
allerdings keine Schutzgeſetze im Sinne des 5 823 Ab. 2 
BGB. Sie ſtellen aber nicht nur, wie der Ber R. annimmt, 
einen Niederſchlag praktiſcher Berufserfahrung dar, deſſen 
Berückſichtigung dem Ermeſſen der Perſonen, für die ſie 
beſtimmt ſind, anheimgegeben wäre, ſondern ſie bilden, wie 
das RG. wiederholt ausgeſprochen hat — vgl. VI 25/10, 
Urteil vom 26. Januar 1911 (JW. 1911, 3354) und 
VI 288/08, Urteil vom 22. April 1909 — eine für die 
Mitglieder verbindliche Norm ihres Handelns, von 
welcher abzuweichen, ſoweit beſtimmte Maßnahmen vorgeſchrieben 
find, auf Grund der ſubjektiven Anſicht, daß die Beobachtung 
der Vorſchrift im beſonderen Falle nicht erforderlich ſei, dem 
einzelnen in der Regel (von ganz beſonderen Ausnabmefällen 
abgeſehen) nicht geſtartet fein kann. In der Zuwiderhandlung 
gegen dieſe Vorſchriften, die, wenn fie auch in erſter Linie im 
Vermögensintereſſe der Berufsgenoſſenſchaft erlaſſen ſein mögen, 
doch zualeich der Verhütung von Betriebsunfällen und damit 
dem öffentlichen Intereſſe dienen, muß daher, ſofern nicht ganz 
beſondere rechtfertigende Umſtände vorliegen, eine Außerachtlaſſung 
der durch die Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaften in Verkehr 
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zu betätigenden Sorgfalt gefunden werden. Daß der Beklagte 
Mitglied der genannten Berufsgenoſſenſchaft iſt, wird vom 
Ber. erſichtlich angenommen. Er hat auch durch Vornahme 
der Ausſchachtung ohne irgendeine Sicherungsmaßregel nach 
den Feſtſtellungen des BG. den Vorſchriften zuwidergehandelt. 
Einen die Zuwiderhandlung rechtfertigenden Grund konnte der 
BerR. nicht ohne Rechtsirrtum darin finden, daß der Beklagte 
der Meinung war, die Befolgung der Vorſchrift ſei im vor⸗ 
liegenden Falle nicht erforderlich, auch wenn ſein Polier (über 
deſſen Befähigung zu einem ſolchen Urteile übrigens eine 
objektive Feſtſtellung nicht getroffen iſt) bei der Erörterung der 
Frage die gleiche Anſicht vertreten hat. Denn angeſichts der 
beſtehenden Vorſchrift mußte ſich der Beklagte bei Anwendung 
der von ihm zu erfordernden Aufmerkſamkeit ſagen, daß feine 
Meinung möglicherweiſe auch unrichtig ſein und demnach durch 
Unterlaſſung der vorgeſchriebenen Sicherung der Bau gefährdet 
werden könne. Zum mindeſten hätte der Bert. die Frage der 
Fahrläſſigkeit von dieſen Geſichtspunkten aus prüfen müſſen. 
Die Meinungsverſchiedenheit der Sachverſtändigen, welche ſich 
ſpäter aus Anlaß des Prozeſſes über die Frage der Not⸗ 
wendigkeit einer Abſteifung ausgeſprochen haben, iſt vollends 
nicht geeignet, die Zuwiderhandlung des Beklagten gegen die 
beſtehende Vorſchrift ſubjektiv zu rechtfertigen. Sollte etwa der 
Beklagte von dem Beſtehen der Vorſchriften keine Kenntnis 
gehabt haben, ſo wäre zu prüfen geweſen, ob nicht die Fahr⸗ 
läſſigkeit darin erblickt werden müßte, daß er einen Bau unter 
nommen hat, ohne ſich von den darüber beſtehenden Vorſchriften 
Kenntnis zu verſchaffen. Unerörtert kann bei dieſer Sachlage 
bleiben, ob die Ausführungen des Ber R. nicht rechtsirrig find, 
in denen er darzutun ſucht, daß in § 823 Abſ. 2 BGB. im 
weſentlichen ein gleiches Verſchulden erfordert werde, wie in 
§ 823 Abſ. 1. — 2. Bei Erörterung der Frage, ob durch die 
von dem Beklagten ohne Anwendung von Sicherungsmaßnahmen 
vorgenommene Ausſchachtung der Einſturz des Neubaues des 
Klägers verurſacht worden ſei, legt der BerR die in der 
Rechtſprechung des RG. anerkannten Grundſätze über die 
„adäquate Verurſachung“ und den „prima facie⸗Beweis“ im 
weſentlichen zutreffend dar und bekundet auch die Abſicht, ſich 
ihnen anzuſchließen. Die Art aber, wie er dieſe Grundſätze 
auf den vorliegenden Fall zur Anwendung bringt, läßt 
erkennen, daß er ihren Sinn und ihre Tragweite nicht in allen 
Beziehungen richtig aufgefaßt hat. Er ſtellt feſt, daß von dem 
Neubau des Klägers am 7. Mai 1907 früh der Fronteckpfeiler 
mit dem vorderen Teile der Giebelmauer eingeftürzt iſt, nach⸗ 
dem gerade an dieſer Stelle die Ausſchachtungsarbeiten von 
dem Beklagten in der oben erörterten Weiſe in Angriff 
genommen worden waren und ohne daß äußere Naturgewalt, 
Sturm oder dergleichen, als Urſache in Betracht kommt. Er 
verkennt auch nicht, daß es „ſcheinbar naheliege“, den räum⸗ 
lich und zeitlich im Anſchluſſe an die Ausſchachtungs⸗ 
arbeiten erfolgten Einſturz in einen urſächlichen Zuſammenhang 
zu dieſen zu bringen, lehnt aber ab dies zu tun, und zwar 
zunächſt mit einer die Frage der Beweislaſt betreffenden 
Begründung. Er erklärt nämlich, dem Satze des Sach⸗ 
verſtändigen Profeſſor C., daß durch das räumliche und örtliche 
Zuſammentreffen ein Zuſammenhang des Einſturzes mit der 
Abgrabung an der Einſturzſtelle wahrſcheinlich gemacht und 
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die dadurch geſchaffene nächſtliegende Vermutung eigentlich nur 
durch einen einwandfreien Gegenbeweis zu widerlegen 
ſei, ſich nicht anſchließen zu können. Dieſer Satz enthalte eine 
Verkennung der Natur der prima facie⸗Beweisführung, weil 
es ſich um einen von Profeſſor C. ſelbſt als höchſt kompliziert 
bezeichneten Vorgang handle, der ſeitens zahlreicher Begutachter 
eine ſehr verſchiedene Erklärung gefunden habe. Aber gerade 
wenn es ſich um komplizierte Verurſachungs⸗Vorgänge handelt, 
deren innere Entwicklung wegen der Beſchränktheit des menſch⸗ 
lichen Erkenntnisvermögens nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt 
werden kann, darf der Richter von dem Beweisführer nicht 
einen alle anderen Möglichkeiten ausſchließenden Beweis des 
inneren Zuſammenhanges und damit die Erbringung völliger 
Gewißheit verlangen, ſondern es muß zunächſt genügen, wenn 
diefer ein derartiges äußeres Zufammenireffen von Tatſachen 
nachweiſt, welches nach dem durch die Erfahrung erkannten 
gewöhnlichen Gange der Dinge einen (wenn auch als Erfahrungs: 
ſchluß niemals völlig ſicheren) Schluß darauf rechtfertigt, daß 
ſie zueinander im Verhältniſſe von Urſache und Wirkung 
ſtehen. Sache des Beklagten ift es dann, Tatſachen darzulegen, 
aus denen ſich der Schluß rechtfertigt, daß die eingetretene 
Wirkung nicht auf die als Urſache in Anſpruch genommene 
Tatſache zurückzuführen ſei. Das iſt vom RG. bereits wieder⸗ 
holt ausgeſprochen. (Vgl. das Urteil des RG. VI 307/11 vom 
2. Februar 1912 und die dort angeführten früheren Urteile 
des RG.) Der BerR. hätte deshalb prüfen müſſen, ob nicht 
durch die von dem Beklagten ohne Sicherungsmaßregeln vor⸗ 
genommene Ausſchachtung, durch welche der unterhalb der 
Fundamente des Klägers befindliche Boden ſeines natürlichen 
Haltes beraubt worden iſt, ein den Bau des Klägers gefährden⸗ 
der Zuſtand geſchaffen war, der zur Erklärung des in 
unmittelbaren zeitlichem und räumlichem Anſchluſſe daran 
erfolgten Emſturzes nach menſchlicher Erfahrung an ſich aus⸗ 
reicht. Dadurch würde der Kläger, auch wenn die gewöhnlichen 
Beweislaſtregeln zur Anwendung zu kommen hätten, ſeiner 
Beweispflicht genügt haben und der prima facie⸗Beweis des 
urſächlichen Zuſammenhanges geführt fein. Der BerR. verlangt 
aber von dem Kläger die Widerlegung der Möglichkeit, daß 
der Einſturz auf Mängel des Neubaues des Klägers zurück⸗ 
zufübren ſei, und zwar nicht etwa nur hinſichtlich der von dem 
Sachverſtändigen C. als vorhanden feſtgeſtellten Mängel, welche 
nach der Bekundung des Sachverſtändigen als ſelbſtändige 
Urſache für den Einſturz nicht in Betracht kommen, ſondern 
hinſichtlich anderer Mängel, deren Vorhandenſein der BerR. 
auf Grund der Angaben anderer Sachverſtändiger als möglich, 
aber nicht als feſtgeſtellt anſieht. Das deutet auf eine Über⸗ 
ſpannung der an den Beweisführer zu ftellenden Anforderungen, 
die mit den vom RG. über den prima facie⸗Beweis aufgeſtellten 
Örundfägen nicht vereinbar if. Dazu kommt aber, daß der 
Berg. ſich der freieren Stellung erſichtlich nicht bewußt geworden 
if, welche ihm für Fälle, wie der vorliegende, durch 8 287 3 PO. 
hinsichtlich der Beweisfrage eingeräumt iſt. Daß dieſe Be⸗ 
fimmung auch dann anwendbar iſt, wenn es ſich, wie hier, 
um die Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
dem angeblich ſchädigenden Ereigniſſe und dem entſtandenen 
Schaden handelt, if} in der Rechtſprechung des RG., wie auch 
in Rechtslehre und Nechtswiſſenſchaft anerkannt. Mit dieſer 
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Beſtimmung ſteht es aber nicht im Einklange, auf Grund 
formaler Beweislaſtregeln eine Partei für ſachfällig zu erklären, 
weil fie Beweiſe über beſtimmte Tatſachen nicht erbracht bat; 
vielmehr hat der Richter in ſolchen Fällen, ohne Rückſicht auf 
Beweislaſtregeln, lediglich aus der Geſamtheit des vorliegenden 
Prozeßſtoffs nach freier Überzeugung auch über die Frage des 
urſächlichen Zuſammenhanges zu entſcheiden. (Val. d. Urteil 
d. RG. II 287/10 vom 12. Januar 1911; ferner RG. 6, 356 
21, 92.) Aber auch die materiellrechtlichen Grundſätze über 
die adäquate Verurſachung hat der BerR. nicht in einer die 
Gewähr der Richtigkeit bietenden Weiſe angewendet. Bedenklich 
erſcheint beſonders, daß er dabei auf den Ausſpruch des Sach⸗ 
verſtändigen C. hinweiſt, es ſei nicht zu beweiſen, daß die Unter⸗ 
laſſung der Abſteifung auch dann den Einſturz verurſacht haben 
würde, wenn auf ſeiten des Klägers keine Fehler vorgelegen 
hätten. Das deutet darauf hin, daß der Ber. den urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang nur dann als vorhanden anſehen würde, 
wenn die Unterlaſſung der Abſteifung auch ohne Mitwirkung 
anderer Faktoren zur Herbeiführung des Einſturzes genügt 
haben würde. Das wäre rechtsirrig. Als Urſache im Rechts⸗ 
ſinne iſt auch ein Ereignis anzuſehen, das nur im Zuſammen⸗ 
wirken mit anderen den Erfolg herbeifübren konnte und herbei⸗ 
geführt hat, ſofern nur die Mitwirkung dieſer anderen Ereigniſſe 
nicht als eine von vornherein nicht zu erwartende, aus jeglicher 
Lebenserfahrung heraustretende eigenartige Verketiung von 
Umſtänden ſich darſtellt. (RG. 66, 109; 69%, 57 [58]; 
72, 324 [326]; 81, 361.) Eine eigenartige Verkettung von 
Umſtänden findet der Ber. nun allerdings darin, daß möglicher⸗ 
weiſe der Bau des Klägers durch die von einigen Gutachtern 
für denkbar erklärten, aber von ihm nicht feſtgeſtellten weiteren 
Mängel bis an die äußerſte Grenze der Standſicherheit gelangt 
geweſen ſein könnte, ſo daß jede weitere Schwächung genügte, ihn 
zu Falle zu bringen. Aber auch dieſe Erwägung gibt dem Verdachte 
einer unrichtigen Anwendung der dargelegten Grundſätze Raum. 
Denn es iſt nicht ohne weiteres erſichtlich, inwiefern es außer⸗ 
halb aller Lebenserfahrung liegen follte, daß ein noch nicht 
vollendeter Bau, noch dazu ein Neubau eines Mierhaufes 
in einem Vororte von Berlin, fo geringe Standfeſtigken beſitzt, 
daß jede weitere Schwächung, insbeſondere eine Abgrabung, 
ihn zu Falle bringen kann. Es liegt vielmehr näher, anzu⸗ 
nehmen, daß auch mit ſolchen unſicheren Neubauten nach der 
allgemeinen Lebenserfahrung zu rechnen iſt. Daß der Einſturz 
auch erfolgt ſein würde, wenn zu dem als möglich unterſtellten 
unſicheren Zuſtande des Baues die Ausſchachtung nicht hinzu⸗ 
gekommen wäre, nimmt auch der BerR. nicht an. E. c. M., 
U. v. 2. Dez. 14, 261/14 V. — Berlin. [S.) 

7. Eine Erweiterung der Befugniſſe des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers durch den Erblaſſer über das im Geſetze (SS 2203 
bis 2210 BGB.) zugelaſſene Höchſtmaß hinaus iſt unzuläſſig.] 

Am 29. Mai 1906 verſtarb zu Malchin die Witwe 
Liſette S. Sie hinterließ ein am 20. Juni 1900 errichtetes 
Teſtament. Darin hatte ſie ihre drei Enkelkinder Richard, 
Hermann und Elſe zu gleichen Teilen zu Erben ernannt und 
beſtimmt, daß die Erben bis zur Vollendung ibres 25. Lebens⸗ 
jahres nicht die volle und freie Verfügung über ihren Erbteil 
haben, ſondern bei etwaiger Verfügung hierüber ſtets an die 
Zuſtimmung ihres zum Teſtamentsvollſtrecker ernannten damaligen 
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Vormunds Heinrich S. gebunden ſein ſollten. Aus den 
Gründen: Es fragt ſich eben, ob die Erblaſſerin rechtlich in 
der Lage war, ihre drei Enkelkinder einerſeits zu Erben zu 
ernennen, andererſeits aber mit dinglicher Wirkſamkeit in der 
Verfügung über ihre Erbteile dadurch zu beſchränken, daß ſie 
ſie bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres an die Zuſtimmung 
des Teſtamentsvollſtreckers band. Auszugehen bei der Be⸗ 
antwortung dieſer Frage iſt von der Vorſchrift in 8 137 BGB., 
wonach die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches 
Recht nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden kann, die Wirkſamkeit einer Verpflichtung, über ein 
ſolches Recht nicht zu verfügen, allerdings unberührt bleiben 
ſoll. Der Anteil des Miterben am Nachlaß iſt ein veräußer⸗ 
liches Recht (8 2033 Abſ. 1), und ebenſo zweifellos ſtellt ſich 
die hier in Rede ſtehende Beſtimmung der Erblaſſerin als eine 
die Verfügung über den Erbteil beſchränkende rechtsgeſchäftliche 
Anordnung dar. Freilich iſt eine Ausnahme von der Vorſchrift 
des 8 137 in 8 399 inſofern enthalten, als eine „Forderung“ 
nicht abgetreten werden kann, wenn die Abtretung durch Verein⸗ 
barung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Allein der Anteil 
des Miterben am Nachlaß iſt kein Forderungsrecht. Nun 
finden zwar nach § 413 die Vorſchriſten über die Abertragung 
von Forderungen, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt, 
auf die Übertragung anderer Rechte entſprechende Anwendung. 
Indeſſen von einer entſprechenden Anwendung der Vorſchrift 
in 8 399 kann, abgeſehen von der Vorſchrift in 8 2033 Abſ. 1 
Satz 1, bei Erbteilen ſchon um deswillen keine Rede ſein, weil 
keine Beſchränkung der Abtretung „durch Vereinbarung mit dem 
Schuldner“ in Frage kommt. Die hiernach gemäß der Regel⸗ 
vorſchrift in 8 137 dinglicher Wirkſamkeit entkleidete Beſtimmung 
der Erblaſſerin wurde auch nicht dadurch dinglich wirkſam, daß 
es gerade der Teſtamentsvollſtrecker war, an deſſen Zuſtimmung 
die Erblaſſerin die Verfügung der Erben über ihre Erbteile 
gebunden hat. Der Erblaſſer kann freilich den Umfang der 
Machtbefugniſſe ſeines Teſtamentsvollſtreckers verſchieden feſt⸗ 
ſetzen, eine Erweiterung dieſer Befugniſſe über das im Geſetze 
(58 2203 bis 2210) zugelaſſene Höchſtmaß hinaus iſt jedoch, 
ſoweit es ſich nicht um Befugniſſe handelt, die der Erblaſſer 
auch jedem Dritten verleihen könnte, unzuläſſig. Darüber kann 
insbeſondere auch nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
kein Zweifel ſein (vgl. Mot. V, 241; Prot. V S. 307, 309 
und 543). Nach 8 2205 Satz 2 iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
zwar unter Ausſchluß des Erben (8 2211 Abſ. 1) berechtigt, 
über die einzelnen Nachlaßgegenſtände zu verfügen, eine 
Verfügung über den Anteil eines Miterben am Nachlaß, über 
einen Erbteil im ganzen, oder eine Mitwirkung bei einer 
ſolchen ausſchließlich dem Miterben ſelbſt vorbehaltenen (8 2033 
Abſ. 1 Satz 1) Verfügung ſteht ihm aber geſetzlich nicht zu, 
ſie kann ihm daher auch nicht durch eine Beſtimmung des 
Erblaſſers mit dinglicher Wirkſamkeit eingeräumt werden. 
W.⸗J. c. T., U. v. 7. Dez. 14, 352/14 IV. — Hamburg. [S.] 

Warenzeichengeſetz. 

8. Verſtoß gegen die guten Sitten im gewerblichen 
Verkehr bei Eintragung eines ſogenannten Defenſivzeichens.] 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Der BerR. 
hat dem prinzipalen Verlangen der Klägerin, gerichtet auf 
Löſchung des Zeichens Nr. 167819 (des ſogenannten E⸗Zeichens), 


ſtattgegeben. Er erachtet dafür, daß die von der Beklagten 
erwirkte Eintragung und die ſich daran knüpfende Ausnutzung 
des Zeichen mit dem, was die Beobachtung guter Sitten im 
gewerblichen Verkehr im Sinne von 8 826 BGB., § 1 UnlWG. 
erfordere, nicht im Einklang ſtehe. Dieſe Auffaſſung hat er 
im weſentlichen damit begründet: die Beklagte habe das Zeichen 
nicht benutzt; ſie habe nie die Abſicht gehabt, es zu benutzen 
und es ſei auch völlig ausgeſchloſſen, daß ſie es jemals ver⸗ 
wenden werde. Letzteres ſei nicht ſo ſehr daraus zu entnehmen, 
daß ſie die Eintragung nur erwirkt habe, um vermeintliche 
rechtswidrige Angriffe auf den Schutzbereich ihres 8⸗Zeichens 
zu hintertreiben, als vielmehr vornehmlich daraus, daß das 
S:Beihen im Verkehr allgemein als das Kennzeichen ihrer 
Fabrikate ſeit Jahren bekannt und eingebürgert ſei und die 
Verwendung eines anderen Zeichens als des 8⸗Zeichens nur 
dazu führen würde, das an das 8⸗Zeichen gewohnte Publikum 
zu verwirren und ſo die Intereſſen der Beklagten zu ſchädigen, 
dieſe aber zu einer derartig kaufmänniſch befremdlichen und un⸗ 
verſtändlichen Maßregel nicht greifen würde. Es komme zwar 
(troz $ 1 Waren.) unter Duldung des Pat A. und der 
Gerichte vielfach vor, daß Zeicheninhaber neben ihrem eigent⸗ 
lichen, für die wirkliche Benutzung beſtimmten Warenzeichen 
ſich ähnliche Zeichen, die ſie zur Kennzeichnung ihrer Waren 
nicht verwenden wollten, eintragen ließen, wenn es ſich darum 
handele, dadurch Nachahmungen des eigentlichen Zeichens, die 
die Gefahr einer Verwechſelung herbeiführen könnten, zu ver⸗ 
hindern. Solche ſogenannten Defenſivzeichen ſeien aber nur 
ſoweit gerechtfertigt, als es ſich wirklich um die Sicherung 
des Schutzbereiches eines zur Benutzung beſtimmten Zeichens 
(Hauptzeichens) handele. Dagegen könnten als Defenſivzeichen 
nicht angeſehen werden ſolche Zeichen, hinſichtlich deren als feſt⸗ 
ſtehend anzuſehen ſei, daß ſie mit dem zu ſichernden Zeichen 
überhaupt nicht verwechſelbar ſeien. Das treffe hier im 
Verhältnis des E-Zeichens der Beklagten gegenüber ihrem 
8-Zeichen zu. Es ſei ſchon in den Vorprozeſſen G.s gegen 
die Beklagte und der Klägerin gegen die Beklagte feſt⸗ 
geſtellt und werde jetzt (aus den ſchon in jenen Prozeſſen 
näher dargelegten Gründen) wieder feſtgeſtellt: daß das 
Bild einer, mit einem großen „G“ oder „E“ (oder einem 
anderen Buchſtaben) in ähnlicher Weiſe kombinierten Maſchinen⸗ 
näherin mit dem S:Beichen nicht ſchon allein kraft folder 
Kombination verwechſelbar ſei. Die Beklagte würde alſo, indem 
fie auf Grund ihrer Defenſivzeichen, hier ihres E-Zeichens, ihren 
Wettbewerbern die Benutzung der Verbindung einer Näherin 
mit einem großen lateiniſchen Buchſtaben verbieten wolle, damit 
nicht das ihrem 8-Zeichen zukommende Schutzgebiet ber: 
teidigen, ſondern über deſſen Grenzen hinaus zum Nachteile 
ihrer Gegner das von dieſen in Anſpruch genommene Waren⸗ 
zeichengebiet unberechtigt beſchränken. Wenn demgegenüber die 
Beklagte ſich die von der Meinung der Gerichte abweichende 
Auffaſſung des Pat A. (das der Klägerin und anderen Wett⸗ 
bewerbern der Beklagten in zahlreichen Fällen die Eintragung 
eines entſprechenden Zeichens verſagt habe), zunutze mache, und 
wenn fie durch Erwirkung von ſolchen Defenſivzeichen, die fie 
gar nicht benutzen wolle, und deren ſie auch zur Abwendung 
einer, wie die Gerichte feſtgeſtellt hätten, objektiv gar nicht 
beſtehenden Verwechſelungsgefahr gegenüber ihrem 8⸗Zeichen 
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nicht bedürfe, ihren Wettbewerbern die Verwendung der 
Kombination einer Maſchinennäherin mit einem großen 
lateiniſchen Buchſtaben (mit Ausnahme natürlich des 8) un⸗ 
möglich zu machen beſtrebt ſei, fo verſtoße das objektiv — 
was zur Erfüllung des Tatbeſtandes des 8 826 BGB. wie 
des 81 UnlWG. genüge (RG. 79, 23) — gegen die guten 
Sitten. Es laufe darauf hinaus, daß die Beklagte ohne 
berechtigtes eigenes Intereſſe auf Grund ihres (durch die 
Defenſivpzeichen erlangten) Formelſchutzes ihre Wettbewerber 
verhindern wolle, gleichfalls jene Kombinationen anzuwenden, 
die nicht ein Monopol der Beklagten ſeien. Die Beklagte 
vereitele damit legitime Beſtrebungen ihrer Gegner, ohne mit 
Grund behaupten zu können, daß durch dieſe Beſtrebungen ihre 
berechtigten Intereſſen geſchädigt würden. Dieſer Standpunkt 
der Beklagten widerſpreche den in den Kreiſen gerecht und 
billig denkender Fabrikanten (insbeſondere der Nähmaſchinen⸗ 
fabrikanten) allgemein herrſchenden Anſchauungen über das, was 
im Verkehr als anſtändig angeſehen werden müſſe. — Der 
Senat erachtet die Entſcheidung des BerR. trotz deren Be⸗ 
kämpfung ſeitens der Reviſionsklägerin für zutreffend. Nach 
den Feſtſtellungen des Ber R. bedarf die Beklagte zum Schutze 
ihres S⸗Zeichens nicht der Zeichen, die fie ſich 1911 und 1912 
hat eintragen laſſen, insbeſondere auch nicht des hier ſtreitigen 
Egtichens; fie geht vielmehr damit, daß ſie ſich die Zeichen, 
deren Benutzung durch ſie auch in Zukunft ausgeſchloſſen iſt, 
darüber hinaus, das 8-Zeichen zu decken, und ſie benutzt 
das rein formelle Warenzeichenrecht, daß ſie aus der Ein⸗ 
tragung ihrer neuen Zeichen erlangt hat, dazu, ihre Kon⸗ 
kurrenten in der Art, wie dieſe in erlaubter, in die Rechte der 
Beklagten nicht eingreifender Weiſe die Reklame für den Vertrieb 
ihrer Ware betreiben wollen, zu beſchränken und alſo in der 
erlaubten freien Ausübung ihres Gewerbebetriebes zu ſchmälern. 
Wenn der Bert. das als gegen die guten Sitten verſtoßend 
erachtet hat, ſo ſieht ſich der Senat nicht veranlaßt, dem ent⸗ 
gegenzutreten. S. & Co. c. N. K., U. v. 1. Dez. 14, 
190/14 I. — Karlsruhe. [S.] ö 

Reichsſtempelſteuergeſetz. 

9. Frachturkundenſtempel.] 

Die Klägerin befaßt ſich unter anderem mit Spedition, 
Beſrachtung, Transportübernahme. Bei einer im April 1913 
vorgenommenen Stempelprüfung ſind in ihrem Beſitze 283 Ur⸗ 
kunden über Frachtaufträge vorgefunden, die nicht ver⸗ 
feuert waren und vom Beklagten als Chartepartien beurteilt 
ſind. Die Urkunden waren teils in holländiſcher, teils in 
franzöſiſcher Sprache nach einem gedruckten Formulare, wovon 
eine deutſche Uberſetzung beigebracht iſt, abgefaßt. 230 Urkunden 
trugen die Unterſchrift des Befrachters und des Schiffers. 
Übereinſimmende und in gleicher Weiſe unterſchriebene zweite 
Exemplare der Urkunden befinden ſich nach Angabe der Klägerin 
in den Händen der einzelnen Schiffer. Die übrigen 53 trugen 
nur die Unterſchrift des Schiffers. Auch von dieſen Urkunden 
find jedesmal zwei Exemplare gefertigt worden, die aber nur 
einſeitig, das eine vom Befrachter, das andere vom Schiffer, 
unterzeichnet und wechſelſeitig ausgetauſcht find. Die Aus⸗ 
Nellung der Urkunden fällt in die Zeit vom Jahre 1909 bis 
1. April 1913. Der Beklagte hat zu den 230 Urkunden einen 
Landesſtempel von je 3 ＋ 3 4, zu den 53 Urkunden einen 
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Landesſtempel von je 3 &, insgeſamt im Betrage von 1539 &, 
nachgefordert. Dieſe von der Klägerin im Juli 1913 gezahlte 
Summe forderte ſie mit der im November desſelben Jahres 
erhobenen Klage zurück. Das LG. verurteilte den Beklagten, 
an die Klägerin 1539 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
27. November 1913 zu zahlen. Die vom Beklagten eingelegte 
Berufung wurde durch Urteil des OLG. zurückgewieſen. Auf 
die Reviſion des Beklagten iſt das BU. aufgehoben worden. — 
Gründe: Es beſteht kein Bedenken, die in Betracht kommenden 
Urkunden nach Inhalt des zu ihrer Herſtellung verwendeten 
Formulars als ſchriftliche Verträge über Befrachtung eines 
Schiffes im ganzen aufzufaſſen. Die vom Befrachter und 
Schiffer geſchloſſenen und unterzeichneten Verträge dürfen auch 
in Einklang mit den Vorinſtanzen und den Parteien als Charte⸗ 
partien behandelt werden. Dieſer Ausdruck iſt zwar dem See⸗ 
rechte (5 557 HGB.) entlehnt, während ſich die zu beurteilenden 
Verträge auf Befrachtung von Flußſchiffen beziehen. Hier ſind 
indes ſowohl Urkunden über den Frachtvertragsabſchluß, wie 
ſolche im allgemeinen nicht im Binnenſchiffsverkehr, wohl aber 
als Chartepartien im Seeverkehr üblich ſind, errichtet, als auch 
über die Abladungen Konnoſſemente ausgeſtellt, die gleichfalls 
zu den Einrichtungen nicht des Binnenſchiffsverkehrs, ſondern 
des Seeverkehrs gehören (§ 642 HGB.). Daraus wird erkenn⸗ 
bar, daß die Beteiligten abſichtlich die Urkundsformen des ſee⸗ 
rechtlichen Frachtverkehrs benutzt haben, und darum dürfen die 
hier fraglichen, in zuläſſiger Analogie des 8 557 HGB. 
errichteten Urkunden unter der Bezeichnung „Chartepartien“ 
begriffen werden. Daß etwa die Urkunden den betreffenden 
Schiffern mit der Beſtimmung ausgehändigt worden ſeien, fie 
als Erfah von Frachtbriefen den Empfängern des beförderten 
Gutes mit dieſem abzuliefern (vgl. 88 426, 436 HGB., 
5 26 Binnen Sch.) ergibt ſich aus dem Tatbeſtande nicht und 
iſt um ſo weniger zu unterſtellen, als Konnoſſemente aus⸗ 
gefertigt ſind und deshalb Frachtbriefe entbehrlich waren. 
Wären die Chartepartien, wie die Vorinſtanzen meinen, dem 
für Frachturkunden geltenden Stempel der Tarif⸗Nr. 6 0 
RStempGG. vom 15. Juli 1909 unterworfen, dann würden fie 
gemäß 5 45 jenes Geſetzes der vom Beklagten erhobenen Ab⸗ 
gabe nach dem PrStempſtG. nicht unterliegen. Jener Anſicht 
der Vorinſtanzen kann jedoch nicht beigeſtimmt werden. Zur 
richtigen Erfaſſung der maßgeblichen Vorſchriften empfiehlt ſich 
ein Rückblick auf die Entſtehungsgeſchichte des Frachturkunden⸗ 
ſtempels. Die erſten reichsrechtlichen Beſtimmungen über Be⸗ 
ſteuerung von Frachturkunden finden ſich im RStempG. vom 
14. Juni 1900. Dort find in Tarif⸗Nr. 6 unter der Uber⸗ 
ſchrift: „Schiffsfrachturkunden“ Konnoſſemente und Frachtbriefe 
im Seeverkehr mit dem Auslande dem Reichsſtempel unter⸗ 
worfen (vgl. auch 88 32 bis 40 des Geſetzes). Der aus der 
Mitte des Reichstages hervorgegangene Entwurf des Geſetzes 
wollte eine beſondere Heranziehung der nächſten Intereſſenten 
zu den Koſten einer Verſtärkung der Kriegsflotte herbeiführen. 
Er ſah als Tarif⸗Nr. 6 unter der Überſchrift: „Schiffsfracht⸗ 
urkunden“ eine zum Teil nach einem Prozentſatze vom Fracht⸗ 
betrage geordnete Beſteuerung von Konnoſſementen mit den 
Eingangsworten vor: „Zur Beurkundung eines Frachtvertrages 
über die Beförderung von Gütern im Seeverkehr dienende 
Schriftſtücke (Konnoſſemente) a) im Inland ausgeſtellte“ uſw. 
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Bei der Beratung der Reichstagskommiſſion wurden die Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs erheblich umgeſtaltet, namentlich in 
einſchränkender Richtung, in einem Punkte indes erweitert. 
Es kam zur Sprache, in dem kleineren Verkehr der Nord⸗ und 
Oſtſee würden vielfach Stückgüter befördert und dabei tauſend⸗ 
fach gewöhnliche Frachtbriefe verwendet, „welche im Fall einer 
Beſteuerung von allein als Urkunden bezeichneten Konnoſſe⸗ 
menten nicht als genügend angeſehen werden dürften“. Hierauf 
iſt die vom Entwurf abweichende Faſſung der Eingangsworte 
der Tarif⸗Nr. 6 des Geſetzes „Konnoſſemente und Frachtbriefe 
im Schiffsverkehr zwiſchen inländiſchen und ausländiſchen See⸗ 
häfen“ uſw. zurückzuführen. Es konnte nicht im Sinne des 
Geſetzes liegen, ſeine Anwendbarkeit auf Urkunden zu be⸗ 
ſchränken, welche gerade die in den 88 643, 426 HGB. für 
deutſchrechtliche Konnoſſemente und Frachtbriefe vorgeſehenen 
Angaben enthielten (vgl. auch RG. Bd. 65 Nr. 346). Ander⸗ 
ſeits konnte das Geſetz nicht auf Urkunden mitbezogen werden, 
die mit keiner der beiden ausdrücklich bezeichneten Urkundsarten 
innere Weſensähnlichkeit haben. Das Konnoſſement wie der 
Frachtbrief ſind einſeitig ausgeſtellte Transportpapiere, die an⸗ 
läßlich der Ausführung von Güterbeförderungen zur Anwendung 
kommen. Das in der Regel für den Reeder vom Schiffer aus⸗ 
geſtellte Konnoſſement iſt dazu beſtimmt, das ſchwimmende Gut 
zu vertreten; es geht dem Empfangsberechtigten zu und dient 
ihm zu ſeiner Legitimation. Der Frachtbrief, die ſchriftliche 
Erklärung des Abſenders Über den Inhalt des Frachtvertrages, 
wird dem Frachtführer mitgegeben und gelangt am Ziel der 
Beförderung zuſammen mit dem Gut in die Hand des Emp⸗ 
fangsberechtigten. Beiden Urkunden kommt beſtimmende Be⸗ 
deutung für das Verhältnis zwiſchen dem Frachtführer und 
dem Empfänger zu. Hält man ſich dies und den aus der 
Geſetzesberatung mitgeteilten Vorgang gegenwärtig, ſo bleibt 
kein Raum, das RStempG. von 1900 auch auf die Charte⸗ 
partien zu beziehen, die lediglich das Grundſtück der Güter⸗ 
beförderung beurkunden, und das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Befrachter und Verfrachter regeln und nicht dazu beſtimmt 
ſind, das Frachtgut zu begleiten. Ein wichtiger Beweisgrund 
für dies Ergebnis iſt endlich den 85 34, 35 jenes Geſetzes zu 
entnehmen. Es kam darauf an, im Inland vorhandene ſtempel⸗ 
pflichtige Urkunden zu erlangen. Für die im Inland auf⸗ 
geſtellten Urkunden ſicherte S 34 die Anwendung des Geſetzes. 
Für die im Ausland ausgeſtellten Urkunden ſetzte S 35 unver: 
kennbar voraus, daß ſie in den Beſitz der inländiſchen Emp⸗ 
pfänger der Sendungen gelangen. Dies trifft zu für ausländiſche 
Konnoſſemente und Frachtbriefe über Sendungen nach dem 
Inlande, braucht aber nicht auch für die im Ausland errichteten 
Chartepartien zuzutreffen. Der hiernach begründeten Annahme, 
daß ſich die durch das Reichsgeſetz vom 14. Juni 1900 eingeführte 
Stempelpflicht auf Chartepartien nicht erſtrecke, ſteht 5 40 jenes 
Geſetzes, welcher die Anwendung landesgeſetzlicher Vorſchriften 
neben den Beſtimmungen des RStempG. nur für den Fall 
zuläßt, wenn „ein Schriftſtück“ außer der Beurkundung eines 
Frachtvertrages noch eine andere, einer landesgeſetzlichen Stempel⸗ 
abgabe unterliegende Beurkundung enthält, keineswegs ent⸗ 
gegen. Nach ihrem Zuſammenhange im Geſetz war jene Be⸗ 
ſtimmung nur auf die Schriftſtücke zu beziehen, für welche 
durch Tarif-Nr. 6 die Reichsſtempelpflicht eingeführt war. Ab⸗ 
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weichend hat ſich Zimmermann in ſeinen Erläuterungen zum 
RStempG. vom 14. Juni 1900 geäußert. Seine Anſicht, der 
Frachtbrief werde auch Chartepartie genannt, wenn das Schiff 
im ganzen oder zu einem verhältnismäßigen Teil oder ein be⸗ 
ſtimmt bezeichneter Raum des Schiffes verfrachtet werde, kann 
aber als zutreffend nicht anerkannt werden. Die bezeichneten 
Urkunden decken ſich nicht teilweiſe, ſondern ſind begrifflich ver⸗ 
ſchieden. — Das Reichsgeſetz vom 3. Juni 1906 hat den 
Frachturkundenſtempel erweitert. Die dem Entwurfe der be⸗ 
abſichtigten geſetzlichen Anderungen beigefügte Begründung 
erwog im allgemeinen, daß die mit der Abgabe auf die Schiffs⸗ 
frachturkunden im Seeverkehr mit dem Auslande gemachten 
Erfahrungen nicht unbefriedigend wären und es ſtatthaft er⸗ 
ſcheinen ließen, den Frachturkundenſtempel auf den übrigen 
Schiffsfrachtverkehr und den Landfrachtverkehr auszudehnen. 
Die Abſicht hat nicht volle Verwirklichung gefunden. Die den 
Frachturkundenſtempel erweiternden Neuerungen des Geſetzes 
vom 3. Juni 1906, deren Inhalt noch heute in Geltung iſt, 
beziehen ſich nur auf Ladungen ganzer Schiffsgefäße und ganzer 
Eiſenbahnwagen. Weder die erwähnte Abſicht des Geſetz⸗ 
vorſchlages noch auch der Wortlaut und Geſamtinhalt der 
Geſetz gewordenen Neuerungen bieten irgendeinen Anhalt dafür, 
daß nunmehr auch andere Urkunden als die eigentlichen, aus 
Anlaß der Ausführung von Güterbeförderungen zur Ausſtellung 
kommender Transportpapiere in den Kreis der Beſteuerung 
eingezogen werden ſollten. Zweifel könnte vielleicht, für ſich 
betrachtet, der in der Begründung des Geſetzentwurfes vor⸗ 
kommende Satz hervorrufen: „Neben dem bereits nach dem 
Geſetze vom 14. Juni 1900 ſtempelpflichtigen Schiffahrts⸗ 
urkunden im Seefrachtverkehr mit dem Auslande werden durch 
den Entwurf auch alle im ſonſtigen Frachtverkehr aufgeſtellten 
Schriftſtücke für ſtempelpflichtig erklärt, die als Beweismittel 
für den Frachtvertrag zu dienen beſtimmt ſind. „Man darf 
indes betonen, daß dieſe Wendung, die übrigens an die mit⸗ 
geteilten Eingangsworte des Geſetzvorſchlages von 1900 er⸗ 
innert, von den im Frachtverkehr ausgeſtellten Schrifiſtücken 
ſpricht und ſich hiernach auf das Stadium der Ausführung von 
Güterbeförderungen beziehen läßt. Abgeſehen davon iſt neben 
der vorerwähnten leitenden Abſicht des Entwurfs die weiterhin 
in der Begründung enthaltene Aufzählung einer Reihe von 
Papieren, die im Sinne des Entwurfes als ſtempelpflichtig 
gelten ſollten, heranzuziehen. Wenn auch die Aufzählung nicht 
auf Vollſtändigkeit Anſpruch machte, ſo ſollte ſie doch die Aus⸗ 
legung des Geſetzes ſichern, und es iſt charakteriſtiſch und 
wichtig, daß alle aufgeführten Urkunden (Frachtbriefe, Kor 
noſſemente, Ladeſcheine, Gepäck⸗ und Beförderungsſcheine, Paket⸗ 
adreſſen, Güterempfangsbeſcheinigungen) eigentliche Transport⸗ 
papiere darſtellen. Hätte man nunmehr auch Chartepartien — 
die ja beſonders häufig den ſchon im Reichsgeſetz vom 14. Juni 
1900 berückſichtigten internationalen Seeverkehr vorbereiten, 
aber dem Reichsſtempel nicht unterlagen — oder überhaupt 
ſchriftlich abgeſchloſſene Frachtverträge als ſolche der reichs⸗ 
rechtlichen Beſteuerung unterwerfen wollen, dann wäre zum 
richtigen Verſtändnis eine ausdrückliche Aufnahme ſolcher 
Urkunden in den Text des Geſetzes notwendig geweſen. Tat⸗ 
ſächlich ſind ſie aber nicht einmal in der Begründung zum 
Geſetzentwurf erwähnt worden. Es fehlte auch an einem 
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inneren Grunde, das Reichsgeſetz auf ſolche Urkunden zu er: 
fireden. Da die Reichsabgabe für jede Sendung nur einmal 
zu entrichten iſt (Tarif⸗Nr. 6 Sp. 4), konnte es auch für die 
Stempelnovelle nur auf Erlangung einer Urkunde für jede 
ſtempelpflichtige Sendung ankommen. § 35 Abſ. 1 des Reichs⸗ 
geſetzes von 1906 — 8 38 Abſ. 1 RStempG. vom 15. Juli 
1909 — ſchreibt vor: „Die Beförderung von Gütern im 
Schiffsverkehre der Tarif⸗Nr. 6 a, b, und ſofern es ſich um 
Schiffe mit einem Raumgehalte von über 250 t handelt, auch 
im ſonſtigen Schiffsverkehre (Tarif⸗Nr. 60) darf nur erfolgen, 
wenn eine Urkunde der im Tarife bezeichneten Art ausgeſtellt 
wird. Die Ablieferung von Gütern, die im Schiffsverkehre 
vom Auslande nach dem Inlande befördert ſind, darf nur er⸗ 
folgen, wenn eine Urkunde der bezeichneten Art ausgehändigt 
wird.“ Um die Anwendung des Geſetzes im gewollten Rahmen 
zu ſichern, bedurſte es nur einer Beziehung ſeiner Vorſchriften 
auf den in Tarif⸗Nr. 6a bis c angedeuteten Kreis der eigent⸗ 
lichen Transportpapiere. Chartepartien und weſensgleiche, zur 
Vorbereitung von Güterbeförderungen errichtete Vertrags⸗ 
urkunden waren zur Miteinbeziehung in den Kreis der reichs⸗ 
ſtempelpflichtigen Papiere ſeit dem Geſetze vom 3. Juni 1906 
ebenſowenig wie vorher geeignet. (Vgl. auch die 88 36 f. jenes 
Geſetzes, denen die 88 39 f. RStempG. vom 15. Juli 1909 
entſprechen.) Sehr erheblich erſcheint endlich die in der mehr: 
fach erwähnten Begründung zum Entwurf jenes Geſetzes vor⸗ 
kommende Bemerkung, durch den Frachturkundenſtempel werde 
eine ſteuerliche Erfaſſung des Güteraustauſches bezweckt. Sie 
könnte für ſich allein zu dem Nachweiſe genügen, daß durch 
jenen Stempel nur Urkunden über ausgeführte Güterverſendungen 
getroffen werden. Eben dafür iſt auf das Urteil, RG. Bd. 68 
Nr. 43, hinzuweiſen, wo in bezug auf den Frachturkunden⸗ 
ſtempel erwogen iſt: „Die Abgabe iſt aber nicht ſchon verwirkt 
durch die bloße Ausſtellung des Frachtbriefes, ſondern erſt 
durch und mit der Verſendung des Frachtgutes. Sie hat zur 
Vorausſezung, daß der Transport der Waren ſtattfindet: Die 
Güterverſ endung und nicht die bloße Ausſtellung des Fracht⸗ 
briſes wird von dem Stempel getroffen.“ Die Literatur ſteht 
weit überwiegend auf dem hier vertretenen Standpunkte, 
namentlich Hoffmann: Zeitſchrift für Zollweſen und Reichs— 
ſteuer II S. 97 f., ſowie in Stengleins Nebengeſetzen, RStempG. 
bom 15. Juli 1909, Tarif⸗Nr. 6 Anm. 5; Greiff: NStempG. 
vom 3. Juli 1913, Tarif⸗Nr. 6 Anm. 66; Hummel und Specht: 
IrStempſtch. vom 31. Juli 1895 S. 917; vgl. auch Heinitz: 
IrStempft@., III. Aufl. S. 545, 699. Die abweichende Anſicht 
von Weinbach: RStempG. vom 3. Juli 1913, Tarif⸗Nr. 6 
Anm, 2d, ift nicht näher begründet worden. Zu den Er⸗ 
wägungen des Bu. ſei noch bemerkt: Die U berſchrift des 
IV. Abſchnittes des NStempG. von 1909 „Frachturkunden“ 
if nicht beweiſend, da ſich der Abſchnitt unzweifelhaft nicht auf 
alle Urkunden bezieht, die unter jenem Ausdrucke begriffen 
werden könnten. § 45 RStempG. von 1909 entſpricht wort⸗ 
hetreu dem § 42 NStempG. von 1906 und dem $ 40 RStempG. 
bon 1900. Er iſt lediglich auf die Schriftſtücke zu beziehen, die 
im Sinne des Tarifes Nr. 6 des Geſetzes in Betracht kommen. 
Die Anſicht, daß die Chartepartie im Seeverkehr die Stelle 
des Frachtbriefes im Binnenverkehr vertrete, aber gewohnheits⸗ 
mäßig auch im Binnenſchiffsverkehr häufig an Stelle des Fracht⸗ 
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briefes verwandt werde, wie hier auch ſeitens der Klägerin 
geſchehen ſei, erſcheint nicht zutreffend. Der Frachtverkehr nach 
Seerecht, wo die Chartepartie ihre eigentliche Stätte hat, bewegt 
ſich im allgemeinen in anderen Formen als der Dinnenfracht⸗ 
verkehr. Die Chartepartie des 8 557 HGB. hat nicht die Be⸗ 
deutung eines Erſatzmittels des Frachtbriefes. Seerechtlich iſt 
die Ausſtellung eines Konnoſſements über jede Abladung vor⸗ 
geſchrieben (S 642 HGB.) und wie ſchon bemerkt, bedarf es 
daneben nicht noch eines Frachtbriefes. Dementſprechende Er⸗ 
wägungen dürfen Platz greifen, wenn bei Vorbereitung und 
Ausführung eines der Binnenſchiffahrt zugehörigen Verkehrs 
ſeerechtliche Formen benutzt find. Da ſonach im vorliegenden 
Falle die Beſtimmungen des RStempG. unanwendbar ſind, 
müſſen alle in Betracht kommenden Urkunden als Beurkundungen 
von Verträgen für ſtempelpflichtig nach Maßgabe der 88 1, 
13, 16, ſowie der Tarifſtelle 71 Ziff. 2 PrStempſtG. in der 
Faſſung vom 30. Juni 1909 erachtet werden. Der Anſatz des 
Landesſtempels auf zuſammen 1539 & iſt nicht ſtreitig geworden 
und auch von Amts wegen nicht zu beanſtanden. Gewiſſe von 
der Klägerin in I. Inſtanz gegen ihre Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung der Stempelabgabe erhobene beſondere Bedenken ſind 
in der Reviſionsinſtanz nicht wiederholt und würden, auch wenn 
ſie vorgebracht wären, als berechtigt nicht anzuerkennen ſein. 
Demgemäß war zu erkennen wie geſchehen. Preuß. Steuer⸗ 
fisfus c. M.⸗Rh., G. m. b. H., U. v. 4. Dez. 14, 410/14 VII. 
— Cöln. B.) 

Zivilprozeßordnung. 

10. 5 271 Abſ. 4, § 274 Ziff. 6 ZPO. Die prozeß⸗ 
hindernde Einrede des nicht erfolgten Koſtenerſatzes iſt nicht 
zuläſſig, wenn Kläger beweiſt, daß ihm bei Erneuerung des 
Rechtsstreits eine den Gegner beläſtigende Abſicht mangelt.] 

Die Reviſion iſt begründet. Das BG. nimmt als zu⸗ 
treffend an, daß die Zurücknahme der erſten Klage und die 
Erhebung der neuen Klage ſeitens des Klägers nicht vexatoriſch 
erfolgt ſei. Gleichwohl erachtet es die von dem Beklagten auf 
Grund der 88 271 Abſ. 4 und 274 Ziff. 6 ZPO. erhobene 
Einrede, daß die zur Erneuerung des Rechtsſtreits erforderliche 
Erſtattung der Koſten des früheren Verfahrens noch nicht erfolgt 
ſei, für begründet, weil der Kläger den Nachweis eines 
veratoriſchen Verhaltens des Beklagten nicht erbracht habe. 
Dieſe Entſcheidung beruht auf Rechtsirrtum und ſteht mit der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. im Widerſpruch. Hiervon 
abzugehen liegt kein Grund vor. Wie aus der Begründung 
zu dem Entwurfe einer ZpO. — S. 192 — hervorgeht, will 
das Geſetz mit der Verſtattung des Beklagten zu der Einrede 
dieſem nicht Befriedigung für die Koſten des früheren Ver⸗ 
fahrens verſchaffen, ſondern ihn gegen Vexpationen des Klägers 
ſchützen, die ſich aus einer Wiederholung derſelben Klage 
ergeben. Sie entfällt deshalb, wenn der klagende Teil den 
Nachweis führt, daß ihm bei der Zurücknahme der Klage und 
der Neuanſtellung derſelben Klage ein auf die Beläſtigung des 
Beklagten gerichtetes Verhalten ferngelegen hat, die Zurück⸗ 
nahme der Klage vielmehr von ſeinem Standpunkte ſachgemäß 
und zweckentſprechend war. Eine Auslegung des Geſetzes, 
welche den Kläger der Einrede gegenüber auf die Replik der 
Argliſt des Beklagten beſchränken würde, müßte zu Härten 


führen, die vom Geſetze nicht gewollt find. Dies gilt vor⸗ 
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nehmlich für den Fall, wenn, wie hier, der Kläger unvermögend 
iſt, dem Beklagten die Koſten des früheren Verfahrens zu 
erſtatten. Denn auch der armen Partei gegenüber iſt die Ein⸗ 
rede an ſich gegeben. Einer ſolchen Partei gegenüber würde 
aber, wenn ihr zur Beſeitigung der Einrede jener Nachweis 
verſagt wird, die weitere Verfolgung ihres Anſpruches im 
Rechtswege überhaupt verſchloſſen ſein (vgl. RG. 24, 422; 
31 S. 422, 423; 33, 361; JW. 1897, 80 und namentlich 
1899, 742). Noch iſt auf den Umſtand hinzuweiſen, daß der 
Beklagte infolge der Zurücknahme der Klage nicht ungünſtiger 
geſtellt worden iſt. Denn die Klage wäre, wenn der Kläger 
ſie nicht zurückgenommen hätte, durch Urteil abgewieſen worden. 
Dieſes Urteil würde der Erhebung einer neuen Klage bei dem 
zuſtändigen Gericht nicht entgegengeſtanden haben. In dieſem 
Falle, in dem die Einrede aus 8 274 Abſ. 6 3. verſchloſſen 
geweſen wäre, würde der Betrag der Koſten des früheren 
Prozeſſes die Summe der Koſten, die dem Beklagten jetzt durch 
Zurücknahme der Klage erwachſen find, überſtiegen haben. Im 
vorliegenden Falle war nun die Zurücknahme der Klage ſeitens 
des Klägers, der die vom Beklagten erhobene Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts für begründet anſah, und 
die Erhebung einer neuen Klage bei dem zuſtändigen Gericht 
durchaus ſachgemäß und zweckentſprechend. Mit Recht hat 
hiernach das LG. die Einrede aus § 274 Ziff. 6 ZPO. ver: 
worfen. Daher war unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
die Berufung des Beklagten zurückzuverweiſen. T. c. G., U. 
v. 11. Dez. 14, 483/14 II. — Cöln. [S.] 

11. 88 391, 393 ZPO. Die Unterlaſſung der Beeidigung 
eines Zeugen iſt zuläſſig, wenn deſſen Ausſage keinen Einfluß 
auf die Würdigung des Beweisergebniſſes haben kann.] 

Die Reviſion des Beklagten wendet ſich lediglich dagegen, 
daß der BerR. dem Antrag auf Beeidigung des Zeugen 3. 
nicht ſtattgegeben hat, fie rügt Verletzung der SS 391 und 
393 ZPO. Sie konnte Erfolg nicht haben. Dahingeſtellt 
kann bleiben, ob der Ber R. in bezug auf dieſen Zeugen das 
Vorliegen eines rechtlichen Intereſſes am Obſiegen der Klägerin 
mit Recht angenommen und deshalb von der Beeidigung ab— 
geſehen hat, denn die Nichtbeeidigung des Zeugen findet ihre 
Rechtfertigung in den weiteren Ausführungen des BerR., daß 
die Ausſage des Zeugen wegen deſſen völliger Unglaubwürdigkeit 
und Unzuverläſſigkeit ſelbſt dann, wenn er ſie beeidigen würde, 
nicht geeignet ſei, „irgendwie als Beweismaterial zugunſten des 
Beklagten verwertet“ zu werden. Es entſpricht der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des RG., daß der Inſtanzrichter von der nach⸗ 
träglichen Beeidigung eines Zeugen dann als völlig zwecklos 
abſehen darf, wenn er der Zeugenausſage auch im Fall ihrer 
Beeidigung irgendwelchen Einfluß auf die Beweiswürdigung 
zuzubilligen nicht in der Lage iſt und dieſe ſeine Auffaſſung in 
ausreichender Weiſe aus den beſonderen Umſtänden des Falles, 
insbeſondere aus der Perſönlichkeit des Zeugen heraus be— 
gründet. An einer ſolchen ausreichenden Darlegung hat es der 
BerR. vorliegend nicht fehlen laſſen, wie denn auch die Reviſion 
in dieſer Richtung ein Bedenken nicht erhoben hat. War der 
BerR. bei ſeiner Beweiswürdigung zu der Überzeugung gelangt, 
daß eine nachträgliche Beeidigung des Zeugen Z. an dem ge⸗ 
wonnenen Ergebnis keinesfalls irgend etwas ändern würde, ſo 
gibt das Unterlaſſen der Beeidigung für den Beklagten keinen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— ———— ⁴ ä— ——— nn 


5. 1915. 
Anlaß zur Beſchwerde. Hiernach erweiſt ſich die von der Reviſion 
erhobene prozeſſuale Rüge als nicht gerechtfertigt. R. c. B. M. K., 
U. v. 1. Dez. 14, 279/14 VII. — Berlin. [S.] 

12. 5 551 Ziff. 5 ZPO. Der Mangel der geſetzlichen 
Vertretung einer Partei iſt im Prozeß zu jeder Zeit, auch in 
der Reviſionsinſtanz, von Amts wegen zu prüfen.] 

Die beklagte Kalibohrgeſellſchaft S. iſt ein nicht rechts⸗ 
fähiger Verein. Ein ſolcher hat als Beklagter im Rechtsſtreit 
die Stellung eines rechtsfähigen Vereins — § 50 A. 2 ZRD. 
Sein Vorſtand hat alsdann im Rechtsſtreit die Stellung eines 
geſetzlichen Vertreters. Die geſetzliche Vertretung der nicht 
prozeßfähigen Partei hat das Gericht von Amts wegen zu 
prüfen. Dieſe Amtsprüfung braucht aber regelmäßig nur dann 
einzutreten, wenn irgendwelche Bedenken beſtehen. Zu Bedenken 
war bisher, namentlich in dem erſten Reviſionsverfahren, kein 
Anlaß. Das RG. hat damals in dem erſten Urteile des BG. 
die erforderliche tatſächliche Begründung dafür vermißt, daß der 
Vorſtand zur Zeit der behaupteten Auftragserteilung noch 
allein aus den zwei Perſonen beſtanden habe und inwiefern 
dieſe zur Vertretung des Vereins befugt geweſen ſeien. Daraus 
ergab ſich noch nicht ohne weiteres, daß während des Rechts⸗ 
ſtreits ein den Erforderniſſen der Satzung entſprechender 
Vorſtand nicht vorhanden war. Jene Ausführung nötigte alſo 
das RG. nicht zu Bedenken hinſichtlich der geſetzlichen Vertretung 
des Vereins im Rechtsſtreit. Dies um ſo weniger, als der 
Rechtsſtreit damals ſchon durch zwei Rechtszüge geführt war 
und die Beklagte gleich den mitbellagten Mitgliedern Reviſion 
eingelegt hatte, ohne daß von irgendeiner Seite Zweifel an dem 
Beſtehen ordnungsmäßiger geſetzlicher Vertretung geäußert 
wären. Die jetzige Reviſion erhebt nun aber die Rüge, daß 
im Verfahren die Beklagte nicht nach Vorſchrift des Geſetzes 
vertreten geweſen ſei. Sie behauptet, ſeit 1907 ſei die Geſell⸗ 
ſchaft — der nicht rechtsfähige Verein — ohne Vorſtand, und 
benennt dafür Zeugen. Iſt eine Partei im Verfahren nicht 
nach Vorſchrift des Geſetzes vertreten geweſen, ſo beruht die 
ergangene Entſcheidung ſtets auf Geſetzesverletzung, es ſei denn, 
daß die Partei die Prozeßführung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
genehmigt hat (S 551 Ziff. 5 ZPO.). Geſetzlicher Vertreter 
des beklagten Vereins im Rechtsſtreit würde der ſatzungsgemäß 
aus drei Perſonen beſtehende Vorſtand geweſen ſein. Daß er 
während des Verfahrens vorhanden geweſen iſt, bedarf der 
Feſtſtellung, beim Mangel geſetzlicher Vertretung würde die 
Klage abzuweiſen ſein. Das Fehlen der Prozeßfähigkeit und 
der Legitimation eines geſetzlichen Vertreters hat das Gericht, 
wie ausgeführt, von Amts wegen zu berückſichtigen ($ 56 3PO.). 
Eine Heilung nach S 295 ZPO. kommt alſo nicht in Betracht 
(§ 295 Abſ. 2). Die erforderlichen Feſtſtellungen hat das 
BG. bisher nicht getroffen, auch zu treffen keinen Anlaß gehabt. 
Die aus 8 551 Ziff. 5 ZPO. erhobene Prozeßrüge kann 
mangels ſolcher Feſtſtellungen nicht dahin führen, daß das 
Reviſionsgericht die Abweiſung der — nach dem im Rechtszuge 
der Reviſion zu berückſichtigenden Sachverhalt offenbar ſachlich 
begründeten — Klage ausſpricht. Dagegen nötigt fie zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils. Dem BG. liegt es ob, ſich 
den gebotenen Feſtſtellungen zu unterziehen. Dabei wird es zu 
prüfen haben, ob etwa eine Genehmigung der Prozeßführung 
im Sinne des 8 551 Ziff. 5 vorliegt, ob fie durch einen 


oc Zr 
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ordnungs⸗ und ſatzungsgemäß beſtellten Vorſtand geſchehen oder 
ob ſie durch die vorhandenen Vorſtandsmitglieder oder die mit⸗ 
bellagten Vereinsmitglieder erfolgt iſt und mit Wirkſamkeit für 
die beklagte Kalibohrgeſellſchaft erfolgen konnte. Es mag 
bemerkt werden, daß der Mangel geſetzlicher Vertretung zur Zeit 
der Reviſionseinlegung jedenfalls dann nicht die Unzuläſſigkeit 
der Reviſion ergibt, wenn dieſer Mangel ſich erſt im Rechtszuge 
der Reviſion herausſtellt, obwohl er von Anfang an vorhanden 
war. Die Perſonen, die, ohne geſetzliche Vertreter zu ſein, die 
Partei in der unteren Inſtanz vertreten haben, können die 
Sache auch in die obere bringen, insbeſondere gerade zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Vertretungs frage (Stein IV, 4 zu 8 56 ZPO.) 
— RG. 11, 94; 18, 383; 29, 411; 66, 240; JW. 1908, 73. 
K. St. u. Gen. c. H., U. v. 19. Dez. 14, 167/14 III. — 
Braunſchweig. [S.] | 

Konkursordnung. 

13. Für Anſprüche aus § 30 Ziff. 1 und 2, 88 32, 
55 Ziff. 3 KO. gilt nicht der Gerichtsſtand für Klagen aus 
unerlaubten Handlungen.] 

Mit Recht hat der BerR., ſoweit die Klage auf $ 30 
Ziff. 1 und 2 KO. geſtützt iſt, die Einrede der Unzuſtändigkeit 
des Gerichts für begründet erklärt. Ein allgemeiner Gerichts⸗ 
ſtand kommt nicht in Frage. Der Kläger beruft ſich auf 8 32 
ZPO. Für die auf 8 30 KO. geſtützten Anfechtungsklagen ift 
aber der Gerichtsſtand für Klagen aus unerlaubten Handlungen 
nicht begründet. Der Rechtsgrund des Anfechtungsanſpruchs 
kann in den Fällen des 8 30 KO. nicht in einer unerlaubten 
Handlung, ſondern nur in dem geſetzgeberiſchen Gedanken ge⸗ 
ſunden werden, daß es im Intereſſe der Aufrechterhaltung des 
Kredits der Zweckmäßigkeit und Billigkeit entſpreche, unter den 
im § 30 bezeichneten Vorausſetzungen, falls der Konkurs wirklich 
ausbricht, dem einzelnen Gläubiger oder Dritten eine Ver⸗ 
pflichtung zur Rückgewähr zugunſten der Konkursgläubiger auf: 
zuerlegen. Das RG. hat an dieſer in dem Beſchluſſe der 
Ver ZS. vom 28. Juni 1888 (RG. 21, 420) aufgeſtellten und 
näher begründeten Rechtsauffaſſung in ſeiner ſeitherigen Recht⸗ 
ſprechung ſeſtgehalten. Es beſteht kein Grund, von ihr ab- 
zugehen. Die Reviſion meint, wenn auch früher die Delikts⸗ 
natur der auf § 30 KO. geſtützten Anfechtungsanſprüche mit 
Recht beſtritten worden ſein möge, ſo ſeien dieſe Anſprüche doch 
lezt dem durch das BGB. erweiterten Begriff der unerlaubten 
Handlung, der auch für 8 32 ZPO. maßgebend ſei, zu unter⸗ 
ſellen, denn fie beruhten auf der Vermutung der Kenntnis des 
Dritten von der Zahlungseinſtellung und bez. dem Eröffnungs⸗ 
antrage und ſomit auf einem antiſozialen, mit den An⸗ 
ſorderungen der Redlichkeit des Verkehrs unvereinbarem Ver⸗ 
halten, es handle ſich danach um unerlaubte Handlungen im 
weiteren Sinne. Richtig ift nun zwar, daß das BGB. in 
dem die unerlaubten Handlungen betreffenden 25. Titel des 
2. Buchs gewiſſe Tabeſtände enthält, die nach früherem Recht 
nicht als unerlaubte Handlungen anzuſehen waren. Ob dadurch 
der Begriff der unerlaubten Handlung erweitert worden iſt, 
wie die Rebifion meint, kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch, 
wenn man dies bejaht, ſo wird dadurch an der der erwähnten 
Plenatentſcheidung zugrunde liegenden Rechtsauffaſſung nichts 
geändert. Die Beſtimmungen der KO. find, ſoweit nicht etwa 
n der KO. ſelbſt auf Beſtimmungen des allgemeinen bürger⸗ 
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lichen Rechts oder einzelner anderer Geſetze ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend Bezug genommen iſt, lediglich aus ſich ſelbſt aus⸗ 
zulegen. Das gilt insbeſondere von 8 30 KO., der für die 
darin erwähnten Fälle die Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit 
genau angibt und einer Ergänzung durch Heranziehung anderer 
Geſetze nicht bedarf. Nur aus § 30 KO. ſelbſt iſt namentlich 
auch zu beurteilen, ob das darin zur Anerkennung gelangte 
Anfechtungsrecht ſeinem Grunde nach, wie die Reviſion be⸗ 
bauptet, auf einem antiſozialen, mit den Anforderungen der 
Redlichkeit des Verkehrs nicht vereinbarem Verhalten beruht 
und ob aus dieſem Grunde die Annahme berechtigt erſcheinen 
könnte, daß die in § 30 uufgeſtellten Tatbeſtände ſich als un⸗ 
erlaubte Handlungen im Sinne des 8 32 ZPO. kennzeichnen. 
Dieſe Frage aber hat in der erwähnten Plenareniſcheidung ihre 
Beantwortung gefunden und iſt dort verneint worden. Auch 
bei dem weiter noch in Betracht kommenden § 32 KO. hat der 
BerR. mit Recht die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
für begründet erklärt. Das dort erwähnte Anfechtungsrecht 
beruht lediglich auf der Unentgeltlichkeit einer Verfügung des 
Gemeinſchuldners; die Grundlage des Anſpruchs bildet hier 
ausſchließlich der Umſtand, daß eine im Vermögen eines Dritten 
befindliche Bereicherung auf einer unentgeltlichen Verfügung 
beruht und die Gläubiger dadurch geſchädigt ſind, keineswegs 
mithin eine unerlaubte Handlung. Auch das iſt in der mehr⸗ 
erwähnten Plenarentſcheidung dargelegt und ſeither vom 
Reviſionsgericht feſtgehalten worden. Was bezüglich des 
§ 30 KO geſagt iſt, muß endlich auch bezüglich des für die 
Anfechtung der Aufrechnung einer vom Beklagten übernommenen 
Schuld feiner Tochter etwa in Betracht kommenden 8 55 
Ziff. 3 KO. gelten, der in Beziehung auf die Vorausſetzungen 
der Anfechtung im weſentlichen mit $ 30 KO. übereinftimmt. 
M. c. St., U. v. 20. Nov. 14, 251,14 VII. — Karlsruhe. [S.] 


Literaturbeſprechungen. 


„Handels ⸗Regiſter des Kgl. Amtsgerichts Berlin: Mitte.” 
Herausgegeben von Rechnungsrat Franz Engel und Amts⸗ 
gerichtsſekretär Paul Togotzes beim Kgl. Amtsgericht 
Berlin-Mitte. 51. Jahrgang, Ausgabe 1915. Preis elegant 
gebunden 16 &. Verlag für Börſen⸗ und Finanzliteratur 
A.⸗G., Berlin W. 35. . 

Wie ſchon bei den früheren Anzeigen dieſer verdienſtvollen Arbeit 
hervorgehoben wurde, iſt ſie zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel nicht 
nur für Kaufleute und Induſtrielle, ſondern auch für Behörden, Rechts— 
anwälte und Notare geworden. Auch die 51. Auflage wird dem Werke 


infolge ihrer gewiſſenhaſten Bearbeitung zu den alten neue Freunde 


werben. N. 


Die deutſche Gebührenorduung für Rechtsanwälte und das 
Preußiſche Gebührengeſetz. Begonnen von Dr. R. Sydow. 
Fortgeführt von Reichsgerichtsrat L. Buſch und Amtsrichter 
A. Buſch. Elſte vermehrte Auflage. Berlin 1914. Guttentag. 

Das Erſcheinen der elften Auflage beweiſt die Beliebtheit, die 
das Buch namentlich in der preußiſchen Praxis genießt. Außer 
den Entſcheidungen des Reichsgerichts, deren beſondere Berückſichtigung 
auf dem Titel angekündigt iſt, verarbeitet es vorzugsweiſe die bei 

Mugdan⸗Falkmann geſammelte Judikatur und ſetzt durch dieſe Be— 

ſchränkung auf überall Zugängliches wohl jeden Leſer in den Stand, 
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die angezogenen Entſcheidungen einzuſehen. Unter § 10 Gebo. wird 


eine vortreffliche Erläuterung der 88 9 bis 13 GKG. und 88 8 bis 9 


ZPO. eingeſchaltet. Die Brauchbarkeit des zuverläſſigen Werkes 
könnte durch überſichtlichere Anordnung des Druckes und andere 
äußerliche Hilfsmittel geſteigert werden. Vgl. z. B. die Erläuterungen 
zu 58 18 und 76. Drucker. 


Bann der Vermieter gegen die Angehörigen (Fran und 
Binder) eines als Alleinmieter in Zetracht kommenden 
Ariegsteilnehmers trotz der gegen dieſen ordnungsmäßig 
vollfogenen Kündigung ein Räumungsurteil auf Grund 
ſeines Eigentums an den Mieträumen nicht erwirken? 
Dieſe Frage iſt von Referendar Flatow in ſeinem Aufſatze „Beiträge 
zum Mietrecht der Kriegsteilnehmer“ (JW. 1915, 75) in Überein: 
ſtimmung mit dem von ihm angegebenen Urteile des Amtsgerichts 
Hamburg und der Abhandlung des Rechtsanwalts Dr. Aſch (JW. 
1914, 853) verneint mit der Begründung, daß dieſe Angehörigen 
nicht als Dritte im Sinne des §S 556 BGB. in Betracht kämen, 
vielmehr im Verhältniſſe zu dem in den Krieg gezogenen Mieter 
nur Beſitzdiener, folglich für die Eigentumsklage nicht paſſiv 
legitimiert ſeien. 
Dieſe Beantwortung der Frage wird meines Erachtens in zu 
geringem Maße allen durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſen 
gerecht, als daß ſie Anſpruch auf allgemeine Gültigkeit erheben könnte. 
Deshalb kann man auch mit dem vom Rechtsanwalt Dr. Aſch 
geprägten Satze: 
„Durch den Kriegsdienſt des Familienoberhauptes allein hat 
ſich an den Beſitzverhältniſſen der Familienangehörigen an den 
Mieträumen nichts geändert“ 

nicht viel anfangen. 

Niemand wird verkennen können, daß gerade infolge des Krieges 
manches Familienoberhaupt ſeiner Frau oder einem andern Familien⸗ 
gliede die Beſorgung ſeiner Angelegenheiten wird anvertrauen müſſen. 
Beſonders wird das von Gewerbetreibenden jeder Art zu ſagen ſein. 

Man wird daher mit Rückſicht auf die Mannigfaltigkeit der 
durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe keine allgemein gültige 
Regel hinſichtlich der Wirkung der Kriegsteilnahme des Familien⸗ 
oberhauptes auf das Miet⸗ oder Beſitzverhältnis ſeiner Angehörigen 
oder ſonſtigen Vertrauensperſonen zu dem Vermieter auſſtellen 
können. ö 

Gerade der Umſtand, daß mancher Kaufmann oder Handwerker, 
der keinen oder keinen zur weiteren Durchführung ſeiner Berufs⸗ 
geſchäfte geeigneten Familienangehörigen hat, eine Perſon ſeines 
Vertrauens zu dieſer Tätigkeit in den gemieteten Räumen wird 
beſtellen müſſen, weiſt darauf hin, daß es ſich in ſolchen Fällen um 
die Mberlaffung des Gebrauches der Mieträume an einem Dritten 
im Sinne des § 556 BGB. handeln wird, beſonders wenn man 
bedenkt, daß der ſo beſtellten Perſon allein wegen der Einberufung 
des Kriegsteilnehmers und der dadurch für dieſen hervorgerufenen 
Unmöglichkeit, ſich um ſeine Angelegenheiten zu kümmern und bezüglich 
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dienliche Weiſungen zu erteilen — § 855 BGB. — die Eigenſchaſt 
eines auf ſein eigenes Ermeſſen angewieſenen, auf Zeit zum Beſitze 
berechtigten und verpflichteten Sachwalters zuzuerkennen iſt, da er 
z. B. nur in dieſer Eigenſchaft gemäß dem verſtändigerweiſe zu 
vermutenden Willen des Kriegsteilnehmers gegen widerrechtliche 
Einwirkung (verbotene Eigenmacht) auf Sachen ſeines Verwaltungs⸗ 
bereiches ſich der dem Beſitzdiener verſagten poſſeſſoriſchen Rechts⸗ 
behelſe gemäß den 85 861, 862 und 1007 BGB. bedienen könnte. 
Iſt das aber der Fall, ſo hat man es mit der Beſtellung dieſer 
Vertrauensperſon mit der Begründung eines unter $ 868 BGB. 
fallenden, den Beſitz des Sachwalters begründenden Rechtsverhältniſſes 
zu tun. 


Sollte man Verhältniſſe der beſprochenen Art aber deshalb 
grundſätzlich anders beurteilen dürfen, wenn die zum Sachwalter 
beſtellte Vertrauensperſon dem Kreiſe der eigenen Familie entnommen 
iſt? Für die Bejahung dieſer Frage fehlt es meines Erachtens an 
jedem einleuchtenden Grunde. 

Warum ſollte man auch z. B. die Frau oder einen anderem 
Familienangehörigen des Kriegsteilnehmers in den genannten Fällen 
ſtatt als Beſitzer nur als Beſitzdiener anſehen dürfen, da der 
Kriegsteilnehmer gerade ihnen als an ſeinem Wohlergehen am 
meiſten intereſſierten Perſonen gegenüber, abgeſehen von der in 
den meiſten Fällen vorhandenen Unmöglichkeit der Erteilung ſach⸗ 
dienlicher Weiſungen hinſichtlich der Mieträume und des in ihnen 
geführten Geſchäftsbetriebes, den denkbar weiteſten Spielraum in 
der Verwaltung ſeiner Angelegenheiten wird einräumen müſſen?! 
Den in der erwähnten Weiſe zu Sachwaltern eines Kriegsteilnehmers 
beſtellten Vertrauensperſonen die Eigenſchaft als Beſitzern und nicht 
bloßen Beſitzdienern zuzuſprechen, erſcheint um ſo mehr geboten, als 
Flatow in ſeinem Aufſatze ſelbſt die durch die Kriegsteilnahme des 
Mannes für die Frau ſeiner Meinung nach geſchaffene Erweiterung 
des häuslichen Wirkungskreiſes und damit ihrer Selbſtändigkeit 
betont und dabei auch auf den hierher gehörigen § 1401 BGB., 
betreſſend die erweiterte Verfügungsfähigkeit der Frau hinſichtlich 
ihres eingebrachten Gutes, hinweiſt. 

So kommt er dazu, in zahlreichen Fällen eines gemeinſchaftlich 
von den Eheleuten abgeſchloſſenen Mietvertrages die Kündigung an 
und durch die Frau eines Kriegsteilnehmers als zur Beendiaung 
eines Mietvertrages hinreichend anzuſehen, ſei es aus dem Geſichts⸗ 
punkte der Schlüſſelgewalt der Frau oder dem einer ſtillſchweigenden 
Bevollmächtigung der Frau durch den Mann. Zur Bekräftigung 
des letzten rechtlichen Grundes für die der Frau zugeſprochene 
Befugnis verweiſt der Verfaſſer auf die oftmals entweder ausdrücklich 
oder dem Sinne nach von dem Kriegsteilnehmer an ſeine Frau 
gerichteten Abſchiedsworte, ſie ſolle nur „alles imſtandhalten“, ſolle 
„ſich um alles kümmern“, „alles ſelbſt erledigen, ohne ihm jede 
Kleinigkeit mitzuteilen“. 

Geht man aber mit Flatow fo weit, aus den von dieſem an: 
gegebenen Gründen die erwähnte Befugnis der Frau eines Kriegs⸗ 
teilnehmers herzuleiten, ſo muß man ihr oder einer anderen Ver⸗ 
trauensperſon des Kriegsteilnehmers auch die Beſitzereigenſchaft 
hinſichtlich der ihr in der erwähnten Weiſe anvertrauten Mieträume 
zuſprechen. Die Eigenſchaft einer Beſitzdienerin würde mit der ihr 
in den bezeichneten Fällen eingeräumten freien Stellung und Ver⸗ 
fügungsfähigkeit unvereinbar ſein, zumal in ſehr vielen dieſer Fälle 
die zurückbleibende Frau die Eigentümerin der in der Mietwohnung 
befindlichen, weil von ihr unter der Herrſchaft des BGB. in die 
Ehe eingebrachten, Sachen ſein wird. 

Über die Frage der Beſitzer⸗ oder Beſitzdienereigenſchaft der 
Frau oder einer anderen mit der Verwaltung der beruflichen und 
perſönlichen Angelegenheiten eines Kriegsteilnehmers betrauten Ver⸗ 
trauensperſon habe ich mich in meinem dieſes Thema eigens be⸗ 
handelnden Aufſatze in IW. 1914, 1116 näher ausgeſprochen. Dort 
iſt auch auf die aus der Ablehnung meines Standpunktes in vielen 
Fällen für die Frau des Kriegsteilnehmers ſich ergebenden, nicht zu 
billigenden Unzuträglichkeiten hingewieſen. 

Kommt man daher auf Grund des Geſagten dazu, in zahlreichen 
Fällen der Frau eines Kriegsteilnehmers oder einer ſonſtigen von 
ihm zum Sachwalter beſtellten Vertrauensperſon die Beſitzereigenſchaft 
hinſichtlich ſeiner Mieträume zuzuerkennen, ſo kann die Behauptung 
einer Unzuläſſigkeit der Räumungsklage des Vermieters trotz erfolgter 
Kündigung an den Kriegs teilnehmer gegen deſſen Frau oder ſonſtige 
Angehörige auf Grund des Eigentums an den Mieträumen für dieſe 
Fälle nicht damit begründet werden, daß die erwähnten Perſonen 
als Befigdiener gemäß § 985 BGB. nicht paſſiv legitimiert ſeien. 
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Der Erwirkung eines Räumungsurteils auf Grund der genannten 
Geſetzesbeſtimmung wird daher in den bier behandelten Fällen 
nichts im Wege ſtehen. 

In dieſem Ergebniſſe kann keine ungerechtfertigte Härte gegen 
die Frau oder ſonſtige Vertrauensperſon des Kriegsteilnehmers 
erblickt werden; denn der ſchon erwähnte, nicht zu unterſchätzende 
Vorteil, der ſür dieſe Perſonen und den von ihnen vertretenen 
Kriegsteilnehmer darin liegt, daß ſie bei Verübung verbotener Eigen⸗ 
macht der poſſeſſoriſchen Rechtsbehelfe zur Wiedererlangung oder 
zur Verhütung weiterer Störung des Beſitzes ſich bedienen können, 
dürfte alle Bedenken in der genannten Richtung auch dann zerſtreuen, 
wenn ein ſolches Urteil wirklich imſtande wäre, den betreffenden 
Perſonen und damit auch dem Kriegsteilnehmer einige Ungelegen⸗ 
heiten zu bereiten. 

Dem iſt aber nicht ſo; denn abgeſehen von der von Flatow 
erwähnten, die Unvollſtreckbarkeit eines ſolchen Urteils ausſprechenden 
preußiſchen Juſtizminiſterialverfügung vom 26. September 1914 
würde dieſe Unvollſtreckbarkeit ſchon deshalb feſtzuſtellen ſein, weil, 
wie Güthe hervorhebt, „die Räumung der Wohnung durch die Frau 
in allen Fällen zugleich die — mindeſtens teilweiſe — Räumung 
der Wohnung durch den Mann bedeuten würde und hierzu ein 
Räumungstitel gegen den Mann erforderlich wäre“. — Güthe im 
IMBl. vom 10. Oktober 1914, Nr. 41 — (vgl. auch die dieſe Frage 
in demſelben Sinne beantwortende Stelle bei Flatow, IW. 1915, 76 
legten Abſchnitt vor Nr. 5). 

In noch höherem Maße trifft dieſe Erwägung zu, wenn es ſich 
bei der Vertrauensperſon des Kriegsteilnehmers nicht um ſeine Frau 
oder einen Familienangehörigen, ſondern um eine außerhalb der 
Familie ſtehende, in ſeinen Räumen wohnende andere Perſon handelt, 
da in dieſem Falle die Räumung der Wohnung oder der ſonſtigen 
Räume faſt ausſchließlich eine Räumung der Wohnung durch den 
Kriegsteilnehmer bedeuten würde. 

Rechtsanwalt v. Eicken, Wattenſcheid. 


Kechtfertigt der Rrieg die Siſtierung von Anzeigen- 

verträgen. Unter dem Titel: „Das Recht zur Siſtierung von 
Anzeigen“ iſt in Nr. 4 des Zeitungs⸗Verlages vom 22. Januar 
1915 auf eine Anfrage die Rechtsauskunft erteilt, daß der 
Inſerent bei Ausbruch des Krieges nur dann berechtigt 
ſel, den Anzeigenvertrag zu unterbrechen oder aufzuheben, 
wenn er ſich dies ausdrücklich durch eine Kriegsklauſel 
vorbehalten habe. Der Inſerent habe den durch den Kriegs⸗ 
ausbruch entſtandenen Schaden allein zu tragen und nicht der zum 
Weiterdruck bereite Zeitungsverleger. 
. Ebenfalls in Nr. 4 des Zeitungsverlages vom 22. Januar 1915 
iſt in einer weiteren Rechtsauskunft behauptet, der Anzeigenvertrag 
fi ein Werkvertrag, der nur den Abdruck der Anzeigen 
und die Verbreitung des Blattes zum Inhalt habe. 

In dieſen Kechtsauskünften iſt nun zwar zweifellos das Intereſſe 
der Verleger in ausreichendem Maße gewahrt worden, deshalb haben 
fe aber noch nicht Anſpruch auf Richtigkeit. Der Anzeigenvertrag 
mag ein Werkvertrag ſein, der den Abdruck der Anzeigen und die 
Verbreitung des Blattes zum Inhalt hat, damit iſt aber ſein Charakter 
und fein Inhalt noch nicht vollkommen erſchöpft. Der Anzeigen⸗ 
bertrag iſt vielmehr vor allem ein Reklame vertrag und fein Inhalt 
if in erſter Linie die Anzeigen reklame. Wäre Inhalt des Anzeigen: 
vertrages nur der Abdruck der Anzeigen und die Verbreitung des 
Blattes, fo müßte für die gleiche Arbeit des Verlegers beim Druck 
der gleiche Preis gezahlt werden und bei Zeitungen und Zeit: 
Iriften mit gleicher Auflage müßten für dieſelben Inſerate die 
bleiben Preiſe gezahlt werden. In Wirklichkeit wird aber für die 
tleiche Anzeige auf einem sogenannten Vorzugsplatz ein erheblich 
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höherer Preis gezahlt als auf einem anderen Platze. Ferner werden 
in Fachzeitſchriften trotz gleicher Auflageziſſer die Inſerate anders 
bewertet als in Tageszeitungen. Auch Anzeigen in illuſtrierten 
Zeitungen werden erheblich teurer bezahlt als in Tageszeitungen. 
Was eben hier mehr oder weniger bezahlt wird, iſt der größere 
Reklamewert. Es iſt alſo auch Inhalt des Anzeigenvertrages vor 
allem die Reklame und nicht allein der Abdruck der Anzeigen und 
die Verbreitung des Blattes. | 

Der Abdruck der Anzeigen und die Verbreitung des Blattes 
bildet beim Anzeigenvertrag lediglich das Mittel zur Erreichung des 
eigentlichen Zweckes, nämlich der Reklame. Damit iſt nun zwar 
nicht geſagt, daß der Verleger für die Erreichung der Reklame ebenfo 
einzuſtehen hat wie für die Erreichung des übrigen Vertragsinhalts, 
nämlich den Abdruck der Anzeigen und die Verbreitung des Blattes. 
Das iſt ſchon deshalb nicht möglich, weil die Erreichung des 
Reklameerfolges bis zu einem gewiſſen Grade nicht innerhalb der 
menſchlichen Willkür liegt. Deswegen darf aber, wie das bei der 
erſtgenannten Auskunft geſchehen iſt, bei der Beurteilung der Frage, 
ob der Krieg von Bedeutung für den rechtlichen Beſtand des Anzeigen⸗ 
vertrages iſt, der auf die Reklame gerichtete Vertragsinhalt nicht 
einfach übergangen werden. Bei der Beantwortung dieſer Frage iſt 
vielmehr gerade von ihm auszugehen. Denn wenn auch der Verleger 
nicht unbedingt für den Reklameerfolg einzuſtehen hat, ſo hat er 
doch alles zu tun, was von ihm zur Erreichung dieſes Erfolges ver⸗ 
langt werden kann. Unternimmt daher der Verleger Handlungen, 
die die Anzeigenreklame vereiteln, ſo kann er auch nicht die verein⸗ 
barte Gegenleiſtung fordern. Würde bei einer Tageszeitung etwa 
durch eine Anderung der politiſchen Richtung der Leſerkreis, auf den 
die Anzeigen ſpeziell zugeſchnitten ſind, ſich vollkommen ändern, ſo 
würde auch der Inſerent zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt fein. 

Es kann z. B. unmöglich einem Sektfabrikanten zugemutet 
werden, in einer Zeitung weiter zu inſerieren, die bisher wegen ihrer 
parteipolitiſchen Richtung von beſſer ſituierten Leuten, die für den 
Sektkonſum in Frage kamen, geleſen wurde und nun infolge Ande⸗ 
rung der Parteirichtung nur für Arbeiterkreiſe in Frage kommt. 

Ebenſo hat der Verleger aber auch andere, vom Inſerenten 
nicht verſchuldete Ereigniſſe, die den Reklameerfolg ohne weiteres 
vereiteln, gegen ſich gelten zu laſſen. Wird daher durch den Krieg 
die Fabrikation oder der Abſatz der durch die Anzeigen angeprieſenen 
Artikel an das Publikum, das für die Anzeigen der betreffenden 
Zeitſchrift gerade in Frage kommt, weſentlich beſchränkt oder un⸗ 
möglich, ſo hat der Inſerent ein Rücktrittsrecht. 

Will der Verleger dieſes Rücktrittsrecht nicht gelten laſſen, ſo 
iſt auch die verſchiedene Preisberechnung bei gleichen Druckkoſten und 
gleicher Auflage unberechtigt. Wenn der Verleger ſich die Reklame 
bezahlen läßt, ſo muß er auch entgegen der oben angeführten Rechts⸗ 
auskunft den Schaden tragen, wenn die Reklame durch den Krieg 
erheblich beſchränkt oder vereitelt wird. Es würde gegen Treu und 
Glauben verſtoßen, wollte man dieſes Rücktrittsrecht ablehnen. Hier 
muß mit Recht auf die Entſcheidung des RG. in JW. 14, 296 und 
die dort zitierten Urteile verwieſen werden, nach denen bei einer 
Anderung der Verhältniſſe, wenn man ihnen auch im allgemeinen 
eine Bedeutung nicht beizumeſſen hat, im einzelnen Falle oder auch 
bei einer ganzen Gattung von Verträgen die Berechtigung des Rück⸗ 
tritts anzuerkennen iſt und zwar ſowohl nach der Abſicht der Parteien, 
als auch nach der Natur der Verträge unter Beachtung deſſen, was 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern. 

Was den Schaden anbetrifft, ſo würde dieſer jedenfalls erheblich 
größer ſein für den Inſerenten, der für eine gänzlich nutzloſe Reklame 
die nicht unerheblichen Summen binauswerfen müßte. 

Bei den Verlegern wird der durch die Siſtierung des Anzeigen⸗ 
vertrages entſtehende Schaden größtenteils dadurch ausgeglichen, 
daß dieſelbe Veränderung der Verhältniſſe, die durch den Krieg bei 
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vielen Unternehmungen den Reklameerfolg vereitelt, andere Unter⸗ 
nehmungen, die durch den Krieg, z. B. infolge Kriegslieferungen, 
erhebliche Vorteile haben, zu einer den veränderten Umſtänden an⸗ 
gepaßten Reklame veranlaßt, ſo daß der Verleger einen großen Teil 
des Ausfalls auszugleichen vermag. 


Rechtsanwalt Recken, Berlin. 


Die Rechtsbehelfe des Hypothekenſchuldners, der ſich 
der ſofortigen Zwangs vollnreckung unterworfen hat. 
Die Ausführungen des Kolegen Bauchwitz zu obigem Thema in 
JW. 1914, 1111 ff. geben mir, wenn fie auch im Ergebnis als 
richtig anzuerkennen ſind, zu Bedenken Anlaß. Hat ſich der Eigen⸗ 
tümer des belaſteten Grundſtücks in notariell aufgenommener Schuld: 
urkunde der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen und iſt in 
der Urkunde beſtimmt, daß bei unpünktlicher Zinszahlung das Kapital 
ſofort fällig werde, ſo handelt es ſich um eine beſondere Rechtsfolge 
nicht rechtzeitiger Zahlung einer Geldforderung im Sinne des 8 1 
Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 (RGBl. S. 377). Der 
Eigentümer kann dann unter der Vorausſetzung, daß die Hypotheken⸗ 
forderung vor dem 31. Juli 1914 entſtanden iſt, nach §S 1 und des 
nach ihm entſprechend anzuwendenden § 2 der Bekanntmachung 
vom 7. Auguſt 1914 (RGBl. S. 359) unter Anerkennung der 
„Forderung“ den Hypothekengläubiger vor das Amtsgericht, vor dem 
derſelbe feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, laden und beantragen, 
zu erkennen, daß die beſondere Folge der Fälligkeit des Kapitals 
nicht eingetreten ſei. Welches iſt dieſe Forderung? Wollte der 
Eigentümer lediglich Stundung des fälligen Kapitals gemäß der 
Bekanmmachung vom 7. Auguft 1914 erlangen, fo wäre die Kapital: 
forderung anzuerkennen. Beruft er ſich aber auf die Bekanntmachung 
vom 18. Auguſt 1914, um die infolge der Nichtzahlung oder der 
verfpäteten Zahlung der Zinsforderung eingetretene Fälligkeit des 
Kapitals zu beſeitigen, ſo kann es nicht die Kapitalfor derung ſein, 
die er anzuerkennen hat, ſondern lediglich die Zinsforderung, ſoweit 
dieſelbe nicht etwa inzwiſchen gezahlt iſt. Wäre letzteres der Fall, 
ſo iſt eine Forderung, die anzuerkennen wäre, nicht vorhanden. 
Bauchwitz ſcheint aber davon auszugehen, daß die Kapitalforderung 
anzuerkennen wäre. Das ergibt namentlich ſeine Schlußformulierung. 
Es iſt das aber falſch und ein Eigentümer, der unter Anerkennung der 
Hypothekenforderung und deren eingetretener Fälligkeit den Hypotheken⸗ 
gläubiger gemäß § 1 der Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 
lädt, würde, wenn ein Anerkenntnis im Singe von § 307 ZBD. 
vorläge, dem Anerkenntnis gemäß verurteilt werden müfjen. Aber 
ein ſolches Anerkenntnis will ja der Eigentümer gar nicht erklären. 
Er will im Gegenteil die an ſich eingetretene Fälligkeit der Haupt⸗ 
ſchuld durch Urteilsſpruch beſeitigt wiſſen. Im übrigen iſt mit 
Bauchwitz zu beſtreiten, daß ein Anertkenntnisurteil nach § 2 der 
Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 notwendig ergehen müßte. 
Es iſt auch richtig, daß für ein ſolches Anerkenntnis trotz Vorliegens 
notarieller vollſtreckbarer Schuldurkunde Raum bleibt. 


Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 


IR Abtretung einer Forderung zuläſſig zum Zwecke 
der Aufrechnung gegenüber einem unter Geſchäftsaufſicht 
ſtehenden Schuldner? Die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht 
hat den Zweck, an die Stelle eines ſonſt unvermeidlichen Konkurs⸗ 
verfahrens zu treten, um im Intereſſe aller Beteiligten, insbeſondere 
des Schuldners ſelbſt, eine Abwickelung der Schuldnerverpflichtungen 
unter möglichſt ſparſamer Wirtſchaft zu ermöglichen. Der äußere 
Anlaß, aus dem der Geſetzgeber die Anordnung derartiger Geſchäfts⸗ 
aufſicht zugelaſſen hat, kann für die obige Frage außer Betracht 
bleiben. Letztere drängt ſich auf, weil das Verfahren der Geſchäfts⸗ 
aufſichtsanordnung gewiſſe Berührungspunkte mit dem Konkurs⸗ 
verfahren hat, wie ſchon die ſtellenweiſe Bezugnahme auf die Konkurs⸗ 
ordnung in der Bundesratsverordnung uber die Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht erkennen läßt. j on 

Nach § 55 Ziff. 2 KO. würde die oben geſtellte Frage für ein 
Konkursverfahren ohne weiteres zu verneinen ſein. Es fragt ſich, 
ob der Zweck des Geſchäftsaufſichtsverfahrens ebenfalls eine der— 
artige Aufrechnung verbietet bzw. darin etwa eine anfechtbare Hand⸗ 
lung zu erblicken iſt. n 

Die Beſtimmung des $ 55 Ziff. 2 KO. will in der Hauptſache 
verhüten, daß mit Hilfe der Abtretung einer Forderung kunſtlich 
Gegenforderungen gegen die Maſſe geſchaffen werden, die zum Nach⸗ 
teil der Gläubiger eine Verringerung der Maſſe zur Folge haben 
müßten. Dieſe wirtſchaftliche Folge würde im Konkursfalle regel⸗ 
mäßig eintreten, da der Konkursverwalter von vornherein nur mit 
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einer ganz beſtimmten Maſſe zu rechnen hat, deren Vergrößerung, 
von ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, im Intereſſe der Gläubiger für 
gewöhnlich ausgeſchloſſen iſt. Anders bei der durch die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 8. Auguſt 1914 geſchaffenen Geſchäftsauſſicht. Hier 
ſoll das Geſchäft des Schuldners möglichſt unverändert fortgeführt 
und auf die Weiſe laufende Einnahmen und wirklicher Verdienſt in 
ſeinem und ſeiner Gläubiger Intereſſe erzielt werden, um die zur 
Zeit der Anordnung der Geſchäftsaufſicht nicht in der nötigen Höhe 
vorhandenen Zahlungsmittel zur Befriedigung der Gläubiger nach 
und nach heranzuſchafſen. Der Gedanke dabei iſt der, die Gläubiger 
ſämtlich in voller Höhe ihrer Forderung zu befriedigen, wenn auch 
durch nach und nach erfolgende Abzahlungen. Weil hiernach jeder 
Gläubiger zur vollen Befriedigung ſeines Anſpruchs gelangen ſoll, 
dürfte alſo der oben erwähnte Grund, der bei Schaffung der Be⸗ 
ſtimmung des § 55 Abſ. 2 KO. maßgebend geweſen iſt, für das 
Geſchäſtsaufſichtsverfahren fortfallen und hier gegen die Rechts⸗ 
wirkſamkeit einer Forderungsabtretung zum Zwecke der Aufrechnung 
kein Bedenken beſtehen. 

Trifft dies zu, jo würde natürlich auch kein Raum zu analoger 
Anwendung der Beſtimmung 8 55 Ziff. 3 KO. gegeben, alſo auch 
die Frage der Anfechtbarkeit derartiger Rechtshandlungen für das 
Geſchäftsaufſichtsverfahren im Zweifel zu verneinen fein. 


Rechtsanwalt Frucht, Nienburg a. Weſer. 


„Eine Lücke in den Kriegsnotgeſetzen.“ Unter dieſem 
Titel ſchneidet Geheimer Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin, in 
der JW. 1915, 60 die Frage an, ob es einen Weg gäbe, zu ver⸗ 
hüten, „daß bei einem Kriegsteilnehmer, der perſönlicher und 
Hypothekenſchuldner iſt, die länger als zwei Jahre im Rückſtand 
befindlichen Hypothekenzinſen den Rang mit der Hypothek verlieren.“ 

Geheimrat Fuchs kommt zu dem Reſultat, daß unſer Recht, auch 
das Kriegsnotrecht, ein derartiges Mittel nicht kennt. Seines Er⸗ 
achtens liegt hier eine Lücke in den Kriegsnotgeſetzen vor, die dringend 
der Abhilfe bedürfte. 

Die inzwiſchen herausgekommene Bekanntmachung vom 14. Januar 
1915 über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten bietet nun zwar für Ausnahmefälle eine gewiſſe Hand⸗ 
habe, die Hypothekenzinſen rechtzeitig einzuziehen, alſo nicht über 
2 Jahre rückſtändig werden zu laſſen (vgl. das in JW. 1915, 204 
mitgeteilte Schreiben des Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamtes Lis co). 
Aber damit ift ebenſo wie mit der in JW. 1915, 204 gleichſalls mit: 
geteilten Anſicht des Kollegen Reichmann der großen Allgemeinheit 
der Fälle nicht gedient, die Frage nach einem Wege zur Ver⸗ 
meidung des Rangverluſtes der eben nicht zur Einziehung 
gelangenden und gelangten Zinſen nicht gelöſt. 

Ich bin nun mit Geh. IR. Fuchs der Anſicht, daß gegen dieſen 
Rangverluſt ſchlechterdings nichts zu machen iſt. Aber eine Anderung 
des Zuſtandes halte ich keineswegs für wünſchenswert. Man muß 
bedenken, daß der gewünſchte Gleichrang der älteren Zinsrückſtände 
kein auf Koſten des durch die Kriegsnotgeſetzgebung geſchonten Kriege: 
teilnehmers (Schuldners) erlangtes Nquivalent für dieſe Schonung 
wäre. Dieſe Rangbegünſtigung ginge vielmehr ſtets auf 
Koſten der nachrangigen Hypothekengläubiger, würde deren 
Rang verſchlechtern. Der Rang der Forderung iſt eben ein weniger 
im Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner, als im Verhältnis 
von Gläubiger zu Mitgläubiger weſentliches Moment. Nichts aber 
würde eine Schädigung des nachrangigen Gläubigers aus dem Anlaß 
rechtfertigen, daß der vorrangige Gläubiger durch die geſetzliche 
Schonunz des im Kriege befindlichen Schuldners geſchädigt iſt. 

Es liegt hier eine Gläubigerſchädigung vor, wie fie auch in 
zahlloſen anderen Fällen durch die Schonung der Kriegsteilnehmer 
verurſacht wird. Gar manche einem Gläubiger gegen einen Kriegs⸗ 
teilnehmer zuſtehende Forderung, die ehemals gut war, iſt heute 
weſentlich ſchlechter oder gar wertlos geworden, weil das Geſchäft 
des im Kriege befindlichen Schuldners infolge dieſer Abweſenheit 
heruntergekommen, etwa gar noch der Schuldner gefallen iſt. Oder 
ein Gläubiger wird zahlungsunfähig, weil er ſeine Forderungen 
gegen Kriegsteilnehmer nicht einziehen kann uſw. uſw. In all den 
Fällen heißt es eben für den Gläubiger: mittragen an der Not der 
Zeit, jeder an ſeinem Teil! Und jeder kann zufrieden ſein, wenn 
ihn der Krieg nur mit dem Rangverluſt älterer Hypothekzinſen⸗ 
rückſtände trifft. Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


Nochmals Ariegswochenhilfe und Befreiung von der 
Verſicherungspflicht. In der Abhandlung JW. 1915, 184 habe 
ich dargelegt, daß die von der Verſicherungspflicht befreiten Perſonen 
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44. Jahrgang. 


keinen Anſpruch auf die Kriegswochenhilfe nach der Verordnung des 
Bundesrats vom 3. Dezember 1914 hätten. Inzwiſchen iſt der dort 
zum Schluß ausgeſprochene Wunſch, der Bundesrat möge die Ver⸗ 
ordnung ergänzen, wenn auch nur teilweiſe, ſchon erfüllt worden 

Fur die Dienſtboten und in der Landwirtſchaft Beſchäftigten hat 
der Bundesrat in der auch andere Punkte betreffenden Verordnung 
vom 28. Januar 1915 (NG Bl. S. 49) beſtimmt, daß auch in den 
Fällen der Befreiung von der Verſicherungspflicht ein Anſpruch auf 
die Kriegswochenhilfe beſteht, und den darauf bezüglichen Vorſchriften 
rückwirkende Kraft bis zum 3. Dezember 1914 — Tag des Inkraft⸗ 
tretens der erſten Verordnung — beigelegt. § 7 der neuen Ber: 
ordnung drückt das ſo aus, daß die Zeit einer Befreiung von der 
Vetſicherung auf Grund der 53 418, 435 RBO. der Zeit des 
Verſichertſeins im Sinne des 5 1 Nr. 2 und des § 8 der erſten 
Verordnung gleichſtehen ſoll. Hiermit iſt nicht nur der Anſpruch auf 
die Kriegswochenhilfe dann gegeben, wenn der Verſicherungsfall zur 
Zeit der Befreiung eintritt, ſondern auch geſagt, daß bei der Be⸗ 
technung der Friſten, an deren Einhaltung der Anſpruch geknüpft 
iſt, die Zeit des Befreitſeins mitzurechnen iſt, auch wenn beim Ein: 
treten des Verſicherungsfalles die Befreiung bereits ihr Ende 
gefunden hat. 

Den Ehefrauen der von der Verſicherungspflicht befreiten Kriegs⸗ 
teilnehmer hat die Krankenkaſſe die Kriegswochenhilfe zu gewähren, 
der der Ehemann ohne die Befreiung hätte angehören müſſen. Sie 
kann von dem Arbeitgeber der Ehefrau in Höhe der nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung dem Arbeitgeber zur Laſt fallenden Leiſtungen 
Ersatz verlangen, wenn außer dem Ehemann auch die Wöchnerin 
jelbjt von der Verſicherungspflicht befreit iſt (§ 7). Es entſpricht 
dies dem im § 5 der erſten Verordnung enthaltenen Grundſatz, daß 
bei den Ehefrauen der Kriegsteilnehmer der nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung Verpflichtete nur im Rahmen der in dieſer ſelbſt 
beitimmten Leiſtungen einzutreten hat. 

Fur die von der Verſicherungspflicht befreiten Wöchnerinnen, 
die [yon nach der Reichsverſicherungsordnung einen Anſpruch auf 
Wochenhilfe haben, gleichgültig ob ſie die Ehefrauen von Kriegs⸗ 
tellnehmern find oder nicht, beſtimmt der § 8 der neuen Verordnung, 
daß der Arbeitgeber die Kriegswochenhilfe aus eigenen Mitteln zu 
gewähren hat, ohne einen Erſatzanſpruch gegen eine Krankenkaſſe oder 
das Reich zu haben. Der Arbeitgeber wird alſo hier auch hinſichtlich 
der Kriegswochenhilfe der Krankenkaſſe völlig gleichgeſtellt. (Vgl. 
3 8 der erſten Verordnung.) Hiermit wird dem Arbeitgeber (der 
Dienſtherrſchaft) eine ziemlich erhebliche Leiſtung auferlegt, da u. a. 
ein einmaliger Beitrag von 25 „ zu den Entbindungskoſten zu 
gewähren iſt. 

„Die neue Verordnung gilt aber nur für die nach den 88 418, 
435 RED. von der Verſicherungspflicht befreiten Dienſtboten und 
in der Landwirtſchaft Beſchäftigten, nicht auch im Falle der Be: 
ſteiung nach den 88 169 ff. Rd. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Klußmann, Berlin⸗Friedenau. 
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5 Aufgaben der Zuſtiforganiſation nach dem Kriege. 
bedarf keiner Ausfuhrung, daß während des Krieges alle auf 
Verbeſſerung der Rechtspflege gerichteten Beſtrebungen zurüdgeftellt 
werden müſſen. Die Juſtizverwaltungen und geſetzgebenden Körper: 
ſchaften haben keine Zeit, andere als durch die gegenwärtige Lage 
gebotene Maßnahmen zu erörtern. Gleichwohl drängt ſich dem 
praller die Frage auf, ob nicht der Geiſt einheitlichen Bus 
ſummenarbeitens, der ſich jetzt offenbarte, viele Mängel der Rechts⸗ 
pflege deſeitigen könnte, die in den Schlagworten „Bureaukratie“ 
ald „Weltfcemdheit der Richter“ ihren Ausdruck gefunden haben. 
drei, vollig werden ſich ſolche Mangel durch Gefege nie befeitigen 
„lm; denn ſchwerer als alle Vorſchriften fallen die Perſönlichkeiten 
11 nk ins Gewicht. Aber wenn es auch nicht unbedingt richtig 
1 aß der Richter den Parteien um ſo ferner ſteht, je weiter ihr 
ne vom Gerichtsſitz entfernt ift, fo liegt in dieſem Satze viel 
. Nun gibt es freilich im Strafprozeß den Gerichtsſtand 
Ga egangenen Handlung, im Zivilprozeß eine Reihe beſonderer 
lane nee! aber wenn auch nicht der Beſchuldigte oder der Be: 
= 5 wohnen dann häufig der Verletzte oder wenigſtens ein Kläger 
he ezirk des angegangenen Gerichts. Jedenfalls ſteht der Tat⸗ 

and in Beziehung zu einem im Gerichtsbezirk gelegenen Ort. Eine 
gute Gerichtsorganiſation müßte es den Gerichtsmitgliedern er: 


möglichen, von den Berhältnifien an allen wichtigeren zu ihrem Bezirk 
gehorigen Orten Kenntnis 0 erhalten. Dieser Aufgabe wird die 
lezige Organisation vielfach nicht gerecht, ſoweit die Oberlandes⸗ 
05 in Betracht kommen. Das OLG. Köln reicht viel ſüdlicher 
s der Rezirk desjenigen in Frankfurt a. M., obwohl Frankfurt 
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wenig öſtlich von Köln liegt, aber viel weiter ſüdlich. Zum Bezirk 
des Frankfurter Oberlandesgerichts gehört Hohenzollern, das weit 
näher an Stuttgart iſt. Das dicht bei Frankfurt gelegene Hanau 
gehört wieder zum Oberlandesgerichtsbezirk Kaſſel. So ließen ſich 
noch manche Beiſpiele aufzählen, auch bezüglich der Einteilung der 
Landgerichts⸗ und Amtsgerichtsbezirke. Der Grund liegt in der 
Hauptſache in der Verſchiedenheit des Rechts, das bis zur Einführung 
des BGB. in den einzelnen Bezirken galt, und in der Gerichtshoheit 
der Bundesſtaaten. Jener Grund iſt in der Hauptſache weggefallen 
und damit auch jede Berechtigung für die Ausſchließlichkeit des 
Gerichtsſtandes des §S 24 ZPO. Es iſt nicht abzuſehen, warum für 
dingliche Prozeſſe kein Gerichtsſtand im voraus ſoll vereinbart oder 
die hypothekariſche Klage nicht im Gerichtsſtand des Erſüllungsorts 
der Forderung ſoll erhoben werden können, da jetzt überall Grund⸗ 
buchrecht gilt. Die noch beſtehenden Abweichungen der in den ver⸗ 
ſchiedenen Gebieten geltenden Rechte find fo gering, daß die Progeſſe, 
die auf Grund ſolcher Sonderbeſtimmungen zu entfcheiben find, zu 
den Ausnahmen gehören. Auch der Richter, in deſſen Heimat eine 
ſolche Beſtimmung gilt, muß ſich daher beſonders einarbeiten. Ein 
größeres Hindernis für eine Anderung der Gerichtsbezirke in obigem 
Sinne iſt die bisherige Abneigung der Einzelſtaaten geweſen, Teile 
ihres Landes der Gerichtshoheit eines andern Bundesſtaats zu unter: 
ſtellen. Kann man hoffen, daß dieſe Bedenken jetzt zurückgeſtellt 
werden? Ein beſonderer Anlaß dazu iſt die beabſichtigte Einführung 
der Berufung in Strafſachen. Dieſe verfehlt ihren Zweck, wenn die 
Beiſchaffung der Beweismittel oft mit ſo großen Koſten und Um⸗ 
ſtänden verbunden iſt, daß das Gericht ſich nur ungern zur Zeugen⸗ 
ladung entſchließt. Zwar iſt vorgeſchlagen, die Entſcheidung be⸗ 
ſonderen an einzelnen Landgerichten einzurichtenden Strafberufungs⸗ 
kammern zu übertragen. Aber dieſe Kammern wären nur ein Not⸗ 
behelf wegen der großen Ausdehnung der Oberlandesgerichtsbezirke. 
Die Mitglieder ſolcher Berufungskammern wären durch dieſe Tätigkeit 
vielfach nicht genügend beſchäftigt. Sie würden außerdem an Zivil⸗ 
oder Strafkammern des Landgerichts teilnehmen müſſen, dies würde 
das Vertrauen des Publikums zur Unabhängigkeit ihrer Berufungs⸗ 
entſcheidungen gefährden. Richtiger wäre es wohl, die Zahl der 
Oberlandesgerichte zu vermehren. Aber man wird vielleicht ohne 
dieſe Vermehrung durch eine zweckmäßige Anderung auskommen, wenn 
zwiſchen den Einzelſtaaten Jurisdiktionsverträge abgeſchloſſen werden 
nach Art des zwiſchen Preußen und den thüringiſchen Staaten ſeit 
mehr als 25 Jahren beſtehenden. Freilich wird man ſich hier zweck⸗ 
mäßig nicht auf die Bezirke der Oberlandesgerichte beſchränken, ſondern 
auch die Landgerichte einbeziehen. Es gibt viele ungenügend be- 
ſchäftigte Landgerichte, namentlich ſeit die Zuſtändigkeit für Zivil⸗ 
ſachen auf die Streitwerte über 600 WM eingeſchränkt wurde. Ihr 
Fortbeſtehen ohne Vergrößerung ihres Bezirks legt dem Bundesſtaat 
große finanzielle Opfer auf. Nach der im Geſolge des Kriegs not⸗ 
wendig eintretenden Schwächung der Finanzen wird, da ſich von 
neuem gezeigt hat, wie nötig die Zurückſtellung auch berechtigter 
Sonderbeſtrebungen im Intereſſe des Gedeihens des Ganzen iſt, die 
Anderung der Landgerichts⸗ und Oberlandesgerichtsbezirke tunlichſt 
ohne Rückſicht auf die Grenzen der Bundesſtaaten ins Auge zu faſſen 
ſein. Dabei muß neben der Entfernung an ſich auch auf die Ver⸗ 
bindung mit dem Gerichtsſitz durch Eiſenbahnen Nückſicht genommen 
werden. Im weſentlichen werden allerdings die Landgerichtsbezirke 
nur in der Nähe der Grenzen der Bundesſtaaten eine Anderung 
erfahren, weil ſonſt etwa nötige Anderungen ſchon vorher vorgenommen 
werden könnten. Doch iſt hier manches unterblieben. Der Bezirk 
des LG. Landau iſt z. B. längſt zu klein. Man hätte leicht helfen 
können, wenn man den Bezirk des AG. Neuſtadt a. d. H. vom ſtark 
beſchäftigten LG. Frankenthal abgetrennt und dem LG. Landau an: 
gegliedert hätte. 

Was könnte nun geſchehen, um die Aufmerkſamkeit der maß⸗ 
gebenden Kreiſe ſchon jetzt, beſonders aber nach Friedenſchluß auf die 
Notwendigkeit und Moglichkeit ſolcher Anderungen zu lenken? Zu⸗ 
nächſt wäre es nötig, daß Material geſammelt würde von durch ihre 
Stellung in der Ausübung der Rechtspflege und im Wirtſchaftsleben 
dazu Berufenen. Hier wären aus allen Teilen des Reichs Beiſpiele 
anzuführen von Orten, die zweckmäßig einem andern Landgerichts⸗ 
oder Oberlandesgerichtsbezirk zuzuteilen wären unter Hervorhebung 
der Eiſenbahnverbindungen und Entfernungen vom bisherigen und 
vom in Ausſicht genommenen Gerichtsſiz. Es wäre verdienſtvoll, 
wenn die Redaktion dieſer Zeitſchrift ſolches Material ſammeln und 
gelegentlich abdrucken wollte. In zweiter Linie ſollten die Handels⸗ 
und Gewerbekammern und ähnlichen Organiſationen die Zweckmäßigkeit 
der angeregten Anderung prüfen und, ſoweit ſie ſie für angebracht 
halten, ſich mit entſprechenden Eingaben an die Regierungen wenden. 
Auch die Anwälte, namentlich die Amtsgerichtsanwälte, ſollten der 


Frage nähertreten. 
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Für die nächſte Zukunft gilt es alles zu tun, um einer Ber: 
geudung von Kräften vorzubeugen. Es kommen ja nicht allein die 
Koſten in Betracht, die der Staat für die Rechtspflege aufmendet, 
ſondern auch die Koſten und Unbequemlichkeiten, die den einzelnen 
durch weite Reiſen nach dem Gerichtsſitz entſtehen. Wenn das deutſche 
Volk ſich ſo brav im Krieg gehalten hat, kann es auch erwarten, daß 
nach dem Krieg ihm der Weg zum Recht möglichſt erleichtert werde. 


Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Von den ſchweizeriſchen Ariegsbeſtimmungen be- 
treffend die Zwangsvollſtreckung. Für den deutſchen Anwalt 
und ſeine Mandanten ſind beſonders die Beſtimmungen der bundes⸗ 
rätlichen Verordnung vom 28. September 1914 über Schuldbetreibung 
und Konkurs (der ſogenannten „Kriegsnovelle“) von erheblicher 
praktiſcher Bedeutung. Vom 5. Auguſt bis 30. September 1914 
beſtand für alle ſchweizeriſchen Einwohner allgemeiner Nechtsſtillſtand, 
d. h. es durften keine Betreibungen angehoben und ſortgeſetzt und 
kein Konkurs eröffnet werden. Dieſer Rechtszuſtand beſteht heute 
noch für ſämtliche Schuldner, die ſich im eidgenöſſiſchen Militär⸗ 
dienſt befinden, dagegen nicht für ſchweizeriſche Einwohner im aus⸗ 
ländiſchen Kriegsdienſt. Da der zweimonatliche Rechtsftillſtand in 
Verbindung mit den übrigen wirtfchafilichen Verhältniſſen viele 
Schuldner in die Unmöglichkeit verſetzt hatte, ihre Schulden zu tilgen, 
wurden durch die erwähnte Verordnung gewiſſe Erleichterungen und 
vor allem das neue Inſtitut der ſogenannten „Betreibungs⸗ 


ſtundung“ geſchaſſen. 


J. Die Betreibungsſtundung beſteht in der Verunmöglichung 
jeglicher Betreibungshandlung (mit Einſchluß der Konkurseröffnung) 
zugunſten eines beſtimmten Schuldners. Die Stundung wird von 
der für die Bewilligung von Nachlaßſtundungen zuſtändigen Behörde 
(überall ein Gericht außer in Glarus) bewilligt, wenn der Schuldner 
dartut, daß er zufolge der Kriegsereigniſſe außerſtande iſt, ſeine 
Gläubiger zurzeit voll zu befriedigen, daß ihm dies aber ſpäter 
möglich iſt. Dieſe Stundung, die für längſtens 6 Monate be⸗ 
willigt wird, kann von allen Schuldnern ohne Rückſicht darauf, ob 
ſie im Handelsregiſter eingetragen ſind oder nicht, verlangt werden; 
ſie ſteht insbeſondere auch dem im ausländiſchen Kriegsdienſt ſtehenden 
Schuldner offen, wenn ſeine Bilanz keine Unterbilanz ergibt. Aus den 
verſchiedenen Verfahrensbeſtimmungen erwähne ich nur folgende: Sämt⸗ 
liche Gläubiger werden ſchriftlich vor die Nachlaßbehörde vorgeladen, 
wo ſie Einwendungen vorbringen und Anträge ſtellen können. Eine 
öffentliche Bekanntmachung des Termins findet nicht ſtatt, weshalb 
ein Gläubiger, der dem Gericht abſichtlich oder zufällig nicht an⸗ 
gegeben wird, unter Umſtänden von der Stundung nichts erfährt. 
Wird die Stundung bewilligt, ſo kann die Behörde einen Sachwalter 
mit der Prüfung der Bilanz und der Beauffichtigung des Schuldners 
beauftragen. Der Entſcheid der Nachlaßbehörde iſt meiſt an eine 
obere Inſtanz weiterziehbar; eine Veröffentlichung findet nicht ſtatt. 

Speziell in den großen Städten iſt die Zahl der Betreibungs⸗ 
ſtundungsgeſuche ſehr groß. Viele mißbrauchen das Inſtitut, um 
Zeit zu gewinnen. Bis die, oft im Ausland wohnhaften, Gläubiger 
vorgeladen und angehört ſind und der Entſcheid der Behörde rechtskräftig 
geworden iſt, können 2 bis 3 Monate vergehen, während denen der 
Schuldner tatſächlich ſchon im Genuſſe der Stundung iſt, indem 
nach Eingang eines Geſuches alle Betreibungshandlungen vorläufig 
fifttert werden. Das macht ſich mancher zunutze, deſſen Ruin ſchließlich 
nicht aufzuhalten iſt. Deswegen müſſen ſich die Gläubiger beizeiten 
wehren und das Gericht namentlich auf diejenigen Verhältniſſe auf⸗ 
merkſam machen, die nicht ohnehin bekannt oder aus den Akten er: 
ſichtlich ſind. Namentlich ſollten die Gläubiger ſtets auf die Leiſtung 
von Abſchlagszahlungen während der Stundung dringen, die 
die Nachlaßbehörde nach ihrem Ermeſſen feſtſetzen kann. Im all⸗ 
gemeinen wird man ſagen können, daß ein Schuldner, der während 
einer 6 monatlichen Stundung keine Ratenzahlung leiſten kann, ſich 
auch nachher nicht mehr halten kann. Es bleibt abzuwarten, ob der 
Bundesrat im Frühjahr die Möglichkeit ſchaffen wird, ſolche Stundungen 
bis zum Ende des Krieges zu verlängern. Vorläufig ſollte daran 
ſeſtgehalten werden, daß ein Schuldner ſich während der 6 monat⸗ 
lichen Stundung mit ſeinen Gläubigern über weitere Stundung, 
Ratenzahlungen oder Schulderlaß verſtändigen oder einen gerichtlichen 
Nachlaßvertrag anſtreben ſoll, da laut aus 


drücklicher Vorſchrift 
(Art. 22 S. 2 der Novelle) eine neue Nachlaß ſtundung nach Ablauf 


treibungsſtundung nicht mehr zuläſſig iſt. In gewiſſen Fällen 
5 die ee un Widerruf der Betreibungsſtundung 
verlangen; deshalb empfiehlt es ſich, daß ſich namentlich die aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger durch einen Anwalt vertreten laſſen. Leider 
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ſieht die Verordnung ſo wenig wie das Geſetz die Möglichkeit nicht 
vor, daß der Schuldner dem Gläubiger ſeine Anwaltskoſten er⸗ 
ſetzen muß. 


II. Von den andern Beſtimmungen der Novelle erwähne ich 
noch folgende: 


1. Wenn ein Schuldner ſeine Schuld nicht auf einmal oder 
nicht in größern Raten tilgen kann, ſo ſind zur Vermeidung von 
Verwertungen und Konkurseröffnungen folgende Raten zu bewilligen: 
Höchſtens acht monatliche Raten bei der Betreibung auf Pfändung 
oder Pfandverwertung, höchſtens 5 monatliche Raten bei der ordent⸗ 
lichen Konkursbetreibung und 3 monatliche Raten bei der Wechſel⸗ 
betreibung. Der Aufſchub wird im erſten Falle vom Betreibungsamt, 
in den beiden letzten vom Konkursrichter gewährt. Wird eine Rate 
nicht pünktlich bezahlt, fo fällt der Aufſchub definitiv dahin. Der 
Schuldner hat ein Recht auf den Aufſchub, in der Konkursbetreibung 
allerdings nur, wenn er glaubbaft macht, daß feine momentane 
Unfähigkeit voll zu zahlen eine Folge der Kriegsereigniſſe if. Auf 
die Anwendung dieſer Beſtimmungen kann der Schuldner bei der 
Begründung der Schuld verrichten; auf gewiſſe Verpflichtungen (Löhne, 
Alimente, Abgaben uſw.) finden ſie keine Anwendung. 

2. In der Wechſel betreibung kann der Rechtsvorſchlag auch 
gegen bloße Sicherſtellung der Wechſelforderung (ſtatt Hinter⸗ 
legung der Wechſelſumme) bewilligt werden, wenn der Schuldner 
glaubhaft macht, daß die Kriegsereigniſſe ihm die Hinterlegung der 
ganzen Summe verunmöglichen. 


3. Im gerichtlichen Nachlaß verfahren (Zwangsvergleich) kann 
die Stundung bis auf ſechs Monate verlängert werden. 

III. Die Novelle enthält leider keine Sonderbeſtimmungen für 
die im ausländiſchen Kriegsdienſt befindlichen Schuldner, die 
ihren bürgerlichen Wohnſitz in der Schweiz haben. Da der Krieger 
ſelbſtredend keine Raten zahlen kann, nützen ihm die Beſtimmungen 
der Novelle meiſt gar nichts. Er läuft Gefahr, daß während ſeiner 
Abweſenheit alle Aktiven zu Schleuderpreiſen veräußert werden. Ein 
beſonderer Schutz der ausländiſchen Krieger, ähnlich demjenigen, den 
der Schweizer Soldat genießt, wäre gewiß angebracht geweſen. 
Kam es doch wiederholt vor, daß das Vermögen ſolcher Krieger mit 
Arreſt belegt wurde, weil ſie jetzt nicht mehr in der Schweiz wohnen! 

IV. Von erheblicher praktiſcher Bedeutung iſt auch das Gegen⸗ 
moratorium des ſchweizeriſchen Bundesrates vom 4. Dezember 1914, 
wonach dem in der Schweiz wohnhaften Schuldner gegenüber dem 
ausländiſchen Gläubiger die gleichen Rechte zuſtehen wie den An⸗ 
gehörigen des betreffenden Auslandsſtaates gegenüber ihren ſchweize⸗ 
riſchen Gläubigern. Die Praxis hat dieſen Grundſatz ausdrücklich 
auch auf Betreibungs handlungen anwendbar erklärt. Trotzdem gibt 
es viele Schuldner, die die Einrede des Gegenmoratoriums deutſchen 
Gläubigern gegenüber nicht erheben; deshalb brauchen dieſe die Ein⸗ 
treibung von Guthaben in der Schweiz nicht zu verſchieben. 


Rechtsanwalt Dr. J. Kaufmann, Zürich. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Ein Jahlungsverſprechen, das mit Hinweis auf eine 
drohende Strafanzeige gegen einen Angehörigen des Ver⸗ 
ſprechenden verlangt und gegeben wurde, kann gemäß 
S 123 BGB. angefochten werden (Entſch. Nr. 1). 
Beſtehen ſchon bei den Vertragsverhandlungen gewiſſe 
Verpflichtungen, deren fahrläſſige Nichterfüllung die Parteien 
haftbar macht, ſo hat die Partei, welche die Verhandlungen 
durch eine andere Perſon führen läßt, auch deren Verſchulden 
zu vertreten (Entſch. Nr. 3). 5 
Iſt ein Grundſtück „mit allen Rechten und Belaſtungen 
verkauft, ſo iſt der Verkäufer von der Gewährleiſtun für 
etwaige Rechte Dritter an dem Grundſtück, wie Nießbrauch, rund⸗ 
dienſtbarkeiten, dingliches Vorkaufsrecht, befreit (Entſch. Nr. 4). 
Die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchg g, 
ſind zwar keine Schutzgeſetze im Sinne des 5 Abſ. 2 50 d. 
Bei der Zuwiderhandlung gegen ihre Beſtimmungen 2: 
jedoch eine Außerachtlaſſung der durch die Mitglieder 155 
Genoſſenſchaften im Verkehr zu betätigenden Sorgfalt gefunde 
werden (Entſch. Nr. 6). ibren 
Der Erblaſſer kann die Erben in der Verfügung über ihr 


Erbanteil nicht an die Zuſtimmung ſeines Teſtamentsvollſtreckers 
binden (Entſch. Nr. 7). 
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Im Kampfe für das vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 5, 1915) 


Moritz Cohn aus Marienburg. 

Alsis Sock aus Würzburg. 

Furt Holſtein aus Chemnitz. 

rich Honigbanm aus Berlin. 

Dr. Sudwig Meinrath aus Hannover. 
Dr. Konrad Zerbe aus Pleſchen. 


w 
Vereins nachrichten. 


Infolge der in einem Teile der Oſtprovinzen bes 
ſtehenden Poſtverhältniſſe gelangen, wie von dort 
berichtet worden iſt, Aufträge zur Wahrnehmung 
von Terminen oft mit erheblicher Verſpätung und 
rachdem der betreffende Termin bereits ſtattgefunden 
bet, in die Hände der ſubſtituierten Anwälte. Es 
ift deshalb geboten, derartige Aufträge ſo zeitig wie 
möglich zu erteilen. 


Der Redaktionsvertrag. 
Von Dr. jur. Alexander Elſter, Berlin⸗Friedenau. 


i Im Verlagsgewerbe — und zwar ſowohl im Buch⸗ und 
Setfäriften wie im Zeitungsverlag — werden zahlreiche 
Nedaktionsverträge abgeſchloſſen. Deren rechtliche Natur iſt 
muchaut nicht immer eindeutig und klar. Mancherlei ſchwierige 
Magen und Streitigfeiten ſind daraus bereits entſtanden, und 


Seite enthält 160 Zeilen.) Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14 


in einer Zeit, in der die Zeitſchriften mit Schwierigkeiten ihrer 
Exiſtenz zu kämpfen haben und in der ſo mancher Redakteur 
ſeinen Poſten verlaſſen muß, iſt es wichtiger als ſonſt, das 
Weſen des Redaktionsvertrages klarzuſtellen. Dabei ſehen wir, 
daß dieſer Vertragstypus von urheberrechtlichen Kategorien bis 
zu arbeitsrechtlichen Kategorien pendelt und auf dieſem Wege 
verſchiedene Vertragsſchemata durchläuft.!) 

Der Redaktionsvertrag iſt kein einheitliches Rechtsgebilde 
und auch nicht, wie der Verlagsvertrag, ein contractus sui 
generis, vielmehr haben wir es mit vier Hauptgruppen von 
Verträgen zu tun, dem Verlagsvertrag, dem Geſellſchaftsvertrag, 
dem Werkvertrag und dem Dienſtvertrag. Ob der eine oder 
der andere Vertragstypus vorliegt, muß aus allerlei Tatſachen, 
aus Vorgängen, aus der Geſchäftsführung, aus dem Verkehr 
zwiſchen den Vertragsparteien, aus dem Umfange und der Art 
der Arbeitsleiſtung, aus dem Maße der redaktionellen oder 
verlegeriſchen Befugniſſe, aus den beſonderen Abmachungen des 
Vertrages und ähnlichen Dingen entnommen werden. Dabei 
müſſen wir uns darüber klar ſein, daß ein etwa vorliegender 
Einzelfall durchaus nicht eindeutig unter eine dieſer vier Gruppen 
zu fallen braucht, ſondern wieder mancherlei Übergänge und 
Verbindungen aufweiſen kann. Der Schwierigkeiten bieten 
ſich bier alſo genug, und die Auslegung hat ſich ganz aus⸗ 
ſchließlich auf die Umſtände des Falles zu ſtützen. Es ſcheiden 
ſich die vier Vertragstypen auch ganz deutlich in zwei Gruppen, 
von denen die eine, die den Verlags- und den Geſellſchafts⸗ 
vertrag umfaßt, enge Beziehungen zum Urheberrecht hat, wäbrend 
die andere — Werk und Dienſtvertrag — rein arbeitsrechtlicher 
Natur iſt. Freilich ſind dazwiſchen auch Übergänge möglich, 
aber in der Regel bleibt dieſe Scheidung von Wichtigkeit. 


I. Verlags vertrag oder HGeſelſſchaftsvertrag? 
In einer bemerkenswerten Reichsgerichtseniſcheidung e) iſt 
das treffende Schlagwort geprägt worden, es komme bei dieſen 


) Kohler, UrhR. S. 341, erkennt die Unterſchiede, verzichtet 
indes darauf, ſie in ihrer Mannigfaltigkeit zu zeichnen; zutreffend 
Voigtländer, Komm. S. 61. 

9) Vom 17. Juni 1908. RG. 68, 49. „Jede einzelne, aus 


ben Beiträgen mehrerer beſtehende Nummer ſtellt für fi ein Sammel⸗ 
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Verträgen darauf an, wer der „Herr des Unternehmens“ ſei. 
Dies iſt ein Wegweiſer für die Würdigung der Umſtände des 
Falles. Es gibt Zeitſchriften und Sammelwerke, bei denen 
der Redakteur im vollſten Sinne als Herausgeber auftritt und 
dazu das Recht hat. Das iſt überall da der Fall, wo der 
Herausgeber der Gründer oder unumſchränkte geiſtige Leiter 
des Unternehmens iſt, namentlich bei wiſſenſchaftlichen Zeit: 
ſchriften, die das Organ eines Profeſſors ſind, trifft dies zu. 
Hier handelt es ſich um Verlags verträge, die erſte Staffel 
des Redaktionsvertrages, gegebenenfalls mit Abergängen zu 
der zweiten Staffel, dem Geſellſchaftsvertrag. Wenn A. Ebner 
dies fo ausdrückt?): „Geht der Plan vom Verlag aus, ſo 
ſchließt er mit dem Herausgeber einen Werkvertrag; geht er 
vom Herausgeber aus, ſo ſchließt dieſer mit dem Verleger einen 
Verlagsvertrag“, ſo trifft dieſe allzu apodiktiſche Formel nicht 
die Kompliziertheit der Fälle, iſt nicht erſchöpfend und bleibt 
an der Oberfläche haften. 

In der „Herrſchaft über das Unternehmen“ liegt begreiflicher⸗ 
weiſe ein dingliches Moment, und dieſes ruht auf dem Hinter⸗ 
grunde des Urheberrechts. Nun iſt für deſſen Vorhandenſein 
manchmal vielleicht nichts anderes als der Charakter des Ver⸗ 
trages maßgebend, ſo daß wir in die Zwickmühle geraten 
können, das eine durch das andere erklären zu müſſen — alſo 
aus dem Vorliegen eines Verlagsvertrages auf das Urheber⸗ 
recht des Herausgebers oder aus dieſem auf das Vorliegen 
eines Verlagsvertrages zu ſchließen. Aber das ſind in Wahr⸗ 
heit nur zweierlei Folgen aus den Umſtänden des Falles, die 
ſich dann aber gegenſeitig ſtützen, durcheinanderſchlingen, eins am 
andern wechſelſeitig feſtſtellen laſſen. Und wenn ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag vorliegt, wird wahrſcheinlich ein geteiltes Miturheber⸗ 
recht beſtehen. 

Immerhin bleibt als ſicheres Ergebnis, daß derjenige, der 
den Plan entwarf und die geiſtige Leitung hat, als Herr des 
Unternehmens den Typus des Vertrages beſtimmt: iſt das der 
Herausgeber, ſo handelt es ſich zehn gegen eins um Verlags⸗ 
oder eventuell Geſellſchaftsvertrag, iſt es der Verleger, ſo liegt 
die Gruppe Dienſt⸗ oder Werkvertrag vor. 

Hier ſei nur ſo viel hervorgehoben, daß es durchaus nichts 
Undenkbares ift, daß der Verleger als mittätiger Anreger, ins⸗ 


beſondere als Gründer und Herr eines periodiſchen Unter⸗ 
nehmens in weitgehendem Maße über Urheberrechte verfügt und 


unbedingt das Verlagsrecht an einer ſolchen Zeitſchrift im 
Gegenſatz zu dem Redakteur ſich ſelbſt zuſchreiben muß. Zu⸗ 
weffend ſagt darüber von Schubert⸗Soldern in ſeinem Buche 


werk dar, als deſſen Urheber der Herausgeber gilt, ſo daß ſich dieſer 
noch zwiſchen die Urheber der Einzelbeiträge und den Verleger ein⸗ 
ſchiebt. Das kann aber nicht dazu führen, das Recht des Heraus⸗ 
gebers am Unternehmen als ein Urheberrecht zu kennzeichnen. Die 
Rechtsſtellung des Herausgebers kann, wie die des Urhebers eines 
Einzelbeitrags, ſehr verſchiedener Art ſein. Bei manchen Zeitſchriſten 
iſt der Verleger derart Herr des geſamten Unternehmens, daß es 
ihm freiſteht, dem Herausgeber zu kündigen und einen andern an 
ſeine Stelle zu ſetzen. Bei andern Zeitſchriften iſt es gerade um⸗ 
gekehrt. Der Herausgeber tft der eigentliche Herr des Unternehmens, 
ſo daß es bei ihm ſteht, das Unternehmen mit einem andern Ver⸗ 
leger oder im Selbſtverlage fortzuführen.“ 
5) BuchhBörſenbl. 1910, 229 und 280. 
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über das öſterreichiſche Verlagsrecht (Wien 1913) S. 19: „Bei 
Zeitungen und periodiſchen Schriftwerken ſtehen die Redakteure 
oder Herausgeber regelmäßig in einem Dienſtverhältniſſe zum 
Eigentümer der Zeitung oder dem Verleger, entſcheiden aber 
den die Beiträge liefernden Autoren gegenüber in der Regel 
ſelbſtändig über die Aufnahme eines Artikels in die Zeitung 
oder Zeitſchrift, ſowie ſie mit ihnen wohl auch ſelbſtändig unter 
Umſtänden Verlagsverträge über die Aufnahme des Beitrages 
in das Sammelwerk abſchließen. Sie ſind es aber nicht, 
welche das vertragsmäßige Verlagsrecht oder den geſetzlichen 
negativ begrenzten Herausgeberſchutz ſelbſt erwerben bzw. 
genießen, ſondern ſie erwerben beides dem Eigentümer oder 
Verleger der Zeitung als ſein Stellvertreter.“ 

Trifft dies ſchon für mehr oder weniger ſelbſtändige 
Redakteure oder Herausgeber zu, ſo gilt es noch viel mehr für 
Redaktionsſekretäre und Verlagsredakteure, die nicht ſelbſtändig 
über Annahme und Ablehnung von Beiträgen entſcheiden und 
keine Verantwortung für das Unternehmen tragen. Sie, die 
meiſt Arbeiten der in § 47 des Verlagsgeſetzes gedachten Art 
leiſten, ſind urheberrechtlich ganz ſozuſagen „Beſitzdiener“, arbeiten 
als verlängerter Arm des Verlegers, liefern Arbeit, die meiſt ſelbſt 
gar nicht urheberrechtlich verwertbar iſt, und erlangen durch ihre 
redaktionelle Tätigkeit auch kein Urheberrecht an dem Werk, an 
dem ſie tätig ſind. (Anders natürlich, wenn ſie ſelbſtändige 
Beiträge in der gleichen Art wie andere Mitarbeiter liefern; 
an ſolchen Beiträgen haben ſie natürlich ein der Sache ſelbſt 
entſpringendes Urheberrecht.) 

Nach dem § 47 des Verlagsgeſetzes mindert ſich ja für 
ſogenannte „beſtellte Arbeit“ und für Hilfs⸗ und Nebenarbeiten 
das Verfaſſerrecht erheblich.“) Der 8 47 des Verlagsgeſetzes 
verweiſt ſolche Beiträge aus dem Verlagsrecht in das Werk⸗ 
vertragsrecht, und damit ſoll nach berrſchender Meinung geſagt 
ſein, daß der Verfaſſer an ſolchen Arbeiten eben auch kein Ur⸗ 
heberrecht hat. Um wieviel mehr muß das auf redaktionelle 
literariſche Verhältniſſe Anwendung finden, die zweifellos unter 
Dienſtvertragsrecht, dem eigentlichen Arbeitsvertragsrecht, ge⸗ 
leiſtet werden. Literariſche Hilfsarbeit, die nicht für die Form⸗ 
gebung des Werkes entſcheidend iſt, hat alſo nichts mit dem 
Verlagsrecht und nichts mit dem Urheberrecht zu tun. 

Erleidet ſchon die geſetzliche Regel, daß der Redakteur an 
dem von ihm redigierten Werk Urheberrecht habe, ſehr oft Ein⸗ 
ſchränkungen und Abänderungen, ſo fällt eine ſolche Präſumtion 
für einen ſogenannten Verlagsredakteur, der oft mehr techniſche 
und Sekretärsarbeiten, immer aber eine mehr unſelbſtändige 
Redaktionstätigkeit ausübt, ohne Zweifel weg. 

So ift es der Regel nach. Aber es iſt ſelbſtverſtändlich 
Tatfrage, ob nicht auch der Verlagsredakteur urheberrechtliche 
und verlagsrechtliche Anſprüche haben kann, nämlich wenn er 
geiſtige Arbeit geleiſtet hat, die aus ſich heraus ein Urheber⸗ 
recht erſchaffen und die — darauf kommt es juriſtiſch durchaus 
an! — über den Kreis feiner Funktionen als Verlagsredakteur 
hinausgehen. Daran aber muß, will man nicht das wypiſch 


4) Vgl. des näheren die Aufſätze „Der Beſtellungsvertrag ai 
Verlagsrecht“ GewRſchuz XVI, 4 (April 1911) und „Das Urbebir 


recht des mittätigen Anregers, insbeſondere des Verlegers“, ebend 
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Bild dieſer Tätigkeiten verzerren, feſtgehalten werden, daß der 
Redakteur in der Regel für den Verlag und als Vertreter des 
Verlags gegenüber anderen Herausgebern und Mitarbeitern 
erſcheinen kann, und daß er daher das, was als Urheber⸗ oder 
Verlagsrecht in ſeiner Perſon entſtehen könnte, ohne weiteres 
durch ſich hindurch auf den Verlag überträgt, an den Verlag 
weitergibt. Eine Abweichung davon muß ausdrücklich ver⸗ 
einbart fein oder aus den Umſtänden des Falles hervor⸗ 
gehen. 
Wann das Urheberrecht zweifelsfrei beim Herausgeber oder 
Redakteur der Zeitſchrift liegt, und ſomit wann es ſich um 


Verlagsverträge handelt, bedarf jetzt und an dieſer Stelle keiner 


näheren Ausführungen mehr. 

Mit dem Verlagsvertrag konkurriert zunächſt der Geſellſchafts⸗ 
vertrag, aus deſſen Abgrenzung auch die Grenzumſteckung für 
den Verlagsvertrag hervorgeht. Ein Geſellſchaftsverteag wird 
vorliegen, wenn das Übergewicht des Herausgebers kein un⸗ 
bedingtes iſt, wenn man nicht ſagen kann, daß er der „Herr 
des Unternehmens“ ſei, ſondern wenn Verlag und Herausgeber 
im Parallelogramm der Kräfte ſtehen, alſo beiſpielsweiſe wenn 
in dem Verlags- oder Redaktionsvertrag, obwohl kein Wort 
von „geſellſchaftlichen“ Verhältniſſen geſprochen wurde, eine 
Teilung des Reingewinnes, ein Miteigentum an dem Unter⸗ 
nehmen vorgeſehen iſt, oder auch wenn bei einer lange beſtehenden 
Zeitſchrift der Gründer und erſte Herausgeber weggefallen 
it, ein neuer unter erheblicher Mitwirkung des Verlages 
herangezogen wurde und ſo allmählich die Rechte des 
Verlegers auch für die geiſtige Leitung der Zeitſchrift an⸗ 
gewachſen ſind. 

Ein Wirtſchaften für gemeinſame Rechnung wird aber 
immer zu fordern ſein, wenn ein Geſellſchaftsvertrag vorliegt; 
das bloße Fixum als Redaktionshonorar genügt dafür nicht. 
Diez iſt aus 88 718, 721, 722 BGB. zu ſchließen. Eine 
Beteiligung am Verluft hingegen wird nicht unbedingt er⸗ 
forderlich ſein; wohl aber, daß der Verleger auf die Redaktions⸗ 
führung einen Einfluß hat, der Herausgeber auch auf die 
zeſchäftliche Seite. Von dem Kommiſſionsverlag fagt das RG. 
einmal): „Es iſt weiter zu betonen, daß der bezweckte 
materielle Erfolg weſentlich von dieſen Dienſtleiſtungen abhängt, 
und zwar für beide Teile, da die Vergütung der Klägerin 
nach Prozenten des dem Beklagten gebührenden Rein⸗ 
ertrages beſtimmt iſt. Die Verträge ſind alſo ſogenannte 
partiariſche Verträge. Dadurch nähern fie ſich dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage.“ 

f Der Einſchuß geldwerter Dinge ſeitens des Herausgebers 
it nicht nötig, da 9 706 BGB. ausdrücklich betont, daß der 
Beitrag eines Geſellſchafters auch in der Leiſtung von Dienſten 
beſtehen kann. 


Da nun ein Geſellſchaftsvertrag mit dem Tode eines 
Geſelſchafters erliſcht, ſo iſt mangels anderer Verabredungen 
nur die Folge möglich, daß bei dem Tode des Herausgebers 
die Rechte an der Zeitſchriſt auf den anderen Geſellſchafter 
übergeben müſſen.“) Denn es iſt keine Rede davon, daß bie 
Nütliebſchaft in einer Geſellſchaft kraft Geſetzes vererblich wäre 


) G3. 78, 301. 
c) 2. 8 727 908. 
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und an die Stelle eines verſtorbenen Geſellſchafters ohne weiteres 
ſeine Erben treten. Aber eine weitere Aufgabe der Auseinander⸗ 
ſetzung nach Auflöſung einer Geſellſchaft iſt die Rückerſtattung 
der Geſellſchaftereinlagen. Beſtand dieſe Einlage nur in Dienſt⸗ 
leiſtungen eines Geſellſchafters, hat alſo der Herausgeber weiter 
nichts in die Geſellſchaft eingebracht als ſeine Tätigkeit als 
Redakteur, für die er auf irgendeine Weiſe entſchädigt worden 
iſt, ſo iſt von einer Erſtattung der Einlage wiederum nicht die 
Rede. In einem ſolchen Geſellſchaftsvertrage ſteht der Verleger 
immer inſofern günſtiger, als er eine juriſtiſche Perſon iſt, 
die nicht ſtirbt, ſondern als Firma ſich ohne weiteres 
fortſetzt. 
Aus dem Anſpruch auf Gewinnbeteiligung folgt nach dem 
Sinn des Geſellſchaftsvertrages eine gewiſſe Abfindung, die ſich 
auf dem Rechtsſatz von der Verteilung des Gewinnes bei Auf⸗ 
löſung einer Geſellſchaft gründet.“) Nicht jedoch kann man den 
Erben eines ſolchen Herausgebers ein Mitbeſtimmungsrecht bei 
der Wahl eines neuen Redakteurs zuſprechen, wenn nicht der 
Verſtorbene ausdrücklich ein Urheberrecht an dem Unter⸗ 
nehmen gehabt hat, deſſen Vorhandenſein aber nachgewieſen 
werden muß. 

Wir dürfen bei der Beurteilung dieſer Abgrenzungsfragen 
nicht vergeſſen, daß Verlagsvertrag und Geſellſchaftsvertrag 
nicht ſo gleichartige Größen ſind wie Werkvertrag und Dienſt⸗ 
vertrag. Im allgemeinen ſchließt das Vorliegen eines Werk⸗ 
vertrages den Dienſtvertrag aus, Verlags⸗ und Geſellſchaſts⸗ 
vertrag vereinigen ſich aber leicht, ganz einfach aus dem 
Grunde, weil der Verlagsvertrag mehr eine ſachliche Kategorie 
iſt (ähnlich wie der Spielvertrag), der Geſellſchaftsvertrag aber 
eine formale Kategorie (ähnlich wie die Auslobung, das 
Mandat uſw.). Daher wird der Geſellſchaftsvertrag, der ein 
Verlagsobjekt betrifft, ſich immer mit Stücken des Verlags⸗ 
vertrages durchſctzen müſſen, und es fragt ſich nur, ob die 
formale Kategorie ſo überwiegend iſt, daß ſie in großen Stücken 
beſtimmend wird. 

Es iſt daher richtig, die wichtigſten gegenſeitigen Pflichten 
zwiſchen Verleger und Redakteur, wie ſie der Verlags⸗ 
vertrag typiſch feſtſetzt, die Pflicht des Verlaggebers, das Werk 
zu liefern, die Pflicht des Verlegers, es zu vervielfältigen und 
zu verbreiten, als Ausfluß des verlagsvertragsmäßigen Veſtand⸗ 
teils in einem ſolchen Geſellſchaftsvertrag zu betrachten und 
nicht als unmittelbares Ergebnis des Geſellſchaftsvertrages. 

Von den Auflöſungsgründen des Verlagsvertrages kommen 
übrigens für den Redaktionsvertrag nur Tod oder Kündigung 
in Frage. Im übrigen bietet der Redaktionsvertrag als Verlags⸗ 
vertrag keine Beſonderheiten. 


. II. Werkvertrag oder Dienstvertrag! 

Wir kommen zu den Formen des Redaktionsvertrages, die 
nicht im Schatten des Urheberrechts ſtehen, ſondern arbeits⸗ 
rechtliche Kategorien ſind. 

Während Verlagsvertrag und Geſellſchaftsvertrag leicht 
ineinander übergehen, grenzen Werkvertrag und Dienſtvertrag 
oft aneinander und find daher im einzelnen Fall ſchwer von⸗ 
einander zu ſcheiden. | 


) 88 733, 734 Un. 
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„Die Scheidelinien zwiſchen den einzelnen Vertragsarten 
find unter Umſtänden ſchwer feſtſtellbar und werden ſchnell 
uͤberſchritten. So kann ſich der Bühnenengagementsvertrag, 
wenn es ſich um ein einfaches Gaſtſpiel handelt, als Werk⸗ 
vertrag, ſonſt aber als Dienſtvertrag darſtellen. In einem 
Werlvertrags⸗ (nicht in einem Dienſtvertrags⸗) Verhältnis ftcht 
insbeſondere, wer aus dem ihm von der anderen Vertrags⸗ 
partei zu liefernden Ton Ziegelſteine herzuſtellen, dabei für 
eigene Rechnung die hierfür erforderlichen Arbeiter anzunehmen 
und für die hergeſtellte Ware die Gefahr bis zur Abnahme zu 
tragen hat; bei ſolcher Sachlage iſt das Werkoertragsverhältnis 
auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn er von dem anderen Teile 
zals Ziegelmeiſter“ aufgenommen worden iſt (RG. 72, 281).”®) 

Es kommt alſo nicht darauf an, ob höhere oder niedere 
Dienſte geleiſtet werden, ſondern die rechtliche Form allein, in 
der die Dienſtleiſtung geſchieht, gibt den Ausſchlag. Beim 
Typus des Werkvertrages handelt es ſich um die Erbringung 
einer beſtimmten in ſich abgeſchloſſenen Leiſtung, beim Typus 
des Dienſtvertrages um eine fortgefehte Erbringung von 
Leiſtungen, die nicht in ihrem Endeffekt abgemeſſen ſind, ſondern 
bei denen der zweifelloſe „Herr des Unternehmens“, der Be⸗ 
ſteller alſo, immer wieder neue Leiſtungen fordern kann und die 
Honorierung meiſt nicht im „Akkord“ (Bogen: oder Pauſch⸗ 
honorar), ſondern im Zeitlohn erſolgt. Man wird alſo, auf 
den Redaktionsvertrag angewendet, ſagen dürfen, daß die 
Redaktion von Zeitſchriſten gerade um deswillen, weil der End⸗ 
effekt nie vollſtändig abgeſchloſſen iſt, im Dienſtvertragsrecht 
ſteht, während die Redaktion eines einzelnen Sammelwerkes, 
einer Feſtſchrift oder dergl. ſich ſehr wohl als ein Werkvertrag 
darſtellen kann. 

Man kann ſich das ganz deutlich daran machen, daß 
beiſpielsweiſe bei Verhinderung eines Redakteurs ein Erſatz⸗ 
mann engagiert wird, der eine einzige Nummer des periodiſchen 
Unternehmens zu redigieren hat. Dies würde ein Werkvertrag 
ſein, bei dem ein abgeſchloſſener Endeffekt feſtſtellbar und er⸗ 
zielbar iſt. Der andere aber, der dauernde Redakteur, ſteht 
im Dienſtvertragsverhältnis, weil es ſich eben um periodiſche 
Leiſtungen handelt, deren Endeffekt ſich über eine unabſehbare 
Zeit erſtreckt und in der Wirkung auch nie zu einem endgültigen 
Abſchluß gelangt, nicht einmal bei Beendigung eines Jahrganges 
oder eines Bandes. 

Ja ſogar der von einem Verleger mit einem Redakteur 
geſchloſſene Vertrag, wonach dieſer das Manuſkript gegen fefte 
Entſchädigung zu liefern hat, wird in einem Gutachten von 
Juſtizrat Dr. Anſchütz (Leipzig) mit Recht als Dienſtvertrag 
bezeichnet, deſſen Inhalt dahin geht, daß der Redakteur dem 
Verleger das Verlagsrecht an ſeinen Artikeln überläßt. Anſchütz 
begründet dies durchaus zutreffend damit, daß die Arbeits⸗ 
leiſtung, nicht das Ergebnis, die Erbringung von Leiſtungen 
ohne Gewähr des Erfolges und der Güte, zugeſagt wurde. 

Ob es höhere oder niedere Dienſte zu leiſten gilt, bleibt 
ſich gleich. Auch der Direktor einer großen Aktiengeſellſchaft, 
auch der Künſtler, der an einer großen Bühne engagiert 
iſt, erbringt ſeine Leiſtungen im Dienſtvertrag. Geſchäfts⸗ 
beſorgungen für den Geſchäftsherrn zu übernehmen, iſt oft ein 


8) RGRKom. I, 589. 
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weſentlicher Teil des Arbeitsvertrages, und dergleichen paßt 
alſo auf den Redaktionsvertrag durchaus. Denn es unterliegt 
keinem Zweifel, daß — bei allen idealen Aufgaben eines 
wiſſenſchaftlichen oder politiſchen Redakteurs — doch das 
geſchäftliche Intereſſe des Verlegers von dem Redakteur zu 
wahren iſt, daß die geiſtige Leiſtung des Redakteurs, die auf 
die Güte der Zeitſchrift abzielt, am letzten Ende doch den 
geſchäftlichen Erfolg für den Verleger herbeiführen ſoll, nämlich 
die Verbreitung der Zeitſchrift. Es kommt dabei auch darauf 
an, ob dieſer Dienſtpflichtige die Dienſte unter dauernder Auf⸗ 
ſicht und im Kontor des Verlegers oder ob er ſie mit größerer 
Freiheit bei ſich zu Hauſe erledigt. Es wäre ein Irrtum, an⸗ 
zunehmen, daß ein Vertrag zum Werkvertrag würde, weil die 
Arbeit dieſes Redakteurs gewiſſermaßen nur nach dem Effekt 
ſeiner Arbeitsleiſtung, nach der Lieferung der fertig zuſammen⸗ 
geſtellten Nummern beurteilt werden kann, alſo etwa im „Akkord“ 
geſchieht. Er wird trotzdem nicht der Erbringer eines in ſich 
abgeſchloſſenen Effekts im Sinne des Werkvertrages, ſondern 
bleibt ein in dem Dienſt des Verlegers tätiger Redakteur. Es 
iſt klar, daß ein ſolcher Vertrag alſo mangels anderer Verein⸗ 
barungen nach den Kündigungsvorſchriften des BGB. oder 
des HGB. zu beurteilen iſt. Dies dürfte kaum Schwierig⸗ 
keiten bereiten, da ja meiſt auch in den beſonderen Anſtellungs⸗ 
verträgen die Kündigungsfriſt genau beſtimmt iſt. Schwieriger 
iſt die Frage zu erledigen, was denn nach der Auflöſung eines 
ſolchen Redaktionsvertrages der Redakteur noch zu leiſten ver⸗ 
pflichtet iſt. Es iſt die Frage aufgetaucht, ob er die Korreſpondenz, 
die er als Redakteur der Zeitſchrift geführt hat, dem Verleger 
aushändigen müſſe, ob er alſo gewiſſermaßen auch über die 
Dinge Rechenſchaft abzulegen habe, die ſich nicht in den fertigen 
Nummern in Augenſchein nehmen laſſen. Wenn es ſich um 
einen Werkvertrag handelte, ſo könnte man daran denken, 
daß nur der erbrachte Endeffekt zu leiſten war, dem Beſteller 
aber im übrigen gleichgültig bleiben mußte, wie der Effekt 
erzielt wurde und was an Vorarbeiten und unerledigten An⸗ 
knüpfungen etwa vorlag. Aber ganz überwiegend handelt es 
ſich eben nicht um Werkverträge, ſondern um Dienſtverträge, 
und im Rahmen des Dienſtvertrages iſt es zweifellos ſicher, 
daß, wenn der Redakteur in feſtem Zeitarbeitsverhältnis im 
Kontor des Verlegers tätig war, er nichts von dieſen Redaktions⸗ 
arbeiten ſich privatim anrechnen oder zulegen darf. Alles 
Material gehört dann dem Verlag. 

Mit den Sätzen von der Geſchäftsbeſorgung iſt dies ein⸗ 
wandfrei feſtzuſtellen. Nach 8 675 BGB. finden auf die 
Dienſtverträge (oder Werkverträge), die eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande haben, Vorſchriften über den Auftrag An⸗ 


wendung. Zu dieſen gehören als die wichtigſten die Vor⸗ 


ſchriften über die Rückerſtattung des durch die Ausführung des 
Auftrags für den Geſchäftsherrn Erworbenen. Auf die Streit⸗ 
fragen,?) ob durch den § 675 eine neue Art von Dienſt⸗ 
verträgen feſtgeſetzt wird, die in weſentlichen Punkten von den 
gewöhnlichen Dienſtverträgen abweichen, braucht hier nicht ein⸗ 
gegangen zu werden; denn auf dieſe Fragen kommt es für 
unſer Problem nicht an. Es genügt für uns, zu wiſſen, daß 


9) Vgl. Planck, Kommentar, vor 8 662 und zu 5 675. NER 
Kom. I, 616. 2 . u 
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5 675 ergänzende Beſtimmungen gibt für den Dienſtvertrag, 
der Geſchäftsbeſorgungen zum Gegenſtand hat, daß alſo die 
Geſchäftsbeſorgung regelrecht zum Dienſtvertrag gehört und 
daß die Folgen aus den 88 663, 665 bis 670, 672 bis 674 
auf ſolche Verträge Anwendung finden, alſo auch auf den 
Redaktionsvertrag. Danach iſt die rechtswirkſame Abwicklung 
des Geſchäftes im weſentlichen dann erledigt, wenn der Geſchäfts⸗ 
beſorger Mitteilung von der erfolgten Beſorgung gemacht, 
Auskunft und Rechenſchaft gegeben (8 666), das etwa Er: 
langte herausgegeben (8 667) und feine Aufwendungen 
erſtattet erhalten hat (8 670). Ja, es iſt ausdrücklich daraus 
zu folgern, daß der Beauftragte, wenn er im eigenen Namen 
lontrahiert hat, auch die Anſprüche an Dritte dem Auftrag⸗ 
geber abzutreten hat. Wenn auch hier nur an Rechtsanſprüche 
gedacht iſt, ſo kann man doch wohl folgern, daß die Anknüpfung 
von Verbindungen, die erſt in Zukunft für die Zeitſchrift 
Wirkſamkeit erlangen ſollten, ebenſo dazu gehören wie alle 
Verſuche ſolcher Anknüpfungen, die ſich nur aus der Korreſpondenz 
erweiſen laſſen, und es iſt das Recht des Auftraggebers, alſo 
des Verlegers, genau zu erfahren, was im Rahmen dieſer 
Redaktionstätigkeit von dem ausſcheidenden Redakteur getan 


worden iſt, damit die Einheit des Unternehmens gewahrt bleibt 


und nicht von dem neuen Redakteur Arbeiten aufs neue gemacht 
werden müſſen, die als längſt erledigt gelten dürfen. Nach 
Treu und Glauben iſt der Redakteur um ſo mehr verpflichtet, 
die der Zeitſchrift zukommenden Materialen auszuliefern, wenn 
der Verlag für alle Unkoſten aufgekommen iſt, alſo dem 
Redakteur die Portokoſten vollſtändig vergütet hat. Es ergibt 
ſich ſchon daraus, daß der Redakteur im Namen und für 
Rechnung des Verlegers gehandelt hat. Für die Unkoſten hat 
aber — mangels anderer Vereinbarung — der Verleger nach 
Maßgabe der 88 669, 670 (mit 665) aufzukommen. 

Auch wo des Redakteurs Bemühungen nicht zu einem 
greifbaren Erfolg geführt haben, gehören die Vorarbeiten und 
das Material dem Auftraggeber, alſo dem Verleger. Denn 
die Tätigkeit des Redakteurs erſchöpft ſich nicht in der Fertig⸗ 
ſtellung der Nummer des Blattes, ſondern der ganze geiſtige 
und geſchäftliche Apparat gehört dazu. Dafür ſpricht auch die 
Tatſache, daß der Redakteur meiſt als unperſönliche Gemein⸗ 
ſchaftsperſon, als „Redaktion“, dem Kontrahenten entgegentritt. 
Das hindert natürlich nicht, daß dem Verleger gegenüber der 
Redakteur durchaus eine individuelle Perſon iſt und die Dienſte 
höchſtperſönlich zu leiſten hat, daß der Vertrag durch den Tod 
des Redakteurs erliſcht u. dgl. m. 

Durch den Redaktionsvertrag kommt der Redakteur, ſofern 
er nicht rein wiſſenſchaftliche Arbeit verrichtet (was nur ſelten 
der Fall iſt) oder zu den Handlungsgehilfen zu rechnen iſt, 
unter die Herrſchaft der Gewerbeordnung, und zwar der 
99 1333 u. ff., die für Betriebsbeamte und dgl. gelten. Auf 
dieſe Dinge und auf die allgemeinen Folgen des Dienſtvertrags 


bezüglich Entlaſſung uſw. braucht hier nicht eingegangen zu 


werden, wo es ſich nur um Klarlegung des Weſens des 
Redaktionsvertrages handelte. 


— — en 


Juriſtiſche Wochenſchrift. N 261 


Iſt der deutſche Verſicherte berechtigt, von dem mit 

einer engliſchen Geſellſchaft geſchloſſenen Feuer⸗ 

verſicherungsvertrag zurückzutreten? Iſt das Rück⸗ 

trittsrecht anch dann gegeben, wenn eine deutſche 

Geſellſchaft die Haftung für die Verbindlichkeiten 
der engliſchen übernommen hat? 

Ein Rechtsgutachten von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


I. 

Die C. U. Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft hat ihren Sitz 
in London und eine Zweigniederlaſſung in Deutſchland mit 
dem Sitze in Berlin. Am 3. September 1914 hat die Direktion 
für das Deutſche Reich der genannten Geſellſchaft gemeinſam 
mit der F. Verſicherungs⸗Akriengeſellſchaſt ein Rundſchreiben 
an die Verſicherten erlaſſen. Darin teilt ſie mit, daß ſie infolge 
des zwiſchen England und Deutſchland herrſchenden Kriegs⸗ 
zuſtandes ſich veranlaßt geſehen habe, mit der F. folgende 
Vereinbarungen zu treffen: E 

1. Die F. übernimmt vom 1. September 1914 mittags 
12 Uhr ab die ſelbſtſchuldneriſche Haſtung für alle 
Verbindlichkeiten, die ſich aus den von der Direktion 
für das Deutſche Reich der C. U. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
ſicherungsverträgen deutſchen Verſicherungsnehmern 
gegenüber und inländiſche Gegenſtände betreffend er⸗ 
geben. Hiernach haftet die F. neben der C. U. nach 
Maßgabe der Verſicherungs bedingungen, ins beſondere 
für alle vom genannten Zeitpunkt ab eintretenden 
Schäden aus ſolchen Verſicherungen. 

2. Die F. übernimmt die geſamte deutſche Organiſation 
der C. U.; das beſtehende Geſchäft der C. U. wird 
durch deren bisherigen Direktor für das Deutſche Reich 
weiter verwaltet, der gleichzeitig Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes der F. wird. 

In dem Rundſchreiben wird ſodann darauf verwieſen, daß 
die ſehr beträchtlichen finanziellen Mittel der F. und ihr An: 
ſehen den deutſchen Verſicherten der C. U. jede erdenkliche 
Sicherheit für die pünktliche und entgegenkommende Erfüllung 
aller Verſicherungsverbindlichkeiten biete. Durch den Kriegs⸗ 
zuſtand ſeien die vertraglichen Rechte und Pflichten der Were 
ficherungsnehmer der C. U. in keiner Weiſe beeinträchtigt. Die 


Regulierung und Bezahlung der vorkommenden Schäden erfolge 


genau ſo wie in Friedenszeiten, nur mit dem Unterſchied, daß 
außer der C. U. jetzt auch noch die F. ſür die Schäden hafte. 
Ebenſo ſeien die fällig werdenden Prämien nach wie vor an 
die zuſtändigen Agenten der C. U., die gleichzeitig auch für die 
F. als Vertreter fungieren, zu zahlen. Bei Geltendmachung 
und der Abwehr von Anſprüchen aus den Verſicherungs⸗ 
verträgen könnten keine wie irgend gearteten, auf engliſches 
Recht ſich ſtützenden Einwendungen erhoben werden, es fei 
hierfür lediglich das deutſche Recht maßgebend. Zum Schluß 
wird der Verſicherte gebeten, das Vorſtehende als Nachtrag 
zu dem von der C. U. erteilten Verſicherungsſchein zu betrachten 
und mit letzterem vereint aufzubewahren. Am Fuße des Rund— 
ſchreibens ſind die Garantiemittel (Aktienkapital und Reſerven) 
der F. nach dem Stande vom 31. Dezember 1913 aufgeführt. 
Sie belaufen ſich auf annähernd 49 000 000 &. 
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II. 

Das Abkommen zwiſchen der deutſchen Niederlaſſung der 
C. U. und der F. hat rechtlich die Bedeutung einer kumulativen 
Schuldübernahme. Der deutſche Verſicherte behält als Schuldner 
die C. U. Als weiterer Schuldner tritt die F. hinzu. Die 
Schuldübernahme wird wirkſam, ſobald der Verſicherte, ſei es 
ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, z. B. durch Zahlung der 
Prämien an die F., die Schuldübernahme genehmigt. Nach 
der Genehmigung können die beiden Geſellſchaften den Vertrag 
in Anſehung der Verſicherten, die genehmigt haben, nicht mehr 
aufheben ($ 415 BGB.). 

Die weitere zwiſchen den beiden Geſellſchaften getroffene 
Vereinbarung, wonach die F. die Organiſation der C. U. 
übernimmt, hat eine rechtliche Bedeutung gegenüber Dritten, 
insbeſondere den Verſicherten nicht. Insbeſondere liegt eine 
Fuſion im Rechtsſinne nicht vor. Die F. hat noch beſonders 
in einer Zuſchrift an die Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 
(Nr. 42 vom 21. Oktober 1914) zum Ausdruck gebracht, daß 
das Abkommen einer Verſchmelzung zu den beiden Geſellſchaften 
nicht gleich zu erachten ſei. Eine Verſchmelzung habe nicht 
eintreten können und habe auch nicht ſtattgefunden, da es ſich 
bei dem in Deutſchland befindlichen Geſchäft der C. U. nur um 
einen Teil des geſamten Geſchäfts dieſer Geſellſchaft handele. 

Die rechtliche Wirkſamkeit der kumulativen Schuldübernahme 
ſteht außer Frage. Das Abkommen hat der Hauptbevollmächtigte 
der C. U. für Deutſchland geſchloſſen. Er iſt nach § 86 Ziff. 3 
des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
ohne Einſchränkung berechtigt, die Geſellſchaft zu vertreten. 

Ebenſowenig kann davon die Rede ſein, daß das Ab⸗ 
kommen gegen die guten Sitten oder gegen ein deutſches Geſetz 
verſtoße, denn dieſes Abkommen dient, mag auch die C. U. in 
erſter Linie auf die Wahrnehmung ihrer eigenen Intereſſen 
bedacht geweſen ſein, dem Nutzen der deutſchen Verſicherten. 
Es iſt geeignet, ihnen die Verlegenheiten zu erleichtern, in die 
fie durch das in England den engliſchen Geſellſchaften gegen⸗ 
über deutſchen Verſicherten auferlegte Zahlungsverbot gelangt 
ſind. Das Abkommen iſt auch nicht etwa dazu beſtimmt, das 
in Deutſchland gegen England beſtehende Zahlungsverbot zu 
umgehen, denn die Verordnung des Bundesrats vom 30. Sep⸗ 
tember 1914 läßt bekanntlich in 8 5 Satz 1 die Zahlung zu, 
wenn es ſich um eine im Inland erfolgende Erfüllung von 
Anſprüchen handelt, die für den engliſchen Gläubiger im 
Betriebe feiner im Inlande unterhaltenen Niederlaſſungen ent: 
ſtanden ſind. 

Der Verſicherte, der von dem mit der engliſchen Geſellſchaft 
geſchloſſenen Vertrag zurücktreten will, ſetzt ſich nicht un⸗ 
erheblichen Nachteilen aus: Die Feuerverſicherungsprämien 
werden ſtets auf mindeſtens ein Jahr, häufig auf fünf Jahre 
im voraus bezahlt. Tritt der Verſicherte zurück und ſchließt 
er mit einer deutſchen Geſellſchaft nunmehr einen neuen Vertrag, 
ſo muß er die Prämien, ſoweit er ſie im voraus bezahlt hat, 
auf Grund des neuen Vertrags nochmals zahlen. Dazu 
kommt, daß Verträge über große Verſicherungsobjekte häufig 
das Ergebnis langer Verhandlungen geweſen iſt. Ob es dem 
Verſicherten gelingt, während des Krieges unter den durch dieſen 
geſchaffenen ungünſtigen Verhältniſſen eine neue gleich vorteil: 
hafte Verſicherung abzuſchließen, ſteht dahin. Das Auſſichtsamt 
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für Privatverſicherung hat den Vertrag zwiſchen C. U. und F. 
und ähnliche Verträge anderer engliſcher Geſellſchaften, wie be⸗ 
hauptet wird, genehmigt. Jedenfalls ſteht es dieſen Verträgen 
wohlwollend gegenüber. Sache des deutſchen Verſicherten iſt 
es, wenn er ſich lediglich von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
leiten läßt, zu prüfen, wie er beſſer fährt: ob er von dem 
Vertrag mit der engliſchen Geſellſchaft zurücktreten oder die 
Schuldübernahme genehmigen ſoll. Dieſe Frage ſteht hier nicht 
zu erörtern. Hier handelt es ſich lediglich darum, ob der Ver⸗ 
ſicherte nach unſerem geltenden Recht ein Rücktrittsrecht hat. 


III. 


Der deutſche Verſicherte iſt berechtigt, von dem Verſicherungs⸗ 
vertrag wegen veränderter Umſtände zurückzutreten. Die 
entſcheidenden Geſichtspunkte hat bereits das RG. in dem Urteile 
vom 28. Januar 1905, RGZ. 60, 56: Lion⸗Fall entwickelt 
Damals hatte eine engliſche Geſellſchaft ihr Vermögen im Wege 
der Fuſion auf eine andere engliſche Geſellſchaft übertragen. 
Dieſe hatte die Erfüllung der Verſicherungsverträge über⸗ 
nommen. Es entſtand die Frage, ob der Verſicherungsnehmer 
berechtigt ſei, zurückzutreten. Das NG. bejahte dies. Es 
herrſcht darüber kein Streit, ſo führt das RG. aus, daß die 
ſogenannte clausula rebus sie stantibus im allgemeinen nicht 
Anſpruch auf Geltung hat; nur ausnahmsweiſe wird der Ver⸗ 
änderung in den Umſtänden ein Einfluß auf die Gültigkeit oder 
Wirkſamkeit des Vertrags eingeräumt. Damit iſt jedoch die 
Prüfung nicht ausgeſchloſſen, ob nicht im einzelnen Fall oder 
auch bei einer ganzen Gattung von Verträgen nach der Abſicht 
der Parteien und nach der Natur der Verträge ein Rücktritts⸗ 
recht wegen veränderter Umſtände gegeben iſt. Faßt man das 
Verſicherungsgeſchäft ins Auge, ſo geht der erkennbare Zweck 
des Verſicherungsnehmers, den er durch die fortlaufende Zahlung 
der Prämien zu erreichen hofft, dahin, ſich gegen die Folgen 
eines irgendwie wirtſchaftlichen nachteiligen Ereigniſſes zu ſchützen, 
die Gewißheit zu haben, daß er durch die Verſicherung gegen 
die befürchteten Nachteile bei deren Eintritt ohne weiteres 
Deckung finde. Dieſer Zweck bleibt, wenn die Verſicherung bei 
einer auf den planmäßigen Großbetrieb gerichteten Anſtalt 
(Geſellſchaft) genommen wird, regelmäßig nur erreichbar, ſolange 
die wirtſchaftlichen und rechtlichen Grundlagen, auf denen ſich 
der Großbetrieb aufbaut, im weſentlichen erhalten bleiben. Das 
RG. führt dann weiter aus, daß kein Gläubiger ſich einen 
neuen Schuldner, mag dieſer auch ebenſo zahlungsfähig ſein, 
aufdrängen zu laſſen brauche. Deshalb ſei es gleichzültig, daß 
eine andere kapitalkräftige Geſellſchaft die Verbindlichkeiten der 
aufgelöſten übernommen habe. 

Die Erwägungen dieſes Urteils treffen auch den gegen⸗ 
wärtigen Fall. Das engliſche Common law ſteht von alters her 
auf dem Standpunkt, daß während des Krieges die Verträge 
mit feindlichen Ausländern aufgehoben ſind. An dieſem Grundſatz 
hat England während des gegenwärtigen Krieges trotz der Be: 
ſtimmungen der Haager Friedenskonferenz ſeſtgehalten. Be⸗ 
ſondere Beſtimmungen über Verſicherungsverträge ſind in den 
Königlichen Proklamationen vom 5. Auguſt und 9. September 
1914 gegeben. Die erſte Proklamation war in dieſem Punkte 
verhältnismäßig mild. Sie beſtimmte: Mit oder zugunſten 
irgendeiner Perſon, die in Deutſchland wohnt, ſich darin auf⸗ 
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hält oder ein Geſchäft betreibt, ſollen weder Sees, Teuer, 
Lebens⸗ noch irgendwelche andere Verſicherungsverträge ab⸗ 
geſchloſſen werden. Außerdem ſoll an keine in Deutſchland 
wohnende Perſon irgendein Schaden ausgezahlt werden, der 
durch die Kriegstätigkeit der engliſchen Truppen oder ihrer Ver⸗ 
bündeten verurſacht wurde. Die Proklamation vom 9. Sep⸗ 
tember geht weſentlich weiter. Danach dürfen mit einem 
Feinde nicht nur keine neuen Verſicherungsverträge abgeſchloſſen 
werden, ſondern es dürfen auf Grund beſtehender Verſicherungs⸗ 
berträge auch keinerlei Schadenserſatzanſprüche befriedigt werden, 
ganz unabhängig davon, auf welche Weiſe der Schaden ein⸗ 
getreten iſt. Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich auch auf Rück⸗ 
verſicherungsverträge. 

Es liegt auf der Hand, daß dieſe engliſchen Beſtimmungen 
rechtlich in Deutſchland unbeachtlich ſind, denn es ſind ja 
Kriegsmaßnahmen unſeres Feindes gegen uns. Ihre Anwen⸗ 
dung würde den Zwecken der deutſchen Geſetze zuwiderlaufen 
(Art. 30 EGG BGB.), ganz abgeſehen davon, daß die Ver⸗ 
ſicherungsverträge der deutſchen Verſicherten nach deutſchem Recht 
zu beurteilen ſind, denn ſie ſind in Deutſchland abgeſchloſſen 
und in Deutſchland zu erfüllen. 

Dagegen hat das engliſche Zahlungsverbot eine weittragende 
tatſächliche Bedeutung. Durch dieſes Verbot iſt die engliſche 
Geſellſchaft außerſtand geſetzt, während des Krieges entſtehende 
Schäden aus ihrem in England befindlichen Vermögen zu tilgen. 
Dieſes Hindernis beſteht zunächſt während der ganzen Dauer 
des Krieges. Ob nach Beendigung des Krieges die engliſche 
Regierung ihren Angehörigen geftatten wird, Verbindlichkeiten 
gegenüber deutſchen Gläubigern zu erfüllen, iſt noch vollſtändig 
ungewiß und hängt vom Inhalte des Friedensvertrags ab. 

Den deutſchen Verſicherten iſt alſo für die Dauer des 
Krieges und vielleicht für immer die Haftung des in England 
befindlichen Vermögens der Geſellſchaft entzogen, damit aber 
gerade das Haftungsobjekt, auf das ſie hauptſächlich bei dem 
Abſchluß des Vertrages gebaut und gerechnet haben. Dem⸗ 
gegenüber kann nicht in Betracht kommen, daß die engliſche 
Geſellſcaft im Deutſchen Reich nicht unerhebliches Vermögen 
hat. Sie hat u. a. zur Verfügung des Kaiſerlichen Aufſichts⸗ 
amts für Privatverſicherung Kautionsdepots im Geſamtbetrage 
von nominell 6 250 000 % (3VerſWeſ. 1914, 541) in Schuld⸗ 
bucfforderungen gegen das Deutſche Reich und gegen deutſche 
Vundesſtaaten beſtellt. Sie hat auch mit dem Eingang 
von erheblichen Prämien zu rechnen, und durch die beſtehende 
Staatsauſſicht iſt dafür Sorge getragen, daß dieſe Beträge im 
Inland verbleiben. Allein es iſt in keiner Weiſe klargeſtellt, 
ob dieſes Vermögen zur Deckung der während des Krieges ein— 
tretenden Brandſchäden, auch der etwaigen außergewöhnlichen, 
ausreicht. Die Kautionsdepots gewährleiſten den Verſicherten 
zwar eine Sicherung, nicht aber die ſofortige bare Zahlung 
ihrer Forderungen, das Aufſichtsamt würde, ſofern es über⸗ 
haupt befugt iſt, die Schuldforderungen einzuziehen und aus 
ihnen Zahlungen zu leiſten, dieſe Zahlungen im Einzelfalle 
nicht ohne weiteres leiſten können; da die Kautionsdepots der 
Geſamtheit der Verſicherten haftet, müßte das Ende des Krieges 
abgewartet werden, um ſeſtzuſtellen, ob die Kaution zur Deckung 
aler Schäden ausreicht, eventuell aber eine prozentuale Verteilung 
eintreten. Ausſchlaggebend iſt aber, daß dieſe Vermögensſtücke 
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nur einen kleinen Teil des Geſamtpermögens der C. U. aus⸗ 
machen. Der Verſicherte hat aber den Vertrag im Vertrauen 
auf dieſes Geſamtvermögen und deſſen Haftung abgeſchloſſen. 
Mit dem Zeitpunkt, in dem dieſe Haftung für ihn tatſächlich 
wegfiel, haben ſich die Umſtände weſentlich zu ſeinem Nachteil 
geändert. Aus dieſem Grunde iſt es auch gleichgültig, ob die 
Behauptung der C. U., daß ihr während des Krieges am 
25. September von ihrer Zentrale in London der Betrag von 
500 000 & zur Bezahlung von Schäden überwieſen worden 
ſei, zutrifft. Auf die weitere Behauptung — vgl. ZVerſWeſ. 
1914, 520 —, die engliſche Regierung habe der C. U. nach Aus⸗ 
bruch des Krieges ausdrücklich erlaubt, Geld nach Deutſchland 
zu überführen und die erwähnte Zahlung ſei mit Zuſtimmung 
der engliſchen Regierung erfolgt, iſt die Geſellſchaft in ihren 
ſpäteren Mitteilungen nicht wieder zurückgekommen. Es kommt 
auch hierauf nicht an, denn die Genehmigung der engliſchen 
Regierung, wenn ſie erfolgt ſein ſollte, kann jederzeit wider⸗ 
rufen werden. en 


Unbeachtlich für die Entſcheidung ift endlich die Mithaftung 
der F. In dem Rundſchreiben find nur die Garantiemittel 
dieſer Geſellſchaft, dagegen nicht ihre Verbindlichkeiten und die 
Höhe der bei ihr gedeckten Riſiken bekanntgegeben. Erſt an 
der Hand dieſer Zahl und der entſprechenden Angaben für die 
C. U. würde ein annähernd ſicheres Urteil darüber möglich ſein, 
ob die Mithaftung der F. einen ausreichenden Erſatz für die 
Haſtung des engliſchen Vermögens der C. U. bietet. Es kommt 
aber nicht darauf an, denn die Verſicherten haben mit der C. U. 
kontrahiert und „dadurch zu erkennen gegeben, daß ſie gerade 
dieſer Geſellſchaft mit ihrer zur Zeit des Abſchluſſes der Verträge 
beſtehenden wirtſchaftlichen Grundlage ihr Vertrauen geſchenkt 
haben“ (RGZ. 60, 64). Es kommt hinzu, daß für die Aus⸗ 
wahl der Verſicherungsgeſellſchaft, abgeſehen von ihrem Ber: 
mögen, für den Verſicherten auch andere noch weniger nach— 
prüfbare Momente maßgebend zu ſein pflegen: der Ruf der 
Geſellſchaft, ihre Kulanz und Schnelligkeit bei der Regulierung 
der Schäden. Es kann hiernach das Rücktrittsrecht des Ver: 
ſicherten nicht davon abhängig gemacht werden, ob die mit⸗ 
haftende deutſche Geſellſchaft etwa die gleiche oder gar größere 
Sicherheit bietet. Dem Verſicherten kann nicht angeſonnen 
werden, über dieſe im Einzelfalle äußerſt ſchwierige und von 
ihm kaum nachzuprüfende Frage Erörterungen anzuſtellen. 

Infolge der Verhältniſſe, wie ſie während des Krieges 
und möglicherweiſe auch noch ſpäter zwiſchen England und 
Deutſchland beſtehen, iſt die Haftung des in England befind— 
lichen Vermögens der Geſellſchaft zwar nicht rechtlich, aber 
tatſächlich in Wegfall gekommen. Dieſe Tatſache allein recht⸗ 
fertigt den Rücktritt. Für die Ausübung des Rücktrittsrechts 
iſt eine geſetzliche Friſt nicht gegeben. Treu und Glauben verlangen 
aber, daß der Verſicherte die Erklärung nicht unbillig verzögert. 
In der Weiterzahlung der Prämien kann nicht ohne weiteres 
ein Verzicht auf das Rücktrittsrecht erblickt werden. Im all⸗ 
gemeinen wird es jetzt auch den Verſicherten, die das erwähnte 
Rundſchreiben bereits im September erhalten haben, noch 
möglich ſein, das Rücktrittsrecht auszuüben, denn die Verhält⸗ 
niſſe haben ſich erſt in der allerletzten Zeit in rechtlicher und 
tatſächlicher Beziehung geklärt. Im Anfang des Krieges wurde 
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noch mit ſeiner baldigen Beendigung gerechnet. Damals konnte 
der Verſicherte davon ausgehen, daß ſein Verſicherungsanſpruch 
nur vorübergehend und deshalb unerheblich gefährdet ſei. Erſt 
allmählich iſt den Verſicherten zum Bewußiſein gekommen, daß 
ihre Sicherung eine weſentlich einſchneidende nachteilige Ver⸗ 
änderung erfahren kann. 

Das Ergebnis iſt hiernach: Die Erfüllung des 
von einem Deutſchen mit einer engliſchen Geſellſchaft 
geſchloſſenen Feuerverſicherungsvertrags iſt weder 
durch das engliſche Zahlungsverbot auf ſeiten der 
Geſellſchaft noch durch das deutſche Zahlungsverbot 
auf ſeiten des Verſicherten unmöglich geworden. Die 
von einigen deutſchen Geſellſchaften übernommene 
Mithaftung iſt rechtsgültig. Sie wird durch den 
Beitritt des Verſicherten zu einer kumulativen 
Schuldübernahme. Der Verſicherte iſt aber lediglich 
berechtigt, nicht aber verpflichtet, auf die Schuld— 
übernahme einzugehen. Er kann von dem Verſiche— 
rungsvertrag wegen veränderter Umſtände zurück⸗ 
treten. Das Rücktrittsrecht er in angemeſſener 
Friſt ausüben. 

Die Rechtſprechung ſteht im weſentlichen auf dem im 
vorſtehenden entwickelten Standpunkt, insbeſondere die Urteile 
des LG. Altona vom 11. Dezember 1914, 3VerſWeſ. 1915 
S. 24, und des LG. Bremen vom 15. Januar 1915, ba: 
ſelbſt S. 58, vgl. auch das Urteil des HanſOèL G. vom 15. De 
zember 1914, 3 VerſWeſ. 1914, 619. Ebenſo hat die Literatur 
ſich überwiegend für das Rücktrittsrecht ausgeſprochen, wenn 
auch mit verſchiedener Begründung (vgl. Hagen DIS. 1915 
Sp. 60, ferner die in der Deutſchen Rechtsanwaltszeitung 
vom 15. Januar 1915 S. 21 ff. und vom 15. Februar 1915 
S. 54 angegebenen Aufſätze). Die entgegenſtehende Anſicht 
wird vertreten von der Stuttgarter Mit: und Mück⸗ 
verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft, ZVerſWeſ. 1914, 539, und 
in einem Gutachten des Juſtizrats Stettiner in Berlin, daſelbſt 
S. 540. Das Kaiſerliche Aufſichtsamt für Privawerſicherung 
hat im Oktober vorigen Jahres mit Bezug auf einen zwiſchen 
North Britiſh and Mercantile und der erwähnten Stuttgarter 
Geſellſchaft abgeſchloſſenen Garantievertrag die Anſicht aus⸗ 
geſprochen, daß die Verſicherten zwar nicht verpflichtet ſeien, 
ihre Verſicherung auf die Stuttgarter zu überführen, anderer⸗ 
ſeits aber auch nicht in der Lage ſeien, ihren Verſicherungs⸗ 
vertrag bei der North Britiſh and Mercantile einſeitig zu löſen. 
Dieſe Erklärung hatte narürlich nur die Bedeutung einer 
Meinungsäußerung, die der Entſcheidung der ordentlichen Ge⸗ 
richte nicht vorgreifen ſollte. 


Zur Auslegung des § 843 Abſ. 4 BGB. 
Von Gerichtsaſſeſſor Marcuſe, Tilſit. 


Man denke an folgenden Fall: Ein neunjähriger Knabe 
fällt beim Überſchreiten eines Hofes in eine vom Hauseigen— 
tümer fahrläſſigerweiſe unbedeckt gelaſſene Grube und bricht ein 
Bein. Der Verunglückte verlangt vom Hauseigentümer, geſtützt 
auf § 823 BGB., Bezahlung der Heilungskoſten. 8 843 
Abſ. J BGB., welcher wegen feiner grundlegenden Bedeutung 


auch auf die Heilungskoſten, nicht nur auf die in dieſem Para⸗ 
graphen behandelte Geldrente Bezug hat, beſtimmt, daß dieſer 
Erſatzanſpruch nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß ein anderer 
dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat. Der Schädiger 
darf den Verletzten nicht darauf verweiſen, daß er die Heilung 
von feinen unterhaltspflichtigen Aſzendenten verlangen kann. 
Es wird damit ſchon der im 8 1602 BGB. zum Ausdruck ges 
brachte Gedanke wiedergegeben, daß die Unterhaltspflicht nur 
eine ſubſidiäre iſt. Tritt ſie nach 8 1602 nur ein, wenn der 
Unterhaltsberechtigte den Unterhalt nicht aus eigenen Mitteln 
beftreiten kann, fo liegt dem 8 843 Abſ. 4 die Abſicht zu: 
grunde, auch hier die Unterhaltspflicht erſt in zweiter Linie 
hinter der Erſatzpflicht des Schädigers eintreten zu laſſen. 
Dieſer darf den Beſchädigten alſo nicht auf die Hilfe der Unter⸗ 
haltspflichtigen verweiſen. Dieſe Auslegung iſt für den Fall 
unzweifelhaft, daß der Unterhaltspflichtige ſeiner Unterhalts⸗ 
pflicht noch nicht nachgekommen iſt. 

Nun wird aber nur ſelten der Schädiger geneigt ſein, 
ohne weiteres für die Heilung des Verletzten zu ſorgen: einen 
Arzt anzunehmen uſw. oder die dazu erforderlichen Koſten, wozu 
er nach 8 249 Satz 2 BGB. verpflichtet iſt, vorzuſchießen. 
In den weitaus meiſten Fällen wird der auf Schadenserſatz 
in Anſpruch Genommene ſeine Verpflichtung beſtreiten; es wird 
ein langwieriger Prozeß erforderlich ſein, um die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Hauseigentümers feſtzuſtellen. Die Behandlung 
eines Beinbruchs duldet aber keinen Aufſchub, und ſo wird es 
nicht angängig ſein, daß ſich der unterhaltspflichtige Vater 
ſeiner Unterhaltspflicht, eingedenk ihres ſubſidiären Charakters, 
mit dem Hinweis entzieht, der Sohn ſei wegen ſeines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs gegen den Hauseigentümer nicht bedürftig (wohl 
nur wegen ihres allgemeinen Wortlauts abweichend RG. 25, 52). 
Die Vorausſetzung des § 1602 Abſ. 1 BGB. iſt unzweifelhaft 
gegeben. Denn Beſitz von Vermögen, welches zur Beſtreitung 
des Unterhalts nicht verwertet werden kann, ſteht der Ber: 
mögensloſigkeit gleich (Planck, BGB. 3. Aufl. $ 1602 Anm. J). 
Und ſo wird ſich denn der Vater genötigt ſehen, die Heilung 
des Knaben zunächſt auf ſeine Koſten zu veranlaſſen. Die 
Frage, ob der Vater dieſe Koſten ſpäter von dem Kinde erſetzt 
verlangen kann, wird uns unten beſchäftigen. 

Hier ſoll zunächſt unterſucht werden, ob das Kind, dem 
nach vollſtändiger Wiederherſtellung ein weiterer Schaden 
vielleicht nicht entſtanden iſt, vom Schädiger Zahlung der 
Heilungskoſten, die nicht er, ſondern ſein Vater aufgewendet 
hat, verlangen kann. Das RG. (RG. 35, 144; 47, 211; 
65, 162; JW. 09, 49618) und mit ihm die herrſchende Meinung 
(vgl. v. Staudinger 5. /6. Aufl. $ 843 Anm. 5, Reichsgerichts⸗ 
räte 8 843 Anm. 8, Neumann $ 843 Anm. 5) bejahen dieſe 
Frage. Das RG. führt für das Haftpflichtgeſetz im Bd. 47 
S. 213 aus, daß das Geſetz dem Verletzten im Fall einer 
Körperverletzung ſchlechthin den Anſpruch auf Erſatz der Heilungs⸗ 
koſten gewähre; das Geſetz bezwecke allerdings grundſätzlich nur 
die Schadloshaltung des durch den Unfall Beſchädigten, und 
dies ſetze eine Vermögensbenachteiligung des Erſatzberechtigten 
voraus. Aber das Geſetz gehe ohne weiteres davon aus, daß 
dem Verletzten durch die für ſeine Heilung aufgewendeten Koſten, 
wie das auch regelmäßig zutreffen werde, ein Vermögensnachteil 
erwachſen ſei. Darum, ob der Verletzte dieſe Koſten aus eigener 
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Tale zu bezahlen habe, ob zwiſchen ihm und einem Dritten 
eine Verpflichtung zur Beſtreitung bzw. zur Ausgleichung der 
fraglichen Aufwendung zufolge irgendeines beſonderen Rechts⸗ 
verhältniſſes beſtehe, kümmere fi) das Geſetz nicht. Der 
Schädiger könne ſich gegen den Erſatzanſpruch des Verletzten 
auf die Unterhaltspflicht eines Dritten auch dann nicht berufen, 
wenn dieſer Dritte die Heilungskoſten vorläufig aus eigenen 
Mitteln ausgelegt habe. Die die Unterhaltspflicht regelnde 
Geſetzesbeſtimmung betreffe an ſich nur das Verhältnis zwiſchen 
dem Unterhaltspflichtigen und Berechtigten; dieſes innere Ver⸗ 
hälmis zwiſchen Dritten berühre die Erſtattungspflicht des 
Schädigers gegenüber dem Verletzten nicht. 

Der Schadenserſatzanſpruch ſetzt voraus, daß ein Schaden 
beſteht, und iſt auf Herſtellung des Zuſtandes gerichtet, der be⸗ 
ſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand 
nicht eingetreten wäre (§ 249 Satz 1 BGB.). Der Verletzte 
kann danach verlangen, daß der Schädiger die Heilung ſelbſt 
veranlaßt (Naturalreſtitution) oder, da es ſich um Verletzung 
einer Perſon handelt, den dazu erforderlichen Geldbetrag vorſchießt 
(§ 249 Satz 2 BGB.). Beides ſetzt voraus, daß die Heilung 
erſt erfolgen ſoll; dieſe Anſprüche find naturgemäß nicht mehr 
gegeben, wenn die Heilung bereits vom Verletzten ſelbſt oder 
ſeinen Unterhaltspflichtigen veranlaßt worden iſt, wenn die 
Heilungskoſten bereits verauslagt oder ſchuldig geworden ſind. 
Der Schadenserſatzanſpruch geht dann auf Wiederherſtellung des 
Vermögensſtandes, der vorher beſtand, und der infolge der 
Heilung eine Beeinträchtigung erfahren hat. Ein ſolcher Anſpruch 
it aber nur dann gegeben, und die Ausführungen des RG. 
find nur dann zutreffend, wenn man es als einen Schaden für 
den Verletzten anſehen könnte, daß der Unterhaltspflichtige für 
die Heilung Aufwendungen aus ſeinem Vermögen gemacht hat. 

Nach dem natürlichen Empfinden und auch im Rechtsſinn 
kann man von einem direkten Schaden des Verletzten nicht mehr 
ſprechen. Denn wenn der Unterhaltspflichtige aus ſeinem Ver⸗ 
mögen zur Heilung des Verletzten Aufwendungen macht, ſo 
berührt dies das Vermögen des Verletzten zunächſt gar nicht. 
Da der Unterhaltspflichtige in Ausübung feiner Unterhalte: 
pflicht im eigenen Namen kontrahiert, fo entstehen die betreffenden 
Verbindlichkeiten in ſeiner Perſon, nicht in der des Verletzten. 
Deſſen Vermögen würde nur dann beeinflußt werden, wenn der 
Unterhaltspflichtige gegen den Verletzten Regreß nehmen könnte. 
Dieſes kann wieder nur dann in Betracht kommen, wenn der 
Verletzte den Schädiger auf Zahlung der Heilungskoſten in 
Anſpruch nehmen kann. Denn ſetzt man dieſen Anſpruch als 
beſtehend voraus, fo gehört er dem Grunde nach zum Vermögen 
mit dem Augenblick der Schädigung. Daß es überhaupt zur 
Janſpruchnahme des Unterhaltspflichtigen gekommen iſt, lag, 
wie bereits bemerkt, daran, daß dieſer Vermögenswert, weil er 
gegen den Schädiger noch nicht liquide geſtellt war, nicht zu 
tealifieren war. 

Da die Unterhaltspflicht nur eine ſubſidiäre iſt, fo würde 

nichts im Wege ſtehen, dem Unterhaltspflichtigen das Recht 
ſuzugeſtehen, vom Verletzten Erſatz zu verlangen, nachdem dieſer 
vom Schädiger entſchädigt worden iſt. „Denn der Verpflichtete 

ſich nur aus dem Grunde zur Unterhaltsgewährung ver⸗ 
Randen, weil der Berechtigte ſich vorübergehend in einer Notlage 
beſand, indem er über die an ſich zureichenden Mittel nicht 
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verfügen konnte. Die Unterſtützung hat bei diefer. Sachlage von 
vornherein nur vorſchußweiſe gewährt werden ſollen.“ (Reichs⸗ 
gerichtsräte 8 1602 Anm. 3.) Dieſe Erſatzforderung des 
Unterhaltspflichtigen gegen den Unterhaltsberechtigten kann aber 
nur dann Platz greifen, wenn dieſer vom Schädiger Erſatz der 
von jenem aufgewendeten Heilungskoſten verlangen kann. Denn 
an ſich iſt die Gewährung des Unterhalts Erfüllung einer dem 
Unterhaltspflichtigen obliegenden Verbindlichkeit, eine Rück⸗ 
forderung demnach normalerweiſe ausgeſchloſſen. Da aber aus 
ſonſtigen rechtlichen Erwägungen mangels eines Vermögens⸗ 
ſchadens dem Verletzten ein Erſatzanſpruch wegen der vom 
Unterhaltspflichtigen aufgewendeten Heilungskoſten gegen den 
Schädiger nicht zuſteht, ſo finden auch keine Anſprüche des 
Vaters gegen das Kind ſtatt. Das Vermögen des Kindes iſt 
alſo durch die Leiſtung des Vaters nicht berührt. Der Erſatz⸗ 
anſpruch des Verletzten gegen den Schädiger kann nicht etwa 
zu dem Zweck zugelaſſen werden, um dem Verletzten die Möglich⸗ 
keit zu gewähren, den Unterhaltspflichtigen zu entſchädigen. 

Es ergibt ſich hieraus als Folgerung, daß ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Verletzten gegen den Schädiger wegen der 
vom Unterhaltspflichtigen aufgewendeten Heilungskoſten nicht 
gegeben iſt. Seine Zulaſſung müßte andererſeits einen direkten 
Erſatzanſpruch des Unterhaltspflichtigen gegen den Schädiger 
ausſchließen. Das NG. läßt nämlich den Erſatzanſpruch des 
Unterhaltsberechtigten gegen den Schädiger nicht nur in dem 
Sinne zu, daß er Zahlung der vom Unterhaltspflichtigen auf⸗ 
gewendeten Heilungskoſten an dieſen verlangen kann, ſondern auch 
Zahlung an ſich ſelbſt (vgl. RG. 65, 162; IW. 09, 496 18). Wenn 
der Verletzte mit einem derartigen Anſpruch durchgedrungen iſt, 
bleibt für einen direkten Anſpruch des Unterhaltspflichtigen 
gegen den Schädiger kein Raum. Ein ſolcher könnte nur aus 
auftragloſer Geſchäftsführung und ungerechtfertigter Bereicherung 
abgeleitet werden. Denn dem Unterhaltspflichtigen ſteht kein 
Schadenserſatzanſpruch aus § 823 BGB., geſtützt auf die 
unerlaubte Handlung des Schädigers, zu. Dieſer Parapraph 
macht, ſoweit er hier intereſſiert, denjenigen, welcher vorſätzlich 
oder fahrläſſig den Körper, die Geſundheit eines andern wider⸗ 
rechtlich verletzt, für den dem andern daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich. Aus dieſer Wortfaſſung folgt ſchon, 
daß nur der einen Schadenserſatzanſpruch hat, deſſen Körper 
und Geſundheit verletzt iſt, nicht etwa dritte Perſonen, welche 
nur mittelbar dadurch geſchädigt ſind, daß ſie den Verletzten 
auf Grund anderer Beſtimmungen zu unterhalten haben. 

Wenn wir nun unterſuchen, ob der Unterhaltspflichtige 
auf Grund auftragloſer Geſchäftsführung vom Schädiger Erſatz 
ſeiner Aufwendungen verlangen kann, ſo iſt zunächſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß das Geſchäft, welches der Unterhaltspflichtige 
beſorgt hat, ja in erſter Linie ſein eigenes iſt: er hat der ihm 
nach dem Geſetz obliegenden Unterhaltspflicht genügt. Es iſt 
aber mit Recht allgemein anerkannt, daß die Wahrnehmung 
eines eigenen Geſchäfts die gleichzeitige Mitbeſorgung eines 
fremden dann nicht ausſchließt, wenn der Unterhaltspflichtige 
von dem ſchadenbringenden Ereignis Kenntnis und die Abſicht 
hatte, die Aufwendungen dem Schädiger in Rechnung zu ſtellen, 
denn im Verhältnis zwiſchen Unterhaltspflichtigem und Schädiger 
iſt dieſer in erſter Reihe zur Tragung der Heilungskoſten ver— 
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Wenn der Unterhaltspflichtige kraft ſeiner ſubſidiären Ver⸗ 
pflichtung eintreten mußte, ſo erfüllte er damit zugleich eine 
zunächſt dem Schädiger obliegende Pflicht. Die für den Erſatz⸗ 
anſpruch maßgebende Geſetzesſtelle iſt zunächſt 8 683 BGB. 
§ 679 kommt nicht in Betracht: nach dieſem Paragraphen 
bleibt ein der Geſchäftsführung entgegenſtehender Wille des 
Geſchäftsherrn unberückſichtigt, wenn ohne die Geſchäftsführung 
eine geſetzliche Unterhaltspflicht des Geſchäftsherrn nicht recht⸗ 
zeitig erfüllt werden würde. Die auf 88 823 ff. BGB. be: 
ruhende Unterhaltspflicht iſt aber nicht unter den geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflichten dieſes Paragraphen einbegriffen (vgl. Staudinger 
8 679 Anm. I b). 

Nach § 683 kann der Geſchäftsführer Erſatz feiner Auf: 
wendungen verlangen, wenn die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaß⸗ 
lichen Willen des Geſchäftsherrn entſpricht. Dem Intereſſe 
des Geſchäftsherrn iſt aber nur gedient, wenn die Leiſtung des 
Unterhaltspflichtigen die Forderung des Verletzten gegen den 
Schädiger in entſprechender Höhe zum Erlöſchen bringt. Da 
aber, wie das RG. annimmt, der Unterhaltsberechtigte ſeinen 
Anſpruch gegen den Schädiger behält, der Schädiger aber nicht 
zu doppelter Leiſtung, an den Verletzten und den Unterhalts⸗ 
pflichtigen, verbunden iſt, bleibt für einen Erſatzanſpruch des 
letzteren kein Raum. Nicht beſſer würde es der auf ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung gemäß SS 684, 812 BGB. geſtützten 
Klage ergehen. Wenn die Leiſtung auch dem Unterhalts⸗ 
berechtigten gegenüber nicht ohne rechtlichen Grund erfolgt iſt, 


vielmehr geſtützt auf SS 1601 ff. BGB., fo iſt die Leiſtung 


doch dem Schädiger gegenüber ohne Verpflichtung geſchehen, 
da, wie mehrfach betont, im Verhältnis beider zueinander der 
Schädiger der primär Verpflichtete iſt. Der Unterhaltspflichtige 
hat alſo eine Leiſtung bewirkt, welche eigentlich dem Schädiger 
oblag. Um aber einen Übergang von Vermögenswerten aus 
dem Vermögen des erſteren in das des letzteren annehmen zu 
können, müßte der Schädiger ſeiner Verpflichtung gegen den 
Verletzten ledig geworden ſein. Dies trifft nach der Anſicht 
des NG. nicht zu. g 

Trotzdem hat das RG. in mehreren Entſcheidungen (ogl. 
JW. 1909, 13715, 1910, 3905) dem Unterhaltspflichtigen ein 
direktes Klagerecht gegen den Schädiger zugeſprochen. Das 
NG. verkennt nicht, daß der Schädiger dadurch der Gefahr 
doppelter Inanſpruchnahme ausgeſetzt iſt und will deshalb mit 
Recht den Anſpruch nur da zulaſſen, wo eine ſolche Gefahr 
ausgeſchloſſen iſt. Einmal deutet das RG. im Bd. 65 S. 164 
an, daß dem Erſtattungsanſpruche des Unterhaltspflichtigen die 
Einrede der Argliſt entgegenſtehen würde, nachdem er die 
gerichtliche Verfolgung des Schadenserſatzanſpruchs durch den 
Unterhaltsberechtigten hätte geſchehen laſſen. Man kann 
aber Fälle konſtruieren, in denen der Vorwurf der Argliſt 
nicht angebracht iſt. Wenn zum Beiſpiel eine zum zweiten 
Mal verheiratete Frau ihrem Kinde erſter Ehe Unterhalt ge: 
währt, alsdann der Vormund des Kindes die bereits von der 
Mutter aufgewendeten Heilungskoſten vom Schädiger namens 


des Kindes erſetzt verlangt, ſo kann man wohl nicht behaupten, 


daß die Mutter argliſtig handelt, wenn ſie nun ihrerſeits den 
Schädiger in Anſpruch nimmt: denn auf die Entſchließungen 
des Vormundes hatte fie keinen Einfluß. Ferner meint das 
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RG. (JW. 09, 13718), es ſei gegen den Anſpruch des Unter: 
haltungspflichtigen auf Erſtattung der von ihm gezahlten 
Heilungskoſten unter der Vorausſetzung ein rechtliches Bedenken 
nicht zu erheben, daß nicht die gleiche Leiſtung auf Grund des 
5 843 Abſ. 4 BGB. nochmals eingefordert werden könne, was 
ausgeſchloſſen ſei, wenn beide gemeinſchaftlich klagen (ebenſo 
Reichsgerichtsräte 8 843 Anm. 8). 

Der Anſpruch des Vaters wird alſo vom RG. davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß der Vater nicht allein, ſondern gemeinſam 
mit ſeinem Sohne klagt. Worauf die Klage des Sohnes geht, 
iſt nicht erſichtlich, wahrſcheinlich entſprechend dem Fall in 
RG. 47, 211 auf Zahlung an den Vater. Der Klage des 
Vaters allein ſoll anſcheinend nicht ſtattgegeben werden, da 
dem Schädiger alsdann doppelte Inanſpruchnahme droht. Nicht 
immer aber wird der Unterhaltspflichtige in der Lage ſein, ge⸗ 
meinſam mit dem Unterhaltsberechtigten aufzutreten, z. B. 
wenn dieſer nicht von ihm als geſetzlichem Vertreter vertreten 
wird. Ob der Unterhaltspflichtige im Intereſſe des Geſchäfts⸗ 
herrn gehandelt hat und ob dieſer ſeiner Verpflichtung dem 
Verletzten gegenüber entledigt iſt, folgt hiernach nicht ſchon aus 
der zurzeit der Aufwendung beſtehenden Sachlage, ſondern 
hängt davon ab, daß der Geſchäftsführer den Anſpruch, der 
ihm ja eigentlich ſchon vor Klageerhebung zuſtehen müßte, 
zuſammen mit dem Unterhaltsberechtigten geltend macht. 

Es wird hier alſo ein neuer eigenartiger Fall der not⸗ 
wendigen Streitgenoſſenſchaft konſtruiert. Wenn man jedoch 
näher zuſieht, handelt es ſich nicht um einen Anſpruch beider 
Kläger, ſondern um einen ſolchen des Unterhaltsberechtigten 
allein. Da er ja, wie das NG. in ſtändiger Rechtſprechung 
angenommen hat, berechtigt iſt, Zahlung der vom Unterhalts- 
pflichtigen aufgewendeten Heilungskoſten — auch an ſich ſelbſt 
— zu verlangen, ſo fehlen die Vorausſetzungen, welche einen 
eigenen Anſpruch des Unterhaltspflichtigen gegen den Schädiger 
entſtehen laſſen. Der eigentlich Berechtigte, auf deſſen Recht 
die künftige Verurteilung auf Zahlung an den Unterhalts- 
pflichtigen beruht, iſt der Verletzte. Tritt jener neben dieſem 
im Prozeſſe auf, ſo iſt er nicht der, welcher aus eigenem Rechte 
fordern kann, ſondern derjenige, an den aus dem Rechte eines 
anderen gezahlt werden ſoll, alſo eine Marionette, deren Mit⸗ 
wirkung im Prozeß es nicht bedarf und daher nicht zugelaſſen 
werden dürfte. 

Man würde alſo, wollte man dem Standpunkt des RG. 
hinſichtlich des Anſpruchs des Unterhaltsberechtigten gegen den 
Schädiger folgen, dahin kommen, daß der Unterhaltspflichtige 
wegen Rückerſtattung der Aufwendung ſich nur an den Unter⸗ 
haltsberechtigten halten könnte. Der Gang wäre alſo der: 
Der Unterhaltsberechtigte wird vom Verpflichteten zunächſt 
unterſtützt, da er einſtweilen vom Schädiger nichts erhält. Er 
klagt darauf — es hindert ihn ja nichts daran — auf Zahlung 
der Heilungskoſten an ſich; dann muß der Unterhaltsverpflichtete 
nötigenfalls gegen den Berechtigten auf Auszahlung des ſo 
Erlangten klagen. Anſtatt einer Klage alſo zwei. Dieſe 
Folgerung zieht das RG. aber nicht, ſondern führt die Klage 
des Unterhaltsverpflichteten gegen den Schädiger als eigenartiges 
Schattenweſen wieder ein. 

Es entſpricht unzweifelhaft dem geſunden Rechtsempfinden, 
daß der Unterhaltspflichtige gegen den Schädiger direkt klagen 
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lann; dieſes Klagerecht läßt ſich auch juriſtiſch konſtruieren, 
wenn man den vom RG. eingenommenen Standpunkt verläßt 
und dem Verletzten den Schadenserſatzanſpruch verſagt, nachdem 
der Unterhaltsverpflichtete bereits für ihn geſorgt hat. Ein 
gegenwärtiger Schaden liegt dann ja auch in ſeiner Perſon 
nicht mehr vor. Demnach iſt Abſ. 4 des & 843 BGB. ein: 
ſchtänkend dahin zu interpretieren: Der Schädiger darf den 
Verletzten nicht darauf verweiſen, daß er von einem andern 
Unterhalt verlangen kann. Auch der Wortlaut des Abſatzes 
ſelbſt ſpricht für dieſe Auslegung. Wenn es heißt: „Der 
Anſpruch wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein anderer 
dem Verletzten Unterhalt zu gewähren hat,“ ſo will das ſagen, 
daß der andere den Unterhalt in der Zukunft zu gewähren 
hat, nicht, daß er den Unterhalt ſchon gewährt hat. Denn 
wenn der Unterhalt bereits gewährt iſt, fo iſt der Unterhalts 
anſpruch als erfüllt erloſchen; der andere hat den Unterhalt 
alſo nicht mehr zu gewähren. 


Prozeßlage bei Zuſtellung der Klage an den ver⸗ 
meintlichen geſetzlichen Vertreter des Beklagten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Heckelmann, München. 


Vielfach bekommt der Gläubiger keine Kenntnis davon, 
daß ſein minderjähriger Schuldner inzwiſchen volljährig ge⸗ 
worden iſt. Der Gläubiger führt deshalb in ſeiner Klage den 
Schuldner als minderjährig auf und benennt deſſen Vater oder 
Vormund als den geſetzlichen Vertreter mit der Folge, daß das 
Gericht die Klage dem vermeintlichen geſetzlichen Vertreter 
zuftellt. Es entſteht nun die Frage, wie das fo gewordene 
Proheßverhältnis zu beurteilen ift, welche Rechtsſtellung ſowohl 
dem vermeintlichen geſetzlichen Vertreter als auch dem Beklagten 
in Prozeſſe zukommt und ob der Kläger den Mangel der 
Zuſtellung beheben kann. 

Mit der Zuſtellung der Klage an den vermeintlichen ge⸗ 
ſezlichen Vertreter iſt die Streitſache des Klägers gegenüber 
dem Beklagten tatſächlich exiſtent geworden. Wenn auch der 
Klageerhebung infolge der fehlerhaften Zuſtellung Mängel an⸗ 
haften, ſo können doch dieſe in den Formen des Prozeßrechtes 
durch Verzicht auf das Nügerecht, durch Verluſt des Rügerechtes 
oder durch Nachholung der ordnungsmäßigen Zuſtellung beſeitigt 
werden. Denn der Beklagte kann auf die lediglich in ſeinem 
Intereffe aufgeſtellten Erſorderniſſe richtiger Zuſtellung ver⸗ 
jichten, es ſei denn, daß mit der Klageerhebung eine Notfriſt 
zewahrt werden fol. Der Kläger kann die ordnungsgemäße 
Sufellung nachholen und fo den früheren Zuſtellungsmangel 
beheben. Wird gegen das in der Sache ergehende Ver⸗ 
ſiumnisurteil nicht rechtzeitig Einſpruch eingelegt, ſo wird das⸗ 
ſelbe rechtskräftig; die Wirkungen der Rechtskraft können nur 
15 eine neue Klage gemäß § 579 Ziff. 4 ZPO. beſeitigt 

en. 

Nach 5 263 ZPO. wird durch die Erhebung der Klage 
die Rechtshängigleit der Streitſache begründet. 8 263 ZRO. 
berlangt nicht eine fehlerfreie Klageerhebung. Es muß deshalb 
uur Herbeiführung der prozeſſualen Rechtshängigkeit einer 
Strtiſache genügen, wenn eine dem 8 253 ZPO. entſprechende 
Kageſchrift mit Terminsbeſtimmung in einer Weiſe zugeſtellt 
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wird, daß die Mängel der Klageerhebung im Rahmen der 
3PO., ſei es durch Verzicht oder Nichtrüge, ſei es durch Ver⸗ 
beſſerung des Mangels gegen den Willen des Beklagten, ge⸗ 
heilt werden können. Die an ſich fehlerhafte Klageerhebung 
bewirkt deswegen den Eintritt der Rechtshängigkeit gemäß 
ss 263 ff. ZPO., weil fie von vornherein die Möglichkeit der 
Heilung des prozeſſualen Mangels in ſich trägt. Es ſteht 
nichts im Wege, eine Klagerhebung, bei welcher die Zuſtellung 
an den vermeintlichen geſetzlichen Vertreter erfolgt iſt, als legal 
zu betrachten, ſolange nicht der dem Gerichte durch die Prozeß⸗ 
rüge bekanntgewordene Mangel bewieſen iſt. Würde eine neue 
Klage erhoben und dieſe dem Beklagten ſelbſt zugeſtellt, ohne 
daß die dem vermeintlichen geſetzlichen Vertreter zugeſtellte 
Klage zurückgezogen würde, ſo könnte der Beklagte dieſer neuen 
Klage die Einrede der Rechtshängigkeit entgegenſetzen. 

Die Frage iſt in der Literatur beſtritten. Mit Recht 
verweiſt Hellwig (Recht 9 S. 300) gegenüber der Anſicht, 
welche die Exiſtenz des Prozeßverhältniſſes vom Vorliegen aller 
Prozeßvorausſetzungen abhängig macht, auf die 88 276, 505 
ZPO., wonach bei Verweiſung eines Rechtsſtreites an das zu⸗ 
ſtändige Gericht die Rechtshängigkeit fortdauert. Nach RG. 21 


Nr. 83 S. 406 wird die wegen unrichtiger Zuſtellung ungültige 


Klageerhebung durch nachträgliche richtige Zuſtellung gültig 
und geheilt. Die Entſcheidung des RG. vom 5. November 
1908 (Recht 13 Nr. 103) läßt die Frage unentſchieden, neigt 
aber in ihrer Begründung ebenfalls der vom RG. früher ver⸗ 
tretenen Auffaſſung zu. 

Materiellrechtliche Folgen äußert die mangelhaft zu⸗ 
geſtellte Klage jedoch nicht. Denn die Folgen, welche das 
BGB. an die Rechtshängigkeit der Streitſache knüpft, ſetzen 
eine fehlerfreie Rechtshängigkeit, eine vollwirkſame Klage⸗ 
zuſtellung voraus. Die Zuſtellung der Klage an ſich hat alſo, 
wenn ſie mangelhaft iſt, eine Unterbrechung der Verjährung 
nicht zur Folge. Wird die Klage in unſerem Falle zurück⸗ 
gezogen und innerhalb 6 Monaten eine neue Klage erhoben, ſo 
treten die Wirkungen des § 212 Abſ. II BGB. nicht ein. 
Wird der Mangel der Zuſtellung rückwirkend behoben, ſo 
treten auch materiellrechtlich die Folgen der Rechtshängigkeit 
ex tunc ein. | 

Es iſt ſonach davon auszugehen, daß die Zuftellung der 
Klage an den vermeintlichen geſetzlichen Vertreter den Anſpruch 
rechtshängig macht, und zwar im Verhältnis vom Kläger zum 
Beklagten; dieſe ſind die Parteien des anhängig gemachten 
Rechtsſtreits. Hieran wird durch die Zuſtellung der Klage an 
den vermeintlichen geſetzlichen Vertreter, alſo an einen tatſächlich 
an dem Prozeſſe nicht beteiligten Dritten, nichts geändert. 
Nicht der vermeintliche Vertreter, ſondern der Beklagte ſoll nach 
dem Inhalt der Klage als Partei in Anſpruch genommen werden. 

Der vermeintliche geſetzliche Vertreter iſt aber auf Ver⸗ 
anlaſſung des Gläubigers und wider ſeinen Willen in den 
Prozeß hereingezogen und in ſeinem Rechtsfrieden geſtört 
worden. Wie der Partei⸗ oder Prozeßunfähige gemäß 8 274 
Ziff. 7 ZPO. im Streite über dieſe Prozeßvorausſetzung ſich 
der Rechtsbehelfe der ZPO. zur Abwehr der Klage bedienen 
kann, ſo muß dem vermeintlichen geſetzlichen Vertreter, der vom 
Kläger als angeblicher geſetzlicher Vertreter des Beklagten zu 
Unrecht in den Prozeß verwickelt wurde, das . eingeräumt 
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werden, die ihm zugedachte Prozeßrolle des Beklagten zu über 
nehmen und im eigenen Namen die prozeſſualen Rechtsbehelfe 
geltend zu machen, welche zur Abweiſung der Klage erforderlich 
find (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO., Vorbemerkung zu § 50 III, 
5 56 IV, und die dort zitierte Literatur und Rechtſprechung, 
ferner OL GRſpr. 23 S. 146, 147; 26, 285). Ohne Partei 
zu werden, wird der vermeintliche geſetzliche Vertreter nicht ſo 
ſehr in ſeinem Intereſſe als im Intereſſe des Beklagten tätig. 
Seine Prozeßbefugnis charakteriſiert ſich als ein aus der Partei⸗ 
ſtellung der beklagten Partei abgeleitetes, für die beklagte 
Partei, aber in eigenem Namen betätigtes Recht, das nur ſo 
lange beſteht, als die beklagte Partei nicht ſelbſt ihre Partei⸗ 
rechte ausübt und die Prozeßführung übernimmt. Der an⸗ 
gebliche Vertreter kann ſich alſo insbeſondere des Rechtsbehelfs 
des Einſpruchs bedienen; er iſt auch zur Stellung von Prozeß⸗ 
anträgen befugt. Da jedoch das Gericht den Mangel der 
geſetzlichen Vertretungsbefſugnis und den Mangel der Klage⸗ 
zuſtellung von Amts wegen zu prüfen hat, kommt die Antrag⸗ 
ſtellung des vermeintlichen Vertreters nur einer Anregung der 
Ofſizialtätigkeit des Gerichtes gleich. Sachanträge kann der 
vermeintliche Vertreter niemals ſtellen. 


Materiellrechtlich ift die Tätigkeit des vermeintlichen geſetz⸗ 


lichen Vertreters als Geſchäftsführung für den Beklagten ohne 
Auftrag zu würdigen, bei welcher der Geſchäſtsführer in eigenem 
Namen handelt. 

Während im allgemeinen der angebliche Vertreter nur 
beſchränkte parteiähnliche Prozeßrechte erlangt, muß er bei der 
Entſcheidung über die Koſtenfrage als Partei betrachtet werden. 
Die Rechtſprechung hat den falsus procurator im Prozeſſe als 
koſtenpflichtig erachtet und ihn hinſichtlich der Koſten als Partei 
angeſehen (Gruchots Beitr. 46, 1171; 49, 664; OL GRſpr. 9, 55; 
Recht 11 Nr. 3543). Man hat ſich auf 8 89 ZRO. berufen 
und ferner $ 179 BGB. analog angewendet. Die analoge 
Heranziehung der Beſtimmungen des BGB. iſt der Prozeß⸗ 
praxis nicht fremd. Mit demſelben Rechte, mit welchem allgemein 
bei Zurücknahme einer in der Zuſtellung begriffenen Klage 
8 130 BGB. analog beigezogen wird, darf man auch 8 179 
BGB. im Prozeßrechte verwerten. Meines Erachtens bedarf 
es der analogen Anwendung dieſer Borfchrift nicht. Denn das 
Recht und die Pflicht auf Erſtattung von Prozeßkoſten iſt 
lediglich eine Folge der tatſächlichen Prozeßführung. Über die 
Koſtenfrage iſt von Amts wegen zu entſcheiden. Wenn nun der 
angebliche Vertreter einer Partei mit Wirkung für dieſe Prozeß⸗ 
handlungen nicht vornehmen und Prozeßrechte nicht ausüben 
kann, dann iſt eben der Prozeß lediglich vom Vertreter und 
auf deſſen Riſiko geführt. Er trägt deshalb auch gegebenen⸗ 
falls die Koſten des Prozeſſes, weil dieſe ſich als Folgen ſeiner 
tatſächlichen Prozeßführung ergeben. 

In unſerem Falle ſcheiden dieſe Erwägungen für den Fall 
aus, daß der vermeintliche Vertreter im eigenen Namen im 
Prozeſſe tätig wird. Würde derſelbe im Namen der beklagten 
Partei Einſpruch gegen ein ergangenes Verſäumnisurteil erheben, 
ſo wäre die Einſpruchseinlegung unwirkſam, da er, was das 
Gericht von Amts wegen zu prüfen hat, nicht Vertreter der 
beklagten Partei iſt. 

Hat der vermeintliche geſetzliche Vertreter im eigenen Namen 
gegen ein ergangenes Verſäumnisurteil Einſpruch erhoben, fo 
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hat das Gericht im Verhandlungstermin unter Aufhebung des 
Verſäumnisurteils die Klage koſtenfällig abzuweiſen, wenn zur 
Zeit der Urteilsfällung der Zuſtellungsmangel nicht beſeitigt iſt. 
Es braucht über die Koſten des vermeintlichen Vertreters ein 
beſonderer Ausſpruch im Koſtenpunkt nicht zu erfolgen. Denn 
dieſe gehören zu den Koſten des Rechtsſtreits, und hinſichtlich 
dieſes Rechtsſtreits wird ja der vermeintliche Vertreter obſiegende 
Partei im Sinne des 8 91 ZPO. Inwieweit die Auslagen 
des Vertreters erſtattungsfähig ſind, wird davon abhängen, ob 
und inwieweit dieſelben zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig waren. Hat der vermeintliche Vertreter einen Anwalt 
beſtellt, ſo ſind wohl die Koſten desſelben erſtattungsfähig, 
da der vermeintliche Vertreter hinſichtlich der Koſten volle 
Parteirechte erlangt und die Koſten eines von der Partei 
beſtellten Anwaltes von der unterliegenden Partei zu er⸗ 
ſetzen ſind. 

Würde der vermeintliche Vertreter nicht im eigenen Namen, 
ſondern ſür die beklagte Partei auftreten wollen, ſo wäre mit 
Beſchluß ſeine Antragſtellung zurückzuweiſen. Ein Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch würde dem Vertreter in dieſem Falle nicht 
erwachſen. 

Durch die unrichtige Zuſtellung der Klage an den ver- 
meintlichen geſetzlichen Vertreter werden die Rechte der beklagten 
Partei in keiner Weiſe beeinträchtigt. Der Beklagte kann in 
jeder Lage des Prozeſſes, auch wenn die Klage ihm nicht zu⸗ 
geſtellt wurde, auftreten. Er kann insbeſondere auch gegen 
ein ergangenes Verſäumnisurteil innerhalb der Notfrift Einſpruch 
einlegen (vgl. Seuff Arch. 66 Nr. 40). Denn die Zuſtellung 
der Klage iſt im Falle des Einverſtändniſſes des Beklagten 
mit ſeiner Hineinziehung in den Prozeß keine zwingende Prozeß⸗ 
vorausſetzung (vgl. Soergel, Rechiſprechung 1910 zu § 253 
Nr. 3). Dadurch, daß der Beklagte ſelbſt Enmſpruch einlegt 
und im Progzeſſe auftritt, verzichtet er auf fein Rügerecht bins 
ſichtlich der mangelhaften Zuſtellung nicht ($ 295 ZPO.). 

Es kann nun vorkommen, daß der vermeintliche geſetzliche 
Vertreter zur Geltendmachung ſeiner Rechte einen Anwalt beſtellt, 
der angeblich minderjährige Beklagte von dem erhobenen Anſpruch 
Kenntnis erhält und ebenfalls einen Anwalt mit ſeiner Ver⸗ 
tretung beauftragt. Hier iſt nun zu unterſcheiden: 

Wird der Mangel der Zuſtellung geheilt, ſo gilt die 
Klage als ordnungsgemäß erhoben. Die Rechtslage iſt ſo zu 
beurteilen, als ob von vornherein die Klage an den Beklagten 
richtig zugeſtellt wäre. Das Auftreten des vermeintlichen geſetz⸗ 
lichen Vertreters iſt mit Beſchluß zurückzuweiſen; ein Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch erwächſt dem Vertreter gegenüber dem 
Kläger nicht. Ob er gegen den Beklagten einen Anſpruch auf 
Erſatz ſeiner Aufwendungen hat, beurteilt ſich nach den Grund⸗ 
ſätzen über Geſchäftsführung ohne Auftrag. 

Aber auch wenn der angeblich minderjährige Beklagte den 
Mangel der Zuſtellung rügt, ſtehen dem vermeintlichen Ver⸗ 
treter Koſtenerſatzanſprüche nicht zu. Mit dem Eintreten des 
Beklagten in den Rechtsſtreit ſind die parteiähnlichen Prozeß⸗ 
rechte des Vertreters erloſchen. Nur der Kläger oder der Be⸗ 
klagte kommen für die Urteilebildung als obſiegende oder unter⸗ 
liegende Partei in Betracht. 

Bei mangelhafter Klagezuſtellung iſt dem Kläger von der 
Praxis das Recht zugebilligt worden, die richtige Zuſtellung 
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nachzuholen. Die Berichtigung der Klage iſt in unſerem Falle 
jederzeit zuläſſig, da nach 8 253 ZRO. die Bezeichnung oder 
Nichtbezeichnung des geſetzlichen Vertreters kein weſentliches 
Klageerfordernis darſtellt. Aberwiegend wird jedoch in der 
Literatur und Rechtſprechung die Anſicht vertreten, daß die 
Nachholung der ordnungsmäßigen Zuſtellung nur zuläſſig iſt, 
wenn fie vor dem Termin und unter Wahrung der Einlaſſungs⸗ 
friſt erfolgt. Dieſer formaliſtiſche Standpunkt iſt unangebracht 
und vom Geſetze nicht gewollt. Eine ordnungsgemäß zu⸗ 
geſtellte Klage muß zur Zeit der Urteilserlaſſung vorliegen. 
Rügt der Beklagte oder der vermeintliche geſetzliche Vertreter 
den Mangel der Zuſtellung, ſo iſt die Nachholung ſicherlich ſo 
lange zuläſſig, als dieſer Streitpunkt noch in der Schwebe und 
der Prozeß nicht ſpruchreif iſt (vgl. RG. im Recht 13 Nr. 103). 
Es ſteht aber keine geſetzliche Vorſchrift im Wege, wenn das 
Gericht es für angezeigt hält, den Rechtsſtreit zum Zwecke der 
Nachholung der ordnungsmäßigen Zuſtellung oder der Wahrung 
der Einlaſſungsfriſt von Amts wegen zu vertagen. $ 228 
IPOD. bindet das Gericht nicht durch beſtimmte Vertagungs⸗ 
gründe, ſondern läßt ihm volle Freiheit. Die Verhütung von 
unnötigen Prozeßkoſten und die Verhinderung von Prozeß⸗ 
ſchilanen — als folche find vielfach derartige formaliſtiſche Ein⸗ 
wendungen der beklagten Partei anzuſprechen — mögen für 
den Richter ausreichende Vertagungsgründe bilden. Freilich 
muß das Gericht auch die Intereſſen der beklagten Partei 
bzw. des vermeintlichen geſetzlichen Vertreters berückſichtigen 
und prüfen, ob dieſen nicht durch die Ermöglichung der Ver⸗ 
beſſerung der Klageerhebung erheblicher Schaden erwächſt. 
Beſchließt das Gericht die Vertagung, fo iſt dem Beklagten 
mit der Klage das Vertagungsprotokoll, welches die neue 
Terminsbeſtimmung enthält, zuzustellen. Damit find die Be⸗ 
dingungen einer wirkſamen Klagezuſtellung erfüllt. (Vgl. NE. 
im Recht 13 Nr. 103). 

Die Nachholung der mangelhaften Zuſtellung wird nicht 
dadurch unmöglich, daß bereits gegen den Beklagten Ver⸗ 
ſäumnisurteil ergangen iſt. Wird hiegegen rechtzeitig Einſpruch 
eingelegt, fo wird der Rechtsstreit in die Lage zurückverſetzt, in 
welcher er ſich vor Erlaſſung des Verſäumnisurteils befand. 
Es müſſen aber alle Zuſtellungen, welche bisher an den ver⸗ 
meintlichen Vertreter erfolgt ſind, gegenüber dem Beklagten 
nachgeholt werden. War z. B. gegen den Schuldner ein 
Zahlungs- und Vollſtreckungsbefehl bereits ergangen, und iſt 
hegen den Vollſtreckungsbefehl Einſpruch erhoben, ſo genügt es 
nicht, wenn zur Hebung des Zuſtellungsmangels der Zahlungs⸗ 
befehl allein dem Schuldner zugeſtellt wird. Es iſt nicht etwa 
Io, als ob der Schuldner nunmehr gegen den ihm zugeſtellten 
Jahlungsbefehl Widerſpruch erheben müßte. Denn der Gläubiger 
will durch die nachträgliche Zuſtellung nicht ein neues Prozeß⸗ 
befahren einleiten, ſondern er will die urſprünglich mangel⸗ 
haſte Klageerhebung heilen, und darum muß er alle bisherigen 
Zufellungen wiederholen. | 

Wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellt, daß eine mangel⸗ 
haft zugeſtellte, den Vorſchriften des 8 253 ZRO. entſprechende 
Klage prozeſſual den Eintritt der Rechtshängigkeit der Streit⸗ 
ſache begründet, fo darf man hinſichtlich der Heilung des 
Mangels keinen Unterſchied machen, ob dieſe gemäß 8 295 
SPD, oder durch Nachholung der ordnungsgemäßen Zuſtellung 
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erfolgt. Denn durch die Nachholung der Zuſtellung an die 
beklagte Partei ſelbſt entſteht gegenüber der dem vermeintlichen 
Vertreter zugeſtellten Klage keine doppelte Rechtshängigkeit 
(vgl. RG. im Recht 13 Nr. 103), da die Wiederholung der 
Zuſtellung ein und dieſelbe Klage betrifft. Wird aber durch 
die Nachholung der Zuſtellung keine beſondere Rechtshängigkeit 
geſchaffen, ſo kann dieſe Nachholung nur die Bedeutung einer 
rückwirkenden Heilung der bereits früher eingetretenen gewiſſer⸗ 
maßen fehlerhaften Rechtshängigkeit haben. Dieſe Fehler⸗ 
haftigkeit iſt die gleiche, ob fie gemäß 8 295 ZPO. oder durch 
Nachholung des Mangels gegen den Willen des Beklagten 
geheilt wird. Es iſt deshalb auch der im Prozeſſe auftretende 
vermeintliche geſetzliche Vertreter im Falle der Nachholung der 
Zuſtellung ebenſo zu behandeln wie im Anwendungsfalle des 
8 295 RD. 

War gegen den Beklagten bereits Verſäumisurteil ergangen, 
und iſt nach Einſpruchseinlegung der Zuſtellungsmangel geheilt 
worden, ſo hat, wenn dem Klageanſpruch ſtattgegeben wird, die 
Entſcheidung dahin zu lauten, daß das ergangene Verſäumnis⸗ 
urteil aufrechterhalten wird. Denn mit Rückſicht auf die ein⸗ 
getretene Heilung des Zuſtellungsmangels hat das ergangene 
Verſäumnisurteil nunmehr volle Wirkſamkeit gegenüber der 
beklagten Partei erlangt und iſt deshalb zu beſtätigen. 


Mobiliarpfändung beim Güterſtande der Güter⸗ 
trennung. 


Von Rechtsanwalt Dr. Leviſon, Düſſeldorf. 


Die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut einer 
Ehefrau, welche im geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft lebt, iſt nach $ 739 ZPO. bekanntlich nur zuläſſig, 
wenn außer dem Urteil gegen die Ehefrau ein ſolches gegen den 
Ehemann vorliegt, durch welches dieſer zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut verurteilt iſt. Eine 
entſprechende Beſtimmung fehlt für den Güterſtand der Güter⸗ 
trennung. Man ſollte daher meinen, daß gegen die in Gütern 
getrennte Ehefrau die Zwangsvollſtreckung auf Grund eines 
gegen ſie ergangenen Urteils ohne weiteres zuläſſig ſei, und daß 
der Ehemann mit der Vollſtreckung des Urteils gegen feine 
Frau nichts zu tun habe. Bekanntlich iſt dies in der Praxis, 
wenigſtens ſoweit die Mobiliarzwangsvollſtreckung in Frage 
kommt, nicht der Fall, vielmehr kann nach der herrſchenden 
Praxis (vgl. OL GRſpr. 14, 17 ff. und die dort angeführten 
Nachweiſe) eine Mobiliarpfändung gegen die in Gütern getrennte 
Ehefrau deshalb nicht vorgenommen werden, weil die 88 808 
und 809 ZPO. im Wege ſtehen, die eine unmittelbare Pfändung 
nur bezüglich der im Gewahrſam des Schuldners befindlichen 
körperlichen Sachen zulaſſen; es wird aber allgemein angenommen, 
daß das Mobiliar, welches der Ehefrau gehört, trotz der Güter— 
trennung nicht im Gewahrſam der Frau, ſondern im Ge— 
wahrſam des Ehemannes als des Haushaltungsvorſtandes ſich 
befindet. 1 

Dieſe herrſchende Rechtſprechung führt zunächſt zu dem 
unbefriedigenden Ergebnis, daß die Ehefrau als Klägerin und 
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Gläubigerin ohne jede Mitwirkung des Mannes ihre Rechte verfolgen 
kann, während ſie als Schuldnerin in der Lage iſt, dem Gläubiger 
die Durchführung ſeiner Forderungen auf das äußerſte zu erſchweren 
und dieſem hierbei erhebliche Koſten zu verurſachen. Allerdings 
kann der Gläubiger einer in Gütern getrennten Ehefrau (vgl. 
OL GRſpr. 15, 160 ff.) von vornherein mit der Klage gegen die 
Ehefrau die Klage gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung verbinden und auf dieſe Weiſe den Widerſpruch des 
Ehemannes gegen die Pfändung in das Mobiliarvermögen feiner 


Ehefrau beſeitigen, wenn ſchon eine bezügliche Beſtimmung der 


ZPO. für dieſen Fall fremd iſt. Aber abgeſehen davon, daß 
die durch das Verfahren gegen den Mann entſtandenen Koſten 
in den vielen Fällen, in welchen dieſer vermögenslos iſt, während 
nur die Ehefrau Vermögen beſitzt, gegen die Ehefrau ſelbſt, 
obwohl ſie die allein Verfügungsberechtigte und dem Gläubiger 
Verpflichtete iſt, nicht eingezogen werden können, verſagt dies 
Mittel vollſtändig, wenn die Ehefrau als Klägerin auftritt, 
unterliegt und zu den Koſten des Prozeſſes verurteilt wird. Bei 
dieſer Sachlage bleibt dem Prozeßgegner nichts anderes übrig, 
als, nachdem er einen vollſtreckbaren Titel gegen die Ehefrau 
erlangt hat, den Anſpruch derſelben gegen ihren Ehemann auf 
Herausgabe ihrer Sachen pfänden und ſich überweiſen zu laſſen. 
Gibt der Ehemann gutwillig die Sachen der Ehefrau dem 
Gerichtsvollzieher nicht heraus, ſo mag der Gläubiger, um ſeinen 
Anſpruch auf Erſtattung der Koſten zu verwirklichen, eine neue 
Klage gegen den Ehemann anſtrengen, um von dieſem die 
Herausgabe der Sachen zu erzwingen. Nur auf dieſem Umwege, 
der dem Gläubiger trotz ſeines Titels Opfer an Geld und Zeit 
zumutet, kann derſelbe den ihm gegen die Ehefrau zuſtehenden 
Koſtenanſpruch realiſieren, wenn er es nicht vorzieht, auf 
denſelben lieber zu verzichten, als die Koſten eines neuen 
Prozeſſes, für die die Ehefrau nicht in Anſpruch genommen 
werden kann, zu wagen. Man wird nicht leugnen können, daß 
dieſer Rechtszuſtand ein höchſt unbefriedigender iſt, und daß der 
Geſetzgeber eingreifen müßte, wenn das geltende Recht dem 
Gläubiger einer in Gütern getrennten Ehefrau die zwangsweiſe 
Durchführung ſeiner Anſprüche in der geſchilderten Weiſe erſchweren 
würde. Mir ſcheint, trotzdem nur vereinzelte Entſcheidungen von 
der herrſchenden Auffaſſung abweichen, (vgl. Seuff Arch. Bd. 56, 
Nr. 234) kein Grund vorhanden zu fein, die 88 808 und 809 
ZPO. zum Schutz der in Gütern getrennten Ehefrau zur An⸗ 
wendung zu bringen. Der dieſer Veſtimmung zugrunde liegende 
Gedanke iſt offenbar der, daß der Gerichtsvollzieher einen Titel 
nur gegen den Schuldner und nicht gegen Dritte unmittelbar 
vollſtrecken fol. Es iſt die Wahrung des Hausrechts, die dieſe 
Vorſchrift bezweckt: kein Gläubiger ſoll mit dem Gerichts⸗ 
vollzieher in fremder Behauſung nach Vermögensſtücken ſeines 
Schuldners ſuchen dürfen, vielmehr ſoll der unmittelbare Zwang 
gegen den Schuldner nur in deſſen Behauſung ausgeübt werden. 
In der Begründung des § 808 ZPO. (vgl. Hahn, Materialien, 
S. 453) heißt es, daß „Gegenſtände, welche ſich in dem 
Gewahrſam eines andern als des Schuldners befinden“, nur 
mit Zuſtimmung dieſes andern gepfändet werden können, da 
gegen ihn — den andern — ein Zwang nicht begründet iſt. 
Nun folgt meines Erachtens zunächſt weder aus dem Wortlaut, 
noch aus der Begründung dieſer Beſtimmung, daß eine Pfändung 
bei Mitbeſitz oder Mitgewahrſam mehrerer Perſonen gegen eine 
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der Beteiligten unzuläſſig iſt. (So OL GRſpr. 16, 308.) Da 
das Geſetz nicht von dem ausſchließlichen Gewahrſam des 
Schuldners ſpricht, ſo iſt nicht einzuſehen, warum das Recht des 
Gläubigers hinter demjenigen einer dritten Perſon, welche mit 
dem Schuldner zuſammen wohnt, zurücktreten ſoll, zumal die 
Intereſſen des Dritten, ſoweit ein materieller Eingriff des 
Gläubigers in Frage kommt, durch den Interventionsanſpruch 
hinlänglich gewahrt ſind. Was nun die weitere Frage anlangt, 
wie es denn überhaupt mit dem Gewahrſam an denjenigen 
Sachen beſtellt iſt, welche der in Gütern getrennten Ehefrau 
zugehören, ſo wüßte ich zunächſt nicht, weshalb der Ehemann 
als ausſchließlicher Inhaber des Gewahrſams vermöge ſeiner 
ehelichen Rechte angeſehen werden ſoll. Der Ehemann hat an 
dem Gute ſeiner Ehefrau keinerlei Verwaltungsbefugniſſe; letztere 
pflegt auch über ihr perſönliches Gut, ſoweit ſie nicht etwa dem 
Ehemann Vollmacht erteilt, allein zu verfügen. Es kommt 
hinzu, daß im Falle der Gütertrennung die Ehefrau nicht ſelten 
als alleinige Mieterin oder als Mitmieterin der ehelichen Wohnung 
erſcheint, ſo daß der angeblich ausſchließliche Gewahrſam des 
Ehemannes nach außen hin nicht in die Erſcheinung tritt. 
Weder aus der Stellung des Ehemannes innerhalb der ehelichen 
Gemeinſchaft, noch aus dem tatſächlichen Zuſammenwohnen der 
Eheleute läßt ſich der ausſchließliche Gewahrſam des Mannes 
herleiten, und es iſt nicht abzuſehen, weshalb die Ehefrau, die 
keinen Anſtand nimmt, bei irgendwelchen ehelichen Differenzen 
ohne weiteres ihr geſamtes Mobiliar aus der ehelichen Wohnung 
zu entfernen, dem Gläubiger gegenüber ſich darauf berufen ſoll, 
daß ihr Mann eine Pfändung in der ehelichen Wohnung nicht 
duldet. Die tatfächlichen Lebensverhältniſſe bieten daher gar 
keinen Anhalt für den Satz, daß das Mobiliar des Hausſtandes, 
geſchweige denn die der ausſchließlichen Benutzung der Frau 
unterworfenen Gegenſtände, wie Schmuck, Kleidung u. dgl., bei 
Gütertrennung im tatſächlichen Beſitz des Ehemannes und nicht 
in dem der Frau ſich befinden. Aber ſelbſt wenn man einen 
Mitbeſitz oder Mitgewahrſam der Eheleute annehmen will, dann 
kann, wie bereits erwähnt, die unmittelbare Pfändung nicht als 
durch die ZPO. verboten erachtet werden. Nicht mit Unrecht 
mehren ſich in der Rechtsliteratur die Stimmen, die für einen 
wirkſamen Gläubigerſchutz eintreten und die Intereſſen der 
Gläubiger vielfach als ſchutzbedürftiger anſehen als die der 
Schuldner. Ein weſentliches Erfordernis des Gläubigerſchutzes 
iſt aber vor allem die prompte Zwangsvollſtreckung. Sofern 
man von einer formaliſtiſchen Auslegung des § 808 ZPO. 
Abſtand nimmt, erſcheinen wenigſtens ſolche Hinderniſſe der 
Vollſtreckung beſeitigt, die nur darauf hinauslaufen, dem 
böswilligen Schuldner ein Mittel zur Schikane gegenüber dem 
Gläubiger zu gewähren, ohne einem ſchutzbedürftigen Intereſſe 
zu dienen. Vielleicht darf man darum die Hoffnung nicht auf⸗ 
geben, daß die Rechtſprechung, die offenbar in der letzten 
Zeit beſtrebt iſt, ſich aus der „Begriffsjurisprudenz“ zu 
einer den praktiſchen Bedürfniſſen gerecht werdenden „Tatſachen⸗ 
jurisprudenz“ zu entwickeln, das auf 8 808 30. geſtützte 
Privileg der in Gütern getrennten Ehefrau beſeitigen wird. 
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Beſteht nach dem Allgemeinen Landrecht eine Haftung 
des Staates für Kriegsſchäden? 
Von Referendar Dr. Ernſt Emil Schweitzer, Breslau. 


In der Deutſchen Juriſtenzeitung vom 1. Dezember 1914 
bertritt Rechtsanwalt Dr. Lux die Auffaſſung, daß für die 
Entſchädigung der durch den Krieg betroffenen Bewohner Oſt⸗ 
preußens nicht nur die in Ausſicht genommenen beſonderen 
Geſetze als Rechtsquellen in Betracht kommen, ſondern daß 
ſchon jetzt unmittelbare Entſchädigungsanſprüche gegen das Reich 
auf Grund des §S 75 der Einleitung zum ALR. gegeben ſeien. 

Angeſichts der weittragenden praktiſchen Bedeutung der 
Frage ſei es mir geſtattet, hier meine abweichende Auffaſſung 
zu vertreten. Nach der angezogenen Beſtimmung des ALR. iſt 
der Staat demjenigen, welcher ſeine beſonderen Rechte und 
Vorteile dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt 
wird, zu entſchädigen gehalten. 

Nun betont ſchon Dr. Lux, daß nach Wiſſenſchaft und 
Praxis bei 8 75 der Nachdruck auf das Wort „beſondere“ 
Schäden zu legen iſt; für Schäden, die man im Staatsintereſſe 
nach allgemeinen Normen erleidet, iſt eine Entſchädigungspflicht 
des Staates nicht gegeben. Hieraus wird nun für Kriegs⸗ 
ſchäden die Folgerung gezogen, daß ſämtliche Schädigungen 
durch die feindliche Herresmacht zu den allgemeinen, nicht zu 
vergütenden Schäden des Krieges gehören, ebenſo die Folgen 
einer Beſchießung durch deutſche Truppen. „Ein beſonderer 
Eingriff iſt es dagegen, wenn der deutſche Kommandant Häuſer, 
Bäume, Sträucher zerſtören läßt, weil ſie das Schußfeld ſeiner 
Truppen beeinträchtigen, wenn er Vorräte von Lebensmitteln 
und Kriegsmaterial in Brand ſetzt, Brücken ſprengt uſw.“ 

In ſolchen Fällen liegen nach Dr. Lux Enteignungen im 
weiteren Sinne vor, für die eine Haftpflicht des Deutſchen 
Reiches gegeben ſei. 

Dieſer Auffaſſung iſt meines Erachtens nicht beizutreten. 
Es kann für eine Entſchädigungspflicht des Staates keinen 
Unterſchied machen, ob Bäume, um nicht das Schußfeld zu 
beeinträchtigen, von deutſchen Kommandanten zerſtört werden, 
oder ob ſie — vielleicht wenige Stunden ſpäter — durch die 
Beschießung der deutſchen oder der fremden Truppen der Ber: 
nichtung anheimfallen. Es geht auch nicht an, hier eine 
Ungleichheit und damit Neid und Zwietracht in dem Augen⸗ 
blic zu gründen, wo alles darauf ankommt, in den bedauerns⸗ 
werten Landbewohnern Oſtpreußens das Gefühl zu beleben, daß 
fe ein Volk find, heimgeſucht durch dasſelbe Unglück, und 
darum würdig der gleichen Hilfe ihres Vaterlandes, ent⸗ 
ſchädigungaberechtigt nach denſelben einheitlichen Grundſätzen. 
Nan ziehe auch in Betracht, wie ſich die Durchführung der von 
Lu angenommenen Entſchädigungsanſprüche in der Praxis ge⸗ 
falten ſoll. Ob Bäume oder Sträucher uſw. aus ſtrategiſchen 
Gründen zerſtört worden find, würde meiſt erſt auf Grund 
ſchwieriger Zeugenvernehmungen feſtzuſtellen ſein. Eine Anzahl 
von Prozeſſen würde entſtehen, Gelder für — vom Standpunkt 
ener höheren praktiſchen Gerechtigkeit aus unerhebliche — 
Beweisaufnahmen verausgabt werden, und das zu einer Zeit, 
wo planmäßige Haushaltung mehr denn je geboten erſcheint. 

Wenn alſo das RG. wiederholt anerkannt hat, daß da, 
wo durch Geſetze Opfer von einzelnen Bürgern gefordert werden, 
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eine Entſchädigungspflicht für den Staat nicht beſteht, es ſei 
denn, daß eine ſolche in den fraglichen Geſetzen ausdrücklich 
feſtgeſetzt iſt, ſo iſt anzunehmen, daß — nachdem in verfaſſungs⸗ 
mäßiger Weiſe vom Deutſchen Reiche der Krieg erklärt worden 
iſt — alle Schäden, die auf dem Kriegsſchauplatz auf Grund 
der militäriſchen Maßnahmen notwendig entſtanden ſind, all⸗ 
gemeine Schäden ſind, für die eine Entſchädigungspflicht des 
Staates nicht beſteht, eben weil ſie weder in der Verfaſſung 
noch in der Kriegserklärung ſelbſt beſonders beſtimmt iſt. 

Mit Recht iſt für dieſes Ergebnis auch von Arndt die 
auf Grund des Staatsminiſterialberichts vom 16. November 
1831 erlaſſene Allerhöchſte Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 
(GS. S. 255) angezogen worden. Wenn Lux hiergegen ein⸗ 
wendet, der Satz, daß über wirkliche Magiſtrats⸗ und Hoheits⸗ 
rechte der Prozeß nicht ſtattfinde, habe die Gerichte niemals 
gehindert, Schadenerſatz für den durch einen ſtaatlichen Eingriff 
hervorgerufenen Schaden zuzubilligen, ſo iſt dieſe Argumentation 
nicht überzeugend. Der Sinn der Kabinettsorder von 1831 
iſt vielmehr der Gedanke, daß militäriſche Schäden im Kriege 
naturgemäße Folgen der Kriegserklärung, und daher all⸗ 
gemeine, nicht zu erſetzende Schäden ſind. Vgl. auch die Ober⸗ 
tribunalentſcheidung bei Striethorſt Bd. 60 S. 111 und Koch, 
Kommentar zum ALR. (8. Auflage) zu § 80 Einl., wo es heißt: 

„Dieſe KO. und die ihr zugrunde liegende Belehrung der 
Gerichte ſeitens des Miniſteriums iſt darauf berechnet, 
den Unterſchied des Fiskus (des Staates als Erwerbs⸗ 
geſellſchaft oder als Subjekt von Privatrechten) und der 
Magiſtrats⸗ und Hoheitsrechte (des Staates als Geſellſchaft 
zur Verwirklichung des Staatszweckes) in Erinnerung zu 
bringen. In der zweiten Eigenſchaft gibt es für den 
Staat und deſſen Oberhaupt keinen Richter; was er in 
dieſer Eigenſchaft tut, dafür iſt der Fiskus und die Staats⸗ 
kaſſe nicht verantwortlich; niemand kann für Nachteile, 
welche ihm durch Regierungs handlungen entſtehen, Erſatz 
fordern, wenn nicht ein beſonderes Geſetz eine Ausnahme 
vorſchreibt. Daher iſt z. B. unzuläſſig eine Klage 
gegen den Fiskus auf Erſatz erlittener Kriegsbeſchädigungen 
(GS. 1831 S. 255).“ 


Unterlaſſungsklage und öffentliche Strafandrohung. 
Von Rechtsanwalt Recken, Berlin. 


Die ſchon in mehreren Abhandlungen und Aufſätzen be⸗ 
handelte Unterlaſſungsklage auf Grund unerlaubter Handlungen 
iſt durch die Erörterungen Roſenthals!) über das Verhältnis 
dieſer Unterlaſſungsklage zur öffentlichen Strafandrohung und 
durch die Erwiderung Neulamp3?) erneut in den Mittelpunkt 
des Intereſſes gerückt worden. 

Es ſoll in folgendem kurz zu der Erwiderung Neukamps 
bemerkt werden: 

I. Mit Recht führt Neukamp aus, daß Einverſtändnis in 
Rechtsſprechung und Rechtslehre darüber herrſcht, daß eine 
allgemeine Vorſchrift über den Unterlaſſungsanſpruch im geltenden 


1) Leipz8. 7, 899; IW. 1914, 1059 ff.; MarkſchW. 14, 104 
7) JW. 1915, 113 fl. 


ie —— — er 
— — —— — — 


5 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Recht nicht vorhanden iſt, daß dagegen verſchiedene beſondere 
Beſtimmungen des BGB., des HGB. und insbeſondere des 
UnlWG. ihn ausdrücklich gewähren. 


II. Neben dieſen ausdrücklich gewährten Unterlaſſungs⸗ 
anſprüchen find in Rechtsſprechung und Rechtslehre Unter: 
laſſungsanſprüche bei der Verletzung aller ſogenannten ab— 
ſoluten Rechte, wozu auch das geiſtige und gewerbliche 
Eigentum gehört, zugelaſſen. 

Zutreffend bemerkt Neukamp zu den ausdrücklich oder auf 
Grund der Verletzung eines abſoluten Rechts gewährten Unter⸗ 
laſſungsanſprüchen, daß die Unterlaſſungsklage unter allen Um⸗ 
ſtänden zuläſſig iſt, mag die zu unterlaſſende Handlung mit 
einer öffentlichen Strafe bedroht ſein oder nicht. 


III. Unter der Überſchrift: „Die Unterlaſſungsklage als 
Fallrecht“, kommt dann Neukamp auf die weiterhin von der 
Rechtsſprechung und Rechtslehre anerkannte Zulaſſung der 
Unterlaſſungsklage gegen die Verletzung relativer Rechte 
und gegen die Verletzung rechtlich geſchützter Intereſſen 
zu ſprechen. 

Die Begründung dieſer Unterlaſſungsklage iſt 

1. auf der Grundlage der Verbotsgeſetze im Wege der 
Analogie und 
2. auf dem Wege der Ableitung des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs aus dem Schadenserſatzanſpruch verſucht. 
ad 1) Die Begründung der Unterlaſſungsklage auf der 
Grundlage der Verbotsgeſetze geht von dem Standpunkt aus, 
daß, wenn das Geſetz bei der Verletzung relativer Rechte oder 
rechtlich geſchützter Intereſſen ausdrücklich auch nur eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht ſtatuiere, es doch der Sache nach zugleich eine 
Verbindlichkeit zur Unterlaſſung zum Ausdruck bringen wolle. 
Wenn aber das Geſetz ein Recht gewähre oder eine Ver⸗ 
pflichtung auferlege, ſo müſſe es auch die Möglichkeit gewähren, 
den Anſpruch hierauf im Wege der Klage zu verfolgen. 

Die noch in der Entſcheidung Bd. 48 S. 118 offen ge⸗ 
laſſene Frage, ob für den Unterlaſſungsanſpruch die Analogie 
der negatoriſchen Klage zu verwerten ſei, wird in ſpäteren 
Entſcheidungen Bd. 60 S. 6 ff. und Bd. 61 S. 569 ff. bejaht. 
Das RG. bezeichnet in dieſen Entſcheidungen ausdrücklich die 
Unterlaſſungsklage als actio quasi negakoria. Da das RG. 
auch in ſolchen Fällen, wo es ſich nur um objektiv rechts⸗ 
widrige Eingriffe ohne ſubjektives Verſchulden handelt, eine 
Unterlaſſungsklage gewährt, ſo iſt damit von ihm eine Analogie 
der 88 12, 862, 1004 BGB. gegeben. Das NG. ſtellt alſo 
damit dieſe Unterlaſſungsklage der Unterlaſſungsklage auf Grund 
abſoluten Rechts gleich. 

Bei der Unterlaſſungsklage auf Grund abſoluten Rechts 
bemerkt aber Neukamp ausdrücklich, wie bereits oben angeführt, 
daß ſie unter allen Umſtänden zuläſſig ſei, möge die zu unter⸗ 
laſſende Handlung mit einer öffentlichen Strafe bedroht ſein 
oder nicht. 

Damit fällt alſo nach den eigenen Ausführungen Neukamps 
deſſen ganze Rechtfertigung in ſich zuſammen. 

ad 2) Stellt man ſich aber auf den zweiten Standpunkt, 
den Unterlaſſungsanſpruch aus dem Schadenserſatzanſpruch ab⸗ 
zuleiten, ſo iſt ebenfalls die Tatſache der Bedrohung der be⸗ 
treffenden Handlung, deren Unterlaſſung gefordert wird, mit 


N 6. 1915. 
einer öffentlichen Strafe ohne Bedeutung, da auch die Schadens⸗ 
erſatzpflicht unabhängig von der öffentlichen Strafandrohung im 
Geſetz geregelt iſt. 

Man braucht daher gar nicht erſt zu prüfen, welche Be⸗ 
gründung die richtige iſt, ob man die Unterlaſſungsklage gegen 
die Verletzung relativer Rechte oder rechtlich geſchützter Intereſſen 
auf Grundlage der Verbotsgeſetze im Wege der Analogie oder 
auf dem Wege der Ableitung des Unterlaſſungsanſpruchs aus 
dem Schadenserſatzanſpruch begründet, immer ift der Stand⸗ 
punkt Neukamps und des RG. ungerechtfertigt. 

ad 1) Allerdings iſt, wenn man ſich auf den Boden der 
Verbotstheorie ſtellt, die Unterlaſſungsklage immer nur dann 
gegeben, wenn ein Rechtsſchutzbedürfnis vorliegt. Durch die 
öffentliche Strafandrohung wird aber niemals das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis verneint. Der durch das Strafgeſetz neben der Sühne 
bezweckte Rechtsſchutz iſt der Allgemeinheit zugedacht, ſchützt 
daher erſt mittelbar den einzelnen. Dieſer mittelbare Schutz 
kann unmöglich den unmittelbaren Rechtsſchutz, den der einzelne 
durch die Unterlaſſungsklage erreichen kann, ausſchließen. 

ad 2) Bezeichnet man den Unterlaſſungsanſpruch als be⸗ 
ſondere Form des Schadenserſatzanſpruchs, ſo iſt derſelbe nur 
dann zu verfolgen, wenn die Unterlaſſung ein geeignetes Mittel 
zur Wiederherſtellung iſt. Ein geeignetes Mittel zur Wieder⸗ 
herſtellung iſt jedoch die Unterlaſſung immer dann, wenn weitere 
Rechtsverletzungen zu beſorgen ſind. Die Tatſache der öffent⸗ 
lichen Strafandrohung kann aber ebenſowenig die Beſorgnis 
einer erneuten Rechtsverletzung beſeitigen, wie ſie die Begehung 
von ſtrafbaren Handlungen ausſchaltet. 

ad 1 und ad 2) Die Frage des Rechtsſchutzbedürfniſſes 
oder die Frage der Beſorgnis einer weiteren Rechtsverletzung 
iſt lediglich nach den beſonderen Verhältniſſen des Falles, ins⸗ 
beſondere nach dem Verhalten des Beklagten zu beurteilen. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß es unmöglich iſt, hierüber 
allgemeine Rechtsregeln aufzuſtellen. 

An dieſem Ergebnis kann auch nichts durch die Anführung 
mehr oder minder grotesker Beiſpiele geändert werden. Bei⸗ 
ſpiele der Art, wie ſie Neukamp für den Ausſchluß des Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs im Falle einer öffentlichen Strafandrohung 
anführt, laſſen ſich gegen jeden Anſpruch anführen. 

Zum Schluß ſoll bemerkt werden, daß Neukamp mit Recht 
einen Rechtsſatz dahin, daß überall da. wo ein ſtrafrechtlich zu 
ahndender Verſtoß vorliege, die Unterlaſſungsklage ohne weiteres 
gegeben ſei, wenn eine Wiederholungsgefahr drohe, ablehnt. 
Die Unterlaſſungsklage iſt lediglich bei der Verletzung eines 
abſoluten oder relativen Rechts oder eines rechtlich geſchützten 
Intereſſes aus 88 12, 862, 1004 BGB. oder in Analogie 
dieſer Beſtimmungen oder als Form des an dieſe Verletzung 
geknüpften Schadenserſatzanſpruches gegeben. 

Soweit die Verletzung eines abſoluten oder relativen 
Rechts oder eines rechtlich geſchützten Intereſſes die Grundlage 
einer Strafrechtsnorm bildet, oder die Tatbeſtandsmerkmale der 
Strafrechtsnorm auch die Vorausſetzungen eines Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs bilden, iſt daher auch eine Unterlaſſungsklage 
gegeben, aber nicht deswegen, weil das Strafrecht eine 
Strafe androht, ſondern weil zivilrechtlich ein Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch gegeben iſt. Bilden die Tarbeſtandsmerkmale der 
Strafrechtsnorm keine Verletzung eines abſoluten oder relativen 
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Rechts oder eines rechtlich geſchützten Intereſſes, oder iſt weder 
mittelbar noch unmittelbar an fie ein Schadenserſatzanſpruch 
geknüpft, fo kann die Tatſache der Strafbarkeit der Handlung 
niemals einen Unterlaſſungsanſpruch rechtfertigen. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 138 BGB. Die auf Verſchaffung eines Hof: 
lieferantentitels gegen Entgelt gerichtete Vereinbarung iſt wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig.] 

Aus den Gründen: Der BerR. geht davon aus, daß 
die auf Verſchaffung des Hoflieferantentitels gegen Entgelt 
gerichtete Vereinbarung vom 20. März 1912 wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nichtig und ein Rückforderungsrecht 
des Klägers nach 8 817 Abſ. 2 BGB. ausgeſchloſſen iſt, weil 
auch ihm ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt. Hiergegen richtet 
ſich der Hauptangriff der Reviſion; er konnte Erfolg nicht 
haben. Iſt ſchon dem Ber. darin nicht entgegengetreten, daß eine 
Vertragsabrede, durch die der eine Teil ſich von dem anderen 
gegen Zahlung einer Geldſumme die Verſchaffung einer 
von einer höchſten ſtaatlichen Stelle zu verleihenden Auszeichnung 
verſprechen läßt, ſelbſt dann, wenn die Verſchaffung auch nur 
durch Auſbieten perſönlichen Einfluſſes oder durch Ausnutzung 
perfönlicher Beziehungen zu den maßgebenden Streifen herbei⸗ 
geführt werden ſoll, dem im deutſchen Volk herrſchenden ſitt⸗ 
licen Empfinden widerſpricht und deshalb als unſittlich im 
Sinne des § 138 Abſ. 1 BGB. anzuſehen iſt, ſo kann jeden⸗ 
als nach den Umſtänden des vorliegenden Falles kein bes 
tehtigter Zweifel beſtehen, daß beide Teile ſowohl durch die 
Abrede als durch Annahme und Hingabe des Geldbetrags gegen 
die guten Sitten verſtoßen haben. In dieſer Hinſicht iſt darauf 
hinzuveiſen, daß der Kläger, der mit dem D.er wie mit dem 
Sp.ſchen Hof in keinerlei geſchäftlicher Beziehung ſtand, lediglich 
durch die Zahlung des Geldbetrags den Beklagten, der mit 
ihm und ſeiner geſchäftlichen Leiſtungsfähigkeit gänzlich un⸗ 
bekannt war und mit dem Kläger lediglich infolge der ohne 
Romenönennung in der G. er Zeitung erſchienenen Anzeige in Ber: 
bindung getreten war, zu einer Tätigkeit verpflichtete, die, wie 
der BerR. feſtgeſtellt hat, nach dem Willen beider Teile auf 
die Vermittlung des erſtrebten Titels „auf Umwegen und 
Scleichwegen unter Benutzung von inoffiziellen Hilfsperſonen“ 
abgeſtellt war. Der Ber. hat deshalb ohne Rechtsirrtum 
ſowohl die Nichtigkeit der Vereinbarung vom 20. März 1912 
in ihrem vollen Umfang angenommen als auch den Anſpruch 
auf Rückerſtattung der infolge der geleiſteten Vorauszahlung 
eingetretenen Bereicherung auf Grund des § 817 Abſ. 2 BGB. 
versagt. D. c. K, U. v. ö. Jan. 15, 385/14 VII. — Berlin. B.] 

2. 8432 BGB, Iſt der Teilhaber einer offenen Handels» 
geſelſcaft berechtigt, eine zum Geſellſchaftsvermögen gehörende 
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Forderung in der Weiſe geltend zu machen, daß er im eigenen 
Namen Leiſtung an die Geſellſchaft fordert?! 
Zwiſchen dem Kläger Friedrich H. und St., dem Erblaſſer 
der Beklagten, hat eine offene Handelsgeſellſchaft unter der Firma 
H. & Co. beſtanden. Am 1. April 1910 iſt St. ausgetreten 
und an ſeiner Stelle ein neuer Teilhaber, K. Z., in das Geſchäft, 
das unter unveränderter Firma fortgeführt wurde, eingetreten. 
Am 14. Oktober 1911 iſt zwiſchen H. & Co. und St. ein 
Auseinanderſetzungsvertrag geſchloſſen. Laut dieſem erhielt St. 
40 000 & in Wechſeln, ſollte aber eine gewiſſe Hypothek 
„auf W.“ ganz oder zum Teil in Zahlung nehmen und dann 
einen entſprechenden Betrag der Wechſel zurückgeben. Am 
gleichen Tage iſt in beſonderer Urkunde beſtätigt worden, daß 
durch den Vertrag alle gegenſeitigen Anſprüche der Beteiligten 
erledigt ſeien. Dies iſt nicht nur von H. & Co. und St., 
ſondern auch von dem Kläger unterſchrieben. Der Kläger hat 
nun unter ſeinem bürgerlichen Namen eine Klage erhoben, in 
der er in erſter Linie den Vertrag wegen Drohung anficht. 
Er beantragt, deſſen Nichtigkeit feſtzuſtellen, und fordert wegen 
der Nichtigkeit des Vertrages Rückgabe der noch nicht ein⸗ 
gelöſten Wechſel ſowie eines Betrages von 630,50 . Für 
den Fall der Rechtswirkſamkeit des Abkommens aber beantragt 
er, feſtzuſtellen, daß Beklagter die Hypothek auf W. zu über⸗ 
nehmen habe, und ihn zu verurteilen, dementſprechende Werte 
an Geld und Wechſeln zurückzugeben. Er hat ſeinen Antrag 
ſpäter dahin erläutert, daß Leiſtung an den Kläger oder an 
die Geſellſchaft H. & Co. nach Wahl der Beklagten gefordert 
werde. Die Beklagten haben eingewandt, daß nicht der Kläger, 
ſondern nur die offene Handelsgeſellſchaft aus dem Vertrage vom 
14. Oktober, wie auch zu ſeiner Anfechtung legitimiert fei. Kläger 
hat dies beſtritten, außerdem aber nachträglich, und zwar in 
I. Inſtanz, geltend gemacht, daß er die Klage mit Ermächtigung 
ſeines Teilhabers und nicht nur perſönlich, ſondern zugleich 
auch für die Handelsgeſellſchaft erhoben habe. Hiergegen 
haben die Beklagten Klagänderung eingewandt. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben das nachträgliche Vorbringen als unzuläſſige 
Klagänderung zurückgewieſen, haben dem Kläger die Aktiv⸗ 
legitimation abgeſprochen und demzufolge die Klage abgewieſen. 
Kläger hat ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Das 
nachträgliche Vorbringen des Klägers iſt von den Vorinſtanzen 
auf Grund § 264 ZPO. zurückgewieſen worden. Da die 
Reviſion eine Verletzung dieſer das Verfahren betreffenden Vor⸗ 
ſchrift nicht geltend macht, fo iſt dieſe Entſcheidung nicht nach⸗ 
zuprüfen. Der Kläger beantragt mit der Klage zwei Feſt⸗ 
ſtellungen, nämlich in erſter Linie Feſtſtellung der Nichtigkeit 
des zwiſchen H. & Co. und St. geſchloſſenen Auseinander— 
ſetzungsvertrages, eventualiter Feſtſtellung der Pflicht der Be— 
klagten, die Hypothek auf W. für die im Vertrage feſtgeſetzte 
Forderung in Zahlung zu nehmen. Er macht ferner petitoriſch 
die Anſprüche geltend, die ſich aus jeder der beiden beantragten 
Feſtſtellungen für H. & Co. ergeben. Danach würde die Zu: 
läſſigkeit der Feſtſtellungsanträge ohne weiteres aus 8 280 ZPO. 
folgen, wenn der Kläger zur Erhebung der eingeklagten Forde⸗ 
rungen legitimiert wäre. Seine Aktivlegitimation für die 
petitoriſchen Anträge iſt alſo zunächſt zu prüfen. Es handelt 
ſich um Forderungen, die der offenen Handelsgeſellſchaft H. & Co., 
ſei es wegen Nichtigkeit des zwiſchen ihr und dem verſtorbenen 
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St. geſchloſſenen Auseinanderſetzungs vertrages, ſei es auf Grund 
dieſes Vertrages gegen St., jetzt deſſen Erben, die Beklagten, 
zuſtehen ſollen. Die offene Handelsgeſellſchaft, nicht der Kläger 
perſönlich, iſt laut der Klagbegründung der Gläubiger. Hieran 
ändert auch die am 14. Oktober 1911 ausgeſtellte, vom Kläger 
mitunterzeichnete gegenſeitige Generalquittung nichts. Klägers 
Teilnahme an dieſer Rechtshandlung bedeutet nur, daß er und 
St. bekannten, keine Anſprüche mehr gegeneinander zu haben. 
Zur Partei des vorausgegangenen Auseinanderſetzungsvertrages 
wurde Kläger dadurch nicht. Die zu entſcheidende Frage iſt 
alſo, ob der Kläger als Teilhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft H. & Co. berechtigt iſt, eine zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörige Forderung in der Weiſe geltend zu machen, 
daß er im eigenen Namen Leiſtung an die Geſellſchaft fordert. 
Ein ſolches Recht des Klägers kann nur aus dem 8 432 BGB. 
und der Anwendung dieſer Vorſchrift auf Gemeinſchaften zur 
geſamten Hand, insbeſondere auf die Geſellſchaft hergeleitet 
werden. Falls mehrere, die nicht Geſamtgläubiger ſind, eine 
unteilbare Leiſtung zu fordern haben, fo kann laut § 432 jeder 
Gläubiger die Leiſtung an alle fordern. Zweifellos find die 
Glieder einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand nicht Geſamt⸗ 
gläubiger im Sinne des § 428 BGB., weil nicht jeder die 
ganze Leiſtung fordern kann. Auch iſt die einer Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand geſchuldete Leiſtung im Rechtsſinne uns 
teilbar, weil der Schuldner nur an alle gemeinſchaftlich leiſten 
kann. Die Vorſchrift des 8 432 iſt alſo auf Forderungen, die 
einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand zuſtehen, grundſätzlich 
anzuwenden. Hieraus erklärt fi die in § 2039 für die Erben⸗ 
gemeinſchaft gegebene Regel, daß jeder Miterbe die Leiſtung 
an alle Erben fordern kann. Sie iſt keine Ausnahmevorſchrift, 
ſondern ſtellt nur der Deutlichkeit halber ausdrücklich feſt, was 
aus der Behandlung der Erbengemeinſchaft als Geſamthand⸗ 
verhältnis folgt. So hat ſich auch das RG. mehrfach, ins⸗ 
beſondere in den Urteilen vom 23. Januar 1905, IV 298/04 
(JW. 1905, 146%) und vom 9. Januar 1913, IV 524/12, 
ähnlich auch ſchon in dem älteren Urteile vom 1. Dezember 
1900, V 228/00 (NG. 48, 269) ausgeſprochen. Es iſt daraus 
für die familienrechtlichen Geſamthandverhältniſſe, wie eheliche 
Gütergemeinſchaft, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft gefolgert, daß der § 432 auf fie anwendbar und 
daß ſomit jeder Teilhaber berechtigt ſei, gegen Schuldner 
der Gemeinſchaft auf Leiſtung an alle zu klagen; jedoch 
mit der auch für den Streitfall weſentlichen Einſchränkung, 
daß ein ſolches Recht jedem Geſamihänder jedenfalls dann 
zuſtehe, wenn nicht eine ausſchließende Verfügungsgewalt 
des Ehemannes oder der Witwe begründet ſei. Auch 
durch die Geſellſchaft wird eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand am Geſellſchaftsvermögen begründet. Deswegen hat das 
RG. in dem Urteile vom 9. November 1908 — VI 661/07, 
RG. 70, 32 — den $ 432 BGB. auf die Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechtes angewandt, was in dem Urteile RG. 76, 280 
in einer beiläufigen Bemerkung gebilligt iſt. Jene Entſcheidung 
betrifft eine Geſellſchaft, für die über Geſchäftsführung und 
Vertretung nichts beſtimmt war. Ob ihr für ſolchen Fall zu⸗ 
zuſtimmen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Bedenken erheben ſich 
aus dem 8 709 BGB., deſſen erſter Abſatz beſtimmt, daß die 
Führung der Geſchäte der Geſelſchaft den Geſelſchaftern ge 
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meinſchaftlich zuſteht und für jedes Geſchäft die Zuftimmung 
aller Geſellſchafter erforderlich iſt. Es muß zweifelhaft er⸗ 


ſcheinen, ob nicht dieſe für die Geſellſchaft getroffene Sonder⸗ 


vorſchrift die Anwendung der allgemeinen Regel des 5 432 auf 
die Geſellſchaft ausſchließt. Will man dies aber auch mit dem 
angeführten Urteile verneinen, ſo liegt doch die Sache anders 
für Geſellſchaften, deren Geſchäftsführung durch Geſetz oder 
Vertrag abweichend von dem § 709 Abſ. 1 geregelt iſt. Ein 
Geſellſchafter, der von einem Schuldner der Geſellſchaft Leiſtung 
an alle fordert, führt kraft des eigenen, ihm am Geſellſchafts⸗ 
vermögen zuſtehenden Rechtes die Geſchäfte der Geſellſchaft. 
Seine Befugnis kann ſich nur auf das Recht gründen, das er 
kraft des Geſellſchaftsverhältniſſes am Geſellſchaftsvermögen hat; 
ſie kann deswegen nicht beſtehen, wenn die Geſellſchaft durch 
Geſetz oder Vertrag ſo organiſiert iſt, daß eine Befugnis des 
Geſellſchafters, Geſchäfte der Geſellſchaft überhaupt oder doch 
im eigenen Namen zu führen, damit unvereinbar iſt. Dies 
trifft immer zu, wenn die Geſchäftsführung einem oder mehreren 
Geſellſchaftern übertragen iſt; denn ſolche Beſtimmungen haben 
den Sinn und Zweck, daß die Geſchäfte der Geſellſchaft ihnen 
gemäß und nicht anders geführt werden ſollen: Sie ſchließen 
andere Befugniſſe der Geſellſchafter zur Geſchäftsführung, die 
bei dem Mangel ſolcher Beſtimmungen beſtehen würden, aus. 
Danach findet bei der Geſellſchaft bürgerlichen Rechtes, wenn 
die Geſchäftsführung gemäß S 710 einem oder mehreren Ge: 
ſellſchaftern übertragen iſt, der 8 432 keine Anwendung. Das 
entſpricht auch durchaus dem Zwecke, den der Geſetzgeber mit 
der Regel des § 432 verfolgt. Wie die Geſetzesmaterialien 
(Denkſchrift S. 278, Motive S. 172, Mugdan W S. 860, II S. 95 
und 612) ergeben, hat die Vorſchrift des § 432, ebenſo wie 
die des 5 2039, nur den Zweck, Schwierigkeiten vorzubeugen, 
die entſtehen können, wenn einer der mehreren Geſamthand⸗ 
gläubiger ſich zurückhält und ſeine Mitwirkung weigert. Dieſe 
Schwierigkeiten ſind ausgeſchloſſen bei Geſellſchaften, in denen 
die Führung der Geſchäfte einem oder einigen beſtimmten Ge⸗ 
ſellſchaftern übertragen if. Die Anwendung des § 432 auf 
ſolche Geſellſchaften würde alſo über den Zweck des Geſetzes 
hinausgehen. Die hier für die Anwendung des 8 432 bar: 
gelegten Grundſätze entſprechen auch durchaus den Grundſätzen, 
die in den zitierten früheren Urteilen für die Anwendung des 
Paragraphen auf die familienrechtlichen . Gemeinſchaften auf: 
geſtellt ſind: wie dort die Fälle vorbehalten ſind, in denen dem 
Ehemann oder der Witwe eine ausſchließliche Verfügungsgewalt 
über das Geſamtgut zuſteht, ſo ſind bei der Geſellſchaft die 
Fälle auszunehmen, in denen die Geſchäftsführung abweichend 
von der Vorſchrift des § 432 geregelt iſt. Was hiernach all 
gemein für die Geſellſchaft bürgerlichen Rechtes gilt, das gilt 
im höchſten Maße für die offene Handelsgeſellſchaft, weil ſie 
ſowohl im Intereſſe der Verkehrsſicherheit, alſo der Außen⸗ 
ſtehenden, wie der Geſellſchafter ſelbſt beſonders ſtraff geregelt 
iſt. Wie das RG. 56, 209 ſchon früher ausgesprochen hat, 
geſtattet die Vereinigung zur geſamten Hand ein mehr oder 
minder enges Maß der Zuſammenfaſſung. Bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft iſt die Zuſammenfaſſung ſo ſtark, daß die 
Geſellſchaft zwar keine juriſtiſche Perſon iſt, aber ſich ihr nähert 
(RE. 56, 432). Dies bewirkt, daß der Teilhaber der Geſell 
ſchaft wie ein Dritter gegenüberſteht, und daß dieſe im Ver 
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hältnis zu den Außenſtehenden als ein einheitliches Rechtsweſen 
erſcheint, was ſich äußerlich darin zeigt, daß ſie einen eigenen, 
von dem der Geſellſchafter verſchiedenen Namen führt. Dieſer 
ſtraffen Organiſation entſpricht es, daß die Rechte der Geſchäfts⸗ 
führung (58 114 ff. HGB.) und der Vertretung (88 125 ff.) ein⸗ 
gehend geregelt ſind. Die Regelung der Vertretung iſt auch, 
ſoweit das Geſetz nichts anderes ergibt, zwingend, wodurch das 
Intereſſe der Verkehrsſicherheit gewahrt wird. Sie kann des⸗ 
wegen auch nicht durch Hereinziehung anderer allgemeiner Rechts⸗ 
regeln durchbrochen werden. Betrachtet man die Regeln über 
Geſchäftsführung und Vertretung im einzelnen, ſo zeigt ſich, 
daß die Anwendung des § 432 mit ihnen nicht vereinbar iſt. 
Das Recht, im eigenen Namen auf Leiſtung an die Geſellſchaft 
zu klagen, würde von beſonderer Wichtigkeit für den von der 
Geſchäftsführung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter ſein. Zweck 
des Ausſchluſſes iſt aber, daß die anderen Geſellſchafter gegen 
ſeine Einmiſchung in die Geſchäfte geſichert ſein ſollen. Für 
ihn beſtimmt der § 118, daß er ſich von den Angelegenheiten 
der Geſellſchaft perſönlich unterrichten kann; weiter ſoll ſein 
Recht nicht gehen. Dürfte er ſich auch handelnd durch Er⸗ 
hebung einer Klage im eigenen Namen einmiſchen, ſo wäre der 
Zweck der Einrichtung vereitelt. Für die in Normalſtellung 
gemäß SS 114 und 125 befindlichen Geſellſchafter iſt das Recht, 
im eigenen Namen zu klagen, entbehrlich, weil jeder namens 
der Geſellſchaft vorgehen kann. Sie ſollen aber gemäß 8 115 
Satz 2 den Widerſpruch eines andern Geſellſchafters beachten, 
was vereitelt würde, wenn ihnen der Weg der Klage im 
eigenen Namen offen ſtände. Für die Sicherheit der Außen⸗ 
ſtehenden iſt es durchaus erforderlich, daß die Geſellſchaft ihnen 
gegenüber nur als Einheit auftritt. Sie dürfen nicht dem 
ausgeſetzt fein, daß fie erſt mit einem Geſellſchafter, und dann 
noch mit der Geſellſchaft ſtreiten müſſen. Es iſt alſo mit der 
Geſamtheit der Vorſchriften über Geſchäftsführung und Ver⸗ 
tretung der offenen Handelsgeſellſchaft und mit den Zwecken 
dieſer Vorſchriften unvereinbar, daß ein Teilhaber im eigenen 
Namen auf Leiſtung an die Geſellſchaft klagen kann. Dieſes 
Recht iſt ihm auch noch niemals zuerkannt worden. Im Gegen⸗ 
teil iſt in dem Urteil vom 25. März 1899 (V 444/98) aus- 
heſprochen, daß nach dem rechtlichen Weſen der offenen Handels⸗ 
geſellſcaft während ihres Beſtehens, und auch während der 
Aquidation, der einzelne Geſellſchafter, der nicht zu ihrer Ver 
teetung berufen iſt, nicht befugt ſei, zu eigenen Gunſten oder 
zugunſten der Geſellſchaft aus den von ihr mit Dritten ges 
ſchloſſenen Verträgen gegen den anderen Vertragsteil klagend 
aufputreten; das gleiche gelte für Feſtſtellungsklagen. Das 
wird als ſtändige Judikatur des RG. bezeichnet. Freilich iſt 
das Urteil vor 1900 ergangen und beruht alſo nicht auf dem 
Recht des BG. Das zugrunde liegende bürgerliche Recht 
if aber das Preußiſche Allgemeine Landrecht, dem das Inſtitut 
der Geſamthand im BGB. nachgebildet if. Auf inhaltlich 
abweichende Vorſchriften des älteren bürgerlichen Rechts iſt alſo 
das Urteil nicht zurückzuführen. Daß für die im Handels⸗ 
verkehr ſo ſehr vorherrſchende Geſellſchaftsform der offenen 
dandelsgeſellſchaft kein richterlicher Ausſpruch ſich findet, der 
die Klage eines Teilhabers auf Leiſtung an die Geſellſchaft 
mlt, beweiſt auch, daß die allgemeine Rechtganſchauung dieſe 
Alpe für unnuläffig erachtet. Der erkennende Senat kommt 
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alſo zu dem Ergebniſſe, daß zwar bei Geſamthandverhältniſſen, 
bei denen die Geſchäftsführung und Vertretung nicht durch 
Geſetz oder Vertrag anders geregelt ſind, jeder einzelne Leiſtung 
an alle fordern kann; daß dies aber für Geſellſchaften, wenn 
überhaupt, ſo jedenfalls nur dann gilt, wenn die Führung der 
Geſchäfte gemäß 8 709 allen gemeinſchaftlich zuſteht; daß es 
aber nicht gilt für Geſellſchaften, für welche die Geſchäftsführung 
und Vertretung durch beſondere Geſetzesvorſchriften oder Ver⸗ 
träge anders geregelt ſind, und daß es deshalb ſicherlich nicht 
für die offene Handelsgeſellſchaft gilt, für die eine genaue, zum 
Teil auch zwingende Regelung dieſer Punkte beſteht. Daraus 
folgt ohne weiteres, daß der Kläger für ſeine petitoriſchen An⸗ 
träge nicht aktiv legitimiert iſt, und dieſe alſo mit Recht ab⸗ 
gewieſen ſind. Es verbleibt die Entſcheidung darüber, ob die 
Feſtſtellungsanträge gemäß 8 256 ZPO. zuläſſig find. Wenn 
das BG. dem Kläger auch für dieſe Anträge die Aktivlegitimation 
abſpricht, ſo iſt dieſe Ausdruckweiſe nicht genau; in der Sache 
war aber dem angefochtenen Urteil zuzuſtimmen. Die beiden 
Anträge bezwecken die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens eines Schuldverhältniſſes zwiſchen H. & Co. und den 
Beklagten und eventualiter die Feſtſtellung ſeines Inhaltes. 
Das Recht, auf ſolche Feſtſtellung zu klagen, hängt nicht davon 
ab, ob der Kläger als Gläubiger oder Schuldner an dem 
Schuldverhältniſſe beteiligt iſt, ſondern gemäß § 256 ZPO. 
davon, ob der Kläger ein rechtliches Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung hat. Kläger als Teilhaber der offenen 
Handelsgeſellſchaft, die eine Partei des ſtreitigen Schuldverhält⸗ 
niſſes iſt, iſt jedenfalls für ſeinen Geſellſchaftsanteil an dem 
Beſtehen und dem Inhalt des Schuldverhältniſſes intereſſiert. 
Nach ſeiner als wahr zu unterſtellenden Behauptung hat er 
auch ſeinem Teilhaber für deſſen Anteil einzuſtehen. Sein 
Intereſſe iſt allerdings in beiden Punkten durch ſeine Beteili⸗ 
gung an der Geſellſchaft vermittelt. Darin macht das Geſetz 
jedoch keinen Unterſchied. Aber ein auf die Klage des Klägers 
ergehendes Feſtſtellungsurteil würde nur zwiſchen ihm perſönlich 
und den Beklagten, nicht zwiſchen der Geſellſchaft H. & Co. 
und den Beklagten wirken, und würde deswegen die Rechtslage 
des Klägers nicht klarſtellen. Geſetzt, es würde dem Haupt⸗ 
oder Eventualantrage des Klägers ſtattgegeben, ſo würde dieſes 
Urteil nicht zugunſten von H. & Co. Rechtskraft ſchaffen. Die 
Beklagten könnten die in ihrem Beſitze befindlichen Wechſel 
demnach geltend machen und die Geſellſchaft würde den Streit 
nochmals austragen müſſen. Unterläge ſie, ſo müßte Kläger 
ſeinen Anteil gemäß dem Innenverhältniſſe tragen. Gleicher⸗ 
maßen würden, wenn die Klage durch ein die Sache ſelbſt 
entſcheidendes Urteil abgewieſen wäre, die Beklagten ſich auf 
dieſes Urteil gegen die Geſellſchaft nicht berufen können. Kläger 
hat alſo zwar ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Klärung 
des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes, da aber die von ihm aus⸗ 
gehenden Feſtſtellungsanträge eine rechtlich wirkſame Entſcheidung 
nicht herbeiführen können, ſo fehlt ihm das Intereſſe an der 
richterlichen Entſcheidung über dieſe feine persönlichen Anträge. 
Weshalb die Feſtſtellungsklage gemäß 8 256 ZPO. unzuläſſig 
und mit Recht abgewieſen iſt. H. c. Erben St., U. v. 27. Nov. 14, 
306/14 IL — Cöln. [B.] 

8. 8 823, 254 BGB. Verſchulden des Kraftwagen⸗ 
führers in übermäßiger Beanſpruchung ſeiner eigenen Leiſtungs⸗ 
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fähigkeit gefunden. — Kein ſtillſchweigender Verzicht auf die 
Haftung hierwegen.] 

Nach der Feſtſtellung des Vorderrichters wurde der Unfall 
dadurch herbeigeführt, daß der Beklagte infolge einer augenblick⸗ 
lichen Erſchlaffung die Herrſchaft über den Kraftwagen verlor. 
Sein Verſchulden wird darin gefunden, daß er die lange Fahrt 
von Hamburg nach Frankfurt a. M. innerhalb von 24 Stunden 

durchführte, insbeſondere die Fahrt von Caſſel nach Frankfurt 
in der Nacht fortſetzte, obwohl er ſich als erfahrener Auto⸗ 
mobiliſt ſagen mußte, daß die Anſtrengungen einer ſo langen 
Fahrt leicht eine Erſchlaffung und Abſpannung der Nerven 
herbeiführen könnten. Die hiermit für die Inſaſſen des Kraft⸗ 
wagens verbundene Gefahr war dem Beklagten bekannt, er 
verletzte die im Verkehre gebotene Sorgfalt, indem er trotz 
jener Gefahr die Fahrt fortſetzte. Dieſe Erwägungen ſind frei 
von Rechtsirrtum. Die Reviſion meint aber, daß der Kläger 
aus der erwähnten Fahrläſſigkeit des Beklagten keine 
Anſprüche herleiten könne, weil er, wie der Vorderrichter 
bei der Beſprechung des dem Kläger zur Laſt fallenden mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens feſtſtellt, mit einer bei dem Beklagten 
auftretenden Nervenabſpannung habe rechnen müſſen. Da er 
ſich trotzdem an der weiteren Fahrt von Caſſel nach Frankfurt 
beteiligt, ſie ſogar angeregt habe, ſo liege hierin ein ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht; Kläger habe auf eigene Gefahr gehandelt. 
Wie das RG. anerkannt hat, JW. 1911, 285; 1914, 3895, 
kann die Haftung aus unerlaubter Handlung auch ſtillſchweigend 
im voraus ausgeſchloſſen werden. In der Regel wird ein 
ſtillſchweigender Verzicht nur für die Gefährdehaftung vor⸗ 
liegen; die Umſtände können aber ſo liegen, daß ſich auch ein 
Verzicht auf die Haftung wegen Fahrläſſigkeit aus ihnen ent⸗ 
nehmen läßt; mündliche Außerungen ſind hierfür nicht ſtets 
erforderlich. Es liegt aber kein Rechtsirrtum darin, daß das 
BG. die Haftung des Beklagten aus Fahrläſſigkeit nicht für 
ausgeſchloſſen erachtet hat. Der Kläger wußte, daß der Be⸗ 
klagte ein guter Fahrer war; er konnte daher annehmen, daß 
dieſer das Maß ſeiner Krafte richtig einſchätzen werde. In 
Caſſel hat der Kläger zwar erklärt, es komme ihm darauf anz 
noch nachts nach Hauſe zu gelangen; er hat aber nicht auf 
der Weiterfahrt im Kraftwagen beſtanden, ſondern erklärt, daß 
er bereit ſei, mit der Bahn zu reiſen. Wenn dann der Be⸗ 
klagte äußerte, er wolle weiter fahren und alle ſchön nach Haus 
bringen, der Kläger aber, der kein Fachmann im Automobil⸗ 
weſen iſt, ſich ihm anvertraute, jo kann hierin noch keine ftill- 
ſchweigende Entlaſſung des Beklagten aus ſeiner geſetzlichen 
Haftung für Fahrlaſſigkeit erblickt werden. Dem ſteht nicht 
entgegen, daß es der Vorderrichter dem Kläger als Verſchulden 
anrechnet, daß er ſich ohne Rückſicht auf die auch für ihn 
erkennbare Moglichkeit einer Aberanſtrengung des Beklagten 
zur Weiterfahrt entschloß; denn aus dieſer Fahrläſſigkeit des 
Klägers läßt ſich nicht ſchließen, daß er auch die Gefahren 
einer Fahrläſſigkeit des Beklagten tragen wollte. An zweiter 
Stelle rügt die Reviſion Verletzung des 8 254 BGB., weil 
der Vorderrichter darm, daß der Kläger zur Zeit des Unfalls 
geſchlafen hat, kein Verſchulden findet. Da der Kläger die 
Mbermübung des Beklagten gekannt habe, ſo hätte er achtſam 
fein müſſen. Er würde dann bemerkt haben, daß der Kraft⸗ 


wagen, wie ein Zeuge angibt, aus ſeiner Fahrrichtung kam 


N 6. 1915. 
und hätte den Beklagten, da er neben ihm ſaß, aufmuntern 
können. Der Vorderrichter ſagt aber mit Recht, es ſei dem 
Kläger nicht zuzumuten geweſen, während der ganzen Fahrt 
zu wachen und aufmerkſam zu ſein, da er hierfür keinen erkenn⸗ 
baren Anlaß hatte. Zwar wußte er, daß der Beklagte ſeit 
etwa 10 Uhr morgens ohne weſentliche Unterbrechung ſein 
Automobil ſteuerte; trotzdem aber wurde faſt die ganze Strecke 
bis Frankfurt a. M. ohne Unfall zurückgelegt, und es fehlte 
für den Kläger jeder erſichtliche Grund für die Annahme, daß 
die Nerven des Beklagten nahe am Ziele verſagen würden. 
Ob der Kläger das Unglück hätte verhindern können, wenn er 
wach geweſen wäre, iſt daher ohne Bedeutung; dem Vorder⸗ 
richter muß aber zugeſtimmt werden, wenn er dies aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach nicht für möglich hält. G. c. K., U. v. 
17. Dez. 14, 443/14 VI — Frankfurt. [S.] 


4. S 839 BGB., § 183 FGG. Blankobeglaubigung 
ſeitens eines Notars. 

Auf einem im Juli 1912 vom Kläger an den Notar 
Dr. B. in H. veräußerten Grundſtücke war zugunſten des Klägers 
eine Hypothek von 25 000 & eingetragen, deren Brief in B. 
Beſitz geblieben war. Eines Tages kam Dr. B. in das Geſchäfts⸗ 
zimmer des Beklagten, mit dem er eine gemeinſchaftliche Kanzlei 
hielt, legte ihm einen unausgefüllten Vordruck zu einer Hypothel⸗ 
abtretung vor, auf deſſen Rückſeite der Name „J. B. Dr.“ 
ſtand oberhalb des gleichfalls unausgefüllten Beglaubigungs⸗ 
vordrucks und bat um Beglaubigung ſeiner Unterſchrift. Der 
Bellagte ſetzte ſeinen Namen „Dr. P. O.“ unter den Be⸗ 
glaubigungsvordruck und verſah den Vordruck der Koſten⸗ 
berechnung mit ſeinem Namenszeichen, händigte ſodann das 
Papier dem Dr. B. wieder aus. Das Notariatöfiegel des 
Beklagten lag derzeit offen in der Kanzlei zur Benutzung der 
mit der Unterſtempelung betrauten Angeſtellten und wurde auch 
nachts nicht weggeſchloſſen. Am 7. Januar 1913 ging beim 
Grundbuchamte eine die Tagesbezeichnung des 1. Oktober 1912 
tragende Urkunde ein, worin Dr. B. und der Kläger die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes vereinbarten und der Kläger die Hypothek 
einem Bruder des Dr. B. abtrat. Die Urkunde war mit dem 
Namen des Klägers und „J. B. Dr.“ unterzeichnet und trug 
folgenden mit dem Namen des Beklagten, Dr. P. O., unter⸗ 
ſchriebenen und mit ſeinem Amtsſiegel verſehenenen Vermerk: 
„Hierdurch beglaubigt der unterzeichnete Notar Dr. P. O. vor⸗ 
ſtehende, vor ihm anerkannte Unterſchrift des H. R. und 
Dr. J. B., beide von Perſon bekannt. H., d. 1. Oktober 1912“. 
In einer weiteren Urkunde trat Dr. B. als Bevollmächtigter 
ſeines Bruders die Hypothek an einen — gutgläubigen — M. K. 
ab, auf deſſen Namen fie demnächſt im Grundbuche umgeſchrieben 
wurde. Die Unterſchrift H. R. rührt nicht vom Kläger her. 
Die Hypothek war für ihn verloren. Er hat im Konkurſe des 
Notars Dr. B. ſeine Forderung angemeldet aber noch nichts 
erhalten und nimmt auf Schadenserſatz in Höhe von 25 000 4 
nebſt Zinſen den Beklagten in Anſpruch, der durch Aushändigung 
des von ihm unterſchriebenen unausgefüllten Beglaubigungs⸗ 
vermerks ſchuldhaft feine Amtspflicht als Notar verletzt habe. 
Das LG. hat antraggemäß verurteilt, das OLG. die Berufung 
zurückgewieſen. Die Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Der 
Beklagte iſt als H. ſcher Notar, wie das BE. auf Grund 
H.ſchen Rechtes feſtſtellt, Beamter. Er hat eine ihm in dieſer 


4. Jabrgang. 
Eigenfhaft obliegende Amtspflicht verletzt. Die Pflichtverletzung, 
die nach den unangefochtenen Feſtſtellungen Urſache des ent⸗ 
ſundenen Schadens geworden iſt, beſteht nicht ſowohl darin, 
daß er eine Blankounterſchrift beglaubigt hat, als vielmehr, wie 
dab BO. zutreffend annimmt, in der Blankobeglaubigung, d. h. 
darin, daß er ſeine unter einen unausgefüllten Beglaubigungs⸗ 
vorbrud geſetzte Namensſchrift aus der Hand gegeben hat. Nach 
9 183 Abſ. 2 86G. geſchieht die Beglaubigung einer Unter⸗ 
ſchrift durch einen unter die Unterſchrift zu ſetzenden Vermerk. 
Der Vermerk muß die Bezeichnung deſſen enthalten, der in 
Gegenwart des Richters oder Notars die Unterſchrift vollzogen 
oder anerkannt hat, und den Tag und Ort der Ausſtellung 
angeben ſowie mit Unterſchrift und Siegel oder Stempel vers 
feben fein Schon der Wortlaut ganz gewiß aber der ſelbſt⸗ 
berſtändliche Sinn dieſer Geſetzesvorſchrift läßt es als unter 
leinen Umſtänden ſtatthaft erſcheinen, daß der Beglaubigungs⸗ 
beamte, insbeſondere der Notar, ein Schriftſtück aushändigt, 
auf dem er ſeinen Namen unter einen unausgefüllten Be⸗ 
glaubigungsvordruck geſetzt hat. Der Notar, dem vom Staate 
die Nacht verliehen iſt, im weſentlichen durch feine Unterſchrift 
Urkunden und Beglaubigungen insbeſondere die Kraft öffentlichen 
Glaubens zu geben, handelt in jedem Falle gegen eine der 
bictigften und vornehmſten Pflichten des ihm verliehenen Amtes, 
wem er durch Aushändigung feiner Blankounterſchrift, an wen 
unmer e ſei, die Möglichkeit oder auch nur eine der Bedingungen 
fir die Ermöglichung des Mißbrauchs des durch feine Unter: 
ſhriſt begründeten öffentlichen Glaubens ſckafft. Die Blanko⸗ 
mterſchrift eines Notars gefährdet aufs äußerſte die Sicherheit 
des Rechtsverkehrs, zu deren Aufrechterhaltung und Förderung 
dm Beamten gerade jene Machtbefugnis eingeräumt iſt. Auf 
die Richtigkeit der Beglaubigung muß ſich im Rechtsleben jeder 
balaſen, im Vertrauen auf die Richtigkeit jeder im Rechts⸗ 
kehr handeln können. Der Rechtsſicherheit würde eine 
tejentliche Grundlage entzogen, wenn es dem Notar erlaubt 
fin könnte, fo zu verfahren, wie der Beklagte getan hat. Daß 
tr fo verſahrend eine Pflicht feines Amtes verletzt hat, iſt ſonach 
uber Zweifel. Auf Erfüllung dieſer Amtspflicht ſorgſamer 
Beachtung der Gefegeövorfhrift und der aus dem Weſen der 
Beglaubigung ſich ergebenden Erforderniſſe hatie auch der Kläger 
Auſpruch. Er war zwar an ſich an der die Amtshandlung des 
Notard ausmachenden Beglaubigung nicht beteiligt. Aber er 
Bebörte dennoch zum Kreiſe derer, denen gegenüber im Sinne 
des 9 839 BGB, dem Beklagten die Amtspflicht oblag. In 
0, 18, 241 (246) hat der erkennende Senat entſchieden, daß 
his Kitis umſaſſe alle die Perſonen, die im Vertrauen auf 
di Rechtsgültigkeit der Beurkundung des Notars und auf die 
uch das beurkundete Rechtsgeſchäft geſchaffene Rechtslage in 
Bejehung auf dieſe Rechtslage im Rechteverkehre tätig werden. 
Unmittelbar trifft das hier nicht zu, ganz abgeſehen davon, daß 
3 ſch bier nicht um die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
hndelt Denn der Kläger hat von der Beglaubigung nichts 
beruft und iſt auch nicht tätig geworden im Vertrauen auf 
ine Richtigkeit Allein jene Umſchreibung des Kreiſes derer, 
5 en Recht auf die Amtspflichterfüllung haben, in RG. 78, 
Al, if dem Gedanken entſprungen, daß es allein darauf an⸗ 
hmm, welche Intertſen durch das Amtsgeſchäft des Notars 
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berührt werden (S. 247). Berührt aber werden dadurch die 
Intereſſen eines jeden, in deſſen Rechtskreis infolge der unrichtigen 
Ausführung des Amtsgeſchäfts oder durch ſie eingegriffen wird. 
Die Möglichkeit eines ſolchen Eingriffs beſteht bei einer 
unbeſtimmten, unbegrenzten Zahl von Perſonen, ihnen allen 
gegenüber iſt die Amtspflicht des Notars begründet, deren Ver⸗ 
letzung für den Geſchädigten den Erſatzanſpruch entſtehen läßt 
(RG. 78, 245; 66, 110; 72, 329). Der Beklagte hat die 
Vorſchrift des § 183 FGG. und die Erforderniſſe einer ordnungs⸗ 
mäßigen Beglaubigung nach Inhalt und Tragweite ſelbſt⸗ 
verſtändlich gekannt und deshalb bewußt der ſich aus ihnen 
ergebenden Amtspflicht zuwider gehandelt. Das BG. hat 
danach angenommen, daß er dieſe Amtspflicht nicht nur fahr⸗ 
läſſig, ſondern vorſätzlich verletzt habe. Es folgt damit derſelben 
Erwägung, die für den erkennenden Senat in III 419/13 — 
abgedruckt in Leipz3. 1914 Sp. 1129 Nr. 7 — beſtimmend 
war. Dort iſt ausgeführt worden, der Notar habe ſeine Pflicht, 
den wahren Willen der Vertragſchließenden perſönlich, nicht 
durch ſeinen Buchhalter, feſtzuſtellen, gekannt, ſei ſich alſo 
bewußt geweſen, den Pflichten ſeines Amtes zuwider zu handeln, 
als er dieſe Erſorſchung dem Buchhalter überlaſſen habe, es 
falle ihm alſo nicht nur Fahrläſſigkeit zur Laſt. Ein bewußtes 
Zuwiderhandeln des Beamten gegen die ihm Dritten gegenüber 
obliegende Amtspflicht genüge, um ſeine unmittelbare, nicht 
bloß hilfsweiſe eintretende, Verantwortung zu begründen. Ebenſo 
liegt die Sache hier. Auch hier iſt die unbeſchränkte Haftung 
des Notars eine unabweisbare Forderung. Die Beglaubigung 
durch den Notar verſchafft die förmliche Beweiskraft dafür, daß 
die Unterſchrift von dem im Beglaubigungsvermerk bezeichneten 
Ausſteller herrührt. Der Umſtand, daß der Richtigkeit der 
Beglaubigung im Verkehr ein unbedingtes Vertrauen muß 
entgegengebracht werden können, verpflichtet den Notar, bei der 
Beglaubigung die äußerſte Vorſicht zu gebrauchen (RG. 81, 
128). Die bewußte Außerachtlaſſung dieſer Vorſicht iſt Vorſatz 
im Sinne des § 839. Die dagegen gerichteten Ausführungen 
der Reviſion find unhaltbar. Der § 183 FGG. fordert im 
Ergebnis, daß der Notar den Beglaubigungsvermerk entweder 
ſelbſt ſchreibt, den Vordruck ausfüllt, oder daß er die Bes 
glaubigung nicht eher vollzieht, als bis der geſchriebene Vermerk, 
der ausgefüllte Vordruck ihm vorliegt. Daß er ſich, wie die 
Reviſion meint, eines anderen, nämlich des Notars Dr. B., zur 
nachträglichen Herſtellung des Vermerks bedienen wollte, 
war gerade der bewußte Verſtoß gegen $ 183. Das Verſchulden, 
deſſen Vorhandenſein die Reviſion zur Nachprüfung verſtellt, 
lag nicht nur darin, daß er die von Dr. V. zu bewirkende 
Herſtellung des Beglaubigungsvermerks zu überwachen verſäumte, 
ſondern ſchon darin, daß er B. die Herſtellung überließ. Mit 
Recht hat deshalb das OLG. den perſönlichen Beziehungen des 
Beklagten zu B. und der amtlichen Stellung Bs einen Einfluß 
auf die Beurteilung der Verſchuldensfrage verſagt. Der Beklagte 
haftet alſo unmittelbar und nicht bloß hilfsweiſe nach 8 839 
BGB. für den entſtandenen Schaden. O. c. R., U. v. 8. Jan. 15, 
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Handelsgeſetzbuch. 
5. 5 378 HGB. und fein Verhältnis zu 8 377 HGB. 
Auf Grund des 5 378 HGB. iſt die Anwendung der Gewähr— 
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leiſtungsvorſchriften auch dann geboten, wenn eine andere 
Ware, als beſtellt, geliefert iſt.] 8 

Die Beklagte hat von der Klägerin 150 Stück Ka wamatta⸗ 
Seide (la, Qualität: 4me) zum Preiſe von 24,50 4 pro 
Stück, insgeſamt alſo von 3675 &, Lieferung: auf Abruf bis 
15. März 1911, gekauft. Es ſind auf Abruf der Beklagten 
von der Klägerin (zunächſt) 150 Stück Sendai⸗Seide über⸗ 
ſandt worden. Als die Beklagte dieſe Lieferung mit Schreiben 
vom 29. April und 1. Mai 1911 zurückwies, hat die Klägerin 
der Beklagten mittels Schreibens vom 2. Mai an Stelle der über⸗ 
ſandten Sendai⸗Seide Kawamatta⸗Seide angeboten und bereits 
am 3. Mai auch tatſächlich überſandt. Die Beklagte hat aber 
die Annahme auch dieſer Sendung abgelehnt; ſie behauptete, 
Sendai⸗Seide ſei minderwertiger als Kawamatta⸗Seide und eine 
andere Qualität als dieſe; ſie will nicht verpflichtet ſein, nach 
Zurückweiſung der ihr überſandten, von ihr nicht beſtellten 
Sendai⸗Seide die dann erſt angebotene Kawamatta⸗Seide an⸗ 
zunehmen. Sie machte auch geltend, daß ſie an der Erſatz⸗ 
lieferung kein Intereſſe mehr gehabt habe. — Dem gegenüber 
vertrat die Klägerin den Standpunkt, daß Sendai⸗ und Kawa⸗ 
matta⸗Seide (die unſtreitig aus verſchiedenen Provinzen Japans 
ſtammen) Waren anderer Art ſeien. Auch behauptete ſie, daß 
Sendai ⸗Seide (qualitativ) beſſer als Kawamatta⸗Seide fei, ſowie 
daß die Beklagte, die die Sendai⸗Seide bereits am 19. April 
erhalten, die Rüge gegen dieſe Ware erſt am 29. April, alſo 
verſpätet erhoben habe. Beide Vorderrichter haben angenommen: 
Sendai⸗Seide ſei eine andere Gattung von Seide als Kawa⸗ 
matta, alſo eine andere Ware; beide unterſchieden ſich nicht nur 
nach dem Herkunftsort, ſondern ſeien innerlich anders geartet, 
indem die Kawamatta⸗Seide durch die Färbung viel dichter 
werde als Sendai⸗Seide. Bei dem Kauf von japaniſcher 
Rohſeide könne wohl Kawamatta⸗ oder Sendai⸗Seide geliefert 
werden, bei dem Kauf von Kawamatta⸗ aber nicht Sendai⸗ 
Seide; im Verhältnis zu Kawamatta⸗Seide ſei Sendai⸗Seide 
etwas anderes. Demgemäß habe es ſich bei der Überſendung 
der Sendai⸗Seide ſeitens der Klägerin nicht um einen Gewährs⸗ 
mangel der gelieferten Ware gehandelt und fänden auf den nach 
§ 378 HGB. zu beurteilenden Streit der Parteien nicht die 
Vorſchriften über „Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache“ 
(SS 459 ff. BGB.) Anwendung, vielmehr habe Klägerin über: 
haupt noch nicht geliefert und es hätten die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere diejenigen über den Erfüllungsverzug 
Platz zu greifen. Danach aber habe die Beklagte die nach⸗ 
träglich angebotene Kawamatta⸗Ware nur zurückweiſen dürfen, 
wenn die Vorausſetzungen des 5 326 BGB. gegeben wären. 
Das ſei hier nicht der Fall; eine Friſtſetzung habe nicht ſtatt⸗ 
gehabt und dafür, daß die Beklagte infolge des Verzuges 
der Klägerin an der Lieferung kein Intereſſe gehabt habe, ſei 
nichts erbracht. Die von der Beklagten behauptete ungünſtige 
Geſtaltung der Preislage oder der Geſchäftsausſichten reichen 
dazu nicht aus. Die Beklagte habe ſich bei der Zurückweiſung 
der Erſatzlieferung in Annahmeverzug ($ 295 BGB.) befunden 
und müſſe den Kaufpreis bezahlen. Die Annahme des Vorder⸗ 
richters, daß Sendai⸗Seide eine andere Gattung von Seide 
ſei als Kawamatta (und ſomit die Lieferung der Sendai⸗Seide 
die Lieferung einer anderen Ware als der bedungenen war), 
iſt von der Beklagten mit der Reviſion nicht bemängelt; ein 
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Rechtsirrtum iſt in ihr auch nicht erſichtlich. Der Folgerung 
aber, die die Vorderrichter daraus gezogen haben, daß eine 
andere Ware (ein aliud) geliefert iſt, iſt nicht beizutreten. 
§ 378 HGB. beſtimmt, daß die Vorſchriften des 8 377 HGB., 
der die Anzeige wegen Mängel einer gelieferten Ware regelt, 
auch dann Anwendung zu finden haben, wenn eine andere als 
die bedungene Ware (oder eine andere als die bedungene Menge 
von Waren) geliefert iſt — ſofern die gelieferte Ware nicht 
offenſichtlich von der Beſtellung ſo erheblich abweicht, daß der 
Verkäufer die Genehmigung des Käufers als ausgeſchloſſen er⸗ 
achten mußte. Um dieſen Ausnahmefall von der Regel des 
5 378, der gegeben erſcheint, wenn die gelieferte Sache mit 
der beſtellten gar nichts gemein hat und für den Zweck des 
Käufers ohne Bedeutung iſt (Denkſchrift zu dem Entwurf 
eines HGB. zu 5371 S. 226), handelt es ſich nach den in 
den Vorinſtanzen getroffenen Feſtſtellungen nicht. Von ihm 
abgeſehen iſt in der Literatur (vgl. Düringer⸗ Hachenburg, 
Bd, 3, 2. Aufl. 1913, S. 318 Anm. 6 und Staub⸗Könige, 
Bd. 2 9. Aufl. 1913, S. 955 Anm. 10 zu 8 378) ſowie in der 
Rechtſprechung der Gerichte (vgl. OL GRſpr. 8, 70 und 10, 342) 
Streit darüber, ob § 378 lediglich die in 8 377 — dort wegen 
Mängel der Sachen — geregelte Rügepflicht auf Fälle der 
Lieferung einer anderen Ware (oder anderen Warennengen) 
als der bedungenen ausdehnt, irgend etwas weiteres aber aus 
ihm nicht zu entnehmen iſt, oder ob der Paragraph nicht mehr 
zum Ausdruck bringt und auf Grund ſeiner in den von ihm 
vorgeſehenen Fällen nicht zugleich die Anwendung der Gewähr⸗ 
leiſtungsvorſchriften geboten iſt. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes freilich ſcheint für das erſtere zu ſprechen; es iſt richtig, 
was Düringer⸗ Hachenburg hervorheben, daß 8 378 — 
wörtlich — nur den $ 377 für anwendbar erklärt und § 377 
wiederum nur die Folgen der Unterlaſſung der Mängelrüge 
beſtimmt. Aber der Sinn und der Zweck des Geſetzes gehen 
weiter. In zahlreichen Fällen des Handelsverkehrs iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob es ſich um die Lieferung einer mangel⸗ 
haften oder um die Lieferung einer anderen als der be⸗ 
dungenen Ware handelte, eine durchaus ſchwierige; eine feſte 
Grenze iſt zwiſchen beiden oft nicht zu ziehen; es erſcheint 
häufig willkürlich, das eine oder das andere anzunehmen. Dabei 
hat die Unterſcheidung der beiden Fälle keine innere Berechti⸗ 
gung; ſie ſtehen ſich innerlich gleich. Auch die Lieferung einer 
fehlerhaften Ware iſt bei Zurückweiſung der Ware durch den 
Käufer vollſtändige Nichterfüllung des Vertrages (JW. 
1905, 171%; RG. 52, 355; 53, 92). Die Vertragsverletzung 
des Verkäufers iſt alſo keine weſentlich verſchiedene, ob er nun 
dem Käufer vertragswidrig eine fehlerhafte oder eine ſolche 
Ware liefert, die zwar als eine andere Gattung als die be⸗ 
dungene anzuſprechen iſt, aber doch von der Beſtellung nur fo 
abweicht, daß die Genehmigung der Ware ſeitens des Käufers 
nicht ausgeſchloſſen erſchien. Gerade aus den vorſtehend 
bezeichneten Gründen iſt die Beſtimmung des 8 378 in 
dem neuen Handelsgeſetzbuch gegeben; es war der ausgeſprochene 
Zweck des Geſetzes, mit ihr dem unbefriedigenden Ergebnis ab⸗ 
zuhelfen, das ſich bei der Anwendung des alten Handelsgeſetz⸗ 
buchs aus dem Fehlen einer dem 8 378 entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift ergeben hatte (vgl. die Denkſchrift a. a. O.). Wollte 
man nun annehmen, daß jetzt zwar die Pflicht zur Rüge 
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gegeben iſt, gleichgültig, ob eine mangelhafte oder eine andere 
Ware geliefert iſt, daß aber, wenn Rüge ordnungsmäßig er⸗ 
hoben iſt, im Falle der Lieferung einer mangelhaften Ware die 
Vorſchriften über Gewährsmängel (insbeſondere auch 5 480 
DEB.), im Falle der Lieferung einer anderen Ware die Ver⸗ 
zugsvorſchriften (insbeſondere $ 326 BGB.) zur Anwendung zu 
bringen ſeien, ſo würde bei erhobener Rüge ſofort wieder zu 
unterfcheiden fein, ob es ſich um das eine oder um das andere 
handele; es nürde alſo die Streitfrage, die der Geſetzgeber im 
Intereſſe des Verkehrs und entſprechend deſſen Erforderniſſen 
befenigen wollte, nicht beſeitigt und es würde die innerlich 
begründete Gleichſtellung der beiden fachlich gleichliegenden Fälle 
nicht erreicht ſein. Mißt der Senat danach dem 8 378 HGB. 
die oben bezeichnete weitere Bedeutung bei, fo war das BU., 
ſoweit es den Streit der Parteien über die Kawamatta⸗Seide 
betrifft, aufzuheben und die Sache in dieſem Umfange zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. 
zurückzuverweiſen, ohne daß es noch einer Erörterung darüber 
bedarf, ob der BerR. nicht in der Tat, wie die Reviſion meint, 
von ſeinem Standpunkt aus: daß (an ſich) § 326 BGB. 
anwendbar ſei, rechtsirrtümlich und mit unzureichender Be⸗ 
gründung die Vorausſetzungen des § 326 verneint hat. K. c. B. 
4 K, U. v. 15. Dez. 14, 433/14 II. — Berlin. [S.)] 

Reichshaftpflichtgeſetz. 

6. Eine Schwebebahn gilt als Eiſenbahn im Sinne des 
Sıftpfl®.] 

Am 15. Mai 1912 follte der Angeſtellte der Straßenbahn 
in Elberfeld⸗Barmen L., Ehemann der Klägerin, an den 
Keitungsdrähten eine ſchadhafte Stelle ausbeſſern, die ſich über 
der Rathausbrücke in Barmen unmittelbar unter der Fahrbahn 
der Schwebebahn befand. Nachdem der Montagewagen unter 
der auszubeſſernden Stelle aufgeſtellt war, wollte L. auf einer 
an dieſem ungebrachten Leiter auf die Plattform ſteigen, wurde 
aber von einem Zuge der Schwebebahn erfaßt und auf die 
Straße geſchleudert, bevor er noch auf die Plattform gelangt 
war. An den Folgen des Sturzes iſt L. geftorben. Seine 
Wuwe verlangt von der Beklagten Schadenerſatz und das LG. 
hat ihren Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. 
Die Bellagte legte Berufung ein und verkündete der elektriſchen 
Straßenbahn Barmen⸗Elberfeld den Streit, worauf dieſe der 
Klägerin als Nebenintervenientin zur Seite trat. Das Rechts⸗ 
mittel wurde von dem OLG., abgeſehen von einer für bie 
lezige Entſcheidung unerheblichen Anderung, zurückgewieſen. 
Die Beklagte hat Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. 
Gründe: Von der Reviſion wird zur Nachprüfung verſtellt, 
ob die Schwebebahn als Eiſenbahn im Sinne des RhHaftpflG. 
betrachtet werden dürfe. Der Vorderrichter hat ſich eigener 
Ausführungen hierüber enthalten und auf die Gründe des LG. 
dafür verwieſen, daß ein Betriebsunfall nach 8 1 HaftpflG. 
borliege, das LG. aber bemerkt, ein Betriebsunfall ſei 
unzweifelhaft gegeben, weil er unmittelbar durch den Betrieb 
ber Schwebebahn verurſacht ſei und mit der Gefährlichkeit 
dieſes Betriebes inſofern direkt zuſammenhänge, als infolge der 
Fahrgeſchwindigkeit der auf Schienen beförderten ſchweren 
Bogen die Schwierigkeit des Ausweichens ſehr erhöht fei. 
daß 8 bei dem Betriebe der Schwebebahn verunglückt iſt, 
lann in der Tat nicht zweifelhaft ſein. Er iſt durch einen noch 
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in Bewegung befindlichen Wagen der Schwebebahn, ſomit durch 
einen Betriebsvorgang im engeren Sinne, von dem Montage⸗ 
wagen herabgeſchleudert worden, ſein Unfall geht daher nicht 
nur urſächlich auf die Betriebstätigkeit der Beklagten zurück, 
ſondern ſteht mit ihr auch zeitlich und örtlich im Zuſammen⸗ 
hange, RG. 55, 231. Die Reviſion will aber die Anwendbarkeit 
des Haftpfl®. auf den Unfall deshalb ausſchließen, weil die 
Schwebebahn hoch über den Straßen fährt und es daher 
normalerweiſe ausgeſchloſſen ſei, daß jemand durch ihre Züge 
angefahren oder überfahren werde. Dieſe Möglichkeit werde 
erſt dadurch geſchaffen, daß ſich jemand mittels einer Leiter 
oder eines Gerüſtes in den Fahrbereich begebe, wenn er aber 
hierbei angefahren werde, ſo ſtehe der Unfall nicht mit der dem 
Dieſer 
Angriff konnte keinen Erfolg haben. Die Schwebebahn weiſt 
alle grundlegenden Eigenſchaften einer Eiſenbahn auf. Auf 
metallener Grundlage befördert ſie erhebliche Gewichte über 
nicht ganz unbedeutende Entfernungen mit beträchtlicher Ge⸗ 
ſchwindigkeit, wobei ſie ſich zur Herbeiführung der Transport⸗ 
bewegung der Naturkräfte bedient. Es kommen ſo verhältnis⸗ 
mäßig gewaltige Wirkungen zuſtande, die je nach den Um⸗ 
ſtänden nützen oder auch Gefahren für Leben und Geſundheit 
herbeiführen können, RG. 1, 252. Daß ſich die bewegten 
Fahrzeuge nicht, wie gewöhnlich, über der metallenen Grundlage 
befinden, ſondern unterhalb der tragenden Schiene hängen, daß 
dieſe ſelbſt nicht in gewöhnlicher Weiſe dem feſten Boden auf⸗ 
liegt, ſondern durch hohe Träger geſtützt wird, begründet keinen 
begrifflichen Unterſchied. Dieſe Anordnung hat zwar die Folge, 
daß ſich der von den bewegten Fahrzeugen in Anſpruch ge⸗ 
nommene und daher für Dritte gefährliche Raum nicht 
unmittelbar auf der Erdoberfläche ſondern in größerer Höhe 
befindet; es iſt aber unzutrefſend, wenn die Reviſion hieraus 
Bedenken gegen die Anwendung des HaftpflG. herleiten will. 
Die beſonderen Gefahren, gegen deren Folgen das Geſetz Schutz 
bieten ſoll, werden durch die Einrichtungen der Schwebebahn 
nicht beſeitigt. Für die mit den Zügen fahrenden Perſonen, 
an die die Reviſion anſcheinend nicht denkt, iſt das ohne 
weiteres klar, es iſt nicht abzuſehen, inwiefern ihnen die Vor⸗ 
teile des Haftpfl®. deswegen verſagt werden könnten, weil ſich 
der Verkehr unterhalb einer erhöht angebrachten Schiene voll⸗ 
zieht. Aber auch ſonſt iſt der von der Neviſion geltend gemachte 
Geſichtspunkt unzutreffend. Auf die größere oder geringere 
Schwierigkeit, in den Gefahrbereich der Züge zu gelangen, 
kommt es grundſätzlich nicht an, ſie iſt z. B. bei hochgelegenen 
und abgeſperrten Brücken der gewöhnlichen Eisenbahnen in 
ganz ähnlicher Weiſe vorhanden. Nur für die Frage, ob den 
Verletzten ein Verſchulden trifft, können dieſe Umſtände erheblich 
werden, im übrigen iſt jeder, der ſich in dem von den Zügen 
der Schwebebahn in Anſpruch genommenen Raume oder unter 
ihr am Boden befindet, nicht anders zu behandeln, als wenn 
er ſich im Gefahrbereiche einer gewöhnlichen Eiſenbahn befunden 
hätte. An zweiter Stelle rügt die Reviſion Verletzung des 
5 254 BGB. Sie weiſt darauf hin, daß die Züge der 
Schwebebahn alle vier bis fünf Minuten fahren, L. habe das 
gewußt, da er ſchon 17 Jahre lang auf der Strecke als 
Monteur tätig geweſen ſei, er hätte daher mit dem Beſteigen 
der Platiform warten müſſen, bis ein Zug vorübergefahren 
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fei, um dann mit der Arbeit zu beginnen. Nach den vom 
Vorderrichter gebilligten Feſtſtellungen des LG. war die 
Ortlichkeit ſo beſchaffen, daß man von der Unfallſtelle aus die 
Schwebebahn in der Richtung nach Elberfeld wegen einer 
Biegung nur eine kurze Strecke weit überſehen konnte. L. hat 
daher, bevor er auf die Leiter ſtieg, den Wagen nicht geſehen, 
aber auch das durch die Fahrt verurſachte Geräuſch wegen der 
verdeckenden Häuſer und des auf der Rathausbrücke herrſchenden 
Lärms nicht gehört. Daß er trotzdem die Vorbeifahrt eines 
Zuges hätte abwarten müſſen, kann der Reviſion nicht zu⸗ 
gegeben werden. Mit Recht hat ſchon das LG. darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es ſich um eilige Arbeiten handelte, bei denen 
der Arbeiter nicht viel Zeit verlieren darf, bevor er an die 
Arbeitsſtelle gelangt. Es muß daher genügen, wenn der Ver⸗ 
letzte bei dem Beſteigen des Montagewagens die nötige Vorſicht 
anwendete. Wie weiter feſtgeſtellt wird, hatte die Plattform 
des Montagewagens eine 30 em hohe Baluſtrade, die ihrerſeits 
nur etwa 30 em von der unteren Grenze des von der Schwebe⸗ 
bahn beanſpruchten Raumes entfernt war. Hieraus folgt, daß 
der Verletzte, dem dieſe Verhältniſſe, wie zu unterſtellen iſt, 
bekannt waren, ſich vor dem Betreten der Plattform ver⸗ 
gewiſſern mußte, ob dies ohne Gefahr tunlich war. Das hat 
er aber auch getan, er hat nach der Feſtſtellung des LG. den 
herankommenden Zug auch bemerkt und ſich gebückt, iſt aber 
trotzdem noch von ihm erfaßt worden. Wenn die Vorinſtanzen 
in dieſem Verhalten des L. kein Verſchulden erblicken, ſo kann 
ihnen aus Rechtsgründen um ſo weniger entgegengetreten werden, 
als L., weil er mit derartigen Arbeiten vertraut war, glauben 
mochte, er werde ſich durch Niederbücken genügend gegen einen 
Zug ſchützen können. Auch ſonſt iſt nicht erſichtlich, daß der 
Verletzte die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht 
gelaſſen hätte. Daß er nicht verbunden war, einen Poſten zur 
Beobachtung der Strecke aufzuſtellen oder eine zweite Perſon 
mit auf den Montagewagen zu nehmen, damit dieſe ihn auf 
die Annäherung eines Wagens der Schwebebahn aufmerkſam 
mache, hat der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß 
aber damals eine Abmachung zwiſchen der elektriſchen Straßen⸗ 
bahn und der Schwebebahn beſtanden hätte, nach der letztere 
von Arbeiten unterhalb ihrer Fahrbahn ſtets vorher hätte 
benachrichtigt werden müſſen, damit an der betreffenden Stelle 
langſamer gefahren werde, iſt nicht erwieſen. Kontinental. Geſ. 
f. elektr. Untern. c. L., U. v. 4. Jan. 15, 434/14 VI — 
Düſſeldorf. [B.] 

Geſetz, betreffend den unlauteren Wettbewerb. 

7. 8 1 UnlWG.] 

Die Klägerin ſtellt Packungen und Dichtungen für Maſchinen 
her und vertreibt ſie unter dem Namen „G.⸗Packung“. Für 
die Klägerin ſind in die Zeichenrolle des deutſchen Patentamts 
verſchiedene Warenzeichen eingetragen, die den Namen „G.“ 
enthalten, insbeſondere ein nur aus dem Namen „G!“ be⸗ 
ſtehendes Wortzeichen. Von den Beklagten vertriebene Fabri⸗ 
kate, die nicht von der Klägerin hergeſtellt waren, ſind in 
Druckſchriften oder Schreiben als „G.⸗Erſatz“ oder als 
„G.⸗Packung⸗Erſatz“ oder „G.⸗Erſatzpackung“ bezeichnet worden. 
Die Klägerin erhob wegen des in der Bezeichnung „G.⸗Erſatz“ 
liegenden Eingriffs in ihr Warenzeichen⸗ und Namensrecht 
Klage gegen die beiden Beklagten und die für die gegenwärtige 
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Inſtanz nicht mehr in Betracht kommende Firma V. in H. 
Unter Abweiſung der weitergehenden Klageanträge wurde den 
beiden Beklagten durch Urteil des LG. bei einer Strafe von 
100 & für jeden Fall der Zuwiderhandlung verboten, den 
Namen „G.“ oder die Bezeichnung „G.⸗Erſatz“ im geſchäft⸗ 
lichen Verkehr, insbeſondere zur Bezeichnung der von ihnen 
vertriebenen Waren zu benützen. Auf die Berufung der Be⸗ 
klagten wurde die Klage gänzlich abgewieſen. Die Klägerin 
legte mit Erfolg Reviſion ein. Gründe: Die Rerviſion iſt 
zuläſſig und mußte Erfolg haben. Das BG. geht zutreffend 
davon aus, daß es für die Frage, ob durch die von der 
Klägerin den Beklagten vorgeworfene Benutzung oder An⸗ 
bringung der Wörter „G.⸗Erſatz“, „G.⸗Packung⸗Erſatz“, 
„G.⸗Erſatzpackung“, „Asbeſt⸗G.⸗Erſatzhochdruckpackung“ eine 
Gefahr der Verwechſelung herbeigeführt wird, die Wirkung auf 
den ganzen Kreis derjenigen in Betracht kommt, die ihrer 
Stellung und Tätigkeit nach in die Lage kommen, Packungen 
für Maſchinen zu kaufen oder zu beſtellen oder die Anſchaffung 
folder Packungen zu veranlaſſen. Das BG. ſtellt nun feſt, 
daß, wenn ein Angehöriger dieſer Kreiſe die hier fraglichen 
Wörter „G.“ und „Erſatz“ im Zuſammenhang lieſt oder hört, 
er dieſe Wortzuſammenſetzung als gleichbedeutend verſtehen 
wird mit der Angabe, das Fabrikat, obwohl es keine G. Ware 
ſei, ſei doch imſtande, ebenſo zu dienen wie G.⸗Ware. Weiter 
nimmt das BG. an, daß viele Angehörige der vorerwähnten 
Kreiſe beim Gebrauche des Wortes „G.⸗Packung“ die Vor⸗ 
ſtellung haben werden, das Wort „G.“ bezeichne den Pro: 
duzenten. Bei dieſen Perſonen wird — wie das BG. feſt⸗ 
ſtellt — beim Leſen einer Zuſammenſetzung der Wörter „G.“ 
und „Erſatz“ ſogleich die Vorſtellung entſtehen, daß hier das 
G.⸗Fabrikat durch das Fabrikat eines anderen erſetzt werden 
ſolle, daß es ſich alſo nicht um eine zum Vertrieb des 
G.⸗Fabrikats gewählte Bezeichnung handle. Das BG. nimmt 
weiter an, das Wort „G.“ werde in den hier fraglichen Zu⸗ 
ſammenhängen mit dem Worte „Erſatz“ ſo verwendet, daß in 
abgekürzter Form zum Ausdruck gebracht werde, die hier an⸗ 
geprieſene Ware ſei eine andere Ware als die im Verkehr 
mit dem Worte G. bezeichnete Ware, ſie ſei aber ebenſo gut 
wie die G.⸗Ware. Durch dieſe Feſtſtellungen iſt jedoch der 
Anſpruch der Klägerin gegen die Beklagten auf Unterlaſſung 
der Bezeichnung der von ihnen vertriebenen Waren mit den 
Worten „G.⸗Erſatz“ oder den übrigen hier fraglichen, das 
Wort G. enthaltenden Wortverbindungen nicht ausgeſchloſſen. 
Das Wort G. iſt der Name einer Perſon, es iſt ein Beſtand⸗ 
teil der Firma der Klägerin, und zwar der einzige eigenartige 
Beſtandteil, der mehr wie die anderen Beſtandteile die Auf- 
merkſamkeit auf ſich ziehen muß. Das Wort G. hat im ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr ſeine Beziehung zu dem Namen G. aus 
der Firma der Klägerin nicht verloren; es iſt nicht ein bloßer 
Gattungsname für Waren beſtimmter Art geworden. Das 
BG. nimmt ſelbſt an, daß das Wort „G.“ in der Vorſtellung 
vieler Angehöriger der hier in Betracht kommenden Verkehrs⸗ 
kreiſe den Produzenten bezeichnet. Es iſt nun zwar den 
Beklagten nicht verwehrt, zur Anpreiſung der von ihnen ver⸗ 
triebenen Packungen zu behaupten, daß dieſelben ebenſo gut 
ſeien, daß ſie imſtande ſeien, ebenſo zu dienen wie die von der 
Klägerin hergeſtellten G.⸗Packungen, falls dieſe Behauptung 
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tatſächlich richtig iſt. Iſt das aber auch der Fall, fo dürfen 
die Beklagten doch nicht im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken 
des Wettbewerbs die an ſich geſtattete Behauptung in der 
Form zum Ausdruck bringen, daß ſie ihre Ware mit einem 
Namen verſehen, der, wie hier, aus einem zuſammengeſetzten 
Worte beſteht, das als einzig eigenartigen Beſtandteil den 
Namen und das Warenzeichen der Klägerin, ihrer Wett⸗ 
bewerberin, enthält. Geſtattet könnte dies nur ſein, wenn der 
Name G. oder das gleichlautende Warenzeichen ein allgemeiner 
Warenname geworden wäre und nur Eigenſchaften einer Ware, 
unabhängig von deren Herkunft, nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche bezeichnete. Das iſt aber nach den Feſtſtellungen 
des BG. nicht der Fall. Es verſtößt gegen die guten Sitten, 
wenn, wie Klägerin behauptet, die Beklagten ihren Waren 
einen Namen geben und mit einem Namen in Verkehr bringen, 
der als auffälligen Beſtandteil nicht den eigenen Namen, 
ſondern den Namen eines Wettbewerbers, wenn auch in ab⸗ 
gekürzter Form, enthält, ohne daß dieſer letztere Name eine 
allgemeine Bezeichnung für Waren von beſtimmten Eigen⸗ 
ſchaften geworden iſt. Eine ſolche willkürliche, nicht aus der 
Notwendigkeit einer ſachlich zutreffenden Bezeichnung der Ware 
entiprungene Verwendung des Namens eines Wettbewerbers, 
der auf dieſe Weiſe der eigenen Ware anhaften ſoll, kann nur 
den Zweck haben, den Abſatz der eigenen Ware gerade dadurch 
zum Schaden des Wettbewerbers zu erleichtern, daß deſſen 
Name und der damit verknüpfte Ruf, den die von ihm her⸗ 
geſtellten Waren infolge feiner Tätigkeit erlangt haben, benutzt 
wird, um der eigenen Ware Eingang zu verſchaffen. Dies iſt 
auch dann der Fall, wenn ein dem Namen des Wettbewerbers 
hinzugefügtes Wort, wie hier nach Feſtſtellung des BG. das 
Wort „Erſatz“, die Wirkung hat, zum Ausdruck zu bringen, 
daß die Ware der Beklagten nicht die unter dem Namen 
G.⸗Packung bekannte Ware der Klägerin und auch nicht von 
der Klägerin hergeſtellt, ſondern nur ebenſo gut, ebenſo dienlich 
ſei. Um das letztere zum Ausdruck zu bringen, brauchten die 
Beklagten für ihre Ware nicht einen Namen zu wählen, der 
den Namen der Klägerin in ſich aufnahm. Wenn ſie es 
trotzdem taten, ſo kann ihre Abſicht ſich nicht darauf beſchränkt 
haben, damit ihre Ware als eine ebenſo gute, ebenſo dienlich 
wie die der Klägerin zu bezeichnen, ihre Abſicht muß vielmehr 
weiter dahin gegangen ſein, ihrer Ware den Namen der 
Klägerin anzuheſten, um dadurch, wenn auch nicht das Publikum 
zu täuſchen, ſo doch in Ausnutzung des von der Klägerin für 
ihren Namen und ihre Fabrikate erworbenen guten Rufes den 
eigenen Wettbewerb zu erleichtern und den der Klägerin zu 
erſchweren. Der vorliegende Fall unterſcheidet ſich weſentlich 
von dem in RG. 79, 250 ff. behandelten. Dort wurde an⸗ 
genommen, daß das Wort „Pilſener“, das für ſich allein eine 
Herkunfsangabe enthält, in Verbindung mit der Angabe eines 
anderen Herkunftsorts, der einen zweiten Herkunftsort aus⸗ 
ſchließt, nur die Bedeutung einer Beſchaffenheitsangabe 
hat dahin, daß die in Frage kommende Ware, Bier, nach 
Pilſener Art gebraut ſei. Im vorliegenden Falle bedeutet 
aber das Wort G. in dem von den Beklagten gewählten 
Warennamen nach der Feſtſtellung des BG. nicht, daß die 
Ware der Beklagten nach der Art hergeſtellt ſei, wie die Ware 
der Klägerin oder daß ſie beſtimmte Eigenſchaften dieſer letzteren 
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Ware habe, ſondern nur, daß ſie ebenſo gut, ebenſo dienlich 
ſei, wie die Ware der Klägerin, worin nur eine allgemeine 
Empfehlung der Ware der Beklagten zu finden iſt, und zwar 
unter Ausnutzung des guten Rufes, den ſich die Ware der 
Klägerin erworben hat. Anders liegt auch der bei Warneyer, 
Erg Bd. 1912 Nr. 96 mitgeteilte Fall (II 207/11). Hier find 
die Worte „Erſatz für Chartreuſe“ trotz des geſchützten Waren⸗ 
zeichens „Chartreuſe“ in dem Warenzeichen eines anderen für 
zuläſſig erachtet, weil der Zuſatz: „Erſatz für“ zu dem Worte 
Chartreuſe notwendig zugleich mit dem letzteren Worte wahr⸗ 
genommen werden mußte, das nur zur Bezeichnung der Art 
der Beſchaffenheit des Likörs diente. Dabei iſt angenommen, 
daß nicht ſchon jede Bezugnahme auf die gewerbliche Leiſtung 
eines Konkurrenten und die Behauptung, daß die eigene Ware 
der des anderen gleichkomme und für ſie als Erſatz dienen 
könne, unter allen Umſtänden ein unlauteres Gebaren bedeuten 
müſſe. Die Umſtände aber lagen erheblich anders als im 
gegenwärtigen Falle. Dort enthielt das beanſtandete Waren⸗ 
zeichen außer anderen Worten und einem Bilde auch die Worte 
„Erſatz für Chartreuſe“ und brachte damit in anderer Weiſe, 
als es in der jetzt in Frage ſtehenden Wortverbindung 
„G.⸗Erſatz“ geſchehen iſt, zum Ausdruck, daß die Ware nach 
Art und Beſchaffenheit dem „Chartreuſe“⸗Likör ähnlich ſei. 
Die Wortverbindung „Erſatz für Chartreuſe“ ſtellt ſich als 
eine dem Namen des Likörs hinzugefügte nähere Beſchreibung 
desſelben dar, nicht als eine Benennung des Likörs, wie ſie 
unter Umſtänden in dem zuſammengeſetzten Worte „Chartreuſe⸗ 
Erſatz“ geſunden werden könnte. Zudem find örtliche Her: 
kunftsbezeichnungen, wie „Pilſener“ und „Chartreuſe“, eher 
geeignet, in Verbindung mit anderen Worten, insbeſondere mit 
einer zweiten Ortsbezeichnung den Charakter einer Herkunfts⸗ 
bezeichnung ganz zu verlieren und ſich zu einer bloßen Be- 
ſchaffenheitsangabe abzuſchwächen, als Perſonennamen, die von 
vornherein auf nur einen Herſteller der Ware hinweiſen. 
Ausgeſchloſſen iſt es allerdings nicht, daß auch ein Perſonen⸗ 
name und ein geſchütztes Wortzeichen durch die Abung und 
Gewöhnung des Verkehrs zu einer bloßen Beſchaffenheits— 
angabe der Ware werden können, nämlich dann, wenn der 
Verkehr ſich daran gewöhnt hat, unter dieſer Bezeichnung 
lediglich eine beſonders geartete Ware ohne Rückſicht auf eine 
beſtimmte Urſprungsſtätte zu verſtehen (RG. 56, 160 ff. 
(„Singer-Nähmaſchine“]). Dies iſt namentlich der Fall, wenn 
es ſich um Waren handelt, die nach einem beſtimmten ver: 
öffentlichten Syſtem, das von einer beſtimmten Perſon ber: 
rührt, fertiggeſtellt werden, wie dies z. B. angenommen iſt für 
Liebigs Fleiſchextrakt (RG. 40, 63) und für „von Berlepſchſche 
Niſthöhlen“ (I. D. 610/09). Nach den Feſtſtellungen des BG. 
iſt aber das Wort „G.“ Herkunftsbezrichnung geblieben, und 
auch die Wortverbindung „G.⸗Erſatz“ iſt nicht durch die Übung 
und Gewöhnung des Verkehrs eine allgemeine Bezeichnung für 
Waren einer beſtimmten Gattung geworden. Der bloße Um— 
ſtand, daß die in Betracht kommenden Verkehrskreiſe die hier 
fraglichen den Beklagten zur Laſt gelegten Bezeichnungen dahin 
auffaſſen, die Ware der Beklagten ſei ebenſo gut, ebenſo 
dienlich wie die der Klägerin, beweiſt nur, daß die Verwendung 
des Wortes G. eine Empfehlung der Ware der Beklagten be— 
deutet, nicht wegen beſtimmter Eigenſchaften dieſer Ware, 
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ſondern wegen der bekannten Brauchbarkeit der Ware ber 
Klägerin, die durch die Ware der Beklagten erſetzbar ſein ſoll. 
Hiernach iſt der Anſpruch der Klägerin auf Unterlaſſung der 
Bezeichnung „G.⸗Erſatz“ auf Grund des feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhältniſſes gegen beide Beklagte ſchon nach 8 1 Unl WG. 
gerechtfertigt, weil beide die hier fragliche Bezeichnung für ihre 
Waren zu Wettbewerbszwecken angewendet haben. Firma 
G. P. c. N. & B. u. Gen, U. v. 19. Jan. 15, 511/14 II. — 
Hamburg. B.] 

Anfechtungsgeſetz. 

8. 8 3 Nr. 1 AnfG. Anfechtung einer Erfüllungshandlung, 
die eine inkongruente Deckung der Schuld bewirkt hat.] 

Der Bauunternehmer F. in E. trat am 26. April 1912 
eine ihm gegen W. und M. aus Bauarbeiten zuſtehende, von 
den Schuldnern in Höhe von 4640,59 & anerkannte Forderung 
an die Beklagte ab. Die Klägerin, der eine vollſtreckbare 
Forderung gegen F. in Höhe von 5117,40 & nebſt Zinſen 
und Koſten zur Seite ſteht, hat dieſe Abtretung auf Grund des 
§ 3 Nr. 1 AnfG. angefochten und die Verurteilung des Be⸗ 
klagten zur Einwilligung in die Auszahlung des von W. und 
M. hinterlegten Schuldbetrages beantragt. Das LG. hat nach 
dem Klageantrag erkannt, dagegen hat die II. Inſtanz auf 
Berufung der Beklagten unter Abänderung des erſtinſtanzlichen 
Urteils die Klage abgewieſen. Der BerR. führt zur Begründung 
ſeiner Entſcheidung aus, eine Befriedigung oder Sicherſtellung 
eines Gläubigers könne außerhalb des Konkursverfahrens nicht 
deshalb angefochten werden, weil dadurch die übrigen Gläubiger 
verkürzt werden. Es ſtehe dem Schuldner frei, in welcher 
Reihenfolge er ſeine Gläubiger befriedigen wolle. Selbſt wenn 
er wiſſe, daß die anderen Gläubiger ganz oder teilweiſe leer 
ausgehen, müſſe in der Regel angenommen werden, daß er 
nur in der Abſicht, den einen Gläubiger zu befriedigen, ge⸗ 
handelt habe. Nur unter beſonderen Umſtänden ſei die Auf⸗ 
faſſung gerechtfertigt, daß der Schuldner beabſichtigt habe, den 
andern Gläubigern die Befriedigungsmittel zu entziehen. Dieſen 
Ausführungen läßt ſich in ſolcher Allgemeinheit nicht zuſtimmen. 
Die Abſicht des Schuldners, durch Vornahme einer Rechts⸗ 
handlung ſeine Gläubiger zu benachteiligen, deckt ſich allerdings 
nicht ohne weiteres mit dem bloßen Bewußtſein desſelben, daß 
durch die Vornahme der Rechtshandlung die Gläubiger benach— 
teiligt werden. In der Regel aber wird, wenn der Schuldner 
mit dieſem Bewußtſein gehandelt hat, daraus auf ſeine Abſicht 
das iſt auf ſeinen Willen, durch die Rechtshandlung ſeine 
Gläubiger zu benachteiligen, zu ſchließen ſein, ſoweit nicht im 
einzelnen Falle beſondere Umſtände einer ſolchen Schlußfolgerung 
entgegenſtehen. Im allgemeinen wird danach die Feſtſtellung, 
daß der Schuldner mit jenem Bewußtſein gehandelt hat, als 
eine genügende Grundlage für die Annahme, daß ſeine Abſicht, 
auf die Benachteiligung ſeiner Gläubiger gerichtet geweſen ſei, 
anzuſehen ſein. Dies iſt jedoch nicht der Fall, wenn die an⸗ 
gefochtene Rechtshandlung des Schuldners lediglich in der Er⸗ 
füllung einer Schuldverbindlichkeit beſtand, zu deren Erfüllung 
er geſetzlich verpflichtet war, wenn es ſich alſo um ein reines 
Erfüllungsgeſchäft gehandelt hat. Ein Schuldner, der lediglich 
eine fällige Schuld ſo, wie das Geſetz von ihm erfordert, erfüllt, 
handelt zunächſt in der Abſicht, ſeiner geſetzlichen Verpflichtung 
nachzukommen. Auch wenn er ſich hierbei bewußt war, daß 
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durch die Rechtshandlung die übrigen Gläubiger benachteiligt 
werden, ſo läßt ſich doch daraus für die Regel nicht ſchließen, 
daß er auch die Abſicht gehabt habe, ſeine Gläubiger zu be⸗ 
nachteiligen, eben weil er nur eine Verbindlichkeit, zu deren 
Erfüllung er verpflichtet war, erfüllt hat. Aber auch in dieſem 
Fall iſt je nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls, die 
ſtets zu prüfen ſind, ein Schluß von dem Bewußtſein auf die 
Abſicht der Gläubigerbenachteiligung durchaus zuläſſig und je 
nach Umſtänden geboten. Anders verhält es ſich dagegen, 
wenn der Schuldner an ſeinen Gläubiger zu deſſen Sicherung 
oder Befriedigung etwas geleiſtet hat, wozu er dieſem über⸗ 
haupt nicht oder wenigſtens nicht in der Art, wie er geleiſtet 
hat, verpflichtet war. In dieſem Falle der ſogenannten in⸗ 
kongruenten Deckung kann die Rechtshandlung des Schuldners 
nicht von dem Geſichtspunkt aus beurteilt werden, daß er mit 
derſelben nur eine ihm obliegende Verpflichtung erfüllt habe, 
denn eine ſolche Verpflichtung beſtand eben nicht. In der⸗ 
artigen Fällen wird vielmehr regelmäßig und vorbehaltlich 
einer durch die beſondere Beſchaffenheit des einzelnen Falles 
ſich ergebenden Einſchränkung davon auszugehen ſein, daß das 
Bewußtſein des Schuldners von der die Gläubiger benach— 
teiligenden Wirkung ſeiner Rechtshandlung zugleich die Abſicht 
der Benachteiligung der Gläubiger in ſich ſchließt. In diefem 
Sinne hat das RG. in längſt ſeſtſtehender Rechtſprechung 
zwiſchen den Fällen der kongruenten und denen der inkongruenten 
Deckung unterſchieden (vgl. RG. 51, 76; Gruchots Beitr. 51, 
396; IW. 1906, 179; 1910, 39; 1911, 193). Ob es ſich 
um Anfechtung im Konkursverfahren oder um Anfechtung 
außerhalb des Konkursverfahrens handelt, iſt hierbei ohne 
Belang. Eine ſolche Unterſcheidung hat der BerR. nicht ge⸗ 
troffen. Nach den vorliegenden Feſtſtellungen muß aber an⸗ 
genommen werden, daß es ſich im gegebenen Fall um eine 
inkongruente Deckung handelt, denn danach war die Forderung, 
deretwegen die Beklagte von F. deſſen Forderung gegen W. 
und M. abgetreten erhalten hat, zur Zeit dieſer Abtretung 
größtenteils noch gar nicht fällig, war auch auf Zahlung von 
Geld, keineswegs auf dieſe Forderungsabtretung gerichtet und 
begründete deshalb in keiner Weiſe eine Verpflichtung des F. 
zur Vornahme des gegenwärtig angefochtenen Abtretunge: 
geſchäfts. H. o. T. H., U. v. 15. Dez. 14, 412/14 VII. — 
Düſſeldorf. [S.) 

Reichsverſicherungsordnung. 

9. Bedeutung des § 904 RVO. für Unternehmergeſell⸗ 
ſchaften.] 

Die Gerichte beider Vorinſtanzen haben die beklagte offene 
Handelsgeſellſchaft auf Grund der 8$ 903, 904 Ziff. 3 RVO. 
der Klägerin für den Aufwand erſatzpflichtig erachtet, der dieſer 
durch die Leiſtungen an die Hinterbliebenen des durch den 
Unfall vom 23. Mai 1912 getöteten Arbeiters R. entſtanden 
iſt. Der von dieſen geſetzlichen Beſtimmungen geforderte Tat⸗ 
beſtand, daß einer der zur Geſchäftsführung berechtigten Geſell⸗ 
ſchafter in Ausführung einer ihm zuſtehenden Verrichtung den 
Unfall ſchuldhaft mit Außerachtlaſſung der vermöge ihres 
Gewerbes ihnen beſonders obliegenden Aufmerkſamkeit herbei⸗ 
geführt habe, liege vor. Das BG. ſtellt feſt, daß die Be⸗ 
klagte den Laufſteg habe anbringen und weiter beſtehen laſſen, 
damit er den Arbeitern als Zugang zu dem Schieber des 
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Enlaßrohres in dem Siloraume diene. Die Einrichtung des 
Laufſteges zu dieſem Zwecke habe im Kreiſe der Verrichtungen 
der Geſellſchafter gelegen. Die Einrichtung ſei aber, wie das 
BG. weiter erwägt, der Sicherheit der Arbeiter gefährlich 
und dazu den bindenden Unfallverhütungsvorſchriften der 
Berufsgenoſſenſchaft zuwiderlaufend geweſen. Der ſchmale 
Steg ſei entgegen den 88 1 und 6 dieſer Vorſchriften und ent⸗ 
gegen dem § 120 a RGewd. nicht umwehrt geweſen und die 
Möglichkeit für die den Steg benützenden Arbeiter, ſich an 
einem 1,70 m über dem Stege unter der Decke des Arbeits⸗ 
mumes hinlaufenden Ballen anzuhalten, bedeute keinen Schutz 
gegen ein Ausgleiten und Herabfallen. Dieſen Mangel des 
Laufſteges, der den Unfall des R. verurſacht habe, hätten die 
Geſellſchafter bei Anwendung der ihnen vermöge ihres Gewerbe⸗ 
betriebs obliegenden Sorgfalt erkennen können und erkennen 
müſſen. Auf den techniſchen Betriebsleiter könnten fie die Ver⸗ 
antwortung für die gefährliche Einrichtung nicht abwälzen und 
ſich mit Unkenntnis der gewerblichen Dinge nicht entſchuldigen. 
Die Reviſion rügt die Verletzung des 8 904 RVO. Die Be: 
klagte habe vorgetragen, daß ihre Geſellſchafter techniſch nicht 
vorgebildet ſeien und deshalb die Gefährlichkeit und Schutz⸗ 
bedürftigkeit der Anlage nicht hätten erkennen können, vielmehr 
auf den techniſchen Betriebsbeamten ſich hätten verlaſſen 
müſſen. Zu Unrecht habe das BG. ſie dennoch für ver⸗ 
antwortlich angeſehen. Hätten ſie die Verpflichtung, ſich um 
alles zu kümmern, fo ſei der einſchränkende Zuſatz in § 904, 
daß die Ausführung einer ihnen zuſtehenden Verrichtung vor⸗ 


liegen müſſe, ohne Sinn. Hier handele es ſich um eine Vers 


richtung der fachmänniſchen Helfer der Beklagten, die nach 
55 899, 903 RVO. in Anſpruch genommen werden mögen, den 
Geſellſchaftern falle aber ein perſönliches Verſchulden nicht zur 
Laſt. Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Das dritte 
Buch der Reichsverſicherungsordnung, in dem die von dem 
angefochtenen Urteil angewandten Beſtimmungen über die 
Inanſpruchnahme des Gewerbeunternehmers durch die ver 
ſicherungspflichtige Berufsgenoſſenſchaft ſich befinden, iſt nach 
Art. 4, 5 EG. und Art. 5 der Kgl. Verordnung vom 5. Juli 
1912 (K GBl. S. 439) am 1. Januar 1913 in Kraft getreten; 
es iſt deshalb für den im Jahre 1913 erhobenen Klageanſpruch 
maßgebend, wenngleich der Unfall mit ſeinen Folgeanſprüchen 
der Hinterbliebenen des Getöteten an die klagende Berufs⸗ 
genoſſenſchaft unter der Herrſchaft des der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung vorausgegangenen Gew VG. vom 5. Juli 1900 ſtand, 
ſo daß danach der Umfang der Leiſtungen der Klägerin, deren 
Erſtattung verlangt wird, ſich richtet. Inhaltlich decken ſich 
übrigens die hier in Betracht kommenden Vorſchriften der 
Richsverſicherungsordnung vollſtändig mit denjenigen des alten 
Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes (88 903 bis 906 RVO, 
99 136 bis 139 GewuvG.). Die beiden Geſellſchafter der 
dellagten find mangels entgegenſtehender Abmachungen zur 
Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft berechtigt und verpflichtet 
(5114 568.). Die Beklagte und ihre Reviſion meint dagegen, 
daß es an dem Tatbeſtandsmerkmale des § 904 RVO. fehle, 
daß die Geſellſchafter oder einer von ihnen bei der Anordnung 
und Belaſſung des ungeſchützten Laufſteges eine ihnen zuſtehende 
Verichtung ausgeführt haben; die Beklagte habe die gewerblich⸗ 
techniſchen Angelegenheiten einem fachmänniſchen Beamten 
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übertragen, der wegen der Verfehlung gegen die beſtehenden 
Sicherheitsvorſchriften, wenn ſie vorliege, nach 88 899, 903 
RVO. in Anſpruch genommen werden müſſe, die Geſellſchafter 
ſeien nur kaufmänniſch vorgebildet, mit den gewerblichen Dingen 
nicht vertraut und hätten ſich um dieſe nicht zu kümmern 
brauchen; das Techniſche ſei durch die angegebene Betriebs⸗ 
einrichtung aus ihren eigenen Verrichtungen ausgeſchieden. 
Dieſer Standpunkt iſt rechtsirrig. Gewiß würde es der Be⸗ 
klagten freigeſtanden haben, unter den Geſellſchaftern eine 
Teilung in Arbeitsbezirke eintreten zu laſſen, dergeſtalt etwa, 
daß einem Geſellſchafter die gewerblich⸗techniſche, dem anderen 
die kaufmänniſche Leitung des Unternehmens oblag, und wenn 
dann gelegentlich einer der Geſellſchafter in das nicht ihm 
anvertraute Gebiet eingriff und dort durch fehlerhafte Handlungs⸗ 
weiſe einen Unfall verurſachte, dann würde unter Umſtänden 
die Annahme berechtigt ſein, daß der fehlerhaft handelnde 
Geſellſchafter die Geſellſchaft nicht haftbar machte, weil er nicht 
eine ihm zuſtehende Verrichtung ausführte. Die Geſellſchaft 
kann aber nicht einen Zweig des Arbeitsgebietes ihres gewerb⸗ 
lichen Unternehmens von der verantwortlichen Tätigkeit der 
Geſellſchafter überhaupt ausſchließen und die Verantwortung 
auf angeſtellte Betriebsbeamte abwälzen. Hat eine Teilung 
der Geſchäfte unter den zur Geſchäftsführung berechtigten 
Geſellſchaſtern in der angegebenen Weiſe nicht ſtattgefunden, 
dann handelt ein jeder von ihnen in allen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft in Ausführung ihm zuſtehender Verrichtungen, und 
es kann, wenn es ſich um gewerblich⸗techniſche Dinge handelt, 
die ihm unbekannt ſind und zu deren Bearbeitung beſondere 
techniſch geſchulte Beamte angeſtellt find, ſich nur fragen, ob 
den Geſellſchafter ein Verſchulden trifft, das die Geſellſchaft 
nach Maßgabe der SS 903, 904 RVO. haftbar macht, ein 
Verſchulden des nicht techniſch vorgebildeten Geſellſchafters 
würde vielleicht fehlen, wenn es ſich um die fehlerhafte Ein⸗ 
richtung oder Handhabung einer Maſchine handelte, die im 
Betriebe des Unternehmens verwendet wird und deren Be⸗ 
dienung und Beauſſichtigung ſachverſtändigen Technikern über⸗ 
laſſen werden müßte. Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht 
vor. Um die allgemeinen Sicherheitseinrichtungen der Arbeits⸗ 
und Betriebsräume muß ſich jeder gewerbliche Unternehmer 
kümmern, wie aus $ 120 a RGewd. hervorgeht, und die 
Kenntnis der Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft, die ihn zur Befolgung verpflichten, zu deren Befolgung 
er durch Zwangsmaßregeln angehalten und wegen deren ÜUber— 
tretung er mit Strafen belegt werden kann (85 112 ff. GewUBG,, 
85 848 ff., insbeſondere 8 851 RVO.; RG. 72 S. 114 bis 
116; JW. 1911, 335; 1913, 1977), muß er ſich aneignen. 
Was aber von dem Unternehmer als Einzelperſon gilt, gilt 
nach 88 903, 904 RVoO., 88 136 ff. Gew G. auch von den 
dort verzeichneten Unternehmergeſellſchaften. Ein beſonderes 
techniſches Verſtändnis wird für die Erkenntnis, daß ein hoch 
über dem Fußboden eines Arbeitsraumes angebrachter ſchmaler 
Laufſteg, dem jede ſeitliche Umwehrung zum Schutze gegen ein 
Ausgleiten und Herabſtürzen fehlt, eine für die Sicherheit der 
darauf angewieſenen Arbeiter gefährlich iſt, und daß der hoch 
über dem Laufſtege hinlaufende Balken eine wirkſame Sicherheits— 
vorkehrung gegen dieſe Gefahr nicht darſtellt, nicht erfordert. 


Die Geſellſchafter mußten ebenſo, wenn ſie die pflichtmäßige 
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Kenntns der Unfallverhütungsvorſchriften ſich verſchafft hatten, 
auch erkennen, daß die von ihnen angeordnete und unterhaltene 
Betriebseinrichtung des Laufſteges in dem Arbeitsraume dieſen 
Vorſchriften widerſprach. Es iſt deshalb nicht zutreffend, daß, 
wie die Reviſion meint, durch die Annahme einer Haftung der 
beklagten Geſellſchaft für die Mangelhaftigkeit dieſer Betriebs⸗ 
einrichtung ein eigenes Verſchulden der Unternehmer künſtlich 
unterſtellt werde, das in Wahrheit als eine Haftung für fremdes 
Verſchulden ſich darſtelle. In der Verpflichtung, ſich diejenige 
Erfahrung und Kenntnis zu verſchaffen, um die Gefahren, die 
ſein Gewerbebetrieb für die Arbeiter und für Dritte mit ſich 
bringt, zu erkennen, ferner die Sicherheitsvorkehrungen gegen 
dieſe Gefahren anzubringen und die zu dieſem Zwecke erlaſſenen 
Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften zu be⸗ 
achten, beſteht die beſondere Aufmerkſamkeit, zu der der gewerb⸗ 
liche Unternehmer vermöge ſeines Gewerbes beſonders verpflichtet 
iſt. Ohne Rechtsirrtum hat deshalb das BG. den Tatbeſtand 
der 88 903, 904 Ziff. 3 RVO., der zugleich der ſtrafrechtliche 
Tatbeſtand des 8 222 StGB. hinſichtlich des tödlichen Unfalles 
des Arbeiters R. iſt, als gegeben erachtet und daraus die 
Haftung der Beklagten für den Erſatz der von der Klägerin 
aufgewendeten Verſicherungsleiſtungen entnommen. Z. & D. c. 
M., B., U. v. 23. Dez. 14, 393/14 VI. — Stuttgart. [S.] 


II. Preußziſches Recht. 
Preußiſches Kleinbahngeſetz. 


10. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für Streitigkeiten wegen 
Gewährung von Gleisanſchluß bei Privatbahnen. 

J. Nicht zu beanſtanden war die Entſcheidung über die 
Klageanträge 1 bis 3, wo die Reviſion Wiederherſtellung des 
landgerichtlichen Urteils beantragt hat. In der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung iſt es zwar anerkannt, daß bei Eiſen⸗ 
bahnen, die dem öffentlichen Verkehr dienen, und zwar ſowohl 
bei Vollbahnen, die dem preußiſchen Eiſenbahngeſetz vom 
3. November 1838 unterliegen (vgl. § 4 dieſes Geſetzes und 
Fritſch, Handbuch der Eiſenbahngeſetzgebung Anm. 11), als auch 
bei Kleinbahnen des I. Abſchnitts des preußiſchen Geſetzes über 
Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 
(vgl. SS 1 ff. und RG. 59, 70 ff.) über Anlagen und Ein⸗ 
richtungen, die von der zuſtändigen Behörde polizeilich ge⸗ 
nehmigt worden ſind, im Rechtswege nicht geſtritten werden 
kann, weil dieſe im öffentlichen Intereſſe erlaſſene Genehmigung 
die Bedeutung einer polizeilichen Verfügung im Sinne des 
preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1842, betreffend den Rechts⸗ 
weg in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen, hat. Dieſes 
Geſetz gilt auch für den Bezirk des BG. nach der Verordnung 
vom 16. September 1867 (GS. S. 1515). Die Bedeutung 
einer polizeilichen Verfügung im Sinne des erwähnten Geſetzes 
hat aber nicht die für Privatanſchlußbahnen des II. Abſchnittes 
des Geſetzes vom 28. Juli 1892 in den SS 43 ff. vor⸗ 
geſchriebene polizeiliche Genehmigung, weil es ſich hier nicht 
um öffentliche, ſondern um Privatintereſſen handelt und die 
polizeiliche Genehmigung nur ausſpricht, daß öffentliche Inter⸗ 
eſſen dem Betriebe nicht entgegenſtehen. Bei ſolchen Privat⸗ 
anſchlußbahnen iſt daher der Rechtsweg ſtets für zuläſſig er⸗ 
achtet worden. Vgl. Gruchots Beitr. 53, 1091; 56, 1023; Urteil 
vom 1. Oktober 1913, V 198/13; auch Eger, Kommentar, zum 
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Kleinbahngeſetz 3. Aufl. S. 493, Vorbem. zu S8 43 ff. Nr. 146 V. 
Privatanſchlußgleiſe, wie ſie hier in Frage ſtehen, können zwar 
als integrierende Beſtandteile einer dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Eiſenbahn den für dieſe geltenden Rechtsnormen 
unterworfen werden (Gruchots Beitr. 46, 630, Urteil V 198/13; 
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Eger a. a. O. S. 490, Vorbem. 146 I), im vorliegenden Falle | 


find fie jedoch in den beigebrachten lanbespolizeilichen Ge⸗ 
nehmigungen (Akten Bd. I Bl. 50, 79) ausdrücklich den 88 43 ff. 
Kleinb GG. unterſtellt worden. Hiernach ſteht der Geltendmachung 
der Anſprüche, wie ſie unter Ziffer 1 bis 3 des Klageantrags 
verfolgt werden, ein Hindernis nicht entgegen. Dem Ermeſſen 
der zur Erteilung der polizeilichen Genehmigung berufenen 
Behörde wird dadurch, insbeſondere durch den von der Reviſion 
beſonders hervorgehobenen zweiten Antrag, nicht vorgegriffen. 
Denn 8 10 des Anſchlußvertrages vom 6./9. Dezember 1895 
hat die Erteilung der behördlichen Genehmigung nach ſeinem 
Eingang zur Vorausſetzung und verpflichtet den Beklagten nur 
zu Bemühungen um dieſe Genehmigung. Ob im einzelnen 
Fall dieſer Verpflichtung Genüge geleiſtet iſt, darüber iſt ebenſo 
wie über die Verpflichtung im allgemeinen im Rechtswege zu 
entſcheiden. II. Dagegen erſchien die Reviſion bei dem vierten 
Klageantrag begründet. Dieſer Antrag verlangte, nach ſeinem 
Zuſammenhange mit dem dritten Klageantrag, daß behördliche 
Entſcheidungen, die aus zwingenden Gründen des öffentlichen 
Verkehrs die gewährten Anſchlüſſe wieder aufheben (oder ein⸗ 
ſchränken), gerichtlich nachgeprüft werden ſollen. Dies wäre 


‚nicht unmöglich, wenn es ſich nur um Entſchädigungsanſprüche 


handelte, weil hierbei im Rechtswege gelegentlich auch öffentlich⸗ 
rechtliche Angelegenheiten und Fragen zur Sprache kommen 
können. Die Entſchädigungsfrage iſt aber von der Klägerin 
ausdrücklich ausgeſchaltet und einem beſonderen Prozeſſe vor⸗ 
behalten worden. Es konnte ſich alſo nur um die Wieder⸗ 
herſtellung eines behördlich eingezogenen Anſchluſſes handeln. 
Die Zurückziehung einer erteilten Genehmigung aus öffentlich⸗ 
rechtlichen Gründen aber hat, auch bei Privatanſchlüſſen, im 
Gegenſatz zur Erteilung, weil es ſich nur um öffentliche Inter⸗ 
eſſen handelt, die Bedeutung einer polizeilichen Verfügung im 
Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1842. Es kann daher, wie 
der Gerichtshof zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten in 
dem vom BerR. angezogenen Urteil vom 26. März 1904 
(Archiv für Eiſenbahnweſen 1904 S. 1224) ganz mit Recht 
angenommen hat, im Rechtswege weder Nachprüfung noch 
Wiederherſtellung verlangt werden, ſo daß inſoweit das land⸗ 
gerichtliche Urteil ſich als begründet darſtellt. Daran konnte 
auch der Umſtand nichts ändern, daß die Klägerin ihr Begehren, 
eine gerichtliche Nachprüfung der eiſenbahnpolizeilichen Ver⸗ 
fügungen zu erzielen, in die Form gekleidet hat, es ſolle die 
Unmöglichkeit der Vertragserfüllung nachgeprüft werden. Denn 
das RG. hat ſtändig daran feſtgehalten, daß öffentlich⸗rechtliche 
Anſprüche, bei denen der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt, dem 
Rechtsweg nicht dadurch zugänglich gemacht werden können, daß 
ſie äußerlich in ein privatrechtliches Gewand eingekleidet werden. 
Vgl. IW. 1909, 253% und die dort angeführten zahlreichen 
früheren Urteile; Gruchots Beitr. 53, 1083; RG. 71, 423; 
79, 429; 83, 306; JW. 1914, 9881, Die von dem Berg. 
aufgeführten Urteile ſtehen dem nicht entgegen. Das Urteil 
RG. 58, 264 beſchäftigt ſich nicht mit der Frage des Nechts⸗ 


44. Jahrgang. 
wegs; feine Zuläſſigkeit konnte ſchon deshalb nicht in Zweifel 
gezogen werden, weil Entſchädigungsanſprüche erhoben waren. 
In dem Falle der Entſch. 32, 133 und 41, 191 kam mecklen⸗ 
burgiſches Recht und nicht das preußiſche Geſetz vom 11. Mai 
1842 zur Anwendung. Pr. E. c. T. T. A., U. v. 19. Dez. 14, 
346/14 V. — Frankfurt. S.] 


Aus den Zeitſchriften. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Roeger, Leipzig. 


Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtſchaft. 47. Jahrg., Nr. 9/11. 
Waldecker: Kriegsrechtliches Allerlei. Schultze: Der Weltkampf 
Englands mit den Niederlanden. Weiß: Die Stadt Nürnberg 
und ihre Arbeiter. Pasquay: Die Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
freiheit der Beamten nach deutſchem Vereins⸗ und Beamtenrecht. 
Arnold: Der Vollzug des bayeriſchen Zwangserziehungsgeſetzes im 
Lichte der Statiſtik. Loſch: Die Sprache der Belgier. Waltemath: 
Die Verſorgung der Großſtädte und Induſtriebezirke mit Milch und 
Fleiſch im Kriegsfalle. Kreuzkam: Die ſüdweſtliche Eiſeninduſtrie 
und die Moſel⸗ und Saarkanaliſierung. Weiß: Die Stadt Nürn⸗ 
berg und ihre Arbeiter. (Schluß.) Hellwig: Skizzen und Notizen. 


Archiv für die Civiliſtiſche Praxis. 113. Band, Erſtes und 
Zweites Heft. 

Siegel: Das Verhältnis der Urkunde zum Rechtsgeſchäft im 
römiſchen Recht. Kluckhohn: Die Perſon des Anfechtungsgegners 
bei einer einſeitigen, nicht empfangsbedürftigen Willenserklärung. 
Dertmann: Beiträge zur Lehre von der Abtretung des Eigentums⸗ 
anſpruchs. Ungeheuer: Ausführung deutſcher Zivil: und Handels⸗ 
gerichtsurteile im Großherzogtum Luxemburg. Joſef: Der Anſpruch 
des Verſicherers gegen Töter und Brandſtifter ſowie die Begründung 
der Schadensberechnung aus fremdem Intereſſe. Holländer: Die 
Haftung des Verkäufers und Vermieters einer Gattungsſache bei 
mangelhafter Vertragserfüllung. Lilie: Die Havariebeſtimmungen 
der Kaiſerlichen Marine und die Stellung der deutſchen Zivil⸗ 
gerichte zu denſelben. Hartmann: Nochmals der § 13 GG. 
Krückmann: Der Boykott im Lohnkampf. 


Archiv für Strafrecht und Strafprozeß (Goltdammer). 61. Band, 
5. bis 6. Heft. 

Hübel: Die Verhandlungen des Deutſchen Reichstages über das 
alte und künftige Strafgeſetzbuch. Bode: Die Kindestötung und 
ihre Beſtrafung im Nürnberg des Mittelalters. Kohler: Be: 
merkungen über die Darſtellung des Nürnberger Kindesmord⸗ 
ſtafrechts. Alsberg: Zur Rechtſprechung des Reichsgerichts in 
Strafſachen. Olshauſen: Der Kriegszuſtand. 

Badiſche Notars⸗Zeitſchrift. 12. Jahrg., Nr. 3 und 4. 
Jeſef: Feſiſtellung der Geſchäftsfähigkeit und der Verfügungs⸗ 
befugnis im notariellen Protokoll. Ott: Über die Zurechnung von 
ererbtem eingebrachten Gut bei der Fahrnisgemeinſchaft zu den 
tinzelnen Gütermaſſen der Fahrnisgemeinſchaft, wenn der 
Nachlaß aus beweglichem und unbeweglichem Vermögen beſtand. 
dil: Die Gemeinſchaft der Eigentümerhypothekare, die durch eine 

Nehrzahl von Eigentümern nach Tilgung einer Hypothek gebildet 
wird, iſt im Zweifel eine Bruchteilsgemeinſchaft. Kopp: Über die 
Bedeutung des 8 27 Sat 2 Badverkstch. Müller: Der Begriff 
der Ehe nach heutigem Recht. Ott: Über die Adoption eines 
ausländiſchen Kindes. Reitinger: Die Verfügungen der Prozeß⸗ 
gerichte, die zu einer Eintragung in das Grundbuch führen ſollen, 
wie einftweilige Verfügungen nach 8 648 BGB. und Pfändungs⸗ 
beſchluſſe, müſſen die Vorausſetzungen des 8 28 GO. erfüllen, vor 
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allem das zu belaſtende Grundſtück übereinſtimmend mit dem 
Grundbuch bezeichnen. — Einiges über die Bauhandwerkerhypothek. 
Ammann: Grundbucherfahrungen während der erſten Kriegsmonate. 


Bank⸗Archiv. XIV. Jahrg., Nr. 3 bis 9. 


Rießer: Zur Frage der Kriegsbilanzen der Aktiengeſellſchaſten. 
Sintenis: Die Hemmung des Rechtsverkehrs mit dem Ausland in 
ihrer Wirkung auf deutſche Rechtsbeziehungen. Crüger: Zur Be 
friedigung des Kreditbedürfniſſes des deutſchen Mittelſtandes 
während des Krieges. Ballod: Rußlands Volkswirtſchaft und 
Staatshaushalt. Jacuſiel: Sicherheitsleiſtung durch Wertpapiere 
und Effektenbewertung während des Börſenſtillſtandes. Schaps: 
Schiſfshypothek und Krieg. Leo: Über die Einwirkungen des 
Krieges auf die Rechtsbeziehungen des am Seehandel beteiligten 
Bankiers. Wehberg: Finanzielle Beziehungen zwiſchen neutralen 
und kriegführenden Ländern nach geltendem Völkerrecht. Pinner: 
Rechtsfragen über Bilanzfeſtſtellung und Gewinnverteilung während 
des Krieges. Rießer: Weitere Bemerkungen zur Frage der Kriegs: 
bilanzen. Dove: Die privatrechtlichen Beziehungen der Angehörigen 
ſeindlicher Staaten unter dem Kriegsrecht. Leiffmann: Die Städte 
und der Krieg. 


Fiſchers Zeitſchrift für Praxis und Geſetzgebung der Verwaltung. 


Band 44, Heſt 4 bis 6. 
Vormann: Die Trink⸗ und Nutzwaſſerverſorgung der Gemeinden 
im Königreich Sachſen. 


Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht. 20. Jahrg., Nr. 2 bis 5. 


Lotmar, Meyerſtein, Mantel: Iſt die Zugehörigkelt zu einem 
feindlichen Staate Entlaſſungsgrund? Grünberg: Krieg und 
Arbeitsvertrag nach deutſchem und öſterreichiſchem Recht. Hauswald: 
Das Wettbewerböverbot. Schulz: Das Mieteinigungsamt. Lands⸗ 
berger: Gehaltskürzungen. Nieſe: Entlaſſung von Handlungs: 
gehilfen wegen Zugehörigkeit zu einem feindlichen Staate. Redlich: 
Ober: und höchſtgerichtliche Entſcheidung zu der Frage: Iſt Ein: 
berufung zu den Waſſen unverſchuldetes Unglück? Oertmann: 
Krieg und Arbeitsvertrag. Lange: Entlaſſung von Handlungs: 
gehilfen wegen Zugehörigkeit zu einem feindlichen Staate. 


Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. 19. Jahrg., Nr. 8 bis 12. 


Hagens: Der Gebrauchsmuſterlizenzvertrag. Hüfner: Hat der 
berufsmäßige Vertreter, der für einen Auftraggeber Einſicht in 
Patenterteilungsakten nehmen oder davon Abſchriften erteilt haben 
will, deſſen Namen und Stand oder Gewerbe dem Patentamte 
anzugeben? Raſch: Die Rechtskraſt im Patenterteilungsverfahren 
unter vergleichender Darſtellung der Rechtskraft im Zivilprozeß, 
im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren (mit Berückſichtigung des vorläufigen Entwurfs 
eines Patentgeſetzes). Hoffmann: Zur Geſchichte des Ausländer⸗ 
ſchutzes im deutſchen Zeichenrecht. Elſter: Urheberrechtsſchutz für 
Bücher⸗ und Zeitſchriftentitel. Oſterrieth: Der gewerbliche Rechts⸗ 
ſchuz und der Krieg. Wertheimer: Krieg und Patent- uſw. Recht. 
Reik: Für die Zeit der kriegeriſchen Verwicklungen in Oſterreich 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes getroffene Aus; 
nahmebeſtimmungen. 


Iherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts. 


65. Band. Erſtes und zweites Heft. 
Mitteis: Emil Strohal. Pferſche: Über Forderungspfandrecht. 
Dogmatiſche Betrachtungen zu BGB. § 1282. Oertmann: Der 
Erwerb des Pflichtteilsanſpruches. Fiſcher: Die Methode der 
Rechtsfindung im internationalen Recht. Joſef: Die Stellung 
des Prozeßgerichts gegenüber dem Erbſchein. 


Juriſtiſche Mouatsſchrift für Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreußen und 


Pommern. 17. Jahrg., 9/11. 
Landsberg: Ein Nachwort über die verkündeten, jedoch nicht zur 
Abfaſſung gelangten Urteile. Landsberg: Sicherſtellung einer 
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Anſchlußberufung nach Ablauf der Notfriſt. Krell: Kriegszuſtands⸗ 
gerichte und Plünderung nach dem Geſetz über den Belagerungs⸗ 
zuſtand. 
Leipziger Zeitſchrift für Deutſches Recht. 
bis 24; IX. Jahrg., Nr. 1 bis 2. 
Flechtheim: Der Kauf gegen Konnoſſement und der Krieg. 
Wertheimer: Zu den Zivil⸗Kriegsgeſetzen. Feilitſch: Wirkt auch 
ein zeitweilig milderes Strafgeſetz zurück? Glaſer: Das Verbot 
der Geltendmachung von ausländiſchen Forderungen vor inländiſchen 
Gerichten. Püſchel: Die Pfändung der unter Eigentumsvorbehalt 
verkauften Sachen durch den Abzahlungsverkäufer und ihre Wirkungen. 
Neukamp: Der Einfluß des Krieges auf Lieferungsverträge. 
Hachenburg: Die Börfentermingefchäfte und der Krieg. Recken: 
Die Kriegsklauſel in Reklameverträgen. Cantor: Haftung für 
Fehlbeträge ſpäterer Kapitalserhöhungen, die ohne Zuſtimmung 
aller der G. m. b. H. ſchon angehörenden Geſellſchafter beſchloſſen 
wurden? Magnus: Der Entwurf eines Warenzeichengeſetzes auf 
dem Augsburger Kongreß des Vereins für gewerblichen Rechtsſchutz 
vom 23. Mai 1914. Frank: Krieg und Strafrecht. Düringer: 
Über Kriegsklauſeln. Hachenburg: Rechtsfragen aus dem Gebiete 
der Höchſtpreiſe. Meurer: Die völkerrechtliche Stellung des Suez⸗ 
kanals. Beling: Die rechtliche Stellung von Straf⸗ und Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen im kriegeriſch beſetzten Ausland. Krückmann: 
Der Zuckerrübenſamenprozeß und die herrſchende Unmöglichkeits⸗ 
lehre. Kiſch: Falſche Anzeige der Veräußerung einer ver⸗ 
ſicherten Sache. 
Markenſchutz und Wettbewerb. XIV. Jahrg., Nr. 2 bis 4. 
Abel: Patentrechtliche Ausnahmebeſtimmungen in Oſterreich. 
Waſſermann: Behandlung deutſcher Patente und Schutzmarken in 
England. Eyck: Iſt eine Lizenz an der Ausſtattung möglich? — 
Bericht der ſchweizeriſchen Kommiſſion der Geſellſchaft für Welt⸗ 
markenrecht. Rubi: Die Rechtſprechung des Oberſten Gerichtshofes 
in Spanien im Markenrechte. — Bericht der ſchweizeriſchen Kom⸗ 
miſſion der Geſellſchaft ſür Weltmarkenrecht (Fortſetzung). Roſenthal: 
Wann ſchließt eine öffentliche Strafandrohung die Unterlaſſungs⸗ 
klage aus? 
Notariats⸗Zeitſchrift für Elſaß⸗ Lothringen. 34. Jahrg., Nr. 11 
und 12. 
Joſef: Grundbuchamtliche Nachprüfung der Feſtſtellung des Notars 
über die Geſchäftsfähigkeit der Beteiligten. 
Oſterreichiſches Zentralblatt für die Juriſtiſche Praxis. XXXII. 
Jahrg., 11. und 12. Heft. XXXIII. Jahrg., 1. Heft. 
Boſſowski: Zur Lehre von der Veräußerung und Belaſtung des 
Kirchenguts (88 1— 894). Klein: Verwertung verziehener Kündi⸗ 
gungsgründe (zu DBB. § 626) (894 —896). Kiſch: Vereinbarung 
der Handelsgerichtsbarkeit (897—907). Geller: Der natürliche 
Wucherbegriff (977—986). Kiſch: Vereinbarung der Handels⸗ 
gerichtsbarkeit (987—996). Klein: Studien zum interlokalen 
Privatrecht (1— 17). Trammer: Die öſterreichiſche Ausgleichs⸗ 
ordnung und das Ausland (17—26). Wien⸗Claudi: Über die 
Wirkungen der Übertragung des ſogenannten Portefeuilles einer 
Verſicherungsgeſellſchaft (26— 34). 
Recht und Wirtſchaft. 3. Jahrg., November und Dezember 1914. 
4. Jahrg., Januar und Februar 1915. 
Oncken: Politiſche Ideale der deutſchen Zukunft. Springer: 
Unſer Kriegsgeld. Kohler: Hodler und die Jenenſer. Richter: 
über Moratorien. Cahn: Wie bewährt ſich die Geſchäftsauſſicht? 
Peters: Die finanzielle Kriegsrüſtung Deutſchlands und feiner 
Gegner. Leonhard: Neue Grundlagen des Völkerrechts. Vorght: 
Mietämter. Wölbling: Das Rote Kreuz als Vereinsorganiſation 
und Neutralitätsabzeichen. Bruck: Die Kriegsgefahr in den 
Lebensverſicherungsbedingungen. Großmann: Die wirtſchaftliche 
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Sächſiſches Archiv für Rechtspflege. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 


6. 1915. 


Bedeutung der deutſchen chemiſchen Induſtrie und der europäiſche 
Krieg. Kaiſenberg: Die Kriegs rüſtung in der Arbeiterverſicherung. 
Alexander: Kriegskreditbanken. Stein: Arbeitsloſenfürſorge und 
Krieg. Hartzfeld: Der Zweck der Zivilrechtspflege. Kammerer: 
Die Naturkräfte im Krieg. Arndt: Die neueſte Entwicklung des 
Priſenweſens. Schneider: Getreidehöchſtpreiſe. Jaffé: Die Kriegs⸗ 
rüſtung der Reichsbank. Scholz: Das Poſt⸗ und Telegraphenrecht 
im Kriege. Glaſer: Preßzenſur während des Krieges. Eberhard: 
Volk, Volksrecht und Krieg. Leonhard: Europäismus und Welt: 
bürgertum. Netter: Metallhöchſtpreiſe und Metallhandel. Arndt: 
Kriegsſchädenerſatz. Sobernheim: Der Heilige Krieg. Deumer: 
Krieg und Genoſſenſchaftsweſen. Wehberg: Deutſchlands Mangel 
an Flottenſtützvunkten und das Seekriegsrecht im gegenwärtigen 
Kriege. Wagner⸗Roemmich: Anregungen für ein „Generalſtabs⸗ 
werk“ über Recht und Wirtſchaft im Krieg. 


Rheiniſche Zeitſchrift für Zivil⸗ und Prozeßrecht. 7. Jahrg., 
1. Heft. 
Lunglmayr: Wieder einmal: Der Tatbeſtand des Zivilurteils. 


Silberſchmidt: Die Gründung der rheiniſchen Obergerichte vor 
100 Jahren. Merk: Die Entwicklung der Fahrnisverfolgung im 
franzöſiſchen Recht. I. 
9. Jahrg., 19/20, 23/24; 
10. Jahrg., 1/2. 
Ott: Die Stempelfreiheit der Uberlaſſungsverträge. (Befreiungs⸗ 
vorſchrift 2 von Tarif⸗Nr. 1142 NStempG.) Joſef: Die Ein 
wirkung von Handlungen der Frau auf die Verjährung der Schlüſſel⸗ 
gewaltſchulden. Eckſtein: Wie bewähren ſich die Notgeſetze? 
Grüllich: Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer für 
Hypotheken und andere dingliche Rechte am Grundſtücke nach den 
Beſtimmungen des BGB. unter Berückſichtigung des ſächſiſchen 
Landesrechts. (Schluß.) Reichel: Über Geſetzesauslegung. Joſef: 
Streitfragen aus der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
(Seufferts Blätter für 
Rechtsanwendung.) 10. Jahrg., Nr. 20 bis 24. 11. Jahrg., 
Nr. 1 bis 2. 
Bedall: Die Novelle zum Handelsgeſetzbuche. Keßler: Zur Bildung 
von Geſamtſtrafen. Berolzheimer: Das Aufrechnungsrecht des 
Erſtehers im Zwangsverſteigerungsverfahren. Neumiller: Ver⸗ 
leſung der Ausſagen von Kriegsteilnehmern ($ 250 StPO.). Link: 
Ein Beitrag zur Auslegung des bayerifchen Fideikommißedikts. 
Stepp: Die Berechnung des pfändbaren Gehaltes oder Lohnes 
($ 850 ZPO. SS 1, 3, 4 Lohn BG.). Rehm: Amneſtie und 
Koſtenvorſchuß. Mayer: Die Wählbarkeit von Kriegsteilnehmern 
zu Gemeindeämtern. Wein: Umwandlung einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung in eine Aktiengeſellſchaft. Zeiler: Ideal⸗ 
konkurrenz und Anderung der Strafllage im Standrecht. Kriener: 
Die Zwangsverſteigerung aus dem dinglichen und dem perſönlichen 
Vollſtreckungstitel. Neukamp: Der 8 2 des Haftpflichtgeſetzes in 
ſeiner praktiſchen Bedeutung und ſeinem Verhältnis zum allgemeinen 
bürgerlichen Recht. Sendtner: Die Anderungen im bayeriſchen 
Gebührenweſen nach dem Geſetz vom 21. Auguſt 1914. Hellmuth: 
Wann beginnt die Haftung der Poſtverwaltung für die ordnungs⸗ 
mäßige Ausführung der Aufträge, die der Inhaber eines Poſtſcheck⸗ 
kontos erteilt? Köhler: Kriegsſtrafbeſtimmungen des Bundesrats. 
Sendiner: Die Anderungen im bayeriſchen Gebührenweſen nach 
dem Geſetz vom 21. Auguſt 1914 (Fortſ.). 


Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Band x. 


1. Heft. 
Pappenheim: Der Plan einer Kieler Kriegsſchädenverſicherung. 
Wehberg: Die ſeekriegsrechtlichen Ereigniſſe des gegenwärtigen 
Krieges. Gerſtner: Buchhaltung und Bilanzweſen der Feuer 
verſicherungsanſtalten. Küttner: Die Gefahrenpuntte der Invaliden 
verſicherung für den Verſicherungsmathematiker. Ulrich: Die 


44. Jahrgang. 


Neugeſtaltung des öſterreichiſchen Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
Wendt: Feuerſichere Konſtruktionen. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat und Zwangs⸗ 

verfteigerung. Jahrg. 15, Heft 7/14. 

Bührer: Das Recht auf Ergänzung des Pflichtteild nach dem 
BGB. Baer: Iſt zur nachträglichen Rangänderung von Teil⸗ 
bypotheken die Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich? Zur 
Auslegung des § 1151 BGB. Krückmann: Zum Berichtigungs⸗ 
anſpruch. Freſe: Wie hat das Vormundſchaftsgericht für Bevor⸗ 
mundete zu ſorgen, deren Vormünder im Kriege ſind? Kretzſchmar: 
Die Haftung der Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten unter 
beſonderer Berückſichtigung der Beweislaſt dabei. Wacchter⸗ 
Spittler: Über freiwillige Gerichtsbarkeit in Württemberg unter 
beſonderer Berückſichtigung des Württ. AGBGB. Art. 52 bis 54, 
vgl. mit EGBGB. Art. 147 Abſ. 1 und FGG. 88 32, 194, 195. 
Oertmann: Die Cautela Socini unter der Herrſchaft des Bürgerlichen 
Geſetzbuches. Diefenbach: Zwangserziehung und Berufsvormund⸗ 
ſchaft in Frankreich. 


— 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. Lobedauk, Oberſtabsarzt, Hagenau i. E.: Das Weſen 
des menſchlichen Geiſteslebens und das Problem der Strafe. 
Halle a. S., 1914. Carl Marhold, Verlagsbuchhandlung. 
2,10 &. 

Der Verfaſſer geht von der Anſicht aus, daß infolge der Un: 
möglichkeit, die Frage nach der Befchaflenheit der ſelbſtändigen, rein 
materiellen körperlichen Reihe zu löſen, Körper und Geiſt in anderer 
als dualiſtiſcher Weiſe begriffen werden müßten. Nachdem er dann 
die von ſpiritualiſtiſcher und materialiſtiſcher Seite aufgeſtellten 
moniſtiſchen Theorien als unzutreffend bzw. unzulänglich bezeichnet 
hat, erklärt er es für eine Unmöglichkeit, das abſtrakte Moment des 
DBewußtſeins erkennen zu wollen gegenüber dem erkennbaren Bewußt⸗ 
ſeinsinhalt. Die Bedeutung des Gehirns für das geiſtige Ge: 
ſchehen erkennt Verfaſſer an, nicht als eine das Seelenleben erzeu⸗ 
gende, ſondern als die eines Organs, in dem ſich dasſelbe ordnet. 
Die „Seelenblindheit“ und „Seelentaubheit“ find als Ausfall: 
erſcheinungen nur von dieſem Standpunkte aus verſtändlich. Ein 
Spekulieren auf dem Gebiete des Geiſtigen, „unbekümmert um die 
phpſiologiſche Baſis“, hält Verfaſſer dementſprechend — im Gegen: 
lage zu Kohler — für ein Unding. 


— 


Auf dem Boden ſolcher Anſchauung gelangt Lobedank folge⸗ 


richtig zu einer determiniſtiſchen Anſchauung vom Geiſtesleben: 
Denken und Wollen muß ſich ſo vollziehen, wie es durch die jeweils 
gegebenen Umſtände bedingt wird; die ſittliche Freiheit beruht auf 
dem Überwiegen der auf das Sittliche gerichteten Vorſtellungen, ſie 
bedeutet im Grunde, daß der ſittlich Freie ſittlich handeln muß. 

Von dieſem determiniſtiſchen Standpunkte aus erklärt Verfaſſer 
Straſandrohungen für notwendig, da ſie einen wichtigen Faktor der 
die menſchlichen Handlungen beſtimmenden Umwelt darſtellen und 
als ſolche der Kriminalität entgegenwirken. 

Als praltifche Forderung ſtellt Lobedank die Einführung des 

Legriffes „der geiftigen Minderwertigkeit“ als eines nicht obligatoriſch, 
ſondern nur fakultativ ſtrafmildernden auf; er verlangt jedoch eine 
Einschränkung auch der fakultativen Strafmilderung bei Roheit und 
zeſellſchaftsfeindlichen Neigungen. 
Dir die berufliche Ausbildung des Strafrichters hält Lobedank 
m völliges Verſtändnis der „Kriminalbiologie“ auf der Grundlage 
anatomiſcher, phyſiologiſcher, pſychologiſcher und pſychiatriſcher Kennt⸗ 
niſſe für unerläßlich. 

Daz ſehr belehrend und anregend geſchriebene Buch iſt als 
deft 1/2 des X. Bandes der Sammlung „Juriftiſch⸗ pſychiatriſche 
Erenzfragen“ erſchlenen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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2. Dr. G. von Weigel, Senatspräſident des Bayr. Senats beim 
Reichsmilitärgericht: Kriegszuſtand, Kriegsſtrafgeſetze und 
Gerichtsbarkeit. Berlin, 1914. Verlag von Franz Vahlen. 
23 S. 1,20 &. 

Dem — wie jetzt üblich — telegraphiſch auf einen Militär⸗ 
juſtizpoſten einberufenen Juriſten wird dieſe im Telegrammſtil ge⸗ 
haltene erſchöpfende Überſicht aller Krieg und Kriegszeit betreffenden 
Beſtimmungen der einſchlägigen Geſetze, wie des Militärſtrafgeſetz⸗ 
buches, der Militärſtrafgerichtsordnung, des Reichsgeſetzes gegen den 
Verrat militäriſcher Geheimniſſe, des preußiſchen und des bayeriſchen 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand, zur allerſchnellſtens erſten 
Einführung willkommen ſein. — Ich glaube auch, daß im Felde der 
Kriegsgerichtsrat für die Straſſuſtiz neben dieſem Wegweiſer kaum 
mehr noch als die Romen⸗Niſſomſchen Handausgaben und die All: 
feldſche Strafgeſetzſammlung benötigen wird, um hinlänglich für feine 
Amtsausübung gerüſtet zu ſein. 

3. Dr. jur. Albert Coenders: Richtlinien aus den Lehren 


Feuerbachs für die moderne Strafrechtsreform. Tübingen, 


1914. Verlag von J. C. B. Mohr. 56 S. 
Die bleibend wertvollen Gedanken des großen Kriminaliſten 


und feine grundlegenden Problemſtellungen hat der Verfaſſer bei 


ſeiner im vergangenen Jahre gehaltenen öffentlichen Antritts⸗ 
vorleſung zum allerdings mehr äußerlichen als innerlichen Aus⸗ 
gangspunkte gewählt, um ſeine ſelbſtändige Stellungnahme zu allen 
bedeutſamen Fragen der bevorſtehenden Strafrechtsreform in kurz 
ſkizzierter Zuſammenfaſſung darzulegen. — Die Schrift gibt dieſe 
Vorleſung wieder, ergänzt, erweitert und vertieft durch zahlreiche 
Anmerkungen mit eingehenden Literaturhinweiſen. 
Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


— — — — 


Die gundesratsverordnung vom 14. Januar 1915. 
In SW. 1915, 159 beſpricht v. Harder dieſe neue großenteils 
begrüßenswerte Bekanntmachung und geht hierbei u. a. davon aus, 
daß ſie nur auf vermögensrechtliche Streitigkeiten Anwendung finde. 
Dabei überſieht er aber, daß der § 1 a. a. O. keinen Unterſchied 
macht zwiſchen vermögensrechtlichen oder nichtvermögensrechtlichen 
Sachen. Die Beſtellung eines Vertreters für den Kriegsteilnehmer 
iſt bei gegebenen Vorausſetzungen alſo allgemein möglich. Der 
Unterſchied tritt aber dann inſofern hervor, als bei nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Sachen der Ausſetzungsantrag auch des gerichtlich beſtellten 
Vertreters nicht abgelehnt werden kann, wohl dagegen bei vermögens⸗ 
rechtlichen Sachen. 

Das iſt nicht unwichtig. Denn wenn der Kriegsteilnehmer auch 
bisher ſchon auf ſeine Schutzrechte verzichten und z. B. ſeine Ehe⸗ 
ſcheidungsklage weiterführen konnte, fo hat doch der ominöſe 8 8 
a. a. O. eine neue Nuance in die Sache gebracht. Bisher war der 
Kriegsteilnehmer eben feinem eventuellen Prozeßvertreter vorfchußs, 
überhaupt zahlungspflichtig. Das war natürlich ſo manchem Kriegs⸗ 
teilnehmer ungelegen, trotzdem oder auch weil das Armenrecht für 
ihn nicht in Betracht kam. Und darum ließ er vielleicht trotz des 
Drängens der Gegenpartei vorerſt die Sache beruhen. Jetzt aber, 
wo nach 8 3 a. a. O. die Koſten ſeines gerichtlich beſtellten Vertreters 
unter allen Umſtänden der Gegenpartei zur Laſt fallen, wird er gar 
nichts dagegen einzuwenden haben, wenn die Gegenpartei ihm ge⸗ 
richtlich einen Vertreter beſtellen läßt, und er wird von einem Aus: 
ſetzungsantrag vielleicht ganz gerne abſehen. Inſofern iſt alſo die 
Bekanntmachung auch für nichtvermögensrechtliche Prozeſſe von Be⸗ 
deutung. 

Der Verurteilung des 8 3 a. a. O. durch Dr. Wertheimer (JW. 
1915, 159) kann nur beigepflichtet werden. Eine Beſtimmung, daß 
die Koſten der Gegenpartei des Kriegsteilnehmers ganz oder teilweiſe 
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auferlegt werden können (vgl. z. B. § 2 der Bekanntmachung über 
die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geld forderung vom 
18. Auguſt 1914), wäre das einzig Richtige geweſen. 

Die Auslegung, die v. Harder dem Ausdruck „beſondere 
Koſten“ gibt, kann ich nicht für richtig halten, wenn fie auch dem 
billigenswerten Zweck einer Abmilderung der „offenbaren Unbilligkeit“ 
dieſes 8 3 dienen fol. Denn daß z. B. im Anwaltsprozeß die 
eigenen Anwaltskoſten für den Kriegsteilnehmer dann unvermeidlich 
geweſen wären, wenn er in der Heimat geweſen wäre, ſtimmt durch⸗ 
aus nicht. Er hätte doch auch z. B. Verſäumnisurteil gegen ſich er⸗ 
gehen laſſen können! 

Man wird wohl den § 3 fo auslegen müſſen, daß die geſamten 
Koſten des gerichtlich beſtellten Vertreters vom Gegner, und zwar 
auch vorſchußweiſe zu tragen ſind.!) Und es wird ſich fo z. B. das 
groteske Bild bieten, daß eine arme Partei zwar im Armenrecht 
ihren Vertreter unentgeltlich zugeteilt erhält, dem reichen kriegs⸗ 
teilnehmeriſchen Schuldner aber nur beikommen kann, wenn ſie ihm 
einen Vertreter auf ihre eigenen Koſten beſtellen läßt! Und da man 
im Armenrecht einen gegneriſchen Vertreter nicht zugeteilt bekommen 
kann, wird eben eine wirklich arme Partei von der ganzen neuen 
Verordnung nichts haben, weil ſie ſich dieſe Koſten nicht leiſten kann. 
Hier wäre eine Anderung dringend notwendig! 

Ebenſo notwendig aber wäre eine dieſer Verordnung analoge 
Ergänzung der Kriegsſchutzgeſetzgebung hinſichtlich der Zwangs— 
vollſtreckung gegen Kriegsteilnehmer. Was hat man davon, 
wenn man zur Verhütung offenbarer Unbilligkeiten einen Rechtsſtreit 
gegen den Kriegsteilnehmer durchführen, dann aber nur pfänden 
und, kleine Ausnahmen abgeſehen, nie verſteigern darf? Hier 
müßte der Bundesrat eine Beſtimmung treſſen, die auch die Ver⸗ 
ſteigerung der gegen einen Kriegsteilnehmer gepfändeten Sachen dann 
geftattet, wenn eine ſolche „zur Verhütung offenbarer Un— 
billigkeiten erforderlich erſcheint.“ 

Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


— ᷓ — 


Wer hat die Erinnerung, wenn ein nicht privi⸗ 
le gierter Gläubiger gegen den unter Geſchäfts aufſicht 
ſtehenden Schuldner vollſtrecmtt? In SW. 1915, 172 unter 
XVI wendet ſich Breit mit Recht gegen die in DIzZ. 1915, 101 
von Bovenſiepen vertretene Anſicht, daß in einem ſolchen Falle 
dem Schuldner die Einwendung aus § 732 ZPO. gegeben ſei, weil 
es ſich doch nach 85 WD. betr. die Geſchäftsaufſicht nur um ein 


1) Anmerkung der Schriftleitung: Die von den Schrift⸗ 
ſtellern, die ſich bisher in der JW. zu dem § 3 der Bekanntmachung 
geäußert haben, betonte Unbilligkeit beſteht dann nicht, wenn man die 
Beſtimmung ihrem Wortlaute nach dahin auslegt, daß ſie nur auf 
die durch die Beſtellung des Vertreters etwa entſtehenden Koſten 
ſich bezieht. Dann trifft auch der Ausdruck „beſondere“ Koften 
zu. In der Regel werden durch die Beſtellung des Vertreters Koſten 
nicht erwachſen; die Möglichkeit iſt aber gegeben. Die Bekannt⸗ 
machung mußte eine Beſtimmung darüber treffen, wer zur Tragung 
dieſer nicht unzweifelhaft unter 8 91 ZPO. fallenden Koſten heran⸗ 
zuziehen ſei. Die amtliche Begründung zu § 3 tft unklar: „Immerhin 
beſteht die Möglichkeit, daß unter Umſtänden das Verfahren infolge 
der Mitwirkung des Vertreters ſich verteuert. Um den Kriegs⸗ 
teilnehmer unter dieſer Folge ſeiner Abweſenheit nicht leiden zu laſſen, 
iſt Vorſorge getroffen, daß die beſonderen Koſten, die infolge der 
Beſtellung des Vertreters entſtehen, von dem Gegner auch im Falle 
des Obſiegens zu tragen ſind.“ Dr. 


Gegenanmerkung des Verfaſſers hierzu: Die Auslegung 
der Schriftleitung dürfte das Richtige nicht treffen. Das Wort 
„Beſtellung“ iſt hier ganz analog dem Worte „Zuziehung“ 
in 8 91 Abſ. 2 ZPO. aufzufaſſen Auch der Ausdruck „Zuziehung“ 
trifft äußerlich nur den Einleitungsakt für die Tätigkeit des Anwaltes, 
meint aber doch unzweifelhaft die ganze durch die Zuziehung ein⸗ 
geleitete Tätigkeit des Anwaltes. Dr. Fürnrohr. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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1915. 
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Verbot von derzeitigen Zwangsvollſtreckungen handele, genau wie 
beim Verbot des $ 14 KO. Denn wenn entgegen 8 14 KO. ein 
Gläubiger, der ſich am Konkursverfahren nicht beteiligt, in die Maſſe 
vollſtrecken will, ſo iſt nach herrſchender Anſicht die Erinnerung aus 
§ 766 ZRO. der geeignete Rechtsbehelf. Außer der von Breit er⸗ 
wähnten Entſcheidung in RG. 29, 76 vertritt insbeſondere auch 
Seuffert am Schluß feiner Erläuterung zu § 766 S. 207 unter 26 
dieſen Standpunkt, der weiterhin auch von Jäger in ſeinen Aus⸗ 
führungen zu § 14 KO. Anm. 22 durchaus gebilligt wird. 

Meines Erachtens iſt jedoch Breit darin nicht zuzuſtimmen, wenn 
er die Erinnerung aus 8 766 ZPO, lediglich dem Schuldner geben 
will. Will der Schuldner die Zwangsvollſtreckung dulden, ſo ſoll 
nach Breit weder ein privilegierter Gläubiger noch der Aufſichtsführer 
gegen die Vollſtreckung Einſpruch erheben können. Es iſt aber 
unbeſtritten, daß unter 8 766 3PO. auch Anträge und Erinnerungen 
dritter Perſonen ſallen, ſofern ſie, wie Stein ausdrücklich hervorhebt, 
von der Vollſtreckung betroffen ſind. Nun werden aber durch die 
Vollſtreckung die privilegierten Gläubiger des § 9 VD. ohne weiteres 
dadurch in Mitleidenſchaft gezogen, weil ſie nicht unter die Vorſchrift 
des 85 VO. fallen und ſomit gegen den Schuldner mit den gewöhn⸗ 
lichen Vollſtreckungsmitteln vorgehen können. Hierbei werden ſie 
jedoch erheblich behindert, wenn ein nicht privilegierter Gläubiger 
im Einvernehmen mit dem Schuldner die Zwangsvollſtreckung betreibt. 
Daß die privilegierten Gläubiger auch ſonſt durch das Vorgehen des 
nicht privilegierten Gläubigers betroffen werden, bedarf gar keiner 
weiteren Ausführung. 

Ferner ſpricht das Geſetz in 8 766 ZPO. ganz allgemein von 
Anträgen, Einwendungen und Erinnerungen, ohne daß es, wie im 
§ 732 und 8 767 ZPO. ausdrücklich die Perſon des Schuldners 
hervorhebt. Wäre die Anſicht Bovenſiepens richtig, daß dem Schuldner 
im vorliegenden Falle nach 8 732 ZPO. die Einwendung gegen die 
Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel gegeben ſei, ſo könnte ſich auch 
nur der Schuldner, nicht aber eine dritte Perſon dieſer Einwendung 
bedienen. Vertritt man indes die Auffaſſung, daß § 766 ZPO. in 
gleicher Weiſe wie im Falle des § 14 KO. auch bei einem Verſtoß 
gegen $ 5 VO. anzuwenden iſt, fo muß man meines Erachtens 
denſelben Rechtsbehelf dem privilegierten Gläubiger zugeſtehen. 

Was nun die Perſon des Aufſichtsführers betrifft, ſo iſt den 
Ausführungen von Breit zuzuſtimmen, weil der Auſſichtsführer eine 
ganze andere Stellung einnimmt als der Konkursverwalter. Er hat 
nach 8 6 BD. die Geſchäftsführung des Schuldners zu unterſtützen 
und zu überwachen. Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht wird 
mit der Anordnung einer Geſchäftsaufſicht nicht auf ihn übertragen 
wie nach § 6 KO. auf den Konkursverwalter. Der Schuldner behält 
mithin trotz gewiſſer Verbote im 8 7 WO. feine Selbſtändigkeit, die 
dem Gemeinſchuldner vollkommen fehlt. Die Aufſichtsperſon kann 
daher aus eigenem Rechte von der Erinnerung keinen Gebrauch 
machen, fo daß der von Breit hinſichtlich des Auſſichtsführers vor: 
geſchlagene Weg gangbar erſcheint, jedoch meines Erachtens dann 
wegfällt, wenn der privilegierte Gläubiger den Rechtsbehelf aus 
§ 766 380. hat. 

Rechtsanwalt Dr. Victor Löwenwarter, Cöln. 


Anwendung von Vollſtreckungsmaffnahmen bei Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht. Von Landrichter Dr. Bovenſiepen wird auf 
S. 101 der DIZ. verlangt, daß das Prozeßgericht bei Erlaß eines 
Urteils gegen einen unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner dieſe 
Tatſache berückſichtigt und einen entſprechenden Vorbehalt in das 
Urteil aufnimmt. Demgegenüber ſei darauf hingewieſen, daß ein 
Bedürfnis für die von ihm vorgeſchlagene Geltendmachung der 
Geſchäftsaufſicht im Prozeſſe keineswegs vorhanden iſt. Das Geſetz 
ſchreibt im § 5 der Bundesratsverordnung vom 8. Auguſt 1914 nur 
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vor, daß Arreſte und Smangdvollitredungen in das Vermögen des 
Schuldners, abgeſehen von einer hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahme, nicht ſtattfinden dürfen. Vollſtreckungsorgane find aber 
das Vollſtreckungsgericht und der Gerichtsvollzieher. Das Prozeß⸗ 
gericht hingegen hat damit, ob die Vollſtreckung zuläſſig oder unzuläſſig 
iſt, nichts zu tun. 

Im Regelfalle wird der Gläubiger, wenn er einen vollſtreckbaren 
Titel erlangt hat, zunächſt Vollſtreckung in körperliche Gegenſtände 
des Schuldners betreiben, alſo den Gerichtsvollzieher mit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung beauftragen. Hier genügt es vollkommen, wenn dem 
Gerichtsvollzieher vom Schuldner die Ausfertigung des Beſchluſſes 
über die Anordnung der Geſchäftsaufſicht vorgelegt wird, um ihn zu 
verhindern, unzuläſſige Vollſtreckungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Will aber der Gläubiger Vollſtreckung in Forderungen oder 
JImmobiliarvollſtreckung vornehmen, fo ſchadet es auch dann nichts, 
wenn das die Vollſtreckung anordnende Vollſtreckungsgericht von der 
Geſchäftsaufſicht des Schuldners zunächſt nichts weiß. Es wird dann 
Sache des unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners ſein, ſich gegen 
die Zwangs vollſtreckung zu wehren und eine Einſtellung derſelben 
beim Vollſtreckungsgericht zu erwirken, indem er wiederum den die 
Geſchäftsaufſicht anordnenden Beſchluß vorlegt oder auf die beim 
Gericht hierüber geführten Akten Bezug nimmt. 

Daß auf Grund eines vollſtreckbaren Titels ein Konkurs⸗ 
verfahren über das Vermögen des unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden 
Schuldners eröffnet wird, iſt deshalb nicht zu befürchten, weil ja die 
Geſchäftsaufſichts⸗ und die Konkursſachen in der Regel 1) von dem⸗ 
ſelben Richter bearbeitet werden und ja auch vor Konkurseröffnung 
der Schuldner gehört werden muß, der dann bereits auf die beſtehende 
Geſchäftsaufficht hinweiſen kann. 

Zur Anwendung der 88 787, 780 und 786 3P O. liegt alſo keine 
Veranlaffung vor, noch weniger aber zu einem Verfahren gemäß 
9782 ZRO., wie es der genannte Verfaſſer vorſchlägt. Denn die 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel iſt noch kein Akt der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, ſondern bereitet die Zwangsvollſtreckung nur vor. Die 
Vollſtreckungsklauſel iſt nur ein Zeugnis über die Vollſtreckbarkeit 
eined Titels; ihre Zuläſſigkeit wird alſo durch die Bundesrats⸗ 
verordnung über die Geſchäftsaufſicht in keiner Weiſe berührt. Die 
Erteilung der Klauſel darf von dem Gerichts ſchreiber gar nicht ab⸗ 
belehnt werden, da nur die Vornahme von wirklichen Vollſtreckungs⸗ 
alten während des Beſtehens der Geſchäftsaufſicht unzuläſſig iſt. 

Rechtsanwalt Dr. Max Oppenheim, Berlin. 


Armenrecht und Ariegsausſetzung. In JW. 1915, 205 
erörtert Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf die Frage, ob das 
Armentecht bewilligt werden kann, wenn auf Antrag des Gegners, 
eines Kriegsteilnehmers, das Verfahren ausgeſetzt iſt. Die Frage 
wird verneint. Wohl mit Unrecht. Die Kriegsgeſetze ſind aus der 
Not der Zeit entſtanden und wollen Schwierigkeiten beheben, nicht 
aber neue Schwierigkeiten ſchaffen. Daß in der Kriegszeit von einer 
Partei Gerichtskosten eingezogen werden ſollen, die durch Bewilligung 
des Armenrechts ſonſt in Wegfall geſtellt werden würden, iſt unbillig. 
In dieſem Sinne hat ſich auch das Kgl. OLG. Naumburg in einem 
Beſchluß vom 12. Februar 1915 ausgeſprochen, 

in Erwägung, daß die Unterbrechung des Verfahrens an ſich 
die Bewilligung des Armenrechts, die keine Prozeßhandlung 
—ůůů———3̃ — 


) Anmerkung der Schriftleitung: Ob hinſichtlich der Zu 
weiſung der Gefhäftbauffichtöfauien an den Konkursrichter fich bereits 
ein Kegel gebildet habe, iſt mangels amtlicher Nachweiſe zweifelhaft. 
h Bedürfnis nach Vereinigung der beiden ſehr verſchiedenen Arten 
105 Geſchäften in der Hand desſelben Richters beſteht wohl nur bei 
8 85 Amtsgerichten. Der Zweck der Geſchäftsaufſicht läßt eine 
ri Trennung von der Konkursregiſtrande empfehlenäwert er. 

. r. 
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in Anſehung der Hauptſache darſtellt, nicht hindert (8 249 
3PO.), auch auf die Entſcheidung der Frage der Erfolgs⸗ 
ausſichten der Rechtsverfolgung keinen Einfluß auszuüben 
vermag. 

Dieſen Ausführungen iſt um ſo mehr beizutreten, als ja Kläger 
auch ohne Erhebung der Klage in der Lage iſt, das Armenrecht zu 
beantragen. Iſt der Beklagte Kriegsteilnehmer, ſo liegt es ſicherlich 
nicht im Sinne der Kriegsgeſetze, ihm einen Nachteil zu bereiten. 
Die Rechtslage des Gegners, der nicht Kriegsteilnehmer iſt, kann 
aber, ſoweit der Prozeß Wirkungen gegen ihn während der Ausſetzung 
hat, alſo inſoweit Koſten von ihm eingezogen werden können, nicht 
verſchlechtert werden. Wenn Haberſtumpf darauf hinweiſt, daß die 
Anhörung des Gegners während des Krieges nicht möglich ſei und 
deswegen nicht geprüft werden könne, ob die Rechtsverfolgung ausſichts⸗ 


voll ſei, ſo trifft das nicht zu. Die Anhörung des Gegners iſt 


nirgends vorgeſchrieben, ſie erfolgt vielfach nicht, z. B. wenn der 
Gegner unbekannt abweſend oder im Auslande iſt, oder aber wenn 
die Angelegenheit eilt. Die Bewilligung des Armenrechts ohne An⸗ 
hörung des Gegners beſchwert dieſen auch nicht, da das Gericht 
jederzeit in der Lage iſt, den Armenrechtsbeſchluß wieder aufzuheben 
und von dieſem Rechte Gebrauch machen wird, wenn der Gegner 
nach dieſer Richtung hin ſachdienliche Ausführungen machen wird. 
Juſtizrat Werner, Magdeburg. 


Die Verpflichtung der Angehörigen des feindlichen 
Auslandes zur Sicherheitsleiſtung für Geridts- und 
Parteikoſten in Prozeſſen vor deutſchen Gerichten. Über 
die Verpflichtung der Angehörigen feindlicher Staaten zur Sicherheits⸗ 
leiſtung für Prozeßkoſten, und zwar zugunſten der Staatskaſſe wie 
des Prozeßgegners, liegen, ſoweit bekannt, keine oberftrichterlichen 
Entſcheidungen vor. Das LG. Cöln hat in einem auf S. 110 dieſes 
Jahrgangs abgedruckten Zwiſchenurteil das Haager Übereinkommen 
über den Zivilprozeß, das die Freiheit der ruſſiſchen und franzöſiſchen 
Staatsangehörigen von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung als 
Ausländer ausſprach, für durch den Krieg ſtillſchweigend aufgehoben 
erklärt; in gleichem Sinne ſprach ſich Meikel aus in DIZ. 1914 
S. 1201 bis 1203; auf S. 1296 führt er dann noch einen ruſſtſchen 
Ukas an, der von der Annahme ausgeht, durch den Ausbruch des 
Kriegs ſei von ſelbſt die Befreiung deutſcher und bſterreichiſcher 
Staatsangehöriger von der Koſtenvorſchußpflicht als Ausländer 


beſeitigt. Dieſen Anſichten widerſprechen die Ausführungen des 


1. 88. des RG. in JW. 1915, 14510, Die Entſcheidung betrifft 
zwar nur die Frage, ob die internationale Übereinkunft zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883 noch gilt, aber die 
Gründe für Bejahung dieſer — übrigens aus ähnlichen Gründen 
wie vom LG. Cöln z. B. von Profeſſor Oſterrieth in DIZ. 1914 
S. 1072 —75 verneinten — Frage beruhen auf fo allgemeinen Er⸗ 
wägungen, daß ſie unbedingt zur Annahme der fortdauernden Geltung 
der Haager Zivilprozeßabkommen führen müſſen. Das RG, fagt: 
„Die internationale Verbindlichkeit und innerſtaatliche Wirkſamkeit 
ſind nicht unbedingt voneinander abhängig. Beide ſtehen und fallen 
miteinander nur bei ſolchen Verträgen, deren Ausführung mit den 
Zwecken der Kriegführung unvereinbar wäre. Davon kann vom 
Standpunkt des deutſchen Rechts bei einem nur auf Privatrecht 
bezüglichen Abkommen keine Rede ſein. Dem deutſchen Völkerrecht 
liegt die Anſchauungsweiſe fern, daß der Krieg unter möglichſter 
wirtſchaftlicher Schädigung der Angehörigen fremder Staaten zu 
führen iſt .... vielmehr gilt der Grundſatz, daß der Krieg nur gegen 
den feindlichen Staat als ſolchen und gegen deſſen bewaffnete Macht 
geführt wird, und daß die Angehörigen der feindlichen Staaten in 
bezug auf das bürgerliche Recht in demſelben Maße den Inländern 


gleichgeſtellt ſind, wie dies vor dem Kriege der Fall war, d. h. ſoweit 
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nicht gefegliche Ausnahmen beftehen, in allen Beziehungen.“ !) Nun 
können allerdings im Ausland Wohnende Prozeſſe nur anhängig 
machen, wenn der Reichskanzler eine Ausnahme zuläßt von der Ver⸗ 
ordnung über die gerichtliche Geltendmachung von Anſprüchen im 
Ausland Wohnender, aber ſolche Ausnahmen ſind nicht eben ſelten; 
häufig wird auch der deutſche Beklagte und Widerkläger ein Intereſſe 
am Fortgang des Verfahrens haben. Auch wenn der Prozeß ſchon 
vor dem Kriege anhängig war, wären nach der eingangs wieder⸗ 
gegebenen Anſicht die Angehörigen des feindlichen Auslands nach 
8 85 Abſ. 3 GKG., 8 111 ZPO. nachträglich zur Sicherheitsleiſtung 
verpflichtet. 

Da das Ende des Krieges nicht abzuſehen iſt, wäre es im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit wünſchenswert, daß die Anſicht des 
I. ZS. des RG. zur Richtſchnur genommen würde. Die Intereſſen 
der deutſchen Parteien ſind durch die Erſchwerung der Durchführung 
von Anſprüchen im Ausland Wohnender hinreichend gewahrt; überdies 
iſt der Bundesrat durch nichts gehindert, durch Anwendung des 
Vergeltungsrechts Ausnahmen von der Befreiung von der Koſten⸗ 
ſicherungspflicht anzuordnen. Mit Recht hebt aber das NG. hervor, 
daß es bedenklich wäre, im einzelnen Fall den Richter entſcheiden zu 
laſſen, inwieweit die Rechte der Angehörigen einzelner Auslands⸗ 
ſtaaten durch den Kriegszuſtand berührt werden. 

Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluf beim richterlichen 
Zahlungsaufſchub. Die Frage, ob im Falle richterlicher 
Zahlungsfriſtbewilligung die alsbaldige Koſtenfeſtſetzung zuläſſig iſt, 
wird im allgemeinen zu bejahen ſein, da regelmäßig der Ausſpruch 
im Koſtenpunkt ſelbſt dann unbedingt und unbetagt iſt, wenn die 
Verurteilung in der Hauptſache bedingt, befriſtet oder betagt iſt. 

Anders liegt die Sache aber dann — und dieſer Unterſchied 
wird in der Praxis nicht immer beobachtet — wenn im Urteil, wie 
häufig, ausgeſprochen wird, daß die Koſten erſt im Anſchluß an die 
(ratenweiſe zu zahlende) Hauptſache zu erſtatten ſind. Solchenfalls 
iſt der Ausſpruch über die Koſten betagt und es kann nicht für 
richtig erachtet werden, einen unbetagten Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, der 
ja ein ſelbſtändiger Vollſtreckungstitel iſt (S 794 2a ZPO.) zu 
erlaſſen. Es erſcheint vielmehr eine Beſchränkung im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß (z. B. „die nach dem Urteil vom 2. Januar 1915 am 
2. April 1915 zu erſtattenden Koſten werden auf .... feſt⸗ 
geſetzt“ .. .) bei der dem Sachverhalt entſprechenden Richtigkeit 
des Zuſatzes in hohem Grade zweckmäßig. 

Nur im Falle des § 105 I Satz 1 ZPO. bedarf es dieſes Zus 
ſatzes im Feſtſetzungsbeſchluß nicht, da die Betagtheit der Vollſtreckung 
dem mit dem Feſtſetzungsbeſchluß verbundenen Urteil ſelbſt entnommen 
werden kann. 

Rechtsanwalt Dr. jur. et rer. pol. Heinrich Schloß, Nürnberg. 


Zahlungsfriſt und Bürgſchaft. (Erwiderung auf die Aus⸗ 
führungen Ortweilers in JW. 1915, 207.) Ortweiler hat mich 
in mehrfacher Richtung mißverſtanden. Das Beiſpiel, daß ein Bürge 
den Gläubiger befriedigt, aber während des Laufs der gerichtlich be⸗ 
willigten Zahlungsfriſt vom Schuldner keine Befriedigung verlangen 
kann, iſt von mir angeführt, um darzutun, daß ein folder Rechts⸗ 
zuſtand der Billigkeit widerſpräche. Ortweiler behauptet aber, daß 
mit Rückſicht auf die durch die Kriegslage eingetretenen beſonderen 
Verhältniſſe die Verpflichtung des Bürgen zur ſofortigen Zahlung 


1) Dieſe Ausführungen bekämpft Wehberg in der Juriſten⸗ 
Zeitung. 
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trotz der Einräumung des Ziels zugunſten des Schuldners beſtehe. 
Den Unterſchied zwiſchen dem gewöhnlichen und ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen habe ich deshalb als nicht erheblich bezeichnet, weil häufig 
der Gläubiger wird beweiſen können, daß der Verſuch einer Voll⸗ 
ſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners nicht zur Be⸗ 
friedigung führen wird, § 773 Abi. 1 Ziff. 4 BGB. Auch der Fall 
der Ziff. 2 ebenda wird oft vorliegen und nach meinen Ausführungen 
auf S. 204, 205 liegt bei Kriegsbehinderung des Hauptſchuldners 
Ziff. 2 oder 4 vor. Hierin ſtimmt Ortweiler mit mir überein. 
S. 207 links unten, ſoweit ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaſt vorliegt. 
Der Streitpunkt liegt in der Frage, was „Beſtand der Haupt⸗ 
verbindlichkeit“ iſt im Sinne von 8 767 Ubi. 1. Nun iſt durch die 
Praxis immer noch nicht entſchieden — ſoviel ich weiß —, ob die 
vom Gericht gewährte Friſt, wie Ortweiler behauptet, nur die Voll⸗ 
ſtreckung oder die Geltendmachung der Forderung überhaupt hindert, 
alſo der Gläubiger, der während der Friſt ſeinem bisherigen Schuldner 
etwas ſchuldig wird, mit der geſtundeten Forderung aufrechnen, oder 
das gewöhnliche oder kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht geltend 
machen kann. Die Anſicht Ortweilers und vieler anderen, für die 
namentlich 8 1 Abſ. 4 der Zahlungsfriſtverordnung angeführt wird, 
findet in der Verordnung und der Erläuterung dazu („der Zinſenlauf 
bleibt unberührt, es werden nur die Folgen des Verzugs aufgehoben“) 
keine unmittelbare Stütze. Man könnte dagegen anführen, daß der 
Zweck der Friſtgewährung vereitelt würde, wenn nur in der einen 
Richtung der Gläubiger beſchränkt ſein ſollte. Er wäre nicht gehindert 
an der Abtretung ſeiner Forderung an einen Schuldner ſeines 
Schuldners, der ſich durch die Aufrechnung der Erfüllung einer fälligen 
Verpflichtung entzöge. Kann ſich ſo ein Gläubiger trotz Friſtſetzung 
durch Zuſammenwirken mit einem Dritten vor der Zeit Befriedigung 
verſchaffen, ſo iſt die Stundung den andern Gläubigern gegenüber 
eine große Unbilligkeit. Der Bundesrat hätte hier abhelfen können, 
wie in § 3 der Auslandsverordnung vom 7. Auguſt 1914. Da eine 
ſolche Beſtimmung ſehlt, muß angenommen werden, daß die gericht⸗ 
liche Friſtbewilligung die Geltendmachung der Forderung überhaupt 
hindert. Hiernach ändert jene den Beſtand der Forderung. (So ent⸗ 
ſcheidet auch LG. Berlin I LeipzZ. 1915 Sp. 389 und Stein ebenda 
Sp. 252.) 

Wenn Engelmann ausführt, die Hauptſchuld ſei nicht beſtritten, 
ſo kann doch durch die aus beſonderen wirtſchaftlichen Gründen zu⸗ 
gelaſſene richterliche Handlung die Fälligkeitszeit hinausgeſchoben 
werden. Der Streit darüber, ob zu einer ſolchen Handlung ein 
Anlaß gegeben iſt, kann, ſoweit es ſich nicht um die Vollſtreckung 
handelt, nur vom ordentlichen Gericht oder dem AG., bei dem der 
Gläubiger ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, nach Gehör beider 
Parteien entſchieden werden. Hier trifft das von mir auf S. 206 
unten rechts und S. 207 oben links Ausgeführte zu, auch wenn für 
dieſen Streit entgegen dem KG., 21. Dezember 1914, Leipz3. 15, 238, 
keine Gebühr anzuſetzen ſein ſollte (vgl. z. B. S. 184 rechts unten, 
185 links oben). Der Gläubiger kann durch ſein Verhalten dem 
Schuldner zu einer Friſt helfen, obwohl die Vorausſetzungen nicht 
vorliegen. ü 

Nimmt man aber auch nicht an, daß wie die Vollſtreckung, auch 
die ſonſtige Geltendmachung der Forderung bis zum Ablauf der ge⸗ 
richtlichen Friſt ausgeſchloſſen ſein ſoll, ſo iſt doch die Zeit, zu der 
unter Anwendung gerichtlichen Zwangs Zahlung verlangt werden 
kann, bei einer Geldforderung ſo wichtig, daß man gleichwohl ſagen 
kann, durch die Hinausſchiebung dieſer Zeit werde der Beſtand geändert.“) 


Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


1) Die Schriſtleitung fließt nunmehr die Erörterung zwiſchen 
den Herren RA. Ortweiler und RA. v. Harder. 
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dur Praris des Gegenmoratoriums. 
A. 


Unter dieſer Überſchrift wirft Herr Kollege Fürnrohr in 
32. 1915, 208 die Frage auf, ob der in Deutſchland erhobenen 
Klage einer amerikaniſchen Verſicherungsgeſellſchaft gegen eine 
ſchwtizeriſche Verſicherungsgeſellſchaft die Bundesratsbekanntmachung 
vom 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung von Perſonen, die 
im Auslande ihren Wohnſitz haben (RG Bl. S. 360), entgegenſteht. 
Er glaubt dieſe Frage verneinen zu ſollen. Meines Erachtens tft fie 
zu bejahen. Die Bekanntmachung iſt erlaſſen auf Grund des 88 
des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 327), die den Bundesrat 
ermächtigt, während der Zeit des Krieges diejenigen geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen anzuordnen, welche ſich zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädi⸗ 
zungen als notwendig erweiſen. Ihr Zweck iſt „durch das Verbot 
der Klageerhebung und der damit unter Umſtänden verbundenen 
Ausführung von Vermögensobjekten in das Ausland die wirtſchaft⸗ 
liche Erſtarkung des Auslands zu verhindern“ (ſo zutreffend Jaritz 
in JW. 1915, 61). Dieſer Zweck würde vereitelt, wenn Per ſonen, 
die im Auslande ihren Wohnſitz haben, in Deutſchland wohnhafte 
Angehörige ausländiſcher Staaten, ſei es auch des neutralen Aus⸗ 
lands, verklagen könnten. 

Überdies iſt der Reichskanzler ermächtigt, Ausnahmen von der 
Borſchrift zuzulaſſen. 

Rechtsanwalt Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


Das Ausländermoratorium ſteht einer Klage auch in einem 
Falle wie dem von Herrn Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr in JW. 1915 
S. 208 mitgeteilten entgegen, in welchem ein Gläubiger mit Wohnſitz 
im Auslande einen Schuldner in der Schweiz, der im Deutſchen 
Reich ein Guthaben beſitzt und in der Schweiz belangt werden könnte, 
im Gerichtsſtand des § 23 ZPO. verklagen will. Der von Herrn 
Kollegen Fürnrohr für die gegenteilige Auffaſſung angeführte Geſichts⸗ 
punkt, daß die deutſche Geſetzgebung kein Intereſſe haben könne, den 
Schweizer in Deutſchland beſſer zu ſtellen als in ſeiner Heimat, 
dürfte nicht entſcheidend fein, weil es ſich hierbei nur um eine 
Nebenwirkung der Bundesratsverordnung handelt. Eher ließe ſich 
geltend machen, daß das Urteil zu einer Zwangsvollſtreckung gegen 
den deutſchen Drittſchuldner nicht führen könne, der Zweckgedanke 
alſo, den das Ausländermoratorium verfolge, hier nicht in Frage 
komme. Aber auch dieſer Geſichtspunkt berechtigt nicht zur Nicht⸗ 
anwendung der Bundesratsverordnung, gibt vielmehr nur Grund zu 
der Annahme, daß der Reichskanzler die Erhebung der Klage aus⸗ 
nahmsweiſe geſtatten würde. Selbſt für eine negative Feſtſtellungs⸗ 
lage bleibt die Bundesratsverordnung anwendbar, ſo daß auch eine 
ſolche nur mit Genehmigung des Reichskanzlers zuläſſig wird. 

Rechtsanwalt Dr. Arne Georg Cohn, Berlin. 


C. 

Die Anfrage des Rechtsanwalts Dr. Fürnrohr in JW. 1915 
©. 208, beantwortet ſich durch folgende Erwägung: Nicht der 
Deutſche ſoll durch die Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 bzw. 
vom 21. Januar 1915 (NGBl. S. 31) geſchützt werden, ſondern das 
in Deutſchland befindliche Vermögen ohne Rückſicht auf die Perſon 
oder Staatsangehörigkeit des Inhabers, denn jedes in Deutſchland 
befindliche Vermögen hebt deſſen Vollswirtſchaft durch Beſteuerung, 
Abschluß von Rechtsgeſchäften, Wohltätigkeit. Die Klage iſt alſo 
unzuläſſig. Wo das Geſetz nicht unterſcheidet, fol der Richter nicht 


unterſchelden. Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf, München. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 291 


— 


Greift das deutſche „Gegenmoratorium“ auch dann Platz, wenn ein 
im Ausland wohnender, im Reiche keine Niederlaſſung beſitzender Aus⸗ 
länder von einem Auslandswohner vor dem deutſchen forum arresti ver⸗ 
klagt wird? Fürnrohr, JW. 1915, 208, verneint die Frage; indes mit 
Unrecht. Das ſogenannte Gegenmoratorium hat es nicht mit der 
Nationalität, ſondern lediglich mit der inländiſchen Volkswirtſchaft 
zu tun. Dieſer ſollen nicht Werte entzogen werden. Solches aber 
geſchieht, ſobald ein Auslandswohner im Inland erfolgreich Klage 
und Vollſtreckung führt. Daher kommt auf die Nationalität der 
Parteien nichts an: auch der Deutſche im Ausland muß ſich dem 
Moratorium fügen, und auch der ausländiſche Reichsbewohner 
kann ſeinen Schutz anrufen. Der Deutſche in der Schweiz 
kann gegen den Schweizer in Deutſchland nicht vorgehen. Bei 
ſolcher Sachlage kann bei einem inländiſchen forum arresti 
von einem Auslandswohner gewiß nicht geklagt werden. Denn 
das Ergebnis wäre gerade hier dies, daß Inlandsvermögen ins 
Ausland abfließt. Wäre Fürnrohrs Anſicht richtig, ſo könnten 
ſchweizeriſche Gläubiger ſämtliche in Deutſchland liegenden Werte 
amerikaniſcher Schuldner, die außerhalb Deutſchlands domizilieren, 
für ſich beitreiben und in die Schweiz ziehen, ohne hieran durch 
das Gegenmoratorium gehindert zu ſein. Das deutſche Gegen⸗ 
moratorium iſt, ſeinem fürſorgenden Zwecke gemäß, ebenſo weit⸗ 
herzig und extenſiv auszulegen, wie ausländiſche Staaten erfahrungs⸗ 
gemäß das ihrige handhaben. Prof. Hans Reichel, Zürich. 


Aus der Praxis. 


Kriegsrechtliche Entſcheidung. 


Der Ausdruck „mobil“ iſt im Geſetze vom 4. Auguft 1914 
im militärtechniſchen Finne gebraucht. 

Die Beſchwerde iſt begründet. Die §8 2, 3 des Geſetzes vom 
4. Auguſt 1914 finden nur Anwendung, wenn eine Partei zu den 
mobilen Teilen der Land: oder Seemacht gehört. 

K. gehört aber nach Mitteilung des Erſatz⸗Landſturm⸗Infanterie⸗ 
Bataillons in L. einem immobilen Truppenteil an. Die Aus⸗ 
führungen des Vorderrichters in dem erwähnten Urteil, nach denen 
der techniſche Unterſchied zwiſchen mobilen und immobilen Truppen 
nicht über die Auslegung des Geſetzes entſcheiden ſoll, iſt nicht bei⸗ 
zupflichten. 

Das Geſetz ſelbſt widerlegt ſie. Hätte es mit dem Worte mobil einen 
anderen als den militäriſch⸗techniſchen Sinn verbunden wiſſen wollen, 
ſo würde es dies unzweideutig geſagt haben, zumal es auch noch 
andere techniſche Ausdrücke — Beſatzung einer armierten oder in 
der Armierung begriffenen Feſtung, Geiſel — gebraucht. (Beſchluß 
des LG. Frankfurt a. M. vom 19. Februar 1915.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 


Schhlagnahme und Erſatz im Sinne der 88 828 
Abſ. 2, 281 868.) 

Die Bearbeitungen der Frage, ob bei Beſchlagnahme die 
Gläubiger alter Schlüſſe gemäß den §§ 323 Abſ. 2, 281 BGB. 
Herausgabe des für den geſchuldeten Gegenſtand erlangten Erſatzes 
oder Abtretung des Erſatzanſpruches verlangen dürfen, ſcheinen 
mir den Begriff des „erlangten Erſatzes bzw. Erſatzanſpruchs“ 
nicht erſchöpfend beurteilt und richtig abgegrenzt zu haben. Ich 
denke dabei an die gewöhnlichen Fälle, daß einem Fabrikanten 


1) Die nachfolgenden Darlegungen unterſtellen, daß § 281 übers 
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feine geſamten Lagerbeſtände beſchlagnahmt find und der ihm gewährte 
Übernahmepreis bzw. Höchſtpreis Ware betrifft, die ſowohl über 
wie unter dieſen Preiſen vor der Beſchlagnahme an Private verkauft 
war. Die Anſicht, daß dem Gläubiger aus einem Abſchluß, der vor 
der Beſchlagnahme mit einem unter dem Übernahmepreis bleibenden 
Preiſe getätigt worden war, der Unterſchied zwiſchen dem Kaufpreis 
ſeines Geſchäfts und des Preiſes, den die beſchlagnahmende Organi⸗ 
ſation dem Schuldner allgemein zahlt, als Erſatz gebührt, überſieht 
nach meinem Dafürhalten folgendes: 

Die Beſchlagnahme trifft den geſamten Beſtand des Schuldners. 

Der Übernahmepreis, welchen der Schuldner durch die Beſchlagnahme 
erreicht, iſt der Erſatz für den geſamten ihm entzogenen Beſtand. 
Ihn erlangt er deshalb einheitlich für die Ware aus den Schlüſſen 
mit dem Preiſe unter wie für Schlüſſe mit dem Preiſe über dem 
Höchſtpreis. Er umfaßt mithin Gewinn des Schuldners, ſoweit 
Schlüſſe der erſteren Art in Frage kommen, und Schaden, ſoweit 
man die zweite Gattung der Schlüſſe betrachtet. Sein wirtſchaft⸗ 
licher Endeffekt unter Berückſichtigung des dem Schuldner erwach ſenen 
Gewinnes und Verluſtes iſt daher der „erlangte Erſatz“ im Sinne 
des Geſetzes. 
Nicht dagegen darf die einheitliche Beſchlagnahme und das dabei 
erzielte einheitliche Entgelt derart auseinandergeriſſen werden, daß 
man das einzelne Quantum jedes einzelnen Schluſſes für ſich be⸗ 
trachtet und für dieſes den einheitlichen Preis der Beſchlagnahme 
zugrunde legt. Denn es werden ja auch nicht die an die einzelnen 
Gläubiger verkauften Quanten beſonders beſchlagnahmt. 

Wollte man eine ſolche Trennung dennoch vornehmen, obwohl 
die Unmöglichkeit der Erfüllung bei der Beſchlagnahme durch ein 
höherer Gewalt gleichzuſtellendes Ereignis herbeigeführt wird, ſo 
würde dies Treu und Glauben widerſprechen und es müßte dem 
einzelnen Gläubiger mehr geleiſtet werden, als durch die Beſchlag⸗ 
nahme im Endeffekt und nach dem Verhältnis des geſamten durch 
die Beſchlagnahme erzielten Gewinns dem Schuldner zugefloſſen iſt. 
Ein ſolches Ergebnis würde auch unbilligerweiſe unberüdfichtigt 
laſſen, daß durch die juriſtiſche Unmöglichkeit, den Gläubigern aus 
Schlüſſen mit den Übernahmepreis überſteigenden Preiſen zu 
liefern, dem Schuldner der Anſpruch auf die Gegenleiſtung und damit 
der Gewinn aus ſolchen Abſchlüſſen verloren geht. Meine Anſicht, 
daß nur nach dem Verhältnis des geſamten durch die Beſchlagnahme 
dem Schuldner zugefloſſenen Erſatzes die einzelnen Gläubiger im 
Sinne der 88 323 Abſ. 2, 281 BGB. zu entſchädigen find, iſt dagegen 
ein Ergebnis, welches den Intereſſen des Gläubigers und Schuldners 
gerecht wird. Rechtsanwalt Cohn, Brandenburg a. H. 


1 * 
* 
Preisunterbietung bei Markenartikeln verſtöſſt nicht 
gegen die guten Sitten.) 

Die Klägerin fabriziert und vertreibt unter der geſetzlich ge⸗ 
ſchützten Bezeichnung X eine Pflanzenbuttermargarine in Hamburg 
und Umgegend, die ſie ihrer Angabe nach ausſchließlich durch ihre 
Reiſenden direkt an Detailliſten unter der Bedingung verkauft, daß 
der Abnehmer ſich verpflichtet, die Ware zu einem Preiſe von nicht 
weniger als 66 „ per Pfund zu verlaufen. Der Beklagte verkauft 
in ſeinem Geſchäfte dieſe Ware, welche er nicht von der Klägerin 
direkt gekauft hat, für den Preis von 64 % das Pfund. Die 
Klägerin erblickt in dieſem Verhalten des Beklagten einen Verſtoß 
gegen die Beſtimmungen des § 1 UnlWG. und § 826 BGB., indem 
derſelbe entweder die Ware der Klägerin mit Verluſt weitervertreibe 
oder dieſelbe von einem Abnehmer der Klägerin beziehe, der ſich, wie 


1) Anmerkung der Schriftleitung: Das Urteil ſteht in 
Widerſpruch zu der von Dr. Roſenthal in ſei 
angezogenen Judikatur. RRR Dr. 6 
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dem Beklagten bekannt ſei, eines Vertragsbruches der Klägerin 
gegenüber ſchuldig mache, und hat auf Verbot geklagt. Das LG. 
Hamburg hat die Klage abgewieſen. 

Zur Begründung der Berufung machte Klägerin geltend, daß 
die Entſcheidung des LG. im Gegenſatze zu der von einer großen 
Anzahl von Gerichten vertretenen augenblicklichen Auffaſſung der 
bezüglichen Verhältniſſe ſtehe und das ſowohl für den Fabrikanten 
eines Markenartikels, wie für die Abnehmer desſelben beſtehende 
Intereſſe daran, daß die betreffende Ware nicht zu einem verſchiedenen 
Preiſe an die Konſumenten zum Verkaufe gelange, nicht berückſichtige. 
Die Klägerin liefere ihre Ware nur direkt an die Detailliſten und nur 
an ſolche, die fich verpflichteten, beim Verkaufe derſelben den vor⸗ 
geſchriebenen Preis einzuhalten; der Beklagte, welcher erklärt habe, 
die von ihm gekaufte Ware zu einem geringeren Preiſe eingekauft 
zu haben, könne dieſelbe mithin nur unter Benutzung des Vertrags⸗ 
bruches eines Dritten bezogen haben und mache ſich eines Verſtoßes 
gegen die angeführten Geſetzesſtellen ſchuldig, da er wiſſe, daß die 
Klägerin ihr Fabrikat nur unter der Verpflichtung der Abnehmer, 
dasſelbe nicht unter einem Preiſe von 66 & das Pfund zu verkaufen, 
abgebe. Der Grund für dieſes Verhalten des Beklagten ſei in dem 
Verſuche von Konkurrenzfirmen der Klägerin zu erblicken, die Marke 
der Klägerin zu vernichten. 

Das OLG. verwarf die Berufung aus folgenden 

Gründen: 

Es liegt, wie das angefochtene Urteil mit Recht annimmt, in 
dem Verkaufe der von der Klägerin hergeſtellten, reſp. von ihr in 
den Verkehr gebrachten Pflanzenbutter⸗Margarine, Marke X, ſeitens 
des Beklagten zu einem Preiſe, der geringer iſt als der Preis, 
welchen die Klägerin ihren Abnehmern beim Weiterverkauf der Ware 
einzuhalten vertraglich auferlegt, weder ein Verſtoß gegen die Be 
ſtimmungen des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, noch 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des $ 26 BGB. Das 
Intereſſe der Klägerin, ihre unter einer beſtimmten Marke und in 
einer beſtimmten Verpackung in den Handel gebrachte Ware nur zu 
einem ſtets gleichen Preiſe in die Hände der Konſumenten gelangen 
zu laſſen, und das Recht der Klägerin, ſich dieſen Erfolg durch ver⸗ 
tragliche Abreden mit ihren Abnehmern, die Einhaltung eines be⸗ 
ſtimmten Mindeſtpreiſes beim Weiterverkauf der Ware zu ſichern, 
kann den Beklagten, der unbeſtritten eine derartige vertragliche Ver⸗ 
pflichtung gegenüber der Klägerin nicht übernommen hat, nicht 
hindern, die von ihm erworbene Ware zu einem lediglich von ſeinem 
Ermeſſen abhängigen Preiſe in den Verkehr zu bringen. Die geſetzlich 
jedem Angehörigen des Deutſchen Reiches gewährleiſtete 
allgemeine Gewerbefreiheit berechtigt jeden Beſitzer 
einer Ware, dieſelbe ohne Rückſicht darauf, ob durch eine be⸗ 
ſonders niedrige Bemeſſung des Verkaufspreiſes das Intereſſe Dritter 
beeinträchtigt, insbeſondere ihnen infolge vertraglicher Bindung 
gegenüber ihrem Lieferanten zur Einhaltung eines beſtimmten Mindeſt⸗ 
preiſes der Abſatz ihrer Ware erſchwert wird, zu einem ihm gut 
dünkenden Preiſe an ſeine Abnehmer abzuſetzen, und dieſes 
Recht der freien Beſtimmung über die Wertbemeſſung von Waren 
beim Weiterverkauf kann nur durch geſetzliche Beſtimmungen be⸗ 
ſchränkt werden, wie ſie zurzeit aus wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen 
hinſichtlich der Höchſtpreiſe gewiſſer Warengattungen beſtehen. Wie 
in dem Urteile des Keichsgerichtes vom 4. Juli 1904 in Sachen 
van den Berghs Margarine-⸗Geſellſchaft gegen Reiſenberg (S. A. 
Bd. 60 Nr. 174) überzeugend dargelegt iſt, kann es, da mit jedem 
geſetzlichen Wettbewerbe notwendig eine Beeinträchtigung des Abſatzes 
anderer Gewerbetreibender verbunden iſt, nicht als ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten angeſehen werden, wenn ein Händler mit der 
Abſicht, dadurch feinen Abſatz zu vergrößern, Waren unter dem ſonſt 
üblichen Preiſe verkauft, obwohl er ſich ſagen muß, daß er dadurch 
gegen das Intereſſe feiner Gewerbegenoſſen verſtößt und eine ſich 
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ihm bietende vorteilhafte Gelegenheit zum Ankauf einer Ware benutzt, 
um ſie zu einem billigeren, als dem vom Fabrikanten der Ware 
ſeinen Abnehmern vorgeſchriebenen Preiſe zu verkauſen. Es kann 
auch nicht, wie die Klägerin annimmt, ein nach $ 1 Unl WG. oder 
nach 8 826 BGB. gegen die guten Sitten verſtoßendes Verhalten 
des Beklagten daraus entnommen werden, daß dem Beklagten aus 
früheren direkten Bezügen von Waren von der Klägerin bekannt 
war, daß die Klägerin ſich bei dem Verkaufe ihrer unter der Marke X 
in den Handel gebrachten Ware an Detailliſten den Weiterverkauf 
kerſelben zu einem beſtimmten Mindeſtpreiſe vertraglich aus bedinge, 
denn es würde dem Beklagten auch bei Kenntnis des von der 
Klägerin beobachteten Verfahrens nicht verwehrt ſein, die betreffende 
Ware zu einem ihm angemeſſen erſcheinenden Preiſe zu verkaufen, 
und ebenſowenig würde die von der Klägerin behauptete Feſtſtellung, 
daß im Verkehre unter der Marke X eine Margarine verſtanden 
werde, die zu 66 / per Pfund verkauſt wird, den Beklagten hindern 
lönnen, dieſe Ware zu einem geringeren Preiſe an ſeine Abnehmer 
abzugeben. 

Bei dieſer Sachlage kann für die Entſcheidung des vorliegenden 
Kechtsſtreites dahingeſtellt bleiben, ob auch andere Händler die von 
der Klägerin bezogene gleiche Ware unter der gleichen oder einer 
anderen Marke durch Gewährung von Rabatten tatſächlich zu einem 
geringeren Preiſe als 66 % per Pfund verkaufen. 

Endlich fehlt es auch an jedem Anhalte dafür, daß der Beklagte 
durch bewußte Ausnutzung des Vertragsbruches eines anderen Ab⸗ 
nehmers der Klägerin ſich zu einem Preiſe in den Beſitz der Ware 
ſezt, der ihm einen Verkauf zu weniger als 66 & ohne Erleidung 
eines Berluftes bei dem Weiterverkauf geſtattet, denn die Behauptung 
der Klägerin, ſie verkaufe in Hamburg ihre Margarine⸗Marke X 
nur an Detailliſten und lege in jedem einzelnen Falle ihrem Ab⸗ 
nehmer die vertragliche Verpflichtung auf, die Ware nicht unter 66 F% 
per Pfund an Konſumenten abzugeben, ſchließt — ihre Richtigkeit 
vorausgeſetzt — noch keineswegs aus, daß dem Beklagten, wie er 
behauptet, ſich eine Gelegenheit bietet, die Ware von einem Reifenden 
zu einem Preiſe zu beziehen, der ihm einen nutzbringenden Weiter: 
verlauf derſelben zu 64 „ geſtattet. (Urteil des Hanſos G., Zivil 
ſenat IV, vom 20. Januar 1915.) 

Nitgeteilt von RA. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


* ** 
* 


Die uſtändigkeit des Gerichts ſtauds der unerlaubten 
Handlung für die Unterlaffungsklage. 

Kläger beanſprucht wegen wiſſentlicher oder doch grobfahrläſſiger 
Berleßung feines Patents Unterlaſſung weiterer Benutzung der Er⸗ 
ſindung, Rechnungslegung und Schadenserſatz vor dem LG. in Berlin. 
Die Zuſtändigkeit wird damit begründet, daß der Beklagte die patent⸗ 
berlegende Erfindung in Deutſchland gewerbsmäßig hergeſtellt und ver⸗ 
trieben habe, ſo auch im Bezirk des LG. I. Beklagter erhebt die Einrede 
der örtlichen Unzuſtändigkeit mit Verweigerung der Einlaſſung zur 
dauptſache. Das LG. hat die Einrede durch Zwiſchenurteil ver⸗ 


worfen, das KG. hat ihr jedoch ſtattgegeben. Aus den Gründen iſt 


ſolgendes hervorzuheben. 

Die Klage auf Unterlaſſung iſt im Gerichtsſtand der unerlaubten 
Handlung (8 32 ZPO.) erhoben. Wird der Tatbeſtand der unerlaubten 
Handlung durch eine Mehrheit von Einzelhandlungen erfüllt, ſo iſt 
jedes Gericht, in deſſen Bezirk eine dieſer Einzelhandlungen begangen 
it. zur Wurteilung über die geſamte unerlaubte Handlung zuſtändig. 
Die Zuständigkeit iſt jedoch nur für den deliktiſchen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch gegeben, nicht für den „quaſinegatoriſchen“ Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch, welcher der abwehrenden Eigentumsklage ($ 1004 BGB.) 
enfpricht, Beide Anſprüche haben als gemeinſchaftliche Tatbeſtands⸗ 
merkmale die objektiv rechtswidrige Verletzung des abſoluten Rechts 
des Klägers durch Benutzung der Erfindung zur Vorausſetzung. Der 
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deliktiſche Unterlaſſungsanſpruch ſetzt jedoch außerdem ſchuldhaftes 
Handeln voraus, ferner eine bereits begangene Verletzung und die 
Beſorgnis der Wiederholung. Der quaſinegatoriſche Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch iſt gegeben, wenn nur eine objektiv rechtswidrige Verletzung 
des abſoluten Rechts vorliegt oder ſogar nur ernſtlich vorbereitet wird. 

Soweit mithin die Klage lediglich die Tatbeſtandsmerkmale des 
quafinegatorifchen Unterlaſſungsanſpruchs darlegt, iſt das angerufene 
Gericht von vornherein unzuſtändig. Inſoweit jedoch die Tatbeſtands⸗ 
merkmale des deliktiſchen Unterlaſſungsanſpruchs behauptet werden, 
muß zur Begründung der Zuſtändigkeit mindeſtens ein erheblicher Fall 
der Rechtsverletzung im Bezirk des angerufenen Gerichts begangen 
ſein. Es fragt ſich, ob die ſchlüſſige Darlegung der Begangenſchaft 
zur Annahme der Zuſtändigkeit genügt, oder ob die Prozeßvorausſetzung 
der Zuſtändigkeit vor Eintritt in die ſachliche Prüfung feſtgeſtellt 
werden muß. Eine Feſtſtellung der Zuſtändigkeit durch Beweis⸗ 
aufnahme erachtet der erkennende Senat entgegen der bisher von ihm 
vertretenen Anſicht für notwendig, wenngleich durch die mittels dieſes 
Beweiſes geſchaffene Aufklärung keinerlei Bindung für die Sach⸗ 
entſcheidung erreicht wird. Zur Feſtſtellung der Zuſtändigkeit iſt 
jedoch lediglich der Nachweis der Begangenſchaft im Gerichtsbezirk 
erforderlich. Alle weiteren Fragen, ob die Benutzungshandlung rechts⸗ 
widrig, ob ſie gewerbsmäßig vorgenommen, ob ſchuldhaft gehandelt 
iſt uſw., gehört zur Anſpruchsbegründung und demgemäß ins Gebiet 
der Sachentſcheidung. 

Im vorliegenden Falle war daher Zeugenbeweis über die Be⸗ 
gangenſchaft im Gerichtsbezirk zu erheben. Da der Kläger hierfür 
Beweis nicht zu erbringen vermochte, war die Klage wegen Unzuſtändig⸗ 
keit des angerufenen Gerichts abzuweiſen. (Urteil des KG. vom 
9. Dezember 1914.) Mitgeteilt von 

Referendar Dr. rer. pol. Walter Fiſcher, Berlin. 
* A 8 
Urteils veröffentlichung und Namensnennung. 

In Deutſchland iſt es nicht üblich, bei Veröffentlichung von Urteilen 
die Namen Beteiligter zu nennen. Man ſchreibt ſie wenigſtens nicht 
aus. Anderwärts (Schweiz, Frankreich, England, Amerika) hält 
man es entgegengeſetzt: man zitiert die Entſcheidungen grundſätzlich 
mit der vollen Parteibezeichnung. Kohler hat dies zur Nachahmung 
empfohlen; er findet die deutſche Gepflogenheit „zimperlich“. Der 
Verfaſſer dieſer Zeilen kann ſich nach ſeinen in der Schweiz ge⸗ 
machten Erfahrungen dem Vorſchlag Kohlers nicht unbedingt an⸗ 
ſchließen. Zum mindeſten iſt mit Unterſchied zu Werke zu gehen. 
In zahlreichen Fällen mag die Parteibezeichnung unſchädlich ſein; 
es gibt aber doch Fälle, in denen ſie ſehr bedenklich und die bezüg⸗ 
liche aus ländiſche Praxis nicht zu loben iſt. Es ſei nur an Ehe⸗ 
ſachen gedacht. Mit einem peinlichen Gefühl las der Verfaſſer 
kürzlich ein Scheidungsurteil in Sachen Derda gegen Ehefrau ab— 
gedruckt, das von dem Gericht eines kleinen ſchweizeriſchen Bezirks 
gefällt war und in dem allerhand widerliche Eheirrungen zur Sprache 
gebracht wurden. Die Nennung der Parteien war hier eine Takt⸗ 
loſigkeit. Aber mit der Taktloſigkeit iſt es nicht immer genug; es 
gibt Fälle, in denen ſogar juriſtiſche Bedenken ſich erheben. Der 
Umſtand, daß das publizierte Schriftſtück ein Gerichtsurteil iſt, kann 
keinen Freibrief ſür Indiskretionen und Diskreditierungen abgeben 
und ſomit den Publikanten vor zivil- und ſtrafrechtlicher Ahndung 
wegen Kreditgefährdung oder übler Nachrede nicht ohne weiteres 
ſchützen. Auch hierzu ſei ein Belag aus der ſchweizeriſchen Praxis 
gegeben. In Sachen „Schiller gegen Luther“ (1887) ſtützte der 
Kläger ſein Klagverlangen auf eine unlautere und unerlaubte Hand⸗ 
lung des Beklagten. Er trug beiläufig vor, der Beklagte habe ſich 
bei ſeinem unanſtändigen Gebaren das Verhalten eines gewiſſen 
Mühlenbeſitzers Schuſter in Tüx zum Vorbild genommen. Das Gericht 
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nahm dieſe Behauptung in den Tatbeſtand auf. Die Handlungs⸗ 
weiſe des Beklagten wurde als grob illoyal charakteriſtert und die 
Klage zugeſprochen. Berufung wurde nicht ergriffen. Nach Rechts⸗ 
kraft des Urteils wurde dieſes in einer wiſſenſchaftlichen Ent⸗ 
ſcheidungsſammlung publiziert. Hierbei wurde auch das Vorbringen 
bezüglich des Schuſter unter voller Namensnennung mitabgedruckt. 

Der Anwalt des Schuſter erließ hierauf in derſelben Zeitſchrift eine 
Erklärung, worin er die bezüglich ſeines Mandanten aufgeſtellte 
Parteibehauptung für „abſolut unwahr“ erklärte, ſodann aber ener⸗ 
giſchen Proteſt einlegte gegen die Anſchauung, man dürfe „eine 
ehrenwerte, ſolide Firma in Prozeßſachen Dritter durch Publikation 
des Urteils in der Offentlichkeit diskreditieren“. !) 

Nach alledem dürfte an der deutſchen Zitierweiſe gerichtlicher 
Urteile (Gericht, Aktenzeichen, Verkündigungstag) auch in Hinkunft 
prinzipiell feſtzuhalten und die volle Parteibezeichnung nur in Not⸗ 
fällen (Unbekanntſein des Aktenzeichens) und auch hier nur dann 
aufzuführen ſein, wenn nicht Rückſichten der Diskretion dies verbieten. 

Das hier Bemerkte gilt, nebenbei geſagt, auch für Arzte. Es 
macht keinen guten Eindruck und iſt mit der ärztlichen Schweige⸗ 
pflicht nicht in Einklang zu ſetzen, wenn in mediziniſchen Fachorganen 
zuweilen Krankheitsgeſchichten unter ſehr mangelhafter Verhüllung 
der Identitätsmerkmale („Adolf M., Oberlehrer in Görlitz, 86 Jahre, 
ledig“ uſw.) mit mediziniſcher Offenherzigkeit erörtert werden. 


Profeſſor Dr. Hans Reichel, Zürich. 


neuere Noſtenentſcheidungen. 


Zur Frage der Boftenlaf in Interventionsproteſſen. 
(88 771, 91, 93 350.) 


Nach 8 93 ZPO. fallen dem Kläger die Prozeßkoſten zur Laſt, 
wenn der auf Freigabe verklagte Pfändungsgläubiger nicht durch ſein 
Verhalten zur Erhebung der Klage Anlaß gegeben hat und den Klag⸗ 
anſpruch ſofort anerkennt. Trotz ſofortigen Anerkenntniſſes hat alſo 
der Gläubiger die Koſten zu tragen, wenn er durch ſein Verhalten 
Anlaß zur Klagerhebung gegeben hat. Letzteres iſt dann der Fall, 
wenn ihn der Kläger vor der Klagerhebung zur Freigabe aufgefordert 
und ihm die tatſächlichen Grundlagen ſeines Eigentums⸗ 
rechts glaubhaft gemacht hat. In welcher Weiſe die Glaub⸗ 
haftmachung zu erfolgen hat, darüber gehen die Anſichten auseinander. 
Das OLG. Caſſel hat nun in einem Urteil vom 22. Oktober 1914 
die für die Praxis bedeutungsvolle Entſcheidung getroffen, daß es 
zur Glaubhaftmachung des Eigentumsanſpruches genügt, wenn der 
Intervenient vor Erhebung der Klage den ſein Eigentum beweiſenden 
Vertrag in einer vom Anwalt beglaubigten Abſchrift vorlegt und eine 
eidesſtattliche Verſicherung des Schuldners darüber beibringt, daß der 
Gegenſtand des Vertrags mit dem gepfändeten Objekt identiſch iſt. ) 
In den Gründen heißt es: 

„Daß die Glaubhaftmachung allen Erforderniſſen des 
8 294 ZPO. entſpricht, kann hier, wo es ſich um einen außer⸗ 
prozeſſualen Beweis handelt, nicht gefordert werden. Der Wider⸗ 
ſprechende iſt keineswegs verpflichtet, jeden nur möglichen Zweifel 
des Pfändungsgläubigers zu beſeitigen und etwa einen förmlichen 
außergerichtlichen Beweis ſeines Rechts zu führen; es genügt 
vielmehr, wenn er ihm ſein urkundliches Material in beglaubigter 
Abſchrift überſendet, wogegen der Pfändungsgläubiger einen auf 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung lautenden Gerichtsbeſchluß 
nicht zu beachten braucht, da die Gründe, welche eine Einſtellung 
rechtfertigen, keineswegs zur Widerſpruchsklage auszureichen 
brauchen (Stein, 8 771 V Nr. 108 bis 112; Förſter⸗Kann, § 93 1f.) 

Was die Beglaubigung der zu überſendenden Abſchriften der 
Originalurkunden anlangt, ſo muß es hier genügen, wenn eine 
Bealaubigung durch einen Anwalt, der die Originalurkunden in 
Händen hat, erfolgt. Es kann nicht verlangt werden, daß eine 
Beglaubigung durch Richter oder Notare beigebracht wird, da an 
die Glaubhaftmachung überhaupt nicht die ſtrengen Anforderungen 
geſtellt werden dürfen, wie an den firengen Beweis, und dem 
Anwalt auch in ſonſtigen Fällen durch die ZPO. ſelbſt (z. B. 
88 317, 170) die Befugnis zur Beglaubigung von Urkunden bei⸗ 


1) Schweiz. Bl. f. H. E., 1887 S. 129, 176. 
ſehr gediegene Zeitſchrift iſt unlängſt eingegangen.) 
2) Anmerkung der Schriftleitung: Die Entſcheidung betrifft 
die an die Glaubhaftmachung zu ſtellenden d geht Aut 
(mie ber Herr Einſender) davon aus, daß der Interventionskläger 
ſein Recht gegenüber dem Pfändungsgläubiger glaubhaft zu machen 
habe. Gerade über dieſe Vorausſetzung aber beſteht keine einheitliche 
Dr. 


(Die übrigens 


Praxis. 


G6. 1915. 


gelegt iſt.. .. Aberſandt find beglaubigte Abſchriften der 
Driginalverträge und eine beglaubigte Abſchrift der eidesstattlichen 
Verſicherung des Schuldners über die Identität.. ... Die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung des Schuldners mußte der Beklagten ge⸗ 
nügen; eine vor Gericht abgegebene konnte ſie nicht verlangen. 
Die eidesſtattliche Verſicherung, wenn ſie auch als ſolche nur 
durch Vorlage bei Gericht wirkſam wird (§S 294 ZPO.), enthält 
doch immer eine vom Ausſteller in beabſichtigter beſonders feier: 
licher und kräftiger Form abgegebene Verſicherung der Wahrheit 
ſeiner Angaben. Das aber muß hier, wo die Verſicherung nicht 
etwa vom Kläger, ſondern von einem Dritten herrührt, der am 
Streit der Parteien unmittelbar nicht beteiligt iſt, als Mittel zur 
Glaubhaftmachung für ausreichend erachtet werden.“ 


(Urteil vom 22. Oktober 1914 in Sachen Sch. c. Bl., 2 U., 
228/13.) Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Weisbecker, Caſſel. 
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ſchien durch den Beſchluß des Kal. LG. I Berlin vom 15. Oktober 1912 in 
Sachen L. c. F. (abgedruckt in JW. 1913, 350) in günſtigem Sinne für den 
Zwiſchenanwalt entſchieden zu ſein, insbeſondere als hier ausgeſprochen 
wird, daß das Gericht in ſtändiger Rechtſprechung ſo entſcheide. Das KG. 
hat in einem neuen Falle ſich aber dieſem Standpunkt nicht an⸗ 
geſchloſſen, ſondern beharrt auf der früheren Rechtſprechung, wonach 
die Erſtattungsfähigkeit ganz von den Umſtänden des einzelnen Falles 
abhängt. Dies iſt an ſich ſehr zu bedauern, da nunmehr weder die 
Partei noch der Anwalt jemals im voraus beſtimmen können, ob 
die Gebühr des Zwiſchenanwalts im Falle des Obſiegens von der 
Gegenpartei erſtattet werden muß. Die neuere Entſcheidung gibt 
insbeſondere in der Praxis zu vielen Unzuträglichkeiten Anlaß, da 
die Beweisführung und Glaubhaftmachung, daß die Partei, welche 
ſich des Zwiſchenanwalts bedient, hierzu berechtigt war, mit großen 
Schwierigkeiten verknüpft ſein wird. Der Nachweis wird nur durch 
gelegentliche Schreiben der Partei an ihren Zwiſchenanwalt zu führen 
ſein und auch aus dieſem Schreiben wird nicht mit Sicherheit zu 
entnehmen ſein, ob die Partei den Brief ſelbſtändig abgefaßt hat, 
oder bereits hierbei ſich der Hilfe einer geſchäftsgewandten Perſon 
bedient hat. 

Trotzdem wird die Praxis mit der Rechtſprechung des KG., 
welche dieſes als feſtſtehend bezeichnet, zu rechnen haben und daher 
wiederum ſich in der früheren Ungewißheit über die Frage befinden. 

Wichtig iſt auch der Ausſpruch des KG., daß die begründete 
Annahme, der Prozeß werde ſich ſchwierig geſtalten, noch nicht genügt, 
um einen Zwiſchenanwalt anzunehmen. 

Nachſtehend gebe ich die Gründe der kammergerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache wieder: 

„Bei der Entſcheidung der Frage, inwieweit die Korreſpondenz⸗ 
gebühr aus § 44 RAGd. erſtattungsfähig iſt, iſt mit ber herr ſchenden 
Anſicht davon auszugehen, ob die nicht am Sitze des Prozeßgerichts 
wohnhafte Partei in Berückſichtigung ihrer Perſönlichkeit und der 
Natur des Rechtsſtreits imſtande iſt, ihrem Prozeßbevollmächtigten 
die zur richtigen Einleitung und Durchführung des Rechtsſtreits 
erforderliche Information brieflich zu erteilen. Perſönliche Gründe, 
die es für die Partei nur bequemer erſcheinen laſſen, ſich der Ver⸗ 
mittlung eines Anwalts zu bedienen, ſind daher nicht geeignet, eine 
Erſtattungspflicht des Gegners zu rechtfertigen. 

Hiernach ſind die ſtreitigen Koſten nicht erſtattungsfähig. Der 
Sachverhalt des Rechtsſtreits war der denkbar einfachſte. Daß der 
Kläger ſchreibgewandt genug iſt, um ſeinem Prozeßbevollmächtigten 
bei einer ſo einfachen Sachlage unmittelbar brieflich die erforderliche 
Information zu erteilen, beweiſt fein vom gegneriſchen Anwalt über: 
reichtes Schreiben vom 28. Oktober 1912. Daß er hierzu im vor⸗ 
liegenden Falle ausnahmsweiſe wegen Krankheit nicht imſtande war, 
hat er in keiner Weiſe glaubhaft gemacht. Ob der Kläger annehmen 
konnte, der Rechtsſtreit werde ſich nicht fo einfach, wie dies tatſächlich 
der Fall geweſen iſt, erledigen, iſt unerheblich. Zum mindeſten mußte 
der Kläger abwarten, ob es zu einer ſtreitigen Verhandlung 
kommen werde. Trat dies ein und war er infolgedeſſen zu aus 
reichender ſchriftlicher Information nicht mehr imſtande, konnte er fi 
immer noch der Hilfe eines Korreſpondenzanwalts bedienen. Wie der 
vom Kläger überreichte Brief vom 2. Dezember 1912, der bereits an 
den Korreſpondenzanwalt des Klägers gerichtet ift, ergibt, hat bet 
Kläger aber einen Korreſpondenzanwalt ſchon angenommen, bevor 
ſich Ka dem erwähnten Brief die Gefahr einer ſtreitigen Verhandlung 
ergab. 

Nach alledem find die ftreitigen Korreſpondenzgebühren durch 
den angefochtenen Beſchluß zu Recht abgeſetzt. 
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44. Jahrgang. 


Die ſofortige Beſchwerde des Klägers war daher als unbegründet 
jurückzuweiſen. 

Die Koſtenentſcheidung beruht auf § 97 ZPO., 845 GKG.“ 

(Beſchluß des KG., 15. 3 S., vom 1. Juli 19183) 


Rechtsanwalt Zelle, Berlin. 


Erſtattun keit d ond bühr (68 44 
Jie, J 250. ; 4700 in Tale Des 6 76 
40. 4 3468. 


I. Der Rechtsſtreit war in erſter Inſtanz vor dem AG. in W. 
und in zweiter vor dem LG. zu P. anhängig. Der Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten beim LG. hat den Verkehr mit ſeinem zu W. wohnhaften 
Mandanten durch deſſen Anwalt erſter Inſtanz in W. geführt. Der 
Beklagte verlangt Feſtſetzung und ſomit Erſtattung der dieſem aus 
94 RAGD. zuſtehenden Korreſpondenzgebühr in Höhe von 1,30 &. 

Nach § 91 ZPO. hat die unterliegende Partei die Koſten des 
Gegners nur inſoweit zu erſetzen, als ſie zur zweckentſprechenden 
Kechtsverteidigung notwendig waren. Der Beklagte iſt Ziegeleibeſitzer. 
Als ſolcher war er ſeinem Bildungsgrade nach in der Lage, bei der 
keineswegs verwickelten Sachlage ohne Vermittlung ſeines Anwalts 
ſeinen Prozeß bevollmächtigten beim LG., ſoweit überhaupt noch 
erforderlich, ſelbſtändig ſchriftlich zu informieren (vgl. Sydow⸗Buſch 
RAOD. 1910, Bem. 2 zu § 44). Die Koſten für den Korreſpondenz⸗ 
mandatar find ihm daher als nicht notwendig nicht zu erſtatten, 
und ihre Abſetzung war zu Recht erfolgt. Andererſeits aber war es 
jur zweckentſprechenden Rechts verteidigung für notwendig zu erachten, 
wenn feinem Anwalt am AG. ſchriftlich Information erteilt wurde, 
ohne daß es einer beſonderen Prüfung ſeitens des Gerichts bedürfte, 
ob jedes einzelne Schreiben für ſich notwendig war (vgl. Sydow⸗ 
Buſch a. a. O. S. 1640). 

Die Portoauslagen für dieſe Schreiben, die der Beklagte mit 
1 & berechnet, find ihm daher nach dem angeführten Grundſatz des 
9 91 ZBD. zu erſtatten und waren in dieſer Höhe feſtzuſetzen. 

Damit, daß die Korreſpondenzgebühr nicht erſtattungsfähig iſt, 
entfällt auch der Anſpruch auf Erſtattung des zu dieſer gehörigen 
Pauſchſatzes mit 0,50 &. 

II. In der Berufungsinſtanz hat ein Beweistermin vor dem 
A6. in S. ſtattgefunden, für den der Prozeßbevollmächtigte des 
beklagten einem Anwalt in S. Untervollmacht erteilt hatte. 
Reben den dieſem aus § 45 RAG. zuſtehenden Gebühren verlangt 
der Beklagte auch Feſtſetzung eines Pauſchſatzes zu dieſen von 2 M. 
Ter Vorderrichter iſt der Anſicht, daß der Anwalt in S. keinen 
Anſpruch auf einen ſelbſtändigen Pauſchſatz hat, ſondern daß ibm 
der Prozeßbevollmächtigte von dem ihm gemäß $ 76 Abſ. 3 RAG. 
luſtehenden und demgemäß auch feſtgeſetzten Pauſchſaz von 6 MH 
einen Bruchteil abzugeben hat, daß der Prozeß bevollmächtigte alfo 
weniger als 6 M Pauſchſatz bezieht. Dem konnte das Beſchwerde⸗ 
gericht nicht beiſtimmen. 

„ Die dem Prozeßbevollmächtigten und dem gemäß § 45 RAG. 
tätigen Anwalt zustehenden Pauſchſätze werden auf Grund von 8 76 
Ab. 4 HUGO, nach der Summe der beiden Anwälten zuſtehenden 
Gebühren berechnet. Das Beſchwerdegericht ift der Anſicht, daß bei 
der Zusammenrechnung nur die Gebuͤhren zugrunde zu legen ſind, 
die ſich auf eine gleichartige Tätigkeit beziehen (vgl IW. 1910 
S. 697). Dies find lediglich die Prozeßgebühr und die Beweis⸗ 


Bebubr des Prozeßbevollmächtigten und die halbe Prozeßgebühr und . 


die Veiweisgebühr des anderen Anwalts. Bei dem Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes von 3 KH betragen die Prozeßgebühr des Prozeßbevoll⸗ 
machtigten 2,60 , die übrigen die Gebühren je 1,30 . Gemäß 
5 76 db. 2 RUGO, betragen die Pauſchſäße von der erſten Gebuhr 
unter Verückſichtigung des § 7 Abſ. 2 GKG. 0,60 „ und von den 
Sunn Gebühren je 0,50 , zuſammen alſo 2,10 . Von dieſer 
mine, gebührt dem Anwalt, der nach 8 45 RAGD. tätig wurde, 
1 376 Abſ. 4 RAGO. ein Drittel mit 0,70 . Die Summe 
etlicher Pauſchſäze des Prozeßbevollmächtigten würde bei dem 
9 Wert des Streitgegenſtandes 6 & nicht erreichen; ſie war 
di gemäß 8 76 Abſ. 3 RAGD. auf dieſen Betrag zu erhöhen. 
er Betrag iſt zutreffend feſtgeſetzt worden, der Prozeßbevollmächtigte 
ann ihn ungeſchmälert verlangen. 
welke 0 70 uc ſaß des Anwalts aus § 45 RAO. waren daher 
fefgufe 70 A, inägefamt alſo auf die Beſchwerde noch 1,70 A 
Ki zen. Die weitergehende Beſchwerde war, wie geſchehen, zurück⸗ 
90 Pu [Beſchluß des LG. Potsdam, I. Zivilkammer, vom 
„September 1913. 3 J. 172/13). 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt A. Loewe II, Spandau. 
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Haftung des 9 evollmächtigten für die Roſten- 
forderung ſeines Nach bevollmächtigten. 

Die Entſcheidung über den Koſtenanſpruch des Klägers (eines 
Rechtsanwalts) hängt davon ab, ob die Beklagten (gleichfalls Rechts⸗ 
anwälte) den Kläger in ihrem eigenen Namen oder in dem ihres 
Vollmachtgebers B. mit deſſen Vertretung in den Terminen vor dem 
AG. O. beauftragt haben. 

Über die Bedeutung des von dem Prozeßbevollmächtigten einer 
Partei in einem Rechtsſtreite vor dem AG. einem Dritten erteilten 
Auftrags zu der Vertretung der Partei in den Terminen herrſcht Streit. 

Aus § 81 ZPO. läßt ſich zu ſeiner Entſcheidung nicht viel ber: 
leiten, denn dort werden nur die prozeßrechtlichen Verhältniſſe geregelt, 
die mit der Beſtellung eines Vertreters des Prozeßbevollmächtigten 
zuſammenhängen, nicht aber die zivilrechtlichen, die der Erteilung der 
Nachvollmacht zugrunde liegen. Jedenfalls ſteht aber feſt, daß 
dadurch — wenigſtens im Amtsgerichtsprozeſſe — der Nachbevoll⸗ 
mächtigte nicht derart an die Stelle ſeines Vollmachtgebers tritt, daß 
dieſer als ſolcher ausſcheidet und der Nachbevollmächtigte ſelbſt zum 
Prozeßbevollmächtigten wird. Prozeßbevollmächtigter bleibt vielmehr 
der, der den Vertreter beſtellt. 

Ihm verbleiben auch die aus dem der Prozeßvollmacht zugrunde 
liegenden Auftrage entſpringenden Rechte und Pflichten gegenüber 
der Partei. Dazu gehört auch die Verpflichtung, nach wie vor für 
die gehörige Vertretung der Partei in den Terminen zu ſorgen, alſo 
namentlich auch, ihm zugeſtellte Terminsbeſtimmungen rechtzeitig 
ſeinem Vertreter mitzuteilen. 

Hält man das feſt und berückſichtigt dann weiter, daß der die 
Nachvollmacht erteilende Prozeßbevollmächtigte regelmäßig erwartet, 
der Nachbevollmächtigte werde nicht mit der Partei unmittelbar ver⸗ 
kehren, ſondern mit ihm in Verbindung bleiben, und die Vertretung 
in den Terminen nach feinen, des der Partei verantwortlichen Prozeß: 
bevollmächtigten, Abſichten und Auffaſſungen führen, ſo kommt man 
zu dem Schluſſe, daß der Prozeßbevollmächtigte in der Regel, ſofern 
nicht die beſonderen Umſtände des Falls, und insbeſondere ein 
deutlich erkennbarer andrer Wille, zu einer andern Auffaſſung 
nötigen, den Vertreter beſtellt, um ſich ſeiner zu der Erfüllung der 
ihm ſeinem Vollmachtgeber gegenüber obliegenden Pflichten, namentlich 
der Pflicht, die Termine wahrzunehmen, zu bedienen. Tut er das 
aber, ſo beſorgt er damit nicht die Geſchäſte ſeines Auftraggebers, 
der Partei, ſondern ſeine eigenen, und der an ſich richtige Satz, es 
ſei im Zweifel anzunehmen, daß ſich jemand bei der Beſorgung 
fremder Geſchäfte nicht ſelbſt verpflichten wolle, iſt bei ihm nicht 
anwendbar. 

Es verbleibt vielmehr bei der allgemeinen Regel, daß eine 
Handlung, ſolange ſie nicht erkennbar in fremdem Namen vor⸗ 
genommen wird, als im eigenen Namen des Handelnden vorgenommen 
anzuſehen iſt. Dabei kann aber nicht ſchon daraus allein, daß durch 
die Handlung neben eignen auch fremde Intereſſen gewahrt werden, 
der Schluß gezogen werden, daß ſie in ſremdem Namen vorgenommen 
werden ſoll. 

Nach alledem wird in der Regel, wenn nicht einer der beiden 
Vertragſchließenden etwas anderes erklärt, durch die Übertragung der 
Vertretung einer Partei in Terminen vor dem Amtsgericht ein 
Vertragsverhältnis nur zwiſchen dem Prozeßbevollmächtigten und dem 
Nach bevollmächtigten, nicht aber zwiſchen dieſem und der Partei 
ſelbſt, entſtehen. 

In dem vorliegenden Falle läßt nichts darauf ſchließen, daß die 
Beklagten mit ihrem Vertretungsauftrag in dem Briefe vom 16. Januar 
1913 in dem Namen B.s und nicht in dem eigenen haben handeln 
wollen. Es wäre alſo ſchon dann, wenn der Kläger den Auftrag 
nur ſtillſchweigend angenommen und ausgeführt hätte, ein Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen den Parteien, nicht zwiſchen dem Kläger und B., 
zuſtande gekommen. 

Der Kläger hat aber überdies noch klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß er mit B. nichts zu tun haben wolle. Er 
hat in dem Briefe vom 18. Januar 1913, der Antwort auf den 
Auftragsbrief, erklärt, daß er die Beſchaffung der Inſtruktion den 
Beklagten überlaſſe, und er hat am 4. Februar 1913, als ihn die 
Beklagten nochmals erſuchten, ſich mit B. in Verbindung zu ſetzen, 
das Verlangen wiederum zurückgewieſen und in beiden Fällen darauf 
aufmerkſam gemacht, daß ihn B. offenbar nicht zum Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten haben wolle. Er hat endlich alle Terminsberichte den 
Beklagten zugeſendet, obwohl er es in dem Laufe des Rechtsſtreites 
nicht hat umgehen können, auch mit B. unmittelbar zu verkehren. 

Aus alledem haben die Beklagten deutlich erkennen müſſen, daß 
der Kläger ſie und nicht B. als ſeine Auftraggeber angeſehen hat. 
Sie haben ihm in dieſer Beziehung nie widerſprochen, ſondern ihm 
am 5. Februar 1913 ſogar zugeſtimmt, indem ſie ſich dazu bereit 
erklärt haben, dem Wunſche des Klägers entſprechend ſelbſt für die 
weiteren Auskünfte zu ſorgen. 
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Sonach ift der auf die Vertretung 8.3 vor dem AG. O. gerichtete 
Dienftvertrag zwiſchen den Beklagten und dem Kläger geichloffen 
worden. Jene haften ihm daher für die gebührenordnungsmäßige 
Vergütung und zwar, da ſie ſich gemeinſchaftlich durch Vertrag ver⸗ 
pflichtet haben, als Geſamtſchuldner. (Urteil des LG. Freiberg 
[Berufungskammer] vom 23. Januar 1915.) 


Mitgeteilt von RA. Meutzner, Olbernhau. 


% * 
* 


Gerichtsko d Itsgebü im gi alen 
n aa 


Nach 8 26 Ziff. 5 GKG. werden 5 Zehnteile der vollen Gebühr 
erhoben, wenn der Akt ausſchließlich die Zuläſſigkeit der Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens betrifft, dagegen 10 Zehnteile, wenn zur Haupt⸗ 
ſache verhandelt wird. Nur wenn die Wiederaufnahme als unzuläſſig ver⸗ 
worſen wird, werden auch für die Verhandlung zur Hauptſache nur 5 Zehn⸗ 
teile der Gebühr erhoben, ſoſern die Entſcheidung auf dieſe Verhandlung 
ergangen iſt. (8 26 Abſ. 2 GKG.) Für Eheſachen gilt das ſelbe. Zwar 
kommt in dieſen auch für eine nichtkontradiktoriſche mündliche Verhand⸗ 
lung die volle Verhandlungsgebühr zur Erhebung, ſofern nur der Kläger 
verhandelt (8 20 GKG.). Dieſe Beſtimmung will aber, wie das 
OLG. zu Frankſurt a. M. mit Recht hervorhebt, nicht etwa beſagen, 
daß in Eheſachen unter allen Umſtänden die volle Verhandlungsgebühr 
erhoben werden müſſe, ſondern will lediglich im Hinblick auf die 
Vorſchrift des 8 618 ZPO. anordnen, daß hier die nichtkontradiktoriſche 
mündliche Verhandlung der kontradiktoriſchen gleich geachtet werden 
ſoll. Wenn daher, wie im Falle des § 26 Ziff. 5 GKG. auch für 
die kontradiktoriſche Verhandlung nur 5 Zehnteile anzuſetzen ſind, ſo 
muß für die nichtkontradiktoriſche Verhandlung in Eheſachen dasſelbe 
gelten. (1 W. 74/14). 

Was die Anwaltsgebühren anlangt, ſo werden nur 5 Zehnteile 
der in den §8 13 bis 17 beſtimmten Gebühren zugebilligt, ſoweit die 
durch die Gebühr zu vergütende Tätigkeit ausſchließlich die 
Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens betrifft. ($ 20 
RAG.) Der Anwalt kann ſich nun bei Erhebung der Reſtitutions⸗ 
klage nicht auf die Prüfung ihrer Zuläſſigkeit beſchränken. Denn die 
Klage iſt nicht Selbſtzweck, ſie wird vielmehr nur erhoben, um der 
Vorklage nachträglich zum Siege zu verhelfen. Der Anwalt muß 
daher, ehe er die Wiederaufnahme betreibt, die Ausſichten der Vorklage 
prüfen. Dies gilt nicht nur für den Anwalt, der im Vorverfahren 
nicht tätig war, ſondern auch für den, der die Vorklage geführt hat, 
wenn auch für dieſen die Prüfung eine leichtere iſt. Dem Vertreter 
der Reſtitutionsklage ſteht daher in jedem Falle die Prozeßgebühr 
I. Inſtanz in voller Höhe zu. Auch dem Anwalt des Reſtitutions⸗ 
beklagten iſt dieſe Gebühr in voller Höhe zuzubilligen. Denn er muß 
damit rechnen, daß zur Hauptſache verhandelt wird, er muß ſich 
daher auch über die Hauptſache unterrichten. Beſchränkt dann das 
Gericht die Verhandlung auf die Zuläſſigkeit des Verfahrens, dann 
kommt für beide Anwälte die Verhandlungsgebühr nur zur Hälfte 
in Anſatz. Wenn die Reſtitutionsklage in I. Inſtanz als unzuläſſig 
verworfen wird, dann beſchränkt ſich die Tätigkeit in der II. Inſtanz, 
zumal wenn die Sache hier von denſelben Anwälten geführt wird, 
auf die Frage der Zuläſſigkeit. Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr 
II. Inſtanz find daher nach einem Beſchluſſe des OLG. zu Frankfurt a. M. 
auf 5 Zehnteile zu ermäßigen. (1 W. 123/14.) 

Eingeſandt von Rechtsanwalt Dr. M. Kahn, Frankfurt a. M. 


* * 
* 


Zu $ 67 R460. 

In Privatklageſachen ſteht dem Anwalte des Gegners der die 
Berufung einlegenden Partei für die Berufungsinſtanz eine Gebühr 
nach 88 67, 89 RAGD. zu, wenn er zur Vorbereitung der Haupt⸗ 
verhandlung über die Berufung tätig wurde, eine Hauptverhandlung 
aber alsdann nicht ſtattfand. (LG. Heidelberg vom 19. Februar 1914, 
2 S. L. 10/14). 

Aus den Gründen: Durch Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß Großh. 
AG. Heidelberg vom 22. v. Mts. wurden unter anderen 12 .# 
Gebühr nach 8 67 einſchließlich Pauſchale dem Privatkläger geſtrichen, 
weil es in der Berufungsinſtanz ein Vorverfahren nicht gebe. 

Hiergegen legte der Privatkläger Beſchwerde ein und beantragte, 
nach Maßgabe ſeines Schriftſatzes vom 6. Februar den Erſatz des 
weiteren Betrages von 7,20 * (d. h. 6 & Gebühr nach §§ 63, 89 
und 1,20 . Pauſchſatz) anordnen zu wollen. Der Auffaſſung der 
Vorinſtanz kann nicht beigetreten werden. Eine Gebühr nach § 63 
ſteht dem Privatkläger allerdings nicht zu. Dagegen iſt ſeine Tätigkeit, 
wie es das diesſeitige Gericht konſtant angenommen hat, gemäß §8 89, 
90 RAG O. zu vergüten. Durch die vorgelegten Handakten tft glaubhaft 
gemacht, daß unter anderem am 23. Dezember 1913 eine Rückſprache 
des Vertreters des Privatklägers mit dieſem ſtattgefunden hat. Wie 
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ſchon in früheren Fällen entſchieden tft, gebührt in ſolchem Falle dem 
Rechtsanwalte eine Gebühr nach 8 67 mit 6 & und ein Pauſchſat 


von 1,20 % (8 76). 
au 6 76) Mitgeteilt von Dr. N. Fürſt, Heidelberg. 


Ortlicher Anwaltverein. 


Im Berliner Anwaltverein widmete der Vorſitzende Juſtizrat 
Goldmann in der Februar⸗Verſammlung dem verſtorbenen Kollegen 
Dr. Huge Neumann, der auch zum Vorſtand des Vereins gehörte, 
einen warmen Nachruf, in dem er die hohen Verdienſte des Ver; 
ſtorbenen um die Rechtswiſſenſchaſt und den Anwaltſtand ſowie deſſen 
perſönliche Vorzüge hervorhob. — Der Vorſitzende erſtattete den 
Jahresbericht. Juſtizrat Margoninsky erſtattete den Kaſſenbericht 
und berichtete ferner über die Prüfung der Beſchwerden, die von den 
Bureauangeſtellten über rückſichtsloſe Entlaſſungen und Gehalts⸗ 
kürzungen durch Berliner Anwälte an den Vereinsvorſtand gerichtet 
worden. Die Beſchwerden haben ſich faſt ſämtlich als völlig unbegründet 
herausgeſtellt. — Rechtsanwalt Weck (Charlottenburg) hielt einen 
Vortrag über das Thema: „Staatsangehörigkeit und Einbürgerung, 
insbeſondere mit Berückſichtigung der durch den Krieg geichaffenen 
Verhältniſſe“. 

Erſt der Krieg hat weiteren Kreiſen der Bevölkerung zum 


Bewußtſein gebracht, was Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerrecht 


bedeuten. Redner legte die wichtigſten Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 22. Juli 1913 dar und erörterte bei den Erwerbsgründen vor 
allem die Frage: Blutsrecht oder Bodenrecht? ſowie die Einbürgerung. 
Bei Beſprechung der Verluſtgründe ſprach er ſich gegen die Entlaſſung 
aus dem Staatsverbande aus. Im einzelnen ging er auf die Ein⸗ 
bürgerung von Ausländern, die Wiederaufnahme ehemaliger Deutſcher 
und die für alle Reichsdeutſchen wichtige, bisher noch ganz ungeregelte 
Frage ein, wie man ſeine Staatsangehörigkeit nachweiſen und zur 
Feſtſtellung bringen könne. Im Schlußwort wies er darauf hin, daß 
und wie es vor allem auf die Handhabung des Geſetzes durch die 
Verwaltungsbehörden ankommen werde. — An den mit lebhaftem 
Beifall aufgenommenen Vortrag knüpfte ſich eine kurze Erörterung. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Eine Vertragsabrede, durch die ſich der eine Teil gegen 
Zahlung einer Geldſumme die Verſchaffung einer ſta gm 
Auszeichnung verſprechen läßt, ift als ſittenwidrig nichtig. Der 
Anſpruch auf Rückerſtattung der infolge der geleiſteten Zahlung 
eingetretenen Bereicherung iſt auf Grund des 8 817 Abſ. 2 BOB. 
zu verſagen (Entſch. Nr. 1). 

Iſt bei Geſamthandverhältniſſen die Geſchäftsführung und 
Vertretung nicht durch Geſetz oder Vertrag anders geregelt, ſo 
kann jedes einzelne Mitglied gegen die Schuldner der Gemein⸗ 
ſchaft auf Leiſtung an alle klagen. — Für Geſellſchaften gilt 
dies, wenn überhaupt, ſo jedenfalls nur bei gemeinſchaftlicher 
Geſchäftsfübrung durch alle Geſellſchafter. — Bei der offenen 
Handelsgeſellſchaft kann ein Teilhaber nicht für berechtigt er⸗ 
achtet werden, zum Geſellſchaftsvermögen gehörende Forderungen 
im eigenen Namen durch Klage auf Leiſtung an die Geſellſchaft 
geltend zu machen (Entſch. Nr. 2). 

Ein Notar, der ein Schriftſtück aushändigt, auf dem er 
ſeinen Namen unter einen unausgefüllten Beglaubigungsvordruck 
geſetzt hat, handelt gegen eine ſeiner wichtigſten Amtspflichten, 
da er durch die Aushändigung der Blankounterſchrift die 
Möglichkeit des Mißbrauches des öffentlichen Glaubens ſchafft. 
Er haftet für dieſe Amtspflichtverletzung jedem, in deſſen Rechts⸗ 
kreis infolge der unrichtigen Ausführung des Amtsgeſchäfts 
oder durch ſie eingegriffen wird (Entſch. Nr. 4). . 

Lieferte beim Handelskauf der Verkäufer eine Ware, die 
zwar als eine andere Gattung als die bedungene anzuſprechen iſt, 
aber von der Beſtellung nur ſo unerheblich abweicht, daß die Ge⸗ 
nehmigungz der Lieferung ſeitens des Käufers nicht ausgeſchloſſen 
erſcheint, ſo iſt nicht nur die Anwendung der Beſtimmung des 
§ 377 HGB. über die Mängelrüge, ſondern auch die der Ge 
währleiſtungsvorſchriften geboten (Entſch. Nr. 5). 

Auf eine Schwebebahn, die alle grundlegenden Eigenſchaften 
einer Eiſenbahn aufweiſt, finden die Vorſchriften des Haftpflicht⸗ 
geſetzes Anwendung (Entſch. Nr. 6). 


— ᷣ— — EEE 


Für die Redaktion in Vertretung verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 8. 
eſer Buchdruckerei, Berlin S. 14. 


Berlin, 1. April 1915. 
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Im Kampfe für das Vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(JFortſetzung der Liſte von Nr. 6, 1915) 


Johannes Rarxmann aus Halle a. S. 
Dr. Carl Bohn aus Saarlouis. 
Andolf Halfmann aus Gelſenkirchen. 
Hubert Jarre aus Ahrweiler. 

Dr. Hermann Klemm aus Berlin. 
Dr. Robert Kracek aus Memel. 

Dr. de Marfinconrf aus Alt damm. 
Friedrich Pinnow aus Schönlanke. 
Dr. Walter Schwabe aus Coblenz. 
Berthold Holty aus Wehlau. 
Wilhelm Tenholt aus Bochum. 


Vereins nachrichten. 


An Stelle des verſtorbenen Herrn Juſtizrat 
Dr. Hugo Neumann hat 
Herr Juſtizrat Julius Magnus, Rechts⸗ 
anwalt beim Kammergericht in Berlin 
neben 
Herrn Rechtsanwalt Dr. Dittenberger 
in Leipzig 
die Schriftleitung der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift!⸗ vom 2. April 1915 an übernommen. 


An der Schriftleitung werden mitwirken 


Herr Geheimer Juſtizrat Dr. Eugen 
Fuchs, Rechtsanwalt beim Kammer⸗ 
gericht in Berlin 

und 

Herr Rechtsanwalt Dr. Max Hachen⸗ 

burg in Mannheim. 


Leipzig, im März 1915. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Dr. Haber, 
vorſitzender. 


— 


Die Geſchäftsſtelle des Deutſchen Anwaltvereins wird 
während der Kriegszeit bemüht fein, die bernahme von 
Auwaltsvertretungen zu vermitteln. Diejenigen, welche von 
dieſer Vermittlungstätigkeit Gebrauch zu machen wünſchen, 
um Vertreter zu erlangen oder Vertretungen zu über⸗ 
nehmen, wollen ſich an die Geſchäfteſtelle des Denutſchen 
Anwaltvereins, Schreberſtraße 3 in Leipzig, wenden. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Herren Vertrauensmäuner werden gebeten, die 
eingegangenen Mitgliederbeiträge recht bald an die Hülfs⸗ 


kaſſe einzuſenden. 
Kurlbaum, 


Juſtizrat, Schatzmeiſter. 
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Bismard. 


Sum 1. April 1915. 


Von Profeſſor Dr. Ed. Heilfron, Amtsgerichtsrat, 
Charlottenburg. 


Ehrfurchtsvoll blicken wir heute mit dem ganzen deutſchen 
Volke zu dem Standbild empor, das einem der größten 
Deutſchen vor dem Reichstagsgebäude errichtet iſt. Unſere Ge⸗ 
danken und unſere Herzen aber fliegen weiter bis zu der Stätte, 
die das birgt, was von dem Alten im Sachſenwalde ſterblich 
war. Hundert Jahre — eine kurze Zeitſpanne nur in der 
Weltgeſchichte und drei Lebensalter in der Geſchichte eines 
Volkes. Wiederum wie vor hundert Jahren iſt Deutſchland in 
einem Kriege begriffen, den es um ſein Beſtehen führt. Aber 
welche Verſchiedenheit der Anſchauungen, der Geſinnung, der 
Hilfsmittel! Damals eine in unzählige Teilchen zerſplitterte 
Nation, nur vereint durch ein gewiſſes Gefühl der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit, das ſich auf Sprache und Kultur gründete; heute 
ein einiges Volk, umſchlungen von einem gemeinſamen ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Band und zuſammengehalten durch unzählige 
gemeinſame Empfindungen und Intereſſen! Dankbarer als je 
erinnern wir uns heute des großen Schmiedes der deutſchen 
Einheit, und lebendiger als je ſteht dieſer unſer Nationalheld 
vor unſeren Augen. Wir ſehen ihn in ſeiner Küraſſieruniform, 
die Hände auf den mächtigen Pallaſch geſtützt, und wir glauben 
die Worte zu hören, mit denen er uns 1888 vor einem Kriege 
bewahrt hat und die noch heute einen Widerhall finden in 
jedem deutſchen Herzen: „Wir Deutſche fürchten Gott, aber 
ſonſt nichts in der Welt!“ 


Mit dieſem dankbaren Erinnern verbindet ſich noch ein 
anderes Gefühl: das der Wehmut, daß es dieſem großen 
Säcemanne nicht vergönnt war, die Ernte zu erleben, die heute 
aus der von ihm ausgeſtreuten Saat aufgegangen iſt. „Setzen 
wir Deutſchland in den Sattel! Reiten wird es ſchon können!“ 
So rief Bismarck am 11. März 1867 dem verſaſſungberatenden 
Reichstage des Norddeutſchen Bundes zu. Niemals hat dieſes 
Vertrauen ſich beſſer als wohlbegründet erwieſen, als in den 
gegenwärtigen Tagen, in denen wir gegen eine Welt von 
Feinden anzureiten gezwungen ſind. Wenn Bismarck jetzt ſeine 
Augen öffnen könnte, wenn er ſehen würde, in welchem Maße 
fein prophetiſches Wort in Erfüllung gegangen iſt, wenn er 
die erheberden Tage zu Kriegsbeginn, die Eroberung von 
Lüttich, Namur und Maubeuge, die Schlachten bei Tannen⸗ 
berg und an den Maſuriſchen Seen, den großen wirtſchaftlichen 
Aufſchwung während des Krieges und nicht zum wenigſten den 
Neun⸗Milliarden⸗Erfolg der Kriegsanleihe miterlebt hätte: mit 
hohem Stolze würde es ihn erfüllen zu erſchauen, wie „durch 
Blut und Eiſen“ das Werk vollendet iſt, deſſen Grundlage er 
geſchaffen! 

Aberſieht man heute aus der Entfernung eines halben 
Jahrhunderts die Leiſtungen Bismarcks bei Gründung des 
Deuiſchen Reichs und beim Ausbau feiner Verfaſſung, feiner 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Einrichtungen, ſo wird man ſich 
erſt der ganzen Größe und Schwierigkeit ſeiner Arbeit bewußt. 


Zurififge Wocenfcrift_ 
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Wer in dieſen bewegten Kriegstagen, etwa in der Ruhe der 
Oſterzeit, einige Stunden der Sammlung findet, der möge 
Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“ zur Hand nehmen. 
Alles was er über die Kriege von 1864, 1866 und 1870 
geſagt hat, gewinnt heute von neuem Bedeutung. Man ſieht 
ihn bei der Arbeit, um die wankelmütigen Neutralen nicht in 
das Lager der Gegner hinüberfallen zu laſſen, und man wird 
ſich bewußt, in welch hohem Maße der erfolgreiche Ausgang 
ſelbſt eines ſiegreichen Krieges letzten Endes von der Geſchicklich⸗ 
keit der Diplomaten abhängt. Man wird beim Leſen dieſes 
wunderbaren Buches aber auch darauf hingewieſen, mit welchen 
unendlichen Schwierigkeiten ſelbſt ein Mann wie Bismarck fort⸗ 
während zu kämpfen hatte: mit dem Neid ſeiner Standesgenoſſen, 
mit der Parteizerſplitterung des Volkes, mit dem Mißtrauen 
der Volksvertreter. Seinem zeitigen Nachfolger im höchſten 
Reichsamte ſind die meiſten dieſer Schwierigkeiten erſpart ge⸗ 
blieben: alles Kleinliche iſt wie mit einem Schlage von uns 
abgefallen; die Parteien ſind verſchwunden; um einen kraft⸗ 
vollen Kaiſer ſchart ſich ein einiges, von glühender Vaterlands⸗ 
liebe durchleuchtetes und von deutſchem Empfinden erfülltes 
Volk, bereit, Gut und Blut für die deutſche Sache hin⸗ 
zugeben! 

In einer für Fachgenoſſen beſtimmten Zeitſchrift wird man 
an Bismarcks Geburtstag auch über ſein Verhältnis zur Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſich klar werden wollen. Bismarck hat in ſeiner 
berühmten Rede vom 28. November 1881 gegen ſeinen ehe⸗ 
maligen Freund und ſpäteren Gegner Lasker geſagt: auf 
juriſtiſchem Gebiet habe er ſich niemals erlaubt, mitzureden. 
Ganz wörtlich darf man dieſen Ausſpruch, wie ſo viele andere, 
nicht nehmen. Denn Bismarck hat ſehr häufig in ſeinen Reden 
und Schriften Fragen der hohen Rechtspolitik behandelt und 
dabei, wie auf allen ſonſtigen Gebieten, auf denen er ſein Genie 
betätigt hat, das Weſentliche mit einem Wort gekennzeichnet und 
in die rechte Beleuchtung geſtellt. Aber freilich: das rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Rüſtzeug, das Techniſche, ſozuſagen das Hand⸗ 
werksmäßige, hat er anzueignen ſich nicht beſonders ſtark bemüht. 
Wir leſen heute noch mit einer gewiſſen ſtillen Genugtuung und 
in Erinnerung an eigene Erfahrungen feine Bekenntniſſe über 
ſeine Betätigung als Protokollführer beim Stadtgericht Berlin 
und als Auskultator in der Eheſcheidungskammer. Eine ſehr 
große Hochachtung vor den damaligen Berufsjuriſten hat er in 
ſein ſpäteres Leben zweifellos nicht herübergenommen. Aber er 
hat immer ein beſonders ſtark entwickeltes Rechtsempfinden ge⸗ 
habt, und er hat ſich mehrfach mit größter Lebhaftigkeit dagegen 
verwahrt, daß er jemals das Wort geſprochen habe: „Macht 
geht vor Recht.“ Er hat allerdings zwei Sätze geprägt, aus 
denen die Meinung hergeleitet wurde, er, der eiſerne Kanzler, 
laſſe ſich von Rechtsſchranken auf feinem Wege nicht zurüd- 
halten. Am 30. Januar 1869 ſagte Bismarck im Abgeord⸗ 
netenhauſe: „Über juriſtiſche Zwirnsfäden wird die Königliche 
Regierung nicht ſtolpern in der Ausübung ihrer Pflicht, für 
den Frieden des Staates zu ſorgen“; und in ſeiner oben er⸗ 
wähnten Rede gegen Rußland vom 6. Februar 1888 hat er 
das beim Beginn des gegenwärtigen Krieges ſo viel erörterte 
Wort geſprochen: „Keine Großmacht kann auf die Dauer im 
Widerſpruch mit den Intereſſen ihres eigenen Volles an dem 
Wortlaut irgendeines Vertrages kleben.“ Es wäre tbricht, aus 
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dieſen und ähnlichen Bemerkungen ſchließen zu wollen, Bismarck 
habe den Grundſatz „Macht geht vor Recht“ zwar nicht ge⸗ 
äußert, aber tatsächlich befolgt. Man darf nicht vergeſſen, daß 
es ſich bei dieſen beiden Ausſprüchen um völkerrechtliche Be⸗ 
ziehungen handelt, die anerkanntermaßen unter der clausula 
rebus sic stantibus ſtehen. 

Wenn wir Bismarcks Verdienſte um die deutſche Rechts⸗ 
einheit richtig würdigen wollten, ſo müßten wir die Geſchichte 
der Rechtsentwicklung von der Gründung des Norddeutſchen 
Bundes an bis zu Bismarcks Ausſcheiden aus dem Staats⸗ 
dienſt ſchreiben. Die Verfaſſung, die Reichsprozeßgeſetze, die 
Grundlage unſeres Bürgerlichen Geſetzbuches, die Sozialgeſetz⸗ 
gebung: alles das entſtammt der Zeitſpanne, in der er die Zügel 
der Regierung führte. Wieviele der zahlloſen Geſetze, für die er 
„die Klinke zur Geſetzgebung“ ergriffen hat, auf feine unmittel- 
bare Anregung zurückzuführen ſind, und welche der in dieſen 
Geſetzen zum Ausdrucke gelangten ſchöpferiſchen Gedanken ſeinem 
Geiſte entſprungen find: das läßt ſich heute noch nicht feſtſtellen. 
Er hat jedenfalls die Verantwortung dafür übernommen, und 
ibm gebührt bei aller ſchuldigen Anerkennung der Verdienſte 
jeiner Mitarbeiter der Dank dafür, daß wir ein zeitgemäßes, 
einheitliches Recht haben! 

Wie im Altertum ſieben Städte um Homer ſtritten, ſo 
werden in dieſen Erinnerungstagen an Bismarck zahlreiche 
Verufsſtände ihn für ſich in Anſpruch nehmen. Die Landwirte 
werden darauf hinweiſen, daß ſeine eigentliche und heiße Liebe 
der heimiſchen Scholle zugewandt war. Das Militär kann an 
ſeinen gerade in heutiger Zeit beſonders denkwürdigen Ausſpruch 
erinnern, den er in Friedrichsruh am 26. März 1895 kurz vor 
ſeinem 80. Geburtstag dem ihm beglückwünſchenden Kaiſer 
gegenüber tat: „Das Beſte in mir und meiner Lebensbetätigung 
it immer der preußiſche Offizier geweſen.“ Der Volkswirt 
wird hervorheben, daß Bismarcks Übergang vom Freihandel 
zur Schutzzollpolitik und die dadurch herbeigeführte Stärkung 
der Landwirtschaft mitgeholfen hat, die wirtſchaftlichen Waffen 
u ſchmieden, die uns heute das Durchhalten ermöglichen. Die 
Diplomaten endlich werden gewiß zu ihm emporblicken, als zu 
den Schöpfer einer großzügigen, weit ausſchauenden und grad⸗ 
Iiigen Realpolitik, und werden nur bitten, daß man ihre 
Leitungen nicht immer an denen eines Titanen abmißt, der 
einem Volke kaum in hundert Jahren einmal geſchenkt wird. 
Dann könnten auch wir Juriſten unſere Stimme erheben und 
lönnten behaupten: er war unſer; denn er hat das Rechtsgebäude 
errichtet, in dem wir arbeiten. Aber in dieſer ſchweren Kriegs⸗ 
zei gilt es, nicht das Trennende zu betonen, ſondern das Einende. 
Bismarck war auf zahlreichen Gebieten groß, ſeine Intereſſen 
waren vielfach und wechſelnd. Aber eines war er ſtets, von 
ſenen Jugendtagen bis zu ſeinem Tode: er war deutſch. 
Deſſen allein wollen wir heute eingedenk ſein. Dann werden 
dem Genius Bismarcks wir alle gleichmäßig huldigen können, 
die wir Deutſche ſind und deutſch fühlen. Wenn jeder Deutſche 
an jedem Orte der Welt heute mit berechtigtem Stolze be⸗ 
men darf: „Civis Germanus sum“ — ihm haben wir es 
M danlen, unferem unſterblichen Otto v. Bismarck! 
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Unterlaſſungsklage, öffentliche Strafandrohung und 
Wiederholungsgefahr. 
Eine Entgegnung an Reichsgerichtsrat Dr. Neukamp. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Unter vorſtehender Überſchrift habe ich (in JW. 1914 
S. 1059 —1064) die Rechtſprechung des VI. 38S. des RG. 
bekämpft und Neukamp hat unter gleicher Uberſchrift (in 
JW. 1915 S. 113 — 120) dieſe Rechtſprechung gegen meine 
Angriffe verteidigt. Es handelt ſich um die bekannte Streit⸗ 
frage, ob die vom RG. geſchaffene Unterlaſſungsklage auch dann 
zu gewähren iſt, wenn das betreffende Tun mit einer öffent⸗ 
lichen Strafe bedroht iſt.“) Ferner handelt es ſich um das 
Anwendungsgebiet der Unterlaſſungsklage und um die Rechts⸗ 
ſchutzvorausſetzung, die Wiederholungsgefahr. 

Vorerſt möchte ich folgendes betonen: Ein erheblicher 
Teil der N.ſchen Polemik wendet ſich gegen eine Rechts⸗ 
anſchauung, die ich niemals vertreten habe, die N. durchaus 
irrtümlich aus meinen von ihm bekämpften Abhandlungen 
herauslieſt. Insbeſondere habe ich nirgendwo „einen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch ohne weiteres als gegeben angenommen 
überall da, wo ein ſtrafrechtlich zu ahndender Verſtoß vorliegt, 
wenn eine Wiederholungsgefahr droht“. Eine Unterlaſſungs⸗ 
klage iſt nur inſoweit gegeben, als ein privatrechtlicher Anſpruch 
beſteht. Sie iſt nicht einmal ohne weiteres zuläſſig, wenn 
irgendeine — ſtrafbare oder nicht ſtrafbare — Handlungsweiſe 
in den Rechtskreis eines anderen eingreift, ſondern nur dann, 
wenn die Richtung des Eingriffs gerade gegen den anderen 
läuft. Es würde z. B. unzuläſſig ſein, daß ein Drogiſt oder 
ein Apotheker auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen 
des BGB. gegen einen Berufsgenoſſen klagt mit dem Antrage, 
das Feilhalten geſetzlich verbotener Stoffe zu unterlaſſen. Der 
Verletzte mag ſeinen Schaden einklagen, wenn er einen ſolchen 
nachweiſen zu können glaubt. Aber für die Unterlaſſungsklage 
fehlt es an der direkten Beziehung zwiſchen Verletzer und 
Verletztem. Ich habe auch nie beſtritten, daß das Urteil 
RG. 77, 217, auf das N. ſich vornehmlich ſtützt, im End⸗ 
ergebnis zu billigen iſt. Ich wende mich lediglich gegen die 
Art der Begründung, die über das Ziel hinausgeht. 

Und ferner: in den Darlegungen N.s — die ich im 
übrigen als eine höchſt gehaltvolle Gegenäußerung anerkenne — 
iſt mehrfach von der „neueſten Lehre Roſenthals“ die Rede. 
In Wirklichkeit habe ich keine neue Lehre aufgeſtellt, vielmehr 
lediglich die Widerſprüche aufzudecken mich beſtrebt, in die ſich 
die Rechtſprechung des VI. 35. mehr und mehr begeben hat. 
Wenn ich mich dabei bemüht habe, diejenigen Richtlinien heraus⸗ 
zuarbeiten, die eine für Handel und Verkehr gedeihliche Rechts⸗ 
handhabung mir zu gewährleiſten ſchienen, ſo bin ich doch 
durchaus in den Grenzen der reichsgerichtlichen Judikatur 
geblieben und habe keinen einzigen Satz aufgeſtellt, der nicht 
in einer der in Betracht kommenden Entſcheidungen des RG. 


1) In RO. 77, 217 heißt es: „Wo die Wiederholung einer 
Handlung als geſetzlich verboten bereits mit öffentlicher Strafe bebroht 
iſt, iſt für eine weitere zivilrechtliche Strafandrohung kein Bedürfnis 
und kein Naum“. 
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feine Stütze findet. Wenn alſo N., nachdem er es als 

unzuläſſig bezeichnet hat, daß die Gerichte neben dem ſtraf⸗ 

rechtlichen Schutz noch eine — durch das Geſetz nicht vor⸗ 

geſehene — Unterlaſſungsklage gewähren, die Frage ſtellt: 
„Woraus will Roſenthal die Ermächtigung der Gerichte 
zu einem derartigen Vorgehen herleiten?“ 


ſo iſt zu erwidern, daß ich den Gerichten eine derartige Er⸗ 


mächtigung zu erteilen mich nicht unterfangen habe: Das 
Reichsgericht hat rechtsſchöpferiſch die Unterlaſſungsklage 
gegen objektiv widerrechtliche Eingriffe in den allgemeinen 
Rechtskreis einer Perſon geſchaffen, und zwar nicht nur, 
wie N. aus RG. 77, 217 herauslieſt, für den Fall, 
daß „dieſer Eingriff durch eine unerlaubte Handlung 
bewirkt wird“. Noch in JW. 1915, 29 verweiſt der 
II. 35. des RG. auf die „ſtändige Rechtſprechung des RG.“: 
Eine quaſinegatoriſche Unterlaſſungsklage wird nach ſtändiger 
Rechtſprechung des RG. nach Analogie der Beſtimmungen in 
88 12, 862, 1004 BGB. gegen Eingriffe in den allgemeinen 
Rechtskreis gewährt, auch wenn dem Beklagten ein ſubjektives 
Verſchulden nicht beizumeſſen iſt. — Nach dieſer Rechtſprechung 
ſoll es alſo weder darauf ankommen, ob, was N. erfordert, der 
Eingriff „durch eine unerlaubte Handlung bewirkt wird“, noch 
darauf, ob irgendwelches Verſchulden, geſchweige denn ſtraf⸗ 
bares Verſchulden, vorliegt. Hierauf kann und darf es auch 
nicht ankommen, wenn die quaſinegatoriſche Unterlaſſungsklage 
praktiſchen Wert haben, wenn ſie nicht zu einem Torſo werden ſoll. 

In ſcharfem Gegenſatz zu der obigen Rechtſprechung des 
RG. kommt N. zu folgenden — die Materie übrigens nicht 
einmal erſchöpfenden — drei Leitſätzen, die „aus RG. 77, 217 
ſich ergeben“ ſollen. 

1. Klagen auf Unterlaſſung von Eingriffen in ein aus⸗ 
ſchließliches (abſolutes) Recht ſind kraft Geſetzes 
ohne jede Einſchränkung zuläſſig. 

2. Darüber hinaus gewährt auch die Praxis eine Klage 
auf Unterlaſſung bei Eingriffen in den allgemeinen 
Rechtskreis einer Perſon, wenn dieſer Eingriff durch 
eine unerlaubte Handlung bewirkt wird. 

3. Iſt die unerlaubte Handlung mit einer öffentlichen 
Strafe bedroht, ſo iſt die Unterlaſſungsklage nur 
ausnahmsweiſe und in einzelnen beſonders gearteten 
Fällen zuläſſig. 

Pen drei Niſchen Leitſätzen ſtelle ich folgende drei Leitſätze 
gegenüber: 

1. Eine Unterlaſſungsklage iſt nach Maßgabe der 
88 12, 862, 1004 BGB. zum Schutze abſoluter 
Rechte gegen objektiv widerrechtliche Störungen gegeben 
(negatoriſche Unterlaſſungsklage). 

2. Darüber hinaus iſt vom RG. in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung eine „quasi negatoria“ (RG. 60, 6) gewährt 
worden, die ſich gegen objektiv widerrechtliche Ein⸗ 
griffe in ein vom Geſetz geſchütztes Rechtsgut, ins⸗ 
beſondere gegen die Beeinträchtigung von Kredit, Erwerb 
und Fortkommen, richtet. 

3. Schließlich iſt in der Rechtſprechung des RG. eine 
Unterlaſſungsklage gewährt worden auf Grund einer 
begangenen unerlaubten Handlung: Beſteht eine — 
zivile oder ſtrafrechtliche — Norm zum Schutze 
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privater Intereſſen, fo iſt gegen die Verletzung, alſo 
wenn der Tatbeſtand des Delikts objektiv und 
ſubjekriv erfüllt iſt, dem erletzten neben der Schadens⸗ 
erſatzklage eine Unterlaſſungsklage als die einfachere 
Form des Rechtsſchutzes gegeben (RG. 53, 400). 
[Zu dieſer dritten Gruppe gehört auch die vom RG. 
als „wiederherſtellende“ bezeichnete Unterlaſſungsklage.] 

Die obigen drei Leitſätze finden in meinen nachfolgenden 
Darlegungen ihre Erläuterung. Hierbei beſpreche ich auch 
die meines Erachtens weit empfehlenswertere Konſtruktion der 
Unterlaſſungsklage auf Grund der Annahme eines Perſönlich⸗ 
keitsrechts. 

Es beſteht, wie ſofort erhellt, eine erhebliche, unvereinbare 
Abweichung zwiſchen N und meinen Leitſätzen. Der zweite 
Leitſatz N.8, der eine Klage auf Unterlaſſung von Eingriffen 
in den allgemeinen Rechtskreis nur dann zuläßt, „wenn dieſer 
Eingriff durch eine unerlaubte Handlung bewirkt wird“, ſteht 
ſo ſehr im Widerſpruch mit der oben angeführten ſtändigen 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung, daß zur Widerlegung Nis 
lediglich auf jene Urteile des RG., insbeſondere auf RG. 60, 6; 
61, 366; RG. in JW. 1915, 29 zu verweiſen iſt. Hieraus 
ergibt ſich, was „die Praxis gewährt“. Übrigens iſt diejenige 
Unterlaſſungsklage, die N. in ſeinem Leitſatze Nr. 2 behandelt, 
überhaupt keine quafinegatorifche, ſondern eine ſolche auf Grund 
einer begangenen unerlaubten Handlung. Die — praktiſch 
weitaus wichtigſte — quaſinegatoriſche (vorbeugende) Unter⸗ 
laſſungsklage findet in den drei Leitſätzen N.s überhaupt keine 
Berückſichtigung. In dem Niſchen Leitſatze Nr. 1 iſt die quafi 
negatorifche Unterlaſſungeklage ſchon deshalb nicht enthalten, 
weil ja dort nur von derjenigen Unterlaſſungsklage geſprochen 
wird, die ſich gegen die Verletzung eines abſoluten Rechts 
wendet: Die vom NG. geſchaffene quaſinegatoriſche Unter⸗ 
laſſungsklage richtet ſich gegen die Verletzung von Rechts⸗ 
gütern! N. erwähnt die quasi negatoria nur ganz nebenbei 
auf S. 115. Wenn er meint, das RG. habe ſeinen früheren 
Standpunkt „als zu weitgehend aufgegeben“, ſo fehlt es hier⸗ 
für an der Begründung. Schon das — von N. (S. 115) 
zitierte — Urteil des VI. 3 S. in Recht 1914 Nr. 37 ſpricht 
klar das Gegenteil aus. Das Urteil RG. 72, 393 kann N. 
gewiß nicht ſo, wie er es tut, verwerten. Auch läßt ja die 
dieſer Entſcheidung zeitlich nachfolgende reichsgerichtliche Judikatur 
die quasi negatoria weiter zu und mißbilligt ſchon damit Nas 
Argument. Auch auf Heinrich Lehmann beruft ſich N. (S. 115) 
zu unrecht. L. iſt einer der eifrigſten Verfechter der quasi nega- 
toria, während er in dem von N. angeführten Satze als Gegner er⸗ 
ſcheint. L. wendet ſich (S. 122, 126/27) lediglich gegen die Art, wie 
das NG. die quasi negatoria konſtruiert, ſowie gegen die 
dadurch bewirkte zu weitgehende Anwendbarkeit dieſer Klage. 

Schließlich gibt der N.ſche Leitſatz Nr. 2 den Inhalt von 
RG. 77, 217 nicht richtig wieder, denn der VI. ZS. legt jenes 
Urteil in der neueren Entſcheidung Recht 1914 Nr. 37 authentiſch 
dahin aus, daß in RG. 77, 217 eine unerlaubte Handlung 
nicht als Vorausſetzung der (vorbeugenden) Unterlaſſungsklage 
gegen rechtswidrige Eingriffe in den allgemeinen Rechtskreis 
einer Perſon verlangt werden ſollte: 

„Ohne Grund nimmt das Berufungsgericht an, daß in 
RG. 77, 217 auch für die vorbeugende Unterlaſſungsklage 
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der volle objektive und ſubjektive Tatbeſtand einer unerlaubten 
Handlung erfordert worden ſei. Jene Entſcheidung betraf 
überhaupt nur eine auf Wiederherſtellung gerichtete Unter⸗ 
laſſungsklage. Von der einen bloß objektiv widerrechtlichen 
Eingriff vorausſetzenden quaſinegatoriſchen (vorbeugen den) 
Unterlaſſungsklage handelt jenes Urteil nicht. Sie ſollte weder 
eingeſchränkt noch ausgeſchloſſen werden.“ 

Dies ſtimmt aber doch nicht zu dem Niſchen Leitſatz Nr. 2, 
gemäß welchem „als Rechtsſatz aus RG. 77, 217 ſich ergibt“ (!), 
daß nur dann „eine Klage auf Unterlaſſung von Eingriffen in 
den allgemeinen Rechtskreis einer Perſon gewährt wird, wenn 
dieſer Eingriff durch eine unerlaubte Handlung 
bewirkt wird“. () — Reſultat: Das Urteil RG. 77, 217 — 
das allerdings in einer geradezu beängſtigenden Weiſe überall 
und nach jeder Richtung) mißverſtanden worden ift — wird 
ſelbt von N. anders ausgelegt, als der VI. ZS. gemäß 
Recht 1914 Nr. 37 verſtanden werden zu wollen erklärt hat. — 
Ferneres Reſultat: N. geht viel weiter als der VI. 3S.: 
N verfagt in feinen drei Leitſätzen die quaſinegatoriſche Unter: 
laſungsklage vollkommen; und zwar verſagt er fie unter Be⸗ 
rufung auf den Standpunkt des VI. 8 S.! — Frage: Was 
wird aus RG. 60, 6; 61, 366 und der „ſtändigen reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung“, die, wie noch RG. in SW 1915, 29 
betont, eine quafinegatorifche Unterlaſſungsklage gegen objektiv 
widerrechtliche Eingriffe in den allgemeinen Rechtskreis einer 
Perſon uneingeſchränkt gewährt?! f 

Nunmehr bekämpfe ich den N. ſchen Leitſatz Nr. 3. Dieſer 
nimmt dem N.ſchen Leitſatz Nr. 2 jeden Inhalt und jede Kraft, 
ſo daß dieſe beiden Leitſätze nicht nebeneinander beſtehen können. 
Dies will ich im folgenden mit weiteren Argumenten, als ich 
fie in meinen von N. bekämpften Abhandlungen (Leipz 3. 1913, 
899; Markſch W. 14, 104; JW. 1914, 1059) vorgebracht habe, 
nachzuweiſen verſuchen, und zwar vorerſt an dem für die Praxis 
wichtigsten Falle der Unterlaſſungsklage gegen kreditgefahrdende 
Außerungen: Der 8 187 StGB. droht demjenigen eine Strafe 
an, der „wider beſſeres Wiſſen in Beziehung auf einen anderen 
eine unwahre Tatſache behauptet oder verbreitet, welche 
deſſen Kredit zu gefährden geeignet iſt“. Ob die Behauptung 
bzw. Verbreitung „wider beſſeres Wiſſen“ erfolgt iſt, ſteht meiſt 
völlig dahin: dies wird ſich erſt im Verfahren klarſtellen laſſen. 
Sowohl vor dem Erlaß der Eniſcheidung RG. 77, 217, der 
N. feinen Leitsatz Nr. 3 entnommen hat, als auch nach dieſem 
Zeitpunkt hat das RG. die Unterlaſſungsklage gegen kredit⸗ 
gefährdende Außerungen zugelaſſen. Eine ſolche Zulaſſung aber 
dürfte nach dem dritten Leitſatze N.s nicht erſolgen, denn „die 
unerlaubte Handlung iſt mit einer öffemlichen Strafe bedroht“. 
Schon hier zeigt ſich alſo ein tiefgehender Widerſpruch, der, wie 
bei N, in gleicher Weiſe auch in RGRKom. (S. 774) ſich vor⸗ 
findet. Dort wird dargelegt, daß die vorbeugende (quaſinega⸗ 
torische) Unterlaſſungsklage insbeſondere praftifch wird für „die 
Intereſſenkteiſe des 8 824 BGB. (Kredit, Erwerb und Fort⸗ 
kommen), und ferner auch für die mittelbar durch Schutzgeſetze 
im Smne des 8 823 Abſ. 2 geſchützten Rechtsgüter in den 
Grenzen dieſer Schutzgeſetze, alſo auch die Ehre, jedoch mit der 


9) So z. B. von Staudinger II S. 1691; OLG. Düſſeldorf im 
Recht 1914 Nr. 37; OLG. Stuttgart im Markſch W. 13, 156. 
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Schranke des 8 193 StGB.) Nun find aber doch alle dieſe 
Rechtsgüter durch die öffentliche Strafandrohung des 8 187 
StGB. getroffen. Es iſt alſo in ſich widerſpruchsvoll, wenn 
der RGRKom. gegen die — objektiv widerrechtliche — Ver⸗ 
letzung jener Rechtsgüter die Unterlaſſungsklage gibt unter 
Betonung des „erkennbaren Bedürfniſſes eines Rechtsſchutzes“, 
und dann unmittelbar anſchließend erklärt, ein Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis ſei regelmäßig nicht gegeben, „wenn die unerlaubte 
Handlung, deren Tatbeſtand in Frage ſteht, durch ein Straf⸗ 
geſetz unter öffentliche Strafe geſtellt iſt“. 
Höchſt eigenartig iſt es nun, daß der Standpunkt des 
VI. 8S. in der übrigen reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
ignoriert wird. So hat der II. ZS. noch in feinem — ſehr 
dankenswerten — Urteile in JW. 1915, 29 ganz allgemein 
erklärt: 
„Eine quaſinegatoriſche Unterlaſſungsklage wird nach 
ſtändiger Rechtſprechung des RG. nach Analogie der 
Beſtimmungen in 88 12, 862, 1004 BGB. demjenigen, 
deſſen Kredit, Erwerb oder Fortkommen durch Behauptung 
unwahrer Tatſachen beeinträchtigt wird, auch dann ge⸗ 
währt, wenn demjenigen, welcher die unwahren Tatſachen 
behauptet hat, ein ſubjektives Verſchulden nicht beizu⸗ 
meſſen iſt.“ 
Mit dieſer „ſtändigen Rechtſprechung des RG.“ iſt der 
3. Leitſatz Ns und das Urteil RG. 77, 217, dem dieſer Leitſatz 
entnommen iſt, unvereinbar. Aber auch mit ſeiner eigenen 
früheren Rechtſprechung ſetzt ſich der VI. ZS. durch RG. 77, 217 
in Widerſpruch, ſo insbeſondere mit der oben zitierten grund⸗ 
legenden Entſcheidung in RG. 60, 6: Hier wird die Unter⸗ 
laſſungsklage gegen eine kreditgefährdende Behauptung zugelaſſen, 
obwohl $ 187 StGB. die Strafandrohung enthält. Das gleiche 
gilt auch für den Fall RG. 61, 366. Es iſt unrichtig, wenn 
N. in Bezug auf jene Entſcheidungen meint, daß ſie „Fälle 
behandeln, in denen die unerlaubte Handlung nicht mit einer 
Strafe bedroht iſt“. 
In MarkſchW. 10, 128 legt der VI. 38S. (Urteil vom 
26. September 1910) folgendes dar: 
„Der Kläger hat ſich in letzter Linie auf das Urteil des RG. 
in Bd. 60 S. 6 geſtützt, und es iſt der Reviſion zuzugeben, 
daß das Berufungsgericht dieſes Urteil mißverſtanden hat. 
Darin iſt ausgeſprochen, daß der Anſpruch auf Unterlaſſung 
der Vornahme von Handlungen ſich nicht auf das Gebiet der 
unerlaubten Handlungen beſchränke, ſondern daß jeder auch 
nur objektiv widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſetz ge⸗ 
ſchütztes Rechtsgut, als welches gemäß § 824 BGB. der 
Kredit, der Erwerb und das Fortkommen zu erachten ſei, zu 
einer Klage auf Unterlaſſung berechtige, und daß bei ſolchen 
Klagen weder das Verſchulden noch die Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen in Betracht komme. Das Berufungs⸗ 
gericht verneint jedoch, daß der Beklagte, auch wenn er un⸗ 
wahre Behauptungen über den Kläger verbreitet hätte, objektiv 
rechtswidrig in ein geſchütztes Recht des Klägers eingegriffen 
haben würde, weil er dieſe Behauptung unter der Deckung 
des §8 193 StGB. zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
gemacht habe. Das RG. hat indes gerade dagegen 


3) Das Beſtehen dieſer angeblichen Schranke verneint aus⸗ 
drücklich RG. 60, 6; 61, 366; RG. in MarkſchW. 10, 128. 


Schutz durch die Unterlaſſungsklage gewähren 
wollen, daß jemand in Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen durch unwahre Behauptungen den Kredit 
oder Erwerb eines andern ſchädigt und ſich dem 
Beweiſe gegenüber, daß ſeine Behauptungen un⸗ 
wahr ſind, unbelehrbar zeigt.“ 

Schon damit bricht das ganze Syſtem Nis in ſich 
zuſammen. Zugleich zeigt ſich die unbegreifliche Spaltung 
in der Rechtſprechung des VI. ZS., der am 26. September 1910 
obige — die Unterlaſſungsklage neben der Strafandrohung 
rechtfertigenden — Sätze ausſpricht, und nur ein Jahr ſpäter, 
am 28. September 1911, ſein Urteil RG. 77, 217 fällt, in 
dem das exakte Gegenteil dargelegt und ſtillſchweigend mit 
der früheren reichsgerichtlichen Rechtſprechung gebrochen wird. 

Und nun denke man an die unüberſehbare Fülle praktiſcher 
Schwierigkeiten und Unmöglichkeiten, zu denen die neue Hand⸗ 
habung führt: Ob eine kreditgefährdende Behauptung ſich als 
ſtrafbar gemäß § 187 StGB. erweiſt, kann derjenige, der 
durch dieſe Behauptung „Nachteile für ſeinen Erwerb oder ſein 
Fortkommen“ (8 824 BGB.) befürchtet, im Regelfalle vorerſt 
nicht wiſſen. Er erfährt vielfach weiter nichts, als daß eine 
beſtimmte kreditgefährdende Behauptung gegen ihn im Umlauf 
iſt. Findet er alsdann den Urheber heraus, dann kann er 
nicht ahnen, ob bei dieſem die ſubjektiven Strafbarkeitsvoraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, vielmehr wird ſich das meiſt erſt in einem 
ſtrafrechtlichen Ermittlungsverfahren, oft ſogar erſt in der Haupt⸗ 
verhandlung aufklären laſſen. Was aber dem in ſeinem 
Kredit Bedrohten not tut, iſt ſofortige Inhibierung 
einer Weiterverbreitung der Behauptung. Der einzige 
Rechtsbehelf hierfür iſt die einſtweilige Verfügung, die der 
Kläger auf Grund ſeines Unterlaſſungsanſpruchs erbitten kann. 
Im ordentlichen Verfahren muß dann die objektive Unrichtigkeit 
der Behauptung, die zwecks Erlangung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nur glaubhaft gemacht zu werden brauchte, erwieſen 
werden. Zur Herbeiführung aber dieſer — im Zivilverfahren 
durchweg zu ermöglichenden — Aufklärung iſt gerade das 
Strafverfahren denkbar ungeeignet. Denn ſofern es hier an 
den ſubjektiven Strafbarkeitsvorausſetzungen fehlt, oder inſoweit 
etwa der Schutz des § 193 dem Angeklagten zuzubilligen iſt, 
kann das Strafgericht an die Frage der objektiven Unrichtigkeit 
überhaupt nicht herantreten. — Dann aber will der 
durch eine kreditgefährdende Behauptung Bedrohte in der Mehr⸗ 
zahl aller Fälle überhaupt keine Beſtrafung des Gegners, 
ſondern für ſich Schutz. Auch hier zeigt ſich, daß die Ver⸗ 
quickung der Unterlaſſungsklage mit der etwa nebenherlaufenden 
Strafandrohung auf einem durchaus ſchiefen Gedankengange 
beruht, jedenfalls aber nicht berückſichtigt, was praktiſch wertvoll 
und notwendig iſt. Schließlich dürfte es doch wichtiger ſein, 
ſich mit den Erforderniſſen des Verkehrslebens abzufinden, als 
Theorien über fie aufzuſtellen. 

Es zeigt ſich das beſonders deutlich, wenn man den Stand⸗ 
punkt RG. 77, 217 auf beleidigende Außerungen anwendet: 
Die Verbreitung einer beleidigenden Außerung iſt regelmäßig 
kreditgefährdend, denn ſie iſt „geeignet, Nachteile für Erwerb 
oder Fortkommen (des Betroffenen) herbeizuführen“ (8824 BGB.). 
Nun verſagt der VI. ZS. (in Recht 1915 Nr. 44) regelmäßig 
die Unterlaſſungsklage gegen beleidigende Außerungen, „wenn 
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dem Beleidigten die Möglichkeit gegeben iſt, im Wege der Privat⸗ 
klage eine Beſtrafung des Beleidigers herbeizuführen: Die bloße 
Wiederholungsgefahr vermag hier für ſich allein den Anſpruch 
auf Unterlaſſung nicht zu rechtfertigen“. Wenn man ſchon von 
den grundſätzlichen Bedenken gegen eine ſolche Einſchränkung 
zivilrechtlicher Anſprüche abſieht, wenn man ſein Erſtaunen 
beſchwichtigt, daß hier von „bloßer Wiederholungsgefahr“ 
geſprochen wird — wo es doch für den Betroffenen nichts 
Schlimmeres gibt, als dieſe Gefahr — ſo bleiben insbeſondere 
noch folgende Fragen: Wie will man den Zwieſpalt erklären, 
daß eine kreditgefährdende Außerung, die in eine nicht be⸗ 
leidigende Form gekleidet iſt, mit der Unterlaſſungsklage verfolgbar 
ſein ſoll (RG. 60, 6; 61, 366; RG. in JW. 1915, 29), nicht 
aber eine ſolche Außerung, die — ein Plus gegenüber dem 
Minus — zu der Kreditgefährdung noch eine formale Be⸗ 
leidigung hinzufügt? Hiernach iſt gegen die Behauptung „die 
ſaubere Zigarettenfabrik X. gehört zum engliſch⸗amerikaniſchen 
Tabaktruſt“ wegen der angefügten Beleidigung eine Unter⸗ 
laſſungsklage nicht möglich, während die betroffene Fabrik alle 
zivilen Rechtsbehelfe haben würde, wenn die Hinzufügung des 
Wortes „ſaubere“ unterblieben wäre. (Ein kaum begreiflicher 
Formalismus.) Und wie glaubt man der Fabrik die Unter⸗ 
laſſungsklage verſagen zu dürfen, wenn ſie als Tatbeſtand die 
Verbreitung der Behauptung in der milderen Form — ohne 
das Wort „ſaubere“ — vorträgt, und ihr Klagebegehren ſich 
nur gegen die Weiterverbreitung dieſer Behauptung richtet? 
Vielleicht auch hat die Fabrik bei Klageerhebung nur Kenntnis 
von der Behauptung in der milderen Form gehabt, und im 
Prozeß ſtellt ſich dann herans, daß in einigen Fällen die 
beleidigende Form der Verbreitung zugrunde gelegen hat. 
Muß dann die Klage abgewieſen werden, weil der Fabrik „die 
Möglichkeit gegeben iſt, im Wege der Privatklage eine Be⸗ 
ſtrafung des Beleidigers herbeizuführen“? Schließlich kann man 
doch den durch eine beleidigende Außerung in ſeinem Kredit 
Gefährdeten nicht zwingen, ſich vor das Schöffengericht zu 
ſtellen und dort in eine Verhandlung einzutreten, die bekanntlich 
für den Privatkläger meiſtens ebenſo peinlich iſt, wie für den 
Privatbeklagten. Es beſteht ganz allgemein gegen ſolche Straf: 
prozeſſe eine Abneigung, die in der Art des ſchöffengerichtlichen 
Betriebes nicht ihre alleinige Erklärung findet: Es entſpricht 
nicht dem Geſchmack der meiſten anſtändigen Menſchen, ohne 
zwingende Not mit Strafanträgen vorzugehen und ſich dann 
noch womöglich dem Vorwurf des Denunziantentums aus⸗ 
zuſetzen. — Iſt etwa dieſer Zwang des VI. 8 S. zum Straf: 
antrag die „Verfeinerung des Rechtsbedürfniſſes und des Rechts⸗ 
ſchutzes“, die das OLG. Düſſeldorf (in Rhein Arch. 1914, 82 
gegen RG. 77, 217 Stellung nehmend) darin findet, daß „der 
Schutz aus der Sphäre des öffentlichen Rechts in die Hand der 
betroffenen Perſönlichkeit gelegt wird“? 

Noch einen weiteren Geſichtspunkt möchte ich in dieſer 
Richtung gegen N. anführen: Die Rechtſprechung des RG. hat 
mehrfach betont, daß ſtark gehäſſige bzw. beleidigende Ausdrücke 
ſich als ſittenwidrig darſtellen. Hiergegen iſt die Unterlaſſungs⸗ 
klage aus 5 826 BGB. gewährt worden. Da aber nunmehr 
der VI. 38S. die Unzuläſſigkeit des Nebeneinanderbeſtehens von 
ziviler und öffentlicher Strafandrohung behauptet, ſo wäre fortan 
die Unterlaſſungsklage gegen ſittenwidrige Handlungen regel⸗ 
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mäßig überall da nicht gegeben, wo die fittenwibrige Handlung 
zugleich eine öffentliche Strafandrohung verletzt. Alſo auch hier 
wiederum eine ganze Reihe von Kolliſionsfällen. Dazu der 
Widerſinn, daß der leichter Betroffene über die zivilen Rechts⸗ 
behelfe verfügen ſoll, aber derjenige, gegen den eine zugleich 
ftrafbare Handlung verübt wurde, zivilrechtlich kaltgeſtellt wird. 

Auf dieſem weiten, umfaſſenden Gebiete ſind zivile 
Anſprüche durch ſolche Hinderniſſe, wie der VI. 3. 
ſie aufrichten zu müſſen glaubt, nicht zu be— 
ſchränken. Übrigens kann ja die Klage auch auf 5 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit $ 185 StGB. geſtützt 
werden! Ferner iſt gerade auf Grund der Verletzung des 
8 185 StGB. die Unterlaſſungsklage gegeben gemäß RG. 
53, 400. Das gleiche gilt für 8 15 WettbG.; ein Wettbewerbs⸗ 
zweck ift hier nicht verlangt. Soweit ein ſolcher vorliegt, gibt 
914 WettbG. ausdrücklich die Unterlaſſungsklage. Es ſteht 
dem Kläger frei, ſich ſtatt auf 8 14 WettbG. auf § 824 BGB. 
zu ſtützen (RG. 74, 436; Lobe S. 258). Aus alledem ergibt 
ſich eine Fülle von Widerſprüchen und Unſtimmigkeiten. Die 
vom VI. 3S. errichteten Schranken find in der Theorie leicht 
und ſchnell ausgedacht; man braucht aber nur irgendeinen 
praktiſchen Fall zu nehmen und ſofort beginnen die Schwierig⸗ 
leiten: „Nah beieinander wohnen die Gedanken, doch hart im 
Raume ſtoßen ſich die Sachen“. 

Wenn nun, wie N. darlegt, grundſätzliche Bedenken gegen 
das Nebeneinanderbeſtehen von öffentlicher und ziviler Straf 
androhung in den geſetzlich nicht vorgeſehenen Fällen der 
Unterlaſſungsklage tatſächlich gerechtfertigt wären, dann beſtänden 
doch dieſe Bedenken auch für die „beſonders gearteten Fälle“, 
in denen er trotz öffentlicher Strafandrohung gleichwohl die 
Unterlaſſungsklage zuläßt. Hier ſtößt man auf einen weiteren 
Widerſpruch. In jenen „beſonders gearteten Fällen“ gibt N. 
(und der VI. 38S. des NG.) die Unterlaſſungsklage aus all⸗ 
gemeinen Billigkeitserwägungen, nicht etwa, weil hier das 
Nebeneinanderbeſtehen von öffentlicher und ziviler Strafandrohung 
ſich rechtfertigt. Daran erkennt man, daß dieſes Nebeneinander⸗ 
beſtehen prinzipielle Bedenken gar nicht zu erzeugen vermag, 
wie ja auch für alle diejenigen Fälle, ia denen „kraft Geſetzes 
Unterlaſſungsklagen zuläſſig ſind“, N. ſich damit abfindet. 
Demnach ift grundſätzlich die Möglichkeit der Kumulierung 
etwieſen. Ob fie eintreten ſoll, hängt alſo nur davon ab, ob 
überhaupt eine Unterlaſſungsklage in den geſetzlich nicht 
vorgeſehenen Fällen gegeben erſcheint. Wenn „die Praxis“ eine 
ſolche Klage zugelaſſen hat, fo tat fie dies auf der Grundlage 
des Rechtsempfindens, aus Billigkeitserwägungen (Jung, Das 
Problem des natürlichen Rechts S. 43; Wirth, Erfindung 
und Nachahmung S. 180). So heißt es in RG. 60, 7 
(VL 35.): „Es ift ein Gebot der Gerechtigkeit, daß gegen die 
Wiederholung auch nur objektiv widerrechtlicher Eingriffe ein 
Schuz (durch Gewährung der Unterlaſſungsklage) gegeben 
werde, damit der Zufügung weiteren Schadens vorgebeugt 
wird, deſſen Erſatz ſonſt, wenn nicht nachträglich ein Verſchulden 
hinzutreten ſollte, ebenfalls nicht gefordert werden könnte“! — 
Wie weit if} der jetzige Standpunkt des VI. 8 S. von dieſem 
Sate entfernt! Hier ſind die praktiſchen Erforderniſſe ſcharf 
erkannt. Wenn daraufhin ein überlegenes Richtertum durch 
Gewährung der quaſinegatoriſchen Klage zu helfen gewußt hat, 
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in der Meinung, das Recht ſei der Menſchen wegen ba, fo ift 
die vom RG. gewährte Unterlaſſungsklage ebenſo eine ſolche 
„kraft Geſetzes“, wie die negatoriſche: ſie beruht auf den 
richtig verſtandenen Zuſammenhängen des BGB. Auch inſoweit 
iſt das Niſche Schema fehlerhaft. 

Die Hineinziehung des Strafrechts in die feine 
Struktur zivilrechtlicher Begriffe iſt ſchon an ſich 
höchſt bedenklich. Wie kann man die Durchführung ziviler 
Anſprüche davon abhängig machen, ob im StGB., einem Jahr⸗ 
zehnte zurückliegenden Geſetze, oder in einem ſtrafrechtlichen Neben⸗ 
geſetze, etwa im Feingehaltsgeſetze, aus irgendwelchen — rechts⸗ 
politiſchen — Gründen ein Strafſchutz für erforderlich gehalten 
wurde? Nicht einmal dann wäre die Schaffung einer ſolchen Ab⸗ 
hängigkeit des zivilen Rechts vom Strafrecht erträglich, wenn letzteres 
in umfaſſender Berückſichtigung der zivilen Anſprüche geformt 
worden wäre, wovon bekanntlich keine Rede ſein kann. Es iſt 
feltfam, daß ein das zivile Recht pflegender Senat des höchſten 
Gerichtshofs die ihm zur gedeihlichen Fortentwicklung anvertraute 
Materie in dieſer Weiſe in eine Abhängigkeit vom Strafrecht 
bringt. Zugleich damit wird unter Verzicht auf die Weiter⸗ 
bildung und Neuſchaffung des Rechts eine Starrheit in die 
Judikatur eingeführt, die die Entwicklung in ihren — noch gar 
nicht überſehbaren — Möglichkeiten und Erſorderniſſen hemmt. 

Die vom NG. zugelaſſenen Ausnahmefälle find in ihren 
Grenzlinien ſo unbeſchreiblich flüſſig, daß die Praxis nichts 
damit anzufangen weiß. Solche Ausnahmefälle will der 
VI. 3S. nur da anerkennen, wo ein „beſonders gearteter 
Fall“ vorliegt (was übrigens dem tatſächlichen, nicht dem recht⸗ 
lichen Gebiete angehört), oder, wie es in anderen Entſcheidungen 
heißt, wo für die Unterlaſſungsklage ein beſonderes „Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis“ beſteht. Es ſoll alſo die — noch ſo erhebliche — 
Wiederholungsgefahr nicht ausreichen, vielmehr muß ein gewiſſes, 
vom VI. 35. in keiner Weiſe definiertes, geradezu geheimnis⸗ 
volles Etwas hinzutreten. Allenfalls aus Symptomen 
vermag man hie und da eine Belehrung, eine Richtlinie zu 
gewinnen. So hat der VI. 38S. in Markſch W. 12, 416 „die 
Erſchwerung der Strafverfolgung” als Zulaſſungsgrund für 
eine Unterlaſſungsklage behandelt. (Höchſt auffälligerweiſe, da 
es doch gemäß RG. 77, 217 nur auf die „Bedrohung mit 
öffentlicher Strafe“ ankommen ſoll.) Dagegen erklärt das oben 
ſchon erwähnte Urteil des VI. 35. (Recht 1915 Nr. 44) in 
dem nicht veröffentlichten Teile der Urteilsgründe: „Daß ein 
beſonders gearteter Fall hier vorläge, dafür bietet das Vor⸗ 
bringen des Klägers keinen Anhalt, ſo daß die Abweiſung des 
auf Unterlaſſung gerichteten Klageantrages zu rechtlichen 
Bedenken keinen Anlaß gibt“: Das „Vorbringen des Klägers“ 
beſtand darin, daß der Beklagte die Behauptung verbreite, der 
Kläger habe „ihm eine Schreibmaſchine entwendet und ſich 
eines Vertrauensbruchs ſchuldig gemacht“... „Der Kläger 
macht des weiteren geltend, der Beklagte habe dieſe Behauptung 
auch Privatperſonen gegenüber wiederholt und bis in die neueſte 
Zeit, ja ſelbſt nach Erhebung der gegenwärtigen Klage, noch 
verbreitet.“ () — Hier läßt der VI. ZS. den Kläger ohne 
jeden zivilen Rechtsſchutz, vielmehr vertröſtet er ihn auf „die 
Möglichkeit, im Wege der Privatklage eine Beſtrafung des 
Beklagten wegen der von dieſem angeblich (I) begangenen 
Beleidigung herbeizuführen.“ — Entgegengeſetzt hat der VI. 38S. 
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in dem Falle Markſch W. 12, 416 dargelegt, der Kläger würde 
es nicht durchſetzen, bloß (sic) durch jedesmalige Strafanzeige 
und ebenſowenig durch jedesmalige Privatklage die drohenden 
Nachteile abzuwenden, denen er bei der „Hartnäckigkeit“ des 
Beklagten ausgeſetzt ſei.“) Hier hat der VI. 38S. die Hart⸗ 
näckigkeit des Beklagten. mit der dieſer ſeine kreditgefährdende 
Behauptung wiederholt hat, als Grund zur Annahme eines 
„beſunders gearteten Falles“ anerkannt und die Unterlaſſungs⸗ 
klage gewährt. Umgekehrt heißt es in Recht 1915 Nr. 44: 
„Die bloße Wiederholungsgefahr vermag für ſich allein den 
Anſpruch auf Unterlaſſung nicht zu rechtfertigen“. — Man 
betrachte die Art ſolcher Grenzlinien: Wie ſoll die 
Partei bezw. deren Anwalt, und wie ſollen die erſtinſtanzlichen 
Gerichte — mangels Vorhandenſeins exakter techniſcher Apparate 
zur Abmeſſung von Harmäckigkeitsgraden — vorausahnen, ob 
dem VI. 35 der Beklagte hartnäckig genug erſcheint, um einen 
„beſonders gearteten Fall“ anzunehmen?! In obigem Urteile, 
Recht 1915 Nr. 44, genügte es dem VL 35. nicht, daß der 
Beklagte „ſelbſt nach Erhebung der Klage feine Behauptung 
noch weiter verbreitet hat“! Der mit ſeiner Klage nach den 
Mühen und Koſten von drei Inſtanzen abgewieſene Kläger 
hätte alſo wünſchen müſſen, daß der Beklagte noch hartnäckiger 
geweſen wäre.“) 

Nach alledem halte ich an meinem von N. zitierten Satze 
feſt, den ich ſchon in LZ. 1913, 899 ausgeſprochen habe: 
„Strafnorm und Unterlaſſungsgebot dienen emem völlig ver⸗ 
ſchiedenen Zwecke; man darf die Sübnung für begangenes 
Unrecht, die ſich nur mit der Perſon des Delinquenten befaßt, 
nicht zuſammenbringen mit der Prophylaxe gegen weitere Be⸗ 
einträchtigung, die es nur auf den Schutz des Betroffenen 
abſieht.“ Wenn die früheren reichsgerichtlichen Urteile, ins⸗ 
beſondere RG. 48, 114; 60, 6; 61, 366 in der Gewährung 
der Unterlaſſungsklage zu weit gegangen ſind und eine Ein⸗ 
ſchränkung nachträglich erforderlich erſcheint, dann mag der 
VI. 35. in feinem Kampfe gegen die Unterlaſſungsklage hier 
einſetzen und das Anwendungsgebiet der Unterlaſſungsklage 
einzuſchränken ſuchen. Er müßte alsdann die Unterlaſſungs⸗ 
klage auf eine andere Baſis ſtellen, etwa mit Heinrich 
Lehmann, Oertmann und Jacobſohn im Wege des 
Ausbaues der ſubjektiven Rechte durch weitherzige Analogie. 
Nimmt man gemäß meinen an Lobe ſich anſchließenden Dar⸗ 
legungen im Kommentar zum WettbG. 4. Aufl. S. 29 ff. ein 
Recht auf gewerbliche Tätigkeit, Ehre, Kredit und Fortkommen 
an, dann hat man die Unterlaſſungsklage auf Grund der 
88 823 Abſ. 1, 1004 BGB., ſoweit fie praktiſch erſorderlich 
iſt, aber nicht darüber hinaus. Keinesfalls iſt es zu billigen, 

4) Sollte das nicht für jeden Fall gelten, wo ernſtlich zu 
beſorgen iſt, daß jemand ſeine kreditgefährdenden Behauptungen 
weiter verbreiten werde?! In obigem Satze, den der VI. 38S. am 
18. Januar 1913, 1½ Jahre nach RG. 77, 217, ausgeſprochen hat, 
iſt das Typiſche formuliert; nur in unrichtiger Anwendung auf 
einen angeblichen Ausnahmefall. 

5) In JW. 1910, 4 habe ich von der durch das NG. herauſ⸗ 
geführten „verheißungsvollen Rechtsentwicklung, die der Ruhm und 
Stolz unſerer Zeit zu werden begann“, geſprochen. Man kann heute 
nur feftftellen, daß RG. 77, 217 und die nachfolgenden Urteile des 
VI. 38. dieſe Rechtsentwicklung erheblich gehemmt haben. 


Mr. 1915. 
daß der VI. 3S. auf dem Umwege über die Frage der 
Strafandrohung die von ihm erſtrebte Einſchränkung der 
Unterlaſſungsklage erreichen will. Ich habe in den von N. 
bekämpften Abhandlungen durch Anführung von Gerichtsurteilen 
und Kommentarſtellen nachgewieſen. daß die Rechtſprechung 
des VI. 38S. zu einer „kaum überſehbaren Verwirrung“ 
geführt hat.“) 

Nunmehr gehe ich dazu über, einige Einzelheiten der N.ſchen 
Darlegungen richtigzuſtellen. 

Wie ſchon oben betont, iſt es irrtümlich, wenn N. von 
einer „Roſenthalſchen Lehre“ ſpricht, „wonach in allen Fällen, 
in denen eine ſtrafbare Handlung begangen iſt, gegen den 
Täter die Unterlaſſungsklage zuläſſig iſt“. Eine ſolche Lehre 
habe ich niemals aufgeſtellt, und die Sätze aus meinen Ab⸗ 
handlungen, die N. für eine ſolche angebliche Lehre verwendet, 
laſſen jenen Schluß nicht zu. Dieſe Sätze, auf die N. ſich 
beruft, lauten: 

„Beweiſt der Kläger die Wiederholungsgefahr, dann 
iſt ein Rechtsſchutzbedürfnis dargetan. Die Frage, ob 
eine öffentliche Strafandrohung beſteht, muß aus⸗ 
ſcheiden .“ 

„Muß es nicht genügen, wenn der durch einen ſtraf⸗ 
rechtlich zu ahndenden Verſtoß Verletzte die Gefahr 
weiterer Verſtöße beweiſt? Die Frage der Wieder⸗ 
holungsgefahhtet erledigt durchaus die Frage des 
Rechtsſchutzbedürfniſſes.“ 

N. meint, daß er obige Sätze „nicht anders zu verſtehen ver⸗ 
mag, als daß Roſenthal zu der Aufſtellung des Satzes gelangt, 
daß überall da, wo ein ſtrafrechtlich zu ahndender Verſtoß vor⸗ 
liegt, die Unterlaſſungsklage ohne weiteres gegeben iſt, wenn 
eine Wiederbolungsgefahr droht“. — Was ich geſagt habe, iſt 
lediglich folgendes: „Ein Unterlaſſungsanſpruch iſt ferner in 
denjenigen Fällen gegeben, in denen eine Strafvorſchrift zum 
Schutze privater Intereſſen beſteht, und zwar zum Schutze 
dieſer Intereſſen, auch wenn die betreffende Vorſchrift die Zivil⸗ 
klage nicht erwähnt“ (Kommentar S. 59). Hier gewährt das 
NG. die Unterlaſſungsklage, weil die Handlung des Verletzers 
eine — zivil⸗ oder ſtrafrechtliche — Norm zum Schutze privater 
Intereſſen verletzt (mein obiger Leitſatz Nr. 3). Die Unter⸗ 
laſſungsklage ſtützt ſich alſo, richtig verſtanden, auf die Ver⸗ 
letzung des Privatrechts. Ich habe in meinen von N. bekämpften 
Abhandlungen verwieſen auf RG. 53, 400; RG. in JW. 1896, 
709; 1900, 896; 1901, 13; 1903, 128. Vorausſetzung für 
dieſe — nicht quaſinegatoriſche, vielmehr auf Grund einer 
begangenen unerlaubten Handlung gewährte — Unterlaſſungs⸗ 
klage iſt das Vorliegen des vollen ſubjektiven und objektiven 
Tatbeftands des betreffenden Delikts. So erklärt RG. 53, 400: 
„Indem das Geſetz denjenigen, der eine unrechte Tat im Sinne 
des 8 17 WettbG. begangen hat, mit Strafe bedroht und zur 
Entſchädigung verpflichtet, geht es unzweifelhaft von dem Satze 


c) Ein Richter, Vorfigender einer K. f. H., ſchrieb mir: „Die ans 
gerichtete Verwirrung iſt unglaublich; man braucht nur die Schriſt⸗ 
ſätze der Anwälte zu leſen.“ — Ein Anwalt, der nach der Art ſeiner 
Praxis vornehmlich ſolche Klienten vertritt, die als Beklagte (Ber⸗ 
letzer) in Betracht kommen, ſagte mir: 0 habe mit R. 77, 217 
wahre Schriftſatzorgien gefeiert.“ 
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aus, daß jedermann verbunden ſei, derartige mit Unrecht in 
die Rechtsſphäre eines anderen eingreifende Handlungen zu 
unterlaſſen.“ — Ebenſo RG. in JW. 1896, 709: Aus der 
Strafbeſtimmung des § 40 PatG. „muß auch die zivilrechtliche 


Befugnis gefolgert werden, eine Klage auf Unterſagung zu er⸗ 


heben“. Was aber für § 40 PatG. und 8 17 WettbG. gilt, 
muß analog auch für ſonſtige dem Schutze privater Intereſſen 
dienende Beſtimmungen gelten, alſo insbeſondere für die 
85 185 ff. StGB.: „Indem das Geſetz die Verpflichtung zu 
einer Unterlaſſung (implicite) auferlegt, will es auch die 
Möglichkeit gewähren, den Anſpruch hierauf gegen den zur 
Unterlaſſung Verpflichteten in dem auch ſonſt für bürgerliche 
Rechtsanſprüche gegebenen Wege der gerichtlichen Klage zu vers 
folgen“ (RG. 53, 400). Hiernach iſt es richtig, wenn ich ſagte: 
„Diele Rechtſprechung gibt die Unterlaſſungsklage, weil eine 
Strafvorſchrift beſteht, ſofern eine Fortſetzung oder Wiederholung 
des rechtswidrigen Verhaltens zu erwarten iſt, während der 
V. 36. aus dieſem gleichen Grunde in RG. 77, 217 
die Unterlafſungsklage verſagt.“ Übrigens hat ja der VI. 38S. 
noch in obigem Urteil vom 26. September 1910 Markſch W. 10, 
128 die Unterlaſſungsklage gegen eine kreditgefährdende Bes 
hauptung zugelaſſen ohne Rüdficht darauf, ob im Strafverfahren 
9 193 StGB. in Frage kommen könnte. Hier iſt alſo, auch 
außerhalb des Gebietes des gewerblichen Rechtsſchutzes, die 
Unterlaſſungsklage vom VI. 8S. noch neuerdings gewährt 
worden, obwohl eine öffentliche Strafandrohung das gleiche 
Tun traf. Dasſelbe gilt insbeſondere für das oben angeführte 
Urteil RG. in JW. 1915, 29. 

N betont, daß ich, „befangen in den Gedankengängen des 
WettbG, die in Betracht kommenden Fragen vollſtändig ber 
lamt“ habe. Das WettbG. gewähre in der Tat neben 
dem ſrafrechtlichen Schutz zahlreiche Anſprüche auf Unterlaſſung: 
„Demjenigen, der es gewohnt iſt, in den Gedankengängen des 
WettbG. zu leben und zu arbeiten, iſt demnach nichts geläufiger 
als die Anſchauung, daß neben dem ſtrafrechtlichen Schutz auch 
noch ein auf Unterlaſſung gerichteter zivilrechtlicher Schutz not⸗ 
wendig und zuläffig ſei.“ — Iſt denn nun aber der zivil⸗ 
rechtliche Unterlaſſungsanſpruch neben dem Strafſchutz eine 
Eigentümlichkeit des Wettb®.? Findet er ſich nicht ins⸗ 
beſondere in allen den gewerblichen Rechtsſchutz betreffenden 
Geſezen, insbeſondere im PatG. und im WarengG.? Soweit 
in dieſen Spezialgeſetzen ein Unterlaſſungsanſpruch nicht aus⸗ 
drücdlich gegeben wird, ift er längſt in der Rechtſprechung aus 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen hergeleitet worden. Auch hier 
alſo beſtehen „neben dem ſtrafrechtlichen Schutz“ Unterlaſſungs⸗ 
ansprüche. Es kann in allen jenen zahlreichen Fällen das die 
Unterlaffung gebietende Urteil die zivilrechtliche Strafandrohung 
(fo auch Haft!) ausſprechen, obwohl das gleiche Tun durch 
ein Strafgeſetz getroffen wird. Dann plötzlich entdeckte das RG. 
in Bd. 7, 217, daß „im allgemeinen überall, wo die Handlung, 
auf deren Unterlaſſung geklagt wird, durch ein Strafgeſetz 
unter Strafe geſtellt iſt, für eine weitere zivilrechtliche Straf⸗ 
androhung kein Bedürfnis und kein Raum iſt“. Da lag es 
doch wahrlich nur allzu nahe, wenn ich auf die Beſtimmungen 
de WettbG. (Pat GG. und Waren 8G.) verwies, in denen neben 
den ſtafrechtlichen Schutz auch noch für die zivile Sıraf- 
endrohung „Bedürfnis und Raum iſt“. Ich wollte damit 
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lediglich betonen, daß an dem Nebeneinanderbeſtehen von ziviler 
und öffentlicher Strafandrohung bisher noch niemand Anſtoß 
genommen hat. 

Ob durch das neue Urteil des VI. 35. in Recht 1914 
Nr. 37 der Standpunkt RG. 77, 217 teilweiſe aufgegeben 
worden iſt, wie ich annahm, oder ob N. darin recht hat, daß 
ich jenes Urteil mißverſtanden habe, iſt für die Entſcheidung 
der Streitfrage belanglos. Denn wenn der VI. 3S. feinen 
früheren Standpunkt in dem neueren Urteile hat ſtützen wollen, 
ſo beweiſt das noch nichts für die Richtigkeit dieſes Stand⸗ 
punktes. Wenn N. jenes Urteil in beſtimmtem Sinne auslegt, 
fo wird man dieſe Auslegung gelten laſſen müſſen. 

Schließlich habe ich dann (a. a. O. S. 1062) noch betont, 
daß die ſogenannte „wiederherſtellende Unterlaſſungsklage“, die 
ſich gegen das Fortwirken einer begangenen unerlaubten Hand⸗ 
lung richten ſoll, gar nicht als wiederherſtellende Unterlaſſungs⸗ 
klage anzuſprechen iſt, ſondern als Unterlaſſungsklage auf 
Grund einer begangenen unerlaubten Handlung. (Mein Leitſatz 
Nr. 3.) Eine „die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes“ 
bezweckende Unterlaſſungsklage iſt eine begriffliche Unmöglich⸗ 
keit: die Unterlaſſungsklage richtet ſich begriffsnot wendig 
gegen zukünftige Eingriffe. — Es wäre ſehr dankenswert und 
ſachdienlich, wenn N. — als authentiſcher Interpret der Recht⸗ 
ſprechung des VI. 3S. des RG. — hierauf eingehen würde. 
Dieſe für die Praxis wichtige Frage muß geklärt werden. Und 
dazu führt am eheſten die wiſſenſchaftliche Polemik: „Durch das 
Aufeinanderſtoßen der Gedanken entſteht der Funke, der das 
Licht bringt“. 

Betrachtet man die von N. hervorgehobenen Unzuträglich⸗ 
keiten, die in einzelnen Fällen durch die Zulaſſung von Unter⸗ 
laſſungsklagen herbeigeführt werden, ſo wird man dieſen eine 
allzu große Bedeutung nicht beimeſſen können. Dabei iſt zu 
berückſichtigen, daß ein erheblicher Teil der von N. angeführten 
Beiſpiele der Widerlegung einer Theſe dienen ſoll, die ich, wie 
oben dargelegt, gar nicht aufgeſtellt habe. Jedenfalls hat N. 
allzu einſeitig die Nachteile unterſtrichen und die Vorteile nicht 
erwähnt. Einige von ihm geäußerte Bedenken ſtellen ſich als 
überhaupt grundlos heraus. So meint N., daß Umerlaſſungs⸗ 
klagen wegen beleidigender Außerungen ſich nicht als Klagen 
vermögensrechtlicher Natur darſtellen. Dieſe Meinung iſt irrig, 
ſoweit es ſich um die Verbreitung ehrverletzender Außerungen 
handelt, denn dieſe iſt, wie ſchon oben betont, ſtets „geeignet, 
Nachteile für Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen“. Eine 
Unterlaſſungsklage iſt überhaupt nur inſoweit gegeben, als ein 
vermögensrechtlicher Anſpruch beſteht. Zu verweiſen iſt noch 
auf RG. 40, 412; 61, 89; RG. II 498/14, Urt. v. 23. 2. 1915. 

uber die Frage der Wiederholungsgefahr möchte ich 
nur wenig ſagen. Ich habe dargelegt, daß der I. 3S. des 
RG. (RG. 84, 147) gemäß dem von mir im Kommentar ein⸗ 
genommenen Standpunkt folgenden Leitſatz aufgeſtellt hat: 

„Zum Nachweiſe der Wiederholungsgefahr reicht im 
allgemeinen die Tatſache aus, daß ein widerrechtliche 
Verhalten vor Erhebung der Klage bereits verwirklicht 
worden iſt. Hieraus ergibt ſich die Wahrſcheinlichkeit 
einer Wiederholung der Rechtsverletzung.“ 
Der I. 3S. fügt hinzu, daß „die Umſtände des Einzelfalles 
die Wahrſcheinlichkeit der Wiederholung in Frage ſtellen 
39 
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können“, und er nimmt dies für den ihm vorliegenden Fall an. 
Deshalb nun erklärt N.: 

„Der I. 8 S. des RG. gelangt alſo zu einem Ergebnis, 

das mit dem von Roſenthal verteidigten Standpunkt in 

Widerſpruch ſteht.“ 
Dieſe Meinung Nis iſt mir nicht verſtändlich. Es handelt 
ſich doch um das Prinzip! Dieſes hat der I. 38S. klar aus⸗ 
geſprochen. Richtig iſt gewiß, was N. dann ferner darlegt, 
daß ſich überhaupt darüber, wann die Wiederholungsgefahr 
anzunehmen iſt, keine für alle Fälle zutreffenden Rechtsregeln 
aufſtellen laſſen. Jedenfalls aber iſt die Art, wie der VI. 35, 
des RG. in feiner neueren Rechtſprechung die Frage der 
Wiederholungsgefahr behandelt hat, nicht zu rechtfertigen. In 
ſeiner Entſcheidung in Markſch W. 13, 24 erfordert er „eine 
der Gewißheit ſich nähernde Wahrſcheinlichkeit der Wieder⸗ 
holung“; es müſſe zu befürchten ſein, „der Beklagte werde den⸗ 
ſelben konkreten Sachverhalt mit den gleichen daran 
geknüpften Urteilen (1) über den Kläger wiederholen“! — 
Da dürfte die von mir geſtellte Frage berechtigt ſein, wie ſich 
der VI. ZS. die Führung eines ſolchen Beweiſes denkt. Wenn 
es völlig unmöglich iſt, daß ein Beweis jemals glücken kann, 
dann dürfte es auch bedenklich ſein, daß ein Senat des höchſten 
Gerichtshofs einen ſolchen Beweis in einem weitreichenden, auf 
allgemeine Geltung Anſpruch machenden Leitſatze fordert. 
Schließlich ſteht, wie ich betont habe, dieſer Leitſatz des 
VI. 38S. in einem unlöslichen Kontraſt zu dem oben angeführten 
Leitſatze des I. 3S. 


Die Nachprüfung ſtrafprozeſſnaler Reviſionsrügen 
auf ihre tatſächliche Grundlage. 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Die ſtarre Beſchränkung der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts auf die Rechtsfrage iſt ein Axiom, das in der Straf⸗ 
prozeßordnung keinen hinreichend zweifelsfreien Ausdruck gefunden 
hat. Denn wenn der $ 376 StPO. ſagt, daß die Reviſion 
nur darauf geſtützt werden könne, daß das Urteil auf einer 
Verletzung des Geſetzes beruhe, ſo iſt damit nicht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen, daß eine Nachprüfung in tatſächlicher Hinſicht 
zu dem Zwecke ſtattfinde, feſtzuſtellen, ob der Tatſachenſtoff, 
nur ſoweit er in der Vorinſtanz erörtert iſt, inſoweit aber auch 
vollſtändig, gewertet iſt. Nachprüfbar bliebe ſo, ob die Beweis⸗ 
momente, die das Urteil zur Überführung des Angeklagten ver⸗ 
wertet, aus der mündlichen Verhandlung vor dem Inſtanzgericht 
gewonnen ſind und ob nicht im Urteil zwar unerwähnt ge⸗ 
bliebene aber trotzdem in der Verhandlung erörterte Momente 
die Schuldfeſtſtellung ausſchließen.“) Auch der Widerſpruch der 
Entſcheidungsgründe mit dem Inhalt von bei den Akten befind⸗ 
lichen Urkunden brauchte, wenn man ſich lediglich an das hält, 
was der 8 376 ausſpricht, nicht ignoriert zu werden. 

1) Die Klagen, daß ein Urteil um fo weniger in der Reviſtons⸗ 


inſtanz angreifbar iſt, je ſparſamer ſich die Urteilsgründe verhalten, 
würden dann verſtummen. 


N 7. 19156. 

Es iſt bekannt, daß das NG. Nachprüfungen wie die bes 
zeichneten weigert,?) und daß es die tatſächlichen Feſtſtellungen 
zur Schuldfrage als eine weder der Abänderung noch der Er⸗ 
gänzung fähige Wahrheit kritiklos hinnehmen zu müſſen glaubt.) 
Nur das Verfahren bei der Tatſachenfeſtſtellung wird von ihm 
nachgeprüft, wenn in ſubſtantiierter Rüge eine Verletzung der 
Vorſchriften über dieſes Verfahren aus dem Protokoll dargetan 
werden kann. So iſt durch die Rechtſprechung des RG. in der 
Reviſion ein Rechtsmittel ausgebildet worden, das gegenüber 
dem oberſten Prinzip des Strafprozeſſes, der Ermittlung der 
materiellen Wahrheit, zu der denkbar größten Hilfloſigkeit ver⸗ 
urteilt iſt.“) 

Daß dieſes Ergebnis nicht durch den § 376 geboten war, 
zeigt ſich ſchon darin, daß das RG. im weſentlichen nur die 
Tatſachen, auf denen die Feſtſtellung der Schuldfrage beruht, 
als ſeiner Nachprüfung entrückt anſieht. Auf dem keineswegs 
engen, außerhalb der Schuldfrage liegenden Tatſachengebiet 
behält es ſich die Nachprüfung vor. Die Tatſachen, auf denen 
die Prozeßvorausſetzungen und Prozeßhandlungen beruhen, 
erachtet es als ſeiner Kognition unterſtellt. Wenigſtens in 
einem gewiſſen, ſpäter noch näher zu umgrenzenden Umfang. 

Läßt ſich eine den $ 376 inſoweit abändernde Beſtimmung 
nachweiſen, ſo daß trotz der Ausnahme die Regel unangefochten 
bliebe? Steins) glaubt fie in dem 8 392 gefunden zu haben. 
Mit nichten. Der 8 392 ſtellt, inſoweit die Reviſion auf 
Mängel des Verfahrens geſtützt wird, die Prüfung des Reviſions⸗ 
gerichts auf diejenigen Tatſachen ab, welche bei Anbringung 
der Reviſionsanträge bezeichnet worden ſind. Nicht wie bei der 
Nachprüfung in materiellrechtlicher Hinſicht ſoll der Richter 
nach den die Rüge begründenden Tatſachen ſuchen dürfen und 
müſſen. Sie ſind ihm vom Beſchwerdeführer zu bezeichnen. 
5 384 Abſ. 2. Ob in dieſen Tatſachen der Mangel zu finden 
iſt, fol nach S 392 der Gegenſtand der Prüfung fein. Daß 
dieſe Prüfung anders wie bei der Nachprüfung in materiell⸗ 
rechtlicher Beziehung auch die Exiſtenz der vom Inſtanzgericht 
angeblich nicht beachteten Tatſachen betreffe, iſt im 8 392 mit 
keiner Silbe geſagt oder auch nur angedeutet. 

Niemand hat denn auch, ſoweit ich ſehe, außer Stein in 
dem Wortlaut des Geſetzes eine Stütze für die vom RG. ver⸗ 
tretene Auffaſſung zu finden geglaubt. Stenglein gibt zu,“) 
daß die Prozeßordnung ſchweigt. Und bezeichnenderweiſe ſieht 
Löwe auch nicht den § 392 als die geeignete Stelle an, um 


2) Was ſpeziell die Reviſionsrüge des Widerſpruchs zwiſchen 
Urkundeninhalt und Urteilsinhalt angeht, ſo ſcheint auch Stenglein, 
Gerichtsſaal Bd. 46 S. 3 Anm. 1, der Meinung zu fein, daß das 
NG. ihr die Anerkennung nicht hätte weigern dürfen. 

3) Unter Ausſchluß der Zuläſſigkeit einer Urteilsberichtigung 
durch das Gericht. IV. Senat vom 6. März 1896, E. 28, 247. . 

4) Ich habe das eingehend zu begründen verſucht in meinem 
„Juſtizirrtum und Wiederaufnahme“ S. 33 ff. Leider iſt dieſes ſo 
ungemein wichtige Problem bisher noch viel zu wenig beachtet worden. 
jo daß die Gefahr beſteht, daß eine künſtige Straſprozeßordnung das 
Rechtsmittel der Reviſion im weſentlichen in feiner jetzigen Geſtalt 
übernimmt. Nichts wäre im Intereſſe der Geſundung unſerer traf 
rechtspflege mehr zu beklagen. 

5) Privates Willen des Richters S. 110. 

6) A. a. O. S. Iff. 
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biefe Frage abzuhandeln. Er erledigt fie zu $ 376, ohne über 
das Warum der verſchiedenen reviſionsrichterlichen Behandlung 
der zur und der nicht zur Schuldfrage gehörenden Momente 
auch nur ein Wort zu verlieren. 

Aus dem Geſetz begründen läßt ſie ſich nicht. Wer ſie zu 
begründen ſucht, gerät leicht in Gefahr, das Gegenteil zu be⸗ 
weiſen. So iſt es Beling“) ergangen, der für das Gros der 
prozeſſualerheblichen Tatſachen die Auffaſſung vertritt, daß fie 
gegenüber den materiellerheblichen minderwertig ſeien.?) Deshalb 
ſoll keine ſolide garantierte Feſtſtellung für ſie nötig ſein. Der 
Schluß, der daraus zu ziehen wäre, könnte nur der ſein, daß 
fe im Reviſionsverſahren erſt recht keine beſondere Beachtung 
verdienen. Der Schluß des RG. iſt aber ein umgekehrter. 
Auch der Belings. Begründung: weil die materiellerheblichen 
Tatſachen in beſonders ſorgfältiger Feſtſtellung gewonnen ſeien, 
weshalb die Wahrſcheinlichkeit ihrer Erſchütterung gering ſei. 
Mit andern Worten: dem Reviſionsgericht ſoll bezüglich der 
prozeſſualerheblichen Tatſachen vorbehalten bleiben, was für 
das Inſtanzgericht zu bagatell iſt. Ein Gedankengang, der ſich 
ſelbſt widerlegt. 

Es iſt ja auch nicht etwa fo, daß das Reviſionsgericht 
auf dem bezeichneten Gebiet nur das nachprüfen würde, worüber 
dem Inſtanzgericht keine Zweifel gekommen ſind, weil ſie ihm 
nicht kommen konnten. Ein ſolcher Geſichtspunkt könnte 
vielleicht in etwa die Erweiterung der reviſionsrichterlichen Nach⸗ 


. prüfung rechtfertigen, obwohl nicht zu überſehen iſt, daß häufig 


genug auch materiellerhebliche Tatſachen erſt zwiſchen der 
erſten und zweiten Inſtanz in die Erſcheinung treten und ſich 
dadurch doch keine Möglichkeit bietet, ſie zur Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts zu verſtellen. Jedenfalls: die Nachprüfung 
prozeſſualerheblicher Tatſachen kann nicht durch den angegebenen 
Geſichtspunkt gerechtfertigt werden. Er trifft vielleicht zu, wenn 
gerügt wird, daß die erſte Inſtanz nicht vorſchriftsmäßig beſetzt 
war. Er verſagt dagegen in der Regel völlig, wenn eine 
Prozeßvorausſetzung, z. B. das Vorliegen eines rechtzeitigen 
Strafantrags, eingehend vom Inſtanzgericht geprüft iſt. Und 
ſo und ſo oft, wo er zutrifft, wird gerade die prozeſſual⸗ 
erhebliche Tatſache, die zum Gegenſtand einer Reviſionsrüge 
gemacht iſt, vom RG. nicht nachgeprüft. Die Verhandlungs⸗ 
fähigkeit des Angeklagten etwa, bezüglich deren in der Vor⸗ 
inftanz keine Bedenken obzuwalten brauchten, und der der 
Richter deshalb vielleicht gar nicht nachgegangen iſt, wird 
ausnahmslos vom RG. nicht nachgeprüft.) 

Man kann es nur wiederholen: aus dem Geſetz läßt es 
ſich nicht begründen, weshalb die prozeſſualerheblichen Tatſachen 
ſo ganz anders vom Reviſionsgericht behandelt werden ſollen 
als die materiellerheblichen Tatſachen. Und eben weil die 
Grundlage des Geſetzes, wie die wiſſenſchaftliche Grundlage 


— — — — 


) Reviſion wegen Verletzung einer Rechtsnorm über das Ver⸗ 
fahren im Strafprozeß S. 69. 
. Es mag genügen, anmerkungsweiſe darauf hinzuweiſen, daß 
dieſe Deduktion bezüglich der prozeſſualerheblichen Tatſachen, die nicht 
u dieſem Gros gehören, alſo im Verhältnis zu den materiellerheblichen 
Tatſachen nicht minderwertig, ſondern gleichwertig ſind, in ein un⸗ 
entrinnbares Labyrinth gerät. 

9) Bon dieſem Revifionggrunde wird unten noch ausführlicher 
zu Sprechen fein. 
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überhaupt, fehlt, iſt der vom RG. aufgeſtellte Grundſatz un⸗ 
entwickelt und unklar geblieben. 

Nirgend, weder in der Rechtſprechung des RG. ſelbſt, noch 
in dem auf der Rechtſprechung des RG. fußenden Kommentar 
von Löwe, iſt der Aufſtellung des Prinzips eine Begründung 
hinzugefügt. Löwe l)) erklärt die Aufgabe des Reviſionsrichters 
bei der Prüfung prozeſſualrechtlicher Beſchwerden für nicht ſo 
eng begrenzt wie bei der Beurteilung des Straffalls ſelbſt und 
fährt dann fort: „Hier iſt der Reviſionsrichter zur freien 
Würdigung auch der tatſächlichen Unterlagen der Beſchwerde 
berufen, und zwar gilt dies nicht bloß von den Vorgängen im 
Prozeß ſelbſt, ſondern auch von den Prozeßvorausſetzungen und 
Klagevorausſetzungen.“ „Eine Einſchränkung“, ſo wird in den 
weiteren Ausführungen geſagt, „erfährt das freie Prüfungsrecht 
des Reviſionsrichters jedoch dann, wenn eine tatſächliche An⸗ 
nahme des Vorderrichters, auf welche es für die Beurteilung 
der prozeßrechtlichen Beſchwerde ankommt, in der Haupt⸗ 
verhandlung nicht bloß feſtgeſtellt worden iſt, ſondern auch 
feſtgeſtellt werden mußte, wenn alſo für die Feſtſtellung die 
Grundſätze der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit gelten.“ 
Ziemlich gleichlautend wird die Regel in verſchiedenen Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. formuliert. 1) 

Einwendungen gegen die Klarheit der hier gegebenen Formu⸗ 
lierung laſſen ſich kaum erheben. Trotzdem iſt ſie völlig un⸗ 
brauchbar. Weil ſie die wahren Prinzipien der Rechtſprechung 
nicht wiedergibt! 

Es kann keine Rede davon ſein, daß ſich das RG., ab⸗ 
geſehen von der bezeichneten Ausnahme, ſtets zur freien Wür⸗ 
digung auch der tatſächlichen Unterlagen einer prozeßrechtlichen 
Beſchwerde für berufen erachte. Wir begegnen ihr vielmehr im 
allgemeinen nur da, wo das Reviſionsgericht etwa weiter er: 
forderliche Feſtſtellungen ſchon auf Grund des bisherigen Akten⸗ 
inhalts, oder mit Hilfe amtlicher Auskünfte, oder auf Grund 
von vor dem Reviſionsgericht abgegebenen Erklärungen treffen 
kann. Alſo z. B., wenn in Frage ſteht, ob eine im Vor⸗ 
verfahren ausgeſprochene Zeugnisverweigerung derart war, daß 
daraufhin mit Recht der Inſtanzrichter die Ablehnung der in 
der Hauptverhandlung beantragten Vernehmung des betreffenden 
Zeugen ſtützen konnte,?) oder wenn bezweifelt iſt, ob der vom 
Sachverſtändigen ein für allemal geleiſtete Sachverſtändigeneid 
ſich auf eine gutachtliche Tätigkeit wie die vorgenommene er⸗ 
ſtreckt, 1s) oder wenn, was durch Einfordern der Geburtsurkunde 
nachgeprüft werden kann, behauptet iſt, daß gemäß 8 298 die 
Nebenfrage nach der zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforder⸗ 
lichen Einſicht hätte geſtellt werden müſſen.!“) Stehen aber 

10) 14. Aufl., bearbeitet von W. Roſenberg, zu 8 376 sub 2h. 

11) ſ. z. B. Entſch des II. Senats vom 18. November 1884, 
E. 11, 261; des IV. Senats vom 5. Juli 1898, E. 31, 232 (233); 
des J. Senats vom 18. Dezember 1913, DIZ. 1914, 755. 

12) I. Senat vom 24. Oktober 1907, E. 40, 345. 

13) III. Senat vom 13. Juli 1881, E. 4, 388. 

14) IV. Senat vom 5. Juli 1898, E. 31, 232. 

Weitere Beiſpiele: IV. Senat vom 27. März 1885, E. 12, 135, 
wo zur Prüfung der Zuſtändigkeit der Zivilgerichtsbarkeit amtliche 
Austunft der Militärbehörde eingeholt iſt; III. Senat vom 11. Juni 
1888, E. 18, 9, ſowie II. Senat vom 27. Mai 1892, E. 23, 116, 
wo zur Frage der ordnungsmäßigen Beſetzung der Vorinſtanz „dienſt⸗ 
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kompliziertere Beweiserhebungen in Frage, können insbeſondere 
die angeregten Zweifel nicht ohne Vernehmung von Zeugen 
behoben werden, ſo finden wir, daß die Nachprüfung des RG., 
oft unter einer nicht ungewundenen Begründung, verſagt. 

Nicht nur ſoweit die vom RG. ſelbſt verkündete Ausnahme 
Platz greift! Läßt ſich dieſe Ausnahme aber überhaupt, wenn 
man die Regel anerkennt, rechtfertigen? Die Ausnahme, die 
das Nachprüfungsrecht inſoweit beſchränken will, als prozeſſualen 
Maßnahmen zugrunde liegende tatſächliche Annahmen in Frage 
ſtehen, die in der Hauptverhandlung nicht bloß feſtgeſtellt 
worden find, ſondern auch feſtgeſtellt werden mußten? Die 
tatſächliche Nachprüfung, die gegenüber prozeſſualen Beſchwerden 
zur Regel erhoben wird, ſoll alſo gerade in den Fällen ver⸗ 
ſagen, in denen in der Vorinſtanz eine beſondere Pflicht zur 
Prüfung oblag? Wenn das Reviſionsgericht unter Heran⸗ 
ziehung neuer Beweismittel prüfend eingreifen darf, ſo müßte 
es doch gerade gegenüber der Verſäumung dieſer Pflicht 
geſchehen! 

Welche tatſächlichen Annahmen — jo muß man vor allem 
fragen — find es denn aber Überhaupt, die nach der Auffaſſung 
des RG. nach den Grundſätzen der Mündlichkeit und Un⸗ 
mittelbarkeit feſtgeſtellt werden müſſen? Darüber gibt das 
RG. nun merkwürdigerweiſe keinen Aufſchluß. Dieſer Aufſchluß 
müßte aber unbedingt erfordert werden, denn für die außerhalb 
der Schuldfrage liegenden Momente iſt vom NG. ſtets die 
Auffaſſung vertreten worden, daß die Grundſätze der Straf⸗ 
prozeßordnung über die Hauptverhandlung hier überhaupt nicht 
gelten.!) Das Prinzip der Ausnahme bleibt alſo völlig im 
Dunkeln. 

Nur ſcheinbar findet aber auch ihre Befolgung durch 
das RG. ſtatt. Denn wenn z. B. über die Rechtzeitigkeit eines 
Strafantrags auf Grund erhobener Zweifel eingehend vor dem 
Inſtanzgericht verhandelt iſt, 1e) fühlt ſich das RG. doch nicht 
verpflichtet, deshalb ſeinerſeits auf eine Würdigung der Beweis⸗ 
aufnahme zu verzichten.“) | 


liche Außerungen“ extrahiert find, V. Senat vom 3. Oktober 1911, 
E. 45, 271 (277), wo zur Entſcheidung der Frage, ob der Aus⸗ 
gelieferte die Eigenſchaft eines Ausgelieferten verloren hat, von ihm 
vor dem Reviſionsgericht abgegebene Erklärungen mitverwertet find; 
V. Senat vom 7. Juli 1911, E. 45, 128, wo bei Prüfung der Recht⸗ 
zeitigkeit des Strafantrags auf den Inhalt der Akten Bezug ge⸗ 
nommen wird; V. Senat vom 16. April 1912, E. 46, 67, wo die 
Frage, ob für die Wiederaufnahme der Klage die Vorausſetzungen 
des 8 210 StPO. vorlagen, auf Grund der Akten geprüft iſt; 
I. Senat vom 7. November 1910, E. 44, 120, wo die von der Res 
viſion behauptete nachträgliche Anderung der Urteilsgründe auf Grund 
amtlicher Außerungen nachgeprüft iſt. 

15) II. Senat vom 4. April 1882, E. 6, 161; V. Senat vom 
6. November 1908, E. 42, 54; V. Senat vom 17. Januar 1911, 
E. 44, 294 und öfter. Über dieſe Frage handelt eingehend mein 
Aufſatz „Der Beweis der außerhalb der Schuldfrage liegenden Momente“ 
in Goltd Arch. 62, 1 ff. 

16) In einem ſolchen Fall kann man ſagen, daß eine prozeſſual 
erhebliche tatſächliche Annahme nach den Grundſätzen der Mündlichkeit 
feſtgeſtellt worden iſt, weil das Gericht zu ſolcher Feſtſtellung ver⸗ 
pflichtet war. 

1) S. z. 8. V. Senat vom 7. Juli 1911, E. 45, 128 und öfter. 


enſiſge wegenſceiſt. 
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Der Ausnahmegrundſatz wird denn auch ſeltſamerweiſe 
nur zur Rechtfertigung von Entſcheidungen benutzt, auf die er 
nicht paßt und die deshalb durch ihn nicht gerechtfertigt werden 
können. 18) Durch ihn will es das NG. rechtfertigen, wenn es 
die Prüfung der Rüge, daß der Angeklagte nicht verhandlungs⸗ 
fähig geweſen ſei, oder daß ein Zeuge wegen Verſtandesſchwäche 
nicht hätte beeidigt werden dürfen, ablehnt. 19) Dadurch, daß mit 
dem Angeklagten verhandelt, dadurch, daß der Zeuge beeidigt 
ſei, wäre ausdrücklich oder ſtillſchweigend die Annahme des 
Vorderrichters zum Ausdruck gebracht, daß der Angeklagte 
verhandlungsfähig, der Zeuge nicht verſtandesſchwach ſei. Möglich 
iſt, daß der Richter ſich dieſe Frage vorgelegt hat, möglich iſt 
aber auch, daß ihm Bedenken gar nicht gekommen ſind. Was 
als ſtillſchweigende Annahme der ausdrücklichen Annahme 
gleichgeſtellt wird, hat alſo mit einer echten ſtillſchweigenden 
Annahme nichts zu tun, iſt vielmehr eine reine Fiktion. 20) 

Der Grundſatz, der die Regel durchbrechen ſoll, iſt alſo 
ſchlechterdings unannehmbar. Er bleibt unklar, läßt ſich nicht 


18) Auf den Ausnahmegrundſatz hätte ſich — die Frage feiner 
Richtigkeit hier beiſeite gelaſſen — das RG. berufen können zur 
Rechtfertigung ſeiner in dem Urteil des I. Senats vom 10. Mai 1894, 
E. 25, 861 vertretenen Meinung, daß dem Reviſionsrichter eine 
materielle Prüfung der in erſter Inſtanz für die Befangenheit eines 
Sachverſtändigen vorgebrachten Gründe nicht zuſtehe. Merkwürdiger⸗ 
weiſe verweiſt aber dieſes Urteil zur Begründung feiner Auffaſſung 
„auf die allgemeinen Prozeßgrundſätze“, aus denen ſich ergebe, „das 
das Reviſionsgericht ſich mit einer materiellen Prüfung der auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet liegenden Gründe, welche für die Befangenheit 
geltend gemacht werden, nicht zu befaſſen hat (SS 375, 376 StPO.)“. 
Daß für die Prüfung von Prozeßbeſchwerden ſonſt der gerade entgegen⸗ 
geſetzte Standpunkt vertreten wird und nur für die oben bezeichneten 
beſonderen Fälle eine Ausnahme gelten ſoll, wird hier völlig verkannt. 
Auch das mit der gleichen Frage befaßte Urteil des V. Senats vom 
18. Oktober 1910 ſcheint, wenn der Exzerpt im Recht 1910 Nr. 3872 
einigermaßen korrekt iſt, den Standpunkt, der ſonſt vom NG. ver: 
treten wird, nicht richtig beachtet zu haben. Die Ausſchließung der 
Nachprüfung wird auch hier für die Regel mit der Begründung ver⸗ 
treten, daß die zu beurteilende Frage „tatſächlicher Natur“ ſei, was 
für das RG. nicht entſcheidend fein dürfte. Eine Ausnahme wird 
dann für den Fall ſtatuiert, daß ein „Ablehnungsgrund geltend 
gemacht iſt, der einen Richter kraſt Geſetzes ausſchließen würde“. 
Soll aber der Grundſatz gelten, daß eine Nachprüfung überall da 
ausgeſchloſſen iſt, wo die tatſächliche Annahme unter Beachtung des 
Unmittelbarkeitsprinzips feſtzuſtellen wäre, fo müßte fte auch hier 
wegfallen. 

19) II. Senat vom 8. Januar 1897, E. 29, 324 (326); II. Senat 
vom 18. November 1884, E. 11, 261 (262), ebenſo Löwe a. a. O. 

20) Selbſt wo der Richter ſich die Frage vorgelegt und auf 
Grund des Eindrucks der Hauptverhandlung entſchieden hat, kann 
nach Lage des Falls eine Nachprüfung ſeiner Auffaſſung dringend 
geboten ſein. Mir iſt aus der Praxis ein Fall bekannt, in dem das 
Gericht das Verhalten des Angeklagten in der Hauptverhandlung als 
Simulation deutete und dieſes Verhalten bei Ausmeſſung der Strafe 
und bei Nichtanrechnung der langen Unterſuchungshaft verwertete. 
Später konnte indes einwandfrei dargetan werden, daß der Verurteilte 
an einer ſchweren Epilepſie litt, die zwar nicht für die Zeit der 
Begehung der Tat, wohl aber für die Zeit der Hauptverhandlung 
anzunehmen war. Weder Reviſion noch Wiederaufnahme ließ ſich 
darauf gründen. Siehe zu dieſem Fall auch meine Ausführungen in 
„Juſtizirrtum und Wiederaufnahme“ S. 50 f. 
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rechtfertigen und wird nicht einmal von der Stelle konſequent 
angewandt, die ihn geſchaffen hat. Vor allem — und damit 
kehren wir zu dem Ausgangspunkt zurück, mit dem wir die 
Betrachtung dieſer Ausnahme einleiteten — deckt er nicht die 
Fülle von Ausnahmen, die das RG. in Wahrheit von dem 
Grundſatz der tatſächlichen Nachprüfung prozeſſualer Beſchwerden 
macht. Keine derartige Ausnahme liegt natürlich da vor, wo 
das RG. ſich an das nur durch den Nachweis der Fälſchung 
zu widerlegende Sitzungsprotokoll hält. Aber daran hält es 
ſich z. B. nicht, und kann es ſich nicht halten, wenn es ab⸗ 
lehnt, über von der Reviſion behauptete und unter Beweis 
geſtellte unzuläſſige Vorhalte des Vorſitzenden an den An⸗ 
geklagten Beweis zu erheben. !) Ob ſolche Vorhalte gemacht 
find, dafür iſt, wie auch das RG. ſelbſt anerkennt,?) das 
Sitzungsprotokoll nicht ausſchließlich beweiſend. Trotzdem lehnt 
es eine Beweisaufnahme über ſolche Vorhalte ab, da ſie vom 
Geſetz nicht vorgeſehen ſei. Es erklärt ſie deshalb in der 
Regel für ausgeſchloſſen und nur dann für angebracht, wenn be⸗ 
ſondere Anhaltspunkte dafür vorlägen, daß in der Tat unzuläffige 
Vorhalte gemacht ſeien. Ein Fall, der, da das Protokoll hierüber 
nichts zu enthalten braucht, und — da Protokollführer in der Regel 
nicht boshaft genug ſind, Vorhalte nur deshalb zu protokollieren, 
weil ſie gegen das Geſetz verſtoßen — ſich praktiſch nicht 
denken läßt, vom RG. aber dann in der Weiſe konſtruiert 
wird, daß der Angeklagte vielleicht beantragt hat, den nach 
ſeiner Meinung unzuläſſigen Vorhalt zu protokollieren (8 273 
Abſ. 3). Wobei von allem andern abgeſehen nicht beachtet 
wird, daß damit, daß das RG. es in das Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden geſtellt hat, ob eine beantragte Protokollierung erfolgt, %°) 
es ſelbſtverſtändlich auch in fein Ermeſſen geſtellt iſt, ob er den 
Antrag auf ſolche Protokollierung in das Protokoll aufnimmt. 
Und wenn er es nicht tut, kann er ſich wieder auf das RG. 
dafür berufen, daß ſein Vernehmungsrecht eben jeder Be⸗ 
anſtandung in der Sitzung entrückt iſt. “) 

Ganz deutlich tritt in der die Nachprüfung von Vorhalten 
des Vorſitzenden betreffenden Entſcheidung die Tendenz hervor, 
einer Beweisaufnahme, die zu einer Zeugenvernehmung führen 
könnte, aus dem Wege zu gehen. Die Korrektheit der Maß⸗ 
nahmen der Vorinſtanz wird zu dieſem Zwecke in der denkbar 
weitgehendſten Weiſe präſumiert. 25) Dieſe Auffaſſung begegnet 
ſchon in einem Urteil des III. Senats vom 14. Februar 1887, 
Apr. 9, 129 (130), wo die Rüge, daß ein Zeuge mit Rückſicht 


21) IL Senat vom 4. März 1902, E. 35, 164. 

2) a. a. O. S. 165. 

>) III. Senat vom 17. Dezember 1881, E. 5, 852; IV. Senat 
vom 10. April 1895, Goltd Arch. 48, 112. 

20 III Senat vom 28. Januar 1909, E. 42, 157 (159) und 
dazu meine Ausführungen über „Leitung und Sachleitung im Zivil⸗ 
und Strafprozeß“ in Leipzg. 1914, 1172 ff. 

4) Mit folder Präſumtion operiert auch zum Zweck der Be⸗ 
ſchränkung der Nachprüfung in ausgedehntem Maße das in Anmerkung 
Nr. 18 erwähnte Urteil des I. Senats vom 10. Mai 1894, E. 25, 361. 
Obwohl aus dem protokollierten Beſchluß nicht erſichtlich war, ob 
und in welcher Weiſe das Gericht die zur Begründung der Ablehnung 
angeführten Tatſachen gewürdigt hat, ſagt das RG. (a. a. O. S. 362): 
„Daß das Gericht aber dieſe Gründe der Ablehnung geprüft hat, 
muß ohne weiteres angenommen werden.“ 
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auf ein Verlobtenverhältnis zu dem Angeklagten nicht habe 
beeidigt werden dürfen, mit der Begründung übergangen iſt, 
die Behauptung ſei nicht ſo glaubhaft gemacht, daß Grund 
vorhanden ſei, in ihre Prüfung und Feſtſtellung einzutreten. 
In einem andern Fall, wo ein Dolmetſcher dem Anfang der 
Verhandlung nicht beigewohnt hatte, und wo wohl Ermittlungen 
nötig geweſen wären, wie weit ohne Dolmetſcher mit dem be⸗ 
treffenden Angeklagten eine Verſtändigung möglich iſt, hat ſich 
das RG. direkt für berechtigt gehalten, „als möglich zu unter⸗ 
ſtellen,“ daß der Angeklagte die betreffenden Prozeßvorgänge 
verſtanden habe.““) Darin, daß das Gericht den Dolmetſcher 
erſt in einem ſpäteren Stadium der Verhandlung in förmlicher 
Weiſe habe eintreten laſſen, gebe ſich die Auffaſſung kund, daß 
es ſeine frühere Vermittlung nicht für erforderlich erachtet habe. 
Es kann ſich natürlich auch darin kundgeben, daß das Gericht 
ſich erſt im Laufe der Verhandlung davon überzeugt hat, daß 
der Angeklagte ihr ohne Dolmetſcher nicht richtig folgen könne. 

Gegenüber beſtimmten Prozeßfragen verſagt die tatſächliche 
Nachprüfung des RG. in beſonderem Maße. Dazu gehört in 
erſter Linie die Frage der Wahrung des Mündlichkeits⸗ 
prinzips. Kaum ein anderes Prinzip iſt von der Straf⸗ 
prozeßordnung als ſo bedeutſam hingeſtellt wie dieſes. Aber 
gerade die wichtigſten Beſtimmungen, in denen dieſes Prinzip 
ſeinen geſetzlichen Ausdruck gefunden hat, werden durch die 
Beſchränkung der Nachprüfung von ſeiten des RG. ziemlich 
zu leges imperfectae. Die Hauptbeſtimmungen des Geſetzes 
find der § 249 StPO., der den Urkundenbeweis als Erſatz 
einer Vernehmung nicht gelten läßt, und der $ 260 StPO., 
der als Urteilsgrundlage alles ausſchließt, was nicht Gegen⸗ 
ſtand der mündlichen Verhandlung geweſen iſt. Eine Reviſions⸗ 
inſtanz, die der Beachtung dieſer Geſetzesvorſchriften ernſthaft 
nachgehen wollte, könnte gar nicht davon abſehen, auf ſub⸗ 
ſtantiierte Rüge hin eine Ermittlung nach der Richtung ſtatt⸗ 
finden zu laſſen, ob beſtimmte Urteilsfeftftelungen auf in der 
Verhandlung zur Kenntnis gebrachte ſchriftliche Erklärungen 
dritter Perſonen beruhen (Verletzung des § 249), und ob andere 
beſtimmte Feſtſtellungen getroffen ſind, ohne daß ſie in dem 
Beweisergebnis der mündlichen Verhandlung ihre Grundlage 
finden (Verletzung des § 260). Das Sitzungsprotokoll oder 
das Urteil können eine ſolche Ermittlung dem Reviſionsgericht 
in der Regel nicht abnehmen. Der materielle Inhalt der Ver⸗ 
handlung wird durch das Sttzungsprotokoll nicht erſichtlich 
(S 273 StPO.) Aus dem Sitzungsprotokoll iſt deshalb im 
allgemeinen auch nicht zu erkennen, ob das, was das Urteil 
gegen den Angeklagten feſtſtellt, auf der in der Hauptverhand⸗ 
lung gemachten Ausſage eines Zeugen beruht. Aber auch das 
Urteil braucht nicht die von ihm benutzten Beweisquellen ſub⸗ 


26) Urteil des III. Senats vom 6. Juli 1903, Goltd Arch. 50, 394. 
Wie es in dieſer Entſcheidung heißt, hatte der Angeklagte in einem 
früheren Antrage auf Beiordnung eines Dolmetſchers nur geltend 
gemacht, er ſei der deutſchen Sprache nicht in dem Grade mächtig, 
daß er imſtande ſei, in der Hauptverhandlung alles zu verſtehen und 
ſich genügend zu verteidigen. Daraus, daß der Angeklagte nicht 
völlige Unkenntnis der deutſchen Sprache geltend gemacht hat, kann 
aber doch nicht der Schluß gezogen werden, daß er gerade das ver⸗ 
ſtanden habe, worüber ohne Zuziehung eines Dolmetſchers ver⸗ 
handelt iſt. 
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ſtantiiert anzugeben (8 266 StPO.). Welchem Beweiszweck 
eine beſtimmte Beweiserhebung gedient hat, iſt ebenfalls nicht 
aus dem Protokoll — das hierfür allein in Betracht käme — 
einwandfrei zu entnehmen. Das Protokoll braucht nicht er⸗ 
kennen zu laſſen, ob eine Urkunde nur zum Beweiſe ihres 
Inhalts oder auch — was der Vorſchrift des § 249 zuwider 
wäre — zur Feſtſtellung der in ihr niedergelegten Tatſachen 
verwertet iſt. Und ſelbſt wenn das Protokoll den Ausſpruch 
enthält, daß die Urkunde nur zum Beweiſe ihres Inhalts ver⸗ 
leſen werde, ſo iſt doch kein Schutz dagegen gegeben, daß der 
Urkundeninhalt nicht auch ſeine Wirkung auf die Überzeugung 
des Richters über die Tatſache ſelbſt ausübt. 


Bei dieſer Rechtslage iſt es dem Beſchwerdeführer — von 
Ausnahmefällen abgeſehen — nicht möglich, aus Protokoll 
oder Urteil zu beweiſen, daß eine beſtimmte die Wahrnehmung 
einer Perſon betreffende Feſtſtellung nur aus der Verleſung 
einer Urkunde gewonnen fein könne (Verletzung des § 249), 
oder daß die Grundlagen einer andern Feſtſtellung gar nicht 
in der Verhandlung erörtert ſeien, notwendigerweiſe alſo nur 
dem Akteninhalt entnommen fein könnten (Verletzung des 8 260). 
Hier wäre, falls man nicht zu intenſiveren Beweiserhebungen 
greifen wollte, auf ſubſtantiierte Rüge hin die Einholung einer 
amtlichen Auskunft durchaus am Platze. Das NG. zieht aber 
für den bezeichneten Zweck ein ſolches Hilfsmittel nicht einmal 
in Erwägung. Es begnügt ſich damit, dem Beſchwerdeführer 
entgegenzuhalten, daß die Verletzung einer Verfahrensnorm aus 
Protokoll und Urteil nicht erkennbar ſei, weshalb eine legale 
Verfahrensart unterſtellt werden müſſe. ?“) 


In ähnlicher Weiſe verſagt die tatſächliche Nachprüfung 
des RG. auf dem ſo wichtigen Gebiet der Beweisanträge. 
Stenglein?®) hält das mit Rückſicht auf den nahen Zuſammen⸗ 
hang der Beweisanträge mit der vom Inſtanzgericht vor⸗ 


27) Es muß denn ſchon recht ſtark kommen, wenn das RG. auf 
die Rüge, das Urteil verwerte in der Verhandlung nicht erörterte 
Momente, einmal Abhilfe ſchaſſt. Ein ſolcher Fall liegt dem in 
IW. 1899, 8002 erörterten Erkenntnis des IV. Senats vom 
21. April 1899 zugrunde. Obwohl die Strafkammerverhandlung, 
abgeſehen von der Vernehmung des Angeklagten, lediglich in der 
Verleſung der kommiſſariſchen Ausſage zweier Zeugen beſtanden hatte, 
die über ein ganz beſchränktes Beweisthema vernommen waren, hatte 
das Gericht die weitgehendſten tatſächlichen Feſtſtellungen gegen den 
Angeklagten getroffen. Es konnte danach gar nicht zweifelhaft ſein, 
daß die Strafkammer für ihr Urteil die Ergebniſſe einer früheren 
Hauptverhandlung, in der anſcheinend eine umfangreiche Beweis⸗ 
aufnahme erfolgt war, verwertet hatte. Aus dieſem Grunde erklärt 
denn auch das RG. die Rüge der Verletzung des 5 260 StPO. für 
begründet. Aber ſogar die Ausführungen dieſes Urteils, das geradezu 
einen Seltenheitswert beſitzt, zeigen, wie beſchränkt die Nachprüfung 
des RG. gegenüber einer ſolchen Rüge iſt. Mit einer ganzen Reihe 
von Feſtſtellungen, die den Verdacht einer geſetzeswidrigen Heran⸗ 
ziehung von Beweismaterial dringend nahelegen, findet ſich das RG. 
noch ab. Und wäre nicht das Protokoll über die frühere Haupt⸗ 
verhandlung gar zu ſprechend geweſen — wer möchte behaupten, daß 
das RG. auch dann noch geholfen hätte? Was wird nun aber aus 


den Fällen, in denen die Geſetzesverletzung nicht ſo eklatant zutage 


liegt, und wo nur die Einholung einer Auskunft Klarheit bringen 
könnte? 
20) GerS. 46, 4. 


7. 1915. 
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zunehmenden Tatſachenfeſtſtellung für gerechtfertigt. Die Gründe 
ſür die Ablehnung eines Beweisantrages wegen mangelnder 
Subſtantiierung, wegen Unerheblichkeit der zu beweiſenden Tat⸗ 
ſachen, oder vermutlicher Reſultatloſigkeit der zur Erhebung 
vorgeſchlagenen Beweismittel könnten nur den Ergebniſſen der 
bereits vorliegenden Beweiserhebungen entnommen werden, 
nähmen alſo einen Teil der Beweiswürdigung im voraus. 
Bezüglich der angeführten Ablehnungsgründe kann indes nur 
zum Teil zugegeben werden, daß ſie mit dem auf den Schuld⸗ 
ausſpruch bezüglicher Tatſachen ſo eng verknüpft ſind, daß aus 
deren auch ihre Unanfechtbarkeit gefolgert werden müſſe. Die 
Frage der hinreichenden Subſtantiierung iſt im weſentlichen von 
der Würdigung der Beweisaufnahme losgelöſt und ausſchließlich 
nach beſtimmten Prozeßvorgängen, insbeſondere der Ausübung 
der Fragepflicht, durch das Gericht zu beurteilen.?) Und 
ebenſo ſpielen, wenn die Ablehnung eines Beweisantrages 
aus der vermutlichen Wertloſigkeit des vorgeſchlagenen Beweis⸗ 
mittels herzuleiten iſt, prozeſſuale Geſichtspunkte oft eine 
ausſchlaggebende Rolle. So, wenn ein Zeuge als wertlos ab: 
gelehnt werden ſoll, weil er mit Rückſicht auf verwandtſchaſtliche 
Beziehungen zu dem Angeklagten unbeeidigt vernommen werden 
müßte.“) Kann ſo bezüglich der von Stenglein angeführten 
Beweisablehnungsgründe nicht zugegeben werden, daß ſie das 
Prinzip des Ausſchluſſes einer reviſionsrichterlichen Tatſachen⸗ 
prüfung gegenüber Beweisablehnungen rechtfertigen, ſo iſt 
des weiteren auch zu beachten, daß noch andere als die von 
Stenglein angeführten Gründe exiſtieren, aus denen ein be⸗ 
antragter Beweis abgelehnt werden kann, und daß bezüglich 
ihrer der Zuſammenhang mit rein prozeſſualen Vorgängen viel⸗ 
leicht noch ausgeprägter iſt. Das iſt z. B. der Fall bei dem 
Beweisablehnungsgrund der Nichternſtlichkeit der beantragten 
Beweisaufnahme (Verſchleppungsabſicht), zu deren Begründung 
oft Vorgänge in der Sitzung verwertet werden, deren Bedeutungs⸗ 
loſigkeit unter Umſtänden aus andern Prozeßvorgängen gefolgert 
werden kann. Zu einer Beweiserhebung über dieſe andern 
Prozeßvorgänge hält ſich aber das RG. trotz ſubſtantiierter 
Rüge des Beſchwerdeführers nicht für verpflichtet.s!“) Uberall 
müßte aber das RG., wenn es das von ihm vertretene Prinzip 
rein und ſtreng durchführen wollte, gegenüber Beweisablehnungen 
in eine tatſächliche Nachprüfung eintreten, ſoweit dabei die tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen zur Schuld des Angeklagten unberührt 
bleiben könnten. 2) 


29) II. Senat vom 29. Januar 1886, E. 18, 316; III. Senat 
vom 30. September 1886, E. 14, 406; II. Senat vom 24. Juni 1905, 
E. 38, 127. 

) Wegen dieſes Beweisablehnungsgrundes ſiehe Urteile des 
II. Senats vom 1. März 1887, 3. Februar 1888 und 6. Dezember 
1912, Rſpr. 9, 164; 10, 92; E. 46, 383; und dazu meine Aus⸗ 
ſührungen in Goltd Arch. 61, 432 ff. 

31) ſ. (unveröffentlichtes) Urteil des II. Senats vom 28. De: 
zember 1912, 2 D 1122/12. 

32) Das RG. dürfte dann auch kaum die Rüge ungeprüft laſſen, 
daß die Ablehnung beantragter Zeugen wegen Mittäterſchaft mit den 
auf dieſe Zeugen bezüglichen tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils 
unvereinbar ſei. Denn die auf die Schuld des Angeklagten bezüglichen 
Feſtſtellungen des Inſtanzgerichts brauchen durch eine ſolche Rad 
prüfung nicht berührt zu werden. Trotzdem hat das NG. gegenuber 
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44. Jahrgang. 


Gibt ſo die Rechtſprechung des RG. nicht das Spiegel⸗ 
bild einer konſequent befolgten tatſächlichen Nachprüfung pro⸗ 
jzeſſualer Beſchwerden, fo kann auf der andern Seite konſtatiert 
werden, daß das RG. unter Umſtänden die von ihm gezogene 
Grenze ſelbſt nicht achtet, vielmehr auch, in einem allerdings 
ganz beſchränkten Umfang, eine materielle Rüge tatſächlich nach⸗ 
prüft — wenn es auf Grund der ihm vorliegenden Akten 
möglich iſt. Denn um nichts anderes handelt es ſich, wenn auf 
die Rüge der materiellen Rechtsverletzung aus herbeigezogenen 
Akten der Verbrauch der Strafklage infolge rechtskräftiger Ver⸗ 
urteilung konſtatiert wird,) oder wenn auf die gleiche Rüge 
die vom RG. als materiellrechtlich bezeichnete Verjährung der 
Strafverfolgung im Hinblick auf eine ſich etwa aus den Akten 
ergebende Unterbrechung der Verjährung geprüft wird,“) oder 
wenn eine Patentverletzung mit Rückſicht auf eine ſich aus 
andern Akten ergebende nachträgliche Nichtigkeitserklärung des 
Patents verneint wird.““) 

Wir ſehen ſo: die Beachtung des Akteninhalts, ſowie 
leicht zu beſchaffender amtlicher Auskünfte, iſt nicht ſtreng auf 
die Nachprüfung prozeſſualer Beſchwerden beſchränkt. Akten⸗ 
inhalt und amtliche Auskünfte ſind aber auch im weſentlichen 
die einzigen Beweismittel, deren ſich die Reviſionsinſtanz bei 
der Nachprüfung prozeſſualer Beſchwerden bedient. Das Prinzip 
der tatſächlichen Nachprüfung prozeſſualer Beſchwerden iſt zwar 
vom RG. verkündet, den Ausbau hat das RG. ihm aber ver⸗ 
weigert. Was an Anſätzen dazu vorhanden iſt, führt zurück auf 
das geſunde Widerſtreben, die Augen vor dem zu verſchließen, 
was dem Reviſionsrichter vorliegt oder doch mühelos von ihm 
zu beſchaffen iſt. Allerdings: ſoweit die tatſächliche Feſtſtellung 
der Schuld in Frage ſteht, hat ſich dieſe Nachprüfung nur 


der ſpezialiſierten Begründung einer ſolchen Beſchwerde die ſchon auf 
Grund des Urteils mühelos zu treffende Feſtſtellung abgelehnt. 
(Unveröffentlichte) Entſcheidung des IV. Senats vom 21. Oktober 1914, 
40 1031/14. 


S) Das gefchieht in dem Urteil des IV. Senats vom 30. Sep⸗ 
tember 1902, E. 35, 367, wo lediglich die Beſchwerde materieller 
Rechtsverletzung erhoben war, von Amts wegen aber die Wahrung 
des Grundſatzes ne bis in idem nachgeprüft iſt. Das RG. hält ſich 
hierzu trotz Fehlens einer ſpeziellen Rüge (ſ. $ 384 Abſ. 2) für 
berechtigt, weil der Grundſatz ne bis in idem ſchon einen grund: 
legenden Satz des Strafrechts bilde (a. a. O. S. 370). Es hat 
alſo bei Nachprüfung einer materiellrechtlichen Rüge ſelbſtändige Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen. 

0 Das iſt der Fall in dem Urteil des III. Senats vom 
8. Oktober 1885, E. 12, 434, wo, trotzdem nur die Rüge der Ver⸗ 
lezung des materiellen Rechts erhoben war, aus dem Akteninhalt die 
Unterbrechung der Verjährung feſtgeſtellt iſt. Das NG. hält ſich zur 
Prüfung der Verjährungsfrage für berechtigt, weil ſie weſentlich dem 
materiellen Recht angehöre (a. a. O. S. 436). Gerade deshalb 
durfte es von ſeinem Standpunkt aus nicht ſelbſtändig aus den Akten 
Feſiſtellungen treffen. Das RG. tut es, weil es ſich bei der Unter⸗ 
brechung der Verjährung um prozeſſuale Vorgänge handele. Darum 
gehört aber doch inſoweit nicht die Verjährungsfrage dem prozeſſualen 
Recht an. Wohin würde man, wenn man ſo an der äußeren Er⸗ 
ſcheinung der Vorgänge haftete, bei dem Delikt des 9 164 Sts. 
(wiſſentlich falſche Anſchuldigung) gelangen? 

) Fall der Entſch. des I. Senats vom 29. April 1909, 
€. 42, 340, 
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unter dem Deckmantel, ſie gelte einer prozeſſualen Frage, vor⸗ 
gewagt. Des Patentverletzers Schuld mag verneint werden, 
wenn ſie ſich auf Zivilakten ſtützt, an des Mörders Schuld 
muß aber feſtgehalten werden, auch wenn dokumentariſch die 
Exiſtenz des angeblich Getöteten nachgewieſen würde. 

Das Ziel von Geſetzgebung und Rechtſprechung muß ſein, 
das Rechtsmittel der Reviſion ſo auszubauen, daß unter 
Wahrung des Grundſatzes in jure zu revidieren, es dem 
Reviſionsgericht möglich iſt, ſeinerſeits nachzuprüfen, welche 
Tatſachen den prozeſſualen Maßnahmen und dem Schuld⸗ 
ausſpruch des Inſtanzgerichts zugrunde lagen, ob ſie ſämtlich 
gewürdigt ſind, und ob dieſe Würdigung den Grundſatz freier 
Beweiswürdigung nicht verfennt.3%) Dann wäre dieſem Rechts⸗ 
mittel, auf prozeſſualem und materiellrechtlichem Gebiet, einiger⸗ 
maßen der Zufallscharakter genommen, der es heute beherrſcht. 


— — — 


Bürgſchaft und kumulative Schuldübernahme.“) 
Von Rechtsanwalt Dr. Rud. Marck, Mannheim. 


Im Rechtsverkehr wird häufig die Frage ſtreitig, ob ein 
formlos — d. h. nicht ſchriftlich abgegebenes und daher als 
Bürgſchaft nicht verpflichtendes — Verſprechen für fremde 
Schuld aufzukommen, unter anderen Geſichtspunkten als dem 
der Bürgſchaft aufrechterhalten werden kann. Während ſich 
für den Kreditauftrag an Hand des § 778 BGB., für das 
Garantieverſprechen und das Gewährleiſten für eine abgetretene 
Forderung in Wiſſenſchaft nnd Praxis genügend feſte Grund— 
ſätze der Beurteilung ergeben haben, ſcheint mir das gleiche für 
die Unterſcheidung zwiſchen Bürgſchaft und kumulativer Schuld: 
übernahme noch nicht der Fall zu ſein. 

Bekanntlich hat das RG. in der erſten Zeit)) nach Sn: 
kraftreten des BGB. den Standpunkt vertreten, daß kumulative 
Schuldübernahme und Bürgſchaft ſich im weſentlichen decken, 
daß daher in jedem Falle die Schriftform gefordert werden 
müſſe, ſchon deshalb, weil es ſonſt ein leichtes ſei, dieſe vom 
Geſetz mit guten Gründen vorgeſchriebene Vorſichtsmaßregel zu 
umgehen. 

Dieſe Stellungnahme des RG. wurde lebhaft angegriffen, 3) 
und in der Folge hat der höchſte Gerichtshof die Möglichkeit 


— 


33) Daß dies möglich iſt, zeigt ſchon heute die öſterreichiſche 
StPO. und die auf ihr aufbauende Rechtſprechung. Siehe dazu meine 
Ausführungen in „Juſtizirrtum und Wiederaufnahme“ S. 45. Was 
ſpeziell die Vereinbarkeit reviſionsrichterlicher Nachprüfung mit dem 
Prinzip der freien Beweiswürdigung betrifft, ſo mag vor allem 
auch auf die Ausführungen von Glaſer im Vorwort zu ſeinen 
„Beiträgen zur Lehre vom Beweis im Strafprozeß“ Bezug genommen 
werden. Praktiſch erprobt iſt das von Glaſer Geſagte von der 
Rſpr. des öſterr. oberſten Gerichtshofs, worüber Roſenblatt im 
31. Bd. der „Gerichtshalle“ eingehend berichtet. 

1) Vgl. die reiche Literaturangabe bei Staudinger, Komm. zum 
BGB., Vorbem. zu § 414. 

7) RG. 51, 120. 

3) Staudinger a. a. D. und die dort Zietierten; Dernburg, 
BGB. II, 1 8 156 Anm. 4. 
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einer von der Bürgſchaft verſchiedenen kumulativen Schuld⸗ 
übernahme anerkannt und in ſtändiger Rechtſprechung feſt⸗ 
gehalten. 

Als unterſcheidendes Merkmal wurde herorgehoben: es 
müßten beſondere Umſtände vorliegen, die namentlich darin ge⸗ 
funden werden können, daß der für die fremde Schuld Ein⸗ 
tretende ein eigenes Intereſſe an dieſem Eintritt habe. Aber 
auch dies eigene Intereſſe genügt noch nicht; das Intereſſe 
muß vielmehr „ſachlich unmittelbar“, „rechtlich“ oder „wirt⸗ 
ſchaftlich“ ſein. Verneint wurde ein ſolches Intereſſe bei einer 
Schweſter, die aus Rückſicht auf die amtliche Stellung des 
Bruders Zahlung verſprochen hatte,“) einer Witwe, die zur 
Regelung der Hinterlaſſenſchaft ihres Mannes Ratenzahlung 
verſpricht.) 

Bejaht wurde das Intereſſe bei einem Sohn, der die vom 
Vater gekaufte Geſchäftseinrichtung von dieſem übernommen 
und dem Lieferanten Zahlung verſprochen hatte,) und ins⸗ 
beſondere bei Hypothekengläubigern eines Neubaues, die durch 
ihr Zahlungsverſprechen den Handwerker zu weiteren Lieferungen 
veranlaſſen.“) 

Man wird mir zugeben, daß die Unterſcheidung nach der 
Verſchiedenheit des „eigenen Intereſſes“ eine höchſt unſichere 
iſt. Die Beweggründe treten nicht immer hervor, auch iſt 
z. B. das Intereſſe, ſich ſelbſt vor Schande, einen anderen 
Naheſtehenden vor Strafe, Verluſt des Amtes oder dergl. zu 
bewahren, ein ebenſo rechtliches und unter Umſtänden wirt⸗ 
ſchaftliches — man denke an Unterhaltsrechte — wie bei den⸗ 
jenigen Fällen, bei denen der Eintretende von der Leiſtung des 
Gläubigers einen direkten Vorteil hat. Nach der Rechtſprechung 
des RG. dürfte z. B. der Fall, daß B von A ein Darlehen 
erhält, die Valuta dem C aushändigt, C hinterher mündlich 
dem A Zahlung verſpricht, höchſt zweifelhaft ſein. Ein un⸗ 
mittelbares Intereſſe wirtſchaftlicher Natur iſt für C nicht 
gegeben, denn die Darlehnsſumme hat er bereits, andrerſeits 
iſt ihm aber der wirtſchaftliche Erfolg des Darlehens zugute 
gekommen, und inſoweit erſcheint er ebenſogut intereſſiert als 
in dem oben erwähnten Fall der Sohn, der die Geſchäfts⸗ 
einrichtung vom Vater übernommen hat. Hätte ich in der 
Praxis dem A zu raten, ob er gegen C Klage erheben ſolle, 
ſo würde ich ihm ſagen, der Ausgang ſei höchſt zweifelhaft. 
Derartig häufig vorkommende Fälle erheiſchen aber eine möglichſt 
klare Entſcheidung, ſo daß womöglich ſchon der Laie, mindeſtens 
aber der Anwalt ohne weiteres erſehen kann, was Rechtens 
iſt, nicht erſt die letzte Gerichtsinſtanz. 

Meines Erachtens iſt die Unterſcheidung aus einer etwas 
eingehenderen Betrachtung der Inſtitutionen „Bürgſchaft“ und 
„Schuldübernahme“ zu gewinnen. 

Bei der Bürgſchaft wird ſtets der akzeſſoriſche Charakter 
der Verbindlichkeit betont. Sie ſetzt eine Hauptverbindlichkeit 
voraus und iſt von deren Beſtand abhängig. So richtig dies 
iſt, trifft es doch nicht das Weſen der Inſtitution. Der Aus⸗ 
gangspunkt iſt zu nehmen von dem grundſätzlichen Unterſchied 


) JW. 11, 5818, 
6) RG. 59, 282. 
6) RG. 64, 618. 
7) JW. 08, 676. 
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zwiſchen Schuldverhältnis und Haftung, den eingehend dargelegt 
und hervorgehoben zu haben das große Verdienſt von Amiras 
iſt.s)) Die Bürgſchaft erzeugt kein neues Schuldverhältnis, 
ſondern eine weitere Haftung. 

Sinn und Zweck der Bürgſchaft iſt Sicherung des Gläubigers. 
Ihrem inneren Weſen nach gehört ſie nicht zum Recht der 
Schuldverhältniſſe, ſondern ſteht in einer Reihe mit den ding⸗ 
lichen Sicherungen, dem Pfandrechte und der Hypothek; dort 
wird als Haftung für ein Schuldverhältnis eine Sache — be⸗ 
wegliche oder unbewegliche — oder ein Recht — Forderung uſw. 
eingeſetzt, wir haben demnach eine auf den eingeſetzten Gegen⸗ 
ſtand beſchränkte Haftung, bei der Bürgſchaft ſetzt der Bürge 
ſein ganzes wirtſchaftliches Selbſt, ſein ganzes Vermögen ein, 
er übernimmt eine unbeſchränkte Haftung. Solange die Perſon 
ſelbſt dem Rechtsverkehr nicht entzogen war, ſolange Schuldhaft 
und in noch älteren Zeiten Schuldknechtſchaft beſtand, trat 
dieſes Einſetzen der Perſon, „die perſönliche Haftung“, noch viel 
deutlicher hervor. Der Vorgang in Schillers Bürgſchaft iſt 
auch im juriſtiſchen Sinn echte Bürgſchaft: Einſetzen der Perſon 
für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines anderen. Deutlich 
tritt bei dieſen Haftungsverhältniſſen der Sicherungszweck hervor. 

Von hier aus erhellt nun ſofort, daß mit Erreichung dieſes 
Zweckes Bürgſchaft und Pfandrecht (Hypothek) ihre eigentliche 
Funktion erfüllt haben. Normalerweiſe endet das Pfand ſein 
Daſein durch Auslöſung, die Hypothek das ihrige durch Heim⸗ 
zahlung der Schuld und ebenſo die Bürgſchaft durch Befriedigung 
des Gläubigers von ſeiten des Hauptſchuldners. Inanſpruch⸗ 
nahme des Pfandes oder des Bürgen iſt in Anbetracht der 
Unzahl Haftungsverhältniſſe auf dieſen Gebieten verhältnis⸗ 
mäßig ſelten und immer etwas Anormales, dem regelmäß Ge⸗ 
wollten Widerſprechendes. Pfand und Bürgſchaft ſind ſubſidiäre 
Haftungsverhältniſſe, die ihrem Weſen nach die Sicherung des 
Gläubigers bezwecken. 

Dieſes bedeutet für den Standpunkt des Bürgen: er will 
nur Sicherheit leiſten, er hat aber nicht die Vorſtellung, ſelbſt 
erfüllen zu müſſen, geht vielmehr davon aus, daß die Erfüllung 
von ſeiten des Schuldners geſchieht. Er hat hierauf einen 
direkten Anſpruch, der im BGB. in den 55 775, 774 zum 
Ausdruck kommt. 

In dieſer Sachlage iſt auch die Gefahr der Bürgſchaft 
verborgen, die den Geſetzgeber mit Recht veranlaßt hat, die 
Vorſichtsmaßregel der Schriftlichkeit zu verlangen. Der Bürge 
hat nicht die Vorſtellung, erfüllen zu müſſen, er vertraut viel⸗ 
mehr darauf, daß dies von ſeiten des Schuldners geſchieht. 
Dies Vertrauen kann leicht getäuſcht werden, die Schriftform 
ſoll zur Vorſicht mahnen. 

Ganz anders liegt der Fall der Schuldübernahme. Hier 
wird nicht Sicherheit, ſondern Erfüllung verſprochen. Der 
Schuldübernehmer will an Stelle des Erſtſchuldners leiſten. 
Er macht ſich nicht ſtark dafür, daß der Erſte zahlt, ſondern 
pocht auf die eigene Taſche und erklärt, ſelbſt aufzukommen: 
Hier liegt nicht nur die Übernahme der Haftung vor, ſondern 


e) Amira, Nordgermaniſches Obligationenrecht, 1881. Vgl. auch 
Dernburg, BGB., I, 1 8 1 III. Bekanntlich wird dieſer Geſichts⸗ 
punkt auch zu der ſonſt kaum möglichen Konſtruktion der Eigentümer 
hypothek benutzt. 
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das Eingehen einer eigenen Verbindlichkeit, die ihr normales 
Ende durch eigene Leiſtung findet.“) 

Hieraus ergibt ſich, daß das Gebiet der Schuldübernahme 
auf Koſten desjenigen der Bürgſchaft viel größer iſt, als 
gemeinhin angenommen wird. Alle die Fälle, bei denen von 
vornherein klar iſt, daß der Erſtſchuldner nicht zahlen wird, 
vom Eintretenden aber trotzdem Leiſtung verſprochen wird, find 
nicht Bürgſchaft, ſondern Schuldübernahme. Denn in dieſen 
Fällen, die überaus zahlreich ſind, kann keine Rede davon ſein, 
daß nur ſubſidiäre Haftung, reine Sicherung, gewollt iſt; eine 
verlorene Forderung ſichern, heißt nichts anderes, als die 
Sicherheit als Erfüllung geben. Wollte der Freund in Schillers 
Bürgſchaft von vornherein annehmen, daß Damon nicht zurück⸗ 
lehrt, fo läge keine Bürgſchaft, kein Einſtehen für die Rückkehr 
des andern vor, ſondern einfach ein Aufſichnehmen der 
Strafſchuld des andern, eine Schuldübernahme. 

Betrachtet man unter dieſen Geſichtspunkten die vom RG. 
entſchiedenen Fälle, ſo ergibt ſich, daß der des Vaters, der ver⸗ 
ſpricht, die Schuld des flüchtigen Sohnes zu bezahlen, ebenſo 
Schuldübernahme iſt, wie der der Schweſter, die aus Rückſicht 
für die Stellung des Bruders in die bei dieſem unbeibringliche 
Schuld eintritt; das gleiche gilt für die Witwe hinſichtlich der 
hinterlaſſenen Schuld ihres Gatten, wenn fie wußte, daß der 
Nachlaß überſchuldet war. Die Fälle des Sohnes, der die 
Geſchäftseinrichtung des Vaters und dann die rückſtändige Be: 
zahlung der Lieferanten für dieſe bei Mittelloſigkeit des Vaters 
übernommen hat, iſt vom RG. ebenſo richtig bereits als 
Schuldübernahme und nicht als Bürgſchaft angeſehen worden, 
wie das Verhalten des Hypothekengläubigers, der durch ſein 
Zablungsverſprechen die Handwerker zu weiteren Lieferungen 
für einen Neubau veranlaßt hat. Das von uns gewählte 
Schulbeiſpiel, bei welchem B von 4 ein Darlehen erhält, die 
Valuta an C weitergibt und dieſer hinterher dem A Zahlung 
verſpricht, würde ſich gleichfalls als Schuldübernahme charak⸗ 
terifieren, da mit Rückſicht auf den wirtſchaftlichen Vorgang 
anzunehmen iſt, daß C ſelbſt zahlen will und die Erfüllung 
nicht von B erwartet. 

Es erhellt aber ferner, daß bei der Schuldübernahme in 
dem ſoeben feſtgeſtellten Sinne die der Bürgſchaft eigentümliche 
Gefahr nicht vorliegt und daher die Vorſichtsmaßregel der 
Schriftform nicht angebracht iſt. Wir haben geſehen, daß die 
Gefahr bei der Bürgſchaft darin liegt, daß der Bürge dem 
Schuldner vertraut, daß er darauf baut, dieſer werde erfüllen. 
Ver dagegen ſelbſt den Leiſtungswillen hat und verſpricht, die 
Schuld eines anderen zu erfüllen, den trifft nichts Unerwartetes, 
wenn er an ſeine Worte gehalten wird. Er hat ohne Zweifel 
ſeine Gründe gehabt, weshalb er die Schuld des andern auf 
fh nimmt, möglich daß ihm die Gründe ſpäter nicht mehr 
fichhaltig erſcheinen, keinesfalls iſt er aber wie der Bürge, der 
in Anſpruch genommen wird, in ſeinem Vertrauen getäuſcht. 

Nun iſt freilich zuzugeben, daß gerade auf dieſem Gebiete 
die Fälle beſonders häufig ſind, daß Leiſtungen verſprochen 
byte. gewährt werden, ohne daß der Leiſtende eine Gegenleiſtung 
erhält. Vorwiegend bei der Bürgſchaft iſt dies der Fall, häufig 
en ——ꝑ 

) Bol. insbeſondere Wolf: Wie unterſcheidet ſich die kumulative 
Schulbübernahme von der Bürgſchaft? Diſſ. Würzburg 1908. 
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genug iſt Freundſchaft oder verwandtſchaftliche Beziehung das 
Motiv. Auch bei der Schuldübernahme trifft dies oft zu und 
hier iſt der Punkt, in dem die Rechtſprechung des RG. mit 
ihrer Unterſcheidung nach der Verſchiedenheit des Intereſſes 
beim Schuldübernehmer einſetzt. Die Unterſcheidung findet aber 
im ſpeziellen Recht der Bürgſchaft und der Schuldübernahme 
keine Stütze. Es geht nicht an, zu fragen, hat der Schuld⸗ 
übernehmer ein mehr wirtſchaftliches Intereſſe an der Angelegen⸗ 
heit oder ein mehr ideales (freundſchaftliches, verwandtſchaftliches 
guter Name). Beide Motive ſind grundſätzlich gleich zu be⸗ 
werten. Die Grenze findet ſich beide Male nur da, wo dieſe 
allen Rechtsgeſchäften geſteckt iſt, nämlich im Verſtoß gegen die 
guten Sitten. Gerade auf dieſem Gebiete dürfte der 8 138 
eine weitere Anwendung finden, und es wird dabei nicht darauf 
anzukommen haben, ob die Schuldübernahme nur mündlich oder 
in der Form der Bürgſchaft, ohne daß eine ſolche in unſerem 


Sinne gemeint iſt, d. h. das bloße Gewähren einer Sicherheit 


ohne Erfüllungswille, erfolgt iſt. Die vom RG. behandelten 
Fälle geben deutliche Hinweiſe in dieſer Richtung; wo das 
Fehlen des wirtſchaftlichen Intereſſes beim Schuldübernehmer 
angenommen iſt, handelte es ſich jeweils um unerfahrene Perſonen, 
die Geſchäftsleuten gegenüberſtanden; Vermögensvorteile hatten 
ſie bei der Schuldübernahme nicht zu erwarten, ſondern lediglich 
ſolche idealer Natur (guter Name, Stellung von Angehörigen); 
meiſt liegt eine moraliſche Notlage vor, und dieſe Momente ſind 
es, die vom Gläubiger ausgenutzt werden. Die Anwendung 
des § 138 Abſ. 2 dürfte begründet fein. Dieſer ſpricht zwar 
von Vermögensvorteilen, die der eine Vertragsteil gewährt, 
nach einem einfachen Schluß a maiore ad minus tft aber nicht 
daran zu zweifeln, daß der Gedanke der Geſetzesſtelle um ſo 
mehr anzuwenden iſt, wenn der eine Teil nur der Empfangende, 
der andere nur der Gebende iſt. 


Ein unbekannter Neutralitätsbruch Englands. 
Ein Beitrag zur Neutralität der Schelde im gegenwärtigen Kriege. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Hans Wehberg, Düſſeldorf. 


Daß England zu Beginn dieſes Krieges im Verein mit 
Japan die chineſiſche Neutralität verletzt hat, als es gelegentlich 
der Belagerung Tſingtaus chineſiſches Gebiet als Stützpunkt 
benutzte, iſt allgemein bekannt. Dieſe Tatſache iſt beſonders 
auffallend, wenn man ſich vergegenwärtigt, welchen Grund 
England für die Kriegserklärung an Deutſchland angab. Nur 
einem Staat, der in beſonderer Weiſe das Neutralitätsrecht 


geachtet hat und noch heute beachtet, könnte die Befugnis zu⸗ 


geſprochen werden, eine Art Schutzrecht über die Neutralen 
auszuüben. In Wahrheit waren es ja auch lediglich wirt— 
ſchaftliche Intereſſen, die Englands Vorgehen gegen Deutſchland 
veranlaßten. 

Wie wenig England beanſpruchen kann, bezüglich des 
Grundes ſeiner Kriegserklärung ernſt genommen zu werden, 
zeigt nicht nur der Bruch der chineſiſchen Neutralität, ſondern 
auch ein anderer Vorfall, der meines Wiſſens in der Völker⸗ 
rechtsgeſchichte nicht bekannt geworden iſt. Dieſer ereignete 
ſich bei Beginn des ſpaniſch⸗amerikaniſchen Ds und vers 
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dient ein um ſo größeres Intereſſe, weil er eine gewiſſe Ahn⸗ 
lichkeit mit den bezüglich der Scheldemündung auftauchenden 
Fragen beſitzt. England darf bekanntlich Antwerpen nicht von 
der Seeſeite her angreifen, weil der Weg zu dem Antwerpener 
Hafen durch die Schelde führt, die zu einem großen Teil rein 
holländiſches Territorium darſtellt. Die Frage iſt daher wohl 
aufgetaucht, ob England nicht vielleicht die Einfahrt unter 
Anwendung von Waffengewalt gegenüber Holland erzwingen 
wird. Rechtlich kann es keinem Zweifel begegnen, daß in 
ſolchem Verhalten Englands eine Verletzung der holländiſchen 
Neutralität zu erblicken wäre. Oder ließe ſich der Fall etwa 
anders konſtruieren? Wird England nicht fein eventuelles Vor⸗ 
gehen durch Scheingründe rechtfertigen können? Um letzterer 
Möglichkeit nach Kräften vorzubeugen, dürfte eine Zurückweiſung 
des engliſchen Verhaltens in einem ähnlichen Falle aus dem 
ſpaniſch⸗amerikaniſchen Kriege angebracht fein. 

Am 5. April 1898) richtete der amerikaniſche Staats⸗ 
ſekretär Sherman an den engliſchen Botſchafter Pauncefote in 
Waſhington, der in der Geſchichte der internationalen Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit kein Unbekannter iſt, folgende Bitte: Der Bot⸗ 
ſchafter möchte die kanadiſche Regierung um Erlaubnis fragen, 
ob die Vereinigten Staaten vier zu Zollkuttern beſtimmte 
Kanonenboote, die ſich auf den kanadiſch⸗amerikaniſchen Grenz: 
feen befänden, durch das kanadiſche Hoheitsgebiet zum Atlantiſchen 
Ozean fahren laſſen dürften; zwei dieſer Schiffe ſeien noch nicht 
ganz fertig und ſollten erſt nach der betreffenden Fahrt von 
den Werften den Vereinigten Staaten übergeben werden. Am 
7. April 1898 konnte Pauncefote bereits dem amerikaniſchen 
Staatsſekretär eine bejahende Antwort erteilen. 

Inzwiſchen brach, bevor die amerikaniſchen Schiffe ihre 
Fahrt begonnen hatten, der ſpaniſch⸗amerikaniſche Krieg aus. 
Am 27. April ſchrieb Pauncefote erneut an den amerikaniſchen 
Staatsſekretär und erklärte, die Königliche Regierung habe zu 
prüfen gehabt, inwieweit die Aufrechterhaltung der vor dem 
Kriege gegebenen Erlaubnis mit der Neutralitätserklärung 
übereinſtimme; nach eingehender Überlegung habe die Regierung 
den Entſchluß gefaßt, die Erlaubnis der Durchfahrt der 
amerikaniſchen Schiffe durch das kanadiſche Territorium nicht 
zu widerrufen, vorausgeſetzt, daß die Vereinigten Staaten zwei 
Bedingungen erfüllten; einmal müßten ſich die Schiffe ver⸗ 
pflichten, geraden Weges nach der Befahrung der kanadiſchen 
Strecke auf einen amerikaniſchen Hafen zu fahren, ohne irgend⸗ 
welche Feindſeligkeiten zu begehen; ſodann dürften ſie während 
dieſer Fahrt nicht mehr Kohlen und Lebensmittel bei ſich haben, 
als nötig ſeien, um New Pork oder einen in gleicher Entfernung 
gelegenen amerikaniſchen Hafen zu erreichen. Die Vereinigten 
Staaten ſollten daher ein gleichlautendes Verſprechen abgeben. 
Das amerikaniſche Staatsſekretariat, in dem damals (und auch 
in dieſer Angelegenheit) der berühmte Völkerrechtsgelehrte 
J. B. Moore tätig war, erklärte, die Schiffe würden in ent⸗ 
ſprechender Weiſe inſtruiert werden; es verſtände ſich im übrigen, 
daß ein Verbot jeglicher Feindſeligkeiten den Widerſtand gegen⸗ 


1) Die hier in Betracht kommenden Dokumente finden ſich in 
dem Berichte Me Kinleys an das amerikaniſche Repräſentantenhaus 
vom 27. Februar 1900 (56th Congress, 1®t session, document 
Nr. 471 S. 65 ff., 68 ff.) 


über einem feindlichen Angriffe nicht ausſchließen würde. — 
Darauf fand die Durchfahrt der amerikaniſchen Schiffe ſtatt. 

Prüfen wir nun die Frage, wie völkerrechtlich das engliſche 
Verhalten zu beurteilen iſt, ſo macht es ſelbſtverſtändlich keinen 
Unterſchied, ob es ſich um große oder kleine Kriegsſchiffe 
gehandelt hat. Iſt die Durchfahrt der amerikaniſchen Schiffe 
im vorliegenden Falle ein Neutralitätsbruch geweſen, ſo iſt ſie 
es nicht minder deshalb, weil lediglich kleinere Kriegsſchiffe 
durchgelaſſen wurden. 

Wie ſtellt ſich nun das Völkerrecht zu der Durchfahrt von 
Kriegsſchiffen Kriegführender durch neutrales Gebiet? Eine 
detaillierte Kodifizierung dieſer Frage iſt, ſoweit der Seekrieg 
in Betracht kommt, noch nicht erfolgt. Das Haager „Abkommen 
betr. die Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines 
Seekrieges“ von 1907 regelt nur die Durchfahrt durch Küſten⸗, 
nicht aber auch durch Territorialgewäſſer. Was die Küſten⸗ 
gewäſſer betrifft, ſo iſt der neutrale Staat nicht verpflichtet, 
die Durchfahrt von Kriegsſchiffen Kriegführender zu verbieten, 
kann dies aber nach der richtigen Auffaſſung wohl tun, wenn 
er will. So hat z. B. Holland in der Neutralitätserklärung 
vom Auauſt 1914 den Kriegführenden die Durchfahrt ſeiner 
Küſtengewäſſer regelmäßig unterſagt. Bezüglich der Durchfahrt 
durch territoriale Gewäſſer iſt in dem Abkommen nichts geſagt. 
Doch iſt gewiß, daß hier die Grundſätze des Haager „Ab⸗ 
kommens betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen 
Mächte und Perſonen im Falle eines Landkrieges“ von 1907 
analog anzuwenden find. Nach Art. 2 dieſer Konvention iſt 
es nämlich den Kriegführenden unterſagt, Truppen⸗ oder 
Munitions⸗ oder Verpflegungskolonnen durch das Gebiet einer 
neutralen Macht hindurchzuführen, und nach Art. 5 darf der 
neutrale Staat ein ſolches Vorgehen nicht dulden. Eine Über 
tragung dieſer Regel auf den Seekrieg ergibt mit deutlichſter 
Klarheit ein Verbot der Durchfahrt von Kriegsſchiffen durch 
Territorialgebiet. 

Die vorliegend wiedergegebene Rechtslage ſchildert nicht 
nur den Zuſtand, wie er durch die Haager Konferenzen an⸗ 
erkannt ift.2) Auch vorher, insbeſondere zur Zeit des ſpaniſch⸗ 
amerikaniſchen Krieges, hat das Völkerrecht keine anderen 
Regeln in dieſer Hinſicht gekannt. Die Durchfahrt der amerika⸗ 
niſchen Schiffe durch kanadiſche Territorialgewäſſer durfte daher 
von ſeiten Großbritanniens nicht geſtattet werden. England 
war auch nicht befugt, auf die Geltendmachung ſeines Rechts 


in bezug auf die Unverletzlichkeit ſeines Territoriums zu ver⸗ 


zichten. Dazu wäre die Einwilligung Spaniens notwendig geweſen, 
da infolge dieſes Verzichtes die amerikaniſchen Kriegsſchiffe 
die Möglichkeit erlangten, an den Feindſeligkeiten teilzunehmen. 
An dieſer Sachlage wird auch dadurch nichts geändert, daß die 
Erlaubnis der Durchfahrt vor Ausbruch des Krieges erteilt 
worden iſt. Solche Verträge zweier Staaten untereinander 
ſind, ſo bald die Neutralität verletzt wird, ungültig. Wären 
ſie erlaubt, ſo könnte z. B. Deutſchland mit dem gleichen 
Rechte Verträge mit anderen Staaten ſchließen, daß ſie ihm in 


2) Vgl. darüber meine ſoeben als Teil des Handbuches des 
Völkerrechts erſchienenes Werk „Das Seekriegsrecht“ (Kohlhammer, 
Stuttgart, 1915, 456), das übrigens auch den erſten Kommentar zu 
der deutſchen Priſenordnung ſowie Priſengerichtsordnung darſtellt. 
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Kriegszeiten eine unbegrenzte Menge Kohlen in ihren Häfen 
gewährten. Wird doch ſchon die Einräumung einer dauernden 
Kohlenſtatkion, die dem Staate im Krieg und Frieden Dienſte 
leiſten ſoll, im Kriegsfalle für unvereinbar mit den Neutralitäts⸗ 
pflichten gehalten. Man denke nur an den Streit, der ſich in 
der völlerrechtlichen Literatur über die Frage erhoben hat, ob 
Art. 3 des deutſch⸗ſpaniſchen Vertrages beir. die Zeſſion der 
Krolinen, der Deutſchland eine Kohlenſtation gewährt, mit den 
völlerrechtlichen Beſtimmungen über die Kohlenlieferungen in 
neutralen Häfen vereinbar iſt. 

An der Tatſache des Neutralitätsbruches wird auch dadurch 
nichts geändert, daß England die Erlaubnis der Durchfahrt 
der amerikaniſchen Kriegsſchiffe an zwei Bedingungen geknüpft 
hat. Das Völkerrecht kennt die Erlaubnis auch unter ſolchen 
Beſchränkungen nicht. Die Hauptſache iſt in dieſem Falle ja 
auch, daß den amerikaniſchen Kriegsſchiffen Gelegenheit gegeben 
wird, zum Kriegsſchauplatze zu fahren. Dabei macht es wenig 
aus, ob fie bis zum Anlaufen des erſten amerik niſchen Hafens 
keine Feindſeligkeiten beginnen und nicht die zum Kreuzen uſw. 
erforderlichen Kohlen bei ſich führen dürfen. Das können ſie 
ſpäter gut nachholen. 

Gleichgültig erſcheint mir, ob die Kriegsſchiffe fertig ge⸗ 
baut oder noch in einigen Punkten unvollendet waren, und ob 
das Eigentumsrecht an zwei Schiffen noch nicht auf die 
amerilaniſche Regierung übertragen war. Der neutrale Boden 
wird genau jo verletzt, gleichgültig ob an den Kriegsſchiffen 
vor ihrer Kampfbereitſchaft noch Ergänzungen vorgenommen 
werden müſſen, oder ob die Kriegsſchiffe erſt ſpäter formell in 
die Flotte der Vereinigten Staaten eingereiht werden, wenn ſie 
nur zu deren Verwertung beſtimmt ſind. 

Beſonders merkwürdig erſcheint die engliſche Stellungnahme, 
wenn man fie mit der Haltung Großbritanmens im ruſſiſch⸗ 
japaniſchen Kriege und auf der zweiten Haager Konferenz in 
einer ähnlichen Frage vergleicht. Damals hat nämlich England 
im Verein mit Japan den Standpunkt vertreten, daß die 
Neutralen den Kriegsſchiffen Kriegführender in neutralen Häfen 
zwar eine beſchränkte Menge Kohlen liefern, daß dieſe aber 
niemals benutzt werden dürften, um den Kriegsſchiffen die Fahrt 
von dem Heimatlande zum Kriegsſchauplatze zu ermöglichen. 


England erklärte auf der zweiten Haager Konferenz mit aller 


Deutlichkeit, es wolle nicht, daß die neutralen Häfen geradezu 
als Etappenſtraße benutzt würden. Die Neutralen dürften ihre 
Hand nicht dazu bieten, den Kriegsſchiffen derjenigen Mächte, 
die nicht über eigene Kohlenſtationen verfügten, zu ermöglichen, 
zum Kriegsſchauplatze zu fahren. Damit vergleiche man nun 
den in dieſem Aufſatze behandelten Fall! Während Ens land 
den Kriegsſchiffen Kriegführender keine Kohlen liefern will, da⸗ 
mit dieſe zum Kriegsſchauplatze fahren können, ermöglichte es 
1898 den amerikaniſchen Kriegsſchiffen die Fahrt zum Atlantischen 
Ozean durch den Bruch feiner Neutralität. Dieſer Widerſpruch 
läßt ſich keineswegs damit aus der Welt ſchaffen, das man 
ſagt, England habe offenbar nach 1898 ſeine Stellungnahme 
zu dem Probleme, wie ſich die Neutralen gegenuber den zum 
Kriegsſchauplatze fahrenden Kriegsſchiffen Kriegführender zu ver⸗ 
halten hätten, geändert, ganz abgeſehen davon, daß ſelbſt dann 
noch ein ſcharfer Neutralitätsbruch vorhanden wäre. Vielmehr 
hat bereits im ſpaniſch⸗amerikaniſchen Kriege England zwar 
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nicht den Vereinigten Staaten, wohl aber Spanien gegenüber 
die Meinung vertreten, ein Kriegsſchiff dürfe für die Fahrt zum 
Kriege ſchauplatze keine Kohlen in neutralen Häfen erhalten. 
Die ägyptiſchen Behörden verweigerten nämlich (wie der erſte 
deutſche Kenner des Neutralitäts rechts im Seekriege, Einicke, 
Rechte und Pflichten der neutralen Mächte im Seekriege, 1912, 
S. 253, ſagt) unter engliſchem Einfluſſe 1898 dem ſpaniſchen 
Geſchwader unter Aomiral Camara auf deſſen Fahrt nach den 
Philippinen die Kohleneinnahme in ihren Häfen. 

Das engliſche Verhalten in dieſer Angelegenheit iſt alſo 
merkwürdig, höchſt merkwürdig. Dem kleinen Spanien gegen⸗ 
über wollte man nicht einmal die Kohleneinnahme geſtatten; 
aber den Vereinigten Staaten, mit denen ſich gut zu ſtellen, 
offenbar politiſche Gründe vorlagen, gewährte man die Durch⸗ 
ſahrt durch die Territorialgewaſſer, alſo mehr als das, was 
man ibrem Gegner verweigerte. Und dieſes Zugeſtändnis 
machte man Amerika unter offenſichtlicher Verletzung eines der 
fundamentalſten Sätze der Neutraluät! 


Zur Rechtslage der Ausländer in Dentſchland 
während des Krieges. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


1. Am 19. Dezember 1914 hat das OLG. Hamburg in 
einer Entſcheidung, die im „Recht“ 1915 Sp. 58 abgedruckt 
iſt, den Satz aufgeſtellt, daß ein zugunſten der Schuldner im 
Ausland erlaſſenes Geſetz in Deutſchland keine Geltung finden 
könne. Begründet iſt dieſer Satz wie folgt: „Die vertragliche 
Verpflichtung, wie Beklagter ſie übernommen hatte, kann durch 
Geſetzgebung eines auswärtigen Staates nicht geändert werden.“ 
Damit iſt die ſchwierige Frage nach der Bedeutung eines 
Moratoriums im Lichte des internationalen Prwatrechtes aufs 
geworfen worden. Sie iſt im vorliegenden Fall zutreffend 
gelöſt, wenn auch die Begründung der Eniſcheidung nicht ganz 
richtig iſt. Niemand wird beſtreiten können, daß nachträglich 
der deutſche Staat vertragliche Verpflichtungen eines Inländers 
durch ein Moratoriengeſetz zu verändern vermag. Deutſchland 
hat dies z. B. getan, indem es die Falligkeit der Wechſel⸗ 
verbindlichkeuen hinausgeſchoben hat. Es iſt auch gar feinem 
Zweifel unterworfen, datz ein ſolches Moratorium auch aus⸗ 
ländiſchen Gläubigern gegenüber wirkſam fein würde. Auf 
dieſen Standpunkt ſtellt ſich z. B. Oertmann in einer Ab⸗ 
handlung im Bankarchiv „Einfluß von Mobilmachung und 
Kriegsausbruch auf vertragsrechiliche Verhältniſſe“ Bd. 13 
S. 388. Er begründet dies wie folgt: „Denn wie immer 
auch das fogenannte ‚Internationale Privatrech! das für die 
Beurteilung der beſtehenden Forderunge rechte maßgebende 
‚Statut‘ regele: die Staatsangehörigkeit oder der Wohnſitz des 
Gläubigers iſt darauf nach allgemeinem Einverſtändnis ohne 
Einfluß. Vielmehr beftimmt das Statut der Forderungsrechte 
nach der durch Savigny zur Herrſchaft gebrachten und im 
ganzen noch immer überwiegenden Anſicht ſich nach dem Er— 
füllungsort. Erfüllungsort für eine Schuld aber iſt im 
Zweifel der Wohnort des Schuldners; dies nach 8 270 Abſ. 4 
BGB. auch bei Geldſchulden, obwobl der Schuldner das 
geſchuldete Geldquantum auf ſeine Koſten und Gefahr dem 
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Gläubiger zu Übermitteln hat. Alſo würde auch für die von 
Deutſchland ins Ausland zu verſendenden Geldbeträge im 
Zweifel das etwaige inländiſche Moratorium maßgebend fein. 
Wer mit einer zweiten, heute vielfach vertretenen Meinung das 
Statut der Forderungsrechte ſich von vornherein nach dem Wohn⸗ 
ort des Schuldners beſtimmen laßt, für den kann das gleiche 
Ergebnis vollends nicht dem mindeſten Bedenken unterliegen.“ 

Vor dem inländiſchen Gericht wird alſo zweifellos auch 
dem Ausländer gegenüber das inländiſche Moratorium zu be⸗ 
achten ſein. Die Tatſache, daß erſt nach Vertragsſchluß das 
inländiſche Moratorium erlaſſen wurde, iſt belanglos. Wie iſt 
es aber vor dem ausländiſchen Gericht? Dieſes wird ſich um 
deutſche Moratorien nicht kümmern, aber nicht deshalb, weil, 
wie das OLG. Hamburg meint, dieſe erſt nach Vertragsabſchluß 
erlaſſen worden ſind, ſondern aus dem Grunde, weil die aus⸗ 
ländiſche Geſetzgebung nicht mehr nachträglich nach Vertrags⸗ 
ſchluß in gültiger Weiſe für den Inländer die Vertragsgrundlage 
zu ändern vermag. Das vermag nur die inländiſche Geſetz⸗ 
gebung. Wenn nämlich ausländiſches Recht vor inländiſchen 
Gerichten zur Anwendung kommt, ſo geſchieht dies, weil es 
Vertragsbeſtandteil geworden iſt (nicht auf Grund Staats» 
hoheit wie das inländiſche Recht). Daraus ergibt ſich die 
Richtigkeit der obigen Sätze.“) 

2. Nach der Verordnung vom 7. Auguſt (ergänzt durch die 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1914 und 21. Januar 1915) 
können Perſonen, die im Auslande ihren Wohnſitz haben, ſowie 
juriſtiſche Perſonen, die im Auslande ihren Sitz haben, vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche, die vor dem 31. Juli entſtanden ſind, zur⸗ 
zeit bis zum 30. April 1915 vor inländiſchen Gerichten nicht 
geltend machen. Es fragt ſich nunmehr, wie hat das Gericht 
zu verfahren, wenn trotzdem von einem Ausländer eine Klage 
angeſtrengt wird? Zwei Anſichten ſtehen ſich gegenüber. Die 
eine hat Steffens an dieſer Stelle S. 233 kürzlich vertreten: 
„Das Verfahren wird unterbrochen.“ 

Zur gleichen Entſcheidung kommt auch Reichel in den 
Sprechſaalnotizen der DIZ. 1914, 1373. Demgegenüber hat 
ſich Hachenburg in der LeipzZ. 1914, 1606 — gelegentlich ohne 
beſondere Begründung — auf den Standpunkt geſtellt, daß die 
Klage abzuweiſen ſei, und neuerdings hat ſich das KG. in einer 
Entſcheidung, die in der DIZ. 1915, 318 zum Abdruck ge⸗ 
kommen iſt, für die gleiche Meinung entſchieden (Bemerkenswert 
iſt dabei, daß anſcheinend keine der vier Meinungsäußerungen 
irgendwie von der anderen beeinflußt worden iſt).“) 


1) Vgl. hierzu die Literatur zum Moratorium 1870 und anläßlich 
der Balkankriege. Insbeſondere die beiden Aufſätze von Wehberg im 
Bank⸗Arch. 12. Jahrg. S. 42 und 82 und dazu Waſſermann in 
JW. 1915, 13 ff. 


2) Ein weſentlicher — praktiſcher — Unterſchied der beiden An⸗ 
ſichten zeigt ſich darm, daß bei Befolgung der erſteren Anſicht die 
prozeſſualen und materiellen Wirkungen der Rechtshängigkeit beſtehen 
bleiben. Vgl. Stein, IW. 1914, 805 J, 2. Von Bedeutung tft es 
auch, daß das Reichs juſtizamt nach einer Mitteilung an den Kriegs⸗ 
ausſchuß der deutſchen Induſtrie vom 29 Januar (Deutſcher Außen⸗ 
handel vom 20. Februar 1915 S. 18) öſterreichiſchen Gläubigern die 
Erlaubnis, zu klagen, faſt regelmäßig erteilt. Nichte deſtoweniger bleiben 
die Bedenken de lege ferenda beſteben. Vgl. Waſſermann JW. 1915, 
10 ff. und Aſch in Deutſcher Außenhandel 1915 S. 10 ff. 


7. 1915. 

Die letztere Meinung habe ich auch in dem von mir mit 
Erlanger gemeinſam herausgegebenen Kommentar der zivil⸗ 
rechtlichen Kriegsgeſetze (Schweitzers Textausgaben, 2. Aufl.) 
vertreten, während die übrigen Kommentare zu den Kriegs⸗ 
geſetzen über dieſe Frage nichts enthalten. Maßgebend hierfür 
waren folgende Erwägungen: es liegt ein ſogenannter „un⸗ 
klagbarer Anſpruch“ vor. Deſſen prozeſſuale Behandlung an⸗ 
langend, hat Reichel den Standpunkt vertreten,“) daß die Klage 
ohne Sachprüfung ab instantia abzuweiſen ſei (Prozeßurteil). 
Dieſe Meinung hält er auch heute noch für die einzig vertretbare 
und mit ihm wohl die maßgebenden Beurteiler in der Literatur. 
Auch für zeitige Unklagbarkeit, zumal wenn dieſe auf längere 
Dauer gerichtet iſt — Jo ſagt er wörtlich —, bleibt fie zu⸗ 
treffend. *) Zu feiner abweichenden Anſicht kommt er ſomit 
— wie er auch ſelbſt erklärt — nur dadurch, weil ſich der 
Geſetzgeber nach ſeiner Meinung im vorliegenden Fall auf 
einen anderen Stundpunkt geſtellt hat. Während nach unſerer 
Meinung der Geſetzgeber ſchweigt, gewinnt Reichel die Anſicht 
des Geſetzgebers auf folgende Weiſe: „Auch das Ktiegs⸗ 
beteiligtengeſez vom 4. Auguſt 1914 läuft auf den gleichen 
Geſichispunkt hinaus. Es iſt zwar hier nur von Unterbrechung 
anhängiger, nicht auch von Undurchführbarkeit neuer Prozeſſe 
die Rede; allein die Lücke iſt offenbar nach Analogie der erſt⸗ 
bezeichneten Beſtimmung auszufüllen. Was dem ſchon ſchwebenden 
Prozeß recht, muß dem neu angehobenen billig ſein.“ 


Dieſe Argumentation hat ihr Bedenkliches! Die von 
Reichel mit Recht allgemein aufgeſtellte Klagsabweiſung darf 
nicht aufgegeben werden, weil angeblich der Geſetzgeber es 
verlangt, während in Wirklichkeit Reichel ſelbſt in kühner 
Analogie ſich bemüht hat, im Geiſte des Geſetzgebers eine 
Lücke auszufüllen. Aber auch den anderen von Reichel vor⸗ 
gebrachten Gründen wird man nicht beitreten können. Es iſt 
willkürlich zu behaupten, daß die Unklagbarkeit nur auf 
kürzere Zeit beſtimmt iſt. Damals war ſie allerdings nur 
auf 3 Monate beftimmt. Heute iſt der Unklagbarkeitszeitraum 
ſchon auf 9 Monate ausgedehnt worden. Soll, wenn er noch⸗ 
mals um 3 Monate verlängert wird, die Klage abzuweiſen ſein, 
ſonſt nicht? Und wie ſteht es mit dem anderen Argument: 
„Was dem ſchon ſchwebenden Prozeß recht iſt, muß dem an⸗ 
gehobenen billig ſein.“ Mit nichten! Es erſcheint dem ſchon 
ſchwebenden Prozeß gegenüber billig, daß die Klage nicht 
einfach abgewi-ſen wird. Dieſe Rückſicht kann dem gegenüber 
ruhig fallen, der, obwohl der Geſetzgeber ausgeſprochen hat, 
daß jetzt Klagen von Ausländern nicht geltend gemacht werden 
können, es ſich trotzdem einfallen läßt, zu klagen. „Der kann 
nicht klagen über ſtrengen Spruch, der ſelber ſich zum Richter 
ſeines Schickſals macht!“ Wie von Reichel ganz richtig aus⸗ 
geführt, kann die Abweiſung narürlich aber nur „ab instantia“ 
C angebrachter Maßen“) erfolgen. Damit entfallen von ſelbſt 
die Bedenken, die Steffens wegen der Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung vorbringt. “) 


9) Reichel, Unklagbare Anſprüche, 1911 S. 78 ff. = Iheringsg. 
60, 69 ff. 


4) Reichel in DI. a. a. O. 
5) Vgl. Gaupp⸗Stein § 322, IX, 8. 
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44. Jahrgang. 


Nachdem ſo weder aus dem Geſetz ſelbſt, noch aus ſeiner 
zeitlichen Geltungsdauer, noch aus den das Geſetz beherrſchenden 
Zwecken gefolgert werden kann, daß hier anders verfahren 
werden könnte als in ſonſtigen Fällen, erſcheint die Entſchei⸗ 
dung des KG. durchaus gerechtfertigt. 

Das KG. begründet ſeine Entſcheidung allerdings nur 
wie folgt: „§ 1 Satz 1 der Bekanntmachung kann, wie ſich 
aus feiner Wortfaſſung und im Zuſammenhalt mit § 1 Satz 2 
ergibt, nur dahin verſtanden werden, daß, wenn Kläger zur 
Zeit der Klageerhebung im Ausland wohnt, ſeine Klage 
ſchlechthin abgewieſen werden muß. Unterbrochen wird das 
Verfahren nach jenen Vorſchriften nur, wenn der Rechtsſtreit, 
in dem ein im Auslande Wohnender als Kläger auftritt, zur 
Zeit des Inkrafttretens der Vorſchriften bereits anhängig war. 
War er das nicht, fo darf der Anſpruch während der Sperr⸗ 
zeit über haupt nicht geltend gemacht werden, woraus ohne 
weiteres folgt, daß, wenn er gleichwohl erhoben wird, die Klage 
zurzeit abzuweiſen iſt. Eine Ausſetzung des Verfahrens findet 
in dieſem Falle überhaupt nicht ſtatt.“ 

Damit ſtellt das Gericht nur eine Theſe auf und überläßt 
die Begründung der Theorie. Aber das dürfte es auch füglich! 
Die Theorie hat ſich mit der Frage, wie unklagbare Anſprüche 
zu behandeln ſind, längſt abgefunden. Ob man ſich dabei auf 
die Seite derer ſtellt, die in dieſem Fall — allerdings der 
Entſtehung des Geſetzes zuwidere) — einen Fall der „Un: 
zuläſſigkeit des Rechtsweges“ im Sinne des § 274 30. 
ſehen, oder mit Stein”) dahin argumentiert, daß derartige Be⸗ 
ſtimmungen des bürgerlichen Rechtes, die eigentlich in die ZPO. 
gehörten, nachdem ZPO. und bürgerliches Recht ein Ganzes 
bilden, fo anzuſehen find, als ob die ZPO. eine entſprechende 
Ergänzungsbeſtimmung aufzuweiſen hätte, iſt praktiſch be⸗ 
langlos s) 

3. In dem nämlichen Aufſatz, in dem Steffens die unter 2 
erwähnten Ausführungen macht, findet ſich auch der Satz 
„Bei Widerklage erſtreckt ſich die Unterbrechung infolge des 
inneren Zuſammenhangs auch auf die Klage.“ Damit iſt eine 
ſehr beſtrittene Frage kurz abgetan. Im umgekehrten Fall 
Per indes ganz genau fo zu behandeln iſt) hat ſich der 
IL Senat des NG. auf den von Steffens eingenommenen 
Standpunkt geſtellt (DIZ. 1914, 1385 — Leipzg. 1915, 43), 
während der I. Senat zur entgegengeſetzten Entſcheidung gelangt 
it Recht 1915, 13 = Warneyers Rechtſprechung 1915 Nr. 1). 
In glücklicher Weiſe hat nun neuerdings das OLG. Dresden, 
VI. 3 ., in einem Beſchluß vom 29. Januar 1915 (mitgeteilt 
in DIZ. 1915, 321) den Weg der Vermittlung zwiſchen beiden 
Entſcheidungen gefunden. Es führt aus: „Der Wortlaut dieſes 
Beſchluſſes (sc. des II. 3S. des RG.) läßt jedoch erkennen, 
daß damit nicht eine grundſätzliche Entſcheidung gegeben werden 
ſollte, ſondern daß nur für den betreffenden Fall die Er⸗ 


— 


) gl. hierzu Hellwig, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts S. 195 ff. 
und anſcheinend auch Jäger, Leipz 3. 1915, S. 416. 

9) Stein, Vorausſetzungen des Rechtsſchutzes S. 25; auch in 
ſeinem Kommentar zum 8274, III; ferner Reichel in Iherings J. 60, 71. 

) Wenn man will, kann man im übrigen auch in der in Frage 
Iommenden Borfchrift eine zivilprozeſſuale Norm erblicken. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


317 


— 


ſtreckung der Unterbrechung auf das geſamte Verfahren für 
geboten erſchien, weil nach Lage des Falles das Verfahren auf Klage 
und Widerklage als einheitliches, nicht trennbares anzuſehen war. 
Beſteht zwiſchen Klage und Widerklage kein ſolcher Zuſammenhang, 
iſt eine Trennung beider möglich, ſo iſt das Verfahren nur in⸗ 
ſoweit unterbrochen, als die Klage des Ausländers in Frage 
kommt, nicht aber auch hinſichtlich der Widerklage des Inländers. 
(Beſchluß des II. ZS. Dresden, DIZ. 1915, 212). So liegt 
die Sache hier.“ 

4. Vor kurzem hat Fürn rohr an dieſer Stelle (S. 208) 
die Frage aufgeworfen, ob ſich die Ausländerbekanntmachung 
Nr. 4457 auch auf Fälle bezieht, in denen Ausländer gegen 
Ausländer klagend auftreten, und dieſe Frage verneint. Ich 
habe dagegen in der Bayriſchen Zeitſchrift für Rechtspflege 
Stellung genommen.“) An dieſer Stelle möchte ich nur noch 
darauf verweiſen, daß, wenn man ſich auf den zu 1 eingenom⸗ 
menen Standpunkt ſtellt, daß es ſich bei dieſer Art Anſprüche um 
„unklagbare Anſprüche“ handele, man ſich allein ſchon deshalb, 
weil es an einer ausdrücklichen gegenteiligen Geſetzesvorſchrift 
fehlt, ſchwer entſchließen dürfte, irgendeinem Ausländer zurzeit 
das Klagerecht in Deutſchland zu geben, und ſei es auch nur 
gegen andere Ausländer. Andererſeits wird man ſich aber 
gerade, weil es ſich hier um eine Ausnahmevorſchrift gegen eine 
beſtimmte Klaſſe von Menſchen handelt, ſchwer hüten müſſen, 
dieſelbe auf dem Wege der Analogie erweiternd auszulegen. 
Die Anſicht von Levis im „Recht“ 1914, 596, daß nach dieſer 
Beſtimmung auch Perſonen ohne Wohnſitz die Geltendmachung 
ihrer Anſprüche verſagt ſei, iſt daher abzulehnen. (Ebenſo 
Waſſermann⸗Erlanger a. a. O.). 


Der Zwangsverwalter in den kriegführenden Staaten 
und ſeine Stellung im Auslande. 
Von Rechtsanwalt Dr. Arne Georg Cohn, Berlin. 


Die Tageszeitungen brachten unlängſt eine ſcheinbar von 
dem deutſch⸗franzöſiſchen Wirtſchaftsverein veranlaßte Notiz, 
wonach die Güterverwalter, die auf Grund der in Frankreich 
verfügten Zwangsverwaltung deutſcher Unternehmungen ein⸗ 
geſetzt ſind, Außenſtände dieſer Firmen im neutralen Ausland 
einzuziehen verſuchen (vgl. z. B. Voſſiſche Zeitung vom 
19. Februar, Abendausgabe, Handelsblatt), und Rechtsanwalt 
Dr. Fick⸗Zürich berichtet in der Schweizeriſchen Juriſten⸗ 
zeitung 1915, S. 220, daß in einer Angelegenheit, in der er 
einen von der Sequeſtration betroffenen Firmeninhaber bisher 
vertreten habe, der franzöſiſche Sequeſter von ihm Auskunft 
verlangt habe. Dieſe Vorkommniſſe geben zu der intereſſanten 
und wichtigen Frage nach der exterritorialen Wirkung der in 
einzelnen kriegführenden Staaten eingeleiteten Zwangsverwaltung 
Anlaß. 

Fick meint, die Frage, wie die Schweizer Anwälte ſich 
ihr gegenüber zu verhalten hätten, beantworte ſich ohne weiteres 


9) Vgl. hierzu auch JW. 1915, 291 (Rothbarth, Cohn, Haber⸗ 
ſtrumpf und Reichel); ferner LG. Metz vom 12. Februar 1915 im 
Recht 1915, 106. (Sämtliche wie im Text!) 
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aus der Neutralität ihres Landes. Da von der franzöſiſchen 
Zwangsverwaltung behauptet werde, daß ſie eine politiſche 
Maßnahme ſei, müſſe der Schweizer Anwalt dem franzöſiſchen 
Sequeſter Auskunft und Beiſtand verweigern. Sei es dagegen 
richtig, daß der deutſche Zwangsverwalter nur als Bewahrer 
eines fremden führerloſen Geſchäftes gedacht ſei, ſo ſtehe die 
Neutralität der Schweiz nicht entgegen, daß die Schweizer 
Anwälte ihn anerkennen. 

Dieſe Betrachtungsweiſe gibt zu erheblichen Bedenken 
Anlaß, ſo ſehr man auch mit der von Fick vorgeſchlagenen 
Löſung vom deutſchen Standpunkt aus zufrieden ſein könnte. 
Richtiger iſt es ſchon, wenn der deutſch⸗franzöſiſche Wirtſchafts⸗ 
verband nach der erwähnten Notiz in der Tagespreſſe die 
Schuldner im neutralen Ausland darauf aufmerkſam macht, 
daß „eine Zahlung an den feindlichen Sequeſter vom deutſchen 
Rechtsſtandpunkt aus nicht anerkannt werden könne, da die 
Sequeſtration als Kriegsmaßregel nur für das Rechtsgebiet 
des Landes Geltung habe, in dem fie erlaſſen ſei“. In der 
Regel wird aber die Frage nach der exterritorialen Wirkung 
der Maßregel nicht in dem Staate zum Austrag kommen, 
gegen deſſen Angehörige ſie ſich richtet, ſondern in dem Lande, 
in welchem der Schuldner ſeinen Wohnſitz hat, und infolge⸗ 
deſſen iſt der Hinweis auf die deutſche Rechtsauffaſſung erſt 
dann von entſcheidender Bedeutung, wenn feſtſteht, daß die 
Frage nach der Wirkſamkeit der gegenüber deutſchen Unter⸗ 
nehmungen eingeleiteten Zwangsverwaltung ſich überall nach 
deutſchem Recht beantwortet. 

Indem man aber die Entſcheidung auf die Frage nach dem 
maßgebenden Recht abſtellt, erkennt man ſofort, daß die genannte 
Frage dem Gebiet des internationalen Privatrechts angehört. 
Dies hat Fick verkannt, der ſtatt deſſen die Löſung auf völker⸗ 
rechtlichem Gebiete ſucht und hierbei inſofern nicht ganz folge⸗ 
richtig verfährt, als er die franzöſiſche Sequeſtration anders 
betrachtet wiſſen will als die deutſche. Denn in Wahrheit iſt 
auch die deutſche Zwangsverwaltung, mag ſie auch in ihren 
Wirkungen nicht ganz ſo weit gehen wie die franzöſiſche, eine 
politiſche Maßnahme. Die folgerichtige Durchführung der von 
Fick vertretenen Auffaſſung müßte daher dahin führen, daß die 
franzöſiſche Sequeſtration in England und Rußland, die deutſche 
in Oſterreich⸗Ungarn und in der Türkei anzuerkennen wäre, 
während die neutralen Länder ſowohl die eine als auch die 
andere als nicht beſtehend zu betrachten hätten. 

Geht man indeſſen von dem internationalen Privatrecht 
aus, ſo iſt vollkommen unerheblich, ob das Land, in welchem 
die Frage zufällig praktiſch wird, neutral iſt oder als Bundes⸗ 
genoſſe oder Feind am Kriege teilnimmt, entſcheidend iſt viel- 
mehr, daß dieſe Zwangsverwaltungen ihrer Natur nach politiſche 
Maßnahmen find, Ausnahmegeſetze gegen eine beſtimmte Gruppe 
von Perſonen darſtellen, den Grundſätzen des internationalen 
Privatrechts aber es widerſpricht, Akte dieſer Art im Ausland 
anzuerkennen. 

„Die internationale Rechtsgemeinſchaft, deren Ausdruck das 
internationale Privatrecht iſt“, ſagt v. Bar, Handbuch des inter⸗ 
nationalen Privatrechts Bd. I 2. Aufl. S. 428 Anm. 32, „kann 
ſich nicht beziehen auf Akte der Staatsgewalt, welche, den 
Boden der regelmäßigen Rechtsordnung verlaſſend, als Aus⸗ 
nahmegeſetze gegen einzelne Perſonen ſich richten“, und in dieſem 
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Sinne haben auch die franzöſiſchen Gerichte entſchieden, als die 
Frage zur Entſcheidung ſtand, ob die vom König von England 
und dem Herzog Wilhelm von Braunſchweig über den Herzog 
Carl von Braunſchweig aus politiſchen Gründen verfügte Ent⸗ 
mündigung in Frankreich Wirkung habe (vgl. v. Bar a. a. O.). 

Die über Unternehmungen mit feindlichem Kapital verfügte 
Zwangsverwaltung iſt ſonach eine Maßnahme, die nicht nur 
in dem Lande, gegen deſſen Angehörige ſie ſich richtet, und in 
dem neutralen Ausland wirkungslos iſt, ſondern ſelbſt in den 
verbündeten Staaten nicht anerkannt werden kann. Der Schuldner 
in England darf alſo an den franzöſiſchen Zwangsverwalter 
nicht zahlen, der Anwalt in Oſterreich dem deuiſchen Zwangs⸗ 
verwalter keine Auskunft geben. Sollte dieſes Ergebnis den 
verbündeten Staaten nicht wünſchenswert erſcheinen, ſo müßten 
ſie beſondere Beſtimmungen erlaſſen, wonach die vom verbündeten 
Staat verfügten Zwangsverwaltungen auch für ihr Land wirkſam 
ſein ſollen. Nicht ausgeſchloſſen iſt es aber, daß auch ohne 
beſondere geſetzliche Beſtimmung der Ausländer in den Fällen, 
wo es den Intereſſen des betroffenen Firmeninhabers entſpricht, 
ſich auf Verhandlungen mit dem Sequefter, als einem Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag, einläßt. Insbeſondere wird der Anwalt 
der von der Sequeſtration betroffenen Firma oft Anlaß haben, 
gerade im Intereſſe feines Mandanten mit dem Segqueſter zu 
verhandeln. 

Es iſt eine Folge dieſer Betrachtungsweiſe, daß die Frage 
nach dem rechtlichen Charakter der Sequeſtration — ob es ſich 
um eine Verfügungsbeſchränkung oder um Beſchränkung der 
Rechtsfähigkeit handelt — ganz auf ſich beruhen bleibt, daß 
die hiermit im Zuſammenhang ſtehende, im internationalen 
Privatrecht übliche Frage nach dem maßgebenden Statut über⸗ 
haupt nicht entftehen kann, und daß die an ſich naheliegende 
Verwertung der Grundſätze, die im internationalen Privatrecht 
für den Fall des Konkurſes oder den der Entmündigung gelten, 
hier nicht in Betracht kommt. 
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Pfändungsankündigung und Geſchäftsanfſicht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kullmann, Karlsruhe. 


Unter dieſer ÜUberſchrift fol die Frage beſprochen werden, 
welche Wirkung die Pfändungsankündigung hat, wenn vor 
Wirkſamwerden der gerichtlichen Forderungspfändung und vor 
Ablauf der dreiwöchentlichen Friſt des 8 845 ZPO. die 
Geſchäftsaufſicht über den Schuldner angeordnet wird. Kann 
trotz Anordnung der Geſchäftsaufſicht innerhalb der drei⸗ 
wöchentlichen Friſt die gerichtliche Forderungspfändung wirkſam 
werden? | 

Nach 8 5 der Geſchäftsaufſichtsverordnung find nach An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht Zwangsvollſtreckungen in das 
Vermögen des Schuldners nicht ſchlechthin unzuläſſig. Sie 
ſind vielmehr zuläſſig zugunſten ſolcher Gläubiger, die von dem 
Verfahren nicht betroffen werden. Nach § 9° werden von 
dem Verfahren unter anderem nicht betroffen die Gläubiger, 
ſoweit ſie im Falle des Konkurſes abgeſonderte Befriedigung 
beanſpruchen können. Nach 8 48 in Verbindung mit 8 49? KO. 
können abgeſonderte Befriedigung verlangen diejenigen, welche 
ein durch Pfändung erlangtes Pfandrecht haben. Nach § 845 
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Abſ. 2 30. hat die Pfändungsankündigung die Wirkung 
eines Arreſtes (8 930), ſofern die Pfändung der Forderung 
innerhalb drei Wochen bewirkt wird. Da der im Geſetz zitierte 
8 930 IVO. von der Vollziehung des Arreſtes durch Pfändung 
handelt, fo iſt durch 8 845 ZPO. der Pfändungsankündigung 
die Wirkung eines Arreſipfändungspfandrechts beigelegt. Freilich 
eines bedingten. Die Faſſung des 5 845 Abſ. 2 ZPO. legt 
nun auf den erſten Blick die Annahme nahe, daß das Pfand⸗ 
recht aufſchiebend bedingt ſein ſoll durch die nachfolgende 
gerichtliche Pfändung. Da aber die Wirkung der Vorpfändung 
ſchon mit ihrer Zuſtellung eintritt, ſo wird man ſich im Hinblick 
auf 8 158 Abſ. 2 BGB. wohl in dem Sinne zu entſcheiden 
haben, daß die Vorpfändung auflöſend bedingt iſt durch den 
nicht rechtzeitigen Eintritt der gerichtlichen Pfändung. Gaupp⸗ 
Stein vermeidet es überhaupt, in dieſem Zuſammenhang von 
einer Bedingung zu reden. Für ihn iſt das Pfandrecht in der 
Schwebe. Man könnte auch fagen, daß es mangels rechtzeitiger 
gerichtlicher Pfändung lediglich drei Wochen befriſtet iſt. Das 
RG. hat in einer Entſcheidung, RG. 26, 427, die damals zwiſchen 
dem LG. und OLG. Hamburg ſtreitig geweſene Frage, ob es 
ſich hier um eine reſolutive oder ſuspenſive Bedingung handelt, 
dahingeſtellt gelaſſen. 

Hiernach aber muß die Frage, ob im Falle des Konkurſes 
die Pfändungsankündigung ein Abſonderungsrecht begründet, 
dahin beantwortet werden, daß dies allerdings der Fall iſt, ſo⸗ 
lange während des Konkursverfahrens die dreiwöchentliche Friſt 
läuft. Daß dieſes Pfandrecht mit Ablauf der dreiwöchentlichen 
Friſt deshalb notwendig erliſcht, weil gemäß § 14 KO. die 
gerichtliche Pfändung nicht nachfolgen kann, ändert daran nichts, 
daß es bis zu dieſem Zeitpunkt beſtanden hat. Daß das Vor⸗ 
pfändungspfandrecht an ſich während des Konkursverfahrens 
beſteht, leuchtet ohne weiteres ein in dem Falle, daß das 
Konkursverfahren nach Zuſtellung der Pfändungsankündigung 
eröffnet aber vor Ablauf der dreiwöchentlichen Friſt aufgehoben 
wird, was z. B. im Falle des § 202 Abſ. 2 KO. leicht denkbar 
iſt. Wenn in dieſem Falle in der Zeit zwiſchen der Aufhebung 
des Konkursverfahrens und dem Ablauf der Friſt die gerichtliche 
Forderungspfändung erfolgt, fo wird man nicht bezweifeln, daß 
ſie auf die Zeit der Vorpfändung zurückwirkt, alſo während des 
Konkursverfahren beſtanden hat. Auf das Wort „Befriedigung“ 
darf man meines Erachtens den Nachdruck nicht legen, wie es 
das LG. Karlsruhe in der unten zitierten Entſcheidung tut. 
Die Worte des § 9 Ziff. 3 der Geſchäftsauſſichtsverordnung 
wollen nur den Begriff des Abſonderungsrechts umſchreiben. 
Befriedigung innerhalb des Konkursverfahrens erlangt auch der 
Gläubiger nicht, der ein endgültiges Arrefipfandrecht erlangt 
hat. Trotzdem wird wohl nicht beſtritten werden, daß dieſer 
Gläubiger zu denjenigen gehört, die von dem Verfahren nach 
9 92 J. e. nicht betroffen werden. Meines Erachtens iſt daher 
zugunſten des Vorpfändenden auch während der Geſchäftsaufſicht 
innerhalb der dreiwöchentlichen Friſt die Forderungspfändung 
zu erlaſſen. 

Das 26. Karlsruhe hat mit Beſchluß vom 3. März 1915 
die Forderungspfändung abgelehnt aus folgenden Gründen: 
„Der Gläubiger hat kein Abſonderungsrecht im Sinne 
des Reichsgeſetzes (sic) vom 8. Auguſt 1914 8 9 Ziff. 3 
in Verbindung mit 8 49 Ziff. 2 KO. 
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Das Pfändungspfandrecht wird durch Zuſtellung des 
gerichtlichen Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner 
vollzogen, 8 829 ZPO. Die Zuſtellung muß vor der 
Konkurseröffnung, hier alſo vor der Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht erfolgt ſein; die Zuſtellung einer 
Pfändungsankündigung genügt nicht (ſiehe Willenbucher, 
KO. Anmerkung zu 8 49). 

Allerdings wird der Rang des Pfandrechts nach dem 
Zeitpunkt der Vorpfändung beſtimmt. Vorausſetzung 
dieſer Wirkſamkeit iſt aber auch, daß eine gerichtliche 
Nachpfändung in die verpfändete Forderung in dem 
Zeitpunkt, in dem ſie erfolgen ſoll, überhaupt noch ſtatt⸗ 
haft iſt. Eine gerichtliche Nachpfändung iſt aber aus⸗ 
geſchloſſen, wenn nach der Vorpfändung Konkurs eröffnet 
oder — da die Vorſchriften der KO. analog anzuwenden 
ſind“ — 

vgl. hiergegen Breit, JW. 1915, 161 ff. (der 
Verfaſſer) 
„eine Geſchäftsaufſicht angeordnet wird. 

Die Vorpfändung ſtellt keine Vollſtreckungsmaßregel 
dar. Sie begründet nun allerdings ein aufſchiebend 
bedingtes Pfandrecht. Aber dieſe Wirkung iſt keine 
Folge der Tätigkeit eines ſtaatlichen Vollſtrecknngsorgans, 
ſondern eines Aktes des Gläubigers, der ſich dabei 
des Gerichtsvollziehers nur als Zuſtellungsbeamten 
bedient.“ 


Die im letzten Satz ausgeſprochene Erwägung erſcheint 
mir durchaus unerheblich. 

Das LG. Karlsruhe hat unter dem 5. März 1915 die 
Beſchwerde gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß zurückgewieſen 
mit folgender Begründung: 


„Das AG. hat mit Recht angenommen, daß der 
Gläubiger K. trotz der Vorpfändung von dem Verfahren 
betreffend die Geſchäftsaufſicht für den Schuldner N. 
betroffen wird und daß deshalb die beantragte 
Forderungspfändung und Überweifung nach 8 5 der 
Bekanntmachung des Bundesrats vom 8. Auguſt 1914 
betreffend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht un⸗ 
zuläſſig iſt. Denn der Gläubiger hatte im Konkurs 
abgeſonderte Befriedigung nicht beanſpruchen können, 
weil während des Konkurſes die Nachholung der 
gerichtlichen Forderungspfändung nach 8 14 KO. eben⸗ 
falls unzuläſſig geweſen wäre. 

Vgl. Gaupp⸗Stein zu § 845 ZPO. Bem. IIIæ, 
Note 31, S. 942, 366. 
Nach 5 9 Ziff. 3 der Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 8. Auguſt 1914 werden aber nur Gläubiger, die 
im Falle des Konkurſes abgeſonderte Befriedigung be⸗ 
anſpruchen können, von den Geſchäftsaufſichtsverfahren 
betroffen.“ 


Es iſt wünſchenswert, daß zu dieſer eminent praktiſchen 
und äußerſt zweifelhaſten Frage weiteres Material bei⸗ 
gebracht wird. 
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Zur Bekanntmachung über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriften. 
Von Referendar Dr. Ernſt Emil Schweitzer, Breslau. 


1. Die grundſätzliche Wedeutung der Zahlungs friſt. 

Die Meinung des AG. Neiſſe (JW. 1914, 846), daß ein 
Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil zum Zwecke der nach⸗ 
träglichen Stundungserzielung unmöglich iſt, wird von der 
herrſchenden Meinung mit Recht abgelehnt (AG. Cöln, JW. 
1914, 947; Kracht in JW. 1914, 1047; Güthe in Gruchot 
59, 55; Unger im Recht 1914, 719), und zwar aus zu⸗ 
treffenden Erwägungen über die prozeſſuale Natur des Ein⸗ 
ſpruchs. Wenn das AG. Neiſſe ausführt, die Stundung der 
Forderung iſt „keine Entſcheidung eines Teiles des Rechtsſtreits 
der Parteien, der Richter handelt vielmehr lediglich aus eigenem 
Recht als Beauftragter des Staates. Er ſtundet ſozuſagen an 
Stelle des Klägers“, ſo ſtehen dieſe Darlegungen durchaus im 
Einklang mit der gemeinen Meinung. Auch das AG. Cöln 
ſieht in der Bewilligung der Zahlungsfriſt eine rechtsgeſtaltende 
Einwirkung des Richters, und Güthe vertritt — ſoweit ich 
ſehe: ohne Gegner — aus dieſer Grundauffaſſung heraus die 
Meinung, daß die Berufung nicht lediglich zu dem Zwecke er⸗ 
hoben werden kann, um eine bisher nicht beantragte Zahlungs⸗ 
friſt zu erlangen.“) So erklärt ſich die in der wiſſenſchaftlichen 
Literatur wie in der Preſſe oft vertretene Anſchauung, die Be⸗ 
kanntmachung ſei ein Ereignis von grundſätzlicher rechtspolitiſcher 
Bedeutung?) und derſelbe Gedanke liegt insbeſondere auch den 
Ausführungen des Juſtizrats Striemer in JW. 1914, 849/50 
zugrunde: 

„Dieſe Beſtimmung gibt dem Gericht allerdings die ge⸗ 
waltige Machtbefugnis, Rechtswirkungen, die in der Ver⸗ 
gangenheit bereits eingetreten ſind, wieder rückgängig zu machen, 
und zwar durch ein Urteil, das vielleicht erſt nach vielen 
Monaten und natürlich auch noch nach Beendigung des Krieges 
ergehen kann. Dieſe Machtfülle iſt eine enorme; fie wirkt wie 
eine Expropriation; ſie wirft den Gläubiger aus ſeinen wohl⸗ 
erworbenen Rechten heraus. Der Richter verwandelt alſo 
wohlbegründete, ſubjektive Rechte durch ſeinen Machtſpruch rück⸗ 
wärts in nichts und zerſtört ſie, wie man Kartenhäuſer umbläſt, 
aber in der folgenſchwerſten Weiſe. Hieraus erwächſt zunächſt 
dem Richter die Pflicht, feine Befugnis aus § 1 der Bekannt⸗ 
machung vom 18. Auguſt nur mit der äußerſten Vorſicht an⸗ 
zuwenden, alſo nur bei ganz beſonders kraß liegenden Fällen. 
Es erwächſt aber auch die Notwendigkeit, jener Bekanntmachung 
des Bundesrats die engſte Auslegung zuteil werden zu laſſen. 
Denn ſie iſt wirtſchaftlich eine große Gefahr, juriſtiſch aber eine 
Anomalie. Von Rechtsanomalien muß auch der Feind der 
Buchſtabenverehrung jede extenſive Interpretation abſolut fern⸗ 
halten.“ 


— — 


1) Güthe in Gruchot 59, 55 und im Sonderdruck des JMBl. 
S. 12, hier noch mit ausdrücklichem Hinweis auf die Erwägungen 
des AG. Neiſſe; vgl. ferner Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der 
Kriegszeit, 2. Aufl. S. 76 Anm. 6. 

2) Vgl. hierzu auch Neumann, ZW. 1914, 1095; Morchuttt 
JW. 1915, 76 f.; Cahn, JW. 1915, 184. 
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Ich vermag in der Bewilligung einer Zahlungsfriſt eine 
Rechtsanomalie nicht zu erblicken. Will man den grundſätzlichen 
Charakter der Zahlungsfriſt prüfen, ſo darf man nicht in ein⸗ 
ſeitiger Weiſe Ausgangs⸗ und Endpunkt in dem Titel der Be⸗ 
kanntmachung über die „gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten“ ſehen — übrigens ſpricht der ent⸗ 
ſcheidende 8 1 nicht von Bewilligung, ſondern korrekter von dem 
gerichtlichen „Beſtimmen“ der Zahlungsfriſt —, man wird viel⸗ 
mehr, da die Bekanntmachung ſelbſt nähere Aufſchlüſſe über 
die rechtliche Natur der Zahlungsfriſt nicht gibt, deren Dar⸗ 
legung alſo der Wiſſenſchaft überläßt, von dem Sinn und 
dem Zweck der Bekanntmachung auszugehen haben. 

Daß im Kriegsfalle Moratorien erlaſſen werden, iſt ein 
weder für Deutſchland neuer noch auf Deutſchland beſchränkter 
Vorgang. Während nun aber manche Moratorien einen 
beſtimmten Kreis von Forderungen bezeichnen, in denen die 
Hinausſchiebung der Fälligkeit von ſelbſt eintritt, hat der 
deutſche Geſetzgeber von einer ſo weitgehenden Maßnahme 
Abſtand genommen und die Gewährung einer Zahlungsfriſt 
an den jedesmaligen Ausſpruch des Richters geknüpft. Der 
Gedanke, der hierbei den Geſetzgeber geleitet hat, war aber 
nicht die rechtspolitiſche Abſicht, dem Richter eine neue, freiere 
Stellung gegenüber dem Geſetze zu geben, ſondern entſcheidend 
war die Erwägung, daß ein ipso jure eintretendes Moratorium 
nur dann möglich iſt, wenn die Vorausſetzungen desſelben in 
einer rein äußerlichen, für jedermann erkennbaren, objektiven 
Weiſe feſtgelegt werden. Eine ſolche ſchematiſche Regelung 
erſchien aber vom praktiſch volkswirtſchaftlichen Standpunkte 
aus verwerflich; der Bundesrat hat daher als Vorausſetzung 
der Zahlungsfriſt in mehr allgemeiner und gerade darum dem 
Einzelfall mehr angepaßter Weiſe beſtimmt: „daß die Lage des 
Beklagten ſie rechtfertigt, und die Zahlungsfriſt dem Kläger 
nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt“. Ob dieſe 
Beſtimmungen jeweils vorliegen, dies kann naturgemäß nur 
durch den Richter feſtgeſtellt werden. Mit anderen Worten: 
das Gericht „bewilligt“ nicht eigentlich die Zahlungsfriſt, es 
„tritt nicht an Stelle des Gläubigers“ (wie Güthe in Gr. 
S. 50 meint), ſondern es ſtellt feſt, daß die Vorausſetzungen 
ür die erkannte Zahlungsfriſt vorliegen. Es handelt ſich nicht 
wie bei der Eheſcheidung um eine rechtsgeſtaltende Einwirkung 
des Richters, ſondern um einen vom Geſetzgeber anerkannten 
Fall der clausula rebus sic stantibus. | 

In der auf beſtehende Vertragsverhältniſſe rückwirkenden 
Kraft der Bundesratsverordnung liegt daher meines Erachtens 
durchaus nicht eine ſolche Rechtsbeſonderheit, wie ſie Striemer 
a. a. O. behauptet. Es ſei nur an die glänzenden Ausführungen 
erinnert, in denen Staub die rückwirkende Kraft der ſozial⸗ 
politiſchen Vorſchriften des BGB. und des HGB. dargetan 
hat (vgl. jetzt HGB.⸗Kommentar 9. Aufl. Bd. I Allg. Einl. II 
Anm. 12 bis 14); insbeſondere iſt auf die auch bei Staub 
wiedergegebene Stelle der Motive zu Art. 170 EGBGB. zu 
verweiſen. 

Die richterliche Beſtimmung einer Zahlungsfriſt iſt juriſtiſch 
ebenſo aufzufaſſen wie das Ermäßigungsrecht, das dem Richter 
gemäß § 343 BGB. bei unverhältnismäßig hohen Vertrags- 
ſtrafen zuſteht. Auch bei 8 343 BGB. kommt hinſichtlich des 
Zeitpunktes, der für die Beurteilung der Angemeſſenheit zugrunde 
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zu legen ift, die Zeit der Urteilsfällung in Betracht; auch bei 
dieſer Beſtimmung ſpielt demnach der Geſichtspunkt der clausula 
rebus sic stantibus mit. Die innere Ahnlichkeit der dem 
5 343 BGB. und dem § 1 der Bekanntmachung zugrunde 
liegenden Rechtsgedanken zeigt ſich auch darin, daß auch § 343 
DGB. zur Vorausſetzung feiner Anwendbarkeit die Verwirktheit 
der Vertragsſtrafe macht, ferner daß eine Herabſetzung der 
Strafe nach vollſtändiger freiwilliger Entrichtung unzuläſſig iſt. 
Es iſt bezeichnend, daß man früher vielfach auch das die Er⸗ 
mäßigung einer Vertragsſtrafe ausſprechende Urteil als konſtitutiv 
nicht als deklaratoriſch angeſehen hat, und daß man daraus 
gefolgert hat, die Herabſetzung könne nur im Wege der Klage 
oder der Widerklage, nicht aber durch eine Einrede verlangt 
werden; ſo z. B. noch Planck 3. Aufl. 1907 zu § 343 Nr. 1. 
Dieſe Auffaſſung darf jetzt als allgemein ſallengelaſſen gelten; 
vgl. Staudinger 7./8. Aufl. zu § 343 Nr. 4: „Der Planckſche 
Vergleich der hier dem Richter eingeräumten Befugnis der 
Herabſetzung der Vertragsſtrafe mit einer Eheſcheidung iſt ver⸗ 
fehlt, es handelt ſich nicht um die konſtitutive Anderung eines 
beſtehenden Vertragsverhältniſſes, ſondern um die teilweiſe 
Aberkennung eines Anſpruches aus Billigkeitsgründen“; 
ogl. jetzt auch Planck 4. Aufl. 1914 Bd. II S. 449. 

Ich nehme daher an, daß der Antrag auf Ge— 
währung einer Zahlungsfriſt die Geltendmachung 
einer bürgerlich rechtlichen Einrede bedeutet, aus 
welcher Auffaſſung ſich weitgehende prozeſſuale und materiell⸗ 
rechtliche Folgen unſchwer ergeben. Nur das Wichtigſte kann 
hier angedeutet werden. 

In progeſſualer Hinſicht erhellt im Gegenſatz zur oben 
wiedergegebenen Anſchauung Güthes und Sieskinds, daß eine 
Berufung zum Zwecke der Erlangung einer Zahlungsfriſt auch 
dann eingelegt werden kann, wenn dieſe in der erſten Inſtanz 
nicht beantragt worden ift.3) Auch die Reviſion kann gleichfalls 
im Gegenſatz zu den Ausführungen von Güthe in Gruchot 
S. 55 meines Erachtens darauf geſtützt werden, daß die Ge⸗ 
währung der Zahlungsfriſt von der Vorinſtanz aus rechts⸗ 
wrtümlihen Gründen abgelehnt worden iſt, alſo etwa weil 
dieſe von irrtümlichen Erwägungen über den Begriff der vor 
dem 31. Juli 1914 entſtandenen Geldforderung ausgegangen 
it, oder etwa weil fie unzutreffend angenommen hat, daß nach 
der Bekanntmachung die Zahlungsfriſt Ausländern nicht zu⸗ 
gebilligt werden dürfe. Das Bedürfnis, über derartige Fragen 
eme einheitliche Rechtſprechung zu erzielen, iſt kaum zweifelhaft; 
und demnach dürfte inſoweit die hier vertretene Auffaſſung 
mehr den Anforderungen des praktiſchen Rechtslebens ent: 
ſprechen als die einſeitige Konſequenz der Gütheſchen Theorie, 
wonach zwar die Bewilligung, nicht aber die Verweigerung der 
Zahlungsfriſt mit der Reviſion anfechtbar iſt. (Ob man nicht 
in dieſer Einzelfrage auch vom Standpunkte der herrſchenden 
Meinung zu dem hier vertretenen Ergebnis kommen kann, mag 
dahingeſtellt bleiben; jedenfalls entſprechen Güthes Ausführungen 
über die Vorausſetzungen der Reviſion meines Wiſſens der 


. Meinung; zutreffend aber Unger a. a. O. 
N). 


11 Vgl. Unger im Recht 1914, 719; OLG. Braunſchweig, DI. 
„ 214. 
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Ferner: Der Antrag über die Zahlungsfriſt iſt nach der 
Parteimaxime zu behandeln. Auch ein Vergleich über die 
Zahlungsfriſt iſt möglich, vgl. Striemer, JW. 1914, 852; 
anderer Anſicht — und meines Erachtens bei ihrer grundſätz⸗ 
lichen Auffaſſung folgerichtiger als Striemer — Rechtsanwalt 
Erlanger (JW. 1915, 71; LG. München, IW. 1914, 55). 
Die Ausführungen des Amtsgerichtsdirektors Burkhardt in 
Leipz 3. 1915 S. 27/28 zeigen, daß die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung insbeſondere auch dem praktiſchen Bebürfniffe im 
Mahnverfahren entſpricht; dagegen dürften die von Burkhardt 
als nützlich befürworteten Maßnahmen mit der herrſchenden 
Lehre von der rechtsgeſtaltenden Einwirkung des Richters nicht 
vereinbar fein (ſiehe auch Knipſchaar, JW. 1915, 203). 

In materieller Hinſicht ergibt unſere Auffaſſung zunächſt 
das Ergebnis, daß die Gewährung der Zahlungsfriſt die gleiche 
Bedeutung hat, wie eine vom Gläubiger gewährte Stundung; 
ſie iſt alſo nicht etwa eine rein prozeſſuale Maßnahme (ſehr 
beſtritten, Literatur bei Erlanger a. a. O. S. 70). Die Ein⸗ 
wendungen Erlangers ſind nicht überzeugend. Aus der rein 
äußerlichen Ahnlichkeit einiger Worte des § 1 der Bekannt⸗ 
machung und des § 721 3PO. — auf die Striemer und 
Erlanger Wert legen — kann kein Argument abgeleitet werden; 
zudem handelt es ſich um inhaltlich völlig verſchiedene Beſtim⸗ 
mungen. Ebenſowenig iſt daraus, daß 8 14 EG ZPO. die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Moratorien und Zahlungs⸗ 
friſten, ſoweit ſie prozeßrechtliche Vorſchriften ſind, außer Kraft 
ſetzt, etwas dafür zu folgern, ob die jetzige Bekanntmachung des 
Bundesrats prozeßrechtlicher oder materiell - rechtlicher Natur 
it.) Die hier vertretene Auffaſſung wird durch das ſich aus 
Abſ. III des § 1 der Bekanntmachung zwingend ergebende 
argumentum e contrario beſtätigt. Eine analoge Anwendung 
dieſer Beſtimmung erſcheint ausgeſchloſſen; es wäre unver⸗ 
ſtändlich, warum die praktiſch ſo überaus wichtige und nahe⸗ 
liegende Frage des Schadenserſatzes mit Stillſchweigen über⸗ 
gangen worden wäre, wenn Schadenserſatz nach dem Willen 
des Geſetzgebers gewährt werden ſollte. Höchſtens ließe ſich 
„ſolche Ungenauigkeit dadurch erklären, daß der Geſetzgeber in 
der Unruhe der Zeitverhältniſſe haſtig gearbeitet“) und „nur 
an den nächſtliegenden Normalfall gedacht“ hat (ſo Striemer 
a. a. O. S. 851); aber der von dem verſtorbenen Juſtizrat 
Wolff mit Recht beklagte Mangel an Reſpekt vor dem Geſetz⸗ 
geber (JW. 1914, 123 f.) darf jedenfalls nicht dazu führen, dem 
Geſetzgeber eine Flüchtigkeit zu unterſtellen, die bei jedem Rechts⸗ 
kandidaten unverzeihlich wäre. 

Vor allem: hätte der Geſetzgeber die Zahlungsfriſt zu einer 
rein prozeſſualen Maßnahme geſtalten wollen, dann hätte er 
dies in der Bekanntmachung eindeutig ausſprechen müſſen. Der 
Schuldner, dem vor Gericht eine Zahlungsfriſt zugebilligt wird, 
nimmt als ſelbſtverſtändlich an, daß er dieſe zur Befeſtigung 
ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz ausnützen darf und ſoll; nicht 
aber nimmt er an, daß er nunmehr das Riſiko des — für ihn 


4) Daß Zahlungsfriſten und Moratorien rein prozeßrechtlicher 
Natur fein können, beſtreitet niemand; vgl. § 3 der Bekanntmachung. 
5) Ein auch ſonſt beliebtes Notargument (vgl. Lux, IW. 1914, 
S. 961/2), immerhin darf die Schnelligkeit der Kriegsgeſetzgebung 
nicht zu einer Unterſchätzung des Geſetzes führen; val die mit Recht 


anerkennende Beurteilung von Goldmann (JW. 1914, 1048). 
41 
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ganz unabſehbaren — dem Gläubiger etwa noch erwachſenden 
Verzugsſchadens trage, und daß das ihm vom Richter hin⸗ 
geworfene Rettungsſeil zu guter Letzt noch dazu dienen könne, 
ihn mit Regreßklagen heimtückiſch zu erwürgen. 

Weitergehend als Güthe nehme ich aber an, daß hinſicht⸗ 
lich des Friſtverlangens überhaupt die Grundſätze des BGB. 
über die Einrede Anwendung finden. Als beſonders intereſſant 
ſeien hier nur die ſich für die Bürgſchaft ergebenden Folge⸗ 
rungen hervorgehoben. Ich komme zu dem von v. Harder 
vertretenen Ergebnis, daß die dem Hauptſchuldner bewilligte 
Zahlungsfriſt auch zugunſten des Bürgen gilt (v. Harder, 
IW. 1914, 847; 15, 206, 290; wie Verfaſſer auch Sieskind, 
2. Aufl., S. 80, Anm. 17; a. A. Ortweiler, JW. 1915, 61 
und S. 207). In Ortweilers Entgegnung (S. 207) bleibt 
insbeſondere unklar, wie er die Anſicht begründen will, daß 
die Zahlungeſriſt, die dem Hauptſchuldner im Rechtsſtreit mit 
dem urſprünglichen Gläubiger zugebilligt worden iſt, nun auch 
gegen den Bürgen gelten ſoll, auf den die Hauptforderung 
übergegangen iſt. Wenn Ortweiler ſich auf den Standpunkt 
ſtellt, daß der Beſtand der Hauptverbindlichkeit durch die Friſt 
nicht geändert wird, und „daß die vom Gericht bewilligte 
Zahlungsfriſt nur dem zugute kommen darf, in deſſen Verhält⸗ 
niſſen die Vorausſetzungen gegeben ſind“, dann müßte dieſer 
Grundſatz konſequenterweiſe nicht nur zuungunſten ſondern auch 
zugunſten des Bürgen Platz greifen. Nach 8 1 Bek. iſt die 
Bewilligung der Zahlungsfriſt nicht nur von der Lage des 
Schuldners ſondern auch von den perſönlichen Verhältniſſen 
des Gläubigers abhängig, dem die Zahlungsfriſt nicht einen 
unverhältnismäßigen Nachteil zufügen darf. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt aber gegenüber dem Bürgen, auf den die Forderung 
übergegangen iſt, im Prozeß des Hauptſchuldners noch nicht 
nachgeprüft worden.“) Die Ortweilerſche Auffaſſung müßte — 
da ſie eine Veränderung im Beſtande der Hauptverbindlichkeit 
verneint — konſequent dazu führen, daß immer wieder nach⸗ 
zuprüfen iſt, ob auch nach erfolgtem Übergang die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zahlungsfriſt vorliegen — gewiß ein unerfreuliches 
Ergebnis! 

Zudem würde gegenüber einer Regreßklage des Bürgen 
aus dem Auftrage ſich der Schuldner zweifellos nicht eine im 
Prozeß mit dem Hauptſchuldner erhaltene Zahlungsfriſt geltend 
machen können, wenn dieſe nicht den Beſtand der Haupt⸗ 
verbindlichkeit geändert hat. Dasſelbe gilt von einer Klage, 
die der noch nicht belangte Bürge gemäß § 775 Ziff. 3 BGB. 
auf Befreiung von der Hauptverbindlichkeit gegen den Schuldner 
anſtrengt. So würde die von Ortweiler vertretene Auffaſſung 
in vielen Fällen dazu führen, daß der Hauptſchuldner — weil 
ſonſt dem Bürgen ein unverhältnismäßiger Nachteil entſtände — 
ohne Friſt zahlen muß, und zwar, obwohl der Gläubiger ſelbſt 
zur Bewilligung einer Zahlungsfriſt wohl imſtande wäre, — 
das widerſpricht aber dem Zwecke des Geſetzes. Zuzugeben iſt, 


6) Die Unbilligkeit, die — bei ſonſtiger Akzeptierung der 
Ortweilerſchen Theorie — eine Nichtnachprüfung gegenüber dem 
Bürgen bedeuten würde, erhellt insbeſondere, wenn der Hauptgläubiger 
eine die verbürgte Forderung überſchreitende Geſamtforderung aus 
einer Geſchäftsverbindung eingeklagt hat, und wenn hierbei dem 
Schuldner eine Natenfrift bewilligt worden tft; erſt die letzte Rate 
käme dem Bürgen zugute. (§ 774 Satz 2 BGB.) 


f. 1915. 


daß die hier vertretene Auffaſſung zunächſt unbillig erſcheinen 
mag, wenn dem Schuldner, der durch den Krieg in Not geraten 
iſt, eine Zahlungsfriſt bewilligt worden iſt, der Bürge dagegen 
in der Lage iſt, die Schuld alsbald zu tilgen. Die Auffaſſung 
aber, daß hier der Bürge alsbald zahlen und mit ſeiner Regreß⸗ 
klage bis zum Ende der Zahlungsfriſt warten muß, widerſpricht 
meines Erachtens der akzeſſoriſchen Natur der Bürgſchaft. Der 
Geſamtſchuldner oder auch der Kontrahent eines Garantie⸗ 
vertrages würden ſich meines Erachtens auf eine ſolche Zahlungs⸗ 
friſt nicht berufen können, der Bürge dagegen kann ſie als 
Einrede gemäß 8 786 BGB. geltend machen. 

Es iſt hier wie bei der gewöhnlichen Stundung, bei der 
der Bürge nach gemeiner Meinung die dem Hauptſchuldner zu⸗ 
ſtehende Einrede geltend machen kann; ja, eine Stundung mit 
dem beſchränkenden Zuſatze, daß die Stundung nur zugunſten 
des Hauptſchuldners eintreten ſolle, würde unwirkſam fein (vgl. 
Staudinger zu 8 718 N. 16). Vielleicht iſt auch hier ein Fall, 
der zeigt, wie man trotz Freibleibens von jeglicher Buchſtaben⸗ 
jurisprudenz auf Grund rechtlicher Erwägungen praktiſch in 
Gegenſatz zu der rein wirtſchaftlichen Intereſſenabwägung der 
Freirechtſchule kommen kann. Man nehme als ähnlich den 
Fall, daß ein Hauptſchuldner ſich zur Leiſtung von 100 Ztr. 
ruſſiſchen Sonnenblumkuchenmehl verpflichtet hat; der Schuldner 
wird jetzt im allgemeinen als nach 8 279 BGB. befreit gelten 
müſſen, nicht weil die Gattung untergegangen iſt, ſondern weil 
die Beſchaffung infolge des Krieges mit ſo außerordentlichen 
Schwierigkeiten verbunden iſt, daß dieſe nach billiger Geſetzes⸗ 
auslegung der Unmöglichkeit gleich zu achten iſt. Dann iſt 
aber auch der Bürge von ſeiner Schuld befreit worden, 
und zwar ſelbſt wenn dieſer zufällig im Beſitze von 
100 Ztr. Sonnenblumkuchenmehls iſt, für ihn alſo als 
Hauptſchuldner die Befreiung nicht eingetreten wäre. 

Im Einklang mit der herrſchenden Meinung lehnt 
Staudinger zu 8 768 N. 3 die Auffaſſung Dernburgs ab, daß 
dem Bürgen die Berufung auf alle Einreden des Haupt⸗ 
ſchuldners verſagt ſein ſolle, die ihren Grund in der Vermögens⸗ 
unzulänglichkeit haben, gegen welche der Bürge den Gläubiger 
ſchützen ſolle und bemerkt, „richtig iſt nur ſoviel, daß dem Bürgen 
die Bezugnahme auf ſolche Rechtsbehelfe des Hauptſchuldners 
verſagt bleiben müſſen, gegen die nach Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden die Bürgſchaft gerade Schutz gewähren ſoll“. Aus 
dieſer zutreffenden Auffaſſung ergibt ſich die Folgerung, daß 
wenn etwa ein Bürge gerade mit Rückſicht auf die ſchon be⸗ 
ſtehende Kriegsgefahr ſich verpflichtet hat, im Einzelfalle zu unter⸗ 
ſuchen iſt, ob die Berufung auf die dem Hauptſchuldner gewährte 
Zahlungsfriſt nicht dem Vertrags willen der Parteien widerſtreitet. 


2. Zu den Vorausſetzungen der Friſtbewilligung. 


Es folgt aus dem grundſätzlichen Charakter der Zahlungs⸗ 
friſt, daß dieſe — ſo weitherzig bei ihrer Zubilligung auch zu 
verfahren iſt — keineswegs als Nebenſächlichkeit, als eine dem 
Schuldner ohne weiteres zuſtehende Gunſt aufgefaßt werden. 
Immer iſt die einſchneidende materielle Wirkung zu berück⸗ 
ſichtigen, die mit der Zahlungsfriſt inſofern verbunden iſt, als 
ſie den Gläubiger — der nicht immer der wirtſchaftlich ſtärkere 
Teil zu ſein braucht — der aus dem Verzuge entſtehenden 
Anſprüche (abgeſehen von dem Zinsanſpruche) beraubt. Aus 
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dieſem Grunde geht es meines Erachtens auch über die Abſicht 
des Geſetzes hinaus, die Zahlungsfriſt dann zu bewilligen, 
wenn die ſchwierige wirtſchaftliche Lage des Schuldners weder 
unmittelbar noch mittelbar durch den Krieg verurſacht worden iſt.“) 
Dagegen iſt der hier bekämpften Auffaſſung die Konzeſſion 
zu machen, daß der Aufſchub der Zwangsvollſtreckung auch aus 
der durch den Krieg für jedermann entſtehenden Erſchwerung der 
wirtſchaftlichen Exiſtenz gerechtfertigt erſcheinen kann. 


3. Auwalfsgebühren bei Ronfradiktorifher Verhandlung 
über die Zahlungs friſt. 

Wenn dem Erlaß eines Anerkenntnisurteiles eine kontra⸗ 
diktoriſche Verhandlung über den Antrag des Schuldners auf 
Gewährung einer Zahlungsfriſt vorangeht, ſo iſt es fraglich, 
ob dem Rechtsanwalt eine beſondere Gebühr für dieſen Antrag 
zuſteht. Verneinend ſprechen ſich aus die im weſentlichen über⸗ 
einſtimmenden Entſcheidungen des OLG. Hamburg (DIZ. 1914 
Sp. 1392), des OLG. Darmſtadt (ebenda 1915 Sp. 113), des 
OLG. Kolmar (ebenda 1915 Sp. 114) und des OLG. München 
(JW. 1915, 56 ff.).) 

Ich möchte mich dieſen Urteilen nicht anſchließen. Zutreffend 
führt zwar meines Erachtens das OLG. Kolmar aus, daß im 
bezeichneten Falle ein Anſpruch auf die Gebühr einer kontra⸗ 
diktoriſchen Verhandlung der Hauptſache nicht gegeben ſei. 
„Das ergibt ſich aus § 2 der Bekanntmachung ſelbſt, wonach 
in dem zu erlaſſenden Anerkenntnisurteil die Zahlungsfriſt zu 
beſtimmen iſt. Selbſt wenn das Begehren einer ſolchen Friſt 
mit dem bisherigen Begriffe des Anerkenntniſſes unvereinbar 
wäre, wäre doch der Bundesrat in der mit Geſetzeskraft aus⸗ 
geſtatteten Bekanntmachung in der Lage geweſen, den Begriff 
des Anerkenntnisurteiles und des Anerkenntniſſes zu erweitern. 
Das Begehren der Gebühren für die kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung iſt ſomit unbegründet, ebenſo wie der Hilfsantrag, 
ſür das Stundungsbegehren einen beſonderen Streitwert anzu⸗ 
nehmen, weil auch nicht über einen Teil des Anſpruches kontra⸗ 
diktoriſch verhandelt worden iſt.“ In der Tat unterſtellt die 
Bekanntmachung — meines Erachtens unter Erweiterung der 
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5) Bol. Hollaender, JW. 1914, 971 und die dort angeführte 
Entſcheidung des LG. 1 Berlin in KGBl. 1914, 115; OLG. München 
in Oe Inſpr. 1915, 10 f.; Striemer, JW. 1914, 852; Freiesleben, 
DIZ. 1914, 1155; a. A.: Hirſch, IW. 1914, 947 und in der Be⸗ 
gründung — das Ergebnis iſt auch von der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung heraus zu billigen! — OLG. Hamburg in der DIZ 1914, 
1807. Güthes, durch die ſolgende Literaturgruppierung unklare Be⸗ 
merkung, „nicht nötig iſt, daß die ſchwierige wirtſchaftliche Lage des 
Schuldners durch den Krieg allein (I) verurſacht iſt“ (Gruchot S. 56), 
iſt an ſich auch meines Erachtens durchaus zutreffend. 

8) Siehe ferner LG. Berlin III, IW. 1915, 57; LG. Mannheim, 
Leipz 3. 1915, 84; Unger im Recht 1914, 727 und OL. Cöln im 
Recht 1914, 647. Letzteres geht (ebenſo wie OL. Nürnberg im 
Recht 1914, 739) davon aus, daß die Beſtimmung der Friſt Be: 
deutung nur für die Zwangs vollſtreckung hat und kommt zu beſonderen 
Folgerungen, wenn ſich die Verhandlung in der Berufungsinftan, aus: 
ſchließlich auf die im Urteile erſter Inſtanz erfolgte — als unzuläſſig 
angefochtene — Friſtbeſtimmung erſtrecke. In dieſem Falle habe 
kontradiktoriſche Verhandlung über den Streitgegenſtand ſtattgefunden, 
der ſich auf das Intereſſe des Klägers an der Nichtbewilligung der 
Friſt beſchränke (vgl. hiergegen auch LG. Dresden, JW. 1915, 57). 
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bisherigen Begriffe — auch die mit Friſtbegehren verbundenen 
Anerkenntniſſe, deren zivilprozeſſualen Begriff des Anerkenntniſſes, 
und das darauf erfolgende Urteil dem zivilprozeſſualen Begriff 
des Anerkenntnisurteils; daraus folgt, daß ſolche Urteile durch⸗ 
aus den Beſtimmungen über das Anerkenntnisurteil unterliegen, 
daß ſie alſo, wie im Gegenſatz zu den Anführungen von Bendix 
in JW. 1914, 965 anzunehmen iſt, nach 8 708 Ziff. 1 ZPO. 
vorläufig vollſtreckbar find, und ebenſo in der Gebührenfrage 
als Anerkenntnisurteile zu betrachten ſind, die ihnen voraus⸗ 
gehende Verhandlung im Sinne des 5 16 RAG. als nicht 
kontradiktoriſch aufzufaſſen iſt. Dies kommt auch zugunſten des 
Gläubigers in Betracht, wenn dieſer ohne Erfolg die Ablehnung 
der verlangten Zahlungsfriſt beantragt hat. 8 92 ZO. iſt 
nicht anwendbar. ) 

Dagegen iſt den weiteren Ausführungen des OLG. Kolmar, 
die ſich auf die Anwendbarkeit des 5 89 RAG. beziehen, 
meines Erachtens nicht beizuſtimmen. Das angeführte Urteil 
bemerkt in dieſer Hinſicht: 

„Andererſeits war zu erwägen, ob für die Verhandlung 
über das Stundungsbegehren nicht eine beſondere Gebühr zu 
bewilligen ſei (8 89 RAGD.), da der Rechtsanwalt nach den 
Grundſätzen der Gebührenordnung keine Tätigkeit ohne Ver⸗ 
gütung leiſten ſoll. Aber auch dies iſt zu verneinen. Am 
meiſten Ahnlichkeit hat das Verfahren bei Friſtbewilligung mit 
dem Verfahren auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, da die Bewilligung der Zahlungsfriſt der Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
gleichkommt, und bei beiden Verfahren Glaubhaftmachung ge⸗ 
fordert wird. Zum Anſatz einer beſonderen Anwaltsgebühr 
berechtigt der Antrag auf einſtweilige Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aber keinesfalls, wenn das Verfahren, wie hier, 
mit dem Verfahren über die Hauptſache verbunden iſt (88 29, 
30? RAGd.). So führt die entſprechende Anwendung der 
Beſtimmungen der Gebührenordnung dazu, daß auch die in 
bezug auf den fraglichen Antrag entfaltete Tätigkeit durch die 
für die Hauptſache zugebilligten Gebühren mit abgegolten iſt“. 

Dieſe Begründung iſt meines Erachtens nicht überzeugend. 
Die Bewilligung einer Zahlungsfriſt iſt inhaltlich von der einſt⸗ 
weiligen Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in rechtsgrund— 
ſätzlicher Weiſe verſchieden, fie ſteht ihrer rechtlichen Bedeutung 
vielmehr „einer Zahlungsfriſt gleich, die der Gläubiger dem 
Schuldner gewährt hat“. (Güthe, Gruchot 59, 50.) Da 
alſo die Zahlungsfriſt materielle Wirkung hat, ſo kann ihre 
Beantragung nicht den lediglich die Vollſtreckung betreffenden 
in 85 29“, 30 RAG. bezeichneten Anträgen gleichgeſtellt 
werden; kommt doch der Unterſchied zwiſchen den bezeichneten 
Rechtshandlungen ſchon darin zu formal prozeſſualer Wirkung, 
daß die vom Prozeßgericht gefällte Entſcheidung über die Be⸗ 
willigung der Zahlungsfriſt im Gegenſatz zu ſämtlichen auf 
Grund der in 5 29 Ziff. 4 ergehenden Entſcheidungen anfechtbar 
iſt und zwar nicht mit der Beſchwerde ſondern mit der Be- 
rufung (vgl. KG. in DIZ. 1914 Sp. 1389 und die dort ſowie 
bei Güthe in Gruchot S. 59 gegebenen Zitate) eventuell ſogar 
mit der Reviſion (Güthe in Gruchot S. 55/56). 


9) Vgl. OLG. München a. a. O. S. 57; Freiesleben DIZ. 1914, 


1160 gegen Bendix in JW. 1914, 966; Levis im Recht 1914, 595. 
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Das Hauptmotiv für die angeführte Entſcheidung des OLG. 
Darmſtadt kommt wohl aber in einer von dem Senatspräſi⸗ 
denten Dr. Keller als Einſender dieſer Entſcheidung herrührenden 
Anmerkung in der DIZ. zum Ausdruck: 

„Richtig iſt zwar, daß 8 1 der Bekanntmachung vom 
7. Auguft 1914 in mehrfacher Richtung eine ſtreitige Ver⸗ 
handlung über die Zahlungsfriſt, ja ſelbſt eine Beweisaufnahme 
möglich macht. Aber hieraus die Zuläſſigkeit einer Erhöhung 
der Anerkenntnisgebühr auf die volle Gebühr zu folgern oder 
den 8 89 RAG. zur Schaffung einer beſonderen Gebühr 
heranzuziehen, wäre verfehlt angeſichts der Tendenz der Aus⸗ 
nahmevorſchrift vom 7. Auguſt 1914, die eine Gunſt für den 
Schuldner ſein will und daher jeder Koſtenerhöhung wider⸗ 
ſtrebt.“ 19) 

Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß die bezeichnete 
Bekanntmachung zwar zweifellos zugunſten des Schuldners 
getroffen iſt, daß aus ihr aber keineswegs die Tendenz hervor⸗ 
geht, Schuldner auch in gebührenrechtlicher Hinſicht zu bevor⸗ 
zugen und die zugunſten der Anwälte getroffene allgemeine 
Beſtimmung des 8 89 RAG. zu durchbrechen. Gerade indem 
der deutſche Geſetzgeber — anſtatt wie andere Staaten ein 
allgemeines für beſtimmte Perſonen oder beſtimmte Forderungen 
ipso iure eintretendes Moratorium zu ſchaffen — die Bes 
willigung einer Zahlungsfriſt von einem richterlichen Ausſpruche 
im einzelnen Falle abhängig macht, zeigt er, daß er nicht davon 
Abſtand nehmen will, dem Schuldner, dem der Nutzen der 
Zahlungsfriſt zugute kommt, auch andererſeits das Opfer der 
notwendigen Prozeßkoſten aufzuerlegen. Mit Recht nimmt auch 
die herrſchende Meinung an, daß der Schuldner, der eine 
Zahlungsfriſt beantragen will, ſich in Anwaltsprozeſſen eigens 
zu dieſem Zwecke einen Prozeßbevollmächtigten nehmen muß; 15) 
dann erſcheint es aber unlogiſch, dem Anwalt die Gebühr für 
die Tätigkeit, für die er gerade zugezogen iſt, und die ihm in 
rechtlicher und tatſächlicher Hinſicht ſehr erhebliche 
und verantwortliche Arbeit auferlegen kann, zu ent⸗ 
ziehen. Dies erſcheint beſonders unbillig dann, wenn der An⸗ 
walt vielleicht durch ſchwierige und umfangreiche Feſtſtellungen 
erreicht hat, daß die beantragte Zahlungsfriſt abgelehnt wird, 
etwa weil es ſich um einen böswilligen Schuldner handelt. 

In dem bloßen Antrag, die Zahlungsfriſt nicht oder 
möglichſt kurz zu bewilligen, iſt meines Erachtens freilich noch 
kein die Gebühren des S 89 erheiſchendes Geſchäft zu ſehen; 
wohl aber greift dieſe Beſtimmung dann Platz, wenn tat⸗ 
ſächliche oder rechtliche Zweifelsfragen einer näheren Prüfung 
unterzogen werden. 

Der Schuldner kann die hierfür entſtehenden Gebühren 
ſowie den Anwalt überhaupt ſparen, wenn er, anſtatt die Ge⸗ 
währung einer Zahlungsfriſt zu verlangen, ſich mit dem zweiten, 
durch die Bekanntmachung gegebenen Behelfe, mit einem Antrag 
auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung, begnügt. 


10) Vgl. auch OLG. München a. a. O. unter 3. 

11) Güthe in Gruchot S. 57 und trotz — meines Erachtens nicht 
gerechtſertigter — Bedenken de lege ferenda Juliusberg DIZ. 1914, 
1244; Graßhof DIZ. 1914, 1375. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Begriff der „Nutzungen“ einer Sache.] 

Es geht nicht an, alle Vorteile, die jemand aus dem 
Befitz oder Eigentum einer Sache erlangt, als Nutzungen der 
Sache zu bezeichnen. Der Begriff der Nutzungen wird beſtimmt 
in § 100 BGB., und zwar, abgeſehen von den Früchten, als 
die Vorteile, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes 
gewährt. Daß der Gebrauch der Sache das Entſcheidende 
iſt, nimmt die Rechtslehre an (ſiehe Oertmann, 8 100 Anm. 1b 
Abſ. 2 und 3; RGRKom. $ 100 Nr. 3 und 4; beſonders eins 
gehend Planck 8 100 Nr. 1; Staudinger $ 100 Nr. 1 Abſ. 3; 
Rehbein Bd. I S. 91 Nr. 5; Windſcheid Bd. 1 § 145 a. E.; 
Endemann Bd. I S 55 Anm. 18; Enneccerus Bd. I 8 120 
Nr. IV) und mit Recht wird unterſchieden zwiſchen Vorteilen, 
die der Gebrauch der Sache gewährt und anderen, die nur 
mittels der Sache, insbeſondere durch deren Verbrauch, 
gewonnen werden. Man würde aber den Begriff des 
Gebrauches mißverſtehen, wollte man einen „Gebrauch“ eines 
Grundſtückes in deſſen Verkauf oder in der Aufnahme einer 
Hypothek ſehen; in keinem der beiden Fälle gebraucht jemand 
das Grundſtück, wenn er auch, ohne deſſen Eigentümer zu ſein, 
die Vorteile aus dieſen Geſchäften in der Regel nicht erzielen 
kann. B. c. S., U. v. 9. Jan. 18, 329/14 V. — Berlin. [S.] 

2. Findet der 5 254 BGB. entſprechende Anwendung 
bei Verurſachung eines Schadens durch Zuſammenwirken von 
Eiſenbahn und Tier 7] 

Der Kläger erlitt am 10. Mai 1912 in A. einen Unfall. 
Er hielt mit feinem Einſpännerfuhrwerk vor der S. chen Wirt⸗ 
ſchaft. Als auf dem Straßenbahngleiſe ein Motorwagen der 
Beklagten dort vorbeikam, ſcheute, wie er behauptet, das Pferd 
vor dieſem; er ſprang deshalb ab und geriet dabei mit der 
rechten Hand in das Getriebe des Wagens. Er zog ſich durch 
den Unfall eine Verletzung zu, die nach ſeiner Behauptung ihn 
völlig erwerbsunfäbig gemacht habe. Auf Erſatz ſeines Schadens 
nimmt er die Beklagte in Anſpruch. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen; das OLG. hat abändernd unter Abweiſung des 
weitergehenden Anſpruches den Klageanſpruch im Rahmen des 
HaftpflG. für begründet erklärt. Gegen dieſes Urteil hat die 
Beklagte Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. Aus den 
Gründen: Die Reviſion hat zur Bekämpfung der angefochtenen 
Entſcheidung auf den 8 833 BGB. ſich berufen. Es iſt am 
zuerkennen, daß im gegebenen Falle neben dem Bahnbetriebe 
auch die Tiergefahr des eigenen Pferdes des Klägers urſächlich 
für den Unfall und den dadurch dem Kläger entſtandenen 
Schaden geworden iſt, und es kann ſich fragen, ob nicht in 
entſprechender Ausdehnung des §S 254 BGB. auf eine vom 
Verletzten ſelbſt zu vertretende miturſächliche Tiergefahr eine 
Verteilung des Schadens zwiſchen den Parteien nach dem Maß⸗ 
ſtabe des 8 254 BGB. vorzunehmen wäre, wie ſie bei der 
Mitwirkung eines Kraftfahrzeuges im 8 17 KraftfahrzG. vor⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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geſehen iſt. Eine Entſcheidung des RG. 67, 120 (IV. 35.) 
bat dieſen Schritt getan in einem Falle, wo ein Tier des Be 
klagten und ein Tier des Klägers zuſammen den Unfall herbei⸗ 
geführt hatten, und die Gefahr des eigenen Tieres des Ver⸗ 
letten dem eigenen mitwirkenden Verſchulden des Klägers nach 
8254 BGB. gleichgeſtellt. Das war in dem der Entſcheidung 
zugrunde liegenden Falle unbedenklich. Einer weiteren Aus⸗ 
dehnung des § 254 auf andere Haftungen ſteht jedoch die Bes 
ſtimmung des § 840 Abſ. 3 BGB. entgegen, wonach, wenn 
neben einem nach den 88 833 bis 838 BGB. zum Erſatz 
eines Schadens Verpflichteten ein Dritter für den Schaden 
verantwortlich iſt, dieſer in ihrem Verhältniſſe untereinander 
den Schaden zu tragen hat. Daß dieſe Beſtimmung auch an⸗ 
zuwenden iſt, wenn es ſich nicht um die Ausgleichung mehrerer 
geſamtſchuldneriſch den Beſchädigten erſatzpflichtiger Perſonen 
handelt, ſondern um diejenige zwiſchen dem Erſatzpflichtigen 
und dem Beſchädigten, der für den Schaden gemäß 55 833 
bis 838 BGB. mitverantwortlich fein würde, wenn er einem 
Dritten zugefügt wäre, iſt in den Urteilen RG. 71, 7 und 
IW. 1912, 190% ausgeſprochen. Ebenſo iſt anerkannt, daß 
in den Kreis der Haftungen aus unerlaubter Handlung, die 
5 840 BGB. im ganzen im Auge hat, auch diejenige aus 
51 RhaftpflG. einzubeziehen iſt (RG. 53, 114; 58, 335; 
60, 318; 61, 56; Warneyer, Rechtſpr. 1912 Nr. 74 u. a.). 
Ein dritter für den Schaden Verantwortlicher im Sinne des 
9 840 Abſ. 3 BGB. iſt danach an ſich auch der aus dem 
NHaſtpflGB. erſatzpflichtige Eiſenbahnunternehmer, fo daß feiner 
Haftung gegenüber die Haftung des Beſchädigten ſelbſt aus 
einer miturſächlich für den Schaden geweſenen Tiergefahr nicht 
in Betracht kommt. Würden nun die Abſätze 2 und 3 des 
9 840 BGB. ſchlechthin den allgemeinen Grundſatz enthalten, 
daß das feſtgeſtellte Verſchulden vor dem nur vermuteten und 
vor der Gefährdung, das vermutete Verſchulden vor der Ge⸗ 
fährdung haften und das Ausgleichungsrecht ausſchließen 
ſollten, während bei gleichartigem Haftungsgrunde die Aus⸗ 
gleichung unter den mehreren Erſatzpflichtigen nach 8 426 BGB. 
und entſprechend zwiſchen dem Erſatzpflichtigen und dem ſelbſt 
mitverantwortlichen Beſchädigten nach 8 254 BGB einzutreten 
hätte, dann würde, da die Betriebsgefahr der Eiſenbahn und 
die Tiergefahr nach § 833 Satz 1 BGB. dem gleichartigen 
Haſtungsgrunde der Gefährdungshaftung entſpringen, eine 
Ausgleichung unter ihnen in entſprechender Anwendung der 
53 254, 840 Abſ. 3 BGB. ftattfinden können. Die Recht⸗ 
Iprehung des RG. hat dieſe Ausdehnung des 8 840 Abſ. 2 
oder 3 BGB. auf andere als die darin bezeichneten Haftungs⸗ 
tatbeftände und Haftungsunterſchiede bisher abgelehnt (RG. 
53, 114; 58, 335; 61, 56; 71, 7; JW. 1911, 220%; 1912, 
719 u. a.); der erkennende Senat hat bei wiederholter Prüfung 
der Frage keinen Anlaß gefunden, von dieſer Rechtſprechung 
abzugehen. Denn jener Gedanke iſt in den Abſätzen 2 und 3 
des 8 840 BGB. nicht rein, ſondern nur in beſtimmten Einzel⸗ 
anwendungen durchgeführt, die einen allgemeinen Grundſatz in 
der bezeichneten Richtung überhaupt nicht erkennen laſſen, weil 
die aufgenommenen Tatbeſtände in ihrem Haftungsgrunde nicht 
gleihartig find, Zwar iſt bei den Tatbeſtänden des 8 840 
Abl. 2 dieſe Gleichartigkeit vorhanden; die SS 831 und 832 
568. ſetzen eine Haftung aus vermutetem Verſchulden. In 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 325 


Abſ. 3 erſcheinen dagegen die Gefährdungshaftungen aus 88 833 
Satz 1 und 835 und daneben die Haftungen aus vermutetem 
Verſchulden nach 88 834, 836 bis 838; dazu tritt feit der 
Einfügung des zweiten Satzes des 8 833 auch die Haftung 
aus vermutetem Verſchulden in $ 833 Satz 2; hier find mithin 
zweierlei Haftungsgründe einander gleichgeſtellt. Das hindert 
daran, in den Beſtimmungen des § 840 Abſ. 2 und 3 BGB. 
den oben bezeichneten Grundſatz ausgeſprochen zu ſehen und 
aus dieſem heraus die Beſtimmungen in entſprechender An⸗ 
wendung auf andere Tatbeſtände auszudehnen. Richtiger wird 
man vielleicht ſagen: 8 840 Abſ. 2 BGB. enthält die Fälle 
der Haftung für rechtswidrige Handlungen dritter Perſonen, 
Abſ. 3 diejenigen der Haftung für den durch Sachen an⸗ 
gerichteten Schaden. Die Haftung für den durch den Betrieb 
einer Eiſenbahn verurſachten Schaden gehört beiden Haftungs⸗ 
gebieten an; denn der Betrieb ſetzt perſönliche Tätigkeiten 
voraus, die das Sachmaterial der Eiſenbahn in Bewegung 
ſetzen. Es geht deshalb nicht an, den Tatbeſtand des 8 1 
RHaftpflG. den Tatbeſtänden der SS 833 bis 838 BGB. in 
§ 840 Abſ. 3 BGB. ſchlechthin anzureihen. Es muß vielmehr 
der Geſetzgebung vorbehalten bleiben, den Grundgedanken des 
8 254 BGB., wie er in 8 17 KraftfahrzG. für das Zuſammen⸗ 
wirken von Kraftfahrzeug, Eiſenbahn und Tier bei der Ver⸗ 
urſachung eines Schadens ſeine Ausgeſtaltung gefunden hat, 
auf das Zuſammenwirken von Eiſenbahn und Tier ohne Be⸗ 
teiligung eines Kraftfahrzeuges zu erſtrecken. Allg. Lokal⸗ u. 
Straßenbahn⸗Geſ. c. D., U. v. 11. Jan. 15, 514/14 VI. — 
Hamm. B.] 

3. 5 684 BGB. Auftragloſe Geſchäftsführung. Zur 
Klagbegründung genügt ſchon die Abſicht des Geſchäftsführers, 
für den Geſchäftsherrn zu handeln und von ihm Erſatz zu ver⸗ 
langen. Bereicherung. — Verjährung.] 

Das BG. iſt im jetzt angefochtenen Urteile den in dem 
Reichsgerichtsurteile vom 26. April 1913 gezogenen Richtlinien 
für die Beurteilung des Klageanſpruchs gefolgt und hat nach 
dieſen den Klageanſpruch dem Beklagten P. gegenüber aus den 
Geſichtspunkten der auftraglofen Geſchäſtsführung und der 
ungerechtfertigten Bereicherung rechtlich für begründet erachtet. 
Als notwendige Vorausſetzung für den Anſpruch aus dieſen 
Rechtsgründen ſtellt es zuvörderſt die Schadenserſatzpflicht des 
Beklagten gegenüber dem beſchädigten Eigentümer des Domes 
aus fahrläſſiger Verurſachung des Brandes der Domtürme feſt. 
Die Leiſtungen dieſer Schadenserſatzverpflichtung des Beklagten 
ſind es, die der Kläger für den Beklagten als Geſchäftsführer 
beſorgt und durch die er ihn von der Aufwendung eigener 
Leiſtungen befreit, alſo bereichert haben ſoll. Die Fahrläſſigkeit 
des Beklagten P. erblickt das BG. in der Hauptſache darin, 
daß er das übernommene Feuerwerk nicht, wie das Feſtkomitee 
ausdrücklich beſchloſſen hatte, auf die Steinteile der Domtürme 
beſchränkt, ſondern auf die Holzteile ausgedehnt hatte, obwohl 
er die Feuergefährlichkeit einer ſolchen Ausführung des Feuer⸗ 
werkes ebenſowohl habe erkennen können und müſſen, wie das 
Komitee, ſelbſt wenn ihm deſſen Beſchluß, was das BG. un— 
entſchieden läßt, nicht mitgeteilt worden ſei. Er habe die An⸗ 
weiſung für die Anbringung der Feuerwerkskörper auch in den 
Holzteilen der Türme gegeben, ohne ſich mit den baulichen 
Verhältniſſen im Innern der Domtürme bekannt zu machen, 
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wobei er wahrgenommen haben würde, daß dort abgeſehen von 
den gewaltigen ausgetrockneten Holzmaſſen große Mengen leicht 
brennbarer Stoffe, wie Krähenneſter, Vogelfedern und Vogel⸗ 
unrat aufgehäuft waren, ohne Vorſichtsmaßregeln gegen eine 
brandentzündende Wirkung des Feuerwerks zu treffen oder an⸗ 
zuregen, und ohne vor Abbrennung des Feuerwerks die aus 
den Domtürmen wehenden Fahnen zu entfernen. Durch dieſe 
Außerachtlaſſungen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt habe 
P. den unglücklichen Verlauf des Feuerwerkes ſchuldhaft ver⸗ 
urſacht und ſei dem Eigentümer des Domes nach 8 823 Abſ. 1 
und Abſ. 2 BGB. ſchadenserſatzpflichtig geworden. Die recht⸗ 
lichen Erforderniſſe der auftragloſen Geſchäftsführung ſind vom 
BG. im Anſchluſſe an das reichsgerichtliche Urteil vom 26. April 
1913 behandelt. Das BG. nimmt tatſächlich an, daß der 
Kläger die Wiederherſtellungsarbeiten an den Domtürmen in der 
Abſicht vorgenommen hat, ſich für ſeine Aufwendungen bei den⸗ 
jenigen Perſonen, die durch ihre Fahrläſſigkeit den Brand ver⸗ 
urſacht haben und damit für den angerichteten Schaden dem 
Eigentümer erſatzpflichtig geworden ſind, zu erholen; als Beweis⸗ 
umſtand dafür hat es die Tatſache verwertet, daß der Kläger 
ſich die Anſprüche des Beſchädigten gegen die Schädiger ab⸗ 
treten ließ. Habe er, ſo erwägt das BG. weiter, durch ſeine 
Leiſtungen eine Verpflichtung des Beklagten P. erfüllt, ſo habe 
er auch in deſſen Intereſſe gehandelt. Daß die Geſchäſts⸗ 
ſührung dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäfts⸗ 
herrn entſprochen habe, ſei im gegebenen Falle nicht erforderlich, 
da der Kläger eine Verpflichtung des Beklagten erfüllte, deren 
Erfüllung im öffentlichen Intereſſe lag (85 677, 679 BGB.); 
die Wiederherſtellung des Domes als einer öffentlichen Kult⸗ 
ſtätte einer anerkannten Kirchengemeinſchaft müſſe als im 
öffentlichen Intereſſe liegend bezeichnet werden. Die Reviſion 
macht dagegen geltend, daß, wenngleich der Beſchädigte, der 
biſchöfliche Stuhl, auf feine Schadenserſatzanſprüche nicht ver⸗ 
zichtet haben möge, er den Beklagten doch nicht in Anſpruch 
genommen, dies auch nicht beabſichtigt habe. Der Kläger habe 
ſomit durch ſeine Geſchäftsführung für den Beklagten an die 
Stelle eines milden einen ſtrengen Gläubiger geſetzt; er habe 
alſo keineswegs im Intereſſe des Beklagten gehandelt. Allein 
abgeſehen davon, ob es denkbar iſt, daß eine für die Ver⸗ 
waltung des ihr anvertrauten Gutes verantwortliche ſtaatliche 
oder kirchliche Behörde die Verfolgung eines ihr zuſtehenden 
Anſpruches aus einer ſchuldhaften Beſchädigung des von ihr 
verwalteten Eigentums unterläßt, war der biſchöfliche Stuhl, nach⸗ 
dem der Kläger die Wiederherſtellung des Schadens übernommen 
hatte, kaum mehr in der Lage, ſeinen Schadenserſatzanſpruch anders 
als durch Abtretung ſeiner Anſprüche gegen die Schädiger an den 
Kläger geltend zu machen, da er durch die Wiederherſtellung des 
beſchädigten Eigentums klaglos geſtellt war; die Abtretung aber 
hat er erklärt. Ob die Abtretung vom 9. Mai 1907 mangels 
Zuſtimmung des Domkapitels ungültig war oder nicht — vgl. 
darüber die im letzteren Sinne ausgeſprochenen Bedenken des 
reichsgerichtlichen Urteils gegen die Rechtsausführungen des 
Zwiſchenurteils vom 18. Mai 1911 — kommt dafür, ob der 
biſchöfliche Stuhl durch die Abtretung den Willen bekundete, 
den Beſchädiger unmittelbar oder mittelbar durch den Kläger 
auf Schadenserſatz in Anſpruch zu nehmen, nicht in Betracht. 
Ebenſowenig find die Erwägungen des BG. über das öffent⸗ 
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liche Intereſſe an der Wiederherſtellung des Domes, der von 
dem Beklagten aus unerlaubter Handlung verſchuldeten Leiſtung, 
rechtlich zu beanſtanden, daß die Feſiſtellung, ob die Geſchäfts⸗ 
führung des Klägers dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
des Beklagten entſprochen hat, nach 8 679 BGB. zu erſetzen 
imſtande iſt. Wenn aber ſelbſt die Erſorderniſſe der 88 677, 
679, 683 BGB. nicht vorliegen würden, wenn es zweifelhaft 
erſcheinen würde, ob das Intereſſe des Geſchäftsherrn an der 
Geſchäftsführung und der wirkliche oder mutmaßliche Wille des 
Geſchäftsherrn oder deſſen Erfah nach §S 679 BGB. in genügend 
begründeter Weiſe feſtgeſtellt wären und den Anſpruch des 
Klägers auf Erſatz feiner Aufwendungen gemäß 8 683 BGB. 
begründen würden, jo reicht nach Maßgabe des 8 684 BGB. 
ſchon die Abſicht des Geſchäftsführers, für den Geſchäftsherrn 
zu handeln und von ihm Erſatz zu verlangen, hin, den Anſpruch 
des Klägers auf die Bereicherung (S 812 BGB.) zu begründen, 
ja dieſer Anſpruch wäre ſelbſt beim Mangel dieſer Abſicht nicht 
ſchlechthin zu verneinen, wenn nicht die entgegengeſetzte einer 
freigebigen Zuwendung an den Geſchäftsherrn nachgewieſen iſt 
(ogl. Warneyer Rſpr. 1912 Nr. 104; RGRKomm. zum BGB. 
Anm. 1 zu § 685). Eine Bereicherung aber liegt vor, wenn 
ein Dritter einen Schuldner durch Leiſtung der Schuld an den 
Gläubiger von ſeiner Leiſtungspflicht befreit, ihm die dazu 
erforderliche Vermögensaufwendung erſpart (JW. 1903 Beil. 
S. 8 Nr. 19; 1911 S. 488 Nr. 11). Mit Recht hat deshalb 
das BG. angenommen, daß der Klageanſpruch auf Erſatz des 
Wertes der dem Erſatzpflichtigen erſparten Koſten, über deren 
Höhe und Notwendigkeit kein Streit iſt, auch aus dem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung be⸗ 
gründet iſt. Die Reviſion hat endlich geltend gemacht, daß der 
Anſpruch des Klägers, möge er auch auf die Rechtsgründe der 
auftragloſen Geſchäftsführung oder der Bereicherung geſtützt 
fein, dennoch nach S 852 BGB. für verjährt zu erachten ſei, 
da der Anſpruch aus der unerlaubten Handlung immerhin die 
Grundlage des Klageanſpruches bilde und durch den Be⸗ 
ſchädigten nicht innerhalb der Verjährungszeit verfolgt worden 
ſei. Auch dieſer Angriff muß verſagen. Die Anſprüche aus 
auftragloſer Geſchäftsführung wie aus ungerechtfertigter Bes 
reicherung ſind ſelbſtändiger Natur und unterliegen ihrer ſelb⸗ 
ſtändigen Verjährung, die die 30 jährige des 8 195 BGB. iſt; 
dies gilt auch dann, wenn für das Geſchäft, deſſen Erledigung 
für den Geſchäftsherrn die Geſchäftsführung zum Gegenſtande 
hatte oder die bereichernde Zuwendung begründete, eine kürzere 
Verjährung Platz greift (RG. 69, 429; Urt. vom 7. Mai 1912, 
III 292/11). Rechtlich zutreffend hat das BG. angenommen, 
daß eine Anwendung des 8 852 BGB. nur inſoweit in Frage 
kommen könnte, als die Aufwendungen des Klägers, deren 
Erſatz er verlangt, erſt nach dem Ablauf der Verjährung für 
den Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten gegen den Beklagten 
erfolgt wären. Denn dann befreite die Geſchäftsführung oder 
die die Grundlage des Bereicherungsanſpruches bildende Zu⸗ 
wendung den Schuldner nicht mehr von einer Schuld; dieſe 
war vielmehr erloſchen. Es iſt aber im gegebenen Falle 
unſtreitig, daß, als der Kläger die Wiederherſtellungsarbeiten 
an dem beſchädigten Dome ausführte und damit die Schadens⸗ 
erſatzleiſtungen, die aus der unerlaubten Handlung von dem 
Beklagten geſchuldet waren, ſeinerſeits erfüllte, der Schadens⸗ 
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erſatzanſpruch noch nicht verjährt war. Die Reviſion beruft 
ſich für ihre Auffaſſung, daß der Anſpruch des Klägers aus 
der Geſchäftsführung und aus der Bereicherung nur geltend 
gemacht werden könne, wenn zur Zeit ſeiner Geltend⸗ 
machung der Anſpruch des Beſchädigten aus der unerlaubten 
Handlung, den der Kläger befriedigt habe, noch zu Recht be⸗ 
ſtehe und nicht durch Verjährung erloſchen ſei, auf einen Aufſatz 
in Gruchots Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen Rechts 
Bd. 42 S. 1 ff. (Dr. Eugen Joſef). Allein zu Unrecht. Durch⸗ 
aus zutreffend führt dieſer Aufſatz aus, daß die kurze Ver⸗ 
jährung von Anſprüchen, die in der Lieferung von Waren oder 
in Arbeitsleiſtungen der in 8 196 BGB. bezeichneten Art 
entſtehen, auch dann Platz greifen muß, wenn der Anſpruch 
auf den Entgelt ſolcher Lieferungen oder Arbeitsleiſtungen auf 
Geſchäftsführung oder auf Bereicherung geſtützt wird (vgl. 
Planck, Komm. zum BGB., 4. Aufl., Anm. 1 zu $ 196 BGB.; 
KERRomm. ebenda). Denn hier erzeugt die Geſchäftsſührung 
oder die bereichernde Zuwendung erſt zugleich den Anſpruch 
aus jenen Leiſtungen, deſſen kurze Verjährung aus $ 196 eine 
vertragsmäßige Grundlage nicht vorausſetzt; der Geſchäfts⸗ 
führungs⸗ oder Bereicherungsanſpruch iſt mit dem Anſpruch 
auf Bezahlung der in 8 196 BGB. bezeichneten Lieferungen 
oder Leiſtungen vereinigt. Anders iſt es aber, wenn die 
Geſchäftsführung oder die bereichernde Zuwendung in der Be⸗ 
zahlung einer Schuld des Geſchäftsherrn beſteht. Hier 
findet die Geſchäftsführung oder Zuwendung eine beſtehende 
Schuldverbindlichkeit vor; fie ſchafft und erzeugt dieſe nicht 
gleichzeitig erſt; ſie bringt ſie vielmehr durch ihre Erſatzerfüllung 
zum Erlöſchen. Nach der Wiederherſtellungsleiſtung des Klägers 
beſtand der Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten gegen den 
Beklagten überhaupt nicht mehr; er war in den Geſchäfts⸗ 
führungs⸗ oder Bereicherungsanſpruch umgewandelt worden. 
Für dieſen neuen Anſpruch kann eine andere Verjährung als 
die gewöhnliche des Anſpruches aus der Geſchäftsführung oder 
Bereicherung nicht in Frage kommen, wie auch der von der 
Revifion für ihre Anficht angerufene Schriftfteller (a. a. O. S. 8) 
anerkennt. P. c. Pr. F., U. v. 4. Jan. 15, 376/14 VI. — 
Caſſel. [S.] | 

4. 5 823 Abſ. I, 8 1004 BGB. Zweck und Ziel der 
Unterlaſſungsklage.] 
| Die Klägerin, die ihren Sitz in E. hat und dort nach 
ihrer Behauptung Bier nach Pilſener Art braut, verbreitet 
dieſes ihr Bier insbeſondere unter den Bezeichnungen „W.⸗E. 
Pilſener“ und „W. Pilſener Art“. Letztere Bezeichnung iſt für 
fe auch als Warenzeichen in der Rolle des Patentamts unter 
Ar. 145 960 eingetragen. Die Klägerin fühlt ſich in ihren 
Rechten dadurch beeinträchtigt, daß die Beklagten, die bekannten 
dierhrauereien in Pilſen, gegen die Benutzung jener Be⸗ 
kichnungen für das Bier der Klägerin durch Warnungen und 
Proyeßführung den Kundenkreis der Klägerin beunruhigt, ins⸗ 
beſondere gegen einen ihrer großen Abnehmer, Erich E. in B., 
Ange auf Unterlaſſung der Bezeichnungen und Schadenserſatz 
wegen deren Benutzung erhoben hätten. Den von der Klägerin 
auf Grund deſſen geſtellten Klaganträgen hat der BerR. — 
nuch Abweiſung der geſamten Klage durch den erſten Richter — 
nnoweit ſtattgegeben, daß er den Beklagten bei Vermeidung 
emer gerichtlichen Strafe von 500 für jeden Fall der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


327 


Zuwiderhandlung verboten hat: 1. den Abnehmern der 
Klägerin zu unterſagen, für von der Klägerin gebrautes Bier 
die Bezeichnung „W.⸗E. Pilſener“ überhaupt oder mit einem 
Zuſatze, wonach das Bier von der W.⸗K.⸗Brauerei⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in E.⸗B. gebraut iſt, zu verbreiten; 2. den Abnehmern 
der Klägerin die Benutzung des Warenzeichens Nr. 145 960 
„W. Pilſener Art“ zu unterſagen; 3. Schadenserſatzanſprüche 
wegen Benutzung jener Bezeichnungen gegen die Abnehmer der 
Klägerin zu erheben. Die Beklagten haben obne Erfolg Reviſion 
eingelegt. Gründe: Der BerR. iſt zu der von ihm aus⸗ 
geſprochenen Verurteilung der Beklagten auf Grund der 
85 823 Abſ. 1 und 1004 BGB. gelangt, indem er davon 
ausgeht, daß der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb 
ein (abſolutes) Recht im Sinne des § 823 Abſ. 1 ſei und 
daher auf Unterlaſſung unberechtigter Störungen, insbeſondere 
auf Unterlaſſung der Geltendmachung unberechtigter, den Beſtand 
des Gewerbebetriebes gefährdender Unterſagungsanſprüche Klage 
erhoben werden könne, dieſes zumal dann, wenn der Täter 
dazu übergegangen ſei, durch Mitteilungen an die Kund⸗ 
ſchaft den freien Gewerbebetrieb des anderen zu ſtören. Der 
Ausgangspunkt des Ber. iſt rechtlich zutreffend; er entſpricht 
der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. (JW. 1905, 17418; 
1908, 1331) und wird auch mit der Reviſion — an ſich — 
nicht angegriffen. Der BerR. hat eine ſolche unberechtigte 
(objektiv widerrechtliche) Störung der Klägerin ſeitens der 
Beklagten mit der Feſiſtellung für vorliegend erachtet, daß die 
Beklagten einen Hauptkunden der Klägerin, den Großabnehmer E. 
in B., durch Warnungen und Prozeßführung wegen ſeiner Be⸗ 
nutzung der Bezeichnungen „W.⸗E. Pilſener“ und „W. Pilſener 
Art“ beunruhigt; daß ſie dem E. unterſagt hätten, das Bier⸗ 
produkt der Klägerin mit dieſen von der Klägerin dafür 
gebrauchten Bezeichnungen in den Verkehr zu bringen. Zur 
Begründung dieſer Fefſiſtellungen hat der BerR. auch aus⸗ 
geführt, daß eine von den Beklagten gegen E. auf Unterlaſſung 
und Schadenserſatz erhoben geweſene Klage nicht lediglich gegen 
beſtimmte illoyale Darſtellungs formen jener Bezeich⸗ 
nungen gerichtet geweſen ſei, ſondern auch gegen den Gebrauch 
der Bezeichnungen ſchlechthin. Die Beklagten wollen dem⸗ 
gegenüber mit der Reviſion geltend machen: dieſe Ausführung 
beruhe auf einem Irrtum des BerR., da in dem in der Klage⸗ 
ſache der Beklagten gegen E. ergangenen Urteil des KG. feſt⸗ 
geſtellt ſei, die Klage habe ſich nur gegen beſtimmte 
Darſtellungsformen der beanſtandeten Bezeichnungen ge— 
richtet gehabt. — Die Rüge tft nicht begründet. (Wind weiter 
ausgeführt.) Die Beklagten rügen ferner in materieller Be⸗ 
ziehung unrichtige Anwendung des 8 823 Abſ. 1, des 
8 1004 BGB. auf den vorliegenden Fall mit der Ausführung: 
die Klägerin habe nach dem Tatbeſtande des angefochtenen 
Urteils ſelbſt erklärt, daß eine weitere Beunruhigung ihrer 
Kundſchaft als die durch den Prozeß gegen E. verfolgte von 
ihr nicht behauptet werde, fie wolle eben mit der Klage weiteren 
Beunruhigungen vorbeugen. Darin wolle der Ber R. der 
Klägerin helfen; es ſolle verhindert werden, daß Klagen, wie 
der Ber R. fie für unbegründet halte, gegen beliebige Abnehmer 
der Klägerin von den Beklagten erhoben würden; zu dieſem 
Zweck gewähre der BerR. einen Unterlaſſungsanſpruch. Es 
ſei nicht abzuſehen, wie die Durchführung dieſes Anſpruchs 
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gedacht werden ſolle: ob der Richter, vor den eine von dem 
BerR. verbotene Klage gegen einen Abnehmer der Klägerin 
trotzdem gebracht worden ſei, die Klage von Amts wegen 
abweiſen ſolle; ob der beklagte Abnehmer ſich auf das jetzt 
vom Bert. erlaſſene Urteil ſolle berufen können oder ob die 
Beklagten zwar die Klage gegen Abnehmer der Klägerin wirkſam 
erheben könnten, aber dafür die angedrohte Strafe von 500 & 
zahlen müßten, und zwar auch dann, wenn — was doch ſehr 
wohl möglich ſei —, abweichend von der Beurteilung des 
Ber R., der Klage gegen die Abnehmer als begründet ſtatt⸗ 
gegeben werde. Es ſei unzuläſſig, die Erhebung einer ver⸗ 
meintlich unbegründeten Klage gegen beliebige Dritte im voraus 
durch Strafandrohung hindern zu wollen. Es ergebe ſich die 
Unhaltbarkeit der angefochtenen Entſcheidung endlich auch daraus, 
daß nach den Gründen des BU. das ausgeſprochene Verbot 
ſich nicht auf den Gebrauch der ſtreitigen Worte in beſonderer 
Darſtellung (ſondern nur auf den Gebrauch der Bezeichnungen 
an ſich, in ihrer Wortverbindung) beziehen felle; ob nun ein 
derartiger Ausnahmefall von dem Verbote (der Gebrauch der 
Worte in beſonderer Darſtellung) vorliege, könne wieder nur 
durch einen Prozeß entſchieden werden; für einen ſolchen Fall 
könne alſo die angefochtene Entſcheidung eine Klage gegen die 
Abnehmer unmöglich unterſagen wollen. Das Verbot hindere 
demnach gar nicht die Erhebung von Klagen gegen die Ab⸗ 
nehmer, ſondern es laufe darauf hinaus, daß, wenn eine Klage 
von den Beklagten erhoben, aber aus den Gründen abgewieſen 
werde, aus denen der BerR. das Verbot erlaſſen habe, die 
Beklagten eine Sukkumbenzſtrafe von 500 & zahlen müßten; 
denn alsdann erſt würde feſtſtehen, daß die Beklagten dem 
Verbote zuwider gehandelt hätten. Sukkumbenzſtrafen kenne 
aber das geltende Recht nicht. Alle dieſe Ausführungen ſind 
verfehlt; ſie verkennen wie Zweck und Ziel der Unterlaſſungs⸗ 
klage ſo die Wirkung der auf die Unterlaſſungsklage aus⸗ 
geſprochenen Verurteilung. Die Beklagten haben nach der 
unerſchütterten Feſtſtellung des Ber R. den Gewerbebetrieb der 
Klägerin — und übrigens bezüglich des klägeriſchen Waren⸗ 
zeichens Nr. 145 960 „W. Pilſener Art“ auch die Zeichenrechte 
der Klägerin dadurch geſtört, daß ſie einem Großabnehmer der 
Klägerin gegenüber ſich zu Unrecht ein Unterſagungsrecht gegen 
die Führung der beiden ſtreitigen Bezeichnungen für von der 
Klägerin gebrautes Bier angemaßt und zugleich aus der 
Führung der Bezeichnungen Schadenserſatzanſprüche gegen jenen 
Abnehmer der Klägerin hergeleitet hatte. Daraus entfließt, 
wie eingangs erörtert, der Anſpruch der Klägerin auf Unter⸗ 
laſſung derartiger Störungen. Nichts anderes und nichts 
weiteres hat der Bert. ausgeſprochen; er hat den Beklagten 
unter Strafandrohung verboten: den Abnehmern der Klägerin 
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gebrautes Bier oder die Benutzung des klägeriſchen Waren⸗ 
zeichens „W. Pilſener Art“ zu unterſagen und gegen die 
Abnehmer wegen Benutzung dieſer Bezeichnungen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche zu erheben. Es iſt nicht abzuſehen, wie die 
Durchführung dieſes Verbotes nicht zuläſſig oder nicht angängig 
ſein ſoll. Die Klägerin kann das Urteil im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gemäß 8 890 ZPO. zur Durchführung bringen 
(unbeſchadet ihres Rechts, bei Zuwiderhandlungen der Be⸗ 
klagten gegen die ihnen auferlegte Verpflichtung Schadenserſatz 
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zu fordern; 8 893 ZPO.). Freilich will die Klägerin ver⸗ 
hindern, daß die Beklagten nochmals, gegenüber anderen 
Abnehmern der Klägerin, ebenfalls den Anſpruch erheben, fie 
könnten ihnen die Führung jener Bezeichnungen für das von 
der Klägerin bezogene Bier verbieten und ſie könnten von ihnen 
Schadenserſatz wegen der Führung der Bezeichnungen fordern; 
und freilich will der Ber R. der Klägerin in der Durchſetzung 
dieſes ihres Willens helfen. Das entſpricht aber nur dem 
Ziel der Unterlaſſungsklage überhaupt und dem Zweck jedes 
der Unterlaſſungsklage ſtattgebenden Urteils. Ob jemand die 
Kundſchaft eines anderen wörtlich (mündlich oder ſchriftlich) 
oder durch eine weitere Tatſache, nämlich dadurch beunruhigt, 
daß er ſie mit Klagen, ſei es auf Unterlaſſung, ſei es auf 
Schadenserſatz, überzieht, iſt im weſentlichen dasſelbe; nur 
wird regelmäßig das Überziehen mit Klagen gerade die ſchärfere 
Form der Beunruhigung der Kundſchaft und damit der Störung 
des Gewerbebetriebes des Konkurrenten bilden. Ob aber der 
zur Unterlaſſung der Handlung Verurteilte der ihm dadurch 
auferlegten Verpflichtung tatſächlich zuwider gehandelt hat und 
deshalb der ihm für dieſen Fall angedrohten Strafe verfallen 
iſt oder nicht, iſt vom Vollſtreckungsrichter zu entſcheiden. 
Dabei ſchafft Rechtskraft das ergangene, die Unterlaſſung 
der Handlung gebietende Urteil — wie regelmäßig jedes Urteil — 
naturgemäß nur zwiſchen den Parteien ſelbſt: das Verhältnis 
des einen oder des anderen Streitteiles zu dritten Perſonen 
wird davon regelmäßig rechtlich nicht berührt. Endlich haben 
die Beklagten für den Fall, daß das Reviſionsgericht die Klage 
nicht auf Grund des erörterten Vorbringens der Reviſion ab⸗ 
weiſt, Verletzung des §8 16 Waren ZG. und der 8$ 1 ff. Unl WG. 
gerügt. Auch dieſe Rüge iſt unbegründet. Der BerR. befindet 
ſich mit ſeinen Ausführungen darüber, daß die Bezeichnungen 
„W.«⸗E. Pilſener“ und „W. Pilſener Art“ — an ſich, abgeſehen 
von einer mißbräuchlichen beſonderen Darſtellung der Worte — 
für das Bier der Klägerin erlaubt ſind, bei den von ihm in 
tatſächlicher Beziehung getroffenen, nicht angegriffenen Feſt⸗ 
ſtellungen völlig auf dem Boden der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des erkennenden Senats (die in dem von der Reviſion an⸗ 
gezogenen Urteil des II. StS. des RG. vom 5. Dezember 1913, 
2 D. 824/13, JW. 1914, 70877, nicht im mindeſten bemängelt 
oder als zutreffend auch nur in Zweifel gezogen iſt). Bürgerl. 
Brauhaus in P. und Gen. c. W.⸗K. Brauerei⸗A.⸗G., U. v. 
26. Jan. 15, 356/14 II. — Cöln. [B.] 

5. Rechtsverhältnis des Reichsfiskus zu den Eigentümern 
der auf dem Nordoſtſeekanal von Kanallotſen geführten Schiffe.] 

Am 19. Mai 1912 wurde eine von dem Schlepper Collet 
gezogene Schute des Klägers bei der Fahrt durch den Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Kanal durch den entgegenkommenden Dampfer Tatti 
angerannt und beſchädigt. Der Kläger behauptet, daß dieſer 
Zuſammenſtoß durch den Beklagten L. verſchuldet worden ſei, 


der den Schlepper Collet als Zwangslotſe führte. Er fordert 


den Erſatz des ihm hierdurch erwachſenen Schadens von den 
beiden Beklagten als Geſamtſchuldnern. Das LG. wies die 
Klage gegen den Beklagten zu 1 ab, erklärte dagegen den An⸗ 
ſpruch gegen den beklagten Fiskus dem Grunde nach für 
gerechtfertigt. Die Berufungen des Klägers und des beklagten 
Fiskus wurden zurückgewieſen. Hiergegen haben der Kläger 
und der beklagte Fiskus die Reviſion eingelegt. Das BE. 
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erachtet für erwieſen, daß den Beklagten L. ein fahrläſſiges 
Verſchulden treffe, das die Urſache des ſchadenbringenden 
Zuſammenſtoßes geweſen ſei, und es verneint ein mitwirkendes 
Verſchulden des Führers der beſchädigten Schute des Klägers. 
Dieſe Feſtſtellung iſt nicht angegriffen und läßt einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Das BG. erachtet hiernach den Klage⸗ 
anſpruch gegen den Beklagten L. an ſich für begründet, und 
zwar gemäß 8 823 BGB. Da jedoch zugleich die Voraus⸗ 
ſetungen des § 839 Abf. 1 BGB. gegeben ſeien, trete die 
Haftung des L. nur ein, wenn der Kläger nicht auf andere 
Weiſe Erſatz zu erlangen vermöge. Dieſen Erſatz aber vermöge 
der Kläger von dem Reichsfiskus zu erlangen, da nach dem 
Geſetze über die Haftung des Reiches für ſeine Beamten vom 
22. Mai 1910 die Verantwortlichkeit für den von L. ver⸗ 
urſachten Schaden das Reich treffe. Die Anwendung dieſes 
Geſetzes rechtfertigt das BG. mit folgenden Ausführungen: 
Der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal ſei auf Grund des Reichsgeſetzes 
vom 16. März 1888 hergeſtellt als eine öffentliche Verkehrs⸗ 
ſtraße, die in erſter Reihe dem Intereſſe der Landes verteidigung 
diene. Andererſeits ſei die durch den Kanal geſchaffene Ver⸗ 
bindung der Elbmündung mit der Oſtſee auch für die Kauf⸗ 
ſahrteiſchiffahrt von weitreichender Bedeutung. Das Befahren 
des Kanals ſtehe mit geringen Einſchränkungen den Schiffen 
aller Völker gegen die Zahlung beſtimmter Abgaben offen. 
Dieſe Abgaben aber ſeien nicht derart berechnet, daß mit einem 
Gewinne aus dem Kanalbetrieb oder auch nur mit einer an⸗ 
gemeſſenen Verzinſung des Anlage: und Betriebskapitals zu 
rechnen wäre. Hieraus ergebe ſich, daß der Kanal, wenn auch 
ſeine Verwaltung mit der der Eiſenbahnen manche Ahnlichkeit 
habe, nicht wie dieſe ein gewerbliches Unternehmen ſei. Er ſei 
im öffentlichen Intereſſe gebaut. Sein von einer Reichsbehörde 
geleiteter Betrieb ſei in erſter Reihe von öffentlich⸗rechtlichen 
Geſichtspunkten getragen, hinter denen alles andere zurücktrete. 
Die Kanalgebühren ſeien daher als eine öffentlich⸗ rechtliche 
Abgabe aufzufaſſen und würden als ſolche in dem Geſetze, be⸗ 
heffend die Gebühren für die Benutzung des Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Kanals, vom 20. Juni 1899 insbeſondere auch hinſichtlich der 
Beitreibung, die — ſiehe 8 7 — im Verwaltungszwangsverfahren 
erfolge, behandelt. Die Geſtellung eines Kanallotſen erfolge 
nicht auf beſonderen Antrag und gegen beſonderes Entgelt, 
ſondern alle Schiffe unterlägen mit wenigen Ausnahmen nach 
3 8 der Betriebsordnung dem Lotſenzwange, und zwar in der 
Weiſe, daß der Lotſe mit Antritt feines Dienſtes — 8 14 — 
die verantwortliche Führung des Schiffes übernehme mit un⸗ 
beihränkter Kommandogewalt, fo daß der Führer des Schiffes 
wie jeder Mann der Beſatzung ſeinen Anordnungen unbedingt 
Folge zu leiſten habe. Dieſer Lotſenzwang ſei nicht eingeführt 
im Intereſſe der einzelnen den Kanal durchfahrenden Schiffe, 
ſondem im Intereſſe des Reiches, das dafür beſorgt ſei, daß 
Unfälle der Schiffe, durch die der Verkehr gehindert oder auf⸗ 
gehalten werden könne, nach Möglichkeit durch fachkundige 
Führer vermieden werde, und daß nicht durch Unachtſamkeit 
und Unerfahrenheit der Schiffsführer die koſtſpieligen Anlagen 
und Einrichtungen des Kanals beſchädigt würden. Deshalb 
hätten auch diejenigen Schiffe, denen ausnahmsweiſe das Durch⸗ 
fahren des Kanals unter Leitung ihres Kapitäns, ohne einen 
Eotfen, geſtattet werde, die gleiche Gebühr zu zahlen, wie die 
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mit einem Zwangslotſen beſetzten Schiffe. Nach alledem ſei 
anzunehmen, daß der Lotſe, der mit ſolcher Machtbefugnis aus⸗ 
gerüſtet, die Führung des Schiffes im Kanal übernehme, hiermit 
eine Ausübung öffentlicher Gewalt betätige, die ihm zugleich 
Amtspflichten gegenüber dem Eigentümer des ſeiner Leitung 
unterſtellten Schiffes auferlege, ſo daß die Vorausſetzungen des 
5 1 des Geſetzes vom 22. Mai 1910 gegeben ſeien. Die 
gleiche Auffaſſung ſei auch bei der Beratung des preußiſchen 
Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 hervorgetreten, wo bei der 
Kommiſſionsberatung ein Vertreter des Juſtizminiſters erklärt 
habe: „Nur ſoweit .. .. Lotſen zwang beſtehe, könne man von 
Ausübung öffentlicher Gewalt fprechen.“ Die Reviſion des 
beklagten Fiskus rügt die Verletzung des 8 1 des Geſetzes vom 
22. Mai 1910 durch unrichtige Anwendung. ... Dieſer Angriff 
der Reviſion iſt nicht begründet. Der erkennende Senat hat 
bereits in dem Urteil vom 28. Februar 1913, III 316/12, 
JW. 1913, 5957, geſagt, daß nach der Zweckbeſtimmung des 
Nordoſtſeekanals, wie fie in § 1 des Geſetzes vom 16. März 
1886 — „Es wird ein für die Benutzung durch die deutſche 
Kriegsflotte geeigneter Seeſchiffahrtskanal .... hergeſtellt“ — 
ausgeſprochen iſt, nach den Vorſchriften des 8 3 dieſes Geſetzes 
über die Kanalabgabe, nach dem zur Ausführung des Geſetzes 
ergangenen Erlaſſe vom 15. Juni 1895 und nach der Betriebs⸗ 
ordnung vom 29. Juli 1901 (jetzt vom 23. Februar 1911) der 
rein ſtaatsrechtliche Charakter der einſchlägigen Verhältniſſe 
nicht zu bezweifeln ſei. Danach kommen für die Beziehungen 
des Fiskus zu dem Eigentümer des von dem Lotſen geführten 
Schiffes irgendwelches Rechtsverhältnis des bürgerlichen Rechtes 
nicht in Frage. Der Senat verneinte in jenem Urteil aus 
dieſen Gründen eine Haftung des Reiches für den Kanallotſen 
nach 8 278 BGB. Am Schluſſe des Urteils aber wurde 
bemerkt — der betreffende Teil des Urteils iſt in der JW. 
nicht mit abgedruckt —, daß das Geſetz vom 22. Mai 1910 
auf den Fall keine Anwendung finden könne, weil der Unfall, 
der zu der Schadenserſatzklage geführt hatte, ſich vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ereignet habe. Es wurde dann 
aber noch auf die auch in dem jetzt angefochtenen BU. erwähnte, 
oben wiedergegebene Außerung eines Regierungsvertreters bei 
der Beratung des preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 
hingewieſen. An der in jenem Urteil ausgeſprochenen grund⸗ 
ſätzlichen Auffaſſung des Verhältniſſes zwiſchen dem Reiche und 
dem Eigentümer des durch den Zwangslotſen durch den Kanal 
geführten Schiffes als eines öffentlich- rechtlichen hält der 
erkennende Senat feſt. Die Ausführungen der Reviſion ſind 
völlig ungeeignet, dieſe Auffaſſung zu widerlegen. Ob der 
Fiskus den Grund und Boden nach privatrechtlichen Regeln 
erworben hat und ſein Eigentum daran im Grundbuch ein⸗ 
getragen iſt, iſt für die zu entſcheidende Frage gleichgültig. Die 
Ausführung, daß zwar das Verhältnis zwiſchen der Kanal⸗ 
verwaltung und dem Reeder des durchfahrenden Schiffes bei 
dem öffentlichen Charakter des Unternehmens als ein öffentlich⸗ 
rechtliches aufgefaßt werden könne, dennoch aber von einer 
Ausübung der öffentlichen Gewalt gegen die durchfahrenden 
Schiffe keine Rede ſein könne, beruht auf einer Verkennung des 
Begriffes der „Ausübung der öffentlichen Gewalt“, wie er dem 
Art. 77 EGBGB. und den Geſetzen vom 1. Auguſt 1909 und 
22. Mai 1910 zugrunde liegt. Unter der „Ausübung der 
42 
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öffentlichen Gewalt“ im Sinne dieſer Vorſchriften iſt nicht etwa 
nur die Betätigung der ſtaatlichen Zwangsgewalt in der 
Richtung gegen den einzelnen zu verſtehen. Es fällt vielmehr 
jede Amtsausübung, die ſich nicht als Wahrnehmung privat⸗ 
rechtlicher Intereſſen des Staates darſtellt, darunter; RG. 84, 27 
(S. 28/29). Daß die Verwaltung des Kanals in mancher 
Hinſicht der einer Eiſenbahn ähnlich iſt, die vorzugsweiſe im 
Intereſſe der Landesverteidigung erbaut iſt, kann, wie das BG. 
mit Recht annimmt, nicht dazu führen, den rechtlichen Charakter 
des Schiffahrtverkehrs auf dem Kanal mit dem des Verkehrs 
auf der Eiſenbahn gleichzuſtellen. Zu der Unterſtellung, daß 
das BG. ſich durch eine Rückſichtnahme auf die wirtſchaftlichen 
Intereſſen der Reeder bei ſeiner Entſcheidung habe beſtimmen 
laſſen, bietet das angefochtene Urteil nicht den geringſten Anhalt. 
Zu einer Unterſcheidung zwiſchen den Lotſen des Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Kanals und ſonſtigen Zwangslotſen iſt hinſichtlich der ſtreitigen 
Rechtsfrage kein ausreichender Grund gegeben. Seiner, mit 
der des BG. übereinſtimmenden, Auffaſſung zu folgen, iſt der 
erkennende Senat auch durch die Urteile des I. und VI. 35. 
des RG. vom 12. Oktober 1910 bzw. 18. März 1912 (RG. 
74, 250 bzw. 79, 101), in denen eine abweichende Anſchauung 
zum Ausdruck gebracht iſt, nicht behindert. Denn mit dem 
Inkrafttreten des Reichsgeſetzes vom 22. Mai 1910, deſſen An⸗ 
wendung in den von jenen Urteilen betroffenen Fällen zeitlich 
nicht in Frage kam, iſt für die Beurteilung der erörterten Frage 
eine neue rechtliche Grundlage geſchaffen. Übrigens hält der 
I. 38S. an feiner dort ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung nicht 
mehr feſt. Hiernach erweiſt ſich die Reviſion des beklagten 
Fiskus als unbegründet. Damit fällt aber auch die gegen den 
Beklagten 2. gerichtete Reviſion des Klägers. Denn daß bie 
Vorſchrift des § 839 Abſ. 1 S. 1 dem Beamten auch dann 
zur Seite ſteht, wenn zugleich die Vorausſetzungen des § 823 
Abſ. 1 BGB. vorliegen, entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. P. c. L. u. D. R. F., U. vom 4. Dez. 14, 
282/14 III. — Kiel. [S.)] 

6. Kann eine geſchiedene Frau, die an ſich nach 8 1577 
Abſ. 1 BGB. den Familiennamen des Mannes behält, nach 
Abſ. 2 Satz 1 aber ihren Familiennamen wieder annehmen 
kann, ſich dem geſchiedenen Manne gegenüber zur Wieder⸗ 
annahme ihres Familiennamens rechtswirkſam verpflichten?! 

Aus den Gründen: Die Entſcheidung des Rechtsſtreits 
hängt vor allem von der Beantwortung der Rechtsfrage ab, 
ob eine geſchiedene Frau, die an ſich nach 5 1577 Abſ. 1 
BGB. den Familiennamen des Mannes behält, nach Abſ. 2 
Satz 1 aber ihren Familiennamen wieder annehmen kann, in 
der Lage iſt, ſich dem geſchiedenen Manne gegenüber zur 
Wiederannahme ihres Familiennamens rechtswirkſam zu ver⸗ 
pflichten. Das LG. verneint dieſe Frage, und zwar in der 
Hauptſache aus der Erwägung heraus, daß im Familienrechte 
die Vertragsfreiheit nicht die Regel bilde, Rechtsgeſchäfte viel⸗ 
mehr nur in den vom Geſetz anerkannten Fällen zuläſſig ſeien, 
zu dieſen jedoch die hier in Rede ſtehende Befugnis der ge⸗ 
ſchiedenen Frau nicht gehöre. Das OLG. iſt anderer Anſicht. 
Es verkennt zwar nicht, daß die familienrechtlichen Vorſchriften 
des BGB. regelmäßig zwingender Natur und rechtsgeſchäft⸗ 
licher Abänderung entzogen ſind. Es weiſt aber darauf hin, 
daß es ſich in 8 1577 Abſ. 2 Satz 1 um eine der geſchiedenen 
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Frau eingeräumte Befugnis, nach ihrem Belieben den 
Familiennamen des Mannes zu behalten oder ihren Mädchen⸗ 
namen wieder anzunehmen, handele, und glaubt gerade daraus, 
daß es der Frau freigeſtellt ſei, welchen Namen ſie nach 
der Scheidung führen will, entnehmen zu können, daß hier 
keine der Parteivereinbarung entzogene Geſetzesnorm gegeben 
ſei. Die Reviſion bekämpft die Ausführungen des OG., 
jedoch mit Unrecht. Zwar iſt der Reviſion zuzugeben, daß das 
Recht der geſchiedenen Frau, ihren Familiennamen wieder an⸗ 
zunehmen, ebenſo wie das dem geſchiedenen Manne in 8 1577 
Abſ. 3 Satz 1 eingeräumte Recht der allein für ſchuldig er: 
klärten Frau die Führung ſeines Namens zu unterſagen, höchſt⸗ 
perſönlicher Natur iſt. Aber daraus folgt nicht mehr, als daß 
ſie das Recht nur perſönlich ausüben kann, daß der geſetzliche 
Vertreter einer geſchäſtsunfähigen Frau die Wiederannahme des 
Mädchennamens nicht erklären kann und daß eine in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Frau zur Wiederannahme nicht 
der Genehmigung ihres geſetzlichen Vertreters bedarf. Das 
Recht, ihren Familiennamen wieder anzunehmen, iſt der ge⸗ 
ſchiedenen Frau (Prot. IV, 447) gewährt worden, weil ſich 
Fälle denken ließen, wo ſie ein berechtigtes Intereſſe daran 
habe, den Namen des Mannes ablegen zu dürfen. Es mag 
ſein, daß dabei vorwiegend an ethiſche Geſichtspunkte gedacht 
war. Aber auch das entſcheidet die hier zur Erörterung 
ſtehende Rechtsfrage nicht. Wäre es bei der Regelung ver⸗ 
blieben, die der erſte Entwurf ($ 1455) vorgeſehen hatte, und 
beſtände infolgedeſſen lediglich die Vorſchrift in 8 1577 Abſ. 1 
des Geſetzes, ſo würde allerdings für vertragsmäßige Ver⸗ 
einbarungen über den von der geſchiedenen Frau zu führenden 
Namen keinerlei Raum ſein. Nachdem aber auf Grund des 
Vorſchlags der zweiten Kommiſſion (Prot. IV S. 444 bis 448) 
die Abſätze 2 und 3 des 8 1577 in das Geſetz eingeſtellt find, 
liegt die Sache ſo, daß die geſchiedene Frau, wenigſtens die 
nicht allein für ſchuldig erklärte, ähnlich wie das nach den 
SS 741, 742 II, 1 ALR. der Fall war, die freie Wahl hat, 
ob ſie den Familiennamen des Mannes beibehalten oder ihren 
Familiennamen oder auch den bei Eingehung der geſchiedenen 
Ehe etwa geführten früheren Ehenamen wieder annehmen will. 
Zugleich iſt damit anerkannt, daß es für die Allgemeinheit 
gleichgültig iſt, welchen der drei in Betracht kommenden Namen 
die Frau führt. Iſt dem aber fo, find ferner, wie »ſchon gejagt, 
die Geſetzesbeſtimmungen über das Wahlrecht der Frau lediglich 
in ihrem eigenen Intereſſe gegeben, dann iſt bei der für Schuld⸗ 
verhältniſſe grundſätzlich geltenden Vertragsfreiheit nicht ein⸗ 
zuſehen, warum ſich die geſchiedenen Eheleute im Rahmen 
der ihnen vom Geſetze gewährten Freiheit nicht vertrags⸗ 
mäßig ſollten binden können. In der Rechtslehre wird denn 
auch ganz allgemein angenommen, daß wie der geſchiedene 
Mann auf das ihm nach 8 1577 Abſ. 3 Satz 1 zuſtehende 
Unterſagungsrecht, ſo auch die geſchiedene Frau auf die ihr 
durch § 1577 Abſ. 2 Satz 1 eingeräumte Befugnis rechts⸗ 
wirkſam verzichten könne. Nun mag zwar daraus, daß die 
Frau auf die Befugnis zur Wiederannahme ihres Familien⸗ 
namens verzichten kann, noch nicht notwendig die Zuläſſigkeit 
auch der umgekehrten Verpflichtung folgen, von dieſer Befugnis 
Gebrauch zu machen und den Familiennamen des Mannes ab⸗ 
zulegen. Allein wenn man vor dem erſten Schritte nicht zurüc⸗ 
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zuſchrecken braucht, dann kann unbedenklich auch der zweite 
getan werden. Daß der geſchiedene Mann einen ſehr beachtens⸗ 
werten Grund haben kann, der Frau die Ablegung ſeines 
Familiennamens vertragsmäßig aufzuerlegen, iſt nicht in Ab⸗ 
rede zu ſtellen. Der Mangel eines ſchutzwürdigen Intereſſes 
(vgl. Motive II S. 3 und Prot. I S. 281) kann alſo gleich⸗ 
falls nicht für die allgemeine Unwirkſamkeit vertragsmäßiger 
Abmachungen der hier in Rede ſtehenden Art angeführt werden. 
Ebenſowenig läßt ſich ſagen, daß ſolche Abmachungen ſtets 
einen den guten Sitten widerſtreitenden Eingriff in die Freiheit 
des ſich verpflichtenden Teils enthielten und daß fie deshalb 
(8 138 Abſ. 1) unter allen Umſtänden wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten unwirkſam wären. Ein Vertrag, wie ihn 
hier die Parteien für den Fall der Wiederverheiratung des 
Klägers geſchloſſen haben, kann im einzelnen Falle gegen die 
guten Sitten verſtoßen, er braucht es aber nicht. N. c. N., 
U. v. 14. Jan. 15, 494/14 IV. — Naumburg. B.] 

7. 5 1620 BGB. Ausſteueranſpruch. Für die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Ausſteuerpflichtigen iſt der Zeitpunkt der Ehe⸗ 
ſchließung maßgebend.] 

Die Kläger haben am 30. September 1911 miteinander 
die Ehe geſchloſſen. Die klagende Ehefrau iſt am 26. Auguſt 
1883 als Tochter der beklagten Ehefrau und deren damaligen 
Ehemanns, des am 5. Januar 1898 geſtorbenen Maſchinen⸗ 
fabrikanten Albert G., geboren. Die Mutter der klagenden 
Ehefrau hat ſich im Jahre 1900 mit ihrem gegenwärtigen 
Ehemanne, dem Fabrikanten Karl R., verheiratet, mit dem ſie 
in Gütertrennung lebt. Sie beſaß bei dieſer Eheſchließung 
lein Vermögen, hat aber von ihrem am 22. Auguſt 1911 ge⸗ 
ſtorbenen Vater über 80 000 geerbt. Am 21. Oktober 1911 
ſchloſſen die Eheleute R. untereinander einen notariellen Vertrag, 
in welchem die Frau bekennt, dem Manne für die Beſchaffung 
ihrer Ausſteuer und für den Unterhalt, die Erziehung und 
Berufsvorbildung ihrer drei Kinder früherer Ehe, nämlich der 
Frau van S. und deren beiden Brüder Walter und Alfred G., 
90000 & zu verſchulden, und ihn anweiſt, ſich die Schuld⸗ 
ſumme aus dem Nachlaſſe ihres Vaters auszahlen zu laſſen. 
Die klagende Ehefrau erhielt bei ihrer Verheiratung keine Aus⸗ 
feuer. Die Kläger haben mit der Behauptung, daß nach den 
Verhältniſſen der Parteien eine Ausſteuer von etwa 13000 # 
angemeſſen geweſen wäre, unter Vorbehalt weiterer Anſprüche 
einftweilen Zahlung von 5000 & verlangt und deswegen gegen 
die Frau R. auf Zahlung, gegen den Ehemann R. auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Ehefrau 
Klage erhoben. Das BG. führt aus, der Anſpruch auf Aus: 
Heuer entftehe mit der Eheſchließung der Tochter, dieſer Zeit⸗ 
punkt ſei daher der Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit der 
Mutter zugrunde zu legen. Die Reviſion macht geltend, da 
die Ehe am 30. September 1911 geſchloſſen, die Klage erſt im 
Juni 1912 erhoben ſei, ſo müßten die in der Zwiſchenzeit ein⸗ 
getretenen Veränderungen in den für die Bedürftigkeit der 
Mutter maßgeblichen Verhältniſſen berückſichtigt werden. Dieſe 
Rüge kann keinen Erfolg haben. Nach 8 1620 BGB. iſt der 
Vater oder die Mutter verpflichtet, der Tochter im Falle ihrer 
Verheiratung zur Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene 
Ausſteuer zu gewähren. Aus der Zweckbeſtimmung der Aus⸗ 
feuer, zur Einrichtung des Haushalts zu dienen, ergibt ſich, 
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daß der Anſpruch auf die Ausſteuer regelmäßig mit der Ehe⸗ 
ſchließung der Tochter zur Entſtehung gelangt. Daraus folgt 
aber ferner, daß dieſer Zeitpunkt, wenigſtens der Regel nach, 
für die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit der Eltern maßgebend 
iſt (RGRKom. § 1620 Abſ. 3). Ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen ſpäter eintretende Veränderungen in den Verhältniſſen 
der Eltern für die Beurteilung des Ausſteueranſpruchs von 
Erheblichkeit ſein können, bedarf keiner Erörterung. Denn jeden⸗ 
ſalls wäre es Sache des verpflichteten Elternteils, derartige 
Umſtände, die ſeine bereits entſtandene Ausſteuerpflicht ver⸗ 
mindern oder in Wegfall bringen ſollen, darzutun. In dieſer 
Hinſicht iſt aber von der beklagten Ehefrau nichts vorgebracht 
worden, was den Wegfall einer zur Zeit der Eheſchließung 
der Kläger auf ihrer Seite begründeten Ausſteuerpflicht zu 
rechtfertigen vermochte. Die beklagte Ehefrau hatte im Zeit⸗ 
punkte der Eheſchließung der Kläger, abgeſehen von der ihr 
gehörigen Wohnungseinrichtung, ein Vermögen, das in dem 
ihr als Miterbin angefallenen Anteil am Nachlaſſe ihres im 
Auguſt 1911 geſtorbenen Vaters beſtand und deſſen Wert ſich 
nach der Feſtſtellung des BG. auf etwas über 80000 & 
belief. Sie behauptet, dieſes Aktivvermögen ſei auf Grund des 
notariellen Vertrags vom 21. Oktober 1911 zur Tilgung ihrer 
Schulden gegenüber ihrem Ehemanne verwendet worden, ſo daß 
ſie von der Erbſchaft nichts mehr beſitze. Soweit die Schulden 
der beklagten Ehefrau zur Zeit der Eheſchließung der Parteien 
nicht beſtanden haben, ſondern erſt durch den Vertrag vom 
21. Oktober 1911 begründet ſein ſollten, würde die beklagte 
Ehefrau ſich darauf zur Ausſchließung des Ausſteueranſpruchs 
der Kläger nicht berufen können. Die Tatſachen, die ihre 
Pflicht zur Gewährung der Ausſteuer begründeten, insbeſondere 
die Vermögensloſigkeit der Tochter und das Nichtvorliegen 
eines Verzichts derſelben auf Ausſteuer, waren ihr bekannt. 
Sie mußte daher bei ihren Maßnahmen mit ihrer Ausſteuer⸗ 
pflicht rechnen. Hat ſie ihre Verpflichtung unerfüllt gelaſſen 
und die ihr zu ihrer Erfüllung zu Gebote ſtehenden Mittel 
ohne Rückſicht darauf ihrem Ehemann übereignet, um ihm 
dadurch ohne eine dazu beſtehende Rechtspflicht einen Erſatz 
für die von ihm für ihre Kinder aufgewendeten Beträge zu 
verſchaffen, ſo kann ſie dieſes ohne zwingenden Grund von ihr 
ſelbſt verſchuldete Unvermögen nicht zum Anlaß nehmen, ſich 
ihrer Ausſteuerpflicht den Klägern gegenüber zu entziehen. Ob 
ein Ausſteueranſpruch dann zu verneinen wäre, wenn die be⸗ 
klagte Ehefrau ihrem Ehemanne die in dem Vertrage vom 
21. Oktober 1911 angegebenen, den Wert ihres Erbteils über⸗ 
ſteigenden Beträge bereits im Zeitpunkte der Eheſchließung der 
Kläger geſchuldet hätte, wie ſie behauptet, braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden, denn das BG. hat ſich inſoweit auf den 
Standpunkt der Beklagten geſtellt, als es den bei der Ehe⸗ 
ſchließung der Kläger tatſächlich beſtehenden Erſatzanſpruch des 
Ehemanns R. gegen feine Frau von deren Aktivvermögen in 
Abzug gebracht und nur den überſchießenden Teil des Aktiv⸗ 
vermögens bei der Bemeſſung des Ausſteueranſpruchs der 
klagenden Ehefrau zugrunde gelegt hat. In dieſer Hinſicht 
könnte alſo die beklagte Ehefrau durch das BU. nur beſchwert fein, 
wenn der Betrag der Forderung des Ehemanns R. im Zeitpunkte 
der Eheſchließung der Kläger zu niedrig angenommen wäre. 
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Handelsgeſetzbuch. 

8. Veräußerung unbeurkundeter Namensaktien und Be⸗ 
deutung der Eintragung ins Aktienbuch. 

Im September 1912 wurde die klagende P.⸗G. A.⸗G. mit 
einem Grundkapital von 150 000 & gegründet; im November 
darauf erfolgte die Eintragung im Handelsregiſter. Die 
1500 Aktien zu je 1000 &, über welche man Aktienurkunden 
oder Interimsſcheine einſtweilen nicht ausgab, wurden von den 
fünf Gründern übernommen. Der eine davon, Techniker Emil P., 
ſollte künftig die Aktienurkunden Nr. 1 bis 900 erhalten, der 
Reſt ſollte unter die vier andern Gründer verteilt werden. Der 
Beklagte, der nicht zu den Gründern gehörte, hatte vor der 
Gründung von P. Bezugsrechte auf 8 Aktien erworben, und 
zwar unter Angabe von Nummern, die auf die von den vier 
andern Gründern übernommenen Aktien hinwieſen. Nach der 
Gründung wurde er mit ſeiner eigenen Zuſtimmung und mit 
der des Vorſtandes im Aktienbuch eingetragen. Der Vorſtand 
zog ihn darauf zur Entrichtung der aufgerufenen Einlage⸗ 
teilzahlungen heran. Nachdem er 30 Prozent geleiſtet hatte, 
weigerte er die Zahlung des Reſtes, weil er nicht Aktionär 
geworden ſei. Das führte zur Erhebung der Klage, deren An⸗ 
trag auf Verurteilung zur Zahlung von 5600 & mit Zinſen 
gerichtet war. Beide Inſtanzen gaben der Klage ſtatt. Die 
Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: Die eigent⸗ 
lichen Rechtszweifel der Parteien betreffen die Veräußerung un⸗ 
beurkundeter Namensaktien ſowie die Bedeutung der Eintragung 
im Aktienbuch. In erſter Beziehung geht der BerR. mit Recht 
davon aus, daß auch Aktien, über welche Aktienurkunden nicht 
ausgeſtellt ſind, veräußert werden können (vgl. RG. 34, 115 f.; 
52, 423). Es entſpricht auch den 88 398, 413 BGB., wenn 
er die Veräußerung durch formloſen Abtretungsvertrag ſtatt⸗ 
finden läßt und eine Abtretung von Aktien durch die Gründer 
insbeſondere in deren Zuſtimmung zur Eintragung eines Nicht⸗ 
gründers im Aktienbuche erblickt. Das Bu. führt ſodann aus, 
warum die Frage der Abtretung der Aktien durch die Gründer 
habe unentſchieden bleiben dürfen. Dieſen Darlegungen kann 
in der Begründung nicht beigepflichtet werden. Das OLG. 
meint, wenn der Beklagte nicht durch abgeleiteten Erwerb als 
Rechtsnachfolger der Gründer in deren Rechtsſtellung eingetreten 
ſei, habe er doch jedenfalls urſprünglich eigenes Aktienrecht er⸗ 
worben. Wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung ausgeſprochen 
habe, mache eine Eintragung im Aktienbuch, die im Einverſtändnis 
zwiſchen dem angeblichen Erwerber und dem Vorſtande vor⸗ 
genommen werde, den erſteren mit ſelbſtändiger rechtsbegründender 
Wirkung zum Aktionär. Es iſt richtig, daß eine ſolche Auf⸗ 
faſſung in einzelnen Urteilen des RG. vorkommt. In den 
Entſcheidungen, RG. 3, 163; 41, 17; vgl. auch noch Rep. II 
460/05 vom 11. Mai 1906 (JW. 1906, 433), iſt von einem 
Vertrage die Rede, der durch die Eintragung im Aktienbuch 
geſchloſſen werden und den Erwerb gegenſeitiger Rechte und 
Pflichten zum Inhalt haben ſoll. Das mag für ältere aus⸗ 
ländiſche Geſetzgebungen auch berechtigt geweſen ſein. Danach 
lag der Schwerpunkt der Übertragung des Aktienrechts in der 
Umſchreibung im Aktienbuche; bis fie erfolgte, beſtanden nur 
ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen den Kontrahenten des 
Veräußerungsvertrags (vgl. Lehmann, Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften Bd. 2 S. 87 ff.). Allein mit den Art. 220, 182, 
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183 ADHGB. und mit 88 222, 223 HGB. iſt die Annahme 


eines originären Erwerbs durch Umſchreibung im Aktienbuche 


nicht mehr vereinbar. Die Eintragung im Aktienbuch hat nach 
den angezogenen Beſtimmungen nur Bedeutung für die 
Legitimation des Erwerbers gegenüber der Aktiengeſellſchaft. 
Der Erwerb des Aktienrechts, der einen Wechſel der Mitglied⸗ 
ſchaft enthält, geſchieht durch Indoſſament oder Abtretung, ver⸗ 
bunden mit der Übergabe der etwa ausgeſtellten Aktienurkunde. 
Dem entſpricht es, daß die Mitgliedſchaft da, wo Aktienurkunden 
fehlen, durch Abtretung auf den Erwerber übergeht. Driginär 
kann Aktienrecht überhaupt nur von denjenigen Perſonen er⸗ 
worben werden, die im Augenblick der Entſtehung der Geſellſchaft 
Aktionäre ſind oder dieſe Eigenſchaft bei Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals durch Übernahme noch nicht übernommener Aktien 
erlangen. Jeder Erwerb ſchon beſtehenden Aktienrechts iſt ab⸗ 
geleiteter Erwerb; die Eintragung im Aktienbuch aber, mag ſie 
auch auf Antrag des Eingetragenen und mit Willen des Vor⸗ 
ſtandes der Geſellſchaft vollzogen ſein, hat nicht die Kraft, eine 
nicht geſchehene Abtretung zu erſetzen oder Mängel der Ab⸗ 
tretung zu heilen. Dieſer Anſicht, die in der Literatur die 
herrſchende iſt, hat kürzlich auch das RG. entſchiedenen Aus⸗ 
druck verliehen. In dem Urteile RG. 79, 162 wird anerkannt, 
daß die Eintragung im Aktienbuch jeder rechtsbegründenden 
Wirkung entbehrt und der Eintritt des neuen Aktionärs in den 
geſellſchaftlichen Verband durch Erwerb der Aktie ohne rechts⸗ 
geſchäftliche Beteiligung der Geſellſchaft ſtattfindet. Es iſt 
danach auch nicht zu billigen, wenn der BerR. es für Aufgabe 
der Aktiengeſellſchaft erklärt, ſich mit den durch Eintragung 
eines Unbefugten ihres Aktienrechts verluſtig gehenden Gründern 
abzufinden. Die Gründer können ihr Recht auf ſolche Weiſe 
nicht verlieren; für einen Schaden aber, den ſie durch die un⸗ 
richtige Eintragung erleiden, hat ihnen nach S 816 oder 88 823, 
826 BGB. der eingetragene Nichtberechtigte aufzukommen. Die 
Begründung des angefochtenen Urteils geht danach fehl. Das 
Ergebnis iſt gleichwohl nicht zu beanſtanden. Nach 5 223 
Abſ. 3 HGB. gilt im Verhältnis zur Geſellſchaft nur der⸗ 
jenige als Aktionär, welcher als ſolcher im Aktienbuche verzeichnet 
iſt. Die Tragweite dieſer Vorſchrift wird unterſchätzt, wenn 
der Beklagte einwenden zu können glaubt, daß er in Wahrheit 
kein Aktienrecht erworben habe. Dient die Bucheintragung, wie 
erwähnt, dem Bedürfnis nach Erleichterung des Rechtsausweiſes, 
ſo folgt doch daraus nicht, daß ſich ihre Wirkung in einer 
durch Gegenbeweis entkräftbaren Vermutung für das Beſtehen 
der Aktionäreigenſchaft erſchöpfen müßte. Vielmehr liegt einer 
der Ausnahmefälle vor, in denen eine Duplizität des Rechts⸗ 
ſubjektes angenommen werden muß. Die Rechtslage iſt verwandt 
mit der Geſtaltung, die durch ein relatives Veräußerungsverbot 
(8 135 BGB.) oder durch die Beſtimmungen der 88 25 Ab}. 1 
Satz 2, 392 Abſ. 2 HGB. herbeigeführt wird. Während 
Dritten gegenüber Aktionär iſt, wer die Mitgliedſchaft entweder 
urſprünglich durch Abernahme (Zeichnung) oder durch Abtretung 
von ſeiten eines Rechtsvorgängers erworben hat, wird im Ver⸗ 
hältnis zur Geſellſchaft der im Aktienbuch Eingetragene als 
ſolcher behandelt (vgl. v. Tuhr, Allgem. Teil des Bürg. Rechts 
Bd. 1 S. 70). Die hier vertretene Auffaſſung erſcheint geboten, 
wenn anders die Zwecke des Geſetzes erreicht werden ſollen. Aus 
den Materialien freilich läßt ſich ein unmittelbarer Beweis 
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dafür nicht erbringen. Bei Schaffung ſowohl des § 223 
Abſ. 3 HGB. wie auch ſchon des fachlich übereinſtimmenden 
Art. 183 Abſ. 2 der älteren Faſſung („werden nur diejenigen 
als die Eigentümer angeſehen“) hat man zunächſt vollbezahlte 
Aktien im Auge gehabt und eine Vorſchrift darüber geben 
wollen, wen die Geſellſchaft zur Ausübung der Mitgliedſchafts⸗ 
rechte zuzulaſſen habe. Immerhin geht aus dem Worte „nur“ 
ſoviel hervor, daß es nicht im Belieben der Geſellſchaft ſteht, 
von dem Erfordernis der Eintragung Abſtand zu nehmen; 
einem Nichteingetragenen darf der Genuß der Rechte nicht ver⸗ 
ſtattet werden. Das wird durch die Denkſchrift zum HGB. 
S. 136 außer Zweifel geſtellt. Die natürliche Kehrſeite aber 
muß ſein, daß die Geſellſchaft bei nicht vollbezahlten Aktien — 
oder, ſofern es ſich um Nebenleiſtungen nach dem neuen § 212 
handelt, auch bei vollbezahlten — ſchlechthin das Recht hat, 
den Eingetragenen zur Erfüllung der Pflichten heranzuziehen. 
Wie unumgänglich notwendig dieſe Folgerung iſt, ergibt ſich 
aus den Beſtimmungen über die rückſtändigen Kapitaleinlagen 
(85 218 ff. HGB.). Unſtreitig iſt es die im Aktienbuche gegen⸗ 
wärtig eingetragene Perſon, bei der die Zahlung geſucht werden 
muß; die Rechtsvorgänger haften nur bedingt hinter ihr (vgl. 
5 220 Abſ. 1 und 2). Auf der andern Seite kann die Geſell⸗ 
ſchaft nicht verlangen, daß ſich der wirkliche Aktionär eintragen 
läßt; nur durch Vorenthaltung der Rechte vermag ſie einen 
Druck in dieſer Richtung auszuüben. Die gegenteilige Anſicht 
des L 35. des RG. (RG. 79, 164), auf die dort ein Anſpruch 
gegen den Nichteingetragenen auf Nebenleiſtungen nach § 212 
HGB. geſtützt wird, ift nicht näher begründet und fällt um fo 
weniger ins Gewicht, als die damalige Entſcheidung von der 
grundsätzlichen Auffaſſung des II. 8 S. (JW. 1906, 433) nicht 
abweichen ſollte. Darf nun die Geſellſchaft allein den Ein⸗ 
gelragenen haftbar machen, weil nur er legitimiert iſt, hat fie 
zugleich aber auf die Eintragung des Berechtigten kein Recht, 
ſo iſt es praktiſch ausgeſchloſſen, ihren Anſpruch, wenn auch 
mit Umkehrung der Beweislaſt, an die Vorausſetzung der Be⸗ 
rechtigung des Eingetragenen zu knüpfen. Gewiß muß ſie ſich 
von dieſem entgegenſetzen laſſen, daß die Legitimation auf ſolcher 
Grundlage beruhe, indem er der Eintragung nicht zugeſtimmt 
habe oder die Zuſtimmung nichtig ſei (vgl. RG. bei Bolze Bd. 10 
Nr. 543; JW. 1906, 433). Iſt aber der Rechtsausweis 
ordwungsmäßig beſchafft, ſo kommt es auf die Berechtigung 
nicht an, gleichviel ob das Aktienrecht durch Übertragung vom 
Eingetragenen aufgegeben oder trotz der Eintragung nicht er⸗ 
langt ſein ſoll. Der Einwand des Eingetragenen, er ſei nicht 
mehr Aktionär, und der andere Einwand, er ſei es nie geweſen, 
ſind beide unſtatthaft. Und vollends kann, was dieſen letzteren 
Einwand betrifft, nicht nach den Gründen unterſchieden werden, 
die an der Nichterlangung der Berechtigung ſchuld ſind. Eine 
ſolche Unterſcheidung, an die ſich Anklänge in der Literatur 
finden, entbehrt der inneren Rechtfertigung und liegt der Recht⸗ 
ſprechung des RG. fern. Das RG. hat gegenüber Anſprüchen 
der Geſellſchaft an Eingetragene nicht nur die Berufung auf 
Mängel des kauſalen Veräußerungsgeſchäfts abgeſchnitten (RG. 72, 
295), ſondern auch die Versäumung der vorgeſchriebenen fiber- 
tragungsſorm (RG. 77, 276 f.) ſowie bei Kleinaktien außer dem 
Formmangel das Fehlen der Zuſtimmung des Auſſichtsrats 
und der Generalverſammlung (RG. 41, 16 f.) für unerheblich 
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erklärt. Folgerichtig darf der Eingetragene auch dann nicht 
gehört werden, wenn er, wie hier, die Vornahme einer Ab⸗ 
tretung an ihn einfach in Abrede nimmt. Der entwickelten 
Auffaſſung widerſpricht es nicht, wenn man der Geſellſchaft 
das Recht zugeſteht, einem eingetragenen Nichtberechtigten die 
Anerkennung als Aktionär zu verſagen (vgl. das Urteil des 
erkennenden Senats Rep. II 360/14 vom 29. Januar 1915). 
Die Vorſchrift des 8 223 Abi. 3 HGB. iſt im Intereſſe der 
Geſellſchaft gegeben; findet ſie ſich bewogen, die Nichtberechtigung 
des Legitimierten aufzudecken, ſo iſt ihr dies nicht verwehrt. 
Nur der Eingetragene darf ihr mit einer ſolchen Behauptung 
nicht kommen. Damit erledigt ſich auch die Bemerkung der 
Reviſion, das Geſetz beſtimme, daß im Verhältnis zur Geſell⸗ 
ſchaft „nur“, nicht aber, daß in dieſem Verhältnis „ſtets“ der 
Eingetragene als Aktionär gelte. Daß der Legitimierte nicht 
der Berechtigte iſt, kann allerdings geltend gemacht werden, 
aber lediglich von der Geſellſchaft, nicht vom Eingetragenen 
ſelbſt. A. c. P.⸗G. A.⸗G., U. v. 29. Jan. 15, 432/14 I. — 
Celle. [B.] 

9. Übertragung von Aktien.] 

Die Beklagte iſt eine im Jahre 1849 von Mitgliedern des 
Hamburger Tiſchleramts gegründete Aktiengeſellſchaft, deren 
Zweck darin beſteht, den Aktionären die Ausſtellung und den 
Verkauf der von ihnen angefertigten Möbel in den Räumen des 
Geſellſchaftsgrundſtücks zu ermöglichen. Das Grundkapital von 
57 000 & iſt in 95 Namensaktien im Nennwerte von je 600 & 
zerlegt. Die Parteien ſtreiten darüber, ob die Aktie Nr. 69, 
früher Eigentum der Witwe P., rechtsgültig vom Kläger, Tiſchler 
Wilhelm D., erworben worden iſt. Unſtreitig hat Frau P. am 
21. April 1898 ein notariell beglaubigtes Schreiben an die 
Beklagte gerichtet, worin ſie ihren Willen anzeigte, die Aktie 
dem Tiſchler Adolph D. — dem Vater und Vormund des 
damals noch minderjährigen Klägers — zu übertragen. In der 
Generalverſammlung vom 2. Juni 1898 wurde dann aber die 
Übertragung auf den Kläger ſelber genehmigt. Es geſchah dies 
auf Anregung des Vorſitzenden, der in Gegenwart und mit 
Zuſtimmung des Aufſichtsrats erklärte, die Witwe P. wünſche 
die Übertragung der Aktie auf den Kläger. Demgemäß wurde 
am genannten Tage der Kläger im Aktienbuch als Rechtsnach⸗ 
folger eingetragen. Im März 1913, nachdem Streitigkeiten unter 
den Parteien entſtanden waren, wurde die Eintragung von der 
Beklagten gelöſcht. Darauf ſtellte am 26. Juni 1913 Adolph 
D. eine notariell beglaubigte Erklärung des Inhalts aus, er 
habe die Aktie ſeinerzeit von der P. für den Kläger erworben 
und dem Kläger übertragen; da die Urkunde nicht vorhanden 
ſei, wolle er die Abertragung hiermit wiederholen. Der Kläger 
beantragte Verurteilung der Beklagten zur Beſeitigung der 
Löſchung im Aktienbuch. Beide Inſtanzen wieſen die Klage ab. 
Die Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Die Übertragung von 
Aktien, die auf weniger als 1000 & lauten, bedarf außer der 
Zuſtimmung des Aufſichtsrats und der Generalverſammlung 
einer Form; ſie kann, wie das Geſetz beſtimmt, nur mittels 
einer die Perſon des Erwerbers bezeichnenden gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Erklärung erfolgen (vgl. den min 8 222 
Abſ. 4 HGB. übereinſtimmenden, hier anwendbaren Art. 182 
Abſ. 2 AD HGB.). In der Anzeige der Witwe P. vom 21. April 
1898 hat das OLG. keine den Klagantrag rechtfertigende Er⸗ 
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klärung erblickt. Es hat ausgeführt, die Urkunde bezeichne den 
Vater des Klägers als Erwerber; daß er namens ſeines Sohnes 
erwerben ſolle, ſei nicht geſagt; habe Frau P. das ſo gemeint, 
jo ſei es nicht verſtändlich geworden. Der Anſicht des OLG. 
muß beigetreten werden. Allerdings unterliegen auch formelle 
Erklärungen der Auslegung, wobei auch außerhalb der Form 
liegende Umſtände, wie z. B. die Vorverhandlungen, heran⸗ 
gezogen werden können. Soll aber eine Urkunde die geſetzlich 
gebotene Schriftform erfüllen, ſo muß der richtig verſtandene 
Sinn in ihr noch einen wenn auch unvollkommenen Ausdruck 
gefunden haben (vgl. RG. 59, 219; 62 S. 175, 382; 67, 214; 
71, 115; 76, 306). Aus der Anzeige der Frau P,, fie wolle 
die Aktie dem Tiſchler Adolph D. übertragen, konnte niemand 
entnehmen, daß Adolph D. als geſetzlicher Vertreter ſeines Sohnes 
Wilhelm, des Klägers, auftrat und dieſer die Aktie erwerben 
ſollte. In einem Falle, wo es ſich darum handelte, ob die 
urkundliche Erklärung vom Unterzeichner im Namen eines anderen 
abgegeben war, hat der III. 35. (RG. 80 S. 400, 403) den 
Satz aufgeſtellt, es genüge, wenn der Wortlaut der Urkunde 
für die Vertragſchließenden verſtändlich ſei; darauf, ob Dritte 
nach Maßgabe ihres Wiſſens den Ausdruck für zureichend 
halten könnten, komme es nicht an. Auch wenn man dies für 
die Regel zugeben wollte, würde ſich die Behauptung des Klägers, 
ſein Vater habe die Aktie für ihn zu erwerben gedacht, Frau 
P. ſei damit einverſtanden geweſen, doch als unſchlüſſig dar⸗ 
ſtellen. Auch der III. ZS. läßt den Willen und das Ver⸗ 
ſtändnis der Parteien nur da entſcheiden, wo allein die geſetz⸗ 
liche Schriftform ($ 126 BGB.) und nicht eine beſondere, den 
Inhalt der Urkunde beſtimmende Geſetzesvorſchrift in Frage 
ſteht (vgl. S. 402 f., 404 a. a. O.). Im vorliegenden Fall ver⸗ 
langt das Geſetz von der Abtretungserklärung die Bezeichnung 
der Perſon des Erwerbers. Es iſt daher klar, daß eine Urkunde, 
die den Vater des Klägers als Erwerber nennt, nicht auf Grund 
der dem Zedenten bekannten Abſichten des Vaters in eine Ab⸗ 
tretung an den Kläger umgedeutet werden kann. Der Kläger, 
der dies nicht verkennt, hatte behauptet, außer der Anzeige der 
Witwe P. vom 21. April 1898 habe der Generalverſammlung 
vom 2. Juni j. J. noch ein anderes notariell beglaubigtes Schrift⸗ 
ſtück vorgelegen, ſei es eine Zeſſion der P. oder eine ſolche 
ſeines Vaters, wodurch die Aktie ihm, dem Kläger, übertragen 
wurde. Dieſe Behauptung hat das OLG. für unrichtig an⸗ 
geſehen, was nicht zu beanſtanden iſt. (Wird weiter ausgeführt.) 
Das BU. legt ſodann dar, daß die Zeſſion Adolph D.s vom 
26. Juni 1913 außer Betracht bleiben müſſe, weil weder ſie 
ſelbſt noch die Abtretung an den Zedenten genehmigt worden 
ſei. Die Zuſtimmungserklärungen des Aufſichtsrats und der 
Generalverſammlung vom 2. Juni 1898 bezögen ſich nur auf 
eine vermeintlich am 21. April j. J. erfolgte Übertragung von 
ſeiten der Witwe P. auf den Kläger. Auch hierin iſt ein Rechts- 
irrtum nicht zu finden. Endlich hatte der Kläger angeführt, die 
Beklagte habe ihn als Aktionär in das Aktienbuch eingetragen 
und faſt 15 Jahre darin ſtehen laſſen; ſie könne ihn daher nicht 
einſeitig löſchen. Hierbei handelt es ſich um die Bedeutung des 
8 223 Abſ. 3 HGB. (S Art. 183 Abſ. 2 ä. F.), wonach im 
Verhältnis zur Geſellſchaft nur derjenige als Aktionär gilt, 
welcher als ſolcher im Aktienbuche verzeichnet iſt. Durchaus mit 
Recht hat das OLG. das Vorbringen des Klägers für unerheblich 
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erklärt. Die Umſchreibung im Aktienbuch ſoll nur die Legiti⸗ 
mation erleichtern, wirkt aber weder für ſich allein noch in Ver⸗ 
bindung mit andern Tatſachen rechtserzeugend und vermag daher 
Mängel der Abtretung nicht zu heilen. Ergibt ſich nachträglich, 
daß der Eingetragene die Aktie nicht erworben hat, ſo kann ihm 
die Geſellſchaft die Ausübung des Aktienrechts verwehren. Gerade 
wenn die Reviſion betont, die Vorſchriſt des §S 223 Abſ. 3 HGB. 
ſei im weſentlichen zugunſten der Aktiengeſellſchaft gegeben, hätte 
ſie zu demſelben Schluß gelangen müſſen. Allerdings ſteht dem 
Eingetragenen kein Einwand zu, wenn ihn die Geſellſchaft an 
der Legitimation feſthalten will (vgl. das Urteil des erkennenden 
Senats, Nep. II 432/14). Zieht ſie es aber vor, ſeine Nicht⸗ 
berechtigung aufzudecken, ſo iſt nicht erſichtlich, wodurch ſie daran 
verhindert werden könnte. Für den Fall, daß der Eingetragene 
ein Mitgliedſchaftsrecht geltend macht und die Geſellſchaft 
trotz vorhandener Legitimation die Berechtigung beſtreitet, hat 
RG. 40, 82 dies nur unter der Vorausſetzung eines beſonderen 
Intereſſes für zuläſſig erklärt. Ob der darin liegenden Be⸗ 
ſchränkung beizupflichten wäre, braucht nicht geprüft zu werden. 
Hier iſt der ganze Rechtsſtreit auf die Frage der Berechtigung 
zugeſchnitten; der beklagten Geſellſchaft muß erlaubt ſein, ihren 
abweichenden Standpunkt zu vertreten. D. c. A.⸗G. Allg. 
Mobilien⸗Niederlage, U. v. 29. Jan. 15, 360/14 II. — Ham⸗ 
burg. (B.) 

10. Unrichtige Angaben bei der Seeverſicherung. 55 809, 
811 HGB. enthalten nicht zwingendes Recht.] 

Der verſtorbene Ehemann der Klägerin, die den Prozeß 
nach Ableben ihres Ehemannes als deſſen Rechtsnachfolgerin 
aufgenommen hat, war Eigentümer des Fiſchkutters „Seeteufel“, 
der am 14. März 1912, abends um 8 Uhr, bei ruhiger See 
und Windſtille am Ausgange der Flensburger Förde beim 
Kalkgrund⸗Feuerſchiff geſunken und total verloren gegangen iſt. 
Der Eigner war laut Police vom 31. Dezember 1911 bei der 
Beklagten auf Kasko nur gegen Seegefahr und zwar auf Grund 
der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen von 1867 ver⸗ 
ſichert. Die auf Verurteilung der Beklagten zur Zahlung der 
Verſicherungsſumme von 6000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 
4. Juni 1912 gerichtete Klage wurde entſprechend dem Antrage 
der Beklagten durch Urteil des LG., Kammer 8 für Handels⸗ 
ſachen, zu Hamburg vom 9. Dezember 1913 koſtenpflichtig ab⸗ 
gewieſen. Die Berufung der Klägerin wurde durch Urteil des 
Os G., III. ZS., zu Hamburg, vom 13. Juni 1914 koſten⸗ 
pflichtig zurückgewieſen. Klägerin hat Reviſion eingelegt. Die 
Reviſion iſt nicht begründet. — Die Entſcheidung des Ber. 
beruht auf der Annahme, daß die vorliegende Verſicherung 
gemäß 5 32 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen von 
1867 für die Beklagte unverbindlich ſei, weil der Verſicherungs⸗ 
nehmer nach drei Richtungen in Beziehung auf erhebliche Um⸗ 
ſtände, nach denen er gefragt ſei, unrichtige Angaben gemacht 
habe. Die Reviſion erhebt in erſter Linie den Angriff: Selbſt 
wenn es ſich bei dieſen unrichtigen Angaben um erhebliche 
Umſtände gehandelt haben möchte, ſo folge daraus doch nicht 
die Unverbindlichkeit der Verſicherung für die Beklagte, viel⸗ 
mehr wäre die Beklagte nach SS 808, 811 HGB. nur zum 
Rücktritt berechtigt geweſen, der aber nach der Feſtſtellung des 
BerR. nicht rechtzeitig erfolgt ſei. Die 88 809, 811 HG. 
enthielten nämlich zwingendes Recht, hätten daher durch die 
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Zugrundelegung der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen, 
welche im 8 32 für den Fall unrichtiger Anzeigen über erheb⸗ 
liche Umſtände die Unverbindlichkeit der Verſicherung für den 
Verſicherer vorſähen, nicht fortbedungen werden können. Dieſer 
Angriff iſt unbegründet. Die Vorſchriften der 88 809, 811 
HGB. wurden in Abänderung der früheren Beſtimmungen 
zugleich mit dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 eingeführt, dabei aber die Seeverſicherung durch 
9 186 Verf VG. dem Bereich des letzteren entzogen, weil man 
hier der Vertragsfreiheit die Schranken, die jenes Geſetz auf⸗ 
ſtellt, nicht ziehen wollte. Es iſt denn auch eine Beſtimmung 
wie die des 5 31 VerſVG. in das HGB. nicht aufgenommen. 
Deshalb kann keine Rede davon fein, die 88 809, 811 HGB,, 
inſofern ſie an Stelle der früheren Unverbindlichkeit der Ver⸗ 
ſicherung für den Verſicherer dem letzteren nur ein kurzfriſtiges 
Rücktrittsrecht gewähren, als zwingendes Recht anzuſehen, 
welches nicht durch die gemäß den Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen vereinbarte Unverbindlichkeit hätte abgeändert 
werden können. B. c. O., U. v. 9. Jan. 15, 267/14 J. — 
Hamburg. [S 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

11. Auslegung einer Vertragsbeſtimmung über Tragung 
des Verluſtes zu gleichen Teilen.] 

Das OLG. geht bei Beurteilung des Klageanſpruchs von 
einem richtigen Ausgangspunkte aus. Gemäß der rechtlichen 
Konſtruktion der Geſellſchaft m. b. H. iſt der Geſellſchafter der 
Geſellſchaft und ihren Gläubigern zu einer Leiſtung über das 
Stammlapital hinaus nicht verpflichte. Das Stammkapital 
it Vermögen der Geſellſchaft, nicht der einzelnen Geſellſchafter. 
Dieſe werden daher von Verluſten am Stammkapital nicht 
unmittelbar betroffen und folgerichtig regelt das Gmb G. im 
3 29 nur die Verteilung des Gewinnes, nicht des Verluſtes 
der Geſellſchaft unter die Geſellſchafter. Verluſte am Stamm⸗ 
kapital treffen rechnungsmäßig die Geſellſchafter erſt dann, 
wenn nach beendeter Liquidation das Vermögen der Geſellſchaft 
gemäß 9 72 unter ſie verteilt wird, und infolge von Verluſten 
nicht ausreicht, um jedem Geſellſchafter den Betrag ſeiner 
Stammeinlage zurückzuzahlen. Gemäß der Regel des Geſetzes 
erfolgt die Verteilung nach Verhältnis der Geſchäftsanteile; es 
ann aber durch die Satzung etwas anderes beſtimmt werden. 
So könnte bei einer Beteiligung, wie der hier ſtreitigen, 
beftimmt werden, daß die Hälfte einer etwa vorhandenen Unter⸗ 
bilanz jedem Geſellſchafter ohne Rückſicht auf den Betrag feines 
Anteils zu belaſten iſt. Auf Grund ſolcher Beſtimmung und 
der hier vorliegenden Schlußbilanz könnte der Inhaber des 
llägeriſchen Geſchäftsanteils nichts weiter beanſpruchen, als 
daß ihm der Reſt des Geſellſchaftsvermögens überantwortet 
werde. Das iſt tatſächlich geſchehen und Beklagter iſt damit 
dem Anſcheine nach einverſtanden, da er keine Widerklage 
erhoben hat. Kläger fordert aber auf Grund der ſtreitigen 
Bestimmung des Geſellſchaftsvertrages mehr. Er fordert, daß 
der Beklagte nicht der Geſellſchaft, aber ihm perſönlich gegen⸗ 
über den an dem Stammkapital entſtandenen Verluſt zur Hälfte 
wage und erſetze. Ein ſolches Abkommen iſt zweifellos möglich. 

lann auch in Verbindung mit dem Geſellſchaftsvertrage 
ind in der über dieſen errichteten Urkunde zwiſchen den Geſell⸗ 
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ſchaftern getroffen werden. Aber es gehört begrifflich nicht zur 
Satzung der Geſellſchaft m. b. H. Es begründet weder Pflichten 
des einen, noch Rechte des anderen Geſellſchafters gegen die 
Geſellſchaft, ſondern es wird dadurch neben der Geſellſchaft, 
wenn auch in engem wirtſchaftlichem Zuſammenhange mit ihr, 
ein Rechtsverhältnis zwiſchen den Geſellſchaftern begründet, 
kraft deſſen der eine Geſellſchafter dem andern Gewähr leiſtet 
für den Betrag, der bei der Auseinanderſetzung über den 
halben Verluſt am Stammkapital hinaus auf ſeinen Anteil 
entfallen könnte. Ob die ſtreitige Beſtimmung ein ſolches 
Abkommen enthält, iſt eine Frage der Auslegung. Sie lautet: 
An dem ſich ergebenden Gewinn und Verluſt nehmen die 
Geſellſchafter zu gleichen Anteilen teil. Darin iſt klar aus⸗ 
geſprochen, was die Kontrahenten in wirtſchaftlicher Beziehung 
wollten. Jeder Teilhaber ſoll die halbe Gewinnausſicht haben, 
aber auch die Gefahr des Unternehmens zur Hälfte tragen. 
Demgegenüber iſt es gleichgültig, daß die Parteien für die 
genauere Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes, das ſich wegen 
der rechtlichen Struktur der Geſellſchaft m. b. H. aus ſolcher 
Abrede ergab, kein Verſtändnis gehabt und ſie nicht bedacht 
haben. Sache der Gerichte iſt es, nachträglich klarzuſtellen, 
wie das geſchaffene Rechtsverhältnis ſich juriſtiſch qualifiziert. 
Ebenſo gleichgültig iſt es, wenn der Beklagte die wirtſchaftliche 
Tragweite der Abrede nicht bedacht hat und ſich nicht bewußt 
geweſen iſt, daß er möglicherweiſe genötigt ſein könnte, über 
ſeine Einlage hinaus etwas an den Kläger zu zahlen. Die 
Mbernahme einer Verbindlichkeit iſt nicht deswegen ungültig, 
weil der Schuldner nicht ermeſſen hat, wie hoch ſie unter 
Umſtänden anwachſen konnte. Das OLG. ſpricht trotzdem 
aus, daß eine Haftung des Beklagten für den halben Verluſt 
durch den 89 nicht feſtgeſetzt ſei, weil der Ausdruck „Gewinn 
und Verluſt“ erkennbar als ein einheitlicher Begriff im Sinne 
von Geſchäftsergebnis gebraucht ſei und es ſich für die 
Beteiligten von ſelbſt verſtand, daß nur ein poſitives Ergebnis 
in Betracht kommen konnte. Das OLG. erachtet alſo die 
Hinzufügung der Worte „und Verluſt“ als bedeutungslos und 
als eine bloße Floskel, die für den Sinn keinen Unterſchied 
machte. Dieſe Auslegung iſt nicht unmöglich, aber ſie müßte 
angeſichts des deutlichen Wortlautes auf Tatumſtände geſtützt 
werden, aus denen ſich ergibt, daß die Parteien übereinſtimmend 
etwas anderes gewollt haben, als der einfache nächſtliegende 
Sinn ihrer Abrede iſt. Solche Gründe hat das OLG. nicht 
angeführt. Wenn es in dieſem Zuſammenhange ausſpricht, die 
Beteiligten hatten ein poſitives Erträgnis als ſelbſtverſtändlich 
erachtet, ſo ſteht damit im Widerſpruch, daß laut der Fortſetzung 
des Urteils der Beklagte die Form der Geſellſchaft m. b. H. 
gefordert hat, um ſeine Haftung für etwaige Verluſte zu 
beſchränken. Dagegen hat der Kläger behauptet, es ſei zwiſchen 
den Gründern der Geſellſchaft m. b. H. beſprochen, daß zwar 
nach außen ihre Haftung durch die Errichtung der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. beſchränkt werden, ihr inneres Verhältnis aber 
das von zwei Teilhabern einer offenen Handelsgeſellſchaft ſein 
ſollte. Dies würde, wenn erwieſen, ſehr ſchwer für die Aus⸗ 
legung des Klägers ins Gewicht fallen. Das OLG. erklärt 
es aber auf Grund eines Rechtsirrtumes für unerheblich, weil 
auch bei der offenen Handelsgeſellſchaft kein Teilhaber ver⸗ 
pflichtet ſei, nach Auflöſung der Geſellſchaft ſeinem Teilhaber 
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Verluſte an ſeinem Kapitalanteile zu erſetzen. In Wahrheit 
iſt es unangezweifelten Rechtens, daß nach beendeter Liquidation 
die Teilhaber, deren Konto einen Paſſipſaldo aufweiſt, ihn an 
die Teilhaber, denen ein Aktipſaldo zuſteht, zu bezahlen und 
dieſen alſo den Verluſt an Geſellſchaftskapital, der ihnen nach 
dem Innenverhältniſſe nicht zur Laſt fällt, zu erſetzen haben. 
Der Grund, aus dem das BG. der Behauptung des Klägers 
die Beweiserheblichkeit abgeſprochen hat, iſt alſo rechtsirrig 
und ſchon aus dieſem Grunde allein konnte das Urteil nicht 
aufrechterhalten werden. Da die Auslegung der ſtreitigen 
Vertragsabrede von den tatſächlichen Verhältniſſen nicht un⸗ 
abhängig iſt, mußte die Sache zur Erledigung dieſes Streit⸗ 
punktes an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. W. u. Gen. 
c. H., U. v. 22. Dez. 14, 440/14 IL — Dresden. [S.] 

Verlagsrecht. 

12. Verlags vertrag. — Veranſtaltung einer neuen Auflage.] 

In dem Vertrag vom Jahre 1883 hat P. das Verlags⸗ 
und Eigentumsrecht an ſeinem Werke der Firma V. & Cie. 
übertragen. Das bedeutete, daß er ihr ſein Urheberrecht über⸗ 
trug und zwar dauernd und unbeſchränkt, insbeſondere auch 
für die folgenden Auflagen, zu deren Herausgabe er ſich gleich⸗ 
zeitig verpflichtete (ogl. 88 3 und 6). Dabei iſt es für den 
vorliegenden Rechtsſtreit gleichgültig, ob der am Wohnfitz der 
Vertragsteile — Berlin und Leipzig — gezeichnete Vertrag 
nach dem Allgemeinen Preußiſchen Landrecht, wie das BG. 
annimmt, oder, wofür ebenſo gute Gründe ſprechen, nach dem 
Sächſ BGB. zu beurteilen iſt. P. hat die 2. Auflage ſeines 
Werkes noch beſorgt. Als die Herausgabe einer dritten in 
Frage kam, war er geſtorben. Die Beteiligten haben nun 
über die Herausgabe der 3. Auflage auf der Grundlage des 
früheren Vertrags eine neue Vereinbarung getroffen, die unter 
der Herrſchaft des neuen Rechtes (Verlagsgeſetz vom 19. Juni 
1901 und BGB.) ſteht. Der Vertrag vom 28. März / 1. April 
1912 ſetzt dieſe zwiſchen der Beklagten als alleiniger Rechts⸗ 
nachfolgerin ihres Mannes und dem Verlag geſchloſſene Ver⸗ 
einbarung voraus. Außerlich ſtellt er ſich dar als ein „Verlags⸗ 
vertrag“ zwiſchen Frau P. und Profeſſor L., geſchloſſen „unter 
Zuſtimmung“ der Verlagsfirma V. & Cie. Das iſt natürlich 
ungenau und, juriſtiſch aufgefaßt, unrichtig. Zwiſchen Frau P. 
und dem Profeſſor L. beſteht kein „Verlagsvertrag“ im techniſchen 
Sinne. Gleichwohl iſt der Sinn der Vertragsurkunde von 1912 
klar und eindeutig. Sie verhält ſich über das zwiſchen drei 
Parteien beſtehende Vertragsverhältnis. Es liegt erſtens ein 
Verlagsvertrag vor zwiſchen der Beklagten und der 
Firma V. & Cie., der den Vertrag von 1883 entſprechend 
den veränderten Verhältniſſen ergänzt; da die Witwe P. die 
Herausgabe der 3. Auflage nicht ſelbſt beſorgen kann, überträgt 
ſie ſie mit Zuſtimmung des Verlags an Profeſſor L., ſtellt aber 
das Handexemplar ihres verſtorbenen Gemahls zur Verfügung, 
damit die in dieſem vorgeſehenen Anderungen vorgenommen 
werden; ſie erhält als Gegenleiſtung das ſchon 1883 vereinbarte 
Honorar von 100 & pro Bogen, iſt aber damit einverſtanden, 
daß Profeſſor L. davon für ſeine Mühewaltung einen feſten 
Anteil von 3000 & erhält. Es liegt zweitens ein Verlags⸗ 
vertrag zwiſchen Profeſſor L. und V. & Cie. vor. Denn 
zweifelsohne iſt der Kläger auch dem Verlag gegenüber zu der 


7. 1915. 


von ihm übernommenen Herausgebertätigkeit verpflichtet. Als 
Gegenleiſtung erhält er ſein Honorar vom Verlag und zwar 
— außer dem feſten Anteil von 3000 & an dem der Frau P. 
zuſtehenden Honorar — für ſeine im zuſammenhängenden Texte 
gelieferten Beiträge je 100 & pro Bogen. Es liegt endlich 
drittens im Verhältnis zwiſchen Frau P. und Profeſſor L. 
ein Werkvertrag vor. Der Kläger verpflichtete ſich ihr gegen⸗ 
über gleichfalls zur Herausgabe der 3. Auflage des Werkes 
nach den ſofort zu beſprechenden Grundſätzen und unter Be⸗ 
nutzung des ihm von der Beklagten leihweiſe überlaſſenen 
Handexemplares ihres verſtorbenen Gatten. Als Gegenleiſtung 
erklärt ſich die Beklagte damit einverſtanden, daß Kläger einen 
Anteil von 3000 & an dem ihr zuſtehenden Honorar von 
100 & pro Bogen erhält. Dieſe drei Verträge ſtehen mit⸗ 
einander in einem notwendigen inneren Zuſammenhang; es 
kann nicht einer für ſich allein ohne die übrigen gelöſt werden. 
Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die von der Reviſion ge⸗ 
rügte und auch von den Vertretern des Klägers und Reviſions⸗ 
beklagten und der Nebenintervenientin beanſtandete Auffaſſung 
des KG., es habe zwiſchen dem Kläger und der Beklagten 
hinſichtlich der Herausgabe der 3. Auflage „überhaupt kein ver⸗ 
tragliches Band beſtanden“, ſondern nur ein ſolches zwiſchen 
dem Kläger und dem Verlag, nicht gebilligt werden kann. 
Das KG. folgert aus dieſer ſeiner rechtlichen Auffaſſung, daß, 
weil kein Vertrag zwiſchen Kläger und der Beklagten über die 
Herausgabe der 3. Auflage beſtand, die Beklagte auch nicht 
gemäß 8 649 BGB. kündigen oder vom Vertrag zurücktreten 
konnte. Nur hinſichtlich der ÜUberlaſſung des Handexemplars 
nimmt das KG. das Beſtehen eines Vertrags (Leihvertrags) 
zwiſchen den Parteien an; doch könne Beklagte dieſes Hand⸗ 
exemplar vor Beendigung des Gebrauchszwecks nach dem 
Zuſammenhang dieſer vertraglichen Abmachung mit den übrigen 
Vereinbarungen nicht zurückfordern. Der Werkvertrag kann 
allerdings bis zur Vollendung des Werkes nach 8 649 BGB. 
jederzeit von dem Beſteller gekündigt werden. Gründe für 
ſeine Kündigung braucht er nicht anzugeben. Die Kündigung 
iſt an ſich in ſein Belieben geſtellt. Allein die Vorſchrift des 
5 649 iſt nachgiebigen Rechts (vgl. Staudinger, Kommentar 
zum BGB., 7./8. Aufl. § 649 II, 3). Der Beſteller kann auf 
ſein jederzeitiges Kündigungsrecht im voraus verzichten. Ein 
ſolcher Verzicht kann natürlich auch ſtillſchweigend erfolgen; er 
kann aus den Umſtänden des Falles zu entnehmen fein. Die 
Erwägungen, die das KG. hinſichtlich der derzeitigen Unzuläſſig⸗ 
keit der Rückforderung des Handexemplars anſtellt, treffen auch 
hier zu. Aus dem Zuſammenhang, in welchem der zwiſchen 
den Parteien geſchloſſene Werkvertrag mit den zwiſchen den 
Parteien und der Verlagsfirma beſtehenden Verlagsvertrag 
ſteht, ergibt ſich, daß die Beklagte nicht zur willkürlichen Auf⸗ 
kündigung jenes Werkvertrags berechtigt war. Indem ſie die 
Herausgabe der 3. Auflage dem Kläger im Rahmen der 
gleichzeitig geſchloſſenen Verlagsverträge übertrug, 
verzichtete ſie auf eine im Widerſpruch mit dieſen Verlags⸗ 
verträgen ſlehende willkürliche Löſung des geſchloſſenen Werk⸗ 
und Leihvertrags. Nur unter gleichzeitiger Löſung des Verlags⸗ 
vertrags wäre ſie zur Kündigung des Werkvertrags berechtigt 
geweſen; hierfür iſt aber § 35 VerlG. maßgebend, deſſen Vor⸗ 
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ausſetzungen nicht vorliegen. Das KG. hat die Frage, ob ber 
Kläger durch die Zuziehung der Herren Dr. C., S. und Dr. Sch 
den Vertrag vom 28. März / 1. April 1912 verletzt habe, durch 
Zwiſchenurteil entſchieden. Es führt darin aus, daß der 
Kläger nach Sachlage zur Zuziehung ſolcher wiſſenſchaftlicher 
Hilfsarbeiter berechtigt war und ſich insbeſondere keiner poſitiven 
Vertragsverletzung gegenüber der Beklagten, die dieſe zum 
Rücktritt berechtige, ſchuldig gemacht habe... Soweit die im 
Zwiſchenurteil gegebene Entſcheidung mit der Reviſion gegen 
das Endurteil angegriffen wird, erweiſt ſich der Standpunkt 
der Beklagten als durchaus unbegründet. Die Veranſtaltung 
und Herausgabe einer neuen Auflage kann in ſehr verſchiedener 
Weiſe erfolgen. Sie kann die vorherige Auflage unverändert 
laſſen; ſie kann einer völligen Neubearbeitung gleichkommen. 
Daneben beſtehen die mannigfachſten Zwiſchenſtufen. In welcher 
Weiſe die hier in Frage ſtehende 3. Auflage des P.ſchen Werkes 
beabſichtigt war, ergibt der Vertrag von 1912 in unzweideutiger 
Weiſe. Grundſätzlich ſollten in dem Text der 3. Auflage nur 
diejenigen Anderungen vorgenommen werden, die P. ſelbſt in 
dem von ihm hinterlaſſenen Handexemplar der 2. Auflage vor⸗ 
geſehen hatte. Überall ſollte im Text die Auffaſſung P. 
erhalten bleiben, und wo etwa der Herausgeber der 3. Auflage 
ſachliche Zuſätze für notwendig hielte, ſollte er ſie nur als An⸗ 
merkungen unter dem Text anfügen dürfen und als ſolche 
durch ein L kenntlich machen. Die Bearbeitung der 3. Auflage 
war alſo von vornherein als eine fachlich ſehr beſchränkte ge- 
dacht; ſie durfte die individuelle ſchöpferiſche Geſtaltung 
des P.ſchen Werkes nicht berühren. Sie hatte ſich grund⸗ 
ſaͤhlich auf die Einarbeitung der im Handexemplar vorgeſehenen 
Anderungen und die Verbeſſerung und Ergänzung von Daten, 
Zitaten und Stellennachweiſen zu beſchränken. Nur für dieſe 
letztere Aufgabe hat ſich der Kläger der Mitwirkung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Hilfsarbeiter verſichert, nicht auch für die ihm weiter 
obliegende Aufgabe, das Werk in einem beſonderen Schluß⸗ 
lapitel bis auf die Gegenwart fortzuführen, und ein Vorwort 
für die 3. Auflage zu ſchreiben. Mit Recht hat das KG. an⸗ 
genommen, daß der Kläger durch die Zuziehung wiſſenſchaftlicher 
Hilfskräfte in dieſem engen Rahmen in keiner Weiſe gegen 
Sinn und Zweck ſeines Vertrags mit der Beklagten verſtoßen 
hat. Vergeblich beruft ſich die Reviſion gegenüber dieſer Auf⸗ 
faſſung auf die Vorſchrift des 8 613 BGB., wonach der 
Dienſwerpflichtete die übernommenen Dienſte im Zweifel in 
Perſon zu leiſten hat. Abgeſehen davon, daß der Vertrag 
zwiſchen den Parteien als ein Werk-, nicht als ein Dienſtvertrag 
aufzufaſſen iſt, weil nicht Dienſte als ſolche, ſondern ihr Erfolg 
Vertragsgegenſtand find, würde auch die Anwendung des § 613 
BOB. nicht zu einer anderen Beurteilung führen konnen. Die 
Zuziehung von Hilfsarbeitern zu wiſſenſchaftlichen Werken, 
namentlich zur Bearbeitung von Neuauflagen entſpricht einem 

is und einer weitverbreiteten Ubung. Die Vermutung 
des 5 613 trifft daher nicht zu. Der Erhebung eines Sach⸗ 
verſtändigengutachtens bedurfte es nicht, wenn das KG. auf 
Grund der Lage des Falles und in ſachgemäßer Anwendung 
des 8 242 BGB. die Entſcheidung ohne ein ſolches fällen zu 
können glaubte. P. C. L. u. Gen., U. v. 9. Jan. 15, 254/14 J. 
— Berlm. [S.)] 
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Anfechtungsgeſetz. 

13. 5 8 AnfG. Die Anfechtung gegen eine infolge des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens untergegangene Hypothek richtet 
ſich gegen die dem Anfechtungsgegner an Stelle der Hypothek 
im Zwangsverſteigerungsverfahren übertragene Forderung.] 

Kläger hat im November 1911 und im März 1912 gegen 
die Eheleute Reſtaurateur J. J. in B. vollſtreckbare Urteile auf 
Zahlung von 5112,75 & nebſt Zinſen und von 1903,75 4 
nebſt Zinſen erwirkt. Wegen dieſer und Koſtenforderungen ſind 
für den Kläger im Grundbuch des in B.⸗P. belegenen Grundſtücks 
des J. Sicherungshypotheken zur Eintragung gekommen, denen 
eine im Oktober 1911 für den Beklagten, den Schwager des 
Schuldners J., eingetragene Darlehenshypothek von 12 000 4 
voranging. Anfangs Mai 1912 hat Kläger mit der auf die 
Vorſchriften des AnfG., insbeſondere deſſen 8 3 Ziff. 2 ge 
ſtützten Klage, Einräumung des Vorrangs für ſeine Sicherungs⸗ 
hypotheken vor der Hypothek von 12 000 & begehrt. Schon 
im Dezember 1911 war auf Antrag des Klägers die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Pfandgrundſtücks eingeleitet worden. Der 
Beklagte hat am 10. Mai 1912 als Meiſtbietender das Grundſtück 
erſtanden. Bei der ſpäteren Verteilung des Erlöſes iſt Kläger 
mit ſeinen Forderungen ausgefallen, während von der Hypothek 
von 12 000 & an Koſten, Zinſen und Kapital 8169,76 & zur 
Hebung kamen. Da aber der Beklagte den Betrag nicht zahlte, 
ihm auch durch einen Beſchluß des Prozeßgerichts vom 8. Mai 
1912 unterſagt war, über die Hypothek von 12 000 & zus 
ungunſten des Klägers zu verfügen, iſt in Gemäßheit der 
85 118, 128 ZIG. die Forderung gegen den Erſteher von 
8169,76 & nebſt 4 Prozent Zinſen von 7827,09 & dem Bes 
klagten übertragen und für die Forderung eine Sicherungs⸗ 
hypothek mit einem den Inhalt des erwähnten Beſchluſſes vom 
8. Mai 1912 kundgebenden Vermerk in das Grundbuch ein⸗ 
getragen. Die — ausgefallenen — Forderungen des Klägers 
waren im Verteilungstermin auf 7558,41 & berechnet worden. 
Kläger gab nunmehr dem Klagantrage die Faſſung, den Be⸗ 
klagten zu verurteilen, die ihm übertragene Forderung bis zur 
Höhe von 7558,41 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 10. Mai 1912 
mit dem Range vor dem verbleibenden Reſte an den Kläger 
abzutreten und die Zwangsvollſtreckung aus der für dieſe 
Forderung eingetragenen Sicherungshypothek zu dulden. Das 
LG. erkannte dieſem Antrage entſprechend. Die vom Beklagten 
erhobene Berufung wurde durch Urteil des OLG. Cöln vom 
17. Juni 1914, auf deſſen Tatbeſtand Bezug genommen wird, 
zurückgewieſen. Der Beklagte hat Reviſion eingelegt. Dieſe 
wurde zurückgewieſen aus folgenden Gründen: Die Reviſion 
zieht nicht in Zweifel, daß Kläger die zugunſten des Beklagten 
für deſſen Forderung von 12 000 & erfolgte Hypothekbeſtellung 
mit Recht angefochten hat und gemäß § 7 AnfG. zum Zwecke 
ſeiner Befriedigung Rückgewähr der anfechtbar begründeten 
Hypothek beanſpruchen durfte, und erkennt an, daß Kläger 
wegen ſeiner vollſtreckbaren Forderung an J. Befriedigung aus 
der infolge des Zwangsverſteigerungsverfahrens für den Be⸗ 
klagten eingetragenen Hypothek und aus dem belaſteten Grundſtücke 
ſuchen darf. Sie beanſtandet ausſchließlich, daß die Vorinſtanzen 
den Beklagten für verpflichtet erklärt haben, einen Teil der ihm 
zugewieſenen Forderung an den Kläger abzutreten. Der Angriff 
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beruht auf dem Bedenken, die Anfechtung könne ſich nur gegen 
die Hypothek richten, und die dem Beklagten zugemutete Ab 
tretung würde über dieſen Rahmen hinausgehen. Dieſer 
Gedanke würde Beachtung verdienen, wenn die Darlehns⸗ 
hypothek von 12 000 & noch beſtände und in Frage käme, ob 
Beklagter einen Teil dieſer Hypothek mit der zugrunde liegenden 
Forderung (vgl. §S 1153 Abſ. 2 BGB.) dem Kläger abzutreten 
habe. So liegt aber die Sache nicht. Urſprünglich hat Kläger 
Einräumung des Vorranges für ſeine Sicherungshypotheken 
vor der Hypothek von 12 000 & begehrt, ein Verlangen, das 
mit der Vorſchriſt des § 7 AnfG. unbedenklich im Einklang 
ſtand. Nach Anbringung der Klage haben aber die zugehörigen 
ſachlichen und rechtlichen Verhältniſſe weſentliche Anderungen 
erfahren. 3.8 Grundſtück iſt — auf Antrag des Klägers — 
zwangsweiſe verſteigert, Erſteher iſt der Beklagte geworden. 
Seine Hypothek von 12 000 & und Nebenanſprüchen iſt teil⸗ 
'weiſe zur Hebung gekommen, während der Kläger mit feiner 
auf 7558,41 & ermittelten Forderung ausfiel. Als Folge des 
begründeten Anfechtungsanſpruchs ergab ſich aber für den Be⸗ 
klagten die Verpflichtung, hinter den Kläger zurückzutreten und 
das Guthaben, das er ſelbſt durch Geltendmachung des an⸗ 
gefochtenen Hypothekenrechts erzielte, in Höhe von 7558,41 4 
dem Kläger zu überlaſſen. Als Erſteher hatte der Beklagte 
die auf die Hypothek von 12 000 & entfallenen 8169.76 & 
bar zu zahlen. Seine Eigenſchaft als Gläubiger der Hypothek 
befreite ihn nicht von der Zahlungspflicht, weil ihm durch den 
Gerichtsbeſchluß vom 8. Mai 1912 jede ihm günſtige und dem 
Kläger ungünſtige Verfügung über die Hypothek unterſagt war. 
Im Falle der Zahlung wären die 8169,76 & zur Hinterlegung 
gekommen. Kläger hätte ſodann fordern dürfen, daß der Be⸗ 
klagte in die Auszahlung von 7558,41 & nebſt aufgelaufenen 
Zinſen aus der Hinterlegungsmaſſe an ihn, den Kläger, willigte. 
Da Beklagter nicht zahlte, iſt es in Gemäßheit der SS 118, 
128 3G. zur Übertragung der Forderung auf den Erlös von 
8169,76 * auf den Beklagten und zur Eintragung einer 
Sicherungshypothek für dieſe Forderung gekommen. Dieſe 
Forderung und Hypothek ſtellen den in der Zwangsvollſtreckung 
durch Liquidation der Hypothek von 12 000 & erzielten Wert 
dar. Sie ſind daher zufolge und in den Grenzen des be⸗ 
gründeten Anfechtungsanſpruchs des Klägers dieſem vom Be⸗ 
klagten zu überlaſſen, d. h. abzutreten. Hierbei handelt es ſich 
nicht mehr um die durch Hypothek geſicherte Forderung von 
12 000 , welche vielmehr, inſoweit fie durch Übertragung der 
Forderung auf den Erlös befriedigt wurde, untergegangen iſt. 
Andererſeits würde der Beklagte bei Abtretung der ihm in der 
Zwangsverſteigerung übertragenen Rechte an den Kläger nicht 
etwa ſeine frühere perſönliche Forderung gegen den Schuldner J. 
erſatzlos einbüßen. Nach Anhalt der Vorſchrift des 8 8 AnfG. 
iſt vielmehr anzunehmen, daß in dieſem Falle in Höhe der dem 
Anfechtungsgläubiger abgetretenen Forderung die frühere per⸗ 
ſönliche Forderung des Beklagten an J. wieder ins Leben tritt. 
Darum iſt es rechtlich zu billigen, daß der Kläger ſeinen 
Antrag im Laufe der erſten Inſtanz auf Verurteilung des Be⸗ 
klagten richtete, die dieſem übertragene Forderung zum Teil⸗ 
betrage von 7558,41 & nebſt Zinſen und mit dem Range vor 
dem Reſte an den Kläger abzutreten, und daß die Vorinſtanzen 
dieſem Antrage entſprochen haben. Die Reviſion war hiernach 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 7. 1915. 


zurückzuweiſen. 
Cöln. [S.] 

Gewerbeunfallverſicherung. 

14. 8 136 Gewu VG. Fahrläſſigkeit im ſtrafrechtlichen 
Sinne; § 254 BGB. ausgeſchloſſen.] 

Der am 2. Auguſt 1897 geborene, bei der Beklagten be⸗ 
ſchäftigte Schloſſerlehrling W. geriet am 25. Oktober 1911 in 
der Fabrik der Beklagten in S. während ſeiner Beſchäftigung 
in die eiſernen Zahnräder einer Drehbank und erlitt dadurch 
derartige Quetſchungen, daß ihm faſt der ganze linke Unterarm 
abgenommen werden mußte. Die Beklagte gehört der klagenden 
Berufsgenoſſenſchaft als Mitglied an. Der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft hat am 21. Juni 1912 beſchloſſen, die Beklagte 
wegen der aus Anlaß des Unfalls von der Klägerin gemachten 
und zu machenden Auſwendungen in Anſpruch zu nehmen. 
Dieſe hat für den verunglückten W. Koſten des Heilverfahrens 
und Unfallrente für die Zeit bis zum 9. Dezember 1913 ge⸗ 
zahlt. Sie verlangt die Erſtattung dieſes Betrages nebſt Zinſen 
und beantragt außerdem, feſtzuſtellen, daß die Beklagte ver⸗ 
pflichtet iſt, der Klägerin alle ſeit dem 1. Mai 1913 gemachten 
und noch ferner zu machenden Aufwendungen zu erſetzen. Die 
Beklagte, die geltend macht, W. ſei lediglich durch ſein eigenes 
Verſchulden verunglückt, hat um Abweiſung der Klage gebeten. 
Die behauptete Verletzung des 8 136 Gew. liegt nicht vor. 
Insbeſondere iſt die in dieſer Hinſicht von der Reviſion auf⸗ 
geſtellte Behauptung, das BG. habe es unterlaſſen, eine jener 
Vorſchrift entſprechende Fahrläſſigkeit der Beklagten im ſtraf⸗ 
rechtlichen Sinne, insbeſondere eine ſolche Fahrläſſigkeit feſtzu⸗ 
ſtellen, die in einer Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit 
des Betriebsunternehmers beſteht, zu der er vermöge ſeines 
Gewerbes beſonders verpflichtet iſt, nur ſcheinbar begründet. 
Zwar enthält das BU. nicht mit ausdrücklichen Worten den 
Satz, die Beklagte habe den Unfall durch Fahrläſſigkeit unter 
Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt, zu 
der ſie vermöge ihres Gewerbes beſonders verpflichtet war. Es 
heißt aber in den Gründen dieſes Urteils, das BG. ſei gleich 
dem LG. der Anſchauung, daß die Beklagte ebenſoſehr den 
85 Gew. wie ſonſtige ſpezielle Anordnungen der Klägerin, 
die dem gleichen Zwecke der Unfallverhütung dienen ſollten, 
außer acht gelaſſen habe und daß hierin das Verſchulden der 
Beklagten liege. Auch iſt feſtgeſtellt worden, daß die Beklagte 
bei Anwendung „der ihr beſonders gebotenen Sorgfalt“ den 
Unfall hätte vorausſehen können. Überdies iſt in dem Tat⸗ 
beſtande des angefochtenen Urteils auf das landgerichtliche Urteil 
ausdrücklich Bezug genommen. Danach kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß ſich das BG. auch diejenigen Gründe an⸗ 
geeignet hat, mittels deren von dem erſten Richter die Anwend⸗ 
barkeit des S 136 Gewu VG. bejaht worden iſt. In dem erſten 
Urteil heißt es nun ausdrücklich: „Die Vertreter der Geſellſchaft 
konnten ſonach den — eine rechtswidrige ſchwere Verletzung des 
Körpers bewirkenden — Unfall des Lorenz W. vorausſehen; ſie 
haben die Verletzung durch ihre Fahrläſſigkeit verurſacht, weil 
ſie unter Außerachtlaſſung der Aufmerkſamkeit, zu der ſie nach 
den Regeln ihres Berufs und Gewerbes, ſowie durch Geſetz 
wegen ihres Gewerbes beſonders verpflichtet waren, die Sicherung 
der Maſchine aus Gleichgültigkeit unterlaſſen haben, $ 230 
StGB.“ Dieſe Feſtſtellungen find ausreichend, um die Schluß 
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folgerung zu rechtfertigen, daß die Beklagten ſich einer ſtraf⸗ 
rechtlichen Fahrläſſigkeit im Sinne des 8 136 Gew VG. ſchuldig 
gemacht haben, ſo daß eine Verletzung dieſer Vorſchrift nicht 
vorliegt. Die von der Reviſion gerügte Verletzung des § 254 
BGB. kann im vorliegenden Falle gar nicht in Frage kommen. 
Denn zunächſt iſt dem Verletzten auf Grund des durch das 
Gewu G. geregelten Verfahrens und zwar in einer die Ge⸗ 
richte bindenden Weiſe (88 135 Abſ. 3; 138 Abſ. 2 Gew VG. 
und dazu RG. 60, 36) der Erſatz ſeiner Heilungskoſten und 
einer Unfallrente gewährt worden. Im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit handelt es ſich nur noch um den Erſatz derjenigen Auf⸗ 
wendungen, welche die Klägerin als Berufsgenoſſenſchaft zu⸗ 
gunſten des Verletzten gemacht oder in Zukunft zu machen hat, 
durch die Beklagte als Mitglied der Genoſſenſchaft. In dieſem 
Rechtsſtreit iſt für eine Anwendung des § 254 BGB., d. h. für 
eine Prüfung der Frage, ob und inwieweit der Unfall auf 
ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten zurückzuführen 
iſt, überhaupt kein Raum. Dies um ſo weniger, als der Ver⸗ 
lezte auch dann einen Anſpruch auf die Unfallrente hat, wenn 
durch fein überwiegendes Verſchulden der Unfall herbei⸗ 
geführt iſt, 88 GewuVG. Es handelt ſich hier nämlich gar 


nicht um den Erſatz eines der Klägerin entſtandenen Schadens 


im Sinne des 6 254 BGB., ſondern lediglich um den Erſatz 
der von ihr gemachten Aufwendungen, für deren Höhe es 
gänzlich einflußlos iſt, ob und in welchem Umfange der Unfall 
durch ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten verurſacht 
wurde. Uberdies iſt aber auch die Klägerin gar nicht die 
Beſchädigte im Sinne des 8 254 BGB. und fie macht auch 
die von ihr erhobenen Anſprüche nicht etwa aus dem Rechte 
des Verletzten, als des Beſchädigten, ſondern auschließlich kraft 
eigenen Rechts geltend, ſo daß auch aus dieſem Grunde der 
9 254 BGB. hier nicht Platz greifen kann (vgl. RG. 62, 340), 
insbeſondere 342 und das. 428). G. N. c. E.⸗ und St.⸗B.⸗Gen., 
U. v. 18. Jan. 15, 552/14 VI. — Bamberg. [S.] 

Reichsſtempelgeſetz und Preußiſches Stempel: 
ſteuergeſetz. 

15. Der Reichs⸗ und preußiſche Landesſtempel kann wegen 
mia des Geſchäfts im Rechtswege nicht zurückgefordert 
werden. 


Durch notariellen Vertrag vom 31. Dezember 1912 hat die 
Klägerin mit Genehmigung ihres Ehemannes an den Kaufmann K. 
in K. ihr daſelbſt belegenes Hausgrundſtück verkauft. Am 
6. Januar 1913 haben die Vorgenannten einen neuen notariellen 
Vertrag geſchloſſen, in welchem ſie den Kaufvertrag wieder 
aufhoben. Am 3. April 1913 find an Landes- und Reichs⸗ 
ſtempelabgaben für den Kaufvertrag insgeſamt 1487,50 & von 
der Klägerin beigetrieben. Dieſe hat hierauf erfolglos verſucht, 
durch Anträge bei der Oberzolldirektion in A. und dem preußiſchen 
Finanzminiſter eine Rllckerſtattung der Abgaben zu erreichen. 
Im September 1913 erhob ſie ſodann Klage auf Zahlung der 
1487,50 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 1913. Sie 
machte geltend, daß die Mäller, welche den Grundſtücksverkauf 
vermittelt hätten, und auch K. ſelbſt ſie über den Wert einer 
in Höhe von 10 000 zur Belegung des Kaufgeldes über⸗ 
wieſenen Hypothek argliftig getäuſcht und dadurch zum Abſchluß 
des Kaufvertrags beſtimmt hätten, und daß ſie den Kaufvertrag 
Iofort, nachdem ihr die Täuſchung bekannt geworden fei, ans 
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gefochten habe. Der Beklagte widerſprach, erklärte indes, daß 
34 A an Stempel zuviel erhoben ſeien, und beantragte, die 
Klage, ſoweit mehr als 34 & nebſt Zinſen verlangt würden, 
abzuweiſen. Das LG. erkannte nach einer Beweisaufnahme 
auf Verurteilung des Beklagten, an die Klägerin 34 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 1913 zu zahlen, und auf 
Abweiſung der Klägerin mit der Mehrforderung. Klägerin 
erhob Berufung. Dieſe wurde aber durch Urteil des OLG. 
zurückgewieſen. Klägerin hat erfolglos Reviſion eingelegt. 
Gründe: Die vom LG. ausgeſprochene Verurteilung des Bes 
klagten zur Zahlung von 34 & nebſt Zinſen iſt rechtskräftig 
geworden. Die Beurteilung und Entſcheidung des Reviſions⸗ 
gerichts iſt ſonach auf den Klaganſpruch in Höhe von 1453,50 K4 
zu beſchränken. Der Betrag entſpricht unſtreitig der richtig 
berechneten Geſamtſumme des Reichs⸗ und Landesſtempels für 
den Grundſtücks kaufvertrag vom 31. Dezember 1912. Dieſer 
formgerecht beurkundete Vertrag iſt an ſich rechtswirkſam zuſtande 
gekommen und brachte darum einen fiskaliſchen Stempelanſpruch 
auf die im April 1913 beigetriebenen 1453,50 4 zur Ent⸗ 
ſtehung. Die Vorinſtanzen haben nun die Rückforderungsklage 
nach 5 79 Abſ. 2 RStempG. vom 15. Juli 1909 in Verbindung 
mit 8 169 der Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze 
ſowie nach 825 Abſ. 16 PrStempftG. vom 30. Juni 1909 
zugelaſſen, indes die Behauptung, daß Klägerin den Vertrag 
wegen argliſtiger Täuſchung angefochten habe, nicht für erwieſen 
erachtet und daher den Klaganſpruch aus ſachlichen Gründen 
abgewieſen. Die Klagabweiſung muß aufrechterhalten werden, 
jedoch nicht aus den Erwägungen der Vorinſtanzen, ſondern 
deshalb, weil für den Anſpruch auf Erſtattung der beigetriebenen 
1453,50 & der Rechtsweg nicht offenſteht. Hiefür iſt in An⸗ 
ſehung des Landesſtempelbetrages auf die bisherige Recht⸗ 
ſprechung des RG. Bezug zu nehmen. Das in RG. 60, 348f. 
veröffentlichte Urteil des erkennenden Senats behandelte den 
auf 8 25 c Stempft®. vom 31. Juli 1895 geſtützten Erſtattungs⸗ 
anſpruch eines Grundſtückskäufers. Der Kaufvertrag war nach 
Entrichtung des Kauſſtempels wegen Betruges eines Beteiligten 
durch gerichtliches Urteil für nichtig erklärt worden. Der Senat 
hat den Erſtattungsanſpruch wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs abgewieſen. Wenn auch zwiſchen jenem und dem gegen⸗ 
wärtigen Rechtsfalle in einzelnen Punkten Unterſchiede beſtehen, 
ſo ſind doch aus den Gründen der damaligen Entſcheidung 
namentlich die Ausführungen heranzuziehen, der Rechtsweg 
hinſichtlich der Erſtattung verwendeter, aber geſetzlich nicht 
erforderlich geweſener Stempel begründe und beſtimme ſich 
allein durch den § 26 StempſtG., deſſen Wortlaut den Fall 
des § 25 Abſ. 1c nicht mitumfaſſe, § 25 begründe überhaupt 
keine im Rechtswege verfolgbaren Anſprüche, ſondern enthalte 
lediglich eine im Verwaltungswege zur Durchführung zu 
bringende geſetzliche Anweiſung an die Stempelſteuerbehörde, 
entrichtete Stempelabgaben unter gewiſſen, näher angegebenen 
Vorausſetzungen zu erſtatten, auch nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen ſei für den Klaganſpruch der Rechtsweg nicht zu⸗ 
gelaſſen. Ebenſo hat der Senat in dem Urteile vom 18. Oktober 
1907, VII 53/1907, bemerkt, daß durch 825 PrStempſtG. 
vom 31. Juli 1895 nur der Verwaltungsweg eröffnet ſei, und 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges ſich ausſchließlich nach der 
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Senat in dem Urteile vom 3. Januar 1908, VII 113/1907, 
auch in einem Falle angewendet worden, in welchem der Kläger 
einen Vertrag angeblich erfolgreich wegen Irrtums angefochten 
hatte und noch vor Zahlung des zu dem Vertrage erforderten 
Stempels Klage auf Feſtſtellung, daß dem Fiskus ein Stempel⸗ 
anſpruch nicht zuſtehe, erhoben hat. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen iſt unter Rückweis auf das erſterwähnte Urteil des 
Senats insbeſondere ausgeführt: Das Weſentliche ſei, ob über 
die Entſtehung des Stempelanſpruchs oder über den Wegfall 
des entſtandenen Anſpruchs geſtritten werde. Darüber, ob und 
in welcher Höhe eine Urkunde nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Tarifs zu verſteuern ſei, dürfen die Gerichte befinden. 
Wenn aber behauptet werde, das Geſchäft ſei infolge von 
Umſtänden, die für die Stempelberechnung nicht in Betracht 
kommen, weil ſie außerhalb der Urkunde liegen, wirkungslos, 
ſo ſollen die Steuerbehörden, ſofern ſie ſich von der Richtigkeit 
der Behauptung überzeugen, berechtigt und verpflichtet ſein, 
den an ſich durch das Daſein der Urkunde begründeten Anſpruch 
des Fiskus außer Kraft zu ſetzen; der Rechtsweg ſei aus⸗ 
geſchloſſen. Erwähnt ſei noch das Urteil des Senats vom 
10. Oktober 1913, VII 231/1913, in welchem der Rechtsweg 
zugelaſſen iſt. In dem aus dem Königreiche Sachſen ſtammenden 
Rechtsfalle war ein Grundſtückskaufvertrag wieder aufgehoben 
worden. Die Steuerbehörde hatte die nach Tarif⸗Nr. 11 zum 
NStempG. vom 15. Juli 1909 vom Käufer erhobene Stempel: 
abgabe dieſem erſtattet, ſie aber vom Verkäufer mit der Be⸗ 
gründung wieder eingezogen, daß er das Unterbleiben der Aus⸗ 
führung des Geſchäfts verſchuldet habe. Mit der Klage forderte 
der Verkäufer den eingezogenen Betrag zurück. Auch wenn 
davon ausgegangen wird, daß die im Vorſtehenden mitgeteilten 
Grundſätze auf den Reichsſtempel der Tarif⸗Nr. 11 zu über⸗ 
tragen ſeien, iſt die Zulaſſung des Rechtsweges aus der be⸗ 
ſonderen Art des letzterwähnten Falles zu erklären. Streitig 
war damals die Frage, ob der Kläger die unterbliebene Aus⸗ 
führung des Geſchäfts verſchuldet und ſomit dem Steuerfiskus 
begründeten Anlaß zur Wiedereinziehung des Stempels gegeben 
hatte. Für den vorliegenden Fall aber ergibt ſich aus den 
dargeſtellten Grundſätzen, an denen feſtzuhalten iſt, daß die 
Klägerin den beigetriebenen Landesſtempel im Rechtswege nicht 
zurückfordern darf. Auf den 5 26 PrStempſtG. kann ſie ſich 
nicht berufen, weil vermöge des notariellen Vertrags vom 
31. Dezember 1912 für ſie eine Verpflichtung zur Entrichtung 
des Landesſtempels vollkommen begründet und entſtanden iſt. 
Für den Erſtattungsanſpruch nach § 25 Abſ. 1 StempſtG. aber iſt 
der Rechtsweg verſchloſſen. Daß auch nicht etwa aus allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, wenn auf ſolche überhaupt zurückgegangen 
werden darf, die Klage zuzulaſſen iſt, dafür kann auf die hier 
unmittelbar zutreffenden Ausführungen in RG. 60, 352 bis 
355 verwieſen werden. Zu einem gleichen Ergebniſſe muß man 
gegenüber dem Klaganſpruche auf Erſtattung des erſichtlich 
gemäß Tarif⸗Nr. 11 zum RStempG. vom 15. Juli 1909 er⸗ 
hobenen Reichsſtempels gelangen. 5 94 Satz 1 RStempG. vom 
15. Juli 1909 entſpricht inhaltlich durchaus der für den Landes⸗ 
ſtempel geltenden Vorſchrift, dem Satze 1 des erwähnten 5 26. 
Die reichsrechtliche Beſteuerung des Grundſtücksumſatzes iſt durch 
das vorbezeichnete RStempG. eingeführt. 8 79 Abſ. 2 dieſes 
Geſetzes („Der Bundesrat beſtimmt, ob und inwieweit der 
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Abgabenbetrag auf Antrag zu erſtatten iſt“) ſoll, wie die Be⸗ 
gründung des gleichlautenden § 66 u Abſ. 2 des Geſetzentwurfs 
(S. 16) erſehen läßt, die Möglichkeit bieten, das Verfahren bei 
Erſtattung der Abgabe den landesgeſetzlichen Beſtimmungen an⸗ 
zupaſſen. Die weiterhin hier in Betracht kommenden Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats aus dem Jahre 1912 
SS 169 , 171, 172 lehnen ſich auch unverkennbar an die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften des 8 25 PrStempſtGG. vom 30. Juni 
1909 an. Danach rechtfertigt ſich die Annahme, daß in den 
hier erheblichen Punkten die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für 
das Gebiet des Reichsſtempelrechts die gleiche Regelung wie im 
PrStempſtGG. vom Jahre 1909 erfahren ſollte und erfahren hat 
(vgl. auch RG. 83, 197). Darf ſonach der noch ſtreitige Klag⸗ 
anſpruch im Rechtswege nicht verfolgt werden, ſo muß aus 
dieſem formalen Grunde, ohne daß auf die Sache ſelbſt einzu⸗ 
gehen wäre, der Reviſion der Erfolg verfagt werden. P. c. 
Preuß. Fiskus, U. v. 12. Jan. 15, 364/14 VII. — Kiel. [B.] 

Zivilprozeßordnung. 

16. Verhandlungsmaxime.] 

Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt der Kläger, als er 
mit zwei Pferden eine Ringelwalze auf der Landſtraße K.— W. 
vom Gehöfte ſeines Vaters zu dem des Beſitzers N. ſchaffte, 
an einer Stelle, wo die Straße von der von der Beklagten 
betriebenen Kleinbahn K. —R. geſchnitten wird, vom Rade der 
Lokomotive eines Zuges der Beklagten während deſſen Fahrt 
erfaßt und überfahren worden. Der Kläger hat in beiden 
Vorinſtanzen angegeben, er ſei bei dem Üiberfchreiten der Gleiſe 
mit den Pferden und der Walze von dem daherkommenden 
Zuge völlig überraſcht worden: da er den Zug weder geſehen 
noch gehört habe, ſei es ihm widerfahren, von der Maſchine 
erfaßt zu werden. Das BG. nimmt einen anderen Hergang 
an: es hält ſich überzeugt, daß Kläger den Zug wahrgenommen 
hat. Die Pferde aber waren aus näher nicht mehr feſtſtellbarem 
Grunde ſcheu geworden, durchgegangen und unmittelbar vor 
dem daherkommenden Zuge auf das Gleis gekommen; Kläger 
ſelbſt wurde von der Maſchine deshalb erfaßt, weil es ihm 
in der Beſtürzung nicht mehr gelang, die Leine, woran er die 


Pferde führte, rechtzeitig loszulaſſen. Ein Selbſtverſchulden 


des Klägers — durch mangelhafte Aufmerkſamkeit — würde 
das BG. nach ſeinen Darlegungen dann angenommen haben, 
wenn es die Darſtellung des Klägers ſelbſt für richtig erachtet 
hätte: bei dem von ihm für erwieſen angeſehenen anderen 
Verlauf der Dinge hält es ein Selbſtverſchulden nicht für 
gegeben. Deshalb wendet ſich die Reviſion in erſter Reiht 
gegen die vom BG. getroffene Feſtſtellung des Unfallhergangs: 
die Abweichung von der — den Kläger belaſtenden eigenen — 
Darſtellung des Klägers wird als Prozeßverſtoß beanſtandet, 
und zwar aus mehreren Gründen: ſie verſtoße 1. gegen die 
Verhandlungsmaxime: danach habe der Kläger ſeine eigene ihm 
ungünſtige Darſtellung gegen ſich gelten laſſen müſſen, wofür 
auf die Ausführungen in RG. 78, 345 verwieſen werde. Die 
Rüge konnte zu einer Aufhebung des Urteils nicht führen. 
Allerdings iſt es als ein Grundſatz des Prozeßrechts anzu⸗ 
erkennen, daß eine Partei, die eine Tatſache als wahr behauptet, 
ſich gefallen laſſen muß, daß dieſe Tatſache nicht nur zu ihren 
Gunſten, ſondern auch zu ihren Ungunſten verwertet wird. Ob 
zu einer ſolchen Würdigung hiernach das Gericht gegebenenfalls 
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nur befugt oder aber ob es dazu verpflichtet iſt und inſoweit 
der Grundſatz des 8 286 ZPO., wonach darüber, ob eine tat⸗ 
ſächliche Behauptung für wahr oder nicht wahr zu erachten ſei, 
das Gericht unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der 
Verhandlungen und des Ergebniſſes einer Beweisaufnahme nach 
freier Aberzeugung entſcheidet, etwa eingeſchränkt wird, braucht 
hier nicht grundſätzlich entſchieden zu werden. Denn ein in 
dem Sinne nachteiliges Klagvorbringen, daß durch deſſen Unter⸗ 
ftellung das Gericht ohne weiteres zu einer dem Kläger nach⸗ 
teiligen Entſcheidung gelangt wäre, liegt nach den Umſtänden 
des hier zu beurteilenden Falles offenbar nicht vor. Das in 
Rede ſtehende Vorbringen war in ſeiner Geſamtheit nicht da⸗ 
gegen, wie die Reviſion will, unter Heraushebung derjenigen 
Einzelheiten zu würdigen, die zur Belaſtung des Klägers dienlich 
erſcheinen können. Danach war zu beachten, daß der Kläger 
ſelbſt leineswegs ein ſchuldhaftes Verhalten, insbeſondere niemals 
zugeſtanden hat, ſich nicht nach dem Zuge umgeſchaut zu haben. 
Vielmehr hat er nur angeführt, er habe den Zug weder geſehen 
noch gehört: eine Selbſtbezichtigung, wie die Reviſion will, ifl 
hierin, wie keiner Ausführung bedarf, nicht notwendig enthalten. 
Hinzu kommt, daß er ſeiner Darſtellung ausdrücklich den Vor⸗ 
behalt beigefügt hat, er habe von den Einzelheiten des Hergangs 
mit Rüdficht auf die damit für ihn verbundenen Schreckwirkungen 
leine genaue Vorſtellung mehr. Das BG. ſelbſt endlich konnte 
nach den von ihm in der Frage des Selbſtverſchuldens an⸗ 
geftellten, von Rechtsirrtum freien Erwägungen zur Annahme 
eines Selbſtwerſchuldens auch keineswegs ſchlechthin auf Grund 
der Klagdarſtellung, ſondern nur unter Hinzunahme der beiden 
erſt in der Beweiserhebung feſtgeſtellten Tatumſtände gelangen, 
daß der Zug, bevor er ſich der Unfallſtelle näherte, verſchiedentlich 
weithin hörbare Signale abgegeben habe und der Ausblick von 
der Landſtraße nach dem Bahnkörper gerade auf der vor dem 
Übergange belegenen Strecke nicht nennenswert behindert geweſen 
fi Bei dieſer Sachlage kann in der dem Urteil zugrunde 
liegenden Würdigung ein Prozeßverſtoß in dem von der Reviſion 
gewollten Sinne nicht gefunden werden. Jene ſtützt ſich auf 
die vorgetragenen Ergebniſſe der Beweisaufnahme, in deren 
Verlaufe durch die Ausſagen der Zeugen G. und B. die vom 
BG. angenommenen Einzelheiten des Unfallhergangs erſt hervor⸗ 
getreten waren. In freier Würdigung des vorgetragenen Beweis⸗ 
ſtoffes war das BG. auch nicht gehindert, insbeſondere aus 
dem Vorgetragenen auch ſolche Schlüſſe zu ziehen, die keine 
Parkei gezogen hat (RG. 80, 363; Warneyer 1914 Nr. 234; 
V 174/13). Ob es angehen würde, eine ſolche Feſtſtellung 
zugunſten des Beweis pflichtigen dann zu verwerten, wenn 
dieſer das Ergebnis ausdrücklich ablehnt, braucht gleichfalls 
nicht erörtert zu werden. Dies ſchon deshalb nicht, weil in 
der hier in Rede ſtehenden Richtung der Kläger überhaupt nicht 
die beweispflichtige Partei iſt. Nach der Vorſchrift des 8 1 
RSG. hatte er zur Klagbegründung nur darzutun, daß 
er bei dem Betriebe einer von der Beklagten betriebenen 
Eiſenbahn körperlich verletzt und dadurch zu Schaden gekommen 
war. Für den Einwand des Selbſtverſchuldens war nur die 
Beklagte darlegungs⸗ und beweispflichtig; eine Unzulänglichkeit 
des Beweitzergebniſſes geht, wie ſchon in den Vorderurteilen 
zutreffend hervorgehoben, zu Laſten der Beklagten. 2. Mit 
Recht würde dagegen die Feftftelung des BG. über den Unfall: 
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hergang prozeſſual beanſtandet, wenn und ſoweit über dieſe 
Tatumſtände in den Parteivorträgen eine Übereinſtimmung vor⸗ 
läge, derzufolge die Darſtellung des Klägers als ein (vorweg⸗ 
genommenes) Geſtändnis im Sinne des 8 288 ZPO. anzuſehen 
wäre. Dies behauptet die Reviſion, indem ſie einander gegenüber⸗ 
ſtellt einerſeits die Darſtellung des Klägers, „er ſei völlig nichts⸗ 
ahnend und, als er ſich mit ſeinen Pferden in ruhigſter Gang⸗ 
art befunden habe, vom Zuge überraſcht worden“, — anderer⸗ 
ſeits das Vorbringen der Beklagten, „der Kläger... habe 
den Bahndamm vom Wege aus gut überblicken können. Offen⸗ 
bar habe der Kläger ſich überhaupt nicht umgeſehen und ſei 
dann, als der Zug den Kreuzungspunkt paſſiert habe, vielleicht 
infolge plötzlichen Scheuwerdens und Anziehens der Pferde 
unter die Walze geraten.“ Der Annahme eines Geſtändniſſes 
ſeitens des Klägers ſteht aber gleichfalls der bereits unter 1 
hervorgehobene Umſtand entgegen, daß er niemals die — ihm 
nachteilige — Tatſache zugeſtanden hat, er habe ſich nicht um⸗ 
geſehen. Vielmehr hat er geltend gemacht, er habe wegen 
eines dazwiſchen liegenden Wäldchens den Zug nicht ſehen, im 
übrigen wegen mangelnder Signale ihn nicht hören können. 
Daß dieſes Vorbringen inhaltlich ein durchaus anderes bedeutet 
als die Einräumung, ſich nicht umgeſehen zu haben, bedarf 
keiner Ausführung. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
Kläger hierbei keineswegs willens war, eine ihm nachteilige 
Tatſache einzuräumen und damit der richterlichen Beweis: 
würdigung zu entziehen. Wie denn auch die Beklagte ſchon in 
erſter Inſtanz nach dem Tatbeſtand des erſten Urteils die Klag⸗ 
darſtellung mit der — umfaſſenden — Erklärung beantwortet 
bat, ſämtliche Klagbehauptungen zu beſtreiten. 3. Kläger 
hätte ſich nach dem vom BG. angenommenen Hergang retten 
können, wenn er die Leine, woran er die Pferde hielt, recht⸗ 
zeitig losgelaſſen hätte. Daß er dies nicht getan, rechnet ihm 
das BG. nicht zum Verſchulden an wegen begreiflicher Auf⸗ 
regung und wegen an ſich berechtigten Beſtrebens, „die Tiere, 
als ſie .... bei Annäherung des Zuges in Verwirrung und 
Unruhe gerieten, zu beruhigen und zurückzuhalten ... und fo 
eine Gefährdung der Pferde wie auch des Bahntransportes zu 
vermeiden“. Die Reviſion wendet ein, Kläger ſelbſt habe 
derartiges gar nicht geltend gemacht: danach hätte jene gute 
Abſicht für ausgeſchloſſen erachtet werden ſollen. Ein Prozeß⸗ 
verſtoß tritt in dieſer Hinſicht indeſſen nicht zutage. Das BG. 
rechnet mit der angeführten Möglichkeit einer guten Abſicht des 
Klägers auf Grund des Geſamtbildes, das es ſich über den 
Hergang des Unfalles gemacht hat. Es zieht alſo aus den 
feſtgeſtellten Tatſachen tatſächliche Schlüſſe: wie ſchon unter 1 
hervorgehoben, iſt ihm das nicht verwehrt, auch wenn dieſe 
Schlüſſe von keiner der Parteien zuvor vorgetragen worden 
ſind (RG. 80, 363; Warneyer 1914 Nr. 234; VI 174/13). 
Dieſe Schlußfolgerungen bewegen ſich ausſchließlich auf dem 
Gebiete der Beweiswürdigung und innerhalb der Grenzen des 
§ 286 ZPO. Oſtdeutſche Eiſenbahngeſellſchaft o. G., U. v. 
25. Jan. 15, 471/14 VI. — Königsberg. [B.) 

17. 8 551 Ziff. 7 ZPO. Wann gilt der Mangel von 
Entſcheidungsgründen als unbedingte Geſetzesverletzung?! 

Aus den Gründen: Die Reviſion hat eine Verletzung 
des 8 313 Abſ. 1 Ziff. 4 ZPO. deshalb behauptet, weil 
das BG. eine Reihe der vom Kläger geltend gemachten Schadens⸗ 
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poſten in Bauſch und Bogen für gerechtfertigt erklärt habe, 
ohne ſich auf eine Erörterung der einzelnen Poſten einzulaſſen 
und weil inſoweit das Urteil der Gründe entbehre. Dieſe 
Rüge iſt gänzlich verfehlt. Die genannte Beſtimmung, die 
vorſchreibt, daß das Urteil Entſcheidungsgründe enthalten müſſe, 
iſt nur dann verletzt, wenn das Urteil überhaupt keinerlei 
Entſcheidungsgründe hat. Auch nach § 551 Ziff. 7 ZPO. gilt 
lediglich der vollſtändige Mangel von Entſcheidungsgründen als 
eine unbedingte Geſetzesverletzung, und es kann dieſe Be⸗ 
ſtimmung, wie das RG. bereits ausgeſprochen hat (RG. 65, 93), 
höchſtens noch auf den Fall erſtreckt werden, wenn in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen ein ganzer Rechtsbehelf mit Stillſchweigen 
übergangen iſt. Soweit dagegen die ungenügende Begründung 
des Urteils, insbeſondere die mangelhafte Würdigung des 
Parteivorbringens oder des Ergebniſſes der Beweisaufnahme 
gerügt werden will, kommt regelmäßig nur die Verletzung des 
§ 286 Abſ. 1 ZPO. in Frage. G. c. F., U. v. 12. Jan. 15, 
317/14 III. — Caſſel. [B.) 

II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Geſetz vom 1. Auguſt 1909. 

18. Schadenszufügung infolge einer in Ausübung der 
dem Beklagten anvertrauten öffentlichen Gewalt begangenen 
Verletzung feiner Amtspflicht.! 

Der Beklagte iſt Königlicher Strommeiſter. Er verwaltet 
die Schleuſen 5 und 6, ſowie eine 4 km lange Strecke des 
Bromberger Kanals. Auf Anordnung ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde, des Königlichen Waſſerbauamts in B., ließ er am 
Abend des 1. April 1912 an der Schleuſe 6 eine notwendig 
gewordene Ausbeſſerung ausführen und zu dieſem Zwecke das 
Kanalbett zwiſchen den Schleuſen 6 und 5 vorher entleeren. 
Unmittelbar nach Fertigſtellung der Ausbeſſerung ſollte in der 
Nacht vom 1. auf den 2. April 1912 das Kanalbett unter 
Leitung des Beklagten und mit Hilfe des Schleuſenbedienungs⸗ 
beamten V. wieder gefüllt werden. Dabei kam eine Tiber: 
ſtauung des Kanalbetts vor. Das Waſſer überſchwemmte das 
Ufergelände und trat auf das nahe der Schleuſe 5 gelegene 
Gärtnereigrundſtück des Klägers über. Kläger führt die Über⸗ 
ſchwemmung auf die Nachläſſigkeit des Beklagten zurück, weil 
dieſer nicht rechtzeitig für Abſtellung des Füllwaſſers Sorge 
getragen, die Füllung mit pflichtwidriger Unachtſamkeit vor⸗ 
genommen und den V. nicht hinreichend beaufſichtigt habe. 
Mit der vorliegenden Klage verlangt er Erſatz des ihm er⸗ 
wachſenen Schadens mit 30 *. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen. Das OLG. hat den Anſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Beklagter hat mit Erfolg Reviſion 
eingelegt. Aus den Gründen: Die Reviſion macht geltend, 
der Fiskus hafte aus der Amtspflichtverletzung des Beklagten 
nach 8 1 Abf. 1 des preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909; 
denn der Schaden ſei infolge einer in Ausübung der dem Be⸗ 
klagten anvertrauten öffentlichen Gewalt begangenen Verletzung 
ſeiner Amtspflicht entſtanden. Dieſe Rüge iſt begründet. Das 
Einlaufenlaſſen des Waſſers in einen öffentlichen Kanal iſt 
keine privatrechtliche, ſondern eine der Zweckbeſtimmung des 
Kanals angehörige, auf öffentlich⸗ rechtlichem Boden betätigte 
Handlung, die ſich mithin als Ausübung öffentlicher Gewalt 
darſtellt. Nach § 1 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 trifft 
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daher an Stelle des Beklagten die im 8 839 BGB. beſtimmte 
Verantwortlichkeit den Staat. Somit war, ohne daß es eines 
Eingehens auf die weiteren Reviſionsrügen bedurfte, das an⸗ 
gefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung des Klägers 
zurückzuweiſen. St. c. N., U. v. 22. Jan. 15, 357/14 III. — 
Poſen. [B.) 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 


[Entſcheidungen aus der Zeit vom September 1914 bis Jauuar 1915.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Blaſewitz, Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 8 49a StGB. Widerruf der Aufforderung] In 
dem Briefe war die Bitte ausgeſprochen, der Frau F. Mittel 
gegen ihre Schwangerſchaft zu überſenden. Darin konnte die 
Aufforderung zur Beihilfe an einem Verbrechen gefunden 
werden. Das Verbrechen wollte die Frau F. begehen. Die 
Beihilfe ſollte K. leiſten durch Tat, nämlich durch Verſchaffung 
von Abtreibungsmitteln. Das Urteil nimmt Bezug auf den 
Brief Blatt 2 der Akten und ſagt: er ſei von dem Ehemanne F. 
im Einverſtändniſſe der Frau F. geſchrieben; die beiden An⸗ 
geklagten hätten als Mittäter gehandelt. Auch dagegen erheben 
ſich keine Bedenken. Allerdings hat der Ehemann allein ge⸗ 
ſchrieben und mit „Frau H. F.“ unterzeichnet. Dies geſchah 
aber im Einverſtändniſſe der Frau. Der Brief und die darin 
enthaltene Aufforderung waren ihr Brief und ihre Aufforderung. 
Sie bediente ſich der Unterſtützung ihres Mannes bei An⸗ 
fertigung des Briefes. Beide haben, das kann dem Urteil 
entnommen werden, mit dem Täterwillen handelnd, die Tat 
gemeinſchaftlich ausgeführt. Trotzdem mußte die Revifion 
Erfolg haben. Das LG. unterſtellt als möglich, daß der 
Ehemann „bald nach Abſendung des Briefes eine Karte an 
Frau K. geſchickt habe, daß ſie (die Eheleute F.) auf Zuſendung 
von Mitteln verzichteten“. Das LG. erblickt darin eine Zurück⸗ 
nahme des Briefes, alſo der Aufforderung, hält ſie aber für 
bedeutungslos, denn „mit der Abſendung des Briefes, alſo 
der Aufforderung, ſei das Vergehen des $ 49a StGB. vollendet 
geweſen“. Das iſt unrichtig. Vollendet wird das Vergehen 
erſt dadurch, daß die Aufforderung zur Kenntnis des Aufs 
geforderten kommt. Von dieſer Kenntnis ſagt das Urteil 
nichts. Es ſpricht nur von der Abſendung des Briefes, ſo 
daß die Vollendung des Vergehens bislang nicht einwandfrei 
dargetan erſcheint. Vollendung lag aber auch dann nicht vor, 
wenn die Aufforderung, als ſie dem Empfänger zur Kenntnis 
kam, dieſem gegenüber bereits widerrufen war. Urt. d. II. Sen. 
v. 29. Jan. 15 (17/15). 

2. 8 95 StGB. (Reichsgeſetz v. 17. Febr. 1908). Bös⸗ 
willigkeit.] Nach dem Reichsgeſetz vom 17. Februar 1908 iſt die 
Beleidigung auf Grund des 8 95 StGB. nur dann zu beſtrafen, 
wenn ſie in der Abſicht der Ehrverletzung, böswillig und mit Über: 
legung begangen wird. Es genügt alſo zunächſt nicht, daß der Täter 
ſich der ehrenkränkenden Beſchaffenheit ſeiner Kundgebung bewußt 
war, er muß durch dieſe Vorſtellung zur Tat beſtimmt worden 
ſein. Das iſt aber ausdrücklich feſtgeſtellt. Daß die Abſicht 
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der Ehrverletzung aus der Form der Außerung oder aus den 
begleitenden Umſtänden hervorgehen müſſe, wie 8 193 StGB. 
für die gemeine Beleidigung in gewiſſen Fällen vorſchreibt, iſt 
für den Tatbeſtand der Majeſtätsbeleidigung nicht erforderlich. 
Übrigens hat das Urteil die Abſicht der Ehrverletzung aus der 
höhniſchen Ausdrucksweiſe des Artikels, alſo gerade aus der 
durch eine ſachliche Kritik nicht gebotenen Form abgeleitet. Der 
bei der Strafbemeſſung berückſichtigte Umſtand, daß der An⸗ 
geflagte ſich in der Form zurückzuhalten bemüht habe, ſteht 
jener Feſtſtellung nicht im Wege. Die Böswilligkeit, deren 
Begriff in der Literatur beſtritten iſt, ſetzt hier, wie in 88 103a, 
134, 135 StGB., voraus, daß der Täter das von ihm als 
Unrecht erkannte gerade zu dem Zwecke tut, um einen anderen 
zu ſchädigen und zu kränken, und damit ſeine feindſelige Ge⸗ 
finnung gegen den Verletzten bekundet. Sie liegt alſo vor, 
wenn die Beleidigung aus einer feindſeligen Geſinnung gegen 
die Perſon des Kaiſers entſprungen iſt. Dieſer Auffaſſung, 
die auch in dem Urteil RGSt. 48, 174 vertreten iſt, entfpricht 
der von der Strafkammer eingenommene Standpunkt und ſeine 
Anwendung im vorliegenden Falle. Wenn das Urteil aus 
dem Inhalt des Artikels auf eine dem Kaiſer feindſelige und 
gehäſſige Geſinnung ſchließt, insbeſondere den Schlußſatz dahin 
auslegt, der Angeklagte ſchätze den Kaiſer ſo niedrig ein, daß 
man von ihm gar nichts anderes erwarten könne, als die Be⸗ 
lohnung eines Rechtsbruches, ſo bewegt es ſich dabei in den 
Grenzen tatſächlicher Würdigung, deren Richtigkeit in der 
Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen if. Was die Reviſion 
dagegen vorbringt, iſt unbegründet. Das Merkmal einer gegen 
die Perſon gerichteten feindſeligen Geſinnung trifft nicht für 
jede Beleidigung zu und hat auch nicht zur Folge, daß die 
feindselige Gefinnung aus der politiſchen Anſchauung des Täters 
abgeleitet wird. Wenn der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamtes 
bei den Verhandlungen des Reichstages am 21. Januar 1908 
(Sten. 8 2599 B/ ) für den Begriff „böswillig“ auf den 
beſonderen, energiſchen Willen des Täters hinweiſt, den Herrſcher 
direkt, ohne andere Abſichten und Motive, in ſeiner perſönlichen 
Ehre zu treffen, ſo wendet er ſich damit gegen die Befürchtung, 
die Zugehörigkeit zu einer politiſchen Partei, die allgemeinen 
poluiſchen Anſchauungen und Beſtrebungen des Täters könnten 
als genügend erachtet werden, die Annahme der Böswilligkeit 
zu begründen. Gerade dies iſt aber im vorliegenden Urteil 
nicht geſchehen. Es lehnt ausdrücklich ab, aus der politiſchen 
Auffaflung des Angeklagten und aus der Tendenz ſeines Blattes 
Folgerungen zu ziehen und leitet die Annahme der Bös⸗ 
billigkeit unmittelbar aus dem den Gegenſtand der Anklage 
bildenden Artikel ab. Daß die Bevölkerung über die Zaberner 
Vorzänge erregt und der Angeklagte ungehalten war, ſchließt 
nicht aus, daß der Angeklagte den Anlaß benutzte, um einer 
dem Kaiſer feindſeligen, gehäſſigen Geſinnung Ausdruck zu 
zeben. Die Annahme der Böswilligkeit wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß, wie das Urteil bei der Strafbemeſſung 
erwähnt, der Angeklagte nicht aus ehrloſen Motiven handelte. 
Vöswillig handelt auch derjenige, der an der Verletzung fremder 
ehre eine beſondere Freude empfindet. Das rechtfertigt aber 
nicht eine Beſchränkung des Begriffes auf dieſen, allerdings 
beſonderz charakteriſtiſchen und auch in den Verhandlungen des 
Wichstags hervorgehobenen Fall. Daß der Angeklagte mit 
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Überlegung handelte, folgert die Strafkammer ohne Rechts⸗ 
irrtum insbeſondere aus der Länge des Zeitraums, über den 
ſich das Handeln des Angeklagten, das Niederſchreiben und 
Druckenlaſſen, erſtreckte. Auf die einzelnen Vorausſetzungen des 
Begriffes einzugehen hatte die Strafkammer keinen Anlaß, da, 
wie im Urteil hervorgehoben iſt, der Angeklagte dieſes Tat⸗ 
beſtandsmerkmal nicht in Abrede ſtellte. Urt. d. II. Sen. v. 
6. Okt. 14 (569/14). 
3. 88 110, 111 StGB. Unterſcheidung und Abgrenzung 
beider Strafbeſtimmungen.] Die Ausführungen zur ſachlich⸗ 
rechtlichen Beſchwerde beruhen auf einer Verkennung des § 110 


StGB. und feines Verhältniſſes zu $ 111. Die Auslegung 


dieſer Geſetze und ihr Verhältnis zueinander iſt viel umſtritten, 
die Rechtſprechung des NG. ſteht jedoch in Übereinſtimmung 
mit der auch in der Literatur überwiegend vertretenen Anſicht 
längſt dahin feſt, daß 8 111 die Aufforderung zur Begehung 
einer einzelnen beſtimmten Straftat, $ 110 die Aufforderung 


zum Ungehorſam gegen das Geſetz im allgemeinen, zur grund⸗ 


ſätzlichen Auflehnung gegen die im Geſetz enthaltenen Grund⸗ 
lagen der Rechtsordnung mit Strafe bedroht. RGSt. 21 
S. 192 (196), 355 (356); 27 S. 406 (410); 36 S. 417 
(422); 39, 387; 40 S. 363 (365). Ob die Handlung beſtimmt 
genug bezeichnet iſt, um die Aufforderung dem § 111 StGB. 
unterordnen zu können, iſt in erſter Linie eine tatſächliche Frage, 
deren Entſcheidung namentlich dann ſchwierig ſein kann, wenn, 
wie hier, der Ungehorſam, zu dem aufgefordert wird, zugleich 
eine ſtrafbare Handlung iſt. Jedenfalls aber muß mit Rückſicht 
auf die im erſten Abſatz angedrohte Anſtifterſtrafe und die 
Strafbegrenzung im letzten Satz des 8 111 gefordert werden, 
daß ſie ſo beſtimmt iſt, daß der Auffordernde als Anſtifter 
beſtraft werden kann, wenn ſie begangen oder verſucht wird, 
oder daß, wenn die Aufforderung ohne Erfolg geblieben iſt, zu 
ermitteln iſt, mit welcher Strafe die Tat bedroht iſt, zu der 
aufgefordert worden if. RGSt. 36 S. 417 (422); 39, 387. 
Im vorliegenden Fall hat die Angeklagte nach den Urteils⸗ 
feſtſtellungen an diejenigen ihrer Zuhörer, die dem Beurlaubten⸗ 
ſtande angehörten, die Aufforderung gerichtet, im Kriegsfalle 
die Zumutung, auf die Brüder in Feindesland zu ſchießen, mit 
einem: „Nein, das tun wir nicht“, zu beantworten. Wie die 
Angeklagte ſich dieſe Gehorſamsverweigerung vorgeſtellt hat, ob 
die Soldaten erſt im letzten entſcheidenden Augenblick auf den 
Befehl, zu ſchießen, ſich deſſen weigern ſollten oder ob ſie ſchon 
vorher den Gehorſam verweigern ſollten, iſt aus der Außerung 
der Angeklagten nicht erſichtlich. Die Strafkammer erklärt das 
für unerheblich, offenbar weil die Angeklagte ſich darauf berufen 
hat. Richtig iſt jedoch dieſe Unbeſtimmtheit der Handlung, zu 
der die Angeklagte aufgefordert hat, nicht als unerheblich zu 
bezeichnen, inſofern ſie gerade dafür entſcheidend iſt, daß die 
Aufforderung nach 8 110 und nicht nach § 111 StGB. zu 
beſtrafen iſt, ſie hat nur nicht die anſcheinend von der An⸗ 
geklagten ihr beigelegte Bedeutung, daß die Außerung deswegen 
ſtraflos bleiben mußte. Iſt der Aufforderung nicht zu ent⸗ 
nehmen, unter welchen Umſtänden die Zuhörer der Angeklagten, 
an die ſie ſich richtete, erklären ſollten, daß ſie den Befehl, auf 
den Feind zu ſchießen, nicht gehorchen würden, ſo iſt die 
Handlung, zu der aufgefordert iſt, nicht ſo genau bezeichnet, 
daß die Angeklagte als Anſtifterin angeſehen werden könnte, 
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wenn ihre Zuhörer im Kriegsfall ſolche Erklärung abgäben. 
Denn nach § 95 MilStGB. iſt die rechtliche Natur einer 
ſolchen Erklärung je nach den Umſtänden, unter denen ſie ab⸗ 
gegeben wird, ſo verſchieden, daß das Wiſſen und Wollen 
dieſer Umſtände für den Anſtiftervorſatz ebenſo wie für den 
Tätervorſatz bezüglich der dort genannten verſchiedenen ſtrafbaren 
Handlungen unerläßlich und eine Beſtrafung wegen Anſtiftung 
nicht möglich iſt, wenn der Täter nicht auch die Umſtände, 
unter denen der Ungehorſam begangen worden iſt, in ſeinem 
Vorſatz aufgenommen hat. Ebenſo hängt auch die Beſtrafung 


desjenigen, der erklärt, nicht auf den Feind ſchießen zu wollen, 


ſo gänzlich von den Umſtänden ab, unter denen ſie abgegeben 
wird, daß es ohne Kenntnis dieſer Umſtände unmöglich iſt, zu 
erkennen, welche Strafe auf eine ſolche Erklärung angedroht iſt. 
Die Strafkammer hat deshalb mit Recht angenommen, daß die 
Handlung, zu der die Angeklagte aufgefordert hat, eine be⸗ 
ſtimmte („konkrete“) ſtrafbare Handlung nicht war und 8 111 
StB. auf die Tat der Angeklagten nicht anwendbar iſt. 
Das Geſetz (88 94, 95 Mil StGB.) verbietet aber überall und 
unter allen Umſtänden den Perſonen des Soldatenſtandes, ihren 
Vorgeſetzten die Erklärungen abzugeben, zu denen die Angeklagte 
aufgefordert hat. Die Angeklagte hat alſo zum Ungehorſam 
gegen dieſes Geſetz aufgefordert und iſt deshalb nach 8 110 
StGB. zu beſtrafen. Dieſe aus dem Geſetz ſelbſt ſich ergebende 
Folge kann unmöglich, wie der Verteidiger will, deshalb ab⸗ 
gelehnt werden, weil im gegebenen Fall der Ungehorſam, zu 
dem die Angeklagte aufgefordert hat, eine ſtrafbare Handlung 
iſt. Durch 8 110 wird mit Strafe bedroht, wer zum Ungehorſam 
gegen Geſetze auffordert. Daß darunter auch oder ſogar in 
erſter Linie Strafgeſetze fallen, iſt unbeſtritten, deshalb muß 
auch die Aufforderung zum Ungehorſam gegen Strafgeſetze und 
damit auch zur Begehung ſtrafbarer Handlungen unter 8 110 
fallen. Wenn 8 111 die Aufforderung zur Begehung ſtrafbarer 
Handlungen im beſonderen zum Gegenſtand hat, ſo ſind hier, 
wie dargelegt, beſtimmte (konkrete) Straftaten gemeint, bei 
denen Anſtiftung möglich iſt. Iſt das Anwendungsgebiet des 
8 111 auf die Aufforderung zu ſolchen beſtimmten Straftaten 
beſchränkt, ſo folgt daraus keineswegs, daß im übrigen die 
Aufforderung zur Begehung ſtrafbarer Handlungen, alſo zur 
Auflehnung gegen das Strafgeſetz oder ein Strafgeſetz ſchlechthin, 
zur Mißachtung der darin beruhenden Grundlagen der ſtaat⸗ 
lichen, insbeſondere auch, wie hier, der militäriſchen Ordnung, 
ſtraflos wäre, ſondern daß ſolche Aufforderungen nach § 110 
StGB. zu beſtrafen find, der die ſtaatliche Autorität davor 
ſchützen will, daß ihre Grundlagen durch Aufforderung zum 
Ungehorſam gegen die Geſetze erſchüttert werden. Für dieſen 
Sinn und Zweck des § 110 iſt es völlig gleichgültig, ob auch 
der Ungehorſam, zu dem aufgefordert wird, mit Strafe bedroht 
iſt. Danach erweiſen ſich die Ausführungen der Reviſion 
durchweg als verfehlt. Sie verwiſchen gänzlich den Unterſchied 
zwiſchen den Tatbeſtänden des 8 110 und des 8 111 StGB., 
indem fie auch für § 110 ein „konkretes Ziel“ des Auffordernden 
verlangen. Ob und welchen Erfolg die Aufforderung hat, 
darauf kommt es hier überhaupt nicht an, ſondern nur darauf, 
ob der Täter den Willen des Aufgeforderten in der Richtung 
zum Ungehorſam beſtimmen will, es iſt nicht einmal nötig, daß 
die Aufforderung zur Kenntnis derjenigen gelangt, an die ſie 
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gerichtet if. RGSt. 5 S. 60 (71); 7 S. 113 (115). Deshalb 
iſt es hier auch ohne Bedeutung, ob der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang mit der Aufforderung nachweisbar iſt, wenn dadurch der 
Aufgeforderte zum Ungehorſam beſtimmt wird und dieſen durch 
Verletzung des Geſetzes betätigt. Endlich kommt auch darauf 
nichts an, ob zum Ungehorſam gegen die Geſetze überhaupt, 
oder ein einzelnes Geſetz oder auch nur zur Auflehnung gegen 
das Geſetz in einer beſtimmten Richtung aufgefordert wird. 
Je enger die Aufforderung den Kreis zieht, in dem der Un⸗ 
gehorſam nach dem Willen des Auffordernden ſich betätigen 
ſoll, um ſo näher wird ſie der Aufforderung einer ſtrafbaren 
Handlung im Sinne des 8 111 StGB. kommen. Ob und 
wo die Grenze zum Gebiet des § 111 überſchritten wird, iſt 
weſentlich Tatfrage, es iſt oben dargelegt, wie dieſe Grenze 
zu finden iſt, und ebenſo, daß dieſe Grenze hier nicht über⸗ 
ſchritten iſt. Mit Unrecht vermißt der Verteidiger eine „prägife” 
Feſtſtellung, welches „konkrete“ Verhalten, Tun oder Unterlaſſen 
der Aufgeforderten die Angeklagte gewollt hat. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung wäre zur Verurteilung aus 8 111 StGB. erforderlich 
geweſen, war aber zur Verurteilung aus § 110 nicht nur nicht 
notwendig, ſondern wäre damit ſogar unvereinbar. Endlich 
bemängelt der Verteidiger ohne Grund den Satz des Urteils, 
die Angeklagte habe allgemein zum Ungehorſam gegen die den 
Gehorſam der Soldaten befehlenden Geſetze aufgefordert. Aus 
dem Zuſammenhang ergibt ſich, daß damit die Aufforderung 
der Angeklagten als ſolche, wie fie im § 110 mit Strafe 


bedroht iſt, im Gegenſatz zur Aufforderung zu einer beſtimmten 


ſtrafbaren Handlung im Sinne des § 111 StGB. gekenn⸗ 
zeichnet, aber nicht der Angeklagten vorgeworfen werden ſoll, 
ſie habe verlangt, daß nunmehr den den Gehorſam der Soldaten 
befehlenden Geſetzen überhaupt und in keinem Falle mehr 
Gehorſam geleiſtet werden ſolle. Urt. d. I. Sen. v. 22. Okt. 14 
(384/14). 

4. 5 156 StGB. Veränderung der Verhältniſſe zwiſchen 
der Ausſtellung und Abgabe. Aberſpannung der Anforderungen 
an die Sorgfaltspflicht.] Erſt mit der Abgabe vollendet ſich 
das Vergehen. RES. 18 S. 246, 247; 47 S. 156, 158. 
Daraus folgt, daß für die Beantwortung der Frage, ob die 
eidesſtattliche Verſicherung richtig oder falſch iſt, nur der Zeit⸗ 
punkt ihrer Abgabe vor der Behörde maßgebend ſein kann. 
Es bedurfte alſo der Feſtſtellung, wann die Verſicherung der 
Angeklagten bei dem LG. abgegeben iſt — daß dies erft „ſpäter“ 
geſcheben iſt, ergeben die Urteilsgründe bereits — nnd wie hoch 
ſich die Erſparniſſe der Angeklagten noch in dieſem Zeitpunkt 
beliefen. Aber auch die Begründung der Fahrläſſigkeit der 
Angeklagten bei den Angaben über das jährliche Einkommen 
des Mannes iſt nicht bedenkenfrei. Die Strafkammer macht 
der Angeklagten zum Vorwurf, daß ſie ihre Angaben in dieſer 
Hinſicht lediglich auf die Mitteilung einer dritten Perſon ſtützte, 
die nur von Hörenſagen darum wußte. Darin liegt eine Uber⸗ 
ſpannung der an die pflichtmäßige Sorgfalt der Angeklagten 
zu ſtellenden Anforderungen. Hatte der Ehemann, wie feftſteht, 
mit der Angeklagten in den letzten Jahren über ſein Einkommen 
überhaupt nicht mehr geſprochen, ſo war die Angeklagte auf 
Erkundigungen hierüber angewieſen. Eine Benutzung der ein⸗ 
geholten Auskünfte konnte der Angeklagten unr dann zum 
Vorwurf gereichen, wenn ihr entweder die Auskunftsperſonen 
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unzuverläſſig oder der Inhalt der erlangten Auskunft unglaub⸗ 
würdig erſcheinen mußte. Nach keiner von beiden Richtungen 
find irgendwelche tatſächlichen Umſtände feſtgeſtellt. Übrigens 
war bei der Berechnung des jährlichen Einkommens des Mannes 
nicht bloß deſſen Gehalt, ſondern auch die Zinſen zu berück⸗ 
ſichtigen, die ihm aus ſeinem Vermögen zufloſſen. Wenn die 
Strafkammer ferner für nicht widerlegt anſieht, daß die An⸗ 
geklagte der Meinung geweſen fei, die Hypothek von 1800 & 
gehöre in voller Höhe ihrem Ehemann, ſo mußte ſie ihr dies 
auch bei der Berechnung des Einkommens des Ehemannes zu⸗ 
gute halten. Schließlich durfte die Strafkammer nicht außer 
acht laſſen, daß die Angeklagte durch die Zufügung des Wortes 
„zirka“ den Vorbehalt gemacht hatte, daß der angegebene 
Betrag in Wirklichkeit nicht ganz erreicht würde. Urt. d. 
IV. Sen. v. 4. Dez. 14 (951/14). 

5. 5 164 StGB. Anzeige einer verjährten Tat.] Ob 
dem Ausſpruch der Strafkammer, es ſei für die Anwendung 
des 5 164 StGB. gleichgültig, daß die zur Anzeige gebrachte 
ſtrafbare Handlung verjährt war, in dieſer allgemeinen Faſſung 
ohne Einſchränkung beizupflichten wäre, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls mag darauf hingewieſen werden, daß ſchon 
der III. StS., auf deſſen Urteil vom 25. Februar 1880 
RES 1, 229) ſich die Vorinſtanz für dieſe Auffaſſung 
beruft, in einer ſpäteren Entſcheidung (21 S. 101, 104) dieſe 
Anſicht ſelbſt keineswegs uneingeſchränkt aufrechterhalten, 
ſondern im gegebenen Falle nur unter der Vorausſetzung für 
zutreffend erklärt hat, daß im Hinblick auf die Möglichkeit einer 
Unterbrechung der Verjährung die Anzeige noch immer zur 
Einleitung einer Unterſuchung geeignet erſcheinen konnte. Die 
Frage bedarf hier aber um deswillen keiner Entſcheidung, weil 
aus dem Inhalt der Strafanzeige, wie er in den Gründen des 
angefochtenen Urteils wiedergegeben iſt, die Zeit der Verübung 
der angeblichen Unterſchlagungen mit Sicherheit gar nicht 
hervorging. Der Inhalt der Anzeige ergab daher keineswegs 
ohne weiteres, daß es ſich um eine verjährte Tat handele, es 
waren vielmehr in dieſer Richtung noch Ermittelungen nötig, 
wie denn ja auch tatſächlich die Staatsanwaltſchaft erſt nach 
Erhebung von Beweiſen zur Einſtellung des Verfahrens aus 
dem Geſichtspunkt der Verjährung gelangt iſt. Urt. d. IV. Sen. 
v. 29. Jan. 15 (1208/14). 

6. 5 166 StGB. Verübung beſchimpfenden Unfugs durch 
den zur Herſtellung der Ordnung beſtellten Kirchenbeamten. 
Einwand der Notwehr. Das LG. hat erwogen, daß das 
Vethalten der beiden Angeklagten über den perſönlichen Streit 
zwiſchen ihnen hinaus eine beſonders rohe Mißachtung der 
nligiöſen Gefühle der anderen Synagogenbeſucher und eine 
Mißachtung und Herabwürdigung der Heiligkeit des Ortes 
darſtellte, ſowie, daß ſich die beiden Angeklagten dieſer Art und 
Wirkung ihres Benehmens bewußt waren und dieſe Mißachtung 
wollten. Dieſe Erwägung iſt rechtsirrtumsfrei und geeignet, 
die Verurteilung der beiden Angeklagten zu tragen. Ihr gegen⸗ 
Über greift die Berufung des Angeklagten M.⸗Z. darauf nicht 
duch, daß er feine Worte nur zur Abwehr der Störung des 
Gebets und zur Herſtellung der Ordnung in der Synagoge 
heſprochen habe, wozu er als zweiter Vorſteher der Synagogen» 
gemeinde befugt geweſen ſei. Denn zum Tatbeſtand aus 5 166 
SIEB. genügt Vorſatz, d. h. das Bewußtſein, daß die in Frage 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 345 


(RGSt) 
kommende Handlungsweiſe eine Mißachtung der Heiligkeit des 
Ortes kundgibt. Das iſt vom LG. bei dem Angeklagten M.⸗Z. 
ausdrücklich feſtgeſtellt. Vergeblich macht er geltend, man könne 
unmöglich auf Grund der feſtgeſtellten Tatſachen annehmen, 
daß er jenes Bewußtſein der Mißachtung gehabt habe. Denn 
rechtlich iſt es durchaus möglich, daß jemand, der zur Her⸗ 
ſtellung der Ordnung im Gotteshauſe berufen ifl, dies bewußt 
in einer die Heiligkeit des Ortes mißachtenden rohen Form tut. 
Auf ihre tatſächliche Richtigkeit aber kann die in ſolchem Sinne 
ergangene Feſtſtellung des LG. in der Reviſionsinſtanz nicht 
nachgeprüft werden. Andererſeits kann auch die Berufung des 
Angeklagten M.⸗P. darauf, daß er ſich lediglich gegen einen 
zweifellos unberechtigten Angriff und Vorwurf des Angeklagten 
M.⸗Z. gewehrt habe, deſſen Reviſion nicht zum Erfolge vers 
helfen. Denn, wenn auch nicht in Abrede zu ſtellen iſt, daß 
die Widerrechtlichkeit einer ſonſt-unter 8 166 StGB. fallenden 
Handlung ausgeſchloſſen ſein kann, wenn ſie durch Notwehr 
geboten und vorgenommen iſt, und wenn auch nicht in Abrede 
zu ſtellen iſt, daß auch gegen Angriffe durch Beleidigung Not⸗ 
wehr möglich und zuläſſig iſt, ſo gibt doch die Begründung 
des landgerichtlichen Urteils keinen genügenden Anhalt dafür, 
daß ſich in dieſer Beziehung das LG. bei der Beurteilung der 
Tat des Angeklagten M.⸗P. in einem Rechtsirrtum befunden 
hätte. Denn nach der erkennbaren Annahme der Strafkammer 
hat der Angeklagte lediglich aus Arger über die ſchon ge⸗ 
ſchehene, in der Vergangenheit liegende Beleidigung gehandelt. 
Nicht die Abwehr eines bevorſtehenden oder gegenwärtigen 
Angriffs, ſondern die Vergeltung einer ſchon verübten Ver⸗ 
letzung lag nach der Sachverhaltsdarſtellung vor. Urt. des 
v. Sen. v. 20. Nov. 14 (675/14). 

7. 88 166, 167, 360 Nr. 11 StGB. Hantieren mit 
Spielkarten in der Kirche.] Die Angeklagten haben durch 
Hantieren mit Spielkarten bei den Kirchenbeſuchern, ſoweit dieſe 
auf der Empore Platz genommen hatten, Aufſehen erregt, und 
ſo Unruhe und Störung der Andacht einzelner Perſonen während 
der Predigt verurſacht. Ihre Handlungsweiſe erfüllt nach An⸗ 


nahme des Urteils den äußeren Tatbeſtand des 8 166 StGB. 


inſofern, als durch den Gebrauch von Spielkarten in einer 
Kirche eine Ungebührlichkeit erkannt iſt, die als ſolche eine 
Herabwürdigung des der Religionsübung gewidmeten und durch 
dieſe Zweckbeſtimmung und ſeine Weihe von den Gläubigen als 
geheiligt betrachteten Orts enthalten ſoll. Ob in dieſer An⸗ 
nahme der Tatbeſtand des 5 166 StGB. richtig erfaßt und 
beurteilt iſt, kann dahinſtehen. Das Urteil macht nämlich die 
Angeklagten nicht aus dem Geſichtspunkt eines Vergehens gegen 
5 166 StGB. verantwortlich, weil fie eine Beſchimpfung des 
Orts nicht nur nicht beabſichtigten, ſondern ſich auch infolge 
ihrer Jugend und Unerfahrenheit nicht bewußt waren, daß ihre 
Handlungen, im Gegenſatz zu ſonſtigen Ungebührlichkeiten, die 
vielfach in der Kirche vorkommen, eine Herabwürdigung der 
Heiligkeit des Orts bedeuteten und ſich gegen die Religion oder 
die religiöſen Gefühle der Kirchenbeſucher wendeten, namentlich 
des Teils der Kirchenbeſucher auf der Empore, die ſie durch 
ihre aus Großtuerei hervorgehenden Ungebührlichkeiten vorſätzlich 
ſtörten und vom Gottesdienſt ablenkten. Es mag ſein, daß 
derjenige, der, wie es hier von den Angeklagten angenommen 


iſt, darauf ausgeht, in einer Kirche während des Gottes dienſtes 
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die äußere Ordnung durch Beläftigung oder Störung anderer 
Kirchenbeſucher in einer Weiſe zu verletzen, daß die Störung, 
äußerlich betrachtet, als rohe Herabwürdigung der Heiligkeit des 
Orts und als eine damit unvereinbare Verletzung des religiöfen 
Gefühls der beläſtigten Perſonen empfunden wird, ſich deſſen 
regelmäßig auch bewußt ſein wird, denkbar iſt es aber, daß 
ſein Vorſatz, der ihn bei Vornahme der ſtörenden ungebührlichen 
Handlungen beherrſcht, ſich auf die Tatſache der Ordnungs⸗ 
ſtörung beſchränkt, dagen die Verletzung der Heiligkeit des Orts 
nicht umfaßt, ſelbſt dann, wenn das Bewußtſein, in der Kirche 
zu ſein, nicht überhaupt fehlt, ſondern der Täter nur der Be⸗ 
deutung und Wirkung ſeiner Handlungen in bezug auf Ort und 
religiöſes Gefühl ſich nicht bewußt wird und die Beſchimpfung 
nicht will. Die Staatsanwaltſchaft ſucht aus der Entſch. in RGSt. 
23 S. 103 / 105 das Gegenteil zu folgern, indes iſt dieſe Ent⸗ 
ſcheidung in einer ſpäteren des erkennenden Senats zurück⸗ 
genommen oder doch in einer ſolchen Weiſe erläutert, daß ſich 
die Ausführungen des Staatsanwalts auf die Rechtſprechung 
nicht ſtützen können (RGSt. 31 S. 410/412). Danach muß 
die Beläſtigung oder Störung der in einer Kirche verſammelten 
Perſonen keineswegs notwendig ſich auch bewußt und gewollt 
gegen die Heiligkeit des Orts richten; es muß ein am heiligen 
Ort verübter Unfug nicht notwendig auch als Beſchimpfung des 
Orts gewollt ſein, und ungehöriges, unanſtändiges Benehmen 
an einem ſolchen Ort kann ſich ſehr wohl gegen die dort be⸗ 
findlichen Perſonen richten, ohne daß der Täter damit das 
Bewußtſein verbindet, gerade die religiöſen Gefühle der Be⸗ 
läſtigten würden darunter leiden. Sodann iſt in einer Ent⸗ 
ſcheidung (RGSt. 43, 201) betont, daß es überhaupt — und 
zwar auch zur Erfüllung des äußeren Tatbeſtands — nicht 
genügt, daß das Verhalten des Täters geeignet iſt, den 
heiligen Ort herabzuwürdigen, vielmehr wird daraus, daß der 
Unfug „beſchimpfend“ ſein muß, gefolgert, die Handlung müſſe 
eine gegen die Heiligkeit des Orts gerichtete Kundgebung be⸗ 
deuten; der Vorſatz des Täters müſſe alſo in dem Wiſſen und 
Wollen beſtehen, daß ſeine Handlung ſich als eine ſolche gegen 
den Ort gerichtete Kundgebung darſtelle; zwar braucht das 
nicht der Zweck ſeines Handelns zu ſein, das Bewußtſein, daß 
die Handlung eine Kundgebung enthalte oder äußerlich als 
ſolche erſcheine, iſt aber danach unerläßlich (Entſcheidung des 
erkennenden Senats 1 D. 126/08 vom 12. März 1908 und 
1 D. 659/09 vom 21. Oktober 1909). Bei Zugrundelegung 
dieſer Rechtsanſicht kann die Reviſion des Staatsanwalts gegen⸗ 
über den Urteilsfeſtſtellungen nicht durchdringen. Auch die 
Reviſionen der geſetzlichen Vertreter der Angeklagten, die ſich 
gegen die Anwendung des 8 360 Nr. 11 StGB. richten, find 
nicht begründet. Ohne Rechtsirrtum iſt im Urteil aus den dort 
getroffenen, auch für das Reviſionsgericht bindenden Feſt⸗ 
ſtellungen, wonach die Angeklagten in den auf der Empore 
ſitzenden Kirchenbeſuchern einen Teil des in der Kirche ver⸗ 
ſammelten Publikums, nicht etwa einzelne beſtimmte Perſonen, 
von der Andacht abgelenkt und beläſtigt haben, und zwar mit 
dem Erfolg, daß die näher beſchriebenen Unruhen entſtanden, 
ſonach der Beſtand der äußeren öffentlichen Ordnung und des 
Anſtands, wie er in den Kirchen gewahrt werden muß, vorüber⸗ 
gehend geſtört oder doch gefährdet war. Da eine Störung des 
Gottesdienſtes allgemeiner Art, die ſich über den Kreis der auf 
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der Empore ſitzenden Zuhörer der Predigt hinaus erſtreckte, 
nicht nachgewieſen iſt, unterliegt namentlich auch die Nicht: 
anwendung des § 167 StGB. keinem Bedenken. Urt. d. I. Sen. 
v. Z. Nov. 14 (613/14). 

8. 8 167 StGB. Gleichzeitiges Singen verſchieden er 
Lieder.] Der Geſang des deutſchen „Anbetungsliedes“, den 
die Gemeinde begann, als der Pfarrer die Sakriſtei verließ, iſt 
eine Betätigung der Andacht der verſammelten Gemeinde und 
daher unbedenklich als ein Beſtandteil des Gottesdienſtes im 
weiteren Sinne, als eine gottesdienſtliche Verrichtung anzuſehen, 
RGSt. 17 S. 316 (317). Wenn die Angeklagten in Gemein⸗ 
ſchaft mit einem großen Teil der Kirchenbeſucher an Stelle 
dieſes deutſchen Anbetungsliedes ein andres Lied mit andrer 
Melodie in polniſcher Sprache ſangen und zwar ſo übermäßig 
laut, daß es den deutſchen Geſang trotz der mit allen Regiſtern 
ſpielenden Orgel übertönte, und infolgedeſſen der deutſche Ge⸗ 
ſang und das Orgelſpiel aufhören, der Pfarrer mit dem Beginn 
ſeiner gottesdienſtlichen Tätigkeit am Altar einhalten mußte, ſo 
konnte das Gericht darin auch mit Recht die Erregung von 
Lärm und Unordnung, die die Ausübung der gottesdienſtlichen 
Verrichtung ſtörten, erblicken. Ob Lärm erregt worden iſt oder 
nicht, liegt ausſchließlich auf dem Gebiete des Tatſächlichen. 
Lärm iſt kein Rechtsbegriff. Auch das Abſingen eines Liedes 
kann je nach Art und Umſtänden die Erregung von Lärm 
bedeuten; die Tatſache, daß die Töne in rhythmiſcher und 
melodiſcher Folge hervorgebracht werden, ſchließt den Lärm 
nicht begrifflich aus. Im übrigen iſt hier die Erregung von 
Lärm vom Gericht auch nicht allein in dem Abſingen des pol⸗ 
niſchen Liedes gefunden worden, ſondern in dem Zuſammen⸗ 
ſingen mit dem deutſchen Lied in andrer Melodie, wodurch 
ein lautes unmelodiöſes, verwirrtes Tongefüge erzeugt wurde, 
dem auch nach der Auffaſſung des Verteidigers der Begriff des 
Lärms zukommt. Sodann nimmt die Strafkammer nicht nur 
an, daß die Störung durch Lärm, ſondern daß ſie auch durch 
Erregung von Unordnung erfolgt ſei. Dieſe Annahme recht⸗ 
fertigt ſich aber ebenfalls durch die Feſtſtellung, daß, entgegen 
der vorgeſehenen Ordnung der gottesdienſtlichen Handlungen, 
der Kirchengeſang der Gemeinde und das Orgelſpiel unterbrochen 
worden iſt, der Geiſtliche mit dem Beginn ſeiner Kultverrichtungen 
am Altar aufgehalten wurde. Urt. d. IV. Sen. v. 13. Nov. 14 
(574/14). 

9. 8 176 Nr. 3 StGB. Mangel des äußeren bei Vor: 
liegen des inneren Tatbeſtandes.] Das angefochtene Urteil hat 
eine Reihe von Vorgängen zwiſchen dem Angeklagten und ver⸗ 
ſchiedenen Knaben aneinander gereiht, ohne bei der ſich an⸗ 
ſchließenden Feſtſtellung einer fortgeſetzten Zuwiderhandlung die 
eine oder andere Handlung auszunehmen. Wenn, was nach der 
allgemeinen Feſtſtellung des inneren Schulderforderniſſes und 
dem übrigen Wortlaut des Urteils anzunehmen iſt, ſämtliche 
Vorgänge als Einzelbeſtandteile der fortgeſetzten ſtrafbaren 
Handlung angeſehen ſind, ſo liegt die Auffaſſung nahe, daß die 
Strafkammer das Vorliegen der wollüſtigen Abſicht für genügend 
erachtet hat, den Tatbeſtand des 8 176 Nr. 3 StGB. zu ver⸗ 
wirklichen. Dies wäre rechtsirrtümlich, da einzelne Vorgänge 
fo beſchaffen find, daß in ihnen der erforderliche äußere Tat⸗ 
beſtand nicht ohne weiteres gefunden werden kann. Wenn der 
Angeklagte Knaben geküßt, mit ihnen in einem Bette geſchlafen, 
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fie kalt abgewaſchen, ihnen unanſtändige Bilder gezeigt hat, ſo⸗ 
liegt hierin noch nicht das Merkmal der Unzüchtigkeit. Für 
das Beklopfen des Geſäßes, das Kitzeln an den Hüften, das 
Beſtreichen des Beins mit Salbe, das Wechſeln der Hofe würde 
es eines beſonderen Nachweiſes dieſes Merkmals bedürfen. In 
dem Mangel dieſes Nachweiſes ſindet die oben erwähnte An⸗ 
nahme einer Verkennung des § 176 Nr. 3 StGB. Verſtärkung. 
Bei der Verſchiedenheit der beteiligten Knaben iſt übrigens auch 
die Annahme der fortgeſetzten Handlung rechtlich zu beanſtanden. 
Urt. d. III. Sen. v. 25. Jan. 15 (19/15). 

10. 5 181 StGB. Zuſtimmung der Mutter zur Unzucht 
der volljährigen Tochter.] Ella S., die Tochter der An⸗ 
geklagten, war nach Inhalt des Urteils zur Zeit ihres geſchlecht⸗ 
lichen Verkehrs mit B. 24 Jahre alt, alſo nicht mehr minder⸗ 
jährig und deshalb nicht mehr unter elterlicher Gewalt. 
(88 1626, 2 BGB.) Die ſittliche Pflicht der Angeklagten 
als der Mutter, dem unzüchtigen Verkehr ihrer Tochter entgegen⸗ 
zutreten, war daher nicht zugleich eine Rechtspflicht, denn das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon der Ella S. zu ſorgen 
und dieſe zu erziehen und zu beaufſichtigen (88 1627, 
1631, 1634 BGB.) floß aus der elterlichen Gewalt und 
endigte mit dieſer. Das bloße Nichtverhindern des unzüchtigen 
Verkehrs war nicht ſtrafbar, denn ein vorſätzliches Unterlaſſen 
fleht einem Handeln im Rechtsſinne nur dann gleich, wenn die 
Unterlaſſung gegen eine Rechtspflicht zum Tun verſtößt. Die 
Angeklagte hat ſomit nicht ſchon dadurch den Tatbeſtand der 
Kuppelei verwirklicht, daß ſie, als ſie die Ella S. bei dem 
entlleideten B. in deſſen Wohnung antraf, die Fortſetzung des 
unzüchtigen Verkehrs zwiſchen dieſen beiden nicht hinderte; ſie 
hat durch dieſe Unterlaſſung Gelegenheit zur Unzucht weder 
gewährt noch verſchafft. Allerdings hat nach der Annahme 
des LG. die Angeklagte ihr Einverſtändnis damit, daß nach 
ihrem Weggang aus der Wohnung ein weiterer Geſchlechts⸗ 
verlehr zwiſchen ihrer Tochter und B. ſtattfinde, durch eine 
Außerung kundgetan. Die Wohnung Bis ſtand aber nicht 
unter ihrer Verfügungsgewalt, ſie ſtand dem B. zur Vornahme 
unzüchtiger Handlungen unabhängig von dem Willen der Ans 
gellagten zur Verfügung, und es wurde durch die Erklärung 
der Angeklagten und ihr bloßes Nichtverbleiben in der Wohnung 
eine Gelegenheit zur Unzucht weder gewährt noch verſchafft, 
der unzüchtige Verkehr auch nicht vermittelt. Der Ausſpruch 
des Urteils, die Angeklagte habe den Genannten „Gelegenheit 
gegeben, den beabſichtigten Geſchlechtsverkehr vorzunehmen bzw. 
ſortzuſetzen,“ drückt nur aus, daß die Angeklagte dieſen Verkehr 
nicht verhindert und ihn gebilligt habe. In dem erörterten 
Falle iſt hiernach der Tatbeſtand der Kuppelei nicht rechtlich 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. Urt. d. II. Sen. v. 6. Nov. 14 (811/14). 

11. 5 184 Nr. 1 StGB. 

2) Unſittlichkeit und Unzüchtigkeit.] Das Urteil führt aus: 
„Der Angeklagte P. hat in ſeinem Ladengeſchäft feilgehalten die 
Karten Hotelerlebnis ... Das Glück im Winkel.. Die Karte 
dotelerlebnis stellt einen Mann dar, der durch das Schlüſſſelloch 
in das Nebenzimmer ſchaut. Der daneben ſtehende Text iſt fo 
gefaßt, daß der Eindruck erweckt werden ſoll, als ob der Mann 
die Vollziehung eines Beiſchlafes beobachtet. Dieſe Karte er⸗ 
achtete das Gericht an ſich als unſittlich. Es ſieht auch als 
erwieſen an, daß der Angeklagte ſich des unſittlichen Charakters 
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dieſer Karte bewußt geweſen if. Die Karte ‚Das Glück im 
Winkel“ zeigt ein Weib in unzüchtiger Haltung auf den 
Knieen eines Mannes ſitzend. Die enganſchließende Kleidung 
hebt die Formen in aufdringlicher Weiſe hervor, insbeſondere 
das Geſäß, auf das der Mann ſeine Hand legt. Die Unter⸗ 
leiber beider Perſonen berühren ſich. Das Gericht ſieht auch 
dieſe Karte als an ſich unſittlich an und nimmt als erwieſen 
an, daß der Angeklagte ſich über den unſittlichen Charakter 
dieſer Karte klar geweſen fein muß. Dieſe Feſtſlellungen und 
Ausführungen ſind nicht geeignet, die Verurteilung bedenkenfrei 
zu rechtfertigen. Wie der vorſtehznd wörtlich wiedergegebene 
Teil des Urteils nachweiſt, verwendet die Straflammer zur 
Bezeichnung desſelben Tatbeſtandsmerkmals abwechſelnd die 
Ausdrücke „unſittlich“ und „unzüchtig“. Dadurch wird die 
Vermutung nahegelegt, das LG. erachte beide Begriffe als 
gleichbedeutend und ſei der Rechtsanſicht, daß auch ein nur 
„unſittlicher“ Inhalt einer Darſtellung das in 8 184 a. a. O. 
vorgeſehene Merkmal der „Unzüchtigkeit“ erfülle. Daß eine 
ſolche Auffaſſung rechtsirrig wäre, kann nicht zweifelhaft ſein. 
Nirgends aber iſt dem Urteil ein ſicherer Aufſchluß darüber zu 
entnehmen, daß die Strafkammer von einem rechtsirrtumsfreien 
Begriffe der „unzüchtigen“ Schrift, Abbildung uſw. nach 8 184 
Abſ. 1 Nr. 1 StGB. ausgegangen iſt (vgl. RGSt. 44, 178). 
Urt. d. III. Sen. v. 7. Dez. 14 (854/14). 

b) Tendenz und Form.] In der Novelle wird der Beſuch 
eines Bordells durch einen Geſangskünſtler behandelt. Die 
Eigenſchaft einer unzüchtigen Schrift erhält die Novelle nach 
Anſicht des LG. dadurch, daß auf S. 217 in Zeile 10 bis 12 
des in Betracht kommenden Monatsheftes geſchildert wird, wie 
der Sänger über den Körper einer Dirne ſtrich und an ihren 
noch mit den Kleidern bedeckten Geſchlechtsteil griff, auf S. 220 
in Zeile 25 bis 27 weiterhin beſchrieben wird, wie mehrere 
Dirnen über den Sänger herfielen und an ſeinen entblößten 
Geſchlechtsteil griffen. Die Beſchwerdeführer bekämpfen die 
Richtigkeit der Auslegung, welche das LG. dem Satze auf 
S. 217 gibt. Mit dieſem Angriffe auf die tatrichterliche 
Beweiswürdigung können ſie jedoch nicht gehört werden. So⸗ 
dann rügen ſie Verkennung des Begriffes einer unzüchtigen 
Schrift um deswillen, weil das LG. bei Prüfung der Frage, 
ob der Inhalt der Novelle unzüchtig ſei, die literariſche Abſicht 
ihres Verfaſſers ſowie ihren künſtleriſchen Wert, den Charakter der 
Zeitſchrift, in welcher ſie erſchienen iſt, und deren Verbreitungs⸗ 
art nicht genügend berüdfichtigt habe. Die Begründung dieſer 
Rüge läßt ſich nicht verneinen. Das LG. geht zwar von einer 
zutreffenden Beſtimmung des Begriffes der Unzüchtigkeit aus, 
indem es als unzüchtig eine Schrift bezeichnet, die das normale 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Hinficht ver 
letzt. — Zutreffend iſt auch die der Urteilsbegründung unter⸗ 
liegende Anſchauung, daß die Frage nach dem Vorliegen einer 
Verletzung des Scham⸗ und Sittlichkeitsgeſühls lediglich mit 
Rückſicht auf den objektiven Gehalt einer Schrift und auf die 
Wirkung zu entſcheiden iſt, die fie tatſächlich auf ihre Leſer 
ausübt. Wenn nun aber die Novelle als unzüchtig bezeichnet 
wird, weil ſie an zwei beſtimmten Stellen eine Darſtellung von 
Vorgängen enthält, bei denen an den Geſchlechtsteil einer Perſon 
gegriffen wird, und gleichwohl auf Unbrauchbarmachung gemäß 
§ 41 (nicht 81) StGB. nicht in Anſehung der ganzen Novelle, 
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ſondern nur derjenigen Stellen erkannt iſt, an welchen jene 
Vorgänge geſchildert werden, ſo erſcheint ſchon das geeignet, 
Bedenken gegen die richtige Anwendung des an ſich richtig aus⸗ 
gelegten Strafgeſetzes auf den gegebenen Fall hervorzurufen. 
Eine Schrift kann als Ganzes die Eigenſchaft der Unzüchtigkeit 
dadurch erhalten, daß ſie nur einzelne, das Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl verletzende Sätze enthält. Um eine dahin⸗ 
gehende Feſtſtellung zu treffen, bedarf es aber des Eingehens 
auf den ſonſtigen Inhalt der Schrift und die Art der Ein⸗ 
gliederung der unzüchtigen Sätze in den Gedankengang. Möglich 
iſt auch, worauf die Vorſchrift des S 41 Abſ. 3 StGB. beruht, 
daß als unzüchtig nur Teile einer Schrift anzuſprechen ſind, 
ſofern nämlich die in ihr ſich findenden Sätze oder Ausdrücke, 
die das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl verletzen, nicht organiſche 
Teile des Ganzen darſtellen, ſondern willkürliche Zutaten oder 
ſogar fremdartige Einſchiebſel. Eine beſondere Begründung für 
die Annahme, daß die Sätze auf S. 217 Zeile 10 bis 12 und 
auf S. 220 Zeile 25 bis 27 der in Rede ſtehenden Monats⸗ 
ſchrift der ganzen Novelle den Stempel der Unzüchtigkeit 
auſdrückten, läßt das angefochtene Urteil vermiſſen. Liegt ſie 
ihm aber zugrunde, ſo durfte die Anordnung der Unbrauchbar⸗ 
machung nicht gemäß 8 41 Abſ. 3 StGB. beſchränkt werden. 
Daß letzteres geſchehen iſt, erweckt den Verdacht, daß ſich das 
LG. des Unterſchiedes zwiſchen der Unzüchtigkeit einer Schrift 
und der Teile einer ſolchen nicht bewußt geweſen iſt. Sodann 
läßt aber auch die Begründung, mit welcher der Einwand der 
Angeklagten abgewieſen worden iſt, daß die Novelle das Problem 
der „Zwieſpältigkeit des Kunſtmenſchen“ in techniſcher Voll⸗ 
kommenheit behandele und in einer für einen beſchränkten Leſer⸗ 
kreis, die Mitglieder des Vereins „Dichterſchule“, hergeſtellten 
literariſchen Zeitſchrift erſchienen ſei, die Möglichkeit einer Ver⸗ 
kennung der Relativität des Begriffes der Unzüchtigkeit nicht 


ausgeſchloſſen erſcheinen und iſt deshalb zu beanſtanden. Was 


den Leſerkreis der Zeitſchrift anbelangt, ſo ſtellt allerdings das 
LG. feſt, daß das in Betracht kommende Novemberheft 1913 
im Buchhandel und an öffentlichen Verkaufsſtellen von jedermann 
öffentlich erworben werden konnte. Es erörtert auch die Wirkung, 
welche die Novelle auf das ſittliche Empfinden des literariſchen 
Kreiſes gehabt hat, für welchen die Zeitſchrift in erſter Linie 
beſtimmt iſt. Daß die Art der Verbreitung der Schrift zu 
berückſichtigen iſt, kann hiernach als verkannt nicht angeſehen 
werden. Weiterhin wird aber lediglich erwogen, daß die 
techniſche Vollkommenheit eines Kunſtwerkes deſſen unzüchtigen 
Inhalt nicht ausſchließe und daß im vorliegenden Falle die 
Novelle an techniſcher Vollkommenheit und an der Fähigkeit, 
das ihr vorſchwebende Problem zu löſen, nichts eingebüßt haben 
würde, wenn in ihr die erwähnten unzüchtigen Stellen fehlten. 
Daß auch ein Kunſtwerk unzüchtig ſein kann, iſt richtig und 
vom RG. wiederholt anerkannt. Eine Darſtellung iſt aber nicht 
ohne weiteres ihres Gegenſtandes wegen unzüchtig. Es kommt 
nicht ſo ſehr darauf an, was dargeſtellt wird, ſondern wie 
dies geſchieht. Die Novelle läßt ſich deshalb nicht ſchon deshalb 
als unzüchtig bezeichnen, weil ſie an den vom LG. beanſtandeten 
Stellen Vorgänge aus dem Geſchlechtsleben darſtellt. Auch ein 
derartiger heikler Stoff kann in einer Tendenz und in einer 
Form dargeſtellt werden, hinter welcher die Wirkung des 
ſtofflichen Inhalts auf das Scham und Sittlichkeitsgefühl 
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dergeſtalt zurücktritt, daß das in ihr enthaltene, das Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl an und für ſich Verletzende dieſe Eigen⸗ 
ſchaft verliert (vgl. namentlich RGSt. 8, 130; 37, 315). Das 
LG. erörtert aber weder den Charakter der Zeitſchrift, in der 
die Novelle erſchienen iſt, noch die beſondere Beſchaffenheit der 
Nummer vom November 1913, die nach Behauptung der An⸗ 
geklagten ein Bild der ganzen künſtleriſchen Perſönlichkeit des 
Verfaſſers der Novelle bietet. Es nimmt auch nicht beſtimmt 
Stellung zu dem Verteidigungsvorbringen, daß die Novelle ein 
literariſches Problem löſe und dies in techniſch⸗ vollendeter, 
künſtleriſcher Form tue. Der einzige, aus der Beſonderheit des 
Falles entnommene Grund für die Ablehnung des Einwandes 
der Angeklagten iſt vielmehr der, daß die behauptete künſtleriſche 
Tendenz die Schilderungen auf S. 217, 220 nicht erforderte. 
Darauf aber kommt es nicht an, ſondern es war zu prüfen, ob 
die Novelle ſo, wie ſie tatſächlich geſchrieben iſt, eine künſtleriſche 
Tendenz und Wirkung hat, die in der ſchon bezeichneten Weiſe 
vorwiegt. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Jan. 15 (1139/14). 

12. 5 184 Nr. 3 StGB. 

a) Unterſcheidung zwiſchen Anpreiſen und Anbieten.] Das 
Tatbeſtandsmerkmal des „Anpreiſens“ ſetzt voraus, daß durch 
irgendeine Kundgebung lobenden oder empfehlenden Inhalts, 
durch Hervorhebung der Vorzüge u. dgl. zur Anſchaffung des 
betreffenden Gegenſtandes angeregt wird (RGSt. 37, 143). 
Es mag deshalb nicht rechtsirrtümlich ſein, wenn die Straf⸗ 
kammer eine Anpreiſung der Sicherheitsovale durch die Be⸗ 
ſchwerdeführerin darin gefunden hat, daß dieſe bei ihrem erſten 
Beſuche im S.ſchen Hauſe gegenüber der Zeugin H. S., die 
ein uneheliches Kind hatte, erklärte, ſie habe etwas dafür, daß 
es keine Kinder gebe, und ſie habe es ſchon an mehrere Frauen 
verkauft. Alles aber, was nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer die Beſchwerdeführerin ſonſt noch getan hat, um ihre 
Sicherheitsovale zu vertreiben, erfüllt nicht das Tatbeftande- 
merkmal des Anpreiſens. Eine ſolche Anpreiſung lag ohne 
weiteres weder darin, daß die Beſchwerdeführerin bei ihrem 
zweiten Beſuche im S. ſchen Haufe „wieder anfing, von Sicher⸗ 
heitsovalen zu ſprechen“, noch auch darin, daß ſie dieſe ihre 
Ovale auch ſonſt an andere Kunden „zum Kaufe anbot“; ein 
ſolches Anbieten zum Kaufe konnte auch ohne ein Anpreiſen 
in dem angegebenen Sinne erfolgen. Ergeben ſomit die bis⸗ 
herigen Feſtſtellungen lediglich ein (einmaliges) Anpreiſen gegen⸗ 
über der Zeugin H. S., ſo fehlt es bis jetzt jedenfalls an dem 
zur Anwendung des 8 184 Nr. 3 StGB. erforderlichen Nach⸗ 
weiſe dafür, daß eine Anpreiſung gegenüber dem Publikum, d. h. 
gegenüber einer Mehrzahl von unbeſtimmt welchen und wie vielen 
Perſonen erfolgt ſei. Urt. d. III. Sen. v. 19. Okt. 14 (643/14). 

b) Spülvorrichtungen.] Die Rechtſprechung des RG. hat 
ſtändig daran feſtgehalten, daß zu unzüchtigem Gebrauche ſolche 
Gegenſtände beſtimmt ſind, welche zu einem ſolchen Gebrauche 
ſich vermöge ihrer beſonderen Beſchaffenheit eignen und er⸗ 
fahrungsmäßig Verwendung zu finden pflegen. Die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob ein Gegenſtand zu unzüchtigem Gebrauche 
beſtimmt iſt, ergibt ſich nach der Zweckbeſtimmung der Gattung, 
der er angehört. Dieſem Zwecke wird die beſondere Beſchaffen⸗ 
heit des Gegenſtandes angepaßt. Im vorliegenden Falle 
handelt es ſich nach den Feſtſtellungen des Urteils um einen 
Reinigungsapparat, der die Zwecke eines Irrigatorz — eine 
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Ausſpülung der Scheide — gründlich erfüllen ſoll. Seine 
Zweckbeſtimmung iſt die Beförderung der Reinlichkeit und 
Geſundheit. Daß er vermöge gründlicher Ausſpülung der 
Scheide auch zur Verhütung der Empfängnis dienen kann, 
ändert dieſe Zweckbeſtimmung nicht. Nur in ſeiner allgemeinen 


Eigenſchaft als Spülapparat, alſo als der Körperpflege ge⸗ 


widmeter Gegenſtand, kann er auch zum Wegſpülen des Samens 
dienen, er iſt aber nicht wegen ſeiner beſonderen Beſchaffenheit 
zu dieſem Gebrauche geeignet. Dieſen Standpunkt hat der 
erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 9. Juni 1914 
2 535/14 und in dem dort angeführten Urteile vom 15. Mai 
1914 2D 311/14 ſowie in dem Urteile vom 5. Mai 1914 
2D 272/14 eingenommen. Auch das vom LG. angeführte 
Urteil des L StS. des RG. vom 23. Oktober 1912 
1 D 706/13 weicht von der bisherigen Rechtſprechung des 
RG. nicht grundſätzlich ab. Urt. d. II. Sen. vom 27. Okt. 14 
(576/14). 

13. 5 193 StGB. Diſſidentenintereſſen.] Der Zeitungs: 
aufſatz betraf eine Angelegenheit fremder Perſonen, die dadurch 
nicht zu einer den Angeklagten nahe angehenden wurde, daß 
ſie ein Gebiet berührte, für das er mehrfach ein tätiges Intereſſe 
bekundet hatte. Dieſe Eigenſchaft wurde auch dadurch nicht 
hergeſtellt, daß der Angeklagte als Diſſident oder als Mitglied 
des Vorſtandes des Freidenkerbundes mittelbar ſich ſelbſt durch 
jene Angelegenheit berührt fühlte, denn die Zugehörigkeit zu 
einer Gruppe oder Vereinigung, welche die Gleichheit gewiſſer 
Ziele und Anſchauungen zur Folge hat, vermag die unmittelbare 
perſönliche Beziehung nicht zu erſetzen. Urt. d. III. Sen. v. 
12. Nov. 14 (614/14). 

14. 5 248 a StGB. Verſchuldete Not.] Das Vorder⸗ 
gericht erachtet die Verteidigung der Angeklagten deshalb für 
unerheblich, „weil im März 1914 überall Arbeit zu erhalten 
geweſen ſei, ſo daß wirkliche Not nicht vorhanden geweſen ſein 
könne“. Dieſe Erwägung gibt der Annahme Raum, als ſei 
das Vordergericht davon ausgegangen, die Anwendbarkeit des 
5 2488 StGB, ſei, ähnlich wie im Falle des Notſtandes § 54, 
dann ausgeſchloſſen, wenn die vorhandene Not nicht un⸗ 
verſchuldet war. Hätte der Geſetzgeber das gewollt, wäre 
9 248 a überflüſſig geweſen. Nach dem Willen des Geſetzes 
lann auch der nicht ohne feine Schuld in Not geratene „aus 
Not“ handeln. „Aus Not“ handelt derjenige, welcher durch 
die Handlung eine vorhandene Not beſeitigen und lindern will, 
namentlich durch Herbeiſchaffung ſolcher Mittel, welche zu ſeiner 
und ſeiner Familie Erhaltung geboten ſind. Daraus ergibt 
Rd, daß „Not“ nur vorliegt, wenn die wirtſchaftliche Be⸗ 
drängnis eine derartige Stärke erreichte, fo daß dringende 
Lebensbedürfniſſe anders nicht mehr zu befriedigen ſind. Maß⸗ 
gebend iſt die Verwendungsabſicht zur Zeit der Tat. Dabei 
wird nicht vorausgeſetzt, daß der Täter durch den Gegenſtand 
der Entwendung ſelbſt (vgl. 8 370 Abſ. 1 Nr. 5 StGB.) feine 
Not zu lindern oder zu beſeitigen gedenkt, wenn nur der 
Gegenſtand mittelbar dieſem Zwecke zu dienen geeignet iſt 
St. 46 S. 265 und 408; Goltd Arch. 60, 417; 61, 117; 
Urteil des erkennenden Senats vom 5. Juni 1913 — 3 D 238/13). 
Urt. d. III. Sen. v. 8. Okt. 14 (630/14). | 
15. 5263 SGB. Vermögensbeſchädigung Nutzungs⸗ 
einbuße)] Die Berechtigung beider Beſchwerden hängt davon 
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ab, ob der Käufer des Gaſtwirtsgrundſtücks im Sinne von 
8 263 StGB. auch dann einen Vermögensſchaden erlitten hat, 
wenn zwar der „Wert“ des Grundſtücks, abgeſehen von ſeiner 
Benutzbarkeit zum Gaſtwirtſchaftsbetriebe, den Betrag des be⸗ 


willigten Kauſpreiſes erreicht, aber nicht den höheren voraus⸗ 


geſetzten und zugeſicherten Wert hat, den es bei der Benutzung 
zum Gaſtwirtſchaftsbetriebe und bei einem verſprochenen Bier⸗ 
umſatz dabei von 150 hl jährlich beſitzt; oder ob ſolchenfalls 
eine Vermögens minderung bei dem Käufer überhaupt nicht eins 
getreten iſt. Die Ausführungen in den Urteilsgründen ſind 
allerdings hierzu nicht überall einwandfrei. Insbeſondere iſt 
die Ablehnung des Beweisantrags über den Wert des Grund⸗ 
ſtücks ohne Rüdfiht auf den Bierumſatz um deswillen, „weil 
ſich der Grundſtückswert mit der behaupteten Genauigkeit — d. h. 
dem Betrag des Kaufpreiſes — überhaupt nicht ermitteln laſſe“, 
verfehlt. Dieſer Ausſpruch läuft auf eine Vorwegnahme des 
Beweisergebniſſes hinaus. Für die Feſtſtellung dieſes Wertes 
war eben Beweis durch Sachverſtändige angeboten und es war 
abzuwarten, ob dieſes Beweismittel nicht zu einem Ergebniſſe 
führen könnte. Nötigenfalls hatte das Gericht durch freie 
Beweiswürdigung den Wert des Grundſtücks zu ſchätzen. Aber 
die Ablehnung wird nicht allein mit dieſer unzureichenden Er⸗ 
wägung begründet, ſondern auch mit der Unerheblichkeit des zu 
beweiſenden Umflandes gerechtfertigt. Dieſe Frage aber trifft 
mit der nach der richtigen rechtlichen Auffaſſung des Vermögens⸗ 
ſchadens im Sinne von 8 263 StGB., alſo mit der Rüge über 
Verletzung des Strafgeſetzes zuſammen. Bei Beantwortung 
dieſer Frage find die Ausführungen des Urteils zwar nicht 
allenthalben zu billigen, inſofern es ſich nicht ganz von der 
Vorſtellung frei macht, als ſei ein Vermögensſchaden bei dem 
Käufer lediglich um deswillen anzunehmen, weil er für ſeinen 
Kaufpreis nicht den zugeſicherten Mehrwert des Grund⸗ 
ſtücks erhalten habe. Im weeſſentlichen gehen fie aber von 
zutreffenden Geſichtspunkten aus und entſprechen der Rechts⸗ 
auffaſſung über die Berückſichtigung der individuellen Ver⸗ 
hältniſſe des Käufers einer Sache, wie ſie namentlich in 
RGSt. 16, 1 ff. nähere Begründung erfahren hat. Die ges 
troffenen tatſächlichen Feſtſtellungen rechtfertigen danach die 
Annahme eines Vermögensſchadens. Allerdings iſt in der 
Regel davon auszugehen, daß die Irrtumserregung bei Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrags nicht ſchon dadurch einen Vermögens⸗ 
ſchaden bewirkt, daß der Vertrag ohne dieſen Irrtum überhaupt 


nicht oder nur unter anderen Vedingungen, etwa zu einem 


geringeren Kaufpreiſe, abgeſchloſſen worden wäre, ſondern erſt 
dann, wenn der abgeſchloſſene Vertrag dadurch nachteilige 
Folgen für das Vermögen brachte, daß der Wert der erhaltenen 
Gegenleiſtung, die in das Vermögen übergeführt wurde, nicht 
dem Werte des Kaufpreiſes, der aus dem Vermögen ausſchied, 
entſprach. Eine ſolche Vermögensſchädigung wird deshalb im 
allgemeinen dann nicht vorliegen, wenn die erhaltene Gegen⸗ 
leiſtung in Wahrheit zwar nicht ihrem erwarteten Werte, aber 
doch dem wirklichen Wert des hingegebenen Kaufpreiſes entſprach. 
Denn es würde ſolchenfalls zwar kein Vermögensgewinn, aber 
auch keine Vermögensminderung eingetreten ſein. Nur die 
Täuſchung, die eine Vermögensminderung zur Folge hat, wird 
aber in $ 263 StGB. getroffen, nicht auch die, die den Nicht: 
eintritt einer Vermögene vermehrung herbeiführt. Hierbei wird 
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aber nicht ausgeſchloſſen, daß nicht infolge anderer begleitender 
Umſtände nach anderer Richtung hin eine Vermögensbeſchädigung 
eintreten kann, obgleich der Verkehrswert der Gegenleiſtung 
ſelbſt dem Werte des hingegebenen Kaufpreiſes entſpricht. Dies 
kann namentlich dann der Fall ſein, wenn es bei der Gegen⸗ 
leiſtung nicht um den Erwerb einer Sache von beſtimmtem 
Verkehrswert ankam, ſondern um den Erwerb einer Sache 
von beſtimmtem Gebrauchswert. Es gibt Sachen, die ihrer 
Natur nach vornehmlich dazu beſtimmt find, im wirtſchaftlichen 
Leben von Hand zu Hand zu gehen und deren Wert eben 
lediglich danach zu bemeſſen iſt, zu welchem Gegenwerte fie 
jederzeit und leicht gegen Geld einzutauſchen ſind. Es gibt 
aber andererſeits wieder Sachen, die ihrer Natur nach dazu 
beſtimmt ſind, im dauernden Beſitz des einzelnen zu bleiben 
und dieſem wirtſchaftlich durch ihre Benutzbarkeit zu dienen. 
Während jene vornehmlich Vermögen darſtellen als geeignete 
Tauſchobjekte, durch die Macht, die ſie enthalten, jederzeit 
ihren Wert bei einer Veräußerung zu realiſieren, ſind dieſe 
Vermögensbeſtandteile vornehmlich zufolge ihres Frucht⸗ 
ertrags während des Beſitzes. Bei dieſen Gegenſtänden iſt 
deshalb die Frage, ob eine Vermögensſchädigung ſtattgefunden 
hat, nicht ausſchließlich danach zu entſcheiden, ob die erlangte 
Gegenleiſtung in ihrem Verkehrswerte dem Kaufpreis gleich⸗ 
kommt, ob der etwa bei einem Weiterverkauf zu erzielende 
Erlös den des gezahlten Kaufpreiſes erreicht, vielmehr iſt 
maßgebend, ob der Wert des wirtſchaftlichen Genuſſes 
zufolge der Fruchtziehung aus der Gegenleiſtung bei 
Berückſichtigung der individuellen Verhältniſſe des Käufers dem 
gezahlten Kauſpreiſe entſpricht. Denn das iſts, was tatſächlich 
bei dem Austauſch von Leiſtung und Gegenleiſtung dem Ver⸗ 
mögen des Käufers an Stelle des Kaufpreiſes zugefügt wird, 
und den Ausgleich in ſeinem zunächſt durch die Zahlung des 
Kaufpreiſes geminderten Vermögen abgibt. Gewinnt er für 
das herausgegebene Geld, das im wirtſchaftlichen Leben brauch⸗ 
barſte Tauſchmittel zur Verſchaffung aller Genußgüter, nicht 
ein dieſem Tauſchmittel annähernd gleichwertiges Tauſchmittel 
in einem jederzeit veräußerlichen und in Geld wieder umſetz⸗ 
baren anderen Gegenſtand, ſondern einen ſolchen, deſſen wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung für das Vermögen ſtatt deſſen im Frucht⸗ 
genuß beſteht, ſo muß auch die Gegenleiſtung nicht in 
ihrem Wert nach einem etwa künftig zu erzielenden Erlös, 
ſondern nach dem Wert in Hinblick auf den Gebrauch 
und den Fruchtgenuß für den Käufer abgeſchätzt 
werden. Dann aber kann trotz der Möglichkeit, daß künftig 
ein Erlös in gleicher Höhe des jetzt gezahlten Kaufpreiſes 
erzielt wird, der Verkehrswert alſo dem Kaufpreis gleich⸗ 
kommt, der gegenwärtige Vermögensbeſtand des Erwerbers 
der Sache geſchädigt worden ſein, wenn der für die Gegenwart 
maßgebende Gebrauchswert und Wert des Fruchtgenuſſes 
nicht dem Werte entſpricht, der als Kaufpreis aus dem Ver⸗ 
mögen ausgeſchieden worden iſt. Wenn er eine für ihn 
unbrauchbare Sache erhält, wird wirtfhaftlid, und darauf 
kommt es an, ſein Vermögen nicht um ſo viel bereichert, als es 
durch den Kaufpreis vermindert wird. Denn das Vermögen 
beſteht nicht nur im rechtlichen Eigentum einzelner Gegenſtände, 
ſondern auch in der tatſächlichen Fähigkeit, fie wirtſchaftlich 
auszunutzen. Dieſe Fähigkeit wird ihm dann aber entzogen. 
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Ganz deutlich würde ſich das zeigen, wenn das gekaufte Grund⸗ 
ſtück überhaupt zum Gyſtwirtſchaftsbetrieb, etwa wegen 
mangelnder Konzeſſion, ungeeignet geweſen wäre, der Käufer, 
deſſen Beruftstätigkeit im Betrieb der Gaſtwirtſchaft beſteht, 
es alſo gar nicht in der ihm allein möglichen wirtſchaftlich 
erſprießlichen Weiſe benutzen könnte, weil er zum landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb nicht hinlänglich befähigt iſt. Nicht anders aber 
liegt es in Hinblick auf die Wirkung für feinen Vermögens 
beſtand, wenn der gaſtwirtſchaftliche Betrieb nicht in dem 
Umfange ſtattfinden kann, daß die darin enthaltene Frucht⸗ 
ziehungsmöglichkeit dem Werte entſpricht, der als Kaufpreis 
gezahlt worden iſt. Dies hat die Strafkammer nun erſichtlich 
angenommen. Damit ſteht fie im Einklang mit RGSt. 4, 
117; 16, 1; 23 S. 430 (434). Das Gericht ſtellt feſt, daß 
es ſich nicht um ein Grundſtück handelte, das lediglich land⸗ 
wirtſchaftlichem Betrieb oder der Vermietung an Dritte dienen 
ſollte, ſondern daß es als Gaſtwirtſchaftsgrundſtück 
gehandelt war, das durch die Bewirtſchaftung im Gaſt⸗ 
wirtſchaftsbetriebe benutzt werden ſollte, bei dem es alſo auf 
die Möglichkeit und die Höhe des Fruchtgenuſſes durch den. 
Gaſtwirtſchaftsbetrieb weſentlich mitankam, nicht allein auf die 
Möglichkeit des Fruchtgenuſſes durch landwirtſchaftlichen Betrieb 
oder durch Weitervermietung, vollends nicht auf die Möglichkeit 
der Erzielung eines gleichwertigen Erlöſes beim Weiterverkauf. 
Es wurde, worüber die Vertragſchließenden einig waren, Ver⸗ 
mögensbeſtandteil des Käufers nicht als verkäufliche Sache 
ſondern als Mittel zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb. Als 
ſolches war es deshalb in Vergleich mit dem gezahlten Kauf⸗ 
preis zu ſetzen. Das Urteil ſtellt alſo richtig auf den Nutz⸗ 
wert, nicht auf den Verkehrswert ab. Damit erweiſt ſich 
dann auch die Ablehnung des Beweisantrags wegen Unerheblich⸗ 
keit als gerechtfertigt. Daß das Gericht annimmt, dieſer Nutzwert 
entſpreche in Wirklichkeit nicht dem Kaufpreis, laſſen ebenfalls 
die Ausführungen in ihrem Zuſammenhang erkennen, wennſchon 
einige nebenſächliche Außerungen allerdings unrichtig auf die 
bloße Auffaſſung der vertragſchließenden Parteien abſtellen, 
ftatt auf den tatſächlichen (objektiven) Wert von Leiſtung und 
Gegenleiſtung bei Berückſichtigung der individuellen Verhältniſſe. 
Die richtige Anſicht erhellt aber auch daraus, daß das Gericht 
annimmt, „nach der Auffaſſung unbeteiligter Perſonen“ habe 
der Kaufpreis nicht dem Nutzwerte entſprochen, womit erſichtlich 
auf das objektive Verhältnis, nicht nur auf die ſubjektive Auf⸗ 
faſſung der Vertragſchließenden und nicht auf etwa entgangenen 
Gewinn, Gewicht gelegt wird. Der Vermögensſchaden iſt ſonach 
feſtgeſtellt. Urt. d. IV. Sen. v. 16. Okt. 14 (466/14). 

16. 5 263 StGB. Unwahre Angaben bei Vergleichs⸗ 
verhandlungen (Übertretung der Indigokonvention).] Nach den 
Urteilsfeſtſtellungen haben die Angeklagten in den Jahren 1906 
bis 1909 von den Farbwerken vorm. M., L. und Br. in H. 
und der B. ſchen Anilin⸗ und Sodafabrik in L. große Mengen 
fünftlichen Indigos zum Preiſe von 1,50 & für das Kilo be 
zogen. Wiewohl der Weiterverkauf vertraglich ausgeſchloſſen 
war, haben fie davon etwa 40 000 Kilogramm an R in L. 
weiterverkauft und zwar mit einem Verdienſt von wenigſtens 
5 & für das Kilo. Als ſie im Jahre 1909 von den oben⸗ 
genannten zu einer Indigokonvention zuſammengeſchloſſenen 
Firmen für allen Schaden aus dieſer Vertragsverletzung ver⸗ 


00 


n 
— 
* 


77 . . 


W c r r NT an r RA FR K. . . 8 


44. Jahrgang. 


antwortlich gemacht und um Aufgabe der von ihnen weiter⸗ 
verkauften Mengen Indigo, ſowie der erzielten Preiſe und der 
Firmen, an die ſie geliefert hatten, erſucht wurden, gaben ſie 
über ihre Lieferungen an einige kleine Färber und Drucker 
wahrheitsgemäße Auskunft, bezüglich der Lieferungen an R. 
aber erklärten ſie bewußt wahrheitswidrig, daß ſie an dieſen 
1454 Kilo ohne jeden Verdienſt abgegeben hätten, „haupt⸗ 
ſächlich um das abgeſchloſſene Quantum bei den Konventions⸗ 
firmen abnehmen zu können und um nicht größeren Zinsverluſt 
für die eingelegte Ware zu erleiden“. Die Strafkammer nimmt 
danach als erwieſen an, daß die Angeklagten nicht nur wahre 
Tatſachen unterdrückt und verſchwiegen, ſondern unwahre Tat⸗ 
ſachen und zwar über die Menge des an R. abgegebenen 
Indigos, über ihren Verdienſt, den Verkaufspreis und den 
Grund der Weiterveräußerung vorgeſpiegelt haben. Das iſt 
nicht zu beanſtanden. Die Angeklagten waren allerdings nicht 
verpflichtet, den Konventionsfirmen Rechenſchaft über ihre 
Indigolieferungen an R. zu geben und es würde daher in dem 
bloßen Verſchweigen oder Ableugnen dieſer Lieferungen das 
Unterdrücken einer wahren Tatſache im Sinne des 8 263 StGB. 
nicht gefunden werden können. Die Angeklagten haben aber 
mehr getan, ſie haben nicht beſtritten, an R. Indigo geliefert 
zu haben, um die Gegenpartei dadurch zu nötigen, ihre Schadens⸗ 
erſatzanſprüche eventuell im Prozeßwege zu begründen, ſondern 
ſie haben die Tatſache der Lieferung zugegeben, dabei aber über 
die Menge des verkauften Indigos und den Kaufpreis unrichtige 


Angaben gemacht und zwar in der Vorausſetzung, „daß die 


Angelegenheit auf gütlichem Wege werde erledigt werden und 
daß die Konventionsfirmen mangels anderer ihre, der An⸗ 
geklagten, Angaben zur Grundlage ihrer Anſprüche machen 
würden.“ Sie haben alſo damit gerechnet, daß ſich die Gegen⸗ 
partei durch ihre Angaben täuſchen und in ihrem Verhalten 
beſtimmen laſſen würde. Wenn die Strafkammer unter dieſen 
Umſtänden in den unrichtigen Angaben die Vorſpiegelung 
unwahrer Tatſachen gefunden hat, ſo tritt darin ein Rechts⸗ 
irrtum nicht hervor. Dagegen findet die Annahme der Straf⸗ 
kammer, daß die Konventionsfirmen durch die unwahren Ans 
gaben der Angeklagten getäuſcht und dazu veranlaßt worden 
ſind, ihre Anſprüche niedriger zu berechnen, als es der Sach⸗ 
lage entſprach, in den Urteilsgründen keine einwandfreie Grund⸗ 
lage. Die Behauptung der Angeklagten, ſie hätten den Indigo 
ohne Gewinn an R. abgegeben, hat, wie die Urtelsgründe er⸗ 
geben, einen Einfluß überhaupt nicht ausgeübt; denn die Firmen 
find bei der Bemeſſung ihrer Erſatzanſpruche gleichwohl davon 
ausgegangen, daß ihnen nicht nur der angeblich zu viel be⸗ 
rechnete Rabatt zu vergüten, ſondern außerdem für jedes von 
den Angeklagten weiterverkaufte Kilo Indigo ein Mehrpreis 
von 10 & zu bezahlen ſei. Inwiefern die Angaben der An⸗ 
geklagten über den Grund der Weiterveräußerung für die Ent⸗ 
ſchließung der Konventionsfirmen von Bedeutung geweſen ſein 
ſollen, iſt aus dem Urteile nicht erſichtlich. Der Auskunft über 
die Menge des verkauften Indigos aber haben dieſe Firmen, 
wie es im Urteil heißt „nicht völlig“ getraut, ſie haben viel⸗ 
mehr angenommen, daß ſie der Wahrheit nur „annähernd“ 
entſpreche, „d. h. daß nicht mehr als 3 — 4 mal größere 
Mengen an R. abgegeben worden ſeien“, und wenn ſie dieſe 
Auskunft gleichwohl der Schadensberechnung zugrunde gelegt 
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haben, fo geſchah das, weil ihnen weitere Unterlagen nicht zur 
Verfügung ſtanden. Danach haben die Firmen den Angaben 
der Angeklagten gar keinen Glauben geſchenkt, wenn ſie auch 
nicht angenommen haben, daß dieſe Angaben ſoweit, wie es 
tatſächlich der Fall war, hinter der Wahrheit zurückblieben, und 
nicht das Vertrauen auf die Richtigkeit der Angaben, ſondern 
der Mangel anderer Unterlagen hat ſie veranlaßt, nicht mehr 
als 1185,70 & als Schadenserſatz zu verlangen. Auch die 
Vermögensbeſchädigung iſt nicht einwandfrei feſtgeſtellt. Ob 
den Konventionsfirmen, wie die Strafkammer annimmt, ein 
Schadenserſatzanſpruch zuſtand, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
dadurch, daß die Konventionsfirmen nur 1185,70 4 als 
Schadenserſatz verlangten und von den Angeklagten zugeſtanden 
und ausbezahlt erhielten, verſchlechterte ſich ihre Vermögenslage 
jedenfalls nicht. Ihre weitergehenden Anſprüche blieben da⸗ 
durch unberührt; denn daß ſie etwa den Angeklagten gegenüber 
auf dieſe vertragsmäßig verzichtet hätten, iſt den Urteils⸗ 
gründen nicht zu entnehmen. Es blieb ihnen daher unbenommen, 
dieſe Anſprüche geltend zu machen, ſobald ſie in die Lage kamen, 
den ihnen obliegenden Beweis zu erbringen. Durch das Zu⸗ 
geſtändnis der Angeklagten, 1454 Kilo Indigo an R. abgegeben 
zu haben, hatte ſich ihre Vermögenslage im Gegenteil nur ver⸗ 
beſſert, da ſie inſoweit von der Beweislaſt befreit wurden. 
Urt. des IV. Sen. v. 10. Nov. 14 (577/14). N 

17. 8 263 StGB. Erwerb gezogener Loſe unter Aus⸗ 
nutzung der Unkenntnis des Verkäufers.] Nach den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen der Strafkammer wollten die Einnehmer 
die vor Beginn der Ziehung weder abgeſetzten, noch der Lotterie⸗ 
direktion zurückgereichten und dadurch von ihnen ſelbſt feſt 
übernommenen (8 25 der Geſchäftsanweiſung für die Königlich 
Preußiſchen Lotterieeinnehmer vom 1. März 1912) Loſe zu 
den vom Angeklagten bezahlten Preiſen verkaufen, ſolange ſie 
nicht wußten, ob die Loſe gezogen waren oder nicht. Sie 
hielten alſo, da ihnen bekannt war, daß die Ziehung im Gange 
war, die vom Angeklagten verlangten Loſe in bewußter Un⸗ 
gewißheit darüber feil, ob ſie gezogen ſeien oder nicht, und 
verkauften ſie ihm auf ihre Gefahr hin, die darauf bereits ge⸗ 
fallenen, ihnen aber noch unbekannten Gewinne infolge des 
Verkaufs nicht für ſich erheben zu können. Eine bewußte Un⸗ 
gewißheit iſt aber kein Irrtum im Sinne des § 263 StGB., 
denn ein ſolcher erfordert vielmehr eine der Wahrheit nicht 
entſprechende poſitive Vorſtellung. Wer ein Riſiko auf ſich 
nimmt, handelt deshalb noch nicht im Irrtum. Fiel das Riſiko 
der Einnehmer zu ihren Ungunſten aus, ſo beruhte die Folge, 
daß ihnen der Gewinn entging, nicht auf einem Irrtum über 
das Ziehungsergebnis, ſondern darauf, daß ſie nach ihrem 
freien Willen das Riſiko übernommen hatten. Daß ſie zu 
deſſen Mbernahme durch einen vom Angeklagten erregten oder 
unterhaltenen Irrtum veranlaßt ſeien, iſt nicht erſichtlich. Was 
aber den Irrtum der Einnehmer betrifft, der Angeklagte wolle 
in der gewöhnlichen Art und Weiſe eine Gewinnchance kaufen, 
ſo laſſen die feſtgeſtellten Tatſachen nicht erkennen, daß ihn der 
Angeklagte durch Vorſpiegelung falſcher oder durch Entſtellung 
oder Unterdrückung wahrer Tatſachen erregt oder unterhalten 
hat. Der Angeklagte hat allerdings ſeine Kenntnis von der 
Ziehung der Nummern den Einnehmern verſchwiegen. Die 
Strafkammer führt jedoch zutreffend aus, daß bloßes Ver⸗ 
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ſchweigen eine Unterdrückung im Sinne des 8 263 nur dar⸗ 
ſtellt, wenn eine Rechtspflicht zur Offenbarung beſteht, daß 
aber eine ſolche Rechtspflicht für den Angeklagten hier nicht 
beſtanden hat. Soweit ſie indeſſen eine Unterdrückung wahrer 
Tatſachen auch durch tätiges Handeln des Angeklagten an⸗ 
genommen hat, ſo werden von ihr keine Tatſachen nachgewieſen, 
in denen ein tätiges Handeln des Angeklagten gefunden werden 
könnte. Es muß daher angenommen werden, daß ſie rechts⸗ 
irrtümlich das rechtlich unerhebliche bloße Verſchweigen für ein 
tätiges Handeln des Angeklagten angeſehen hat. Da von 
weiteren tatſächlichen Erörterungen ein anderes Ergebnis nicht 
zu erwarten ſteht, mußte inſoweit, als der Angeklagte wegen 
Rückfallbetruges verurteilt iſt, ſeine Freiſprechung erfolgen. 
Urt. d. V. Sen. v. 4. Dez. 14 (781/14). 


18. 5 267 StGB. Darf der Agent, der einen ohne 
Vollmacht kaſſierten Betrag einzahlt, den Schuldner als Ab⸗ 
ſender der Poſtanweiſung bezeichnen?] Nach den Feſtſtellungen 
war der Angeklagte Agent der Firma D. & P., und er war 
nicht berechtigt, für die durch ihn verkauften Waren von den 
Kunden Zahlungen anzunehmen. Die Annahme der Straf⸗ 
kammer, die Kunden der Firma ſeien durch die an den An⸗ 
geklagten geleiſteten Zahlungen von ihrer Schuldverbindlichkeit 
gegen ſie nicht befreit worden, iſt daher ausreichend begründet. 
Durch die Ausfüllung des Abſendervermerks auf dem erſten 
Abſchnitte der Poſtanweiſung mit dem Namen „O. S.“ wollte 
der Angeklagte die Empfängerin über den wahren Abſender 
täuſchen und ſie in den Glauben verſetzen, die Einzahlung 
rühre von dem O. S. her, während ſie in Wirklichkeit von dem 
Angeklagten ſtammte. Ging aber die Abſicht des Angeklagten 
darauf, mittels jenes fälſchlich hergeſtellten Vermerks im Rechts⸗ 
leben einen (Falſch⸗/ Beweis zu erbringen, fo kennzeichnet fie 
ſich als rechtswidrig. Hiergegen kann nicht mit der Reviſion 
eingewandt werden, der Firma D. & P. ſei es gleichgültig 
geweſen, von wem ſie die Schuld bezahlt erhielt, wofern ſie 
nur überhaupt Zahlung dafür empfing. Die Frage, ob eine 
Urkunde zum Beweiſe von Rechten und Rechtsverhältniſſen 
von Erheblichkeit ſei, iſt unabhängig von den im einzelnen 
Falle gegebenen tatſächlichen Umſtänden, rein abſtrakt, zu be⸗ 
urteilen. Daß aber Angaben über die Perſon des Abſenders 
auf einer Poſtanweiſung für die rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Zahlungsleiſtenden und dem Zahlungsempfänger nach den 
verſchiedenſten Richtungen hin Bedeutung gewinnen können, 
unterliegt keinem Zweifel und iſt auch in der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung bereits mehrfach angenommen. Urt. d. II. Sen. 
v. 26. Jan. 15 (1000/14). 


19. 8 267 StGB. Scherzinſerat mit unbefugtem 
Gebrauch eines fremden Namens.] Rechtsirrtumsfrei iſt das 
fragliche Schriftſtück als ein an die beiden Zeitungen gerichtetes 
Auftragsſchreiben des Zeugen M. betr. Einrückung einer An⸗ 
kündigung und ſomit als eine hierfür beweiserhebliche Privat⸗ 
urkunde angeſehen worden, die der Angeklagte fälſchlich an⸗ 
gefertigt hat. Von dieſer falſchen Urkunde hat der Angeklagte 
nach der ausdrücklichen tatſächlichen Feſtſtellung des Urteils 
zum Zwecke einer Täuſchung Gebrauch gemacht. Als Perſonen, 
deren Täuſchung beabſichtigt war, hat die Strafkammer dabei 
die Angeſtellten der Zeitung in Betracht gezogen. Wenn ſie 
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dann weiter ſagt: „Die Täuſchung iſt ihm (d. h. dem An⸗ 
geklagten) auch gelungen, indem beide Zeitungen das Schreiben 
als ein von M. aufgegebenes Inſerat anſahen und veröffent⸗ 
lichten“, ſo ergibt dieſe Feſtſtellung zugleich die Annahme des 
Gerichts, daß die Zeitungen ohne die gelungene Täuſchung die 
Ausführung des Auftrages abgelehnt haben würden; die gegen⸗ 
teiligen Darlegungen des Angeklagten ſind daher nicht beachtlich. 
Es kam im übrigen gar nicht darauf an, ob die Täuſchung 
gelang. Ob der Endzweck des Beſchwerdeführers dahin ging, 
ſich mit dem Zeugen M. einen Scherz zu erlauben, war für 
die rechtliche Beurteilung belanglos. Denn eben um dieſen 
„Scherz“ durch die Veröffentlichung der Anzeige zu treiben, 
beging der Angeklagte die Urkundenfälſchung; er fertigte das 
Auftragſchreiben fälſchlich an und machte von ihm zum Zwecke 
einer Täuſchung der Zeitungsangeſtellten Gebrauch. Beides 
tat er auch in rechtswidriger Abſicht; ſie bezieht ſich nur auf 
die unrechtmäßige Herſtellung und Benutzung der falſchen 
Urkunde, als wäre ſie echt, um damit, alſo durch die Täuſchung, 
einen Beweis zu erbringen und ſo einen Einfluß auf das 
Rechtsleben auszuüben, d. h. ſie als falſches Beweismittel zu 
verwenden. Urt. d. III. Sen. v. 7. Dez. 14 (872/14). 

20. 88 267, 270, 360 Nr. 8 StGB. Falſche Namens⸗ 
zeichnung unter einem Gerichtsprotokoll.] Das Merkmal des 
Gebrauchmachens zum Zwecke der Täuſchung im Tatbeſtande 
der Urkundenfälſchung ſetzt eine Handlung des Täters voraus, 
durch die er einem anderen die Kenntnisnahme von dem Inhalt 


der Urkunde ermöglicht. Die Annahme der Rebifion, die ſchon 


das Bewußtſein des Täters für genügend erachtet, daß ein 
anderer von der Urkunde Kenntnis nehmen werde, kann nicht 
gebilligt werden und iſt, ſoweit erſichtlich, in der Rechtſprechung 
des RG. niemals zum Ausdruck gekommen. Der Tatbeſtand 
des 8 267 StGB. ſetzt ſich aus zwei aneinandergereihten 
Tätigkeitsakten zuſammen, nämlich der Fälſchung oder Ver⸗ 
fälſchung der Urkunde und dem hinzutretenden Gebrauchmachen 
von der Urkunde zum Zwecke der Täuſchung. Der letzte dieſer 
Beſtandteile ift beim Vorliegen der inneren Erforderniſſe in 
8 270 StGB. zu einem ſelbſtändigen Delikt erhoben worden, 
das, wenn die Anſicht der Reviſion zuträfe, einen äußeren 
Tatbeſtand überhaupt nicht enthalten würde. Die Rechtſprechung 
des RG. hat in zahlreichen Entſcheidungen den Kreis der 
Handlungen beſtimmt, durch die ſich das Merkmal des Gebrauch⸗ 
machens erfüllt. Daß es einer ſolchen äußeren Handlung 
bedürfe, iſt niemals geleugnet worden. Der Angeklagte hat 
das von ihm mit dem falſchen Namen unterzeichnete Protokoll 
nicht aus der Hand gegeben; er hat es niemals in Händen 
gehabt; er hat es dem mit der Aufnahme des Protokolls be⸗ 
faßten Polizeibeamten nicht vorgelegt. Dieſer war es vielmehr, 
der es dem Angeklagten zur Unterſchrift vorlegte, ohne es aus 
den Händen zu geben. Die Tätigkeit des Angeklagten be⸗ 
ſchränkte ſich auf die Abgabe der falſchen Namensunterſchrift, 
alſo auf die Fälſchung der Urkunde, ohne zur Verwirklichung 
des zweiten Tatbeſtandteils überzugehen. Die im RGSt. 39, 
346 abgedruckte Entſcheidung ſteht dieſer Auffaſſung nicht 
entgegen. Dort iſt aus der beſonderen Stellung des Gerichts⸗ 
ſchreibers im amtsgerichtlichen Zuſtellungsverfahren (8 166 
Abſ. 2 ZPO.) gefolgert worden, daß der Angeklagte die mit 
dem falſchen Namen unterzeichnete Klagſchrift dem Gerichts⸗ 


N Pe 
40 zer 303 FR — 4 


44. Jahrgang. 


ſchreiber zur Vermittlung der Zuſtellung überlaſſen habe. Hierin 
wurde damals die äußere Handlung erblickt, durch die ſich das 
Cebrauchmachen von der Urkunde verwirklicht hat (RGSt. 41, 
189). Bei der im vorliegenden Falle gegebenen Sachlage 
verſagt dieſes Erfordernis. Die in erſter Reihe vertretene 
Rechtsauffaſſung der StA. iſt daher unbegründet. Dagegen 
mußte das Urteil, ſoweit es angefochten iſt, aufgehoben werden, 
weil die inſoweit getroffenen Feſtſtellungen die Annahme einer 
Übertretung des 5 360 Nr. 8 StGB. rechtfertigen, und der 
Sachverhalt von dieſem Geſichtspunkt nicht geprüft worden iſt. 
Urt. d. III. Sen. v. 29. Okt. 14 (207/14). 

21. 8 275 Nr. 2 StGB. Sogenannte Zählmarken.] 
Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. hat der Angeklagte 
eine Anzahl Briefmarken der Reichs poſt aus Beſtandteilen uns 
geſtempelter nicht mehr im Gebrauch befindlicher preußiſcher 
„Dienſtfreimarken“ mit dem Vermerk „Frei durch Ablöſung 
Nr. 21“ und aus ſolchen Bruchſtücken echter Reichspoſtmarken 
zuſammengeklebt, „die zum Teil von unabgeſtempelten, aber 
außer Kurs geſetzten und zum Teil von bereits verwendeten 
und abgeſtempelten Wertzeichen der zurzeit gültigen Art her⸗ 
rührten“. Dieſe fo zuſammengeſetzten Marken, die danach den 
Schein unverſehrter Wertzeichen vortäuſchen, fieht der erſte 
Richter nicht als „unechte“ im Sinne von 8 275 Nr. 2 StGB. 
an, indem er auf fie die in RGSt. 17, 395 ff. aufgeſtellten 
Rechtsgrundſätze ohne weiteres für anwendbar hält. Allein die 
tatsächlichen Grundlagen jener Entſcheidung decken ſich nicht 
mit dem vorliegenden Sachverhalt. Die im angefochtenen 
Urteil als „Dienſtfreimarken“ bezeichneten Marken waren ein⸗ 
geführt durch Verfügung des Reichspoſtamts vom 9. Dezember 
1902 (Amtsblatt des Reichs⸗Poſtamts Nr. 63 S. 257), um 
den Poſtverkehr der preußiſchen Staatsbehörden zu ermitteln, 
„ur Feſtſtellung der von der preußiſchen Staatsregierung in 
Zukunft für die Poſtſendungen in Staatsdienſtſachen an die 
Reichspoſtverwaltung zu zahlenden Portopauſchſumme“ — vgl. 
9 11 Geſetz betr. die Portofreiheiten uſw. vom 5. Juni 1869 
(8681. S. 141). „Zu dem Zwecke werden,“ ſo heißt es 
in jener Verfügung weiter, „alle Poſtſendungen, die von 
den abſendenden Staatsbehörden mit dem Portoablöſungs⸗ 
Averſionierungs-) Vermerk verſehen find, in der Zeit vom 
J. Januar bis Ende Dezember 1903 mit beſonderen 
Zählmarken beklebt werden. Die erforderlichen Zählmarken 
werden den preußiſchen Staatsbehörden von der Reichsdruckerei 
geliefert. Auf Grund dieſer Lieferung wird durch Abzug der 
am Schluſſe des Jahres 1903 unverwendet gebliebenen Zähl⸗ 
marken feftgeftellt, in welchem Umfange die preußiſchen Staats⸗ 
behörden die Poſt in Anſpruch genommen haben. Beſondere 
Portoaufzeichnungen . . . finden nicht ſtatt ...“ „Eine 
Muwirlung der Poſtanftalten bei der Beſtellung und Lieferung 
der Zählmarken findet nicht ſtatt uſw.“ Danach waren jene 
Zählmarken — in der Verfügung des Reichs⸗Poſtamts vom 
12 Dezember 1903 (Abl. Nr. 62 S. 266) „Portozählmarken“ 
genannt — nicht unmittelbar von der Reichspoſtverwaltung 
ausgegeben, nur für Behörden eines Bundesſtaates und be⸗ 
grenzte Zeit, nicht zur Freimachung von Poſtſendungen, beſtimmt. 
f dienten dazu, zahlenmäßige Nachweiſungen zu liefern, waren 
. ſelbſt Zahlungsmittel. Wenn die Strafkammer ſie dennoch 
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geſehen hat, ſo kann dieſe Annahme nicht als rechtsirrig be⸗ 
zeichnet werden. Als amtliche Wertzeichen zur Kontrolle des 
Poſtverkehrs beſtimmter Behörden erfüllten die Zählmarken doch 
wenigſtens mittelbar den gleichen Zweck wie Freimarken und 
waren des gleichen Schutzes bedürftig wie fie, vgl. 8 276 Abſ. 2 
StGB., 8 27 Nr. 3 Geſetz über das Poſtweſen vom 
28. Oktober 1871 / 20. Dezember 1899. Die allgemeinen Bes 
trachtungen aber, auf denen RGSt. 17, 395 ff. fußt, zeigen, 
daß für die Frage der Anwendbarkeit des 8 275 Nr. 2 StGB. 
lediglich der ordnungsmäßige Urfpruug der einzelnen Martens 
beſtandteile entſcheidend iſt, und daß demgegenüber die Benutzung 
verſchiedener Arten von Wertzeichen zur Herſtellung eines neuen 
Markenbildes wenigſtens dann gleichgültig iſt, wenn die Echtheit 
der einzelnen Beſtandteile beſteht. Auf dieſer Grundlage, von 
der abzugehen der vorliegende Fall keine Veranlaſſung bietet, 
begegnet die Auffaſſung des erſten Richters, das von dem 
Angeklagten aus an ſich echten Markenteilen zuſammengeklebte 
Markenbild ſei ein echtes geblieben, alle Teile ſtammten von 
der zuſtändigen Behörde, keinen durchgreifenden rechtlichen Be⸗ 
denken. Urt. d. III. Sen. v. 5. Okt. 14 (363/14). 

22. 5 333 StGB. Amtsverſchwiegenheit des Gerichts: 
vollziehers.] Der Angeklagte iſt aus 8 333 StGB. verurteilt, 
weil er fünf Gerichtsvollzieher des AG. E. brieflich aufgefordert 
hat, ihm für ſeine Auskunftei fortlaufend Auskünfte über die 
in ihren Bezirken wohnhaften Perſonen zu erteilen oder ihn 
wenigſtens durch Bekanntgabe von Pfändungen, Offenbarungs⸗ 
eiden uſw. „im Intereſſe einer zuverläſſigen Auskunftserteilung 
zu unterſtützen“, und zwar unter Zuſicherung einer „Gebühr“ 
von 30 % als „Vergütung“ für jede Auskunft. Die Amts⸗ 
verſchwiegenheit der Staatsbeamten erſtreckt ſich, wie anerkannt, 
in Preußen wie im Reiche auf alle ihnen vermöge ihres Amtes 
bekannt gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer 
Natur nach erforderlich iſt (5 11 RGeſ. vom 31. März 1873, 
vgl. dazu RGSt. 28, 424, auch 41, S. 4 [9]). Angelegenheiten 
dieſer Art ſind für den Gerichtsvollzieher in erſter Linie die 
Zwangsvollſtreckungen und alles, was damit zuſammenhängt 
(wie Einwendungen, Freigabeanſprüche Dritter uſw.), weil deren 
Bekanntwerden mancherlei nachteilige Folgen für den Betroffenen 
nach ſich ziehen kann (RGZ. 35, 400). Aber auch andere 
Amtshandlungen, wie namentlich Klagezuſtellungen, erfordern 
die gleiche Rückſichtnahme, und ebenſo muß natürlich das Geſamt⸗ 
urteil über die Vermögenslage einer Perſon, das ſich der 
Gerichtsvollzieher aus ſeinen Wahrnehmungen bei allen jenen 
Einzelakten zu bilden in der Lage iſt, der Preisgabe an Un⸗ 
beteiligte entzogen ſein. Was von einer Amtstätigkeit nicht 
öffentlich in die Erſcheinung tritt, was nur beſtimmte Perſonen 
betrifft und in ihrem Privatintereſſe geſchieht, iſt Gegenſtand 
der Geheimhaltung, denn ſeine Mitteilung kann das Vertrauen 
zu den Beamten beeinträchtigen und die Intereſſen der mit 
ihnen in Verkehr tretenden gefährden (RG St. 41, 11). Gerade 
Mitteilungen dieſer Art hat aber der Angeklagte nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des LG. von den Gerichtsvollziehern erbeten. Ob 
ſpeziell auch die Mitteilung der Offenbarungseide, für deren 
Bekanntgabe beſondere Vorſchriften beſtehen, hierher zu rechnen 
iſt, kann dahingeſtellt bleiben, weil dieſer einzelne Punkt er⸗ 
ſichtlich in der Entſcheidung des LG. keine Rolle geſpielt hat. 


Urt. d. II. Sen. v. 27. Okt. 14 (638/14). 
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B. Zur Strafprozeßordnung. 

23. 5 243 SIBD. Ablehnung eines Beweisantrags wegen 
Unglaubwürdigkeit des Zeugen.] Darin, daß der Zeuge nach 5 54 
SPD. die Auskunft über Fragen, die ihm die Gefahr ſtraf⸗ 
gerichtlicher Verfolgung zuziehen konnten, verweigern durfte, 
liegt nicht ſchon ein Umſtand, der ſeinem Zeugnis, falls er 
ſolches ablegte, jeden Beweiswert entzog. Allerdings gibt es 
Fälle, in welchen aus dieſem Grund das Gericht von der Er⸗ 
hebung eines Beweiſes abſehen darf. Dies gilt, wenn ſicher 
angenommen werden kann, daß die Ausſagen gewiſſer Per⸗ 
ſonen, wie der nahen Verwandten des Angeklagten, die der 
Regel nach unbeeidigt zu vernehmen ſind, ſich nach Sachlage 
als belanglos darſtellen, vgl. Rſpr. 4, 633; 10, 92; 9, 164. 
Auf den Kreis der in 8 54 StPO. genannten Zeugen kann 
aber dieſes Ermeſſen nicht in gleicher Weiſe ausgedehnt werden. 
Sie ſind, gleichviel ob ſie von der ihnen gewährten Erlaubnis, 
die Auskunft über einzelne Fragen zu verweigern, Gebrauch 
machen oder nicht, zu beeidigen. Ihr eidliches Zeugnis kann 
nicht im voraus als belanglos ausgeſchieden werden. Außerdem 
iſt es völlig unbeſtimmt, ob ſie von der ihnen zuſtehenden Be⸗ 
fugnis Gebrauch machen. Eine ſolche bloße Möglichkeit bietet 
aber nicht die genügende Unterlage, um daraus ſchon vor 
ihrer Vernehmung auf die Bedeutungsloſigkeit ihrer Ausſage 
zu ſchließen. Urt. d. I. Sen. v. 17. Dez. 14 (1110/14). 

24. 8 302 StPO. Mitnahme von Zeitungen in die 
Geſchworenenberatung.] Durch das Sitzungs protokoll wird die 
Behauptung nicht beſtätigt, daß den Geſchworenen „eine oder 
mehrere Abſchriften des beanſtandeten Zeitungsartikels“ in das 
Beratungszimmer verabfolgt worden ſeien. Daher fehlt der 
Beſchwerde die Unterlage. Denn Anordnungen der in 8 302 
SPD. vorgeſehenen Art find fo weſentliche Vorgänge und für 
die Geſetzmäßigkeit des Verfahrens von ſolcher Bedeutung, daß 
fie im Protokoll beurkundet werden müſſen (S 273 StqpO.). 
Daraus ergibt ſich gemäß 8 274 StPO. mit Ausſchluß des 
Gegenbeweiſes, daß eine Anordnung der gerügten Art nicht er⸗ 
gangen iſt. Unter dieſen Umſtänden kann dahinſtehen, ob es 
als Verſtoß gegen das Geſetz gelten könnte, wenn tatſächlich 
den Geſchworenen Abſchriften des Aufſatzes, auf den ſich die 
Anklage bezog, mitgegeben worden wären. In der Entſcheidung 
des erkennenden Senats 1 D. 217/07 iſt dieſe Frage bezüglich 
einer Zeitung verneint, die, ohne in der Verhandlung Gegen⸗ 
ſtand eines eigentlichen Augenſcheins geweſen zu fein, den Ge: 
ſchworenen mitgegeben wurde, weil ihr Inhalt dem Angeklagten 
als Redakteur und dem Verteidiger genau bekannt war. Daß 
Abdrücke des Aufſatzes den Geſchworenen in der Verhandlung 
zur Verfügung geſtellt wurden, wie ſich aus der Gegenerklärung 
des Staatsanwalts ergibt, ift nicht gerügt (S 384 Abſ. 2 StPO.), 
wäre auch kaum zu beanſtanden. Sollte einer oder der andere 
der Geſchworenen einen ſolchen Abdruck zur Beratung mit⸗ 
genommen haben, ſo könnte darin allein ein geſetzwidriges Ver⸗ 
fahren nicht gefunden werden. Urt. d. I. Sen. v. 9. Nov. 14 
788/14). 

C. Andere Reichsgeſetze. 

25. Bauforderungsſicherungsgeſetz vom 1. Januar 1909 82. 
Wer iſt Unternehmer 7] Nach 8 2 iſt zur Führung eines Baus 
buchs verpflichtet, wer die Herſtellung eines Neubaues unter⸗ 
nimmt und entweder Baugewerbtreibender iſt oder ſich für den 
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Neubau Baugeld gewähren läßt. Und zwar hat derjenige als 
Unternehmer zu gelten, in deſſen Namen die Herſtellung des 
Neubaus erfolgt und der dadurch in ſeiner Perſon Träger der 
aus der Bauausführung entſtandenen Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten geworden iſt. Das iſt näher dargelegt in RGSt. 46, 11f. 
Für weſſen Rechnung der Bau wirtſchaftlich betrieben wird, 
darauf kommt es nicht an. Eben darum iſt es gleichgültig, 
daß die Herſtellung des hier in Frage ſtehenden Wohnhauſes 
für Rechnung des eingetragenen Grundſtückseigentümers M. 
geſchehen ſein ſoll und daß die Firma des Angeklagten K. die 
Werk⸗ und Lieferungsverträge mit den am Bau beteiligten 
Handwerkern und Lieferanten nur deshalb auf ihren Namen 
abgeſchloſſen haben, weil ſie im Gegenſatze zu M. in Bau⸗ 
kreiſen beſſer beklannt war. Das Entſcheidende iſt, daß fie bei 
Abſchluß der Bauverträge nach außen hin ſelbſt als Beſteller 
aufgetreten ſind und daß für die Handwerker und Lieferanten, 
die der Beſtellung gemäß zu dem Neubau Arbeiten geleiſtet 
oder Sachen geliefert haben, nirgends erkennbar geworden iſt, 
die Firma des Angeklagten K. handelte hierbei in Vertretung 
eines anderen. War dem aber ſo, dann haben auch die Bau⸗ 
gläubiger (8 18 des Geſetzes) nur gegen die Handelsgeſellſchaft 
und die der Firma angehörigen einzelnen Geſellſchafter Forde⸗ 
rungsrechte erwerben können, nicht auch gegen den Grundſtücks⸗ 
eigentümer M. Der Verſuch der Reviſion, den Angeklagten M. 
als den Unternehmer des Neubaus hinzuſtellen, und zwar als 
den alleinigen Unternehmer desſelben, geht daher fehl. Auch 
kann keine Rede davon ſein, daß K. & Co. bezüglich der Aus⸗ 
führung der Bauarbeiten nur als Baugläubigerin in Betracht 
komme. In dem auf Veranlaſſung des Beſchwerdeführers K. 
über den Bau geführten Baubuch iſt die Firma allerdings bei 
einer Anzahl von baulichen Lieferungen als Lieferantin ein⸗ 
getragen. Allein der Bucheintrag entſprach, wie feſtſteht, nicht 
der Wirklichkeit. Denn nicht K. & Co. haben die Maurer⸗ und 
Zimmerarbeiten zu dem Bau geleiſtet — und das gleiche gilt 
von den Tiſchler⸗, Maler⸗, Dachdecker⸗, Stuck, Glas⸗, Töpfer⸗ 
arbeiten uſw. —; ſie haben deren Leiſtung vielmehr an Hand» 
werker übertragen. Dieſe letzteren waren, wie das Urteil ſich 
ausdrückt, „die wahren Lieferanten“. Da ſie mit Bezug auf 
ihre Baulieferungen nur Gläubiger der Firma K. & Co. ge⸗ 
worden ſind, ſo konnte inſoweit auch nur von K. & Co. die 
Erfüllung derjenigen öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen verlangt 
werden, die das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1909 im Intereſſe 
der auf Grund von Werks oder Dienſtvertrag an der Her 
ſtellung eines Gebäudes beteiligten Perſonen dem Unternehmer 
auferlegt, ſofern er entweder Baugewerbtreibender iſt oder ſich 
für den Neubau hat Baugeld gewähren laſſen. Die Bau⸗ 
gläubiger des M.ſchen Hausbaus an der Schierkeſtraße würden 
dieſes geſetzlichen Schutzes völlig ermangeln, wenn ſie ſich des⸗ 
halb, wie die Reviſion will, an den Grundſtückseigentümer M. 
müßten verweiſen laſſen, zu dem ſie in keinerlei Vertrags⸗ 
verhältnis ſtehen und der daher ſchon aus rein tatſächlichen 
Gründen gar nicht in der Lage ſein würde, den Anforderungen 
des 8 2 Abſ. 3 des Geſetzes entſprechend über die dort bes 
zeichneten rechtlichen Vorgänge in feinem Baubuche Auſſchluß 
zu geben. Richtig iſt, was die Reviſion hervorhebt, daß K. & Co. 
nicht alle Bauverträge geſchloſſen haben, die zur Herſtellung des 
Neubaus mit den Handwerkern und Lieferanten abzuſchließen 


1 FH 


J „ % ae „ RN 


rm 
2 


F „ . 


uE 4, X. 7 „„ „% HI 


„„ 


eh 


e Sy F. K&K 


* 
fa 


** 


r r — Sn, - BE > SE > Ve >; Ber een ee 


44. Jahrgang. 


waren. Ein Teil der Verträge — das Urteil erwähnt vor⸗ 
nähmlich die Stein⸗, Mörtel⸗ und Trägereiſenlieferungen — 
iſt von dem Angeklagten M. abgeſchloſſen worden, der dabei in 
eigenem Namen gehandelt hat. Dieſer Umſtand ändert jedoch 
nichts an der Unternehmereigenſchaft des Beſchwerdeführers, er 
könnte höchſtens dazu führen, bezüglich der erwähnten Bau⸗ 
arbeiten auch den Angeklagten M. als Unternehmer anzuſehen 
und ihm inſoweit gleichfalls die Verpflichtung zur Führung 
eines Baubuchs aufzuerlegen, zumal er nach dem Urteile nicht 
bloß Baugewerbtreibender iſt, ſondern auch das Baugeld 
empfangen hat. Es iſt rechtlich durchaus möglich, daß ſich zwei 
oder mehr Perſonen in die Herſtellung eines Gebäudes teilen, 
dergeſtalt, daß jeder von ihnen eine beſondere Gruppe von 
Bauarbeiten auf ſich nimmt und darüber für Rechnung des 
Bauherrn ſelbſtändig Bauverträge abſchließt. Namentlich kommt 
es nicht ſelten vor, daß, bei Übertragung der Bauausführung 
an einen Unternehmer ſich der Eigentümer des zu bebauenden 
Grundſtücks vorbehält, die oder jene Bauarbeiten ſelbſt zu ver⸗ 
geben. Der erkennende Senat des RG. hat für einen ſolchen 
Fall bereits ausgeſprochen, daß alsdann eben beide Teile, ein 
jeder innerhalb des von ihm übernommenen Geſchäftskreiſes, 
zur Führung des vorgeſchriebenen Baubuchs verpflichtet ſind 
(KSt. 47, 181). Daß im Sinne des Geſetzes nur derjenige 
Unternehmer ſein könne, der den ganzen Bau „auf Grund 
eines Entrepriſevertrags“ übernommen habe, läßt ſich der Ver⸗ 
teidigung nicht zugeben. Urt. d. II. Sen. v. 8. Dez. 14 (858/14). 

26. Branntweinſteuergeſetz 8 26. Bezeichnung als Korn⸗ 
branntwein.] Nach der Anſicht der Strafkammer hat der 
Angeklagte ſeinen Schnaps nur „Breslauer“ genannt und lediglich 
mit Rückſicht auf die ihm bekannte Gewohnheit des Publikums, 
das unter „Breslauer“ nur „Breslauer Korn“ verſteht, durch 
die angegebene Bezeichnung beabfichtigt, feinen Schnaps als 
„Breslauer Korn“ in Verkehr zu bringen. Darin tritt ein 
Rehtöirrtum zutage. Indem das Geſetz die Bezeichnung 
eines Branntweins als Kornbranntwein unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſezungen verbietet, will es verhindern, daß das Wort „Korn“ 
in unmittelbare Beziehung zu einem Branntwein geſetzt wird, 
dem die im Geſetz beſtimmten Eigenſchaften fehlen. Es genügt 
deshalb nicht, daß der Verkäufer der Meinung iſt, das kaufende 
Publikum werde ſeinen Schnaps für „Korn“ halten, d. h. ihm 
diejenigen Eigenſchaften beilegen, die das Geſetz mit der Be⸗ 
zeichnung „Kornbranntwein“ verbunden wiſſen will. Vielmehr 
handelt es ſich hier um ein eigenartiges Formaldelikt, zu deſſen 
Verwirklichung der cchriftliche oder mündliche) Gebrauch des 
Wortes „Korn“ gehört. Eine Umſchreibung desſelben, eine 
Darlegung des ihm zugrunde liegenden Gedankens iſt für die 
Erfüllung des in Rede ſtehenden Straftatbeſtandes ſelbſt dann 
bedeutungslos, wenn damit die Abſicht der Täuſchung verbunden 
ſein ſollte. Jede Bezeichnung eines Branntweins, der das 
Wort „Korn“ nicht enthält, wird deshalb von der erwähnten 
Strafporſchrift nicht umfaßt und kann regelmäßig nicht zur 
Grundlage einer Verurteilung daraus gemacht werden. Nur 
das bleibt zu beachten, daß der Verkäufer das Wort „Korn“ 
mit Bezug auf ſeinen Schnaps nicht ſelbſt auszuſprechen oder 
zu ſchreiben braucht. Es genügt, wie der erkennende Senat in 
ſeinem zum Abdruck beſtimmten Urteile vom 17. Februar 1914 
bereit nachgewieſen hat, eine Bezeichnung des Branntweins 
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als Kornbranntwein durch eine ſchlüſſige Handlung. Aber auch 
in einem ſolchen Falle muß das Wort „Korn“ den weſentlichen 
Beſtandteil der Bezeichnung bilden. Nach der angezogenen 
Strafbeſtimmung macht ſich deshalb derjenige ſtrafbar, der auf 
die Beſtellung eines „Korn“ durch den Käufer ſeinen dem 
8 107 Abf. 2 BranntwSt G. nicht entſprechenden Schnaps ohne 
jede Erläuterung verabfolgt, wenn nach der beſonderen Sachlage 
angenommen werden muß, daß der Verkäufer ſich das zunächſt 
nur vom Käufer und Beſteller gebrauchte Wort „Korn“ bei 
der Verabfolgung des Branntweins zu eigen gemacht hat. 
Aber auch in dieſem Falle iſt unerläßliche Bedingung, daß das 
Wort „Korn“ ſelbſt in unmittelbare Verbindung mit dem in 
den Verkehr gebrachten Branntwein geſetzt worden iſt. Hier 
trifft dies aber nicht zu, inſofern der Verkäufer nur wußte und 
annahm, daß unter der Bezeichnung „Breslauer“ vom Käufer 
„Breslauer Korn“ gemeint und verſtanden werde. Denn dann 
iſt das Wort „Korn“ zur Bezeichnung des Branntweins eben 
nicht verwendet worden. Mit der vom Vorderrichter gegebenen 
Begründung iſt danach die Verurteilung des Angeklagten unhalt⸗ 
bar. Allein tatſächlich enthält die der Verurteilung zugrunde 
liegende Etikette das Wort „Korn“, allerdings nur nach Anſicht 
der Strafkammer in der Zuſammenſetzung von „Getreide⸗Korn⸗ 
Dampf⸗Brennerei“. Das Gericht hätte deshalb auf dem Boden 
der Tatſachenwürdigung prüfen müſſen, ob durch die Wahl 
dieſes Wortes nicht zum Ausdruck gebracht wird, daß der in 
den mit jenen Etiketten verſehenen Flaſchen befindliche Brannt⸗ 
wein als „Korn“ Branntwein bezeichnet werden ſollte. Rechtliche 
Bedenken würden einer ſolchen Annahme jedenfalls nicht entgegen⸗ 
ſtehen. Denn es iſt nicht erforderlich, daß das Wort „Korn“ 
lediglich in der Zuſammenſetzung von „Kornbranntwein“ zur 
Bezeichnung eines Schnapſes verwendet wird. Vielmehr genügt 
es, wenn das Wort „Korn“ nur überhaupt gebraucht und 
durch ſeine Verwendung zum Ausdruck gebracht wird, daß 
derjenige Branntwein, mit Bezug auf den das Wort „Korn“ 
verwendet worden iſt, Kornbranntwein ſein ſoll. Ob dies im 
einzelnen Falle zutrifft, kann nur vom Tatrichter entſchieden 
werden. Urt. d. IV. Sen. v. 29. Sept. 14 (353 / 14). 

27. BGB. 5 1666. Ankündigung der Einſchränkung 
des Erziehungsrechts beim Kirchenaustritt des Vaters.] Der 
Amtsrichter hat allerdings dem Arbeiter R. die Anſtellung von 
Erwägungen angekündigt, ob er eine Einſchränkung des väter⸗ 
lichen Erziehungsrechts anordnen ſolle, er hat aber deutlich zu 
erkennen gegeben, daß nicht ſchon die Erklärung des Austritts 
der Kinder aus der Kirche, ſondern erſt die hinzutretende Fern⸗ 
haltung der Kinder vom Religionsunterricht oder einer religiöſen 
Erziehung ihm zu einem Einſchreiten Anlaß geben werde. Er 
wollte alſo, wie das Urteil erſichtlich annimmt, den Arbeiter R. 
nicht etwa durch ſeine Ankündigung von der Abgabe der 
Austrittserklärung abhalten, ſondern von der demnächſtigen 
Unterlaſſung einer religiöſen Erziehung ſeiner Kinder. Auf 
dieſer Grundlage hat das LG. ohne erſichtlichen Rechtsirrtum 
angenommen, daß die vom Amtsrichter angekündigte Maßnahme 
eine geſetzlich zuläſſige, nämlich innerhalb des Rahmens des 
5 1666 BGB. liegende geweſen ſei. Die Revifion fucht dieſe 
Auffaſſung nur durch den Hinweis auf § 78 II, 2 ALR. zu 
entkräften, der ihr aber nicht zur Seite ſteht, weil er zur 
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chriſtlichen Religion zuteil wird (vgl. KGJ. 36 C, 61). Urt. 
d. III. Sen. v. 12. Nov. 14 (614/14). 

28. GmbHG. 8 82 Abſ. 1. Freie Verfügung des Geſchäfts⸗ 
führers über die Einlage.] Der Angeklagte beruft ſich auf die 
angebliche Leiſtung eines Viertels der Geſamt⸗Stammeinlagen, 
welche F. für ſich und die anderen Geſellſchaften an den An⸗ 
geklagten gemacht haben ſoll. In bezug hierauf iſt im Urteil 
folgendes feſtgeſtellt: „F. entnahm bei der Bank 34 000 & 
und händigte ſie dem Angeklagten aus. Dieſer zahlte das 
Geld alsbald bei derſelben Bank auf das Konto der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. wieder ein. Dann begab er ſich mit dem 
darüber ausgeſtellten Rechnungsbuch auf das AG. und reichte 
dort die Anmeldungsunterlagen mit der Einzahlungsverſicherung 
ein. Hierauf gab er noch an demſelben Tage das Rechnungs⸗ 
buch an F. zurück. Nach Eintragung der Geſellſchaft ſind 
dann 34 000 & wieder abgehoben und dem Konto des F. 
zurücküberwieſen worden, worauf das Konto der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. geſchloſſen wurde.“ Die Strafkammer zieht aus 
dieſen Vorgängen den tatſächlichen Schluß, der Angeklagte und F. 
ſeien auch ohne ausdrückliche Abrede völlig darüber einverſtanden 
geweſen, daß die Zahlung der 34 000 & nur zum Schein 
geſchah, daß damit nicht ernſtlich eine Einlage der Geſell⸗ 
ſchafter gezahlt werde und daß dem Geſchäftsführer niemals 
eine Verfügungsgewalt darüber zuſtehen ſolle, daß vielmehr 
das Geld alsbald nach der Anmeldung der Geſellſchaft an F. 
zurückgezahlt werden müſſe. Dieſe Feſtſtellungen rechtfertigen 
die Annahme des Gerichts, daß die Übergabe der 34 000 & 
durch F. eine Leiſtung auf die Stammeinlagen der Geſellſchafter 
nicht darſtellte und daß die 34 000 & nicht zur freien Ver⸗ 
fügung des Geſchäftsführers ſtanden. Der Begriff der „Leiſtung“ 
ſetzt voraus, daß der Leiſtende die Verfügungsgewalt über den 
Gegenſtand der Leiſtung aufgibt und dem anderen überträgt. 
Eine ſolche Übertragung hat hier nicht ſtattgefunden. War 
der Angeklagte auch vorübergehend tatſächlicher Inhaber der 
34 000 & und zur Zeit der Einreichung der Anmeldung und 
Verſicherung tatſächlicher Inhaber des über die Einzahlung der 
34 000 & von der Bank ausgeſtellten Rechnungsbuches, fo 
begründeten dieſe rein tatſächlichen Beziehungen zu dem Gelde 
ſeine freie Verfügungsgewalt über dasſelbe nicht, da er durch 
das Abkommen mit F. rechtlich gehindert war, in ſeiner 
Eigenſchaft als Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H. über 
das Geld zu verfügen; eine Verfügung zugunſten der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. vielmehr nur durch eine unerlaubte Handlung 
hätte treffen können. Daß durch Machenſchaften der hier vor⸗ 
liegenden Art den Anforderungen des GmbHG. nicht genügt 
wird, liegt auf der Hand. (Vgl. RGSt. 24 S. 286, 289 
und 30 S. 300, 315 ff.) Die gegenteilige Rechtsanſchauung 
des Angeklagten würde dazu führen, den vom Geſetzgeber ver⸗ 
folgten Zweck der Sicherſtellung der mit der Geſellſchaft in 
Geſchäftsverbindung tretenden Perſonen zu vereiteln, und iſt 
ſchon dieſer unannehmbaren Folge wegen abzulehnen. Urt. 
d. IV. Sen. v. 25. Nov. 14 (713/14). 

29. KO. 8240. Zuſammentreffen mit § 5 Bauforderungs⸗ 
ſicherungsgeſetz.] Wie es nach § 240 KO. zum Tatbeſtande 
des Bankerutts gehört, daß der Schuldner ſeine Zahlungen 
eingeſtellt hat oder daß über ſein Vermögen das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet worden iſt, ſo richtet ſich auch die Straf⸗ 
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drohung in $ 5 Bauf Sich Z. nur gegen ſolche Schuldner des 
Baugelds (Baugeldempfänger), welche ihre Zahlungen eingeſtellt 
haben oder über deren Vermögen das Konkursverfahren er⸗ 
öffnet worden if. Was die Handlung des Täters zum firafs 
baren Vergehen ſtempelt, iſt demnach hier wie dort das gleiche: 
ihr Zuſammentreffen mit einer Zahlungseinſtellung oder Konkurs⸗ 
eröffnung. Die Gemeinſchaftlichkeit dieſes Tatbeſtandsmerkmals 
hat auf dem Gebiete des ſtrafbaren Bankerutts dazu geführt, 
beim Vorhandenſein einer Mehrheit von an ſich getrennten 
Bankerutthandlungen, gleichviel unter welches Strafgeſetz ſie 
im einzelnen fallen mögen, immer nur eine Straftat als be⸗ 
gangen anzunehmen. Derſelbe Grundſatz hat in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. Anwendung gefunden in den Fällen einer 
mehrfachen Zuwiderhandlung gegen § 11 Reichsgeſetz vom 
5. Juli 1896 betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Auf⸗ 
bewahrung fremder Wertpapiere (RGSt. 34, 237 f.), und nicht 
minder bei einem Zuſammentreffen verſchiedener Vergehen gegen 
die SS 5 und 6 Bauf Sich. (RG St. 46, 305 und 48, 117). 
Die Gleichheit des Rechtsgrundes nötigt dazu, ihn auch in 
einem Falle der vorliegenden Art gelten zu laſſen, wo derſelbe 
Angeklagte als Schuldner (Baugeldſchuldner), über deſſen Ver⸗ 
mögen der Konkurs eröffnet worden iſt, ſich ſowohl des Ver⸗ 
gehens nach 8 240 KO. wie des in 8 5 BaufSich G. bezeichneten 
Vergehens ſchuldig gemacht hat. Iſt es die Einheit der Zahlungs⸗ 
einſtellung (Konkurseröffnung), die jedwedes Zuwiderhandeln des 
Schuldners gegen die dem Schutze der Gläubiger dienenden 
Strafbeſtimmungen zur rechtlichen Einheit zuſammenfaßt, ſo 
kann es keinen begrifflichen Unterſchied machen, ob die Schutz⸗ 
vorſchriften, gegen welche verſtoßen iſt, einem und demſelben 
Strafgeſetze angehören oder, wie hier, in verſchiedenen Straf⸗ 
geſetzen enthalten ſind. Vgl. auch RGSt. 34 S. 239, 240. 
Urt. d. II. Sen. v. 6. Okt. 14 (614/14). 

30. Krankenverſicherungsgeſetz 88 53 Abſ. 3, 82. Feſt⸗ 
ſtellung der Zahlungsunfähigkeit. Kann der Arbeitgeber ſich 
auf Gegenforderungen vermöge Aufrechnung berufen ?] Nicht 
durchſchlagend iſt der Einwand, der Angeklagte habe Gegen⸗ 
forderungen gegen die Krankenkaſſe gehabt und aus dieſem 
Grunde geglaubt, die Lohnabzüge unterlaſſen zu dürfen — in 
der Reviſionsbegründung wird neu behauptet, die gemachten 
Abzüge nicht abliefern zu müſſen. Schuldner der abzuziehenden 
Beträge war der Angeklagte überhaupt nicht. Ihm lag nur 
die Pflicht ob, als Vertreter der Krankenkaſſe in der Art tätig 
zu werden, daß er die Lohnabzüge bewirkte und deren Betrag 
ſofort an die Kaſſe ablieferte. Dieſe Verpflichtung des An⸗ 
geklagten, die Zahlung der Beiträge zu vermitteln (RG St. 30, 162; 
33, 344), wurde dadurch gar nicht berührt, daß etwa der An⸗ 
geklagte ſeinerſeits Forderungen an die Kaffe hatte (RGBSt. 
29, 87); durch die vorſätzliche Unterlaſſung der in Abſ. 3 
gebotenen Tätigkeit machte er ſich ohne weiteres nach 8 82 
ſtrafbar. Sein angeblicher Irrtum, er brauche, weil er für 
andere Gehilfen zu viel Beiträge gezahlt habe, den Gehilfinnen 
Bg. und Bn. keine Lohnabzüge zu machen, würde nach 5 59 
StGB. als Irrtum über das Strafgeſetz unbeachtlich fein, da 
durch die Bezugnahme des 8 82 auf 8 53 Abſ. 3 Krank. 
die letztere Beſtimmung zur ſtrafrechtlichen Norm geworden iſt; 
vgl. die reichsgerichtlichen Erkenntniſſe V. D. 112/05 und 
I. D. 219,09. Zur Aufhebung des Urteils muß aber ein 
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Bedenken führen, welches ſich nach der Richtung ergibt, ob nicht 
das Tatbeſtandsmerkmal der feſtgeſtellten Zahlungsunfähigkeit 
verkannt worden ſei. Der Angeklagte hat im Jahre 1910 den 
Offenbarungseid geleiſtet, in den Jahren 1912 und 1913 betrieb 
er ein Friſeurgeſchäft. Die Verurteilung wegen der im Früh⸗ 
jahr 1913 nicht erfolgten Lohnabzüge würde gerechtfertigt ſein, 
wenn die als im Jahre 1910 vorhanden angenommene Zahlungs 
unfähigkeit auch noch im Jahre 1913 beſtand und der An⸗ 
geklagte ſich deſſen bewußt war. In den Urteilsgründen heißt 
es nun: „Nachdem der Angeklagte im Jahre 1910 den Offen⸗ 
barungseid geleiſtet, hatte er als Arbeitgeber, deſſen Zahlungs⸗ 
unfähigkeit im Zwangsbeitreibungsverfahren feſtgeſtellt worden 
war, die Pflichten aus 8 53 Abſ. 3 auch noch im Jahre 1913, 
ſelbſt wenn er 1912 gewiſſe Zahlungen an die Krankenkaſſe 
geleiſtet hat.“ Durch dieſe Begründung wird der Zweifel 
erweckt, ob nicht das LG. angenommen hat, jene Pflicht ſei 
ohne Rückſicht darauf, ob die Zahlungsunfähigkeit drei Jahre 
lang gedauert habe, durch ihre 1910 erfolgte Feſtſtellung 
ſchlechthin auch für die Zukunft gegeben. Das würde rechts⸗ 
irrig fein. Denn es genügt nicht, daß zu irgendeinem früheren 
Zeupunkte die Zahlungsunfähigkeit feſtgeſtellt wurde, ſondern 
jene Feſtſtellung muß geeignet fein, die Zahlungsunfähigkeit 
auch noch zu demjenigen ſpäteren Zeitpunkte als fortbeſtehend 
erſcheinen zu laſſen, wo der Arbeitgeber die verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen, um welche es ſich handelt, in Beſchäftigung 
nahm. Urt. d. III. Sen. v. 22. Okt. 14 (866/14). 

31. Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. Auguft 1914. Feſt⸗ 
Rellung des von einem Kriegsteilnehmer begangenen Diebſtahls 
im Verfahren gegen ſeine Ehefrau wegen Hehlerei.] Richtig 
iſt, daß gegen den Ehemann der Beſchwerdeführerin wegen des 
Warendiebſtahls bisher keine Anklage erhoben und keine Ver⸗ 
urteilung ergangen iſt. Das konnte jedoch die Strafkammer 
nicht hindern, ihn in dem jetzt wegen Hehlerei anhängigen Ver⸗ 
fahren wider feine Ehefrau jener Straftat gleichwohl für übers 
führt zu erachten. Daß der Schuldigſpruch ihm gegenüber nicht 
in Rechtskraft erwächſt, verſteht ſich von ſelbſt. Urt. d. II. Sen. 
v. 26. Jan. 1915 (1008/14). 

32. Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879 8 12. 
Knallplättchen.] Es ſteht im vorliegenden Falle der Handel 
von (auch Teufelskracher genannter) Knallplättchen von der 
Größe eines Zweimarkſtücks in Frage, die ein Gift, gelben 
Phosphor, enthalten und leicht zum Entzünden, womit auch 
eine Knallwirkung verbunden ift, gebracht werden können. Die 
Knallplättchen wurden, wie die Strafkammer ſich ausdrückt, 
„an allen Straßenecken“ vorwiegend von Schulkindern abs 
gebrannt. Das hat auch der Angeklagte, wie der Tatrichter 
weiter feftftellt, wahrgenommen, weil er ein eigenes wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe an dem Abſatz feiner Ware hatte. Am 15. Des 
aember 1913 erſchien eine Bekanntmachung des Bezirksamts 
Heidelberg, wonach der Verkauf von Teufelskrachern, die 
beſonders von Schulkindern auf den Straßen abgebrannt 
würden, als geſundheitsgefährdendes Spielzeug unter Hinweis 
auf die Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mai 1879 ver⸗ 
boten wurde. Hiervon hat der Angeklagte Kenntnis erhalten, 
den Verkauf aber fortgeſetzt. Die mit Rückſicht auf dieſen 
Sachverhalt erfolgte Verurteilung des Angeklagten unterliegt 
keinem Bedenken. Die Knallplättchen waren als Spielwaren 
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anzuſehen. Sie dienten der Beluſtigung und Unterhaltung 
und wurden von Kindern verwendet. Von einem nützlichen 
Gebrauch, etwa im Betrieb eines Gewerbes, kann nicht die 
Rede ſein. Sie wurden, um mit ihnen zu ſpielen, benützt. 
Das kann nun zwar auch von Erwachſenen geſchehen, hier 
fand dies aber, wie die Gründe ergeben, durch diejenige Klaſſe 
von Perſonen ſtatt, bei denen das Spiel eine beſonders häufige 
Beſchäftigung iſt, nämlich durch Kinder. Um ſie dieſer Ver⸗ 
wendung zuzuführen, hat der Angeklagte mit ihnen Handel 
getrieben. Was gegen die Verurteilung vorgebracht wird, 
vermag der Reviſion nicht zum Erfolg zu verhelfen. Der An⸗ 
geklagte meint, unter Spielwaren ſeien nur Gegenſtände zu 
verſtehen, die ausſchließlich zur Beluſtigung von Kindern 
beſtimmt ſeien. Für eine ſolche Annahme bietet der Wortlaut 
des Geſetzes, das ſchlechthin von Spielwaren ſpricht, keinen 
Anhaltspunkt. Es werden die Spielwaren den Bekleidungs⸗ 
gegenſtänden, Eß⸗, Trink⸗ und Kochgeſchirren gleichgeſtellt. Im 
vorliegenden Falle ſteht der Handel mit einer jedenfalls auch 
für Kinder beſtimmten Ware in Frage. Ihre Unterordnung 
unter den Begriff Spielwaren unterliegt keiner Beanſtandung. 
Der Tatrichter führt allerdings weitergehend aus, daß unter 
Spielwaren jeder Gegenſtand zu verſtehen ſei, der, gleichgültig, 
ob er von Kindern oder Erwachſenen gebraucht wird, zur Be⸗ 
friedigung des Spieltriebs diene. Danach würden auch ſolche 
Dinge als Spielwaren anzuſehen fein, die ausſchließlich von 
Erwachſenen benützt werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſe Auffaſſung richtig iſt, da der Vertrieb der Waren, 
um die es ſich hier handelt, auch zu dem Zweck ſtattfand, um 
Kindern ein Spielzeug in die Hände zu bringen. Die Waren 
waren mindeſtens auch zum Spielen durch Kinder beſtimmt, 
und dies genügt, um das hier in Frage ſtehende Tatbeſtand⸗ 
merkmal anzunehmen. Wenn die dem Geſetz vom 14. Mai 1879 
beigegebenen, im Reichsgeſundheitsamt ausgearbeiteten Ma⸗ 
terialien (S. 89 der Druckſchriften des RT. 4. LP. Beil. 7) 
die einleitende Bemerkung enthalten „eine beſondere Berück⸗ 
fihtigung verdienen Kin derſpielwaren“, fo kann aus dieſem 
Satz eine einſchränkende Auslegung des Geſetzes nicht abgeleitet 
werden, weil hier nur auf die Gruppe von Spielwaren hin⸗ 
gewieſen werden ſollte, welche hauptſächlich ein Einſchreiten des 
Geſetzgebers erforderten. Es müßte auch als ein unannehm⸗ 
bares Ergebnis angeſehen werden, wenn es als dem Geſetz 
entſprechend angeſehen würde, daß Kinder durch Spielwaren 
geſundheitlich geſchädigt werden dürften, wenn das ihnen in die 
Hand gegebene Spielzeug außerdem auch in die Hände er⸗ 
wachſener Perſonen zu Spielzwecken gelangt. Die Behauptung 
der Reviſion, die Benützung der Knallplättchen durch Kinder 
ſtelle einen regelwidrigen Gebrauch dar, ſie hätten nicht in die 
Hände von Kindern gelangen ſollen und nur wenige Kinder 
hätten ſich daran vergnügt, ſteht im Widerſpruch mit den tat⸗ 
ſächlichen Annahmen der Strafkammer. Mit ihren weiteren 
Ausführungen, die Teufelskracher ſeien für Perſonen unter 
16 Jahren verboten geweſen, will die Reviſion zugunſten des 
Angeklagten geltend machen, er habe ſie als Feuerwerkskörper 
oder pyrotechniſche Scherzartikel angeſehen, deren Abgabe an 
ſolche Perſonen nicht geſtattet ſei. Eine ſolche Vorſchrift findet 
ſich in der badiſchen Ausführungsverordnung zum Sprengſtoff⸗ 
geſez vom 29. Auguſt 1905, Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 
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S. 423. Der Angeklagte hat, wie er ſelbſt eingeräumt hat, 
einen Abdruck dieſer Beſtimmungen den einzelnen Sendungen 
ſeiner Waren zur Kenntnisnahme der Wiederverkäufer beigelegt. 
Daraus, meint die Reviſion, ſei zu entnehmen, daß ſie nicht 
zum Abſatz an Kinder beſtimmt geweſen ſeien. Allein das iſt, 
wie die Feſtſtellungen der Strafkammer ergeben, widerlegt, weil 
es dem Willen des Angeklagten entſprach, daß ſie Kindern zu⸗ 
gänglich gemacht wurden. Wie die Strafkammer übrigens 
hervorhebt, enthielten die Druckſachen, die der Angeklagte den 
Waren beilegte, auch die Beſtimmung des 3. Satzes des § 26 
der erwähnten Verordnung, wonach das Feuerwerkskörper be⸗ 
treffende Verbot keine Anwendung findet auf Spielwaren, welche 
geringe Mengen von Sprengſtoffen enthalten (das ſogenannte 
kleine Feuerwerk). Solche Feuerwerkskörper dürfen als Spiels 
waren an Kinder verkauft werden. Durch Beifügung der 
Druckſachen hat alſo der Angeklagte den Verkauf an Kinder, 
wie die Strafkammer ausführt, keineswegs gehindert. Das 
würde nur zutreffen, wenn er den Abnehmern auch bekannt⸗ 
gegeben hätte, daß die Waren, weil ſie erhebliche Mengen an 
Sprengſtoffen enthielten, den in §8 26 Satz 2 aufgeführten 
Feuerwerkskörpern, wie Kanonenſchlägen, Fröſchen, Schwärmern 
und dergleichen, zuzuzählen ſeien, was nicht der Fall war. Die 
hier erteilte Erlaubnis iſt aber für die Strafbarkeit des An⸗ 
geklagten bedeutungslos. Denn er iſt nicht zur Verantwortung 
gezogen, weil die Knallplättchen Sprengmittel enthielten, ſondern 
weil ihnen ein giftiger Stoff, gelbes Phosphor, beigemiſcht 
war. Aus der angeführten Vorſchrift kann, wie die Straf⸗ 
kammer hervorhebt, nur der dem Angeklagten nachteilige Schluß 
gezogen werden, daß er die Plättchen als Spielwaren angeſehen 
hat, weil er ihnen eine Vorſchrift beigelegt hat, in der ſie als 
ſolche bezeichnet ſind. Daß der beſtimmungsgemäße und voraus⸗ 
zuſehende Gebrauch der Knallplättchen die menſchliche Geſundheit 
zu beſchädigen geeignet war, iſt in dem Urteil nachgewieſen. 
Es können hierdurch Brandwunden erzeugt werden und giftige 
Phosphordämpfe entſtehen. Bei Kindern iſt auch damit zu 
rechnen, daß ſie Teile verſchlucken. Dieſe Möglichkeiten hat 
der Tatrichter in Berückſichtigung gezogen, und die Reviſion 
kann deshalb mit ihrer Behauptung, ſie ſeien ſo entfernt liegend, 
daß ſie nicht hätten beachtet werden dürfen, nicht gehört werden. 
Urt. d. I. Sen. v. 19. Nov. 14 (782/14). 

33. Poſtnovelle vom 20. Dezember 1899 Art. 3. Gewerbs⸗ 
mäßigkeit.] Rechtlich einwandfrei iſt feſtgeſtellt, daß der Ans 
geklagte als Mitglied und allein maßgebender Geſchäftsführer 
des von ihm ins Leben gerufenen „Vereins Stadtbriefbeförderung“ 
eine poſtähnlich eingerichtete Anſtalt zur Einſammlung, Be⸗ 
förderung und Verteilung von unverſchloſſenen Briefen, Karten, 
Druckſachen und Warenproben, die mit der Aufſchrift beſtimmter 
Empfänger verſehen waren, für den als Unternehmer in Betracht 
kommenden Verein betrieben hat. Auch der Begriff der Gewerbs⸗ 
mäßigkeit, welche in Art. 3 der Poſtgeſetznovelle vom 20. Des 
zember 1899 zur Strafbarkeit eines ſolchen Betriebes gefordert 
wird, iſt von der Strafkammer ausreichend dargelegt. Zwar 
kann zugegeben werden, daß hierzu die Annahme, das Streben 
des Angeklagten ſei darauf gerichtet geweſen, aus dem Unter⸗ 
nehmen eine fortgeſetzte Einnahmequelle für ſeinen Lebens⸗ 
unterhalt zu ſchaffen, nicht genügt. Indeſſen hat ſich der erſte 
Richter auch keineswegs auf dieſen Erwägungsgrund beſchränkt, 
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vielmehr weiter für erwieſen erachtet, daß von vornherein 
beabſichtigt geweſen iſt, durch das Unternehmen, welches ſeine 
Dienſte den Vereinsmitgliedern gegen Entgelt zur Verfügung 
ſtellte, auch an ſich fortdauernd Gewinn zu erzielen und dieſen 
zwar weder zur Anſammlung von Vereinsvermögen noch zur 
Verteilung unter die einzelnen Mitglieder zu verwenden, ſondern 
ausſchließlich dem Angeklagten zugute kommen zu laſſen. Hierbei 
kann dahingeſtellt bleiben, ob Gewerbsmäßigkeit im Sinne der 
Poſtgeſetznovelle, worauf der Beſchwerdeführer hinweiſt, nur 
vorliegt, falls der Erwerbswille auf einen die Unkoſten des 
Betriebes überſteigenden Gewinn gerichtet if. Denn ſelbſt 
wenn dies angenommen wird, genügen die erſtrichterlichen Feſt⸗ 
ſtellungen, um jenes Erfordernis als nach der Anſchauung der 
Strafkammer gegeben zu erachten. Im Urteil iſt ausdrücklich 
hervorgehoben, daß als Gewinn des Unternehmens Überſchuß 
über die Unkoſten erſtrebt wurde, und es kann ſich daher 
nur fragen, ob der erſte Richter den Begriff der Unkoſten 
einwandfrei aufgefaßt hat. Dies iſt indes zu bejahen. Indem 
die Strafkammer ausſpricht, daß das dem Angeklagten vertrags⸗ 
mäßig zugeſicherte „Gehalt“ unverhältnismäßig hoch war, iſt 
zugleich geſagt, daß die Vergütung, welche der Angeklagte in 
ſeiner Eigenſchaft, ſei es als Angeſtellter, ſei es als geſchäfts⸗ 
führendes Mitglied des Vereins, bezog, über eine ſeiner Tätig⸗ 
keit entſprechende, angemeſſene Entſchädigung weit hinausging. 
Inſoweit dieſe alſo eine angemeſſene war, iſt ſie von der 
Strafkammer als unter die Betriebsunkoſten fallend erachtet, 
weiter aber hinreichend klar zum Ausdruck gebracht, daß dem 
Angeklagten darüber hinaus noch mehr, und zwar der geſamte 
jene Unkoſten überſteigende Betrag zugewendet werden ſollte. 
Dieſer Betrag iſt als der erſtrebte Uberſchuß über die Unkoſten 
und damit ohne Rechtsirrtum als der aus dem Betrieb des 
Unternehmens als fortdauernder Erwerbstätigkeit zu erzielende 
Gewinn angeſehen, ſonach aber der Begriff der Gewerbsmäßigkeit 
nicht verkannt. Das gleiche iſt der Fall betreffs der Beſtrafung 
wegen Vergehens gegen das Poſtgeſetz. Die Strafkammer ſtellt 
auf Grund eingehender Erwägungen tatſächlich feſt, daß die 
Entlaſſung der Boten, welche für Frau S. verſchloſſene Briefe 
innerhalb ihres mit einer Poſtanſtalt verſehenen Urſprungsorts 
beförderten, nebſt allen ſie begleitenden Vorgängen der S. 
gegenüber „nur zum Schein“ erfolgte, womit dargelegt iſt, daß 
die Boten nach wie vor im Dienſte der vom Angeklagten 
geleiteten Privatbeförderungsanſtalt verblieben und in Wirklichkeit 
keine „expreſſen“ im Sinne der 88 2, 2a des Poſtgeſetzes waren. 
Der in RGSt. 47, 316 behandelte Fall iſt von dem vor⸗ 
liegenden völlig verſchieden, indem, um die Strafbarkeit zu 
vermeiden, dort eine nach dem Geſetz erlaubte Beförderungs⸗ 
weiſe gewählt war, hier dagegen eine ſolche nur vorgetäuscht iſt. 
Urt. d. IV. Sen. v. 29. Jan. 15 (1025/14). 

34. Sprengſtoffgeſetz 8 1 Abſ. 1, 3. Bezeichnung der 
Schießmittel durch den Bundesrat.] Das Geſetz gibt keine 
Begriffsbeſtimmung des Wortes: Sprengſtoff. Nach den 
Motiven iſt Sprengſtoff jeder exploſible Stoff, der bei der 
Entzündung eine gewaltſame Ausdehnung von elaſtiſchen Flüſſig⸗ 
keiten oder Gaſen hervorruft und deshalb zur Verwendung als 
Sprengmittel ſich eignet, alſo Sprengpulver und Spreng⸗ 
patronen. Daß Tremonit zu ſolchen Sprengmitteln gehört, 
ſtellt die Strafkammer auf Grund des Geſtändniſſes des An 
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geklagten und des Zeugniſſes des Schießmeiſters S. einwandfrei 
ſeſt. Der Beſchwerdefuhrer hat das Tremonit von S. als 
Sprengmittel gefordert; er wollte das Tremonit, das als 
Sprengmittel verwendet wird, dem Betriebsverwalter des 
benachbarten Steinbruchs als Sprengmittel überbringen, damit 
es dieſer als ſolches in dem Steinbruch ſeiner Firma ver⸗ 
wende. Damit iſt zugleich die Feſtſtellung getroffen, daß dem 
Angeklagten bekannt war, daß Tremonit ein Sprengmittel iſt. 
Fraglich konnte danach nur noch bleiben, ob es ſich bei dem 
Tremonit um einen Sprengſtoff im Sinne des 8 1 Abſ. 3 
handelt, auf den 8 1 Abſ. 1 um deswillen keine Anwendung 
findet, weil er vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht wird 
und von dem Bundesrat als ein ſolcher bezeichnet iſt. Der 
Bundesrat hat diejenigen Sprengſtoffe, die vorzugsweiſe als 
Schießmittel verwendet werden, in den Bekanntmachungen des 
Reichslamlers vom 29. April 1903 (RGBl. S. 211) und 
20. Juni 1907 (RG Bl. S. 375) im einzelnen bezeichnet. Zu 
den dort aufgeführten Sprengſtoffen gebört Tremonit nicht. 
Ein Sprengpulver, ein aus einem Gemiſch von Salpeter, 
Kohlen und anderen Stoffen beſtehendes, zum Sprengen 
dienende Pulver, ift Tremonit nicht; es iſt vielmehr ein zu 
feſten Patronen gepreßtes Gemenge, ein Sprengſtoff im engeren 
Sinne. Das ergibt die Feſtſtellung, daß der Angeklagte von 
S. beſtimmte Patronen gefordert und 5 derſelben erhalten hat. 
Und von ſolchen Sprengſtoffen, die zu feſten Patronen gepreßt 
ſind, und die vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht werden, 
find allein die von der Strafkammer aufgeführten Sprengſtoffe 
vom Bundesrat mit ihren Namen und unter Angabe ihrer 
Zuſammenſetzung bezeichnet. Ein Sprengſtoff Tremonit iſt 
vom Bundesrat nicht genannt. Es konnte daher rechtlich 
bedenkenfrei, ja mußte die Strafkammer aus dieſen Tatſachen 
folgern, daß Tremonit nicht zu den Sprengſtoffen des Abſ. 3, 


ſondern zu denjenigen des Abf. 1 gehöre, und hätte von dieſer 


Folgerung ſelbſt dann nicht abgehen können, wenn ein Sach⸗ 
verſtündiger glaubhaft bekundet hätte, daß der Sprengſtoff 
Tremonit weſensgleich mit dem vom Bundesrat mit Namen 
und als vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht bezeichneten 
Sprengstoffe geweſen wäre. Denn bezeichnet hat in den Bes 
kanntmachungen der Bundesrat nicht ein aus beſtimmten 
Miſchungen zu Patronen gepreßtes namenloſes Gemenge, 
ſondern den unter der von ihm genannten Bezeichnung im 
Handel und Verkehr vertriebenen Sprengſtoff unter der Voraus⸗ 
ung, daß der vertriebene Sprengstoff auch tatſächlich die in 
der Bekanntmachung angegebene Zuſammenſetzung hat. Voraus⸗ 
ſezung der Anwendbarkeit des § 1 Abſ. 3 auf Tremonit iſt 
alſo nicht allein die Weſensgleichheit mit einem der vom 
Bundesrat benannten Sprengſtoffe, ſondern es muß zu dieſer 
Weſensgleichheit noch als weitere Vorausſetzung dieſer An⸗ 
wendbarkeit hinzukommen, daß der Bundesrat den unter dem 
Namen Tremonit in Handel und Verkehr gebrachten Spreng⸗ 
Roff in einer Bekanntmachung als einen ſolchen bezeichnet, der 
vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht wird, eine Bezeichnung, 
die er dem Tremonit erſt beilegen kann, wenn ihm der Nach⸗ 
weis geführt werden kann und geführt wird, daß er einem der 
von ihm gemäß Abf. 3 bezeichneten Stoffe weſensgleich iſt. 
Die Prüfung der Weſensgleichheit iſt hiernach nicht dem Gericht 
freigegeben, ſondern ausſchließlich dem Bundesrat vorbehalten. 
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Solange dieſer aber den unter dem Namen Tremonit in den 
Verkehr gebrachten Sprengſtoff in einer Bekanntmachung nicht 
als einen ſolchen bezeichnet hat, der vorzugsweiſe als Schieß⸗ 
mittel gebraucht wird, hat es feine Sprengſtoffeigenſchaft als 
ſolche als dargetan vorausgeſetzt, für das Gericht als Spreng⸗ 
ſtoff im Sinne des 8 1 Abſ. 1 zu gelten; erſt die Bezeichnung 
ſeitens des Bundesrats ſcheidet das Tremonit ſür das Gericht 
aus den Sprengſtoffen des Abſ. 1 aus. Urt. d. L Sen. 
v. 7. Jan. 15 (944/14). 

35. Warenzeichengeſetz. 

a) Benutzung fremder Flaſchenkaſten.] Die Strafkammer 
nimmt an, daß der Angeklagte dadurch, daß er die mit dem 
Warenzeichen der Nebenklägerinnen verſehenen Flaſchenkaſten 
zum Transport des Flaſchenbiers der Hofbrauerei benutzte, „das 
Bier bzw. ſeine Verpackung“ mit dem Warenzeichen der Neben⸗ 
klägerinnen verſehen habe. Dieſe Annahme unterliegt durch⸗ 
greifenden Bedenken. Über Beſchaffenheit und Verwendung der 
Flaſchenkaſten iſt nichts weiter feſtgeſtellt, als daß ſie zum 
Transport des Flaſchenbiers benutzt wurden. Dadurch aber, 
daß die Bierflaſchen in den Flaſchenkaſten transportiert wurden, 
wurden jedenfalls unmittelbar weder das Bier noch die Flaſchen 
mit dem Warenzeichen verſehen, das ſich an den Flaſchenkaſten 
befand, da dadurch eine wahrnehmbare körperliche Verbindung 
des Warenzeichens mit dem Bier oder der Flaſche, wie ſie der 
Begriff des Verſehens erfordert, nicht hergeſtellt wurde. Ein 
Gegenſtand wird mit einem Warenzeichen verſehen, wenn das 
Zeichen an ihm angebracht wird, wenn er unter körperlicher 
Anbringung des Zeichens bezeichnet wird. RG. 36 S. 13 
(16); 71 S. 41 (42); RGSt. 41 S. 78 (79). Das iſt nicht 
der Fall, wenn zur Beförderung des Gegenſtandes ein anderer 
Gegenſtand benutzt wird, an dem das Zeichen angebracht iſt. 
Auch dann iſt das Zeichen nur an dem Beförderungsmittel, 
nicht an dem beförderten Gegenſtand angebracht. Behältniſſe, 
in denen Waren befördert werden, können natürlich zugleich zur 
Verpackung der Waren dienen, dann iſt aber das Zeichen an 
der Ware ſelbſt oder ihrer Verpackung angebracht, wenn die 
Ware in das mit dem Warenzeichen verſehene Behältnis ein⸗ 
gelegt oder eingefüllt wird, fofern dadurch nach der Anſchauung 
des Verkehrs zum Ausdruck gelangt, das Zeichen beziehe ſich 
auf die Ware. RGSt. 43 S. 87 (114 ff.). In ſolchem Fall 
kommt für die Frage, ob die Ware mit dem Zeichen verſehen 
iſt, die Eigenſchaft des Behältniſſes als Beförderungsmittel 
nicht in Betracht, ſondern nur ſeine Eigenſchaft als Verpackung 
oder Umhüllung. Bier und andere Flüſſigkeiten können nur in 
Behältniſſen, wie Flaſchen, Fäſſern und dergl., befördert werden, 
inſofern ſind die Flaſchen uſw. auch Mittel zur Beförderung 
des Bieres. Wird Bier in die mit dem Warenzeichen verſehene 
Flaſche gefüllt, ſo wird das Bier mit dem Warenzeichen ver⸗ 
ſehen (RGSt. 43 S. 87 (107), wird die gefüllte Flaſche mit 
dem Warenzeichen verſehen, ſo wird das Zeichen an der Ver⸗ 
packung oder Umhüllung angebracht. Deshalb kommt das 
auf den Flaſchen angebrachte Warenzeichen für den Tatbeftand 
der Warenzeichenverletzung in Betracht, nicht aber deshalb, weil 
die mit dem Warenzeichen verſehenen Flaſchen zur Beförderung 
des Bieres dienen. Dadurch allein, daß zur Beförderung der 
Ware ein mit einem geſchützten Warenzeichen verſehener Gegen⸗ 
ſtand benutzt wird, wird alſo an ſich die Ware ſelbſt noch nicht 
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mit dem Warenzeichen verſehen. Es iſt indes nicht zu ver⸗ 
kennen, daß durch die Verbringung der Ware in das 
Beförderungsmittel eine Verbindung der Ware mit dieſem und 
mittelbar auch mit dem daran befindlichen Warenzeichen her⸗ 
geſtellt wird, und es iſt rechtlich nicht ausgeſchloſſen, daß auch 
eine ſolche mittelbare Verbindung des Warenzeichens mit der 
Ware als ein Verſehen der Ware mit dem Zeichen erſcheinen 
könnte, ſofern nämlich die Verbindung eine ſolche iſt, die die 
Zugehörigkeit des Beförderungsmittels zur Ware und deſſen 
Beſtimmung erkennen läßt, als Träger der Bezeichnung der 
Ware zu dienen (RGSt. 36 S. 87 [88]), wenn nach der Art 
der Verbindung in dem mit der Ware in Verbindung geſetzten 
Zeichen nach der Auffaſſung des Verkehrs ein Hinweis auf die 
Herkunft der Ware aus einer beſtimmten Betriebsſtätte gefunden 
wird (RGSt. 43 S. 87 [104/5D). Der Umſtand, daß die 
Ware mit dem Beförderungsmittel nur zum Zwecke der Be⸗ 
förderung, alſo nicht dauernd verbunden wird, ſtände nicht 
entgegen (RGSt. 36 S. 87 [88]). Ob das tatſächlich möglich 
iſt oder ob nicht vielmehr unter ſolchen Umſtänden das 
Beförderungsmittel zur „Verpackung“ wird, iſt hier nicht zu 
unterſuchen. Regelmäßig genügt jedenfalls die Verbringung der 
Ware in ein mit dem Warenzeichen verſehenes Transportmittel 
nicht, die Ware ſelbſt als mit dem Zeichen verſehen erſcheinen 
zu laſſen, und Umſtände, die für den vorliegenden Fall eine 
andere Beurteilung rechtfertigen könnten, find bisher nicht feſt⸗ 
geſtellt. Die Benutzung eines mit einem fremden Warenzeichen 
verſehenen Beförderungsmittels kann aber noch aus einem 
anderen von der Strafkammer anſcheinend überſehenen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt für den Tatbeſtand der Warenzeichen⸗ 
verletzung in Betracht kommen. Nach § 14 Waren G. iſt nicht 
nur der ſtrafbar, der Waren oder deren Verpackung wiſſentlich 
mit einem geſchützten Warenzeichen widerrechtlich verſieht, ſondern 
auch der, der Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefe, 
Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen in dieſer Art 
verſieht. Damit ſind Vorrichtungen und Veranſtaltungen aller 
Art unter Strafe geſtellt, die geeignet find, den täuſchenden 
Schein zu erwecken, daß derjenige, der das Zeichen angebracht 
hat, befugt ſei, das Zeichen als Warenzeichen für ſeine Waren 
zu gebrauchen, daß er Inhaber des Zeichens ſei und die Waren 
führe, für die das Zeichen beſtimmt ſei, und damit falſche An⸗ 
gaben über die Herkunft der Waren in ſich ſchließen. Darunter 
fällt die Anbringung von Namen, Firmen und Warenzeichen 
auf Schildern und Geſchäftswagen, in Läden und Schaufenſtern 
(NG2. 36 S. 13 [15]; 38 S. 135 [137). Unter ſolchen ſtraf⸗ 
baren Veranſtaltungen, die eine räumliche Verbindung mit der 
Ware nicht erfordern (RGSt. 37 S. 327, 328), können, wie 
Geſchäftswagen, auch andere Beförderungsmittel fallen, und es 
kann rechtlich keinen Unterſchied machen, ob der Täter ſelbſt die 
Vorrichtung mit dem fremden Zeichen verſieht oder eine bereits 
von dem Inhaber des Warenzeichens mit dieſem verſehene Vor⸗ 
richtung widerrechtlich benutzt. Jedenfalls begeht er nach 8 14 
Waren G. eine Zeichenrechtsverletzung dann, wenn die Vorrichtung 
die Waren kennzeichnet und er die ſo gekennzeichneten Waren 
in Verkehr bringt oder feilhält. Aus dieſem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt könnte die Benutzung der mit dem Warenzeichen der 
Nebenklägerinnen verſehenen Flaſchenkaſten eine ſtrafbare Ver⸗ 
letzung ihres Zeichenrechts enthalten, ſofern damit nach der 
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Auffaſſung des Verkehrs der Anſchein erweckt wird, als führe 
der Angeklagte Waren der Art, für die das Zeichen beſtimmt 
iſt, und wolle ſolche Waren in Verkehr bringen, als diene das 
Zeichen zur Bezeichnung ſeiner Ware. Ob das der Fall iſt, 
hat der Tatrichter nach den Umſtänden des Falls, insbeſondere 
der Art der Vorrichtung und ihrer Benutzung zu entſcheiden, 
notwendig und ſelbſtverſtändlich iſt es keineswegs, die Annahme 
liegt ſogar recht fern. Mindeſtens ebenſogut iſt möglich, daß 
die Firma der Nebenklägerinnen auf den Kaſten nach der Auf⸗ 
faſſung der beteiligten Kreiſe lediglich die Bedeutung hat, die 


Kaſten als Eigentum der Nebenklägerinnen zu kennzeichnen. 


Urt. d. L Sen. v. 30. Nov. 14 (875/14). 

b) Warenzeichen oder bildliche Beſchaffenheitsangabe?! 
Die Strafkammer erkennt an, daß die Züge der dar⸗ 
geſtellten Geſichter im einzelnen unähnlich ſind, daß die 
Köpfe in den geſchützten Zeichen auf weißem Grunde, in 
den Abbildungen der Inſerate des Angeklagten auf ſchwarzem 


Grunde ſtehen, hält jedoch die Gefahr einer Verwechſlung 


nach Waren ZG. 8 20 um deswillen für begründet, weil das⸗ 
jenige Merkmal, das den geſchützten Zeichen das charakteriſche 
Ausſehen verleiht, das menſchliche Geſicht mit einem 
durch eine ſchwarze Binde verdeckten Auge, auch in den 
Zeichen des Angeklagten wiederkehre. Dieſe Erwägung liegt 
im weſentlichen auf dem Gebiet tatſächlicher Würdigung und 
geht dabei richtigerweiſe von dem Geſamteindruck des Zeichens 
und der Bedeutung ſeines charakteriſtiſchen Merkmals aus 
Die Strafkammer unterläßt allerdings, ſich ausdrücklich darüber 
auszuſprechen, welche Bezeichnungskraft im Hinblick auf den 
Geſchäftsbetrieb der Nebenklägerin dieſem die beiderſeitigen 
Zeichen charakteriſierenden Motive ſelbſt zukommt. Nur wenn 
es gerade einen beſtimmten Gewerbbetrieb — hier den der 
Nebenklägerin — kennzeichnet, kann die Benutzung desſelben 
Motivs durch den Angeklagten zu Verwechſlung der aus einem 
Gewerbebetriebe ſtammenden Waren mit denen der Neben⸗ 
klägerin führen. Ein Warenzeichen, das aus einem Bilde 
beſteht, erhält ſeine Kennzeichnungskraft ſowohl durch die 
äußere Form des Zeichens und die Ausgeſtaltung des 
Bildes, als auch durch den inneren Gehalt, durch Sinn 
und Bedeutung der bildlichen Darſtellung. Beides zu⸗ 
ſammen genommen bringt einen charakteriſtiſchen Eindruck 
hervor, deſſen Wiedererzeugung in der Erinnerung auf die 
Ware hinweiſt, deren Kennzeichnung das Bild als Waren⸗ 
zeichen dient, und es iſt begreiflich, daß insbeſondere dem im 
Bild enthaltenen Sinn und Begriff hierbei eine weſentliche 
Bedeutung zukommt; (Kohler, Warenzeichenrecht, 2. Aufl, 
S. 167, 168). Daher vermag gegebenenfalls auch das in 
einem Warenzeichen durch das Bild dargeſtellte Motiv ſo 
erhebliche Charakteriſierungskraft zu beſitzen, daß jedes Zeichen, 
das dasſelbe Motiv bildlich darſtellt, zu Verwechſlungen ſelbſt 
dann führen kann, wenn die bildliche Darſtellung in der Form 
unter ſich verſchieden iſt, ſofern es nur das charakteriſtiſche 
Motiv rein zur Darſtellung bringt und nicht durch Hinzu⸗ 
fügung anderer gleichwertiger begrifflicher Elemente ein anderes 
Motiv ſchafft (RG. II. 139/11, 24. Okt. 11, abgedruckt im 
Gewerbl. Rechtsſchutz 1912 S. 70/71). Vorausſetzung hierfür 
ift aber immer, daß ſchon dieſes Motiv, ſchon der im Bild 
dargeſtellte Sinn, die wiedergegebene Situation in biefer ihrer 
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Eigenart gerade die Aufgabe erfüllt, die dem ganzen Waren⸗ 
- zeichen ſelbſt zukommt. Denn nur dann kann die Benutzung 


eines ſeiner Elemente auch zu einer Verwechſlung mit dem 
Urſprung der durch das Warenzeichen gekennzeichneten Waren 
führen. Iſt dagegen das Motiv, Sinn und Bedeutung des 
Bildes derart, daß es nicht geeignet iſt, auf einen beſtimmten, 
lonkreten Gewerbebetrieb hinzuweiſen, ſondern nur die 
allgemeine Art aller derartiger Gewerbebetriebe und der 
aus ihnen kommenden Waren zu charakteriſieren, erſchöpft ſich 
ſomit der im Bilde zum Ausdruck gebrachte Sinn und Begriff 
mur darin, die Art und Eigenſchaft der Ware und des 
Gewerbebetriebs zu beſchreiben und zu bezeichnen (Kohler a. a. O. 
S. 86 ff.), ſo vermag die Benutzung lediglich dieſes 
Motivs auch nicht weiter zu wirken und ebenfalls nur die 
Art des Gewerbebetriebs und der Ware zu kennzeichnen. 
Seine Benutzung ſteht deshalb nach WZ3G. 8 13 für jedermann 
frei. Die Gründe des Urteils ergeben in ihrem Zuſammen⸗ 
hange nicht, daß die Strafkammer dieſe Rechtsgrundſätze ver⸗ 
kannt hat, laſſen vielmehr erkennen, daß ſie das bezeichnete 
Motiv (Kopf mit ſchwarzer Binde) nicht als geeignet erachtet, 
die bloße Art des Gewerbebetriebs zu kennzeichnen, es viel⸗ 
mehr für hinreichend eigenartig hält, auf einen beſtimmten 
einzelnen Gewerbebetrieb hinzuweiſen. Denn nur von dieſer 
Annahme aus konnte fie zur Feſtſtellung der Verwechſelbarkeit 
der Warenzeichen kommen, worin zugleich die Verneinung der 
vom Angeklagten unter Berufung auf eine patentamtliche Ent⸗ 
ſcheidung geltend gemachte Natur des Motivs als bloßer Be⸗ 
ſchaffenheusangabe und eines Freizeichens enthalten iſt. Nur 
die Verneinung der objektiven Natur als Freizeichen recht⸗ 
ſertigt auch die ausdrücklich erfolgte Zurückweiſung der Berufung 
des Angeklagten hierauf als dem Gebiete des unbeachtlichen 
Rechtsirrtums angehörig. Ebenſo iſt ausreichend tatſächlich 
ſeſtgeſtellt, daß der Angeklagte feine Bezeichnung als Waren⸗ 
zeichen verwendet hat. Dies wird vom Verteidiger ohne 
Grund gerügt. Der Zweck der Verwendung, auf die An⸗ 
weſenheit in einem beſtimmten Orte und auf die Dienſt⸗ 
leiſtungen aufmerkſam zu machen, iſt durchaus vereinbar mit 
dem weiteren Zweck, die angekündigten künſtlichen Augen als 
aus dem beſtimmten Gewerbebetrieb herrührend zu bezeichnen. 
Dieſe Auslegung beruht auf einer dem Reviſionsgericht ent⸗ 
zogenen Beweiswürdigung der Ankündigungen. Urt. des 
IV. Sen. v. 9. Okt. 14 (481/14). 

36. Wettbewerbsgeſetz. 

a) 5 4 Uni WG. Anpreiſung einer fremden Ware unter 
fremdem Namen.] Die unlautere Reklame kann mit Täter: 
willen auch von einer Perſon ins Werk geſetzt werden, die die 
Reklame nicht im eigenen Namen und nicht zum unmittelbaren 
Nutzen eines eigenen Handelsgeſchäfts macht. Der Angellagte, 
als Vertreter der Firma J. & P, G. m. b. H., konnte als 
Täter eine Reklame veranſtalten, die den Abſatz der Ware 
dieſer Firma durch Vermittelung der Zwiſchenhändler zu fördern 
beftimmt war. Das LG. geht davon aus, daß der Angeklagte 
in dieſem Sinne die Reklame, in der ein Vergehen des un⸗ 
lauteren Wertbewerbs gefunden worden iſt, als eigene Hand⸗ 
lung wollte. Dem ſtand der Umſtand nicht entgegen, daß der 
Angeklagte die Ankündigungen mit dem Namen des Händlers, 
durch den die Ware — Margarine — vertrieben werden ſollte, 
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unterzeichnet hat. Nicht der äußere Hergang, ſondern bie 
Willensrichtung des Angeklagten und der Zwiſchenhändler ent⸗ 
ſchied darüber, wer von ihnen Täter und wer Gehilfe war, 
oder ob ſie beide Mittäter waren. Das Urteil ſpricht ſich 
über eine Teilnahme der Zwiſchenhändler an der Tat 
des Angeklagten überhaupt nicht aus. Aber auch wenn 
unterſtellt wird, daß auch ſie Täter oder daß ſie Mit⸗ 
täter bei der ſtrafbaren Verbreitung der Ankündigungen 
geweſen ſeien, würde dadurch die Täterſchaft des An⸗ 
geklagten nicht aufgehoben ſein. Urt. d. II. Sen. v. 15. Dez. 14 
(643/14). | 

b) 58 8 UnlWG. Ausverkauf.] Der Verteidiger be 
hauptet ohne Grund, es ſei die Abſicht des Angeklagten, das 
Warenlager zum Zwecke des Ausverkaufs zu erwerben, nicht 
feſtgeſtellt worden. Die Strafkammer nimmt vielmehr für er⸗ 
wieſen an, daß er zwar anfänglich bei der Erſtehung des 
Warenlagers aus der Verſteigerung das auf ihn entfallende 
Drittel in ſeinem ordentlichen Geſchäftsbetriebe verwenden 
wollte, daß er aber dieſe Abficht ſpäter aufgegeben hat und 
dann die auf B. und K. entfallenden beiden Drittel durch eine 
mit dieſen getroffene Vereinbarung allein zu dem Zweck über: 
nahm, fie zuſammen mit dem ihm zulommenben Drittel im 
Wege des Ausverkaufs zu veräußern. Es könnte hiernach in 
Frage kommen, ob der Angeklagte nicht dieſe zwei Drittel des 
Warenbeſtands ſeinem Drittel in jener Abſicht hinzufügte, ſo 
daß der Fall, daß der Angeklagte eine ganze Warenmaſſe 
zum Zwecke des Ausverkaufs anſchaffte und auf den der Ver⸗ 
teidiger die Vorſchrift des 8 8 UnlWG. überhaupt nicht an⸗ 
wendbar ſein laſſen will, gar nicht vorliegen würde. Denn 
hätte der Angeklagte ſein Drittel der ganzen Warenmaſſe zwar 
ohne Ausverkaufsabſicht erworben, ſo würde die Übernahme 
der beiden andern Drittel zu dem Zweck, nunmehr die ganze 
Warenmaſſe auszuverkaufen, ein Vorſchieben zu einem bereits 
vorhandenen Warenbeſtand enhalten und hiernach auch noch 
der engeren Auslegung der Anwendung des 8 8 UnlWG. kein 
Bedenken entgegenſtehen. Aber auch wenn mit der Straf⸗ 
kammer anzunehmen iſt, daß ſich erſt die tatſächliche körperliche 
Übernahme der ganzen Warenmaſſe, deren beabſichtigte reale 
Teilung in drei verſchiedene Teile nach der getroffenen Ver⸗ 
einbarung mit B. und K. unterblieb, aus der Hand des B., 
der als Vertreter des Angeklagten und des Kaufmanns K. die 
Konkursmaſſe erſteigert hatte, als ein Anſchaffen des ganzen 
Warenbeſtands darſtellt, und dieſes in der Abſicht, den Aus⸗ 
verkauf zu veranſtalten geſchah, würde die Anwendung des 
§ 8 Unl WG. gerechtfertigt fein. Die hiergegen geltend ge⸗ 
machten Bedenken ſind bereits in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 18. März 1913 (4 D. 1363/12, abgedruckt im 
Gewgſchutz 1913, 249) gewürdigt worden, und es iſt dort 
ausgeſprochen, daß auf das Anſchaffen eines ganzen Waren⸗ 
lagers zum Zwecke des Ausverkaufs 88 UnlWG., wenn nicht 
unmittelbare, wie RG St. 45, 371 annimmt, fo doch wenigſtens 
entſprechende Anwendung finden könne. Ob das eine oder 
das andere ſtattfindet, iſt aber, wie bereits der III. StS. in 
feinem Urteile vom 2. Juni 1913 (abgedruckt Gewgſchutz a. a. O. 
S. 254) anerkannt hat, völlig belanglos, ſo daß die Ver⸗ 
urteilung nicht gegen das Geſetz verſtößt. In dem vom Ver⸗ 


teidiger angeführten Aufſatze im „Recht“ 1913 S. 463 werden 
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neue beachtliche Gründe gegen dieſe Auffaſſung nicht geltend 
gemacht. Urt. d IV. Sen. v. 16. Okt. 14 (491/14). 

37. Wehrbeitragsgeſetz § 68. 

a) Kann ſich ein Steuerhinterzieher die Rechtswohltat des 
§ 68 verſchaffen, indem er eine Wehrbeitragsdeklaration abgibt, 
obwohl er gar nicht wehrbeitragspflichtig ift?] Im Jahre 1914 
nach Einleuung des Strafverfahrens, nach dem Inkrafttreten des 
Wehrbeitragsgeſetzes und vor der Veranlagung zum Wehrbeitrag, 
hat der Angeklagte zur Veranlagung der Einkommenſteuer bei 
der Steuerbehörde erklärt, daß er aus dem Gewerbe nach dem 
maßgebenden Stande des Jahres 1913 ein ſteuerbares Ein⸗ 
kommen von 2286 & beziehe. In der Hauptverhandlung hat 
er ſich ſodann gegen die Anklage der Steuerhinterziehung in 
den Jahren 1908, 1911, 1912 darauf berufen, daß er 1914 
fein Einkommen wahrheitsgemäß angegeben und dadurch Strafs 
freiheit erlangt habe. Das LG. hat dem Einwande die Be⸗ 
ruckſichtigung verſagt, weil es ſich bei dem Einkommen des 
Angeklagten um ſchwankende Einnahmen handle, der Angeklagte 
nur die Einnahmen aus 1913 angegeben habe und weil in einer 
ſolchen Angabe nicht die Muteilung eines Einkommens liege, „das 
bisher der Beſteuerung entzogen geweſen ſei“. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob dieſe Annahme des LG. ganz rechtsirrtumsfrei iſt 
und inwieweit etwa die dagegen gerichteten Angriffe der Reviſion 
zutreffend ſind. Denn auf dieſer Annahme des LG. beruht 
das Urteil nicht. Nach der eigenen Darftellung des Angeklagten 
wie nach der aus den Urteilsgrunden erhellenden Annahme des 
LG. hatte der Angeklagte zu der für die Veranlagung des 
Weyrbeurags maßgebenden Zeit weder 10 000 & Vermögen 
noch 5000 & Einkommen. Demzufolge war der Angeklagte 
nach dem Wehrbeuragsgeſetze nicht beitragspflichtig. § 68 
konnte darum auf ihn nach ſeinem Wortlaut wie nach ſeinem 
Sinn und Zweck überhaupt keine Anwendung finden. Verneint 
muß werden, daß im § 68 unter Beitragepflichtigen nicht nur 
diejenigen Perſonen zu verſtehen wären, die nach ihren Ver⸗ 
mögens⸗ und Einkommensverhältniſſen der Pflicht zur Zahlung 
von Wehrbeitrag unterliegen, ſondern die ſogenannten „ſubjektiv 
Beuragspflichtigen“, namlich alle Perſonen, die nach dem Geſetze 
beitragspflichrig wären, wenn fie ein die Beitragspflicht bes 
gründendes Einkommen oder Vermögen beſaßen. Denn es iſt 
kemerlei Grund dafür erſichtlich, warum durch das Reichsgeſetz 
über den Wehrdeurag Srraffreihen für Zuwiderhandlungen 
gegen die Landesſteuergeſetze auch ſolchen Perſonen gewährt 
werden ſollte, die in Wirklichkeit keinen Wehrbeitrag zu zahlen 
haben. Urt. d. V. Sen. v. 12. Jan. 15 (681/14). 

b) Vollſtändige Angabe einer teilweiſe ſchon aufgedeckten 
Hinterziehung.] Gegen den Angeklagten iſt am 8. April 1912 
die Vorunterſuchung eröffnet worden unter der Anſchuldigung, 
daß er in den Jahren 1906 bis 1911 wiſſentliche Steuer⸗ 
hmterziehungen nach 8 72 PrEinkStG. vom 19. Juni 1906 
begangen habe. Im Laufe dieſes Verfahrens hat der vom 
Unterſuchungsrichter zugezogene Sachverſtändige am 26. Mai 1913 
ein Gutachten abgegeven, wonach er fur jedes der in Betracht 
kommenden Jahre das Vermögen des Angeklagten ziffermaßig 
berechnete und ſodann zu einer Steuerverkürzung von zuſammen 
2480,60 & kam. Am 11. Februar 1914 hat der Angeklagte 
zwecks Veranlagung zum Wehrbeitrag fein Vermögen auf den 
31. Dezember 1911 noch um 16 392 4 höher angegeben, als 
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es ſich nach dem Gutachten des Sachverſländigen belaufen haben 
ſollie. Auf Grund dieſer Erklärung billigte die Strafkammer 
dem Angeklagten die von ihm beanſpruchte Wohltat des § 68 
Wehr BG. zu. Indem fie dem § 15 Abſ. 2 Aus; Beſt. des 
Bundesrats vom 8. November 1913 die Eigenſchaft einer 
Rechtsverordnung abſprach, glaubte ſie aus dem Geſetze ſelbſt 
die Anhaltspunkte für die Anwendung des § 68 Wehr BG. auf 
den vorliegenden Fall entnehmen zu können. Sie meint, nach 
der Enrſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſolle die Vergünſtigung 
des § 68 möglichſt vielen Steuerpflichtigen in Ausſicht geſtellt 
werden, um möglichſt viele, bisher der Steuerbehörde unbekannt 
gebliebene Einkommen und Vermögen der Beſteuerung zugänglich 
zu machen; der 5 68 enthalte keine Einſchränkung, wie der 
5 59 Wehr BG. und der für dieſe Geſetzesſtelle offenbar zum 
Vorbild genommene § 72 PreEinkStG.; in der Abweichung des 
Wortlauts des Geſetzes von dem des Geſetzentwurfs (Vermögen, 
das „bisher der Beſteuerung entzogen war“ ſtatt Vermögen, 
das „bisher nicht beſteuert war“) liege keine Einſchränkung; 
„entzogen“ heiße nichts anderes, als „nicht beſteuert“ fein; ent» 
zogen ſei Einkommen und Vermögen der Beſteuerung inſolange, 
als nicht im Veranlagungsverfahren eine rechtskräftige Ver⸗ 
anlagung ſeitens der Steuerbehörde erfolgt oder im Straf⸗ 
verfahren die Steuerhinterziehung rechtskräftig feſtgeſtellt ſei; 
das Geſetz habe die Einſchräntung des 8 59 nicht auch in den 
5 68 aufnehmen können, weil dann zu befürchten geweſen wäre, 
daß der Zweck dieſer Beitimmung in Frage geſtellt würde; nur 
in ſeltenen Fallen werde man ſagen können, es liege kein Grund 
vor, den Steuerpflichrigen die Vergunſugung des 5 68 in Aus⸗ 
ht zu ſtelen, weil im Strafverfahren ſchon mit ziemlicher 
Sicherheu die hinierzogenen Betrage und damit das wukliche 
Vermögen oder Einkommen feſtgeſtellt und daher der Zweck des 
Geſetzes bereits erreicht fer; es konnten doch auch in ſolchem 
Falle noch weitere Vermögensſtucke und Einkommensquellen 
angegeden werden, die bis dahin unbekannt geblieben ſeien. 
Gegen eine Einſchränkung der Vorſchrift des 8 68 glaubt die 
Straſtammer darauf hinweisen zu dürfen, daß die Einleitung 
des Strafverfahrens nach dem PrEinkStG. durch eme jedem 
Druten noch unbekannte amtliche Verfügung geſchehe, und es 
deshalb unbillig ſein wurde, den Zeupunkt dieſer Entſcheidung 
als maßgebend dafur zu erachten, ob der Beſchuldigte Straf: 
freiheu gemeßen ſolle oder nicht. Im vorliegenden Falle fol 
insbeſondere auch dem Eingang des Sachvernändigengurachtens 
keine eniſcheidende Bedeutung beigelegt werden dürfen. Endlich 
findet die Srraſtammer große Schwierigkenen in ſolchen Fällen, 
in denen ein Beſchuloigter noch nicht in das Strafverfahren 
einbezogene Beträge vom Vermögen oder Eukommen kundgibt, 
insbeſondere meint fie, daß es pratuſch äußerſt ſchwierig ſein 
wurde, hier eme Unterſchewdung zu treffen. Dieſe Ausführungen 
der Strajtammer find nicht nichhaltig. Vor allem irrt die 
Strafkammer darm, daß fie annimmt, „der Beſteuerung ent 
zogen“ bedeute nichts anderes als „nicht beſteuert“, wie es in 
§ 66 des Geſetzentwurfs hieß. Das Nichrbeſteuertſem iſt ein 
Zuſtand, bei dem es dahungeſtellt bleibt, ov der Steuerpflichtige 
zu ſemer Herbeiſührung irgendwie tätig geweſen iſt oder nicht; 
wird aber Vermögen oder Einkommen als „der Beſteuerung 
entzogen“ bezeichnet, fo ſetzt das eine Tätigkeit des Steuer⸗ 
pflichtigen voraus, die auf Herbeiführung dieſes Zustands ab 
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gezielt haben muß und fortdauernd abzielt. Hierzu tritt in 
Gegenſatz eine auf Beſeitigung dieſes Zuſtands gerichtete amtliche 
Tätigkeit mit der Folge, daß von einem der Beſteuerung ent⸗ 
jogenen Vermögen oder Einkommen nicht mehr geſprochen werden 
kann, ſobald es in feiner Eigenſchaft als Beſteuerungsgegenſtand 
amtlich aus ſeiner Verborgenheit hervorgezogen und ſo der Be⸗ 
ſeuerung zugänglich gemacht iſt; daß es auch bereits beſteuert 
ſen müfle, wird dazu nicht erfordert, wie denn auch die Straf⸗ 
lammer ſelbſt nicht das, ſondern nur eine rechtskräftige Feſt⸗ 
ſtellung der Steuerpflicht verlangt. Selbſtverſtändlich kann der 
Erfolg einer Aufdeckung von Vermögen und Einkommen zur 
Beſteuerung nicht mit der bloßen Förmlichkeit der Einleitung 
eines Strafverfahrens wegen Steuerhinter ziehung verbunden 
fein. Auch nach der Einleitung eines Strafverfahrens wird 
es regelmäßig zunächſt ungewiß bleiben, ob und wieweit Ver⸗ 
mögen oder Einkommen der Beſteuerung entzogen iſt. Solange 
dieſe Ungewißheit beſteht, bleibt auch die Beſteuerungsmöglich⸗ 
leit zweifelhaft. Vermögen und Einkommen bleiben in ſolchem 
Falle nach wie vor der Beſteuerung entzogen, und es iſt des⸗ 
halb der Strafkammer zuzugeben, daß die bloße Einleitung 
eines Strafverfahrens der Anwendung des 5 68 Wehr BG. 
nicht entgegenſtehen kann. Der Zweck des Geſetzes, bei der 
Veranlagung zum Wehrbeitrag möglichſt wahrheitsgemäße An⸗ 
gaben zu erzielen (ſiehe Begründung zu $ 66 des Entwurfs, 
S. 2, erfordert es, dem Pflichtigen die Wohltat des 8 68 
zu gewähren, ſolange die Möglichkeit gegeben iſt, daß trotz 
Einleitung eines Strafverfahrens die tatſächlich vorliegende 
Hinterziehung unerweislich bleibt. Das muß für den Geſetz⸗ 
geber auch der Grund geweſen fein, in den 8 6s nicht gleich⸗ 
ſalls die in $ 59 enthaltene Einſchränkung aufzunehmen; denn 
der 8 59 ſetzt eine bereits gemachte unrichtige oder unvoll⸗ 
fändige Angabe voraus, während der 8 68 erſt künftige ſolche 
Angaben im Auge hat und von vornherein deren Unrichtigkeit 
oder Umollſtändigkeit verhindern will. Anderſeits kann es 
aber auch nicht, wie die Strafkammer meint, ſtets einer rechts⸗ 
kräftigen verwaltungsrechtlichen oder ſtrafrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidung bedürfen, um Vermögen oder Einkommen als im 
Sinne des Geſetzes der Beſteuerung nicht mehr entzogen be⸗ 
jeihnen zu können; es muß hierzu vielmehr ſchon die Tarſache 
der amtlichen Aufdeckung mit der daraus ſich ergebenden Be⸗ 
ſteuerungsmöglichkeit genügen. Sobald einmal ohne Zutun 
des Pflichtigen dieſer tatſächliche Erfolg erreicht iſt, würde es 
für das Geſetz zwecklos ſein, dem der Hinterziehung Schul⸗ 
digen noch eine Vergünſtigung zu gewähren. Der Stand⸗ 
punkt der Strafkammer würde zu gänzlich unannehmbaren, 
dom Geſeze unmöglich gewollten Ergebniſſen führen; denn 
es könnte beiſpielsweiſe ſicher nicht dem Geiſte des Geſetzes 
teſſprechen und durchaus nicht in ſeinem Zwecke gelegen 
Im, daß der bereits vom Schöffengerichte wegen Steuer: 
himerziehung verurteilte Steuerpflichtige in die Lage verſetzt 
fin ſollte, mittels Einlegung der Berufung ſeine Frei⸗ 
ſrechung vor dem BG. dadurch herbeizuführen, daß er bei 
mer noch vor der Berufungsverhandlung ſtattfindenden Ver: 
anlagung nach 5 68 Wehr BG. Angaben machen würde, die 
bloß in einer Beſtätigung unbeſtreitbarer Feſtſtellungen des an⸗ 
eloßtenen Urteils oder etwa gar in der Wiederholung eines 
bereits im Strafverfahren abgelegten Geſtändniſſes beſtänden. 
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Schon aus dem ſoeben Geſagten ergibt ſich. daß das Geſetz, 
indem es von „angeben“ ſpricht, nicht eine bloße Förmlichkeit 
im Auge haben kann, wie denn auch begrifflich ein „angeben“ 
von bisher der Beſteuerung entzogenem Vermögen oder Ein⸗ 
kommen vorausſetzt, daß der Angebende der Behörde etwas 
mitteilen will, was ihr bisher nicht bekannt iſt. Nur für ein 
ſolches „Angeben“, nicht für ein bloßes „Zugeben“ deſſen, was 
bereits durch amtliches Einſchreiten zuverläſſig und ernſtlich 
nicht mehr beſtreitbar ermittelt iſt, kann das Geſetz die Wohltat 
feines 8 68 in Ausſicht geſtellt haben. Ob der Pflichtige dieſe 
Wohltat auch dann genießen ſoll, wenn er bei ſeiner Angabe 
von der amtlichen Aufdeckung ſeiner Hinterziehung keine Kenntnis 
hat, kann für den vorliegenden Fall unerörtert bleiben, da 
nach den Feſtſtellungen des Urteils der Angeklagte offenbar 
dieſe Kenntnis beſeſſen hat. Belanglos muß es ſein, ob eine 
amtliche Ermittlung der zuſtändigen Steuerbehörde ſelbſt bereits 
bekannt geworden iſt; es muß insbeſondere zum Ausſchluß des 
Schutzes des 8 68 genügen, wenn in einem auf Veranlaſſung 
der Steuerbehörde wegen Steuerhinteriehung eingeleiteten 
Strafverfahren für fie und ihre Zwecke die Ermittlung erfolgt 
iſt. Nach alledem muß es im einzelnen Falle eine nach freiem 
richterlichen Ermeſſen zu entſcheidende Frage rein tatſächlicher 
Natur ſein, ob bisher der Beſteuerung entzogenes Vermögen 
oder Einkommen amtlich in einer Weiſe aufgedeckt iſt, daß es 
als ermittelter Beſteuerungsgegenſtand und danach als der 
Beſteuerung nicht mehr entzogen gelten kann. Solange dieſe 
Frage nicht bejaht werden kann, muß eine Angabe im Sinne 
des § 68 und demgemäß der Genuß der Wohltat dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung möglich ſein, ſelbſt wenn noch ſo ſchwere Verdachts⸗ 
gründe für eine Hinterziehung vorliegen. Wenn der Beſteuerung 
bisher entzogenes Vermögen oder Einkommen ohne Zutun des 
Pflichtigen amtlich aufgedeckt worden iſt, ſo iſt nicht ohne 
weiteres ausgeſchloſſen, daß das nicht in vollem Umfang 
geſchehen und ſo für den Pflichtigen immer noch die Möglichkeit 
gegeben iſt, bisher der Beſteuerung entzogenes Vermögen oder 
Einkommen anzugeben. Daraus folgt aber nicht, daß der 
Pflichtige, wenn er von dieſer Möglichkeit Gebrauch macht, 
nun die Wohltat des Geſetzes bezüglich des geſamten bisher 
verſchwiegenen Vermögens oder Einkommens, alſo auch bezüglich 
desjenigen Teils genießen muß, der ohne ſein Zutun aufgedeckt 
worden war, oder daß dem Pflichtigen die Wohltat des Geſetzes 
überhaupt zu verſagen iſt. Vermögen oder Einkommen in dieſer 
Beziehung als unteilbares Ganzes zu behandeln, dazu beſteht 
durchaus kein Grund. Das Geſetz ſpricht unbeſtimmt von 
„Vermögen oder Einkommen“, nicht etwa von dem Vermögen 
oder Einkommen. Danach darf angenommen werden, daß der 
Pflichtige bei jeder Angabe von bieber verſchwiegenem Ver: 
mögen oder Einkommen bezüglich deſſen, was er angegeben 
hat, der Vergünſtigung des § 68 teilhaftig werden ſoll, auch 
wenn dieſe Angabe ſich nur auf einen Teil des bisher der 
Beſteuerung Entzogenen erſtreckt. Ob neben einer ſolchen Teil: 
angabe eine ohne Zutun des Pflichtigen erfolgte Aufdeckung 
oder eine Weiterentziehung eines anderen Teils einhergeht, muß 
gleichgültig ſein. Weder im einen noch im anderen Falle iſt 
ein tatſächliches oder rechtliches Hindernis für eine entſprechende 
Anwendung des 5 68 Wehr BG. anzuerkennen. Ein ſolches iſt 
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Schuldfrage herzuleiten. Nicht die Schuldfrage, ſondern die 
Straffrage hat das Geſetz im Auge, indem es für die Angabe 
bisher der Beſteuerung entzogenen Vermögens oder Einkommens 
Freiheit von der „Strafe“ in Ausſicht ſtellt. Strafen wegen 
Steuer hinterziehungen der hier in Betracht kommenden Art find 
regelmäßig rein rechneriſch zu beſtimmen, und daher teilbar; 
ſie ſind nach dem Mehrfachen der hinterzogenen Steuerbeträge 
zu berechnen und bei einer Teilangabe nach 8 68 tritt danach 
Straffreiheit inſofern ein, als der auf den angegebenen Teil 
treffende, für die Vergangenheit nicht mehr nachzuholende 
Steuerbetrag auch nicht zur Grundlage für eine Strafen⸗ 
berechnung gemacht werden darf. Von beſonderen Schwierig⸗ 
keiten, die einer ſolchen Sachbehandlung entgegenſtänden, kann 
keine Rede ſein; ſie ſind keine anderen, als diejenigen, welche 
überhaupt bei einer Ermittlung und Feſtſtellung einer Steuer⸗ 
hinterziehung zu überwinden ſind. Zuzugeben iſt der Straf⸗ 
kammer, daß dem § 15 Abſ. 2 AusfBeſt. eine die Vorſchrift 
des Geſetzes ergänzende ſtrafrechtliche Bedeutung nicht zukommen 
könnte, falls er dahin aufzufaſſen wäre, daß ſchon mit der 
Einleitung eines Strafverfahrens allein der Schutz des 5 68 
Wehr BG. entfallen müſſe. Durch den § 70 Wehr BG. iſt der 
Bundesrat weder zu einer die Rechtſprechung bindenden Aus⸗ 
legung noch zu einer Anderung oder Ergänzung der geſetzlichen 
Straſvorſchriften ermächtigt. Urt. d. I. Sen. v. 25. Jan. 15 
(446/14). 

38. 3PO. 8 170. Wirkſamkeit der Zuſtellung, obwohl 
der Gerichtsvollzieher die zugeſtellte Ausfertigung verſehentlich 
wieder mitgenommen hat.] Der Gerichtsvollzieher H. hat dem 
Angeklagten eine beglaubigte Abſchrift des Arreſtbefehls über⸗ 
geben. Die Zuſtellung war damit rechtsgültig erfolgt. Zur 
Übergabe bedarf es nicht notwendig einer Verabfolgung in die 
Hand des Empfängers; es genügt, daß das Schriftſtück mit — 
wenn auch nur ſtillſchweigend ausgedrückter — Zuſtimmung der 
Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, im Bereiche ihrer Ver⸗ 
fügungsmacht niedergelegt wird, ſofern dabei der zuflellende 
Beamte dieſer Perſon die Abſicht der Übergabe kund gibt 
(RG. 6, 343). Mindeſtens das letztere iſt, nach Inhalt des 
Urteils, im vorliegenden Falle geſchehen. Der Gerichtsvollzieher 
hat die zum Zwecke der Zuſtellung aus der Mappe genommene 
beglaubigte Abſchrift des Arreſtbefehls dem Angeklagten, ſei es 
durch Aushändigung oder durch Niederlegung auf den Tiſch, 
übergeben und die Übergabe zur Kenntnis gebracht. Daß der 
Empfänger „ſich das Schriftſtück anſieht und ſich über deſſen 
Inhalt klar wird“, iſt zur Gültigkeit der Zuſtellung nicht er⸗ 
forderlich; und ebenſo durfte unentſchieden bleiben, ob der An⸗ 
geklagte erkannt hat, daß der Gerichtsvollzieher die beglaubigte 
Abſchrift zum Zwecke der Zuſtellung ihm in die Hand ge: 
geben oder auf den Tiſch gelegt hatte. Zutreffend hat die 
Strafkammer es als unerheblich angeſehen, ob dem Angeklagten 
zum Bewußtſein gekommen iſt, daß der unter ſeinen Augen ſich 
abſpielende Vorgang eine Zuſtellung war — ein Formalakt, 
deſſen Beſtand und Geltung im Intereſſe der Rechtsſicherheit 
nicht von rein innerlichen, in keiner Weiſe erkennbaren Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig ſein kann. War hiernach die Zuſtellung — 
auf die eine oder andere Weiſe — gültig erfolgt, ſo würde 
daran nichts nachträglich geändert werden, wenn etwa, wie das 
Urteil für möglich erklärt, der Gerichtsvollzieher das Schriftſtück 
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beim Zuſammenraffen ſeiner Papiere mitergriffen und im Weg⸗ 
gehen wieder mitgenommen haben ſollte. Die Zurücklaſſung am 
Orte der Zuſtellung bildet nur in dem Falle des 8 186 38d. 
eine weſentliche Förmlichkeit des Zuſtellungsaktes, als Erſatz 
für die durch grundloſe Annahmeweigerung unmöglich gemachte 
Übergabe. Eine ſolche Weigerung kommt hier nicht in Frage. 
Urt. d. II. Sen. v. 17. Nov. 14 (668/14). 


D. Landesgeſetze. 


39. Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 30. Juni 1909 
§ 17 Abſ. 3b. „Vorlegen“ einer Urkunde (Bezugnahme auf 
die ſchon vorliegende).] In einer bei der Auflaſſung erklärten 
ausdrücklichen Bezugnahme auf die ſchon von früher her in den 
Händen des Grundbuchamts befindliche Urkunde konnte ohne 
Rechtsirrtum eine bei der Auflaſſung bewirkte „Vorlegung“ der 
Urkunde gefunden werden. Urt. d. III. Sen. v. 11. Jan. 15 
(621/14). 


— — — a — 


Literaturbeſprechung. 


Soergel: Rechtſprechung 1914 zum geſamten Zivil-, Handels⸗ 
und Prozeßrecht des Reiches und der Bundesſtaaten. 
Stuttgart und Berlin, 1915. Deutſche Verlagsanſtalt. 
Geb. 10,60 &. 

Der „Soergel“ iſt auch dieſes Mal pünktlich auf dem Plane 
erſchienen, obwohl zwei Mitarbeiter des Herausgebers: Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Dr. Scherling und Landrichter Dr. Becker, im Felde 
ſtehen. Er be ingt auf 1137 Seiten die Rechtſprechung und bat 
Schrifttum zu 327 Geſetzen. In den 15 Jahren ſeines Erſcheinen 
iſt das Werk fo vervollkommnet worden, daß eigentlich nur ein 
Wunſch auszuſprechen bleibt: das iſt der nach einem möglichſt aus 
führlichen Sachregiſter, das in feinen Stichwörtern außer den juriſti 
ſchen auch die wirtſchaftlichen Begriffe berückſichtigen müßte. Es gibt 
Rechtsbegriffe und wirtſchaftliche Erſcheinungen, die in die verſchie⸗ 
denſten Gebiete des Rechtsſyſtems hineinragen und deshalb an gar; 
verſchiedenen Stellen des dickleibigen Buchs behandelt werden. Zum 
Teil handelt es ſich um Dinge, die zum täglichen Brot der juriſti⸗ 
ſchen Praxis gehören. Wo findet man z. B. die Literatur und Recht⸗ 
ſprechung zur Sfherungsübereignung? Mit erheblichem Zeit: 
aufwand entdeckt man fie an bier verſchiedenen Stellen: bei BOB. 
8 118, BGB. § 138, BGB. 8 930, Anf. 8 3. Ahnlich ſteht es 
mit dem 1500⸗Mark⸗Vertrag, der bei BGB. § 117, ZPO. 5 850, 
AnfG. § 3 behandelt wird und den Fragen aus dem Kartellrecht, 
die bei BGB. § 138, HBG. § 212 und Gmbh. 8 3, vielleicht 
auch an anderen Stellen berührt werden. Manche Dinge weiß man 
überhaupt nicht zu ſuchen: Lebensverſicherungsbedingungen, 
Vorvertrag, Garantievertrag, die heute fo wichtige Krieg“ 
Haufel. Erſt ein möglichſt praktiſches Regiſter würde den ganzen 
Reichtum der in dieſem Buche aufgeſpeicherten Arbeit erſchließen. 

Mit erſtaunlicher Sorgfalt find faſt alle Zeitſchriften herar? 
gezogen worden, die auch nur gelegentlich Urteile oder juriſtiſche 
Aufſätze bringen. Abſolute Vollſtändigkeit iſt hier natürlich nicht zu 
erreichen, zumal auch die großen Tageszeitungen mehr und mehr 
juriſtiſches Material von teilweiſe mehr als vorübergehendem Inter 
eſſe bringen. Von Fachzeitſchriften vermiſſe ich: (Neumanns) Zeit⸗ 
ſchrift für Verſicherungsweſen, Rundſchau für Geſellſchaften m. b. H. 
herausgegeben von O. Schmidt, Zeitſchrift für Geſellſchaften m. b. H. 
herausgegeben vom Verbande der G. m. b. H. 

Als ſelbſtverſtändlich durfte erwartet werden, daß das Buch 
auch das Material zu den Kriegsnotgeſetzen bringen würde: Auf 
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25 Seiten werden außer der Literatur mehr als 100 Entſcheidungen 
zu den Kriegsgeſetzen aus der Zeit bis Ende 1914 gegeben. Sn: 
wiſchen iſt im neuen Jahre eine wahre Hochflut von Entſcheidungen 
und Auffägen zum Kriegsrecht angeſchwollen. Vielleicht entſchließt 
ſich der Verfaſſer, fie während des Kriegs in Nachträgen, etwa in 
vierteljährlichen Abſtänden, bekanntzugeben. Im nächſten Jahrgange 
kommt dieſes zum großen Teile ephemere Material voraus ſichtlich 
zu fpät. Rechts anwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Kechtfertigt der Krieg die Fiſtierung von Anzeigen- 
verträgen? 


A. 


Die Ausführungen des Herrn Rechtsanwalts Recken unter dem 
obigen Titel in JW. 1915, 253 behandeln Dinge, welche gegenwärtig 
für einen großen Teil deutſcher Verleger eine Lebens frage bedeuten. 
Ich vermag dem Berſaſſer nicht in allen Teilen zuzuſtimmen. 

Er geht von der Auffaſſung aus, der Anzeigenvertrag ſei vor 
allem ein Reklamevertrag und fein Inhalt in erſter Linie die 
Anzeigenreklame. Meines Erachtens iſt die von dem Inſerenten 
beabſichtigte Reklamewirkung nur das Motiv zum Abſchluß des 
Anzeigenvertraas, aber nicht a Inhalt. Wenn der Inſerent 
einen Propagandiſten beauftragt, für ihn eine wirkungsvolle Reklame 
durchzuführen, alſo einen packenden RNeklametext zuſammenzuſtellen, 
zugkräſtige Kliſchees zu entwerfen, für Veröffentlichung in periodiſchen 
Druckſchriſten mit dem für die Ware beſonders empfänglichen Leſer⸗ 
kreis zu ſorgen, fo iſt dies ein Neklamevertrag. Wenn aber ber 
Inſerent ſelbſt den ihm gut dünkenden Anzeigentext zuſammenſtellt, 
für Beſchaffung etwaiger Kliſchees ſorgt und die Anzeigenblätter nach 
ſeiner eigenen Beurteilung auswählt, fo iſt der Anzeigenvertrag mit 
dem Verleger nichts anderes, als ein Werkvertrag, der nur den 
vorſchriſtsmäßigen Abdruck der Anzeigen und ſelbſtverſtändlich die 
von dem Verleger behauptete Verbreitung zum Inhalt hat. 

Dem Inſerenten bleibt es überlaſſen, zu prüfen, ob der Text 
der Anzeige für ihn eine Reklame iſt oder nicht; der Verleger wird 

gemeinhin nur darum kümmern müffen, ob die Anzeige nicht etwa 
gegen ein G⸗ſetz oder gegen die guten Sitten verftößt. Die Reklame 
iſt nicht einmal bei allen Anzeigen das Motiv des Anzeigend en; man 
denke z. B. an die Todesanzeigen. Der Verleger erhält eine Ber: 
zütung für die Schaffung der Möglichkeit, einen beſtimmten gedanklichen 

nhalt einem gewiſſen Perſonenkreis kundzumachen. Die Höhe der 
Inſertionsgebühten iſt dadurch bedingt, 1. daß der Verleger von 
ſeinem Beruf leben, alſo daran verdienen muß, 2. daß in der Regel 
mir auf Grund der Inſerateinnahmen der Abonnementspreis fo 
niebrig gehalten werden kann, daß eine größere Verbreitung möglich 
iſt. Dieſe Wechſelwirkungen haben ſich allmählich herausgebildet. 
Wenn der Anzeigende einem Qualitätsblatt höhere Einrückungsgebühren 
bezahlt, als einer anderen Zeitung mit gleicher Auflage, fo iſt das 
Sache feiner Kalkulation. Kommt er nicht auf feine Rechnung, fo 
bat er ſich verkalkultert. Die gleiche Bewandtnis hat es mit den 
ſogenannten Vorzugsplätzen. Die einen halten dieſen, die anderen 
jenen Platz für beſſer, ebenſo wie die einen in der möglichſt 
tontraftierenden Abwechflung der Neklameideen das Weſen des Erfolges 
abliden, während andere dem Publikum die Ware durch ftändig 
gleichartige Reklame näherbringen wollen. Hat ſich der Anzeigende 
über den Erfolg der Anzeige geirrt, ſo war dies ein Irrtum im 
Veweggrunde, der weder zur Anfechtung, noch zum Rückrritt berechtigt, 
ſofern die tatſächlichen Angaben des Verlegers richtig waren. 

Der Berfafler des Artikels fert den Fall, daß der Verleger eines 
Qualitätsblattes plötzlich die politiſche Richtung des redaktionellen 
Teiles ändert, ſo daß für manche der bisherigen Inſerenten die 
weitere Abnahme der Inſerate ein Unding wäre und zieht daraus 
die Schlußfolgerung, daß der Inſerent ſchlechthin ein Rücktrittsrecht 

e, wenn ein vom Inſerenten nicht verſchuldetes Ereignis, z. B. auch 
der Krieg, eintrete, das den Reklameerfolg vereitle. In dem an 
gezogenen Beiſpiel wird der Reklameerfolg durch ein Verhalten des 
Zerlegers vereitelt, der Krieg iſt aber weder vom Verleger noch 
vom Inſerenten verſchuldet. BEN 

Die Meinung, bei den Verlegern werde der durch die Siftierung 
des Anzeigenvertrages entſtehende Schaden größtenteils dadurch aus⸗ 
geglichen, daß dafür andere Unternehmungen, welche durch den Krieg 
verdienen, entſprechend mehr inſerieren, wird durch die von den Ver⸗ 
legern wäbrend der verfloſſenen 7 Kriegsmonate geſammelten Cr: 
fahrungen widerlegt. Die meiſten Zeitungen und Zeitſchriften arbeiten 
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heute infolge der Inſeratausfälle ohne Verdienſt, obwohl vielſach die 
Auflage geſtiegen iſt. Infolge der durch den Krieg bewirkten Abnahme 
von Anzeigenaufträgen haben über 1000 Zeitungen und Zeilſchriften 
ihr Erſcheinen einflellen müſſen. 

Inſeratenteil und redaktioneller Teil ſtehen in engem wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhang. Ohne Inſerate iſt heute keine Preſſe, ohne 
Preſſe ſind keine Inſerate in dem heutigen Umfang denkbar. Inſerate 
und redaktioneller Text verfolgen grundverſchiedene Ziele, ſie bedienen 
ſich aber des gleichen Organiſators: des Verlegers. Dieſer bringt 
die Bedürfniſſe der Redaktion und der Inſerenten unter einen Hut, 
wägt die Preiſe ab, welche nötig find, damit das Ganze auf 
die Dauer beſtehen und in wirtſchaftlicher Weiſe betrieben werden 
kann. Wenn infolge des Krieges die Inſeratabſchlüſſe ſtark ab⸗ 
nehmen, ſo iſt dies eine unvermeidliche Folge des Krieges. Die 
Annahme aber, daß die perfekten Abſchlüſſe, mit deren Beſtand 
der Verleger beim Abwägen der gegenſeitigen Intereſſen rechnen 
mußte, einſeitig von den Inſerenten ſiſtiert werden können, wäre 
unbillig und würde gegen Treu und Glauben und gegen die Verkehrs⸗ 
ftte verſtoßen. Iſt jedoch der Abſatz einer angezeigten Ware durch 
Geſetz des Krieges wegen verboten, fo daß eine Reklame dafür finnlos 
wäre, ſo könnte die Abnahme der Inſerate nicht verlangt werden. 
Was ſoll man aber davon halten, wenn Zigarren⸗ und Zigaretten⸗ 
fabriken ihre Inſerate fiſtierten, obwohl dieſe doch gerade an den 
Liebesgaben verdienen, oder wenn Kleider fabriken, Pelzgeſchäfte und 
Schuhfabriken fiſtierten, da ſie ohnehin genügend mit Militärlieferungen 
beſchäftigt ſeien, oder wenn Firmen die Anzeigen von Geſchenkartikeln 
ſiſtierten, weil das Publitum voraus ſichtlich zurückhaltender fein 
werde? Hier iſt daran feſtzuhalten, daß die ungünſtige Konjunktur 
auf Riſiko des Inſerenten geht und den Vertrag nicht aufhebt. 
Anderſeits kann der Verleger bei dem jetzigen rapiden Steigen der 
Preiſe für die Rohmaterialien (Papier, Drucker ſchwärze uſw.) auch 
nicht dem Inſerenten für einen abgeſchloſſenen Anzeigenvertrag höhere 
Preiſe berechnen, oder das Abonnement für den angefangenen Monat 
oder Quartal willkürlich erhöhen. 

Die deutſchen Verleger haben ſich übrigens mit wenigen Aus⸗ 
nabmen den Siſtierungsanträgen gegenüber wohlwollend verhalten, 
auch wenn die Herſtellung oder der Verkauf der angezeigten Waren 
nicht infolge des Krieges unmöglich geworden war, alſo eine Nechts⸗ 
pflicht zur Entgegennahme der Siſtierung nicht vorlag. 

In den Fällen, in denen die Siſtierung rechtlich beanſprucht 
werden kann, beſteht noch die Frage, ob nicht für die bisher er⸗ 
ſchienenen Inſerate der Rabattſatz, der für den Dauerauftrag 
gegeben war, durch den entſprechend geringeren zu erſetzen wäre 
bzw. fortzufallen hätte. Auch hätte der Inſerent für etwa bereits 
entſtandene Unkoſten aufzukommen. In den übrigen Fällen empfiehlt 
ſich eine gütliche Einigung zwiſchen Verleger und Inſerent dahin, 
daß ſich beide in den Schaden teilen. 


Rechtsanwalt Dr. Joſ. Kaufen, München. 


B. 


In JW. 1915, 253 hat Rechtsanwalt Recken Ausführungen 
gemacht, die ſich gegen einige von mir erteilte, im „Zeitungs⸗Verlag“ 
vom 22. Januar d. J. abgedruckte Rechtsauskünfte richten. Bei der 
Wichtigkeit des Gegenſtandes ſehe ich mich veranlaßt, mich gegen 
dieſe Ausführungen zu wenden. 

Zunächſt meint Rechtsanwalt Reden, der Anzeigenvertrag 
jet nicht ein bloßer Werkvertrag, ſondern vor allem ein Reklame⸗ 
vertrag; wäre ſein Inhalt nur der Abdruck der Anzeige und die 
Verbreitung des Blattes, ſo ließe ſich die große Ungleichheit der 
Vergütung bei den verſchiedenen Blättern nicht erklären; bezahlt 
werde nur der Reklamewert der Anzeige. Dabei iſt zuvörderſt über: 
ſehen, daß eine große Zahl von Anzeigen mit der Reklame nicht das 
neringfte zu tun hat, z. B. diejenigen mit Familiennachrichten, 
Stellen-, Miet⸗, Kauf-, Darlehnsgeſuchen und sangeboten, Heirats⸗ 
anzeigen, die über gefundene und verlorene Sachen uſw. Sollen ſie 
nach anderen rechtlichen Grundſätzen beurteilt werden als die Reklame⸗ 
anzeigen? Zuzugeben iſt nur, daß eine Unterbrechung des Abdrucks 
im weſentlichen nur bei Reklameanzeigen in Frage kommt, denn faſt 
nur ſie werden zu wiederholtem Abdruck beſtellt. 

Es erſcheint aber auch unzuläſſig, einen beſonderen Nechtsbegriff 
„Reklamevertrag“ aufzuftelen. Wenn ich einen Werkvertrag ab⸗ 
ſchließe, To tft es, abgeſehen von dem ſogenannten Fixgeſchäft, rechtlich 
unerheblich, welche Zwecke ich mit dem bergeſtellten Werk oder dem 
herbeigeführten Erfolg erreichen will. Wenn ich bei einem Tiſchler 
einen Schrank beſtelle, fo iſt es für die rechtliche Beurteilung det 
Vertrages völlig gleichgültig, wozu ich den Schrank verwenden will, 
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ſofern ich nicht wegen des Zweckes ausdrückliche Vereinbarungen 
treffe. Man kann unmöglich bei den Werkverträgen je nach dem mit 
dem Werk beabſichtigten wirtſchaftlichen oder ſonſtigen Zweck eine 
Reihe von Unterarten bilden und für jede Art eigene Rechtsgrund⸗ 
ſätze aufſtellen. Dann müßte es auch zuläſſig ſein, bei Kaufverträgen 
eine Einteilung zu machen, je nachdem man den gekauften Gegen⸗ 
ſtand verbrauchen, weiter verkaufen, verſchenken will. Der Zweck 
ſpielt lediglich eine Rolle bei der Gewährleiſtung wegen Mängel des 
Werks, inſofern ſie den Wert oder Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen 
8 dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder 
mindern. ö 

Ebenſowenig läßt ſich die Verſchiedenheit der Preiſe herannehen. 
Beſtelle ich mir bei einem Schubmachermeiſter, der in Berlin Unter 
den Linden ſein Geſchäft hat und den Hoflieſerantentitel führt, ein 


Paar Schuhe, ſo muß ich für ſie erheblich mehr bezahlen als für 


gleich gute oder vielleicht beſſere Schuhe in einem Vorort. Wie hier, 
kommen auch bei den Anzeigenpreiſen alle möglichen Umſtände in 
Betracht, ſie ſind aber rechtlich ohne Belang. Dazu kommt noch, 
daß der Verleaer bei ſehr vielen Anzeigen nicht den vollen von dem 
Beſteller gezahlten Preis erhält, ſondern den Anzeigenexpeditionen 
und ſonſtigen Vermittlern einen oft recht erheblichen Rabatt ges 
währen muß. 

Der mit der Beftelluna der Anzeige verfolgte Zweck läßt ſich 
überhaupt nicht für die Entſcheidurg der Frage verwerten, ob der 
Rücktritt vom Anzeigenvertrage oder das Verlangen, den bereits 
begonnenen Abdruck vorläufig einzuſtellen, berechtigt iſt oder nicht. 
Handelt es ſich z. B. um ein Stellengeſuch, das zur dreimaligen Ein⸗ 
rückung aufgegeben iſt, ſo kann unmöglich der Beſteller, der ſchon 
nach dem erſten Erſcheinen der Anzeige eine Stellung gefunden hat, 
wegen dieſes Umſtandes das Recht haben, vom Vertrage zurüd: 
zutieten; vielmehr muß er das Rücktrittsrecht für dieſen Fall aus⸗ 
drücklich vereinbaren. Dies iſt auch wirtſchaftlich inſofern gerecht⸗ 
fertigt, als in ſolchen Fällen der Verleger in der Regel den Satz der 
Anzeige für die ſpäteren Abdrucke ſteben läßt. Gibt ein Kaufmann 
für ſein Geſchäft eine Anzeige zum 26 maligen Abdruck auf und ver⸗ 
kauft er vor Erledigung des Auftrages ſein Geſchäft, ſo bleibt er 
an den Vertrag gebunden, obwohl das Weitererſcheinen der Anzeige 
keinen Zweck mehr für ihn hat; ſtirbt er und führen ſeine Erben das 
Geſchäft nicht fort, ſo gilt das entſprechende. 

Die Eniſcheidung der Frage hängt davon ab, wie man ſich zu 
der vom Rechtsanwalt Recken nicht ausdrücklich genannten, durch 
die Erwähnung von JW. 1914 S. 2962 aber angedeuteten, aus 
Veranlaſſung des Krieges jetzt wieder viel erörterten clausula rebus 
sic stantibus ſtellt. Es läßt ſich nicht beſtreiten, daß das BGB. 
einen Einfluß der Veränderung der Umſtände auf den Beſtand der 
Verträge nicht kennt, und auch in jener Entſch. des RG. vom 
22. Dezember 1913 heißt es, im allgemeinen, d. h. abgeſehen 
von den beſonderen Fällen der 85 321 und 610, könne die Klauſel 
nach dem BGB. keine Geltung beanſpruchen, in einzelnen 
Fällen ſei aber zu prüfen, ob nicht nach der Abſicht der Parteien 
und nach der Natur der Verträge einer Veränderung der Verhältniſſe 
dennoch Bedeutung beizumeſſen ſei. Rechtsanwalt Recken meint nun, 
ein ſolcher Fall liege vor, wenn infolge des Kriegsausbruchs das 
Weitererſcheinen der Anzeige für den Beſteller keinen Zweck mehr 
habe. Er ſtellt dann den Satz auf, wenn der Verleger ſich die 
Reklame bezahlen laſſe, ſo müſſe er auch den Schaden tragen, wenn 
die Reklame durch den Krieg erheblich beſchränkt oder vereitelt werde. 
Der Sinn dieſes Satzes iſt mir unklar. Der Anzeigenbeſteller macht 
die Reklame für ſeine Waren und ſein Geſchäft, er will neue Kunden 
gewinnen. Tritt nun ein Ereignis ein, das der Erreichung dieſes 
Zweckes hinderlich iſt, ſo ſoll der Verleger den Schaden tragen? 
Und das ſoll der Abſicht der Parteien oder der Natur des Vertrages 
oder den Grundſätzen von Treu und Glauben oder der Verkehrsſitte 
entſprechen? Mag der Anzeigenbeſteller doch beim Abſchluſſe des 
Vertrages ſich durch ausdrückliche Vereinbarungen gegen ſolche Zufälle 
ſchützen; auch in vielen Verträgen anderer Art befindet ſich die 
ſogenannte Kriegsklauſel Es wird wohl kaum einen Verleger geben, 
der den ganzen durch einen ſolchen Zufall verurſachten Schaden auf 
ſich nimmt, mindeſtens würde er durch Erhöhung des Preiſes (Herab⸗ 
ſetzung des Rabatts) oder auf andere Weiſe einen Ausgleich zu 
erlangen ſuchen. 

Wenn Rechtsanwalt Recken meint, der Verleger habe dadurch 
einen genügenden Erſatz, daß eine Anzahl von Unternehmungen durch 
Kriegslieferungen erhebliche Vorteile hätten, ſo überſieht er, daß in⸗ 
folge des Krieges gegen 900 Zeitungen und Zeitſchriſten ihr Er: 
ſcheinen haben einſtellen müſſen, weil ihnen ihr Lebensnerv, das 
Anzeigengeſchäft, zer ſchnitten war; bei den beſtehen gebliebenen war 
in den erſten Kriegswochen der Anzeigenteil ſtark zuſammengeſchrumpft, 
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und nur ganz wenigen iſt es gelungen, ihn allmählich auf die frühere 
Höhe zu bringen. 

Übrigens trifft es nur zum Teil zu, daß die Anpreiſung von 
Waren durch den Krieg ihren Zweck verloren hat, bei manchen 
Waren hat ſich der Abſatz kaum verändert. Viele große Firmen 
haben auch ſchon anerkannt, daß das Abbeſtellen der Anzeigen eine 
unrichtige Maßnahme war, die lediglich durch die in den erſten 
Kriegswochen herrſchende Verwirrung und Unſicherheit herbeigeführt 
war. Es iſt auch vielfach von Anzeigenbeſtellern anerkannt worden, 
daß fie zum Rücktritt vom Vertrage kein Necht gehabt haben. 


Syndikus A. Ebner, Berlin. 


Beine Interventionsklage des aus ländiſchen Eigen- 
tümers. In feinen vortrefflichen Ausführungen „Zur Geltend⸗ 
machung ausländiſcher Anſprüche im Inlande“, JW. 1915, 231 fl., 
führt Amtsrichter Dr. Steffens aus, daß Klagen, die ſich aus der 
Zwangsvollſtreckung ergäben, z. B. ZPO. 88 767, 771, unter die 
Verordnung vom 7. Auguſt 1914 (das „Ausländergegenmoratorium“) 
fielen. Das bedürfe kaum einer Begründung. 

Die Anſicht von Steſſens ſcheint nach logiſch konſtruktiver Geſetzes⸗ 
anwendung zunächſt unwiderleglich. Das Ergebnis indeſſen iſt ſo 
befremdlich, daß man zu Zweifeln kommt und ſich nach näherer Er⸗ 
wägung der Auffaſſung nicht wird anſchließen können. Der Unter⸗ 
zeichnete möchte, ohne wiſſenſchaftliche nähere Erörterung und ohne 
Literaturnachprüfung, wie der Drang des Tages es geſtattet, feine 
Bedenken kurz äußern. 

Bei der Vollſtreckunasgegenklage nach § 767 würde der aus⸗ 
ländiſche Schuldner bei Anwendbarkeit der Verordnung ſachlich ge⸗ 
hindert fein, ſich gegen den Anſpruch eines Deutſchen zu wehren. 
Es handelt ſich nur äußerlich um den Anſpruch eines Ausländers, 
in Wahrheit um die Verteidigung gegen einen wider ihn erhobenen 
Anſpruch. Es kann keinen Unterſchied machen, daß dieſe Abwehr 
prozeſſual nicht mehr in den Formen eines Rechtsmittels oder des 
Einſpruchs erfolgen kann, ſondern ſich in denen einer eigenen Klage 
vollzieht. Man wird hier von einem vermögensrechtlichen Anspruch 
im Sinne der Verordnung nicht mehr reden dürfen. Noch ſchärfer 
wirkt das Mißverhältnis der Folge zu dem Sinn der Verordnung 
im Falle des § 771. Die Anwendbarkeit der Verordnung würde 
bedeuten, daß keine Interventionsklage eines Ausländers erhoben 
werden oder, wenn erhoben, fortgeführt werden kann. Der Leib 
traaende würde leicht der deutſche Gläubiger fein, der mit der Boll 
ſtreckung nicht weiter kommt. Iſt die Klage ſchon erhoben, ſo bleibt 
fie ruben; der Gläubiger müßte, um die Sache fortzuführen, ſchon 
auf fein Pfandrecht verzichten und eine andere Vollſtreckungsmaßnahme 
verſuchen. Iſt aber die Klage noch nicht angeftellt, fo kann der 
deutſche Gläubiger zwar die Vollſtreckung fortſetzen, er läuft aber 
Gefahr, dann nach Jabr und Tag den Erlös wieder heraus zahlen 
zu müſſen. Will er dieſe Gefahr nicht laufen, ſo muß er warten. 
Alſo ein Ergebnis, das gerade den deutſchen Gläubiger benachteiligt 
und das deuiſche Wirtſchaftsleben ſchädigt, dem die Verordnung 
helfen will. Zugleich die höchſte Unbilligfeit gegen den Ausländer, 
der ſich nicht ſoll ſchützen dürſen, wenn man ihm ſein Eigentum in 
der Form Rechtens wegnehmen will. Auch hier tft es eben in der 
Tat nur der Form nach ein Anſpruch, den der Ausländer erhebt, in 
Wahrheit ſetzt er ſich gegen einen Eingriff in ſein Recht zur Wehr 
und eine ſolche Abwehr muß ihm geſtattet ſein, auch wenn er nach 
prozeſſualen Gründen nicht in Form einer Beſchwerde oder eines 
Widerſpruchs oder der Nötigung des Gegners zur Klage, ſondern in 
der einer eigenen Klage erfolgt. 

Man könnte ſagen, daß es allein auf die deutſchen Intereſſen 
ankomme, und daß dieſe inſofern gewahrt ſeien, als der verklagte 
oder zu verklaaende deutſche Gläubiger beim Reichskanzler um Ge⸗ 
ſtattung des Rechtsſtreits nachſuchen könne. Aber ſelbſt, wenn das 
auf den Antraa des Deutſchen allein. geſchehen könnte — das 
Gewöhnliche iſt doch, daß der Ausländer um die Erlaubnis zu ſeinen 
Gunſten bittet: der deutſche Gläubiger braucht, wenn die Klage noch 
nicht erhoben ft, ja gar nichts von dem „Anſpruche“ des Ausländers 
zu wiſſen. Vor allem ſollte aber die Verordnung ſo ausgeleat und 
angewandt werden dürfen, daß fie auch ohne Zutun des Reichskanzlers 
einen verſtändigen Sinn eraibt. , 

Sicher iſt es nicht leicht, den Begriff des „vermögensrechtlichen 
Anſpruchs“ in klaren Worten fo abzuaren en, daß die Fälle der 
88 767, 771 von vornherein nicht darunter fallen. Es ſoll hier nicht 
verſucht werden und iſt auch nicht nötig. Die Anwendung der 
Kriegsgeſetze hat unſere Rechtſprechung an eine freiere Auslegung 
gewöhnt, die den wirtſchaftlichen Zweck über den Wortbegriff ftellt. 
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Wenn nicht alles täuſcht, wird dieſe Methode freierer Auslegung auch 
nach dem Kriege und auch auf anderen Rechtsgebieten in Kraft 
bleiben, auch wenn die Rechtspflege nicht mit fliegenden Fahnen ins 
freirechtliche Lager übergeht. Und für eine ſolche freiere Betrachtung 
genügt die Fenftellung, daß die Verordnung nach Zweck und Sinn 
nicht anwendbar ſein kann, wenn eine Verſchiebung von Vermögens⸗ 
werten zum Nachteil Deuiſchlands nicht, min deſtens regelmäßig nicht, 
in Frage ſteht und ein Auslander ſich gegen einen prozeſſualen, im 
Rahmen der Vollſtreckung erfolgenden Angriff auf feine Rechtsſphäre 
zur Wehr ſetzt. Man wird hier darum den „vermögensrechtlichen 
Anspruch“ im Sinne der Verordnung verneinen dürfen. 


Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 


zum Geſetz vom 4. Auguſt 1914 betreffend die Ab- 
s von börſenmäßigen Jeitgeſchäften in Waren. 
In letzter Zeit iſt vielfach die Frage aufgetaucht, ob Agenten, Makler 
und Kommiſnonäre ihre Proviſion verlangen konnen, wenn von ihnen 
zuſtande gebrachte Börſentermingeſchäfte auf Grund des Geſetzes 
betreffend die Abwicklung von börſenmäßigen Zeitgeſchäften in Waren 
vom 4. Auguſt 1914 erledigt worden ſind. Agenten und Kom⸗ 
mffionäre konnen ihre Proviſion verlangen, wenn das von ihnen 
duftande gebrachte Geschäft zur Ausführung (5 88 Abſ. 1, 8 396 
Adſ. 1 988.), der Makler bereits, wenn das Geſchäft zuftande ges 
kommen ift (8 652 8688.). Aber dies macht hier keinen Unter⸗ 
ſchied; memes Erachtens find alle drei Kategorien von Vermittlern 
berechtigt, Proviſion zu fordern. Wenn hieruͤber Zweifel eniſtanden 
fund, jo liegt dieſes in der Hauptſache daran, daß es im 8 1 des 
Geſetzes heiße, die Geſchäfte ſeien ſo anzuſehen, als ob ein Vertrags⸗ 
teu gemäß eines ihm zuftehenden Rechts zurückgetreten ſei. Dies iſt 
indeſſen lediglich eine luriſiſche Fiktion. Wiriſchaftlich handelt es 
N um eine Abwialung des Geſchäfts nach geſeylich feitgelegten 
Grundſätzen; an Stelle des Marktpreiſes am Erfüuungstage tritt der 
Liquidation spreis. Die Geſchäfte ſind, wie die Begrundung des Geſetzes 
besvorpebt, durch den ſogenannten Rucktritt nicht eiwa krafilos 
geworden, im Gegenteil äußern fie noch riecht erhebliche Folgen; ſie 
gelangen zur Ausfuhrung, wenn auch auf eigenartige Weiſe. Zur Aus⸗ 
ſuhtung eines Geſchäſts iſt nicht volltändige Erfüllung notwendig 
Gol. Denkschrift zum 9868. S. 288); es reicht aus, wenn das 
Geschäft in emer ſolchen Weiſe erledigt wird, daß ähnliche wirt: 
ſchafuice Folgen wie bei der Vertragserfüllung eintreten. Daß dies 
dur der Fall ıft, kann füglich nicht beſtritten werden. Ohne geſetz⸗ 
hen Eingriff wäre eine Abwicklung der Geſchäfte ſchlechtyin un 
möglich gweſen; das Geſetz hatte gerade den Zweck, die Termin: 
geſcane in Waren in möglichſt angemeſſener Weiſe zu erledigen. 
Hatten die Geſchaftskontrapenten dei Abſchluß des Termingeſchäfts 
eine Wirtſchafts entwicklung wie die eingetretene vorausgeſehen, jo 
hatten fie vorausſichtlich eine vertragliche Regelung getroffen, wie fie 
ihnen nachnaglich durch das Geſetz aufgezwungen worden iſt. Es 
en anzunehmen, daß, wenn zwiſchen den Vertragsparteien 
die Aufloſung des Geſchäfts gegen eine von einer Partei zu ‚ge 
wäbrende Entſchädigung vereindart und das Geſchäft aufgelöft wird, 
dies in detreff des Verdientſeins der Proviſion der Ausfuhrung des 
Seſchäfts gleig uſtellen ift (vgl. Hahn, HGB. II. Aufl., zu Art. 871, 
914 Anm. 26). Makler, Kommiſſionär und Agent werden daher bei 
nowicklung des Geſchafts auf Grund des Geſezes vom 4. Auguſt 
1914 ihre Proviſion verlangen können. 


Lerichtsaſſeſſor Dr. A. Hollaender, z. Z. Hamburg. 


Aus der Praxis. 


In 8 68 des Wehrbeitragsgeſetzes. 


Zu der ſehr beftrittenen Frage der Tragweite des in $ 68 Wehr BG. 
ſrordneten ſogenannten Generalpardons und des denſelben ein⸗ 
Ifränfenen 915 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats 
vom 6. November 19131) hat kürzlich das Kgl. Sächſ. OB G. in einem 
Urteil vom 4. Februar 1915 Stellung genommen. Der Anfechtungs⸗ 

er, der zum Wehrbeurag richtig deklariert hatte, war, nachdem 
am 5. September 1918 von der Bezirkeſteuereinnahme die Einleitung 


) Dieſer 8 15 Abſ. 2 lautet: Die Zuſicherung der Freiheit von 
Strafe und Nachſteuer nach 8 68 bezieht ſich nicht auf ſolche bisher 
Vermögens ⸗ und Einkommens beträge, himſichtlich deren 

bereit auf Grund der Landesgeſetze ein Strafverfahren oder eine 
eingeleitet worden iſt. 
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des Nachzahlungsverfahrens auf frühere Jahre angeregt worden war, 
auf arg Een Aacaben, die er am 17. Dezember 1913 um) 
7. Januar 1914 gemacht hat, im Wege des Nachzahlungs verfahrens 
unterm 23. Februar 1914 zur Nachzahlung von Emkommen⸗ und 
Vermögensſteuer auf die Jahre 1908 bis 1911 aufgefordert worden. 
Seine Reklamationen waren ohne Erfolg. Die Reklamations⸗ 
kommiſſton ftügte ſich insbeſondere unter Bezugnahme auf § 152 
Audfdeft. darauf, daß die Einleitung des Nachzahlungsverfahrens in 
jeder auf Nachforderung entgangener Steuer berräge gerichteten Hand⸗ 
lung erblickt werden müffe, und ſomit erfolgt ſei, ehe der Kläger die 
berichtigenden Angaben erftattet habe. — Das OG. hebt die an⸗ 
gefochtenen Entſcheidungen auf und ſtellt die nachgeforderten Steuern 
in Wegfall. Es führt aus: 

Wie das DVG. bereus wiederholt ausgeſprochen hat, entbehrt 
die Vorſchrift in 8 152 Ausf Beſt. zum Geſetz über den Wehrbeitrag, 
ſoweit ſie mit dem Geſetz in Widerſpruch ſteht, der Rechtsgültig⸗ 
keit. Die Frage, ob der Kläger durch die am 17. Dezember 1913 
und 7. Januar 1914 bewirkte Angabe ſeines Einkommens und Ver⸗ 
mögens Anſpruch auf Befreiung von der Verpflichtung zur Nach⸗ 
zahlung der Steuern erworben hat, kann daher lediglich nach der in 
3 68 des Geſetzes ſelbſt getroffenen Beſtimmung beantwortet werden. 
Danach iſt ſie aber zu bejahen. Zwar 15 der § 68 — vgl. das 
Urteil des OVG. vom 26. Okiober 1914 Nr. 302 I — dahin zu 
verſtehen, daß die vom Steuerpflichtigen bewirkte wahrheitsgemäße 
Angabe, wenn ſie Befreiung von der Strafe und der Verpflichtung 
zur Nachzahlung der Steuer fur frühere Jahre nach ſich ziehen ſoll, 
ſich auf ſolches Vermögen oder Einkommen bezogen haben muß, das 
bis zur Abgabe der Erklärung der Steuer entzogen war, und daß 
die befreiende Wirkung entfällt, wenn das ſteuerpflichtige Einkommen 
oder Vermögen zu der in Betracht kommenden Zeit bereits aufgedeckt 
und dadurch der Beſteuerung zugänglich war. Im vorliegenden Falle 
kann es aber keinem Zweifel unterliegen, daß die Steuerbehörde von 
der wirklichen Höhe des in den Jahren 1908 bis 1911 ſteuer⸗ 
pflichtigen Kapitalvermögens des Klägers erſt durch die von letzterem 
in den Eingaden vom 17. Dezemder 1413 und 7. Januar 1914 
erteilte Auskunft Kenntnis erlangt hat. Vorher handelte es ſich um 
die bloße Vermutung einer Steuerhimterziehung. Die Vorausſetzung, 
an die das Geſetz den Eintritt der Vergünſtigung knüpft, erſcheint 
mithin gegeben. — 430, 481 II 1914. 


Rechtsanwalt Dr. Krippendorff, Dresden. 


* * 
** 


Auskunftsgebühr in Offenbarungseid ſachen. 


§ 915 Abſ. 3 ZO. beſtimmt für das Schuldnerverzeichnis: 
„Die Einſicht des Verzeichniſſes iſt jedem geſtattet. Auch hat 
der Gerichtsſchreiber auf Antrag uber das Beſtehen oder 
Nichtbeftehen einer Eintragung Auskunft zu erteilen.“ 

Die preußiſche Juſtizverwaltung hat im § 35 Abſ. 9 / 8 38 Abſ. 9 
der Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte 
in den Faſſungen vom 29. Januar 1910/18. Februar 1914, JMöl. 
S. 20/ S. 197, den Anſatz von Schreibgebühren für die Auskünfte 
angeordnet, und werden demgemäß für jede Auskunft 20 5 berechnet. 
Das AG. Cöiln hat in einem Beſchluß vom 10. Mai 1911, abgedruckt 
Naumburger Kammerzeitung 1912 S. 8, ausgeſprochen, daß dieſe 
Beſtimmung zu Recht beſtehe. Es handele ſich um Ausfertigungen 
im Sinne des DGK. § 79. Zu den Ausfertigungen ſeien alle 
vom Richter oder Gerichisſchreiber unterzeichneten, zur Hinausgabe 
beſtimmten Schriftſtucke mit urkundlichem Charakter, Ladungen oder 
Beſcheinigungen zu rechnen. In gleichem Sinne hat auch nach dem 
abgedruckten Beſchluß das LG. Cöln ſich mehrfach ausgeſprochen. 
Das AG. Cöln nimmt auch an, daß der Anwalt für die Koſten 
der Auskünfte hafte, wenn er die Parteien nicht ſo bezeichnet hat, 
daß die Koſten von dieſen ohne vorherige Rückfrage eingezogen werden 
können. Der Gerichtsſchreiber ſei nicht verpflichtet, die Angaben des 
Anwalts durch Einſicht der Gerichtsakten zu vervollſtändigen. In 
Abweichung hiervon hat das LG. Magdeburg in einem Beſchluß vom 
27. Juni 1910, abgedruckt Naumburger Kammerzeitung 1910 S. 75, 
die Haftung des Anwalis abgelehnt und ausgeſprochen, daß . 

nur die von ihm vertretene Partei, deren genaue Bezeichnung 
aus den Schuldtiteln entnommen werden konnte, haftbar ſei. 

Das LG. ſagt dann weiter: . 

„Es mag indeſſen ſchon jetzt darauf hingewieſen werden, daß 

gemäß § 79 Ziff. 1 DKG. in der vom 1. April 1910 
gültigen Faſſung Schreibgebuhren nur für auf Antrag 0 
fertigte Ausfertigungen und Abſchriften zu yon aD un 
daß dieſe Schreibgebühren als bare ee 4 ne. g 916 
ſollen. Wenn daher angeordnet iſt, daß fü 
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Abſ. 8 ZPO. zu erteilende Auskunſt Schreibgebühren in Anſatz 
zu bringen ſind, ſo wird es noch einer Prüfung der Frage 
bedürfen, ob das nicht nur — der Beſtimmung des 8 79 
Ziff. 1 DGK. gemäß — dann zu geſchehen hat, wenn der 
Staatskaſſe durch die Erteilung der Auskünfte bare Auslagen 
erwachſen und Abſchriften gefertigt werden, was nicht der 
Fall fein dürfte, wenn der angerufene Gerichts ſchreiber die 
Auskunft perſönlich anfertigt und dieſelbe dann dem Antrag: 
ſteller ſchriftlich überſendet.“ 

Aber dieſe Grenze hinaus dürfte die Erhebung der Auskunſts⸗ 
gebühr in jedem Falle abzulehnen fein. Der § 80 a beftimmt: 

„Für die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen werden 
nur diejenigen baren Auslagen erhoben, welche durch die Zu⸗ 
ſtellung im Auslande oder bel einer öffentlichen Zuſtellung 
durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern entſtehen.“ 

Was für die von Amts wegen bewirkte Zuſtellung gilt, muß 
auch für Mitteilungen gelten, bei denen eine förmliche Zuſtellung 
nicht vorgeſehen iſt. Die Vorſchrift des § 79 Abſ. 1, daß Schreib⸗ 
gebühren erhoben werden 

für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften, welche nur auf 

Antrag erteilt werden, oder welche angefertigt werden, weil 

die Partei es unterläßt, einem von Amts wegen zuzuſtellenden 

Schriſtſatze die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen, 
trifft die Auskunftserteilung nicht, ſondern nur die Ausfertigung 
oder die Abſchrift eines bereits vorhandenen Schriſtſtückes. Die Aus⸗ 
kunft des Gerichtsſchreibers iſt das Original der Urkunde. Während 
das Urteil bereits dadurch rechtliche Bedeutung erlangt, daß es zu 
den Akten kommt, iſt die Auskunft erſt dann rechtlich bedeutſam, 
wenn ſie abgeſandt wird. Schreibgebühren können hier ebenſowenig 
wie bei Erteilung des Notfriſt⸗ und Rechtskraftatteſtes gefordert 
werden. (So auch Baſch, KGBl. 1914, 79.) Wenn der Gerichts⸗ 
5 von dieſer Auskunft ſich eine Abſchrift zurückbehält, ſo wäre 
as ein Vorgang des inneren Dienſtes, niemals aber eine auf An⸗ 
trag erteilte Ausfertigung oder Abſchrift. 

Die Streichung der Auskunfts gebühr erſcheint aber auch aus 
dem Grunde zweckmäßig, weil die Einziehung derartiger kleiner Be⸗ 
träge den Gerichtsſchreiber erheblich belaſtet und die eingehende Aus⸗ 
kunftsgebühr von 20 & ſchwerlich die Arbeit deckt, welche die Aus⸗ 


ſchreibung einer Rechnung und die Buchung des Kaſſenpoſtens ver⸗ 


urſacht. Juſtizrat Werner, Magdeburg. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Welchen Einfluf hat der Krieg auf das Angeflellten- 
verhältnis und den Gehaltsauſpruch des Angeſtellten? 


Der Kläger war bei dem Beklagten, einem Vollkaufmann, ſeit 
Mitte Dezember 1911 bis zum 1. Januar 1919 als Keiſender gegen 
feſtes Gehalt und Proviſion angeſtellt. Am 3. Auguſt 1914 wurde 
er zum Heeresdienſt eingezogen und, da er nicht felddienſtfähig war, 
bei den Armierungstruppen beſchäftigt. Er klagte ſein Gehalt für 
Auguſt ein. Der Beklagte hatte in einem dem Kläger am 24. Auguſt 
1914 zugegangenen Schreiben mitgeteilt, daß das Dienſtverhältnis 
durch den Ausbruch des Krieges und feine Einberufung zur Fahne 
mit dem 1. Auguſt 1914 gelöſt ſei. 

Das LG. hat dem Kläger das Gehalt bis zum 24. Auguſt zu⸗ 
gebilligt, im übrigen ſeine Klage abgewieſen. Es verneint zunächſt 
die Anwendbarkeit des 8 63 HGB. mit der Begründung, daß der 
dem Deutſchen Reiche aufgezwungene Krieg und die dadurch veranlaßte 
Einberufung des Klägers nicht als ein unverſchuldetes Unglück des 
Klägers anzuſehen ſei. Es führt dann aus, das Dienſtverhältnis 
10 ungeachtet der durch den Krieg bedingten zeitweiligen Dienſt⸗ 

ehinderung des Klägers über den 3. Auguſt 1914 ſo lange fort⸗ 
edauert, bis der Beklagte daraus ein Kündigungsrecht gemäß 
8 70, 72 HGB. hergeleitet habe. Die Kündigung ſei als empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung erſt mit dem Augenblicke des Zugehens 
wirkſam und habe keine rückwirkende Kraft. Über den 24. Auguſt 
1914 hinaus konnte der Kläger kein Gehalt verlangen, weil der 
Beklagte einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung gehabt 
habe. Da das Ende des Krieges nicht abzuſehen geweſen ſei, hätte 
dem Beklagten billigerweiſe nicht zugemutet werden können, ſich an 
den Dienſtvertrag noch länger für gebunden zu halten, den der Kläger 
für unabſehbare Zeit, jedenfalls länger als 8 Wochen, vorausſichtlich 
nicht würde erfüllen können. (Urteil des LG. Königsberg vom 
1. Februar 1915.) 


Mitgeteilt von Gerichtsafſeſſor Dr. Siegfried Holz, Königsberg. 


NET. 1915. 


—— — — — —ö . — — nn. 


Der Einfluß des Krieges auf Mietoerträge. 


Der Gouverneur der Feſtung Königsberg hat gleich nach Beginn 
des Krieges eine Verordnung erlaſſen, durch welche der Zuzug nach 
Königsberg verboten wurde. 

Der Beklagte hatte vom Kläger durch ſchriſtlichen Vertrag vom 
17. Juni 1914 eine Wohnung in Königsberg für die Zeit vom 
1. Oktober 1914 bis zum 1. Oktober 1915 gemietet und verweigerte 
mit Rückſicht auf die vorſtehende Verordnung, die ihm den Zuzug 
verbot, die Zahlung des Mietzinſes. Der erſte Richter wies die 
Klage des Vermieters ab mit der Begründung, dem Vermieter ſei 
die Leiſtung aus dem, Vertrage ohne ſein Verſchulden unmöglich ge⸗ 
worden. Er könnte infolge der Verordnung dem Beklagten die 
Wobnung nicht ſo zur Verfügung ſtellen, daß dieſer einziehen könnte. 
Infolgedeſſen ſei der Anſpruch auf den Mietzins nach 8 823 BGB. 
nicht begründet. 

Das LG. hat dagegen den Beklagten nach dem Klageantrage 
verurteilt. Es führt aus, der Beklagte ſei nur durch einen in feiner 
Perſon liegenden Grund an der Ausübung des ihm zuſtehenden Ge 
brauchsrechts verhindert und daher nach 8 552 BGB. zur Zahlung 
der Miete verpflichtet. (Urteil des LG. Königsberg vom 4. Fe⸗ 
bruar 1915.) 


Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Dr. Siegfried Holz, Königsberg. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


In Entſch. Nr. 2 hält RG. daran feſt, daß bei Herbei« 
führung eines Unfalls durch ein Tier des Schädigers und ein 
Tier des Verletzten die Gefahr des eigenen Tieres dem mit⸗ 
wirkenden Verſchulden des Verletzten nach 8 254 BGB. gleich- 
zuſtellen ſei. Die entſprechende Anwendung des § 254 auf den 
Fall der Verurſachung eines Schadens durch Zuſammenwirken 
von Eiſenbahn und Tier wird abgelehnt. 

Die Anſprüche aus auftragloſer Geſchäftsführung wie aus 
ungerechtfertigter Bereicherung ſind ſelbſtändiger Natur und 
unterliegen ihrer ſelbſtändigen Verjährung, die die dreißigjährige 
des 8 195 BGB. iſt; dies gilt auch dann, wenn für das Ge 
ſchäft, deſſen Erledigung für den Geſchäfisberrn die Geſchäfts⸗ 
führung zum Gegenſtande hatte oder die bereichernde Zuwendung 
begründete, eine kürzere Verjährung Platz greift (Entſch. Nr. 3). 

Die unberechtigte Anmaßung eines Unterſagungsrechts 
gegen die Führung des eingetragenen Warenzeichens gegenüber 
den Kunden des Zeicheninhabers enthält eine Störung des 
Gewerbebetriebs und des Zeichenrechts, gegen welche die Unter⸗ 
laſſungsklage zuläſſig iſt (Entſch. Nr. 4). ö 

Das Verhältnis zwiſchen dem Reichsfiskus und dem Eigen⸗ 
tümer eines von dem Zwangslotſen durch den Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Kanal geführten Schiffes iſt ein öffentlich⸗rechtliches. Das Reich 
haftet auf Grund des Geſetzes vom 22. Mai 1910 für den durch 
Fahrläſſigkeit des Kanallotſen entſtandenen Schaden (Entſch Nr. 5). 

Die geſchiedene Ehefrau kann ſich dem geſchiedenen Manne 
gegenüber vertraglich rechtswirkſam zur Annahme ihres Familien⸗ 
namens verpflichten. Ein ſolches Abkommen enthält nur unter 
beſonderen Umſtänden einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
(Entſch. Nr. 6). 

Für die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit des ausſteuer⸗ 
pflichtigen Elternteiles ir regelmäßig der Zeitpunkt ber Ver⸗ 
heiratung der Tochter maßgebend (Entſch. Nr. 7). . 

Mit der Abtretung von Namensaktien beſchäftigen fi die 
Entſch. Nr. 8 und 9. Der Erwerb des Aktienrechts, der einen 
Wechſel der Mitgliedſchaft enthalt, geſchieht durch Indoſſament 
oder Abtretung verbunden mit der Übergabe der etwa aus⸗ 
geſtellten Aktienurkunde. Die Umſchreibung im Aktienbuche ſoll 
nur die Legitimation erleichtern, wirkt aber weder für ſich allein 
noch in Verbindung mit anderen Tatſachen rechtserzeugend 
vermag Mängel der Abtretung nicht zu heilen. Ergibt ſich 
nachträglich, daß der Eingetragene die Aktie nicht erworben 
hat, ſo kann ihm die Geſellſchaft die Ausübung des Aktienrecht 
verwehren; dem Eingetragenen ſteht jedoch kein Einwand zu, 
wenn ihn die Geſellſchaft an der Legitimation feſthalten will. 


Für die Redaktion in Vertretung verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzi | ;. 
Druck: W. Noeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. eipzig, Schreberſtraße 
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Hugo Neumann 


Ein nachruf von Dr. F. Vierhaus 


Dem kurzen, warm empfundenen Nachruf in dieſen Blättern (1915 S. 209) eine ausführlichere Würdigung ihres Heraus⸗ 
gebers folgen zu laſſen, war eine ſelbſtverſtändliche Pflicht. Gern folgt der Schreiber dieſer Zeilen der Aufforderung der Schrift⸗ 
leitung, die Erfüllung dieſer Pflicht zu übernehmen. Wehmütig bewegt entſpricht er damit der dem Entſchlafenen oft gegebenen 
Bufage eines Beitrags, dem er gern ein anderes Thema gegeben hätte. Dazu kommt, daß Hugo Neumann ein vorbildlicher Beleg 
für die Auffaſſung iſt, daß die Frage einer Fort⸗ und Umbildung unſeres Zivilprozeſſes weſentlich eine Perſonenfrage darſtellt. 
Dieſe Auffaſſung aus Anlaß des Heimgangs Neumanns zum Ausdruck zu bringen, ift vielleicht die Stimme eines Richters 
gewichtiger als die eines Berufsgenoſſen des Entſchlafenen. 

Wer Hugo Neumanns äußeren Lebensgang ſchildern will, wird nur geringen Stoff hierzu finden. Geboren zu Pyritz in 
Pommern im Jahre 1859 kam er durch Überſiedlung der Eltern mit dem 10. Lebensjahre nach Berlin, wo er das Joachims⸗ 
chaler Gymnafium beſuchte. Er liebte es ſpäter, ſich als Berliner zu betrachten. Gerade die kennzeichnenden Eigen⸗ 
tümlichkeiten des Berliners: die Arbeitstüchtigkeit und ⸗ſreudigkeit, die Hilfsbereitſchaft für andere, aber auch den ſarkaſtiſchen 
Humor, der niemand ſchont, auch ſich ſelbſt nicht —, beſaß Neumann in beſonderem Maße. Nach Zurücklegung des Rechts⸗ 
ſtudiums in Heidelberg und Berlin und Erfüllung feiner Militärpflicht beim 2. Garderegiment zu Fuß wurde er Referendar und 
Aſſeſſor, bis er 1889 ſeine Zulaſſung als Rechtsanwalt beim Kammergericht nachſuchte und erhielt. In dieſer Tätigkeit iſt er 
verblieben. Seine Praxis war weit entfernt von dem Maſſenbetriebe, der aus der Schreibſtube des Rechtsanwalts eine Rechts⸗ 
werftatt macht, fie war aber getragen von vollem Vertrauen der Rat- und Hilfeſuchenden. Ohne Vorboten forderte am 
18. Februar 1915 der Tod ihn als Opfer, wenn auch eine vor etwa Jahresfriſt überſtandene Influenza⸗Erkrankung nicht ſpurlos 
an ihm vorübergegangen war. Mitten aus voller Arbeit wurde er abberufen. Die Troſtloſigkeit eines Siechtums iſt ihm 
erfpart geblieben. 

In dieſen einfachen ſchlichten Rahmen eines Lebens, wie es vielen beſchieden iſt, ordnete ſich aber eine Art und ein Maß 
von Tätigleit ein, wie es wenigen vergönnt iſt zu durchleben. In ſchlichter, anſpruchsloſer Weiſe ſchuf Neumann, wo er ſchaffen 

und erlebte den ſchönſten aller Erfolge, die Spuren ſeiner Tätigkeit auf weiten Gebieten ſelbſt ſehen zu dürfen. Uns, 
den um ſeinen Verluſt Trauernden, ſtellt ſich der Beweis feiner Wirkſamkeit gerade durch die Lücke dar, die fein Heimgang 
maus füllbar zurückgelaſſen hat. 

Neumann war kein Rechtsgelehrter in dem Sinne, daß er der Wiſſenſchaft neue Bahnen erſchloſſen oder in der Hand⸗ 
habung der konſtruktiven Jurisprudenz ſich beſonders betätigt hätte. Er war aber ein ausgezeichneter Juriſt und trefflicher Anwalt, 
wenn es ſich um richtige Auffaſſung und Gliederung eines Rechtsſtoffes handelte. Dem entſpricht es auch, daß Neumann nur ein 
weſentlich theoretiſches Werk geſchrieben hat. Die Juriſtiſche Geſellſchaft in Berlin hatte als Preisaufgabe die Frage geſtellt: 

Welche Rechtsſätze des internationalen Privatrechts eignen ſich zur Aufnahme in das künftige Bürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich? 
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Kurz genug war die der Bearbeitung geſetzte Friſt (von April 
1894 bis 1. Februar 1895). Neumann löſte die Aufgabe in 
dieſer Friſt und erhielt den Preis. Die Arbeit erſchien dann 
mit einigen Umarbeitungen als Buch (Berlin 1896, Franz 
Vahlen, XVI und 284 Seiten) mit dem Titel: 
„Internationales Privatrecht in Form eines Geſetz⸗ 
entwurfes nebſt Motiven und Materialien. Ein Beitrag 
zur Kodifikation des deutſchen Bürgerlichen Rechts.“ 

Das Werk zerfiel in drei Teile: Geſetzentwurf — Motive — 
Materialienanhang. Das Schickſal des Internationalen Privat⸗ 
rechts im Bürgerlichen Geſetzbuch iſt bekannt. Von einer um⸗ 
faſſenden Kodifikation wurde abgeſehen. So verlor auch 
Neumanns Arbeit ihre unmittelbare praktiſche Verwertbarkeit. 
Nicht aber war ſie darum nutzlos. Vor allem iſt die Materialien⸗ 
ſammlung von hohem Werte. Sie zeigt einen Vorzug Neu⸗ 
manns in glänzendem Lichte, der in der Würdigung ſeines 
Schaffens in erſter Reihe Anerkennung verdient: die ganz 
ungewöhnliche Begabung zum Sammeln und Ordnen. Eine 
ungemein ſcharfe Fähigkeit zur Auffaſſung und zur zu⸗ 
ſammengedrängten Wiedergabe des Stoffes ſetzte ihn wie 
wenige dazu inſtand, aus einem weitſchichtigen Stoffe das 
Weſentliche herauszuſuchen, ihm eine knappe und doch erſchöpfende 
Form zu geben und durch eine aufs ſchärfſte durchdachte An⸗ 
ordnung die Auffindung des gerade Geſuchten zu erleichtern. 
Man glaube nicht, es handle ſich um die Arbeit eines geſchickten 
Kompilators. Es mußte hinzutreten die reiche, ungewöhnliche 
Rechtskenntnis, um das Weſentliche vom Unweſentlichen zu 
ſcheiden, und die ſyſtematiſche Durchbildung des Juriſten, die 
das richtige Fach für jeden Satz ſofort erkennen ließ. 

Dieſe Arbeitsmethode hat ihre reifſte Frucht gezeitigt in 
der wohl von jedem deutſchen Juriſten benutzten, ſeit 1899 in 
ſechs Auflagen erſchienenen „Handausgabe“ des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Lieſt man die Vorrede zur 1. Auflage, ſo meint man, 
nur eine äußerliche Ordnung näher bezeichneten Stoffes zu 
finden. Gewiß, man findet dieſe höchſt wertvolle Sammlung, 
aber man findet noch viel mehr, man findet vor allem gerade 
das, was allein der wiſſenſchaftlich arbeitende Richter gebrauchen 
kann, man findet eine ſyſtematiſche Gliederung und Durcharbeitung, 
die erſt das Verſtändnis erſchließt. Ein klaſſiſches Beiſpiel für dieſe 
Arbeitsmethode bilden z. B. die Erläuterungen zu S 326 BGB., 
bei denen keine Frage überſehen worden iſt und eigentlich eine 
ſyſtematiſche Abhandlung geboten wird. 

Zahlreich ſind die andern Sammelarbeiten Neumanns. 
Sie beginnen mit der Zuſammenſtellung der Literatur zum Ent⸗ 
wurfe des Bürgerlichen Geſetzbuchs (Gruchots Beitr. Bd. 33 u. f.). 
Was hier dem werdenden Rechte zugewendet wurde, blieb nach⸗ 
her dem gewordenen Rechte erhalten. Die „Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in Zivilſachen“ war ein Verſuch, den überreichlich 
erſcheinenden Stoff zu beherrſchen (1910/1912). Beide Arten 
der Sammlung, die der Literatur und die der Rechtſprechung, 
vereinigte Neumann nachher im „Jahrbuch des deutſchen Rechts“ 
(ſeit 1903). Ich brauche an dieſer Stelle das jedem Leſer 
dieſer Blätter bekannte Hilfsmittel nicht mehr zu ſchildern. Die 
Anlage und die Durchführung des Planes find gleicherweiſe 
eigenartig — ich denke an die Selbſtanzeigen in der Literatur — 
wie erſchöpfend. Man mag die Flut der Rechtſprechung und 
der Aufſätze beklagen, die in den dicken Bänden des Jahrbuchs 
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aufgeſtaut wurde. Da man die Geiſter, die man durch den 
Abdruck von Entſcheidungen und Abhandlungen rief, nicht los 
wird, gilt es, ſie ſo zu bannen, daß ſie dem nach dieſen Krücken 
Suchenden dienen können. 

Eine neue Seite in Neumanns Begabung trat hervor, als 
er 1903 die Leitung dieſer Blätter übernahm. Aus einem 
weſentlich nur den Bedürfniſſen der Anwaltſchaft dienenden 
Berufsorgane hat Neumann verſtanden eine wiſſenſchaftliche 
Zeitſchrift erſten Ranges zu machen. Der Unterſchied an Um⸗ 
fang und Wert des Gebotenen gegen früher iſt unverkennbar. 
Die Wahl der Mitarbeiter, die Sichtung des Stoffes, die 
Vielſeitigkeit des Inhalts — ſie ſind alle Neumanns Einfluſſe 
zu danken. Seine Gabe knapper Wiedergabe zeigt die am 
Schluſſe jedes Heftes ſich findende kleine Abteilung „Grund⸗ 
legende Entſcheidungen“, in denen die wichtigſten der vorher 
wiedergegebenen Reichsgerichtsentſcheidungen kurz hervorgehoben 
ſind. Die knappe Bezeichnung des Inhalts iſt geradezu meiſter⸗ 
haft. Bedenken, die der Schreiber dieſes gegen die Art der 
Wiedergabe der einzelnen Entſcheidungen ſelbſt Neumann gegen⸗ 
über geäußert hatte, wies dieſer ſtets mit der Rückſicht auf das 
praktiſche Bedürfnis zurück — und in dieſem Punkte ſtand ihm 
die große Erfahrung des Anwalts zur Seite. 

Eine für Neumann kennzeichnende, äußerlich zwar un⸗ 
bedeutend ſcheinende, inhaltlich überaus nützliche, mühe⸗ wie 
auch wertvolle Arbeit ſind die weſentlich von ihm herrührenden 
„Vorſchläge des Deutſchen Juriſtentages für die Art der An⸗ 
führung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſenſchaftlichen 
Werken“. Mit großer Zähigkeit hielt er an dem Plane trotz 
aller Gegnerſchaft feſt, mit mühevollſtem Fleiße arbeitete er ihn 
aus und konnte noch erleben, wie das viel angefochtene Werk, 
das wiederum von ſeiner Ordnungsgabe zeugt, ſeit 1904 immer 
mehr Eingang fand und noch ſindet. 

Dieſe Sammel- und Ordnungsgabe Neumanns trat aber 
noch in anderer, bedeutſamer Weiſe zutage — als Organi⸗ 
ſationstalent bei Vereinigungen und Veranſtaltungen. Was er 
dem Deutſchen Anwaltverein geweſen iſt, darüber ſteht mir 
kein Urteil zu. Der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft war er 
ein treues Mitglied; er hat ihre Geſchichte anſchaulich in der 
Feſtgabe der Geſellſchaft für ihren Vorſitzenden, den Reichs⸗ 
bankpräſidenten Koch, geſchildert. 

Große Verdienſte hat Neumann um den Deutſchen Juriſten⸗ 
tag ſich erworben. Er war nicht nur ſein eifriger Beſucher, 
ſondern ſeit 1901 Mitglied der „Ständigen Deputation“ und 
ſpäter Schriftführer. Die gewaltige Arbeit, die loſe organiſierte, 
nur während der Tagungen plötzlich umfaſſende Tätigkeit ent⸗ 
faltende Geſellſchaft zuſammenzuhalten, für die Tagungen das 
Dargebotene in wiſſenſchaftlicher und in geſelliger Hinſicht zu 
ordnen — an dieſer Aufgabe arbeitete Neumann als Schrift⸗ 
führer mit nie ermüdendem Fleiße und ganz uwvergleichlichem 
Geſchicke. Die Vorbereitungen des für 1914 geplanten, durch 
den Krieg vereitelten Juriſtentag in Düſſeldorf hatte er noch 
mit hingebendem Eifer in die Hand genommen. 

Eine dauernde Schöpfung, die nicht nur die Anwaltſchaft, 
ſondern der geſamte Juriſtenſtand Neumann verdanken, iſt das 
in der Form einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung rechtlich 
geſtaltete Berliner Anwaltshaus. Ein ſtattlicher Bau am 
Schöneberger Ufer, birgt es in ſich eine Fülle zweckmäßig und 
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geſchmackvoll ausgeſtatteter Räume, wie fie für Anwaltszwecke 
geeignet und erwünſcht find, vor allem aber wertvolle Zeitungs⸗ 
und Zeitſchriftenſammlungen. Anderen verwandten Zwecken, 
wie z. B. den Verſammlungen der Juriſtiſchen Geſellſchaft, ſteht 
das Haus gleichfalls gern zur Verſügung. Neumanns Geiſt 
und Neumanns Tatkraft werden in dem Bau fortleben, auch 
wenn keiner der Anwälte, die ſeinen Gründer gekannt haben, 
mehr in ihm ein und aus geht. 

Aber nicht nur die in feſten Formen ſich bewegenden 
Vereinigungen legen vielfach Zeugnis ab von Neumanns 
Organiſationstalent. Er verſtand vor allem die große Kunſt, 
dort, wo die Fülle der zu geſtaltenden Ideen die eigene Kraft 
überftieg, die geeigneten Männer an ſich zu ziehen und ihnen 
den Platz im Arbeitsplane anzuweiſen, der ihrer Eigenart an⸗ 
gemeſſen war. Statt ſich der Gefahr auszuſetzen, ſelbſt im 
Übermaße des Stoffes ſtecken zu bleiben, überließ er das Einzelne 
anderen, die er für feine Gedanken zu gewinnen wußte und 
denen er die erwünſchte Selbſtändigkeit gleichwohl beließ. 

Bietet ſo Neumann das Bild eines viel umfaſſenden 
Mannes von regſtem Tätigkeitsdrange, ſo war und blieb er 
doch immer in erſter Reihe, in treuer Hingebung an den Beruf, 
in vollem Maße ſeines Strebens Rechtsanwalt. 

Bereits bei anderer Gelegenheit habe ich im Kreiſe der 
Rechtsanwälte und unter Außerungen ihrer Zuſtimmung !) meiner 
Überzeugung dahin Ausdruck gegeben, daß der Kern eines ge⸗ 
ſunden Prozeſſes das richtige Verhältnis zwiſchen Rechts⸗ 
anwaltſchaſt und Richterſtand ſei, und daß Klagen über Mängel 
der ZPO. ihrem letzten Grunde nach darauf beruhen, daß das 
Verhältnis zwiſchen Richter und Anwalt ſich nicht ſo geſtaltet 
hat, wie es ſich die Verfaſſer der ZPO. dachten. Ein lebender 
Beleg für dieſe Anſchauung war Neumann, bei dem die richtige 
Auffaſſung jenes Verhältniſſes in vollſtem Maße ſich fand. 
Seine Anſichten über die Prozeßreform wichen von den meinigen 
weſentlich ab, aber doch nur aus dem Grunde, daß er in 
ſchönem Optimismus davon ausging, der richtige Gebrauch der 
von der ZPO. gegebenen Möglichkeiten und Befugniſſe werde 
ſich von ſelbſt durchſetzen. Die Gleichwertigkeit des Richters 
und des Anwalts war ihm ein Dogma, das er nicht nur 
theoretisch vertrat, ſondern das er auch praktiſch mitlebte. Das 
Ziel beider iſt das Recht. Was dem Rechte, auch was dem 
Rechte der Partei dient, ift das Ziel des Anwalts und des 
Richters — nun und nimmer aber das, was bloß der Partei 
ohne Rückſicht auf das Recht dient. Gewiß ſteht eine große 
Zahl von Berufsgenoſſen Neumanns auf gleichem Standpunkt. 
Aber es iſt dahin zu wirken, daß alle Anwälte ſich in dieſem 
Sinne betätigen. Dann würde die Reformfrage von ſelbſt ge⸗ 
löſt fein. Die Lücke, die Neumanns Hinſcheiden im Kreiſe jener 
— reißt, iſt bei ſeiner vorbildlichen Stellung tief zu 

en. 


Dieſes Vorbildliche, wie es Neumanns geſchloſſener und 
gellärter Perſönlichkeit eigen war, befähigte ihn in beſonderem 
zur Ausbildung und Erziehung junger Berufsgenoſſen. 
Namentlich kam ihm die Gabe ungemein klarer mündlicher und 
ſchriftlicher Darſtellung zuſtatten, die er beſaß. Neumann hat 
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als erſter für die bei den Rechtsanwälten beſchäftigten Referendare 
fortbildende Vorträge eingerichtet, gehalten und ſpäter auf ihre 
Geſtaltung mit hingewirkt. Seine Zöglinge bewahren ihm ein 
dankbares Andenken. Es iſt zu bedauern, daß es ihm nicht 
vergönnt war, ſeine Lehrbefähigung auch in einer weiteren Lehr⸗ 
tätigkeit zu verwerten. In großen Juriſtenfakultäten ſollte für 
geeignete lehrende Praktiker, deren wiſſenſchaftliche Durchbildung 
vorausgeſetzt, immer ein Platz vorhanden ſein. 

Die Leiſtungen des Fachmanns, die Betätigung beſonderer 
Schaffenskraft, — fie find im letzten Grunde nur Ausfluß der 
Perſönlichkeit. Zu tüchtigem Wirken gehört der tüchtige 
Charakter. Wer Neumann gekannt hat, weiß, wie ſehr er auch 
dieſe Sätze beſtätigt. Kennzeichnend für ihn war vor allem 
ſeine Ruhe und Klarheit. Ein Mann, der wußte, was er 
wollte, der aber zugleich auch wußte, was er ſollte, ging er 
ſeinen ſicheren Lebensweg. Nicht nur das, was recht und 
billig war, war ihm angeboren, ſondern auch Herzensgüte und 
Hilfsbereitſchaft waren ihm im reichſten Maße zu eigen. Eine 
durch und durch vornehme Geſinnung verband ſich mit ſchlichteſter 
Anſpruchsloſigkeit und Beſcheidenheit. Reiche, umfaſſende 
Bildung des Herzens wie des Verſtandes gab ſeiner Perſönlich⸗ 
keit einen beſonderen Reiz im Umgange. Im Geſpräche erfreute 
er durch manche feine Bemerkung und belebte die Unterbaltung 
durch feinen köſtlichen, echt Berliner Humor. Die Liebens⸗ 
würdigkeit ſeiner Umganasformen gewann ihm ſtets die Herzen. 
Als Anwalt erwarb er durch ſie den erwünſchten Einfluß auf 
die Klienten und wußte deren Streitluſt zu mildern. Bei 
Verfolgung ſeiner Pläne, bei der Arbeit an den Referendarien, 
überwand er Schwierigkeiten dank ſeinem Auftreten mit Leichtig⸗ 
keit. Er hatte aber auch die Geduld, durch zähes Beharren 
den Erfolg ſchließlich zu erzwingen. Ein Lieblingsplan, ſämtliche 
juriſtiſche Vereine Deutſchlands zu einer großen Organiſation 
zu vereinigen, den er ſeit vielen Jahren hegte, wäre auch noch 
zu ſegensreichem Ende geführt worden, wenn es ihm möglich 
geweſen wäre, länger feine Tatkraft dafür einſetzen zu können. 

Eine Erinnerung an Hugo Neumann iſt nicht möglich, 
ohne auch ſeiner Gattin zu gedenken, die nicht nur die treue 
Genoſſin ſeiner Beſtrebungen, ſondern auch die Gehilfin feiner 
Arbeiten war. Wer dem Ehepaare nähertreten durfte, mußte 
den Eindruck gewinnen, daß Neumanns Perſönlichkeit, ſeine 
Leiſtungen, ſein an Intereſſen ſo reiches Leben nur in dieſer 
Ehe möglich war. 

Pfingſten 1914 ſah ich bei der Zuſammenkunft der Ständigen 
Deputation des Deutſchen Juriſtentags Neumann zum letzten 
Male. Lebendig ſteht mir ſein Bild vor Augen: ſeine Liebens⸗ 
würdigkeit, ſeine lebhafte Beteiligung an den Beratungen und 
Beſchlüſſen, ſeine Arbeit als Schriftführer und nachher beim 
feſtlichen Mahle der angeregte und anregende Gefährte im 
Kreiſe heiterer Geſelligkeit. Wir Freunde können jetzt nur noch 
Zeugnis ablegen von dem, was er uns war. Die deutſche 
Rechtsanwaltſchaft aber hat einen ihrer beſten Männer ver⸗ 
loren, einen Mann, auf den man das ſtolze horaziſche Wort 
anwenden darf: 

cui pudor et iustitiae soror, 
incorrupta fides nudaque veritas 
quando ullum inveniet parem? 
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Im Kampfe für das Vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 
(Fortſetzung der Liſte von Nr. 7, 1915) 


Dr. Siegfried Bleeck aus Berlin. 
Eußmaunn aus Neckarſulm. 

Julius von Hinten aus Harburg (Elbe). 
Walter Jacobi aus Inſterburg. 
Waldemar Juſſas aus Tilſit 

Max Möller aus Königsberg i. Pr. 

Dr. Moritz Schüler aus Cöpenick. 

Fritz Jeye aus Reinhauſen. 


Krieg und Kartelle.) 
Von Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Flechtheim, Berlin. 


Die Glanzleiſtungen unſerer Heeresverwaltung, der Eiſen⸗ 
bahn und der Reichsbank find die Früchte ſyſtematiſcher Friedens⸗ 
arbeit. An ſolchen Vorbereitungen hat es für die Privat⸗ 
wirtſchaft, abgeſehen von den wertvollen Arbeiten über unſere 
finanzielle Mobilmachung, ſo gut wie ganz gefehlt. Das hätte 
bei dem eigenartigen Charakter dieſes Weltkrieges vielleicht 
verhängnisvoll werden können. Die künſtliche Abſchließung 
unſeres Wirtſchaftslebens vom Weltverkehr bedingte einen um 
ſo engeren Zuſammenſchluß der in unſerem Lande vorhandenen 
Wirtſchaftsgüter und kräfte und deren bewußte Ausnutzung 
vom Standpunkte des allgemeinen Intereſſes. Dazu dienen 
weſentlich die Kontroll⸗, Verteilungs⸗ und Abrechnungsſtellen, 
die jetzt unter behördlicher Mitwirkung für einzelne Induſtrie⸗ 
und Handelszweige geſchaffen wurden. Sie waren nicht vor⸗ 
geſehen, aber ſie waren vorbereitet. Die Vorbereitung liegt 
in dem unſere Induſtrie und unſeren Handel ſeit Jahrzehnten 
beherrſchenden Prinzip der Organiſation, vor allem in dem alle 
Zweige der Privatwirtſchaft durchdringenden Kartellweſen. 
Der Gedanke des Zuſammenarbeitens, der den alten Kampf 
aller gegen alle ſchon in Friedenszeiten ſehr zurückgedrängt 
hatte, mußte im Kriege zu einem ſtarken Solidaritätsgefühl 
emporwachſen. Die Unternehmer, die ſich in den beſtehenden 
Syndikaten, Kartellen und Konventionen, wie auch in den 
Verbänden zur Wahrnehmung gemeinſchaftlicher Intereſſen 
gewiſſer Induſtrie⸗ und Handelszweige an ein Zuſammenwirken 
in gemeinſamem privatwirtſchaftlichem Intereſſe gewöhnt hatten, 
haben im Kriege unter der Leitung ihrer erprobten Führer auch 
unſchwer den Weg zur gemeinſchaftlichen Arbeit für das 
Allgemeinwohl gefunden. Auch ſonſt hat ſich das Beſtehen 
mächtiger Unternehmerverbände als ein Segen für das deutſche 
Kriegswirtſchaftsleben erwieſen. Als Beiſpiel verweiſe ich auf 


1) Der nachſtehende Aufſatz gibt im weſentlichen einen am 
13. März in der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrag 
wieder. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 8. 1915. 


das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Kohlenſyndikat. Dieſes befindet ſich, 
wie bekannt, augenblicklich in einer recht ſchweren Kriſis. Die 
Erneuerungsverhandlungen des mit dem 31. Dezember 1915 
ablaufenden Syndikats halten ſchon ſeit Jahren die intereſſierten 
Kreiſe in Atem. Nicht mit Unrecht hat der verdiente Präſident 
des Kohlenſyndilats, Geheimrat Dr. Kirdorf vor kurzem bei 
Gelegenheit der Verhandlungen über die Verbandsbeſtrebungen 
in der Eiſeninduſtrie betont,) daß eine Nichterneuerung des 
Kohlenſyndikats eine ungemeſſene Erhöhung der Kohlenpreiſe 
zur Folge haben würde. Die Förderung der Bergwerke iſt 
durch Arbeitermangel und durch allerhand techniſche Hinderniſſe 
weſentlich eingeſchränkt und verteuert. Die Konkurrenz der 
engliſchen Kohle in Deutſchland iſt ausgeſchaltet. Dafür mußte 
bisher aus politiſchen Gründen Rückſicht auf Anſprüche des 
neutralen Auslands genommen werden. Bei freiem Wettbewerb 
würde dieſe Konjunktur den Marktpreis gewaltig in die Höhe 
geſchraubt haben. Damit wäre der Allgemeinheit eine ungeheure 
Belaſtung entſtanden. Die zurückhaltende Preispolitik des 
Syndikats wird gewiß manchem ſeiner alten Gegner die Augen 
geöffnet haben. Das Syndikat hat ſich ein weiteres Verdienſt 
dadurch erworben, daß es im Intereſſe einer ſtärkeren Kols⸗ 
produktion, die wegen der Gewinnung der Nebenprodukte im 
öffentlichen Intereſſe liegt, die Kohlenpreiſe herauf⸗ und gleich 
zeitig die Kokspreiſe herabgeſetzt hat. Zu einem Inſtrument 
der öffentlichen Wohlfahrt hat ſich in Kriegszeiten auch die 
Spirituszentrale entwickelt. Die Bekanntmachung des Bundes⸗ 
rats vom 4. März 1915 (RGBl. S. 131) hat ſogar die 
Autonomie der Zentrale zur Feſtſetzung des an die Brenner zu 
zahlenden Branntweinpreiſes und zur Verteilung des Gewinnes 
über den Geſellſchaftsvertrag hinaus erweitert. 

Nicht weniger aber gereicht das Beſtehen von Kartellen 
den in ihnen vereinigten Unternehmern ſelbſt durchweg zum 
Segen. Gerade in Zeiten von Wirtſchaftskriſen bewährt ſich 
der Nutzen ſolcher Verbände, die man ja nicht mit Unrecht als 
„Kinder der Not“ bezeichnet hat. Ein Unternehmen ftügt das 
andere. Der wirtſchaftliche Druck, der den einzelnen über⸗ 
wältigen würde, wird auf breitere Schultern übertragen, wird 
dadurch auf⸗ und ausgehalten. Das macht ſich im jetzigen 
Kriege bei den Organiſationen gerade derjenigen Induſtrie be⸗ 
merkbar, die wirtſchaftlich am ſchwerſten betroffen ſind. Das 
ſind vor allem die Luxusinduſtrie und die für den Baumarkt 
und für den Export arbeitenden Induſtrien. Wo hier eine 
Organiſation fehlte, hat die gegenſeitige Preisunterbietung viel⸗ 
fach nicht nur die augenblickliche Situation verſchlechtert, ſondern 
auch die Zukunft der Induſtrie gefährdet. Das hat in manchen 
Fällen dahin geführt, daß jetzt unter dem Drucke der akuten 
Kriſis Konventionen zuſtande gekommen find, um die man ſich 
früher lange vergeblich bemüht hat. So z. B. in der Papier⸗ 
induſtrie. Beſonders deutlich macht ſich der Segen der Kartelle 
bei den Syndikaten mit Gewinnkontingentierung bemerkbar, 
d. h. denjenigen Kartellen, bei denen der ganze Gewinn oder 
ein Teil, z. B. die ſogenannten Überpreife, zuſammengeworfen 
und unter alle Mitglieder nach einem beſtimmten Schlüſſel ver⸗ 
teilt wird. Hier findet eine Ausgleichung zwiſchen den mehr 
und den weniger betroffenen Werken ſtatt. Eine Anerkennung 
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ber nützlichen Wirkungen der Kartelle für die ihnen angehörigen 
Unternehmer liegt darin, daß vielfach hartnäckige Außenſeiter 
jet beigetreten find. Verſchiedene Kartelle haben während des 
Krieges ihre Dauer verlängert, obgleich noch keine Erneuerung 
in Frage ſtand. Auf die Verhandlungen über die Erneuerung 
eb geländigten Kohlenſyndikats hat zweifellos der Krieg 
federnd eingewirkt und ſelbſt das wirtſchaftlich fo wichtige und 
ſchwirrige Problem einer Syndizierung der bei der letzten Er⸗ 
puerung des Stahlwerkverbandes ins Leere gefallenen ſo⸗ 
gmannten B- Produkte, der feineren Erzeugniſſe der Stahlinduſtrie, 
{8 jeht, wie es scheint, in aus ſichtsvollere Bahnen gelenkt worden. 

Schließlich find durch den Krieg ſogar unmittelbar neue 
Rartelle entſtanden. Auf die Preis konvention der notleibenden 
Inbftrien iſt bereits hingewieſen worden. Viele neue Kartelle 
Denen auägefprochen dem Heeresbebarf. So haben ſich an 
manden Orten Fabrikanten, Handwerker und Kaufleute zur ges 
weinfhaftlihen Befriedigung von Heeres bedürfniſſen zuſammen⸗ 
getan. Die Hutmacher einer größeren Stadt haben z. B. eine 
„Reiegähelm G. m. b. H.“ gegründet. Vielfach haben dieſe Ver⸗ 
bände den Charakter ſogenannter Submiſſionskartelle. Sie wollen 
gegenfeitige Unterbietungen bei Hereinholung von Aufträgen 
der Herrezverwaltung verhindern. Derartige Kartelle haben 
nicht immer nur lokale Bedeutung. Schon bald nach Kriegs⸗ 
euäbruh haben ſich die Tabakfabrilanten Deutſchlands zu einer 
„Kriegzlieſerungs⸗Zentrale“ behufs gleichmäßiger Beſchäftigung 
der deutschen Tabalſabriken zuſammengeſchloſſen. Es bleibt ab: 
kwatten, wieweit ſolche Gelegenheitsgründungen den Keim für 
dauernde Verbände in ſich tragen. 

Der Krieg hat uns ſogar ein neues Zwangsſyndikat 
nuch dem freilich etwas omindfen Vorbild des Kaliſyndikats 
beschert. Nach den Verordnungen des Bundesrates vom 5. Des 
wmber 1914 (REBL S. 471) und vom 25. Februar 1915 
REBL S. 118) betreffend Regelung des Abſatzes von Er⸗ 
kugnifien der Kartoffeltrocknereien müſſen die ſogenannten 
Tucker ihre Produkte der unter Mitwirkung der Spiritus⸗ 
krnale gegründeten und ſtaatlich beaufſichtigten „ Trocken⸗ 
rofl Bertvertungs G. m. b. F.“ zur Verwertung überlaſſen. 
Iden Trockner iſt das geſezliche Recht eingeräumt, der Geſell⸗ 
haft inter den ſtatutariſchen Bedingungen beizutreten. Es 
befeht alſo, ähnlich wie beim Kaliſyndikat, ein zwar bloß mittels 
bart, aber darum nicht weniger wirkungsvoller Beitrittszwang. 

Us Ergebnis kann man jedenfalls fefiſtellen, daß der 
Orgenifationdgebanke im Kriege eine weſentliche Stärkung er⸗ 
fahren hat. Wir ſehen ſogar vielfach eine Umbiegung in der 
Aüchung um Staatsmonopol (vgl. Kriegsgetreidegeſellſchaft, 

ermonopol). 

When ſo im großen und ganzen das Beſtehen von gut 
otganiferten Aattelen, ſowohl für die Allgemeinheit wie für 
8 einzelnen Unternehmer, während des Krieges ſich als vor⸗ 
tldaft ertoiefen hat, fehlt es naturgemäß auch nicht an ſolchen 
Unternehmern, denen gerade jetzt die Zugehörigkeit zu einem 
Hertel recht läſtig wird. Vielfach iſt geradezu das Weiters 
betehen von Kartellen durch die wirtſchaftliche Umwälzung des 
Arges in Frage geſtellt worden. So find während des 
Krieges, und wohl auch zum Teil infolge des Krieges, der 

= und das Weißblechkontor, das älteſte zur⸗ 
et in Deutschland beſtehende Syndikat, aufgelöſt worden. 
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Das geſchah auf Grund des Vertrages oder doch im gegen⸗ 
ſeitigen Einverſtändnis. Nicht ſelten aber kam es zu offenem 
Kampfe. In dieſem Falle if der Krieg eine Kraftprobe für 
die juriſtiſche Stärke unſerer Kartell ⸗Organiſation geworden. 
Man hat die Feſſeln des Kartellvertrages zuweilen im Rahmen 
des Kartells ſprengen wollen, nicht ſelten aber auch durch 
voll ſtändige Losſagung von dem Verbande. Die an den Kartell⸗ 
juriſten aus Veranlaſſung des Krieges herantretenden Fragen 
laſſen ſich auf verhältnismäßig wenige rechtliche Geſichtspunkte 
zurückführen. Wir kennen ja kein Kartellrecht als Sonderrecht. 
Es handelt ſich immer nur um die Anwendung der Rechts⸗ 
grundſätze des allgemeinen bürgerlichen und Handelsrechts auf 
eine wirtſchaftlich eigenartige Erſcheinung. Wie überhaupt, ſo 
iſt auch auf dem Gebiet des Kartellrechts die Lehre von der 
Unmöglichkeit zu ungeahnten Ehren gelangt. Es hat ſich ge⸗ 
fragt, ob das Mitglied des Kartells von ſeinen Pflichten infolge 
unverſchuldeter Unmöglichkeit befreit iſt. Hierbei war zu be⸗ 
achten, daß, ſoweit die Kartellverträge den Charakter von 
Geſellſchaftsverträgen haben, die erleichterte Haftung für dili- 
gentia quam in suis ($ 708 BGB.) die Berufung auf unver 
ſchuldete Unmöglichkeit in weitem Umfange geſtattet. Iſt hier⸗ 
nach ein Kartellmitglied von einer pofitiven Verpflichtung, z. B. 
von der Verpflichtung zur Lieferung ſeiner Produkte an die 
Verkaufsſtelle im Rahmen feiner Beteiligungsziffer befreit, fo 
kann ſelbſtverſtändlich wegen Nichterfüllung dieſer Verpflichtung 
auch leine Vertragsſtrafe ausgeſprochen werden. Zweifelhafter 
iſt dieſes bei den Unterlaſſungspflichten. Es iſt ſtreitig, ob ſich 
8 339 Satz 2 BB. mit der bloßen objektiven Zuwiderhandlung 
begnügt oder ſchuldhafte Verletzung vorausſetzt (vgl. die ein⸗ 
gehenden Nachweiſungen in dem Urteil des RG. in JW. 1912 
S. 582). Jedenfalls kann der Vertrag ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend das Erfordernis ſchuldhaften Verhaltens aufftellen 
(vgl. RG. a. a. O.). Das iſt aber bei den Kartellverträgen 
in aller Regel der Fall. Das Strafſyſtem die ſer Verträge will 
ſchuldhafte, alſo mindeſtens fahrläffige Verſtöße treffen. Es 
fragt ſich aber weiter, ob ein ſolches Mitglied auch der Bor 
teile verluſtig geht, die in Wechſelwirkung mit der eigenen 
Verpflichtung ihm kartellmäßig zuſtehen. Dieſe Frage wird 
insbeſondere bei den Kartellen mit Gewinnkontingentierung 
praktiſch. Hat das Mitglied, das ſelbſt nicht liefert und nicht zu 
liefern braucht, Anteil an dem aus den Lieferungen der anderen 
Mitglieder erzielten Gewinn? Es kommt hierbei weſentlich 
darauf an, ob nach dem Vertrage der Gewinn auf Grund der 
wirklich gemachten Lieferungen verteilt wird oder auf Grund 
der feſtſtehenden Beteiligungsziffern. Im erſteren Falle hilft 
dem Mitglied die Berufung auf unverſchuldete Unmöglichkeit 
nicht. Im letzteren Falle iſt in den Kartellverträgen vielfach 
vorgeſehen, daß die Beteiligung eines Mitgliedes am Gewinn 
ſich im Verhältnis derjenigen Mengen mindert, die es liefern 
mußte, aber nicht geliefert hat. Hier wird die unverſchuldete 
Unmöglichkeit dem Mitgliede alſo nicht ſchaden. Häufig hat 
die Tatſache, daß ein Syndikatsmitglied ſeine Quote nicht ge⸗ 
liefert hat, weitere nachteilige Folgen, z. B. eine dauernde 
Verringerung ſeiner Beteiligungsziffer. Im Zweifel findet dieſe 
Beſtimmung auf ein Kartellmitglied keine Anwendung, das jetzt 
infolge des Krieges ohne ſein Verſchulden außerſtande war, 
die auf ihn entfallende Menge zu liefern. Man will durch 
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ſolche Beſtimmungen die Beteiligungsziffern, die Werken über 
ihre vermutliche Leiſtungsfähigkeit hinaus gewährt worden find, 
auf das richtige Maß zurückſchrauben. Ein ähnlicher Fall iſt 
der, daß in Kundenſchutzverträgen beſtimmt iſt, daß ein Mit⸗ 
glied den Schutz für einen beſtimmten Kunden verliert, wenn 
es dieſen eine gewiſſe Zeit hindurch nicht beliefert hat. So iſt 
in einem Kartell jetzt die Frage aufgetaucht, ob ein Werk einen 
ihm reſervierten belgiſchen Kunden verloren hat, dem es wegen 
der jetzigen unſicheren Lage nicht auf Grund der bisherigen 
Bedingungen liefern wollte. Darin kann man meines Erachtens 
kein Verſchulden ſehen, und ich würde deshalb die Frage, ob 
der Kunde frei geworden iſt, verneinen. 

Es fragt ſich weiter, ob die Unmöglichkeit der Erfüllung 
für ein Kartellmitglied einem anderen Kartellmitglied, das an 
ſich erfüllen könnte, das Recht gibt, gleichfalls ſeine Leiſtung 
zu verweigern, etwa in Anwendung des 8 323 BGB. Durch 
die Stillegung einer Fabrik kann das Syndikat um ſo größeres 
Intereſſe an Erfüllung des ganzen Pflichtquantums durch die 
anderen Fabriken haben. Dieſe wiederum könnten vielleicht 
vorteilhafter in ihren Anlagen ſyndikatsfreie Ware herſtellen. 
Es fragt ſich nun, ob ſie ſich darauf berufen können, daß das 
andere Syndikatsmitglied zu liefern nicht in der Lage iſt. 
Meines Erachtens nicht. Der Vertrag iſt ein einheitlicher. 
Nicht die einzelnen Verpflichtungen ſtehen im Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, ſondern der ganze Komplex von 
Leiſtungen. Es kann ſich alſo nur um die Frage handeln, ob 
der Vertrag im ganzen aufzulöſen iſt. Eine ähnliche Frage 
tritt auf, wenn einem Syndilatsmitglied infolge von obrigkeit⸗ 
licher Anweiſung die Erfüllung einer Unterlaſſungspflicht uns 
möglich wird. Er wird z. B. gezwungen, Ware unmittelbar 
an die Heeresverwaltung zu liefern. Kann daraus ein anderes 
Mitglied die Folgerung ziehen, nun ſeinerſeits ohne ſolchen 
Zwang Ware an Dritte unter Umgehung des Syndikats zu 
liefern? Schwierig iſt die Frage, wie eine ſyndikatswidrige, 
aber unverſchuldete Lieferung im übrigen zu behandeln iſt. Wird 
ſie auf die Beteiligungsziffer angerechnet? Iſt für ſie die 
prozentuale Abgabe oder der Beitrag zu den Geſchäftsunkoſten 
zu entrichten? Und weiter: Iſt der an dieſem Geſchäft erzielte 
Gewinn ganz oder teilweiſe mit den übrigen Syndikatsmitgliedern 
zu teilen? Dieſe Fragen laſſen fich nicht generell beantworten. 
Sie hängen von der wirtſchaftlichen Struktur des einzelnen 
Kartells und dem ſonſtigen Inhalte des Vertrages ab. 

Die Unmöglichkeit der Erfüllung einzelner Pflichten wird 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden die Unmöglichkeit der 
Erreichung des Geſellſchaftszweckes im Sinne des 8 726 BGB. 
bedeuten. Dagegen wird häufig darin ein wichtiger Grund 
zur friſtloſen Kündigung gefunden werden können. Dieſe Frage 
hat gerade jetzt während des Krieges große praktiſche Bedeutung 
gewonnen. Die Kartelle wollen den freien Wettbewerb im 
gemeinſamen Intereſſe der Mitglieder regeln und einſchränken. 
Jeder gibt ein Stück ſeiner Selbſtändigkeit auf. Er unterwirft 
ſich gewiſſen Unterlaſſungspflichten. Dieſe negativen Pflichten 
find für den Kartellvertrag begriffsweſentlich. Daneben fliehen 
in der Regel pofitive Leiſtungspflichten, wie Lieferung der 
Produkte an die Syndikatsverkaufsſtelle, Leiſtung von Geld⸗ 
beiträgen, Weitergabe von Aufträgen, Anzeige des Umſatzes usw. 
Im allgemeinen ſtehen aber die negativen Pflichten im Vorder⸗ 
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grunde. Der Kartellvertrag enthält inſofern als Element die 
Wettbewerbsklauſel. Die darin liegende Beſchränkung der freien 
Wettbewerbstätigkeit macht nach anerkanntem Recht bei uns 
den Kartellvertrag nicht ungültig. Die Schranke liegt allein 
im $ 138 BGB. Der Vertrag darf nicht den Zweck haben, 
ein Monopol zur Ausbeutung der Konſumenten zu ſchaffen, 
alſo den Organiſationszwang in unerträglicher Weiſe nach 
außen zu betätigen. Aber auch dem inneren Organiſations⸗ 
zwang find Schranken geſetzt. Die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit 
des einzelnen Unternehmers darf wohl eingeſchränkt, aber nicht 
vernichtet werden. Die Grenze iſt flüſſig. Ein weſentliches 
Moment ſpielt dabei die Dauer des Vertrages. Kartellverträge 
werden in der Regel auf längere Zeit geſchloſſen. Die Ver⸗ 
hältniſſe können ſich inzwiſchen weſentlich ändern. Aus einer 
erträglichen Beſchränkung kann eine die Exiſtenz vernichtende 
Feſſel werden. Soweit nun die Kartellverträge den Charakter 
eines Geſellſchaftsvertrages haben, oder auch als nicht rechts⸗ 
fähige Vereine dem Geſellſchaftsrecht unterſtehen, ſchützt das 
zwingende Recht der jederzeitigen Kündbarkeit des Vertrages 
aus wichtigen Gründen den Kartellteilnehmer gegen jede Übers 
treibung des Kartellzwanges. Ich habe deshalb das Necht der 
Kündigung aus wichtigen Gründen als ein unentbehrliches 
Sicherheitsventil für jeden Kartellvertrag bezeichnet und ſtehe 
auf dem Standpunkt, daß da, wo dieſes Sicherheitsventil oder 
ein gleichwertiger Schutz verſagt iſt, ein auf längere Zeit ge⸗ 
ſchloſſener Kartellvertrag die nach 8 138 BGB. zuläſſige 
Grenze überſchreitet. Bloße Konventionen, wie fie vielfach, 
z. B. in der chemiſchen Induſtrie, vorkommen, die den gegen⸗ 
feitigen Wettbewerb durch Feſtſetzung von Mindeſſpreiſen, 
Kundenſchutz oder Gebietsteilung regeln, ohne die Bildung eines 
Gefellſchaftsvermögens vorzuſehen, genießen auch den Schutz 
des 5 723 BGB., mag man nun dieſe Verträge als anormale 
Geſellſchaftsverträge oder als geſellſchaftsähnliche Innominat⸗ 
kontrakte anſehen. Selbſt die Kartellverträge, die ſich aus⸗ 
ſchließlich der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsform bedienen, als die 
hier hauptſächlich die G. m. b. H. in Betracht kommt, können 
aus wichtigen Gründen jederzeit gekündigt werden, wenn auch 
nicht nach zwingender geſetzlicher Beſtimmung, ſo doch auf 
Grund einer der wirtſchaftlichen Natur des Kartellvertrages 
Rechnung tragenden Auslegung.“) 

Wann liegt aber ein ſolcher wichtiger Grund zur vorzeitigen 
Kündigung vor? Es läßt ſich nicht in thesi ſagen, daß dieſes 
oder jenes ein wichtiger Grund zur Kündigung eines Kartells 
if. Es laſſen fi) höchſtens typiſche Tatbeſtände anführen, die 
als Anwendungsfälle in Betracht kommen können. Es find 
Störungen der normalen Entwicklung des einzelnen Kartells, 
ſei es Störungen für die Geſamtheit der Mitglieder oder für 
die Beteiligung eines einzelnen Kartellgenoſſen. 

Der Krieg hat zunächſt ungekannte Schwierigkeiten für die 
Produktion gebracht. Die Arbeiter find eingezogen, die Rob: 
materialien und Betriebsſtoffe ſind knapp geworden. In den 
Grenzgebieten mußten Fabriken aus militäriſchen Gründen ge⸗ 


3) Vgl. das Nähere zu dieſer Streitfrage bei Flechtheim, Kartell 
recht I S. 90 ff.; Noth in Leipzg. 1912 S. 269 ff.; Kaufmann in 
Sächſurch. 1912 S. 409; Hachenburg, G. m. b. H. 4. Aufl. Exk. m 
8 8 Anm. 11. 
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ſchloſſen werden. Die hiervon betroffenen Fabriken können dem 
Syndikat ihr Kontingent nicht liefern. Hier wird in der Regel 
unverſchuldete Unmöglichkeit vorliegen. Es iſt aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die dadurch veränderten Verhältniſſe für die 
anderen Mitglieder einen wichtigen Grund zur ſofortigen 
Kündigung abgeben können. Bloß vorübergehende Störungen 
genügen hierzu naturgemäß nicht. Die Dauer des Kartells 
wird dabei eine Rolle ſpielen. 

Das Gegenſtück bildet die Erſchwerung des Abſatzes. 
Für Luxuswaren iſt die Nachfrage fortgefallen oder 
weſentlich verringert. Für die Exportinduſtrie iſt durch 
Unterbindung unſerer Schiffahrt eine weſentliche Behinderung 
eingetreten. Vielfach wird ſie auch betroffen durch Ausfuhr⸗ 
verbote. Hier haben ſich beſondere Schwierigkeiten ergeben bei 
internationalen Kartellen. So iſt z. B. die Ausfuhr von 
Thorium aus Deutſchland verboten. Aus Oſterreich dagegen 
nicht. An der Thorium⸗Konvpention find deutſche und öſterreichiſche 
Firmen beteiligt. Umgekehrt ſteht der Exportinduſtrie vielſach 
das Einfuhrverbot des feindlichen Auslandes im Wege. Auch 
hiervon werden die einzelnen Mitglieder des Syndikats ver⸗ 
ſchieden betroffen. Diejenigen, die weſentlich auf den Export 
nach dieſen Ländern angewieſen waren, ſind lahmgelegt, während 
die anderen, die den deutſchen Markt verſorgten, weiterarbeiten 
können. Für dieſe iſt es jetzt hart, ihre ohnehin nicht großen 
Gewinne mit den ſtilliegenden Exportfirmen teilen zu müſſen. 
Sie haben ſich hiergegen gewehrt. Meines Erachtens zu 
Unrecht. Es entſpricht dem Zweck der Kartelle, insbeſondere 
den mit Gewinnkontingentierung, derartige Riſiken auf breitere 
Grundlage zu verteilen. Der Abſatz wird endlich vielfach durch 
die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen ungünſtig beeinflußt. Dadurch 
wird natürlich auch die Autonomie der Syndikate in der Feſt⸗ 
ſetzung von Verkaufspreiſen beſchränkt. Zuweilen iſt in Kartell» 
verträgen ein gewiſſer Rückgang des Abſatzes als Auflöſungs⸗ 
oder Kündigungsgrund vorgeſehen. Es iſt ſtreitig geworden, 
ob dieſer Fall auch gegeben iſt, wenn es ſich um einen durch 
behördliche Maßnahmen und nicht durch die natürlichen Markt⸗ 
verhältniſſe herbeigeführten Rückgang handelt. Ich kann im 
allgemeinen eine ſolche Unterſcheidung nicht für gerechtfertigt 
halten. Die behördlichen Maßregeln ſind eben auch nur ein 
Stück der allgemeinen Wirtſchaftskriſis. Und gegen die aus 
ſolchen Kriſen ſich ergebenden Nachteile will eine derartige 
Kauſel fügen. 

N Einſchneidender noch als die bloße Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen wirkt vielfach für die Syndikate die ſtaatliche Beſchlag⸗ 
nahme. Sei es von Rohmaterial, ſei es von Fertigprodukten. 
Die Syndilatsmitglieder dürfen dieſe Produkte nicht mehr ohne 
behördliche Genehmigung in den freien Verkehr bringen. Sie 
werden ſogar in der Regel direkt oder indirekt verpflichtet, ſie 
der Heeres verwaltung oder den von dieſer angegebenen Kon 
ſumenten zur Verfügung zu flellen. Dadurch tritt für die 
Mitglieder die Unmöglichkeit ein, eine weſentliche poſitive 
Spndilate pflicht, nämlich die Lieferung der Produkte an die 
Verkaufsſtelle, zu erfüllen. Kommt zu der Beſchlagnahme der 
behördliche Lieferungszwang, fo wird damit auch die negative 
Kartellpflicht, die Produkte an niemanden anders als die 
Verlaufsſtelle zu liefern, unmöglich. Trifft dieſe Maßregel die 
ganze beteiligte Induſtrie, fo kann dadurch das Syndikat 
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faktiſch ſuspendiert werden und biefe Suspenſion kann je nach 
der Dauer, auf die das Syndikat noch abgeſchloſſen iſt, auch 
einen wichtigen Grund zur ſofortigen Kündigung abgeben. Trifft 
die Beſchlagnahme mir einzelne Geſellſchafter, ſo kann dieſes 
auch für die anderen eine ſolche Benachteiligung bedeuten, daß 
man ihnen ein weiteres Feſthalten an dem Vertrage nicht zu⸗ 
muten kann. 

In manchen Artikeln iſt die Nachfrage unverhältnismäßig 
geſtiegen. Die Fabriken könnten weit über ihre Kontingente 
hinaus liefern. Die Syndikate haben hier vielfach die Pro⸗ 
duktion freigegeben. Bei anderen iſt die AUberſchreitung der 
Kontingente aber auch nur im Verhältnis der Beteiligungs⸗ 
ziffern zugelaſſen. Nach vielen Kartellverträgen iſt insbeſondere 
eine Vergrößerung der Fabrik ſelbſt während der Kartelldauer 
unzuläſſig. Sind die Mitglieder an derartige Beſchränkungen 
gebunden? Man wird hier unterſcheiden müſſen, ob es ſich 
um Artikel handelt, die für die Kriegsführung notwendig find, 
oder, wenn ich mich ſo ausdrücken darf, um bloße Kriegs⸗ 
luxusartikel. Die Heeresverwaltung kann zwar keinen Unter⸗ 
nehmer zwingen, ſeine Fabrik zu vergrößern. Wenn die 
Heeresverwaltung aber eine ſolche Vergrößerung als im 
Intereſſe der Kriegsführung notwendig erklärt, darf kein Unter⸗ 
nehmer durch einen Kartellvertrag daran gehindert werden. 
Das öffentliche Intereſſe geht hier vor und gibt erforderlichen⸗ 
falls Grundlage für eine ſofortige Kündigung. Ahnliches gilt 
da, wo Gebietsteilungen vorgenommen ſind, und hierdurch die 
Deckung notwendigen Heeresbedarfs in Frage geſtellt wird. 

Weiterhin hat der Krieg vielfach die Durchführung der in 
den Kartellverträgen vorgeſehenen Kontrolle unmöglich ge⸗ 
macht. Darin wird nur ausnahmsweiſe ein wichtiger Kündigungs⸗ 
grund geſehen werden können. Vielfach iſt aber überhaupt jede 
Verſtändigung der Teilhaber untereinander unmöglich ges 
macht worden. Als unweſentlich muß dabei die Unterbrechung 
der Verkehrsmittel angeſehen werden, die in den erſten Tagen 
der Mobilmachung das ganze Wirtſchaftsleben beläſtigte. Als 
wichtiger Grund kann dagegen die Unterbrechung des Verkehrs 
angeſehen werden, wie ſie bei internationalen Kartellen, be⸗ 
ſonders ſolchen, an denen feindliche Ausländer beteiligt ſind, 
heute noch beſteht. Es iſt auf die Dauer nicht zu ertragen, 
daß das eine Kartellmitglied nicht weiß, ob das andere ſich 
überhaupt noch an den Vertrag hält und wie es ihn handhabt. 
Ich führe als Beiſpiel aus der Praxis an, daß nach inter⸗ 
nationaler Vereinbarung den deutſchen Firmen Rußland und 
Skandinavien, den franzöſiſchen Firmen Italien und Spanien 
zur Verſorgung überwieſen worden iſt. Sollen jetzt die deutſchen 
Firmen gehindert ſein, nach Italien zu liefern, obgleich ſie nicht 
wiſſen, ob nicht ihre franzöſiſchen Kartellgenoſſen nach Schweden 
oder nach Rußland liefern. So iſt das internationale Zink⸗ 
ſyndikat, an dem deutſche, öſterreichiſche, belgiſche, franzöſiſche 
und engliſche Werke beteiligt waren und das erſt kurz vor dem 
Kriege erneuert war, wegen der kriegeriſchen Ereigniſſe, und zwar 
beſonders wegen der Unmöglichkeit des Meinungsaustauſches 
aufgelöſt oder richtiger von den Beteiligten als durch die Macht 
der Verhältniſſe aufgehoben angeſehen worden. Bei den inter⸗ 
nationalen Kartellen mit feindlichen Ausländern kommt nun 
weiterhin die Kriegsgeſetzgebung unſerer Gegner in Betracht. 
Vorbildlich, allerdings im üblen Sinne, war ja das engliſche 
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Recht. Bekanntlich iſt dieſes ſchon vor dem Kriege vielfach 
Gegenſtand der Erörterung geweſen. Die verſchiedenen könig⸗ 
lichen Proklamationen haben im allgemeinen die früher ſchon 
vorherrſchende ſtrengere Auffaſſung ſanktioniert. Danach ſind 
grundſätzlich alle Verträge mit feindlichen Ausländern für die 
Dauer des Krieges aufgehoben. Die Engländer ſind alſo auch 
an einen Kartellvertrag für die Kriegszeit nicht gebunden. Es fragt 
ſich, ob nach Friedensſchluß die Verträge wieder von ſelbſt weiter⸗ 
laufen, ob fie alfo bloß ruhen, oder ob fie endgültig aufgelöſt find. 
Für Kartellverträge ſcheint die engliſche Praxis im Anſchluß an 
ältere, allerdings beſtrittene, Judikatur die vollſtändige Auf⸗ 
hebung anzunehmen. Jedenfalls iſt für uns ſchon der Um⸗ 
ſtand, daß das engliſche Recht die Verträge für die Kriegszeit 
ſuspendiert, ein hinreichender Grund zur ſofortigen Kündigung. 
Bei Geſellſchaftsverträgen, die ein Vertrauensverhältnis voraus⸗ 
ſetzen, kann ſchon die durch den Krieg herbeigeführte Erſchütterung 
des perſönlichen Verhältniſſes zwiſchen den Angehörigen feind⸗ 
licher Staaten als wichtiger Grund zur ſofortigen Kündigung 
angeſehen werden. Solche Kündigungen ſind wiederholt vor⸗ 
gekommen. So hat ſich z. B. das deutſche Pulverkartell aus 
allen vertraglichen Beziehungen zum Dynamit⸗Truſt losgeſagt. 

Aber auch die deutſche Kriegsgeſetzgebung iſt für die 
Kartelle nicht ohne Bedeutung geweſen. Insbeſondere iſt es 
nach den Bekanntmachungen über die Zwangsverwaltung aus⸗ 
ländiſcher Unternehmungen (vgl. RG Bl. 1914 S. 487, 556; 1915 
S. 133) möglich geworden, Syndikate, an denen ausländiſche Geſell⸗ 
ſchaften oder Geſellſchaften mit vorwiegend ausländiſchem Kapital 
beteiligt ſind, unter Zwangsverwaltung zu ſtellen. So iſt 
über das deutſche Spiegelglas⸗Syndikat, an dem neben deutſchen 
belgiſche, franzöſiſche und engliſche Firmen beteiligt find, und 
das wieder von dem Internationalen Spiegelglas⸗Syndikat 
dirigiert wird, die Zwangsverwaltung verhängt worden. Mir 
ſcheint dieſe Maßregel nicht im Sinne der bundesratlichen 
Bekanntmachung zu liegen. Man will doch nur Erwerbs⸗ 
unternehmungen treffen. Das Syndikat als ſolches iſt keine 
Erwerbsunternehmung, ſondern will nur den Erwerb der ihm 
angeſchloſſenen Unternehmungen fördern. Das Syndikat als 
ſolches macht daher auch keinen Gewinn. Man kann ſich auch 
nicht recht vorſtellen, wie ein Zwangsverwalter in der Lage 
ſein ſollte, die Geſchäfte des Syndikats weiterzuführen, es ſei 
denn, daß er ſich mit einer bloßen Aufſicht im Sinne der 
Bekanntmachung des Bundesrats vom 4. September 1914 (RG Bl. 
S. 397) begnügt. Es hätte nicht viel gefehlt, daß der Krieg 
uns auch eine Antikartellgeſetzgebung beſchert hätte. Nicht 
alle Organiſationen hatten ſich nach Ausbruch des Krieges von 
dem Geiſte der Solidarität der geſamten Volkswirtſchaft beſeelt 
gezeigt. Es gab auch ſolche, die ihre Macht ihren Mitgliedern 
und ihren Abnehmern gegenüber mißbrauchten. Allerdings 
waren es nicht ſo ſehr Syndikate der Großinduſtrie, ſondern 
hauptsächlich Konventionen der Textilinduſtrie und des Zwiſchen⸗ 
und Kleinhandels. Während im allgemeinen Fabrikanten den 
Groſſiſten und die Groſſiſten den Detailliſten gegenüber ſich 
bereit zeigten, Entgegenkommen in der Abnahme von beſtellter 
Ware, vielleicht ſogar in der völligen Streichung von noch nicht 
effektuierten Orders, ſowie auch Nachſicht in der pünktlichen 
Regulierung ausgeſchriebener Fakturen zu gewähren, beriefen 
ſich die Mitglieder von Konventionen vielfach darauf, daß ſie 
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nach ihrem Konventionsvertrag bei hoher Vertragsſtrafe zu 
einer derartigen einſeitigen Rückſichtnahme nicht befugt ſeien. 
Die Leitungen der Konventionen machten dabei von ihrem 
Recht, derartige Erleichterungen zu geſtatten, nicht nur keinen 
Gebrauch, ſondern haben ſogar vielfach in erſter Zeit den 
Verſuch gemacht, die Abnehmer noch über das vertragliche Maß 
hinaus in Anſpruch zu nehmen. Meines Erachtens hätte das 
einzelne Konventionsmitglied, wenn es ernſtlich den Wunſch 
hatte, ſeinem Kunden das in ſolchen Zeiten abſolut erforderliche 
Entgegenkommen zu beweiſen, das Recht gehabt, ſeine Mitglied⸗ 
ſchaft aus wichtigen Gründen aufzukündigen. In dem Pllichten⸗ 
konflikt hätte die Rückſicht auf die Intereſſen der Allgemeinheit 
gegenüber die Oberhand gewinnen müſſen. Ich habe von 
ſolchen Kündigungen nichts gehört. Man gewann dadurch den 
Eindruck, daß ſich die Konventionsmitglieder nur zu gern hinter 
dem bequemen Vorwande der mangelnden Entſchließungsfreiheit 
verſchanzten. Das führte zu Vorſtellungen bei dem preußiſchen 
Handelsminiſterium. Auf deſſen Veranlaſſung lud die Berliner 
Handelskammer zu einer Beſprechung ein. Schon in der Ein⸗ 
ladung war auf die Gefahr hingewieſen, daß bei Feſthalten des 
rigoroſen Standpunktes ein Eingreifen des Bundesrats auf 
Grund des Notgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 zu erwarten ſei, 
wobei insbeſondere ins Auge gefaßt war, die Strafbeſtimmungen 
der Konventionsverträge für einſeitig gewährtes Entgegen⸗ 
kommen gegenüber der Kundſchaft zu ſuspendieren und dadurch 
den Mitgliedern ſelbſt die Verantwortlichkeit für die Beibehaltung 
ihres unfreundlichen Standpunktes zuzuſchieben. Bei der Ver⸗ 
handlung teilte der Vertreter des Handelsminiſters mit, daß im 
preußiſchen Handelsminiſterium der Entwurf eines ſolchen Spezial⸗ 
kartellgeſetzes fertiggeſtellt ſei und dem Bundesrat zur ſofortigen 
Beſchlußfaſſung unterbreitet werden könne. Nach langwierigen 
Verhandlungen iſt es dann ſchließlich zu einer einigermaßen 
befriedigenden Verſtändigung gekommen, ſo daß von dem an⸗ 
gedrohten geſetzlichen Eingreifen abgeſehen werden konnte. Es 


ſcheint ſogar, daß weiterhin auch gerade die Organiſationen der 


Textilbranche zu begründeten Klagen keine Veranlaſſung mehr 
gegeben haben. Dieſe Verbände haben damit nicht nur fi 
ſelbſt einen wichtigen Dienſt erwieſen, ſondern dem ganzen 
Kartell weſen. 


Der Widerſtreit der Rechte mehrerer Hypotheken⸗ 
gläubiger an den Mietzins forderungen. 
Von Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Die Hypothek erſtreckt ſich nach 8 1123 BGB. auch auf 
die Mietzinsforderung. Bei einer Mehrheit von Hypotheken 
gilt, auch ſoweit die hypothekariſche Haftung der Mietzinſen in 
Betracht kommt, prinzipiell der Grundſatz des 8 879 BOB, 
nach dem für das Rangverhältnis die Reihenfolge der Ein⸗ 
tragungen maßgebend if. Bei dem Widerſtreit der Rechte 
mehrerer Hypothekengläubiger an den Mietzinſen hat daher grund⸗ 
ſätzlich der Gläubiger das ſtärkere Recht, deſſen Hypothek 
im Range vorgeht. 

Dieſer Grundſatz wird durch 8 1124 BGB. erheblich 
eingeſchränkt. Abſ. 1 erklärt jede Verfügung über den Miet⸗ 
zins für wirkſam, die getroffen wird, ſolange nicht der Hypotheken⸗ 
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a lagnahmt hat. Damit wird im Intereſſe 
DE = im Widerſpruch mit dem Weſen des 
hrpothelariſchen Pfandrechts an den Mieten ein Eingriff in 
dieſes Pfandrecht für zuläſſig erklärt. Aber dieſe ausnahms⸗ 
peiſe Durchbrechung des Prinzips gilt nicht ſchrankenlos. Der 
Hypothekengläubiger kann ihr nach Abſ. 2 des 8 1124 durch 
die Beſchlagnahme der Mietzinſen ein Ziel ſetzen; er braucht 
die Schwächung ſeines hypothekariſchen Pfandrechts an den 
Mietzinfen nur zu dulden, ſoweit ſie ſich auf die Zeit bis zum 
Ablauf des dem Beſchlagnahmequartal folgenden Kalender⸗ 
vierteljahres erſtreckt; darüber hinaus iſt ſie unwirkſam, es 
titt wieder der normale Zuſtand ein, das Pfandrecht 
lommt wieder zur Geltung. 

Der, zu deſſen Gunſten die im § 1124 behandelte Ver⸗ 
fügung erfolgt, kann ſelbſt ein Hypothekengläubiger fein; es 
teten dann zwei Hypothekengläubiger in Konkurrenz, der eine, 
der auf Grund der Verfügung Rechte an den Mietzinſen erwirbt, 
der andere, zu deſſen Gunſten ſie beſchlagnahmt werden; der 
letztere iſt „der Hypothelengläubiger“, der erſtere der „Dritte“ 
des 8 1124. Es kann alſo ein Hypothekengläubiger die zu⸗ 
gunften eines anderen Hypothekengläubigers erfolgte Verfügung 
nach Abs. 2 in ihrer Wirkung beſchränken. Zu welchen Er⸗ 
gebniſſen die Anwendung dieſer Geſetzesſtelle auf das Verhältnis 
beider zueinander führt, ſoll nachſtehend unterſucht, vorher 
9 noch einige allgemeine Grundſätze hervorgehoben 


Unter Verfügungen im Sinne des $ 1124 BGB. find 
nach ftändiger Nechtſprechung nicht nur Veräußerungsgeſchäfte 
des Eigentümers, wie Abtretung und Verpfändung (da für 
beide die gleichen Sätze gelten, wird nachſtehend der Kürze 
halber nur von der Abtretung geſprochen), ſondern auch Pfän⸗ 
dungen ſeitens eines Gläubigers des Eigentümers zu verſtehen 
MB. 58, 184; 59, 184; OSG. 8, 208). 

Die Beſchlagnahme der Mietzinfen zugunſten des Hypo: 
thelengläubigers, durch die er der Schwächung feines hypo⸗ 
thelariſchen Pfandrechts nach 8 1124 Abſ. 2 ein Ziel ſetzen kann, 
erfolgt im Wege der Zwangsverwaltung, nicht der Zwangs⸗ 
versteigerung (58 148, 21 8886); fie erfolgt aber auch durch 
die nach den Grundſätzen der Fahrnisvollſtreckung (85 828 ff. 
3000) bewirkte Pfändung der Mietzinſen durch den Hypotheken⸗ 
gläubiger, ſofern die Pfändung auf Grund dinglichen 
Vollſtrekungstitels vorgenommen iſt. ) Die „dingliche 
Pfändung“ oder die „Pfändungsbeſchlagnahme“ iſt hiernach 
eme Beſchlagnahme im Sinne des 8 1124 fo gut wie die 
„Verwaltungsbeſchlagnahme“. Das gleiche gilt aber nicht 
von der auf Grund perſönlichen Titels erfolgten Pfändung, 
der „perſönlichen Pfändung“ (noch weniger übrigens von der 
Abtretung, NG. 76, 119). Nachdem das RG. ſich zu dieſen 
Eumdſäten mit Entſchiedenheit bekannt hat (RG. 81, 149 u. a), 
werden fie die Praxis beherrſchen und find daher unſeren Aus⸗ 

gen zugrunde zu legen. 

Die Gleichſtellung der Pfändungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
beſchlagnahme beſchränkt ſich aber nur darauf, daß beide Maß⸗ 
nahmen dem Freiwerden der Mietzinsforderungen von der 
hypothekariſchen Haftung bzw. der Schwächung der hypo⸗ 


1) Sgl. hierüber meinen Aufſatz in JW. 16, 79. 
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dischen Haſtung ein Ziel ſezen. Abgeſehen hiervon > 
8 se Art und verſchiedenen ar 
Hier feien nur drei ſolcher Verſchiedenheiten hervorgehoben: 

5) die Pfändungsbeſchlagnahme iſt zugleich eine Der 
fägung über die Mietzinſen; der Umſtand, duß 
fie auf dinglichem Titel beruht, berechtigt nicht, ihr 
den Charakter der Verfügung abzusprechen, walcher 
der auf perſönlichem Titel beruhenden Pfändung 
unzweifelhaft zukommt. Die Verwaltungsbeſchlag⸗ 
nahme ift keine Verfügung; fie erzeugt kein Pfand⸗ 
recht an den Mietzinſen (vgl. Jaeckel⸗Güthe, 5 23 
Ben. 13 a. E. und das Zitat daſelbſt aus den 
Motiven). 

b) Die Pfändungsbeſchlagnahme gibt, weil fie zu⸗ 
gleich eine Verfügung enthält, dem Hypotheken⸗ 
gläubiger ein Vorzugsrecht an den Mieten vor allen 
anderen Hypothelengläubigern, unter Umſtänden und 
in gewiſſem Umfange auch vor einem anderen be⸗ 
ſchlagnahmenden Hypothekengläubiger. Hiervon 
iſt bei der Verwaltungsbeſchlagnahme keine Rede; 
ſie verſchafft keinerlei Vorrecht, hat vielmehr Ver⸗ 
teilung der Einkünfte nach der geſetzlichen Rang⸗ 
ordnung zur Folge ($ 155 8G.) 

c) Nach der Verwaltungsbeſchlagnahme ſind Verfügungen 
über die Mietzinſen abſolut unwirkſam; ) dies ergibt 
ſich aus 8 865 Abſ. 2 ZPO. (NE. 59, 91), ſoweit 
die Verfügung in einer (perſönlichen oder dinglichen) 
Fahrnispfändung, und aus § 400 BGB., ſoweit fie 
in einer Abtretung beſteht. Die nach der Pfändungs⸗ 
beſchlagnahme erfolgten Verfügungen ſind keineswegs 
abſolut unwirkſam; die ſpätere Pfändung iſt zuläffig, 
weil die vorausgehende Pfändungsbeſchlagnahme keine 
Beſchlagnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen bildet (5 865 Abſ. 2 eit); 
deshalb (5 400 cit.) iſt auch die fpätere Abtretung 
an ſich wirkſam. 

Es kann hiernach der Hypothekengläubiger durch dingliche 
Pfändung und durch Zwangsverwaltung die zugunſten 
eines anderen Hypothekengläubigers — ſo gut wie zugunſten 
eines Dritten — erfolgte Verfügung in ihrer Wirkung be⸗ 
ſchränken. Dieſe Verfügung kann Abtretung oder perſönliche 
Pfändung ſein (nachſtehend perſönliche Verfügungen genannt), 
ſie kann aber auch ſelbſt eine (dingliche) Pfändungsbeſchlagnahme 
ſein, oder es kann dieſer andere Hypothekengläubiger (der 
„Dritte“) ſeinerſeits eine Beſchlagnahme der Mietzinſen im 
Wege der Zwangsverwaltung herbeiführen. So treten Pfändungs⸗ 
oder Verwaltungsbeſchlagnahme nicht nur mit perſönlichen Ver⸗ 
fügungen, ſondern wieder mit Pfändungs- und Verwaltungs⸗ 
beſchlagnahme in Konkurrenz. Es ergeben ſich hieraus Konflikte 
deren Löſung der Praxis vielfach Schwierigkeiten bereiten, und 
es entſteht die Notwendigkeit, ſolche Fälle mit den Grundſätzen 
vom Rangverhältnis der Hypotheken, der Priorität des Rechts⸗ 


) Eine nach der Verwaltungsbeſchlagnahme ausgebrachte weitere 
Verwaltungsbeſchlagnahme iſt ſelbſtverſtändlich wirkſam (§ 151 Abſ. 2 
3VG.); es hängt dies damit zuſammen, daß, wie oben bemerkt, die 


Verwaltungsbeſchlagnahme keine Verfügung iſt. 
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erwerbs und der Wirkung der Beſchlagnahme in Einklang zu 
bringen. Ein Konflikt liegt auch vor, wenn zugunſten beider 
Gläubiger eine Verfügung erfolgt iſt, ohne daß eine Beſchlag⸗ 
nahme vorliegt. — Beſchränken wir uns auf die angegebenen 
Konfliktsfälle, ſo ergeben ſich die nachſtehend aufgeführten Tat⸗ 
beſtände. 4 iſt der vorgehende, B der nachſtehende 
Hypothekengläubiger. 
1. A pfändet zuerſt dinglich, 
B pfändet ſpäter dinglich; 
2. B pfändet zuerſt dinglich, 
A pfändet ſpäter dinglich; 
. A pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Abs 
tretung, °) 
B pfändet ſpäter perſönlich oder erwirbt durch Abs 
| tretung; 
4. B pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung, 
A pfändet ſpäter perſönlich oder erwirbt durch Abs 
tretung; 
5. A pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung, 
B pfändet ſpäter dinglich; 
B pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung, 
A pfändet ſpäter dinglich; 
7. A pfändet zuerſt dinglich, 
B pfändet ſpäter perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung; 
B pfändet zuerſt dinglich, 
A pfändet ſpäter perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung; 
A pfändet zuerſt dinglich, 
B erwirkt ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme; 
10. B pfändet zuerſt dinglich, 
A erwirkt ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme; 
. A pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung, 
B erwirkt ſpäter Verwaltungs beſchlagnahme; 
B pfändet zuerſt perſönlich oder erwirbt durch Ab⸗ 
tretung, 
A erwirkt ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme; 
13. A erwirkt zuerſt Verwaltungsbeſchlagnahme, 
B erwirkt ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme; 
14. B erwirkt zuerſt Verwaltungsbeſchlagnahme, 
A erwirkt ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme. 

Einfach erledigen ſich die Fälle, in denen eine Beſchlag⸗ 
nahme überhaupt nicht ſtattfindet. In den Fällen 3 und 4 
konkurrieren perſönliche Verfügungen zugunſten des A mit eben⸗ 
ſolchen zugunſten des B. Wird zuerſt zugunſten des 4 ver⸗ 
fügt (Fall 3), fo iſt fein Vorrang unzweifelhaft. Wird zuerſt 
zugunſten des B verfügt (Fall 4), ſo geht ſein Recht in vollem 
Umfange dem des A vor; denn nach Abſ. 1 8 1124 iſt die 
zu ſeinen Gunſten erfolgte Verfügung dem 4 gegenüber 
wirkſam, ſo gut wie die Verfügung zugunſten eines anderen 
Dritten. Durch die nachfolgende Verfügung zugunſten des A 
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8) Oder durch Verpfändung. 


M 8. 1915. 


wird das einmal eingetretene Vorrecht zugunſten des B ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht beſeitigt. A kann dieſen ihm ungünſtigen 
Zuſtand beenden, wenn er eine Beſchlagnahme der Mietzinſen 
erwirkt; dann findet der Abſ. 2 des 8 1124 Anwendung, es 
tritt der Tatbeſtand unſerer Fälle 6 bzw. 12 ein. 

In allen anderen Fällen erfolgt eine Beſchlagnahme im 
Sinne des 8 1124. Hier iſt einer der weſentlichſten Unter⸗ 
ſcheidungsfaktoren der, daß bei der einen Gruppe der „Dritte“, 
zu deſſen Gunſten über die Mietzinſen verfügt wird, der vor⸗ 
ſtehende Hypothekengläubiger iſt, und der die Beſchlagnahme 
erwirkende „Hypothekengläubiger“ im Range nachfolgt, während 
das Rangverhältnis bei der zweiten Gruppe umgekehrt iſt. 
Es fragt ſich, wie ſich das Geſetz zu dieſen Tatbeſtänden verhält. 

Der Abſ. 1 des 5 1124 will Verfügungen, die mit dem 
Inhalt des hypothekariſchen Pfandrechts an den Mieten im 
Widerſpruch ſtehen, dieſen Widerſpruch überwinden laſſen, 
erklärt ſie alſo, der allgemeinen Regel zuwider, für wirkſam. 
Wirkſamkeit im Sinne des Geſetzes heißt Aberwindung des 
Widerſpruchs. Verfügungen, die ohnehin dem Pfandrecht 
entſprechen, ſind an ſich wirkſam, deren Wirkſamkeit 
braucht nicht ſtatuiert zu werden; auf ſie bezieht ſich die 
Vorſchrift des Abſ. 1 nicht. Abſ. 2 will offenſichtlich die 
im Abf. 1 behandelten Verfügungen regeln und deren Wirkſam⸗ 
keit einſchränken; er begrenzt den Zuſtand des Widerſpruchs, 
der Schwächung des Hypothekenrechts auf eine beftimmte Zeit; 
oder präzis ausgedrückt: Die Verfügung begründet die 
Schwächung, die Beſchlagnahme ſchränkt ſie wieder ein. 
Daher werden Verfügungen, die ohnehin dem Pfandrecht ent⸗ 
ſprechen, durch die deſſen Inhalt nicht geſchwächt wird, auch 
vom Abſ. 2 nicht getroffen; denn da ein Widerſpruch mit 
dem Hypothekenrecht nicht vorliegt, ſo kann auch von 
der Beſchränkung eines Widerſpruchs keine Rede ſein. 
Das ſoll noch anſchaulicher ausgeführt werden. 

Irgend jemandem werden Mietzins forderungen abgetreten. 
Nach allgemeinen Grundſätzen kann die Abtretung nur un⸗ 
beſchadet des auf ihnen laſtenden hypothekariſchen Pfandrechts 
geſchehen und wäre eine dieſen Grundſatz verletzende Abtretung 
ohne Wirkung. Abf. 1 erklärt eine ſolche Abtretung, die mit 
dem Pfandrecht im Widerſpruch ſteht, für wirkſam, in der 
Weiſe, daß das hypothekariſche Pfandrecht an der Miet⸗ 
forderung erliſcht. Der Abſ. 2 gibt aber dem Hypothelen⸗ 
gläubiger die Möglichkeit, dieſen Zuſtand des Widerſpruchs 
von einem gewiſſen Zeitpunkt ab zu beſeitigen und den normalen, 
feinem Pfandrecht entſprechenden Zuſtand wieder herzuſtellen. — 
Ahnlich liegen die Dinge, wenn die Verfügung in einer Pfändung 
oder Verpfändung beſteht. 

Nun ſei der Erwerber der Mietzinsforderungen nicht irgend 
jemand, ſondern ein Hypothekengläubiger. Nach allgemeinen 
Grundſätzen kann die Abtretung nur unbeſchadet des die Miet⸗ 
zinſen ergreifenden Pfandrechts des vorſtehenden Hypothelen⸗ 
gläubigers geſchehen. Die Situation iſt die gleiche wie oben. 
Abſ. 1 erklärt die Abtretung für wirkſam in der Weile, daß bie 
hypothekariſche Haftung der Mietzinſen für den Vorſtehenden 
erliſcht. Abſ. 2 beſchränkt dieſen Zuſtand und gibt dem Vor⸗ 
ſtehenden die Möglichkeit, den normalen, der prinzipalen Rang 
ordnung des 8 879 BGB. entſprechenden Zuſtand wieder herbei⸗ 
zuführen. 
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Nun fei aber Erwerber der Mietforderung der vor⸗ 
ſtehende Hypothelar. Die Abtretung ſteht hier mit dem 
Inhalt des Pfandrechts des Nachſtehenden nicht im Widerspruch, 
iſt ihm vielmehr konform. Der Vorſtehende hat ohnehin ein 
Recht, vor feinem Konkurrenten aus den Mietzinſen befriedigt 
zu werden; dieſen Fall betrifft der Abſ. 1 nicht, mithin findet 
auch Abſ. 2 keine Anwendung. Wo kein Widerſpruch 
vorliegt, gibt es auch keine Beſchränkung des Wider⸗ 
ſpruchs. — Daraus ließe ſich der Satz ableiten, daß auf 
Verfügungen zugunſten des dem beſchlagnahmenden 
im Range voraufgehenden Hypothekengläubigers der 
Abſ. 2 keine Anwendung findet (fo OLG. 18, 165 
[Hamburg], Biermann 3. Aufl. 8 1124, 2b; entgegengeſetzt 
Os. 18, 169 [Frankfurt! und Staudinger $ 1124, Bem. 1 b). 
Allein ſo zutreffend der Satz im allgemeinen iſt, ſo unterliegt 
er doch einer erheblichen Einſchränkung. Er war darauf geſtützt, 
daß Verfügungen zugunſten des Vorſtehenden mit dem Recht 
des Nachſtehenden nicht im Widerſpruch ſtehen. Zeigt ſich aber 
ein ſolcher Widerſpruch, ſo fällt der Satz, und es gelten wieder 
die vorher entwickelten Regeln, nach denen die Verfügung nach 
Abl. 1 5 1124 zwar wirkſam ift, aber der Beſchränkung des 
Abſ. 2 unterliegt. Ein Widerſpruch dieſer Art tritt hervor, 
wenn der Nachſtehende die Mietzinſen im Wege der Zwangs⸗ 
verwaltung beſchlagnahmt. Die Abtretung an den Bor: 
ſtehenden tritt nunmehr in Widerſpruch mit dem auf 8 155 8G. 
ſich gründenden Recht des Nachſtehenden, aus den Miet⸗ 
einlünften Befriedigung wegen der laufenden Hypothekenzinſen 
nach Maßgabe feines Rangrechts zu erhalten, da fie ja infolge 
der Abtretung von der Beſchlagnahme nicht mehr betroffen 
werden. Hiernach ergibt ſich, daß Verfügungen zugunſten eines 
vorſtehenden Hypothekengläubigers von der Beſtimmung des 
Abſ. 2 nur dann getroffen werden, wenn die fpätere 
Beſchlagnahme durch den Nachſtehenden im Wege der 
Zwangsverwaltung, aber nicht, wenn ſie im Wege 
der dinglichen Pfändung der Mietzinsforderungen 
erſolgt. 

Dieſe Regel, die der allgemeinen Ordnung der Dinge und 
dem Sinn des Geſetzes entſpricht, gibt allein brauchbare 
Neſultate. Prüfen wir daraufhin die Fälle 5 und 11. Dem 
A ſeien die Mietzinſen für 2 Jahre, vom 1. Januar 1915 bis 
31. Dezember 1916, vom Eigentümer abgetreten; nach der Ab⸗ 
tretung, im Februar 1915 pfändet B dieſelben Mietzinſen auf 
Grund dinglichen Schuldtitels, erwirkt alſo deren Beſchlagnahme 
Gall 5). B nimmt unter Berufung auf $ 1124 Abf. 2 die 
Mietzinſen vom 1. Juli 1915 bis 31. Dezember 1916 für ſich 
in Anſpruch; OLG. Frankfurt und Staudinger a. a. O. ſtehen 
ihm zur Seite. Er hat aber unrecht; ſeine Auslegung des 
Geſezes iſt mechaniſch und haftet am Wortlaut; der Tatbeſtand 
ſteht außerhalb des Geſetzes. Bei entgegengeſetzter Auffaſſung 
würde deſſen Sinn in ſein Gegenteil verkehrt werden; es 
würden, abgeſehen von den beiden erſten Vierteljahren, die Miet⸗ 
iinfen dem nachſtehenden Hypothekengläubiger zufallen, obwohl 
ſie dem Vorſtehenden abgetreten ſind, und zwar abgetreten ſind, 
bevor fie der Nachſtehende beſchlagnahmt hat! Damit erſcheint 
das natürliche Verhältnis der Dinge, die prinzipale Rang⸗ 
ordnung, auf den Kopf geſtellt. Das Geſetz will aber gerade 
nach Ablauf jener das Hypothekenrecht ſchwächenden Zeit die 
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normale Ordnung der Dinge, die reguläre Rangordnung, wieder 
in Kraft ſetzen! Deswegen gebühren die geſamten Mietzinſen 
dem A (im Ergebnis ebenſo OLG. Hamburg und Biermann 
a. a. O.). Hat aber B die Mieten nicht gepfändet, ſondern 
eine Verwaltungsbeſchlagnahme ausgebracht (Fall 11), ſo findet 
nach unſerer Darlegung Abſ. 2 in der Tat Anwendung; dem 
A gebühren die Mietzinſen nur für die Zeit bis 30. Juni, im 
übrigen fallen ſie in die Verwaltungsmaſſe (das iſt hier der 
Sinn des Unwirkſamwerdens). Eine Umkehrung des Rang⸗ 
verhältniſſes findet hier nicht ſtatt; die Mieteinkünfte werden 
vielmehr zur Deckung der laufenden Hypothekenzinſen nach 
Maßgabe ihres Rangrechts verwendet. Wollte man entgegen⸗ 
geſetzt entſcheiden und dem A die geſamten Mieten für zwei 
Jahre zuſprechen, ſo würde die Zwangsverwaltung für B 
illuſoriſch werden; eine ſolche Auffaſſung dürfte noch keinen 
Vertreter gefunden haben. 

Bei der Anwendung des Grundſatzes, daß die Verfügung 
zugunſten des vorſtehenden Hypothekars bei einer ſpäteren 
Pfändungsbeſchlagnahme durch den nachſtehenden der Be⸗ 
ſchränkung des Abſ. 2 entrückt iſt, muß aber beſonders betont 
werden, daß dies nur dann gilt, wenn ſie mit Rückſicht auf 
die Hypothek oder die zugrundeliegende Forderung, alſo zu 
deren Tilgung oder Sicherung erfolgt. Steht ihm etwa daneben 
noch eine andere Forderung zu und erfolgt die Verfügung zu 
deren Gunſten, ſo liegt zwar äußerlich betrachtet ebenfalls 
eine Verfügung zugunſten des Hypothekengläubigers vor; tat⸗ 
ſächlich handelt es ſich aber um eine zufällige Gläubigeridentität, 
und die Sache liegt nicht anders, als wenn zugunſten irgend⸗ 
eines Dritten verfügt wird, § 1124 findet in vollem Umfange 
Anwendung. 

Im Zuſammenhang hiermit ſei folgende, nur mittelbar in 
den Rahmen unſerer Aufgabe fallende Erwägung geſtattet. 
Wird der Hypothekengläubiger als ſolcher durch die zu feinen 
Gunſten getroffene Verfügung über die Mietzinſen befriedigt, 
ſo geſchieht dies vermittels ſolcher Gegenſtände, auf die ſich die 
Hypothek erſtreckt. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem 
Grundſtück und den Gegenſtänden der hypothekariſchen Haftung 
erfolgt nach 8 1147 BGB. lediglich im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung; in unſerem Falle erfolgt die Befriedigung nicht 
im Wege der Zwangsvollſtreckung; das iſt unzweifelhaft; ſoweit 
ſie in einer Abtretung beſteht, muß aber auch bei der perſön⸗ 
lichen Pfändung angenommen werden, da unter Zwangs⸗ 
vollſtreckung im Sinne des § 1147 nur eine ſolche auf Grund 
des auf der Hypothek beruhenden dinglichen Schuldtitels ver⸗ 
ſtanden werden kann. Man darf aus dieſer Situation nicht 
folgern, daß die ohne Zwangsvollſtreckung erfolgende Be⸗ 
friedigung unzuläſſig iſt; nur die Verwirklichung des ding⸗ 
lichen Hypothekenrechts wird nicht erreicht, die perſönliche, 
der Hypothek zugrundeliegende Forderung kann in anderer 
Weiſe getilgt werden als durch Zwangsvollſtreckung, auch unter 
Verwertung von Gegenſtänden, die der hypothekariſchen Haftung 
unterliegen (vgl. RG. 56, 322). Die Hypothek als ſolche 
bleibt hiernach in unſeren Fällen beſtehen; eine Befriedigung 
aus dem Grundſtück iſt nicht erfolgt (5 1181 BGB.); wohl 
aber iſt die perſönliche Forderung getilgt und es entſteht eine 
Hypothek des Eigentümers ($ 1163). Wenn jedoch der 
Hypothekengläubiger die Mietzinsforderung auf Grund ding⸗ 
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lichen Vollſtreckungstitels pfänden läßt, ſo ſind allerdings, ſo⸗ 
weit er Befriedigung findet, die Vorausſetzungen für die An⸗ 
wendbarkeit des 5 1147 gegeben; die Hypothek erliſcht nach 
8 1181. 

Nach allen dieſen Darlegungen werden ſich die aufgeſtellten 
Konfliktsfälle, ſoweit ſie noch nicht beſprochen ſind, leicht löſen 
laſſen. Wir erörterten ſie in der oben angegebenen Reihenfolge. 

Im Fall 1 iſt die Entſcheidung nicht zweifelhaft. Die 
Pfändung des 4 iſt in ihrem ganzen Umfang die ſtärkere. B 
kann ſich nicht auf Abſ. 2 8 1124 berufen. Die Verhältniſſe 
liegen ſo wie in dem oben beſprochenen Fall 5; daß dort die 
Verfügung zugunſten des A eine perſönliche, hier eine dingliche 
iſt, kann fein Recht ſelbſtverſtändlich nicht ſchwächen. 

Im Fall 2 iſt zunächſt klar, daß der vorſtehende Hypo⸗ 
thekengläubiger A fich den Eingriff in fein hypothekariſches 
Pfandrecht an den Mieten durch den zuerſt pfändenden B auf 
die Zeit bis zum Ablauf des dem Beſchlagnahmequartal (d. h. 
dem Quartal, in dem A gepfändet hat) folgenden Kalender⸗ 
vierteljahres gefallen laſſen muß; das Recht, das jedem „Dritten“ 
zuſteht, ſteht auch dem nachrangierenden Hypothekengläubiger 
zu. — Darüber hinaus aber iſt die vor ſeiner Pfändungs⸗ 
beſchlagnahme erfolgte, in der Pfändungsbeſchlagnahme des B 
liegende Verfügung ihm gegenüber unwirkſam. Auch das 
ergibt ſich aus Abſ. 2. Der Umſtand, daß die Verfügung zus 
gunſten des B ſelbſt eine Beſchlagnahme iſt, hat keinerlei Be⸗ 
deutung; denn, wie oben dargelegt, wird das Vorrecht nicht 
durch die Beſchlagnahme, ſondern durch die Verfügung begründet, 
die Funktion der Beſchlagnahme iſt nur die, das Vorrecht ein⸗ 
zuſchränken. 

Die Fälle 3 und 4 ſind oben behandelt. 

Fall 5 desgleichen. 

Fall 6, in dem eine perſönliche Verfügung zugunſten des 
B mit einer ſpäteren Pfändungsbeſchlagnahme zugunſten des A 
in Widerſtreit tritt, iſt der Normalfall des Abſ. 2 und bietet 
keine Schwierigkeit. Die Verfügung zugunſten des B iſt inſo⸗ 
weit unwirkſam, als ſie ſich auf eine ſpätere Zeit als das zur 
Zeit der Pfändungsbeſchlagnahme des A laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr erſtreckt. 

Fall 7 bietet ebenſowenig Schwierigkeiten. Es iſt ohne 
weiteres klar, daß die Pfändungsbeſchlagnahme des A der 
ſpäter zugunſten des B erfolgten Verfügung ſchlechthin vorgeht. 

Fall 8, in dem B zunächſt eine Pfändungsbeſchlagnahme 
erwirkt hat, während ſpäter zugunſten des 4 eine perſönliche 
Verfügung getroffen wird, liegt wie Fall 4. Die in der 
Pfändungsbeſchlagnahme des B liegende Verfügung muß A nach 
Abſ. 1 8 1124 gegen ſich gelten laſſen. Von einer Anwend⸗ 
barkeit des Abſ. 2 iſt in keiner Beziehung die Rede. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung kommt erſt in Betracht, wenn A nachträglich 
ebenfalls eine Pfändungsbeſchlagnahme erwirkt; dann deckt ſich 
der Tatbeſtand mit dem zu Fall 2 erörterten. 

Fall 9 betrifft den Tatbeſtand, daß A dinglich pfändet 
und B ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme erwirkt. Es liegen 
zwei Beſchlagnahmeakte vor, deren rechtlicher Inhalt verſchieden 
iſt. Die in der Beſchlagnahme des A liegende Verfügung greift 
in das dem B nach $ 155 3G. gewährleiſtende Recht ein; 
ſie iſt nach Abſ. 1 8 1124 trotzdem wirkſam, nach Abſ. 2 aber 
nur bis zum Ablauf des Kalendervierteljahres, das dem Viertel⸗ 
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jahr folgt, in dem B die Verwaltungsbeſchlagnahme erwirkt 
hat. Von da ab iſt das auf der Pfändung des A beruhende 
Vorrecht unwirkſam; es tritt die Regelung des 8 155 Abſ. 2 
3G. ein, die eine erhebliche Einſchränkung feines Rechtes zur 
Folge hat (indem A nur wegen feiner laufenden Zins forderungen 
das ſeinem Range zukommende Vorrecht genießt). Der Fall 
deckt ſich völlig mit dem bereits ausführlich beſprochenen Fall 11, 
weicht aber von den Fällen 5 und 1 ab. Auch dies iſt bereits 
erörtert. 

Fall 10 hat ebenfalls zwei ihrem Weſen nach verſchiedene 
Beſchlagnahmeakte zum Inhalt. Im Gegenſatz zu Fall 9 
pfändet zunächſt der rangſchlechtere B dinglich, während 4 die 
Verwaltungsbeſchlagnahme erwirkt. Die Verfügung, die in 
der Pfändungsbeſchlagnahme des B liegt, iſt wirkſam für die 
in Abf. 2 freigegebene Zeit, darüber hinaus nicht, es kommen 
dann vielmehr auch hier die Grundſätze des 8 155 ZIG. zur 
Anwendung. In mißverſtändlicher Auffaſſung der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung hat das KG. in einer neueren Entſcheidung 
den Fall anders entſchieden;“) es flellt Pfändungsbeſchlagnahme 
und Verwaltungsbeſchlagnahme einander völlig gleich und folgert 
daraus, daß eine Verfügung überhaupt nicht, ſondern eben 
nur zwei Beſchlagnahmeakte vorliegen, daß daher nicht 8 1124 
BGB. (ſondern lediglich 8 155 3G.) zur Anwendung komme 
und daß demgemäß nicht einmal für die im Abſ. 2 8 1124 
freigegebene Zeit dem B ein Vorrecht zuſtehe. Das iſt un⸗ 
zutreffend; wäre B nur Perſonalgläubiger und hätte er nur 
perſönlich gepfändet, ſo hätte ihm das KG. unbedingt dieſes 
Vorrecht auf Grund des Abſ. 2 zugeſprochen (vgl. unten 
Fall 12), und nun ſoll ſeine Poſition, nur weil er auf Grund 
dinglichen Titels gepfändet hat, ſchlechter ſein als die eines 
Perſonalgläubigers? Das KG. überfieht eben, was wir oben 
ausgeführt, daß Pfändungsbeſchlagnahme und Verwaltungs⸗ 
beſchlagnahme weſentlich verſchiedene Dinge ſind, daß in der 
erſteren zugleich eine Verfügung liegt und daß die reichsgericht⸗ 
liche Rechtſprechung die beiden Rechtsinſtitute nur in der einen 
Beziehung gleichſtellt, daß ſie dem Freiwerden der Mietzins⸗ 
forderung von der hypothekariſchen Haftung ein Ziel ſetzen. 

Fall 11 iſt bereits oben behandelt. 

Fall 12, in dem zunächſt zugunſten des B perſönlich ver⸗ 
fügt wird und A ſpäter Verwaltungsbeſchlagnahme erwirkt, 
deckt ſich im rechtlichen Ergebnis mit Fall 10. Auch dort kam 
es nur auf die Verfügung zugunſten des B an, während der 
Umſtand, daß ſie mit einer Beſchlagnahme verknüpft war, für 
die Entſcheidung keine Bedeutung hatte. 

Fälle 13 und 14 haben lediglich zwei Verwaltungs⸗ 
beſchlagnahmen zum Gegenſtande. Für die Heranziehung des 
5 1124 iſt hier kein Raum. Es kommt der 8 155 8G. zur 
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wegen der laufenden Zinſen nach der Rangordnung der Hypo⸗ 
theken vorſchreibt, ohne daß es darauf ankommt, wer von den 
Gläubigern die Beſchlagnahme zuerſt erwirkt hat. Auf Fall 14, 
aber auch nur für dieſen, trifft die zu Fall 10 erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung des KG. zu. 

Das Ergebnis dieſer Betrachtungen läßt ſich dahin 
formulieren: Verfügungen (perſönliche oder dingliche) 
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zugunſten eines Hypothekengläubigers unterliegen 
der Vorſchrift des Abſ. 2 ſtets, wenn ein rangbeſſerer 
Hypothekengläubiger ſpäter die Beſchlagnahme er⸗ 
wirkt.) Erwirkt hingegen der rangſchlechtere Gläubiger 
die Beſchlagnahme, fo findet die Vorſchrift des Abſ. 2 
auf frühere Verfügungen zugunſten des Vorſtehenden 
nur Anwendung, wenn die Beſchlagnahme im Wege 
der Zwangsverwaltung,“ nicht wenn fie im Wege 
dinglicher Pfändung der Mietzins forderung“ erfolgt 
iſt. Für die Anwendung des Abſ. 2 iſt kein Raum, 
wenn lediglich zwei perſönliche Verfügungen?) aber 
leine Beſchlagnahme, oder wenn lediglich zwei Ver⸗ 
waltungsbeſchlagnahmen?) vorliegen, oder endlich 
wenn die dingliche Pfändung der Mietzinſen mit einer 
ſpäteren perſönlichen Verfügung konkurriert. 10 19 

Haben die beiden konkurrierenden Hypotheken gleichen 
Rang und wird zugunſten des einen Gläubigers verfügt, 
während der andere ſpäter eine Beſchlagnahme erwirkt, ſo iſt 
die Verfügung nur für die im Abſ. 2 freigelaſſene Zeit wirkſam; 
darüber hinaus tritt wieder Ranggleichheit ein. Auch hier iſt 
gleichgültig, ob die Verfügung eine perſönliche oder eine 
Pfändungsbeſchlagnahme iſt. Es ergeben ſich dieſe Sätze aus 
dem oben entwickelten Grundſatz, daß die Durchbrechung der 
prinzipalen Rangordnung ſich nur auf die aus Abſ. 2 ſich er⸗ 
gebende Zeitdauer erſtrecken darf. 

Das in Ausſicht genommene „Geſetz zur Einſchränkung 
der Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzins forderungen“, deſſen 
Entwurf bisher nur feinem weſenlichen Inhalt nach mitgeteilt 
worden iſt, ) wird die gewonnenen Ergebniſſe nicht berühren; 
nur der Zeitraum wird abgekürzt werden, für welchen die den 
prinzipalen Grundsätzen des Pfandrechts zuwiderlaufenden Ver⸗ 
Hügungen wirkſam find; die Wirkung wird auf das zur Zeit der 
Beſchlagnahme laufende Vierteljahr beſchränkt; wenn aber die 
Beſchlagnahme in den letzten halben Monat eines Kalender⸗ 
5 fällt, ſoll es bei dem bisherigen Zuſtande ver⸗ 


Rücktrittsrecht dentſcher Verſicherungsnehmer von 
Berſicherungsverträgen mit eugliſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften. 
Von Rechtsanwalt Mahlert, Duisburg. 
Zu der Frage, inwieweit deutſche Verſicherungsnehmer 


von Verſicherungsverträgen mit engliſchen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften unter den durch den Krieg, insbeſondere durch die 
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Kriegsgeſetzgebung Englands geſchaffenen Verhältniſſen zurück⸗ 
treten können oder gleichwohl zur Einhaltung dieſer Verträge 
gezwungen ſind, hat Rechtsanwalt Dr. Kaufmann in Leipzig 
in der JW. 1915, 261 durch Veröffentlichung eines Rechts⸗ 
gutachtens für einen Spezialfall eingehend Stellung genommen. 
In ſeinem Gutachten kommt Dr. Kaufmann zu dem Schluſſe, 
daß den deutſchen Verſicherten ein Rücktrittsrecht von den mit 
der engliſchen Verſicherungsgeſellſchaft geſchloſſenen Verſicherungs⸗ 
verträgen unter den obwaltenden, durch den Krieg, insbeſondere 
durch das engliſche, geſetzliche Verbot von Zahlungen an feind- 
liche Ausländer, geſchaffenen Verhältniſſen zugeſtanden werden 
müſſe und hieran die Übernahme der ſelbſtſchuldneriſchen Haf⸗ 
tung für die Verbindlichkeiten der engliſchen Gefellſchaften 
durch deutſche Geſellſchaften nichts ändern könne, da nach an⸗ 
erkanntem Rechtsgrundſatz (vgl. RG. 60, 56) ſich niemand 
einen anderen Schuldner aufzudrängen laſſen brauche. 

Das Ergebnis des Gutachtens kann nicht in unein⸗ 
geſchränktem Umfange als zutreffend hingenommen werden. 
Entſcheidungen, die unmittelbar zu der Statthaftigkeit des Rück⸗ 
tritts Stellung nehmen, liegen bisher, ſoweit ſich feſtſtellen 
läßt, nur von unteren Inſtanzen vor (vgl. ZVerſWeſ. 1914, 


600; 1915, 24, 57, 83). 


Unzweifelhaft verſagt eine Berufung auf das deutſche 
Zahlungsverbot gegen England, weil im Inland unterhaltene 
Niederlaſſungen engliſcher Geſellſchaften ausgenommen find. 
Trotzdem andererſeits das engliſche Zahlungsverbot ebenfalls 
für die unter deutſchem Recht ſtehenden Verſicherungsverträge 
mit den in Deutſchland konzeſſionierten Zweigniederlaſſungen 
engliſcher Geſellſchaften — die unmittelbar mit engliſchen Geſell⸗ 
ſchaften, die in Deutſchland zum Geſchäftsbetriebe nicht zu⸗ 
gelaſſen ſind, geſchloſſenen Verträge bleiben einſtweilen außer⸗ 
halb des Kreiſes der Erörterung — rechtlich belanglos iſt, fo 
bedarf jedoch, wie Kaufmann in ſeinem Gutachten mit Recht 
betont, die tatſächliche Kraft des engliſchen Zahlungsverbotes 
einer rechtlichen Würdigung. Die engliſche Kriegsgeſetzgebung 
(Verordnung vom 9. September 1914) unterſagt, unter An⸗ 
drohung mit Gefängnis oder Geldſtrafe wegen Begehung eines 
Verbrechens Geldbeträge an Deutſche, die in Deutſchland 
wohnhaft find oder Geſchäſte betreiben, zu zahlen, Verſicherungs⸗ 
verträge mit ihnen abzuſchließen und zu erfüllen. Es läßt ſich 
nicht ableugnen, daß das erwähnte Zahlungsverbot die Sicher⸗ 
heit der Verſicherungsverträge erheblich verſchlechtert, ſo daß 
eine Veränderung der Vertragslage zum Nachteile des deutſchen 
Verſicherungsnehmers offenſichtlich gegeben iſt. 

Daß indeſſen jeder Vertrag unter der Klauſel unveränderter 
Fortdauer der Vertragsumſtände (clausula rebus sic stantibus) 
geſchloſſen und davon der Beſtand des Vertrages abhängig 
ſei, iſt im Geſetze nicht geſagt. Lediglich aus allgemeinen 
rechtlichen Geſichtspunkten iſt daher die Möglichkeit einer ſolchen 
Schlußfolgerung zu prüfen. Dieſen Standpunkt nimmt das 
RG. in feinen Entſcheidungen Bd. 50 S. 252 und Bd. 60 
S. 58 ein und verſtattete ein Rücktrittsrecht von Verſicherungs⸗ 
verträgen ausnahmsweiſe dann, wenn die wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Grundlagen des Verſicherungsunternehmens 
derart verändert werden, daß nach Abſicht der Parteien und 
der Natur der Verträge ein Rücktrittsrecht wegen veränderter 
Umſtände anzunehmen iſt. 
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Prüft man entſprechend dieſer Auffaſſung, inwieweit der 
Beſtand der Verſicherungsverträge mit den in Deutſchland zum 
Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen Zweigniederlaſſungen engliſcher 
Geſellſchaften durch die Kriegsverhältniſſe und die engliſche 
Kriegsgeſetzgebung berührt wird, ſo muß in erſter Linie die 
Frage aufgeworfen werden, worin die veränderten Umſtände zu 
ſuchen find. Ganz offenſichtlich werden dieſe ſowohl in den 
bisherigen theoretiſchen Erörterungen, wie in den gerichtlichen 
Entſcheidungen einmütig in der durch das engliſche Zahlungs⸗ 
verbot bedingten Vermögensverſchlechterung der bemerkten Zweig⸗ 
niederlaſſungen und damit der Unſicherheit der Verſicherungs⸗ 
verträge gefunden. Für den Eintritt einer nach Vertragsabſchluß 
eintretenden Vermögensverſchlechterung hat aber das BGB. in 
5 321 ausdrücklich eine Beſtimmung vorgeſehen, wonach die 
Vorleiſtung bei weſentlicher Vermögensverſchlechterung des 
anderen Teils bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung oder einer 
Sicherheitsleiſtung verweigert werden kann. 

Nur in Verbindung einer Würdigung der von dem Reichs⸗ 
gericht angegebenen oben mitgeteilten Auffaſſung und der 
Beſtimmung des 5 321 BGB. kann meines Erachtens eine 
Beantwortung der Frage erfolgen, ob ein Rücktritt nach den 
Grundsätzen von Treu und Glauben des Verkehrs und 
nach der Auffaſſung aller billig und gerecht Denkenden 
gegeben iſt. 

Hiernach kann aber der von Kaufmann in feinem Gut⸗ 
achten aufgeſtellte Satz: „Infolge der Verhältniſſe, wie ſie 
während des Krieges und möglicherweiſe auch noch ſpäter 
zwiſchen England und Deutſchland beſtehen, iſt die Haftung 
des in England befindlichen Vermögens der Geſellſchaft zwar 
nicht rechtlich, aber tatſächlich in Wegfall gekommen. Dieſe 
Tatſache allein rechtfertigt den Rücktritt.“ in ſeiner Allgemeinheit 
nicht als zutreffend erachtet werden. Dieſe Schlußfolgerung 
findet meines Erachtens auch in der von Kaufmann angezogenen 
Entſcheidung des RG. Bd. 60 S. 58 keine überzeugende 
Stütze, weil dieſer Entſcheidung ein von dem vorbemerkten 
Tatſachenſatz erheblich veränderter Tatbeſtand zugrunde liegt. 
Es handelte ſich um den Fall, daß eine engliſche Geſellſchaft ihr 
Vermögen im Wege einer materiellen Fuſion auf eine andere 
engliſche Geſellſchaft übertrug und dieſe in die abgeſchloſſenen 
Verſicherungsverträge eintrat. Das Reichsgericht gab das 
Rücktrittsrecht für die deutſchen Verſicherungsnehmer, weil die 
bisherige L. Geſellſchaft nur noch eine Scheinexiſtenz führte und 
ſowohl die wirtſchaftlichen und rechtlichen Grundlagen, auf 
denen das Verſicherungsunternehmen aufgebaut ſei, entſchwunden 
ſeien und die Verſicherungsnehmer nicht gehalten ſeien, ſich 
einen neuen Schuldner aufdrängen zu laſſen. Das Reichsgericht 
macht unter anderem die die Situation treffend beleuchtenden 
Ausführungen: Die produktive Tätigkeit der L. Geſellſchaft hat 
aufgehört. Ihr Vermögen iſt im weſentlichen in Händen der 
J. Geſellſchaft ... Reſerven oder ſonſtige Realſicherheiten, aus 
denen die deutſchen Verſicherten Befriedigung ſuchen können, 
find nicht vorhanden ... Als das einzige greifbare Aktivum von 
Bedeutung kommt, wie anſcheinend auch der Berufungsrichter 
anerkennt, nur die Garantiepflicht der Y. Geſellſchaft in 
Betracht ... Daraus ergibt ſich, daß die Verſicherungsnehmer 
trotz formeller Weiterhaftung des urſprünglichen Schuldners in 
Wahrheit an einen anderen Schuldner gewieſen werden, was 


M 8. 1915. 


ohne ihre Zuſtimmung nicht geſchehen kann... Die Fufion 
bedeutet materiell einen Wechſel in der Perſon des Schuldners.“ 

Würdigt man dieſen Tatbeſtand, auf den das NG. feine 
Entſcheidung abſtellt, ſo wird kaum geleugnet werden können, 
daß die Sachlage von derjenigen, wie ſie zurzeit für Zweig⸗ 
niederlaſſungen engliſcher Geſellſchaften in Deutſchland geſchaffen 
iſt, ganz erheblich abweicht. Bezüglich der letzteren kann von 
einer „Scheinexiſtenz“ und von einem Fortfall der rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Grundlagen der Verſicherungsverträge doch 
wohl keineswegs allgemein geſprochen werden, vor allem aber 
auch nicht von dem Mangel jeglicher greifbarer Reſerven und 
Realſicherheiten. Im übrigen ruht der Schwerpunkt der Reichs 
gerichtsentſcheidung auch auf dem verletzten Grundſatz, daß ein 
Wechſel des Schuldners ohne Einwilligung des Gläubigers 
nicht zuläffig iſt. 

Gegenüber den vorerwähnten Geſichtspunkten kann bezüglich 
der Situation der Zweigniederlaſſungen der engliſchen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften — der dem Gutachten Kaufmanns zu⸗ 
grunde liegende Spezialfall einer Garantiehaftung durch eine 
deutſche Geſellſchaft bleibt einſtweilen außer acht — lediglich 
geſagt werden, daß infolge des Krieges, insbeſondere des dadurch 
veranlaßten Zahlungs verbotes Enalands, eine Verſchlechterung der 
Vermögensverhältniſſe der vorbemerkten Zweigniederlaſſungen 
eingetreten iſt, die allerdings den Verſicherungszweck mehr oder 
weniger gefährdet. Mit Recht betont aber das LG. Altona in der 
Entſcheidung vom 11. Dezember 1914 (vgl. ZVerſWeſ. 1915, 24), 
daß infolge des Krieges den engliſchen Zweigniederlaſſungen die 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen im Sinne des $ 323 BGB. 
nicht unmöglich geworden ſei. Der Mangel an Zahlungs- 
mitteln begründet keine rechtliche Leiſtungsunmöglichkeit. Im 
übrigen iſt den engliſchen Zweigniederlaſſungen in Deutſchland 
nach wie vor rechtlich und tatſächlich die Möglichkeit gegeben, 
aus den in Deutſchland ihnen zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
Zahlungen zu leiſten. Steht ſomit lediglich eine Vermögens⸗ 
verſchlechterung in Frage, ſo liegt der Hinweis nahe, daß bei den 
jetzigen Kriegsverhältniſſen eine derartige Situation bei einer 
ſtattlichen Anzahl von Verträgen, bei denen der eine Teil vor⸗ 
leiſten muß, geſchaffen iſt. Es würde kaum Treu und Glauben 
entſprechen, in ſolchen Fällen den Vertrag durch ein Rücktritts⸗ 
recht hinfällig zu machen, insbeſondere auch dann, wenn der 
andere Teil ſich zur Sicherheitsleiſtung, etwa z. B. zur Hinter⸗ 
legung einer baren Kaution, bereit erklärt. Würde für die 
Zweigniederlaſſungen der engliſchen Geſellſchaften ebenfalls eine 
gleiche Gewährleiſtung geboten — man nehme z. B. eine ſtaat⸗ 
liche Verbürgung an —, würde dann gleichwohl noch von einer 
„derartigen Unſicherheit“ (vgl. RGB. 60, 60), die den Rücktritt 
rechtfertigt, geſprochen werden können? Man kann füglich doch 
wohl nicht behaupten, daß etwa die durch das Geſetz über die 
Privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 in 
den 88 7, 86 bis 90 gegebenen Garantien der Geſchäfts führung, 
der Möglichkeit, die engliſchen Geſellſchaften vor deutſchen 
Gerichten in Anſpruch zu nehmen, und Sicherſtellung des 
Prämienreſervefonds, Garantien die teilweiſe bereits den Schutz 
der deutſchen Verſicherungsnehmer für den Fall einer völligen 
Abwicklung des Verſicherungsgeſchäftes der ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaft ins Auge faſſen, aufgehoben ſeien. Um ſo mehr dann 
nicht, wenn auf Grund der deutſchen Kriegsgeſetzgebung eine 
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Aufſichtsperſon beſtellt oder Zwangsverwaltung des Unter⸗ 
nehmens angeordnet iſt, wodurch weitgehende Sicherung gegeben 
iſt (bal. hierzu eingehend die dem Reichstag überreichte Denkſchrift 
Nr. 26 vom 23. November 1914 über wirtſchaftliche Maß⸗ 
nahmen aus Anlaß des Krieges S. 83, 84 und 87). Richtig 
ft allerdings, daß die Durchführung von Anſprüchen deutſcher 
Verſicherungsnehmer in England unmöglich iſt. Abgeſehen 
davon, daß aber auch in Friedenszeiten der deutſche Verſicherungs⸗ 
nehmer vorzugsweiſe ſeine Anſprüche in Deutſchland zu ver⸗ 
wirklichen ſuchte, berührt die vorerwähnte Unmöglichkeit lediglich 
die Haftung des in England befindlichen Vermögens der engliſchen 
Verſicherungsgeſellſchaften. Wird aber, wie es durch die deutſche 
Geſetzgebung geſchehen iſt (vgl. Denkſchrift wie vor Nr. 44 vom 
8. März 1915 S. 85), an der fortdauernden uneingeſchränkten 
Rechtsbeſtändigkeit der Verſicherungsverträge mit engliſchen 
Geſellſchaften feſtgehalten, ſo muß man ſich auch auf den Boden 
dieſer Rechtsbeſtändigkeit ſtellen. Danach iſt aber eine Intereſſen⸗ 
berückſichtigung für beide Vertragsparteien in gleichem Maße 
geboten. 

Letzteres erſcheint um ſo mehr begründet, als die heutige 
veränderte Sachlage nicht durch eigene Handlungen der engliſchen 
Geſellſchaften, wie die Reichsgerichtsentſcheidung Bd. 60 S. 58 ff. 
zur Vorausſetzung nimmt, herbeigeführt worden if. Schließlich 
iſt die Prüfung nach der Zuläſſigkeit eines Rücktrittsrechtes 
auch noch auf eine nach der Sachlage gegebene Abſicht der 
Parteien abgeſtellt. Da indeſſen Krieg kein Ereignis fern⸗ 
liegender Art iſt, ſo darf man wohl annehmen, zumal im 
Angeſicht der bis zum Kriegsausbruche ſtändig drohenden 
politiſchen Situationen, daß der deutſche Verſicherungsnehmer 
immerhin mit der Möglichkeit eines Krieges mit dem Heimats⸗ 
Rante der ausländiſchen Geſellſchaft und damit mit einer ges 
tingeren oder größeren Gefährdung feines Anſpruches gerechnet 
hat biw. zu rechnen hatte, und daß er gleichwohl das damit 
gegebene Rifilo gegenüber anderen Vorteilen vielfach in Kauf 
genommen hat. Damit entfällt aber auch die Berechtigung, 
einen außergewöhnlichen Schutz gegen eine durch den Krieg 
veranlaßte Verſchlechterung der Vertragslage, abgeſehen von 
der geſetzlich für Vorleiſtungsverträge berückſichtigten Vermögens⸗ 
erſchlechterung, zu beanspruchen. 

Die vorgehenden Erwägungen laufen auf die Schluß⸗ 
folgerung hinaus, daß, wenn die für die engliſchen Zweig⸗ 
niederlaffungen eingetretene Vermögensverſchlechterung durch 
eine Sicherheitsleiſtung beſeitigt wird, von einem Rücktrittsrecht 
wegen veränderter Umſtände nicht die Rede ſein kann, weil im 
übrigen in der rechtlichen und wirtſchaftlichen Grundlage der 
Verſicherungsverträge, für die das deutſche Recht maßgebend 
iſ, keine derartige Veränderung eingetreten iſt, die die Ge⸗ 
währung eines außergewöhnlichen Rücktrittsrechtes geboten er⸗ 
ſcheinen ließe. Die Tatſache, daß der deutſche Verſicherungs⸗ 
nehmer gleichwohl mit Rückſicht auf die politiſchen gegenſätzlichen 
Verhälmmiſſe es vorziehen würde, mit einer deutſchen Geſellſchaft 
alzuſchließen, kann hier keine Rolle ſpielen, ſondern lediglich 
die für den Verſicherungsvertrag auch beim Abſchluß maß⸗ 
gebenden wirtſchaftlichen Geſichtspunkte, d. h. die Erreichung 
des Verſicherungszweckes auf Deckung gegen Schaden, können ins 
Geisiht fallen; eine Rechtloserklärung der engliſchen Geſell⸗ 
ſchaften if durch die deutſche Kriegsgeſetzgebung nicht erfolgt. 
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In der Tat iſt nicht einzuſehen, weshalb die Beitimmung des 
8 321 BGB. unter Berückſichtigung einer nach Treu und 
Glauben ſich richtenden Auslegung nicht zur Anwendung 
kommen ſoll. Danach kann meines Erachtens der Verſicherungs⸗ 
nehmer, da nach § 321 BGB. die Vorleiſtung immerhin in 
ein Abhängigkeitsverhältnis zu der Sicherheitsleiſtung geſtellt 
iſt, und die Einbehaltung der eigenen Leiſtung nach der Sach⸗ 
lage für den Verſicherungsnehmer keinen genügenden Intereſſen⸗ 
ſchutz bietet, unter Erklärung der Bereitſchaft, ſeine Leiſtungen 
nach wie vor zu bewirken, von dem Verſicherer verlangen, 
ſeinerſeits ſich über Bereitſchaft zur Stellung einer Sicherheit 
zu erklären und eventuell eine Sicherheit zu ſtellen. Zwar hat 
nach 8 321 BGB. der Verſicherungsnehmer keinen ſelbſtändigen 
Anſpruch auf eine Sicherheitsleiſtung, die ihn zur Friſtſetzung 
und zum eventuellen Rücktritt vom Vertrage gemäß 8 326 BGB. 
oder einer Leiſtung Zug um Zug mit der Sicherheits⸗ 
leiſtung berechtigte, indeſſen erfordern die für die Zweig⸗ 
niederlaſſungen engliſcher Verſicherungsgeſellſchaften ge⸗ 
ſchaffenen unſicheren Vermögensverhältniſſe eine Klärung 
für den Verſicherungsnehmer bezüglich der zwar noch nicht 
fälligen, aber vertraglich garantierten zukünftigen Erfüllung 
ſeines für den Schadensfall bedingten Anſpruchs, die mit Rückſicht 
auf die infolge der Verhältniſſe gegebene Möglichkeit eines 
Deckungsausfalles nur durch Erfordern einer Sicherheitsleiſtung 
erfolgen kann. Das Rechtsſchutzintereſſe des Vorleiſtungs⸗ 
pflichtigen erſchöpft ſich nicht in dem Leiſtungsverweigerungsrecht 
bis zur Sicherheitsleiſtung, ſondern in der Berechtigung, die 
eigene Leiſtung von einer Sicherheit für die Gegenleiſtung ab⸗ 
hängig zu machen, liegt auch ein Intereſſe daran, im Falle 
eigener Leiſtungsbereitſchaft Gewißheit über die Verwirklichung 
des Vertrages durch Stellung der Sicherheit durch die andere 
Vertragspartei zu erhalten. Inwieweit eine völlige oder 
längere Untätigkeit des Nachleiſtungspflichtigen oder Weigerung 
einer Sicherheitsleiſtung für den Beſtand des Vertrages zu 
bewerten iſt, ob insbeſondere der Vertrag als aufgehoben zu 
gelten hat, iſt entſprechend den Umſtänden nach den Grundſätzen 
über Treu und Glauben im Verkehr zu würdigen (vol. 
Staudinger zu 8 321 BGB. Anm. Ziff. 3). Bei Ver⸗ 
ſicherungsverträgen hat der Verſicherungsnehmer, falls er feine 
Leiſtung nach wie vor bewirken ſoll, zweifellos ein beſonderes 
Schutzintereſſe an einer Sicherheitsleiſtung für die Gegenleiſtung 
bei Eintritt einer Unſicherheit des Verſicherers, weil der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer eventuell zur Verhütung äußerſt nachteiliger 
Folgen anderweitig Deckung gegen Schadensgefahren ſuchen 
muß. Das Erſordern einer Sicherheitsleiſtung durch den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer in ſolchen Fällen erſcheint auch nach dem 
dem Verſicherungsvertrag innewohnenden, fortdauernden Garantie⸗ 
verſprechen des Verſicherers, der jederzeitigen, für den Fall des 
Schadens gegebenen Erfüllungsbereitſchaft begründet, weil dieſe 
Garantie nach der Sachlage gefährdet und in dem früher 
gewährleiſteten Beſtande, d. h. Erfüllungsbereitſchaft, mit den 
ſämtlichen Mitteln der Geſellſchaft, in gleichem Umfange wieder⸗ 
herzuſtellen iſt. Eben dann aber, wenn die Leiſtung einer 
Sicherheit geweigert wird oder innerhalb einer geſetzten an⸗ 
gemeſſenen Friſt nicht erfolgt, wird man ſich, da die fort⸗ 
dauernde Leiſtung des Verſicherungsnehmers nach dem Vertrags⸗ 
willen der Parteien in Erwartung der ſtändig garantierten 
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eventuellen Schadenserſatzleiſtung erfolgt, entſprechend den Aus⸗ 
führungen des RG. bezüglich der Verſicherungsverträge mit den 
zum Geſchäftsbetrieb in Deutſchland zugelaſſenen engliſchen 
Geſellſchaften auf den Standpunkt ſtellen können, daß im 
Angeſicht der Unmöglichkeit der Rechtsverfolgung von Ansprüchen 
deutſcher Verſicherungsnehmer gegen das in England befindliche 
Vermögen engliſcher Verſicherungsgeſellſchaften und der für die 
Zweigniederlaſſungen in Deutſchland durch den Krieg und die 
Geſetzgebung Englands herbeigeführte Vermögensverſchlechterung 
den deutſchen Verſicherungsnehmern nicht zugemutet werden 
kann, die eigene Leiflung fortgeſetzt zu bewirken, während 
die Gegenleiſtung in Frage ſteht. Und weiterhin wird an⸗ 
zunehmen ſein, daß eine von der Erfüllungsverweigerung und 
von dem Erfüllungsunvermögen hinſichtlich der Verſicherungs⸗ 
garantie kaum entfernte Unſicherheit des Verſicherers 
beſteht, die nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der 
Verkehrsauffaſſung und vor allem des Parteiwillens ein Rück⸗ 
trittsrecht für den deutſchen Verſicherungsnehmer rechtfertigt 
(vgl. RGRKom. zu 8 321 BEB., RG. in JW. 190419, 201; 
Planck zu § 321 BGB. Anm. b; Staudinger zu § 321 BGB. 
Anm. Ziff. 3). Wird Sicherheit geleiftet, fo liegt kein Grund 
vor, den Verſicherungsnehmer von dem Vertrage zu entbinden. 
Hat der Verſicherungsnehmer ſeine Vorleiſtung bewirkt, ſo muß 
er das Riſiko, mit einer engliſchen Geſellſchaft abgeſchloſſen zu 
haben, tragen, da die Leiſtung einer Sicherheit nur dazu dient, 
den Verſicherungsnehmer dagegen zu ſchützen, fortdauernde 
Leiſtungen ohne ſichere Ausſicht auf Gegenleiſtung machen zu 
müſſen. Ein Rücktrittsrecht iſt nicht gegeben. 

Weſentlich anders iſt die Situation bezüglich der Ver⸗ 
ſicherungsverträge, die unmittelbar mit engliſchen Geſellſchaften 
abgeſchloſſen ſind, die nicht zum Geſchäftsbetriebe in Deutſch⸗ 
land zugelaſſen ſind. Abgeſehen davon, daß tatſächlich in dieſen 
Fällen eine Vertragserfüllung durch den Verſicherer gänzlich in 
Frage geſtellt, wenn nicht unmöglich gemacht iſt, fällt vor allem 
aber die Unterbindung des Rechtsganges für den deutſchen 
Verſicherungsnehmer ins Gewicht. Den engliſchen Geſellſchaften 
iſt eine für den deutſchen Verſicherungsnehmer nicht zu behebende 
Erfüllungsweigerung des Vertrages geſetzlich aufoktroyiert, der 
gegenüber der etwaige Erfüllungswille der engliſchen Geſell⸗ 
ſchaften nicht in Betracht kommt, da normalerweiſe anzunehmen 
iſt, daß die Geſetzgebung eines Staates innerhalb des Terri⸗ 
toriums, in dem ſie Geltung hat, zur wirkungsvollen Beachtung 
gelangt. Erklärt aber der eine Vertragsteil ernſtlich, den Ver⸗ 
trag nicht einhalten zu wollen, ſo kann er ſich nicht beſchwert 
fühlen, wenn der andere Teil nicht mehr an dem Vertrage feſt⸗ 
hält, ſei es nun, daß man die ernſtliche Erfüllungsweigerung 
als Grund zu einem Rücktrittsrecht gemäß 8 326 BGB. ver⸗ 
werten oder in ihr gemäß 8 157 BGB. einen Antrag auf 
Auflöſung des Vertrages, den der Verſicherungsnehmer an⸗ 
nehmen kann, erblicken will (vgl. hierzu Planck 1914 zu 8 326 
BGB. Anm. 2d). Jedenfalls kann aber bezüglich der Ver⸗ 
ſicherungsverträge, die unmittelbar mit engliſchen Geſellſchaften 
geſchloſſen ſind, mit Fug und Recht von einer derartigen Ver⸗ 
änderung der rechtlichen und wirtſchaftlichen Grundlagen der 
Verträge geſprochen werden, daß ein Feſthalten daran den 
deutſchen Verſicherungsnehmern nicht zugemutet werden kann. 
Die unterſchiedliche Behandlung gegenüber den Verträgen mit 
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engliſchen Geſellſchaften, die zum Geſchäftsbetrieb in Deutſch⸗ 
land zugelaſſen find, trifft nicht der Vorwurf der Willkürlich⸗ 
keit, da auch die deutſche Kriegsgeſetzgebung eine gleiche 
Scheidung trifft. 

In völliger Übereinſtimmung mit der Reichsgerichtsent⸗ 
ſcheidung Bd. 60 S. 58 ff. darf indeſſen die Sicherſtellung des 
Verſicherungsnehmers nicht dazu führen, dieſem einen anderen 
Schuldner aufzudrängen. Damit iſt auf den für das Gut⸗ 
achten Kaufmanns gegebenen Spezialfall zurückzukommen. Der 
dieſem zugrunde liegende Tatbeſtand reicht nahe an den⸗ 
jenigen der vorerwähnten Entſcheidung heran. — Außer der 
Abernahme der ſelbſtſchuldneriſchen Haftung durch die F. Geſell⸗ 
ſchaft geht die Sachlage dahin, daß die F. Geſellſchaft die 
geſamte Organiſation der C. U. Geſellſchaft übernommen hat 
und das beſtehende deutſche Geſchäft der C. U. Geſellſchaft 
unter Eintritt des bisherigen Direktors in den Vorſtand der 
F. Geſellſchaft weiter verwaltet wird. Die Umſtände ſprechen 
für eine materielle Überführung des deutſchen Verſicherungs⸗ 
geſchäfts der C. U. Geſellſchaft auf die F. Geſellſchaft, um ſo 
mehr, als eine Fuſion im Rechtsſinne nach eigener Angabe der 
F. Geſellſchaft nur deshalb unterblieben iſt, weil es ſich bei 
dem in Deutſchland befindlichen Geſchäft der C. U. Geſellſchaft 
nur um einen Teil der geſamten Geſchäfte dieſer Geſellſchaft 
handelte. Offenſichtlich laufen die Verſicherungsverträge mit 
den deutſchen Verſicherungsnehmern nur noch formell auf den 
Namen der C. U. Geſellſchaft und der Umſtand, daß dieſe noch 
geringere oder größere Mittel in Deutſchland beſitzt, kann allein 
keine eniſcheidende Rolle ſpielen. Insbeſondere fällt in nicht 
geringem Maße ins Gewicht, daß durch den Eintritt des bis⸗ 
herigen Direktors der C U. Geſellſchaft für Deutſchland in den 
Vorſtand der F. Geſellſchaft dieſe auch die Verwaltung über 
die von den Verſicherungsnehmern zu zahlenden Prämien in 
die Hände erhält und damit tatſächlich Gläubigerin der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer wird. Aus den vorgehenden Geſichtspunkten 
erſcheint meines Erachtens das Gutachten Kaufmanns für den 
Spezialfall zutreffend, womit gleichzeitig dargetan wird, daß 
nicht jeder Tarbeſtand nach feftgelegten ſchematiſchen Grundſätzen, 
ſondern ſtets nach den beſonderen Umſtänden zu beurteilen iſt. 

Die dem Verſicherungsnehmer zu leiſtende Sicherheit kann 
gemäß § 232 BGB. durch Hinterlegung von Geld, Hingabe 
von Realſicherheiten und eventuell auch durch Stellung eines 
tauglichen, d. h. nach 8 239 BGB. vermögenden ſelbfiſchuld⸗ 


neriſchen Bürgen mit Gerichtsſtand im Inland, erfolgen. Der 


Nachweis des Vermögens muß unter Berückſichtigung der 
Paſſiven erbracht werden. Da indeſſen dem Verſicherungs⸗ 
nehmer nur ein ausnahmsweiſes, nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben im Verkehr zu beurteilendes Rücktrittsrecht 
gewährt iſt, ſo kann er nichts dagegen einwenden, wenn man 
den Verſicherer mit gleichem Maße mißt. Deshalb erſcheint 
auch die Sicherheitsleiſtung in anderer als der vorerwähnten 
geſetzlichen Form zuläſſig, ſoweit fie nach der Verkehrsauffaſſung 
eine ſichere Deckung bietet. Hierüber wird man eine Prüfung 
und Beſcheinigung des Kaiſerlichen Aufſichtsamtes für Privat⸗ 
verſicherungen als genügende Grundlage betrachten können. 
Indeſſen muß der Verſicherungsnehmer ſtets fo geftellt ſein, 
daß er unmittelbar eine Deckung ethält, insbeſondere alſo 
einen Garanten ſofort in Anſpruch nehmen kann. 
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Zum Schluſſe mag noch ein nach obigen Ausführungen 
naheliegender Geſichtspunkt in Erwägung gezogen werden. 
Man könnte geneigt ſein, die von der engliſchen Geſetzgebung 
den engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften aufoktroyierte Erfüllungs⸗ 
weigerung der mit deutſchen Verſicherungsnehmern abgeſchloſſenen 
Verträge in ihrer Wirkung auch auf die Zweigniederlaſſungen 
in Deutſchland zu übertragen und damit entſprechende Kon⸗ 
ſequenzen, wie oben ausgeführt, zu ziehen. Abgeſehen davon 
indeſſen, daß die engliſchen Zweigniederlaſſungen mit allen 
Mitteln die Verſicherungsverträge mit deutſchen Verſicherungs⸗ 
nehmern einhalten wollen und dazu auch in der Lage ſind 
bzw. ſich in die Lage ſetzen, muß nach wie vor betont 
werden, daß für den deutſchen Verſicherungsnehmer nur die 
tatſächliche Kraft des engliſchen Zahlungsverbotes in Betracht 
kommt. Die Verſicherungsverträge werden nur inſoweit berührt, 
als das in England befindliche Vermögen der engliſchen Ge⸗ 
ſellſchaften der Haftung für die deutſchen Verſicherten entzogen 
iſt und unzweifelhaft auch das Verſicherungsgeſchäft der eng⸗ 
liſchen Geſellſchaften in Deutſchland einen Rückgang erleidet. 
Alle dieſe Momente rechtfertigen jedoch nur die Feſtſtellung 
einer Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen bei dem 
Vertragsgegner der deutſchen Verſicherten, die auch anderweitig 
im Verkehr vorkommen kann und lediglich infolge ihrer Urſachen 
beſonderz in Erſcheinung tritt. 

Inzwiſchen iſt nach Abfaſſung der vorſtehenden Ausführungen 
eine Entſcheidung des LG. Breslau vom 25. Februar 1915 
in ZVerſWeſ. 1915, 104 vom 24. März 1915 veröffentlicht 
worden, die ſich im Gegenſatze zu der überwiegenden Zahl bis⸗ 
heriger Entſcheidungen ebenfalls auf den Boden der unein⸗ 
geſchränkten Nechtsbeſtändigkeit der Verſicherungsverträge mit 
den in Deutſchland zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen engliſchen 
Geſellſchaſten ſtellt. Die Entſcheidung bringt inſofern einen 
neuen Geſichtspunkt, als ſie den Standpunkt vertritt, die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. Bd. 60 S. 56 ff., bei deren Erlaß das 
Verficherungsvertragsrecht meiſt Gewohnheitsrecht geweſen fei, 
ſei durch das ſpätere Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag, 
das ebenſowenig wie das BGB. ein Rücktrittsrecht wegen 
Vermögensverſchlechterung des Vertragsgegners gewähre, über⸗ 
holt worden. Dieſe Begründung überſieht meines Erachtens, 
daß die allgemeinen Rechtsgrundſätze des BGB., wie z. B. 
99 133, 157, ſoweit nicht das Reichsgeſetz über den Verſicherungs⸗ 
vertrag beſtimmte Normen gibt, auch für den Verſicherungs⸗ 
vertrag in Anwendung kommen. Schließlich wird nicht be⸗ 
rückſichtigt, daß der Wille der Parteien über dem Geſetze in 
erſter Linie die Vertragsgrundlage abgibt. Mit Recht unterſtellt 
aber das R., daß bei dem Verſicherungsvertrage unter 
Derückſichtigung der Verkehrsauffaſſung nach Abſicht beider 
Parteien die fortdauernde Leiſtung des Verſicherungsnehmers 
in Erwartung der ſtändig garantierten eventuellen Schadens⸗ 
leiſung erfolgt und ein je nach den Umſtänden voraus⸗ 
aujehender Ausfall wegen Unſicherheit des Verſicherers ſomit 
nach Abſicht der Parteien nicht unerheblich ſein kann. Im 
übrigen nimmt das LG. Breslau an, daß im Angeſicht der 
nach Lage des Falles gebotenen Sicherheiten von einer Ver⸗ 
mögensverſchlechterung nicht die Rede fein könne. Letzteres 
entſpricht den oben gemachten Ausführungen. Zutreffend weiſt 
Geh. Juſtizrat Freudenthal in feinem das Thema behandelnden 
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Aufſatz im „Berliner Tageblatt“ vom 10. April 1915 darauf 
hin, daß es durchaus nicht angebracht ſei, den deutſchen Ver⸗ 
fiherungsnehmern die Berechtigung des Rücktrittes allgemein 
mit apodiktiſcher Sicherheit (vgl. Hagen, DJ Z. Nr. 1/2 1915, 60) 
zu verkünden. 


Der Krieg und die Haftung der Eiſenbahn bei 
der Güterbeförderung im offenen Wagen. 


Von Rechtsanwalt Michalke, Berlin, Syndikus der Potsdamer 
Handelskammer. 


Nach 5 84 EiſenbVerkO. hat die Bahn grundſätzlich für 
Schäden, die durch Verluſt, Minderung oder Beſchädigung 
eines Gutes in der Zeit von der Annahme zur Beförderung 
bis zur Ablieferung entſtehen, Erſatz zu leiſten; ſie wird von 
der Haftung nur dann frei, wenn ſie nachweiſen kann, daß 
der Schaden durch ein Verſchulden oder eine nicht von ihr 
verſchuldete Anweiſung des Verfügungsberechtigten, durch 
höhere Gewalt, durch äußerlich nicht erkennbare Mängel der 
Verpackung oder durch die natürliche Beſchaffenheit des Gutes 
entſtanden iſt. 

Eine weſentliche Einſchränkung dieſer ſtrengen Haftung 
tritt durch Umkehrung der Beweislaſt u. a. bei der Beförderung 
in offenen Wagen ein. 8 86 EiſenbVerkO. beſtimmt: 

„Die Eiſenbahn haftet nicht: 1. bei Gütern, die nach den 
Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach einer 
in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Abſender in offenen Wagen befördert werden, für den Schaden, 
der aus der mit dieſer Beförderungsart verbundenen Gefahr 
entſteht; hierunter iſt auffallender Gewichtsabgang oder der 


Verluſt ganzer Stücke nicht zu verſtehen .. Konnte ein 
Schaden den Umſtänden nach aus einer der .. . bezeichneten 
Gefahren entſtehen, ſo wird vermutet, daß er aus dieſer Gefahr 


entſtanden iſt. 

Eine Befreiung von der Haftung kann auf Grund dieſer 
Vorſchriften nicht geltend gemacht werden, wenn der Schaden 
durch Verſchulden der Eiſenbahn entſtanden iſt.“ 

Vorausſetzung für die abgeſchwächte Haftung des 8 86 
iſt alſo, daß 

entweder die Eiſenbahnverkehrsordnung ſelbſt, 
oder der Tarif, 
oder eine in den Frachtbrief aufgenommene Beſtimmung 
des Abſenders 
die Beförderung im offenen Wagen zuläßt. 

Die Eiſenbahnverkehrsordnung und der Deutſche Güter 
tarif, Allgemeine Tarifvorſchriften Abſchnitt III, nennen die 
einzelnen Fälle, in denen die Verwendung offener Wagen zu⸗ 
läſſig iſt, nicht ausdrücklich, ſondern zählen umgekehrt die in 
bedeckten Wagen zu befördernden Güter auf und beſtimmen, 
daß für alle übrigen nur offene Wagen geſtellt zu werden 
brauchen. In bedeckten Wagen ſind zu befördern: a) Stück⸗ 
güter, b) Güter der Allgemeinen Wagenladungeklaſſe, c) 209 
in einem beſonderen Verzeichnis aufgeführte Güterarten der 
Spezialtarife, d) ſonſtige Güter, bei denen der Abſender die 
Beförderung in bedeckten Wagen verlangt oder polizeiliche 
Vorſchriften im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ſie beſtimmen. 
Bei den zu a bis c genannten Gütern erfolgt die Stellung 
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bedeckter Wagen ohne eine beſondere Vergütung; bei den zu d 
genannten wird „die Fracht für das nach der betreffenden 
Klaſſe zur Frachtberechnung zu ziehende, jedoch um 10 Prozent 
erhöhte Gewicht erhoben,“ es tritt alſo ein erheblicher Fracht⸗ 
zuſchlag ein. 

Wird ein Gut, das hiernach Anſpruch auf Beförderung 
im gedeckten Wagen hat, im offenen Wagen verladen, ſo fehlt 
es an einer Vorausſetzung für 8 86; die Bahn haftet alfo 
nach dem ſtrengen Grundſatz des 8 84 für alle Schäden. 
Andererſeits bleibt ſie bei der Stellung bedeckter Wagen zur 
Beförderung nicht bedeckungspflichtiger Güter nur im Rahmen 
des 8 86 haftbar. 

Der Mangel an bedeckten Güterwagen, der infolge der 
Mobilmachung eintrat und auch dann noch fühlbar blieb, als 
der Aufmarſch der Truppen vollendet war, zwang die Bahn, 
offene Wagen in erheblichem Umfange für die Beförderung 
bedeckungspflichtiger Güter zu verwenden. Sie haftete in 
allen dieſen Fällen nach der ſtrengen Vorſchrift des 5 84, wenn 
es ihr nicht gelang, eine Einverſtändniserklärung des Abſenders 
herbeizuführen und damit die Grundlage für die abgeſchwächte 
Haftung des 8 86 zu ſchaffen. Demgemäß wurden die Güter 
abfertigungen durch Bekanntmachung vom 13. Auguſt an⸗ 
gewieſen, alle Sendungen, auch Stückgutſendungen nur an⸗ 
zunehmen, wenn der Abſender im Frachtbrief ſchriftlich erklärte, 
daß er mit der Verſendung im offenen Wagen einverſtanden ſei. 

Um darüber hinaus noch eine ta rifariſche Grundlage 
für die Haftungsbeſchränkung des 5 86 zu erhalten, entſchloß 
ſich die Regierung zur Vornahme einer Tarifänderung. Da 
hiervon aber eine Erſchwerung der Beförderungsbedingungen 
zu erwarten war, die an ſich nach 8 6 Eiſenb VerkO. erſt 
2 Monate nach der Veröffentlichung hätte in Kraft treten 
können, mußte die Friſtvorſchrift des 8 6 außer Geltung 
geſetzt werden. Dies geſchah durch Verfügung des Reichs⸗ 
eiſenbahnamts vom 10. Auguſt (RG Bl. S. 368). Die daraufhin 
vorgenommene Tarifänderung, die am 31. Auguſt mit Wirkung 
ab 1. September im Gemeinſamen Tarif⸗ und Verkehrsanzeiger 
veröffentlicht wurde, erſetzte den Abſchnitt III der Allgemeinen 
Tarifvorſchriften „Beförderung der Güter in offenen, bedeckten 
oder offenen Wagen mit Decke“ durch neue Vorſchriften, die 
der Eiſenbahn bei der Stellung offener oder bedeckter Wagen 
faft völlig freie Hand laſſen. Damit wurde die während 
der Übergangszeit erforderlich geweſene Einverſtändniserklärung 
mit der offenen Beförderung, ſoweit es ſich um den inner⸗ 
deutſchen Verkehr handelte, wieder entbehrlich. 

Die Bekanntmachung im Gemeinſamen Tarif⸗ und Ver⸗ 
kehrsanzeiger vom 31. Auguſt faßte das Ergebnis der getroffenen 
Maßnahmen mit den Worten zuſammen: „Durch die eintretenden 
Anderungen iſt die Haftung der Eiſenbahn bei der Stellung 
offener Wagen mit oder ohne Decke an Stelle bedeckter Wagen (586 
EiſenbVerkO.) für Sendungen, auf die die Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung Anwendung findet, ohne weiteres ausgeſchloſſen.“ 

Trotzdem trifft die vielfach verbreitete Anſchauung, daß 
die Bahn während des Krieges für Verluſt und Beſchädigung 
von Gütern überhaupt nicht mehr haftet, nicht zu. 

8 861 EiſenbVerkO. läßt die Haftungsbeſchränkung nur 
bei ſolchen Schäden eintreten, die aus den Gefahren der Be⸗ 
förderung im offenen Wagen entſtehen, und ſtellt die Vermutung 
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auf, daß jeder Schaden, der mit der Verwendung eines offenen 
Wagens in erkennbarem Zuſammenhang ſteht (Eger, Eiſenb VerkO. 
5 86 Anm. 463), auch wirklich durch dieſe Beförderungsart 
verurſacht worden iſt. Die Vermutung kann durch den zwei⸗ 
fachen Gegenbeweis entkräftet werden: 1. daß die Verwendung 
des offenen Wagens unter den Umſtänden des Falls die 
Urſache des Schadens nicht geweſen ſein kann, oder 2. daß der 
Schaden durch ein von der Eiſenbahn zu vertretendes Ereignis 
entſtanden iſt. Der letzte Beweis läßt ſich namentlich dann 
führen, wenn ein Verſchulden der Eiſenbahn oder ihrer An⸗ 


geſtellten vorliegt, wozu bereits ein Verſtoß gegen die Sorg⸗ 


faltspflicht eines ordentlichen Frachtführers gehört. 

Die Hauptgefahren, die mit der Beförderung im offenen 
Wagen verbunden find, bilden: Witterungseinflüſſe (Regen, 
Schnee, Sonnenſtrahlung), Brand durch Funkenwurf, Herab⸗ 
fallen von Gegenſtänden auf die zerbrechliche Ladung. Für 
Schäden, die durch eine dieſer Gefahren entſtehen konnten, 
haftet die Eiſenbahn nicht, es ſei denn, daß einer der beiden 
Gegenbeweiſe gelingt. Nicht immer zweifelsfrei iſt die Rechts⸗ 
lage bei Diebſtählen aus offenen Wagen. Zwar kann auch 
der Diebſtahl unbedenklich zu den Gefahren der offenen Ver⸗ 
ſendung gerechnet werden, da namentlich ein mit hochwertigen 
Gütern beladener offener Wagen Diebesgelüſte förmlich heraus⸗ 
fordert. Der 8 86 ſagt aber ausdrücklich, daß bei auffallendem 
Gewichtsabgang oder Verluſt ganzer Stücke die Haftung der 
Eiſenbahn beſtehen bleibt. Von dieſer Beſtimmung, die ſich 
auch im öſterreichiſchen Betriebsreglement findet, iſt neuerdings 
in einem Aufſatz des in Wien erſcheinenden „Allgemeinen 
Tarifanzeigers“ (Nr. 11 vom 14. März 1915 S. 185) behauptet 
worden, daß ſie eigens auf den Fall des Diebſtahls zugeſchnitten 
ſei und die Haftung der Eiſenbahn für jeden Diebſtahl, der 
einen auffallenden Gewichtsabgang oder den Verluſt ganzer 
Stücke herbeigeführt habe, feſtlege. Wenn die Gerichte ſich zu 
der gleichen Auffaſſung bekennen, fo beſteht die Ausficht, für 
alle größeren Diebſtähle aus offenen Wagen die Eiſenbahn mit 
Erfolg haftpflichtig machen zu können. 

In den übrigen Fällen, deren häufigſter die Beſchädigung 
durch Witterungseinflüſſe ift, hat der Geſchädigte zunächſt feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Vermutung des 8 86 zutrifft und der Schaden 
tatſächlich durch die Beförderung im offenen Wagen entſtanden 
iſt. Sieht z. B. feſt, daß der Wagen von Leuten des Abſenders 
in einer bedeckten Halle beladen und eine völlig waſſerdichte 
Decke über einem Auflagebalken derart aufgelegt worden iſt, 
daß ein ſtraffgeſpanntes nach den beiden Längsſeiten des Wagens 
abfallendes Dach entſtand, und iſt weiterhin die Decke mit 
einer ordnungsmäßigen Umſchnürung am Wagen befeſtigt 
worden, die ſich bei der Ankunft auf der Ablieferungsſtation 
unverſehrt vorgefunden hat, ſo kann eine trotzdem erfolgte Be⸗ 
ſchädigung des Inhalts mit der Verwendung des offenen 
Wagens in keinen urſächlichen Zuſammenhang mehr gebracht 
werden; die Bahn haftet alſo. 

In zweiter Linie hat der Geſchädigte, der die Bahn haft 
pflichtig machen will, feſtzuſtellen, ob ein Verſchulden der 
Eiſenbahn oder ihrer Angeſtellten vorliegt. Die Grundfrage 
iſt hierbei, wieweit die der Eiſenbahn obliegende Sorgfaltspflicht 
eines ordentlichen Frachtführers reicht. Eger verneint in 
Anm. 464 zu 8 86 EiſenbVerkO. die Pflicht der Eiſenbahn, 


75 


44. Jahrgang. 


Guter in offenen Wagen gegen ſolche Gefahren zu ſchützen, die 
dieſe Beförderungsart mit ſich bringt. Das Reichsoberhandels⸗ 
gericht“) und ſpäter das Reichsgericht) haben ſich auf einen 
andern Standpunkt geſtellt und die Eiſenbahn für verpflichtet 
erachtet, witterungs empfindliche Güter gegen die Unbilden des 
Wetters zu ſchützen. Die neue Faſſung des Abſchnitts III der 
Allgemeinen Tarifvorſchriften geht offenbar von dem gleichen 
Standpunkt aus, da 8 54 von der Erhebung einer Deckenmiete 
für bahneigene Decken bei den früher bedeckungspflichtigen 
Gütern der allgemeinen Wagenladungsklaſſe und der Spezial⸗ 


) NOH. 17, 296. 
8) EiſenbE. 6, 122. 
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tarife abſieht und damit die Auflage einer Decke für dieſe 
Güter als normalen Zuſtand und als Beſtandteil des Fracht⸗ 
vertrages hinſtellt. Es iſt ſogar die Anſicht entſtanden, daß 
die Eiſenbahn, wenn ſie aus ihren eigenen Beſtänden keine 
Decke hergeben kann, für die vom Abſender gelieferte eine Be⸗ 
nutzungsgebühr zu zahlen hat. (Rechtsanwalt Silberſtein in 
Nr. 19 der „Kartoffel- und Furagezeitung“ vom 6. März 1915.) 
Nimmt die Bahn entgegen ihrer Vertragspflicht die Be⸗ 
förderung ohne Decke vor, ſind die von ihr geſtellten Decken 
ſchadhaft oder haben ihre Leute beim Auflegen einen Fehler 
begangen, ſo liegt ein Verſchulden vor und ſie haftet für die 
daraus entſtehenden Folgen, wobei freilich die Beweispflicht den 
erſatzbegehrenden Intereſſenten trifft. | 


Die Moratorien im Ausland.“) 
Von Oscar Meyer, Syndikus der Handelskammer zu Berlin. 


Die nachfolgende Tabelle gewährt in großen Zügen einen Überblick über den Stand der Moratoriumsgeſetzgebung 
in den Staaten des Auslandes am 1. April 1915 auf Grund der hierüber vorliegenden Nachrichten.) 


Name 
des Staates 


Argentinien 


Belgien 


Brafilien 


Bulgarien 


Duͤnemark 


Welche Verpflichtungen ſind aufgehoben? 


Verbindlichkeitserklärungen aus kauf⸗ 


männlichen Geſchäften (Wechſel uſw.). 


Auszahlung von vor dem 4. Auguſt 
1914 angelegten Bankguthaben. 

Alle Zahlungsverpflichtungen zivilrecht⸗ 
licher Art nach richterlichem Er- 
meſſen. 


Ausländiſche Wechſel. 


Auswechſlung von Banknoten in Gold. 


Geldverbindlichkeiten aus vor dem 
(25. Juli ä. St.) 7. Auguſt 1914 ge⸗ 
troffenen Abmachungen. 


Gewerbliche Schulden, die vor dem 
1. Auguſt 1914 vom Ausland oder 
an das Ausland gemacht ſind. 


Auszahlung von Bank- oder Spar⸗ 
kaſſenguthaben. 


) Bgl. auch JW. 1914 S. 865. N 
) Wegen der Einzelheiten der ausländiſchen Geſetze, Verordnungen uſw. wird auf die von der Handelskammer zu Berlin 
herausgegebene, von Syndikus Meyerſtein bearbeitete Zuſammenſtellung „Moratorien und andere Sonderreglungen des Zahlungs 


verkehrs im Auslande“ (mit Aberſicht, bearbeitet von Gerichtsaſſeſſor Löwenſtein) verwieſen. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Nach Beendigung des Krieges Der Wechſelgläubiger muß trotz dem 
wird eine Verordnung erlaſſen | Moratorlum die ihm obliegenden Form⸗ 
werden, und 30 Tage nach | pflichten erfüllen. 
deren Erlaß ſoll die Stundung 
aufhören. 


Es brauchen nicht mehr als 1000 Fr. für 
je 15 Tage ausgezahlt zu werden. 


Bisher gewöhnlich bis 1 Monat 
nach Friedensſchluß. 


— 


Bis 30. April 1915. | 


| 
4 


| 
Die Zahlbarkeit tritt erſt nach 


8 Monaten ein, während die 
Differenz nach 8 Monaten zu 
regulieren iſt. | 


Ende 1915 (). 


Bis auf weiteres. Nicht betroſſen ſind Forderungen aus 


Unterhaltsanſprüchen, Dienſt⸗ und 
Mietverträgen. 


Bis 15. April 1915 nicht einklag⸗ 1 
und vollitredbar. 


Bis auf weiteres. | Es brauchen nicht mehr als 300 Kronen 


; In ber Woche ausgezahlt zu werden; 
die Beſchränkung bezieht ſich aber nicht 
auf Überſchreibungen. 
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Name 
des Staates 


(Danemark) 


England 


Frankreich 


Griechenland 


Holland 


Italien 


Luxemburg 


Welche Verpflichtungen ſind aufgehoben? 


Zahlungsverpflichtungen zivilrechtlicher 
Art nach richterlichem Ermeſſen. 


Auswechſelung von Banknoten in Gold. 


Bezahlung von Wechſeln, die vor dem 
4. Auguſt 1914 akzeptiert find und 
deren urſprünglicher Fälligkeitstag 
nach dem 8. Oktober 1914 liegt. 

Leiſtungen an „ausländiſche Feinde“. 


Auszahlung auf Handelspapiere, die vor 
dem 4. Auguſt 1914 ausgeſtellt ſind 
und vor dem 1. Mai 1915 fällig 
werden, Bezahlung von Waren⸗ 
lleferungen, die vor dem 4. Auguſt 
1914 unter Kaufleuten ausgeführt 
ſind (mit Ausnahme der beſonders 
geregelten Börſengeſchäfte), Verwirk⸗ 
lichung der vor dem 4. Auguſt 1914 
bewilligten Kredite, Einlöſung von 
Verſicherungsſcheinen, Auszahlung 
von Sparguthaben ſowie von Depots 
und Salden bei Banken (Handels⸗ 
moratorium). 


Einlöfung von Schuldverichreibungen, 
gezogenen Loſen, Zins⸗ und Gewinn⸗ 
anteilſcheinen, die vor dem 1. April 
1915 fällig waren. 


Leiſtungen an Deutſche, bſterreicher 
und Ungarn ſowie an in Deutſchland 
oder Oſterreich⸗ Ungarn wohnhafte 
Perſonen. 


Nach richterlichem Ermeſſen kön⸗ 
nen Zwangsvollſtreckungen eingeſtellt 
werden, Konkurserklärungen unter⸗ 
bleiben, Exmiſſionsfriſten gewährt 
werden uſw. 


Verpflichtungen zur Zahlung von Geld⸗ 
ſummen, die vor dem 29. Juli 1914 
entſtanden ſind, nach richterlichem 
Ermeſſen. Ebenſo können Konkurs⸗ 
eröffnungen aufgeſchoben und Zwangs⸗ 
vollſtreckungen ausgeſetzt werden. 


— 


Nach richterlichem Ermeſſen kann 
die Fortſetzung jeglicher Verfolgung 
von Schuldnern aufgeſchoben werden. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Höchſtens bis 8 Monate (durch Nicht betroffen find Forderungen auf 
Ausſetzung des Gerichts⸗ Hypothekenzinſen, Miets forderungen 
verfahrens J. Inſtanz). uſw. 


| 
Bis auf weiteres. | er 
| 
— Das Moratorium ſcheint nicht mehr zu 
beſtehen. 


Auf 1 Monat nad) Fälligkeit. | Er 
| 


— Verboten. 


Dauer des bisher gewährten Die Verſicherungsgeſellſchaften und Banken 
Aufſchubs 270 Tage. ſind zu Teilzahlungen innerhalb be⸗ 


ſtimmter Friſten verpflichtet. 


Bis auf einen noch zu beſtim⸗ — 
menden Zeitpunkt nach Schluß 
der Feindſeligkeiten. 


— Verboten! 


Bis 80. Juni 19158. — 


| 
| 
Die Zahlungsfriſt kann 1 
6 Monate betragen und ein 
oder mehrere Mal verlängert 
werden. 


| 


ö 


Das Moratorlum iſt am 81. März 1915 
abgelaufen. 


| 
Unbeſchränkt. | Er 
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Name 
des Staates 


Mexiko 


Nontenegro 


Nitaragus 
Norwegen 
Osterreich ?) 


Ungern‘) 


Welche Verpflichtungen find aufgehoben? Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Allgemeines Moratorium. Bis 15. Juli 1915. — 
— — Das geſetzliche Moratorium iſt abgelaufen. 
Bankguthaben werden (ohne beſonderes 
Geſetz) nur in Teilzahlungen ausgezahlt. 
Allgemeines Moratorium. — Näheres nicht bekannt. 


— Das Moratorium iſt abgelaufen. 


Die vor dem 1. Auguſt 1914 entſtandenen Bis 31. Mai 1915; Exportge⸗ Die geſtundeten Geldforderungen find 
und bis zum 31. Januar 1915 fälligen ſchäften und ⸗unternehmungen durch Teilzahlungen innerhalb be⸗ 
privatrechtlichen Geldforderungen ein⸗ des Fremdenverkehrs kann ſtimmter Friſten zu erfüllen. Aus⸗ 
ſchließlich der Forderungen aus Stundung und Vollſtreckungs⸗ genommen von der Stundung ſind 
Wechſeln und Schecks, ferner Geld- aufſchub bis 31. Auguſt 1915 Forderungen aus Dienſt⸗, Lohn⸗, Miet⸗ 


forderungen aus vor dem 1. Auguſt ab⸗ gewährt werden. und Pachtverträgen, ſowie für verkaufte 
geſchloſſenen Verſicherungsverträgen. oder gelieferte Waren auf Grund von 
Nach dem 31. Januar 1915 fällige Verträgen, die vor dem 1. Auguſt 1914 
Forderungen können nach richter⸗ abgeſchloſſen worden find, wenn die 
lichem Ermeſſen geſtundet werden. Übergabe oder Lieferung erſt nach dem 


81. Juli 1914 vertragsmäßig bewirkt 
worden iſt oder bewirkt wird, ferner 
Forderungen auf Zahlung von Zinſen 
und Kapltalsrückzahlung aus Staats- 
ſchulden u. a. Beſonders geregelt ſind 
Forderungen aus Verſicherungsverträgen 
(Summen bis zu gewiſſer Höhe nicht 
geſtundet) und aus laufender Rechnung, 
Kaſſenſcheinen und Einlagebüdern. 


Leiſtungen an Engländer, Franzoſen und — Verboten! 


Ruſſen ſowle an in England, Frank⸗ 
reich und Rußland wohnhafte Per⸗ 
ſonen. 


Forderungen ſonſtiger ausländiſcher — 
Gläubiger unterliegen denſelben Ein⸗ 
ſchränkungen wie die der Sfterreicher 
in dem betreffenden Staat. 
| 


Die privatrechtlichen Forderungen In | Bis 81. Juli (an dieſem Tage Das bei Oſterreich bemerkte trifft im all» 
ähnlichem Umfange wie in Oſterreich ſoll das Moratorlum zu Ende gemeinen auch für Ungarn zu, wenn⸗ 
(dgl. oben). Weitergehend find Aus» geben). gleich die Einzelheiten der Beſtimmungen 
nahmebeſtimmungen zugunſten der nicht übereinſtimmen. 
durch den Krieg unmittelbar be⸗ 
troffenen Schuldner in das richter⸗ 
liche Ermeſſen geſtellt. 


Die Goldklauſeln ſind aufgehoben. Bis auf weiteres. at 


— 


Wegen der Forderungen der Ausländer 
gilt dasſelbe wie für Oſterreich (vgl. 
oben). 


) Bezgl. Bosnien und Herzegowina, ſowie Galizten und Bukowina gelten beſondere Beſtimmungen, die ſich vielfach mit den 


für Oſterreich erlaſſenen decken. 
) Bezgl. Kroatien und Slawonien gelten beſondere Beſtimmungen, die ſich vielfach mit den für Ungarn erlaſſenen decken. 
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Name 
des Staates 


Paraguay 


Alle in Gold und fremder Währung 
zu leiſtenden Zahlungen. 


Bern Teilmoratorium. 
Portugal Zahlungen in fremder Währung, die 
N aus Wechſeln, Schecks und laufender 
Rechnung ſtammen und aus der Zeit 
vor dem 10. Auguſt 1914 herrühren. 


Nachzahlung und Abrechnung auf An⸗ 
leihen. 

Aumänien Zahlungen aus Geſchäften, die mit dem 
Auslande vor Einreichung des Geſetzes 
vom (24. Dezember 1914 dä. St.) 
6. Januar 1915 abgeſchloſſen find. 

Rußland Moratorium für vor dem 17./30. Juli 
1914 ausgeſtellte Wechſel in den 
Gouvernements des Zartums Polen 
und anderen weſtlichen Gouverne⸗ 
ments. 


Leiſtungen an Deutſche, Oſterreicher, 
Ungarn und Türken. Ausfuhr von 
Geld uſw. im Werte von mehr als 
500 Rubel ins Ausland. 

Schweben Die vor dem 5. Auguſt 1914 entſtandenen 
und nach dem 15. Juli fälligen Ver⸗ 
pflichtungen an Gläubiger, die außer⸗ 
halb Schwedens anſäſſig ſind. 

Schweiz Rechtsſtillſtand zugunſten der im Kriegs⸗ 
dienſte befindlichen Wehrmänner. Im 
übrigen Beitreibungsſtundungen, Auf⸗ 
ſchlebung der Konkurseröffnung uſw. 

Verpflichtungen gegenüber dem Aus⸗ 
lande nach dem Grundſatze der 
Reziprozität. 


Serbien Allgemeines Moratorium. 


Türkei Geldverbindlichkeiten, die am 3. Auguſt 
1914 einforderbar waren. 


Leiſtungen an Angehörige feindlicher 
Staaten und nach dem feindlichen 
Ausland. 


Welche Verpflichtungen find aufgehoben? 


Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Für vor dem 14. Auguſt 1914 | Ausgenommen von der Stundung find 
entſtandene Forderungen iſt u. a. nach dem 14. Auguſt 1914 ent⸗ 
die Fälligkeit um 290 Tage ſtandene Bankguthaben ſowie im zweiten 
hinausgeſchoben; die nach dem Halbjahr 1914 fällig gewordene Zinſen 
14. Auguſt bis zum 12. De⸗ und Forderungen in Gold oder fremder 
zember 1914 entſtandenen find Währung, wenn ſie in Papier zum 
am 31. Mai 1915 zahlbar. Tageskurſe zahlbar gemacht werden. 


22. Auguſt 1915. — 


Bis längſtens 510 Tage nach Die geſtundeten Forderungen ſind durch 
Fälligkeit. Teilzahlungen innerhalb beſtimmter 
Friſten zu erfüllen. e 


Bis 90 Tage vom 8. April 1915 ab. 


Bis 4 Monate nach Fälligkeit, 
bei unbefriſteten oder früher 
fälligen vom (10.) 23. De⸗ 
zember 1914 ab. 


| 


= Das Geltungsgebiet innerhalb Rußlands 
ſteht nicht feſt. Die Beſtimmungen für 
die verſchledenen Gouvernements welfen 
Verſchledenheiten auf. 


Verboten! 


Bis 1. Juni 1915. Nicht betroffen find Verpflichtungen an 
Gläubiger, die in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Holland, Nor» 
wegen, der Schweiz und Spanien 
wohnen. 


| 


Bis 60 Tage nach der Mobilifie- — 
rung. 

Bis 13. April 1915 (vorläufig). Die geſtundeten Forderungen find durch 
Teilzahlungen innerhalb beſtimmter 
Friſten zu erfüllen. 


>= Verboten! 
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Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 
* 1. Exceptio doli generalis nach dem BGB. Sie kann 
nicht jeder unbilligen Rechtsverfolgung entgegengeſetzt werden.] 

Der Ber R. erkennt an, daß, wie auch ſchon das LG. an⸗ 
genommen hatte, die zwiſchen S. und der beklagten Ehefrau 
abgeſchloſſenen Verträge, die auf die Übertragung des Eigen⸗ 
tums und des Beſitzes an dem Grundſtücke, als deſſen Eigen⸗ 
tümer bis jetzt noch der Erblaſſer der Kläger Johann G. ein⸗ 
getragen iſt, abzielten, nichtig waren, weil ſie zum Zwecke der 
Fortſetzung des Bordellbetriebs auf dem Grundſtücke zu einem 
den gemeinen Wert des Grundſtücks überſteigenden, mit Rück⸗ 
ſicht auf den Bordellbetrieb fo hoch bemeſſenen Kaufpreiſe ab⸗ 
geſchloſſen find und deshalb durch fie im Sinne des § 138 
Abſ. 1 BGB. gegen die guten Sitten verſtoßen worden iſt. 
Er nimmt an, daß infolgedeſſen der beklagten Ehefrau ein Recht 
zum Beſitze gegenüber den Klägern nicht zuſtehe und ſomit der 
Herausgabeanſpruch auf Grund der 88 985, 986 BGB. an 
ſich begründet ſein würde. Der BerR. gelangt aber dennoch 
zur Abweiſung der Klage auf Grund der von den Beklagten 
erhobenen Einrede der Argliſt, die er für begründet er⸗ 
achtet. Er führt in dieſer Beziehung unter Bezugnahme auf 
die Rechtſprechung des RG. zunächſt aus, daß die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Einrede für das Gebiet des BGB. aus den in 
dieſem Geſetzbuche anerkannten Grundſätzen von Treu und 
Glauben zu entnehmen ſei; weiter aber, daß ſie nicht nur in 
Rüdfiht auf vertragliche Vereinbarungen unter den Parteien, 
ſondern auch da zuzulaſſen ſei, wo Rechtsverhältniſſe in Frage 
Händen, die nicht in unmittelbaren Vertragsverhältniſſen der 
Parteien ihre Begründung haben. Dieſe Einrede ſei geeignet 
und beſtimmt, jeder unbilligen Rechtsverfolgung entgegen⸗ 
geſezt zu werden. Das gelte auch von dem auf ein 
obligatoriſches Verhältnis nicht gegründeten Herausgabeanſpruche 
der Kläger. Diefe ſetzten ſich dem Vorwurfe einer unbilligen 
Rechtsverfolgung aus, wenn ſie durch ihr Klagbegehren zu 
dem früheren Verhalten ihres Erblaſſers, durch das dieſer die 
beklagte Ehefrau zu Leiſtungen veranlaßt habe, ſich in Wider⸗ 
ſpruch ſezten. ... Dieſe Ausführungen find nicht frei von 
Aechtzirrtum Zwar iſt die grundſätzliche Anerkennung einer 
Einrede der Argliſt für das Recht des BGB. vom RG. wieder⸗ 
holt gebilligt worden (vgl. RG. 58 S. 356, 429; 71, 435). 
Dabei darf aber nicht ſo weit gegangen werden, wie der BerR. 
geht, indem er die Einrede für beſtimmt und geeignet erklärt, 
jeder „unbilligen“ Rechtsverfolgung entgegengeſetzt zu werden. 
Das würde dazu führen, an Stelle des objektiven Rechts und 
der durch dieſes geſchaffenen ſubjektiven Rechte mehr oder 
weniger beſtimmte und gerechtfertigte Billigkeitserwägungen zu 
legen und von dieſen die Ausübung der Rechte abhängig zu 
machen. Daß das nicht der Standpunkt des Geſetzes ſein 
— 

Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 

) Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 

abgedruckt. 
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kann, ergibt ſich ſchon aus 5 226 BGB, wo die Ausübung 
eines Rechts für unzuläſſig erklärt wird, wenn fie nur den 
Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen. Dieſe 
Beſtimmung, die einen Fall ganz beſonders offenſichtlicher 
Unbilligkeit einer Rechtsausübung ausdrücklich verbietet, wäre 
zwecklos und ſinnwidrig, wenn jeder unbilligen Rechtsverfolgung 
mit der Einrede der Argliſt entgegengetreten werden könnte. 
Sie zeigt vielmehr, daß der Geſetzgeber die Ausübung der 
Rechte ſo weit zulaſſen will, als ihr nicht einzelne beſondere 
Schranken geſetzlich gezogen find. Andrerſeits darf freilich aus 
5 226 nicht gefolgert werden, daß jede andere Art der Rechts⸗ 
ausübung, als die dort verbotene, vom Geſetze zugelaſſen werde. 
Vielmehr kann die Einrede der Argliſt auch ohne ausdrückliche 
Zulaſſung aus anderen Beſtimmungen des BGB. durch eine 
in den Schranken des Geſetzes ſich haltende Auslegung als 
ſtatthaft entnommen werden. Eine poſitive Grundlage für die 
Einrede der Argliſt gibt namentlich, wie das RG. ſchon öfter 
ausgeſprochen hat, der 8 826 BGB. infofern, als durch fie 
einem den Tatbeſtand dieſer Vorſchrift — vorſätzliche Schadens⸗ 
zufügung in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe — 
erfüllenden Vorgehen auch dann mit Erfolg entgegengetreten 
werden kann, wenn dieſes Vorgehen ſich auf ein formales Recht 
ſtützt (vgl. RG. 57, 376; 58, 356; 61, 359; 64, 220; 71, 434). 
In dem zuletzt angeführten Urteile hat der II. 38S. unter 
Würdigung der beſonderen Umſtände des Falles die Einrede 
der Argliſt gegenüber der Klage des Käufers eines Bordelles 
zugelaſſen, der auf Grund der Nichtigkeit des Bordellkaufes 
die Befreiung von einer zur Berichtigung des Kaufpreiſes 
übernommenen Hypothek geltend machte, aber das Grundſtück, 
auf dem er das Bordell betrieb, behalten und das Bordell 
fortführen wollte. — Ob der Ber. in dem vorliegenden Falle 
in dem Verhalten der Kläger bzw. ihres Erblaſſers einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des 8 826 BGB. 
gefunden hat, iſt aus ſeinen Ausführungen nicht mit Sicherheit 
zu entnehmen; er bezeichnet allerdings an einer Stelle dieſes 
Verhalten als ein „gegen das Recht⸗ und Anſtandsgefühl ver⸗ 
ſtoßendes“, ſpricht aber im übrigen nur von der „Unbilligkeit“, 
die in dem Verlangen der Kläger liege. Seine oben erwähnten 
grundſätzlichen Ausführungen geben zudem der Vermutung 
Raum, daß er eine bloße Unbilligkeit der Rechtsausübung für 
genügend erachtet hat. Unterſtellt man aber, daß er einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten angenommen hat, ſo würde 
ihm in dieſer Frage, die eine Rechtsfrage iſt und daher der 
Beurteilung des Reviſionsgerichts unter Zugrundelegung der 
vom Ber R. feſtgeſtellten Tatſachen unterliegt (vgl. RG. 48, 114; 
51, 383; 58, 220), nicht beigeſtimmt werden können. Der 
BerR. findet das zu mißbilligende Verhalten der Kläger 
darin, daß ſie auf Grund des auf ſie übergegangenen Eigentums 
ihres Erblaſſers die Herausgabe des Grundſtücks verlangen, 
ohne die Zahlungen zurückerſtatten zu wollen, die die Beklagten 
ihrem Erblaſſer und ihnen gemacht haben und zu denen ihr 
Erblaſſer die Beklagten dadurch veranlaßt hat, daß er ſich auf 
den Boden der nichtigen Verträge geſtellt hat. Der Ber R. 
überſieht aber dabei, daß das Verlangen der Rückgabe des 
Grundſtücks ſeine Rechtfertigung darin findet, daß die Beklagten 
ſeit Juli 1911 keine Abſchlagszahlungen mehr geleiſtet haben 
und, wie die Kläger mit Recht hervorgehoben haben, im Beſitze 
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des Bordellgrundſtücks verbleiben und den Vordellbetrieb haben 
fortfeßen wollen, ohne weitere Zahlungen, zu denen fie wegen 
der Nichtigkeit der Verträge nicht gezwungen werden können, 
zu leiſten. Sie haben ſich auch nicht, wie das in dem vom 
II. 38S. entſchiedenen Falle (RG. 71, 434) geſchehen war, 
bereiterklärt, gegen Erſtattung der geleiſteten Zahlungen das 
Grundſtück herauszugeben. Bei dieſer Sachlage kann es nicht 
als ein dem Anſtandsgefühle aller billig und gerecht Denkenden 
widerſprechendes Verhalten angeſehen werden, daß die Kläger, 
deren Erblaſſer für die Abtretung der Rechte des S. gegen die 
Beklagten ein jedenfalls nicht unbedeutendes Entgelt gezahlt 
hat, nicht bereit ſind, die erhaltenen Zahlungen, ohne daß eine 
rechtliche Verpflichtung dazu beſteht, an die Beklagten zurück⸗ 
zuerſtatten. In dem Zinsgenuſſe der von den Beklagten er⸗ 
haltenen Beträge kann nicht, wie der BerR. meint, ein hin⸗ 
reichendes Aquivalent für die ihnen entzogenen Nutzungen des 
Grundſtücks gefunden werden, auch dann nicht, wenn man 
davon ausgeht, daß ihr Erblaſſer und ſie nicht, wie die Be⸗ 
Hagten, das Grundſtück zum Bordellbetriebe benutzt haben 
würden oder wenn man ihnen die beſonders hohen Nutzungen, 
die ſie dadurch erlangt haben würden, nicht zugute rechnen 
will. Andrerſeits würde es ein den guten Sitten gewißlich 
nicht entſprechendes Ergebnis ſein, wenn die Beklagten ihre 
Zahlungen auf das Grundſtück zurückerhielten und dadurch 
ihrerſeits den ganzen Vorteil des ſeit Jahren auf dem Grund» 
ſtück ausgeübten Bordellbetriebs behalten würden, ohne eine 
einigermaßen entſprechende Vergütung für die Benutzung des 
Grundſtücks geleiftet zu haben. Bei der annähernden Gleich⸗ 
wertigkeit des Ergebniſſes vom Standpunkte des Anſtands⸗ 
und Sittlichkeilsgefübls in dem einen wie in dem anderen 
Falle muß aber die Rückſicht darauf, daß die Kläger ein ihnen 
zuſtehendes Recht ausüben, während den Beklagten ein Recht 
nicht zur Seite ſteht, zugunſten der Kläger entſcheidend ſein. 
Können hiernach die Beklagten nicht für berechtigt erachtet 
werden, dem an ſich begründeten Herausgabeanſpruch der 
Kläger mit der Einrede der Argliſt entgegenzutreten, ſo ſtellt 
ſich ihre Berufung als unbegründet dar. Das angefochtene 
Urteil mußte deshalb aufgehoben und die Entſcheidung des die 
Berufung zurückweiſenden Verſäumnisurteils aufrechterhalten 
werden. G. u. Gen. c. S. u. Gen., U. v. 3. Febr. 15, 
414/14 V. — Hamm. [S.] 

2. 8 138 Abſ. 1 und 2 BGB. Die Tatbeſtandsmerkmale 
des Abſ. 2 dürfen nicht auseinandergeriſſen und ſelbſtändig als 
ein für ſich allein die Vorausſetzungen des Abſ. 1 erfüllender 
Tatbeſtand betrachtet werden.] 

Der Bert. ſieht als erwieſen an, daß die Beklagte infolge 
chroniſcher Trunkſucht in nicht unbeträchtlichem Maße an 
alkoholiſchem Schwachſinn leidet und zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes bereits litt, und zwar derart, daß ihre Willens ſtärke 
und Beurteilungsfähigkeit in wirtſchaftlichen Dingen beeinträchtigt 
war, ſowie daß der Kläger, der in derſelben Gegend wohnte 
und Auseinanderſetzungspfleger der Kinder der Beklagten ge⸗ 
weſen war, dieſe geiſtige Minderwertigkeit der Beklagten kannte 
und es auf die Ausnutzung dieſer Eigenſchaft und der Willens⸗ 
ſchwäche der Beklagten abgeſehen hatte. Der Ber. ſtellt 
ferner feſt, daß das Geſchäft nur infolge dieſer der Beklagten 
anhaftenden Eigenſchaften zuſtande gekommen iſt; daß, wenn 
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es ſich auch nicht gerade um ein wucherliches Geſchäft 
handeln möge, doch jedenfalls der gezahlte Kaufpreis ein 
auffallend niedriger war, und daß der Kaufvertrag, ebenſo 
wie ein gleichzeitig abgeſchloſſener Pachtvertrag über die Reſt⸗ 
beſitzung der Beklagten, durch den ſie ſich gänzlich in die 
Hände des Klägers gegeben habe, für die Beklagte ebenſo 
ungünſtig wie für den Kläger günſtig, der Kläger ſich auch 
dieſer für ihn mit dem Geſchäfte verbundenen Vorteile wohl 
bewußt war. Der BerR. führt weiter noch aus, es könne 
zwar in geſchäftlichen Dingen keine beſonders vornehme Ge⸗ 
ſinnungsart und Handlungsweiſe verlangt werden; aber es 
entſpreche nicht dem Durchſchnittsmaß der Anforderungen, die 
der Geſchäftsverkehr an Wahrung von Redlichkeit und Anſtand 
ſtelle, wenn die geſchäftliche Unerfahrenheit und die geiſtige 
Minderwertigkeit in einer Weiſe ausgenützt werde, wie der 
Kläger es getan habe. Insbeſondere habe er, der als Pfleger 
der Kinder einen genauen Einblick in die Verhältniſſe und trotz 
der formellen Beendigung der Pflegſchaft noch eine Vertrauens⸗ 
ſtellung inne hatte, es nicht zulaſſen dürfen, daß die Beklagte 
ſich blindlings ins Verderben ſtürzte. Es liege hierin eine Ver⸗ 
letzung des Anſtandsgefühls aller billig und gerecht Denkenden. 
Auch ohne daß der Kläger hierbei einen nach 5 138 
Abſ. 2 BGB. beachtlichen unverhältnismäßigen Vor⸗ 
teil erlangt habe, ſei ein ſolches Geſchäft, wie es der Kläger 
abgeſchloſſen habe, nach 8 138 Abſ. 1 BGB. wegen der 
ihm anhaftenden Unſittlichkeit nichtig. Dieſe Ausführungen 
des BerR. erweiſen ſich als nicht frei von Rechtsirrtum. Der 
BerR. nimmt eine Nichtigkeit des Geſchäfts wegen Unſittlichkeit 
aus 8 138 Abſ. 1 BGB. an, obwohl er ausdrücklich die 
Möglichkeit unterſtellt, daß das Geſchäft kein „wucherliches“ in 
dem Sinne ſei, daß dadurch der Kläger einen nach $ 138 
Abſ. 2 beachtlichen unverhältnismäßigen Vorteil erlangt habe. 
Dieſe Auffaſſung ſteht nicht im Einklange mit der bisherigen 
Rechtſprechung des RG., von welcher abzugehen der vorliegende 
Fall dem erkennenden Senate keinen Anlaß bietet. Das RG. 
hat bisher ſtändig daran feſtgehalten, daß, ſoweit nicht die 
beſonderen Vorausſetzungen des 8 138 Abſ. 2 erfüllt find, 
das argliſtige oder ſittenwidrige Verhalten einer Partei bei 
dem Abſchluſſe eines Vertrages die Nichtigkeit des Geſchäfts 
aus 8 138 nicht begründen kann, daß dazu vielmehr ein 
Verſtoß beider Vertragsparteien gegen die guten Sitten er⸗ 
forderlich iſt. (Vgl. RG. 78, 353 und die dort angeführten 
Entſcheidungen des RG.) Hinſichtlich der Vorausſetzungen des 
§ 138 Abſ. 2 BGB. aber hat der erkennende Senat bereits 
in dem Urteile vom 13. Oktober 1906 (RG. 64, 181) aus⸗ 
geſprochen, daß die einzelnen Tatbeſtandsmerkmale dieſer Vor⸗ 
ſchrift nicht auseinandergeriſſen und ſelbſtändig als ein für ſich 
allein die Vorausſetzungen des Abſ. 1 erfüllender Tatbeſtand 
behandelt werden dürfen. In dem Urteile vom 12. Februar 1909 
(RG. 67, 393) hat der Senat in einem Falle, in welchem 
ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung im Sinne des § 138 Abſ. 2 ohne weiteres erkennbar 
war, lediglich ausgeſprochen, daß nicht nur die Ausbeutung 
von Notlage, Leichtſinn oder Unerfahrenheit, ſondern auch die 
Ausbeutung geiſtiger Minderwertigkeit in ſolchem Falle die 
Anwendung des § 138 BGB. rechtfertige. In dem Urteile 
vom 19. Oktober 1909 (RG. 72 S. 68, 69) endlich hat der 
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II. 8S. ausdrücklich den Satz aufgeftellt, daß derjenige, der 
ſich mit einem geiſtig Geſchwächten in Geſchäfte einläßt, der 
Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nach 8 138 
Abſ. 1 nur dann entgegenzuſehen habe, wenn er die Schwäche 
des Vertragsgegners zu deſſen Schädigung und zur Erreichung 
außergewöhnlicher Vorteile ſo mißbraucht hat, daß der Tat⸗ 
beſtand des Wuchers, der auf auffälliges Miß verhältnis 
des erlangten Vorteils zu der Leiſtung entſcheidendes Gewicht 
legt, erfüllt wird. L. c. S., U. v. 28. Jan. 15, 368/14 V. 
— Berlin. [S.] 

3. 8 222 Abſ. 2 BGB. Inhalt des vertragsmäßigen 
Schuldanerkenntniſſes, welches über einen verjährten Anſpruch 
ausgeſtellt wird.] 

Kläger hatte durch Vertrag vom 25. März 1907 die 
Abſchachtung eines den beklagten Erben gehörigen Geländes, 
die bis zum 1. Juli 1908 beendet ſein ſollte, übernommen. 
Mit der vorliegenden Klage verlangt er für die Abſchachtung 
von 10 570,69 cbm die Zahlung der vereinbarten Vergütung 
im Reſtbetrage von 5570 & 69 M Die Beklagten haben 
Klagabweiſung beantragt, indem ſie die Einreden der Ver⸗ 
jährung und des nichterfüllten Vertrags und weiter zwecks 
Aufrechnung Schadenserſatzanſprüche in Höhe der Klagforderung 
geltend machten. Das LG. hat die Klage auf Grund der für 
durchgreifend erachteten Verjährungseinrede abgewieſen. Auf 
die Berufung des Klägers hat das KG. abändernd die Be⸗ 
klagten zur Zahlung des eingeklagten Betrags verurteilt. Nun⸗ 
mehr haben die Beklagten Reviſion eingelegt. Der BerR. hat 
in Abweichung vom LG. die von den Beklagten vorgeſchützte 
Eimede der Verjährung als unbegründet verworfen. Hiergegen 
richtet ſich der erſte Angriff der Reviſion, ihm war der Erfolg 
nicht zu verſagen. Zunächſt geht der BerR. mit dem LG. 
davon aus, daß die Reſtwerklohnforderung des Klägers im 
Jahre 1908 fällig geworden iſt und daß mit dem Schluß 
dieqſes Jahres der Lauf der nach 8 196 Abſ. 1 Ziff. 1 BGB. 
zu berechnenden zweijährigen Verjährungsfriſt begonnen hat. 
An ſich trat die Verjährung der Klagforderung mit dem Ablauf 
des Jahres 1910 ein; es frägt ſich, ob bis zu der im März 1913 
erfolgten Klagerhebung der Ablauf der Verjährung durch die 
vom Kläger behaupteten mehrfachen Unterbrechungen der Ver⸗ 
jährung durch Anerkennungen im Sinne des 8 208 BGB. 
verhindert worden iſt oder ob, wie das BG. angenommen hat, 
nach einer etwa eingetretenen Vollendung der Verjährung ein 
vertragsmäßiges Anerkenntnis im Sinne des 8 222 Abſ. 2 BGB. 
ſtattgefunden hat. Ein ſolches Anerkenntnis hat der BerR. in 
dem Schreiben des Juſtizratz T. vom 13. Oktober 1911 erblickt. 
Dieſe Annahme läßt ſich nicht aufrechterhalten. Nach der 
feftſtehenden Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 78, 130; 
78, 163; Gruchots Beitr. 50, 1200; JW. 1910, 280) iſt 
unter dem vertragsmäßigen Anerkenntnis des § 222 Abſ. 2, 
das der Leiſtung gleichgestellt iſt, ein Schuldanerkenntnis im 
Sinne des 3 781 BGB. zu verſtehen; nur ein ſolches rechts⸗ 
begründende Anerkenntnis bindet den Anerkennenden trotz der 
eingetretenen Vollendung der Verjährung des materiell zugrunde 
liegenden Anſpruchs. Ein ſolches Schuldanerkenntnis hat zur 
Vorausſetzung, daß der Wille der Vertragſchließenden auf die 

fung einer neuen, von dem früheren Schuldgrund 
mabhängigen, ſelbſtändigen Verpflichtung gerichtet iſt. Vor⸗ 
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liegend hat aber der BerR. einen dahingehenden Parteiwillen 
gar nicht feſtgeſtellt. Seine Annahme einer Anerkennung im 


Sinne des 8 222 Abſ. 2 hat er lediglich mit der Ausführung 


begrümdet, T. habe mit feiner am Schluß feines Schreibens 
ſich findenden Erklärung, den geforderten Betrag zurück⸗ 
zubehalten, „die Rechnungsforderung des Klägers an ſich 
anerkannt“ und dieſe Anerkennung ſei vertragsmäßig, da ſie 
auf eine Zahlungsaufforderung des Klägers hin ergangen ſei. 
In Wirklichkeit bietet das T. ſche Schreiben nicht den geringſten 
Anhalt für die Annahme, daß er namens der Beklagten eine 
neue ſelbſtändige Verpflichtung zur Zahlung des geforderten 
Betrags hätte übernehmen wollen. Gegen einen ſolchen Ver⸗ 
pflichtungswillen ſpricht ſchon die Einleitung des Schreibens, 
in der unzweideutig erklärt wird, „der Anſpruch auf Zahlung 
wird .. . . nicht anerkannt.“ Dann folgt als Begründung 
der Verweigerung der Anerkennung der Hinweis auf die 
Vertrags widrigkeit der Nichtfertigſtellung der Arbeiten und die 
hieraus fich ergebenden Schadenserſatzanſprüche. In dem ſich 
anſchließenden Schlußſatz „der geforderte Betrag wird daher 
bis zur Erledigung des Vertrags und Feſtſtellung des Schadens 
zurückbehalten“ kann deshalb im Zuſammenhang mit dem 
Vorhergehenden nicht mehr gefunden werden als ein Zu⸗ 
geſtändnis, daß Kläger zwar einen Teil der übernommenen 
Arbeiten ausgeführt habe und deshalb an ſich berechtigt ſein 
würde, den fraglichen Betrag zu fordern, aber dieſes Zu⸗ 
geſtändnis wird eingeſchränkt durch die weitere Erklärung, daß 
die Zahlung mit Rückſicht auf die aus dem vertragswidrigen 
Verhalten entſtandenen Schadenserſatzanſprüche verweigert werde. 
Kann aber hiernach die in dem Schreiben niedergelegte Er⸗ 
klärung T.s in ihrem Zuſammenhalt keinesfalls als Ausdruck 
des Willens, eine neue ſelbſtändige Verpflichtung zu über⸗ 
nehmen, verſtanden werden, ſo unterliegt ſchon aus dieſem 
Grund das BU. der Aufhebung. G. c. F., U. v. 26. Jan. 15, 
409/14 VII. — Berlin. [S.] 

4. 8276 BGB. Zur Frage der Fahrläſſigkeit im geſell⸗ 
ſchaftlichen Verkehr.] 

Der Kläger behauptet, dadurch körperlich verletzt und zu 
Schaden gekommen zu ſein, daß ihm der Beklagte am Abend 
des 19. November 1913 im Gaſthaus zum Kölner Hof in F, 
wo ſie zuſammen beim Abendeſſen ſaßen, auf die gefaltet vor 
ihm liegenden Hände ſchlug, in denen der Kläger einen hölzernen 
an beiden Enden zugeſpitzten Zahnſtocher hielt. Der erſte 
Richter hat die Klage abgewieſen; das BG. hat dieſe Ent⸗ 
ſcheidung zu einem Drittel — wegen Selbſtverſchuldens des 
Klägers — aufrechterhalten, im übrigen die Entſcheidung, unter 
Beſchränkung zunächſt auf den Grund des erhobenen Anſpruchs, 
von einem Eide des Beklagten abhängig gemacht. Hiergegen 
hat der Kläger ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Der Beklagte 
hat ſich der Reviſion mit Erfolg angeſchloſſen. Gründe: 
Das BG. hält für erwieſen, daß der Beklagte nur einen 
leichten Schlag nach der Hand des Klägers geführt hat, und 
erblickt in dieſem Verhalten des Beklagten eine Fahrläſſigkeit 
nur für den Fall, daß er gewußt hat, der Kläger halte den 
Zahnſtocher in der Hand. Ein Selbſtverſchulden andererſeits 
findet das BG. darin, daß der Kläger den ſpitzen Zahnſtocher 
ſo, wie geſchehen, in beiden Händen und durch dieſe verdeckt 
feſtgehalten habe, obwohl er ſich bei einiger Achtſamkeit habe 
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ſagen müſſen, daß er zumal in einer Wirtſchaft jederzeit von 
einem anderen angeſtoßen und ſo an den Händen verletzt 
werden könne. Die Reviſion des Klägers beſtreitet, daß ein 
Selbſtverſchulden vorliege, und beanſtandet, daß das BG. nicht 
im Wege des 8 139 ZPO. eine nähere tatſächliche Erörterung 
herbeigeführt habe, wobei klargeſtellt worden wäre, daß der 
Kläger vollkommen rückenfrei gegen die Wand, mithin von 
einer Berührung durch Dritte abgeſchloſſen geſeſſen ſei. Anderer⸗ 
ſeits hält die Reviſion die Beſchränkung der Verurteilung auf 
den Fall, daß der Beklagte gewußt habe, Kläger halte den 
Zahnſtocher in Händen, nicht für gerechtfertigt, vielmehr unter 
allen Umſtänden den vom Beklagten geführten Schlag für 
derart fahrläſſig, daß ſeine unbedingte Verurteilung gerecht⸗ 
fertigt ſei. Die Anſchlußreviſion ihrerſeits beſtreitet, daß dem 
Beklagten überhaupt ein Verſchulden zur Laſt falle: die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt habe er auch dann nicht außer 
acht gelaſſen, wenn er darum gewußt habe, daß der Kläger 
einen Zahnſtocher unter den gefalteten Händen halte. Es be⸗ 
deute ein ÜUberſpannen der im geſellſchaftlichen Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt, daß man, wenn man einem Trinkgenoſſen 
einen leichten Schlag auf die Hand im Scherze gibt, ſich vorher 
beſinnen ſolle, ob man nicht einen Zahnſtocher vor einiger 
Zeit geſehen habe, den dieſer vielleicht noch in der Hand halte, 
und zwar ſo ungeſchickt, daß er ſich daran verletzen könne, 
wenn ein zufälliger Stoß von außen komme. Dem war bei⸗ 
zutreten. Nach den vom BG. feſtgeſtellten Umſtänden des 
Falles handelte es ſich auf ſeiten des Beklagten um ein 
ſcherzhaftes Beginnen von ſo unzweifelhafter Harmloſigkeit, daß 
er an ſich des Einverſtändniſſes des Klägers ſicher ſein durſte 
und nicht zu bezweifeln brauchte, der von ihm geführte Schlag 
werde nur als eine harmloſe Neckerei aufgenommen werden. 
Daß der Schlag eine Verletzung von ſo weittragenden Folgen 
bewirken werde, damit brauchte der Beklagte nach Sachlage 
nicht zu rechnen. Und dies auch dann nicht, wenn er wußte, 
daß der Kläger unter den gefalteten Händen einen Zahnſtocher 
hielt. Denn die Verletzung wurde, wie nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt keiner Ausführung bedarf, unmittelbar nur dadurch 
verurſacht, daß der Kläger den Zahnſtocher in ganz beſonders 
unglücklicher Weiſe in den Händen hielt und infolgedeſſen die 
eine Spitze desſelben in den verletzten Finger einzudringen ver⸗ 
mochte. Mit dieſer unwahrſcheinlichen, nur entfernten Möglich⸗ 
keit konnte der Beklagte auch bei Aufwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt nicht rechnen. Eine Fahrläſſigkeit im 
Sinne des § 276 BGB. fällt ihm daher nicht zur Laſt. Ohne 
daß auf die Angriffe der Reviſion und auf die weiteren Rügen 
der Anſchlußreviſion einzugehen geweſen wäre, war die Reviſion 
daher zurückzuweiſen und das erſte Urteil wiederherzuſtellen. 
R. c. B., U. v. 15. Febr. 15, 628/14 VI. — Frank⸗ 
furt a. M. B.] 

5. Verhältnis der Vorſchrift des § 416 zu der des 
§ 415 BGB.] 

Aus den Gründen: Die Meinung der Reviſion, es 
genüge nicht, daß, wie das OLG. angenommen hat, die Klägerin 
die Schuldübernahme nach 8 415 Abs. 1 BGB. genehmigt hat, 
vielmehr müſſe, da es ſich um eine Hypothekforderung handle, 
zum Erlöſchen der perſönlichen Haftung der Frau K. eine den 
Erforderniſſen des 5 416 Abs. 2 BGB. entſprechende Mit⸗ 
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teilung gefordert werden und weil dieſe mangele, fei Frau K. 
perſönliche Schuldnerin geblieben, geht fehl. Aber das Ver⸗ 
hältnis der Vorſchrift des 8 416 zu der des § 415 und über 
den geſetzgeberiſchen Grund des 8 416 BGB. hat ſich ein 
gehend und unter Verwertung der Entſtehungsgeſchichte der 
V. 8S. im Urteile vom 10. März 1906 (RG. 63, 42) aus⸗ 
geſprochen. Nach den dort gegebenen Ausführungen, denen der 
erkennende Senat beitritt, liegt „die grundſätzliche Abweichung 
der Vorſchriften über die Abernahme von Hypothelenſchulden 
(8 416) von den allgemeinen Vorſchriften über die Schuld⸗ 
übernahme durch Vertrag zwiſchen Schuldner und Übernehmer 
($ 415) darin, daß der Gläubiger bei Vermeidung einer Unter⸗ 
ſtellung der Genehmigung binnen ſechs Monaten nach Mit⸗ 
teilung die Verweigerung der Genehmigung zu erklären hat. 
Wenn ein Hypothekengläubiger die Übernahme genehmigt hat, 
kann er ſich nicht durch Berufung auf unterlaſſene Wahrung 
der Formvorſchriften des 8 416 von den freiwillig über: 
nommenen Rechtsfolgen der erklärten Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme wieder befreien.“ Darum wird die Rechtswirkſamkeit 
einer vom Hypothekengläubiger erklärten Genehmigung der ihm 
vom Veräußerer ſchriftlich mitgeteilten Schuldübernahme durch 
den Erwerber insbeſondere dadurch nicht berührt, daß die Mit⸗ 
teilung den in 8 416 Abſ. 2 Satz 2 geforderten Hinweis nicht 
enthalten hatte. Die erklärte Genehmigung des § 415 Abf. 1 
iſt ein Mehr gegenüber der bloß angenommenen des $ 416. 
Wie der V. 3S., fo vermag auch der erkennende Senat den 
gegenteiligen Ausführungen des IV. 3S. im Urteile vom 4. Juli 
1904, IV 64/04, abgedruckt bei Gruchot 49, 354, nicht bei⸗ 
zupflichten. Die Gründe, aus denen der V. 35. von der Ein 
holung einer Entſcheidung der Ver ZS. abſehen konnte (RG. 63, 
46), treffen auch hier zu. Der V. 35. hat nicht etwa, wie im 
RG Rom. Anm. 1 zu $ 416 BGB. angenommen zu fein 
ſcheint, die Auffaſſung vertreten, die Sonderbeſtimmungen des 
§ 416 kämen nur im Falle ausdrücklich erteilter Genehmigung 
nicht in Frage. In RG. 63, 42 wird nicht zwiſchen der aus⸗ 
drücklichen und der durch ſchlüſſige Handlungen erfolgenden 
Genehmigungserklärung unterſchieden. Beide ſtehen in der Tat 
für die Rechtsfolgen nach 8 415 BGB. in ihrer Wirkung ein⸗ 
ander gleich. — VI 470/11 JW. 1912, 683%; VI 114/11 
JW. 1912, 6837 (684). — Das Vorhandenſein der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 415 Abſ. 1: Vereinbarung der Schuldübernahme 
zwiſchen Frau K. und L., Mitteilung der Schuldübernahme an 
die Klägerin hier ſowohl durch Frau K. als durch 2, Ge 
nehmigungserklärung durch ſchlüfſige Handlungen der Klägerin, 
ſtellt das BG. mit eingehenden Erörterungen feſt. Seine Aus⸗ 
führungen liegen auf dem der Reviſion verſchloſſenen Gebiete 
der Würdigung des feſtgeſtellten Sachverhalts in tatſächlicher 
Beziehung; ein Rechtsirrtum iſt nicht erkennbar. Städtiſche 
Sparkaſſe O. c. A. B., U. v. 12. Febr. 15, 401/14 IL — 
Karlsruhe. B.] 

*. Vorbehalt des Zinsgenußrechts bei Abtretung einer 
Hypothel.] 

Die Beklagte war früher die Gläubigerin einer Bl. 56 
des Grundſtücks für L. eingetragenen Hypothek von 6000 . 
Sie trat die Hypothek im Jahre 1908 an eine Firma L. W. 
Söhne ab, jedoch behielt fie ſich das — demnächſt auch im 
Grundbuch vermerkte — Zinsgenußrecht vor. Die neue 
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Gläubigerin trat die Hypothek an R. E. und dieſer trat ſie 
am 2. Dezember 1912 weiter ab an den jetzigen Kläger. Die 
Umſchreibung für letzteren erfolgte unbeſchadet des Zinsgenuß⸗ 
rechts der Frau F. (der Beklagten). Der Kläger kündigte die 
Hypothek zum 1. April 1913, der Grundſtückseigentümer machte 
aber die Rückzahlung davon abhängig, daß er auch hinſichtlich 
des Zinſengenußrechts löſchungsfähige Quittung erhalte. Der 
Kläger beantragt deshalb, die Beklagte und ihren Ehemann zu 
verurteilen, zu bewilligen, daß nach Rückzahlung des Kapitals 
von 6000 & das Zinſengenußrecht gelöſcht werde. Die Be⸗ 
klagten wenden ein: es beſtehen Zinsrückſtände, außer dem aber 
ſei die Hypothek auch, wie beim Erwerbe der Kläger und die 
Zwiſchengläubiger gewußt haben, der Firma L. W. Söhne 
lediglich, und zwar wegen einer Reſtforderung von 2000 4, 
ſicherungshalber verpfändet worden. — Das LG. hat der 
Klage ſtattgegeben, das BG. hat fie abgewieſen. — Die 
Revifion hatte keinen Erfolg. Gründe: Der Gläubiger einer 
Forderung kann dieſe abtreten und ſich das Recht auf die 
künftigen Zinſen vorbehalten, ebenſo wie es ihm umgekehrt 
freiſteht, die Forderung in feiner Hand zu behalten und das 
Zinzrecht einem anderen zu überlaſſen. Daß das Zinsrecht 
nur ein Nebenrecht iſt, hat lediglich zur Folge, daß nach dem 
Wegfall der Hauptforderung Zinſen nicht mehr zur Entſtehung 
gelangen können; die Abtrennung des Nebenrechts von dem 
Hauptrechte wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. Daß rechtlich 
eine Abtrennung möglich iſt, hat der erkennende Senat bereits 
in dem Urteile RG. 74, 78 näher dargelegt und auch für 
hypothelariſch geſicherte Forderungen anerkannt. Selbſt darüber 
beteht gegenwärtig — Oberneck, GBO. 4. Aufl. Bd. II S. 220; 
Turnau⸗Förſter, 3. Aufl. Bd. II S. 398 Anm. 3 — kaum noch 
Meinungsverſchiedenheit, daß über das abgetretene künftige 
Zinsrecht bei der Hypothek auch die Bildung eines Zweigbriefs 
uläſſig iſt. Nun iſt zuzugeben, daß daraus, daß der Gläubiger 
ſich den Zinsgenuß vorbehält, nicht ohne weiteres darauf zu 
ſchlißen iſt, daß das Zinsrecht von der Hypothek hat ab⸗ 
getrennt werden ſollen. Der Vorbehalt kann auch im Sinne 
einer Belaſtung der Hypothek mit einem Nießbrauchsrechte 
gemeint ſein, und in ſolchem Falle würde allerdings die Vor⸗ 
ſchrift des 5 876 BGB. Anwendung finden, wonach ein Recht 
an einem Grundſtücke, das mit dem Rechte eines Dritten 
belaftet iſt, nur mit Zuſtimmung des Dritten aufgehoben 
werden kann. Allein die Form des Nieß brauchs, der an die 
Perſon des Berechtigten geknüpft nur der Ausübung nach 
übertragbar und wobei dieſe Übertragung nicht eintragungs⸗ 
fähig iR, wird ſich zur Wahrung des Gläubigerintereſſes vielfach 
als ein unzureichendes Mittel erweiſen. Zudem wird es regel⸗ 
mäßig ſehr zweifelhaft fein, ob eine Belaftuug der Hypothek 
den Willen der Beteiligten — Predari, EBD. 2. Aufl. S. 711 
Am 3 — entſprochen hat. — Im vorliegenden Falle hat, 
wie der Tatbeſtand ergibt, die beklagte Ehefrau die Hypothek 
nmähft „ohne Zinſen“ abgetreten, und fie hat dann auf richter⸗ 
lche Nachfrage erklärt, daß fie fi den Zinsgenuß vorbehalte. 

prechend lauten die Eintragungen im Grundbuch und 
ſnd auch die ſpäteren Umſchreibungen ſtets „unbeſchadet des 
Znſenbezugsrechtz der Frau F.“ erfolgt. Daß ein Nießbrauch 
an der Hypothek beſtellt worden, ergibt hiernach das Grund⸗ 
buch nicht, und hierfür iſt auch aus dem Vorbringen der 
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Parteien nichts zu entnehmen. — Bei dieſer Sachlage konnte 
die Reviſion keinen Erfolg haben. — Iſt dem Kläger die 
Hypothek nur in Anſehung der Hauptforderung übertragen, 
das Recht auf den Bezug der künftigen Zinſen aber bei der 
beklagten Ehefrau verblieben, fo findet die Vorſchrift des 8 876 
keine Anwendung, und es iſt nicht abzuſehen, inwiefern die 
Beklagte verpflichtet ſein könnte, zu der Löſchung der Hypothek 
in Anſehung der Hauptforderung mitzuwirken, zu der ſie über⸗ 
haupt nicht berechtigt iſt. Die Beklagte iſt die Gläubigerin 
der Zinshypothek als — 8 1152 BGB. — einer Teilhypothek; 
über die Stammhypothek zu verfügen, insbeſondere ſie ein⸗ 
zuziehen und deren Löſchung zu bewilligen, iſt allein und 
unbeſchränkt der Kläger befugt, und zwar ohne daß ihm die 
Verpflichtung obliegt, gleichzeitig dem Schuldner auch Löſchungs⸗ 
bewilligung bezüglich der Zinshypothek zu verſchaffen. Die 
Reviſion, die letzteres behauptet, überſieht, daß die Hypothek 
in geſetzlich zuläſſiger Weiſe geteilt und daher nicht mehr eine 
Hypothek iſt. Ob, was auch in anderen Fällen möglich iſt, 
aus der Teilung ſich für den Grundſtückseigentümer gewiſſe 
Schwierigkeiten ergeben können, iſt unerheblich. M. c. Ehe⸗ 
leute F., U. v. 6. Febr. 15, 417/14 v. — Dresden. B.] 

7. 58 823, 831 BGB. Haftung des Landkreiſes als 
Bauherrn und der Stadtgemeinde wegen mangelhafter Be⸗ 
leuchtung für Schaden, der durch Sturz in einen unverwahrten 
und unbeleuchteten Waſſerleitungsgraben entſtanden iſt.] 

Die Klägerin Frau R. iſt am 3. November 1910 abends 
nach 6 7¼ Uhr auf der Schloßſtraße zu K. von der zu der 
öffentlichen Straße gehörigen ſüdlichen Auffahrt zum Grand 
Hotel Wiener in einen zur Verlegung von Waſſerleitungs⸗ 
rohren ausgeſchachteten unverwahrten und unbeleuchteten Graben 
geſtürzt und hat das linke Bein gebrochen. Die Kläger ver⸗ 
langen Schadenserſatz von der Stadt K., weil ſie für die 
Verkehrsſicherheit auf ihrer Straße nicht geſorgt habe, von 
dem Landkreis K., der als Bauherr die Waſſerleitungsarbeiten 
habe ausführen laſſen, und von dem Unternehmer dieſer Ar⸗ 
beiten. Die Klage gegen die Stadt und den Kreis hat das 
Os G. abgewieſen. Die Kläger haben gegen das abweiſende 
Urteil Reviſion eingelegt. 1. Der Anſpruch gegen den 
Landkreis. Das BG. ſtellt feſt, daß der Kreis baumeiſter H. 
in gröblichem Irrtum über die Pflicht des Kreiſes, die Waſſer⸗ 
leitungsarbeiten zu überwachen, trotz dem ausdrücklichen Hinweis 
auf dieſe Pflicht in dem Vertrag mit dem Unternehmer Kr. 
vermieden habe, ſich um die Sicherungsmaßnahmen des Kr. 
und ſeiner Leute zu kümmern, obwohl Anlaß zu Rügen be⸗ 
ſtanden, insbeſondere genügende Beleuchtungs⸗ und Abſperrungs⸗ 
mittel gefehlt hätten. Wenn Kr. und ſeine Bedienſteten unter 
dem Druck ſtrenger Aufſicht geſtanden hätten, wie ſie der ſtarke 
Verkehr auf der Schloßſtraße gebot, ſo wäre auch zur Zeit des 
Unfalls auf Sicherung des Rohrgrabens geachtet worden. Das 
BG. erachtet trotzdem die Klage gegen den Landkreis als un⸗ 
begründet, weil der Kreisbaumeiſter kein verfaſſungsmäßiger 
Vertreter des Kreiſes ſei, der Kreis den Entlaſtungsbeweis 
aus 8 831 BGB. für ihn erbracht und es einer Uberwachung 
des H. durch den Landrat oder den Kreisausſchuß nicht bedurft 
habe, da ihm fachmänniſch wie hinſichtlich der Sorge für die 
Verkehrsſicherheit die Aufſicht über die fraglichen Arbeiten 
ſelbſtändig überlaſſen bleiben durfte. Kr. ſei laut des Vertrags 
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unbeſchadet des Rechts des Kreiſes auf weitgehende Aber⸗ 
wachung, Prüfung und Einſchreitung ſelbſtändiger Unternehmer 
geweſen, der die Waſſerleitungsarbeiten gemäß der Verdingung, 
im übrigen nach eigenem Ermeſſen auszuführen hatte. Wegen 
ſeiner Wahl werde dem Kreis kein Vorwurf von den Klägern 
gemacht. Die Reviſion macht unter Berufung auf die Ent⸗ 
ſcheidung des RG., Bd. 62 S. 37, und auf Anm. 2 des RGR⸗ 
Komm. zu § 89 BGB. geltend, daß der Kreisbaumeiſter vers 
faſſungsmäßiger Vertreter des Kreiſes ſei; ferner daß Kr. nach 
dem Vertrag mit dem Kreis als deſſen Angeſtellter zu betrachten 
ſei, für den der Entlaſtungsbeweis gemäß 8 831 BGB. offen⸗ 
ſtehe. Der Rüge konnte nicht ſtattgegeben werden. Der 
Standpunkt des Urteils in Bd. 62 S. 37 iſt in den Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. 74 S. 22 und 250 aufgegeben worden. Als 
verfaſſungsmäßiger Vertreter einer öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft gilt hiernach nur derjenige, der durch die ihre Verwaltungs⸗ 
organiſation regelnden Beſtimmungen zur Tätigkeit innerhalb 
eines Geſchäftsbereichs berufen iſt. Von dem Kreis baumeiſter 
iſt jedoch in der Kreisordnung oder in Beſtimmungen der be⸗ 
zeichneten Art nirgends die Rede. Die Stelle eines ſolchen 
Beamten iſt in der Kreisordnung nicht vorgeſehen. Die An⸗ 
ſtellung des H. beruht auch nicht auf ſtatutariſcher Anordnung, 
ſondern der Kreistag hat die Anſtellung eines Kreisbaumeiſters 
beſchloſſen, und H. wurde durch den Kreisausſchuß dazu er⸗ 
nannt. Der Beſchluß und die Ernennung erſetzen die erforder⸗ 
liche Verwaltungsbeſtimmung nicht. Die Aufführung des Kreis⸗ 
baumeiſters unter den verfaſſungsmäßigen Vertretern in der 
Anm. 2 des RGRKomm. zu 8 89 iſt irrig. Das neben der 
Entſch. Bd. 62 S. 37 für dieſe Anſicht in Bezug genommene 
Urteil des III. 8 S. Rep. III 142/12 bezieht ſich nicht auf den 
Kreisbaum⸗iſter, ſondern den Kreis bauinſpektor, einen ſtaatlichen 
Baubeamten, deſſen Amt in der Dienſtanweiſung für die Lokal⸗ 
baubeamten der Staatsbauverwaltung vom 1. Dezember 1898 
(Hue de Grais, Handbuch IX S. 22), alſo in einer organi⸗ 
ſatoriſchen Beſtimmung, geregelt iſt. In einwandfreier Aus⸗ 
legung des Vertrags zwiſchen dem Landkreis und Kr. und im 
Anſchluß an die Rechtſprechung des RG. (Bd. 51 S. 201 und 
oft) hat auch das BG. den Kr. als ſelbſtändigen Unternehmer 
behandelt, der nicht unter die zu einer Verrichtung beſtellten 
Perſonen im Sinne des 8 831 fällt. Ungeachtet der vor⸗ 
ſtehenden Erörterung iſt die Erſatzpflicht des Landkreiſes zu 
bejahen. Er war, wie das RG. öfter anerkannt hat, als 
Bauherr, welcher Arbeiten auf einer öffentlichen Straße aus⸗ 
führen ließ, verpflichtet, durch geeignete Maßnahmen die hieraus 
dem öffentlichen Verkehr drohenden Gefahren zu verhüten. Er 
war ferner, wenn er auf öffentlichen Straßen Gräben aus⸗ 
werfen ließ, wodurch für andere Gefahr entſtehen konnte, aus 
§ 367% SGB. gehalten, für ihre Verwahrung zu ſorgen. 
Dieſen Verpflichtungen mußte er durch eigene Vorkehrungen 
nachkommen und iſt ihrer nicht dadurch ledig geworden, daß er 
die Arbeiten einem tüchtigen Unternehmer übertragen hat. Der 
Kreis hätte alſo entſprechende Anweiſungen an den Unternehmer 
erlaſſen und ſich durch geeignete Aufſicht über ihre Befolgung 
vergewiſſern müſſen. Er hat nun dieſe Pflichten nicht etwa 
eingeräumt und ſich damit zu verteidigen geſucht, daß er ihre 
Erfüllung dem ſorgfältig ausgewählten und bewährten Kreis⸗ 
baumeiſter zugewieſen habe. Sondern er hat ſeine Untätigkeit 
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gar nicht beſtritten und ſich in I. wie in II. Inſtanz auf den 
Standpunkt geſtellt, daß er weder das Recht noch die Pflicht 
gehabt habe, den Kr. zu überwachen und zu Vorſichtsmaßregeln 
anzuhalten (Bl. 136 R., Urteil II. Inſtanz S. 13). In 
II. Inſtanz hat er allerdings behauptet, daß tatſächlich der 
Kreisbaumeiſter und ſeine Gehilfen die Arbeiter des Kr. auch 
inbezug auf Sicherheitsmaßnahmen beaufſichtigt hätten. Dieſe 
Einwendung hat ſich durch die Beweisaufnahme nicht nur nicht 
beftätigt; der Kreisbaumeiſter hat es, wie das BG. feſtſtellt, 
ſogar grundſätzlich vermieden, ſich um die Sicherungsmaßnahmen 
des Kr. zu kümmern, weil er ſich nicht berechtigt dazu gehalten 
hat. Der Landkreis hat mithin nach ſeinem eigenen Vorbringen 
die ihm obliegenden Verkehrspflichten verletzt und damit eine 
Urſache des Unfalls der Klägerin geſetzt. Welchen von den 
Vertretern des Kreiſes die perſönliche Schuld daran trifft, 
braucht nicht unterſucht zu werden. Nun haben freilich die 
Kläger, wie es in dem Tatbeſtand des Bu. heißt, erklärt, den 
Kreis nicht aus 8 823 in Anſpruch zu nehmen. Die rechtliche 
Bedeutung dieſer Erklärung iſt aber zunächſt völlig unklar und 
bedarf näherer Erläuterung. Denn ſie ſteht in unlöslichem 
Widerſpruch damit, daß die Kläger in I. wie in II. Inſtanz 
ihren Anſpruch gegen den Kreis vornehmlich auf § 823 geſtützt 
haben. Sie haben angeführt, in I. Inſtanz: der Kreis hafte, 
weil er die fraglichen Arbeiten angeordnet und ſich darum, ob 
Sicherheits vorrichtungen getroffen wurden, in keiner Weiſe ge 
kümmert habe, wegen eigenen Verſchuldens wie wegen der 
Pflichtverletzung ſeiner Angeſtellten; in II. Inſtanz: wenn ſelbſt 
Kr. ſelbſtändiger Unternehmer geweſen ſein ſollte, ſo habe der 
Kreis in jedem Fall die Arbeiten wegen des lebhaften Verkehrs 
auf der Schloßſtraße ſorgfältig überwachen müſſen. Die Kläger 
ſind daher zu einer beſtimmten und unzweideutigen Erklärung 
zu veranlaſſen, ob fie einen ihnen auf Grund des $ 823 BGB. 
etwa zuſtehenden Anſpruch gegen den Kreis nicht erheben 
wollen. — 2. Der Anſpruch gegen die Stadtgemeinde 
wird von dem BG. mit folgender Begründung abgewieſen: 
Die Stadt ſei wegen mangelhafter Straßenbeleuchtung nicht 
haftbar. Letztere habe zur Zeit des Unfalls für den gewöhn⸗ 
lichen Verkehr genügt. Sie ſei durch die Bogenlampen vor 
dem Hotel Wiener ergänzt worden, die allerdings zur Zeit des 
Unfalls nicht gebrannt hätten; die Stadt habe aber darauf 
vertrauen dürfen, daß das Hotel die Lampen regelmäßig ent⸗ 
zünden werde. Wenn auch die Bauarbeiten eine beſſere Be⸗ 
leuchtung der Straße erfordert hätten, ſo hätten in erſter Linie 
Kr. und der Kreis dafür zu ſorgen gehabt. Die Lampe 6 
habe zwar die Baugrube unzureichend beleuchtet und die Lampe E 
überhaupt nicht gebrannt. Wegen des Verſehens des Laternen⸗ 
anzünders und des ihm übergeordneten Aufſehers ſei jedoch die 
Stadt entlaſtet, da es ſich um Dinge handelte, die dem Direktor 
des Gaswerks als Leiter des Beleuchtungsweſens ſelbſtändig 
überlaſſen werden durften. Wegen ſeiner ſei die Stadt aus 
§ 831 BGB. haftfrei. Den Vertretern der Stadt hätten die 
Mängel in der Beleuchtung entgehen können. Die Kläger 
hätten das Gegenteil beweiſen müſſen. Dies alles gelte freilich 
nur unter der Vorausſetzung, daß die mangelhafte Abſperrung 
und Beleuchtung nicht ſchon tagelang vor dem Unfall beſtanden 
babe, in welchem Fall die Stadt haften würde. Eine längere 
Dauer der Ordnungswidrigkeit hätten die Kläger nicht dar⸗ 
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getan. Am Unfallstag ſei die Auffahrt zum Hotel noch zwiſchen 
5 und 6 Uhr abends mit einem Brett geſperrt geweſen, ſo 
lange dort gearbeitet worden. Nach Entfernung der Arbeiter 
und Eintritt der Dunkelheit habe zwar das Brett nicht genügt; 
jedoch ſei nur kurze Zeit bis zu dem Unfall verſtrichen. Nicht 
erwieſen ſei, daß bis dahin ſtädtiſche Beamte die Bauſtelle 
beſichtigten. Die Stadt und ihre Beamten hätten keinen Anlaß 
gehabt, die Bauſtelle auf ihre Verkehrsſicherheit zu prüfen, 
ſondern ſich auf Kr. und die Kreisbeamten verlaſſen dürfen. 
Die Stadt habe ſich nur durch Stichproben in mehr oder 
weniger großen Zwiſchenräumen zu überzeugen brauchen, daß 
die Verkehrspflichten erfüllt wurden. Eine energiſchere Aufſicht 
habe ſie nicht anzuwenden brauchen. Dieſe Ausführungen ſind 
rechtlich nicht haltbar. Überſehen iſt zunächſt, daß es hier nicht 
ſo ſehr darauf ankommt, daß die Straßen beleuchtung, von 
der nicht verlangt werden kann, daß fie jeden Winkel und jeden 
Fleck erhellt, und die dafür vorhandene Einrichtung für gewöhn⸗ 
liche Verhältniſſe oder ſelbſt für die Zeit der Bauarbeiten ge⸗ 
nügten, als darauf, daß die durch Erdhügel und Geländer nicht 
geſchützten Ränder der offenen Gräben mit brennenden Laternen 
verſehen waren, die weniger den Zweck hatten, die Stelle zu 
erhellen als den Fußgänger darauf aufmerkſam zu machen und 
davor zu warnen. An ſolchen Warnungslaternen hat es an 
der Auffahrt gänzlich gefehlt. Nicht beachtet iſt ſodann die 
ſtändige Rechtſprechung des RG., daß die Gemeinde bei Aus⸗ 
grabungen auf ihren Straßen die zur Sicherung des öſſent⸗ 
lichen Verkehrs erforderlichen Maßregeln nicht auf den Unter⸗ 
nehmer abwälzen und ihm überlaſſen darf — gleichviel ob ſie 
ſelbſt oder ein Dritter mit ihrer Zuſtimmung ihm die Arbeiten 
auf der Straße übertragen hat —, ſondern daß es ihre eigenfte 
Aufgabe if, die Verkehrsſicherheit, zumal wie hier auf einer 
der ſtädtiſchen Hauptſtraßen, aufrechtzuerhalten. Die Vertreter 
der Stadt hätten daher ſelber Sorge tragen müſſen, daß 
die gefährlichen Stellen abgeſperrt und beleuchtet wurden, und 
wenn der Unternehmer dieſe Maßregeln übernommen hatte, ſich 
durch regelmäßige, namentlich allabendliche Kontrolle und nicht 
bloß durch zeitweilige Stichproben im Sinne des BU. über 
zeugen müſſen, daß darin nichts verſäumt wurde. Die not⸗ 
wendigen Anordnungen hatten mit dem Beleuchtungsweſen 
nichts zu tun, ſondern fielen der Polizei zu oder der Stelle, 
der die Erhaltung der Verkehrsſicherheit oblag. Der Stadt 
liegt weiterhin eine Übertretung des Schutzgeſetzes des 5 367 
SIEB. zur Laſt. Sie war, wie das BG. unterſtellt, Eigen⸗ 
tümerin der Straße, hatte die Verfügung darüber und mußte 
dort die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs gewährleiſten. An 
Ne richtete ſich alſo neben dem Unternehmer und dem Kreis 
das Gebot zur Verwahrung der Gräben. Der Verſtoß wider 
das Gebot begründet zunächſt die Annahme, daß er ſchuldhaft 
war, und die Beklagte hatte den Widerlegungsbeweis zu liefern, 
daß die Mbertretung ohne ihr Verſchulden begangen wurde. 
Die Stadt hat aber in dieſer Beziehung außer der unbehelf⸗ 
lchen Berufung auf ihren tüchtigen Gaswerksdirektor nichts 
vorgebracht. Die Feſtſtellung des BG., daß am Unfalls abend, 
ſolange die Arbeiter tätig waren, die Auffahrt durch ein über 
die Erdhaufen gelegtes Brett geſperrt war, ſchlägt zugunſten 
der Stadt nicht durch. Das Brett iſt anſcheinend von den 
Arbeitern wieder beſeitigt worden, als fie ſich entfernten. Wenn 
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die Auffahrt ganz abgeſperrt werden ſollte — was keinen er⸗ 
ſichtlichen Zweck hatte —, fo hätte dafür geforgt werden müſſen, 
daß das Sperrbrett liegen blieb und ins beſondere, daß es bei 
der herrſchenden Dunkelheit ſelbſt beleuchtet wurde, um nicht 
ſeinerſeits ein nicht ungefährliches Weghindernis zu bilden. In 
keiner der beiden Richtungen iſt etwas geſchehen, weshalb die 
Stadt durch die bloße Tatſache, daß damals ein Brett quer 
über der Auffahrt lag, von einer Haftung nicht befreit wird. 
Im übrigen hat die Stadt zur Widerlegung der beregten 
Schuldvermutung zu beweiſen, daß ihre Vertreter ſachgemäße 
Weiſungen, damit der Verkehr infolge der Ausgrabungen auf 
der Straße keinen Schaden nehme, erlaſſen und angeordnet 
haben, daß die Befolgung der Weiſungen überwacht werde. 
Wenn es darauf ankommen ſollte, hat die Stadt auch zu be⸗ 
weiſen, daß die Ausſchachtungen erſt am Tage des Unfalls in 
der Schloßſtraße begonnen wurden, und daß ſie ſofort und 
überall das Erforderliche vorgekehrt habe. Zu den Angriffen 
der Reviſion iſt, ſoweit ihr im vorſtehenden nicht beigetreten 
iſt, noch zu bemerken. Die Erwägung des BG., daß die Stadt 
ſich darauf, daß die Hotellampen brennen würden, habe ver⸗ 
laſſen und deshalb die eigene Beleuchtung ſpärlicher halten 
dürfen, wird von der Reviſion mit Recht als irrtümlich bean⸗ 
ſtandet. Die Gemeinde hat ihre Beleuchtungspflicht ohne 
Rückſicht auf die Beleuchtungseinrichtungen und Gepflogenheiten 
der Anlieger zu erfüllen. Ob dieſe von ihren Einrichtungen 
ganz regelmäßig Gebrauch machen, ſteht in ihrem Belieben und 
wird häufig von Umſtänden beeinflußt, die die Gemeinde nicht 
imſtande iſt, zu überſehen. Selbſtverſtändlich darf aber die 
Sicherheit des Verkehrs nach Eintritt der Dunkelheit nicht von 
der Zufälligkeit abhängen, daß die Lichtanlage des Anliegers 
gerade verſagt oder aus anderen Urſachen nicht in Tätigkeit 
tritt. Das BG. hat indes dem Grunde, daß die Stadt wegen 
der Hotellampen für die Mängel der damaligen Beleuchtung 
entſchuldigt ſei, kein entſcheidendes Gewicht beigelegt. Dieſe 
Mängel ſeien der Nachläſſigkeit des Laternenanzünders und des 
Aufſehers zuzuſchreiben, für welche Angeſtellten die Stadt nicht 
hafte, weil ſie bei der Auswahl des Gaswerksdirektors, dem 
das Beleuchtungsweſen unterſtehe, ſorgfältig geweſen ſei. Auch 
dieſe Erwägung geht fehl. Der Entlaſtungsbeweis für den 
Gaswerksdirektor würde nach der Rechtſprechung des Senats 
die Stadt nur dann von ihrer Haftung entbinden, wenn dieſer 
Beamte die unmittelbaren Schadenſtifter ausgewählt oder zu 
ihrer Verrichtung beſtellt hätte. Dies iſt nicht feſtgeſtellt und 
keineswegs ſelbſtverſtändlich. Der Umſtand allein, daß an der 
Spitze eines Verwaltungszweigs ein tüchtiger Beamter ſteht, iſt 
noch nicht geeignet, der Gemeinde den Entlaſtungsbeweis aus 
5 831 für die Schäden zu ſichern, die die in dieſem Vers 
waltungszweig beſchäftigten Perſonen verurſacht haben. Wie 
jedoch bemerkt, ſind die Mängel der Straßenbeleuchtung hier 
nicht von weſentlichem Belang. R. u. Gen. c. St. K. u. Gen., 
U. v. 4. Feb. 15, 444/14 VI. — Breslau. [S.)] 

S8. 88 823, 831 BGB. Erörterung der durch dieſe Bes 
ſtimmungen getroffenen Auſſichtspflicht deſſen, der einen andern 
zu einer Verrichtung beſtellt.] 

Kläger erlitt am 10. Mai 1911 im Warteſaale 3. Klaſſe 
der Station Obernburg a. M., wo er nach Löſung einer Fahr⸗ 
karte auf die Abfahrt des nach A. gehenden Zuges wartete, 
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einen Unfall dadurch, daß der Stuhl, auf den er ſich geſetzt 
hatte, auseinanderbrach, er dadurch zu Boden fiel und hierbei 
Schaden erlitt. Neben der vertraglichen Haftung des Beklagten 
hat das BG. auch eine Haftung aus unerlaubter Handlung 
angenommen. Hier greift zunächſt die Rüge der Reviſion ein, 
daß auf beide Grundlagen die Haftung nicht geſtützt werden 
könne. Dieſe Rüge iſt unbegründet. Denn die Frage, ob durch 
die Verletzung eines Vertragsverhältniſſes zugleich der Tat⸗ 
beſtand einer unerlaubten Handlung gegen den anderen Ver⸗ 
tragsteil erfüllt werden könne, wird in der Rechtſprechung des 
RG. grundſätzlich bejaht (RG. 67, 182; JW. 1908, 4327; 
1910 S. 14810, 7485; 1911, 44917; 1912, 338°; 1913, 3767; 
Warneyer Jahrbuch 1911 Nr. 27 und 421; Urteil des RG. 
vom 26. Juni 1912, III 80/11). Begründet iſt dagegen die 
Rüge, es fehle an der Feſtſtellung eines Verſehens der ver⸗ 
faſſungsmäßig berufenen Vertreter des Beklagten und die Be⸗ 
gründung, es habe an der Kontrolle gefehlt, ſei unzureichend. 
In dieſer Beziehung leiden die Ausführungen des BG. an 
Unklarheit und ſind auch nicht frei von Rechtsirrtum. Das 
BG. ſieht die Haftung aus unerlaubter Handlung, auf die es 
wegen des Ausſpruchs auf Schmerzensgeld und den Erſatz allen 
aus dem Unfall entſtandenen Schadens, der nicht Vermögens⸗ 
ſchaden iſt (IV des Klageantrags), ankommt, als nach 88 823, 
831, 31 und 89 BGB. begründet an. Bezüglich der Haftung 
aus 8 831 BGB. erklärt das BG. es nicht für genügend, daß 
der Beklagte verläſſige Leute mit der Kontrolle beauftragt habe, 
ſondern legt ihm auch weiter die Pflicht zur genügenden Beauf⸗ 
ſichtigung dieſer Leute auf. Aus 5 831 ergibt ſich aber eine 
derartige Auffichtspflicht nicht. Die Vorſchrift erklärt in Abf. 1 
Satz 2 die Erſatzpflicht allerdings dann für ausgeſchloſſen, wenn 
der Geſchäſtsherr, ſofern er die Verrichtung zu leiten hat, bei 
der Leitung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat. Wenn das BG. mit der von ihm geforderten Beauf⸗ 
ſichtigung des Stationsvorſtehers, dem durch § 15 der vor⸗ 
läufigen Geſchäftsanweiſung für die Stationsvorſteher vom 
Auguſt 1907 und 1A 6, II B4 der dieſer Geſchäftsan⸗ 
weiſung beigegebenen Vorſchriften für die Überwachung des 
Dienftes, bei den Bahn⸗ und Güterſtationen die Sorge für die 
Inſtandhaltung der Ausſtattungsgegenſtände der Station in 
den Warte- und Aufenthaltsräumen und die Beauffichtigung 
dieſer Gegenſtände Übertragen war, die Leitung des Stations⸗ 
vorſtehers bei Ausübung dieſer Sorge und Beaufſichtigung im 
Sinne des $ 831 Abſ. 1 Satz 2 durch Organe der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung im Auge hatte, ſo hätte es darlegen müſſen, inwie⸗ 
fern es bei Ausübung dieſer dem Stationsvorſteher übertragenen 
Sorge und Beaufſichtigung noch einer beſonderen Leitung be⸗ 
durft hätte. Bei der Einfachheit der dem Stationsvorſteher in 
dieſer Beziehung obliegenden Verrichtungen ergibt ſich eine ſolche 
Leitungspflicht keineswegs ohne weiteres aus den Umſtänden. 
Nun beſteht allerdings eine von dem NG. in ſtändiger 
Rechtſprechung anerkannte, aus 8 823 BGB. abgeleitete all: 
gemeine Pflicht der Aufſicht, welche die für die Erfüllung ver⸗ 
antwortliche Perſon aufzuwenden hat, wenn ſie die Ausführung 
der Schutzmaßnahmen zur Sicherung des Verkehrs Dritten 
überläßt (vgl. die in Bem. Ge zu 8 823 RGRKom. angeführte 
Rechtſprechung des RG.). Dieſe allgemeine Pflicht der Aufſicht, 
die mit der in 8 831 als Pflicht des Geſchäftsherrn erwähnten 
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Leitung einer Verrichtung nicht zuſammenfällt, nötigt die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung allerdings, auch die durch die erwähnte Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung und deren Anhang dem Stations vorſteher über: 
tragenen Verrichtungen in geeigneter Weiſe, wenn auch nicht 
gerade durch verfaſſungsmäßig berufene Vertreter des Fiskus, 
beauſſichtigen zu laſſen. Daß das BG. dieſe Aufſichtspflicht 
im Auge gehabt hat und deren Verletzung annimmt, läßt ſich 
aus dem angefochtenen Urteile, wenngleich es den 8 823 ans 
ſührt, nicht erſehen. Auf S. 26 des Urteils iſt geſagt, wenn 
man auch die Anſicht des Vorderrichters, daß die Kontrolle 
durch eine ſachverſtändige Perſon hätte ausgeübt werden müſſen, 
nicht teile, ſo müſſe man doch verlangen, daß das Perſonal, 
dem die Kontrolle übertragen geweſen, die Mängel des Stuhles 
habe erkennen müſſen. Damit iſt nur eine fahrläffige Aus 
führung der dem Stationsvorſteher übertragenen Amtshandlung 
durch dieſen feſtgeſtellt. Ferner erklärt das BG. im Eingange 
der Entſcheidungsgründe die Berufung für nicht begründet aus 
den vom Erſtrichter ausgeführten Gründen. Das LG. hatte 
eine Anweiſung zur Vornahme der Kontrolle durch den Bahn⸗ 
hofsvorſteher in einer Art gefordert, die derartige Fehler wie 
den hier vorliegenden ſofort zum Erkennen brachte. Dieſe Er⸗ 
wägung hat das BG. ſich angeeignet und es der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ferner zum Verſchulden angerechnet, daß ſie die 
Stationsvorſteher nicht zur richtigen Prüfung des Zuſtandes 
der Ausſtattungsgegenſtände angehalten hat. Dieſe Aus⸗ 
führungen beſchäftigen ſich ebenfalls nicht mit einem Mangel 
in der Aufſicht über die Ausführung der dem Stationsvorſteher 
in bezug auf die Ausſtattungsgegenſtände auferlegten Ver⸗ 
richtungen, ſondern nur mit einem Mangel genügender An⸗ 
weiſungen zur richtigen Prüfung des Zuſtandes der Ausſtattungs⸗ 
gegenſtände, ſie ſind aber auch nicht zu billigen. Denn die 
Eiſenbahnverwaltung durfte davon ausgehen, daß die Stations- 
vorſteher die ihnen obliegende Prüfung mit der nötigen Auſ⸗ 
merkſamkeit und Gründlichkeit vornehmen, alſo auch beim Fehlen 
beſonderer Anweiſungen ſich nicht mit einer bloß äußerlichen 
Beſichtigung begnügen, ſondern die Ausſtattungsgegenſtände in 
geeigneter Weiſe auf ihre Haltbarkeit prüfen würden. Aus dem 
Dargelegten ergibt ſich, daß bis jetzt ein Verſchulden der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Vertreter des Beklagten nicht erwieſen iſt. Ein 
ſolches läge allerdings vor, wenn die Eiſenbahnverwaltung 
irgendeine Aufſicht über die Amtsverrichtungen des Stations- 
vorſtehers, auf die es hier ankommt, nicht hätte führen laſſen. 
Irgendwelche Feſtſtellungen ſind nach dieſer Richtung nicht 
getroffen. B. F. c. N., U. v. 2. Febr. 15, 423/14 UL — 
Bamberg. [S.] 

9. Der Nießbraucher eines Hauſes iſt berechtigt, die 
Mietzinſen auch noch pfänden zu laſſen.] 

Auf dem Grundſtücke des Wäſchereibeſitzers Paul G. ſtand 
für den Kläger eine Hypothek von 67 000 4 eingetragen. 
Auf demſelben Grundſtücke war, im Range der Hypothek nach⸗ 
ſtehend, ein Nießbrauchsrecht für die Beklagte zu 1 eingetragen. 
Im Juni 1913 kündigte der Kläger die Hypothek zur Nüd- 
zahlung zum 1. Januar 1914. Darauf bewilligte die Beklagte 
zu 1 in der notariellen Verhandlung vom 17. Juni 1913 im 
Einverſtändnis mit dem Grundſtücksbeſitzer G. die Löſchung des 
Nießbrauchs, und der Grundeigentümer beantragte ſie. An 
demſelben Tage beantragte die Beklagte im Beiſtande ihres 


r a I A aa a a X W A K 


44. Jahrgang. 


Ehemanns gegen G. den Erlaß eines Zahlungsbefehls wegen 
einer Forderung von 17 400 . Auf Grund des vollſtreckbar 
gewordenen Zahlungsbefehls kündigte die Beklagte zu 1 zunächſt 
die Pfändung der Mieten des G.ſchen Grundſtücks an und 
erwirkte dann am 21. Juli 1913 einen dieſe Mieten pfändenden 
und ihr zur Einziehung überweiſenden Beſchluß des AG. 
Berlin⸗Schöneberg. Dieſer Beſchluß iſt den Mietern am 
26. Juli 1913 zugeſtellt worden. Am 11. Auguſt 1913 wurde 
die Zwangsverwaltung des Grundſtücks eingeleitet und am 
13. Dezember 1913 wurde es in der Zwangsverſteigerung dem 
Kläger zugeſchlagen. Dem Kläger ſteht gegen G. eine vollſtreck⸗ 
bare Forderung von 30 000 & zu, G. iſt vermögenslos. Der 
Kläger widerſpricht der Pfändung der Mieten. Er will die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchluſſe vom 21. Juli 1913, ſoweit Mieten für das erſte 
Kalendervierteljahr 1914 in Betracht kommen, für unzuläffig 
erklärt haben. Zur Begründung der Klage iſt geltend gemacht, 
durch die Einleitung der Zwangsverwaltung habe die zugunſten 
der Beklagten ergangene Pfändung bereits Ende 1913 ihre 
Wirkſamkeit verloren. Die Pfändung der Mieten ſei ferner 
unwirkſam, weil damals noch der Nießbrauch der Beklagten 
beſtanden habe, die Pfändung verſtoße auch gegen die guten 
Sitten und ſie werde endlich wegen Gläubigerbenachteiligung 
angefochten. Auf die vom Kläger eingelegte Berufung hat das 
KG. in Abänderung der erſtinſtanzlichen Entſcheidung die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluſſe vom 21. Juli 1913 für unzuläffig erklärt. Dieſe 
Entſcheidung fechten die Beklagten mit der Reviſion an. Das 
BG. hat von den rechtlichen Grundlagen, auf welche der Klage⸗ 
antrag geftügt iſt, nur geprüft, ob die Rechtsauffaſſung des 
Klägers zutrifft, daß, ſolange der Nießbrauch der Beklagten zu 1 
am Grundſtück des Schuldners G. im Grundbuche eingetragen 
war, Mieten dieſes Grundſtücks wirkſam für ſie nicht gepfändet 
werden konnten. Den Ausführungen des Klägers, daß die 
Beklagte an den Mieten ein Pfandrecht nicht erworben habe, 
if das angefochtene Urteil beigetreten. Es erwägt, daß der 
V. 38. des RG. zwar die Frage im Urteile vom 5. Dezember 
1906 (RG. 64, 415) anders entſchieden und eine Pfändung, 
wie die hier ſtreitige, zugelaſſen habe. Dieſer Senat habe aber 
ſchon in einem Urteile vom 19. Juni 1912 — V 76/12 — 
und weiter auch in dem Urteile vom 2. November 1912 
(RG. 80, 311) ſelbſt Zweifel an der Richtigkeit feiner Anficht 
geäußert. In dem zuletzt erwähnten Urteile ſei verneint, daß 
ſic der Nießbraucher eines Hauſes rechtsgeſchäftlich noch die 
Nirtz ins forderungen vom Eigentümer übertragen laſſen könne. 
eine unterſchiedliche Beurteilung der Pfändung von Mieten 
ſeitens des Nießbrauchers und der vechtögefchäftlichen Abtretung 
der Mietzinſen an ihn, ſei nicht gerechtfertigt. Ein Pfandrecht 
an eigenen Sachen ſei begrifflich ausgeſchloſſen. Es könne ſich 
danach hier nur fragen, ob ein Rechtsakt vorliege, durch den 
ſch die Nießbraucherin vor der Pfändung der Mietforderungen 
entäußert habe. Aber für eine ſolche Annahme fehle es an 
ausreichenden Unterlagen. Die Ausführungen der Beklagten 
ließen erkennen, daß andere Erklärungen als die Löſchungs⸗ 
bewiligung hier nicht in Betracht kämen. Dieſe aber habe 

weitergehende Bedeutung, als die, daß die Beklagten an 
ſie gebunden ſeien. Erft aus der Löſchung im Grundbuche 
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führe die rechtsgeſchäftliche Erklärung des Nießbrauchers, ſein 
Recht aufzugeben, deſſen Aufhebung herbei. Mangels eines 
wirkſamen Pfandrechts der Beklagten zu 1 ſei ſomit das Klage⸗ 
verlangen nach 8 771 ZPO. gerechtfertigt. Die Reviſion greift 
die ſo begründete Entſcheidung nach zwei Richtungen hin an. 
Sie erachtet die Annahme, der Nießbraucher könne die ſeinem 
Nießbrauche unterliegenden Mieten nicht auch noch pfänden 
laſſen, für rechtsirrtümlich und mit der Rechtſprechung des RG. 
im Widerſpruch ſtehend. Es wird weiter auch als gegen 
materielles Recht verſtoßend und 5 286 ZPO. verletzend an⸗ 
gefochten, daß das BG. es als für die Frage, ob der Beklagten 
zu 1 zur Zeit der Pfändung der Nießbrauch am Grunbftüde 
des Schuldners noch zugeſtanden habe, entſcheidend anſehe, daß 
die Löſchung des Nießbrauchs im Grundbuche noch nicht erfolgt 
war. Dem erſten Angriffe war die Berechtigung nicht zu ver⸗ 
ſagen. In ſeinem vorangeführten, im Bd. 64 der Entſcheidungen 
abgedruckten Urteile verwirft der V. ZS. die von der damaligen 
Reviſion vertretene Auffaſſung, ein Mietzinſen pfändender 
Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß ſei ungültig (nichtig), 
weil zu der Zeit, als er erging, für den Gläubiger ein Nieß⸗ 
brauchsrecht auf dem in Frage ſtehenden Grundſtücke eingetragen 
war. Es wird ausgeführt, daß dadurch, daß er die Mietzinſen 
mitergriffen habe, der Nießbrauch dieſen nicht die Fähigkeit 
genommen habe, den Gegenſtand einer Pfändung und Über 
weiſung zu bilden. Sich auf ſein Nießbrauchsrecht zu berufen, 
ſei der Nießbraucher berechtigt, aber nicht verpflichtet. Gleichwie 
ein Rechtsgeſchäft in ſeiner Gültigkeit nicht dadurch beeinträchtigt 
werde, daß dieſelben Perſonen es unter ſich nochmals vornehmen, 
ſo müſſe es auch dem Berechtigten unbenommen ſein, auf einen 
erwirkten Pfändungs- und Uberweiſungsbeſchluß einen Anſpruch 
zu ſtützen, den er auch kraft ſeines Nießbrauchsrechts hätte 
geltend machen können. Der zur Bekämpfung dieſer Auffaſſung 
von der damaligen Reviſion herangezogene Satz, daß ein Eigen⸗ 
tümer nicht ein Recht an feiner eigenen Sache erwerben könne, 
beweiſe nichts dagegen, da es ſich bei ihm um weſentlich andere 
Verhältniſſe handle. Wenn nun auch der V. 35. ſpäter 
Zweifel an der Richtigkeit dieſer Beurteilung geäußert hat, hat 
er den im vorerwähnten Urteile vertretenen Standpunkt doch 
nicht aufgegeben. In der im 80. Bande abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung wird angeführt, daß die Zuläſſigkeit der Pfändung 
der Mieten ſeitens des Nießbrauchers vielleicht noch beſonders 
damit zu begründen ſei, daß der Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchluß äußerlich eine Zwangsvollſtreckungsmaßnahme des 
Staats bilde, und es iſt dabei verwieſen auf die über Pfändung 
von Sachen des Eigentümers für dieſen ſelbſt ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des RG. (RG. 79, 241). Sodann iſt es allerdings 
für rechtlich nicht möglich erachtet, daß der Nießbraucher eines 
Hauſes ſich die Mietzinsforderungen vom Eigentümer noch 
beſonders übertragen laſſen kann. Weil dem Nießbraucher die, 
wenn auch betagten Mietzinsforderungen bereits kraft eigenen 
Rechts zuſtänden, könne er — ſo führt das Urteil aus — ſeine 
eigenen Forderungen durch Rechtsgeſchäfte nicht nochmals 
erwerben. Zur Übertragung einer Sache, eines Rechts, einer 
Forderung ſei begrifflich ein übertragender und ein empfangs⸗ 
fähiger Erwerber notwendig. Ein Mbertragungsvertrag, bei 
dem es an diefen Erforderniſſen, insbeſondere an einem 
empfangsfähigen Erwerber, der die Sache oder Forderung bis 


dahin noch nicht ſelbſt gehabt habe, fehle, ſei auf einen unmög⸗ 
lichen Erfolg gerichtet und deshalb nichtig. Dem BG. iſt aber 
nicht darin beizutreten, daß die rechtsgeſchäftliche Abtretung 
der Mietforderungen und deren Pfändung ſeitens des Nieß⸗ 
brauchers im Wege der Zwangsvollſtreckung der gleichen recht⸗ 
lichen Beurteilung unterliegen und daß deshalb auch die 
Pfändung der Mietzinſen ſeitens des Nießbrauchers gegenüber 
einer ſich gegen ſie richtenden Widerſpruchsklage nicht aufrecht⸗ 
zuerhalten ſei. Bei dieſer Beurteilung werden weſentliche 
Unterſcheidungsmomente, die zwiſchen den beiden Rechtsakten 
beſtehen, nicht beachtet. Tritt der Grundeigentümer an einen 
anderen Mietzinsforderungen ab, ſo iſt das rechtlich eine im 
Rahmen des 5 1124 BGB. zuläffige Verfügung über die 
Mieten. Eine ſolche Verfügung ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit 
voraus, daß der Eigentümer forderungs berechtigt iſt. Das iſt 
er nicht mehr, wenn vorher ein Nießbrauch am Grundftüde 
beſtellt war. Denn kraft ſeines dinglichen Rechts war der 
Nießbraucher ſchon in die Mietverhältniſſe des Grundſtücks als 
Berechtigter eingetreten (S8 1030, 99 Abſ. 3 BGB.). Erfolgt 
nun eine ſolche Abtretung der Mietzinſen ſeitens des nicht 
mehr forderungsberechtigten Eigentümers an den ſchon kraft 
eigenen Rechts zum Mietbezug befugten Nießbraucher, ſo iſt ſie 
gegenſtandslos und rechtlich nicht geeignet, das Recht des Nieß⸗ 
brauchers zum Beziehen der Mieten dem Eigentümer gegenüber 
noch zu verſtärken. Das ſchließt aber nicht aus, daß bei einem 
zur Sicherung ſeines Gläubigerrechts beſtellten Nießbrauch der 
Nießbraucher ſich in dem ihm als ſolchem zuſtehenden Miet⸗ 
bezuge anderen Gläubigern des Grundſtückseigentümers gegen⸗ 
über noch durch beſondere Maßnahmen ſchützen kann. Eine 
ſolche Maßnahme iſt die Pfändung der Mieten auf Grund eines 
vollſtreckbaren Titels. Die Hypothekengläubiger haben das 
Recht, die Mietzinſen des belaſteten Grundſtücks zur Deckung 
ihrer Forderung in Anſpruch zu nehmen. Ihre auf Grund 
eines dinglichen Vollſtreckungstitels vorgenommene Mietzins⸗ 
pfändung ſtellt eine Beſchlagnahme des Grundſtücks dar und 
bei dem Streite, ob die Mietzinſen dem pfändenden Hypotheken⸗ 
gläubiger oder dem Nießbraucher zuſtehen, hat der letztere dem 
voreingetragenen Hypothekengläubiger zu weichen (RG. 81, 
146 ff.). Dem Nießbraucher darf bei dieſer Rechtslage nicht 
verwehrt ſein, ihm drohenden Nachteilen dadurch vorzubeugen, 
daß er einen ihm zu Gebote ſtehenden vollſtreckbaren Titel nicht 
unbenutzt läßt, ſondern ihn zu einer anderen Gläubigern zuvor⸗ 
kommenden Mietzinspfändung verwendet. Eine dies bezweckende 
Maßnahme iſt weder an ſich unzuläſſig noch entbehrt ſie, weil 
ſie ein Pfandrecht nicht ſchaffen könne, der Wirkſamkeit. Ihr 
Erfolg beſteht nicht darin, daß ſie im Verhältniſſe des Nieß⸗ 
brauchers zum Eigentümer ein dem Nießbraucher ſchon zu⸗ 
ſtehendes Recht noch zu deſſen Gunſten ſo pfändet, daß dies 
als Pfandrecht an der eigenen Sache zu beurteilen iſt, ſondern 
ſie verſtärkt das Nießbrauchsrecht nur für ſeine Konkurrenz mit 
anderen Gläubigerrechten. Es iſt, wie in Übereinſtimmung mit 
den Ausführungen des V. ZS. angenommen wird, dem Nieß⸗ 
braucher, welchem zugleich Gläubigerrechte aus einem vollſtreck⸗ 
baren Titel zur Seite ſtehen, nicht zu verſagen, ſich auch auf 
dieſen zu ſtützen und mit ihm zu ſeiner Sicherung zweckmäßig 
erſcheinende Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen zu erwirken. Aus 
dieſen Erwägungen ſchließt ſich der jetzt erkennende Senat dem 
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Ergebniſſe an, zu welchem der V. 35. nach feinen vorſtehend 
wiedergegebenen Ausführungen im Urteile vom 5. Dezember 1906 
(RG. 64, 415) gelangt iſt: Der entgegengeſetzte Standpunkt 
des BG. kann nicht gebilligt werden, und damit wird der 
Entſcheidungsgrund, auf dem das angefochtene Urteil beruht, 
hinfällig. v. G. u. Gen. c. B., U. v. 19. Jan. 15, 339/14 VII. 
— Berlin. [S.] 

10. Stellung des Verſicherungsagenten beim Abſchluß 
des Verſicherungsvertrags; Haftung des Verſicherers für Dolus 
und Culpa des Agenten bei ſeinen Erklärungen.] 

Der Kläger hat als Eigentümer des am Strande der 
Oſtſee belegenen Kurhauſes Leba dieſes nebſt Pavillon bei der 
Beklagten laut Verſicherungsſchein vom 24. Juni 1911 gegen 
Sturmſchaden in Höhe von 104 000 & verſichert. Im Winter 
1912/13 haben die verſicherten Gebäude dadurch Schaden er⸗ 
litten, daß die Düne, auf der ſie ſtehen, bis auf wenige Meter 
von den Gebäuden abgeriſſen, in die See geſtürzt und damit 
den Baulichkeiten der ſichere Baugrund entzogen iſt. Da die 
Beklagte ſich den Schaden zu erſetzen weigerte, wurde ihre Ver⸗ 
urteilung beantragt. Die Beklagte hat den Antrag auf Ab⸗ 
weiſung der Klage geſtellt. Sie wendet ein, daß der den 
Gebäuden zugefügte Schaden nicht unter die Verſicherung falle. 
Dieſe erſtrecke ſich nur auf den durch Sturm unmittelbar an⸗ 
gerichteten Schaden, um ſolchen handle es ſich aber hier nicht. 
Bei der rechtlichen Prüfung des Sachverhalts iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß dem Vermittelungsagenten die Befugnis, die 
Verſicherungsgeſellſchaften zu vertreten, im engeren juriftifchen 
Sinne nicht zuſteht. Nach dem 8 14 der hier in Betracht 
kommenden Verſicherungsbedingungen, die dem Kläger bei der 
Stellung des Antrages ausgehändigt ſind, war der Agent auch 
nicht befugt, das Verſicherungsverhältnis betreffende Erklärungen 
von dem Verſicherungsnehmer entgegenzunehmen. Würde der 
Agent M. hiernach Sturmflutverſicherung auf die Erklärung 
des Klägers, er wolle nur dieſe nehmen, im Widerſpruch mit 
eine ſolche Verſicherung klar ausſchließenden Verſicherungs⸗ 
bedingungen zugeſagt haben, ſo würde das für die Beklagte 
nicht bindend fein. M. würde feine Befugnis überfchritten 
haben und dem Kläger würde eigenes Verſchulden zur Laſt 
fallen, wenn er ſich wegen eines Schadens für verſichert hielt 
für den nach dem deutlichen Inhalte ihrer Bedingungen die 
Geſellſchaft Verſicherung nicht übernahm. So liegt aber die 
Sache nach der Darſtellung des Klägers hier nicht. M. hat 
bei der Beſprechung über die Aufnahme des Verſicherungs⸗ 
antrages zunächſt nur ſeine Anſicht, daß Waſſerſchäden mit⸗ 
verſichert ſeien, geäußert. Damit überſchritt er feine Befugniſſe 
nicht. Denn die dem Agenten von der Geſellſchaft dem 
Publikum gegenüber zugewieſene Aufgabe beſteht, wie in dem 
die rechtliche Stellung des Agenten grundſätzlich behandelnden 
Urteile des erkennenden Senats vom 30. März 1900 (RG. 46, 
184 ff.) ausgeführt iſt, eben darin, im unmittelbaren mündlichen 
Verkehr den Verſicherungsnehmern die erforderliche Belehrung 
und Aufklärung über den Inhalt und die Bedeutung der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen und die ſonſtigen Anforderungen der 
Geſellſchaft zu gewähren. Bei der Erfüllung dieſer Aufgabe 
macht ſich der rechtliche Charakter des Agenten als von der 
Geſellſchaft angeſtellten Vermittlers zwiſchen ihr und dem 
Publikum auch darin geltend, daß der Verſicherungsnehmer 
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feinen Belehrungen vertrauen darf und die Geſellſchaft inſoweit 
für die Erklärungen des Agenten einſtehen und die Ver⸗ 
antwortung dafür tragen muß, ſofern nicht den Verſicherungs⸗ 
nehmer ſelbſt erhebliches Verſchulden trifft. (Vgl. RG. 73, 302.) 
Werden nun dieſe Grundſätze auf den hier vorliegenden Fall 
angewendet, ſo hat nach der vom Kläger gegebenen Darſtellung 
ſchon bei der erſten Beſprechung der Agent die Verſicherungs⸗ 
bedingungen in einem den Kläger über den Umfang der Ver⸗ 
ſicherung belehrenden Sinne erläutert. Man iſt aber dabei 
nicht zum Endergebniſſe gekommen, der Agent hat zur Vorſicht 
noch einmal anfragen ſollen. Mag nun dieſe Anfrage auch, 
wie das BG. ausführt, dadurch veranlaßt ſein, daß der Kläger 
die Erläuterung des Agenten noch nicht für genügend hielt, 
ſondern eine Erklärung der Geſellſchaft ſelbſt haben wollte, ſo 
findet doch darin noch nicht die Annahme, der Agent ſei bei 
der Anfrage und bei der Empfangnahme der Antwort Be⸗ 
auftragter des Klägers geweſen, ausreichende Rechtfertigung. 
Mangels anderer bisher nicht vorgetragener Tatumſtände iſt 
bielmehr die Anfrage dahin zu beurteilen, der Agent habe 
feine Aufgabe, die Verſicherungsbedingungen zu erläutern, nicht 
zweifelsfrei gelöſt, deshalb ſei man bei der Beſprechung zu dem 
Ergebniſſe gelangt, noch eine Auskunft der Geſellſchaft hierüber 
herbeizuführen. Dann aber hat der Agent nicht als Be⸗ 
auftragter des Klägers angefragt, ſondern im Rahmen der ihm 
als Vermittler zwiſchen dem Publikum und der Geſellſchaft 
und als Angeſtellter der letzteren obliegenden Aufgabe hat er 
um Aufklärung erſucht. Dem ſteht nicht entgegen, daß dieſe 
Aufklärung nicht im Wege einer direkten Anfrage herbeigeführt, 
ſondern in der vorſtehend angegebenen Weiſe eine beſondere 
Bedingung in den Antrag eingeſtellt iſt. Das kann dem 
Kläger, nach deſſen Behauptung überdies der Vermerk erſt 
nachträglich gemacht ſein ſoll, zum Nachteile nicht gereichen. 
Werden nun nicht andere, die Darſtellung des Klägers wider⸗ 
legende tatfähliche Feſtſtellungen getroffen, fo iſt die bisher 
erörterte Sachlage rechtlich dahin zu beurteilen: Der Kläger 
wollte nur verſichern, wenn Sturmflutſchäden eingeſchloſſen 
ſeien. Der Agent erläuterte ihm die Verſicherungsbedingungen 
in dem Sinne, daß ſolche Schäden als durch Sturm ent⸗ 
ſtandene unter die Verſicherung fielen. Dieſe Erläuterung des 
den Titel als „Verſicherungsinſpektors“ führenden Agenten 
lonnte der Kläger bis zum Eingang der Auskunft der Geſell⸗ 
ſchaft ohne Verſchulden für zutreffend halten. Der vom Gegen⸗ 
ſtande und dem Umfange der Verſicherung handelnde 8 1 der 
Verficherungbedingungen über deſſen objektiv richtige Aus⸗ 
legung jetzt hier nicht zu befinden iſt, if nicht fo klar und uns 
zweideutig, daß er die ihm vom Agenten gegebene Auslegung 
nicht zuläßt. Andere Tatſachen, aus denen gefolgert werden 
könnte, der Kläger habe ſich von vornherein darüber klar ſein 
lönnen und müſſen, daß die Geſellſchaft, wie das ſpäter ges 
ſchehen iſt, auf die von ihm gewünſchte Verſicherung nicht ein⸗ 
gehen würde, find bisher nicht feſtgeſtellt. Es iſt nun der 
weitere Verlauf der Sache rechtlich zu würdigen. Nach der 
vorgetragenen Korreſpondenz ſchrieb die Beklagte am 24. und 
am 29. Juni 1911 dem Agenten M., daß eine Verſicherung, 
wie ſie der Kläger wünſche, nicht in den Rahmen ihrer Sturm⸗ 
ſluſchadenverſicherung falle. Sie habe deshalb den betreffenden 
Paſſus in der Police nicht aufgenommen und der Agent werde 
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erſucht, dem Verſicherten in geeigneter Weiſe Kenntnis zu geben. 
Dieſe Kenntnis hat der Kläger nach ſeiner Darſtellung von 
dem Agenten nicht erhalten, vielmehr habe der Agent ihm den 
Verſicherungsſchein mit der ſchon erwähnten Erklärung, die 
Geſellſchaft habe den Antrag angenommen, übergeben. Trifft 
das zu, ſo konnte der Kläger, ohne daß ihn auch hierbei ein 
Verſchulden trifft, annehmen, er ſei ſeinem Wunſche entſprechend 
gegen Sturmflutſchäden mitverſichert. Für ihn war die An⸗ 
gelegenheit bis zu der in Ausſicht genommenen Auskunft der 
Geſellſchaft in der Schwebe. Aus der Erklärung des Agenten 
konnte er — wenn nicht ſie abſchwächende Umſtände noch dar⸗ 
getan werden —, da M. aus der früheren Beſprechung darüber, 
wie verſichert werden ſollte, unterrichtet war, entnehmen, daß 
nun der noch vorhandene Zweifel beſeitigt und die Beklagte 
mit der Verſicherung in dem vom Kläger gewollten Sinne 
einverſtanden ſei. Schuldhaft aber hat der Agent gehandelt, 
wenn er den Kläger nicht darüber unterrichtet hat, daß ſein 
Antrag von der Geſellſchaft in dem Sinne abgelehnt ſei, daß 
ſie Sturmflutverſicherung nicht übernehme. Für dieſes Ver⸗ 
halten ihres Agenten aber hat die Geſellſchaft einzuſtehen. Sie 
hat von einer direkten Mitteilung an den Kläger abgeſehen 
und ſich zur Benachrichtigung des Klägers ihres Agenten be⸗ 
dient. Als Angeſtellter der Geſellſchaft hatte der Agent den 
Verſicherungsſchein auszuhändigen (8 43 Nr. 3 VerſVG.). 
Aus der Police iſt die Ablehnung der im Antrage unter den 
beſonderen Bedingungen verlangten Ausdehnung der Ver⸗ 
ſicherung nicht erſichtlich. Eine Benachrichtigung des Klägers 
von der Ablebnung war erforderlich und wurde, wie ihr Auf⸗ 
trag an den Agenten zeigt, auch von der beklagten Geſellſchaft 
für erforderlich erachtet. Erhielt nun der Kläger dieſe Benach⸗ 
richtigung nicht, ſondern wurde er gegenteilig und vielleicht 
ſogar argliſtig, von dem mit der Benachrichtigung beauftragten 
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ſo verſichert, wie er es wünſche, ſo hat die Geſellſchaft für 
dieſes Verhalten des den Verkehr zwiſchen ihr und dem Kläger 
vermittelnden Agenten einzuſtehen und deſſen Erklärung als 
ihre eigene gelten zu laſſen. (Vgl. auch die früheren Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. — Gruchot 54, 426; RG. 73, 302.) 
Das iſt ein Gebot von Treu und Glauben und folgt aus der 
rechtlichen Stellung des Agenten zur Geſellſchaft. Daraus 
ergibt ſich dann weiter die rechtliche Folgerung, daß, wenn 
auch im Regelfalle die widerſpruchslos angenommene Police 
mit den in ihr enthaltenen Verſicherungsbedingungen die recht⸗ 
liche Grundlage des Verſicherungsverhältniſſes bildet, dieſes 
doch durch beſondere Umſtände ſich anders geſtalten kann. 
Solche Umſtände liegen hier vor, wenn der Hergang der Dar⸗ 
ſtellung des Klägers entſprechend feſtgeſtellt wird und der 
Kläger zu der Annahme der Police lediglich durch die ihn 
über den Umfang der Verſicherung täuſchende Angabe des 
Agenten veranlaßt iſt. Es kann ſich dann die Beklagte dem 
Kläger gegenüber nicht darauf berufen, daß ſie Sturmflutſchäden 
nicht habe verſichern wollen und inhaltlich der Police nicht 
verſichert habe, ſie muß vielmehr die Verſicherung gegen ih 
fo gelten laſſen, wie ihren Abſchluß der Kläger ihr angeboten 
hat und wie das Angebot nach der Erklärung des Agenten 
bei der Aushändigung der Police angenommen iſt. Nach 
dieſen rechtlichen Geſichtspunkten iſt das tatſächliche Vorbringen 
51 
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der Parteien zu prüfen und gegebenenfalls unter Eingehen auf 
die weiteren Einwendungen der Beklagten erneut über die 
Klage zu entſcheiden. v. M. c. St. M.⸗ u. R., U. v. 
15. Dez. 14, 335/14 VII. — Stettin. [S.] 

* 11. Welchen Einfluß hat die ſpätere Wiederherbeiſchaffung 
der geſtohlenen Ware auf das Rechtsverhältnis des gegen 
Diebſtahl Verſicherten zum Verſicherer 7] 

Dem Kläger wurden, während er bei der Beklagten gegen 
Einbruchdiebſtahl verſichert war, in der Nacht zum 25. Januar 
1914 Waren aus ſeinem Verkaufsladen in Berlin mittels Ein⸗ 
bruchs geſtohlen. Nach der in der Berufungsinſtanz beſtrittenen 
Behauptung der Beklagten ſoll von dem geſtohlenen Gute ein 
Teil im Werte von 9075 & nachträglich, nämlich nach der am 
3. Februar 1914 erfolgten Schadensfeſtſtellung, wiederherbei⸗ 
geſchafft worden ſein. Aus dieſer Tatſache folgert die Beklagte, 
daß ſie die noch geforderten 9075 & nebſt Zinſen davon nicht 
zu zahlen habe.... Es kann einer Verſicherungsgeſellſchaft, 
die Verſicherung gegen Einbruchdiebſtahl gewährt hat, natürlich 
nicht erwünſcht ſein, im Falle der Wiederherbeiſchaffung ge⸗ 
ſtohlener Ware, dieſe, obwohl fie dafür keine beſtimmungsmäßige 
Verwendung hat, übernehmen zu ſollen, während dem Be⸗ 
ſtohlenen der Geldwert zufällt. Daß aber ein ſolches Ergebnis 
nach dem Verſicherungsvertrage doch nicht ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen fein ſollte, zeigt der 8 16 Abſ. 3 der Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen. Dort iſt in Satz 2, 3, 4 dem Be⸗ 
ſtohlenen, ſofern er von der Beklagten bereits die Geld⸗ 
entſchädigung erhalten hat, die Wahl eingeräumt, die Geld⸗ 
entſchädigung zu behalten und das wiedererlangte Gut herzugeben, 
oder dieſes zu behalten und die Entſchädigung zurückzuzahlen. 
Hier ergibt ſich alſo für die Beklagte die Möglichkeit, das 
wiederherbeigeſchaffte Gut übernehmen und die gezahlte Geld⸗ 
entſchädigung dem Beſtohlenen laſſen zu müſſen. Die Beklagte 
meint aber, dieſe Vertragsbeſtimmung könne auf den Fall, 
wenn die Wiederherbeiſchaffung geſtohlenen Gutes vor Aus⸗ 
zahlung der Entſchädigung erſolgt, nicht erſtreckt werden. Nach 
5 15 Abſ. 1 a. a. O. iſt die durch die Sachverſtändigen zu bes 
wirkende Schadensfeſtſtellung „für beide Teile verbindlich, es 
ſei denn, daß ſie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweicht“ (vgl. 8 64 VerſVG.). Das LG. nimmt an, daß 
hiernach durch die Feſtſtellung der Sachverſtändigen dem Kläger 
ein feſtes Recht auf die entſprechende Entſchädigungsſumme 
erwachſen ſei, für deſſen Wiederentziehung es an einer Grund⸗ 
lage im Vertrage fehle; nur die Fälligkeit ſei durch die Be⸗ 
ſtimmung in § 16 Abſ. 1 („Die Entſchädigung iſt nach dem 
Ablauf eines Monats ſeit dem Zeitpunkt fällig, in welchem der 
Schaden vollſtändig feſtgeſtellt iſt“) hinausgeſchoben. Das 
BG. iſt der Auffaſſung des LG. beigetreten. Von jener Feſt⸗ 
ſtellung „des Schadens“ unterſcheiden die Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen allerdings noch eine beſondere Feſtſtellung 
„der Entſchädigung“, indem fie in 5 15 Abſ. 3 beſtimmen: 
„Auf Grund der Abſchätzung der Sachverſtändigen erfolgt die 
Feſiſtellung der Entſchädigung nach den Beſtimmungen des 
8 14.“ Dazu bemerkt aber das BG., daß eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung nach den Beſtimmungen des 8 14 
hier nicht einzutreten hatte, da keiner der Fälle des 5 14 
(Aberverſicherung. Unterverſicherung, Bruchteilverſicherung, Ver⸗ 
ſicherung auf erſtes Riſiko) vorlag; hiergegen find Bedenken 
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nicht zu erheben und auch von der Reviſion nicht erhoben. 
Auch war das Schadenfeſtſtellungsverfahren durch die Erklärung 
der Sachverſtändigen vom 3. Februar in ſich abgeſchloſſen und 
beendet. Dieſe Erklärung enthielt die in 3 16 Abſ. 1 Satz 1 
vorausgeſetzte „vollſtändige“ Feſtſtellung, die die erwähnte Friſt 
für den Eintritt der Fälligkeit der Entſchädigung in Lauf ſetzte. 
Die ſpätere Wiederherbeiſchaffung geſtohlener Ware kann die 
von den Sachverſtändigen beſtimmt und vorbehaltlos aus⸗ 
geſprochene Feſtſtellung auch nicht rückwärts zu einer nur vor⸗ 
läufig erfolgten machen, die erſt noch des endgültigen Abſchluſſes 
und hierzu der Wiederaufnahme des Abſchätzungsverfahrens 
bedürfte. Ebenſowenig wird, wie das BG. zutreffend dargelegt 
hat, durch die Wiedererlangung geſtohlenen Gutes die Schadens⸗ 
feſtſtellung zu einer offenbar von der wirklichen Sachlage er⸗ 
heblich abweichenden; denn hierbei iſt auf die damalige Sachlage 
zu ſehen (vgl. zur inhaltsgleichen Beſtimmung des $ 319 BGB. 
die Urteile des RG. vom 12. Juni 1908 — RG. 69, 168 —; 
vom 20. Oktober 1908, VII 33 / 1908; vom 5. Mai 1911, 
VII 441/1910; vom 26. November 1912, VII 271/1912), da⸗ 
mals aber war von der geſtohlenen Ware noch nichts wieder⸗ 
erlangt. Das Gebiet der Schadensverſicherung wird von dem 
hier durch 8 14 Abſ. 1 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
auch noch beſonders ausgeſprochenen Grundſatze beherrſcht, daß 
die Verſicherung nicht zu einer Bereicherung führen ſoll. Daß 
hiergegen die Vertragsauslegung der Vorinſtanzen verſtoße, iſt 
der Reviſion nicht zuzugeben, da Kläger gegen die Geld 
entſchädigung die zurückerlangte Ware der Beklagten zu über⸗ 
laſſen hat, eine Bereicherung für ihn alſo nicht eintritt. Dem 
Intereſſe der Beklagten, das für ihre Auslegung ſprechen mag, 
ſtehen die gleichberechtigten Intereſſen des Klägers, die das 
LG. zutreffend dargelegt hat und die für die Auslegung der 
Vorinſtanzen ſprechen, gegenüber. Vor dem Ablauf eines 
Monats nach der von der Beklagten für erforderlich gehaltenen 
neuen Schadenfeſtſtellung könnte ein weiterer Teil des geſtohlenen 
Gutes ſich zurückfinden, und das könnte ſich noch vielmal 
wiederholen; der Kläger aber würde in der Zwiſchenzeit zu 
Neuanſchaffungen für ſein Warenlager genötigt ſein können, die 
ſich nachher, wenn er zur Rücknahme der wiederherbeigeſchafften 
Sachen verpflichtet wäre, als überflüſſig und darum nachteilig 
herausſtellen würden. Freilich iſt nach 8 2 der Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen nur der Wert der geſtohlenen ver⸗ 
ſicherten Sachen und der Schaden, der bei Begehung des Ein⸗ 
bruchdiebſtahls an den verſicherten Sachen durch ihre Zerſtörung 
oder Beſchädigung entſteht, zu erſetzen; „einen weiteren Schaden, 
insbeſondere einen mittelbaren, ſowie den entgehenden Gewinn 
umfaßt die Verſicherung nur, ſoweit dies beſonders vereinbart 
iſt“. Mit dieſer Vertragsbeſtimmung ſieht aber die vorhin 
wiedergegebene, vom BG. gebilligte Erwägung des LG. keines⸗ 
wegs, wie die Reviſion geltend gemacht hat, in Widerspruch; 
denn dieſe Erwägung dient nur zur Unterſtützung der Vertragz⸗ 
auslegung, wonach der Kläger die nach der Schadenfeſtſtellung 
wiederherbeigeſchaffte Ware nicht zuruckzunehmen braucht, 
ſondern den Erſatz ihres feſtgeſtellten Wertes in Geld ver⸗ 
langen kann, eine weitere Erſatzverpflichtung als dieſe iſt nicht 
gefolgert. Wollte die Beklagte gegenüber dem entgegengeſetzten 
Intereſſe des Klägers ihren eigenen Intereſſen, die ihr die 
Übernahme der zurückgeſchafften Ware unerwünſcht erſcheinen 
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laſſen mochten, die überwiegende Bedeutung fichern, fo war es 
an ihr, von der die Faſſung der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen herrührt, in dieſe eine klare Beſtimmung ent⸗ 
ſprechenden Inhalts aufzunehmen. Da ſolches nicht geſchehen 
iſt, beſteht auch bei der hier (vgl. Urteil des RG. vom 
13. Dezember 1912, RG. 81, 117) Platz greifenden freien 
Nachprüfung kein Anlaß, der Vertragsauslegung der Vor⸗ 
inſtanzen entgegenzutreten. Der Verficherungs fall an ſich war 
durch den Einbruchdiebſtahl eingetreten und feſtgelegt, und 
damit war, vorbehaltlich der durch die Sachverſtändigen vor⸗ 
zunehmenden Feſtſtellung des Wertes der geſtohlenen Sachen, 
die Erſatzpflicht der Beklagten im Umfange des Dieſtahls und 
innerhalb der durch die Verſicherungsſumme gezogenen Grenze 
begründet. Ob nicht ſchon dies zu der Folgerung nötigt, daß 
durch 5 16 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen auch in 
dem Falle, wenn die Geldentſchädigung noch nicht gezahlt iſt, 
dem Verſicherungsnehmer zwar das Recht gegeben, aber keines⸗ 
wegs die Verpflichtung auferlegt iſt, wiederherbeigeſchaffte 
Sachen ſtatt der Geldentſchädigung zurückzunehmen, bedarf 
nicht der Erörterung, da nach dem vorhin Dargelegten ſich 
ohnehin die Zurückweiſung der Reviſion ergibt. Ebenſowenig 
bedarf es hier der Unterſuchung, welche Beurteilung einzutreten 
haben würde, wenn die Wiederherbeiſchaffung der geſtohlenen 
Waren ſchon vor der Schadenfeſtſtellung erfolgt wäre. S. c. S., 
U. v. 29. Jan. 15, 886/14 VII. — Berlin. [S.] 

Geſez über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908. 

12. 59 69 ff. VerſB B. Kündigungsrecht im Falle der 
Zwangsverſteigerung.] 

Der frühere Eigentümer des in B. belegenen Theater⸗ 
grundftüds hatte wegen der darauf befindlichen Gebäude mit 
beiſchiedenen Verſicherungsgeſellſchaften, darunter den beiden 
Klägerinnen, auf die Zeit vom 18. Auguſt 1912 bis zum 
15. Februar 1918 Feuerverſicherungsverträge abgeſchloſſen, die 
ſpäter, nachdem im Dezember 1912 über das Grundſtück die 
Zwangsverwaltung eingeleitet worden war, von dem Zwangs- 
verwalter Z. durch Vereinbarung mit den Verſficherern in 
gewiſſen Punkten abgeändert wurden. Das Grundſtück kam 
dann zur Zwangsverſteigerung, die Beklagte erhielt am 
18. April 1913 den Zuſchlag als Erſteherin. Durch Gerichts 
beſchluß vom gleichen Tage wurde die Zwangsverwaltung auf⸗ 
gehoben, gleichzeitig aber auf den Antrag mehrerer Gläubiger 
die Verwaltung für Rechnung des Erſtehers auf Grund des 
594 386. angeordnet und dem bisherigen Verwalter 8. über: 
magen. Nachdem die Beklagte am 13. Juni 1913 ihrer 
Zahlungspfücht genügt hatte, wurde durch Gerichts beſchluß vom 
gleichen Tage die Verwaltung aufgehoben. Die Beklagte hat 
den Klägerinnen die Verſicherungsverträge durch Einſchreibbrief 
von 7. Juli 1913 gekündigt. Die Klägerinnen erklären die 

digung für verſpätet und haben mit ihren Klagen von der 

zten Zahlung der fälligen Prämie gefordert. Die beiden 
Brogefie find miteinander verbunden worden. In L Inſtanz iſt 
auf Rlagabtveifung erkannt, die hiergegen von den Klägerinnen 
angelegte Berufung iſt zurückgewieſen worden. Die Revifion 
hatte Erfolg, Gründe: Nach den Vorſchriften der 88 69 ff. 
d in vorliegenden Falle zur Anwendung kommenden Geſetzes 
über erungsvertrag vom 30. Mai 1908 tritt ber 
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Erwerber einer vom Verſicherungsnehmer veräußerten Sache 
an Stelle des Veräußerers in die während der Dauer ſeines 
Eigentums aus dem Verſicherungsverhältnis ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten des Verſicherungsnebmers ein. Er if 
jedoch berechtigt, das Verſicherungsverhältnis obne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt zu kündigen, das Kündigungsrecht erliſcht 
aber, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb 
ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Verſicherung keine 
Kenntnis, ſo bleibt es bis zum Ablauf eines Monats von dem 
Zeitpunkte an beſtehen, in welchem der Erwerber von der Ver⸗ 
ſicherung Kenntnis erlangt. Dieſe Vorſchriften ſinden nach 
8 73 des Geſetzes bei einer Zwangsverſteigerung der verſicherten 
Sache entſprechende Anwendung. Der Ber. verkennt nicht, 
daß bei der Zwangsverſteigerung eines verſicherten Grundſtücks 
dieſe einmonatige Ausſchlußfriſt — um eine ſolche, nicht um 
eine Verjährungsfriſt handelt es ſich — der Regel nach vom 
Zuſchlag zu laufen beginnt, weil durch dieſen der Erſteher das 
Eigentum am Grundſtück erwirbt. Er meint aber, in einem 
Falle der vorliegenden Art, wo zugleich mit der Erteilung des 
Zuſchlags auf Antrag eines Beteiligten, gemäß 8 94 38G., 
die gerichtliche Verwaltung des Grundſtücks angeordnet und 
dadurch dem Erſteher die Benutzung und Verwaltung des 
Grundſtücks über die Kündigungsfriſt hinaus entzogen wird, 
müſſe die in 5 73 Verſ B. vorgeſchriebene entſprechende Ans 
wendung des 8 70 dahin führen, daß die Kündigungsfriſt erfl 
von dem Zeitpunkt an gerechnet werde, in welchem der Erſteher 
mit der Endigung der gerichtlichen Verwaltung die allgemeine 
Verfügungsmacht über das Grundſtück erlangt habe. Dem 
läßt ſich nicht zuſtimmen. Nach 8 70 VerſVG. iſt der maß⸗ 
gebende Zeitpunkt für den Beginn der einmonatigen Kündigungs⸗ 
friſt der Regel nach der Zeitpunkt des Erwerbs der veräußerten 
Sache, ausnahmsweiſe der Zeitpunkt, in dem der Erwerber von 
der Verſicherung Kenntnis erlangt. Bei der Zwangsverſteigerung 

eines Grundſtücks wird der Erſteher durch den Zuſchlag Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks, ſofern nicht im Beſchwerdewege der 
Beſchluß rechtskräftig aufgehoben wird (3 90 3VG.); biernach 
allein beſtimmt ſich der Zeitpunkt des Erwerbs des Grundſtlücks. 

Dieſe Wirkung des Zuſchlags wird dadurch in keiner Were in 
Frage geſtellt, daß auf Antrag eines Beteiligten, der Befriedigung 
aus dem Angebote zu erwarten hat, gemäß 8 94 38G. das 
Grundſtück für Rechnung des Erſtehers in gerichtliche Ver⸗ 
waltung genommen wird, ſolange nicht die Zahlung oder 
Hinterlegung erfolgt iſt. Dadurch wird der Erſteher zwar in 
der Ausübung des ihm durch den Zuſchlag zugefallenen Eigen 
tums und der damit verbundenen Befugniſſe beſchränkt, ſoweit 
es der Zweck der gerichtlichen Verwaltung, insbeſondere die 
Erhaltung des Grundſtücks in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande, 
erforderlich macht. Aber der Erwerb ſelbſt bleibt davon un⸗ 
berührt, dieſer bildet die rechtliche Grundlage für die Ausübung 
der Eigentümerrechte ſowohl durch den Verwalter als auch 
durch den Erſteher ſelbſt. Das gilt namentlich auch von dem 
in Frage ſtehenden Kündigungsrecht. Ein Ruhen dieſer Befugniſſe 
während der Dauer der gerichtlichen Verwaltung kann nicht in 
Frage kommen. Die Ausübung derſelben wird durch die An⸗ 
ordnung einer ſolchen Verwaltung keineswegs, wie der Ber R. 

anzunehmen ſcheint, unmöglich gemacht, ſondern ſie wird nur 

dem Erſteher vorübergehend entzogen und in die Hände des 
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Verwalters gelegt. Dieſer iſt es, der im Rahmen ſeiner Auf⸗ 
gabe von jenen Befugniſſen für den Erſteher zum Vorteil der 
an dem Bargebot Beteiligten Gebrauch macht. Soweit dies 
geſchiebt, muß der Erſteher die Maßnahmen des Verwalters 
mit ihren rechtlichen Folgen gegen ſich gelten laſſen, auch ſoweit 
dieſe Folgen über die Zeit der Verwaltung hinausreichen. Der 
Erfteber iſt dadurch keineswegs etwa rechtlos gemacht, nur iſt 
die Wahrnehmung ſeiner Rechte einem anderen, dem Verwalter, 
übertragen. Er ſelbſt ift in der Lage, die Verwaltung jederzeit 
durch Zahlung oder Hinterlegung des Bargebots zu beſeitigen, 
überdies iſt der Verwalter durch ſein Amt verpflichtet, bei ſeinen 
Maßnahmen auch die Intereſſen des Erſtehers zu berückſichtigen, 
ſoweit dies im Rahmen ſemer Aufgabe möglich iſt; die Inter⸗ 
eſſen des Erſtehers werden inſoweit vom Verwalter für den 
Erſteher wahrgenommen. Der Erſteher iſt in der Lage, auch 
ſeinerſeits auf die Erfüllung dieſer dem Verwalter obliegenden 
Pflicht hinzuwirken. Daß der Verwalter kraft des ihm über⸗ 
tragenen Amtes insbeſondere auch zur Ausübung der auf das 
Verſicherungs verhältnis bezüglichen Befugniſſe, namentlich des 
Kündigungsrechts, berufen iſt, kann nicht zweifelhaft ſein, da 
die Forterhaltung eines das Grundſtück betreffenden Feuer⸗ 
verficherungeverhältniffes aufs engſte mit dem wirtſchaftlichen 
Beſtande des Grundſtücks, deſſen Erhaltung dem Verwalter 
obliegt, verknüpft iſt. Dem Zwangsverwalter iſt durch 8 12 
der preußiſchen Geſchäftsanweiſung vom 8. Dezember 1899 
(JMBl. S. 791 ff., vgl. 8 14 EG 3 VG.) die Verſicherung von 
Gegenſtänden der Verwaltung gegen Brandſchaden, ſoweit 
dieſelbe durch eine ordnungsmäßige Verwaltung geboten erſcheint, 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden, äbnlich, wie in § 1045 
BGB. dem Nießbraucher eine ſolche Verſicherungepflicht auf⸗ 
erlegt iſt. In jedem Fall iſt der Verwalter inſoweit, als zu 
einer ordnungsmäßigen Verwaltung des Grundſtücks die Ver⸗ 
ſicherung desſelben gegen Feuerſchaden gehört, zur Herbeiführung 
einer ſolchen Verſicherung, oder, falls eine ſolche ſchon beſteht, 
zu deren Aufrechterhaltung berechtigt und in der Regel ſogar 
verpflichtet. Der BerR. führt zur Begründung ſeiner Auf⸗ 
faſſung noch aus, dem § 70 VerſVG. liege der Gedanke 
zugrunde, daß der Erwerber Anlaß zu der Beſorgnis haben 
könne, daß ſich zwiſchen ihm und dem Verſicherer ein befriedigendes 
Verhältnis nicht bilden werde. Der Verwalter handle nicht als 
Vertreter des Erſtehers, ſondern kraft geſetzlichen Auftrags in 
Erfullung der ihm nach 5 152 3G. obliegenden Aufgabe. 
Ziehe man dazu in Betracht, daß die geſetzliche Regelung des 
8 70 Abi. 2 VerſVG. auf eine beſonders ſtarke Betonung des 
perſonenrechtlichen — gemeint iſt perſönlichen — Bandes der 
Verſicherungsparieien zurückzuführen ſei, fo dürfe man dem 
Verwalter als einem Dritten keinesfalls das Recht einräumen, 
durch ſeine Handlungen oder Unterlaſſungen die dem Erſteher 
in 8 70 Abſ 2 gewährleiſtete Freiheit der Willensbeſtimmung. ob 
er das Verſicherungsverhältnis aufrechterhalten wolle oder nicht, 
aufzuheben oder zu beſchränken. Wäre dies richtig. fo würde 
damit der Beklagten nicht gedient ſein. Denn dann wäre ſie 
in der Lage geweſen, ibrerſeits ohne Rückſicht auf die beſtebende 
Verwaltung des Grundituds das Kündigungsrebt auszuüben. 
Der Verwalter hätte ſich dann der Pflicht nicht entziehen können, 
ihr zum Zweck der Ausübung ibres Kündigungerechts die Ver⸗ 
ſicherungsverträge, ſoweit nötig, auszuantworten oder ihr 
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wenigſtens die Einſichtnahme derſelben zu geſtatten; ſie würde 
deshalb insbeſondere auch nicht mit dem von ihr geltend ge⸗ 
machten Einwande gehört werden können, daß ihr der Verwalter 
die Verſicherungsurkunden vorenthalten habe und daß ſie aus 
dieſem Grunde nicht in der Lage geweſen ſei, ſich über eine 
etwaige Kündigung ſchlüſſig zu machen. Allein dem BAR. ift 
darin nicht beizuſtimmen, daß mit Rückſicht auf den dem 8 70 
Abſ. 2 VerſVG. zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken 
und auf die rechtliche Stellung des Verwalters gegenüber dem 
Erſteher der letztere in ſeiner freien Entſchließung über die 
Ausübung oder Nichtausübung des Kündigungsrechts durch den 
Verwalter nicht beſchränkt werden dürfe. Was die rechtliche 
Stellung des Verwalters und ſein Verhältnis zum Erſteher 
betrifft, ſo iſt derſelbe zwar nicht Stellvertreter des Erſtehers, 
er übt ſeine Tätigkeit für Rechnung des Erſtehers, aber kraft 
des ihm übertragenen Amtes im eigenen Namen aus. Aber 
innerhalb des ihm übertragenen Pflichtenkreiſes iſt er zur Aus⸗ 
übung und Wahrnehmung der Rechte und Intereſſen des 
Erſtehers berufen. Hierzu gebört auch die Ausübung des dem 
Erwerber des verſicherten Grundſtücks durch 5 70 Abſ. 2 
VerſVG. verliehenen Kündigungsrechts. Daß dieſes nur vom 
Erwerber in eigener Perſon ausgeübt werden könne, nicht auch 
durch Vertreter oder durch andere kraft Geſetzes zur Ausübung 
und Wahrnehmung der Rechte des Erwerbers berufene Perſonen, 
insbeſondere den durch 8 94 3G. beſtellten Verwalter, läßt 
ſich weder dem Wortlaut des 8 70 Abſ. 2 VerſVG. noch dem 
dieſer Beſtimmung zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken 
entnehmen. Dies führt zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und, da die Beklagte noch weitere Einwendungen er⸗ 
hoben hat, über die eine Entſcheidung des BG. noch nicht 
ergangen iſt, zur Zurückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz. 
Hierzu iſt noch unter Bezugnahme auf die vorſtehenden Aus⸗ 
führungen darauf binzuweiſen, daß die Beklagte mit ihrer 
Behauptung, fie habe von der Verſicherung erſt in fpäterer 
Zeu Kenntnis erlangt, nicht zu hören ſein wird, da es auf die 
Kenntnis des Verwalters ankommt. Daß dieſer erſt ſpäter 
dieſe Kenntnis erlangt habe, iſt von der Beklagten nicht behauptet 
worden. A. Verſicherungsgeſellſchaft u. Gen. c. Grundſtücks⸗ 
verwertungsgeſ. m. b. H., U. v. 2. Febr. 15, 355/14 VII. — 
Berlin. [B.) 

Kraftfahrzeuggeſetz. 

** 13. Bedeutung des 8 7 KraftfzG., wonach der Fahrzeug⸗ 
halter den Beweis zu führen hat, daß er jede nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet habe. — 
5 9 KrafifzG. und § 254 BGB.] 

Die Klägerin wurde am Abend des 16. Januar 1912 auf 
dem Prager Platz in B. von einem Kraftwagen der Beklagten 
umgeſtoßen und überfahren. Sie erlitt ſchwere Verletzungen 
und iſt infolge des Unfalles in dauerndes Siechtum verfallen. 
Sie hat die Beklagte auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen. 
Gegen die Entſcheidung des Os G. hat nunmehr die Beklagte 
Reviſion eingelegt. Die Urteile beider Vorinſtanzen haben die 
Beklagte nach Maßgabe des Kraftfahrzeuggeſetzes, in deſſen 
Rahmen ſich die Klageanſprüche bewegen, für erſatzpflichtig er⸗ 
achtet. Das L. hat jedoch ein mitwirkendes Verſchulden der 
Klägerin an dem Unfalle darin gefunden, daß fie beim Über 
ſchreiten der Fahrbahn nicht genügend Umſchau gehalten habe. 
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Das BG. verneint ein ſolches Verſchulden. Nach 8 7 KraftfzG. 
iſt der Halter eines Kraftfahrzeuges zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet, der bei dem Betriebe eines Kraftfahrzeuges einem 
Menſchen an Körper oder Geſundheit zugefügt wird. Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Unfall durch ein un⸗ 
abwendbares Ereignis verurſacht wird, und ein ſolches ſoll ins⸗ 
beſondere dann angenommen werden, wenn das Ereignis auf 
das Verhalten des Verletzten zurückzuführen iſt, und ſowohl der 
Halter wie der Führer des Fahrzeugs jede nach den Umſtänden 
des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet hat, was zur Ent⸗ 
laſtung von feiner Erſatzpflicht der Kraftfahrzeughalter zu 
beweiſen hat. Der Unfall der Klägerin iſt auf ihr eigenes 
Verhalten zurückzuführen; ſie wurde von dem Kraftwagen der 
Beklagten überfahren, als ſie die Straße überſchreiten wollte. 
Den vorgedachten von dem in Anſpruch genommenen Fahrzeug⸗ 
halter zu führenden Entlaſtungsbeweis ſehen jedoch die Gerichte 
beider Vorinſtanzen nach den von ihnen getroffenen Feſtſtellungen 
nicht für geführt an. Der Kraftwagenführer der Beklagten 
habe, erwägt das BG., nicht jede nach den Umſtänden des 
Falles gebotene Sorgfalt beobachtet. Die Angriffe der Revifion 
find nicht begründet. Der Entlaſtungsbeweis nach $ 7 Abf. 2 
S. 2 Kraft. if ſchon dann nicht geführt, wenn der Kraft 
wagenführer nach einer der drei vom BG. bezeichneten 
Richtungen nicht „jede nach den Umſtänden gebotene Sorgfalt“ 
beobachtet hat. Die ſo umſchriebene Sorgfalt iſt nicht ſchlechthin 
gleich der allgemeinen „im Verkehr erforderlichen Sorgfalt“ des 
276 BGB.; fie iſt vielmehr diejenige Sorgfalt, deren Beob⸗ 
achtung den Unfall als unvermeidlich, als „unabwendbares 
Ereignis“ erſcheinen läßt. Der Abſ. 2 des § 7 KraftfzG. 
beabfichtigt eine Erweiterung des Begriffes der hoheren Gewalt, 
wie er in der Auslegung des 8 1 HaftpflG. durch die Recht⸗ 
ſprechung des RG. feſtgeſetzt worden iſt. An die Stelle der 
„höheren Gewalt“ tritt hier das „unabwendbare Ereignis“ als 
ein ſolchez, das auch bei Anwendung der äußerſten nach den 
Umfänden des Falles möglichen Sorgfalt nicht zu vermeiden 
war. Es iſt zwar richtig, daß auch die „im Verkehr er⸗ 
ſorderliche Sorgfalt“ des 8 276 BGB. durch jede, auch eine 
nur geringe, Fahrläſſigkeit verletzt wird. Dennoch ſtellt die 
allgemeine, durchſchnittliche, im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt des 5 276 BGB. geringere Anforderungen an die 
Aufmerkſamkeit des Handelnden, als „jede nach den Umſtänden 
des Falles gebotene“ in § 7 Abſ. 2 KraftfzB. Em uns 
richtiges und ſachwidriges Handeln in einer plötzlichen Gefahrs⸗ 
lage ftellt nicht immer ein Verſchulden nach § 276 BGB. dar, 
da Geiſtesgegenwart, raſcher, ſicherer Entſchluß und tatkräftiges 
Eingreifen, die die unvorhergeſehene Gefahr erfordert, nicht 
von jedermann erwartet werden kann (vgl. JW. 1904, 2877; 
1905, 528°; 1907, 6738; 1911, 98217). Aber die Umſtände 
des Falles gebieten jene beſondere, überlegene, geſammelte 
Aufmerksamkeit, die durch die Gefahr nicht beeinflußt wird und 
das richtige Handeln auch in ſchwerer Lage zu finden weiß. 
So mag es auch gelten, daß das Einbiegen auf den Rundteil 
des Prager Platzes nach links nach den polizeilichen Vorſchriften 
für Fuhrwerke allgemeinhin erlaubt und demnach nicht fahrläſſig 
im Sinne des § 276 BGB. war. Wenn das BG. aber 
nimmt, daß es nach den gegebenen Umſtänden: der Ver⸗ 
deckung der Ausfiht durch den Wagen mit hohem Aufbau, 
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dem Entgegenkommen eines Straßenbahnwagens und eines 
Kraftwagens und bei der Lage der Straßenbahnſchienen für 
einen verſtändigen Kraftwagenführer ein Gebot der Sorgfalt 
war, den Platz nicht links herum zu befahren, dann iſt durch 
ein entgegengeſetztes Handeln jedenfalls diejenige Sorgfalt 
verletzt, die 8 7 Abſ. 2 Kraftfzcß. von dem Kraftwagenfuhrer 
erfordert. Zudem hat aber das BG. feſtgeſtellt, daß der Kraft⸗ 
wagenführer E. auch der Vorſchrift des § 21 Abſ. 1 der 
Bundesratsverordnung vom 3. Februar 1910 zuwider beim 
Einbiegen auf den Prager Platz linksherum nicht in weitem 
Bogen gefahren iſt, ſondern den Bogen kurz genommen hat. 
Dieſe Verletzung einer bindenden Polizeivorſchrift ſtellt nicht 
nur eine Unterlaſſung der nach 8 7 Abſ. 2 KraftfzG. gebotenen 
beſonderen Sorgfalt, ſondern auch ein Verſchulden im Sinne 
des 8 276 BGB dar. Der Entlaſtungsbeweis des 8 7 Abſ. 2 
KraftfzG. kann mithin vom Beklagten nicht mehr geführt werden, 
und es kommt nicht darauf an, ob E. auch noch dem $ 18 
Abſ. 3 der Bundesratsverordnung zuwider gehandelt hat, indem 
er nicht ſo langſam fuhr, daß das Fahrzeug ſofort zum Halten 
gebracht werden konnte, ob die Angabe des E. in ſeiner Zeugen⸗ 
ausſage, daß er die Geſchwindigkeit bis auf 10 km ermäßigt 
habe, oder die eidesſtattliche Verſicherung. daß er mit 16 km 
Geſchwindigkeit gefahren ſei, die richtige iſt, und ob die Würdigung 
des Zeugniſſes des Straßenbahnführers G. mit dem Inhalte 
ſeiner Ausſage zu vereinigen iſt. Ein mitwirkendes Verſchulden 
der Klägerin (§ 9 KraftfzG., 8 254 BGB.) hat das BG. 
nicht ſchlechthin verneint. Es nimmt an, daß freilich der 
Fußgänger beim Überſchreiten des Fahrdamms einer belebten 
Straße achtgeben müſſe. Der Kraftwagen der Beklagten ſei 
aber, als fie die Straße zu überſchreiten unternahm, noch 8 n 
entfernt geweſen, und ſo habe ſie darauf rechnen können, daß 
der Kraftwagenführer die gebotene Rückſicht auf ſie nehmen 
werde. Selbſt aber, wenn ſie ſich nicht überzeugt hatte, ob 
von rechts ein Fuhrwerk komme, treffe fie kein erheblicher 
Vorwurf, da ſie auf ihrer Straßenſeite das Anfahren eines 
Wagens von rechts regelmäßig nicht zu erwarten hatte. Bis 
zur Mitte der Straße habe der Fußgänger, der ſie überſchreite, 
nach links, von da an nach rechts zu ſchauen. Die Klägerin 
ſei, da nun von links gleichzeitig ein Straßenbahnwagen und 
ein Kraftwagen heranfuhren, die ihre Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nahmen, durch das Auftauchen des Kraftwagens der Beklagten 
von rechts überraſcht worden. Die Reviſion erachtet das für 
irrig. Der Fußgänger müſſe nach beiden Seiten ſich umſchauen, 
da immer auch von der anderen Seite überholende Fuhrwerke 
ankommen könnten. Und ebenſowohl wie der Kraftwagen auf 
den Fußgänger, müſſe letzterer auf den erſteren Ruckſicht nehmen. 
Auch dieſe Rügen der Reviſion ſind nicht begründet. Daß der 
Fußgänger, der die Fahrſtraße überſchreitet, Umſchau halten 
muß, nimmt auch das BG. an. Daß er bis zur Mitte der 
Straße nach der einen Seite, von da an nach der anderen zu 
ſchauen habe, iſt in dem Sinne richtig, daß die Haupt⸗ 
aufmerkſamkeit nach der Seite ſich wenden muß, von der 
vorzugsweiſe Fuhrwerke zu erwarten find. Dort nahmen nun 
die herankommenden Fuhrwerke die ganze Aufmerlſamkeit der 
Klägerin in Beſchlag, jo daß fie auf das Nahen des Kraft⸗ 
wagens der Beklagten nicht ausreichend achtete. Des halb 
nimmt das BG. ohne Rechtsirrtum an, daß die Klagerin 
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jedenfalls kein erheblicher Vorwurf treffe, das iſt kein ſolcher, 
der den Umfang der Erſatzpflicht der Beklagten beeinfluſſen 
könnte. B. L.⸗A.⸗G. c. H., U. v. 28. Jan. 15, 457/14 VI. — 
Berlin. [S.] 

Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz. 

14. 5 1 GebrMuſtG. Berückſichtigung des Koſtenpunktes 
für die Frage der Neuheit einer Erfindung.! 

Gegenſtand des Gebrauchsmuſters 392 399 iſt ein Spül⸗ 
rohr für Bergeverſatz, bei dem das als Erfindung beanſpruchte 
Neue darin beſteht, daß es aus einem beſtimmten Stoff, nämlich 
aus einer Stahllegierung mit einem größeren Gehalt Mangan, 
Chrom oder dergl. unter entſprechender Kohlenſtoffbeimengung, 
hergeſtellt iſt. Die Klägerin hat zur Begründung der Löſchungs⸗ 
klage in erſter Lime geltend gemacht, daß den Erforderniſſen 
des 8 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 deshalb nicht genügt 
ſei, weil es ſich um ein Verfahren handle. Hiervon kann indes, 
wie beide Vorderrichter mit Recht angenommen haben, keine 
Rede ſein. Angemeldet und geſchützt iſt nicht das Verfahren 
der Herſtellung des Spülrohrs, ſondern das Erzeugnis, nämlich 
das Spulrohr, alſo unzweifelhaft ein körperlicher Gegenſtand. 
Die Klägerin hat ferner den Angriff erhoben, daß die Modell⸗ 
fähigkeit des angemeldeten Gebrauchsmuſters auch deshalb in 
Zweifel gezogen werden müſſe, weil die beanſpruchte Neu⸗ 
anwendung des beſtimmten Stoffes bei dem Spülrohr keine neue 
Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung erkennen loſſe. Auch 
dieſen Angriff haben beide Vorinſtanzen zutreffend für unbegründet 
erachtet. Das RG. hat ſeit langem daran feſtgehalten (vgl. 
NG. 41, 40; 48, 24; 70, 162; 84, 66) und hält daran feſt, 
daß neu im Sinne des 8 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 
ein Modell nicht nur dann iſt, wenn es äußerlich Abweichungen 
von der bisherigen Form bietet, ſondern auch dann, wenn es 
wegen der Wahl des Stoffes die im Raum verkörperte Dar⸗ 
ſtellung eines dem Arbeits- und Gebrauchszweck dienenden 
Erfindungsgedankens iſt. Die Klägerin hat endlich geltend 
gemacht — und dieſen Angriff hat fie in der Reviſionsinſtanz 
im weſentlichen nur noch zu verteidigen geſucht —, daß jeden⸗ 
falls die Neuheit des Gebrauchsmuſters im Sinne des § 1 des 
Geſetzes vom 1. Juni 1891 deshalb verneint werden müſſe, 
weil ihr das Erfordernis einer techniſchen Erfindung fehle. 
Während das LG. auch dieſen Angriff für nicht gerechtſertigt 
erachtete, iſt das OLG. der Auffaſſung der Klägerin beigetreten 
und des halb zu einer Verurteilung der Beklagten gelangt. Dem 
konnte nicht zugeſtimmt werden; vielmehr war auf Grund des 
vom OLG. feſtgeſtellten Sachverhalts die Annahme des LG., 
welches noch eine Erfindung im Sinne des 5 1 des Geſetzes 
vom 1. Juni 1891 für vorliegend erachtet hat, als die allein 
gerechtfertigte anzuſehen. Für Spülrohre zur Beförderung des 
Bergeverſatzmaterials in die Grube verwendete man bis zur 
Anmeldung des angefochtenen Gebrauchsmuſters das übliche 
Guß⸗ oder Schmiedeeiſen, teilweiſe auch ſchon Hartſtahl, aber 
nur mit einem Zuſatz von Mangan oder dergl. in geringerer 
Menge. Verſuche, die in den maßgeblichen techniſchen Kreiſen 
behufs Ausprobung des im Hinblick auf die Verſchleißwirkung 
des Verſatzmaterials (Sand und Schlamm) geeigneteren Stoffes 
angeregt und ausgeführt wurden (vgl. Stahl und Eiſen, Jahr⸗ 
gang 1903 S. 109 bis 114 und Jahrgang 1904 S. 238 bis 
242), kamen über die Verwendung der vorgenannten Stoffe zu 
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den Spülrohren nicht hinaus und blieben im Ergebnis unklar. 
An Verſuche, den dem Vorſchlage des angefochtenen Gebrauchs⸗ 
muſters entſprechenden Stoff, nämlich Hartſtahl (Hartſtahl⸗ 
legierung) mit großem Mangan⸗ oder dergl. Zuſatz (beiſpiels⸗ 
weiſe von 12 Prozent) für die Spülrohre zu verwenden, wurde 
weder damals noch ſpäter herangetreten, obgleich dieſer Stoff 
und deſſen große Härte und Zähigkeit bekannt und in der 
Technik durch ſeine Verwendung, z. B. für Baggereimer und 
Turbinenleitſchaufeln, erprobt war. Die Technik verwendete 
vielmehr weiter für die Spülrohre nur Guß oder Schmiede⸗ 
eiſen, oder auch Hartſtahl mit geringerem Manganzuſatz, als 
ihr das Gebrauchsmuſter vorſchlägt, und ſuchte ſeit 1904, wie 
die zahlreichen überreichten Patentſchriften aus den Jahren 1904 
bis 1909 (Nr. 178616, 191771, 199580, 201301, 210913, 
220978, 223258) ergeben, der Verſchleißwirkung des Verſatz⸗ 
materials an den Krümmungsſtellen oder auch am ganzen Rohr 
durch beſondere Maßnahmen zu begegnen, ohne indes in der 
Wahl des Stoffes für die Rohre ſelbſt etwas zu ändern. 
Hiernach kann es zunächſt nicht zweifelhaft ſein, daß, wie auch 
das OLG. annimmt, der Gedanke des Gebrauchsmuſters, für 
die Spülrohre einen Hartſtahl der bekannten Art von großem 
Manganzuſatz (beiſpielsweiſe etwa 12 Prozent) zu verwenden, 
neu war. Das Verdienſt einer techniſchen Erfindung des für 
den Gebrauchsmuſterſchutz geringeren — als für den Patent⸗ 
ſchutz — Grades kann aber nach dem, was ſich aus den Feſt⸗ 
ſtellungen des OLG. weiter ergibt, ebenfalls nicht in Abrede 
geſtellt werden. Das OLG. glaubt das Verdienſt einer tech⸗ 
niſchen Erfindung deshalb verneinen zu müſſen, weil es einer 
neuen Erkenntnis, daß Hartſtahl mit dem vom Gebrauchsmuſter 
vorgeſchlagenen großen Manganzuſatz ſich im Hinblick auf die 
Dauerhaftigkeit der Spülrohre gegen die Verſchleißwirkung des 
Verſatzmaꝛerials am beſten eigne, nicht mehr bedurft habe, 
nachdem ſich dieſer Stoff bereits bei Baggereimern, Turbinen 
ſchaufeln als geeignetes Material gegen eine ähnliche Verſchleiß⸗ 
wirkung bewährt hatte und die hierbei in Betracht kommenden 
Eigenſchaften dieſes Stoffes (große Härte und Zähigkeit) der 
Technik auch ſonſt längſt geläufig geweſen ſeien. Mit dieſer 
Erwägung konnte indes das Verdienſt einer techniſchen Er⸗ 
findung im gegebenen Fall nicht verneint werden. Nach den 
unwiderſprochen gebliebenen Feſiſtellungen des OLG. find die 
Spülrohre für Bergeverſatz, wenn ſie aus der im Gebrauchs⸗ 
muſter vorgeſchlagenen Legierung beſtehen, nicht nur inſofern 
beſonders geeignet, als ſie wegen der Härte und Zähigkeit des 
Stoffes der Verſchleißwirkung des Verſatzmaterials beſſer als 
Spülrohre aus den vorher verwendeten Stoffen, auch wenn bei 
letzteren die beſonderen Maßnahmen der angeführten Patente 
zur Anwendung kommen, Widerſtand leiſten, ſondern vor allem 
auch deshalb, weil ſich auf die Dauer Spürohre dieſes 
Materials erheblich billiger ſtellen, als Spülrohre aus dem 
vorher verwendeten Material, obgleich, wie ebenfalls das OLG. 
feſtſtellt, die Herſtellung der Spülrohre aus dem Stoffe des 
Gebrauchsmuſters erheblich höhere Koſten verurſacht als aus 
den vorher verwendeten Stoffen. Berückſichtigt man dies, ſo 
iſt der Geſichtspunkt, aus welchem das OLG. den Erfindungs⸗ 
charakter verneinen zu müſſen glaubte, völlig unweſentlich. 
Der gewerbliche Fortſchritt, den der Gedanke des Gebrauchs⸗ 
muſters der Technik gebracht hat und nach der Anmeldebeſchreibung 
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auch bringen ſollte, beruht nicht auf der Erkenntnis, daß Spül⸗ 
rohre aus dem vorgeſchlagenen Material der Verſchleißwirkung 
des Verſatzmaterials am beſten Widerſtand leiſten, eine Er⸗ 
kenntnis, die allerdings aus dem Vorbekannten ohne weiteres 
abzuleiten war, ſondern auf der Erkenntnis, daß die Verwendung 
dieſes geeigneten Stoffes ſich bei den erheblichen Herſtellungs⸗ 
koſten überhaupt lohnte, ſogar die Spülrohre auf die Dauer 
billiger erſcheinen laſſe als Spülrohre der vorbekannten Art. 
Für die Frage, ob eine Erfindung vorlag, konnte es deshalb 
auf die vom OLG. für entſcheidend erachtete Erkenntnis nicht 
ankommen, ſondern allein auf die Erkenntnis, welche für den 
gewerblichen Fortſchritt weſentlich war. Daß dieſe aber als 
eine techniſche Erfindung jedenfalls bei den für ein Gebrauchs⸗ 
muſter zu ſtellenden Anforderungen anerkannt werden muß, 
kann nach den eigenen Feſtſtellungen des OLG. einem Bedenken 
nicht unterliegen. Denn es bedurfte, um dieſe Erkenntnis zu 
gewinnen, erſt ſchwieriger techniſcher Maßnahmen und Verſuche. 
Ke. Sk., U. v. 6. Febr. 15, 258/14 I. — Hamm. IS.] 

Gewerbeordnung. 

* 15. Durch einen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
abgeſchloſſenen Tarifvertrag wird das Recht der Arbeiter, die 
Arbeit im Wege des Streiks niederzulegen, nicht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen.] 

Am 4. April 1913 ſind ſämtliche bei der Klägerin an⸗ 
geſtellten Hafenarbeiter und Rangierer, die dem beklagten Ver⸗ 
bande angehörten, in Arbeitsausſtand getreten, ohne Lohn⸗ 
differenzen oder ſonſtige Streitigkeiten mit der Klägerin zu 
haben, lediglich zu dem Zwecke den damals ſtreikenden Boots⸗ 
und Deckmannſchaften im Binnenſchiffahrtsgewerbe, die ins⸗ 
beſondere die Erlangung einer fünfftündigen Nachtpauſe erſtrebten, 
Unterftügung zu gewähren. Nach der Unterſtellung des BG. 
hat der Beklagte die Arbeiter der Klägerin zu dem Streike 
veranlaßt. Die Klägerin verlangt vom Beklagten den Erſatz 
des ihr durch den Streik erwachſenen Schadens, ſie hat ihren 
Anſpruch auf die Verletzung des Tarifvertrags vom 3. Januar 
1912 und auf eine im Verhalten des Beklagten liegende 
unerlaubte Handlung im Sinne von 88 823, 826 BGB. geſtützt. 
Der bis zum 30. Juni 1913 gültige Tarifvertrag enthält Be⸗ 
ſtimmungen über die Lohnſätze, Uberſtunden und die Arbeitszeit; 
insbeſondere deſagt er unter der Überſchrift „Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes“: „eine Kündigung zwecks Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes iſt für beide Vertragsparteien ausgeſchloſſen “. 
Die Klage iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen worden. Der 
Tarifvertrag vom 3. Januar 1912, der nach der in dieſer 
Inſtanz nicht beſtrittenen Annahme des BG. vom Beklagten 
geſchloſſen worden iſt, verpflichtete den Beklagten, für ein tarif⸗ 
gemäßes Verhalten ſeiner bei der Klägerin angeſtellten Mit⸗ 
glieder zu ſorgen und jede Handlung zu unterlaſſen, durch die 
em den Tarifbeſtimmungen zuwiderlaufendes Verhalten derſelben 
veranlaßt oder begünſtigt wurde (RG. 73, 100). Die Frage 
des vorliegenden Falls iſt nur die, welche Verpflichtungen 
hinſichtlich des Verhaltens der Arbeiter übernommen wurden, 
ob insbeſondere eine Verletzung der Tariftreue deshalb an⸗ 
zunehmen ſei, weil die Arbeiter ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist aus dem Dienſte der Klägerin ausgetreten ſind 
und weil die Arbeitsniederlegung im Wege des Streiks, des 
gemeinſamen und gleichzeitigen Vorgehens, erfolgt iſt. Die 
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Klägerin vertritt nun die Auffaſſung, daß die die Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes betreffende Beſtimmung des Tarifvertrags: 
„eine Kündigung zwecks Löſung des Arbeitsverhältniſſes iſt für 
beide Parteien ausgeſchloſſen“ den Ausſchluß der Arbeits⸗ 
niederlegung und der Arbeiterentlaſſung während der ganzen 
Dauer des Tarifvertrags bedeute. Im Gegenſatz hierzu hat 
das BG. die Beſtimmung dahin ausgelegt, daß durch fie die 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt ausgeſchloſſen worden ſei, daß 
alſo Arbeitsniederlegung und Arbeiterentlaſſung jederzeit ohne 
Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt zuläſſig ſei. Diele 
Auslegung iſt nicht zu beanſtanden, wie die Reviſion meint. 
Zutreffend hat das BG. auf die Unwahrſcheinlichkeit hingewieſen, 
daß ein zur Wahrung der Arbeiterintereſſen berufener Verband 
ſeine Mitglieder auf die lange Dauer von 1½ Jahren an den 
Arbeitgeber habe binden wollen. Weiterhin aber kommt in 
Betracht, ob nicht die im Wege des Streiks erfolgte gemein⸗ 
ſchaftliche Niederlegung der Arbeit die im Tarifvertrag über⸗ 
nommenen Verpflichtungen verletzte. Dies wäre zweifellos dann 
der Fall, wenn der Zweck des Streiks auf die Bewilligung 
anderer tarifariſcher Beſtimmungen, insbeſondere anderer Lohn⸗ 
bedingungen gerichtet geweſen wäre. So liegt aber die Sache 
im vorliegenden Falle nicht, da nach der Feſtſtellung des BG. 
die klägeriſchen Arbeiter durch den Streik nicht unmittelbar 
eigene Intereſſen, deren Regelung im Tarifvertrag erfolgt war, 
verfolgten, ſondern lediglich im Wege des ſogenannten 
Sympathie⸗ oder Solidaritätsſtreiks andere Arbeiter, 
auf die der Tarifvertrag ſich nicht bezog, in deren Beſtrebungen 
für günſtigere Arbeitsbedingungen unterſtützen wollten. Der 
fragliche Tarifvertrag enthält auch keine allgemeine Beſtimmung 
dahin, daß während ſeiner Dauer Streiks überhaupt nicht 
veranſtaltet werden dürften, wie dies in anderen Tarifverträgen 
vorgeſchrieben iſt (Reichsarbeitsblatt 1908 S. 368 8 6, S. 477 
8 10). Ebenſowenig läßt ſich aus dem Weſen des Tarif: 
vertrags unter Anwendung der Grundſätze von Treu und 
Glauben ableiten, daß ein Sympathieſtreik die Tariftreue verletze; 
denn ein ſolcher Streik dient im weſentlichen Zwecken, die 
außerhalb der tarifrechtlichen Regelung liegen. Hiernach kommt 
es darauf an, ob nach den Umſtänden des Einzelfalls der 
Wille der vertragſchließenden Parteien auch auf den Ausſchluß 
des Sympathieſtreiks während der Vertragsdauer gerichtet iſt. 
Die Annahme des BG. aber, daß im fraglichen Tarifvertrag 
ein ſolcher Wille nicht zum Ausdruck gekommen ſei, läßt in 
keinerlei Richtung einen Rechtsirrtum erkennen. Ein Anſpruch 
aus unerlaubter Handlung im Sinne der 88 823, Abſ. 2, 
826 BGB. iſt gleichfalls nicht gerechtfertigt. Die Darlegungen 
des BG. bewegen ſich durchweg auf dem Boden der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung, wonach der Streik an ſich ein 
erlaubtes Mittel im gewerblichen Lohnkampfe iſt und ſeine 
Widerrechtlichkeit oder Unſittlichkeit nur nach den Umſtänden 
des Einzelfalls bei Verwerflichkeit der angewendeten Mittel, bei 
unverhältnismäßiger Schädigung und bei einem zu mißbilligenden 
Ziele zu bejahen iſt (insbeſondere RG. 57, 427; 66, 384; 
JW. 1908, 679; 1913 S. 37, 147). Nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. liegt jedoch keine ſolche Sachlage vor, 
die den fraglichen Streik in jenem Sinne als einen wider⸗ 
rechtlichen kennzeichnen würde. Unzutreffend iſt endlich die 
Behauptung der Reviſion, daß das BG. die tatſächlichen Be⸗ 
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hauptungen der Klägerin nicht ausreichend gewürdigt habe. 
S. u. E.⸗K. c. D. T.⸗V., U. v. 29. Jan. 15, 365/14 III. — 
Naumburg. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

* 16. Verhältnis des § 39 zu § 274 3PO.] 

Das BG. iſt zutreffend davon ausgegangen, daß das 
LG. in B. für die Klage im Wechſelprozeſſe gegen die in P. 
wohnenden Eheleute H. nur dann zuſtändig war, wenn der in 
dem Bezirke dieſes Gerichts wohnende, in der Klageſchrift als 
Mitbeklagter aufgeführte L. wirklich mitverklagt war. Nach 
den Feſtſtellungen iſt aber dem L. die Klage vor Schluß des 
Verfahrens I. Inſtanz nicht zugeſtellt worden. Die Eheleute H. 
haben deshalb die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts 
erhoben, jedoch erſt nach ihrer Einlaſſung auf die Hauptſache. 
Das BG. hat nun dieſe Einrede für begründet erachtet mit 
folgenden Erwägungen: Nach Lage der Umſtände hätten die 
Eheleute H. glaubhaft gemacht, daß ſie ohne ihr Verſchulden 
nicht imſtande geweſen ſeien, die Unzuſtändigkeitseinrede vor 
der Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen. Daher 
habe fie gemäß § 274 Abſ. 3 ZPO. auch noch nach dem 
Beginne der mündlichen Verhandlung zur Hauptſache erhoben 
werden können. Der Anwendbarkeit des § 274 Abſ. 3 ſtehe 
5 39 ZPO. nicht entgegen, der beſtimmt: „ſtillſchweigende 
Vereinbarung iſt anzunehmen, wenn der Beklagte, ohne die 
Unzuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptſache mündlich 
verhandelt hat“. Freilich beſtehe in der Rechtslehre Streit 
über das Verhältnis des 8 39 zu 8 274 ZPO. Während 
nämlich mehrere Schriftſteller in dem § 39 ZPO. eine be⸗ 
ſondere Vorſchrift erblickten, welche die Zuſtändigkeit des 
Gerichts begründe und die allgemeinen, auf ſämtliche prozeß⸗ 
hindernden Einreden bezüglichen Beſtimmungen des 5 274 
ausſchließe, werde von anderen mit Recht es für zuläſſig ge⸗ 
halten, die Einrede der Unzuſtändigkeit nachzuholen, wenn die 
Vorausſetzungen des § 274 gegeben ſeien. Erſtere Meinung 
müßte als verſehlt erachtet werden, weil nach den Vorſchriften 
der einzelnen Bücher der ZPO., die „mit Geſetzes⸗ 
kraft ſeien“, der § 39 zu den allgemeinen Vorſchriften gehöre, 
während die beſonderen Vorſchriften von § 253 ab folgten, 
zu denen auch § 274 Abſ. 3 gehöre. Es ſei aber nicht an⸗ 
gängig, den im zweiten Teile des erſten Buches der ZPO. 
mit der Überſchrift „Gerichtsſtand“ gegebenen Vorſchriften eine 
vornehmliche Bedeutung beizumeſſen, da ſie ſonſt allen im 
beſonderen Teile der ZPO. enthaltenen Gerichtsſtandsvorſchriften 
vorgingen und ſo unhaltbare Antinomien erzeugen müßten, 
z. B. im Falle des 8 603 ZPO. Daß derartige Antinomien, 
alſo auch zwiſchen den 88 39 und 274 Abſ 3 ZPO. vorliegen 
ſollten, ſei bei der anerkannt ſorgfältigen Abfaſſung der ZPO. 
zu verneinen. Da der im beſonderen Teile der ZPO. ſtehende 
8 274 Abſ. 3 hinſichtlich der örtlichen Zuſtändigkeit keine Ein⸗ 
ſchränkung im Hinblick auf den im allgemeinen Teile ſtehenden 
8 39 enthalte, könne dieſer nach dem Willen des Geſetzgebers 
eine unwiderlegliche Fiktion nicht enthalten. Denn ſei 8 39 
die allgemeine, S 274 Abſ. 3 die Sondervorſchrift, dann habe 
die geſetzliche Regelung, wie ſie vorliege, einen Sinn, aber 
nicht umgekehrt. Mit dieſer Anſicht ſtehe denn auch die Recht⸗ 
ſprechung des RG. (JW. 1894, 112° (Rep. VI. 228/1893 
und Gruchot 44, 1183 [Rep. I. 316/1899) im Einklange. 


M8. 1915. 


Die Anſicht des BG. wird allerdings von einer Anzahl von 
Schriftſtellern geteilt und noch damit begründet, die 88 39 
und 274 ZPO. rechtfertigten in ihrem engen Zuſammenhange 
die Annahme, daß 8 39 nur in der Einſchränkung durch 8 274 
Abſ. 3 Geltung habe. Seine Bedeutung beſchränke ſich darauf, 
daß die durch ihn begründete Rechtsvermutung nicht ſchon durch 
den bloßen Beweis des Nichtvorhandenſeins eines Vertrags⸗ 
willens, eines Irrtums, entkräftet werden könne, ſondern daß 
hierzu noch das ſtrengere Erfordernis gehöre, daß der Beklagte 
glaubhaft mache, er habe die Unzuſtändigkeitseinrede ohne Ver⸗ 
ſchulden nicht früher geltend machen können. Dieſer Meinung 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Nach ſeinem Wortlaute, 
ſeinem Sinne und nach feinem Zuſammenhange mit 8 38 
enthält der 5 39 die ausnahmsloſe und zwingende Vorſchrift, 
daß eine ſtillſchweigende Vereinbarung der Zuſtändigkeit des 
Gerichts anzunehmen iſt, wenn der Beklagte, ohne die Un⸗ 
zuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptſache mündlich ver⸗ 
handelt. Die vorbehaltloſe Einlaſſung des Beklagten auf die 
Hauptſache wird in der Begründung des Entwurfs (Hahn, 
Materialien S. 162) als ein beſonderer Fall der ſtillſchweigenden 
Vereinbarung der Zuſtändigkeit des Gerichts hervorgehoben 
und damit begründet, daß dann, wenn der Beklagte, ohne die 
Unzuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptfache mündlich 
verhandelt, die Annahme gerechtfertigt iſt, er unterwerfe ſich 
dieſem Gericht freiwillig. Somit enthält der § 39 für den 
darin vorgeſehenen Fall die unwiderlegliche Vermutung einer 
ſtillſchweigenden Vereinbarung, welche nach 8 38 mit derſelben 
Wirkung, wie eine ausdrückliche Vereinbarung, die Zuſtändigkeit 
des Gerichts begründet und jede Prüfung ausſchließt, ob der 
Wille zur Vereinbarung wirklich vorhanden war oder wegen 
Irrtums über die Zuſtändigkeit gefehlt hat. Hieraus folgt ohne 
weiteres, daß im Falle des § 39 kein Raum bleibt für die 
Anwendbarkeit des § 274 Abſ. 3. Denn dieſe Beſtimmung 
ſetzt voraus, daß das angerufene Gericht nach wie vor un⸗ 
zuſtändig iſt; ſie bildet gewiſſermaßen eine Art Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen die Nichterhebung einer 
prozeßhindernden Einrede vor dem Beginn einer Verhandlung 
zur Hauptſache, während der § 39 hierüber hinausgehend die 
Zuſtändigkeit des Gerichts begründet. Mit dieſer Auf⸗ 
faſſung ſtehen die von dem BG. bezogenen Urteile des RG. 
nicht im Widerſpruche. Denn, ohne zu der gegenwärtigen 
Streitfrage beſondere Stellung zu nehmen, beſagen dieſe nichts 
weiter, als daß in den damals vorliegenden Fällen ſelbſt die 
Vorausſetzungen des § 274 Abſ. 3 nicht vorlagen. Hiernach 
war, ohne daß es noch auf die weiteren Ausführungen des 
BG. ankommen konnte, das angefochtene Urteil wegen Ber 
letzung der 88 39 und 274 Abſ. 3 ZPO. aufzuheben und auf 
die Berufung des Klägers unter Abänderung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils die Unzuſtändigkeitseinrede der Beklagten 
zu verwerfen und die Sache zur weiteren Verhandlung und 
Entſcheidung an das Gericht I. Inſtanz zurückzuverweiſen. 
S. c. H. u. Gen., U. v. 9. Febr. 15, 533/14 II. — Berlin. B.] 

17. 88 139, 287 880.1] 

Der Vorderrichter hat in Übereinſtimmung mit dem LG. 
die Klage abgewieſen, weil nicht bewieſen ſei, daß der Kläger 
durch die Dienſtvergehen der Beklagten einen Schaden erlitten habe. 
Die hiergegen gerichteten Reviſionsangriffe ſind unbegründet; das 
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BG. hat weder die Beweislaſt verkannt noch gegen die 55 286, 
139 ZPO. verſtoßen. Sache des Klägers iſt es, zu beweiſen, 
daß ihm infolge der Dienſtvergehen der Beklagten durch die 
abgeſchloſſenen und zur Ausführung gelangten Geſchäfte ein 
Schaden erwachſen iſt. Die Ablehnung der Beweisanträge des 
Klägers ferner hat der Ber R. auf 5 287 Satz 2 ZPO. geftügt, 
er geht alſo — mit Recht — davon aus, daß der $ 287 und 
nicht der 8 286 hier zur Anwendung kommt. Nun legt aller 
dings der § 287 in Verbindung mit § 139 dem Richter eine 
weitgehende Fragepflicht auf, um eine Abweiſung der Schadens⸗ 
klage wegen mangelnder tatſächlicher Begründung zu vermeiden 
(vgl. RG. 77, 206 und die daſelbſt angeführten weiteren Urteile). 
Trotzdem iſt jedoch kein Rechtsverſtoß darin zu finden, wenn 
der Richter die geſtellten Beweisanträge ablehnt und von der 
Fragepflicht keinen Gebrauch macht, weil er überzeugt iſt, daß 
die Entſtehung eines Schadens nicht nachweisbar ſei. Das hat 
aber der Ber R. ausgeſprochen. Er erklärt mit Rückſicht auf 
den inzwiſchen verſtrichenen langen Zeitraum von ſieben Jahren 
und die vielen dabei in Betracht kommenden Umſtände weder 
für beweisbar, daß die drei Haferverkäufer ſich bereitgefunden 
hätten, bei Zugrundelegung des in den abgeſchloſſenen Verträgen 
feſtgeſetzten Gewichts zu dem den Vorſchriften entſprechenden 
niedrigeren als dem vereinbarten Preiſe zu verkaufen, noch auch, 
daß ſie bei Zugrundelegung des (höheren) Viertellitergewichts 
der Probe zu dem vereinbarten Preiſe verkauft haben würden. 
Endlich iſt auch darin kein Rechtsirrtum zu finden, daß das BG, 
weil dieſer zweite Beweis nicht zu erbringen ſei, den Beweis⸗ 
aurag des Klägers für unerheblich erklärt, bei Annahme⸗ 
verweigerung wegen Nichteinhaltung des probemäßigen Gewichts 
wäre die Milizärverwaltung leicht in der Lage geweſen, von 
anderen Verkäufern Hafer von der gleichen Schwere, wie ſie 
die Probe hatte, zu dem gleichen Preiſe zu beziehen, den das 
Proviantamt in den vorliegenden Fällen bezahlt habe; der Ber R. 
nimmt zutreffend an, daß eine Annahmeverweigerung wegen 
Nichteinhaltung des Gewichts der Probe nur dann in Frage 
kommen konnte, wenn dieſes Gewicht und nicht, wie geſchehen, 
ein niedrigeres in den Verträgen zugeſichert wäre. R.⸗F. c. T. 
u. Gen., U. v. 29. Jan. 15, 366/14 UL — Colmar. [S.] 

18. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand.] 

Das BG. nimmt an, die verſpätete Einlegung der Berufung 
habe darin ihren Grund gehabt, daß der Kläger erſt am 
3. November 1913 Schritte getan habe, um die Erteilung des 
Armenrechts zu erreichen. Daß von da an bis zur Einlegung 
der Berufung leicht mehr als eine Woche würde vergehen können, 
ſei klar geweſen. Wenn der Kläger ſich dies nicht klar gemacht 
haben ſollte, fo würde der darin liegende Mangel an Umſicht 
ein eigenes Verſchulden und jedenfalls keinen unabwendbaren 
Zufall im Sinne des 8 233 ZPO. bedeuten. Gründe, welche 
den Kläger gehindert hätten, das Geſuch vor dem 3. November 
anzufertigen, ſeien nicht behauptet, geſchweige denn bewieſen. 
Nit dieſer Begründung iſt das BG. den Umſtänden des vor⸗ 
legenden Falles nicht gerecht geworden. Es hat nicht be⸗ 
räckſichtigt, daß die eigentliche Urſache der Verzögerung in dem 
Verfahren der Gerichtsſchreiberei des OLG. zu ſuchen if. Da 
die Zustellung des Urteils I. Inſtanz von Amts wegen erfolgt 
war, jo konnte fie aus den Akten erſehen, daß die Notfriſt am 
II. November 1913 ablief. Wenn fie trotzdem die Zuſtellung 
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des Beſchluſſes vom 7. November, durch den das Armenrecht 
bewilligt wurde, dem am ſelben Orte wohnhaften Rechtsanwalt 
Dr. H. erſt am 11. November 1913 zuſtellen ließ, ſo bedeutete 
dies eine nach den Umſtänden des Falles nicht zu entſchuldigende 
Verzögerung (vgl. Urteil des RG. in WarnErg Bd. 1914 Nr. 172). 
Vor allem aber iſt es der Gerichtsſchreiberei zum Vorwurf zu 
machen, daß ſie den irreleitenden Vermerk: „Friſtablauf angeblich 
18. November“ auf die Ausfertigung des Beſchluſſes ſetzte, 
obſchon ſie auf Grund der Akten den Tag der Zuſtellung 
zuverläſſig feſtſtellen konnte. Hätte die Gerichtsſchreiberei das 
richtige Zuſtellungsdatum auf dem Beſchluſſe vermerkt, ſo hätte 
der Rechtsanwalt Dr. H. noch am 11. November 1913 Be⸗ 
rufung einlegen können. Daß er dies nicht ohne weiteres 
getan, ſondern ſich erſt über die Sachlage vergewiſſert hat, 
kann ihm nicht zur Laſt gelegt werden. Denn der Vermerk 
auf der Ausfertigung rechtfertigte die Annahme, daß es einer 
ſofortigen Zuſtellung nicht bedürfe, und gab ſogar Anlaß zu 
dem Zweifel, ob überhaupt ſchon eine Zuſtellung des Urteils 
erfolgt war. Eine Verpflichtung des Anwalts, vorſorglich eine 
möglicherweiſe unzuläſſige Berufung einzulegen, iſt nicht an⸗ 
zuerkennen (vgl. die zitierte Entſcheidung bei Warneyer 1914 
S. 172). In jener Verzögerung und der Beifügung des irre⸗ 
führenden Vermerks lag für den Kläger ein unabwendbarer 
Zufall. Daß er im Armenrechtsgeſuch einen unrichtigen 
Zuſtellungstag — offenbar den Tag, an dem ihm das Urteil 
überſandt war — angab, kann ihm, da er im Zuchthaus des 
rechtskundigen Beraters entbehrte, nicht zum Vorwurfe gereichen. 
Allerdings muß von der armen Partei verlangt werden, daß 
ſie die Bewilligung des Armenrechts ſo zeitig nachſucht, daß 
bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange die Einlegung des Rechts— 
mittels innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt möglich iſt. wobei 
ſie auch mit dem Eintritt einer geringen Verzögerung rechnen 
muß. Aber einmal handelt es ſich im Hinblick auf die der 
Gerichtsſchreiberei erkennbare Eilbedürftigkeit der Sache, nicht 
um eine geringe Verzögerung, und ferner muß auch berückſichtigt 
werden, daß der Kläger ſich in Strafhaft befand, und deshalb 
die rechtzeitige Erledigung nicht allein von ſeinem Willen ab⸗ 
hing. Das Wiedereinſetzungsgeſuch des Klägers iſt hiernach 
vom BG. zu Unrecht abgelehnt worden. M. c. M., U. v. 
21. Jan. 15, 388/14 IV. — Hamburg. [S.] 

19. Das Gericht hat ein neues Geſetz, welches nach der 
mündlichen Verhandlung, aber vor der Urteilsverkündigung, in 
Kraft tritt, zu berüdfichtigen. ] 

Das frühere BU. hatte gegenüber dem Klagegrunde aus 
5 16 Nr. b des Geſetzes vom 28. Februar 1843 verneint, daß 
das Waſſer der Heinzenwieſe als „Quelle“ im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes angeſehen werden könne. Als unſtreitig war hingeſtellt 
worden, daß die Beklagte nicht das bereits zutage getretene 
Waſſer abfange, ſondern daß ſie lediglich das unterirdiſche 
Waſſer ſammle und ableite. Der jetzt erkennende Senat er⸗ 
achtete die letztere Feſtſtellung für nicht prozeßgerecht, und er 
führte weiter aus, daß der Begriff „Quelle“ zu eng gefaßt ſei. 
In dem jetzt angefochtenen Urteil nimmt das BG. zwar an, 
daß das Sumpfgelände der Heinzenwieſe die „Quelle“ des 
Mühlbachs bilde, es gelangt indeſſen wiederum zur Abweiſung 
der Klage, indem es erneut feſtſtellt, daß die Beklagte nur das 
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nicht zur „Quelle“ gewordene Waſſer abfange. Der Verſuch 
der Reviſion, darzulegen, daß in Wirklichkeit die Beklagte doch 
die „Quelle“ abgefangen habe, iſt verfehlt, und mit dem BG. 
iſt entſprechend den Rechtsausführungen in dem früheren Urteile 
des erkennenden Senats anzunehmen, daß die Beklagte durch 
die Handlungen, gegen die ſich die Klage richtet, die Grenzen 
der Befugniſſe nicht überſchritten hat, die ihr nach den Grund⸗ 
ſätzen des gemeinen Rechts zuſtanden. Hiernach hat der Eigen⸗ 
tümer über das innerhalb ſeines Grundſtücks entſpringende 
unterirdiſche Waſſer das freie Verfügungsrecht, und hierin iſt 
durch §8 16 Nr. b in Verbindung mit 8 1 des preußiſchen 
Privatflußgeſetzes nur inſoweit eine Beſchränkung eingetreten, 
als der Grundſtückseigentümer über die bereits fließende und 
alſo die bereits zutage getretene Quelle nicht derart verfügen 
darf, daß rechtmäßig beſtehenden Waſſermühlen das zum Be⸗ 
triebe in bisherigem Umfange notwendige Waſſer entzogen 
wird. Auf der Grundlage des bisherigen Rechts hätte daher 
die Zurückweiſung der Reviſion als unbegründet einem Bedenken 
nicht unterliegen können. Allein das BU. iſt am 7. Mai 1914 
verkündet worden, nachdem zufolge Königlicher Verordnung vom 
13. April 1914 das preußiſche Waſſergeſetz vom 7. April 1913 
bereits mit dem 1. Mai 1914 in Kraft getreten war. Die in 
der Geſetzgebung eingetretene Veränderung mußte in dem 
Urteile Berückſichtigung finden, und daran änderte, wie aus 
Anlaß eines anderen Falles bereits der L ZS. des RG. in 
dem Urteile bei Gruchot 45, 93 ausführlicher dargelegt hat, 
auch der Umſtand nichts, daß die mündliche Verhandlung, auf 
die das Urteil ergangen iſt, ſchon am 23. April und mithin 
zu einer Zeit ſtattgefunden hat, wo die früheren geſetzlichen 
Normen noch in Geltung waren. Das neue Geſetz hat 
— 8 200 — den Grundſtückseigentümer in dem Verfügungs⸗ 
rechte auch über das unterirdiſche Waſſer erheblich beſchränkt, 
und es hat auch in 8 379 in Anſehung bereits beſtehender 
Rechte, die auf einem Rechtstitel beruhen oder für deren Aus⸗ 
übung „rechtmäßige Anlagen“ vorhanden find, beſondere Vor⸗ 
ſchriſten gegeben. Darüber, daß die vorhandenen Anlagen der 
Beklagten als „rechtmäßige Anlagen“ im Sinne des 8 379 
Abſ. 2 BGB. anzuſehen find, kann ein Bedenken nicht beſtehen. 
Mit Unrecht hat hiernach das BG. fein Urteil ausſchließlich 
auf die früher geltenden Vorſchriften abgeſtellt. Das Urteil 
war aufzuheben, weil anzunehmen iſt, daß die Parteien, wenn 
ihnen durch Wiedereröffnung der Verhandlung hierzu Gelegen⸗ 
heit geboten wäre, ihre Anführungen und auch die Anträge 
der durch den Wechſel der Geſetzgebung völlig veränderten 
Rechtslage angepaßt haben würden. Das Gericht hätte dann 
auch die Frage zu prüfen gehabt, ob oder inwieweit nach dem 
neuen Geſetze etwa Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs beſtehen. K. u. Gen. c. A., U. v. 16. Jan. 15, 299/14 V. 
— Frankfurt a. M. [S.] 

* 20. Abänderungsklage gemäß §S 323 ZPO. Einrede der 
Verjährung ] 

Das BG. erachtet für erwieſen, daß die Erwerbs⸗ 
beſchränkung des Klägers, die in dem rechtskräſtigen Urteil 
vom 2. April 1910 mit 50 Prozent angenommen war, ſeit 
dem Herbſt 1910 auf 66 Prozent geſtiegen iſt auf Grund 
einer zu jener Zeit aufgetretenen Veränderung der Bruſtorgane, 
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die auf den Unfall zurückzuführen ſei. Der Beklagte hat gegen⸗ 
über dem Klageanſpruche den Einwand der Verjährung erhoben. 
Das BG. verwirft dieſen. Es nimmt an, daß auch Erhöhungs⸗ 
anſprüche nach 8 323 ZPO. der Verjährung nach § 852 BGB. 
unterliegen. Es komme alſo darauf an, wann der Kläger von 
den eine Verſchlimmerung des Zuſtandes bedingenden im Herbſt 
1910 ärztlich feſtgeſtellten Folgeerſcheinungen Kenntnis erhalten 
habe. Der Beklagte behaupte, daß der Kläger die Ver⸗ 
ſchlimmerung als möglich ſchon im Laufe des Hauptprozeſſes 
habe vorausſehen können. Als maßgebend für die Voraus⸗ 
ſehbarkeit müſſe die normale Erkenntnis gelten. Der den Kläger 
behandelnde Arzt habe die Folgeerſcheinungen nicht vorausgeſehen 
und ſei von ihnen überraſcht worden. Es ſei anzunehmen, daß 
die Beobachtung dieſes Arztes der normalen Auffaſſungsweiſe 
entſpreche. Demgegenüber falle es nicht ins Gewicht, daß ein 
in Unfallſachen ganz beſonders erfahrener Arzt, der neu ver⸗ 
nommene Sachverſtändige Dr. L., nach feiner Bekundung die 
ſpäteren Folgen als möglich vorausgeſehen habe. Da eine 
neue Verjährung erſt mit dem Sommer 1910 in Lauf geſetzt 
ſei, müſſe die am 27. September 1912 erhobene Klage als 
innerhalb der Verjährungszeit erhoben gelten. Die Revifion 
rügt die Verletzung des 8 323 ZPO. und des 8 852 BGB. 
Wenn die im Sommer 1910 eingetretene Verſchlimmerung des 
Leidens ſchon im Vorprozeſſe vorausſehbar war, d. h. von einem 
Arzt hätte erkannt werden können, dann treffe § 323 ZPO- 
überhaupt nicht zu, der nicht dazu beſtimmt ſei, das ergangene 
Urteil auf Grund beſſerer Beweiſe zu berichtigen. Die Reviſion 
war nicht für begründet zu erachten. Der Reviſion iſt darin 
beizutreten, daß für die Entſcheidung des Streitfalles überhaupt 
nicht die Verjährung des Klageanſpruchs aus $ 852 B88, 
ſondern allein die Zuläſſigken der Abänderungsklage nach 
§ 323 ZPO. in Frage fteht. Dieſe Klage iſt für den Verletzten 
gegeben, wenn eine Verſchlimmerung ſeines Geſundheitszuſtandes 
und eine Verſchlechterung ſeiner Erwerbsverhältniſſe nach dem 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung des Vorprozeſſes ein⸗ 
getreten iſt, die in jenem Prozeſſe noch nicht vorausſehbar 
war und deshalb vom Verletzten nicht geltend gemacht und 
dementſprechend im Urteil nicht berückſichtigt werden konnte 
(RG. 63, 195; 83, 65; JW. 1905, 2834; 1911, 584“; 1913, 
27218; WarnRſpr. 1908 Nr. 169; 1913 Nr. 143 und 292). 
In dieſem Falle kann aber nach den im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit vorliegenden Verhältniſſen von einer Verjährung des 
Klageanſpruchs überhaupt nicht die Rede fein. Dieſe kann erft 
beginnen mit dem Zeitpunkt, in dem die weſentliche Veränderung 
der Verhältniſſe des Verletzten eingetreten und, falls die Ver⸗ 
jährung nach 8 852 BGB. in Frage kommt, auch dem Verletzten 
bekannt geworden iſt (JW. 1906, 7675; WarnRſpr. 1913 Nr. 4 
in Verbindung mit RG. 70, 150; JW. 1907, 83210; 1908, 
jon; 1909, 725 u u. a.). Die letzte mündliche Verhandlung 
in der Berufungsinſtanz des Vorprozeſſes hat am 2. April 1910 
ftatigefunden; die gegenwärtige Klage iſt aber bereits im 
September 1912 erhoben worden, fo daß in der Zwiſchenzeit 
eine Verjährung nach 8 852 BGB. ſich überhaupt nicht 
vollenden konnte. War die Veränderung des Zuſtandes des 
Klägers aber bereits vor der gedachten letzten mündlichen 
Verhandlung des Vorprozeſſes eingetreten oder auch nur voraus⸗ 
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zuſehen, ſo daß ſie in dem damaligen Verfahren hätte geltend 
gemacht werden können, ſo mußte ſie auch geltend gemacht 
werden, und die gegenwärtige Klage embehrt der in § 323 
RD. vorausgeſetzten Grundlage und würde deshalb abzuweiſen 
fein; eine Verjährung des Schadenserſatzanſpruchs nach 8 852 
GB. kommt alſo auch in dieſem Falle nicht in Frage. Die 
Verjährung iſt mithin in den gegenwärtigen Rechtsſtreit rechts⸗ 
irrigerweiſe hineingezogen worden. Ob nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge, wie er nach dem durchſchnittlichen Stande der 
ärztlichen Erfahrung ſich darſtellt, die Verſchlimmerung im Zu⸗ 
Rande des Klägers ſchon im Vorprozeſſe fo weit vorauszuſehen 
war, daß ſie die Grundlage des Urteils bilden und bei der 
damaligen Bemeſſung der Rente des Klägers berüdfichtigt 
werden konnte und mußte, iſt weſentlich Sache tatſächlicher 
Feſtſtellung. Das BG. nimmt an, daß der ärztliche Sach⸗ 
verſtändige, der den Kläger fortdauernd behandelt und beobachtet, 
die nachmals eingetretene Verſchlimmerung ſeines Zuſtandes aber 
nicht erwartet hatte, und deſſen Gutachten dem früheren Urteile 
zugrunde liegt, von der regelmäßigen und durchſchnittlichen 
wiſſenſchaftlichen Kenntnis und Erfahrung aus die Entwicklung, 
die die Krankheit des Klägers nachmals genommen hat, nicht 
vorausſehen konnte, wenngleich ein Spezialiſt von beſonderer 
Erfahrung an die ſpätere ungünſtige Entwicklung wohl hätte 
denken können. Wenn aber zur Zeit des Erlaſſes des früheren 
Urteils nach der damaligen allgemeinen ärztlichen Erfahrung 
die Verſchlimmerung des Zuſtandes des Klägers und die weitere 
Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit nicht vorausgeſehen und 
demgemäß dem Kläger nach der damaligen Erkenntnis eine 
höhere Rente, als geſchehen, nicht zugeſprochen werden konnte, 
dann liegt der Tatbeſtand des 8 323 ZPO. vor, daß nach der 
Verhandlung des Vorprozeſſes eine Anderung der Verhältniſſe 
eingetreten iſt, die für die Beſtimmung der Rente maßgebend 
waren. Der Einwurf der Reviſion, es habe dem Kläger ja 
freigeſtanden, ſchon im Vorprozeſſe ſich auf den jetzt vernommenen 
Spezialiſten Dr. L. zu berufen, erledigt ſich damit, daß die 
Auzwahl der Sachverſtändigen Sache des Gerichts iſt. Aber 
ſelbſt das im gegenwärtigen Rechtsſtreit abgegebene Gutachten 
des genannten Sachverſtändigen ſteht der Abänderungsklage 
aus 9 323 ZPO. nicht entgegen, da auch dieſer Gutachter nur 
davon ſprich, daß die Möglichkeit einer Verſchlimmerung des 
Geſundheitszuſtandes des Klägers im allgemeinen ſich voraus⸗ 
ſehen ließ, nicht aber, welchen Einfluß ſie auf die Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Klägers ausüben würde. Der letztere Umſtand 
aber iſt für die Annahme einer Veränderung der Verhältniſſe, 
die zur Bemeſſung der Rente geführt haben, wie fie $ 323 ZPO. 
erfordert, der maßgebende; erſt wenn die weitere Minderung 
der Erwerbsfähigkeit erſichtlich war, konnte eine andere Be⸗ 
meſſung der Rente gefordert und ausgeſprochen werden. Die 
Reviſion war deshalb als unbegründet zurückzuweiſen. K. c. P., 
U. v. 1. Febr. 15, 515/14 VL — Berlin. [B.] 

21. Erhebung eines Gutachtens über behaupteten Handels⸗ 
gebrauch aus ungenügenden Gründen abgelehnt.] 

Die Kläger mieteten am 15. Oktober 1911 von dem ver⸗ 
ſtorbenen Ehemann und Erblaſſer der Beklagten eine Wohnung 
auf fünf Jahre vom 1. April 1912 ab. Der ſchriftliche Ver⸗ 
nag enthält die Beſtunmmung: „Mieter darf fur den Fall, daß 
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er verſetzt wird, nach einem Jahr halbjährlich kündigen, ver⸗ 
pflichtet ſich aber, wenn dies innerhalb der erſten drei Jahre 
vorkommt, 200 & Entſchädigung zu zahlen.“ Dem Kläger 
wurde ſeine damalige Stellung als Geſchäftsführer in dem 
Berliner Zweiggeſchäft einer auswärtigen Firma, die an ver⸗ 
ſchiedenen Orten Zweiggeſchäfte unterhält, zum 1. Januar 1913 
gekündigt; zum 1. Oktober 1913 fand er eine neue Stelle bei 
einer anderen Firma in Bremen. Darauf kündigte er am 
4. September 1913 die Wohnung zum 1. April 1914. Mit 
der vorliegenden Klage begehren die Kläger die Feſtſtellung der 
von der Beklagten beſtrittenen Wirkſamkeit der Kündigung. 
Klage und Berufung der Kläger ſind zurückgewieſen worden. 
Das BG. geht in Übereinſtimmung mit dem LG. davon aus, 
daß von der Verſetzung eines kaufmänniſchen Angeſtellten nach 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauche nur dann geſprochen werden 
könne, wenn er von ſeinem Prinzipal an einen anderen Ort 
geſchickt werde, und nimmt ferner an, daß dieſe Auslegung 
auch in dem gegebenen Falle einen guten Sinn gebe, daß daher 
der Eintritt des Klägers in den Dienſt einer anderen Firma 
an einem anderen Orte ihn nicht zur Kündigung berechtige, 
ſofern nicht bei den Vertragsverhandlungen auch von dieſem 
Falle die Rede geweſen ſei. Dieſe Auslegung des Vertrags 
verſtößt, wenn man zunächſt den von den Klägern behaupteten 
Handelsbrauch außer Betracht läßt, gegen keine Auslegungs⸗ 
regeln, namentlich nicht gegen den Grundſatz von Treu und 
Glauben. Sie iſt auch nicht etwa ſchon dann als unmöglich 
anzuſehen, wenn der Kläger wirklich die von ihm behauptete 
Außerung dem S. gegenüber einige Tage nach dem Vertrags⸗ 
ſchluſſe gemacht haben würde; denn für die Auslegung kommt 
es nicht darauf an, was der Kläger unter einer Verſetzung 
verſtanden hat, ſondern wie dieſer Ausdruck objektiv nach Treu 
und Glauben und der Verkehrsſitte unter den Umſtänden des 
gegebenen Falles zu verſtehen war. Die Rüge der Reviſion, 
daß über die Außerung des Klägers hätte Beweis erhoben 
werden müſſen, iſt daher nicht gerechtfertigt. Dagegen greift 
die Reviſion mit Recht die Ablehnung des Beweisantrags an, 
ein Gutachten der Handelskammer oder eines Sachverſtändigen 
darüber einzuholen, daß man im kaufmänniſchen Leben unter 
einer Verſetzung auch die Verlegung der Tätigkeit des kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten nach einem anderen Orte unter gleich⸗ 
zeitigem Wechſel des Dienſtherrn verſtehe. Der Bert. weiſt 
dieſen Antrag mit der Begründung zurück, der Brauch würde, 
wenn er tatſächlich beſtehe, ſchon anderweit zur Kenntnis des 
erkennenden Gerichts gekommen ſein, das ſei aber nicht der 
Fall; außerdem ſeien Verträge zwiſchen Kaufleuten, die den 
Fall einer „Verſetzung“ regelten, ſo ſelten, daß ſich ein Handels⸗ 
brauch oder eine Handelsſitte über die Auslegung dieſes Wortes 
nicht gebildet haben könne. Das BG. erklärt alſo den Handels⸗ 
brauch deshalb für nicht beſtehend, weil er noch nicht zu ſeiner 
amtlichen Kenntnis gelangt ſei. Mit dieſer Begründung kann 
es die Beweiserhebung, durch die der Handelsbrauch zu ſeiner 
Kenntnis gebracht werden ſoll, nicht ablehnen. Von den vielen 
Mietverträgen, die zwiſchen Kaufleuten abgeſchloſſen werden, 
kommt nur eine verſchwindend kleine Zahl zur Kenntnis der 
Gerichte. Deshalb läßt die Tatſache, daß von dem behaupteten 
Handelsbrauche noch keine Rede vor dem BG. geweſen iſt, 
52 


412 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


keinen Schluß auf deſſen Nichtbeſtehen zu. Die Seltenheit der 
Verträge, in denen von der Verſetzung eines Kaufmanns ge⸗ 
ſprochen wird, ſchließt ferner die Bildung eines Handelsbrauchs 
nicht aus. Endlich ift auch der von dem Vorderrichter weiter 
hervorgehobene Umſtand ohne Bedeutung, daß der Vermieter 
ſich in dem Vertrag nicht als Kaufmann bezeichnet hat; daß 
er nicht Kaufmann war, iſt damit nicht feſtgeſtellt. M. c. K., 
U. v. 5. Febr. 15, 458/14 III. — Berlin. [S.] 


II. Preußiſches Recht. 
Preußiſches Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 
* 22. Bedeutung des 8 11 Enteign. Das dingliche 
Vorkaufsrecht fällt nicht unter 8 11 EnteignG.] 

Auf Grund des Geſetzes vom 20. März 1908 über Maß⸗ 
nahmen zur Stärkung des Deutſchtums in den Provinzen Weſt⸗ 
preußen und Poſen iſt dem Nebenintervenienten das Rittergut Z. 
enteignet und ſodann im Grundbuch ein für die Klägerin auf 
dieſem Gut für alle Verkaufsfälle bis zum 1. Juli 1926 ein⸗ 
getragenes Vorkaufsrecht gelöſcht worden. Die dem bisherigen 
Eigentümer zu gewährende Entſchädigung iſt feſtgeſetzt worden. 
Eine Entſchädigung für das in Wegfall kommende Vorkaufsrecht 
hat der Bezirksausſchuß nicht zugebilligt. Innerhalb der Friſt 
des § 30 Enteign®. hat die Klägerin die vorliegende Klage 
erhoben mit dem Antrag: den Beklagten zu verurteilen, an 
fie 15 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 6. Februar 1913 zu 
zahlen, und zwar außer der durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
vom 16. Januar 1913 feſtgeſetzten Entſchädigung für das 
Rittergut Z. Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. 
Die Klägerin hat ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den 
Gründen: In Übereinſtimmung mit dem LG. geht der BerR. 
davon aus, daß die Klägerin nach den geſtellten Anträgen und 
ihrem geſamten Vorbringen mit ihrer Klage nicht etwa als 
Beteiligte im Sinne des nach 8 21 des Geſetzes vom 
20. März 1908 finngemäß anzuwendenden § 30 Enteign®. 
eine Erhöhung der nach dem Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
dem Eigentümer zu leiſtenden Entſchädigung, ſondern vielmehr 
unmittelbar vom Unternehmer Erſatz des ihr durch den infolge 
der Enteignung des belaſteten Grundſtücks eingetretenen Verluſt 
ihres Vorkaufsrechts entſtandenen, durch den vollen Wert des 
Grundſtücks nicht gedeckten Schadens begehrt. Dieſe Annahme 
iſt nicht zu beanſtanden. Den erhobenen Entſchädigungsanſpruch 
hat der Ber R. ſodann gleich dem LG. für unbegründet erklärt, 
indem er mit dieſem an erſter Stelle jede geſetzliche Grundlage 
für einen ſolchen Anſpruch vermißt, weiter aber auch irgend⸗ 
welchen Vermögensſchaden als nicht dargelegt anſieht. Die 
Reviſion greift das BU. nach beiden Richtungen an. Eines 
Eingehens auf die an zweiter Stelle gegebene Begründung 
bedarf es nicht, da die an erſter Stelle gegebene Begründung 
einen Rechtsverſtoß nicht erkennen läßt und ſomit geeignet iſt, 
das Bu. zu tragen. Da der Verluſt des Vorkaufsrechtes, für 
den die Klägerin Entſchädigung vom Beklagten als Unternehmer 
fordert, eine Folge der auf des Geſetzes vom 20. März 1908 
durchgefübrten Enteignung iſt, ſo kann nur auf Grund dieſes 
Geſetz“s und der in ihm für anwendbar erklärten Beſimmungen 
des EnteignG. vom 11. Juni 1874 eine Entſchädigung bes 
anſprucht werden. Für eine Anwendung der im 5 75 Einl. 
zum A2. enthaltenen, einen allgemeinen Grundſatz aus⸗ 
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ſprechenden Beſtimmung, iſt in dem durch beſondere Geſetze 
erſchöpfend geregelten Falle der Enteignung kein Raum. Zu⸗ 
treffend hat der Ber R. auch die Anwendbarkeit des § 6 Enteign®. 
verneint, denn abgeſehen davon, daß dieſe letztere Vorſchrift 
mit dem BerR. dahin zu verſtehen iſt, daß ſie nur Rechte an 
ſolchem Grundeigentum im Auge hat, das nicht ſelbſt von dem 
Unternehmer im Wege der Enteignung in Anſpruch genommen 
wird, iſt dieſer 8 6 im Geſetz vom 20. März 1908 überhaupt 
nicht unter den für anwendbar erklärten Paragraphen auf⸗ 
geführt. Hiernach kann, wie die Reviſion nach dem Vortrag 
in der mündlichen Verhandlung wohl ſelbſt erkannt hat, nur 
in Frage kommen, ob der im Geſetz vom 20. März 1908 für 
anwendbar erklärte 8 11 EnteignG. demjenigen, der infolge 
der Enteignung des belaſteten Grundſtücks ein dingliches 
Vorkaufsrecht verliert, einen beſonderen, unmittelbar gegen den 
Unternehmer gerichteten Anſpruch auf Erſatz des ihm erwachſenen 
Schadens gibt. Dieſe Frage iſt mit den Vorinſtanzen zu ver⸗ 
neinen. Nach dem für das Enteignungsverfahren im 5 45 
Abſ. 2 anerkannten ſogenannten Surrogationsgrundſatz tritt die 
dem Eigentümer in Höhe des vollen Wertes des abzutretenden 
Grundſtücks zu gewährende Entſchädigung an Stelle des ent⸗ 
eigneten Grundſtücks, es tritt eine Anderung im Gegenſtand 
des dinglichen Rechtes ein, ſo daß die dinglich Berechtigten 
nunmehr auf ihren Anſpruch an die für das Eigentum gewährte 
Entſchädigung angewieſen ſind. Während das Geſetz in allen 
Fällen, in denen das dingliche Recht der Sicherung eines 
Anſpruchs auf die Sache ſelbſt oder deren Wert zu dienen 
beſtimmt iſt, dieſe Regelung zur Wahrung der berechtigten 
Intereſſen der dinglich Berechtigten für ausreichend angeſehen 
hat, hat es für die Fälle der lediglich auf eine Nutzung des 
belaſteten Grundbeſitzes gerichteten Rechte in dem 5 11 eine 
Ausnahmevorſchrift gegeben, die den Berechtigten ermöglichte, 
unmittelbar vom Unternehmer Erſatz desjenigen Teils ihres 
Schadens zu fordern, der durch den auf ihr Recht fallenden 
Anteil an der dem Eigentümer zugeſprochenen Entſchädigung 
nicht gedeckt wird. Dieſe Ausnahmevorſchrift darf, wie der 
erkennende Senat in ſeinem vom BG. angezogenen Urteil vom 
15. Februar 1907 — VII 185/1906 — ausgeführt hat, nicht 
ausdehnend ausgelegt werden. Mit Recht haben deshalb die 
Vorinſtanzen die Entſcheidung davon abhängig gemacht, ob 
derjenige, für den ein dingliches Vorkaufsrecht auf dem ent⸗ 
eigneten Grundſtück eingetragen iſt, zu den im 8 11 aufs 
geführten „Nutzungs-, Gebrauch: und Servitutenberechtigten“ 
zu zählen iſt. Ohne Rechtsirrtum haben ſie dies verneint, denn 
ein ſolches Vorkaufsrecht, das beſtimmt iſt, den Anſpruch auf 
Auflaſſung, auf Erwerb des Grundſtücks zu ſichern, gibt keinerlei 
Recht zu einer Benutzung oder zu einem Gebrauch des Grund- 
ſtücks nach irgendeiner Richtung. Die Behauptung der Reviſion, 
daß in dem oben erwähnten Urteil des RG. eine gegenteilige 
Auffaſſung ausgeſprochen ſei, trifft nicht zu, da der damals 
zur Entſcheidung ſtehende Fall anders gelagert war. Entbehrt 
hiernach der vorliegend gegen den Unternehmer erhobene 
Zahlungsanſpruch der erforderlichen geſetzlichen Grundlage, ſo 
beſchwert die von den Vorinſtanzen ausgesprochene Klag⸗ 
abweiſung die Reviſionsklägerin nicht und war deshalb, wie 
geſchehen, auf Zurückweiſung der Reviſion zu erkennen. Bank 3. 
c. Preuß. Fiskus, U. v. 2. Febr. 15, 408/14 VII. — Poſen. IB. 
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44. Jahrgang. 


Preußiſches Stempelſteuergeſetz. 

23. Tarifſtelle 25 PrStempftc. Ein Rechtsgrundſat 
= daß eine Doppelbeſteuerung nicht zuläſſig ſei, beſteht 
icht 
Die Klägerin, die ihre Hauptniederlaſſung in D. hat und 
bis zum 1. März 1910 innerhalb Preußens Zweigniederlaſſungen 
nur in B., F., H. und K. hatte, errichtete aus Anlaß des am 
1. März 1910 mit der Wechſlerbank in Br. abgeſchloſſenen 
Verſchmelzungs vertrages, durch den fie vorbehaltlich der Ges 
nehmigung ihrer Generalverſammlung das Vermögen der 
GBechſlerbank als Ganzes gegen das Verſprechen der Gewährung 
von 8 Millionen Mark ihrer Aktien übernommen hatte, weitere 
Zweigniederlaſſungen noch in Br., Gl., L. und Bu, den bis⸗ 
herigen Niederlaſſungsorten der Wechſlerbank in Br. Dann 
echöbte fie durch den Generalverſammlungsbeſchluß vom 
B. April 1910 ihr Aktienkapital, das bis dahin 180 Millionen 
Mark berragen hatte, um 20 Millionen Mark. Hiervon ſollten 
inhalts des Beſchluſſes 8 Millionen Mark neue Aktien den 
lbernahmepreis für das durch den Vertrag vom 1. März 1910 
erworbene Vermögen der Wechſlerbank in Br. bilden. Zugleich 
mit der Erhöhung des Grundkapitals wurde von der General⸗ 
verſammlung die Genehmigung des genannten Vertrages be⸗ 
ſchloſen. Nachdem hierauf die Errrichtung der Zweignieder⸗ 
laſſungen bei den zuſtändigen Amtsgerichten angemeldet worden 
war, erfolgte die Emtragung der Errichtung bei biefen Amts⸗ 
gerichten. Am 15. Mai wurde dann die Kapitalerhöhung bei 
dem AG. der Hauptniederlafſung in D. und demnächſt zufolge 
Aumeldung der Klägerin auch bei den Amtsgerichten der neuen 
Bweigniederlaffungen, alſo in Br., Gl., L. und Bu, in das 
Handeltregiſter eingetragen. Die Juftizverwaltung erforderte 
für die Errichtung der neuen Zweigniederlaſſungen auf Grund 
der Tarifſtelle 25 Abſ. 5 (Anmerkung) des PrStempſt G. vom 
31. Juli 1895/30. Juni 1909 eine Stempelabgabe von 
Us Prozent des Wertes der an die Aktionäre der Wechſler⸗ 
bank gegebenen 8 Millionen Mark Aktien im Kurs werte von 
159,90 Prozent, alfo von 12 712 000 4, mit 190 680 &. 
Sie ging hierbei davon aus, daß der Wert des Anlage und 
Beniebsfapitals dieſer Zweigniederlaſſungen dem Werte der an 
die Wechſlerbank für die Überlaſſung ihres Vermögens ge 
gebenen 8 Milionen Mark neuer Aktien gleichzuſetzen fei 
Diefer Stenpelbetrag wurde auf die einzelnen neuen Zweig 
niederlaffungen derart verteilt, daß auf die in Br. 165 256 4, 
auf die in Gl. 15 890 4, auf die in L. 7945 4 und auf die 
in Bu. 1589 4 entfielen. Die Klägerin hat dieſe Beträge 
— bedoch nach der Angabe des Beklagten außer dem auf die 
Zweigniederlafſung in L. entfallenden Betrage von 7945 — 
an den Beklagten gezahlt. Auf Grund derſelben Geſetzes⸗ 
vorſchrift wurde die Klägerin wegen der Kapitalerhöhung 
binſictlic ihrer ſämtlichen in Preußen befindlichen alten Zweig⸗ 
mederlaſſungen mit 228 639,50 4 und hmſichtlich der neuen 
Zweigniederlaſſungen mit 13 335 4 herangezogen und hat dieſe 
Beträge entrichtet. Hierbei ging die Juſtizverwaltung von der 
Auſicht aus, daß fi der Wert des Anlage und Betriebs⸗ 
Inpitalö der vier neuen Zweigniederlaſſungen zum Werte des 
beſanen Anlage und Betriebslapitals der Klägerin wie 
8 zu 180 verhalte, daß alſo auf dieſe Zweigniederlaſſungen 
von der geſamten Kapitalerhöhung von 20 Millionen Mark der 
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Betrag von 888 889 & zu rechnen ſei, und daß ſich hieraus 
der Stempel zu 1½ Prozent auf 13 335 & berechne. Die 
Kägerin vertritt die Auffaſſung, daß die Kapitalerhöhung dem 
Stempel inſoweit nicht unterworfen ſei, als die durch ſie ge⸗ 
wonnenen Werte den neu errichteten Zweigniederlaſſungen als 
Anlage und Betriebskapital zugeführt worden ſeien. Auch von 
dem nach Abzug dieſes Kapitals verbleibenden Teile der 
Kapitalerhöhung ſei der Stempel nur nach dem Verhältnis des 
Wertes des Anlage- und Betriebskapitals der alten Zweig⸗ 
niederlaſſungen zum Werte des geſamten Anlage und 
Betriebskapttals der Klägerin zu erheben, da die neuen Zweig⸗ 
niederlaſſungen ihr Anlage- und Betriebs kapital erſt infolge 
der Kapitalerhöhung erbalten hätten, fo daß dies Kapital bei 
der Berechnung des Kapitalerhöhungsſtempels noch nicht in 
Betracht käme. Nach der Berechnung der Klägerin bleibt der 
Stempelbetrag, der nach ihrer Meinung für die Errichtung der 
neuen Zweigniederlaſſungen und für die Kapitalerböhung ihr 
hätte abgefordert werden dürfen, hinter dem von ihr eingezogenen 
Betrage, den fie auf 424 862 4 angibt, um 90 955,50 4 
zurück. Sie beanſprucht deshalb mit der Klage die Verurteilung 
des Beklagten zur Rückzahlung dieſes Betrages nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit der Klagezuſtellung. Das LG. wies die Kla 1e 
entſprechend dem Antrage des Beklagten ab. Die von der 
Klägerin eingelegte Berufung wurde zurückgewieſen. Auch die 
Nevifion der Klägerin blieb erfolglos. Gründe: Zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehen zwei Fragen: 1. ob im Streitfalle der Stempel 
aus der „Anmerkung“ im Abſ. 5 der Tarifſtelle 25 zu a des 
PrStempſt. vom 31. Juli 1895 / 30. Juni 1909 für die 
Errichtung der Zweigniederlaſſungen in Br., Gl., L. und Bu. 
einerſeits und der Stempel aus derſelben Vorſchrift für die 
Erhöhung des Grundkapitals der Klägerin um 8 Millionen 
Maik neuer Aktien andererſeiis nebeneinander erhoben werden 
durften, 2. ob bei der Verſteuerung der Kapitalerhöhung 
— ſei es um 20 Millionen Mark oder ſei es nur um 
12 Millionen Mark Aktien — nach dem Abſ. 1 derſelben Vor⸗ 
ſchrift und der „Anmerkung“ das Anlage- und Betriebskapital 
der genannten vier Zweigniederlaſſungen als Grundlage für 
die Berechnung der Steuer mitherangezogen werden durfte. 
Der Ber. hat beide Fragen bejaht. Seine Entſcheidung ent⸗ 
ſpricht dem Geſetz. Die Klägerin iſt der Meinung, daß die 
Bejahung der erſten Frage zu einer „Doppelbeſteuerung“ führe, 
und daß eine ſolche unzuläſſig ſei. Beides trifft nicht zu. 
Ein Rechtsgrundſatz dahin, daß eine Doppelbeſteuerung nicht 
zuläſſig ſei, beſteht nicht. Es ſteht grundſätzlich nichts entgegen 
und kommt häufig vor, daß derſelbe Rechtsvorgang oder wirt⸗ 
ſchafiliche Vorgang oder derſelbe Vermögenswert gleichzeitig 
von verſchiedenen Seiten ſteuerlich erfaßt wird. So werden 
beiſpielsweiſe bei der vertragsmäßigen Vereinigung von Aktien⸗ 
geſellſchaften der Aktienſtempel aus Tarifnummer 1 und der 
Aktnien⸗Ausreichungsſtempel aus Tarifnummer da RStempG. 
ſowie der Einbringungsſtempel der Tarifſtelle 25 zu e PrStempſtG. 
nebeneinander erhoben. Auch kann im einzelnen Falle dasſelbe 
Vermögen durch die ſtaatliche Einkommenſteuer und die Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer, außerdem auch noch durch die Ergänzungs⸗ 
ſteuer, die Grund⸗ und Gebäudeſteuer getroffen werden. Un⸗ 
zuläſſig iſt die Doppelbeſteuerung nur dann, wenn das Geſetz 
ſelbſt fie ausſchließt, wie dies im Reichs⸗Doppelſteuergeſetz 
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vom 22. März 1909 gegenüber den einzelnen Bundesſtaaten 
geſchehen it. Es handelt ſich aber auch im Streitfalle 
nicht um die mehrfache Beſteuerung eines und desſelben 
Gegenſtandes. Der Errichtungsſtempel wird von dem Anlage⸗ 
und Betriebsfapital der neuen Zweigniederlaſſungen erhoben. 
Dieſe waren unſtreitig zur Zeit, als die Kapitalerhöhung 
rechtswirkſam wurde, nämlich zur Zeit der Eintragung 
der Erhöhung in das Handelsregiſter ($ 277 Abſ. 3 HGB)), 
ſchon im inländiſchen Handelsregiſter eingetragen (88 13. 15, 
200, 201 HGB.), waren im Betriebe und hatten ein Anlage⸗ 
und Betriebskapital, über deſſen Höhe freilich die Parteien 
noch ſtreiten. Der Kapitalerhöhungsſtempel wird dagegen nicht 
von dieſem Anlage⸗ und Betriebskapital erhoben, ſondern von 
dem Betrage der Erhöhung. Die Erhöhung beſtand zu der 
Zeit, als die Verpflichtung zur Entrichtung des Stempels für 
die Errichtung der Zweigniederlaſſungen mit ihrer Eintragung 
entſtanden war (RG. 79, 140), noch nicht zu Recht, war viel⸗ 
mehr erſt in Ausſicht genommen. Die 8 Millionen neuer 
Aktien, in denen neben weiteren 12 Millionen Aktien die Er⸗ 
höhung beſtand, waren auch nicht einmal dazu beſtimmt, un⸗ 
mittelbar ſelbſt als Anlage⸗ und Betriebskapital der neuen 
Zweigniederlaſſungen verwendet zu werden; ſie ſollten vielmehr 
zur Abfindung der alten Aktionäre der Wechſlerbank in Br. 
dienen, während die Zweigniederlaſſungen mit dem Vermögen 
dieſer Bank betrieben werden ſollten. Zwiſchen der Errichtung 
der Zweigniederlaſſungen und der Kapitalerhöhung beſtand 
hiernach zwar ein gewiſſer wirtſchaftlicher Zuſammenhang, beide 
ſtellten aber unter ſich verſchiedene und rechtlich voneinander 
unabhängige Rechtsgeſchäfte dar. Letzteres ergibt ſich ſchon 
daraus, daß häufig Zweigniederlaſſungen ohne gleichzeitige Er⸗ 
höhung des Anlage- und Betriebskapitals der Aktiengeſellſchaft 
errichtet, und auch Kapitalerhöhungen ohne Errichtung von 
Zweigniederlaſſungen vorgenommen werden. Erfolgt aber die 
Kapitalerhöhung wie hier zu dem wirtſchaftlichen Zweck, die 
neuen Aktien als Gegenleiſtung für den Erwerb von fremden 
Handelsniederlaſſungen zu erwerben, die zu eigenen Zweig⸗ 
niederlaſſungen umgewandelt werden ſollen, fo entiteben die 
Verpflichtung zur Verſteuerung der Errichtung der letzteren 
und die Verpflichtung zur Verſteuerung der Kapitalerhöhung 
regelmäßig zu verſchiedenen Zeiten, nämlich im Augenblick der 
Eintragung jeder einzelnen dieſer Rechtshandlungen in das 
Regiſter. Dafür, daß in einem ſolchen Falle der Geſetzgeber 
die Erhebung beider Stempel nebenemander nicht gewollt 
habe, iſt weder aus dem Wortlaut und Sinn der „Anmerkung“ 
noch ſonſt aus dem Geſetz etwas zu entnehmen. Auch die 
Entſtehungsgeſchichte der Anmerkung gibt zu einer ſolchen Ein⸗ 
ſchränkung keinen Anlaß. Der Zweck der erſt durch die Kom⸗ 
miſſion des Abgeordnetenhauſes dem Entwurfe der Stempel⸗ 
novelle von 1909 eingefügten „Anmerkung“ ging dahm, zu 
verhindern, daß ausländiſche Geſellſchaften ſich der inländiſchen 
Stempelabgabe entzogen und daß bierdurch die inländiſchen 
Geſellſchaften zugunſten der ausländiſchen benachteiligt würden 
(Bbdl. des AbgH. 1908/09 Nr. 560 A S. 23, Nr 560 E S. 3; 
Vhdl. des Herren. Nr. 137 S. 16, 17). Eine völlige äußere 
Gleichſtellung beider ließ ſich wegen der Verſchiedenheit der in 
Betracht kommenden Verhältniſſe nicht erreichen, ſchon des halb 
nicht, weil die im Stempel⸗Ausland erfolgte Errichtung der 
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ausländiſchen Geſellſchaft von der inländiſchen Abgabe nicht 
erfaßt werden konnte. Erſt wenn die ausländiſche Geſell'chaft 
ihren Sitz in das Inland verlegte oder dort Zweianieder⸗ 
laſſungen errichtete und dadurch mit ihrem geſamten Kapital 
oder doch mit einem Teil davon in den Macht und Schutz⸗ 
bereich des Preußiſchen Staates trat, war die Möglichkeit 
gegeben, ſie als ſolche zu Abgaben heranzuziehen. Zwar unter⸗ 
liegt die Errichtung inlandiſcher Zweigniederlaſſungen ſeitens 
der ausländiſchen Geſellſchaft, nicht aber eine ſolche Errichtung 
ſeitens der inländiſchen Geſellſchaft dem Stempel der Tarif⸗ 
ſtelle 25 zu a; das erklärt ſich aber daraus, daß bei der in⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft das der neuen Zweigniederlaſſung dienende 
Kapital ſchon zur Zeit der Errichtung der Geſellſchaft verſteuert 
werden mußte, während die Errichtung der ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaft vom inländiſchen Stempel freigeblieben war. Beſſer 
geſtellt als die inländiſche Geſellſchaft iſt aber die ausdländiſche, 
wenn ſie, wie hier, mit einer preußiſchen Geſellſchaft einen 
Verſchmelzungsvertrag (8 306 HGB.) abſchließt und bierzu ihr 
Grundkapital erhöht, iniofern, als nur die inländiſche aufs 
nehmende Geſellſchaft außer der Abgabe für die Kapital⸗ 
erhöhung (Tarifſtelle 25 zu a) noch für den Verſchmelzungs⸗ 
vertrag, der einen Geſellſchaftsvertrag betreffend das Einbringen 
von nicht in Geld beſtehendem Vermägen in die Geſellſchaft 
darſtellt, den Stempel aus der Tarifſtelle 25 zu c zu entrichten 
hat. Die früher nach dem Abſ. 2 der letzteren Vorſchrift ge 
botene Anrechnung des Kapitalerhöhungsſtempels auf den 
Einbringungsſtempel iſt durch die Stempelnovelle beſeitigt. Iſt 
bei der Verſchmelzung die aufnehmende Geſellſchaft eine aus⸗ 
ländiſche, fo fällt der preußiſche Einbringungsſtempel fort, an 
ſeine Stelle tritt aber, ſoweit die aufnehmende Geſellſchaft das 
übernommene Vermögen zur Errichtung von Zöweignieder⸗ 
laſſungen in Preußen verwendet, der Errichtungsſtempel aus 
der „Anmerkung“ im Abſ. 5 der Tarifſtelle 25 zu a. Auch er 
iſt neben dem Stempel für die Kapitalerhöhung zu entrichten. 
Zwar wird wegen der Verſchiedenbeit der Steuerfäge bei a und 
bei c der Tarifſtelle 25 dieſer Errichtungsſtempel regelmäßig 
höher ſein als der Einbringungsſtempel, daraus folgt aber 
nicht, daß er nicht neben dem Erhöhungsſtempel zu er heben 
wäre. Denn eine völlige ſteuerliche Gleichſtellung der 
preußiſchen Geſellſchaften mit den ausländiſchen läßt ſich 
praktiſch nicht durchführen. Auch iſt daraus, daß der Geſetz⸗ 
geber durch die „Anmerkung“ die bis dahin beſtehende ſteuer⸗ 
liche Bevorzugung der ausländiſchen Geſellſchaften vor den in⸗ 
ländiſchen hat beſeitigen wollen, nicht der Schluß zu ziehen, 
daß man die ausländifchen in keinem Punkte hat ſchlechter 
ſtellen wollen als die inländiſchen. Der Stempel für die Er⸗ 
richtung der neuen Zweigniederlaſſungen berechnet ſich hier 
gemäß der „Anmerkung“ nach dem Werte ihres Anlage und 
Beiriebskapitals. Daß unter dem letzteren nicht das den 
Zweigniederlaſſungen von der Geſellſchaft etwa beſonders zu“ 
gewieſene Kapital zu verſtehen iſt, ſondern derjenige Bruch⸗ 
teil des Geſamtkapuals der Geſellſchaft, der beſonders den 
Zwecken der Zweigniederlaſſungen dient und deſſen Betrag nd 
nach dem Verhältnis der wirtichaftlihen Bedeutung der Zweig⸗ 
niederlaſſungen für die Geſellſchaft, alſo regelmäßig nach dem 
Umfang ibres Geſchäftsbetriebes beſtimmt, iſt in dem zum 
Abdruck beftimmten kurzlich erlaſſenen Urteil des erkennenden 
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Senats vom 1. Dezember 1914 (VII 252/14) eingehend dar⸗ 
gelegt. Dort iſt ausgeführt, daß dies Verhältnis im Einzel⸗ 
falle durch Vergleichung der Noheinnahmen der Zweignieder⸗ 
laſſungen mit den geſamten Roheinnahmen der Geſellſchaft 
gefunden werden kann, daß dies aber nicht der einzige zuläſſige 
Weg if. Wenn im Streitfalle der Ber R. einen anderen Weg 
eingeſchlagen und den Wert des Anlage- und Bctriebskapitals 
nach dem Werte der Gegenleiſtung beſtimmt hat, die von der 
Klägerin für den Erwerb dieſer Niederlaſſungen hat aufs 
gewendet werden müſſen, ſo kann ein Rechtsverſtoß hierin in 
leiner Weiſe gefunden werden. Daß nach der Erfahrung beim 
Geſchäftsverkehr von Banken untereinander die Leiſtung und 
die Gegenleiſtung, ſoweit nicht beſondere Umſtände entgegen⸗ 
ſiehen, als gleichwertig angeſehen werden können, hat der er 
lennende Senat ſchon öfter, insbeſondere für die Berechnung 
des Aktienſtempels nach dem Ausgabewerte der Aktien, an⸗ 
erkannt. Als Wert des von der Klägerin übernommenen Ver⸗ 
mögens der Wechſlerbank kann hiernach der Betrag von 
12 712000 4 angeſehen werden. Dieſer ganze Vermögens⸗ 
wert iſt ausschließlich zur Fortſetzung des Betriebes der Handels⸗ 
niederlaſſungen der Wechſlerbank in der neuen Geſtalt von 
Zweigniederlaſſungen der Klägerin verwendet worden, diente 
ihnen alſo in erſter Reihe als Anlage⸗ und Betriebskapital. 
Daß — entgegen dem gewöhnlichen Verlaufe der Dinge bei 
der Auſſaugung kleinerer Banken durch Großbanken — die 
ſchon beſtehenden Niederlaſſungen durch die Umwandlung in 
Niederlafſungen der Klägerin an wiriſchaftlicher Bedeutung und 
Ertragsfähigkeit etwas eingebüßt hätten und Träger geringerer 
Vermögenswerte geworden wären, als fie es vorher waren, iſt 
weder behauptet worden noch ſonſt erſichtlich. War hiernach 
neben dem Stempel für die Errichtung der neuen Zweig⸗ 
niederlaſſungen der Kägerin auch noch der Stempel für die 
Kapitalerhöhung zu entrichten, ſo kommt für die Berechnung 
des legzteren folgendes in Betracht. Den Gegenſtand der Er⸗ 
höhung bildeten 20 Millionen Mark neue Aktien. Die Er⸗ 
höhung fand die bereits vorber mit voller Rechts wirkſamkeit 
neu errichteten, im Betriebe befindlichen und mit einem Anlage⸗ 
und Betriebskapital ausgeſtatteten vier Zweigniederlaſſungen der 
Klägerin ſchon vor. Die Erhöhung vollendete ſich durch die 
Eintragung dez Erhöhungsbeſchluſſes m das Handeloregiſter 
(65 306, 304 HGB) Ihrer Wirkſamkeit ſtand es nicht ent⸗ 
gegen daß ein Teil der neu zu ſchaffenden Aktien ſpäter zur 
Abfindung der Aktionäre der Wechſlerbank zu verwenden war. 
Die Wechſlerbank in Br. war mit dieſer Eintragung erloſchen. 
Dem ſteht es auch nicht entgegen. daß nach $ 306 aus praktiſchen 
Rüdfihten die Wechſlerbank zugunſten ihrer Gläubiger noch 
als fortbeſtehend zu denken, ihr Vermögen zunächſt getrennt 
M verwalten und das Sperrjahr zu beobachten war. Die volle 
Iapitalerhöhung von 20 Millionen Mark kam dem gefamten 
kewerblichen Unternehmen der Klägerin, alſo nach Verhältnis 
ihres Ameils am geſamten Anlage- und Betriebs kapital der 
Klägerin auch den neuen Zweigniederlaſſungen zugute; ſie ver⸗ 
Märkte auch ihre Erwerbskraft und ihren Kredit, ebenſo wie 
dies bei den alten preußiſchen Zweigniederlaſſungen der Klägerin 
kal. Es lag deshalb auch kein Anlaß vor, hinſichtlich der 
9 der Erhöhung die neuen Zweigniederlaſſungen 
auderz zu behandeln als die alten, und das Anlage- und 
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Betriebskapital der erſteren bei der Stempelberechnung außer 
Betracht zu laſſen. Die hiergegen von der Reviſion erhobenen 
Angriffe gehen fehl. Sie bekämpft die Annahme des Ber., 
daß die Erhöhung des Grundkapitals bei den neuen Zweig⸗ 
niederlaſſungen erſt dann in das Handelsregiſter eingetragen 
worden ſei, als dieſe Zweigniederlaſſungen ſchon beſtanden hätten. 
Unſtreitig iſt aber die Eintragung der neuen Zweigniederlaſſungen 
in das inländiſche Handelsregiſter vor der Eintragung der Kapital⸗ 
erhöhung erfolgt und deshalb, wie ſchon oben dargelegt iſt, die 
Pflicht zur Verſteuerung dieſer Errichtung ſchon vor dem rechts⸗ 
wirkſamen Eintritt der Kapitalerhöhung entſtanden. Die weitere 
Annahme der Reviſion, daß die Erhöhung des Grundkapitals ſchon 
mit der Eintragung der Erhöhung in das Handelsregiſter der 
— hier ausländiſchen — Hauptniederlaſſung wirkſam wurde, 
ſteht im Widerſpruch mit den Darlegungen des ſchon an⸗ 
geführten Urteils vom 22. März 1912 (RG. 79 S. 137, 140), 
nach denen jene Wirkung erſt mit der Eintragung in das 
inländiſche Handelsregiſter eintritt. Es bedarf daher nicht 
einer Erörterung, in welcher Höhe die Stempelabgabe zu ent⸗ 
richten wäre, wenn die Kapitalerhöhung der Errichtung der 
Zweigniederlaſſungen vorausgegangen wäre. Der Reviſion war 
hiernach ein Erfolg zu verſagen. D. Bank c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 19. Jan. 15, 380/14 VII. — Breslau. [B.] 


Oberlandesgerichte. 
NKriegs rechtliche Entſcheidungen. 


Ablehnung des Ausichungsantrags wegen offen barer 
Anbilligkeit 

(8 2 der Bundesrats bekanntmachung vom 14. Januar 1915). 

In Sachen W. gegen F. wegen Forderung fand am 18. Februar 
1915 vor dem LG. Verhandlung ſtatt. Der Anwalt der beklagten 
Partei beantragte Ausſetzung des Verfahrens, weil der Beklagte im 
Felde ſei. Der Vertreter der Klagepartei trat dieſem Antrag 
entgegen. 

Das Gericht erließ Beſchluß dahin, daß der Antrag auf Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens abgelehnt werde. 

Auf die vom Beklagten eingelegte fofortige Beſchwerde hat das 
OLG. unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluffes die Aus⸗ 
fegung des Verfahrens angeordnet mit folgender Begründung: Die 
Beſchwerde iſt in formeller Hinſicht nicht zu beanſtanden; insbeſondere 
ſteht der Umſtand, daß nach Ablehnung des Aus ſetzungsantrags das 
LG. Verſäumnisurteil gegen die beklagte Partei erlaſſen hat, das 
inzwiſchen mit Einſpruch angefochten worden iſt, der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels nicht entgegen (Seuffert, Komm. 3. ZPO. 11. Aufl. 
Anm. 4 zu 8 252; NGZ. 36, 401; 46, 387). 

Das Rechtsmittel iſt auch begründet. 

Gemäß 5 3 Abſ. 1 Nr. 2, Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
iſt, wenn eine durch einen Prozeßbevollmächtigten vertretene Partei im 
Felde ſteht, auf Antrag des Vertreters die Aus ſetzung des Verfahrens 
anzuordnen. Nach dem durch 8 2 der Bundesratsbekanntmachung 
vom 14. Januar 1915 (R Bl. 1915, 17) beigefügten Sat 2 des 
8 8 Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 iſt, wenn der Kechts⸗ 
ſtreit einen vermögensrechtlichen Anſpruch betrifft, der Antrag auf 
Ausſetzung abzulehnen, wenn die Aus ſetzung nach den Umſtänden des 
Falles offenbar unbillig iſt. 

Nach der Begründung der BD. vom 14. Januar 1915 (DIE. 
1915, 138) if} die Ausſetzung offenbar unbillig, wenn fie gegen Treu 
und Glauben in gröblichſter Weiſe verſtößt und dies ſich einer un⸗ 
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befangenen Betrachtung der tatſächlichen Verhältniſſe ſofort aufdrängen 
muß; die Intereſſen des Kriegsteilnehmers haben hierbei im Vorder⸗ 
grunde zu ſtehen; ſelbſt ein erheblicher Nachteil des Gegners muß 
ihnen regelmäßig weichen. 

Im vorliegenden Falle liegen lediglich die einſeitigen Behauptungen 
der Klaaepartei vor, die in einem Briefe vom 2. Januar 1915 und 
im Schriftſaz vom 30. Januar 1915 aufgeſtellt find; irgendein 
Beweis oder auch nur eine Glaubhaftmachung dieſer Angaben iſt 
nicht erfolgt. Ihnen ſtehen gegenüber die Behauptungen der beklagten 
Partei im Schriftſatz vom 27. Februar 1915, die den gleichen Grad 
von Glaubwürdigkeit beanſpruchen können. 

Da ſich die Vorſchrift des 8 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
zu der des § 2 der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 wie die 
Regel zur Ausnahme verhält (Ning in DIZ. 1915, 139), wäre es 
Sache der Klagepartei geweſen, Umſtände darzutun oder wenigſtens 
glaubhaft zu machen, welche die Ausſetzung als offenbar unbillig 
erſcheinen laſſen. 

Es kann zugegeben werden, daß die Ausſetzung offenbar unbillig 
iſt, wenn der Kriegsteilnehmer ſein Geſchäft wie bisher durch An⸗ 
gehörige weiter betreiben läßt, weiterhin Waren beſtellt und verkauft, 
feine Außen ſtände einzieht und feine Schulden nicht bezahlt (Werts 
heimer in JW. 1915, 159). Wenn aber der Schuldner der Klage 
begründete Einwendungen entgegenzuſetzen hat, die der Bevollmächtigte 
mangels Rüdfprache mit dem Schuldner nicht kennt, dann wird im 
nämlichen Falle die Ausſetzung des Verfahrens nicht zu umgehen ſein 
(Wertheimer a. a O.). Selbſt wenn alſo die Behauptungen der 
Klagepartei richtig wären, würde die Ablehnung des Ausſetzungs⸗ 
antrags nur gerechtfertigt fein, wenn feſtſtünde, daß gegen den 
erhobenen Anſpruch begründete Einwendungen nicht beſtehen. Die 
Annahme des LG., daß die Beklagte offenbar gegen die Forde⸗ 
rung nichts einzuwenden habe und bloß die Zahlung verweigern 
oder hinausſchieben wolle, um andere Gläubiger zu befriedigen, 
entbehrt jeder tatſächlichen Grundlage, da noch nicht zur Sache ver⸗ 
handelt worden iſt und der Anwalt der beklagten Partei glaubhaft 
borbringt, es ſei ihm bisher unmöglich geweſen, von dem Inhaber 
der beklagten Firma, der ſeit Ende Oktober 1914 im Felde ſteht, die 
erforderliche Information einzuziehen. (Beſchluß des OLG. München 
vom 1. März 1915.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Engelmann, München. 
* 1 * 

Zu der Bewilligung von Jahlungsfriſten gemäß Gefchk 
vom 4. Auguſt 1914 und gundesratsbekauntmachung 
vom 7. Auguſt 1914. 

Beſchluß des II. 38S. des OLG. in Breslau vom 22. Januar 1915 
— 2 W 8/15 —. 

Der Beklagte iſt unter Bewilligung von Zahlungsfriſten, denen 
Kläger widerſprochen hatte, ſeinem Anerkenntniſſe gemäß verurteilt 
worden. Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſind dem Kläger die von ihm 
für eine kontradiktoriſche Verhandlung beantragten Gebühren ab⸗ 
geſetzt worden. Gegen den ſeine Erinnerung zurückweiſenden Beſchluß 
des LG hat Kläger ſofortige Beſchwerde eingelegt und zu ihrer Bes 
gründung folgendes ausgeführt: 

Da der Kläger dem Stundungsantrage des Beklagten wider⸗ 
ſprochen habe, ſeien widerſprechende Anträge geſtellt worden. Dieſer 
Vorgang ſei eine kontradiktoriſche Verhandlung. Die Begründung 
des LG fei unzutreffend, da auch die Klage wie jeder bei Gericht 
geſtellte Antrag ein Geſuch ans Gericht ſei und ſich nicht an den 
Beklagten wende. Selbſtverſtändlich müſſe der Anwalt für ſeine 
Tätigkeit im Stundungsverfahren entſchädigt werden. Werde das 
Stundungabegehren in der mündlichen Verhandlung geſtellt, fo werde 
er — wie hier — nicht durch die halbe Verhandlungsgebühr ent⸗ 
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ſchädigt, da dieſe eine mit dem Stundungsgeſuch nicht zuſammen⸗ 
hängende Tätigkeit betreffe. Er habe vielmehr die volle Verhandlungz⸗ 
gebühr zu beanſpruchen, da das Stundungsbegehren ſich gegen die 
Fälligkeit des Anſpruchs richte. Mindeſtens aber ſei gemäß 8 89 
RAO. 8 23 a. a. O. insbeſondere Ziff. 2 entſprechend anzuwenden, 
ſodaß dem Anwalt wenigſtens 10 Prozeß ⸗ und 6/10 Verhandlungz⸗ 
gebühr ſowie der entſprechende Pauſchſatz zugebilligt ſeien. — 

Die ſofortige Beſchwerde iſt an ſich ſtatthaft (8 104 ZRO.), 
auch friſt⸗ und formgerecht eingelegt (88 577, 569 a. a. O.), alſo 
zuläſſig. Es war ihr jedoch der Erfolg zu verſagen. 

Nach 8 19 GKG. gilt die Verhandlung als kontradiktoriſch, ſo⸗ 
weit in ihr von beiden Parteien einander widerſprechende Anträge 
geſtellt werden. Unter Anträgen im Sinne dieſer Borfchrift, die 
auch für die NAGSD. maßgebend iſt, find die Sachanträge, die den 
geltend gemachten Anſpruch ſelbſt betreffen, gemeint, nicht aber An⸗ 
träge, die ſich nur auf die Art ſeiner Durchführung beziehen. 

Zu den letzteren gehört insbeſondere auch der Antrag des zur 
Räumung einer Wohnung verurteilten Schuldners auf Gewährung 
einer Räumungsfriſt. In einem ſolchen Antrage liegt nicht ein 
Widerſpruch gegen den Klageanſpruch. Der Beklagte macht mit 
Stellung dieſes Antrages auch nicht ſeinerſeits einen ſelbſtändigen 
Anſpruch geltend, den er etwa einklagen oder im Wege der Wider⸗ 
Hage verfolgen könnte, ſondern er wendet ſich nur an das Gericht 
mit der Bitte, ihm die Befriedigung des Gläubigers zu erleichtern, 
ihn vor einer in der ſofortigen Vollſtreckung des Urteils etwa liegenden 
Härte zu bewahren. Die Gewährung dieſer Bitte iſt von Gegen⸗ 
erklärungen des Gläubigers unabhängig. Ein von dieſem etwa er⸗ 
hobener Widerſpruch iſt nicht als Widerſpruch gegen einen Anſpruch 
und ſomit nicht als widerſprechender Antrag im Sinne des 8 19 
DGG. anzuſehen. 

Wenn alſo der Beklagte den Räumungsanſpruch des Klägers 
anerkennt und demnächſt die Beſtimmung einer Näumungsfriſt bean 
tragt, fo wird durch den Widerſpruch des Klägers gegen dieſen Antrag 
die Verhandlung nicht zu einer kontradiktoriſchen (vgl. Nittmann, 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz, 5. Aufl., 1912, 8 19 Anm. 5). 

Ganz analog dem Falle des 8 721 ZPO. iſt der hier in Rede 
ſtehende. Auch hier iſt der Beklagte dem Antrage des Klägers gemäß 
verurteilt und iſt ihm nur eine Friſt zur Befriedigung des Gläubigers 
geſetzt. Auch das Stundungsbegehren iſt kein Anſpruch, den der 
Schuldner einklagen oder mittels Widerklage geltend machen könnte. 
Der Gläubiger braucht ihm nicht ſtattzugeben. Auch das Stundungs⸗ 
geſuch richtet ſich nicht an den Gläubiger, ſondern an das Gericht, 
das unabhängig von einem etwaigen Widerſpruche des Gläubigers 
nach freiem Ermeſſen über den Antrag befindet (vgl. Gckſtein in 
JW. 1914 S. 969 f.) Hier wird, wenn der Schuldner den Anſpruch 
des Gläubigers anerkennt, aber um Bewilligung von Zahlungsfriſten 
bittet, durch den Widerſpruch des Gläubigers die Verhandlung gleich⸗ 
falls nicht zur kontradiktoriſchen. Die Anſicht des Klägers, das 
Stundungsbegehren richte ſich gegen die Fälligkeit des Anſpruchs, 
geht fehl. Wäre ſie richtig, ſo müßte das Gericht, wenn es dem 
Stundungsantrage ſtattgibt, mangels Fälligkeit die Klage abweiſen. 
Die Fälligkeit der Klageforderung aber wird ebenſo wie deren Be 
ſtehen vom Beklagten anerkannt, und das Gericht ſchiebt nicht die 
Fälligkeit, ſondern die Vollſtreckbarkeit des Klageanſpruchs hinaus. 
Der Anwalt des Klägers kann ſomit nicht die volle Verhandlung 
gebühr verlangen. 

Es fragt ſich nun, ob der Anwalt auf andere Weiſe für Er 
hebung des Widerſpruchs gegen den nach Anerkenntnis der Klage 
forderung geſtellten Stundungsantrag des Beklagten zu entſchädigen 
iſt. Dies iſt zu verneinen. Eine beſondere Gebühr hierfür it 
geſetzlich nicht feftgelegt. Für Anwendung des 8 89 NAG. aber 
iſt vorliegend kein Raum. Vielmehr wird die in dem Verhandeln 
über das Stundungsbegehren des Beklagten beſtehende Tätigkeit des 
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Anwalts durch die ihm zuſtehende Verhandlungsgebühr mitabgegolten. 
Dies erſcheint auch durchaus billig, da jene Tätigkeit keine irgendwie 
erhebliche Mehrarbeit verurſacht. 

Auch iſt als Abſicht des Geſetgebers anzunehmen, daß der durch 
die Kriegsgeſetze dem wirtſchaſtlich ſchwachen Schuldner gewährte 
Schutz nicht durch ſeine Belaſtung mit höheren Prozeßkoſten geſchmälert 
werden ſoll. Dahingeſtellt bleiben kann, ob der Anwalt für ſeine 
Tätigkeit in einem beſonderen Stundungsverfahren gemäß 8 2 
der Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914, wie es 
Eckſtein a. a. O. im Auge hat, beſonders zu entſchädigen iſt, weil 
dieſer Fall hier nicht vorliegt. 

Da im übrigen die Anſätze des Gerichtsſchreibers nach 88 13, 
16, 19, 76 RAG. richtig find, war die Beſchwerde als unbegründet 
zurückzuweiſen. Den Koſtenpunkt regelt 8 97 3D. 


Die Aufhebbarkeit von Reklameverträgen. 


Die Klägerin, ein Zigarrenladengeſchäft zu Frankfurt a. M., hat 
Verträge abgeſchloſſen mit der Zigarrettenfabrik B. zu Baden⸗Baden 
hinſichtlich der Anbringung von Reklamematerial der Beklagten an 
ihrem Laden. Die Klägerin hat Klage erhoben auf Feſtſtellung, 
daß das zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis erloſchen 
ſei. Zur Begründung ihres Antrages hat die Klägerin angeführt, 
daß die Beklagte in Abhängigkeit vom engliſch⸗amerikaniſchen Tabak 
truſt geraten ſei, daß die Tabakhändler, die auf ſich hielten, es ab⸗ 
lehnten, mit einer Truftfirma in Geſchäftsverbindung zu ſtehen und 
ferner, daß das Publikum nur bei ſelbſtändigen Händlern und nicht 
bei Truſtfirmen kaufen wolle. Der Tabaktruſt gehe auf die Vernichtung 
der Selbſtändigkeit der Händler aus. Der Klägerin könne nicht 
jugemutet werden, die Geſchäftsverbindung mit der Beklagten aufrecht⸗ 
wuerhalten, denn hierdurch komme ſie ſelbſt in den Ruf, in Beziehung 
jum Truſt zu ſtehen. 

Das Os. Frankfurt a. M. hat das Urteil des LG. Frankfurt 
no welches die Klage abgewieſen hatte, aufgehoben und wie folgt 
erkannt: 

Es wird feſtgeſtellt, daß die zwiſchen den Parteien im Oktober 
1911 und im Februar 1912 geſchloſſenen Verträge, die ſich auf die 
Anbringung von Neklamematerial an den Läden der Kläger in 
beziehen, aufgelöft find, 


Aus den Entſcheidungsgründen: 

Die Frage, ob eine ſofortige Kündigung der beiden Verträge, die 
zum wenigſten in der Klageerhebung zu finden wäre, zuläſſig iſt, 
hängt davon ab, wie die Vereinbarungen der Parteien rechtlich zu 
beurteilen find, Der Vorderrichter hat ſie nur unter dem Geſichts⸗ 
puntte der Miete betrachtet, und ſicherlich enthalten fie auch Elemente 
dieſes Kechtsverhältniſſes, inſofern die Klägerin die Außenwände ihrer 
Geſchäftzlokale der Beklagten gegen Entgelt für Reklamezwecke zur 
Verfügung gestellt hat. Aber bei dem zweiten Vertrage im Februar 
1912 treten daneben ganz erhebliche Anſätze zu einem Dienſtverhältnis 
Verbot, da die Klägerin in den beiden Reklameſchaukaſten ausſchließlich 
Batſcharifabrikate auszuſtellen und außerdem die Kaſten zu beleuchten 
batte. Beide Verträge begründen aber endlich auch Rechtsverhältniſſe 
zwiſcen den Parteien, die einer Geſellſchaft ähnlich find. Denn 
beide Zeile haben ſich zum Vertriebe der Batſcharifabrikate vers 
bunden, beide fördern dieſen Zweck durch ihre Tätigkeit, und teilen 
nuch einem beſtimmten Verhältnis den Gewinn, welcher ins beſondere 
der Klägerin in Form einer Nabattgewährung bzw. einer Umſatz⸗ 
probifion zukommt. Es iſt aber — und hier iſt insbeſondere den 
Schlußausführungen des erſten Urteils nicht beizupflichten — für das 
Rechtzverhältnis geradezu beſtimmend, daß beide Parteien in 
gleicher Branche ihren Erwerb ſuchen; bei dem Inhaber eines 
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Ladengeſchäfts anderer Art hätte die Beklagte niemals einen der⸗ 
artigen Vertrag nachgeſucht. 

Solche dem Dienſt⸗ und Geſellſchaftsvertrag ähnliche Rechts⸗ 
verhältniſſe unterſtellt die Rechtſprechung in weitem Umfange der 
Kündbarkeit aus 8 626 bzw. 723 BOB. (RG. 78, 421), und es fragt 
ſich deshalb, ob ein wichtiger Grund zur Kündigung auf Seiten der 
Klägerin vorlag. Nun iſt offenſichtlich, daß ſich die Beklagte in 
gewiſſem Umfange dem Tabaktruſt angeſchloſſen hat, und zwar 
ſpäteſtens bei Gründung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
die im Sommer 1912, alſo nach dem Abſchluß der hier fraglichen 
Verträge, ſtattfand. Bei jener Gründung wurde nämlich „ausländiſches“ 
Kapital in die Firma hereingenommen und demſelben eine Geſchäfts⸗ 
beteiligung eingeräumt. Daß es ſich dabei um nichts anderes als 
um Truſtkapital gehandelt haben kann, ergibt die eigene Erklärung 
der Beklagten, wonach, was auch in anderer Hinſicht charakteriſtiſch 
iſt, ſie alsbald nach Auftreten der Antitruſtbewegung in Deutſchland 
verſucht hat, das ausländiſche Kapital wieder abzuſtoßen. Weiter iſt 
zu berückſichtigen, daß bei der beklagten Geſellſchaft auch die Jasmatzi⸗ 
Aktiengeſellſchaft, eine bekannte Truſtfirma, beteiligt iſt, und ſchließlich 
kommt das Rundſchreiben der Beklagten vom 27. Juni 1914 in 
Betracht, wonach die letztere zuſammen mit ſechs anderen Zigaretten⸗ 
fabriken, darunter wiederum der Jasmatzi⸗Geſellſchaft, eine gemein 
ſchaftliche Umſatzvergütung von 2 Millionen Mark an ihre direkten 
Kunden in Deutſchland zur Verteilung bringen will, wobei Jasmatzi 
als Verrechnungs⸗ und Auszahlungsſtelle dienen ſoll. Ob die 
Geſchäftsanteile der Truſtfirmen in der beklagten Geſellſchaft nur 
eine Minderheit bilden, wie jene behauptet, iſt unerheblich. Auch in 
dieſem Falle könnte der Einfluß des Truſtes auf das Geſchäftsgebahren 
der Beklagten nicht geleugnet werden. 

Gerade der Klägerin, die ſelbſt Tabak: und Zigarettenhändlerin 
iſt, kann nun aber nicht zugemutet werden, zu dem Abſat der 
Fabrikate einer Truſtfirma in der Weiſe mitzuwirken, daß ſie für 
dieſelbe noch beſondere Reklame macht. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
ob die Klägerin durch ſolche Förderung der Truſtfabrikate die Miß⸗ 
achtung ihrer Geſchäftsgenoſſen, nämlich der Händlerkreiſe, auf ſich 
zieht. Es braucht ferner nicht erörtert zu werden, ob das Publikum, 
wenigſtens zu einem Teile, ſich beim Einkauf von Zigaretten von 
ſolchen Läden fernhält, deren Inhaber offenkundig mit dem Truſt 
in geſchäſtlicher Verbindung ſtehen, und ob dadurch die Klägerin 
bereits finanzielle Ausfälle erlitten hat und noch erleidet. Die 
Hauptſache bleibt, daß die Klägerin ihre eigenen ge⸗ 
ſchäftlichen Intereſſen ſchädigt, wenn ſie zur Förderung 
einer Truftfirma beiträgt. Denn das Endziel des Truſtes 
iſt, die Selbſtändigkeit der Tabakhändler zu vernichten 
und ſelbſt die Regeln des Abſatzes der Tabakprodukte vor⸗ 
zufchreiben. Die Klägerin würde alſo, wenn fie dem Truſte 
förderlich iſt, ihre eigene Unabhängigkeit aufs Spiel ſetzen. Daran 
könnte der Umſtand nichts ändern, daß der Truſt ſeine Ziele bisher 
der Klägerin gegenüber nicht verwirklicht hat, und daß auch die 
Beklagte, wie fie behauptet, bisher keinerlei Angriffe gegen die 
Selbſtändigkeit der Klägerin gerichtet hat. Es iſt ferner ohne 
Bedeutung, ob die Beklagte nunmehr wieder verſucht, vom Truſte 
loszukommen. Ob letzteres gelingt, iſt nicht vorauszuſehen, ebenſo⸗ 
wenig wie ſich die Maßnahmen des Truſtes den Händlern gegenüber 
während der weiteren Dauer der fraglichen Verträge geſtalten würden. 
Es muß vielmehr daran ſeſtgehalten werden, daß die Klägerin die 
Vereinbarungen vom Oktober 1911 und Februar 1912 mit einer, 
foweit erkennbar, ſelbſtändigen und unabhängigen Firma abgeſchloſſen 
hat, daß aber das Vertragsverhältnis infolge der nachher erfolgten 
Verbindung der Beklagten mit dem Tabaktruſt in ſeinen Grundlagen 
gänzlich verändert worden iſt, und daß die Aufrechterhaltung der 
Verträge den eigenen geſchäftlichen Intereſſen der Klägerin zuwider⸗ 


laufen würde. Damit liegt ein „wichtiger Grund“ zur friſtloſen 
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Kündigung vor. Die Klägerin hat von ihrer Kündigungsbefugnis 
Gebrauch gemacht, und dadurch ſind die Verträge aufgelöſt. (Urteil 
des OLG. Frankfurt a. M. vom 16. Dezember 1914, 4 U 286/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Zur Aufhebung des Haager Abkommens 
nom 17. Juli 1905 zwiſchen kriegführenden Staaten. 

Der Kläger, ein in Leipzig wohnender ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
Hagte mit dem Antrage 

1. auf Feſtſtellung, daß das von feiner Ehefrau errichtete 

Teſtament nichtig, 
2. die Beklagte demgemäß zur Zahlung von 2720 & ſamt Zinſen 
zu verurteilen ſei, 

gegen eine im Teſtamente ſeiner Ehefrau als Erbin eingeſetzte Geſell⸗ 
ſchaft. Die Beklagte erhob den Einwand mangelnder Sicherheit für 
die Prozeßkoſten und führte unter Wider ſpruch des Klägers aus, daß 
das Haager Abkommen infolge des zwiſchen Rußland und Deutſchland 
beſtehenden Kriegszuſtandes zurzeit nicht mehr in Geltung ſei und 
vor allem in Rußland zugunſten Deutſcher nicht mehr zur Anwendung 
gebracht werde. Dies müſſe nach der Art und Weiſe der ruſſiſchen 
Kriegsführung ohne weiteres angenommen werden. Nach einer Mit⸗ 
teilung eines Leipziger Blattes vom 8. März 1915 werde jetzt in 
Rußland den Angehörigen feindlicher Staaten überhaupt das Recht 
abgeſprochen, als Kläger vor ruſſiſchen Gerichten aufzutreten. Der 
Kläger führt demgegenüber aus, daß nach 8 110 ZPO. Sicherheits⸗ 
leiſtung nicht gefordert werden könne, weil nach den Geſetzen Rußlands 
ein Deutſcher im gleichen Falle zur Sicherheitsleiſtung nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, daß das Haager Abkommen formell nicht außer Kraft 
geſetzt ſei und daß demzufolge die Gegenſeitigkeit noch jetzt verbürgt 
ſei. Wenn alſo, was beſtritten werde, ruſſiſche Gerichte von klagenden 
Deutſchen Sicherheit verlangten, ſo würde dies geſetzwidrig ſein. 

Das Prozeßgericht erkannte, daß der Kläger der Beklagten 
Sicherheit in Höhe von 500 „/ zu leiſten habe und begründete dies 
wie folgt: 

Ob ſich die Mitteilung des von der Beklagten beigebrachten 
Leipziger Blattes bewahrheitet, und ob ferner die auf S. 1296 der 
DIZ. vom Jahre 1914 wiedergegebene Meldung des Berliner Tages 
blattes zutrifft, wonach durch einen Ukas des Zaren vom 24. Juli 
1914 (alten Stils) „die Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und Rußland über die rechtliche Gleichſtellung deutſcher Staats⸗ 
angehöriger mit den ruſſiſchen Untertanen bei Geltendmachung ihrer 
Anſprüche vor ruſſiſchen Gerichten aufgehoben“ worden ſein ſoll, 
kann dahingeſtellt bleiben. In beiderlei Hinſicht wird wahrſcheinlich 
eine zweifelsfreie Feſtſtellurg während des Krieges überhaupt nicht 
möglich ſein. 

Zu erwägen iſt folgendes: Nach 8 110 ZPO. haben Ausländer, 
die vor deutſchen Gerichten als Kläger auftreten, dem Beklagten auf 
deſſen Verlangen wegen der Prozeßkoſten vorbehaltlich der Ausnahmen 
in Ziff. 1 bis 5 Sicherheit zu leiſten. Dieſe Verpflichtung würde an 
fich den Kläger ohne weiteres treffen, da nur die Staats angehörigkeit, 
nicht der Wohnſitz entſcheidet. Es kann ſich alſo nur fragen, ob 
„nach den ruſſiſchen Geſetzen ein Deutſcher in gleichem Falle zur 
Sicherheitsleiſtung nicht verpflichtet fein würde“ (Ziff. 1 des § 1109. 

Als ſolche Rechtsnorm kommt das Haager Abkommen über den 
Ziwilprozeß von 1905 (Art. 17) in Betracht, auf das ſich der Kläger 
ja auch beruft; denn an ſich hat in Rußland der klagende Ausländer 
auf Verlangen des Beklagten für die Prozeßkoſten „Kaution zu ſtellen“ 
(Leske und Löwenfeld, Die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr, 
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Bd. II S. 612 unter II, und 8 571 P. 5 der Ruſſiſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung). Es könnte nach feinem deutſchen Texte des 1. Abſatzes 
von Art. 17 
„Keine Sicherheit... darf den Angehörigen eines der Vertrags 
ſtaaten, die in einem dieſer Staaten ihren Wohnſitz haben und 
vor den Gerichten eines anderen dieſer Staaten als Kläger 
oder Intervenienten auftreten, . . .. auferlegt werden“ 
allerdings (im Hinblick auf den ſcheinbaren Gegenſatz des „einen“ 
und des „anderen“ dieſer Staaten in dem Relativſatze) den Anſchein 
erwecken, als gälte die Vorſchrift überhaupt nicht zugunſten ſolcher 
Ausländer, die in ihrem Wohnſitz ſtaate klagen. Allein ſchon der 
franzöſiſche Text mit ſeiner anderen Satzkonſtruktion 
„aux nationaux d'un de ces Etats contractants, ayant leur 
domicile dans l'un de ces Etats, qui seront demandeurs ou 
intervenants devant les tribunaux d'un autre de ces Etats“ 
zwingt nicht zur Annahme jenes Gegenſatzes, und dieſer ſchwindet 
völlig im deutſchen Texte zu Art. 11 des Haager Übereinkommens 
vom 14. November 1896, der in feiner ſprachlichen Faſſung von 
dem obigen deutſchen Texte völlig abweicht, obwohl der zitierte 
Art. 11 mit Art. 17 des Abkommens von 1905 im franzöſiſchen 
Texte wörtlich übereinſtimmt. Dazu erklärt die deutſche Denk⸗ 
ſchrift zur 1905 er Konvention noch ausdrücklich: Der Art. 17 „gebe 
im 1. Abſatze wörtlich den im Art. 11 des beſtehenden (1896 er) 
Abkommens ausgeſprochenen Grundſatz wieder, daß die im Vertrags⸗ 
gebiete wohnenden Angehörigen eines Vertrags ſtaates in jedem anderen 
Vertrags ſtaate den Inländern in Anſehung der Sicherheitsleiſtung 
für die Prozeßkoſten gleichzuſtellen ſeien.“ 

Hiernach würde, da das Haager Abkommen vom 17. Juli 1905 
ſowohl vom Deutſchen Reiche als von Rußland ratifiziert worden iſt, 
deſſen Art. 17 an ſich unbedenklich auch auf den im deutſchen Neichs⸗ 
gebiete wohnenden Kläger, der ruſſiſcher Staatsangehöriger iſt, anzu⸗ 
wenden fein; es ſei denn, daß der zwiſchen Deutſchland und Rußland 
beſtehende Kriegszuſtand zu einer abweichenden Verurteilung führt. 
Und dies iſt in der Tat der Fall. 

Das „Haager Abkommen über den Zivilprozeß“ gehört zu den⸗ 
jenigen völkerrechtlichen Verträgen, die dazu beſtimmt ſind, den 
friedlichen (Rechts⸗) Verkehr der Angehörigen der Vertragsſtaaten — 
untereinander und vor den Gerichtsbehörden der ihm beigetretenen 
Staaten — zu regeln, wie dies z. B. auf dem Gebiete des Handels⸗ 
verkehrs durch die Handelsverträge geſchieht. Sinngemäße Voraus⸗ 
ſetzung feiner Anwendung iſt alſo der Friedens zuſtand zwiſchen den 
beteiligten Staaten, der allein die tatſächliche Anwendbarkeit 
ſeiner Vorſchriften — vgl. Abſchnitt 1 „Mitteilung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Urkunden“ (Art. 1 bis 7), Abſchnitt II „Erſuchungs⸗ 
ſchreiben“ (Art. 8 bis 16), ferner Art. 18, 19 (Vollſtreckung der Koſten⸗ 
entſcheidungen der Gerichte des einen Staats im anderen) — gewähr⸗ 
leiſtet. Wenn die völkerrechtlichen Verträge ſolcher Art nicht mit dem 
Eintritte des Kriegszuſtandes ohne weiteres als aufgehoben zu gelten 
haben — ſo hinſichtlich der Handelsverträge: Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 10. Auguſt 1914, RGBl. S. 367 —, fo iſt ihre 
völkerrechtliche Verbindlichkeit für die Dauer des Kriegszuſtandes zum 
mindeſten „gehemmt“, „ſuspendiert“; ſo RG. in JW. 1915, 145 6; 
Niemeyer eod. 1914, S. 802, 803 (Zitat aus Bluntſchli: „Die 
Aus führbarkeit der Völkerrechtsnormen wird durch den Krieg größten: 
teils unterbrochen und gehemmt“); Curt Neumann in den „Grenz 
boten“, Jahrg. 1915, 225, beſonders S. 227 (dieſer ſpricht von einer 
„allgemeinen Regel“ des Völkerrechts, wonach mit dem Kriegsausbruche 
„alle bisher geltenden Verträge zwiſchen den Kriegsbeteiligten erlöſchen 
oder wenigſtens ſuspendiert werden“). Gerade aber auf die Aus⸗ 
führbarkeit und die tatſächliche Anwendung der Vertragsnormen in 
dem fremden Staate iſt bei der zu erfordernden „materiellen Gegen“ 
ſeitigkeit“ (R®. 51, 1 ff.) ausſchlaggebendes Gewicht m legen. Eben 
ſowenig, wie während des Krieges „Mitteilungen von Urkunden 
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(Abſchn. D und „Erſuchungsſchreiben“ (Abſchn. II des 1905 er Ab: 
kommen) zwiſchen den deutſchen und den ruſſiſchen Behörden möglich 
find, kann davon die Rebe fein, daß in der Zeit des Kriegszuſtandes 
deutſche, gegen einen ruſſiſchen Kläger ergangene Koſtenentſcheidungen 
in Rußland gemäß Art. 18, 19 des Abkommens vollſtreckt würden; 
und gerade die durch denſelben völkerrechtlichen Vertrag eingeführte 
und gewährleiſtete Vollſtreckbarkeit ſolcher Entſcheidungen in den 
anderen Vertragsſtaaten und insbeſondere auch im Heimatsſtaate iſt 
die tatſächliche und logiſche Vorausſetzung für die Befreiung der Aus⸗ 
länder von der Pflicht zur Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten 
geweſen. Dabei hat man auch nicht das Erfordernis aufgeſtellt, daß 
der Kläger, dem dieſe Befreiung zuteil wird, zur Zeit der Klagerhebung 
gerade in ſeinem Heimatsſtaate wohnen müſſe, weshalb im vorliegenden 
Falle wiederum darauf kein Gewicht zu legen iſt, daß der Kläger — 
zurzeit wenigſtens noch — in Deutſchland wohnt, wo an ſich eine 
Vollſtreckung gegen ihn ohne weiteres möglich wäre. Darauf, daß in 
der Tat in Rußland das Haager Abkommen zugunſten Deutſcher nicht 
mehr angewandt wird, deutet ſchließlich auch die „im Wege der Ver⸗ 
geltung“ erlaſſene Bekanntmachung, betreffend Zahlungsverbot gegen 
Rußland, vom 19. November 1914 (RG Bl. S. 479). 

dat man ſonach — in Übereinſtimmung mit der Entſcheidung 
des LG. Cöln in JW. 1915, 110 und mit Meikel in der DIZ. 1914 
Sp. 1201 f. — davon auszugehen, daß im Streitfalle die Ausnahme⸗ 
beſtimmung in Abſ. 2 Ziff. 1 des 8 110 ZPO. nicht Platz greift, fo 
ft die aus 8 274 Ziff. 5 eod. erhobene Einrede der Beklagten 
begründet. 


Danach war die Höhe der vom Kläger zu leiſtenden Sicherheit 
nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen (8 112 ZPO). Maßgebend iſt dabei, 
welche Prozeßloſten der Kläger für den Fall feines ſchließlichen 
Unterliegens der Beklagten im Höchſtfalle zu erſtatten haben wird. 
Da fein Intereſſe in Anſehung des 1. Klagantrages (8 3 ZRD.) 
nicht über die Grenzen des mit dem zweiten geltend gemachten 
Zahlungsanſpruchs hinausgeht — jene Feſtſtellung der Nichtigkeit 
des Teſtaments würde ja nur zwiſchen den Parteien des gegenwärtigen 
Prozeſſes wirken —, fo find der Berechnung die Sätze der 13. Werts⸗ 
llaſſe zugrunde zu legen. 

Als Rechtsanwaltskoſten ergeben ſich hiernach für die 
I. Inſtanz 8 X 44 = 182 4 und 26,40 & Auslagenpauſchſatz (88 9, 
76 RAGD.), uſammen alfo 158,40 , für einen möglichen zweiten 
Rechtszug nach 8 52 eod. 8 X 57,20 = 171,60 4 und 34,40 4 
Aus lagenpauſchſatz, zufammen 206 &, in Summa demnach 364,40 M. 

Gerichtskoſten kommen für die I. Inſtanz nicht in Frage. Da 
nämlich nach den obigen Ausführungen das Haager Abkommen über 
den Zivilprozeß auch in feinem die Gerichtskoſten betreffenden Abſ. 2 
des Art. 17, verbunden mit Art. 18, 19, während der Dauer des 
Riegszuftandes nicht zur Anwendung gelangt, iſt der Kläger als 
Ausländer nach 8 85 Gg. verbunden, das Dreifache des in 8 81 

Betrages als Vorſchuß zu erlegen. Denn er kann auch 
micht aus anderem Grunde die Ausnahmebeſtimmung in Abſ. 2 
Ziff. 1 des 8 85 eit. für ſich geltend machen, da in Rußland in 
Anſehung der Gerichtskoſten jeder Kläger vorauszahlungspflichtig iſt 
— die Gerichtsgebühr wird dort der Eingabe ans Gericht beigelegt 
leezle und Löwenfeld a. a. O. Bb. II S. 614, 8 18 unter 2) —; 
die materielle Gegenſeitigkeit iſt alſo nicht gewährt. Nach alledem 
werden die erftinſtanzlichen Gerichtskoſten durch den vom Kläger eins 
hufordernden Vorſchuß gedeckt, fo daß die Beklagte nicht in die Lage 
tommt, vor Rechtskraft des Urteils ſolche zahlen oder ohne ent 
ſprechende Sicherheit (f. auch 8 710 RO.) erſtatten zu müffen. 

In II. Inſtanz kann eine Zahlung auch nur in Höhe der ein⸗ 
fachen Gebühr (70 4 und 74 Pauſchſatz) eintreten, nämlich dann, 
wenn die Beklagte Berufungsklägerin, alſo vorſchußpflichtig fein würde. 
Dagegen würde, da der Klaganſpruch die NRevifionsfumme nicht 
erreicht, eine Entſcheidung des Berufungsgerichts, die der Beklagten 
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die Gerichtskoſten ganz oder teilweiſe auferlegte, eine endgültige fein 
und infolgedeſſen eine Erſtattungspflicht des Klägers nicht in Frage 
ſtehen. 

Die im vorſtehenden berechneten Beträge find mit Nüdficht auf 
etwaige weitere außergerichtliche Koſten der Beklagten (Vorſchüſſe für 
Beweisaufnahmen u. a. m.) angemeſſen erhöht worden. Für Erlegung 
der Sicherheit war dem Kläger nach 8 118 ZPO. eine Friſt zu ſetzen. 
(urteil des LG. Leipzig vom 20. März 1915). 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Kurt Eckſtein, Leipzig. 


* * 
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Geſchluß des Landgerichts Ratibor vom 8. Mär 1915 
— 2 1 4/15 —. 

Daß die Zwangsvollſtreckung begonnen haben muß, iſt keineswegs 
Vorausſetzung der Anwendung des 5 3 der Bekanntmachung vom 
7. Auguſt 1914. Aus feinem Wortlaut iſt das Erfordernis dieſer 
Vorausſetzung nicht zu entnehmen. Der Zweck des Geſetzes, Schutz 
des infolge des Krieges in Schwierigkeiten geratenen Schuldners, 
würde auch vereitelt werden, wenn erſt eine Zwangsvollſtreckung ab⸗ 
gewartet werden müßte, da ſchon durch die nicht mehr aufhebbare 
Pfändung dem Schuldner, der die gepfändeten Waren nicht weiter 
veräußern darf, unter Umſtänden die Fortführung des ganzen Ge⸗ 
ſchäftes unmöglich gemacht werden kann. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Roſenthal, Hultſchin. 


Literaturbeſprechungen. 


Nahlenbed, G., Dr. jur., Advokat in Brüſſel: Das neue 
belgiſche Geſetz über Handels» (speziell Aktien-) Geſell⸗ 
ſchaften. Brüſſel 1913, 64 S., 1 Fr. 50 Ct. 

In fehr klaren, knappen Sätzen und ausgezeichnetem Deutſch 
gibt der Verfaſſer eine Überſicht über das Recht der im belgiſchen 
Recht anerkannten Handelsgeſellſchaften. Er behandelt nacheinander 
die offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgeſellſchaft, die Aktien⸗ 
geſellſchaft — dieſe beſonders ausführlich —, die Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, die Genoſſenſchaft, die ſtille Geſellſchaft und 
die Gelegenheitsgeſellſchaft, ſodann neben Stempelfragen die Stellung, 
die Rechte und Pflichten der deutſchen Aktiengeſellſchaft in Belgien. 
Eine Vergleichung der Beſtimmungen mit unſeren deutſchen Geſetzes⸗ 
vorſchriften fällt faſt durchweg zugunſten der letzteren aus, die es 
noch beſſer zu verſtehen ſcheinen, die Berückſichtigung der verſchiedenen 
in Betracht kommenden Intereſſen miteinander zu vereinigen. Für 
alle, die ſich mit belgiſchen Rechts⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſen zu 
befaſſen haben — und in welchem Umfange dies bei Abſchluß des 
großen Krieges der Fall ſein wird, ruht noch in der Zeiten Schoß —, 
wird das Büchlein eine ſehr empfehlenswerte und angenehme Ein⸗ 
führung bilden. Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Bernatzik, Dr. Edm., k. k. Hofrat und Profeſſor an der Wiener 
Univerſität: Die Ausgeſtaltung des Nationalgefühls im 
19. Jahrhundert. — Rechtsſtaat und Kulturſtaat. Heft 6 
der Beiträge zur ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlichen Fort⸗ 
bildung. Hannover, Helwingſche Verlags buchhandlung, 1912. 
94 S. 24. 

Der Band umfaßt zwei kürzere Abhandlungen, welche Fragen, 
die jetzt beſonderes Intereſſe erwecken können, behandeln. Sie ent⸗ 
halten anderes, als die gewählten Titel erwarten laſſen. Die erſte 
Abhandlung befaßt ſich mit dem Begriffe der Nationalität und den 
ſeit dem 19. Jahrhundert gemachten Verſuchen, die Nationalität den 
Staatskörpern einzuordnen. Träger der Nationalitätsidee iſt dem 


Verfaſſer die gemeinſame Sprache. In dem weiteren Verlaufe wirb 
58 * 


420 Juriſtiſche Wochenschrift. 


aber weniger die Entwicklung des Nationalgefühls behandelt als 
die verſchiedenen Möglichkeiten und die verſchiedenen Verſuche, fremde 
Nationalitäten in größere Staatsgebilde einzuordnen. Man wird die 
Darſtellung dieſer teils geglückten (Schweiz), teils geſcheiterten 
(Schweden: Norwegen), teils noch in der Schwebe befindlichen Be 
ſtrebungen auch jetzt mit großem Intereſſe leſen, um die Frage daran 
zu knüpfen: Wie wird in den wichtigſten Gebilden dieſer Art ſich 
die Nationalitätsfrage durch dieſen Krieg entwickeln, ſo namentlich 
für Ofterreich Ungarn, wie wird das polniſche, das iriſche Problem 
ſeine Löſung finden? Natürlich ſind ja alle Ausblicke des Verfaſſers 
ſelbſt durch den Krieg, und namentlich ſeine ungeahnte Wirkung auf 
die Nationalitäten überholt; aber ſeine Betrachtungen geben uns 
wertvolle Hilfszeichen, wenn wir die künftige Entwicklung der von 
ihm angeſchnittenen Fragen überdenken wollen. 

Die zweite Abhandlung handelt weniger von dem Kechtsſtaat 
und dem Kulturſtaat, wie dieſe Begriffe zumeiſt verſtanden werden, 
als zunächſt von dem Gegenſatze zwiſchen dem Nur⸗Nechtsſtaat und 
dem fürſorgenden, ſozialen Staat. Dieſer ſoziale Staat iſt Unter⸗ 
nehmer vieler Betriebe, deren Betrachtung der weitere Teil gilt und 
denen der Verfaſſer ſehr ſympathiſch gegenüberſteht. Vor allem er⸗ 
ſtreckt ſie ſich auf die Stellung der Staatsangeſtellten und namentlich 
der Staatsarbeiter. Dieſen möchte der Verfaſſer die Stellung von 
„Staatsdienende“ mit ihren Rechten und Verpflichtungen, namentlich 
alſo mit Ausſchluß des Streikrechtes, geben. Auch bei der Ab: 
grenzung zwiſchen ſtaatlichen und privaten Betrieben und bei Be⸗ 
laſſung der letzteren für die Anteilnahme des Staates an ihnen, fei 
es durch Beteiligung oder durch Beaufſichtigung, werden die Lehren 
des großen Krieges vielleicht neue Geſichtspunkte abgeben. 

Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Monitor: Der Eid im Zivilprozeß. Breslau, M. u. H. Marcus, 
1913, 35 S. 80 . 

Der ungenannte Verfaſſer tritt lebhaft für vollkommene Ab⸗ 
ſchaffung des Zeugeneides im Zivilprozeſſe ein. An feine Stelle ſoll 
uneidliche Vernehmung der Zeugen — und zwar, ſoviel ſich erſehen 
läßt, ohne Strafandrohung für die wahrheitswidrige Ausſage — 
geſetzt werden mit dem Ergebniſſe, daß nur den vollkommen un⸗ 
intereffierten und durch ihre Perſon eine vollſtändige Gewähr 
bietenden Zeugen zu glauben iſt; die entſtehende große Lücke ſoll 
durch eine Vermehrung der Parteieide gefüllt werden. Die Be⸗ 
gründung ſowohl wie die Erſatzvorſchläge geben zu großen Bedenken 
Anlaß. Denn wenn ſich der Verfaſſer den jetzigen Zuſtänden gegen⸗ 
über als ſchwarzmalender Peſſimiſt zeigt, ſo behandelt er, wie es ſo 
häufig geſchieht, ſeine eigenen Projekte mit einem damit grell 
kontraſtierenden Optimismus. Schon die Behauptungen, welche ihn 
zu der Forderung zur Abſchaffung des Zeugeneides im Zivilprozeſſe 
führen, nämlich daß alljährlich weit mehr als 100 000 Meineide in 
Deutſchland geleiſtet werden, und daß die Richter unbeſehen jedes 
eidlich abgegebene Zeugnis, ſoweit ſich nicht ein Widerſpruch mit 
anderen Zeugenausſagen ergibt, als wahr annehmen, ſind ungeheure 
Abertreibungen von unerfreulichen Erſcheinungen unſeres Rechtslebens. 
Der Verfaſſer unterſcheidet ſehr zutreffend die ſubjektive Wahrhaſtig⸗ 
keit einer Zeugenausſage von ihrer objektiven Wahrheit. Gleichwohl 
ſcheint gerade er, wenn er bei ſo unendlich vielen Zeugenausſagen 
einen unerwieſenen Meineid vermutet, in weitem Umfange hinter 
der durch Unvollkommenheit des Erinnerungsvermögens leicht ver⸗ 
anlaßten objektiven Unrichtigkeit und auch hinter Ausſagen, die dem 
nicht völlig eingeweihten Hörer auffallend erſcheinen, vielleicht aber 
doch wahr ſind, zu Unrecht Verletzung der Eidespflicht zu wittern. 
Andererſeits entziehen ſich die Richter doch nicht in ſolchem Umfange 
der Aufgabe, die Zeugenausſagen auf ihren inneren Wert zu prüfen; 
gar manche Urteile ergehen ſich in längeren Darlegungen, warum 
einer — auch uneidlichen — Zeugenausſage zu glauben oder — trotz 
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Eidlichkeit — nicht zu folgen ſei. Von feinen Gegenvorſchlägen aber 
iſt eine entſcheidende Beſſerung nicht zu erwarten. Zunächſt das 


Abheben auf die Perſon des Zeugen ſetzte voraus, daß hierin kein 


Irrtum oder keine Täuſchung möglich wäre, und die Intereſſiertheit 
des Zeugen, ſeine nahe Beziehung zur Sache oder Perſon, ſchärft 
häufig die Auffaſſung wie die Erinnerung. Die Entſcheidung aber 
in den beanſtandeten 100 000 Fällen ſtatt von der Gewiſſenhaftigkeit 
der Zeugen — was Monitor fo ſehr bekämpft — von der Gewiſſen⸗ 
haftigkeit des Gegners, der am meiſten intereſſierten Perſon, ab⸗ 
hängig machen, wäre doch nur eine Verſchlechterung. Denn ſtatt 
einer Ausſage, die nur in ſeltenen Fällen ſubjektiv befangen iſt, 
erhielte man die Erklärung der Perſönlichkeit, der am meiſten am 
Obſiegen gelegen iſt und der die Auferlegung des Eides zudem klar 
gemacht hat, daß andere ſeinen Eid für den Zivilprozeß widerlegende 
Beweismittel nicht vorhanden find: für gewinnſüchtige oder ſchwache 
Naturen eine Verlockung zum Falſcheide, für viele gewiſſenhafte eine 
Veranlaſſung, lieber Unrecht zu leiden, als ſich auch nur dem Scheine 
auszuſetzen, Unrecht zu tun durch Ausnutzung der günſtigen Prozeß⸗ 
lage. Schon jetzt lehnen deshalb manche feinfühligen Naturen es 
ab, einen Parteieid zu leiſten, da dieſer der Erringung eigener 
Vorteile dient, während ſie gegen den Zeugeneid keinerlei Bedenken 
tragen. Und wenn das Büchlein die durch einen falſchen Parteieid 
Geſchädigten damit abfinden will, daß es eben ihr Nachteil iſt, weil 
ſie mit einem Unwürdigen Geſchäfte machten — die Anſprüche, die 
nicht aus Vertragsabſchlüſſen herrühren, ſind überſehen — oder ſich 
nicht ſchriftlichen Beweis ſicherten — dabei führt der Verfaſſer ſelbſt 
die eidliche Ableugnung der Echtheit einer Wechſelunterſchrift als 
Beiſpiel an —, fo heißt dies faſt zu dem Schaden den Spott fügen. 
Wir müßten uns nur das eine zum Troſte ſagen, daß in ſehr vielen 
Fällen der Parteimeineid deshalb doch vermieden werden würde, 
weil die Unwahrheit eben doch durch die eidliche Ausſage von Zeugen 
nachgewieſen werden könnte, nämlich in einem etwaigen Straf⸗ 
prozeſſe, für welchen der Verfaſſer — vorerſt — die eidliche Zeugen⸗ 
einvernahme beibehalten will. Eine Verminderung der Meineids⸗ 
prozeſſe, die nach dem Eingange der Schrift als Ziel vorſchwebt, 
dürfte von den Vorſchlägen nicht zu erwarten ſein. 

Der Verfaſſer kommt zu dieſen nicht zu billigenden Ergebniſſen, 
weil er bei der Beurteilung der Zeugenausſage von einer falſchen 
Vorausſetzung ausgeht, dem Zeugen im Zivilprozeſſe eine falſche 
Stellung zuweiſt. Der Zeuge iſt auch ein Organ der Rechtspflege. 
Er teilt dieſe Eigenſchaft mit dem Sachverſtändigen. Deſſen Eid 
hat die Schrift nicht berührt. Ob fie auch dieſen abſchaffen will, iſt 
daher nicht erſichtlich. Auch ihm iſt, wie den Zeugen, die Monitor 
vor der Beeidigung ſchützen will, der Rechtöftreit fremd. Er wird 
in denſelben hereingezogen und kann hierzu in vielen Fällen gezwungen 
werden — 8407 ZPO. —, um die Rechtsfindetätigkeit des Richters 
zu unterſtützen. Seine Beeidigung ſtellt die feierliche Einſchärfung 
an ihn dar, daß er hierbei Nechtspflegeorgan iſt und die Pflicht hat, 
nicht zugunſten der einen oder anderen Partei von der Objektivität 
abzuweichen. Gleiches gilt aber auch von dem Zeugen. Auch er il 
Gehilſe des Richters. Gleich dem Sachverſtändigen hilft er den 
Richter bei feinem Beſtreben, die Unterſätze zu finden, auf denen er 
ſein Urteil aufzubauen hat. Der Sachverſtändige hat ihm Er 
fahrungen des Lebens, der Zeuge tatſächliche Wahrnehmungen mib 
zuteilen, die für den zu entſcheidenden Fall von Bedeutung find. 
Auch er darf — in der Regel — den Richter nicht im Stiche laſſen 
und wird deshalb zur Ausſage gezwungen. Auch er muß ſich hierbei 
als Organ der Rechtspflege fühlen und darf deshalb nicht parteiiſch 
ausſagen, und daß er dies nicht darf, ſoll ihm der für die Regelſälle 
vorgeſchriebene Eid einſchärſen. Deshalb iſt die falſche eidliche 
Seugenausſage durchaus nicht der ſonſtigen Lüge gleichzuſtellen, wie 
Monitor es tut, ſondern fie hebt ſich aus deren Rahmen weit hinaus. 
Dieſe Unterſcheidung trifft auch das Volksbewußtſein. 
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Zwar müßte dieſe Betrachtung dazu führen, nur inſoweit die 
Strafbarkeit zuzulaſſen, als der Zeuge die ihm obliegende Pflicht 
zur Unparteilichkeit verletzt und ſie alſo auszuſchließen, foweit ſeine 
Angaben für die Entſcheidung des Rechtsſtreits unerheblich ſind — 
eine vielfach allerdings wohl rechtlich ſchwierige Unterſcheidung. 
Man kann auch aus praktiſchen Gründen ſehr wohl eine weſentliche 
Einſchränkung der Zeugenvereidigung fördern. Allein für die Durch⸗ 
führung der Pflicht der Zeugen zu unparteiiſcher Ausſage wird ſich 
auch künftig eine Strafandrohung nicht entbehren laſſen. 

Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürft, Heidelberg. 


Die Aſſeſſor prüfung in Kriegs- und Friedenszeiten · 
In dem kürzlich im Preußiſchen Juſtizminiſterialblatt veröffentlichten 
Bericht des Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion an den Juſtiz⸗ 
miniſter über das Ergebnis der Prüfungen im verfloſſenen Jahre 
wird konſtatiert, daß die durch die Rundverfügung des Juſtizminiſters 
vom 1. Auguſt 1914 anläßlich der Mobilmachung eingeführten Not⸗ 
prüfungen im allgemeinen einen günſtigen Verlauf genommen haben. 
Insbeſondere fiel die in geſteigerter Willenskraft, lebendiger Auf⸗ 
faſſung, Entſchlußfähigkeit und Sicherheit des Urteils ſich äußernde 
Friſche der Kandidaten in der mündlichen Prüfung angenehm auf. 
Dieſe Friſche wird in der Hauptſache darauf zurückgeführt, daß die 
betreffenden Referendare nicht durch längeres angeſtrengtes Arbeiten 
ausschließlich für Examenszwecke, durch übermäßige Belaſtung mit 
reinem Gedächtnisſtoff und andauerndem ausſchließlichem Verkehr mit 
anderen Examenskandidaten angegriffen und beunruhigt waren. 

Dieſe bei den Notprüfungen gemachten Beobachtungen ſollten an 
maßgebender Stelle Anlaß bieten, eine einfachere Geſtaltung der jetzt 
recht ſchwerfälligen großen Staatsprüfung in die Wege zu leiten. 
Dann würde ſich die Kommiſſion voraus ſichtlich auch bei den ordent⸗ 
lichen Prüfungen an der „Friſche“ der Kandidaten erfreuen können. 

Dieſe ordentlichen Prüfungen beginnen mit den beiden häuslichen 
Arbeiten, dann folgen die Klauſuren, und den Abſchluß bildet das 
mündliche Examen, mit welchem ein Vortrag über einen Rechtsfall 
verknüpft iſt, alfo ein kopiöſes Programm, deſſen Abſolvierung ſchon 
manchen Kandidaten zum „Neuraſtheniker“ gemacht hat. Nun könnten 
die beiden häuslichen Arbeiten getroſt fortfallen. Es war mir niemals 
recht erſichtlich, weshalb man an das Ende eines „praktiſchen“ Vor⸗ 
bereitungsdienſtes eine ſogenannte wiſſenſchaftliche Arbeit angereiht 
hat, zumal ſich eine wirklich wiſſenſchaftliche Leiſtung innerhalb der 
borgeſchriebenen Friſt von 6 Wochen überhaupt gar nicht erzielen läßt. 
Auch die praktiſche Arbeit erfcheint, nachdem die Klauſuren eingeführt 
worden ſind, die weit beſſere Garantien für die Schlagfertigkeit der 
Kandidaten und die ſelbſtändige Anfertigung bieten, überflüſſig. Hat 
doch auch der Kandidat bereits eine große Anzahl ſolcher Arbeiten in 
zum Teil recht verwickelten Streitſachen geliefert, und würde er doch 
gar nicht zu der großen Staatsprüfung zugelaſſen worden ſein, wenn 
nicht jedenfalls die Mehrzahl dieſer Arbeiten befriedigend zenſiert 
worden wäre. 

Der Wegfall der häuslichen Arbeiten würde auch eine Verminderung 
der jetzt auf zwei Präſidenten und 23 Mitglieder angewachſenen Juſtiz⸗ 
bdrüfungskommiſſion im Gefolge haben können, was inſofern erfreulich 
wäre, als dann der Vorſitz nicht fo oft wechſeln würde, wie dies jetzt 
ber all iſt. Bei dem häufigen Wechſel des Vorſitzenden läßt ſich 
eme einheitliche Praxis bei der Handhabung der Prüfungen überhaupt 
nicht durchführen. 

Wie die Dinge jetzt liegen, kann der Kandidat gar nicht anders, 
als ſich mindeſtens ein halbes Jahr ausſchließlich „Examenszwecken“ 
widmen, und iſt es auch erklärlich, daß er ſeinen Verkehr während 
dieser kritiſchen Zeit vorzugsweiſe bei ſeinen Schickſalsgenoſſen ſucht. 
Nan denke doch an das alte Dichterwort: „Solamen miseris socios 


habuisse malorum“. Was endlich die übermäßige Belaſtung der 
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Kandidaten mit reinem Gebächtniöftoff anbelangt, fo tft eine ſolche 
unter den heutigen Verhältniſſen gar nicht zu umgehen, da ber 
Prüfungsſtoff ſchier unbegrenzt iſt und tatſächlich nicht ſelten Fragen 
aus recht entlegenen Gebieten geſtellt werden, auch manche Examinatoren 
gerade auf das poſitive Wiſſen des Kandidaten erhebliches Gewicht 
legen. 

Bei einer Reform der großen Staatsprüfung dürften alfo in 
erſter Linie die Abſchaffung der häuslichen Arbeiten und die Bes 
grenzung des Prüfungsſtoffes, und zwar bei dem vorwiegend praktiſchen 
Charakter des Examens möglichſt auf das geltende Recht in Erwägung 
zu ziehen ſein. 

Wenn übrigens auf Grund der Notprüfung, die doch nur in der 
ſchriftlichen Bearbeitung eines Rechts falles und der mündlichen 
Prüfung (ohne den erwähnten Vortrag) beſteht, zwei Kandidaten das 
Prädikat mit „Auszeichnung“ errungen haben, ſo beweiſt dies doch, 
daß die Kommiſſion ſich auch bei einem ſo verkürzten Examen ein 
vollſtändiges Bild von den Fähigkeiten und dem Wiſſen der Kandidaten 
zu bilden vermag. Sicherlich ſind hier auch die eigenen Wahr⸗ 
nehmungen der Kommiſſion durch vorzügliche Atteſte bei den Perſonal⸗ 
akten beſtätigt worden, wie denn dieſe Akten überhaupt, je einfacher 
ſich das Examen geſtaltet, eine deſto größere Rolle ſpielen werden. 
Und es iſt doch auch nicht mehr als recht und billig, daß die ſich in 
den Perſonalakten widerſpiegelnden Ergebniſſe einer 4 jährigen Vor⸗ 
bereitungszeit bei der Beurteilung der Kandidaten in der großen 
Staatsprüfung wenigſtens einigermaßen ins Gewicht fallen. 

Jedenfalls werden wie auf ſo vielen anderen Gebieten auch auf 
dem der juriſtiſchen Prüfungen die Erfahrungen der Kriegszeit für 
die Friedenszeit nutzbar zu machen ſein. 

Geheimer Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau. 
E 


Anmerkung: Mir perſönlich erſcheinen die Vorſchläge wenig 
annehmbar. Ich habe mich bereits früher einmal (DIZ. 1912 
S. 602) dahin geäußert, daß ich die Struktur unſeres Staatsexamens 
für zweckmäßig halte. So ſehr eine Abkürzung der Prüfungsarbeit 
im Intereſſe der Examinatoren liegt, ſo ſehr liegt es im Intereſſe 
der Kandidaten, daß ihnen möglichſt vielfach Gelegenheit gegeben 
wird, ihr Können zu zeigen und daß nicht alles auf mündliche 
Prüfung und Klauſur geſtellt wird. Der eine iſt mehr theoretiſch, 
der andere mehr praktiſch veranlagt, der eine hat die Gabe ſchneller 
Entſchließung, der andere kann beſſer in Ruhe zu Hauſe arbeiten. 
Allem dem trägt das Examen Rechnung, indem es häusliche, theoretiſche 
und praktiſche Arbeit, Klauſur uud mündliche Prüfung vereinigt. 
Gewiß kann man in 6 Wochen keine „wirkich wiſſenſchaftliche 
Leiſtung“ erzielen, aber eine ſolche wird auch gar nicht vom Kandidaten 
verlangt und Gedächtnisſtoff wird auch heute ſchon im Examen nicht 
abgefragt. Für große Reformen ſcheint heute die Zeit wenig geeignet, 
insbeſondere, da wir erſt vor kurzem die Prüfungsordnung geändert 
haben. Dr. Eugen Fuchs. 


Die Stellung des Verichterſtatters nach dem Geſetz 
über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851. Die 
88 10 ff. Bel 3G. treffen Beſtimmungen über die Einrichtung und 
Zuſammenſetzung der außerordentlichen Kriegsgerichte — ſog. Kriegs⸗ 
zuſtandsgerichte —, im § 12 wird vom „Berichterſtatter“ (BE.) ges 
ſprochen. Nach der Entſtehungsgeſchichte des Bel ZG. entſpricht die 
Stellung und die Aufgabe dieſes nur dem außerordentlichen kriegs⸗ 
gerichtlichen Verfahren eigentümlichen BE. im weſentlichen der des 
Staatsanwalts. Aber doch mit gewiſſen Einſchränkungen. Der 8 12 
begrenzt im Abſ. 3 die Obliegenheiten des BE. dahin, über „die 
Anwendung und Handhabung des Geſetzes zu wachen und durch Ans 
träge die Ermittlung der Wahrheit zu fördern“. Weiter gehen ſeine 
Befugniſſe nicht; Stimmrecht hat er, wie $ 12 ausdrücklich bemerkt, 
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nicht, und insbeſondere iſt er, wie vielfach angenommen wird, zur 
Vornahme richterlicher Unterſuchungshandlungen nicht verpflichtet. 
Eine gerichtliche Vorunterſuchung oder ein gerichtliches Ermittlungs⸗ 
verfahren, entſprechend den bürgerlichen oder militäriſchen Straf⸗ 
prozeßgeſetzen, liegt ja überhanpt nicht im Sinne des ein abgekürztes 
Verfahren bezweckenden BelgG. Die Vorbereitung der Haupt⸗ 
verhandlung — Ladungen uſw. — einſchließlich der Vorermittlungen 
— Herbeiführung kommiſſariſcher Zeugenvernehmungen uſw. — werden 
zwar in der Praxis gewöhnlich vom BE. getätigt. Es wird eben 
angenommen, da das Bel 8G. keine Beſtimmungen darüber enthält, 
daß der BE. in gleicher Weiſe wie die Staatsanwaltſchaft — vgl. 
8218 StPO. — Ladungen uſw. zu bewirken und ſachdienliche Er⸗ 
mittlungen vor der Hauptverhandlung vorzunehmen hat. 

Eine ſolche Tätigkeit jedoch zur Pflicht des BE. zu erheben, 
geht zu weit. Bei dem gänzlich formloſen Verfahren des Bel 8G. iſt 
ja eine Anſtellung von Vorermittlungen überhaupt nicht notwendig; 
es kann auch bei dem Eingange der Anzeige mit der Bezeichnung 
der zu ladenden Zeugen fein Bewenden behalten. !) 

Wenn alſo überhaupt Vorermittlungen uſw. nötig ſind oder 
getätigt werden ſollen, fo find dieſe nicht vom BE., ſondern vom 
Kriegszuſtandsgericht und deſſen Vorſttzenden zu erledigen. 

Es iſt ja nicht zu verkennen, daß eine Übertragung derartiger 
Geſchäfte an das Gericht bzw. den Vorſtzenden mit den leitenden 
Grundſätzen im heutigen Strafverſahren im Widerſpruch ſtehen. Und 
anſcheinend iſt es auch die Anſicht von Stenglein, „Strafrechtliche 
Nebengeſetze des Deutſchen Reiches“ 4. Aufl. Bd. 1 S. 875 A. 5, daß 
Vorermittlungen, Ladungen uſw. Sache des beſtellten BE. ſind. 

Meines Erachtens ergibt ſich das Unrichtige dieſer Auffaſſung 
eben aus dem die Obliegenheiten des BE. begrenzenden 8 12 Bel 3G. 
Es wird hierdurch natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht 
bzw. der Vorſitzende mit dem örtlichen Militärbefehlshaber und, als 
deſſen Organ, dem BE. wegen Herbeiſchaffung von Beweismitteln 
oder ſonſtigen Maßnahmen Hand in Hand geht, wie es in der Regel 
auch zweckmäßig ſein wird. Aber es als Pflicht des BE. zu 
bezeichnen, derartige Handlungen vorzunehmen, iſt meines Erachtens 
unzutreffend. v. Loßberg, Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


IR Zwangsvollſtremung in das Vermögen der 
einzelnen Geſellſchafter wegen einer Geſellſchafts ſchuld 
wiläffig, wenn bei einer offenen Handelsgeſellſchaft die 
Geſchäſtsaufficht fur Abwendung des Konkursverfahren 
angeordnet IE? Die vorbezeichnete Frage wird gegenwärtig vielfach 
von Wichtigkeit ſein. In einem Falle, in welchem außer einem Titel 
gegen eine offene Handelsgeſellſchaft auch Titel gegen die einzelnen 
Geſellſchafter wegen einer Geſellſchaftsſchuld vorlagen, weigerte ſich 
der Gerichtsvollzieher, in das Privatvermögen der Geſellſchafter zu 
vollſtrecken. Auf Erinnerung billigte das AG. in Schwiebus dieſes 
Verhalten mit der Begründung, daß die perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter durch eine Zwangsvollſtreckung in ihr Privatvermögen in 
ihrer wirtſchaftlichen Lage ebenſo gefährdet würden, wie dies durch 
eine Vollſtreckung in das Geſellſchaftsvermögen geſchehen würde. 
Zugleich würden die Intereſſen der übrigen Gläubiger durch 
Zulaſſung von Vollſtreckungshandlungen in das Privatvermögen 
geſchädigt werden. Es widerſpreche daher dem Sinne der Bekannt⸗ 
machung vom 8. Auguſt 1914, wenn Gläubiger in das Privat⸗ 
vermögen des perſönlich haftenden Geſellſchafters vollſtrecken ließen. 

Auf Beſchwerde hat das LG. Guben den Beſchluß des AG., 
deſſen Begründung unhaltbar erſcheint, aufgehoben und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter durch 
Beſchluß vom 27. Februar 1915 für zuläſſig erklärt. Das LG. 


1) Bol. auch Namroth in DStrafr g. 1914, 642. 
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geht davon aus, daß die offene Handelsgeſellſchaft ein beſonderes, 
von dem Vermögen der Geſellſchafter getrenntes und im Intereſſe 
des Nechtsverkehrs mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit ausgeſtattetes 
Geſellſchaftsvermögen beſitzt. Auch im Falle des Konkurſes über 
das Geſellſchaftsvermögen könnten die Geſellſchaftsgläubiger wegen 
ihrer Forderungen an die Geſellſchaft in das Sondervermögen der 
Geſellſchafter vollſtrecken, vorausgeſetzt, daß ſie einen gegen die 
Geſellſchafter gerichteten vollſtreckbaren Titel beſäßen. Wenn nun 
die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Geſellſchaftsvermögen 
ohne Einfluß auf das Privatvermögen der Geſellſchafter ſei, ſo müſſe 
dies folgerichtig auch der Fall ſein, wenn eine Geſchäftsaufſicht zur 
Abwendung eines Konkurſes über das Geſellſchaftsvermögen ans 
geordnet ſei. Da nur über das Vermögen der Geſellſchafter die 
Geſchäftsaufſicht angeordnet ſei, ſo ſei auch nur dieſes dem Zugriff 
der Gläubiger entzogen. Wollten die Geſellſchafter ihr Sonder⸗ 
vermögen gegen Zwangsvollſtreckungen aus Forderungen gegen die 
Geſellſchaft ſchützen, fo müßten fie die Anordnung einer Geſchäfts⸗ 
aufſicht über ihr Privatvermögen herbeiführen. Solange dies aber 
nicht der Fall ſei, ſei die Zwangsvollſtreckung in das Privatvermögen 
zuläſſig. Eine Benachteiligung der übrigen Gläubiger ſei hierbei 
allerdings möglich, aber nicht anders, wie bei jeder anderen Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Jedenfalls müſſe dieſer Umſtand aber einen Ausſchluß 
der Zwangsvollſtreckung nicht zur Folge haben. 

Man wird den Ausgangspunkt und das Ergebnis des Land⸗ 
gerichtsbeſchluſſes billigen müſſen. Nur erſcheint mir der Hinweis 
auf eine Analogie mit dem Konkurſe nicht zutreffend. Die Geſchäfts⸗ 
aufſicht, die zur Abwendung des Konkursverfahrens dient, ſteht doch 
gerade in einem gewiſſen Gegenſatz zu dieſem. Dagegen iſt der 
Hinweis darauf, daß es zur Vermeidung von Zwangsvollſtreckungen 
einer beſonderen Anordnung der Geſchäftsaufſicht über das Privat⸗ 
vermögen der Geſellſchaſter bedarf, vollſtändig zutreffend. Will einer 
der Geſellſchafter erreichen, daß er nicht durch eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ſein Privatvermögen in ſeiner wirtſchaftlichen Lage 
geſtört wird, fo muß er eben auch inſoweit die Geſchäftsaufſicht 
beantragen und die dazu vorgeſchriebenen Vorſchriften der Bekannt⸗ 
machung erfüllen. Ohne weiteres können ihm nicht die Wohltaten 
der Bekanntmachung, die ſich als Ausnahmevorſchrift darſtellt, 
und daher nicht exten ſiv interpretiert werden darf, bezüglich ſeines 
Privatvermögens zugute kommen. Veranlaßt er nichts in dieſer 
Beziehung, fo können eben alle Geſellſchaftsgläubiger, wenn ſie ſich 
einen Titel gegen die einzelnen Geſellſchafter verſchafft, oder vor⸗ 
ſichtigerweiſe dieſe gleich mitverklagt haben, gegen die einzelnen 
Geſellſchafter vollſtrecken, und es gilt hierbei, wie bei jeder Nobiliar⸗ 
vollſtreckung der Grundſatz, daß derjenige, der am ſchnellſten vor⸗ 
gegangen iſt, das beſte Recht hat, ohne daß man davon ſprechen 
kann, daß auf dieſe Weiſe andere Gläubiger ungebührlich benachteiligt 
werden. Rechtsanwalt Dr. Beſas, Berlin. 


Gukzeffinlieferungsnertrag. Ein Beitrag zu feiner 
Auslegung. Der Kläger hatte mit einer Firma, deren einer Inhaber 
der Beklagte war, einen Vertrag geſchloſſen, in dem die Firma folgende 
Erklärung abgegeben hatte: „Wir erklären uns bereit, Herrrn 
(d. i. der Kläger) zunächſt auf die Dauer von 5 Jahren die Lieferung 
der in unſerem Geſchäftsbetriebe erforderlichen Poſtverſand⸗ wund 
Lagerkartons aus brauner Lederpappe zu Tagespreiſen zu übertragen.“ 
Etwa ein Jahr danach ging die Firma unter Ausſchluß der Paſſiva 
durch Vertrag auf andere Perſonen über. Letztere lehnten ab, von 
dem Kläger ihren Bedarf an Kartons zu beziehen. Der Kläger ber 
langte von dem Beklagten entgangenen Gewinn für die Zeit ſeit 
Übergang der Firma auf die neuen Inhaber. Der Beklagte beantragte 
Klagabweiſung, da er feit Veräußerung des Geſchäfts keinen Bedarf 
mehr habe. Das Gericht erſuchte die Handelskammer zu Berlin em 
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Auskunft darüber, ob der Vertrag nach den Anſchauungen der Handels⸗ 
kreiſe dahin auszulegen ſei, daß die Inhaber der Firma nur ſo lange 
daraus verpflichtet ſein wollten, wie ſie Inhaber blieben, oder auch 
über dieſe Zeit hinaus für die Dauer von 5 Jahren. Die Handels⸗ 
kammer hat folgendes Gutachten erſtattet: 

Nach den Anſchauungen der Handelskreiſe iſt der Vertrag 
dahin auszulegen, daß die Inhaber der Firma, gleichviel, ob 
ſie Inhaber der Firma bleiben oder nicht, 5 Jahre lang ver⸗ 
pflichtet ſind, dem Kläger dafür aufzukommen, daß die Lieferung 
der im Geſchäftsbetrieb der Firma erforderlichen Poſtverſand⸗ 
und Lagerkartons aus brauner Lederpappe ihm zu Tages⸗ 
preiſen übertragen werde. 

Mitgeteilt von Landrichter Voigt, Berlin. 


Yerminderung des Schreibwerkes. In der jetzigen 
Kriegszeit, während welcher auch die Kanzleikräfte der Gerichte durch 
Einberufungen ſtark beſchränkt find, macht ſich ein Uberſehen in der 
letzten Novelle zur ZPO. beſonders unangenehm bemerkbar. 

Durch dieſe wurde im Intereſſe der Verminderung unnötigen 
Schreibwerkes und zugleich zur Beſchleunigung des Verfahrens be⸗ 
fimmt, daß amtsgerichtliche Urteile überhaupt und Verſäumnis⸗ ſowie 
Anerkenntnisurteile der anderen Gerichte unter Weglaſſung des Tat⸗ 
beſtandes und der Entſcheidungsgründe mit voller Wirkſamkeit, alſo 
auch für den Beginn der Vollſtreckung und für den Lauf der etwaigen 
Friſten, zugeſtellt werden können. Dagegen fehlt nach wie vor eine 
gleiche Beſtimmung für die kraft Geſetzes unanfechtbaren Urteile der 
Landgerichte als Berufungsgerichte und der Urteile der Oberlandes⸗ 
gerichte, die nach dem Geſetz für vorläufig vollſtreckbar zu erklären 
ſind (natürlich nicht etwa reviſibler ſolcher Oberlandesgerichtsurteile 
im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß). Und gerade hier wäre eine ſolche 
Beſtimmung nötig, beſonders bei ſolchen Urteilen, durch welche ent⸗ 
gegen dem abweiſenden Urteil I. Inſtanz die Beklagten nach dem 
Klageantrage verurteilt werden; ſolche Urteile ſind begreiflich von 
beſonders großem Umfang. Eine Mitteilung der Gründe iſt in dieſen 
Fällen zwar von wiſſenſchaftlichem, aber faſt niemals von praktiſchem 
Intertſſe, insbeſondere nicht für die Vollſtreckung. Wer die Gründe 
mm erfahren wünſcht, kann fi ja eine Abſchrift davon geben laſſen. 

Hier könnten alſo durch einen einfachen Federſtrich im Geſetze, 
auch für die Friedenszeit, Millionen von fachlich überflüffigen Feder⸗ 
ſtrichen beſeitigt werden. 

Juſtizrat Eugen B. Auerbach, Berlin. 


Ortliche Anwaltvereine. 


Berliner Anwaltverein. 


Die Reaxts auskunftsſtelle des Berliner Anwaltvereins 
während des Krieges. Bald nach Ausbruch des Krieges beſchloß 
der Vorſtand des Berliner Anwaltvereins, eine Auskunftsſtelle zu 
errichten. in der allen Perſonen, die infolge des Krieges der unent⸗ 
zeltlichen Beratung bedürftig ſeien, unentgeltliche Rechtsauskunft erteilt 
werden ſollte. Im Bedarfsfalle, insbeſondere wenn eine Rechts: 
bertretung notwendig werde, oder wenn es ſich um eine Angelegenheit 
handle, die ſich nicht ſofort erledigen laſſe, ſollte ihnen durch einen 
von der Auskunftsſtelle zu benennenden Rechtsanwalt unentgeltlicher 
Kechtsbeiſtand gewährt werden. Der Verein „Recht und Wirtſchaft“ 
erbot ſich, bei dieſer Rechtsauskunft mitzuwirken. Der Magiſtrat der 
Stadt Berlin gewährte im neuen Stadthauſe zwei zu ebener Erde 
gelegene große Räume nebſt Einrichtungsſtücken für die Zwecke der 
Rechtzauskunftsſtelle. Über 150 Rechtsanwälte ſtellten ſich zur Abs 
haltung der Sprechſtunden in dieſen Räumen, teils einmal teils 
mehrere Male monatlich und wöchentlich, zur Verfügung. Ebenſo 
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erboten ſich über 50 Mitglieder des Vereins „Recht und Wirtſchaft“, 
Ratfuchenden, die ihnen von der Rechtsauskunftsſtelle überwieſen 
würden, Auskunft über Fragen aus beſtimmten Rechtsgebieten, die fie 
namhaft machten, zu erteilen. 

Am 8. September 1914 begann die Kechtsauskunftsſtelle ihre 
Tätigkeit. Die Sprechſtunden fanden täglich von 1 bis 4 Uhr ſtatt. 
Es wurde beſtimmt, daß der Anwalt die Fälle, die er nicht ſofort 
ſelbſt erledigen könnte, mit gedrucktem Schein an einen anderen, 
möglichſt in der Nähe der erſchienenen Perſon wohnenden, Herrn 
uüberweiſen bzw. ſelbſt zur weiteren Erledigung übernehmen ſollte. 
Es ſind nun in der Zeit vom 8. September 1914 bis 1. April 1915 
in der Rechtsauskunftsſtelle 2013 Perſonen erſchienen, davon find 
1649 alsbald abaefertigt, 364 überwieſen worden. Im Anfang war 
der Andrang des Publikums bedeutend; die Zahl der Beſucher bewegte 
ſich von ungefähr 40 bis 70 täglich; nach einigen Wochen gingen die 
Zahlen indeſſen ſehr zurück, ſo daß die Sprechzeit auf zwei Stunden 
täglich herabgeſetzt werden konnte. 

Den größten Raum, insbeſondere im Anfang, nahmen die 
Mietſachen ein. Dann folgten der Zahl nach Gehalt⸗ und Lohnſachen. 
Im übrigen kamen Fragen aus allen möglichen Rechtsgebieten vor. 
Strafſachen waren nicht ſelten. Dagegen erwies ſich hier, wie auch 
ſonſt bei den gemeinnützigen Rechtsauskunſtsſtellen in Berlin, die 
Annahme, daß beſonders viele Fälle des Arbeiter- und ſozialen 
Verſicherungsrechts vorkommen würden, als unrichtig; die Arbeiter 
haben dafür ſeit langer Zeit ihre beſonderen Auskunftsſtellen. 

In der überwiegenden Zahl der Fälle handelte es ſich um Rats 
erteilung, die ſofort an Ort und Stelle oder demnächſt im Bureau 
oder vereinzelt auf Sondergebieten durch Mitglieder des Vereins 
„Recht und Wirtſchaft“ gewährt wurde. Es ſind aber auch zahlreiche 
Prozeßvertretungen übernommen worden, und in manchen Fällen ergab 
ſich die Notwendigkeit, ſofort kurze Schriftſätze, Eingaben an Behörden, 
Briefe zu entwerfen, und dann wurden fie entworfen, obgleich grund⸗ 
ſätzlich die Einrichtungen hierfür nicht vorgeſehen waren. 

In einer Anzahl von Fällen handelte es ſich für die Erſchienenen 
nicht um Rechtsrat, ſondern um Unterſtützung. Dann wurden fie 
möglichſt der zuſtändigen Hilfsſtelle überwieſen. Eine Verbindung 
von Rechtshilfe und materieller Unterſtützung, wie fie an anderen 
Orten eingeführt iſt, beſteht hier nicht. Schriftliche Anfragen, die 
aus Berlin und dem Reiche einliefen, zu beantworten, war nicht Auf⸗ 
gabe der Nechtsauskunftsſtelle. Nur ſelten waren die Fälle, in denen 
Perſonen erſchienen, die als bedürftig nicht angeſehen werden konnten. 
Sie wurden entweder zurückgewieſen oder zahlten freiwillig kleine 
Beträge zugunſten des Roten Kreuzes. An der Borausſetzung der 
Bedürftigkeit mußte natürlich, wenn auch in Kriegszeiten die Prüfung 
nicht beſonders ſtreng gehandhabt wurde, feftgehalten werden. 

Von den Anwälten, die ſich zur Verfügung geſtellt hatten, ſind 
nach und nach eine große Anzahl zu den Fahnen einberufen worden, 
ſo daß die Inanſpruchnahme der zurückgebliebenen größer geworden 
iſt. Die Arbeit wird aber gern im Intereſſe der guten Sache 
geleiſtet. Anwälte, die dieſe Sprechſtunden wahrnehmen, haben auch 
ihre lebhafte Befriedigung über dieſe Hilfstätigkeit für die Unbemittelten 
geäußert. Das kann den Berliner Anwaltverein in ſeinem Vorhaben, 
ſich an der unentgeltlichen Rechtsauskunft für Unbemittelte dauernd, 
auch in Friedenszeiten, zu beteiligen, nur beſtärken. Vor Ausbruch 
des Krieges hatte er bereits einen dahingehenden Beſchluß gefaßt und 
ins Werk zu ſetzen begonnen. Die Ausführung iſt durch den Krieg 
beſchleunigt worden. Es iſt zu hoffen, daß die mit der Kriegs⸗ 
auskunfts telle gemachten Erfahrungen auf die Dauer gute Früchte 
tragen werden, zum Nutzen der Bevölkerung und auch der Anwälte, 
die ſonſt in unerwünſchtem Maße von dem Rechtsleben der unbemittelten 
Volksſchichten abgedrängt werden könnten. 

Juſtizrat Margoninsky. 
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In der März⸗Verſammlung des Berliner Auwaltvereins 
teilte der Vorſitzende, Juſtizrat Goldmann, mit, daß der Vorſtand 
aus Vereinsmitteln 20 000 & Kriegsanleihe gezeichnet habe. Er 
empfahl den Beitritt zu der neugegründeten Orts gruppe Berlin des 
Vereins „Recht und Wirtſchaft“. Herr Kollege Dr. Arthur Nußbaum, 
Privatdozent an der Univerſität Berlin, hielt einen Vortrag über das 
Thema: „Der gegenwärtige Stand der Hppothekenfrage unter 
beſonderer Berückſichtigung der neueſten Verordnungen des Bundes⸗ 
rates.“ Nach einer einleitenden Darlegung über Urſachen und Um⸗ 
fang der gegenwärtigen Hypothekennot erörterte der Vortragende 
zunächſt die auf dem Gebiete der Rechtspflege getroffenen Hilfs⸗ 
maßnahmen. Bei Beſprechung der Verordnung vom 18. Auguſt 1914 
über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung 
wandte ſich der Vortragende gegen den Aufſatz von Bauchwitz: Die 
Rechtsbehelfe des Hypothekenſchuldners, der ſich der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterworfen hat.!) Die Vorſchläge von Bauchwitz ſeien 
rechtlich zweifelhaft, ſehr unpraktiſch und überaus koſtſpielig, während 
es keinem Zweifel unterliegen könne, daß der Hypothekenſchuldner 
gegenüber der vollſtreckbaren Urkunde auch ſchon vor Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung bei dem 
nach 88 732, 797 Abſ. 3 ZPO. zuſtändigen AG. auf Grund des § 3 
der Verordnung vom 18. Auguſt 1914 erreichen könne. Hinſichtlich 
der neuen Verordnungen über die Beſchlagnahme von Getreide⸗ 
vorräten erachtete es der Vortragende für nicht unbedenklich, daß 
man keine Vorſchriften getroffen habe, wonach bei der Beſchlagnahme 
der betr. Grundſtückserzeugniſſe die Enteignungsſumme an Stelle der 
Erzeugniſſe in die hypothekariſche Haftung eintrete. Im Anſchluß 
hieran beſprach der Vortragende die Frage der Hypotheken⸗ 
einigungsämter mit beſonderer Rückſicht auf die Groß⸗Berliner 
Verhältniſſe und gab der Hoffnung Ausdruck, daß die Amter entgegen 
der aus manchen Intereſſentenkreiſen laut gewordenen Befürchtungen 
eine gedeihliche Wirkſamkeit entfalten würden. 


Der Vortragende ging hierauf zu den das Intereſſengebiet des 
Anwalts berührenden wirtſchaftlichen Fragen über, indem er ſich 
zunächſt den Koſten der Hypothekenprolongationen zuwandte. 
Es wurde hierbei die Stellungnahme der verſchiedenen Aufſichts⸗ 
behörden beleuchtet ſowie die Praxis der an den „Schutzverband für 
deutſchen Grundbeſitz“ angeſchloſſenen Hypothekeninſtitute. Nach Auf: 
faſſung des Vortragenden bedeuten die von den letzteren beſchloſſenen 
Maßnahmen keineswegs den Beweis eines beſonderen Entgegen⸗ 
kommens gegenüber den Hypothekenſchuldnern. Nachdem hierauf noch 
die verſchiedenen Möglichkeiten einer Beleihung von Hypotheken 
beſprochen worden waren, wandte ſich der Vortragende der Frage zu, 
ob es noch weiterer geſetzgeberiſcher Maßnahmen bedürfe: 
Die Forderung eines ſogenannten Hypothekenmoratoriums lehnte 
der Vortragende ab, die Frage einer teilweiſen Abwälzung der Kriegs⸗ 
ſchäden von den Eigentümern auf die Hypothekare ſei noch nicht 
ſpruchreif. Dagegen trat er mit Entſchiedenheit dafür ein, daß durch 
geſetzgeberiſche Maßnahmen den Hypothekengläubigern eine weitere 
Ausnutzung der Kriegsnotlage des Grundbeſitzes zur Erlangung 
beſonderer Vorteile unmöglich gemacht werde. Mit allgemeinen Ver⸗ 
fügungen der Aufſichtsbehörden der hypothekengebenden Inſtitute 
(JW. 1914, 1109) ſei wohl doch nicht auszukommen, da die Be⸗ 
hörden einerſeits wenig Neigung zu derartigen Eingriſſen zeigten und 
andererſeits mehr und mehr Klagen über rigoroſes Vorgehen privater 
Hypothekengläubiger laut würden. In Erwägung zu ziehen ſei auch 
die Einführung einer Grundſtücksaufſicht, jedoch nur einer ſolchen 
ohne Beſchlagnahmewirkungen hinſichtlich der Miete, da es ſich andern⸗ 
ſalls lediglich um eine Zwangsverwaltung mit anderem Namen 
handeln würde. Auch obne ſolche Beſchlagnahmewirkung laſſe ſich 
aber eine Grundſtücksaufſicht praktiſch wirkſam ausgeſtalten. Sie 
müſſe jedoch entweder mit dem richterlichen Stundungsverfahren in 
Ve bindung gebracht werden (JW. 1914, 11 10) oder aber mit dem 
Verfahren vor den Hypothekeneinigungsämtern. Der vor das 
Einigungsamt geladene Hypothekengläubiger werde ſich der Regel 
nach nur dann zu einer längeren Stundung der Hypothek entſchließen 
können, wenn man ihm Garantien dafür biete, daß ihm die Ein⸗ 
künfte des Grundſtücks nicht entfremdet würden. Es werde ſich daber 
als notwendig erweiſen, von Gemeinde wegen eine Grundſtücksaufſicht 
zu organiſieren, auf die dann bei den anzuſtrebenden Vergleichen 
Bezug genommen werden könne. 


1) JW. 1914 S. 1111 bis 1113. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


Die grundſätzliche Anerkennung der Einrede der Argliſt 
für das Recht des BGB. wird in Entſch. Nr. 1 wiederholt 
gebilligt. RG. lehnt es jedoch ab, mit dem BG. (OLG. Hamm) 
dieſe Einrede gegenüber jeder unbilligen Rechtsverfolgung 
durchgreiſen zu laſſen. 

Ein mit einem Geiſtesſchwachen abgeſchloſſenes Geſchäft 
iſt nur dann wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig, 
wenn die geiſtige Schwäche von dem Vertragsgegner zur Er⸗ 
reichung außergewöhnlicher, mit ſeiner Leiſtung in einem Miß⸗ 
verhältnis ſtehenden Vorteile ausgebeutet wurde (Entſch. Nr. 2). 

Unter dem vertragsmäßigen Anerkenntnis des 8 222 Abſ. 2 
BGB., das der Leiſtung gleichgeſtellt iſt, iſt ein Schuld⸗ 
anerkenntnis im Sinne des 8 781 BGB. zu verſtehen 
(Entſch. Nr. 3). 


In Entſch. Nr. 5 tritt der III. 38S. des RG. der vom 
V. ZS. (RG. 63, 42 = JW. 06, 304) gegen den IV. 38. 
(Gruchots Beitr. 49, 354 = JW. 04, 550) vertretenen Anſicht 
bei, daß ein Hypothekengläubiger, der die Übernahme der 
Hypothek durch den Erwerber des Grundſtücks — ausdrücklich 
oder durch ſchlüſſige Handlungen — genehmigt hat, ſich nicht 
durch Berufung auf unterlaſſene Wahrung der Formvorſchriften 
des § 416 Abſ. 2 BGB. von den Rechtsfolgen der erklärten 
Genehmigung der Schuldübernahme wieder befreien könne. 


Bei Abtretung einer Hypothek kann ſich der bisherige 
Gläubiger das Zinsgenußrecht vorbehalten (Entſch. Nr. 6). 

Als verfaſſungsmäßiger Vertreter einer öffentlich⸗ rechtlichen 
Körperſchaft gilt nur derjenige, der durch die ihre Verwaltungs⸗ 
organiſation regelnden Beſtimmungen zur Tätigkeit innerhalb 
eines Geſchäftsbereichs berufen iſt. Da die Stelle eines Kreis⸗ 
baumeiſters in der Kreisordnung nicht vorgeſehen iſt, wird in 
Entſch. Nr. 7 die auf 88 31, 89 BGB. begründete Haftung 
des Kreiſes für mangelnde Sorgfalt des Baumeiſters bei Aus⸗ 
führung von Bauarbeiten auf einer öffentlichen Straße ver⸗ 
neint. — Da der Kreis jedoch als Bauherr ſelbſt verpflichtet 
iſt, die bei Vornahme von Straßenarbeiten dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr drohenden Gefahren durch geeignete Sicherheitsmaßnahmen 
zu verhüten, wird ihm die Erſatzpflicht für den durch Unter⸗ 
laſſung ſolcher Vorkehrungen entſtandenen Schaden auf Grund 
des 5 823 BGB. auferlegt. 


Gegen die Vorentſcheidung des KG. wird in Entſch. Nr. 9 
von dem VII. 35 im Anſchluß an die Entſcheidung des V. 38. 
(RG. 64, 415 = JW. 07, 59) ausgeführt, daß der Nießbraucher 
eines Miethauſes berechtigt ſei, die Mietzinſen des Hauſes zu 
pfänden. 5 

Der gegen Diebſtahl Verſicherte iſt nicht verpflichtet, die 
nach der Schadensfeſtſtellung wiederherbeigeſchafften geſtohlenen 
Sachen ſtatt der Geldentſchädigung anzunehmen (Entſch. Nr. 11). 

Der Lauf der im § 70 VerſVG. für die Kündigung eines 
Verſicherungsverhältuiſſes durch den Erwerber der verſicherten 
Sache beſtimmten Friſt beginnt bei Erwerb eines Grundſtücks 
in der Zwangsverſteigerung auch dann mit dem Zuſchlage, 
wenn auf Antrag eines Beteiligten das Grundſtück gemäß 
§ 94 82G. für Rechnung des Erſtehers in gerichtliche Vers 
waltung genommen wird (Entſch. Nr. 12). 

In Entſch. Nr. 14 hält RG. daran feſt, daß auch ein be 
ſtimmter Stoff gebrauchsmuſterfähig ſei. 

Im Falle des 8 39 ZRO. bleibt kein Raum für die Ans 
wendung des 8 274 Abſ. 3 ZPO. (Entſch. Nr. 16). 

Für den infolge der Enteignung des belaſteten Grundſtücks 
eintrerenden Verluſt eines dinglichen Vorkaufsrechts kann der 
Vorkaufsberechtigte einen Schadenserſatz gegen den Unternehmer 
unmittelbar nicht geltend machen (Entſch. Nr. 22). 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 
für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 3. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. 
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Der Rechtszuſtand in den okkupierten Gebieten 
Belgiens und Rnſſiſch⸗Polens. 


Von Geheimen Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 


Durch den gegenwärtigen Krieg ſind Rechtsfragen in den 
Vordergrund getreten, die von dem regelmäßigen Gange der 
Rechtsentwicklung fo weit abliegen, daß eine Information über 
ſie außerordentlich ſchwierig iſt. Dazu gehört in erſter Linie 
der Rechtszuſtand in den okkupierten feindlichen Gebieten. Es 
ſoll im folgenden hier der Verſuch gemacht werden, eine Uber⸗ 
ſicht über die einſchneidenden Rechtsfragen und den Beſtand 
der Verordnungen zu gewinnen. 

Durch die militäriſche Beſetzung eines fremden Staats⸗ 
gebietes wird an ſich nichts an den ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſen geändert. Das okkupierte Gebiet bleibt Beſtandteil 
des Staatsgebietez, welchem es vor Ausbruch der Feindſelig⸗ 
leiten angehört hat, bis etwa durch internationale Abmachungen 


beim Friedensſchluß anders darüber verfügt wird. Dagegen 
erſcheint die tatſächliche Ausübung der Staatsgewalt inner⸗ 
halb des okkupierten Gebietes außer Kraft geſetzt und in die 
Hände des Okkupierenden übergegangen. Durch völkerrechtliche 
Vorſchriften findet dieſe tatſächliche Ausübung eine nähere 
Zweckbeſtimmung und Umgrenzung. Abgeſehen von der nicht 
ratifizierten Brüſſeler Deklaration von 1874 hat die Haager 
Landkriegsordnung von 1907 in ihrem dritten Abſchnitt, der 
die Mberfchrift „Militäriſche Gewalt auf beſetztem feindlichen 
Gebiet“ trägt, hierüber Beſtimmungen getroffen. Allerdings 
iſt die formelle Anwendbarkeit der letzteren auf den gegen⸗ 
wärtigen Krieg nicht unbeſtritten und jedenfalls beſchränkt. 
Denn nach Art. 2 des Abkommens vom 18. Oktober 1907 finden 
die Beſtimmungen der Landkriegsordnung und des Abkommens 
ſelbſt nur zwiſchen den Vertragsmächten Anwendung und nur 
dann, wenn die Kriegführenden ſämtlich Vertragsparteien find 
(vgl. auch Art. 4 Abſ. 2 daſelbſt). Letzteres aber iſt bei Serbien, 
Montenegro und der Türkei nicht der Fall. 1) Trotzdem iſt 
jedenfalls auf die Vorſchriften zurückzugehen, weil ſie der Aus⸗ 
druck des beſtehenden Rechtszuſtandes find und ſich insbeſondere 
den ſeit der Okkupation franzöſiſchen Staatsgebiets durch die 
deutſchen Truppen im Kriege von 1870/71 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen im weſentlichen anſchließen. Nach Art. 43 des Haager 
Abkommens hat der Beſetzende, nachdem die geſetzmäßige Gewalt 
tatſächlich in ſeine Hände übergegangen iſt, alle von ihm ab⸗ 
hängigen Vorkehrungen zu treffen, um nach Möglichkeit die 
öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wiederherzu⸗ 


1) Strupp, Das Internationale Landkriegsrecht S. 162, nimmt 
trotzdem in Übereinſtimmung mit Kohler, Neukamp und Wehberg an, 
daß zwiſchen den Vertragſchließenden, welche das Abkommen ratifiziert 
haben, es Anwendung findet. — Dagegen meines Erachtens zutreffend 
v. Liszt, Leipz Z. IX Nr. 3 Sp. 172, 173. Seine Anſicht ſcheinen 
auch Kipp und die Reichsregierung zu teilen. Vgl. auch Enders, 
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ſtellen und aufrechtzuerhalten; und zwar, ſoweit kein zwingendes 
Hindernis entgegenſteht, unter Beobachtung der Landesgeſetze. 
Auch die Erhebung der beſtehenden Abgaben, Zölle und Ge⸗ 
bühren ſoll möglichſt nach Maßgabe der für die Anſetzung und 
Verteilung geltenden Vorſchriften erfolgen, und zwar nur zur 
Deckung der Heeresbedürfniſſe oder der Verwaltung des Ge⸗ 
bietes. Sogenannte Kontributionen können nur auf Grund 
eines ſchriftlichen Befehls oder unter Verantwortlichkeit eines 
ſelbſtändig kommandierenden Generals erhoben werden, wobei 
die Vorſchriften über Anſetzung und Verteilung von Abgaben 
möglichſt zu beachten find. Natural und Dienſtleiſtungen 
können von Gemeinden oder Einwohnern nur für die Bedürfniſſe 
des Beſatzungsheeres gefordert werden und ſind möglichſt bar 
zu bezahlen, oder es ſind Empfangsbeſtätigungen darüber aus⸗ 
zuſtellen. 

Die für das beſetzte Gebiet von dem Staat, zu welchem 
es gehört, erlaſſenen Geſetze bleiben, ſoweit ſie nicht durch die 
infolge der Beſitzergreifung begründete Verordnungsgewalt der 
Organe des okkupierenden Staates abgeändert werden, in Kraft. 
Dieſer Rechtszuſtand iſt durch folgende Verordnungen der 
zuſtändigen Generalgouverneure und Oberbefehlshaber in Belgien 
‚und Ruſſiſch⸗Polen wie folgt modifiziert. 

Die von dem Generalgouverneur für die okkupierten Gebiete 
Belgiens erlaſſenen Geſetze und Verordnungen erlangen, ſoweit 
nicht ein anderer Anfangstermin beſtimmt wird, mit dem Ablauf 
des Tages, an dem das betreffende Stück des Geſetz⸗ und 
Verordnungsblattes in Brüffel ausgegeben worden iſt, ver⸗ 
bindliche Kraft. Die Zahl der erſchienenen Nummern dieſes 
Verordnungsblattes beträgt bei Abfaſſung dieſes Artikels 
bereits 60. Für den Rechtszuſtand, ſoweit er die heimiſchen 
Kreiſe allgemein intereſſiert, kommen folgende Beſtimmungen in 


Betracht: 
A. Wechſelforderungen. 

Seitens des Königs der Belgier war eine im Moniteur 
vom 9. Auguſt 1914 Nummer 221 Art. 1 veröffentlichte Ver⸗ 
ordnung erlaſſen, deren Gültigkeit durch den deutſchen General⸗ 
gouverneur zunächſt bis zum 30. September 1914 und dann 
ſukzeſſive bis zum 30. April d. J. verlängert wurde. Sie hat 
folgenden Wortlaut: 

„Die Friſten, während welcher die Proteſterhebungen 
und ſonſtigen zur Wahrung des Regreſſes beſtimmten 
Rechtshandlungen vorgenommen werden müſſen, werden 
bis zum (30. April 1915) einſchließlich verlängert. Der 
Rückgriff auf die Indoſſanten und die anderen Wechſel⸗ 
verbundenen (le remboursement) kann während dieſes 
Zeitraums nicht durchgeführt werden. 

Während derſelben Friſt iſt der Wechſelinhaber von 
der Pflicht befreit, die Zahlung der Wechſelſumme am 
Fälligkeitstage zu verlangen. Er hat den Schuldner 
oder den hauptſächlichſten Wechſelverbundenen davon zu 
verſtändigen, daß der Wechſel am Domizil des Inhabers 
bezahlt werden kann. 

Die Zinſen ſind bis zum Tage der Wechſeleinlöſung 
zu entrichten.“ 

Die ſukzeſſiven Verlängerungen ſind erfolgt durch Ver⸗ 
ordnung vom 21. Oktober 1914 bis zum 30. November 1914, 
durch Verordnung vom 20. November 1914 bis zum 31. De⸗ 
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zember 1914, vom 18. Dezember 1914 bis zum 31. Januar 
und 20. Januar 1915 bis zum 28. Februar 1915, durch Ver⸗ 
ordnung vom 20. Februar 1915 bis zum 31. März und durch 
Verordnung vom 21. März bis zum 30. April 1915. Der 
Fälligkeitstag der Wechſel iſt an ſich unverändert. Der Wechſel⸗ 
inhaber kann alſo bei Fälligkeit vom Akzeptanten Zahlung ver⸗ 
langen, bedarf deſſen aber zur Erhaltung ſeiner Regreßrechte nicht. 
Die Zinſen ſind bis zur Einlöſung des Wechſels zu entrichten. 


B. Zahlungsaufſchub. 


Nach Geſetz vom 4. Auguſt 1914 kann während der 
Dauer des Kriegszuſtandes in allen Zivil⸗ und Handelsſachen 
durch die Gerichte eine Gnadenfriſt bewilligt werden und gegen 
die zu den Fahnen einberufenen Bürger ſoll keinerlei Ver⸗ 
folgung ſtattfinden. In dringenden Fällen wird die Friſt vom 
Vorſitzenden durch einſtweilige Verfügung bewilligt. Dem 
Vernehmen nach iſt bisher der Aufſchub gewöhnlich auf einen 
Monat nach Friedensſchluß bemeſſen worden. Dieſe Beſtimmungen 
gelten insbeſondere auch für Warenforderungen. 


C. Banſguthaben. 


Durch Verordnung des Königs der Belgier vom 3. und 
6. Auguſt 1914 wurde den Bankgläubigern bis zum 15. Auguſt 
das Recht gewährt, von ihrem Guthaben 1000 Fr. zuzüglich 
10 Prozent des verbleibenden Saldos abzuheben. Vom 
16. Auguſt ab wurde ihr Rechtsanſpruch auf halbmonatliche 
Abhebungen von je 1000 Fr. beſchränkt. Durch Verordnung 
des Generalgouverneurs vom 23. September 1914 wurde 
verfügt, daß die Banken außerdem Zahlung zu leiſten hätten, 

a) wenn die Beträge nachweisbar zur Entrichtung von 
geſchuldeten Gehältern und Löhnen von Angeſtellten und 
Arbeitern in induſtriellen und kommerziellen Unter⸗ 
nehmungen oder zur Zahlung von zeitweiligen oder 
lebenslänglichen, durch Verträge, Urteil oder die Buch 
führung des Schuldners feſtgeſtellten Unfallrenten gemäß 
dem belgiſchen Geſetz über die Unfallentſchädigung der 
Arbeiter vom 24. Dezember 1903 beſtimmt find; 

b) wenn die Beträge zur Zahlung von Steuern, Kon⸗ 
tributionen und ſonſtigen Auflagen und Abgaben aller 
Art ſowie von Domanialpachtzins beſtimmt ſind, ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie fällig ſind oder nicht. Die 
Zahlungen können nur bewirkt werden mittels eines an 
die Order der Kaſſe des Generalgouvernements in Brüſſel 
aufzuſtellenden Schecks auf die Bank. 

Durch Verordnung vom 21. Oktober 1914 wurde die 
Gültigkeit dieſer Beſtimmung bis zum 30. November 1914 
erſtreckt, durch Verordnung vom 20. November 1914 bis zum 
31. Dezember 1914, vom 18. Dezember 1914 bis zum 
31. Januar 1915, vom 20. Januar 1915 bis zum 28. Februar 
1915, vom 20. Februar 1915 bis zum 31. März 1915 und 
vom 21. März 1915 bis zum 30. April 1915. 

Die Friſtverlängerungen gehen alſo parallel den zu A. an⸗ 
gegebenen Beſtimmungen wegen Erſtreckung der Wechſelproteſtfriſt. 

Bezüglich der Sparkaſſeneinlagen iſt rechtlich nichts 
geändert, jedoch wurde beſtimmt, daß bis auf weiteres während 


eines Zeitraumes von 15 Tagen nur 50 Fr. abgehoben 
werden ſollen. 
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D. Geldverhältuiſſe. 

Deutſches Geld muß in den okkupierten Gebieten Belgiens 
in Zahlung genommen werden, wobei bis auf weiteres eine 
Mark mit mindeſtens 1 Fr. 25 Cent. berechnet iſt. Dieſe 
Verordnung lann durch Parteivereinbarungen nicht beſeitigt 
werden. 

E. Baulweſen. 

Nachdem die belgiſche Regierung im Requiſitionsweg den 
Netallbeſtand der belgiſchen Notenbank, die Noten und Kliſchees 
von Antwerpen nach London hatte ſchaffen laſſen, wurde durch 
Erklärung vom 5. November 1914 die weitere Ausgabe der 
Noten ſiſtiert, und es wurde die Société generale mit dem 
Notenprivileg verſehen, und zwar können von dieſen Noten aus⸗ 
gegeben werden bis höchſtens zum dreifachen Betrage 1. gegen 
Gold in Barren und Münzen, in Belgien kursfähiges Metall⸗ 
geld, deutſche Reichs banknoten, Reichskaſſen⸗ und Darlehns⸗ 
ſcheine, 2. gegen Guthaben bei ausländiſchen Banken und 
Bankiers und anderen ausländiſchen Unternehmungen von 
unbedingter Sicherheit, 3. gegen Darlehne auf ſolche Guthaben, 
4. gegen Wechſel und Schecks auf das Ausland, 5. gegen 
Schatzſcheine aus ländiſcher Staaten mit mindeſtens 1½ jähriger 
Laufzeit, 6. gegen Darlehne auf ſolche Schatzſcheine; und bis 
zum höchſtens einfachen Betrage gegen Darlehne auf Schatz⸗ 
ſcheine belgiſcher Provinzen gemäß Provinzialratsbeſchluß vom 
19. Dezember 1914, endlich bis höchſtens zu dem vom General⸗ 
lommiſſar zu genehmigenden Betrage, der aber / des Markt⸗ 
wertes der beliehenen Papiere nicht überſteigen darf, gegen 
Darlehne feſtverzinslicher auswärtiger Wertpapiere von uns 
bedingter Sicherheit (Staatsanleihen und vom Staate garantierte 
Eiſenbahnobligationen). Die Ausweiſe des Société generale, 

3, werden wöchentlich im Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblatt publiziert. 

Die Geſchäfts führung der belgiſchen Zweigniederlaſſungen 
ſolcher nichtbelgiſcher Banken und Bankfirmen, die ihren Haupt⸗ 
ſiß in einem feindlichen Staate haben, find durch Verordnung 
vom 18. September 1914 in Liquidation verſetzt, die belgiſchen 
Banken und Bankfirmen unter Wahrung des Eigentums und 
der Privatrechte unter Aufſicht geſtellt. 


F. Zahlungsverbofe und Geſchaftsaufſicht. 

Durch Verordnung vom 3. November 1914 iſt gegenüber 
Großbritannien und Irland, den britiſchen Kolonien 
und auswärtigen Beſitzungen, ſowie Frankreich und 
den franzöſiſchen Kolonien und Schutzgebieten ein 
Zahlungsverbot erlaſſen. Die entſprechenden vermögensrechtlichen 
Anſprüche find bis auf weiteres zinelos geſtundet. Hinter⸗ 
legung zwecks Befreiung findet bei der Kaſſe der Deutſchen 
Zivilverwaltung in Brüſſel ſtatt. Auch hier iſt wie bei 
den ſonftigen Zahlungsverboten das Territorialprinzip zugrunde 
belegt inſofern es fortfällt bei Erfüllung von Anſprüchen, die 
i Betriebe der in Deutschland oder den okkupierten Gebieten 
Belgiens unterhaltenen Niederlaffungen entftanden find. 

Das Zahlungsverbot greift aber Platz auf Rüdgriffs- 
aſprüche wegen der Nichtannahme oder Nichtzahlung eines 
5 Deutſchlands oder dem Okkupationsgebiete zahlbaren 
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Durch Verordnung vom 28. November 1914 iſt das 
Zahlungsverbot auf Rußland und Finnland ausgedehnt. 

Durch Verordnung vom 20. November 1914 iſt ferner der 
Generalkommiſſar für die Banken in Belgien ermächtigt, im 
Wege der Vergeltung für ſolche Unternehmungen und Zweig⸗ 
niederlaſſungen von ſolchen, die von einem feindlichen Lande 
aus geleitet oder beaufſichtigt werden, oder deren Erträgniſſe 
dorthin abzuführen find, oder an denen Staatsangehörige ſolcher 
Länder beteiligt find, Auffichtsperſonen zu beſtellen. Gleiches 
gilt für Unternehmungen, deren Wirkungsgebiet im belgiſchen 
Kongoſtaat liegt, ſowie von belgiſchen Unternehmungen, in 
deren Anlagekapital ſich mindeſtens 10 Prozent im Eigentum 
deutſcher Staatsangehöriger befinden. Die Befugniſſe der 
Aufſichtsperſonen find die bei der Geſchäftsaufſicht üblichen. 
Durch Verfügungen des Generallommiſſars für die Banken in 
Belgien vom 23. Februar 1915 und 6. April 1915 find dann 
eine Reihe von Banken und fonfligen Unternehmungen, haupt⸗ 
ſächlich in Brüſſel und Antwerpen, unter Zwangsverwaltung 
geſtellt, unter Beſtellung von Zwangsverwaltern für ſie. 


G. Souffiger Aechtszufland. 

Im allgemeinen bleibt der Zivilrechtszuſtand innerhalb der 
beſetzten Gebiete unverändert. Die Geſetzgebungsgewalt iſt zwar 
in die Hände des Beſetzenden übergegangen, die konkurrierende 
Ausübung der Geſetzgebung durch den Souverän iſt ſpeziell für 
das Okkupationsgebiet Belgiens durch eine Verordnung des 
Generalgouverneurs vom 4. Januar 1915 für die Zeit ſeit 
Einſetzung der Verwaltung ausdrücklich als unwirkſam be⸗ 
zeichnet. Es heißt in dieſer Verordnung, daß die Regierungs⸗ 
gewalt ausſchließlich von den in Belgien eingeſetzten deutſchen 
Behörden ausgeübt wird, und es werden die belgiſchen Beamten 
ermahnt, im wohlverſtandenen Intereſſe des Landes ſich der 
Fortſetzung ihrer Tätigkeit nicht zu entziehen, zumal eine un⸗ 
mittelbare Förderung deutſcher Heeresintereſſen nicht werde ver⸗ 
langt werden. Dieſe Verordnung bezieht ſich naturgemäß ins⸗ 
beſondere auch auf die Organe der Rechtſprechung, und es gilt 
denn auch bezüglich ihrer der Grundſatz, daß die bisherigen 
Gerichte, ſoweit ihre Aufgabe nicht an die Kriegsgerichte oder 
andere neu geſchaffene Behörden übertragen iſt, weiter amtieren. 
Die nicht unbeſtrittene, namentlich im Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege 
von 1870/71 erörterte Frage, in weſſen Namen die Urteile zu 
erlaſſen ſind, hat praktiſch lediglich formelle Bedeutung und 
ſcheint zu Zweifeln bisher keinen Anlaß gegeben zu haben. 

Wegen des materiellen und Prozeß rechts iſt auf die 
belgiſchen Rechtsvorſchriften zu verweiſen, insbeſondere bezüglich 
der Gerichtsverfaſſung auf den code du procedure eivile von 
1807 und das Geſetz vom 25. März 1876. Wegen der Zu⸗ 
ſtändigkeit und des Verfahrens kann hier auf die in den „Handels⸗ 
geſetzen des Erdballs“ Bd. XII Abt. 1 „Belgien“ S. 14 bis 25 
enthaltenen ÜUberſichten verwieſen werden. Ihre Ergänzung 
finden dieſe Vorſchriften durch einige Verordnungen des Generals 
gouverneurs. Nach Verordnung vom 25. September 1914 hat 
der Richter in allen Fällen, in denen Ausländer infolge des 
Krieges verhindert ſind, ihre Rechte vor den gerichtlichen Be⸗ 
hörden in den okkupierten Gebieten zu verteidigen, von Amts 
wegen Stundung gemäß Art. 1244 Abſ. 2 des in Belgien 
geltenden Bürgerlichen Geſetzbuches zu e In keinem 
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Falle dürfen Urteile oder richterliche Verfügungen gegen ben 
verhinderten Ausländer erlaſſen werden. Nach Verordnung vom 
20. November 1914 ſind Mieter, die infolge des Krieges an 
der Benutzung der Mietſachen verhindert waren, berechtigt, ent⸗ 
weder Auflöſung des Mietvertrages oder eine Herabſetzung des 
Mietpreiſes für die Zeit ihrer Verhinderung zu verlangen, ohne 
daß dem Vermieter dieſerhalb ein Entſchädigungsanſpruch gegen 
den Mieter zuſteht. Über derartige Mietſtreitigkeiten ſind 
die Friedensrichter ohne Rückſicht auf die Höhe des Streit⸗ 
gegenſtandes zuſtändig. Durch Verordnung vom 10. Februar 
1915 ſind ferner für Mietangelegenheiten in Gemeinden über 
20 000 Einwohner Schiedsgerichte, für Gemeinden mit ge⸗ 
ringerer Einwohnerzahl die Friedensrichter ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig. Für jeden Kanton wird ein Schiedsgericht errichtet, 
welches aus dem Friedensrichter oder ſeinem Ergänzungsrichter 
als Vorſitzendem und je einem Vermieter und Mieter als Bei⸗ 
ſitzenden beſteht. Ausſchließlich zuſtändig iſt das Gericht, in 
deſſen Kanton der Mietraum gelegen iſt. Die Urteile ſind 
bei einem Streitwert bis zu 1000 Fr. einſchließlich endgültig, 
bei höherem Streitwert geht die Berufung nach den Vorſchriften 
der belgiſchen Zivilprozeßordnung an das Gericht I. Inſtanz. 
Die Klagen ſind in den hier erörterten Mietſchiedsgerichts⸗ 
ſachen bei dem Gerichtsſchreiber des Friedensgerichts anzubringen. 
Vermieter belgiſcher Staatsangehörigkeit können, folange fie fich 
nicht in Belgien dauernd aufhalten, weder auf Mietzahlung 
noch auf Räumung klagen. Die Schiedsgerichte und Friedens⸗ 
richter können nach freiem Ermeſſen Stundung gewähren oder 
die Räumung bis zu einem beſtimmten Termin ausſchließen. 
Die näheren Vorſchriften können hier übergangen werden. 

Schiedsgerichte ſind ferner durch Verordnung vom 
3. Februar 1915 eingeſetzt für die Ermittlung des 
Schadens und die Entſcheidung über die Verpflichtung 
zum Schadenserſatz bei Anſprüchen gegen Gemeinden 
auf Grund des belgiſchen Rechts aus Aufläufen und Zus 
ſammenrottungen im Auguſt 1914 aus Anlaß des Kriegs⸗ 
ausbruchs. Sie treten nur auf Antrag in Tätigkeit, ihre 
Zuſtändigkeit iſt ausſchließlich und ihre Entſcheidungen ſind 
unanfechtbar. Sie ſind ſofort vollſtreckbar. Vorſitzende und 
Stellvertreter werden vom Generalgouverneur ernannt und 
müſſen die Fähigkeit zum Richteramt beſitzen. Von den Bei⸗ 
figern und ihren Stellvertretern wird der eine von der 
députation permanente, der andere vom Präſidenten der 
Ziwilverwaltung der Provinz beſtellt. Das Schiedsgericht 
regelt ſein Verfahren ſelbſt und iſt berechtigt, Zeugen und 
Sachverſtändige eidlich zu vernehmen oder um ſolche Ver⸗ 
nehmungen zu requirieren. 

Die ſpeziellen Verwaltungsvorſchriften, insbeſondere über 
Schulzwang und Arbeiterſchutz, mögen hier übergangen werden, 
da es ſich weſentlich darum handelt, die deutſchen Intereſſenten 
über vie Rechtslage aufzuklären.“) 


2) Wegen der Patentanmeldungen iſt folgendes zu bemerken: 

Nach dem belgiſchen Geſetze vom 24. Mai 1854 (Art. 17) iſt das 
Geſuch um Erteilung eines Patents entweder auf der Kanzlei eines 
der neun Provinzialgouvernements (greffe de l'un des gouvernements 
provinciaux) oder auf dem Bureau eines commissariat d’arron- 
dissement einzureichen. Wenn auch an die Stelle der Provinzial⸗ 
gouverneure jetzt die deutſchen Militärgouverneure mit den ihnen 
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Was das Okkupationsgebiet von Ruſſiſch⸗Polen anlangt, 
ſo gelten hier folgende Beſtimmungen: 

A. Die erlaſſenen Verordnungen werden im Verordnungs⸗ 
blatt in deutſcher und polniſcher Sprache veröffentlicht 
und treten, ſoweit nicht ein anderer Termin vorgeſehen 
iſt, mit dem Ablauf des dritten Tages nach dem Tage 
der Ausgabe des betreffenden Stückes des Verordnungs⸗ 
blattes in Kraft. 

B. Das von der ruſſiſchen Regierung erlaſſene Zahlungs⸗ 
verbot iſt mit Wirkung vom 1. April dieſes Jahres ab 
aufgehoben. 

C. Dagegen iſt für das okkupierte Gebiet ein Zahlungs⸗ 
verbot gegenüber dem Britiſchen Reich, Frank⸗ 
reich nebſt Kolonien und Schutzgebieten und 
Rußland erlaſſen, doch bleiben Leiſtungen zur Unter⸗ 
ſtützung von Deutſchen geſtattet, ebenſo Zahlungen nach 
den ruſſiſchen Gebieten, die von deutſchen oder öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Truppen beſetzt ſind. Die näheren Be⸗ 
ſtimungen des Zahlungsverbots entſprechen den in⸗ 
ländiſchen gleichartigen Bundesratsbeſtimmungen. Die 
Friſt, innerhalb deren Vorlage und Proteſterhebung bei 
Wechſeln nach Aufhebung des Verbots zu erfolgen hat, 
beſtimmt der Chef der Zivilverwaltung. Was von 
Wechſeln gilt, findet entſprechende Anwendung auf 
Schecks. Als Inland im Sinne des auch hier zugrunde 
liegenden Territorialſyſtems gilt betreffs der an in⸗ 
ländiſche Niederlaſſungen ausländiſcher Betriebe zuläſſigen 
Zahlungen auch das okkupierte Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen. 


zugeteilten Präſidenten der Zivilverwaltungen getreten find, fo iſt 
doch die innere Organiſation der Provinzialverwaltungen die alte 
geblieben; der an der Spitze der oben genannten Kanzlei ſtehende 
Greffier iſt weiter in Tätigkeit, und Patentanmeldungen können nach 
wie vor bei ihm eingereicht werden. Die commissaires d' arron- 
dissement haben an mehreren Orten ihr Amt niedergelegt, an ihre 
Stelle ſind zwar „Kreischefs“, aber mit anderen Funktionen getreten; 
es empfiehlt ſich daher nicht, die Anmeldung bei dieſen vorzunehmen, 
ſondern lediglich auf den Kanzleien der Provinzialverwaltungen. Die 
Patentgebühren werden wie früher bei dem receveur de en- 
registrement eingezahlt; der für Brüſſel zuſtändige receveur iſt der 
receveur des produits divers, rue du Musée 4. (Pat Muſtgeich öl. 
von 1915 S. 24.) 

Durch die Verlegung der belgiſchen Regierung nach Le Havre iſt 
die ordnungsmäßige Erſüllung der von dem belgiſchen Geſetz vor⸗ 
geſehenen Formvorſchriſten bei Hinterlegung der Patentanmeldung 
nicht behindert. Nach wie vor finden die Patentanmeldungen in der 
im Pat MuſtZeich Bl. 1915, 24 dargelegten Weiſe ſtatt. Die Patent⸗ 
regiſter und das Office des Rrevets find nicht von Brüſſel entfernt 
worden, es iſt dort weiter in Tätigkeit. Nur hat der General- Direktor, 
der eine Delegation zur Erteilung der Patente beſitzt, von dieſer 
Delegation ſeit der Okkupation keinen Gebrauch mehr gemacht, weil 
er nicht wußte, ob die Deutſche Verwaltung die ihm von dem 
Miniſter erteilte Vollmacht anerkenne. Der Direktor iſt in der 


Zwiſchenzeit darüber belehrt worden, daß der Erteilung von Patenten 
durch ihn ſeitens der deutſchen Verwaltung kein Hindernis im Wege ſteht, 
da die ihm erteilte Vollmacht ſchon lange vor dem Kriege gegeben war. 
Die Patentanmeldung in Le Havre erſcheint ungültig, denn das 
Anmeldungsverfahren iſt durch das belgiſche Geſetz vom 24. Mai 
1854 geregelt und beſteht nach wie vor zu Recht. (Pat Muſt eich l. 
Die Sqcriftleitung⸗ 


von 1915 S. 49.) 
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D. Das von ber ruſſiſchen Regierung erlaſſene Moratorium 

iſt für das Verwaltungsgebiet Ruſſiſch⸗Polens aufgehoben 

und durch die Befugnis des Prozeßgerichts, auf den 

Antrag des Beklagten dreimonatliche Zahlungs: 

friſten zu erlaſſen, erſetzt. Auch in dieſer Beziehung 

iſt das Gebiet dem Inlande gleichgeſtellt. 

E. Für Vornahme der zur Ausübung oder Erhaltung des 
Wechſelrechts oder des Regreßrechts aus den 
Schecks erforderlichen Handlungen werden die am 
31. Juli 1914 noch nicht abgelaufenen Friſten bis zum 
31. Mai 1915 verlängert. 

„Durch eine weitere Verordnung vom 21. März 1915 iſt 
eine Gerichtsverfaſſung für das okkupierte Gebiet 
gegeben. Sie läßt die Zuſtändigkeit der Feldgerichte 
und Feldkriegsgerichte beſtehen und ordnet im übrigen 
für die geſamte ordentliche ſtreitige und die freiwillige 
Gerichtsbarkeit folgende Gerichte an: Gemeinde⸗ 

gerichte, Bezirksgerichte und Obergerichte. Das 

Gemeindegericht beſteht aus einem Friedensrichter als 

Vorſizenden und Schöffen als Beiſitzern. Es entſcheidet 


in der Beſetzung des Vorſitzenden und von zwei Beiſitzern. 
ensrichter allein. 


In einzelnen Fällen entſcheidet der Fried 

Die Abgrenzung der Bezirke iſt vorbehaltlich anderweiter 
Verfügung beibehalten. Die Bezirksgerichte beſtehen aus 
einem oder mehreren Bezirksrichtern und der erforderlichen 
Zahl von Beifigern und entſcheiden in der Beſetzung von 
einem Bezirksrichter und zwei Beifitzern. Der Bezirks⸗ 
richter muß die Fähigkeit zum Richteramt in Gemäßheit 
des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes haben. Sitz und 
Bezirk der Bezirksgerichte beſtimmt der Oberbefehlshaber⸗ 
DR. Das Obergericht beſteht aus dem Präſidenten und 
der erforderlichen Anzahl von Oberrichtern und entſcheidet 
in der Beſetzung von einem Vorſitzenden und zwei Bei⸗ 
ſizern. Die Fähigkeit zum Nichteramt iſt Vorausſetzung 
für das Oberrichteramt. Der Chef der Zivilverwaltung 
beruft die Mitglieder des Obergerichts. Es hat ſeinen 
Sig am Amtsſitz der Zivilverwaltung, deren Chef auch 
die Entſcheidung über die etwaige Verlegung trifft. Die 
Beſtimmungen über Staatsanwaltſchaft, Gerichtsſchreiberei, 
Gerichtsvollzieher, Kanzleikräfte und Gerichtsdiener inter⸗ 
effieren hier nicht. Die Gemeindegerichte ſind in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten für vermögensrechtliche 
Anſprüche bis zu 3000 Rubel einſchließlich zu⸗ 
ſtändig, über nicht vermögens rechtliche Gegenſtände nach 
Maßgabe der bisherigen Vorſchriften, jedoch ausſchließlich 
der Eheſcheidungsſachen ), der Anſprüche gegen das 
Deutſche Reich oder einen deutſchen Bundesſtaat, gegen 
deutſche Neichs⸗ und Staats beamte, ferner mit Ausſchluß 
der Streitigkeiten über Privilegien und Erfindungen und 
der Streitigkeiten über Grundſtücke und dingliche Rechte; 
in ſolchen der freiwilligen Gerichtsbarkeit für die⸗ 
jenigen Angelegenheiten, die ihnen nach bisherigem 
Recht übertragen waren. Hier entſcheidet der Friedens⸗ 
richter ohne Schöffen. Die Bezirksgerichte entſcheiden 


) Im Verordnungsblatt findet ſich in Art. 25 letzter Abfay ein 
finnentfiellenber offenbarer Druckfehler: Entscheidungen für Ehe: 
cheidungen. 
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in erſter Inſtanz in allen nicht zur Zuſtändigkeit 
der Gemeindegerichte gehörigen Sachen, in zweiter 
Inſtanz über die Berufung und Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung der Gemeindegerichte. Berufungs⸗ 
grenze iſt ein Streitgegenſtand von 1500 Rubel. 

Das Obergericht entſcheidet in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten in erſter und letzter Inſtanz 
bei einem Werte des Streitgegenſtandes von 
über 30 000 Rubel und ohne Rüdfiht auf den Wert 
des Streitgegenſtandes bei Anſprüchen gegen das Deutſche 
Reich, einen deutſchen Bundesſtaat, deutſche Reichs ⸗ oder 
Staatsbeamte, in der Berufungs- und Beſchwerde⸗ 
inſtanz gegen Entſcheidungen der Bezirksgerichte 
bei bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten mit Privaten 
für den Fall, daß der Wert des Streitgegenſtandes 
15 000 Rubel überſteigt. Bei den Gemeindegerichten 
iſt die Gerichtsſprache polniſch, bei den übrigen Gerichten 
deutſch. Bei erſteren dann deutſch, wenn alle Beteiligten 
der deutſchen Sprache mächtig find. 

Das Verfahren vor den Gemeindegerichten in 
ſtreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeits ſachen richtet 
ſich nach dem bisher dort geltenden Recht, das Verfahren bei 
den übrigen Gerichten in Zivilſachen nach den Vorſchriften 
der deutſchen Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
nach den diesbezüglichen Vorſchriften des deutſchen und 
preußiſchen Rechts. 

Die Gerichtsvollziehergeſchäfte werden von Gerichts⸗ 
dienern und Hilfsgerichtsdienern, Feldgendarmen und 
Landſturmreitern, Kraftwagenführern und ſonſtigen in 
der deutſchen Verwaltung tätigen Perſonen beſorgt. 

Im Zivilprozeß können die Parteien ſich ver⸗ 
treten laſſen. Der Vorſitzende entſcheidet endguͤltig 
über die Zulaſſung des als Parteivertreter Gewählten. 
Er hat ſich durch ſchriftlichs Vollmacht zu legitimieren. 
Anwaltszwang beſteht nicht. Rechtsmittel find 
entweder bei dem Gericht, deſſen Entſcheidung angefochten 
werden ſoll, oder bei dem höheren Gericht anzubringen, 
ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers. Die 
Rechtsmittelfriſt beträgt einheitlich zwei Wochen und 
beginnt mit dem Tage der Verkündung der Entſcheidung, 
wo eine ſolche nicht oder in Abweſenheit der Parteien 
erfolgt, mit dem Tage der Zuſtellung. Die gleichen 
Beſtimmungen gelten für Einſprüche gegen Verſäumnis⸗ 
urteile und in Angelegenheiten freiwilliger Gerichtsbarkeit. 

Das bürgerliche Recht einſchließlich des 
Handels⸗ und Wechſelrechts bleibt grundſätzlich 
unverändert, ſoweit nicht beſondere Verordnungen 
abweichende Beſtimmungen enthalten. 

Gleiches gilt für Hypotheken⸗ und Grundbud- 
angelegenheiten. Auch bei Vernichtung oder Un⸗ 
zugänglichkeit der Hypothekenbücher find die Rechtsakte 
ohne Rückſicht auf die Eintragung aufzunehmen. Das 
Gericht kann die erforderlichen Aufklärungen, Zeugen⸗ 
vernehmungen und dergleichen vornehmen. 

Auch in Hinſicht auf das Konkursrecht bleibt es 
bei dem bisher geltenden Rechtsgang. Das Bezirksgericht 
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iſt zuſtändig. Rechtsmittel gegen die Entſcheidung des 
Vorſitzenden ſind ausgeſchloſſen. Die Geſchäfts⸗ 
aufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens 
kann nach Ermeſſen des Bezirksgerichts auf Antrag des 
Schuldners angeordnet werden und hat die gleichen Folgen 
betreffs Ausſchluß des Konkursverfahrens ſowie betreffs 
der Arreſte und Zwangsvollſtreckungen wie in Deutſchland. 
Auch im übrigen iſt das Verfahren entſprechend geordnet. 

Unverändert bleibt ferner das geltende Recht über 
Zwangsvollſtreckungen in das unbewegliche 
Vermögen. 

Für das Gebühren⸗ und Koſtenweſen bei den 
Gemeindegerichten verbleibt es bei dem bisherigen Recht. 
Bei den übrigen Gerichten erfolgt die Erledigung des 
Gebühren⸗ und Koſtenweſens unter ſinngemäßer An⸗ 
wendung der deutſchen und preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetze und Gebührenordnungen. Gebühren und Koſten 
unter 3 Rubeln kann der Vorſitzende niederſchlagen. 

Schließlich ſei bemerkt, daß für die Kalenderzeit der 
Gregorianiſche Kalender (neuer Stil), für die Berechnung 
der Tageszeit die mitteleuropäiſche Zeit eingeführt und 
das Verbot der ruſſiſchen Regierung, an den ſogenannten 
Galatagen Amtshandlungen vorzunehmen, aufgehoben iſt. 

Auch hier gelten nach dem eingangs Vermerkten im 
übrigen die bisherigen Ruſſiſch⸗Polniſchen Rechtsvorſchriften, 
ſoweit nicht durch die Verwaltungsmaßnahmen, insbeſondere in 
bezug auf Steuern und Zölle und die für den Verkehr mit 
Deutſchland ſehr wichtigen Ein⸗ und Ausfuhrverbote, Vorſchriften 
über den Grenzverkehr und die Wareneinfuhr und ſonſtigen 
Verkehrsbeſtimmungen anderweitig verfügt iſt. Eine Darſtellung 
der erwähnten Verhältniſſe ſchien nicht ſo ſehr im Rahmen der 
Aufgaben der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu liegen, kann aber 
vielleicht einem ſpäteren Artikel vorbehalten bleiben. 

Im allgemeinen kann bezüglich des Rechtszuſtandes feſt⸗ 
geſtellt werden, daß lediglich die auch im Inland erlaſſenen 
außerordentlichen Maßregeln, wie Zahlungsverbote, Rechts⸗ 
hemmungen zugunſten der durch den Krieg in Verfolgung ihrer 
Rechte Behinderten und dergleichen, von der okkupierenden 
Gewalt auch für das Okkupationsgebiet geordnet ſind und hier 
eine der Regelung in Deutſchland im weſentlichen gleiche Nor⸗ 
mierung gefunden haben. Dabei iſt auch hier in bezug auf 
die Maßregeln gegenüber dem feindlichen Ausland das Territorial⸗ 
prinzip zugrunde gelegt und das okkupierte Gebiet als Teil 
des Inlandes behandelt. Es kann wohl keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß das Territorialſyſtem, welches ſeine Adoptierung 
im deutſchen Recht dem Umſtande verdankt, daß ſich die be⸗ 
treffenden Maßregeln als Abwehrmaßregeln zunächſt gegen das 
vorangegangene Britiſche Reich darſtellen, deſſen Recht bekanntlich 
auf dem Territorialprinzip beruht, damit definitiv ſeinen Eingang 
in das deutſche Recht gefunden hat; denn es muß zweifellos 
als das rationellere angeſehen werden, und der durch die 
Kriegsſtimmung hervorgerufene Abſcheu vor allen Dingen 
fremden Urſprungs, der im gewerblichen Leben häufig auf ſehr 
realiſtiſche Wettbewerbsrückſichten zurückzuführen iſt, wird 
hoffentlich nicht dahin führen, ſich in bezug auf Rechts⸗ 
inftitutionen gegen vernünftigere Vorſchriften anderer Völker 
zu wehren. 


N 9. 1915. 


Bei Vergleichung der für Belgien und der für Ruſſiſch⸗ 
Polen erlaſſenen Vorſchriften erhellt alsbald, daß die letzteren 
ungleich tiefere Eingriffe in den bisherigen Rechtszuſtand ent⸗ 
halten. Dies gilt namentlich von der erlaſſenen Gerichts⸗ 
verfaſſung und den auf den Zivilprozeß bezüglichen Beſtimmungen. 
Die darüber gegebenen Vorſchriften laſſen ſich kurz dahin 
charakteriſieren, daß die unterſte Inſtanz, die Gemeindegerichte, 
der bisherigen nationalen Organiſation entſprechend beibehalten 
iſt, darüber aber ein Aufbau von oberen Gerichten ſich erhebt, 
welche als Inſtitutionen des okkupierenden Staates angeſprochen 
werden müſſen. Anlaß zu einem ſo weitgehenden Eingriff iſt 
vermutlich die Verweigerung des Weiterfungierens ſeitens der 
früheren Gerichtsbehörden geweſen, insbeſondere der Umſtand, 
daß die letzteren unter Mitnahme des Aktenmaterials vielfach 
das okkupierte Gebiet verlaſſen haben. Es iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß ſich damit Rechtsfragen tiefgreifender Art erheben. 
Soweit die Vollſtreckung der ergehenden Urteile noch während 
der Okkupation ſich vollzieht, erſcheint ſie durch die Verwaltungs⸗ 
behörden der deuiſchen Verwaltung gewährleiſtet. Fraglich 
aber iſt, inwieweit bei einem Rückfall des Gebietes unter die 
tatſächliche Einflußſphäre der rechtlich noch beſtehenden Staats⸗ 
gewalt, dieſe bereit ſein wird, die inzwiſchen von den Organen 
des okkupierenden Staates erlaſſenen Urteile als für ſich rechts⸗ 
verbindlich anzuerkennen und zu vollſtrecken. Für alle Fälle 
wäre daher eine Regelung dieſer Verhältniſſe im Sinne einer 
Sicherung des durch die gegenwärtig fungierenden recht⸗ 
ſprechenden Behörden geſchaffenen Rechtszuſtandes in den 
Friedensabmachungen dringend erwünſcht. Gegenüber den 
mannigfachen in dieſen zu ordnenden Punkten erſcheint dieſer 
von relativer Einfachheit. Fraglich aber bleibt weiter das Ver⸗ 
hältnis der neugeſchaffenen Organiſation zu den internationalen 
Abmachungen, insbeſondere den Haager Abkommen vom 17. Juli 
1905, und den Vereinbarungen über Gewährung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit und Rechtshilfe zwiſchen den beteiligten Staaten. Dieſe 
Zweifelsfragen mögen hier einſtweilen nur angedeutet werden. 

Wer die Summe der aus Anlaß des Krieges er⸗ 
gangenen Vorſchriften ins Auge faßt, wird den Satz: „intra 
arma silent leges“ jedenfalls nicht dahin auffaſſen können, 
daß die Geſetz⸗ und Verordnungsgewalt während des Waffen⸗ 
geräuſches verſiegt iſt. Einen den praktiſchen Anforderungen 
entſprechenden Beitrag zur tunlichſten Zurechtfindung in dem 
ſo geſchaffenen äußerſt verwickelten Rechtszuſtand zu liefern, it 
der Zweck der vorliegenden Überſicht. 


Amtsgerichte in Oſtpreußzen. 
Von den 71 Amtsgerichten des Oberlandesgerichts · 
bezirks Königsberg werden noch verwaltet: 
Willenberg durch Allenſtein, 
Domnau durch Friedland (Oſtpreußen), 
Bialla durch Johannisburg, 
Wiſch will durch Tilſit. 
„Die übrigen 67 oſtpreußiſchen Amtsgerichte find jetzt 
ſämtlich an ihrem Amtsſitz in Tätigkeit. 
Das Oberlandesgericht Königsberg pflegt ſtets bereitwillig 
Auskunft über den Stand der Dinge zu erteilen. 


= 


44. Jahrgang. 


Der Notar und ſein Auftraggeber. 
Von Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 


Die Entſcheidung des RG. vom 3. November 1914) weicht 
von der erprobten Tendenz ab, daß der Notar den Vertrag⸗ 
ſchließenden aus einem Dienſtvertrage hafte. Schwerlich ent⸗ 
ſpricht der neue Standpunkt den Anforderungen des Verkehrs. 
Da aber der Hauptwert, bei Beurteilung der vom III. 3S. 
(wenigſtens anſcheinend) ſcharfgezogenen Richtlinien, auf Tat⸗ 
umſtände zu legen iſt, bei welchen mit der eigentlichen Amts⸗ 
pflicht kumulierte Vertragsverbindung vorkommt, will ich den 
in der JW. vom 15. Januar 1915 S. 92 abgedruckten Rechts⸗ 
ſätzen einen praktiſchen Fall nebſt einem Entſcheid der Unter⸗ 
inſtanz, der leider bereits auf der neuen Lehre fußt, voran⸗ 
ſtellen. Durch ihn wird der Eingriff des eine verfehlte Handlung 
oder Unterlaſſung vornehmenden Notars in die Rechtsſphäre der 
bei ihm einen Vertrag Schließenden ſichtbarer beleuchtet. Durch 
ihn werden die Theſen der Entſcheidung vom 3. November v. 38. 
in ihren praktiſchen und ſozialen Folgen meines Erachtens 
wirkungsvoller widerlegt. Darum in medias res! 

Bei Beurkundung eines Mietvertrages in Preußen war 
die Ehefrau des Mieters nicht anweſend. Es wurde beſtimmt: 
„Der Ehemann verpflichtet ſich, eine notarielle Erklärung ſeiner 
Ehefrau beizubringen, worin dieſelbe dieſem Vertrage beitritt. 
Jedenfalls bleibt dieſer Vertrag zwiſchen den Vermietern und 
dem Ehemann gültig.“ Laut Urkunde eines bayeriſchen 
Notariats erklärte hernach die Ehefrau des Mieters, die 
mit ihrem Ehemanne im Güterſtand der Gütertrennung 
lebt, daß fie den Verhandlungen beitrete und fie genehmige. 
Der bayeriſche Notar ſetzte eine Staatsgebühr von 1 4 
an. Die bayeriſche Regierung ordnete aber, unter Anrechnung 
von 1 4, die Nachholung von über 4000 & Staatsgebühren 
an (Art. 145, 162, 189, 178 Abſ. 1 BayGGebG.). Die von 
Mieterin eingelegte Beſchwerde wurde durch das betreffende 
bayeriſche Landgericht und die Beſchwerde hiergegen durch das 
oberſte Landesgericht zurückgewieſen. Die Klage gegen den 
Erben des verſtorbenen bayeriſchen Notars, der die Beitritts⸗ 
erklärung beurkundet hatte, behauptete: Es liege ein Ver⸗ 
ſchulden des bayeriſchen Notars auf Grund ſeiner amtlichen 
Aufgabe vor, weil er die Beitrittserklärung in einer Form 
vorgenommen habe, welche die Erhebung von über 4000 4 
veranlaßt habe, ohne Mieterin auf die enormen Koſten auf⸗ 
merkſam zu machen. Sie hätte nach Preußen fahren und faſt 
koſtenkos den Beitritt erklären können. Ihre Erklärung ſei 
außerdem überflüſſig geweſen; es habe der Ehemann bereits 
eine Vollmacht der Ehefrau vorgelegt. Der Erbe des Notars 
brachte vor: Nach Art. 27 BayNotG. habe der Notar die 
Pflicht, den wahren Willen zu ermitteln und auszudrücken, 
nicht zu prüfen, wie es ſich in Anſehung der Umſtände verhalte, 
die für die Entſchließung beſtimmend ſeien. Die Notare hätten 
bei Berechnung der Gebühren im Intereſſe des Staates mit⸗ 
zuwirken. Klägerin führte weiter aus: Die Aufklärung über die 
Gebührenfolgen enthalte eine beratende Tätigkeit, die dem Notar 
obliege, nicht als Amtspflicht im engeren Sinn, ſondern auf 


1) JW. 1915, 92. 
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Grund privatrechtlicher Dienſtpflicht. Ihre Verletzung mache 
den Beamten haftbar, fo daß die Art. 126 Bay Not G. und 
Art. 60 Bay AG BGB. nicht einſchlügen. Aus Dienſtvertrag 
oder Geſchäftsbeſorgung entſpringe eine Treupflicht, deren Inhalt 
unter anderem dahin gehe, überflüſſige Koſten zu erſparen. 
Nicht bloß fiskaliſche Intereſſen habe der Notar wahrzunehmen, 
ſondern zunächſt ſei das Wohl der Partei maßgebend. Er 
habe die Vertragspflichten verletzt 1. bezüglich der über⸗ 
flüſſigen Beurkundung, 2. bezüglich der Gebührenfolgen. Ver⸗ 
ſchulden und Kauſalzuſammenhang ſeien, bei dem Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen der zu beurkundenden Tatſache und den Koſten, 
gegeben. Der Beklagte widerſetzte ſich der Anderung der Klage, 
die zunächſt auf Amtspflicht, nunmehr Vertragspflicht, geſtützt 
werde. In der Entſcheidung des RG. vom 20. Februar 1913) 
ſei allerdings ausgeführt, daß, wer die Amtstätigkeit eines 
Notars anſpreche, mit ihm einen Dienſtvertrag abſchließe. 
Allein der letztere ſei auf die Vornahme der gewünſchten 
Beurkundung gerichtet. Der Notar habe nicht ohne Auftrag 
Aufklärung über die Gebühren zu erteilen. Ob die Er⸗ 
klärung überhaupt hätte aufgenommen werden ſollen, ſei nicht 
feine Aufgabe. Zudem handle es ſich um eine Amtspflicht. 
Die korrekte Ausführung eines Auftrages ziehe niemals den 
Erſatz eines Schadens nach ſich. Klägerin hätte ſich über 
die Folge der Beurkundung erkundigen müſſen. Der Beamte 
habe annehmen müſſen, daß Klägerin auf Veranlaſſung anderer 
Beteiligter die Urkunde aufgenommen haben wolle. Klägerin 
beſtritt, daß eine Klageänderung vorliege und behauptete 
eventuell, daß durch ſie die Verteidigung nicht erſchwert würde. 
Sie betonte, daß der Notar nicht einen beſonderen Auftrag 
zur Aufklärung abwarten dürfe. 

Die Gründe des klageabweiſenden Urteils ſind folgende: 
Die Klage ſagt, daß der Notar infolge ſeiner Amtspflicht auf 
das Gebührengeſetz hätte hinweiſen müſſen. Später hat Klägerin 
die Haftung auf Verletzung einer Vertragspflicht geſtützt. Wollte 
man hierin nicht bloß eine Ergänzung der rechtlichen Aus⸗ 
führungen, ſondern eine Anderung der Klage erblicken, wäre 
ſie zuzulaſſen, weil die Verteidigung nicht erſchwert wird. Die 
Frage, ob der Auftraggeber mit dem Notar zugleich einen 
bürgerlichrechtlichen Vertrag abſchließt, hat das Gericht ver- 
neint. Die Beitrittserklärung war nicht überflüſſig. Der 
erſte Vertrag war in Anſehung der Ehefrau nicht nach ſeinen 
Merkmalen beurkundet. Es bedurfte noch der Erklärung des 
Beitritts derſelben. Wenn nun der Notar ihre Beitritts⸗ 
erklärung beurkundete, ſo hat er nicht in Ausübung einer 
Vertragspflicht gehandelt. In Erfüllung der Amtöpflicht 
obliegt es ihm, die Angaben der Partei durch Befragung, 
Belehrung und Beratung zu prüfen ſowie ſich zu vergewiſſern, 
daß die Beteiligten die Wirkungen des Geſchäftes erkennen 
(Art. 27 Bay Not G., Kaiſenberg⸗Dennler, Kommentar). Die 
Erfüllung einer Amtspflicht kann, wie das RG. am 
3. November 19145) ausſprach, nicht zugleich Gegenſtand ver⸗ 
traglicher Bindung ſein. Die Inanſpruchnahme des Notars 
durch einen Beteiligten iſt nur der äußere Anlaß für dieſe 


2) JW. 1913, 490; Gruchots Beitr. 57, 978. 
5) JW. 1915, 92. 
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Tätigkeit. Das RG. führte in der neuen Entſcheidung aus, 
daß die frühere Rechtsauffaſſung, daß der die Amtstätigkeit 
des Notars Anrufende zugleich mit ihm einen bürgerlich⸗ 
rechtlichen Vertrag abſchließe, nicht aufrechterhalten werden 
könne, weil ſie einer zutreffenden Würdigung des Weſens ſowie 
der Amtspflicht und der öffentlich⸗ rechtlichen Stellung des 
Notars nicht gerecht werde. Es betonte das RG., als es von 
der früheren mit der Beamteneigenſchaft des Notars unverein⸗ 
baren Rechtsauffaſſung abging, in der erwähnten Entſcheidung, 
daß Bedeutung und Umfang der Amtspflicht der Steigerung 
oder nur Gewährleiſtung durch Stempelung zu einer Vertrags⸗ 
leiſtung nicht fähig ſeien. Wenn eine Verletzung der Amts⸗ 
pflicht feſtgeſtellt würde, müßte die Klage abgewieſen werden, 
weil dann der Staat hafte (Art. 126 Not®., Art. 60, 61 
Bay BGB.). — 

Der leitende Rechtsſatz dieſes Urteils, daß die Auffaſſung 
der Entſcheidung des RG. vom 20. Februar 1913 (JW. 1913, 490) 
mit der Beamteneigenſchaft des Notars „unvereinbar“ geweſen 
ſeien, ſomit 1¼½ Jahre hindurch der höchſte deutſche Gerichtshof 
die Eigenſchaften des Trägers dieſer unſer ganzes Verkehrsleben 
beeinfluſſenden Rechtseinrichtung verkannt haben ſoll, mutet ſo 
eigenartig an, daß man die nun aufgegebene mit der jetzt an 
ihre Stelle geſetzten Rechtsmeinung doch etwas näher ver⸗ 
gleichen muß. Zunächſt ſei noch folgendes feſtgeſtellt. In der 
Tat hat der III. ZS. des RG. am 3. November 1914 in 
Sachen K. & Q. c. P. F. U. 246/14, Kiel, von ſeiner eigenen 
früheren Entſcheidung erklärt: 

„Die frühere Rechtsauffaſſung (des nämlichen III. Senats) 
kann nicht aufrechterhalten werden. Sie entſpricht nicht einer 
zutreffenden Würdigung des Weſens der Amtspflicht und wird 
der öffentlich⸗rechtlichen Stellung des Notars als Beurkundungs⸗ 
beamter nicht völlig gerecht.“ Der III. Senat fügt indes an: 
„Die Rechtſprechung anderer Senate ſteht der jetzigen Rechts⸗ 
meinung des erkennenden nicht entgegen. Insbeſondere 
beſchäftigt ſich der VI. ZS. in RG. 49, 269 nicht mit der 
Erfüllung der Amtspflichten als Vertragsleiſtung, ſondern 
betont, daß neben den Amtspflichten Verpflichtungen anderer 
Art beſtehen können, die Gegenſtand des Dienſtvertrages nach 
5 675 BGB. fein können. Die Möglichkeit derartiger Ver: 
pflichtungen, die den Notar nicht als ſolchen, ſondern als 
Rechtskundigen treffen, iſt vom erkennenden Senat ſtets betont 
worden.“ Der III. Senat wollte, mit andern Worten, nicht, 
wie das Untergericht in unſerer Staatsgebührenſache annimmt, 
den Satz, daß ein Notar als Mandatar oder Dienſtvertrags⸗ 
gegner herangezogen werden kann, ſchlechthin ſtreichen. Dies 
zeigt ſchon ſeine Geſchichtserzählung (JW. 1915, 92): „Gegen⸗ 
ſtand eines Dienſtvertrages zwiſchen den Klägern und dem 
Notar, nicht in dieſer ſeiner Eigenſchaft, ſondern in der als 
eines Rechtskundigen, konnte die Rechtsberatung darüber ſein, 
ob der Vertrag gültig und wie er bindend zu machen ſei. Die 
Unrichtigkeit und Schuldhaftigkeit eines in dieſer Richtung 
erteilten Rates werden dem Notar nicht vorgeworfen.“ Weiterhin 
ſchränkt der III. Senat ſeine jüngſte Rechtsmeinung noch, wie 
folgt, ein: 

„Die Erfüllung einer Amtspflicht kann nicht Gegenſtand 
vertraglicher Bindung ſein; jedenfalls gilt dies von der amt⸗ 


N 9. 1915. 


lichen Tätigkeit des preußiſchen Notars. Der preußiſche 
Notar iſt Beamter. Er wird bei den ihm amtlich obliegenden 
Beurkundungen tätig nicht als Beauftragter oder Dienſt⸗ 
verpflichteter des ihn Anrufenden.“ Dieſe zwei weiteren Stellen 
der Entſcheidung des III. Senats vom 3. November 1914 
müſſen zum beſſeren Verſtändnis der heute geſchaffenen Rechts⸗ 
lage vorausgeſchickt werden: Der Notar kann als Rechts- 
kundiger den Vertragsſchließenden aus einem Dienſt⸗ 
vertrag haften. Die Haftung des preußiſchen Notars 


beruht — hiervon abgeſehen — auf der Verletzung 


feiner Amtspflicht.“ 

Das Untergericht hat in unſerem auf die hohe Staats⸗ 
gebühr bezüglichen Fall dieſe zwei Ausnahmeſätze des III. Senats 
unbeachtet gelaſſen. Aber auch der Regelſatz des III. Senats, 
daß der Notar bei den ihm amtlich obliegenden Beurkundungen 
nicht als Beauftragter oder Dienftverpflichteter®) wirkt, kann 
nicht unwiderſprochen bleiben. Am 20. Februar 1913 ſprach 
der nämliche Senat in der Sache L. c. Ch. 397/12 III. (Düſſel⸗ 
dorf) die gewichtigen Worte: 

„Die Notare in Preußen find Beamte (Abſchnitt 6 Pr GG.). 
Sie haben als ſolche Amtspflichten und in Anſehung der 
Berufsgeſchäfte, die nicht Amtsgeſchäfte find, Berufspflichten 
(RG. 49, 269). Es entſpricht der Rechtſprechung des RG., 
namentlich des erkennenden Senats, daß, wer die Amtstätigkeit 
des Notars anruft, regelmäßig mit ihm zugleich einen bürgerlich⸗ 
rechtlichen Vertrag, insbeſondere einen Dienſtvertrag, abſchließt. 
Die Berufspflichten des Notars aus dieſem Dienſtvertrage 
können mit dem ihm amtlich obliegenden Pflichtenkreiſe zuſammen⸗ 
fallen. Soweit fie darüber hinausgehen, liegt kein Amtsgeſchäft 
und keine Amtspflicht vor.“ 

Ergänzend ſchlagen die Darlegungen des VI. Senats, 
deſſen Entſcheidung vom 20. Juni 1901 (Bd. 49 S. 269) 
i. S. Dr. C. c. Kl. & D. (Naumburg) der III. Senat am 
20. Februar 1913 und am 3. November 1914 auszieht und 
billigt, aber unvollſtändig wiedergibt, ein: „Die Urkunde, welche 
der Notar zu beglaubigen hat, kann von der Partei ſelbſt oder 
einem Dritten verfaßt ſein Hat der Notar den Entwurf der 
Urkunde gefertigt und die Unterſchriſten beglaubigt, ſo erſtreckt ſich 
die in letzterem Akte betätigte Amtsausübung gleichwohl nicht auf 
die erſtere Tätigkeit. Dem Weſen nach beſteht die Amtstätigkeit 
des Notars in der öffentlichen Beurkundung im Dienſte Privater. 
In den ſonſtigen Geſchäften, wie bei der Rechtsberatung, dem 
privatſchriftlichen Entwerfen von Urkunden, fungiert der Notar 
nicht als Staatsorgan. Es ſind das Berufsgeſchäfte des 
Notars, nicht Amtsgeſchäfte. . .. Der Unterſchied tritt in den 
neueren Geſetzen hervor und muß ſich geltend machen für die 
Frage der Haftung des Notars. Was das Entwerfen von 
Urkunden anlangt, ſo kann, wenn der Notar zufolge Auftrags 
einer Partei die Urkunde entworfen hat und die Unterſchrift 


) Über die Verſchiedenheiten in den Bundesſtaaten ef. VII. Notartag 
(Berichterſtatter Blümel), DNOLZ. 1912, 417. 


5) Grundſäͤtzlich kann der Vertrag mit einem Notar unter 


gewiſſen Umſtänden auch als Werkvertrag gekennzeichnet werden. 
(Analog für den Anwalt: IW. 1914, 642.) 


1 
> 
1 22 


| 


3 

12 
ra 
2 
x 


2 - 
ae + Bu 


72 — 2 11 
17 ** 11 17 7 


.., 


44. Jahrgang. 


beglaubigt, weder aus der Einheitlichkeit des Auftrages noch 
aus dem Zuſammenhange der einen und der anderen Tätigkeit 
die Annahme begründet werden, daß die Abfaſſung der Schrift 
mit dem Beglaubigungsakte in den Bereich der Amtspflicht 
gezogen werde. Darüber, ob ein eigentliches Notariatsgeſchäft 
vorliegt, entſcheidet nur die objektive Natur des Geſchäftes. 
Das durch den einheitlichen Auftrag und deſſen Ausführung 
geſchaffene zeitliche und äußerliche Zuſammenfallen der Tätigkeit 
vermag die innerliche und rechtliche Natur der beiderlei Akte 
nicht zu verändern.“ 

Aus alledem ergibt ſich, daß die Rechtſprechung 
des VI. 38S. ſich nicht, wie der III. Senat am 3. No⸗ 
vember 1914 feſtſtellen zu können glaubt, mit der 
heutigen Rechtsmeinung des letzteren deckt, ſondern 
der heutigen Rechtsmeinung des III. Senats in einem 
weſentlichen Punkte entgegenſteht. Der VI. Senat hat 
nicht nur den erſten der zwei oben zuſammengefaßten Ausnahme⸗ 
ſätze geprägt. Der VI. Senat iſt weitergegangen. Denn er 
hat erklärt: Die amtliche und vertragliche Tätigkeit 
kann vereinigt fein, fie kann durch einheitlichen Auf» 
trag und äußerliches Zuſammenfallen verquickt ſein. 
Nicht eo ipso wird durch dieſe Verquickung das von der 
geſchäfts⸗ und rechtskundigen Perſon beſorgte Geſchäft, das auch 
ein Außenſtehender erledigen könnte, zu einer Amtshandlung. 
Das Verlautbaren einer Urkunde iſt ſehr wohl Amtshandlung. 
Allein die Frage, ob man ein Verlautbaren nötig hat, vor⸗ 
nimmt oder ſo und ſo vornimmt, kann eine berufliche Handlung 
fein, die ſich mit der Amtshandlung nicht begrifflich deckt.“) 
Unterſtellt aber der III. Senat die Sätze des VI. als zutreffend, 
ſo iſt zwiſchen dieſen und der neuen Entſcheidung ein Wider⸗ 
ſtreit. Die alte Lehre des VI. Senats ſagt: Der Notar, auch 
der preußiſche, hat Amtspflichten im engeren Sinne und neben 
dieſen Berufspflichten ſowie Pflichten aus dem dem Geſchäfte 
jeweils zugrunde liegenden Vertrag (Auftrag oder Dienſtvertrag) 
im weiteren Sinne. (Ebenſo Weißler, Das Notariat der 
Preußiſchen Monarchie 1896, Kap. 4 S. 76; Kap. 16 S. 190f. 
Lit. e und f.) Die neue Lehre des III. Senats verneint dieſen 
Regelſatz und läßt obige Ausnahme zu. 

Jedoch gerade ein Rechtsfall, wie der vorliegende mit der 
unerwarteten Gebühr, zeigt die Unbrauchbarkeit, ja privat⸗ 
wirtſchaftliche Schädlichkeit, der neuen Theſe. Keine Rechts 
einrichtung iſt ſo ſtarr, daß es unzuläſſig ſein könnte, die ſie in 
Bewegung ſetzenden Individuen unter die Lupe der Brauchbarkeit 
für den Verkehr zu nehmen. Kein Notar iſt ſo ſehr Beamter, 
daß er nicht auch allgemeine Pflichten hätte, und nicht auch 
für die außerhalb ſeiner engeren Amtspflicht verurſachte Einbuße 
einſehen müßte. Denn neben den amtlichen Obliegenheiten hat 
der Notar noch eine Reihe anderer nichtamtlicher, der beruflichen 
und allgemeinen Sorgfaltspflicht entſprungenen. Einzelne der⸗ 
ſelben hat der III. Senat in ſeiner älteren Entſcheidung vom 
20. Februar 1913 aufgezählt. Eine weitere enthält die meiner 
getzenwärtigen Betrachtung zugrunde gelegte Klage. Wäre das 
diefe abweiſende Urteil, mithin die heute bekämpfte Anſchauung 
richtig, fo hätten die Klienten des Notars, die ſich ja ſelbſt 


) So auch DLG. Frankfurt a. M. 3 U 151/12. 
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mit gutem Grunde ſeine Auftraggeber nennen, einen mechaniſchen 
Urkundsbeamten, nicht ein echtes und rechtes Organ des neu⸗ 
zeitlichen Rechtslebens, vor ſich. Eine gewiſſe Geſchmeidigkeit 
und praktiſche Verwendbarkeit in Grenzfällen, wie dem mit der 
hohen Staatsgebühr, muß das moderne Notariat aufweiſen; 
dieſe wohnt ihm aber auch bei näherem Zuſehen ſelbſt vom 
Geſichtspunkte der Beamtenqualität inne. So gut nämlich der 
Notar ſeine Mitwirkung bei geſetzwidrigen Geſchäften zu ver⸗ 
ſagen hat, hat er auch ſeine Mitwirkung bei Geſchäften zu 
verſagen, durch welche ſich die Parteien, die eine vernünftige 
und brauchbare Handlung bezwecken, unbewußt in unverhältnis⸗ 
mäßigen Vermögensverluſt einlaſſen. Der wahre Wille der 
Parteien betrifft nicht nur die klare und unzweideutige Form, 
ſondern auch die unzweifelhafte und bewußte Billigung des 
Rechtsgeſchäfts ſamt feinen für einen verftändigen Laien voraus⸗ 
ſehbaren Folgen in Haupt⸗ und Nebenſache (cf. Becher, Materialien, 
Abt. VIII S. 49). 

Das Bayeriſche Oberſte Landesgericht hat am 28. De⸗ 
zember 1912 (IL 38S. XIII S. 762) in einem Gebührenſtreit 
die Frage unterſtrichen, welche Partei bei Vornahme des Ge⸗ 
ſchäftes den Willen kundgegeben hat, daß der Notar für fie 
tätig werde. Als argumentum e contrario iſt hieraus zu 
folgern, daß die Nichtkundgebung des Willens, eine einer 
unverhältnismäßigen Staatsgebühr unterliegende Beurkundung 
vorzunehmen, ſehr wohl von dem Notar, als Beauftragtem, zu 
beachten iſt. Der Allgemeine Deutſche Verſicherungsverein in 
Stuttgart hat in den Nachrichten für die Mitglieder des 
Deutſchen Anwaltvereins (Jahrgang II Nr. 1 und 2, Januar⸗ 
Februar 1915) aus der Praxis heraus ebenfalls die Anſchauung 
vertreten, daß der Notar zu prüfen hat, durch welches Rechts⸗ 
geſchäft der Erklärende ſeinen Zweck am ſicherſten erreicht oder 
der Erreichung am nächſten kommt, und den Beteiligten das 
Rechtsgeſchäft vorzulegen, durch das dieſem Zweck entſprochen 
wird, dagegen von anderen abzuraten, die ihm zuwiderlaufen: 
Hiebei hat er ſich auf Recht 1914, 205 bezogen. Der Urkunds⸗ 
beamte als ſolcher mag daher zu einer weiteren Belehrung, als 
ſie für das Zuſtandekommen einer rechtswirkſamen Beurkundung 
erforderlich iſt, nicht verpflichtet ſein — vgl. III. Senat 665/1909 
vom 21. Februar 1911 in Warneyer Ergänzungsband 1911, 
S. 257; Leipzg. 1911, 467; weitergehend: RG. in IM. 
1915, 31 —, aber der mit dem Laien zwecks ſachgemäßer und 
rationeller Vornahme einer lebensfriſchen Handlung kon⸗ 
trahierende, berufstreue, beſonnene und gewiſſenhafte Juriſt iſt 
zweifellos gehalten, zu raten und warnen, wenn der ihn zu⸗ 
ziehende und honorierende (andernfalls ſchutzloſe) Klient einen 
gefährlichen, z. B. gebührenrechtlichen, Lapſus zu machen ſich 
anſchickt. So gut ein Notar ſich nicht im voraus ausbedingen 
kann, allgemein für die Folgen fahrläſſiger Verletzung ſeiner 
Pflicht nicht haften zu wollen (ſo der III. Senat am 23. Sep⸗ 
tember 1913), ſo widerſpräche es — gerade wenn man in der 
uneingeſchränkten Wiedergabe des mit übelſter Folge verknüpften 
Parteiwillens keine Amtspflichtverletzung erblickt — den Geſichts⸗ 
punkten der 88 133, 157 BGB., die Sorgſamkeit dermaßen 
außer acht zu laſſen, daß man einen Rechtsunkundigen, der 
glaubt, 1 & Gebühr zahlen zu müſſen, als Notar einen Ber: 


trag verlautbaren läßt, welcher den Armſten über 4000 
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koſtet.) Übrigens haben die höchſtgerichtlichen Entſcheidungen, 
welche ſich mit unſerer Spezialfrage bisher beſchäftigten, ob 
der Notar eventuell die billigſte Geſchäftsform zu wählen und 
anzuraten habe (JW. 1905, 328; JW. 1912, 195 und KG. 
DNot Z. 1912, 40), wohl das Vorliegen einer Amtspflicht, nicht 
aber die Frage einer Vertragspflicht, verneint (ſ. Nachr. für die 
Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins Jahrg. II Nr. 1 und 2, 
Januar⸗Februar 1915). 

Die Wendung, die der III. Senat genommen hat, iſt 
folglich — ganz gewiß, wenn unſer heutiger Fall unter ſeine 
Haupttheſe fällt, aber auch dann, wenn er den Schutz ſeiner 
zwei Ausnahmeſätze, wie ich annehme, genießt — mit Recht 
und Wirtſchaft unvereinbar. Sein früherer gemeinnütziger und 
einheitlicher Standpunkt harmonierte mit dem Geiſte des 
Notariatsweſens und den Bedürfniſſen der Praxis in ernſter 
Zeit, die ſich gerade durch ein freudiges und rückſichtsvolles 
Zuſammenarbeiten der Stände kennzeichnet. Da nun aber nach 
dem Vorbeſagten eine Zerſplitterung der höchſtgerichtlichen Auf⸗ 
faſſungen über die Rechtsnatur der notariellen Tätigkeit nicht 
ausgeſchloſſen iſt, wird die Notwendigkeit einer Plenarberatung 
und ⸗entſcheidung auf die Dauer nicht in Abrede zu ſtellen fein. 


Anwaltichaft und Steuerrecht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Der Krieg und die dadurch bewirkte Verminderung der 
anwaltlichen Geſchäfte läßt aufs neue eine Frage akut werden, 
die ſchon vor einiger Zeit weitere Kreiſe beſchäftigte. Soll die 
Zahl der Anwälte beſchränkt werden, oder kann der Gefahr 
einer Proletariſierung des Anwaltſtandes durch Erweiterung 
ihrer Tätigkeit begegnet werden? Auf ein Gebiet, in welchem 
die Anwälte — wie es uns ſcheint — zum Schaden aller 
Beteiligten nur in ganz beſchränktem Umfange tätig find, haben 
wir ſchon damals hingewieſen. Es iſt das Gebiet der direkten 
Steuern, welches gerade während des Krieges erhöhte Bedeutung 
fand, die ſich nach Beendigung des Krieges angeſichts der dann 
nicht vermeidbaren Steuererhöhung nur noch ſteigern wird. 

Direkte Steuern — Einkommen- und Vermögensſteuern 
ſowie Gewerbeſteuern — werden zurzeit in faſt allen Bundes⸗ 
ſtaaten erhoben, dazu kommen die Zuſchläge zur Einkommen⸗ 
ſteuer, die die Kommunen erheben; Wehrbeitrag und Beſitzſteuer⸗ 
geſetz, beide nach dem Vorbilde des preußiſchen Vermögensſteuer⸗ 
geſetzes, ſtellen nun noch eine direkte Beſteuerung für das geſamte 


7) Der II. ZS. des Bay Obe G. hat am 1. März 1904 (Baydbe GZ. 5 
S. 104) für das Gebiet des code civil das Beſtehen eines rechtsverbind⸗ 
lichen Auftragsverhältniſſes zwiſchen Notar und Klient ſowie die Ver⸗ 
antwortung für Fahrläſſigkeit, ſoweit ſie die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Geſchäftsmannes überſteigt, bejaht (of. auch Zachariä⸗Crome 

893). 

Fe nämliche Gerichtshof (Entſch. 15 S. 433) hat in der neueſten 
Zeit den Unterſchied zwiſchen Amtsausübung und Gelegenheit der 
Amtsausübung ſcharf gezogen. 

Auch der III. Senat des RG. iſt in ſeiner Entſcheidung vom 
13. Oktober 1914 — III 199/14; Leipz Z. 1915 S. 435 — bezüglich 
der Verneinung eines Vertragsverhältniſſes nicht ſo weit gegangen, 
wie 20 Tage ſpäter. 


NE 9. 1915. 
Reichsgebiet dar. Die Zahl der Steuerſubjekte und Steuerfälle 
iſt daher außerordentlich groß; auch die Zahl der ein wirkliches 
Intereſſe bietenden und hochwertigen Streitfälle iſt kaum geringer 
als die der größeren Zivil⸗ und Strafſachen. Das Steuerrecht 
iſt nun auch weder ſchwierig, noch liegt es unſerem Berufe 
fern. Wenn die Steuerpraktiker der juriſtiſchen Laufbahn 
entnommen werden und ihrer Tätigkeit meiſt keine andere 
Vorbereitung entgegenbringen als die in Gemeinſchaft mit den 
ſpäteren Zunftjuriſten geſchwänzten Kollegs über Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, wenn ein Teil der Mitglieder des höchſten preußiſchen 
Steuergerichtshofs der Richterbank entnommen iſt, wenn die mitt⸗ 
leren Beamten die ihnen obliegenden mannigfachen Geſchäfte mit 
oft ſtaunenswerter Sachkenntnis verſehen, ſo darf man annehmen, 
daß das Steuerrecht zum mindeſten erlernbar iſt. Der Einwand, 
daß das Steuerrecht zu den Aufgaben der Staatsverwaltung 
gehöre und dieſe nicht ſtreng juriſtiſch, ſondern nach Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen entſcheide, kommt für die direkten Steuern 
nur in ganz geringem Umfange in Betracht. Jeder Verſtoß 
gegen die Verfahrensvorſchriften führt zur Aufhebung und 
Rückverweiſung, und namentlich das PrOVG. wacht mit großer 
Strenge auf die Beachtung aller Kautelen zum Schutze der 
Zenſiten. Eine Veranlagung über die eingeſchätzte Ziffer hinaus 
bedarf der vorherigen Beanſtandung; die Bilanz der Aktien⸗ 
geſellſchaft hat die Vermutung der Richtigkeit für ſich, “) die 
Steuerbehörde hat zu beweiſen, daß eine vorgenommene 
Abſchreibung übermäßig ift?) uſw. Richtig iſt, daß mit der 
Steuerbehörde eine Verſtändigung auf mittlerer Linie erzielt 
werden kann. Hat ein Kaufmann auf ſeine Maſchinen 
40 Prozent abgeſchrieben, weil er annimmt, daß ſie in ganz 
kurzer Zeit durch Neuerfindungen unbrauchbar geworden ſein 
werden, ſo iſt es weder willkürlich noch aller juriſtiſchen 
Tätigkeit entrückt, wenn Veranlagungskommiſſion und Zenſit 
ſich auf eine Abſchreibung von 25 Prozent einigen; auch der 
Zivilrichter wirkt häufig bei Vergleichen mit. Ferner iſt es 
z. B. in Preußen den Kommunen geſtattet, mit neu zu 
errichtenden Fabriken auf eine Reihe von Jahren Vereinbarungen 
über die Kommunalſteuer einzugehen, damit die Städte induſtrielle 
Unternehmungen, die ſie für das Gemeinwohl förderlich halten, 
durch hohe Steuern nicht abſchrecken, und namentlich, damit 
junge, aufſtrebende Induſtrien für den Anfang mit beſtimmten 
Unkoſten rechnen können. Ahnliches iſt in Bayern allgemein 
für Großbetriebe zugelaſſen; zuläffig find auch Vereinbarungen 
mit Niederlaſſungen ausländiſcher Firmen, und es beſteht ſogar 
ein Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oſterreich über die 
ſteuerliche Behandlung der über beide Länder ſich erſtreckenden 
Holzgeſchäfte. Hierbei iſt maßgebend der Gedanke, daß es in 
niemandes Intereſſe ſein könne, genaue Feſtſtellungen darüber 
zu treffen, ob 395% oder 40½ Prozent eines Holzbandels auf 
Preußen entfalle, oder ob die preußiſche Niederlaſſung einer 
Schweizer Firma nach 10 000 oder 11000 & Einkommen zu 
beſteuern ſei; Feſtſtellungen, zu denen die Herbeiſchaffung der 
im Auslande befindlichen Bücher und mühſame Umrechnungen 
der nach anderen Prinzipien aufgeſtellten Bilanzen erforderlich 
ſein würde. Die Zuläſſigkeit folder Veranlagungen ex aequo 


1) Pros G. in Staatsſteuerſachen (DIE. 7, 368; 10, 887). 
9) OVG. 7, 140; 8, 84. 
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et bono bekräftigt eigentlich nur den bei uns ein wenig in 
Vergeſſenheit geratenen, aber ſtreng juriſtiſchen Satz: minima 
non curat praetor. Indeſſen bleibt noch genug Juriſterei im 
Steuerrecht übrig. Die Frage, ob eine Ehefrau als dauernd 
getrennt lebend, ob ein minderjähriges Kind mit ſeinem freien 
Kindes vermögen ſelbſländig zu beſteuern ſei, verlangt die Prüfung 
derſelben Tat⸗ und Rechtsfragen, wie ſie im Zivilrecht täglich 
vorkommen. Ob jemand in Berlin für eine Münchener Firma 
als Agent tätig iſt oder ob das Bureau, in welchem dieſe 
Tätigkeit ausgeübt wird, eine Niederlaſſung der Münchener 
Firma darſtellt und deren Steuerpflicht in Preußen begründet, 
iſt rechtlich identiſch mit der Frage, ob die Münchener Firma 
ihren Berliner „Vertreter“ vor dem ordentlichen Gerichte oder 
vor dem Kaufmannsgerichte zu verklagen hat, ob der Vertreter 
verpflichtet ſei, ſich ins Handelsregiſter eintragen zu laſſen, oder 
nicht.?) Juriſtiſch iſt auch die Frage des Wohnſitzes; daß der 
Wohnſitz in ſteuerrechtlichem Sinne von dem Wohnſitz des 
BGB. verſchieden iſt, da im Steuerrecht aus leicht begreiflichen 
Gründen von dem Erfordernis des Niederlaſſungs willens 
abgeſehen wird,“) iſt ſchließlich auch keine unüberwindliche 
Schwierigkeit. 

Von nicht geringerer Bedeutung find Präventivmaßregeln. 
Dem Ausländer, der in Berlin feinen Wohnfitz hat, ohne in 
Preußen erwerbstätig zu ſein, werden wir raten können, ſein 
Vermögen in ausländiſchem Grundbeſitz anzulegen, oder ſich 
lieber bei einer ausländiſchen offenen Handelsgeſellſchaft zu 
beteiligen als Aktien einer ausländiſchen Aktiengeſellſchaft zu 
erwerben, da fein Einkommen aus Grundbeſitz und gewerblichen 
Niederlaſſungen, die im Ausland belegen ſind, ſteuerfrei iſt, 
Einkommen aus Aktienbeſitz aber als Kapitaleinkommen gilt, 
welches im Inlande verſteuert wird (Preußiſches Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz § 5 Ziff. 2). Bei einer G. m. b. H. iſt das Gehalt 
des Geſchäftsführers Teil der Betriebsunkoſten und mithin 
abzugsfähig; übernimmt aber ein Geſellſchafter das Amt des 
Geſchäftsführers als geſellſchaftliche Pflicht, ſo iſt die dem 
Geſchäftsführer gezahlte Entſchädigung Teil des Gewinns. “) 
Soll es daher nicht aus beſonderen Gründen dem Geſchäfts⸗ 
führer erſchwert werden, der Geſellſchaft zu kündigen, oder ſollen 
ſeine Entſchädigungsanſprüche wegen Widerrufs der Beftellung 
nicht auf 5 Jahre beſchränkt werden (§ 624 BGB.), ſo wird 
man vorziehen, einen gewöhnlichen Dienſtvertrag mit dem 
Geſchäftsführer zu ſchließen. Der Sohn, der feiner Mutter 
eine jährliche Rente von 3000 , zahlt, kann weder dieſen 
Betrag von ſeinem Einkommen noch den Kapitalwert der Rente 
von ſeinem Vermögen abziehen, da er durch dieſe Zahlung 
lediglich ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht nachkommt, ebenſo 
wie auch der Unterhalt für Frau und Kind nicht abzugsfähig 


) gl. Marcuſe, Die Niederlaſſung und Beſteuerung aus⸗ 
ländiſcher Firmen, Leipgg VII S. 507510. 

9) Nach dem Reichs⸗Doppelſteuergeſetz, deſſen Begriffsbeſtimmung 
für die preußiſchen Steuergeſetze maßgebend tft, hat ein Deutſcher 
ſeinen Wohnſiz an dem Orte, an welchem er eine Wohnung unter 
Umftänben inne hat, welche auf die Abſicht der dauernden Bei⸗ 
behaltung ſchließen laſſen. 

) Es liegt eine geſellſchaftliche Leiſtung an einen Geſellſchafter, 
etwa einer Vorzugsdividende vergleichbar, vor. OVG. in der Zeit⸗ 
ſchrift für Aktienweſen 1908, 110. 
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iſt;e) Rentenzahlungen auf Grund vertraglicher Verpflichtungen 
ſind dagegen abzugsfähig. Die ſchriftliche Niederlegung einer 
geſetzlichen Unterhaltsverpflichtung ändert natürlich an der 
Steuerpflicht nichts; wenn aber das Rentenverſprechen an eine 
Gegenleiſtung, etwa an den Verzicht auf das Pflichtteil aus 
dem Nachlaſſe des anderen Elternteils geknüpft wird, oder etwa 
der geſchiedene Ehemann ohne Rückſicht auf feine Unterhalts⸗ 
pflicht feiner Ehefrau eine Rente zuſichert, fo find Einkommen 
und Rente beim Zahlungspflichtigen abzugsfähig, dagegen vom 
Unterhaltsberechtigten zu verſteuern. Oft führt ein einziges 
unbedachtes Wort der Niederſchrift zur Bejahung der Steuer⸗ 
pflicht des einen oder des anderen Teils. Iſt nun der 
Empfänger unterhaltsberechtigt und iſt der Pflichtige Ausländer, 
bleiben Kapital und Rente überhaupt unverſteuert, ebenſo wenn 
im Falle vertragsmäßiger Zahlungen der Berechtigte im Aus⸗ 
lande wohnt.“) Eine Aktiengeſellſchaft, die einen neuen 
Produktionszweig aufnehmen will, wird aus ſteuerlichen Gründen 
häufig guttun, dieſen Produktionszweig einem Tochterunternehmen 
zu überlaſſen, da bekanntlich ein Einkommen von 100 000 4 
höher beſteuert wird als zwei Einkommen im Geſamtbetrage 
von 100 000 , und auch die Gewerbeſteuer mit der Höhe 
von Kapital und Umſatz ſteigt. Andererſeits wird etwa eine 
chemiſche Fabrik, die große Summen für koſtſpielige, ſich durch 
eine Reihe von Jahren erſtreckende Unterſuchungen, wie z. B. 
die Erzeugung künſtlichen Stickſtoffs oder Gummis, jährlich 
aufwendet, dieſen Zweig nicht einer beſonderen G. m. b. H. 
übertragen, da dieſe Ausgaben als Betriebs unkoſten der 
chemiſchen Fabrik vom Gewinn abgezogen werden können, die 
G. m. b. H. aber, die langſam ihr Kapital aufzehrt, nicht 
etwa eine Vergütung von dem Staate bezieht. Bei den Nieder⸗ 
laſſungen ausländiſcher Firmen kann, wenn der Betrieb im In⸗ 
lande nicht völlig ſelbſtändig iſt, in der Weiſe verfahren werden, 
daß der Anteil der inländiſchen Niederlaſſung am Geſamtbetrieb 
feftgeftellt, der Geſamtgewinn ermittelt, und dann nach Abzug 
eines Präzipuums von 10 bis 25 Prozent für die Zentrale 
der Gewinn der inländiſchen Niederlaſſung der Umſatzquote 
entſprechend feſtgeſtellt wird.?) Dies Verfahren iſt häufig mit 
Härten verknüpft, insbeſondere, wenn die inländiſche Nieder⸗ 
laſſung etwa nur den Einkauf beſorgt oder überwacht und 
wenn, namentlich bei Überfeeunternehmungen, der Import mit 
weit höheren Unkoſten verknüpft iſt als der ſonſtige Betrieb. 
Es hat daher in vielen Fällen empfohlen werden können, eine 
G. m. b. H. zu gründen, die als Agentin oder Kommiſſionärin 
des ausländiſchen Unternehmens auftritt und einen gewiſſen 
Prozentſatz des Imports als Proviſion bezieht. Dies hat den 
Vorteil, daß eine Veranlagung des Mutterhauſes überhaupt 
nicht ſtattfindet und daß die geſamten hier entſtehenden Unkoſten 
von der G. m. b. H. getragen und abzugsfähig ſind. Wenn 
ein 75 jähriger reicher Mann beabſichtigte, einer feiner fünf 
Töchter das Hausgrundſtück, in welchem ſie gemeinſam wohnen, 


6) Bei Vorliegen einer großen Anzahl Unterhaltspflichtiger kann 
eine Ermäßigung des Steuerſatzes eintreten. Preußiſches Geſetz § 19. 

N Auf die hierin liegende Unbilligkeit macht Fuiſting, Die 
direkten Steuern Bd. IV S. 191, aufmerkſam. 

8) Ahnlich wie bei der Verteilung der Kommunalabgaben unter 


mehrere beteiligte Kommunen. 
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zu hinterlaſſen, konnten wir ihm kurz vor dem Stichtage zum 
Wehrbeitrag raten, das Grundſtück ſeiner Tochter ſchon jetzt 
zu ſchenken, wodurch infolge des progreſſiven Charakters des 
Wehrbeitrages erhebliche Beträge geſpart werden konnten. Die 
Zuweiſung zu einem ſelbſtändigen Penſionsfonds, aus welchem 
die vertraglich zugeſicherten Ruhegehälter gezahlt werden, iſt 
abzugsfähig; Rücklagen in eine Penſionskaſſe, die zur freien 
Verfügung der Geſellſchaft bleiben, find ſteuerpflichtig.“) 

Die auf eine Verminderung der Steuern gerichtete Tätigkeit 
des Anwalts, für die ſich die Beiſpiele beliebig vermehren laſſen, 
iſt nun keineswegs etwas Unſchönes oder etwas, deſſen ſich ein 
Anwalt zu ſchämen hätte. Steuern ſind notwendig und — 
ſelbſtverſtändlich; der Erlaß eines Steuergeſetzes bedeutet aber 
nicht den Befehl an jeden Steuerpflichtigen, nunmehr ſeine 
Handlungen ſo einzurichten, daß ein möglichſt hoher Steuer⸗ 
betrag fällig wird. Im Gegenteil, wir werden jedem das un⸗ 
bedingte Recht zuerkennen müſſen, ſeine Steuern nach Möglichkeit 
zu verringern und von zwei Wegen, die zum Ziele führen, den⸗ 
jenigen zu wählen, mit dem die geringſten Steuern verbunden 
ſind. 10) Steuererſparnis iſt mithin nicht Steuerumgehung; ein 
zur Steuererſparnis abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft weder anſtößig 
noch etwa als zum Schein abgeſchloſſen nichtig. 1) 12) Hierzu 
kommt aber folgendes: Steuern, ſo notwendig und nützlich ſie 
auch ſein mögen, ſind namentlich im gewerblichen Leben Ballaſt, 
die die Produktion erſchweren und verteuern. Ein Kaufmann, 
der das Konto „Steuern und Abgaben“ verringert, kann billiger 
produzieren, behält ein Mehr von Kapital übrig, welches er 
der Produktion wieder zuführen kann. Dieſes Kapital wird 
hierdurch ſelbſt wiederum ſteuerproduzierend, ſo daß die Steuer⸗ 
erſparnis auch der Allgemeinheit mehr nützen als ſchaden kann 
und meiſt nicht eine Verringerung des geſamten Steuer⸗ 
aufkommens bedeutet, ſondern nur eine beſſere Verteilung. 
Auch dem Ausländer zu einer Steuererſparnis zu verhelfen, iſt 
nicht „antinational“. Die Rentierkolonien pflegen ſich in 
Ländern und Städten mit geringerem Steuerdruck und nament⸗ 
lich mit niedrigen direkten, als den am meiſten fühlbaren 


9) OVG. 8, 181; ſiehe auch Simon, Bilanzen S. 255, 256. 

10) Ahnlich iſt es mit der Stempelſteuer; der Erlaß eines 
Stempelſteuergeſetzes enthält keinen Befehl, möglichſt viele ſtempel⸗ 
ſteuerpflichtigen Akte zu tätigen, „vielmehr iſt es den Parteien 
unbenommen, zur Erreichung ihres wirtſchaftlichen Zweckes diejenige 
Rechtsgeſchäftsform zu wählen, die es ihnen ermöglicht, geringere 
Stempelkoſten aufzuwenden als bei Beobachtung anderer Formen“. 
Heinitz, Kommentar zum Stempelſteuergeſetz S. 465. Es gilt als 
Recht und Pflicht des Anwalts und des Notars, unter zwei möglichen 
Wegen denjenigen zu wählen, der die geringſten Stempelkoſten 
verurſacht. Das gleiche hat für das Gebiet der Perſonalſteuern 
zu gelten. 

1) Mit Recht ſteht das PrOVG. auf dem Standpunkt, daß 
jedes Steuergeſetz reſtriktiv auszulegen und in dubio gegen den 
Fiskus zu entſcheiden ſei. 

12) Hinſichtlich der zur Steuererſparnis in G. m. b. H.s um⸗ 
gewandelten Niederlaſſungen ausländiſcher Firmen erkennt das 
PrOG. an, daß die Errichtung einer ſolchen G. m. b. H. lediglich die 
Benutzung einer reichsgeſetzlichen Geſellſchaftsform ſei, die nicht 
deshalb nichtig, nicht ernſt gemeint oder „eigentlich nicht gewollt“ 
ſein könne, weil ſie weniger Steuern erfordere als eine Zweig⸗ 
niederlaſſung. OVG. 7, 346; Marcuſe a. a. O. S. 514. 
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Steuern anzuſiedeln. Wenn wir bewirkten, daß kapitalkräftige 
Ausländer ſtatt nach London und Paris nach Berlin, Dresden, 
München und Wiesbaden kommen und dort Hunderttauſende 
im Jahre ausgeben, ſo wird eine von uns empfohlene Steuer⸗ 
erſparnis mehr als ausgeglichen. 

Eine Mitwirkung der Anwaltſchaft kann aber auch der 


Steuerbehörde nur willkommen ſein. Im allgemeinen arbeiten 


Steuergerichte und Behörden ganz vortrefflich, die Entſcheidungen 
des PrOVG. erfreuen ſich ungeteilterer Anerkennung als die 
des RG. Einzelne Entſcheidungen, die Widerſpruch heraus⸗ 
gefordert haben, wie z. B. die Unterſcheidung zwiſchen An⸗ 
geſtellten und Agent oder die Beſteuerung des Agios bei 
Kapitalserhöhungen find aufgegeben.!) Gleichwohl iſt der 
Steuerbeamte, der jahraus, jahrein mit nichts als mit Steuern 
befaßt iſt, notwendigerweiſe fiskaliſch. Das Publikum, das ſich 
häufig bei dem Regiemmgsſekretär Rat und Anleitung holt 
und dort meiſt ſachgemäße Belehrung erhält, wird „fiskaliſch“ 
belehrt; jedenfalls nicht auf die Möglichkeit aufmerkſam gemacht, 
wie man bei Beachtung gewiſſer zuläſſiger Rechtsformen 
Steuern erſparen könne. Das Bedürfnis ſachverſtändigen Rats 
hat ſich infolge des in der letzten Zeit geſtiegenen Steuerdrucks 
entſchieden vermehrt, wovon die in den letzten Jahren allent⸗ 
halben von angeblichen Fachleuten gegründeten „Steuerreviſions⸗ 
bureaus“ ein beredtes Zeugnis ablegen. Es darf ohne weiteres 
angenommen werden, daß die Steuergerichte eine Mitwirkung 
der Anwaltſchaft einer Mitwirkung der Reviſionsbureaus vor⸗ 
ziehen werden — nicht minder auch das rechtſuchende Publikum. 

Neben den rein juriſtiſchen Fragen treten nun noch, 
namentlich bei der Beſteuerung des gewerblichen Einkommens 
und Vermögens, wirtſchaftliche Geſichtspunkte in die Erſcheinung. 
Hat z. B. ein Gewerbetreibender 5000 & „Ausgaben“ und 
5700 & „Einnahmen“ gehabt, fo iſt zu prüfen, ob in den 
5000 & Ausgaben auch die Koſten des Haushalts, wie 
Wohnungsmiete, Kleidung, Heizung uſw. enthalten ſind, da 
dieſe als Einkommen gelten und mit zu verſteuern find.“) 
Ergibt ſich dann etwa, daß zu Beginn des Geſchäftsjahres ein 
Lager von 500 (das ja Vermögen und nicht Einkommen iſt) 
und am Ende ein ſolches von 600 & vorhanden iſt, find noch 
100 & von den Einnahmen abzuſetzen. Zu berückſichtigen iſt 
ferner, daß ſich die Geſchäftsregale und das ſonſtige Inventar, 
auch z. B. eine Rollmaſchine, die ein Grünkramhändler ſeinen 
Kunden ſtundenweiſe vermietet, abnutzen, ſo daß er einen Betrag 
zur Wiederanſchaffung nach völliger Abnutzung zurücklegen muß. 
Dieſer Wert der Abnutzung iſt abzugsfähig, 16) vorausgeſetzt 
natürlich, daß die geſamten Beſchaffungskoſten nicht bereits 
unter Ausgaben verbucht worden waren. 1e) Endlich ſind 
Schulden und Forderungen, die im Laufe der Geſchäftsperiode 
entſtanden ſind, zu berückſichtigen. 


1) OVG. 6, 240; 10, 252. 

14) Zu dem Einkommen hinzuzurechnen iſt auch noch der Wert 
der dem Geſchäft für den Haushalt entnommenen Waren. 

5) Es kommen hier die nämlichen Geſichtspunkte in Frage, 
wie bei der Höhe eines Schadenserſatzes nach $ 251 BER. 
Die Buchung der Anſchaffungskoſten unter Ausgaben kommt 
einer völligen Abſetzung des Wertes im Anſchaffungsjahr gleich, ſo 
daß nochmalige Abſetzungen unſtatthaft ſind. 
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Eine ſolche Feſtſtellung des gewerblichen Einkommens auf 
Grund der ſogenannten Einnahme⸗ und Ausgabebuchführung 
und unter Benutzung ſonſtiger Aufzeichnungen zur Feſtſtellung 
des Lagers, der Forderungen und Schulden, verbietet ſich aber 
ſchon in einem kleineren kaufmänniſchen Betriebe von ſelbſt. 
Für die Feſtſtellung des Geſchäftserfolges iſt die Höhe der 
Einnahmen und der Ausgaben nicht von ausſchlaggebender 
Bedeutung. Vor allem aber bedarf der Kaufmann einer Buch⸗ 
führung, die aus ſich ſelbſt eine Feſtſtellung des Erfolges zu⸗ 
läßt und ſich nicht auf Notizen und Aufzeichnungen flügt, deren 
Vollſtändigkeit nicht kontrolliert werden kann. Dies ermöglicht 
allein die doppelte Buchführung; dieſe nimmt zum Ausgangs⸗ 
punkt die Tatſache, daß jeder ausgeſchiedene Vermögenswert 
durch einen entſprechenden Vermögenswert erſetzt wird; nimmt 
der Kaufmann von einem Kunden Geld ein, vergrößert ſich 
der Kaſſenbeſtand, während die ausſtehende Forderung erliſcht; 
zahlt der Kaufmann eine Schuld, vermindert er die Kaſſe und 
verringert feine Schulden; wird eine Maſchine auf Kredit ge⸗ 
kauft, tritt eine Maſchine in den Vermögenskomplex ein, 
während eine Schuld begründet wird; wird Ware gegen bar 
geliefert, wird das Warenlager vergrößert, die Kaſſe vermindert 
und dergleichen mehr. Nun iſt es offenſichtlich für den Geſchäfts⸗ 
erfolg ein Unterſchied, ob eine Maſchine angeſchafft oder Waren 
gekauft, ob Miete, Gehälter, Heizung gezahlt oder Forderungen 
getilgt werden. Die doppelte Buchführung teilt daher das 
Geſchäftsvermögen in eine Reihe von Poſten ein, ſo viel, als 
gleichartige Geſchäftsvorfälle zu erwarten ſind, und gibt ſich 
bei jedem einzelnen Geſchäftsvorfalle Rechenſchaft, zugunſten 
welchen Poſtens (Konten genannt) eine Verſchiebung eingetreten 
iſt. In einem einfachen Warengeſchäft z. B., in welchem ein 
Teil der Waren verarbeitet wird, wandelt ſich die urſprüngliche 
Einlage im Laufe der Zeit in Maſchinen, Inventar, Waren, 
Geſchäftsutenſilien, Kaſſenbeſtand, Forderungen und Schulden. 
Das angekaufte Inventar wird auf Inventarkonto gebracht und 
vom Kaſſenbeſtand abgeſchrieben, oder wie man ſagt, dem 
Inventarkonto belaſtet, dem Kaſſakonto entlaſtet; die auf 
Kredit entnommene Ware dem Warenkonto belaſtet, dem 
Gläubiger K. gutgebracht, *) bei ausgehender Ware wird das 
Warenkonto entlaflet, der Kunde oder, wenn dieſer bar zahlt, 
die Kaſſe belaſtet und dergleichen mehr. Am Ende eines jeden 
Jahres finden ſich dann auf den einzelnen Konten die Gut⸗ 
und Laſtſchriften der Geſchäftsperiode vereint. Zur Feſtſtellung 
des Geſchäftserfolges wird dann der Beſtand aufgenommen 
(Inventur) und der Wert der vorhandenen Gegenſtände ein⸗ 
getragen. Iſt der Wert größer als zu Anfang, hat das Konto 
mit Gewinn gearbeitet, andernfalls liegt Verluſt vor. Die 
Zuſammenſtellung der vorhandenen Werte abzüglich der Schulden 
(Bilanz) ergibt dann das Vermögen am Schluſſe, die Vergleichung 
mit der Zahl zu Beginn den Geſchäftserfolg; die Gegenüber⸗ 
ſtellung der einzelnen auf den Konten ausgewieſenen Verluſte 


1) Bei einem kleinen Betriebe hat jeder Gläubiger und 
Schuldner ein Konto im Hauptbuch; um letzteres bei einem großen 
Betriebe nicht unüberfichtlich zu machen, wird meiſt im Hauptbuch 
nur ein Sammelkonto „das Kontokurrentkonto“ geführt, in welches 
monatlich der Geſamtbetrag von Forderungen und Schulden aus 
einem Hilfsbuch übertragen wird. 
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und Gewinne (Gewinn⸗ und Verluſtrechnung) muß dann das⸗ 
ſelbe Ergebnis haben. Sind z. B. im 1. Jahre für 4000 & 
Maſchinen gekauft, ſo findet ſich das Maſchinenkonto mit 
4000 & belaſtet. Bei der Wertfeſtſtellung am Schluſſe des 
Geſchäftsjahres muß der Kaufmann erwägen, daß die Maſchine 
jetzt nicht mehr 4000 & wert iſt, ſondern ſich ebenſo wie die 
Rollmaſchine des Grünkramhändlers abgenutzt hat; mithin iſt 
auf dem Konto ein Verluſt von beiſpielsweiſe 600 & ent⸗ 
ſtanden; die Buchung lautet: Verluſt 600 &, Beſtand 3400 &. 
Beim Utenſilienkonto, das mit Schreibpapier, Tinte, Bes 
leuchtung uſw. belaſtet iſt, wird nicht nur ein Teil abgeſetzt 
werden müſſen, ſondern der ganze aufgewendete Betrag, da 
ſelbſt übriggebliebene Beſtände an Papier oder Federhalter 
einen Wert nicht mehr repräſentieren. Der ganze dem Konto 
belaftete Betrag iſt mithin Verluſt; ein Aktivſaldo für die 
Bilanz erſcheint nicht. Auf dem Warenkonto befindet ſich der 
Wert der eingekauften Waren zuzüglich des Beſtandes aus dem 
Vorjahre belaſtet, während die Verkaufspreiſe der Waren⸗ 
ausgänge kreditiert ſind. Wenn dieſe, wie es der Regel ent⸗ 
ſpricht, den Einkaufspreis überſteigen, ergibt ſich hier bei Ein⸗ 
ſtellung des Beſtandes zum Schluß des Geſchäftsjahres ein 
Gewinnpoſten. Bei Einſetzung des Beſtandes iſt nun freilich 
zu berückſichtigen, daß möglicherweiſe ein Teil unverkäuflich 
ſein oder — z. B. wegen Modenwechſels — nur zu erheblich 
verringertem Preiſe abzuſetzen fein wird.““) 

Die Differenz zwiſchen dem Vermögensſtande zu Beginn 
und zum Schluß der Geſchäftsperiode und ebenſo die Abſchluß⸗ 
ziffer der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung ſtellt nun freilich noch 
nicht das Einkommen bzw. den Mangel eines Einkommens dar, 
ſondern beantwortet nur die Frage, ob das Vermögen des 
Buchführers in der Geſchäftsperiode größer oder kleiner ge⸗ 
worden iſt. Nicht jede Vermögensvermehrung iſt Einkommen, 
z. B. dann nicht, wenn durch Schenkung, Erbſchaft, Lotterie⸗ 
gewinn uſw. neues Kapital zugefloſſen oder wenn das Fabrik⸗ 
grundſtück mit Gewinn verkauft oder durch Verkehrsverbeſſerungen 
in ſeinem Werte geſtiegen iſt; ebenſowenig bedeutet Vermögens⸗ 
verminderung ſtets Verluſt. Hat z. B. der Kaufmann 6000 4 
verdient, aber 8000 & verbraucht, ſo iſt ſein Vermögen um 
2000 & kleiner geworden, gleichwohl hat er 6000 & Ein⸗ 
kommen zu verfteuern. 1°) 

Auch die Entwertungen der Maſchinen, Waren uſw. ſind 
eigentlich Kapitalsverluſte, da indeſſen die Erzielung des Gewinns 
dieſe Verluſte bedingt, iſt ihre Abſetzung, die man Abſchreibungen 
nennt, weil die Höhe des Kontos um ſie verringert wird, 
ſtatthaft. 2°) 


18) Der Einzelkaufmann und die offene Handelsgeſellſchaft können 
den Verkaufswert der Waren einſetzen, die Aktiengeſellſchaft nur 
den Anſchaffungswert; es ſoll bei der Aktiengeſellſchaft vermieden 
werden, daß ein Gewinn, der eigentlich erſt im folgenden Jahre 
durch den Verkauf der Waren in die Erſcheinung tritt, ſchon im 
laufenden Jahre unter die Aktionäre verteilt wird. 

19) Zur Feſtſtellung des Privatverbrauchs pflegt man ein 
beſonderes Konto anzulegen, das Kapitalkonto des Kaufmanns, auf 
welchem dann auch der Wert der im Haushalt durch Entnahme von 
Waren aus dem Geſchäft erſparten Beträge erſcheint. 

20) Die Buchung auf Maſchinenkonto „Verluſt 600 * bewirkt, 
daß ein entſprechender Betrag vorhandener Werte kompenſiert oder 
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In welcher Höhe dieſe Abſchreibungen jeweils erfolgen, 
hängt nun von den Eigenheiten des Geſchäftes (Art der Außen⸗ 
ſtände und der Waren) aber auch von der pflichtmäßigen Schätzung 
des Kaufmanns, die freilich durch Erfahrungstatſachen unter⸗ 
ſtützt werden, ab. Ein vorſichtiger Kaufmann ſetzt mehr ab als 
ein optimiſtiſcher; viele machen es ſich nun zur Regel, einen 
Gewinn erſt dann herauszurechnen, wenn ſie etwa den Kauf⸗ 
preis der im Geſchäftsjahr gekauften Inventarſtücke oder 
Maſchinen, ganz oder zum größten Teil abgeſetzt haben, was 
dadurch geſchieht, daß entweder ein entſprechender Betrag am 
Jahresſchluß vom Inventar⸗ bzw. Maſchinenkonto abgeſchrieben 
wird oder in der Weiſe, daß dieſe Ausgaben gar nicht erſt auf 
dieſe Konten gebracht, ſondern als Betriebsunkoſten ebenſo wie 
Schreibpapier, Federn, Tinte betrachtet werden, deren Verluſt⸗ 
ſtellung im Anſchaffungsjahr in voller Höhe erfolgt.“) An 
dieſe jedem Kaufmann Ehre machende ſolide Geſchäftsgebahrung 
iſt freilich die Steuerbehörde nicht gebunden. Zu verſteuern iſt 
der wirkliche Geſchäftsgewinn, 2?) nicht derjenige, den jemand als 
ſeinen Gewinn anzuſehen ſich vornimmt. 

Trotz ſolcher Abweichungen bildet aber die Bilanz ſtets 
die Grundlage für die Beſteuerung des Gewinns aus Handel 
und Gewerbe, dies iſt auch in den Geſetzen ausdrücklich an⸗ 
erkannt (PrEinkStG. § 13). Wir ſehen mithin, daß zur Feſt⸗ 
ſtellung und Berechnung des gewerblichen Einkommens ebenſo 
des in einem gewerblichen Betriebe inveſtierten Vermögens eine 
gründliche Kenntnis der kaufmänniſchen Buchführung notwendig 
if Wir müſſen imſtande fein, aus der Bilanz und erforder⸗ 
lichenfalls aus den Bucheintragungen ſelbſt feſtzuſtellen, ob 
Maſchinen über Utenſilienkonto oder über Maſchinenkonto ges 
gangen und mithin im Anſchaffungsjahr abgeſchrieben find, 
welche Abſchreibungen auf Warenforderungen ſtattgefunden 
haben u. dgl. m. Nur dann wird es uns möglich ſein, den 
Kaufmann bei ſeiner Steuererklärung und erforderlichenfalls 
ſchon bei Aufſtellung ſeiner Bilanz zu beraten, wenn z. B. die 
Frage auftauchen ſollte, ob es zuläſſig ſei, eine Maſchine ganz 
abzuſchreiben, die für einen beſtimmten Auftrag angeſchafft und 
nur nach koſtſpieligem Umbau anderweitig zu verwerten iſt, 23) 


gebunden wird. In dieſer Höhe findet mithin eine Rückſtellung zwecks 
Anſchaffung einer neuen Maſchine nach gänzlicher Abnutzung ſtatt. 
Dies bedeutet nicht eine Ausſonderung etwa barer 600 &, oder gar 
getrennte Aufbewahrung, wie der Anfänger vielfach annimmt. 

21) Ebenſo, wie wenn bei Einnahme⸗ und Ausgabebuchführung 
eine neu gekaufte Rollmaſchine unter Ausgabe geſtellt und dem⸗ 
entſprechend den Gewinn des Ankaufsjahres um ihre Beſchaffungs⸗ 
koſten vermindert. 

22) Dasſelbe gilt natürlich auch für Aktiengeſellſchaften, bei 
denen es vielfach Prinzip iſt, einen verteilbaren Gewinn erſt dann 
zu berechnen, wenn gewiſſe Minimalabſchreibungen vorgenommen ſind 
oder wenn das Grundſtückskonto auf 1 & abgeſchrieben iſt. In 
manchen Statuten finden wir auch die Vorſchrift, daß ein Gewinn 
erſt dann vorhanden ſei, wenn Abſchreibungen in gewiſſem Mindeſt⸗ 
betrage vorgenommen ſeien, was ſtreng korrekt etwa dahin lauten 
müßte: Nur derjenige Teil des Reingewinns wird verteilt, welcher 
nach Abſchreibung von vorhanden iſt. Hinſichtlich der Aktien⸗ 
geſellſchaft ſchreibt das Geſetz übrigens ausdrücklich vor, welche ver⸗ 
teilten und unverteilten ÜUberſchüſſe zu verſteuern find (8 5 EinkStG.). 

23) Bei der Beantwortung dieſer Frage wird u. a. zu prüfen 
ſein, ob bei dem Auftrage die Anſchaffungskoſten für die Maſchine 
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oder ob Deckenverſtärkungen, die durch die Aufſtellung ſchwererer 
Maſchinen notwendig geworden find, und neue Lagerräume für 
unverkauft gebliebene Waren als Anlagen oder als bloße Be⸗ 
triebsausgaben anzuſehen ſind. 

Der Wert ſolcher wirtſchaftlichen und buchtechniſchen Kennt⸗ 
niſſe beſchränkt ſich nun nicht auf die Mitwirkung des Anwaltes 
in Steuerſachen, ſondern muß ihm überhaupt zugute kommen. 
Eine Kenntnis von Handel und Wandel wird nicht durch die 
Vorſchriften des HGB. allein vermittelt, ſondern nur durch ein 
Verſtändnis des ganzen kaufmänniſchen Betriebes. Wenn heute 
geklagt wird, daß die Tätigkeit des deutſchen Anwalts auf das 
Prozeßverfahren beſchränkt ſei, während namentlich in England 
und Amerika der Anwalt vor allem der ſtändige Berater der 
Kaufleute ſei, ſo liegt dies darin, daß die Anwaltſchaft dieſer 
Länder über die dazu notwendigen Kenntniſſe verfügt, wegen 
deren ſich der deutſche Kaufmann bei dem deutſchen Anwalt 
meiſt noch vergeblich Rat holen würde. Damit hängt aber auch 
die Wertſchätzung des Anwaltſtandes zuſammen, der nach dem 
Glauben vieler in Deutſchland nur von den Händeln anderer 
oder nur von dem Eintreiben von Forderungen lebt, während 
er in anderen Ländern vor allem der treue Berater ſeiner 
Klienten in allen ihren Lebenslagen geworden iſt. 

Hoffen wir, daß auch der deutſche Anwalt in nicht allzu 
ferner Zeit ſich auch dieſen Ehrennamen verdienen wird. 


Nebenluftausgaben. 
Zur Frage der Auslegung des § 11 Liturh. vom 11. Juni 1870. 


Von Juſtizrat Dr. Hillig, Leipzig. 
Zu der Frage der Schutzfähigkeit anonymer und pſeudonymer 


Werke, welche in den letzten Jahren wiederholt die Gerichte 


befaßt und Erörterungen hervorgerufen hat, hat nunmehr auch 
das RG. in einem am 10. Februar 1915 verkündeten Urteil! 
Stellung genommen, und zwar in einem Sinne, der den Ver⸗ 
anſtaltern ſogenannter Nebenluftausgaben die Möglichkeit be⸗ 
nimmt, auf dem eingeſchlagenen Wege fortzufahren. 

Die Streitfrage entſtand durch die Beſtimmungen in $ 11 
Abſ. 3 Lit UrhG. vom 11. Juni 1870, nach welcher ein Schrift⸗ 
werk, das unter einem anderen, als dem wahren Namen des 
Urhebers veröffentlicht oder bei dem ein Urheber gar nicht an⸗ 
gegeben war, nur dreißig Jahre lang, von der erſten Heraus⸗ 
gabe an gerechnet, geſchützt war. Dieſer gegenüber den orthonymen 
Werken der Dauer nach beſchränkte Schutz konnte auf die 
Schutzdauer der orthonymen Werke verlängert werden, wenn 
der wahre Name des Urhebers des pſeudonym oder anonym 
erſchienenen Werkes von dem Urheber ſelbſt oder ſeinen hierzu 
legitimierten Rechtsnachfolgern innerhalb 30 Jahren von der 
erſten Herausgabe an gerechnet zur Eintragrolle (88 39 ff.) an 
gemeldet wurde. 

Aus dem Wortlaute dieſer Vorſchrift und aus ihrer Ent 
ſtehungsgeſchichte wurde nun regelmäßig von allen Geſetzes⸗ 


hineinkalkuliert worden find, oder nur die Zinſen dieſer Koſten nebſt 
einer erheblichen Amortiſationsquote. 


1) Siehe unten S. 456 Nr. 12. 
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auslegern und auch von den Gerichten, ſo vor allem in Sachen 
des Struwelpeters vom Strafſenat des OLG. zu Dresden, 
gefolgert, daß ein pſeudonym oder anonym erſchienenes Werk 
nur durch die Anmeldung zur Eintragrolle den an die Lebens⸗ 
dauer des Urhebers geknüpften längeren Schutz erlangen könnte 
und, daß insbeſondere der Urheber, wenn er ſich nach der 
erſten Veröffentlichung des Werkes als ſolcher bekannte, ja neue 
Auflagen des Werkes unter ſeinem wahren Namen erſcheinen 
ließ, ohne die Anmeldung zur Rolle nicht länger geſchützt 
wurde. Man ging aber noch weiter und nahm denjenigen 
Werken, die vor dem Inkrafttreten des LitUrhG. vom 11. Juni 
1870 unter der Herrſchaft eines Urheberrechtsgeſetzes anonym 
oder pſeudonym erſchienen waren, welches die Sonderbeſtimmung 
des Geſetzes von 1870 nicht kannte, den durch Nennung des 
Urhebers bereits erworbenen Schutz orthonymer Werke. Das 
Urteil des Dresdener Gerichts hat von verſchiedenen Seiten 
eine herbe, nicht verdiente Kritik gefunden, nicht verdient um 
deswillen, weil in der Tat die Entſtehungsgeſchichte und die 
Begründung des 8 11 des Geſetzes von 1870 dieſer Anſicht 
recht zu geben ſchien. Dr. Alexander Elſter hat wiederholt, 
ſo in den Nrn. 105 bis 107 des Börſenblattes für den 
deutſchen Buchhandel, dieſe Anſicht bekämpft. Spätere Ent⸗ 
ſcheidungen, ſo beſonders des KG. vom 27. Juni 1914, ſowie 
des OLG. Dresden III. Zivilſenat vom 1. Juli 1914, letztere 
in Beſtätigung einer Entſcheidung des LG. Leipzig XII. Zivil⸗ 
kammer vom 29. Januar 1914, find der Entſcheidung des 
Dresdener Strafſenats im Ergebnis nicht gefolgt. Das OLG. 
Dresden ſteht allerdings in feiner Entſcheidung vom 1. Juli 1914, 
in welcher es ſich um die Frage der Schutzfähigkeit von Guſtav 
Frepytags zunächſt anonym in den Grenzboten, dann aber noch 
vor 1870 orthonym erſchienenen Aufſätzen (Bilder deutſcher 
Vergangenheit) handelte, im Gegenſatz zu der von dem Unter⸗ 
zeichneten in ſeinem in den Mitteilungen des Deutſchen Verleger⸗ 
vereins vom 25. Oktober 1912 und nachmals im Börſenblatt 
für den deutſchen Buchhandel erſchienenen Aufſatze vertretenen 
Anfiht auf dem Standpunkt, daß das nachmals erfolgte Er⸗ 
ſcheinen diefer Aufſätze unter dem wahren Namen des Verfaſſers 
dieſem nicht die Schutzdauer orthonymer Werke erwerbe, legt 
alſo die Beſtimmung in $ 11 des Geſetzes von 1870 in ber: 
einftimmung mit dem Strafſenat und mit den Erläuterern des 
1870er Geſetzes dahin aus, daß nur die Eintragung in die 
Rolle innerhalb der 30 Jahre nach dem anonymen oder 
pſeudonymen Erſcheinen des Werkes, ſelbſt wenn dieſer Zeit⸗ 
punkt vor dem Inkrafttreten des 1870 er Geſetzes liegt, dem 
Werke die längere Schutzdauer orthonymer Werke verleihen 
könne. Die Entſcheidung kommt aber im Endergebnis doch 
dazu, dem Werke die Schutzdauer orthonymer Werke zuzuerkennen, 
weil das Werk, obwohl es bei dem Inkrafttreten des Lit UrhG. 
vom 19. Juni 1901 infolge Ablaufens der Schutzfriſt keinen 
Schuß mehr genoß, nach den Vorſchriften des Geſetzes von 
1901 ſchutzfähig war, d. h. abgeſehen von dem Ablauf der 
Schutzdauer alle Bedingungen eines nach Maßgabe dieſes 
Oeſezes geſchützten Werkes erfüllte. Begründet wird dieſe 
Anſicht durch eine Auslegung der Beſtimmung in § 62 Abſ. 1 
des Geſtzes von 1901, wonach dort, wenn auch in wenig 
glücklicher Faſſung, nur nochmals der Grundſatz des § 1 des 
Geſezes von 1901 wiederholt werde, daß der Schutz des 
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Geſetzes vom 19. Juni 1901 auch allen ungeſchützt geweſenen 
oder gewordenen Schriftwerken gewährt werde. 

Das angezogene Kammergerichtsurteil vom 27. Juni 1914 
kommt zu dem gleichen Ergebnis, ſtützt ſeine Entſcheidung aber 
nicht nur auf die Auslegung des 8 62 des Geſetzes von 1901, 
der dieſem Geſetz rückwirkende Kraft bezüglich aller nach 8 1 
„geſchützten“ (richtiger ſchutzfähigen) Werke beilege, ſondern 
führt weiter aus, daß, ſoweit ein Werk vor dem Inkrafttreten 
des 1870 er, unter der Herrſchaft eines Geſetzes, welches die 
Beſtimmung in $ 11 Abſ. 3 des 1870 er Geſetzes nicht enthalte, 
zunächſt anonym oder pſeudonym, dann aber orthonym erſchienen 
ſei, es ſich um ein wohlerworbenes Recht des Verfaſſers handle, 
das ihm auch unter der Herrſchaft des 1870er Geſetzes ers 
halten bleibe. ö 

Aber auch, wenn ein Werk vor dem Inkrafttreten des 
1870er Geſetzes anonym oder pſeudonym und nach dieſem 
Zeitpunkt unter dem wahren Namen des Verfaſſers erſchienen 
ſei, ſoll ihm die Schutzdauer orthonymer Werke zuſtehen. 

Das RG. geht auf die ſtreitige Frage, „ob das geltende 
Lit UrhG. unter den „geſchützten Werken, auf die es ſich für 
anwendbar erklärt, nur die bei ſeinem Inkrafttreten nach Maß⸗ 
gabe des älteren Rechts geſchützten Werke oder auch ſolche 
verſteht, die zwar beim Inkrafttreten des neuen Geſetzes keinen 
Schutz nach älterem Recht genoſſen, aber bei Anwendung des 
neuen Rechtes als ‚in thesi‘ geſchützt anzuſehen find“, nicht 
ein. Es gibt aber eine Auslegung des viel umſtrittenen 8 11 
LitUrh. von 1870, die wohl allerſeits als zutreffend anerkannt 
werden wird. Da das Urteil auch in dieſer Zeitſchrift ab⸗ 
gedruckt wird, begnüge ich mich, nur kurz auf folgende, mit 
den Ausführungen in meinem eingangs zitierten Aufſatz über⸗ 
einſtimmende Sätze hinzuweiſen. 

Das NG. bezieht die Geltung des § 11 Abſ. 3d Lit UrhG. 
von 1870 auf anonyme und pſeudonyme Werke nur, ſolange 
ſie anonym oder pſeudonym ſind. Dieſe Eigenſchaſt geht 
verloren, ſobald der wahre Name des Urhebers auf dem Titel⸗ 
blatt oder unter der Zueignung oder der Vorrede angegeben 
wird (vgl. 8 11 Abſ. 1). Mit Recht weiſt das RG. darauf 
hin, daß es dem Laien kaum verſtändlich ſein würde, daß ſein 
längſt unter ſeinem wahren Namen bekanntes Werk von der 
Rechtsordnung noch als anonym oder pſeudonym behandelt 
werden ſoll, weil es zunächſt als ſolches erſchienen iſt und die 
Anmeldung zur Eintragrolle verſäumt wurde. 

Mit dieſer zutreffenden Auslegung des $ 11 wird eine 
Rechtslage geſchaffen, welche der weiteren Ausnutzung geiſtigen 
Eigentums auf Grund formaler Beſtimmungen ein Ende macht. 
Und damit wird ſich jeder rechtlich Denkende einverſtanden 
erklären. 


Der neue bayeriſche Vollmachts ſtempel. 
Von Rechtsanwalt Dr. Then I, Würzburg. 


Mit dem 1. Januar 1915 iſt in Bayern ein neues Koſten⸗ 
und Stempelgeſetz eingeführt worden, durch welches das bis⸗ 
herige Gebührenweſen weſentlich geändert wurde. Insbeſondere 
durch das Stempelgeſetz wurde für eine Reihe von bisher koſten⸗ 
freien Urkunden die Stempelpflicht eingeführt. Dies iſt vor allem 
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für die bisher in Bayern ſtempelfreien Vollmachten geſchehen. 
Mit Rückſicht auf den wechſelſeitigen Verkehr zwiſchen Bayern 
und den übrigen Bundesſtaaten erſcheint es zweckmäßig, den 
Inhalt dieſer Beſtimmungen über den Vollmachtsſtempel 
kurz zuſammenzuſtellen. 


I. Stempelpflicht. 

Stempelpflichtig ſind die in Bayern errichteten Urkunden. 
Eine Urkunde gilt als in Bayern errichtet, wenn ſie von einem 
Beteiligten in Bayern vollzogen iſt (StempG. Art. 2 D. 

Außerhalb Bayerns ausgeſtellte Vollmachten unterliegen 
dem Stempelgeſetz, wenn von ihnen in Bayern Gebrauch gemacht 
wird (Art. 2 III). N 

Stempelfrei ſind Urkunden über Gegenſtände, für die in 
beſonderen Geſetzen oder Verordnungen Stempel⸗, Tax⸗ oder 
Gebührenbefreiung gewährt wird (Art. 4 Ziff. I. 

Nach 8 115 Ziff. 1 PO. erlangt die Partei durch die 
Bewilligung des Armenrechts die einſtweilige Befreiung von der 
Berichtigung der Stempelſteuer. Die Prozeßvollmacht des 
Pflichtanwalts im Armenrecht iſt alſo ſtempelfrei, ſoweit ſie 
nicht über den Rahmen der eigentlichen Prozeßvollmacht hinaus⸗ 
geht und zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes ſelbſt er⸗ 
mächtigt (Inkaſſovollmacht). In letzterem Falle iſt ſie ſtempel⸗ 
pflichtig nach RG. 54, 277 und cit., Rſpr. 3, 7; JW. 1901, 593. 

Fraglich bleibt hiernach, ob die Vollmacht zwecks Erlangung 
des Armenrechts ſtempelpflichtig iſt oder nicht. Wird das Armen⸗ 
recht bewilligt, jo dürfte ſich die Stempelfreiheit aus 5 115 
Ziff. I ergeben; wird die Bewilligung abgelehnt, fo iſt meines 
Erachtens die Stempelpflicht anzunehmen und ſomit, wie noch 
unten darzutun, die Haftung des Anwalts für den Stempel 
gegeben. 

Unter Umſtänden kann ſich die Ausſtellung einer doppelten 
Vollmacht für denſelben Gegenſtand als notwendig erweiſen. 
In dieſem Falle iſt der Stempel nur zu einer Urkunde zu 
entrichten, die Entrichtung aber auf den übrigen Urkunden zu 
vermerken. 

Doppelſchriften, Ausfertigungen oder Abſchriften von Voll⸗ 
machten find nicht ſtempelpflichtig (arg. Art. 11 Abſ. 2). 

Zur Zahlung des Stempels iſt neben dem Vertreter auch 
der Vertretene verpflichtet. Iſt der Vertreter ein Rechts⸗ 
anwalt, ſo gilt dies nur für den Vollmachtsſtempel (Art. 12 
Abſ. 2). 

Mehrere zur Zahlung des Stempels Verpflichtete haften 
als Geſamtſchuldner. Vereinbarungen über Verpflichtung zur 
Zahlung des Stempels ſind gegenüber der Staatskaſſe unwirkſam. 

Die Stempelpflicht bei privatſchriftlichen Vollmachten wird 
erfüllt durch Verwendung von Stempelmarken. Dies gilt auch 
für Urkunden nichtbayriſcher Behörden und Notare. 

Der Stempel muß bei außerhalb Bayerns ausgeſtellten 
Vollmachten vor dem Gebrauch entrichtet ſein (Art. 18 J Ziff. 3). 


II. Wertsberechnung (Art. 23 Bis 36). 


Bei Geldforderungen iſt der aus der Vollmacht erſichtliche 
Geldbetrag als Wert anzuſehen. 

Der Wert einer Grunddienſtbarkeit wird durch den Wert 
für das herrſchende Grundſtück, und wenn ſich der Betrag, um 
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den ſich der Wert des dienenden Grundftücks durch die Dienſt⸗ 
barkeit mindert, größer iſt, durch dieſen Betrag beſtimmt. 

Der einjährige Wert von Nutzungen wird in der Regel 
zu 4 Prozent des Wertes des Gegenſtandes angenommen, bei 
immerwährenden Nutzungen und Leiſtungen das 25 fache des 
einjährigen Betrages, bei ſolchen von unbeſtimmter Dauer das 
12½ fache; bei Nutzungen und Leiſtungen auf Lebenszeit iſt der 
Wert je nach dem Lebensalter abgeſtuft. 


III. Tarif. 
Vollmachten über einen Wert bis 150 & find ſtempelfrei. 
Bei Vollmachten, Ermächtigungen und Aufträgen zur 
Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur bei Gericht oder 
Behörden beträgt der Steuerſatz: 
a) Bei einem Werte des Gegenſtandes der Vollmacht 


von mehr als 150 — 600 kl.. 0,50 4 
„ „ „ 600 1000 „. Le 
„ „ „ 1000 3 00 „. 1,50 „ 
„ „ „ 3000 6000 „ . .... 3,.— „ 
„ „ „ 6000-10 000 „. Be, 
„ „ „10 00015 000 „„. 7,50 „ 

ſonſt 10 &. 


p) Wenn die Vollmacht zur Vornahme aller Geſchäfte oder 
gewiſſer Gattungen von Geſchäften ermächtigt (General⸗ 
vollmacht), nach den Sätzen unter a, ſofern jedoch 
der Wert des Gegenſtandes beträgt 

mehr als 15 000 — 100 000 nůu kl 15,.— 4 
„ „ 100 000 .. ern. 20,.— „ 

Wenn der Wert des Gegenſtandes der Vollmacht nicht 
ſchätzbar iſt, ſowie bei Vollmachten zur Vertretung in einem 
Strafverfahren, beträgt der Steuerſatz 2 &. 

Wenn die Vollmacht nur zu Geſchäften außerhalb Bayerns 
ermächtigt, wird nur der halbe Stempel erhoben. 

Bei Bevollmächtigung eines Angeſtellten oder Geſellſchafters, 
des Ehegatten, eines in gerader Linie Verwandten oder im 
Hausſtande lebenden Familienangehörigen beträgt der Steuerſatz 
höchſtens 1,50 &. 

Die erſtmalige Anzeige des Bevollmächtigten an das Gericht 
oder die Behörde, daß er im Namen ſeines Auftraggebers handelt, 
wird, wenn ihr nicht eine ſchriftliche Vollmacht zugrunde liegt, 
einer ſchriftlichen Vollmacht gleichgeachtet. 

Bei Vollmachten, in welchen mehrere nicht in einer Erben⸗ 
oder ſonſtigen Rechtsgemeinſchaft oder in einem Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſe ſtehende Perſonen einen Bevollmächtigten beftellen, 
ift der Stempel fo oft zu entrichten, als Vollmachtgeber vor⸗ 
handen ſind. 

Dies gilt alſo bei mehreren Angeklagten, welche einem 
Verteidiger ihre Vertretung übertragen. 

Untervollmachten (Subſtitutionen) ſind frei, ſofern die 
urſprüngliche Vollmacht verſteuert oder fteuerfrei iſt und 
ein entſprechender Vermerk hierüber auf der Untervollmacht 
befindet. 

IV. 

Nach einer Bekanntmachung des Staatsminiſteriums der 
Finanzen vom 23. Dezember 1914, GVBl. S. 663 ff., iſt der 
Stempel für privatſchriftliche Vollmachten durch 
verwendung zu entrichten. 
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44. Jahrgang. 


Dem Vollmachtsſtempel unterliegen nur ſolche Vollmachten, 
tie zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur bei Gerichten 
oder Behörden (bayeriſchen oder nichtbayeriſchen) ermächtigen. 

Die Entſtehung der Stempelpflicht iſt nicht an die Ein⸗ 
reichung der Vollmacht bei dem Gerichte oder bei der Behörde 
(Gebrauch), ſondern an die Ausſtellung (Errichtung) geknüpft. 

Auch eine Anzeige von der Bevollmächtigung an Gericht 
oder Behörde wird mit der Errichtung, nicht erſt mit der Ein⸗ 
reichung ſtempelpflichtig. 

Durch den Gebrauch in Bayern (alſo durch die Einreichung 
bei einem bayeriſchen Gerichte oder einer bayeriſchen Behörde) 
werden Vollmachten ausnahmsweiſe nur ſtempelpflichtig, wenn 
ſie außerhalb Bayerns ausgeſtellt ſind. 

Mit Rückſicht auf 8 2 Abſ. 2 RGKGG. iſt jedoch der Ein⸗ 
tritt der Stempelpflicht einer Vollmacht durch den Gebrauch 
(Einreichung) für alle gerichtlichen Angelegenheiten ausgeſchloſſen, 
auf welche das Reichsgerichtskoſtengeſetz unmittelbare Anwendung 
findet. Hiernach iſt eine Vollmacht ſtempelpflichtig, wenn fie 
nach dem 31. Dezember 1914 ausgeſtellt oder wenn ſie zwar 
vor dem 1. Januar 1915 ausgeſtellt, aber erſt nach dem 
31. Dezember 1914 beim Gericht oder bei der Behörde ein⸗ 

gereicht iſt; letzterenfalls iſt jedoch Vorausſetzung für die 
Stempelpflicht, daß die Vollmacht nicht eine Angelegenheit der 
im § 1 NGK G. bezeichneten Art betrifft (Rechtsſachen, auf 
welche die ZPO., StPO. oder KD. Anwendung finden (Ziff. 14 
Abs. 2 Bekanntmachung vom 23. Dezember 1914). Nach dieſer 
ſchwer verſtändlichen Beſtimmung wären alſo Prozeßvollmachten, 
die außerhalb Bayerns ausgeſtellt ſind und in Bayern verwendet 
werden, nicht ſtempelpflichtig, ſoweit fie unter 8 1 RGKG. 
fallen. Enthalten aber dieſe Vollmachten auch die Befugnis 
zum Geldempfang, ſo dürfte die Stempelpflicht gegeben ſein. 
Vgl. oben unter I Abſ. 4. 

Anzeigen der Bevollmächtigung ohne Vorlage der Voll⸗ 
macht find ſtempelpflichtig, wenn nicht die zugrunde liegende 
Vollmacht vorgelegt wird oder auf der Anzeige vermerkt iſt, 
daß ſich eine vorſchriftsmäßig verſteuerte Vollmacht in den 
Händen des Bevollmächtigten befindet. 

Solange keine beſonderen Stempelmarken ausgegeben ſind, 
find die bisherigen Gebührenmarken zu verwenden. Die 
Marken müſſen entwertet werden dadurch, daß fie mit dem 
Namen des Entwertenden und dem Datum der Verwendung 
ſo überſchrieben werden, daß der Vermerk zu beiden Seiten der 
Marke auf das Papier der Urkunde übergreift. Wenn eine 
privatſchriftliche Vollmacht unverſteuert oder nicht ausreichend 
verſteuert einem Gerichte oder einer Behörde eingereicht wird, 
ſo hat das Gericht oder dieſe Behörde den Stempelbetrag ein⸗ 
zuziehen. 

Ferrer iſt zu berückſichtigen, daß Zuwiderhandlungen gegen 

die Vorſchriften über Entrichtung der Stempelabgabe durch 

Geldstrafe in mehrfacher Höhe des hinterzogenen Betrages 

die werden. Außerdem können Ordnungsſtrafen verhängt 
en. 

Die Beſchaffung der Stempelmarke oder, vor deren Ein⸗ 
führung, der Gebührenmarke dürfte naturgemäß außerhalb 
Bayerns mit Schwierigkeiten verbunden ſein. Es dürfte genügen, 
daß auf den bezüglihen Vollmachten vor der Einreichung 

bemerkt wird, es möge die allenfallſig erforderliche Stempel⸗ 
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marke beigefügt und der bezügliche Betrag durch Nachnahnie 
erhoben werden. Die Nachholung iſt zwar den Behörden ohnehin 
vorgeſchrieben, allein durch ein derartiges Erſuchen dürfte die 
Gefahr vermieden fein, daß eine Beſtrafung wegen Nicht ⸗ 
verwendung der Stempelmarke erſolgt. 


Neuere Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts auf dem Gebiete des 
| Gemeindewahlrechts.) 
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung zu Nr. 2 von 1915 S. 107.) 


III. Wahlvorſtand. 
Zuſtändigkeitsgeſetz SS 10, 11. 

1. Zuſammenſetzung des Wahlvorſtandes. Es be⸗ 
ſteht keine Verpflichtung, zu beſtimmen, daß die Vertreter im 
Behinderungsfalle für den Vorfitzenden bzw. die Beiſitzer in 
einer gewiſſen Reihenfolge eintreten ſollen (vgl. OVG. 57, 44). 
Insbeſondere können die Vertreter der Beifiter auch in der 
Weiſe gewählt werden, daß zweien oder mehreren Perſonen 
allgemein die Pflicht auferlegt wird, behinderte Beiſitzer zu 
vertreten; in dieſem Falle darf beim Eintritt der Behinderung 
eines Beiſitzers auf jeden der Vertreter zurückgegriffen werden. 
Die Anweſenheit der Stellvertreter neben den Mitgliedern des 
Wahlvorſtandes würde einen zur Ungültigkeit der Wahlen 
führenden Mangel des Verfahrens erſt dann bedeuten, wenn 
die Vertreter auch bei Beſchlußfaſſungen oder ſonſt bei Ge⸗ 
ſchäften des Wahlvorſtandes mitgewirkt hätten. (Urt. v. 24. 1.18 
i. S. St. V. V. Hadmersleben gegen Mag. und Gen. I. Sen 
IB 38/12. Bez.⸗A. Magdeburg.) 


Oſtliche Städteordnung $ 25. 

2. Stimmabgabe des Beiſitzers im Wahlvorſtand. 
Mit der Stellung eines Beiſitzers im Wahlvorſtande iſt die 
gleichzeitige eigene Ausübung des Wahlrechts vereinbar. Zu 
ihrer Rechtsgültigkeit iſt ein zuvoriges Ausſcheiden des zur 
Wahl ſchreitenden Beiſitzers aus dem Wahlvorſtande nicht er⸗ 
forderlich. In Fällen, in welchen der Wahlvorſtand zu einer 
Beſchlußfaſſung ſchreiten muß, wie beiſpielsweiſe in dem durch 
8 25 Abſ. 2 geregelten Falle der Prüfung einer Wahlvollmacht, 
kann die Notwendigkeit des Eintritts des Stellvertreters dann 
gegeben ſein, wenn ein Mitglied des Wahlvorſtandes an dem 


Ausgang der Sache perſönlich beteiligt iſt. In Ermangelung 


eines kollidierenden Intereſſes iſt die gleiche Notwendigkeit dann 
nicht vorhanden, wenn es ſich lediglich um die Stimmabgabe 
als ſolche handelt. Durch den Wortlaut des 8 25 Abſ. 1 ift 
keineswegs ausgeſprochen, daß nicht beide Funktionen — Mit⸗ 
gliedſchaft des Wahlvorſtandes und Stimmabgabe — ſich in 
einer Perſon vereinigen könnten. 

Stellung des Protokollführers. Das vorſtehend 
Geſagte gilt in noch höherem Maße für die Niederſchrift der 
von R. ſelbſt abgegebenen Stimme in das von ihm geführte 
Protokoll. Eine ſelbſtändige Stellung nimmt der Protokoll 


1) Nachdruck ohne genaue Quellenangabe verboten. 
56 
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führer nicht ein. Vielmehr iſt für die Richtigkeit der Ein⸗ 
tragung in das Protokoll der Wahlvorſtand verantwortlich. 


(Urt. v. 13. 1. 12 i. S. St. V. V. Wronke gegen Mag. I. Sen. 
IB. 38/11. Bez.⸗A. Poſen.) 


Oſtliche Städteordnung $ 24. 


3. Kandidat als Beiſitzer im Wahlvorſtand. Eine 
geſetzliche Vorſchrift, welche ein Hindernis bildete, daß eine als 
Kandidat für die Wahlen aufgeſtellte Perſon als Beiſitzer in 
den Wahlvorſtand gewählt würde, ift nicht gegeben. Darin 
allein kann noch keine unzuläſſige Wahlbeeinfluſſung erblickt 
werden. Dieſer Umſtand iſt auch für ſich nicht geeignet, einen 
derartigen Druck auf die Willensfreiheit der Wähler zu be⸗ 
gründen, daß dieſe dadurch in ihrer Willensentſchließung gehemmt 
und veranlaßt würden, gegen ihre innere Überzeugung ihre 
Stimmen abzugeben oder ſich der Wahl zu enthalten. (Urt. 
v. 21. 5. 12 i. S. St. V. V. Jeſſen und Gen. gegen Kaufm. B. 
in J. und Gen. I. Sen. IB 24/11. Bez⸗A. Merſeburg.) 


Geſetz vom 30. Juni 1900 861 


4. Einladung zur engeren Wahl. Sie iſt mit der 
Unterſchrift: „Der Wahlvorſtand“ bekanntgemacht worden. Zu⸗ 
ſtändig hierfür war aber nur das gemäß 5 6 I des Geſetzes 
vom 30. Juni 1900 beſtellte Organ. Wenn nun auch dieſes 
Organ, der geſetzwidrig gebildete Zentralwahlvorſtand, die Ein⸗ 
ladung beſchloſſen hat, ſo hätte dies doch in der Bekannt⸗ 
machung zum Ausdruck gebracht werden müſſen; denn ent⸗ 
ſcheidend iſt nur diejenige Form, in der die Bekanntmachung 
in die Offentlichkeit gelangt iſt (OVG. 58, 46). (Urt. v. 20.12.12 
i. S. Ger.⸗Sekr. P. in B. und Gen. gegen St. V. V. Buer. 
I. Sen. Bez.⸗A. Münſter.) 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Landes⸗ 
waſſeramts.) 


Zuſammengeſtellt von Rechtsanwalt Max Herrmann, Berlin. 


A. Waſſerbuchrecht. 


1. Nach 8 186 Abſ. 1 Satz 3 WG. iſt dem Antrage auf 
Eintragung eines Rechtes ins Waſſerbuch u. a. ein vollſtändiges 
Verzeichnis der dem Antragſteller bekannten Perſonen beizufügen, 
die in der Geltendmachung von Rechten durch die im 8 190 
Abſ. 1 WG. beſtimmte Wirkung der Eintragung beeinträchtigt 
würden. Ein Verſtoß gegen dieſe Vorſchrift zieht jedoch keinen 
Rechtsnachteil für den Antragſteller nach ſich. Insbeſondere 


1) Das Landeswaſſeramt iſt eine neue durch das Waſſer⸗ 
geſez vom 7. April 1913 (Pr&S. 13, 53) geſchaffene Zentral⸗ 
behörde für den ganzen Staat. Es entſcheidet in zweiter 
und letzter Inſtanz über alle das Verleihungsverfahren und die 
verwandten Materien betreffenden tatſächlichen und rechtlichen Fragen 
im Beſchlußver fahren. Maßgebend für feine Verfaſſung und 
das Verfahren find der 9. Abſchnitt des Waſſergeſetzes (88 370 
bis 373) und die Königliche Verordnung vom 18. März 1914 
(PrGS. 14, 55). Es unterſteht dem Staatsminiſterium und ift in 
Senate eingeteilt. Die Beſchlüſſe werden auf Grund der Akten gefaßt, 
jedoch können die Senate die Beteiligten oder ihre Bevollmächtigten 
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wird der Antrag dadurch nicht ein „offenbar unbegründeter“ 
im Sinne des 8 186 Abſ. 2 WG, der durch einen Beſcheid 
des Vorſitzenden der Waſſerbuchbehörde zurückgewieſen werden 
könnte. 

2. Der Antrag auf Eintragung eines Rechtes darf nicht 
aus dem Grunde zurückgewieſen werden, daß der Nachweis des 
Rechtes nicht geführt iſt. Vielmehr iſt in einem ſolchen Falle 
das Aufgebotsverfahren nach 8 188 WG. einzuleiten und das 
Recht demnächſt mit den in dieſem Verfahren etwa erhobenen 
Widerſprüchen einzutragen. 

3. Das Recht des Triebwerksbeſitzers auf einen 
beſtimmten Waſſerzufluß iſt nicht eintragungsfähig; 
denn es gehört nicht zu den Rechten, die eine der im 8 46 WG. 
bezeichneten Arten der Benutzung eines Waſſerlaufes betreffen. 
Insbeſondere iſt es kein Recht zum Gebrauch oder Verbrauch 
des Waſſers im Sinne des 8 40 Abſ. 2 Nr. 1; denn es er⸗ 
ſchöpft ſich in der Befugnis, anderen zu unterſagen, daß ſie 
dem Berechtigten durch einen Gebrauch oder Verbrauch des 
Waſſers oder eine ſonſtige Benutzung des Waſſerlaufs das in 
dieſem von Natur vorhandene Waſſer oder einen Teil davon 
entziehen. Und es iſt auch kein Recht auf Hebung des Waſſer⸗ 
ſpiegels nach 8 40 Abſ. 2 Nr. 3, alſo kein Staurecht, ebenſo⸗ 
wenig ein Beſtandteil eines ſolchen Rechtes. Vielmehr iſt es 
ein ſelbſtändiges neben einem etwaigen Staurechte beſtehendes 
Recht, das auch ohne jede Verbindung mit einem Staurechte 
erworben werden kann. 

4. Eine Unterhaltungspflicht iſt gemäß § 182 WG. 
nur dann eintragbar, wenn ſie in der unterhaltungspflichtigen 
Perſon von den Beſtimmungen der 88 115, 117 abweicht. 

Die Eintragung einer Unterhaltungspflicht dagegen, welche 
von dem den Umfang der Unterhaltungspflicht umgrenzenden 
8 114 WG. abweicht, iſt nicht zugelaſſen. [Beſchluß des 
Landeswaſſeramts, Erſter zuſammengezogener Senat, vom 
19. Dezember 1914, II () 2/1914. 


B. Verfahrensvorſchriften. 


1. Gegen die Folgen unverſchuldeter Friftverfäumung if 


auch für das Verfahren vor dem Landes waſſeramte die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegeben. Zwar erwähnt 
weder das WG. noch die Kgl. Verordnung vom 18. März 1914 
betr. das Landeswaſſeramt dieſen Rechtsbehelf; aber beide Vor⸗ 
ſchriften treffen keine erſchöpfende Regelung des Verfahrens und 
ſetzen die Beſtimmungen des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 über das Beſchlußverfahren 
als grundlegend voraus. 8 52 Abſ. 2 dieſes Geſetzes, 
der die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand behandelt, iſt 
deshalb anwendbar. | 


zwecks Aufklärung des Sachverhalts zur mündlichen Verhandlung 
vorladen. Von dieſer Befugnis iſt in den beiden bisher ſtattgehabten 
Sitzungen (19. Dezember 1914 und 9. März 1915) kein Gebrauch 
gemacht worden. 

Die Behörde beſteht ſeit dem 1. Mal 1914; der Präſident und 
die anderen Mitglieder wurden am 14. Mai 1914 ernannt. Der 
erſte Präſident war der um das Zuſtandekommen des Waſſergeſetzes 
hochverdiente Dr. Max Engelhard. Nach feinem am 17. No 
vember 1914 auf dem weſtlichen Kriegsſchauplatze erfolgten Heldentode 
iſt ein Nachfolger bisher nicht ernannt. 


„ „% „ A. HM 
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2. Eine Verpflichtung zur Belehrung über die 
Nechtsmittelfriſt erlegt das Geſetz dem Bezirksausſchuß für 
die Beſchlüſſe im Verleihungsverfahren nicht auf. Ihr Fehlen 
begründet daher insbeſondere keinen Antrag auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand. 

3. Der Antrag auf Erteilung eines Zwangsrechtes 
kann mit der Beſchwerde im Verleihungsverfahren 
nicht verbunden werden, da beide Verſahren grundſätzlich 
verſchieden find. Ein ſolcher Antrag wäre als unzuläffig 
zu verwerfen. [Erſter zuſammengezogener Senat, Beſchluß 
vom 9. März 1915 — II (I) 1/1915. 

4. Kommen bei der Verleihung oder Feftftellung 
eines Zwangsrechtes weſentliche Veränderungen einer 
Kleinbahnanlage, die gemäß 88 2 und 3 des (preußiſchen) 
Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 der Genehmigung be⸗ 
dürfen, in Frage, fo muß die Kleinbahnbehörde gemäß 5 69 
WG. an dem Verfahren beteiligt werden. Denn die 
Genehmigung nach 88 2 und 3 des Kleinbahngeſetzes iſt nicht 
ſchlechthin als eine polizeiliche Vorſchrift im Sinne des $ 69 WG. 
anzuſehen, da bei ihrer Exteilung nicht allein polizeiliche, ſondern 
auch techniſche und wirtſchaftliche Geſichtspunkte berückſichtigt 
werden. 

5. Hat die erſte Inſtanz im Verfahren über die Verleihung 
oder die Feſtſtellung eines Zwangsrechtes die Beteiligung 
einer gemäß 8 69 WG. zu beteiligenden Behörde 
unterlaſſen, ſo iſt dies in der Beſchwerdeinſtanz nach⸗ 
zuholen. Unzuläſſige Vorbehalte im Verleihungs⸗ oder 
Feſtſtellungsbeſchluſſe find von der Beſchwerdeinſtanz von 
Amts wegen aufzuheben. [Erſter zuſammengezogener Senat, 
Beſchluß vom 9. März 1915 — I (I) 1/1914. 


C. Materielles Recht. 


1. Die gemäß 88 330 ff. WG. feſtgeſtellten Be⸗ 
nutzungsrechte (Zwangsrechte) entſtehen nicht durch Ver⸗ 
fügungen des Grundſtückseigentümers, ſondern unmittelbar 
durch ſtaatliche Begründung. Sie bedürfen daher nicht 
des Unſchädlichkeitszeugniſſes nach § 5 des (preußiſchen) Geſetzes 
über die Bahneinheiten vom 19. Auguſt 1895 / 11. Juni 1902. 

2. Gemäß 8 340 Abſ. 7 WG. entſtehen Zwangsrechte 
mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den ſie feſtgeſtellt 
werden. Nach der Abſicht des Geſetzes ſoll durch dieſen 
Beſchluß ſelbſt — ebenſo wie bei der Verleihung — dem 
Unternehmer eine im privaten und öffentlichen Rechte geſicherte 
Stellung geſchaffen und er vor nachträglichen Anforderungen 
geſchützt werden. Weitere Vorbehalte als die aus: 
drücklich im WG. zugelaſſenen oder vorgeſehenen 
dürfen daher in dem Verleihungs- oder Feſtſtellungs⸗ 
beſchluſſe nicht gemacht werden. Als zuläſſige Vor: 
behalte kommen nach dem Geſetze nur Entſcheidungen in 
Frage, welche in Zukunft der Verleihungsbehörde vorbehalten 
find, nicht aber anderen Behörden. Unzuläſſig iſt deshalb 
* 8. der Vorbehalt der Beibringung eines Unſchädlichkeits⸗ 
keugniſſes gemäß 8 5 des Bahneinheitsgeſetzes. [Beſchluß vom 
9. März 1915 — II CT) 1/1914. Vgl. oben.] 
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Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

* 1. 8 138 BGB., 88 119, 437, 459 BEB. Wann ift 
ein Vertrag fittenwibrig? Haftung aus einem Vertrag, der 
den Verkauf von Rechten zum Inhalt hat.] 

Die Behauptung des Klägers, daß der Beklagte den Vertrag 
mit dem v. H. durch Beſtechung des Dr. M. zuftande gebracht 
habe, iſt nach den Gründen des angefochtenen Urteils als wahr 
zu unterſtellen. Wegen dieſer Tatſache allein würde aber der 
Vertrag, wie das OLG. mit Recht ausſpricht, nicht nichtig fein. 
Ein Vertrag iſt nicht ſchon dann im Sinne des § 138 fittens 
widrig, wenn er von einem Teile durch ſittenwidrige Mittel 
zuſtande gebracht iſt, ſondern nur dann, wenn ſein Inhalt ſo 
beſchaffen iſt, daß er unter Berückſichtigung der geſamten Um⸗ 
ſtände des Falles, insbeſondere der Gründe und Zwecke der 
Beteiligten, einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthält. Das 
träfe im Streitfall höchſtens zu, wenn der Kläger durch das 
verwerfliche Mittel der Beſtechung den Abſchluß eines höchſt 
unbilligen Vertrages erreicht hätte, d. h. eines Vertrages, bei 
dem der bedungene Preis in auffälligem Mißverhältnis zu der 
vereinbarten Leiſtung ſtände. Darüber hat der Kläger nichts 
behauptet. Zu weiteren Fragen beſtand für das Gericht kein 
Anlaß. Die Verteidigung aus 5 139 iſt alſo mit Recht zurück⸗ 
gewieſen. Die weiteren Klaggründe find mit Recht verworfen. 
Sie alle, nämlich die Anfechtung wegen Irrtums, ſowie die 
aus 88 437 und 459 BGB. hergeleiteten Anſprüche ſcheitern 
daran, daß der Beklagte, wie das OLG. mit Recht ausſpricht, 
nicht die Bohrgerechtigkeit, ſondern die Geſchäftsanteile einer 
Geſellſchaft m. b. H. verkauft hat. Allerdings iſt es dem Rechts⸗ 
vorgänger des Klägers bei Abſchluß des ſtreitigen Geſchäftes 
offenbar nicht darum zu tun geweſen, Anteilsrechte an einer 
Geſellſchaft m. b. H. zu erwerben, ſondern er wollte dadurch 
die Verfügung über die Bohrgerechtigkeit erlangen, die das 
Vermögen der Geſellſchaft bildete. Dies war aber nur der 
wirtſchaftliche Zweck, den er mit dem Geſchäfte verfolgte, nicht 
der Gegenſtand der Leiſtung, die er ſich von dem Beklagten 
verſprechen ließ. Der Beklagte verpflichtete ſich durch den 
Verkauf nicht, dem Käufer das Bohrrecht zu verſchaffen, konnte 
dies auch gar nicht, da die Geſellſchaft nach wie vor Inhaberin 
des Bohrrechtes blieb. Er verpflichtete ſich vielmehr nur, dem 
Käufer die ſämtlichen Geſchäftsanteile der Geſellſchaft zu ver⸗ 
ſchaffen. Es handelt ſich alſo um einen Verkauf von Rechten, 
aus dem ſich keine Haftung aus S 459, ſondern allein eine 
ſolche aus 5 437 BGB. ergibt. Da der rechtliche Beſtand 
der verkauften Geſchäftsanteile einwandfrei iſt, iſt eine Haftung 
des Beklagten aus dem Vertrage nicht begründet. Der Käufer 
wußte auch bei dem Vertragsſchluſſe, daß der Beklagte ihm 
nur zur Verſchaffung der Anteilsrechte verpflichtet wurde, die 
in ihrer Geſamtheit ihm die Verfügung über das Vermögen 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
**) Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des RO. 
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der Geſellſchaft ermöglichten. Dieſe Anteilsrechte, die der 
Gegenſtand des Kaufes waren, hat er erhalten. Wenn er ſich 
beim Kaufabſchluſſe über den Beſtand und Umfang des 
Geſellſchaftsvermögens geirrt hat, ſo betraf dieſer Irrtum alſo 
nicht den Gegenſtand des Geſchäftes, ſondern nur den Umfang 
der wirtſchaftlichen Güter, die er vermittels der gekauften Rechte 
erlangen zu können glaubte. Ein ſolcher Irrtum über die aus 
dem Gegenſtande des Kaufes mittelbar zu ziehenden Vorteile 
berechtigt den Käufer nicht zur Anfechtung gemäß 8 119 BGB. 
H. c. C., U. v. 26. Jan. 15, 527/14 II. — Berlin. [S.] 

2. 5 339 Satz 2 BGB. Iſt bei Zuwiderhandlungen 
gegen eine Unterlaſſungspflicht die Konventionalſtrafe ſchon 
durch die bloße Zuwiderhandlung verwirkt?! 

Aus den Gründen: Eine Reviſionsrüge der Beklagten 
richtet ſich gegen die Rechtsauffaſſung des Ber R., daß nach 
§ 339 Satz 2 BGB. bei Zuwiderhandlungen gegen eine 
Unterlaſſungspflicht die Strafe ohne Rückſicht auf ein Ver⸗ 
ſchulden des zuwiderhandelnden Teils ſchon durch die bloße 
Zuwiderhandlung verwirkt wird. Der Senat hat keinen Anlaß, 
von der in den Erkenntniſſen des V. 35. am 6. Juni 1903, 
V 147/03 (RG. 55, 78 und JW. 1903 Beil. 91), des 
VL 38S. am 29. März 1906, VI 276/05 (RG. 63, 117; 
Dig. 1906, 710 und JW. 1906, 335 1), des III. 8 S. am 
24. September 1907, III 112/07, und am 8. März 1912, 
III 291/11 (RG. 79, 39; JW. 1912, 5823) und des VII. 3S. 
am 20. Oktober 1910, VII 579/09, ausgeſprochenen, von der 
herrſchenden Meinung (Planck, Kommentar zum BGB. Bd. II 
8 339, RGRKomm. daſelbſt; von Oertmann zu § 339 ©. 223; 
Staub; Könige 8. Aufl. 8 348 Anm. 8; Wendt im Arch Zw Pr. 
Bd. 92 S. 117; Crome, Syſtem des deutſchen Bürgerl. Rechts 
U S. 216; Dernburg, Bürg. Recht II § 103 J, 2; Landsberg, 
Recht des bürg. Gef. I S. 393; Coſack, Lehrbuch J 8 92 II, 1 d; 
Eck⸗Leonhard, Vorträge S. 331; Schollmeyer zu § 339 Note 20; 
Kiſch, Krit. Vierteljahrsſchr. 44 S. 523; Enneccerus⸗Lehmann, 
Bürgerl. R. 2. Aufl. I S. 458 § 186 II, 2b) vertretenen und 
in Übereinſtimmung mit den Motiven II S. 278 und den 
Protokollen II S. 779/80 ſtehenden Anſicht abzuweichen. Wenn 
die gegenteilige Meinung (Titze, Unmöglichkeit S. 103 und 41; 
v. Staudinger, Kommentar 8 339 Anm. 4; Kuhlenbeck, $ 339 
Anm. 4; Lehmann, Unterlaſſungspflicht in Fiſchers Abh. Bd. 15 
Heft 1, und Reichel in DIZ. S. 857/59) annimmt, der Satz 2 
des 5 339 BGB. verdanke feine Entſtehung dem Umſtande, 
daß der Verzug eine Verpflichtung zu einer Handlung voraus⸗ 
fee, und eine Zuwiderhandlung gegen eine Unterlaſſungs⸗ 
pflicht nicht als Saumſeligkeit bezeichnet werden, und man in 
ſolchem Falle auch nicht von Verzug ſprechen könne, ſo wird 
dieſe Anſicht durch die Entſtehungsgeſchichte des 8 339 BGB. 
nicht gerechtfertigt, und der Wortlaut des Paragraphen läßt 
klar erkennen, daß man im Satz 1 für Handlungen und im 
Satz 2 für Unterlaſſungspflichten die Vorausſetzungen, unter 
denen die Vertragsſtrafe verwirkt ſein ſollte, erſchöpfend hat 
regeln wollen. Weiter wird eingewandt, daß mit der Annahme, 
daß die Parteien mit dem Verſprechen einer Unterlaſſung 
ſchlechthin eine Garantie übernehmen, den Parteien ein Wille 
ſuggeriert werde, den ſie in der Mehrzahl der Fälle nicht 
hätten; allein dieſer Vorwurf würde nur vom Standpunkt des 
Geſetzgebers aus beachtlich fein, abgeſehen davon, daß bis 
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Parteien etwaige Härten aus Satz 2 8 339 BGB. durch 
Parteivereinbarung mildern können. Die Frage, ob die Beklagte 
mit dem Einwande zu hören iſt, daß ſie im vorliegenden Falle 
über den Umfang ihrer Unterlaſſungspflicht aus 8 4 des Ber 
trages im entſchuldbaren Irrtum geweſen ſei, indem ſie die 
Vertragsbeſtimmung anders ausgelegt habe, hängt von der 
weiteren Frage ab, ob zur Verwirkung der Strafe, wie von 
Staudinger 8 339 Anm. 4, Dernburg Anm. 6, Dertmann 
5 339 S. 223 und vom Obè G. München in Seuff A. 56, 442 
angenommen, jedoch vom RG, III 112/07, für bedenklich be⸗ 
zeichnet worden iſt, bewußte und freigewollte Zuwider⸗ 
handlung gegen die Unterlaſſungspflicht zu fordern iſt. Wollte 
man bewußte Zuwiderhandlung verlangen, ſo würde der 
Schuldner bei Zuwider handlungen gegen Unterlaſſungspflichten 
günſtiger geſtellt ſein als bei Unterlaſſung von Handlungen, 
da im praktiſchen Ergebniſſe die Strafe nur bei vorſätzlicher 
Zuwiderhandlung gegen die Unterlaſſungspflicht verwirkt ſein 
würde. Ob jedoch nicht in allen Fällen, in denen ein freier 
Wille zum Handeln ausgeſchloſſen iſt, z. B. beim Vorliegen 
der in 588 827, 828 BGB. angegebenen Umſtände, wie Hypnoſe, 
Bewußtloſigkeit und Geiſteskrankheit, ferner wenn man ſich in 
Notwehr, Notſtand uſw. befunden oder unter Einwirkung des 
Zwanges oder Betruges der Umterlaſſung zuwidergehandelt hat, 
die Verwirkung der Vertragsſtrafe ausgeſchloſſen iſt, weil die 
Berückſichtigung von Treu und Glauben und die Verkehrsſitte 
dies erfordern, kann hier unentſchieden bleiben. Da die Beklagte 
eingewandt hat, ihr falle bei der Zuwiderhandlung kein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt, durfte der BerR. ſeine Entſcheidung nicht 
einfach auf den Hinweis auf 8 339 Abſ. 2 BGB. ſtützen, 
ſondern er mußte zunächſt unterſuchen, ob es nicht nach dem 
ganzen Inhalt des Vertrages dem Willen der Vertrags⸗ 
ſchließenden entſprochen hat, die Verwirkung der Vertragsſtrafe 
von der ſchuldhaften Zuwiderhandlung abhängig zu machen. 
Indem er dieſe Prüfung nicht angeſtellt hat, hat er gegen den 
Grundſatz verſtoßen, daß es ſich beim Satz 2 8 339 um eine 
dispoſitive Rechtsnorm handelt. Die Prüfung war auch ſchon 
deshalb geboten, weil der geſamte Vertrag dem BerR. zur 
Auslegung vorlag. A.⸗G. Deutſche O. c. A.⸗G. Chemiſche 
Fabrik G.⸗E., U. v. 6. Febr. 15, 269/14 I. — Düſſeldorf. [B.] 

3. Anwendung des § 464 BGB. bei argliſtigen Vor⸗ 
ſpiegelungen.] 

Durch privatſchriftlichen Vertrag vom 5. April 1913, an⸗ 
erkannt zu gerichtlicher Niederſchrift vom 7. April 1913, ver⸗ 
kaufte der Beklagte fein Schützenhaus⸗Grundſtück in G. an 
den Kläger, dem es noch in demſelben Monat aufgelaſſen 
wurde. Mit der Behauptung, daß ihm der Beklagte Eigen⸗ 
ſchaften des Grundſtücks zugeſichert habe, die es nicht beſitze, 
hat der Kläger geklagt auf Zahlung von 9000 & und Zinſen, 
wovon 1000 & und Zinſen entfallen auf den Minderwert 
wegen Fehlens zweier angeblich zugeſicherter aber nicht vor⸗ 
handener Eigenſchaften, die jetzt für den Rechtsſtreit nicht mehr 
von Bedeutung find. Mit dieſem Anſpruche von 1000 & und 
Zinſen iſt der Kläger vom LG. rechtskräftig abgewieſen worden, 


während es im übrigen den Klageanſpruch dem Grunde nach 


für gerechtfertigt erklärt hat. Dieſen dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärten Teil des Anſpruchs hatte der Kläger 
damit begründet, daß ihm der Beklagte den Jahrezumſaß auf 
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18 bis 20000 angegeben habe, was übrigens wider befieres 
Wiſſen geſchehen ſei, weshalb er die Klage auch auf Betrug 
ſtütze. Der Beklagte hat die Abweiſung der Klage verlangt, 
da ſeine Angabe eines Jahresumſatzes ſich auf einen Zeitraum 
von 3 Jahren bezogen habe und keine vertragliche Zuſicherung 
geweſen ſei. Der Kläger könne aber auch in keinem Falle 
Rechte aus der Angabe des Umſatzes herleiten, da er die Auf 
lafiung — was unbeſtritten it — ohne Vorbehalt angenommen 
habe, obwohl ihm der Beklagte vor der Auflaſſung eine Auf⸗ 
ſtellung übergeben habe, aus der deutlich hervorgegangen ſei, 
daß die Angabe ſich auf den Umſatz für 3 Jahre bezogen habe. 
Der Beklagte hat Berufung eingelegt und nach Bekämpfung der 
Aagebegründung feine fällig gewordene Reftlaufgeldforberung 
von 16 250 & ſchließlich zur Aufrechnung geſtellt. Das Os. 
hat zwar den Klageanſpruch von 8000 & mit dem LG. als 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet, es hat aber auf 
Grund der Aufrechnung die Klage völlig abgewieſen. Hiergegen 
richtet ſich die Neviſion des Beklagten, der die Abweiſung der 
Kage ohne Aufrechmung begehrt. Aus den Gründen: So⸗ 
weit die Nevifion ſich gegen den Satz des Urteils wendet, daß 
5 464 B08. nicht anwendbar fei, wenn der Verkäufer argliſtig 
gehandelt habe, ſo daß es nicht darauf ankomme, ob — was 
bisher nicht bewieſen ſei — der Kläger vor Entgegennahme 
der Auſlaſſung wirklich die Überzeugung gewonnen habe, daß 
der Jahresumſatz bei weitem nicht 18. bis 20 000 . betragen 
habe, erſcheint der Angriff berechtigt. Der erkennende Senat 
hat mit eingehender Begründung in feinem Urteile vom 
6. Oktober 1904 (RG. 59, 105) ) ausgeführt, daß der Aus 
ſchluß des Schaden erſatzanſpruchs aus argliſtigem Verſchweigen 
eines Fehlers der verkauften Sache durch die vorbehaltloſe 
Amahme der Sache in Kenntnis des Fehlers unter allen Um⸗ 
Ränden eintritt, und zwar nicht nur bei der Klage aus dem 
Kaufe, ſondern auch bei der aus der unerlaubten Handlung. 
Der Senat hat weiter in ſeinem Urteile vom 20. April 1907 
(V 92/7) ausgeſprochen, daß es für die Anwendung des 5 464 
VER, gleichgültig fei, ob bei der Zuſicherung eine Täuſchung 

habe oder nicht, eb alſo die Zuſicherung eine 
wiſſentlich unrichtige oder in gutem Glauben abgegeben war, 
und er hat hieran feſtgehalten in ſeinem, die letztere Ent⸗ 
ſcheidung wie auch die aus Bd. 59 eben mitgeteilte ausdrücklich 
herunziehenden Urteile vom 19. November 1908 (WarnErgz Bd. 
1909 Nr. 136) und ebenſo in ſeinem Urteile vom 10. Februar 
1912 (WarnErg Bd. 1912 Nr. 198), worin die Beſtimmung des 
9 464 BGB. auch für anwendbar erklärt wurde, wenn es ſich 
nicht um argliſtiges Verſchweigen, ſondern um argliſtige Vor⸗ 
ſpiegelungen in finngemäßer Anwendung des § 463 BGB. 
wegen Gleichheit des Nechtsgrundes handelt, wie dies hier der 
Fall if. Es liegt kein Grund vor, von dieſer Auffaſſung ab⸗ 
kuweichen. Wenn das BG. feine entgegenſtehende Anſicht auf 
diſcher⸗Henle, Anm. 4 zu 6 464 ſtützt, fo ſcheint es zu übers 
leben, daß dort der vom erkennenden Senat vertretenen Auf⸗ 
ſafſung nur für den hier nicht in Betracht kommenden Fall 
emes Diliktsanſpruchs (8 826 BGB.), und zwar ohne jede 
f entgegengetreten wird. Daß ein Anſpruch, wie der 
in vorliegenden Falle geltend gemachte, ein vertraglicher, alſo 
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kein Deliktsanſpruch iſt, hat der erkennende Senat bereits aus⸗ 
geſprochen (WarnErg Bd. 1912 Nr. 198). Ebenſo zu Unrecht 
beruft ſich das Urteil des OLG. auf eine Entſcheidung des 
IL 3S. vom 30. Juni 1911 (JW. 1911, 756%), Denn aus 
dieſem Urteil iſt jedenfalls nicht erkennbar, daß es ſich um einen 
vertraglichen Anſpruch handelte. Die Vermutung ſpricht aber 
dagegen, da der Kläger dort behauptet hatte, betrogen zu ſein, 
und der II. 8S., ferner, wenn er für einen vertraglichen 
Anſpruch aus 8 463 BGB. wegen argliſtiger Vorſpiegelung 
einer Eigenſchaft die Notwendigkeit eines Vorbehaltes hätte 
leugnen wollen, ſich doch wohl mit dem bei WarnErg Bd. 1909 


Nr. 136 abgedruckten Urteile des erkennenden Senats vom 


19. November 1908 auseinandergeſetzt hätte, das jünger ifl 
als das vom II. 3S. angezogene vom 28. März 1906 
(NG. 63, 113), ) dem er ſich lediglich angeſchloſſen hat. Zudem 
iſt die Annahme des IL 38S., daß der erkennende Senat mit 
dem Urteile vom 28. März 1906 ſeine frühere Auffaſſung auf⸗ 
gegeben habe, irrig. Da in dem dort entſchiedenen Falle der 
Kläger, der inzwiſchen die wahre Sachlage erfahren hatte, ſich 
bei der Auflaſſung ſeine Anſprüche vorbehalten hatte, lag keine 
Veranlaſſung zur Behandlung dieſer Frage vor, und es if 
daher auch dieſe Frage nicht erörtert worden. Da hiernach 
die vom BG. unterlaſſene Prüfung, ob der Kläger vor der 
vorbehaltlos entgegengenommenen Auflaſſung erfahren hatte, 
daß die Angabe über den Umſat unwahr war, erheblich iſt, fo 
war das Urteil aufzuheben und die Sache an das BG. zurüd: 
zuverweiſen. T. c. B., U. v. 8. Febr. 15, 402/14 V. — 
Breslau. B.) 

4. 5 930 BGB. Constitutum possessorium.] 

Unſtreitig hat Kläger dem Gemeinſchuldner F. die Gegen⸗ 
ſtände, um deren Eigentum jetzt noch geſtritten wird, durch 
Vertrag vom 22. Juni 1907 ohne Eigentumsvorbehalt verkauft 
und übergeben. Nachdem ſodann F. Ende Mai 1908 von dem 
ihm vertragsmäßig eingeräumten Rücktrittsrechte Gebrauch 
gemacht hatte, haben ſich beide am 1. Juli 1908 dahin ge⸗ 
einigt, daß der Kauſpreis von 65 000 & um 9000 & er: 
mäßigt wurde, und daß die verkauften Sachen bis zur Zahlung 
des Kaufpreiſes Eigentum des Verkäufers bleiben ſollten. Der 


Ber R. iſt der Meinung, daß trotz dieſer Vereinbarung F. nach 


wie vor Eigentümer geblieben ſei. Allerdings ſeien am 
1. Juli 1908 beide Teile darüber einig geweſen, daß das 
Eigentum auf den Kläger übergehen ſollte; die Sachen ſeien 
dem Kläger aber nicht übergeben und die Übergabe ſei auch 
nicht durch Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes erſetzt worden, 
vermöge deſſen Kläger mittelbaren Beſitz erlangt habe. Man 
würde ein ſolches Rechtsverhältnis vielleicht feſtſtellen können, 
wenn als Vertragswille vorauszuſetzen wäre, daß das Beſitz⸗ 
und Nutzungsrecht des F. nicht unter allen Umſtänden erhalten 
bleiben, ſondern endigen ſollte, wenn er feinen Verpflichtungen 
nicht mehr nachkomme, oder wenn über ſein Vermögen Konkurs 
eröffnet werde, und daß alsdann der Kläger die Herausgabe 
verlangen könne. Aber nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
hätten daran weder F. noch der Kläger und die Berater gedacht 
Es liege demnach nur ein abſtraktes Konſtitut vor, und ein 
ſolches ſei zur Eigentumsübertragung nicht geeignet. Dieſe 
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Ausführungen werden von der Reviſion mit Grund angefochten. 
Richtig iſt, daß in Ermangelung der Übergabe Kläger Eigentum 
nur erlangen konnte, wenn ihm gemäß 88 930, 868 BGB. 
mittelbarer Beſitz verſchafft wurde. Unzutreffend iſt aber die 
Annahme, daß die getroffenen Vereinbarungen dazu nicht genügt 
hätten. Der BerR. geht ſelbſt, und zwar mit Recht, davon 
aus, daß F. auf Grund der Abmachung vom 1. Juli 1908 ein 
Beſitz⸗ und Nutzungsrecht an den Sachen haben ſollte. Ein 
ſolches Recht hatte er allerdings auch ſchon bisher ausgeübt, 
aber doch nur auf Grund des ihm zuſtehenden Eigentums. 
Wurde nun das Eigentum auf den Kläger zurückübertragen, ſo 
erforderte das Recht zur Benutzung der Sachen eine beſondere 
Vereinbarung, die aber auch ſtillſchweigend getroffen werden 
konnte. Das vertragsmäßige Beſitz⸗ und Nutzungsrecht F. 
war nun zeitlich nicht unbeſchränkt. Wurde der Kauſpreis 
rechtzeitig gezahlt, ſo mußte es aufhören, denn von nun an 
war F. Eigentümer und bedurfte deshalb zur Benutzung der 
Sachen nicht mehr der Zuſtimmung des Verkäufers. Wurde 
der Kaufpreis aber nicht rechtzeitig bezahlt, ſo ſtanden dem 
Kläger die Rechte aus 8 455 BGB. zu, deren Ausübung 
gleichfalls das Erlöſchen des Beſitz⸗ und Nutzungsrechts zur 
Folge haben konnte (vgl. Geißler in JW. 1905, 521; Simmet 
in JW. 1911, 705). Ob die Vertragſchließenden ſich über die 
rechtliche Bedeutung und Wirkung ihrer Abreden klar geweſen 
ſind, darauf kann es nicht ankommen; es genügt, daß die 
Abreden zur Herbeiführung des von ihnen ins Auge gefaßten 
Ziels, der Rückübertragung des Eigentums auf den Kläger, 
objektiv geeignet waren. War hiernach aber den Erforderniſſen 
des 8 868 BGB. entſprochen, fo muß der Kläger gemäß 
88 929, 930 auch Eigentum erworben haben. Die Urteile 
des II. 38S. in RG. 49, 1703) und 54, 396) ſtehen dieſer Auf⸗ 
faſſung nicht entgegen, da die tatſächlichen Verhältniſſe dort 
nicht gleich lagen und jener Senat keinesfalls ausgeſprochen 
hat, daß ein nachträglicher Eigentums vorbehalt unter allen Um⸗ 
ſtänden wirkungslos bleiben müſſe. Wenn in RG. 54, 398 
ein neues konkretes Rechtsverhältnis gefordert und die bloße 
Aufrechterhaltung des früheren Vertrages mit Hinzufügung des 
Eigentumsvorbehalts nicht für ausreichend erachtet wird, ſo 
könnten auch von dieſem Standpunkt aus im vorliegenden Falle 
Bedenken nicht erhoben werden. Der alte Vertrag hatte durch 
den Rücktritt F.s mit dem 31. Juni 1908 ſeine Erledigung 
gefunden und Parteien verhandelten über den Abſchluß eines 
neuen. Das Ergebnis war, daß dem Käufer, der den Kauf⸗ 
preis erſt zum Teil bezahlt hatte, 9000 & erlaſſen wurden, 
während andererſeits dem Kläger bis zur Bezahlung des Reſtes 
das Eigentum vorbehalten wurde. Dieſer neue, am 1. Juli 
1908 abgeſchloſſene Vertrag trägt die Natur des Vergleichs 
(8 779 BGB.). Bei folder Sachlage kann man aber nicht 
ſagen, es fehle an einem Rechtsverhältniſſe, das der Ver⸗ 
änderung des Willens zur Grundlage und zur Erklärung dienen 
könnte. Da der BerR. ſonach den Eigentumserwerb des Klägers 
zu Unrecht verneint hat, muß das angefochtene Urteil auf⸗ 
gehoben werden. Entſcheidung in der Sache ſelbſt kann noch 
nicht ergehen, weil von ſeiten des Beklagten Einwendungen 
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vorgebracht find, zu denen das BG. noch nicht Stellung ges 
nommen hat. B. c. F., U. v. 9. Febr. 15, 849/14 VII. — 
Hamm. B.] 

5. Nachträglich (bis zur mündlichen Schlußverhandlung 
des Prozeſſes) eingetretene Beſſerung oder Heilung der Trunk⸗ 
ſucht kann auf die Frage von Einfluß ſein, ob dem anderen 
Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuzumuten iſt.] 

Die Reviſion wendet ein, wenn die Klägerin nach ihrem 
Fortgange keine Spur von Alkoholismus gezeigt habe, ſo könne 
ſie unmöglich vorher dem Alkoholismus verfallen geweſen ſein. 
Dieſer Einwand bewegt ſich auf tatſächlichem Gebiet und iſt 
daher unbeachtlich. Aber die Art, wie das OLG. die Ablehnung 
des Beweisantrags begründet, erweckt ein anderes, und zwar 
materiellrechtliches, Bedenken. Maßgebender Zeitpunkt für die 
Frage, ob die Vorausſetzungen des § 1568 gegeben find, iſt, 
wie der Senat oft ausgeſprochen hat (vgl. aus der letzten Zeit 
Warneyer Erg. 1913 Nr. 295 und 1914 Nr. 298), nicht die 
Klageerhebung, ſondern die letzte mündliche Verhandlung, auf 
die das Urteil ergeht. Daraus folgt zwar nicht (vgl. das 
Senatsurteil vom 4. Oktober 1913, IV 206/13), daß ein ehe⸗ 
widriges Verhalten, das ehezerrüttend gewirkt hat, deshalb 
ſeine Bedeutung als Scheidungsgrund ohne weiteres verliert, 
weil es nicht bis zur letzten mündlichen Verhandlung fort⸗ 
gedauert hat. Trunkſucht insbeſondere hört (vgl. ferner Warneyer 
Erg. 1910 Nr. 124 und JW. 1914, 248°) auch dadurch nicht 
ſchlechthin auf, einen Scheidungsgrund zu bilden, daß nach⸗ 
träglich eine Beſſerung oder gar Heilung eingetreten iſt. Wohl 
aber kann ſolch eine nachträglich eingetretene Beſſerung oder 
Heilung (vgl. die beiden zuletzt erwähnten Senatsurteile) auf 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits ſehr wohl inſofern von 
Einfluß ſein, als ſie möglicherweiſe einen Grund abgibt, die 
Frage, ob dem anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe 
zuzumuten iſt, in einem ihm ungünſtigen Sinne zu beantworten. 
Ob ſich das BG. bei ſeiner Entſcheidung deſſen bewußt geweſen 
iſt, erſcheint um ſo zweifelhafter, als es bei der Erörterung 
der Zumutungsfrage auf die Behauptung der Klägerin, daß ſie 
jetzt nicht mit Trunkſucht behaftet fei, mit keinem Worte zurück 
kommt. Das angefochtene Urteil läßt ſich deshalb nicht aufrecht⸗ 
erhalten. H. c. H., U. v. 15. Febr. 15, 551/14 IV. — 
Breslau. [S.] f 

* 6. 82078 Abſ. 2 BGB. Aufgeben der in einer früheren 
Entſcheidung aufgeſtellten Rechtsanſicht.] 

Das BG. hat die Anfechtung des Teſtaments nach 5 2078 
Abſ. 2 BGB. für begründet erklärt und unter der Annahme, 
daß die geſetzliche Erbfolge eingetreten ſei, die Beklagte gemäß 
SS 2027, 2028 verurteilt. Das LG. hatte angenommen: Bei 
den Vermögensverhältniſſen der Eheleute R. — der Nachlaß 
fol etwa 500 000 &, das Vermögen der Beklagten 100 000 4 
betragen haben — enthalte das Teſtament eine ganz außer- 
gewöhnliche Begünſtigung der Beklagten. In dem Teſtament 
ſei der Ausdruck des Vertrauens zu finden, daß die Beklagte 
in treuer, gewiſſenhafter Weiſe ihre Pflichten als Mutter gegen 
die Kläger erfüllen werde. Die Beklagte habe aber als Witwe 
einen durchaus anſtößigen Lebenswandel geführt. Das ſei jedoch 
eine Folgeerſcheinung ihrer Geiſteskrankheit, deren Anfänge ſchon 
1906 und 1905 beſtanden hätten. Der Beklagten laſſe ſich 
aus ihrer Lebensführung nicht der Vorwurf der ſittlichen Ber 
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kommenheit und der Pflichtverletzung machen. Die Anfechtung 
des Teſtaments ſei daher nicht begründet. Es könne keine Rede 
davon ſein, daß etwa das Teſtament in der Erwartung oder 
Annahme des Nichteintritts einer geiſtigen Erkrankung der Be⸗ 
klagten errichtet wäre oder daß Paul R. bei Berüdfichtigung 
einer ſolchen Möglichkeit anders verfügt hätte. Das KG. führte 
aus: Es ſei nicht verſtändlich, welchen Unterſchied es für den 
Erblaſſer gemacht haben ſollte, ob der Beklagten der Verluſt 
der vorausgeſetzten Eigenſchaft als Schuld anzurechnen ſei oder 
nicht. Wie in RG. 77, 174°) ausgeſprochen ſei, dürfe die Ans 
fechtungsmöglichkeit aus 8 2078 Abſ. 2 nicht davon abhängig 
gemacht werden, welche pofitive und deutliche Vorſtellungen der 
Erblaſſer über Eintritt oder Nichteintritt künftiger Umſtände 
gehabt habe. Von einer irrigen Annahme des Nichteintritts 
eines Umſtandes könne ſehr wohl auch dann geſprochen werden, 
wenn, wie es in der reichsgerichtlichen Entſcheidung heiße, ſolche 
Erwägungen, weil dem Vorſtellungskreiſe des Erblaſſers fern⸗ 
liegend, ganz unterblieben ſeien, dann ſei es gerade das Nicht⸗ 
bedenken des dennoch eingetretenen Umſtandes, was den Irrtum 
des Erblaſſers ausmache. Wenn daher zwiſchen dem Nicht⸗ 
bedenken und dem Inhalt der letztwilligen Verfügung ein 
urſächlicher Zuſammenhang nachweisbar ſei, fo liege die Voraus⸗ 
ſetzung zur Anfechtung vor. Ein urſächlicher Zuſammenhang 
zwiſchen dem Nichtbedenken und dem Inhalt der letztwilligen 
Verfügung beſtehe ſchon nach den erſtrichterlichen Feſtſtellungen. 
Dazu komme, daß die Beklagte entmündigt und ihre gegen die 
Entmündigung erhobene Klage abgewieſen worden ſei. Nun⸗ 
mehr ſei vollends nicht mehr zu bezweifeln, daß eine Ver⸗ 


änderung in den perſönlichen Verhältniſſen der Beklagten ein⸗ 


getreten ſei, die unvereinbar mit den Vorſtellungen ſei, die den 
Erblaſſer bei Errichtung feines Teflaments beherrſcht haben 
müßten und deren Nichtbedenken alſo urſächlich für das Teſta⸗ 
ment geweſen ſei. Die objektiven Tatſachen allein, daß der 
Beklagten das Recht der Fürſorge für die Kinder entzogen und 
fie ſelbſt wegen Geiſteskrankheit entmündigt ſei, genügten zur 
Feſiſtellung, daß der Erblaſſer in feinem Teſtament der Be⸗ 
klagten nicht die bevorzugte Vertrauensſtellung bezüglich feines 
Nachlaſſes eingeräumt haben würde, falls er auch nur an die 
Möglichkeit ſolcher Veränderungen gedacht hätte. Es iſt an⸗ 
zuerkennen, daß die Erwägungen des BG. mit den Ausführungen 
der angeführten Entſcheidung des RG. völlig im Einklang ſtehen. 
Allein an der in jener Entſcheidung niedergelegten Auffaſſung 
kann nicht feſtgehalten werden. Sie iſt mit § 2078 Abſ. 2, 
wo erfordert iſt, daß der Erblaſſer durch die Annahme oder 
Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts eines Umſtandes 
zu der Verfügung beſtimmt worden iſt, nicht vereinbar. Ein 
Nichtbedenken des Erblaſſers kann zur Begründung der An⸗ 
fechtung einer letztwilligen Verfügung nicht ausreichen, auch 
wenn ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Nichtbedenken 
und dem Inhalt der Verfügung ſich annehmen läßt. Das 
ergeben auch die Beratungen, die zur Aufſtellung der in 8 2078 
Abſ. 2 enthaltenen Vorſchrift geführt haben. Nach dem erſten 
Entwurf 8 1781 ſollte die Anfechtung zuläffig fein, wenn der 
Erblaſſer zu der Verfügung durch die Vorausſetzung des Ein⸗ 
tritts oder Nichteintritts eines künftigen Ereigniſſes beſtimmt 
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worden ſei, die Vorausſetzung ſich nicht erfüllt habe und die 
Vorausſetzung in der Verfügung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 


erklärt ſei. In der Kommiſſion für die zweite Leſung wurde 


(Kommiſſionsprotokolle 5 S. 49) der Ausdruck Vorausſetzung 
beanſtandet und die Streichung beſchloſſen, ohne daß damit eine 
ſachliche Anderung herbeigeführt werden ſollte. Sodann wurde 
(durch Antrag 4) angeregt, die Anfechtung wegen Irrtums im 
Beweggrund nur zuzulaſſen, wenn ſich der Irrtum auf die 
Vergangenheit oder die Gegenwart beziehe, nicht aber wegen 
Irrtums über ein zukünftiges Ereignis. Dazu wurde aus⸗ 
geführt (Kommiſſionsprotokolle 5 S. 50): Vergangenheit und 
Gegenwart könne der Erblaſſer überſehen und ſich eine beſtimmte 
poſitive Vorſtellung von den für ihn weſentlichen Umſtänden 
machen. Die Zukunft liege aber für ihn völlig dunkel da. 
Allerdings ſei es möglich, daß der Erblaſſer ſeine Entſcheidung 
von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten zukünftigen 
Ereigniſſes, der Heirat der Tochter, der Geburt eines Enkels uſw., 
abhängig machen wolle; dann liege aber eine eigentliche Be⸗ 
dingung vor; es genüge, wenn ſich nachweiſen laſſe, daß der 
Erblaſſer in ſeinem letzten Willen eine ſolche habe aufſtellen 
wollen. Für dieſe Fälle ſeien beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
nicht nötig. Wenn aber der Erblaſſer nur eine ganz allgemeine 
Vorſtellung der kommenden Ereigniſſe gehabt habe, ſo ſei es 
nicht angängig, eine Anfechtung des letzten Willens deshalb 
zuzulaſſen, weil der Verlauf ein anderer geweſen ſei, als der 
Erblaſſer erwartet habe. Es werde zu höchſt bedenklichen Folgen 
führen, wenn der Eintritt irgendeines Ereigniſſes, welches 
vielleicht, falls der Erblaſſer es erlebt hätte, ihn beſtimmt haben 
würde, anders zu verfügen, einen Grund zur Anfechtung ab⸗ 
geben könne. Der Anregung wurde nicht ſtattgegeben, aber die 
Mehrheit der Kommiſſion ging bei dieſem Beſchluſſe davon aus 
(Kommiſſionsprotokolle 5 S. 51): Wenn der Erblaſſer durch 
eine poſitive und deutliche Vorſtellung eines tatſächlichen Um⸗ 
ſtandes oder Ereigniſſes zu der letztwilligen Verfügung beſtimmt 
worden ſei, ſo müſſe die Verfügung angefochten werden können, 
falls ſich hinterher herausſtelle daß jene Vorſtellung eine irrige 
geweſen ſei. Nicht jedes Ereignis, welches etwa für den Erb⸗ 
laſſer von Bedeutung hätte ſein können, ſolle einen Grund zur 
Anfechtung abgeben, ſondern nur ein ſolches, von dem ſich der 
Erblaſſer eine poſitive Vorſtellung gemacht habe. Es möge 
ſelten ſein, daß der Erblaſſer durch die Vorſtellung des Ein⸗ 
tritts oder Nichteintritts eines ſolchen Ereigniſſes wirklich in 
ſeinem Willen beſtimmt worden ſei, ohne daß er eine Bedingung 
ſetze; aber derartige Fälle könnten vorkommen. Wäre ein er⸗ 
heblicher Mißbrauch zu befürchten, ſo müßte man allerdings 
aus dieſem Grund eine Beſchränkung im Sinne des Antrags 4 
eintreten laſſen; indeſſen hätten ſich im Gebiete des gemeinen 
Rechts bislang Mißſtände nicht herausgeſtellt. Dementſprechend 
ging der Beſchluß der Kommiſſion dahin: eine letztwillige Ver⸗ 
fügung ſolle der Anfechtung unterliegen, wenn der Erblaſſer 
durch die poſitive Vorſtellung von dem Eintritt oder Nicht⸗ 
eintritt eines in der Vergangenheit, Gegenwart oder Zukunft 
liegenden Ereigniſſes zu der letztwilligen Verfügung beſtimmt 
worden ſei, und dieſe Vorſtellung ſich als irrig herausſtelle. 
Auf Grund ſolcher Erwägungen erhielt die Vorſchrift ihre jetzige 
Faſſung. Zur Anwendung des § 2078 Abſ. 2 bedarf es, wie 
der Wortlaut des Geſetzes erkennen läßt, der Feſtſtellung, daß 
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der Erblaſſer den Eintritt oder Nichteintritt eines Umſtandes 
angenommen oder erwartet hat, daß er dadurch zu der Ver⸗ 
fügung beſtimmt worden iſt und daß feine Annahme oder Er⸗ 
wartung ſich als irrig erwieſen hat. Dieſe Feſtſtellungen ſind 
n dem Bu. nicht enthalten. Die rechtliche Auffaſſung, von 
der der Ber R. ausgegangen iſt, kann nicht gebilligt werden. 
Das Bu. iſt deshalb aufzuheben und die Sache an das BG. 
zurückzuverweiſen. R. c. R. und Gen., U. v. 4. Febr. 15, 
419/14 IV. -- Berlin. [S.] 

7. Erfordernis der eigenhändigen Niederſchrift des Orts 
bei dem privatſchriftlichen Teſtament.] 

Der am 8. Dezember 1913 in Berlin⸗Schöneberg ver⸗ 
ſtorbene Rentier Richard M. hat in ſeinem eigenhändigen 
Teſtamente vom 29. März 1911 feine zweite Ehefrau, die 
Beklagte, zur Erbin eingeſetzt und den Eltern ſeiner verſtorbenen 
erſten Ehefrau, dem Kläger und deſſen Ehefrau, eine lebens⸗ 
längliche jährliche Rente von 8000 & als Vermächtnis zu⸗ 
gewendet, mit der Beſtimmung, daß im Falle des Todes des 
einen der Vermichtnisnehmer der Überlebende nur noch 5000 u 
jährlich erhalten ſolle. Das Teſtament iſt auf einen Briefbogen 
geſchrieben, der den Vordruck „Berlin SW. 11“ trug, und der 
Erblaſſer hat dieſen Vordruck zur Herſtellung des Datums 
benutzt, ohne eine eigene handſchriftliche Ortsangabe hinzu⸗ 
zufügen. Der Kläger, deſſen Ehefrau geſtorben iſt, hat auf 
Grund des Teſtaments vom 29. März 1911 die Beklagte auf 
Zahlung der Jahresrente für 1914 unter Anrechnung eines 
ihm gezahlten Teilbetrags von 2000 & in Anſpruch genommen. 
Die Beklagte hat den Anſpruch des Klägers beſtritten, weil 
das Teſtament vom 29. März 1911 mangels einer von dem 
Erblaſſer ſelbſt geſchriebenen Ortsangabe nichtig ſei, und im 
Wege der Widerklage Feſtſtellung begehrt, daß der Kläger auf 
Grund dieſes Teſtaments von ihr für das Jahr 1915 keine 
Nente zu fordern berechtigt ſei. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen und nach dem Widerklageantrag erkannt. Die Be⸗ 
rufung des Klägers iſt vom KG. zurückgewieſen worden, auch 
die Reviſion hatte keinen Erfolg. Gründe: Das BG. legt 
die Vorſchrift des 8 2231 Nr. 2 BGB. dahin aus, daß bei 
dem privatſchriftlichen Teſtament außer dem die letztwilligen 
Anordnungen enthaltenden Text des Teſtaments auch die Angabe 
des Orts und des Tages der Teſtamentserrichtung von dem 
Irblaſſer eigenhändig geſchrieben fein müſſe. Dieſe Auslegung 
entſpricht der Auffaſſung, die in den Urteilen des RG. vom 
13. Oktober 1902 (RG. 52, 277) 6) und vom 2. April 1908 
(JW. 1908, 336˙)9 Ausdruck gefunden hat. Die hiergegen 
. erichteten Angriffe der Reviſion geben keinen Anlaß zur Aufgabe 
der bisherigen Rechtſprechung. Der Reviſion kann zunächſt nicht 
zugegeben werden, daß durch das Verlangen der eigenhändigen 
Rederſchrift des Orts- und Zeitdatums ein Formerfordernis 
aufgeſtellt werde, das aus dem Wortlaute des Geſetzes nicht zu 
entnehmen ſei. Wenn das Geſetz „eine von dem Erblaſſer 
unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchriebene 
und unterſchriebene Erklärung“ erfordert, ſo mag dieſer Wort⸗ 
laut die Auffaſſung, daß die Orts⸗ und Zeitangabe nicht eigen⸗ 
händig geſchrieben zu werden brauche, nicht unbedingt aus 
ſchließen; erheblich näher liegt jedoch beim unbefangenen Leſen 
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die Deutung, daß die Angabe des Ortes und Tages einen 
notwendigen Beſtandteil der eigenhändigen Niederſchrift des 
Erblaſſers bilden ſoll, alſo auch ſelbſt von der Hand des Erb⸗ 
laſſers geſchrieben ſein muß. Daß die Wortſtellung eine 
Beziehung der Worte „eigenhändig geſchriebene“ auf die vorauf⸗ 
gehenden Worte „unter Angabe des Ortes und Tages“ nach 
grammatiſchen Regeln ausſchließe, kann nicht zugegeben werden. 
Das Erfordernis der eigenhändigen Niederſchrift iſt im Geſetze 
durch die Worte „vom Erblaſſer eigenhändig geſchriebene 
Erklärung“ zum Ausdruck gebracht und die Beziehung zwiſchen 
dieſem Erfordernis und dem Datum wird durch die Einſchiebung 
der Worte „unter Angabe des Ortes und Tages“ zwiſchen die 
Worte „vom Erblaſſer“ und „eigenhändig geſchriebene“ her⸗ 
geſtellt. Ob dieſe Beziehung durch eine Voranſtellung des 
Wortes „eigenhändig“ noch deutlicheren Ausdruck hätte finden 
können, mag dahingeſtellt bleiben, jedenfalls genügte auch die 
gewählte Wortſtellung, die ſich mit dem Beſtreben erklären 
läßt, bei der unmittelbaren begrifflichen Zuſammengehörigkeit 
der Worte „eigenhändig“ und „geſchriebene“ deren Trennung 
durch eine Einſchiebung anderer Worte zu vermeiden. Die 
Entſtehungsgeſchichte des 8 2231 Nr. 2 BGB. enthält nichts, 
was der diesſeits vertretenen Auslegung entgegenſtände. Das 
eigenhändige Teſtament iſt vom Reichstag gegen den Wider⸗ 
ſpruch des Vertreters der Reichsregierung und einer erheblichen 
Minderheit aus Rückſicht auf die Landesteile, in denen das 
franzöſiſche Recht und das badiſche Landrecht in Geltung 
waren, in das Geſetz eingefügt worden. Der code civil ſchrieb 
in Art. 970 ausdrücklich eigenhändige Datierung vor, verlangte 
aber nach der ihm in der Rechtſprechung gegebenen Auslegung 
nur die Angabe des Zeitdatums. Das badiſche Recht hatte 
das Erfordernis der Ortsangabe hinzugefügt, indem es im 
LRS. 970 beſtimmte: „Ein eigenhändiger letzter Wille gilt, 
wenn er von der Hand des Erblaſſers durchaus geſchrieben 
und unterſchrieben, auch mit Ort, Tag und Jahr verſehen iſt.“ 
In der Reichstagskommiſſion wurden im Hinblick auf dieſen 
Rechtszuſtand folgende Anträge auf Einfügung einer ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmung in das BGB. geſtellt: „a) Zur Er⸗ 
richtung eines eigenhändigen Teſtaments iſt erforderlich, daß 
der Erblaſſer die Verfügung ihrem ganzen Umfange nach eigen⸗ 
händig ſchreibt, datiert und mit ſeinem Namen unterzeichnet; 
b) das eigenhändige Teſtament muß von der Hand des Erb⸗ 
laſſers durchaus geſchrieben und unterzeichnet, auch mit Ort, 
Tag und Jahr verſehen fein.” Der Antrag zu a lehnte fid 
hiernach an die Faſſung des code civil, der Antrag zu b an 
die des badiſchen Landrechts an. Die Kommiſſion empfahl die 
Einführung des eigenhändigen Teſtaments in der Geſetz 
gewordenen Faſſung, ohne daß dabei die Abſicht einer ſachlichen 


Abweichung von dem Antrage zu b hervorgetreten wäre. Die 


Faſſung wurde lediglich dem Wortlaute der 88 1927, 1931 
des I. Entwurfes (8$ 2114, 2117 des II. Entwurfes) ent 
nommen, in denen das eigenhändige Teſtament „durch eine von 
dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages der Er⸗ 
richtung eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung“ 
als außerordentliche Teſtamentsform für beſtimmte Fälle vor⸗ 
geſehen war. Die Motive zu § 1931 bemerken, daß er das 
Geſandtenteſtament im Anſchluſſe an das preußiſche Geſetz vom 
3. April 1823 regele und deſſen Vorſchriften im weſentlichen 
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folge, daß aber hinſichtlich des Beginns der Wirkſamkeit des 
Geſandtenteſtaments aus Zweckmäßigkeitsgründen eine Ab⸗ 
weichung vorgeſehen ſei. Das genannte preußiſche Geſetz 
befimmte im 8 2: „Eine dergleichen letztwillige Verordnung 
muß eigenhändig vom Teſtator ge⸗ und unterſchrieben, auch 
datiert fein.” Die Voranſtellung des Wortes „eigenhändig“ 
ergibt hier deutlich, daß die dem Erblaſſer vorgeſchriebene 
Nie derſchrift, Unterſchrift und Datierung von ihm mit eigener 
Hand vorgenommen werden mußte. Hätten die Verfaſſer des 
I. Entwurfs zum BBB. in Anſehung der Datierung bier 
von abweichen wollen, ſo hätte es nahegelegen, dieſe wichtige 
Abweichung in gleicher Weiſe in den Motiven hervorzuheben 
und zu begründen, wie das hinſichtlich der Anderung der Be⸗ 
ſtimmungen über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit des Teſtaments 
geſchehen iſt. Läßt ſich aber nicht erſehen, daß der Entwurf 
für das als außerordentliche Teſtamentsform aufgenommene 
eigenhändige Teſtament hinſichtlich der Orts⸗ und Zeitangabe 
von dem Erfordernis der eigenhändigen Niederſchrift durch den 
Erblaſſer hatte abſehen wollen, ſo kann auch aus dem Vor⸗ 
ſchlage der Reichstagskommiſſion, die vorgeſehene außerordentliche 
Teſtamentsform als ordentliche zuzulaſſen, nicht auf die Abſicht 
geſchloſſen werden, dadurch eine von dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtande in den Gebietsteilen des franzöſiſchen und badiſchen 
Rechts abweichende weitere Formerleichterung einzuführen. 
Ebenſowenig laſſen die Verhandlungen im Plenum des Reichs⸗ 
tags eine dahingehende Abſicht erkennen. Auch hier iſt der 
Kommiſſionsbeſchluß im weſentlichen mit der Begründung vers 
teidigt und angenommen worden, daß die erleichterte Teſtier⸗ 
form in den Ländern, in denen fie ſeither in Geltung geweſen 
ſei, ſo tief eingewurzelt ſei, daß ſie der dortigen Bevölkerung 
nicht wieder genommen werden könne. Wäre dabei noch eine 
weitere Formerleichterung in Frage gekommen, ſo würde dagegen 
ſicherlich beſonderer Widerſpruch auch von feiten derjenigen 
Abgeordneten erhoben worden ſein, die, wie der Abgeordnete 
Dr. Enneccerus, grundſätzliche Gegner des eigenhändigen 
Teſtaments waren, ſich aber durch die Rückſichtnahme auf die 
Bevölkerung der linksrheiniſchen und badiſchen Landesteile 
beſtimmen ließen, für den Beſchluß der Kommiſſion zu ſtimmen. 
Das muß ganz beſonders bezüglich einer das Datum betreffenden 
Formerleichterung angenommen werden, da der Abgeordnete 
Dr. Enneccerus die Gefahr einer Fälſchung namentlich in 
bezug auf das Datum als beſonders naheliegend bezeichnet 
hatte. Der Bericht über die Reichstagsverhandlungen ergibt 
aber nicht, daß von einer Erleichterung der Formen des bis⸗ 
herigen Rechts geſprochen worden wäre. Der Reviſion kann 
hiernach nicht zugegeben werden, daß ſich die Faſſung des 
9 2231 Nr. 2 BGB. mit einer gewollten Abweichung von 
dem im code civil aufgeftellten Erfordernis der eigenhändigen 
Niederſchrift des Datums erkläre. Die Reviſion ſucht ferner 
auszuführen, daß der Ortsangabe für den ſachlichen Inhalt 
der teſtamentariſchen Willenserklärung des Erblaſſers keine 
Bedeutung zukomme, und daß ſie deshalb überhaupt wenig 
erheblich ſei. Inwieweit dem beizuſtimmen wäre, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn die Tatſache, daß das Geſetz die Orts⸗ 
angabe vorgeſchrieben und zu einem Formerfordernis erhoben 
hat, von deſſen Beobachtung die Gültigkeit des Teſtaments 
abhängt, ergibt, daß das Geſetz die Ortsangabe für weſentlich 
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angeſehen hat. Im übrigen folgt aus der Gleichſtellung der 
Orts⸗ und Zeitangabe im Geſetz, daß alles, was für das Zeit⸗ 
datum gilt, auch für das Ortsdatum gelten muß. Iſt alſo 
das Erfordernis der eigenhändigen Niederſchrift überhaupt auf 
die Datierung zu beziehen, ſo beſteht es für die Angabe ſowohl 
des Ortes als auch des Tages. Die eigenhändige Niederſchrift 
des Zeitdatums durch den Erblaſſer hinter eine vorgedruckte 
Ortsangabe vermag den ſich aus dem Mangel der eigen⸗ 
händigen Niederſchrift des Ortes ergebenden Formfehler nicht 
zu heilen. Die Feſtſtellbarkeit des Willens des Erblaſſers, daß 
der Vordruck als Ortsangabe des Teſtaments gelten ſoll, erſetzt 
nicht die vom Geſetz für die Ortsangabe verlangte Form. Es 
kann ſich demnach nur darum handeln, ob etwa beſondere Um⸗ 
ſtände vorliegen, aus denen zu ſchließen wäre, daß für die 
Orts- und Zeitangabe die eigenhändige Niederſchrift durch den 
Erblaſſer nicht hat vorgeſchrieben werden ſollen. Die Reviſion 
meint, die Gründe, aus denen in dem Urteile vom 13. Ok⸗ 
tober 1902 (RG. 52, 277) die Beziehung des Formerforderniſſes 
der Unterſchrift auf die Datierung abgelehnt ſei, müßten dazu 
führen, die Orts⸗ und Zeitangabe auch von dem Erfordernis 
der eigenhändigen Niederſchrift zu befreien. Dem iſt nicht bei⸗ 
zuſtimmen. In jenem Urteile iſt nicht, wie die Reviſion anzu⸗ 
nehmen ſcheint, jede Beziehung zwiſchen der Datierung und der 
Unterſchrift verneint, ſondern nur die Frage, wie ſich beide 
räumlich zueinander verhalten, dahin beantwortet worden, daß 
die Unterſchrift dem Datum nicht unter allen Umſtänden räumlich 
nachfolgen müſſe, daß es vielmehr genüge, wenn das Datum 
mit der unterſchriebenen letztwilligen Erklärung in einen der⸗ 
artigen räumlichen Zuſammenhang gebracht ſei, daß ſeine Be⸗ 
deutung als Datum der unterſchriebenen Erklärung daraus 
erſichtlich werde. Auch das Datum muß danach durch die 
Unterſchrift gedeckt werden, nur iſt dazu, im Gegenſatze zu der 
eigentlichen Willenserklärung, nicht ſeine räumliche Stellung 
vor der Unterſchrift erforderlich. Iſt aber der Ausgangspunkt 
der Reviſion, das Gebot der Unterſchrift gelte nicht für das 
Datum des eigenhändigen Teſtaments, unrichtig, fo entfällt 
damit die auf jener Annahme beruhende Schlußfolgerung, daß 
auch das Gebot der eigenhändigen Niederſchrift nicht auf das 
Datum zu beziehen ſei. Die Zuläſſigkeit der Stellung des 
Datums hinter der Unterſchrift iſt daraus gefolgert worden, 
daß im 5 2231 Nr. 2 BGB. an den Datierungsvermerk keine 
von der Regel des täglichen Lebens abweichenden Anforderungen 
hinſichtlich ſeines Inhaltes geſtellt ſeien, vielmehr die bloße 
Angabe des Ortes und des Tages der Teſtamentserrichtung 
verlangt werde, daß das Datum keine Willenserklärung, ſondern 
lediglich ein Beweismittel, ein Zeugnis des Erblaſſers über 
die vom Geſetz für weſentlich erachteten Orts⸗ und Zeitumſtände 
der Teſtamentserrichtung ſei und als ſolches ſeinen Zweck auch 
erfüllen könne, wenn es nicht gerade vor der Unterſchrift ſtehe. 
Auch dieſe Begründung enthält nichts, was der Beziehung des 
Erforderniſſes der eigenhändigen Niederſchrift auf die Orts⸗ und 
Zeitangabe entgegenſtände. Der angegebene Zweck, der mit 
der Formvorſchrift der Datierung verfolgt wird, den Erblaſſer 
zur Feſtſtellung des Ortes und Tages der Teſtamentserrichtung 
zu zwingen, um dadurch ein Beweismittel für dieſe als erheblich 
erachteten Tatumſtände zu ſchaffen, würde nur unvollkommen 
erreicht werden, wenn keine genügende Gewähr für die Echtheit 
57 
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des Datierungsvermerks geſchaffen wäre. Denn wenn bie 
eigenhändige Niederſchrift für das Datum nicht gilt, ſo müßten, 
wie in dem Urteile vom 2. April 1908 bereits dargelegt iſt, 
auch lediglich durch Stempelaufdruck oder in Maſchinenſchrift 
hergeſtellte oder ſelbſt mit dem Willen des Erblaſſers von 
fremder Hand geſchriebene Datierungsvermerke als der Form⸗ 
vorſchrift genügend angeſehen werden, bei denen es an jedem 
Anhalt dafür fehlt, ob ſie vom Erblaſſer oder mit ſeinem 
Willen oder ob ſie nachträglich und unberechtigt hinzugeſetzt 
ſind. Daß das Geſetz, wenn derartige, jeder Beweiskraft ent⸗ 
behrende Vermerke genügend wären, die Datierung zu einem 
die Gültigkeit des Teſtaments bedingenden Formerfordernis 
erhoben haben ſollte, iſt nicht anzunehmen. Vielmehr erſcheint 
der Schluß gerechtfertigt, daß die mit dem Erfordernis der 
eigenhändigen Niederſchrift bezweckte Erhöhung der Gewähr für 
die Echtheit des Teflaments nicht auf den Inhalt der letztwilligen 
Erklärung hat beſchränkt, ſondern in gleicher Weiſe auch für 
die Feſtſtellung der Orts⸗ und Zeitumſtände der Errichtung hat 


geſchaffen werden, daß alſo auch für die Angabe des Ortes und der 


Zeit die eigenhändige Niederſchrift durch den Erblaſſer hat 
vorgeſchrieben werden ſollen. Dieſes Formerfordernis iſt ſo 
einfacher Natur, daß es mit dem Zwecke des Geſetzes, eine 
einfache, leicht erfüllbare Teſtamentsform zu ſchaffen, nicht im 
Widerſpruche ſteht. Das vorliegende Teſtament iſt hiernach, 
da es keine eigenhändig vom Erblaſſer geſchriebene Orts⸗ 
angabe enthält, vom BG. mit Recht als ungültig an⸗ 
geſehen worden. Die Reviſion iſt daher als unbegründet 
zurückzuweiſen. St. c. M., U. v. 4. Febr. 15, 418/14 IV. — 
Berlin. [B.] 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

8. Art. 170 EGBGB. Die Rechtslage eines zur Zeit 
der Einführung des BGB. beſtehenden nicht rechtsfähigen Ver⸗ 
eins richtet ſich, ſoweit das innere Verhältnis des Vereins zu 
den Mitgliedern in Betracht kommt, nach den Vorſchriften des 
alten Rechts. — Inhalt des Gemeinen Rechts hinſichtlich des 
Erſatzanſpruchs eines Geſellſchafters für Schaden, den er bei 
Beſorgung der Geſellſchaftsangelegenheiten erleidet.] 

Der Beklagte iſt ein ſchon vor 1900 beſtehender, nicht 
rechtsfähiger Verein, der die zur Vorbereitung ſeines jährlichen 
Schützenfeſtes notwendigen Arbeiten, insbeſondere die Errichtung 
des Schützenzeltes und des Konzertpodiums jeweils einer aus 
geeigneten Mitgliedern zuſammengeſetzten „Baus und Aus⸗ 
ſchmückungskommiſſion“ übertrug, die nach altem Brauche die 
Arbeiten unentgeltlich ausführte. Der Kläger, der ſchon ſeit 
längerer Zeit Mitglied des Vereins iſt, nahm im Jahre 1911 
die auf ihn gefallene Wahl als Kommiſſionsmitglied an. Am 
1. Juli 1911 hat er beim Herabwerfen der für die Bauwerke 
erforderlichen Balken aus dem Bodenraum der einſtöckigen 
Schießhalle der Beklagten dadurch einen Unfall erlitten, daß 
ein in einem Balken ſteckender, krumm gebogener Nagel ſich in 
ſeinem Rock feſthakte und daß er von dem Gewicht des zur 
Erde hinabfallenden Balkens gleichfalls durch die nicht verwahrte 
Offnung hinabgeriſſen wurde, wobei er ſich Verletzungen zuzog. 
Er verlangt nunmehr vom Beklagten auf Grund Vertrags und 
unerlaubter Handlung Erſatz ſeines Schadens. Die vom BG. 
ausgeſprochene Bejahung der Haftung des beklagten Vereins 
für den Schaden des Klägers beruht auf der Erwägung, daß 
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nach dem anzuwendenden Gemeinen Rechte der beklagte 
Verein für den Schaden aufzukommen habe, den der Kläger bei 
der fraglichen, die Beſorgung einer Vereinsangelegenheit ent⸗ 
haltenden Tätigkeit erlitten habe. Die hiergegen gerichtete 
Rüge der Reviſion iſt nicht begründet. Wie das RG. ſchon 
mehrfach ausgeſprochen hat [RG. 51, 160; 7) JW. 1902, 427; 
daſelbſt 1906, 7], beſtimmt ſich die Rechtslage eines zur Zeit 
des Inkrafttretens des BGB. bereits beſtehenden, nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins, ſoweit das innere Verhältnis des Vereins zu 
ſeinen Mitgliedern in Betracht kommt, nach den bisherigen 
Vorſchriften. Dies folgt in Ermangelung einer beſonderen 
Norm aus Art. 170 EGBGB. Die Beſtimmung des Art. 163 
daſelbſt, die für juriſtiſche Perſonen das Gegenteil feſtgeſetzt, iſt 
auf die nicht rechtsfähigen Vereine nicht anwendbar. Das 
Gemeine Recht kennt keine beſonderen Vorſchriften für nicht 
rechtsfähige Vereine und regelt deren Rechtsverhältniſſe nach 
den für die Geſellſchaft gegebenen Beſtimmungen. Dagegen 
kommt, wie das BG. weiterhin zutreffend ausgeführt hat, das 
Recht des BGB. dann zur Anwendung, wenn es ſich nicht 
um innere Vereinsangelegenheiten, ſondern um das Verhältnis 
des Vereins zu Dritten handelt, und dasſelbe gilt für den Fall, 
wenn kraft eines beſonderen Vertrags ein Vereinsmitglied für 
den Verein tätig geworden iſt. Das BG. hat jedoch in der 
Tätigkeit des Klägers, bei der er den Schaden erlitten hat, 
keine auf Grund beſonderen Vertrags geleiſtete Arbeit erblickt, 
und dieſe Annahme läßt nicht, wie die Reviſion meint, einen 
Rechtsirrtum erkennen. Nach den Feſtſtellungen hat der Kläger 
die Arbeit zur Vorbereitung eines Vereinsfeſtes als gewähltes 
Mitglied der Bau⸗ und Ausſchmückungskommiſſion geleiſtet, die 
lediglich aus Vereinsmitgliedern zuſammengeſetzt war und die 


übernommene Tätigkeit unentgeltlich beſorgte. Daß der Kläger 


unter ſolchen Umſtänden lediglich in Erfüllung einer Freiwillig 
übernommenen Mitgliedspflicht und nicht kraft eines beſonderen 
Auftragsvertrags tätig geworden iſt, entſpricht der Sachlage. 
Die Reviſion hat die Auffaſſung des BG. mit dem Hinweis 
darauf bekämpft, daß es in einem Vereine, der ſich, wie der 
Beklagte, aus Mitgliedern verſchiedener Berufszweige zuſammen⸗ 
ſetze, nur ein Zufall ſei, wenn genügende, kraft ihres Berufs 
zu der fraglichen Tätigkeit geeignete Mitglieder vorhanden ſeien, 
und daß es widerſinnig wäre, auf die mehreren, bei derſelben 
Tätigkeit verwendeten Perſonen verſchiedenartige Rechts⸗ 


beſtimmungen anzuwenden, je nachdem ſie Vereinsmitglieder 


ſeien oder nicht. Dieſer Einwand geht fehl. Wenn der von 
der Reviſion unterſtellte Fall der Heranziehung von Vereins⸗ 
mitgliedern und Nichtmitgliedern eintritt, iſt die Anwendung 
verſchiedenartiger Rechtsgrundſätze keineswegs widerſinnig, weil 
eben dann das Rechtsverhältnis dieſer Perſonen zum Vereine 
ein verſchiedenes iſt. Daß nun aber nach dem hiernach maß⸗ 
gebenden Gemeinen Rechte der Geſellſchafter auch ohne Ver⸗ 
ſchulden der übrigen Geſellſchafter Erſatz für den Schaden ver 
langen könne, den er in urſächlichem Zuſammenhang oder bei 
Gelegenheit der Beſorgung von Geſellſchaftsangelegenheiten 
erlitten hat, iſt vom BG. zutreffend auf Grund der Quellen⸗ 
ſtellen 1.52 8 4, 1.60 8 1, 1.61 D. 17, 2 und in Uberein⸗ 
ſtimmung mit der Literatur (Windſcheid⸗Kipp, $ 406 zu Note 11; 


7) JW. 1902, 321. 
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Aluck, Pandekten 15 S. 420; Unger in Jahrbücher für Dogmatik 
Bd. 33 S. 336; Motive zum BGB. II S. 609; Oertmann, 
BGB. II S 713 Anm. 2; Dernburg II 8 383 zu 4) an 
genommen worden. Sch. c. E., U. v. 12. Febr. 15, 399/14 III. 
— Caſſel. [S.] 

Patentrecht. 

9. Tatſächliche Feſtſtellungen in Urteilen der Patent⸗ 
nichtigkeitsbehörden können nicht als bindend für die Auslegung 
ganz anderer Patente erachtet werden. — Grundſätze über 
Auslegung von Patenten. ] 

Klägerin iſt Inhaberin des auf Anmeldung vom 16. Auguſt 
1902 erteilten Patentes Nr. 146810, deſſen Anſpruch lautet: 
„Weichlötmaſſe, gekennzeichnet durch ein zu einem ſtreichbaren 
Brei verriebenes Gemenge von feingepulvertem Weichlotmetall 
(Zinn, Zinnlegierung oder dgl.), einem Desoxydationsmittel, 
+ B. Chlorzink oder Chlorammonium, und einem ohne Rück⸗ 
Rand verbrennenden Verdickungsmittel, z. B. Zelluloſe.“ Das 
Patent iſt Gegenſtand einer Nichtigkeitsklage geweſen, welche 
jedoch durch Entſcheidung des Pat A. vom 3. Januar 1907, 
beſtätigt durch Urteil des RG. vom 21. Dezember 1907, ab» 
gewieſen worden iſt. Beklagte ſtellt her und vertreibt eine 
Lotpaste, welche aus feingepulvertem Weichlotmetall, Chlorzink 
und einer fettigen Subſtanz beſteht. Hierin erblickt die Klägerin 
eine wiſſentliche Verletzung ihres Patents und hat deshalb 
Klage erhoben auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Schadens⸗ 
erſag. Beklagte beantragt Klageabweiſung, indem fie die 

ung beſtreitet. Parteien ſtreiten beſonders darüber, 
ob das zugeſetzte Fett ein Verdickungsmittel im Sinne des 
Patentes ſei. Beklagte erklärt, es handle ſich dabei um ein 
Verdünnungsmittel, weil das aus feingepulvertem Lot und 
dem ſalzförmigen Chlorzink beſte hende pulverartige Gemenge 
durch den Fettzuſatz verdünnt und fo zu einer ſtreichbaren Salbe 
gemacht werde, während die Klägerin von einer wäſſerigen 
Löſung von Chlorzink ausgehe, in welche das Feinlot und die 
Zelluloſe hineingerührt werde, um eine ſtreichfähige Paſte zu 
erzeugen. Klägerin erwidert darauf, techniſch bedeute auch das 
Fett ein Mittel zur Verdickung eines pulverigen Gemenges, 
weil die einzelnen Teile dadurch zuſammengeballt würden; 
übrigens gehe auch die Beklagte nach ihrer eigenen Darſtellung 
in der Klagebeantwortung von einer wäſſerigen Chlorzinklöſung 
aus, die alsdann zur Herbeiführung einer zähen Maſſe ein⸗ 
gedampft werde. Urſprünglich war die Klage auch auf das 
der Klägerin zuſtehende Patent 193 044 geſtützt worden, beffen 
Anſpruch lautet: „Weichlötmaſſe, dadurch gekennzeichnet, daß 
zerlleinertes Weichlot, Chlorammonium und Glyzerin miteinander 
vermiſcht werden.“ Dieſes Patent iſt jedoch im Laufe des 
gegenwärtigen Verfahrens durch Urteil des RG. vom 17. Januar 
1914 vernichtet worden. Die 16. 8K. des LG. I in Berlin 
hat durch Teilurteil vom 27. Juni 1913 der Klage auf Unter⸗ 
laſſung und auf Nechnungslegung ſtattgegeben und die Beklagte 
verurteilt, / der bisherigen Koſten des Rechtsſtreits zu tragen; 
dagegen hat auf die Berufung der Beklagten der 10. 3S. des 
KG. durch Urteil vom 10. Juni 1914 die Klage koſtenpflichtig 
abgewieſen. Hiergegen richtet ſich die Reviſion der Klägerin. 
Der Hauptentſcheidungsgrund des BG. beſteht darin, daß der 
Eulſcheidung des RG. in der das Patent 193 044 betreffenden 
Nichtigkeitsſache die Feſtſtellung zugrunde liegt, daß Lötpaſten, 
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die aus zerkleinertem Weichlot, einem Desoxydationsmittel, und 
Fett beſtehen, ſchon vor Anmeldung jenes Patentes und auch 
vor Anmeldung des Patentes 146 810 offenkundig im Inlande 
benutzt worden ſind. Dieſe Feſtſtellung wirke rechtsgeſtaltend 
und enthalte den Ausſpruch, daß eine ſolche Lötmaſſe Gemein⸗ 
gut der Technik und ſchutzunfähig ſei. Die zivilprozeſſualen 
Vorſchriften über die Wirkung der Rechtskraft könnten keine 
Anwendung finden. Dem Reichsgerichtsurteil gegenüber könne 
im gegenwärtigen Prozeſſe nicht Schutz für etwas gewährt 
werden, was dort für ſchutzunfähig erklärt ſei. Dieſe Rechts⸗ 
anſichten ſind unhaltbar und finden ſich auch weder bei Kohler, 
Handbuch S. 369, noch in dem Urteil des RG. vom 20. Mai 
1903 (PMZBl. S. 306) e), auf welche ſich das BG. dafür beruft. 
Vielmehr ſagt beſonders das erwähnte Urteil eher das Gegen⸗ 
teil, wennſchon es, ebenſo wie Kohler, einen ganz anderen Fall 
erörtert. Beſondere Grundſätze der Rechtskraftwirkung gelten 
für Entſcheidungen im Patentnichtigkeitsvei fahren nicht, was 
nicht ausſchließt, daß die Gründe der Entſcheidung bei Aufrecht⸗ 
erhaltung oder nur teilweiſer Vernichtung des Patentes für die 
zukünftige Auslegung gerade dieſes Patentes von Bedeutung 
ſein können. Nicht der mindeſte Grund liegt aber vor, tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellungen der Nichtigkeitsbehörden, mit denen die 
Vernichtung eines Patentes begründet worden iſt, für die Aus⸗ 
legung eines ganz anderen Patentes als rechtlich bindend zu 
erachten. Dies iſt ſchon deshalb unmöglich, weil auch im 
Nichtigkeitsverfahren Verhandlung und Entſcheidung weſentlich 
von den Vorträgen der Parteien beeinflußt wird, wenngleich 
es nach der Natur dieſes öffentlich rechtlichen Verfahrens nicht 
ausgeſchloſſen iſt, daß der Nichtigkeitsrichter Material, das ihm 
amtlich bekannt geworden iſt, mit in die Verhandlung hinein⸗ 
zieht, und er auch an übereinſtimmende Erklärungen der Parteien 
nicht gebunden iſt. Der Grundſatz des BG. würde zur Folge 
haben, daß Zugeſtändniſſe oder die Unterlaſſung von Anführungen 
ſeitens einer Partei im Nichtigkeitsverfahren einer anderen 
Partei in einem anderen Prozeſſe zum größten Nachteile 
gereichen könnten. Aber auch wenn es ſich zufällig in beiden 
Prozeſſen um dieſelben Parteien handelt, ſo kann es doch 
niemandem verwehrt werden, ſoweit nicht die Einrede der Rechts⸗ 
kraft entgegenſteht, die Anführungen aus dem früheren Prozeſſe 
zu berichtigen oder zu ergänzen, oder den dortigen Feſtſtellungen 
in dem neuen Prozeſſe entgegenzutreten. Der Grundſatz des 
BG. könnte die Folge haben, daß ein ordnungsmäßig erteiltes 
und durch Zeitablauf unanfechtbar gewordenes Patent durch 
die in einem anderen Nichtigkeitsprozeß getroffene Feſtſtellung, 
daß die Erfindung bereits vor der Anmeldung offenkundig im 
Inlande vorbenutzt worden war, ſeiner ganzen Wirkung beraubt 
würde, was offenbar den Grundſätzen unſeres Patentrechtes, 
welches bislang wenigſtens die Einrede der freien Technik noch 
nicht anerkennt, zuwiderlaufen würde. Die Tragweite der das 
Patent 193044 betreffenden Entſcheidung des RG. vom 
17. Januar 1914 für den gegenwärtigen Prozeß beſchränkt ſich 
auf die damals erklärte Nichtigkeit dieſes Patentes, auf welches 
folgeweiſe die vorliegende Klage nicht mehr begründet werden 
kann; für die auf das Patent 146810 gegründete Klage iſt 
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weder jene Entſcheidung, noch die ihr zugrunde liegende Tat: 
ſachenfeſtſtellung von rechtlicher Bedeutung .. . Aber auch dann, 
wenn die tatſächliche Grundlage, daß eine der Lötpaſte der Be⸗ 
Hagten entſprechende Miſchung vor Anmeldung des Patentes 
146810 im Inlande offenkundig vorbenutzt worden iſt, unan⸗ 
fechtbar ſein ſollte, ſo würde doch die daraufhin erfolgte materiell⸗ 
rechtliche Beurteilung des BG. der genügenden Begründung 
entbehren und gegen die Grundſätze über die Auslegung von 
Patenten verſloßen. Der Gedankengang des Urteiles iſt folgender: 
Es kommt darauf an, was unter „Verdickung“ im Sinne des 
Patentanſpruches zu verſtehen iſt. Der ſprachliche Begriff der 
Verdickung ſetzt eine dünnere Maſſe voraus, der eine feſtere 
Beſchaffenheit gegeben werden ſoll. Eine Verdickung in dieſem 
Sinne entſteht, wenn man Zelluloſe einem Gemenge von Zinn 
und wäſſeriger Chlorzinklöſung beifügt. Andererſeits ließe ſich 
auch von Verdickung reden, wenn man einem Gemenge von 
gepulvertem Zinn und ungelöſtem Chlorzink Talg oder ein 
ſonſtiges Fett beifügt, weil das Fett eine Zuſammenballung der 
einzelnen Beſtandteile herbeiführt. Was die Patentſchrift meint, 
iſt zweifelhaft. Für die Auslegung der Beklagten ſpricht, daß 
ein Fett als Verdickungsmittel nicht angeführt iſt, obwohl das 
ſehr nahe gelegen hätte. Dies führt zu dem Gedanken, daß ſie 
nur Mittel im Auge hat, die ähnlich wie Zelluloſe Löſungen 
verdicken, alſo — neben der Zelluloſe — etwa Stärke und 
Dextrin. Die Sache bleibt aber zweifelhaft, ſo daß der Stand 
der Technik zur Zeit der Anmeldung des Patentes entſcheiden 
muß. Weil nun nach dieſem Lötpaſten, die aus einem Gemiſche 
von Zinnpulver, Chlorzink und Fetten beſtanden, bekannt waren, 
iſt das Patent auf Lötpaſten zu beſchränken, bei denen ein Ge⸗ 
menge von Metallpulver und der wäſſerigen Löſung eines 
Desoxypdationsmittel durch Zelluloſe oder ähnliche Mittel ver: 
dickt iſt. — Dieſe Begründung leidet daran, daß fie in rein 
mechaniſcher Weiſe gemäß dem Stande der Technik dasjenige, 
was ſprachlich allenfalls als nicht unter das Patent fallend 
erachtet werden kann, ausſcheidet, ohne die techniſche Bedeutung 
einerſeits der patentierten Erfindung, andrerſeits des Aus⸗ 
geſchiedenen zu würdigen. Die Patentſchrift 146810 erweckt 
den Anſchein, als ob der Anmelder als Erſter überhaupt eine 
ſtreichbare Lötmaſſe geſchaffen habe, ſo daß die Annahme nahe⸗ 
gelegt wurde, daß ſich der Erfindungsgedanke auf Miſchungen 
von Lotmetallpulver und Lötwaſſer, auch ohne Zuſatz eines 
Verdickungsmittels, erſtrecken könnte. Dieſer Annahme iſt jedoch 
in der Entſcheidung des RG. vom 21. Dezember 1907 ent⸗ 
gegengetreten worden, indem dort das Vorbekanntſein einer aus 
Lotpulver und Lötwaſſer beſtehenden ſtreichbaren Maſſe feſt⸗ 
geſtellt wurde. Eine Beſchränkung des Patentes wurde nicht 
für erforderlich erachtet, weil trotz der unrichtigen Darſtellung 
des Standes der Technik in der Beſchreibung die Faſſung des 
Patentanſpruches keinen Zweifel darüber zuzulaſſen ſchien, daß 
der Zuſatz von „Zelluloſe oder dergleichen“ weſentliche Be⸗ 
dingung des Schutzes ſei. Wäre eine weitere Auslegung für 
zutreffend erachtet worden, ſo wäre auf teilweiſe Vernichtung 
erkannt worden. Das Patent iſt alſo von der zuſtändigen 
Nichtigkeitsbehörde letzter Inſtanz nur in einer beſchränkenden 
Auslegung aufrechterhalten worden, und daher iſt dieſe Be⸗ 
ſchränkung auch für den Berletzungsrichter maßgebend. (Vgl. 
die zum Abdruck beſtimmte Entſcheidung des RG. vom 8. Juli 
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1914, 1 4/14).9) Der patentwürdige Fortſchritt wurde in dem 
Urteile vom 21. Dezember 1907 darin erblickt, daß, während 
die bekannte Miſchung aus Lotpulver und Lötwaſſer ſehr bald 
in dieſe ihre Beſtandteile zerfällt und ſomit für den Gebrauch 
ſtets neu hergeſtellt werden muß, die neue Weichlötmaſſe eine 
dauernd haltbare, jeder Zeit zum Gebrauch fertige Handelsware 
darſtellt; es kam hinzu, daß auch die Streichbarkeit durch den 
Zuſatz von Zelluloſe erhöht und damit die Lötwirkung ver⸗ 
beſſert wurde. Die Entſcheidung des RG. ergibt zugleich, daß 
weder im Erteilungsver fahren noch im Nichtigkeitsverfahren das 
Vorbekanntſein einer ſtreichbaren, dauernd haltbaren Lötmaſſe, 
beſtehend aus einem Lotpulver, Chlorzink und Fetten, behauptet, 
geſchweige denn feſtgeſtellt worden iſt, denn dem Anmelder wird 
die Anerkennung gezollt, daß er als Erſter der Löttechnik zu 
einem neuen und wertvollen Arbeitsmittel verholfen hat. Nach 
der Patentſchrift und den Ergebniſſen des Nichtigkeitsverfahrens 
rechtfertigt ſich daher an ſich die Annahme, daß die Erfindung 
in der Herſtellung einer dauernd haltbaren, beſonders gut ſtreich⸗ 
baren Lötpaſte beſteht; wenn auch dem Anmelder lediglich die 
Herſtellung aus der wäſſerigen Löſung eines Desoxydations⸗ 
mittels, wie Chlorzink, einem Metallpulver und einem Ver⸗ 
dickungsmittel nach Art der Zelluloſe vorgeſchwebt haben 
mag, ſo kann doch nicht verkannt werden, daß, wenn jene An⸗ 
nahme über die Tragweite der Erfindung zutrifft, auch der⸗ 
jenige den Erfindungsgedanken benutzt, der die Paſte aus Löt⸗ 
pulver, pulverförmigem Chlorzink, bzw. einer zu einer zähen 
Maſſe eingedampften wäſſerigen Chlorzinklöſung, und Fetten 
herſtellt. Denn der Erſatz von Waſſer und Zelluloſe durch 
Feite erſcheint bei Zugrundelegung des erwähnten Erfindungs⸗ 
gedankens lediglich als eine gleichwertige und nicht einmal fern⸗ 
liegende Maßnahme Durch dieſe Erwägungen wird nun aber 
freilich eine weitere Einſchränkung des Patentes auf Grund des 
Standes der Technik noch nicht ausgeſchloſſen. Nur kann eine 
ſolche nicht lediglich damit begründet werden, daß die prima 
facie mit Grund als Verletzung angeſprochene Paſte ſchon vorher 
bekannt war. Denn es können auch Patente unrechterweiſe 
auf Gegenſtände, die bereits Gemeingut waren, erteilt werden, 
und es iſt dann Sache der Beteiligten, ſie durch Nichtigkeits⸗ 
klage ganz oder teilweiſe zu Falle zu bringen. Stellt ſich daher 
die angebliche Verletzung wie hier prima facie nach Inhalt der 
Patentſchrift und des Ergebniſſes eines etwaigen Nichtigkeits⸗ 
verfahrens als Aquivalent des unmittelbar beſchriebenen Patent⸗ 
gegenſtandes dar, ſo kommt es darauf an, ob Sachverſtändige, 
denen das Vorbekanntſein der erſteren bekannt war, die Un⸗ 
vereinbarkeit der Patenterteilung mit dem Vorbekannten fofort 
erkennen müſſen, oder ob ſie ſich ſagen können, daß auch gegen⸗ 
über dem Vorbekannten noch ein denkbarerweiſe patentfähiger 
Gegenſtand übrig bleibt. Es muß alſo das Vorbekannte in 
ſeiner techniſchen Bedeutung mit dem unmittelbar Patentierten 
verglichen und danach beurteilt werden, ob auch erſterem gegen⸗ 
über die Erteilungsbehörde möglicherweiſe, d. h. mit denkbarer 
Begründung, ein Patent hat gewähren können. Dabei iſt die 
Unſicherheit jedes techniſchen Werturteiles in der Weiſe zu be⸗ 
rückſichtigen, daß der Richter ſich nicht etwa die Frage 
vorlegt, ob er ſelbſt nach feiner Beurteilung der Erfindungs⸗ 


— — nn — — 


) JW. 1914, 93819, 


„ 


fi „„ t 


Ff Tn Ho TS! 7 I 


FF 


Tr 


. . 2% 


4 


44. Jahrgang. 


höhe das Patent erteilen würde, ſondern ob nach der ihm 
belannten tatſächlichen Praxis des Erteilungsverfahrens bei 
mäßigen oder geringen Anforderungen an den Erfindungsgehalt 
die Patenterteilung denkbar war. Kann dieſe Frage bejaht 
werden, ſo iſt das Patent auf den unmittelbar beſchriebenen 
Gegenſtand unter Ausſcheidung des Vorbekannten zu beſchränken. 
Muß ſie aber verneint werden, ſo bleibt nichts übrig, als den 
der Patenterteilung zugrunde liegenden Irrtum als wirkſam an⸗ 
zuerkennen und den Patentſchutz auf das vor bekannte Aquivalent 
auszudehnen. Dieſe Grundſätze hat das RG. bereits in wieder⸗ 
holten Entſcheidungen befolgt, ſ. beſonders RG. 79, 186 10) (Staub⸗ 
abforbirgungsmittel), RG. 84, 36310) (Gegenſtromapparat), 
Urteil vom 8. Oktober 1913 Bl. S. 381 10) (Rechenmaſchine) und 
Urteil vom 8. Januar 1913 I 104/12 (Nähmaſchine). 10) Damit 
wird eine mittlere Linie gezogen, die das das deutſche Patent⸗ 
recht nun einmal beherrſchende Erteilungsprinzip ſoweit möglich 
in Einklang bringt mit der Forderung materieller Gerechtigkeit. 
Auch vom Standpunkt der letzteren bleibt dabei wenig zu 
wünſchen übrig. Denn wenn ſich das Vorbekannte nicht nur 
dem Erteilungsverfahren, ſondern auch der Kenntnis der 
Intereſſenten in der für die Anfechtung des Patentes wegen 
Nichtneuheit gegebenen Friſt entzogen hat, ſo wird es ſich in 
aller Regel nur um entlegene Literaturſtellen oder vereinzelte 
Fälle offenkundiger Vorbenutzung handeln, fo daß dem Anmelder 
immerhin das Verdienſt bleibt, die Erfindung durch die Offen⸗ 
barung im Patente zum wirklichen Gemeingut der Technik 
gemacht zu haben, während ſie ſonſt vielleicht vergeſſen und für 
die Allgemeinheit verlorengegangen wäre. Es handelt ſich dann 
wenigſtens um eine relative Bereicherung der Technik. Aller⸗ 
dings ſcheint hiergegen das Bedenken obzuwalten, daß es bei 
biefer Auslegungsregel für das unanfechtbar gewordene Patent 
vorteilhafter iſt, wenn es ganz oder doch fo vorweggenommen 
war, daß ſich eine patentrechtliche Abgrenzung des Neuen von 
dem Alten nicht bewerkſtelligen läßt, als wenn nur ein patent⸗ 
rechtlich ausſcheidbarer Teil vorweggenommen iſt. Dieſer 
Einwand hat aber nur theoretiſche Bedeutung. Denn im 
lonkteten Falle kommt es zunächſt immer darauf an, ob ſo viel 
beanſprucht worden iſt, daß überhaupt eine Zerlegung in mehrere 
Erfindungsbereiche möglich iſt. Ist dies der Fall, fo wird auch 
bei völliger Vorwegnahme, ſofern — was ja immer Voraus⸗ 
ſetzung iſt — die Patentſchrift Zweifel zuläßt, eine Beſchränkung 
auf ein engeres Gebiet gerechtfertigt ſein. Iſt aber die 
Erfindung, ſo wie ſie der Patenterteilung zugrunde liegt, eine 
völlig einheitliche und unteilbare, ſo daß ſich irgendeine Aus⸗ 
ſcheidung nicht bewerkſtelligen läßt, ſo wird ſie auch, nachdem 
das Patent durch Zeitablauf unanfechtbar geworden iſt, durch 
me, wie immer geartete, Vorwegnahme berührt werden können. 
diernach würde im vorliegenden Fall die techniſche Bedeutung 
der — wie hier zu unterſtellen — als vorbekannt nachgewieſenen 
Atſalbe mit dem unmittelbaren Gegenſtande des Patentes 146810 
iu vergleichen und zu unterſuchen fein, ob letzterer der erſteren 
gegenüber noch denkbarerweiſe aus Gründen, die vielleicht ſich 
hinterher als irrig erwieſen, aber doch einem Sachverſtändigen 
einleuchten konnten, patentiert werden konnte. Der weiter⸗ 
0 JW. 1912, 590%, — PMgVl. 1912 S. 152. — Adler⸗ 
Magnus, IX G. 280. 
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gehenden Behauptung der Reviſion, daß das Patent überhaupt 
keinen Zweifel zuläßt, daß vielmehr ſeinem Inhalte nach die 
angeblichen Verletzungen ohne Rückſicht auf den Stand der 
Technik als in ſeinen Bereich fallend angeſehen werden müſſen, 
iſt nicht beigetreten worden. Insbeſondere iſt nicht zu beanſtanden, 
daß das BG. als unmittelbar im Patente offenbart erachtet 
hat nur ein Verdickungsmittel nach Art der Zelluloſe, durch 
welche aus Gemengen von Metallpulver und wäſſerigen Löſungen 
eines Desoxydationsmittels eine Paſte hergeſtellt werden kann. 
Wenn die Klägerin hiergegen eingewandt hat, daß im Patent⸗ 
anſpruche als Beiſpiel eines Desoxydationsmittels neben Chlor: 
zink auch Chlorammonium angeführt ſei, welches ſich in wäſſeriger 
Löſung nicht mit Metallpulver und Zelluloſe zu einer dauernd 
haltbaren Paſte verbinde, weil ſehr bald wieder Entmiſchung 
eintrete, ſo iſt dies unbeachtlich, und die daran geknüpfte Schluß⸗ 
folgerung, daß das Patent nicht nur Zelluloſe u. dgl., 
ſondern auch andere verdickende Stoffe, insbeſondere Fette, im 
Auge habe, nicht berechtigt. Denn es kommt ſehr häufig vor, 
daß in Patenten neben einem geeigneten Mittel auch deſſen 
wirkliche oder ſcheinbare Aquivalente mitaufgeführt werden, 
ohne daß der Anmelder unterſucht hat, ob auch bei ihnen der 
gewünſchte Erfolg eintritt. Wäre im vorliegenden Falle das 
Chlorammonium, ein allgemein bekanntes Desoxydationsmittel, 
das daher prima facie als dem Chlorzink äquivalent erſcheinen 
konnte, auf Grund einer ſchon damals gewonnenen Erkenntnis 
ſeiner hier in Betracht kommenden Eigenſchaften angeführt 
worden, ſo würde der Anmelder ſicher nicht verſäumt haben, 
anzugeben (ſofern dies überhaupt zutrifft), daß man bei Chlor⸗ 
ammonium (Salmial) ein anderes Verdickungsmittel als Zelluloſe, 
nämlich Fett, anwenden müſſe. In der bloßen Anführung von 
Chlorammonium kann daher die Verwendung von Fetten als 
Verdickungsmittel nicht als offenbart erachtet werden. Es 
kommt danach darauf an, ob ſich als Erfindungsgedanke nur 
die Herſtellung einer Lötpaſte mit irgendwelchen Verdickungs⸗ 
mitteln im weiteren Sinne feſtſtellen läßt, oder ob neben der 
hier als vorbekannt unterſtellten Verdickung durch Fette für den 
Sachverſtändigen noch eine Erfindung denkbar war, die darin 
beſteht, daß man Zelluloſe oder dgl. zur Verdickung von 
Löſungen verwendet. K. M. c. E. S., U. v. 3. Febr. 15, 
229 / 14 IJ. — Berlin. [S.] 

Verſicherungsrecht. 0 

* 10. 55 12, 187 VerſvG. Umfaßt der Ausdruck 

„Transportverſicherung von Gütern“ in 8 187 cit. auch die 
Transportverſicherung von Transportmitteln?! 

Durch Police vom 30. September 1912 verſicherte der 
Kläger bei der Beklagten zwei Laſtautomobile auf die Zeit vom 
25. September 1912 bis dahin 1917. Die Verſicherung er⸗ 
ſtreckte ſich auf alle Beſchädigungen durch Unfall während des 
Laufs, des Transports oder des Ruhens. Eingeſchloſſen war 
das Feuer⸗, Exploſions⸗ und Kurzſchlußriſilo. Am 1. Januar 
1913 gegen Abend brach in der Scheune des Klägers Feuer 
aus. Das eine Fahrzeug befand ſich damals auf der Scheunen⸗ 
diele, das andere in dem an die Scheune anſtoßenden offenen 
Schuppen. Das erſtere verbrannte vollſtändig, das andere 
wurde ſchwer beſchädigt. Die Beklagte lehnte jede Entſchädigung 
ab. Die Entſcheidung wurde von einem dem Kläger über die 
vorſätzliche Herbeiführung des Brandes zugeſchobenen und von 
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ihm angenommenen Eide abhängig gemacht. Hiergegen hat die 
Beklagte Revifion eingelegt. Die Beklagte hat ſich zunächſt 
auf § 7 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen berufen. 
Hier iſt folgendes verordnet: „Sind ſeit dem Tage, an welchem 
das Schadensereignis ſtattgefunden hat, 3 Monate verſtrichen, 
ohne daß innerhalb dieſer Zeit der Geſellſchaft von dem ein⸗ 
getretenen Schadensereignis eine Anzeige gemacht worden, oder 
ohne daß der ſeitens des Verſicherten erhobene Entſchädigungs⸗ 
anſpruch in Übereinſtimmung mit der Geſellſchaft feſtgeſtellt 
worden, oder ohne daß durch den Verſicherten im Ablehnungs⸗ 
falle ſeitens der Geſellſchaft das in § 5 vorgeſehene Ab⸗ 
ſchätzungsverfahren beantragt oder der Rechtsweg beſchritten 
worden iſt, ſo ſollen durch den bloßen Ablauf dieſer drei⸗ 
monatlichen Friſt, ohne daß es irgendeiner Erklärung ſeitens 
der Geſellſchaft bedarf, ohne weiteres jegliche Entſchädigungs⸗ 
anſprüche des Verſicherten als erloſchen gelten.“ Unſtreitig hat 
der Kläger ſeinen Anſpruch zwar innerhalb der dreimonatigen 
Friſt angemeldet, die Klage iſt aber erſt nach Ablauf der Friſt 
erhoben. Der BerR. nimmt jedoch an, daß ſich die Beklagte 
auf 8 7 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen nicht berufen 
dürfe, weil er eine unzuläſſige Abweichung von § 12 Abſ. 2 
Verſ BG. enthalte. Der $ 12 Abſ. 2 a. a. O. lautet: „Iſt im 
Vertrage beſtimmt, daß der Verſicherer von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei ſein ſoll, wenn der Anſpruch auf die Leiſtung 
nicht innerhalb einer beſtimmten Frift geltend gemacht wird, 
ſo beginnt die Friſt erſt, nachdem der Verſicherer dem Verſicherungs⸗ 
nehmer gegenüber den erhobenen Anſpruch unter Angabe der 
mit dem Ablaufe der Friſt verbundenen Rechtsfolge ſchriftlich 
abgelehnt hat. Die Friſt muß wenigſtens 6 Monate betragen.“ 
Im Anſchluß hieran beſtimmt Abſ. 3: „Auf eine Vereinbarung, 
durch welche ... von den Vorſchriften des Abſ. 2 zum Nach⸗ 
teile des Verſicherungsnehmers abgewichen wird, kann ſich der 
Verſicherer nicht berufen.“ Die Beklagte hat demgegenüber 
geltend gemacht, daß nach 8 187 Verſ BG. die in 8 12 vor⸗ 
geſehene Beſchränkung der Vertragsfreiheit außer Anwendung 
zu bleiben habe, weil der mit dem Kläger geſchloſſene Ver⸗ 
ſicherungsvertrag unter die Transportverſicherung von Gütern 
falle. Der BerR. iſt dieſer Anſicht nicht beigetreten. Er 
nimmt an, daß die Automobilverſicherung zwar unter den all⸗ 
gemeinen Begriff der Transportverſicherung falle, daß ſie jedoch 
keine Transportverſicherung von Gütern ſei. Die Reviſion 
rügt Verletzung der 88 12, 187 VerſvGG. Dieſe Rüge kann 
nicht für begründet erachtet werden. Es fragt ſich zunächſt, 
welchem Verſicherungszweige der von den Parteien geſchloſſene 
Verſicherungsvertrag angehört. Nach Inhalt der Police find 
2 Laſtautomobile gegen Beſchädigungen durch Unfälle ver⸗ 
ſichert, und zwar während ſie laufen, transportiert werden oder 
ſich im Ruhezuſtande befinden. Hiernach würde ein Schaden, 
der etwa bei der Beförderung auf der Bahn einträte, aller⸗ 
dings auch unter die Verſicherung fallen. Das berechtigt aber 
nicht zu der Annahme, daß es ſich hier um eine Transport 
verſicherung von Gütern handle. Ein Laſtautomobil iſt ſeinem 
Weſen und ſeiner Beſtimmung nach Transportmittel und kann 
nur ausnahmsweiſe einmal Gegenſtand eines Transports ſein. 
Wenn alſo ein Laſtautomobil zugleich gegen Beſchädigungen 
während des Laufs und des Transports verſichert wird, ſo 
kann, da der Vertrag einheitlich beurteilt werden muß, nicht 
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Transportverſicherung von Gütern, ſondern es muß Verſicherung 
eines Transportmittels, ſogenannte Automobilkaskoverſicherung, 
angenommen werden. Dieſer Charakter der Verſicherung wird auch 
nicht dadurch berührt, daß die Beklagte auch bei Beſchädigungen 
im Ruhezuſtande aufzukommen hat (vgl. RG. 72, 424). 11) 
Die Reviſion hat unter Bezugnahme auf ein Urteil des LG. J 
in Berlin vom 17. März 1914 ausgeführt, der Ausdruck 
„Transportverſicherung von Gütern“ in 8 187 umfaſſe auch 
die Transportverſicherung von Transportmitteln. Das Geſetz 
habe in gleicher Weiſe die Verſicherung von Gütern und 
Transportmitteln regeln wollen. Allerdings würden von den 
Transportmitteln nur die Schiffe erwähnt; das erkläre ſich aber 
daraus, daß bezüglich dieſer Gegenſtände ſchon eine eingehende 
Rechtſprechung vorgelegen habe. Der § 187 ſei danach zwar 
nicht auf die Transportverſicherung von Schiffen, wohl aber 
auf die von Automobilen zu beziehen. Zu den Gütern im 
allgemeinſten Sinne ſeien auch die Beförderungsmittel zu rechnen. 
Letzteres iſt freilich nicht zu bezweifeln. Wenn aber das Geſetz, 
wie es in den SS 129 ff. geſchieht, fortwährend zwiſchen Ver⸗ 
ſicherung von Gütern und Schiffen unterſcheidet und für jede 
von ihnen beſondere Beſtimmungen trifft, ſo kann eine Vorſchrift, 
die nicht für die Transportverſicherung im allgemeinen, ſondern 
nur für die Transportverſicherung von Gütern getroffen iſt, 
offenbar weder auf Schiffe, noch auf ſonſtige Transportmittel 
bezogen werden. Die gegenteilige Auslegung verflößt gegen 
den klaren Wortlaut. Wären unter den Gütern in 8 187 
Güter im allgemeinſten Sinne zu verſtehen, ſo fielen darunter 
auch die Schiffe, und es wäre willkürlich, ſie auszuſchließen. 
Da nun aber in $ 18s beſonders vorgeſehen iſt, daß durch 
Kaiſerliche Verordnung die Beſchränkungen der Vertragsfreiheit 
auch hinſichtlich der Schiffe in Wegfall gebracht werden können, 
fo kann das Wort Güter in 8 187 eben nicht im allgemeinften 
Sinne gemeint fein. Übrigens ergibt auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 187, daß der Ausdruck „Güter“ die Transport⸗ 
mittel nicht mitumfaſſen ſollte. In der erſten Reichstags⸗ 
vorlage war allerdings beſtimmt, daß die Transportverſicherung 
insgeſamt (für Schiffe und Güter) von den zwingenden Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes ausgenommen, daß es aber Kaiſerlicher 
Verordnung überlaſſen werden ſollte, die Beſchränkungen der 
Vertragsfreiheit ganz oder zum Teil auf die Transportverſicherung 
von Schiffen zu übertragen. Hiergegen wurde jedoch ein⸗ 
gewendet, daß bei der Kaskoverſicherung viele Tauſende kleiner 
Schiffer in Frage kämen, die wegen ihrer geringen Geſchäfts⸗ 
gewandtheit des Schutzes ebenſo bedürften, wie das große 
Publikum bei der Feuerverſicherung. Dieſem Bedenken trug 
nun der $ 187 Rechnung, indem er lediglich die Transport- 
verficherung von Gütern von den geſetzlichen Beſchränkungen 
befreite, während § 188 die Befreiung der Verſicherung von 
Schiffen Kaiſerlicher Verordnung überließ (vgl. Gerhard, 
Kommentar Anm. zu § 187). Es iſt endlich auch nicht richtig, 
daß das VerſvG. im fünften Titel ganz allgemein die 
Transportverſicherung aller Transportmittel, auch der Lande 
transportmittel, geregelt hätte. Geregelt iſt vielmehr, wie 
bereits im Urteile in RG. 72, 424 dargelegt wurde, die 
Transportverſicherung von Gütern und außerdem die Transport 
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verfiherung von Schiffen auf Binnengewäſſern, während die 
Berfiherung der Landtransportmittel der Regelung durch die 
Parteien überlaſſen worden iſt (vgl. auch die Begründung zum 
Titel Transportverſicherung bei Gerhard S. 502). Dem BerR. 
iſt hiernach darin beizutreten, daß die Beklagte nicht berechtigt 
ft, aus § 7 der Allgemeinen Verſicherungs bedingungen ihre 
Befreiung von der Entſchädigungspflicht herzuleiten. K. Ll. c. N., 
U. v. 5. Febr. 15, 316/14 VII. — Roſtock. S.) 

Geſetz, betreffend den unlauteren Wettbewerb. 

11. 8 16 UnlWG. Firma (Name) und Sachbezeichnung 
des Geſchäftsunternehmens find verſchiedene Dinge. — Umfang 
der Schadenserſatzpflicht nach 8 249 BGB] 

Die Klägerin, die in Berlin ihren Sitz und in Frank⸗ 
furt a. M. eine Zweigniederlaſſung hat, fabriziert und vertreibt 
Zentraluhren und Signaleinrichtungen, insbeſondere elektriſche 
Uhren und Signals und Kontrollapparate; ihre Firma lautet 
„Normalzeit, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“. Die in 
Frankfurt a. M. domizilierte Beklagte betreibt den Ein⸗ und 
Verkauf ſowie die Herſtellung von elektriſchen Uhren ⸗, Klingel“, 
Telephon⸗, Telegraphen⸗ und ſonſtigen Anlagen. Ihre jetzt in 
das Handelsregiſter eingetragene Firma lautet: Sternwartezeit, 
Frankfurter Zeitdienſt⸗, Telephondienſt⸗ und Arbeiterkontroll⸗ 
Apparate, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Früher war 
ihre Firma: „Normalzeit der Sternwarte, elektriſche Uhren⸗ 
geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“. In einem Vorprozeß 
der Parteien iſt die Beklagte auf Antrag der Klägerin rechts⸗ 
lräſtig verurteilt worden: das Wort „Normalzeit“ in ihrer 
(damaligen) Firma löſchen zu laſſen. Die Klägerin behauptete 
mit der vorliegenden Klage, die Beklagte gebrauche trotzdem 
das Wort Normalzeit bei Benennung ihrer Firma weiter und 
ſie gebrauche es auch ſonſt in ihrem Geſchäftsbetriebe. Ganz 
insbeſondere habe fie die Bezeichnung „Normalzeit der Sterns 
warte“ als Auſſchrift auf Uhren und Apparaten angebracht, 
womit ſie — zufolge der Verwendung des Wortes „Normal⸗ 
zeit“ — den Irrtum erwecke, als handele es ſich bei ihrem 
Betriebe um das Geſchäft der Klägerin, der von der König⸗ 
lichen Sternwarte in Berlin die Befugnis zugeſprochen fei, auf 
ihren ſämtlichen, mit der Hauptuhr der Sternwarte in Berlin 
in Übereinftimmung gehaltenen Uhren die Bezeichnung „Normal⸗ 
keit der Sternwarte“ anzubringen — eine Bezeichnung, die 
nun auch die Klägerin auf ihren Uhren verwende und die dem 
Publikum als Merkzeichen dafür diene, daß hier eine Zeit ge⸗ 
boten werde, die durch eine mit der Königlichen Sternwarte in 
Berlin in ſtändiger Verbindung ſtehende Zentraluhr der Klägerin 
reguliert werde. Die Beklagte ſei gar nicht in der Lage, ihren 
Kunden Normalzeit zu liefern, ihre Angabe „Normalzeit“ ſei 
daher auch unrichtig. — Zu der weiteren Verurteilung der 
Beklagten: „das Wort „Normalzeit! auf den Uhren und 
Apparaten, die ſie in den Verkehr gebracht hat und noch in 
den Verkehr bringt, zu beſeitigen“, iſt der Ber R. aus 8 16 
UWG. auf Grund der Annahme gelangt, daß die betreffende 
Aufſchrift auf den Uhren — die unſtreitig „Normalzeit der 
Sternwarte“ lautet und ſich zwiſchen den Zeigern der Uhr 
befindet — eine beſondere Bezeichnung des Geſchäfts der 
Klägerin enthalte, und daß es der Beklagten, die das Wort 
„Normalzeit“ in ihrer Firma nicht führen dürfe, ebenſowenig 
kaeſtattet ſei, dieſes Wort anderweit zur Bezeichnung ihres 
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Erwerbsgeſchäfts zu verwenden (was fie getan habe). — Dieſe 
Annahmen find hinfällig und nicht geeignet, die ausgeſprochene 
Verurteilung zu tragen. Einmal iſt nicht erſichtlich, woraus 
der Ber R. entnimmt, daß das Wort „Normalzeit“ eine, und 
zwar beſondere, Bezeichnung des Erwerbsgeſchafts der Klägerin 
ſei; er ſcheint dieſes lediglich daraus zu folgern, daß die Firma 
der Klägerin „Normalzeit (Geſellſchaft m. b. H.)“ lautet. Aber 
um deswillen, weil das Wort Normalzeit die Firma der 
Klägerin, alſo ihren Namen bildet, iſt dieſer (Perſonen⸗) Name 
noch nicht und ohne weiteres gleichzeitig auch die (beſondere) 
Sach bezeichnung des klägeriſchen Geſchäftsunternehmens. 
Ferner geben die Gründe des Ber R. keinerlei Aufſchluß darüber, 
ob denn das Publikum, wenn es die Worte „Normalzeit der 
Sternwarte“ lieſt, und zwar, worauf es hier ankommt, an⸗ 
gebracht auf Uhren, zwiſchen deren Zeigern lieſt, dann darin 
überhaupt die Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts oder nicht 
vielmehr die rein tatſächliche Angabe findet: die betreffende Uhr 
zeige die Normalzeit, wie dieſe die Sternwarte feſtſtelle, an. 
Verſteht aber das beteiligte Publikum die Worte „Normalzeit 
der Sternwarte in dieſem Sinne und iſt die dann mit den 
Worten gemachte Angabe richtig, worüber bislang auch nichts 
feſtſteht, was aber beides von der Beklagten behauptet iſt, ſo 
wäre ein Recht der Klägerin, der Beklagten derartige Angaben 
zu verbieten, nicht erſichtlich. Wenn auch die Wahl der Bes 
zeichnung „Normalzeit“ ſeitens der Klägerin als Firma ihres 
geſchäftlichen Unternehmens, eines Uhrengeſchäfts, als eine 
eigenartige erſcheint, fo kann freilich die Beklagte für ihr ähn⸗ 
liches Geſchäftsunternehmen, wie dieſes im Vorprozeß feſt⸗ 
geſtellt iſt, das Wort „Normalzeit“ nicht ebenfalls zur Firmen⸗ 
bildung benutzen, daraus folgt aber nicht — wozu ſie ver⸗ 
urteilt iſt —, daß ſie das Wort auf ihren Uhren und Apparaten 
nicht anbringen darf und auf den Uhren und Apparaten, auf 
denen ſie es angebracht hat, beſeitigen muß. Die Klägerin hat 
dadurch, daß ſie mit dem Worte „Normalzeit“ ihre Firma 
gebildet hat, kein Monopol auf das Wort, das eine allgemein 
feſtſtehende Bedeutung — in dem Sinne einer aſtronomiſch 
feſtgeſtellten Zeit — hat und dem Sprachſchatz von dem einzelnen 
nicht entzogen werden kann. Etwas anderes iſt auch in dem, 
im Vorprozeß ergangenen Urteil des RG. vom 24. Januar 1912 
(RG. 78, 265) 1) nicht zum Ausdruck gebracht, jenes Urteil 
richtet ſich lediglich gegen die Verwendung des Wortes ſeitens 
der Beklagten, einer Konkurrentin der Klägerin, als Beſtandteil 
auch ihrer Firma. Danach unterlag das Bu. in ſeinem hier 
erörterten Teile der Aufhebung, und bedurfte es inſoweit der 
Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz. Dabei iſt noch 
zu bemerken, daß die Beklagte zum Gegenſtande eines beſonderen 
Reviſionsangriffs auch noch die vom Ber R. ausgeſprochene Ver⸗ 
urteilung gemacht hat, das Wort Normalzeit auf ihren 
bereits in den Verkehr gebrachten Uhren und Apparaten 
zu beſeitigen. Auch in dieſer Beziehung erſchien die Reviſion 
begründet. Es iſt nicht völlig klar, auf welches Geſetz der 
BerR. dieſe Verurteilung hat gründen wollen. Aus 8 16 
Abſ. 1 Unl WG. wäre fie nicht zu entnehmen. Das Geſetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb erwähnt einen Beſeitigungs⸗ 
anſpruch — anders wie das Waren 3G. ($ 19 Abſ. 1) — 


1 JW. 1912, 482. 
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überhaupt nicht. Im Gebiete jenes erſteren Geſetzes wird ſich 
der Beſeitigungsanſpruch — auch wo nicht ohnehin ſchon die 
„Beſeitigung“ im weſentlichen nichts anderes iſt als eben die 
„Unterlaſſung“ (wie im gegenwärtigen Rechtsſtreit bei der Ber: 
urteilung zur Beſeitigung des Wortes Normalzeit „auf den 
Gegenständen, die die Beklagte noch in den Verkehr bringt“) 
— häufig aus allgemeinen Beſtimmungen, vornehmlich aus dem 
Geſichtspunkt der Schadenserſatzpflicht und demgemäß aus 
88 249 ff. BGB. herleiten laſſen. Abgeſehen aber davon, daß 
im vorliegenden Falle vom BerR. die Vorausſetzungen für die 
Verpflichtung zum Schadenserſatz jedenfalls in klarer Weiſe 
nicht feſtgeſtellt ſind, könnte die Verpflichtung aus § 249: den 
Zuſtand herzustellen, der beſtehen würde, wenn der zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, regelmäßig 
nur dazu führen, denjenigen, der Gegenſtände mit einer nach 
dem UnlWG. unzuläffigen Bezeichnung verſehen hat, zur Bes 
ſeitigung der Bezeichnung auf den Gegenſtänden zu verurteilen, 
über die er die Verfügungsgewalt hat (im vorliegenden 
Falle z. B. auf den Uhren, die die Beklagte vermietet oder die 
ſie auf Straßen oder Plätzen aufgeſtellt hat); es könnte aber 
nicht dazu führen, die widerrechtliche Bezeichnung auf allen 
bereits in den Verkehr gebrachten Gegenſtänden zu be⸗ 
ſeitigen — eine Verurteilung, wie fie vom Ber R. ausgeſprochen 
iſt, und ſogar ausgeſprochen worden iſt, obwohl einmal die 
Klägerin ſelbſt ihren Antrag nur dahin formuliert hatte, die 
Beklagte zu verurteilen, das Wort „Normalzeit“ auf den 
Gegenſtänden zu beſeitigen, die die Beklagte an Dritte abgibt 
und womit ſie Reklame macht; und obwohl ferner die Be⸗ 
klagte geltend gemacht hatte, daß ein Teil der betreffenden 
Uhren und Apparate in fremdem Eigentum und nicht in ihrer 
Verfügungsgewalt ſtänden, die Beſeitigung des Wortes auf den 
Zifferblättern aber gleichbedeutend mit der Zerſtörung der 
Zifferblätter und damit fremden Eigentums ſein würde. 
S. c. N., U. v. 12. Febr. 15, 470/14 II. — Frankfurt. S.] 


Urheberrecht. 


* 12. Literariſches Urheberrecht an anonymen, pſeudonymen 
und orthonymen Werken vor und nach dem Geſetz vom 
30. Juni 1870.] ' 

Der im Jahr 1910 verſtorbene Schriftſteller Wilhelm Raabe 
hat folgende Werke unter dem Pſeudonym Jakob Corvinus erſt⸗ 
malig im Druck veröffentlicht: „Die Chronik der Sperlingsgaſſe“ 
1857 in Buchform in Berlin; „Der Weg zum Lachen“ 1857 in 
der Zeitſchrift „Der Bazar“ in Berlin; „Lorenz Scheibenhardt“ 
1858 in „Weſtermanns Monatsheften“ in Braunſchweig; „Einer 
aus der Menge“ 1858 in der Zeitſchrift „Hausblätter“ in 
Stuttgart; „Ein Frühling“ 1857 in der „Deutſchen Reichs⸗ 
zeitung“ in Braunſchweig; „Die alte Univerſität“ 1858 in 
„Weſtermanns Monatsheften“ in Braunſchweig; „Der Student 
von Wittenberg“ 1857 ebenſo. Alle dieſe Werke erſchienen 
nicht lange danach unter dem wahren Namen des Verfaſſers: 
„Die Chronik der Sperlingsgaſſe“ 1864 in 2. Auflage als 
Buch in Berlin; „Der Weg zum Lachen“, „Lorenz Scheiben⸗ 
hardt“, „Einer aus der Menge“, „Der Student von Witten⸗ 
berg“ in der als Buch gedruckten Sammlung „Halb Mär, 
halb mehr“ 1859 in Berlin; „Ein Frühling“ als Buch 1872 
in Berlin; „Die alte Univerſität“ in der als Buch gedruckten 


M 9. 1915. 


Sammlung „Verworrenes Leben“ 1862 in Glogau. Der 
Wortlaut war gegenüber der erſten Veröffentlichung teils nicht, 
teils unbedeutend verändert. Zur Eintragsrolle find die Werke 
nie angemeldet worden. Der Kläger W. iſt der General⸗ 
bevollmächtigte der Raabeſchen Erben. Der klagende Verleger 
hat das Verlagsrecht an der Geſamtausgabe der Werke Raabes. 
Die beklagte Geſellſchaft hat die Werke mit dem Wortlaut der 
erſten Veröffentlichung in eine von ihr veranſtaltete „Ausgabe 
von ausgewählten Werken von Wilhelm Raabe“ aufgenommen 
und das Erſcheinen dieſer Ausgabe öffentlich angekündigt. Die 
Kläger klagen auf Unterlaſſen des Verlegens, Anpreiſens, Feil⸗ 
haltens, Inverkehrbringens der Werke. Der erſte Richter hat 
die Klage abgewieſen. Auf Berufung der Kläger wurde dieſes 
Erkenntnis durch Urteil des KG. dahin abgeändert, daß die 
Beklagten nach dem Klageantrag unter Koſtenfolge verurteilt 
wurden. Das KG. hält den Klageanſpruch aus drei von ihm 
des näheren dargelegten Gründen für gerechtfertigt. Erſtens 
nimmt es an, daß die im Urteilstenor genannten Werke Naabes 
— mit einziger Ausnahme des Werkes „Ein Frühling“ — 
ſchon unter der Herrſchaft des vor dem 1. Januar 1871 
geltenden alten einzelſtaatlichen Rechts den Schutz orthonymer 
Werke erlangt und als ein wohlerworbenes Recht des 
Verfaſſers auch unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 30. Juni 
1870 behalten haben. Zweitens führt es aus, daß, auch wenn 
die Schutzfriſt der im Urteilstenor bezeichneten Werke vermöge 
der rückwirkenden Kraft dieſes Geſetzes (vgl. § 58) nur nach 
dieſem zu beſtimmen wäre, ihnen doch der Schutz von 30 Jahren 
nach dem Tode ihres Autors geſetzlich zuſtehe, eine Erwägung, 
die auch das Werk „Ein Frühling“ umfaßt. Den dritten 


»Entſcheidungsgrund entnimmt das KG. dem 8 62 des geltenden 


LitUrh. vom 19. Juni 1901, welcher dieſem Geſetz rückwirkende 
Kraft beilege bezüglich aller nach feinem 8 1 5geſchützten“ 
(richtiger ſchutzfähigen) Werke. Der Senat hat die beiden erſten 
Erwägungsgründe für zutreffend erachtet. Sie tragen in Ver⸗ 
bindung mit $ 62 LitlrhG. vom 19. Juni 1901 die getroffene 
Entſcheidung, ohne daß es notwendig war, zu der Streitfrage 
Stellung zu nehmen, ob das geltende Lit UrhG. unter den 
„geſchützten“ Werken, auf die es ſich für anwendbar erklärt, 
nur die bei feinem Inkrafttreten nach Maßgabe des älteren 
Rechts tatſächlich geſchützten Werke oder auch ſolche verſteht, 
die zwar beim Inkrafttreten des neuen Geſetzes keinen Schutz 
nach älterem Recht genoſſen, aber bei Anwendung des neuen 
Rechts als in thesi „geſchützt“ anzuſehen find. Denn daß 
§ 62 LuurhcG. vom 19. Juni 1901 ſich jedenfalls auf die bei 
ſeinem Inkrafttreten auf Grund des früheren Rechts geſchützten 
Werke bezieht, daß danach auch fein 8 31 auf ſolche Werke 
Anwendung findet, kann einem Zweifel nicht unterliegen. Der 
Rechtszuſtand vor dem 1. Januar 1871 iſt in dem angefochtenen 
Urteile zutreffend dargeſtellt. Hiernach erwarb ein urſprünglich 
anonym oder pſeudonym erſchienenes Werk, wenn innerhalb der 
Schutzfriſt eines ſolchen der wahre Name des Verfaſſers ver⸗ 
mittels eines neuen Abdrucks oder eines neuen Titelblatts für 
die vorrätigen Exemplare bekanntgemacht wurde, in den hier 
in Betracht kommenden Staaten den Schutz orthonymer Werke. 
Dies ergibt ſich ohne weiteres aus 8 7 des Preußiſchen Geſetzes 
vom 11. Juni 1837 zum Schutze des Eigentums an W 

der Wiſſenſchaft und Kunſt gegen Nachdruck und Nachbildung, 
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und aus 8 5 des Braunſchweigiſchen Geſetzes vom 10. Februar 
1842 zum Schutz des Eigentums an Werken der Wiſſenſchaft 
und Kunſt. Zweifel können vielleicht beſtehen hinſichtlich des 
Württembergiſchen Rechts; wenn aber das KG. den Art. 1 des 
Württembergiſchen Geſetzes vom 24. Auguſt 1845 in betreff 
des Schutzes ſchriftſtelleriſcher und künſileriſcher Erzeugniſſe 
gegen unbefugte Vervielfältigung in dem gleichen Sinne aus⸗ 
legt, fo iſt ſeine Auffaſſung im Hinblick auf 8 549 ZPO. dem 
Reviſionsangriff entzogen. Da die in Betracht kommenden 
Werke Raabes in Berlin, in Stuttgart und Braunſchweig er⸗ 
ſchienen ſind, ſo können nur die eben erwähnten einzelſtaatlichen 
Geſetze Anwendung finden. Es kann daher der Hinweis der 
Reviſion auf Art. 14 des Bayeriſchen Geſetzes vom 28. Juli 
1865 zum Schutze der Urheberrechte an literariſchen Erzeugniſſen 
und Werken der Kunſt, und auf ſeine Auslegung durch Mandry 
(Kommentar 1867) und durch Allfeld in feinen zu der vor⸗ 
liegenden Frage erſtatteten Gutachten nur theoretiſche Bedeutung 
beanſpruchen. Raabe hatte alſo für feine urſprünglich pſeudonym 
erſchienenen Werke mit Ausnahme des Werkes „Ein Frühling“ 
infolge ihrer ſpäteren Veröffentlichung unter ſeinem wahren 
Namen beim Inkrafttreten des Lit UrhG. von 1870 den Schutz 
orthonymer Werke bereits erlangt. Er iſt ihm auch unter der 
Herrſchaft des eben erwähnten Geſetzes verblieben und für das 
im Jahre 1872 orthonym gewordene Werk „Ein Frühling“ 
zuteil geworden. Denn auch der hier einſchlagende 8 11 
LitUrhG. von 1870 führt bei richtiger Auslegung keineswegs 
dazu, anonym oder pſeudonym erſchienenen Werken den Schutz 
der orthonymen nur unter der Vorausſetzung zu gewähren, 
daß innerhalb der Schutzfriſt der wahre Name des Verfaſſers 
zu einer Eintragsrolle angemeldet worden iſt, wie dies Mandry 
und Allfelb für das eben erwähnte Bayeriſche Geſetz annehmen. 

Der § 11 Abſ. 4 LitUrhGG. von 1870 bezieht ſich nur auf 
pſeudonyme oder anonyme Werke, ſolange ſie anonym oder 
pſeudonym ſind. Sobald der wahre Name des Urhebers 

auf dem Titelblatt oder unter der Zueignung oder der Vorrede 

angegeben wird (vgl. 8 11 Abſ. 1), hören fie auf, anonyme 

oder pſeudonyme Werke zu ſein. Würde man ſie auch von 

dieſem Zeitpunkt an als anonym oder pſeudonym behandeln, 

ſo könnte dies nur auf Grund einer rechtlichen Fiktion 

geſchehen, die mit der Wirklichkeit der Dinge in unvereinbarem 

Widerſpruch fteht, und für die ſich ein verſtändiger Grund 

nicht finden läßt. Nirgends hat das Geſetz den Grundſatz 

aufgeſtellt, daß ein einmal anonym oder pſeudonym erſchienenes 

Werk den damit erlangten Charakter im Rechtsſinne nicht mehr 

verlieren könne. Ein Verfaſſer, der bei einer Neuauflage feines 

Werkes mit ſeinem Namen vor die Offentlichkeit tritt, betrachtet 

es auch nicht mehr als anonym oder pſeudonym. Es würde 

dem Laien kaum verſtändlich fein, daß fein Werk, das vielleicht 

längſt unter ſeinem wahren Namen in weiteſten Kreiſen Gemein⸗ 

gut aller Gebildeten geworden iſt, von der Rechtsordnung noch 

als ein anonymes oder pſeudonymes behandelt wird, lediglich 

deshalb, weil es zuerſt als anonymes oder pſeudonymes vers 

öffentlicht wurde, und die Anmeldung zur Eintragsrolle verſäumt 

wurde. Dieſes Erfordernis iſt keineswegs daraus zu erklären, 

daß der Geſetzgeber pſeudonymen oder anonymen Werken miß⸗ 

günftig gegenüberſteht. Für die Pfeudonymität oder Anonymität 

eines Werkes können ſehr berechtigte Motive in Frage kommen. 
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Der Grund des Erforderniſſes der Anmeldung zur Eintragsrolle 
iſt vielmehr lediglich der, daß man auch anonym oder pſeudonym 
gebliebenen Werken die Vorteile der regelmäßigen geſetzlichen 
Schutzfriſt des 8 8 zukommen laſſen wollte, wenn die Feſt⸗ 
ſtellung des wahren Namens gemäß 8 8 Abſ. 4 erfolgte. Dieſe 
Borfvrift ermöglicht alſo die Anonymität oder Pſeudonymität 
zu wahren und doch den Schutz orthonymer Werke zu erlangen. 
Es muß der Reviſion zugegeben werden, daß die hier gebilligte 
Auslegung des § 11 LitUrhG. von 1870 anſcheinend nicht die 
Anſicht der Motive und ihres Verfaſſers geweſen iſt; vgl. die 
Motive zu § 11 des Entwurfs S. 28, Kommiſſionsbericht des 
Norddeutſchen Bundes S. 10. In den Kommentaren zum 
Lit UrhG. von 1870 wird dementſprechend allgemein die Anſicht 
vertreten, ein erſtmals anonym oder pſeudonym erſchienenes 
Werk könne nur durch Anmeldung des wahren Namens ſeines 
Verfaſſers zur Eintragsrolle die Schutzfriſt orthonymer Werke 
erlangen. Auch die Begründung zu § 31 des Entwurfs des 
geltenden Geſetzes (S. 35) ſteht auf dieſem Standpunkt. Allein 
ſo wertvoll die Außerungen geſetzgebender Faktoren oder der 
Bearbeiter eines Geſetzes für ſeine Auslegung im allgemeinen 
ſein mögen, ſo verſagen ſie doch da, wo die Auslegung des 
Geſetzes aus ſich ſelbſt und nach ſeinem Sinn und Zweck 
zu einem abweichenden Ergebnis führt. J. & Cie. c. W. u. Gen., 
U. v. 10. Febr. 15, 282/14 I. — Berlin. [S.] 


Gewerbeordnung. 

* 13. 5 26 GewO. Bedeutung der Beſtimmung dieſes 
Paragraphen, daß bloß Schadloshaltung verlangt werden kann, 
wenn ſich die ſchädlichen Wirkungen der Anlage durch geeignete 
Vorkehrungen nicht „ausſchließen“ laſſen.] 

Der Kläger iſt Eigentümer einer Beſitzung bei S., die 
von dem Kochenbache durchfloſſen wird. Die Beklagte führt 
ſeit 1896 aus ihrer Nebenproduktenanlage die Abwäſſer in 
den Kochenbach ein. Dadurch wird der Bach angeblich derart 
verunreinigt, daß das durch andere Einleitungen ohnehin ſchon 
verunreinigte Waſſer für den Kläger zur Beflößung der Wieſen 
und zum Tränken des Viehs völlig unbrauchbar wird. Mit 
der Klage wurde für die Vergangenheit Zahlung einer Ent⸗ 
ſchädigung und für die Zukunft Unterlaſſung der Zuführungen 
begehrt. Das LG. gab der Klage hinſichtlich des Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs durch Teilurteil ſtatt. Die Berufung der 
Beklagten gegen dieſes Urteil wurde mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen, daß die Beklagte verurteilt wurde: „Vorkehrungen zu 
treffen, durch die die Zuführung ihrer Schmutz⸗ und Abwäſſer 
in den Kochenbach, ſoweit ſie deſſen Waſſer zu landwirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecken, insbeſondere zum Tränken des Viehs und 
zur Berieſelung der Weiden des Klägers weniger tauglich 
machen, verhindert wird.“ Das BG. ſtellt einwandfrei und 
auch unangefochten feſt, daß die Beklagte andauernd dem Kochen⸗ 
bache, einem Privatfluſſe, Abwäſſer zuführt. In den Bach 
gelangen auch die Kanaliſationswaſſer der Gemeinde S., und 
dadurch wird das Waſſer ſchon ungeeignet zur Viehtränke. 
Die von dem Werke der Beklagten ausgehenden Zuführungen 
machen für dieſen Zweck das Waſſer noch ſchlechter, außerdem 
aber machen ſie es auch unbrauchbar für die Berieſelung der 
Wieſen und Weiden. Die Zuführungen überſteigen, wie weiter 


feſtgeſtellt iſt, das Maß des Gemeinüblichen, und ſie brauchen 
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daher (DTr. 23, 252; RG. 16, 178) von dem Kläger als 
Unterlieger nicht geduldet zu werden. Allein das Recht des 
Flußanliegers auf Abwehr der Beeinträchtigungen erleidet eine 
Einſchränkung, ſoweit die Beeinträchtigungen ausgehen von 
gewerblichen Anlagen, die mit der in 5 16 GewO. vor⸗ 
geſchriebenen beſonderen polizeilichen Genehmigung errichtet 
worden find. Gegenüber ſolchen Anlagen kann nach § 26 a. a. O. 
nicht die Einſtellung des Gewerbebetriebs verlangt werden, 
vielmehr gibt das Geſetz nur einen Anſpruch auf Herſtellung 
von Einrichtungen, welche die benachteiligenden Einwirkungen 
ausſchließen, oder, wo ſolche Einrichtungen untunlich oder mit 
einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſind, einen 
Anſpruch auf Schadloshaltung. Das BG. ſtellt nun feſt, daß 
die von der Beklagten dem Kochenbache zugeführten Abwäſſer 
zum Teil, und ſogar zu einem erheblichen Teile, aus der nach 
8 15 genehmigungspflichtigen und auch genehmigten Ammoniak⸗ 
fabrik, einer chemiſchen Fabrik, herrühren, und es führt dann 
unter Bezugnahme auf die Vorſchrift des 8 26 weiter aus: 
der Kläger könne nicht Unterlaſſung der Zuführungen be⸗ 
anſpruchen, ſondern nur Herſtellung von Schutzvorrichtungen. 


Die Beklagte behaupte zwar, daß ſich beſſere als die vor⸗ 


handenen Schutzvorrichtungen überhaupt nicht treffen laſſen. 
Allein daß dies unrichtig ſei, zeige der Befund des Sach⸗ 
verſtändigen, und es bedürfe auch nicht eines beſonderen Beweiſes, 
daß die Technik Mittel biete, die Abwäſſer mehr zu reinigen 
und weniger ſchädlich zu machen. Dieſe Begründung iſt zwar 
nicht, wie die Reviſion behauptet, in ſich widerſpruchsvoll, aber 
fie tft materiell⸗ rechtlich nicht bedenkenfrei. Nach dem erforderten 
Gutachten enthalten die Abwäſſer aus der Ammoniakfabrik 
giftige Stoffe, und das BG. nimmt an, daß dieſe für den 
Pflanzenwuchs verderblichen Giftſtoffe mit den Abwäſſern auch 
ferner auf die Wieſen und Weiden des Klägers gelangen 
werden, wenn auch in ſchwächerem Maße. Hiernach beſteht 
die Möglichkeit, daß die Beklagte, auch wenn ſie alle Vor⸗ 
kehrungen trifft, die mit einem gehörigen Betriebe ihres 
Gewerbes vereinbar ſind, doch ſchadenserſatzpflichtig bleibt, in 
vollem oder doch in einem ſolchen Umfange, daß die Koſten 
der Vorkehrungen zu der Herabminderung des Erſatzanſpruchs 
außer Verhältnis ſtehen. Nach 5 26 a. a. O. kann bloß 
Schadloshaltung verlangt werden, wenn ſich die ſchädlichen 
Einwirkungen durch geeignete Vorkehrungen nicht „ausſchließen“ 
laſſen. Dies in dem Sinne zu verſtehen, daß die Einwirkungen 
ſich völlig müſſen beſeitigen laſſen, nötigt das Geſetz nicht, 
vielmehr erheiſcht das berechtigte Intereſſe beider Teile eine 
freiere Auslegung, immer aber muß daran feſtgehalten werden, 
daß das Verlangen nach einer teilweiſen Beſeitigung der Ein⸗ 
wirkungen nicht zu einer unbilligen Belaſtung des Betriebs⸗ 
unternehmens mit doppelten Anſprüchen führen darf. Unter 
Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte wird das BG. die Sache 
in Anſehung der Zuführungen der Abwäſſer aus der Ammoniak⸗ 
fabrik anderweitig zu prüfen haben. Zu beachten wird weiter 
aber folgendes ſein. Im Gegenſatz zu den Genehmigungen 
aus 8 24 umfaſſen die Genehmigungen aus 5 16 die gewerb⸗ 
lichen Anlagen „mit allem, was dazu gehört“ (v. Rohrſcheidt, 
GewO. 2. Aufl. $ 16 Anm. 6 Abſ. 3; RG. 40, 185). Im 
vorliegenden Falle hebt die Beklagte die Abwäſſer auf ihre 
Halde, und von dort ſickern ſie dann durch nach dem Kochen⸗ 
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bache zu. Der Betrieb der Fabrik erfordert die Beſeitigung 
der Abwäſſer und eine dieſem Zwecke dienliche, in dem der 
Behörde eingereichten Plane mitvorgeſehene Anlage möchte zu⸗ 
zugleich mit der Hauptanlage als genehmigt zu gelten haben. 
Allein der Schutz, den die Beklagte für ihre Fabrik kraft der 
für dieſe erteilten Genehmigung genießt, erſtreckt ſich nicht, wie 
anſcheinend das BG. annimmt, ohne weiteres auch auf die 
Anlage, mittels deren ſich die Beklagte jetzt der Fabrikwäſſer 
entledigt. G. M.-C. c. R., U. v. 10. Febr. 15, 311/14 V. — 
Hamm. (S.] 
Zivilprozeßordnung. 
* 14. 5 217 3PO. Der Einſpruchskläger hat keinen 
Anſpruch auf Einhaltung der Ladungsfriſt.] 
Die Streitteile haben am 19. Juli 1890 die Ehe geſchloſſen. 
Die Frau hat Klage, der Mann Widerklage auf Scheidung der 
Ehe erhoben; das LG. hat die Scheidung aus beiderſeitigem 
Verſchulden ausgeſprochen. Die von der Klägerin eingelegte 
Berufung iſt zunächſt durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen, 
der dagegen ergriffene Einſpruch iſt durch weiteres Verſäumnis⸗ 
urteil verworfen worden. Mit der Behauptung, daß der Fall 
der Verſäumung nicht vorgelegen habe, hat die Klägerin gegen 
das zweite Verſäumnisurteil Reviſion eingelegt und beantragt 
deſſen Aufhebung und die Zurückverweiſung der Sache in die 
Vorinſtanz. Der Beklagte beantragt, die Reviſion zurückzuweiſen. 
Das erſte Verſäumnisurteil des BG. war der Klägerin am 
4. Mai 1914 zugeſtellt worden. Der Einſpruchsſchriftſatz iſt 
am 16. Mai beim Gericht eingegangen; durch Verfügung des 
Vorſitzenden vom 18. Mai wurde Verhandlungstermin auf 
27. Mai anberaumt; die Bekanntmachung des Termins an die 
Parteien erfolgte am 22. Mai. Da im bezeichneten Termine 
der Vertreter der Klägerin nicht zur Sache verhandelte, erging 
das den Einſpruch der Klägerin verwerfende Verſäumnisurteil. 
Die Reviſion bezeichnet dies als ungeſetzlich; ſie meint, die 
Klägerin ſei zum Termine vom 27. Mai nicht rechtzeitig geladen 
geweſen, ſo daß ein Verſäumnisurteil gegen ſie nicht hätte 
ergehen dürfen (8 335 Nr. 2 ZBO.); denn fie hätte Anſpruch 
auf Einhaltung der einwöchigen Ladungsfriſt nach § 217 30. 
gehabt. Das kann nicht als richtig anerkannt werden. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob die gemäß 88 340, 340 a ZPO. 
erfolgende „Bekanntmachung“ des von Amts wegen zu 
beſtimmenden Termins, bei der die Wahrung einer Friſt aus⸗ 
drücklich jedenfalls nicht vorgeſchrieben iſt, überhaupt der 
„Ladung“ im Sinne von 8S 217, 335 Nr. 2 gleichgeſtellt 
werden kann. Denn auch wenn man hiervon ausgeht, erſcheint 
der Standpunkt der Reviſion nicht gerechtfertigt. Wenn — 
wie es nach der früheren Faſſung der ZPO. durchweg der Fall 
war — die Ladung zur mündlichen Verhandlung im Partei⸗ 
betrieb erfolgt, dann kommt nur gegenüber der geladenen, nicht 
gegenüber der ladenden Partei die Einhaltung einer Ladungs⸗ 
friſt in Betracht; wer feinen Gegner ohne Einhaltung der Friſt 
geladen hat, kann nicht gegenüber dem gleichwohl erſchienenen 
und zur Verhandlung bereiten Gegner den Einwand erheben, 
daß er ſelbſt nicht rechtzeitig geladen ſei. Das ſteht zwar nicht 
ausdrücklich im Geſetze, iſt aber unſtreitig (vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung bei Gruchot, Bd. 52 S. 99 ff.; ebenſo die neueren 
Kommentare). Es fragt ſich, welchen Einfluß nach dieſer 
Richtung die Anderungen geübt haben, die durch die Novellen 
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zur ZPO. von 1905 und 1909 zunächſt für die Einlegung der 
Neviſion und dann auch für die Einlegung der Berufung und 
des Einſpruchs eingeführt worden ſind und die dahin gehen, 
daß die Ladung zum erſten Verhandlungstermine nicht mehr 
im Parteibetrieb erfolgt, ſondern der Termin von Amts wegen 
beſtimmt und beiden Parteien bekanntgemacht wird. Da hin⸗ 
ſichtlich dieſer Bekanntmachung keinerlei Unterſchied zwiſchen der 
Partei, die den Termin beantragt hat, und der Gegenpartei 
gemacht iſt, ſo will man in der Rechtslehre den Schluß ziehen, 
daß für das Rechtsmittel⸗ und Einſpruchsverfahren der bisherige 
Unterſchied zwiſchen ladender und geladener Partei völlig beſeitigt 
ſei und daß beim Einſpruche beide Teile gleichmäßig Anſpruch 
auf Einhaltung der Ladungsfriſt hätten. Dieſe Schlußfolgerung 
iſt jedoch nicht begründet. Schon vor den erwähnten Novellen 
zur ZPO. hatte das BayObLG. für das Gebiet des 8 7 
EG ZPO. — wo damals ſchon bei Einlegung der Reviſion 
nicht Ladung im Parteibetrieb, ſondern Bekanntmachung des 
Termins von Amts wegen angeordnet war — ausgeſprochen, 
daß die „Ladungsform“ auf die prozeßrechtliche Stellung der 
Parteien keinen Einfluß ausübe, und aus dieſem Grunde dem 
Reviſionskläger den Anſpruch auf Einhaltung der Einlaſſungs⸗ 
friſt, um die es ſich in jenem Falle handelte, verſagt (SeuffBl. 
61, 399). Für die Novellen von 1905 und 1909 ergibt ihre 
Entſtehungsgeſchichte nichts, was ſich unmittelbar für die ſtreitige 
Frage verwerten ließe; immerhin geht aus ihr ſo viel hervor, 
daß mit der Neuerung unter anderem auch eine Beſchleunigung 
des Prozeßganges angeſtrebt wurde, und ſchon dies ſteht der 
Annahme entgegen, daß nunmehr Einhaltung der Ladungsfriſt 
in einem weiteren Umfang als bisher erforderlich fein ſollte. 
Dazu kommt folgendes: für einen Teil des Verfahrens gilt 
auch jetzt noch die Vorſchrift der Ladung durch die Partei; ſo 
hat, wenn infolge Ausbleibens beider Parteien ein Termin 
ausgefallen iſt, die Partei, die das Verfahren weiter betreiben 
will, ſelbſt zu laden, und ihr gegenüber kommt nach dem oben 
Geſagten die Einhaltung der Ladungsfriſt nicht in Frage. Es 
iſt nicht abzuſehen, warum ihre Stellung in dieſer Hinſicht eine 
andere ſein ſoll, wenn ſie, nachdem ſie allein ausgeblieben war, 
auf dem Wege des Einſpruchs den neuen Termin herbeiführt; 
einer Vorbereitung des Termins, die durch eine Friſt geſchützt 
werden müßte, bedarf es für den das Verfahren weiter 
Betreihenden in dem einen Falle fo wenig wie in dem anderen. 
Es läßt ſich auch nicht ſagen, daß die Verſagung der Ladungs⸗ 
friſt für den Einſpruchskläger eine Verſchlechterung feiner Lage 
gegenüber dem früheren Zuſtande bedeute, indem er ſich damals 
gegen einen zu kurz anberaumten Termin hätte ſelbſt ſchützen 
lönnen, und daß eine derartige Anderung nur durch ausdrückliche 
Geſetzesvorſchrift hätte erfolgen können. Denn eine ſolche 
Verſchlechterung der Stellung des Einſpruchsklägers liegt in 
Wirklichkeit nicht vor. Freilich hatte er früher an ſich die 
Möglichkeit, die Ladung zu einem ihm nicht paſſenden Termine 
nicht zustellen zu laſſen; aber ein ſolches Verfahren verbot ſich 
für die Regel ohne weiteres dadurch, daß er die Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt zu gewärtigen hatte. Die Klägerin will 
(unter Berufung auf Gaupp⸗Stein, 10. Aufl., Vorbem. III 
Ab. 3 vor 8 214 3050.) aus dem Umſtande, daß in 8 520 
Ab. 2, 5 555 Abſ. 2 ZPO. die Einhaltung der Einlaſſungs⸗ 
friſt gegenüber dem Berufungs- und Reviſionsbeklagten vor⸗ 
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geſchrieben iſt, die Schlußfolgerung gezogen wiſſen, daß gegen⸗ 
über dem betreibenden Teile die Ladungsfriſt einzuhalten ſei. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob für die Einlegung der Berufung 
und der Reviſion dieſer Schluß zwingend iſt. Für die hier in 
Rede ſtehende Einlegung des Einſpruchs kann er ſicher nicht 
verwertet werden. Hier ließe ſich eher eine Schlußfolgerung 
auf einen abweichenden Standpunkt des Geſetzgebers aus dem 
Umſtand entnehmen, daß eine derartige Vorſchrift, wie in den 
bezeichneten Paragraphen, für das Einſpruchsverfahren nicht 
getroffen if. Das RG. hat in dem in RG. 81, 3210 ab» 
gedruckten Urteile die Frage der Ladungsfriſt bei einem von 
Amts wegen bekanntgemachten Termine geſtreift, aber un⸗ 
entſchieden gelaſſen. Der dort behandelte Fall war anders 
gelagert; es handelte ſich um die ohne Parteiantrag erfolgende 
Anberaumung eines Verhandlungstermines nach beendigtem 
Beweisverfahren (5 370 Abſ. 2 ZPO.), wobei von einem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen ladender und geladener Partei überhaupt nicht 
die Rede ſein könnte; auch iſt in jenem Urteile das Haupt⸗ 
gewicht auf die erforderliche Vorbereitung des Termins gelegt, 
welche beim Einſpruche nicht in Frage kommt. Das Urteil iſt 
daher nicht geeignet, den von der Reviſion vertretenen Stand⸗ 
punkt zu ſtützen. Nach alledem muß die Frage, ob der 
Einſpruchskläger Anſpruch auf Einhaltung der Ladungsfriſt 
habe, verneint werden. K. c. K., U. v. 21. Jan. 15, 423/14 IV. 
— Celle. [S.] 

15. Der Wegfall des Prozeß bevollmächtigten nach Zur 
ſtellung des Urteils führt keine Unterbrechung des Verfahrens 
herbei.] 

Das BG. hat angenommen, daß durch den nach der Zu⸗ 
ſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils, aber vor dem Ablaufe der 
Berufungsfriſt eingetretenen Tod des Prozeßbevollmächtigten 
des Beklagten das Verfahren unterbrochen worden ſei und die 
Unterbrechung bis zu der am 19. März 1914 erfolgten Anzeige 
des neuen Prozeß bevollmächtigten von feiner Beſtellung an den 
Prozeßbevollmächtigten der Klägerin gewährt habe, daß daher 
die am 31. März 1914 geſchehene Einreichung der Berufungs⸗ 
ſchrift vor dem Ablaufe der von der Anzeige vom 19. März 
1914 ab zu rechnenden Berufungsfriſt bewirkt, die Berufung 
mithin rechtzeitig eingelegt ſei. Die hiergegen von der Reviſion 
erhobene Rüge der Verletzung der 88 244, 516, 535 ZPO. 
iſt begründet. Die Frage, bis zu welchem Zeitpunkte der Ein⸗ 
tritt des Todes oder der Unfähigkeit des Prozeß bevollmächtigten 
zur Fortführung der Vertretung die Wirkung einer Unter⸗ 
brechung des Verfahrens habe, iſt wiederholt vom RG. dahin 
beantwortet worden, daß dieſes Ereignis das Verfahren unter⸗ 
breche, wenn es vor der Zuſtellung des Urteils eintrete, da⸗ 
gegen keine Wirkung auf den Fortgang des Verfahrens ausübe, 
wenn die Zuſtellung des Urteils bereits bewirkt, das Urteil 
aber noch nicht rechtskräftig geworden ſei (Urteile des V. Be. 
vom 14. Mai 1884 bei Gruchot Bd. 28 S. 1130; des IV. 35. 
vom 8. Januar 1885, RG. 13, 310; des III. 35, vom 
13. Mai 1887 bei Gruchot Bd. 33 S. 456 und des L 88. 
vom 10. Oktober 1888 bei Gruchot Bd. 33 S. 1145; vgl. 
Urteil des II. 38S. vom 2. März 1883, RG. 10, 345). Diefe 
Urteile beruhen auf folgenden Erwägungen: An den Tod oder 
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den Fortfall der Vertretungsſähigkeit des Prozeßbevollmächtigten 
ſei die Unterbrechung des Verfahrens geknüpft, weil dieſe Er⸗ 
eigniſſe eine ſofortige Fortſetzung des Verfahrens unmöglich 
machten, ſofern nicht die Partei dabei unvertreten und un⸗ 
verteit igt bleiben müßte; ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der 
Unterbrechung ſei aber, daß die Beſtellung eines neuen Anwalts 
für dieſe Inſtanz notwendig ſei, um den Fortgang des Prozeſſes 
zu ermöglichen. Sei das Endurteil zugeſtellt, ſo ſei eine weitere 
Tätigkeit des Anwalts für dieſe Inſtanz nicht mehr erforderlich, 
viel mehr ſei durch die Vorſchriſt des 8 164 (jetzt 210 a) ZPO. 
dafür geſorgt, daß der Prozeß ſeinen Fortgang nehmen könne, 
ohne daß die betreffende Partei genötigt ſei, überflüſſigerweiſe 
einen neuen Anwalt für dieſe Inſtanz zu beſtellen. Die Vor⸗ 
ſchrift des 8 164 (210 a) ZPO. könne an einen anderen Fall 
als an den des Todes oder der Vertretungsunfähigkeit des 
Anwalts nicht gedacht haben und ergebe, daß es für die Er⸗ 
öffnung der Berufungsinſtanz auf ſeiten des Berufungsbeklagten 
nicht der Mitwirkung eines Anwalts bedürfe. Das BG. beruft 
ſich für ſeine abweichende Anſicht auf die neuere Rechtſprechung 
des RG., die in dem Beſchluſſe der Ver ZS. vom 9. April 1908 
(RG. 68, 247) Ausdruck gefunden habe. Damit wird aber 
dieſer Plenarentſcheidung eine Bedeutung beigelegt, die ihr 
ihrem Inhalte nach nicht zukommt. Bei dieſer Entſcheidung 
handelte es ſich um die Frage, ob im Falle des nach Zuſtellung 
des BU. und vor Einlegung der Reviſion eingetretenen Todes 
einer Partei eine Unterbrechung des Verfahrens eintritt, wenn 
die Partei zwar nicht durch einen für die Reviſionsinſtanz bes 
ſtellten Prozeßbevollmächtigten vertreten iſt, aber noch ihr 
Prozeßbevollmächtigter aus der Berufungsinſtanz vorhanden iſt. 
Dieſe Frage war ſomit von der hier zu entſcheidenden weſent⸗ 
lich verſchieden; ſie betraf nicht den Fall des Todes oder 
ſonſtigen Wegfalls des Prozeß bevollmächtigten, ſondern den 
Fall des Todes der Partei und die Auslegung des 5 246, 
indbeſondere der darin ſtehenden Worte: „fand... eine Vers 
tretung durch einen Prozeß bevollmächtigten ſtatt“. Die Ver ZS. 
ſind zwar bei der Beantwortung der zu entſcheidenden Frage 
im bewußten Gegenſatze zu der früheren Rechiſprechung des 
RG. von der Anſicht ausgegangen, daß das BG. auch nach 
der Zuſtellung des BU. ſo lange Prozeßgericht im Sinne des 
8 246 ZPO. bleibe, als Reviſion noch nicht eingelegt ſei, und 
daß daher ſo lange auch etwaige Ausſetzungsanträge vor das 
BG. gehörten. Es iſt indeſſen in den Gründen jenes Beſchluſſes 
nirgends unmittelbar oder auch nur mittelbar ausgeſprochen, 
daß der Eintritt eines der im 5 244 ZPO. bezeichneten Er⸗ 
eigniſſe während des Laufes der Nechtsmittelfrift die Unter⸗ 
brechung des Verfahrens bewirke. Die Ver 3 S. find vielmehr 
davon ausgegangen, daß durch die Zuſtellung des Endurteils 
die Anhängigkeit der Hauptſache in der Inſtanz beendet werde 
(S 251), und haben nur die Fortdauer der an ſich an die 
Anhängigkeit geknüpften Zuſtändigkeit in Anſehung der dem 
Prozeßgerichte neben der Entſcheidung des Hauptſtreits zu⸗ 
gewieſenen Aufgaben bei dem Gerichte der unteren Inſtanz 
bejaht, bis durch die Einlegung des Rechtsmittels die An⸗ 
hängigkeit bei der höheren Inſtanz eintrete und damit deren 
Zuſtändigkeit für die erwähnten Obliegenheiten begründet werde. 
Beſtimmend war hierfür die Erwägung, daß anderenfalls 
während des Laufes der Rechtsmittelfriſt eine Zuſtändigkeit für 
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die außerhalb des Hauptſtreits notwendig werdenden Maß⸗ 
nahmen überhaupt fehlen würde, und daß bei dem Gerichte der 
unteren Inſtanz die Zuſtändigkeit für alle Obliegenheiten des 
Prozeßgerichts einmal entſtanden war, es daher bei der bis⸗ 
herigen Zuſtändigkeit auch unter der Vorausſetzung verbleiben 
müſſe, daß der Anlaß zu dem Antrage nach beendeter An⸗ 
hängigkeit entſtanden ſei, ſofern nicht aus einem beſonderen 
Grunde in dem einen oder dem anderen Falle der Antrag vor 
der Einlegung des Rechtsmittels bei dem Rechtsmittelgericht 
anzubringen ſein möchte. Der Plenarbeſchluß ſteht hiernach 
auf dem Standpunkte, daß die Anhängigkeit des Rechtsſtreits 
in der Inſtanz mit der Verkündung oder ſpäteſtens mit der 
Zuſtellung des Endurteils beendet ſei. Das iſt aber für die 
Frage, ob der nach der Zuſtellung des Urteils eintretende 
Wegfall des Prozeßbevollmächtigten das Verfahren unterbreche, 
entſcheidend. Eine Fortſetzung des Verfahrens in Anſehung 
des Hauptſtreits kann nach der Beendigung der Anhängigkeit in 
der unteren Inſtanz nur in der Rechtsmittelinſtanz in Frage 
kommen, in der die Vertretung der Partei durch einen bei dem 
Rechtsmittelgerichte zugelaſſenen Anwalt erſolgen muß. Der 
Tod des für die untere Inſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten 
hat demnach, wenn er nach der Beendigung der Anhängigkeit 
der Sache in der unteren Inſtanz eintritt, nicht die Folge, daß 
bei der ſoſortigen Fortſetzung des Verfahrens die Partei zu⸗ 
nächſt unvertreten und zufolge des im Anwaltsprozeſſe be⸗ 
ſtehenden Anwaltszwanges an der Wahrnehmung ihrer Rechte 
gehindert ſein würde. Die Rückſichtnahme auf die Wahrung 
des Parteiintereſſes, die in den im § 244 ZPO. angegebenen 
Fällen den Eintritt einer Unterbrechung des Verfahrens ge⸗ 
boten erſcheinen ließ und daher zum Erlaſſe dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift geführt hat, erfordert regelmäßig nicht die Unter⸗ 
brechung des Verfahrens nach beendeter Anbängigleit der 
Hauptſache in der Inſtanz. Die Anordnungen, für welche nach 
der Plenarentſcheidung die Zuſtändigkeit des Gerichts über die 
Anhängigkeit der Hauptſache hinaus bis zur Eröffnung der 
Rechtsmittelinſtanz fortbefteht, enthalten keine Fortführung des 
Rechtsſtreits in der Haupiſache; die Möglichkeit, daß derartige 
Anträge vom Gegner geſtellt werden oder im Intereſſe der 
Partei ſelbſt zu ſtellen ſein könnten, rechtſertigt es nicht, eine 
Unterbrechung des Verfahrens eintreten zu laſſen und damit 
das Anhängigwerden der Sache in der Rechtsmittelinſtanz einſt⸗ 
weilen zu hindern. Da es ſich nicht um in Anſehung der 
Hauptſache vorzunehmende Prozeßhandlungen dem Gegner 
gegenüber handelt, würde nach 8 249 ZPO. die Unterbrechung 
des Verfahrens die Stellung der in Frage kommenden Anträge 
und die Entfcheidung darüber nicht ausſchließen. Es iſt daher 
nicht richtig, daß die in der Plenarentſcheidung vom 9. April 
1908 ausgeſprochenen Grundſätze, die darin ausdrücklich auf 
die Grenzen des § 246 ZPO. beſchränkt worden find (S. 254), 
zu einer Abweichung von der früheren Rechtiprechung in Ans 
ſebung der gegenwärtig zur Entſcheidung ſtehenden Frage 
nötigten. Auch ſonſt iſt ein Anlaß zur Aufgabe dieſer Recht⸗ 
ſprechung nicht gegeben. Die in den früheren Entſcheidungen 
verwertete Vorſchrift des §S 164 ZPO. iſt bei der neuen Faſſung 
der 8PO. im 8 210a in dem in Betracht kommenden Teile 
unverändert geblieben. Auch nach § 210 a ZPO. kann der 
Schriftfatz, durch den ein Rechtsmittel eingelegt wird, in Er⸗ 
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mangelung eines Progeßbevollmächtigten derjenigen Inſtanz, 
deren Entſcheidung angefochten wird, an andere Perſonen zu⸗ 
geſtellt werden. Bildet demnach der Wegfall des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nach der Zuſtellung des Urteils kein Hindernis 
für die Einlegung des Rechtsmittels ſeitens des Gegners, ſo 
erhellt daraus, daß das Geſetz einen derartigen Wegfall des 
Prozeß bevollmächtigten nicht als einen die Unterbrechung des 
Verfahrens herbeiführenden Umſtand angeſehen hat. Da hier⸗ 
nach der Tod des Juſtizrats M. das Verfahren nicht unter⸗ 
brochen hat, das Urteil erſter Inſtanz mithin am 24. Auguſt 
1912 rechtskräftig geworden iſt, ſo iſt die erſt im März 1914 
erfolgte Einlegung der Berufung verſpätet geweſen, und daher 
unter Aufhebung des Urteils zweiter Inſtanz die Berufung der 
Klägerin als unzuläſſig zu verwerfen. B. c. B., U. v. 28. Jan. 15, 
369/14 IV. — Berlin. B.) 

16. Aufnahme des Verfahrens gegenüber dem Konkurs- 
verwalter. Der in erfter Inſtanz geltend gemachte Anſpruch 
kann vom obſiegenden Kläger im Weg der Anſchlußberufung 
innerhalb der Grenzen des § 268 ZPO. erweitert oder ums 
gewandelt werden. Die Anſchlußberufung bedarf keiner Form 
und kann auch „ſtillſchweigend“ erfolgen.] 

Der Kläger hat gegen den Gemeinſchuldner T. in erſter 
Inſtanz eine Schadenserſatzforderung geltend gemacht und ſeinem 
Antrage gemäß erſtritten. Nachdem T., ebenſo wie die Be⸗ 
klagten zu 2, Berufung eingelegt hatte, wurde durch die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes über ſein Vermögen das Verfahren 
gegen ihn wegen der Schadenserſatzforderung, da es die Konkurs⸗ 
maſſe betraf, gemäß § 240 ZPO. unterbrochen. Hätte der 
Kläger die Schadenserſatzforderung weiter verfolgen wollen, ſo 
hätte er fie, da es ſich um eine Konkursforderung handelte, 
gemäß 88 12, 139 KO. zur Prüfung im Konkursverfahren an: 
melden müſſen, und, wenn fie im Prüfungstermin vom Konkurs⸗ 
verwalter beſtritten worden wäre, würde dem Rechtsſtreit gemäß 
5 240 80 O., 8 146 Abf. 3, 6 KO. durch Aufnahme Forts 
gang zu geben geweſen ſein. Die Aufnahme hätte, da für die 
Forderung ein Endurteil vorlag, in erſter Linie der wider⸗ 
ſprechende Konkursverwalter zu bewirken gehabt (8 146 Abſ. 6 
KO.); jedoch wäre auch der Kläger zum Betreiben der Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung gegen den Konkursverwalter gemäß 
9 146 Abſ.1, 3 KO. berechtigt geweſen (RG. 34, 409; 51, 97). 
Der BerR. erklärt in ſeinem Zwiſchenurteil das Verfahren 
gegen den Konkursverwalter, weil der Kläger nicht in der vor⸗ 
bezeichneten Weiſe verfahren ſei, als nicht den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechend aufgenommen, und in dem Teilurteil er⸗ 
achtet er ſich an dieſe Entſcheidung gemäß § 318 ZPO. für 
gebunden. Die Reviſion bekämpft die letztere Annahme, einmal 
weil die Zuläſſigkeit des Zwiſchenurteils bedenklich erſcheine, 
und ſodann, weil das Zwiſchenurteil dadurch unerheblich ges 
worden ſei, daß es ſich nicht mehr um die Frage handle, ob 
der Rechtsſtreit von dem Kläger richtig aufgenommen ſei, 
ſondern darum, ob der Kläger zur Aufrechnung befugt ſei und 
demgemäß nach 8 53 KD. am Konkursverfahren nicht teilnehme. 
In erſterer Hinſicht iſt folgendes zu bemerken: Da der beklagte 
Konkursverwalter die Unwirkſamkeit der Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits durch den Kläger geltend machte, handelte es ſich um 
einen Zwiſchenſtreit zwiſchen den Parteien (RG. 54, 122). 
Hätte der BerR. die Aufnahme für wirkſam erachtet, fo hätte 
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die Entſcheidung entweder in dem in der Sache ſelbſt ent⸗ 
ſcheidenden Urteile, oder durch Zwiſchenurteil nach 5 303 ZPO. 
ergehen können (RG. 34 S. 383, 430; 45, 362; 54, 122). 
Wollte der BerR. dagegen, wie er es hier getan hat, die Auf⸗ 
nahme für unwirlſam erklären, fo wäre der richtige Weg ges 
weſen, ſogleich durch Endurteil die Unwirkſamkeit der Aufnahme 
auszuſprechen (RG. 34, 429; 45, 362; Gruchots Beitr. 42, 974). 
Der BerR. hat jedoch das vorbezeichnete Zwiſchenurteil erlaſſen 
mit dem Bemerken, es ſei zweckmäßig, die Entſcheidung über 
den Zwiſchenſtreit durch Zwiſchenurteil gemäß § 303 ZPO. 
zu treffen. In dem Teilurteil iſt dies dahin erläutert, es ſei 
zunächſt ein Endurteil auf Abweiſung der Klage gegen den 
Konkursverwalter nicht erlaſſen, um dem Kläger noch die 
ordnungsmäßige Aufnahme zu ermöglichen. Ob danach das 
vom Bert. erlaſſene Zwiſchenurteil ein gemäß § 303 ZPO. 
zuläſſiges Zwiſchenurteil und der Ber R. an die in dem Urteil 
getroffene Entſcheidung bei Erlaſſung des Teilurteils nach 
§ 318 ZPO. gebunden war, kann auf ſich beruhen bleiben. 
Auch wenn der BerR. ſich mit Recht für gebunden erachtet 
hätte, würde doch die Entſcheidung in dem Zwiſchenurteil 
gemäß 8 548 ZPO. zugleich mit dem von der Reviſion ans 
gefochtenen Teilurteil der Beurteilung des Reviſionsgerichts 
hinſichtlich der Frage, ob ſie auf einer Geſetzes verletzung beruhe, 
unterliegen. Von Bedeutung wäre die Bindung nur dann, 
wenn nach Erlaſſung des Zwiſchenurteils neue Tatſachen in 
bezug auf den durch das Urteil erledigten Streitpunkt vor⸗ 
gebracht worden wären; ein ſolches neues Parteivorbringen 
dürfte auch vom Reviſionsgericht nicht mehr berückſichtigt werden 
(RG. in JW. 1898, 467; Gruchots Beitr. 41, 874; 48, 1121). 
Die Reviſion meint einerſeits anſcheinend, die Behauptung der 
Aufrechnung ſei in der der Erlaſſung des Teilurteils zugrunde 
liegenden mündlichen Verhandlung neu vorgebracht worden, 
andererſeits unter Berufung auf das Urteil des RG. in 
Gruchots Beitr. 48, 1122, die Berückſichtigung dieſes neuen 
Vorbringens ſei nach Sinn und Zweck des 8 318 3PO. zus 
läſſig. Tatſächlich hat jedoch der Kläger die Aufrechnung in 
der Verhandlung, auf die das Zwiſchenurteil erging, geltend 
gemacht. Dies ergibt ſich einmal aus den in dem Tatbeſtande 
des Zwiſchenurteils wiedergegebenen Ausführungen des beklagten 
Konkursverwalters über die Aufrechnung, und ſodann aus der 
Bemerkung des Ber R. in den Entſcheidungsgründen: Der 
Kläger verlange mit ſeinem Antrag auf Verurteilung des 
Konkursverwalters zur Einwilligung in die Löſchung der für 
den Gemeinſchuldner auf dem Grundſtück Frauſtadt Bd. I Bl. 4 
eingetragenen Kaufgelderhypotheken nicht mehr Befriedigung 
wegen ſeiner Forderung durch Zahlung einer Geldſumme, 
ſondern er rechne ſeine erweiterte Klageforderung mit der dem 
Gemeinſchuldner zuſtehenden Kaufgeldforderung auf und ver⸗ 
lange infolge der hierdurch bewirkten Tilgung die Löſchung der 
Hypotheken. Die Behauptung der Aufrechnung ſteht aber auch 
mit der Frage der Zuläſſigkeit der Aufnahme im engſten Zu⸗ 
ſammenhange. Die vorbezeichnete Bemerkung des BerR. iſt 
zutreffend. Der Kläger verfolgt mit ſeinem in der Berufungs⸗ 
inſtanz geſtellten Hauptantrage nicht mehr ſeine Schadenserſatz⸗ 

forderung auf Zahlung einer Geldſumme, ſondern er macht 

geltend, die Forderung ſei durch die von ihm vorgenommene 

Aufrechnung getilgt, dafür ſei ihm aber der Anſpruch auf Ein⸗ 
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willigung in die Löſchung der Kaufgelderhypotheken erwachſen. 
Für die Zuläſſigkeit der Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
beruft er ſich auf 8 268 Nr. 3 ZPO. Der Bert. meint, 
ſelbſt wenn die Geltendmachung des Anſpruchs nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift nicht als Klagänderung anzuſehen wäre, ſei ſie unzuläſſig, 
weil in die Berufungsinſtanz nur der in erſter Inſtanz erhobene 
Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme gelangt ſei. Dies iſt 
nicht zutreffend. Der Kläger konnte, wiewohl in erſter Inſtanz 
nach ſeinem Antrage erkannt worden war, ſich der Berufung 
der Beklagten anſchließen (8 521 ZPO.), um ſeinen in erſter 
Inſtanz erhobenen Anſpruch gemäß 88 268 Ziff. 2, 3, 529 
Abſ. 2 ZPO. zu erweitern oder umzuwandeln (RG. 29, 375; 
41, 384; 61, 257).16) In den beiden Urteilen des BerR. iſt 
zwar eine Erklärung der Anſchließung, die in der mündlichen 
Verhandlung abzugeben war (RG. 7, 345; 8, 381; 41, 382; 
46, 388), nicht ausdrücklich enthalten. Jedoch bedurfte ſie 
keiner Form und konnte ſie daher auch ſtillſchweigend erfolgen 
(RG. 12, 435; 61, 254). 16) Insbeſondere konnte fie in der 
Geltendmachung eines gemäß 85 268 Nr. 2, 3, 529 Abſ. 2 
ZPO. erweiterten oder umgewandelten Anſpruchs gefunden 
werden (RG. in JW. 1912, 20126). Sie iſt auch hier darin 
zu finden: nach dem Tatbeſtande des Teilurteils hat der be⸗ 
klagte Konkursverwalter ſelbſt die Zurückweiſung der Anſchluß⸗ 
berufung beantragt. Durch die Geltendmachung in der münd⸗ 
lichen Verhandlung wurde zugleich der erweiterte oder um⸗ 
gewandelte Anſpruch gemäß § 281 ZPO. rechtshängig. Die 
Aufnahme des Rechtsſtreits durch den Kläger und die An⸗ 
ſchließung unter Geltendmachung dieſes Anſpruchs konnten, 
insbeſondere durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung 
(NG. 52, 347; 78, 344), ) miteinander verbunden werden. Der 
hiernach vom Kläger zugleich mit der Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits in der Berufungsinſtanz gegen den beklagten Konkurs⸗ 
verwalter durch den Hauptantrag verfolgte Anſpruch iſt keine 
Konkurs forderung im Sinne des 8 12 KO. Vielmehr ſtellt er 
ſich als ein Anſpruch auf Ausſonderung eines dem Gemein⸗ 
ſchuldner nicht gehörigen Gegenſtandes aus der Konkursmaſſe 
im Sinne des § 43 KO. dar. Denn mit ihm wird geltend 
gemacht: die auf dem Grundſtück des Klägers für den Gemein⸗ 
ſchuldner eingetragenen Reſtkaufgelderhypotheken ſtänden dem 
Gemeinſchuldner, weil die Kaufpreisforderung durch die vom 
Kläger mit feiner urſprünglich eingeklagten Schadenserſatz⸗ 
forderung vorgenommene Aufrechnung erloſchen ſei, nicht mehr 
zu (8 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), und daher ſei der beklagte 
Konkursverwalter verpflichtet, zum Zwecke der Berichtigung des 
Grundbuchs ($ 894 BGB.) die Löſchung der in Wirklichkeit 
nunmehr dem Kläger als Grundſtückseigentümer gehörenden 
Hypotheken zu bewilligen (vgl. RG. 60, 250/51). Da Aus⸗ 
ſonderungsanſprüche ſich gemäß § 43 KO. nach den außerhalb 
des Konkursverfahrens geltenden Geſetzen beſtimmen, bedurfte 
der Anſpruch auf Löſchung der beiden Hypotheken nicht der 
Anmeldung zur Prüfung im Konkursverfahren nach 88 138 ff. 
KD. Hieraus ergibt ſich, daß die Aufnahme des Rechtsſtreits 
zwecks Verfolgung dieſes Anſpruchs in der vom Kläger vor⸗ 
genommenen Art zuläſſig war. Die Frage, ob die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf Löſchung der beiden Hypotheken 


15) JW. 1905, 729. 16) JW. 1905, 729. 17) JW. 1912, 541. 
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von zuſammen 19800 & an Stelle der erſtinſtanzlichen Schadens⸗ 
erſatzforderung von 6500 & ſich in den Grenzen des 8. 268 
Nr. 2, 3 ZPO. hielt und daher nach § 529 Abſ. 2 380. 
noch in der Berufungsinſtanz erfolgen konnte, kommt für die 
Frage der Zuläſſigkeit der Aufnahme nicht in Betracht. Dar⸗ 
über wird vom BerR. bei der Entſcheidung zur Sache zu 
befinden fein. Hiernach war das Teilurteil des BG. nebſt 
dem Zwiſchenurteil aufzuheben und die Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreits wegen des Anſpruchs auf Verurteilung des beklagten 
Konkursverwalters zur Bewilligung der Löſchung der beiden 
Hypotheken des Gemeinſchuldners von 10000 & und 9800 4 
und zur Herausgabe des Hypothekenbriefs als durch den Kläger 
rechtmäßig erfolgt zu erklären. G. c. Sp., U. v. 10. Febr. 15, 
381/14 V. — Poſen. [S.] 
Konkursordnung. 

** 17. 55 64, 65 KO. Zur Frage der Fälligkeit der 
Hypothek im Falle des Konkurſes des perſönlichen und dinglichen 
Schuldners.] 

Die Klägerin, die mit der Eiſengießerei W. & O., 
G. m. b. H., in Geſchäftsverbindung ſtand, hatte im Juli 1913 
außer einem am 5. d. M. fällig gewordenen Wechſel von 
3000 & drei auf dem Grundſtück der Geſellſchaft haftende 
Darlehnshypotheken von zuſammen 40 000 & (Abt. III Nr. 2: 
17 000 &, Nr. 7: 13 000 &, Nr. 9: 10 000 ) eingellagt. 
Zur Beilegung dieſer Rechtsſtreitigkeiten und zur Regelung der 
ſonſtigen Schuldverhältniſſe der Beteiligten wurde am 24. Juli 


1913 zwiſchen der Klägerin und deren Ehemann ſowie der 


durch ihren Geſchäftsführer, Kaufmann Edmund W., vertretenen 


Geſellſchaft ein privatſchriftlicher Vergleich geſchloſſen. Danach 


ſollten, was demnächſt auch geſchah, die Klagen zurückgenommen 
werden. Die Wechſelforderung wurde bis zum 1. September 
1913, die Hypothek von 17 000 & bis zum 1. April 1916, 
die beiden anderen Hypotheken bis zum 1. April 1915 
geſtundet; hinſichtlich einer Bürgſchaftsforderung der Klägerin 
von 7000 & wurde beſtimmt, daß fie am 14. Januar 1914 
bezahlt und bis dahin auf dem Grundſtück der Geſellſchaft 
ſicher geſtellt werden ſollte; über die ſonſtigen Anſprüche wurden 
weitere Beſtimmungen getroffen. Die Eintragung der Bürgſchafts⸗ 
forderung von 7000 & wurde dann auch bewilligt und bewirkt; 
vorher, nämlich ſchon in der Frühe des 25. Juli 1913, foll 
jedoch W. argliſtigerweiſe die Eintragung einer Hypothek von 
15 000 & für feinen Schwiegervater K. veranlaßt haben. 
Nachdem am 8. November 1913 der Konkurs über das Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft eröffnet worden war, kündigte zuerſt, 
am 23. Dezember 1913, die Klägerin die 3 Hypotheken zum 
1. April 1914, verſuchte auch, am 24. Dezember 1913, durch 


eine gegen den Konkursverwalter erhobene Klage das Vorrecht 


für die 7000 „ — ohne Erfolg — zu erſtreiten. Später, 
am 29. Dezember 1913, erklärte ſie durch den Juſtizrat 8. 
den Vergleich, der ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilde, wegen 
Nichtzahlung der Wechſelforderung von 3000 & und anderer 
im Vergleich erwähnter Beträge ſowie wegen der arglistigen 
Voreintragung der Hypothek für hinfällig und drohte Hypotheken⸗ 
klage an. Dieſe Klage hat ſie dann im Januar 1914 wegen 
der in Abt. III Nr. 2 eingetragenen 17 000 & nebſt 4½ Prozent 
Zinſen ſeit dem 1. Januar 1914 gegen den Konkursverwalter 
erhoben. Obwohl dieſer ſich auf die Stundung im Vergleich 
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44. Jahrgang. 


— unter Ablehnung ſeiner weiteren Erfüllung — berief, hat 
das LG. ihn klagegemäß zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück verurteilt. Seine Berufung iſt vom OLG. 
zurückgewieſen worden. Die eingelegte Reviſion führte zur 
Aufhebung des BU. Gründe: Das LG. hatte ausgeführt, 
der Vergleich bilde einen einheitlichen zweiſeitigen Vertrag, der 
noch von keiner Seite vollſtändig erfüllt ſei und deſſen Erfüllung 
der Konkursverwalter auf Grund des § 17 KD. abgelehnt 
habe. Deshalb brauche auch die Klägerin nicht zu erfüllen, 
ſei aber auch nicht genötigt, einen Schadenserſatzanſpruch nach 
9 26 a. a. O. im Konkursverfahren geltend zu machen, weil 
ſie abſonderungsberechtigt ſei. Das BG. hat dieſen Grund 
erſt in zweiter Linie ſich zu eigen gemacht und dabei einen 
Antrag des Konkursverwalters, 2 Zeugen darüber zu vernehmen, 
daß die einzelnen Beſtimmungen des Vergleichs ſelbſtändig und 
voneinander unabhängig hätten ſein ſollen, um deswillen ab⸗ 
gelehnt, weil beſondere Tatſachen, aus denen ein ſolcher Wille 
beider Teile zu ſchließen wäre, nicht behauptet, nach dem 
Inhalt des Vergleichs deſſen Einheitlichkeit anzunehmen ſei. 
In erſter Linie hat jedoch der BerR., indem er ſich einer 
neueren Anſicht Jägers in feinem Kommentar zu § 65 KO. 
(3./4. Aufl., Anm. 3, 4) angeſchloſſen hat, angenommen, daß 
die Stundung der Klägerin ſchon nach 8 65 KO. hinfällig 
geworden ſei. Zwar mache die Klägerin ein Abſonderungsrecht 
geltend und der 8 65 KO., der die Fälligkeit betagter Forderungen 
beſtimme, ſtehe im 8. Titel des erſten Buchs, der von den 
„Ronkursgläubigern“ handle, aber $ 64 a. a. O. ergebe, daß 
von dieſen Beſtimmungen die Abſonderungsrechte mitbetroffen 
würden. Wenn kein reines Abſonderungsrecht, z. B. eine 
Grundſchuld, vorliege, ſondern eine Hypothek, deren perſönlicher 
Schuldner der Gemeinſchuldner ſei, müſſe die Forderung und 
damit auch die Hypothek, ſchon damit der Ausfall nach 8 64 
(88 153, 155 f., 168°) a. a. O. geltend gemacht werden könne, 
als fällig gelten. Dieſe Ausführungen ſind, wie die Reviſion 
mit Recht geltend gemacht hat, nicht ſtichhaltig. Sie ſtehen 
im Widerſpruch mit der Auffaſſung der anderen Kommentare 
zur KD. (vgl. v. Wilmowski⸗Kurlbaum⸗Kühne, Anm. 2 zu 
865 a. a. O.; v. Sarwey⸗Boſſert, Anm. 1 a. a. O.; Peterſen⸗ 
Kleinfeller, Anm. 1 [$ 58) und mit der früheren Anſicht 
Jägers (1. Aufl. Anm. 3, 4), ſind auch nicht recht verträglich 
mit der von Jäger nicht angefochtenen Entſcheidung in RG. 3, 357, 
die dem Bürgen und Geſamtſchuldner gegenüber die Fälligkeit 
nicht eintreten läßt. Sie ſtehen aber vor allen Dingen nicht 
im Einklang mit den geſetzlichen Vorſchriften und der aus der 
Entſtehungsgeſchichte erſichtlichen Abſicht des Geſetzgebers. Die 
O. hat, im Intereſſe der Vereinfachung und Beſchleunigung 
des Konkursverfahrens, die Abſonderungsrechte aus dem Konkurs⸗ 
verfahren völlig ausgeſchieden; die abgeſonderte Befriedigung 
erfolgt unabhängig vom Konkurſe (58 4, 47 ff. KO., Mot. zu 
88 3, 39 ff. des Entwurfs S. 27 ff., 190 ff.) und die Real⸗ 
gläubiger werden deshalb von den Wirkungen des Konkurſes 
nicht betroffen (Mot. 29 ff., in Hahns Mat. S. 56). Die 
perſönliche Forderung kann, wenn auf das dingliche Recht nicht 
verzichtet wird, im Konkursverfahren zwar ebenfalls angemeldet 
und bei den Abſchlagsverteilungen mit dem glaubhaft gemachten 
mutmaßlichen Ausfall vorläufig berückſichtigt werden, bei der 

lußverteilung aber kommen dieſe (einftweilen hinterlegten) 
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Beträge wieder in Wegfall, wenn bis dahin der Ausfall nicht 
endgültig feſtſteht (SS 153 ff., 168° KO.). In der Reichstags⸗ 
kommiſſion hatte ſich deren Vorfitzender v. Sarwey bemüht, 
dieſe mit gewiſſen Härten für die Abſonderungsberechtigten 
verbundenen Beſtimmungen zu mildern, indem er bei der erſten 
Leſung den Abſonderungsberechtigten wenigſtens eine einjährige 
Friſt zum Nachweiſe des endgültigen Ausfalls zu erwirken 
verſuchte und bei der zweiten Leſung wenigſtens die Immobiliar⸗ 
gläubiger auch bei der Schlußverteilung mit dem mutmaßlichen 
Ausfall berückſichtigen wollte; die Anträge wurden jedoch ab⸗ 
gelehnt, weil man um der Realgläubiger willen, die ihr 
Abſonderungsrecht nicht aufgeben wollten, das Konkursverfahren 
nicht belaſten und verlängern wollte (Prot. S. 101 ff., 178 ff., 
in Hahns Mat. S. 597, 671 ff.). Dabei wurde von allen 
Seiten, insbeſondere von den Regierungskommiſſarien, Geheimem 
Regierungsrat Hagens und Geheimem Oberjuſtizrat Hertz, aber 
auch von der Gegenſeite (v. Websky) für den Fall, daß nicht 
vertragsmäßig etwas anderes vereinbart ſei, anerkannt, daß die 
„Mehrzahl der Gläubiger, nämlich alle, deren Forderungen 
betagt ſeien, die ſogenannten vinkulierten Hypothekarier, die 
Subhaſtation ohnehin nicht betreiben könnten; denn die An⸗ 
nahme, daß mit der Konkurseröffnung die Forderung auch für 
das Subhaſtationsverfahren fällig werde, ſei an ſich nicht 
begründet, der Entwurf ſtelle dieſen Satz nicht einmal für die 
Mobiliarpfandgläubiger auf“. (Prot. S. 180 bei Hahn S. 673.) 
Auch die Motive zu § 3 des Entwurfs (S. 30) und zu dem 
von den betagten Forderungen handelnden § 58 des Entwurfs 
(S. 276) ziehen für die Abſonderungsberechtigten aus den 
vorgeſchlagenen und demnächſt Geſetz gewordenen Beſtimmungen 
dieſelbe Folgerung. Der Hauptentſcheidungsgrund des BerR. 
kommt hiernach in Wegfall, der weitere ſchon von dem LG. 
herangezogene Grund aber läßt ſich ebenfalls nicht halten. 
Dabei konnte die Reviſionsrüge, daß der Ber R. den Zeugen⸗ 
beweis zu Unrecht abgelehnt habe, dahingeſtellt bleiben. Denn 
auch wenn man den Vergleich als ein zuſammenhängendes, 
einheitliches Rechtsgeſchäft auffaßt, ergeben ſich nicht die von 
den Vorderrichtern gezogenen Folgerungen. Es unterliegt keinem 
Zweifel und iſt in der Rechtſprechung des RG. ſtändig an⸗ 
erkannt worden, daß die Erklärung des Konkursverwalters, den 
Vertrag nicht (weiter) erfüllen zu wollen, den Vertrag weder 
auflöſt, noch dem anderen Teil ein Rücktrittsrecht gewährt, daß 
dieſer vielmehr wegen der Nichterfüllung nur einen Schadens⸗ 
erfatzanſpruch im Konkurſe geltend machen kann (§ 26 KO.). 
In den Motiven zu 5 21 des Entwurfs (S. 21, bei Hahn 
S. 106) iſt zwar bemerkt, daß ein vor der Konkurseröffnung 
eingetretener Verzug nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts einen Rücktrittsgrund nach wie vor abgeben könne, dies iſt 
jedoch in der ſeitdem feſtgehaltenen grundlegenden Entſcheidung des 
RG. Bd. 17 S. 78, 82, 8418) (vgl. auch 56, 240,18) 73, 63) 18) 
höchſtens auf ſolche Rechte für anwendbar erachtet worden, die 
den Verzug allein als Rücktrittsgrund gelten laſſen. Nach dem 
inzwiſchen in Kraft getretenen BGB. hat aber der Rücktritt 
noch andere hier nicht erfüllte Vorausſetzungen (§S 326 BGB.). 
Die Klägerin kann daher nach 8 26 KO., ſoweit fie bereits 
erfüllt hatte, das Geleiſtete nicht zurückfordern. Die Erfüllung 


18) JW. 1910, 889. 
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des Vergleichs von ihrer Seite ging fogar fo weit, daß man 
zu der Anſicht gelangen kann, ſie hätte (durch Rücknahme der 
Klagen und Erteilung der Stundungen) den Vergleich ihrerſeits 
ſchon vollſtändig erfüllt. In dieſem Falle würde 8 17 KO. 
überhaupt keine Anwendung finden, die Klägerin vielmehr 
darauf beſchränkt fein, die gegenteilige Erfüllung und die an 
deren Stelle tretenden Erſatzanſprüche im Konkursverfahren 
geltend zu machen. Anders würde dagegen die Sache liegen, 
wenn der Vergleich nicht bloß als einheitliches Rechtsgeſchäft 
aufzufaſſen wäre, die Zugeſtändniſſe der Klägerin vielmehr von 
der Erfüllung der Gegenſeite derartig abhängig gemacht worden 
wären, daß ſie mit der Nichterfüllung der Gegenſeite ohne 
weiteres als wegfallend zu erachten wären. Die Klägerin hatte 
in dieſer Beziehung ſchon in der Klage behauptet und unter 
Beweis geſtellt, daß Vorausſetzung und Bedingung der Stundung 
die pünktliche Erfüllung der gegneriſchen Verbindlichkeiten, ins⸗ 
beſondere die Wechſelzahlung der 3000 & am 1. September 1913 
geweſen ſei. Der Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteils wieder⸗ 
holt im weſentlichen dieſe Behauptung und auch der des Bu. 
erwähnt auf S. 5 die Behauptung der kaſſatoriſchen Klauſel. 
Daß eine ſolche Vereinbarung gerade bei Vergleichen nicht 
ungewöhnlich iſt und unter Umſtänden ſelbſt ſtillſchweigend 
getroffen werden kann, ergibt das Urteil des RG. in 
JW. 1910, 280% (vgl. auch das Urteil vom 28. Oktober 1911, 
V 812/11). Es bedarf daher dieſe Behauptung noch der Er⸗ 
örterung und Beweiserhebung, wobei auch der von der Gegen⸗ 
ſeite angetretene Beweis, deſſen Nichterhebung die Reviſion 
gerügt hat, zu berückſichtigen iſt. Der Erörterung bedarf auch 
noch die von der Klägerin behauptete Argliſt des Vertreters 
der in Konkurs geratenen Geſellſchaft. Als Anfechtungsgrund 
würde ſie allerdings nur dann in Betracht kommen, wenn 
behauptet werden könnte, daß der Vertreter ſchon bei Abſchluß 
des Vergleichs argliſtig gehandelt habe. Eine nachträgliche 
Argliſt würde nur die Annahme einer poſitiven Vertragsverletzung 
begründen, die nach der Rechtſprechung des RG. — gemäß 
dem analog anzuwendenden 8 326 BGB. — nur beim Hinzu⸗ 
tritt weiterer (nicht vorliegender) Vorausſetzungen einen Nücktritts⸗ 
grund hätte abgeben können. Nach alledem war das Bu. 
aufzuheben und die Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Konkursmaſſe A. Eiſengießerei W. & O., G. m. b. H. c. O., 
U. v. 20. Febr. 15, 389/14 V. — Naumburg. (B.) 


Oberlandesgerichte. 


Antrag auf Ausſetzung des Rechtsſtreits, weil einer 
der beiden vertretungsberechtigten Geſellſchafter einer 
offenen Handelsgeſellſchaft im Felde ſteht. 

(Geſetz vom 4. Auguſt 1914.) 

Der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin hat Ausſetzung des 
Verfahrens beantragt, da der eine der beiden Geſellſchafter zu einem 
mobilen Heereötelle einberufen iſt. Das LG. hat dieſen Antrag ab: 
gelehnt. Hiergegen richtet ſich die ſofortige Beſchwerde. 

Die hier zur Entſcheidung ſtehende Frage, ob in einem Rechts⸗ 
ſtreite, in welchem eine offene Handelsgeſellſchaft klagt oder verklagt 
wird, das Verfahren auf Grund des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
(RSBL. S. 328) auszuſetzen iſt, wenn bei einem von mehreren 
vertretungsberechtigten Geſellſchaftern die Vorausſetzungen der 88 2 
Ziff. 1, 8 Ziff. 2 vorliegen, iſt in der Rechtſprechung und Li“eratur 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 9. 1915. 


— 


ſtreitig. Dieſe Frage wird bejaht von verſchiedenen Oberlandesgerichten 
und auch von mehreren Senaten des Kammergerichts (vgl. die Ent⸗ 
ſcheidungen in DIZ. 1914 S. 1216, 1304, 1306; JW. S. 1045; 
Recht S. 650; KGBl. 1914, 126), indem dieſe davon ausgehen, daß 
die Partei nur formell die Geſellſchaft, tatſächlich aber die 
Geſellſchafter bildeten, und daß es für den im Felde ſtehenden 
Geſellſchafter eine unbillige Härte ſei, den Rechtsſtreit, deſſen Urteil, 
wenn auch nur gegen die Geſellſchaft als ſolche lautend, doch nach 
§ 129 HGB. auch auf feine perſönliche Verpflichtung einwirke, nicht 
außzufegen, obgleich er in den Prozeß nicht eingreifen könne, deſſen 
Führung vielmehr allein dem zurückgebliebenen Geſellſchafter überlaſſen 
müſſe. 

Der Senat hat ſich jedoch der entgegengeſetzten Anſicht an⸗ 
geſchloſſen. 

Unbedenklich zwar ſind die Beſtimmungen des angeführten Geſetzes 
auch auf die oſſene Handelsgeſellſchaft entſprechend anzuwenden, obwohl 
ſie, wie ihr Inhalt ohne weiteres ergibt, in erſter Linie für natürliche 
Perſonen beſtimmt ſind. Die offene Handelsgeſellſchaft iſt ein Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis zur geſamten Hand. Wenn ſie klagt oder verklagt 
wird, ſo ſind, da ſie keine juriſtiſche Perſon iſt, allerdings ihre 
Geſellſchafter Partei in dem Kechtsſtreite, nicht aber die einzelnen 
Geſellſchafter — andernfalls ja auch eine Klage gegen die Geſellſchaft 
und zugleich gegen die einzelnen Geſellſchafter ebenſo unzuläſſig wäre 
wie gegen eine Einzelfirma und zugleich gegen den Alleininhaber —, 
ſondern die Geſellſchafter in ihrer Verbindung zur Geſellſchaft. 
Hieraus erhellt, daß die Vorausſetzungen des genannten Geſetzes bei 
der Geſamtheit der Geſellſchafter, das heißt, da weiterhin für die 
Prozeß ührung nur die vertretungspflichtigen Geſellſchafter in Betracht 
kommen, bei allen vertretungsberechtigten Geſellſchaftern vorliegen 
müſſen, daß es aber nicht genügt, wenn dies nur bei einem oder 
mehreren von ihnen zutrifft und der oder die Zurückgebliebenen auch 
ohne die Kriegsteilnehmer zur Vertretung der Geſellſchaft befugt ſind 
(fo auch das KG. im Recht S. 647; IW. S. 789 Anm. 6; Kipp, 
DIZ. S. 1026, und Güthe in JMBL. S. 748 und in Gruchot 59, 29). 
Demgegenüber kann der Umſtand, daß der abweſende Geſellſchafter 
bei der Prozeßführung nicht mitzuwirken imſtande iſt, nicht für 
ausſchlaggebend erachtet werden. Es liegt in der Natur dieſer 
Geſellſchaftsform, daß jeder Geſellſchafter, ſoweit er nicht ausdrücklich 
davon ausgeſchloſſen iſt, volle Vertretungsbefugnis hat und auch allein 
die Geſellſchaft in rechtsverbindlicher Weiſe verpflichten kann, ſo daß 
auch die übrigen Geſellſchafter perſönlich durch ſeine Erklärungen und 
Handlungen gebunden und verpflichtet werden (§ 128 HGB.). Eine 
Veranlaſſung, von dieſem Grundſatz während der Dauer des Krieges 
eine Ausnahme gerade für die Prozeßführung zu machen, liegt 
nicht vor. 

Der Beſchluß des LG. iſt ſomit gerechtfertigt. Die dagegen 
eingelegte Beſchwerde der Klägerin war daher zurückzuweiſen, und 
zwar gemäß § 97 Z). auf ihre Koſten. (Beſchluß des II. 88. 
des OLS Breslau vom 12. März 1915, 2 W. 29/15.) 


* * 
% 


Zu 8 1 der Bekanntmachung des Hundesrats vom 
7. Auguft 1914 (BGB. 5. 360) über die Geltendmachung 
von Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren 

Wohnſitz haben.“) 

„Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, aber nicht begründet. 
Der Senat nimmt mit dem Vorderrichter an, daß auf Grund der 
Bekanntmachungen des Bundesrats vom 7. Auguſt, 12. Oktober 1914 
und 21. Januar 1915 Gläubiger, die ihren Wohnſitz im Auslande 
haben, wegen vermögensrechtlicher Anſprüche, die vor dem 31. Juli 
1914 entſtanden ſind, die Zwangsvollſtreckung bis zum 30. April 1915 


1) Vgl. Hirſch, JW. 1914, 1003 Ziff. 2. 
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nicht betreiben können. Den entgegenſtehenden Entſcheidungen des 
226. in Hamburg (OLG. 29, 310) und des 13. Senats des KG. 
(ROBL. 1915, 6) iſt nicht beizutreten. Gegen die in dieſen Ent⸗ 
ſcheidungen vertretene Auslegung ſpricht der Zweck der Ver— 
ordnungen. Sie ſind ein Gegenzug gegen die im Auslande 
erlaſſenen Moratorien. Da durch dieſe im Inland wohnende 
Gläubiger verhindert werden, ihre ausländiſchen Forderungen beizu⸗ 
treiben, ſo ſollen die im Auslande wohnenden Perſonen verhindert 
werden, ihre inländiſchen Forderungen beizutreiben. Dieſer Zweck 
würde nr unvollkommen erreicht, wenn nur die Geltendmachung im 
Prozeſſe, nicht aber die in der Vollſtreckungsinſtanz verſagt würde. 
Der Zveckbeſtimmung entſpricht nur die Auslegung, daß dem im 
Auslande wohnenden Gläubiger der Rechtsſchutz zeitweiſe überhaupt 
zu verſagen iſt. Es iſt auch nicht zuzugeben, daß der Wortlaut 
der Bekanntmachung dieſer Auslegung entgegenſtände. Auch zum 
Betriebe der Zwangsvollſtreckung iſt die Inanſpruchnahme gerichtlicher 
Organe, zu denen auch der Gerichtsvollzieher gehört, er⸗ 
forderlich, und die Inanſpruchnahme dieſer Organe bedeutet deshalb 
auch eine Geltendmachung des Anſpruchs vor inländiſchen Gerichten. — 
Danach iſt die Beſchwerde zurückzuweiſen ....“ (Beſchluß des KG. 
vom 20. März 1915, 8 W. 972/15)2) 


Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


* * 
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Wird die Alageforderung anerkannt und ſo dann 

dahlungsfriſ beantragt, fo bildet die Verhandlung 

hierüber keinen beſonders zu bewertenden Teil des 
Streitgegenſtandes. 


Der Beklagte hat den Klageanſpruch anerkannt und um Be⸗ 
willigung einer Zahlungsfriſt gebeten. Klägerin hat widerſprochen. 
Sie hat ſodann Feſtſetzung des Objektes für die Verhandlung über 
den Stundungsantrag beantragt. Das LG. hat den Antrag abgelehnt, 
weil die Verhandlung über das Stundungsbegehren durch die Gebühren 
der Hauptſache abgegolten werde. Die Beſchwerde hiergegen iſt nicht 
begründet. Nach § 16 GKG. erfolgt die Feſtſetzung des Streitwertes, 
ſofern ſie nach der Natur des Streitgegenſtandes oder durch den 
Antrag einer Partei erforderlich wird. Nach §§ 8, 12 GG., 
89 9, 10 Rach d. werden die Gerichts- und Anwaltsgebühren nach dem 
Werte des Streitgegenſtandes und für Akte, die nur einen Teil des 
Streitgegenſtandes betreffen, nach dem Werte dieſes Teiles erhoben. 
Daher iſt Feſtſetzung des Wertes des Stundungsbegehrens nur 
erforderlich, wenn dieſes allein den Streitgegenſtand bildet oder 
wenn es ein Teil desſelben neben dem Klageanſpruche iſt. Die 
Frage, was den Streitgegenſtand bildet, iſt beftritten, jedoch herrſcht, 
ſoweit erſichtlich, darüber Einigkeit, daß der Klageantrag ohne Rüd: 
ſicht auf die Kechts verteidigung des Beklagten den Streitgegenſtand 
begrenzt. Unter Zugrundelegung dieſer Auffaſſung hat der Senat 
nach abermaliger Prüfung die Frage, ob ein Antrag auf Bewilligung 
einer Zahlungs friſt gemäß § 1 BO. vom 7. Auguſt 1914 einen Teil 
des Streitgegenſtandes bildet, aus folgenden Erwägungen verneint: 
Die Stundung wird nicht mittels Widerklage ($ 11 GRG.), ſondern 
mittels Inzidentantrages begehrt. Der Stundungsantrag iſt kein 
Anſpruch im Sinne des $ 253 ZRO., denn weder iſt er ein Anſpruch 
nach 8 194 BEB,, weil der Beklagte ein Tun des Richters, nicht 
des Gegners begehrt, noch ein ſogenannter Rechtsſchutzanſpruch, denn 
der Schuldner hat nach der Berordnung kein Recht auf richterliche 
Bewilligung einer Zahlungsfriſt. Das Stundungsbegehren ift viel 
mehr ein prozeſſualer Rechtsbehelf, der einem Antrage auf Bewilligung 
— — 

) Der erkennende 8. ZS. iſt der für die Entſcheidung aller 
Nobiliarvollſtreckungsbeſchwerden (mit Ausnahme der Offenbarungseids— 
beſchwerden) zuſtändige Senat des KG. 
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einer Räumungsfriſt ($ 721 ZPO.) oder einem Antrage auf einſt⸗ 
weilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ähnlich iſt. Hiermit im 
Einklange ſteht es, worauf Erlanger in JW. 1915, 71 mit Recht 
binweift, daß das EGZBO. die früheren Befugniſſe des Gerichts, 
bei der Verurteilung Zahlungsftiſten zu gewähren, zu den prozeſſualen 
Vorſchriſten rechnet (§ 14 Abſ. Lund 2 Nr. 4 EG 38 O.), denn dieſer 
Umſtand läßt darauf ſchließen, daß auch $ 1 VO. vom 7. Auguſt 1914 
eine prozeßrechtliche Vorſchrift und der Stundungsantrag ein prozeſſualer 
Rechtsbehelf iſt. Da hiernach das Stundung begehren weder den 
Streitgegenſtand noch einen Teil desſelben bildet, iſt eine Feſtſetzung 
ſeines Wertes im vorliegenden Falle nicht erforderlich. (Beſchluß 
des 18. 3 S. des KG. vom 12. April 1914, 13 W. 1130/15.) 
Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Redlich. 
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Wer iſt Vertreter im Sinne der Bundesrats verordnung 
vom 14. Januar 19157 


Die in der Beſchwerde geltend gemachte Auffaſſung, daß unter 
„Vertreter“ im Sinne des § 4 der Bundesratsverordnung vom 
14. Januar 1915 nur ein ſolcher zu verſtehen ſei, der, entſprechend 
dem § 1 dieſer Verordnung von dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts 
oder dem Kriegsteilnehmer beſtellt worden ſei, trifft nicht zu. Aus 
dem Zuſammenhange, in dem 5 4 Abſ. 2 Satz 1 der Bundesrats⸗ 
verordnung mit 88 2, 3 des Geſetzes, betreffend den Schutz der infolge 
des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen 
vom 4. Auguſt 1914, ſteht, geht hervor, daß der Ausdruck „Vertreter“ 
im 8 4 Abſ. 2 Satz 1 der Bundesratsverordnung die gleiche Be⸗ 
deutung hat wie in 8 3 Abſ. 2 des erwähnten Geſetzes. Da an 
der zuletzt bezeichneten Stelle der Ausdruck „Vertreter“ ſowohl den 
Prozeßbevollmächtigten des Kriegsteilnehmers als auch eine etwa von 
ihm zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte andere Perſon bezeichnet, 
kann er auch in § 4 Abſ. 2 Satz 1 der Bundesratsverordnung nicht 
anders verſtanden werden. Der Kläger war daher berechtigt, den 
Beklagten zu Händen ſeines Prozeßbevollmächtigten zur Aufnahme des 
Verfahrens zu laden. (Beſchluß des OLG. Breslau vom 16. März 1915. 
8 W. 33/15.) 

Mitgeteilt von Referendar Dr. Fritz Gillis, Oppeln. 
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Preis ſchleudern mit Markenartikeln. 


Dem Antragsgegner iſt es verboten worden, von der Antragſtellerin 
hergeſtellte Waren uſw. zu einem billigeren Preiſe, als dem von 
der Antragſtellerin feſtgeſetzten, zu verkaufen und den Verkauf zu 
billigeren Preiſen öffentlich anzukündigen. 

Entſcheidungsgründe: 

Der Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung iſt nach 
den 53 1, 13, 25 Unl WG. begründet. Er ſetzt voraus, daß der 
Antragsgegner zu Wettbewerbszwecken eine gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlung vorgenommen hat, d. h. eine ſolche, die das 
Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verletzt. Dieſe 
Vorausſetzung trifft hier zu. An ſich liegt zwar darin, daß der 
Antragsgegner die von der Antragſtellerin hergeſtellten Fabrikate 
unter den von dieſer feſtgeſetzten Mindeſtpreiſen verkauft, noch kein 
unlauteres Geſchäftsgebahren im Sinne des 8 1 unlWG. Jeder 
Gewerbetreibende, der nicht durch entgegenſtehenden Vertrag gebunden 
iſt, kann vielmehr kraft der allgemeinen Gewerbefreiheit die ihm 
gehörigen Waren zu dem Preiſe anbieten und verkaufen, der ihm 
gut duͤnkt. Er kann ſie zu niedrigeren Preiſen als ſeine Wettbewerber 
abgeben, ſelbſt wenn dieſe dadurch geſchädigt werden; denn im wirt⸗ 
ſchaftlichen Wettkampf iſt niemand verpflichtet, ſein eigenes Intereſſe 
einem fremden hintenanzuſetzen (vgl. RGRKom. zu § 826 Anm. 5 


und S. 800; NG. 63, 394). 
59 
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Ein Verſtoß gegen die guten Sitten im Sinne des 8 1 Unl WG. 
iſt dagegen gegeben, wenn der Antragsgegner die Waren, die er zu 
einem niedrigeren als dem von der Antragſtellerin vorgeſchriebenen 
Preiſe verkauft, auf unlautere Weiſe erlangt hat. Dies iſt dann der 
Fall, wenn er durch planmäßige fortgeſetzte Ausnutzung fremder 


Vertragswidrigkeit ſich die Waren verſchafft hat, um ſie nun zum 


Schaden aller vertragstreuen Zwiſchenhändler billiger anzubieten. 
Dieſe, die nach ihren Abmachungen mit dem Fabrikanten nur zu 
einem beſtimmten Mindeſtpreiſe verkaufen dürfen, ſind nicht in der 
Lage, mit der gleichen, im Konkurrenzkampf ſonſt gebotenen Maßregel 
der Preisherabſetzung zu antworten, wenn ſie nicht vertragsuntreu 
werden ſollen. Nutzt nun der Dritterwerber den Vertragsbruch ſeines 
Lieferanten aus, um aus ihm zum Nachteil der vertragstreuen Ab⸗ 
nehmer einen dauernden Gewinn zu ziehen, ſo tut er etwas, was 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden, insbeſondere 
den Anſchauungen eines reblichen Geſchäftsmannes widerſpricht. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob der Vertragsbruch, aus dem 
er ſeinen Vorteil zieht, von ſeinem unmittelbaren 
Lieferanten oder bereits von einem Zwiſchenhändler 
begangen iſt; die unſittliche Ausnutzung der Vertrags⸗ 
untreue bleibt dieſelbe. (Vgl. Entſcheidungen des KG. und 
OLG. Jena in „Markenſchutz und Wettbewerb“ XIII. S. 2056; 
RS. in Zeitſchrift für Induſtrierecht, 9. Jahrg. S. 35; OLG. Kiel 
in Sachen Penidze gegen Pahlke, U. II. 176/14; Roſenthal, 
Kommentar zum Wettbewerbsgeſetz 8 1, Note 121—123.) Die vom 
Vorderrichter angeführten Reichsgerichtsurteile — NG. 78, 14 und 
JW. 1910, 705 — ſtehen nicht entgegen. In ihnen wird allerdings 
ausgeſprochen, daß nicht jede wiſſentliche Beteiligung an der Vertrags⸗ 
verletzung eines Dritten einen Verſtoß gegen die guten Sitten bildet. 
Es wird dann aber hinzugefügt, daß beim Hinzutreten beſonderer 
Umſtände ein derartiger Verſtoß begründet ſein könne. Ein beſonderer 
Umſtand liegt aber auch in der wiederholten Benutzung einer 
freiwillig gebotenen Gelegenheit zur Beteiligung an einem Vertrags⸗ 
bruch, im Gegenſatz zu einem einzelnen Fall einer wiſſentlichen 
Ausnutzung fremder Vertrags widrigkeit. 

Im vorliegenden Fall iſt nun glaubhaft gemacht, daß der 
Antragsgegner ſich die Naben der Antragſtellerin durch wiederholte 
Ausnutzung fremden Vertragsbruchs verſchafft hat. Nach dem Tat⸗ 
beſtand des angefochtenen Urteils hat er ausdrücklich zugeſtanden, 
daß ihm der Inhalt der von der Antragſtellerin ihren Abnehmern 
auferlegten Verpflichtungen bekannt ſei und er ſich auch darüber klar 
ſei, daß nur Vertragsbrüchigkeit irgendeines Abnehmers ihn in den 
Stand ſetze, die Ware zu einem beſonders billigen Preis einzukaufen. 
Daß er etwa durch Aufläufe in Konkurſen in die Lage verſetzt worden 
ſei, ohne Beteiligung an vertragswidrigem Verhalten anderer ſo billig 
einzukaufen, hat er ſelbſt nicht behauptet. 

Der Antragsgegner ſetzt ſeine Preisunterbietungen auch jetzt noch 
fort. Seine Weigerung, ſeinen jetzigen Lieferanten zu nennen, recht⸗ 
fertigt den Schluß, daß er auch in Zukunft die Fabrikate der Antrag⸗ 
ſtellerin auf dem unlauteren Wege bewußter Ausnutzung fremder 
Vertragswidrigkeit ſich zu verſchaffen gedenkt, um dann zu dem 
billigen Preiſe verkaufen zu können. Für dieſe Abſicht ſpricht auch 
ſeine eigene Angabe, er könne überhaupt nicht die Preiſe der Antrag⸗ 
ſtellerin innehalten, wenn er nicht ſeine Kundſchaft verlieren wolle. 
(uuteil des OLG. Kiel vom 23. Juli 1914, U. I 206/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Anmerkung des Einſenders: In dieſem dankenswerten 
Erkenntnis hat das OLG. Kiel ſcharf und klar in richtiger Erfaſſung 
des gewaltigen wirtſchaftlichen Bedürfniſſes die Materie des Preis⸗ 
ſchleuderns mit Markenartikeln behandelt und ſie zu einer praktiſch 
brauchbaren Löſung geführt. Die bisherige RNechtſprechung zu dieſer 
Benge habe ich in JW. 1915, 227 mſammenfaſſend dargelegt. In⸗ 
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zwiſchen ift in JW. 1915, 292 ein Urteil des HanſO 2G. veröffentlicht 
worden, das den Eindruck erweckt, als ob jegliche Preisſchleuderei 
mit Markenartikeln als erlaubt bezeichnet werden ſolle. Demgegenüber 
iſt zu betonen, daß der vom HanfDLG. entſchiedene Fall geſondert 
lag. Immerhin hat das HanſdsG. die Materie nicht erſchöpfend 
behandelt. Es beruft ſich auf ein — überholtes — Urteil des RG. 
aus 1904, während ſpätere Entſcheidungen, namentlich RG. in 
JW. 1906, 15; RE. in Gewnſchutz 1910, 86; RG. 81, 91 ent⸗ 
gegenſtehen. Ein nicht veröſſentlichtes Urteil des RG. aus 1906 
(VI 489/06) erklärt in Beſtätigung des Urteils des KG., 19 U. 2260/06, 
welches den Schleuderer verurteilte: „Zutreffend hat das Berufung 
gericht dargelegt, daß das Intereſſe der Fabrikanten an der Aufrecht⸗ 
erhaltung des eigenen Betriebes erfordert, jedem Verkauf der Marken⸗ 
artikel unter dem feſtgeſetzten Mindeſtpreiſe mit Nachdruck entgegen⸗ 
zutreten.“ — Mit dem allgemeinen Hinweiſe des HanfDLG. auf 
eine — mißverftandene — „Gewerbefreiheit“ ſind die in Betracht 
kommenden Fragen nicht zu löſen Dr. Roſenthal. 


Landgerichte. 


Unterbrechung des Verfahrens, wenn beide Parteien 
Ausländer find?!) 

Der Beklagte hatte geltend gemacht, daß das vor Kriegsbeginn 
eingeleitete Verfahren gemäß der Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 7. Auguſt 1914 (RGBl. S. 360) unterbrochen ſei, weil der 
Kläger im Auslande wohne. 

Der Kläger behauptete, dieſe Bekanntmachung äußere im vor⸗ 
liegenden Fall keine Wirkſamkeit, weil der Beklagte ebenfalls 
Schweizer ſei und in der Schweiz kein Moratorium mehr beſtehe. 
Er bezog ſich auf einen Aufſat in JW. 1915, 208. 

Dieſe Auffaſſung des Klägers iſt unzutreffend. Nach dem Wort⸗ 
laut der Bekanntmachung werden alle Rechtsſtreitigkeiten, die beim 
Inkrafttreten der Bekanntmachung anhängig waren, unterbrochen, 
ſofern der Kläger ſeinen Wohnſitz im Ausland hat (abgeſehen von 
beſtimmten Ausnahmen, die hier unbeſtritten nicht vorliegen). Wo 
der Beklagte ſeinen Wohnſitz hat und welche Staatsangehörigkeit 
er beſitzt, iſt gleichgültig. 

Es mag fein, daß der Zweck der Bekanntmachung nur der iſt, 
Zahlungen an diejenigen Länder zu verhindern, in denen auch 
Deutſchland gegenüber ein Moratorium beſteht, und daß es unbillig 
wäre, Zahlungen nach dem neutralen Ausland im Wege der Unter⸗ 
brechung von RNechtsſtreitigkeiten zu unterbinden, wenn dieſes ſelbe 
Ausland Klagen Deutſcher gegen ſeine eigenen Angehörigen zuläßt. 
Solche etwaigen Unbilligkeiten zu beſeitigen, iſt jedoch nicht das 
Gericht im Wege willkürlicher Auslegung befugt, ſondern die Bekannt- 
machung des Bundesrats ſchreibt den in ſolchen Fällen zuläffigen 
Weg ſelbſt vor, indem fie den Reichskanzler befugt, im Einzelfalle 
Ausnahmen zuzulaſſen. 

Im vorliegenden Fall dürfte ein Anlaß zu einer ſolchen Aus⸗ 
nahme auch nach der Anſicht des Verſaſſers des Aufſatzes in 
JW. 1915, 2082) nicht vorliegen, da der Beklagte in Deutſchland 
ſeinen Wohnſitz hat. Auch Ausländer, die in Deutſchland wohnen, 
ſollen gegen den Zugriff ihrer im Ausland wohnenden Gläubiger 
geſchützt und ſo der Abfluß deutſchen Geldes ins Ausland verhindert 
werden. Das Verfahren iſt daher unterbrochen. (urteil des LG. 
Düſſeldorf vom 12. März 1915, 4 O. 158/14.) 

Mitgeteilt von Dr. Sartorius, Düſſeldorf. 


1) Vgl. Fürnrohr, JW. 1915, 208; Steffens „a. O. S. 281; 
Rothbarth, Cohn, Haberſtumpf, Reichel a. a. O. S. 291. 


5) Fürnrohr. 
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44. Jahrgang. 


Rechts hilfe zwiſchen ordentlichen Gerichten und Briegs- 
gerichten in Zivilprozeſſen. 

Einem zu einem mobilen Truppenteile gehörenden Soldaten iſt 
uneheliche Vaterſchaft angekündigt worden, die er wegen des zu 
erbringenden Exzeptionsbeweiſes beſtreitet. Der Exzeptionszeuge 
gehört ebenfalls einer mobilen Truppe an und kämpft an der Front. 
Es war alſo Berluft des Beweismittels zu beſorgen. Um ein für 
den Beweis ſicherungsantrag zuſtändiges inländiſches Gericht zu be 
gründen ($ 486 38 O.), wurde gleichzeitig gegen die Kindesmutter 
negative Feſtſtellungsklage bezüglich der im 8 1715 BGB. enthaltenen 
Anſprüche erhoben und der Antrag geſtellt, den Zeugen im Beweis⸗ 
ſicherungsverfahren durch Erſuchen eines Kriegsgerichts vernehmen 
zu laſſen. 

Das Amtsgericht wies den Beweisſicherungsantrag zurück, da 
als „erſuchtes Gericht“ gemäß § 158 GG. nur ein Amtsgericht in 
Frage komme und die Beweisaufnahme durch das Kriegsgericht daher 
unzuläſſig ſei. 

Der Beſchwerde wurde ſtattgegeben. Das Landgericht führt aus: 
„Der Vorderrichter irrt darin, daß das ‚andere Gericht‘ ein Amts⸗ 
gericht — $ 158 GVG. — fein müſſe. Die ZPO. bietet für dieſe 
Annahme keinerlei Grundlagen. Es genügt, daß ein deutſches Gericht 
in Betracht kommt. Nach § 1 Nr. 1 des Reichsgeſetzes betr. die 
freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer 
und Marine vom 28. Mai 1901 (RGBl. 185) ſind im Felde beim 
Heer hinſichtlich der im 8 1 Nr. 1, 6, 7, 8 MStGd. vom 1. De 
zember 1898 bezeichneten Perſonen auch die Kriegsgerichtsräte und 
Oberkriegsgerichtsräte zuſtändig ‚für die Erledigung von Erſuchen um 
Kechtshilſe, jedoch unbeſchadet der Vorſchriften des § 13 EEHNSISD.‘ 
Da ganz allgemein hier von ‚Erfuchen um Rechtshilfe“ die Rede ift, 
find darunter nicht bloß Erſuchen in freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
ſondern auch Erſuchen in anderen bürgerlichen Rechtsſachen, alſo 
insbeſondere auch in der ſtreitigen Zivilgerichtsbarkeit zu verſtehen 
(vgl. Delius, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens S. 12 und 13). 
Das Amtsgericht hat deshalb den zuſtändigen Kriegsgerichtsrat oder 
Oberkriegsgerichtsrat um die Vernehmung des Zeugen zu erſuchen 
und war dementſprechend anzuweiſen.“ (Beſchluß des LG. Wiesbaden 
vom 17. April 1915. 8 T 172/15.) 

Rechtsanwalt Dr. Wieſenthal, Bad Homburg v. d. Höhe. 


Anmerkung des Einſenders: Nach diesſeitiger Anſicht iſt 
der Antrag außerdem auch auf Grund des Bundes⸗ (ſpäteren Reichs-) 
Geſetzes betr. Gewährung von Rechtshilfe vom 21. Juni 1869 
(RGBL. 305) gerechtfertigt (vgl. auch Delius a. a. O. S. 51, 59, 60). 


Literaturbeſprechungen. 


Jaeckels Kommentar zum Zwangsverſteigerungsgeſetz. Fünfte 
Auflage, bearbeitet und herausgegeben von Dr. Georg 
Güthe, Geheimem Juſtizrat und vortragendem Rat im 
preußiſchen Juſtizminiſterium. Berlin 1915. Franz Vahlen. 

Es iſt dies die dritte Bearbeitung des Werks durch Güthe, die 
erſte erſchien — nach dem Tode Jaeckels — 1909. Durch die neue, 
verkürzte Faſſung des Titels will Güthe — nach dem Vorwort — 
den Anteil Jaeckels an dem Buche ſchärfer hervortreten laſſen; das 
keugt von vornehmer Beſcheidenheit; tatſächlich iſt aber nicht zu ber: 
kennen, daß mit jeder neuen Bearbeitung das Eigenſte Güthes mehr 
und mehr in den Vordergrund tritt. Wäre das anders, ſo würde 
die Gefahr der Veraltung naheliegen. Das Werk ſteht aber nach 
wie vor in jeder Beziehung auf ragender Höhe. 

Es könnte befremdlich erſcheinen, daß eine Rechts materie mit 
ſo hervorragend juriſtiſchem Inhalt fo wenig ſyſtematiſche Bearbeitung 
erfahren hat und daß — ſoweit bekannt — ſich noch kein Theoretiker 
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einer ſolchen Bearbeitung unterzogen hat. Selbſtverſtändlich fehlt es 
unſeren Theoretikern nicht an dem erforderlichen juriſtiſchen Scharf⸗ 
finn, noch weniger an der Kunſt wiſſenſchaftlicher Syſtematik; was 
ihnen aber abgeht und abgehen muß, iſt die gerade hier unbedingt 
notwendige plaſtiſche Anſchauung des Stofflichen, das Erleben 
der Tatbeſtände. Nur wer dem den Rechtsnormen zugrunde 
liegenden, durch die Vielgeſtaltigkelt des immobiliaren Güterverkehrs 
komplizierten Stoff Auge in Ange gegenübergeſtanden, wird Interpret 
des Zwangsverſteigerungsgeſetzes ſein können. In dieſem unmittel⸗ 
baren Erſchauen des Stofflichen und feiner klaren Herausarbeitung 
liegt einer der Hauptvorzüge des Jaeckel⸗Gütheſchen Kommentars. 
Es iſt überflüſſig, dies durch Beiſpiele zu belegen; doch ſei auf die 
Erläuterungen zu 8 112 (Verteilung des Geſamterlöſes auf die 
Grundſtücke, die auf Grund eines Geſamtgebotes zugeſchlagen ſind) 
und im Zuſammenhang hiermit auf die Erläuterungen zu § 122 
(Verteilung des Geſamtanſpruchs auf die Einzelerlöſe) verwieſen. — 
Hand in Hand mit dem klaren Blick für das Tatſächliche geht die 
ſtreng juriſtiſche Erfaſſung der Probleme, die Schärfe der Kon⸗ 
ſtruktionen und die Aufdeckung des inneren Zuſammenhanges der 
Geſetzesbeſtimmungen. Es bietet für den Praktiker, Richter oder 
Anwalt, der von Berufs wegen ſich mit der Materie zu befaſſen hat, 
ſchließlich keine beſonderen Schwierigkeiten, eine oder die andere 
Frage monographiſch zu erörtern; ſie alle aber in ihrer Geſamtheit 
zu beherrſchen, ihnen in allen Veräſtelungen und Verzweigungen ein⸗ 
dringlich nachzugehen, iſt eine Aufgabe, die nur von wenigen gelöft 
werden kann und im vorliegenden Kommentar reſtlos gelöft iſt. 
Dabei kam Güthe ein Umſtand zuſtatten: Das Zwangsverſteigerungs⸗ 
recht iſt die prozeſſuale Kehrſeite des materiellen Liegenſchaftsrechts; 
nur wer dieſes beherrſcht, wird jenem gewachſen fein. Die Quali⸗ 
fikation Güthes für das Liegenſchaftsrecht beweiſt aber ſein allſeitig 
anerkannter, die Praxis beherrſchender Kommentar zur Grundbuch⸗ 
ordnung. 

Ein Vorzug der neuen Auflage iſt die Kommentierung des die 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung betreffenden Kriegs⸗ 
rechts, die wohl alle Fragen berückſichtigt, die in der Praxis bisher 
aufgetaucht ſind. Beſonders wertvoll ſind hier die Erörterungen 
über den Begriff des Kriegsteilnehmers (nachzutragen iſt hier [zu 
S. 911 Bem. 1 a. E.], daß die Bekanntmachung des Reichskanzlers 
„über die Gegenſeitigkeit im Verhältnis zu Oſterreich⸗Ungarn hin⸗ 
ſichtlich der Kriegsbeteiligten“ inzwiſchen am 4. Februar 1915 erfolgt 
iſt [RG Bl. 70]). 

Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden; nur 
folgende Ausführungen ſeien geſtattet, weil ſie Fragen betreffen, die 
in neuerer Zeit praktiſch geworden ſind. 

Die bekannte Streitfrage, ob der auf Grund feines per ſönlichen 
Anſpruchs das Verſteigerungsverfahren betreibende Hypothekengläubiger 
bei Beſtimmung des geringſten Gebots den Rang der Hypothek in 
Anſpruch nehmen kann, ſo daß dieſe von der Aufnahme in das ge⸗ 
ringſte Gebot ausgeſchloſſen wird, iſt von Jaeckel und Güthe ſtets in 
verneinendem Sinne entſchieden worden. Neuerdings hat ſich das 
Reichsgericht unter Würdigung der Gütheſchen Ausführungen dieſer 
Anſicht angeſchloſſen [RG. 76, 120] ). Das geringſte Gebot iſt ſo 
feſtzuſtellen, wie wenn ein perſönlicher Gläubiger das Verfahren bes 
treibt. Gelangt der Gläubiger zur Hebung, ſo erliſcht inſoweit ſeine 
perſönliche Forderung, und die im geringſten Gebot ſtehende Hypothek 
geht in demſelben Umfange auf den Verſteigerungsſchuldner über, und 
zwar auf Grund des § 1164 BGB.; feine frühere Annahme, daß 
eine Eigentümergrundſchuld nach § 1163 entſtehe, hat Güthe aufs 
gegeben (vgl. 5. Aufl. S. 92, 93). Bei teilweiſer Befriedigung des 
Gläubigers und demgemäß nur teilweiſem Übergang der Hypothek 


iſt übrigens die Beſtimmung des § 1176 BGB. zu beachten. 


1) JW. 1911, 588. 
39 
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Bezüglich der Frage, wie die nicht in das geringſte Gebot 
fallende Auflaſſungsvormerkung zu behandeln, wird die neuerdings 
von Kretzſchmar ?) ſſchon früher von Meiſer] ) vertretene Auffaſſung 
gebilligt, daß der Erlös dem Vormerkungsberechtigten nur inſoweit 
gebührt, als ihm durch die Nichterfüllung ſeines Auflaſſungsanſpruchs 
ein Schaden erwachſen iſt (S 227). Hinzuzufügen iſt aber, daß der 
Schadenserſatzanſpruch nach $ 114 88G. ſpäteſtens im Verſteigerungs⸗ 
termin angemeldet werden muß (Kretzſchmar, IW 1914, 561 und 
Meiſer an der dort zitierten Stelle). 

Daß der Erſteher, der zugleich Gläubiger einer im geringſten 
Gebot ſtehenden Hypothek iſt, ſeinen perſönlichen Anſpruch gegen den 
Verſteigerungsſchuldner verliert, wird in Übereinftimmung mit RG. 
vom 6. April 1914 [jetzt Bd. 84, 378“) angenommen (S. 249 III I). 

Dankenswert wäre es, wenn Güthe in einer neuen Auflage die 
Geſtaltung der nichtvalutierten Grundſchuld in der Zwangs⸗ 
verſteigerung eingehender erörtern würde (S. 233). Die aus der 
Auffaſſung des NG. über das Weſen der nichtvalutierten Grundſchuld 
ING. 78, 60] 5) ſich ergebenden Fragen find in neuerer Zeit mehrſach 
behandelt worden,) ohne daß eine vollſtändige Klärung erzielt 
worden wäre. 

Ein Stiefkind des Rechts,“) das fo wichtige Inſtitut der Aus⸗ 
bietungsgarantie, hat auch in der vorliegenden Auflage keine Be: 
handlung gefunden; fie intereſſiert freilich den Verſteigerungsrichter 
nicht, gehört aber dem materiellen Zwangsverſteigerungsrecht an. Es 
wäre ein verdienſtvolles Werk Güthes, wenn er ſich dieſes Inſtituts, 
das — abgeſehen von einem Verſuche des Unterzeichnetens) — noch 
keine wiſſenſchaftliche Bearbeitung gefunden, in einer neuen Auflage 
annehmen würde. f 

Für die Benutzer der fünften Auflage ſei endlich noch hervor⸗ 
gehoben, daß auf S. 841 im 8 12 der preußiſchen allgemeinen Ver⸗ 
fügung vom 8. Dezember 1899 der Abſ. 5 infolge eines offenbaren 
Setzfehlers fortgeblieben iſt. Juſtizrat Stillſchweig. 


Dr. Georg Baum, Rechtsanwalt am Kammergericht Berlin: 
Das vertragliche Wettbewerbsverbot (Konkurrenzklanſel) 
nebſt Kommentar zum Geſetz vom 10. Juni 1914. 
Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 115, 
Berlin 1914, J. Guttentagſche Verlagsbuchhandlung, 231 S. 

Das Buch bietet in feinem Hauptbeſtandteil einen ausgezeichneten 
Kommentar des Geſetzes zur Abänderung der 88 74, 75 und des 
876 Abſ. 1 HGB. vom 10. Juni 1914. 

Der durch ſeine vortrefflichen Arbeiten auf dem Gebiete des 
Rechles des Arbeitsvertrages bekannte Verfaſſer erſchöpft bei der 
Kommentierung der dreizehn neuen die Konkurrenzklauſel der 
Handlungsgehilfen betreffenden Paragraphen das in den Materialien 
vorliegende umfangreiche hiſtoriſche Material ebenſo vollſtändig, wie 
die geſamte Judikatur, wobei ihm insbeſondere ſeine eingehende 
Kenntnis der Praxis bei den Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten (der 
Verfaſſer iſt Leiter des Archives des Verbandes Deutſcher Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte) zuſtatten kommt. Die Anordnung des 
Kommentars mit ſeinen vorzüglich orientierenden Vormerkungen und 
geſchichtlichen Einleitungen zu den einzelnen Beſtimmungen iſt ebenſo 
muſtergültig, wie die zu den Paragraphen gegebene Kaſuiſtik. 

Das Buch enthält nicht nur den Kommentar zu dem am 
1. Januar 1915 in Kraft getretenen, nur die Verhältniſſe der 


2) JW. 1914 S. 561 bis 564. 

3) Gruchots Beitr. 57 S. 564 bis 617, 769 bis 808. 

4) SW. 1914, 694. 

) JW. 1912, 212. 

) IW. 1912, 713; 1914, 605; Kretzſchmar, Z Bl. 13, 1 ff: 
Strohal, Iherings J. 59, 149; Pfäffgen, BIF G. u 115 N 

) Vol Nußbaum, Kechtstatſachenforſchung, S. 18. 

8) SW. 1914 S. 334 bis 341. 


M9. 1915. 
Handlungsgehilſen betreffenden Geſetze; es behandelt, wie fein Titel 
beſagt, das geſamte Gebiet des vertraglichen Wettbewerbe verbotes 
auf hiſtoriſcher Grundlage. Außer dem in der genannten Novelle 
geregelten Wettbewerbsverbot bei den Handlungsgehilfen beſaßt ſich 
der Verfaſſer mit dem Wettbewerbsverbot bei gewerblichen Vetriebs⸗ 
beamten und bringt ſehr dankenswerte Ausführungen über den Begriff 
des Betriebsbeamten, ſowie eine Kommentierung des § 133 f. R&D. 
Es folgen Abſchnitte, die das Wettbewerbsverbot gegenüber anderen 
Arbeitnehmern, das Wettbewerbsverbot außerhalb des Arbeitsvertrages 
(z. B. beim Mietvertrag, bei Kartellen, beim Tarifvertrag) ſowie das 
Wettbewerbsverbot in den freien Berufen (Rechtsanwälte, Arzte, 
Zahnärzte, Patentanwälte, Künſtler) behandeln. 

Ein Anhang über die Geſetzesbeſtimmungen in Oſterreich und 
in der Schweiz iſt dem ungemein reichhaltigen, auf das wärmſte zu 
empfehlenden Werke beigefügt. 

Rechtsanwalt Dr. Hübler, Leipzig. 


Szyja, Landrichter: Das Recht des Erfinders, insbeſondere 
des angeſtellten Erfinders nach dem Patentgeſetzentwurf. 
Veröffentlichungen der Ortsgruppe Breslau des Vereins Recht 
und Wiriſchaft. München und Leipzig, Duncker & Humblot, 
1914. 30 S. 


Der am 11. Juli 1913 im Reich sanzeiger veröffentlichte Entwurf 
eines Patentgeſetzes iſt Gegenſtand eingehendſter Besprechung in zahl⸗ 
loſen Vorträgen und Abhandlungen geweſen. Mit dem Ausbruche 
des Krieges iſt die Reformarbeit ins Stocken geraten. Zu den um: 
ſtrittenſten Punkten gehörte das im Entwurfe neu geregelte Erfinder 
recht. Der Verfaſſer der vorliegenden Arbeit tritt für die Beibehaltung 
des bisherigen Rechts zuſtandes ein. Er wendet fi aus ben in der 
Literatur bereits vorgebrachten Gründen ſowohl gegen die vor⸗ 
geſchlagene Vergütung des angeſtellten Erfinders, wie gegen die ſo⸗ 
genannte Erfinderehre. Neues bringt das Schriſichen nicht. 

Das Zuſtandekommen eines neuen Patentgeſetzes wird übrigens, 
wenn nach Beendigung des Krieges die Neformarbeit wieder auf: 
genommen werden wird, in Frage geſtellt, wenn der Zankapfel de; 
Angeſtellten⸗Erfindung in den Vordergrund gerückt wird. In der 
Praxis kommt dieſer Frage durchaus nicht die Wichtigkeit zu, wie 
es nach der Flut von Streitſchriften und der Heftigkeit des Agitations⸗ 
kampfes den Anſchein hat und wie es auch der Verſaſſer annimmt. 
So teilt er auf Seite 3 zum Beiſpiel mit, daß ein von ihm genannter 
Schriftſteller die jährliche Streitſumme der Erfindungen, die zwiſchen 
Angeſtellten und Aibeitgebern ſtreitig werden, auf 425 000 000 AM 
angibt. Schlägt man die Abhandlung des Schriftſtellers nach. ſo 
ſieht man, daß dieſer zwar nicht die obige Behauptung aufſtellt, 
aber doch berichtet, daß „nach ſachkundiger Berechnung“ der Wert 
der von Angeſtellten gemachten Erfindungen die oben angegebene 
Summe alljährlich beträgt. Nachdem ich den Autor dieſer „ſach⸗ 
kundigen Berechnung“ ermittelt, ſah ich, daß letztere auf ganz 
phantaſtiſchen Schätzungen beruhte. An obiger Zahl können ruhig 
ein paar Nullen geſtrichen werden. 

Juſtizrat Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 


Dr. Guſtav Fantl: Die volkswirtſchaftlichen Gefahren des 
Buchforderungskredites und ihre Bekämpfung. Wien, 
1914. Sonderabdruck aus der „Allgemeinen Oſterreichiſchen 
Gerichts Zeitung“ Nr. 15, 1914; 34 S. 

Der Verfaſſer berückſichtigt nur öſterreichiſche Verhältniſſe, jedoch 
auch die reichsdeutſche Literatur. Des Referenten Schriſt zu dieſer 
Frage iſt ihm aber entgangen. 

Verfaſſer ſchildert anſchaulich die tieſſtehende Zahlu 5 
. » 5 5 ngömoral 
ie er und das Nichtaufkommen des Kundenakzeptes und damit 

ie Gründe für die Entſtehung des Buchforderungseskomptes. 


1 A4. 725 
4% 11 7 ＋ 


2 
127 
E 


1 


1 = 


it 


— „ 7 // "ME a — — 708 #38 a. 2 rr „ 


„ er „ „„ 7 


171 — „ u 2 


44. Jahrgang. 


Irrtümlich meint er dabei, die nichtakzeptierte Tratte ſpiele im 
Deutſchen Reiche eine große Kolle; ſie ſpielt dieſe nicht in Deutſch⸗ 
land, ſondern in Frankreich. Weſen und Technik des Buchforderungs⸗ 
diskonts ſetzt Verfaſſer als bekannt voraus. Er ſchildert ſogleich 
deſſen wirtſchaſtliche Gefahren bei ſeiner jetzigen Handhabung. Der 
Duchforderungsdiskont verleitet zu Kreditüberſpannung. Verwerfliches, 
oft wohl ſtrafbares Zuſammenarbeiten von Diskonteur und Diskont⸗ 
nehmer, das Berfafler aus der Fülle praktiſcher Erfahrungen heraus 
tefflich ſchildert, führt zu ſchwerer Schädigung der Warenlieferanten. 
Die übrigen, ſchon öfter beſprochenen Nachteile des Geſchäftes werden 
kurz und klar dargelegt. In allen dieſen Ausführungen ſtimme ich 
dem Verfaſſer voll zu. Etwas zweifelnd ſtehe ich den Vorſchlägen 
zur Verbeſſerung dieſer Krebitform gegenüber. 

Für reichsdeutſche Verhältniſſe ergibt ſich aus dieſer Schrift 
folgende Nutzanwendung: In Oſterreich wird der Buchforderungs⸗ 
eskompt als notbürftiger und bedenklicher Erſatz für den mangelnden 
Akheptkredit angeſehen. Da der Kundenwechſel bei uns eingebürgert 
iſt, haben wir gar keinen Anlaß, eine ſchlechtere Kreditform daneben 
auszubauen. 

Geſchrieben im Felde. 


A. H. Hübner: Lehrbuch der forenſiſchen Pſychiatrie. Bonn, 
A. Markus & E. Webers Verlag. Preis broſch. 26 M, 
geb. 28 &. 

Wir beſitzen nunmehr eine ganze Fülle von Darſtellungen und 
Lehrbüchern der forenſiſchen Pſychiatrie. Ihrer Mehrzahl, wie den 
jenigen von Cramer, Hoche, wie den Darſtellungen der gerichtlichen 
Pſychiatrie in den Lehrbüchern der gerichtlichen Medizin, fo bei 
Straßmann, Schmidtmann, kann man das Prädikat vortrefflich 
gern zuerteilen. Dieſen bewährten Lehr⸗ und Handbüchern hat nun 
der Bonner Piychiater Hübner eine neue umfaſſende Bearbeitung 
des Gegenſtandes hinzugefügt. Auch dieſes jüngſte Lehrbuch weiſt 
ganz unverkennbare Vorzüge auf. Der Verfaſſer baut ſein Werk auf 
dem Fundament einer eignen, reichen Erfahrung auf. Man empfindet 
bei der Lektüre, daß der Verfaſſer ſich immer bewußt iſt, welche 
Fragen der von uns zu beratende Juriſt an den Mediziner zu ſtellen 
hat. So ſteht denn das Poſtulat des Rechts überall im Vorder⸗ 
grunde, und in der Tat dürfte es kaum eine einzige Rechtsfrage an 
den Psychiater geben, die das Hübnerſche Buch nicht beantwortet. 
Das Diſziplinarrecht, die Militärſtrafgeſetzgebung, die modernen Ber: 
ſicherungsgeſetze erfahren eine ebenſo gründliche Berückſichtigung wie 
das geſamte Straf: und Zivilrecht. Auch das Beamten⸗Penſionsgeſetz, 
die Gewerbeordnung, das internationale Straf: und Privatrecht, die 
weientlihen Beſtimmungen des öſterreichiſchen Rechtes haben ihre 
Stelle gefunden. Das Buch iſt glücklicherweiſe mit Kaſuiſtik nicht zu 
ſehr überlaſtet, ſo daß der ſyſtematiſchen und kritiſchen Darſtellung 
des Gegenſtandes ausgiebig Raum geblieben iſt. Es verſteht ſich 
wohl von ſelbſt, daß der Verfaſſer auch unſere künftige Strafgeſetz⸗ 
gebung und ihrer gegenwärtigen großen Reformierung eingehend und 
kritiſch Rechnung trägt. Der Referent darf hinzufügen, daß er ſich 
faft durchgehends mit den Ausführungen des Verfaſſers, ſoweit fie 
kritiſchen und infiruftiven Charakters find, in Übereinſtimmung bes 
findet, vielleicht mit der einzigen Ausnahme, daß Referent nicht der 
Anſicht iſt, der Sachverſtändige müſſe in jedem Falle der Begut⸗ 
achtung zu einer beſtimmten Diagnoſe kommen. Lehrt doch die Er⸗ 
fahrung, daß grade die Stellung einer beſtimmten Diagnoſe in einem 
ſorenfiſchen Gutachten oft genug der kritiſche Angriffspunkt des Gut⸗ 
achtens iſt, der ſo den Anlaß zu Kontroverſen gibt, die ihrerſeits den 
Wert des ganzen Gutachtens und ſeiner Schlußfolgerungen in den 
Augen des Richters zu erſchüttern geeignet ſind. Dabei ſoll natürlich 
nicht geſagt werden, daß die Stellung einer Diagnoſe, wo ſie möglich 
iſt, umgangen werden fol. Das eigne wiſſenſchaftliche Bedürfnis 
des Gutachters wird ihn veranlaffen, eine beſtimmte Diagnoſe doch 


Prof. Dr. Heinrich Hoeniger. 
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auszuſprechen, wo er es zweifelsfrei kann und darf. Der Schwer⸗ 
punkt des forenſiſchen Gutachtens wird aber immer in der qualitativen 
und quantitativen Abwägung der geſamten Krankheitserſcheinungen 
für die Rechtspflege zu ſuchen ſein. Die Hauptabſchnitte des Buches 
ſeien kurz aufgezählt: 1. Pſychologiſche Einleitung, 2. Allgemeine 
Symptomatologie, 3. Körperliche Symptome, 4. Die Obduktion und 
ihre Ergebniſſe, 5. Die Bedeutung der erblichen Belaſtung, 
6. Simulation und Diſſimulation, 7. Krankheitsbedingungen. Dann 
folgen die Hauptabſchnitte: Strafrecht, Strafprozeßordnung, Militärs 
Strafgeſetzbuch, Preußiſches und Deutſches Diſziplinarrecht, Zivilrecht, 
Keichsverſicherungsordnung und ſpezielle Pſychiatrie. 

Die einſchlägige Literatur iſt ausgiebig angeführt und gewürdigt. 
Ein erſchöpfendes Namen⸗ und Sachregiſter ſchließen das Hübn er ſche 
Buch, dem Referent den wohlverdienten Erfolg herzlich wünſcht. Das 
Buch iſt ein treffliches Nachſchlagebuch auch für den erfahrenen Sad: 
verſtändigen und kann zugleich für das ſchwierige Gebiet der foren ſiſchen 


Psychiatrie auf das Beſte vorbereiten. 
Gerichtsarzt Dr. H. Marx, Berlin. 


Rahel Hirſch: Unfall und innere Medizin. Berlin, Julius 
Springer, 1914; 106 S. 

Für die oſt ſchwierige Frage über den Zuſammenhang innerer 
Krankheiten mit vorangegangenen Verletzungen hat Rahel Hirſch in 
ihrer von F. Kraus mit einem Vorwort verſehenen Schrift wertvolle 
Beiträge geliefert, die im weſentlichen auf Beobachtungen aus der 
zweiten mediziniſchen Klinik der Univerſität Berlin beruhen. Es wird 
beſonders die Bedeutung des „Trauma“ für Herzmuskelerkrankungen, 
Herzklappenfehler, Schlagaderverhärtung, Lungentuberkuloſe, Lungen⸗ 
entzündung, Magengeſchwür und Magenkrebs, bösartige Blutarmut 
und Weißblüͤtigkeit ſowie Zuckerkrankheit behandelt. Während im 
allgemeinen die Verfaſſerin bei der Annahme eines urſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen Unfall und Krankheit eine den Verletzten 
günſtige Betrachtungsart erkennen läßt, ſteht fie auffälligerweiſe für 
die Zuckerkrankheit auf einem dem Referenten nicht berechtigt 
erſcheinenden ſcharf ablehnenden Standpunkt. Obwohl nähere Angaben 
darüber nicht vorliegen, gewinnt man den Eindruck, daß die Gut⸗ 
achten im weſentlichen abgegeben find auf Grund der Unfalls 
verſicherungsgeſetze und für die entſprechenden Behörden, die ſich 
bekanntlich ſür die Annahme des Zuſammenhanges ſchon mit einem 
gewiſſen Grad von Wahrſcheinlichkeit begnügen. Für die nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder nach dem Haſtpflichtgeſetz zu ent⸗ 
ſcheidenden Rechtsſtreitigkeiten, bei denen ein höherer Grad von 
Sicherheit verlangt wird, würden die Erwägungen der Verfaſſerin 
vielleicht nicht ohne weiteres zutreſſen. 

Gerichtsarzt Geh. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann. 


Militärhinterbliebenengeſez vom 17. Mai 1907 und 
Beamtenhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 nebſt 
dazugehöriger Begründung, Ausführungsbeſtimmungen, An⸗ 
merkungen, Beiſpielen und Tabellen über Witwen⸗ und 
Waiſengeld. Stuttgart, Verlag von J. Heß, 1914. 

Die neue Ausgabe dieſer beiden, durch den Krieg ſo wichtig 
gewordenen Geſetze bringt neben den einzelnen Beſtimmungen die auf 
ſie bezüglichen Teile der Begründung ſowie der preußiſchen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, außerdem eine Reihe von klar gefaßten 
Beiſpielen und Tabellen für die Berechnung der Witwen⸗ und 
Waiſengelder. Sie bietet ſomit ein ziemlich lückenloſes Bild des 
geſetzlichen Materials über die ſtaatliche Fürſorge für die Hinter⸗ 
bliebenen der Militärperſonen und Beamten. 

Dort, wo einzelne Bundesſtaaten in ihren Ausführungs⸗ 


beſtimmungen von den preußiſchen Vorſchriften abweichen, iſt dies 
in beſonderen Anmerkungen hervorgehoben. Außerdem enthalten dieſe 
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Anmerkungen wertvolle Hinweiſe auf die zur Ergänzung der erläuterten 
Geſetze dienenden Vorſchriften des Offiziers⸗Penſionsgeſetzes, des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes und des Reichsbeamtengeſetzes. Zum 
Teil ſind dieſe Vorſchriften mit abgedruckt. Dagegen bieten die An⸗ 
merkungen, dem Zwecke des Buches entſprechend, das nur einen 
knappen Abriß des Stoſſes geben will, keinen Hinweis auf die 
i en umfangreiche Rechtſprechung, ohne deren Heranziehung für 

en Anwalt die ſachgemäße Bearbeitung einſchlägiger Fälle kaum 
möglich ſein wird. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 


Dr. Hugo Krüger, Profeſſor: Leitfaden zur Aufertigung 
bürgerlich ⸗ rechtlicher Klauſurarbeiten. Leipzig. Otto 
Mennig 1914. 


Dr. Weinmann, Amtsrichter: Klanſurarbeitenpraktikum für 
das Aſſeſſorexamen. Eine Sammlung von ausgearbeiteten 
Beiſpielen aus den verſchiedenſten Rechtsgebieten mit Akten⸗ 
auszug und Beſprechung. Hannover. Helwingſche Verlags⸗ 
buchhandlung 1914. 


Die Anfertigung der Klauſurarbeiten macht den Kandidaten 
Schwierigkeiten. Namentlich wiſſen die Rechtskandidaten, falls fie 
nicht in den praktiſchen Ubungen die nötige Kenntnis und Gewandt⸗ 
eit erlangt haben, ſich keinen Rat, wie fie den Rechtsfall zu 
earbeiten haben. Sie mögen aber bedenken, daß methodiſche Fehler 
die Arbeit praktiſch unbrauchbar machen. Dieſe Fehler zu vermeiden, 
lehrt nun Krüger, indem er an der Hand verſchiedener, ſehr geſchickt 
gewählter, möglichſt viele Rechtsinſtitute umfaſſender Aufgaben den 
Kandidaten des erſten Examens den richtigen Ausgangspunkt zeigt. 
Quae sit actio? Dieſe Fragſtellung lehrte mich mein teurer Lehrer 
E. J. Bekker; und ſo ſtellt auch Krüger die Hauptfrage zur 
Beurteilung: Welchen Anſpruch macht Kläger gegen den Beklagten 
geltend? So Schritt auf Schritt fortſchreitend, immer an der Hand 
des Tatbeſtandes, vor jeder Abſchweifung warnend, lernen wir die 
Entſcheidung des Rechtsfalles finden. Das Studium des Buches 
wird nicht nur den Rechtskandidaten, ſondern auch den Referendaren 
reichen Gewinn bringen. Dieſen ſoll das Weinmannſche Praktikum 
Gelegenheit bieten, ſich die notwendige Sicherheit zur Anferkigung 
einer den Anforderungen des Examens entſprechende Klauſurarbeit 
zu verſchaffen. Zu dieſem Zwecke werden Beiſpiele aus dem Zivil⸗ 
prozeß, Zwangsverſteigerungs⸗, Strafprozeß⸗, Straf-, Grundbuch⸗ und 
dem Geſetz der freiwilligen Gerichtsbarkeit behandelt und namentlich 
die Fehler beſprochen, die bei ſolchen Ausarbeitungen vorkommen 
und erfahrungsgemäß typiſch ſind. Das halte ich für zweckmäßig. 
Die Referendare ſollten dem Verfaſſer auch darin folgen und ſich 
Aktenauszüge, wie er ſie bringt und der Altmeiſter Koch ſchon 
empfohlen hatte, vor Anfertigung ihrer „Referate und Vota“ machen. 


Senats⸗Präſident Dr. Ebert, Berlin. 


E. Wollenburg: Das Kriegsleiſtungsgeſetz vom 13. Juni 1873. 
. Geſetze über die Leiſtungen für die bewaffnete 
acht im Frieden. 
Derſelbe: Fürſorgegeſetzgebung für das Heer, die Marine 
und die Schutztruppe. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1915. 


Der Verfaſſer obiger drei Werke hat in ſorgfältiger Arbeit die 
ſämtlichen, zum Teil mehrfach bis in die jüngſte Zeit veränderten 
Verordnungen und Ausführungsbeſtimmungen den Geſetzestexten bei⸗ 
gefügt; ſolche Beſtimmungen find beſonders zahlreich zu dem Offizier⸗ 
penſionsgeſetz und dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz erlaſſen worden. 
Es wäre zu wünſchen, daß der Verfaſſer in Anmerkungen zu den 
Geſetzestexten auf dieſe Beſtimmungen verwieſen hätte, die manches 
Wichtige enthalten. So würde der Überblick über dieſes auch dem 
Berufsjuriſten fernliegende Gebiet weſentlich erleichtert werden. 
Stammt doch das älteſte der abgedruckten Geſetze, das Quartier⸗ 
leiſtungsgeſetz, aus dem Jahre 1868. Und die Geſetzgebung hat trotz 
des langdauernden Friedens nicht geruht, die Vorſchriften weiter 
auszubauen; ſo haben wir noch aus dem März 1914 die Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats, betreffend Aufwandsentſchädigungen an 
Familien für in das Heer eingeſtellte Söhne. 


Für den berufsmäßigen Rechtsberater am wichtigſten ſind die 
Fürſorgegeſetze, welche in dieſen Tagen wohl dasſelbe Intereſſe 
erwecken wie die ſozialen Verſicherungsgeſetze, da ja die Zahl der 
rentenberechtigten Heeresangehörigen von Monat zu Monat wäch ſt, 
wie auch die der Hinterbliebenen. Zum Studium der Geſetzestexte 
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können wir die Wollenburgſchen Ausgaben empfehlen, zumal ſie den 
Text in der heute gültigen Faſſung wiedergeben. Die den Bänden 
beigegebenen Regifter erleichtern die Auffindung der Geſetzesſtellen 
weſentlich. Rechtsanwalt Stäcker, Ueterſen. 


Dr. Heinrich Pohl, a. o. Profeſſor der Rechte in Greifswald: 
Deutſches Seekriegsrecht. Quellenſammlung mit Sachregiſter. 
Berlin 1915. Karl Heymanns Verlag. Preis 24. 


Das Büchlein enthält eine überſichtliche Zuſammenſtellung der 
dem deutſchen Recht angehörenden ſeekriegsrechtlichen Vorſchriſten, d. h. 
nicht nur der Rechtsquellen ausſchließlich deutſchen Urſprungs, ſondern 
auch der internationalen Verträge, die durch Veröffentlichung im Reichs⸗ 
geſetzblat, bzw. vor 1871 in der Preußiſchen Geſetzſammlung, Beſtand⸗ 
teil des deutſchen Rechts geworden und — trotz mannigfacher Miß⸗ 
achtung durch die Gegenkontrahenten — geblieben ſind. Der Anhang 
bringt das Schlußprotokoll der Londoner Seekriegsrechtskonferenz 
von 1908/09 mit der durch Englands Schuld nicht ratifizierten 
„Erklärung über das Seekriegsrecht“. Fußnoten in geringer Zahl 
geben Hinweiſe auf Literatur, Rechtsquellen und Natifikations⸗ 
erklärungen. Die ſeit dem Druck erfolgten Ergänzungen priſenrecht⸗ 
licher Vorſchriften ſind leicht nachzufügen. Die Sammlung des ver⸗ 
ſtreuten Stoſſes wird jeder damit Befaßte mit Freuden begrüßen. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 


Zur Todeserklärung der Kriegsteilnehmer. Eine 
ganze Reihe von geſetzlichen Vorſchriften und Vertragsbeſtimmungen 
beziehen ſich auf die Regelung des Falles, daß von zwei 
in vertraglichen oder ſonſtigen rechtlichen Beziehungen ſtehenden 
Perſonen die eine ſtirbt. Einer beſonderen Regelung bedürſen hier 
diejenigen Fälle, in denen zwar die Vermutung dafür ſpricht, daß 
der Todesfall eingetreten ſei, in denen ſich aber ein ſtrikter Nachweis 
nicht führen läßt. In Friedenszeiten ſpielen dieſe Fälle keine Rolle, 
eine um ſo größere aber in der gegenwärtigen Kriegszeit. Die Zahl 
der Vermißten wächſt von Monat zu Monat, dazu kommen diejenigen, 
die ſchwer verwundet in feindliche Gefangenſchaft geraten find und 
über deren weiteres Schickſal Nachrichten ausbleiben. 


Das BGB. hat für alle dieſe Fälle die Vorſchrift des § 15, 
wonach der Kriegsteilnehmer für tot erklärt werden kann, wenn 
ſeit dem Friedensſchluſſe drei Jahre verſtrichen ſind. Das Ver⸗ 
fahren iſt durch SS 960 ff. ZPO. geregelt; es dauert unter Umſtänden 
ſehr lange. 

Dieſe Vorſchriften ſind völlig ungenügend; ſie behandeln 
alle Rechts⸗ und Vertragsverhältniſſe gleich, ohne auf ihre Ber 
ſchiedenheit Rückſicht zu nehmen, und werden daher den beteiligten 
Intereſſen nicht gerecht. 

Angenommen, ein Kriegsteilnehmer, der ein großes Einkommen 
hatte, wird vermißt; die Ehefrau muß die teure Wohnung behalten, 
da fie nicht nach 8 569 BGB. kündigen kann. Bis das Verfahren 
nach 9 15 beendet iſt, läuft ſelbſt der längſte Mietvertrag ab. 


Oder es liegt eine offene Handelsgeſellſchaft vor; die Kündigung 
nach $ 131 Ziff. 4 HGB. iſt erſt vier bis fünf Jahre nach Friedenz⸗ 
ſchluß möglich. 

Hier iſt eine Abhilfe dringend erforderlich. Ich will keine feſten 
Vorſchläge machen, ſondern nur zu einer Erörterung der Geſichts⸗ 
punkte auffordern. Meines Erachtens wird man die Fälle nicht 
einheitlich behandeln können, ſondern unterſcheiden müſſen: 


1. den Fall, wo die Regelung den Schutz der Hinter⸗ 
bliebenen bezweckt, z. B. § 569 BGB. Hier müßte eine 
ganz kurze Friſt, vielleicht von einem Jahre, ähnlich wie 
in 8 35 ALR. I, 1, genügen, jedoch nicht vom Friedensſchluß, 
ſondern von der Nachricht der Gefangenſchaft oder 
Vermißtſeins an gerechnet; ö 

2. den Fall, wo die Regelung im Intereſſe der Gegenpartei 
unter Schonung der Intereſſen des Toten, bzw. ſeiner Erben, 
getroffen iſt, z. B. $ 131 HGB., § 727 868.; hier ſcheint 
mir eine Friſt von einem Jahre ſeit Friedensſchluß an⸗ 
gemeſſen; 

8. den Fall, wo die Regelung beſondere Vorſicht im Intereſſe 
des Vermißten erfordert, alſo z. B. in allen familienrechtlichen 
und erbrechtlichen Fällen. Hier könnte es bei der jetzigen 
Regel bleiben. 

Rechtsanwalt Dr. H. Iſay, Berlin. 
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Die Sequefiration deutſcher und öflerr daß der Not irbt od i t 
ungariſcher Vermögen in Frankreich. Über m ee 5 VVu—ln; S. 5 


Zweck dieſer Maßregel iſt in der ſchweizeriſchen Anwaltſchaft ein 
Meinungsaustauſch entſtanden, der von allgemeinem Intereſſe iſt. 
Emige Anwälte vertreten den Standpunkt, die Maßregel habe lediglich 
konſervatoriſchen Charakter; daher ſei der neutralſtaatliche Anwalt 
berechtigt, mit dem franzöſiſchen Zwangsverwalter zu verkehren, für 
ihn zu prozeſſieren, an ihn deutſche Gelder abzuführen uſw. Es 
gewinnt ſogar den Anſchein, als ob einzelne Anwälte gegenwärtig 
mit franzöſiſchen Zwangsverwaltern in großem Stile praktizieren. 
Dieſer Standpunkt wird indes von führenden Vertretern des 
ſchweizeriſchen Advokatenſtandes energiſch bekämpft und vielmehr die 
Anſicht vertreten, die ſogenannte Sequeſtration laufe ihrem Grund⸗ 
gedanken und Zwecke nach in Wahrheit auf nichts anderes denn auf 
eine Konfiskation hinaus, zu der der neutralſtaatliche Anwalt 
ſeine Hand nicht bieten dürfe. Dieſen — unſeres Erachtens allein 
zutreffenden und korrekten — Standpunkt verfechten u. a. Dr. F. Fick⸗ 
Zürich (SchwJ Z. 1914/15 S. 220, 251) und Dr. A. Stöckelberg⸗ 
Baſel (ebenda S. 252). Aus den lehrreichen Ausführungen des 
letztgenannten ſeien folgende Bemerkungen hier abgedruckt: „Die 
Naßregel bedeutet nichts anderes als eine zeitweilige Aufhebung des 
Privateigentums. Denn ſie beraubt den Eigentümer der weſentlichſten 
Funktion des Eigentumsrechts und läßt ihn neben ſeinem ſogenannten 
Eigentum verhungern. Noch mehr: ſie beraubt ihn (zuſammen mit 
anderen, von ähnlichem Geiſte inſpirierten Maßregeln) ſogar ſeiner 
Ehre und gibt jedem Franzoſen die Mittel in die Hand, den Deutſchen 
zu ruinieren. Das durch andere Erlaſſe bekanntlich den Franzoſen 
gewährte Moratorium kommt nämlich laut Entſcheid der zuſtändigen 
franzöſiſchen Behörden den ſogenannten feindlichen Ausländern nicht 
zugute, ſo daß dieſe einerſeits jeder Zahlungsaufforderung ihrer 
Kreditoren bei Konkursgefahr folgen müſſen, ohne anderſeits durch 
Inkaſſo ihrer eigenen Außenſtände ſich dazu die Mittel beſchafſen zu 
können. Dies führt natürlich allenthalben zu Zwangsliquidationen 
ausländiſchen Privatvermögens, die zur gegenwärtigen Zeit ſtets zur 
Verſchleuderung der Aktiven führen. Das Vorgehen Frankreichs, dem 
die anderen Staaten nicht folgen werden, charakteriſiert ſich alſo 
tatſächlich als eine Beraubung der feindlichen Ausländer, 
die ſich leicht bitter am Eigentum der Einwohner der von der 
deutſchen Armee okkupierten franzöſiſchen Landesteile rächen könnte. 
Das jämmerlich kleine Neſultat, das ſeinerzeit die Säkulariſation 
des Nilliardenvermögens der franzöſiſchen Kongregationen dank des 
Vorgehens der Liquidatoren alias Sequeſter zeitigte, hätte die 
franzöſiſche Regierung abhalten ſollen, eine Maßregel zu ergreifen, 
die ihr ſelbſt nur wenig einbringt, aber dem Hauptgrundſatz des 
Völlerrechts in einer verſteckten und um fo verwerflicheren Weile 
widerſpricht und dazu niemandem nützt, außer einer gewiſſenloſen 
Bande von Gantkäufern und ähnlichem Gelichter. Eine wirkliche 
Schutzmaßregel hätte anders ausgeſehen. Sogar in den Fällen, wo 
keine Zwangsliquidation erfolgt — wo z. B. ausnahmsweiſe kein 
ungeduldiger Vermieter oder ſonſtiger Kreditor auftritt —, wird eine 
rieſige Vermögensſchädigung für den feindlichen Ausländer eintreten. 
Allerdings iſt zur ſcheindaren Entſchuldigung des bezüglichen Vorgehens 
der franzöſiſchen Geſetzgeber zu bemerken, daß dieſer Erfolg ſchon 
durch die vorherigen Maßregeln der Armeeleitung, wonach alle feind⸗ 
lichen Ausländer, die nicht rechtzeitig abreiſen bzw. fliehen konnten, 
gefangengeſetzt worden ſind, bedingt wurde. Denn bereits durch dieſe 
Gefangennahme wurde natürlich jede Ausübung und Verwahrung des 
Eigentums durch den Eigentümer verunmöglicht. Wir ſehen alſo, 
daß der erſte fo unerwartete Einbruch in das bisherige Völkerrecht — 
wir meinen die bei Kriegsausbruch erfolgte, dem primitivſten Gaſtrecht 
hohnſprechende Behandlung der Zivilbevölkerung, die dem gegneriſchen 
Staate angehörte und kraft der Niederlaſſungsverträge ein unbedingtes 
Anrecht auf Schutz beſaß — unvermeidlich zu immer ſchlimmeren 


Konſequenzen geführt hat.“ 
Profeſſor Dr. Hans Reichel, Zürich. 


Zu dem Artikel „Notariats vertretung im Kriege“ von 
Rechtsanwalt Dr. Pele in JW. 1914 Nr. 22 S. 1136. Nach 
Art. 101 Abſ. 3 Pr GG. kann — wenigſtens für die preußiſchen 
Notare — der befürchtete Mißſtand nicht eintreten. Art. 101 handelt 
über die Beſtellung des Vertreters für einen abweſenden oder ſonſt 
verhinderten Notar. Abſ. 3 lautet: „Die Amtshandlungen des Ver⸗ 
treters ſind nicht deshalb ungültig, weil die für ſeine Beſtellung 
nach Art 99 Abf. 1 erforderlichen Vorausſetzungen ſpäter weggefallen 
find.” Hierunter iſt nach der Erklärung des Juſtizminiſters bei der 
Beratung des Geſetzes im Abgeordnetenhauſe auch der Fall getroffen, 


Notariatsrecht, Anm. 9 zu Art. 101 Pr.) 
Rechtsanwalt Offszanka, Duisburg. 


Gruudſätze, betreffend die Vorbereitung und Be⸗ 
handlung der Termine vor dem Kammergericht.) 


1 


1. Die Rechtsanwälte werden ſobald als möglich den Fortfall 
einer materiellen Verhandlung dem Vorſitzenden und dem Berichterſtatter 
anzeigen, nötigenfalls durch Nohrpoſt oder Fernſprecher. 

2. Wird die Berufungsbegründung nicht zwei Wochen vor dem 
Termine zugeſtellt, ſo hat der Berufungskläger auf Verlangen des 
Berufungsbeklagten in Vertagung zu willigen, es ſei denn, daß er 
ſeine Abſicht, ohne Zuſtellung einer Berufungsbegründung zu ver⸗ 
handeln, dem Gericht und dem Gegner eine Woche vor dem Termin 
angezeigt hat. 

Der Berufungskläger, der die Berufungsbegründung nicht zwei 
Wochen vor dem Termine zugeſtellt und auch nicht feine Abſicht, 
ohne Zuſtellung einer Berufungsbegründung zu verhandeln, eine 
Woche vor dem Termin angezeigt hat, hat kein Recht, die Vertagung 
gegen den Widerſpruch des Berufungsbeklagten zu verlangen. Beſteht 
der Berufungsbeklagte in ſolchem Falle auf der Verhandlung, ſo hat 
dieſe ſtattzufinden, es ſei denn, daß das Gericht die Vertagung 
beſchließt. 

3. Liegen nicht eine Woche vor dem Vorhandlungstermin Schrift 
ſätze materiellen Inhalts beider Teils oder die Anzeige einer Partei, 
daß verhandelt werden ſolle, vor, ſo darf das Gericht annehmen, 
daß im Termin nicht materiell ſtreitig verhandelt wird. Dieſer 
Grundſatz gilt nicht für diejenigen Verhandlungstermine, die nach 
einem Beweisbeſchluſſe anberaumt werden. 

Die Grundſätze zu 2 und 3 gelten nicht für Arreſte, einſtweilige 
Verfügungen, Urkundenprozeſſe und Wechſelſachen. 

4. In den Fällen zu 2 und 8 wird der Vorſitzende des Gerichts 
auf Antrag in eiligen Sachen den neuen Termin regelmäßig nicht 
über zwei bis drei Wochen hinaus anberaumen. 

5. Die Anwälte werden Anzeigen, die ſie nach den vorſtehenden 
Grundſätzen dem Gericht machen, auch dem Gegner mitteilen. 

6. Die Anwälte werden zur Erleichterung der bureaumäßigen 
Behandlung der Eingänge auf allen Schriftſätzen den nächſten an⸗ 
ſtehenden Verhandlungs⸗ oder Beweistermin auf der erſten Seite in 
augenfälliger Weiſe bezeichnen. 


1. Die Anwälte ſind tunlichſt vor der Verhandlung zur Bei⸗ 
bringung etwa erforderlichen Materials zu veranlaſſen. 

2. Es empfiehlt ſich, Sachen, deren Erledigung nur kurze Zeit 
dauert, tunlichſt vorab zu verhandeln. 

3. Die Anwälte wünſchen, daß ſich das Gericht bei Zwiſchen⸗ 
beratungen, d. h. kurzen Beratungen über Vereidigung von Zeugen, 
über Vertagung von Terminen u. dgl., regelmäßig in das Beratungs⸗ 
zimmer zurückzieht, damit die Anwälte das Sitzungszimmer nicht zu 
verlaſſen brauchen. 

4. Bei Beſtellung von Armenanwälten ſoll der bisherige Prozeß⸗ 
bevollmächtigte, falls ſeine Beſtellung beabſichtigt wird, vom Gericht 
vorher befragt werden, ob er zur Übernahme der Vertretung als 
Armenanwalt bereit ſei. 

5. Verhandlungshinderniſſe ſind den Anwälten ſo früh wie 
möglich mitzuteilen. ee : 


1. Der Gerichtsſchreiber teilt den Anwälten den Namen des 
Berichterſtatters alsbald nach deſſen Beſtellung ſowie etwaige Ber⸗ 
änderungen in der Perſon des Berichterſtatters mit. 


1) Dieſe Grundſätze ſtellen einen überaus dankenswerten Verſuch 
dar, das vielbeklagte Vertagungsunweſen und die nutzloſen Vor⸗ 
bereitungen — unter denen Richter wie Anwälte in gleicher Weiſe 
leiden — zu beſeitigen oder doch zu mildern. Es iſt wünſchenswert, 
daß auch die etwa an anderen Gerichten beſtehenden Grundſätze der 
Schriftleitung dieſes Blattes mitgeteilt werden. 

Die Schriftleitung. 
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2. Der Gerichtäfchreiber hat den Eingang von Beiakten den 
Anwälten alsbald mitzuteilen. ei 

3. Die Ladungen zu Beweisterminen ſollen die Namen der zu 
vernehmenden Zeugen und Sachverſtändigen und die Angaben ber: 
jenigen Stunden enthalten, zu denen die einzelnen Zeugen geladen ſind. 

4. Die Abbeſtellung oder das Nichterſcheinen von Zeugen und 
Sachverſtändigen hat der Gerichtsſchreiber den Anwälten unverzüglich, 
nötigenfalls telephoniſch mitzuteilen. 

5. Der Gerichtsſchreiber erteilt ohne beſonderen Antrag den 
Anwälten Abſchriſten der vom Anwalt ſelbſt geſchriebenen Protokoll⸗ 
anlagen, ſoweit ſie entweder nur Anträge oder ſolche ſachlichen Aus⸗ 
führungen enthalten, die einſchließlich der Anträge den Raum von 
einer Seite nicht über ſchreiten. 

IV, 

Diefe Grundſätze ſollen vom 15. Mai 1915 ab zur Anwendung 

gebracht werden. 


Zum Preisausſchreiben der Holtzendorff⸗Stiftung. 


Die in dem Preis ausſchreiben der Holtzendorff⸗Stiftung 
vom Mai 1914 für die Einreichung der Preisarbeiten geſtellte Friſt 
bis 1. Juli 1915 wird mit Rückſicht auf den Krieg bis zum 1. Juli 
1916 erſtreckt. 


Berlin, März 1915. 
Der gzeſchäftsführende Ausſchuß der Holtzendorff⸗Stiftung. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


1. Der Käufer ſämtlicher Anteilsrechte einer G. m. b. H. kann 
wegen Irrtums über Beſtand und Umfang des Geſellſchafts⸗ 
vermögens den Kauf nicht anfechten. Auch ein Anſpruch auf 
Gewährleistung aus 88 459 ff. BGB. ſtebt ihm nicht zu, da 
den Kaufgegenſtand die Geſchäftsanteile, alſo Rechte, nicht die 
das Vermögen der Geſellſchaft bildenden Werte darſtellen. !) 


2. Beim Mangel entgegenſtehender Parteivereinbarungen 
wird durch Zuwiderhandlungen gegen eine Unterlaſſungspflicht die 
Vertragsſtrafe ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des zuwider⸗ 
handelnden Teiles verwirkt. — Ob die Verwirkung der Strafe 
nicht eintritt, wenn ein freier Wille zum Handeln fehlt 
(4. B. Bewußtloſigkeit, Geiſteskrankheit, Hypnoſe, Notwehr, 
Zwang), läßt Entſch. Nr. 2 unentſchieden. 

3. Durch vorbehaltloſe Annahme der Kaufſache in Kenntnis 
des argliſtig verſchwiegenen Mangels oder des Fehlens der 
zugeſicherten Eigenſchaften verliert der Käufer nicht nur den 
5 den Kaufvertrag, ſondern auch den auf unerlaubte Handlung 
geſtützten Schadenserſatzanſpruch. 

4. Die Möglichkeit des nachträglichen Eigentumsvorbehaltes 
an der übergebenen Kauſſache wird vom VII. 3S. anerkannt.) 


6. Nicht jedes Ereignis, welches für den Erblaſſer von 
Bedeutung hätte ſein können, gibt einen Grund zur Anfechtung 
des Teſtaments wegen Willensmangels ab, ſondern nur ein 
ſolches, von dem ſich der Erblaſſer eine poſitive Vor— 
ſtellung gemacht hat. Zur Anwendung des § 2078 Abſ. 2 
bedarf es der Feſtſtellung a) daß der Erblaſſer den Eintritt 
oder Nichteintritt eines Umſtandes angenommen oder erwartet 


1) „Die Entſcheidung iſt bedeutungsvoll auch für die Fälle, wo 
ſich ein Grundſtückskauf in den Formen des Rechtskaufs vollfieht, 
wo alſo der Käufer alle Anteile einer für die Grundſtücksverwertung 
geſchaffenen G. m. b. H. erwirbt. Will der Käufer in ſolchen 
Fällen Haftung für Sachmängel, fo muß er das aus: 
bedingen. Ob nicht unter Umſtänden der wirtſchaftliche 
Zweck eine größere Beachtung als die Rechtsform verdient, ob 
nicht Sachhaftung unter Umſtänden ſtillſchweigend gewollt ſein kann, 
dürfte nicht rechtsgrundſätzlich, ſondern nach der konkreten Sachlage 
zu entſcheiden ſein.“ (F.) 

9) Die abweichende Anſicht des II. ZS. iſt von Flechtheim, 
JW. 1911, 345 ff., und Simmet, JW. 1911, 705 ff., bekämpft worden. 
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hat, b) daß er dadurch zu der Verfügung beſtimmt worden 
iſt, c) daß feine Annahme oder Erwartung ſich als irrig 
erwieſen hat.“) N 

7. Bei dem privatſchriftlichen Teſtamente muß außer dem die 
letztwilligen Anordnungen enthaltenden Texte des Teſtaments 
auch die Angabe des Ortes und des Tages der Teſtaments⸗ 
errichtung von dem Erblaſſer eigenhändig geſchrieben fein.*) 

8. Die Rechtslage eines zurzeit des Inkraſttretens des BGB. 
bereits beſtehenden, nicht rechtsfähigen Vereins beſtimmt ſich, 
ſoweit das innere Verhaltnis des Vereins zu ſeinen Mitgliedern 
in Frage kommt, nach den bisherigen Geſetzesvorſchriften. Das 
Recht des BGB. kommt jedoch zur Anwendung, wenn es ſich 
um das Verhaltnis des Vereins zu Dritten handelt und wenn 
kraft eines beſonderen Vertrags ein Vereinsmitglied für den 
Verein tätig geworden iſt. 


9. Keine Rechtskraft bei Entſcheidungen im Patentnichtiakeits⸗ 
verfahren! Doch können die Gründe bei Aufrechterhaltung oder 
Teilnichtigkeit für die Auslegung desſelben Patents von 
Bedeurung fein. — Keine bindende Kraft der Feſtſtellungen 
bei Nichtigerklärung eines Patents für die Auslegung eines 
anderen Patents! — Das Patentrecht erkennt die Einrede 
der freien Technik nicht an.5) — War eine Patenterteilung 
nach Maßgabe des im Verletzungsprozeß ermittelten Standes 
der Technik denkbar, iſt das Patent auf den unmittelbar be⸗ 
ſchriebenen Gegenſtand zu beſchränken; war ſie undenkbar, iſt 
der Irrtum des Pat A. als wirkſam anzuerkennen und der 
Patentſchutz auf das vorbekannte Äquivalent auszudehnen.“) 

10. Wird ein Laſtautomobil zugleich gegen Beſchädigungen 
während des Laufs und des Transports verſichert, To liegt 
nicht Transportverſicherung von Gütern, ſondern Verſicherung 
eines Transportmittels, „Automobilkaskoverſicherung“, vor. 
Der Charakter dieſer Verſicherung wird auch nicht dadurch 
berührt, daß der Verſicherer auch bei Beſchädigungen im Ruhe⸗ 
zuſtande aufzukommen hat. 

12. Der 511 Abſ. 4 Lit UrhG. bezieht ſich nur auf pfeubonyme 
oder anonyme Werke, ſolange ſie anonym oder pſeudonym 
ſind. Sobald der wahre Name des Urhebers auf dem Titel 
blatt uſw. angegeben wird, erlangt das Werk auch ohne 
Anmeldung des Namens ſeines Verfaſſers zur Eintragungsrolle 
den Schutz orthonymer Werke ). 

14. Dem Einſpruchskläger ſteht ein Anſpruch auf Einhaltung 
der Ladungsfriſt nicht zu. 

15. Tod oder Unfähigkeit des Prozeß bevollmächtigten zur 
Fortführung der Vertretung üben keine Wirkung auf den Fortgang 
des Verfahrens aus, wenn die Zuſtellung des Urteils bereits 
bewirkt, das Urteil aber noch nicht rechtskräftig geworden iſt. 


N Die Abkehr von der Entſcheidung RG. 77, 174 = JW. 1918, 28 
iſt mit Freuden zu begrüßen. Sie führte zu unannehmbaren Ergeb⸗ 
niſſen: man ließ für die Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtamentes 
die Begründung zu, daß der Erblaſſer bei Abfaſſung des Teſtamentes 


nicht daran gedacht habe, daß ſeine Frau ſterben und er ein zweites 
Mal heiraten würde. (F.) 


4) Hat der Teſtator alſo einen Briefbogen mit vorgedruckter 
Ortsangabe zur Herſtellung des Datums benutzt, ohne eine eigene 
i Ortsangabe hinzuzufügen, ſo iſt das Teſtament un⸗ 
gültig. 

Anſcheinend hat damit die frühere Rechtſprechung, daß aus dem 
ſonſtigen Inhalt der Teſtamentsurkunde oder ihres Umſchlages die 
Orts⸗ und Zeitangabe ſicher erkannt werden kann (J W. 1910, 237, 
RG. 81, 98 = JW. 1913, 276), nicht beſeitigt werden ſollen. 

Gegen die ſtändige Rechtſprechung des RG., der ſich Entſch. Nr. 7 
anſchließt, wendet ſich Kahl in JW. 1915, 214 ff. (F.) 

5) Vgl. über dieſe Frage de lege ferenda: Gutachten des 1. 38. 
des RG. zum Entwurf eines Pat., herausgegeben von Reichs⸗ 
gerichtsrat Dr. Hagens, S. 25. 

6) Wichtig beſonders nach Ablauf der 5 jährigen Präkluſivftiſt 
für die Nichtigkeitsklage! 


7) Siehe den Aufſatz von Hillig in dieſer Nummer S. 438. 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 
für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 8. 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin S. 14; 
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Im Kampfe für das Daterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 9, 1915) 


Justizrat Dr. Vaul Gerhard Wilhelm Theodor Link 
aus Zittau. 

Dr. Müßlfelder aus Chemnitz. 

Marx Müller aus Greifswald. 

Franz Tapenhoff aus Dorſten. 

Ludwig Strößel aus Stuttgart. 

Otto Wolften aus Magdeburg. 


Die Verordnung des Bundesrats über die Zwangs⸗ 
verwaltung von Grundſtücken vom 22. April 1915. 


Von Dr. Güthe, Geheimem Juſtizrat und vortragendem Rat 
im preußiſchen Juſtizminiſterium, in Berlin. 


Der Krieg fordert Opfer, Opfer des Blutes und Opfer 
des Gutes. Wie alle die, denen draußen ein Platz angewieſen 
iſt, ihr Leben einſetzen für des Vaterlandes Ehre, fo iſt es 
auch die Pflicht der Daheimgebliebenen, die wirtſchaftlichen 
Störungen in den Kauf zu nehmen, die der Krieg allen Schichten 
unſeres Volkes bringt. Aber nicht nur in der Größe, ſondern 
auch in der Verteilung der Opfer beſteht ein bedeutſamer 
Unterſchied. Während alle diejenigen, die die Waffen tragen, 
gleichmäßig den Geſahren ausgeſetzt ſind, die der Kampf mit ſich 


bringt, greift der Krieg in die einzelnen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
verſchiedenartig ein. Dies beruht zum Teil auf dem Weſen 
der wirtſchaftlichen Verhäliniſſe ſelbſt und ihren Beziehungen 
zueinander, zum Teil aber auch auf geſetzlichen Maßnahmen, 
namentlich auf der Wirkung des zugunſten der Kriegsteilnehmer 
geſchaffenen Sonderrechts. Einen lehrreichen Beleg hierfür 
bietet die Betrachtung des wirtſchaftlichen Kreislaufs, der von 
dem Mieter ſeinen Anfang nimmt, von ihm zu dem Vermieter 
und von dieſem zu der Hypothekenbank ſich bewegt und bei 
dem Pfandbriefbeſitzer endet. Wäre in Deutſchland ein all⸗ 
gemeines Moratorium eingeführt, ſo brauchte der Mieter keine 
Miete zu bezahlen, erhielte dafür aber, wenn er zugleich Pfand⸗ 
brieſbeſitzer wäre, keine Pfandbriefzinſen; beim Vermieter gingen 
keine Mieten ein, er brauchte aber auch die Hypothekenzinſen 
nicht zu entrichten; die Hypothekenbank bekäme keine Hypotheken. 
zinſen, wäre dafür aber der Bezahlung der Pfandbriefzinſen 
überhoben. Da jedoch kein allgemeines Moratorium eingeführt 
iſt, ſo iſt die Einwirkung des Krieges auf die bezeichneten wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen eine andere. Der Mieter muß zwar 
die Miete an den Vermieter zahlen. Schon hier tritt jedoch 
eine erhebliche Störung in dem wirtſchaftlichen Kreislauf ein. 
Ein nicht geringer Bruchteil der Mieter gehört zu den wenig 
bemittelten Bevölkerungsklaſſen, denen die pünktliche Bezahlung 
ihrer Miete nur unter regelrechten Verhältniſſen möglich iſt. Der 
Krieg hat eine Steigerung der Preiſe vieler Lebensbedürfniſſe, 
für manche auch eine Minderung ihres Einkommens gebracht. 
Eine pünktliche Aufbringung der Miete oder wenigſtens des 
geſamten Mielbetrags iſt infolgedeſſen vielfach ſelbſt beim beſten 
Willen nicht möglich. Zu dieſen wirtſchaftlichen Gründen für 
die nicht pünktliche Zahlung der Miete tritt ein geſetzlicher hinzu. 
Mehrere Millionen von Mietern ſind Kriegsteilnehmer. Sie dürfen 
daher nach 5 2 des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 (RG Bl. 328) nicht zur Zahlung der Miete verurteilt werden; 
einem gegen ſie vor Beginn ihres Kriegsteilnehmerverhältniſſes 
ergangenen Urteil auf Zahlung der Miete verſagt der § 5 des 
6⁰ 
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gleichen Geſetzes die Durchführung im Wege der Verſteigerung. 
Zahlt der Kriegsteilnehmer oder einer ſeiner Angehörigen nicht 
freiwillig die Miete, ſo kann der Vermieter — abgeſehen von 
den Ausnahmefällen der Verordnung des Bundesrats vom 
14. Januar 1915 (RGBl. 17) — zu feinem Gelbe nicht 
gelangen. Deſſen ungeachtet muß er, wenn er nicht ſelbſt im 
Felde ſteht, die Hypothekenzinſen bezahlen. Die bei dem Mieter 
beginnende Störung des Kreislaufes geht alſo nicht weiter, 
ſondern endet beim Vermieter. 

Daß hierdurch für den auf die Erträgniſſe ſeines Miet⸗ 
hauſes angewieſenen Hausbefitzer eine ſchwierige wirtschaftliche 
Lage entſteht, iſt nicht zu verkennen. Auch der Geſetzgeber hat 
ſich dieſer Erkenntnis nicht verſchloſſen. Denn der Bundesrat 
hat durch die Verordnung vom 7. Auguſt 1914 (RGBl. 359) 
dem Hausbeſitzer die Möglichkeit gewährt, ſich für die Bezahlung 
der Hypothekenzinſen eine gerichtliche Zahlungsfriſt von längſtens 
drei Monaten zu verſchaffen, er hat dieſe Friſt durch die Ver⸗ 
ordnung vom 22. Dezember 1914 (RGBl. 543) für die Bes 
zahlung von Hypothekenkapitalien auf ſechs Monate ausgedehnt, 
und er hat durch die Verordnung vom 18. Auguſt 1914 
(RGBl. 377) einen Weg gewieſen, auf dem der Hausbeſitzer 
die infolge der nicht rechtzeitigen Zahlung der Hypothelenzinſen 
nach Geſetz oder Vertrag eingetretene Fälligkeit des Hypotheken⸗ 
kapitals beſeitigen kann. Auch die durch die Verordnung des 
Bundesrats vom 15. Dezember 1914 (RGBl. 511) mit 
beſonderen Befugniſſen ausgeſtatteten Einigungsämter ſollen 
dem Hausbeſitzer ſeine wirtſchaftliche Lage erleichtern helfen; 
denn ihre Vermittlung fol nach § 1 daſelbſt dem „Zwecke 
eines billigen Ausgleichs der Intereſſen“ dienen. Die Reichs⸗ 
geſetzgebung hat weiterhin den Hausbeſitzern durch eine Er⸗ 
ſchwerung der Zwangsverſteigerung Hilfe gewährt. Dies hat 
fie nicht nur durch die Beſtimmung des 5 5 Abſ. 1 Nr. 2 des 
Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Auguſt 1914, wonach im 
Falle der Kriegsteilnehmeiſchaft des Hausbeſitzers die Zwangs⸗ 
verſteigerung unzuläſſig iſt, ſondern auch durch zwei Vorſchriften 
getan, durch die gewiſſen Gläubigern das — mittelbar auch 
dem Schuldner zugute kommende — Recht auf Verſagung des 
Zuſchlags gegeben wird ($ 7 Nr. 4 des Kriegsteilnehmerſchutz⸗ 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 und 8 1 der Verordnung des 
Bundesrats vom 10. Dezember 1914, RGBl. 499). 

Die Klagen der Hausbeſitzer find trotz dieſer mannigfachen 
geſetzlichen Maßnahmen nicht verſtummt. Auch von den maß⸗ 
gebenden Stellen werden, wie bereits in der dem Reichstage 
zu ſeiner Tagung im Dezember 1914 vorgelegten Denkſchrift 
(Druckſ. der 13. Legislatur⸗Periode II. Seſſion 1914 Nr. 26 
S. 21) hervorgehoben iſt, die einſchlägigen Fragen fortlaufend 
mit Aufmerkſamkeit verfolgt. Als Ergebnis dieſer Erwägungen 
iſt jetzt die Verordnung über die Zwangsverwaltung von Grund⸗ 
ſtücken vom 22. April 1915 (RGBl. 233) erlaſſen worden.!) 
Mit Rückſicht auf die erhebliche Tragweite, die dieſe Verordnung 


1) Übrigens dient auch die an demſelben Tage erlaſſene Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats über den dinglichen Nang öffentlicher Laſten 
(RG Bl. 235) den Intereſſen des Hausbeſitzes. Denn der Grund für 
die zeitliche Ausdehnung des Ranges ſolcher öſſentlicher Laſten, die 
nicht in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen, liegt darin, daß die 
Berechtigten, namentlich die Gemeinden, trotz ihrer Bereitwilligkeit 
zur Stundung der Laſt bisher zu der Stellung des Antrags auf 
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vorausſichtlich für den Schutz der Intereſſen der Hausbeſitze 
und vielleicht auch für die künftige Ausgeſtaltung des Rechtes 
der Zwangsverwaltung gewinnen wird, komme ich dem Wunſche 
der Schriftleitung nach einer Erläuterung der neuen Beſtimmungen 
gern nach. 

Die Verordnung unterſcheidet drei Fälle der Zwangs⸗ 
verwaltung. Ich bezeichne fie als die Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung, die Anſtalts⸗ Zwangsverwaltung und die Gläubiger: 
Zwangsverwaltung. 


I. Die Schuldner- Zwangsverwaltung. 


Der Schutzverband für deutſchen Grundbeſitz in Berlin 
hatte in einer an den Bundesrat gerichteten Eingabe vom 
15. Januar 1915 befürwortet, zur Ecleichterung der Lage des 
Hausbeſitzes eine Verwaltungsaufſicht über Grundſtücke 
einzuführen; den gleichen Vorſchlag hatten die Alteſten der 
Kaufmannſchaft in Berlin gemacht (vgl. Nußbaum in JW. 
1914, 1106). Das Vorbild hierſür bildete die Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats, betreffend die Anordnung einer Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens, vom 
8. Auguſt 1914 (RGBl. 363). Einen grundlegenden Unter⸗ 
ſchied dieſer Geſchäftsaufſicht gegenüber ſollte jedoch die Ver⸗ 
waltungsaufſicht über Grundſtücke dadurch aufweiſen, daß mit 
ihr eine Beſchlagnahme verbunden ſein ſollte. Aus einer 
ſolchen Verbindung hätten ſich inſofern erhebliche Schwierig⸗ 
keiten ergeben, als im Falle der Beantragung der Verwaltungs⸗ 


auſſicht durch den Schuldner der für den Begriff der Beſchlag⸗ 


nahme erforderliche betreibende Gläubiger (ſ. $ 20 Abſ. 1 386.) 
gefehlt oder nur durch die Annahme hätte geſchaffen werden 
können, daß ſämtliche Gläubiger als betreibende Gläubiger 
anzuſehen wären. Dieſe Schwierigkeiten vermeidet die Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung, da ſie nur von einem Gläubiger betrieben 
werden kann. Sie hat gegenüber einer Verwaltungsaufſicht 
auch den weiteren Vorzug, daß ſie nicht eine neue Form der 
Liegenſchaſtsvollſtreckung ſchafft, ſondern an eine bereits be⸗ 
ſtehende Form anknüpft und die für dieſe gegebenen Voiſchriften 
verwertet. Auf der andern Seite wird auch durch die 
Schuldner » Zwangsverwaltung den beiden Geſichtspunkten 
— Vermeidung des wirtschaftlichen Zuſammenbruchs des 
Schuldners und Verbilligung des Verfahrens — Rechnung 
getragen, die in den vorerwähnten Eingaben in den Vorder⸗ 
grund gerückt ſind. Denn erſtens wird dem Schuldner durch 
die Geſtattung der eigenen Verwaltung der wirtſchaft⸗ 
liche Zuſammenbruch erſpart, der regelmäßig durch eine von 
einem fremden Verwalter geführte Zwangsverwaltung herbei⸗ 
geführt wird, und zweitens wird die Koſtſpieligkeit einer Zwangs⸗ 
verwaltung der eben bezeichneten Art dadurch vermieden, daß 
der zum Verwalter beſtellte Schuldner die hohen Verwallungs⸗ 
koſten im eigenen Intereſſe auf ein möglichſt geringes Maß 
einſchränken wird und daß die Gerichtsgebühren für die An⸗ 
ordnung und das Verfahren wegfallen, wenn der Schuldner 
infolge des Krieges in wirtſchaftliche Not geraten iſt (8 5 Abs.! 
der Verordnung). 


Zwangsverſteigerung innerhalb von zwei Jahren nach Fälligkeit der 
Laſt gezwungen waren, wenn fie nicht ihr Rangrecht in der 8. Klaſſe 
des 8 10 3G. verlieren wollten. b | 
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Die Schuldner Zwangsverwaltung iſt übrigens nicht eine 
Neuſchöpfung der Verordnung vom 22. April 1915. Denn 
ſchon die Motive zu dem I. Entwurf des ZVG. fagen (S. 329): 
„Dem franzöſiſchen Rechte würde vielleicht die Betrauung des 
Schuldners mit der Verwaltung entſprechen. Nach dem 
bayeriſchen Geſetz Art. 135 Abſ. 2 kann auch der Gläubiger 
als Ver walter aufgeſtellt werden. An ſich freilich find Gläubiger 
und Schuldner ſo offenſichtlich an der Sache intereſſiert, daß 
ihre Tauglichkeit verneint werden muß. Da aber immerhin 
Fälle möglich ſind, in denen der eine oder der andere der 
relativ geeignetſte Verwalter iſt, fo empfiehlt es ſich nicht, ein 
Verbot in das Geſetz aufzunehmen.“ Die überwiegende Meinung 
hält daher bereits auf Grund des ZVG. die Beſtellung des 
Schuldners zum Verwalter für zuläſſig (OLG. Hamburg, 
10. 6. 02, OLG. 5, 337; Günther, 38G. 2 S. 8; Jaeckel⸗ 
Güthe, 85G. [5] $ 150 A. 2; v. d. Pfordten, ZUG. 5 150 
A. 2; Reinhard, 8G. 8 150 A. II 2; Wolff, 3G. 3] 
§ 150 A. 1; A. M. Fiſcher⸗Schäfer, Z BG. [2] 8 150 d 1; 
Kretzſchmar, Z 8G. 287; Peiſer, Die Zwangsverwaltung von 
Grundſtücken S. 94; Steiner, 8VG. [2] $ 150 A. 2). 

Im einzelnen iſt folgendes zu bemerk n: 


1. Die Vorausſetzungen der Beſtellung des Schuldners 
zum Zwangs verwalter. 

a) Es muß ſich um den Schuldner handeln (81 der Ber: 
ordnung). Der Begriff des Schuldners deckt ſich mit dem vom 
38G. zugrunde gelegten Begriffe. Daher muß der zum Ver⸗ 
walter zu Beſtellende als Eigentümer des zu verwaltenden 
Grundſtücks eingetragen oder Erbe des eingetragenen Eigen⸗ 
tümers fein (88 17 Abſ. 1, 146 Abſ. 1 88G). Iſt der 
Schuldner nicht Eigentümer, ſondern nur Eigenbeſitzer des 
Grundſtücks und richtet ſich gemäß 8 147 Abſ. 1 3G. die 
Zwangsverwaltung gegen ihn, fo kann auch der Eigenbeſitzer 
zum Z vangsverwalter beſtellt werden. 

Ausnahmsweise wird nicht der Schuldner ſelbſt, ſondern 
an ſeiner Statt eine andere Perſon zum Verwalter ernannt. 
Dieſe Ausnahmefälle find in S 1 Abſ. 2 der Verordnung ges 
regelt. Danach wird dann, wenn der Schuldner einen geſetz⸗ 
lichen Vertreter — Vater, Mutter, Vormund, Vertreter einer 
juriſtiſchen Perſon — hat, der geſetzliche Vertreter, und, 
wenn der Schuldner Kriegsteilnehmer im Sinne des 8 2 des 
Geſetzes vom 4. Auguft 1914 (RGBl. 328) iſt, der von ihm 
zur Wahrnehmung feiner Rechte beſtellte Vertreter — 
Prozeßbevollmächtigter, ſonſtiger Bevollmächtigter — zum Ver⸗ 
walter beſtellt. Für den Fall, daß der Schuldner einen geſetz⸗ 
lichen Vertreter hat und nicht er, ſondern der geſetzliche Ver⸗ 
treter Kriegsteilnehmer iſt, enthält die Verordnung keine Vor⸗ 
ſchrift. Einer ſolchen Vorſchrift bedurfte es auch nicht. Denn 
in einem derartigen Falle wird durch Beſtellung eines Pflegers 
gemäß 5 1909 BGB. Abhilfe geſchaffen oder — wenn ber 
geſetzliche Vertreter ein Vormund iſt — dieſer entlaſſen 
Schlegelberger, Gruchots Beitr. 59, 213) oder — wenn es ſich 
um den Vertreter einer juriſtiſchen Perſon handelt — gemäß 
9 29 BGB. ein anderer Vertreter beftellt; dieſer neue Ver⸗ 
treter kann alsdann nach 8 1 Abf. 2 der Verordnung zum 
Zwangsverwalter beſtellt werden. Eine entſprechende An⸗ 
wendung des § 9 des Ktiegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 
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4. Auguſt 1914 iſt infolgedeſſen entbehrlich. Daß eine Zwangs. 
verwaltung auch in dem Falle eingeleitet werden kann, wenn 
der Schuldner Kriegsteilnehmer iſt, folgt aus 8 5 Abſ. 1 Nr. 2 
des obenerwähnten Geſetzes, wonach in einem ſolchen Falle 
nur die Verſteigerung von Grundſtücken unzuläffig if. Der 
nach § 1 der Verordnung vom 14. Januar 1915 (RGBl. 17) 
vom Vorſitzenden des Prozeßgerichts beſtellte Ver⸗ 
treter kann an Stelle des Schuldners nicht zum Verwalter 
beſtellt werden, da er weder geſetzlicher Vertreter des Schuldners 
noch von ihm zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellt iſt. 

Steht das zu verwaltende Grundſtück im Eigentume 
mehrerer Perſonen, alſo im Miteigentum oder im Geſamt⸗ 
eigentum, gehört es insbeſondere zu dem Geſamtgut einer 
ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft oder zu einem un⸗ 
geteilten Nachlaß, ſo ſind Schuldner ſämtliche Eigentümer. 
Da aber mangels einer dem 8 79 Kd. entſprechenden Vorſchrift 
des 38G. ſtets nur eine Perſon zum Zwangsverwalter beſtellt 
werden darf (Jaeckel⸗Güthe, 38G. [5] 8 150 A. 2), fo iſt die 
Beſtellung ſämtlicher Eigentümer unzuläſſig. Aber auch in 
ſolchen Fällen muß der 8 1 der Verordnung anwendbar fein. 
Geholfen kann dadurch werden, daß nur einer der mehreren 
Eigentümer zum Verwalter beſtellt wird. Eine dies ausſprechende 
Vorſchrift iſt offenbar nur deswegen in die Verordnung nicht 
aufgenommen worden, weil fie als ſelbſtverſtändlich ans 
zuſehen iſt. | 

Dadurch, daß im Laufe des Verfahrens das Eigentum 
am Grundſtück auf einen anderen übergeht, wird natürlich die 
einmal erfolgte Beſtellung des Schuldners zum Verwalter 
nicht berührt. f 

b) Es muß ſich um die Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung handeln. § 1 der Verordnung beginnt mit den 
Worten: „Bei der Einleitung der Zwangsverwaltung eines 
Grundſtücks iſt der Schuldner zum Verwalter zu beſtellen, 
wenn ... Hieraus folgt, daß die Beſtellung des Schuldners 
zum Verwalter nicht mehr zuläſſig iſt, wenn zunächſt ein 
anderer Verwalter beſtellt war. Anders als für die zur Zeit 
des Inkrafttretens det Verordnung bereits angeordneten 
Zwangsverwaltungen (8 6 Abſ. 2 der Verordnung) darf alfo 
der zunächſt beſtellte Verwalter nicht zu dem Zwecke entlaſſen 
werden, um durch den Schuldner erſetzt zu werden. Dies gilt 
ſelbſt dann, wenn die anderen Vorausſetzungen für die Beſtellung 
des Schuldners zum Verwalter, z. B. die Bereitwilligkeits⸗ 
erklärung des Schuldners (unter e), erſt nachträglich eingetreten 
find. Dagegen dürfte eine Anwendung des 8 1 in den Fällen 
zuläſſig ſein, daß der zunächſt beſtellte Verwalter ſtirbt oder 
auf Grund des § 153 Abſ. 2 3BG., alſo aus ſachlichen 
Gründen, entlaſſen wird. Denn dieſe Fälle ſind, da in ihnen 
doch ein neuer Verwalter beſtellt werden muß, inſoweit, als 
die Beſtellung des Verwalters in Frage kommt, dem Falle 
der urſprünglichen Verwalterbeſtellung gleichzuſtellen. Ein 
innerer Grund für eine andere Behandlung dieſer Fälle iſt 
nicht erſichtlich, und die Worte: „Bei der Einleitung der 
Zwangsverwaltung“ ſollen offenbar nur zum Ausdruck bringen, 


daß die Übergehung des Schuldners bei der Auswahl des 


Verwalters nicht zu einem ſtörenden Eingriff in das Verfahren 

benutzt werden darf. Selbſtverſtändlich iſt der § 1 auch dann 

anzuwenden, wenn das Vollſtreckungsgericht bei der Einleitung 
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des Verfahrens eine andere Perſon als den Schuldner zum 
Verwalter beſtellt und das Beſchwerdegericht auf die Be⸗ 
ſchwerde des Schuldners (ſ. unter 2 a. A.) deſſen Beſtellung 
zum Verwalter anordnet. Denn auch in dieſem Falle handelt 
es ſich um die Beſtellung des Schuldners „bei Einleitung 
der Zwangsverwaltung“. 

c) Es muß ſich um eine Zwangsverwaltung handeln. 
Die Zwangs verſteigerung kommt nicht in Frage, weil bei 
ihr die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks dem 
Schuldner verbleibt (S 24 88G.). Allerdings kann, wenn 
zu beſorgen iſt, daß durch das Verhalten des Schuldners die 
ordnungsmäßige Wirtſchaft gefährdet wird, das Vollſtreckungs⸗ 
gericht gemäß 5 25 38G. dem Schuldner die Verwaltung 
und Benutzung des Grundſtücks entziehen und einen gericht⸗ 
lichen Verwalter beſtellen, auf den die für den Zwangsverwalter 
gegebenen Vorſchriften entſprechend anzuwenden find (Jaeckel⸗ 
Güthe, VG. [5] $ 25 A. 6). Aber auch auf dieſen Fall iſt 
die Verordnung nicht anzuwenden. Es beſteht dafür auch kein 
Bedürfnis, weil eine gerichtliche Verwaltung in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ſehr ſelten iſt; der Gläubiger wird in einem der⸗ 
artigen Falle wohl faſt immer die Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung beantragen. Auch die im § 94 3G. geregelte 
gerichtliche Verwaltung gehört nicht hierher, ſchon deswegen 
nicht, weil ſie gegen den Erſteher, alſo zu einer Zeit angeordnet 
wird, wo die Beziehungen zwiſchen dem Schuldner und dem 
Grundſtück bereits gelöſt ſind. 

Dagegen findet die Verordnung nicht nur auf die im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgende Zwangsverwaltung 
(1. Abſchnitt des 3G.), ſondern grundſätzlich — dem unein⸗ 
geſchränkten Wortlaute nach — auch auf die im 3. Abſchnitt 
des 3G. geregelte Zwangsverwaltung in beſonderen 
Fällen Anwendung. Von dieſen kommt indeffen nur der 
erſte Fall, die Zwangsverwaltung auf Antrag des Konkurs⸗ 
verwalters (88 172 bis 174 ZBE.), in Betracht, weil in den 
beiden anderen Fällen (SS 175 bis 179 und SS 180 bis 184 
3G.) die Zwangsverwaltung nicht zuläſſig iſt (SS 175, 180 
3G.) . In dem hiernach allein übrigbleibenden erſten Falle wird 
jedoch die Verordnung deswegen kaum zur Geltung gelangen, 
weil in dem Falle der Eröffnung des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen des Schuldners ſchwerlich anzunehmen ſein wird, daß 
dieſer die Zwangsverwaltung ordnungsmäßig ſühren wird 
(unter f). 

d) Es muß ſich um ein Grundſtück handeln. Dem 
Grundſtücke ſtehen Bruchteile von Grundſtücken gleich, ſoweit 
nach 8 864 Abſ. 2 ZPO. die Zwangsverwaltung in fie 
zuläſſig ift (ſ. hierüber Jaeckel⸗Güthe, ZG. [5] $ 146 A. 2). 
Dagegen iſt die Verordnung auf grundſtücksgleiche Gerechtig⸗ 
keiten nicht anwendbar; es wird wohl in derartigen Fällen, 
die überhaupt nicht häufig ſind, kaum ein Bedürfnis für die 
Beſtellung des Schuldners zum Zwangsverwalter beſtehen. 
Schiffe kommen ſchon deshalb hier nicht in Betracht, weil ſie 
der Zwangsverwaltung nicht unterliegen (f. die Überfchrift zu 
dem 2. Abſchnitt des ZVG.) 

e) Der Schuldner muß bereit ſein, die Verwaltung zu über⸗ 
nehmen. Für dieſe Bereitwilligkeitserklärung iſt keine Form vor⸗ 
geſchrieben. Es genügt daher jede ſchriftliche oder mündliche 
Erklärung, deren Herrühren von dem Schuldner nicht zweifelhaft 
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iſt. Reicht der Gläubiger eine ſolche Erklärung nicht mit dem 
Antrag auf Einleitung der Zwangsverwaltung ein, ſo wird 
das Gericht wohl regelmäßig den Schuldner, der allerdings zum 
Erſcheinen nicht verpflichtet iſt, zur Abgabe der Erklärung zu laden 
haben. Jedenfalls gehört es bei allen nach dem Inkrafttreten 
der Verordnung beantragten Zwangsverwaltungen 
zu den Amtspflichten des Gerichts, vor Entſcheidung über den 
Antrag — außer wenn dieſer der ſofortigen Abweiſung unter⸗ 
liegt — dem Schuldner Gelegenheit zu einer Erklärung zu geben, 
wenn die oben unter a bis d erörterten Vorausſetzungen gegeben 
ſind. Denn durch eine alsbaldige Entſcheidung würde das Recht, 
das der 5 1 der Verordnung dem Schuldner gibt, vereitelt 
werden, weil die Beſtellung des Schuldners zum Verwalter 
nur „bei Einleitung der Zwangsverwaltung“ (oben b) zuläſſig 
iſt. Lehnt das Vollſtreckungsgericht den Antrag auf Anordnung 
der Zwangsverwaltung ab und legt der Gläubiger hiergegen 
ſofortige Beſchwerde ein (8 95 3G.), To liegt dem Beſchwerde⸗ 
gericht, falls es nicht die Beſchwerde zurückweiſen will, die 
gleiche Amtspflicht zur Anhörung des Schuldners ob. 

f) Es muß anzunehmen fein, daß der Schuldner die 
Verwaltung ordnungsmäßig führen wird. Liegen die 
Vorausſetzungen zu a bis e vor, hat insbeſondere auch der 
Schuldner ſich zur Übernahme der Verwaltung bereit erklärt, 
ſo muß das Vollſtreckungsgericht eine Feſtſtellung darüber 
treffen, ob von dem Schuldner eine ordnungsmäßige Führung 
der Zwangsverwaltung zu erwarten iſt. Dieſe Feſtſtellung 
hat das Gericht nach freiem Ermeſſen zu treffen. Es kann 
dabei ſeine eigene Kenntnis der Verhältniſſe allein ausſchlag⸗ 
gebend ſein laſſen. Regelmäßig wird ſich jedoch eine Anhörung 
des betreibenden Gläubigers empfehlen. Erklärt dieſer, daß er 
von dem Schuldner ordnungsmäßige Führung der Verwaltung 
erwarte, ſo kann das Gericht dieſe Erklärung für ausreichend 
erachten, wenn nicht etwa der Verdacht beſteht, daß Gläubiger 
und Schuldner ein abgekartetes Spiel zur Benachteiligung der 
andern Beteiligten ſpielen. In den ſonſtigen Fällen und 
namentlich dann, wenn der betreibende Gläubiger der Beſtellung 
des Schuldners zum Verwalter widerſpricht, hat das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht Ermittelungen anzuſtellen und nötigenfalls 
Beweiſe zu erheben, insbeſondere Zeugen und Sachverſtändige 
zu vernehmen, wie es hierzu auch in anderen Fällen befugt iſt 
(ſ. Jaeckel⸗Güthe, ZVG. [5] S. 1). Stets wird, wenn nicht 
etwa ſchon auf Grund der Erklärung des Gläubigers das 
Gericht die Beſtellung des Schuldners zum Verwalter vor⸗ 
nimmt und der Schuldner ſich zur Übernahme bereit erklärt 
hat, der Schuldner — regelmäßig mündlich zu Protokoll — 
zu hören ſein. 

Für die Beantwortung der Frage, ob eine ordnungsmäßige 
Fühnung der Verwaltung durch den Schuldner anzunehmen iſt, 
werden die bisherige Wirtſchaftsführung des Schuldners und 
die Gründe von maßgebender Bedeutung ſein, die zu ſeinen 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten und der Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung geführt haben. Daß die Nichterfüllung der aus 
dem Grundſtücke zu befriedigenden Anſprüche eine Folge des 
Krieges iſt, iſt nicht erforderlich, wie ſich aus dem Mangel 
einer dies vorſchreibenden Beſtimmung und aus der Tatſache 
ergibt, daß im $ 5 Abſ. 1 der Verordnung ein derartiger 
Zuſammenhang mit dem Kriege nur für den Eintritt der 
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Gebührenfreiheit verlangt wird. Allerdings iſt auf der anderen 
Seite zu betonen, daß, wenn jetzt nach neunmonatiger Dauer 
des Krieges eine Zwangsverwaltung eingeleitet wird, die durch 
den Krieg für den Grundbeſitz herbeigeführten Schwierigkeiten 
allein oder doch zum größten Teile den Schuldner in die Lage 
gebracht haben werden, die zu der Zwangsverwaltung geführt 
hat. Nur um eine geſetzliche Vorausſetzung für die Beſtellung 
des Schuldners zum Verwalter handelt es ſich hierbei nicht. 

g) Es muß eine geeignete Aufſichtsperſon vor⸗ 
handen fein, die zur Übernahme der Aufſicht ohne 

Vergütung bereit iſt. Wenn auch anzunehmen iſt, daß der 
Schuldner die Verwaltung ordnungsmäßig führen wird, ſo iſt 
doch mit Rückſicht auf feine Doppelſtellung als Schuldner und 
Verwalter die Gefahr eines Mißbrauchs der Verwalterſtellung 
nicht ausgeſchloſſen. Deswegen wird der Schuldner nicht nur 
wie jeder andere Verwalter unter die Aufficht des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts geſtellt (8 153 Abſ. 1 ZUE.), ſondern feine Geſchäfts⸗ 
führung außerdem durch eine von dem Gericht zu beſtellende 
Aufſichtsperſon dauernd beaufſichtigt. Daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß der Schuldner nur dann zum Verwalter beſtellt 
werden darf, wenn eine geeignete Aufſichtsperſon ſich findet, 
die zur Übernahme der Aufſicht bereit iſt (8 1 Abſ. 1 Satz 3 
der Verordnung). Die Verordnung geht aber noch einen Schritt 
weiter. Sie verlangt, daß die Auffichtsperſon die Aufſicht 
ohne Vergütung übernimmt, und beſtimmt daher, daß von 
der Beſtellung des Schuldners auch dann abzufehen iſt, wenn 
ſich leine Aufſichtsperſon findet, die bereit iſt, die Aufſicht 
unentgeltlich zu führen. Hierdurch wird zum Ausdruck gebracht, 
daß aus der Stellung der Aufſichtsperſon nicht ein Gewerbe 
gemacht werden ſoll, daß die Aufſichtsperſon vielmehr ein Ehren⸗ 
amt bekleidet. Durch dieſes Erfordernis wird zugleich eine 
Verteuerung der Zwangsverwaltung vermieden. Denn wenn 
ſowohl der Schuldner als Verwalter wie auch die Aufſichts⸗ 
perſon eine Vergütung erhielte, fo würde der nach 5 155 Abſ. 1 
38G. aus den Nutzungen des Grundſtücks vorweg zu beſtreitende 
Betrag für die Ausgaben der Verwaltung die bei der Beſtellung 
eines Dritten zum Verwalter entſtehenden Ausgaben unter 
Umſtänden erheblich überſteigen können. Es handelt ſich hierbei 
indeſſen nur um die Vergütung. Der Anſpruch auf Erſtattung 
der baren Auslagen wird hierdurch der Aufſichtsperſon nicht 
entzogen. Es kann daher der Umſtand, daß die Aufſichts⸗ 
perſon von vornherein auf die Geltendmachung dieſes Anſpruchs 
nicht verzichten zu wollen erklärt, die Beſtellung des Schuldners 
zum Verwalter nicht hindern. Im übrigen ſiehe über die 
Rechte ſtellung der Auſſichtsperſon unten 2 be. 


2. Die Beſlellung des Schuldners zum Zwangsverwalter 
und die dadurch geſchaffene Aechtslage. 


Liegen die oben 1a bis g erörterten Vorausſetzungen vor, 
ſo muß der Schuldner zum Verwalter beſtellt werden; ein 
Wahlrecht ſteht dem Gerichte in einem ſolchen Falle nicht zu. 
Wird trotzdem eine andere Perſon zum Verwalter beſtellt, ſo 
ſteht dem Schuldner, da es ſich um die Art und Weiſe der 
Zwangsvollſtreckung handelt, nach 8 766 ZPO. die Erinnerung 
und gegen die auf die Erinnerung getroffene Entſcheidung nach 
8 793 BO, die fofortige Beſchwerde zu. Die gleichen Rechts⸗ 
behelfe ſtehen auch dem betreibenden Gläubiger und den übrigen 
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Beteiligten zu, da ihnen allen der Verwalter nach § 154 Satz 1 
3VG. verantwortlich iſt und fie ein Intereſſe gerade an der 
Beſtellung des Schuldners zum Verwalter haben können. Wird 
in einem Falle, in dem eine der oben 1a bis g aufgeführten 
Vorausſetzungen nicht vorliegt, der Schuldner zum Verwalter 
beſtellt, ſo iſt an der Wirkſamkeit der Beſtellung nicht zu 
zweifeln, um ſo weniger, als die Beſtellung des Schuldners zum 
Verwalter nach dem oben I. a. A. Geſagten auch außerhalb 
des Falles des 5 1 der Verordnung nicht unzuläſſig if. 
Jedoch ſteht dem betreibenden Gläubiger und den anderen Be⸗ 
teiligten gegen die Beſtellung die Erinnerung ($ 766 ZPO.) 
und gegen den auf die Erinnerung ergangenen Beſchluß die 
ſofortige Beſchwerde (S 793 ZPO.) zu. Zu den Beteiligten 
gehören nur die im 8 9 3G. Genannten. Die Streitfrage, 
ob im Sinne des $ 154 Satz 1 ZUBE. zu den Beteiligten über 
den 8 9 hinaus alle diejenigen gehören, die aus der vom Ver⸗ 
walter zu vertretenden Handlung oder Unterlaſſung einen 
Schaden haben (ſiehe über dieſe Streitfrage unten be) hat 
hier keine Bedeutung, weil zur Zeit der Beflellung des Ver⸗ 
walters von einer ſchadenbringenden Handlung oder Unter⸗ 
laſſung des Verwalters noch keine Rede iſt. £ 

Wird der Schuldner — ſei es auch erſt auf Anordnung 
des Beſchwerdegerichts — zum Verwalter beſtellt, ſo ſind 
grundſätzlich alle Vorſchriften anwendbar, die auch 
ſonſt für die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks 
gelten. Denn es handelt ſich nicht um eine neue Art der 
Liegenſchaftsvollſtreckung oder um eine Verwaltungsaufſicht über 
ein Grundſtück (ſiehe oben I a. A.), ſondern um eine Zwangs⸗ 
verwaltung. Es kommen daher in Betracht: 

die SS 1 bis 14 ZPG., in denen die allgemeinen für 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von 
Grundſtücken gemeinſam geltenden Beſtimmungen ent⸗ 
halten find; 

die SS 15 bis 27 BVG. d. h. die Vorſchriften über 
die Anordnung der Zwangsverſteigerung, die nach 
5 146 Abſ. 1 38G. mit den fi aus den 88 147 
bis 151 daſelbſt ergebenden Abweichungen auch für 
die Anordnung der Zwangsverwaltung gelten; 

die 88 146 bis 161 336., in denen die für die 
Zwangsverwaltung geltenden beſonderen Vorſchriften 
enthalten ſind; 

die SS 172 bis 174 38VG., in denen die von einem 
Konkursverwalter beantragte Zwangsverwaltung ge⸗ 
regelt iſt; nach dem oben 10 Geſagten wird jedoch 
die Anwendung dieſer Vorſchriften auf die Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung kaum praktiſch werden; 

die Beſtimmungen des EG3Z G., ſoweit ſie ſich auf die 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken beziehen (ſiehe 
namentlich 8 14 daſelbſt); 

die Beſtimmungen der landesgeſetzlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum 3 G., ſoweit fie ſich auf die 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken beziehen. 

Zu dieſen Vorſchriften treten von den Vorſchriften der 
Verordnung der § 1 Abſ. 1 Satz 2, der § 2, der § 5 und 
der 8 6 Abſ. 2, 3 hinzu. ö 

Auf Grund dieſer geſetzlichen Beſtimmungen tritt im Falle 
der Schuldner⸗Zwangsverwaltung folgende Rechtslage ein. 
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a) Allgemeine Vorſchriften. 

Die 88 1 bis 14 386. finden uneingeſchränkt An⸗ 
wendung. Hervorzuheben iſt, daß der § 8, der die Zuſtellung 
des Anordnungé⸗ und des Beitrittsbeſchluſſes an den Schuldner 
regelt, nicht auch auf die im 8 1 Abſ. 2 der Verordnung Ge⸗ 
nannten, alſo den geſetzlichen Vertreter des Schuldners und 
den von dieſem zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellten 
Vertreter gelten. Denn dieſe Perſonen kommen für die An⸗ 
wendung der Verordnung nicht als Schuldner, ſondern nur 
als Zwangsverwalter in Frage. Für die an ſie in ihrer 
Eigenſchaft als Verwalter zu bewirkende Zuſtellung des Be: 
ſchluſſes über die Anordnung der Zwangsverwaltung oder des 
Beſchluſſes über die Zulaſſung des Beitritts eines Gläubigers 
find daher die Vorſchriften der 88 4 bis 7 3G. maßgebend. 
Ebenſo iſt gemäß 5 9 nur der Schuldner, und nicht ſein geſetz⸗ 
licher Vertreter oder der von ihm zur Wahrnehmung ſeiner 
Rechte beſtellte Vertreter, als Beteiligter anzuſehen; ein Ver⸗ 
treter der bezeichneten Art nimmt lediglich als Zwangs verwalter 
an dem Verfahren teil. 


b) Die Anordnung der Zwangsverwaltung. 


In Betracht kommen die 88 15 bis 27, 146 bis 151 3806. 
ſowie der 8 1 Abſ. 1 Satz 2, der § 2 Abſ. 1 Satz 2 und der 
8 5 Abſ. 1 der Verordnung. 

a. Die Abänderungen, die die 88 15 Bis 27 386. für 
die Zwangsverwaltung durch die 88 146 bis 151 e. fahren, 
gelten natürlich auch für die Schuldner: Zwangsverwaltung; über 
dieſe Abänderungen ſ. die Erläuterungswerke zum ZG. (3. B. 
Jaeckel⸗Güthe, ZUBE. [5] § 146 A. 7). 

Im übrigen gelten die 88 15 bis 27 HB. für die Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung unverändert. Der Antrag auf Anordnung 
der Zwangsverwaltung, wie er in dem 8 15 verlangt wird, 
muß auch hier ſtets ein Antrag eines Gläubigers ſein. Der 
Schuldner darf — abweichend von den für die Verwaltungs⸗ 
aufficht über Grundſtücke gemachten Vorſchlägen (oben J a. A.) — 
den Antrag niemals ſtellen. Liegt ihm daran, daß eine 
Zwangsverwaltung unter feiner. Beitellung zum Verwalter eins 
geleitet wird, ſo muß er ſich an einen feiner Gläubiger wenden 
und dieſen zur Stellung des Antrags veranlaſſen; damit wird dem 
praktiſchen Bedürfnis, wenn ein ſolches überhaupt hervortreten 
ſollte, ausreichend genügt. Über den § 17 |. oben 1a. Wo 
in den 88 15 bis 27 der Schuldner erwähnt iſt (8 18, 8 22 
Abſ. 1 Satz 1, 8 25, 8 26) — der 8 23 Abs. 1 Satz 2 und 
der 8 24 finden nach 8 148 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 auf die 
Zwangsverwaltung keine Anwendung —, iſt darunter der Schuldner 
als folder und nicht ein nach § 1 Abſ. 2 der Verordnung an 
ſeiner Stelle zum Verwalter beſtellter Vertreter zu verſtehen; ein 
ſolcher Vertreter kommt hier nur in ſeiner Eigenſchaft als Ver⸗ 
walter in Betracht. Allerdings tritt in den Fällen des 5 22 
Abſ. 1 Satz 1 und des § 25 — nicht dagegen in den Fällen des 
8 18 und des 8 26 — an Stelle des Schuldners ſein geſetzlicher 
Vertreter; dieſer iſt im Sinne dieſer Vorſchrift der Schuldner. 
Das ändert aber daran nichts, daß der nach 8 1 Ab. 2 der 
Verordnung zum Verwalter beſtellte geſetzliche Vertreter in ſeiner 
Eigenſchaft als Verwalter nicht unter die bezeichneten Vorſchriften 
fällt. Dieſer Unterſchied hat freilich praktiſche Bedeutung nur 
dann, wenn der geſetzliche Vertreter des Schuldners inſoweit, 
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als die Verwaltung des Grundſtücks in Frage kommt, gemäß 
8 1909 BGB. durch einen Pfleger erſetzt iſt. 

f. Über 8 147 388. ſ. oben 1a. 

7. Zu 8 148 30. iſt folgendes zu bemerken. Nach 
Abſ. 2 dieſer Vorſchrift wird durch die Beſchlagnahme dem 
Schuldner die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks ent⸗ 
zogen. Diele von dem 5 24 38G. abweichende Vorſchrift hat 
zur Folge, daß der Zwangsverwalter das Grundſtück verwaltet und 
benutzt. Da bei der Schuldner Zwangsverwaltung Schuldner 
und Verwalter eine Perſon ſind oder wenigſtens fein können, 
fo entſteht die Frage, ob auch hier der 8 148 Abſ. 2 gilt, ob 
alſo auch hier die Verwaltung und Benutzung des Grunflüds 
von dem Schuldner auf den Verwalter übergeht. Dieſe Frage 
zu bejahen, dürften rechtliche Hinderniſſe nicht im Wege ſtehen. 
Denn das BGB. kennt bereits einen Fall der gleichen Art. Nach 
5 1196 BGB. kann eine Grundſchuld von vornherein für den 
Eigentümer beſtellt werden. Macht der Eigentümer von dieſem 
Rechte Gebrauch, ſo verliert er — wenigſtens von dem Stand⸗ 
punkt der weit verbreiteten Anſicht aus, daß die Eigentümers 
grundſchuld Grundſchuld und nicht Eigentum ſei — das von 
der Grundſchuld eingenommene Rangrecht als Eigentümer, um 
es gleichzeitig als Grundſchuldgläubiger wieder zu gewinnen. 
Trotzdem führt dieſer Fall hier nicht weiter. Der Rechts⸗ 
vorgang, der im 8 1196 BGB. ſich abſpielt, iſt eine Belaſtung. 
Eine Belaſtung iſt nur gegenüber einem Rechte möglich. Das 
dem Schuldner zuſtehende Eigentumsrecht wird aber durch die 
Entziehung der Verwaltung und Benutzung des Grunditüds 
nicht belaſtet. Verwaltung und Benutzung ſind Ausflüſſe des 
Beſitzes, wie denn auch der 8 150 Abſ. 2 8G. von der 
Erlangung des Beſitzes durch den Verwalter ſpricht. Dieſe 
Beſitzerlangung hat in dem Falle, daß ein Dritter zum Zwangs⸗ 
verwalter beſtellt wird, die Bedeutung, daß der Verwalter 
unmittelbarer Beſitzer, der Schuldner mittelbarer Beſttzer 
wird (8 868 BGB.; Fiſcher⸗Schäfer, ZG. [2] 8 150 A. 4; 
Jaeckel Güthe, 38G. [5] 8 150 A. 7; v. d. Pfordten, 3868. 
8 150 A. 4; Peiſer, Die Zwangsverwaltung von Grund⸗ 
ſtücken, S. 113; Planck, BGB. [4] $ 868 A. 2b; v. Stau⸗ 
dinger, BGB. [7/8] 8 868 A. III 2f; RGRK., BGB. (2 
8868 A. 3). Aus dieſer Anderung in den Beſitzerverhältniſſen 
ergibt ſich, daß im Falle der Aufhebung der Zwangsverwaltung 
der Verwalter das Grundſtück dem Schuldner zurückgeben, alſo 
den unmittelbaren Beſitz auf den Schuldner zurückübertragen 
muß (Fiſcher⸗Schäfer a. a. O. 8 161 A. 3; Jaeckel Güthe a. a. O. 
9 161 A. 11). Eine ſolche Rückgabe wäre dann, wenn der 
Schuldner der Verwalter iſt, ohne Sinn. Denn der Schuldner 
hat zur Zeit der Aufhebung der Zwangsverwaltung in ſeiner 
Eigenſchaft als Zwangsverwalter den Beſitz. Schon hieraus 
und ferner daraus, daß ein Nebeneinanderbeſtehen von mittel 
barem und unmittelbarem Beſitz in einer Perſon nicht denkbar 
iſt, wird zu ſchließen ſein, daß der Schuldner in dem Falle, 


daß er ſelbſt zum Verwalter beſtellt wird, den unmittelbaren 


Beſitz nicht verliert oder, wenn anzunehmen ift, daß die Ent⸗ 
ziehung der Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks die 
unmittelbare Folge der Beſchlagnahme iſt (Jaeckel⸗Güthe, 386. 
E) 8 148 A. 7) und die Beftellung des Schuldners zum Ber: 
walter erſt nachträglich durch einen beſonderen Beſchluß er⸗ 
folgt, den unmittelbaren Beſitz durch ſeine Ernennung zum 
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Verwalter auch in feiner Eigenſchaft als Schuldner 
ohne weiteres wiedererwirbt. Die Anderung, die hier vor ſich 
geht, iſt vielmehr nur die, daß die in dem Beſitz zutage 
tretende Ausübung des Eigentumsrechts durch die 
Einleitung der Zwangsverwaltung Beſchränkungen 
durch das Geſetz und die Aufſichtstätigkeit des Gerichts und 
der Auffichte perſon unterworfen wird. Wird ein Dritter zum 
Zwangsverwalter beſtellt, ſo tritt gleichfalls eine Beſchränkung 
der Ausübung des Eigentumsrechts ein. Dieſe wird in dieſem 
Falle dadurch vermittelt, daß dem Verwalter der unmittelbare 
Beſitz zugewieſen wird, während der Schuldner zum mittels 
baren Befiger wird. Die gleiche Rechtswirkung hitt in 
dem Falle der Schuldner⸗ Zwangsverwaltung ein. Nur 
wird ſie hier nicht durch Schaffung eines unmittelbaren Be⸗ 
ſizes vermittelt — eine ſolche Vermittlung iſt hier nicht möglich, 
weil der Verwalter in ſeiner Eigenſchaft als Schuldner bereits 
unmittelbarer Beſitzer iſt —, ſondern unmittelbar durch 
das Geſetz, d. h. durch die geſetzliche Vorſchrift über die Be⸗ 
Rellung des Schuldners zum Verwalter, geſchaffen. Siehe die 
lehrreichen Ausführungen von Hirſch (die Übertragung der 
Nechtsauzübung, Vervielfältigung der Rechte) über die Ins 
longruenz von Recht und Rechtsausübung (S. 30 ff.), in?- 
beſondere in dem Falle der Schaffung einer Ausübungsſchranke 
vermittels einer geſetzlichen Eigentumsbeſchränkung (S. 37 ff.). 
Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß der 8 148 Abſ. 2 für die 
Schuldners Zwangsverwaltung keine oder — beſſer geſagt — 
eine andere Bedeutung hat als für die ſonſtige Zwangs⸗ 
verwaltung. Eine Entziehung der Verwaltung und Benutzung 
des Giundſtücks, alſo — wie ſich in Verbindung mit 8 150 Abf. 2 
ergibt — die Erſetzung des unmittelbaren Beſitzes des Schuldners 
durch mittelbaren Beſitz, findet bei der Schuld ner⸗Zwangs⸗ 
berwaltung nicht ſtatt. Dagegen bleibt die Vorſchrift auch hier 
inſofern in Kraft, als fie in Verbindung mit den SS 150 Abſ. 2, 
159, 153, 154 die geſetzliche Beſchränkung der Ausübung des 
Eigentumsrechts des Schuldners durch die Anordnung der 
Zwangsverwaltung zum Ausdrucke bringt. 

d) Zu 5 149 Bg. iſt folgendes zu bemerken. Der Abſ. 1, 
der vorſchreibt, daß dem zur Zeit der Beſchlagnahme auf dem 
Grundſtücke wohnenden Schuldner die ihm für ſeinen Haus⸗ 
Nand unembehrlichen Räume zu belaſſen find, gilt auch für die 
Schuldner⸗Zwangs verwaltung. Er hat für dieſe namentlich die 
negative Bedeutung, daß der Schuldner in feiner Eigenſchaft 
als Verwalter nicht ſich ſelbſt andere als die für ſeinen Haus⸗ 
ſtand unentbehrlichen Räume überweiſen darf. Der Abſchluß 
emes über den Rahmen des 8 149 Abſ. 1 hinausgehenden 
Mietvertrages zwiſchen dem Verwalter und dem Schuldner 
if zwar grundsätzlich zuläſſig (MG. v. 21. 4. 13, Warneyer 
Erg⸗Bd. 13, 379; Jaeckel⸗Güthe, ZUG. [5] 8 152 A. 5). Bei 
der Schuldner⸗Zwangsverwaltung iſt der Abſchluß eines ſolchen 
Mietvertrages jedoch nach 8 181 BEB. unzuläſſig. Allerdings 
in 5 181 nicht unmittelbar anwendbar, weil der Verwalter 
nicht Vertreter des Schuldners iſt, ſondern kraft geſetzlicher 
Nachtvollkommenheit ein Amt ausübt (f. Jaeckel⸗Güthe, ZVG. 
519 152 A. 1, wo auch die Rechtſprechung und Rechtslehre 
M dieſer Frage angegeben iſt). Indeſſen wird einer ent⸗ 
ſprchenden Anwendung nichts im Wege ſtehen. Da jedoch 
der 9 181 das Selbſt⸗Vertragſchließen dann für zuläffig erklärt, 
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wenn es beſonders geſtattet iſt, ſo entſteht die Frage, ob das 
Vollſtreckungsgericht dem Verwalter als dem Vertreter des 
Schuldners den Abſchluß eines Mietvertrages mit ſich geſtatten 
darf. Das RG. (RG. 71, 162) hat dem Vormundſchafts⸗ 
gericht die Befugnis verfagt, den Vormund zu ermächtigen, 
unter Abweichung von der Regel des S 181 im Namen des 
einen Mündels mit ſich ſelbſt, als dem Vertreter des anderen 
Mündels, ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen. Ob die hierſür an⸗ 
gegebenen, den Beſtimmungen des Vormundſchaftsrechts ent⸗ 
nommenen Gründe eine entſprechende Ubertragung auf den 
vorliegenden Fall geftatten, dürfte ſehr zweifelhaft und wohl 
eher zu verneinen ſein. Da allgemein die Anſicht vertreten 
wird, daß das Auſſichtsrecht des Vollſtreckungsgerichts (§ 153 
Abſ. 1 3G.) auch dann einen ſachlichen Eingriff in die eigent: 
liche Verwaltungs tätigkeit erlaubt, wenn es ſich nicht um eine 
Pflichtwidrigkeit des Verwalters, ſondern nur um Zweckmaͤßig⸗ 
keitsrückſichten handelt (Fiſcher⸗Schäfer, 8 VG. [2] $ 153 A. 2b; 
Jaeckel⸗Güthe, 8 BG. [5] $ 153 A. 3; Peiſer, die Zwangs⸗ 
verwaltung von Grundſtücken, S. 96; v. d. Pfordten, Z VG. 8 153 
A. 3; Reichard, 8 VG. § 153 A. J; Wolff, ZIG. [3] $ 153 
A. 4), ſo wird anzunehmen ſein, daß das Vollſtreckungsgericht 
dem Verwalter die Ermächtigung zum Selbſt⸗Vertragſchließen 
erteilen darf und daß damit die Schranke des 8 181 BGB. 
beſeitigt wird. Praktiſch iſt die Frage aber wohl ohne große 
Tragweite, weil der in Zwangsverwaltung geratene Schuldner 
regelmäßig zur Aufbringung des — natürlich nicht aus den 
Nutzungen des Gtundſtücks zu entnehmenden — Mietzinſes 
nicht imſtande ſein wird. 

Nach dem Abf. 2 des § 149 3G. hat, wenn der Schuldner 
oder ein Mitglied ſeines Hausſtandes das Grundſtück oder die 
Verwaltung gefährdet, auf Antrag das Gericht dem Schuldner 
die Räumung des Grundſtücks aufzugeben. Auch dieſe 
Vorſchrift ſteht grundſätzlich mit dem Weſen der Schuldners 
Zwangsverwaltung nicht im Widerſpruch. Allerdings kann 
der Schuldner feine Stellung als Verwalter nur dann orb⸗ 
nungsmäßig ausüben, wenn er das Grundſtück jederzeit bes 
treten darf. Die im Abſ. 2 vorgeſehene Räumung des Grund⸗ 
ſtücks ſteht dieſem Betretungsrecht aber auch nicht notwendig 
entgegen. Denn ſie bedeutet lediglich, daß dem Schuldner die 
von ihm bisher bewohnten Räume genommen werden, daß er 
alſo nicht weiter auf dem Grundſtücke wohnen darf; die 
Räumung hat daher mit der Ausübung des Betretungsrechts 
nichts zu tun, wie ja auch ein Dritter, der zum Zwangs⸗ 
verwalter beſtellt iſt, das Grundſtück unabhängig davon betreten 
darf, ob er auf ihm wohnt oder nicht. Indeſſen wird ein zum 
Verwalter beſtellter Schuldner, der das Grundſtück oder die 
Verwaltung gefährdet, wohl in keinem Falle mehr die 
Gewähr dafür bieten, daß er die Verwaltung ordnungsmäßig 
führen wird; er wird daher nach 8 153 Abſ. 2 HRG. aus 
ſeiner Stellung als Verwalter zu entlaſſen ſein, ſo daß in 
dieſem Falle die Räumung des Grundſtücks mit der Beendigung 
der Schuldner⸗Zwangsvtrwaltung zuſammenfallen wird. Etwas 
anders iſt die Sachlage, wenn nicht der Schuldner ſelbſt, 
ſondern ein Mitglied ſeines Hausſtandes das Grundſtück 
oder die Verwaltung gefährdet. Auch in dieſem Falle tritt 
zwar, wenn ein Antrag geſtellt wird — über die Streitfrage, 
wer antragsberechtigt iſt, |. Jaeckel⸗Güthe, ZUBE. (5) 8 149 
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A. 4 —, die Räumungsverpflichtung des Schuldners ein. 
Trotzdem wird der Schuldner aus ſeiner Stellung als Verwalter 
nicht zu entlaſſen ſein, wenn ihn kein Verſchulden trifft, er 
insbeſondere auch die ihm obliegende Auffſichtspflicht nicht 
verletzt hat. Wenn freilich derartige Gefährdungen ſich wieder⸗ 
holen, was namentlich dann praktiſch werden kann, wenn 
zunächſt ein Antrag, die Räumung dem Schuldner aufzugeben, 
nicht geſtellt war, ſo wird der Umſtand, daß der Schuldner 


derartige Gefährdungen nicht zu verhindern imſtande iſt, die 


Annahme begründen, daß eine ordnungsmäßige Fortführung 
der Verwaltung nicht zu erwarten iſt; auch in dieſem Falle 
wird daher der Schuldner aus ſeiner Stellung als Verwalter 
zu entlaſſen ſein. 

e. Der 8 150 386. findet in feinem 1. Abſatze auch 
für die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung Anwendung. Auch der 
Schuldner wird vom Vollſtreckungsgericht zum Verwalter 
beſtellt; auch ihm iſt, ſoweit dies nach den landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen ſonſt geſchieht (ſ. hierüber Jaeckel ⸗Güthe, 
8G. [5] 5 150 A. 3), eine ſchriftliche Beſtellung zu 
erteilen. 

Die Vorſchrift erfährt indeſſen durch die Verordnung vom 
22. April 1915 eine Ergänzung. Denn nach 8 1 Abſ. 1 
Satz 2 Halbſatz 1 daſelbſt hat das Vollſtreckungsgericht zur 
Beaufſichtigung der Geſchäftsführung des Schuldner⸗Verwalters 
eine Aufſichtsperſon zu beſtellen. Die Beſtellung des Ver⸗ 
walters und der Aufſichtsperſon werden in demſelben Beſchluß 
zu erfolgen haben; regelmäßig wird dies der Beſchluß über die 
Anordnung der Zwangsverwaltung ſein. Ebenſo wie Verwalter 
kann auch Aufſichtsperſon nur eine Perſon ſein. Dies geht 
aus dem Wortlaut der Verordnung in Verbindung mit der 
Tatſache hervor, daß es im 5 4 der Verordnung, betreffend 
die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 
Konkursverfahrens, vom 8. Auguſt 1914 (RG Bl. 363) heißt: 
„Wird dem Antrag ſtattgegeben, fo beflellt das Gericht eine 
oder mehrere Perſonen zur Beaufſichtigung der Geſchäfts⸗ 
führung des Schuldners . .. Jedoch kann Aufſichtsperſon 
auch eine Behörde oder ein Einigungsamt (Verordnung 
betreffend Einigungsämter vom 15. Dezember 1914, RGBl. 511) 
fein (8 1 Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 2 der Verordnung vom 
23. April 1915). Dieſe werden indeſſen regelmäßig eine 
beſtimmte Perſon mit der Ausübung der Aufſicht betrauen. 
Auch der betreibende Gläubiger kann zur Aufſichtsperſon beſtellt 
werden (8 1 Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 2 der Verordnung vom 
22. April 1915); das gleiche gilt, ohne daß es die Verordnung 
beſonders hervorzuheben braucht, für jeden andern an der 
Zwangsverwaltung Beteiligten, insbeſondere die nicht betreibenden 
Gläubiger. Der Schuldner kann natürlich auch dann nicht 
zur Aufſichtsperſon beſtellt werden, wenn nach 8 1 Abſ. 2 der 
Verordnung ſein geſetzlicher Vertreter oder der von ihm zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte Vertreter zum Zwangs⸗ 
verwalter ernannt iſt. Das Gericht wird — namentlich in 
der erſten Zeit, wo ihm noch nicht geeignete Aufſichtsperſonen 
bekannt ſind —, guttun, vor der Entſcheidung ſich an die 
Organiſationen des Grundkredits und die Handelsvertretungen 
mit der Bitte um Bezeichnung einer geeigneten und zur Über⸗ 
nahme des Amtes bereiten Perſon zu wenden. Dabei iſt zu 
berückſichtigen, daß eine Perſon im Sinne der Verordnung nur 


N 10. 1915. 
dann als Aufſichtsperſon geeignet iſt, wenn ſie bereit iſt, die 
Auffiht ohne Vergütung zu führen (8 1 Abſ. 1 Satz 2 
Halbſatz 1, Satz 3 der Verordnung). 

Die Beſtellung der Aufſichtsperſon erfolgt ebenſo wie 
die des Verwalters mündlich oder ſchriftlich durch das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht; im erſten Falle iſt ſie durch Aufnahme eines 
Protokolls oder in ſonſtiger Weiſe aktenkundig zu machen. Der 
Aufſichtsperſon iſt nicht, wie dem Verwalter, nur auf Grund 
landesgeſetzlicher Beſtimmungen, ſondern kraft der reichsgeſetz⸗ 
lichen Vorſchrift des § 2 Abſ. 1 Satz 1 der Verordnung vom 
22. April 1915 in Verbindung mit 8 81 Abf. 2 KO. eine 
urkundliche Beſcheinigung ihrer Beſtellung zu erteilen. 
Gegen die Beſtellung der Aufſichtsperſon ſteht dem Verwalter, 
dem betreibenden Gläubiger und den übrigen im 8 9 386. 
bezeichneten Beteiligten die Erinnerung gemäß 8 766 ZPO. 
und gegen den auf die Erinnerung ergangenen Beſchluß die 
ſofortige Beſchwerde gemäß 5 793 ZPO. zu. Derjenige, 
der zur Aufſichtsperſon zunächſt in Ausſicht genommen war 
oder ſich zur Abernahme der Auſſicht erboten hatte, iſt im 
Falle der Beſtellung einer anderen Auſſichtsperſon nicht 
beſchwerdeberechtigt, da er — anders als der Schuldner im 
Falle der Nichtbeſtellung zum Verwalter trotz Vorliegens der 
Vorausſetzungen des S 1 der Verordnung — kein Recht auf 
die Beſtellung hat. 

Die rechtliche Stellung der Auſſichtsperſon iſt eine 
doppelte. Einmal iſt ſie Gehilſe des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts bei der Ausübung des im § 153 Abſ. 1 3G. vor⸗ 
geſehenen Aufſichtsrechts; mit Rückſicht auf die Möglichkeit, daß 
durch die Verbindung der Schuldner⸗ und der Verwalterrolle 
in einer Perſon eine Gefährdung der an dem Grunbftüd Bes 


rechtigten eintritt, iſt es zweckmäßig, daß die Auſſicht über die 


Verwaltung des Schuldners zunächſt durch ein den tätſächlichen 
Verhältniſſen näher als das Gericht ſtehendes Organ ausgeübt 
wird. Zweitens hat die Aufſichtsperſon Verwalterſtellung. 
Sie hat für beſtimmte Geſchäfte gemeinſam mit dem 
Schuldner die Verwaltung zu führen. Denn nach 8 2 Abſ. 3 
Satz 1 der Verordnung kann der Schuldner — unbeſchadet 
der Vorſchriften der 88 155 bis 158 386. — über die 
Nutzungen des Grundſtücks nur mit Zuſtimmung der 
Aufſichtsperſon verfügen, und nach 8 2 Abſ. 3 Satz 2 
Halbſatz 2 daſelbſt hat die Aufſichtsperſon die zu den erforder⸗ 
lichen Zahlungen zur Zeit nicht notwendigen und von dem 
Schuldner an ſie abzuführenden Beträge nach näherer Anordnung 
des Gerichts verzinslich anzulegen. Sowohl in ihrer Aufſichts⸗ 
wie auch in ihrer Verwalter⸗Stellung iſt die Auſfſichtsperſon 
nicht privatrechtlicher Vertreter des Gläubigers oder des 
Schuldners, ſondern übt — ebenſo wie das Gericht und der 
Verwalter — kraft geſetzlicher Machtvollkommenheit ein 
Amt aus. 

Aus dieſer Doppelſtellung ergeben ſich die einzelnen 
Rechte und Pflichten der Auſſichtsperſon. 

Soweit die Aufſichtsſtellung in Frage kommt, liegt der 


Aufſichtsperſon die Beaufſichtigung der Geſchäftsführung des 


Schuldner⸗Verwalters ob (8 1 Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 1 der 
Verordnung vom 22. April 1915). Sie hat daher dem Gericht 
unverzüglich Anzeige zu erſtatten, wenn der Schuldner die 
Verwaltung nicht ordnungsmäßig führt (§ 2 Abſ. 1 Satz 3 
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der Verordnung). Damit hängt die Vorſchrift zuſammen, daß 
alle gerichtlichen Anordnungen, die dem Verwalter zugeſtellt 
werden, auch der Aufſichtsperſon zuzuſtellen find (8 2 Abſ. 1 
Satz 2 ebenda). Ausdrücklich iſt eine ſolche Zuſtellung nur 
für den Beſchluß, durch den der Beitritt eines Gläubigers zu⸗ 
gelaſſen wird ($ 151 Abſ. 2 Halbſatz 1 ZUG.) und für die 
Ladung des Verwalters zu dem Verteilungstermin ($ 156 Abſ. 2 
Satz 3 3G.) vorgeſchrieben. Selbſtverſtändlich iſt aber auch 
der Beſchluß über die Anordnung der Zwangsverwaltung dem 
Verwalter (Jaeckel⸗Güthe 3G. [5] § 146 A. 8) und infolge⸗ 
deſſen auch der Aufſichtsperſon zuzuſtellen. Weitere gerichtliche 
Anordnungen, die dem Verwalter zuzuſtellen ſind, ergeben 
ſich aus 8 153 8VG. (Anweiſung für die Verwaltung, Feſt⸗ 
ſezung der Vergütung, Verhängung einer Ordnungsſtrafe, 
Entlaſſung des Verwalters, nicht aber die Auferlegung einer 


Sicherheit, weil fie nach 8 5 Abſ. 2 der Verordnung unzuläffig 


iſt), aus 8 154 8866. (Aufforderung zur Rechnungs⸗ 
legung), aus 8 158 Abſ. 1 3G. (Ladung des Ver⸗ 
walters zu dem Termin, in dem Zahlungen auf das Kapital 
einer Hypothek oder Grundſchuld oder die Ablöſungsſumme 
einer Rentenſchuld zu leiſten ſind) und aus 8 161 Abſ. 4 
386. (Zuſtellung des Beſchluſſes über die Aufhebung der 
Zwangsverwaltung an den Verwalter in entſprechender An⸗ 
wendung des 8 32 380). Alle dieſe Anordnungen find infolge⸗ 
deſſen auch der Aufſichtsperſon zuzuſtellen. — In dieſen Zu⸗ 
ſammenhang gehört ferner die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 der 
Verordnung. Danach iſt der Schuldner verpflichtet, der Auf⸗ 
ſichtsperſon Einſicht in ſeine das Grundſtück betreffenden 
Bücher und Aufzeichnungen zu gewähren und Auskunft 
über das Grundſtück zu erteilen. Dieſe Vorſchrift iſt indeſſen nicht 
etwa dahin aufzufaſſen, daß ſich mit der Gewährung der Einſicht 
und der Exteilung der Auskunft die Pflichten des Schuldners 
gegenüber der Aufſichtsperſon erſchöpften. Die bezeichneten 
Pflichten find vielmehr nur ein Aus fluß der ſich aus feiner 
Stellung gegenüber der Auffichtöperfon ergebenden allgemeinen 
Verpflichtung des Schuldners, der Aufſichte perſon bei der Aus⸗ 
übung ihrer Auffichtäbefugniffe keine Hinderniſſe in den Weg 
zu legen. Aus dieſer allgemeinen Verpflichtung ergibt ſich ins⸗ 
beſondere auch die Pflicht des Schuldners, das Betreten des 
Grundſtücks durch die Aufſichtsperſon und die Feſſſtellung des 
Grundſtückszuſtandes durch ſie zu dulden. 

Aus der Verwaltungsſtellung ergibt ſich, wie bereits 
oben angedeutet, zweierlei. Einmal hat die Auffichtsperfon das 
Recht zur Mitverfügung über die Nutzungen des 
Grundſtücks. Denn der Schuldner kann nach § 2 Abſ. 3 Satz 1 
der Verordnung über dieſe Nutzungen nur mit Zuſtimmung der 
Auſſichtsperſon verfügen. Dies gilt jedoch, wie die Vorſchrift 
hervorhebt, nicht für diejenigen Verfügungen, die auf Grund 
der 88 155 bis 158 3G. erfolgen. Daraus ergibt ſich, daß 
der Schuldner ebenſo, wie ſonſt der Verwalter, die Ausgaben 
der Verwaltung und die Koſten des Verfahrens — mit Aus⸗ 
nahme derjenigen, die durch die Anordnung des Verfahrens 
oder den Beitritt eines Gläubigers entſtehen — aus den 
Nutzungen des Grundſtücks ohne Zuſtimmung der Auſſichts⸗ 
perſon vorweg befiteiten (8 155 Abſ. 1 BBG.), die laufenden 
Beträge der öffentlichen Laſten ohne weiteres Verfahren und 
ohne Zuſtimmung der Auſſichtsperſon berichtigen (§ 156 Abſ. 1 
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3G.) und die Anſprüche der Klaſſen 1, 2, 4 und 5 des § 10 
3G. auf Grund des gerichtlichen Teilungsplans, alſo eben⸗ 
falls ohne Zuſtimmung der Auſſichts perſon, die allerdings bei 
der Verhandlung über den Teilungsplan zuzuziehen iſt, aus⸗ 
zahlen darf (SS 156 Abſ. 2, 157, 158 3 G.). Der Bus 
ſtimmung der Aufſichtsperſon unterliegen dagegen die 
Abtretung oder Verpfändung von Forderungen, die zu den 
Nutzungen des Grundſtücks gehören, alfo insbeſondere von Miet⸗ 
und Pachtzins forderungen, die Umſetzung von Naturalnutzungen 
in Geld (ſiehe 8 152 Abſ. 1 Halbſatz 2 ZBG.), insbeſondere 
die Veräußerung von Erzeugniſſen und Zubehörſtücken. Hierher 
gehört auch die Geltendmachung von Anſprüchen, auf die ſich 
die Beſchlagnahme erſtreckt (ſiehe 5 152 Abſ. 1 Halbſatz 2 3 8G., 
ſowie die 88 20, 21, 148 daſelbſt), ſoweit darin eine Ver⸗ 
fügung zu erblicken iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft nicht 
zu für die Geltendmachung derartiger Anſprüche im Prozeß 
(KG. 13. 12. 10, KGJ 40, 159 ff.); dagegen bedarf der Schuldner 
zur Erledigung des Prozeſſes durch Vergleich, Verzicht oder An⸗ 
erkenntnis der Zuſtimmung der Aufſichtsperſon, weil dieſe 
Rechtsakte außer ihrer prozeſſualen Bedeutung auch privat⸗ 
rechtliche Verfügungen find (KG. a. a. D. 160 ff.). Ob die 
Einziehung eines beſchlagnahmten Anſpruchs eine Verfügung 
enthält, bedarf keiner Entſcheidung, weil der Schuldner nach der 
ausdrücklichen Vorſchrift des § 2 Abi. 3 Satz 2 Halbſatz 1 
der Verordnung vom 22. April 1915 zur Einziehung eines 
ſolchen Anſpruchs ohne Zuſtimmung der Auſſichtsperſon befugt 
iſt. — Eine Verfügung des Schuldners, die der Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon bedarf, aber ohne ſie vorgenommen iſt, 
entbehrt der Rechtswirkſamkeit. Die Zuſtimmung kann aber 
auch nachträglich erfolgen (88 182, 183, 185 Abſ 2 BGB.). 
Sie kann ſowohl dem Schuldner wie auch der anderen Vertrags⸗ 
partei gegenüber erklärt werden ($ 182 Abſ. 1 BGB.) und 
bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten Form (§ 182 
Abſ. 2 BGB.). 

Sodann kommt für die Verwaltungsſtellung der Auf⸗ 
ſichtsperſon der 8 2 Abſ. 3 Satz 2 Halbſatz 2 der Verordnung 
vom 22. April 1915 in Betracht. Der Schuldner bedarf, wie 
oben bemerkt, zur Einziehung eines Anſpruchs, auf den ſich 
die Beſchlagnahme erſtreckt, nicht der Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
perſon. Durch die oben erwähnte Vorſchrift iſt er jedoch für 
verpflichtet erklärt, die eingezogenen Beträge, die zu den nach 
den 88 155 bis 158 3G. oder auf Grund der Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon erforderlichen Zahlungen zur Zeit nicht 
notwendig find, alsbald an die Aufſichtsperſon ab: 
zuführen. Geſchieht dies, jo hat die Aufſichtsperſon die 
erhaltenen Beträge nach näherer Anordung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts verzinslich anzulegen. Die Anordnung 
des Gerichts wird ſich zweckmäßig (ſ. auch 8 1806 BGB.) 
an die für Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften 
anſchließen (88 1807, 1808 BGB.). Da es ſich aber nur um 
eine vorübergehende Anlegung, d. h. um eine Anlegung bis 
zum nächſten Zinszahlungstermin handelt, ſo wird im weſent⸗ 
lichen nur die Anlegung bei einer Sparkaſſe ($ 1807 Nr. 5) 
oder bei der Reichsbank, einer ſonſtigen Bank oder einer Hinter⸗ 
legungsſtelle (S 1808) in Betracht kommen. 

Über das Verhältnis der Aufſichtsperſon zu den 
Beteiligten und zu dem Vollſtreckungsgericht gilt im 
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übrigen folgendes. Die Auſſichtsperſon iſt für die Erfüllung 
aller ihr obliegenden Pflichten allen Beteiligten ver⸗ 
antwortlich (8 2 Abſ. 1 Satz 1 der Verordnung mit 8 82 
KO.). Zu den Beteiligten gehören zweifellos die im $ 9 3G. 
Genannten, alſo namentlich auch der betreibende Gläubiger 
und der Schuldner. Freilich wird bei dem Schuldner vielfach 
mitwirkendes Verſchulden ($ 254 BGB.) vorhanden fein. 
Jedoch ſind auch andere Fälle denkbar, wie z. B., wenn die 
Aufſichtsperſon einen Schaden dadurch verurſacht hat, daß ſie 
bei Anlegung eingezogener Gelder von der Anordnung des 
Gerichts abgewichen iſt (ſiehe den vorigen Abſatz). Zweifelhaft 
iſt, ob der Kreis der Beteiligten über den Rahmen des 8 9 
3G. hinaus auszudehnen if. Für die Verantwortlichkeit 
des Verwalters nach 8 154 Satz 1 3G. iſt dies ſtreitig. Für 
die Ausdehnung auf alle Perſonen, die aus der vom Verwalter 
zu vertretenden Handlung oder Unterlaſſung einen Schaden 
haben, find: KG. 22. 5. 08, LOG. 16, 344; OLG. Königsberg 
22. 9. 10, PoſMeSchr. 11, 17; Jaeckel⸗Güthe, ZVG. (5) 8 154 
A. 1; Schneider, JBl. 12, 37; ſ. auch KG. 13. 3. 12, OLG. 
25, 265 und Dernburg, BGB. Bd. 3 § 262 a Ziff. IV; a. M. find: 
RG. 74, 258; LG. II Berlin 8. 3. 13, KGBl. 13, 124; 
Altmann, ZVG. 8 154 A. 1; Fiſcher⸗ Schäfer, ZVG. (2) 
8 154 A. 1; Kretſchmann, ZVG. S. 290; Meyerhoff, ZIG. 
§ 154 A. 10; Niedner, ZVG. § 154 A. 2; Peiſer, Die 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken S. 170; v. d. Pfordten, 
3G. § 154 A. 1, 3; Reinhard, 3G. § 154 A. I 2 und 
Wolff, ZVG. (3) § 154 A. 1. Für die Verantwortlichleit der 
Aufſichtsperſon dürfte die erſte Meinung die richtige ſein. Denn 
die herrſchende Meinung faßt den hier maßgebenden 5 82 KO. 
ebenfalls dahin auf, daß unter ihn nicht nur die am Konkurs⸗ 
verfahren Beteiligten, ſondern alle Perſonen fallen, denen 
gegenüber dem Verwalter als ſolchem Pflichten obliegen (Jäger, 
KO. [3/4] $ 82 A. 2, wo auch die Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre angegeben iſt). 

Dem Vollſtreckungsgericht gegenüber wird die Stellung 
der Auſſichtsperſon durch die nach 8 2 Abſ. 1 Satz 1 der Ver⸗ 
ordnung anwendbare Vorſchrift des 5 83 KO. gekennzeichnet. 
Danach ſteht die Auſſichtsperſon unter der Aufſicht des 
Vollſtreckungsgerichts. Aus dieſem Grundſatz ergeben ſich 
eine Anzahl von Folgeſätzen. Das Gericht kann — dies hebt 
die Verordnung in § 2 Abſ. 1 Satz 1 durch den Hinweis auf 
§ 84 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 KH. ausdrücklich hervor — gegen 
die Auffichtöperfon nach deren vorheriger Anhörung Ordnungs⸗ 
ſtrafen bis zu 200 & feſtſetzen; die Strafe kann wiederholt 
— jedesmal iſt der Höchſtbetrag von 200 & zuläſſig — ver⸗ 
hängt, im Falle ihrer Nichtbeitreibbarkeit nicht in eine Freiheits⸗ 
ſtrafe umgewandelt und durch ſofortige Beſchwerde angefochten 
werden (ſ. 8 73 Abf. 3 KO.). Sodann hat das Gericht das 
Recht, von der Auſſichſichtsperſon jederzeit eine Außerung über 
die Geſchäftsführung des Schuldners zu verlangen; auch über 
die von dem Schuldner gelegte Rechnung (8 154 Satz 2, 3 
35G.) hat ſich die Aufſichtsperſon auf Erfordern des Gerichts 
zu äußern. Des weiteren kann das Gericht die Geſchäfts⸗ 
führung der Aufſichtsperſon beaufſichtigen; die Auferlegung 
einer Sicherheit wird jedoch nicht zuläſſig ſein, um ſo weniger 
als die Aufſichtsperſon zur unentgeltlichen Führung ihres Amtes 
verpflichtet iſt. Endlich darf das Gericht die Aufſichtsperſon 
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wegen Pflichtverletzung entlaſſen und durch eine andere Perſon 
erſetzen; die Aufſichtsperſon hat alsdann die urkundliche Bes 
ſcheinigung ihrer Ernennung dem Gerichte zurückzureichen (8 2 
Abſ. 1 Satz 1 der Verordnung mit § 81 Abſ. 2 Satz 2 KO.). 

d. Der 2. Abſatz des § 150 3. findet auf die Schuldner: 
Zwangsverwaltung keine Anwendung. Denn da, wie oben 7 
ausgeführt wird, der Schuldner durch die Anordung der 
Zwangsverwaltung ſeinen bisherigen unmittelbaren Beſitz nicht 
verliert, jo kommt eine Einweiſung in den Beſitz oder die Er⸗ 
mächtigung, ſich ſelbſt den Beſitz zu verſchaffen, nicht in Frage. 
Die Beſchränkung in der Ausübung des Eigentumsrechts 
(oben ) tritt ohne weiteres durch die Beſchlagnahme ein. 

J. Zu $ 151 388. iſt folgendes zu bemerken: 

Der Abſatz 1 iſt unanwendbar, weil der ihm zugrunde 
liegende 8 150 Abſ. 2 ebenfalls für die Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung nicht gilt (oben e). (Fortſetzung folgt.) 


Die Ziele der Verordnung vom 22. April 1915 
und die Kriegsnot der Hypothekenſchuldner. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, 8 an 
der Univerſität Berlin. 


Schon ſeit Monaten iſt von verſchiedenen Seiten die Ein⸗ 
führung einer „Grundſtücksauſſicht“ nach dem Vorbilde der 
„Geſchäftsauſſicht“ (Verordnung vom 8. Auguſt 1914) verlangt 
worden. Zwei Anſichten ſtanden ſich gegenüber. Überwiegend 
forderte man eine mit Beſchlagnahmewirkungen ausgeſtattete 
Grundſtücksauſſicht, die an die Stelle der Zwangs⸗ 
verwaltung treten und deren Schäden vermeiden ſollte; ſo 
die Korporation der Kaufmannſchaft an der Alteſten 
der Kaufmannſchaft zu Berlin“ 1915 Seite 25), der „Schutz⸗ 
verband für deutſchen Grundbeſitz“ („Tag“ vom 28. Januar 
1915 Beilage) und Meyer in der Zeiiſchrift des deutſchen 
Notarvereins 15, 138. Die andere Meinung ging dahin, daß 
eine Grundſtücksaufſicht mit Beſchlagnahmewirkungen auf eine 
Zwangsverwaltung mit anderem Namen hinauslaufe und 
deshalb auch nicht mit anderen Rechtswirkungen ausgeſtattet 
werden könne wie die Zwangsverwaltung; eine ſelbſtändige 
Grundſtücksaufſicht ſei daher nur ohne Beſchlagnahmewirkungen 
und vielmehr zur Abwendung derſelben denkbar, dergeſtalt, daß 
die Auſſicht mit der Bewilligung einer Zahlungsfriſt zugunflen 
des Hypothekenſchuldners in Verbindung gebracht werden müſſe 
(SW. 1914, 1110; 1915, 424). Die neue Verordnung des 
Bundesrats vom 22. April 1915 bringt wohl beiden Teilen 
eine Uberraſchung: die Grundſtücksauſſicht als Erſatz der 
Zwangsverwaltung iſt, wie nicht anders zu erwarten war, 
verworfen; man hat aber auch davon abgeſehen, eine Grundflüd?- 
aufſicht ohne Beſchlagnahmewirkungen einzuführen; vielmehr iſt 
der Bundesrat einen dritten Weg gegangen. Er hat für die 
Kriegszeit die Grundſtücksaufſicht als eine Abart der Zwangs⸗ 
verwaltung eingeführt und gleichzeitig die Zwangsverwaltung 
noch in anderen Beziehungen den beſonderen Bedürfniſſen der 
Kriegszeit angepaßt. Der Regel nach ſoll nämlich der Schuldner 
ſelbſt zum Zwangsverwalter beſtellt werden, wenn er dazu 
bereit ift und anzunehmen ift, daß er die Verwaltung ordnungs⸗ 
mäßig führen werde. In dieſem Falle iſt dem Schuldner eine 
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einzelne Perſon, eine Behörde oder ein Einig ungsamt als 
„Auffichtöperfon” zu beſtellen — dies eben iſt die neue 
Grundſtücksauffſicht. Kommt es zu einer ſolchen nicht und 
gehört eine unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Anſtalt zu den 
Hypothekengläubigern oder ſonſtigen Beteiligten, fo erhält die 
Anſtalt eine Art Präſentationsrecht für das Verwalteramt. 
Außerſtenfalls iſt der betreibende Gläubiger im Falle ſeines 
Einverſtändniſſes zum Verwalter zu beſtellen. Die auf Grund 
dieſer Beſtimmung einzuſetzenden Verwalter und Auſſichts⸗ 
perſonen dürfen — mit Ausnahme des Schuldners — keine 
Vergütung erhalten. 

Daß die Verordnung einen Fortſchritt bringt, läßt ſich 
nicht bezweifeln. Die Zwangsverwaltung wird zweckmäßiger 
und individueller gehandhabt werden als bis her. Das eigene 
Intertſſe, das der Verwalter künftig an dem Grundſtücks⸗ 
ertrage haben wird, ſei es mm für ſeine eigene Perſon oder 
ſür die Anſtalt, die ihn präſentiert hat, wird ſich als ein 
wirlſamerer Anſporn zu ſparſamer und überlegter Verwaltung 
erweiſen als alle Dienflvorfchriften. 

Nicht ganz fo klar liegt die Frage der Venbilligung. 
Wird, wie es regelmäßig der Fall ſein ſoll, der Schuldner 
zum Vertreter beſtellt, fo iſt ihm eine Vergütung zu gewähren 
($ 151 8G.) Dies iſt auch ſachgemäß, weil man ihn fonft 
auf den Weg unerlaubter Nebeneinnahmen drängen würde; 
denn der Schuldner wird die Vergütung nach Lage der Sache 
dringend zum Lebensunterhalt brauchen. Daher wird die Ver: 
gütung auch nicht zu gering beme ſſen werden können und ver: 
mutlich regelmäßig höher ſein als die der amtlichen Zwangs⸗ 
verwalter, die, wenigſtens in Berlin, Dutzende von Grund⸗ 
ſtücken (nach Schwartz, Jahresbericht der Juriſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft 1913, 83 ſogar im Durchſchnitt 70 bis 100 Grundſtücke) 
gleichzeitig zu verwalten pflegen. Eine angemeſſene Löſung 
dürfte ſich in vielen Fällen dadurch erzielen laſſen, daß dem 
Schuldner als Vergütung Wohn: oder Geſchäfisräume des 
Grundſtücks unentgeltlich überlaſſen werden. 

Iſt der Verwalter von einer „Anſtalt“ präſentiert — 
insbeſondere kommen hier die Hypothekenbanken und Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften in Betracht —, fo darf er zwar formell 
eine Vergütung aus den Grundflückseinnahmen nicht erhalten. 
Die Anftalt wird aber naturgemäß von ſich aus den Ver⸗ 
walter emſchädigen, und fie kann ſich hierfür unmerklich ſchadlos 
halten, indem ſie die Nebenleiſtungen ihrer ſpäteſtens mit der 
Zwangsverwaltung fällig gewordenen Hypothek entſprechend 
erhöht. In der gleichen Weiſe kann ſich der betreibende 
Gläubiger, wenn er zum Verwalter beſtellt wird, eine Ent⸗ 
ſchädigung beſchaffen. Hier ift alfo die Unentgeltlichkeit praktiſch 
wohl nur von geringer Bedeutung. 

Der Grundſatz der Unentgeltlichkeit begegnet aber auf 
dem Gebiet der Zwangsverwaltung auch ſachlichen Bedenken. 
Der Verwalter iſt nach 8 154 8G. allen Beteiligten für 
die Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen mit ſeinem 
Vermögen verantwortlich. Derſelben Haftung unterliegt be⸗ 
merlenöwverteriveife die Aufſichtsperſon nach 8 2 der Verordnung 
vom 22. April 1915. Da nun ſehr oft große Intereſſen auf 
dem Spiel ſtehen — man denke z. B. an eine Verſäumnis 
bei Bezahlung einer Verſicherungsprämie —, fo können fi 
der Verwalter und die Aufſichtsperſon durch ein geringes Ver⸗ 
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ſehen unüberſehbaren Schaden zuziehen. Man mag dies bei 
einem auf Grund der neuen Verordnung beſtellten Verwalter 
vielleicht noch hinnehmen. Aber der Auſſichtsperſon, die die 
Laſten der Aufſichtsführung aus höheren Rückſichten im Ehren⸗ 
amt übernimmt, eine ſolche Haftung aufzubürden, erſcheint wenig 
angebracht und geſährdet nur die Zwecke der Verordnung. 
Die Haftung für Vorſatz würde hier vollauf genügen. Die 
Garantieen für eine ordnungsmäßige Handhabung der Aufſichts⸗ 
geſchäfte ſind nicht auf zivilrechtlichem Gebiet, ſondern in einer 
ſachgemäßen Auswahl der Auſſichtsperſonen zu ſuchen. Die 
Juſtizverwaltungen werden in Ver bindung mit den in Betracht 
kommenden Verwaltungs behörden, insbeſondere den Gemeinden 
und den Handelskammern, die erforderliche Organiſation zu 
ſchaffen haben (5 14 EG 3VG.). Bei der gegenwärtigen Regelung 
der Haftungsfrage dürften ſich freilich nicht allzuviel geeignete 
Perſonen finden laſſen, die bereit find, das gefährliche Ehrenamt 
zu übernehmen; denn es muß als das nobile officium der in 
Betracht kommenden Inſtanzen angeſehen werden, die Aufſichts⸗ 
perſon über das Maß ihrer finanziellen Verantwortlichkeit nicht 
im Unklaren zu laſſen. Ein Nachtrag zu der Verordnung, der 
die Haftbarkeit der Auffihtsperfon auf den Fall des Vorſatzes 
beſchränkt, erſcheint dringend notwendig. 

Aber auch wenn die erforderlichen Aufſichts perſonen zu 
gewinnen find, fo dürfte doch die durch die neue Verordnung 
bewirkte Erſparnis an Ver waltungsgebühren — alles in allem — 
dem praktiſchen Erfolge nach recht beſcheiden ſein. Am eheſten 
kommt dafür noch der § 5 der Verordnung in Betracht, der 
im Falle der Kriegsnot des Schuldners Befreiung von den 
Gerichtsgebühren bewilligt. Indeſſen iſt die ganze Koſtenfrage 
und ſelbſt die verhältnismäßig wichtigere Frage der Verbeſſerung 
des Zwangsverwaltungs verfahrens doch nur von verſchwindender 
Bedeutung gegenüber dem Umfang und der Schwere der 
Kriegsnot des Grundbeſitzes. Die Verordnung vom 22. April 
1915 hat den Gedanken der Grundſtücksaufſicht nur äußerlich 
und mit ganz anderen, beſcheideneren Zielen übernommen, wie 
ſie den Urhebern des Gedankens vorſchwebten. Als eine Abart 
der Zwangsverwaltung zeigt die Grundſtücksauſſicht jetzt nicht 
nur die allgemeinen Nachteile jeder Zwangsvollſtreckung, ſondern 
auch gewiſſe beſondere Nachteile, die der Zwangsverwaltung 
über den Vollſtreckungszweck hinaus anhaften. Zunächſt ſind 
nämlich Räume eines unter Zwangsverwaltung ſtehenden 
Grundſtücks, insbeſondere auch Läden, ſchwerer zu vermieten, 
weil der Mietsluſtige mit Recht in der Zwangsverwaltung den 
Vorboten der Zwangsverſteigerung zu ſehen und das künſtige 
Kündigungsrecht des Erſtehers (8 57 ZUG.) zu fürchten pflegt. 
Weit bedenklicher, ja von ausſchlaggebender Bedeutung iſt aber 
der Umſtand, daß nach den üblichen Klauſeln der Hypotheken⸗ 
urkunden durch die Einleitung der Zwangsverwaltung ſämtliche 
Hypotheken fällig werden. Darin liegt eben eine der großen 
Gefahren, denen man durch die Grundſtücksaufſicht entgehen 
wollte. 

Mit Recht hat die prozeſſuale Kriegsgeſetzgebung von 
Anfang an das Ziel verfolgt, den durch den Krieg in Not 
geratenen Schuldner, beſonders auf dem Wege der Friſtgewährung 
und der Geſchäftsaufſicht, vor der Zwangsvollſtreckung 
möglichſt zu ſchützen. Auf dem Gebiet des Hypothe kenweſens 
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Richtung zu wirken, denn ihre Tätigkeit ſchiebt ſich vor die 
Erwirkung bzw. die Anwendung des vollſtreckbaren hypotheka⸗ 
riſchen Titels ein (Verordnung vom 15. Dezember 1914 8 4, 
JW. 1915, 9). 

In der Tat — das Ziel, das vor allem erſtrebt werden 
muß, iſt: den unverſchuldet in Kriegsnot geratenen Eigentümer 
vor der Zwangsverwaltung und auch vor der Zwangs— 
vollſtreckung in ſein bewegliches Vermögen gegenüber 
dem Hypothekengläubiger ſoweit zu bewahren, wie es 
ohne Schädigung des Gläubigers irgend möglich iſt. 
In dieſer Hinſicht aber gewährt die neue Verordnung keinerlei 
Schutz, ja ſie wirkt mittelbar vielleicht ſogar in entgegengeſetzter 
Richtung, indem ſie den Hypothekengläubiger geradezu auf die 
kriegsmäßig ausgeſtaltete Zwangsverwaltung hinweiſt und ihm 
gegenüber Stundungsvorſchlägen des Einigungsamts die Ab⸗ 
lehnung erleichtert. 

Jedenfalls iſt es dabei geblieben, daß der Hypothekengläubiger 
den Schuldner, deſſen Hypothek im Kriege fällig geworden iſt, 
nach Ablauf einer mit großen Koſten zu erwirkenden Gnaden⸗ 
friſt mit Zwangsverſteigerung, Zwangsverwaltung und Mobiliar» 
pfändung überziehen kann. Eben hieraus entſpringt nach wie 
vor die beklagenswerte Zwangslage des Grundſtückseigentümers, 
der trotz aller Kriegsverluſte dem Gläubiger Abſchlußproviſionen, 
Zinserhöhungen, Damnos und ſonſtige reine Finanzgewinne 
zugeſtehen muß, nur um Schlimmeres abzuwenden. Das iſt die 
Stelle, an welcher die Geſetzgebung vor allem einſetzen muß. 

Man liebt es, darauf hinzuweiſen, daß der Kapitaliſt 
gegenwärtig eine reichlich fünſprozentige Verzinſung bei der 
ſicherſten Anlage, nämlich der deutſchen Kriegsanleihe, erziele; 
man könne ihm alſo nicht verdenken, wenn er auch ſeine erſte 
Hypothek mindeſtens auf dieſen Zinsfuß und ſeine zweite 
Hypothek auf einen noch höheren zu bringen verſuche. Zunächſt 
aber wird ſeitens der Hypothekengläubiger über das ſelbſt nach 
dieſer Auffaſſung zuläſſige Maß ſo häufig hinausgegangen, daß 
ſchon deshalb ein Einſchreiten erforderlich erſcheint. Indeſſen 
kann überhaupt ein Naturrecht, für jede Kapitalsanlage mindeſtens 
den Zinsfuß der Kriegszeit herauszuwirtſchaften, keineswegs an⸗ 
erkannt werden. Wer flüſſige Mittel hat, wird an einer im 
Rahmen der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen bleibenden 
Ausnutzung der Konjunktur nicht verhindert werden können. 
Aber der Hypothekengläubiger iſt in einer anderen Lage. Das 
Band, das ihn mit dem Hypothekenſchuldner verbindet, mag in 
Friedenszeiten als ein rein privatwirtſchaftliches und privat⸗ 
rechtliches angeſehen werden. Aber in der Kriegszeit hat es 
eine volkswirtſchaftliche und darum in gewiſſer Hinſicht öffentlich⸗ 
rechtliche Bedeutung erhalten. Den Geſichtspunkten derjenigen 
Hypothekengläubiger, die den hohen Zinsfuß der Kriegszeit für 
ſich auszunutzen trachten, treten hier die Forderungen der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt, die Rückſichten auf die Erhaltung eines lebens⸗ 
kräftigen Grundbeſitzes gegenüber. Dieſe Forderungen zu be⸗ 
achten, erſcheinen außer den öffentlichen Pfandbriefämtern und 
Sparkaſſen insbeſondere die Hypothekenbanken und Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften verpflichtet, da ihr Betrieb auf ſtaatlichem Privileg 
beruht, deſſen Ausübung nicht ohne Rüdfiht auf höhere Inter⸗ 
eſſen erfolgen darf. Die Berechtigung dieſes Standpunktes wird 
von den Geſellſchaften neuerdings mehr und mehr anerkannt. 
Allerdings iſt das mögliche und wünſchenswerte Maß des Ent: 


10. 1915. 


gegenkommens keineswegs überall erreicht. Wenn z. B. in 
einer offiziöſen Erklärung der Hypothekenbanken die Forderung 
ter Abſchlußproviſionen damit gerechtfertigt wird, daß ſich die 
Banken die nötigen Mittel zur planmäßigen Rückzahlung der 
Pfandbriefanleihen beſchaffen müßten (Bankarchiv vom 1. Mai 
1915), ſo fällt dieſes Argument offenbar da in ſich zuſammen, 
wo ſich die Banken Teilrückzahlungen auf die Hypothek aus⸗ 
bedingen; das geſchieht aber — mit Recht — überall da, wo 
es nur irgend möglich iſt, und doch werden auch hier neben der 
Zinserhöhung auf 4½ bis 4¾ Prozent noch Abſchlußproviſionen 
verlongt. Die in JW. 1914, 1109 befürworteten Verfügungen 
der Auſſichts behörden würden daher auch jetzt noch Nutzen ftiften 
können. Indeſſen dürfte wohl doch eine geſetzliche Regelung 
vorzuziehen ſein. Nicht nur daß die Anſichten der einzelnen 
Aufſichtsbehörden über das Maß des erforderlichen Schutzes 
weit auseinandergehen, mehren ſich die Klagen über rückſichts⸗ 
loſes Verhalten der privaten Gläubiger, denen nur durch das 
Geſetz beizukommen iſt. Eine ſolche geſetzliche Regelung müßte 
meines Erachtens auf dem Gedanken beruhen, daß den Hypotheken⸗ 
gläubigern einerſeits ihr Beſitzſtand voll zu ſchützen, andererſeits 
aber die Gelegenheit zur Erlangung reiner Finanzgewinne 
im Intereſſe des ſchutzwürdigen Grundbeſitzes für die Kriegs⸗ 
dauer abzuſchneiden iſt. Jeder Schematismus ſollte vermieden 
werden. Nicht nur die ſehr erheblichen örtlichen Verſchieden⸗ 
heiten, ſondern auch alle konkreten Umſtände des einzelnen 
Falles werden in Rüdficht gezogen werden müſſen. Den ge 
eigneten Anknüpfungspunkt bietet meines Erachtens die Ein⸗ 
richtung der Einigungsämter. Sie haben ſchon jetzt vielfach 
zwiſchen Hypothekengläubiger und Schuldner wegen der Be⸗ 
dingungen des Stehenbleibens einer Hypothek eine Einigung 
herbeizuführen. Aber das Mißliche iſt, daß der Schuldner, 
wenn die Einigung nicht zuſtande kommt, der Willkür des 
Gläubigers preisgegeben iſt und daß ſich eben dadurch der 
Gläubiger ſchon im Verhandlungsſtadium allzuſehr im Ülber⸗ 
gewicht befindet. Man ſollte daher den Einigungsämtern 
die Befugnis beilegen, äußerſtenfalls die Bedingungen des 
Stehenbleibens der Hypothek bindend zu beſtimmen oder auch 
(entſprechend dem 8 4 der Verordnung vom 15. Dezember 
1914) eine vom Grricht zu treffende bindende Beſtimmung 
durch Erſtattung eines Gutachtens vorzubereiten. Verantwortung 
und Willkür der Einigungsämter könnten dabei durch all⸗ 
gemeine Anweiſungen des Bundesrats oder der Landeszentral⸗ 
behörde in geeigneter Weiſe eingeſchränkt werden, indem z. B. 
vorgeſchrieben wird, daß die Verlängerungen ohne Zuſtimmung 
des Gläubigers vorläufig der Regel nach nicht auf längere 
Zeit als auf ein Jahr erfolgen dürfen, daß im allgemeinen der 
Zinsfuß, wie er vor Kriegsausbruch für die betreffende Art 
von Hypotheken nach den örtlichen Verhältniſſen beſtand, zu⸗ 
grunde zu legen ſei, daß beſondere Nebenvergütungen nur für 
nachweisbare Aufwendungen des Gläubigers bewilligt werden 
dürfen, daß wegen der Fälligkeitsbedingungen und ſonſtigen 
Modalitäten der Hypotheken möglichſt die bisherigen Ab⸗ 
machungen beibehalten werden ſollen uſw. Es muß einer 
anderen Gelegenheit vorbehalten bleiben, den Vorſchlag in die 
Einzelheiten hinein zu entwickeln. Aber aus dem Geſagten 
dürfte immerhin erſichtlich ſein, daß auf ſolchem Wege der 
wirklich ſchutzbedürfrige Teil des Grundbeſitzes über die Kriegs⸗ 
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zeit hinweg gerettet werden könnte, ohne daß die Hypothelen⸗ 
gläubiger — im Gegenſatz zu anderen Vorſchlägen — auf mehr 
zu verzichten brauchten als auf den reinen Kriegsfinanzgewinn. 
Damit aber wäre ein für unſere ganze wirtſchaftliche Zukunft 
überaus wichtiger Erfolg für einen wahrlich geringen Preis 
erlangt — ein Erfolg, der mittelbar auch den Hypothelken⸗ 
gläubigern zugute käme, indem er die Grundlage ihrer Rechte 
feſtigen und das allgemeine Vertrauen heben würde. 


Lufitania. 
Von Profeſſor Dr. Ed. Heilfron, Charlottenburg. 


Die Verſenkung der Luſitania durch ein deutſches Tauch⸗ 
boot hat zwei berühmte und ſeit langer Zeit der endgültigen 
Entſcheidung harrende Fragen des Völkerrechts wieder in Er⸗ 
innerung gebracht. 

J. Darf ein Kriegsſchiff ein feindliches Fahrzeug, ſtatt 
es einzubringen, vernichten? 

II. Iſt für die auf einem vernichteten feindlichen Fahr⸗ 
zeug befindlichen und mit ihm verſenkten neutralen Waren 
Eiſatz zu leiſten? 

I. Die Verfenkung feindlicher Fahrzeuge. 

Die Zerſtörung von Schiffen an Stelle der Einſchleppung 
in einen heimiſchen Hafen war auf der Londoner Kriegsrechts⸗ 
lonſerenz von 1909 Gegenſtand eingehender Erörterung. Ihr 
Ergebnis findet ſich in den Artikeln 48 ff. der Erklärung über 
das Seekriegsrecht (Londoner Deklaratian). Ein Einverſtändnis 
wurde jedoch nur über Vorausſetzungen und Folgen der Zer⸗ 
ſtörung neutraler Priſen erzielt, und zwar dahin (Art. 49), 
daß ein neutrales Schiff, das der Einziehung unterliegen würde, 
zerſtört werden kann, wenn feine Einbringung das aufbringende 
Kriegsſchiff „einer Gefahr ausſetzen oder den Erfolg der Ope⸗ 
rationen, worin es derzeit begriffen iſt, beeinträchtigen könnte“. 

Über die Behandlung feindlicher Schiffe iſt dagegen 
eine Einigung nicht erzielt worden. Es kann aber als ein 
allgemeiner völkerrechtlicher Grundſatz die Regel betrachtet 
werden, daß im Falle dringender Notwendigkeit die Zerſtörung 
eines feindlichen Schiffes jedenfalls zuläſſig iſt. Die Um⸗ 
ſchreibung des Begriffs der dringenden Notwendigkeit iſt in 
den Priſenordnungen der verſchiedenen Staaten verſchieden ges 
ſchehen; aber durch alle dieſe Vorſchriften geht wie ein roter 
Faden die Beftimmung, daß, wenn das Fortbringen einer Priſe 
das Nehmeſchiff ſelbſt gefährden würde, ſtatt der Fortbringung 
die Vernichtung erfolgen darf.!) 

Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die bei Beginn des 
gegenwärtigen Krieges veröffentlichte deutſche Priſenordnung 
vom 30. September 1909. 8 112: „Der Kommandant iſt 
berechtigt, ein ... als feindliches aufgebrachtes Schiff als 
Hilfsſchiff zu verwenden, oder es, wenn feine Einbringung ihm 
unzweckmäßig oder unſicher erſcheint, zu zerſtören.“ 

) Vgl. Oxforder Seekriegs⸗Reglement Art. 104; Franzöſiſche 
Instructions Art. 28 § 153; Engliſches Naval Price Law Art. 303; 

trilaniſcher Naval War Code Art. 50; Japaniſche Eeeprifen: 
ordnung von 1904 8 91; Wehberg, Seekriegsrecht S. 298; Hütten⸗ 
heim, Die Handelsſchiſſe der Kriegführenden S. 52 ff.; Bonſils⸗ 


Fauchille, Manuel de (droit intern. bnbl. (1914) S. 981; Pitt⸗ 
Cobbett, Cases and opinions S. 186. 
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In dem Fall der Luſitania handelt es ſich um den Angriff 
eines kleinen Tauchboots von etwa 1000 t Waſſerverdrängung 
auf eines der größten Schiffe der Welt von etwa 40 000 t. 
Die Unterſeeboote ſind erſt im gegenwärtigen Krieg als Kriegs⸗ 
mittel hervorgetreten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man nicht 
die früheren, für größere Kreuzer geltenden Vorſchriften ohne 
weiteres auf den Unterſeebootkrieg zur Anwendung bringen 
kann. Das Tauchboot wird nur in den allerſeltenſten Fällen 
in der Lage ſein, ein feindliches Handelsſchiff aufzubringen, 
nämlich, wenn es ſich in der Nähe der heimiſchen Küſte befindet, 
und wenn man es nicht mit einem ſchnell manövrierenden 
großen Schiff zu tun hat, von dem das Tauchboot durch 
Rammen oder in anderer Weiſe einen Angriff zu befürchten 
hätte. Was alſo früher die ſeltene Ausnahme war, nämlich 
die Zerſtörung feindlicher Kauffahrteiſchiffe, wird für den Tauch⸗ 
bootkrieg die faſt ausnahmsloſe Regel ſein müſſen. Das 
Tauchboot hat nur zwei Möglichkeiten: entweder es läßt 
Handelsſchiffe überhaupt unbeläſtigt, oder es zerſtört ſie. Der 
Tauchbootkommandant wird ſich bei Entſcheidung dieſer 
ſchwierigen Frage aber vielleicht mit Nutzen einiger Vorgänge 
erinnern, die für den hier behandelten Fall von um ſo größerer 
Bedeutung ſind, weil ſie der engliſch⸗amerikaniſchen Rechtsübung 
entſprungen find. Im engliſch⸗amerikaniſchen Kriege von 1812 
gab die amerikaniſche Regierung ihren Geſchwaderkommandanten 
die denkwürdige Anweiſung: „Sie haben, abgeſehen von 
beſonderen Fällen, alle von Ihnen genommenen Schiffe zu 
zerſtören. Der feindliche Handel iſt der verwundbarſte Punkt des 
Feindes, den wir angreifen können; ſeine Zerſtörung bleibt die 
Hauptſache, und hierauf haben Sie alle Ihre Bemühungen 
zu richten.“) In dem berühmten Fall der „Felicity“ gab 
Lord Stowell bei der Frage der Zuläſſigkeit der Zerſtörung 
einer Priſe ſein Urteil dahin ab: „Iſt es unmöglich, eine Priſe 
einzubringen, ſo iſt es die Pflicht des aufbringenden Schiffes, 
das feindliche Eigentum zu zerſtören.“s) Endlich entſchied in dem 
ebenfalls berühmten Fall „Leucade“ während des Krimkrieges der 
Richter: „Es iſt unter Umſtänden gerechtfertigt und ſogar rühmens⸗ 
wert für das Nehmeſchiff, ein feindliches Schiff zu zerſtören.“) 


II. Erſatzleiſtung für mitverfenkte neutrale Waren. 


Hiernach herrſcht über die Frage, ob ſeindliche Schiffe, 
falls es unmöglich iſt, ſie einzubringen, verſenkt werden können, 
vollkommene Ubereinſtimmung ſowohl in den Priſenordnungen 
als in der Völkerrechtsliteratur.“) Viel zweifelhafter iſt die 
weitere Frage, ob für die auf dem verſenkten feindlichen Schiff 
befindlichen neutralen Waren Erſatz geleiſtet werden muß. 

Dieſe Frage muß von den beiden Geſichtspunkten des 
inländiſchen und des Völkerrechts aus betrachtet werden. 


2) „The commerce of the enemx is the most vulnerable paint 
of the enemy we can attack, and its destruction, the main abjeet: 
and to this end all vour affords should be directed.“ 


) „If impossible to» bring in, their next duty is to destroy 
enemx's property.“ j 

4) „It may be justitiable or even priceworthy in the eaptors 
to destroy an enemx's vessel.“ 

) Vgl z. B. Wehberg, Seekriegsrecht, S. 298; Schramm, 
Verhandlungen und Beſchlüſſe der Londoner Seekriegsrechtskonſerenz 
(1911), S. 15; Schramm, Priſenrecht in ſeiner neueſten Geſtalt 
(1913), S. 339; Moore, A Digest of international Law WII. 516 ff.; 
Calvo, Droit international V. 272 ff. 
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a) Nr. 114 der deutſchen Priſenordnung beſtimmt: 
„Bevor der Kommandant ſich zur Zerſtörung eines Schiffes 
entſchließt, hat er zu erwägen, ob der hierdurch dem Feinde 
entſtehende Schaden den Schuadenserſatz aufwiegt, der für die 
Mitvernichtung des nicht einziehbaren Teiles der Ladung 
zu zahlen iſt.“ Einzelne deutſche Schriftſt⸗ller“) halten die 
Frage des Schadenserſatzes für mitverſenkte neutrale Waren 
durch dieſe Vorſchrift für Deutſchland als im bejahenden Sinne 
entſchieden. Dem kann aus zwei Gründen nicht zugeſtimmt 
werden. 

1. Zunächſt wäre es ſehr merkwürdig, wenn die im 
unmittelbaren Anſchluß an die Londoner Seekriegskonferenz 
erlaſſene, wenn auch erſt nach Kriegsausbruch veröffentlichte 
deutſche Priſenordnung dem Deutſchen Reich eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht hätte aufbürden wollen, über die auf der eben geſchloſſenen 
Konferenz eine Einigung nicht erzielt war. Die deutſche Re⸗ 
gierung hat auf dieſer Konferenz allerdings den Standpunkt 
vertreten, daß das Völkerrecht vertragsmäßig im Sinne der 
Feſtſtellung einer Schadenserſatzpflicht für vernichtete neutrale 
Waren fortgebildet werden müßte, und hat infolgedeſſen in 
Art. 26 des deutſchen Entwurfes vorgeſchlagen: „In den Fällen 
des Art. 25 Abſ. 1 dürfen mit dem Schiffe auch die Güter 
verſenkt oder ſonſt vernichtet werden, die der Wegnahme nicht 
unterliegen und nach Lage der Umſtände nicht an Bord 
eines Kriegsſchiffes übernommen werden können. Doch iſt 
alsdann deren Eigentümer zu entſchädigen.“ Andere 
Staaten hatten aber abweichende, die Entſchädigungspflicht 
verneinende Vorſchläge gemacht, und die engliſche Regierung 
legte daher der weiteren Ecörterung den Leitſatz Nr. 32 
in der Frageform zugrunde: „Iſt im Hinblick auf den 
Grundſatz, daß neutrales Gut unter feindlicher Flagge der 
Wegnahme nicht unterliegt, der Eigentümer der Ware bei 
Zerſtörung des Schiffes zu entſchädigen, oder iſt die Zerſtörung 
des Schiffes in einem ſolchen Falle eine Kriegshandlung, 
welche den Kriegführenden nicht zur Erſatzleiſtung verpflichtet?“ 
Hierüber iſt in den Kommiſſionsverhandlungen nicht ausführlich 
geſprochen und jedenfalls keine Einigung erzielt worden. Aller⸗ 
dings hat in der V. Kommiſſionsſitzung vom 15. Januar 1909 
die japaniſche Abordnung in Übereinſtimmung mit der engliſchen 
Auffaſſung die Entſchädigungspflicht als erſtrebenswertes Ziel 
bezeichnet. Da aber ſchon über die Behandlung neutraler 
Schiffe nur ſchwer ein Einverſtändnis zu erzielen war, hat 
man ebenſowenig wie die Frage der Zerſtörung feindlicher 
Schiffe überhaupt, die det Schadenserſatzpflicht für mitzerſtörte 
neutrale Waren vor die Geſamtkonferenz gebracht, weil hier⸗ 
über eine Einigung doch nicht zu erwarten war. 

Iſt hiernach für Deutſchland eine Verpflichtung, die Ent: 
ſchädigungsfrage in feiner Priſenordnung zu regeln, durch die 
— zwar nicht ratifizierte, aber der Priſenordnung ja in Wahr⸗ 
heit zugrunde liegende — Londoner Seerechtserklärung nicht 
begründet worden, ſo wäre es gar nicht zu verſtehen, wenn 
gerade die beutfche Regierung freiwillig die Entſchädigungs⸗ 
pflicht hätte übernehmen wollen, deren Folgen, wie gerade der 
Luſitania⸗Fall zeigt, unüberſehbar ſind. Deutſchland entbehrt 


6) Wehberg, Sreekriegsrecht, S. 295 ff.; Hirſchmann, Das inter: 
nationale Priſenrecht, S. 123; Schramm, Priſenrecht, S. 510. 
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bisher aller Flottenſtützpunkte in Überſee. Es iſt durch den 
von den Engländern bewachten Kanal vom Ozean abgeſchloſſen. 
1909 war gerade die Unterſeebootsfrage in der Entwicklung, 
und jeder der die Priſenordnung bearbeitenden Marine⸗ 
ſachverſtändigen wußte ſelbſtverſtändlich ſchon damals, daß von 
einer Einbringung von Priſen durch unſere Kriegsſchiffe in 
erheblichem Umfange nicht die Rede ſein wird. Unter dieſen 
Umſtänden iſt es doch nicht anzunehmen, daß die Verſaſſer 
der Priſenordnung bewußt dem Deutſchen Reiche eine Ent⸗ 
ſchädigungpflicht haben aufladen wollen, deren fortwährende Be⸗ 
rückſichtigung die Tatkraft der Schiff skommandanten hätte lähmen 
müſſen. Das kann alſo gar nicht die Abſicht der Nr. 114 der 
deutſchen Priſenordnung geweſen ſein. Es handelt ſich vielmehr 
offenſichtlich um eine, allerdings nicht ſehr glückliche Zuſammen⸗ 
ſaſſung aller Zerſtörungsfälle, ſowohl neutraler wie feindlicher 
Schiffe, und es ſollte den Schiff ekommandanten bloß ein Hin⸗ 
weis auf die Beachtung der etwaigen Entſchädigungsſolgen 
gegeben werden. So hat auch das Kaiſerliche Priſengericht in 
Hamburg im gegenwärtigen Kriege entſchieden (v. Daſſel im 
„Recht“ 1915 S. 118); a. A.: Rehm, DB. 1915, 454). 

2. Aber ſelbſt wenn die Bearbeiter der Priſenordnung, 
entſprechend den damaligen Anſchauungen des Reichsmarincamts, 
durch dieſe Nr. 114 dem Gedanken hätten Ausdruck geben 
wollen, daß für die mit einem feindlichen Schiff verſenkten 
neutralen Waren nach völkerrechtlichen Grundſätzen eine Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren ſei — würde damit die Frage für die 
Priſengerichte erledigt und die Entſchädigungspflicht für die 
Folge als durch einen Satz des inländiſchen Rechts begründet 
zu behandeln fein? Keineswegs! Was iſt die Priſenordnung? 
Eine Anweiſung des Kaiſers an die Seebefehlshaber, wie ſich 
aus der die Priſenordnung einführenden Kaiſerlichen Verordnung 
vom 30. September 1909 mit Deutlichkeit ergibt. Sie beginnt: 
„Ich genehmige ... und beſtimme“, im Gegenſatz zu der 
Priſen gerichts ordnung, die als eine — auf dem Reichs⸗ 
geſetz über die Priſengerichtsbarkeit vom 3. Mai 1884 be⸗ 
ruhende — Rechtsverordnung anfängt: „Wir Wilhelm 
verordnen auf Grund des § 2 uſw.“ Die Priſenordnung iſt 
alſo ein vom Kaiſer kraft ſeiner Kommandogewalt erlaſſener 
Marinebefehl. Ein ſolcher kann Entſchädigungspflichten des 
Reichs nicht begründen und hat dies im vorliegenden offenbar 
auch gar nicht bezweckt. Man darf nicht vergeſſen, daß die 
Nr. 114 gar nicht den Grundſatz aufſtellt: „Bei Mitvernichtung 
nicht einziehbarer Güter hat das Reich Schadenserſatz zu leiſten“, 
ſondern daß ſie die Schiffskommandanten lediglich zu einer 
Erwägung in der gedachten Richtung veranlaſſen will und 
gewiſſermaßen nur nebenher den Grund dafür angibt. Wenn 
man alfo ſelbſt unterſtellen wollte, daß die Verfaſſer der Priſen⸗ 
ordnung von der völkerrechtlichen Anſchauung ausgegangen 
ſind: für mitverſenkte neutrale Güter ſei in allen Fällen 
Schadenserſatz zu leiſten, und daraufhin die Nr. 114, wie 
geſchehen, geſaßt häcten, wäre dieſe ihre Anſchauung bedeutungs⸗ 
los, wenn es ſich ergibt, daß die von ihnen unterftellte völker⸗ 
rechtliche Regel im anerkannten Völkerrecht — alſo ſozuſagen 
de lege lata — keine Begründung findet. 

b) Hiernach iſt aus Nr. 114 der Priſenordnung ein deutſch⸗ 
rechtlicher Grundſatz, daß für alle mit einem feindlichen Schif 
verſenkten neutralen Waren, Entſchädigung zu leiſten ſei, nicht 
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zu entnehmen. Es fragt ſich weiter, ob dieſer Satz etwa aus dem 
Völkerrecht abgeleitet werden kann. Auch dies iſt zu verneinen. 

1. Nr. 3 der Pariſer Seerechtsdeklaration vom 
16. April 1856 lautet: „Neutrales Gut unter feindlicher Flagge, 
mit Ausnahme der Kriegskonterbande, darf nicht mit Beſchlag 
belegt werden.“ Man hat zuweilen gemeint, daß dieſe Vor⸗ 
ſchrift die hier behandelte Frage in einfachſter Weiſe erledigt. 
Man hat ausgeführt: wenn Waren nicht in Beſchlag genommen 
werden könnten, dann dürften ſie auch nicht verſenkt und auf 
dieſe Weiſe dem neutralen Eigentümer entzogen werden, oder, 
wenn die Verſenkung ſich als unumgänglich ergäbe, müſſe 
mindeſtens Erſatz geleiſtet werden; denn ſonſt könnte dieſe 
Nummer der Deklaration durch grundſätzliche Verſenkung ja 
einfach umgangen werden. Dieſe Folgerungen ſind unbegründet. 
Wie iſt die Pariſer Seerechtsdeklaration entſtanden? Sie wollte 
das für den Landkrieg ſchon längſt abgeſchaffte Beute recht 
auch für den Seekrieg beſeitigen. Ganz konnte dieſes Ergebnis 
wegen Englands Widerſtand nicht erzielt werden. Aber es 
wurden wenigſtens einige Milderungen durchgeſetzt; zu ihnen 
gehört auch die erwähnte Regel Nr. 3. Aber davon war doch 
nie die Rede, daß der Kriegsführung zur See engere Schranken 
gezogen werden ſollten als der zu Lande. Auf dem Lande 
gibt es kein Beuterecht an neutralen (und feindlichen) Gütern. 
Aber es denkt auch niemand daran, daß ein kriegführender 
Staat verpflichtet ſei, die durch Kriegs maßnahmen verletzten 
Reutralen zu entſchädigen. Als im Jahre 1870 engliſche Schiffe 
von den Deutſchen zur Sperrung der Seine verſenkt wurden, 
lehnte Bismarck unter Hinweis auf den engliſchen Völkerrechtler 
Phillimore jede Entſchädigungspflicht ab, wenn er auch ſpäter 
aus politiſchen Gründen tatſächlich ſich zu einer Entſchädigung 
bereit finden ließ.) 

Wollte man alfo der Regel Nr. 3 den Grundſatz entnehmen, 
daß nicht nur im Falle der Beſchlagnahme, ſondern auch im 
Falle der Zerſtörung eine Schadenserſatzpflicht des Nehmeſtaates 
beflände, fo wäre die Kriegführung zur See erſchwerter als 
die zu Lande. Die neutralen Verſender würden dann nicht 
mehr wie bisher üblich, „cif Liverpool“, ſondern „loco Liverpool“ 
verlaufen; fie blieben dann Eigentümer des Gutes bis zur 
Ankunft im ficheren Hafen, und wenn das Schiff durch ein 
Tauchboot verſenkt würde, hätten ſie ihren Erſatzanſpruch gegen 
die deutſche Regierung. Die Befürchtung, daß bei Ablehnung 
der Entſchädigungspflicht die obige Regel völlig ausgeſchaltet 
werden könnte, indem dann der Kommandant des nehmenden 
Schiffes rückſichtslos alle Schiffe verſenken würde, flatt fie 
einzubringen, iſt völlig grundlos. Denn ſchon im vaterländiſchen 
Intereſſe wird jeder Schiffskommandant ſelbſtverſtändlich ver⸗ 
ſuchen, die Brife, wenn irgend möglich, heimzuführen. 
2. Die Pariſer Seerechtsdellaration trifft alſo den vor⸗ 
liegenden Fall nicht und da, wie oben dargelegt, auch die 
Haager und Londoner Konferenzen keinerlei ausdrückliche Vor⸗ 
ſriſten über die hier erörterte Frage enthalten, fo fehlt es an 
vertragsmäßigen Grundſätzen hierüber. Es fragt ſich 
weiter, ob etwa die völkerrechtliche Literatur oder die Staaten⸗ 
praris ſo einheitlich geſtaltet iſt, daß daraus die Entſchädigungs⸗ 
pflicht als ein Grundſatz anerkannten, wenn auch unge⸗ 


5 Calwo, Droit international IV, 262. 
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ſchriebenen Völkerrechts abgeleitet werden kann. In der 
Literatur finden ſich die widerſprechendſten Anſchauungen ver⸗ 
treten. Pitt⸗Cobbett (Cases and opinions, S. 394) führt 
aus, daß der neutrale Eigentümer, der ſeine Güter auf ein 
feindliches Schiff verfrachtet, damit die Gefahr der gegen das 
Schiff von einem Kriegführenden vorgenommenen rechtmäßigen 
Kriegs handlungen tragen müſſe. Ebenſo meint Barclay 
(Problems of international practice and diplomaey, 1907, 
S. 102): „Es iſt bezeichnend, daß trotz der Pariſer Seerechts⸗ 
deklaration die Kriegsraiſon dazu geführt hat, die Vernichtung 
neutralen Eigentums auf feindlichem Handelsſchiff zu begründen, 
und zwar ohne Erſatzpflicht.“ Hall⸗Atlay (A treatise on 
international Law, 1904, S. 717) ſagt: „Ebenſo wie ein 
Neutraler im Beſetzungsgebiet den Kriegsgefahren ausgeſetzt iſt 
und für Kciegsſchäden keine Entſchädigung verlangen kann, 
ebenſo kann derjenige, der ſein Hab und Gut einem Krieg⸗ 
führenden zur See anvertraut, nur verlangen, daß ihm das 
Gut nicht weggenommen wird; er erhält aber keine Entſchädigung, 
wenn ſeine Waren mit dem Schiff vernichtet werden.“ Endlich 
lehnt auch einer der anerkannteſten engliſchen Volkerrechtler, 
Oppenheim (Intern. Law II, 201) jede Schadenserfagpflicht ab. 

Dieſen Schriftſtellern find andere, ins beſondere die oben 
Anm. 6 genannten entgegengetreten. Aber die mitgeteilten Aus⸗ 
züge zeigen doch jedenfalls, daß von einer allgemeinen An⸗ 
erkennung des Grundſatzes: „Für die mit einem feindlichen 
Schiff verſenkten neutralen Güter iſt Erſatz zu leiſten“, keine 
Rede iſt. Dieſe Frage iſt auch nach dem franzöſiſch⸗deutſchen 
Kriege ſowohl von der franzöſiſchen Regierung als von dem 
Priſengericht in Bordeaux und einer an Stelle des Conseil 
d'Etat in zweiter Inſtanz urteilenden Sonderkommiſſion ver⸗ 
neinend entſchieden worden in dem berühmten Fall des Kreuzers 
„Deéſaix“, der die beiden deulſchen, mit engliſchen Waren be⸗ 
ladenen Schiffe „Vorwärts“ und „Ludwig“ verfenlt hatte 
(Calvo, Droit intern. V, 279). 

3. Mangelt es hiernach ſowohl an ausdrücklichen wie an 
durch Rechtslehre oder Rechtsübung anerkannten Grundſätzen 
des Völkerrechts, die eine Entſchädigung begründen, ſo fragt es 
ſich ſchließlich nur noch, ob eine Entſchädigung etwa aus 
Billigkeits gründen zu gewähren iſt. Bei der zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Erledigung ſolcher Streitfälle wird ja vielfach nicht nach 
ius strictum entſchieden, ſondern nach der aequitas gehandelt. 
Dieſer Geſichtspunkt iſt naturgemäß ein weſentlich politiſcher 
und kann daher hier außer Betracht bleiben. An ſich liegen 
aber wohl gerade im vorliegenden Falle nicht einmal Billigkeits⸗ 
gründe für die Gewährung einer Entſchädigung an die ameri⸗ 
kaniſchen Ablader vor. Es iſt nicht nur jedem dieſer Landungs⸗ 
beteiligten genau bekannt geweſen, daß die „Luſitania“ ein mit 
engliſchem Staatsgeld nach den Plänen der Admiralität ge- 
bauter, von der engliſchen Regierung mit einer Jahresſumme 
unterſtützter, mit zahlreichen Geſchützen beſtückter Hilfskreuzer 
war (Nautilus 1914 S. 562), ſondern der deutſche Votſchafter 
in Waſhington hat auf alle dieſe Umſtände noch beſonders hin⸗ 
gewieſen. Was aber vor allem entſcheidend iſt: die „Luſitania“ 
iſt torpediert worden in den Gewäſſern, die ausdrücklich zum 
Kriegsgebiet erklärt worden ſind. Nun kann man über 
die Wirkſamkeit einer ſolchen Erklärung denken wie man will —— 
eins iſt ſicher: wer ſich oder ſein Gut der „Luſitania“ an⸗ 
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vertraute, tat genau dasſelbe, wie jemand, der in einem Strait- 
wagen durch Kampfgebiet fährt. Ebenſowenig, wie ein ſo 
waghalſiger Mann auf den Gedanken kommen würde, eine 
Entſchädigung zu verlangen,) falls ihm oder feinen Gütern 
bei einer ſolchen gefahrvollen Reiſe ein Unheil wiederfährt, 
ebenſowenig kann einer der Reiſenden der „Luſitania“ dies 
tun. Wenn eine Entſchädigungspflicht begründet iſt, ſo iſt es 
die der „Cunard⸗Line“, die unter Übertretung der 55 232 ff. 
StGB. vom 4. März 1909 ſowie des § 4278 der Revised 
Statutes der U. St. Paſſagiere und Güter mit den 5400 Kiſten 
Munition und ſonſtigem Kriegsgerät auf der „Luſitania“ zu⸗ 
ſammenbrachte. An ſie mögen ſich die Geſchädigten halten. Das 
deutſche Tauchboot hat ſich durchaus innerhalb der Grenzen 
des Völkerrechts bewegt und hat dem Vaterland einen Dienſt 
erwieſen, deſſen Wirkungen noch nicht überſehbar ſind. 


Oſterreichs Anwaltſchaft während des Krieges. 


Von Geheimem Juſtizrat, Regierungsrat Dr. Adolf Bachrach, 
Hof⸗ und Gerichtsadvokat in Wien. 


Das öſterreichiſche Parlament feiert. Seine Räume dienen 
der Verwundetenpflege. Die Geſetzgebungsgewalt wird auf 
Grund des „S 14“ geübt. Gemeint iſt § 14 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. Dezember 1867, Nr. 141 RGBl., der 
ſogenannte „Notparagraph“. Wenn ſich hiernach die dringende 
kotwendigkeit ſolcher Anordnungen, zu denen verfaſſungsmäßig 
die Zuſtimmung des Reichsrates erforderlich iſt, zu einer Zeit 
herausſtellt, zu der er nicht verſammelt iſt, ſo können dieſelben 
unter gewiſſen Einſchränkungen durch Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung erlaſſen werden. 

Eine ſolche Kaiſerliche Verordnung „Über die Wahl des 
Wohnſitzes durch Advokaten“ vom 11. Feber 1915 greift 
tief ein in die Geſtaltung der öſterreichiſchen Rechtsanwaltſchaft. 
Sie geſtattet dem Juſtizminiſter die Bezeichnung von Ober⸗ 
landesgerichtsſprengeln, in die bis auf weiteres die Über⸗ 
ſiedlung von Advokaten aus anderen Oberlandesgerichtsſprengeln 
unſtatthaft iſt. Dieſe Sperre, die ähnliche Anwendung auf 
Advokaturskandidaten findet, wurde gleichzeitig durch Juſtiz⸗ 
miniſterialverordnung für den Wiener Oberlandesgerichts⸗ 
ſprengel, das iſt für Nieder⸗, Oberöſterreich und Salzburg 
verhängt. 

Die amtliche Begründung verweiſt, an ältere minifterielle 
Auffaſſung anknüpfend,!) auf die von Jahr zu Jahr ſteigende 


8) Der in unzähligen engliſchen und nordamerikaniſchen Ent: 
ſcheidungen (Moore, Digest of Intern. Law VI. 883 ff.) immer aufrecht: 
erhaltene Grundſatz, daß ein Neutraler, der ſich im Kriegsgebiet auf⸗ 
hält, niemals erwarten kann, daß ihm Kriegsſchäden entgolten werden, 
iſt beſonders klar zum Ausdruck gelangt in einer Verfügung des 
amerikaniſchen Staatsſekretärs des Krieges vom 24. Februar 1874: 
„Das Kriegsdepartement verharrt bei der wohlbegründeten An⸗ 
ſchauung, daß Schadenserſatzanſprüche ſür vernichtetes oder beſchädigtes 
Eigentum nicht zuzulaſſen ſeien, wenn dieſe Schäden bei der Landes⸗ 
verteidigung oder in rechtmäßiger Kriegführung herbeigeführt find.“ 
(„It is believed to have been the uniform practice of the War 
Department to abide by the well-established legal principle which 
precludes the exutive branch of the Government from allowing 
claims for damages to property destroved or injured in the common 
defence or due proseention of war against public enemies,*) 

1) Meine „Neue Standetverfafjung der öſterteichiſchen Advokaten 
und Notare”, DIZ. 1912, 1019 ff. 
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Überfüllung der Advokatur, die in manchen Gebieten die 
Stellung des Advokatenſtandes ſowie die Intereſſen der Rechts: 
pflege und der rechtſuchenden Bevölkerung gefährden müſſe. 
Es habe nicht an Stimmen gefehlt, die eine Beſchränkung des 
ungehemmten Zudranges zur Advokatur und der Freizügigkeit 
der Advokaten empfahlen. Der Kriegszuſtand habe die Gefahr 
einer plötzlichen ſprunghaften Vermehrung der Anwälte des 
Wiener Oberlandesgerichtsſprengels durch Überfieblung „aus⸗ 
wärtiger Advokaten“ nahegerückt. Viele Advokaten, die wegen 
der kriegeriſchen Ereigniſſe ihren Wohnſitz verließen, zeigten 
ihre Abſicht an, an einen Ort des Wiener Oberlandesgerichts⸗ 
ſprengels, hauptſächlich nach Wien, zu überſiedeln. Dieſer be⸗ 
denklichen Beengung der anfäffigen Anwälte wolle die Ver⸗ 
fügung vorbeugen. 

Sechs Tage vor Erlaß der beiden Verordnungen hatte ſich 
die Vollverſammlung der niederöſterreichiſchen Advokatenkammer 
nach einem glanzvollen Berichte ihres zweiten Vizepräfidenten 
Dr. Pfeiffer mit überwältigender Mehrheit gegen jede Anderung 
des beſtehenden geſetzlichen Zuſtandes ausgeſprochen. An dem 
Grundſatze der Freizügigkeit ſollte feſtgehalten werden. Die Kollegen 
aus Galizien und der Bukowina, derzeit ohne und gegen ihren 
Willen vom heimatlichen Boden und Betriebe durch den Feind 
verdrängt, ſollten ihren Wohnſitz an jedem anderen Orte Oſter⸗ 
reichs nehmen dürfen. Nur die bisherigen geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen ſollten erfüllt werden: der Uberſiedlungswerber habe 
die entfprechende Anzeige drei Monate vor der Überſiedlung zu 
erſtatten, und die Kammer, in deren Sprengel er den neuen 
Wohnſitz nimmt, prüft feine Vertrauens würdigkeit. 

Kurz nach Veröffentlichung der Sperrverordnungen ver⸗ 
ſammelte ſich die ſtändige Delegation der öſterreichiſchen Advokalen⸗ 
kammern. Mit flammenden Worten erhob ſie eindringlich be⸗ 
gründete „feierliche Verwahrung“ gegen die Maßnahmen der 
Regierung. In einer druckſchriftlichen Eingabe vom 23. Feber 
verlangten ſodann die Ausſchüſſe der Lemberger, Krakauer, 
Przemyſler, Samborer und Bukowinaer Advokatenkammer von 
der Regierung die Rücknahme der Verordnungen, die eine tiefe 
Erregung in der geſamten Advokatur Oſterreichs hervorgerufen 
hätten und ebenſo gegen das Staatsintereſſe ſeien, wie fie an 
den Grundregeln neuzeitlicher Geſetzgebung rütteln. Die Ein⸗ 
gabe erklärt Unabhängigkeit und Autonomie des Advokaten⸗ 
ſtandes, notwendige Vorausſetzungen für einen Rechtsſtaat, 
durch Schaffung eines Anſiedlungs⸗Rayons für Advokaten und 
damit durch Aufhebung der Freizügigkeit für beſeitigt, erworbene 
Rechte für verletzt. 

Einen Erfolg hatten dieſe Beſtrebungen bisher 
nicht aufzuweiſen. Es handelt ſich um rund tauſend 
Advokaten, die aus dem Nordoſten des Reiches flüchten mußten. 
Etwa ſiebzig von ihnen hatten ihre beabſichtigte Uberſiedlung 
nach Niederöſterreich angezeigt, das ungefähr tauſend⸗ 
fünfhundert Rechtsanwälte zählt. 

Die Wiener Kollegenſchaft leitete eine kräftige Hilfsaktion 
ein. Ein anſehnlicher Hilfsfonds wurde aufgebracht und wird 
ſorgfältig verwendet. 

In Wien ſelbſt und ebenſo in den meiſten nicht unmittelbar 
vom Kriege betroffenen Reichshälſten entwickelt ſich das wirt⸗ 
ſchaſtliche Leben neben und mit dem Kriege. Induſtrie und 
Handel bewähren auch in Oſterreich überraſchende Stärke und 
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Anpaſſungsfähigkeit. Bei dem engen Zuſammenhange zwiſchen 
Wirtſchaft und Anwaltſchaft findet deshalb auch die Advokatur 
— ſoweit nicht ihre Mitglieder durch militäriſche Pflichten dem 
Berufe entzogen ſind — auch während des Krieges Beſchäftigung 
und Verdienſt. Dazu kommt der Rückſchlag der Kriegsnotgeſetze, 
namentlich auf ſtrafrechtlichem Gebiete: Anklagen wegen Preis⸗ 
treiberei, Warenwucher veranlaſſen ebenſo wie z. B. ſolche wegen 
Verbreitung beunruhigender Nachrichten und ähnlicher Delikte 
zahlreiche Verteidigungen. 

Dagegen hat allerdings die Unterſtellung der Gerichts⸗ 
barkeit bezüglich vieler ſtrafbarer Handlungen unter die Militär⸗ 
gerichte und die Suſpendierung der Jury die Tätigkeit der 
Zivilverteidiger eingeengt. Vor den Militärgerichten können nur 
jene Anwälte plädieren, die das Landes verteidigungsminiſterium 
in die Liſte der Militärverteidiger aufgenommen hat. Eine 
Zurückweiſung von Advokaten, die ſich für eine ſolche Ein⸗ 
tragung gemeldet haben, iſt aber nicht bekannt geworden. 

Die Militärſtrafprozeßordnung, die am 1. Juli 1914 ins 
Leben getreten, hat einen ſtarken Bedarf an Auditoren — 
wie die Militärrichter noch immer heißen — geſchaffen. Er 
wird während des Krieges zu einem erheblichen Teile durch 
Mitglieder des Advokatenſtandes gedeckt, und es lohnt die be⸗ 
ſondere Hervorhebung, daß unſere Kollegen ihre Stellungen bei 
den Heeres⸗ und Landwehrgerichten aller Inſtanzen anerkannt 
vorzüglich ausfüllen. Ihre Gewandtheit wird ebenſo gelobt, 
wie die ernſte Hingebung, mit der ſie in allen Teilen des 
Reiches, nicht ſelten unter beſonders ſchwierigen nationalen Ver⸗ 
hältniffen als Richter und Ankläger, wie auch in der Reiche: 
hauptſtadt überdies als Mitglieder der Militärgeneralanwalt⸗ 
ſchaft ihres verantwortungsvollen Amtes walten. Ihre Eignung 
zum Richteramte haben die Anwälte in dieſem Falle dargetan.“) 
Nicht minder erfreulich ſind die kameradſchaftlichen Beziehungen, 
in denen die Advokatenrichter zu den militäriſchen Verufsrichtern 
ſtehen. Mit Genugtuung darf bei dieſem Anlaſſe feſtgeſtellt 
werden, daß auch ſonſt das Verhältnis zwiſchen Richtern und 
Anwälten in Oſterreich ungetrübt günſtig iſt. 

Gegenwärtig ſtehen die Vertreter beider Berufe in großer 
Zahl im Felde: Offizielle Kenntnis beſitzt die Wiener Kammer 
von 304 Advokaten aus Nie deröſterreich, die zu den Waffen 
gerufen wurden, wozu noch mehr als 250 Advokaturskanditaten 
kommen.?) In den beiden letzten Plenarverſammlungen der 
niederöſterreichiſchen Advokatenkammer hielt der Präſident bereits 
6 Advokaten und 10 Advokaturskandidaten, die den Heldentod 
fürs Vaterland gefunden, Nachrufe. 

Die zuruckgebliebenen Kollegen bemühen ſich in werktätiger 
Nächſtenliebe. Unter anderem haben ſie auch freiwillig die 
ziemlich bedeutenden Laſten von unentgeltlichen Kuratelen für 
die Wehrmänner übernommen, die aus ihren Berufen ins Feld 
einrücken mußten. 


2) Vgl. meine Ausführungen in „Recht und Wirtſchaft“, zweiter 
Jahrgang S. 309 ff.; ſ. auch die Verhandlungen des Würzburger 
Anwalte tags (Zugabe zur JW. von 1911 Nr. 20 S. 61 fla, 81 flg., 
95; JW. 1911 S. 834) und den Artikel „Anwalt als Richter“ von 
Rechtsanwalt Dr. Richard Kann. Voſſiſche Zeitung vom 11. April 1915. 

9) Die neue Muſterung hat dieſe Ziffern, namentlich aus den 
höheren Jahrgängen, anſehnlich vergrößert. 
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Die Strafbarkeit der Streikandrohung und die 
neue Zeit. | 
Von Ernſt Fuchs, Rechtsanwalt beim OLG. in Karlsruhe. 


Das neue Deutſchland, deſſen gewaltige Geburtswehen 
wir bebend mitleben, hat mit heilgem Wetterſchlage altüber⸗ 
kommene Klüfte geſchloſſen, die zwiſchen einzelnen Klaſſen unſeres 
Volkes gähnten. Die tiefere Vereinheitlichung der Nation wird 
auch unſer Rechtsleben erneuern. Es wird vor allem das 
verſchwinden, was ein wichtiger Teil des Volkes mit Recht 
oder Unrecht Klaſſenjuſtiz genannt und jedenfalls ſo empfunden 
hat. Dieſer nur im Strafrecht erhobene Vorwurf ſollte bei 
den Gerechtdenkenden und Kundigen nicht ausdrücken, daß bei 
den Organen der Strafrechtspflege das Streben nach Gerechtigkeit 
und die Überzeugung der Pflichterfüllung fehlen. Vielmehr 
wurzelte auch dieſe, hoffentlich nunmehr für immer überwundene 
Schwäche hauptſächlich in jener Art Formaljurisprudenz, die 
ihre Begriffe nicht ſachlogiſch aus dem Leben heraus ſchöpft, 
ſondern aus den Buchſtaben formallogiſch ins Leben hinein⸗ 
trägt. In dieſer Richtung aber konnte leider der Vorwurf 
nicht als ganz unbegründet bezeichnet werden. Davon gibt die 
Rechtſprechung des RG. über die Strafbarkeit der Streik⸗ und 
Boykottandrohung ein lehrreiches Beiſpiel. 

Der 5 152 GewO. gewährleiſtet den Arbeitern — wie 
auch den Arbeitgebern — völlige Koalitionsfreiheit, indem er auf⸗ 
hebt: „alle Verbote und Strafbeftimmungen gegen Gewerbe⸗ 
treibende, gewerbliche Gehilfen, Geſellen oder Fabrikarbeiter 
wegen Verabredungen und Vereinigungen zur Erlangung 
günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, insbeſondere mittels 
Einſtellung der Arbeit oder Entlaſſung der Arbeiter“. Daran 
reiht 8 153 die Strafdrohung gegen den, der andere durch 
Drohung (oder Zwang oder Ehrverletzung oder Verrufs⸗ 
erklärung) beſtimmt oder zu beſtimmen verſucht, an ſolchen 
Verabredungen teilzunehmen, oder ihnen Folge zu leiſten. Da 
die Koalition der Arbeiter zum Streik oder zum Boykott 
und die Verwirklichung des Streiks oder des Boykotts 
unmittelbar vorher für frei erklärt ſind, konnte bei un⸗ 
gezwungener Auslegung das Wort „andere“ in $ 153 Gewd. 
nur die meinen, die in gleicher Richtung wirken ſollen, 
vor allem alſo die Berufsgenoſſen des Drohenden und ſicher 
nicht die auf der andern Seite ſtehenden Gegner. Denn dieſe 
ſollen ja durch den Boykott oder Streik im Lohnkampf beſiegt 
werden. Dennoch hat das RG., III. Strafſenat, zunächſt im 
Urteil vom 30. April 1913 (RGSt. 36, 236) den Satz aus⸗ 
geſprochen: der Schutz des $ 153 GewO. ſei auch in dem 
Fall zu gewähren, wenn nicht von Arbeitern auf Arbeiter, 
ſondern von Arbeitern auf den zu unterwerfenden Arbeitgeber 
eingewirkt werde. Das Urteil iſt unter Beruſung auf Wort⸗ 
laut, Sinn, Zuſammenhang und Entſtehungsgeſchichte in der 
bekannten eingehenden Weiſe philologiſch begründet. Gegen 
eine ſolche, von dem Zweck des Geſetzes ganz abſehende Aus⸗ 
dehnung hatte ſich zunächſt der VI. Zivilſenat des RG. im 
Urteil vom 12. Juli 1906 (RG. 64, 52) mit ſcharfen Worten 
gewendet. Er bezeichnet es als ausgeſchloſſen und unmöglich, 
daß die Ankündigung des Boykotts unter die Strafdrohung 
des 8 153 GewO. falle, während die Verwirklichung des 
Boykotts, alſo das ſchärfere und zur Brechung 75 Wider⸗ 
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Er fügt hinzu: es wäre das auch vom Standpunkt der Zweck⸗ 
mäßigkeit aus gar nicht zu verſtehen. Dem haben ſich dann 
zwei Urteile des IV. Strafſenats vom 18. Juni 1907 und 
26. Juni 1908 (RGGSt. 40, 226 und 41, 365) angeſchloſſen 
und die Anwendung des § 153 GewO. bei Einwirkung auf 
den lediglich im Lohnkampf niederzukämpfenden Gegner verſagt. 

In einer neueren Entſcheidung des III Strafſenats des RG. 
vom 8. April 1914 (mitgeteilt in der Deutſchen Strafrechts⸗ 
Zeitung 1914, 278) hat nun aber das RG. einen Weg 
gefunden, dennoch eine Beſtrafung eintreten zu laſſen, auch 
wenn die Ankündigung des Boykotts von den vereinigten 
Arbeitern gegenüber dem unmittelbaren Lohnkampfgegner nur 
zu deſſen Unterwerfung geſchieht. Es beſtraft nämlich in ſolchem 
Falle wegen Erpreſſungsverſuchs nach 8 253 StGB. Der 
Fall war folgender: Der Angeklagte hat im Auftrag eines 
Arbeiterverbandes ein Schreiben an einen Fabrikanten gerichtet, 
deſſen Arbeiter, zum Teil Mitglieder jenes Verbands, zur Er⸗ 
langung beſſerer Lohnbedingungen in den Ausſtand (Streit) getreten 
waren. In dem Schreiben wurde ausgeführt: es komme nunmehr 
die Warenabſatzſperre (Boykott) gegen den Fabrikanten in Frage, 
die für ihn Schaden nach ſich ziehen könne, und die Ausſtändigen 
ſeien der Anſicht, daß der Fabrikant ihren Lobnwünſchen 
Rechnung zu tragen vermöge. Der Fabrikant beantwortete 
das Schreiben nicht. Das LG. ſprach unter Hinweis auf das 
erwähnte Erkenntnis des VI. Zwilſenats frei. Das NE. 
hebt auf, indem es mit dem Urteil des IV. Strafſenats vom 
30. November 1906 (Goltd Arch. 54, 81) jenes Erkenntnis des 
VI. Zivilſenats auf den $ 153 GewO. beſchränken zu können 
glaubt. Für 5 253 StGB. dagegen könne jenes Erkenntnis 
keine Bedeutung haben. Dabei wird folgendermaßen formal⸗ 
logiſch unangreifbar erwogen: Der Boykott iſt für den von 
ihm betroffenen Unternehmer ein Abel; die Ankündigung 
des Boykotts enthält alſo eine Drohung. Nach § 253 StGB. 
wird wegen Erpreſſung oder Erpreſſungsverſuchs beſtraft: wer, 
um ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen, einen anderen durch (Gewalt oder) 
Drohung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaſſung 
nötigt, oder zu nötigen verſucht. 

Dagegen iſt zu ſagen: Es iſt zwar nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. für die Drohung im Sinn des 
Erpreſſungsparagraphen an ſich gleichgültig, ob das angedrohte 
Abel ſelbſt widerrechtlich iſt oder ob der Androhende zu deſſen 
Zufügung berechtigt iſt. Aber allſeitig unbeſtritten liegt überall 
da keine Widerrechtlichkeit vor, wo dem Drohenden gerade ein 
Recht auf die Drohung zuſteht. Die Androhung des 
Schadenserſatzes gegenüber dem ſäumigen Schuldner, der 
Kaduzierung gegenüber dem ſäumigen Aktionär, des Pfand⸗ 
verkaufs, Selbſthilfeverkaufs uſw. wären ſonſt als Ankündigungen 
eines Abels: Drohungen im ſtrafrechtlichen Sinn. Wenn nun, 
wie der Zivilſenat treffend ausgeführt hat, nicht bloß das Abel, 
der Boykott, ſondern auch deſſen Androhung in einem 
beſondern Geſetz nach deſſen richtig erkanntem Sinn erlaubt 
iſt, dann kann ſie nicht im Sinn eines allgemeinen Geſetzes 
widerrechtlich fein. Das beſondere Geſetz geht dem allgemeinen 
vor, ſonſt wäre es ſinnlos. Ebenſowenig kann dann der 
erſtrebte Vermögensvorteil deshalb ein widerrechtlicher ſein, weil 
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der Drohende auf ihn keinen „Anſpruch“ hat. Das iſt zwar 
im allgemeinen für den Erpreſſungstatbeſtand richtig, aber hier 
iſt gerade durch Sondergeſetz Mittel und Zweck geſtattet. 

Man hat die Erpreſſung eine ſeige Art des Raubs genannt, 
nämlich einen Raub mit pfychiſchen Mitteln. Das Strafgeſetz⸗ 
buch reiht die Erpreſſung auch unmittelbar an den Raub an 
und behandelt beide als Zwillingspaar unter einem Titel. 
Wie ſoll ſich denn der, der von einem geſetzlichen Recht 
Gebrauch macht, des in der Geſellſchaft geradezu infamierenden 
Verbrechens der Erpreſſung ſchuldig machen? Und wie ſoll er 
gar das Bewußtſein haben, es dabei auf einen unrechtmäßigen, 
raubähnlichen Gewinn abgeſehen zu haben? Durch ſolche Urteile 
macht man — allerdings unbewußt und unbeabſichtigt, aber 
dem Erfolg nach — ſozuſagen den Galgen ehrlich und ſät 
berechtigte Erbitterung. Man erweckt in den Arbeitern damit 
notwendig die Meinung, ſie ſollten, weil ſie nach dem Sonder⸗ 
geſetz der Gewerbeordnung nicht geſotten werden können, nach 
dem allgemeinen Strafgeſetzbuch gebraten werden. Das iſt um 
ſo bedauerlicher, als gerade auch am RG., wie übrigens im 
allgemeinen bei allen deutſchen Richtern, ein unbeugſam gewiſſen⸗ 
haftes und nach allen Seiten hin von Gerechtigkeitsſtreben 
getragenes Richtertum waltet. 

Es iſt aber auch verfehlt, wenn die beiden Strafſenate, 
falls ſie dem Zivilſenat nicht folgen wollten, die für dieſen 
Fall vorgeſchriebene Plenarentſcheidung nicht eingeholt haben. 
Der Zivilſenat hat die Widerrechtlichkeit der Voykott⸗ 
androhung nach 8 153 GewO. ausdrücklich deshalb verneint, 
weil dem Drohenden kraft beſonderen Rechtstitels ein 
Zwangrecht gegenüber dem Bedrohten zuſtehe. Der Zivilſenat 
bejaht alſo die Rechtsfrage: ob die Stellung eines ſolchen 
Ultimatums durch ein Spezialgeſetz ſtillſchweigend als erlaubt 
erklärt iſt, wenn dieſes Spezialgeſetz auch ausdrücklich nur die 
Kriegserklärung ſelbſt als erlaubt benennt? Ein kraft 
eines Spezialgeſetzes verliehenes Zwangsrecht, das nur zu dem 
im Spezialgeſetz vorgeſehenen Zweck angewendet iſt — alſo die 
Streit: oder Boykottdrohung zur Erlangung günftiger Lohn 
und Arbeitsbedingungen —, könnte aber nur dann nach 8 253 
StGB. erpreſſeriſchen Charakter haben, wenn man die vom 
Zivilſenat bejahte Rechtsfrage aus 8.153 GewdO. verneint. 
Verneinen aber konnte fie nach S 137 GGG. ein Strafſenat 
nicht ohne Einholung der Entſcheidung der vereinigten Zivil 
und Strafſenate. Davor aber herrſcht wegen des großen und 
umſtändlichen Apparats jene allgemein bekannte und horror 
pleni getaufte Scheu. Es wird ſehr häufig in der gekünſteltſten 
Weiſe die Anrufung des Plenums umgangen, ohne daß man 
bedenkt, daß dadurch zugleich der in 8 16 GVG. ausgeſprochene 
oberſte Grundſatz unſerer Rechtspflege verletzt wird: Niemand 
darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden. Ich habe 
ſchon im „Juriſtiſchen Kulturkampf“ (S. VII und 15) auf 
dieſen ſchweren Mißſtand hingewieſen. Er follte die juriſtiche 
Welt gerade deshalb mehr beſchäftigen, weil ſelbſtverſtändlich 
dabei eine Abſicht der Rechtsbeugung fehlt und daher gegen 
dieſes falſche Verfahren der oberſten Inſtanz überhaupt kein 
Kraut gewachſen iſt. Wir ſogenannten „Freirechtler“ d. h. von 
der falſchen Buchſtabenſklaverei Freien verlangen aber Achtung 
vor dem Geſetz und dieſe Achtung iſt hier dieſelbe, die uns 
auf der anderen Seite gegen eine dem Geſetzeszweck wider⸗ 
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ſprechende Buchſtabenjuſtiz ankämpfen läßt, z. B. hier beim 
Erpreſſungsparagraphen gegen die Losſagung vom Zweck des 
5 153 GewO. 

Die, wie ſtets, formal ſcharfſinnige Verteidigung der neuen 
Entſcheidung des RG. durch Conrad (DIZ. 1914, 897 ff.) 
wiederholt lediglich den erwähnten rein dialektiſchen Syllogismus 
und findet dieſen, was formallogiſch niemand beſtreiten kann, 
„folgerichtig“. Er wäre es auch ſachlich, wenn nicht jeder 
Satz unſerer Geſetze durch ſeinen Zweck und vor allem durch 
jeden anderen Satz dieſes oder eines andern Geſetzes begrenzt 
werden könnte. 

Die Kommiſſion für das neue Strafgeſetzbuch will der 
geſchilderten irrigen Übertreibung des Satzes von der dura lex 
scripta einen Riegel vorſchieben. Der Entwurf zum neuen 
Strafgeſetzbuch ſtellt nämlich die Drohung mit einem an ſich 
nicht rechtswidrigen Verhalten nur dann unter den Erpreſſungs⸗ 
tatbeſtand, wenn ſie „den Gewohnheiten des redlichen Verkehrs 
widerſpricht“. Auch dieſer Zuſatz wäre, buchſtäblich genommen 
— wie jede Norm, wenn man ſie buchſtäblich ohne Rückſicht 
auf ihren Zweck und Geiſt nimmt —, zugleich zu eng und zu 
weit. Er würde aber vor den gröbſten Verirrungen der noch 
nicht ganz beſiegten Formaljurisprudenz ſchützen. Eine an den 
Zwecken des Geſetzes und an den Lebensbedürfniſſen orientierte 
(ſoziologiſche) Rechtswiſſenſchaft und Geſetzesauslegung bedarf 
ſolcher Schutzwälle nicht. 

Die deutſche Rechtſprechung, die an Gewiſſenhaftigkeit und 
Gründlichkeit von keiner Juſtiz der Welt übertroffen wird, wird 
ſchon jetzt keiner ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung mehr bes 
dürfen, um einen Mieter von einer Anklage wegen Erpreſſungs⸗ 
verſuchs zu ſchützen, wenn er dem Vermieter anzeigt, er werde 
kündigen, falls nicht der Mietzins herabgeſetzt werde. Auch 
auf dieſen Tatbeſtand paßte ja jene formallogiſche Dialektik. 
Das großartige, neue Nationalgefühl, das jetzt ſchon als 
dauernde Errungenſchaft alle Klaſſen des deutſchen Volks 
enger als je zu Gedeih und Verderb zuſammengeſchmiedet hat, 
wird auch unſere alte Jurisprudenz ſchütteln. Es hat jetzt 
ſchon, wie jeder beobachten kann, das allgemeine Rechtsgefühl 
tief ergriffen. Wir wiſſen durch die neueren Forſchungen der 
„Logik der Gefühle“, wie ſehr die vermeintlich rein ver⸗ 
ſtandesmäßige Logik — meiſt unbewußt und verborgen — vom 
Rechtsgefühl beherrſcht und in ihrer Richtung beſtimmt wird. 
In dieſem neuen mächtigeren und einheitlicheren nationalen 
Rechtsgefühl wird die Saat einer ſoziologiſchen Auffaſſung des 
Rechts und einer ſoziologiſchen Rechtsauslegung raſcher, als 
geahnt, aufgehen. Und dieſer neue Geiſt wird nicht bis zum 
neuen Strafgeſetzbuch warten, um auch in der Frage der Straf⸗ 
barkeit der Streil⸗ und der Boykottdrohung in die richtige 
Bahn zu lenken oder vielmehr — hier richtiger geſagt — in 
fie zurückzukehren. 


Pfändungsankündigung und Geſchäftsaufſicht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hans Kirchberger, Dozent an der 
Handelshochſchule zu Leipzig. 

Unter der gleichen Überſchrift hat Kullmann in JW. 
1915, 318 die Erörterung der Frage angeregt, ob der eine 
Pfändungsankündigung (Vorpfändung) ausbringende Gläubiger 
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trotz der Geſchäftsaufſicht die in §8 845 Abſ. 2 ZRD. vor 
geſchriebene Pfändung bewirken kann. Die Schwierigkeiten liegen 
nicht in den Vorſchriften der Geſchäftsaufſichtsverordnung. Denn 
wenn der vorpfändende Gläubiger ein Abſonderungsrecht haben 
würde, falls an Stelle der Geſchäftsaufſicht Konkurs eröffnet 
worden wäre, ſo könnte er ale nicht betroffener Gläubiger nach 
88 5, 9 Ziff. 3 der Verordnung trotz der Geſchäftsaufſicht 
ordnungsgemäß pfänden. Sein Pfandrecht müßte alsdann den 
Rang einnehmen, den ein mit der Zuſtellung der Pfändungs⸗ 
ankündigung an den Drittſchuldner entſtandenes Pfandrecht 
haben würde. 

Um die oben wiedergegebene Frage richtig beantworten zu 
können, muß man ſich darüber klar werden, welche Wirkungen 
mit der Vollziehung der P'ändungsankündigung emſtehen.“) 

Durchweg wird die Meinung vertreten, daß mit der Zu⸗ 
ſtellung der Pfändungsankündigung an den Drittſchuldner ein 
durch friſtgerechte Pfändung bedingtes Pfandrecht entſteht. 
Manche ſprechen von einem aufſchiebend, andere von einem auf⸗ 
löſend bedingten Pfandrecht, während Stein (a. a. O.) den 
Begriff des einſtweiligen Pfandrechtes einführt. 

Die Anſicht von dem aufſchiebend bedingten Pfandrecht 
iſt ſchon um deswillen abzulehnen, weil ſie bei zwiſchenzeitlichen 
Verfügungen des Schuldners zu unrichtigen Ergebniſſen führt. 
Nach der emzigen allenfalls anwendbaren Vorſchrift in 8 161 
BGB. iſt eine während der Schwebezeit vorgenommene nach⸗ 
teilige Verfügung unwirkſam, wenn die Bedingung eintritt. 
Tritt nun der Schuldner die vorgepfändete Forderung ab, ſo 
kann die Bedingung nicht herbeigeführt werden, weil die aus 
dem Vermögen des Schuldners ausgeſchiedene Forderung gegen 
ihn wirkſam nicht mehr zu pfänden iſt.?) Die Vorpfändung 
will aber gerade derartige Verfügungen ausſchließen. 

Die Annahme eines auflöſend bedingten Pfandrechtes 
führt zu noch größeren Schwierigkeiten. Man muß ſich hierbei 
den unbeſtreitbaren, wohl zuerſt von Keidel (33 P. 21, 74 f.) 
aufgeſtellien Satz vergegenwärtigen, daß der nämliche Gläubiger 
auf Grund des nämlichen vollſtreckbaren Titels an demſelben 
Gegenſtand nur ein einziges Pfändungspfandrecht erwerben kann. 
Erlangt der vorpfändende Glaubiger dieſes Pfandrecht mit der 
Pfändung, dann kann es durch die Vorpfändung nicht, auch 
nicht als auflöſend bedingtes oder einſtweiliges Pfandrecht er⸗ 
worben worden ſein. Entſteht umgekehrt das Pfandrecht ſchon 
mit der Vorpfändung, ſo kann es durch die Pfänduna nicht 
nochmals erzeugt werden; dann würde alſo die in 8 845 Abſ. 2 
ZPO. vorgeſchriebene Pfändung nicht der dem $ 804 3 PO. 
zugrunde liegen e pfandrechtwirkende Vollſtreckungsakt fein, 
ſondern eine bloße Form bedeuten. 

Dieſe Folgerung zieht Stein, wenn auch nicht reſtlos; 
(Sächſhpfl Arch. 1909, 9 ff.). Er ſtellt das einſtweilige 
Pfandrecht in Gegenſatz zu dem bedingten und bebauptet. daß 
die Vorpfandung das Pfandrecht hervorbringe, die Pfändung aber 
kein Pfandrecht entſtehen laſſe, weil ſie es ſchon fertig vorfinde. 


) Vgl. über dieſe ſehr intrikate Frage insbeſondere Stein, 
Kommentar zur ZPO., 11 Aufl, Anm. zu §§ 845 und 803, ferner 
Stein, SächſRpfl Arch. 1909, 1 ff. und Kirchberger, Die Vorpfändung. 

2) Näheres bei Stein, SächſRpfl. Arch. 1909, 5 und Kirchberger, 


Die Vorpfändung. 30 ff. 
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Das iſt anſcheinend auch die neuere Anſicht des Reichsgerichts. 
Der VII. Zivilſenat iſt nach RG. 83, 334 der Meinung, daß 
das Pfandrecht nach 5 845 ZPO. bereits durch die Vor⸗ 
pfändung begründet werde, weil eben das dort vorgeſchriebene 
Erfordernis in der angeordneten Friſt erfüllt ſei; die nach⸗ 
folgende Pfändung könne alsdann das Pfandrecht nicht erſt 
erzeugen, das durch die Vorpfändung bereits erzeugt ſei. 
Stein führt ſeine Anſicht weiter aus und bemerkt, der 


Pfändung in $ 845 ZPO. ſtänden nur ſolche Hinderniſſe ent⸗ 


gegen, die die Gültigkeit des Pfändungsaktes als ſolchen, als 
prozeſſualer Handlung, nicht die Begründung des Pfandrechts 
beträfen. Er unterſcheidet ganz allgemein zwiſchen der Pfandung 
als einem ſtaatlichen Verſtrickungsakt mit der privatrechtlichen 
Wirkung eines Verfügungs⸗ und Veräußerungsverbotes und 
der Pfandrechtsbegründung. Jene Wirkung ſoll ſtets, dieſe 
nicht immer eintreten (Stein, Kommentar 803 II, 845 II.) 

Dazu iſt folgendes zu ſagen: 

Der Pfändung iſt an und für ſich nach der fundamentalen 
Beſtimmung in § 804 Abſ. 1 ZPO. die Erzeugung des Pfand⸗ 
rechts weſenseigen. Nun mag zugegeben werden, daß ausnahms⸗ 
weiſe n) die Pfändung als ſtaailicher Zwangsakt zuläffig fein 
kann, ohne ein Pfandrecht zu begründen (vgl. RG. 79, 243). 
Was aber berechtigt alsdann zu der unnatürlichen, doch über⸗ 
aus geiwungenen Annahme, daß gerade die in 5 845 Abſ. 2 ZPO. 
vorgeſchriebene Pfändung eine derartige unnormale Pfändung, 
ein ſolcher zur Erzeugung des Pfandrechts unfähiger Ausnahme⸗ 
akt ſein ſoll? Wo liegt die zwingende Not, die allein die 
Umkehrung der Begriffe erklärlich machen könnte, es begreifen 
ließe, daß die von einer Privatperſon vorgenommene Maßnahme 
das regelmäßig gerichtlicher Pfandung entſpringende Pfandrecht 
hervorbringen könnte, während die ſtaatliche Beſchlagnahme 
dazu unfähig ſein ſollte? Nichts anderes liegt dieſer Auffaſſung 
zugrunde als die gerade zu beweiſende, aber unbewieſene Be⸗ 
haup:ung, daß die Vorpfändung mit Notwendigkeit ein 
Pfändungspfandrecht erzeugen müſſe. 

Das RG. gibt in RG. 83, 334 keine Begründung ſeiner 
Auffaſſung. Man kann die Frage nicht mit dem ſchwer ver⸗ 
ſtändlichen Satz abtun, daß mit der Vorpfändung ein Pfand⸗ 
recht entſtehe, weil die Pfändung friſtgerecht nachgeholt ſei. 
Denn es iſt ja gerade ſtreitig, wie die Rechtslage zu der Zeit 
iſt, während deren die dreiwöchige Friſt noch läuft, welche 
Wirkung alſo die Vorpfändung im Augenblicke ihrer Vornahme 
bis zur Nachholung der Pfändung äußert. 

Stein liefert durch die an ſich zutreffende Analyſe der 
Pfändung in den ſtaatlichen Verſtrickungsakt und die Prandrechts⸗ 
begründung gleichfalls keinen Beweis ſeiner Anſicht. Mag auch 
nicht unter allen Umſtänden mit der Pfändung ein Pfändungs⸗ 
pfandrecht entſtehen, ſo bleibt doch durch dieſe Negative der 
bisher wohl allgemein anerkannte Satz unerſchüttert, daß ein 
Pfändungspfandrecht an einer Forderung, ſofern es zur Ent⸗ 
ſtehung kommt, nur durch gerichtliche Pfändung entſtehen kann. 

Die ſchon an ſich unnatürliche Auffaſſung von der pfand⸗ 
rechterzeugenden Kraft der Vorpfändung iſt in Wirklichkeit nicht 


3) Inſoweit ſchränke ich meine Anſicht von der Identität der 
Pfandrechtsbegründung und der Pfändung ein (vgl. Kirchberger, Vor: 
pfändung 42 und Stein, SächſRpfl Arch. 1909, 7). 
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zu halten. Dabei iſt es gleichgültig, ob man von einem Pfand⸗ 
recht ſchlechthin, von einem auflöſend bedingten oder einem einſt⸗ 
weiligen Pfandrecht ausgeht; allen dieſen Auffaſſungen, deren 
inneren Unterſchied ich übrigens mit Rückſicht darauf, daß ja 
unſtreitig ein erſt mit friſtgerechter Pfändung endigender 
Schwebezuſtand herrſcht, nicht zu erkennen vermag, iſt die 
ſofortige Entſtehung des Pfandrechts mit der Vollziehung der 
Vorpfändung eigentümlich. Die Nutzanwendung dieſer Anſicht 
führt in zwei wichtigen Fällen zu folgenden Ergebniſſen: 

Wenn nach 8 106 KO. ein Veräußerungsverbot 
zwiſchen Vorpfändung und Pfändung erlaſſen wird, ſo iſt nach 
faſt übereinſtimmender Anſicht (ogl. insbeſondere RG. 26, 422; 
Jaeger, KO. 8 106 Anm. 6) die in S 845 Abſ. 2 380. 
geforderte Pfändung nicht mehr bewirkbar. Denn die 55 135, 
136 BGB. verhindern ſolchenfalls den Erwerb eines Pfand⸗ 
rechtes mit Wirkſamkeit gegen die Konkursgläubiger. 

Nimmt man aber an, daß das Pfandrecht, ſei es auch als 
auflöſend bedingtes oder einſtweiliges, ſofort mit der Vor⸗ 
pfändung entſteht, ſo muß man folgerichtig zur gegenteiligen 
Auffaſſung gelangen. Denn alsdann iſt die zur Pfandrechts⸗ 
erzeugung unfäbige Pfändung keine Verfügung, alſo trotz 
58 135, 136 BGB. moglich. Dieſe Konſequenz zieht Stein in 
der Tat im Gegenſatz zu der inſoweit in ſich widerſpruchsvollen 
Entſcheidung des KG. vom 27. Juni 1910 (Stein, Komm. III 2, 
und Sächſhipfl Arch. 1909, 10; ferner OLG. 21, 110). 

Weitaus wichtiger, vielleicht praktiſch der wichtigſte Fall, 
iſt die Konkurseröffnung zwiſchen Vorpfändung und gericht⸗ 
licher Pfändung. Wenn der vorpfändende Gläubiger ſofort mit 
der Pfändungsankündigung ein Pfandrecht erwerben ſoll, jo 
muß er mit Notwendigkeit im Konkurſe des Schuldners 
abſonderungsberechtigt ſein, ſolange das Pfandrecht beſtebt. 
Darauf weiſt Kullmann ganz mit Recht hin. Vertritt man die 
hier bekämpfte Auffaſſung, dann iſt es unrichtig, mit Stein 
(ſiehe unten) in 8 14 KO. ein Hindernis für die gerichtliche 
Pfändung zu erblicken. Denn § 14 KO. verbietet bloß dem 
Konkurs gläubiger, nicht aber dem Abſonderungs— 
berechtigten, auch wenn er zugleich Konkursgläubiger iſt, die 
Zwangsvollſtreckung (vgl. Jaeger KO., Anm. 9 zu $ 14). Die 
nachfolgende gerichtliche Pfändung würde ja das Pfandrecht 
ausgeſprochenermaßen!) gar nicht mehr hervorbringen, weil es 
ſchon da iſt. Die Pfändung würde dann nicht mehr den 
Charakter der Pfandrechts begründung, ſondern nur den der 
Pfandrechts erhaltung haben. Die Sachlage könnte nicht 
anders beurteilt werden, wie die Zuſtellung des Arreſtbefehls 
nach Konkursbeginn, wenn die Arreſtvollziehung ſchon vor dem 
Konkurſe erfolgt iſt, oder wie die nach Konkurseröffnung bewirkte 
Überweifung einer vor Konkursbeginn gepfändeten Forderung. 
Beide Maßnahmen ſind trotz 8 14 KO. zuläſſig (Jaeger a. a. O. 
und Anm. 14 zu $ 14). Auch 8 15 KO. ſtände nicht im Wege, 
da es ſich um keinen Rechtserwerb nach Konkurseröffnung handelte. 

In Wirklichkeit beſteht aber mit alleiniger Ausnahme eines 
einzigen Schriftſtellers (von Völderndorff, 88 P. 6, 169) im 
Anſchluß an die ſehr beſtimmten Entſcheidungen des RG 
(RG. 26, 425 und 42, 366 und JW. 1907, 208) vollkommene 
Abereinſtimmung darüber, daß die Eröffnung des Konkurſes 


4) Vgl. Stein, SächſRpfl Arch. 1909, 9 und RG. 83, 334. 
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zwiſchen Vorpſändung und gerichtlicher Pfändung die Erfüllung 
der in 8 845 Abſ. 2 vorgeſchriebenen „Bedingung“ unmöglich 
macht. Auch Stein iſt dieſer Meinung (SächſRpfl Arch. 1909, 9; 
Kommentar III 1 zu § 845), indem er ſich, von feinem Stand⸗ 
punkt aus zu Unrecht, auf 8 14 KO. beruft. 

Da ich keinen begründeten Einwand gegen den von der 
herrſchenden, faſt übereinſtimmenden Meinung anerkannten Einfluß 
des Veräußerungsverbotes und des Konkurſes (übrigens auch 
des Nachlaßkonkurſes, JW. 1907, 207) auf das Schickſal 
der Vorpfändung ſehe, damit aber folgerichtig die Auffaſſung 
von der Entſtehung eines Pfandrechtes, ſei es auch eines 
bedingten oder einſtweiligen, im Augenblick der Vorpfändung 
ſchlechthin unvereinbar iſt, fo muß dieſe Anſicht gerade vom Stand 
der herrſchenden Lehre aus mit Notwendigkeit abgelehnt werden. 

Das Pfandrecht entſteht in Wirklichkeit erſt durch die 
gerichtliche Pfändung. Das hat auch der VII. Zivilſenat voll⸗ 
kommen zutreffend in der Entſcheidung vom 15 Februar 1907 
in JW. 1907, 208 anerkannt, indem er in unlöslichem Wider⸗ 
ſpruch zu ſeiner neueren Entſcheidung (RG. 83, 334) ſagt, daß 
das Pfandrecht durch die weitere Maßregel des § 845 Abſ. 2 
ZPO, alſo die Pfändung, erworben werde. 

Was aber iſt alsdann die Wirkung der Vorpfändung? 
Daß das nach friſtgerechter Pfändung ſchließlich vorhandene 
Pfandrecht den Rang einnimmt, der ihm zukäme. wenn es bereits 
mit der Vorpfändung entſtanden wäre, iſt unftreitig, gibt aber 
keine Antwort auf die Frage, welche Wirkung der Vorpfändung 
im Augenblicke ihrer Vollziehung, alſo vor der in 8 845 Abſ. 2 
ZPO. vorgeſehenen Maßnahme, zukommt. 

Da das Pfandrecht, wie oben nachgewieſen, erſt durch die 
gerichtliche Pfändung entſteht, im ganzen aber nur ein einziges 
Pfandrecht begründet werden kann, ſo ſteht zunächſt in negativer 
Beziehung feſt, daß die Vorpfändung dieſes Pfandrecht nicht 
erzeugt. Nun führt Stein aus (Kommentar $ 803 II), daß 
die Pfändung in privatrechtlicher Beziehung ſtets ein Ver⸗ 
fügungs⸗ und Veräußerungsverbot für den Schuldner begründe, 
nicht aber ausnahmslos ein Pfandrecht hervorbringe. Da 
nun die Vorpfändung doch gewiß nicht mehr Wirkungen 
äußern kann als eine gerichtliche Pfändung, von den erwähnten 
privatrechtlichen „Wirkungen“ aber für die Vorpfändung die 
nach der Meinung Steins nicht einmal der Pfändung weſenseigene 
Pfandrechtserzeugung wegfällt, ſo bleibt für ſie in poſitiver 
Beziehung nur die Begründung eines Veräußerungs- und Vers 
fügungsverbotes nach Maßgabe der 88 135, 136 BGB. übrig. 

Demnach zwingen gerade die an ſich grundlegenden Aus⸗ 
führungen Steins zu der vor Jahren von mir behaupteten Kon⸗ 
ſtruktion des Veräußerungs⸗ und Verfügungsverbotes nach den 
erwähnten Geſetzesbeſtimmungen. ) 

Dieſe logiſchem Zwang entſpringende Schlußfolgerung wird 
aber auch zugleich der natürlichen Auffaſſung der Dinge gerecht. 
Wenn man, von allen logiſchen und ſachlichen Erwägungen 
abgeſehen, die freie Wahl hat, die Pfandrechtsbegründung ent⸗ 
weder der Vorpfändung oder der gerichtlichen Pfändung bei⸗ 
zumeſſen, ſo iſt es doch gewiß naheliegender, nicht der Vor⸗ 
pfändung, ſondern der Pfändung, als dem ſtaatlichen Zwangsakt 
die ſtärlere Kraft zu verleihen. 


— 


) gl. Kirchberger, Die Vorpfändung S. 41 ff. 
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Die Nutzan wendung dieſer Konſtruktion führt, was ſchließlich 
doch das wichtigſte iſt, zu einwandfreien Ergebniſſen. Was 
insbeſondere die von Kullmann angeregte Frage anlangt, ſo 
gehört nach der hier vertretenen Anſicht der vorpfändende 
Gläubiger naturgemäß nicht zu den Gläubigern des 8 9 Ziff. 4 
der Bundesratsverordnung. Denn im Konkursfalle würde der 
zunächſt nur durch Veräußerungsverbot geſchützte Gläubiger das 
ihm noch fehlende Abſonderungsrecht nach 5 14 KO. nicht ers 
werben können. Deshalb iſt die Pfändung während der Ge⸗ 
ſchäftsauſſicht unzuläſſig, die Vorpfändung muß gegenſtandslos 
werden. Demnach ſind die von Kullmann mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidungen des AG. und LG. Karlsruhe im Ergebnis zweifellos 
richtig, in der Begründung freilich ſehr anfechtbar.“) 


6) Das KG. wendet ſich in OLG. 21, 108 f. gegen die An⸗ 
nahme, daß die Vorpfändung die bloße Wirkung eines Veräußerungs⸗ 
verbotes habe. Dort wird die Frage behandelt, ob die Vorpfändung 
von Grundſtücksmieten im Rahmen des § 573 BGB. wirkſam iſt, 
wenn zwiſchen Vorpfändung und friſtgerechter Pfändung der Zuſchlag 
des Grundfiüdd im Zwangsverſteigerungswege an einen Dritten 
erfolgt. Das KG. bejaht die Frage im Gegenſatz zu der meines 
Erachtens richtigen, allerdings unzureichend begründeten Entſcheidung 
des OLG. Dresden (SächſoL G. 29, 468). Um zu feiner Auffaſſung 
zu gelangen, glaubt das KG. die Konſtruktion der Vorpfändung als 
einer Verfügung notwendig zu haben. Als bloßes Veräußerungs⸗ 
und Verfügungsverbot iſt die Vorpfändung nach der Meinung des 
KG. keine Verfügung, wohl aber hätte fie als pfandrechtbegründender 
Akt dieſe Wirkung. Daß die Vorpfändung keine Verfügung iſt, iſt 
vollkommen zutreffend. Nun muß man aber, um den $ 573 BGB. 
auf nicht rechtsgeſchäſtliche Verfügungen anwenden zu können, ohnehin 
zu dem nicht unbedenklichen Mittel analoger Geſetzesanwendung greifen. 
Will man in der Analogie nicht über wirkliche Verfügungs akte hinaus: 
gehen — dazu liegt in der Tat nicht der geringſte Grund vor —, 
ſo gehört eben die Vorpfändung nicht hierher und man muß ſchon 
aus dieſem Grunde zu der dem NG. entgegengeſetzten richtigen Anſicht 
des OLG. Dresden gelangen. Sprechen aber wirklich ſachliche Gründe 
dafür, die Vorpfändung inſoweit der Pfändung gleichzuftellen, fo kann 
der begriffliche Unterſchied als ſolcher die Ausdehnung der Analogie 
nicht ausſchließen. 

Das KG. iſt in ſeiner Entſcheidung auch unkonſequent, inſofern 
es die Vorpfändung zwar ein Pfandrecht begründen läßt, trotzdem 
aber in § 106 KO. ein Hindernis für die Nachholung der Pfändung 
erblickt. Ganz zu Unrecht meint das KG., die Vorpfändung könne 
im Falle des 5 106 KO. nicht zur Wirkſamkeit kommen, gleichgültig, 
ob fie die Natur eines Veräußerungaverbotes habe oder ein bedingtes 
oder einſtweiliges Pfandrecht erzeuge. Letzterenfalls ſteht, wie Stein 
von feinem Standpunkte aus folgerichtig ausführt, § 106 KO. nicht 
im Wege. Die Entſcheidung des KG. iſt ſerner inſofern ganz un⸗ 
genau, als es die überaus ſtreitige, zu verneinende Frage, ob die 
Vorpfändung eine Zwangsvollſtreckungshandlung iſt, mit der Be 
merkung abtut, es ſei anerkannten Rechts, daß die Vorpfändung ein 
Vollſtreckungsakt ſei. Dazu beruſt ſich das KG. auf NG. 71, 181. 
Dort iſt nur über die Entſtehungsgeſchichte des § 845 ZPO. referiert, 
die aufgeworfene Frage nach der Zwangsvollſtreckungsnatur aber 
ganz offengelaſſen worden. (Über den Stand bezüglich der lebhaft 
beſtrittenen Frage vgl. insbeſondere Kell, SächſRpflArch. 1911, 457 ff. 
und Kirchberger, Z33P. 38, 461 ff.) 

Die meines Erachtens im Ergebnis unrichtige, in der Be 
gründung nicht folgerichtig durchgeführte Entſcheidung des KG. kann 
mir keinen Anlaß geben, meine Auffaſſung über die Rechtsnatur der 
Vorpfändung irgendwie zu ändern. 
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Nochmals die Geſchäftsaufſicht.) 
Von Juſtizrat Aehnelt (), Berlin. 


In ſeinem Aufſatze über den Umfang des Aufſichts⸗ 
moratoriums (JW. 1915, 161) verſucht Breit den rechtlichen 
Ausbau des lückenhaft geregelten Inſtituts der Geſchäftsaufſicht, 
für das der Geſetzgeber kaum mehr als den nackten Grundriß 
vorgezeichnet hat. Er benutzt dabei (nach den Grundſätzen der 
Freirechtsbewegung) als Grundlage der Rechtsfindung lediglich 
die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe und ſchöpft im übrigen das zur 
Ausfüllung der Lücken dienende neue Recht ausſchließlich aus 
der Tiefe des eigenen Empfindens. Die auf dieſe Weiſe ge⸗ 
wonnenen rechtlichen Ergebniſſe ſollen im folgenden auf ihre 
Annehmbarkeit hin geprüft werden. 

1. Geſetzliche Vorausſetzungen für die Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht ſind: Zahlungsunfähigkeit des Schuldners als 
Folge des Krieges, ihre vorausſichtliche Behebung nach deſſen 
Beendigung und ein Antrag des Schuldners an das zuſtändige 
Gericht. Zweck der Anordnung iſt die Abwendung des Kon⸗ 
kurſes. Für die Dauer der Aufficht darf dieſer nicht eröffnet 
werden. — Nach erfolgter Anordnung find Arreſte und Zwangs⸗ 


vollſtreckungen nur zugunſten der Gläubiger zuläſſig, die von 


dem Verfahren nicht betroffen ſind. Dieſe (nicht betroffenen) 
Gläubiger führt der § 9 auf. — Die Geſchäfts führung des 
beaufſichtigten Schuldners iſt dahin eingeſchränkt, daß er ohne 
Zuſtimmung der Aufſichtsperſonen die im 8 7 Abſ. 2 auf⸗ 
geführten Rechtsakte nicht vornehmen ſoll. — Nach 8 10 kann 
das Gericht das Verfahren aufheben, wenn der Schuldner ſeinen 
Verpflichtungen zuwiderhandelt oder ſonſtige wichtige Gründe 
vorliegen. 

Breit behandelt zunächſt die Frage, ob die Aufhebung des 
Verfahrens auf Antrag des Schuldners ohne weiteres erfolgen 
muß. Er bejaht fie, meines Erachtens mit Unrecht. — Das 
Geſetz unterſcheidet nicht zwiſchen einer Aufhebung auf Antrag 
des Schuldners und einer ſolchen von Amts wegen. — Danach 
legt ſchon der Wortlaut die Annahme nahe, daß die Aufhebung 
auch auf Antrag des Schuldners nur aus einem wichtigen 
Grunde erfolgen dürfe. Eben dahin führt die Erwägung, daß, 
wenn das Gericht gezwungen wäre, die Aufhebung auszuſprechen, 
nur weil der Schuldner es verlangt, die von dem Verfahren 
nicht betroffenen Gläubiger ($ 9) aufs ſchwerſte geſchädigt 
würden, weil jetzt Arreſte und Zwangsvollſtreckungen plötzlich 
zugunſten auch der Gläubiger ftatifänden, die von dem Ver⸗ 
fahren betroffen waren (8 5). Auch der Schuldner würde 
leiden: die ihm zugedachte Rechtswohltat erwieſe ſich als ein 
privilegium odiosum, da ihm wohl niemand mehr Kredit ge⸗ 
währte, wenn er es in der Hand hätte, den Gläubigern, denen 
der Zugriff mit Hilfe von Arreſten und Vollſtreckungen bisher 
verwehrt war, dieſen Zugriff durch den Antrag auf Aufhebung 
des Verfahrens zu ermöglichen. 

Breit verteidigt ſeine gegenteilige Anſicht damit, daß er 
erklärt: der wirtſchaftliche Endzweck des Inſtitutes ſei lediglich 
der Schutz des Schuldners, die Wohltat des Geſetzes dürfe ihm 
von niemand aufgenötigt werden. 


1) Die letzte Arbeit unſeres leider verſtorbenen eifrigen Mit⸗ 
arbeiters! 


M10. 1915. 

2. Weiter wird in dem Aufſatze geſagt, daß die Forderungen 
der von dem Verfahren betroffenen Gläubiger zwangsweiſe ge⸗ 
ſtundet wären. Von einer Stundung iſt aber nirgendwo die 
Rede. Es iſt ein Widerſpruch, wenn Breit an anderer Stelle 
erklärt, daß er das Urteil des Bremer Landgerichts für be 
denklich halte, das dem Kläger die Koſten auferlegt, weil dieſer 
keinen gerechtfertigten Anlaß gehabt habe, einen Vollſtreckungs⸗ 
titel noch vor Beendigung des Verfahrens zu erwirken. Von 
ſeinem Standpunkt aus hätte Breit vielmehr ſagen müſſen: 
der Gläubiger hat zu früh geklagt, er kann ſich deshalb über 
die Belaſtung mit den Koſten des Verfahrens nicht beſchweren. — 
In Wahrheit iſt das Urteil aber nicht bloß bedenklich, ſondern 
unzweifelhaft verfehlt. Weder iſt die Forderung geſtundet, noch 
ſteht ihrer Geltendmachung im Prozeſſe etwas entgegen. Die 
Koſten konnten deshalb nur den Beklagten treffen. 

In demſelben Zuſammenhange ſtellt Breit weiter den 
Satz auf, daß der Schuldner, um ſich gegen eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu ſchützen, eine Einſchränkung des Tenors gegen⸗ 
über dem Klageverlangen durch Antrag dahin erwirken könne, 
daß das Gericht ausſpricht, daß die Zwangsvollſtreckung erſt 
nach Beendigung der Geſchäftsaufſicht beginnen darf (RG. 
26, 79). — Gegen dieſe Faſſung der Einſchränkung iſt geltend 
zu machen, daß ſie nur einen der Fälle berückſichtigt, wo die 
Vollſtreckung zuläſſig wird. Dieſe kann zwar nach Beendigung 
der Geſchäftsaufſicht, unter Umſtänden aber auch ſchon früher, 
dann nämlich erfolgen, wenn die Aufſichtsperſonen oder der 
Schuldner ſelbſt der Vollſtreckung nachträglich zuſtimmen. Die 
Wirkung dieſer Zuſtimmung bleibt bei der von Breit vor⸗ 
geſchlagenen Faſſung außer Betracht. 

3. Die Unterſcheidung zwiſchen betroffenen und nicht be⸗ 
troffenen Gläubigern führt das Geſetz klar durch. Zweifel, 
die nicht in dem Worlaut des 8 9 ihren Urſprung haben, 
können kaum entſtehen. Breit findet dennoch Bedenken. Er 
fragt, ob nicht auch Bereicherungsanſprüche privilegiert ſeien, 
wenn die Bereicherung erſt nach Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht eintritt? Aus Gründen der wirtſchaftlichen Zweck⸗ 
beſtimmung neigt er zur Bejahung. Weshalb — fragt er — 
ſollte der Dritte, der einen Geldbetrag ſtatt an ſeinen Gläubiger 
verſehentlich an den unter Aufſicht ſtehenden Schuldner gezahlt 
hat, das Urteil auf Rückzahlung nicht vollſtrecken können, während 
ein Lieferant, der irrtümlich die zu liefernde Ware dem Schuldner 
zugerollt hat, das Urieil auf Herausgabe der Ware vollſtrecken 
darf? Weshalb? Weil das Geſetz hier die Vollſtreckung verbietet. 
Dieſe Begründung mag altmodiſch erſcheinen, da fie dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes eine ausſchlaggebende Bedeutung beilegt. 
Dennoch dürfte ſie zutreffen. — Gewiß kann das Geſetz im 
Einzelfalle zu einem unbefriedigenden Ergebnis führen. Das⸗ 
ſelbe gilt aber auch von den Normen, die eine ſchöpferiſche 
Jurisprudenz aus der Tiefe des eigenen Empfindens hervor⸗ 
bringt. Hat z. B. der Schuldner mit Zuſtimmung des Aufſichts⸗ 
führers ein Baugelände billig gekauft, hat demnächſt der 
Verkäufer das Geſchäft wegen Irrtums angefochten, und wird 
der Schuldner zur Rückauflaſſung gegen Erſtattung des geringen 
Kauſpreiſes verurteilt, ſo entſteht auch hier die Frage: Soll 
das Urteil realiſierbar ſein? Wollte man ſie mit Breit 
bejahen, ſo wäre die Folge, daß die Gläubiger, die ſich durch 
den Abſchluß des günſtigen Grundſtückskaufs bewogen fühlten, 
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dem Schuldner einen Kredit einzuräumen, den ſie ihm ſonſt 
verweigert hätten, aufs ſchwerſte geſchädigt würden. Hier 
führt die Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Zweckbeſtimmung 
zur Ablehnung der Zuläſſigkeit der Vollſtreckung. In dieſem 
Falle iſt das Ergebnis nicht der dem Wortlaut der Verordnung 
entſprechenden, ſondern der von Breit aufgeſtellten Rechtsnorm 
unbefriedigend. 

4. In dem Beiſpielsfalle iſt der Beklagte jedenfalls dann, 
wenn er ſich nicht auf die beſtehende Geſchäftsaufficht beruft, 
ohne Einſchränkung zu verurteilen, das Eigentum an dem 
Grundſtück auf den Kläger zu übertragen. Die vollſtreckbare 
Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils erſetzt die Erklärung 
des Schuldners vor dem Grundbuchamt. Damit iſt aber der 
Gläubiger in die Lage gebracht, den oben abgelehnten Erfolg 
dennoch herbeizuführen; er kann vor dem Grundbuchamt unter 
Vorlegung der Urteilsausfertigung die Übertragung des Eigen⸗ 
tums auf ſich beantragen. Was muß der Beklagte tun, wenn 
er die Möglichkeit des Eintritts dieſes Erfolges ausſchließen 
will? — In dem von Breit angeführten Falle (DIZ. 1915, 216) 
hatte der Beklagte die Ausſetzung des Verfahrens beantragt; 
das Düſſeldorfer Landgericht hat den Antrag mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß das Urteil, wennſchon die Rechtskraft 
Vollſtreckungswirkung habe, als ſolches noch nicht zu einem 
Akte der Vollſtreckung werde. Breit ſagt, daß dieſe Begründung 
vom formal logiſchen Standpunkte aus unanfechtbar ſei, daß 
ſie aber dem Grundgedanken der Geſchäftsaufſicht widerſpräche. 
Das Gericht müſſe den Mut haben, mit den Beſtimmungen 
des Prozeßrechts ſo umzugehen, wie es zur Verwirklichung des 
materiellen Rechts erforderlich ſei. In dem Tenor ſei dem 
Urteil die ſofortige Vollſtreckungswirkung zu entziehen, was 
durch den Zuſatz geſchehen könne: Die Erklärung gilt erſt mit 
der Beendigung der Geſchäftsaufſicht als abgegeben. — Weshalb 
aber das Prozeßrecht vergewaltigen? Weshalb ferner einen 
Mut zeigen, den die Umſtände nicht erfordern? Es liegt, bei 
Erwirkung einer richtigen Faſſung des Urteilstenors, ein Fall 
des § 726 ZPO. vor. Nach Zweck und Wortlaut dieſer 
Beſtimmung unterliegen ihr auch die Fälle, wo nicht der 
Anſpruch, aber die Vollſtreckbarkeit des Urteils aufſchiebend 


bedingt iſt, wie z. B. bei Verurteilung des Gemeinſchuldners 


bei ſchwebendem Konkurſe, wo der Vollſtreckung vor der 
Beendigung des Konkursverfahrens der 8 46 KO. entgegen⸗ 
ſteht. In Fällen dieſer Art darf eine vollſtreckbare Ausfertigung 
erſt erteilt werden, wenn der Beweis des Eutritts der 
Bedingung für die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung von dem 
Gläubiger durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
geführt iſt. In dem Tenor iſt zu ſagen, daß die Vollſtreckungs⸗ 
wirkung des Urteils erſt mit der Beendigung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht oder bei Zuſtimmung des Geſchäftsführers oder des 
Schuldners eintritt. Sache des Gläubigers iſt es, in der 
geſetzlichen Form den Nachweis des Eintritts der Bedingung 
er die Zuläſſigkeit der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu 

en. 

5. Höchſt bedenklich ſind endlich die Rechtsſätze, die Breit 
aus den 88 7 und 9 der Verordnung entwickelt. Wenn 8 7 
beſtimmt, daß die Aufſichtsperſon die Geſchäftsführung des 
Schuldners zu überwachen habe, und daß fie zu dieſem Zwecke 
die Geſchäftsführung ſogar ganz einem andern übertragen 
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könne, ſo liegt darin ausgeſprochen, daß dem Schuldner, wenn 
es der Uberwachungszweck erfordert, die Geſchäftsführung ganz 
entzogen werden kann. Iſt ſie ihm ganz entzogen, ſo kann er 
zwar nach wie vor unbeſchränkt Verpflichtungen eingehen, doch 
beruhen dieſe dann ausnahmslos auf Rechtshandlungen, die 
der Schuldner nicht ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon vor⸗ 
nehmen darf (§ 9 Nr. 1); die Gläubiger, deren Anſprüche ſich 
auf Rechtshandlungen dieſer Art gründen, ſind von dem 
Verfahren betroffen, genießen alſo kein Privilegium. Die 
Anſicht Breits, daß die „unumgänglichen Geſchäfte“ auch bei 
gänzlicher Entziehung der Geſchäftsführung dennoch zu den 
privilegierten gehörten, iſt nicht halibar. Der im weiteſten 
Maße beſchränkte Schuldner kann Anſprüche, derentwegen 
Arreſte und Vollſtreckungen zuläſſig find, ohne Mitwirkung des 
von der Aufſichtsperſon beſtellten Geſchäftsführers nicht oder 
doch nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsperſon begründen. Die 
nachträgliche Zuſtimmung der letzteren bewirkt, daß der Anſpruch 
unter allen Umſtänden bevorzugt iſt. Die nachträgliche Zuſtimmung 
des beſtellten Geſchͤftsführers hat die Privilegierung wenigſtens 
inſoweit zur Folge, als die übernommene Verbindlichkeit zur 
Fortführung des Geſchäfts oder zu einer beſcheidenen Lebens⸗ 
haltung des Schuldners erforderlich war (8 7 Abſ. 2). Die 
Dispoſitionsbefugnis des beſtellten Geſchäftsführers reicht natur⸗ 
gemäß nicht weiter als die des beaufſichtigten Schuldners. 

Ob die Übernahme einer Verbindlichkeit zur Fortführung 
des Geſchäftes erforderlich iſt, läßt ſich nur von Fall zu Fall 
entſcheiden. Nach Breit iſt der Nachweis zu führen, daß ohne 
den betreffenden Abſchluß das Geſchäft des Schuldners nicht 
hätte fortgeführt werden können. Dieſes Verlangen geht viel 
zu weit. Breit ſchränkt es auch an anderer Stelle wieder ein, 
indem er den Gerichten für die Auslegung der Verordnung 
eine gewiſſe Weitherzigkeit empfiehlt. Dieſer Weitherzigkeit 
bedarf es aber gar nicht. Daß die Übernahme einer zur Fort⸗ 
führung des Geſchäfts erforderlichen Schuld mit der Eingehung 
einer Verbindlichkeit, ohne die das Geſchäft nicht fortgeführt 
werden kann, nicht identiſch iſt, ſpringt in die Augen. Zur 
Fortführung des Geſchäftes ſind unzählige gleichartige Akte 
erforderlich. Unterbindet man ſie alle oder faſt alle, ſo läßt 
ſich das Geſchäft nicht weiterführen. Werden dagegen nur 
einzelne unterbunden, ſo bleibt die Fortführung des Geſchäftes 
möglich, wennſchon jeder der verhinderten Akte für ſich allein 
zu dieſer Fortführung erforderlich war. 

Die Verordnung beſtimmt mit klaren Worten, daß von 
dem Verfahren die Gläubiger nicht betroffen werden, deren 
Anſprüche auf Rechtshandlungen des Schuldners beruhen, die 
dieſer mit Zuſtimmung der Auſſichtsperſonen vorgenommen hat. 
Dennoch meint Breit, daß das Vollſtreckungsprivileg im all⸗ 
gemeinen für Schuldverhältniſſe nicht beſtehe, deren rechtliche 
Wurzel zeitlich vor der Anordnung der Geſchäftsauſſicht liegt. 
Ob der Schuldner ſpäter mit Zuſtimmung des Aufſichtsführers 
Rechtshandlungen vorgenommen hat, die den Inhalt des Schuld⸗ 
verhältniſſes betreffen, ſei belanglos. Das gelte namentlich 
für Rechtsakte, die die alte Schuld beſtätigen oder die 
novatoriſche Wirkungen äußern. Habe z. B. ein Gläubiger vor 
Anordnung der Aufſicht aus einem Vertrage geklagt, und haben 
ſich die Parteien mit Zuſtimmung des Aufſichtsführers ſpäter 
auf einen geringeren Betrag verglichen, ſo könne keine Rede 


— 


davon fein, daß hier eine privilegierte Verbindlichkeit des 


Schuldners durch den Vergleich begründet werde. Ebenſo ſei 
die Frage der nachträglichen Hingabe eines Akzeptes für eine 
urſprüngliche Buchſchuld zu behandeln; auch hier ändere ſich 
der Charakter der alten Schuld nicht, und deshalb falle der 
Wechſelanſpruch unter das Aufſichtsmoratorium. — Dieſe Aus⸗ 
führungen finden im Wortlaute der Verordnung keinen Boden. 
Sie wirken aber auch nicht überzeugend. Weshalb wollte ſich 
ein Gläubiger, deſſen Anſpruch gerechtfertigt iſt, auf einen 
geringeren Betrag vergleichen, wenn er infolge der Zuſtimmung 
des Geſchäftsführers nicht einmal das Vollſtreckungsprivileg 
erlangt? Nur des platoniſchen Vergnügens wegen, einen Titel 
in der Hand zu haben, aus dem nicht vollſtreckt werden darf, 
wird wohl ſo leicht niemand einen Teil ſeiner Forderung 
fallen laſſen. 

Endlich iſt es eine Verkennung deſſen, was Regel und 
was Ausnahme iſt, wenn Breit des weiteren ausführt: „Selbſt⸗ 
verſtändlich gilt das alles nur als die Regel. Möglich iſt ſehr 
wohl, daß die Zuſtimmung des Aufſichtsführers zu dem 
novatoriſchen Akte dem Gläubiger das Exekutionsprivileg ver⸗ 
ſchafft.“ Natürlich iſt das möglich. Die Vorſchrift des 5 9 
Nr. 1 läßt Zweifel nach dieſer Richtung überhaupt nicht auf⸗ 
kommen. Fraglich iſt aber, ob das Gegenteil möglich iſt, 
d. h. ob eine durch Novation mit Zuſtimmung des Aufſichts⸗ 
führers begründete Forderung dadurch zu einer nicht privilegierten 
werden kann, daß die Beteiligten die Privilegierung aus⸗ 
ſchließen. — Die Zuläſſigkeit dieſer Ausſchließung wird zu 
bejahen ſein. Doch liegt hier eine Ausnahme von der Regel 
vor, und daß der Fall dieſer Ausnahme gegeben iſt, hat nicht 
der Gläubiger, ſondern der Schuldner darzutun, der ſich auf 
das Vorliegen des Ausnahmefalles beruft. 


Mängel bei Eintragungsanträgen. 
Ein Merkblatt. 
Von Amtsgerichtsrat Krauſe, Berlin-Wilmersdorf. 


Jedem Grundbuchrichter muß es auffallen, daß gewiſſe 
Arten von Mängeln bei Anträgen auf Grundbucheintragungen 
immer wiederkehren, trotzdem dabei keineswegs abgelegene 
Rechtsgebiete in Frage kommen. 

Die nachſtehende Zuſammenſtellung der am häufigſten zu 
Beanſtandungen führenden Mängel kann vielleicht zur Ver⸗ 
meidung unliebſamer Beanſtandungen und Verzögerungen 
dienen: 

1. Zur Eintragung von Eigentümern im Wege der Grund⸗ 
buchberichtigung, z. B. von Erben, bedarf es ſtets des 
beglaubigten Antrages oder der beglaubigten Zuſtimmung 
aller Eigentümer (S 22 GB.). 

2. Der Antrag auf Eintragung der Erben als Eigentümer 
wird häufig nicht geſtellt, wenn abgeänderte Hypotheken⸗ 
beſtimmungen einzutragen find (8 40 GBO .). 

3. Die Umſchreibung einer Hypothek als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld kann nicht auf Grund einer bloßen Löſchungs⸗ 
bewilligung verlangt werden. Es iſt Nachweis des Er⸗ 
löſchens der Forderung, z. B. durch Quittung, erforderlich 
(8 1163 BGB.). 
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4. Die Vorlegung von Hypothekenbriefen wird häufig ber 


ſäumt bei Eintragungen von Rangänderungen — der 
Brief der vortretenden Poſt —, bei Löſchungsvormerkungen, 
Widerſprüchen uud Verfügungsbeſchränkungen, die auf 
Grund einſtweiliger Verfügungen eingetragen werden ſollen. 
Bei Widerſprüchen darf die Vorlegung nur in den im 
§ 42 GBO. ausdrücklich angegebenen Fällen unterbleiben, 
bei Vormerkungen und Verfügungsbeſchränkungen nie. 
Die einſtweilige Verfügung, daß der Schuldner den Brief 
an einen Gerichtsvollzieher herauszugeben habe, erſetzt die 
Vorlegung nicht. 


Bei Pfändung von Briefhypotheken erſetzt ein Beſchluß, 


wodurch der Gläubiger ſich den Anſpruch ſeines Schuldners 
an einen Inhaber des Briefes pfänden und überweiſen 
läßt, die Übergabe und Vorlegung des Briefes nicht 
(RG. 63, 214; KGJ. 43 A 268 und 44 A 275). 


. Bei Pfändung von Hypotheken, die Eigentümergrundſchulden 


geworden ſind, fehlt häufig der Nachweis des Übergangs 
auf den Eigentümer und der Antrag auf deſſen Eintragung 
als Berechtigten. Dieſe Eintragung kann nur in den 
Fällen des 5 40 Abſ. 2 EBD. unterbleiben, alſo z. B. 
nicht, wenn der Übergang auf den Eigentümer durch 
Quittung oder Erklärung des Hypothengläubigers, daß 
die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt ſei, nach⸗ 
gewieſen wird. 


Wenn eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 


auf eine Hypothek, die auf Grund einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung eingetragen iſt. in eine endgültige Hypothek um⸗ 
geſchrieben werden ſoll, ſo muß in dem Falle, daß hinter 
der Vormerkung Rechte eingetragen ſind, nachgewieſen 
werden, daß die einſtweilige Verfügung innerhalb der 
Friſten der 88 929, 936 ZPO. zugeſtellt iſt, da hiervon 
der Rang der endgültigen Eintragung abhängt (vgl. 
KGJ. 41 A 220). 


Bei Anträgen auf Eintragung von Sicherungszwangs⸗ 


hypotheken wird ſelten die Vollmacht des Anwalts vor⸗ 
gelegt. Dieſe iſt auch bei Eintragungen aus amtsgericht⸗ 
lichen Urteilen erforderlich. Vergeſſen wird ferner bei 
Belaſtung mehrerer Grundſtücke des Schuldners die Ver⸗ 
teilung der Forderung (8 867 Abſ. 2 ZPO.) faſt regel: 
mäßig dann, wenn die Grundſtücke auf einem Grundbuch⸗ 
blatte als ſelbſtändige Grundſtücke eingetragen ſtehen. 

Häufig wird die Eintragung der Rechtsanwalts⸗ 
gebühren für den Eintragungsantrag verlangt. Da das 
Grundſtück hierfür bereits geſetzlich haftet (S 867 ZPO.) 
ſo ſind dieſe nicht eintragungsfähig. 

Koſten früherer Pfändungen können eingetragen werden. 
Erforderlich iſt dazu aber der Nachweis durch Vorlegung 
des Pfändungsprotokolls in Urſchrift oder beglaubigter 
Abſchrift oder Quittung des Gerichtsvollziehers mit 
Stempel. 


. Abänderungsurfunden von Hypotheken und Grundſchulden, 


bei denen der Zwangsvollſtreckungsvermerk aus 8 800 ZPO. 
eingetragen iſt, werden ſehr oft nur in beglaubigter Form 
eingereicht, obgleich aus den Urkunden erſichtlich iſt, und 
dies manchmal auch ausdrücklich aus geſprochen iſt, daß die 
Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung auch für die 


44. Jahrgang. 


neu vereinbarten Beſtimmungen Anwendung finden fol. 
Erforderlich iſt in ſolchen Fällen ſtets notarielle Urkunde. 
GJ. 42 A 26.) 
10. Bei Löſchungen von Rechten, die auf Lebenszeit beſchränkt 
find, wird die einjährige Friſt des 8 23 GBO. überſehen. 
11. Bei Eintragungen für Handelsgeſellſchaften iſt zu bemerken: 


A. Offene Handelsgeſellſchaft: 


a) Die Praxis ſteht noch immer in Preußen auf dem 


U 


— 


Standpunkt, daß für Einzelkaufleute unter der Firma 
keine Rechte eingetragen werden können ($ 4 Abſ. 1 
Ziff. 1 AV. vom 20. 11. 1899). Daher empfiehlt es 
ſich zu ſchreiben: Für die offene Handelsgeſellſchaft 
NN bzw. Für den Kaufmann X (Alleininhaber der 
Firma J), nicht bloß für die Firma NN. 

Wird eine aus zwei Mitinhabern beſtehende offene 
Handelsgeſellſchaſt aufgelöſt und übernimmt einer der 
Geſellſchafter Geſchäft und Firma, ſo tritt eine Art 
Geſamtnachfolge nur dann ein, wenn dies mit allen 
Aktiven und Paſſiven geſchieht (RG. 65, 227). Zum 
Nachweis iſt erforderlich: Vorlegung des Übernahme⸗ 
vertrages in beglaubigter oder notarieller Form. 

Iſt dies Geſchäft nicht mit Aktiven und Paſſiven 
übernommen oder iſt ein ſchriſtlicher Vertrag in be⸗ 
glaubigter Form darüber nicht geſchloſſen, ſo bedarf 
es der Auflaſſung oder Abtretungserklärung des aus⸗ 
getretenen Mitinhabers. 

In beiden Fällen iſt aber, wenn der übernehmende 
Inhaber über ein im Grundbuche für die Geſellſchaft 
eingetragenes Recht verfügen will, ſeine vorgängige 
Eintragung erforderlich. 

Dabei iſt nicht zu vergeſſen, daß, wenn der Über⸗ 
nehmende als Grundſtückseigentümer an Stelle der 
Geſellſchaft, mag es infolge Berichtigung des Grund⸗ 
buchs oder der Auflaſſung ſein, eingetragen wird, ein 
etwa vorhandener verſtempelter beglaubigter oder un⸗ 
beglaubigter Ubernahme⸗Vertrag mit vorzulegen iſt, 
da ſonſt der Stempel für Grundſtücksveräußerungen 
zu erheben iſt (vgl. Tarif Nr. 8 Abſ. 1 Satz 2 
PrStempſtG., Tarif Nr. 11d Abſ. 4 Ziff. 4 
RStempG.). 


B. Aktiengeſellſchaften: 


a) Bei Akriengeſellſchaſten, die nicht in Preußen ihren Sitz 


haben, wird häufig die zum Erwerbe von Grundſtücken 
nach A 2 8 2 AGBGB. erforderliche Genehmigung 
des Handelsminiſters und Miniſters des Innern (AVO. 
vom 16. 11. 1899 in der Faſſung vom 29. 11. 1911 
GS. S. 217) nicht beigebracht. 


b) Die Berichtigung des Grundbuchs nach Verſchmelzung 


zweier Aktiengeſellſchaften (Ubernahme einer Geſellſchaft 
durch die andere ohne Liquidation [$ 306 HGB.]) kann 
erſt erfolgen, wenn die Erhöhung des Aktienkapitals 
der übernehmenden Geſellſchaft, ſoweit ſolche erfolgt, 
durchgeführt und im Handelsregiſter eingetragen iſt. 
Es muß alſo außer dem Regiſterauszuge der über⸗ 
nommenen Geſellſchaft mit der Eintragung des Be⸗ 
ſchluſſes über die Übernahme und dem Erlöſchen der 
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Geſellſchaft auch der Regiſterauszug der übernehmenden 
Geſellſchaft vorgelegt werden, worin die durchgeführte 
Erhöhung des Aktienkapitals — nicht bloß der Be⸗ 
ſchluß, daß die Übernahme und die Erhöhung des 
Kapitals erfolgen fol —, eingetragen iſt (vgl. 
RG. 62, 70; KGJ. 38 A 230). Dies wird faſt 
regelmäßig verſäumt. Wird die übernehmende Geſell⸗ 
ſchaft als Eigentümerin eingetragen, ſo iſt der Ein⸗ 
tragungsantrag zu beglaubigen. 


12. Für das eheliche Güterrecht: 
a) Bei Verfügungen, die eine Ehefrau trifft, iſt zu 


beachten, daß der Grundbuchrichter von der Annahme 
des geſetzlichen Güterrechts ausgehen und daher 
Genehmigung des Ehemannes erfordern muß, ſoweit 
etwas anderes nicht durch Vorlegung öffentlicher 
Urkunden nachgewieſen wird. Die Benachrichtigung 
der Eheleute von der Eintragung des Ausſchluſſes 
in das Güterrechtsregiſter genügt zum Nachweiſe des 
Ausſchluſſes nicht, da ſie mangels des Stempels 
keinen urkundlichen Charakter trägt. Iſt das betreffende 
Recht Vorbehaltsgut infolge teſtamentariſcher Be⸗ 
ſtimmung eines Erblaſſers, ſo kann von der Genehmi⸗ 
gung nur abgeſehen werden, wenn die Beſtimmung 
in einem öffentlichen Teſtament — alſo nicht nur in 
einem privatſchrifilichen — enthalten iſt, und wenn 
zur Zeit des Erbanfalls die Ehe bereits beſtanden 
hat (8 1369 BGB.). 


b) Die Eigenſchaft eines Rechts als Vorbehaltsgut iſt 


nicht eintragungsfähig. 


c) Der Ehemann kann feiner Frau eine verzinsliche 


Hypothek — eine verzinsliche Grundſchuld iſt zus 
läſſig — an ſeinem Grundſtück nur beſtellen, wenn 
Gütertrennung in der Ehe herrſcht oder die Hypothek 
Vorbehaltsgut iſt. Dies muß nach der Praxis des 
Kammergerichts bei der Eintragung nachgewieſen 
werden (KGJ. 40 A 140). 


13. Die Beibringung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung wird häufig unterlaſſen: | 
a) bei Verfügungen des Vormunds über Hypotheken und 


andere Rechte am Grundſtücke, wo ſie an Stelle der 
Genehmigung des fehlenden Gegenvormundes erforder⸗ 
lich iſt (8 1812 Abſ. 3 BGB.); 


b) bei Löſchungebewilligungen des Vormundes über eine 


Mündelbypothek (8 1822 Ziff. 13 BGB.) — eine 
Quittung mit Löſchungsbewilligung erfordert nur die 
Genehmigung des Gegenvormundes —; 


c) bei Anträgen auf Eintragung einer Zinserhöhung und 


der Unterwerfung des jeweiligen Eigentümers unter 
die ſofortige Zwangsvollſtreckung bei Hypotheken auf 
einem Mündelgrundſtück, da hierin eine Verfügung über 
das Grundſtück liegt (S 1821 Abf. 1 Ziff. 1 BGB.). 


14. Die meiſten Anſtände ergibt das Erbrecht: 
a) Noch immer wird gelegentlich wieder die Eintragung 


der Erben nach Bruchteilen gemäß ihren Erbteilen 
beantragt. Soll den Erben das Grundſtück oder die 


Hypothek nach Bruchteilen oder Teilbeträgen zuſtehen, 
63 
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fo iſt Auflaſſung oder Abtretung erforderlich, da in der 
Zuweiſung von Bruchteilen oder Teilbeträgen eine 
Verfügung über einzelne Nachlaßgegenſtände (Ausein⸗ 
anderſetzung) liegt (85 2033 BGB.). 

b) Kein Miterbe kam einen feinem Erbanteil entſprechenden 
Bruchteil an einem Grundſtück oder einer Hypothek an 
einen Dritten auflaſſen oder abtreten (88 2033 Abſ. 2, 
2040 BGB.). Es iſt die Mitwirkung ſämtlicher Mit⸗ 
erben erforderlich. 

Namentlich bei Hypotheken werden oft ſolche An⸗ 
träge geſtellt. 

c) Die Verfügung eines Miterben über ſeinen Erb⸗ 
anteil — nicht Anteil an einem Nachlaßgegenſtand — 
in notarieller oder gerichtlicher Form hat dingliche 
Wirkung (8 2033 Abſ. 1). Eine Auflaſſung iſt daher 
nicht erforderlich, wenn ein ſolcher Vertrag vorgelegt 
wird. 

d) Ein privatſchriftliches Teſtament genügt grundbuch⸗ 
rechtlich zum Nachweiſe der Erbfolge nicht (S 36 GBO .). 

e) Erwerben Erben mit den Mitteln des Nachlaſſes ein 
Grundſtück oder ein Recht an einem Grundſtück, und 
ſollen ſie in ungeteilter Erbengemeinſchaft eingetragen 
werden, ſo iſt die Vorlegung des Erbſcheins oder des 
Teſtaments erforderlich (KGJ. 40 A 190). 

f) Vermächtnisnehmer — auch Vorvermächtnisnehmer — 
bedürfen zum Erwerb der ihnen vermachten Grund⸗ 
ſtücke und Rechte der dinglichen Übertragung, alſo z. B. 
der Auflaſſung eines Grundſtücks, der Beſtellung eines 
Nießbrauchs, der Abtretung einer Hypothek durch die 
Erben ($ 2174 BGB.). 

g) Manchmal hat der Erblaſſer beſtimmt, daß ſein Erbe, 
z. B. ſeine Frau, über Grundſtücke nur mit Genehmi⸗ 
gung eines anderen verfügen ſolle. Solche Verfügungs⸗ 
beſchränkung iſt nicht eintragbar, da fie nach 8 137 
BGB. keine dingliche Wirkung hat. Dagegen iſt ein 
Teilungsverbot (5 2044 BGB.) eintragungsfähig. 


15. Der Nacherbe: 


a) Da die Nacherben namentlich eingetragen werden 
müſſen ($ 52 GB.), fo muß auch bezüglich ihrer 
Vornamen, Stand, Wohnort und Wohnung an— 
gegeben werden ($ 4 AV. vom 20. 11. 1899). 

Sind die Nacherb een in einer letztwilligen Ver⸗ 
ſügung nicht namentlich bezeichnet, z. B. Nacherben 
ſind meine Kinder Dietrich, Irmgard und Reinhard 
ſowie diejenigen, die mir noch geboren werden, ſo iſt 
ein Erbſchein vorzulegen, ebenſo wenn eingeſetzte Nach— 
erben weggefallen ſind. 

Ohne Namenbenennung können die Nacherben nur 
eingetragen werden, wenn ſie zur Zeit der Eintragung 
noch nicht feſtſtehen, z. B. wenn der Erblaſſer ſeine 
Schweſter als Vorerbin und die Kinder von ihr, die 
bei ihrem Tode vorhanden ſind, zu Nacherben ein— 
geſetzt hat. 


b) Der befreite Vorerbe bedarf zwar zu Verfügungen über 


— 


den Nachlaß nach jetziger Praxis des Kammergerichts 


(KGJ. 38 A 223; 40 A 174) der Zuſtimmung des 
Nacherben in der Regel dann nicht mehr, wenn ein 
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zweiſeitiger oder einſeitiger entgeltlicher Vertrag vor⸗ 
gelegt wird; der Nachweis der Entgeltlichkeit iſt jedoch 
da noch erforderlich, wo dieſe nicht aus dem Vertrage 
erſichtlich iſt, z. B. bei einer Hypothekenabtretung, die 
über den Abtretungsentgelt nichts enthält, oder wo 
nur einſeitige Erklärungen, z. B. Löſchungsbewilligungen, 
vorliegen (vgl. KGJ. 41 A 176 und 180). 


16. Der Teſtamentsvollſtrecker: 


17. 


18. 


a) Neben der Vorlegung eines öffentlichen Teſtaments iſt 

der Nachweis der Annahme des Amtes (§ 2202 BGB.) 

durch öffentliche Urkunden erforderlich. Letzteres wird 
immer noch manchmal überſehen. 

Liegt die Annahmeerklärung dem Nachlaßgericht nur 
in unbeglaubigter Form vor, ſo bedarf es einer amt⸗ 
lichen Beſcheinigung des Nachlaßgerichts über die An⸗ 
nahme des Amtes, es genügt nicht etwa eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der unbeglaubigten Annahme⸗ 
erklärung mit der Beſcheinigung des Eingangs oder 
Bezugnahme auf die Akten. 

Iſt ein eingeſetzter Teſtamentsvollſtrecker weggefallen 
oder an Stelle des urſprünglich Benannten ein anderer 
getreten, ſo iſt der Nachweis ſtets durch Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugnis zu führen. 

Beantragt der Teſtamentsvollſtrecker die Eintragung 

der Erben, fo muß Erbſchein oder letztwillige Vers 

fügung vorgelegt werden (KGJ. 44 A 231). 

c) Verteilt der Teſtamentsvollſtrecker Hypotheken und 
Grundſchulden unter die Erben, ſo empfiehlt es ſich 
anzugeben, ob dieſe damit zur freien Verfügung des 
Erben ſtehen oder noch weiter unter der Verwaltung 
des Teſtamentsvollſtreckers verbleiben. 

In der Teilung erſchöpft ſich nicht immer die Auf⸗ 
gabe des Teſtamentsvollſtreckers. Verbleibt das Recht 
unter der Verwaltung des Vollſtreckers, ſo muß dies 
im Grundbuch mit eingetragen werden. 


Die Einreichung beglaubigter Abſchriften von Vollmachten 
oder Bezugnahme auf ſolche genügt nur, wenn der Notar bei 
der Beglaubigung beſcheinigt, daß ihm die Urſchrift oder 
Ausfertigung vorgelegen hat (K GJ. 25 A 120). Dasſelbe 
gilt von Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſen, Erbſcheinen, Be: 
ſtallungen. Auf die Vorlegung neueſter Handelsregiſter⸗ 
auszüge wird häufig nicht genug geachtet. 

Bei der Zurücknahme von Anträgen wird das Erfordernis 
der Beglaubigung aus § 32 GB0. nur allzu häufig nicht 
beobachtet. Die Beglaubigung iſt auch da nötig, wo der 
Antrag ſelbſt der Beglaubigung nicht bedurfte, z. B. bei 
Anträgen auf Eintragung von Sicherungshypotheken. Der 
Notar kann den Antrag, den er auf Grund der Er⸗ 
mächtigung des 8 15 GBD. geſtellt hat, zurücknehmen. 
Nach KGJ. 44 S. 170 ſoll die Ermächtigung ſogar fo weit 
gehen, daß er auch die Anträge den Beteiligten, die in 
den von ihm beurkundeten oder beglaubigten Erklärungen 
enthalten ſind, zurücknehmen kann. Aber die Beglaubigung 
iſt auch hier erforderlich. Sie fehlt faſt immer. 


b 


— 
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Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


I. Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
* 1. Holzvorräte find nicht Zubehör einer Möbelfabrik. 

Der BerR. erachtet die ſtreitigen Holzvorräte nicht als 
Zubehör der Möbelfabrik des Gemeinſchuldners L. und ver⸗ 
neint deshalb, daß die Klägerin durch den Zuſchlagsbeſchluß 
vom 6. Dezember 1913 Eigentum an den Holzvorräten er⸗ 
worben habe. Nach § 97 Abſ. 1 Satz 1 BGB. find Zubehör 
bewegliche Sachen, die, ohne Beſtandteile der Hauptſache zu 
ſein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt find und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung ent⸗ 
ſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Jedoch gemäß 
5 97 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 Satz 1 iſt eine Sache nicht Zus 
behör, wenn ſie im Verkehre nicht als Zubehör angeſehen 
wird, und begründet die vorübergehende Benutzung einer Sache 
für den wirtſchaftlichen Zweck einer anderen nicht die Zubehör⸗ 
eigenſchaft. Der Ber R. verneint, daß die Holzvorräte in irgend⸗ 
welchem Zeitpunkte Zubehör der Möbelfabrik geweſen ſeien, 
einmal deswegen, weil Rohſtoffe, durch deren Verarbeitung 
in einem Fabrikbetriebe neue ſelbſtändige Sachen hergeſtellt 
werden ſollen, nicht dem wirtſchaftlichen Zwecke der Fabrik 
als der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſeien, und ſodann, weil die 
Verarbeitung von Rohſtoffen zu Gegenſtänden, die weiter⸗ 
veräußert werden ſollen, ſich als eine nur vorübergehende Be⸗ 
nutzung für den Zweck der Fabrik darſtelle. Ferner erklärt der 
BerR., Holzlager würden im Verkehr nicht als Zubehör einer 
Möbelfabrik angeſehen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob, 
wenn die im § 97 Abſ. 1 Satz 1 BGB. beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen für die Annahme der Zubehöreigenſchaft an ſich 
gegeben wären, das Beſtehen einer trotzdem die Zubehör⸗ 
eigenſchaft verneinenden Verkehrsauffaſſung als vom Bert. 
genügend feſtgeſtellt zu erachten wäre. 
BerR. darin beizutreten, daß die Holzvorräte deswegen nicht 
Zubehör der Möbelfabrik ſind, weil ſie nicht dazu beſtimmt 
ſind, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Fabrik als der Haupt⸗ 
ſache zu dienen. Zwar kann eine Fabrik, die, wie eine Möbel⸗ 
fabrik, darauf eingerichtet iſt, aus beſtimmten Rohſtoffen in 
den Verkehr zu bringende Fabrikwaren herzuſtellen, ihre Zweck⸗ 


beſtimmung nicht erſüllen, wenn ihr nicht Rohſtoffe der be⸗ 


treffenden Art zur Verarbeitung zugeführt werden. Aber die 
Rohſtoffe dienen nicht dem wirtſchaftlichen Zweck der Fabrik 
als der Hauptſache. Begrifflich „dient“ eine Sache einer 
anderen als der „Hauptſache“, wenn ſie dieſer als Hilfsſache 
untergeordnet iſt, wenn ſie zu der Hauptſache im Abhängigkeits⸗ 
verhältnis ſteht. Die Rohſtoffe aber ſind nicht der Fabrikſache 
als Hilfsſachen untergeordnet. Vielmehr ſtehen ſie und die 
Fabrikſache hinſichlich der Selbſtändigkeit als gleichwertig und 
gleichwichtig zu achtende, voneinander unabhängige Sachen 


— 
— 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
“) Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
RG. abgedruckt. 
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ſich gegenüber. Allerdings ſollen aus ihnen dadurch, daß ſie 
im Betriebe der Fabrik umgearbeitet oder verarbeitet werden, 
Fabrikwaren hergeſtellt werden. Aber daraus folgt nur, daß. 
wie die Fabrikſache ihrer, ſo ſie der Fabrikſache bedürfen, um 
der Zweckbeſtimmung zugeführt zu werden. Daher find Vorräte 
an Rohſtoffen, die auf ein Fabrikgrundſtück gebracht worden 
ſind, um im Betriebe der Fabrik zu Fabrikwaren umgearbeitet 
oder verarbeitet zu werden, nicht dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Fabrikſache als der „Hauptſache“ zu „dienen“ beſtimmt. 
Für die Richtigkeit dieſer Rechtsauffaſſung ſpricht weſentlich, 
daß § 98 Ziff. 1 BGB. bei einem für einen gewerblichen 
Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude, insbeſondere bei einer 
Fabrik, als dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu 
dienen beſtimmt, nur die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen 
und ſonſtigen Gerätſchaften erklärt, nicht auch Vorräte an 
Rohſtoffen, die im Betriebe umgearbeitet oder verarbeitet 
werden ſollen. Der I. Entw. zum BGB. enthielt im 8 791, 
wenn auch in anderer Faſſung, ſo doch dem Inhalte nach eine 
gleiche Vorſchrift. Nach den Motiven [Bd. 3 S. 66] ſollte 
gegenüber der in Gebieten des gemeinen Rechtes verbreiteten 
Anſchauung, daß bei einem zum Betriebe eines Gewerbes ein⸗ 
gerichteten Gebäude das Inventar regelmäßig nicht den Zwecken 
des Grundſtückes, ſondern nur den perſönlichen Zwecken des 
Beſitzers diene, im Anſchluß an neuere Geſetzbücher, namentlich 
an die 88 48 bis 102 Pr ALR. I, 2 klargeſtellt werden, daß 
zu dem Zubehör eines zu einem gewerblichen Zwecke auf die 
Dauer eingerichteten Gebäudes, insbeſondere einer Fabrik, auch 
die dem gewerblichen Zwecke dienenden Maſchinen und ſonſtigen 
Gerätſchaften gehörten. Das PrALR. aber beſtimmte im 
§ 93 J, 2: „Zu den Pertinenzſtücken einer Fabrik werden nur 
die zu deren Betrieb beſtimmten Gerätſchaften, nicht aber die 
vorrätigen Materialien, oder in der Arbeit befindlichen, 
und noch weniger die bereits verarbeiteten Sachen gerechnet.“ 
Hätte man ſich hierzu bezüglich der vorrätigen Materialien, 
d. i. der Vorräte an Rohſtoffen, die im Betriebe einer Fabrik 
verarbeitet werden ſollen, in Gegenſatz ſtellen und dieſe Sachen 
ebenfalls als Zubehör einer Fabrik angeſehen wiſſen wollen, 
ſo hätte es nahegelegen, dies im Geſetz zum Ausdruck zu 
bringen. Demnach ſind die auf einem Fabrikgrundſtück lagernden 
Vorräte an Rohſtoffen nicht als Zubehör der Fabrik zu er⸗ 
achten. Anders verhält es ſich mit Kohlenvorräten, die das 
RG. [RG. 77, 361!) als Fabrikzubehör erklärt hat. Solche 
Vorräte find dazu beſtimmt, als Hilfsſachen dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke der Fabrikſache als der Hauptſache zu dienen; 
denn die lagernden Kohlen haben die Beſtimmung, durch ihre 
Verwendung zur Feuerung der Maſchinen als Hilfsmittel des 
Betriebes den wirtſchaftlichen Zweck der Fabrikſache zu fördern. 
Anders verhält es ſich auch mit der ſog. Materialreſerve für 
eine Fabrik ſowie mit den auf einem Baugrundſtücke lagernden 
Baumittelſtücken. Die vom erkennenden Senat RG. 66, 35612) 
als Zubehör der Fabrik erklärte Materialreſerve iſt dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck der Fabrik als der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt, indem ſie als Hilfsſache durch Verwendung zur Aus— 
beſſerung oder zum Erſatz abgenutzter Teile die Fabrik betriebs⸗ 
1) JW. 1911, 803. 

2) IW. 1907, 703; Neumann, Ripr. I §§ 97, 98, Anm. 1 
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fähig erhalten fol. Die Baumittelſtücke ferner, die ebenfalls 
vom erkennenden Senat [RG. 84, 284]3) als Zubehör des 
Baugrundſtücks erklärt worden ſind, haben die Beſtimmung, 
dem wirtſchaftlichen Zwecke des Baugrundſtücks, das durch 
Bebauung nutzbar gemacht werden ſoll, als Hilfsſachen zur 
Ermöglichung der Bauausführung zu dienen. In der Rechts⸗ 
lehre erachtet die herrſchende Meinung gleichfalls die auf einem 
Fabrikgrundſtück lagernden Vorräte an Rohſtoffen, durch deren 
Verarbeitung im Fabrikbetriebe Fabrikwaren hergeſtellt werden 
ſollen, nicht als Zubehör der Fabrik. Allerdings ſtützt man 
ſich hier auf die Vorſchrift des 8 97 Abſ. 2 Satz 1 BGB. 
und wird die Zubehöreigenſchaft deswegen verneint, weil die 
Rohſtoffvorräte nicht in einem dauernden Dienſtverhältnis zu 
der Fabrik ſtänden. Der § 789 des I. Entw. erforderte für 
die Zubehöreigenſchaft einer Sache, daß dieſe der Hauptſache 
„bleibend“ zu dienen beſtimmt ſei. In der 2. Kommiſſion 
[Prot. Bd. 3 S. 17 f.] wurde auf Abänderungsanträge nicht 
eingegangen, weil ſie nur als redaktionell erachtet wurden. 
Jedoch ſprach ſich die Mehrheit für die Beibehaltung des 
Wortes „dauernd“ aus. Die Redaktionskommiſſion hat dann 
den § 789 im II. Entw. durch 8 77h erſetzt, der demnächſt 
als 8 97 in das Geſetz aufgenommen worden if. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob etwa mit Rückſicht auf dieſe Entſtehungs⸗ 
geſchichte und, weil die im Betriebe der Fabrik zu Fabrikwaren 
zu verarbeitenden Rohſtoffe nicht als dauernd zum Dienſte der 
Fabrik beſtimmt anzuſehen ſeien, ſich die Verneinung der 
Zubehöreigenſchaft auch von dem Geſichts punkt rechtfertigen 
ließe, daß das Halten von Rohſtoffvorräten auf einem Fabrik⸗ 
grundſtück oder die Verarbeitung der Rohſtoffe im Fabrikbetriebe 
ſich im Sinne des 8 97 Abſ. 2 Satz 1 BGB. nur als 
vorübergehende Benutzung der Rohſtoffe für den wirtſchaft⸗ 
lichen Zweck der Fabrikſache darſtelle. In dem Urteil 
des erkennenden Senats vom 19. September 1903 V 160/03 
NG. 55, 288]*), in dem es ſich um die Frage handelte, ob 
Vorräte an Rohſtoffen auf einem zur Möbelfabrikation ein⸗ 
gerichteten Grundſtück als Zubehör für eine unter der Herrſchaft 
des früheren württembergiſchen Rechts an dem Fabrikgrundſtück 
beſtellte Hypothek hafteten, iſt zwar nicht ausdrücklich entſchieden, 
daß die Vorräte kein Zubehör der Fabrik nach BGB. ſeien, 
jedoch iſt erklärt, es beſtehe darüber, daß die Vorräte an ſich 
weder nach dem früheren württembergiſchen Rechte noch nach 
dem BGB. Zubehöreigenſchaft hätten, auch bei den Parteien kein 
Zweifel, und iſt nur geprüft, ob die Rohſtoffvorräte als ges 
willkürtes Zubehör im Sinne des früheren Rechtes der Haftung 
für die Hypothek unterlägen, was verneint worden iſt. Hiernach 
ſind die ſtreitigen Holzvorräte, als die Klägerin das zur Möbel⸗ 
fabrikation eingerichtete Grundſtück des Gemeinſchuldners L. 
zugeſchlagen erhielt, nicht Zubehör der Möbelfabrik geweſen 
und hat ſie daher die Klägerin nicht gemäß 88 20, 55, 90 
3VG., $ 1120 BGB. durch den Zuſchlag zum Eigentum 
erworben. Mit Recht hat deshalb der BerR. den Anſpruch 
der Klägerin auf Anerkennung ihres Eigentums ſowohl bezüglich 
der auf dem Fabrikanweſen ſelbſt als auch bezüglich der auf 
den Grundſtücken der Stadtgemeinde lagernden Holzvorräte als 


) JW. 1914, 586. 
4) IW. 1903 Beil. 117. 
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unbegründet abgewieſen. 
bank, U. v. 17. März 15, 487/14 V. — Stuttgart. [B. 

2. Anwendung des Rechtsgrundſatzes, daß der Erklärende 
ſeine Erklärung in dem Sinne gegen ſich gelten laſſen muß, 
wie ihn der Vertragsgegner nach Treu und „ auf⸗ 
faſſen mußte. — Beweislaſt! 

Nach den Feſtſtellungen des BG. hat der Generaldircktor B., 
ein Grubenvorſtandsmitglied der Beklagten, im Frühjahr 1909 
anläßlich der Beſprechung der für das laufende Jahr beſtehenden 
Verdienſtausſichten in Anweſenheit mehrerer Beamten der Be⸗ 
klagten, darunter des Klägers, der damals Maſchinenwerkmeiſter 
der Beklagten war, die Erklärung abgegeben, daß jeder der 
Anweſenden 5000 & erhalte, wenn die Beklagte im Jahre 1909 
eine Viertelmillion mehr verdiene als die Gewerkſchaft Friſch⸗ 
Glück. Der Kläger beanſpruchte mit der Klage die 5000 &, 


da die Bedingung eingetreten ſei. Das LG. hat der Klage 


ſtattgegeben, das BG. ſie zurückgewieſen. Nach der Annahme 
des BG. iſt das Verſprechen des Generaldirektors B. vom 
Kläger dahin aufgefaßt worden, daß für den Eintritt der ge⸗ 
ſtellten Bedingung lediglich die vorſchriſtsmäßig aufgeſtellten 
Bilanzen der beiden Gewerkſchaften maßgebend ſeien, von der 
Beklagten jedoch dahin, daß bei Berechnung des Verdienſt⸗ 
unterſchieds beider Gewerkſchaften der von der Gewerkſchaft 
Friſch⸗Glück an die Beklagte zu entrichtende Förderzins, der 


nach der Feſtſtellung im fraglichen Jahr über 86 000 & betrug, 


außer Betracht zu bleiben habe. Das BG. hat hieraus den 
Schluß gezogen, daß es wegen dieſer Verſchiedenheit der Auf⸗ 
faflung an der zum Vertragsſchluß erforderlichen Uberein⸗ 
ſtimmung der beiderſeitigen Willenserklärungen fehle. Dies 
wäre dann richtig, wenn wirklich ein Diſſens der Parteien im 
Rechtsſinne vorliege [RG. 66, 122;8) 68, 61.6) Nach dieſer 
Richtung beſtehen jedoch rechtliche Bedenken. Die Reviſion 
rügt die Verletzung des Rechtsgrundſatzes, daß der Erklärende 
ſeine Erklärung in dem Sinne gegen ſich gelten laſſen müſſe, 
wie ihn der Vertragsgegner nach Treu und Glauben auffaſſen 
durfte. Wenn der Kläger die Erklärung des B. dahin ver⸗ 
ſtehen durfte, daß lediglich die richtigen kaufmänniſchen Bilanzen 
beider Gewerkſchaften für die Berechnung des Verdienſtunter⸗ 
ſchieds derſelben maßgebend ſein ſollten, alſo ſo, wie der 
Kläger die Erklärung nach der Annahme des BG. tatſächlich 
aufgefaßt hat, dann war im Rechtsſinne eine überein⸗ 
ſtimmende Willenserklärung vorhanden, die den Vertrag wirkſam 
zuftande brachte, und es war der Beklagten lediglich vor⸗ 
behalten, ihre Willenserklärung wegen Abweichung der Er⸗ 
klärung von ihrem inneren Willen gemäß 8 119 BGB. am 
zufechten. Das BG. hat nun ausgeführt, der Ausdruck, ein 
Unternehmen verdiene mehr als ein anderes, ſei nicht mit 
Notwendigkeit lediglich dahin zu verſtehen, daß mit dem Ver⸗ 
dienſte der durch ordnungsmäßige Bilanzziehung ausgewieſene 
Reinverdienſt gemeint ſei. Es iſt alſo ſelbſt davon ausgegangen, 
daß der gewöhnliche Sprachgebrauch auf die letztere Bedeutung 
hinweiſe. Dafür ſpricht auch die erſt nach der letzten Beweis⸗ 
aufnahme nicht mehr aufrechterhaltene Behauptung der Be⸗ 
e . B. ſein Verſprechen unter dem ausdrücklichen 
90 IW. 1907, 386; Neumann, Rſpr. 1 $ 119 Anm. 4. 
) JW. 1908, 134; Neumann, Rſpr. I 8119 Erk. ec. 
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Vorbehalt abgegeben habe, daß der Förderzins bei der Ver⸗ 
gleichung des Verdienſtes beider Gewerkſchaften außer Betracht 
bleiben ſolle. Bei dieſer Sachlage war es aber Pflicht der 
Beklagten, die Umſtände darzulegen, die dem Kläger eine andere 
Auffaſſung geben mußten, als er fie tatſächlich gehabt hat 
[Enneccerus, BGB. I 8 193 VIII, und nicht, wie das BG. 
anzunehmen ſcheint, Sache des Klägers, das Gegenteil zu 
erweiſen. Das BG. hat darauf hingewieſen, daß der Förder⸗ 
zins für die Beklagte eine erhebliche, nicht aus dem regel⸗ 
mäßigen Geſchäftsbetrieb ſich ergebende, außergewöhnliche Ein⸗ 
nahmequelle geweſen ſei, während die Entrichtung desſelben 
für die Gewerkſchaft Friſch⸗Glück eine Verluſtquelle bedeutet 
habe und daß deshalb der Begriff „verdienen“ für die Be⸗ 
klagte einen anderen Inhalt gehabt habe als für jene andere 
Gewerkſchaft und für die mit den Verhältniſſen beider Gewerk 
ſchaften bekannten Perſonen und ſomit auch für den Kläger 
eine mehrfache Deutung zugelaſſen habe. Demgegenüber kommt 
jedoch in Betracht, daß der Förderzins für die Verdienſt⸗ 
berechnung der Beklagten inſofern keine reine Einkommens⸗ 
quelle bedeutete, als ihm der Wert der zum Vermögen der 
Beklagten gehörigen Grundſtücke, für deren Benutzung der 
Förderzins bezahlt wurde, gegenüberſtand, und daß bei größeren 
gewerblichen Unternehmungen außergewöhnliche, nicht aus dem 
regelmäßigen Geſchäftsbetrieb herſtammende Einnahmen auch 
auf anderen Umſtänden, wie z. B. auf der Ausnutzung der 
jeweiligen Konjunkturverhältniſſe beruben können. Insbeſondere 
hat das BG. in dieſem Zuſammenhang die eigene Erklärung 
der Beklagten nicht gewürdigt, daß ſie bei Ausſchaltung des 
Förderzinſes den Eintritt der Verſprechensbedingung für nahezu 
ausgeſchloſſen erachtet habe. Der Zweck der Zuſage ging, 
wie das BG. angenommen hat, dahin, die Beamten der Be⸗ 
klagten zu einer erböhten Tätigkeit anzuſpornen. Dieſer Zweck 
würde aber ſeine Wirkung verfehlt haben, wenn den Beamten 
das Verſprechen unter einer faſt ausſichtsloſen Bedingung 
gegeben worden wäre. Für dieſe lag daher die Annahme 
nahe, daß ihnen die 5000 & unter Berückſichtigung des 
Geſamtverdienſtes der Beklagten ohne Ausſchaltung des Förder⸗ 
zinſes zukommen ſollen. Hiernach war das Urteil aufzuheben 
und die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung 
an das BG. zurückzuverweiſen. W. c. D., U. v. 16. Febr. 15, 
421/14 III. — Celle. S.] 

3. 88 135, 136, 1199 ff. BGB.; 88 20, 23 3G. 
Die nach Anordnung der Zwangsverſteigerung erfolgte Um⸗ 
wandlung einer Rentenſchuld in eine Hypothek hat gegenüber 
dem Erſteher des Grundſtücks keine Wirkung; auch die Kündigung 
der Rentenſchulden durch den Grundſtückseigemümer iſt dem 
betreibenden Gläubiger gegenüber als unzuläſſige Verfügung 
über das beſchlagnahmte Grundſtück unwirkſam 

Auf den im Grundbuch verzeichneten Grundſtücken des F. 
waren in Abt. III Nr. 3 für den Kläger Hypotheken eingetragen. 
Auf Antrag des Klägers wurde am 14 März 1913 die 
Zwangsverſteigerung der Grundſtücke angeordnet. Der Zwangs⸗ 
verſteigerungsvermerk wurde am 18. und 26. März 1913 in 
das Grundbuch eingetragen. Der Verſteigerungstermin wurde 
auf den 10. Juli 1913 anberaumt. Auf den Grundftüden 
ſtand in Abt. III Nr. 1 je eine jährliche, durch Zahlung von 
2812,50 & ablösbare Rentenſchuld für J. A. N. Teſtament 
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ſeit dem 27. März 1912 unter Briefausſchluß eingetragen. 
In zwei notariell beglaubigten Urkunden vom 4. Juli 1913 
traten die N.ſchen Teſtamentsvollſtrecker die beiden Renten⸗ 
ſchulden mit Bewilligung der Umſchreibung an den Hausmakler 
v. d. M. ab mit der laufenden Rente ſeit 1. Juli 1913. 
Ferner bewilligten und beantragten v. d. M. und der Grundſtücks⸗ 
eigentümer F. in zwei notariell beglaubigten Urkunden, daß 
die beiden Rentenſchulden in Grundſchulden von je 2812,50 &, 
dieſe Grundſchulden weiter in Hypotheken für Darlehne von je 
2812,50 &, mit 5 Prozent vom 1. Juli 1913 verzinslich, 
umgewandelt und dieſe Umwandlungen mit Zinsvermerken in 
das Grundbuch eingetragen würden. Auch wurde erklärt, daß 
die Hypotheken ohne weitere Kündigung am 1. Oktober 1913 
zur Rückzahlung fällig ſeien und daß die Erteilung von 
Hypothekenbriefen ausgeſchloſſen ſei. Sodann trat v. d. M. 
in zwei notariell beglaubigten Urkunden vom 5. Juli 1913 die 
beiden Hypotheken mit den 5 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Juli 
1913 mit Bewilligung der Umſchreibung an den Beklagten ab. 
Auf Grund dieſer zu den Grundakten eingereichten Urkunden 
wurden von dem Grundbuchamt zunächſt die Abtretungen der 
Rentenſchulden an v. d. M. nebſt den Umwandlungen der 
Rentenſchulden in Grundſchulden und dieſer in Hypotheken ein⸗ 
getragen und ſodann die Abtretungen an den Beklagten. Im 
Verſteigerungstermin am 10. Juli 1913 meldete v. d. M. zu 
den beiden Zwangsverſteigerungsakten an: die Rente ſei ihm 
ſeit dem 1. Juli 1913 abgetreten und in eine mit 5 Prozent 
verzinsliche Hypothek von 2812,50 & umgewandelt, der 
Schuldner habe die Rente auf den 1. Oktober 1913 gekündigt, 
die Hypothek ſei ebenfalls am 1. Oktober 1913 fällig. 
Mit der im September 1913 erhobenen Klage beantragte der 
Kläger, den Beklagten zu verurteilen, darin zu willigen, daß 
die auf den beiden Grundſtücken in Abt. III Nr. ! eingetragenen, 
mit 5 Prozent verzinslichen Hypotheken von je 2812,50 & in 
die urſprünglichen Renten von je 75 & mit 2812,50 4 
Ablöſungswert wieder umgewandelt würden. Kläger machte 
geltend: Die Umwandlung der Renten in Hypotheken ſei gegen⸗ 
über ihm als betreibendem Gläubiger unwirkſam, ebenſo die 
Kündigung der Renten; jedenfalls ſeien ihm die Grundftüde 
mit beſtehenbleibenden Renten zugeſchlagen. — Der Beklagte 


erhob Widerklage mit dem Antrage, den Kläger zu verurteilen, 


wegen je 2812,50 & nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 24. Juli 
1913 die Zwangsvollſtreckung in die beiden Grundſtücke zu 
dulden. Er trug vor: Die durch die Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung erfolgte Beſchlagnahme habe nicht die Rentenſchuld 
ergriffen und nicht die Umwandlung der Rentenſchuld unwirkſam 
gemacht, die Umwandlung ſtelle auch nicht eine Beeinträchtigung 
des Erſtehers dar; der Grundſtückseigentümer F. habe tatſächlich 
aber auch die Renten am 6. Juli 1913, als ſie im Grund⸗ 
buche noch als Renten eingetragen geweſen ſeien, zur Aus⸗ 
zahlung auf den 1. Oktober 1913 gekündigt, und die Kündigung 
ſei wirkſam. Der erſte Richter verurteilte den Beklagten nach 
dem Klagantrage und wies die Widerklage ab. Die Berufung 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Der Beklagte legte 
Reviſion ein. ... Die Revifion konnte keinen Erfolg haben. 
Der Kläger war in den Verfahren auf Zwangsverſteigerung 
der beiden früher dem F. gehörigen Grundſtücke betreibender 
Gläubiger und iſt zugleich Erſteher der Grundſtücke. Jedoch 
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ſind ſeine Rechte als betreibender Gläubiger von ſeinen Rechten 
als Erſteher zu ſcheiden. Der Kläger hat nicht deswegen, weil 
er auch betreibender Gläubiger war, als Erſteher mehr oder 
weniger Rechte wie ein Dritter, wenn dieſem die Grundſtücke 
zugeſchlagen wären. Durch die Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung wurden die Grundſtücke und, ſoweit nicht 8 21 
3G. Ausnahmen beſtimmt, auch diejenigen Gegenſtände, auf 
welche ſich bei einem Grundſtücke die Hypothek erſtreckt, gemäß 
58 20, 23 3G. mit der Wirkung eines Veräußerungsverbots 
zugunſten des Klägers als betreibenden Gläubigers beſchlag⸗ 
nahmt. Daher war nach 88 135, 136 BGB. eine Verfügung 
über einen der von der Beſchlagnahme betroffenen Gegenſtände, 
die gegen das Veräußerungsverbot verſtieß, zwar nicht nichtig, 
aber dem Kläger als betreibendem Gläubiger gegenüber un⸗ 
wirkſam. Hier ſteht in Frage, ob die angeblich von dem 
Grundſtückseigentümer und Vollſtreckungsſchuldner F. erklärte 
Kündigung der auf den Grundſtücken eingetragenen Renten⸗ 
ſchulden und die Umwandlung der Rentenſchulden in Hypotheken 
Verfügungen waren, die gegen das Veräußerungs verbot vers 
ſtießen. Jedoch kann in Abereinſtimmung mit dem BerR. 
dahingeſtellt bleiben, ob die Umwandlung, deren Unwirkſamkeit 
mit der Klage geltend gemacht wird, für ſich allein oder in 
Verbindung mit der Kündigung, insbeſondere auch ſoweit nicht 
damit die Feſtſetzung einer Verzinſung zu 5 Prozent verknüpft 
war, ſich als eine ſolche Verfügung darſtellte. Wie der, Ber. 
mit Recht annimmt, hatte die Umwandlung, gleichviel ob ſie 
gegenüber dem Kläger als betreibendem Gläubiger unwirkſam 
war oder nicht, dem Kläger als Erſteher gegenüber keine 
Wirkung. Denn nach den auf die Beſchwerde des Klägers 
durch den Beſchluß vom 21. Auguſt 1913 geänderten Zuſchlags⸗ 
beſchlüſſen vom 24. Juli 1913 iſt hinſichtlich der in Abt. III 
Nr. 1 eingetragenen Belaſtungen gemäß 5 82 ZUG. als 
Verſteigerungsbedingung bezeichnet, daß 75 & jährliche mit 
2812,50 & abzulöſende Rente beſtehen bleibe. Damit ſollte 
nach dem Beſchluß vom 21. Auguſt, der die Worte in den 
Zuſchlagsbeſchlüſſen „zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungs⸗ 
vermerks“ ſtrich, zum Ausdruck gebracht werden, daß die 
Belaſtung nicht als Hypothek, ſondern als Rentenſchuld beſtehen 
bleibe. Der Beklagte hat den Beſchluß vom 21. Auguſt nicht 
gemäß 8 100 3G. mit der weiteren Beſchwerde angefochten. 
Daher ſteht rechtskräftig feſt, daß die im Wege der Umwandlung 
aus den Rentenſchulden für den Beklagten eingetragenen beiden 
Hypotheken nach den Verſteigerungsbedingungen nicht beſtehen 
bleiben ſollten. Gemäß SS 90 Abſ. 1, 91 Abſ. 1 3G. find 
deshalb die hypothekariſchen Rechte des Beklagten erloſchen. 
Daraus folgt, daß die Klage auf Bewilligung, daß die auf 
den beiden Grundſtücken für den Beklagten eingetragenen mit 
5 Prozent verzinslichen beiden Hypotheken wieder in die 
urſprünglichen Renten umgewandelt würden, als Klage auf 
Bewilligung der Grundbuchberichtigung gemäß 8 894 BGB. 
begründet und die Widerklage, ſoweit ſie ſich auf die 
hypothekariſchen Eintragungen ſtützt und die Zinsanſprüche von 
5 Prozent ſeit dem 24. Juli 1913 verfolgt, unbegründet iſt. 
Die Widerklage iſt aber auch inſoweit, als ſie ſich auf die 
angebliche Kündigung der Rentenſchulden durch den Grundſtücks⸗ 
eigentümer und Vollſtreckungsſchuldner F. gründet, ungerecht⸗ 
fertigt. Die Kündigung hätte, wenn ſie wirkſam geweſen wäre, 
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zum Erfolge gehabt, daß der Rechtszuſtand der beiden Grund“ 
ſtücke hinſichtlich des Umfangs ihrer Belaſtung zum Nachteil 
des Klägers als betreibenden Gläubigers, deſſen Hypotheken 
den Rentenſchulden im Range nachſtanden, verändert wurde. 
Dem Gläubiger der Rentenſchulden ſtand ein Recht zur 
Kündigung und ein Anſpruch auf Ablöſung nicht zu [§ 1201 
Abi. 2 BGB.]. Er konnte daher die Zahlung der Ablöſungs⸗ 
ſummen aus den Grundſtücken nicht verlangen. Dies galt 
auch, nachdem die Zwangsverſteigerung der Grundſtücke an⸗ 
geordnet worden war. Zwar ſchreibt §8 92 Abſ. 3 ZG. vor, 
daß bei ablösbaren Rechten ſich der Betrag der Erſatzleiſtung 
durch die Ablöſungsſumme beſtimmt. Dieſe Vorſchrift findet 
aber nur dann Anwendung, wenn die ablösbaren Rechte durch 
den Zuſchlag erlöſchen und aus dem Bargebot zu decken ſind. 
Nur unter dieſer Vorausſetzung hätte der Gläubiger der Renten 
ſchulden Zahlung der Ablöſungsſummen aus den baren Ver⸗ 
ſteigerungserlöſen verlangen können. Da aber die Renten⸗ 
ſchulden den Hypotheken des Klägers als betreibenden Gläubigers 
im Range vorgingen und fie alſo nach SS 44, 52 38G. 
beſtehen bleiben mußten, erlangte der Gläubiger auch durch die 
Anordnung der Zwangsverſteigerung keinen Anſpruch auf 
Zahlung der Ablöſungsſummen. Vielmehr war er auch nach 
Durchführung der Zwangsverſteigerung auf Bezug der jährlichen 
Renten beſchränkt. Die Kündigung der Rentenſchulden durch 
den Grundſtückseigentümer aber verſchaffte ihm nach 8 1202 
Abſ. 3 BGB. das Recht, nach dem Ablauf der Kündigungsfriſt 
die Zahlung der Ablöſungsſummen aus den Grundſtücken zu 
verlangen. Die Höhe der Ablöſungsſumme unterliegt der freien 
Feſtſetzung der Beteiligten bei der Beſtellung der Rentenſchuld. 
Ein beflimmtes Verhältnis zwiſchen Rente und Ablöſungsſumme 
iſt im Geſetz nicht vorgeſchrieben. Die Ablöſungsſumme kann 
auch den bei Kapitaliſierung der Jahresrente ſich ergebenden 
Betrag oder den ſonſtigen Wert des Rentenbezugsrechts über⸗ 
ſteigen. Letzteres iſt bei den in Rede ſtehenden Rentenſchulden, 
wie der Ber. annimmt, der Fall. Mithin würden hier 
dadurch, daß zufolge der Kündigung die Ablöſungsſummen nach 
Ablauf der Kündigungsfriſt fällig wurden, die Anſprüche des 
Gläubigers aus den Rentenſchulden auf Zahlung aus dem 
Grundſtück erhöht worden fein. Dies konnte diejenigen, die 
im Verſteigerungstermin auf die Grundſtücke bieten wollten, 
vom Mitbieten abhalten oder zur Abgabe geringerer Gebote 
veranlaſſen, da ſie damit rechnen mußten, daß ſie nach Ablauf 
der Kündigungsfriſt ſtatt der Renten die hohen Ablöſungs⸗ 
ſummen zu zahlen hatten. Deshalb gereichte die während des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens von dem Grundſtückseigemümer 
und Vollſtreckungsſchuldner erklärte Kündigung der Renten⸗ 
ſchulden dem Kläger als dem betreibenden Gläubiger, der 
wegen ſeiner Hypotheken Befriedigung aus dem zu erzielenden 
baren Verſteigerungserlöſe ſuchte, zum Nachteil. Daraus folgt, 
daß die Kündigung der Rentenſchulden mit Rückſicht auf ihren 
wirtſchaftlichen Erfolg eine Verfügung über das beſchlagnahmte 
Grundſtück enthielt, durch die der Vollſtreckungsſchuldner gegen 
das zugunſten des Klägers beſtehende Veräußerungsverbot 
verſtieß, und daß daher die Kündigung dem Kläger als 
betreibendem Gläubiger gegenüber unwirkſam war. Kläger hat 
auch die Unwirkſamkeit im Verſteigerungstermin nach der 
Anmeldung des v. d. M. geltend gemacht, indem er gegen die 
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Kündigung der Rentenſchulden und die Umwandlung in 
Hypotheken Widerſpruch erhoben hat. Deshalb kann er auch 
als Erſteher und jetziger Eigentümer der Grundſtücke ſich auf 
Unwirkſamkeit der Kündigung berufen. Dieſer Rechtsauffaſſuͤng, 
die im weſentlichen mit der des BerR. übereinſtimmt, ſucht die 
Revifion durch den Hinweis auf 5 54 Abſ. 1 ZVG. entgegen⸗ 
zutreten, wonach die von dem Gläubiger dem Eigentümer oder 
von dieſem dem Gläubiger erklärte Kündigung einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld dem Erſteher gegen⸗ 
über nur wirkſam iſt, wenn ſie ſpäteſtens in dem Verſteigerungs⸗ 
termine vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten erfolgt 
und bei dem Gericht angemeldet worden iſt. Die Reviſion 
meint, damit ſei ausgeſprochen, daß die Kündigung einer Renten⸗ 
ſchuld auch noch bis zur Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
im Verſteigerungstermine erfolgen könne, und ſei die allgemeine 
Wirkſamkeit einer ſolchen Kündigung anerkannt; nur dem 
Erſteher gegenüber ſei dadurch die Wirkſamkeit ausgeſchloſſen, 
falls die Kündigung nicht rechtzeitig erfolgt oder angemeldet 
fe. Jedoch verhält ſich 8 54 Abſ. 1 a. a. O. über die Frage 
der Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit der Kündigung einer Hypothek, 
einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld überhaupt nicht. 
Dieſe Vorſchrift ſetzt vielmehr eine an ſich wirkſame Kündigung 
voraus und ſchränkt nur zugunſten des Erſtehers die Wirkſam⸗ 
leit ein, indem ſie die Wirkſamkeit gegenüber dem Erſteher 
davon abhängig macht, daß die Kündigung ſpäteſtens bis zu 
dem genannten Zeitpunkt erfolgt und bei dem Gericht angemeldet 
worden iſt. Wenn eine Kündigung überhaupt nicht rechts⸗ 
wirkſam iſt, hat ſie ſchon nach allgemeinen Vorſchriften auch 
dem Erſteher gegenüber keine Wirkung, und bedarf es dann der 
Anwendung des § 54 Abſ. 1 a. a. O. gar nicht. Auch der 
Einwand läßt ſich der dargelegten Rechtsauffaſſung nicht 
entgegenſetzen, daß, wenn ſie richtig wäre, die Vorſchrift des 
5 54 Abſ. 1 a. a. O. wenigſtens hinſichtlich einer Rentenſchuld 
überflüſſig fein würde, weil dann eine jede Kündigung einer 
Rentenſchuld ſchon an ſich dem Erſteher gegenüber unwirkſam 
wäre. Beiſpielsweiſe kann die Kündigung einer Rentenſchuld 
an ſich wirkſam erfolgt und unter den Vorausſetzungen des 
9 54 Abſ. 1 a. a. O. auch dem Erſteher gegenüber wirkſam 
fein, wenn fie vor Einleitung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens bewirkt worden iſt oder wenn der betreibende 
Gläubiger ſeine Einwilligung dazu erteilt hat. — Mit Recht 
hat daher der BerR. die Widerklage, auch ſoweit mit ihr 
Zahlung der Ablöſungsſumme verfolgt wird, wegen Unwirkſam⸗ 
leit der angeblichen Kündigung der Rentenſchulden dem Kläger 
als Erſteher gegenüber abgewieſen. Der BerR. hat für dieſe 
Abweiſung noch einen zweiten Entſcheidungsgrund gegeben, 
indem er ausgeführt hat, die Kündigung ſei, auch wenn ſie 
tatſächlich erklärt fein ſollte, zur Zeit ihrer Anmeldung hinfällig 
geweſen und jedenfalls ſei eine dem 8 54 Abſ. 1 ZVG. ent⸗ 
ſprechende Anmeldung der Kündigung durch v. d. M. nicht 
erfolgt. Eines Eingehens auf dieſen zweiten von der Reviſion 
ebenfalls angefochtenen Entſcheidungsgrund bedarf es nicht. 
G. c. S., U. v. 24. Febr. 14, 454/14 V. — Hamburg. [©.] 
4. 8 138 Abſ. 2 BGB. Wucheriſche Aus⸗ und Neu⸗ 
zeſtaltung eines Rechtsgeſchäfts.] 
Gegenüber einer Klage auf Zahlung von 8417,37 & nebſt 
Zins hat der Beklagte in Höhe von 6500 & mit einer ihm 
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abgetretenen Forderung des Franz S. Z. in L. aufzurechnen 
erklärt, die dieſem an die Klägerin aus Bewucherung, bei einer 
im April 1908 vorgenommenen Forderungsabtretung geſchehen, 
zuſtehe. Der erſte Richter hat über die Klageforderung durch 
Vorbehaltsurteil entſchieden, in der Folge aber die Aufrechnung 
zurückgewieſen, weil zwar die Gegenforderung in der Perſon 
des Z. entſtanden ſei, vom Beklagten aber nicht geltend ge⸗ 
macht werden könne: er ſei ſelbſt als Teilnehmer an der Be⸗ 
wucherung 3.3 anzuſehen — die mit dieſem vereinbarte Forderungs⸗ 
abtretung bezwecke nur, dem Beklagten die Verteilung der er⸗ 
langten wucheriſchen Vorteile zwiſchen ihm und der Klägerin 
zu ermöglichen, und ſei mithin nichtig. Das BG. dagegen 
nimmt an, daß ſchon in der Perſon 3.3 die abgetretene Forderung 
nicht entſtanden ſei: zum Tatbeſtande des 8 138 Abſ. 2 BGB. 
ſehle es bei dem nach Behauptung des Beklagten wucheriſchen 
Geſchäfte an dem auffälligen Mißverhältnis der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen bezüglich des wucheriſchen Geſchäftes —, 
mindeſtens ſei nicht zu erweiſen, daß der bevollmächtigte Ver⸗ 
treter der Klägerin, M. K., ſich bei Vornahme des Geſchäftes 
eines ſolchen Mißverhältniſſes bewußt geweſen ſei. Hiergegen 
hat der Beklagte die Reviſion eingelegt. Das nach Behauptung 
des Beklagten wucheriſche Geſchäft wurde im April 1908 vor⸗ 
genommen, indem Franz S. Z. eine hypothekariſch geſicherte 
Kaufpreisforderung in reſtlicher Höhe von 32 500 & nebſt 
1300 & Zins, die ihm an Fabrikant A. Kr. in F. zuſtand, 
der Klägerin um 27 000 & abtrat. Die Forderung war zu 
4 Prozent verzinslich, zahlbar in fünf Jahresraten zu je 6500 & 
auf 1. Juli 1908 — 1912 und rührte her aus einem Kauf zweier 
Grundſtücke vom 1. Juni 1906, auf die dafür eine Sicherungs⸗ 
hypothek in Höhe von 39 000 & eingetragen war. Der Ab⸗ 
tretungspreis [27 000 &] wurde nach Abzug von 350 # 
bereits von Z. erhobener Zinſen durch Zahlung von 13 145 4 
auf ein am 13. April 1908 fälliges Wechſelakzept 3.8 an 
die Gewerbebank Fr. durch eine Teilzahlung von 1800 , 
und am 4. Mai 1908 durch eine Reſtzahlung von 11 705 # 
getilgt, wovon 3. 705 & dem Beklagten überließ. Über die 
Abtretung der Z. ſchen Forderung an die Klägerin wurden zwei 
Urkunden errichtet, die erſte vom 12. April 1908 [Beilages 
heſt A Blatt 4], die zweite vom 13. April 1908 [Beilages 
heft K Blatt 3]; auf der zweiten Urkunde iſt die Unterſchrift 
3.8 als echt notariell beglaubigt. Die Echtheit beider Urkunden 
ſteht außer Streit. Inhaltlich unterſcheiden ſie ſich dadurch, daß 
während die erſte von einer beſonderen Haftung Z.s für die 
abgetretene Forderung nichts enthält, die zweite beſagt: .. Für 
die Güte und Beibringlichkeit der zedierten Forderung übernehme 
ich die Haftbarkeit als Bürge und Selbſtſchuldner bis zum voll⸗ 
ſtändigen Eingang der zedierten Forderung in Haupt⸗ und 
Nebenſachen. ... Bei der Beurteilung der Frage, ob durch 
den rund 20 Prozent ausmachenden „Nachlaß“ an der ab⸗ 
getretenen Forderung ein auffälliges Mißverhältnis der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen im Sinne des 8 138 Abſ. 2 BGB. ge 
ſchaffen werde, folgt das BG. in allem Weſentlichen dem von 
ihm erhobenen Gutachten des Sachverſtändigen D. Der von 
Kr. im Kaufvertrag vom 1. Juni 1906 bewilligte Kaufpreis 
von 45 500 & ſtellte danach nicht den Verkehrswert der ge⸗ 
kauften Grundſtücke zu jener Zeit dar, ſondern überſtieg ihn 
bedeutend. Das BG. nimmt an, daß der Verkehrswert der 
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beiden Grundſtücke 19 000 & nicht überſtieg und deshalb die 
darauf eingetragene Hypothek eine Sicherung der Kaufpreis⸗ 
forderung nach den bei Hypothekenbanken, Sparkaſſen und 
ähnlichen Geldinſtituten beſtehenden Anſchauungen höchſtens bis 
zur Höhe von 9500 & darſtellte. Zu dem erheblich größeren 
Teile habe mithin der Wert der abgetretenen Forderung auf 
der perſönlichen Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners Kr. beruht. Dieſer habe damals ziemlich ſtark in 
Gelände ſpekuliert unter Feſtlegung ſeiner Barmittel, habe 
flüſſige Mittel wenigſtens nicht in größeren Beträgen zur Ver⸗ 
fügung gehabt, und andererſeits ſei der Kauſpreis nur in fünf 
Raten fällig, alſo mindeſtens für die Zukunft nicht völlig ſicher 
geweſen. Mit Rückſicht endlich auf den Zinsfuß von nur 4 Pro⸗ 
zent und den im April 1908 immer noch geſpannten Geldmarkt 
ſei daher in dem Abzug von 20 Prozent beim Forderungskaufe 
ein auffälliges Mißverhältnis der Leiſtungen mit dem Sach⸗ 
verſtändigen dann nicht zu finden, wenn für die Forderung außer 
dem Grundſtückswert und der perſönlichen Zahlungsſähigkeit des 
Kr. keine weitere Garantie beſtand. Anderenfalls, im be⸗ 
ſonderen für den Fall, daß bei der Vereinbarung des Kauf⸗ 
preiſes für die Forderung von dem Verkäufer Z., der damals 
zweifelsohne in ganz guten Vermögensverhältniſſen gelebt habe, 
Bürgſchaft für die abgetretene Forderung geleiſtet worden ſein 
ſollte, nimmt das Gutachten an, daß das mit dem Forderungs⸗ 
kauf verbundene Riſiko ein minimales geweſen ſei und ein Abzug 
von nur 10 Prozent der Sachlage entſprochen haben würde. 
Bezüglich der — in der Urkunde vom 13. April 1908 — vor⸗ 
liegenden Bürgſchaftsleiſtung 3.8 für die Güte und Beibring⸗ 
lichkeit der abgetretenen Forderung ſtellt das BG. darauf ab, 
daß eine ſolche Haftung in der Urkunde vom 12. April 1908 
nicht enthalten und auch nach der inſoweit für glaubhaft er⸗ 
Härten Darſtellung des unbeeidigten Zeugen Moſes K. [II 166] 
erſt nachträglich in die tags darauf zwecks Vorlage bei dem 
Notar gefertigten Urkunde vom 13. April 1908 aufgenommen 
worden ſei. Die Bürgſchafts⸗ und Garantiezuſage 3.8 ſei alſo 
bei dem Abſchluſſe des Kaufvertrags noch nicht geleiſtet und 
deshalb auch nicht für die Vereinbarung des Preiſes von 27000 & 
mitbeſtimmend geweſen, weil ſie weder ausbedungen noch über⸗ 
nommen war. Die Frage, ob ein auffälliges Mißverhältnis 
zwiſchen den beiderſeitigen Leiſtungen im Sinne des 5 138 
Abſ. 2 BGB. beſtehe, ſei nur nach den Umſtänden zu beurteilen, 
die zur Zeit der Eingehung des Geſchäftes beſtanden. 
Dieſe Ausführungen, auch von der Reviſion beanſtandet, ſind 
rechtlich nicht bedenkenfrei. Allerdings kann eine erſt nach Ge⸗ 
ſchäftsabſchluß eintretende Veränderung der Dinge, derzufolge 
ſich das Wertsverhältnis der Leiſtungen ändert, nicht ohne 
weiteres Bedeutung erlangen. Der Wucherer z. B., der infolge 
nachträglicher, unvorhergeſehener Wertsminderung der erlangten 
Vermögensſtücke inne wird, daß er nun ſelbſt zu Schaden kommt, 
kann die ſeinerzeit begangene Bewucherung damit nicht unge⸗ 
ſchehen machen. Andererſeits kann der Geſchäftsgegner den Ein⸗ 
wand des Wuchers nicht daraus herleiten, daß nachträglich die 
von ihm hingegebenen Vermögensſtücke eine unerwartete Wert⸗ 
ſteigerung erfahren. Anders aber dann, wenn die dem Ge⸗ 
ſchäftsabſchluſſe nachgefolgte Veränderung des Wertsverhältniſſes 
der beiderſeitigen Leiſtungen gerade darauf zurückzuführen iſt, 
daß der eine Teil dem anderen neue weitere Sicherungen, Vor⸗ 
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teile, Leiſtungen verſpricht oder gewährt, die nunmehr ein Miß⸗ 
verhältnis der Leiſtungen ergeben. Geſchieht dieſes nachträg⸗ 
liche Verſprechen oder Gewähren unter dem Drucke der Aus⸗ 
beutung einer Notlage, des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit, 
ſo iſt nicht abzuſehen, warum dieſes Verhalten des Verſprechens⸗ 
oder Leiſtungsempfängers in Verbindung mit dem nunmehr 
gegebenen Mißverhältnis der Leiſtungen nicht zur Annahme einer 
Bewucherung im Sinne des § 138 Abi. 2 BGB führen könnte. 
Der Umſtand allein, daß dem Bewucherten aus dem urſprüng⸗ 
lichen Geſchäftsabſchluſſe, z. B. einer Darlehnszuſage, ein Rechts⸗ 
anſpruch auf Leiſtung zu nichtwucheriſchen Geſchäftsbedingungen 
zuſteht, wird häufig nicht genügen, die Notlage als ſolche zu 
beſeitigen oder auszuſchließen: gerade die Ausführung des Ge⸗ 
ſchäftes, z. B. die Auszahlung der Darlehnsſumme wird unter 
Umſtänden die Gelegenheit ergeben, neue erſchwerende Geſchäfts⸗ 
bedingungen feſtzuſetzen und den Geſchäftsgegner zu zwingen, 
auf die urſprünglichen, günſtigeren Feſtſetzungen zu verzichten. 
Ob auf Grund dieſer dem Bewucherten ein Rechtsanſpruch 
verbleibt, wenn das in der Folge wucheriſch aus⸗ und neu⸗ 
geſtaltete Geſchäft, weil nach 8 138 Abſ. 2 BGB. nichtig, hin⸗ 
fällt, braucht hier im allgemeinen nicht unterſucht zu werden. 
Im vorliegenden Falle hat ſich das BG. nicht ausdrücklich 
darüber geäußert, ob es annimmt, daß Z. am 13. April 1908 
als er die Bürgſchaft übernahm, nicht mehr in einer Notlage 
war, — ob er ohne ſolche aus freien Stücken auf die für ihn 
günſtigeren Abmachungen vom 12. April 1908 verzichtet und 
dem Abtretungsempfänger den weiteren Vermögensvorteil ſeiner 
Bürgſchaft zugewendet hat. Sollte Z. übrigens zu ſolcher frei⸗ 
willigen Leiſtung, wie ſich denken ließe, etwa auf Grund der 
rechtsirrigen Annahme, dazu verpflichtet zu ſein, oder etwa in der 
Erwartung gelangt ſein, es ſei für ihn völlig ungefährlich, ſich 
für die Schuld des Kr. zu verbürgen, ſo konnte ſich weiter die 
Frage erheben, ob hierin nicht etwa, nach der Sachlage zu 
ſchließen, Leichtſinn oder Unerfahrenheit zutage trete und dem⸗ 
gegenüber Ausbeutung ſeitens des Abtretungsempfängers an⸗ 
zunehmen ſei. In allen dieſen Richtungen kann eine völlig 
ausreichende tatſächliche Grundlage für die beanſtandeten Aus⸗ 
führungen des BG. in den getroffenen Feſtſtellungen nicht ge⸗ 
funden werden. Das Urteil war aber dieſerhalb nicht aufzu⸗ 
heben, weil es ſelbſtändig getragen wird durch die weitere Er⸗ 
wägung des BG. (Wird ausgeführt.) ... War dem fo, dann 
durfte in der Tat angenommen werden, daß dem Zeugen das 
von dem Sachverſtändigen feſtgeſtellte Mißverhältnis der Leiſtungen 
gerade in dem kritiſchen Punkte nicht zum Bewußtſein gekommen 
iſt. Daß der Mangel des Bewußtſeins in der Perſon des Zeugen 
der Klägerin zuſtatten kommt, ergibt 8 166 BGB.; eine Be 
hauptung im Sinne des Abſ. 2 daf. war nicht aufgeſtellt. War 
man ſich aber hiernach auf der Klagſeite des Ubermaßes der 
erlangten Vorteile gar nicht bewußt, fo kann von einer Aus- 
beutung im Sinne des § 138 Abſ. 2 BGB. nicht geſprochen 
werden. Iſt dazu auch, wie in der Rechtſprechung des RG. 
ſchon wiederholt hervorgehoben [R. 60, 9; 7) ZW. 1905, 366°; 
1907, 167“; 1913, 48358], keine beſondere Abſicht oder Argliſt 
zu erfordern, genügt vielmehr die bewußte Ausnutzung der Not⸗ 
lage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit, ſo bedarf es doch 
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hierzu tatſächlich mit Notwendigkeit der Kenntnis des Mißver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung; dieſes muß alſo 
dem Leiſtungs⸗ oder Verſprechensempfänger zum Bewußtſein 
gekommen ſein (V 602/10). M. c. K., U. v. 4. März 15, 
583/14 VI. — Karlsruhe. [S.) 

** 5. Die Bereicherungseinrede bildet gewiſſermaßen einen 
inneren Mangel des Schuldverſprechens, den der Rechts⸗ 
nachfolger gegen ſich gelten laſſen muß (88 404, 405 
BGB.). 

Die Beklagten ließen am 8. Juli 1911 auf ihren Grund⸗ 
ſtücken in D. eine Sicherungshypothek von 9000 & „für ein 
Darlehn des Karl G. in E.“ eintragen. Von dieſer mit 
5 Prozent verzinslichen Hypothek find dann zunächſt 3500 44 
mit den Zinſen vom 7. Juli 1911 [nach einer Zwiſchen⸗ 
abtretung an den klägeriſchen Nebenintervenienten Anton B. 
am 29. November 1911 und der Reſt von 5500 / mit den 
Zinſen ſeit dem 8. Juli 1911 [nach mehrfachen Zwiſchen⸗ 
abtretungen, an Philipp M. V, an die Spar⸗ und Darlehns⸗ 
kaſſe in E., e. G. m. b. H.] am 3. Februar 1912 für die 
Klägerin umgeſchrieben worden. Der Hypothekenbeſtellung lag 
ein notarielles „Schuldanerkenntnis“ zugrunde, das am 21. Juni 
1911 der beklagte Ehemann zugleich als Bevollmächtigter ſeiner 
Ehefrau wie folgt erklärt hatte: „Ich bekenne für mich und 
meine Ehefrau, daß wir dem Herrn G. . .. aus empfangenem 
Darlehen den Betrag von 9000 & ſamtverbindlich verſchulden. 
Das Kapital iſt vom 1. Juli 1911 ab mit jährlich 5 Prozent 
zu verzinſen. Die Zinszahlung ſoll am 1. Oktober jedes 
Jahres ... erfolgen, die Rückzahlung ... ein Vierteljahr 
nach der jedem Teil freiſtehenden Aufkündigung.“ In der Tat 
hatten die Beklagten kein Darlehn erhalten, vielmehr handelte 
es ſich um eine Sicherheitsleiſtung für ihren Schwiegerſohn, 
den Kaufmann Fritz Be. Dieſer hatte ſchon mehrfach gegen 
Sicherheitsleiſtung ſeiner Schwiegereltern Geld aufgenommen 
und kam, wie er angegeben hat, bei der Bemühung um ein 
weiteres Darlehn mit dem Bäcker Karl G. in Verbindung, der 
zuſammen mit Philipp M. V ſich an Häuſergeſchäften des Bau⸗ 
unternehmers Chriſtoph S. in E. beteiligte. Be. erhielt von 
M,, deſſen Generalbevollmächtigter G. war, 3000 & als Dar⸗ 
lehn, mußte aber, nach einer notariellen Urkunde vom 20. Juni 
1911, von Chriſtoph S., als dem Bevollmächtigten ſeiner 
Schweſter Eliſabeth S., eine dieſer gehörige Hofreite in E. 
für 13 500 & kaufen. Der Kaufpreis ſollte eingetragen und 
6000 & davon ſollten durch Akzepte, die bis zum 1. Oktober 
1911 fällig werden ſollten, gedeckt werden. Daneben war 
Sicherſtellung durch die Beklagten, die hierbei betrogen fein 
wollen, vereinbart. Be. gab für die 3000 , Darlehn und 
6000 & Kaufgeld gefälſchte Wechſelakzepte feines Schwieger⸗ 
vaters und ließ die Schwiegereltern das Schuldanerkenntnis 
und die Sicherungshypothek von 9000 & aus ſtellen, wobei 
dieſe glaubten, es handle ſich um Forderungen aus dem Haus⸗ 
kauf. Die Auflaſſung der Hofreite war zwar erklärt, zur 
Eigentumseintragung kam es aber wegen Mangels der Stempel- 
entrichtung nicht, vielmehr ließ ſpäter Eliſabeth S. das Grundſtück 
auf ihre Schweſter Marie S. umſchreiben. Die Aufforderung, 
den Kaufvertrag rückgängig zu machen, ließ Be. zwar un⸗ 
beantwortet, erklärte dann aber, nach dem Weiterverkauf der 
Hofreite wolle auch er ſich nicht mehr an den Vertrag halten. 
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Im vorliegenden Rechtsſtreit hat die Klägerin 40,35 & Zinſen 
der Teilhypothek von 3500 & für die Zeit vom 7. Juli bis 
zum 1. Oktober 1912 beim AG. I in D. mit der perſönlichen 
und dinglichen Klage geltend gemacht, den dinglichen Anſpruch 
aber ſpäter, nachdem die Sache infolge der Widerklage an das 
LG. verwieſen worden war, fallen gelaſſen. Mit dieſer Wider⸗ 
klage haben die Beklagten Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der 
Hypothek verlangt, nachdem ſie G. gegenüber wegen Teilnahme 
am Betrug, wie ſie behaupteten, rechtzeitig die Hypothek an⸗ 
gefochten hatten. Die Klägerin, ſo machten ſie geltend, habe 
beim Erwerb der Hypothek um den Betrug gewußt, auch ſei die 
Hypothek nicht valutiert. Das LG. hat die Beklagten zuerſt 
durch Verſäumnisurteil vom 10. Juni 1912 und dann durch 
Urteil vom 17. April 1913 zur geſamtſchuldneriſchen Zahlung 
von 40,35 & verurteilt und die Widerklage abgewieſen. Die 
Berufung der Beklagten iſt vom OLG. in Höhe von 35 4 
Klageforderung und 3000 & Widerklageanſpruch zurückgewieſen 
worden, im übrigen aber hat das OLG. der Berufung ſtatt⸗ 
gegeben und unter Abweiſung der Klagemehrforderung das 
Nichtbeſtehen des Mehrbetrages der Hypothek feſtgeſtellt, die 
Klägerin auch zur Löſchungsbewilligung verurteilt. Hiergegen 
hat die Klägerin und Widerbeklagte ohne Erfolg Reviſion ein⸗ 
gelegt. Gründe: Der BerR. hat ausgeführt, die Anfechtung 
der Hypothek greife nicht durch, weil ein Beweis dafür, daß G. 
von der Täuſchung Kenntnis gehabt habe, die Be. ſeinen 
Schwiegereltern gegenüber ſich möglicherweiſe habe zuſchulden 


kommen laſſen, nicht erbracht ſei. Auch eine Irrtumsanfechtung 


könne nicht zum Ziele führen, weil die Beklagten über den 
Inhalt ihrer Erklärung ſich nicht im Irrtum befunden, vielmehr 
die Hypothekenbeſtellung für die Schulden, die ihr Schwiegerſohn 
im Zuſammenhang mit dem Hauskauf gemacht habe, gewollt 
hätten. Auch valutiert ſei die Hypothek, da die Schuldurkunde 
als ein Schuldanerkenntnis im Sinne des 5 781 BGB. auf⸗ 
zufaſſen ſei. Die Schuldbeſtellung ſei aber zur Sicherheit für 
eine andere Forderung erfolgt und ähnlich wie die Sicherheits⸗ 
übereignung fiduziariſcher Natur. Deshalb ſei der eingetragene 
Gläubiger, wenn die geſicherte Forderung nicht entſtehe oder 
erloſchen ſei, zur Löſchung verpflichtet. Entſtanden ſei lediglich 
die Darlehnsforderung von 3000 &, der Hauskauf ſei ſtill⸗ 
ſchweigend wieder aufgehoben worden, ein Anſpruch daraus, 
namentlich auf die 6000 &, nicht gegeben. Die Klägerin müſſe, 
obwohl Rechtsnachfolgerin, dies gegen ſich gelten laſſen, weil 
bei Sicherungshypotheken in Anſehung der Forderung die 
gewöhnlichen Grundſätze Platz griffen, und die Einwendung, 
deren Rechtsgrund in der Zeit vor der Abtretung liege, der 
Klägerin zufolgedeſſen entgegengeſetzt werden könne. Beſtehen 
blieben demnach nur 3000 / von der Hypothek und nur von 
dieſem Betrage könnten Zinſen beanſprucht werden. Zu demſelben 
Ergebnis komme man ſchließlich auch dann, wenn man das 
Schuldbekenntnis nicht als ein Schuldverſprechen, ſondern als 
eine im voraus erteilte Quittung anſehe. Die Reviſion hat 
lediglich gerügt, daß der BerR. die Vorſchriften der 88 780 
und 781 BGB. verletzt habe. Wenn das Schuldanerkenntnis 
der Beklagten vom 21. Juni 1911 als abſtraktes Schuld⸗ 
verſprechen im Sinne der bezeichneten Vorſchriften aufzufaſſen 
ſei, ſo ſei es nicht zuläſſig, auf ſeine Entſtebung zurückzugehen; 
es könne nur, ebenſo wie die dafür beſtellte Sicherungs hypothek, 
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aus irgendwelchen allgemeinen Gründen angefochten werden, im 
übrigen bilde es einen ſelbſtändigen Schuldgrund. Das letzte 
iſt ohne Zweifel richtig, von dem BerR. auch nicht angezweifelt 
worden; auch das ſelbſtändige Schuldverſprechen der 88 780, 
781 BGB. aber kann nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 
S 812 Abſ. 2 BGB. und nach ſtändiger Rechtſprechung des 
RG. [ogl. JW. 1903, Beil. Nr. 226 S. 100; 1906 S. 55018, 
74212; RG. 61, 319;8) Gruchots Beitr. 54 S. 968,9) 975; 
57, 959; 58, 977] mit der Bereicherungsklage zurückgefordert 
werden, wenn ein rechtlicher Grund nicht vorhanden war oder wenn, 
wie im vorliegenden Falle bei dem noch ſtreitigen Betrage von 
6000 &, der rechtliche Grund ſpäter wegfällt. Die Klägerin 
iſt allerdings nicht die Bereicherte, vielmehr die Rechtsnachfolgerin 
des urſprünglichen Empfängers des Schuldverſprechens und 
gegen Rechtsnachfolger iſt die Bereicherungsklage nach § 822 
BGB. nur mit Beſchränkungen zuläſſig. Dies gilt aber nicht, 
wenn es ſich um ein obligatoriſches Schuldverſprechen handelt, 
das im Wege der Abtretung auf andere Perſonen übertragen 
worden iſt, und wenn dieſen Perſonen gegenüber im Wege der 
Einrede die Bereicherung des urſprünglichen Empfängers geltend 
gemacht wird. Hier bleibt nach den allgemeinen Vorſchriften 
der SS 404 und 405 BGB., wo das Anerkenntnis ausdrücklich 
erwähnt iſt, die Einrede auch dem Rechtsnachfolger gegenüber 
beſtehen. Daß die Bereicherungseinrede dem Schuldverſprechen 
anhaftet und gewiſſermaßen einen inneren Mangel des Schuld⸗ 
verſprechens bildet, den infolgedeſſen der Rechtsnachfolger gegen 
ſich gelten laſſen muß, ergibt ſich im übrigen auch aus der 
Vorſchrift des 8 821 BGB., der wegen dieſes untrennbaren 
Zuſammenhangs die Einrede für unverjährbar erklärt. Dem⸗ 
gemäß ſteht auch die weit überwiegende Meinung der Rechts⸗ 
lehrer auf dem Standpunkt, den der Ber R. angenommen hat. 
[Vgl. Planck Anm. 3a zu 8 780 BGB.; v. Staudinger 
Anm. IV 2d daſelbſt; Ortmann, Vorbem. 6 Abſ. 5 vor 8 780 
BGB.; v. Mayr, Der Bereicherungsanſpruch des deutſchen 
bürgerlichen Rechts, 1903 S. 52; Rümelin im ArchZivPr. 
1897, 280 ff.; v. Tuhr in IheringsJ. 48 S. 50-62; 
Wienſtein in Gruchots Beitr. 48, 482 f.] Da die für die 
Forderung beſtellte Hypothek eine Sicherungshypothek iſt, ſo 
kann die Klägerin ſich auch nicht auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs berufen, muß vielmehr die Einrede der 
Hypothekenforderung gegenüber gelten laſſen [SS 1184, 1185 
Abſ. 2, 1138 BGB.]. Nicht erörtert hat der Ber. den 
Umſtand, daß die Beklagten nicht bloß die Einrede gegenüber 
der Klage, ſondern auch Widerklage auf Löſchung erhoben haben. 
Die Befugnis dazu gab ihnen aber der eine Erweiterung des 
Einrederechts für das Gebiet des Grundbuchrechts darſtellende 
8 1169 BGB. Sie konnten nach dieſer Vorſchrift, um die 
Verfügung über die Hypothek zu erlangen, Verzicht verlangen, 
ſie konnten ſich aber auch auf das Löſchungsbegehren be⸗ 
ſchränken. Die Klägerin wird dadurch nicht beſchwert, hat auch 
einen Einwand in dieſer Beziehung nicht erhoben. Nach alledem 
war, wie geſchehen, zu erkennen. Verwaltungs- u. Verwertungs⸗ 
geſellſchaft für Immobilien, G. m. b. H. in D. c. F. u. Gen., 
U. v. 6. März 15, 435/14 V. — Darmſtadt. (B.) 


8) IW. 1905, 689; Neumann, Rſpr. I 8 781 Anm. 3. 
9) JW. 1910, 704; Neumann, Rſpr. § 607 Anm. 10e. 
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6. Die Vermutung der Vollſtändigkeit des Inhalts der 
Vertragsurkunde wird entkräftet durch die Feſtſtellung, daß die 
Parteien an einer bei den Vorverhandlungen abgegebenen Er⸗ 
klärung haben feſthalten wollen. Anwendung des $ 460 BGB. 
im Falle argliſtiger Vorſpiegelung.] 

Die den Gegenſtand des Streites bildende Schadenerſatz⸗ 
forderung des Beklagten, die dieſer im Wege der Aufrechnung 
gegen die Klageforderung und im Wege der Widerklage geltend 
macht, iſt vom LG. unter der Annahme, daß der Kläger dem 
Beklagten argliſtig einen höheren als den wirklichen Bierumſatz 
vorgeſpiegelt und dadurch eine unerlaubte Handlung im Sinne 
des 8 826 BGB. begangen habe, zugeſprochen worden. Das 
BG. hat das um deswillen mißbilligt, weil auf Grund des 
§ 826 BGB. nur das negative Vertragsintereſſe gefordert 
werden könne und dieſes unter den obwaltenden Umſtänden 
nicht den Anſpruch auf eine Geldleiſtung rechtfertigen würde. 
Es hat aber die Schadenerſatzforderung des Beklagten in Höhe 
von 9491 & zugeſprochen aus zwei rechtlichen Geſichtspunkten, 
nämlich in erſter Linie auf Grund der Annahme, daß der ver⸗ 
kauften Gaſtwirtſchaft die vertragsmäßig zugeſicherte 
Eigenſchaft eines Bierumſatzes von 270 hl fehle, und in 
zweiter Linie [hilfsweiſel, weil der Kläger das Vorhandenſein 
dieſer Eigenſchaft dem Beklagten argliſtig vorgeſpiegelt habe. 
a) Zur Annahme einer vertragsmäßigen Zuſicherung des be⸗ 
zeichneten Inhalts unerachtet ihrer Nichtaufnahme in die 
notarielle Vertragsurkunde iſt der Ber R. gelangt, indem er für 
bewieſen erachtet, daß der Kläger dem Beklagten bei den Ver⸗ 
handlungen, die dem Zuſtandekommen des Vertrages vorher⸗ 
gingen, einen von ihm unterſchriebenen Zettel übergeben hat, 
in welchem außer Angaben über die Hypothekenlage und über 
den Umſatz an anderen Waren auch vermerkt iſt: „Bierumſatz 
zirka 27 000 Liter“. Der Ber R. führt aus, das, was man 
ſchriftlich gebe, ſolle, gerade auch nach der Anſchauung der hier 
in Betracht kommenden Kreiſe, Geltung haben und behalten; 
wie das Schriftſtück ſelbſt für die Dauer berechnet ſei, fo ſolle 
das in ihm Niedergelegte für alle Zeit in Geltung bleiben. 
Weil beide Teile davon ausgingen, habe es der Aufnahme der 
Zuſicherung in den notariellen Vertrag nicht bedurft. Der 
Kläger könne deswegen dem Beklagten nicht entgegenhalten, 
daß der Vertrag die Vermutung der Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit für ſich habe. Die Nichtbeobachtung der Form des 
§ 313 Abſ. 1 BGB. ſei durch die erfolgte Auflaſſung und die 
Eintragung des Beklagten gemäß § 313 Abſ. 2 geheilt; denn 
daß die ſchriftlich erteilte Zuſicherung auch noch zu dieſer Zeit 
als Vertragsbeſtandteil gewollt geweſen, müſſe, wie oben 
ausgeführt, angenommen werden. Daß der Kläger etwa 
das Schriftſtück zurückgefordert oder daß ſonſtwie zu der in 
Betracht kommenden Zeit ſchon Streit über die Gültigkeit der 
Abrede geherrſcht hätte, ſei nicht geltend gemacht. Die von 
der Reviſion gegen dieſe Ausführungen erhobenen Angriffe find 
nicht gerechtfertigt. Wenn auch, wie das RG. wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, eine Vermutung dafür ſpricht, daß dasjenige, 
was in die Vertragsurkunde nicht aufgenommen worden iſt, 
auch nicht Vertragsinhalt werden ſollte, ſo wird doch dieſe 
Vermutung entkräftet, wenn feſtgeſtellt werden kann, daß die 
Parteien an einer bei den Vorverhandlungen, wenn auch nur 
mündlich, gegebenen Zuſicherung, obwohl fie in die Vertrags“ 
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urkunde nicht aufgenommen worden iſt, haben feſthalten und 
ſie zum Vertragsbeſtandteile haben machen wollen. Ob der 
Beweis eines ſolchen Parteiwillens als geführt anzuſehen iſt, 
unterliegt der freien Beweiswürdigung des Ber R., die in der 
Reviſionsinſtanz nicht nachgeprüft werden kann; insbeſondere 
kann, wie das RG. gleichfalls mehrfach ausgeſprochen hat, 
nicht als allgemeine Regel der Satz aufgeſtellt werden, der 
Beweis könne nur aus beſonderen Umſtänden entnommen 
werden, welche die Nichtaufnahme der Zuſicherung in die 
Vertragsurkunde erklären. Vgl. RG. 68, 15; V 240/11, Urteil 
vom 11. Dezember 1911 [JW. 1912, 237°]; V 134/11, Urteil 
vom 28. Oktober 1911 [Warneyer 1912 Nr. 4]. 10) Eine die 
Vermutung entkräftende Feſtſtellung hat der Ber R. im vor⸗ 
liegenden Falle getroffen und in bedenkenfreier Weiſe mit dem 
Hinweiſe darauf begründet, daß die Zuſicherung ſchriftlich ab» 
gegeben worden und daß in den in Betracht kommenden Kreiſen 
dem, was ſchriftlich gegeben worden iſt, Geltung für die Dauer 
beigemeſſen werde, woraus ſich auch die Nichtaufnahme in die 
Vertragsurkunde erkläre. Dieſer Auffaſſung ſteht nicht, wie 
die Reviſion anzunehmen ſcheint, das Urteil des erkennenden 
Senats in RG. 66, 3351!) entgegen, da dort die Frage, ob die 
ſchriftliche Zuſicherung Vertragsbeſtandteil geworden ſei, gar 
nicht zur Entſcheidung ſtand. Zu der Annahme, daß die Zu⸗ 
ſicherung Vertragsbeſtandteil geworden ſei, konnte der BerR. 
ohne Rechtsirrtum auch dann gelangen, wenn, wie der Kläger 
laut Tatbeſtand behauptet hat, er von dem urſprünglich ge⸗ 
forderten Kaufpreiſe von 66 000 auf 58 000 & herunter⸗ 
gegangen iſt, und es war auch eine beſondere Erörterung 
hierüber in den Urteilsgründen nicht erforderlich, da die Be⸗ 
hauptung nicht dahin ging und auch in dem Zuſammenhange, 
in dem ſie aufgeſtellt war, nicht ſo aufgefaßt werden konnte, 
daß die Ermäßigung des Kaufpreiſes infolge einer Zurücknahme 
oder Anderung der hinſichtlich des Bierkonſums gemachten An⸗ 
gaben erfolgt ſei. War aber die Angabe, daß der Bierkonſum 
270 bl betrage, die der Ber R. im Einklange mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. als Zuſicherung einer Eigenſchaft des 
Wirtſchaftsanweſens angeſehen hat, Vertragsbeſtandteil ge⸗ 
worden, fo haftet der Verkäufer nach 88 459, 463 BGB. 
kraft Geſetzes für das Vorhandenſein dieſer Eigenſchaft, ohne 
daß es einer beſonderen Garantieübernahme bedarf. — Daß 
auch noch zur Zeit der Auflaſſung und Eintragung Ein⸗ 
verſtändnis darüber beſtanden hat, daß die Zuſicherung als 
Vertragsbeſtandteil zu gelten habe, hat der BerR. gleichfalls 
als bewieſen erachtet unter Bezugnahme auf das, was er über 
die Anſchauungen der Parteien hinſichtlich der Dauergeltung 
ſchriftlich gegebener Zuſicherungen ausgeführt hat, ſowie unter 
Hinweis darauf, daß der Kläger bis dahin in keiner Weiſe zu 
erkennen gegeben habe, daß er die Zuſage nicht aufrechterhalten 
wolle. Das genügt jedenfalls, ohne daß erörtert zu werden 
braucht, ob Veranlaſſung beſtehe, von der in dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 13. Mai 1908, V 337/07, aus: 
geſprochenen Anſicht abzugehen, daß die Fortdauer der Willens⸗ 
einigung bis zur Auflaſſung ohne weiteres anzunehmen ſei, 
wenn nicht beſondere Umſtände gegen die Fortdauer ſprechen, 
10) IW 1912, 69. 
) JW. 1907, 670; Neumann, Nipr. 1 § 123 Erk. t. 
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eine Anſicht, gegen welche der II. ZS. in dem Urteile vom 
9. März 1909, II 454/08, [Warneyer 1909 Nr. 350] Bedenken 
geäußert hat. b) Stellt ſich ſonach die Annahme des Ber R., 
daß die Eigenſchaft eines Bierkonſums von zirka 270 hl im 
Jahr vertragsmäßig zugeſichert worden iſt, als rechtlich 
unbedenklich dar, ſo bedarf es keiner Erörterung der hilfsweiſen 
Annahme des BerR., daß der Kläger dem Beklagten das 
Vorhandenſein dieſer Eigenſchaft argliſtig vorgeſpiegelt habe. 
Der Kläger hat aber den Schadenerſatzanſpruch des Beklagten 
auch mit der Behauptung bekämpft, daß dieſer vor dem Kauf⸗ 
abſchluſſe die Bierbücher, die er ihm vorgelegt habe, eingeſehen 
und infolgedeſſen das Nichtvorhandenſein eines Bierkonſums in 
der angegebenen Höhe ſchon bei Kaufabſchluß, jedenfalls zur 
Zeit der Übernahme der Wirtſchaft und der Entgegennahme 
der Auflaſſung gekannt, ſich aber einen Schadenerſatzanſpruch 
nicht vorbehalten habe [§8 460, 464 BGB.]. Der Kläger 
hat in dieſer Richtung Beweis durch Zeugen und Eides⸗ 
zuſchiebung angetreten dafür, daß der Beklagte am 30. Mai 1911 
[dem Tage der Übernahme der Wirtſchaft] verſchiedenen Gäſten 
gegenüber erklärt habe, er habe die Bierbücher vor Kaufabſchluß 
zwar vorgelegt erhalten und eingeſehen; die Bücher ſtimmten 
jedoch nicht, und er wolle den Kläger deshalb ſpäter ver⸗ 
antwortlich machen. Der Bert. hat dieſes Beweiserbieten für 
unerheblich erklärt mit der Begründung, ſelbſt wenn feſtſtände, 
daß der Kläger dem Beklagten die Bierbücher vorgelegt habe, 
ſo ſchlöſſe das ſeine Argliſt nicht aus; er habe in dieſem Falle 
damit gerechnet, daß der Beklagte in der Eile ſich aus den 
Büchern kein klares Bild machen werde. An anderer Stelle 
des Urteils iſt zu dieſem Punkte noch ausgeführt, ſelbſt wenn 
angenommen würde, daß der Beklagte während der Kauf⸗ 
verhandlungen die Bierbücher vorgelegt erhalten und eingeſehen 
habe, ſo wäre dadurch nicht der Schluß gerechtfertigt, daß er 
durch die Einſichtnahme von den wirklichen Umſatzverhältniſſen 
Kenntnis erlangt habe; dazu würde erforderlich ſein, daß die 
Bücher ordnungsmäßig geführt waren und ein überſichtliches 
Bild boten. Es ſei anzunehmen, daß der Beklagte im Ver⸗ 
trauen auf die ihm erteilte Zuſicherung die Bücher nicht ſorg⸗ 
fältig geprüft haben werde. In jedem Falle erſcheine es aus⸗ 
geſchloſſen, daß ein Gaſtwirt, dem ein Bierumſatz von 270 hl 
zugeſichert ſei, an dem Vertrage feſtgehalten haben würde, 
wenn er entdeckt hätte, daß der Umſatz nur 180 hl betragen 
habe, er alſo betrogen worden ſei. Die Reviſion rügt mit 
Recht, daß dieſe Ausführungen dem Beweiserbieten nicht voll- 
ſtändig gerecht werden und daß durch fie die Mbergehung der 
angetretenen Beweiſe nicht in einer dem 8 268 ZPO. Genüge 
leiſtenden Weiſe begründet worden iſt. Der Sinn des Beweis⸗ 
erbietens ging erſichtlich dahin, daß aus der Außerung des 
Beklagten entnommen werden ſolle, er habe nicht nur die 
Bierbücher eingeſehen, ſondern ſich auch aus ihnen davon 
überzeugt, daß der ihm zugeſicherte Bierkonſum nicht vor⸗ 
handen ſei, und er wolle deshalb den Kläger ſpäter ver⸗ 
antwortlich machen. In dieſer Richtung hätte der Bert. das 
Beweiserbieten würdigen müſſen, insbeſondere dahin, ob nicht 
durch Führung des angetretenen Beweiſes ſeine Annahme, der 
Kläger habe die Bücher nicht ſorgfältig geprüft, widerlegt 
werden und auch das Feſthalten des Beklagten an dem Ber- 
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Abſicht, auf dieſen ſpäter einen Schadenerſatzanſpruch gründen 
zu wollen, ausreichend erklärt werden würde. Hat aber der 
Kläger, ſei es bei dem Kaufabſchluſſe, ſei es bei der Übernahme 
der Wirtſchaft, den Mangel, d. h. das Nichtvorhandenſein des 
zugeſicherten Bierkonſums, gekannt und ſich in letzterem Falle 
die Geltendmachung ſeiner Rechte bei der Übernahme nicht 
vorbehalten, ſo würde er, jedenfalls ſo weit, als ſich dieſe 
Kenntnis erſtreckte, nicht berechtigt ſein, einen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch auf Grund der 88 459, 463 geltend zu machen, und 
zwar auch dann nicht, wenn der Kläger ihm die Höhe des 
Bierkonſums argliſtig vorgeſpiegelt hätte. Vergleiche hinſichtlich 
der Anwendung des § 460 im Falle der argliſtigen Vor⸗ 
ſpiegelung RG. 55, 2140 und des S 464 im gleichen Falle 
das Urteil des erkennenden Senats vom 8. Februar 1915, 
V 402/14, 18) in welchem auch nachgewieſen iſt, daß das Urteil 
des II. 35. vom 30. Juni 1911 [JW. S. 75613] keinen 
Anlaß zur Anrufung der Entſcheidung der vereinigten Ziwil⸗ 
ſenate bildet, und daß die dort von dem II. Z S. ausgeſprochene 
Anſicht, der erkennende Senat ſei in dem Urteile RG. 63, 11310 
von ſeiner früheren Rechtſprechung abgegangen, auf einem 
Mißverſtändniſſe dieſes Urteils beruht. F. c. H., U. v. 
27. Febr. 15, 467/14 V. — Kiel. [S.] 

* 7. 8 554 BGB. Die Vorſchrift des 8 554 BGB. 
darf nicht dazu führen, den Mieter auch dann einer friſtloſen 
Kündigung auszuſetzen, wenn es ſich nur um den Rückſtand 
unerheblicher Teile einer Mietzinsrate handelt.] 

Der Kläger, der ſein Wirtſchaftsanweſen für drei Jahre 
vom 1. Januar 1913 ab an den Beklagten verpachtet hatte, 
verlangte durch Klage die Zahlung des voraus zahlbaren Pacht⸗ 
zinſes mit 1062 & 50 & für das zweite Vierteljahr 1913 und 
ſpäter wegen Nichtzahlung des Zinſes für das zweite und 
dritte Vierteljahr 1913 die Räumung des Anweſens. Der 
Beklagte bezahlte noch vor der Zuſtellung der Räumungsklage 
für das dritte Vierteljahr 1037 u 55 & und berief ſich wegen 
des Reſtes auf Gegenanſprüche, die er zur Aufrechnung ſtellte, 
wurde aber in der erſten Inſtanz zur Zahlung und zur Räumung 
verurteilt und mußte am 16. Juli 1913 räumen. Das BG. 
wies ſeine Berufung in der Räumungsſache zurück, ermäßigte 
aber den Zahlungsanſpruch auf 194 % 50 %% Der Beklagte 
hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: In § 6 des 
Pachtvertrages iſt dem Pächter für den Fall des Verkaufes 
des Hauſes ein Vorkaufsrecht eingeräumt. Das BG. erwähnt 
dies bei der Erörterung des Räumungsanſpruches, läßt aber 
dahingeſtellt, ob daraus im Hinblick auf $ 313 BGB. die 
Nichtigkeit des ganzen Vertrages zu folgern iſt, weil der Be⸗ 
klagte ſchon nach S 554 BGB. zur Räumung verpflichtet ſei. 
Das wird von der Reviſion mit Recht beanſtandet. Der Kläger 
ſtützt ſeine beiden Anſprüche, auch den auf Räumung, aus⸗ 
ſchließlich auf den Pachtvertrag. Würde alſo, was nach 
8 139 BGB. zu prüfen iſt, die Nichtigkeit des das Vorkaufs⸗ 
recht betreffenden Teiles [RG. 72, 38546) die Nichtigkeit des 
ganzen Vertrages zur Folge haben, ſo wäre den Anſprüchen 
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des Klägers die Grundlage entzogen. Dem Gericht ſteht es 
nicht zu, einen anderen Klagegrund an die Stelle zu ſetzen. 
Der Räumungsanſpruch iſt aber auch nach S 554 BGB., die 
Gültigkeit des Pachtvertrages vorausgeſetzt, nicht mit der im 
BU. gegebenen Begründung zu rechtfertigen. Die Vorſchrift 
des § 554 darf nicht dazu ſühren, den Mieter auch dann einer 
friſtloſen Kündigung auszuſetzen, wenn es ſich nur um unerheb⸗ 
liche Teile einer Mietzinsrate handelt [vgl. RG. 82, 54]. 16) 
Es würde gegen Treu und Glauben verſtoßen, wenn der Ver⸗ 
mieter auch auf einen geringfügigen Rückſtand ſich ſollte berufen 
dürfen. Das BG. verneint einen Verſtoß gegen Treu und 
Glauben nur deshalb, weil es den Betrag von 10 &, mit 
dem nach ſeiner Annahme der Beklagte für das dritte Vierteljahr 
mindeſtens im Rückſtande war, dem Rückſtande für das zweite 
Vierteljahr einfach hinzurechnet und dann den Geſamtbetrag 
für nicht gering erklärt. Das entſpricht nicht dem Sinne des 
8 554 BGB. Das Geſetz fordert ausdrücklich Verzug mit 
der Entrichtung von zwei Raten. Die Frage, ob ein Teil⸗ 
rückſtand zu geringfügig iſt, um eine Kündigung zu rechtfertigen, 
iſt daher nach dem Verhältniſſe des rückſtändigen Teilbetrages 
zu der betreffenden Rate, nicht nach dem Geſamtbetrag der 
Rückſtände aus beiden Raten zu beurteilen. Daß aber ein 
Betrag von 10 & gegenüber einem Zinsbetrag von 1062 A 
50 . fo geringfügig iſt, daß nach Treu und Glauben der 
Vermieter zur Begründung der friſtloſen Kündigung ſich auf 
einen ſolchen Rückſtand nicht ſtützen darf, iſt ohne weiteres 
anzuerkennen. Es bedarf daher nur noch der Würdigung, 
welchen Einfluß die weiteren Gegenforderungen auf die Recht⸗ 
mäßigkeit der Kündigung haben. Den auf argliſtige Täuſchung 
über den Ertrag der Fremdenbeherbergung geſtützten Einwand 
des Beklagten weiſt das BG. mit der Begründung zurück, daß 
eine vertragliche Zuſicherung nicht vorliege, aus unerlaubter 
Handlung aber nicht das Erfüllungs-, ſondern nur das negative 
Vertragsintereſſe verlangt werden könne, und ein Anſpruch nach 
dieſer Richtung vom Beklagten nicht ſchlüſſig erhoben ſei. 
Dieſes Verfahren iſt zu beanſtanden. Der durch unerlaubte 
Handlung Getäuſchte darf nicht Schaden leiden. Er muß fo 
geſtellt werden, wie wenn die Täuſchung nicht erfolgt wäre. 


Hat er ſich durch die Täuſchung beſtimmen laſſen, einen Vertrag 


unter anderen Bedingungen, insbeſondere zu einer höheren 
Vertragsleiſtung, abzuſchließen, als ſonſt geſchehen wäre, To 
kann er Anderung der Bedingungen, hier Ermäßigung des 
Pachtzinſes verlangen [Differenzklage; vgl. Mommſen, Erörte⸗ 
rungen aus dem Obligationenrecht, Heft 2 Anhang I 8 3; 
Dernburg, Pandekten, 8. A., Bd. 1 8 92 Nr. 4b; Geppert in 
IheringsJ. 64, 437 ff., insbeſ. S. 442, 444, 448, 454, 457). 
Nun hatte allerdings der Beklagte ſeinen Erſatzanſpruch in den 
Vorinſtanzen nicht nach dieſer Richtung näher begründet, viel⸗ 
mehr in die Form eines zur Aufrechnung geftellten Anſpruches 
gekleidet. Er hatte aber immerhin zum Ausdruck gebracht, daß 
er nur durch argliſtige Täuſchung zur Bewilligung eines ſo 
hohen Pachtzinſes beſtimmt worden ſei, und daß er eben wegen 
dieſer Täuſchung den Pachtzins um 570 & für das Vierteljahr, 
1140 & für die beiden erſten Vierteljahre, ermäßigt wiſſen 
wollte. War dies unter dem vom Beklagten angewendeten 
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rechtlichen Geſichtspunkt nicht zuläſſig, ſo mußte ihm das Gericht 
Gelegenheit geben, ſeine Behauptungen unter dem richtigen 
Geſichtspunkt zu ergänzen und ſeinen Schaden in der richtigen 
Form begründen. Indem das BG. den Einwand des Beklagten 
als nicht ſchlüſſig begründet zurückwies, verſtieß es gegen 
8 139 ZPO. Das BU. kann daher, ſoweit es zuungunſten 
des Beklagten ergangen iſt, nicht aufrechterhalten werden. 
K. c. St., U. v. 19. März 1915, 565/14 III. — Berlin. B.] 

8. 5 675 BGB. Berufspflichtverletzung eines Rechts⸗ 
anwalts. — 5 68 ZPO. bezieht ſich nur auf die Bindung des 
Nebenintervenienten an die Entſcheidung des Rechtsſtreits, wie 
dieſer dem Richter vorgelegen hat.] 

Kaufmann K., der ein Geſchäft unter der Firma S. & Co. 
betrieb, ſchuldete dem Rentner E. 8000 &. Zur Sicherung 
waren dem Gläubiger von einem Rechtsvorgänger K.s Maſchinen 
des Geſchäftes übereignet. Durch notariellen Vertrag vom 
22. Auguſt 1908 gründete K. eine Geſellſchaft m. b. H. S. & Co., 
die klagende Firma, in die er das Geſchäft als Einlage ein⸗ 
brachte mit allen „Aktiven und Paſſiven“. Der Geſellſchafts⸗ 
vertrag wurde in einem notariellen Nachtragsvertrage vom 
5. September 1908 dahin abgeändert, daß das Geſchäft mit 
ſämtlichen Aktiven, aber unter Ausſchluß der Paſſiven in die 
Geſellſchaft eingebracht werde. Beide Verträge hatte der Be⸗ 
klagte als Notar beurkundet. Er hatte auch die Anmeldung 
zum Handelsregiſter entworfen und beglaubigt, ſowie die An⸗ 
meldung mit den Verträgen dem Regiſtergerichte eingereicht. 
Die Anmeldung enthält nicht den Antrag, die Nichtübernahme 
der Schulden einzutragen. Sie wurde denn auch nicht ein⸗ 
getragen, wohl aber vom Gerichtsſchreiber in den öffentlichen 
Blättern bekanntgemacht. Die Klägerin wurde nun in einem 
Rechtsſtreit von dem Rentner E. wegen der 8000 & in An⸗ 
ſpruch genommen. Sie zahlte an ihn und verlangt nun 
Schadenserſatz von dem Beklagten, dem in jenem, mit rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung der jetzigen Klägerin endenden, Rechts⸗ 
ſtreit der Streit verkündet und der als Nebenintervenient bei⸗ 
getreten war. Der Beklagte machte geltend, die Anmeldung 
ſei ausreichend geweſen, um dem Regiſterrichter zur Eintragung 
des Ausſchluſſes der Schuldenhaftung zu verpflichten, dieſer 
Ausſchluß ſei jedenfalls durch die öffentliche Bekanntmachung 
wirkſam geworden. Da K. ſein geſamtes Vermögen auf die 
Geſellſchaft m. b. H. übertragen habe, ſo habe dieſe ohnehin für 
ſeine Schulden gehaftet, ein Schaden ſei ihr alſo durch das 
Unterbleiben der Eintragung nicht erwachſen. Durch die Zahlung 
an E. ſeien die Maſchinen freies Eigentum der Klägerin ge⸗ 
worden, die deren Wert ſich anrechnen laſſen müſſe. Das LG. 
ſetzte den durch Beweisaufnahme ermittelten Wert der Maſchinen 
ab und verurteilte im übrigen dem damaligen Klagantrage gemäß. 
Das KG. verurteilte nach Abzug desſelben Betrages dem ab⸗ 
geänderten Antrage im übrigen entſprechend zur Zahlung der 
Kosten jenes Rechtsſtreits und von 8070 & je mit Zinſen. 
Dagegen hat der Beklagte Reviſion eingelegt. Der Beklagte 
hatte den Entwurf der Anmeldung anzufertigen und die An⸗ 
meldung zur Eintragung im Handelsregiſter einzureichen über⸗ 
nommen. Nicht auf Grund einer ihm als Notar obliegenden 
Amtzpflicht, ſondern aus einem auf Geſchäftsbeſorgung ge⸗ 
richteten Dienſtvertrage [s 675 BGB.], den er in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Rechtsanwalt abgeſchloſſen hatte, war er verbunden, 
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die Anfertigung und Einreichung mit der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt zu bewirken. Gegen dieſe Vertragspflicht hat 
er ſchuldhaft verſtoßen. Der von ihm entworfene und ein⸗ 
gereichte Eintragungsantrag enthielt nicht das Verlangen, den 
Schuldenhaftungsausſchluß einzutragen. Dies Verlangen wurde 
nicht durch Beifügung der Ausfertigung der beiden Geſellſchafts⸗ 
verträge erſetzt. Nur auf Grund beſtimmter, genau zu be⸗ 
zeichnender und mit den erforderlichen Unterlagen zu verſehender 
Anträge kann des Regiſtergericht die Eintragungen vornehmen, 
und es genügt nicht, daß Verträge und andere Urkunden über: 
reicht werden in der Erwartung, der Regiſterrichter werde ſich 
daraus das der Eintragung Fähige und Bedürftige herausſuchen. 
[Entſcheidung des KG. vom 20. Februar 1908 in Entſch G. 9, 
173]. Die Bekanntmachung des Ausſchluſſes allein — ohne 
ſeine Eintragung — war nicht geeignet, die Haftung der neu⸗ 
begründeten Geſellſchaft m. b. H. für die im Betriebe des Ge⸗ 
ſchäfts entſtandene Verbindlichkeit der Firma S. & Co. aus⸗ 
zuſchließen. 8 25 Abſ. 2 HGB. verlangt Eintragung im Handels» 
regiſter und Bekanntmachung. Für den der Geſellſchaft m. b. H. 
erwachſenen Schaden haftet der Beklagte aus dem im Gründungs⸗ 
verfahren geſchloſſenen Vertrage — ſo auch: Urteil vom 23. Ok⸗ 
tober 1914, III 217/14. — Wenn die Firma S. & Co., Firma 
des Einzelkaufmanns K., alſo wenn der Kaufmann K. bei der 
Einbringung des Geſchäftes in die Geſellſchaft anderes Ver⸗ 
mögen, außer dem Geſchäfte nicht hatte, dann hat die Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. im Sinne des $ 419 BGB. das Vermögen des 
K. übernommen. Daran ändert nichts der Umſtand, daß ſie 
ihm durch Gewährung der Geſchäftsanteile eine etwa gleich⸗ 
wertige Gegenleiſtung gemacht hat [RG. 69, 288 f.]. !)) Der 
Gläubiger E. war auf Grund der Vermögensübernahme be⸗ 
rechtigt, ſeine Forderung nunmehr gegen die Geſellſchaft geltend 
zumachen. Die Nichteintragung des Ausſchluſſes der Haftung 
im Handelsregiſter und die ſchuldhafte Vertragspflichtverletzung 
des Beklagten würden alsdann einen Schaden für die Klägerin 
nicht verurſacht haben, weil die Haftung ohnehin beſtand, wenn 
auch nur mit der Beſchränkung auf den Beſtand des über⸗ 
nommenen Vermögens [5 419 Abſ. 2J. Das LG. hatte eine 
Übernahme „des Vermögens“ verneint, weil K. noch eine 
Geſchäfts beteiligung von 45000 & und das Eigentum an einer 
Zeitung gehabt habe. Das BG. bemerkt zu dem Einwande 
aus § 419 BGB. zunächſt, er ſei in rechtlicher und tatſächlicher 
Beziehung unbegründet. Wenn damit überhaupt eine ſelbſtändige 
Begründung hat gegeben werden ſollen, ſo würde ſie jedenfalls 
den Reviſionsangriffen aus 88 139, 286 ZP. nicht ſtand⸗ 
halten. Das BG. führt weiter aus, der Geltendmachung des 
Einwandes ſtehe der 5 68 ZPO. entgegen. Im Rechtsſtreite 
des E. gegen die Klägeren ſei der Beklagte dieſer als Neben⸗ 
intervenient beigetreten. Für ihn ſei alſo das Rechtsverhältnis 
der damaligen Streitteile durch die rechtskräftig gewordene Ent⸗ 
ſcheidung jenes Rechtsſtreits der Klägerin gegenüber maßgeblich 
feſtgelegt. Er müſſe alſo hier gelten laſſen, daß E. infolge der 
unterbliebenen Eintragung nach §8 25 HGB. Gläubiger der 
Klägerin geworden ſei. Mit Recht findet die Reviſion hierin 
eine Verletzung des 8 68 ZPO. Gewiß muß der Beklagte 
gegen ſich gelten laſſen, daß die Klägerin dem E. nach § 25 
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Abſ. 1 HGB. haftet. Ihre Haftung nach 8 419 BGB. 
war aber gar nicht Gegenſtand jenes Rechtsſtreits oder der 
darin erfolgten rechtskräftigen Feſtſtellung. Die Haftung aus 
5 25 HGB. ſchließt die aus §S 419 BGB. nicht etwa aus, fie 
kann neben ihr beſtehen. Der Nebenintervenient wird nach 
8 68 ZRD. mit der Behauptunn nicht gehört, daß der Rechts⸗ 
ſtreit „wie derſelbe dem Richter vorgelegen habe“, unrichtig ent⸗ 
ſchieden ſei. Es iſt überhaupt nicht entſchieden worden, daß 
die Klägerin nicht auch aus S 419 hafte. Der 8 68 ZPO. 
ſteht danach der Geltendmachung des Einwandes unter keinen 
Umſtänden entgegen. Das KG. hätte darauf eingehen müſſen, 
ob eine Vermögensübernahme im Sinne des 5 419 vorliegt, 
und hätte zu dieſem Zwecke auch den in der vorgetragenen 
Protokollanlage vom 23. Mai 1914 angetretenen Beweis dar⸗ 
über erheben müſſen, ob die Vermögensſtücke, von denen der 
Zeuge K. geſprochen hatte, zur Zeit der Gründung der Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. nicht ihm, ſondern ſeiner Frau gehörten. Das 
angefochtene Urteil beruht auf dieſer Geſetzesverletzung. G. c. S. 
& Co., U. v. 26. Febr. 15, 428/14 III. — Berlin. [S.] 
* 9. Entlaſtungsbeweis gemäß §S 831 BGB.] 

Die Klägerin hatte im Juni 1912 auf Anordnung ihres 
Arztes durch den Apotheker P. in Z. ein Glas des von der 
Beklagten hergeſtellten künſtlichen Salzes in der Original⸗ 
verpackung der Beklagten bezogen. Nach dem Genuſſe des 
Salzes erkrankte ſie, und es ſtellte ſich bei einer Unterſuchung 
heraus, daß ſich in dem Salze feine Glasſplitter befanden. Die 
Klägerin behauptet, dauernd an der Geſundheit beſchädigt zu 
ſein und hat gegen die Beklagte als die Herſtellerin der Salze 
in den Packungen auf Erſatz ihres Schadens erhoben. Das 
LG. hat die Klage abgewieſen; das OLG. hat abändernd den 
Klageanſpruch auf Leiſtunz wegen eines Betrages von 516 K 
und den Feſtſtellungsanſpruch inſoweit abgewieſen, als es ſich 
um anderen Schaden, als die zu Kur: und Heilungszwecken 
aufgewendeten oder noch aufzuwendende Koſten handelt; im 
übrigen hat es den Leiſtungsanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und im angegebenen Rahmen dem Feſt⸗ 
ſtellungsantrage entſprochen. Gegen die Entſcheidung des OLG. 
haben beide Parteien Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: 
Die Klägerin hat ihren Anſpruch auf drei Rechtsgründe geſtützt: 
einmal auf ein behauptetes Vertragsverhältnis, in das die 
Beklagte durch den Verkauf ihres Fabrikats in Original⸗ 
packungen unmittelbar zu den Abnehmern trete, wenngleich 
dieſe die Ware durch Zwiſchenbändler bezogen haben, ſodann 
auf unerlaubte Handlung und endlich auf ein behauptetes An⸗ 
erkenntnis der Schadeserſatzverbindlichkeit ſeitens der Beklagten. 
Das LG. hat alle drei Klagegründe verneint, das BG. iſt 
ihm hinſichtlich der beiden erſten Klagegründe beigetreten, 
erachtet aber den letzteren, das Anerkenntnis, teilweiſe für 
berechtigt. Die Reviſion der Beklagten war für unbegründet, 
diejenige der Klägerin für begründet zu erachten. Das 
unmittelbare Vertragsverhältnis, in das die Klägerin 
durch den Kauf einer Flaſche des in der Fabrik der Beklagten 
hergeſtellten künſtlichen Salzes in Originalverpackung bei einem 
Apotheker zu der Beklagten ſelbſt getreten ſein will, und auf 
das fie ihren Schadenserſatzanſpruch in erſter Linie ſtützt, weil 
die Beklagte durch die Lieferung eines mit fremden und dem 
menſchlichen Körper ſchädlichen Stoffen vermiſchten Ware die 
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10. 1915. 
Vertragspflicht verletzt habe, kann als beſtehend nicht anerkannt 
werden. Die Beklagte iſt in vertragliche Beziehungen zu ihrem 
Abnehmer, dem Apotheker, getreten, und dieſer wiederum in 
ſolche zu der Klägerin; das zwiſchen ihnen geſchloſſene Rechts⸗ 
geſchäft iſt in beiden Fällen der Kauf. Daneben wäre gewiß 
auch zwiſchen der Beklagten und dem Einzelabnehmer, der von 
einem Dritten als Zwiſchenkaufmann deren Fabrikate kauft, 
eine vertragliche Rechtsbeziehung möglich, nicht zwar in Geſtalt 
eines unmittelbaren Kaufvertrags, wohl aber als Übernahme 
einer Gewähr für den Inhalt der Verpackung, für die Echtheit, 
Unverfälſchtheit und ſorgfältige Zubereitung der in der Original⸗ 
verpackung an den Kaufmann gelieferten und von dieſem im 
einzelnen an den Verbraucher wiederum kaufweiſe abgegebenen 
Ware auch dem Verbraucher gegenüber. Allein lediglich aus 
der Art und Weiſe der Verſendung in Originalverpackungen iſt 
ein ſtillſchweigend eingegangenes Vertrags verhältnis zwiſchen 
dem Fabrikanten und dem Verbraucher kaum zu entnehmen. 
Ein ſolches ſetzt einen beiderſeitigen Vertragswillen voraus, der 
irgendwie zum Ausdrucke gelangt ſein muß. Auf ſeiten des 
Fabrikanten würde dies durch einen Aufdruck auf den Etiketten 
der Verpackung geſchehen können, durch den er ſein Einſtehen 
für den Inhalt erklärt; der Annahmewillen des Verbrauchers 
würde alsdann auf Schwierigkeiten nicht ſtoßen. Noch weniger 
natürlich erſcheint die Annahme einer ſtillſchweigenden Abtretung 
der Gewährleiſtungsanſprüche des Zwiſchenabnehmers gegen den 
Fabrikanten an den Verbraucher, für die es an jeder Unterlage 
fehlt. Dagegen iſt eine Haftung der Beklagten in betreff der 
Kurs und Heilungskoſten aus vertragsmäßigem An: 
erkenntnis vom BG. ohne Rechtsirrtum angenommen worden. 
[Wird weiter ausgeführt.] Die Haftung der Beklagten aus 
unerlaubter Handlung kann ſich auf 8 823 oder auf 5 831 
BGB. ſtützen. Das BG. nimmt für die Verneinung der 
Erſatzpflicht der Beklagten aus dieſen Rechtsgründen lediglich 
auf die Erwägungen des erſten Urteils Bezug, die ſich indeſſen 
mit einer Haftung der Beklagten aus 8 823 BGB. gar nicht 
befaſſen. Die Klägerin iſt für die Tatſachen, die ihren Anſpruch 
aus § 823 BGB. begründen ſollen, beweispflichtig; fie muß 
ein Verſchulden der Beklagten dartun; hier ſind nun jedenfalls 
die Beweisantritte der Klägerin in dem vorgetragenen Schrift⸗ 
ſatze vom 20. Februar 1914 erheblich, daß ähnliche Fälle mehr⸗ 
fach in der Fabrik der Beklagten vorgekommen ſind, wobei es 
nicht schlechthin darauf ankommt, ob fie ſich vor dem Unfalle 
der Klägerin ereignet haben. Auf der Unterlage des objektiven 
Nachweiſes ſolcher Fälle iſt der von der Klägerin dem Inhaber 
der beklagten Handlung zugeſchobene Eid zuläſſig, daß ihm 
Fälle von Beſchwerden dieſer Art durch die Verbraucher nicht 
zu Ohren gekommen ſeien, und kann nicht als ein Verſuch, 
durch die Eideszuſchiebung erſt Material gegen die Beklagte zu 
gewinnen [vgl. WarnRſpr. 1914 Nr. 159] von vornherein ab: 
gelehnt werden. Dazu hat die Klägerin in demſelben vor⸗ 
getragenen Schriftſatze Behauptungen dahin aufs und unter 
Beweis geſtellt, daß das Glas der von der Beklagten für die 
Füllung mit ihren Salzen benutzten Flaſchen zu ſchwach ſei 
und Unfälle nach Art des vorliegenden begünſtige, auch die 
zur Vermeidung der Vermiſchung von Glasſplittern mit dem 
Salz getroffenen Gerätſchaften und Vorkehrungen nicht aus⸗ 
reichend geweſen ſeien. Würden indeſſen andere Fälle ähnlicher 
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Art in der Fabrik der Beklagten, wie ſie die Klägerin unter 
Beweisantritt behauptet hat, feſtgeſtellt, ſo würde es ſich fragen, 
ob nicht damit die Beweislaſt für ihre Schuldloſigkeit an 
ſolchen Vorfällen und damit auch an dem Unfalle der Klägerin 
auf die Beklagte übergehen würde [JW. 1912, 6825]. Der 
Entlaſtungsbeweis aus § 831 BGB., daß die Beklagte bei 
der Auswahl der mit der Verrichtung des Einfüllens der Salze 
in die Gläſer beſtellten Perſonen und bei der Beſchaffung der 
dazu erforderlichen Vorrichtungen und Gerätſchaften die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, kann, im Gegen⸗ 
ſatze zu der vom BG. vertretenen Auffaſſung, durch die von 
ihm angezogenen Erwägungen des landgerichtlichen Urteils 
nicht für erbracht angeſehen werden. Die tatſächliche Grund⸗ 
lage für die Anwendung des 8 831 BGB. iſt gegeben, wenn 
feſtſteht, daß die Urſache der Verletzung der Klägerin in der 
Fabrik der Beklagten geſetzt worden iſt. Das haben aber die 
Gerichte beider Vorinſtanzen für erwieſen erachtet. Für dieſe 
Tatſache war die Klägerin beweispflichtig; damit hat ſie aber 
auch ihrer Beweispflicht genügt. Es iſt verfehlt, wenn das 
LG. von ihr nähere Angaben darüber verlangt, wie in der 
Fabrik der Beklagten die Glasſplitter zwiſchen das Salz 
gekommen ſeien. Die Beklagte hat ſich im vollen Umfange zu 
entlaſten. Deshalb geht es weiter nicht an, daß vom Gericht 
erwogen wird: eine mangelhafte Sorgfalt in der Beaufſichtigung 
des Betriebes der Beklagten ſei aus dem Vorbringen der 
Klägerin nicht zu entnehmen; denn dieſe hat keine Veranlaſſung 
und keine Pflicht, für die Beklagte Belaſtendes vorzubringen. 
Die dem Gericht bekannte Tatſache, daß die Fabrik der Be⸗ 
klagten ſich des beſten Rufes erfreut — was hinſichtlich der in 
ganz Deutſchland und weiter verbreiteten Fabrikate der Beklagten 
unzweifelhaft richtig fein mag —, vermag den nach $ 831 BGB. 
für den einzelnen Fall beſtimmt (konkret) zu führenden Ent⸗ 
laſtungsbeweis ebenſowenig zu erſetzen, wie die weiteren Er: 
wägungen, daß ohne Verſchulden der Beklagten durch deren 
Leute die Glasſplitter vorſätzlich oder fahrläſſig in der Fabrik 
dem Salze beigefügt worden ſein könnten. Die Beſtimmung 
des 8 831 BGB. verlangt nicht den Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens des erſatzpflichtigen Geſchäftsherrn; dieſer muß viel⸗ 
mehr in der im Geſetz vorgeſchriebenen Weiſe die Beobachtung 
aller im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſeinerſeits beweiſen. 
Daß ſeine Arbeiter vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt haben, 
kann ihn von der Haftung ſelbſtverſtändlich nicht befreien; auch 
für vorſätzlich begangene Schädigungen hat der Geſchäftsherr 
nach 5 831 BGB. einzuſtehen [vgl. RGRKom. Anm. 4 zu 
3831 BGB]; er muß den ſchlüſſigen Beweis für den Einzel⸗ 
fall führen, daß ſeinerſeits alles geſchehen iſt, um nur Arbeiter 
zu beſtellen, die zuverläſſig waren, und denen weder Bosheit 
noch auch nur Fahrläſſigkeit bei Ausführung ihrer Verrichtungen 
zuzutrauen war. Allgemeine Erwägungen, daß die Sorgfalt 
des Geſchäftsherrn in der Auswahl ſeiner Leute bei dem Rufe 
ſeines Geſchäfts ſelbſtverſtändlich ſei, genügen nicht [JW. 1904, 
36117; 1911, 59447; 1912, 1945; WarnRſpr. 1912 Nr. 388]. 
Bei einem größeren Perſonal muß der Geſchäftsherr entweder 
dartun, auf welche Perſonen die Schaden zufügende Handlung 
zurückzuführen iſt, und alsdann für dieſe beſtimmten Perſonen 
ſeine Sorgfalt in der Auswahl dartun, oder er muß dieſen 
Nachweis für alle Perſonen im einzelnen führen, die als 
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Urheber der Handlung in Betracht kommen können JW. 1906, 
19613; WarnRſpr. 1909 Nr. 507; 1914 Nr. 53]. Es muß 
dann die Sorgfalt in der Auswahl des geſamten in Betracht 
kommenden Perſonals und weiter die hinreichende Beauffichtigung 
des Perſonals zur Zeit der Verrichtung dargetan werden, da 
der Entlaſtungsbeweis für die Zeit der Verrichtung zu führen 
iſt und nur ein wohlbeaufſichtigtes Perſonal als wohlausgewählt 
erachtet werden kann [RG. 78, 107; 18) 79, 10151) Warngſpr. 
1913 Nr. 93; JW. 1913, 86410. Auch für dieſe Auſſichts⸗ 
führung genügen aber allgemeine Erwägungen, wie daß die 
Beklagte nur einwandfreies Perſonal verwende, nicht. Ein 
Beweis für die ſorgfältige Auswahl der einzelnen beſtimmten 
Aufſichtsperſonen, zu denen auch die Zeugen St. und Z., auf 
deren Ausſagen das Gericht I. Inſtanz die Beweisannahme 
der geführten Entlaſtung gründet, gehören, iſt nicht geführt. 
Die einzelnen Sicherheitsanwendungen und deren Durchführung 
müſſen zum Gegenſtande des Entlaſtungsbeweiſes und deſſen 
Würdigung gemacht werden; daneben muß der Beweis der 
allgemeinen Oberaufſicht des Geſchäftsherrn treten, deren er 
ſich niemals entſchlagen und die er auch den ſorgfältig aus⸗ 
gewählten Aufſichtsbeamten nicht ſelbſtändig überlaſſen kann 
[vgl. über die Führung des Beweiſes und feine Begrenzung 
die vorangeführten Entſcheidungen, ferner WarnRſpr. 1913 
Nr. 364; 1914 Nr. 187). Nach allen dieſen Richtungen find 
die vom BG. übernommenen Erwägungen des landgerichtlichen 
Urteils für erſchöpfend nicht zu erachten. Die Reviſion der 
Klägerin war deshalb für begründet zu erachten. S. c. C, 
U. v. 25. Febr. 15, 526/14 VI. — Hamburg. IB.) 

10. 5 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Der nur fahrläſſig 
handelnde Beamte kann nur dann in Anſpruch genommen 
werden, wenn der Verletzte ohne ſein Verſchulden nicht auf 
andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag, § 254 Abſ. 2 BGB.] 

Der Kläger nimmt den Beklagten auf Erſatz des Schadens 
in Anſpruch, den er angeblich durch eine fahrläſſig falſche 
Rechtsbelehrung des Beklagten in einem Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren erlitten hat. Der Beklagte ſoll als Verſteigerungs⸗ 
richter in dem Verſteigerungstermine vom 27. Auguſt 1907 
erklärt haben, von einer in das geringſte Gebot fallenden, noch 
in voller Höhe im Grundbuch eingetragenen Hypothek von 
118000 & ſeien 18000 & bezahlt, dieſe kämen materiell nicht 
mehr in Betracht, ſondern nur noch 100000 &. Der Kläger, 
der Erſteher des verſteigerten Grundſtücks, behauptet, ſein ihn 
in dem Termine vertretender Vater ſei lediglich durch dieſe 
falſche Rechtsbelehrung zur Abgabe des Meiſtgebots veranlaßt 
worden, und beanſprucht, nachdem er zur Zahlung der zur 
Eigentümergrundſchuld gewordenen Teilhypothek von 18000 & 
verurteilt iſt, Schadenserſatz in Höhe dieſes Betrages nebſt 
Zinſen. Die Klage iſt abgewieſen worden. Das BG. hat die 
Verhandlung auf die Frage beſchränkt, ob der Kläger Erſatz 
von anderer Seite, nämlich gemäß Art. 1384 Code civil vom 
Fiskus hätte erlangen können, und daraufhin die Berufung 
zurückgewieſen. Das BG. nimmt zutreffend in Übereinſtimmung 
mit der Rechtſprechung des erkennenden Senats an, daß auf 
Grund des Art. 1384 Code civil der Staat für ein Verſchulden 


19) IW. 1912, 240. 
19) JW. 1912, 638. 
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des Vollſtreckungsrichters in Anſpruch genommen werden kann 
[vgl. das Urteil vom 23. Mai 1913, III 562/1912, Gruchot 
57, 1178], und daß dieſe Haftung des Fiskus die des ſchuldigen 
Beamten gemäß § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ausſchließt [vgl. 
die Urteile des erkennenden Senats vom 12. April 1912, 
III 244/1911, JW. 1912, 6391, und vom 22. Dezember 1914, 
II 244/1914; ferner RG. 74, 253; 20) JW. 1911, 36619; 
Gruchot 55 S. 832, 1005]. Die Reviſion hat hiergegen auch 
keine Angriffe gerichtet. Sie wendet ſich nur gegen die Anſicht 
des BG., daß die Berufung auf die Haftung des Staates 
durch die inzwiſchen eingetretene Verjährung des Anſpruchs 
gegen dieſen in dem vorliegenden Falle nicht ausgeſchloſſen 
werde. Der BerR. begründet dies damit, der Beklagte habe 
den „Einwand“ nicht dadurch verloren, daß der Kläger in 
Unkenntnis der Geſetze und ihrer Tragweite, ſei es verſchuldet 
oder unverſchuldet, die Möglichkeit, vom Staate Erſatz zu er⸗ 
langen, verſäumt habe, denn auch unverſchuldete Geſetzes⸗ 
unkenntnis gereiche nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen dem 
Geſetzesunkundigen zum Nachteile. Demgegenüber iſt zunächſt 
zu bemerken, daß die Vorſchrift des 5 839 Abſ. 1 Satz 2 nicht 
etwa dem in Anſpruch genommenen Beamten einen Emwand 
gewährt, daß vielmehr die Behauptung, der Verletzte vermöge 
nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen, zur Klagbegründung 
gehört und alſo von dem Verletzten näher darzulegen und im Streit⸗ 
falle zu beweiſen iſt [vgl. RG. 81, 430; 2.) Gruchot 58, 661]. 2“) 
Streitig iſt aber, was in dieſer Hinſicht von dem Verletzten zu 
behaupten iſt, ob die Darlegung genügt, daß er jetzt, d. h. zur 
Zeit der Geltendmachung ſeines Anſpruchs gegen den Beamten, 
nicht auf andere Weiſe Erſatz erlangen könne, oder daß er zu 
der Zeit, in der er von dem Eintritte des Schadens und der 
Haftung des Beamten Kenntnis erlangte, hierzu nicht in der 
Lage war, oder ob er ſeine Unmöglichkeit, anderweit Erſatz zu 
erhalten, für die ganze Zeit von der Kenntnisnahme ab dar⸗ 
zulegen hat. Der erkennende Senat, der zu dieſer Streitfrage 
bereits zweimal beiläufig Stellung genommen hat [RG. 79, 12;22) 
80, 255 f.], 28) iſt auf Grund erneuter Prüfung der Frage zu der 
Anſicht gelangt, daß die Vorſchrift des 5 839 Abſ. 1 Satz 2 
dahin auszulegen iſt: der nur fahrläſſig handelnde Beamte kann 
nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Verletzte 
ohne ſein Verſchulden nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen 
vermag, ſo daß es alſo zur Klagbegründung nicht ausreicht, 
wenn der Verletzte die jetzige Unmöglichkeit eines anderweitigen 
Erſatzes behauptet, ſondern auch darzutun iſt, daß er eine früher 
vorhandene Erſatzmöglichkeit nicht ſchuldhaft verſäumt habe. 
Dieſe Anſicht entſpricht nicht nur den allgemeinen Grundſätzen 
über den Einfluß des Schuldmoments auf die Geſtaltung der 
Rechtsverhältniſſe, ſondern findet außerdem eine Stütze in der 
Vorſchrift des 8 839 Abſ. 3 und deſſen Entſtehungsgeſchichte. 
Während ſowohl die erſte als auch die zweite Kommiſſion die 
Aufnahme einer beſonderen Vorſchrift über den Ausſchluß der 
Beamtenhaftung im Falle der Verſäumung von Rechtsmitteln 
abgelehnt hatte [Mot. 2, 825; Prot. 2, 662 f.; 6, 202 ff.], 


0) IW. 1911, 85; Neumann, Ripr. II $ 839 Anm. 2. 
21) JW. 1913, 598. 
22) IW. 1912, 352. 
23) IW. 1913, 38. 
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ſchaltete der Bundesrat den Abſ. 3 in den Geſetzentwurf ein, 
aber in der Faſſung: „Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Beſchädigte unterlaſſen hat, den Schaden durch den Ge⸗ 
brauch eines Rechtsmittels abzuwenden.“ Durch die Reichstags⸗ 
kommiſſion wurden dann die Worte „vorſätzlich oder fahrläſſig“ 
eingefügt, um, wie ausgeführt wurde, die allgemeine Regel zur 
Anwendung zu bringen, daß der Beſchädigte nur dann keinen 
Erſatzanſpruch habe, wenn ihn ſelbſt bezüglich der Nicht⸗ 
abwendung des Schadens ein Verſchulden treffe; es entſpreche 
auch nicht der Gerechtigkeit, dem Verletzten den Schaden auf⸗ 
zubürden, auch wenn ihm keinerlei Verſchulden hinſichtlich der 
Nichtabwendung zur Laſt falle. Dieſe Erwägung rechtfertigt 
auch für die Auslegung des 8 839 Abſ. 1 Satz 2 die Anſicht, 
daß der Verletzte ſeinen Erſatzanſpruch gegen den Beamten 
nicht ſchon dann verliert, wenn er es ohne Verſchulden ver⸗ 
ſäumt, von dem in erſter Linie Verpflichteten Erſatz zu erlangen. 
Wenn es ſich hier auch nicht um die Nichtabwendung eines 
noch nicht entſtandenen, ſondern um Erſatz des bereits er⸗ 
wachſenen Schadens handelt, erſcheint es doch nicht minder 
unbillig, dem durch das Verſchulden eines Beamten geſchädigten 
Dritten, der auf die Amtstätigkeit des Beamten angewieſen iſt, 
jeden Erſatzanſpruch gegen den ſchuldigen Beamten zu nehmen, 
wenn es ihm ohne ſein Verſchulden unmöglich geworden iſt, 
von dem in erſter Reihe Verpflichteten Erſatz zu erlangen, und 
ihm ſo die Gefahr aufzubürden. Andererſeits kann man auf 
dieſen Fall nicht die Vorſchrift des 8 254 Abſ. 2 BGB. zur 
Anwendung bringen, weil, wie ſoeben erwähnt, der Schaden 
bereits erwachſen, alſo nicht mehr abzuwenden iſt. Außerdem 
rechtfertigt die Ausſchaltung der Vorſchrift des § 254 Abſ. 2 
durch die Vorſchrift des S 839 Abſ. 3 auch deren Nicht⸗ 
anwendung auf jenen Fall; eine Abwägung des beiderſeitigen 
Verſchuldens, wie es der § 254 vorſchreibt, kann hier ſowenig 
ftattfinden wie in dem Falle des § 839 Abſ. 3. Demnach hat 
eine ſchuldhafte Verſäumung der Geltendmachung des Erſatz⸗ 
anſpruchs gegen den Erſtverpflichteten ohne weiteres den Verluſt 
des Erſatzanſpruchs gegen den Beamten zur Folge. Dieſe 
Anſicht ſteht auch nicht im Widerſpruche mit der Entſcheidung 
des VI. ZS. vom 1. Februar 1904 [Gruchot 48, 933]. Dort 
handelte es ſich um den Verluſt einer anderen Erſatzmözlichkeit 
durch Verſäumung der Anfechtung gemäß S 120 BGB. Da 
das Anfechtungsrecht nach § 121 durch ſchuldhaftes Zögern 
verloren geht, iſt dort auch nach der hier vertretenen Meinung 
die Haftung des Beamten mit Recht verneint worden. Legt 
man dieſe Anſicht der Entſcheidung des vorliegenden Falles 
zugrunde, ſo rechtfertigt die Begründung des BG. die Klag⸗ 
abweiſung nicht. Denn ein Verſchulden im Sinne des § 276 
BGB. wird durch entſchuldbaren Rechtsirrtum ausgeſchloſſen 
[RG. 73, 337320 JW. 1907, 25118; 1912, 26%; Gruchot 55, 
360328) vgl. namentlich gegenüber der in dem angefochtenen 
Urteil angezogenen Entſcheidung in RG. 67, 14520) die Urteile des 
VI. ZS. in RG. 76, 61% und bei Warneyer 1912 Nr. 308 S. 345]. 
S. c. K., U. v. 23. Febr. 15, 363/14 III. — Cöln. [S.] 
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11. Verletzung der Amtspflicht ſeitens des Notars durch 
Nichterfüllung der ihm obliegenden Aufklärungspflicht.] 

Am 20. Mai 1911 wurde beim Beklagten, einem Notar 
in Ch., auf Wunſch des Klägers und ſeiner Ehefrau neben 
anderen Notariatsakten ein „Schenkungsvertrag“ aufgenommen, 
inhalts deſſen der Kläger ſein Grundſtück zu Ch. ſeiner Frau 
„ſchenkt“ und dieſe unter Annahme der „Schenkung“ die auf 
dem Grundſtück laſtenden Hypothekenſchulden von zuſammen 
290 000 & mit der Zins verpflichtung vom 1. Juli 1911 ab 
als Selbſtſchuldnerin übernimmt. In § 4 des Vertrags heißt 
es, daß der Wert des Grundſtücks auf 290 000 & angegeben 
wurde. Die Vertragsurkunde wurde von dem Bureauvorſteher 
des Beklagten auf Grund von Beſprechungen zwiſchen dieſem 
und dem Kläger entworfen, alsdann in Gegenwart des Be⸗ 
klagten den Ehegatten vorgeleſen und von dieſen mitunterzeichnet. 
Der Beklagte berechnete 3 & Stempelſteuer. Die Stempel⸗ 
behörde erachtete jedoch einen läſtigen Vertrag als vorliegend 
und ordnete deshalb nach Tarifſtelle 32 PrStempſtG. vom 
26./30. Juni 1909 die Nachzahlung von 2897 & Landes⸗ 
ſtempel und auf Grund von Nr. 11 des Tarifs RStempG. 
vom 15. Juli 1909 die Nachzahlung von 1933,50 Reichs⸗ 
ſtempel an. Die Einwendungen des Klägers hiergegen wurden 
von dem Königlichen Stempel⸗ und Erbſchaftsſteueramt B. 
zurückgewieſen. Die Beſchwerde an die Oberzolldirektion und 
die weitere Beſchwerde an das Finanzminiſterium blieben 
erfolglos. Mit der vorliegenden Klage fordert der Kläger die 
Verurteilung des Beklagten, daß er ihn von der Verpflichtung, 
die nachgeforderten 4830,50 & an den Königlich Preußiſchen 
Stempelfiskus zu bezahlen, befreie. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen. Das OLG. hat ihr in Beachtung der Berufung 
des Klägers ſtattgegeben. Die Reviſion des Beklagten blieb 
erfolglos. Gründe: Nach der unbeſtritten gebliebenen Be⸗ 
hauptung des Klägers hat dieſer den Beklagten beauftragt, 
über die von ihm beabſichtigte Zuwendung des Grundſtücks an 
ſeine Ehefrau einen Schenkungsvertrag zu errichten. Die 
Ausführbarkeit dieſes Auftrags unterlag erheblichem Zweifel. 
Mit Rückſicht darauf, daß die Ehefrau des Klägers die auf 
dem Grundſtücke haftenden Hypothekenſchulden als Selbſt⸗ 
ſchuldnerin übernehmen ſollte, konnte es ſich, wenn überhaupt 
eine Schenkung vorlag, nur um eine ſolche unter einer Auflage 
[$ 525 ff. BGB.] handeln. Dieſe Vertragsart iſt zwar durch 
ein ſcharfes begriffliches Merkmal von dem gegenfeitigen Vertrag 
unterſchieden, ſofern hier eine wechſelſeitige Abhängigkeit der 
im Austauſchverhältnis zueinander ſtehenden Leiſtungen der 
Vertragsparieien beſteht, dort aber in einſeitiger Weiſe nur die 
Leiſtung des Beſchenkten von der des Schenkers abhängig iſt 
[RGB. 60, 238 ff.]. 28 Ausſchlaggebend für das Vorliegen des 
einen oder anderen Merkmals iſt jedoch in erſter Linie der 
Vertragswille. Es kommt darauf an, ob die Leiſtung jedes 
Vertragsgenoſſen das Entgelt für die Leiſtung des Vertrags⸗ 
gegners darſtellen ſoll, oder ob die eine Vertragspartei der 
anderen eine unentgeltliche Zuwendung mit der Nebenbeſtimmung 
machen will, daß der Erwerber das Zugewendete oder ſeinen 
Wert für einen beſtimmten Zweck verwendet. Im einzelnen 
Fall iſt es daher nicht immer zweifelsfrei zu entſcheiden, ob die 
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eine oder andere Vertragsart gegeben iſt. Auch bei Einkleidung 
eines Rechtsgeſchäfts in die Form der Schenkung unter einer 
Auflage iſt je nach der Sachlage mehr oder weniger damit zu 
rechnen, daß der Vertrag im Streitfalle als ein entgeltlicher 
oder wenigſtens als ein gemiſchter — zum Teil läſtiger, zum 
Teil freigebiger — Vertrag aufgefaßt wird. Die Möglichkeit, 
daß das Geſchäft trotz der äußeren Erſcheinung im Gewande 
der Schenkung als gegenſeitiger Vertrag betrachtet wird, liegt 
beſonders nahe dann, wenn der Wert der Zuwendung und der 
Wert der Auflage einander gleichſtehen. Selbſt wenn es bei 
der Schenkung unter einer Auflage nicht darauf ankommen 
ſollte, daß nach Vollziehung der Auflage noch eine Bereicherung 
des Beſchenkten verbleibt, ſo ſind doch bei einer Sachgeſtaltung 
der bezeichneten Art beſondere Zweifel darüber am Platze, ob 
die Vertragsbeteiligten es auf eine unentgeltliche Zuwendung 
abgeſehen haben. Im gegenwärtigen Falle hat nun aber der 
Kläger den Wert des Grundſtücks nach der Behauptung des 
Beklagten, die dieſer gegen ſich gelten laſſen muß [RG. 78, 345], 20) 
auf 290 000 &, alſo auf denſelben Betrag beziffert, auf den 
ſich die von der Frau des Klägers übernommenen Hypotheken⸗ 
ſchulden belaufen. Der Beklagte war daher mit Rückſicht auf 
den Inhalt des ihm erteilten Auftrags verpflichtet, den Kläger 
darauf hinzuweiſen, daß der zu beurkundende Vertrag trotz der 
Abfaſſung in der Form des Schenkungsvertrags als ſolcher 
möglicherweiſe keine Anerkennung finden würde. Zu dieſem 
Hinweis mußte ſich der Beklagte um ſo mehr veranlaßt ſehen, 
als ſich ihm kein Anhalt für einen ernſtlichen Schenkungswillen 
des Klägers darbot. Er durfte ſich des Hinweiſes auch dann 
nicht für enthoben erachten, wenn der Kläger nicht, wie er 
behauptet, ausdrücklich erklärte, daß er den Akt nur wünſche, 
falls keine hohen Stempelkoſten entſtünden. Dem Notar liegt 
als Urkundsperſon die Verpflichtung zur Aufklärung der Vertrag⸗ 
ſchließenden inſoweit ob, als es durch das Zuſtandekommen 
einer rechtswirkſamen Beurkundung erfordert wird [Warngſpr. 
1913, 242; 1911, 257]. Lautet daher der Auftrag eines 
Vertragsbeteiligten dahin, daß der Notar ein Rechtsgeſchäft in 
einer beſonderen Vertragsform beurkunden ſolle, und ſtehen der 
wirkſamen Erledigung des Auftrags rechtliche Bedenken entgegen, 
ſo hat der Notar den Auftraggeber hierüber zu belehren. Der 
Beklagte verletzte demnach dadurch, daß er die Aufklärung des 
Klägers unterließ, die ihm dieſem gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht. Aus den Darlegungen des BG. geht hervor, daß die 
Beurkundung dem Willen des Klägers nur entſprach, wenn 
durch ſie die Verpflichtung zur Entrichtung erheblicher Stempel⸗ 
abgaben nicht begründet wurde. Der Kläger hatte nach ſeiner 
vom Beklagten nicht beſtrittenen Behauptung deſſen Bureau⸗ 
vorſteher vor der Beurkundung auch ausdrücklich erklärt, er 
würde den Vertrag nicht „machen“, wenn er Umſatzſteuer zahlen 
müſſe. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß der Kläger, 
falls der Beklagte ihm die erforderliche Aufklärung hätte zuteil 
werden laſſen, den Auftrag zur Beurkundung des Rechtsgeſchäfts 
zurückgezogen haben würde und daß alsdann der durch die Nach— 
forderung des Stempels entſtandene Schaden vermieden worden 
wäre. Das BG. hat ſonach mit Recht der Klage ftattgegeben. 
G. c. K., U. v. 12. März 15, 454/14 III. — Berlin. (B.) 
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12. 8213 HGB. Rechtliche Natur der Aktienzeichnung.] 

Die Generalverſammlung der A.⸗G. Maſchinenwerke E. 
beſchloß am 30. Juni 1911 die Erhöhung des Grundkapitals 
um 300 000 &. Durch Zeichnungsſchein vom 28. September 
1911 übernahm der Kläger neue Aktien im Nennbetrage von 
10 000 & zum Kurſe von 105 Prozent. Nachdem die Ges 
ſellſchaft im Jahre 1913 in Konkurs geraten war, meldete der 
Kläger einen Anſpruch auf Rückerſatz der von ihm auf die 
Aktien eingezahlten 10 500 & nebſt Zinſen und Koſten zur 
Tabelle an. Der Konkursverwalter beſtritt die Forderung. Der 
Kläger erhob darauf die vorliegende Klage, deren Antrag dahin 
ging, daß der Konkursverwalter verurteilt werde, die Forderung 
des Klägers laut der Anmeldung als feſtſtehend anzuerkennen. 
Zur Begründung machte er geltend, bei der Zeichnung der 
Aktien habe ihm der Vorſtand der Geſellſchaft 8 Prozent 
Zinſen auf zwei Jahre garantiert, die Nichtigkeit dieſer Zuſage 
habe zur Folge, daß er überhaupt nicht Aktionär geworden ſei 
und das Eingezahlte zurückfordern könne. Das LG. machte 
die Entſcheidung abhängig von einem richterlichen Eide des 
Klägers des Inhalts, daß er die Aktien nur gegen die behauptete 
Zinſengarantie übernommen habe. Auf die Berufung des Be⸗ 
klagten hat das OLG. dem Kläger zwei Eide auferlegt, einen 
richterlichen und einen zugeſchobenen. Der richterliche Eid 
bezieht ſich darauf, daß der Kläger ohne die — von dem BG. 
als erwieſen angeſehene — Zinſengarantie die Aktien nicht 
übernommen hätte. Nach der weiteren Eidesauflage hat der 
Kläger zu beſchwören, daß er bei der Zahlung des „Kauf⸗ 
preiſes“ der Aktien nicht gewußt habe, daß die Zinſengarantie 
dem Geſetze widerſprach. Im Falle der Leiſtung beider Eide 
ſoll der Klage ſtattgegeben werden. Der Beklagte hat mit Erfolg 
Reviſion eingelegt. Gründe: Das BG. geht zutreffend davon 
aus, daß das dem Kläger bei der Zeichnung der Aktien erteilte 
Verzinſungsverſprechen nach 8 215 HGB., 5 134 BGB. 
nichtig iſt. Weiter iſt es der Anſicht, daß nach S 139 BGB. 
die ganze Aktienzeichnung nichtig ſei, wenn nicht anzunehmen 
ſein ſollte, daß der Kläger die Aktien auch ohne die Zinſen⸗ 
garantie gezeichnet haben würde und daß der Kläger im Falle 
der Nichtigkeit des ganzen Geſchäfts, weil er dann überhaupt 
nicht Aktionär geworden ſei, trotz der Vorſchrift des S 213 HGB., 
das Eingezahlte nach § 814 BGB. als ungerechtfertigte Be: 
reicherung der Geſellſchaft zurückfordern könne, ſofern er nicht 
bei der Zahlung die Nichtigkeit gekannt habe. Dieſe Aus⸗ 
führungen beruhen auf einer Verkennung des § 213 HGB. 
und der rechtlichen Natur der Aktienzeichnung. Der Kläger 
hat ſich durch die Zeichnung nicht nur der Geſellſchaft gegen⸗ 
über verpflichtet. Vielmehr hat die Aktienzeichnung, wie ſchon 
vielfach ausgeſprochen worden iſt, auch die Bedeutung einer 
der Regiſterbehörde und der Allgemeinheit gegenüber abgegebenen 
Erklärung. Sodann hat die Vorſchrift des 8 213 a. a. O., 
wonach die Aktionäre ihre Einlage nicht zurückfordern können, 
eben den Zweck, im Intereſſe der Geſellſchaftsgläubiger, denen 
das Grundkapital haftet, eine nach dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht etwa zuläſſige Rückforderung des auf Grund der Zeichnung 
Gezahlten auszuſchließen [vgl. RG. 54,2%) 128 (131/32); 
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62, 29/30 ;) 72, 290 22) (293/94); 79, 112 (114/15). Wie 
deshalb die Aktienzeichnung wegen argliſtiger Täuſchung oder 
Irrtums nicht angefochten werden kann, ſo kann auch die 
Vorſchrift des 8 139 BGB. nicht dazu führen, daß eine an 
ſich wirkſame Zeichnung durch unzuläſſige Verſprechungen, die 
von der Geſellſchaft aus Anlaß der Zeichnung erteilt worden 
ſind, ihre Wirkſamkeit verliert. Auf die von dem Kläger zu 
leiſtenden beiden Eide, deren Auferlegung die Feſtſtellung der 
tatſächlichen Vorausſetzungen der SS 139, 814 BGB. bezweckt, 
kann es daher nicht ankommen. Die Klage entbehrt vielmehr 
von vornherein der rechtlichen Grundlage. Hiernach waren die 
Urteile der Vorinſtanzen aufzuheben und die Klage abzuweiſen. 
W. c. W., U. v. 5. März 15, 612/14 II. — Jena. [B.] 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

13. Der Illationsvertrag iſt, wenn die Sacheinlage in 
einem Rechte beſteht, ein auf Verſchaffung dieſes Rechts ge⸗ 
richteter Vertrag, auf den gemäß 8 445 der 8 437 BGB. 
anzuwenden iſt. Eine einheitliche Illationsabrede des Inhalts, 
daß gegen mehrere Sacheinlagen ein Stammanteil von be⸗ 
ſtimmter Höhe gewährt wird, iſt nicht teilbar.] 

Die beklagte G. m. b. H. iſt durch Vertrag vom 7. Juni 1904 
mit einem Stammkapital von 200 000 & errichtet. Kläger 
wurde Geſchäftsführer und hat bei der Gründung einen Stamm⸗ 
anteil von 100 000 & übernommen, die durch Sacheinlagen 
gedeckt wurden. Er brachte nämlich laut 8 4 des Vertrages ein: 
1. das Verfügungsrecht, welches ihm auf Grund einer in 
England regiſtrierten Schutzmarke in Deutſchland zuſtand, und 
für die er den Schutz in Deutſchland bereits beim Pat. an 
gemeldet hatte; 2. das Patent bzw. ſeine Rechte aus dem 
nachgeſuchten Patent auf Herſtellung von Trockenmilchtafeln; 
3. das Recht, über eine bereits im Auslande hergeſtellte Milch⸗ 
tafel⸗Komprimiermaſchine für Deutſchland allein zu verfügen. 
Von dieſem Stammanteil hat Kläger am 5. Juli 1904 den 
Teilbetrag von 50 000 & an Leo G. abgetreten. Die weiteren 
Anteile von zuſammen 100 000 & find im Beſitze der Frau 
Geheimrat H. zu M. Kläger hat bis zum Ende des Jahres 1911 
36 650 % Gewinnanteil von der Beklagten bezogen. Am 
30. Mai 1912 iſt er als Geſchäftsführer ausgeſchieden. In 
der Verſammlung der Geſellſchafter vom 10. Februar 1913 iſt 
der Jahresabſchluß für 1912 feſtgeſtellt und beſchloſſen worden, 
aus dem Reingewinn 45 000 & unter die Geſellſchafter zu 
verteilen, jedoch den auf den Geſchäftsanteil des Klägers ent⸗ 
fallenden Anteil, der unſtreitig 11345 ausmacht, nicht aus⸗ 
zuzahlen. Der Grund war, daß man den Geſchäftsanteil des 
Klägers für nichtig erachtete, weil die von ihm einzubringenden 
Sacheinlagen nicht exiſtiert hätten. Kläger hat auf Zahlung 
der 11345 4 nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 11. Februar 1913 
geklagt und hat ferner beantragt, feſtzuſtellen, daß er Geſell⸗ 
ſchafter der Beklagten mit einem vollbezahlten Geſchäftsanteil 
von 50 000 # ſei. Die Beklagte hat beantragt, die Klage 
abzuweiſen und den Kläger zur Rückerſtattung der als 
Gewinnanteil empfangenen 36 650 & zu verurteilen. Eventualiter 
rechnet fie mit einer Gegenforderung von 13 800 4, die fie 


31) JW. 1906, 32. 
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in einem anderen Prozeſſe eingellagt hat, auf. Das LG. hat 
die Widerklage abgewieſen, hat feſtgeſtellt, daß der Kläger mit 
einem Geſchäftsanteil von 50 000 & Geſellſchafter der Beklagten 
iſt, aber die übernommene Stammeinlage nur zu einem Drittel 
geleiſtet hat, und hat die Beklagte — jedoch unter Vorbehalt 
der Aufrechnung — in 11 345 & nebſt 4 Prozent Zinſen ver⸗ 
urteilt. Auf beiderſeitige Berufung hat das KG. dieſes Urteil 
aufgehoben und ſtatt deſſen feſtgeſtellt, daß der Kläger nur mit 
einem — jedoch vollbezahlten — Geſchäftsanteile von 16 600 & 
Geſellſchafter der Beklagten iſt. Es hat ihm dementſprechend 
nur ein Drittel des geforderten Gewinnanteils — vorbehaltlich 
der Aufrechnung — mit 3766,54 & nebſt Zinſen zugeſprochen 
und hat ihn verurteilt, zwei Drittel der bezogenen Gewinn⸗ 
anteile mit 24 482,20 „ nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
3. Juni 1913 zu erſtatten. Im übrigen ſind beide Berufungen 
zurückgewieſen. Gegen dieſes Urteil haben beide Parteien 
Reviſion eingelegt. Die Beklagte hat ihre Reviſion ſpäter 
zurückgenommen. Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg. 
Gründe: Das KG. ſpricht aus, daß die Einlage des Patents 
rechtsbeſtändig und vom Kläger beſchafft ſei, daß aber dem 
Kläger Verfügungsrechte über das Warenzeichen und über die 
ausländiſche Maſchine nicht zugeſtanden hätten, daß deswegen 
das Illationsabkommen, ſoweit es auf Einbringung dieſer Rechte 
gerichtet war, wegen urſprünglicher Unmöglichkeit der Leiſtung 
nach $ 306 BGB. nichtig ſei. Deswegen ſei der Geſchäfts⸗ 
anteil des Klägers nur inſoweit, als er durch das Patent 
gedeckt werde, entſtanden. Da kein Grund vorliege, die drei 
Sacheinlagen verſchieden zu ſchätzen, beſtehe er alſo nur zu 
einem Drittel. Die Beklagte hatte gegen dieſe Entſcheidung, 
ſoweit ſie ihr ungünſtig iſt, Reviſion eingelegt, hat das Rechts⸗ 
mittel aber zurückgezogen. Es ſteht demnach rechtskräftig feſt, 
daß der auf dem Illationsabkommen beruhende Geſchäftsanteil 
des Klägers mindeſtens zu einem Drittel, d. h. zum Nenn⸗ 
betrage von 16 600 , zu Recht beſteht. Damit iſt der 
geſamten Verteidigung der Beklagten, ſoweit ſie ſich gegen den 
Beſtand des klägeriſchen Geſchäftsanteils richtet, der Boden 
entzogen. Denn es iſt rechtsirrig, daß das Illationsabkommen 
und der auf ihm beruhende Geſchäftsanteil des Klägers zu 
einem Teil aufrechterhalten und zum Reſte vernichtet werden 
könnte. Allerdings fällt der Geſellſchaftsvertrag einer G. m. b. H. 
nicht dahin, wenn eine ſeiner Beſtimmungen nichtig iſt. So 
hat das RG. in dem Urteil RG. 73, 4315) erkannt, daß die 
Nichtigkeit einer in ihm enthaltenen Schiedsgerichtsklauſel nicht 
die Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrages nach ſich zieht. Daraus 
folgt aber nicht, daß eine einheitliche Illationsabrede des Inhaltes, 
daß gegen mehrere Sacheinlagen ein Stammanteil von beſtimmter 
Höhe gewährt wird, teilbar iſt, und daß der Geſellſchafter an⸗ 
gehalten werden kann, eine teilweiſe Aufhebung ſeines Geſchäfts⸗ 
anteiles zu dulden. Das hat das RG. in dem Urteil 
NG. 68, 2763) auch bereits ausdrücklich verneint. Es hätte 
nur der ganze Geſchäftsanteil vernichtet werden können oder 
gar nichts. Schon aus dieſem Grunde wäre das angefochtene 
Urteil aufzuheben und der Reviſion hinſichtlich der Feſtſtellung 
der Rechtsbeſtändigkeit des Geſchäftsanteils ſtattzugeben. Über 


) Neumann, Rfpr. II § 138 Anm. 21. 
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dies irrt aber das BG. in der für ſeine Entſcheidung grund⸗ 
legenden Annahme, daß ein auf Einbringung eines Rechtes 
gerichtetes Illationsabkommen gemäß 8 306 BGB. wegen 
urſprünglicher objektiver Unmöglichkeit der Leiſtung nichtig iſt, 
wenn das einzubringende Recht nicht beſteht oder dem Inferenten 
nicht zuſteht. Der Illationsvertrag iſt, wenn die Sacheinlage 
in einem Rechte beſteht, ein auf Verſchaffung dieſes Rechtes 
gerichteter Vertrag, auf den gemäß § 445 der § 437 BGB. 
anzuwenden iſt. Die Verſchaffung eines Rechtes iſt nur dann 
eine objektiv unmögliche Leiſtung, wenn ein Recht des ver⸗ 
einbarten Inhaltes überhaupt nicht entſtehen kann. Beſteht es 
nur tatſächlich nicht, oder ſteht es dem Inferenten nicht zu, ſo 
kann höchſtens objektives Unvermögen des Inferenten vorliegen 
oder ſich ſpäter ergeben, wenn nämlich es ihm nicht gelingt, 
das einzubringende Recht ſpäter zu ſchaffen oder zu erwerben. 
Dieſes ſubjektive Unvermögen des Schuldners macht den Vertrag 
nicht nichtig. Hierauf beruht der 8 437 BGB., welcher 
beſtimmt, daß der Verkäufer — und nach $ 445 der ſonſtige 
entgeltliche Veräußerer — eines Rechtes dem Erwerber für 
deſſen rechtlichen Beſtand haftet, woraus ſich ergibt, daß der 
Vertrag bei Nichtbeſtehen des Rechtes nicht nichtig iſt. Laut 
den Protokollen S. 1343 [Mugdan II 575] iſt dieſer Paragraph 
gerade zu dem Zwecke aufgenommen, um klarzuſtellen, daß der 
Verkauf eines nicht exiſtierenden Rechtes nicht nach Analogie 
des Verkaufs einer nicht exiſtierenden Sache als nichtig zu 
behandeln iſt. So hat das RG. auch ſchon in dem Urteil 
RG. 68, 29335) [ähnlich RG. 73, 210] 36) erkannt. Da nun die 
von dem Kläger als Sacheinlagen einzubringenden Rechte der 
Verfügung über das Warenzeichen und über die Maſchine 


ihrem Inhalte nach unbeſtrittenermaßen begründet werden und 


beſtehen könnten, ſo würde die Illationsabrede und der auf ihr 
beruhende Geſchäftsanteil des Klägers auch dann nicht nichtig 
ſein, wenn jene Rechte nicht beſtanden haben ſollten. Vielmehr 
würden in dieſem Falle nur Gewährleiſtungsanſprüche gemäß 
§ 437 BGB. für die Beklagte gegen den Kläger begründet 
ſein. Danach mußte der Geſchäftsanteil des Klägers zum 
vollen Nennbetrage für rechtsbeſtändig erklärt, der auf dieſen 
Anteil entfallende Gewinn dem Kläger zugeſprochen, und der 
Anſpruch der Beklagten auf Erſtattung ausgezahlter Gewinne 
abgewieſen werden. Es verbleibt noch die Entſcheidung darüber, 
ob Kläger die übernommene Stammeinlage vollſtändig geleiſtet 
hat, oder ob ihm eine Gewährpflicht wegen unvollſtändiger 
Leiſtung gemäß den SS 437, 445, 440 obliegt. Ein folder 
Anſpruch auf Gewährleiſtung beſteht hinſichtlich des Waren— 
zeichens nicht. Kläger hat nicht behauptet, daß das Waren⸗ 
zeichen G in England für ihn regiſtriert ſei. Er hat vielmehr 
nur behauptet, daß er über dieſes Zeichen in Deutſchland zu 
verfügen berechtigt ſei, und hat ſich verpflichtet, dieſes Ver⸗ 
fügungsrecht einzubringen. Es ſtand ihm auch zu. H., der 
Inhaber des engliſchen Zeichens, der es ſich auch in Deutſch— 
land hätte eintragen laſſen können, hat zugunſten des Klägers 
hiervon abgeſehen, wodurch dieſer alſo die Möglichkeit hatte, 
für Deutſchland über das Zeichen zu verfügen. Kläger hat 
ſich dieſes Verfügungsrecht geſichert, indem er das Zeichen für 


*) JW. 1908, 448; Neumann, Rſpr. 1 § 437 Anm. La. 


26) IW. 1910, 613; Neumann, Rſpr. 11 8 457 Anm. 3a. 
65 * 


516 


ſich ſelbſt eintragen ließ. Ob dieſe Eintragung berechtigt war, 
oder ob ſie hätte verſagt werden müſſen, weil es an einem 
Gewerbebetriebe des Klägers fehlte, kann dahingeſtellt bleiben. 
Es handelt ſich nicht um ein ausländiſches Zeichen im Rechts⸗ 
ſinne. Ein ſolches liegt nur vor, wenn ein Ausländer auf 
Grund des Schutzes, den er in ſeiner Heimat genießt, die Ein⸗ 
tragung in Deutſchland gemäß 8 23 Waren 8G. erwirkt. Kläger 
hat als Inländer ſich das Zeichen ſelbſtändig ohne Bezugnahme 
auf den ausländiſchen Schutz eintragen laſſen. Deswegen ſtand 
ihm der Schutz des Geſetzes gemäß 8 12 auf Grund der Ein⸗ 
tragung bis zur Löſchung, die das Pat A. niemals beſchloſſen 
hat, zu. Ob die Eintragung zu Recht erfolgt war, haben die 
Gerichte nicht nachzuprüfen, wie das RG. in dem Urteil 
RG. 86, 127 ausgeſprochen hat. Kläger hat dann das Zeichen 
für die Beklagte eimragen und nachträglich ſein eigenes Zeichen 
löſchen laſſen. Durch dieſes Verfahren in ſeiner Geſamtheit 
hat er der Beklagten das Zeichenrecht verſchafft; denn die Ein⸗ 
tragung war nur deshalb ausführbar, weil Kläger ſich für die 
eigene Eintragung das Einverſtändnis H.s geſichert hatte, und 
auf Grund des eigenen Zeichens nicht widerſprach. Die Be⸗ 
klagte hat alles erhalten, worauf ſie Anſpruch hatte, und hat 
es durch das Tun des Klägers erhalten. Daß aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit der formelle Weg einer originairen Ein⸗ 
tragung, nicht der Übertragung gewählt if, macht keinen 
Unterſchied. Dieſe Einlage iſt alſo richtig beſchafft, und es iſt 
wegen ihrer kein Anſpruch auf Gewährleiſtung begründet. 
Hinſichtlich des Rechts zur Verfügung über die Tabletten⸗ 
maſchine laſſen die Entſcheidungsgründe des BG. es an einer 
vollſtändigen Würdigung des klägeriſchen Vorbringens fehlen 
und verſtoßen ſomit gegen 8 286 ZPO. [(Wird weiter aus⸗ 
geführt.] Nach alledem mußte zur Entſcheidung über den 
Antrag des Klägers, feſtzuſtellen, daß er die übernommene 
Stammeinlage in voller Höhe geleiſtet habe, die Sache an das 
BG. zurückverwieſen werden, während im übrigen die getroffene 
Endentſcheidung zu erlaſſen war. St. c. T.⸗V.⸗G. m. b. H., 
U. v. 5. Febr. 15, 380/14 II. — Berlin. B.] 
** 14. 85 Abſ. 4, 8 19 GmbHG. Sacheinlage und 
Aufrechnungsverbot.] 
Die verklagte Geſellſchaft m. b. H. bezweckt die Herſtellung 
und den Vertrieb von Kriſtalleis; ſie wurde am 8. Juni 1912 
errichtet. Zu den Gründern gehörte die Firma G. A. R. & Co. 
in Hannover mit einem Geſchäftsanteil von 20 000 &, die es 
übernommen hatte, der Beklagten eine Eismaſchinenanlage zu 
liefern. Nach dem darüber abgeſchloſſenen Vertrage — die 
notarielle Satzung der Beklagten enthält von dem Geſchäfte 
nichts — ſollte der Kaufpreis von 83 500 & in drei gleichen 
Raten, die letzte Rate bei Abnahme der Anlage, gezahlt werden. 
Demgemäß überſandte der Vertreter der Beklagten am 9. Juni 
1912 an R. & Co. eine Abrechnung, worin er von der damals 
fälligen erſten Kaufpreisrate die Hälfte der Stammeinlage mit 
10 000 & in Abzug brachte. Nachdem die Firma R. & Co. in 
Konkurs geraten war, trat am 28. Oktober 1913 der Konkurs⸗ 
verwalter den Geſchäftsanteil an die Klägerin ab. Bald darauf 
erhielt dieſe von der Beklagten eine Aufforderung, die Stamm⸗ 
einlage von 20 000 &, die noch ausſtehe, zu bezahlen; in einem 
ferneren Schreiben vom 20. November 1913 wurde ihr für den 
Fall der Nichtzahlung die Einziehung des Anteils angedroht. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


10. 1915. 
Die Klägerin erwiderte, die Einlageverpflichtung ſei getilgt, 
denn der Geſchäftsführer der Beklagten habe zweimal je die 
Hälfte der Einlage gegen die Kaufpreisforderung von R. & Co. 
aufgerechnet. Um dies zur Geltung zu bringen, erhob ſie Klage 
auf Feſtſtellung, daß der Beklagten der behauptete Anſpruch 
gegen ſie nicht zuſtehe. Aus den Gründen: In der Auf⸗ 
rechnungsfrage, über die ſich die Parteien in Wahrheit allein 
ſtreiten, vertritt die Beklagte den Standpunkt, daß ſchon der 
Lieferungsvertrag mit der Firma R. eine Verrechnung von 
Kaufpreis und Einlage vorgeſehen habe. Dieſer Behauptung 
wohnt nicht die Bedeutung bei, die der BerR. ihr beimißt. 
Er meint, ſelbſt wenn eine Verrechnung auch nur ſtillſchweigend 
vereinbart wäre, ſei hierdurch die Entſtehung einer Kaufpreis⸗ 
forderung verhindert worden. Die in § 5 Abſ. 4 GmbH., 
8125 BGB. beſtimmte Nichtigkeit einer Verrechnungs vereinbarung 
außerhalb der Satzung würde ſich nach S 139 BGB. auf den 
ganzen die Uberlaſſung des Vermögensgegenſtandes betreffenden 
Vertrag erſtreckt haben, ſo daß die ſpäteren Aufrechnungs⸗ 
erklärungen keine Gegenforderung, die getilgt werden könnte, 
vorgefunden hatten. Demgegenüber iſt zu bemerken, daß die 
Umſtände des gegenwärtigen Falles nicht genügend gewürdigt 
ſind. Um ihrem Zweck gemäß Kriſtalleis zu vertreiben, war 
für die beklagte Geſellſchaft der Bezug von Eismaſchinen un⸗ 
bedingtes Erfordernis. Würde nicht ein Geſellſchafter der 
Lieſerant geweſen ſein, ſo hätte ſie die Anlage anderswo be⸗ 
ſtellen und dann den Kaufpreis bar zahlen müſſen. Hat daher 
der Vertrag mit der Firma R. über die Verrechnung etwas 
beſtimmt, ſo könnte doch nach $ 139 BGB. ſchwerlich ans 
genommen werden, daß mit der Gültigkeit oder Ungültigkeit 
dieſer Tilgungsmodalität der ganze Vertrag habe ſtehen und 
fallen ſollen. Die angebliche Nichtigkeit des Kaufantrages bildet 
denn auch nicht den Grund, warum die Klage abgewieſen iſt. 
Eine tatſächliche Feſtſtellung der Behauptung der Beklagten iſt 
nicht getroffen worden. Der BerR. hat an die zu Abſ. 2 des 
5 19 GmbHG. ergangene reichsgerichtliche Rechtſprechung an 
geknüpft, wonach die Gegenforderung des Geſellſchafters, gegen 
welche die Geſellſchaft aufrechnen will, vollwertig fein muß [ogl. 
NG. 54, 392; ˙0 72, 267; 8) 85, 351].3°) Vollwertig follen die 
beiden Ratenforderungen der Firma R. um deswillen nicht ge⸗ 
weſen ſein, weil ſie Vorauszahlungsforderungen waren. Die 
Beklagte habe nicht wiſſen können, ob die Eisanlage nicht 
mangelhaft ausfallen, ob ſie überhaupt geliefert werden würde; 
die Forderungen hätten „den Keim einer Leiſtung ohne Rechts 
grund in ſich getragen“. Indeſſen der Wert einer gültigen 
und fälligen Forderung beſtimmt ſich nur nach dem Vermogen 
des Schuldners, und von ſchlechter Lage der Beklagten it 
nichts behauptet worden. Man könnte auch nicht ſagen, daß 
die Aufrechnung für dieſe weniger wertvoll als die Zahlung 
geweſen ſei. Wäre auf die Einlage Geld gezahlt, jo hätte es 
zur Befriedigung der Kaufpreisforderung ſofort zurückgegeben 
werden müſſen. Wenn aber der Kaufvertrag nachträglich ge⸗ 
wandelt oder die Beklagte vom Vertrage zurückgetreten wäre, 
jo würde die Einlageforderung, die gegen die ex tunc leg 
gefallene Kaufpreisforderung aufgerechnet war, wieder aufgelebt 
fein. Ob die Beklagte alsdann den Einlageaniprud geltend 
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machte oder ob fie, wenn Einlage und Kaufpreis bar bezahlt 
waren, nach § 346 BGB. die Rückerſtattung des Kaufpreiſes 
verlangte, hätte für ihr Vermögen nichts ausgetragen. Verſagt 
hiernach die Begründung des OL G., fo iſt doch das Urteil 
ſelber aufrechtzuerhalten [$ 563 ZPO.]. Ausſchlaggebend muß 
ſein, daß ſich die R.ſche Kaufpreisforderung im Sinne des 
Abſ. 3 des 8 19 GmbHG. auf Vergütung für Überlaſſung von 
Vermögensgegenſtänden an die beklagte Geſellſchaft richtet. Daß 
dem ſo iſt, wird von der Reviſion mit Unrecht beſtritten. Wie 
feſtſteht, wurde die Lieferung der Eismaſchinenanlage in un⸗ 
mittelbarem Zuſammenhange mit der Gründung der Beklagten 
vereinbart, wie denn ohne ſolche Maſchinen an eine Erreichung 
des Geſellſchaftszweckes nicht hätte gedacht werden können. 
R, der Lieferant, bekam einen Kaufpreis von 83 500 „ zu: 
geſichert und erklärte, ſich in Höhe von 20 000 & an der 
Beklagten zu beteiligen. Daher handelt es ſich, ſoweit Preis 
und Einlage ſich decken, um das hauptſächlichſte Begriffsmerkmal 
des Übernahmevertrags nach 8 5 Abſ. 4 GmbH., mithin, 
wenn man auf das Weſen des Verhältniſſes ſieht, der Sach⸗ 
einlage; denn nur in der Form des Ausdrucks find ÜUbernahme⸗ 
vertrag und Sacheinlage zu unterſcheiden. Die Abmachung, 
daß der Preis und die Einlage miteinander verrechnet werden 
ſollten, hatte der angezogenen Vorſchrift zufolge der Aufnahme 
in die Satzung bedurft; da dieſe nichts hiervon enthält, würde 
eine etwa mündlich getroffene Abrede nichtig fein. Nach § 19 
Abſ. 3 aber konnte die Verrechnung auch nicht nachgeholt 
werden. Das Geſetz hat mit der letzterwähnten Beſtimmung 
eben die Fälle im Auge, in denen eine ſatzungsmäßige Be⸗ 
urkundung verſäumt worden iſt und ſpäter, nach Fälligkeit der 
Einlage, eine Aufrechnung, ſei es vertragsmäßig, ſei es einſeitig 
durch den Geſchäſtsführer der Geſellſchaft, vorgenommen wird. 
Eine ſolche Aufrechnung ſoll nichtig ſein; auf die Umſtände, 
auf die nach der Rechtſprechung bei gewöhnlichen Gegen⸗ 
forderungen des Geſellſchafters zu achten iſt — Fälligkeit, 
Vollwertigkeit, Liquidität —, kommt es dabei nicht an. Eine 
abweichende Auffaſſung von dem Aufrechnungsverbot des 8 19 
Abſ. 3 wird von Hachenburg in Staubs Kommentar zum 
GmbHG. 8 19 Anm. 15, 16 vertreten; feinen Gründen läßt 
ſich aber nicht beipflichten. Die Abrede der Aufrechnung, die 
bei der Überlaſſung des Vermögensgegenſtandes ſtattfindet, wird 
in $ 19 Abſ. 3 überhaupt nicht, ſondern nur in 8 5 Abſ. 4 
geregelt. Der Satz, daß nur dem Geſellſckafter, nicht der 
Geſellſchaft „das Recht der Vereinbarung der Kompenſation“ 
genommen ſei, iſt, ſo wie er lautet, nicht zu verſtehen. Gemeint 
iſt offenbar, daß die Geſellſchaft aufrechnen könne. Darin liegt 
aber gerade der Unterſchied zwiſchen 8 19 Abſ. 2 und Abſ. 3; 
während Abſ. 2, der die Gegenforderungen eines Geſellſchafters 
im allgemeinen betrifft, nur dem Geſellſchafter die Aufrechnung 
entzieht und die Rechtſprechung des RG. für eine mit Willen 
der Geſellſchaft erfolgende Aufrechnung nur einſchränkende Vor⸗ 
ausſetzungen aufſtellt, erklärt Abſ. 3 bei Gegenforderungen für 
„Überlafjung von Vermögensgegenſtänden“ auch die Aufrechnung 
durch die Geſellſchaft ſelbſt ſchlechthin für ausgeſchloſſen. Der 
Gedanke, von dem das Geſetz hierbei beherrſcht wird, iſt die 
Rͤckſicht auf die Zuſammenbringung des Stammkapitals. Um 
dieſes Erfolges willen nimmt es auch den Nachteil in Kauf, 

mit dem Aufrechnungsverbot im Fall einer ſchlechten 
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Vermögenslage des Geſellſchafters verbunden ſein kann. Das 
beſtätigt die Begründung des Entwurfs, wo es zu 5 19 Abſ. 3 
heißt: „Die Beſtimmung hat den Zweck, die Beobachtung der 
Vorſchrift des 8 5 Abſ. 3 [jetzt 4], wonach etwaige Abreden 
der bezeichneten Art in den Geſellſchaftsvertrag aufgenommen 
werden müſſen, zu ſichern. Der Entwurf geht hierin weiter 
als das Aktiengeſetz; denn dieſes erklärt zwar in den Art. 175 b 
und 209 b alle bezüglichen Abreden, welche, ohne in den 
Geſellſchaftsvertrag aufgenommen zu ſein, im Gründungsſtadium 
getroffen werden, der Geſellſchaft gegenüber für unwirkſam; es 
ſchließt dagegen nicht aus, daß ſpäter bei einer Einziehung von 
Aktienbeträgen die verantwortlichen Organe der Geſellſchaft ſich 
zu einer Annahme an Zahlungs Statt oder zu einer Aufrechnung 
mit Gegenforderungen eines Geſellſchafters verſtehen. Bei der 
Aktiengeſellſchaft kommen aber zugleich die ergänzenden Be⸗ 
ſtimmungen über die ſogenannte Nachgründung in Betracht, 
durch welche einer Umgehung der Vorſchriften über die quali⸗ 
fizierte Gründung mittels ſpäterer Transaktionen vorgebeugt 
werden fol... Beſtimmungen dieſes Inhalts find für die 
Geſellſchaft m. b. H. nicht angängig, und ſchon aus dieſem 
Grunde erſcheint es geboten, die Leiſtung und Annahme von 
Erfüllungsſurrogaten auf die Stammeinlagen in weiterem Um⸗ 
fange auszuſchließen als bei der Aktiengeſellſchaft. Es läßt 
ſich zwar nicht verkennen, daß hierdurch in einzelnen Fällen 
auch Transaktionen verhindert oder erſchwert werden können, 
welche eine Schädigung der Geſellſchaft und ihrer Gläubiger 
nicht enthalten, ſondern dem Intereſſe aller Beteiligten ent⸗ 
ſprechen würden. Gegenüber der Notwendigkeit, die ungeſchmälerte 
Aufbringung des Stammkapitals zu ſichern, iſt jedoch hierauf 
kein entſcheidendes Gewicht zu legen.“ Sonach verſtieß die von 
der Klägerin behauptete Aufrechnung gegen $ 19 Abſ. 3 GmbHG. 
Die Klage auf Feſtſtellung, daß dadurch die Einlageſchuld ge⸗ 
tilgt ſei, iſt daher mit Recht abgewieſen worden. Die Reviſion 
mußte zurückgewieſen werden. W. & Co. c. K. F., U. v. 
2. März 15, 471/14 I. — Celle. [S.] 

Geſetz betreffend den unlauteren Wettbewerb. 

* 15. Der Unterlaſſungsanſpruch aus dem Wettbewerbs: 
geſetz iſt nicht höchſtperſönlich, ſondern kann unter Lebenden und 
von Todes wegen übertragen werden. !. 

Kläger iſt von 1911 mehrere Jahre bei der Firma des 
Beklagten angeſtellt geweſen und hat dann in der gleichen 
Branche ſelbſtändig ein Geſchäft angefangen. Er hat auf 
Grund der SS 1 und 15 UnlWG. ſowie der 88 824, 826 
BGB. Klage erhoben und behauptet, Beklagter habe in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe durch Verbreitung 
von unwahren Behauptungen über die Perſon des Klägers 
und ſein Erwerbsgeſchäft dieſem Konkurrenz gemacht, die gegen 
das UnlWG. verſtoße. Insbeſondere habe der Beklagte Ende 
Dezember 1911 an Privatperſonen, denen er Offerten gemacht 
habe, geſchrieben: „Sollte ſich der Kaufmann F. W. B. bei 
Ihnen bewerben, ſo diene Ihnen, daß derſelbe ein entlaſſener 
Kommis von mir iſt, welcher mit meinem früheren Pack⸗ 
meiſter St., deſſen Stellung bei mir unhaltbar geworden war, 
Reklame machte.“ Der Ausdruck „entlaſſener Kommis“ müſſe 
den Eindruck erwecken, daß der Kläger ein untergeordneter 
früherer Angeſtellter geweſen ſei, der wegen Unbrauchbarkeit 
oder Verfehlungen aus dem Geſchäft hätte entfernt werden 
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müſſen. Kläger ſei aber jahrelang ſelbſtändiger Geſchäftsführer 
des Beklagten geweſen und ſein Kontrakt ſei wegen unver⸗ 
ſchuldeter Krankheit gelöſt worden. Der Kläger hat die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Unterlaſſung der gedachten Be⸗ 
hauptungen beantragt. Der Beklagte hat die Abweiſung der 
Klage beantragt. Das LG. [Kammer für Handelsſachen] hat 
durch Urteil vom 2. April 1913 den Beklagten unter Straf⸗ 
androhung für jeden Fall der Zuwiderhandlung verurteilt, zu 
unterlaſſen, mit Bezug auf den Kläger zu behaupten, er ſei ein 
vom Beklagten wegen Unfähigkeit entlaſſener Kommis, der mit 
einem Packmeiſter Reklame mache, deſſen Stellung beim Be⸗ 
klagten unhaltbar geworden ſei. Mit der Berufung gegen 
dieſes Urteil hat der Beklagte den Antrag auf Klagabweiſung 
wiederholt. Nach Zuſtellung der Berufung iſt der Kläger ge⸗ 
ſtorben. Seine Erben, nämlich ſeine Witwe und Tochter, 
haben die Zurückweiſung der Berufung beantragt. Der Beklagte 
erklärte, die Aktivlegitimation der in dem vorgelegten Erbſchein 
als Erben des Klägers aufgeführten Witwe und Tochter des⸗ 
ſelben nicht anerkennen zu wollen. Er behauptete, daß das 
Geſchäft des Klägers mit Aktivis und Paſſivis von der Witwe B. 
allein, nicht von der Witwe und Tochter übernommen ſei. 
Der Anſpruch auf Unterlaſſung könne deshalb nur von der 
Witwe B. allein als der Inhaberin des Geſchäfts geltend 
gemacht werden, aber auch von dieſer um deswillen nicht, weil 
es an der Gefahr einer Wiederholung der fraglichen Be⸗ 
hauptungen fehle. Das OLG. hat durch Urteil vom 
20. Mai 1914 die Berufung zurückgewieſen. Gegen dieſes 
Urteil hat der Beklagte Reviſion eingelegt. Die Reviſion iſt 
nicht gerechtfertigt. Das BG. hält es für unzweifelhaft, daß 
die Klägerinnen berechtigt ſeien, in ihrer Eigenſchaft als Erben 
des urſprünglichen Klägers diejenigen Rechte geltend zu machen, 
welche dieſem gegenüber dem Beklagten zuſtanden. Hieran 
habe — ſo iſt erwogen — der Tod des Klägers während der 
Anhängigkeit des Rechtsſtreits nichts geändert. Eine gegen die 
Perſon des Klägers zu ſeinen Lebzeiten begangene Rechts⸗ 
verletzung, welche geeignet ſei, ſeine wirtſchaftlichen Intereſſen 
zu ſchädigen, habe dem Kläger einen Anſpruch auf Beſeitigung 
der ſchädlichen Folgen dieſer Rechtsverletzung gewährt und 
dieſer Anſpruch ſei als ein Beſtandteil ſeines Nachlaſſes auf 
die Erben übergegangen, nicht, wie der Beklagte mit Rückſicht 
darauf, daß durch die vom Kläger behaupteten unrichtigen 
Angaben des Beklagten eine materielle Schädigung des vom 
Kläger betriebenen Geſchäftes herbeigeführt werden konnte, 
anzunehmen ſcheine, auf den Erwerber des Geſchäftes. Sie 
hätten ſchon um des willen ein rechtliches und wirtſchaftliches 
Intereſſe daran, die Unrichtigkeit vom Beklagten aufgeſtellter, 
die geſchäftliche Stellung und die geſchäftliche Befähigung des 
Klägers beeinträchtigender Behauptungen feſtgeſtellt zu ſehen, 
weil ſie als Erben und Vertreter des Nachlaſſes dem Erwerber 
des Geſchäfts, der übrigens hier auch als Erbe des Klägers 
beteiligt ſei, dafür aufzukommen hätten, daß das Geſchäft nicht 
durch unrichtige Behauptungen über ſeinen früheren Inhaber 
geſchädigt werde. Der Tod des Klägers ſei ferner auch ohne 
Einfluß auf den Fortbeſtand des Intereſſes an der Feſtſtellung 
des mit der Klage verfolgten Anſpruchs. Denn die Verbreitung 
unrichtiger Angaben über die Perſon und das Geſchäftsgebahren 
des früheren Inhabers eines Geſchäfts ſei geeignet, den Ge⸗ 
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ſchäftsbetrieb des Erwerbers des Geſchäfts zu ſchädigen, und 
es werde auch durch den Tod des bisherigen Geſchäftsinhabers 
nicht die Gefahr beſeitigt, daß der Beklagte die fraglichen Be⸗ 
hauptungen in Zukunſt wiederhole, um ſich der Konkurrenz des 
von den jetzigen Klägern im Erbgange erworbenen Geſchäfts 
zu erwehren. Gegen dieſen Teil der Entſcheidung wird der 
Angriff erhoben, infolge des Todes des Klägers ſei der Klage⸗ 
anſpruch hinfällig geworden, und es wird zur Nachprüfung 
verſtellt, ob der Unterlaſſungsanſpruch aus dem Unl WG. übers 
haupt unter Lebenden oder von Todes wegen übertragen werden 
könne oder nicht vielmehr höchſt perſönlicher Natur ſei. Aller⸗ 
dings wird in der Rechtslehre mehrfach die Meinung vertreten, 
der Unterlaſſungsanſpruch diene zum Schutze der perſönlichen 
Betätigung; anſpruchsberechtigt ſei nur der verletzte Inhaber 
des gewerblichen Betätigungsrechts, aber auch nur ſo lange, 
als die gewerbliche Tätigkeit, zu deren Schutze die Abwehrklage 
diene, ausgeübt werde. Daher ſeien die Anſprüche aus der 
Beeinträchtigung dieſes Betätigungsrechts, wie dieſes ſelbſt, 
weder übertragbar noch pfändbar noch vererblich. 8 399 BGB., 
5 851 ZPO. [Siehe Lobe, Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs I S. 332, 334; Roſenthal, Unl. Wettb. S. 54.] 
Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Wie nach den 
SS 1, 13 und dem hier zur Anwendung kommenden 5 14 
UnlWG. der Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts die Vorausſetzung 
für die Entſtehung des Unterlaſſungsanſpruchs bildet, ſo fällt 
allerdings mit dem Aufhören des Geſchäfts auch das Erlöſchen 
des Anſpruchs zuſammen. Dies folgt aus der Natur der Sache. 
Denn der Anſpruch auf Unterlaſſung ſetzt die Gefahr einer 
Wiederholung der Beeinträchtigung voraus, von der nur bei 
Fortdauer des Geſchäfts die Rede ſein kann. Seinem Weſen 
nach iſt jedoch der Unterlaſſungsanſpruch auf Grund des Unl WG. 
gemäß der Rechtſprechung des RG. ein vermögensrechtlicher 
Anſpruch [RG. 40, 340; 61, 91], der freilich nicht, wie ein 
Schadenserſatzanſpruch, für ſich allein übertragen werden kann, 
ſondern naturgemäß mit dem Geſchäftsbetriebe, zu deſſen Schutze 
er dient, ebenſo wie ein Warenzeichen [8 7 Waren G.], uns 
zertrennlich verknüpft iſt. Wie § 824 BGB. allgemein zum 
Schutze von Kredit, Erwerb und Fortkommen dient, ſo ſchützt 
das Unl WG. [SS 14 und 1] insbeſondere den eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb [„das Erwerbsgeſchäft“] als 
ein vom Geſetze anerkanntes Rechtsgut. Unwahre oder nicht 
erweislich wahre Behauptungen, welche die Perſon des Inhabers 
eines Erwerbsgeſchäfts oder deſſen Kredit in den Augen der 
Geſchäftswelt herabzuſetzen geeignet ſind, beeinträchtigen auch 
die Vertrauenswürdigkeit des von ihm betriebenen Geſchäfts 
und damit deſſen Wert. Die Unterlaſſungsklage dient zur 
Abwehr weiterer Schädigung bei Gefahr ihrer Wiederholung 
und entſpricht einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe. Bei dem 
Mangel einer beſonderen entgegenſtehenden Geſetzesbeſtimmung 
iſt daher nicht einzuſehen, weshalb der auf die 88 14 und 1 
UnlWG. geſtützte Unterlaſſungsanſpruch nicht der für ver⸗ 
vermögensrechtliche Anſprüche geltenden Regel entſprechend als 
ein Beſtandteil des Nachlaſſes auf die Erben übergehen ſollte 
oder mit dem Geſchäfte unter Lebenden übertragen werden 
könnte. Auch während der Rechtshängigkeit des Unterlaſſungs⸗ 
anſpruchs ſteht der Übertragung gemäß § 265 Abi. 1 ZPO. 
nichts entgegen. Nach Abſ. 2 des § 265 iſt die Veräußerung 
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oder Abtretung des geltend gemachten Anſpruchs auf den Prozeß 
ohne Einfluß. Der Prozeß wird alſo zwiſchen den urſprüng⸗ 
lichen Parteien weiter geführt, ſo daß dieſe ungeachtet der 
Veräußerung die zur Fortführung und Erledigung desſelben 
nach der Prozeßordnung erforderlichen Handlungen vorzunehmen 
ebenſo berechtigt wie verpflichtet ſind. Denn der Zweck der 
Geſetzesbeſtimmung iſt der, zu verhindern, daß durch die Zeſſion 
die prozeſſualiſche Lage des Gegners verſchlechtert werde. [Vgl. 
NG. 40, 343; 56, 308.0 Die Berechtigung der Klägerinnen, 
den Unterlaſſungsanſpruch dem Beklagten gegenüber zu vers 
treten, kann hiernach unter den ſonſtigen Vorausſetzungen dieſes 
Anſpruches einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, zumal 
die Witwe B. ſowohl Miterbin des Klägers als auch die 
jetzige alleinige Inhaberin feines Geſchäfts if. Ohne Rechts⸗ 
imtum hat das BG. angenommen, durch den Tod des bis: 
herigen Geſchäftsinhabers werde nicht die Gefahr beſeitigt, daß 
der Beklagte die fraglichen Behauptungen in Zukunft wieder⸗ 
hole, um ſich der Konkurrenz des von den jetzigen Klägerinnen 
im Erbgange erworbenen Geſchäſts zu erwehren. Für dieſe 
Auffaſſung ſpricht auch ſchon der Umſtand, daß der Beklagte 
noch im gegenwärtigen Verfahren beharrlich den Standpunkt 
vertreten hat, als ſei er zu den fraglichen Behauptungen be: 
rechtigt geweſen. Val. RG. 60 S. 8") und 154.]%) 
J. c. B., U. v. 23. Febr. 15, 498/14 II. — Hamburg. (S.] 

Verſicherungsrecht. 

16. Ablehnung der Entſchädigung ſeitens des Verſicherers 
wegen Nichterfüllung der dem Verſicherungs nehmer vertrags⸗ 
mäßig auferlegten Pflichten.] 

Der Kläger, der in O. eine Dampfziegelei betreibt, iſt 
gegen die durch Unfälle in ſeinem Ziegeleibetriebe begründete 
geſetzliche Haftpflicht bei der Beklagten verſichert. Der Ber: 
ſicherungsvertrag iſt am 30. April 1909 geſchloſſen und läuft 
bis 30. April 1919. Am 9. Mai 1911 verunglückte im Be⸗ 
triebe der Ziegelei der Arbeiter P.; ſeine linke Hand wurde 
vom Walzwerk erfaßt und zerquetſcht, ſo daß ſein Unterarm 
bis zur Mitte abgenommen werden mußte. Der Kläger wurde 
als Mitglied der Charlottenburger Ziegelei⸗Berufsgenoſſenſchaft 
von dieſer auf Zahlung der von ihr bis zum 31. Dezember 
1912 für P. aufgewendeten Beträge von insgeſamt 620,77 4 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 23. Januar 1913 und auf Zahlung 
einer vom 1. Januar 1913 ab laufenden Jahresrente von 
267,60 & ſowie aller der Berufsgenoſſenſchaft aus dem Unfall 
entſtehenden Aufwendungen gemäß $ 136 Gew G. verklagt 
und zur Zahlung dieſer Beträge rechtskräftig verurteilt. Er 
fordert im gegenwärtigen Rechtsſtreit von der Beklagten Zahlung 
von 620,72 4 nebſt Zinſen und Erſatz aller weiteren aus 
dem Unſall entſtandenen und noch entſtehenden Aufwendungen. 
Die Klage iſt in erſter Inſtanz abgewieſen, auf die Berufung 
des Klägers iſt jedoch der Klaganſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt worden. Der Reviſion der Beklagten iſt 
der Erfolg nicht verſagt worden. Gründe: Nach 5 6 der 
allgemeinen Verficherungsbedingungen der Beklagten war der 
Kläger verpflichtet, wenn Erſatzanſprüche gegen ihn erhoben 
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wurden, die Gegenſtand der Verſicherung waren, oder wenn 
wegen eines Ereigniſſes, aus welchem gegen ihn ein haft⸗ 
pflichtiger Anſpruch hergeleitet werden konnte, ein ſtrafrecht⸗ 
liches Verfahren eingeleitet wurde, nach erlangter Kenntnis 
unverzüglich hiervon der Beklagten Kenntnis zu geben, ihr 
auch jede verlangte Auskunft zu erteilen. Die Beklagte war 
nach § 12 der Bedingungen berechtigt, jede Entſchädigung ab» 
zulehnen, wenn er dieſe Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig 
erfüllte, ſofern er nicht den Beweis erbrachte, daß ihm kein 
Verſchulden an der Nichterfüllung zur Laſt fiel. Nach den 
Feſtſtellungen des BU. hat der Kläger nun zwar der Beklagten 
von dem fraglichen Unfall unverzüglich Mitteilung gemacht, 
auch einen ihm von der Beklagten zugeſendeten Fragebogen 
ausgefüllt und ohne Verzögerung zurückgeſendet. Dagegen hat 
er die mit Schreiben vom 26. Mai 1911 an ihn gerichtete 
Aufforderung der Beklagten, eine genaue Schilderung des Un⸗ 
falls zu geben, unbeantwortet gelaſſen. Er hat ferner, nachdem 
gegen ihn wegen des Vorfalls ein Strafverfahren eingeleitet 
worden war, hiervon erſt am 14. November 1911 der Beklagten 
Mitteilung gemacht, trotzdem ſeine erſte verantwortliche Ver⸗ 
nehmung bereits am 17. Auguſt 1911 ſtattgefunden hatte und 
der Eröffnungsbeſchluß, durch den gegen ihn wegen fahrläſſiger 
Körperverletzung das Hauptverfahren eröffnet wurde, ihm bereits 
am 24. Oktober 1911 zugeſtellt worden war. Von der am 
25. November 1911 erfolgten Verurteilung des Klägers wegen 
qualifizierter Körperverletzung iſt die Beklagte erſt am 5. Juli 
1912, von der am 14. Juni 1912 ſeitens der Ziegeleiberufs⸗ 
genoſſenſchaft an ihn gerichteten Aufforderung zur Zahlung der 
ihr aus dem Unfall erwachſenen Aufwendungen gleichfalls erſt 
am 5. Juli 1912, und zwar durch den Beauftragten des Klägers, 
Rechtsanwalt H., in Kenntnis geſetzt worden. Der BerR. hat 
nun zur Begründung ſeiner Entſcheidung in erſter Linie aus⸗ 
geführt, $ 6 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen verlange 
nur eine ſo rechtzeitige Anzeige, daß der Verſicherer ſeine eigenen 
Rechte auf ſachliche Prüfung und gegebenenfalls auf Befreiung 
von ſeiner Verſicherungshaft unbedingt und bequem noch wahren 
könne, deshalb ſei auch in 8 12 der Ausdruck des § 6 „un⸗ 
verzüglich“ mit „rechtzeitig“ wiederholt und ſomit erläutert; 
die Beklagte habe aber auf die verſchiedenen Mitteilungen nichts 
getan, obwohl ſie dazu noch reichliche Zeit gehabt hätte. Dem 
läßt ſich nicht zuſtimmen. Unverzüglich bedeutet nach all⸗ 
gemeinem Sprachgebrauch ſoviel wie ohne grundloſe Verzögerung. 
Daß das Wort in 8 6 der Verſicherungsbedingungen in einem 
anderen Sinne gemeint ſei, dafür fehlt es an jedem Anhalt, 
insbeſondere kann hierfür nicht der in S 12 gebrauchte Aus: 
druck „rechtzeitig“ angeſührt werden, da die Beſtimmungen in 
§ 12 nicht zur Erläuterung des 8 6 dienen, ſondern die Rechts- 
folgen angeben ſollen, mit denen die Nichterfüllung der dem 
Verſicherungsnehmer in 8 6 auferlegten Pflichten bedroht iſt. 
Deshalb kann auch für die Frage, ob die Mitteilungen des 
Klägers unverzüglich erfolgt ſind, nicht darauf Gewicht gelegt 
werden, daß die Beklagte nach Empfang derſelben nichts getan 
habe, obwohl ſie dazu noch Zeit gehabt hätte. Ob die Beklagte 
nach Empfang der Mitteilungen etwas getan hat oder nicht, iſt 
für die Frage, ob die Mitteilungen rechtzeitig oder verſpätet 
erfolgt ſind, ohne rechtliche Bedeutung. Die Beklagte brauchte 
nichts zu tun, namentlich dann nicht, wenn die Mitteilungen 
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verſpätet waren. Auch darauf kann es nicht ankommen, ob 
die Beklagte nach Empfang der Mitteilungen noch Zeit gehabt 
hätte, etwas zu tun und ihre Rechte und Intereſſen zu wahren. 
Die Beklagte hatte nach ihren Verſicherungsbedingungen An⸗ 
ſpruch darauf, daß ihr von den betreffenden Vorgängen un⸗ 
verzüglich Mitteilung gemacht wurde und die Verletzung dieſer 
Vorſchriften gab ihr das Recht, jede Entſchädigung abzulehnen. 
Daß die mit der Verletzung der Vorſchriften verbundenen 
Rechtsfolgen den Verſicherungsnehmer hart treffen, kann nicht 
ausſchlaggebend ſein gegenüber den vollſtändig klaren Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrags. Im einzelnen Falle ſteht dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nach 8 12 der Bedingungen der Nachweis 
offen, daß ihm kein Verſchulden an der Nichterfüllung oder 
nicht rechtzeitigen Erfüllung zur Laſt fällt. Darüber hinaus 
der Beklagten das Recht, die Entſchädigung abzulehnen, aus 
dem Grunde zu verſagen, weil ſie trotz der Verzögerung der 
ihr zukommenden Mitteilungen noch Zeit gehabt hätte, ihre 
Rechte und Intereſſen wahrzunehmen, dafür fehlt es an jeder 
Handhabe. Der BerR. meint aber weiter, der Kläger habe in 
jedem Falle den Nachweis erbracht, daß ihm kein Verſchulden 
an der Verzögerung zur Laſt falle. Das mag vielleicht zu⸗ 
treffen, ſoweit es ſich um die dem Kläger von der Beklagten 
zum Vorwurf gemachte Unterlaſſung ſeiner Beantwortung ihres 
Schreibens vom 26. Mai 1911 und der darin enthaltenen 
Aufforderung handelt, ihr eine genauere Schilderung des Un⸗ 
falls zu geben. Jedenfalls aber geht es zu weit, wenn der 
BerR. daraus, daß die Beklagte in ihrem Schreiben vom 
26. Mai 1911 erklärt hatte, der Unfall habe mit Haftpflicht 
nichts zu tun, ſo daß ſie ſich auf deſſen Kenntnisnahme be⸗ 
ſchränken könne, P. möge ſich mit den Leiſtungen der Kranken⸗ 
kaſſe begnügen, den Schluß gezogen hat, daß ſie ihn dadurch 
verleitet habe, überhaupt keine weiteren Anzeigen, wie ſie in 
8 6 verlangt find, zu machen, weil er habe annehmen müſſen 
und bei ſeinem geringen Bildungsgrade angenommen habe, 
daß er keine Anſprüche aus dem Unfall zu gewärtigen und die 
Beklagte mit dem Unfall nichts zu tun habe. Auch wenn man 
dies letztere gelten läßt, ſo wurde doch in jedem Falle dem 
Kläger der wahre Stand der Dinge zum Bewußtſein gebracht, 
als er am 17. Auguſt 1911 in dem gegen ihn wegen des 
Unfalls eingeleiteten Strafverfahren verantwortlich vernommen 
oder doch wenigſtens dann, als ihm am 24. Oktober 1911 der 
Eröffnungsbeſchluß zugeſtellt wurde und er ſich wegen fahr⸗ 
läſſiger Körperverletzung unter Anklage geſtellt ſah. Denn 
nunmehr mußte ihm bei Anwendung auch nur der geringſten 
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt zum Bewußtſein kommen, daß er 
wegen fahrläſſiger Körperverletzung angeklagt und daß damit 
die Möglichkeit gegeben war, daß er von der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft wegen der ihr aus dem Unfall erwachſenen Aufwendungen 
regreßpflichtig gemacht werden würde. Unter ſolchen Umſtänden 
kann es nicht, wie der BerR. meint, als entſchuldbar angeſehen 
werden, wenn der Kläger mit der Anzeige der Eröffnung des 
Strafverfahrens an die Beklagte bis zum 14. November 1911, 
alſo noch volle drei Wochen über die Zuſtellung des Eröffnungs: 
beſchluſſes hinaus gezögert hat. Auf die Frage, ob nicht auch 
die ſpäteren Mitteilungen unentſchuldbar verzögert worden ſind, 
braucht hiernach nicht erſt eingegangen zu werden. Den darauf 
bezüglichen Ausführungen des Bu. it zum Teil dadurch der 
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Boden entzogen, daß ihnen die Annahme zugrunde liegt, daß 
die Beklagte die Bebauptung des Klägers, er habe ſogleich 
nach Empfang des Schreibens der Berufsgenoſſenſchaft vom 
14. Juni 1911 ſeinem Anwalt den Auftrag zur Benachrichtigung 
der Beklagten erteilt, nicht beſtritten habe, während dieſes An⸗ 
führen des Klägers, wie der Berichtigungsbeſchluß ergibt, als 
beſtritten anzuſehen geweſen wäre. Hiernach war auf Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils, und, da die Sache nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhältnis zur Endentſcheidung reif iſt, zugleich 
auf Zurückweiſung der vom Kläger gegen das erſtinſtanzliche 
Urteil eingelegten Berufung zu erkennen. E. O. A. Unfall⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft o. S., U. v. 2. März 15, 461/14 VII. — 
Poſen. (B 

* 17. Schadenserſatzklage gegen den Reichs poſtfiskus wegen 
Sperrung des Fernſprechanſchluſſes.] 

Die Telegraphenverwaltung hat den Fernſprechanſchluß 
des Klägers, nachdem ſie ihn im Jahre 1911 wegen Beleidigung 
von Telephonbeamtinnen durch dieſen geſperrt, dann aber im 
Dezember 1911 auf ein Geſuch bedingungsweiſe wieder gewährt 
hatte, am 15. April 1912 abermals aufgehoben, weil der 
Kläger bei der Führung eines Geſprächs wiederum eine 
Beamtin beleidigt habe. Erſt im November 1912 wurde dem 
Kläger ein neuer Anſchluß bewilligt. Er hat Klage gegen den 
Reichspoſtfiskus auf Gewährung von Schadenserſatz in Höhe 
von 4500 & erhoben und zur Begründung unter anderem 
geltend gemacht, daß die Sperre beide Male widerrechtlich 
erfolgt und daß der neue Anſchluß verſpätet bewilligt ſei; er 
habe ſchon im Frühjahr 1912 um dieſen nachgeſucht. In der 
Berufungsinſtanz hat er erklärt, daß er, ſoweit die Sperre in 
Frage komme, nur noch Erſatz des Schadens verlange, der ihm 
durch die Entziehung des Anſchluſſes im April 1912 erwachſen 
ſei. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat die 
Berufung zurückgewieſen. Auch die Reviſion des Klägers hatte 
keinen Erfolg. Gründe: Die Reviſion bekämpft das Urteil 
des OLG. nur inſoweit, als es dem Kläger die Erſatzanſprüche 
aberkennt, welche dieſer aus der im April 1912 verhängten 
Sperre des Anſchluſſes und aus der angeblichen Verzögerung 


der Herſtellung des neuen Anſchluſſes ableitet. Die Zuläſſigkeit 


des Rechtswegs unterliegt in beiden Richtungen keinem Bedenken. 
Der zuerſt bezeichnete Anſpruch ſcheitert an der vom BG. zu⸗ 
treffend bejahten Rechtmäßigkeit der Sperrmaßregel. Die Vor⸗ 
inſtanz hat feſtgeſtellt, daß der Kläger im April 1912 von 
neuem eine Beamtin der Vermittlungsſtelle beleidigt hat. Nach 
der unter 1 5 enthaltenen Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen 
zur Fernſprech⸗ Gebührenordnung vom 26. März 1900 [RZBL 
S. 242], wonach die Telegraphenverwaltung den Anſchluß u. a. 
bei ungebührlichem Benehmen der ihn benutzenden Perſonen 
ohne Kündigung aufheben kann, war daher die Entziehung des 
Anſchluſſes gerechtfertigt. Die Reviſion bekämpft dieſe Annahme 
und führt aus, daß die Vorſchrift nicht zu Recht beſtehe, weil 
ſonſt der dem Reichspoſtfiskus in bezug auf die Anſchlußgewährung 
obliegende „Kontrahierungszwang“ vereitelt werden würde. 
Dieſer Zwang ergebe ſich unmittelbar aus den 88 5, 6 des 
Geſetzes über das Telegraphenweſen vom 6. April 1892, 
7. März 1908 und mittelbar als Korrelat zu dem dem Reiche 
in 8 1 dieſes Geſetzes eingeräumten Monopolrecht aus dieſer 
Vorſchrift. Der auf Geſetz beruhende Rechtszuſtand habe nicht 
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im Verordnungswege abgeändert werden können. Hierbei wird 
von der Reviſion überſehen, daß der die Vorſchrift unter I 5 
enthaltende erſte Abſchnitt der Ausführungsbeſtimmungen auf 
Grund der dem Reichskanzler in § 10 der Fernſprech⸗Gebühren⸗ 
ordnung erteilten Ermächtigung zur Regelung der Bedingungen 
für die Benutzung der Fernſprechanlagen erlaſſen worden iſt. 
Von einem Übergriff der Beſtimmungen in das der Geſetz⸗ 
gebung vorbehaltene Gebiet kann daher keine Rede ſein. Die 
Erwägungen, welche dem von der Reviſion in Bezug genommenen 
Urteil in RG. 45, 166 f. zugrunde liegen, ſchlagen daher hier 
nicht ein. Ohne Grund beruft ſich der Kläger für die Un⸗ 
wirkſamkeit der vorbezeichneten Bedingung ferner auf das Urteil 
in RG. 62, 264.1) Unter dem Geſichts punkt der guten Sitten 
s 138 BGB.] kann die Bedingung nicht geprüft werden, weil 
die Ausführungsbeſtimmungen, wie ſchon durch ihre Faſſung 
zum Ausdruck gebracht iſt, kraft der dem Reichskanzler in § 10 
der Fernſprech⸗ Gebührenordnung übertragenen Verordnungs⸗ 
gewalt und nicht erſt zufolge vertragsmäßiger Unterwerfung 
der die Fernſprecheinrichtungen benutzenden Perſonen unter ſie 
Geltung haben. [Sten B. des RT, 10. LP. 1. Seſſ. 1898/1900, 
S. 1039.] Ein Widerſtreit zwiſchen der in Frage ſtehenden 
Bedingung und der Zweckbeſtimmung der Fernſprecheinrichtungen 
als öffentlicher Verkehrs anſtalt liegt nicht vor, da es ſich bei 
der Bedingung nur um das Recht der Telegraphenverwaltung 
zur Kündigung des Anſchluſſes und nicht um die Entziehung 
der Benutzung des Fernſprechers überhaupt handelt. Die 
Behauptung der Reviſion aber, daß die Bedingung mit dem 
dem Reichs fiskus obliegenden „Kontrahierungszwang“ unverein⸗ 
bar ſei, ſcheitert ſchon daran, daß in 8 6 Abſ. 1 TelG. nur 
den Eigentümern von Grundſtücken ein Recht auf Gewährung 
von Anſchluß eingeräumt iſt. Der von der Reviſion angerufene 
9 5 TelG. ſteht dem Kläger nicht zur Seite, weil er lediglich 
die Frage regelt, wer zur Benützung der öffentlichen Fernſprech⸗ 
einrichtungen zuzulaſſen iſt, und hierdurch der Frage, wem ein 
Anſpruch auf Anſchluß an die Fernſprechanlagen zuſteht, nicht 
vorgegriffen wird. Durch den § 2 der Ausführungsbeſtimmungen 
aber, auf den die Reviſion verweiſt, wird der Kreis der 
Anſchlußberechtigten nicht erweitert. Allerdings iſt dort ganz 
allgemein davon die Rede, daß „wer“ die Herſtellung eines 
Anſchluſſes beantrage, vor deſſen Herſtellung die ſchriftliche 
Genehmigung des Eigentümers zur Einführung der Leitungen 
in das anzuſchließende Gebäude uſw. beizubringen habe. Daraus 
iſt jedoch lediglich zu entnehmen, daß die Telegraphenverwaltung 
auch anderen Perſonen als Grundſtückseigentümern Anſchluß 
gewähren kann, nicht aber iſt daraus abzuleiten, daß ſie ihn 
ſolchen Perſonen gewähren mu ß. Die Einräumung weiterer 
Anſchlußberechtigungen lag völlig außerhalb der mit dem Erlaß 
der Ausführungsbeſtimmungen verbundenen Abſichten. Sie 
hätte nur durch eine Abänderung des Telegraphengeſetzes, alſo 
im Wege der Geſetzgebung erfolgen können. Gegenüber der 
poſitivrechtlichen Feſtlegung des Kreiſes der Berechtigten kann 
auch den Billigkeitserwägungen kein Gewicht beigelegt werden, 


welche die Revifion dahin geltend macht, daß als Korrelat zu 
dem dem Reiche eingeräumten Telegraphenregal [8 1 des Geſetzes 


dem Poſtfiskus die Verpflichtung auferlegt werden müſſe, auch 
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anderen Perſonen als Grundſtückseigentümern Anſchluß zu 
gewähren. Davon kann um ſo weniger die Rede ſein, als die 
aus 5 6 zu entnehmende Beſchränkung des Kreiſes der Anſchluß⸗ 
berechtigten auf einer wohlerwogenen Abſicht beruht. Der 
Telegraphenverwaltung ſollte hierdurch, wie die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 6 ergibt, als Erſatz für die ihr fehlende Bes 
fugnis, auf die Häuſer Leitungsdrähte zu legen und das 
erforderliche Geſtänge darauf anzubringen, ein Mittel an die 
Hand gegeben werden, die Hauseigentümer zur Übernahme 
entſprechender Verpflichtungen ohne erheblichen Koſtenaufwand 
zu nötigen [Wolke, Telegraphenrecht, Bd. 1 S. 125J. Der 
Antrag auf Aufnahme der Vorſchrift in das Geſetz wurde in 
der mit der Beratung des Geſetzesentwurfs betrauten Reichstags⸗ 
kommiſſion geſtellt, und die Vorſchrift wurde dort auf An⸗ 
regungen der verbündeten Regierungen und aus der Kommiſſion 
in der Faſſung in Vorſchlag gebracht, die ſie in ihrer endgültigen 
Geſtalt aufweiſt. Die Mehrheit der Kommiſſion billigte den 
Antrag von der Erwägung aus, daß die Reichspoſtverwaltung 
bisher ein Recht, die Leitungsdrähte auf die Häuſer zu legen, 
noch nicht in Anſpruch genommen habe und daß ihr deshalb 
die Befugnis nicht genommen werden dürfe, wenigſtens im 
Vertragswege ſich dieſes Recht auszubedingen. Gerade deshalb 
wurde auch ein Antrag des Abgeordneten v. Bar und Gen. 
zwiſchen Abſ. 1 und Abſ. 2 des jetzigen 5 6 folgenden Abſatz 
einzuſchieben: „Die Bedingungen dürfen dem Eigentümer nur 
ſolche Verpflichtungen auferlegen, welche die Anlegung und 
Benutzung des einzelnen Anſchluſſes betreffen“ uſw. von 
der Kommiſſion verworfen und die Vorſchrift vom Reichstag 
nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion angenommen. [Drudf. 
des RT, 8. LP. 1. Seſſ. 1890/92 Nr. 460 S. 15; Sten. 
S. 4365 f., insbeſondere S. 4371 und 4375.] Aus alledem 
folgt zugleich, daß dem Kläger ein Recht auf Wiederherſtellung 
des ihm entzogenen Anſchluſſes nicht zuſtand und er einen 
Anſpruch auf Schadenserſatz wegen der angeblichen Verzögerung 
der anderweiten Anſchlußgewährung nicht erheben kann. 
Möglicherweiſe mag nach dem Weſen des Monopolzwangs dem 
Beklagten eine gewiſſe Art allgemeiner öffentlich⸗ rechtlicher Vers 
bindlichkeit zur Gewährung von Telephonanſchlüſſen an Perſonen, 
die nicht Hauseigentümer ſind, in dem Sinne obliegen, daß 
es nicht in ſeine reine, freie Willkür geſtellt iſt, ob er ſolchen 
Anſchluß gewähren will oder nicht. Allein keinesfalls beſteht 
ein Korrelat dieſer möglichen ganz allgemeinen Verbindlichkeit 
in Geſtalt eines ihr entſprechenden ſubjektiven Rechts, ſei es 
öffentlich⸗ rechtlicher oder privatrechtlicher Natur, und es kann 
keinesfalls dieſe Verbindlichkeit, wenn ſie beſtehen ſollte, dem 
Beklagten gegenüber im Rechtswege geltend gemacht werden, 
ſei es unmittelbar im Wege einer Klage auf Gewährung eines 
Anſchluſſes, ſei es mittelbar auf dem Umwege der Einkleidung 
der Klage in einen Schadenserſatzanſpruch. Die Reviſion war 
demnach zurückzuweiſen. P. c. Reichspoſtfiskus, U. v. 9. März 15, 
523/14 III. — Berlin. [B.) 
Zivilprozeßordnung. 

18. Inwieweit iſt die Verwertung einer von dem 
Gegner beſtrittenen, nicht erwieſenen Behauptung zuungunſten 
der behauptenden Partei zuläffig?] 

Durch notariellen „Auftragsvertrag“ vom 13. Juli 1909 
beauftragte der Kläger die durch den Beklagten u den Bank 
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direktor M. vertretene Bank P., e. G. m. b. H. in K., mit dem 
Verkaufe ſeines Ritterguts und erteilte gleichzeitig zur Aus⸗ 
führung dieſes Auftrags dem Beklagten und in deſſen Be⸗ 
hinderung dem M. perſönliche Vollmacht, das Gut für ihn im 
ganzen oder in Trennſtücken zu verkaufen und aufzulaſſen ſowie 
die ſämtlichen bei der Auflaſſung erforderlichen Erklärungen für 
ihn abzugeben. Das Gut wurde durch notariellen Vertrag 
vom 13./ 18. Juli 1909 verkauft und am 31. Dezember 1910 
dem Käufer aufgelaſſen. Bei der Auflaſſung erklärte der Be⸗ 
klagte, der als Bevollmächtigter des Klägers die Auflaſſung 
vornahm, namens des Klägers zu gerichtlichem Protokoll, daß 
auf dem Gute kein Patronat der katholiſchen Kirche zu Sch. 
laſte und daß er die Gewähr dafür übernehme, daß der Käufer 
wegen der mit dem Patronate verbundenen Laſten nicht in 
Anſpruch genommen werde. Tatſächlich laſtete aber das 
Patronat auf dem Gute. Der Käufer erwirkte ein Urteil des 
LG. P. vom 18. Dezember 1911, durch das der Kläger ver⸗ 
urteilt wurde, ihn von der Patronatlaſt zu befreien. In dieſem 
Rechtsſtreite haben beide Parteien dem jetzigen Bellagten den 
Streit verkündet; er iſt dem Käufer als Nebenintervenient bei- 
getreten. Nach Rechtskraft dieſes Urteils ſchloß der Kläger 
mit dem Käufer einen Vergleich, in dem er ſich zur Zahlung 
von 5000 , zur Ausgleichung aller Anſprüche des Käufers 
aus dem Urteil und zur Übernahme ſämtlicher Koſten ver⸗ 
pflichtete. Die 5000 & und 796 & Prozeßkoſten ſind von 
dem Kläger gezahlt. In dem vorliegenden Rechtsſtreite hat 
der Kläger Erſatz dieſer Beträge von der genannten Bank und 
dem Beklagten L. gefordert. Das LG. hat die Klage gegen 
letzteren abgewieſen und über den Anſpruch gegen die erſtere 
durch bedingtes Endurteil erkannt. Vor dem BG. iſt zunächſt 
nur über die Klage gegen die Bank verhandelt und dieſe ab⸗ 
gewieſen worden; das RG. hat die Reviſion gegen dieſes Urteil 
zurückgewieſen. Das BG. hat nunmehr die Entſcheidung über 
den Anſpruch gegen den Beklagten L. von einem Eide des 
Klägers abhängig gemacht, daß er den Beklagten nicht be⸗ 
auftragt habe, vor der Auflaſſung des Ritterguts die Erklärung 
abzugeben, daß auf dieſem kein Patronat der Kirche ruhe. Der 
Beklagte hat ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Die Reviſion 
greift die Feſtſtellung des BG. an, daß neben dem Vertrags⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Kläger und der Bank auch ein ſolches 
zwiſchen dem Kläger und dem verklagten Bankdirektor beſtanden 
habe; ſie beruft ſich demgegenüber auf die Ausführungen des 
Reviſionsurteils vom 11. Juli 1913. Das BG. ſtützt aber 
dieſe Feſtſtellung auf tatſächliche Erwägungen, deren Richtigkeit 
von dem Reviſionsgerichte nicht nachzuprüfen iſt; ein Rechts⸗ 
irrtum liegt nicht vor. Insbeſondere iſt auch darin kein Rechts⸗ 
verſtoß zu finden, daß der BerR. als weſentlichen Stützpunkt 
für die Annahme eines Auftragsverhältniſſes zwiſchen den jetzigen 
Prozeßparteien die Behauptung des Beklagten verwertet, der 
Kläger habe ihn ausdrücklich beauftragt, vor der Auflaſſung 
die Erklärung abzugeben, daß auf dem Gute kein Patronat 
der Kirche zu Sch. ruhe. Allerdings hat der Kläger dieſe 
Behauptang beſtritten und den ihm darüber zugeſchobenen Eid 
angensmmen [vgl. den Schluß des erſtinſtanzlichen Tatbeſtandes!. 
Das ſteht aber der Verwertung der Behauptung in der Weiſe, 
wie es in dem angefochtenen Urteile geſchehen, nicht entgegen. 
Die Tatſache, ob der Kläger dem Bellagten einen ausdrücklichen 
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Auftrag des von dem letzteren behaupteten Inhalts gegeben 
hat, ſteht zwar bei dem Beſtreiten des Klägers nicht ſeſt, ſie 
wird auch von dem Vorderrichter nicht als feſtſtehend erachtet. 
Aus dem Umſtand, daß der Beklagte eine ſolche Behauptung 
aufgeſtellt hat, durfte das BG. aber gemäß § 286 ZRO. einen 
Beweisgrund für die Richtigkeit der von dem Kläger aufgeſtellten 
Behauptung entnehmen, daß die Parteien in ein unmittelbares 
Auftragsverhältnis zueinander getreten ſeien. Mag auch vielleicht, 
was hier dahingeſtellt bleiben kann, dem Urteile des V. 35. in 
RG. 78, 345) [vgl. auch Seuff A. 51, 229 Nr. 147 und JW. 
1914, 688], das die Reviſion unter Berufung auf das Urteil des 
I. ZS. in der IW. 1893, 95% [vgl. auch daſelbſt 1898, 413° 
und die Urteile des VI. ZS. vom 23. März 1903, VI 382/1902; 
vom 16. Juni 1904, VI 509/1903 und vom 18. Oktober 1906, 
VI 15/1906] bekämpft, nicht zuzuſtimmen und die Verwertung 
einer von dem Gegner beſtrittenen, nicht erwieſenen Behauptung 
zuungunſten der behauptenden Partei nicht allgemein zuläſſig 
ſein, ſo iſt ihre Berückſichtigung in dem vorliegenden Falle doch 
durch die Vorſchrift des § 286 gerechtfertigt, nach der das 
Gericht „unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Ver⸗ 
handlungen“ nach freier Aberzeugung über die Wahrheit oder 
die Unwahrheit einer tatſächlichen Behauptung zu entſcheiden hat. 
L. c. D, U. v. 19. März 15, 24/15 III. — Poſen. B.] 

19. 5 286 ZPO. Das Gericht darf die Vernehmung 
benannter Zeugen nur ablehnen, wenn es unter Angabe von 
Gründen feftitellt, daß feine Überzeugung durch deren Ausſage 
nicht erſchüttert werden könne.] 

Der Beklagte hatte geltend gemacht, daß die Klägerin ihm 
gegenüber ſtets zänkiſch und höhniſch geweſen ſei und daß ſie 
ihn durch Schimpfworte ſchwer beleidigt habe. Das BE. 
erachtet jedoch durch die Ausſage der im erſten Rechtszuge 
vernommenen Zeugen für feſtgeſtellt, daß die Beſchimpfungen, 
wenn überhaupt, doch nur ganz ſelten und nur dann vor⸗ 
gekommen ſeien, wenn die Klägerin durch das Verhalten des 
Beklagten im höchſten Grade gereizt geweſen ſei. Dabei berück⸗ 
ſichtigt es insbeſondere die Ausſagen der Zeuginnen A. und L., 
die längere Zeit bei den Parteien als Dienſtmädchen in Stellung 
geweſen ſeien und denen es daher hätte auffallen müſſen, wenn 
die Klägerin tatſächlich zänkiſch und höhniſch geweſen wäre 
und den Beklagten andauernd beleidigt hätte. Durch die Aus⸗ 
ſage der beiden Zeuginnen ſieht es das Gegenteil der Behauptung 
des Beklagten als erwieſen an, ſo daß es auf einen Eid, den 
der Beklagte der Klägerin über die Beleidigungen zugeſchoben 
hatte, nach 8 446 ZPO. nicht mehr ankommen könne. Das 
OLG. fügt hinzu, das freche und höhniſche Benehmen, das die 
Klägerin wiederholt gezeigt haben ſolle und das die im Ein⸗ 
gange des Schriftſatzes vom 13. Dezember 1913 benannten 
5 Zeugen bekunden ſollten, würde „übrigens auch“ als ein das 
eheliche Leben zerrüttendes nicht ohne weiteres angeſehen 
werden können, da die Klägerin durch das Verhalten des 
Beklagten, insbeſondere durch die von ihm verübten Miß⸗ 


handlungen ſchwer gereizt geweſen ſei. Dieſe Begründung für 
die Ablehnung der Beweisanträge des Beklagten iſt nicht gan. 


unbedenklich. Zwar durfte das OL G., ſoweit es auf G 
des bisherigen Beweisergebniſſes die unter Beweis geſtellten 
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Behauptungen des Beklagten für widerlegt hielt, die Eides⸗ 
zuſchiebung ohne weiteres nach § 446 ZPO. als unzuläſſig 
anſehen. Eine Verallgemeinerung des dort für den Eid aus⸗ 
geſprochenen Grundſatzes und ſeine Ausdehnung auf den Zeugen⸗ 
beweis iſt aber unzuläſſig. Vielmehr darf das Gericht, auch 
wenn es von der Unwahrheit der zu erweiſenden Behauptungen 
bereits überzeugt iſt, die Vernehmung neu benannter Zeugen, 
wenigſtens in der Regel, nur ablehnen, wenn es unter Angabe 
der Gründe feſtſtellt, daß feine Überzeugung nach den beſonderen 
Umſtänden des Falles durch die in Antrag gebrachte weitere 
Beweisaufnahme, wie ſie auch ausfallen möge, nicht erſchüttert 
werden würde. Eine derartige Feſtſtellung iſt hier nicht mit 
ausdrücklichen Worten getroffen. Dem zweiten, mit der Wendung 
„übrigens auch“ eingeleiteten Grunde aber ſteht entgegen, daß 
der Beklagte, wie der Eingang ſeines Schriftſatzes vom 
9. März 1914 ergibt, durch die neue Beweisaufnahme gerade 
dartun wollte, nicht er habe die Klägerin gereizt, ſondern es 
ſeien umgekehrt die Streitigkeiten der Parteien im allgemeinen 
dadurch hervorgerufen worden, daß die Klägerin ſtets frech und 
höhniſch ihm gegenüber geweſen und faſt immer darauf aus⸗ 
gegangen ſei, ihn zu ärgern und zu kränken. Indeſſen, wenn 
die erſterwähnte Feſtſtellung auch nicht ausdrücklich getroffen ift, 
ſo muß ſie doch nach dem Zuſammenhang als ſtillſchweigend 
getroffen und damit nach Lage der Sache die Nichtvernehmung 
der 5 Zeugen als gerechtfertigt angeſehen werden. S. c. S., 
U. v. 22. Febr. 15, 410/14 IV. — Celle. [S.] 

20. 8 808 Abf. 2 ZPO. Erſichtlichmachung der erfolgten 
Mobiliarpfändung.] 

In den Vorinſtanzen iſt die Pfändung vom 11. No⸗ 
vember 1911, auf welche der Beklagte ſein Abſonderungsrecht 
ſtützt, für unwirkſam erachtet, weil bei ihr den Vorſchriften der 
ZPO. über die Pfändung körperlicher Sachen nicht genügt fei. 
Nach dem Pfändungsprotokolle des Gerichtsvollziehers R. vom 
11. November 1911 wurden die dort verzeichneten Pfandſtücke 
zum Teil zum erſten Male gepfändet, zum Teil waren ſie von 
demſelben Gerichtsvollzieher ſchon vorher für den Gläubiger 
F. sen. gepfändet, und es fand deshalb eine Anſchlußpfändung 
ſtatt. Zutreffend führt nun das BG. zunächſt aus, daß zwar 
nach 5 826 ZPO. zur Pfändung bereits gepfändeter Sachen 
die in das Protokoll aufzunehmende Erklärung des Gerichts⸗ 
vollziehers, daß er dieſe Sachen für ſeinen Auftraggeber pfände, 
genüge, daß dadurch eine neue Pfändung aber nur dann erſetzt 
werde, wenn die frühere Pfändung wirkſam erfolgt ſei. Beide 
Pfändungen ſind hier durch Anbringung von Pfandanzeigen 
bewirkt, das erachtet der Kläger in der geſchehenen Weiſe für 
unzuläſſig und nicht der Vorſchrift des 8 808 ZPO. entſprechend. 
Das BG. iſt ihm beigetreten und hat ſowohl der erſten Pfändung 
wie der Anſchlußpfändung die Wirkſamkeit verſagt. Der Feſt⸗ 
ſtellungsklage, gegen deren prozeſſuale Zuläſſigkeit Bedenken nicht 
beſtehen, iſt deshalb vom Vorderrichter ſtattgegeben. Die Re⸗ 
bifion ficht das BU. in feinem ganzen Umfange an und rügt 
Verlegung des 8 808 ZPO. Dieſer Rüge war der Erfolg zu 
verſagen. Die Pfändung der im Gewahrſam des Schuldners 
befindlichen körperlichen Sachen wird nach 8 808 Abſ. 1 ZPO. 
dadurch bewirkt, daß der Gerichtsvollzieher fie in Beſitz nimmt. 
Werden die Sachen im Gewahrſam des Schuldners belaſſen. fo 

i nach Abf. 2 a. a. O. die Wirksamkeit der Pfändung dadurch 
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bedingt, daß durch Anlegung von Siegeln oder auf ſonſtige 
Weiſe die Pfändung erſichtlich gemacht iſt. Geſchieht das nicht, 
ſo erwirbt der Gläubiger kein Pfandrecht an den betreffenden 
Sachen. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung, wie das BG. annimmt, dahin auszulegen iſt, daß 
die Pfandſtücke ſelbſt an einer in die Augen fallenden Stelle 
mit einer Siegelmarke, einem Siegelabdruck oder mit einem 
ſonſtigen Pfandzeichen verſehen werden müſſen und daß nur, 
wenn dies nicht tunlich iſt, die Erſichtlichmachung der Pfändung 
auf andere Weiſe, z. B. durch Anbringung einer Pfandanzeige, 
geſtattet iſt. Ein ſolches Verfahren ſchreibt allerdings die 
Preußiſche Geſchäftsanweiſung für die Gerichte vollzieher vom 
1. Dezember 1899 im 8 57 Nr. 5 vor, und von der Literatur 
wird die Auffaſſung des BG. ebenfalls vertreten. Immerhin 
aber kann ſich das Bedenken ergeben, ob eine Auslegung in dem 
angeführten Sinne der eine Erſichtlichmachung der Pfändung 
auch „auf ſonſtige Weiſe“ zulaſſenden Geſetzesbeſtimmung ges 
recht wird. Zu einer Entſcheidung hierüber bietet aber der 
vorliegende Rechtsſtreit keinen Anlaß. Denn das Weſentliche 
der Vorſchrift beſteht darin, daß die Pfändung der im Ge⸗ 
wahrſam des Schuldners belaſſenen Gegenſtände für jedermann 
erkennbar gemacht wird. Zur Wukſamkeit einer ſolchen 
Pfändung iſt erforderlich, daß durch Sichtlichmachung feſtgeſtellt 
wird, welche einzelnen Gegenſtände gepfändet ſind. An dieſem 
Erforderniſſe fehlt es bei den hier in Betracht kommenden 
Pfändungen, auch wenn, wie das BG. es ja auch bei der 
Pfändung der Waren eventuell zulaſſen will, Pfandanzeigen 
anwendbar waren. Bei der Pfändung der Warenbeſtände iſt 
nach der nicht angefochtenen tatſächlichen Feſtſtellung des BG. 
in der Weiſe verfahren, daß bei den meiſten Warengattungen 
ein Teil der dazugehörigen Stücke ungepfändet geblieben iſt. 
Die Pfändung hat dadurch vollzogen ſein ſollen, daß die Zahl 
der gepfändeten Stücke in die Pfandanzeige aufgenommen iſt. 
Mit Recht erachtet das BG. eine ſolche Pfändung für unwukſam, 
weil es an der Erkennbarkeit dafür fehle, welche Stücke der 
Warengattung der pfändende Gerichtsvollzieher in Beſitz ge⸗ 
nommen habe. Aber weiter iſt dem BG. auch darin beizu⸗ 
treten, daß die bloße Aufnahme in die P’andanzeine auch da 
nicht genügt, wo die Waren aus einer Gattung vollzählig ge⸗ 
pfändet werden ſollten. Auch bei ihnen iſt ohne äußerliche 
Trennung der gepfändeten von den dem Schuldner belaſſenen 
Warenvorräten, mit denen er das Geſchäft ſortführen wollte, 
allein die Angabe der Zahl der gepfändeten Stucke in einer 
Pfandanzeige nicht ausreichend, ihre Identität in der vom Ge⸗ 
ſetze gewollten zweifelsfreien Weiſe feſtzuſtellen. Was run weiter 
die Pfändung des Mobiliars und der Wirtſchafisgegenſtände 
angeht, ſo iſt ebenfalls durch die Anbringung der ſich über dieſe 
Pfändung verhaltenden Pfandanzeige der Erkennbarkeit, welche 
das Geſetz für die im Gewahrſam des Schuldners belaſſenen 
Pfandſtücke verlangt, nicht genügt. Dieſe Pfandanzeige be⸗ 
zeichnet die gepfändeten Gegenſtände als im Schlafzimmer und 
im Salon befindlich. In welchem der beiden Räume die 
einzelnen Sachen gepfändet ſind, iſt aus der Anzeige nicht er⸗ 
ſichtlich. Es liegt auch nur eine Anzeige für beide Räume vor. 
Em ſolches Pfändungsverfahren iſt, abgeſeben davon, daß der 
Gerichtsvollzieber dabei der vorerwähnten Inſtrukt'on der Ges 
ſchäftsanweiſung zuwiderhandelt, auch nach der „ des 
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Geſetzes nicht zu billigen. Die „ſonſtige Weiſe“, auf welche 
die Pfändung nach dem Geſetze erſichtlich zu machen iſt, verlangt 
zur Identifizierung der Pfandſtücke mehr, als hier durch die 
bloße Anheftung einer ſich auf Pfandgegenſtände, die ſich in 
zwei Zimmern befinden, erſtreckenden Anzeige geſchehen iſt. Auch 
die Pfändung der Möbel und Wirtſchaftsgegenſtände ſtellt in 
der angewendeten Form nicht für jeden zweifelsfrei feſt, welche 
der vom Schuldner weiter benutzten Sachen im Wege der 
Zwangsvollſtreckung gepfändet find. H. c. S., U. v. 19. Febr. 15, 
318/14 VII. — Berlin. [S.] 


II. Preußiſches Recht. 


* 21. Eine Abdeckereigerechtigkeit iſt nach dem Preußiſchen 
Allgemeinen Landrecht als eine unbewegliche Sache anzuſehen, 
an welcher Eigentum wie an körperlichen Sachen beſteht; für 
die Eigentumsfreiheitsklage gilt die Zuſtändigkeit des Gerichts 
nach 8 24 ZPO] 

Die Klägerin hat zum LG. Magdeburg Klage erhoben 
mit dem Antrage, die Beklagten zu verurteilen, „es bei einer 
in jedem Falle der Zuwiderhandlung feſtzuſetzenden fiskaliſchen 
Strafe zu unterlaſſen, Tiere oder Tierkadaver zu Abdeckerei⸗ 
zwecken aus den zum Plauer Abdeckereiprivileg gehörenden Ort⸗ 
ſchaften abzuholen“. Sie gründet dieſen Unterlaſſungsanſpruch 
auf ein von dem Könige Friedrich Wilhelm II. von Preußen 
durch Urkunde vom 2. Juni 1790 dem Scharfrichter Hellriegel 
zu Brandenburg erteiltes und von dem Könige Friedrich 
Wilhelm III. am 30. Januar 1799 der Witwe Hellriegel für 
ſie und ihre männlichen und weiblichen Leibeserben erneuertes 
und beſtätigtes Privilegium für die Ausübung des Scharf⸗ 
richteramtes und der Abdeckerei in den zur P. ſchen Meiſterei 
gehörigen Oriſchaften, welche einzeln aufgeführt find. Für 
dieſe Gerechtigkeit iſt in dem Grundbuche von P. im Jahre 
1855 ein eignes Grundbuchblatt angelegt; im Jahre 1889 iſt 
ſie als „ſelbſtändige Gerechtigkeit“ in das Grundbuch von 
Brandenburg übernommen und dort jetzt auf dem Grundbuch⸗ 
blaite der Klägerin als „ſelbſtändiger Beſtandteil“ eingetragen. 
Die Klägerin behauptet, die Beklagten hätten in ihre Real⸗ 
Gewerbe⸗Abdeckereigerechtigkeit dadurch eingegriffen, daß fie aus 
einigen dieſer Gerechtigkeit unterworfenen, im Landgerichts⸗ 
bezirte Magdeburg belegenen Ortſchaften mehrfach ge⸗ 
fallenes Viey abgeholt und für ſich verwendet, auch auf Ver: 
botsbriefe erklärt hätten, fie erkennten das Abdeckereiprivileg 
nicht an und würden ſich auch in Zukunft nicht daran kehren. 
Die Beklagten haben Klageabweiſung beantragt und in erſter 
Linie die Emrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des LG. Magde⸗ 
burg erhoben, die fie auf 8 24 3 PO. ſtützen. Das LG. hat 
dieſe Emrede für begründet erachtet und die Klage abgewieſen. 
Auf die Berufung der Klägerin hat das BG. in gleichem Sinne 
entſchieden.. Das BG. geht davon aus, daß nach der hiſtoriſchen 
Entwicklung, die das deutſche Recht in den einzelnen Staaten 
genommen habe, Immobiliareigenſchaft nicht nur dem 
Grund und Boden, feinen Beſtandteilen und feinem Zubehör, 
ſondern auch felbftändigen Gerechtigkeiten zuerkannt worden ſei, 
insbeſondere den Realgewerbegerechtigkeiten, d. h. Rechten 
zum ausſchließlichen Betriebe eines Gewerbes, ſei es, daß deſſen 
Ausübung von dem Befige irgendeines geeigneten Grundſtücks 
abhängig oder auch ohne ſolches möglich und zuläſſig iſt. 
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Solche Gerechtigkeiten, die alſo nicht mit dem Beſtitze eines 
beſtimmten Grundſtücks untrennbar verbunden waren, ſeien, da 
ſie ſelbſtändige Vermögenswerte darſtellten und für ſich allein 
Gegenſtand des Verkehrs ſein konnten, von den Partikular⸗ 
geſetzgebungen für fähig erachtet worden, auf eigne Blätter im 
Grundbuche eingetragen zu werden. Dem ſei auch das preußiſche 
Recht gefolgt. Die ſelbſtändige Gerechtigkeit, deren Weſen in 
§ 14 des 1. Titels der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 
1783 in einer auch heute noch zutreffenden Weiſe erläutert 
worden ſei, werde im PrAx R. als ein zu Recht beſtehendes 
Inſtitut vorausgeſetzt und nur flüchtig geſtreift (z. B. in 8 395 
I, 20). Eine Anderung hinſichtlich des in bezug auf fie bes 
ſtehenden Rechtszuſtandes habe weder das Landrecht noch die 
ſpätere Grundbuchgeſetzgebung (8 69 EEG. und $ 3 EBD. 
vom 5. Mai 1872) gebracht. 8 69 ECG. ſetze ihre Ein⸗ 
tragungsfähigkeit nach früherem Rechte als gegeben voraus. — 
Die Abdeckereigerechtigkeit ſei begrifflich nur von einem Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer ausübbar, da der Abdecker eine Stätte haben müſſe, 
auf der er das „Luder“ be⸗ und verarbeite; ſie ſei aber nicht 
kraft ihres Weſens mit dem Beſitze eines beſtimmten Grund⸗ 
ſtücks verknüpft, die Verlegung der Luderſtätte vielmehr denkbar 
und unter Umſtänden ſogar geboten. Ob dieſe dem Abdecker 
eigentümlich gehöre oder ihm nur miet⸗ oder pachtweiſe über: 
laſſen ſei, mache für die Ausübung des Abdeckereigewerbes 
keinen Unterſchied. Auch im vorliegenden Falle ſei die Ab: 
deckereigerechtigkeit nicht „ſubjektiv“ mit einem beſtimmten 
Grundſtücke verbunden, vielmehr dem Hellriegel und deſſen Witwe 
perſönlich erb⸗ und eigentümlich verliehen, und zwar als ſelb⸗ 
ſtändige Gerechtigkeit in dem erörterten Sinne. Als ſolche ſei 
fie auch vom Grundbuchrichter behandelt worden, wie näher 
ausgeführt wird. 
gewerbegerechtigkeit begründet, ſo fänden, ſofern ſie noch beſtehe, 
auf ſie gemäß Art. 74 EGBGB. die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften auch jetzt noch Anwendung und werde durch dieſe ins⸗ 
beſondere auch darüber entſchieden, ob ihr Immobiliareigenſchaft 
zukomme oder nicht. Für Preußen greife Art. 40 AGG. 
Platz, auf Grund deſſen die Gerechtigkeit, da fie bei Inkraft⸗ 
treten des BGB. als ſelbſtändiges Vermögensobjekt ins Grund: 
buch eingetragen war, auch jetzt noch materiellrechtlich wie ein 
Grundſtück zu behandeln ſei. Damit ſei zwar die Frage noch 
nicht entſchieden, ob für Streitigkeiten, die fie betreffen, 5 24 
ZPO. zutreffe. Dieſe Frage ſei jedoch zu bejahen. 9 24 
ſpreche nicht von Grundſtücken, ſondern von unbeweglichen 
Sachen, und es ſei nicht abzuſehen, warum ſolche Gegenſtände, 
die das Geſetz materiell⸗rechtlich als Immobilien betrachte, nicht 
auch prozeſſual den Grundſtücken gleichgeſtellt werden ſollten. 
Der geſetzgeberiſche Grund des 8 24, daß nämlich der Richter 
der belegenen Sache deren Rechtsverhältniſſe am beſten zu 
würdigen und feſtzuſtellen vermöge, treffe ebenfo für die Grund» 
ſtücke wie für die im Grundbuche eingetragenen ſelbſtändigen 
Gerechtigkeiten zu. Dann aber könne die negatoriſche Klage, 
deren Klagegrund die Freiheit des Eigentums und die Nicht 
berechtigung des Störers zu Eingriffen in dieſes bilde, auch 
nur im Gerichtsſtande des 8 24 angeſtellt werden. Nur eine 
ſolche habe die Klägerin nach dem Tatbeſtande des erſtinſtan 
lichen Urteils und dem Inhalte der Klageſchrift angeſtell. 
Zwar könnten Unterlaſſungsanſprüche auch aus unerlaub 
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Handlungen gemäß 5 823 Abſ. 1 oder 2 als Schadenserſatz⸗ 
anſprüche entſtehen, und in ſolchem Falle würde der Gerichts⸗ 
fand des S 32 ZPO. gegeben fein. Wenn es ſich aber wie 
hier um die Verletzung eines dinglichen, abſoluten, mit Im⸗ 
mobiliarqualität ausgeſtatteten Rechtes handle und die Abwehr 
künftiger Rechtsverletzungen begehrt werde, fo könne nur § 24 
ZPO. Platz greifen, da ſonſt für eine Umgehung dieſer Zus 
ſtändigkeitsbeſtimmung Tor und Tür geöffnet wäre. Die 
Klägerin habe aber auch die angeblichen unerlaubten Handlungen 
der Beklagten nur erwähnt, um die Beſorgnis vor ihrer Wieder⸗ 
holung zur Begründung des Unterlaſſungsanſpruchs aus § 1004 
Abſ. 2 BGB. zu rechtfertigen, nicht um Schadenserſatzanſprüche 
aus 5 823 geltend zu machen. Sei für eine ſelbſtändige 
Realgerechtigkeit, die nicht an ein beſtimmtes Grundſtück geknüpft 
ſei, ein eignes Grundbuchblatt angelegt, ſo müßten die Gerichte, 
in deren Bezirk das Grundbuch geführt werde, als die der 
belegenen Sache gelten. Wollte man jeden der verſchiedenen 
Orte, an denen die Gerechtigkeit ausgeübt werden darf, als für 
den dinglichen Gerichtsſtand maßgebend erachten, ſo würde der 
ſchon erwähnte Zweck des § 24, die dinglichen Verhältniſſe einer 
unbeweglichen Sache einheitlich von einem und demſelben Ge⸗ 
richte entſcheiden zu laſſen, vereitelt werden. Vielleicht könnte 
man im gegebenen Falle anzunehmen geneigt ſein, daß P. als 
Sitz der ſtreitigen Gerechtigkeit als der Ort, an dem ſie belegen 
ſei, in Betracht komme. Auch das würde an der Sachlage 
nichts ändern, da auch P. zum Landgerichtsbezirke Potsdam 
gehöre. — Die Reviſion fucht zur Widerlegung dieſer Aus⸗ 
führungen darzulegen, daß die Abdeckereigerechtigkeit nach 
PrALR. J, 2 8 7als bewegliche Sache zu betrachten fei, da fie, 
wenn auch, wie das Urteil feſtſtelle, nur von einem Grundſtücks⸗ 
beſitzer ausübbar, doch nicht an den Beſitz eines beſtimmten 
Grundſtücks geknüpft ſei, mit deſſen Aufhören fie wegfalle. 
Dieſer Angriff geht fehl. Die Vorſchrift des 8 7 J, 2 AL R., 
wonach Rechte als bewegliche Sachen betrachtet werden, wird 
durch die folgenden Paragraphen eingeſchränkt, und zwar zu⸗ 
nächſt durch 8 8, der beſtimmt, daß das Recht ſelbſt als un⸗ 
bewegliche Sache anzuſehen iſt, wenn die Befugnis zu ſeiner 
Ausübung mit dem Beſitze einer unbeweglichen Sache ver⸗ 
bunden iſt, ſodann aber weiter noch durch § 9, demzufolge 
„außerdem“ ein Recht die Eigenſchaft einer unbeweglichen Sache 
nur dann hat, wenn ihm dieſelbe durch beſondere Geſetze aus⸗ 
drücklich beigelegt worden iſt. Eine ſolche ausdrückliche Bei⸗ 
legung der Eigenſchaft einer unbeweglichen Sache iſt, wie das 
RG. bereits ausgeſprochen hat [RG. 57, 32], 4) hinſichtlich der 
„ſelbſtändigen Gerechtigkeiten“, d. h. ſolcher, welche nicht an 
beſtimmte Grundſtücke gebunden ſind, ſondern eine ſelbſtändige 
Exiſtenz für ſich führen und deshalb für ſich allein veräußert, 
vererbt und verpfändet werden können, durch 8 14 des Tit. I 
der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783 erfolgt, 
indem dort beſtimmt iſt, daß ſolche Gerechtigkeiten gleich Grund⸗ 
ſtücken unter beſonderen Nummern im Hypothekenbuche ein⸗ 
zutragen ſind. An dieſem Rechtszuſtande iſt, wie das BG. 
zutreffend ausführt, durch die ſpätere Grundbuchgeſetzgebung in 
Preußen nichts geändert und er iſt auch für die Zeit nach 
Inkrafttreten des BGB. durch Art. 74 EGBGB. und Art. 40 
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Preuß. AGBGB. dahin aufrechterhalten worden, daß die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des BGB. für die 
Gerechtigkeit gelten, wenn ſie ein Grundbuchblatt erhalten hat. 
Daß die hier in Frage ſtehende Abdeckereigerechtigkeit, ebenſo 
wie die in RG. 57, 32 46) erwähnten Fiſchereigerechtigkeiten, eine 
ſelbſtändige Gerechtigkeit im Sinne der Hypothekenordnung von 
1783 daſtellt, kann nach den Feſtſtellungen des BG. über ihren 
Inhalt nicht zweifelhaft ſein. Dem BG. iſt aber auch darin 
beizuſtimmen, daß die hier erhobene Klage eine ſolche iſt, durch 
welche im Sinne des 5 24 3PO. das Eigentum an einer 
unbeweglichen Sache geltend gemacht wird. Da die ZPO. 
den Begriff der unbeweglichen Sache nicht beſtimmt, muß dieſer 
aus dem materiellen Rechte, alſo ſeit Inkrafttreten des BGB. 
aus dieſem und, ſoweit eine von ihm den Beſtimmungen der 
Landesgeſetze vorbehaltene Materie in Betracht kommt, aus 
letzteren entnommen werden. Vgl. das Urteil des RG. vom 
30. Dezember 1887, III 99/87 [JW. 88, 217]; Hellmann, 
Deutſches Zivilprozeßrecht S. 120; Skonietzki⸗Gelpke zu § 24 
ZPO. Anm. 7; Stein ebenda II Note 6; Seuffert zu $ 24 
Note 1; Hellwig Lehrbuch II S. 234 J. Zu dem Ergebniſſe, 
daß der dingliche Gerichtsſtand des 8 24 auch für Klagen ge: 
geben iſt, durch welche ein Recht geltend gemacht wird, auf 
das kraft Reichs⸗ oder Landesrechts die Vorſchriften über Grund⸗ 
ſtücke Anwendung finden, kommt mit abweichender Begründung 
auch Wertheimer, der dingliche Gerichtsſtand S. 14 ff. — 
Die von Wach [Handbuch des Zivilprozeſſes Bd. I S. 436] 
für das Recht vor dem Inkrafttreten des BGB. gegen die 
damals ſchon herrſchende Meinung erhobenen Bedenken beziehen 
ſich hauptſächlich darauf, daß in die reichsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über den Gerichtsſtand nicht die „partikuläre 
Mannigfaltigkeit“ dadurch hineingetragen werden dürfe, daß 
ein Gliedſtaat mittels Erweiterung des Begriffes der unbeweg⸗ 
lichen Sache einen erweiterten ausſchließlichen Gerichisſtand 
ſchaffe und dadurch die konkurrierenden Gerichtsſtände anderer 
Gliedſtaaten negiere. Dieſe Bedenken haben, ſoweit ſie etwa 
berechtigt waren, für das heutige Recht weſentlich an Bedeutung 
verloren dadurch, daß die Erläuterung des Begriffs „unbeweg⸗ 
liche Sache“ jetzt nicht mehr unmittelbar aus den partikulären 
Geſetzgebungen der einzelnen Bundesſtaaten, ſondern zunächſt 
aus dem Reichsrechte und nur ſoweit dieſes ſelbſt auf die 
Landesgeſetze verweiſt, aus dieſen zu erfolgen hat. Daß aber 
aus der ZPO. ſelbſt der Begriff der unbeweglichen Sache ent⸗ 
nommen werden könnte, und zwar in dem Sinne, daß er mit 
dem des Grundſtücks identiſch ſei, kann nicht anerkannt werden. 
Die Stellen, aus denen eine ſolche Gleichſtellung hervorgehen 
ſoll [88 24 Abſ. 2, 26 der jetzigen Faſſung der ZBO.] ent⸗ 
halten vielmehr Beſtimmungen, welche ſich ihrem Inhalte nach 
nur auf begrenzte Teile des Erdkörpers (Grundſtücke) beziehen 
können und beweiſen deshalb nichts dafür, daß in § 24 Abſ. 1 
unter „unbeweglichen Sachen“ auch nur Grundſtücke gemeint 
ſein könnten. Es liegt vielmehr näher, anzunehmen, daß mit 
dem Ausdruck „unbewegliche Sache“ ein weiterer, mit dem 
Ausdrucke: „Grundſtück“ ein engerer Begriff verbunden werden 
ſollte. Daraus, daß in § 757 Abſ. 2 ZPO. alter Faſſung 
hinſichtlich des Begriffs des unbeweglichen Vermögens in An⸗ 
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ſehung der Zwangsvollſtreckung auf das Landesrecht verwieſen 
war, konnte auch ſür das damalige Recht nicht wohl der Schluß 
abgeleitet werden, daß im übrigen eine Erläuterung des Begriffs 
der unbeweglichen Sache aus dem materiellen Landesrechte 
ausgeſchloſſen ſein ſollte. — Iſt ſonach die hier in Frage 
ſtehende Abdeckereigerechtigkelt — ſofern fie, was für die Zus 
ſtändigkeitsfrage nicht zu prüfen iſt, noch rechtlichen Beſtand 
hat — auch im Sinne des § 24 ZO als eine unbewegliche 
Sache anzuſehen, an welcher Eigentum wie an körperlichen 
Sachen beſteht, ſo ſtellt ſich auch die Klage, die der Berechtigte 
aus ihr zur Abwehr von Eingriffen erhebt, als die Eigentums⸗ 
freiheitsklage, alſo als eine ſolche dar, mit der das Eigentum 
an einer unbeweglichen Sache geltend gemacht wird. Vgl. 
RG. 45, 385. — Daß nur eine ſolche Klage und nicht etwa 
eine Klage auf Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung hier 
erhoben worden iſt, hat der Ber R. auf Grund rechtlich be⸗ 
denkenfreier Auslegung der Klageſchrift angenommen. Es kann 
deshalb unerörtert bleiben, ob die Ausführung, daß Anſprüche 
auf Unterlaſſung in ſolchen Fällen aus unerlaubter Handlung 
überhaupt nicht erhoben werden können, weil dadurch der 
Gerichtsſtand des §S 24 3PO. umgangen werden würde, ges 
billigt werden kann Nicht beigeſtimmt werden kann dem BerR. 
aber inſoweit, als er annimmt, daß für die erhobene Klage 
ohne weneres das LG. Potsdam als Gericht der belegenen 
Sache ausſchlietlich zuſtandig fein würde. Er gründet dieſe 
Auffaſſung in erſter Linie darauf, daß die Gerechtigkeit in dem 
Grundbuche eines zum Landgerichtsbezirke Potsdam gehörigen 
Grundbuchamis (Brandenburg) eingetragen iſt. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt kann aber nicht maßgebend ſein. Der Bezirk der Ge⸗ 
rechtigkeit erstreckt ſich unſtreitig über den Bezirk des Lands 
gerichts Potsdam hinaus. Der dingliche Gerichtsſtand des 
8 24 aber wirkt nicht weiter als die Grenzen des Gerichts⸗ 
bezirks reichen. Vgl. Wach, Handbuch Bd. I S. 496. Gehört 
daher eine einheitliche unbewegliche Sache ihrer Lage nach den 
Bezirken mehrerer Gerichte an, ſo iſt nicht das eine dieſer 
Gerichte um deswillen zuſtändig, weil die unbewegliche Sache 
in dem Grundbuche eines zu ſeinem Bezirke gehörigen Grund⸗ 
buchamts eingetragen iſt, ſondern es iſt für dieſen Fall die 
beſondere Vorſchrift des 8 36 Ziff. 4 ZPO. gegeben, derzufolge 
das zuſtändige Gericht durch das gemeinſchaftliche obere Gericht 
zu beſtimmen iſt. Dieſe Beſtimmung ſetzt gerade voraus, daß 
es ſich um eine einheitliche unbewegliche Sache handelt. Die 
Einheitlichkeit wird aber bei Grundſtücken, die aus mehreren 
Parzellen beſtehen, nur dadurch hergeſtellt, daß ſie auf einem 
Grundbuchblatte in einem und demſelben Grundbuche einheitlich 
eingetragen ſind, was auf Grund der preußiſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zur GBO. auch dann zuläſſig iſt, wenn ſie in 
verſchiedenen Grundbuchbezirken gelegen find. Vgl. 8 890 
BGB.; 8 5 GBD.; Art. 2 PrAGGBO.; Thurnau⸗Förſter zu 
85 GBO., Bem. B 1 (S. 58) und B 2% (S. 59); RG. in JW. 
1910, 601; OL GRſpr. 21, 404; ebenda 8, 300; KG J. 43, 290. 
Beſtimmt ſich aber bei einem Grundſtücke das „Belegenſein“ in 
einem Gerichtsbezirke nicht danach, daß es in einem zu dieſem 
Bezirke gehörigen Grundbuche eingetragen iſt, ſo kann auch bei 
einer Gerechtigkeit, die ſich über den Gerichtsbezirk hinaus er⸗ 
ſtreckt, die Zuſtändigkeit des Gerichts nicht daraus hergeleitet 
werden, daß ſie in dem Grundbuche eines zu dem Bezirke dieſes 
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Gerichts gehörigen Grundbuchamts eingetragen iſt. Sie iſt 
vielmehr als belegen anzuſehen in dem ganzen Bezirke, über 
den ſie ſich erſtreckt, und es bedarf daher, wenn dieſer Bezirk 
mehreren Gerichtsbezirken angehört, der Beſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Gerichts nach § 36 Ziff. 4 ZPO. Der vom BerR. 
als vielleicht in Betracht kommend angedeutete Geſichtspunkt, 
daß der Ort P. als „Sitz“ der Gerechtigkeit für den dinglichen 
Gerichtsſtand maßgebend ſein könnte, trifft nicht zu. P. iſt 
in den Verleihungsurkunden lediglich genannt als Hauptort der 
„Meiſterei“, zu welcher die einzeln aufgeführten Ortſchaften, 
auf welche ſich das Privileg erſtreckt, gehören; die Gerechtigkeit 
ſelbſt aber iſt, wie der BerR. feſtſtellt, nicht an den Beſitz eines 
Grundſtücks in P. geknüpft oder ſonſt in irgendeiner Weiſe 
mit dem Orte P., keinesfalls in höherem Maße wie mit den 
anderen Ortſchaften, verknüpft; es iſt daher nicht erfindlich, wie 
P. als „Sitz“ der Gerechtigkeit für deren Belegenſein maß⸗ 
gebend ſein könnte. Andrerſeits kann auch nicht etwa die Zu⸗ 
ſtändigkeit des LG. Magdeburg daraus gefolgert werden, daß 
diejenigen Eingriffe in die Gerechtigkeit, welche den Anlaß zur 
Klage gegeben haben, in Ortſchaften erfolgt ſind, die zum Be⸗ 
zirke dieſes Gerichts gehören. Für den dinglichen Gerichtsſtand 
iſt nicht der Ort der Störung, ſondern die Lage der unbeweg⸗ 
lichen Sache maßgebend; deshalb iſt es auch unerheblich, daß 
die Störung nur denjenigen Teil der einheitlichen Sache be⸗ 
troffen hat, welcher in einem der mehreren Gerichtsbezirke liegt, 
denen die ganze Sache ihrer Lage nach angehört [ogl. Skonietzki⸗ 
Gelpke zu §S 36 ZPO. Anm. 9]. Im vorliegenden Falle wird 
zudem Unterlaſſung von Störungen nicht nur im Landgerichts⸗ 
bezirke Potsdam, ſondern im ganzen Gerechtigkeitsbezirke ver⸗ 
langt und von den Beklagten nach Inhalt des Klagevortrags 
die Befugnis zu den ſtörenden Handlungen für den ganzen 
Gerechtigkeitsbezirk in Anſpruch genommen. Da ſonach, in 
Ermangelung einer Beſtimmung nach $ 36 Ziff. 4 ZPO. das 
LG. Magdeburg, bei welchem die Klage erhoben iſt, nicht zu⸗ 
ſtändig iſt, ſo erweiſt ſich die Abweiſung der Klage im Er⸗ 
gebniſſe als richtig und mußte deshalb die Reviſion zurüd- 
gewieſen werden. M. c. R, U. v. 27. Febr. 15, 474/14 V. — 
Naumburg. [S.] 

* 22. Das durch den Eintritt in den Staatsdienſt be 
gründete Beamtenverhältnis hat einen dauernden Beſtand und 


wird nicht dadurch unterbrochen, daß der Staat von den 


Dienſten des Beamten keinen Gebrauch macht.] 

Die im Laufe des Rechtsſtreits verſtorbene urſprüngliche 
Klägerin, die Witwe des Profeſſors A., der bis zu feinem 
Tode Oberlehrer an einem ſtaatlichen Gymnaſium war, hat 
Klage auf Erhöhung ihres Witwengeldes erhoben, weil die 
penſionsfähige Dienſtzeit ihres Mannes fälſchlich auf 20 Jahre 
ſtatt auf 24 Jahre berechnet ſei; es müßten auch die von dem 
Beklagten abgeſetzten Zeiträume hinzugerechnet werden, in denen 
ihr Mann nach Beendigung ſeines Ausbildungsjahrs entweder 
ohne Beſchäftigung zur Verfügung des Provinzialſchulkollegiums 
geſtanden oder als Hilfslehrer weniger als zwölf Stunden 
wöchentlich unterrichtet habe. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Das BG. hat dagegen den Beklagten dem Antrage 
gemäß verurteilt. Zur Entſcheidung ſteht nur noch die Frage, 
ob auf die penſionsfähige Dienſtzeit des Profeſſors A. auch 
diejenige Zeit anzurechnen iſt, während deren er nach ſeinem 
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am 10. November 1886 erfolgten erſtmaligen Antritt einer 
Hilfslehrertätigkeit bei einem ſtaatlichen Gymnaſium ohne 
Beſchäftigung zur Verfügung des Provinzialſchulkollegiums 
geſtanden hat, d. i. die Zeit vom 11. April 1889 bis zum 
10. Auguſt 1890. Die von der Reviſion weiter noch als 
ſtreitig bezeichnete Zeit vom 1. April 1886 bis zum 9. November 
1886 iſt von dem BG. nicht angerechnet worden und kommt 
deshalb auch für die Reviſionsinſtanz nicht in Betracht. Der 
Zeitraum vom 11. April 1889 bis zum 10. Auguſt 1890 iſt 
aber mit Recht für anrechnungsfähig erklärt worden. Die 
Annahme des Ber R., daß Profeſſor A., wenn nicht ſchon 
früher, ſo doch jedenfalls am 10. November 1886 mit dem 
Beginne feiner Hilfslehrertätigkeit an einem ſtaatlichen Gymnaſium 
in den Staatsdienſt getreten iſt, ſteht im Einklange mit dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 16. Januar 1914 [RG. 
84, 62 ff.], auf deſſen Gründe hiermit verwieſen wird. Dem 
86. iſt aber auch darin beizupflichten, daß das dadurch be⸗ 
gründete Beamtenverhältnis durch das Aufhören der Hilfs⸗ 
lehrertätigkeit am 10. April 1889 nicht etwa ſein Ende ge⸗ 
funden, ſondern auch während der ſtreitigen Zeit, bis zum 
Tode des [feit dem 11. Auguſt 1890 ſtändig im ſtaatlichen 
Schuldienſte tätigen] Profeſſors A. fortbeſtanden hat. Wie der 
erkennende Senat bereits in dem Urteile vom 6. Mai 1902 
[G. 51, 304 ff.] in Ubereinſtimmung mit mehreren Urteilen 
des IV. Z S. RG. 41, 112; 47, 287) ausgeſprochen und ein⸗ 
gehend begründet hat, hat das durch den Eintritt in den 
Staatsdienſt einmal begründete Beamtenverhältnis einen 
dauernden Beſtand und wird nicht dadurch unterbrochen, daß 
der Staat von den Dienſten des zu ſeiner Verfügung ſtehenden 
Beamten leinen Gebrauch macht, es beſteht vielmehr ſort, bis 
es nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften oder der An⸗ 
ſtellungsbedingungen förmlich gelöſt wird. Dieſen aus der 
Natur des Beamtenverhältniſſes hergeleiteten Grundſatz hat der 
Vorderrichter zutreffend auf den gegebenen Fall angewendet, 
wenn auch, wie die Revifion näher ausführt, das Verhältnis 
zwiſchen dem Provinzialſchulkollegium und den zu ſeiner Ver⸗ 
fügung ſtehenden, nicht beſchäftigten Kandidaten in der hier 
fraglichen Zeit ein ſehr lockeres geweſen iſt. Die gegenteilige 
Auffaſſung der Reviſion, daß das durch die Einberufung eines 
Kandidaten als Hilfslehrer bei einer ſtaatlichen höheren Schule 
begründete Staatsbeamtenverhältnis mit dem Aufhören der 
Hilfslehrertätigkeit endige und mit jeder neuen Einberufung 
bon neuem ein Staatsbeamtenverhältnis begründet werde, ift 
mit dem obigen ſtaatsrechilichen Grundſatz unvereinbar. Pr. F. 
6 L, U. v. 2. März 15, 441/14 III. — Breslau. [S.)] 

Preuß. Allgemeines Berggeſetz. 

23. Die Gewerken als ſolche ſind kein Vertretungsorgan 
der Gewerlſchaft.] 

Aus den Gründen: Das BG. nimmt an, daß K. und 
Th. in ihrer Eigenſchaft als einzige Gewerken die Ge⸗ 
werkſchaft zu vertreten befugt ſeien, und hiergegen richtet ſich 
m erſter Linie der Angriff der Reviſion. — Daß Perſonen, 
die als Vertreter der beklagten Partei bezeichnet ſind und gegen 
die in dieſer ihrer angeblichen Eigenſchaft die Klage gerichtet 
if, Rechtsmittel zu dem Zwecke einlegen können, um den Streit 
Über die Vertretungsbefugnis zum Austrag zu bringen, hat 
bas RE. NG. 18, 385; 29, 409] bereits wiederholt anerkannt. 
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Die Rüge der mangelnden Vertretungsbefugnis iſt aber auch 
ſachlich begründet. Entgegen der Anſicht des BG. kann es 
zunächſt nicht als ein „unabweisbares praktiſches Bedürfnis“ 
anerkannt werden, daß eine ohne geſetzliches Vertretungsorgan 
beſtehende Gewerkſchaft als durch die einzelnen Gewerken ver⸗ 
treten klagen oder verklagt werden kann. Das Geſetz hat in 
§ 130 der Bergbehörde die Befugnis beigelegt, da, wo es 
geboten erſcheint, auf Antrag oder auch von Amts wegen einen 
geſetzlichen Vertreter zu beſtellen. Damit hat das Geſetz dem 
praktiſchen Bedürfniſſe in genügender Weiſe Rechnung getragen. 
Für eine Befugnis der Gewerken zur Vertretung der Gewerk⸗ 
ſchaft läßt ſich auch aus der Rechtſprechung des RG. nichts 
entnehmen. Bei dem Gewerken, der für ſich allein ſämtliche 
Kuxe der Gewerkſchaft in feiner Hand vereinigt und dabei von 
der Wahl eines beſonderen Vertreters abſieht, darf ohne 
weiteres davon ausgegangen werden, daß er ſich als den 
„natürlichen Repräſentanten“ [RG. 32, 334] angeſehen wiſſen 
will. Weſentlich anders aber liegt die Sache, wenn die Kuxe 
ſich in der Hand von mehreren und auch nur von zwei Perſonen 
befinden. Sodann mögen [Daubenfped, bergrechtl. Entſch. 
Bd. I S. 155) die in der Gewerkenverſammlung vereinigten 
Gewerken unmittelbar und ohne Vermittlung des Vorſtandes 
rechtsgeſchäftliche Verfügungen treffen können; die Gewerken 
als Einzelperſonen ſtehen aber zu der Gewerkſchaft nicht in der 
Stellung, wie die Gewerkenverſammlung, die nach dem Geſetze 
ein Organ, und zwar das oberſte Organ der Gewerkſchaft iſt. 
Die Gewerken als ſolche ſind kein Vertretungsorgan; das Geſetz 
weiſt die Vertretung der Gewerkſchaft [$ 119 BergG.] dem 
Repräſentanten oder dem Grubenvorſtande zu, und in dieſer 
Beziehung iſt das Rechtsverhältnis bei der Gewerkſchaft kein 
anderes als nach S 29 BGB. beim Vereine. Die Einrede der 
mangelnden Vertretungsbefugnis iſt hiernach begründet, und die 
Klage war daher aus dieſem Grunde abzuweiſen. Gewerkſchaft 
F. K. c. H., U. v. 20. März 15, 367/14 V. — Braun⸗ 


ſchweig. [B.) 
24. Auslegung von Bergwerksſtatuten durch das Re⸗ 


viſionsgericht.] 

Aus den Gründen: Das Statut enthält die Verfaſſung, 
die innerhalb der vom Geſetze zugelaſſenen Grenzen das Berg⸗ 
werk ſelbſt ſich beilegt. Es iſt nicht, wie das knappſchaftliche 
Statut RG. 38, 136] eine Rechtsnorm, ſondern es liegt auf 
privatrechtlichem Gebiete und hat durchweg Vertragsnatur. Aber 
es gibt Vorſchriften nicht nur für einen Einzelfall, ſondern es 
iſt dazu beſtimmt, für die inneren und die äußeren Rechts⸗ 
beziehungen der Gewerkſchaft in der Gegenwart und in der 
Zukunft ein für allemal eine den beſonderen Verhältniſſen des 
Unternehmens angepaßte feſte Grundlage zu ſchaffen. Das 
Statut, das an die Stelle des Legalſtatuts, alſo geſetzlicher 
Normen, tritt, hat damit eine über einen Einzelfall weit hinaus⸗ 
reichende Bedeutung. Desbalb können die Erwägungen, die 
bei Verträgen dazu geführt haben, der Nachprüfung durch das 
Reviſionsgericht engere Grenzen zu ziehen, bei Bergwerksſtatuten 
ebenſowenig Platz greifen, als bei Verträgen ſog. typiſchen In⸗ 
halts und insbeſondere bei allgemeinen Verſicherungs bedingungen 
[NG. 81, 117].“) Bei der Auslegung von Verträgen im all» 
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gemeinen ift in erſter Linie maßgebend der Wille der Parteien, 
und er iſt aus den Umſtänden des Falls und, wenn nötig, 
durch Beweiserhebung vom Tatrichter zu ermitteln. Das Statut 
iſt aus ſich heraus auszulegen, und hier den Reviſionsrichter an 
die vielleicht einander widerstreitenden Auslegungen verſchiedener 
BG. zu binden, wäre ſachwidrig und würde auch dem auf die 
Sicherſtellung einer einheitlichen Rechtſprechung gerichteten Zwecke 
des Rechtsmittels der Reviſion wenig entſprechen. K. c. Ge⸗ 
werkſchaft W., U. v. 27. Febr. 15, 404/14 V. — Darm⸗ 
ſtadt. [B.)] 

25. Die Bergbautreibenden ſind nicht der Beſchränkung 
unterworfen, mit der Mineralförderung oder der Herſtellung 
der darauf gerichteten Anlagen innezuhalten, wenn ſchädliche Ein⸗ 
wirkungen auf Nachbarfelder davon zu erwarten find.] 

Die Klägerin beſitzt bei M. ein Solquellenbergwerk, die 
Beklagten haben dort angrenzende, teilweiſe von dem Bergwerk 
der Klägerin überdeckte Kali⸗ und Steinſalzfelder. Im Berg⸗ 
werke der Klägerin entſprang früher eine ſchwachfließende Sol⸗ 
quelle, im Rechtsſtreite genannt die Fundſolquelle. Dieſe iſt 
im November 1911 verſiegt, nachdem die Beklagten in einer 
Entfernung von etwa 100 m einen Schacht, den ſogenannten 
Poliztiſchacht, abgeteuft hatten. Die Klägerin hält das Ab⸗ 
teufen des Schachts für rechtswidrig, und fie erhebt ferner den 
Vorwurf, daß die Beklagten mit beſonderer Beſchleunigung 
eine Strecke an ihr, der Klägerin, Feld herangetrieben haben, 
in der Abſicht, deſſen Ausbeutung zu verhindern oder zu er⸗ 
ſchweten. Endlich behauptet die Klägerin, daß ihr die Aus⸗ 
übung ihrer Rechte unmöglich gemacht ſei, nämlich dadurch, daß 
die Bergpolizeibehörde ihr die Abteufung des Schachtes auf 
mehr als 100 m unterſagt habe. Die Klägerin begehrt 
deshalb von den Beklagten Schadenserſatz, und ſie ſtützt dieſen 
Anſpruch auf die Vorſchriſten des BGB. über unerlaubte 
Handlungen, ungerechtfertigte Bereicherung und über das 
Nachbarrecht, ſowie auch auf die Vorſchrift des 5 75 Einl. 
zum ALR. Der Bergwerksbeſitzer hat nach 5 54 ABergG. 
die Befugnis, alle zur Auſſuchung und Gewinnung der ver⸗ 
liehenen Mineralien erforderlichen Vorrichtungen unter und über 
Tage zu treffen. Von dieſer Befugnis haben die Beklagten 
Gebrauch gemacht, indem ſie innerhalb ihres Feldes den Polizei⸗ 
ſchacht niedergebracht und — in der Richtung auf das Feld 
der Klägerin zu — eine Strecke vorgetrieben haben. Hierbei 
hat es ſich, wie das BG. unangefochten feſtſtellt, um Maß⸗ 
nahmen gehandelt, die in ihrer Anlage wie in ihrer Aus⸗ 
führung wirtſchaftlich und techniſch zweckmäßig waren und auch 
innerhalb des von der Bergbehörde genehmigten Betriebsplans 
lagen. Eine Verpflichtung der Beklagten, die Schachtanlage 
und die Streckenführung zu unterlaſſen, beſtand nicht, ſelbſt 
wenn mit ungünftigen Einwirkungen auf das Feld der Klägerin 
zu rechnen war. Das Geſetz hat den Bergbautreibenden in 
der Befugnis zur Förderung der Mineralien nicht der Beſchränkung 
unterworfen, daß er mit der Mineralförderung oder der Her⸗ 
richtung der hierauf gerichteten Anlagen innezuhalten hat, wenn 
ſchädliche Einwirkungen auf die Nachbarſelder zu beſorgen ſind. 
In dieſer Beziehung wird auf die näheren Ausführungen in 
dem Urteile des erkennenden Senats in RG. 72, 303 ff. ver⸗ 
wieſen. Die Ausführungen der Klägerin in den Vorinſtanzen 
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und auch in der Reviſio,sinſtanz enthalten nichts, was zu 
einer anderen Beurteilung der Rechtsfrage führen könnte. Für 
eine auch nur entſprechende Anwendung der 88 1024, 1027 
in Verb. mit § 1004 BGB. iſt kein Raum, da das Berg: 
werkseigentum kein Sacheigentum und auch kein Recht an 
einem fremden Grundſtücke, ſondern — Urteil des RG. vom 
21. April 1906 in der ZBergr. 48, 119 — der Inbegriff der 
Berechtigungen iſt, die dem Zwecke der bergmänniſchen Pro⸗ 
duktion dienen. Die für den Inhalt und den Umfang der 
Berechtigungen entscheidende Vorſchrift bietet der 8 54 A Berg., 
der insbeſondere auch durch die nachbarrechtliche Vorſchrift des 
§ 907 BGB. [RG. 72, 303 ff.,“) vgl. auch Weſthoff in der 
3Bergr. 43, 473] keine Einſchränkung erleidet. Die Vorſchrift 
des 8 907 iſt für das Bergrecht überhaupt nicht anwendbar, 
und ſie kommt daher für den vorliegenden Fall auch nicht, wie 
die Reviſion glaubt, als Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. in Betracht. Der Klaganſpruch iſt endlich und vor 
allem auf 8 75 Einl. zum ALR. geſtützt worden, wonach „der 
Staat demjenigen, welcher ſeine beſonderen Rechte und Vorteile 
dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, 
zu entſchädigen gehalten iſt“. Schon der Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift zeigt, daß ſie inſoweit keine Anwendung finden kann, 
als die Beklagten den Polizeiſchacht niedergebracht und eine 
Strecke vorgetrieben haben. Dieſe Vorkehrungen ſind, ohne 
daß eine Verpflichtung zur Ausführung beſtand, nach Genehmigung 
des Betriebsplans, aber nicht auf Anordnung der Bergbehörde 
getroffen worden, und ſie enthielten, auch wenn ſie mittelbar 
in ihrer Wirkung für die Nachbargrube nachteilig waren, keinen 
Eingriff in den geſetzlich geſchützten Rechtskreis der Klägerin, 
letzteres auch inſoweit nicht, als der Polizeiſchacht durch das 
teilweiſe überdeckende Feld der Klägerin geſtoßen iſt. Zu berg⸗ 
baulichen Maßnahmen dieſer Art iſt der Bergwerksbeſitzer 
[3Bergr. 53, 425] unbeſchadet der Verpflichtungen aus den 
88 55 und 56 ebenfalls befugt, und zwar kraft des ihm im 
Umfange des § 54 ABerg®. verliehenen Bergbaurechts. — 
Anders dagegen iſt die Sache rechtlich zu beurteilen in An⸗ 
ſehung des von der Klägerin in ihrem Felde niedergebrachten 
Schachtes. Deſſen Abteufung auf mehr als 100 m hat die 
Bergbehörde unterſagt, und die Klägerin behauptet, daß ihr 
damit das Abfangen der Solquelle und überhaupt die Aus⸗ 
übung ihres Bergwerkeigentums unmöglich gemacht ſei. Diele 
Behauptung ift für die Reviſion als richtig zu unterftellen, 
indem das BG., ohne auf dieſes tatſächliche Vorbringen näher 
einzugehen, die Abweiſung der Klage lediglich mit der Aus⸗ 
führung begründet hat, daß aus bergpolizeiliche Verfügungen 
ein Erſatzanſpruch aus 8 75 Einl. überhaupt nicht hergeleitet 
werden könne. Hiermit ſetzt ſich das BG. bewußt in Gegenſatz 
zu der Anſicht, die im Anſchluß an die Abhandlung von 
Weſthoff in der ZBergr. 43, 450 ff. der VII. 38S. des NE. 
in feinem Urteile in RG. 70, 389 4) vertritt. Demgegenüber 
verweiſt das BG. auf die abweichenden Anſichten in der Berg⸗ 
rechtslehre, auf die Rechtſprechung des früheren Preußiſchen 
Obertribunals, und es glaubt, eine andere Auffaſſung auch in 
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den Urteilen des erkennenden Senats in RG. 72 S. 85 50) und 
S. 303 ff. ſowie auch in dem Urteile des VII. 3S. in 
NG. 82, 80 ff. erkennen zu ſollen. Allein auf dieſe Aus: 
führungen braucht nicht näher eingegangen zu werden, da der 
vorliegende Fall nicht dazu nötigt, zu der Streitfrage [vgl. 
auch RG. 5, 266; 28, 341 und Urteil des RG. vom 11. De⸗ 
zember 1897 bei Daubenſpeck Bd. II S. 269] Stellung zu 
nehmen. Nach 8 196 ABergG. in feiner jetzigen Faſſung 
beſteht darüber kein Streit, daß die Bergbehörden bei der von 
ihnen zu übenden polizeilichen Aufſicht nur die öffentlichen 
Intereſſen zu berückſichtigen haben, und dem iſt auch in den 
zum Gegenſtande der Verhandlung gemachten Rekursbeſcheiden 
unzweideutig Ausdruck gegeben. So heißt es insbeſondere in 
dem Rekursbeſcheide des Handelsminiſters vom 21. Januar 1911, 
daß die Bergbehörden nicht die kollidierenden Privatintereſſen 
der beiden Zechen, ſondern „einzig und allein den durch das 
Geſetz ihnen anvertrauten polizeilichen Schutz bergwerklicher 
Betriebe zu beachten haben“, und daß ſie erſt eingeſchritten 
ſeien, nachdem dies im bergpolizeilichen Intereſſe ſich als 
unbedingt erforderlich erwieſen habe. Die Klägerin hat nach 
dem Tatbeſtande II. Inſtanz die Beſcheide an ſich anerkannt 
und nur darzulegen verſucht, daß „dieſe, das Solquellenbergwerk 
in der Entwicklung hindernden Erlaſſe für die Beklagten recht⸗ 
liche Vorteile gebracht hätten, für die fie aufzukommen haben“. 
Bei der Sachlage, wie ſie hiernach feſtſteht, iſt aus 8 75 Einl. 
ein Erſatzanſpruch gegen die Beklagten nicht gegeben. Zur 
Wahrnehmung des Intereſſes der Beklagten konnten die Ver⸗ 
fügungen weder erlaſſen werden, noch find fie erlaſſen worden. 
Sie haben der Wahrung öffentlich = rechtlicher Intereſſen 
gedient, und ein Erſatzanſpruch, der hierdurch erwachſen wäre — 
ob dies geſchehen, muß dahingeſtellt bleiben —, könnte ſich 
RG. 82, 80 ff.] nur gegen den Staat richten. G. E. A. 
o. G. B. u. Gen., U. v. 17. Febr. 15, 466/14 V. — Naum⸗ 
burg. [S.] 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz. 

26. Zur Frage der Stempelſteuerpflicht bei brieflich ge- 
ſchloſſenen Kaufverträgen. 

Durch Schreiben vom 18. September 1909 richtete der 
Gutsbeſitzer E. in B. den Antrag an die Klägerin, von ihr 
zehn näher bezeichnete Ochſen unter näher angegebenen Be⸗ 
ſtimmungen zum Preiſe von 5104,35 . zu kaufen. Die Klägerin 
nahm dieſen Antrag durch Schreiben vom 20. desſelben Monats 
an. Hierzu wurde ein Landesſtempel von 17,50 & erfordert, 
den die Klägerin bezahlt hat und mit der vorliegenden Klage 
zurückfordert. Das LG. hat den beklagten Fiskus zur Zahlung 
von 17,50 & an die Klägerin verurteilt. Die Berufung des 
Bellagten iſt zurückgewieſen worden. Auch der Reviſion des 
Beklagten blieb der Erfolg verſagt. Gründe: Die Abgabe, 
die der Beklagte geglaubt hat im vorliegenden Falle erheben 
zu können, iſt der in Tarifſtelle 32 StempſtG. verordnete Kauf: 
ſtempel. Außer Streit iſt, daß der zu dieſer Verſteuerung heran⸗ 
gezogene Kaufvertrag zwiſchen dem Gutsbeſitzer E. und der 
Klägerin durch die zwiſchen dieſen beiden gewechſelten Briefe 
vom 18. und 20. September 1909 zuſtande gekommen iſt. In 
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Fällen ſolcher Art wird nach der in Satz 1 des Abſ. 3 des 8 1 
Stempft®. ausgeſprochenen Regel ein Stempel nicht erhoben. 
Ausnahmsweiſe unterliegen brieflich geſchloſſene Verträge nach 
der in Satz 2 a. a. O. hinzugefügten Beſtimmung dem zutreffenden 
Stempel dann, wenn nach der Verkehrsſitte über das Geſchäft 
ein förmlicher ſchriftlicher Vertrag errichtet zu werden pflegt, 
dieſe Errichtung indeſſen nicht ſtattgefunden hat und von den 
Beteiligten beabſichtigt iſt, durch den Briefwechſel die Aufnahme 
eines ſolchen Vertrags zu erſetzen. Dieſe Ausnahme kann hier 
ſchon darum nicht Platz greifen, weil nach der zutreffenden und 
von der Reviſion auch nicht angegriffenen Feſtſtellung des BG. 
über Verträge der vorliegenden Art [Viehkäufe] die Errichtung 
einer förmlichen Urkunde nicht verkehrsüblich iſt, und es ſomit 
gleich an der erſten der drei geſetzlichen Vorausſetzungen der 
Ausnahme fehlt. Daß gleichwohl der Kaufſtempel mit Recht 
erfordert ſei, hatte der Beklagte auf zweierlei Art zu begründen 
verſucht. In erſter Reihe machte er geltend, es liege gar nicht 
lediglich der Fall eines brieflichen Vertrages [§ 1 Abſ. 3 a. a. O.) 
vor, ſondern in Wahrheit ſei durch die beiden Briefe in ihrer 
Verbindung miteinander eine förmliche Vertragsurkunde [8 1 
Abſ. 2] errichtet. Auch die Reviſion hat dieſe Auffaſſung auf⸗ 
rechterhalten, indem ſie „unter Wiederholung der vorinſtanz⸗ 
lichen Ausführungen des Beklagten“ den § 1 a. a. O. als ver⸗ 
letzt bezeichnete. Dieſer Angriff geht fehl. Zweifelhaft mag 
fein, ob [mit Heinitz, StempſtG., 3. Aufl., S. 19 ff.] aus dem 
geſetzlichen Charakter der Abgabe als Urkundenſtempel zu folgern 
iſt, daß die Vertragsurkunde, um der Abgabe zu unterliegen, 
den Erforderniſſen des 8 126 BGB. entſprechen müſſe und daß 
alſo, wenn die Unterzeichnung der Parteien nicht auf derſelben 
Urkunde erfolgt, ſondern jeder Teil nur eine für den anderen 
beſtimmte Urkunde unterzeichnet, der gleiche Wortlaut beider 
Urkunden die unerläßliche Vorausſetzung dafür bilde, daß eine 
förmliche Vertragsurkunde im Sinne des § 1 Abſ. 2 Stempft®. 
als vorliegend angenommen werden könne; dieſe Vorausſetzung 
würde durch die beiden Briefe nicht erfüllt ſein. Unter allen 
Umſtänden aber muß, um in einem Brieſwechſel eine ſolche 
förmliche Vertragsurkunde finden zu können, gefordert werden, 
daß jeder der beiden Briefe ſelbſtändig in ſich den geeinigten 
rechtsgeſchäftlichen Willen beider Teile in allen für den Ver⸗ 
tragsſchluß in Betracht kommenden Punkten zum Ausdruck 
bringt. Dieſem Erfordernis genügt ſchon der Brief vom 18. 
nicht, da darin ausgeſprochenerweiſe nur ein Vertragsantrag 
gemacht, alſo nur der einſeitige Wille eines Teils kundgegeben 
wird. Noch weniger aber genügt der Brief vom 20., da ihm 
ſelbſtändig der Inhalt des Vertrags in deſſen weſentlichen Be⸗ 
ſtandteilen nicht entnommen werden kann. Zu den weſentlichen 
Beſtandteilen des Kaufvertrags gehört die Bezeichnung der ver⸗ 
und gekauften Sache. Hier bildeten ſelbſtverſtändlich nicht zehn 
Ochſen als nur der Gattung nach bezeichnete Sachen den Gegen⸗ 
ſtand des Kaufs, ſondern das Vertragsangebot bezog ſich, wie 
der Brief vom 18. ergibt, auf zehn beſtimmte, durch „Ohr⸗ 
marken“ ausgeſonderte Tiere. Der Brief der Klägerin vom 
20. aber beſchränkt ſich allerdings nicht völlig auf eine Er⸗ 
klärung der Annahme des Vertragsantrags, ſondern fügt dieſer 
Erklärung noch die Worte hinzu: „Wir verkaufen Ihnen danach 
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bis zum Eingang des Kaufpreiſes“. Hier fehlt aber, abgeſehen 
von dem ſonſtigen in dem Angebotſchreiben angegebenen Vertrags⸗ 
inhalte, die beſtimmte Bezeichnung der den Kaufgegenſtand 
bildenden Sachen, da die verkauften Tiere nur nach Gattung 
[und Zahl], nicht jedoch nach ihren Merkmalen als beſtimmte 
Einzelweſen bezeichnet ſind. Hiernach iſt die Auffaſſung des 
BG., daß eine förmliche gemäß Tarifſtelle 32 in Verbindung 
mit § 1 Abſ. 2 Stempft®. ſtempelpflichtige Vertragsurkunde in 
den gewechſelten Briefen nicht zu finden fei, rechtlich nicht zu 
beanſtanden, ſondern zu billigen. In zweiter Reihe aber hatte 
der Beklagte geltend gemacht, es liege, wenn auch keine Ver⸗ 
tragsurkunde, doch jedenfalls der Tatbeſtand vor, an den ſich 
die Steuerpflicht nach Abſ. 5 der Tarifitelle 32 lin der hier 
bereits maßgebenden Geſetzesfaſſung vom 30. Juni 1909] knüpfe. 
Ob unter dieſem Geſichtspunkt eine Prüfung durch die Gerichte 
der Vorinſtanzen Überhaupt erfolgt iſt, läßt ſich den Urteilen 
nicht klar entnehmen. Keinesfalls aber bedarf es noch tatſäch⸗ 
licher Feſtſtellungen; es handelt ſich vielmehr lediglich um die 
rechtliche Beurteilung, ſo daß der Prüfung durch das Reviſions⸗ 
gericht nichts im Wege ſteht. Nach der Vorſchrift im Abſ. 5 
der Tarifſtelle 32 unterliegen „Beurkundungen von Veräuße⸗ 
rungen beweglicher Sachen ... dem Stempel dieſer Tarifſtelle 
auch dann, wenn fie nur von einem der Vertragsſchließenden 
unterzeichnet und dem anderen Vertragſchließenden ausgehändigt 
ſind,“ und hiervon ſind nur die vorliegend nicht in Betracht 
kommenden ſogenannten Kommiſſionsnoten ausgenommen. Auch 
ſür die Anwendung dieſer Vorſchrift muß aber gefordert werden, 
daß die Urkunde das Veräußerungsgeſchäft in allen weſentlichen 
Beſtandteilen enthält. Das iſt aber, wie bereits gezeigt, bei 
dem Briefe vom 20., um den allein es ſich hier handelt, nicht 
der Fall. So wie deſſen vorhin wiedergegebener Schlußſatz 
lautet, enthält er allerdings mehr als eine bloße Wiederholung 
der im erſten Satze ausgeſprochenen Antragsannahme, aber doch 
nicht genug, um darin eine ſelbſtändige Beurkundung des Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts finden zu können. Die Reviſion macht geltend, 
in dem im Schlußſatz gebrauchten Worte „danach“ ſei die Bezug⸗ 
nahme auf das Angebotſchreiben des anderen Teils enthalten 
und aus dieſem ſei deshalb der urkundliche Inhalt des Briefes 
vom 20. zu ergänzen. Eine ſolche Bezugnahme auf eine nicht 
von demſelben Vertragſchließenden unterzeichnete und, wie in 
Abſ. 5 a. a. O. gefordert iſt, dem anderen Vertragſchließenden 
ausgehändigte, ſondern von dieſem ſelbſt herrührende Urkunde 
iſt aber nicht geeignet, den Tatbeſtand der Vorſchrift zu erfüllen. 
Das würde auch in dem von der Reviſion unterſtellten Falle 
gelten, wenn die in dem Schlußſatz enthaltene Erklärung nicht 
mit dem erſten Satze in einer Urkunde vereinigt, ſondern ge⸗ 
trennt beurkundet worden wäre; auch in dieſem Falle würde 
die Vorſchrift des Abſ. 5 a. a. O. nicht anzuwenden fein. Nach 
alledem bedarf es nicht noch der Erörterung, ob nicht der Auf⸗ 
faſſung des Beklagten unter beiden von ihm geltend gemachten 
Geſichtspunkten auch der Umſtand entgegenſteht, daß die brief⸗ 
liche Erklärung vom 20. erſt mit ihrem Zugehen an den anderen 
Teil wirkſam geworden iſt, im Zeitpunkte der Beurkundung alſo 
der Kaufvertrag noch nicht beſtand. Preuß. Fiskus c. Z. f. V. 
e. G. m. b. H., U. v. 19. März 15, 486/14 VII. — Berlin. [B.] 
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Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Kann ein deutſcher Verſicherter von dem Verſicherungs⸗ 
vertrage mit einer engliſchen Verſicherungsgeſellſchaft 
zurücktreten?!) 

Die Frage, ob ein deutſcher Verſicherter von dem Verſicherungs⸗ 
vertrage mit einer engliſchen Verſicherungsgeſellſchaft infolge der durch 
den Krieg und die engliſche Kriegsgeſetzgebung geſchaffene Lage zurück⸗ 
treten kann, iſt neuerdings in der Kechtſprechung und Rechtslehre 
wiederholt erörtert worden. Das Berufungsgericht hat ſich mit der 
herrſchenden Meinung für die Bejahung der Frage entſchieden (vgl. 
Hagen, DZ. 1915, 60; Kaufmann, JW. 1915, 261; vgl. auch die 
gerichtlichen Entſcheidungen 8VerſWeſ. 1914, 619; 1915, 58, und in 
den Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſicherungsdanſtalten, 1914 
S. 560; 1915 S. 111 und 112). 

Zunächſt iſt davon auszugehen, daß der hier ſtreitige Verſicherungs⸗ 
vertrag nach deutſchem Recht zu beurteilen iſt. 

Wenn auch die Beklagte in England ihren Sig hat, fo iſt doch 
der Verſicherungsvertrag durch die in Deutſchland wohnhaften Vertreter 
der Beklagten mit dem in Deutſchland wohnhaften Kläger geſchloſſen, 
und der Vertrag war in Deutſchland zu erfüllen. Es iſt daher 
unbedenklich auch als Wille der Parteien zu unterſtellen, daß der 
Verſicherungsvertrag, der ſeine wichtigſten örtlichen Beziehungen in 
Deutſchland hatte, dem deutſchen Recht unterworfen ſein follte (vgl. 
NG. 44, 301; 60, 63; Seuff Arch. Bd. 47 Nr. 2; Gerhard Hagen: 
Manes, Kom. zum BerfBtG. Zuſatz Ic zu § 49). Beide Parteien 
gehen denn auch von der Anwendung des deutſchen Rechts aus. 

Das Verſ Vic. vom 30. Mai 1908 enthält keine Vorſchriften 
darüber, inwieweit dem Verſicherten ein Kücktrittsrecht wegen ver⸗ 
änderter Umſtände zuſteht. Ergänzend ſind daher die Grundſätze des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts heranzuziehen (vgl. Gerhard Hagen⸗ 
Manes, a. a. O., Vorbem. S. 1). 

Auch das BGB. gibt — abgeſehen von zwei Einzelanwendungen 
des Rechtsgedankens in den 88 321, 610 BGB. — keine ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmungen in dieſer Hinſicht. In Betracht kommen aber 
die Auslegungsvorſchriften der 88 133, 157 BGB.: fie können im 
Einzelfall, wenn eine grundlegende Umgeſtaltung der zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes beſtehenden Verhältniſſe eingetreten iſt, namentlich 
bei langfriſtigen Verträgen, zu der Auslegung führen, daß das Feſt⸗ 
halten der benachteiligten Partei an dem Vertragsverhältnis unter dieſen 
veränderten Umſtänden dem Willen der Parteien nach Treu und Glauben 
nicht mehr entſpricht und daß deshalb die Partei von dem Vertrage zurüd: 
treten kann (vgl. RG. 50, 257; Warngſpr. 1911 Nr. 223; Staudinger, 
Vorbem. V2 vor $ 305 BGB.; Planck, 4. Aufl., Anm. c zu $ 321 888.; 
Oertmann, Allgemeiner Teil, Vorbem. 1d vor 8 158 BG8.). 

Insbeſondere bei Verſicherungsverträgen ift ein ſolches Rücktritts⸗ 
recht des Verſicherten nach der Rechtſprechung des RG. (60, 56) 
als berechtigt anzuerkennen, wenn die wurtſchaftlichen und rechtlichen 
Grundlagen des Verſicherungsunternehmens, mit deren Fortbeſtand 
der Verſicherte rechnen konnte, beſeitigt oder erheblich verändert werden. 
Nach Treu und Glauben und der Verkehrsſitte kann nicht als Wille 
der Vertragſchließenden angenommen werden, daß der Verſicherte auch 
bei einer ſolchen Veränderung noch an einem Vertrage feſtgehalten 
werden ſollte, deſſen Grundlagen nicht mehr beſtehen und den der Ver⸗ 
ſicherte jetzt bei der veränderten Sachlage niemals abgeſchloſſen hätte. 

So liegt der Fall aber hier. 

Der in England domizilierten Beklagten iſt durch die für England 
erlaſſene Königliche revidierte Verordnung über den Handels verkehr 
mit dem Feinde vom 9. September 1914 verboten, Geldbeträge an 
einen Feind oder zu deſſen Vorteil zu zahlen und Verſſicherungs verträge, 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 261 und 381. 
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die mit einem Feinde abgeſchloſſen ſind, zu erfüllen. Zuwiderhand⸗ 
lungen ſind mit Geld⸗ und Freiheitsſtrafe bedroht. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Beklagten durch dieſes 
Verbot die Erfüllung der ihr dem Kläger gegenüber obliegenden 
Verbindlichkeiten ſchlechthin unmöglich geworden iſt (§ 323 BGB.). 
Eine ſolche Unmöglichkeit liegt nicht vor, wenn die in Deutſchland 
befindlichen Vertreter der Beklagten noch in der Lage ſind, mit 
inländiſchen Mitteln die Verbindlichkeiten gegenüber den Verſicherten 
zu erfüllen. Aber auch wenn dies letztere der Fall iſt, bleibt doch 
die Tatſache beſtehen, daß das Haupt⸗ und Stammunternehmen der 
Beklagten keinerlei Geldmittel für die deutſchen Verſicherten hergeben 
darf und wird. In dem Verſicherungsſchein iſt das Grundkapital der 
Beklagten auf 57 158 760 , angegeben, und in dem bei dem LG. 
Liegnitz anhängigen Prozeſſe iſt das Vermögen der Beklagten nach 
der damals unſtreitigen Sachdarſtellung auf 135000000 & angegeben. 

Wenn jetzt ausgeführt wird, daß das in Deutſchland befindliche 
Vermögen der Beklagten ſich auf 1 700 000 & Kautionen und ein 
Grundſtück im Werte von 600000 / beläuft, fo erhellt ohne weiteres, 
daß das große Unternehmen, das dem Kläger vor dem Kriege als 
Verſicherer zahlungsbereit und zahlungs pflichtig gegenüberſtand und 
im Vertrauen auf deſſen Beſtand der Verſicherungsvertrag vom Kläger 
geſchloſſen wurde, jetzt nur noch zum kleinen Bruchteil für die Erfüllung 
der Pflichten aus dem Verſicherungsvertrage einſtehen kann und will. 
Mag auch die Beklagte ausführen, daß ſchon vor dem Kriege eine 
Zwangs vollſtreckung in das in England befindliche Vermögen der 
Beklagten für die deutſchen Verſicherten erſchwert geweſen ſei, fo ſtand 
doch das große Vermögen der engliſchen Geſellſchaft zur Erfüllung der 
gegenüber deutſchen Verſicherten beſteher den Verbindlichkeiten bereit; 
reichte das inländiſche Vermögen, das der deutſchen Vertretung der 
Beklagten zur Verfügung ſtand, zur Befriedigung der Anſprüche der 
deutſchen Verſicherten nicht aus, ſo trat das Stammhaus der Beklagten 
mit ſeinen Mitteln ſelbſtverſtändlich ein. Dies wird jetzt durch die 
engliſche Kriegsgeſetzgebung abgeſchnitten. Die Beklagte hat zwar 
behauptet, daß ihr inländiſches Vermögen zur Deckung aller Anſprüche 
deutſcher Verſicherter ausreiche, aber was zunächſt die Kaution von 
1700000 & betrifft, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß ſchon ein 
großer Schadensfall — etwa die Zerſtörung einer großen Fabrik — 
dieſen Betrag weit überſteigen kann, und wie weit — neben dem 
Grundſtück, das kein präſentes Zahlungsmittel darſtellt — die Prämien⸗ 
einnahmen in voller Höhe eingehen und ausreichen werden, auch unge⸗ 
wöhnlich höhere Verluſte zu decken, ſteht dahin. In jedem Falle aber 
wird ſchon dadurch, daß der Verſicherte ſich jetzt nur noch an einen 
beſcheidenen Bruchteil des ihm derzeit einheitlich gegenübergetretenen 
Verſicherungsunternehmens halten kann, die ganze Grundlage des 
Vertragsverhältniſſes derart erſchüttert und verändert, daß dem Kläger 
nach Treu und Glauben nicht wohl zugemutet werden kann, mit dieſem 
Torſo feines urſprünglichen Verſicherers das Verhältnis fortzuſetzen. 
Dies liegt nicht im Sinne des urſprünglichen Vertrages, widerſpricht 
vielmehr dem Parteiwillen. An dieſem Ergebnis kann auch der 
Umſtand nichts ändern, daß die Beklagte ſich bemüht hat, durch 
Verträge mit zwei Hamburger Verſicherungsgeſellſchaften, die übrigens 
an Kapitalkraft weſentlich hinter der Beklagten zurückſtehen, die Lage 
ihrer deutſchen Verſicherten zu verbeſſern. Zunächſt iſt nicht zu 
bezweifeln, daß der Kläger ſich auf das Angebot der Beklagten, das 
Verſicherungsverhältnis — ſtatt mit ihr — mit der Hanſeatiſchen 
Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft fortzuſetzen, nicht einzulaſſen braucht. 
Sie braucht ſich den Eintritt eines anderen Vertragsgegners nicht 
gefallen zu laſſen. Im übrigen aber zeigen gerade dieſe Abmachungen 
der Beklagten mit den Hamburger Geſellſchaften, wie ſehr ſich die 
Grundlagen des ganzen Verſicherungsverhältniſſes inſolge des Krieges 
verändert haben: Die Beklagte hat nicht nur mit der Hanſeatiſchen 
Geſellſchaſt und der Norddeutſchen Verſicherungsgeſellſchaft in Hamburg 
dereinbart, daß dieſe die Garantie für die Erfüllung ihrer Verbind⸗ 
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lichkeiten aus ihren deutſchen Verſicherungsverträgen zu übernehmen 
haben, ſondern ſie hat mit der Hanſeatiſchen Geſellſchaft vereinbart, 
daß dieſe das geſamte deutſche Geſchäſt der Beklagten „in eigene 
Verwaltung“ übernimmt und ſich bereit erklärt, in alle deutſchen 
Verſicherungen der Beklagten einzutreten. Ausdrücklich heißt es weiter 
in dem Rundſchreiben des deutſchen Hauptbevollmächtigten der Beklagten 
vom September 1914 (Blatt 17 d. A.), daß es ſich für die deutſchen 
Verſicherten „empfehlen dürfte“, die Überführung der Verſicherung 
auf die Hanſeatiſche Geſellſchaft zu beantragen, nachdem die Beklagte 
ſich nunmehr in Deutſchland auf die Abwickelung ihrer laufenden 
Ver ſicherungsverträge beſchränke. Dieſe Vereinbarungen ergeben, daß 
die Beklagte die Verwaltung ihres deutſchen Geſchäfts, mag das⸗ 
ſelbe auch, wie behauptet iſt, noch auf ihre Rechnung gehen, völlig 
in die Hände einer anderen Geſellſchaft gelegt hat. Nun muß die 
Beklagte zwar ohnehin durch Vertreter handeln, und es würde an ſich 
der Vertragsgegner keine Einwendungen daraus herleiten können, daß 
die Beklagte zu ihren bevollmächtigten Perſonen beſtellt, die zugleich 
Vertreter einer anderen Geſellſchaft ſind. 

Aber die ganze Grundlage des Verſicherungsverhältniſſes wird 
verändert, wenn die Beklagte, da ſie ſelbſt mit ihrem Geſamtvermögen 
nur noch zum kleinen Teile für die Erfüllung des Verſicherungs⸗ 
vertrages einſtehen kann, nunmehr eine andere Geſellſchaft als 
Haftungsperſon einſchiebt. Auch wenn davon auszugehen ſein ſollte, 
daß der Kläger nach den Grundſätzen über Verträge zugunſten Dritter 
($ 328 BGB.) ohne weiteres einen unmittelbaren Anſpruch gegen 
die Hamburger Geſellſchaſten erwarb, haftet doch im rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Sinne jetzt dem Verſicherten zur Hauptſache eine 
andere Geſellſchaft als diejenige, mit der er abſchließen wollte, und 
dieſe Veränderung des ganzen Verhältniſſes wird noch dadurch ver⸗ 
ſtärkt, daß die neu eintretende Geſellſchaft zugleich diejenige iſt, die 
das Verſicherungsgeſchäft nunmehr mit dem Verſicherten abwickelt. 
Der Verſicherte, der etwa im Vertrauen auf eine entgegenkommende 
Erledigung’ der Schadensregulierung, wie fie bei der Beklagten üblich 
fein möchte, gerade mit der Beklagten abgeſchloſſen hat, ſteht ſich 
jetzt einer anderen Geſellſchaft gegenüber, deren Geſchäftsgebahren 
ihm unbekannt iſt und von demjenigen der Beklagten möglicherweiſe 
nicht unerheblich abweicht. 

Demnach ſtehen auch der Miteintritt und die Mithaftung der 
Hamburger Geſellſchaften, wie ſie hier erfolgt find, dem Kücktritts recht 
des Klägers nicht entgegen, geben dieſem Rechte vielmehr ihrerſeits 
eine weitere Grundlage (vgl. hierzu RG. 60, 63). 

Die Beklagte macht endlich geltend, daß ſchon zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes des Verſicherungsvertrages mit dem Kläger — im Sep⸗ 
tember 1911 — die Möglichkeit eines Krieges zwiſchen England und 
Deutſchland keine fernliegende geweſen ſei. Indes der Abſchluß des 
Vertrages durch den Kläger ſpricht dafür, daß dieſer mit einem 
ſolchen Kriege nicht gerechnet hat, wie denn auch eine wirkliche 
Kriegsgefahr im September 1911 noch nicht beſtand. Keinenfalls aber 
war damit zu rechnen, und iſt damit gerechnet worden, daß die engliſche 
Geſetzgebung den Krieg, wle geſchehen, in das wirtſchaftliche Gebiet hin⸗ 
überſpielen und in die privatrechtlichen Verhältniſſe eingreifen werde. 

Dem Feſiſtellungsantrage des Klägers, daß er von dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage mit Recht zurückgetreten ſei, iſt hiernach mit Recht 
vom LG. ſtattgegeben worden. (Urteil des OLG. Kiel vom 
8. April 1915, UI 15/15.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Matthießen, Kiel. 


* * 
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Gegen die Beftellung zum Vertreter gemäß 8 1 der 
Verordnung vom 14. Januar 1915 hat weder die Partei 
noch der Vertreter ein Beſchwerderecht. 

Die Ehefrau des Beklagten iſt gemäß 8 1 der Bundesrats⸗ 


verordnung vom 14. Januar 1915 zu ſeinem Vertreter beſtellt worden. 
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10. 1915. 


Gegen dieſen Beſchluß hat ſie für ſich und den Beklagten Beſchwerde 
eingelegt, die unzuläſſig iſt. Die Verordnung iſt ein ergänzender Beſtand⸗ 
teil des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 und tft deshalb in formeller 
Beziehung gleich dem Reichsgeſetz nach den Vorſchriften der ZPO. zu 
handhaben (f. amtliche Begründung zum Reichs geſetz vom 4. Auguſt 1914 
bei Guttentag, 3. Aufl. S. 33 unter 5; KG. vom 26. Oktober 1914 
im Recht 1914, 704; DIS. 1914, 1888; KGB. 1914, 140). Nach 
§ 567 ZRO. iſt aber einer Partei ein Beſchwerderecht nur gegen 
eine ſolche Entſcheidung gegeben, durch welche ein das Verfahren 
betreffendes Geſuch zurückgewieſen iſt. Wird dem Geſuche ſtatt⸗ 
gegeben, ſo iſt die Beſchwerde nicht zuläſſig. Ein Beſchwerderecht 
der Partei gegen die Beſtellung eines Vertreters gemäß 8 1 der 
Verordnung vom 14. Januar 1914 iſt ſonach nicht gegeben (ſo auch 
Ring in DIZ. 1915, 137; Bendix im Recht 1915 S. 99 und 183). 

Aber auch der zum Vertreter beſtellten Perſon wird regelmäßig 
ein Beſchwerderecht zu verſagen ſein, weil ſie mangels einer beſtehenden 
Annahmepflicht durch die Beſtellung allein nicht beſchwert wird (ſo 
Bendix a. a. O. S. 99; v. Harder in JW. 1915, 160; zweifelnd 
Ring a. a. O.). [Beſchluß des KG., 13. ZS. vom 29. April 1915, 
13 M 1521/15.) 

Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Redlich, Berlin. 


* * 
* 


Zur Bundesratsverordnung vom 14. Januar 1915.1) 

Klägerin hatte mit Rückſicht auf 8 2 der Bundes ratsbekannt⸗ 
machung vom 14. Januar 1915 die Klage ſofort der Ehefrau des 
Beklagten als deſſen Generalbevollmächtigten zuſtellen laſſen. Der 
Anwalt des Beklagten beantragte Ausſetzung, da der Beklagte im 
Felde ſei. Der Anwalt der Klägerin widerſprach dieſem Antrag, mit 
dem Hinweiſe, daß das Geſchäft des Beklagten von deſſen Ehefrau 
fortgeführt werde. Der Vertreter des Beklagten geſtand dieſes zu, 
wies aber darauf hin, daß von einem Verdienſt nicht die Rede ſein 
könne, da der Geſchäftsgang infolge des Krieges herabgemindert ſei 
und die Erträgniſſe nur zur Deckung der Unkoſten und zur Vervoll⸗ 
ſtändigung des Lagers ausreichten. Das LG. in Cöln hat den 
Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens mit folgender Begründung 
abgelehnt: 

„Der von dem Beklagten geſtellte Antrag auf Ausſetzung des 
Verfahrens wird abgelehnt, da der Beklagte ſich zwar zu Kriegs⸗ 
zeiten im Militärdienſte befindet, ſeine Ehefrau aber mit General⸗ 
vollmacht verſehen hat und durch ſie das Geſchäft, in welches die 
eingeklagten Waren geliefert worden ſind, nach wie vor weiter⸗ 
führen läßt, die Ehefrau des Beklagten ſchließt zugeſtandenermaßen 
Verkäufe in dem Geſchäfte ab, wenn auch wegen der Kriegszeiten 
in geringerem Umſange, als früher. Der Umſtand, daß fie zur: 
zeit ſich im Wochenbette befindet, hindert ihre kaufmänniſche Tätigkeit 
nur vorübergehend und für kurze Zeit, iſt daher weiter nicht 
beachtlich. Bei dieſer Sachlage war von der Befugnis des § 247 
ZPO. kein Gebrauch zu machen.“ 


Die hiergegen eingelegte Beſchwerde hatte Erfolg: 

„Dem Antrage auf Ausſetzung des Verfahrens hätte der Vorder⸗ 
richter gemäß 88 2 und 3 der Verordnung vom 4. Auguſt 1914 
und § 2 der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 entſprechen 
müffen, weil der Beklagte im Felde iſt. Die Ablehnung wäre nur 
dann gerechtfertigt geweſen, wenn die Ausſetzung nach den Umſtänden 
des vorliegenden Falles offenbar unbillig wäre. Von einer offen⸗ 
baren Unbilligkeit kann aber keine Rede ſein, mag auch die Ehefrau 
des Inhabers der beklagten Firma das Geſchäft in geringem 
Umfange fortführen; denn damit ſteht keineswegs feſt, daß in 
Abweſenheit des Geſchäftsinhabers genügend Mittel zur Deckung 


— 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 159, 287, 415, 465. 


der Geſchäftsſchulden erworben werden, deren Beiſeiteſchaffung im 

Falle der Unterbrechung des Verfahrens zu befürchten wäre.“ 

(Beſchluß des OLG. in Cöln vom 27. März 1915, 2 W 16/16.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Mendel, Cöln. 
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Landgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Koſtenlaſt bei richterlicher Stundungsbewilligung. 

Die Frage, wer die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat, iſt 
lediglich nach den Vorſchriften der ZPO. zu entſcheiden. Denn die 
in dem 5 2 der Verordnung vom 18. Auguſt 1914 (RG Vl. S. 377) 
gegebene Koſtenvorſchrift, auf die ſich der erſte Richter mitbezogen 
hat, paßt auf den vorliegenden Fall nicht. Jene Verordnung be⸗ 
handelt nur diejenigen Fälle, in denen infolge Verzuges beſondere 
Rechtsfolgen eintreten könnten, z. B. bei nicht pünktlicher Zinszahlung 
Fälligkeit des Kapitals oder bei nicht rechtzeitiger Zahlung der Miete 
die Pflicht zur Räumung der Wohnung. Um einen derartigen Fall 
handelt es ſich hier aber nicht, ſondern lediglich um den allgemeinen 
Fall, daß ein Schuldner einer fälligen Schuld um Stundungsbefugnis 
in Gemäßheit der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 (RGBl. S. 359) 
bittet. Dieſe Verordnung enthält aber nichts über die Koſten⸗ 
erſtattungspflicht, und es kommen alſo bei Anwendung dieſer Ver⸗ 
ordnung lediglich die allgemeinen Vorſchriſten der ZBO. in Betracht. 

Danach aber war keine Veranlaſſung, der Klägerin auch nur 
einen Teil der Prozeßkoſten aufzuerlegen. Man mag dem Beklagten 
zugeben, daß die Klägerin mit einem Teile ihres Anſpruchs unterlegen 
iſt, wenn ſie die eingeklagte Summe friſtlos verlangte, während die 
Beklagten nach richterlichem Ermeſſen für berechtigt erkärt worden 
ſind, ſie ſtatt ſofort: „ſpäteſtens am 29. Oktober 1914“ zu zahlen. 
Daß aber Hauptgegenſtand des Streites dieſe Stundungsfrage war, 
iſt unrichtig. Klägerin verlangte mit der Klage Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Summe, Beklagte hatten dieſe Summe am 1. Juli zu 
zahlen gehabt. Ende Auguſt iſt die Klage eingereicht worden. Die 
Klage war alſo damals in voller Höhe berechtigt. Wenn die Beklagten 
nunmehr ihre Zahlungspflicht an ſich anerkannten und um Stundung 
baten, ſo kann man nicht hinterher ſagen, daß die Klageſumme als 
ſolche nicht den Hauptgegenſtand des Streites bildete. Im übrigen 
haben die Beklagten auch um eine Friſt von drei Monaten gebeten, 
während ihnen nur eine ſolche von anderthalb Monaten bewilligt 
worden iſt. Die Klägerin iſt ſomit mit einem geringſügigen Teile 
ihres Anſpruchs unterlegen, ſo daß ſchon aus dieſem Geſichtspunkte 
gemäß § 92 ZPO. die geſamten Koſten des Rechtsſtreits den Be 
klagten hätten auferlegt werden ſollen. Die Feſtſetzung der Friſt 
beruht aber auch im weſentlichen auf richterlichem Ermeſſen. Auch 
um deswillen iſt es im vorliegenden Falle angezeigt, gemäß $ 92 800. 
die geſamten Koſten des Rechtsſtreits den Schuldnern aufzuerlegen. 
Sonſt iſt der Kläger doppelt beſchwert (Urteil des LG. II Berlin 
vom 7. November 1914, 4 8 505/14). 

Mitgeteilt von Juſtizrat Georg Meyer, Berlin. 


* 4 * 

Ausſetzung des Verfahrens bei Kriegsbehinderung 
des Geſchäftsführers der Geſellſchaft m. b. H.“) 

Das Beſchwerdegericht ſteht auf dem Standpunkt, daß das Reichs⸗ 
geſetz vom 4. Auguſt 1914 nach ſeinem Sinn und Zweck nicht nur 
auf natürliche Perſonen, ſondern insbeſondere auch z. B. auf die 
Geſellſchaft m. b. H., die durch ihre Geſchäftsführer repräſentiert wird, 
Anwendung zu finden hat. — Vgl. hierzu OLG. Hamburg vom 
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5. Oktober 1914 in Leipz Z. 1915 Sp. 70 Nr. 11 und 12 und RG. 
vom 10. Dezember 1914 in LeipzZ3. 1915 Sp. 43 Nr. 1. — Die 
Zwangsverſteigerung der der Beſchwerdeführerin gehörigen Grundſtücke 
tft mithin gemäß § 5 Abſ. 1 Ziff. 2 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 für unzuläſſig zu erachten, da der alleinige Geſchäftsführer 
zu der Beſatzung einer armierten Feſtung — § 2 Abſ. 1 Ziff 1 des 
Keichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 — gehört. (Beſchluß des LG. Leipzig 
vom 27. April 1915 2 B C 3839/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig. 


* * 
* 


Ausſetzung des Verfahrens gegen eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft wegen Kriegsteilnahme eines Geſellſchafters.)) 

Eine Ausſetzung des Verfahrens gegen eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft hat nach §8 3 Mil Schutz. auch dann zu erfolgen, wenn nur 
elner der mehreren Teilnehmer zum Kriegsdienſt einberufen iſt. Das 
Schutzgeſetz würde verſagen, wenn der Rechtsſtreit in einem ſolchen 
Falle gegen die Geſellſchaft fortgeführt werden könnte. Denn der zu 
Heeres dienſt einberufene Geſellſchafter müßte die Rechtskraft des gegen 
die Geſellſchaft ergehenden Urteils nach 8 128 HGB. auch gegen ſich 
gelten laſſen und könnte, wenn er perſönlich belangt wird, nach 8 129 
Abſ. daſebſt keine Einwendungen vorbringen, die von der Geſellſchaft 
in dem gegen ſie geführten Prozeſſe geltend gemacht werden konnten 
(OL GRſpr. 29, 307; Leipz Z. 1914, 1916). [Beſchluß des LG. 
München I vom 30. Dezember 1914, 807/14.] 

Mitgeteilt von Juſtizrat Dr. Heins furter, München. 


Literaturbeſprechungen. 


Die Geſetze über die Angelegenheiten der Freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit für das Reich und Preußen. Erläutert von 
Dr. Fr. Schlegelberger, Landrichter in Berlin. Zweite 
vollſtändig neubearbeitete Auflage des Kommentars von 
Schultze⸗Görlitz und Oberneck. Berlin, Carl Heymanns 
Verlag, 1914. 

Fünfzehn Jahre ſind vergangen, ſeitdem die Geſetze über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit in Kraft getreten und viel zu zahlreiche 
große Kommentare dazu erſchienen ſind. Keiner hat eine zweite Auf— 
lage erlebt. Nur der Heymannſche Verlag hat den Mut gehabt, 
ſeinen von Schultze Görlitz und Oberneck verfaßten Kommentar in 
neuer von Landrichter Schlegelberger zu Berlin gänzlich umgearbeiteter 
Auflage berauszugeben. Ein großer Kommentar hat zwei Aufgaben 
zu löſen, zunächſt das geſamte in Literatur und Rechtſprechung nieder: 
gelegte Material zu ſammeln und alle bisher aufgetauchten Fragen zu 
erledigen, ſodann neue Wege für die zukünftige Rechtſprechung zu bahnen. 

Die erſte Aufgabe iſt vom Verfaſſer ohne Reſt gelöſt worden. 
Das geſamte bisherige Material iſt mit großem Fleiße und außer— 
gewöhnlichem Geſchicke geſammelt und zuſammengeſtellt; ich habe nicht 
entdecken können, daß irgendeine Frage übergangen, irgendein Literatur— 
ſpänchen oder eine Entſcheidung nicht erwähnt iſt. Auch prüft der 
Verſaſſer alle Fragen ſelbſtändig und trägt überall ſeine eigene 
Meinung mit wiſſenſchaftlicher Begründung vor. Der Kommentar 
wird daher für jeden Praktiker und auch für jeden Theoretiker ein 
unentbehrliches Hilfsmittel ſein. Die Neuauflage iſt eine völlige 
Neuſchöpfung. Auch in der Grundlage iſt die meiner Anſicht nach 
nicht glückliche Trennung des Reichsgeſetzes und des Preußiſchen 
Geſetzes, die Schultze und Oberneck vorgenommen hatten, beſeitigt. 
Die Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes ſind im Anſchluſſe an die 
einzelnen Vorſchriften des Reichsgeſetzes bearbeitet, zu welchen ſie gehören. 
— — nn nn 


) Bol. auch JW. 1914 ©. 1045, 1135; 1915, 464. 
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Dagegen ſcheint der Verfaſſer den Ausbau der künftigen Necht: 
ſprechung nicht zu den Aufgaben des Kommentators zu rechnen. 
Gedanken, die der Rechtſprechung neue Wege weiſen oder einen Fortſchritt 
anbahnen, fehlen meiſtens. So hat — um nur ein Beiſpiel anzu: 
führen — die ſchlimme kaſuiſtiſche Rechtſprechung darüber, wann 
Urkunden nichtig ſind, den Verfaſſer nicht zu einer Prüfung angeregt, 
ob denn die ganze formaliſtiſche Rechtſprechung über Nichtigkeit der 
Urkunden dem Zwecke des Geſetzes, durch Beurkundung möglichſte 
Rechtsſicherheit zu gewähren, entſpricht. Denn nach der jetzigen 
Judikatur über dieſe Fragen fördert die Beurkundung nicht die Rechts: 
ſicherheit, ſondern die Rechtsunſicherheit. 

Zum Schluſſe noch eine allgemeine Bemerkung. Der Kommentar 
umfaßt ohne Anlagen und Regiſter 1088 Seiten, mit dieſen beiden 
1308 und koſtet 32 ./. Woher ſollen die Richter und Anwälte das 
Geld nehmen, alle paar Jahre derartige teure Werke über jeden 
Hauptgegenſtand unſeres Faches anzuſchaffen? Wäre es nicht Zeit, 
die ganze durch Staub begründete, von dieſem aber in viel beſcheide— 
nerem Maße angewendete Methode zu verlaſſen und wieder auf kurze, 
handliche Erläuterungen zurückzukommen, welche die geſamte Recht— 
ſprechung, von der Literatur aber nur das weſentliche enthalten? Iſt 
es wirklich notwendig, bei jeder Frage, die längſt ausgetragen 
und vom Kammergericht entſchieden iſt, anzuführen, was Dutzende 
nunmehr veralteten Kommentare einmal darüber geſagt haben, wie 
dies Schlegelberger in allzu großer Gewiſſenhaftigkeit tut. Ich möchte 
die Regel aufſtellen, ein Kommentar darf nicht mehr als 10. / koſten. 
Vielleicht ſtellt eine juriſtiſche Geſellſchaft die Preisaufgabe, einen 


ſolchen Kommentar zu einem größeren Geſetze zu verfaſſen? 


Juſtizrat Rausnitz, Berlin. 


Dr. Haus Fritz Abraham: Gewährt unſer Recht dem Schuldner 
hinreichende Möglichkeiten, aus Vermögensverfall in ge- 
ordnete Verhältuiſſe zurückzugelaugen? Berlin 1914. Verlag 
Vahlen. 0,80 #. 


Den Schuldner in ſeinem Bemühen, ſich wieder emporzuarbeiten, 
zu unterſtützen, iſt eine wichtige Aufgabe der Rechtspflege. Nur im 
beſchränkten Umfange kann fie gelöſt werden. Es wird immer Fälle 
geben, in denen der Konflikt zwiſchen Schuldenlaſt und Zahlungs⸗ 
unfähigkeit nicht gelöſt werden kann. Zuzugeben iſt, daß der Mangel 
eines außergerichtlichen Akkordes und unſer veraltetes Lohnbeſchlag⸗ 
nahmerecht die Schuldner geradezu auf Schleichwege drängen. Der 
1500: & Vertrag entſpringt bisweilen redlichen Abſichten, in anderen 
Fällen iſt er eine mehr oder weniger bösartige Schiebung. Wo 
die Redlichkeit aufhört und die Schiebung anfängt, läßt ſich im 
einzelnen Falle ſchwer ſagen. Der Verfaſſer glaubt eine Form des 
1500-4 Vertrages gefunden zu haben, die eine Gewähr für die 
Redlichkeit der Abſicht und der Durchführung bietet. Der pfändungs⸗ 
freie Betrag des Gehaltes ſoll nicht mehr der Ehefrau, ſondern einem 
Treuhänder als „ausſchließlichem Gläubiger“ zugewendet werden. 
Der Treuhänder führt allmonatlich an die Ehefrau des Angeſtellten 
einen im voraus beſtimmten Betrag zur Deckung des Unterhaltes 
der Familie ab; den Keſt verwendet er zur Schuldentilgung. Ein 
Recht auf Befriedigung erlangen die Gläubiger dem Treuhänder 
gegenüber nicht. Eine ähnliche Regelung ſchlägt der Verſaſſer vor 
für Verträge mit Unternehmungen, die im weſentlichen auf der 
Arbeitskraſt des Schuldners beruhen und bei denen er am Gewinn 
beteiligt ſein ſoll. (Beiſpiel: G. m. b. H., bei der der Schuldner 
Geſchäftsführer, ſeine Frau Geſellſchafterin iſt.) Hier ſoll ein Teil 
des Gewinns der Unternehmung gleichfalls einem Treuhänder zufließen 
zum Zwecke allmählicher Schuldentilgung. 

Der Verfaſſer rechnet ſelbſt mit möglichen Einwendungen: Der 
vorgeſchlagene Weg ſei zu kompliziert, um allgemeine Anhängerſchaft 
zu finden. Die Tätigkeit eines Treuhänders würde erhebliche Koſten 
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verurſachen. Die unlauteren Elemente würden den Weg doch nicht 
wählen. Dazu kommen zwei weitere Bedenken, die dem Verfaſſer 
entgangen ſind: 

1. Es iſt höchſt zweifelhaft, ob der Treuhändervertrag den 
Schuldner gegen die Pfändung ſchützt. Die Frage, ob und in welchen 
Fällen dem Treuhänder die Widerſpruchsklage nach 8 771 ZRO. 
zuſteht, iſt bekanntlich ſehr ſtreitig (vgl. z. B. OLG. Stuttgart, 
80. Mai 1914; Recht 1914 Nr. 1146). Die Prozeſſe, die der Ber: 
faſſer durch ſeinen Vorſchlag vermeiden will, werden alſo erſt recht 
häufig werden. 

2. Es iſt eine Selbſttäuſchung, wenn der Verfaſſer meint, daß 
die Treuhändervariante eine Gewähr für die Redlichkeit des Vertrages 
biete. Der Treuhänder kann die zuverläſſigſte Perſon (der Ver⸗ 
faſſer teilt dieſe Rolle in ſeinen Entwürfen ſtets einem Juſtizrat 
zu) und trotzdem kann der Vertrag eine grobe Schiebung ſein. 
Beiſpiel: Der Schuldner, der 15 000 & Gehalt bezieht, beſtimmt in 
dem Treuhänderverkrag, daß der Treuhänder 14 500 & an die Ehe⸗ 
frau zum Unterhalt abzuführen hat, während 500 & großmütig den 
Gläubigern belaſſen werden. Dem Mangel des Lohnbeſchlagnahme⸗ 
rechts kann weder die Rechtſprechung noch die Vertragspraxis ab⸗ 
helfen; hier muß der Geſetzgeber eingreifen und die Regelung ſchaffen, 
die die Zeit verlangt. Über die Richtung, in der ſich die Reform zu 
bewegen hat (Erhöhung der Grenze, Abſtufung nach den perſönlichen 
Verhältniſſen des Schuldners), iſt im weſentlichen Übereinſtimmung 


vorhanden. Wertvolle Vorarbeiten liegen vor. Wenn der friſche 


Zug, der unſere Geſetzgebung ſeit dem Kriege ergriffen hat, anhält, 
ſollte es nicht ſchwer fallen, in abſehbarer Zeit zu einem Ergebnis 
zu kommen. Eine Löſung, die allen Fällen gerecht wird, wird 
freilich nicht zu finden ſein; die Aufgabe kann nur ſein, die Gehalts⸗ 
pfändung ſo zu regeln, daß in der großen Mehrzahl der Fälle eine 
für Schuldner und Gläubiger angemeſſene Verteilung gefunden wird. 

Der Verfaſſer macht weiter Vorſchläge zur Abänderung der 
Konkursordnung. Den Schuldnern, die einen Zwangsvergleich im 
Konkurs nicht herbeigeführt haben, ſoll auf folgende Weiſe eine Er⸗ 
leichterung geſchaffen werden: Der Gemeinſchuldner ſoll das Recht 
haben, ſolange das Verfahren nicht aufgehoben iſt, zu beantragen, 
daß ihm geſtattet wird, die nicht befriedigten Konkursgläubiger durch 
Ratenzahlungen zu befriedigen. Das Gericht läßt einen Tilgungsplan 
aufſtellen und ordnet die vorläufige Fortdauer des Konkurſes an. 
Dieſe Anordnung erfolgt zunächſt auf höchſtens 2 Jahre und kann 
bis zur Dauer von insgeſamt 10 Jahren wiederholt werden. — 
Auch dieſem Vorſchlage, ſo wohlgemeint er iſt, vermag ich nicht bei⸗ 
zutreten. Die Perpetuierung des Konkurſes — unter Umſtänden auf 
10 Jahre — wäre für Gläubiger und Schuldner im gleichen Maße ein 
Unglück, und wie will der Schuldner noch während des Konkurſes, wo er 
nicht einmal weiß, ob er in Zukunft auch nur den notdürftigſten Unter⸗ 
halt verdienen wird, in der Lage ſein, ernfihafte Vorſchläge über Ratens 
zahlungen zu machen? Wie kann er ſich wieder emporarbeiten und 
abzahlen, wenn die Beſchränkungen des Konkurſes fortbeftehen und 
die Konkurskoſten weiterlaufen? Der Schuldner würde lediglich neue 
Schulden eingehen und die alten, die, ſolange der Konkurs fortdauert, 
nicht vollſtreckt werden können, nicht bezahlen. 

Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


J. Grüuſchild, Juſtizrat: Die Treuhänderſchaft zum Zwecke 
der Gläubigerbefriedigung. Berlin 1914. Otto Liebmann. 
Solange wir einen außergerichtlichen Zwangsvergleich nicht 
haben, dient die Treuhänderſchaft als ein Mittel, die Durchführung 
des Akkords zu erleichtern. Sie iſt freilich nur ein Notbehelf. Die 
Schwierigkeiten werden nur gemildert, nicht beſeitigt: Der Akkord 
ſcheitert, wenn auch nur ein Gläubiger ſeine Zuſtimmung verweigert; 
die — praktiſch unentbehrliche — Vollzahlung der kleinen Forderungen 
erfordert die Zuſtimmung ſämtlicher Gläubiger. Dazu kommt: 
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Mangels geſetzlicher Regelung beſteht keine Gewähr dafür, daß eine 
vertrauenswürdige Perſon als Treuhänder gewählt wird, zumal ihn 
der Schuldner ohne Mitwirkung der Gläubiger beſtellen kann. Manche 
trübe Erfahrung iſt nach dieſer Richtung gemacht worden. Vielleicht 
werden wir noch den Hausknecht oder die Ehefrau des falliten 
Schuldners in der Rolle der „Treuhänder“ kennen lernen! 

Die vorliegende Arbeit, aus der Praxis geboren, entbehrt doch 
der theoretiſchen Grundlegung nicht. 

Auf Fiktionen und Konſtruktionen verzichtet ſie freilich ſehr zu 
ihrem Vorteil. Treuhandſchaft iſt nach Grünſchild das Vollrecht 
am Treugut. Keine echten Treuhänder ſind deshalb der Vertreter 
aus 8 1189 BGB. und dem Reichsgeſetz betr. die gemeinſamen Rechte 
der Beſitzer von Schuldverſchreibungen, der Treuhänder nach dem Hypo⸗ 
thekenbankgeſetze und dem Reichsgeſetz über die Sicherung von Bau: 
forderungen. Die Unterſcheidung zwiſchen formellem Eigentum des Treu⸗ 
händers und materiellem oder wirtſchaftlichem Eigentum des Treugebers 
lehnt der Verfaſſer ab, weil das BGB. eine ſolche Spaltung des 
Eigentumsbegriſſes nicht kennt. Wohl aber muß der Treuhänder, 
ſoweit es nicht der unbeſchränkten Ausübung des Vollrechts bedarf, 
das Treugut ſo behandeln und ſo behandeln laſſen, als wenn es 
noch zum Vermögen des Treugebers gehört. Deshalb muß ſich der 
Treuhänder bei Geltendmachung von Wechſeln und Schecks unter 
Umſtänden Einreden über das ſonſt zuläſſige Maß gefallen laſſen, 
und zwar, wenn die Übereignung im Intereſſe des Treuhänders 
erfolgt iſt (Sicherungsübereignung) wegen des Betrags, der die 
geſicherte Forderung überſteigt, bei der Verwaltungstreuhänderſchaft 
unbeſchränkt. Für den Treuhänder gelten zwar die Vorſchriften über 
den gutgläubigen Erwerb SS 892, 932, 936 BGB.; der Tritt: 
berechtigte hat aber bei der Verwaltungstreuhänderſchaft einen Be: 
reicherungsanſpruch gegen ihn nach 8 816 1 Satz 2 BGB. Dem Zugriff 
der Gläubiger des Treuhänders iſt das Treugut entzogen. Im 
Konkurſe des Treuhänders hat der Treugeber ein Ausſonderungsrecht 
nach § 43 KO. Die Gläubiger des Treuhänders find nicht berechtigt, 
gegenüber Forderungen, die zum Treugut gehören, mit Anſprüchen 
an den Treuhänder aufzurechnen. Ein Sonderfall der Verwaltungs⸗ 
treuhänderſchaft iſt die Treuhand zum Zwecke der Gläubigerbefriedigung. 
Ihre Beſonderheiten ſind vor allem: Sie umfaßt einen ganzen 
zuſammenhängenden Vermögenskomplex, der Treuhändervertrag wird 
nicht nur im Intereſſe des Schuldners, ſondern auch in dem ſeiner 
Gläubiger eingegangen; inſoweit liegt ein Vertrag zugunſten Dritter 
vor. Mit dem Konkurſe des Treugebers ſoll die Treuhand enden. — 
Der Verfaſſer erörtert ſodann die Form dieſes beſonderen Treuhänder: 
vertrages ($ 311 BGB. findet keine Anwendung!), das Verhältnis 
zu den Gläubigern, das Verhältnis des Treugebers zum Treu⸗ 
händer, die Rechtsſtellung des Treuhänders nach außen (§ 419 BOB. 
findet keine Anwendung!), den Konkurs des Treugebers und des 
Treuhänders, die Anfechtbarkeit, die ſtrafrechtlichen Folgen. Bei 
allen Einzelfragen zeigt ſich der Blick des Praktikers, der das Geſetz 
mit der durch den Gegenſtand erforderten Freiheit anwendet, ohne 
ihm Gewalt anzutun. Aber Einzelheiten läßt ſich natürlich ſtreiten. 
Sollte wirklich aus 855 Nr. 1 KO. folgen, daß der Treuhänder, 
nachdem die Treuhand durch Konkurs des Schuldners endete, Schulden 
und Forderung aus dem Treuhandverhältnis nicht auſrechnen könne 
(S. 51)? Können die Gläubiger, die dem Akkorde und der über: 
tragung an den Treuhänder zuſtimmten, zurücktreten, wenn die 
übrigen Gläubiger nicht gleichfalls innerhalb eines modieum tempus 
beitreten? Der Verfaſſer (S. 35) verneint die Frage. Meines 
Erachtens mit Unrecht. Wenn feſtſteht, daß die Zuſtimmung eigent⸗ 
licher Gläubiger nicht erbracht werden kann, iſt der Akkord hinfällig 
und die Treuhänderſchaft zwecklos geworden. Jeder Gläubiger, der 
zugeſtimmt hat, kann nunmehr zurücktreten. Oder ſoll er müßig 
zuſehen, wie die Maſſe andauernd durch den Unterhalt des Schuldner, 
durch das Auflaufen von Miete und Gehältern uſw. verringert wird, 
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während gleichzeitig diſſentierende Gläubiger Befriedigung, ſei es 
aus dem Privatvermögen des Schuldners, ſei es aus der Hand 
ſeiner Angehörigen erlangen? 
Grünſchilds Abhandlung iſt trotz ihrer Kürze von dauerndem 
Werte und wird die Einwirkung auf die Praxis nicht verfehlen. 
Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Dr. Auguſt Dänzer: Die tatſächliche Vermutung. Ein Bei⸗ 
trag zur Lehre vom Beweis im Zivilprozeß. Bensheimer, 
1914. | 

Die Arbeit gibt zunächſt eine kurze begriffliche und ſyſtematiſche 
Orientierung, behandelt ſodann die tatſächliche Vermutung in aus⸗ 
führlicher, kaſuiſtiſcher Darſtellung; es folgt ein kurzer hiſtoriſcher 
Überblick und in einem letzten dogmatiſchen Abſchnitt die Ein⸗ 
reihung der tatſächlichen Vermutung in das Syſtem des allgemeinen 
Beweisrechts. ; 

Der Verfaſſer verweiſt die tatfächliche Vermutung in das Gebiet 
der freien Beweiswürdigung und lehnt damit, der herrſchenden Auf: 
ſaſſung folgend, die Anſicht ab, die ſie als eine Frage der Beweislaſt 
bezeichnet. 

Ausgehend von dem Begriff der tatſächlichen Vermutung als 
„einer Regel, wonach eine zu beweiſende Tatſache auf Grund eines 
allgemeinen Erfahrungsſatzes bis zur Widerlegung durch Gegen— 
beweis für nachgewieſen angeſehen werden kann, wenn eine andere 
Tatſache feſtſteht, von welcher aus im Wege der Induktion auf die 
zu beweiſende geſchloſſen werden kann“, weiſt Verfaſſer mit Recht und 
zutreffend auf die höchſt problematiſche Bedeutung des ganzen Be⸗ 
griffs der tatſächlichen Bermutung hin. Bei der Vielgeſtaltigkeit des 
Lebens, und da den Erfahrungsſätzen Allgemeingültigkeit nicht zukommt, 
iſt eben auf dieſem Gebiete die Aufſtellung allgemeiner Regeln nicht 
möglich. Es kann in dieſer Richtung insbeſonders — in der Arbeit 
von Dänzer konnte dies noch nicht berückſichtigt werden — auf die 
durch den Krieg häufig wichtig gewordene Frage der Unmöglichkeit 
der Leiſtung hingewieſen werden. Während in normalen Zeiten der— 
jenige, der ſich auf die Unmöglichkeit beruft, ſie auch zu beweiſen hat, 
wird während des Kriegs in vielen Fällen, insbeſonders bei der 
Lieferung ausländiſcher Produkte, eine tatſächliche Vermutung für die 
Unmöglichkeit der Leiſtung aufzuſtellen ſein. Die Tüchtigkeit und 
Lebenserfahrung eines guten Richters zeigt ſich meines Erachtens 
gerade darin, im gegebenen Fall das Vorliegen einer tatſächlichen 
Vermutung richtig zu erkennen und ſein Urteil jeweils den ver— 
ſchiedenen Lebensverhältniſſen anzupaſſen. 

Es iſt deshalb dem Verfaſſer zuzuſtimmen, wenn er dem Begriff 
der tatſächlichen Vermutung an ſich praktiſche Bedeutung nicht beimißt. 
Der Hauptwert der Arbeit liegt meines Ermeſſens darin, daß ſie 
Richtlinien dafür gibt, von welchen Erwägungen man ſich jeweils 
im konkreten Fall bei der Aufſtellung einer tatſächlichen Vermutung 
leiten laſſen muß. 

Rechtsanwalt Dr. Flegenheimer, Stuttgart. 


Binding: Die Normen und ihre Übertretung. Eine Unter⸗ 
ſuchung über die rechtmäßige Handlung und die Arten des 
Delikts. 2. Auflage II. Band. Schuld; Vorſatz; Irrtum. 
Erſte Hälfte. Zurechnungsfähigkeit; Schuld. Leipzig 1914. 
Verlag Felix Meiner. Broſch. 22 &, geb. 25 l. 

Vierundzwanzig Jahre nach Erſcheinen des erſten Bandes in 
zweiter Auflage läßt Binding jetzt den zweiten Band der Normen 
in zweiter Auflage folgen. Von dem zweiten Band der erſten Auflage 
iſt der zweite Band der zweiten Auflage durch einen Zeitraum von 

37 Jahren getrennt. Was jetzt vorliegt, bringt zudem dieſen zweiten 

Band nicht vollſtändig, ſondern nur eine erſte Hälfte, die an Umfang 

den ganzen zweiten Band der erſten Auflage noch um einige Seiten 
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überragt. Wenn die einzelnen Teile des Werkes, trotzdem es mit 
derartig erheblich zeitlichen Unterbrechungen erſcheint, für den Leſer 
kein Torſo im eigentlichen Sinne bleiben, ſo liegt das daran, daß 
jedes Thema, das Binding in den Normen abhandelt, gewiſſermaßen 
ein für ſich abgeſchloſſenes Ganzes bildet. Insbeſondere kann der 
jetzt vorliegende erſte Teil des zweiten Bandes ſehr wohl auch von 
dem verſtanden werden, der den erſten Band nicht geleſen hat. Dieſe 
erſte Hälfte des zweiten Bandes bringt das zweite Buch: die pflicht⸗ 
mäßige und die pflichtwidrige Handlung, und das dritte Buch: die 
ſchuldhafte Handlung und die Arten der Schuld. | 

Das iſt auf 629 Seiten in 39 Paragraphen dargeſtellt, die 
19 Paragraphen der erſten Auflage entſprechen. Der ausſtehende 
Teil des zweiten Bandes ſoll Vorſatz und Irrtum bringen. Da in 
der erſten Auflage die Darſtellung des Vorſatzes — bis zur Dar⸗ 
ſtellung des Irrtums war die erſte Auflage nicht vorgeſchritten — 
ſchon größer war als die Darſtellung derjenigen Fragen, die der jetzt 
vorliegende erſte Halbband bringt, ſo gewinnt man eine Vorſtellung 
von dem Umfang, den dieſer zweite Band erhalten ſoll. 

Der Auswuchs eines literariſchen Werkes ins Rieſenmaß iſt 
eine Erſcheinung, der man aus den verſchiedenſten Gründen ſkeptiſch 
gegenüberſtehen kann. Der wichtigſte von dieſen Gründen iſt der, 
daß das Werk dadurch leicht an Ü berſichtlichkeit verliert. Auch in 
Bindings Werk hat die Durchſichtigkeit des Aufbaus nicht durch das 
reiche Maß von Einzelheiten gewonnen. Die Vielſeitigkeit der Geſichts⸗ 
punkte, unter denen jedes Problem abgehandelt wird, macht es dem 
Leſer nicht immer leicht, ſich Grundgedanken und Ziel der Darſtellung 
vor Augen zu halten. 

Einzelnen Fragen wird dabei ein Überreichtum der Betrachtungs⸗ 
weiſen zuteil. In langen, mit einer methodiſchen Grundlegung ein: 
geleiteten Ausführungen hat der Leſer die Stellung des Verfaſſers 
zur Frage der Willensfreiheit kennen gelernt, in weiteren Darlegungen 
hat er die praktiſche Anwendung dieſer Grundanſchauung erfahren. 
Da taucht in einem weiteren Buch ein Kapitel auf, das unter dem 
Titel „Die Etappen der theoretiſchen Schuldvernichtung“ das Problem 
der Willensfreiheit noch einmal, wenn auch unter einem neuen 
Geſichtspunkt, behandelt. Ahnlich geht es mit der Frage nach der 
Bedeutung der Normkenntnis für das Schuldproblem. Dabei iſt 
aus den Ausführungen Bindings zu entnehmen, daß bei der Dar: 
ſtellung des Rechtsirrtums dieſe Frage noch eine ganz ſpezielle Beachtung 
finden wird. f 

Man ſieht: es ſind Probleme, die Binding keine Ruhe gelaſſen 
haben, Probleme, die auf die letzten Fragen des Strafrechts zurück⸗ 
gehen. In feinem Programm, mit dem er zu Anfang der 70er Jahre 
des vorigen Jahrhunderts vor die wiſſenſchaftliche Welt trat, hatte 
Binding zu ihnen Stellung genommen. Seitdem haben ſie ihn 
unausgeſetzt beſchäftigt. Jetzt will er ſie gegen den Anſturm der 
Zweifler verteidigen. Der ruhigen dogmatiſchen Darlegung blieb ſo 
der Charakter einer Streitſchrift nicht überall erſpart. 

Nicht nur in der allzu weiten Ausſpinnung der einzelnen Geſichts⸗ 
punkte tritt das hervor. Die kampfgerechte Waffe wird gleich zu 
Anfang von der verbotenen geſchieden. Verboten ſoll die Waffe der 
Pſychologie ſein. Der Stolz des Juriſten läßt ihn eine „eſoteriſche 
Psychologie des Rechts“ gründen, der er „fundamentale und für die 
Unterſuchung grundlegende Sätze“ entnimmt. Da man unter 
„eſoteriſch“ das zu verſtehen hat, was nach einer ſtrengeren, 
methodiſcheren Denkweiſe gedacht iſt (vgl. Eisler, Handwörterbuch der 
Philoſophie), ſo will Binding wohl zum Ausdruck bringen, daß dieſe 
Pſychologie des Rechts im Gegenſatz zu der populären (eroterifchen) 
eine methodiſchere iſt. Man braucht kaum zu ſagen, wie bedenklich 
es erſcheinen muß, ein juriſtiſches Syſtem auf eine ſolche Neuſchöpfung 
aufzubauen. Die Bedenken erhöhen ſich noch, wenn man berückſichtigt, 
daß Binding die populäre Pſychologie namentlich auch deshalb ablehnt, 
weil ihre Anwendung auf juriſtiſche Fragen zu unhaltbaren juriſtiſchen 
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Ergebniſſen geführt habe, was er insbeſondere durch den Hinweis 
auf Zitelmanns „Irrtum und RNechtsgeſchäft“ zu beweiſen ſucht. Er 
verkennt nur dabei, daß es im Jahre 1879, aus dem Zitelmanns 
Werk ſtammt, eine wiſſenſchaftliche Pſychologie des Willens kaum 
gab, und daß die Irrtümer, deren Zitelmann heute geziehen werden 
kann, nur den Fortſchritt der wiſſenſchaftlichen Pſychologie, nicht aber 
ihre Unanwendbarkeit für rechtliche Fragen beweiſen (ſ. auch Marbe, 
Grundzüge der forenſiſchen Pſychologie S. 112). 

Nicht minder ſchlecht als der Pſychologie ergeht es bei Binding 
der Soziologie. In dem Beſtreben, das Strafrecht von ihrem 
Einfluß rein zu halten, geht Binding ſo weit, daß er verſchiedentlich 
zu Verallgemeinerungen gelangt, die jeder kriminaliſtiſchen Erfahrung 
ſchlechterdings widerſprechen. Das Verbrechen iſt ihm (S. 283) „ein 
einzelner Lebensvorgang, eine Augenblickstat“. „Das Straſrecht 
kann und will“, ſo lehrt Binding (S. 284) „nie mehr ſein als Urteil 
über die einzelne eingeklagte Handlung.“ Binding gibt zu, daß man 
„dies Verfahren der Iſolierung eines einzelnen Vorgangs aus dem 
Leben eines Verbrechers vielleicht gewaltſam nennen oder ſehr äußerlich 


ſchelten mag“. „Sie bildet aber“, ſo fährt er fort, „die ſpezifiſch 


kriminelle Technik, um den Täter verantwortlich zu machen: ſie iſt 
dazu die allein mögliche“. Dementſprechend ſind ſeine Angriſſe gegen 
die Vertreter der ſoziologiſchen Auffaſſung, denen er geradezu vor⸗ 
wirft, daß ſie den Verantwortlichkeitsbegriff nur ſcheinbar beibehallen 
(S. 457). Daß die Vertreter dieſer Auffaſſung, insbeſondere der 
auch von ihm zitierte v. Liſzt die Geſinnung des Täters nur für 
„Art und Maß“ der Strafe beſtimmend ſein laſſen, daß ihre 
Forderungen bezüglich der Beſtraſung erſt einſetzen nach Feſtſtellung 
der Rechtsſchuld im einzelnen Falle, bleibt dabei unbeachtet. 

Was Binding bei Bekämpfung ſoziologiſcher Auffaſſung über 
das Verbrechen als Augenblickstat ſagt, iſt ihm nicht nur ein 
argumentum ad hoc. Es hängt untrennbar zuſammen mit dem, 
was er über die Fähigkeit der Selbſtbeſtimmung in ſeinen Eingangs⸗ 
kapiteln vorträgt. „Der Menſch von morgen iſt nie mehr genau 
derſelbe, der er heute war“ (S. 24). Deshalb kennzeichnet jede 
Handlung den Menſchen nur, wie er im Augenblick der Vornahme 
war (vgl. S. 25). Von dieſer Grundanſchauung aus kann man 
natürlich dem Charakter des Verbrechers keine beſtimmende Bedeutung 
bei Beurteilung der Tat einräumen. Denn ein fertiger, abgeſchloſſener 
Charakter, der nicht einem ſtändigen Wechſel unterliege, wird über⸗ 
haupt nicht anerkannt. Des weiteren kann aber auch deshalb vom 
Boden der Bindingſchen Grundanſchauung aus der Anteil, welcher 
der Erziehung und anderen äußeren Faktoren an der Ausbildung 
verbrecheriſcher Neigungen bei einem Individuum zukommt, bei der 
Bemeſſung ſeiner Schuld nicht in Abzug gebracht werden, weil der 
Charakter „unſer Werk“ iſt, für den „wir allein moraliſch ver⸗ 
antwortlich ſind“ (vgl. S. 24). 

Reiner kann das Dogma der Willensfreiheit, das Binding mit 
dem Ausſpruch krönt: „alle großen Werke des Menſchen ſind 
Jungferngeburten“ (S. 40), nicht vertreten werden; unerbittlicher 
können nicht die Konſequenzen dieſer Anſchauung für den Schuld— 
begriff gezogen werden. Der überkommene Schuldbegriff hängt für 
Binding ſchlechterdings von der Vorausſetzung eines freien Willens 
ab. Wenn Liepmann (in der Einleitung zu der von ihm beſorgten 
Herausgabe von Merkel, Die Lehre vom Verbrechen und Strafe 
S. XII) geglaubt hat, aus einer Bemerkung Bindings (in ſeinem 
Grundriß des Strafrechts 7. Aufl. 1907 S. 229) ſchließen zu können, 
daß auch Binding gleich ſeinem großen Gegner im Schulenkampf 
v. Liſzt den Streit über die Willensfreiheit neuerdings aus der 
Schuldlehre ausſcheide, ſo dürfte ihm das, was Binding in dem 
vorliegenden Halbband der Normen auf S. 455 ff. dazu ſagt, gewiß 
von dem Gegenteil überzeugen. Bei Binding hat Merkels Streben, 
„die kriminaliſtiſche Schuldlehre aus der Umarmung des Indeterminis⸗ 
mus zu befreien“, nicht den geringſten Erfolg gehabt. 
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Die Lehre von der Willensfreiheit iſt Binding derart heilig, 
daß er mit einer geradezu überſtrömenden, herben Leidenſchaft alles 
bekämpft, was ihr nur irgendwie gefährlich werden könnte. Dabei 
ſitzt er mit einer katoniſchen Strenge nicht nur über die leider viel 
zu vielen zu Gericht, die ohne eine hinreichende wiſſenſchaftliche 
Schulung mit hohler Wichtigtuerei ihr Scherflein zur Förderung 
dieſes Grundproblems beizuſteuern ſuchen; mit der gleichen erbitterten 
Schärfe wendet er ſich oft auch gegen die größten und feinſten Geiſter, 
die ſich auf unſerm Fragegebiet bemüht haben. Es ſcheint nun ein⸗ 
mal unter unſern führenden Kriminaliſten ein unausrottbarer Brauch 
zu ſein, jeden Gegner in der Frage der Willensfreiheit mit kühler 
Geringſchätzung zu behandeln. Auf den Streit über die Willens: 
freiheit, alſo einen Streit über ein Weltanſchauungsproblem führt 
letzten Endes ja auch all der Hader zurück, der nicht zum Beſten der 
Förderung gemeinſamer wiſſenſchaftlicher Arbeit, nicht zum Beſten 
auch des Anſehens der kriminaliſtiſchen Wiſſenſchaft überhaupt, mit 
oft mehr als ärgerlichen perſönlichen Angriffen unter unſern bedeu⸗ 
tendſten Forſchern entbrannt iſt. Gewiß kann die Tatſache, daß es 
ſich eben um Weltanſchauungsfragen handelt, einigermaßen die Leiden: 
ſchaft des Kampfes erklären, aber nicht rechtfertigen. Unſern großen 
Dichtern brauchte das Weltanſchauungsproblem der Willensfreiheit 
nicht minder nahe zu liegen. Gerade deshalb iſt es von beſonderem 
Intereſſe zu ſehen, daß Goethe und Schiller, wie Lamprecht in ſeiner 
Deutſchen Geſchichte meiſterhaft herausgearbeitet hat, in der Idee der 
Suprematie des Willens eine völlig entgegengeſetzte Auffaſſung ver⸗ 
treten. Der auf dem Unbedingten in allen Willenshandlungen be: 
ſtehende Schiller ſieht das ſchönſte Ziel des Menſchen darin „der 
Mechanik feiner Natur nach Gefallen mitzuſpielen und das Uhrwerk 
empfinden zu laſſen, daß ein freier Geiſt ſeine Räder treibt“. Eine 
vollſtändige Abſage hat dieſe Weltanſchauung bei Goethe gefunden. 
Und doch, und darauf kommt es uns ja hier allein an: nicht den 
geringſten Mißton hat zwiſchen Goethe und Schiller dieſe Differenz 
der Weltanſchauung zu erzeugen vermocht. Wie beklagenswert iſt es 
doch, daß unſere führenden Kriminaliſten ſich jo ſehr von dieſem 
Vorbild entfernen! 

Willensfreiheit und Handlungsfähigkeit verhalten ſich in Bindings 
Lehre geradezu wie Bedingung und Bedingtes, und das gleiche it 
der Fall für Normkenntnis (Pflichtkenntnis) und Deliktsfähigkeit 
Eine Fähigkeit zum konkreten Delikt ſetzt nach Bindings Auffaſſung 
die Wiſſenſchaft vom Beſtehen des pflichtbegründenden Rechtsſatzes 
rechtsnotwendig voraus. Bekanntlich hat ſich Binding mit dieſer von 
ihm von jeher vertretenen Lehre in den ſchärfſten Gegenſatz zur bert: 
ſchenden Theorie und Praxis geſtellt. Es iſt nun aber nicht ohne 
Intereſſe, zu ſehen, daß ebenſo wie beim Streit über die Willens⸗ 
freiheit die ſcheinbar durch eine breite Trennungswand geſchiedenen 
Gedanken in Wahrheit ziemlich eng beieinander wohnen. Ja, man 
könnte von dem, was Binding zur Erläuterung und Abgrenzung des 
von ihm vertretenen Prinzips vorträgt, geradezu ſagen, daß es die 
Kluft, die zwiſchen den ſich gegenüberſtehenden Meinungen zu beſtehen 
ſcheint, beinahe völlig überbrückt. So weitgehend find die Konzeſſionen, 
die Binding der praktiſchen Durchführung ſeiner Lehre macht. Die 
Kenntnis der Norm ſoll — fo läßt ſich der Sinn der „Ausführungs 
beſtimmungen“, die Binding der Rechtsanwendung an die Hand gibt. 
zwanglos zuſammenfaſſen — in der Praxis präſumiert werden. „Die 
Selbſtſucht ſagt uns, was wir uns nicht gefallen zu laſſen brauchen, 
und unſere Vernunft folgert meiſt richtig, daß dieſe Handlungen 
andern uns gegenüber und uns andern gegenüber verboten ſein 
müſſen. Eine ſolche der Wirklichkeit entſprechende Annahme des 
Verbots reicht zur erforderlichen Normkenntnis völlig aus, ohne daß 
je der Urheber dieſer Annahme dem Rechtsſatz als ſolchen unmittelbar 
gegenübergeſtanden und ihn mit Augen Schwarz auf Weiß geſehen 
haben müßte.“ (S. 148.) Die Normkenntnis ift alſo da als ſelbſt— 
verſtändlich gegeben anzunehmen, wo es ſich um einen Eingriff in 
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eine fremde Intereſſenſphäre handelt. Dabei wird nicht einmal ver⸗ 
langt, daß der Täter eine richtige Vorſtellung von dem rechtlich und 
von dem nur ſittlich Verbotenen beſitzt. „Auch die Annahme deſſen, 
der Sittlichkeit und Recht verwechſelnd das Unſittliche für rechtlich 
verboten erachtet, genügt zu jener Rechtskenntnis, ſofern nur das für 
verboten Gehaltene wirklich verboten iſt.“ (S. 149.) Immerhin 
würde es, wie man auf Grund der ſpäteren Ausführungen Bindings 
über „Die Eigenart der Nechtspflichtverletzung“ (S. 227) ergänzen 
muß, nicht genügen, wenn der Rechtsgenoſſe ſeine Gebundenheit nur 
für eine ſittliche, nicht aber zugleich auch für eine rechtliche gehalten hat. 

Die Berufung auf Normunkenntnis wird ſchließlich dann noch 
weiter erheblich dadurch eingeſchränkt, daß „nur die Normunkenntnis 
als ſolche, nicht die Unkenntnis der Grenze zwiſchen Norm und Aus⸗ 
nahme“ (S. 152) entſchuldigen ſoll. Alſo der Täter ſoll ſich nicht 
darauf berufen können, daß er die Geltung einer Verbotsnorm für 
eine beſtimmte Konſtellation als ceſſierend angeſehen habe. Die Aus⸗ 
nahme, die in dieſer Beziehung die Lehre von der exkulpierenden 
Bedeutung der Normunkenntnis macht, erſcheint mir keineswegs hin⸗ 
reichend begründet zu ſein. Binding bildet den Beiſpielsfall, daß ein 
Menſch das Verbot der Tötung „in unverzeihlicher Weiſe für einen 
beſtimmten Fall als unanwendbar erachtet hat“. Von einem ſolchen 
Menſchen ſei zu ſagen, daß er „ſchuldhafterweiſe das ihm als ganz 
naheliegend bekannte, ſomit notwendig in Betracht zu ziehende Pflicht⸗ 
motiv gegen die Tötung nicht in Betracht gezogen habe“. Deshalb 
könne er von dem „Vorwurf der Fahrläſſigkeit“ nicht freigeſprochen 
werden. Die Konſequenz könnte doch höchſtens die ſein, daß er nur 
wegen Fahrläſſigkeit zu verurteilen wäre. Dieſe Konſequenz will 
aber Binding offenbar nicht ziehen. Vor allem aber beſagt Bindings 
Beiſpiel nichts für die Fälle, wo jemand in durchaus verzeihlicher 
Weiſe das Rechtsgebot nicht als unbedingt und ſchrankenlos, ſondern 
als ein nur bedingt gültiges angeſehen hat, und ſo vielleicht in kon⸗ 
kretem Falle eine nur im Sittengeſetz wurzelnde Ausnahme — und 
das wäre die Kehrſeite des oben wiedergegebenen Satzes von der 
Bedeutung der Kenntnis des Sittengeſetzes — für eine auch vom 
Recht anerkannte gehalten hat. Wer Binding in ſeiner Grundan⸗ 
ſchauung folgt, wird ſich ſchwerlich dazu verſtehen können, auch für 
ſolche Fälle ein ſtrafbares vorſätzliches Tun des Täters anzunehmen. 

Die Lehre von dem Erfordernis der Normkenntnis für die 
Deliktsfähigkeit läßt ſich eben gegenüber den Bedürfniſſen der Praxis 
nicht rein und ſtreng vertreten; ſie trägt den Keim zur Statuierung 
möglichſt weitgehender Ausnahmen in ſich. So kann ſie es nicht 
vermeiden, daß ſie auch zur Aufſtellung von Ausnahmen gelangt, 
denen die Folgerichtigkeit gegenüber dem Prinzip ermangelt. Ihre 
Stellung der Praxis gegenüber iſt von vornherein: weitgehendſte 
Refignation. Dem trägt die Ausgeſtaltung, die Binding der Lehre 
gegeben hat, im reichſten Maße Rechnung. Er ſchneidet ihr geradezu 
von vornherein ſelbſt den Lebensfaden ab. Denn um nichts anderes 
handelt es ſich, wenn er ihr gewiſſermaßen als Wegleitung den Satz 
mitgibt: „jeder atmet die Kenntnis der wichtigſten Rechtspflicht mit 
der Luft ein, der er bedarf“ (S. 149), und wenn er dem, der die 
Unkenntnis der Norm geltend macht, entgegenhalten läßt, „die 
Berufung auf Normunkenntnis iſt in den allermeiſten Fällen eine 
plumpe, durchſichtige Lüge“ (S. 150). 

Gerade an einer Frage wie der nach der Bedeutung der Norm: 
lenntnis für die Deliktsſähigkeit kann man lernen, daß die Axiome, 
die man aus dem Weſen der Dinge ableiten zu müſſen glaubt, ſich 
nicht immer rein in die Praxis überführen laffen, und daß ihre ganze 
Erörterung dadurch häufig doch allzu ſehr an Wert verliert. Das 
zeigt ſich auch bei dem Problem des kauſalen und zeitlichen Verhält⸗ 
niſſes der Schuld zu ihrer Verwirklichung. Soweit das Unterlaſſen 
nicht durch ein beſonderes Strafgeſetz unter Strafe geſtellt iſt, kann 
man, davon geht Binding aus, durch Unterlaſſung nicht delinquieren. 
Soll alſo ein Rechtsgenoſſe wegen einer ſolchen „Unterlaſſung“ zur 
Verantwortung gezogen werden, ſo kann dieſe Unterlaſſung in Wirk— 
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lichkeit keine Unterlaſſung ſein. Binding kommt ſo dazu, ſie in eine 
„interne Handlung“ umzudeuten (S. 552 ff., ſ. auch S. 485). Dem 
Dogma, daß die Unterlaſſung der Handlung nicht gleichgeſtellt werden 
könne, muß in dieſer, von Binding kreierten Konſtruktion die natür: 
liche Auffaſſung das denkbar größte Opfer bringen. 

Man muß es als Geſamtfazit des vorliegenden Halbbandes der 
Normen offen ausſprechen: er wird den, der von ihm eine Klärung 
und Förderung ſeiner, der praktiſchen Handhabung des Strafrechts 
nicht fernſtehenden, wiſſenſchaftlichen Anſchauungen erwartet, mehr 
als an einer Stelle enttäuſchen. Der Leſer würde aber unrecht tun, 
die Schuld dafür allein dem Schöpfer des Werkes zuzuſchreiben. Es 
iſt die Materie ſelbſt, die ihre Bearbeiter allzu leicht in die Zone 
unfruchtbarer Spekulationen führt. Wenn wir Binding in ſeiner 
neuen Auflage der Normen mehr noch als in der erſten Auflage des 
Werkes auf dieſem Wege wandeln ſehen, ſo wollen wir, um ſeiner 
Bedeutung für Wiſſenſchaft und Praxis gerecht zu bleiben, das nicht 
vergeſſen, was er in ſeinem umfangreichen Lehrbuch des beſonderen 
Teils des Strafrechts der praktiſchen Auslegung des Geſetzes an 
bleibend wertvollen Geſichtspunkten geboten hat. Jeder Verehrer 
Bindingſcher Denktechnik wird deshalb auch wünſchen, daß Binding 
in ſeiner weiteren ſchriſtſtelleriſchen Tätigkeit, in der ihn die Auf⸗ 
gaben des Lehramts nicht mehr hemmen, vor allem die praktiſchen 
Probleme des Strafrechts bedenken möge. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Privatdozent Dr. Klieneberger, Oberarzt an der Univerſitäts⸗ 
Nervenklinik, Göttingen: „Wichtige Entſcheidungen auf dem 
Gebiete der gerichtlichen Pſychiatrie“. Halle a. S. 1914. 
Carl Marhold, Verlagsbuchhandlung. 

Nicht alle von den — vierzehn Geſetze betreffenden — Ent⸗ 
ſcheidungen der vorliegenden Sammlung, welche aus der Literatur 
des Jahres 1913 zuſammengeſtellt iſt, ſtehen in unmittelbaren Be⸗ 
ziehungen zur Pſychiatrie bzw. zur pſychiatriſchen Praxis. 

Dies gilt hinſichtlich des J. Abſchnittes (Strafgeſetz) für das⸗ 
jenige Urteil, welches den Begriff „krankhafte Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit“ als einen weiteren als den der Geiſteskrankheit definiert, 
ferner für diejenige Entſcheidung, welche ſich mit beiſchlafsähnlichen 
und unzüchtigen Handlungen im Sinne der $$ 175, 176 Nr. 3 StGB. 
beſchäftigt und endlich für dasjenige Urteil, welches ſich mit dem 
Begriffe der „Mittelloſigkeit“ als Merkmal der Landſtreicherei (§ 361 
Nr. 3 StGB.) befaßt. 

Von den Entſcheidungen, welche der Verfaſſer aus den Rechts: 
materien der StPO. und des BGB. ausgewählt hat, bieten diejenigen 
über Sachverſtändigentätigkeit einerſeits und über das Eherecht 
andererſeits pſychiatriſches Intereſſe. Sehr beachtlich erſcheint das 
zu § 249 BG. gebrachte Urteil, nach welchem die Aufregungen 
eines notgedrungenen Prozeſſes, nicht aber die Sucht nach einer 
unverdienten Rente als Veranlaſſung einer Prozeßneuroſe anzuſehen 
find. Die Entſcheidungen zu den SS 276 und 832 BGB. beziehen 
ſich auf einen ſeinerzeit in der Tagespreſſe viel erörterten Fall und 
ſtellen die Verpflichtung des Leiters einer Irrenanſtalt feſt, durch⸗ 
weg — auch bei der offenen Abteilung — ſoweit als möglich aus: 
reichende Sicherungsmaßregeln zur Abwehr etwaiger Selbſtmord⸗ 
verſuche zu treffen. 

Von aktuellem Intereſſe begleitet ſind die Entſcheidungen des 
III. und IV. Abſchnitts (M StGB. und MStGd.). Von ihnen 
mögen als ſpeziell pſychiatriſch die beiden Urteile zu § 94 und 
§ 98 MStGB., ſowie die beiden zu § 221 und § 447 MStGd. 
angeſehen werden. In dem erſten der vier ebengenannten Urteile 
hat das Reichsmilitärgericht den Ungehorſam gegen den Befehl zu 
einer erheblichen Operation als nicht ſtrafbar angeſehen. In dem 
zweiten hat es dahin erkannt, daß ein Hingeriſſenwerden des Täters 
zur Tat nicht zum äußerlich erkennbaren Ausdruck zu kommen braucht, 
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dem dritten Urteil wird ausgeführt, daß der Sachverſtändigeneid 
alle Wahrnehmungen des Sachverſtändigen im Zuſammenhange mit 
der Begutachtung, insbeſondere auch bei den Vorerhebungen deckt; 
und das vierte Urteil ſtellt feſt, daß „unheilbare Geiſteskrankheit“ 
im Sinne des § 447 M StG. bedeute, daß die Verhandlungsſähigkeit 
des Angeklagten auf unbeſtimmte Zeit in Frage geſtellt ſei. 

Die übrigen Entſcheidungen der Sammlung haben kein 
pſychiatriſches, ſondern lediglich forenſiſches Intereſſe. 

Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


Dr. Erich Haaſis, Rechtsanwalt: Das Schmiergelderunweſen 

im Handel und Verkehr, feine geſchichtlichen Grundlagen 
und ſeine Bekämpfung. Stuttgart, J. B. Metzlerſche 
Buchhandlung 1912. 81 S. 

Nach einer ſehr anregenden Einleitung über die Vorgeſchichte 
und Entſtehung der jetzt geltenden Geſetzesbeſtimmungen, welche faſt 
die Hälfte der Schrift ausfüllt, gibt der Verfaſſer einen kurzen, aber 
klaren und überſichtlichen Kommentar zu den Beſtimmungen ſelbſt 
und verbindet damit eine kritiſche Betrachtung. Er beginnt dabei 
mit der Strafandrohung, und es will bedünken, daß daneben die 
Betrachtung der zivilrechtlichen Fragen nicht nur dem Umfange nach 
etwas zu kurz kommt. Auch inhaltlich fühlt ſich der Verfaſſer auch 
bei Beſprechung der Zivilklagen von der Strafbeſtimmung mehr ab⸗ 
hängig, insbeſondere bei Erörterung des § 13 Unl WG., der meines 
Erachtens in ſeinem Abſatz 2 mit dem Hinweis auf § 12 für die 
Schadenserſatzklage nur deſſen objektiven Tatbeſtand, nicht, wie Haaſis 
S. 67 meint, auch deſſen ſubjektive Seite zur Vorausſetzung macht. 
Es kann alſo, wenn ein Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft 
Schmiergelder gibt, nicht nur dieſer ſelbſt, wie Haaſis annimmt, 
ſondern auch die Geſellſchaft auf Unterlaſſung verklagt werden. 

Die durch die Geſetzesbeſtimmungen erſtrebte Beſſerung erwartet 
der Verfaſſer in erſter Linie von der Selbſthilfe der betroffenen 
Kreiſe. Es darf aber nicht überſehen werden, daß die geſetzliche Feſt⸗ 
ſtellung, daß das Geben und Nehmen von Schmiergeldern unerlaubt, 
weil unwürdig und unlauter, iſt und die ſich darauf aufbauende 
Wiederholung dieſer Feſtſtellung durch die Sprüche der Gerichte ihren 
erziehlichen Einfluß auf weite Kreiſe gleichfalls nicht verfehlt haben 
dürften. Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Dr. A. Schuntuer: Die Vorabeutſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs. München⸗Berlin, J. Schweitzers Verlag 
1913. 98 S. Broſch. 2 &. 

Die kurzen Beſtimmungen in den SS 304, 538 Ziff. 3 ZPO. 
finden in der Arbeit eine eingehende Betrachtung und Darlegung. 
Und doch möchte man beim Leſen der Schrift manchmal wünſchen, daß 
der Verfaſſer noch ausführlicher namentlich ſeine eigenen Anſichten 
erläutert hätte. Er führt die vielen aufgetauchten Streitfragen an 
und nimmt zu ihnen Stellung. Insbeſondere verdienen auch ſeine 
allerdings ſehr knappen kritiſchen Bemerkungen am Schluſſe der 
Schrift Anerkennung. In der wichtigen Frage, wo die Trennungs⸗ 
linie zwiſchen Grund und Betrag zu ziehen ſei, nimmt der Verfaſſer 
eine ziemlich puriſtiſche Stellung ein; er will die ſtreitigen Grenz⸗ 
gebiete meiſt der Verhandlung über den Betrag zuweiſen, ſo namentlich 
die Frage der Quotenverteilung und die Haftung. Mir ſcheint dies 
nicht zutreffend zu ſein, dies vielmehr in die Frage zu gehören, ob 
eine Verbindlichkeit beſteht, und nicht, wie ſich ihr Gegenſtand berechnet. 
Wenn bei einem Schadenserſatzprozeſſe der Beklagte gar nicht die 
Höhe des vom Kläger behaupteten Schadens beſtreiten würde, wohl 
aber feine Haftung (3. B. wegen Mangels eines Verſchuldens oder 
wegen Verzichts) und fürſorglich auch Mitverſchulden des Klägers 
behaupten würde, ſo könnte man doch nicht ſagen, daß der Anſpruch 
nach Grund und Betrag ſtreitig wäre und deshalb eine Scheidung 
nach 8 304 ZRD. überhaupt in Erwägung ziehen. Sondern 
ſtreitig wäre nur der Grund des Anſpruchs. Ebenſo ſcheint mir nicht 
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zutreffend die Anſicht des Verfaſſers, daß die in der Vorabentſcheidung 
ergangene Quotenverteilung bei Ausbleiben des Beklagten im Nach⸗ 
verfahren zu ignorieren ſei. Die Quotenverteilung enthält, ſoweit 
ſie gegen den Kläger gerichtet iſt, ein Teilurteil, und zwar ſowohl 
wenn ſie ausdrücklich dem Kläger einen Teil des Schadens auferlegt 
oder ihn mit einem Teil des Anſpruchs abweiſt, als wenn ein ſolcher 
beſonderer Anſpruch mangelt; auch in letzterem Falle enthält die Zu⸗ 
ſprechung nur einer Quote notwendig die Aberkennung des Reſtteiles, 
ſoferne das Gericht nicht ausnahmsweiſe ſich die Entſcheidung hier⸗ 
über vorbehalten wollte. An dies Teilurteil, gegen welches der 
Kläger das Rechtsmittel der Berufung einlegen kann, iſt das Gericht 
aber gebunden, da dieſer Teil ſeiner weiteren Beurteilung entzogen 
iſt, ebenſo wie dies bei ſonſtigen Teilurteilen der Fall iſt. 

Sehr ausführlich ſind die Darlegungen über die Behandlung 
der Aufrechnungseinrede S. 24 ff. Die S. 53 ausgeſprochene Anſicht, 
daß auch die in der Vorabentſcheidung enthaltene Behandlung dieſer 
Einrede mit dem Endurteile materielle Rechtskraft erlangen könne, 
ſcheint mir aber mit den erwähnten Ausführungen in einem Wider⸗ 
ſpruche zu ſtehen, da nach dieſen keine erſchöpfende, ſondern nur eine 
proviſoriche Behandlung der Einrede Sache der Vorabentſcheidung iſt. 

Abzulehnen iſt die Meinung des Verfaſſers, daß das Berufungs⸗ 
gericht in jedem Falle die Verhandlung an das Untergericht zurück⸗ 
zuverweiſen habe, wenn bei einem nach Grund und Betrag ſtreitigen 
Anſpruche die erſte Inſtanz den Grund verneinte und über den gleich⸗ 
ſalls ſtreitig geweſenen Betrag nicht entſchieden hat. Dies ſagt das 
Geſetz nicht. § 538 Ziff. 3 ZPO. ſchreibt nicht dann die Zurückver⸗ 
weiſung vor, wenn noch eine Verhandlung erſter Inſtanz, weil nicht 
erfolgt, nötig iſt, ſondern wenn überhaupt noch eine Verhandlung 
nötig iſt, d. h. alſo dann nicht, wenn der Rechtsſtreit nach der maß: 
gebenden zweitinſtanzlichen Verhandlung ſowohl nach Grund als nach 
Betrag entſcheidungsreif iſt. 

Beſonderen Dank verdient auch die angenehme klare Darſtellung 
und Gruppierung und die ausgiebige Anführung des Quellenmaterials. 

Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Preußiſches Waſſergeſetz vom 7. April 1913. Mit Kommentar 
und den Ausführungsverordnungen von A. Lenhard, Land— 
richter in Wiesbaden, und Dr. W. Reichau, Amtsrichter 
in Berlin. Erſte Lieferung, S. 1 bis 160, Preis 4 4. 
Zweite Lieferung, S. 161 bis 336, Preis 4,40 &. Berlin 
1914. Franz Siemenroth. 

Der Krieg hat den Verlag wohl daran gehindert, ſeine An⸗ 
kündigung, daß das Werk bis Ende 1914 vollſtändig vorliegen ſolle, 
einzuhalten. Bisher ſind erſt zwei Lieferungen erſchienen, welche bis 
zum § 143 des Geſetzes reichen, alſo ein ſtarkes Drittel des geſamten 
Stoffes umfaſſen. Es läßt ſich aber ſchon jetzt erkennen, daß das 
Werk eine ſehr wertvolle Bereicherung der waſſerrechtlichen 
Literatur darſtellt, an dem niemand wird achtlos vorübergehen 
können, der ſich eingehend mit waſſerrechtlichen Fragen zu beſchäftigen 
hat. In äußerſt ſorgfältiger und tiefgründiger Weiſe behandeln die 
Verfaſſer die einzelnen Geſetzesbeſtimmungen, indem ſie allen in 
Betracht kommenden Fragen nachgehen, ohne dabei zu weitſchweifig 
zu werden. Die Benutzung der Rechtſprechung und Literatur dürfte, 
ſoweit es ſich bisher überſehen läßt, allen Anſprüchen genügen, die man 
auch an einen „großen Kommentar“ ſtellen kann. Beſonders hervor⸗ 
gehoben zu werden verdient die flüſſige und lebendige Darſtellungs⸗ 
weiſe, welche bei der Sprödigkeit des Stoffes doppelt zu begrüßen 
iſt. Auch die äußere Anordnung der Ausführungen zu den einzelnen 
Paragraphen iſt inſofern recht praktiſch, als die verſchiedenen bes 
ſonders zu behandelnden Begriffe durch Uberſchriften in ganz fettem 
Drucke gekennzeichnet ſind. Etwas ſtörend wirken dabei anderer⸗ 
ſeits die zahlreichen Unterabteilungen, die häufig eine recht um⸗ 
ſtändliche Zitierung der eigenen Anmerkungen erforderlich machen, 
z. B. 20 Ia bb. 
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Mit dem materiellen Inhalt des Werkes wird man ſich im 
weſentlichen einverſtanden erklären können. Wenn hier auf Einzel⸗ 
heiten eingegangen werden darf, ſo ſei auf folgendes hingewieſen: 

Während die Begründung zum Geſetze ausdrücklich das Eigentum 
am Waſſerlaufe als ein Eigentum am Bette und am Waſſer angeſehen 
wiſſen will, verwerfen die Verfaſſer dieſe Auffaſſung und erkennen 
nur ein Eigentum am Bette an. Nach ihrer Meinung — die ſie 
auf die RG. 16, 179 und 53, 98 ſtützen — iſt ein Eigentum an 
dem fließenden Waſſer, deſſen einzelne Teilchen unausgeſetzt ihren 
Ort wechſeln, begrifflich ausgeſchloſſen. Dieſer Anſicht vermag ich 
mich nicht anzuſchließen. Es iſt ſehr wohl auch ein Eigentum an 
der fließenden Welle denkbar, natürlich mit den Beſchränkungen, die 
ſich aus der Natur des Gegenſtandes ergeben. Das vorncehmlichite 
Kecht des Eigentümers iſt nach $ 903 BGB. die Befugnis, mit der 
Sache nach Belieben zu verfahren und andere von jeder Einwirkung 
auszuſchließen, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte dritter entgegen⸗ 
ſtehen. Und gerade dieſes Recht ſteht dem Eigentümer des Waſſerlaufes 
auch an der fließenden Welle zu. Die tatſächliche Beſchaſſenheit des 


Waſſers kann hieran nichts ändern. Schließlich ſtellt ſich das im 


$ 905 BGB. ſtatuierte Eigentum am Luftraum vermöge deſſen tat: 
ſächlicher Beſchaſſenheit auch anders dar als das Eigentum am 
Grundſtücke. Daß die oben zitierten Reichsgerichtsentſcheidungen nicht 
unbedingt für die Anſicht der Verfaſſer ſprechen, folgt ſchon daraus, 
daß ſie gerade auch von den Vertretern des entgegengeſetzten Stand⸗ 
punktes, wie Güthe, JMBl. 1914, 193, und Holz⸗Kreutz (Vorbem. zu 
ET), für ſich in Anſpruch genommen werden. Im übrigen aber 
bezogen ſich dieſe Entſcheidungen auf das frühere Recht, und das 
WG. will — wie ſeine Entſtehungsgeſchichte zweifelsfrei beweiſt — 
auch auf die Gefahr hin, von dem früheren Rechte abzuweichen, ein 
Eigentum an der fließenden Welle ſchaffen. | 

Nach § 20 Abſ. 1 WG. ift das „Nöten von Hanf“ in Waſſer⸗ 
läufen verboten. Nach Abſ. 2 kann der Bezirksausſchuß Ausnahmen 
von dieſem Verbote machen. Die Verfaſſer vertreten nun die Auf⸗ 
faſſung, daß auch im Falle des Vorliegens einer ſolchen Ausnahme 
von dem Verbote für die Schadenshaftung des Unternehmers $ 823 
Abſ. 2 zur Anwendung zu kommen habe, weil nach dem Schlußſatze 
des § 20 Abſ. 2 WG. die Zulaffung des Rötens ohne Einfluß auf 
die Haftung ſein ſoll. Dieſe Meinung entſpricht zwar dem Stand⸗ 
punkte der Begründung des Geſetzes, iſt aber meines Erachtens irrig. 
Wenn nämlich das Schutzgeſetz, um das es ſich allerdings zweifellos 
hier handelt, ausdrücklich unter einer gewiſſen Vorausſetzung (der 
Zulaſſung durch den Bezirksausſchuß) das Röten des Flachſes im 
Waſſerlaufe zuläßt, ſo kann kein Verſtoß gegen dieſes Schutzgeſetz 
vorliegen, wenn dieſe Vorausſetzung gegeben iſt. Denn dann entſpricht 
eben das Nöten gerade dem Schutzgeſetze. Der im § 20 Abſ. 2 WG. 
für die Haftung des Unternehmers gemachte Vorbehalt kann meines 
Erachtens nur die Bedeutung haben, daß durch die Zulaſſung der 
Begriff der Rechtswidrigkeit einer etwaigen Schadenszufügung im 
Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. nicht beſeitigt werden ſoll. 

Bei § 42 Anm. 3b („damaliger Umfang des Triebwerkes“) 
hätte der Vollſtändigkeit halber noch die mit dem Standpunkte der 
Verfaſſer übereinſtimmende Entſcheidung in OTr. 35, 176 zitiert 
werden können. 

„Dieſe Beanſtandungen können aber den Wert des Werkes nicht 
beeinträchtigen, für deſſen Fortſetzung ich nur der Hoffnung Ausdruck 
verleihen möchte, daß ſie dem Anfange entſpricht. Wenn ich noch 
einen beſonderen Wunſch äußern darf, fo iſt es der, daß die Verfaffer 
als praktiſche Juriſten der großen Bedeutung eingedenk ſein mögen, 
die ein möglichſt ausführliches und ſorgfältiges Regiſter für die 
Verwendbarkeit eines ſolchen Werkes hat. 

Rechtsanwalt Max Herrmann, Berlin. 
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Mobile oder gegen den Feind verwendete 
Truppenteile.) 

In Übereinſtimmung mit dem OLG. Dresden (Leipz Z. 1914, 
Sp. 1867 Nr. 2) hat jetzt auch das OLG. Hamburg (Beſchluß vom 
30. Januar 1915, Z II 6/1915) angenommen, daß die zur Bewachung 
eines Gefangenenlagers kommandierten immobilen Truppenteile als 
„gegen den Feind verwendet“ anzuſehen ſeien und deshalb die in § 2 
des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 328) erwähnten Vorteile, 
wie Ausſetzung des Prozeſſes uſw., genießen. Es wird ausgeführt, 
daß Kriegsgefangene nicht aufgehört haben, Teile, wenn auch unſchädlich 
gemachte, der Heeresmacht des Feindes zu ſein; die Aufrechterhaltung 
der Kriegsgefangenſchaft durch militäriſche Bewachung iſt demnach eine 
gegen den Feind gerichtete Handlung und der zu ſolcher Bewachung 
verwendete Truppenteil wird gegen den Feind verwendet. Dieſe 
Entſcheidung hat insbeſondere in militäriſchen Kreiſen großes Er⸗ 
ſtaunen hervorgerufen. Sie iſt nicht haltbar, fo ſcharfſinnig auch die 
Begründung auf den erſten Blick erſcheinen mag. Bei der ſtetigen 
Zunahme der Kriegsgefangenen und damit auch des Bewachungs⸗ 
perſonals entbehrt die Frage nicht des aktuellen Intereſſes. 


Der Grund der Vorſchrift des § 2 Ziff. 1 a. a. D. war der, daß 
der im Felde, auf dem Kriegsſchauplatze bzw. im Operationsgebiete, 
in einer armierten oder in der Armierung begriffenen Feſtung befind: 
liche Soldat meiſtens nicht in der Lage iſt und ihm auch billigerweiſe 
nicht zugemutet werden kann, ſich um feine Rechtsangelegenheiten in 
der Heimat zu kümmern. Das Bewachungsperſonal in den Gefangenen: 
lagern führt dagegen ein ziemlich ruhiges Daſein und iſt auch der 
Regel nach imſtande, ſeine Rechtsangelegenheiten zu beſorgen, ſelbſt 
wenn der betreffende Soldat nicht an ſeinem bisherigen Wohnorte 
oder in der Nähe desſelben Dienſt tut. Sollte wirklich einmal Be⸗ 
hinderung vorliegen (3. B. verweigerter Urlaub), jo kann ja das 
Gericht gemäß § 247 ZPO. den Prozeß ausſetzen. Zu einer grund⸗ 
ſätzlichen Ausſetzung liegt aber kein Anlaß vor. | 

Daß der § 2 Ziff. 1 a. a. O. nicht gerade glücklich gefaßt ift, 
muß zugegeben werden. Es heißt dort: „mobil oder gegen den 
Feind verwendet“. Man hätte das Privileg nur ſolchen Soldaten 
geben ſollen, welche auf dem Kriegsſchauplatze ſich befinden. Schon 
der Ausdruck „mobil“ iſt zu weitgehend, weil einzelne mobile Kriegs⸗ 
formationen ſich dauernd in der Heimat befinden. So iſt z. B. die 
Linienkommandantur in Berlin, welche von dort gar nicht verlegt 
werden kann, mobil. Wird alſo ein Burſche von einer immobilen 
Bahnhofskommandantur in Berlin an die Linienkommandantur dort⸗ 
ſelbſt verſetzt, ſo erlangt er das Privileg, ohne daß ſich in ſeiner 
ſonſtigen Stellung etwas änderte. 

Heer und Flotte beſtehen aus moͤbilen oder aus immobilen 
Truppenteilen und Formationen. Ein drittes gibt es nicht. Unter 
den „gegen den Feind verwendeten“ Truppenteilen uſw. ſind alſo 
immobile zu verſtehen, denn ſonſt hätte die Beſtimmung ja keinen 
Zweck. 

Für die Auslegung des Begriffs ift die Kriegsbeſoldungsvorſchrift 
vom 29. Dezember 1887 von Bedeutung. Bekanntlich erhalten 
mobile Truppen höhere Gebührniſſe als immobile. Der 8 73 KBeſoldV. 
ſpricht nun beſtimmten immobilen Truppen die für das mobile Ver⸗ 
hältnis vorgeſchriebenen perſönlichen Gebührniſſe (alfo kein Mobil: 
machungsgeld) zu. Es ſind dies die zur Beſatzung einer armierten 
Feſtung gehörigen, die zur vorübergehenden Verwendung gegen den 
Feind herangezogenen und die bei Kriegstransporten (z. B. als Begleit⸗ 
perſonal) verwendeten immobilen Truppenteile. Hier nähert ſich der 
immobile Zuſtand dem mobilen, die Gefahr iſt dieſelbe. Der 


§ 73 a. a. O. ſagt in Ziff. 4: „Werden immobile Truppenteile zur 


1) Vgl. auch JW. 1914, 1071; 1915 S. 64, 202, a 
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vorübergehenden Verwendung gegen den Feind, z. B. in Grenzbezirken, 
zur Abwehr kleiner Einfälle und dergleichen, herangezogen A 
Dieſe Beſtimmung hat man oſſenbar bei der Abfaſſung des Reiche: 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 im Auge gehabt. Alſo nur der noch 
mit Waffen verſehene Feind iſt gemeint, nicht der unſchädlich gemachte 
in der Geſtalt von Kriegsgefangenen. Es widerſpricht auch militäri⸗ 
ſcher Auffaſſung, unter „gegen den Feind“ Kriegsgefangene zu ver⸗ 
ſtehen. Gewiß, die Kriegsgefangenen können meutern und anſteckende 
Krankheiten verbreiten, inſofern alſo dem Bewachungsperſonal gefährlich 
werden, aber an dieſe Gefahr hat der Geſetzgeber ſicherlich nicht gedacht. 

Wollte man den Ausdruck in weiterem Sinne verſtehen, ſo fielen 
alle immobilen Truppen, alſo das geſamte Beſatzungsheer in der 
Heimat hierunter, denn auch dieſes wird in der Richtung gegen den 
Feind verwendet, ſonſt hätte man die Leute wohl nicht einberufen. 
Die Bewachung der Gefangenen geſchieht regelmäßig durch Landſturm⸗ 
truppen, welche aus den älteſten Soldaten und auch aus unausgebildeten 
Mannſchaften beſtehen. Weshalb ſollen gerade dieſe vor dem übrigen 
„ privilegiert ſein? Es fehlt an jedem zureichenden 

runde. 

Das OLG. Hamburg und Dresden müßte übrigens auch das 
Perſonal der immobilen Bahnhofskommandanturen als gegen den 
Feind verwendet anſehen, denn dieſe überwachen ja die Transporte 
der Kriegsgefangenen in der Heimat und tragen ſo zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Kriegsgefangenſchaft bei. 

Wenn das frühere, vorbildliche Geſetz vom Juli 1870 den 
Ausdruck hatte „gegen den Feind geführt“, ſo läßt ſich daraus für 
die Gegenanſicht nichts herleiten. Von einer Führung gegen den 
Feind kann man nicht gut ſprechen, wenn die Truppen in einer 
Feſtung ſich befinden oder in einer Verteidigungsſtellung den Feind 
erwarten. Deshalb erſchien der Ausdruck „verwendet“ ſachgemäßer. 

Alſo: Das Privileg des § 2 a. a. O. haben außer den mobilen 
nur diejenigen immobilen Truppenteile, welche auf dem Kriegsſchauplatz 
im weiteren Sinne (alſo 3. B. auch bei Fliegerangriffen) gegen den 
Feind verwendet werden. Das Privileg beſteht natürlich nur ſo 
lange, als die Verwendung dauert. 


Kammergerichtsrat Geh. Juſtizrat Dr. Delius, 
Hauptmann d. N., z. Z. im Heeresdienſt. 


Eine Lücke in den Ariegsnotgeſetzen. In der Gefecht: 
ſtellung in Rußland leſe ich erſt jetzt, was in JW. 1915, 254 Herr 
Kollege Dr. Fürnrohr aus München dem Kollegen Geheimrat 
Dr. Fuchs antworten zu ſollen geglaubt hat. 

Fürnrohr will einen Irrtum der Geſetzgebung konſervieren. Er 
will es dabei laſſen, „daß bei einem Kriegsteilnehmer, der perſönlicher 
und Hypothekenſchuldner iſt, die länger als 2 Jahre im Rückſtand 
befindlichen Hypothekenzinſen den Rang mit der Hypothek verlieren.“ 
Fiurnrohr meint, der nachrangige Gläubiger würde bei einer 
Anderung des Zuſtandes ohne Grund durch eine Rangbegünftigung 
des Vorgehenden geſchädigt. 

Bei dieſem „liege eine Gläubigerſchädigung vor, wie ſie auch in 
zahlloſen andern Fällen durch die Schonung der Kriegsteilnehmer 
verurſacht werde“. 

Fürnrohr überſieht, daß die Rückſtände, mit deren Vorrang jeder 
nachträgliche Beleiher rechnen muß und kann, den Nang mit der 
Hypothek haben und daß fie ihn durch eine Geſetzeslücke verlieren. 
Trotzdem ſpricht er einfach von Rangbegünſtigung auf Koften der 
ſpäteren Hypothekengläubiger, die doch ihrerſeits durch den Rangverluſt 
vorgehender Zinsanſprüche grundlos bereichert würden. Zu ihrem 
Schutze oder gar zu ihrem Vorteile ſind die Kriegsnotgeſetze wahrlich 
nicht da. Der Kriegsteilnehmer ſoll Schonung erhalten, und auch er 
doch nur Schonung, nicht endgültigen grundlos bereichernden Gewinn. 

Alles das iſt nur von vorübergehender Bedeutung. Was dagegen 
nicht ſcharf genug zurückgewieſen werden kann, iſt die allgemeine Aus⸗ 
führung, — hier ſehe ich die Bazillen der Freirechtskrankheit — es 
liege hier eine Gläubigerſchädigung vor, wie ſie auch in zahlloſen 
andern Fällen durch die Schonung der Kriegsteilnehmer verurſacht 
werde. Der Gläubiger müſſe mittragen an der Not der Zeit und 
jeder könne zufrieden ſein, wenn ihn der Krieg nur mit dem Rang⸗ 
verluſte älterer Hypothekenzinſenrückſtände treffe. 

Ob der Verluſt klein oder groß iſt, iſt gleichgültig. Das Geſetz 
und jede geſunde Rechtspolitik wünſcht auch kleine Verluſte nicht über 
das durch das Kriegsintereſſe gebotene Maß hinaus. Es wünſcht 
keinerlei Unrecht, ſelbſt dem Feinde gegenüber nicht, das die dira 
necessitas nicht unvermeidlich macht. In Deutſchland wünſcht weder 
das Geſetz noch der Kriegsteilnehmer Bereicherung der Kriegs⸗ 
teilnehmer. Nur gewiſſe Schonung wird verlangt, weil ſie unbedingt 
notwendig iſt. Und nun gar Bereicherung Dritter, der nachſtehenden 
Hypothelengläubiger zum Schaden anderer? Will man das mit der 
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Wendung „Not der Zeit“ rechtfertigen, dann kann man mit ihr jedes 
Unrecht rechtfertigen: „Ach was? andere verlieren jetzt ja auch viel!“ 
Dann verliert das Recht ſeinen Boden. 

Selbſt unſere Feinde werden belehrt werden, daß das Recht auch 
im Kriege lebt und ſtark iſt, daß nicht alle Schranken fallen. Das 
deutſche Geſetz bedarf ſolcher Belehrung nicht. Es erkennt eine Fort⸗ 
geltung des Rechts im Kriege, es ſieht, daß Macht nicht vor Recht 
geht; und manch ein Armeekorps erſetzt dem Reiche die moraliſche 
Kraft, mit der es am Rechte feſthält. In unſerm Falle iſt ihm 
5 ein Irrtum untergelaufen, ein verbeſſerungsbedürftiges Geſetz 

gt vor. 

Gegen höhere Gewalt, gegen die allgemeinen Wirkungen des 
Krieges, gegen das Fallen und Zahlungsunfähigwerden von Kriegs⸗ 
teilnehmern kann das Geſetz freilich nichts machen; auch im 
ſogar iſt Geſetz und Vollſtreckung da machtlos, wo „nichts iſt“. 

Aber das rechtfertigt keineswegs Schädigungen durch Geſetzes⸗ 
lücken, ungerechtfertigte Bereicherungen, die das Geſetz vermeiden kann. 
Das Recht und feine Realiſierbarkeit muß man ſtreng ſcheiden, das 
Recht muß ſeinen geraden Weg gehen, aufrecht auch in der „Zeit der 
Not“, die zur Zeit des Segens ſich jetzt entwickelt. Unterbleibt die 
Anderung als nicht mehr ausführbar wegen Nähe eines ruhmreichen 
Hriehend — gut denn. Nimmermehr aber dürfte das Geſetz fie 
unterlaſſen, den Geſchädigten im Unrecht laſſen — weil ja auch 
* nn 5 

er Kriegsteilnehmer, der hier ſpricht, ruft ſeinem Münchener 
Kollegen und dem Geſetz geber auch im Feldzuge zu: 
Suum cuique! 


Hauptmann Rechtsanwalt Siehr. 


Zur Perpfändung des Anteils am ungeteilten Nach- 
laſſe. (Nachtrag) In dem Beitrage, der in JW. 1915, 213 von mir 
veröffentlicht iſt, iſt zu der Entſcheidung des V. Senats vom 25. April 
1914 (JW. 1914, 76511) die Bemerkung gemacht, fie ſcheine nicht 
den § 1276 BGB. berückſichtigt zu haben. Der gedachte Beitrag iſt 
ſchon im Juli 1914, noch vor Ausbruch des Krieges, zum Abdrucke 
eingeſandt worden. Inzwiſchen iſt das in der JW. 1914, 765 nur 
teilweiſe veröffentlichte Urteil in RG. 84, 395 ff. vollſtändig abgedruckt. 
Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung ſich ausführlich mit § 1276 
BCB. auseinanderſetzt. Sie erwägt, daß die Beklagte ſich auf die 
Beſtimmung des § 1276 BGB. nicht berufen und nicht geltend gemacht 

abe, daß der Pfandgläubiger ſeine Zuſtimmung nicht erteilt habe. 

er rechnet ſie die Wirkung des guten Glaubens an die Richtigkeit 

des Grundbuchs ($ 892 BGB.) bei dem Erwerbe der im Grundbuch 

auf den Verpfänder umgeſchriebenen Teilhypothek dem Erwerber zugute 

und geht davon aus, daß die Schlechigläubigfeit des Hypotheken⸗ 

erwerbers nicht ohne weiteres aus der Kenntnis der Erbteilsverpfändung 
folge. Das früher hervorgehobene Bedenken trifft alſo nicht zu. 

Auch die Entſcheidung RG. 83, 27 ff. hat, wie bei näherem Zu⸗ 
ſehen zuzugeben iſt, nicht den Sinn, daß der Pfandgläuber an den 
bei der Auseinanderſetzung dem verpfändenden Miterben zugeteilten 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden ein dingliches Recht erwerbe. Wenn 
auch an einer Stelle (S. 30 Zeile 10 von unten) von Nachlaßgegen⸗ 
ſtänden geſprochen iſt, ſo iſt doch die dingliche Wirkung nur darin 
gelegt, daß der Pfandgläubiger an der Stelle des ausſcheidenden 
Miterben in das Geſamthandverhältnis eintritt und in bezug auf die 
Verwaltung und die Auseinanderſetzung die im § 1258 BGB. 
beſtimmten Rechte gewinnt. Sonach iſt in der Tat zwiſchen den 
beiden Urteilen der angenommene Widerſpruch nicht vorhanden. 


Landgerichtsrat Folleher, Crefeld. 


Prozeßkoſten und Jahlungsauf ſchub. In feinem Auffat 
„Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß beim richterlichen Zahlungsaufſchub“, 
JW. 1915, 290, geht Schloß davon aus, daß die richterliche 
Zahlungsſriſtbewilligung auch auf die Koſten ſolcher Prozeſſe, die 
nach dem 31. Juli 1914 anhängig gemacht find, erſtreckt werden 
kann. Die gleiche Anſicht vertritt Güthe im IMöl. 1914 (©. 15 
des Sonderabdrucks), wo er ausführt, daß es als im Sinne des 5 1 
der Bundesratsverordnung liegend erachtet werden müffe, daß die 
geſamte Zahlungspflicht des Beklagten, über die infolge der Erhebung 
der Klage eine richterliche Entſcheidung getroffen werde, zum Gegen⸗ 
ſtand der Friſtbewilligung gemacht werden könne. Ich halte Zahlungs 
aufſchub für ſolche Prozeßkoſten nicht für zuläſſig. 


„Die Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 gewährt Frist 
bewilligung nur für ſolche Geldforderungen, die vor dem 81. Juli 
1914 entſtanden find. Dieſe Vorausſetzung trifft für den „An. 


aber 
ſpruch auf Erſtattung der „ (vgl. 8 108 ZPO.) bei 
Magen, die nach dem al. Jull 1014 anbängie on worden find, 
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nicht zu. Als Entſtehungsgrund für die Forderung auf Koſtenerſatz 
wird vom Reichsgericht (JW. 1895, 5042) und Sydow⸗Buſch 
(Note 2 zu 8 103) der „Beginn der gerichtlichen Rechtsverfolgung“, 
vom OLG. Hamburg (OLG. 5, 138 a) das rechtskräftige Urteil 
angeſehen. Welche dieſer beiden Anſichten auch immer richtig ſein 
mag — zutreffend iſt die erſtere —, immer wird der Anſpruch auf 
Erſtattung der Prozeßkoſten bei Prozeſſen, die nach Ausbruch des 
Krieges eingeleitet wurden, erſt nach dem 81. Juli 1914 exiſtent, 
und deswegen darf für ſie Zahlunasaufſchub nicht bewilligt werden. 
In dieſem Sinne hat auch das AG. Charlottenburg als Voll⸗ 
ſtreckungsinſtanz durch Beſchluß vom 5. Februar 1915 in Sachen 
86 M 335 / 15 entſchieden. 


Die Richtigkeit dieſes Standpunktes erhellt noch aus folgender 


ung: 

Man denke ſich den Fall, daß nach Einreichung, aber vor Zu⸗ 
ſtellung der Klage vom Beklagten die Hauptforderung bezahlt, die 
Klage zurückgenommen wird, und daß darauf die Prozeßkoſten im 
Wege einer zweiten Klage eingefordert werden. Der mit der zweiten 
Klage verfolgte Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten ſtellt ſich 
jezt noch deutlicher als nach dem 31. Juli 1914 entftanden dar. 
Was aber für dieſen Fall gilt, muß auch für die Forderung auf 
Koſtenerſatz aus den nach Kriegsausbruch anhängig gemachten und 
trotz Zuſtellung nicht bezahlten Klagen Geltung haben. 

Unmaßgeblich iſt ſchließlich, daß die Prozeßkoſten zuweilen, 
. B. bei der Wertberechnung, Verjährung, unter den Begriff der 
Nebenforderung gebracht werden. Auch Güthe a. a. O. läßt es 
„zweifelhaft“ ſein, ob für die Frage des Zahlungsaufſchubes die 
Koſten unter den Begriff der Nebenforderung gebracht werden dürfen. 
Denn, wie vorher dargelegt, iſt für unſere Frage die Forderung auf 
Koftenerfag ein ſelbſtändiger nach dem 31. Juli 1914 durch die 
gerichtliche Rechtsverfolgung entſtandener Anſpruch. 

Rechtsanwalt Cohn, Brandenburg a. H. 


Handhabung der Binilprogehordnung.!) 
A. 

Wer, wie ich, ſeit mehr als dreißig Jahren der Frage nachgegangen 
iſt, wie man den großen Mängeln, die an der Zivilprozeßordnung oder 
doch an der von ihr geleiteten Praxis zutage getreten ſind, mit den 
von ihr ſelbſt oder neben ihr (praeter legem) gebotenen Mitteln, 
insbeſondere mit einer weit ſchärferen Betonung der $$ 139 —150 
entgegenwirken könne, wird die in Nr. 9 der JW. mitgeteilten 
„Grundſätze betr. die Vorbereitung und Behandlung der Termine vor 
dem Kammergerichte“ ſehr willkommen heißen. Sie ſind meiner An— 
ſicht nach ein vielverſprechender Verſuch, die nach dem Grundſatze der 
Arbeitsteilung getrennten bewegenden Kräfte des Verfahrens, Ge— 
richt und Anwaliſchaft, nunmehr zu einem um fo ſtärkeren Zuſammen⸗ 
wirken zu berufen, wie denn ja gerade das genaue Ineinandergreifen 
der zunächſt geteilten Arbeit auch volkswirtſchaftlich das allein richtige 
Ziel iſt. Daß aber dieſe Arbeitsgemeinſchaft von verſtändnisvollem 
Entgegenkommen getragen iſt, davon zeugen jene für das kammer— 
gerichtliche Verfahren aufgeſtellten Grundſätze ſchon ſelbſt. 

Sie bieten freilich in gewiſſen der Gerichtsſchreiberei zugedachten 
Verrichtungen (III) oder in dem Wunſche nach gerichtlicher Beratung 
im Beratungszimmer (wo ſolches vorhanden iſt!) Dinge, die ja auch 
allein von Gerichts wegen angeordnet werden könnten. Der Hauptſache 
nach ſollen fie aber, wie die Schriftleitung der JW. bemerkt, mit ihrer 
Wechſelbeziehung zwiſchen Gericht und Anwaltſchaft dazu dienen, „das 
vielbeklagte Vertagungsunweſen und die nutzloſen Vorbereitungen, 
unter denen Richter wie Anwälte in gleicher Weiſe leiden, zu beſeitigen 
oder doch zu mildern“, — mit andern Worten die ungeheure Zeit— 
verſchwendung im jetzigen Zivilprozeſſe zu verringern. Für mich be: 
ſonders haben dieſe unter 1 und II a. a. O. aufgeſtellten Grundſätze 
ein doppeltes Intereſſe desbalb, weil ich mich in den beiden kleinen 
Schriften: „Der Mißſtand der überreichlichen Terminvereitlungen“ 
(München 1901) und „Treu und Glauben im Zivilprozeſſe und der 
Streit über die Prozeßleitung“ (München 1903) bereits vor längeren 
Jahren gerade auch mit dieſen Dingen beſchäftigt habe und dabei 
ſogar etwas Ahnliches vorſchlug, was ſeiner Zeit den Beifall der 
Anwaltſchaft des hieſigen Oberlandesgerichts fand (a. letztang. O. 
Anm. 29 a). 

So iſt I, 1, wonach „die Anwälte tunlichſt vor der Verhandlung 
zur Beibringung etwa erforderlichen Materials zu veranlaſſen ſind“, 
trotz aller Unſcheinbarkeit einer der wichtigſten dieſer Leitſätze und 
deshalb von mir damals auch beſonders betont. Er konnte bei dem 
trefflichen Verhältniſſe zwiſchen Gericht und Anwaltſchaft hier durch: 
— ——-— 


1) Bel JW. 1915, 431. 
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weg mit Erfolg beachtet werden. Man vergleiche dazu u. a. Levin, 
Prozeßleitung S. 129; Matthieſſen, DizZ. 1914, 734 ff. 

Nicht minder bedeutſam, um noch einen Punkt herauszugreifen, 
iſt die geplante gegenſeitige Verſtändigung über die Sachen, die in 
den bevorſtehenden Terminen verhandelt werden ſollen (I, 1 und 5; 
II, 5). Sie findet hierorts dadurch ſtatt, daß je von einem der 
Anwälte bei den in der betreffenden Woche vor den verſchiedenen 
Senaten anſtehenden Sachen auf einem Terminszettel mitgeteilt wird, 
ob eine Verhandlung in Ausſicht genommen oder unſicher ſei oder 
nicht ftattfinden ſolle. So werden der Berichterſtatter und vollends 
der Vorſitzende darüber rechtzeitig in Kenntnis geſetzt. In der auf 
dieſem Terminszettel von dem Anwalte für ſeine Kollegen aufgeſtellten 
Reihenfolge und bezeichneten Stunde werden dann auch die Sachen 
nacheinander verhandelt, ſoweit nicht die bereits feſtſtehende Termins⸗ 
zeit wegen Zeugenvernehmung uſw. feſtgehalten werden muß. 

Ich möchte im übrigen auf den Verſuch beim Kammergericht 
nicht näher eingehen. Er wird bald genug für ſich ſelber ſprechen; 
vielleicht auch noch die eine oder andere Anderung erheiſchen. Denn 
ſolche Dinge wollen erprobt und durchlebt ſein. 

Nicht ganz klar iſt mir J, 2 über Verweigerung der Vertagung 
durch den Berufungsbeklagten, wenn der Berufungskläger „die 
Berufungsbegründung nicht zwei Wochen vor dem Termin zugeſtellt 
und auch nicht ſeine Abſicht, ohne Zuſtellung einer Berufungsbegründung 
zu verhandeln, eine Woche vor dem Termin angezeigt hat“. Die 
daran angeknüpfte Ausnahme: „es ſei denn, daß das Gericht die 
Vertagung beſchließt“, wird doch wohl in den vielen umfangreichen 
Sachen der Oberlandesgerichte, in denen unmöglich ſchon im „erſten 
Termine“ nach Einlegung der Berufung verhandelt werden kann, recht 
oft eintreten müſſen. Die an die Oberlandesgerichte gelangenden 
Sachen vertragen ja überhaupt keine überhaſtete Behandlung, wie 
ſie hin und wieder von den Vorſitzenden beliebt wird, und können 
ganz gut, für beſſere Vorbereitung durch die Streitteile und das 
Gericht, einen etwas langſameren Schritt zum Ziele wandeln. — 

Gewiß gibt es noch weitere wichtigen Maßnahmen zur Verbeſſerung 
unſeres bürgerlichen Streitverfahrens, wenn man die ZRO., ſtatt 
geſetzliches Flickwerk zu ſchaffen, als ganzes beibehalten will. Ich 
zähle u. a. dahin, daß man mit der Heranziehung der Streit: 
teile zu den Verhandlungen ſelbſt mehr Ernſt machen ſollte. Ihre 
Anweſenheit — und kluge Parteien wiſſen das ſchon ſelber zu 
ſchätzen! — dient weſentlich zur Abkürzung des Prozeßverlaufs, 
ganz abgeſehen von der Begünſtigung der Vergleiche. Und das Er— 
ſcheinen vor Gericht, im Beiſtande ihres Rechtsanwalts und Beraters, 
ſollte einer Partei, für die ein Prozeß doch nur eine Ausnahme im 
Leben zu ſein pflegt, nicht zu beſchwerlich ſein. Das Bild der 
Streitſache wird ja ganz anders lebendig bei Mitwirkung der Streit— 
teile ſelbſt an ſeiner Darſtellung, wenngleich ſie wiederum in manchen 
oder gar in vielen Sachen zweifellos durchaus entbehrlich iſt. Ihr 
Gegenübertreten Aug in Auge iſt aber für die Feſtſtellung der 
Wahrheit ſo beſonders förderlich. Wieviel Mißverſtändniſſe, Un⸗ 
klarheiten und ungenügende Angaben können dann alsbald und 
ohne umſtändliche, mit Terminsverlegung verbundene Nachfrage auf: 
gedeckt und beſeitigt werden; wie viele Fragen des Gerichts, die ſich 
ihm erſt bei der Verhandlung aufdrängen, ſofort beantwortet werden, 
ſtatt daß ſonſt „beſtritten“ wird und Beweis erhoben werden muß. 
Auch etwaige Eide, die unumgänglich bleiben — zumal Editions⸗ 
eide —, können ſogleich erledigt werden. 

Dieſe Heranziehung der Streitteile ſelbſt, deren Vernachläſſigung 
ſo verhängnisvoll für unſere Rechtshandhabung iſt, läßt ſich aber 
eben auch mit Hilfe der „Grundſätze“ durchführen, und durfte deshalb 
bier geſtreift werden, da dann erſt einigermaßen Sicherheit dafür 
beſteht, daß die zu Gericht Kommenden ihre Sache wirklich zur er: 
bandlung gelangen ſehen und nicht — vielleicht wiederholt! — un: 
verrichteter Dinge wieder nach Hauſe zu reiſen brauchen. 

Alſo ein Glückauf zum Erfolge der vereinbarten Grundſätze! 


Geh. Juſtiz- und Oberlandesgerichtsrat K. Schneider, Stettin. 


Auf die Aufforderung in Nr. 9 der JW. S. 471 erlaube ich 
mir, die im Anwaltverein zu Kiel gefaßten Beſchlüſſe zur Verbin: 
derung des Vertagungsunweſens ergebenſt mitzuteilen. 

Häufig wurden Vertagungen ſowie ein fruchtloſes Warten des 
Gerichts durch das ungleichmäßige Erſcheinen der Anwälte zum 
Termin veranlaßt. 5 

Um einen Druck zu pünktlichem Erſcheinen zu üben, iſt folgende 
Vereinbarung getroſſen, die ſich nur auf das Verhandeln vor den 
Zivilkammern des Landgerichts bezieht: n g 

1. Bei Anwälten und deren Generalſubſtituten entſcheidet für 
die Reihenfolge der Verhandlung ihrer ſämtlichen Sachen in der 


542 


Zivilkammer der Zeitpunkt ihres Erſcheinens im Terminszimmer vom 
Beginn der Terminsſtunde an. 

2. Der Zeitpunkt des Erſcheinens wird durch Eintragung auf 
der Rückſeite des Terminszettels unter laufender Nummer nach⸗ 
gewieſen. Bei gleichzeitigem Erſcheinen entſcheidet die Reihenfolge 
des Terminszettels. 

Dieſe ſeit 6 Jahren beſtehende Vereinbarung, deren Anwendung 
freilich bei ganz großen Landgerichten vielleicht kaum möglich ſein 
dürfte, hat ſich in Kiel gut bewährt Es iſt dadurch ein Intereſſe 
an pünktlichem Erſcheinen geſchaffen worden; und wenn auch die 
Zahl der bei Beginn der Terminsſtunde verſammelten Anwälte ſich 
zunächſt zu lichten pflegt, ſo wird doch durch die rechtzeitige An⸗ 
weſenheit einer größeren Zahl das Zuſtandekommen von Verhand⸗ 
lungen ſehr wirkſam erleichtert. 


Zum Zweck der Vermeidung unvorhergeſehener Vertagung und 
unnötiger Vorbereitung ſeitens des Gerichts und der Anwälte beſteht 
ſeit einem Jahr hier die folgende Vereinbarung: 

1. In ordentlichen Prozeßſachen vor dem Landgericht, in denen 
beide Parteien bereits durch einen Anwalt vertreten ſind, hat der⸗ 
jenige Anwalt, der verhandeln will, dies 6 Tage vor dem Termin 
dem Gegner und 5 Tage vorher dem Gericht anzuzeigen; andernfalls 
kann er auf Verhandlung nicht beſtehen. Sind beide Parteien über 
eine Terminsausſetzung einverſtanden, ſo iſt dies dem Gericht anzu⸗ 
zeigen, und zwar möglichſt 5 Tage vor dem Termin. 

2. In Berufungsſachen kann der Berufungskläger auf Ber: 
handlung im 1. Termin nur beſtehen, wenn er 1 Woche vorher eine 
Berufungsbegründung zugeſtellt oder durch Schriftſatz mitgeteilt hat, 
daß eine ſolche nicht erfolgen werde. Der Berufungsbeklagte, der 
im 1. Termin auf Verhandlung beſtehen will, hat dies ſpäteſtens 
10 Tage vorher durch Schriftſatz mitzuteilen. 

Kiel, den 11. Mai 1915. 


Anwaltverein zu Kiel (e. V.). 
Bokelmann, Vorſitzender. 


Ortlicher Anwaltverein. 


Berliner Anwaltverein. 


In der April⸗Verſammlung widmete der Vorſitzende Juſtizrat 
Goldmann den verſtorbenen Mitgliedern Juſtizrat Dr. Richard 
Wolff, Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Guttfeld und Juſtizrat 
Aehnelt ehrende Nachrufe. — Herr Profeſſor Dr. Jaſtrow hielt 
einen Vortrag über das Thema: „Die volkswirtſchaftliche und ſozial⸗ 
politiſche Bedeutung der Kriegsverordnungen.“ In der Produktion 
ſollen die Kriegsverordnungen die für die Landesverteidigung oder die 
Volksernährung zu beſchreitenden Wege vorſchreiben. Hier iſt ſehr 
wenig geſchehen. Durch die Reduktion der Rübenlieferungsverpflich⸗ 
tungen auf drei Viertel iſt ein Viertel für die Produktion von Brot⸗ 
früchten freigemacht worden. Das Verbot vom 11. September, Vieh 
vorzeitig zu ſchlachten, wurde, da das Vieh der Konkurrent des Menſchen 
in der Verzehrung der Nahrungsmittel iſt, am 19. Dezember wieder 
aufgehoben und den Landeszentralbehörden ausreichende Ermächtigungen 
gegeben; aber ſie werden noch nicht in genügendem Maße ausgeführt, 
es wird immer noch Brotgetreide verfüttert. Beſſer iſt in der gewerb⸗ 
lichen Nahrungsmittelproduktion durch genaue Vorſchriften für Bäckereien, 
Brauereien uſw. geſorgt. Das Nachtbackverbot iſt zugleich einer der 
allerbedeutendſten Arbeiterſchutzfortſchritte, der im Frieden nicht wieder 
aufgegeben werden darf. Auf dem Gebiete der Verteilung iſt eine 
ungeheure Anzahl von Verordnungen, die ſich auf die Zirkulation der 
Güter beziehen, ergangen. Höchſtpreiſe, die ſchon Anfang Auguſt ein⸗ 
geführt wurden, ſind volkswirtſchaftlich bedenklich, weil der Anreiz zur 
Sparſamkeit, der in hohen Preiſen liegt, dadurch beeinträchtigt wird. 
Die ſpäteren Höchſtpreiſe wurden meiſt für den Großhandel feſtgeſetzt 
und dabei Hauptmarktorte beſtimmt, deren Preiſe maßgebend ſein 
ſollten. Dadurch entſtanden aber große Ungleichheiten, die Transport⸗ 
koſten wurden überſehen, und es wurden ſo viel Nebengebühren bezahlt, 
daß die Höchſtpreiſe illuſoriſch wurden. Höchſtpreiſe können nur im 
Zuſammenhang mit anderen Maßnahmen, z. B. der Beſchlagnahme, 
weſentlich wirken. Die Beſchlagnahme wurde ſofort für den unmittel⸗ 
baren Kriegsbedarf durchgeführt. Die Rohſtofſabteilung im Kriegs: 
miniſterium, die Aktiengeſellſchaft für Kriegsmetall, die „Material⸗ 
verſorgungsſtellen“ für die verſchiedenſten Zweige wurden gegründet. 
Die Kriegsgetreidegeſellſchaft hat den umfangreichſten Betrieb, der bei 
uns je geweſen iſt. Die Geſellſchaft für die okkupierten Gebiete führt 
uns Rohſtoffe zu. Für dieſe Geſellſchaften, nicht für den Staat, 
manchmal auch für den Kommunalverband, wurde beſchlagnahmt. 
Ferner wurden Mindeſtpreiſe für Branntwein eingeführt und der 
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Kurszettel verboten. Die Fortdauer dieſes Verbotes kann zu großen 
Ubelſtänden führen; die Mißſtände, die man dadurch treffen will, 
könnten auf andere Weiſe beſeitigt werden. Die Geld⸗ und Kredit⸗ 
geſetzgebung iſt beſonders umfangreich und von Grund aus umgeſtaltet. 
Die Unterſtützung der zurückgebliebenen Frauen und Kinder von 
Kriegern wird mehr als eine Milliarde beanſpruchen. Der Betrag 
einer ganzen Einkommenſteuer wird dazu verwendet, aufgebracht nur 
von dem Teil des Volkes, der Steuern zahlt. Die wirkliche Not früherer 
Kriege und noch des Krieges von 70 iſt diesmal nicht vorhanden. 
Im Kriege von 70 konnten die Familien ſich über Waſſer halten, 
aber da für ſie nur kümmerlich geſorgt war, kamen Krankheiten aus, 
die den Verfall nach ſich zogen. Hier wirken jetzt unſere Krankenkaſſen, 
die aktiv geblieben ſind. Die Brotkarte verteilt nicht das Einkommen, 
aber das Subſtrat der Einkommensverwertung; fie erinnert uns be 
ſonders augenfällig daran, daß wir nicht nach dem Gelde, ſondern 
nach dem, was man dafür bekommt, ſtreben. Das Verbot der Ver⸗ 
ſteigerung von beweglichen Sachen und Grundſtücken zu ungelegener 
Zeit iſt ſegensreich und ſollte im Frieden beibehalten werden. In der 
Konſumtion übt die Brotkarte die größte Wirkung. Unſere Fähigkeit 
und unſeren guten Willen, die Konſumtion den Verhältniſſen anzu⸗ 
paſſen, haben wir aber überſchätzt. Die frühere Einführung unmittel⸗ 
baren Zwanges hätten viele als nützlich angeſehen. Von beſonderer 
Bedeutung iſt die Kriegskreditverfaſſung. Bei Ausbruch des Krieges 
iſt der Staat für ſeinen Bedarf auf Kredit angewieſen, aber ſofort 
verſagt der Kredit. Diesmal aber waren im Frieden Vorbereitungen 
getroffen, in deren Fortſetzung ſich die Kriegsmaßnahmen bewegten. 
Der Reichskriegsſchutz, das eingezahlte ein Drittel des Wehrbeitrages 
konnten 200 — 300 Millionen bringen. Die Hauptſache aber blieb der 
Reichskredit, der am 4. Auguſt mit 5 Milliarden und ſpäter bis zu 
20 Milliarden in einer Weiſe gefordert und gegeben wurde, die das 
allgemeine Vertrauen glänzend bewies. Auf der anderen Seite wurden 
die Darlehnskaſſen eingerichtet; dazwiſchen die Reichsbank. Sie hatte 
1906 die Ermächtigung zur Ausgabe kleiner Banknoten von 50 & 
und 20 & erhalten, die im Gegenſatz zu den zurückſtrömenden Noten 
von 100 L, dauernd im Verkehr bleiben. Ein Drittel der aus⸗ 
gegebenen Noten mußte die Reichsbank in Gold, zwei Drittel in 
Wechſeln liegen haben. Sie hat aber ſchon im Frieden ihren Gold⸗ 
vorrat beſtändig vermehrt. Nach Ausbruch des Krieges blieb zwar 
der Grundſatz der Dritteldeckung beſtehen, aber die Reichsbank durfte 
ſich nun hierauf die Darlehnskaſſenſcheine anrechnen. Wir ſind auf 
dieſe Weiſe in eine Periode des Kreditgeldes eingetreten, man darf 
dies aber nicht als einen entſchuldbaren Notbehelf anſehen, ſondern es 
iſt die für die gegenwärtigen Verhältniſſe ſachgemäße Kreditverfaſſung. 
Die Reichsbank hat ſich in langer Friedensarbeit das große Vertrauen 
erworben, das nötig iſt, um bei Beginn eines Krieges den Kredit zu 
bewerten. Man muß in dieſer Zeit den Kredit aufbauen auf dem 
Papiere des Vaterlandes, da zu deſſen Schutz alle Kräfte ſich zu⸗ 
ſammentun; das Objekt verdient die größte Sicherheit, das am meiſten 
gefährdet iſt. Daß die Kriegskreditverfaſſung ſich bewährt hat, ergibt 
ein Vergleich des letzten Reichsbankausweiſes vom 28. April 1915 zu 
dem desſelben Tages im Jahre 1914; denn wir haben danach um 
mehr als 1 Milliarde an Gold zugenommen, was für einen Krieg 
unerhört iſt. Nach dieſem Ausweis hat die Reichsbank für alle ihre 
Verbindlichkeiten, nicht bloß die Noten, eine Golddeckung von nicht 
weniger als 36,4 Prozent. 

Soll man nun dauernd ſo organiſieren, daß man ſtets auf jeden 
Krieg vorbereitet iſt? Das Heilmittel wäre ſchlimmer als die Krank⸗ 
heit. Das Volk, das ſich ſtets nur auf den Krieg vorbereitet, würde 
ſo nervös, daß es ihn nicht führen könnte. Für die Entſcheidung der 
Frage, ob Organiſation oder Individuum, wird durch die Erfolge der 
Kriegszeit nichts gewonnen. Aber ein Teil der Verordnungen — 
Nachtbackverbot, Zuſchlagsverſagung, Stempelbefreiungen uſw. — 
könnte ein dauernder Beſtandteil unſeres geltenden Rechts werden. 
(Der Vortrag wurde mit ungewöhnlich lebhaftem Beifall aufgenommen.) 
Alsdann machte Herr Kollege Gundlach, der der Rohſtoffabteilung 
im Kriegsminiſterium angehört, darauf aufmerkſam, daß es zwecklos 
ſei, wenn, wie es ſo oft geſchehen, Entſchädigungsanſprüche von aus⸗ 
ländiſchen Schuldnern durch Zuſtellung von Pfändungsbeſchlüſſen an 
das Kriegsminiſterium gepfändet würden. Er empfiehlt, ſich an 
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ſtraße 53,*) zu wenden, die die Entſchädigungsanſprüche der Aus 
länder prüft und feſtſetzt und dabei gleichzeitig deren deutfche Gläubiger 
berückſichtigt. Gegebenenfalls hinterlegt ſie die Entſchädigungsſumme, 
Auf dieſem Wege möge der deutſche Gläubiger Befriedigung ſuchen! 


*) Vol. Bl. z. Reichsanzeiger vom 26. April 1915. 


44. Jahrgang. 

Das Zentral-Romitee des Freußiſchen Landesverein 
vom Roten Aren: bittet, Vorräte an umlauffähigen Geldſtücken, 
auch an Papiergeld und ungeſtempelten Poſtwertzeichen des geſamten, 
auch des uns befreundeten Auslandes, ſeiner Abteilung VI für 
Sammel und Werbeweſen 2, Berlin SW. 11, Abgeordnetenhaus, 
Tribünengeſchoß Zimmer 38, abzuliefern. Auch die kleinſte Gabe iſt 

ommen. 

Wer Gegenſtände der bezeichneten Art im Werte von wenigſtens 
25 A einſendet, erhält als Ehrenpreis eine künſtleriſche vom Profeſſor 
Gaul entworfene Denkmünze aus Eiſen, die unter Verwendung von 
Geſchoßmaterial hergeſtellt iſt. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


1. Vorräte an Rohſtoffen, die auf ein Fabrikgrundſtück 
gebracht worden ſind, um im Betriebe der Fabrik zu Fabrik⸗ 
waren umgearbeitet oder verarbeitet zu werden, ſind nicht Zu⸗ 
behör, weil ſie nicht beſtimmt ſind, dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Fabrik als der „Hauptſache“ zu „dienen“. 

3. Die während des Zwangsverſteigerungsverfahrens er⸗ 
folgte Umwandlung einer Rentenſchuld in eine Hypothek iſt dem 
Erſteher des Grundſtücks gegenüber unwirkſam. 

Die nach Anordnung der Zwangsverſteigerungen von dem 
Grundſtückseigentümer erklärte Kündigung der Rentenſchuld 
enthält mit Rückſicht auf ihren wirtſchaftlichen Erfolg eine 
Verfügung über das beſchlagnahmte Grundſtück, durch die der 
Vollſtreckungsſchuldner gegen das zugunſten des betreibenden 
Gläubigers beſtehende Veräußerungsverbot verſtößt. Die 
Kündigung iſt daher dem betreibenden Gläubiger gegenüber 
unwirkſam. 

4. Wucher liegt auch vor, wenn nach Abſchluß eines 
Rechtsgeſchäftes unter Ausbeutung von Leichtſinn, Unerfahren⸗ 
heit oder Notlage eines Vertragsteiles dem anderen Teile neue, 
weitere Sicherungen, Vorteile oder Leiſtungen verſprochen oder 
gewährt werden, durch welche ein Mißverhältnis der beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen herbeigeführt wird. 

War ſich der Leiſtungs⸗ oder Verſprechensempfänger des 
Abermaßes der erlangten Vorteile nicht bewußt, fo liegt keine 
Ausbeutung im Sinne des § 138 Abſ. 2 BGB. vor. 

5. Em ſelbſtändiges Schuldverſprechen, das im Wege der 
Abtretung auf einen Dritten übertragen worden iſt, kann dieſem 
gegenüber mit der Bereicherungsklage zurückgefordert werden, 
1 rechtlicher Grund nicht vorhanden war oder ſpäter 

egfällt. 


6. Die Vermutung, daß dasjenige, was in die Vertrags⸗ 
urkunde nicht aufgenommen worden iſt, auch nicht Vertrags⸗ 
inhalt werden ſollte, wird entkräftet, wenn feſtgeſtellt werden 
kann, daß die Parteien an einer bei den Vorverhandlungen 
nur mündlich gegebenen Zuſicherung feſthalten und ſie zum 
Vertragsbeſtandteile machen wollten.“) n 
7. Sit der Mieter nur mit unerheblichen Teilen einer Miet: 
e im Rückſtande, ſo ſteht dem Vermieter das Recht zur 

ſtloſen Kündigung nicht zu. Wenn gemäß § 554 BGB. 
Verzug mit der Entrichtung von zwei Raten erforderlich iſt, iſt 
die Frage, ob ein Teilrückſtand zu geringfügig iſt, um die 
Kündigung zu. rechtfertigen, nach dem Verhältnis des rückſtändigen 
Teilbetrags zu der betreffenden Rate, nicht nach dem Geſamt⸗ 
betrage der Rückſtände aus beiden Raten zu beurteilen. 

9. Durch Kauf eines Fabrikats in Originalpackung bei 
einem Zwiſchenhändler tritt der Käufer nicht ohne weiteres in 
vertragliche Beziehungen zu dem Fabrikanten. — § 831 BGB. 
verlangt nicht den Nachweis eines Verſchuldens des erſatz⸗ 
pflichtigen Geſchäftsherrn; dieſer muß vielmehr die Beobachtung 
aller im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſeinerſeits beweiſen. 
Daß ſeine Arbeiter vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt haben, 
lann ihn von der Haftung nicht befreien ($ 831 BGB.). 


I) Beſteht eine Vermutung für die Vollſtändigkeit der Vertrags: 

nde, ſo kann natürlich nicht auch eine Vermutung für die 
Fortdauer früherer in die Urkunde nicht aufgenommener Abreden 
beſtehen. F. 
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10. Der nur fahrläſſig handelnde Beamte kann auf Grund 
des $ 839 BGB. nur dann in Anſpruch genommen werden, 
wenn der Verletzte ohne ſein Verſchulden nicht auf andere Weiſe 
Erſatz verlangen kann. Zur Klagebegründung reicht es nicht 
aus, wenn der Verletzte die jetzige Unmöglichkeit eines ander⸗ 
weitigen Erſatzes behauptet; er muß auch dartun, daß er eine 
früher vorhandene . nicht ſchuldhaft verſäumt habe. 

11. Dem Notar liegt als Urkundsperſon die Verpflichtun 
der Aufklärung der Vertragſchließenden inſoweit ob, als es durch 
das Zuſtandekommen einer rechtswirkſamen Beurkundung erfordert 
wird. Lautet der Auftrag eines Vertragsbeteiligten dahin, daß 
der Notar ein Rechtsgeſchäft in einer beſonderen Vertrags form 
beurkunden ſolle, und ſtehen der wirkſamen Erledigung des Auf⸗ 
trags rechtliche Bedenken entgegen, ſo hat der Notar den Auf⸗ 
traggeber nicht nur hierüber, ſondern auch über die Stempel⸗ 
folgen zu belehren.“) 


2) 1. Die Entſcheidungsgründe laſſen die Frage offen, ob der 
Vertrag mit Recht von der Stempelbehörde als läſtiger Vertrag 
aufgefaßt iſt. Haben die Beteiligten Schenkungserklärungen ab: 
gegeben, alſo Haftung des Schenkers nach Schenkungsrecht (§ 521 
BGB.), nicht nach Kaufrecht (§S 459 ff.), gewollt, dann kann die 
bloße Wertangabe nicht aus der Schenkung einen läſtigen Vertrag 
machen. Denn ſollte durch ſie der Inhalt der Urkunde zweideutig 
geworden ſein, ſo iſt doch den rechtsgeſchäftlichen Schenkungs⸗ 
erklärungen und den von den Parteien bezweckten rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Wirkungen eine maßgeblichere Bedeutung beizumeſſen, 
als bloßen Wertſchätzungen, die durch alle möglichen Motive (Koſten⸗ 
erſparnis, Anfechtungsausſchluß uſw.) verurſacht ſein können. Daß 
Belaſtungen, die den Grundſtückswert erreichen, der Grundſtücks⸗ 
überlaſſung nicht den Charakter unentgeltlicher Zuwendung nehmen, 
wird beſonderer Begründung nicht bedürfen, wenn man ſich den 
Unterſchied von belaſtet und läſtig vergegenwärtigt. Ja man kann 
auch überlaſtete Sachen verſchenken, weil die Sache Beſitzvorteile 
gewährt und Zukunftschancen bietet. Deshalb ſchließt die objektive 
Geſtaltung des vorliegenden Falles nicht ohne weiteres den Schenkungs⸗ 
willen und den Schenkungsbegriff aus, und das Geſchäft wird, 
wenn nur der Beſchenkte kein Entgelt gibt, nicht dadurch läſtig 
(vgl. ALR. I, 5 8 7), daß Belaſtungen übergeben (res transit 
eum onere). In der Übernahme der perſönlichen Haftung 
für die Belaſtungen kann allerdings eine Gegenleiſtung liegen. Ob 
aber in der Erklärung, daß die Hypotheken als Selbſtſchuldner (?) 
übernommen werden, eine libernahme der perſönlichen Schuld oder 
nur der Ausſchluß der Beſeitigungspflicht aus § 439 Abſ. 2 BGB. 
liegt, iſt keineswegs zweifelsfrei und bedarf beſonderer Feſtſtellung. 
Iſt, wovon auch das RG. ausgeht, in erſter Linie der Vertragswille 
entſcheidend, wird dieſer durch die Worte „Schenkungsvertrag“ und 
„ſchenken“ in zweifelsfreier Weiſe erklärt, ſchließen weder Wertangabe 
noch Belaſtungen, ja nicht einmal die Übernahme der Hypotheken den 
Schenkungsbegriff zwingend aus, ſo tragen die mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidungsgründe die Entſcheidung nicht. Sie tragen ſie nur, wenn man 
annimmt, daß der Notar die Beſcheide der Stempelbehörde ohne 
weiteres gegen ſich gelten laſſen muß und ohne daß die Partei die 
Stempelkondiktion im Prozeßwege erfolglos verſucht zu haben braucht. 
Daß der Notar übrigens die Wertangabe des Klägers gegen ſich 
gelten laſſen muß, wird durch das Zitat (RG. 78, 345) nicht aus: 
reichend begründet. Das 9G. ſcheint ſelbſt nach den mannigfachen 
Angriffen, die dieſe Entſcheidung erfahren hat, von ihr nunmehr 
abzugehen (vgl. hier Entſch. Nr. 18). F. 

2. Auch die Feſtſtellung, daß der Notar ſeine Amtspflicht 
durch Nichterfüllung ſeiner Aufklärungspflicht verletzt, iſt nur dann 
unbedenklich, wenn er darauf hingewieſen war, das Geſchäft nur bei 
unerheblichen Stempelkoſten zu beurkunden. Denn dem Notar liegt, 
wie das RG. ſelbſt annimmt, als Urkundsperſon eine Aufklärungspflicht 
nur inſoweit ob, als es durch das Zuſtandekommen einer rechts— 
wirkſamen Beurkundung erfordert wird. Hier ſtanden der wirkſamen 
Erledigung des Auftrages, einen Schenkungsvertrag zu beurkunden, 
materiellrechtliche aus dem bürgerlichrechtlichen oder wirtſchaftlichen 
Schenkungsbegriff zu entnehmende Bedenken nicht entgegen. Daß die 
Beteiligten es auf eine unentgeltliche Zuwendung abgeſehen hatten, 
darüber brauchten dem Notar Zweifel nicht zu kommen. Nicht die 
Frage iſt aufzuwerfen, ob ſich dem Notar „kein Anhalt für einen 
ernſtlichen Schenkungswillen des Klägers darbot“, ſondern die Frage, 
welcher Anhalt ſich dem Notar für ein Mißtrauen gegenüber den 
Parteierklärungen darbot. Ungefragt braucht der Notar, der doch 
hinſichtlich des Stempels auch im Intereſſe des Fiskus tätig zu 
werden hat, nicht darauf hinzuweiſen, wie die Parteien Stempel 
8 Ungefragt braucht er ſie nicht darüber aufzuklären, 
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12. Die Aktienzeichnung hat die Bedeutung einer der Re⸗ 
5 und der Allgemeinheit gegenüber abgegebenen Er⸗ 
lärung. Wie die Aktienzeichnung wegen argliſtiger Täuſchung 
oder Irrtums nicht angefochten werden kann, ſo kann auch die 
Vorſchrift des 8 139 BGB. nicht dazu führen, daß eine an ſich 
wirkſame Zeichnung durch unzuläſſige Verſprechungen, die von 
der leer aus Anlaß der Zeichnung erteilt worden find, 
ihre Wirkſamkeit verliert. 

13. Eine einheitliche Illationsabrede, daß gegen mehrere 
Sacheinlagen ein Stammanteil von beſtimmter Höhe gewährt 
wird, iſt nicht teilbar; der Geſellſchafter braucht eine teilweiſe 
Aufhebung feines Geſchäftsanteils nicht zu dulden. — Beſteht 
die Sacheinlage in einem Recht, ſo iſt der Illationsvertrag ein 
auf Verſchaffung dieſes Rechts gerichteter Vertrag, auf den (ge⸗ 
mäß § 445) der § 437 BGB. anzuwenden iſt. 

14. Fehlt es an einer dem § 5 Abſ. 4 GmbHG. ent⸗ 
en Feſtſetzung im Geſellſchaftsvertrage, jo kann weder die 

eſellſchaft noch ein Geſellſchafter eine Leiſtung auf die Stamm⸗ 
einlage gegen eine für Überlaſſung von Vermögensſtücken dem Ge⸗ 
ſellſchafter von der Geſellſchaft geſchuldete Vergütung aufrechnen. ) 

15. Der auf die 88 14 und 1 Unl WG. geſtützte Unter: 
laſſungsanſpruch iſt ein vermögensrechtlicher Anſpruch, der mit 
dem Geſchäftsbetriebe, au deſſen 5 er dient, unter Leben⸗ 
den übertragen werden kann und als Beſtandteil des Nachlaſſes 
auf die Erben des Geſchäftsinhabers übergeht. 

17. Mi i mag nach dem Weſen des Monopol⸗ 
wanges dem 5 eine gewiſſe Art öffentlich⸗rechtlicher 
Verbindlichkeit zur Gewährung von Telephonanſchlüſſen an Per⸗ 
ſonen, die nicht Hausbeſitzer Ant, in dem Sinne obliegen, daß 
es nicht in feine reine freie Willkür geſtellt iſt, ob er folchen 


daß „je nach der Sachlage mehr oder weniger damit zu rechnen iſt“, 
daß der Fiskus ſchenkungsſteuerfreie Schenkungen als läſtige Verträge 
und läſtige Verträge als ſchenkungsſteuerpflichtige Schenkungen auffaſſen 
könne und werde. Ungefragt braucht und ſoll der Notar dem Schenker 
nicht raten, mit Rückſicht auf die Stempelſteuerbehörde den Wert 
höher anzugeben, vielleicht den Wert des Grundſtücks auf eine Mark 
höher als die Hypothekenbelaſtung zu beziffern, damit das Geſchäft in 
ſeinem ganzen Umfange (nicht bloß in Höhe von einer Mark) als 
Schenkung aufgefaßt werde. Das ſelbſt dann nicht, wenn mit der 
höheren Wertangabe die Koſten und die Anfechtungsgefahr auch nicht 
erhöht werden ſollten. Die Frage, ob man einen ſtempelrechtlichen 
Begriff der Schenkung oder des läſtigen Vertrages aufſtellen kann, 
der ſich von dem bürgerlichrechtlichen und wirtſchaftlichen entfernt, 
dürfte zu verneinen ſein. : 
I) Es ift anzunehmen, daß die Begründung in dem Erkenntnis 
des RG. vom 2. März 1915 nicht ohne Widerſpruch bleiben wird. 
Zweifellos iſt das Urteil ſelbſt nicht zu beanſtanden. Wohl aber 
wird ſich die Praxis gegen die Begründung wehren, daß auch der 
Geſellſchaft ſelbſt das Recht der Aufrechnung mit einer Forderung 
aus Stammeinlage gegenüber einer Schuld an einen Geſellſchafter 
aus Überlaſſung von Gegenſtänden ſchlechthin verſagt wird. Es iſt 
nicht richtig, daß das Geſetz aus Rückſicht auf die Zuſammenbringung 
des Stammkapitals auch den Nachteil in Kauf nimmt, der mit dem 
Aufrechnungsverbot im Falle einer ſchlechten Vermögenslage des 
Geſellſchafters verbunden ſein kann. Man darf wohl annehmen, daß 
das Urteil anders gelautet hätte, wenn ein ſolcher Fall den Gegen: 
ſtand des Rechtsſtreits gebildet hätte. Man denke ſich, daß ein 
Geſellſchafter einer Geſellſchaft m. b. H. einen großen Teil ſeiner 
Stammeinlage noch ſchuldet. Die Geſellſchaft kauft von ihm Waren, 
vielleicht in dem Bewußtſein, daß ſie hierdurch am beſten zu ihrer 
Forderung kommen kann. Nun gerät der Geſellſchafter in Konkurs. 
Dann müßte in Konſequenz der vom RG. ausgeſprochenen Auffaſſung 
die Geſellſchaft m. b. H. ihre Forderung aus Stammeinlage zur 
Konkursmaſſe anmelden. Sie hätte aber den Betrag, den ſie für 
ihre Warenentnahmen ſchuldet, zur Konkursmaſſe zu bezahlen. Sie 
wäre ſchlechter geſtellt als jeder andere Gläubiger des Gemeinſchuldners. 
Und dies deshalb, weil das Geſetz, wie das NG. ſagt, auf „die 
Zuſammenbringung des Stammkapitals“ beſonders Rückſicht nimmt. 
Das Ergebnis iſt ſo unbrauchbar für das praktiſche Leben, daß die 
Begründung unrichtig ſein muß. Es bleibt abzuwarten, wie ſich, 
wenn ein ſolcher Fall eintritt, das RG. zu ſeiner eigenen Theorie 
ſtellen wird. 
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Anſchluß gewähren will oder nicht. Keinesfalls kann jedoch 
dieſe Verbindlichkeit ihm gegenüber im Rechtswege geltend ge⸗ 
macht werden, ſei es mittelbar durch Klage auf Gewährung 
eines Anſchluſſes, ſei es unmittelbar im Wege der Schadens⸗ 
erſatzklage für Verſagung der Fernſprechanlage. 

18. Mag auch die Verwertung einer von dem Gegner 
beſtrittenen, nicht erwieſenen Behauptung zuungunſten der be⸗ 
hauptenden Partei nicht allgemein zuläſſig ſein, ſo iſt ihre 
Berückſichtigung in dem vorliegenden Falle doch durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 286 ZPO. gerechtfertigt, nach der das Gericht 
„unter Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlungen“ 
nach freier Überzeugung über die Wahrheit oder die Unwahrheit 
einer tatſächlichen Behauptung zu entſcheiden hat.“) 

19. Auch wenn das Gericht von der Unwahrheit der zu 
. Behauptungen bereits überzeugt iſt, darf es in der 
Regel die Vernehmung neu benannter Zeugen nur ablehnen, 
wenn es unter Angabe der Gründe feſtſtellt, daß ſeine Über: 
geugung nach den beſonderen Umſtänden des Falles durch die 
in Antrag gebrachte weitere Beweisaufnahme, wie ſie auch aus⸗ 
fallen möge, nicht erſchüttert werden würde. Eine derartige 
Feſtſtellung kann nach dem Zuſammenhange als ſtillſchweigend 
getroffen angeſehen werden. 


21. Da eine Abdeckereigerechtigkeit nach preußiſchem Rechte 
als eine unbewegliche Sache 1 iſt, gilt für die Klage, 
die der Berechtigte zur Abwehr von Eingriffen erhebt, der 
dingliche Gerichtsſtand des 8 24 ZPO. Erſtreckt ſich die 
Gerechtigkeit über einen Gerichtsbezirk hinaus, ſo bedarf es der 
Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach § 36 Ziff. 4 ZPO. 

22. Das durch den Eintritt in den Staatsdienſt einmal 
begründete Beamtenverhältnis hat einen dauernden Beſtand 
und wird nicht dadurch unterbrochen, daß der Staat von den 
Dienſten des zu ſeiner Verfügung ſtehenden Beamten keinen 
Gebrauch macht, es beſteht vielmehr fort, bis es nach Maßgabe 
der geieblihen Vorſchriften oder der Anſtellungsbedingungen 
förmlich gelöſt wird. 

24. Die Erwägungen, die bei Verträgen dazu geführt 
haben, der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht engere 
Grenzen zu ziehen, können bei Bergwerksſtatuten ebenſowenig 
Platz greifen wie bei Verträgen ſogenannten tppiſchen Inhalts 
und insbeſondere bei allgemeinen Verſicherungsbedingungen.“) 


26. Ein Briefwechſel ſtellt nur dann eine förmliche nach 
§ 1 Abſ. 2 Preuß StempſtG. ſtempelpflichtige Vertragsurkunde 
dar, wenn jeder der beiden Briefe ſelbſtändig in ſich den ge⸗ 
einigten rechtsgeſchäftlichen Willen beider Teile in allen für 


den Vertragsſchluß in Betracht kommenden Punkten zum Aus⸗ 
druck bringt. 


4) Der III. Senat miß billigt zwar erfreulicherweiſe den vom 
V. Senat (RG. 78, 345 — JW. 1912, 533) aufgeſtellten Grundſatz, 
daß die Partei ihre beſtrittenen und unbewieſenen Behauptungen gegen 
ſich gelten laſſen müſſe (vgl. dazu auch Smoſchewer, JW. 1913, 246), 
kommt aber praktiſch zu demſelben Ergebnis, indem er die beſtrittenen 
und unbewieſenen (ſomit nach dem Geſetz für die Entſcheidung un: 
verwertbaren) Tatſachen gemäß § 286 ZPO. zuungunſten des Be 
hauptenden frei würdigt. Dr. Kann. 


5) Für die Nachprüfung der Auslegung typiſcher Vertrags⸗ 
beſtimmungen auch der I. Senat, RG. 70, 94 = JW. 1909, 79; 
RG. 71, 393 = JW. 1909, 666 (betreffend die „Allgemeinen See: 
verſicherungsbedingungen“ von 1867), ebenſo der VII. Senat, RG. 81, 
117 = JW. 1913, 316, JW. 1913 S. 55118, 6909 (betreffend typiſche 
Verſicherungsverträge), IW. 1910, 2308 (betreffend eine typiſche Miets⸗ 
zeſſion zu fiduziariſchen Zwecken). Zuſtimmend Boyens Feſtnummer 
des SächſRpflArch. 1904, 183; Wildhagen, Der bürgerliche 
Rechtsſtreit S. 99; Wehrli, Feſtgabe für Wach, 1, 421. Die Nachprüfung 
der Auslegung „typiſcher Verträge“ wird deswegen als zuläſſig 
angeſehen, weil ſie ohne Eingehen auf die Umſtände des Einzelfalles 
erfolgen kann. Schwierigkeiten in der Praxis ſind freilich dadurch 
unvermeidlich, daß im Einzelfalle wieder zweifelhaft ſein kann, ob 
ein Vertrag ein „typiſcher“ iſt. Dr. Kann. 
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Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwachs ſteuergeſetz. 
Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungs⸗ 


rat und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts. 


„Hoffen wir, daß die Schwierigkeiten leichter überwunden 
werden und die Steuer ſich beſſer bewährt, als ich es vorder⸗ 
band glaube. Geſchieht es nicht, fo kann ich wenigſtens von 
mir ſagen, daß ich rechtzeitig gewarnt habe.“ Mit dieſen 
Wotten ſchloß ich meinen, eine allgemeine Einführung in die 
Aufgaben und Probleme, vor die die Reichszuwachsſteuer 
Furiſten und Verwaltungs juriſten ſtellt, bezweckenden Aufſatz in 
N. 6 des 40. Jahrgangs diefer Wochenſchrift. Daß ich Thon 


damals keine Hoffnung hegte, die Schwierigkeiten, die ich wieder 
und wieder vorausgeſagt hatte, würden ſich in der Praxis als 
minder groß herausſtellen, war aus meinen damaligen Aus⸗ 
führungen an dieſer Stelle und meinen ſonſtigen Auslaſſungen 
über den ganzen Gedanken einer Reichs zuwachsſteuer und feine 
Ausgeſtaltung durch Regierungsvorlage und Reichstagsbeſchlüſſe 
zu entnehmen. Als der Geſetzentwurf vorgelegt und beraten 
wurde, predigte ich mit meinen Warnungen tauben Ohren. 
Heute gibt es wohl nur ganz wenige den Dingen Naheſtehende, 
die nicht zugeben, daß ich mit meinen Warnungen recht gehabt 
habe. Als Reichs ſteuer iſt der Zuwachsſteuer eine Lebens⸗ 
dauer von ganzen zweiundeinviertel Jahren beſchieden geweſen, 
und wenn auch den unmittelbaren Anlaß für ihre Wieder⸗ 
ausſcheidung aus dem Reichsſteuerſyſtem die Einführung einer 
Vermögenszuwachsſteuer in Geſtalt der Reichsbefitzſteuer bildete, 
ſo ließen doch die Reichstagsverhandlungen erkennen, daß man 
dieſen Anlaß nur zu gern zu ihrer Wiederbeſeitigung benutzte, 
weil man ſich von ihrer Verfehltheit überzeugt hatte. Das 
tritt insbeſondere auch in dem Abſ. 5 des 5 1 des Geſetzes 
über Anderungen im Finanzweſen vom 3. Juli 1913, wo zu 
dem Gedanken einer landesrechtlichen oder ortsſtatutariſchen 
Regelung der Beſteuerung des Wertzuwachſes zurückgekehrt 
wird, in die Erſcheinung. Und wie anders als im Reichstage 
klangen ſchon die Urteile im preußiſchen Abgeordnetenhauſe über 
das Zuwachsſteuergeſetz bei Beratung des preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes! Nicht genug aber damit, daß ſich die Zuwachs⸗ 
ſteuer als Reichsſteuer als verfehlt erwieſen hat, hat ihre unglückliche 
und unklare Schematiſierung in dem Reichsgeſetze vom 14. Februar 
1911 den ganzen, unter der Herrſchaft autonomer Steuer⸗ 
ordnungen in glücklicher Einbürgerung begriffenen Gedanken 
eine Beſteuerung des unverdienten Wertzuwachſes des Grund⸗ 
beſitzes heillos diskreditiert und damit die Rückkehr zu dem 
Zuſtand, wie er bis zu dem Eingreifen des Reiches ſich in 
Erfolg verheißender Entwicklung befand, aufs äußerſte erſchwert. 
Selten hat ſich ſo deutlich gezeigt, wohin man mit der eigenen 
80 8 
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beſſern Einſicht weichender Nachgiebigkeit gegenüber dilettantiſchen 
Gelegenheitswünſchen der Parlamente auf ſteuerlichem Gebiete 
kommen kann. 

Wie mißglückt die geſetzliche Form iſt, in die man den 
an ſich ſchon verfehlten Gedanken einer reichsrechtlichen Regelung 
der Beſteuerung des Grundſtückswertzuwachſes gegoſſen hat, 
dafür iſt bezeichnend, daß das OVG. in ſeinen Entſcheidungen 
über die Auslegung äußerſt wichtiger, ſchwer verſtändlicher und 
vieldeutiger Beſtimmungen des Geſetzes immer wieder hat feſt⸗ 
ſtellen müſſen, die Materialien des Geſetzes ergäben keinerlei 
ſichern Anhalt für die Auslegung und den geſetzaeberiſchen 
Willen, und das Geſetz laſſe erkennen, daß der Geſetzgeber ſich 
über den Inhalt der von ihm verwerteten Begriffe des bürger⸗ 
lichen Rechts zu völliger Klarheit nicht durchgerungen habe. 

Daß ein derartiges Geſetz, bei dem es ſich überdies um 
Steuerbeträge von einer Höhe handelt, wie ſie kaum bei einer 
anderen Steuer vorkommen, eine Hochflut von Verwaltungs⸗ 
ftreitverfahren hervorrufen mußte, iſt klar. Trotz des Danieder⸗ 
liegens des Grundſtücksmarkts und trotz des Ausbruchs des 
Krieges ſind beim preußiſchen OVG. in den drei Jahren 1912 
bis 1914 nahezu 1500 Zuwachsſteuerſtreitſachen eingegangen, 
1913 und 1914 je über 600, und von den heute beim OVG. 
noch unerledigten Streitſachen betreffen — von den Staats⸗ 
ſteuerbeſchwerden abgeſehen — ungefähr 40 Prozent die Reichs⸗ 
zuwachsſteuer. Je höher eine Steuer iſt, um ſo lebhafter iſt 
natürlich das Beſtreben der von ihr Betroffenen, ihr zu ent⸗ 
gehen, um ſo eifriger ſind ſie im Auffinden von Einwänden 
aller Art und um ſo zäher halten ſie an dieſen trotz gegen⸗ 
teiliger höchſtinſtanzlicher Entſcheidungen feſt. Um wieviel mehr 
muß dies bei einer Steuer der Fall ſein, die auf den wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgängen eines unter Umſtänden ſich über Jahrzehnte 
erſtreckenden Zeitraumes aufgebaut iſt und ſchon damit einen 
unendlich weiten Spielraum für Anfechtungen der einzelnen 
Steuerforberung gewährt. Daran würde die Zuwachsſteuer 
kranken, auch wenn ſie techmſch einwandfrei geſtaltet wäre. 
Wie geſagt, iſt aber — hauptſächlich infolge der dem Geſetze 
vom Reichstage gegebenen Geſtalt — das Gegenteil hiervon 
der Fall. und nur zu viele Beſtimmungen des Geſetzes find 
unklar und mehrdeutig, ſelbſt für Juriſten in ſich und in ihrem 
Verhältnis zu andern ſehr ſchwer verſtändlich, nicht wenige 
führen auch zu wirtſchaftlich unbefriedigenden und unbilligen Er⸗ 
gebniſſen. Da überdies für das Verwaltungsſtreitverfahren 
kein Anwaltszwang beſteht und die Steuerpflichtigen in außer⸗ 
ordentlich vielen Fällen ihre Sache ſelbſt führen oder durch 
Rechtskonſulenten führen laſſen, aber auch einem großen Teile 
der Rechtsanwälte das Zuwachsſteuergeſetz naturgemäß ferner 
als das bürgerliche Recht liegt, andererſeits übrigens auch bei 
vielen Zuwachsſteuerämtern die Beherrſchung des Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes viel zu wünſchen übrig läßt und die Unbefangenheit 
des Urteils unter allzu fiskaliſchen Neigungen leidet, ſo befinden 
ſich unter der Unſumme der an das. OVG. gelangenden Re⸗ 
viſtonen außerordentlich viele, die von vornherein ausſichtslos 
find, weil fie ſich lediglich, ohne irgendwelche neue Geſichts⸗ 
punkte geltend zu machen, auf Rechtsausführungen ſtützen, die 
von dem Gerichtshofe längſt als rechtsirrig zurückgewieſen find. 
Es entſtehen auf dieſe Weiſe den Revidenten nur unndtige 
Roften dem Gerichtshofe aber viele völlig unfruchtbare Arbeit 
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und eine Verzögerung in der Erledigung begründeter Rechts 
mittel und in der Entſcheidung von, einer ſolchen möͤglichſt 
baldigen bedürftigen, neuen Rechtsfragen. Durch die Veröffent⸗ 
lichung der Entſcheidungen in der amtlichen Sammlung läßt 
ſich dieſen Nachteilen nur ſehr unvollkommen abhelfen. Denn 
der äußere Umfang jener amtlichen Sammlung hat ſeine 
Grenzen, ſoll er nicht ihre Verbreitung und damit ihren Zweck 
beeinträchtigen, und in den verfügbaren Raum müſſen ſich jetzt 
7 Senate und 2 Hilfsſenate teilen. Es kann daher immer 
nur ein Teil der an ſich zur Bekanntgabe geeigneten Ent⸗ 
ſcheidungen tatſächlich veröffentlicht werden, und bis zur Ver⸗ 
öffentlichung vergeht häufig ein Jahr und mehr. 

Unter dieſen Umſtänden glaube ich im Intereſſe ſowohl 
der Steuerpflichtigen, der Zuwachsſteuerämter und der Rechts⸗ 
anwälte als auch des OVG. zu handeln, wenn ich dem Wunſche 
des Herausgebers dieſer Wochenſchrift entſpreche und in einigen 
Aufſätzen an dieſer Stelle auf einige wichtige Rechtsgrundſätze 
hinweiſe, an denen das OVG. bei Auslegung des Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes bisher feſtgehalten hat, die aber trotzdem von den 
Rechtsmitteleinlegern immer und immer wieder verkannt werden. 
Natürlich kann es ſich dabei nur um eine Ausleſe handeln; 
denn die Zahl der ſich an das Zuwachsſteuergeſetz knüpfenden 
Rechtsfragen grundſätzlicherer Art iſt Legion, und auch nur auf 
alle einigermaßen wichtigen eingehen, hieße ein Buch, aber 
nicht ein paar dem Charakter der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
angepaßte Aufſätze ſchreiben. Der Umfang aber, den ſelbſt 
dieſe bloße Ausleſe annehmen wird, mag ein Bild von dem 
Geſamtumfang des mit dem Zuwachsſteuergeſetz aufgerollten 
Rechtsſtoffes geben. 


I. Rechtsgültigkeit, räumlicher und zeitlicher Heltungsbereich 
des Zuwachsſteuergeſetzes (58 60, 62, 63, 72 Zuw gt.). 

Daß die ſich an die einzelnen Vorſchriften des Geſetzes 
knüpfenden Kontroverſen derartig zahlreich, ja zahllos ſein 
würden, war nach dem vorſtehend Ausgeführten mit Sicherheit 
zu erwarten. Was aber kaum zu erwarten war, das iſt, daß 
das ganze Geſetz hinſichtlich ſeiner Rechtsgültigkeit an⸗ 
gefochten werden würde. 

Den Anſtoß hierzu hat ein Aufſatz des Stadtrats Klautzſch 
„Iſt das Reichs zuwachsſteuergeſetz vom 14. Februar 1911 
(3. Juli 1913) rechtsgültig?“ in Nr. 1 des XIX. Jahrgangs 
der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ gegeben. Der Gedankengang 


Klautzſchs war folgender: das Reich dürfe das Recht der Geſetz⸗ 


gebung nur ſoweit ausüben, als es ihm durch die Reichs⸗ 
verfaſſung (Art. 4) oder ein dieſe abänderndes Reichsgeſetz 
(Art. 78) ausdrücklich übertragen ſei. Eine Zuwachsſteuer für 
ſeine Zwecke zu erheben, ſei das Reich nach Art. 4 Nr. 2 der 
Reiche verfaſſung zweifellos befugt geweſen. Soweit aber die 
Zuwachsſteuer kommunalen Verbänden zufließe, ſei fie eine 
Kommunalſteuer, und eine ſolche einzuführen, ſei das Reich 
verfaſſungsmäßig nicht befugt. Nachdem das Reich durch das 
Geſetz vom 3. Juli 1913 auf ſeinen Anteil verzichtet habe, 
handle es fich überhaupt nur noch um eine Kommunalabgabe, 
ſo daß mindeſtens ſeitdem das Zuwachsſteuergeſetz, weil ver⸗ 
faſſungswidrig, der Rechtsgültigkeit entbehre. Übrigens habe 
auch das OB. (E. vom 19. September 1912 in der Sammlung 
Bd. 62 S. 45 und den Amtlichen Mitteilungen Jahrg. II 
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S. 203) 1) anerkannt, daß die Zuwachsſteuer „ihrem inneren 
Weſen und ihrer äußern Handhabung nach eine reine Gemeinde⸗ 
er“ ſei. 

* Es konnte nicht ausbleiben, daß dieſe Aus führungen von 
vielen Steuerpflichtigen, namentlich gewiſſermaßen als letzter 
Nettungsanker von ſolchen, die in den Einzelbeſtimmungen des 
Geſetzes keine Handhaben gegen die Heranziehung fanden, auf⸗ 
gegriffen wurden. Daß es nicht in noch viel weiterem Maße 
geſchehen iſt, als es der Fall war, erklärt ſich wohl daraus, 
daß der Klautzſchſche Aufſatz doch nicht in ſo weiten Kreiſen 
belannt geworden iſt, oder daraus, daß der Gedanke, ein vom 
Keichstag und Bundesrat beſchloſſenes, vom Kaiſer vollzogenes 
und verkündetes Reichsgeſetz könne gleichwohl rechtsungültig 
ſein, weiteren Kreiſen nicht einleuchtet. 

Das OVG. hat in einer Reihe von Entſcheidungen, deren 
erſte in AM. V 1 auszugsweiſe abgedruckt iſt, die anfängliche 
und die auch nach dem Reichsgeſetz vom 3. Juli 1913 fort⸗ 
dauernde Rechtsgültigkeit des Zuwachsſteuergeſetzes feſtgeſtellt. 
Allerdings konnte dies nicht, wie es ſeitens mancher Bezirks⸗ 
ausſchüſſe geſchehen war, durch einen einfachen Hinweis auf 
Art, 106 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde geſchehen, wonach 
„Geſetze und Verordnungen verbindlich ſind, wenn ſie in der 
vom Geſetz vorgeſchriebenen Form bekanntgemacht worden find“. 
Denn ein ſolcher Hinweis war inſofern nicht ſchlüſſig, als er 
den Nachweis vermiſſen ließ, daß und wesbalb jene Beſtimmung 
der im Jahr 1850 erlaſſenen preußiſchen Verfaſſung auch auf 
die Geſetze und Verordnungen des im Jahr 1871 gegründeten 
Deutſchen Reiches anzuwenden ſei — wogegen neben dem an⸗ 
gedeuteten zeitlichen Bedenken der Zuſammenhang geltend gemacht 
werden kann, in dem der Art. 106 a a. O. unverkennbar mit 
den für die Verkündung preußiſcher Geſetze geltenden 
preußiſchen geſetzlichen Vorſchriften (Verordnung vom 27. Dis 
tober 1810) ſteht. — Das OG. hat dann auch zu dieſer 
Rrütigen Frage, ob dem Richter und Verwaltungsrichter eine 
Prüfung der Rechtsgültigkeit von Reichsgeſetzen ſchon durch 
deren ordnungsmäßige Verkündigung verwehrt werde, keine 
Stellung genommen, ſondern die Rechtsgültigkeit des Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes lediglich auf Grund der Reichsverfaſſung und 
allgemein ſtaats rechtlichen Erwäaungen ſowie des Charakters 
der Zuwachsſteuer bejaht. Abweichend von den Verfaſſungen 
der Emzelſtaaten, fo führt es aus, beſtimmt die Reichsverfaſſung 
emzeln die Gegenſtände der Reichsgeſetzgebung und mußte dies 
tun. Denn das Reich trat neben die Einzelſtaaten, es bedurfte 
alſo der Abgrenzung der beiberfeitigen Zuſtändigkeiten. Es 
war aber ſelbſtredend dem Geſetzgeber klar, daß die Verfaſſung 
im Laufe der Zeit Abänderungen bedürfen würde. Deshalb 
ſah der Geſetzgeber, der übrigens nach Ausweis des Art. 70 
der Reichsverfaſſung von vornherein mit der ſpäteren Einführung 
von Reichsſteuern rechnete, für Anderungen der Röichsverfaſſung 
die Formen in Art. 78 vor, wobei er ausdrücklich den ein⸗ 
fachen Weg der Reichsgeſetzgebung für ausreichend erklärte 
Tr 


) Im weiteren Verlaufe dieſer Aufſätze bezeichnet „E.“ die 
amtliche Sammlung der Entscheidungen des O8G., „AM.“ die 
„Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachaſteuer“, jetzt über dieſe, die 
Keichsbeſipſteuern und die Reichsverkehrsſteuern, die beigefügte fett 
deoruckte Zahl dort ben Band, die römiſche hier den Jahrgang, die 
Andere Zahl an beiden Orten die Seite. 
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und nur verlangte, daß im Bundesrate nicht mehr als 
13 Stimmen gegen die Verfaſſungsänderung abgegeben fein 
dürfen, weil jede Verfaſſungsänderung die Rechte der Einzel⸗ 
ſtaaten berührt, dieſe aber nur im Bundesrate, nicht im Reichs⸗ 
tage vertreten ſind, der nur Vertreter des geſamten deutſchen 
Volkes kennt (Art. 29 der Reichsverfaſſung). Verfaſſungs⸗ 
änderungen im Sinne des Art. 78 find nun nicht nur Ande⸗ 
rungen des Wortlauts der Verfaſſungsurkunde, ſondern alle 
Reichsgeſetze, welche inhaltlich dieſe ändern, daher auch Zu⸗ 
ſtändigkeitserweiterungen des Reichs. Es iſt aber nirgends 
vorgeſchrieben, daß inhaltliche Verfaſſungsänderungen durch 
Spezialgeſetz nur erfolgen dürfen unter gleichzeitiger Anderung 
des Wortlauts der Verfaſſungsurkunde, und ſeit jeher wird 
dies weder im Reiche noch in Preußen für erforderlich erachtet, 
und mit Recht; denn das, worauf es ankommt, iſt die Sicherung 
der Stabilität des Inhalts der Verfaſſung. Im Einklange 
mit Art. 4 unter Ziff. 2 der Reichsverfaſſung, wanach u. a. 
der Geſetzgebung des Reichs „die für die Zwecke des Reichs 
zu verwendenden Steuern“ unterliegen, betraf nun das Zuwachs⸗ 
ſteuergeſez vom 14. Februar 1911 eine für das Reich zu ver 
wendende Steuer, wenn es daran auch in gewiſſem Umfang 
andere Gemeinweſen beteiligte. Denn nach 8 58 Satz 1 
des Zuwachsſteuergeſetzes erhielt von dem Ertrage der Zuwachs⸗ 
ſteuer das Reich die Hälfte. Die Überlaſſung weiterer 10 Pro⸗ 
zent an die Bundesſtaaten und von 40 Prozent an die Ge⸗ 
meinden oder Gemeindeverbände (§ 58 Satz 2 und 3) bildete 
nur die dem Reichsgeſetzgeber freiſtehende Anordnung einer 
Entſchädigung, im erſteren Falle für die den Bundesſtaaten 
(nach § 35) übertragene Verwaltung und Erhebung der Zuwachs⸗ 
ſteuer, im letzteren Falle für das den Gemeinden oder Gemeinde⸗ 
verbänden durch den Erlaß des Reichsgeſetzes entzogene Recht 
auf ſelbſtändige Erhebung einer Grundſtückszuwachsſteuer. 
Zufolge $ 1 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1913 fällt 
nun allerdings für alle nach dem 30. Juni 1913 eintretenden 
Fälle der Steuerpflicht die Erhebung des Reichsanteils fort. 
Nach dieſem Wortlaute handelt es ſich nur um eine Anderung 
eines beſtehenden Reichsgeſetzes und ein bloßes Steuer⸗Außer⸗ 
hebungſetzen. Selbſt wenn man aber gleichwohl annehmen 
will, daß wegen Wegfalls des Reichsanteils die Zuwachsſteuer 
ſeit dem 1. Juli 1913 aufgehört hat, eine „für die Zwecke des 
Reichs zu verwendende Steuer“ zu ſein, ſo würde darin, daß 
trotzdem das Reich an ihrer reichsgeſetzlichen Regelung feſthielt, 
freilich eine Zuſtändigkeitserweiterung über die Grenze der 
Reichsverfaſſungsurkunde liegen. Daraus würde indeſſen einzig 
folgen, daß das Geſetz vom 3. Juli 1913 eine unter Art. 78 
fallende Verfaſſungsänderung bedingte, alſo nicht 14 Stimmen 
im Bundesrate dagegen ſein durften. Dafür, daß dies der 
Fall geweſen, fehlt es an jedem Anhalt, und es iſt dies, wie 
ich hinzufügen möchte, nach dem, was über die Stellungnahme 
der Einzelregierungen zu den Reichstagsbeſchlüſſen über die 
Finanzreform von 1913 völlig ausgeſchloſſen (vgl. die Aus⸗ 
führungen in meinem Aufſatz „Die Reichsbeſitzſteuer“ in den 
„Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik“, 9. Folge, 
Bd. 47 S. 474 f.). 

Durch dieſe Ausführungen des OVV. erledigt ſich auch der 
Hinweis von Klautzſch auf die E. 62 45, wo es ſich übrigens 
nur darum handelte, ob die Beſtimmung im 8 107 Nr. 1 des 
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Landesverwaltungsgeſetzes, wonach im Verwaltungsſtreitverfahren 
die Erhebung des Koſtenpauſchquantums nicht ſtattfindet, „wenn 
der unterliegende Teil eine öffentliche Behörde iſt, inſoweit die 
angefochtene Verfügung oder Entſcheidung derſelben nicht lediglich 
die Wahrung der Haushaltsintereſſen eines von der Behörde 
vertretenen Kommunalverbandes zum Gegenſtande hatte“, auf 
die Zuwachsſtreitſachen Anwendung finde. Dieſe Frage iſt 
dort u. a. mit dem Hinweis darauf verneint, daß das preußiſche 
Ausführungsgeſetz die Zuwachsſteuer „in bezug auf ihre äußere 
Handhabung ganz wie eine Kommunalſteuer“ behandelt wiſſen 
wolle, und es wird unter Anführung einzelner Außerungen im 
Abgeordnetenhauſe hinzugefügt, es ſei bei den Verhandlungen 
des Landtags über das preußiſche Ausführungsgeſetz „von den 
verſchiedenſten Seiten geltend gemacht, daß die Zuwachsſteuer, 
obwohl ſie als Reichsſteuer eingeführt ſei, ihrem Weſen 
nach einer Kommunalſteuer gleichkomme“. Das iſt natürlich 
etwas ganz anderes, wie ein Ausſpruch, die Zuwachsſteuer, 
wie ſie durch die Geſetze vom 14. Februar 1911 und 
3. Juli 1913 geſtaltet iſt, ſei eine Kommunalſteuer, und 
nur einen ſolchen Ausſpruch hätte Klautzſch für ſeine Auffaſſung 
geltend machen können. 

Zu einem andern Ergebnis iſt das OVG. bezüglich der Rechts⸗ 
gültigkeit der auf Grund des 8 60 Abſ. 2 Zuw StG. (= Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetz) erlaſſenen Anordnungen des Reichskanzlers, 
durch welche einzelnen Gemeinden ihre bisherige Wertzuwachs⸗ 
ſteuerordnung einſtweilen belaſſen, dort alſo das Inkrafttreten 
des Geſetzes aufgeſchoben worden iſt, gelangt, ſofern dieſe An⸗ 
ordnungen nicht von Reichs wegen veröffentlicht ſind (E. 64 131). 
Denn nach § 60 Abſ. 2 und 8 72 ZuwStG. find an und 
für ſich mit dem 1. Januar 1911 alle Wertzuwachsſteuer⸗ 
ordnungen hinfällig geworden, und es iſt nur dem Reichs⸗ 
kanzler die Befugnis verliehen, einzelnen Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbänden) ihre Steuerordnung zu belaſſen. Geſchieht dies, 
ſo bleibt das in dem betreffenden Bezirke beſtehende Zuwachs⸗ 
ſteuerrecht unverändert. Daraus folgt jedoch nicht, daß die 
Anordnung des Reichskanzlers keine konſtitutive, ſondern eine 
deklaratoriſche Bedeutung hat. Denn ihr kommt nicht die Be: 
deutung zu, daß ſie feſtſtellt, was auch ohnehin Rechtens iſt, 
ſondern ſie ſetzt das Reichsgeſetz für einen beſtimmten Bezirk 
und für eine gewiſſe Zeit außer Kraft. Erſt durch die An⸗ 
ordnung tritt dieſe Wirkung ein; ohne ſie würde das Reichs⸗ 
recht in dem Bezirke voll zur Geltung gekommen ſein. Eine 
ſolche Anordnung (Beſtimmung) ſtellt ſich als ſogenannte Rechts⸗ 
verordnung dar, das heißt als eine Verordnung, die gegenüber 
jedermann, den es angeht, objektives Recht ſchafft. Sie läßt 
es zu, daß die Grundbeſitzer vom 1. Januar 1911, anſtatt 
nach Reichsrecht beſteuert zu werden, einer Gemeindeſteuer 
unterworfen ſind. 

Rechtsverordnungen des Reichskanzlers müſſen aber von 
Reichs wegen veröffentlicht werden. Dies ergibt ſich aus dem 
allgemeinen Grundſatze, daß geſchriebene Rechtsnormen denen, 
die es angeht, zugänglich gemacht werden müſſen. Als ein 
Ausfluß dieſes Grundſatzes erſcheint der Art. 2 der Reichs⸗ 
verfaſſung. Ob dieſer Artikel auch auf Rechtsverordnungen des 
Reichs unmittelbar Anwendung zu finden habe, weil dieſe 
ebenfalls die Kraft der Reichsgeſetze haben und von ihnen ſich 
nur durch die Art des Zuſtandekommens unterſcheiden, hat 
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das OVG. dahingeſtellt gelaſſen, weil „die Notwendigkeit einer 
Verkündigung der Rechtsverordnungen, ſoweit erſichtlich iſt, 
allgemein anerkannt“ werde. Wenn das OVG. für das 
Gebiet des preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes die Notwendig⸗ 
keit der Verkündung von Gemeindeſatzungen verneint hat, 
ſo beruht dieſe Rechtſprechung auf den Beſonderheiten des 
Kommunalſteuerrechts und auf der Geſchichte des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes und keineswegs etwa auf allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen. Wenn ferner für die entgegengeſetzte Anſicht auf 
die Entſcheidungen des RG. in Bd. 40 S. 75 und Bd. 48 
S. 88 hingewieſen wird, ſo ſetzt dort das RG. gerade die 
Notwendigkeit einer Verkündigung voraus und beſchäftigt ſich 
nur mit der Frage, wo Rechtsverordnungen zu veröffentlichen 
ſind, ob insbeſondere das Reichsgeſetzblatt die einzige zuläſſige 
Stelle iſt, oder ob die Bekanntmachung auch im Zentralblatt 
des Deutſchen Reichs ſtattfinden darf. Dieſe Frage konnte aber 
das OVG. unberührt laſſen, weil überhaupt keine Veröffent⸗ 
lichung von Reichs wegen erfolgt war. Die unterlaſſene Ver: 
öffentlichung bedingt ſomit die Rechtsunwirkſamkeit der Belaſſung 
einer Steuerordnung. Jetzt iſt jedoch dieſe Rechtsunwirkſamkeit 
mit rückwirkender Kraft geheilt durch die auf Grund des 8 1 
Abſ. 4 Ziff. 2 des mehrerwähnten Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1913 
(„Für entſchädigungsberechtigte Gemeinden [Gemeindeverbände 
der in § 60 Abſ. 2 ZumStG. erwähnten Art kann die Landes⸗ 
zentralbehörde anordnen, daß die Satzungen, die vor dem 
1. Januar 1911 beſtanden haben, mit Wirkung von dieſem 
Tage ab weitere Geltung haben.“) von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen unter dem 19. Juli 1913 erlaſſene 
Anordnung, wonach die Wertzuwachsſteuerordnungen mehrerer 
Gemeinden mit Wirkung vom 1. Januar 1911 weitergelten. 
Dieſe Anordnung iſt in der preußiſchen Geſetzſammlung (S. 365) 
veröffentlicht worden. Eine derartige Bekanntmachung in der 
für die Veröffentlichung in Preußen hinſichtlich der Geſetze und 
Verordnungen in Betracht kommenden preußiſchen Geſetzſammlung 
genügte, um den Zweck der allgemeinen Bekanntmachung zu 
erfüllen. Einer weiteren Veröffentlichung im Reichsgeſetzblatte 
bedurfte es nicht, weil es ſich nicht um die Anordnung einer 
Reichsbehörde, vielmehr nur um die Verordnung der nach der 
angezogenen reichsgeſetzlichen Beſtimmung zuſtändigen Landes⸗ 
zentralbehörden handelt. Ferner war auch nicht erforderlich, 
daß mit dem Erlaſſe der Miniſter die betreffenden Steuer⸗ 
ordnungen nochmals veröffentlicht wurden. Vorausſetzung für 
die Zuläſſigkeit von Anordnungen auf Grund des 8 1 Abſ. 4 
Ziff. 2 Zuw StG. iſt dagegen, daß die Satzungen vor dem 
1. Januar 1911 beſtanden haben. Dieſe Vorausſetzung iſt 
aber erfüllt, ſofern in der Gemeinde „eine Zuwachsſteuer vor 
dem 1. April 1909 beſchloſſen und vor dem 1. Januar 1911 
in Kraft getreten iſt“, mag auch eine Nachprüfung der Satzung 
durch den Verwaltungsrichter deren materielle Nechtsungültigkeit 
ergeben. Denn dieſe Feſtſtellung der Ungültigkeit bezieht ſich 
ſtets nur auf den einzelnen entſchiedenen Fall; allgemeine 
formale Wirkung bat fie nicht; nur auf die formale Nechts⸗ 
gültigkeit kommt es aber für die Anwendbarkeit des 8 60 Abi. 2 
ZuwStG. an (mehrere auf die Stadt Gelſenkirchen bezügliche 
Entſcheidungen vom 1. Mai 1914). Ob die materiellen Bora 
fegungen für bie Belaſſung der Steuerordnung, die ſich aus 
5 60 Abſ. 1 ergeben, vorliegen, hat der Verwaltungs eichter 
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gegebenen Falles nachzuprüfen. Umgekehrt beſteht aber kein 
Zwang für den Reichskanzler und jetzt die Miniſter, wenn jene 
Vorausſetzungen vorliegen, die Steuerordnung zu belaſſen 
(E. 62 12; AM. II 45). 

Hat ſich nach der Belaſſung der Steuerordnung der Ge⸗ 
meindebezirk durch Eingemeindungen erweitert, ſo ergreift 
die Belaſſung der Steuerordnung die eingemeindeten Bezirke 
nicht. Das ergibt ſich aus Wortlaut und Zweck des 5 60 
Abſ. 2. Denn würde der Ausſpruch des Reichskanzlers bzw. 
der Miniſter zur Folge haben, daß in eingemeindeten Bezirken 
die bisher dort nicht geltende Satzung der eingemeindenden 
Gemeinde in Kraft träte, ſo würde man dort von einem „Be⸗ 
laſſen“ der bisherigen Satzung nicht mehr ſprechen können. 
Zweck des ganzen 5 60 aber ift, den Gemeinden möglichſt das 
zu ſichern, was ſie aus ihrer bisherigen Satzung erzielt hatten. 
Dieſe Beträge müſſen daher mit denen verglichen werden, die 
ſie nach dem Reichsgeſetz erzielen. Eine ſolche Vergleichung 
ſetzt aber, ſollen nicht ungerechtfertigte Begünſtigungen oder 
Benachteiligungen der Gemeinden entſtehen, voraus, daß die 
Bezirke, in denen die zu vergleichenden Beträge aufgekommen 
find, ſich decken (E. 64 43). 

Obwohl es nur einige ganz wenige Gemeinden find, denen 
die Steuerordnungen belaſſen ſind, waren doch der Streitfälle 
aus 8 60 Abſ. 2 nicht wenige; freilich ſtammten ſie faſt alle, 
mehrere Dutzend, aus einer und derſelben Stadt, wo der Haus⸗ 
und Grundbeſitzerverein mit allen nur erdenklichen Einwendungen, 
die die geringe Höhe der Koſten des Verwaltungsſtreitverfahrens 
lebhaft bedauern ließen, das örtliche Steuerrecht zu Fall zu 
bringen ſuchte. Ungleich zahlreicher noch und buntſcheckiger 
waren die Streitfälle, die die Vorſchriften des Geſetzes über 
die zeitlichen Grenzen ſeines Inkrafttretens hervor⸗ 
gerufen hat und noch fortgeſetzt hervorruft. Das Geſetz ent⸗ 
hält in dieſer Hinſicht auf der einen Seite eine Abweichung 
von der Regel der nicht rückwirkenden Kraft von Geſetzen, indem 
es im 8 62 Abſ. 1 beſtimmt „Die Steuerpflicht nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes erſtreckt ſich auch auf Rechtsvorgänge, die nach 
dem 31. Dezember 1910 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ſtattgefunden haben“, auf der andern Seite eine Einſchränkung 
der Regel, daß alle nach dem Inkrafttreten ſich ereignenden 
Vorgänge von nach ihrer Beſchaffenheit ſteuerpflichtiger Art 
beſteuert werden, indem nach 8 63 „die Beſteuerung unter⸗ 
bleibt, wenn die Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft, das 
uu dem Eigentumsübergange führte, vor dem 1. Januar 1911 
in öffentlich beglaubigter Form errichtet oder bei einer Behörde 
eingereicht war!. 

Gegen § 62 Abf. 1 iſt der Vorwurf erhoben worden, 
daß er in unlösbarem Widerſpruche zum 2. Abſatz desſelben 
Paragraphen „Als Zeitpunkt des Eintritts der Steuerpflicht 
und als Beginn der Anmeldepflicht (8 37) gilt der Tag des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes“ ſtehe. Das OVG. hat in 
€ 64 25 (AM. III 95) das Verhältnis beider Abſätze zus 
emander erläutert. Im Abf. 1 iſt die Rückwirkung auf die 
im letzten Vierteljahre vor Inkrafttreten des Geſetzes liegenden 
Kechtsvorgänge ausgeſprochen. Solange nicht mit dem ſonſligen 
Geſez auch der § 62 Abſ. 1 in Kraft getreten war, konnten 
dieſe natürlich noch nicht als ſteuerpflichtig behandelt werden, 
und die daraus ſich ergebende Frage, in welchem Zeitpunkte 
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ſich ihre bisherige (reichsrechtliche) Steuerfreiheit in eine Steuer⸗ 
pflichtigkeit gemäß 8 62 Abſ. 1 verwandelte, beantwortet der 
8 62 Abſ. 2, indem er als dieſen Zeitpunkt, der Natur der 
Sache entſprechend, den Tag des Inkrafttretens des Geſetzes 
ſelbſt bezeichnet. Demgemäß waren vom 1. April 1911 ab 
jene früheren Rechtsvorgänge gemäß 5 62 Abſ. 1 als ſteuer⸗ 
pflichtig nach Maßgabe aller einſchlägigen Beſtimmungen des 
Geſetzes zu erachten, nicht etwa nur nach Maßgabe der am 
1. April 1911 gegebenen tatſächlichen Verhältniſſe. „Es wird 
durch die Vorſchrift des Abſ. 2 lediglich klargeſtellt, daß die 
in Abſ. 1 vorgeſehene abſtrakte Steuerpflicht in materieller und 
formeller Hinſicht erſt mit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
wirkſam werde.“ 

Beim 8 63 knüpfen ſich faſt an jedes einzelne Wort 
Kontroverſen. Den Sinn des 8 63 hat das OVG. über⸗ 
einſtimmend mit AM. I 261, II 178 dahin gekennzeichnet, 


„diejenigen nach 1910 bewirkten Eigentumsübertragungen zu 


begünſtigen, zu denen ſchon vor dem 1. Januar 1911 die 
ſchuldrechtliche Verpflichtung beiderſeits beſtand, ſofern der Ab: 
ſchluß der ſchuldrechtlichen Geſchäfte zeitlich unanfechtbar feſt⸗ 
geſtellt werden kann (E. vom 27. Februar 1913 — VIC 
575/12). Es geſchieht das in der Weile, daß dieſe Rechts: 
vorgänge von der allgemeinen Regel des § 62 Abſ. 1, wonach 
die Steuerpflicht für alle Rechtsvorgänge ſteuerpflichtiger Art, 
die nach dem 31. Dezember 1910 ſtattgefunden haben, eintritt, 
ausgenommen werden, mit anderen Worten fingiert wird, daß 
nicht nur das Veräußerungsgeſchäft, ſondern auch der Eigentums⸗ 
übergang vor dem 1. Januar 1911 ſtattgefunden hätte. Der 
8 63 ſtellt ſich ſomit als eine Ausnahme vorſchrift dar, die 
als ſolche nach allgemeinen Auslegungsregeln keiner ausdehnen⸗ 
den, ſondern nur einer einſchränkenden Auslegung zugänglich 
iſt. („Wäre eine Lücke vorhanden, ſo könnte das nicht dazu 
führen, fie durch Erweiterung der Aus nahmevorſchrift des 
§ 63 auszufüllen. Es müßte gerade von dieſem Standpunkt 
aus bei der geſetzlichen Regel bleiben dahin, daß jeder nach 
dem Jahre 1910 ſtattfindende Eigentums wechſel zu beſteuern 
iſt, gleichviel, wann das zur Übertragung verpflichtende ſchuld⸗ 
rechtliche Geſchäft geſchloſſen iſt.“ E. VII C 746/12 vom 
17. Juni 1913.) 

Dieſe einſchränkende Auslegung zwingt zunächſt dazu, 
unter einem „Veräußerungsgeſchäft“ im Sinne des 8 63 
ausſchließlich ein ſchuldrechtliches Rechtsgeſchäft, eine auf 
Privatwillenserklärung beruhende Vereinbarung, kraft 
deren die Verpflichtung zur Eigentumsübertragung beſteht, zu 
verſtehen (E. 65 36; AM. IV 55; E. VII C 222/12 vom 
11. Juli 1912, AM. I 110). Daher iſt die Anwendung des 
8 63 ausgeſchloſſen auf das Enteignungs verfahren. Denn 
hier vollzieht ſich der Eigentumsübergang ohne eine privat⸗ 
rechtliche Willenserklärung des bisherigen Eigentümers, wie ſie 
eine „Veräußerung“ ſtets vorausſetzt; er kann vielmehr ſogar 
gegen den Willen des bisherigen Eigentümers herbeigeführt 
werden. Die Entziehung des Eigentums wird durch den 
obrigkeitlichen Enteignungsbeſchluß ausgeſprochen und mit 
deſſen Zuſtellung an den bisherigen Eigentümer und an den 
Unternehmer als Erwerber wirkſam. Mit dieſer Zuſtellung 
geht das Eigentum über (5 44 Enteignungsgeſetz). Daher 
kann der Enteignungsbeſchluß nicht als ein Veräußerungsgeſchäft 
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angeſehen werden, geſchweige denn ein bloßer Planfeſtſtellungs⸗ 
beſchluß (E. 65 36; AM. IV 36; E. VII C3 / 13 vom 9. Des 
zember 1913 und VII C 932/13 vom 9. März 1915). Dasſelbe 
gilt aber auch von den in Gemäßheit des 8 16 des Enteignungs⸗ 
geſetzes abgeſchloſſenen, namentlich bei Enteignungen für Eiſen⸗ 
bahnbauten gebräuchlichen ſog. „Bauerlaubnisverträgen“, 
durch welche der Exvropriat dem Unternehmer lediglich geſtattet, 
das Grundſtück bereits in Beſitz zu nehmen und zum Bau zu 
verwenden. Denn hier liegt zwar ein Vertrag vor, aber dieſer 
verpflichtet den Eigentümer nur zur Beſitzeinräumung, nicht zur 
Eigentumsübertragung, die vielmehr auch in ſolchen Fällen erſt 
durch den obrigkeitlichen Akt des Enteignungsbeſchluſſes aus⸗ 
geſprochen wird (E. VI C 75 / 14 vom 7. Juli 1914). 

Wie in dieſem letztgedachten Falle, fo tritt die firenge 
Auslegung des 8 63 bezüglich des Erforderniſſes, daß das 
Veräußerungsgeſchäft, auf welches die übrigen Erforderniſſe des 
8 63 zutreffen, „zu dem Eigentumsübergange geführt“ 
haben muß, namentlich in den bei den Formen des heutigen 
Grundſtücksverkehrs äußerſt zahlreichen Fällen in die Erſcheinung, 
wo das Veräußerungsgeſchäft ſich durch zeitlich auseinander⸗ 
liegende, in getrennten Urkunden enthaltene Angebote und Ans 
nahmeerklärungen zuſammenſetzt oder die Auflaſſung auf Grund 
ſog. Ketiengeſchäfte erfolgt. „Wenn das Geſetz“, fo führt das 
OVG. in einer Entſcheidung (VII C 92/13) vom 31. Oktober 
1913 — übrigens in Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung der 
höchſten Verwaltungsgerichte anderer Bundesſtaaten — aus, 
„in 8 63 von einem Veräußerungsgeſchäfte ſpricht, das zum 
Eigentumsübergange geführt hat, ſo meint es damit nicht die 
Geſchäfte, die nur ein Glied in der Kette mehrerer der Auf⸗ 
laſſung zugrunde liegender Rechtsvorgänge bilden, ſondern es 
will ausdrücken, daß die näher bezeichneten Vorausſetzungen für 
alle Glieder der Kette gegeben ſein müſſen.“ Deshalb genügt 
zur Ausſchließung der Beſteuerung nach 8 63 die vor dem 
1. Januar 1911 erfolgte rechtswirkſame Erklärung eines Ver⸗ 
äußerungsangebots nicht, ſondern muß auch die Annahme⸗ 
erklärung vor jenem Zeitpunkte formgültig beurkundet bzw. bei 
einer Behörde eingereicht ſein. Daß dies auch der Wille des Geſetz⸗ 
gebers war, ergibt ſich auch aus der Zurückziehung eines An⸗ 
trags im Reichstage auf Erweiterung der dem 8 63 entſprechenden 
Beſtimmung des Entwurfs durch Hinzufügung der Worte „oder 
auf Grund eines vor dieſem Tage gerichtlich oder notariell 
beurkundeten Angebots, durch welches der Veräußerer im Falle 
der Annahme des Angebots zu der Eigentumsübertragung 
verpflichtet war“. Daß der Verkaufsantrag mit einer längeren 
Bindung des Antragenden verknüpft war, ändert hieran nichts 
(E. 222/12 vom 11. Juli 1912 — AM. II 110 — u. a.). 
Liegt aber der — beſonders bei Dazwiſchentreten von Grundſtücks⸗ 
händlern übliche — Fall des eigentlichen Kettengeſchäfts vor, 
daß der Eigentümer A an B verkauft, dabei die Verpflichtung 
eingeht, an B oder einen von dieſem bezeichneten Dritten auf⸗ 
zulaſſen, und die Auflaſſung demgemäß unmittelbar von A an 
den von B bezeichneten Dritten C erfolgt, dann muß ſowohl 
der Vertrag zwiſchen A und B als auch der zwiſchen 
B und C den Erforderniſſen des 8 63 entſprechen. Denn 
ohne daß B fein gegen A erworbenes Recht auf Auflaſſung 
an C abtrat, konnte die Auflaſſung von A an C nicht 
erfolgen. Zum Eigentumsübergang hat daher nicht nur der 
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Vertrag A-B geführt, ſondern nur die Kette der Verträge A-B 
und B-C. Auch wenn A nicht von vornherein die Verpflichtung, 
auch an einen Dritten aufzulaſſen, übernommen hat, aber 
gleichwohl an C aufläßt, mit dem B kontrahiert hat, 
wird an dem Ausſchluſſe des 8 63 bei Nichterfüllung feiner 
Erforderniſſe durch den Vertrag B-C nichts geändert; der 
Geſichtspunkt, daß A die Abtretung des Auflaſſungsanſpruchs 
nicht habe verhindern können, iſt in dieſer Hinſicht rechtlich 
bedeutungslos (u. a. E. vom 31. Oktober 1912, 16. Januar, 
17. Februar, 15. April, 4. November 1913 — VII C 388/12, 
448/12, 1/13, 661/12 und 118/18, ferner vom 27. Februar 1913 
— VI C 575/12). Erſt recht genügt es nicht, wenn lediglich 
eine Urkunde, die ſich nur als eine allgemeine Vor verhandlung, 
in der man ſich über gewiſſe Richtlinien verſtändigte, charakteriſiert, 
den Bedingungen des § 63 entſpricht (E. VII C 425/12 vom 
16. Januar 1913). Dagegen darf nicht wegen jeder nach⸗ 
träglichen Abänderung des urſprünglichen Vertrages 
angenommen werden, der Eigentums übergang ſei nicht bloß 
auf Grund des letztern, ſondern auf Grund zweier Verträge, 
des urſprünglichen und des dieſen abändernden, erfolgt und 
daher die Anwendung des 8 63 ausgeſchloſſen, wenn nicht 
auch der Abänderungsvertrag dem § 63 genügt. „Nur wenn 
es ſich um Abänderung der weſentlichen Beſtandteile des 
Veräußerungsgeſchäfts handelt, kann das derart abgeänderte 
Veräußerungsgeſchäft nicht mehr als ein ſolches bezeichnet 
werden, das zum Eigentumsübergange führt“ (E. VII C 524/13 
vom 27. März 1914 und VII C 121/13 vom 14. November 1913). 
Abmachungen, durch die nur die Zahlungs weiſe anders be⸗ 
ſtimmt wurde und an Stelle des Erwerbers der Veräußerer 
die Zuwachsſteuer übernahm, ſind in der letzterwähnten Ent⸗ 
ſcheidung als Abänderung weſentlicher Beſtandteile nicht an⸗ 
geſehen worden. 

Eine weitere Folge aus dem Grundſatze, daß für die An⸗ 
wendbarkeit des 8 63 unerläßlich iſt, daß alle Veräußerungs⸗ 
geſchäfte, die zu dem Eigentumsübergang geführt haben, den 
Bedingungen des 8 63 genügen, iſt, daß in Fällen, wo, wie 
bei einer Erbengemeinſchaft, das Grundſtück im Eigentum 
mehrerer zur geſamten Hand ſtand, 8 63 hinſichtlich aller Ge⸗ 
ſamthandseigentümer unanwendbar iſt, wenn auch nur einer von 
ihnen ſeinen Beitritt zu dem Veräußerungsvertrage erſt nach 
dem 31. Dezember 1910 erklärt hat oder dieſer Beitritt den 
Formvorſchriften des 8 63 nicht genügt (E. VII C 893/19 vom 
26. Mai 1914). 

In formeller Hinſicht ſtellt 8 63 nebeneinander die dor 
dem 1. Januar 1911 erfolgte Errichtung der Urkunde ‚An 
öffentlich beglaubigter Form“ oder „Einreichung bei einer De 
hörde“. Es genügt daher, daß eine Urkunde über daß Der 
aäußerungsgeſchäft vorhanden iſt, daß dieſe zum Eigentum! 
übergange geführt hat, und daß fie vor 1911 entweder in 
öffentlich beglaubigter Form errichtet oder ohne dieſe Jom 
bei einer Behörde eingereicht war, und es iſt nicht erforderlich, 
daß die Urkunde nach ihrer Form rechtswirkſam war. Hätte 
der Geſetzgeber nur formgültige Urkunden im Sinne gehabt, ſo 
wäre es unerklärlich, daß man das Merkmal der dffentlichen 
Beglaubigung aufgeftellt hat; denn dieſe genügt nicht, um ein 
an ſich unwirkſames Geſchäft gültig zu machen. Vielmehr ſtellt 
das Geſetz (8 313 BEB.), ſoweit nicht ausnahmsweise er 


J 0 . „ r . „„ ͤ , ̃ œ— r r % . „„ r 


1 m E 


* 
ser 
=» 
... 


——— — — — 


15 11 
9 1 
— 


f ın 
t! mr 71 15 


11 12 
15 24 


n 


| 
— 4 


44. Jahrgang. 


—— 


beichterte Formen beſonders zugelaſſen find, grundſätzlich die 


gerichtliche oder notarielle Beurkundung als Formerfordernis für 
Verträge, durch die ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem Grundſtücke zu übertragen, auf. Der Gedanke des 
Zuwachsſteuergeſetzes iſt nur der, daß in Fällen, wo vor 1911 
bereits eine ſchuldrechtliche (wenn auch keine geſetzlich unbedingt 
verpflichtende) Bindung beſtand, Steuerfreiheit gewährt werden 
ſoll, ſofern die Bindung einwandfrei nachgewieſen werden kann. 
Dieſer Nachweis iſt aber freilich nicht in jeder beliebigen Art 
zugelaſſen, ſondern auf die im Geſetze beſonders bervorgehobenen 
Arten beſchränkt, die indes nicht durch aus dem Geſetze nicht 
zu entnehmende weitere Erforderniſſe noch weiter eingeſchrͤͤnkt 
werden dürfen. Daher wird zwar auf der einen Seite eine 
Urkunde nicht dadurch zu einer „in Öffentlicher Form errichteten“, 
daß ſie von einer Behörde im Namen einer Vertragspartei 
uneerſchrieben iſt, oder daß der Vertrag gemäß 8 313 BGB. 
durch die ſpätere Auflaſſung und Eintragung mit rückwirkender 
Kraft gültig geworden iſt. Auf der anderen Seite aber genügt 
zur Erlangung der Vergünſtigung des 8 63, wenn de ſſen übrige 
Erſorderniſſe zutreffen, für den bei einer Behörde eingereichten 
Vertrag die einfache Schrifiform (E. 64 10 u. a.). Es kann 
dann auch nicht etwa eingewendet werden, der Eigentums⸗ 
übergang ſei wegen des Formmangels des Vertrags nicht auf 
Grund dieſes erfolgt, da ja eben 8 313 BGB. die rückwirkende 
Heilung des Formmangels vorſieht. Das Geſetz begnügt ſich 
auch und konnte ſich auch nach dem Zwecke des § 63, nur einen 
zuverläſſigen Nachweis für die vor 1911 erfolgte Bindung zu 
fordern, damit begnügen, die Einreichung der Uikunde bei 
irgendeiner Behörde zur Vorbedingung zu machen. Die An⸗ 
wendung des § 63 wird daher nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß die Behörde, bei der die Urkunde eingereicht iſt, ſelbſt am 
Vertragsſchluſſe beteiligt iſt. Denn für die Feſtſtellung des 
Eingangsheitpunkts iſt dies gleichgültig. da in dieſer Hinſicht 
die Zuverläſfigkeit der Aktenangaben regelmäßig trotz der Be: 
teiligung der Behörde außer Zweifel ſteht. (E. 62 46; 
AM. I 200.) 

Endlich hindert in Anbetracht des vorerwähnten Zweckes 
des 5 63 deſſen Anwendung auch nicht der Umſtand, daß der 
Vertrag unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen 
und dieſe erſt nach dem 31. Dezember 1911 eingetreten iſt. 
Denn wenn auch eine Verpflichtung, die mit einer aufſchiebenden 
Bedingung übernommen iſt, nach 8 158 Abſ. 1 BGB. erſt 
mit dem Eintritte der Bedingung rechtswirkſam wird, ſo iſt 
doch der Rechtsgrund für ſie ſchon durch den Abſchluß des 
bedingten Vertrags gelegt (vgl. RG. 69 421) und die Nechts⸗ 
wirkſamkeit des Geſchäftsabſchluſſes im Sinne der Bindung 
der Vertragſchließenden an die Vertragsvereinbarungen wird 
durch die Hinzufügung einer Bedingung nicht berührt (E. dom 
16. Dftober 1914 VII C 641/13). 

War in dem Vertrage die Genehmigung einer vor⸗ 
geſetzten Behörde oder eines ſonſtigen Dritten vorbehalten, ſo 
ſchließt deren Erteilung nach dem 31. Dezember 1910 die Ans 
wendbarkeit des 8 63 ſchon deshalb nicht aus, weil nach 8 184 
308. die nachträgliche Zuſtimmung zu Rechts geſchäften, ſoweit 
nicht ein anderes beſtimmt iſt, auf den Zeitpunkt der Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts zurückwirkt. Der ursprünglich vorhanden 
geweſene materielle Mangel des Vertrags wird ſonach mit 
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rückwirkender Kraft geheilt, und der Fall iſt, wenn dies erſt 
nach dem 31. Dezember 1910 geſchieht, ſo anzuſehen, wie wenn 
die Genehmigung vor dem 1. Januar 1911 erteilt geweſen 
wäre. (E. vom 27. März 1914, VII C 461/13.) 

Sind nun die Vorausſetzungen des 5 63 ſämtlich erfüllt, fo 
folgt doch daraus die Befreiung von jealicher Wertzuwachs ſteuer 
nur dann, wenn bis zum Inkrafttreten des Reichsgeſetzes auch keine 
kommunale (oder landesgeſetzliche) Wertzuwachsſteuer beſtand, 
unter deren Beſtimmungen der Eigentums übergang gefallen wäre, 
wenn er ſich vor dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes vollzogen 
hätte. Denn es konnte dem Geſetzgeber nicht in den Sinn 
kommen, derartige Rechtsvorgänge gegenüber dem bis herigen 
örtlichen Rechtszuſtand durch völlige Steuerfreiheit zu pribis 
legieren. Vielmehr tritt für ſie dann eben die bisherige ört⸗ 
liche Steuerpflicht ein. Dies bringt 8 72 Abſ 2 Zuw Si. 
mit den Worten zum Ausdruck: „die vor dem 1. Januar 1911 
eingetretenen Rechtsvorgänge und die in 8 63 bezeichneten 
Fälle des Eigentumsüberganges unterliegen auch dann noch 
dieſen (nämlich den bisherigen) Geſetzen und Sagun„en der 
Zuwachsſteuer, wenn das Verfahren zur Feſtſtellung der Steuer 
erſt nach Inkrafttreten dieſes Ge ſetzes zum Abſcluß kommi“. 
Dabei macht es keinen Umerſchied, ob der nach 8 63 von der 
Reichsſteuer befreite Eigentums übergang vor oder nach Inkraft⸗ 
treten des Reiche geſetzes ſich vollſogen bat. Denn der obige 
Schlußſatz des § 72 Abſ. 2 enthält eine Einſchränkung der vorher⸗ 
gehenden Beſtimmung über das Außerkrafitreten der örtlichen 
Steuerordnungen. Trotzdem das Reichsgeſetz am 1. April 1911 
in Kraft getreten iſt — und damit auch die Beſtunmung des 
S 62 über die materielle Rückwirkung des Geſetzes auf ſeit 
dem 1. Januar 1911 eingetretene Rechtsvorgänge ſowie die 
des 5 63 über die reichsrechiliche Steuerfreiheit der dortigen 
Fälle eines Eigentumsübergangs — und trotz der deshalb 
grundſätzlich ausgeſprochenen Aufhebung der örilichen Steuer⸗ 
ordnungen mit Wirkung vom 1. Januar 1911 ab, ſollen nach 
wie vor gemäß den örtlichen Zuwache ſteuerordnungen zur Steuer 
herangezogen werden können die vor dem 1. Januar 1911 
liegenden Rechtsvorgänge ſowie die unter der Vorausſetzung 
des 5 63 des Geſetzes erfolgenden Eigentumsübertragungen. 
Der 5 63 bezieht ſich aber auf jeden ſich unter der dort an⸗ 
gegebenen Vorausſetzung vollziehenden Eigentumsübergana, auch 
denjenigen, der ſich erſt nach dem Inkrafitr⸗ten des Geſetzes, 
alſo in der Zeit ſeit dem 1. April 1911 ereignet. Dadurch 
nun, daß der 5 72 Abf. 2 des Geſetzes ganz allgemein auf 
ihn verweiſt, indem er ſchlechtweg für „die in 8 63 bezeichneten 
Fälle“ des Eigentumsübergangs noch die bisherigen örtlichen 
Satzungen gelten läßt, bringt auch 8 72 Abſ. 2 deutlich 
zum Ausdruck, daß ein zeitlicher Unterſchied im Eigentums⸗ 
übergange die Anwendung der örtlichen Satzungen nicht berühren 
kann, es alſo gleichgültig iſt, ob der Eigentumsübergang in die 
Zeit der materiellen Rückwirkung des Geſetzes, 1. Januar bis Ende 
März 1911, oder in die ſpätere Zeit nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes fällt. Ein Rückſchluß im entgegengeſetzten Sinne 
kann auch nicht etwa aus dem hinzugefügten, ſich auf das 
Veranlagungsverfahren beziehenden Nachſatze („auch dann .., 
wenn . .. uſw) abgeleitet werden. Damit werden keines wegs 
Eigentumsübergang und Veranlagungsverfahren einander gegen⸗ 
ſätzlich gegenübergeſtellt, als ob etwa zwar das Veranlagungs⸗ 
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verfahren, nicht aber auch der Eigentumsübergang in die Zeit 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes fallen dürfen. Ebenſowenig 
ſollen die Schlußworte („zum Abſchluß kommt“) beſagen, e in⸗ 
geleitet müſſe das Veranlagungsverfahren ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes ſein, eine Maßnahme, die übrigens 
auch in bezug auf erſt kurze Zeit vor dem 1. April 1911 
vollzogene Eigentumsübertragungen völlig unausführbar wäre. 
Die ganze Beſtimmung des Nachſatzes ſoll lediglich klarſtellen, 
daß die der örtlichen Beſteuerung vorbehaltenen Fälle unein⸗ 
geſchränkt nach der örtlichen Satzung zu beurteilen ſeien und 
daher lediglich aus dem Zeitpunkt der Veranlagung und der 
Dauer des Veranlagungsverfahrens kein Einwand gegen die 
Maßgeblichkeit der örtlichen Steuerordnung unter Berufung 
auf das inzwiſchen in Kraft getretene Reichsgeſetz hergeleitet 
werden könne. Die Vorſchrift des 8 72 Abſ. 2 Satz 2 Zuw StG. 
will gerade verhüten, daß Rechtsvorgänge, die nach der örtlichen 
Satzung die Zuwachsſteuerpflicht begründeten und in Überein⸗ 
ſtimmung damit grundſätzlich (5 1) auch vom Reichszuwachs⸗ 
ſteuergeſetze als ſteuerpflichtig erachtet werden, gleichwohl infolge 
des Inkrafttretens des Zuwachsſteuergeſetzes überhaupt ſteuerfrei 
bleiben, was insbeſondere der Fall wäre, wenn einerſeits die 
Berufung auf den Ausnahmefall des 5 63 Zuw StG. angängig 
iſt, andererſeits aber auch die Berufung auf die Beſeitigung 
der bisherigen örtlichen Steuerordnung durch das Reichsgeſetz 
möglich wäre. (E. 62 76; AM. III 59.) 

Zu Zweifeln kann endlich Anlaß geben und hat ſolchen 
gegeben das Verhältnis des 5 63 zu 8 5, wonach die Zuwachs⸗ 
ſteuer aus Anlaß des obligatoriſchen Veräußerungsgeſchäfts zur 
Hebung gelangt, wenn dieſem der Eigentumsübergang nicht 
innerhalb eines Jahres folgt. Wäre dieſe Beſtimmung auch 
anzuwenden auf Fälle, wo jenes obligatoriſche Geſchäft vor dem 
1. Januar 1911 liegt, dann wäre der 8 63 lediglich eine 
Abergangsvorſchrift von zeitlich ſehr beſchränkter Bedeutung, 
und es würde nicht nötig geweſen ſein, heute hier über ſie 
noch viele Worte zu verlieren. Denn dann hätte eben in allen 
Fällen ein Jahr nach dem Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts 
die Frage der Steuerpflicht zur Entſcheidung gebracht werden 
müſſen, wäre alſo nicht anzunehmen, daß jetzt noch Streitfragen 
über Anwendbarkeit des § 63 in nennenswerter Zahl die Ver⸗ 
waltungegerichte beſchäftigen werden. So liegt aber die Sache 
nicht, da 8 5 nur der Möglichkeit vorbeugen will, durch Hinaus⸗ 
ſchieben der Übereignung des Grundſtücks der Reichsſteuer zu 
entgehen, und daher nur ſolche Veräußerungsgeſchäfte im Sinne 
hat, die nach dem Wirkſamwerden des Zuwachsſteuergeſetzes, 
d. i. nach dem 31. Dezember 1910 (8 62 ZuwSt.G.) ab» 
geſchloſſen worden ſind. Vorherliegende Veräußerungsgeſchäfte 
bilden keinen Gegenſtand der Beſteuerung, ſondern ſtets erſt 
der auf Grund ihrer erfolgende Eigentumsübergang (vgl. E. 62 8; 
AM. II 133; E. VII C811/12 vom 30. September 1913). Da 
zwiſchen dem Veräußerungsgeſchäft und dem Eigentums⸗ 
übergang nicht felten Jahre vergehen, ſo folgt hieraus, 
daß die Anwendbarkeit des 8 63 auch in Zukunft noch 
immer wieder ſtreitig werden kann, wenn jenes Geſchäft vor 
dem 1. Januar 1911 legt. 
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Die Verordnung des Bundesrats über die Zwangs⸗ 
verwaltung von Grundſtücken vom 22. April 1915. 


Von Dr. Güthe, Geheimem Juſtizrat und vortragendem Rat 
im preußiſchen Juſtizminiſterium, in Berlin. 
(Fortſetzung und Schluß von Nr. 10, 1915.) 

Jedoch iſt — zugleich in Ergänzung des oben 7 und & 
Geſagten — noch folgendes hervorzuheben. Zum Verwalter 
kann nicht nur der Schuldner, ſondern nach 8 1 Abſ. 2 
der Verordnung auch der geſetzliche Vertreter des Schuldners 
oder, wenn der Schuldner Kriegsteilnehmer iſt, der von ihm 
zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte Vertreter beſtellt 
werden. Auch in dieſen beiden Fällen ſind die Vorſchriften 
des 5 148 Abſ. 2, des S 150 Abſ. 2 und des § 151 Ab. 1 
in der oben 7 angegebenen Bedeutung nicht anwendbar. 
Ein geſetzlicher Vertreter iſt, wie mit der herrſchenden 
Meinung (Planck, BGB. [4] 8 854 A. 5; v. Staudinger, BGB. 
[7/8] 8 854 A. IV 3; RGRKom., BGB. [2] 8 854 A. 5 an⸗ 
zunehmen ſein wird, unmittelbarer Beſitzer; zweifelhaft iſt nur, 
ob der Vertreter daneben noch mittelbaren Beſitz hat. Da, wie 
oben 7 dargelegt, dem Zwangsverwalter der unmittelbare 
Beſitz des Grundſtücks gebührt, ſo bedarf es, wenn der geſetz⸗ 
liche Vertreter des Schuldners zum Zwangsverwalter beſtellt 
wird, eine Beſitzübertragung an ihn ebenſowenig, wie wenn 
der Schuldner zum Verwalter beſtellt wird; denn der geſetzliche 
Vertreter hat bereits bei Einleitung der Zwangsverwaltung 
den unmittelbaren Beſitz des Grundſtücks. Der von dem 
Schuldner zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte 
Vertreter könnte, da er nicht ein geſetzlicher, ſondern ein 
rechtsgeſchäftlicher Vertreter iſt, entweder als Beſitzdiener im 
Sinne des § 855 BGB. oder als unmittelbarer Beſitzer im 
Sinne des § 868 BGB. angeſehen werden. Die erſte Auf⸗ 
faſſung wird dem Weſen des bier fraglichen Vertretungs⸗ 
verhältniſſes nicht gerecht. Der 8 855 BGB. ſetzt in jedem 
Falle, alſo gleichviel ob der die tatſächliche Gewalt über die 
Sache eines anderen Ausübende in dem Haushalt des anderen 
oder in ſeinem Erwerbsgeſchäft oder in einem „ähnlichen“ 
Verhältnis tätig iſt, ein ſoziales Abhängigkeitsverhältnis voraus 
(RG. 71, 248). Wenn ein Kriegsteilnehmer mit Rückſicht auf 
die durch den Krieg bedingte Abweſenheit zur Wahrnehmung 
ſeiner Rechte einen Vertreter beſtellt, ſo ergibt ſich aus dieſer 
Sachlage ohne weiteres, daß dieſer Vertreter, mag er auch die 
Ehefrau (vgl. dazu RG. 51, 23, wo der 8 855 auf eine Ehe 
frau in dem Falle einer kurzen Abweſenheit des Mannes an⸗ 
gewendet iſt) oder ein im Erwerbsgeſchäft des Kriegsteilnehmers 
Angeſtellter ſein, eine über ein ſoziales Abhängigkeitsverhältnis 
weit hinausgehende ſelbſtändige Stellung einnimmt. In einem 
ſolchen Falle iſt nicht der 8 855, ſondern der § 868 BGB. 
anzuwenden. Das auch im 8 868 herangezogene und neben 
die dort im einzelnen aufgeführten Rechtsſtellungen des Nieß⸗ 
brauchers, Pfandgläubigers, Pächters, Mieters und Verwahrers 
geſetzte „ähnliche“ Verhältnis iſt nicht ein ſolches, vermöge 
deſſen der die tatfächliche Gewalt Ausübende „den ſich auf die 
Sache beziehenden Weiſungen des anderen Folge zu leiſten 
hat“ (§ 855), ſondern ein ſolches, „vermöge deſſen er einem 
anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt und ber 
pflichtet iſt“ (5 868). Daraus folgt, daß der von dem kriegs⸗ 
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beteiligten Schuldner zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte 
Vertreter unmittelbarer und der Schuldner mittelbarer Beſitzer 
iſt. Dem Vertreter braucht alſo der ihm in feiner Rechts⸗ 
ſtellung als Zwangsverwalter gebührende unmittelbare Beſitz 
(oben y) nicht erſt übertragen zu werden; er hat ihn bereits 
bei Einleitung der Zwangsverwaltung. 

Der Abſ. 2 des 8 150 3G. bezieht ſich auf die Zus 
ſtellung des Beſchluſſes, durch den der Beitritt eines Gläubigers 
zugelaſſen wird, an den Verwalter und die Bedeutung dieſer 
Zuſtellung für das Wirkſamwerden der Beſchlagnahme. Hierzu 
iR folgendes zu bemerken. Nach der gemäß § 146 Abſ. 1 ZVG. 
auch für die Zwangsverwaltung geltenden Vorſchrift des 8 22 
Abſ. 1 Satz 1 daſelbſt wird die Beſchlagnahme des Grundſtücks 
mit dem Zeitpunkte wirkſam, in dem der die Zwangsverwaltung 
anordnende Beſchluß dem Schuldner zugeſtellt wird; das 
gleiche gilt zugunſten eines der Zwangsverwaltung beitretenden 
Gläubigers von dem Beſchluſſe, durch den der Beitritt zugelaſſen 
wird (§ 146 Abſ. 1 mit $ 27 3 G.); über die abweichende 
Anficht, wonach nicht die Zuſtellung des Beitrittsbeſchluſſes 
an den Schuldner, ſondern ſchon der Erlaß des Beſchluſſes 
genüge, ſ. Jaeckel Güthe, ZVG. (5) S 27 A. 5. An dieſe Art 
des Wirkſamwerdens der Beſchlagnahme — die beiden andern 
Arten (Eingang des Erſuchens um Eintragung des Zwangs⸗ 
verwaltungsvermerks bei dem Grundbuchamt: § 146 Abf. 1 
mit § 22 Abſ. 1 Satz 2 3G. und die nach dem oben Geſagten 
für die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung nicht in Frage kommende 
Beſitzerlangung durch den Verwalter: § 151 Abſ. 1 3G.) 
haben mit der Zuſtellung eines Beſchluſſes nichts zu tun — 
knüpft der Abſ. 2 des 8 151 an. Er beſtimmt, daß der 
Beitrittsbeſchluß — der Anordnungsbeſchluß gehört nicht 
hierher — außer dem Schuldner auch dem Verwalter zu⸗ 
zeſtellt werden ſoll, und daß die Beſchlagnahme zugunſten des 
beitretenden Gläubigers auch mit dieſer Zuſtellung wirkſam 
wird, wenn der Verwalter ſich bereits im Beſitze des Grund⸗ 
ſtücks befindet. Die letzte Vorausſetzung trifft in allen drei 
hier in Betracht kommenden Fällen, alſo unabhängig davon 
zu, ob der Schuldner oder ſein geſetzlicher Vertreter oder der 
von ihm zur Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte Vertreter 
Verwalter wird, weil alle dieſe Verwalter den unmittelbaren 
Beſiz des Grundſtücks bereits vor Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung haben (oben 7 und am Anfang von 7). Aber 
auch im übrigen ſteht der Anwendung des Abſ. 2 des 8 151 
auf die Schuldner⸗Zwangsverwaltung nichts im Wege. Es 
läßt ſich insbeſondere auch in dem Falle, daß der Schuldner 
ſelbſt zum Verwalter beſtellt wird, nicht ſagen, daß mit Rück⸗ 
ft auf die Perſoneneinheit zwiſchen Schuldner und Verwalter 
eme doppelte Zuſtellung überflüſſig und zwecklos wäre. Die 
praltiſche Bedeutung der doppelten Zuſtellung ergibt ſich viel⸗ 
mehr ſchon aus dem 8 8 3G. Denn ſoweit der Beitritts⸗ 
beſchluß dem Schuldner als ſolchen zuzuſtellen iſt, find die 
Vorſchriften der 88 4 bis 7 3G. nicht anwendbar. Es iſt 
alſo, wenn der Schuldner außerhalb des Bezirks des Voll⸗ 
ſtrecungsgerichts wohnt, die Zuſtellung nicht durch Aufgabe 
zur Poſt gemäß 88 4, 5 3G. zuläſſig, ſondern nach den 
gewöhnlichen Vorſchriften auszuführen, Zuſtellungen im Aus⸗ 
lande find nach den 88 199 bis 202 ZPO. zu bewirken; iſt 
ine Zuſtellung nach dieſen Vorſchriften unausführbar oder 
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verſpricht fie keinen Erfolg oder ift der Aufenthalt des Schuldners 
unbekannt, fo iſt öffentliche Zuſtellung (88 204 bis 207 ZPO.) 
nötig (8 203 Abſ. 1, 2 ZPO.) Soweit der Beitrittsbeſchluß 
dagegen dem Schuldner in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter 
zuzuſtellen iſt, finden die SS 4 bis 7 38VG. Anwendung; es 
iſt alſo, wenn der Schuldner nicht im Bezirke des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts — gleichviel ob im Inlande oder Auslande — wohnt, 
die in den einfachſten Formen ſich abſpielende Zuſtellung durch 
Aufgabe zur Poſt (SS 4, 5 ZUG.) und im Falle der Un⸗ 
bekanntheit des Wohnorts des Schuldners die Zuſtellung an 
einen vom Gericht zu beſtellenden Zuſtellungsvertreter (88 6, 7 
3G.) zuläſſig. Das Geſagte gilt auch dann, wenn der 
geſetzliche Vertreter des Schuldners oder ein von ihm zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellter Vertreter zum 
Verwalter beſtellt iſt. Denn in dieſen beiden Fällen wird 
regelmäßig die für den Schuldner als ſolchen beſtimmte Zu⸗ 
ſtellung des Beitrittsbeſchluſſes gleichfalls an den Vertreter zu 
erfolgen haben (ſ. oben a). Trifft dies aber nicht zu, iſt alſo 
für den Schuldner, ſoweit die Verwaltung des Grundſtücks in 
Frage kommt, gemäß 8 1909 BGB. ein beſonderer geſetzlicher 
Vertreter beſtellt oder hat der Schuldner für die Wahrnehmung 
ſeiner Rechte bei der Grundſtücksverwaltung einen anderen 
Vertreter als für die Wahrnehmungen feiner andern Angelegen⸗ 
heiten beſtellt, ſo gilt das eben Geſagte erſt recht, weil in der⸗ 
artigen Fällen die Schuldner⸗ und die Verwalter⸗Rolle ver⸗ 
ſchiedenen Perſonen zufällt, alſo auch die Zuſtellung des Beitritts⸗ 
beſchluſſes an zwei verſchiedene Perſonen erfolgt. 

Der Abſ. 3 des § 151 beſtimmt: „Das Zahlungsverbot 
an den Drittſchuldner iſt auch auf Antrag des Verwalters 
zu erlaſſen.“ Dieſe Vorſchrift enthält eine Ergänzung zu dem 
nach 8 146 Abſ. 1 3G. auch für die Zwangsverwaltung 
geltenden 8 22 Abſ. 2 Satz 1 3VG., wonach das Zahlungs: 
verbot auf Antrag des betreibenden Gläubigers zu erlaſſen 
iſt. Für die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung entſteht zunächſt die 
Frage, ob in ihren Rahmen ein Zahlungsverbot überhaupt 
hineinpaßt. Das Zahlungsverbot iſt nach 8 22 Abſ. 2 Satz 1 
das Verbot des Vollſtreckungsgerichts an den Drittſchuldner, 
eine von der Beſchlagnahme ergriffene Forderung des Schuldners 
an dieſen zu zahlen. Dieſes Verbot hat in der Zwangs⸗ 
verwaltung deswegen beſondere Bedeutung, weil die Zwangs⸗ 
verwaltungsbeſchlagnahme ſich auch auf die Miet⸗ und Pacht⸗ 
zinsforderung erſtreckt. Bei der Schuldner Zwangsverwaltung 
entſteht aber folgender Zweifel. Nach § 152 Abſ. 1 Halbſatz 2 
3G. hat der Zwangsverwalter die Anſprüche geltend zu 
machen, auf die ſich die Beſchlagnahme erſtreckt; er hat alſo 
insbeſondere auch die Miet⸗ und Pachtzinsforderungen von dem 
Mieter oder Pächter einzuziehen. Gerade um die ungehinderte 
Einziehung der beſchlagnahmten Anſprüche zu ermöglichen, wird 
das Zahlungsverbot erlaſſen. Da bei der Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung Schuldner und Zwangsverwalter — wenigſtens in 
der größten Mehrzahl der Fälle (ſiehe vorigen Abſatz) — ein 
und dieſelbe Perſon iſt, ſo fragt es ſich, ob nicht das an den 
Drittſchuldner zu erlaſſende Verbot, an den Schuldner zu 
zahlen, dadurch entbehrlich oder gar unzuläſſig wird, daß der 
Schuldner in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter zur Entgegen⸗ 
nahme der Zahlung berechtigt und verpflichtet iſt. Dieſe Frage 
wird indeſſen zu verneinen ſein. Das . bezweckt, 
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die Beſchlagnahme dem Drittſchuldner gegenüber wirkſam zu 
machen; denn wenn der Drittſchuldner von der Beſchlagnahme keine 
Kenntnis hat, wird ſie ihm gegenüber erſt mit dem Zeitpunkte 
wirkſam, in dem ihm das Zahlungsverbot zugeſtellt wird 
(S 146 Abſ. 1 mit 5 22 Abſ. 2 Satz 2 8 G.). Die Wirk 
ſamkeit der Beſchlagnahme iſt aber ein Rechtsakt, der unabhängig 
von der Perſon des Verwalters iſt. Solange der Schuldner 
der Verwalter iſt, iſt es freilich gleichgültig, ob der Drittſchuldner 
an ihn als Verwalter oder an ihn als Schuldner zahlt. Die 
Zahlung iſt rechtswirkſam — die Zuſtimmung der Auffichtsperſon 
iſt zur Einziehung der beſchlagnahmten Anſprüche nicht erforderlich 
(8 2 Abſ. 3 Satz 2 Halbſatz 1 der Verordnung vom 22. April 
1915) —, der Drittſchuldner wird alſo befreit und der Schuldner 
iſt verpflichtet, die an ihn bezahlten Beträge für die Zwecke der 
Zwangsverwaltung zu verwenden. Wenn aber der Schuldner 
aus ſeiner Stellung als Verwalter entlaſſen wird, erhält die 
Zuſtellung des Zahlungsverbots praktiſche Bedeutung. Dieſe 
wird namentlich dann eintreten, wenn die Entlaſſung des 
Schuldners aus ſeiner Verwalterſtellung vor der Fälligkeit des 
beſchlagnahmten Anſpruchs erfolgt, wenn alſo z. B. die Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung am 5. Juli 1915 eingeleitet iſt, der Schuldner 
aus ſeiner Verwalterſtellung am 15. September 1915 entlaſſen 
wird und die Mietforderungen zum erſten Male nach Einleitung 
der Zwangsverwaltung am 1. Oktober 1915 fällig werden. 
Möglich iſt aber auch, daß die alsbaldige Zuſtellung des 
Zahlungsverbots auch dann praktiſche Tragweite hat, wenn 
der Schuldner aus ſeiner Verwalterſtellung erſt nach Einziehung 
eines oder mehrerer laufender Beträge einer wiederkehrenden 
Forderung entlaſſen wird. Dies dann, wenn der Drittſchuldner 
die Zahlung in Unkenntnis der Zwangsverwaltung geleiſtet 
hat. Da hiernach das Zahlungsverbot unabhängig von der 
Perſon des Verwalters iſt und ſeine während des Beſtehens 
der Schuldner⸗ Zwangsverwaltung erfolgende Zuſtellung praktiſche 
Bedeutung haben kann, ſo iſt gegen die Zuläſſigkeit dieſer Zu⸗ 
ſtellung nichts einzuwenden. — Daran knüpft ſich die weitere 
Frage, ob das Zahlungsverbot auch in der Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung auf Antrag des Verwalters erlaſſen werden darf. 
Gegen die Bejahung dieſer Frage könnte das Bedenken erhoben 
werden, es ſei nicht angängig. daß der Schuldner in feiner 
Eigenſchaft als Verwalter den Antrag ſtellt, dem Drittſchuldner 
zu verbieten, an ihn in ſeiner Eigenſchaft als Schuldner zu 
zahlen. Da indeſſen das Zahlungsverbot nicht von dem Ver⸗ 
walter, ſondern von dem Gericht erlaſſen wird, und da es 
nach den obigen Ausführungen auch in der Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung zuläffig iſt, fo liegt kein Grund vor, nur dem 
betreibenden Gläubiger das Antragsrecht zuzuerkennen. Dieſe 
Erwägungen führen daher dazu, daß der Abſ. 3 des 8 151 
auch in der Schuldner» Zwangsverwaltung anwendbar iſt. 


c) Die Tätigkeit des Verwalters. 

In Betracht kommen die 88 152 bis 154 3G. und der 
8 14 EG 3G. ſowie der 8 2 Abſ. 3 und der 8 5 Abſ. 2 der 
Verordnung vom 22. April 1915. 

a. Der 8 152 3. gilt im weſentlichen auch für die 
Schuldner⸗ Zwangsverwaltung. In feiner Stellung als Ver⸗ 
walter führt der Schuldner ein Amt, ebenſo wie ein fremder 
Verwalter (f. hierüber Jaeckel⸗Güthe, ZUG. [5] 8 152 A. 1). 
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Daß die Berechtigung und Verpflichtung aus den vom Ver⸗ 
walter geſchloſſenen Rechtsgeſchäften in der Perſon des Schuldnerz 
entſteht (ſ. Jaeckel⸗Güthe, a. a. O. S. 636 oben), iſt hier in⸗ 
folge der Perſoneneinheit ſelbſtverſtändlich. Die Frage, ob 
der Verwalter befugt iſt, Rechtshandlungen des Schuldners auf 
Grund der Beſtimmungen des Anfechtungsgeſetzes anzufechten, 
iſt hier ebenſo wie ſonſt zu verneinen (Jaeckel⸗Güthe, a. a. O. 
A. 2); zur Anfechtung auf Grund der Beſtimmungen des BGB. 
iſt dagegen der Verwalter befugt, weil er zugleich Schuldner 
und als ſolcher anfechtungsberechtigt iſt. 

Im übrigen iſt folgendes zu bemerken: 

Der Abſ. 1 Kalbſatz 1, wonach der Verwalter das Recht 
und die Pflicht hat, alle Handlungen vorzunehmen, die erforderlich 
find, um das Grundftüd in feinem wirtſchaftlichen Beſtande zu 
erhalten und ordnungsmäßig zu benutzen, gilt auch für die 
Schuldner» Zwangsverwaltung. Dieſe Vorſchrift iſt bei dieſer 
ſogar von beſonderer Wichtigkeit. Denn durch ſie wird dem 
Schuldner das vor Einleitung der Zwangsverwaltung ihm zw 
ſtehende Recht genommen, mit dem Grundſtück nach Gutdünken 
zu verfahren. Dieſes Recht wird dem Schuldner durch die An⸗ 
ordnung der Zwanasverwaltung entzogen, in beſchränktem Maße 
aber durch ſeine Beſtellung zum Verwalter wiedergegeben. So 
verliert z. B. der Schuldner das Recht zur Abtretung der Miet⸗ 
und Pachtzinſen; in ſeiner Stellung als Verwalter iſt er zu 
einer ſolchen Abtretung inſoweit befugt, als ſie zur Erhaltung 
des Grundſtücks in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande oder zur 
ordnungsmäßigen Benutzung des Grundſtücks erforderlich iſt 
(RG. 17. 4. 14, „Recht“ 14 Nr. 2145). Das Recht zur Ver⸗ 
äuße rung und Belaftung des Grundſtücks ſteht aber dem 
Schuldner als ſolchem nach wie vor zu; der Verwalter iſt zur 


Ausübung dieſes Rechtes nicht befugt (Jaeckel⸗Güthe, ZVG. [5] 


8 152 A. 5 Abſ. 2). 

Nach Abſ. 1 Haldfak 2 hat der Verwalter die Anſprüche, 
auf die ſich die Beſchlagnahme erſtreckt, geltend zu machen und 
die für die Verwaltung entbehrlichen Nutzungen in Geld um⸗ 
zuſetzen. Auch dieſe Vorſchrift findet auf die Schuldner Zwangs⸗ 
verwaltung Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß, ſoweit 
in der Geltendmachung eines Anſpruchs oder in der Umſetzung 
einer Nutzung in Geld eine Verfügung über die Nutzungen 
des Grundſtücks liegt, die Zuſtimmung der Aufſichtsperſon er⸗ 
forderlich iſt (§ 2 Abſ. 3 Satz 1, Satz 2 Halbſatz 2 der Ver⸗ 
ordnung); das Nähere hierüber ſiehe oben 2 b 6. Zur Geltend⸗ 
machung der beſchlagnahmten Anſprüche gehört begrifflich auch 
die Anfechtung der von dem Schuldner vor der Beſchlagnahme vor⸗ 
genommenen, gemäß 8 1124 Abſ. 2 BGB. unwirkſamen Voraus⸗ 
verfügungen über den Miet⸗ und Pachtzins (LE. 1 
Berlin 5. 11. 1900, KG Bl. 1900, 107; Jaeckel⸗Güthe, 8G. [5 
8 152 A. 6). Dieſe Anfechtung gehört auch bei der Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung zu den Aufgaben des Verwalters, obwohl 
der Schuldner als ſolcher die Unwirkſamkeit nicht geltend machen 
kann, da ſie nur dem Hypothekengläubiger gegenüber beſteht. 
Weigert ſich der Schuldner, die Anfechtung in ſeiner Eigenſchaft als 
Verwalter vorzunehmen, ſo läßt er es an einer ordnungsmäßigen 
Führung der Verwaltung fehlen; er wird daher gemäß 9 158 
Abſ. 2 8G. zu entlaſſen fein. Nimmt man an, daß ein für 
oder gegen den Schuldner ergangenes Urteil zur Wirkſamkeit 
gegen den Verwalter der Umſchreibung der Vollſtreckungs⸗ 
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Haufel auf ben Verwalter und daß ein für oder gegen den 
Verwalter ergangenes Urteil zur Wirkſamkeit gegen den Schuldner 
der Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel auf den Schuldner 
bedarf (ſ. über dieſe Streitfragen Jaeckel⸗Güthe, ZUBE. [5] 
5 152 A. 8 a. E. und 8 161 A. 13 a. E.), fo wird das gleiche 
auch für die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung zu gelten haben, ba 
trotz der Perſoneneinheit die Stellung des Schuldners und die 
des Verwalters voneinander verſchieden ſind und daher auch 
hier von einer Rechtsnachfolge im Sinne des 8 727 ZPO. 
geſprochen werden kann. 

Der Abſ. 2 des 5 152 gilt für die Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung unverändert. Der Schuldner iſt in feiner Eigen» 
ſchaft als Verwalter an die von ihm vor der Beſchlagnahme 
geſchloſſenen Miet⸗ und Pachtverträge nur dann nicht gebunden, 
wenn das Grundſtück bis zur Beſchlagnahme dem Mieter oder 
Pächter nicht überlaſſen war. Auch die aus Abſ. 2 zu ziehenden 
Folgen, daß der Verwalter an andere Verträge des Schuldners, 
insbeſondere an Dienſt⸗, Werl: und Lieferungsverträge nicht 
gebunden iſt (ſ. Jaeckel⸗Güthe, ZVG. [5] $ 152 A. 3), hat für 
die Schuldner: Zwangsverwaltung Geltung, weil der Schuldner 
in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter nur den Vorſchriften des 
3G. und nicht den von ihm vor der Beſchlagnahme über 
nommenen ſchuldrechtlichen Verpflichtungen unterworfen iſt. 

5. Zu 5 153 38. iſt folgendes zu bemerken: 

Der 1. Abſatz findet auf die Schuldner: Zwangsverwaltung 
Anwendung. Vor der Aufſtellung der Anweiſung für den 
Verwalter wird, wie der Wortlaut beſagt, auch der Schuldner 
zu hören ſein. Denn die Schuldnerſtellung bleibt trotz der 
Emennung des Schuldners zum Verwalter beſtehen, wie ſich 
ſchon aus der nicht dem Verwalter als ſolchem zuſtehenden 
Befugnis des Schuldners zur Veräußerung und Belaſtung des 
Grundſtücks ergibt (oben ). Auch die Aufſichtsperſon wird 
zu höten fein. 

Die Feſtſetzung einer Vergütung für den Verwalter 
hat, wie ſonſt, zu erfolgen, wenn der Schuldner nicht auf eine 
Vergütung verzichtet. Ein ſolcher Verzicht liegt mit Rückficht 
darauf nicht allzu fern, daß es ſich um das eigene Grundſtück 
des Schuldners handelt und die Gewährung einer Vergütung 
die Tilgung einer Schuld des Schuldners in Höhe des feſt⸗ 
geſetzten Betrages verhindert. Auch kann der Umſtand, daß 
der Schuldner eine ſehr hohe Vergütung verlangt, für die 
Verneinung feiner Bereitwilligkeit zur Übernahme der Ver⸗ 
waltung oder für die Verneinung der Annahme einer ordnungs⸗ 
mäßigen Führung der Verwaltung Anhaltspunkte bieten. So 
ſagt auch die Begründung zu 8 1 der Verordnung (Druckſ. des 
RT. 13. SP. II. Seſſ. 1914/15 Nr. 73 S. 4): „Von einem 
Schuldner, der die .. unbedingt nötige Zuverläſſigkeit befitzt, 
wird in der Regel auch erwartet werden können, daß er ſchon 
im eigenen Intereſſe die Verwaltung unentgeltlich führen wird. 
es iſt indeſſen nicht ausgeſchloſſen, daß auch ein Schuldner als 
geeignet befunden wird, der auf die Vergütung nicht verzichten 
kann oder will.“ Grundſätzlich iſt jedoch daran feſt⸗ 
zuhalten, daß dem Schuldner ebenſo wie jedem andern 
Verwalter eine Vergütung gebührt und daß das Ver⸗ 
langen einer angemeſſenen Vergütung kein Grund 
zur Nichtbeſtellung des Schuldners zum Verwalter iſt. 


Dabei iſt zu berückfichtigen, daß, wenn der Schuldner gendtigt 
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werden würde, die Verwaltung ohne Vergütung zu führen, die 
zu ſeinen Gunſten gegebene Vorſchrift weniger ſeine Be⸗ 
günſtigung als eine Begünſtigung der Gläubiger zur Folge 
haben würde; denn da die Aufſichtsperſon ihr Amt ſtets un⸗ 
entgeltlich führen muß (8 1 Abſ. 1 Satz 2, 3 der Verordnung), 
würden gegenüber einer ſonſtigen Zwangsverwaltung, in der 
der Verwalter eine Vergütung erhält, die den Gläubigern vor⸗ 
gehenden Ausgaben der Verwaltung (8 155 Abſ. 1 80.) in der 
Schuldner: Zwangsverwaltung nicht unerheblich geringer fein. 
Ferner iſt zu betonen, daß vielen Schuldnern, die zur Führung 
der Verwaltung durchaus geeignet find, die Ubernahme der Ber: 
waltung unmöglich gemacht würde, wenn fie keine Vergütung 
erhielten. In dieſer Beziehung kommt folgendes in Betracht. 
Es gibt eine große Anzahl von Fällen, in denen der Schuldner 
ſeine ganze Arbeitskraft für Führung der Verwaltung verwerten 
muß, fo namentlich bei ländlichen Beſitzungen mittleren und 
Hleineren Umfangs. In dieſen Fällen iſt der Schuldner, 
da er im Falle der Übernahme der Verwaltung ſeine 
Arbeitskraft nicht anderweit verwerten kann, genötigt, den 
Lebensunterhalt für ſich und ſeine Familie aus den Ein⸗ 
künften des Grundſtücks zu entnehmen. Bekäme er in derartigen 
Fällen für feine Tätigkeit als Verwalter keine Vergütung, fo 
wäre er nicht imſtande, die Verwaltung zu übernehmen, und 
das würde vielfach auch für die Gläubiger ein Nachteil ſein, da 
niemand fo gut als Eigentümer fein Grundſtück kennt und fo 
viel Intereſſe an einer möglichſt ertragreichen Verwaltung hat. 
Dagegen wird die Tätigkeit des Schuldners in anderen Fällen, 
namentlich bei ſtädtiſchen Miethäuſern, wo ſie ſich im weſentlichen 
auf die Inſtandhaltung des Hauſes und die Einziehung der 
Mieten beſchränkt, vielfach fo geringfügig fein, daß der Schuldner 
feine Arbeitskraft — mindeſtens teilweiſe — noch in anderer 
Weiſe verwerten kann. In den Fällen der erſten Art wird die 
Vergütung des Schuldner⸗Verwalters häufig über die Vergütung 
eines anderen Verwalters hinausgehen müſſen und eine Höhe 
erreichen können, die zur Beſtreitung des Lebensunterhalts nötig 
oder, wie der § 8 der Verordnung des Bundesrats, betreffend 
die Anordnung einer Geſchäftsaufficht zur Abwendung des 
Konkursverfahrens, vom 8. Auguſt 1914 (RGBl. 363) es 
ausdrückt, „zu einer beſcheidenen Lebensführung des Schuldners 
und ſeiner Familie erforderlich“ iſt. In den Fällen der zweiten 
Art wird die Vergütung, wenn fie überhaupt verlangt wird, 
eine ganz geringfügige fein können. Die Berüdfichtigung dieſer 
verſchiedenartigen Verhältniſſe wird dadurch ermöglicht, daß die 
Höhe der Vergütung von dem Gericht nach ſeinem freien 
Ermeſſen feſtgeſetzt wird, und daß die Landesjuſtizverwaltungen 
nach $ 14 EG3 G. befugt find, für die Vergütung allgemeine 
Anordnungen zu treffen. So hat der preußiſche Juſtizminiſter 
in der allgemeinen Verfügung vom 8. Dezember 1899 
(JMBl. 791) für die Verwaltung von Grundſtücken, die durch 
Vermieten oder Verpachten benutzt werden, zwar feſte Sätze, 
dieſe jedoch mit dem Hinzufügen beſtimmt, daß die Vereinbarung 
oder Feſtſetzung einer geringeren Vergütung durch das Gericht 
vorbehalten bleibt, und für die Verwaltung anderer Grundſtücke 
die Feſtſetzung der Vergütung dem Gericht im Einzelfall über⸗ 
laſſen (8 16 Abſ. 1, 6, 8). 

Daß das Gericht die Geſchäftsführung des Ver⸗ 
walters zu beaufſichtigen hat, gilt auch 8 
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Zwangsverwaltung. Zur Erleichterung dieſer Beauffichtigung 
wird eine Aufſichtsperſon beftellt (ſ. oben 2 b .). Infolge⸗ 
deſſen wird auch die in 8 153 Abſ. 1 Halbſatz 2 vorgeſehene 
Zuziehung eines Sachverſtändigen, die ſowohl für die 
Erteilung der Anweiſung wie auch für die Feſtſetzung der 
Vergütung und für die Beaufſichtigung der Geſchäftsführung 
in Frage kommt, regelmäßig nicht erforderlich ſein, weil die 
Anhörung der Auffichtsperfon genügen wird; anwendbar iſt 
aber auch dieſe Beſtimmung. 

Der 2. Abſatz des § 153 gilt für die Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung inſofern nicht, als er die Auferlegung einer 
Sicherheitsleiſtung vorſieht. Denn nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des 8 5 Abſ. 2 der Verordnung vom 22. April 1915 
darf das Gericht dem Schuldner⸗Verwalter die Leiſtung einer 
Sicherheit nicht auferlegen. Der Grund für dieſe Vorſchrift 
iſt der, daß eine ſolche Maßnahme den Verwalter „oft zur 
Niederlegung ſeines Amtes nötigen und ſo die Zwecke der 
Verordnung vereiteln würde. Liegen in der Perſon des 
Verwalters oder in anderen Umſtänden ſo ſchwerwiegende 
Gründe vor, daß von einer Sicherheit nicht abgeſehen werden 
kann, ſo wird der Verwalter regelmäßig als ungeeignet an⸗ 
zuſehen und demgemäß zu entlaſſen ſein“ (Begründung a. a. O. 
S. 5). Im übrigen findet der Abſ. 2 des § 153 auf die 
Schuldner⸗ Zwangsverwaltung Anwendung. Das Gericht kann 
alſo gegen den Schuldner in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter 
Ordnungsſtrafen bis zu 200 & — und zwar mehrfach, 
aber ohne die Befugnis zur Umwandlung der Geldſtrafe in 
Freiheitsſtrafe — verhängen und ihn entlaſſen. Namentlich 
das Entlaſſungsrecht wird für die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung 
von beſonderer Bedeutung ſein. Seine Ausübung wird regel⸗ 
mäßig an die Stelle der Befugnis zur Verhängung von 
Ordnungsſtrafen treten, weil von einem Schuldner, der nicht 
freiwillig die erforderlichen Maßnahmen ergreift, eine ordnungs⸗ 
mäßige Weiterführung der Verwaltung kaum zu erwarten iſt. 
Daß die Entlaſſung nicht nur wegen Pflichtwidrigkeit, ſondern 
auch aus andern Gründen zuläſſig iſt, z. B. wenn ſich heraus⸗ 
ſtellt, daß der Verwalter ſeiner Aufgabe nicht gewachſen iſt 
(Jaeckel⸗Güthe, ZUG. [5] S 153 A. 6), iſt für die Schuldner⸗ 
Zwangsverwaltung beſonders zu betonen, weil nach 8 1 Abi. 1 
Satz 1 der Verordnung die Beſtellung des Schuldners zum 
Verwalter die ordnungsmäßige Führung der Verwaltung 
vorausſetzt und daher die Entlaſſung geboten fein wird, wenn 
dieſe Vorausſetzung ſpäter wegfällt. Aber die Verhängung von 
Ordnungsſtrafen gegen die Aufſichtsperſon und ihre Ent⸗ 
laſſung ſ. oben 2b «e. 

7. Der $ 154 30. findet auf die Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung Anwendung. Über die Streitfrage, wer zu den 
Beteiligten gehört, denen gegenüber der Schuldner als Ver⸗ 
walter für die Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen 
verantwortlich iſt (Satz 1), |. oben 2be. Über die Zuläſſigkeit der 
Annahme von Hilfsperſonen und die Haftung des Schuldners 
für fie gelten die allgemeinen Regeln (. Jäeckel⸗Güthe, ZVG. [5] 
8 154 A. 3). Der 2. und 3. Satz des § 154 erleiden inſofern 
eine ſelbſtverſtändliche Anderung, als die von dem Schuldner 
gelegte Verwaltungs- und Schlußrechnung nur dem Gläubiger 
zu legen und nur dieſem vom Gericht vorzulegen iſt. Nur in 
den ſeltenen Fällen, in denen der nach 3 1 Abſ. 2 der Ver 
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ordnung zum Verwalter beſtellte Vertreter des Schuldners eine 
andere Perſon iſt, als derjenige, den der Schuldner in ſeinen 
ſonſtigen Angelegenheiten vertritt (f. oben 2b 5), findet der 
2. und der 3. Satz unverändert Anwendung. 


d) Die Ausſchüttung der Zwangsverwaltungsmaſſe. 

In Betracht kommen die 88 155 bis 160 3. Dieſe 
Vorſchriften ſind uneingeſchränkt anwendbar; nach 8 2 
Abſ. 3 Satz 1 der Verordnung vom 22. April 1915 werden die 
88 155 bis 158 ZVG. auch durch die für die Auſſichtsperſon 
gegebenen Beſtimmungen nicht berührt. Trotz der Perſonen⸗ 
einheit iſt die Stellung des Schuldners als ſolchen und die 
Stellung des Verwalters voneinander zu unterſcheiden. Die 
Beſtimmung des Verteilungstermins (8 156 Abſ. 2 Satz 1) iſt 
ſowohl dem Schuldner wie auch dem Verwalter zuzuſtellen 
(S 156 Abſ. 2 Satz 3); ſ. über die Bedeutung der doppelten 


Zuſtellung oben 2b 9. Die aus 8 156 Abſ. 2 Satz 4 mit 


§ 115 Abſ. 3, 4 und aus § 159 Abſ. 1 ſich ergebenden Rechte 
ſtehen lediglich dem Schuld ner als ſolchen zu; dies iſt in den 
Fällen des § 1 Abſ. 2 der Verordnung vom 22. April 1915 
von praktiſcher Bedeutung, wenn der die Verwaltung führende 
Vertreter des Schuldners ein anderer iſt als der Vertreter des 
Schuldners in den ſonſtigen Angelegenheiten (ſ. oben 2b 5). 
Für § 157 Abſ. 1 Satz 2: Planmäßige Auszahlung der Be: 
träge zur Zeit ihrer Fälligkeit und 8 158 Abſ. 1 Satz 2: An⸗ 
trag auf Beſtimmung eines Termins zur Leiſtung von Zahlungen 
auf das Kapital einer Hypothek oder Grundſchuld oder auf die 
Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld kommt nur der Verwalter 
in Frage. 
e) Die Aufhebung des Zwangsverwaltungsverfahrens. 
Die Vorſchriften hierüber find in dem $ 161 36. ent: 
halten. Dieſer findet auf die Schuldner⸗ Zwangsverwaltung 
uneingeſchränkt Anwendung. Der Aufhebungsbeſchluß, der nach 
8 161 Abſ. 4 mit 8 32 3G. dem Schuldner und dem Gläubiger 
zuzuſtellen iſt, iſt auch dem Verwalter bekannt zu machen 
(Jaeckel⸗Güthe, ZVG. [5] $ 161 A. 9); dies hat allerdings nur 
in den Fällen praktiſche Bedeutung, in denen der nach 8 1 
Abſ. 2 der Verordnung zum Verwalter beſtellte Vertreter des 
Schuldners eine andere Perſon iſt, als der den Schuldner in den 
ſonſtigen Angelegenheiten Vertretende (ſ. oben 2b 7). Eine Rück⸗ 
gabe des Grundſtücks an den Schuldner (f. Jaeckel⸗Güthe, 
3G. [5] 8 161 A. 11) kommt nicht in Frage (. oben 2b 5). 
uber die Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel auf 
den Schuldner, wenn ein Urteil für oder gegen den Verwalter 
ergangen iſt, ſ. oben 20 4. | 


t) Die Koſten der Zwangsverwaltung. 

In Betracht kommen der 8 5 Abſ. 1 und der 8 6 Abſ. 3 
der Verordnung vom 22. April 1915 in Verbindung mit den 
landesgeſetzlichen Koſtenbeſtimmungen. 

Nach 8 5 Abſ. 1 der Verordnung dürfen für die An⸗ 
ordnung und das Verfahren der Zwangsverwaltung Ge⸗ 
richtsgebühren nicht erhoben werden, wenn die Zwangs- 
verwaltung angeordnet iſt, weil der Schuldner infolge des 
Krieges außerſtande iſt, die aus dem Grundſtück zu bes 
friedigenden Anſprüche (8 10 8G.) zu erfüllen. In Preußen 
fallen unter dieſe Vorſchrift die Gebühr des 3 124 Pr@R®. 
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vom 25. Juli 1910 (GS. 184), d. h. die Gebühr für die An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung, und die Gebühr der SS 130, 
131 daſelbſt, d. h. die Gebühr für das Verfahren der Zwangs⸗ 
verwaltung. Da in Preußen die Koſten von dem Gerichts⸗ 
ſchreiber des Vollſtreckungsgerichts zu berechnen find (8 12 
der Kaſſenordnung vom 19. März 1910, JMBl. 119), fo hat 
der Gerichtsſchreiber auch die Frage zu entſcheiden, ob die 
Zwangsverwaltung angeordnet iſt, weil der Schuldner infolge 
des Krieges außerſtande iſt, die aus dem Grundſtück zu be: 
friedigenden Anſprüche zu erfüllen. Bei dieſer Entſcheidung iſt 
der bereits oben unter If betonte Geſichtspunkt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß, wenn jetzt nach neunmonatiger Dauer des Krieges 
eine Zwangsverwaltung eingeleitet wird, die durch den Krieg 
für den Grundbeſitz herbeigeführten Schwierigkeiten allein oder 
doch zum größten Teile den Schuldner in die Lage gebracht 
haben werden, die zu der Zwangsverwaltung geführt hat. 
Wenn das Gegenteil nicht erſichtlich iſt, wird der Gerichts⸗ 
ſchreiber daher von der Erhebung der bezeichneten Gebühren 
Abſtand zu nehmen haben. Dies wird um ſo mehr anzunehmen 
ſein, als es ſicherlich nicht im Sinne der Verordnung liegt, 
wenn umfangreiche und gar mit Koſten verknüpfte Ermittelungen 
über den Einfluß des Krieges auf die Lage des Schuldners 
angeſtellt werden. Zu einer eidlichen Vernehmung von Zeugen 
und Sachverſtändigen iſt der Gerichtsſchreiber in Preußen über⸗ 
dies nicht befugt. Der Vollſtreckungsrichter wird die dem Ge⸗ 
richtsſchreiber geſtellte Aufgabe dadurch erleichtern können, daß 
er bei der Anhörung des Schuldners, des Gläubigers und der 
Aufſichtsperſon auch die Frage erörtert, ob der Schuldner 
nfolge des Krieges zur Erfüllung der aus dem Grundſtücke zu 
befriedigenden Anſprüche außerſtande geſetzt worden iſt. — Die 
Auslagen werden von der Vorſchrift nicht betroffen; fie 
können alſo ſtets in voller Höhe geltend gemacht werden. Das 
gleiche gilt von den Anwaltsgebühren. 

Nach 8 6 Adf. 3 der Verordnung gilt der S 5 Abſ. 1 
auch für die zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung 
(22. April 1915) angeordneten Zwangsverwaltungen. If eine 
ſolche Zwangsverwaltung ſchon vor längerer Zeit, vielleicht gleich 
nach Beginn des Krieges, eingeleitet worden, ſo iſt die Frage, ob 
die Einleitung erfolgt iſt, weil der Schuldner infolge des Krieges 
außerſtande war, die aus dem Grundſtück zu befriedigenden An⸗ 
ſprüche zu erfüllen, einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen, weil 
in dieſen Fällen die im vorigen Abſatz bezeichnete Erwägung keine 
oder nur geringere Bedeutung hat. Bereits erhobene Ge⸗ 
bühren werden nicht zurückgezahlt (5 6 Abſ. 3 Halbſatz 2). Da 
die Gebühr für die Anordnung der Zwangsverwaltung ($ 124 
Pr SKG.) mit dem Erlaſſe des Anordnungsbeſchluſſes fällig 
wird (Mügel, Pr. [6] $ 131 A. 1; Jaeckel⸗Güthe, ZVG. 
(5) S. 873 oben), fo wird die Ermächtigung des § 6 Abſ. 3 
der Verordnung regelmäßig nur für die am Ende jeden Jahres 
zu erhebende (8 131 Abſ. 1 PrGGKG.) Verfahrens gebühr 
($ 190 daſelbſt) eintreten. 


g) Die Übergangsvorſchriften. 

Sie find enthalten in 8 6 Abſ. 2 der Verordnung. Nach 
Öalbfag 1 kann in den zur Zeit des Inkrafttretens der Ver⸗ 
orbaung (23. April 1015) bereits angeordneten Zwangs⸗ 
verisaltungen das Vollſtreckungsgericht an Stelle des bis⸗ 
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herigen Verwalters den Schuldner zum Verwalter 
beſtellen, wenn die Vorausſetzungen des § 1 der Verordnung 
gegeben ſind. Ob das Gericht von dieſer Befugnis Gebrauch 
machen will, unterliegt ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen. Die 
Entlaſſung iſt daher auch dann zuläffig, wenn fie weder durch 
ein pflichtwidriges Verhalten des bisherigen Verwalters noch 
durch mangelnde Befähigung zu dem Verwalteramte gerechtfertigt 
wird. Maßgebend wird vielmehr zu ſein haben, ob anzunehmen 
iſt, daß durch die nachträgliche Einſetzung des Schuldners in 
die Verwaltung einer Zerrüttung ſeiner wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe vorgebeugt wird. Macht das Gericht von ſeiner Be⸗ 
fugnis zur Entlaſſung des bisherigen Verwalters Gebrauch, ſo 
treten die 88 1, 3 und 4 der Verordnung und ihr gegenſeitiges 
Verhältnis in Kraft. Das Gericht muß alſo den Schuldner 
zum Verwalter beſtellen, wenn die Vorausſetzungen des S 1 
vorliegen; es darf nicht etwa den Bedienſteten einer unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Anſtalt (§ 3) oder den Gläubiger 
(8 4) wählen, wenn es fie für geeigneter hält. Denn die 
Bedeutung des 5 6 Abſ. 2 iſt die, daß durch die Entlaſſung 
des bisherigen Verwalters bei den früheren Zwangsverwaltungen 
derſelbe Rechtszuſtand geſchaffen werden ſoll, wie er für die 
nach Inkrafttreten der Verordnung eingeleiteten Zwangs⸗ 
verwaltungen beſteht. Fällt der bisherige Verwalter ſpäter 
aus anderen Gründen weg, z. B. durch Tod, ſo kommt ein 
Ermeſſen des Gerichts nicht in Frage. Denn es müſſen als⸗ 
dann die 88 1, 3 und 4 angewendet und es muß der Schuldner 
zum Verwalter beſtellt werden, wenn die Vorausſetzungen des 
8 1 vorliegen (ſiehe oben I 1b). 

Wird der Schuldner zum Verwalter beſtellt, ſo ſind von 
dieſer Zeit an — gleichzeitig iſt auch eine Auffichts perſon 
zu ernennen — die Vorſchriften der 88 1 und 2 der Ver⸗ 
ordnung anzuwenden (8 6 Abſ. 2 Halbſatz 2). Der 8 5 Abſ. 1 
der Verordnung kommt in dieſem Zuſammenhange nicht in 
Betracht, weil die Gebührenfreiheit ſich nicht auf die Fälle, in 
denen ein Verwalter auf Grund der Verordnung beſtellt wird, 
beſchränkt und infolgedeſſen ohne weiteres, d. h. ohne Erſetzung 
des bisherigen Verwalters gemäß § 6 Abſ. 2 der Verordnung, 
mit dem 22. April 1915 eingetreten iſt, falls die Voraus⸗ 
ſetzungen des 5 5 Abſ. 1 gegeben find. 


II. Die Anſtalts- Zwangsverwaltung. 


Dieſe im 5 3 der Verordnung vom 22. April 1915 
geregelte Art der Zwangsverwaltung hat einen Vorgang 
inſofern, als der preußiſche Juſtizminiſter durch die Allgemeine 
Verfügung vom 3. November 1914 (JMBl. 799) folgendes 
beſtimmt hat: 

„In der gegenwärtigen Zeit hat wegen der recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Hinderniſſe, die der Zwangs⸗ 
verſteigerung eines Grundſtücks in vielen Fällen entgegen- 
ſtehen, die Zwangsverwaltung erhöhte Bedeutung ge⸗ 
wonnen. Infolgedeſſen iſt es beſonders wichtig, auf 
eine zweckmäßige Geſtaltung des Zwangsverwaltungs⸗ 
verfahrens Bedacht zu nehmen. Insbeſondere iſt es für 
alle Beteiligten von großem Werte, daß die Zwangs⸗ 
verwaltungskoſten nach Möglichkeit herabgemindert werden. 
Zur Erreichung dieſes Zieles wollen auch die Hypotheken ⸗ 
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banken beitragen, indem fie bei den auf ihren Antrag 
eingeleiteten Zwangsverwaltungen einen ihrer unter der 
Auffiht der Bank bleibenden Beamten als Zwangs⸗ 
verwalter unter Verzicht auf die Gewährung einer Ver⸗ 
gütung zur Verfügung ſtellen. 

Den Amtsgerichten wird empfohlen, bei der Auswahl 
von Zwangsverwaltern auch vorſtehende Geſichtspunkte 
in Erwägung zu ziehen.“ 

Dieſe Empfehlung ſcheint nicht überall den gewünſchten 
Erfolg gehabt zu haben. Für Groß⸗Berlin liegen eine Anzahl 
von Beſchlüſſen der Landgerichte J und II Berlin vor, in denen 
das Amtsgericht angewieſen iſt, den von der Hypothekenbank 
vorgeſchlagenen Beamten zum Verwalter zu beſtellen; das 
Landgericht III Berlin hat ſich auf den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt geſtellt und infolgedeſſen die mit der Beſchwerde verlangte 
Anweiſung des Amtsgerichts abgelehnt. Wiederholt ſind auch 
amtsgerichtliche Beſchlüſſe ergangen, in denen die Beſtellung 
des Beamten der Bank zum Verwalter von der Leiſtung einer 
hohen Sicherheit abhängig gemacht und dadurch erſchwert 
worden iſt. 


1. Die Vorausſetzungen der Weſtellung des Auſtalts⸗- 
bedienſteten zum Zwangs verwalter. 


a) Es muß ſich um eine unter ſtaatlicher Aufſicht 
ſtehende Anſtalt handeln (8 3 Abſ. 1 der Verordnung). 
Der Begriff der Anſtalt iſt kein feſt umgrenzter. Es können 
unter ihn fallen ſowohl juriſtiſche Perſonen aller Art — 
alſo Körperſchaften, wie z. B. die Hypothekenbanken, die Aktien⸗ 
geſellſchaften find, Stiftungen, z. B. die kirchlichen Stiftungen, 
und Anſtalten im Sinne der früheren Dreiteilung der juriſtiſchen 
Perſonen (ſ. $ 89 Abſ. 2 BGB.), z. B. Univerſitäten — als auch 
Teile einer Verwaltung, die nicht ſelbſtändig juriſtiſche 
Perſonen ſind, wie z. B. in Preußen die Sparkaſſen 
(RG. 68, 277; KG. 13. 1. 02, OLG. 4, 488; 12. 10. 03, 
OLG. 8, 204; 4. 7. 04, KGJ. 27 A 71 = DIE. 9, 357). 
Ebenſo iſt unerheblich, ob die Anſtalt dem Privatrecht oder dem 
öffentlichen Rechte angehört. Das weſentliche, allen hierher 
gehörigen Gebilden gemeinſame Merkmal iſt das Stehen unter 
ſtaatlicher Aufſicht; aus der dieſe Aufſicht anordnende Geſetzes⸗ 
oder Verwaltungsvorſchrift wird ſich regelmäßig auch ergeben, 
ob eine Anſtalt im Sinne des § 3 der Verordnung vorliegt. 
Als die hauptſächlichſten Anwendungsfälle führt die Begründung 
(a. a. O. S. 4) Hypothekenbanken, Sparkaſſen und Verſicherungs⸗ 
anſtalten auf. 

Sind bei der Zwangsverwaltung mehrere unter ſtaatlicher 
Aufſicht ſtehende Anſtalten beteiligt (ſ. unter b), jo ſteht ihnen 
allen das Vorſchlagsrecht (unter f) zu. Treffen für die Vor⸗ 
geſchlagenen auch die anderen Vorausſetzungen (unter d, e, g) 
zu, ſo ſteht die Auswahl des Verwalters im Ermeſſen des 
Gerichts. Es wird der zum Verwalter Geeignetſte und unter 
mehreren gleichmäßig Geeigneten derjenige zu wählen ſein, 
deſſen Anſtalt das im Range am meiſten vorſtehende Recht hat. 

b) Die Anſtalt muß zu den Beteiligten gehören. 
Wann dieſe Vorausſetzung zutrifft, ergibt ſich aus 8 9 3G. 
Der 8 3 kommt alſo zunächſt dann in Frage, wenn die Anſtalt 
betreibende Gläubigerin iſt; da aber der Kreis der Be⸗ 
teiligten weitergeht, ſo folgt, daß die Anwendbarkeit des 5 3 
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nicht davon abhängt, daß die Anſtalt den Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Zwangsverwaltungs verfahrens geſtellt hat oder dem 
Verfahren beigetreten if. — In 8 9 ZG. iſt ferner als 
Beteiligter der Schuldner aufgeführt. Denkbar wäre es, 
auch auf dieſen Fall den § 3 anzuwenden. Mit dem Falle 
des 8 1 würde ſich ein ſolcher Fall nicht decken, weil nach 8 1 
der geſetzliche Vertreter der Anſtalt Verwalter wird, während 
hier jede im Dienſte der Anſtalt befindliche Perſon, alſo auch 
eine zu ihrer Vertretung nicht berechtigte, zum Verwalter 
beſtellt werden kann. Trotzdem wird als Sinn des 8 3 der 
anzuſehen ſein, daß er nicht zur Anwendung gelangt, wenn die 
Anſtalt als Schuldnerin am Verfahren beteiligt iſt, daß dieſer 
Fall vielmehr durch den § 1 abſchließend geregelt wird. — 
Beteiligt iſt die Anſtalt weiter dann, wenn für ſie zur Zeit 
der Eintragung des Zwangsverwaltungsvermerks ein Recht im 
Grundbuch eingetragen oder durch Eintragung z. B. einer Vor⸗ 
merkung, eines Widerſpruchs geſichert iſt (5 9 Nr. 1 3 G.). — 
Endlich gehört die Anſtalt dann zu den Beteiligten, wenn ſie 
ein nicht oder erſt nach Eintragung des Zwangsverwaltungs⸗ 
vermerks eingetragenes Recht an dem Grundſtück oder an einem 
das Grundſtück belaſtenden Rechte oder einen Anſpruch mit 
dem Rechte auf Befriedigung aus dem Grundſtück (8 10 
Nr. 1 bis 3 3G.) oder ein Miet⸗ oder Pachtrecht, auf Grund 
deſſen der Anſtalt das Grundſtück überlaſſen iſt, bei dem 
Vollſtreckungsgericht anmeldet und auf Verlangen des Gerichts 
oder eines Beteiligten glaubhaft macht (8 9 Nr. 2 ZVG.) 
Der in dieſer Vorſchrift außerdem noch angeführte Fall der 
Anmeldung und Glaubhaftmachung eines der Zwangsverwaltung 
entgegenſtehenden Rechtes (ſ. die Zuſammenſtellung bei Jaeckel⸗ 
Güthe, ZUG. [5] § 28 A. 2) wird kaum praktiſch werden, weil 
die Anſtalt in dieſem Falle die Aufhebung oder einſtweilige 
Einſtellung des Zwangsverwaltungsverfahrens ($ 161 Abſ. 4 
mit 8 28 3G.) betreiben und nicht einen Verwalter vor⸗ 
ſchlagen wird. 

c) Nichtbeſtellung des Schuldners oder ſeines 
Vertreters zum Verwalter. Wenn nach 8 1 Abſ. 1 der 
Verordnung der Schuldner oder nach 8 1 Abſ. 2 daſelbſt der 
geſetzliche Vertreter des Schuldners oder der von ihm dur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte beſtellte Vertreter zum Verwalter 
beſtellt wird, fo findet 8 3 keine Anwendung (5 3 Abi. 1). 
Iſt die Beſtellung einer der im 8 1 genannten Perſonen von 
dem Vollſtreckungsgericht abgelehnt und gemäß 8 3 ein Ver⸗ 
treter beſtellt, ſo iſt dieſer wieder zu entlaſſen, wenn das 
Beſchwerdegericht die Beſtellung des Schuldners oder ſeines 
Vertreters anordnet. Dies gilt jedoch nicht in dem Falle, daß 
die Vorausſetzungen des 8 1 erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt 
eintreten. Da nach 8 1 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 der Schuldner 
oder ſein Vertreter nur „bei der Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung“ zum Verwalter beſtellt werden kann (oben 11 b), 
fo iſt die nachträgliche Entlaſſung des nach 8 3 beftellten Ver⸗ 
walters in einem ſolchen Falle unzuläſſig. Stirbt dieſer 
Verwalter oder wird er aus anderen Gründen ertlaſſen, ſo 
wird freilich das ursprüngliche Verhältnis zwiſchen 8 1 und 
8 3 wiederhergeſtellt; liegen alſo in dieſem Zeitpunkte die 
Vorausſetzungen des 8 1 vor, ſo iſt der Schuldner oder ſein 
Vertreter und nicht wieder eine im Dienſte der Anſtalt befindliche 
Perſon zum Verwalter zu beſtellen (f. oben I 1 b). IR auf 
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rund des 8 6 Abſ. 2 an Stelle des bereits vor dem 
23. April 1915 tätig geweſenen Verwalters ein neuer Verwalter 
auf Grund des § 3 beftellt, fo kann dieſer infolge ſpäteren 
Eintritts der Vorausſetzungen des § 1 nicht entlaſſen werden. 
Denn die Bedeutung des 8 6 Abſ. 2 iſt nur die, daß im 
Falle der Entlaſſung des bereits vor dem 22. April 1915 
tätig geweſenen Verwalters die SS 1, 3 und 4 der Der 
ordnung in Kraft treten (ſ. oben I 2 g). Fällt allerdings der 
gemäß 5 3 beſtellte Verwalter nachträglich durch Tod oder 
Emlaſſung aus anderen Gründen weg, ſo wird in entſprechender 
Anwendung des oben I 1 b Geſagten im Falle des Vorliegens 
der Vorausſetzungen des § 1 nicht ein anderer Bedienſteter der 
Anſtalt, ſondern der Schuldner oder fein Vertreter zum Der: 
walter zu beſtellen ſein S. auch unten d. 

d) Es muß ſich um die Einleitung der Zwangsverwaltung 
handeln. Aus dem Hinweis des § 3 Abſ. 1 auf den § 1 iſt 
zu folgern, daß die Beſtellung eines Verwalters nach $ 3 auch 
mr „bei der Einleitung der Zwangsverwaltung“ zus 
läſſig iſt (oben I 1 b). Ausnahmsweiſe kommt eine fpätere 
Beſtellung eines Verwalters nach 8 3 dann in Frage, wenn 
der zum Verwalter Beſtellte ſpäter ſtirbt, oder aus ſachlichen 
Gründen entlaſſen wird. Dies gilt ſowohl dann, wenn der 
andere Verwalter ein Fremder iſt, wie auch dann, wenn zunächſt 
ein Verwalter nach § 1 beſtellt war; in dem zweiten Falle 
muß freilich noch dazu kommen, daß bei der Beſtimmung des 
neuen Verwalters nicht auch wieder der § 1 anwendbar iſt 
(Erbe des Schuldners, neuer Vertreter des Schuldners an 
Stelle des geſtorbenen oder entlaſſenen bisherigen Vertreters). 
Auch nach 9 6 Abſ. 2 der Verordnung kann die ſpätere Be⸗ 
Relung eines Verwalters nach § 3 in Frage kommen, dann 
nämlich, wenn ein Verwalter nach § 1 nicht zu beſtellen ift 
loben J 2 g). 

e) Eine im Dienſte der Anſtalt befindliche Perſon. 
Rötig if, daß der zum Verwalter zu Beftellende ſich im Dienfte 
der Anſtalt befindet. Dazu iſt nicht ſtets der Abſchluß eines 
Dienſdertrags im Sinne der §§ 611 ff. BGB. erforderlich. 
Es genügt auch das Beſtehen eines Beamtenverhältniſſes — bei 
öffentlich rechtlichen juriſtiſchen Perſonen —, das Beſtehen eines 
a 8, eines Arbeitsvertrags, eines Mäklervertrags, 
eines Agenturvertrags. Jedoch iſt beim Vorliegen eines Vertrags 
der brei letztgenannten Arten beſonders ſorgfältig zu prüfen, ob 
de Vertragsgegner — Arbeiter, Makler, Agent — als im 
dienſte der Anſtalt ſtehend angeſehen werden kann. Dies Er⸗ 
fdemis wird mehr vom Standpunkte der Lebensverhältniſſe als 
den dem Standpunkt der Rechtsbegriffe zu beftimmen fein. Maß⸗ 
gebend wird ſein, ob der Vertragsgegner während der Dauer 
ber Zwangsverwaltung in einem ſo engen Verhältnis zu der 
Anfalı ſich befindet, daß dieſer entweder ein beſtimnender Einfluß 
auf feine Tätigkeit oder doch eine Aufficht über dieſe zuſteht. 

Nacht ausgeſchloſſen iſt, daß die im Dienft der Anſtalt 

liche und von ihr vorgeſchlagene (unten f) Perſon ihr 
beſezlicher Vertreter iſt; in dieſem Falle deckt ſich, wenn die 
Anfalt betreibende Gläubigerin iſt, Gläubiger und Verwalter. 

1) Vorſchlag durch die Anſtalt. Der $ 3 kommt nur 
ur Anwendung, wenn die Anſtalt eine in ihrem Dienfte 
bade Perſon m Berwalter vorſchlägt. Dies kam 
ſcefrich oder mündlich zu Protokoll des Gerichts ſchreibers 
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geſchehen; es genügt auch eine mündliche Erklärung dem Richter 
gegenüber, der indeſſen über ſie einen Vermerk zu den Akten 
zu bringen haben wird. Die Anſtalt hat ein Vorſchlags recht. 
Wenn die Ausübung dieſes Rechtes nicht vereitelt oder be⸗ 
einträchtigt werden ſoll, fo muß das Vollſtreckungsgericht bei 
jeder neu einzuleitenden Zwangsverwaltung der Anſtalt die 
Möglichkeit zur Ausübung dieſes Rechtes gewähren. Deswegen 
ſchreibt der 8 3 Abſ. 1 die Beſtimmung einer Vorſchlagsfriſt 
durch das Gericht vor. Die Friſtbeſtimmung iſt natürlich dann 
nicht nötig, wenn der Schuldner oder fein Vertreter nach 8 1 
zum Verwalter beſtellt wird, dagegen auch dann nicht entbehrlich, 
wenn die Anſtalt ſelbſt die Zwangsverwaltung beantragt. Die 
Mitteilung der Friſt wird durch Zuſtellung oder Verkündung 
zu Protokoll. zu geſchehen haben. 

g) Geeignetſein des Vorgeſchlagenen. Die Be⸗ 
gründung (a. a. O. S. 4) bemerkt hierzu: „Dafür, daß der 
Vorgeſchlagene geeignet iſt, bietet die Einrichtung der in Frage 
kommenden Anſtalten regelmäßig ausreichende Gewähr. Der 
Vorgeſchlagene iſt des halb zum Verwalter zu beſtellen, ſofern nicht 
Umftände dafür vorliegen, daß er hierzu ungeeignet iſt.“ Dem 
entſpricht die Faſſung des § 3 Abſ. 2 Halbſatz 1. Es handelt 
ſich hiernach zwar um eine Voraus ſetzung für die Beſtellung 
des Vorgeſchlagenen zum Verwalter, aber um eine Voraus⸗ 
ſetzung, bei deren Feſtſtellung das Ermeſſen des Gerichts ein⸗ 
geſchränkt iſt. Das Gericht darf nicht den Nachweis verlangen, 
daß der von der Anſtalt Vorgeſchlagene für die Verwalter⸗ 
ſtellung geeignet iſt. Es muß vielmehr davon ausgehen, daß 
dies der Fall iſt, wenn ihm nicht beſondere Umſtände bekannt 
find, die den Vorgeſchlagenen als ungeeignet erſcheinen laſſen. 
Es wird ſich empfehlen, daß das Gericht, falls es ſolche Um⸗ 
ſtände zu kennen glaubt, mit der Anſtalt in Verbindung tritt 
und ihr Gelegenheit zur Außerung gibt. 

In einem Falle iſt die Geeignetheit des Vorgeſchlagenen 
ſtets ausgeſchloſſen, nämlich dann, wenn er eine Vergütung 
verlangt. Denn der 5 3 iſt nur dann anwendbar, wenn der 
Verwalter fein Amt unentgeltlich zu führen bereit iR (§ 3 
Abſ. 2 Halbſatz 2). Dieſe Vorſchrift beruht darauf, daß die 
beteiligte Anſtalt an der Erhaltung des Grundſtückswerts und 
der Verbilligung des Verfahrens ein eigenes Intereſſe hat 
(Begründung a. a. O. S. 4 oben). Der Erſatz der Auslagen 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen. 


2. Die Reſtellung des Auflaltsbedienſteten zum Zwangs · 
verwalter und die daburch geſchaffene Rechts lage. 
Liegen die oben la bis g erörterten Vorausetzungen vor, 

ſo muß der von der Anſtalt Vorgeſchlagene zum Verwalter 

beſtellt werden (8 3 Abſ. 2: „Das Gericht hat . . . zu bes 
ſtellen“). Über die Erinnerung und Beſchwerde im Falle der 

Nichtbeſtellung oder der Beſtellung des Vorgeſchlagenen gilt das 

oben 12 am Anfang Geſagte entfprechend; im Falle der Beſtellung 

des Vorgeſchlagenen iſt auch der Schuldner beſchwerdeberechtigt. 

Wird der Vorgeſchlagene zum Verwalter beſtellt, fo find 
alle Vorſchriften des ZVG. ſowie des EG ZVG. und der 
landesgeſetzlichen Ausführungs⸗Geſetze und Verordnungen ans 
wendbar, die für die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks 


gelten. Dieſe Vorſchriften ſind oben J 2 am Anfang aufgeführt. 
Sie find nur inſoweit, als der 5 153 386. in Frage 
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kommt, und zwar in zwei Punkten abgeändert, nämlich hin⸗ 
ſichtlich des 8 153 Abſ. 1 Halbſatz 1 inſofern, als der Vers 
walter keine Vergütung erhält (8 3 Abſ. 2 Halbſatz 2 der 
Verordnung; über den Grund für dieſe Vorſchrift ſ. oben 
II 1g), und hinſichtlich des S 153 Abſ. 2 inſoſern, als 
das Gericht dem Verwalter die Leiſtung einer Sicherheit 
nicht auferlegen darf (§ 5 Abſ. 2 der Verordnung; über 
den Grund für dieſe Vorſchrift ſ. oben I 2c 6). Im 
übrigen finden die bezeichneten Vorſchriften unver⸗ 
änderte Anwendung, weil es ſich um eine regelrechte 
Zwangsverwaltung handelt und die Tatſache, daß eine im 
Dienſt eines Beteiligten ſtehende Perſon Verwalter iſt, zwar 
wirtſchaftliche, aber keine rechtliche Bedeutung hat, insſondere 
nicht eine Perſoneneinheit zwiſchen den Beteiligten und dem 
Verwalter herbeiführt. 

Nur in zwei Sonderfällen iſt die Rechtslage eine andere. 
Dieſe beiden Fälle knüpfen an den Tatbeſtand an, daß der 
Verwalter der einzige geſetzliche Vertreter der Anſtalt 
iſt (oben II 1e). Iſt die Anſtalt die betreibende Gläubigerin 
— das iſt der eine Fall —, ſo iſt die Rechtslage die gleiche 
wie im Falle des § 4; ſ. daher unten III 2. Der zweite 
Fall liegt vor, wenn die Anſtalt nicht das Verfahren betreibt, 
ſondern ein Beteiligter anderer Art iſt. In einem ſolchen 
Falle beſteht alſo eine Perſoneneinheit zwiſchen einem Be⸗ 
teiligten und dem Verwalter. Dieſe Perſoneneinheit äußert 
ſich rechtlich jedoch nur darin, daß das Auſfſichtsrecht des 
Gerichts (S 153 Abſ. 1 3G.) beſonders ſtreng gehandhabt 
werden muß und daß der Verwalter zu entlaſſen iſt, wenn aus 
ſeiner Doppelſtellung ſich irgendwelche Schwierigkeiten für die 
Verwaltung ergeben ($ 153 Abſ. 2 ZVG.). Die Zuftellungen, 
die ſowohl an den Verwalter wie an den Beteiligten ſelbſt zu 
ergehen haben, werden doppelt vorzunehmen ſein. 

Für die Koſten der Zwangsverwaltung gilt 8 5 Abſ. 1, 
8 6 Abſ. 3 der Verordnung; |. über dieſe Beſtimmungen 
oben I 2f. 

Die Übergangsvorſchriften find in dem § 6 Abſ. 2 
daſelbſt enthalten; ſ. oben I 2 g und II 1 c, d. 


III. Die Gläubiger Zwangsverwaltung. 

Dieſe in S 4 der Verordnung vom 22. April 1915 
geregelte Art der Zwangsverwaltung iſt ebenſowenig wie die 
Schuldner⸗Zwangsverwaltung eine Neuſchöpfung der Verordnung. 
Denn die allgemeine Meinung, die ſich an die oben I am 
Anfang wiedergegebene Stelle in den Motiven zum I. Entwurf 
des 8G. (S. 329) anſchließt, hält bereits auf Grund des 
3G. die Beſtellung des Gläubigers zum Verwalter für zus 
läſſig (Fiſcher⸗Schäfer, ZUBE. [2] 5 150 A. 1; Jaeckel⸗Güthe, 
3G. [5] $ 150 A. 2; Kretſchmar, 8G. S. 287; v. d. Pfordten, 
388. 8 150 A. 2; Reinhard, 89G. § 150 A. II 2; Steiner, 
38G. [2] 8 150 A. 2; Wolff, 8G. [3] $ 150 A. 1; ſ. auch 


8 1052 Abſ. 2 Sat 2 BGB. und 8 120 I 24 der preußiſchen 
4600. 


1. Die Vorausſetzungen der Reſlellung des Eläubigers 
zum Zwangsverwalter. 


a) Cs muß ſich um den Gläubiger handeln. Unter dem 
Gläubiger verſteht die Verordnung edenſo wie das 886. (1. 5 9 
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daſelbſt) nur den betreibenden Gläubiger. Betreibender 
Gläubiger iſt ſowohl derjenige, der den Antrag auf Emleitung 
der Zwangsverwaltung geftellt hat (8 146 Abſ. 1 mit 8 15 
ZVE.), wie auch derjenige, deſſen Beitritt zu dem Verfahren 
zugelaſſen iſt (S 146 Abſ. 1 mit 8 27 3VG.). Der bei⸗ 
tretende Gläubiger kommt jedoch für die Anwendung des 
5 4 regelmäßig nur dann in Betracht, wenn der Beitritt vor 
der Beſtellung des Verwalters erfolgt; denn der 5 4 ſetzt 
voraus, daß der Gläubiger bei der Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung zum Verwalter beſtellt wird (unten c). Ausnahms⸗ 
weiſe kann auch eine ſpätere Beſtellung des beigetretenen 
Gläubigers zum Verwalter ſtaufinden, dann nämlich, wenn 
der nach 8 1 oder nach 8 3 oder der vor dem 22. April 1915 
beſtellte Verwalter ſpäter wegfällt und ein neuer Verwalter 
weder nach S 1 noch nach § 3 in Frage kommt (unten c). 

Sind mehrere betreibende Gläubiger vorhanden, für die 
ſämtlich die Vorausſetzungen des 8 4 zutreffen, ſo wird das 
Gericht den geeignetſten zu wählen haben; find mehrere gleich 
mäßig geeignete vorhanden, fo wird derjenige zu wählen fein, 
der am meiſten im Range vorſteht. 


b) Nichtbeſtellung eines Verwalters nach $ 1 oder 
8 3 der Verordnung. Iſt der Schuldner ($ 1 Abſ. 1) oder 
fein Vertreter (8 1 Abſ. 2) oder iſt eine Perſon zum Ver⸗ 
walter beſtellt, die im Dienſte einer unter ſtaatlicher Aufſicht 
ſtehenden Anſtalt ſich befindet (8 3), fo entſteht das Recht des 
betreibenden Gläubigers auf Beſtellung zum Verwalter nicht. 
Im übrigen gilt für dieſe Vorausſetzung das oben I 10 
Geſagte mit der Maßgabe, daß, wo dort von 8 1 die Rede 
iſt, der S 1 und der § 3 an feine Stelle treten. 


c) Es muß fh um die Einleitung der Zwangs⸗ 
verwaltung handeln. Dieſe Vorausſetzung ergibt ſich aus dem 
Hinweis des § 4 auf den § 1 (ſ. oben I 1b). Über die 
Möglichkeit der ſpäteren Beſtellung des Gläubigers zum Ver⸗ 
walter gilt das oben II 1d Geſagte mit der Maßgabe, daß, 
wo dort von § 1 die Rede iſt, der $ 1 und der 8 3 an ſeine 
Stelle zu ſetzen find. 

d) Anerbieten des Gläubigers, die Verwaltung 
ohne Vergütung zu übernehmen. Die Beſtimmung einer 
Friſt iſt hier anders als im 8 3 Abf. 1 (oben II 11) nicht 
vorgeſchrieben. Sie iſt hier auch nicht notwendig, weil der 
Gläubiger bei Stellung des Antrags auf Anordnung der 
Zwangsverwaltung oder bei Erklärung feines Beitritts (. oben a) 
in der Lage iſt, ſich zur Abernahme der Verwaltung zu erbieten. 
Eine ausdrückliche Ablehnung dieſes Anerbietens iſt jedenfalls 
dann erforderlich, wenn ein fremder Verwalter beſtellt wird. 
Wenn dagegen nach 8 1 oder nach 8 3 ein Verwalter beſtellt 
wird, To ergibt ſich die Gegenſtandsloſigkeit des Anerbietend 
ohne weiteres aus der Beſtellung des Verwalters; jedoch wird 
es ſich mit Rückſicht auf das Beſchwerderecht des Gläubigers 
empfehlen, auch in dieſen Fällen das Anerbieten abzulehnen. 

Das Anerbieten muß darauf gerichtet ſein, die Verwaltung 
ohne Vergütung zu übernehmen. Dieſe Vorſchrift beruht 
darauf, daß der Gläubiger an der Erhaltung des Grundſtücks⸗ 
werts und der Verbilligung des Verfahrens ein Intereſſe hat 


(Begründung d. a. O. S. 4 oben). Gin Grſatz der Auslagen 


wied daducch nicht ausgeſchloſſen. 


rr 
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e) Es muß anzunehmen ſein, daß der Gläubiger die 
Verwaltung ordnungsmäßig führen wird. Es gilt hier 
das oben I If Abf. 1 Geſagte; an Stelle des dort genannten 
Gläubigers iſt hier der Schuldner zu hören. 


2. Die Veſtellung des Gläubigers zum Zwangsverwalter 
und die dadurch geſchaffene Rechtslage. 


Liegen die oben a bis e erörterten Vorausſetzungen vor, 
ſo muß das Vollſtreckungsgericht den Gläubiger zum Verwalter 
beſtellen (S 4: „jo iſt der Gläubiger zu beſtellen“). Über die 
Erinnerung und Beſchwerde im Falle der Nichtbeſtellung oder 
der Beſtellung des Gläubigers gilt das oben 12 am Anfang 
Geſagte enrſprechend; im Falle der Beſtellung des Gläubigers iſt 
außer den anderen Beteiligten auch der Schuldner und die nach 
8 3 beteiligte Anſtalt beſchwerdeberechtigt. 

Wird der Gläubiger zum Verwalter beſtellt, ſo ſind alle 
Vorſchriften des ZVG. ſowie des EG ZVG. und der landes⸗ 
geſetzlichen Ausführungs⸗Geſetze und Verordnungen anwendbar, 
die für die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks gegeben ſind. 
Dieſe Vorſchriften find oben 1 2 am Anfang aufgeführt. Sie 
find ausdrücklich nur inſoweit, als der 8 153 38. in Frage 
kommt, und zwar in zwei Punkten abgeändert, nämlich hin⸗ 
ſichtlich des 8 153 Abſ. 1 Halbſatz 1 inſofern, als der Gläubiger 
in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter keine Vergütung erhält 
($ 4 der Verordnung; über den Grund für dieſe Vorſchrift 
ſ. oben III I d), und hinſichtlich des 8153 Abf. 2 inſofern, als das 
Gericht dem Verwalter die Leiſtung einer Sicherheit nicht 
auferlegen darf (8 5 Abſ. 2 der Verordnung; über den Grund 
für dieſe Vorſchrift ſ. oben 12 c ). Im übrigen finden 
die bezeichneten Vorſchriften im weſentlichen un⸗ 


veränderte Anwendung. Denn die hier vorliegende Perſonen⸗ 


einhert zwichen Gläubiger und Verwalter greift auch nicht ent⸗ 
fernt fo tief in das Zwangsverwalrungsverſahren ein, als die 
Perſoneneinheit zwiſchen Schuldner und Verwalter ($ 1 der 
Verordnung). Daher bleiben faſt alle Vorſchriften, in denen 
von dem betreibenden Gläubiger die Rede iſt (8 7 Abſ. 3, SS 8, 
9, 10 Nr. 1, 4, 5, 6, 820 Abſ. 1, § 22 Abſ. 2, 88 25, 27, 
9151 Abſ. 2, 8 153 Abf. 1, § 155 Abſ. 1, 5 156 Abſ. 2 Satz 4 
mit 5 114 Abſ. 1 Satz 2, 8 157 Abſ. 1, $ 161 Abſ. 2, 3 und 4 
mit 88 28, 32 3G.) unberührt. Nur in $ 154 Satz 2 
und 3 3886. find die Worte: „dem Gläubiger“ zu ſtreichen, 
weil die Rechnung durch den Gläubiger in ſeiner Eigenſchaft 
als Verwalter aufgeſtellt und daher nur dem Schuldner gelegt 
und vorgelegt werden kann. Was insbeſondere die 88 146 bis 
161 386. anbetrifft, fo ift folgendes zu bemerken: Die 88 146 
bis 150 finden unveränderte Anwendung. Das gleiche gilt 
von 5151 Abſ. 1. Der Abſ. 2 des 8 151 behält auch dann 
ſeine Bedeutung, wenn der beitretende Glaubiger zum Verwalter 
beſtellt wird (oben III 1 a); denn auch in dieſem Falle iſt der 
Beſchluß, durch den der Beitritt zugelaſſen wird, zweimal, d. h. 
dem Gläubiger als ſolchen und dem Gläubiger in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Verwalter zuzuſtellen. Dagegen iſt 8 151 Adf. 3 
gegenſtandslos, weil Verwalter und Gläubiger ein und dieſelbe 
Perſon find und das Zihlungsverbot nach § 22 Abſ. 1 Satz 1 
38G. auf Antrag des Gläubigers zu erlaſſen iſt. Der 8 152 
bleibt unberührt; jedoch werden ſich gerade bei der Ausübung 
der in dieſer Vorſchrift dem Verwalter eingeräumten Rechte 
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und der Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten möglicherweiſe 
Schwierigkeiten aus der Doppelſtellung des Verwalters ergeben, 
die zu feiner Entlaſſung nach § 153 Abſ. 2 führen können. Der 
8153 erleide nur die oben aufgeführten beiden Abänderungen; das 
gleiche gilt von 8 154 (ſ. oben). Die 88 155 bis 158 bleiben 
unverändert, die nach den SS 157 und 158 an den betreibenden 
Gläubiger zu leiſtenden Zahlungen hat der Verwalter an ſich 
ſelbſt zu leiſten. Die 88 159 bis 161 erfahren keine Anderung; 
die Vorſchrift des 8 161 Abſ. 3 kann einen Grund zur Ent⸗ 
laſſung des Verwalters nach § 153 Abſ. 2 bilden. 

Die Zuſtellungen, die nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
ſowohl an den Gläubiger wie auch an den Verwalter zu er⸗ 
gehen haben, werden doppelt vorzunehmen fern. 

Für die Koſten der Zwangsverwaltung gelten 8 5 Abſ. 1 
und 8 6 Abſ. 3 der Verordnung; ſiehe über dieſe Beſtunmungen 
oben I 2f. 

Die Übergangsvorſchriften find in § 6 Abſ. 2 ent 
halten; ſiehe hierüber oben 12 g und II 1 c d. 


Kriegsgewinne auf Grund von Beſchlagnahmen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Starke, Berlin. 


Eine große Zahl von Lieferungsgeſchäften iſt infolge von 
Einwirkungen, die auf den gegenwärtigen Kriegszuſtand zurück⸗ 
zuführen ſind, hinfällig geworden. Die Zahl dieſer Geſchäfte 
iſt noch in beſtändiger Zunahme begriffen. Es liegt bei ihnen 
Lieferungsunmöglichkeit vor, die nach 8 275 BGB. Befreiung 
von der Lieferungspflicht herbeiführt. 

Welche Tatſachen im einzelnen geeignet find, für den 
Lieferanten Unmoglichkeit der Erfüllung zu begründen, kann 
hier nicht auseinandergeſetzt werden. Ich verweiſe deswegen 
auf die Darſtellung meiner Schrift „Lieferungsverträge unter 
Einwirkung des Krieges“ S. 14 — 28.1) 

Von den dort angegebenen Gründen tritt aber immer 
mehr derjenige in den Vordergrund, der auf behördlichen 
Beſchlagnahmen nach Maßgabe des Geſetzes über die Kriegs⸗ 
leiſtungen vom 3. Juni 1873 und der beſonderen, jetzt erlaſſenen 
Kriegsverordnungen beruht 

Dieſe Eingriffe der Behörden haben für die zur Lieferung 
verpflichteten Geſchäftskreiſe nur zum geringen Teile geſchäft⸗ 
lichen Nachteil im Gefolge. Vielfach ſind mit ihnen ſehr 
bedeutende Geſchäftsgewinne verbunden. Es erhebt ſich daher 
die Frage, wer auf den Gewinn aus ſolchen Geſchäften Anſpruch 
erheben kann. Diefe Frage fol im folgenden erörtert werden. 

Die wiriſchafiliche Bedeutung der Frage iſt offenſichilich. 
Es ſei auf die große Zahl von Gegenſtänden verwieſen, die zu 
Zwecken des Heeresbedarfes in Anſpruch genommen und jetzt 
mit Beſchlag belegt find. Ich habe bereits a a O S. 20 
eine Aufzählung unternommen, die aber durch die Geſetzgebung 
der Zwiſchenzeit längſt überholt iſt. Heute iſt die Wiriſchafts⸗ 
lage ſo, daß es kaum einen Zweig der Landwirtſchaft, Induſtrie, 
von Handel oder Gewerbe mehr gibt, der nicht durch die ſt ꝛat⸗ 
lichen Beſchlagnahmen unmittelbar oder mittelbar betroffen iſt. 


1) Bei Fr. Vahlen, Berlin, erſchienen. = 
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Das Ergebnis der Beſchlagnahmen iſt inſofern in allen 
Fällen ein gleiches, als durch ſie das Verfügungsrecht über die 
beſchlagnahmten Güter beſeitigt wird. Die Rechtswirkungen 
ſind allerdings verſchiedene. 

Entweder führen die Beſchlagnahmen zur Ent⸗ 
eignung der beſchlagnahmten Güter oder ſie begründen 
einen Kontrahierungszwang zugunſten beſtimmter 
Geſellſchaften oder einer Anzahl von Intereſſenten. 

Enteignung der beſchlagnahmten Sachgüter iſt insbeſondere 
ausgeſprochen durch die wichtige Verordnung vom 25. Januar 
1915 über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und 
Mehl, 88 14 ff. (RG Bl. S. 35 — 45), und durch die Bekannt⸗ 
machung über die Regelung des Verkehrs mit Hafer vom 
13. Februar 1915, SS 8 ff. (REBL S. 81—88). Bei Ents 
eignung geht in Gemäßheit der genannten Verordnungen das 
Eigentum der beſchlagnahmten Güter nach Anerkennung der 
zuſtändigen Behörden ohne weiteres auf die Perſonen über, zu 
deren Gunſten die Beſchlagnahme erfolgt iſt, z. B. nach der 
erſt erwähnten Verordnung bei Getreide auf die Kriegsgetreide⸗ 
geſellſchaft zu Berlin, bei Mehl auf die Kommunalverbände, in 
deren Bezirk die Vorräte ſich befinden. 

Ein Kontrahierungszwang wird dagegen z. B. geſchaffen 
durch die Bekanntmachung betreffend Regelung des Verkehrs 
mit Zucker vom 12. Februar 1915 (RG Bl. S. 75— 77), nach 
der die Lieferung von Rohzucker durch die Rohzuckerfabriken 
gemäß Beſtimmung des Reichskanzlers an die einzelnen Ver⸗ 
brauchszuckerfabriken zu erfolgen hat. Durch die gleichzeitige 
Bekanntmachung über zuckerhaltige Futtermittel iſt beſtimmt, 
daß die Rohzuckerfabriken, Verbrauchszuckerfabriken und Melaſſe⸗ 
Entzuckerungsanſtalten ihre Nachprodukte und ihr Melaſſe der 
Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte, Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung zu Berlin zu liefern haben. 

Nach der Bekanntmachung über die Regelung des Abſatzes 
von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kartoffelſtärke⸗ 
fabrikation vom 25. Februar 1915 (RGBl. S. 118 — 120) find 
diejenigen, die Erzeugniſſe der landwirtſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Kartoffeltrocknerei herſtellen oder herſtellen laſſen, ver⸗ 
pflichtet, ihre geſamten Erzeugniſſe einſchließlich der Beſtände 
an die Trockenkartoffel⸗Verwertungsgeſellſchaft m. b. H. zu Berlin 
auf deren Anweiſung zu übertragen. 

Durch die Bekanntmachung über Reis vom 22. April 1915 
(RGBl. S. 237— 239) iſt beſtimmt, daß die Händler, Herſteller 
oder Beſitzer von Reis es der Zentral⸗Einkaufs⸗Geſellſchaft m. b. H. 
zu Berlin auf Aufforderung käuflich zu überlaſſen haben. 

Bei vielen Beſchlagnahmen ſind Verkäufe an die Behörden 
oder Privatperſonen, welche für den Bedarf des Heeres oder 
der Marine liefern, freigegeben. 

Aber die Bezahlung der beſchlagnahmten Waren finden ſich 
eingehende Vorſchriften. Bei Enteignungen wird von einem 
„Abernahmepreis“ geſprochen. Hier findet ſich ziemlich über⸗ 
einſtimmend die Regelung des 5 16 der Verordnung vom 
25. Januar 1915: 

„Der Erwerber hat für die überlaſſenen Vorräte einen 
angemeſſenen Preis zu zahlen .... Bei Gegenſtänden, für die 
Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find, wird der Abernahmepreis unter Be⸗ 
rückſichtigung des zur Zeit der Enteignung geltenden Höchſt⸗ 
preiſes ſowie der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte von 
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der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhörung von Sach⸗ 
verſtändigen endgültig feſtgeſetzt.“ 

Wo Höchſtpreiſe nicht beſtehen, erfolgen zum Teil ganz 
genaue Preisfeſtſetzungen, vgl. z. B. für Rohzucker (RGBl. 
S. 76), für zuckerhaltige Futtermittel (RGBl. S. 79), für Reis 
(RGBl. S. 238). Für alle übrigbleibenden Fälle gelten die 
Preis vereinbarungen der Vertragſchließenden. 

Die ſo getroffenen Preisbeſtimmungen berückſichtigen dem⸗ 
nach in ausgiebiger Weiſe die Steigerung der Preiſe, die im 
Verlauf des Krieges eingetreten iſt. Gegenüber den in früheren 
Verträgen bedungenen Preiſen, die teils vor, teils zu Beginn 
des Krieges vereinbart waren, zeigen ſich erhebliche Unterſchiede. 

Da infolge der Beſchlagnahme Unmöglichkeit beſteht, die 
früher geſchloſſenen Verträge aufrechtzuerhalten, iſt der Pflichtige 
gemäß § 275 BGB. von der Erfüllungspflicht befreit. Die 
früher eingegangenen Verträge verlieren ſomit Wirkſamkeit. 
Daraus würde ſich ergeben, daß die auf Grund der Beſchlag⸗ 
nahme erzielten Preiſe an ſich dem befreiten Lieferpflichtigen 
zufallen würden und daß ein Anſpruch des Abnehmers auf ſie 
nicht beſteht. 

Hier greift aber zum Ausgleich die Vorſchrift des § 281 
Abſ. 1 BGB. ein. Nach ihr hat der Schuldner bei Leiſtungs⸗ 
unmöglichkeit den für den geſchuldeten Gegenſtand erlangten 
Erſatz oder Erſatzanſpruch, falls der Gläubiger es verlangt, 
herauszugeben bzw. abzutreten. Macht der Gläubiger von 
dieſer Befugnis Gebrauch, ſo bleibt er auch ſeinerſeits zur 
Gegenleiſtung, alſo zur Zahlung des Kaufpreiſes nach 8 323 
Abſ. 2 BGB. verpflichtet. Aber feine Zahlungspflicht mindert 
ſich in dem Maße, als der Wert des erlangten Erſatzes oder 
Erſatzanſpruchs hinter dem, was ihm vertragsgemäß geſchuldet 
wurde, zurückbleibt. Nur inſoweit, als der Wert des Erſatzes 
oder der des Erſatzanſpruchs ihn deckt, beſteht daher die 
Zahlungspflicht. Dagegen iſt eine Grenze nicht gezogen, wenn 
der Wert des erlangten Erſatzes über die nach dem Vertrage 
beſtehende Preisforderung hinausgeht. Dieſe Fälle gerade ſind 
es, die bei den erörterten Fällen von Beſchlagnahmen beſonders 
hervortreten und bei denen die Abnehmer jetzt veranlaßt 
find, von der geſetzlichen Befugnis des 8 281 BGB. Gebrauch 
zu machen. 

Für die Beantwortung der eingangs geftellten Frage iſt 
ſomit entſcheidend, welche Auslegung dem § 281 BGB. zu 
geben iſt. Dieſe Vorſchrift führte in der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung ein ganz verſtecktes Daſein. Sie hat jedoch eine 
längere Geſchichte, die bis auf das römiſche Recht zurück⸗ 
greift. Deren Kenntnis kann für die Auslegung nicht entbehrt 
werden. 

Das römiſche Recht bezeichnete dasjenige, was dem Ver 
pflichteten an Stelle des Schuldgegenſtandes, den er nicht liefem 
konnte, zufiel, als „commodum rei“. Es entwickelte den Satz: 
commodum eius esse debet, cuius periculum. Eine Begründung 
gibt Paulus (l. 10. D. 50, 17): „Secundum naturam est 
commoda cuiusque rei eum sequi, quem sequentur in- 
commoda“. Alſo dem Riſiko auf der einen Seite follen die 
Vorteile auf der anderen Seite entſprechen! . 

Was aber als commodum einer Sache anzuſehen it, 
verurſachte ſchon den römiſchen Juriſten Schwierigkeiten. Sie 
behandeln den Fall, daß der Verpflichtete den geſchuldeten 
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Gegenſtand einem Dritten verkauft hat, fo daß Unmöglichkeit 
beſteht, ihn dem erſten Käufer zu liefern, und fragen, ob er 
letzterem den Kaufpreisanſpruch abtreten müſſe. Paulus ver⸗ 
neinte dieſe Frage mit dem Entſcheidungsgrund „pretium non 
e re, sed propter negotiationem pereipitur“ (dgl. 
L 21. D. 18, 4). Jedoch aus anderen Stellen, insbeſondere 
ſolchen, die Genußſachen betrafen, geht hervor, daß auch das 
aus Rechtsgeſchäft Erworbene als commodum angeſehen wurde 
(vgl. Mommſen, Beiträge zum Obligationenrecht Bd. I S. 297 

und 340— 342). . 

In dieſem Stande übernahm das gemeine Recht die Lehre 
des römiſchen Rechts. Hier entſchied ſich die herrſchende Meinung 
für die erweiternde Auslegung der commoda (vgl. Windſcheid⸗ 
Kipp, Lehrb. [9. Aufl. 1] II S. 98). 

Der erſte Entwurf zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthielt in 
5 238 Abf. 1 eine im weſentlichen dem jetzigen 8 281 ent⸗ 
ſprechende Faſſung. Die Motive zum BGB. (Bd. II S. 46) 
ſehen in der Beſtimmung ebenſo wie die Protokolle (S. 316) 
den Niederſchlag des Surrogationsprinzips. Die Motive 
a. a. O. S. 471 erklären: „Die Vorſchrift des 8 238 wird 
vorzugsweiſe prakliſch, wenn der Schuldner aus dem Delikte 
eines Dritten für den ihm von dieſem entzogenen Gegenſtand 
Schadenserſaz erhalten oder zu fordern hat. Auf Grund 
der Voiſchrift kann aber der Gläubiger geeignetenfalls auch 
die Herausgabe der Verſicherungsgelder, welche der Schuldner 
für den untergegangenen Gegenſtand der Leiſtung erhalten 
* die Abtretung des Anſpruches auf dieſe Gelder ver⸗ 

en.“ 

JI der Kommiſſion für die zweite Leſung wurde der, aber 
wieder zurückgenommene Antrag geſtellt, daß der Verpflichtete das 
als Erſatz Empfangene bzw. den Erſatzanſpruch nur herauszugeben 
bzw. abzutreten habe gegen Vergütung der Aufwendungen für 
den Erwerb, jedoch nur bis zur Höhe des dem Wert feiner 
Leiſtung entſprechenden Betrages. 

Nach dieſer Stellungnahme der Motive und Protokolle 
dürfte nicht zweifelhaft fein, daß nach den geſetzlichen Vorarbeiten 
9 281 BEB. als Ausfluß des Surrogationsprinzips zu ers 
achten und daß der Inhalt dieſes Prinzipes derart zu begrenzen 
it daß durch ihn die weitergehende, von der gemeinrechtlichen 
Lehre vertretene Auslegung des römiſchen Kommodumprinzipes 
abgelehnt wird. 

Das BGB. geht ſomit in $ 281 BGB. auf den Satz 
des Paulus zurück, daß lediglich pretium ex re an 
den Berechtigten herauszugeben ſei. So iſt der Ausdruck 
„rſaß“ biw. „Erſahanſpruch“ zu verſtehen. 

Ein Vergleich mit weiteren Beſtimmungen des Geſetzes, 
welche Anwendungsfälle des Surrogationsprinzipes enthalten, 
führt gleichfalls zu dieſer Folgerung, vgl. SS 718 Abſ. 2, 818, 
1124, 1370, 1473, 1638, 2019, 2111, 2164 Abſ. 2, 2169 
W. 3 und 2374 BEB. Aus dieſen Beſtimmungen ergibt 
fh, daß das Geſetz einen deutlichen Unterſchied zwichen einem 
Erwerbe macht, der unmittelbar auf Grund des Verluſtes, 
der Beſchädigung oder Entziehung von Gegenſtänden entſteht 
und einem ſolchen, der erſt mittelbar, durch rechtsgeſchäftliche 

über die Gegenſtände eintritt. Daraus, daß im 
Begenfag zu anderen Geſetzesſtellen das Geſetz in $ 281 B68. 
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den mittelbaren Erwerb nicht erwähnt, ſcheint der Schluß 
gerechtfertigt, daß ein ſolcher Erwerb keine Berückſichtigung 
finden ſollte. 

Als Gedanke des § 281 BGB. iſt daher feſtzuſtellen: 
Unmöglichkeit der Leiſtung nimmt an ſich der Schuldverpflichtung 
ihre Wirkſamkeit. Was aber ohne rechtsgeſchäftlichen Erwerb 
an Stelle des Schuldgegenſtandes tritt, nimmt deſſen Stelle 
ein und iſt der Gläubiger herauszuverlangen berechtigt. 8 281 
BGB. will ſomit einen ohne Eingreifen des Schuldners 
ſich vollziehenden Wechſel der Werte zum Ausgleich 
bringen. Durch geſchäftliche Transaktionen neu ge⸗ 
ſchaffene Werte ſollen dagegen außer Berückſichtigung 
bleiben. 

Die hier vertretene Auslegung des 5 281 BGB. muß als 
die in der Rechtslehre herrſchende bezeichnet werden, vgl. Kiſch, 
die Wirkungen der nachträglich eintretenden Unmöglichkeit 
S. 198 ff.; Titze, Krit. Viertelj.⸗Schr. Bd. 45 S. 380; Planck, 
BGB. Bd. II zu $ 281 S. 85; Oertmann, Recht der Schuldv. 
zu 5 281 2d S. 126; Staudinger, Kom. zu § 281 2 S. 130; 
Becker in dieſer Zeitſchrift von 1915 S 183/184. A. A. iſt insb. 
Schulz, Arch ZivPrax. 105, 7 ff.; Enneccerus, Lehrb. Bd. I. 2. Abt. 
S. 115 Anm. 5; Dernburg, Bürgerl. R. Bd. II, 1 S. 134; Kippe 
Windſcheid Lehrb. II zu $ 264 S. 98 und Waſſermann in dieſer 
Zeitſchrift 1914 S. 1006, Löwenwarter ebenda 1915 S. 111. 

Unrichtig aber wäre es, den Erſatz des Schuldgegenſtandes 
durch die an ſeine Stelle tretenden Werte nur ſo zu verſtehen, 
als wenn ſich der Wertwechſel wie automatiſch vollziehen 
müßte. Vielmehr entſcheiden die maßgeblichen An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs darüber, ob etwas als 
„Erſatz“ im Sinne des 8 281 BGB. oder als Erfolg 
hinzutretender rechtsgeſchäftlicher Tätigkeit anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Ebenſowenig iſt notwendig, daß das Ereignis, welches die 
Erfüllung unmöglich macht, die alleinige Urſachsbedingung für 
den eingetretenen Rechtserwerb fein müſſe. Vielmehr iſt 
genügend, daß es im Zuſammenwirken mit anderen Urſachen 
den Erwerb herbeiführt. Das Ergebnis bleibt immer eine 
„Folge des Umſtandes, welcher die Leiſtung unmöglich macht“. 
So wird in der Rechts lehre übereinſtimmend angenommen, daß 
Verſicherungsgelder für den in Verluſt geratenen Gegenſtand 
und die Enteignungsſumme für das enteignete Grundſtück einen 
„Erſatz“ im Sinne des $ 281 BGB. darſtellen, obwohl dieſes 
Ergebnis im erſteren Falle nicht ohne Vorhandenſein des 
Ver ſicherungsvertrages, im zweiten Falle nicht ohne Vornahme 
der Enteignung hätte eintreten können. 

Noch nach anderer Seite bietet die Feſtſtellung der Erſatz⸗ 
qualität Schwierigkeiten. Nach 5 281 BGB. fol der Erſatz 
bzw. Erſatzanſpruch „für den geſchuldeten Gegenſtand“ erlangt 
ſein. Bei Sachen, die lediglich der Gattung nach beſtimmt 
ſind, iſt zu fragen, was als „geſchuldeter Gegenſtand“ anzuſehen 
iſt. Aus den geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere aus 8 243 
BGB., ergibt ſich, daß das Geſetz ſcharf zwiſchen dem „Schuld“ 
gegenſtand und dem „Leiſtungs“gegenſtand unterſcheidet. Das 
römiſche Recht kannte die gleiche Unterſcheidung in dem, was 
in obligatione und dem, was in solutione iſt. Bei Gattungs- 
ſachen iſt nun an und für ſich die ganze Gattung in Schuld. 
Erſt wenn der Schuldner das zur Leiſtung einer nn 
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ſeinerſeits erforderliche getan hat, z. B. durch Auslieferung der 
zu liefernden Ware an einen Spediteur, vgl. 8 447 BGB., 
beſchränkt ſich das Schuldverhälinis auf dieſe Sache, vgl. 
§ 243 BGB. 

In 8 281 BGB. wäre daher bei Gattungsſachen an ſich 
unter dem geſchuldeten Gegenſtand die ganze, noch erlangbare 
Gattung zu verſtehen. Es ergibt ſich aber eine in der Sache 
liegende Einſchränkung. Der Schuldner kann einen Erſatz oder 
Erſatzanſpruch nur für Waren erlangen, die er entweder ſchon 
beſitzt oder auf deren Beſitz er Anſpruch erheben kann. Die 
übrigen Sachen der Gattung find außer ſeinem Verfügungs⸗ 
bereich und kommen daher für den Erwerb eines Erſatzanſpruches 
mcht in Betracht. 

Nach dieſer Klarſtellung des Sinnes von $ 281 BGB. 
ergibt ſich für die zu erörternden Fälle der Beſchlagnahme 
folgendes: 

Zweifellos iſt, daß bei denjenigen Warenvorräten und 
Fabrikaten, die ſtaatlicherſeits enteignet ſind, der Lieferpflichtige 
auf Verlangen des Käufers den ſtaatlichen „UAbernahmepreis“ 
auszuzahlen bzw. den entſprechenden Anſpruch abzutreten hat. 
Daß der Preis den Vertragspreis überſteigt, ſchließt die 
Befugnis des Käufers weder aus noch ſchränkt es ſie ein. 
Der Übernahmepreis fällt vielmehr dem Käufer zu, der den 
Vorteil des geſtiegenen Preiſes genießt. 

Auch in allen Fällen, wo ein Kontrahierungszwang zu⸗ 
gunſten beſtimmter, ſtaatlicherſeits ins Leben gerufener Geſell⸗ 
ſchaften beſteht, iſt das Ergebnis ein gleiches. Zwar vollziehen 
ſich hier rechtlich die Käufe in der Form beſonderer rechts⸗ 
geſchaftlicher Vereinbarungen. Aber wirtſchaftlich liegen lediglich 
Zwangskäufe vor. Denn dem Verkäufer iſt ſowohl die Perſon 
des anderen Vertragſchließenden als auch der Preis entweder 
ausdrücklich vorgeſchrieben oder inſofern beſtimmt, als eben nur 
eine Perſon als Käufer vorhanden if. Eine eigentliche Ver⸗ 
kaufsiätigkeit kommt ſomit nicht in Frage. Nach den An⸗ 
ſchauungen des Geſchäftsverkehrs iſt daher in dem Erlös lediglich 
ein Erſatz des Schuldgegenſtandes zu erblicken. 

Bei einem Kontrahierungszwange, der ſich nicht auf einen 
beſtimmten Käufer, ſondern auf eine größere Zahl von Perſonen 
bezieht, wird ſich die Entſcheidung nach folgendem zu richten 
haben. Beſteht unter den in Frage kommenden Käufern, ins⸗ 
beſondere alſo Lieferanten für Heeresbedarf, wirklicher Wett⸗ 
bewerb, der eine verſchiedene Nachfrage zur Folge hat, ſo iſt 
der erzielte Preis das Ergebnis perſönlicher geſchäfrlicher Tätig⸗ 
keit. Durch dieſe Tätigkeit iſt der kauſale Zuſammenhang, der 
zwiſchen dem Schuldgegenftand und dem Wert, der ihn erſetzt, 
beſtehen könnte, unterbrochen. Hier kann der Verpflichtete das 
Ergebnis feiner Geſchäftsarbeit genießen, er braucht an ihr 
feinem Abnehmer nicht Anteil zu gewähren. 

Bei letzteren Fällen können Abſtufungen und mannigfache 
Abweichungen eintreten, die in einzelnen Fallen eine verſchiedene 
Auffaſſung rechtfertigen. Grundſätzlich iſt aber an dem ent⸗ 
wickelien Satze feſtzuhalten. 

Handelt es ſich bei den beſchlagnahmten Waren nicht um 
den „Schuldgegenſtand“, ſondern lagen erſt Rohſtoffe oder 
Vorräte oder unfertige Waren vor, die noch einer Verwendung, 
Bearbeitung oder Fabrikation zu unterziehen waren, ſo kommt 
der für dieſe Materialien erzielte Preis als Erſatz nicht in 
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Betracht. Denn der eigentliche Liefergegenſtand war bisher 
nicht in die wirtſchaftliche Erſcheinung getreten, befand ſich 
vielmehr erſt im Zuſtand der Vorbereitung oder Unferiigkeit. 
Der erlangte Erlös verbleibt daher dem Lieferpflichtigen. 

Unerheblich iſt dagegen nach dem zuvor Ausgeführten, ob 
der Verkäufer die zu liefernden Waren noch unausgeſchieden 
auf Lager und ſie erſt auf mehrere Abnehmer zu verteilen hat. 
Ebenſowenig verſchlägt es etwas, daß der Verkäufer die Waren 
noch überhaupt nicht beſaß, ſondern daß ſie z. B. noch auf dem 
Transport begriffen oder überhaupt noch nicht an ihn verſandt, 
vielmehr im Beſitz feines Verkäufers waren. Ein „Schuld 
gegenſtand“ im Sinne des 5 281 BGB. iſt hier gegeben. 

Eine entſprechende Anwendung ergibt ſich, falls die Waren⸗ 
borräte infolge der durch den Krieg veranlaßten Berhältnifie 
nicht ausreichen, um ſämtliche Lieferanſprüche der Abnehmer zu 
befriedigen. Nach dem vom RG., Bd. 84 S 125 — 130, ent⸗ 
wickelten Grundſatz iſt in ſolchem Falle der Verkäufer berechtigt, 
aber auch verpflichtet, anteilmäßig, in gemindertem Maße zu 
liefern. Für die Verteilung müſſen ſämtliche Anſprüche der Ab⸗ 
nehmer in Rückſicht gezogen werden, nicht nur die zur Zeit der 
Verteilung bereits fälligen, es müßte denn Ausſicht vorhanden 
fein, die ſpäter fällig werdenden ſpäter noch befriedigen zu 
können. In dem gleichen Maße, als ſich hiernach der Schuld⸗ 
gegenſtand mindert, iſt der aus der Beſchlagnahme erzielte 
Erlös in entſprechender Herabſetzung an die Abnehmer zu ent⸗ 
richten. Letztere haben aber nicht den vollen Vertragspreis zu 
zahlen, ſondern dieſer mindert ſich gleichfalls in entſprechendem 
Verhältnis gemäß 5 323 BGB. 


Aus dem privaten Verſicherungsweſen.) 
Von Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


Lebens verſicherung. 


1. Ausſchluß des Rechts auf Rückkauf oder Um⸗ 
wandlung bei einer Lebensverſicherung infolge 
Zeitablaufs. 

Eine Lebensverſicherungsgeſellichaft hatte Zweifel über die 
Auslegung folgender Beſtimmung ihrer Verſicherungsbedingungen: 
„Der Anſpruch auf Rückkauf oder Umwandlung erlischt durch 
Ablauf von 6 Monaten nach dem Fälligkeitstage der nicht mehr 
gezahlten Prämie.“ 

Das Aufſichtsamt nahm hierzu folgende Stellung ein: 
Man könne die Anſicht vertreten, daß durch dieſe Beſtimmung 
eine Verjährung des Anſpruchs vertragsmäßig ausbedungen 


1) Entſcheidungen des Reichsgerichts zum Geſetz über den 
Verſicherungsvertrag und dem über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen find in der JW. ſeit längerem unter der Rubril 
„Vom Reichsgericht“ wiedergegeben worden. Hier ſollen einem 
Wunſche der Schriftleitung entſprechend regelmäßig wichtige Grundſäͤtze 
des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſicherung zur Kenntnis 
weiterer Kreiſe gebracht werden. Dieſe Rechtsübung des Aufſichts⸗ 
amts gelangt in Beſcheiden, die Verſicherungsgeſellſchaften auf Anfragen 
erteilt werden, und in Beſchlüſſen des Amts zum Ausdruck. Die 
Beſcheide pflegen unter dem ausdrücklichen Vorbehalt einer etwaigen 
Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte zu ergehen. 
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worden iſt. Da dieſe am 1. Januar 1910 noch nicht vollendet 
war, trat vom Standpunkte dieſer Auffaſſung nach Art. 6 
EGVVG., 5 12 Abſ. 1 VVG. mit dieſem Zeitpunkte die fünf⸗ 
jährige Verjährungsfriſt in Kraft, deren Lauf von dem Fälligkeits⸗ 
tage der nicht mehr gezahlten Prämie an zu rechnen iſt. Will 
man dagegen die fragliche Beſtimmung nicht als eine Abrede 
über die Verjährung des Anſpruchs, ſondern als Feſtſetzung 
einer Ausſchlußfriſt für feine Klagbarkeit behandeln, jo würde 
die Anwendung des 8 12 Abſ. 2 VVG. gemäß Art. 4 Ziff. 2 
EGVVG. in Frage kommen. Trifft aber letztere Vorſchrift zu, 
ſo könnte die Friſt erſt beginnen, nachdem der Verſicherungs⸗ 
nebmer einen Anſpruch erhoben hat und nachdem der Ver⸗ 
fiberee dem Verſicherungsnehmer gegenüber den erbobenen 
Anſpruch unter Angabe der mit dem Ablaufe der Friſt ver⸗ 
bundenen Rechtsfolge ſchriftlich abgelehnt bat. Allerdings wäre 
auch der Standpunkt denkbar, daß es ſich hier nicht um den 
Fall des 8 12 Abſ. 2 VVG. handle, ſondern um eine Ausſchluß⸗ 
friſt gewöhnlicher Art. und daß die zeitliche Bedingtbeit des 
Rechtes auf Rückkauf oder Umwandlung durch die Beſtimmungen 
des 8 12 VVG. überhaupt nicht berührt werde. Wir möchten 
indeſſen meinen, daß die Auslegung gegen die Geſellſchaft geben 
muß, weſche die Verfiherungen nach nicht völlig klaren Bes 
dingungen abaeſcbloſſen hat und deren bisheriger Standpunkt 
eine erhebliche Härte für den Verſicherten in ſich ſchließen 
würde. 


2. Bedeutung des Selbſtmordes bei der Lebens⸗ 
verſicherung. 


Dei erneuter Prüfung der Frage der ſog. Unanfechtbarkeit 
einer Lebensverſicherung im Falle des Selbſtmordes des jenigen, 
auf deſſen Perſon die Verſicherung genommen ift, hat das 
Aufſichtzamt an dem Grundſatze feſtgehalten, daß bei zu⸗ 
rechenbarem Selbſtmorde die Verſicherungsſumme nur dann 
gezablt werden darf, wenn die Verficherung zur Zeit der Tat 
mindeſtens ein Jahr lana beſtanden batte. Somit iſt der 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei wenn der 
Verſicherte vor Ablauf dieſer Friſt Selbſtmord im Zuſtande der 
Zurechnungsfähigkeit begeht. Von dieſem Grundſatze kann auch 
dann keine Ausnahme gemacht werden, wenn die Lebens⸗ 
verſicherung als Unterlage für ein Kreditgeſchäft dienen ſoll 
und der Verſicherer zugleich der Kreditgeber iſt. Denn eine 
Friſt von einem Jahre bedeutet das Mindeſtmaß deſſen, was 
gefordert werden muß, um Spekulationsverſicherungen möglichſt 
zu verhindern. Außer Geldverlegenheit kommt noch eine ganze 
Reihe weiterer Selbſtmordurſachen in Betracht (1. B. Siechtum, 
Jurcht vor öffentlicher Bloßſtellung. vor ſtrafgerichtlicher Vers 
urteilung, Gemültserregungen nicht krankhafter Art u. a.). In 
allen Fällen, in denen der Verſicherte ſchon mit dem Gedanken 
des Selbſtmordes umgeht, wird ihm der Entſchluß offenſichtlich 
erleichtert, wenn er feine Angehörigen vermöge der Unanfechrbarkeit 
ſeiner Lebensverſicherung — ob fie nun die Summe ſchon haben 
oder erſt bekommen ſollen — geſichert weiß; hier dem Un⸗ 
ſchlüſſigen nachzuhelfen, erſcheint ſitilich bedenklich. In ver⸗ 
mögensrechtlicher Beziehung iſt es keinesfalls gleichgültig, ob 
Unanfechtbarkeit beſteht oder nicht. Iſt die Verſicherungsſumme 
infolge des Selbſtmordes zahlbar, ſo muß der Verſicherer ſich 
gefallen laſſen, daß die Darlehnsſchuld als getilgt angeſehen 
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wird; im anderen Falle beſteht der Darlehnsanſpruch fort, er 
kann alſo gegen den Nachlaß, etwaige Erben oder Bürgen 
geltend gemacht werden. Der Verſicherer handelt jedenfalls 
vorſichtiger, wenn er keine vorzeitige Unanfechtbarkeit gewahrt. 
Der Vermögenserfolg für den Selbſtmörder und ſeine Familie 
iſt genau der gleiche, ob er nun die Summe nur unanfechtbar 
verſichert und ſich dann entleibt oder ob er ſchon vor dem 
Selbſtmorde die Summe als Darlehn auf die Verſicherung, 
gewiſſermaßen als Vorauszahlung, erbalten hat und ſich dann 
im Bewuß' ſein umbringt, daß der Beſitz der Summe feinen 
Rechtsnachfolgern nun nicht mebr ſtreitig gemacht werden kann. 
In beiden Fällen handelt es fi um die gleiche Spekulation, 
nur um eine verſchiedene Art der Durchführung. Schon aus 
dieſer Erwägung heraus erſcheint der Vorſchlag, den beli⸗henen 
und den unbeliehenen Teil der Verſicherungsſumme hinſichtlich 
der Anfechtbarkeit verſchieden zu bebandeln, unhaltbar, ganz 
abgeſehen von der Künſtlichkeit dieſer Teilung einer einheitlichen 
Verſicherung. 
Unfallverſicherung. 
1. Unfallverſicherung für ältere Perſonen. 


Die Verſicherungsgeſellſchaften pflegen im allaemeinen Be 
denken zu tragen, Perſonen, die ein beſtimmtes höheres Alter 
erreicht haben. noch länger gegen Unfall zu verſichern; ſie lehnen 
daher aus dieſem Grunde nicht ſelten die Fortſetzung des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes nach Ablauf der vereinbarten Vertrags⸗ 
dauer ab. Das Aufſichtsamt verkennt nicht, daß hierin eine 
Härte für die Verſicherten liegen kann, macht aber auch auf die 
folgenden Geſichtspunkte aufmerkſam: Aus der Tatſache, daß 
der Verſich rte während vieler Jahre Prämien gezablt und 
vielleicht niemals einen Unfall angemeldet hat, kann nicht etwa, 
wie vielfach geſchieht, gefolgert werden, daß der Verſicherer, 
wenn er den Vertrag rechtmäßig kündigt, ſich auf Koſten des 
Berſicherten bereichert habe. Die Unfallverſicherung iſt (ab⸗ 
geſehen von der Unfallverſicherung mit Prämienrückgewähr) 
reine Riſikoverſicherung. Der Vertrag iſt alſo ſeitens des 
Verſicherers vollſtändig erfüllt, wenn er für die bezablte Prämie 
bis zum Ende der vereinbarten Verſicherungsdauer das Niſiko 
getragen hat. Ein Anſpruch auf Fortſetzung des Verſicherungs⸗ 
verbältniſſes beſteht ebenſowenig wie ein Anſpruch auf den 
Abſchluß eines ſolchen. Ein Zwang in dieſer Richtung kann 
daher von der Aufſichtsbehörde nicht ausgeübt werden. Das 
Amt muß jedoch auch der Auffaſſung entgegentreten, als ob 
die Kündigung ſeitens der Verſicherungsgeſellſchaften in den 
erwähnten Fällen lediglich ein Mißbrauch ihres Rechtes ſei. 
Das Unfallriſiko ſolcher Perſonen, die ein beſtimmtes Lebens⸗ 
alter überſchritten haben, iſt in der Tat ein ſehr erheblich 
höheres als in jüngeren Jabren. Altere Perſonen ſind nicht 
nur infolge der natürlichen Abnabme der Körperkräſte und der 
geringeren körperlichen Beweglichkeit in höherem Maße der 
Gefahr eines Unfalls ausgeſetzt, ſondern auch die Ausſichten 
auf völlige und baldige Heilung einer erlittenen Verletzung find 
geringer. Es kommt noch hinzu, daß die an ſich ſchon oft 
ſchwierig zu beantwortende Frage, inwieweit die beſtehenden 
körperlichen Beſchwerden als Folge eines Unfalls und inwieweit 
ſie als Folgen von Krankheiten oder Gebrechen anzuſehen ſind, 
um ſo größere Schwierigkeiten verurſacht, je älter der Patient 
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iſt. Endlich iſt zu berückſichtigen, daß der Zweck der Unfall⸗ 
verſicherung hauptſächlich der iſt, dem Verſicherten einen Erſatz 
zu gewähren für die durch Unfall verurſachte Beeinträchtigung 
ſeiner Arbeitsfähigkeit, daß jedoch die Arbeitskraft des Menſchen 
in höherem Alter ohnehin nachläßt, und hierdurch der Unfall⸗ 
verſicherung ihre rationelle Grundlage mehr und mehr entzogen 
wird. Hier einzugreifen iſt nicht Sache der Unfall⸗, ſondern 
der Lebensverſicherung. . 


2. Schweigepflicht des Arztes gegenüber 
Unfallverſicherungsgeſellſchaften. 

In einem Beſchwerdefall hat das Aufſichtsamt ſich dazu 
geäußert, welches Verfahren eine Unfallverſicherungsgeſellſchaft 
im Schadensfalle zum Zwecke der Erlangung einer Auskunft 
des behandelnden Arztes über den Geſundheitszuſtand des 
Verſicherungsnehmers einſchlagen kann. Eine unmittelbare Ein- 
forderung des Atteſtes durch die Geſellſchaft, ohne ſich mit dem 
Verſicherten in Verbindung geſetzt zu haben, ſei nicht angängig. 
Hierzu ſei die Geſellſchaft auch dann nicht berechtigt, wenn der 
Verſicherte die Frage des Verſicherungsantrags, ob er mit 
einer Anfrage bei den Arzten, die ihn behandeln oder behandelt 
haben, einverſtanden ſei und ſie zur Auskunft ermächtige, bejaht 
hat, denn dieſe Faſſung des Antragsformulars beziehe ſich nur 
auf den Abſchluß des Vertrags. Hätte ſich die Geſellſchaft 
auch das Recht ſichern wollen, diejenigen Arzte, welche den 
Verſicherungsnehmer ſpäter behandelt haben, ohne jedesmalige 
Ermächtigung ſeitens des Verſicherungsnehmers zu befragen, ſo 
hätte in den Antrag ein entſprechender Zuſatz aufgenommen 
werden müſſen. Gegen eine derartige Ausdehnung des Auskunfts⸗ 
rechts beſtänden aber erhebliche Bedenken.“) 


Sachverſicherung. 
1. Kollektivverſicherung von Gebäuden, Maſchinen 
und Waren. 

Über die Verpflichtung des Verſicherungsnehmers, bei 
Kollektivverſicherungen anderweite Ver ſicherungen anzuzeigen und 
die Kündigungsbefugnis des Verſicherers hat ſich das Aufſichts⸗ 
amt in einem neueren Beſcheide folgendermaßen ausgeſprochen: 
Die in Kollektivverſicherungsſcheine für Gebäude, Maſchinen 
und Waren aufgenommene Klauſel: „Anderweite Waren⸗ 
verſicherung ſchadet nicht“ entbindet nicht den Verſicherungs⸗ 
nehmer der Verpflichtung, bei ſpäteren mit anderen Verſicherern 
abgeſchloſſenen Verſicherungen auf Gebäude und Maſchinen 
dem ſeitherigen Verſicherer auch den Namen des neuen Ver⸗ 
ſicherers mitzuteilen. Die Angabe lediglich der Nachverſicherungs⸗ 
ſumme genügt nicht. Liegen von Anfang an zwei geſonderte 
Kollektivverſicherungsſcheine vor und iſt hiervon den beteiligten 
Geſellſchaften ohne Nennung des Namens der anderen Ver⸗ 
ſicherer Mitteilung gemacht, ſo können bei einer ſpäteren weiteren, 


2) Auch bei anderer Gelegenheit iſt das Aufſichtsamt den Ver⸗ 
ſuchen, die auf eine Durchbrechung der ärztlichen Schweigepflicht 
abzielen, entgegengetreten. Eine gewerbliche Berufsgenoſſenſchaft hatte 
an eine Lebensverſicherungsgeſellſchaft das Erſuchen um Erteilung 
von Abſchriften ärztlicher Zeugniſſe gerichtet. Demgegenüber hat das 
Amt erklärt, daß Mitteilungen, die der Arzt ohne Einwilligung nicht 
an dritte Perſonen machen dürfe, dieſen auch nicht durch Vermittlung 
einer Verſicherungsgeſellſchaft zugehen dürfen. 


M 11. 1916. 


bei anderen Verſicherern genommenen Verſicherung die bisher 


beteiligten Geſellſchaften nach Maßgabe der Verſicherungs⸗ 
bedingungen kündigen. 


2. Verſicherung einer privaten Gemäldeſammlung. 

Auf eine Anfrage an das Auſſichtsamt für Privatver 
ſicherung, ob und wie neben dem Kunſtwert eines Bildes deſſen 
beſonderer Liebhaberwert verfichert werden könne und nach welchen 
Grundſätzen im Falle des Totalverluſtes die Entſchädigungs⸗ 
ſumme für den verſicherten Kunſtwert und für den verſicherten 
Liebhaberwert zu ermitteln ſei, hat dieſes in einem Beſchluſſe 
ſich folgendermaßen ausgeſprochen: Es handele ſich bei dem 
Liebhaberwert eines Gemäldes um rein perſönliche Be⸗ 
ziehungen, die ſich in Geld kaum umwerten laſſen und denen 
ein Geld⸗ und Vermögenswert nicht zukommt. Einen lediglich 
das Gemüt berührenden Verluſt in barem Gelde erſetzen zu 
laſſen, ſcheint mit dem Weſen der Verſicherung nicht in Ein⸗ 
klang zu ſtehen. Des weiteren dürfte aber auch der § 87 
Satz 2 VVG. der Verſicherung des ſubjektiven Liebhaberwerts 
entgegenſtehen. Dieſe Geſetzesſtelle erkläre bei beweglichen 
Sachen eine Vereinbarung für nichtig, nach welcher eine Taxe 
als der Wert gelten ſolle, den das verſicherte Intereſſe zur Zeit 
des Eintritts des Verſicherungsfalls hat. Die Verſicherung des 
ſubjektiven Liebhaberwerts ſei aber im Grunde nichts anderes 
als eine vom Geſetz für nichtig erklärte Verſicherung nach Taxe. 
Denn da es an einem objektiven Maßſtabe für die Ermittlung 
der Höhe des eingetretenen Schadens fehle, bezwecke die Feſt⸗ 
ſtellung des Liebhaberwerts nichts anderes, als im voraus gleich 
beim Abſchluſſe des Verſicherungsvertrags die beim Eintritte 
des Verſicherungsfalls vom Feuerverſicherer zu zahlende Ver⸗ 
gütung feſtzuſetzen. Einer ſolchen Abrede verſage aber das 
Geſetz die rechtliche Anerkennung. 


Der Einfluß des Krieges auf die private Verſicherung. 


1. Zuläſſigkeit von Zahlungen aus Rentenverſiche⸗ 
rungen an Reichsdeutſche, die ſich im feindlichen 
Ausland aufhalten. 

Es war zweifelhaft geworden, inwieweit Rentenzahlungen 
an Reichsdeutſche, die ſich im feindlichen Ausland aufhalten, 
nach der Bekanntmachung, betreffend Zahlungsverbot gegen 
England, vom 30. September 1914 — ausgedehnt auf Frank 
reich und Rußland durch die Bekanntmachungen vom 20. Oktober 
und 11. November 1914 (RG Bl. S. 421, 443, 479) — unzuläffig 
find. Auf eine von einer größeren Lebensverſicherungsunter⸗ 
nehmung an das Reichsamt des Innern gerichtete Anfrage hat 
dieſes unter dem 11. März 1915 folgenden Beſcheid erteilt: 

Die Auszahlung der Bezüge, welche im feindlichen Aus⸗ 
land aufhältliche Reichsdeutſche gegen inländiſche Verſicherungz⸗ 
unternehmungen aus Rentenverſicherungen zu fordern haben, 
fällt regelmäßig unter die ergangenen Zahlungsverbote, und 
zwar auch dann, wenn die fälligen Beträge zunächſt einem in 
ländiſchen Vertreter des Berechtigten überwieſen werden; im 
letzteren Falle iſt im allgemeinen damit zu rechnen, daß der 
Tatbeſtand einer mittelbaren Zahlung nach dem feindlichen 
Auslande gegeben iſt. Für Rentenzahlungen unterſchiedslos 
eine Ausnahme gemäß § 7 Abſ. 1 der Bekanntmachung vom 
30. September 1914 zu bewilligen, trägt das Amt Bedenken, 
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auch in der Einſchränkung auf Zahlungen an einen Deutſchen 
im Inlande. Wohl aber ſei der Reichskanzler bereit, für 
Zahlungen von mäßigem Umfange, die den vermutlichen Unter⸗ 
haltsbedarf des Berechtigten nicht überſchreiten, von Fall zu 
Fall die Erteilung einer Genehmigung aus 5 7 der Bekannt⸗ 
machung in Erwägung zu ziehen und dabei den Antrag der 
Verſicherungsgeſellſchaft allein für die Regel als genügend ans 
zuſehen. Mit dem Antrage wäre darzulegen, daß der Be⸗ 
rechtigte nach dem Wiſſen der Verſicherungsunternehmung 
Deutſcher iſt, und welche Nachrichten etwa über ſeine Vermögens⸗ 
verhältniſſe vorliegen. Auf dieſem Wege könnten ins beſondere 
etwaige Zweifel wegen der Anwendbarkeit des § 1 Abſ. 2 des 
Zahlungsverbots erledigt werden. 


2 Lebensverſicherung und freiwillige Liebestätigkeit 
im Kriege. 

Zu der Frage, ob Lebensverſicherungsgeſellſchaften berechtigt 
ſind, einen Zuſchlag zu fordern, wenn ein Verſicherter bei 
Kriegsfall fi der freiwilligen Liebestätigkeit widmet, ohne in 
das Heer einzutreten, hat das Aufſichtsamt folgendes aus⸗ 
geführt: Wenn die Geſellſchaften die Mehrbelaſtung, welche die 
durch Teilnahme an kriegeriſchen Unternehmungen unzweifelhaft 
eintretende erhöhte Sterbens wahrſcheinlichkeit gegenüber der 
rechnungsmäßigen Sterblichkeit mit ſich bringt, nicht oder nur 
unter gewiſſen Bedingungen (Extraprämien) übernehmen wollen, 
ſo iſt dagegen vom Auſſichtsſtandpunkte nichts einzuwenden. Die 
Forderung einer Extraprämie iſt unter Umſtänden im Intereſſe 
der Sicherheit der Geſamtheit der Verſicherten geradezu geboten. 
Wir können von Auffihts wegen nicht darauf dringen, daß die 
Geſellſchaften gleichmäßig verfahren müſſen. Die Rechtsform, 
die Geſchäftspläne, die für die Kriegsverſicherung ausgeworfenen 
Fonds und aͤhnliche Verhältniſſe bedingen Verſchiedenheiten. 
Auch iſt ez unvermeidlich, daß in manchen Fällen beſonders zu 
unterſuchen fein wird, ob eine erhöhte Gefahr des Ablebens 
durch die Teilnahme an einer kriegeriſchen Unternehmung vorlag 
oder nicht. Eine auf dem Gebiet der Liebestätigkeit liegende 
Tätigleit an einem beſtimmten Orte des Inlandes kann z. B. 
umächſt ſehr wohl nicht als Teilnahme an einem kriegeriſchen 

en erſcheinen. Sie wird anders zu beurteilen ſein, 
ſobald fie im feindlichen Ausland, in einer Feſtung oder in 
emem vom Feinde beſetzten Orte ausgeübt wird. 


— 


Der Krieg und die italieniſche Anwaltſchaft. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Frankenſtein, Berlin. 


Wenn einmal in ruhigeren Zeiten die Vorgeſchichte des 
neuen Krieges, der über die Welt hereingebrochen iſt, geſchrieben 
werden wird, wird man an dem Einfluß, den die italieniſche 
Anwaltſchaft auf die entſcheidenden Entſchließungen ausgeübt 
hat, nicht vorübergehen dürfen. Ein Miniſterium, in dem die 
Anwälte überwiegen, ) politiſche Kundgebungen von Anwalts⸗ 


) In dem Mitgliederverzeichnis der römiſchen Anwaltskammer 
vom Jahre 1911 finde ich u. a. folgende Anwälte: Salandra (letzt 
Niniſterpräfident), Niccio (Poſtminiſter), Cavaſola (Handelsminiſter), 
Barzilal (nach Zeitungs nachrichten Miniſter ohne Portefeuille), ferner 


kammern, Studenten und Profeſſoren — das find für die 
deutſche Auffaſſung ſo befremdliche Tatſachen, daß nur genauere 
Kenntnis der Bedingungen, unter denen die italieniſche Anwalt⸗ 
Schaft lebt, fie uns verſtändlich machen kann. 

Schon von der „italieniſchen Anwaltſchaft“ im allgemeinen 
zu reden, iſt ungenau; denn ein Anwaltſtand wie in Deutſch⸗ 
land, der in einer großen Organiſation mit ausgeſprochenem 
Standesbewußtſein Männer mit gleichartiger Vorbildung und 
einer gewiſſen geſellſchaftlichen Durchſchnittsſtellung vereinigt, 
beſteht in Italien kaum. Unterſchiede der geſellſchaftlichen 
Schichten, denen der einzelne entſtammt, Ungleichheit der Vor⸗ 
bildung, tiefgehende provinzielle Gegenſätze und nicht zuletzt der 
jeder organiſatoriſchen Zuſammenfaſſung feindliche Individua⸗ 
lismus des Italieners wirken der Bildung eines eigentlichen 
Anwaltſtandes entgegen, und es iſt bezeichnend, daß ein das 
ganze Land umfaſſender Anwaltverein erſt 50 Jahre nach der 
Gründung des Königreichs Italien, 46 Jahre nach der Schaffung 
einer einheitlichen Geſetzgebung, zuſtande gekommen und trotz 
eifrigſter Tätigkeit bisher auf einen kleinen Teil der italieniſchen 
Anwaltſchaſt beſchränkt geblieben iſt, ohne daß bedeutendere 
örtliche Anwaltvereine ihn ergänzten oder erſetzten. Nicht der 
Zugehörigkeit zum Anwaltſtande, ſondern ausſchließlich feinen 
perſönlichen Fähigkeiten verdankt der einzelne ſeine Stellung; 
alles weiſt ihn darauf hin, ſich perſönlich hervorzutun und 
dazu den Weg zu wählen, auf den die Verhältniſſe der roma⸗ 
niſchen Länder den Anwalt verweiſen: die Politik. 

Mannigfach ſind die Möglichkeiten, die den italieniſchen 
Anwalt der Politik zuführen. Der junge Juriſt, der nach 
vierjährigem Univerſitätsſtudium die „laurea“, die Doktor⸗ 
würde, errungen und dann meiſt ſofort die leichte Prüfung für 
die Zulaſſung zur Prokuratur — der unteren Stufe der 
Anwaltſchaft — beſtanden hat, tritt in einem Lebensalter, in 
dem bei uns der Referendar die erſte Amtsgerichtsſtation zu 
verlaſſen pflegt, in die Praxis ein. Und hier ſcheiden ſich als⸗ 
bald die Wege: Die große Maſſe, die namentlich in Süditalien 
aus den weniger begüterten Schichten hervorgegangen iſt und 
nicht durch beſondere Glückfälle, Beziehungen oder Begabung 
ſich den Eintritt in das Bureau eines großen Anwalts zu 
eröffnen weiß, ſieht ſich alsbald genötigt, durch ſelbſtändige 
Berufstätigkeit ſich Erwerb und Stellung zu verſchaffen. Dieſe 
Umſtände und die gegenüber anderen Studien geringeren Vor⸗ 
ausſetzungen an Zeit und Arbeitsaufwand, dazu die unleugbare 
advokatoriſche Begabung des Italieners, insbeſondere des Süd⸗ 
italieners, haben zu einer faſt unerträglichen Überfüllung des 
Berufs geführt, fo daß z. B. Neapel im Jahre 1911 bei einer 
Bevölkerung von etwa 700 000 Einwohnern gegen 3 500 An⸗ 
wälte zählte. 

Unter folder Überzahl ſich Geltung zu verſchaffen, iſt 
ſchwer, und ſo wird jeder, dem es nicht genügt, als einer von 
den Tauſenden mäßig beſchäftigter kleiner Anwälte ſich mühſam 
durchzuſchlagen, danach ſtreben, in irgendeiner Weiſe hervor⸗ 
zutreten. Dazu bietet, abgeſehen von journaliſtiſcher Betätigung, 
namentlich der Strafprozeß Gelegenheit, in dem der Anwalt, 


Luzzatti (früher Minifterpräfident). . Andere Kabinettsmitglieber 
dürften anderen Anwaltskammern angehören. Alle, außer Luzzatti, 
übten die Anwaltspraxis auch wirklich aus. 
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als Verteidiger oder als Vertreter des Verletzten (der als 
Zivilpartei im italieniſchen Strafprozeß zugelaſſen wird). ein 
Feld für die Entwicklung von redneriſchen Gaben, Gewandt⸗ 
heit und Schlagfertigkeit findet, zumal wenn es ſich um einen 
Prozeß mit politiſchem Hintergrund handelt — hat doch manche 
große politiſche Laufbahn mit einem geſchickt geführten Straf⸗ 
prozeß ibren Anfang genommen; denn iſt es dem Anwalt erſt 
einmal gelungen, in einem größeren Prozeß hervorzutreten, ſo 
kann er darauf rechnen, daß ſein Name bekannt wird, namentlich 
da die italieniſche Preſſe Gerichtsverhandlungen weit eingehender, 
als das bei uns üblich iſt, wiederaibt. Wablen zum Gemeinde⸗ 
rat, in den Provinzial Landtag find oft genun der Ausdruck 
für das einmal gewonnene Vertrauen, das ſich gegenſeirig zu 
belohnen pflegt. Denn der Anwalt, der eine größere Anzahl 
von Wäblerſtimmen auf ſich vereinigt und deshalb morgen 
Deputierter und übermorgen Miniiter fein kann, bildet einen 
Faktor im politiſchen Leben ſeines Bezirks, mit dem man rechnen 
muß und der ſo ſeinen Klienten durch das Gewicht ſeiner 
Stellung Vorteile aller Art auf vollkommen rechtlichem Wege 
zu erwirken vermag. 


Wird ſo die Politik für manche der Weg, auf dem ſie 
ſich eine arößere Anwaltspraxis erwerben, ſo verdanken um⸗ 
gelehrt manche Politiker ihren Einfluß der großen Stellung, 
die ſie ſich als Anwälte zu erwerben verſtanden Denn es iſt 
natürlich nur ein Teil der jungen Juriſten, der ſich unmittelbar 
nach dem Prokuraturexamen eine eigene Praxis zu erwerben 
ſucht. Andere ziehen es vor, entweder als beſcheiden bezahlte 
Hilfsarbeiter, denen ein Monatsgehalt von 150 Lire das Ziel 
mehrjähriger Arbeit iſt, oder in frei gewählter unbeſoldeter 
Tätigkeit Einblick in eine größere Praxis zu gewinnen und 
ſich wiſſenſchaftlich weiterzubilden. Ehrgeizige und ernſthaft 
Arbeitende, die nebenbei Gelegenheit haben, ſich als Hilfsrick ter 
zu betätigen,) bereiten ſich zugleich auf die Prüfung zur 
Advokatur vor, deren Beſtehen ihnen erlaubt, vor allen Ge⸗ 
richten des Landes aufzutreten, während der Prokurator auf 
das Gericht, bei dem er zugelaſſen iſt, beſchränkt bleibt (freilich 
nur, bis er durch ſechsjährige Berufstätigkeit das Recht auf 
Ausübung der Advokatur — erſeſſen hat!). 

Aus dieſen Kreiſen, deren beſſere wiſſenſchaftliche und 
praktiſche Schulung ihnen von vornherein böbere Aufgaben zu⸗ 
weiſt, gehen zumeiſt die Anwälte hervor, denen es — oft über⸗ 
raſchend ſchnell — gelingt, ſich eine berufliche und geſellſchafrliche 
Stellung zu erwerben. Die engen Beziehungen zwiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis, die ich bereits früher hier geſchildert 


2) Tüchtige junge Anwälte werden zu unbeſoldeten Hilfsrichtern 
an den Amtsgerichten (vice-pretori onorari) ernannt, halten dort 
vielleicht alle 2 Wochen einmal eine Zivil- oder Schöffenfigung ab, 
üben aber ſonſt den Anwaltsberuf aus. Die Einrichtung, die aus 
Sparſamkeitsrückſichten eingeführt iſt, hat ſich trotz mancher Mängel 
der Ausgeſtaltung im ganzen bewährt und bildet ein nicht zu unter⸗ 
ſchätzendes Mittel, Richter und Anwälte im gegenſeitigen Verſtehen 
ihrer Aufgaben einander näherzubringen. Ahnliche Beſtrebungen, die 
bei uns beſtehen, bisher aber nur auf dem Gebiete der Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte praktiſch geworden ſind, könnten durch Ver⸗ 
wertung der in Italien gemachten Erfahrungen ihrer Verwirklichung 
nähergebracht werden (vgl. Kann „Anwälte als Richter“, Voſſiſche 
Zeitung vom 11. April 1915). 
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habe,?) tragen dazu bei, die Stellung der wiſſenſchaftlich durch⸗ 
gebildeten Anwälte zu heben, die nicht ſelten zugleich als Privat⸗ 
dozenten oder Profeſſoren an den Univerſitäten lehren.“) Gerade 
dieſe doppelte wiſſenſchaftliche und praktiſche Tätigkeit verleiht den 
Anwälten, die ſich ihr widmen, oft eine überragende Stellung, 
die in der Honorierung ibrer Berufstätigkeit ihren Ausdruck 
findet und den großen italieniſchen Anwälten Einkünfte gewährt, 
die dem deutſchen Anwalt unerreichbar bleiben. Führt ſie dann 
nicht die Neigung, ihre Stellung und Begabung dem allgemeinen 
Intereſſe dienſtbar zu machen, von ſelbſt zur Politik und in die 
Deputiertenkammer, ſo werden die Angeſehenſten in den Senat 
(das Herrenbaus) berufen, der ſtets eine Anzahl der erſten 
Juriften Jaliens zu feinen Mitgliedern zählt. 

Manniafach ſind alſo die Wege, die den italieniſchen 
Anwalt zur Politik führen und bunt gemiſcht die Elemente, die 
ſich dort betätigen. Für viele der jungen Anwälte werden die 
Kundgebungen, die nach Zeitungsmeldungen die Andaltſchaft 
einiger Großſtädte veranſtaltet hat, die erſte politiſche Betätigung 
bedeuten, bei deren Wertung man freilich nicht vergeſſen darf, 
daß das öffentliche Leben romaniſcher Länder ſich in anderen 
Formen als das unſere abzuſpielen pflegt. Die Alteren werden 
es vorgezogen haben, in weniger geräuſchvoller, aber deſto wirk⸗ 
ſamerer Weiſe in Preſſe und Parlament ihre Meinung zur 
Geltung zu bringen, vor allem aber im Miniſterium ſelbſt, 
deſſen leitender Staatsmann mit einer Reihe feiner Miniſter⸗ 
kollegen Mitalied der Anwaltſchaft iſt. In den Kommiſſionen, 
die in Senat und Deputiertenkammer die außerordentlichen 
Befugniſſe für das Kabinett bewilligt haben, ſaßen einflußreiche 
Anwälte, ſo im Senat Scialoja, in der Deputiertenkammer 
Finocchiaro Aprile, der in glücklicheren Zeiten auf dem italieniſchen 
Jubiläums⸗Juriſtentag von 1911 als damaliger Juſtizminiſter 
den Abgeſandten des deutſchen Anwaltvereins als Vertreter 
der „nazione amica ed alleata“ begrüßte. 


Daß das jetzt einer fernen Vergangenheit angehören ſoll, 


wird allen, die den leitenden Männern der italieniſchen Anwalt⸗ 
ſchaft perſönlich nähergetreten ſind, ſchwer faßbar ſein. Es 


3) „Die Vorbildung der Juriſten in Italien“ JW. 1911, 675. 

5) So z. B. an der Univerfität Rom: Vivante, der gefeierte 
Lehrer des Handelsrechts und Verfaſſer eines ausgezeichneten Hand⸗ 
buchs, der gleichzeitig einer der geſuchteſten Anwälte iſt und den 
Staat auf der Haager Wechſelrechts⸗ Konferenz vertrat; Scialoja, 
der auch von der deutſchen Rechtswiſſenſchaft allgemein anerkannte 
Romaniſt, Senator und Juſtizminiſter im Kabinett Sonnino; 
Chiovenda, der Vorkämpfer der Zivilprozeßreform, Anwalt am 
Kaſſationshof, der ſchärfſte Kopf unter den Theoretikern des Zivil 
prozeſſes. An der Univerſität Neapel: Marghieri, Verfaſſer eines 
zeynbändigen hervorragenden Handbuchs des Handelsrechts, ſtark ber 
ſchäftiater Anwalt, früherer Deputierter und Präſident der Akademie 
der Wiſſenſchaften. An der Uriverfität Genua: P. E. Benſa, deſſen 
Anmerkungen zu ſeiner Windſcheidüberſetzung eines der glänzendſten 
juriſtiſchen Werke Italiens ſind, großer Anwalt und Senator. Die 
Beiſpiele, die beweiſen, daß die Verbindung von Theorie und Praxis 
im ihrer Wechſelwirkung ſich fruchtbar zeigt und viele der berühmteſten 
Univerſitätslehrer zu den glänzendſten Vertretern der Anwaltſchaft 
gehören, ließen ſich endlos fortſetzen; man kann geradezu ſagen, daß 
es unter den RNechtslehrern der italieniſchen Univerſttäten nur wenige 
gibt, die nicht zugleich als Anwälte tätig ſind und täglich ihre 
Erfahrungen aus dem einen Gebiete auf dem andern verwerten. 


J. ia „„ 


2 „ 


27 


7 


1 


44. Jahrgang. 


war nicht nur Freundſchaft, die ſich in tauſend kleinen Zügen 
bis in die letzte Zeit bewährte,“) es hatten ſich auch in jahr⸗ 
zehntelangem Wirken in Beruf und Wiſſenſchaft tauſend Fäden 
hinüber⸗ und herübergeſponnen, die ſich nicht einfach abreißen 
laſſen. Man braucht nur die deutſchen Werke in den Bibliotheken, 
namentlich in der Bibliotbek des Juſtizminiſteriums in Rom, 
zu ſehen, um zu begreifen, welchen umfaſſenden Einfluß deutſches 
juriſtiſches Denken auf die Entwicklung der neueren italieniſchen 
Rechtswiſſenſchaft ausg⸗ übt hat. Zahlreiche deutſche Werke 
find in muſterhaften Überſetzungen Eigentum der italienischen 
Juriſtenwelt geworden, die ihrerſeits wieder auf dem Gebiet 
des Strafrechts ſeit den Zeiten Beccarias der deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaſft unendlich viel gegeben hat. Kein bedeutenderes 
italieniſches Werk geht an der deutſchen Literatur vorüber. 
Viele der Beſten haben in Deutſchland ſtudiert, Söhne der 
leitenden Männer finden noch jetzt alljährlich den Weg zu den 
deutſchen Univerſitäten, und deutſche Gründlichkeit und deutſcher 
praktiſcher Sinn gilt vielen als das Muſter, das ſie ihren 
Schülern zur Nacheiferung hinſtellen. Hat doch ſogar der 
italieniſche Juriſtentag von 1911, allen Überlieferungen ent⸗ 
gegen, ſich für eine Reform des Zivilprozeſſes auf der Grundlage 
der öſterreichiſchen und der deutſchen Prozeßordnung ausgeſprochen. 

Daß das alles vergeſſen wäre, daß die Männer, die 
vordem Deutſchland ſchätzten, ſich in ſeine erbitterten Gegner 
verwandelt haben ſollten, wird niemand glauben, der italieniſche 
Verhältniſſe kennt. Aber viele haben es für patriotiſcher 
gehalten, zu ſchweigen, als in einem Augenblick internationaler 
Spannung innere Verwicklungen heraufzubeſchwören. 

So iſt das Bild, das die italieniſche Anwaltſchaft jetzt 
im Kriege bietet, kein einheitliches. Die großen Anwälte in 
Miniſterien und Parlamenten, die jungen Politiker, die ſich 
auf Kundgebungen beſchränken, haben ſich freilich zumeiſt gegen 
Deutſchland entſchieden; aber die wahre Geſinnung der großen 
Mehrbeit, die politiſch nicht hervorgetreten iſt und die neben 
der Maſſe der Anwaltſchaft viele ihrer hervorragendſten Mit⸗ 
glieder umfaßt, wird ſich erſt zeigen, wenn der Sturm, vor 
dem ſie ſich heute beugt, ruhigeren Zeiten gewichen iſt. 


Reichsgericht. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94 BGB. Die Rohrnetze von Gaswerken 
find nicht Beſtandteile der Gaswerksgrundſtücke.] 

Zur Anwendbarkeit der Tarifnummer 11a RStempG. iſt 
erforderlich, daß die Rohrnetze bei Vornahme des ſtempel⸗ 


5) Ein Kollege, für den ich im vorigen Jahr ein italieniſches 
Urteil in Deutſchland zur Vollſtreckung bringen ſollte, ſchrieb mir, 
als ich auf die Unterbrechung des Verfahrens durch die Kriegsgeſetz⸗ 
gebung hinwies: er würde ohnehin Bedenken gehabt haben, eine 
Klage gegen einen Deutſchen in dieſen Zeiten zu erheben, „in denen 
Ihr der Welt ein ſo großartiges Beiſpiel von Kraft, Eintracht und 


Baterlandsliebe gebt“. 


Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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pflichtigen Aktes Grundſtückseigenſchaft hatten. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung war gegeben, wenn ſie Beſtandteile des Gaswerkgrund⸗ 
ftüdes waren. Es kam nicht, wie der Ber. irrtümlich ans 
nimmt, darauf an, daß fie weſentliche Beſtandteile [88 93. 94 
BGB.] waren. Auch nicht weſentliche Beſtandteile eines Grund⸗ 
ſtücks haben Grundſtückseigenſchaft und ſind nicht etwa als 
bewegliche Sachen anzuſehen. Ohne Rechtsirrtum hat der 
BerR. aber angenommen, daß die Rohrnetze der Gaswerke in 
D. und C. überhaupt nicht Beſtandteile der Gaswerksgrund⸗ 
ftüde waren. Er geht zutreffend davon aus, daß die Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft die Vereinigung aller Beſtandteile zu einer Ein⸗ 
heit, bei Grundſtücken alſo zu einem einheitlichen Grundflück 
erfordert, und daß eine ſolche Einheit bei einer Vereinigung 
von beweglichen und unbeweglichen Sachen nur durch eine 
mechaniſche Verbindung zuſtande kommen kann. Die hier vor⸗ 
liegende Verbindung der Rohrnetze mit den Grundſtücken würde 
nach Anſicht des Ber R. der Annahme einer körperlichen Einheit 
der verbundenen Sachen nicht entgegenſtehen. Anderſeits ſei 
dieſe Verbindung aber auch nicht ſo feſt, daß mit Notwendigkeit 
eine körperliche Einheit angenommen werden müßte. [Val. 8 94 
BGB.] Die Reviſion macht geltend, daß das Rohrnetz einer 
Gasanſtalt im Erdreich in eine feſte dauerhafte Verbindung 
gebracht werden müſſe und daß der aufliegende Erdboden eine 
Löſung meiſt erſt nach umſtändlichen Aufarabungen durch zahl⸗ 
reiche Arbeiter zulaſſe. Allein der BerR. hat die Beſonder⸗ 
heiten der Rohrnetze bei Gaswerken keineswegs überſehen. Er 
erkennt ausdrücklich an, daß die Verbindung der Rohre unter⸗ 
einander und mit dem Gaswerk eine gewiſſe Feſtigkeit haben 
müſſe; weiſt dann aber darauf hin, daß das Auswechſeln von 
Rohren und die Herſtellung neuer Anſchlüſſe bei einem größeren 
Gaswerke zu den häufig vorkommenden Dingen gehörten, und 
daß deshalb die Verbindung in einer Weiſe eingerichtet werde, 
die derartigen Maßnahmen keine beſonderen Schwierigkeiten 
bereite. Der Ber R. erwägt weiter, daß, wenn auch aus der 
Art der Verbindung zwiſchen Grundſtück und Rohrnetz Bedenken 
gegen die Annahme einer körperlichen Einheit nicht herzuleiten 
ſeien, die Rohrnetze doch eine Ausdehnung hätten, daß ſie vom 
Standpunkt der Verkehrsauffaſſung trotz der Verbindung als 
ſelbſtändige bewegliche Sachen angeſehen werden müßten. Mit 
der natürlichen Anſchauung ſei es unvereinbar, Rohrnetze von 
23 und 51 km Länge als Beſtandteile eines einzigen unter den 
Hunderten von Grundſtücken, mit denen ſie in Verbindung 
ſtänden, aufzufaſſen. Der BerR. hält es hiernach nicht für 
ausgeſchloſſen, daß unter Umſtänden das Rohrnetz eines Gas⸗ 
werks Beſtandteil des Gaswerksgrundſtücks ſein kann; er ver⸗ 
neint aber, daß nach den Umſtänden des vorliegenden Falles 
und bei Berückſichtigung der Verkehrsauffaſſung die Rohrnetze 
ihre Selbſtändigkeit verloren hätten. Mit dieſer Beurteilung 
folgt der Ber R. den Grundſätzen, wie fie in RG. 83, 671) aus⸗ 
geſprochen find, und es iſt nicht zuzugeben, daß die maßgebenden 
Geſichtspunkte in irgendeiner Beziehung verkannt worden 
wären. Durch die getroffenen Feſtſtellungen, die auch aus⸗ 
reichend begründet worden ſind, wird die Entſcheidung getragen, 
und es kann nicht darauf ankommen, ob etwa einzelne neben⸗ 
ſächliche Ausführungen Anlaß zu einer Beanſtandung geben 


1) JW. 1913, 1046. 
72 


570 Juriſtiſche Wochenschrift. 


könnten. S. F. c. Th. G., U. v. 5. März 15, 17/150 VII. — 
Dresden. [S.] 

2. 5 105 BGB. Eine Unterſuchung, ob der Inhalt des 
von einem Geſchäftsunfähigen abgeſchloſſenen Vertrages objektiv 
angemeſſen und aus dieſem Grunde der Vertrag gültig ſei, 
ſteht dem Richter nicht zu, weil die Willenserklärungen ſolcher 
Perſonen in jeder Beziehung rechtsunwirkſam find.] 

In einer von Notar G. in L. am 5. Oktober 1912 auf⸗ 
genommenen Urkunde haben die klagenden Eheleute dem Be⸗ 
klagten oder einem von ihm zu benennenden Dritten ein Ver⸗ 
kaufsangebot hinſichtlich ihres Gutes Schm. Bl. 218 zum Preiſe 
von 95 000 & gemacht, und in einer weiteren von dem gleichen 
Notar an dem gleichen Tage aufgenommenen Urkunde haben 
ſie dem Beklagten eine Vollmacht zur Vornahme aller Rechts⸗ 
handlungen in bezug auf das Gut erteilt. Das Angebot und 
die Vollmacht ſollten bis mindeſtens 31. März 1913 Gultigkeit 
haben. Mit der erhobenen Klage haben ſie Feſtſtellung bean⸗ 
tragt, daß das Angebot und die Vollmacht nichtig ſeien, ſowie 
Verurteilung des Beklagten zur Herausgabe der Ausfertigung 
der notariellen Verhandlungen vom 5. Oktober 1912 und zur 
Räumung des Gutes. Sie haben dieſe Anträge mit der Be⸗ 
hauptung begründet, daß der klagende Ehemann bei Abgabe 
der Willenserklärungen ſich in einem Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe, welcher ſeine freie 
Willensbeſtimmung ausſchloß und nicht nur vorübergehend war. 
Das LG. Breslau hat den Klageanträgen entſprechend erkannt. 
Die Berufung des Beklagten iſt vom OLG. durch Verſäumnis⸗ 
urteil zurückgewieſen und, nachdem er Einſpruch erhoben hatte, 
durch das jetzt angefochtene Urteil die Entſcheidung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils aufrechterhalten worden. Mit der Reviſion 
beantragt der Beklagte, das angefochtene Urteil aufzuheben. Aus 
den Gründen: Wenn die Reviſion die Nichterhebung der 
angetretenen Zeugenbeweiſe über die Angemeſſenheit des Vertrags⸗ 
inhalts, wie ſich aus dem Hinweiſe auf die Literatur über die 
Notwendigkeit eines beſſeren Schutzes gutgläubiger Vertrags⸗ 
gegner von nicht erkennbar Geiſteskranken entnehmen läßt, unter 
dem Geſichtspunkt rügen will, daß durch die Führung des an⸗ 
getretenen Beweiſes die Anwendbarkeit der 88 104 Abſ. 2, 
105 BGB. ausgeſchloſſen werden würde, ſo kann ihr auch 
hierin nicht gefolgt werden. Es iſt anzuerkennen, daß die 
durch 8 105 BGB. gebotene unbedingte Nichtigkeit der Vertrags⸗ 
erklärungen geſchäftsunfähiger Perſonen erhebliche Nachteile 
ſowohl für ihre Vertragsgegner wie auch unter Umſtänden für 
ſie ſelbſt zur Folge haben kann. [Vgl. die Eingabe des Zentral⸗ 
verbandes des Deutſchen Bank⸗ und Bankiergewerbes im Bank A. 5, 
153; Neubecker, Haftung für Wort und Werk; Rümelin, 
die Geiſteskranken im Rechtsgeſchäftsverkehr, S. 54 ff.; Leon⸗ 
hard im BankA. 5, 153 ff.; Kuhlenbeck ebenda S. 285 ff.] 
Das berechtigt aber den Richter nicht, auf der Grundlage des 
geltenden Geſetzes die von geſchäftsunfähigen Perſonen ab⸗ 
gegebenen Vertragserklärungen in irgendeiner Beziehung als 
rechtswirkſam zu behandeln, insbeſondere auch nicht, wenn feſt⸗ 
geſtellt werden kann, daß die Verträge, denen ſie als Grund⸗ 
lage dienen ſollen, den Intereſſen des Geſchäftsunfähigen nicht 
nachteilig oder gar vorteilhaft find. Einen ſolchen Unterſchied 
macht das Geſetz' nicht, und der Richter darf ihn nicht in das 
Geſetz hineintragen. Allerdings iſt von beachtens werter Seite 
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in der Literatur [E. Danz, Sind alle Geſchäfte eines Geiſtes⸗ 
kranken nichtig? (JW. 1913, 1016)] verſucht worden, aus 
dem erkennbaren Zwecke des Geſetzes, der in dem Schutze der 
Geiſteskranken beſtehe, auf dem Wege der „modernen Methode 
der Rechtſprechung“ durch eine Auslegung, für deren Statt⸗ 
haftigkeit ſogar auf die Rechtſprechung des RG. hingewieſen 
wird, den Satz herzuleiten, daß nur ſolche Geſchäfte eines 
Geiſteskranken nichtig ſeien, die er nicht in dieſer Weiſe vor⸗ 
genommen haben würde, wenn er nicht geiſteskrank geweſen 
wäre. Aber dieſe Art der Auslegung kann nicht gebilligt 
werden und wird auch durch die von Danz in Bezug genommenen 
Urteile des RG. nicht gerechtfertigt. Wo das Geſetz eine ge⸗ 
bietende und zwingende Anordnung für einen ſeinem Inhalte 
und Umfange nach klaren und beſtimmten Tatbeſtand trifft, 
kann ihm die Anwendung auf einen dieſen Tatbeſtand erfüllenden 
Fall nicht unter Berufung auf den nach der Meinung des 
Richters von dem Geſetze verfolgten Zweck, der im Geſetze keinen 
Ausdruck gefunden hat, verſagt werden, es ſei denn, daß mit 
Beſtimmtheit nachgewieſen werden könnte, daß das Geſetz, un⸗ 
geachtet ſeines allgemeinen Wortlautes, dieſen Fall nicht hat 
treffen wollen, daß alſo eine Lücke beſteht, die durch den Richter 
ausgefüllt werden muß. Das iſt aber keineswegs in allen 
Fällen anzunehmen, für die der dem Geſetze unterſtellte Zweck 
nicht zuzutreffen ſcheint. Das Geſetz kann ſehr wohl, um einen 
beſtimmten Erfolg ſicherzuſtellen, eine allgemeine Anordnung 
treffen, deren unterſchiedsloſe Anwendung auch auf ſolche Fälle, 
für die der verfolgte Zweck die Anwendung an ſich nicht er⸗ 
fordern würde, feiner Abſicht entſpricht. Andernfalls würde 
man, worauf gegenüber Danz ſchon hingewieſen worden iſt, 
lvgl. Wolff, die moderne Art der Rechtſprechung; eine Er⸗ 
widerung (JW. 1914, 564 )] dazu gelangen, auch Verträge, 
für welche die Formvorſchrift des 8 313 BGB. zutrifft, ohne 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Form für rechtswirkſam zu 
erklären, wenn ſie dem Verkäufer nicht ungünſtig ſind, da der 
Zweck der Vorſchrift anerkanntermaßen darin beſteht, den Ver⸗ 
käufer vor übereilten, ihn ſchädigenden Veräußerungen von 
Grundeigentum zu ſchützen. Daß aber eine einſchränkende 
Auslegung des 8 105 BGB. den Abſichten des Geſetzgebers 
entſprechen würde, iſt durchaus nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen. 
Die Vorſchrift verfolgt keineswegs lediglich den Schutz der 
Geſchäftsunfähigen, ſondern beruht auf dem [aus den deutſchen 
Partikularrechten und dem gemeinen Rechte übernommenen] 
Rechtsgedanken, daß dem Willen eines Kindes oder eines ihm 
als gleichſtehend anzuſehenden Geiſteskranken Bedeutung für das 
Rechtsleben nicht zukomme. Daß dieſer Rechtsgedanke der 
Vorſchrift zugrunde liegt, laſſen die Motive zum Erſten Ent⸗ 
wurf eines BGB. [I S. 129, 130] erkennen, in denen hervor⸗ 
gehoben wird, daß eine Perſon, welche des Vernunftgebrauches 
beraubt iſt, eine Vertragserklärung nicht abzugeben ver⸗ 
möge, und zwar unter Ablehnung der „eigenartigen“ Vor⸗ 
ſchriften des franzöſiſchen Rechts, welche die Geltendmachung 
der Ungültigkeit von Rechtsgeſchäften wegen Geiſteskrankheit 
in einer mit den allgemeinen Rechts grundſätzen ſchwer 


2) Der Aufſatz von Wolff iſt JW. 1914, 121 ff. abgedruckt; 
FW. 1914, 564 befindet ſich ein Aufſatz von Püſchel über den Berkehr 
mit nicht erkennbar Geiſteskranken. 
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vereinbaren, durch Rückſichten der Zweckmäßigkeit nicht aus: 
reichend gerechtfertigten Weiſe beſchränken“. Der Standpunkt 
des Geſetzes ergibt ſich auch deutlich daraus, daß im Gegen⸗ 
ſatze zu der unbedingten Nichtigkeit der von Geſchäftsunfähigen 
abgegebenen Willenserklärungen die von den in ihrer Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Perſonen abgegebenen Willens erklärungen 
unter beſtimmten Vorausſetzungen Rechtswirkſamkeit erlangen 
können [SS 106 ff., 114 BGB.]. Die Frage, ob und in welchen 
Richtungen der Grundſatz der Nichtigkeit von Willens erklärungen 
Ceſchäftsunfähiger im Intereſſe der Sicherheit des Rechts verkehrs 
oder im eigenen Intereſſe der Geſchäftsunfähigen einer Ein⸗ 
ſchänkung bedarf — etwa, wie ſchon vorgeſchlagen iſt, durch 
eine dem 8 122 BGB. entſprechende Vorſchrift vgl. Rümelin 
a. a. O. S. 58 ff.; Püſchel in der JW. 1914, 564] —, iſt eine 
Frage der Geſetzgebung, welche durch den zur Anwendung des 
Geſetzes berufenen Richter nicht gelöſt werden kann. Die 
Keviſion mußte aus dieſen Gründen zurückgewieſen werden. 
S. c. K, U. v. 10. März 15, 477/14 v. — Breslau. [S.) 

3. 55 133, 157 BGB. Nur der erklärte Wille und 
wie der andere Vertragsteil nach Treu und Glauben die Er⸗ 
klärung verfichen mußte, kommt für die Auslegung in Betracht.] 

Aus den Gründen: Ihren Schadenserſatzanſpruch gründet 
die Klägerin darauf, daß die Beklagte von den tatſächlich ver⸗ 
brauchten 352 Stück mindeſtens 246 Stück Holz widerrechtlich 
verbraucht habe. Die Beklagte habe ſich zum Verbrauche die 
beſten Stücke ausgeſucht und nur Stücke von ſchlechter Be 
ſchaffenheit und ungangbaren Dimenſionen, die kaum verwertbar 
ſein würden, übrig gelaſſen. Hätte Beklagte die widerrechtlich 
verbrauchten Stücke nicht verbraucht, ſo hätte der Klägerin eine 
Ware mittlerer Art und Güte zur Verfügung geſtanden, die ſie 
in den Jahren 1907, 1908 leicht verkauft haben würde. Den 
Schaden, den fie durch die Vereitelung dieſer Verkaufsmöglichkeit 
infolge des widerrechtlichen Verbrauchs der Beklagten erlitten 
habe und den fie auf 5560,42 & beziffert, verlangt die Klägerin 
erſetz. Zutreffend geht das BG. bei der Beurteilung des Vor⸗ 
bringens der Klägerin davon aus, daß die Beklagte ohne eine 
beſondere Vereinbarung der Parteien geſetzlich nicht gehindert 
war, die 352 Stück Holz gegen Vergütung des vereinbarten 
Kaufpreiſez ohne Zuſtimmung der Klägerin zu verbrauchen; 
denn obwohl die Beklagte bie ſämtlichen 784 Stück der Klägerin 
zur Verfügung geſtellt hatte, konnte ſie doch, da ihr die 
784 Stück nicht als „zuſammengehörend“ im Sinne des 8 469 
DSL. verlauft waren, ihre Beanſtandung wegen jedes einzelnen 
Stücks zurücknehmen, bis die Klägerin, was nicht geſchehen iſt, 
Rh mit dem Wandelungsbegehren der Beklagten einverſtanden 
erklärte. Die Behauptung der Klägerin aber, daß aus dem 
Briefwechſel der Parteien ein Vertrag ſich ergebe, wodurch 
die Beklagte ſich verpflichtet habe, ohne Genehmigung der 
Aägerin nicht über einzelne Stücke zu verfügen, hat das BG. 
für nicht erwieſen erachtet. Einen ſolchen Vertrag entnimmt 
das BG. insbeſondere nicht dem Schreiben der Klägerin vom 12. 
und dem Antwortſchreiben der Beklagten vom 13. Juni 1907. 
Am 12. Juni 1907 ſchrieb die Klägerin, ſie könne nicht geſtatten, 
daß die Beklagte auch nur über ein Stück der Lieferung ver⸗ 
füge, ſolange nicht in der einen oder anderen Weiſe eine Ver⸗ 
Rändigung über die Sendung erfolgt ſei. Und die Beklagte 
erwiderte am folgenden Tage, die ganze Sendung liege noch 
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unberührt zur Verfügung der Klägerin und folle auch nunmehr 
nicht eher berührt werden, als bis eine Einigung erzielt ſei. 
Das BG. erwägt nun, daß die Klägerin, da ſie ſich mit dem 
Wandelungsbegehren der Beklagten nicht einverſtanden erklärt 
hatte, gar nicht berechtigt war, der Beklagten, wie dies in dem 
Schreiben vom 12. Juni geſchehen war, die Verfügung über 
einzelne Hölzer zu verbieten. Aus dieſem Grunde und in 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der übrigen Briefe 
gelangt das BG. zu dem Ergebnis, daß in dem Schreiben 
der Beklagten vom 13. Juni nichts weiter liege, als eine 
unmaßgebliche, in der Hoffnung auf eine künftige Einigung 
gemachte einzelne Bemerkung der Beklagten, bei der keineswegs 
die Beklagte die Abſicht gehabt habe, ſich vertraglich der 
Klägerin gegenüber zu verpflichten, die Hölzer in ihrer Geſamt⸗ 
heit nicht ohne Zuſtimmung der Klägerin zu benutzen. Dieſe 
Erwägungen des BG. können nicht gebilligt werden, fie beruhen, 
wie die Reviſion zutreffend ausführt, auf Verletzung der 
85 133, 157 BGB. Nicht die Abſicht der Beklagten war 
entſcheidend für die Auslegung ihres Schreibens vom 13. Juni, 
ſondern der von ihr erklärte Wille und wie die Klägerin die 
an ſie gerichtete Erklärung nach Treu und Glauben verſtehen 
mußte. Die Klägerin hatte in ihrem Briefe vom 12. Juni 
erklärt, es bis zu einer Verſtändigung der Parteien über die 
Sendung nicht geſtatten zu können, daß die Beklagte auch nur 
über ein Stück der Lieferung verfüge. Sie hatte damit 
unzweideutig zu erkennen gegeben, daß ſie die Beklagte binden 
wollte, ſich bis auf weiteres der Verfügung über einzelne Stücke 
zu enthalten. Die hierauf als Antwort erfolgende Erklärung 
der Beklagten, die ganze Sendung liege noch unberührt zur 
Verfügung der Klägerin und ſolle auch nunmehr nicht eher 
berührt werden, als bis eine Einigung erzielt ſei, konnte die 
Klägerin nach Treu und Glauben nur dahin verſtehen, daß die 
Beklagte mit dem Vorſchlage der Klägerin ſich einverſtanden 
erkläre und demgemäß ſich verpflichten wolle, bis eine Einigung 
über die Sendung erzielt ſei, über einzelne Stücke nicht zu 
verfügen. Eine dahingehende vertragliche Vereinbarung der 
Parteien iſt mithin durch die Briefe vom 12. und 13. Juni 1907 
zuſtande gekommen. Da das angegriffene Urteil, ſoweit es den 
Schadenserſatzanſpruch der Klägerin betrifft, auf der Verneinung 
einer ſolchen Vereinbarung beruht, war dasſelbe inſoweit auf⸗ 
zuheben und die Sache gemäß 8 565 RD. an das BG. 
zurückzuverweiſen. G. c. K., U. v. 12. März 15, 564/14 II. — 
Hamm. IS.] 

4. 58 133, 157 BGB. Auslegungsgrundſätze.] 

Das OLG. hält die Urkunde vom 8. Februar 1907 für 
zweideutig. Man könne ſie mit der Klage als unbeſchränktes 
Sicherſtellungsverſprechen verſtehen; aber auch die andere Aus⸗ 
legung, wonach der Geſchäfisanteil zu feinem jeweiligen Wert 
erworben werden ſollte, bleibe möglich und gebe einen guten 
Sinn. Wie das Zeugnis der beratenden Rechtsanwälte erſehen 
laſſe, ſei das erſte die Meinung der Klägerin, das zweite die 
der Beklagten geweſen. Daher fehle es an der Willenseinigung 
der Parteien, der Vertrag ſei nichtig. Dieſe Ausführungen 
werden von der Reviſion mit Recht bekämpft. Entſcheidend 
für die Auslegung einer Willenserklärung iſt nicht, was der 
Erklärende dabei gedacht hat, ſondern wie die Erklärung nach 
Treu und Glauben vom Empfänger verſtanden 5 muß. 
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Wird ferner vor Abfaſſung einer Urkunde von den Parteien 
hin und her geredet, ſo iſt davon auszugehen, daß die Urkunde 
die ſchließliche Einigung enthält und abweichende Abſichten 
fallen gelaſſen wurden. Hat der Erklärende gleichwohl das 
Erklärte nicht gewollt, ſo bleibt ihm nur die Möglichkeit, die 
Erklärung wegen Irrtums anzufechten. Nach dieſen Leirſätzen, 
die in der Rechtſprechung des RG. völlig feſtſtehen, iſt es aus⸗ 
geſchloſſen, in der Urkunde vom 8. Februar 1907 etwas anderes 
als einen Garantievertrag zu erblicken. Die Beklagten nahmen 
die mit dem Beitritt der Klägerin zur Geſellſchaft verbundene 
Gefahr zum größten Teil auf ſich, indem ſie verſprachen, drei 
Viertel ihrer Stammeinlage nach Kündigung zurückzurahlen. 
Die Worte „bzw. deren jeweiligen Reſt find freilich unklar, 
inſofern man ſie auf den Fall vorgängiger teilweiſer Rück⸗ 
zahlung nach erfolgter Teilkündiaung oder auch auf den andern 
Fall beziehen kann, daß die Klägerin einen Teil ihres An⸗ 
ſpruchs abgetreten hat. Der Standpunkt der Beklagten aber 
wird dadurch nicht geſtützt. Von einem „jeweiligen Wert des 
Geſchäftsanteils“, der zu erſtatten wäre, verlautet nichts; ob 
-der Wert heruntergegangen iſt, iſt gleichgültig. Sollten die 
Beklagten den Gedanken einer bloßen Werterſtattungspflicht 
gehegt und trotz Unterzeichnung der Urkunde feſtgehalten haben, 
ſo hätten ſie von der Irrtumsanfechtung Gebrauch machen 
müſſen. Angefochten haben fie ihre Erklärung aber nicht. 
G. c. G. u. Gen., U. v. 16. März 15, 600/14 II. — Braun⸗ 
ſchweig. [S.)] 

5. SS 133, 157 BGB. Das vertragsmäßig für den 
Fall des Vorliegens beſtimmter Vorausſetzungen eingeräumte 
friſtloſe Kündigungsrecht muß von dem Berechtigten innerhalb 
eines angemeſſenen Zeitraumes nach Eintritt der Voraus⸗ 
ſetzungen ausgeübt werden, widrigenfalls das Recht aus dieſem 
Eintritt der Vorausſetzungen erliſcht.] 

Auf das Grundſtück des Kaufmanns C. in H. wurde im 
Jahre 1898 eine bis zum 1. Oktober 1918 unkündbare Dar: 
lehnshypothek für den Kläger eingetragen. Nachträglich wurde 
in der Schuldurkunde vom 5. Dezember 1907 feſtgeſetzt, daß 
der Zinsſuß vom 1. Oktober 1908 ab 4 ½ Prozent betrage, 
und außer anderem ferner: Der Gläubiger iſt jederzeit befugt, 
das Kapital als ſofort fällig obne Kündigung einzuziehen: 
a) .. . b). . . ) . . . d) wenn im Fall des Wechſels in der Perſon 
des Eigentümers des Pfandgrundſtücks der neue Erwerber auf 
Erfordern des Gläubigers ſich nicht unter Anerkennung ſeines 
perſönlichen Schuldverhältniſſes zu notariellem Protokolle auf 
ſeine Koſten den hier feſtgeſtellten Bedingungen über die Ver⸗ 
zinſung und Rückzahlung des Kapitals ſowie der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterwirft. Und unter Nr. 4: Wird das 
Kapital bei eintretender Fälligkeit nicht pünktlich zurückgezahlt, 
ſo hat der Schuldner vom Verfalltage ab an Stelle der be⸗ 
dungenen Zinſen 5 Prozent Jahreszinſen zu entrichten und 
außerdem eine einmalige Entſchädigung von ¼ Prozent der 
Darlebnsſumme mit 125 & zu zahlen. Dieſe Bedingungen 
wurden in das Grundbuch eingetragen. Am 31. März 1909 
ließ C. das Grundſtück auf Grund Kaufvertrages an die beiden 
Beklagten auf. Dieſe übernahmen die bypothekariſch geſicherte 
vorbezeichnete Schuld des C. als eigene. Nachdem der 
Kläger nachträglich von dem Eigentums wechſel Kenntnis 
erlangt hatte, forderte er am 31. Juli 1909 die beiden 
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Beklagten auf, die perſönliche Geſamtſchuld in Gemäß⸗ 
heit der Darlehnsbedingungen zu notariellem Protokoll an⸗ 
zuerkennen. Der Beklagte Sch. erwiderte durch Schreiben vom 
30. Auguſt 1909, er habe keine Veranlaſſung, die gewünſchte 
Erklärung abzugeben. Der Beklagte B. antwortete trotz 
Mahnung überhaupt nicht. Der Kläger erhob Ende Februar 
1914 gegen beide Beklagte die dingliche Klage aus der Hypo⸗ 
thek, jedoch nur wegen eines Teilbetrages des Kapitals von 
5000 4, einer Entſchädigungsforderung von 125 4 aus 
Nr. 4 der Darlehnsbedingungen und 5 Prozent Zinſen von 
den 5125 & ſeit dem 1. Februar 1914. Die Beklagten 
machten außer anderem geltend, der Kläger babe das ibm im 
Auguſt 1909 durch ihre Weigerung. die perſönliche Schuld in 
Gemäßbeit der Darlebnsbedingungen als Geſamtſchuldner zu 
notariellem Protokoll anzuerkennen, erwachſene Recht auf friſt 
loſe Kündigung verloren, indem er es über 4 Jahre lang nicht 
ausgeübt, ſondern das Darlehnsverhältnis unter vorbehalt⸗ 
loſer Annahme der Zinſen fortgeſetzt babe. Der erſte Richter 
wies die Klage ab. Dagegen verurteilte der Ber R. die beiden 
Beklagten nach dem Klagantrage. Das RG. hob auf die Re⸗ 
viſion der Beklagten das Bu. auf und wies die Berufung des 
Klägers zurück. Aus den Gründen: Der Ber R. geht davon 
aus, daß die in der Schuldurkunde vom 5. Dezember 1907 
zu d feſtaeſetzten Vorausſetzungen, unter denen der Kläger das 
an ſich bis zum 1. April 1918 unkündbare Hypotbekenkavital 
obne Kündigung einziehen dürfe, gegeben ſeien, weil der Kläger 
alsbald nach Erlanaung der Kenntnis von der Veräußerung 
des belaſteten Grundſtücks an die Beklagten dieſe zu der Er⸗ 
klärung aufgefordert habe, ob ſie die Schuld beſtimmungs⸗ 
gemäß anerkennen wollten, und der Beklagte Sch. dies ab⸗ 
gelebnt, der Beklagte B. ſich innerhalb der geſetzten Friſt nicht 
erklärt habe. Sodann nimmt der Ber. an, daß der Kläger, 
indem er das Kapital durch Schreiben vom 3. November 1913 
von den Beklaaten zurückgefordert, von einem ibm damals noch 
zuſtebenden Rechte Gebrauch gemacht und die Fälligkeit des 
Kapitals herbeigeführt babe. Hierzu führt der Bear. aus: 
Der Kläger habe, da er nach der Weigerung der Beklagten 
dem perſönlichen Schuldner mitgeteilt habe, daß er nunmehr 
jederzeit berechtigt fei, das Darlehn als ſofort fällig zurück⸗ 
zufordern, auf ſein Recht nicht verzichten wollen. Er habe 
auch nicht etwa durch ſein Verhalten den Beklagten gegenüber 
einen ſolchen Willen geäußert. Sein Schweigen während 
längerer Zeit könnte nur dann als Verzicht gedeutet werden, 
falls beſondere Umſtände es hätten ſelbſtwverſtändlich erſcheinen 
laſſen, daß er ſein Recht, wenn überhaupt, dann alsbald aus⸗ 
übe. Hiervon ſei nicht die Rede. Die Äußerung eines Be 
amten des Kläaers, auf die ſich der Beklagte Sch. jetzt berufe, 
nämlich, zur Kündigung der Hypothek liege kein Grund vor, 
da die Hypothek gut ſei, habe der Beklagte Sch. nach ſeinem 
Schreiben vom 18. November 1913 früber ſelbſt ſo verſtanden, 
daß fie den Kläger nicht habe verpflichten ſollen und können. 
Die fragliche Beſtimmung in der Schuldurkunde könne au? 
nicht dahin ausgelegt werden, daß der Kläger, wenn im Falle 
des Eigentumswechſels der neue Eigentümer die perſönliche 
Schuld nicht übernabm, das Kapital nur alsbald einfordern 
dürfe. Denn es ſei ausdrücklich ausbedungen, daß jederzeit 
ohne Kündigung eingezogen werden dürfe. Auch habe der 
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Kläger möglichſt nur mit einem, zugleich dinglichen und per 
ſönlichen Schuldner zu tun und einen Vollſtreckungstitel gegen 
ihn in Händen haben wollen; trennte ſich das Eigentum an 
dem belaſteten Grundſtück von der perſönlichen Schuld, ſo habe 
ihm die Verfallklauſel jenen Titel erſetzen ſollen, und zwar 
ihrem Zwecke nach ſo lange, wie dieſe Trennung währte. 
Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. Nach der in das 
Grundbuh eingetragenen Fälligkeitsbeſtimmung unter d ber 
Schuldurkunde vom 5. Dezember 1907 war der Kläger, nach⸗ 
dem auf ſeine Aufforderung in dem Schreiben vom 31. Juli 
1909, die perſönliche Geſamtſchuld in Gemäßheit der Dar⸗ 
lehnsbedingungen zu notariellem Protokoll anzuerkennen, der 
Beklagte Sch. durch Schreiben vom 30. Auguſt 1909 die Ab⸗ 
gabe des Schuldanerkenntmſſes abgelehnt und der Beklagte B. 
binnen der geſetzten Friſt und uberhaupt nicht geantwortet 
hatte, allerdings befugt, das Hypothekenkapital von 50 000 4 
als ſofort fällig ohne Kündigung von den Beklagten als Eigen⸗ 
tümern des belaſteten Grundſtucks einzuziehen. Auch hat der 
Kläger in dem Schreiben vom 30. September 1909 gegenüber 
dem perſönkichen Schuldner, Kaufmann C., erklärt, er ſei nun⸗ 
mehr nach dem Inhalt der Schuldurkunde und den Ein⸗ 
tagungen im Grundbuche jederzeit berechtigt, das Darlehn als 
ſofort fällig ohne Kündigung zurückzufordern. Aber er hat 
über 4 Jahre von dem Recht auf Einziehung des Kapitals den 
Beklagten gegenüber keinen Gebrauch gemacht und hat un⸗ 
ſreitig von den Beklagten, welche dem C gegenüber die Schuld 
als eigene übernommen hatten, die Zinszahlungen auf die 
Hypothek angenommen, ohne zum Ausdruck zu bringen, daß 
er auf die Fälligkeit der Hypothek beſtehe. Nach der auf 
die 88 133, 157 BGB. geſtützten Rechteprechung des RG. 
ſind Vertragsbeſtimmungen, wonach unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen dem Berechtigten ein friſtloſes Kündigungsrecht zu⸗ 
ſtehen oder die ſofortige Fälligkeit eines Kapitals eintreten 
ſoll, dahin aufzufaſſen, daß das aus ihnen entſprungene Recht 
nicht zu einem von der Willkür des Berechtigten abhängigen, 
für den andern Teil beſonders läſtigen Schwebezuſtand führen 
dürfe, der Berechtigte vielmehr von ſeinem Rechte auf Kündi⸗ 
gung oder Zahlung innerhalb eines angemeſſenen Zeitraums 
nach Eintritt der Vorausſetzungen Gebrauch machen müſſe, 
widrigenfalls das Recht aus dieſem Eintritt der Vorausſetzungen 
erlöſche und der Vertrag ſich in der bisherigen Weiſe fortſetze 
[dgl Gruchots Beitr. 47, 398; WarnRſpr. 1908 Nr. 283; JW. 
1908, 550%; 1912, 385%). Hier hätten die Beklagten, wenn 
ſie damit hätten rechnen müſſen, daß der Kläger zu jeder ihm 
beliebigen Zeit das Hypothekenkapital von ihnen ſofort ein⸗ 
liehen dürfe und werde, jabrelang die zur Befriedigung des 
Klägers erforderlichen Geldmittel foridauernd bereithalten 
müſſen. Dies wäre bei dem hohen Kapitalbetrage von 
50 000 & für die Beklagten überaus läſtig und wirtſchaftlich 
ſchͤdigend geweſen. Ferner konnte es fein, daß, wie der Be⸗ 
klagte Sch. in ſeinem Schreiben vom 18. Januar 1914 be⸗ 
merkt hat, die Beklagten, als ſie der Aufforderung des Klägers 
zur Abgabe des Schuldanerkenntniſſes vom 31. Juli 1909 
nicht nachkamen, zur Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel, 
wenn Kläger auf ſeine ſofortige Befriedigung beſtanden hätte, 
ohne weiteres in der Lage waren, während nach Verlauf einer 
geraumen Zeit, die der Kläger hätte hingehen laſſen, die 
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Kreditverhältniſſe und die Lage des Geldverkehrs ſich für die 
Geldbeſchaffung ſo verſchlechtert haben konnten, daß es den 
Beklagten Schwierigkeiten bereitete, die nun vom Kläger ver⸗ 
langte Zahlung des Kapitals zu leiſten. Über dieſe Sachlage 
konnte auch der Kläger bei feinem Geſchäftsverkehr als Lebens. 
verſicherungsverein nicht im Zweifel fein. Deshalb erforderten 
es Treu und Glauben mit Rüdfiht auf die Verkehrsſitte, daß 
der Kläger, wenn er auf ſeinem Recht, ſofortige Zahlung des 
Hypothekenkapiials zu verlangen, beharren wollte, die Be⸗ 
klagten nicht hierüber fortdauernd im Ungewiſſen ließ. Wenn 
Kläger Jahre hindurch keine Maßnahmen zur Beitreibung des 
Hypothekenkapitals von den Beklagten traf, er vielmehr fort⸗ 
geſetzt die Zinszahlungen von den Beklagten annahm, ohne die 
Zahlung des Kapitals zu verlangen, ſo mußten die Beklagten 
dieſes ſem Verhalten, wie Kläger ſich ſagen mußte, dahin auf⸗ 
faſſen, daß er gegenüber den Beklagten Rechte daraus, daß fie 
im Jahre 1909 ſeiner Aufforderung zur Abgabe des Schuld⸗ 
anerkenntniſſes nicht nachgekommen ſeien, hinſichilich der Fällig⸗ 
keit des Hypothekenkapitals nicht herleiten wolle. Daher iſt 
unter Anwendung des vorgenannten Grundſatzes auf den vor⸗ 
liegenden Fall das auf die Fälligkeitsbeſtimmung d gegründete 
Recht des Klägers, wegen der im Jahre 1909 erfolgten Ab⸗ 
lehnung des Schuldanerkenntniſſes ſofortige Zahlung des ſonſt 
bis zum 1. Oktober 1918 unkündbaren Kapitals von den Be⸗ 
klagten zu verlangen, als erloſchen zu erachten. Der BerR. 
meint, hier ſei nach dem Wortlaut der Faälligkeitsbeſtimmung 
ausdrücklich ausbedungen, daß das Kapital jederzeit ohne Kün⸗ 
digung eingezogen werden dürfe. Die Reviſion macht hiergegen 
geltend, es ſei dem Kläger nur die Befugnis gewährt, ohne 
die für den Regelfall hinſichtlich der Fälligkeit geltende zeitliche 
Beſchränkung das Kapital einzufordern; die Einziehung ſelbſt 
müſſe innerhalb einer angemeſſenen Friſt erfolgen. Jedenfalls 
mußte der Kläger auch nach der vom BerR. der Fälligkeits⸗ 
beſtimmung gegebenen Deutung in angemeſſener Zeit nach Ein⸗ 
tritt der Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der ſofortigen Ein⸗ 
ziehung des Kapitals den Beklagten zu erkennen geben, daß er 
von ſeinem Recht Gebrauch machen wolle und ſein Recht gegen⸗ 
über den Beklagten verfolgen. Da er dies nicht getan, er 
vielmehr länger als 4 Jahre hindurch ſich ſo verhalten hat, 
daß die Beklagten annehmen mußten, er wolle wegen der Ab⸗ 
lehnung des Schuldanerkennmiſſes im Jahre 1909 von feinem 
Rechte aus der Fälligkeitsbeſtmmung keinen Gebrauch machen, 
iſt er dieſes Rechtes verluſtig gegangen. Nicht allerdings folgt 
daraus, daß die Fälligkeitsbeſtimmung d im Verhältnis zwiſchen 
den Parteien überhaupt ihre Wirkſamkeit verloren hätte. Nur 
auf den einen im Jahre 1909 eingetretenen Fall des Vor⸗ 
liegens der Vorausſetzungen für die ſofortige Fälligkeit des 
Kapitals kann der Kläger die Befugnis, ſofortige Zahlung des 
Kapitals von den Beklagten zu verlangen, nicht mehr gründen. 
Die vertragliche und im Grundbuch für den Kläger eingetragene 
Fälligkeitsbeſtimmung an ſich iſt, wie überhaupt, ſo auch im 
Verhältnis des Klägers zu den Beklagten in Geltung geblieben. 
Der Kläger wäre jederzeit befugt, auf Grund der Fälligkeits⸗ 
beſtimmung ebenſo, wie wenn die Vorgänge im Jahre 1909 
und in der nachfolgenden Zeit nicht eingetreten wären, von 
den Beklagten Abgabe des Schuldanerkenntniſſes zu verlangen 
und, wenn die Beklagten dann der Aufforderung nicht nach⸗ 
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kommen würden, ſofortige Zahlung des Kapitals von den Be⸗ 
klagten zu beanſpruchen. Damit erledigt ſich das vom BerR. 
aufgeworfene Bedenken, daß, wenn nur die Zinſen von den 
Beklagten, die nicht perſönliche Schuldner ſeien, regelmäßig 
entrichtet würden, dem Kläger die Handhabe fehle, in das 
Grundſtück und in das Vermögen des perſönlichen Schuldners 
die Forderung zu vollſtrecken, und er dem Vermögensverfall 
des perſönlichen Schuldners untätig zuſehen müßte. Sch. u. Gen. 
c. Pr. B.⸗V., U. v. 24. März 15, 497/14 V. — Celle. [B.] 

6. $ 138 BGB. Zum Begriff des Wuchers.] 

Die Entſcheidung des BG. beruht auf der Annahme, daß 
der Vertrag vom 8. Juli 1912 nach dem 8 138 Abſ. 2 BB. 
wegen Wuchers nichtig ſei. Die Angriffe, die die Reviſion 
gegen dieſe Annahme und deren Begründung richtet, ſind hin⸗ 
fällig. Richtig iſt, daß unter der „Notlage“ im 8 138 Abſ. 2 
eine dringende Not verſtanden iſt, die den wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtand des von ihr Betroffenen bedroht [vgl. RG. in JW. 1905, 
75° und 1911, 576˙. Daß ſich die Eltern des Beklagten zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes in einer ſolchen Lage befunden haben, 
wird durch die vom BG. in dieſer Beziehung gewürdigten, im 
weſentlichen unſtreitigen Umſtände jedenfalls erbracht und von 
der Reviſion ſelbſt nicht in Zweifel gezogen. Schon die Aus⸗ 
beutung der Notlage der Eltern beim Vertragſchluß mit dem 
Beklagten aber rechtfertigt die Anwendung des § 138 Abſ. 2. 
Das Geſetz ſpricht von der Ausbeutung der Notlage „eines 
anderen“, ohne irgendwie zum Ausdruck zu bringen, daß der 
andere bei dem wucheriſchen Geſchäft als Vertragsgegner be⸗ 
teiligt fein, alſo derjenige fein müſſe, von dem der als Wucherer 
in Betracht kommende „jemand“ ſich oder einem Dritten die 
übermäßigen Vermögensvorteile verſprechen oder gewähren läßt. 
Auch der geſetzgeberiſche Grund der Vorſchrift und der nach dem 
Zuſammenhange des Abſatzes 2 des 5 138 mit deſſen Abſatze 1 
im Tatbeſtande des Wuchers erkannte Verſtoß gegen die guten 
Sitten begründen keinen abweichenden Standpunkt [vgl RG. 
bei Gruchot 55, 886 /8J. Ohne Rechtsirrtum hat das BG. 
übrigens unter Zurückweiſung der Behauptung der Klägerin, daß 
der Beklagte aus der Notlage ſeiner Eltern ein „Spekulations⸗ 
geſchäft“ gemacht habe, auch angenommen, daß die Notlage der 
Eltern des Beklagten für dieſen ſelbſt eine Notlage geweſen ſei. 
Es erwägt, daß der Beklagte keine ſelbſtändige Stellung hatte, 
ſondern von ſeinen Eltern wirtſchaftlich vollſtändig abhängig 
war, und daß die Durchführung des Konkurſes des Vaters und 
der Zwangsverſteigerung auch für ihn nichts übrig gelaſſen und 
ſeine Lage hoffnungslos geſtaltet haben würde. Dem ſteht nicht 
entgegen, daß der Beklagte, wie die Reviſion betont, ſchon 
26 Jahre alt war, alſo nicht mehr in elterlicher Gewalt ſtand, 
und daß er im November 1911 zum Antritt eines Dienſtes 
nach Swakopmund gefahren war. Ohne Grund ferner vermißt 
die Reviſion eine ausreichende Feſtſtellung der Ausbeutung 
der Notlage durch die Klägerin. Das BG. entnimmt der eigenen 
Darſtellung der Klägerin, daß ihr Vertreter Dr. C. die Hoff⸗ 
nungsloſigkeit der wirtſchaftlichen Lage des Beklagten und ſeiner 
Eltern erkannt hat; es hebt hervor, daß die Klägerin ſelbſt den 
bevorſtehenden Zuſammenbruch der Familie und die verzweifelte 
Stimmung des Beklagten und ſeiner Eltern geſchildert hat, und 
es läßt keinen Zweifel über feine Überzeugung, daß die Klägerin 
oder ihr Vertreter dieſe Lage, bei der ſie die Bedingungen, unter 
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denen ſie helfen wollte, vorſchreiben konnte, ausgenutzt hat, um 
ſich Vermögensvorteile verſprechen zu laſſen, die zum Wert ihrer 
Leiſtung in auffälligem Mißverhältnis ſtanden. Dieſe Annahme 
und damit die einer Ausbeutung der Notlage wird auch dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Klägerin durch die Beſchaffung des 
Darlehns von 34 700 & der Notlage des Beklagten und ſeiner 
Eltern in der Geſtalt zur Zeit des Vertragſchluſſes abgeholfen 
hat, und ebenſowenig dadurch, daß ſie, wie die Reviſion betont, 
dem Beklagten und ſeinen Eltern hat helfen wollen. Gegen 
die Feſtſtellung, daß die Vermögensvorteile, die die Klägerin 
ſich für ihre „Hilfe“, nämlich die Beſchaffung des Darlehns, 
im Vertrage vom 8. Juli 1912, hat verſprechen laſſen, den 
Wert dieſer Leiſtung dergeſtalt überſteigen, daß ſie den Um⸗ 
ſtänden nach in auffälligem Mißverhältnis zur Leiſtung ſtehen, 
ſind Angriffe von der Reviſion nicht erhoben, und eine nach 
dem § 559 8PO. von Amts wegen zu berückſichtigende Geſetzes⸗ 
verletzung läßt dieſe Feſtſtellung und ihre Begründung auch nicht 
erkennen. M. G. c. K., U. v. 6. März 15, 483/14 V. — 
Königsberg. [S.] 

* 7. 8139 BGB. Beim Darlehn als Realvertrag iſt 
die Anwendung des 8 139 BGB. ausgeſchloſſen, wenn eine 
für das Darlehn vereinbarte Sicherheitsbeſtellung nichtig iſt; 
der Darlehnsvertrag iſt alſo nicht nichtig. — Wer als geſetz⸗ 
licher Vertreter einer juriſtiſchen Perſon gehandelt hat, darf 
ſich nicht auf die Rechtsungültigkeit der von ihm vorgenommenen 
Handlung zu ſeinem Vorteil berufen.] 

Laut notariellen Vertrages vom 10. Oktober 1911 hat die 
Klägerin der Gewerkſchaft P. J. in B.⸗G., die eine in Rumänien 
liegende Petroleumgrube beſaß, ein Darlehn von 18 800 4 
gewährt, das ſpäteſtens am 10. Oktober 1912 in Höhe von 
22 000 & zurückgezahlt werden ſollte. Zur Sicherheit für die 
Forderung wurden der Klägerin mehrere auf der Grube 
befindliche Gegenſtände [der ſog. „Bohrpark“] verpfändet; 
außerdem übernahmen die 3 Vorſtandsmitglieder der Gewerl⸗ 
ſchaft P. J., darunter der Beklagte, die ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft für die Darlehnsſumme von 22 000 & in Höhe je 
eines Drittels dieſes Betrages, wobei die Klägerin dem Be⸗ 
klagten gegenüber ſich verpflichtete, ſich zunächſt aus den ihr 
verpfändeten Gegenſtänden zu befriedigen und den daraus er⸗ 
zielten Erlös auf den vom Beklagten zu leiſtenden Betrag zu 
verrechnen. Mit der Behauptung, daß das beſtellte Pfandrecht 
an dem ſog. Bohrpark nicht entſtanden und die Gewerkſchaft 
nicht mehr beſtehe, jedenfalls vermögenslos ſei, hat die Klägerin 
Klage mit dem Antrage erhoben, den Beklagten zur Zahlung 
von 7333,33 & nebſt Zinſen zu verurteilen. Der Beklagte, 
der geltend macht, der Vertrag vom 10. Oktober 1911 ſei wegen 
Nichtigkeit der Pfandbeſtellung nichtig, hat die Abweiſung der 
Klage beantragt. Die Vorinſtanzen haben den Beklagten dem 
Klagantrage gemäß verurteilt. Der Beklagte hat rechtzeitig 
und formgerecht die Reviſion eingelegt. Der Reviſion war 
der Erfolg zu verſagen. Die Rüge einer Verletzung des 
5 139 BGB. kommt nach doppelter Richtung hin in Betracht: 
a) Einmal macht der Beklagte geltend, die von ihm über⸗ 
nommene Bürgſchaft ſei um deswillen nichtig, weil die Haupt⸗ 
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verbindlichkeit, nämlich das Darlehnsgeſchäft, nichtig ſei, da das 
der Klägerin zur Sicherheit ihrer Darlehnsforderung in erſter 
Linie beſtellte Pfandrecht der Rechtsverbindlichkeit entbehre. 
Richtig iſt zwar, daß unter den Parteien Einverſtändnis über 
die Nichtigkeit der Pfandbeſtellung beſteht, die offenbar darauf 
beruht, daß eine Übergabe der zum Pfande beſtellten Gegen⸗ 
ſtände an die Klägerin, als Pfandgläubigerin, nicht ſtattgefunden 
hat. Daraus iſt aber keineswegs die Nichtigkeit des Haupt: 
geſchäfts zu folgern; es muß vielmehr angenommen werden, 
daß nach dem Willen der Vertragſchließenden, nämlich der 
Kägerin als Darlehnsgeberin und der Gewerkſchaft P. J. als 
Darlehnsnehmerin, die Nichtigkeit der Pfandbeſtellung auf die 
Gültigkeit des Darlehnsgeſchäfts einflußlos iſt und fein ſollte. 
Es handelt ſich hier nämlich nicht um ein Darlehns⸗ 
verſprechen, ſondern um ein durch Hingabe des Darlehns⸗ 
betrages ſeitens der Klägerin an die Darlehnsnehmerin ab« 
geſchloſſenes Rechtsgeſchäft, alſo um einen ſog. Realvertrag. 
Dieſer wurde endgültig durch Hingabe der Darlehnsſumme 
ſeitens der Darlehnsgeberin und durch deren Empfangnahme 
ſeitens der Darlehnsnehmerin abgeſchloſſen und konnte alſo 
durch eine zur Sicherung der Darlehnsgeberin daneben ab⸗ 
geſchloſſene Pfandbeſtellung hinſichtlich ſeiner Gültigkeit nicht 
mehr in Frage geſtellt werden. Inſofern entbehren das 
Darlehnsgeſchäft und die Pfandbeſtellung ſchon der zur An⸗ 
wendung des 8 139 BGB. erforderlichen Einheitlichkeit. 
Schließen ſchon dieſe Erwägungen die Anwendung des 8 139 
868. auf einen Fall wie den vorliegenden aus, fo kommt 
des weiteren in Betracht, daß, ſelbſt wenn man auch den 
5139 BGB. an und für ſich anwendbar erachten wollte, doch 
ohne weiteres auf der Hand liegt, daß ſowohl vom Standpunkt 
der Darlehnsgeberin, wie der Darlehnsnehmerin anzunehmen 
iR, daß beide das Darlehnsgeſchäft auch ohne Rückſicht auf die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit der Pfandbeſtellung gewollt haben. 
Denn bei Anwendung der Auslegungsregel des 8 139 BGB. 
iſt davon auszugehen, daß der Richter hierbei ermitteln ſoll, 
was die Parteien verſtändigerweiſe gewollt haben können. 
Geht man davon aus, ſo iſt es ausgeſchloſſen, daß die Klägerin 
nicht auch bei Kenntnis von der Nichtigkeit der Pfandbeſtellung 
das Darlehnsgeſchaft gewollt haben ſollte. Denn hatte ſie 
einmal den Darlehnsvertrag durch Hingabe der Darlehnsſumme 
abgeſchloſſen, fo kann fie verſtändigerweiſe auch nur ein Feſt⸗ 
halten an den Beſtimmungen des Darlehnsvertrages ohne 
Rückſicht auf die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Pfandbeſtellung 
gewollt haben, d. h. die Gewährung der verſprochenen Ver⸗ 
inſung, die Zahlung des vereinbarten Betrages und die Rück⸗ 
KAblung zur vereinbarten Zeit durch die Darlehnsſchuldnerin. 
man dagegen die Nichtigkeit des Darlehnsgeſchäfts 

wegen Ungültigkeit der Pfandbeſtellung an, ſo würde der 
Klägerin nur ein Bereicherungsanſpruch, alſo nur ein Anſpruch 
auf Rückgewähr des von ihr wirklich gezahlten Betrages von 
18 800 & zuſtehen und dies auch nur inſoweit, als die Gewerk⸗ 
"haft P. J. zur Zeit der Rückforderung noch um dieſen Betrag 
bereichert war [5 818 Abſ. 3 BGB.]. Daß aber die Klägerin 
auf die ihr zugeſicherte Riſikoprämie von 3200 & hätte ver» 
sihten wollen, weil und wenn die Pfandbeſtellung nichtig war, 
das lann verſtändigerweiſe um fo weniger angenommen werden, 
als fie ſich jene Prämie ſchon in der Annahme hat verſprechen 


laſſen, daß die Rückgabe der Darlehnsſumme noch durch die 
Pfandbeſtellung geſichert war. Zum gleichen Ergebnis gelangt 
man auch vom Standpunkt der Darlehnsnehmerin aus. Könnte 
dieſe überhaupt ſich auf die Nichtigkeit der Pfandbeſtellung 
berufen, um die Anwendbarkeit des 8 139 BGB. herbeizuführen, 
ſo kommt bei Zugrundelegung dieſer Vorſchrift in Betracht, daß 
die Darlehnsſchuldnerin als Pfandbeſtellerin an der Gültigkeit 
des Pfandrechts überhaupt kein Intereſſe hatte Danach muß 
alſo angenommen werden, daß dieſe das Darlehnsgeſchäft auch 
ohne die Pfandbeſtellung, die ihr nur Pflichten auferlegte, 
unzweifelhaft abgeſchloſſen haben würde. b) Hat ſomit das 
BG. — wenn auch auf Grund anderer, als der vorſtehend 
erörterten Erwägungen — mit Recht die Nichtigkeit des 
Darlehnsgeſchäftes verneint, ſo iſt es dem Beklagten auch ver⸗ 
wehrt, ſich auf die Vorſchrift des 8 139 BGB. zu berufen, 
um die Nichtigkeit feiner Bürgſchaftserklärung darzutun. 
Die Pfandbeſtellung ifl zugunſten der Klägerin von den drei 
Vorſtandsmitgliedern der Gewerkſchaft P. J. erklärt worden, 
zu denen auch der Beklagte gehört. Angenommen, der Beklagte 
hätte für ſeine Perſon mit einem ihm gehörigen Gegenſtande 
das Pfand beſtellt, ſo kann es nicht zweifelhaft ſein, daß er, 
um die Unverbindlichkeit ſeiner Bürgſchaft darzutun, nicht hätte 
geltend machen können, die von ihm ſelbſt erklärte Pfand⸗ 
beſtellung entbehre der Rechtswirkſamkeit. Iſt dies richtig, ſo 
muß man auch die weitere Folgerung ziehen, daß da, wo eine 
Partei als geſetzlicher Vertreter einer juriſtiſchen Perſon gehandelt 
hat, es ihr verwehrt ſein muß, die von ihr ſelbſt in rechts⸗ 
ungültiger Weiſe vorgenommene Handlung zu ihrem eigenen 
Vorteil auszunutzen, um dadurch die Ungültigkeits erklärung 
eines anderen mit jenem ungültigen zuſammenhängenden Ge⸗ 
ſchäfts auf Grund des §8 139 BGB. herbeizuführen. Im 
vorliegenden Falle war der Beklagte als Vorſtandsmitglied der 
Gewerkſchaft P. J. verpflichtet, der Klägerin ein gültiges 
Pfandrecht an dem Bohrpark zu beſtellen: hat er dies nicht 
getan, ſo kann er ſich ſeiner in rechtsgültiger Form eingegangenen 
Bürgſchaftsverpflichtung nicht lediglich um deswillen entziehen, 
weil er es unterlaſſen hat, die Verpflichtung der von ihm mit⸗ 
vertretenen Gewerkſchaft, der Klägerin ein gültiges Pfandrecht 
zu beſtellen, ſeinerſeits zu erfüllen. Einem ſolchen Verſuche des 
Beklagten hat daher die Klägerin mit Recht die Gegeneinrede 
der Argliſt entgegengeſetzt [vgl. RG. 85, 108, insbeſ. S. 120). 
W. c. T., U. v. 15. März 15, 593/14 VI. — Berlin. S.) 

+8. 5 203 BGB. Hemmung der Verjährung bei Ver⸗ 
zögerung der Entſcheidung über ein Geſuch, betreffend Be⸗ 
willigung des Armenrechts.] 

Am 12. März 1910 kurz nach 9 Uhr abends fiel die 
damals noch minderjährige Klägerin in der Leiterſtraße zu G. 
über einen dort auf dem Fußſteige liegenden Steinhaufen und 
verletzte ſich. Ihr Vater als ihr geſetzlicher Vertreter verklagte 
zunächſt die Gemeinde G. auf Schadenserſatz, weil ſie den 
Unfall durch die Nichtbeleuchtung des Steinhaufens verſchuldet 
habe, die Klage wurde aber vom LG. abgewieſen. Mit der 
vorliegenden Klage nimmt die Klägerin den Kreis F. in An⸗ 
ſpruch, weil er weder den Steinhaufen beleuchtet noch die 
Gemeinde G. von der Anfuhr der Steine in Kenntnis geſetzt 
habe, iſt aber in beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. Die 
Klägerin hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Der 
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Beklagte hat der Klage neben anderen Einwendungen die Ein⸗ 
rede der Verjährung entgegengeſtellt. In der I. Inſtanz iſt er 
mit ihr nicht durchgedrungen, weil die Klägerin aus tatfächlichen 
Gründen zunächſt nicht habe erkennen können, daß ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten des Kreiſes bzw. ſeiner Beamten vorliege. 
Erſt durch das landgerichtliche Urteil im Vorprozeſſe have ſie 
von den Gründen Kenntnis erhalten, durch die eine Haftung 
der Gemeinde ausgeſchloſſen werde, insbeſondere davon, daß 
der Kreis die Gemeinde nicht von der Anfuhr der Steine 
benachrichtigt habe, es könne daher der Beginn der Verjährung 
nicht vor den 6. Mai 1912 gelegt werden. Abweichend hiervon 
will das BG. die Verjährung jedenfalls im Auguſt 1910 
beginnen laſſen. Es wrd feſtgeſtellt, daß fich die Klägerin 
zunächſt außergerichtlich an die Gemeinde G. wandte, von 
dieſer aber im April 1910 abſchläglich beſchieden wurde. Dabei 
ſei ihr der Inhalt eines Schreibens der Schweizeriſchen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft Winterthur vom 5. April 1910 mitgeteilt 
worden, in dem es hieß, die Renovierungsarbeiten würden von 
dem Kreiſe vorgenommen, möglicherweiſe hätten deſſen Beamte 
für Beleuchtung und Abſperrung des Steinhaufens ſorgen 
müſſen, die Verletzte möge ſich an den Kreis wenden. Der 
Beſcheid der Gemeinde erging mit Kenntnis des Kreisamtes F., 
das als Aufſichtsbehörde unter dem 7. April 1910 der Gemeinde 
anheimgeſtellt hatte, die Klägerin nach dem Schreiben der 
Verſicherungsgeſellſchaft zu bedeuten. Wie ferner feſtgeſtellt 
wird, fanden nunmehr weitere Verhandlungen zwiſchen dem 
Vertreter der Klägerin, dem Kreisamte und der Gemeinde 
wegen Leiſtung von Schadenserſatz ſtatt, die damit endeten, 
daß das Kreisamt unter dem 23. Auguſt 1910 der Klägerin 
eröffnete, nicht der Kreis, ſondern die Gemeinde ſei haftbar. 
Aus dieſen Vorgängen ſchließt der Vorderrichter, daß der 
geſetzliche Vertreter der Klägerin ſchon im April 1910 erfahren 
habe, es handle ſich um eine Kreisſtraße, und daß ſonach der 
Kreis, der für feine Beamten einzustehen habe, als verantwortlich 
zu betrachten ſei. Die Klägerin ſei daher auch in der Lage 
geweſen, gegen den Kreis vorzugehen, und hätte hierzu jedenfalls 
Ende Auguſt 1910 nach der ausdrücklichen Ablehnung jeder 
Haftung alle Veranlaſſung gehabt. Die jetzige Klage ſei erſt 
im Oktober 1913, alſo nach vollendeter Verjährung, erhoben. 
Zuzugeben ſei, daß die Klägerin oder ihr geſetzlicher Vertreter 
Zweifel darüber hätte haben können, ob der Kreis oder die 
Gemeinde mit Ausſicht auf Erfolg habe verklagt werden können; 
aber das ſei unerheblich, es hätte gegen beide geklagt werden 
müſſen. Das BG. ſtellt ſodann noch feſt, daß die Klägerin 
nach Zurücknahme ihrer Berufung im Vorprozeſſe ſchon im 
Januar 1913 um Zulaſſung zum Armenrechte für die Klage 
gegen den Kreis nachgeſucht hat, daß hierauf das LG. unter 
Aktenabgabe mit dem Kreisamte in Verhandlung trat, dieſes 
wiederum mit der Frankfurter Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft 
verhandelte, und daß es erſt am 18. September 1913 zur 
Bewilligung des Armenrechts kam. Es wird anerkannt, daß 
bei normalem Geſchäftsgange die Klage rechtzeitig hätte erhoben 
werden können; hierauf komme es aber nicht an, und es brauche 
daher nicht geprüft zu werden, ob und wie ſich die Verzögerung 
hätte vermeiden laſſen. Schon dieſe letzteren Ausführungen 
geben zu Bedenken Anlaß. Nach 8 852 BGB. verjährt der 
Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung ent⸗ 
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ſtandenen Schadens in 3 Jahren von dem Zeitpunkte an, in 
dem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatz⸗ 
pflichtigen Kenntnis erlangt. Daß dieſer Zeitpunkt mit dem 
Unfalle ſelbſt zuſammenfiele, nimmt der Vorderrichter nicht an, 
ſondern verlegt ihn früheſtens auf den April 1910 und jeden⸗ 
falls auf den Auguſt des gleichen Jahres. Nun handelt es ſich 
um einen Anſpruch, der zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehört; 
mit Rückſicht auf 8 78 ZPO. bedurfte daher die Klägerin zu 
ſeiner Verfolgung im Rechtswege der Tätigkeit eines bei dem 
zuſtändigen LG. zugelaſſenen Rechtsanwalts. Da ſie die Koſten 
eines ſolchen nicht tragen kann, hat ſie den geſetzlich vorgeſehenen 
Weg eingeſchlagen und die Beiordnung eines Rechtsanwalts im 
Armenrecht beantragt. Daß dies rechtzertig geſchah, und daß 
die Klageerhebung vor April und noch mehr vor Auguſt 1913 
möglich geweſen wäre, wenn die Erledigung des Armenrechts⸗ 
geſuchs in der gewöhnlichen Zeit erfolgt wäre, unterliegt keinem 
Zweifel; bis zur Beiordnung eines Anwalts aber war die 
Klägerin an der Rechtsverfolgung verhindert. Es mußte daher 
geprüft werden, ob dieſer Behinderung rechtliche Bedeutung 
zukommt. Nach den jetzt vorliegenden Feſtſtellungen iſt das 
zugunſten der Klägerin anzunehmen. Aus 5 203 Abſ. 2 BGB. 
ergibt ſich, daß die Verjährung gehemmt iſt, wenn der Berechtigte 
in anderer Weiſe als durch Stillftand der Rechtspflege an der 
Rechtsverfolgung durch höhere Gewalt gehindert wird. Als 
höhere Gewalt iſt freilich nicht jeder Zufall anzuſprechen, viel 
mehr muß es ſich um ein von außen her einwirkendes Ereignis 
handeln, das durch die äußerſte, nach der Sachlage von dem 
Betroffenen vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt nicht 
verhütet werden konnte. NG. 64, 405°); 48, 412); NERKEM. 
Anm. 2 zu § 203. Das BG. ſagt nun, daß ſich die Ent 
ſcheidung über das Armenrechtsgeſuch verzögert habe, weil die 
an das Kreisamt abgegebenen Akten nicht vollſtändig zurück 
kamen. Nach der genaueren Darftellung im Urteile des LO. 
wurden ſie im März 1913 dem Kreisamte überſandt und 
gelangten trotz mehrfacher Erinnerung erſt mit einem Schreiben 
vom 27. Auguſt 1913 zurück, zugleich wurde mitgeteilt, es 
laſſe ſich nicht feſtſtellen, wo ſich die Akten befunden hätten. 
Das Fehlen dieſer dem LG. zu ſeiner Beſchlußfaſſung nötigen 
Akten wie auch die geſchäftliche Behandlung des Armenrechts⸗ 
geſuchs überhaupt ſtellt für die Klägerin ein von außen her 
eingreifendes Ereigms dar, das fie in keiner Weiſe voraus⸗ 
zuſehen oder abzuwenden vermochte, und das im gegebenen 
Falle als höhere Gewalt um ſo eher anzuerkennen iſt, als 
irgendwelche geſchäftliche Gewandtheit bei der in einfachen 
Verhältniſſen lebenden Klägerin nicht vorausgeſetzt werden 
kann. Dieſe Auffaſſung entspricht auch der Praxis des NO. 
bei der Auslegung des 5 233 3) O., nach der ein die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand rechtfertigender unabwendbarer 
Zufall dann angenommen wird, wenn ein rechtzeitig eingereichte 
Armenrechtsgeſuch ohne Verſchulden des Antragſtellers fo ſpät 


beſchieden wird, daß eine Wahrung der Frift nicht möglich iſt. 


Warneyer 1911 Nr. 115 und 449. Muß aber ſonach an⸗ 
genommen werden, daß die Verjährung bis zur Zuſtellung des 
über die Bewilligung des Armenrechts ergangenen Beſchluſſes 
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gehemmt war, fo hat das nach 5 205 BGB. die Wirkung, 
daß der betreffende Zeitraum in die Verjährungsfriſt nicht 
eingerechnet wird. Dann war aber die Verjährung im 
Oktober 1913 bei Erhebung der vorliegenden Klage noch nicht 
vollendete. Das angefochtene Urteil war ſomit gemäß 
55 564, 559 ZPO. aufzuheben, ohne daß es einer Prüfung 
nach der Richtung bedarf, ob der Auffaſſung des Vorder⸗ 
richters, die Verjahrung habe mindeſtens Ende Auguſt 1910 
begonnen, beizutreten ſein würde. Zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung, auch über die Koſten der Reviſions⸗ 
inſtan wurde die Sache an das BG. zurückverwieſen. H. c. F., 
U. v. 12. April 15, 652/14 VI. — Darmſiadt. [B.] 

9. 5276 BGB. Der Begriff der Fahrläſfigkeit erfordert 
lediglich, daß ein ſchädlicher Erfolg der eingetretenen Art im 
allgemeinen voraus ſehbar war, ſetzt aber die Erkennbarkeit der 
lonkreten Geſtaltung des Erfolgs nicht voraus.] 

Der Beklagte hat die Klägerin unter 2, die Ehefrau des 
Nitklägers, Ende November 1909 zur Beſeitigung von Warzen 
an der rechten Hand mit Röntgenſtrablen behandelt. Die 
Kläger behaupten, daß er hierbei unter Außerachtlaſſung der 
gebotenen Vorſicht zu Werke gegangen ſei und dadurch Ver⸗ 
brennungserſcheinungen an der Hand hervorgerufen habe, die 
deren Gebrauchs fähigkeit beeinträchtigten. Gegen die Annahme 
der Vorinſtanz, daß der Beklagte fahrläffig die Abdeckung 
der nicht erkrankten Teile der Hand unterlaſſen habe, walten 
rechtliche Bedenken nicht ob. Allerdings bemerkt der Sach⸗ 
verfländige Z., es babe niemand vorausſehen können, daß eine 
ſo tiefgreifende Entzündung, wie eniſtanden ſei, eintreten und 
daraus eine ſo eigenartige und außergewöhnliche Verkrümmung 
der Finger hervorgehen werde. Allein vorher legt der Sach⸗ 
verftändige dar, der Beklagte habe bei Verabfolgung der Voll⸗ 
doſis in einer Sitzung und bei unterbleibender Abdeckung der 
nicht erkrankten Stellen darauf gefaßt ſein müſſen, daß an 
Stelle des einfachen Erythems eine ſtärkere Reaktion erfolge. 
Auch ſchon eine mittelſtarke entzündliche Reaktion könne aber 
eine vorübergehende Gebrauchsſtörung mit ſich bringen und zu 
entſtellenden Veränderungen der Haut führen. Der Sach⸗ 
verſtändige beſtätigt ſonach, daß für den Beklagten bei der von 
ihm angewendeten Methode der Römgenbehandlung der Eintritt 
nachteiliger geſundbeiilicher Folgen vorausſehbar geweſen ſei 
und verneint nur, daß der Beklagte mit dem Auftreten ſolcher 
Folgen in dem Grade habe rechnen müſſen, indem ſie ſich 
tatſächlich eingeſtellt hätten. Damit iſt die Grundlage für die 
Annahme einer Fabrläſſigkeit im Sinne von $ 276 BGB. 
gegeben. Der Begriff der Fahrläſſigkeit erfordert lediglich, daß 
ein schädlicher Erfolg der eingetretenen Art im allgemeinen 
voraue ſehbar war, ſetzt aber die Erkennbarkeit der konkreten 
Geſtalrung des Erfolgs nicht voraus. T. c. D., U. v. 9. April 15, 
666/14 III. — Hamm. [5] 

10. 8 278 BGB. Haftung des Bankiers für fahrläſſig 
falſche Natserieilung durch feinen Angeſtellten vor Abſchluß 
eines Nechtsgeſchäfts.] 

Aus den Gründen: Die Rechtsgrundſätze, ven denen 
der BerR. bei feiner Entſcheidung ausgeht, ſtehen mit der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. im Einklange. Er nimmt 
nicht nur mit Recht an, daß der Bankier, der in Verbindung 
mit einem Veräußerungsgeſchäft über Wertpapiere den Erwerber 
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fahrläſſig falſch berät und ihn dadurch zu dem Erwerbe der 
Wertpapiere veranlagt, auf Grund des zwiſchen ihnen nach der 
Ratserteilung zuſtande gekommenen Vertrags dem Erwerber 
auf Schadenserſatz haftet, ſondern auch daß, wenn die Rats⸗ 
erteilung nicht durch den Bankier ſelbſt, ſondern durch emen 
feiner Angeftellten erfolgt iſt, die Vorſchriſt des 8 278 BGB. 
Anwendung findet. Vgl RG. 42, 131; 67, 3945); JW. 1905, 
5028, 1910 S. 1835, 8082, 1911, 80914; Warnnſpr. 1908 
Nr. 462 S. 350°), Nr. 463 S. 3537); 1915 S. 18 Nr. 16. 
Es handelt ſich hierbei um die Erfüllung einer Nebenverpflichtung 
aus dem Kauf- oder ſonſtigen Veräußerungsvertrage, die nach 
den Grundſätzen dieſes Vertrags zu beurteilen iſt, obwohl fie 
ſchon vor deſſen Abſchluſſe zu erfüllen if: Daß der 5 278 
auch auf vor dem Vertrageſchluſſe zu erfüllende Pflichten Ans 
wendung finden kann, iſt von dem erkennenden Senate nicht 
nur für den hier gegebenen Fall [Warneyer a. a. O. 1915 
S. 18 Nr. 16 ſondern auch für den der Haftung wegen Ber⸗ 
ſchuldens bei den Verhandlungen über einen demnächſt zuſtande 
gekommenen Vertrag ausgeſpiochen worden [JW. 1915, 240] 
Firma E. o. R., U. v 20 April 15, 473/14 III. — Celle. I B.] 
11. 5 399 883. Die Vereinbarung des Ausſchluſſes 
der Abtretung einer Forderung hat die Folge, daß die entgegen 
dem Verbote vorgenommene Abtretung auch dem Zeſſionar 
gegenüber unwirkſam ift ] 
Der Gemeinſchuldner K., der von dem Gutsbeſitzer v. ö. 
2 Landgüter gepachtet hatte, hat auf Grund der Beſtmmungen 
der geforderten Pachtverträge [88 18 bzw. 20) zur Sicher⸗ 
ſtellung der etwaigen Anſprüche des Verpächters ſog. Prös 
numerationskapitalien im Betrage von zuſammen 40 000 4 
entrichtet. In den genannten Beſtimmungen iſt geſagt: „eine 
Zeſſion der Pränumeration kann niemals getrennt vom Pacht⸗ 
grundſtück geſchehen und bedarf der Anerkennung [Agnition] des 
Verpächters“. In der Urkunde vom 29. CTktober 1910 hat der 
Gemeinſchuldner dem Kläger, ſeinem Bruder, zur Sicherung 
aller Anſprüche, die dieſer gegen ihn erworben habe und noch 
erwerben werde, ins beſondere der Anſprüche aus Darlehn und 
Wechſelverbindlichkeiten die ihm aus der Leiſtung der Pacht⸗ 
ſicherheit zuſtehenden Anſprüche gegen den Verpächter ab» 
getieten. Nunmehr verlangte der Kläger nach Einleitung des 
Konkursverfahrens gegen feinen Bruder gegenüber dem Konkurs- 
verwalter, dem der Verpächter einen Teil der Sicherheit zurück⸗ 
gezahlt hatte, in erſter Linie die Feſtſtellung eines Aus⸗ 
ſonderungsrechtes bezüglich der ihm abgetretenen Forderung 
und auf Grund deſſen Ausfolge der an den Konkursverwalter 
bezahlten Beträge bis zur Höhe ſeiner Forderungen an den 
Gemeinſchuldner, in zweiter Linie, fofern das in der Urkunde 
verbriefte Rechtsgeſchäft eine Forderungsverpfändung darſtelle, 
Feſtſtellung feines Abſonderungsrechts und in dritter Linie 
Feſiſtellung feiner Forderung an den Gemeinſchuldner in dem 
vom Beklagten anerkannten Betrage von 15 908 & 53 ꝙ als 
einfache Konkursforderung. Dieſem letzteren Anſpruch iſt unter 
Abweiſung des übrigen Teils der Klage vom LG. entſprochen 
worden. Die Berufung des Klägers wurde vom BG. zurüde 
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gewieſen, auch ſeine Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Das 
BG. hat die Beſtimmung der Pachtverträge über die Abtretbar⸗ 
keit der Forderung des Pächters auf Rückgabe der von ihm 
gestellten Sicherheit dahin ausgelegt, daß, ſolange der Pächter 
die Pachtſache noch habe, die Abtretung ausgeſchloſſen ſein 
ſolle. Dieſe Auslegung iſt nicht rechtsirrtümlich. Die Reviſion 
greift ſie an, weil mit dem Wortlaut des Vertrags die Auf⸗ 
faſſung vereinbar ſei, daß der Pächter die Forderung inſoweit 
an einen Dritten abtreten könne, als ihm nach Aufhebung der 
Pacht noch eine Forderung zuſtehe. Allein das BG. hat feine 
Auslegung näher dahin begründet, der Verpächter habe ein 
Intereſſe daran gehabt, daß der Pächter während der ganzen 
Dauer der Pacht perſönlich der Rückforderungsberechtigte bleibe 
und die Rückzahlung nur an ſich ſelbſt verlangen könne; die 
Sicherheits leiſtung habe nicht nur den Zweck, dem Verpächter 
für den Pachtzins und etwaige Schadenserſatzforderungen 
Deckung zu gewähren; ſie ziele weiterhin darauf ab, den 
Pächter von vornherein zur Vermeidung ſolcher Handlungen 
anzuſpornen, die dem Verpächter das Zugriffsrecht an das 
ſonſtige Vermögen des Pächters geben würden. Dieſe Aus⸗ 
legung, die nicht unberechtigte Intereſſen des Verpächters 
wahrt, iſt möglich und verſtößt nicht gegen Rechtsgrundſätze. 
Hiernach iſt durch Vereinbarung unter den Parteien des Pacht⸗ 
vertrags die Abtretung der Forderung ausgeſchloſſen worden. 
Die Sachlage iſt nicht die, daß durch die Vertragsbeſtunmung 
lediglich das Verhältnis des Schuldners zum Gläubiger und 
deſſen Rechtsnachfolger näher geregelt worden wäre, wie dies 


bei den in der Leipz Z. 1909, 159 und im „Recht“ 1909 Nr. 1814 


abgedruckten reichsgerichtlichen Entſcheidungen zutraf, oder daß 
die Abtretung nur von der Zuſtimmung des Schuldners ab⸗ 
hängig gemacht worden wäre. Der Ausſchluß der Abtretung 
hatte die Folge, daß die entgegen dem Verbote vorgenommene 
Abtretung auch dem Zeſſionar gegenüber unwirkſam war. Daß 
dies dem Willen des Geſetzes entſpricht, ergibt ſich aus der 
Entſtebungsgeſchichte des S 399 BGB. Während der I. Ent⸗ 
wurf des BGB. in § 295 Abſ. 2 die Beſtimmung aufgeſtellt 
hatte, daß durch Rechtsgeſchäfte die Übertragbarkeit einer 
Forderung mit Wirkung gegen Dritte nicht ausgeſchloſſen 
werden könne, hat die 2. Kommiſſion die dem Geſetze ent⸗ 
ſprechende Norm mit der Begründung vorgeſchlagen, es ſei 
kein Gebot des Verkehrsintereſſes, ein gegen Dritte wirkſames 
Abtretungsverbot völlig aus zuſchließen, die Obligation ſei dazu 
beſtimmt, den beſonderen Bedürfniſſen der einzelnen in ihrem 
Verkehr untereinander zu dienen, und der Schuldner habe in 
manchen Fällen ein berechtigtes Intereſſe, auch bei einer Leiſtung, 
die an ſich an einen anderen Gläubiger bewirkt werden könne, ſich 
nur gegenüber dem beſtimmten Gläubiger verbindlich zu machen, 
ſo daß im Sinne des geſchloſſenen Vertrags die verſprochene 
Leiſtung durch den Eintritt des Zeſſionars eine unſtatthafte 
Anderung erfahre. Es wird alſo, wie dies auch ſchon die 
berrſchende Auffaſſung des gemeinen Rechtes war [Windſcheid⸗ 
Kipp II 8 335 zu und in Anm. 5; Seuff Arch. 40, 288; 
Arch Z vPrax. 63. 161; 67, 315], nicht zunächſt ein veräußer⸗ 
liches Recht geſchaffen, dem durch den Ausſchluß der Abtretung 
die Eigenſchaft der Veräußerungsfähigkeit genommen wird, 
ſondern es wird von Anfang an durch Begründung eines höchſt 
perfönlihen Rechts der Macht des Gläubigers die Grenze 
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geſetzt, daß nur er die Leiſtung vom Schuldner ſolle verlangen 
können. Darüber, ob und in welcher Weiſe die Unwirkſamkeit 
der Abtretung durch eine ſpätere Zuſtimmung des Schuldners 
geheilt werden könne, herrſcht Streit [RG. 75, 1428)J. Einer 
Entſcheidung dieſer Frage bedarf es im vorliegenden Falle 
nicht, da eine Zuſtimmung des Schuldners nicht feſigeſtellt iſt. 
Der Kläger hat eine ſolche nicht einmal behauptet, ſondern 


nur ausgeführt, daß der Verpächter die Zuſtimmung in Aus⸗ 


ſicht geſtellt habe, daß ſie aber in der Folgezeit aus irgend⸗ 
welchen Gründen unterblieben ſei. Der Schuldner hat auch 
nach der Konkurseröffnung nicht an den Zeſſionar, ſondern an 
den Beklagten als Konkursverwalter des Gläubigers bezahlt. 
Der Beklagte Konkursverwalter handelt nicht, wie die Reviſion 
meint, gegen Treu und Glauben, wenn er ſich auf den ver⸗ 
einbarten Ausſchluß der Abtretung beruft. Das vom Kläger 
geltend gemachte Ausſonderungsrecht an der abgetretenen 
Forderung würde nur dann zu Recht beſtehen, wenn die 
Forderung zur Zeit des Konkursbeginns zum Vermögen des 
Klägers gehört hätte. Dies iſt aber nicht der Fall, weil der 
Erwerb der Forderung durch den Kläger bis zum Konkurs⸗ 
beginn nicht eingetreten war und die Forderung bis zu dieſem 
Zeitbeginn im Vermögen des ſpäteren Gemeinſchuldners ver⸗ 
blieben war. Der Umſtand, daß der Schuldner nach Konkurs⸗ 
beginn einen Teil der Forderung an den Konkursverwalter 
entrichtet hatte, iſt für die Entſtehung eines Ausſonderungs⸗ 
rechts ohne Bedeutung. Der Konkursverwalter, der kraft 
ſeiner Stellung die Rechte und Intereſſen ſämtlicher Konkurs⸗ 
gläubiger zu wahren hat, handelt nicht gegen Treu und 
Glauben, ſondern pflichtgemäß, wenn er auf Grund der zur 
Zeit des Konkursbeginns gegebenen Rechtslage das von einen 
Konkursgläubiger geltend gemachte Ausſonderungsrecht beſtreitet 
Da endlich nach den zutreffenden und nicht beanſtandeten Aus 
führungen des BG. auch ein Abſonderungsrecht des Klägers 
nicht begründet iſt, ſo war die Reviſion als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. K. c. K. Konkurs, U., v. 26. März 15, 505/14 III. 
— Kiel. B.]. 

12. Haftung einer Erholungsgeſellſchaft aus Vertrag 
und unerlaubter Handlung für die einem Geſellſchaftsmitglied 
durch ungenügende Beaufſichtigung von Bauarbeiten zugefügte 
Körperverletzung.] 

Der Kläger, Mitglied der zu 1 beklagten Geſellſchaft, fiel 
am 30. Auguſt 1912 abends gegen 7 Uhr, als er vom Ge⸗ 
ſellſchaftshaus in den Garten gehen wollte, nach Offnung einer 
ins Freie führenden Türe in einen infolge von Bauarbeiten 
offenſtehenden Schacht und verletzte ſich ſchwer. Er verlangte 
von der Beklagten zu 1 aus Vertrag und unerlaubter Handlung 
Schadenserſatz. Das BG. wies den Kläger mit ſeinem An⸗ 
ſpruch auf Schmerzensgeld gegen die Beklagte zu 1 ab, erklärte 
aber im übrigen den Anſpruch des Klägers gegen beide Be⸗ 
klagte dem Grunde nach zur Halfte für gerechtfertigt. Der 
Kläger und die Beklagte zu 1 haben Reviſion, der Beklagte 
zu 2 hat Anſchlußreviſion eingelegt. Das BG. leitet die 
Haftung der Beklagten zu 1, einer juriſtiſchen Perſon, mit 
Recht aus dem zwiſchen ihr und ihren Mitgliedern beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe ab. Den ſatzungsmäßigen Zweck der Ge⸗ 
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ſellſchaft bildet die geſellige Unterhaltung. Die Beklagte iſt 
verpflichtet, die dieſem Zweck dienenden Räume und ihre Zu⸗ 
gänge, alſo auch den vom Kläger benützten, vom Geſellſchafts⸗ 
baufe zum Garten führenden Gang, zur Verfügung zu ſtellen 
und in einem verkebre ſicheren Zuſtand zu erhalten. Ob man 
dieſe Verpflichtung als eine vertragsmäßige auf den Aufnahme⸗ 
vertrag zuruckführt oder unmittelbar aus der Mitgliedſchaft 
ableitet, iſt für die Haftung der Beklagten belanglos. Die 

Haftung berubt in jedem Falle auf dem zwiſchen der Beklagten 
und ihren Mitgliedern beſtehenden Rechts ver hältniſſe und die 
Beklagte haftet für das Verſchulden ihrer Organe wie bei der 
Erfullung anderer Verbindlichkeiten. Das Verſchulden der 
Geſellſchaftsorgane aber iſt mit Recht darin gefunden worden, 
daß weder eine Benützung der Türe unmöglich gemacht noch 
auch nur ein Warnungszeichen angebracht worden war. Die 
Übertragung der Bauarbeiten an den Beklagten zu 2 enthob 
die Beklagte zu 1 der allgemeinen Aufſichtspflicht nicht, da es 
ſich um den Schutz gegen Gefabren handelte, die auch für die 
Organe der Beklagten als Nichtiachleute erkennbar waren. Die 
Beklagte haftet aber auch wegen unerlaudter Handlung. Das 
BG. meint, es handle ſich um einen rein privaten, dem all⸗ 
gemeinen Verkehr nicht geöffneten Ausgang, überſieht aber 
dabei, daß die Geſellſchafteräume und ibre Zuaänge nicht nur 
den Mügliedern für ihre Perſon, ſondern auch ihren Ans 
gehörigen und den eingeführten Fremden, ferner ſolchen Per⸗ 
ſonen offen ftanden, die Mitglieder vorübergehend im Geſellſchafis⸗ 
hauſe aufzuſuchen Anlaß hatten. Die Beklagte zu 1 hat alſo 
m den ihrer Verfügungsgewalt unterſtehenden Räumen einen, 
wenn auch nur beſchränkren Verkehr eröffnet und iſt daher allen 
Perſonen, die jene Räume befugterweiſe benutzen, auch den 
Mit. liedern ſelbſt, ur beſchadet der dieſen zuſtehenden beſonderen 
Rechte, für die Sicherheit des Verkehrs nach $ 823 Abf. 1 
BGE. haftbar. Der Kläger hat daher, ſoweit fein Anſpruch auf 
Schadenzerſatz überhaupt begründet iſt. Schmerzensgeld (5 847 
BGB.) auch von der Beklagten zu 1 zu beanſpruchen. H. c. E. 
und Gen., U. v 16. März 15, 476/14 III. — Düſſeldorf. [S.] 

13. 5 826 BGB] 

. Klär erm vertreibt gewerbsmäßig Wandhaken zum Auf⸗ 
hängen von Bildern uſw., die ſie X. Haken nennt und für 
welche ſie im Jabre 1911 die drei Warenzeichen Nr 132 687, 
143 165 und 152 435, darunter das Wortzeichen „Iks“ erwirkt 
bat. Die Befugnis zum Vertrieb leitet ſie aus einer ihr von 
M. L. in St. erteilten Lizenz her. L hat für die Haken den 
Schutz der deutſchen G- brauchsmuſter Nr. 390 771 angemeldet 
am 2. Auguſt 1909] und Nr. 406 993 [angemeldet am 4. Januar 
1910) erworben. Die Beklagte ſtellt Haken her, die mit denen 
der Klägerin völlig übereinſtimmen, nur tragen ſie nicht wie 
dieſe den eingeſtanzten Vermerk DRG M. Die Beklagte vertrieb 
dieſe Haken gewerbsmäßig unter der Bezeichnung „Nix⸗Haken“ 
oder ſpäter als „N rofir: Hafen“. Klägerin hat beim LG. und 
demnächſt beim OLG. für die Dauer der I. Inſtanz und ſpäteſtens 
mit dem 31. Okiober 1913 erlöſchend einſtweilige Verfügungen 
im Sinne ihrer Verbots anträge erwirkt In der mündlichen 
Verhandlung. zur Hauptſache vor dem LG, hat fie den Klage⸗ 
antrag hinſichtlich des Verbots dahin formuliert, daß der Be 
klagten unterſagt werde, Wandhaken in der Ausſtattung der 
mit der Klage vorgelegten 1. zu vertreiben, 2. unter der Bes 
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zeichnung Nixofix⸗Haken in Mitteilungen, die für einen größeren 
Perſonenkreis beſtimmt ſind, abzubilden oder anzupreiſen. Nach 
den Erklärungen der Reviſionsklägerin in der Vorinſtanz hat 
fie ihren Anſpruch nicht mehr auf den Gebrauchsmuſterſchutz 
geſtützt. Denn dieſer hätte ſie berechtigt, der Beklagten die 
Herſtellung und den Vertrieb der X- Haken ſchlechthin und ohne 
Rückſicht auf die Bezeichnung, unter der fie ſtattfindet, zu unter 
ſagen. Inzwiſchen iſt auch M. L, der Inhaber der Gebrauchs⸗ 
muſter, zur Einwilligung in deren Löſchung durch Entſcheidung 
des KG. vom 21. Oktober 1914 verurteilt. Dieſe Entſcheidung 
iſt zutreffend, weil den Gebrauchsmuſtern des L. gegenüber dem 
durch das amerikaniſche Patent Nr. 674 438 vom Jahre 1901 
offenbarten kein ſchutzfähiger er finderiſcher Gedanke mehr inne⸗ 
wohnt. Soweit ſich die Reviſion der Klägerin gegen die 
rechtliche Beurteilung des Geſamtverhaltens der Beklagten unter 
dem Geſichtspunkt des 8 826 BGB. richtet, iſt fie begründet. 
Die Feſtſtellungen der Vorinſtanz ergeben, daß die Beklagte 
die X⸗Haken der Klägerin in bezug auf Größe, Form, Farbe, 
Ausſtattung ſklaviſch nachgeabmt und daß fie dieſe ihre Haken 
unter Bezeichnungen, die auf Täuſchung des Publikums berechnet 
find [als ob fie ein Fabrikat der Klägerin ſeien], in den Verkehr 
gebracht hat. Während die Klägerin ihre Haken E- Haken nennt 
und ſich auch die Silbe „Iks“ als Wortzeichen hat ſchützen 
laſſen, hat die Beklagte die von ihr hergeſtellten Haken als 
„Nix- Haken“ verkauft. Sie hat zwar kurz vor Erhebung der 
Klage dieſe Bezeichnung in „Nixofix-Haken“ umgeändert; allein 
dies geſchah offenbar mit Rückſicht auf die ihr drohende Klage, 
und iſt auch nicht geeignet, das Verhalten der Beklagten in 
einem anderen Lichte erſcheinen zu laſſen. Das Charakteriſtiſche 
der Bezeichnung liegt in der Silbe „Iks“; ſie kommt in der 
neuen Bezeichnung Nixofix ſogar zweimal vor. Dem konſumierenden 
Publikum prägt ſich die Klangfarbe der Silbe ein. Wo ihm 
die Ware „Iks⸗Haken“ nicht gleichzeitig gegenüberſteht, wird 
es ſich nicht darum kümmern, ob es die Haken früher als Iks⸗ 
Haken oder unter einer ähnlich klingenden Bezeichnung bezogen 
hat. Das OLG. hat daher rechtlich geirrt, als es die 
Verwechſlungsfähigkeit der beiden Bezeichnungen verneinte. Wäre 
es der Beklagten, als ſie zu der Bezeichnung Nixofix überging, 
ernſtlich darauf angekommen, Verwechſlungen ihres Fabrikates 
mit dem der Klägerin vorzubeugen, ſo hätte ſie dies leicht be⸗ 
wirken können durch die Wahl irgendeiner anderen Bezeichnung 
der Haken, in der die Silbe Iks nicht vorkommt, z. B. als 
Nemſcheider Haken, nach ihrem Urſprungsort, falls dies Wort 
frei iſt. Sie hat aber offenſichtlich gerade eine Bezeichnung 
gewählt, die dieſe Silbe enthält, ſogar doppelt enthält, zu dem 
Zwecke, bei dem kaufenden Publikum die irrige Meinung zu 
erwecken, es handle ſich um das von der Klägerin vertriebene 
und eingeführte Fabrikat. Durch dieſes Verfahren hat die 
Beklagte in einer gegen den geſchäftlichen Anſtand und die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe der Klägerin vorſätzlich Schaden 
zugefügt. Sie hat den von der Klägerin für ihr Fabrikat er⸗ 
worbenen Markt durch unlautere Mittel an ſich zu reißen 
geſucht. Ob in dem Verhalten der Beklagten zugleich ein Ver⸗ 
ſtoß gegen das Unl WG. gelegen iſt, kann hier dahingeſtellt 
bleiben, da der Klageanſpruch darauf nicht geſtützt iſt und eine 
ſo begründete Klage auch bei den Hamburger Gerichten im 
Hinblick auf 5 24 dieſes Geſetzes nicht hätte . eden 
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können. Das Verhalten der Beklagten rechtfertigt das beantragte 
Verbot, da die Beklagte auch während des Prozeſſes an der 
Auffaſſung feſtgehalten hat, ſie ſei berechtigt, die dem klägeriſchen 
Fabrikat genau nachgeahmten Haken unter der [nach dem Aus⸗ 
geführten] auf Täuſchung des Publikums berechneten und zur 
Verwechſlung mit dem klägeriſchen Fabrikat geeigneten Bezeichnung 
zu vertreiben. X⸗H.⸗G. c. S., U. v. 6. März 15, 309/14 I. — 
Hamburg. [S.] 

14. Anwendung der Vorſchrift des §8 829 BGB. auf 
einen Tatbeſtand des 8 836 BGB.] 

Der Kläger hat am 16. März 1909 im Hauſe Nr. 34 
an der Bergſtraße in B., das damals dem wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigten R. A. gehörte, bei Benutzung des Fahr⸗ 
ſtuhls einen Unfall dadurch erlitten, daß das Seil des Fahr⸗ 
ſtuhls riß und der Kläger mit dem Fahrſtuhl abſtürzte. Er 
verlangt von den Beklagten unter 1 als den Erben des A. 
Schadenserſatz. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das KG. 
hat den Anſpruch des Klägers dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Nachdem letzteres Urteil in der Reviſionsinſtanz 
aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen 
worden war, hat nunmehr das KG. die Berufung des Klägers 
gegen das landgerichtliche Urteil zurückgewieſen. Das BG. 
ſieht in dem Abreißen des Tragſeiles und dem Abſtürzen des 
Fahrſtuhls eine Ablöſung von Teilen eines Gebäudes oder 
eines mit dem Grundſtücke verbundenen Werkes; es erachtet 
jedoch eine Haftung des A. aus 8 836 BGB. nicht für 
gegeben, weil eine ſolche Haftung nur bei vorliegendem Ver⸗ 
ſchulden des Beſitzers Platz greife, A. aber zur Zeit des Unfalls 
ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden 
Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe 
[s 827 BGB.]. Inſoweit befindet ſich das Urteil im Einklange 
mit dem früheren in der Sache ergangenen Reichsgerichtsurteil 
und wird auch von der Reviſion nicht angegriffen. Dagegen 
meint die Reviſion, eine Haftung des verſchuldens unfähigen 
Gebäudebeſitzers könne gleichwohl deshalb eintreten, weil er für 
ein ſeinem Vormunde zur Laſt fallendes Verſchulden einzuſtehen 
habe; denn 5 836 lege dem Gebäudebeſitzer Verpflichtungen 
auf, die als Legalobligation vollſtändig der Kontrakts obligation 
rechtlich gleich zu erachten ſeien; bei der Erfüllung dieſer 
Obligation werde der Geiſteskranke durch ſeinen Vormund ver⸗ 
treten und gemäß 8 278 BGB. habe er das Verſchulden des 
Vormundes in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Ver⸗ 
ſchulden. Das iſt nicht richtig. Irgendeine zivilrechtliche 
Verbindlichkeit des Gebäudebeſitzers beſteht inſolange nicht, als 
nicht der Zuſtand des Gebäudes Veranlaſſung zur Entſtehung 
eines Schadens gegeben hat. Wohl iſt in der Rechtſprechung 
häufig die Rede davon, daß der Beſitzer die Verpflichtung habe, 
das Gebäude in ordnungsmäßigem, die Gefährdung anderer 
ausſchließendem Zuſtande zu erhalten. Aber dieſe Verpflichtung 
ſteht keineswegs einer ſchuldrechrlichen Verbindlichkeit gleich, wie 
ſich ſchon aus dem Fehlen eines Forderungsberechtigten ergibt; 
ſie iſt vielmehr nur ein Sonderfall der allgemein jedem Menſchen 
obliegenden Pflicht, im Verkehr ſein Verhalten ſo einzurichten, 
daß dabei Benachteiligungen anderer möglichſt vermieden werden. 
Eine rechtliche Wirkung erzeugt jene Verpflichtung erſt dann, 
wenn ihre Nichteinhaltung einen andern geſchädigt hat. Wäre 
die Anſchauung der Reviſion über das Beſtehen einer allgemeinen 
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obligatoriſchen Verpflichtung des Gebäudebeſitzers zutreffend, 
dann hätte es der Vorſchrift in 8 908 BGB. nicht bedurft, 
durch welche beſtimmten Perſonen das Recht zugebilligt wird, 
durch Herantreten an den Beſitzer eine Verbindlichkeit der 
bezeichneten Art zur Entſtehung zu bringen. Es fragt ſich 
ſodann, ob etwa der in der Rechtslehre mehrfach vertretenen 
Anſchauung beigepflichtet werden könnte, wonach gerade im 
Falle des 5 836 eine Ausnahme von dem ſonſt geltenden 
Grundſatze gemacht werden ſoll, daß der Entmündigte für das 
Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters nicht zu haften hat, 
fo daß in dieſem Falle 8 278, wenn auch nicht unmittelbar, 
ſo doch finngemäß anwendbar wäre. Die Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. Die Haftung des Gebäudebeſitzers weiſt keine ſolche 
Beſonderheit auf, daß gerade für ſie die Durchbrechung eines 
allgemeinen Rechtsſatzes von grundlegender Bedeutung aus 
bloßen Zweckmäßigkeitserwägungen gerechtfertigt erſcheinen 
könnte. Allerdings kann gegenüber einem verſchuldensunfähigen 
Gebäudebeſitzer der in 8 836 gewährte Schutz verſagen; aber 
darin liegt keine Beſonderheit. Die Gefahr, daß jemand durch 
das Verhalten eines Schuldunfähigen geſchädigt wird, ohne ihn 
dafür haftbar machen zu können, beſteht auch auf anderen 
Gebieten. Bei Gebäudeſchäden iſt zudem für ſolche Fälle, in 
denen ein nutzungs berechtigter geſetzlicher Vertreter vor⸗ 
handen iſt, Abhilfe durch § 838 getroffen; in Fällen, in denen 
ein Verſchulden des geſetzlichen Vertreters vorliegt, kamm der 
Geſchädigte den letzteren auf Grund des 8 823 in Anſpruch 
nehmen, und ſchließlich iſt, wie unten zu erwähnen, eine billige 
Ausgleichung der Intereſſen auf Grund des 8 829 möglich. 
Hiernach beſteht kein zwingender Anlaß, eine dem Geſetze fremde 
Haftung für Verſchulden des geſetzlichen Vertreters im Falle 
des 8 836 anzunehmen. Dagegen kann dem BG. inſoweit 
nicht zugeſtimmt werden, als es die Anwendung des $ 829 
ablehnt. Nach dem Wortlaute dieſer Vorſchrift hat es alle: 
dings den Anſchein, als ob fie im Falle des 8 836 nicht 
anwendbar wäre. Aber wenn man die Natur der in 8 836 
behandelten Haftung näher ins Auge faßt, ergibt ſich, daß hier 
keineswegs, wie in 88 833 Satz 1, 835, eine Haftung von 
beſonderer Art aufgeſtellt wird, ſondern nur für einen beſonderen 
Fall und unter Umkehrung der Beweislaſt diejenige Haftung 
behandelt wird, welche in 8 823 allgemein für den Fall vor⸗ 
geſchrieben iſt, daß jemand durch Außerachtlaſſung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt ein Recht eines anderen wider⸗ 
rechtlich verletzt. Schon im Urteile des VI. Senats vom 
30. Oktober 1902 [RG. 52, 373 ff. o)] iſt auf S. 377 ausgeführt, 
die Singularität der Vorſchrift des 8 836 reiche nicht über die 
Verteilung der Beweislaſt hinaus, im übrigen liege nur em 
Anwendungsfall der aus 8 823 ſich ergebenden Haftung vor. 
Bildet aber § 836 nur einen Anwendungsfall des 8 823, ſo 
rechtfertigt die Erwähnung des letzteren Paragraphen in 9 89 
die Anwendung dieſer Vorſchrift auch für den Fall des 5 836. 
Irgendein innerer Grund, welcher es rechtfertigen könnte, dit 
Anwendbarkeit des 8 829 auf Gebäudeſchäden auszuſchließen, 
iſt nirgends erſichtlich. Das Urteil des VI. Senats in RE. 
74, 14510) ſteht nicht entgegen. Dort iſt allerdings gejagt, daß 
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8 829 auf andere Arten unerlaubter Handlungen nicht aus⸗ 
gedehnt werden dürfe, und dabei auch 5 836 angeführt. Aber 
jenes Urteil ſteht ſelbſt auf dem Standpunkte, daß 8 829 über 
ſeinen Wortlaut hinaus anwendbar ſei, und die Bemerkung, 
wonach im Falle von 8 836 eine andere Art von unerlaubter 
Handlung vorliege, gehörte nicht zur Begründung der damaligen 
Entſcheidung, ſondern iſt nur nebenbei gemacht worden. Auch 
die Erwägung, daß der Entmündigte den Schaden nicht ver⸗ 
urſacht haben könne, weil die Vorkehrung der zur Abwehr 
erforderlichen Maßregeln nicht ihm, ſondern ſeinem Vormund 
obgelegen habe [vgl Motive zum BGB. Bd. II S. 734), 
greift im Falle des § 836 nicht durch. Denn die Frage, wer 
den Schaden verurſacht hat, braucht hier nicht weiter unterſucht 
zu werden, da das Geſetz eben den Beſitzer des Gebäudes als 
den Verurſacher des Schadens angeſehen wiſſen will. Läge 
die Sache ſo, daß A. zwar verſchuldensunfähig, aber gleichwohl 
ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre, dann wäre ohne 
weiteres erkennbar, daß er ſelbſt als derjenige behandelt werden 
muß, der den Schaden verurſacht hat. Die Aufftellung eines 
geſetzlichen Vertreters ändert in dieſer Hinſicht die Sachlage 
nicht. Hiernach bedarf es noch einer Prüfung, ob nicht dem 
Kläger nach den gegebenen Umſtänden ein Anſpruch auf 
Schadloshaltung im Sinne des § 829 BGB. zuzubilligen iſt. 
R. c. W. u. Gen., U. v. 4. März 15, 509/14 IV. — Berlin. [S.] 

15. Inhalt der Teſtamentserklärung des § 2238 BGB.; 
Vorbeſprechungen und Vorverhandlungen dazu brauchen nicht 
vor den Teſtamentszeugen vorgenommen zu werden. — Wann 
hat das Prozeßgericht Sachverſtändige zu hören 7! 

Der Kläger, welcher gegenüber einem äußerlich ordnungs⸗ 
mäßigen Teſtament die Nichtigkeit des Errichtungsakts wegen 
außergewöhnlicher, regelmäßig nicht zu vermutender Mängel 
behauptet und aus folder für ſich Rechte herleitet, hat die 
Beweislaſt für das Vorliegen der Mängel [RG. 76, 94 )]; er 
muß daher unterliegen, wenn ihm der Nachweis mißlungen iſt, 
daß gegen die Beſtimmung des 8 2239 BGB., nach der die 
bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen, die 
beiden Teſtamentszeugen des 8 2233, während der ganzen Ver⸗ 
handlung zugegen ſein müſſen, verſtoßen iſt. Die ganze Ver⸗ 
handlung umfaßt die Teſtamentserklärung des 8 2238, die 
mündliche Erklärung des letzten Willens des Erblaſſers an den 
Notar, die nicht in ausführlicher oder zuſammenhängender Rede 
zu erfolgen braucht, vielmehr auch im Wege der Rede und 
Gegenrede, Frage und Antwort zwiſchen dem um die 
Teſtamentsaufnahme angegangenen Notar und dem Erblaſſer 
zum Ausdruck gelangen kann, und bei der auch Niederſchriften 
benutzt werden können, alſo auch Aufzeichnungen oder ein 
Protokollentwurf, die ein mit einer vorläufigen Verhandlung 
mit dem Erblaſſer über den Inhalt der von ihm abzugebenden 
Willenserklärung vom Notar beauftragter Bureauaſſiſtent als 
Ergebnis dieſer Verhandlung feftgelegt hat. Die Zeugen müffen 
nur bei der dieſer Vorbeſprechung und Vorverhandlung folgenden, 
ſich vor ihnen abſpielenden Verhandlung zwiſchen dem Notar 
jelbft und dem Erblaſſer und bei der hierbei vom Erblaſſer 
abgegebenen mündlichen Erklärung zugegen ſein und aus der 
Verhandlung und Erklärung klar zu erkennen vermögen, 
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worauf der wirkliche Wille des Erblaſſers gerichtet geweſen ift 
(RG. 63, 8712). Hat daher der Kläger den Nachweis nicht 
geführt, daß die beiden vom Notar St. zur Verhandlung vom 
15. Dezember 1911 zwiſchen ihm und dem Erblaſſer zugezogenen 
Zeugen S. und Sä. bei dieſer Verhandlung nicht zugegen 
geweſen ſind, oder daß ſie nur bei einem Abſchluſſe ſolcher 
Verhandlung zugegen waren, aus dem ſie den tatſächlich vorher 
dem Notar erklärten Willen des Erblaſſers nicht erkennen 
konnten, ſo verſagt die Anfechtung des Teſtaments wegen des 
angeblichen Formmangels. Der BerR. hatte Beweiserhebung 
durch Vernehmung des Medizinalrats T. darüber beſchloſſen, 
ob der Erblaſſer ſich am 15. Dezember 1911 in einem die 
freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befunden hat; das Gutachten ſollte 
nach Erhebung des Zeugenbeweiſes ſchriftlich erſtattet werden. 
Nach der Erhebung des Zeugenbeweiſes hat das Gericht von 
der Erforderung des Gutachtens abgeſehen. Der Beweisbeſchluß 
iſt nur eine prozeßleitende Handlung; das Gericht iſt daher 
befugt, ihn jederzeit zurückzunehmen. Die Reviſion bezweifelt 
auch die Berechtigung des Gerichts zu ſolcher Zurücknahme im 
allgemeinen nicht; ſie glaubt aber im vorliegenden Falle die 
Nichtausführung des Beſchluſſes um deswillen beanſtanden zu 
können, weil das von ihm dem Gerichte vorgetragene Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. H. zum mindeſten erhebliche Zweifel 
an dem Geiſteszuſtande des Erblaſſers im Zeitpunkt der 
Teſtamentserrichtung habe hervorrufen müſſen, und das Gericht 
deshalb nicht habe verſäumen dürfen, darzulegen, woher es 
ſeine Sachkunde herleitet, daß das immerhin auch durch Zeugen⸗ 
ausſagen erwieſene abnorme Verhalten des L. beſtimmt nicht 
auf Geiſtesſtörung beruhe. Die Zuziehung von Sachverſtändigen 
ſteht im freien richterlichen Ermeſſen; das Gericht iſt berechtigt, 
die Anträge der Parteien auf Zuziehung von Sachverſtändigen 
dann abzulehnen, wenn es ſich nach pflichtgemäßem Ermeſſen 
eine als Überzeugung genügende eigene Sachkunde zutraut; es 
kann für dieſe Sachkunde Erkenntnisquellen jeder Art, alſo 
auch Erfahrungstatſachen, verwerten, wenn dieſe nur dem 
Gerichte in ſeiner Mehrheit bekannt ſind; es kommt nicht darauf 
an, ob es dieſe Erfahrungstatſachen gerade im vorliegenden 
Prozeſſe kennen gelernt hat. Traut ſich das Gericht auf Grund 
ſolcher Erkenntnisquellen eigene Sachkunde zur Entſcheidung 
der in dem erlaſſenen, aber zurückgenommenen Beweisbeſchluſſe 
aufgeworfenen Frage zu, ſo kann es von der Vernehmung des 
Sachverſtändigen abſehen, und das Waltenlaſſen dieſes freien 
Ermeſſens unterliegt nicht der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts. Hier hat der BerR. eingehend erörtert, weshalb er 
auf Grund ſeiner Würdigung des Ergebniſſes des Zeugen⸗ 
beweiſes das Gutachten des Dr. H. nicht für überzeugend in 
der zu entſcheidenden Frage hält, ob ſich der Erblaſſer am 
15. Dezember 1911 in einem die freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Zuſtande krankhafter Störung befunden hat, und 
feine von dieſem Gutachten abweichende Überzeugung von dem 
tatſächlichen Geiſteszuſtande des Erblaſſers auf die Bekundungen 
von 4 Arzten, die den Erblaſſer um die fragliche Zeit herum 
behandelt haben und ihn genau kannten, ſowie diejenigen einer 
Reihe von Zeugen und auf die ihm bekannte Erfahrungs- 
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tatſache gegründet, daß Erſcheinungen, die andere Zeugen be⸗ 
kundet haben, die Folgen reichlichen Alkoholgenuſſes ſein können, 
dem ſich, wie das Gericht wiederum als Ergebnis des Zeugen⸗ 
beweiſes feſtſtellt, der Erblaſſer damals öfters ergeben hat, 
und aus dieſen Bekundungen und der angegebenen Erfahrungs⸗ 
tatſache die Überzeugung gewonnen, daß dieſe Erſcheinungen 
bei dem Erblaſſer auch tatſächlich die Folgen ſolchen Genuſſes 
und nicht Kennzeichen einer Geiſteskrankheit geweſen ſind. Bei 
der Überzeugung des Gerichts davon, daß der Erblaſſer am 
15. Dezember 1911 nicht geiſteskrank war, hatte es keinen 
zwingenden Anlaß, einen Sachverſtändigen noch über die Frage 
zu hören, ob nach deſſen Meinung der Erblaſſer doch etwa 
am genannten Tage geiſteskrank geweſen ſein könnte oder gar 
geweſen war. Das Gericht hat mit ſeiner Beweiswürdigung 
und der in ihr ausgeſprochenen eigenen Überzeugung über den 
Geiſteszuſtand des Erblaſſers am 15. Dezember 1911 der ihm 
obliegenden Pflicht und den geſetzlichen Vorſchriften genügt; 
es hat keinesfalls durch die Nichtvernehmung eines Sach⸗ 
verſtändigen das Geſetz verletzt; nicht auf die Anſicht oder die 
Überzeugung eines Sachverſtändigen, ſondern allein auf die 
Überzeugung des Gerichts iſt das Urteil zu gründen. Darin, 
daß die Beweiswürdigung nicht im Sinne des Klägers aus⸗ 
gefallen iſt, liegt ebenſowenig eine Geſetzesverletzung, wie eine 
ſolche durch die Anzweifelung des tatſächlichen Vorhandenſeins 
der vom Gerichte für ſich in Anſpruch genommenen Sachkunde 
ſeitens der Reviſion in der Frage dargetan werden kann, ob 
die von Zeugen bekundeten, vom Gerichte gewürdigten einzelnen 
Erſcheinungen beim Erblaſſer eine Folge des Alkoholgenuſſes 
ſein konnten. L. c. K. u. Gen., U. v. 18. März 15, 564/14 IV. 
— Karlsruhe. [S.] 

16. Teſtamentsform nach §S 2244 Abſ. 2 BGB. Be 
deutung der Bezeichnung der klagenden Ehefrau als „im Bei⸗ 
ſtande ihres Ehemannes“ klagend.] 

In den Urteilen der Vorinſtanzen iſt in Übereinſtimmung 
mit der Klageſchrift bei der Bezeichnung der klagenden Partei 
unter Nr. 1 die Beſitzerfrau M. S. geb. Sp. im Beiſtande ihres 
Ehemannes aufgeführt. Dieſe unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts üblich geweſene Ausdrucksweiſe kann unter der Herrſchaft 
des neuen Rechts, das die Zuziehung des Mannes zu Pro⸗ 
zeſſen der im geſetzlichen Güterſtande lebenden Ehefrau nicht 
verlangt, der Regel nach nur dahin verſtanden werden, daß 
damit die Zuſtimmung des Mannes zur Prozeßführung der 
Frau kenntlich gemacht werden ſoll, der Mann aber nicht als 
Partei neben der Frau auftreten will. Beſondere Umſtände, die 
für den vorliegenden Fall eine abweichende Auffaſſung zu recht⸗ 
fertigen vermöchten, ſind nicht erſichtlich; die Mitunterzeichnung 
der Prozeßvollmacht durch den Mann nötigt nicht zu der An⸗ 
nahme, daß er als Mirkläger im Prozeſſe habe auftreten wollen 
(RG. 60, 86 18); WarnRſpr. 1908 S. 469 Nr. 593]. Demgemäß 
iſt es nicht zu beanſtanden, daß das BG., wie ſich aus der im 
Tatbeſtande des BU. mehrfach wiederkehrenden Bezeichnung der 
Klagepartei als „Klägerinnen“ ergibt, den Ehemann S. nicht 
als Partei angeſehen hat. Daraus rechtfertigt es ſich aber, 
einerſeiis im Kopfe des Urteils bei der Bezeichnung der Klage⸗ 
partei den Namen des Ehemannes S. wegzulaſſen, andererſeits 
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den wegen der Einberufung des Ehemannes S. zu einem mobilen 
Truppenteil geſtellten Ausſetzungsantrag abzulehnen. In der 
Sache ſelbſt iſt der Reviſion der Erfolg zu verſagen. Bei der 
unter Zuziehung eines Dolmetſchers erfolgenden Errichtung des 
Teſtaments eines Sprachfremden muß nach § 2244 Abſ. 2, 3 BGB. 
das Protokoll in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
überſetzt, die Überſetzung von dem Dolmeiſcher angefertigt oder 
beglaubigt und vorgeleſen werden und das Protokoll die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die Überſetzung an⸗ 
gefertigt oder beglaubigt und ſie vorgeleſen hat. Wie der 
Wortlaut des Geſetzes ergibt, handelt es ſich bei dieſen Er⸗ 
forderniſſen um zwingende Formvorſchriften, deren Nichtbeachtung 
nach 8 125 Satz 1 BGB. die Nichtigkeit des Teſtaments zur 
Folge hat. Das Protokoll vom 31. März 1909, das über die 
Vorgänge bei der Teſtamentserrichtung des A. Sp. aufgenommen 
iſt, enthält den Vermerk, das Protokoll ſei dem Teſtator deutſch, 
die litauiſche Uberſetzung vom Dolmetſcher litauiſch vorgeleſen, 
es fehlt aber die Feſtſtellung, daß die Überſetzung von dem 
Dolmetſcher angefertigt oder beglaubigt ſei. Die Reviſion ſucht 
nachzuweiſen, daß das Protokoll zuſammen mit der ihm als 
Anlage beigefügten Überlegung zuverläſſig die Anfertigung der 
Überfegung durch den Dolmetſcher ergebe und daß daher trotz 
des Fehlens der ausdrücklichen Feſtſtellung dieſer Tatſache die 
Formvorſchrift des 8 2244 Abſ. 3 BGB. als erfüllt anzuſehen 
ſei. Sie verweiſt insbeſondere darauf: 1. daß in dem Protokoll 
unter den mitwirkenden Perſonen auch der Amtsgerichtsſekretär 
B. als litauiſcher Dolmetſcher aufgeführt iſt; 2. daß nach dem 
Inhalte des Protokolls bei der „Aufnahme“ des Teſtaments 
mit Hilfe des Dolmetſchers verfahren iſt; 3. daß nach proto⸗ 
kollariſcher Feſtſtellung der Richter erklärt hat, der Uitauiſchen 
Sprache nicht mächtig zu ſein, der Dolmetſcher aber die Ver⸗ 
ſicherung der getreuen und gewiſſenhaften Übertragung abgegeben 
hat; 4. daß der Dolmetſcher die Uberſetzung unter Verſicherung 
der Richtigkeit der Übertragung unterſchrieben bat; 5. daß durch 
die Nichtöffentlichkeit der Verhandlung die Tätigkeit einer anderen 
Perſon als des Dolmetſchers bei der Anfertigung der Über⸗ 
ſetzung ausgeſchloſſen ſei. Dieſe Tatſachen mögen, wie auch der 
BerR. nicht in Abrede ſtellt, geeignet ſein, die Anfertigung der 
Überfegung durch den Dolmetſcher in hohem Maße wahrſcheinlich 
zu machen, fie find aber nicht genügend, um die im 8 2244 
Abſ. 3 vorgeſchriebene Form als gewahrt erſcheinen zu laſſen. 
Die Feſtſtellung im Protokoll, daß der Dolmeiſcher die Uber⸗ 
ſetzung angefertigt oder beglaubigt habe, braucht allerdings nicht 
mit beſtimmten Worten zu geſchehen; erforderlich iſt aber, daß 
das Protokoll ſelbſt in irgendeiner Weiſe eine Feſtſtellung der 
in Rede ſtehenden Tatſache enthält, daß alſo dieſe Tatſache von 
den Urkundsbeamten im Protokoll als geſchehen beſcheinigt if. 
Die im Protokoll vom 31. Mai 1909 getroffenen Zeftflellungen, 
daß der Dolmetſcher zugezogen und von ihm die litauiſche Über: 
tragung dem Erblaſſer vorgetragen iſt, würden auch erforderlich 
geweſen fein, wenn die Überfegung von einer anderen Perſon 
angefertigt geweſen wäre, können alſo die Herſtellung der Über: 
ſetzung durch den Dolmetſcher nicht beweiſen. Ebenſowenig ent⸗ 
halten fie ein Zeugnis der Echtheit eines unter der Überſetzung 
ſtehenden Beglaubigungsvermerks des Dolmetſchers. Das gleiche 
gilt von der ferneren Feſtſtellung, daß bei der Aufnahme des 
Teſtaments mit Hilfe des Dolmet chers verfahren ſei, die nur 
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die Mitwirkung des Dolmetſchers bei der Verhandlung, nicht 
aber die Einzelheiten ſeiner Tätigkeit erkennen läßt. Die im 
Anſang der Verhandlung protokollierte Erklärung des Dolmetſchers, 
treu und gewiſſenhaft übertragen zu wollen, läßt einen Schluß 
darauf, daß er auch die Uberſetzung des Protokolls gefertigt hat, 
nicht zu. Weiter hier in Betracht kommende Feſtſtellungen ent⸗ 
hält das Peotokoll nicht. Durch außerhalb des Protokolls 
liegende Umſtände kann dieſer Mangel des Protokolls nicht erſetzt 
werden. Das Geſetz verlangt neben der im 8 2244 Abſ. 2 ges 
forderten Anfertigung oder Beglaubigung der Mberfegung durch 
den Dolmetſcher im 8 2244 Abſ. 3 die Feſtſtellung dieſer Tat⸗ 
ſache durch die Urkunds beamten im Protokoll, der bloße Nach⸗ 
weis, daß der Dolmetſcher die ÜUberſetzung angefertigt oder bes 
glaubigt habe, genügt alſo nicht zur Erfullung der vom Geſetz 
aufgeſtellten zwingenden Formerforderniſſe. Der Hinweis der 
Keviſion auf die Nechiſprechung des RG., nach der Mängel der 
Datierung von Teſtamenten durch Heranziehung anderer Um⸗ 
fände, intbe ſondere durch eine auf dem Teſtamentsumſchlag 
befindliche Datierung geheilt werden könnten, paßt nicht auf 
den vorliegenden Fall. Der erkennende Senat hat ſtändig 
daran feſtgehalten, daß ein gänzlicher Mangel der Datierung 
die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge habe, daß nur eine 
Unvollſtändigkeit und Unklarheit des eigentlichen Datierungs⸗ 
vermerks dann unſchädlich ſei, wenn es gelinge, dieſen Mangel 
aus dem Protokolle ſelbſt oder aus unmittelbar mit der Protos 
lollierung zuſammenhängenden und dem Geſetz entſprechenden 
Vorgängen zu beheben RG. 81, 45 ff. )], und daß insbeſondere 
ein auf den Umſchlag eines eigenhändigen Teſtaments ge⸗ 
ſchriebener Datierungsvermerk nur unter der Vorausſetzung als 
Datum des Teſtaments gelten könne, wenn ſich ergebe, daß der 
Erblaſſer die Aufſchrift auf dem Umſchlag in Vollziehung der 
eigentlichen Teſtamentserrichtung vorgenommen, fie alfo als 
einen Beſtandteil des Teſtaments angeſehen habe [RGRKom. 
9 2231 A. 5J. Gegenwärtig handelt es ſich aber nicht um die 
Behebung einer Unklarheit einer im Protckoll getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung, ſondern um die Frage, ob das gänzliche Fehlen der⸗ 
ſelben durch anderweiten Beweis der nach dem Geſetz im 
Protokoll zu beurkundenden Tatſache erſetzt werden kann. Auch 
der Verſuch der Reviſion, die Mberfegung als einen Beſtandteil 
des Protokolls zu behandeln und die Formvorſchrift des 8 2244 
Abſ. 3 BGB, durch die unter der Überſetzung Pehbende Ver⸗ 
ſicherung des Dolmetſchers als gewahrt anzuſehen, kann keinen 
Erfolg haben. Die einem Protokoll beigefügte Anlage bildet 
nur dann einen Teil des Protokolls, wenn in der im Protokoll 
beurkundeten Erklärung des Beteiligten zwecks deren Ergänzung 
auf die Anlage Bezug genommen iſt [F GG. 8 176 Abſ. 2; 
Pr. Art. 45) Das trifft bei der gemäß 8 2244 Abſ. 2 
BGB. hergeſtellten Überſetzung des Protokolls nicht zu. Sodann 
würde aber auch die unter der Überſetzung Rebende Erklärung 
des Dolmetſchers, daß er die Richtigkeit der Überſetzung ver⸗ 
ſichere, die ſich als eine dem § 2244 Abſ. 2 BGB. genügende 
Beglaubigung auffaſſen ließe, die nach § 2244 Abſ. 3 erforderte 
beſondere Feſiſtellung dieſes Vorgangs durch die Urkunds— 
perſonen nicht erübrigen können. Eine derartige urkundliche 
Feſtſtellung der Anfertigung der Überfegung durch den 
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Dolmeiſcher, welche die Reviſion aus der Erklärung des Del 
meiſchers entnehmen zu können glaubt, iſt darin vollends nicht 
zu finden. Das Teſtament vom 31. Juli 1909 iſt hiernach 
von den Borinflangen mit Recht wegen Verſtoßes gegen die 
Formvorſchriften des § 2244 Abſ. 3 BGB. als mchtig am 
geſehen worden. S. c. S. und Genoſſen, U. v. 11. März 18, 
499/14 IV. — Königsberg. S.) 

Internationales Privatrecht. 

17. 5 21 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 1. Juni 
1870. Erwerb des amerikaniſchen Bürgerrechts. 

Am 26. April 1908 iſt in Nordamerika der daſelbſt im 
Staate New Pork wohnende Ingenieur E. G. H. verſtorben. 
Er hinterließ feine ſeit längerer Zeit von ihm getrennt in Eng 
land lebende Ehefrau, mit der er 1886 in England die Ehe 
geſchloſſen hatte, ſeinen in Leipzig wohnenden Vater und ſeine 
Mutter in New York. Kinder waren aus der Ehe des Erblaſſers 
nicht hervorgegangen. Am 19. November 1904 hat der Er blaſſer 
im Staate New York, wo er damals bereits feinen Wohnſitz 
hatte, ein Teſtament in Gegenwart von drei Zeugen errichtet, 
in dem er die A. M. B. und deren Tochter M. A. N. B. 
als Erben einſetzte. Durch Urkunde des Surrogates Gerichts 
des Staates New York vom 28. November 1908 wurde das 
Teſtament des Erblaſſers als rechtswirkſam beſtätigt. Der 
Erblaſſer war im Jahre 1884 aus Deutſchland ausgewandert, 
ſein Heimatſchein lief am 17. Juli 1889 ab. Nachdem er 
mehrere Jahre in England gewohnt hatte, ſiedelte er am 
28. September 1892 nach den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika über, behielt dort ſeinen Wohnfitz bis zum 17. Juni 
1897, wohnte dann wieder in England und kehrte im Sep⸗ 
tember 1904 nach den Vereinigten Staaten zurück, wo er bis 
zu ſeinem Tode wohnhaft blieb. Durch Urkunde des Bezirks⸗ 
gerichts für den Südbezirk New York vom 13. November 1905 
wurde ihm beſcheinigt, daß er als Bürger der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika aufgenommen ſei. Der Vater des 
Erblaſſers hat auf Grund des BGB. ein geſetzliches Erbrecht 
in Höhe eines Viertels des Nachlaſſes, in zweiter Linie einen 
Pflichtteilsanſpruch geltend gemacht. Er behauptete: Der 
Erblaſſer ſei bei ſeinem Tode noch Deutſcher geweſen. Er 
habe häufig beſuchsweiſe Deutſchland berührt, auch zu Reiſen 
deutſche Schiffe benutzt und ſei niemals zehn Jahre lang un⸗ 
unterbrochen abweſend geweſen. Die Aufnahme als amerikaniſcher 
Bürger ſei durch unrichtige Angaben erſchlichen, und des halb 
nichtig, weil der Erblaſſer nicht fünf Jahre hindurch un⸗ 
unterbrochen in Amerika gewohnt habe. Das Teſtament vom 
19. November 1904 ſei formell und materiell nichtig. Er erhob 
gegen die Teſtamentserben und den Ehemann der A. M. B. 
Klage. Das LG. in Leipzig wies entſprechend dem Antrage 
der Beklagten die Klage ab. Der Kläger legte Berufung ein 
und verſtarb ſodann am 29. Mai 1913. Seine Teſtaments⸗ 
erben, die Eheleute G., nahmen den Rechtsſtreit auf. Das 
OLG. in Dresden verurteilte unter Feſtſtellung der Pflichtteils⸗ 
berechtigung des Vaters zu einem Achtel des Nachlaſſes die 
Frau Be. zur Auskunfterteilung über den Beſtand des Nachlaſſes 
zur Zeit des Erbfalls und den Ehemann Be. zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung, wies im üdrigen die Berufung zurück. 
Die Beklagten haben Reviſion eingelegt. Da das amerikaniſche 
Recht nach der maßgebenden Feſtſtellung des Berg. ein 
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Pflichtteilsrecht nicht kennt, ſo läßt ſich der von den Klägern 
verfolgte Pflichtteilsanſpruch des Vaters des Erblaſſers nur 
auf die Vorſchriften des deutſchen Rechtes ſtützen. Der Erblaſſer 
hatte zur Zeit ſeines Todes den Wohnſitz in Amerika, erb⸗ 
rechtliche Anſprüche auf Grund des deutſchen Rechtes ſind daher 
nur unter den Vorausſetzungen des Art. 24 oder des Art. 29 
EGBGB. zu begründen, d. h. wenn der Erblaſſer zur Zeit 
ſeines Todes entweder Deutſcher war oder keinem Staate an⸗ 
gehörte und zuletzt die deutſche Reichsangehörigkeit beſeſſen hatte. 
Das BG. nimmt keine beſtimmte Stellung dazu, welcher dieſer 
Fälle vorliegt. Es rechnet mit der Möglichkeit, daß der Erblaſſer 
vor dem Tode die deutſche Reichsangehörigkeit gemäß 5 21 des 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom l. Juni 1870 durch zehn⸗ 
jährigen ununterbrochenen Aufenthalt im Auslande verloren 
hatte; Art. 21 Abſ. 1 EGBGB. würde dann nicht Platz greifen. 
Es führt aber weiter aus, daß der Erblaſſer, der urſprünglich 
unſtreitig Deutſcher war, eine andere Staatsangehörigkeit, ins⸗ 
beſondere die amerikaniſche, nicht erworben hat, ſo daß er zur 
Zeit ſeines Todes, vorausgeſetzt, daß er nicht mehr Deutſcher 
war, überhaupt keinem Staate angehörte und deshalb nach 
Art. 29 a. a. O. nach den deutſchen Geſetzen beerbt wurde. 
Gegen dieſe Schlußfolgerung iſt an ſich nichts einzuwenden, 
und es fragt ſich nur, ob die Rechtsanſicht des BG., daß der 
Erblaſſer nicht Angehöriger der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika geworden ſei, obwohl er, wie feſtſteht, dort am 
13. November 1905 den Bürgerbrief erworben hat, nicht zu 
beanſtanden iſt. Das BG. vertritt den Standpunkt, nach 
amerikaniſchem Rechte habe die Verleihung des Bürgerbriefs 
an den Erblaſſer keine Wirkung gehabt, weil die notwendigen 
geſetzlichen Vorausſetzungen dafür gefehlt hätten, namentlich der 
Erblaſſer vor jener Erteilung des Bürgerbriefs nicht fünf Jahre 
ununterbrochen ſeinen Wohnſitz in Amerika gehabt habe. Es 
hat erwogen: Es liege zwar außerhalb der Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte, das von einem ausländiſchen Staate vers 
liehene Bürgerrecht durch Rückgängigmachung dieſes Staatsaktes 
wieder aufzuheben, und das Verfahren auf Nichtigkeitserklärung 
des Bürgerbriefs möge nur bei einem Gerichtshofe der Ver⸗ 
einigten Staaten auf Antrag der Regierung einzuleiten ſein. 
Nach amerikaniſchem Rechte werde aber, wie der Sachverſtändige 
V. bezeuge, auch ohne durchgeführte Anfechtung von dem 
Staatsdepartement der Vereinigten Staaten derjenige nicht als 
Bürger behandelt, der unter Umgehung des Geſetzes die 
Bürgerrechtsurkunde erlangt habe, und da der Erblaſſer uns 
zweifelhaft die Bedingungen des Geſetzes nicht erfüllt habe, 
müſſe ihm in Deutſchland ebenſo wie in den Vereinigten Staaten 
die Anerkennung als amerikaniſcher Staatsangehöriger verſagt 
werden. Es liege für den deutſchen Richter kein Anlaß vor, 
zum Nachteil Deutſcher weiterzugehen als die amerikaniſchen 
Behörden. Die hiergegen erhobenen auf Verletzung von Grund: 
ſätzen des Völkerrechts und des internationalen Privatrechts 
ſowie von 8 286 ZPO. geſtützten Rügen der Reviſion können 
keinen Erfolg haben. Die Reviſion macht geltend, die deutſchen 
Gerichte ſeien nicht für die Nachprüfung zuſtändig, ob dem 
Erblaſſer das amerikaniſche Bürgerrecht hätte verliehen werden 
dürfen und ob es ihm wegen Fehlens geſetzlicher Voraus⸗ 
ſetzungen hätte wieder entzogen werden müſſen; die deutſchen 
Gerichte ſeien an die rechtserzeugende Entſcheidung der aus⸗ 
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ländiſchen Verwaltungsbehörde gebunden und nur eine 
amerikaniſche Behörde ſei imſtande, durch einen neuen rechts⸗ 
erzeugenden Staatsakt die Verleihung der Staatsangebörigkeit 
rückgängig zu machen. Dieſen Ausführungen der Revifion 
würde beizuſtimmen ſein, wenn der Erwerb des amerikaniſchen 
Bürgerbriefs unbedingt die Wirkung hätte, daß dadurch die 
Staatsangehörigkeit in den Vereinigten Staaten begründet 
würde und beſtehen bliebe, bis der Bürgerbrief in einem neuen 
Verfahren für nichtig erklärt wäre. So iſt indeſſen nach den 
Feſtſtellungen des BG. die Rechtslage nach dem amerikaniſchen 
Rechte nicht. Zwar iſt durch ein Geſetz vom 29. Mai 1906 
ein beſonderes Verfahren zwecks Nichtigkeitserklärung von 
Bürgerbrieſen vorgeſehen, bei deren Verleihung die vom Geſetz 
erforderten Vorausſetzungen nicht vorgelegen haben. Das BG. 
hat aber feſtgeſtellt, daß ſeitens der amerikaniſchen Behörden 
derartige Bürgerbriefe auch ohne vorgängiges Nichtigkeits⸗ 
verfahren als unwirkſam und die im Beſitz ſolcher Bürgerbriefe 
befindlichen Perſonen nicht als amerikaniſche Bürger behandelt 
werden. Danach wird alſo von dem amerikaniſchen Rechte der 
fehlerhafte Erwerb des Bürgerbriefs als ſchlechtbin nichtig an 
geſehen und keine Anerkennung des in der Erteilung des 
Bürgerbriefs liegenden Staatshoheitsaktes bis zu deſſen formeller 
Zurücknahme verlangt, vielmehr den Behörden vorkommenden⸗ 
falls die Prüfung und Entſcheidung überlaſſen, ob eine wirkſame 
Verleihung des Bürgerbriefs ſtattgefunden hat oder nicht. Bei 
dieſem Rechtszuſtande muß auch dem deutſchen Gerichte, wenn 
die Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit einer Perſon in Frage 
kommt, die Prüfung der Wirkſamkeit des Erwerbes des 
amerikaniſchen Bürgerbriefs zugeſtanden werden. Die Frage, 
ob eine Perſon Bürger der Vereinigten Staaten geworden iſt, 
kann nur nach amerikaniſchem Recht entſchieden werden, und 
wenn dieſes Recht bei dem Fehlen gewiſſer Vorausſetzungen 
der Erteilung des Bürgerbriefs jede Wirkſamkeit abſpricht, ſo 
ergibt ſich aus der Anwendung des amerikaniſchen Rechtes die 
Befugnis des deutſchen Gerichts, dem Inhaber eines amertikaniſchen 
Bürgerbriefs wegen fehlerhaften Erwerbs desſelben die An⸗ 
erkennung als amerikaniſcher Bürger zu verſagen. Die Reviſion 
bekämpft zwar ferner die Anſicht des Ber R., daß von den 
amerikaniſchen Behörden der Inhaber eines fehlerhaft er⸗ 
worbenen Bürgerbriefs nicht als amerikaniſcher Bürger behandelt 
werde, und beſtreitet insbeſondere, daß der Inbalt des Gut⸗ 
achtens des Sachverſtändigen V. eine derartige Feſtſtellung zu 
rechtfertigen vermöge. Allein da nach 8 549 ZRD. die Reviſion 
auf Verletzung des amerikaniſchen Rechtes nicht geſtützt werden 
kann, iſt nach 8 562 PO. für die Entſcheidung des Reviſions⸗ 
gerichts die Feſtſtellung des Ber R. über den Inhalt des 
amerikaniſchen Rechts maßgebend und eine ſachliche Nachprüfung 
des BU. in dieſer Hinſicht ausgeſchloſſen. Durch § 562 ZPO. 
iſt aber dem Reviſionsgericht auch die Befugnis zur Nach⸗ 
prüfung der Unterlagen, auf Grund deren der Ber R. zu feiner 
Feſtſtellung und Auslegung des irreviſiblen Rechts gelangt iſt, 
entzogen. Denn wenn die Entſcheidung des BG. über das 
Beſtehen und den Inhalt eines irreviſiblen Geſetzes für das 
Reviſionsgericht als bindend erklärt iſt, fo kann es auch nicht 
auf die Quellen, aus denen das BG. ſeine Kenntnis des 
irrevifiblen Rechtes geſchöpft hat, ankommen. Jede Nach⸗ 
prüfung nach dieſer Richtung würde auf eine Nachprüfung des 
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Beſtehens des feſtgeſtellten irrevifiblen Rechtsſatzes hinaus 
laufen die dem Reviſionsgericht durch 8 562 ZPO. verſchloſſen 
i. Das NG. hat demgemäß auch bereits ausgeſprochen, daß 
eine Verpflichtung des BG. zu einer beſonderen Begründung 
für die Auslegung eines irreviſiblen Geſetzes nicht beſteht und 
die Auffaſſung des BerR. vom Inhalte eines irreviſiblen 
Rechtsſatzes deshalb auch dann nicht anfechtbar iſt, wenn fie auf 
in ſich widerſpruchsvolle Gründe geſtützt iſt [JW. 1906, 731; 
WarnErg Bd. 1911 S. 503 Nr. 4551°)]. Bedarf aber die Feſt⸗ 
ſtellung eines irreviſiblen Rechtsſatzes überhaupt keiner Be⸗ 
gründung, fo kann fie auch nicht um des willen angefochten 
werden, weil die angeführte Begründung unzureichend oder 
unrichtig erſcheint. Die Rüge der Neviſion, daß die auf das 
Viſche Gutachten geſtützte Feſtſtellung des BerR. über die 
Nichtigkeit eines fehlerhaft erteilten Bürgerbriefs durch den 
Inhalt des Gutachtens nicht gerechtfertigt werde, kann demnach, 
auch wenn ſie ſachlich zutreffend wäre, nicht zur Aufhebung 
des BU. führen. Iſt hiernach die Feſtſtellung des Ber., 
daß der Erblaſſer nicht amerikaniſcher Bürger geworden ſei, 
nicht zu beanſtanden, ſo iſt auch die Anwendbarkeit des deutſchen 
Rechts auf Grund des Art. 29 EGBGB. für den Fall, daß 
der Erblaſſer bei ſeinem Tode nicht mehr Deutſcher war, 
gerechtfertigt. Daß bei Anwendung des deutſchen Rechtes die 
Entſcheidung des BG. zutreffend iſt, hat die Reviſion nicht in 
Zweifel gezogen und unterliegt keinem Bedenken. Die Revifion 
iR daher mit der ſich aus 8 97 ZRO. ergebenden Koſtenfolge 
als unbegründet zurückzuweiſen. B. u. Gen. c. G. u. Gen., 
U v. 4. März 15, 502/14 IV. — Dresden. [S.] 

Reichshaftpflichtgeſetz. 

18. $ 1 Haftpfl®. Begriff der Eiſenbahn im Sinne des 
HaftpflG] 

Ohne zureichende Gründe beanſtandet die Reviſion die Anſicht 
des B., daß die erwähnte Schmalſpurbahn als Eiſenbahn im 
Sinne des Hafıpfl@. aufzufaſſen ſei. Es find im Gegenteile 
alle weſentlichen Merkmale einer Eiſenbahn vorhanden. Schwere 
Laſten werden auf metallener Grundlage, auf Eiſenſchienen, unter 
Zubilfenahme der Dampfkraft befördert, die glatte Unterlage 
bedingt die Schwierigkeit des Anhaltens, und die Gebundenheit 
an den Schienenweg macht das Ausweichen vor Hinderniſſen 
unmöglich. Daß die Schienen auf Holzſchwellen befeſtigt waren, 
die nicht feſt in den Boden eingebaut waren, und daß daher das 
ganze Gleis verlegt werden konnte, ſobald es der Fortſchritt der 
Erdarbeiten verlangte, iſt unerheblich, weil das Haftpfl®. keine 
dauernden Anlagen vorausſetzt. Ebenſowenig wird ſeine An⸗ 
wendung dadurch ausgeſchloſſen, daß es ſich um eine den Zwecken 
mi eines Unternehmers dienende Arbeitsbahn handelte. Wie 
ſeon das ROH. ausgeſprochen hat, ROH. 20, 151, auch 
21, 243 ff.; 25, 203 ff., find die Beſtimmungen des HaftpflG. 
auch auf ſolche Bahnen dann anzuwenden, wenn ſie in An⸗ 
ſehung der Gefährlichkeit des Betriebs den zum allgemeinen 
Verkehr beſtimmten Eiſenbahnen gleich geachtet werden können. 
Das trifft im vorliegenden Falle unbedenklich zu und wird auch 
durch die geringe Geſchwindigkeit der Züge nicht ausgeſchloſſen. 
Mag dieſe auch die mit dem Betriebe verbundene Gefahr ver⸗ 
ringern, fo vermag fie doch keineswegs die den Eiſenbahnen 
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eigenen Gefahren, die namentlich in der Unmöglichkeit des Aus- 
weichens und des ſchnellen Anhaltens zu finden find, zu bes 
ſeitigen. Dem entſpricht es, wenn in dem bei Warngſpr. 1912 
Nr. 401 abgedruckten Urteile eine zum Transporte von Steinen 
beſtimmte, mit Pferden betriebene Förderbahn, auf der die Züge 
nur 7,2 km ſtündlich zurücklegten, dem Haftpfl@. unterſtellt 
worden if. C. u. D. c. W., U. v. 22. März 15, 615/14 VI. — 
Hamm. [S.] 

* 19, 8 1 Haftpfl. — Beweislaſt bei einem Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus Vertragsverletzung, beſonders bei Anſprüchen 
aus Verletzung von Beförderungsverträgen und deren Neben⸗ 
leiftungen.] 

Der Kläger iſt am Morgen des 13. Januar 1913 gegen 
7½ Uhr auf dem Bahnhof zu F., als er ſich über beſchneite 
Gleiſe zum Zuge begeben wollte, geſtürzt und hat ſich das 
Kniegelenk verrenkt. Seine Schadenserſatzklage gegen den Bes 
klagten iſt von beiden Vordergerichten abgewieſen worden. 
Das BG. hat entgegen dem Zweifel der Revifton ohne Rechts 
irrtum verneint, daß der Kläger beim Betriebe der Eiſenbahn 
verletzt worden ſei. Ein Betriebsunfall im Sinne des 8 1 
Haftpfl®. liegt nur dann vor, wenn er in einem äußern und 
innern Zuſammenhang mit dem Betriebe, d. i. mit der 
Beförderungstätigkeit der Eiſenbahn ſteht. Dieſe beginnt aber 
früheſtens mit dem Einſteigen des Reiſenden. Unfälle auf den 
Zugängen zum Zug innerhalb des Bahnhofs können nur dann 
als Betriebsunfälle angeſehen werden, wenn ſie auf eine dem 
Eiſenbahnbetrikb eigentümliche Gefahr zurückzuführen find. 
Eine ſolche Gefahr wird nicht ſchon dadurch erzeugt, daß der 
Zugang zum Zug über die Gleiſe führt. Dies würde etwa 
dann der Fall ſein, wenn die Gleiſe mit beſonderer, durch den 
Eiſenbahnbetrieb gebotenen Eile überſchritten werden müßten. 
Der Kläger hat für ſeine erſtinſtanzliche Behauptung, daß ſolche 
Eile hier notwendig geweſen ſei, keinen Beweis angetreten. 
Es fehlt auch aller Anhalt dafür. In zweiter Linie hat der 
Kläger feinen Anſpruch auf den Beförderungsvertrag geſtlützt 
und hierzu angeführt, der Bahnhof ſei mangelhaft beleuchtet 
und der Schnee, der infolge ſtarken Schneiens die Gleiſe bedeckt 
habe, nicht weggeſchaufelt geweſen, ſo daß er die Schienen 
nicht geſehen habe und darüber geſtürzt ſei. Der Beklagte 
habe ſomit ſeiner Vertragspflicht, ihm einen ficheren Zugang 
zum Zug zu gewähren, zuwidergehandelt. Der BerR. hat auch 
die Haftung des Beklagten aus dem Beförderungs vertrag abs 
gelehnt, weil der dem Kläger obliegende Beweis, daß der 
Beklagte ſeine vertraglichen Pflichten in den bezeichneten 
Richtungen verletzt habe, angeſichts des Widerſpruchs in den 
Zeugenausſagen mißlungen ſei. Die Rüge der Reviſion, daß 
das BG. die Beweislaſt verkenne, da der Beklagte dartun 
müſſe, daß er ſeine vertraglichen Verpflichtungen erfüllt habe, 
iſt nicht begründet. Wer einen Schadenserſatzanſpruch aus 
einer Vertragsverletzung ableitet, hat zu beweiſen, daß der 
Gegner den Vertrag nicht erfüllt und dadurch den Schaden 
verurſacht hat. Dieſer Beweis ergibt ſich häufig aus dem 
unbeſtrittenen Sachverhalt, und der Erſatzpflichtige wird 
dann, ſofern er wie hier wegen ſchuldhafter Zuwiderhandlung 
gegen ſeine Vertragspflicht [wegen poſitiver Vertragsverletzung! 
belangt wird, nachzuweiſen haben, daß er keine Schuld an dem 
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beförderunasvertrag. Der Unternehmer hat kraft ſeiner 
Vertragspflicht dafür zu ſorgen, daß die zu befördernde Perſon 
unbeſchädigt an das Reiſeziel gelangt, und er haftet für den 
Schaden, den fie auf der Reife durch Beförderungsvoraänge 
oder Beförderungseinrichtungen an ihrer Geſundheit erleidet, 
wenn er nicht nachweiſt, daß er außer Verſchulden ſei [vgl. 
RG. 66, 151%) Der beſchädigte Reiſende iſt eines weiteren 
Beweiſes enthoben. Aus der Tatſache, daß er ſolchermaßen 
körperlich verletzt wurde, rechtfertigt ſich zunächſt der Schluß, 
daß der Unternehmer feine Vertragspflicht, den Reiſenden wohl⸗ 
behalten an den Beſtimmungsort zu bringen, nicht erfüllt habe, 
und dem Unternehmer fällt der Beweis zu, daß er allentbalben 
feiner Pflicht nachgekommen ſei. Die ſe Reg lung der Beweis⸗ 
laſt greift jedoch nur für Schäden bei der Beförderung im 
eigentlichen Sinne Platz, die bei Reiſen auf der Eiſenbahn, wie 
erwähnt, mit dem Einſteigen in den Zug beginnt und mit dem 
Ausſteigen endigt. Nur während dieſer Zeit iſt der Reiſende 
gewiſſermaßen der Herrſchaft und Verfügungsmacht des Unter⸗ 
nehmers überantwortet, er kann fi) den Einwirkungen der 
Beförderungsmaßnahmen und » einrichtungen nicht entziehen 
und muß die Betriebstätigkeit über ſich ergehen laſſen. Des» 
wegen hat der Unternehmer für die Sicherheit des Reiſenden 
einzuſtehen und den Beweis für alle Sorgfalt zu führen 
[ogl. 88 429, 456 HGB., $ 84 EiſenbVerkO. binfichtlich des 
Fracht⸗ und Reiſeguts]. Derſelbe Grund trifft nicht zu für 
die vertraglichen Nebenleiſtungen des Unternehmers, die der 
Beförderung vorangehen oder ihr nachfolgen. Hierzu gehört 
vornehmlich die Gewährung ſicherer Zus und Abgänge zum 
und vom Zuge. Auf dieſen Wegen iſt der Reiſende regel⸗ 
mäßig in ſeiner Bewegungsfreiheit und Selbſtbeſtimmung nicht 
beſchränkt. Stößt ihm ein Unfall zu, ſo iſt daraus, unbeſchadet 
einer beſonderen Sachlage, noch nicht zu folgern, daß der 
Unternehmer eine Vertragspflicht verletzt babe Die Beweislaſt 
iſt daher hier bei dem Kläger verblieben. Nicht mit Unrecht 
erhebt indes die Reviſion Beſchwerde, daß das BG. die An⸗ 
gaben der Zeugen nicht beachtet habe, die gleich dem Kläger 
ſchneefreie Übergänge über die Gleiſe nicht geſehen haben, 
deshalb durch den Schnee geſtapft und dabei ebenfalls hin⸗ 
gefallen oder geſtolpert ſind oder bemerkt haben, wie andere 
Reiſenden fielen oder ausglitten. [Wird ausgeführt] Keines⸗ 
falls kann nach dem, was bisher feſtgeſtellt iſt, der Erwägung 
des BG. beigetreten werden, daß ein Verſchulden des Beklagten 
durch das eigene Verſchulden des Klägers ausgeräumt würde, 
der die Sorgfalt nicht beobachtet habe, die von einem erwachſenen, 
die Bahn öfters benützenden Mann erwartet werden durfte. 
Laut der vorinſtanzlichen Tatbeſſfände hat der Beklagte dem 
Kläger kein Verſchulden zum Vorwurf gemacht. Wenn ein 
ſolches auch aus den Umſtänden des Falls entnommen werden 
darf, ſo muß dos Gericht, will es dies tun, angeben, worin 
das Selbſtverſchulden beſteht. Die einfache Bemerkung, daß 
der Verletzte die erforderliche Sorgfalt nicht geübt habe, ohne 
Beifügung, worin deren Vernachlaſſigung liege, genügt nicht. 
Hier wäre allenfalls zu prüfen, ob nicht der Kläger, wenn er 
zu den Übergängen nicht gewieſen wurde, ſeinerſeits ſich danach 
erkundigen mußte, bevor er in den tiefen Schnee über den 
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Gleiſen trat. R. c. K. P. E., U. v. 15. März 15, 599/14 VL — 
Frankfurt a. M. [S.] 

20. Eine Feldeiſenbahn iſt eine Eiſenbahn im Sinne 
des 8 1 Haftpfl®.; ob ein Unterſchied zu machen iſt, je nach⸗ 
dem die Wagen in der Betriebszeit von den Leuten des Unter⸗ 
nehmers oder außerhalb derſelben von Dritten in Bewegung 
geſetzt werden, bleibt dahingeſtellt. — Haftung des Unter 
nehmers nach 8 823 BGB.] 

Das LG. hat ſowohl das RHaftpfl®. [SS 1, 3a] auf 
den Unfall des Klägers für anwendbar erachtet, wie ein Ver⸗ 
ſchulden der Beklagten nach 88 823, 276 BGB. angenommen, 
weil ſie nichts zur Abſchließung des fraglichen Platzes getan 
und das Spielen von Kindern dort geduldet habe. Das BG. 
tritt nach beiden Richtungen den Ausführungen des LG. ent⸗ 
gegen. Eine Feldeiſenbahn könne freilich ſehr wohl als eine 
Eiſenbahn im Sinne des 8 1 RHaftpflG. angeſehen werden, 
wenn ſie an den Gefahren teilhabe, die mit dem Betriebe 
einer Verkehrseiſenbahn verbunden ſind. Das möge im ge⸗ 
gebenen Falle zutreffen, da die Feldbahn des Beklagten be⸗ 
deutende Laſten auf Schienen mittels Lokomotiven mehrere 
Kilometer weit mit entſprechender Schnelligkeit befördere. 
Verneint müſſe aber werden, daß ſich die Bahn, als ſich der 
Unfall ereignete, im Betriebe befunden habe. Der Wagen 
habe ſtillgeſtanden, und keine Betriebshandlung ſei mit ihm 
vorgenommen worden. Er ſei auch nicht von Arbeitern der 
Beklagten, ſondern unbefugterweiſe von Kindern in Bewegung 
geſetzt worden. Die Arbeiter hätten ſich auch nicht nur vor⸗ 
übergehend von den Wagen entfernt; der Betrieb ſei an jenem 
Tage vielmehr beendet geweſen. Aber auch ein Verſchulden 
der Beklagten ſei nicht anzunehmen. Ob Warnungstafeln an⸗ 
gebracht waren, könne dahingeſtellt bleiben, da ſolche zur Ver⸗ 
hütung von Unfällen von Kindern nicht geeignet ſeien. Eine 
Pflicht der Beklagten zur Abſperrung oder Bewachung des 
Platzes habe nicht beſtanden. Sich bewegende Züge ſehe 
jedermann; die Bauſtelle liege abſeits des öffentlichen Weges; 
niemand, außer den Arbeitern der Beklagten, hatte dort etwas 
zu ſchaffen. Eine Verfügung über den im Eigentum des 
Fiskus ſtehenden Platz habe der Beklagten auch nicht zu⸗ 
geſtanden, noch habe fie dort einen Verkehr für Menſchen er⸗ 
öffnet und dadurch Sicherungspflichten übernommen. Kinder 
ſeien ſchon wiederholt vor dem Unfall von dem Platze weg⸗ 
gewieſen worden. Wenn der Platz ſelbſt im Herbſt viel von 
Kindern aufgeſucht werde, die dort Drachen ſteigen laſſen, ſo 
fehle doch jeder Anhalt für die Annahme, daß die in Berlin 
wohnende Beklagte davon etwas gewußt habe, oder daß es 
auch nur ihren Angeſtellten bekannt geweſen ſei. Die Reviſion 
rügt die Verletzung des § 1 RHafipflG. und der 88 823, 
276 BGB. Es liege ein Betriebsunfall vor; nur weil die 
Wagen ſich auf Schienen bewegten, hätten ſie Kinder ins 
Rollen bringen können. Unbeaufſichtigt hätten ferner die 
Wagen auf dem Platze nicht ſtehen gelaſſen werden dürfen. 
Wenn, wie feſtgeſtellt, im Herbſt die Kinder dort häufig 
Drachen aufſteigen ließen, gelte dies um ſo mehr. Wenn die 
Beklagte davon nichts gewußt haben ſollte, gereiche ihr dies 
zum Verſchulden. Das Verbot des Schachtmeiſters an die 
Kinder ſei nicht durchgeführt worden. Der Reviſion war ſtatt⸗ 
zugeben. Mit Recht haben die Gerichte beider Vorinſtanzen 
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44. Jahrgang. 


angenommen, daß die Feldeiſenbahn der Beklagten als Eiſen⸗ 
bahn im Sinne des § 1 NHaftpfl®. zu gelten habe. Ob es 
gerechtfertigt iſt, für die Anwendung dieſes Geſetzes einen 
Unterschied zu machen, je nachdem die Wagen in den Schienen 
von den Leuten des Eiſenbahnunternehmers und während der 
Betriebszeit, oder außerhalb der Betriebs tätigkeiten der Bahn 
von unberufenen Dritten in Bewegung geſetzt werden, kann an 
ſich zweifelhaft ſein; doch ſteht die in letzterem Falle den Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Betriebe verneinende Annahme des BG. 
im Einklange mit der bisherigen Rechtſprechung des RG. [JW. 
1899, 64; 1907, 3404]. Die Frage bedarf nicht der Ent⸗ 
ſcheidung, wenn eine Erſatzpflicht der Beklagten nach 5 823 
oder 5 831 BGB. begründet iſt, was im gegebenen Falle 
ſchon deshalb zu prüfen iſt, weil der Klageanſpruch auch ein 
Schmerzensgeld umfaßt, das nur nach den Beſtimmungen des 
BGB. über die unerlaubten Handlungen, nicht nach dem 
RhHaftpfl. dem Verletzten zugeſprochen werden kann. Die 
Ablehnung einer Schadenserſatzpflicht der Beklagten wegen 
unerlaubter Handlung durch das BG. aus den von ihm an⸗ 
geſtellten Erwägungen kann dagegen nicht gebilligt werden. 
Der Bauplatz, nach welchem die Beklagte durch ihre Feldbahn 
Erdmaſſen befördern ließ, und auf dem die Wagen ſtanden, 
deren Inbewegungſetzung den Unfall herbeiführte, lag aller⸗ 
dings nicht unmittelbar an der Straße, doch aber nach den 
zur Beweisaufnahme der I Inſtanz angefertigten und über⸗ 
reichten Skizzen auch nicht weit abſeits, ſondern in der Nähe 
von Straßen und Wegen mit Menſchenverkehr, ſo daß von 
vornherein mit dem Spielen von Kindern auf dem Platze zu 
rechnen war. Es iſt aber bekannt, daß Kinder ſich beſonders 
gern an Gegenſtänden, die mechaniſch bewegt werden können, 
im Spiele zu ſchaffen machen. Selbſt wenn die Beklagte alſo 
von dem tatſächlichen, nach der Beweisaufnahme recht ſtarken 
Verkehre von Menſchen und insbeſondere von Kindern auf dem 
Platze keine Kenntnis gehabt hätte, mußte ſie nach der Lage 
des Platzes durch Vorſichtsanordnungen Vorkehrungen treffen, 
daß dort nicht Wagen unbeaufſichtigt oder unbefeſtigt oder 
nicht in wirkſamer Weiſe befeſtigt ſtehen gelaſſen wurden. 
Wenn ein Platz für einen Betrieb, der Gefahren für andere 
im Gefolge hat, benutzt wird, muß der Unternehmer ſich über 
die Verkehrseigenſchaften des Platzes unterrichten. Der Reviſion 
iſt deshalb darin beizutreten, daß, wenn die Beklagte von dem 
häufigen Spielen der Kinder auf dem Platze nichts gewußt 
habe, ihr dies Nichtwiſſen zum Verſchulden gereicht. Die Be⸗ 
klagte verteidigt ſich damit, daß es ſich nur um eine kurze 
Betriebsunterbrechung gehandelt habe, für die beſondere Vor: 
lehrungen nicht getroffen werden konnten. Wäre dieſe Ver: 
teidigung zutreffend, dann würde es ſich fragen, ob der nahe 
Zuſammenhang mit dem Betriebe der Eiſenbahn nicht die 
Erſatzpflicht der Beklagten aus dem RHaftpflG. begründen 
würde. Sie ſteht aber im Widerſpruch mit dem eigenen Vor⸗ 
bringen der Beklagten in dem vorgetragenen Schriftſatze vom 
23. Juli 1914, wonach die Wagen zur Zeit des Unfalles für 
den Reſt des Tages außer Betrieb geſetzt waren. Dem letzteren 
Vorbringen entſprechend iſt auch vom BG. auf Grund der 
Beweisaufnahme für erwieſen erachtet worden, daß der Betrieb 
der Beklagten auf dem Platze für den fraglichen Tag aufgehört 
hatte. Die Beklagte will ſich weiter damit verteidigen, daß 
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ſie tüchtige Betriebsbeamte angeſtellt hatte, denen ſie vertrauen 
konnte. Die allgemeinen Sicherheitsanordnungen, nach denen 
die Angeſtellten ſich zu richten hatten, mußte die Beklagte aber 
auch in dieſem Falle ſelbſt treffen; ſie iſt von einem Verſchulden 
nur befreit und auch vom Geſichtspunkte des 8 831 BGB. 
von einer Verantwortlichkeit nur entlaſtet, wenn ſie dieſe An⸗ 
ordnungen in genügender Weiſe getroffen hatte. Die Beklagte 
hat ſich nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils endlich zu 
ihrer Entlaſtung darauf berufen, daß die beiden äußeren 
Wagen mit Schwellen verlegt geweſen ſeien, ſo daß ſie ſich 
ohne deren Beſeitigung nicht fortbewegen konnten. Darüber 
find Feſtſtellungen im BU. nicht getroffen worden. Feſtſteht 
jedenfalls, daß der Wagen, der den Kläger überfuhr, von 
ſpielenden Kindern ins Rollen gebracht wurde. Daraus ergibt 
ſich, daß, wenn wirklich eine Verlegung durch Schwellen ſtatt⸗ 
gefunden hat, dieſe ſelbſt nicht befeſtigt, auch nicht ſo ſchwer 
waren, daß ſie von Kindern nicht beſeitigt werden konnten. 
Dann würde aber die Vorkehrung zur Sicherung der auf dem 
Platze ſich aufhaltenden Menſchen und gegen ſpielende Kinder 
ungenügend ſein, wenn ſie auch ihren nächſten Zweck, die 
Wagen an dem Orte, wo ſie ſtanden, feſtzuhalten und nicht 
von ſelbſt ins Rollen gelangen zu laſſen, erfüllen mochte. 
Das angefochtene Urteil war deshalb aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. 
zurückzuverweiſen. F. c. W. H. u. Co., U. v. 18. März 15, 
655/14 VI. — Celle. [S.) 

Kraftfahrzeuggeſetz. 

21. 5 7 Kraftfahrzeug G. ſtellt gegenüber 8 276 BGB. 
erhöhte Anforderungen an die Sorgfalt des Kraftwagen⸗ 
führers.] 

Der Kläger iſt am 26. Auguſt 1913 morgens auf dem 
Fahrrade an der Kreuzung der Dresdener⸗ und der Hainſtraße 
in Ch. dadurch zu Fall gekommen und körperlich verletzt worden, 
daß er mit dem ihm entgegenkommenden Kraftwagen des Be⸗ 
klagten, den deſſen Angeſtellter B. führte, zuſammenſtieß. Der vor⸗ 
liegende Schadenserſatzanſpruch iſt vom erſten Richter dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, vom BG. dagegen abgewieſen 
worden. Nach den Feſtſtellungen des BG. hatte der Kraft⸗ 
wagen noch vor der Kreuzung der Dresdener⸗ und der Hain⸗ 
ſtraße zwei vor ihm fahrende Laſtgeſchirre — vorſchriftsmäßig 
von links — überholt. Die zum Zwecke des Überholens not» 
wendigerweiſe eingeſchlagene Fahrtrichtung behielt der Kraft⸗ 
wagen in der Straßenmitte ſodann noch eine Strecke weit bis 
auf die Kreuzung bei, weil er, wie das BG. annimmt, wegen 
der Paſſanten nicht plötzlich und ſcharf über die Hainſtraße 
hinweg wieder auf die rechte Seite der Dresdener Straße 
hinüberbiegen konnte. Gerade als er das Steuerrad herum⸗ 
drehte, um dieſe rechte Seite wiederzugewinnen und daſelbſt 
weiterzufahren, tauchte etwa 4 — 5 m vor ihm der Kläger auf 
ſeinem Fahrrade auf und es erfolgte der Zuſammenprall. Un⸗ 
mittelbar vor der Kreuzung hatte B. laut gehuppt. Auf der 
Kreuzungsſtelle befanden ſich bloß Paſſanten, keine Gefährte; 
ſowohl B. wie der Kläger hatten im allgemeinen freien Aus⸗ 
blick über die Kreuzung. B. hatte den Kläger ſchon aus 
größerer Entfernung wahrgenommen. Ohne Rechtsirrtum hat 
das BG. angenommen, B. habe bis zu dem Augenblicke, 


wo er den Kläger 4 — 5 m vor ſich wieder erblickte, jede nach 
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den beſtehenden Beſtimmungen [insbeſ. 88 18, 19 der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 3. Februar 1910] und den Umſtänden des 
Falles gebotene Sorgfalt bei der Leitung des Kraftwagens 
betätigt. Das gleiche gilt nach Anſicht des BG. auch für 
die Zeit von da an: dieſer Teil ſeiner Ausführungen in⸗ 
deſſen erregt, wie auch die Reviſion zutreffend geltend gemacht 
hat, Bedenken. Das BG. erörtert, mit der rein abſtrakten 
Möglichkeit — die das LG. erwähnt —, Kläger wolle in die 
Hainſtraße einbiegen, was tatſächlich gar nicht der Fall geweſen 
ſei, habe B. nach Sachlage nicht zu rechnen brauchen: trotz 
der Nähe von 4 — 5 m und „troß einigen Hinüberlenkens“ des 
Klägers nach ihm habe B. annehmen können, der Kläger werde 
den ihm offenſtehenden Straßenraum von 12 — 14 Schritten 
zum Vorbeikommen benützen und nicht wider Erwarten auf den 
Kraftwagen geradezu losfahren. B. erſcheint dem BG. hier⸗ 
nach im Sinne des 5 7 Abſ. 2 KraftfzG. entlaſtet. Anderer⸗ 
ſeits aber ſtellt das BG. feſt, Kläger ſei aus irgendeinem 
nicht mehr feſtſtellbaren Anlaſſe, ohne Verſchulden B.s, unſicher 
geworden und ins „Fitſcheln“ gekommen, d. h. er habe mit 
dem Rade ungewiß, welche Richtung er einſchlagen ſollte, hin 
und her gelenkt und ſei ſo auf das linke Vorderrad des Kraft⸗ 
wagens aufgetroffen. War dem ſo, dann bedurfte es zunächſt 
der weiteren Prüfung, ob nicht B. dieſe Unſicherheit des Klägers 
geſehen hat, ob er ſie — wenn nicht — bei angemeſſener Acht⸗ 
ſamkeit hätte wahrnehmen müſſen, ob er nicht bei der Nähe 
des Radfahrers hiernach den Kraftwagen hätte zum Stehen 
bringen ſollen und ob nicht hierdurch der Zuſammenprall ver⸗ 
hütet oder wenigſtens in ſeinen Folgen gemildert worden wäre. 
Rechtlich erſcheinen dieſe Erwägungen um ſo mehr geboten, als 
die bereits wiedergegebenen Ausführungen des BG. [Urteils⸗ 
abdruck S. 6) nicht völlig außer Zweifel ſtellen, ob es ſich der 
nach § 7 Krafti3G. gegenüber 8 276 BGB. — weſentlich 
erhöhten Anforderungen, die an d'e Sorgfalt des Kraftwagen⸗ 
führers zu ſtellen waren, bewußt war. Nach § 7 KraftfzG. 
muß „jede nach den Umſtänden gebotene Sorgfalt“ beobachtet 
worden ſein. Wie der Senat bereits in der zum Abdruck in 
der Sammlung beſtimmten Entſcheidung der Sache VI 457/1914 
vom 28. Januar 191517 ausgeführt hat, iſt die jo umſchriebene 
Sorgfalt nicht ſchlechthin gleich der allgemeinen „im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt“ des 5 276 BGB; ſie iſt vielmehr 
diejenige Sorgfalt, deren Beobachtung den Unfall als unver⸗ 
meidlich, als „unabwendbares Ereignis“ erſcheinen läßt, — als 
ein ſolches, das auch bei Anwendung der äußerſten nach den 
Umſtänden des Falles möglichen Sorgfalt nicht zu vermeiden 
war. Ein unrichtiges und ſachwidriges Handeln insbeſondere 
in einer plötzlichen Gefahrslage ſtellt nicht immer ein Ver⸗ 
ſchulden nach S 276 BGB. dar, da Geiſtesgegenwart, raſcher, 
ſicherer Entſchluß und tatkräftiges Eingreifen, die die unvorher⸗ 
geſehene Gefahr erfordert, nicht von jedermann erwartet werden 
kann [JW. 1904, 2677; 1905, 5285; 1907, 673°; 1911, 
98217). Aber die Umſtände des Falles gebieten jene bes 
ſondere, überlegene, geſammelte Aufmerkſamkeit, die durch die 
Gefahr nicht beeinflußt wird und das richtige Handeln auch in 
ſchwieriger Lage zu finden weiß. E. c. H., U. v. 22. März 15, 
14/15 VI. — Dresden. S.] 


1) JW. 1915, 404. 
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Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

22. § 16 GmbHG. Gegenüber Einzahlungsklagen einer 
Geſellſchaft m. b. H. iſt die Berufung auf Mängel des unter 
liegenden Rechtsgeſchäfts zuläſſig.] 

Am 14. Juli 1908 wurde über das Vermögen der T. er 
Schloßbrauerei, Geſellſchaft m. b. H., das Konkursverfahren 
eröffnet. Der zum Verwalter beſtellte Kläger teilte den Be⸗ 
klagten mit, daß ſämtliche Geſchäftsanteile unbezahlt ſeien, und 
forderte ſie zur Einzahlung auf. Die Beklagten wandten unter 
anderem ein, daß ſie den Erwerb wegen argliſtiger Täuſchung 
und Irrtums angefochten hätten. Das LG. erkannte auf 
Abweiſung der Klage, und das OLG. wies die Klage aus dem 
Grunde der argliſtigen Täuſchung zurück. Die Reviſion des 
Klägers hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: Zweifel⸗ 
haft kann fein, ob die Beachtung der Anfechtung mit 8 16 
Abſ. 1 GmbHG. vereinbar if. Nach dieſer Vorſchrift gilt, 
wenn ein Geſchäftsanteil veräußert wird, der Geſellſchaft gegen⸗ 
über nur derjenige als Erwerber, deſſen Erwerb unter Nach⸗ 
weis des Übergangs bei ihr angemeldet wurde. Erſt kürzlich 
hat der erkennende Senat die Beſtimmung des 5 223 Abſ. 3 
HGB., wonach im Verhältnis zur Aktiengeſellſchaft nur der im 
Aktienbuch Verzeichnete als Aktionär gilt, dahin ausgelegt, daß 
der Eingetragene der Geſellſchaft nicht entgegenhalten darf, er 
ſei aus irgendwelchem Grunde, z. B. weil er den Abtretungs⸗ 
vertrag wegen argliſtiger Täuſchung angefochten habe, in 
Wirklichkeit nicht Aktionär geworden [ogl. das zum Abdruck 
beſtimmte Urteil II 432/14 vom 29. Januar 191515)]J. Der 
Senat hat damit die Richtung feſtgehalten, in der ſich die 
Rechtſprechung des RG. ſchon ſeit längerer Zeit bewegt hat. 
Die Annahme ſcheint daher geboten, daß § 16 Abf. 1 Gmbh. 
mit dem 8 223 Abf. 3 HGB. auf einer Linie ſteht und beide 
Vorſchriften in derſelben Weiſe auszulegen ſind. Daß bei der 
Geſellſchaft m. b. H. nur von Anmeldung geſprochen wird, ein 
beſonderes Buch über die Perſonen der Geſellſchafter nicht 
geführt zu werden braucht, Tann erfichtlich nichts ausmachen. 
Gleichwohl hat das RG. gegenüber Einzablungsklagen einer 
Geſellſchaft m. b. H. die Berufung auf Mängel des unter 
liegenden Rechtsgeſchäfts wiederholt für zuläſſig erklärt; vgl. 
die Urteile des I. 35. DIB. 1897, 385; des IL 88. 
RG. 68, 3121); 76, 313; des III. 8 S. RG. 79, 184. Wenn 
ſchon alle dieſe Urteile nur die Verſchiedenheit der Stellung 
der Geſellſchaftsgründer und der ſpäteren Anteilserwerber 
betonen, obne auf $ 16 Abſ. 1 GmbHG. einzugehen, beruhen 
ſie doch auf zutreffender Erfaſſung der Rechtslage; die Parallele 
mit der Aktiengeſellſchaft ift in der Tat nur Schein. Was für 
die Auslegung des § 223 Abſ. 3 HGB. den Ausſchlag gab 
und in Rep. II 432/14 ausdrücklich hervorgehoben wird, if 
die Erwägung, in welche Schwierigkeiten die Aktiengeſellſchaft 
geraten würde, wäre ſie nicht unbedingt befugt, den Eingetragenen 
zur Zahlung heranzuziehen. Haften doch deſſen Rechtsvorgänger 
nach § 220 HGB. erſt hinter ihm und können nur nach Durch⸗ 
führung eines Ausſchließungsverfahrens, das ſich gegen ihn 
richten muß, belangt werden. Dieſe Erſchwerung greift bei 


18) JW. 1915, 332. 
19) JW. 1908, 469; Neumann, RNſpr. II Vorbem. vor 88 119 ff. 
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Geſellſchaften m. b. H. nicht Platz; hier iſt für Rückſtände „der 
Erwerber neben dem Veräußerer verhaftet“ [5 16 Abſ. 3 
SmbHG.]J. Daher kann die Geſellſchaft m. b. H, wenn fie 
gegen den Erwerber nicht durchdringt, ungehindert auf den 
Veräußerer greifen, wie ſie dies auch ohne vorgängige Belangung 
des Erwerbers tun könnte. Unter ſolchen Umſtänden beſteht 
kin Grund, der Anfechtung die Wirkung, die ihr nach all» 
gemeinen Rechts grundſätzen zukommt, zu verſagen. Dürfen 
ſih hiernach die Beklagten der Geſellſchaft gegenüber auf den 
Betrug berufen, dem ſie zum Opfer gefallen ſind, ſo ſteht ihnen 
dieſes Recht auch gegen den klagenden Konkursverwalter zu. 
Der Zweifel, den die Revifion in dieſer Hinſicht anregt, iſt 
nicht gerechtfertigt. Siebt man von gewiſſen hier ganz fern⸗ 
legenden Ausnahmefällen ab [val 88 241 Abf. 4. 249 Abſ. 3 
568]. fo hat der Konkursverwalter nach der ihm durch 
56 KO. zugewieſenen Rechts ſtellung alle Einwendungen zu 
dulden, die dem Gemeinſchuldner entgegenzuſetzen find. H. c. 
G. u. Gen., U. v. 30. März 15, 595/14 II. — Münden. B 
Genoſſenſchaftsgeſetz. 
23. SS 106, 107, 108 Gen.; 88 96, 51 Abſ. 3 daf.] 
Am 28 Oktober 1903 wurde in das Genoſſenſchaftsregiſter 
des AB. in S. die „Ländliche Spar und Darlehnskaſſe Nhüden, 
eingetragene Genofſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht“ ein 
getragen mit dem Sitze in Kl.⸗R. Infolge Verlegung ihres 
Sitzes nach Gr.⸗R. if die Genoſſenſchaft am 16. Juli 1906 
in das Regiſter des nunmehr zuſtändigen AG. in B. eingetragen. 
Auf Grund eines Beſchluſſes der Generalverſammlung der 
Cenoſſenſchaft vom 16. September 1906 und daraufhin erfolgter 
Anmeldung des Vorſtandes wurde am 24. September 1906 
in das Regiſter des AG. in B. eingetragen, daß ſich die 
Cenoſſenſchaft in eine ſolche mit unbeſchränkter Haftung ver⸗ 
wandelt habe und in ihrer Firma die Bezeichnung: eingetragene 
Genoſſenſchaft mit unbeſchrankter Haftpflicht führe. Durch 
Beſchluß des AG. in S. vom 21. Auguſt 1912 iſt das 
Konkursverfahren über das Vermögen der Genoſſenſchaft eröffnet 
und der Beklagte zum Konkursverwalter beſtellt. Dieſer ftellte 
eine Vorſchußberechnung gemäß 88 106 f. Gen G. auf, die für 
jeden der vorausſichtlich zablungsfäbigen Genoſſen emen Beitrag 
von 2500 & beſtimmte und durch Beſchluß des AG. vom 
W. Oktober 1912 für vollſtreckbar erklärt wurde. Auf Grund 
derſelben trieb der Beklagte von den Klägern, die alle vier in 
der Genoſſenliſte eingetragen waren, folgende Beträge bei: 
von S. 2000 &, von P. 2500 &, von E. 2500 # und 
von W. 475 &. Mit der Klage verlangten die Kläger in 
erſter Linie, den Beklagten zur Zurückzahlung der vorerwähnten 
Beträge nebft Prozeß inſen zu verurteilen, eventuell: „die Ges 
noſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung für nichtig zu erklären“, 
indem ſie insbeſondere geltend machten, der Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 16. September 1906 und die daraufhin 
erfolgte Eintragung der Umwandlung der Genoſſenſchaft in 
eine ſolche mit unbeſchränkter Haftung ſeien nichtig und vom 
Vorſtande argliſtig herbeigeführt. Durch Urteil des LG. in B. 
vom 14. Juni 1913 wurden die Kläger mit ihrer Klage ab⸗ 
gewieſen. Ihre Berufung hiergegen wurde durch Urteil des 
IL 35. des OLG. in Braunſchweig vom 10. November 1914 
zurückgewieſen. Die Reviſion iſt zuläſſig, konnte aber keinen 
erfolg haben. Die Kläger ſordern in erſter Linie Zurückzahlung 
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der Geldbeträge, die von ihnen ſeitens des beklagten Konkurs⸗ 
verwalters auf Grund ſeiner vom Gericht für vollſtreckbar er⸗ 
klärten Vorſchußberechnung beigetrieben find. Obne Geſetzes⸗ 
verletzung nimmt das BG. in Übereinſtimmung mit dem LG. 
an, daß eine Anfechtung der für vollſtreckbar erklärten Berechnung 
ſeitens der Kläger innerhalb der in 5 111 Gen. vorgeſchriebenen 
Notfriſt von 1 Monat nicht erfolgt iſt. Auch von der Reviſion 
iſt dieſe Annahme nicht angegriffen. Das Verfahren bis zur 
Vollſtreckbarkeitserklärung leidet nach der Feſtſtellung des LG. 
an keinem Mangel. Insbeſondere mußte der Konkursverwalter 
die nach ſeiner Berechnung zu erhebenden Beiträge auch auf 
die Kläger verteilen, weil dieſe ſämtlich in der Liſte der Genoſſen 
als Mitglieder der Genoſſenſchaft eingetragen ſtanden. Und 
zwar ſtanden fie eingetragen als Mitglieder einer Genoſſenſchaft, 
die nach Inhalt der Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter 
aus einer ſolchen mit beichränkter Haftung in eine ſolche mit 
unbeſchränkter Haftung umgewandelt war. Dementſprechend 
hatte alſo der Konkursverwalter auch die Höhe der in ſeine 
Berechnung einzuſtellenden Beiträge zu bemeſſen. War demnach 
das in 88 106, 107, 108 Gen G. geregelte Verfahren gegen 
die Kläger als in der Genoſſenliſte verzeichnete Mitglieder der 
Genoſſenſchaft zuläſſig, ſo gab es für ſie kein anderes Mittel, 
die die Berechnung für vollſtreckbar erklärende Entſcheidung des 
A. vom 28. Oktober 1912 zu beſeitigen, als die binnen der 
Notfriſt eines Monats nach 5 111 des Geſetzes zu erhebende 
Anfechtungsklage. Da ſie dieſe Klage verſäumt haben, ſteht 
ihre Pflicht, gemäß der Vorſchußberechnung zu zahlen, rechts⸗ 
kräftig feſt. Daraus eraibt ſich ohne weiteres die Abweiſung 
der Klage, ſoweit fie auf Zurückzahlung der ſeitens des Konkurs- 
verwalters beigetriebenen Beträge gerichtet iſt, da von emer 
techtloſen Bereicherung der Konkursmaſſe durch den Eingang 
dieſer Beträge nicht die Rede ſein kann. Insbeſondere können 
die Kläger ſich im gegenwärtigen Rechtsſtreite zur Begründung 
ihres Rückzahlungsanſpruchs nicht darauf beruſen, daß, wie die 
Reviſion meint, die urſprünglich als eine mit beſchränkter Haft⸗ 
pflicht gegründete Genoſſenſchaft nichtig ſei, weil ein Beſchluß 
der Generalverſammlung über die Umwandlung in eine Ge⸗ 
noſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht gar nicht oder nicht 
rechtswukſam gefaßt und die Eintragung der Umwandlung in 
das Genoſſenſchaftsregiſter durch Fälſchung oder Betrug des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes erſchlichen oder ſonſt zu Unrecht erfolgt 
ſei. Läge dies alles vor, ſo wäre es vielleicht nicht gerechtfertigt 
geweſen, die Kläger zu den hier fraglichen, ihre urſprüngliche 
beſchränkte Haftpflicht überſteigenden Beträgen in die Vorſchuß⸗ 
rechnung einzuſtellen. Die Kläger hätten hierauf geftügt Ein 
wendungen in dem Termin vom 28. Okrober 1912 erheben 
und gemäß 8 111 des Geſetzes die Berechnung im Wege der 
Klage anfechten können. Da ſie dies nicht getan haben, müſſen 
ſie die vollſtreckbare Berechnung als richtig gegen ſich gelten 
laſſen und können das auf Grund derſelben Gezahlte nicht mit 
der Behauptung zurückfordern, daß fie dasſelbe nicht g⸗ſchuldet 
hätten, ſo wenig wie ſie auf Grund jener Umſtände nach Ver⸗ 
ſäumung der in 5 111 des Geſetzes vorgeſehenen Klage eine 
Feſtſtellung auf Nichtigkeit der Vorſchußberechnung hätten er⸗ 
heben können. Eme ſolche Klage iſt nur denjenigen gegeben, 
die zwar in die Berechnung aufgenommen wurden, aber in der 
Liſte der Genoſſen nicht eingetragen ſtanden und deshalb 
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den Vorſchriften der 88 106 f. des Geſetzes gar nicht unter: 
lagen, während der in der Liſte Eingetragene, auch wenn 
er nicht Mitglied geworden, insbeſondere eine Beitrittserklärung 
gar nicht abgegeben hat, oder wenn die letztere gefälſcht war, 
oder wenn er vorher aufgehört hat, Mitglied zu ſein, dies nur 
in dem Termin vor dem AG. oder im Wege der Anfechtungs⸗ 
klage gemäß § 111 des Geſetzes geltend machen kann. Mit 
der Klage haben die Kläger weiter eventuell begehrt, „die 
Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung für nichtig zu 
erklären. Auf dieſes eventuelle Klagebegehren iſt bei der 
Reviſionsbegründung nicht eingegangen. Es mußte übrigens 
ſchon daran ſcheitern, daß es nach SS 96, 51 Abi. 3 des 
Geſetzes gegen die Genoſſenſchaft, vertreten durch den Vorſtand 
und Aufſichtsrat, hätte gerichtet werden müſſen. Gegen den 
beklagten Konkursverwalter konnte es nicht gerichtet 
werden, da dieſem das Verwaltungs: und Verfügungsrecht 
gemäß 8 6 KO. nur über das zur Konkursmaſſe gehörige 
Vermögen der Genoſſenſchaft zuſteht. [Vgl. RG. 76, 244 f.] 
Demnach war die Reviſion zurückzuweiſen. S. u. Gen. c. R., 
U. v. 30. März 15, 602/14 II. — Braunſchweig. [S.] 

Reichserbſchaftsſteuergeſetz. 

* 24. 56 Abſ. 3, 555 RErbſchStG. Die Reichsſchenkungs⸗ 
ſteuer iſt nicht zu erheben, wenn im Heimatſtaate des Schenkers 
keine Schenkungsſteuer erhoben wird.] 

Der Oberbürgermeiſter der klagenden Stadtgemeinde erhielt 
am 20. Oktober 1909 von dem in St. Louis im Staate Miſſouri 
wohnhaften, damals vorübergehend in Deutſchland ſich auf⸗ 
haltenden amerkaniſchen Staatsangehörigen A. B. 50 000 & 
in einem Scheck zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke der 
Stadt M. Die Summe wurde von dem Bezogenen ausgezahlt. 
Von dieſer Schenkung erhob der beklagte Fiskus eine Stempel⸗ 
abgabe von 2500 & von der Klägerin, die dieſe mit der vor⸗ 
liegenden Klage zurückfordert. Das LG. hat dem Antrage des 
Beklagten gemäß die Klage abgewieſen. Die Berufung der Klägerin 
hatte den Erfolg, daß das OLG. den Beklagten zur Zahlung 
von 2500 & nebſt 4 Prozent Prozeßzinſen an die Klägerin 
verurteilte. Gegen das BU., auf deſſen Tatbeſtand Bezug ges 
nommen wird, richtet ſich die Reviſion des Beklagten. Außer 
Streit iſt, daß die Schenkung, um deren Beſteuerung es ſich 
handelt, dem Oberbürgermeiſter der klagenden Stadtgemeinde 
als deren geſetzlichem Vertreter, alſo zu ſeinen Händen ihr, ge⸗ 
macht iſt und daß ſie ſie rechtswirkſam angenommen, ſowie daß 
ſie die erforderte Steuer gezahlt hat. Daraus folgt ihre Sach⸗ 
befugnis, die denn auch vom Beklagten nicht in Zweifel gezogen 
if. Nach der gemäß § 549 ZPO. einer Nachprüfung nicht 
unterliegenden Feſtſtellung des BG. beſteht in Miſſouri, dem 
Heimatſtaate des Schenkers, eine Schenkungsſteuer nicht. Daraus 
zieht das BG. auf Grund des 8 6 Abſ. 3 in Verbindung mit 
8 55 RErbſchStG. die Folgerung, daß auch die hier vorliegende 
Schenkung von der deutſchen Steuer frei zu bleiben habe. Daß 
hierdurch das Geſetz verletzt ſei, iſt der Reviſion nicht zuzu⸗ 
geben. Die Abſätze 1 und 2 des 8 6 unterwerfen unter den 
dort angegebenen Vorausſetzungen auch Anfälle aus dem Ver⸗ 
mögen eines Ausländers der deutſchen Steuer. Der Taubeſtand 
des Abſ. 2 [in Verbindung mit $ 55] iſt hier erfüllt, und danach 
würde die Steuerpflicht als begründet anzuerkennen ſein. Im 
Abſ. 3 des 8 6 iſt aber beſtimmt: „Die Steuer wird inſoweit 
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nicht erhoben, als in dem Heimatſtaate des Erblaſſers“ [hier 
gemäß 8 55: Schenker] „im umgekehrten Falle in Anfebung 
der von dem Erwerb aus dem Vermögen eines Deutſchen zu 
entrichtenden Erbſchaftsſteuer“ [hier Schenkungsſteuer! „Er⸗ 
mäßigung oder Befreiung gewährt wird.“ Dem Wortlaute 
nach, das kann nicht verkannt werden und wird vom BG. aus⸗ 
drücklich erwähnt, könnte es ſcheinen, daß dieſe Beſtimmung eine 
in dem Heimatſtaate des Ausländers beſtehende, an ſich alie 
„zu entrichtende“ [Erbſchafts⸗ oder] Schenkungsſteuer voraus⸗ 
ſetzt, von der ausnahmsweiſe für [Erbſchaften oder] Schenkungen 
aus dem Vermögen eines Deutſchen „Ermäßigung oder Be⸗ 
freiung“ eintrete. Allein das RG. hat dieſe Auffaſſung bereits, 
im Anſchluß an das ältere vom BG. angeführte Urteil vom 
7. März 1911, VII 377/10, in dem Urteil vom 3. November 
1914, VII 262/14, verworfen. In dem damals entſchiedenen 
Falle, wo es ſich um die Erbſchaftsſteuer handelte, war von 
dem beteiligten Fiskus geltend gemacht worden, die Beſtimmung 
des Abſ. 3 ſei nur denjenigen Staaten gegenüber anwendbar, 
in denen die Steuerhoheit nach den gleichen Grundſätzen geregelt 
ſei, wie in den 88 5 und 6, wo alſo die Erhebung der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer auf Grund des Staatsangehörigkeitsgrundſatzes 
erfolge und zwiſchen in⸗ und ausländiſchen Erblaſſern grund⸗ 
ſätzlich unterſchieden werde; in dem Fremdſtaate müſſe gerade 
mit Rückſicht darauf, daß es ſich um Vermögen eines Aus⸗ 
länders handle, eine beſondere Ermäßigung oder Befreiung ge⸗ 
währt werden. Demgegenüber führte das RG. aus: Das Geſetz 
bringe keineswegs zum Ausdruck, daß es darauf ankomme, ob 
in dem Fremdſtaate die Erbſchaftsſteuer nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen wie in Deutſchland erhoben werde; zu prüfen fei mu, 
wie die Sache ſich im umgekehrten Falle ſtelle, d. h. ob in 
dieſem Falle in dem Auslandſtaate für den Nachlaß eines 
Deutſchen günſtigere Vorſchriften beſtehen als in Deutſchland 
nach Abſ. 1 und 2 des 8 6 für den Nachlaß eines Ausländers; 
dabei fehle es an jedem erkennbaren Grunde, aus dem das 
deutſche Geſetz gerade auf eine beſondere Begünſtigung des 
[Deutſchen oder überhaupt des]! Ausländers in dem Fremd⸗ 
ſtaate Wert legen ſollte; es handle ſich einfach um eine Sache 
der Gegenſeitigkeit; der ausländiſche Erblaſſer ſolle bei uns 
nicht ungünſtiger behandelt werden, als ein Deutſcher in dem 
betreffendem Fremdſtaate behandelt werden würde; ſei das dort 
geltende Recht für einen Deutſchen günſtiger als die Beſtim⸗ 
mungen des 8 6 Abſ. 1 und 2 für den Angehörigen jenes 
Staats, ſo ſolle es dieſem auch in Deutſchland zuſtatten kommen 
ohne Unterſchied, ob es ſich dabei in dem Auslandsſtaat um 
allgemeines Recht oder um beſondere Ausnahmsvorſchriften 
handle; vom Standpunkt der Gegenſeitigkeit ſei es ohne Be⸗ 
deutung, ob der Fremdſtaat in dem in Betracht kommenden 
Falle überhaupt keine Erbſchaftsſteuer erhebt oder ob nur dem 
Ausländer in Geſtalt einer Ermäßigung oder Befreiung eine 
beſondere Vergünſtigung gewährt wird. An dieſer Auslegung 
des Geſetzes, vermöge deren die Frage immer lediglich dahin zu 
ſtellen iſt, ob bei Umkehrung des jeweiligen Einzelfalles der 
betreffende Fremdſtaat die Steuer erheben würde, iſt feſtzu⸗ 
halten; die Ausführungen der Reviſion haben ſie nicht zu er 
ſchüttern vermocht. Die Reviſion meint, der innere Grund für 
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die Beſtimmung des Abi. 3 ſei in der Beſorgnis vor Ver⸗ 
geltungsmaßregeln zu ſuchen, die zu erwarten geweſen wären, 
wenn das deutſche Geſetz ſein Anwendungsgebiet mit Bezug auf 
Anfälle aus Ausländervermögen weiter erſtreckte, als es der 
betreffende Fremdſtaat tue; dieſer Gefahr habe mit der Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 3 von vornherein vorgebeugt werden ſollen; 
beſtehe aber in dem Fremdſtaat eine entſprechende Steuer über⸗ 
haupt nicht, fo ſei kein Raum für jene Beſorgnis, da der Fremd⸗ 
ſtaat die Steuer doch nicht, ſei es gegenüber allen Ausländern, 
ſei es nur gegen Deutſche, lediglich zu Vergeltungszwecken ein⸗ 
führen würde. Indes iſt nicht einzuſehen, warum letzteres nicht, 
und zwar ohne die von der Reviſion dafür betonte Schwierigkeit 
von „organiſatoriſchen Einrichtungen“, ſondern unter Zuweiſung 
an bereits vorhandene Steuer: oder Zollerhebungsämter ſollte 
geſchehen können, ſofern nur aus der Häufigkeit entſprechender 
Fälle ein hinreichendes praktiſches Bedürfnis dafür zu entnehmen 
und hinreichender praktiſcher Erfolg davon zu erwarten iſt. Die 
Ausführung der Reviſion iſt demnach als ſchlüſſig nicht anzu⸗ 
erkennen, und es bedarf darum nicht der Unterſuchung, ob 
wirklich die Beſtimmung des Abſ. 3 durch die erwähnte Be⸗ 
ſorgnis veranlaßt worden iſt oder ob fie nicht vielmehr ihren 
Grund einfach in dem auf dem Gebiete des zwiſchenſtaatlichen 
Rechts ſo vielſach zur Geltung gebrachten Gedanken der Gegen⸗ 
ſeitigkeit hat. Für letztere Annahme ſpricht eine Bemerkung, 
die in der dem Reichstag vorgelegten Begründung des Geſetzes 
enthalten iſt. Dort findet ſich auf S. 25, ohne jeden Hmweis 
auf ſonſt zu befürchtende Vergeltungsmaßregeln, einfach der 
Satz: „Soweit der Ausländer einem auswärtigen Staat an⸗ 
gehört, ſoll ſein Vermögen in derſelben Weiſe behandelt werden, 
wie es in feinem Heimatſtaate mit dem Vermögen emes Deuiſchen 
geſchehen würde.“ An einer anderen Stelle [S. 26] ſagt die 
Begründung, die Aufnahme des Abf. 3 in den Geſetz⸗nuwurf 
ſei, „obwohl es ihrer wegen der weitergehenden Vorſchrift im 
Abſ. 4 vielleicht nicht bedurft hätte, insbeſondere deshalb erfolgt, 
weil hiermit der Grundſatz, daß der Nachlaß der ausländiſchen 
Mitglieder fremder Vertretungen und ihrer Angeh⸗rigen der 
deutſchen Erbſchaftsſteuer entzogen iſt, ſoweit in deren Heimat⸗ 
ſtaate die deutſchen Vertreter und ihre Angehörigen das gleiche 
Vorrecht genießen, noch ausdrücklich im Geſetze feſtgeſtellt wird“. 
Die Reviſion macht geltend, damit ſei deutlich ausgeſprochen, 
daß eine Ausnehmung [Exemprion] des Deutſchen von eimer 
in dem Fremdſtaat beſtehenden Steuer vorausgeſetzt ſei. Es 
mag zuzugeben ſein, daß namentlich das Wort „Vorrecht“ für 
die Auffaſſung der Reviſion ſpricht. Allem auf derſelben Seite 
der Begründung findet ſich kurz vorher der Sog: „Gehört ein 
Ausländer einem auswärtigen Staate an, in welchem in An⸗ 
ſehung der Behandlung des Nachlaſſes eines Deuiſchen günſtigere 
Beſtimmungen als die vorſtehenden beſtehen, ſo ſollen dieſe auch 
deutſcherſeiis angewendet werden.“ Hier iſt nicht von einem 
Vorrechte die Rede, das für Deutſche oder für Auelander über⸗ 
haupt in dem betreffenden Fremdſtaat beſtehen müſſe, ſondern 
es wird ganz allgemein vorausgeſetzt, daß die dortigen „Be⸗ 
ſtimmungen“ oder mit anderen Worten: das dort geltende Recht 
für die Behandlung des Nachlaſſes eines Deutſchen günſtiger 
iſt als die Vorſchriftren in Abſ. 1 und 2 des 8 8 des Entwurfs 
18 6 des Geſetzes! für die Behandlung des Nachlaſſes eines 
Nichtdeutſchen; das trifft aber natürlich erſt recht zu, wenn der 
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Fremdſtaat die Steuer überhaupt nicht erhebt. Gleich allgemein 
iſt auch der Ausdruck an der vorhin zuerſt wiedergegebenen 
Stelle der Begründung. Wäre alſo der Ausdrucksweiſe, deren 
ſich der Verfaſſer der Begründung eines Geſetzentwurfs in dieſer 
bedient hat. eine maßgebende Bedeutung für die Auslegung des 
Geſetzes überhaupt beizulegen, ſo ſteht doch hier dem engeren 
Ausdruck an der einen Stelle der weitere an den beiden anderen 
gegenüber, und es iſt deshalb in jenem eine ſichere Grundlage 
für die Folgerung der Reviſion keinesfalls zu finden. Der Auf⸗ 
faſſung des BG. glaubt die Reviſion endlich noch die Gefahr 
einer Steuerumgehung entgegenbalten zu können, der fie Tür 
und Tor öffne: ein Deutſcher, der in Miſſouri ſeinen Wohnſitz 
habe und ſein in Deutſchland befindliches Vermögen in Deutſch⸗ 
land lebenden Perſonen zuwenden wolle, könne, um dieſen die 
deutſche Erbſchafts⸗ oder Schenkungsſteuer zu erſparen, eigens 
zu dieſem Zwecke ſeine deutſche Staatsangehörigkeit aufgeben 
und die von Miſſouri erwerben. Dieſer Gedanke liegt indes 
ſo fern, daß ihm irgendwelche praktiſche Bedeutung nicht zu⸗ 
erkannt und ein überzeugender Rückſchluß auf die Unrichtigkeit 
der in dem U teil vom 3. November 1914 vertretenen Geſetzes⸗ 
auelegung nicht entnommen werden kann. Durch die auf dieſer 
Geſetzetzauslegung beruhende Entſcheidung des BG. iſt demnach 
die Vorſchrift des 8 6 Abſ. 3 RErbſch StG. nicht, wie die 
Rev ſion meint, verletzt, ſondern richtig angewendet. Gr. H. F. 
c. M., U v. 12 März 15. 18/15 VII. — Darmſtadt. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

25. 5 256 3PO Das grundſätzliche Beſtreiten eines 
Anſpruchs iſt ein Grund für die Zuläſſigkeit der Feſt⸗ 
ſtellungsklage.] 

Der Reviſion war ſtittzugeben. Der BerR. hat in dem 
Feſtſtellungsamrag II. Inſtanz eine Klageänderung nicht 
gefunden. iſt aber auf die Sache ſelbſt nicht eingegangen, weil 
es fur die Klage, die er als pofitive Feſtſtellungsklage aufs 
gefaßt hat an einem rechtlichen Intereſſe an der alsbaldigen 
Feſtſtellung ſehle und deshalb die Klage unzuläſſig ſei. Nach 
der eingeholten Auskunft des Magiſtrats ſtehe zur Zeit auch 
nicht anpähernd feſt, in welchem Umfange die Parteien noch 
weiter zu Anl'egerbeiträgen werden herangezogen werden. Für 
eine Verrechnung kämen alfo die gesahlten Beträge in abſeh⸗ 
barer Zeit nicht in Betracht. Ein Intereſſe der Klägerin wäre 
vielleicht denkbar, wenn Verkaufsunterhandlungen oder wenn 
Unterbandlungen über die Straßer baukoſten ſchwebten; in dieſer 
Beziehung habe jedoch die Klägerin nichts angeführt. Die 
Reviſion har demgegenüber geltend gemacht, die Klage ſei als 
negative Feſtſtellungsklage aufzufaſſen, weil die Beklagten den 
Standpunkt eingenommen hätten, ſie könnten die ſtreitigen 
Straßenbaukoſten als inren perſönlichen Vorteil dauernd und 
ungeſchmälert m A fpruch nebmen. Die Berühmung mit dieſem 
An'pruch rechtfertige die Feſtſiellungeklage. Außerdem genüge 
der Hinweis auf das Intereſſe bei Verkaufsunterbandlungen 
und bei Unterhandlungen mit der Stadt über die Straßenbau⸗ 
koſten den Rechieſtreit bereits entſchieden zu ſehen Die Klägerin 
konne nicht darauf verwieſen werden, den Rechtsſtreit dann erft 
zu beainnen. Durch den gegenwärtigen Prozeß werde künft'ger 
Rechte ſtreit vermieden. Dieſe Aus führungen find im allgemeinen 
zutreffend Es iſt zwar nicht richtig, daß es ſich um eine 
negauve F ſtitellungsklage handelt, denn die Klägerin iſt es, 
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die in Anſehung der für die Grundſtücke der Beklagten gezahlten 
Straßenbaukoſten ein Recht auf Verrechnung und Ausgleichung 
auf Grund angeblicher Vereinbarungen in Anſpruch nimmt. 
Es kommt aber nicht darauf an, denn ebenſo wie das Berühmen 
mit einem Anſpruch iſt auch das grundſätzliche Beſtreiten eines 
Anſpruchs in der Rechtſprechung des RG. als Grund für die 
Feſtſtellungsklage in Fällen anerkannt, wo der Leiſtungsklage 
noch Schwierigkeiten entgegenſtehen. Es iſt durchaus üblich, in 
Rechnungsſtreitigkeiten, fo namentlich im Erbteilungsverfahren, 
ſolche grundſätzliche Streitigkeiten vorweg auszutragen, denn es 
wird dadurch, abgeſehen von der Möglichkeit des Verluſtes von 
Beweismitteln, künftigen größeren Streitigkeiten vorgebeugt. 
Vgl. Gruchots Beitr. 49, 657 /9; 53, 1109; JW. 1899, 392“; 
1900, 890°; 1909, 22315; 1911 S. 8155, 9768. Dazu 
kommt im vorliegenden Fall das Intereſſe bei den in Ausſicht 
ſtehenden Unterhandlungen, das auch der BerR. nicht ganz von 
der Hand gewieſen, aber nach den inſoweit zutreffenden Aus⸗ 
führungen der Reviſton nicht ausreichend gewürdigt hat. M. c. R., 
U. v. 31. März 15, 538/14 V. — Breslau. [S.] 

26. Iſt das Urteil des LG. nicht verkündet, dann iſt es 
als nicht erlaſſen anzuſehen. Die Verkündung kann nur durch 
das Sitzungsprotokoll bewieſen werden.] 

Der Kläger hat wegen eines am 24. September 1912 
durch den Zuſammenſtoß des von ihm geleiteten Geſchäfts⸗ 
fuhrwerks der Handlung P. in B. mit einem Bahnzuge 
der Beklagten in der Schönhauſer Allee zu B. erlittenen 
Unfalles, infolgedeſſen er ein ſchweres Nervenleiden davon⸗ 
getragen zu haben behauptet, das ihn erwerbsunfähig mache, 
gegen die Beklagte auf Schadenserſatz geklagt. Das LG. I 
Berlin hat in einem auf die mündliche Verhandlung vom 
19. Januar 1914 nach dem Vermerke des Gerichtsſchreibers 
auf dem Urteil am 26. Januar 1914, auf den zur Verkündung 
der Entſcheidung Termin anberaumt war, verkündeten Urteile 
die Beklagte zur Zahlung einer Rente verurteilt; die Berufung 
der Beklagten gegen dieſes Urteil iſt vom OLG. mit einer den 
Abzug laufender Fürſorgeleiſtungen betreffenden Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen worden. Die Reviſion hat in erſter Linie geltend 
gemacht, daß das Urteil des LG. nicht ordnungsmäßig verkündet 
ſei. Die mündliche Verhandlung der Reviſionsinſtanz iſt auf 
dieſen Punkt beſchränkt worden. Der Reviſion war ſtattzugeben. 
In den Prozeßakten fehlt ein Protokoll über die Verkündung 
des Urteils des LG., für die nach dem Protokoll der mündlichen 
Verhandlung vom 19. Januar 1914 Termin auf den 26. Januar 
1914 anberaumt worden war. Die Verkündung wird lediglich 
durch den in 5 315 Abſ. 3 ZPO. vorgeſchriebenen Vermerk 
des Gerichtsſchreibers auf dem Urteile ſelbſt beurkundet. Damit 
iſt jedoch den zwingenden geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt; 
die Verkündung des Urteils muß und kann auch nur durch 
das vom Vorſitzenden und vom Gerichtsſchreiber unterzeichnete 
Protokoll nachgewieſen werden, wie aus den Beſtimmungen der 
58 310, 311, 160, 164 3PO. hervorgeht; die Verkündung 


der Entſcheidungen iſt eine der für die mündliche Verhandlung 


vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, die nur durch das Protokoll 
bewieſen werden können [RG. 16, 331; 17, 420; JW. 1905, 
11516; Gruchots Beitr. 31, 1155; Stein, ZPO. 10. Aufl. Anm. I 
zu $ 310]. Einen Rügenverzicht nach 8 295 ZPO. auf dieſe 
weſentliche Förmlichkeit gibt es nicht [JW. 1886, 164°; 1893, 
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1825; Gruchot 37, 1246; Stein a. a. O.]. Iſt aber das 
Urteil des LG. nicht ordnungsmäßig verkündet, dann iſt es 
nicht für erlaſſen anzuſehen, und das ganze weitere Verfahren 
entbehrt der geſetzlichen Grundlage. Durch die äußerlich geſetz⸗ 
mäßig erfolgte Zuſtellung des nicht verkündeten Urteils wurde 
zwar [Ver 8 S., NE. 82, 422] die Rechtsmittelfriſt in Lauf 
geſetzt; die Berufung gegen das Urteil war zuläſſig und war 
das gegebene Mittel, das äußerlich zu Recht beſtebende Urteil 
aus der Welt zu ſchaffen. Aber die einzige mögliche Ent⸗ 
ſcheidung in der Berufungsinſtanz war die Beſeitigung des 
nicht ordnungsmäßig erlaſſenen Urteils der I. Inſtanz durch 
deſſen Aufhebung. Freilich würde das bloße gegenwärtige 
Fehlen des Verkündungsprotokolles ohne Einfluß auf die 
Gültigkeit des erlaſſenen Urteils und des weiteren Verfahrens 
fein, wenn das Gericht zu der Überzeugung gelangen könnte, 
daß das Verkündungsprotokoll vorhanden geweſen iſt und den 
geſetzlichen Anforderungen entſprach, aber hinterher aus den 
Prozeßakten verſchwunden und verloren gegangen iſt Dann 
würde das Verfahren ſelbſt in Ordnung und das Urteil der 
I. Inſtanz als in den prozeßgeſetzlichen Formen ergangen an⸗ 
zuſehen fein. Der Beweis, daß das Verkündungsprotokoll 
vorhanden war, kann auf jede Art geführt werden. Allem im 
gegenwärtigen Falle fehlt es zur Gewinnung dieſer Überzeugung 
an jeder tatſächlichen Unterlage. Insbeſondere find auch den 
Parteivertretern nach der Erklärung der Prozeßbevollmächtiaten 
der Reviſionsinſtanz zu deren Handakten Abſchriften des Ver, 
kündungsprotokolles nicht zugegangen. Die ganz allgemeine 
Vermutung, daß das Gericht die Befolgung einer weſentlichen 
Geſetzesvorſchrift nicht überſehen und unterlaſſen haben werde, 
kann bei dieſer Sachlage dazu nicht genügen. Das Urteil des 
BG. mußte daher nebſt dem ihm vorangegangenen Verfahren 
der Berufungsinſtanz [S 564 Abſ. 2 ZPO] der Aufhebung 
unterliegen. Zugleich war das nicht ordnungsmäßig verkündete 
Urteil der I. Inſtanz aufzuheben und auf Grund der 88 539, 
565 Abf. 3 Nr. 1 ZPO. die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das LG. zurückzuverweiſen [vgl. RGB. 57 
S. 268, 270; Stein a. a. O. Anm. III 1 zu 8 565 ZPO} 
Der künftigen Endentſcheidung iſt auch die Emſcheidung über 
die Koſten der Reviſionsinſtanz übertragen worden, bei der zu 
erwägen fein wird, ob und inwieweit etwa eine Niederſchlag mg 
der Gebühren auf Grund des 8 6 GKG. erfolgen kann. 
G. B. S. c. B., U. v. 11. März 15, 587/14 VI. — Berlin. IS. 

27. 8 567 Abſ. 2, 8 506 Abſ 4, 5 ZPO Die Zurück 
weiſung des bezüglich eines Sachverſtändigen geſtellten Ab⸗ 
lehnungsgeſuchs iſt mit der Reviſion nicht ansechibar, auch wenn 
ſie nicht durch beſonderen Beſchluß, ſondern im Urteil aus⸗ 
geſprochen wird.] 

Mittels des erſten Angriffs beſchweren ſich die Kläger 
dahin, daß ſie den Sachverſtändigen E., auf deſſen Gutachten 
der BerR. im weſentlichen feine Entſcheidung ſtützt, rechtzeitig 
als befangen abgelehnt hätten, daß aber der Ber R. über dieſe 
Ablehnung in den Entſcheidungsgründen des BU. mit un⸗ 
zureichender Begründung hinweggegangen ſei. Der Ber. hat 
das Ablehnungsgeſuch als unſubſtantiiert, und weil E. ein a 
verläſſiger Sachverſtändiger ſei, zurückgewieſen. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt aber in der Reviſionsinſtanz nicht anzufechten. 
Zwar hätte die Entſcheidung über das Ablehmungs geſuch nach 
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8406 Abſ. 4, 5 ZPO. durch beſonderen Beſchluß erfolgen ſollen, 
und dieſer Beſchluß unterliegt nach dem Abſ. 5 der ſofortigen 
Beſchwerde. Dieſer letztere Teil der Vorſchrift findet aber für 
die Reviſionsinſtanz jetzt nicht mehr Anwendung, da nach 8 567 
Abs. 2 ZPO. in der Faſſung der Novelle vom 22. Mai 1910 
gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte eine Be⸗ 
ſchwerde nicht zuläſſig iſt. Hätte der Ber R. das Ablehnungs⸗ 
geſuch durch beſonderen Beſchluß zurückgewieſen, ſo wäre hiernach 
dieſe Entſcheidung unabänderlich geweſen. Dasſelbe muß gelten, 
wenn derſelbe Ber R. gleichzeitig mit der Entſcheidung der Haupt- 
ſache das Geſuch zurückweiſt. Die Unterlaſſung der Abfaſſung 
eines beſonderen Beſchluſſes, die übrigens von der Reviſion 
nicht gerügt iſt, beſchwert die Kläger nicht, da auch die Wahrung 
der Form des Beſchluſſes kein anderes Ergebnis als die end⸗ 
gültige Zurückweiſung des Ablehnungsgeſuchs hätte haben können. 
Das noch vor dem Inkrafttreten der Novelle ergangene Urteil 
des RG. vom 7. Februar 1905 [RG. 60, 1102] ſteht den vor⸗ 
ſtehenden Erwägungen nicht entgegen, da gerade im weſentlichen 
Punkte durch die neue Vorſchrift des 8 567 Abſ. 2 die Rechts⸗ 
lage ſich geändert hat. R. c. St. Ch., U. v. 23. Febr. 15, 
325/14 VII. — Berlin. [S.) | f 

** 28. 88 829, 857 Abſ. 2 ZPO. Die Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes, durch den ein Erbanteil des Schuldners 
gepfändet wird, hat an den zur Leitung und Ausführung der 
Teilung berufenen Teſtamentsvollſtrecker zu erfolgen.] 


Der klagende Verein ſtützt ſein Pfandrecht auf den Be 


ſchluß des AG. Duisburg vom 27. Juli 1912. Durch dieſen 
Beſchluß ſollte der Anteil der Witwe E. am Nachlaſſe der 
Eheleute B. gepfändet werden. Der Beſchluß iſt unſtreitig 
nicht allen, ſondern nur einzelnen Miterben, darunter am 
31. Juli 1912 dem Teſtamentsvollſtrecker D. zugeſtellt. Der 
BerR. iſt der Meinung, daß der Kläger ein Pfandrecht nicht 
erworben habe, weil der Beſchluß allen Miterben hätte zugeſtellt 
werden müſſen. Nur die Miterben, nicht der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, ſeien als Drittſchuldner im Sinne der 88 829, 857 
Abſ. 2 ZPO. anzuſehen. Dieſe Anſicht wird von der Reviſion 
mit Grund beanſtandet. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker nicht 
vorhanden, ſo können als Drittſchuldner allerdings nur die 
Miterben in Frage kommen, und man wird ſie in dieſem Falle 
auch als die Drittſchuldner anzuſehen haben. Der Anteil des 
einzelnen Miterben am Nachlaſſe kennzeichnet fich zwar, ſolange 
die Erbſchaft noch nicht geteilt iſt, nicht als ein Forderungs⸗ 
recht gegen die übrigen Miterben; er iſt aber doch jedenfalls 
geeignet, im gewöhnlichen Laufe der Dinge Forderungsrechte 
zu erzeugen. Der Ausdruck „Drittſchuldner“ in 5 857 Abſ. 2 
ZPO. [früher 8 754] iſt, wie der erkennende Senat bereits 
ausgeſprochen hat [RG. 49, 407], in einem weiteren Sinne zu 
verſtehen und paßt deshalb auch auf die Miterben. Weſentlich 
anders liegt die Sache, wenn ein Teſtamentsvollſtrecker vor⸗ 
handen iſt, der, wie im vorliegenden Falle der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker D., von den Erblaſſern ſehr weitgehende Befugniſſe 
und namentlich auch das Recht zur Vornahme der Teilung 
des Nachlaſſes übertragen erhalten hat. In einem ſolchen 
Falle würde durch Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an die 
Miterben das Intereſſe des Gläubigers nicht genügend gewahrt 
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werden. Der Zweck, der mit der Pfändung eines Erbteils 
verfolgt wird, beſteht im weſentlichen darin, zu verhindern, daß 
der Gläubiger durch eine ohne ſeine Zuziehung erfolgende 
Teilung benachteiligt wird. [Vgl. das bereits angeführte Urteil 
S. 407 und 408 und RG. 83, 30.] Erfolgt nun die Teilung 
nicht durch die Erben ſelbſt, ſondern durch den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, ſo erwächſt für den Gläubiger die Gefahr, daß der 
Teſtamentsvollſtrecker, der von der Pfändung keine Kenntnis 
hat, an den Schuldner Leiſtungen macht, insbeſondere den Erb⸗ 
teil des Schuldners an dieſen auszahlt oder in Anrechnung 
darauf Beſtandteile des Nachlaſſes an ihn herausgibt. Nur 
der Teſtamentsvollſtrecker, der vermöge ſeiner Stellung den 
geſamten Nachlaß in Beſitz zu nehmen hat, iſt alſo in der 
Lage, auf ſolche Weiſe den Gläubiger eines Miterben zu 
ſchädigen. Deshalb muß es als Wille des Geſetzes angeſehen 
werden, daß die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes nicht an 
die Miterben, ſondern an den zur Leitung und Ausführung 
der Teilung berufenen Teſtamentsvollſtrecker zu erfolgen hat. 
Zuzugeben iſt, daß auch beim Vorhandenſein eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nur die Erben ſelbſt Träger der erbſchaftlichen 
Rechte und Pflichten find. Dieſer Geſichtspunkt iſt aber hier, 
wo es ſich nur darum handelt, den Gläubiger eines Miterben 
vor Nachteilen bei der Teilung zu ſchützen, nicht entſcheidend. 
Hier kann es nur darauf ankommen, wer rechtlich und tat⸗ 
ſächlich in der Lage iſt, durch Leiſtungen an den Miterben den 
Gläubiger zu ſchädigen. In dieſer Lage befindet ſich aber nur 
der Teſtamentsvollſtrecker, der übrigens innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht etwa als Stellvertreter der Erben, ſondern 
aus eigenem Rechte handelt. Soweit im Urteile des erkennenden 
Senats vom 23. Februar 1912 VII 275 / 11 ein abweichender 
Standpunkt vertreten war, wird daran nicht mehr feſtgehalten. 
Bemerkt mag noch werden, daß zwar ſchon die Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an den Schuldner dem Gläubiger eine 
gewiſſe Sicherheit gewährt, insbeſondere gegen nachteilige Ver⸗ 
fügungen auf Grund des $ 2033 BGB. [Vgl. RG. 8, 420. 
Wenn es ſich aber, wie im gegenwärtigen Rechtsſtreite, darum 
handelt, ob der Gläubiger ein dinglich wirkendes Recht, ein 
Pfandrecht, erworben hat, ſo kann es nur darauf ankommen, 
ob der Pfändungsbeſchluß dem Drittſchuldner zugeſtellt worden 
iſt. Nun fragt ſich allerdings noch, ob im vorliegenden Falle 
der Pfändungsbeſchluß dem Teſtamentsvollſtrecker als ſolchem 
zugeſtellt iſt. Der BerR. verneint dieſe Frage. Er meint, die 
unterſchiedsloſe Aufführung des D. unter den Miterben im 
Pfändungsbeſchluß in Verbindung mit der Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes an die Miterben ſtelle die Zuſtellung als eine lediglich 
dem Miterben D. gemachte dar. Dieſer Auffaſſung iſt nicht 
beizutreten. Dem Pfändungsbeſchluſſe vom 27. Juli 1912 war 
bereits eine Pfändungsankündigung vom 26. Auguſt 1911 
vorausgegangen. In dieſer Ankündigung war folgendes geſagt: 
„Zum Teſtamentsvollſtrecker iſt der Rektor D. beftimmt .... 
Der Teſtamentsvollſtrecker ſowie die ſämtlichen Miterben dürfen 
an die Schuldnerin deren Anteil am Nachlaſſe nicht zur Aus⸗ 
zahlung bringen.“ Bei dieſer auf Grund des 8 845 BD. 
gemachten Anzeige konnte der Rektor D. unmöglich darüber 
im Zweifel ſein, daß ihm die bevorſtehende Pfändung nicht 
bloß in ſeiner Eigenſchaft als Miterbe, ſondern zugleich als 


Teſtamentsvollſtrecker mitgeteilt wurde. Schon hieraus mußte 
78 


594 5 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſich für ihn ergeben, daß auch der Pfändungsbeſchluß, obgleich 
darin auf ſeine Stellung als Teſtamentsvollſtrecker nicht noch⸗ 
mals ausdrücklich hingewieſen war, ihn zugleich in ſeiner 
Eigenſchaſt als Teſtamentsvollſtrecker betraf. Zu dem gleichen 
Ergebnis mußte er aber auch gelangen, wenn er den Inhalt 
des ihm zugeſtellten Schriſtſtücks in Betracht zog. Er konnte 
ſich dann unmöglich der Einſicht verſchließen, daß das Schrift⸗ 
flüd eine Angelegenheit betraf, die auch für ihn als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker Bedeutung hatte. Daß auch der Wille des Klägers 
darauf gerichtet war, den Pfändungsbeſchluß dem D. als 
Teſtamentsvollſtrecker zuſtellen zu laſſen, kann um ſo weniger 
bezweifelt werden, als in dem Pfändungsgeſuche vom 25. Juli 
1912 ausdrücklich erwähnt worden war, daß D. zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beſtimmt worden ſei. Der Umſtand, daß der 
Pfändungsbeſchluß auch einzelnen anderen Miterben zugeſtellt 
wurde, fällt hierbei nicht ins Gewicht. Es konnte immerhin 
zweifelhaft ſein, an wen die Zuſtellung zu erfolgen hatte, und 
deshalb mochte es für den Kläger geraten erſcheinen, möglichſt 
allen in Frage kommenden Perſonen zuſtellen zu laſſen. B. M. 
c. S. u. Gen., U. v. 2. März 15, 459/14 VII. — Düſſeldorf. [S.) 


II. Prenßiſches Recht. 

29. Für die Klage gegen den Staat iſt die Feſtſtellung 
der Erſatzpflicht des Grundbuchrichters in einem Vorprozeß nicht 
Vorausſetzung. — Verjährungseinrede.] 

Unbegründet iſt der Angriff der Reviſion, der ſich gegen 
die Annahme des BerR. wendet, daß für die Klage gegen den 
Staat die Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Grundbuchrichters 
in einem Vorprozeſſe nicht Vorausſetzung ſei. Der Ber. 
erachtet in dieſer Hinſicht die Haftung des Staates als eine 
bürgſchaftsähnliche und beruft ſich auf die SS 284 ff. I. 14 AL R., 
wonach in den dort beſtimmten Ausnahmefällen der Bürge nicht 
die Einrede der Vorausklage habe und alſo im Prozeß gegen 
ihn die Verbindlichkeit des Hauptſchuldners feſtgeſtellt werde. 
Es kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob und inwieweit die 
Vorſchriften über die Bürgſchaft auf die Haftung des Staates 
nach 8 29 PrGBoO., der auch für andere Rechtsgebiete als 
das des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts galt, zur Ergänzung 
dieſer Geſetzesbeſtimmung entſprechend anzuwenden ſind. Für 
die vorliegende Frage iſt jedenfalls aus § 29 a. a. O. unmittel⸗ 
bar zu entnehmen, daß eine Feſtſtellung der Erſatzpflicht des 
Grundbuchrichters in einem Vorprozeß nicht notwendige Voraus⸗ 
ſetzung für die Klage gegen den Staat iſt. Denn im 8 29 
Abſ. 2 iſt von einem Erfordernis der Vorausklage gegen den 
Grundbuchrichter nicht die Rede. Vielmehr iſt die Haftung des 
Staates nur davon abhängig gemacht, daß der Beſchädigte 
nicht imſtande iſt, Erſatz ſeines Schadens von dem Grundbuch⸗ 
beamten zu erhalten. Beſteht die Erſatzpflicht des Grundbuch⸗ 
richters nach Maßgabe des 8 29 Abſ. 1 a. a. O. tatſächlich 
und iſt auch die zuletzt genannte Vorausſetzung gegeben, ſo iſt 


die Haftung des Staates für den Grundbuchrichter begründet; 


und, wenn der Staat aus dieſem oder jenem Grunde ſeine 
Haftpflicht in Abrede ſtellt, iſt der Beſchädigte zur Klage gegen 
den Staat mit der Behauptung, daß die Erforderniſſe für die 
Haftung vorlägen, berechtigt, gleichviel, ob die Erſatzpflicht des 
Grundbuchrichters ſchon in einem Vorprozeß gegen dieſen feſt⸗ 
geftellt iſt oder erſt in dem jetzigen Prozeß zur Feſtſtellung 
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gebracht werden fol. Weiter wendet ſich die Nebifion gegen 
die Annahme des Ber R., daß die vom Beklagten erhobene 
Einrede der Verjährung unbegründet ſei. Jedoch iſt auch dieſer 
Angriff ungerechtfertigt. Die Verjährung nach 5 55 I, 6 Pra R. 
kommt nicht in Betracht, da ſeit dem Jahre 1897, in dem die 
Schadenszufügung durch den Grundbuchrichter Amtsgerichts⸗ 
rat H. ſtattgefunden hat, dreißig Jahre nicht verſtrichen find. 
Die dreijährige Verjährungsfriſt nach 8 54 a. a. O. hat vor 
Inkrafttreten des BGB. zu laufen nicht begonnen. Denn nach 
der von der Reviſion nicht angefochtenen und auch einwand⸗ 
freien Feſtſtellung des Ber R. hat der klagende Militärfiskus 
erſt im November 1904 von der Tatſache Kenntnis erlangt, 
daß die für ihn auf Neudorf Bl. 15 in Abt. II Nr. 11 em 
getragene Laſt nicht auf die beiden Grundbuchblätter Neudorf 
Bl. 18 und 23 über die im Jahre 1897 abveräußerten 
Parzellen mitübertragen worden war. Der Ber. ſtellt ferner 
einwandfrei feſt, daß der Kläger bald nach dieſer Zeit von dem 
Verſehen des Grundbuchrichters H. ſowie davon, daß dieſer am 
23. Januar 1903 verſtorben und von ſeiner Witwe allein 
beerbt worden war, erfahren hat. Gemäß Art. 169 Abſ. 1 
EGBGB. hätte nun die Verjährung des Anſpruchs des Klägers 
gegen die Erbin des Grundbuchrichters wegen fahrläſſiger wider⸗ 
rechtlicher Schadenszufügung nach den Vorſchriften des BOB, 
alſo nach 88 823, 852 BGB., beginnen können. Jedoch hatte 
der Beginn der dreijährigen Verjährung des 8 852 BGB. nach 
dieſer Vorſchrift in Verbindung mit $ 198 Satz 1 BGB. zur 
Vorausſetzung einmal, daß tatſächlich bereits ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen die Erbin des Grundbuchrichters zu dieſer Zeit 
entſtanden war, und ſodann, daß der Kläger von dem Schaden 
und der Perſon des Erſatzpflichtigen, alſo davon Kenntnis hatte, 
daß der Schadenserſatzanſpruch beſtand und gegen die Erbin 
des Grundbuchrichters im Klagewege verfolgt werden konnte 
[Urteil des erkennenden Senats vom 17. April 1909 V 485/08 
und RG. 76, 63%); JW. 1912, 640°; Warn Rſpr. 1912 
Nr. 308]. Nach 8 29 Abſ. 1 Pr. haftet aber der 
Grundbuchrichter für Verſehen nur, ſoweit für den Beſchädigten 
von anderer Seite her Erſatz nicht zu erlangen iſt. Daher 
hatte der Kläger, wenn und ſoweit er von anderer Seite her 
Erſatz erlangen konnte, nicht einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
die Erbin des Grundbuchrichters H. Demnach konnte die Ver⸗ 
jährung eines ſolchen Anſpruchs nicht früher beginnen, als bis 
fehftand, daß der in Anſpruch zu nehmende anderweitige Erſatz⸗ 
pflichtige entweder in Wirklichkeit zum Schabenserfage rechtlich 
nicht verpflichtet oder nach ſeinen Vermögensverhältniſſen 
zur Leiſtung des Schadenserſatzes außerſtande war [Urteil 
des erkennenden Senats vom 17. April 1909 V 485/08, 
PrOTr. 3, 43]. Nicht zutreffend iſt die Meinung der Reviſion, 
daß, wenn die Haftung mehrerer Perſonen nacheinander in 
Frage komme, dem erſt in zweiter Linie Erſatzpflichtigen nur 
eine Einrede, daß der andere in erſter Linie für den Schaden 
aufzukommen habe, gegenüber dem an ſich begründeten Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen ihn zuſtehe und daß daher die Verjährung 
des Anſpruchs gegen den in zweiter Linie Erſatzpflichtigen 
bereits von dem Zeitpunkte ab beginne, in dem der Geſchädigte 
Kenntnis davon erlangt habe, daß dieſe Perſon ihm dann für 
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den Schaden hafte, wenn er von dem anderen Erſaß nicht 
erlangen könne. Haftet eine Perſon für einen eniſtandenen 
Schaden nur unter der Vorausſetzung, daß von einem anderen, 
der in erſter Linie erſatzpflichtig iſt. Erſatz nicht erlangt werden 
kann, ſo iſt, ſolange die Möglichkeit des Erſatzes durch den 
anderen beſteht, ein klagbarer Anſpruch auf Schadens erſatz 
gegen jene Perſon noch nicht entflanden und kann daher die 
Verjährung dieſes Anſpruchs nicht begonnen haben, da nach 
für die Verjährung von Ansprüchen allgemein geltenden 
des 8 198 Satz 1 B88. die Verjährung erſt mit 
ehung des Anſpruchs beginnt. Im gegebenen Falle 
Kläger nach den vorerwähnten Feſtſtellungen des 
ächlich allerdings anderweit keinen Erſatz erlangen. 
war jedoch, wie der Ber R. einwandfrei annimmt, 
i daß er von den gegenwärtigen Eigentümern der 
iden Parzellen, auf welche die fragliche Laſt hätte übertragen 
ſollen, inſofern Erſatz erlangen könne, als ſie die Laſt, 
ſich um eine Grundgerechtigkeit handle, ihnen auch das 
der Laſt bekannt geweſen ſei, wieder auf ihre Parzellen 
ihn eintragen laſſen müßten. In dieſer Meinung hat der 
gegen v. St, den Eigentümer der größeren Parzelle, 
Vorprozeß 5 O. 4/07 auf Bewilligung der Eintragung 
geklagt. Wäre die Anſicht des Klägers richtig geweſen, 
„ ſolange die Wiedereintragung zu erreichen war, ein 
Anſpruch des Klägers gegen die Erbin des Grundbuchrichters 
beſtanden. Von der Unrichtigkeit der Anſicht aber iſt der 
wie der Ber R. weiter einwandfrei annimmt, erſt durch 
die Klage gegen v. St. endgültig abweiſende Urteil des 
NG. vom 20. Januar 1909 überzeugt worden. Bis dahin war 
daher der Kläger in Unkenntnis darüber, daß er die Erbin des 
Grundbuchrichters auf Erſatz feines Schadens in Anſpruch 
nehmen könne. Deshalb konnte vor jenem Reichs gerichtsurteil 
die Verjährung des Anſpruchs gegen die Erbin des Grundbuch⸗ 
richter, da dem Kläger dieſe Perſon als gegenwärtig erſatz⸗ 
pflichtig unbekannt war, nach 8 853 Abſ. 1 B08. nicht 
beginnen. Allerdings beruht die Unkenntnis auf rechts irriger 
Auffaſſung der Sachlage. Aber im 8 852 BB. if eine 
verſchuldete Unkenntnis, ein Kennenmüſſen, nicht der Kenntnis 
gleichgeſtellt, und auch wenn ein Rechts irrtum das Hindernis 
bildet, von der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis zu 
erlangen, iſt tatſächlich Kenntnis nicht vorhanden RG. 76, 68); 
WarnRſpr. 1912 Nr. 308]. Demnach ift bis zu der im 
Dezember 1910 im gegenwärtigen Rechts ſtreit erfolgten Klag⸗ 
erhebung die dreijährige Veꝛjährungsfriſt nicht abgelaufen 
geweſen. Mit Recht erklärt daher der Ber R, daß ebenſowenig, 
wie die Erbin des Grundbuchrichters ſich gegenüber dem 
Schadenserſatzanſpruche des Klägers, falls ein folder, als er 
im Jahre 1909 vom Kläger in dem Vorprozeß 2 O. 421/09 
geltend gemacht wurde, nicht durch die Vorſchriften der 
98 1973, 1974 BEB. ausgeſchloſſen geweſen wäre, auf Ver⸗ 
jährung hätte berufen können, dem b⸗ klagten Juſtizfiskus gegen⸗ 
über dem vom Kläger gegen ihn als den für den Grundbuch- 
richter haftenden gemäß 8 29 Abſ. 2 PrG BO. geltend gemachten 
Schadenzerſatzanſpruch die Einrede der Verjährung zuſteht. 
P. J c. R, U. v. 31. März 15, 327/14 V. — Poſen. [S.] 
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Preußiſches Allgemeines Landrecht. 

80. Nach 88 455, 460 II, 11 PrALR. haben die „Hinter 
laſſenen“, d. h. nicht die Erben, ſondern die nächſten Familien⸗ 
angehörigen die Wahl des Begräbnisorts und die Befugnis 
der Beſtimmung, ob die Leiche wieder ausgegraben und an 
einem andern Ort beerdigt werden foll.] 

Die Klägerin gründet ihren gegen die Bellagte erhobenen 
Anſpruch, die Ausgrabung der auf deren Friedhof in einem von 
ihr erworbenen Erbbegrabniſſe beerdigten Leiche ihrer Mutter 
zu dulden, auf ihre Eigenſchaften als Hinterbliebene der Mutter, 
als deren alleinige Erbin und Teſtamentsvollſtreckerin und als 
Vertragsgegnerin der Beklagten, mit der ſie durch ihren Bevoll⸗ 
mädhtigten Sch. den ſchrifilichen Vertrag vom 10. September 
1918 über die ÜUberlaſſung eines Friedhoſplatzes als Erb⸗ 
begräbnis geſchloſſen hat, ſowie auf die Ingebrauchnahme dieſes 
Platzes; ſie gründet alſo ihren Anſpruch auf Privatrechte, deren 
Geltendmachung durch Anrufung der Gerichte erfolgt RG. 71, 22). 
Nach Art. 133 EGBGB. bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über das Recht zur Benutzung eines Platzes auf einer 
öffentlichen Begräbnis ſtätte durch das BGB. unberührt. Daß 
es ſich bei dem Friedhofe der Bellagten um eine ſolche Be⸗ 
gräbnisſtätte handelt, iſt außer Streit und Zweifel. „Das 
Recht zur Benutzung“ des Art. 133 iſt auch in ſo weitem Sinne 
zu verſtehen, daß die in Anſehung der Ausgrabung der in 
ſolchen Begräbnisſtätten beerdigten Leichen entſtehenden Rechts⸗ 
fragen darunter mitinbegriffen find RG. 71, 22%]. Es iſt alſo 
nach Pr ALR. zu entſcheiden, ob der Klägerin das Recht zuſteht, 
von der Beklagten die Duldung der Ausgrabung der Leiche 
ihrer Mutter zu verlangen. Nach dieſem Recht iſt für die Be⸗ 
ſtimmung über den Ort der Beerdigung in erſter Linie der Wille 
des Verſtorbenen maßgebend, und erſt in zweiter Linie kommen 
die Wünſche derjenigen Perſonen in Betracht, die hinſichtlich der 
Leiche des Verſtorbenen ein durch die Sitte beſchränktes Ver⸗ 
fügungsrecht haben. Das Geſetz ſpricht dies in den 88 456, 
457, 455, 460 I, 11 AL R., die von den Begräbniſſen handeln, 
aus. Nach 8 456 kann jeder Eingepfarrte ſein Begräbnis in 
oder außerhalb der Parochie wählen; nach 5 457 hat der Pfarrer, 
wenn der Verſtorbene felbft gewählt hat, deſſen Wahl Rechnung 
zu tragen, wenn „ſeine Willensmeinung mit genugſamer Gewiß⸗ 
heit bekannt iſt“. Erſt in Ermangelung ſolcher Willensäußerung 
haben nach 88 455, 460 die „Hinterlaſſenen“ die Wahl des 
Begräbnisorts. Zwar dienen dieſe Beſtimmungen unmittelbar 
nur der Regelung der Rechte und Pflichten der Eingepfarrten 
einer Parochie gegenüber dem Pfarrer dieſer oder einer anderen 
Parochie und der Rechte der Pfarrer auf Begräbnisgebühren; 
ſie ergeben aber die allgemeine Stellungnahme des Geſetzgebers 
dahin, daß auch die Hinterlaſſenen des Verſtorbenen ebenſo wie 
der Pfarrer „deſſen mit genugſamer Gewißheit ausgedrückte 
Willens meinung“ über den Ort des Begräbniſſes zu berück⸗ 
ſichtigen haben und ohne zwingende Gründe von derſelben nicht 
abweichen dürfen, weil nur in Ermangelung eines Ausſpruchs 
ſolcher Willensmeinung die Hinterlaſſenen ein vom Pfarrer zu 
beachtendes Beſtimmungsrecht haben. Dieſe allgemeine Stellung⸗ 
nahme des Geſetzes gilt aber auch für die Hinterlaſſenen 
einer Jüdin. Die Parteien find darüber einig, daß die Mutter 
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der Klägerin ihren Willen darüber, wo ſie beerdigt werden 
wolle, ausgeſprochen hat; ſie ſtreiten aber darüber, welcher Ort 
und Friedhof in dieſem von ihr erklärten Willen als ihre Be⸗ 
gräbnisſtätte beſtimmt iſt. Der BerR. hat zu dieſer Streit⸗ 
frage keine Stellung genommen; eine ſolche Stellungnahme 
erübrigt auch für das Reviſionsgericht. Denn keinesfalls liegt 
eine Beſtimmung der Mutter darüber vor, daß ihre einmal be⸗ 
erdigte Leiche unter beſtimmten Umſtänden von der Klägerin 
ſolle wieder ausgegraben und an einem anderen von ihr zu 
beſtimmenden Ort von neuem beerdigt werden. Auf die Duldung 
der Wiederausgrabung zum Zwecke der Wiederbeerdigung der 
Leiche der Mutter an einem von ihr zu beſtimmenden Orte geht 
aber der Anſpruch der Klägerin. In Ermangelung ſolcher Be⸗ 
ſtimmung der verſtorbenen Mutter haben deren „Hinterlaſſene“ 
das Recht der Beſtimmung darüber, ob die auf dem Friedhof 
der Beklagten in Breslau beerdigte Leiche dort wieder aus⸗ 
gegraben und an einem anderen Ort wieder beerdigt werden 
ſoll. Die „Hinterlaſſenen“ im Sinne der 88 455, 460 II, 11 
ALR. find aber nicht die Erben, auch nicht ein etwaiger Allein⸗ 
erbe der Verſtorbenen, iſt auch nicht deren Teſtamentsvollſtrecker, 
ſondern find die nächſten Familienangehörigen, alſo im vor⸗ 
liegenden Falle, in dem ein Ehegatte der Verſtorbenen nicht 
mehr vorhanden war, deren Kinder. Dieſe Kinder, die Klägerin 
und die Frau P. in Newark, find nach dem eigenen Vorbringen 
der erſteren darüber einverſtanden geweſen, daß die Leiche ihrer 
Mutter in einem von der Klägerin zu erwerbenden Erbbegräb⸗ 
niſſe auf dem Friedhof der Beklagten beerdigt werde; denn nach 
dem Tatbeſtande des BU. hat die Frau P., als die Klägerin, 
ihre Schweſter, mit der Leiche ihrer Mutter nach Europa fuhr, 
um ſie in Breslau zu beerdigen, dieſem Vorhaben zugeſtimmt 
und in Amerika die Leiche bis zum Schiffe begleitet. Ebenſo 
ergibt der Tatbeſtand, daß Frau P. ihr Einverſtändnis mit der 
jetzt von der Klägerin beabſichtigten Ausgrabung der mit ihrer 
Zuſtimmung in Breslau beerdigten Leiche und deren Rück⸗ 
beförderung nach Amerika zum Zwecke der Beerdigung an einem 
dort von der Klägerin auszuwählenden Orte nicht erklärt hat. 
Das Recht der Hinterlaſſenen, alſo auch dasjenige der Schweſter 
P., mitzubeſtimmen, wo die Leiche ihrer Mutter beerdigt werden 
und beerdigt bleiben ſoll, iſt aber nicht dadurch aufgehoben, daß 
die Klägerin die Leiche mit deren Zuſtimmung in einem von 
ihr erworbenen Erbbegräbniſſe untergebracht hat. Denn die 
Beerdigung der Leiche in dieſem Erbbegräbniſſe iſt gerade unter 
Berückſichtigung des Mitbeſtimmungsrechts der Schweſter erfolgt. 
Die Schweſter hat alſo das Recht, zu verlangen, daß ohne ihre 
Einwilligung, nachdem ſie ſich mit der endgültigen Beerdigung 
der Leiche der Mutter im Erbbegräbniſſe der Klägerin auf dem 
Friedhofe der Beklagten einverſtanden erklärt und dieſe damals 
von beiden Schweſtern als endgültig angeſehene Beerdigung 
ſtattgehabt hat, dieſe Beerdigung an dem von den Hinterlaſſenen 
gemeinſam gewählten Ort nicht durch Ausgrabung der Leiche 
und eine einſeitige Beſtimmung eines neuen Begräbnisortes 
ſeitens der Klägerin wieder aufgehoben wird, und daraus ergibt 
ſich, daß die Klägerin allein zur Zeit keinesfalls befugt iſt, die 
Augrabung und Herausgabe der Leiche von der Beklagten als 


der Eigentümerin des Friedhofs an ſie zur Beerdigung an 


einem unbekannten, beliebig von ihr zu beſtimmenden Orte zu 
verlangen. Es fehlt der Klägerin die ſachliche Berechtigung zur 
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Geltendmachung ihres Klaganſpruches. Damit rechtfertigt ſich 
die in Abänderung des BU. getroffene, das landgerichtliche Urteil 
beſtätigende Entſcheidung. J. S. B. c. R., U. v. 10. April 15, 
591/14 IV. — Breslau. [S.)] 

Fluchtliniengeſetz. 

31. 8 15 Fluchtliniengeſetz; Zwangsverſteigerungsgeſetz 
Rechtliche Natur der Straßenbaulaſt und der aus ihr ent⸗ 
ſpringenden Verpflichtung zu einer einzelnen beſtimmten Geld⸗ 
leiſtung; Berückſichtigung der letzteren im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren.] 

Das in N., W. ſtraße 78, belegene, im Grundbuch von N. 
Bd. 54 Bl. Nr. 1722 eingetragene Grundſtück wurde im Jahre 
1910 auf Grund Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung von 
der Grundſtücksgeſellſchaft R. erworben. Am 11. Mai 1912 
wurde von der beklagten Stadtgemeinde gegen dieſe Eigentümerin 
für das genannte Grundſtück auf Grund des Ortsſtatuts vom 
30. Mai 1877 ein Anliegerbeitrag zur Regulierung der W. ſtraße 
in Höhe von 4256 im Veranlagungsverfahren endgültig 
feſtgeſtellt. Inzwiſchen war das Grundſtück wiederum zur 
Zwangsverſteigerung geſtellt worden. Der Verſteigerungstermin 
ſtand am 30. Mai 1912 an. Vorher wurde von der Beklagten 
durch eine zu den Zwangsverſteigerungsakien 9 K. 39/12 am 
25. Mai eingegangene Eingabe vom 20. Mai 1912 ihre 
Forderung auf Zahlung des Anliegerbeitrags mu dem Antrag 
auf vorzugsweiſe Befriedigung angemeldet. Im Verſteigerungs⸗ 
termin nahm der Vollftreckungsrichter, Amtsgerichtsrat M., den 
Anliegerbeitrag in das geringſte Gebot nicht auf. Das Grund: 
ſtück wurde dem Kaufmann Kl. zugeſchlagen. Im Kaufgelder⸗ 
belegungstermin am 6. Auguſt 1912 wurde der Anliegerbeitrag 
von dem Vollſtreckungsrichter, Amtsrichter H., nicht in den 
Teilungsplan aufgenommen und bei der Verteilung des Ber 
ſteigerungserlöfes nicht berückſichtigt. Der vom Vollſtreckungs⸗ 
richter am 30. Oktober 1912 unternommene Verſuch, durch 
Verhandlung zwiſchen der Klägerin, die mit einer für ſie auf 
dem Grundſtück eingetragenen Hypothek zur Hebung gekommen 
war, und der Beklagten dieſer noch nachträglich Befriedigung 
aus dem Erlöſe zu verſchaffen, hatte keinen Erfolg. Auch eine 
von der Beklagten in dem Vorprozeß 31 O. 695 / 12 gegen die 
Klägerin erhobene Erſatzklage führte nicht zur Befriedigung der 
Beklagten. Der Erſteher Kl. hatte im Kaufgelderbelegungs⸗ 
termin erklärt, daß er feine Verpflichtung aus dem Meiſtgebot 
nicht erfüllen könne. Infolgedeſſen kam es zur Wieder 
verſteigerung des Grundstücks gegen Kl. In dieſem Verfahren 
ſtand Verſteigerungstermin am 27. Mai 1913 an. Vorher, 
am 26. April 1913, meldete die Beklagte zu den Zwangs⸗ 
verſteigerungsakten wiederum den Anliegerbeitrag von 4256 A 
mit dem Antrag auf vorzugsweiſe Befriedigung an. Im Ber 
ſteigerungstermin wurde dieſer Betrag in den bar zu zahlenden 
Teil des geringſten Gebots aufgenommen. Das Grundſtück 
wurde der M. Grundſtücksgeſellſchaft zugeſchlagen. Im Kauf⸗ 
gelderbelegungstermin am 8. Juli 1913 tam die Forderung 
der Beklagten voll zur Hebung. Dagegen fiel die Klägerin 
mit ihrer auf dem Grundſtück eingetragenen Sicherungshypothet 
zum Teil aus. Sie erhob gegen die Zuteilung der 4256 4 
an die Beklagte Widerſpruch. Das Vollſtreckungsgericht erließ 
den Beſchluß, daß die im Teilungsplan für die Beklagte vor⸗ 
geſehene Summe von 4256 , falls das Prozeßgericht den 
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Widerſpruch der Klägerin für gerechtfertigt erklären würde, der 
Mägerin zufallen ſolle. Da die Erſteherin das Bargebot nicht 
erlegte, wurden für die Forderungen der im Teilungsplan 
berückſichtigten Gläubiger gegen die Erſteherin Sicherungs⸗ 
hypotheken eingetragen, darunter eine Sicherungs hypothek von 
4256 4 für die Beklagte. Mit der Ende Juli 1913 erhobenen 
Klage beantragte die Klägerin, die Beklagte zu verurteilen, an 
fie die Sicherungs hypothek von 4256 & nebſt Zinſen ab» 
zutreten .. Der erſte Richter wies die Klage ab. Die 
Berufung der Klägerin wurde zurückgewieſen. In der Berufungs⸗ 
inſtanz verkündete die Klägerin dem preußiſchen Juſtizfiskus den 
Streit mit der Erklärung, ſie beabſichtige, im Falle des ihr 
ungünſtigen Ausgangs des Rechtsſtreits gegen den Fiskus 
einen Anſpruch auf Schadlos haltung zu erheben, weil die 
Beklagte wegen der Forderung, die fie jetzt in dem Zwangs⸗ 
verſteigerungs verfahren gegen Kl. geltend mache, zufolge Ber: 
ſehens der Vollſtreckungsrichter nicht ſchon in dem Zwangs⸗ 
berfleigerungäverfahren gegen die Grundſtücksgeſellſchaft R. 
befriedigt worden fe. Gegen das BU. legte der preußiſche 
Juſtizfiskus, in dem er nunmehr der Klägerin als Streitgehilfe 
(Nebenintervenient) beitrat, Reviſion ein.. Der Revifion 
konnte der Erfolg nicht verſagt werden. Die Vorderrichter 
erachten die von der Klägerin gemäß 8 115 8 G., 8 878 
ZPO. erhobene Widerſpruchsklage auf Übertragung der in dem 
Zwangsverſteigerungs verfahren gegen Kl. der beklagten Stadt⸗ 
gemeinde zugewieſenen Sicherungshypothek von 4256 4 des 
wegen für unbegründet, weil der von der Beklagten geforderte 
Anliegerbeitrag von 4256 & als eine in dieſem Betrage ſich 
erſchöpfende öffentlich⸗ rechtliche dingliche Straßenbaulast, wiewohl 
er in dem Zwangsverſteigerungsverfahren gegen die frühere 
Grundſtückseigentümerin, die Grundſtücksgeſellſchaft R., nicht in 
das geringſte Gebot aufgenommen geweſen ſei, als Belaſtung 
des dem Kl. zugeſchlagenen Grundſtücks beſtehen geblieben ſei. 
Dieſer Rechtsauffaſſung iſt nicht beizutreten. Zutreffend iſt es 
allerdings, daß die Straßenbaulaſt eine öffentliche Laſt iſt. 
Nach Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 2 Pr GVG. vom 23. September 
1899 gehören zu den öffentlichen Laſten „die auf einem nicht 
privatrechtlichen Titel beruhenden Abgaben und Leiſtungen, 
welche auf einem Grundſtücke nach Geſetz oder Verfaſſung haften 
[gemeine Laſten]“ Eine ſolche auf Ortzverfaſſung beruhende 
gemeine Laſt iſt gemäß Art. 2 Ziff. 2 A. die auf Grund⸗ 
flüden, welche an einer hergerichteten Ortsſtraße liegen, ruhende 
Laſt zur Leiſtung von Beiträgen zu den Straßenbaukoſten, die 
nach Maßgabe eines auf Grund des 8 15 FluchtlG. vom 
2. Juli 1875 erlaſſenen Ortsſtatuts von der Gemeinde erhoben 
werden RG. 42, 27826); 56, 396; Gruchots Beitr. 36, 977; 
41, 153; PrO B. 33 S. 125, 129; 41, 132]. Dieſe 

ſt iſt ferner mit dinglicher Wirkung verbunden 
und beſteht als Grundſtücksbelaſtung auch gegenüber fpäteren 
Erwerbern des betreffenden Grundſtücks [Entſch. des RG. 
a. a. O., Gruchots Beitr. 26, 1103; 41, 155; PrOVG. 33, 125). 
In letzterer Hinſicht macht es keinen Unterſchied, ob der Erwerb 
zufolge freiwilliger Veräußerung oder auf Grund Zuſchlags in 
der Zwanggverſteigerung erfolgt. Auch das dem Erſteher zu 
geſchlagene Grundſtück bleibt, ſofern nicht durch beſondere Kauf⸗ 


2) JW. 1904, 186. 
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bedingung etwas anderes feſtgeſetzt iſt, mit der Straßenbaulaſt 
belaſtet [R GG. 42, 278; Gruchots Beitr. 26, 1103). Dies gilt 
gleichviel, ob im Zwangsverſteigerungs verfahren über das 
Grundſtück die Straßenbaulaſt bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots berückſichtigt worden ift oder nicht. Denn die Laſt 
geht als öffentliche Laſt des Grundſtücks den Rechten an dem 
Grundſtück bei der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
im Range vor; daher iſt fie nach Art. 11 Abſ. 1 Pr AGG. 
vom 26. September 1899 von der Eintragung in das Grund⸗ 
buch ausgeſchloſſen, und deshalb bleibt fie gemäß Art. 6 Abf. 1 
AG3 8G. auch dann beſtehen, wenn fie in das geringſte Gebot 
nicht aufgenommen worden iſt. Jedoch iſt hierbei zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen der Straßenbaulaſt und der aus ihr ent⸗ 
ſpringenden Verpflichtung zu einer einzelnen beſtimmten Geld⸗ 
leiſtung. Die Straßenbaulaſt, die vom Standpunkte des 
Verpflichteten im Sinne von Beitragspflicht oder Laſtenpflicht 
vgl. RG. in Gruchots Beitr. 26, 1103), vom Standpunkte des 
Berechtigten im Sinne von Hauptrecht, aus dem die Anſprüche 
auf die einzelnen Beitragsleiſtungen ſich ergeben [vgl. NG. im 
3 Bl G. 3, 814], aufzufaſſen iſt, entſteht, wenn die im 8 15 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 genannten beiden Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben find, nämlich, wenn die Koſten, die erſtattet 
werden ſollen, zur Herſtellung der Straße aufgewendet worden 
find und feſtgeſtellt werden können, und ein Gebäude auf dem 
betreffenden Grundſtück an der Straße errichtet wird [RG. 56, 
398; PrOVGG. 33 S. 127, 130; 40, 100). Dagegen wird 
die aus einer Straßenbaulaſt entſpringende Verpflichtung zu 
einer beſtimmten Beitragsleiſtung erſt fällig, wenn die Leiſtung 
durch beſondere Veranlagung im Sinne der SS 61 f. PrKom⸗ 
AbgG. vom 14. Juli 1893 dem Grundſtückseigentümer gegenüber 
zur Hebung geſtellt worden iſt RG. 56, 398; Pr OVG. 33, 130). 
Dieſer Unterſchied iſt von maßgebender Bedeutung für die 
Frage, ob und inwieweit dem Erſteher eines an einer hergeſtellten 
Ortsſtraße anliegenden Grundſtücks Anliegerbeiträge obliegen. 
Wenn ein ſolches Grundſtück, nachdem die Verpflichtung zur 
Leiſtung eines Anliegerbeitrags gegenüber dem Eigentümer auf 
die vorbezeichnete Weiſe zur Fälligkeit gebracht worden iſt, 
ſteiwillig an einen andern veräußert wird, fo mag, falls nicht 
ein anderes vereinbart worden iſt, die Rechtsfolge eintreten, 
daß der Erwerber dinglich mit dem Grundſtück, der frühere 
Eigentümer perſönlich für den Beitrag haftet [vgl. PrO VG. 33, 
128; 41, 137]. Aber nach 8 56 Satz 2 8G. trägt der 
Erſteher die Laſten des erſteigerten Grundſtücks erſt von dem 
Zuſchlag an. Daraus folgt, daß der Erſteher die aus der 
Straßenbaulaſt, welche als Grundſtücksbelaſtung auf ihn über⸗ 
geht, entſpringende Geldleiſtung zwar dann zu tragen hat, wenn 
ſie während ſeiner Eigentumszeit gegen ihn zur Hebung geſtellt 
und ſomit fällig gemacht wird [gl. PrO VG. 33, 129], daß er 
dagegen für die bereits gegenüber feinem Vorbeſitzer fällig 
gewordenen Anliegerbeiträge, die bisher nicht auf die eine oder 
die andere Weiſe berichtigt worden find, weder perſönlich noch 
dinglich mit dem Grundſtück haftet, ſofern nicht etwa durch 
beſondere Kaufbedingung anderes beſtimmt worden iſt [vgl. 
RG. 42, 276 f.; Gruchots Beitr. 26, 1102 f.]. Im gegebenen 
Falle iſt der Anliegerbeitrag von 4256 & zufolge der Ver⸗ 
anlagung durch die beklagte Stadtgemeinde am 11. Mai 1913 
gegenüber der Grunbſtücksgeſellſchaft N. als damaliger Gigen⸗ 


598 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


timerin fällig geworden. Da über das fragliche Grundſtück 
der Geſellſchaft das Zwangsverſteigerungsverfahren eingeleitet 
worden war, hat die Beklagte demnächſt am 25. Mai 1912 
ihren Anſpruch zum Zwangsverſteigerungsverfahren mit dem 
Antrage auf vorzugsweiſe Befriedigung angemeldet. Der 
Beklagten ſtand auch ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung 
aus dem Grundſtück, und zwar in der dritten Klaſſe, gemäß 
§ 10 Abſ. 1 Ziff. 3 ZIG. zu, da ihr Anſpruch aus einer 
öffentlichen Laſt des Grundſtücks, nämlich aus der Straßen⸗ 
baulaſt, der Beitragspflicht bezüglich der Koſten der Herſtellung 
der W.ſtraße, an die das Grundſtück angrenzte, entſprang. 
Der Anwendung dieſer Vorſchrift würde es auch nicht entgegen⸗ 
geſtanden haben, wenn ſich die Straßenbaulaſt, wie der BerR. 
meint, durch einmalige Leiſtung der 4256 & erſchöͤpft hätte. 
Der 510 Abſ. 1 Ziff. 3 ZVG. hat den 8 28 Abſ. 1 Pr3VG. 
vom 13. Juli 1883, wonach ein Recht auf Befriedigung in 
der fünften Rangklaſſe hatten „die laufenden, auf dem Grund⸗ 
ſtücke haftenden gemeinen Laſten und die Rückſtände derſelben 
aus den beiden letzten Jahren“, zum Vorbild. Das NG. hat 
wiederholt ſowohl bezüglich des § 28 Abſ. 1 Pr. 
[NG. 42, 280; Gruchots Beitr. 41, 154] als auch bezüglich 
des 8 10 Abſ. 1 Ziff. 3 R3VG. [RG. 56, 398; 65, 4] aus⸗ 
geſprochen, daß die Vorſchriften nicht Laſten mit wiederkehrenden 
Leiſtungen zur notwendigen Vorausſetzung hätten, daß vielmehr 
die Vorſchriften auch auf ſolche Laſten anwendbar ſeien, die 
ſich durch einmalige Leiſtung erſchöpften. Hiervon abzugehen, 
liegt um ſo weniger Veranlaſſung vor, als in den Motiven zu 
8 9 Ziff 2, § 10 Ziff. 2 des I. Entwurfs, aus denen dann 
der 8 10 Abf. 1 Ziff. 3 des Neichägefeges zuſammengefaßt iſt, 
ausdrücklich bemerkt iſt [S. 92 ff.]: „Es gehören hierher nicht 
bloß wiederkehrende Leiſtungen, ſondern auch einmalige Leiſtungen, 
wenn nur die Leiſtung auf Grund einer öffentlichen Laſt, welche 
auf dem Grundſtück ruht, zu bewirken iſt“. Es können aber 
aus einer Straßenbaulaft, wie der in Rede ſtehenden, ſich auch 
Verpflichtungen zu mehrmaligen Lerſtungen ergeben, fo beiſpiels⸗ 
weiſe, wenn ſpäter andere Gebäude auf dem betreffenden Grund⸗ 
ſtück errichtet werden [PrOVG. 40, 100]. Fiel ſonach der 
Anliegerbeitrag von 4256 & unter die Vorſchrift des 5 10 
Abs. 1 Ziff. 3 ZVG, fo hätte die Anmeldung des Anſpruchs 
der Beklagten vor dem Verſteigerungstermin vom 30. Mai 1912 
zunächſt zur Folge haben müſſen, daß, wenn der Anſpruch dem 
Anſpruch des betreibenden Gläubigers vorging, er gemäß 
8s 44, 45 8G. in das geringſte Gebot aufgenommen wurde, 
und zwar nach 8 49 Abſ. 1 38G. als ein von dem Erſteher 
im Verteilungstermine bar zu berichtigender Betrag. Eine 
ſolche Aufnahme in das gering ſte Gebot iſt unſtreitig nicht 
erfolgt. Die Reviſion macht geltend, die Aufnahme habe auch 
nicht erfolgen dürfen und dem Vollſtreckungsrichter, der das 
geringſte Gebot im Verſteigerungstermin feſtgeſtellt habe, falle 
wegen der Nichtaufnahme nicht ein Verſehen zur Laſt, weil die 
Beklagte zugleich wegen eines Grundſt⸗ueranſpruchs, der ebenfalls 
in die dritte Klaſſe des 8 10 3G. gehöre und alſo dem 
Anſpruch auf den Anliegerbeitrag nicht nachſtehe, die Zwangs⸗ 
verſteigerung betrieben habe. Allein nach den Tatbeſtänden 
der beiden Vorderurteile iſt unter den Parteien in den Vor⸗ 
inſtanzen unſtreitig geweſen, daß der Vollſtreckungsrichter 
„verſehemlich“ den Anliegerbeitrag in das geringſte Gebot nicht 
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aufgenommen habe. Nach dem Tatbeſtand des Bu. iſt zwar 
der Inhalt der Zwangsverſteigerungsakten zum Gegenſtand der 
mündlichen Verhandlung gemacht, aber nur inſoweit, als auf 
dieſe Akten in den Gründen Bezug genommen iſt, und in den 
Entſcheidungsgründen if nichts davon enthalten, welcher 
Gläubiger und wegen welchen Anſpruchs die Zwangsverſteigerung 
betrieben worden iſt. Jedoch kommt es für die Entſcheidung 
überhaupt nicht darauf an, ob mit Recht oder verſehentlich zu 
Unrecht die Aufnahme des Anliegerbeitrags in das geringſte 
Gebot unterblieben iſt. Gegenüber dem Erſteher Kl. war nach 
der unſtreitigen Sachlage weder das eine noch das andere von 
Bedeutung. Wäre die Aufnahme des Anliegerbeitrags zu 
Unrecht nicht erfolgt, ſo hätte dies für die Rechtslage des 
Erſtehers allerdings dann von Bedeutung ſein können, wenn 
ihm der Zuſchlag für ein Gebot erteilt worden wäre, das 
außer dem geringſten Gebot nicht auch den Anliegerbeitrag 
deckte; es hätte die Beklagte dann gemäß § 83 Ziff. 1, 8 97 
Abſ. 1, 5 100 Abſ. 1 3G. den Zuſchlagsbeſchluß wegen 
unrichtiger Feſtſtellung des geringſten Gebots, durch die fie in 
ihrem Rechte verletzt werde, mit der ſofortigen Beſchwerde an⸗ 
fechten können [RG. 59, 27429]. Aber unſtreitig iſt dem Erſteher 
Kl. das Grundſtück für ein das geringſte Gebot unter Hinzu⸗ 
rechnung der 4256 & weit überſteigendes Gebot zugeſchlagen. 
Beklagte mußte ſich wegen Befriedigung ihres Anſpruchs an 
den Verſteigerungserlös halten. Ihres Rechtes auf vorzugs⸗ 
weiſe Befriedigung aus dem Erlöſe nach 8 10 Abf. 1 Ziff. 3 
3G. ging fie, auch wenn ihr Anſpruch bei der Feſtſtellung 
des geringfien Gebotes zu Unrecht unberückſichtigt geblieben 
wäre, nicht etwa nach 8 37 Ziff. 4, 8 110 38G. verluſtig, da 
fie ihren Anſpruch rechtzeitig angemeldet hatte [RG. 59, 269). 
Wenn ihr vom Vollfſtreckungsrichter verſehentlich aus dem Ber 
ſteigerungserlös nichts zugeteilt wurde, fo galt nach 8 115 
Abſ. 2 38. zufolge der Anmeldung der Teilungsplan als 
von ihr durch Widerſpruch angefochten und mußte fie nötigenfalls, 
um aus dem Verſteigerungserlöſe Befriedigung zu erlangen, 
Widerſpruchsklage gemäß 8 115 Abſ. 1 8 G., 88 876 ff. ZPO. 
gegen den beteiligten Gläubiger erheben. Der Erſteher Kl. 
hatte nur den Nerſteigerungserlös zu entrichten. Nicht etwa 
lag ihm noch außerdem ob, die Beklagte wegen ihres Anſpruchs 
auf Zahlung von 4256 „ zu befriedigen. Da der Anſpruch 
nicht zu den Rechten gehörte, die bei der Feſtſtellung des 
geringſten Gebots berückſichtigt und nicht durch Zahlung zu 
decken waren, blieb er nicht an dem Grundftüd beſtehen, vielmehr 


erloſch er nach 8 52 Abſ. 1 3G., ſoweit er das Grundſtück 


belaftet hatte, und trat an die Stelle des Grundſtücks der 
Verſteigerungserlös als Befriedigungsobjekt [N. 42, 279; 
Gruchots Beitr. 26, 1104]. Rechts irrtümlich iſt die Annahme 
des BerR., daß 8 52 Abſ. 1 3G. hier keine Anwendung 
finde und der Anſpruch der Beklagten als das von Kl. erworbene 
Grundftüd weiter belaſtend beſtehen geblieben fei, weil nach 
Art. 6 Pr AG BG. die in der einmaligen Zahlung der ſtritigen 
Anliegerbeiträge ſich erſchöpfende öffentlich⸗ rechiliche dingliche 
Straßenbaulaſt trotz Nichtberückſichtigung bei der geftftellung 
des geringften Gebotes auf dem Grundſtück ſtehengeblieben ſei 
Nach den obigen Ausführungen iſt wohl die S 
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im Sinne von Beitragspflicht, Laſtenpflicht, ſofern ſie nicht 
anderweit erloſchen fein ſollte, als Belaftung des Grundſtücks 
gegenüber dem Erſteher Kl. beſtehen geblieben, nicht dagegen 
der aus dieſer Grund⸗ und Hauptlaſt entſprungene Anſpruch 
auf Zahlung des einzelnen Anliegerbeitrags von 4256 4, der 
gegen die frühere Eigentümerin feſigeſetzt worden war. Demnach 
hat die Beklagte dieſen ihren Anſpruch in dem Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren gegen Kl. zu Unrecht geltend gemacht. 
Ein Recht auf Befriedigung aus dem von der M. Grundſtücks⸗ 
geſellſchaft, der in dieſem Verfahren das Grumbftüd zugeſchlagen 
worden iſt, zu entrichtenden Verſteigerungserlöſe ſtand ihr wegen 
des Anſpruchs nicht zu. Daher war der Reviſion ſtattzugeben 
und das BU. aufzuheben. Die Sache iſt auch zu einer ander 
weiten Endentſcheidung reif. Unter den Parteien beſteht kein 
Streit darüber, daß die der Beklagten im Verteilungstermin, 
wegen Nichtzahlung des Verſteigerungserlöſes als Sicherungs⸗ 
hypothek, zugeteilten 4256 &, falls die Beklagte kein Recht 
auf Befriedigung aus dieſem Erlöſe hatte, der Klägerin zustehen, 
die mit der ihr im Zwangsverſteigerungsverfahren gegen die 
Grundſtücksgeſellſchaft R. zugewieſenen Sicherungs hypothek zum 
Teil ausgefallen if. Auch fol nach dem vom Vollſtreckungs⸗ 
gericht erlaſſenen Beſchluß die im Teilungsplan für die Beklagte 
vorgeſehene Summe von 4256 , falls das Prozeßgericht den 
von der Klägerin gegen das Liquidat der Beklagten erhobenen 
Widerſpruch für gerechtfertigt erklären würde, der Klägerin 
zufallen. Hiernach war auf die Reviſion des preußiſchen Fiskus 
als Streitgehilfen der Klägerin und auf die Berufung der 
Klägerin gegen das erſtinſtanzliche Urteil unter Abänderung 
dieſes Urteils die Beklagte nach dem Klagantrage zur Abtretung 
der ihr zugewieſenen Sicherung shypothek von 4256 4 nebſt 
Zinſen an die Klägerin zu verurteilen. K. Pr. F. c. St. N., 
U. v. 31. März 15, 511/14 v. — Berlin. [S.] 

32. 1. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für Anſprüche aus 
9 12 FluchtlG. 2. 5 56 Nr. 8 der Städteordnung vom 30. Mai 
1853 bezieht ſich auch auf Vollmachten, die von Stadtgemeinden 
ausgeſtellt werden.] 

Das LG. wie auch das BG. haben die Beklagte ver 
urteilt, ohne die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu 
erörtern, wie ſolche auch von den Parteien nicht angeregt 
worden war; die Beklagte hat vielmehr in dem vorgetragenen 
Schriftſatze vom 20. Februar 1913 den Vertrag als lediglich 
privatrechtlichen Grundſätzen unterſtehend bezeichnet. Da aber 
das Vorliegen dieſer Prozeßvorausſetzung von Amts wegen zu 
prüfen iſt und es ſich daher nicht um eine prozeßhindernde 
Einrede handelt, auf die der Beklagte wirkſam verzichten kann 
[$ 274 8 O.], fo kann auch noch in der RNeviſionsinſtanz, 
wie hier geſchehen, eine Nachprüfung verlangt werden. Dieſe 
Prüfung führt aber nicht, wie die Reviſion meint, zur Abs 
weifung der Klage. Es iſt feſtſtehendes Recht und beſonders 
in zahlreichen Urteilen des VII. 3 S. ausgeſprochen, daß An⸗ 
liegerbeiträge, die von Gemeinden gemäß einem auf 8 15 
Prqluchtl . vom 2. Juli 1875 beruhenden Orts ſtatut erhoben 
werden, zu den Gemeindelaſten gehören, und daß Streitigkeiten 
über ſolche der ordentlichen Gerichtsbarkeit entzogen find, für 
Re vielmehr die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichten begründet iſt. Dabei macht es keinen 
Unterſchied, ob der zur Laſt Herangezogene die Zahlung ver⸗ 
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weigert, die Feſtſtellung feiner Nichtzahlungspflicht begehrt oder 
die gezahlten Beiträge aus irgendeinem Grunde, ſei dieſer 
auch privatrechtlicher Art, zurückverlangt. Aber es muß ſich, 
um den Rechtsweg auszuſchließen, ſtets in irgendeiner Form 
um die Frage der Befreiung von dieſen Gemeindelaſten, der 
ſachlichen Richtigkeit der Veranlagung, handeln; es muß die 
Berechtigung der Forderung der Anliegerbeiträge an ſich im 
Streite ſein, wie der erkennende Senat in ſeinem Urteile vom 
27. Oktober 1909 [ Gruchot 54, 660/61], ausgeſprochen hat 
RG. 32, 347; Gruchot 44, 1129; 53, 1083; RG. 74, 281 20) 
82, 327; JW. 1910, 300%, 1915, 991%). Hier dagegen 
handelt es ſich gar nicht um die Rechtsbeſtändigkeit einer im 
letzten Grunde aus 8 15 Fluchtl G. beanſpruchten Gemeinde⸗ 
abgabe. Sie wird im vorliegenden Falle auch nicht etwa irrig 
aus dieſem öffentlich⸗ rechtlichen Grunde gefordert und deswegen 
die Rückzahlung verlangt, wofür ebenfalls der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen fein würde [JW. 1913, 388]. Hier liegt viel⸗ 
mehr ein Fall der Anwendung des 5 12 des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 vor, wie ſich auch aus der im Vertrage ſich vor⸗ 
findenden mit den Worten des 8 12 Fluchtl G. übereinſtimmenden 
Wendung „als noch nicht für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertiggeſtellte Straße“ ergibt. Die Beklagte, ausgehend 
von der Annahme, daß die Straße keine hiſtoriſche ſei, nimmt 
für ſich aus 8 12 das Recht in Anſpruch, ſich nach ihrem Er⸗ 
meſſen Befreiungen von dem Bauverbot in Einzelfällen vor⸗ 
zubehalten und daher mit den Anliegern Verträge abſchließen 
zu dürfen, in denen die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des 
Anbauens geregelt werden. Solche Verträge, in denen ſich die 
Gemeinde meiſtens die Abtretung von Land zu Straßenzwecken 
ſowie die Zahlung oder Sicherflellung von Straßenherſtellungs⸗ 
und Unterhaltungskoſten verſprechen läßt und ſich dagegen 
verpflichtet, keinen Einſpruch gegen die polizeiliche Bau⸗ 
genehmigung zu erheben, kommen häufig vor [RG. 78, 43020). 
Es iſt ebenſo allgemein anerkannt, daß fie zuläſſig find, wie 
auch, daß fie ſich nicht auf öffentlich- rechtlichem, ſondern auf 
bürgerlich⸗ rechtlichem Gebiete bewegen, und daß für Klagen 
daraus der Rechisweg nicht ausgeſchloſſen iR RG. 56, 6; 
67, 291); 78, 4300; JW. 1910, 7660; 1913, 38888]. 
Dies trifft ſelbſt dann zu, wenn die von den Gemeindebehörden 
geſtellten Anforderungen ſich völlig mit denen des § 15 decken 
[fiehe Friedrichs, 8 12 Bem. 8 S. 183; Sarau S. 196]. Es 
kann daher nicht beanſtandet werden, daß das BG. die Klage 
nicht wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen hat. 
Die Berufung der Reviſion auf das Urteil des erkennenden 
Senats vom 4. November 1914 [JW. 1915, 991] verſagt, 
da dort ein Fall des 5 15 Fluchtl G. in Frage ſtand. Ebenſo 
unbegründet iſt der Angriff, der eine Verletzung des 8 56 Nr. 8 
Städte. vom 30. Mai 1853 rügt. Dieſer Beſtimmung gemäß 
werden Ausfertigungen von Urkunden namens der Stadt⸗ 
gemeinde von dem Bürgermeiſter oder ſeinem Stellvertreter 
gültig unterzeichnet; „werden in denſelben Verpflichtungen der 
Stadtgememde übernommen, fo muß noch die Unterschrift eines 
Magiſtratsmitgliedes hinzukommen“. Mit Rückſicht hierauf 
verlangt das BG. die Beobachtung dieſer Vorſchrift für die 
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dem Oberſekretär W. erteilte Vollmacht, der nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Urteils nur mündlich zum Abſchluſſe des Vertrags, 
in dem die Stadtgemeinde eine Verpflichtung übernommen hat, 
ermächtigt geweſen iſt. Wie das Urteil ausführt, iſt eine Voll⸗ 
macht nur eine einſeitige Willenserklärung, durch die vom 
Vollmachtsgeber an ſich noch nicht Verpflichtungen übernommen 
werden. Wenn aber eine Stadtgemeinde eine Vollmacht zum 
Abſchluß eines Vertrags erteilt, in dem ſie Verpflichtungen 
übernehmen ſoll, ſo unterliege dieſe Vollmacht notwendiger⸗ 
weiſe gleichfalls den erwähnten Beſtimmungen der Städte⸗ 
ordnung, da dieſe ſonſt auf die leichteſte Weiſe umgangen 
werden könnten. Dieſe auch von Ledermann Städte O. 8 56 
Nr. 8 Bem. 4 S. 323] vertretene Anſicht erſcheint zutreffend. 
Dieſe Annahme wird auch durch § 167 Abſ. 2 BGB., der 
beſtimmt, daß die Vollmachtserklärung nicht der Form bedarf, 
welche für das Rechtsgeſchäft beſtimmt iſt, auf das ſich die 
Vollmacht bezieht, nicht berührt [RG. 64, 413/14 58)J. Wollte 
man eine der erwähnten Formvorſchrift nicht entſprechende 
Vollmacht zulaſſen, ſo würde in der Tat, wie das BG. mit 
Recht bemerkt, der Zweck der Vorſchrift, die Stadtgemeinde 
vor Nachteilen zu bewahren, leicht umgangen werden können. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Folge dieſer Nicht⸗ 
beobachtung nur ein ſogenannter Schwebezuſtand iſt, ſo daß der 
Vertrag nach 8 177 BGB. durch von der Stadtgemeinde er⸗ 
teilte Genehmigung Wirkſamkeit erhalten konnte, wie das BG. 
mit dem Landgericht annimmt, oder ob die Erklärung mangels 
der Form als nicht abgegeben, als nichtig anzuſehen ſei (RG. 
73, 2064); JW. 1913, 609 “]. Denn, wenn eine ſolche Ge 
nehmigung zuläſſig wäre, fo würde fie doch, wie beide Urteile 
zutreffend ausführen, erſt nach dem vom Kläger erklärten 
Widerruf abgegeben worden ſein, den das BG. bereits in der 
Anfechtungserklärung vom 29. Mai 1912 findet. Der hier⸗ 
gegen erhobene Angriff verſagt. Denn es kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß eine Anfechtungserklärung, die klar den Willen 
zum Ausdrucke bringt, den Vertrag nicht gelten laſſen zu 
wollen, damit auch die Bedeutung eines Widerrufs erlangt. 
Tritt dieſer Wille klar hervor, wie das Urteil feſtſtellt und 
die Reviſion mindeſtens ausdrücklich nicht beſtreitet, ſo kann es 
darauf nicht ankommen, daß die Erklärung einen anderen 
Grund als den der Nichtbeachtung der Formvorſchrift angibt. 
Denn, wenn ſie ſchon als Anfechtung ihre Wirkſamkeit nicht 
verlieren würde, falls ſie die Angabe eines Anfechtungsgrundes 
nicht enthielte [RG. 65, 88 58)], wobei es dann auch bedeutungslos 
ſein würde, wenn ſie einen anderen als den im Rechtsſtreite 
geltend gemachten Anfechtungsgrund angäbe, ſo muß dies 
um ſo mehr zutreffen für die Bedeutung der Erklärung als 
Widerruf, für die es noch klarer iſt, daß ſie der Angabe eines 
Grundes nicht bedarf. Das BG. ſtellt ferner feſt, daß vor 
dem Tage, an dem der Beklagten die Anfechtungserklärung 
zugegangen iſt, dem 2. Juni 1912, eine der Vorſchrift des 
8 56 Nr. 8 Städte O. entſprechende Genehmigung des Vertrags 
nicht erfolgt iſt. Dadurch aber, daß die Beklagte den Vertrag 
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erfüllte, indem ſie die Zuſtimmung zur Bauerlaubnis erteilte, 
habe die erforderliche Genehmigung nicht erſetzt werden können. 
Zu Unrecht wird die Richtigkeit dieſes Satzes von der Reviſion 
beſtritten und behauptet, daß in der vor der Anfechtung erteilten 
Zuſtimmung zur Bauerlaubnis eine wirkſame, der erwähnten 
Formvorſchrift nicht bedürftige Genehmigung zu finden ſei. 
Nimmt man mit dem BG. einen, bis zum Widerruf an⸗ 
dauernden Schwebezuſtand wegen Handelns des Oberſekretärz 
ohne Vertretungsmacht an, ſo würde eine ſolche Genehmigung 
denkbar fein [SS 177, 178 BGB.]; aber einmal müßte fie 
dem Gegner oder dem Vertreter gegenüber abgegeben ſein, 
und ferner würde auch die Genehmigung, ba fie erſt die Ver⸗ 
pflichtung der Beklagten herbeigeführt hätte, der Beobachtung 
der Formvorſchrift bedurft haben. Wollte man dagegen von 
der Nichtigkeit des Vertrags ausgehen, ſo käme eine Be⸗ 
ſtätigung des nichtigen Rechtsgeſchäfts in Frage; dieſe Be⸗ 
ſtätigung würde nach 8 141 BGB. als erneute Vornahme zu 
beurteilen ſein. Von einer ſolchen kann aber keine Rede ſein, 
wenn nicht das bisher nichtige Rechtsgeſchäft von den Parteien 
von neuem unter Vermeidung der Urſache der Nichtigkeit vor⸗ 
genommen, vielmehr nichts weiter geſchehen iſt, als daß die 
Beklagte einem Dritten gegenüber eine formloſe Erklärung ab⸗ 
gegeben hat. St. P. c. K., U. v. 10. März 15, 510/14 V. — 
Poſen. [S.] 

Preußiſches Berggeſetz. | 

33. Bei Immiſſionen aus oberirdiſchen Maſchinen find 
85 148, 150 PrBergG. keine Anwendung; ſoweit die Bor: 
ſchriften des BGB. [SS 906 ff., 823 ff.] Anwendung auf die 
Schadenserſatzforderung finden, iſt Nachweis eines Verſchuldens 
Vorausſetzung.] 

Die Reviſion erſchien begründet. Der BerR. hat auf 
Grund der Beweisaufnahme, namentlich der Gutachten des 
wiederholt vernommenen Architekten H., die von dem Kläger 
gerügten Ubelſtände und deren Verurſachung durch die auf der 
Zeche der Beklagten vorhandenen Einrichtungen und Anlagen 
als erwieſen angenommen. Er iſt H. darin gefolgt, daß die 
im Jahre 1907 von der Beklagten vorgenommenen Neu⸗ 
einrichtungen die ſchädlichen Einwirkungen zwar gemindert und 
eine erhebliche Beſſerung herbeigeführt, ſie aber nicht ganz 
beſeitigt haben. Daß die Schädigungen das Maß des Gewöhn⸗ 
lichen überſteigen, hat er „dem Geſamtergebniſſe der Beweis 
aufnahme und der Größe ſowie der Vielſeitigkeit des ent⸗ 
ſtandenen Schadens als unzweifelhaft“ entnommen. Dem Gut) 
achten des Brotfabrikanten G. folgend, iſt er davon ausgegangen, 
daß der Kläger durch die gerügten Übelſtände zur Verlegung 
ſeines Gewerbebetriebes genötigt worden ſei; denn wenn auch 
das Grundſtück räumlich beſchränkt fei, fo hätte doch eine Er⸗ 
weiterung des Betriebes dort immerhin [durch anderweitige 
Benutzung der vorhandenen Räume, Bebauung des Gartens, 
Aufbauen von Stockwerken, Einrichtung von Tag⸗ und Naht 
ſchichten! noch vorgenommen werden können. Die ſchädlichen 
Einwirkungen auf das Grundſtück haben nach der Annahme 
des BerR., abgeſehen von den durch die Verlegung der Bäckerei 
verurſachten Unkoſten und Schäden [Überführung der Vacköſen 
und Maſchinen, Unterbrechung des Gewerbebetriebes und Kunden⸗ 
verluſt! einen dauernden, durch die Reparaturen nicht auf⸗ 
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gehobenen Minderwert der klägeriſchen Beſitzung herbeigeführt, 
da die Gebäude nur noch als Wohnräume, Werkſtätten und 
Lagerräume zu geringerem Mietzins Verwendung finden könnten. 
Die Beklagte hafte dafür ohne Verſchulden. Zwar fänden die 
88 148, 150 Pr Berg. keine Anwendung, weil es ſich um 
Immiffionen aus oberirdiſchen Maſchinen und Anlagen handle, 
ebenſowenig nach 8 6 GewO. deren 8 26, aber der Grundſatz 
dieſes 5 26 müſſe, da der Bergbaubetrieb nicht eingeſtellt 
werden könne, auch hier analog angewendet werden. Daß der 
Kläger ſich erſt angebaut habe, nachdem die Zeche in Betrieb 
genommen, könne der Beklagten nicht zuſtatten kommen. Die 
Neviſion hat ſich unter anderem darüber beſchwert, daß der 
Ber R. ihren Anträgen auf Vernehmung weiterer Sachverſtändiger, 
insbeſondere eines Berg⸗ und Gewerbebeamten und eines Ober⸗ 
gutachters, keine Folge gegeben habe, obwohl die Beklagte mit 
dem Schriftſatz vom 7. Mai 1914 drei ganz abweichende Gut⸗ 
achten eingereicht habe. Wenn man aber auch der Beklagten 
zugeben mag, daß es zweckmäßig geweſen wäre, ſich in zwei 
Inſtanzen nicht auf die fünfmalige Vernehmung eines und 
desſelben Sachverſtändigen zu beſchränken, fo ſtand doch dies 
im Ermeſſen des B., und eine Reviſionsrüge kann darauf 
nicht gegründet werden. Unzutreffend iſt auch die Reviſions⸗ 
rüge, daß die Vorſchriften des Pr Berg., insbeſondere deſſen 
5 150, nicht angewendet worden find. Nach der in Recht: 
ſprechung und Rechtslehre herrſchenden Auffaſſung fallen 
Schäden, die durch Immiſſionen aus Maſchinen und Anlagen 
über Tage, insbeſondere durch Grubenbahnen, hervorgerufen 
werden, auch wenn ſie mittelbar dem Bergwerksbetriebe zuzu⸗ 
ſchreiben find, nicht unter die Vorſchriften der 88 148 ff. Berg. 
Bol. NE. 26, 227; 35, 171; Gruchot 55, 1168; Kloſtermann⸗ 
Für, 5. Aufl, Aum. 6 zu 8 148 Berg.; Arndt, 7. Aufl., 
Anm. 3 daſ.; Weſthoff (Schlüter⸗Henſe), 8. Aufl., Anm. IV 2. 
Bei der allein in Frage kommenden Anwendung der Vorſchriften 
des BGB., SS 906 ff., 823 ff., aber find die Ausführungen 
und Annahmen des BerR., wie der Reviſion zuzugeben war, 
nicht frei von Rechtsirrtum. Der 8 26 GewO. kommt als 
Geſetzesvorſchrift nach 8 6 a. a. O. nicht in Betracht, für die 
Einſchränkungen zugunſten des Bergbaus find vielmehr lediglich 
die Vorſchriften des Berg. [88 54, 148 ff.] und ſoweit dieſe 
— wie oben dargelegt — nicht Platz greifen, die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts maßgebend. Dieſe aber erfordern, 
wenn nicht [nach 8 1004 BGB.) Beſeitigung der Störung, 
ſondern Schadens erſatz [nach 88 823 ff.] verlangt wird, den 
Nachweis des Verſchuldens. In einzelnen Ausnahmefällen, 
insbeſondere in den von dem Ber. herangezogenen Ent 
ſcheidungen des RG. 58, 130 e) und 70, 152 find allerdings 
Schadenzerſatzklagen ohne den Nachweis eines Verſchuldenz 
zugelaſſen, und es iſt dabei außer 8 75 Einl. zum PrA NR. 
auch wohl die Analogie des § 26 GewO. herangezogen worden, 
in dieſen Fällen aber handelte es ſich um Eingriffe der Staats⸗ 
gewalt, insbeſondere um Eiſenbahnanlagen, die dem öffentlichen 
Verkehr dienten und als ſolche ſtaatlich genehmigt waren. In 
dieſen Fällen bildete die unbeſchränkte Schadenserſatzklage den 
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Erſatz für die durch die Verfügung der Staatsgewalt entzogene 
Abwehrklage [negatoria]l. Im vorliegenden Falle ſtehen nur 
Privatintereſſen in Frage und die Abwehrklage war dem Kläger, 
in der Hauptſache wenigſtens, unbenommen. In der Recht⸗ 
ſprechung und Literatur iſt zwar die Anſicht vertreten, daß 
5 54 Prderg®. die Abwehrklage, ſoweit fie auf Unterlaſſung 
gerichtet iſt, auch gegenüber oberirdiſchen Einrichtungen und 
Anlagen dann ausſchließt, wenn deren Beſeitigung mittelbar 
den ganzen Bergbaubetrieb unmöglich machen würde, und daß 
in ſolchen Fällen die in 8 26 GewO. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze anzuwenden ſeien, vgl. Gruchots Beitr. 55, 11690 und die 
dort angeführten früheren Urteile des RG.; Arndt, Anm. 2 zu 
5 54 Berg.; Kloſtermann⸗Fürſt, Anm. 8 zu 8 148 a. a. O.; 
Weſthoff a. a. O. Anm. IX. In dieſer Beziehung könnte aber 
nur die eine oder die andere Anlage, fo etwa die Förder⸗ 
maſchine, ſicher nicht die Zechenanſchlußbahn mit ihren Lolo⸗ 
motiven und Kippvorrichtungen Gruchots Beitr. a. a. O.], und 
auch jene nur mit ihren Einwirkungen nach 1907 in Betracht 
kommen. Denn 8 26 GewO. gibt die Schadenserſazklage nur, 
wenn Einrichtungen, die die benachteiligenden 

auf das gemeinübliche Maß zurückführen, untunlich oder mit 
dem gehörigen Gewerbebetrie be unvereinbar find. Er ſetzt 
voraus, daß der Benachteiligte ſich meldet und Abhilfe verlangt. 
Unterläßt er dies und tritt er dann hinterher mit Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen für die Vergangenheit, in der Regel alſo für 
die Zeit vor der Klageerhebung hervor, ſo kann er ſich nicht 
auf 8 26 GewO. berufen, ſondern muß dem anderen Teil nach 
allgemeinen Grundſätzen das Verſchulden nachweiſen. Vgl. bie 
Urt. des NG. in Gruchots Beitr. 50, 412 (Seuff Arch. Bd. 60 
Nr. 218), vom 27. Mai 1907, V 486/06 und vom 28. April 
1909, V 376/08. Im vorliegenden Fall hat ſich, wie es 
ſcheint, der Kläger — abgeſehen von der durch Vergleich und 
Teilurteil erledigten Reparatur der Feuchtigkeitsſchäden — mit 
feinen Beſchwerden erſt 1907 gemeldet, wo er Klage er hoben, 
die Beklagte aber auch alsbald weſentliche Verbeſſerungen vor⸗ 
genommen hat. Es würden alſo, ſolange nicht Verſchulden 
feſtgeſtellt iſt, höchſtens einzelne der dann noch verbliebenen 
benachteiligenden Einwirkungen, auch dieſe aber nur, ſoweit ſie 
das gemeinübliche Maß überſteigen, zu berückſichtigen ſein. 
Was die Gemeinüblichkeit der nach den Abhilfemaßregeln noch 
verbliebenen benachteiligenden Einwirkungen anlangt, die übrigens 
auch allein nur den Anſpruch auf Erſatz des dauernden Minder⸗ 
werts begründen können, fo hat fie der Ber R., wie der Reviſion 
zuzugeben war, mit ganz unzureichender Begründung verneint. 
Dieſe beſchränkt ſich auf den oben wiedergegebenen Satz, wonach 
die feſtgeſtellten Schäden [die aber auch die vergangenen Schäden 
umfaſſen! infolge ihrer Größe und Vielſeitigkeit die Annahme 
der Gemeinüblichkeit unzweifelhaft ausſchließen. Es fehlt hier 
an einer Sonderung der Schäden und an einer gehörigen Unter⸗ 
ſuchung, die um fo mehr geboten war, als die Beklagte Gut⸗ 
achten einreichte, die mit ausführlicher Begründung die Orts⸗ 
üblichkeit nachzuweiſen ſuchten. Der Mangel der Unterſcheidung 
zwiſchen den benachteiligenden Einwirkungen, die vor und nach 
der Vornahme der Verbeſſerungen liegen, macht ſich dann 
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weiter auch bei den Unkoſten und Schäden geltend, die durch 
die Verlegung der Bäckerei entſtanden ſind und von der Be⸗ 
Hlagten erſetzt werden ſollen. Die Bäckereiverlegung des Jahres 
1910 konnte auch nur mit den noch fortbeſtehenden Ein⸗ 
wirkungen gerechtfertigt werden, der Sachverſtändige G. aber, 
dem der Ber R. gefolgt iſt, hat fie lediglich mit den früheren 
erheblichen Beläſtigungen begründet [Bl. 228]. Auch hier war 
bei den fortbeſtehenden Einwirkungen die Gemeinüblichkeit zu 
prüfen; war dieſe zu bejahen, ſo konnte die beſondere Schonungs⸗ 
bedürftigkeit, die etwa das Bäckereigewerbe des Klägers in 
deſſen beſchränkten Räumlichkeiten entfaltete, nicht in Betracht 
kommen [vgl. das von der Reviſion angezogene Urteil vom 
30. November 1907, V 125/07]. Nicht unbegründet war 
ſodann die Reviſionsrüge, daß der Ber R., den wiederholten 
Anregungen der Beklagten entſprechend, hätte prüfen müſſen, 
inwieweit etwa die im Jahre 1898 vorgenommene Erweiterung 
des Zechenbetriebes, auf die der Kläger die Benachteiligung 
ſeines Grundſtücks zurückführte, dieſem durch die Steigerung 
des Gewerbebetriebes und durch die Werterhöhung des Grund⸗ 
ſtücks auch Vorteile gebracht hat. Durch dieſe Vorteile wurde 
möglicherweiſe der etwa entſtandene Schaden ganz ober teil- 
weiſe ausgeglichen. Nicht begründet erſchienen die weiteren 
Rügen der Reviſion. Die Beklagte kann ſich nach ſtändiger 
Rechtſprechung des RG. [vgl. RG. 70, 15230) und die dort ans 
geführten früheren Urteile] nicht darauf berufen, daß der Kläger 
ſich zu einer Zeit angebaut hat, als die Zeche in Betrieb 
genommen war. Ein Verzicht auf die Geltendmachung von 
Anſprüchen wegen benachteiligender Einwirkungen war darin 
nicht enthalten. Die Fälle, worauf ſich die Reviſion berufen hat 
(NG. 29, 268; 66, 126 400]. lagen anders, denn dort beſtanden 
vertragsmäßige Beziehungen zwiſchen den Beteiligten, woran es 
hier fehlt. Die von der Revifion herangezogene Verjährungs⸗ 
einrede iſt in den Vorinſtanzen nicht geltend gemacht worden 
und konnte in der Reviſionsinſtanz nicht nachgeholt werden. 
Die Einwendungen gegen die Zubilligung der Entſchädigung in 
der Form einer Kapitalabfindung konnten trotz der Bedenken, 
die ſich für den Fall eines Beſitzwechſels ergaben, keine Berück⸗ 
ſichtigung finden, weil die Rechtſprechung des RG. aus ſach⸗ 
lichen, dieſe Bedenken überwiegenden Gründen die Kapital⸗ 
abfindung ſtändig für die durch die Sachlage und die Geſetz⸗ 
gebung gebotene Form der Entſchädigung bei der Beeinträchtigung 
von Sachen erachtet hat. Vgl. u. a. RG. 45, 203; Grudot 
55, 11721). An einer Sondervorſchrift, wie ſie 8 843 BGB. 
für Perſonenſchaden gibt, fehlt es hier. Zu erwägen wäre 
aber, wenn ein entſprechender Antrag geſtellt wird, ob nicht 
die Beklagte, ſobald ſie zum Erſatz einer dauernden Wert⸗ 
minderung verurteilt wird, Beſitznachfolgern gegenüber durch 
Eintragung einer die ſchädigenden Einwirkungen deckenden 
Grunddienſtbarkeit zu ſichern iſt. H. B.⸗A.⸗G. c. S., U. v. 
20. März 15, 408 14 V. — Hamm. [S.)] 
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Geltung des Haager Abkommenz über den Zivilprozeß 
vom 17. Juli 1905 im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und 
Belgien während des Krieges?!) 

Die Kläger in, eine Belgierm, die ſich in Deutſchland aufhält, 
hat vor Ausbruch des Krieges gegen den in Deutſchland wohnhaften 
Beklagten einen vermögens rechtlichen Anſpruch geltend gemacht und 
iſt nach Kriegsausbruch um Bewilligung des Armenrechts eingekommen. 
Das LG. hat den Antrag zurückgewieſen. Die dagegen eingelegte 
Beſchwerde blieb erfolglos aus folgenden Gründen: 


Die Klägerin, unſtreitig Belgierin, hat als Ausländerin nach 
§ 114 Abſ. 2 ZPO. Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts nur 
inſoweit, als im Verhältnis zu Belgien die Gegenſeitigkeit verbürgt 
iſt. In Belgien find Ausländer, insbeſondere auch Angehörige des 
Deutſchen Reichs, zum Armenrecht nur auf Grund internationaler 
Verträge zugelaſſen. Zu dieſen zählt das an die Stelle des früheren 
Abkommens über internationales Privatrecht vom 14. November 1898 
und des Zuſatzprotokolls vom 22. Mai 1897 (RGBl. 1899 S. 285 
und 295) getretene Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Juli 1905, das gemäß ſeinem Artikel 29 für die Dauer von 
fünf Jahren, gerechnet vom 27. April 1909 an, geſchloſſen iſt und 
in Ermangelung einer Kündigung als ſtillſchweigend von fünf zu 
fünf Jahren erneuert gilt. Dieſes durch Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 24. April 1909 im RGBl. 1909, 409 veröffent⸗ 
lichte Abkommen beſtimmt in ſeinem Art. 20, daß die Angehörigen 
eines jeden der Vertragsſtaaten zur Wohltat des Armenrechts in 
allen andern Vertragsſtaaten ebenſo wie die eigenen Staatsangehörigen 
zugelaſſen werden, fofern fie ſich nach der Geſetzgebung des Staates 
richten, wo das Armenrecht nachgeſucht wird. Auf Grund dieſes 
Abkommens war hinſichtlich des Armenrechts im Verhältnis zu 
Belgien, das ebenſo wie das Deutſche Neich zu den Vertragsſtaaten 
zählt, die Gegenſeitigkeit als verbürgt anzuſehen. Dabei verſchlägt 
es nichts, wenn das Abkommen nur durch eine Bekanntmachung des 
Reichskanzlers im REGBL. veröffentlicht und nicht in der nach den 
Art. 2 und 17 der Reichsverfaſſung für Reichs geſetze erforderlichen 
Form verkündigt iſt (vgl. Junck in der LeipZ. 1915 Sp. 332, 833) 
und daß das zur Ausführung des Abkommens erlaſſene deutſche 
Reichsgeſetz vom 5. April 1909 hinſichtlich des Armenrechts keine 
Beſtimmungen getroffen hat. Für den deutſchen Richter bildet auch 
bei ſcharfem Auseinanderhalten der internationalen Verbindlichkeit 
des Abkommens für die Vertragsſtaaten und feiner innerſtaatlichen 
Wirkſamkeit im Deutſchen Reich die Vorſchrift des § 114 Abſ. 2850. 
die notwendige, aber auch genügende Grundlage zur Beachtung des 
völkerrechtlichen Vertrages. In dieſem Rechtszuſtande iſt jedoch durch 
den Ausbruch des gegenwärtigen Krieges zwiſchen Deutſchland und 
Belgien eine Anderung eingetreten. Es kann bahingeftellt bleiben, 
ob durch den Krieg die zwiſchen den kriegführenden Staaten beſtehenden 
Verträge (ſoweit ſie nicht ganz oder in einzelnen ihrer Beſtimmungen 
gerade für den Fall des Krieges geſchloſſen worden find) überhaupt 
aufgehoben werden (vgl. v. Aſzt, Das Völkerrecht, 8. Aufl. S. 169) 
oder ob die Wirkſamkeit der Verträge während des Krieges nut 
inſoweit gehemmt wird, als die Kriegführung mit ihr unvereinbar if 
(ogl. Beer in Niemehers Zeitſchrift für internationales Recht, Bd. XXV 
S. 321 ff.; auch Düringer in Recht und Wirtſchaft, 1914 S. 207. 
Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß ohne weiteres zu den 
letzteren Verträgen zu rechnen, deren Erfüllung dem Kriegs zweck 
zuwiderläuft (fo das LG. I Berlin in feiner Entſcheidung vom 
30. Oktober 1914, veröffentlicht in den Verbands mitteilungen deutſchet 
Patentanwälte, 1914 S. 159), erſcheint allerdings bedenklich, da der 


) Bol. auch JW 1915 S. 110, 289, 418. 
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Grundſat zu beachten iſt, daß der Krieg nur gegen den feindlichen 
Staat als ſolchen und gegen deſſen bewaffnete Macht, nicht aber 
gegen die einzelnen friedlichen Angehörigen der feindlichen Staaten 
geführt wird (vgl. Entſch. des RG. vom 26. Oktober 1914 in 
JW. 1915, 145 10). Düurch Verſagung des Armenrechts werden die 
Untertanen des fremden Staates getroffen und der Einwurf, daß 
durch ihre wirtſchaftliche Schädigung auch der feindliche Staat, dem 
ſie angehören, als ſolcher getroffen werde, iſt abzuweiſen, da auf 
dieſe Weiſe dem obigen Grundſatz der Inhalt genommen werden 
würde. Maßgebend erſcheint jedoch folgendes: 

Wie es völkerrechtliche Verträge gibt, die den Fall des Kriegs⸗ 
zuſtandes vorausſetzen (vgl Meikel in DIZ. 1914 Sp. 1202 Anm. 1), 
ſo dienen umgekehrt andere Verträge dem friedlichen Verkehr mit 
fremden Staaten und ihren Angehörigen. Auf dem Gebiele des 
Handelsverkehrs find es die zahlreichen Handelsverträge, hinſichtlich 
deren allgemeine Übereinſtimmung herrſcht, daß fie mit dem Eintritt 
des Kriegszuſtandes ohne weiteres, ohne beſondere Aufhebung außer 
Wirkſamkeit treten. In gleicher Weiſe hat dies von dem Haager 
Abkommen über den Zivilprozeß zu gelten, das den friedlichen Nechts⸗ 
verkehr der Angehörigen der Vertragsſtaaten regeln fol. Sein 
Inhalt läßt, worauf Meikel a. a. O. zutreſſend hinweiſt, unzweideutig 
erkennen, daß geordnete Beziehungen zwiſchen den beteiligten Staaten 
feine ſelbſtverſtändliche und darum nicht beſonders feſtgelegte Voraus: 
ſetzung bilden; fie allein gewährleiſten die tatſächliche Anwendbarkeit 
ſeiner Vorſchriften. Mag letzteres auch nicht bei allen ſeinen 
Vorſchriſten im einzelnen zutreffen, fo muß doch das Abkommen als 
einheitliches Ganzes aufgefaßt werden, das nicht zum Teil wirkſam 
bleiben kann, während es zum andern Teil außer Wirkſamkeit tritt. 
Abgeſehen davon laſſen aber auch im beſonderen feine Borfchriften 
über das Armenrecht den Friedenszuſtand als finngemäße Voraus⸗ 
fegung erkennen, fo Art. 21, der unter Umſtänden die Mitwirkung 
eines diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreters des Landes, dem 
der Ausländer angehört, vorficht, auch Art. 22, wonach die zur 
Ausſtellung der Beſcheinigung oder zur Entgegennahme der Erklärung 
über das Unvermögen zuſtändige Behörde bei den Behörden der andern 
Vertragsſtaaten Auskünfte über die Vermögenslage des Antrag⸗ 
ſtellerz einziehen kann. Demgegenüber erſcheint der Einwand von 
Heymann (in den Mitteilungen des Verbandes deutſcher Patentanwälte, 
1915 S. 25) nicht ſtichhaltig, daß die Zivilprozeſſe auch der feindlichen 
Ausländer im Kriege fortgeführt werden können und auch während 
des gegenwärtigen Krieges tatſächlich — mit gewiſſen Beſchränkungen — 
fortgeführt werden. Wie Heymann zugibt, ſteht die Praxis der 
Gerichte auf gegenteiligem Standpunkte, wenn auch die Entſcheidungen 
in ihrer Begründung voneinander abweichen (vgl. noch die Ent⸗ 
ſcheidungen des KG. in der DIS. 1915 Sp. 317; des LG. Leipzig 
in JW. 1915, 418, des LG. Cöln in JW. 1915, 110). Die von der 
Beſchwerdeführerin herangezogene (auch von Harder in JW. 1915, 
289 zur Nichtſchnur gewünſchte) Entſcheidung des RG. vom 26. Di: 
tober 1914 (JW. 1915, 145) betrifft zunächſt den ganz anders 
gelagerten Fall der Fortgeltung der internationalen Übereinkunft 
mm Schutze des gewerblichen Eigentums vom 20. März 1888, 
ihre Begründung ſteht aber auch mit den vorſtehenden Ausführungen 
nicht im Widerſpruch. Entbehrt demnach das Haager Abkommen 
über den Zivilprozeß im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Belgien 
während des Krieges der Wirkſamkeit, dann iſt die Gegenſeitigkeit 
im Sinne des 8 114 Abſ. 2 ZPO. jetzt nicht mehr verbürgt und die 
Klägerin hat deshalb keinen Anſpruch auf das Armenrecht. Es kann 
daher unerörtert bleiben, ob die in Deutſchland aufhältliche Klägerin 
als Ehefrau den Wohnſitz ihres noch in Belgien wohnenden Mannes 
teilt, ob deshalb das Verfahren, da es ſich um einen bereits vor 
Inkrafttreten der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 rechtshängig 
gewordenen vermögens rechtlichen Anſpruch handelt, bis zum 31 Juli 1915 
unterbrochen iſt (Bundesratsverorbnung vom 22. April 1915) und ob 
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die Unterbrechung des Verfahrens die Bewilligung des Armenrechts 
hindert (vgl. dagegen JW. 1915, 289). (Beſchluß des OSG. Hamm 
1. 3S. vom 12. Mai 1915, 1 W 59/15.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Niedel, Hamm. 


* * 
» 


Unterlaſſungsklage und öffentliche Strafandrohung. 

Klägerin, eine der größten Zigarrenfabriken Deutſchlands, hat 
gegen den Beklagten auf Unterlaſſung der unwahren Behauptung 
geklagt, ſie gehöre dem Tabaktruſt an, welche Behauptung der 
Beklagte gelegentlich einer geſchäftlichen Auseinanderſetzung dem 
Generalvertreter der Klägerin gegenüber aufgeſtellt und trotz deſſen 
Vorhaltungen aufrechterhalten hat. L. und KG. haben bie 
Klage aus folgenden Gründen abgewieſen: 

Das LG. hat mit Recht von einer Beweisaufnahme Abſtand 
genommen, weil der Klagevortrag zur ſchlüſſigen Begründung des 
Klagebegehrens nicht ausreicht. Im Hinblick auf das Vor⸗ 
handenſein des ſtrafrechtlichen Schutzes (8 187 Sts.) if 
ein Rechtsſchutzbedürfnis für einen zivilrechtlichen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch nicht anzuerkennen.!) Abgeſehen von dieſem 
Bedenken rechtfertigen aber die Anführungen der Klägerin auch nicht die 
für eine Unterlaſſungsklage erforderliche Beſorgnis weiterer Störungen. 

Selbſt wenn der Beklagte die ſtreitige Außerung getan hat, 
ergeben die Umſtände, unter denen die Außerung gefallen ſein ſoll, 
keinen Anhalt dafür, daß die Außerung von dem Beklagten wieder⸗ 
holt werden würde. Daß die Tatſache einer einmaligen Außerung 
an ſich die Befürchtung einer Wiederholung noch nicht auslöſen kann, 
liegt auf der Hand und bedarf keiner weiteren Ausführung. (Urteil des 
des KG., 22. 8 S., vom 18. März 1915, 22 U 448/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Reden, Berlin. 
5 2 e 

Der Gegner der armen Partei haftet bei vergleichs⸗ 
weiſer Teilung der Gerichtskoſten der Gerichtskaſſe über die 
Hälfte der Geſamtkoſten hinaus noch für die zweite Hälfte 
derjenigen Auslagen, für die er an ſich vorſchußpflichtig 
geweſen wäre. | 

Durch den vor dem LG. zur Beilegung des Rechtsſtreits am 
80. Dezember 1914 abgeſchloſſenen Vergleich wurden die gerichtlichen 
Koſten zwiſchen den Parteien geteilt. Die Beklagten wurden alſo nach der 
Vorſchrift in 8 86 Abſ. 1 GKG. zur Hälfte koſtenpflichtig. Er⸗ 
wachſen find nach dem Koſtenbogen 125,80 & Gebühren und 
145,35 4 Auslagen, zuſammen 172,15 M, wovon die Beklagten 
½ mit 62,90 M Gebühren und 72,68 „ Auslagen, im ganzen 
135,58 M treffen. Derjenige Betrag der Auslagen, auf die von den 
Beklagten Vorſchuß zu leiſten iſt, iſt auf 58,78 &, nämlich / von 
117,45 & berechnet, und die Zahlung dieſer Summe über die 
135,58 & hinaus ihnen von der Staatskaſſe unter Hinweis auf die 
Vorſchriften in 8 123 Abſ. 2 ZPO., 5 84 und 8 86 GRG. als 
Vorſchuß abverlangt worden. Die von den Beklagten gegen die 
Abforderung der 58,73 M nach 54 GKG. erhobene Erinnerung iſt 
vom LG. mit Recht als unbegründet zurückgewieſen worden. 

Die Veklagten waren nach 8 84 Abſ. 1 GKG. zur Zahlung eines 
Auslagenvorſchuſſes verpflichtet und von dieſer Verpflichtung, weil 
dem Kläger das Armenrecht bewilligt worden war, einſtweilen 
befreit (8 120, $ 115 Nr. 1 ZPO.) Die Vorſchußpflicht (8 81 bis 
8 85 Gg.), die einen ſelbſtändigen, neben der Koſtenpflicht (3 86 ff. 
GRG.) und von dieſer unabhängig beſtehenden Schuldgrund bildet, 


1) Vgl. die Rechtfertigung des vom KG. auf Grund der Recht⸗ 
Tprehung des VI. Senats des RG. eingenommenen Standpunkts: 
Neukamp, JW. 1915, 113 und die Bekämpfung desſelben u. 
Roſenthal, JW. 1914, 1059 f.; Leipz3. Nr. 7 S. 899; e 
1914, 104 ſowie JW. 1915, 299; Weinmann, JW. 1915, ; 
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ruhte während des Prozeſſes und lebte, als dieſer durch den Vergleich 
(ohne ein Urteil über die Koſten) beendigt wurde, nach 8 128 Abſ. 2 
ZPO. wieder auf. Der Umſtand, daß der Vorſchuß während des 
Prozeſſes von der Staatskaſſe nicht eingezogen worden iſt, iſt ohne 
Einfluß auf die Verpflichtung der Beklagten zur Vorſchußleiſtung. 
Der Vorſchuß durfte, ſolange der Prozeß ſchwebte und dem Kläger 
das Armenrecht bewilligt war, nicht erhoben werden. Die Verpflichtung 
zur Vorſchußleiſtung bleibt aber nach 8 90 GKG. beſtehen, auch wenn 
dem Gegner die Verbindlichkeit zur Zahlung der Koſten ganz oder 
teilweiſe obliegt. Es erlangt dann die Staatskaſſe nach § 86 und 
§ 90 ERS. in Höhe des Vorſchußbetrags zwei Schuldner (JW. 86, 
81712; 89, 209 is, Os GRſpr. 19, 248 und 22, 277). An der 
Vorſchußpflicht der Beklagten wurde alſo dadurch nichts geändert, daß 
der inſoweit nicht vorſchußpflichtige Kläger die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits vergleichsweiſe zur Hälfte übernahm, und daß die Beklagten 
nach dem Vergleiche bloß für die Hälfte ber Auslagen, zu deren 
Deckung der von der Staatskaſſe eingeforderte Vorſchuß beſtimmt 
iſt, als Koſtenſchuldner haften. Da es ſich hier, wie gezeigt, um eine 
ſelbſtändige Vorſchußpflicht der Beklagten handelt, kommt die die 
Koſtenzahlung betreffende Beſtimmung in 8 88 GKG. überhaupt 
nicht zur Anwendung. Es kann deshalb die in der Rechtſprechung 
(Sydow⸗Buſch, GG. (9.) Anm. 4 zu 8 88 GKG.) ſtändig bejahte 
Frage dahingeſtellt bleiben, ob die Vorausſetzung des Abſ. 2 des 
8 88 GKG. ohne weiteres als gegeben anzunehmen iſt, wenn den 
nach der in Abſ. 1 erwähnten Übereinkunft Zahlungs pflichtigen das 
Armenrecht bewilligt iſt. 

Nach dieſem mit dem Beſchluſſe des VII. Zivilſenats vom 
31. Januar 1911 zu 7 C Reg. 4/11 (Sächſ. Annalen 32, 519 ff.) 
und demjenigen des OLS. zu Braunſchweig vom 3. April 1909 
[Os GRſpr. 19, 245 ff. (248 ff.)] im Einklange ſtehenden Erwägungen 
haften die Beklagten nicht nur für die Hälfte des geſamten Koſten⸗ 
betrags, ſondern darüber hinaus für die Hälfte des Auslagenbetrags 
von 117,45 &, auf den von ihnen von vornherein Vorſchuß zu 
leiſten geweſen wäre, wenn der Kläger nicht das Armenrecht bewilligt 
erhalten hätte. (Beſchluß des OLG. Dresden 8 0 Reg. 65/15 vom 
10. März 1915.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Reichenbach, Dresden. 


% * 
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Erſtattung der Prozeßgebühr im Mahnverfahren bei 
Wechſel des Anwalts. 

Klägerin hat durch den Rechtsanwalt X in Mannheim gegen 
die Beklagte beim AG. in Crefeld einen Zahlungsbefehl erwirkt, 
auf Widerſpruch iſt entſprechend dem gemäß 8 697 Abſ. 2 ZO. 
geſtellten Antrag der Nechtsſrreit an das LS, Kammer für Handels⸗ 
ſachen, in Crefeld verwieſen und hier durch einen beim LG. zu⸗ 
gelaſſenen Anwalt Berſäumnisurteil erwirkt worden. Im Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren berechnete Klägerin für jeden der beiden Anwälte 
volle Prozeßgebühr nebſt Pauſchſatz, wovon bei der Feſtſetzung einmal 
7/10 unter Bezugnahme auf 8 882 NAGD. geſtrichen wurden. Er: 
innerung blieb erfolglos, auf Beſchwerde (vgl. JW. 1914, 1134) 
ſetzte das OLG. die volle Prozeßgebühr nebſt Pauſchſat feſt. Klägerin 
durfte im Mahnverfahren vor dem AG. ſich jedes deutſchen Anwalts 
bedienen, durch die Verweiſung an das LG. war ein Wechſel in der 
Perſon des Anwalts notwendig, und daher ſind die Koſten beider 
Anwälte nach 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. zu erſtatten. Mit der 
Möglichteit des Widerſpruchs und der dadurch bedingten Verweiſung 
brauchte Klägerin um ſo weniger zu rechnen, als Schuldner, wie ſich 
aus dem Erlaß des Verſäumnisurteils ergab, einen ſachlichen Grund 
für die Erhebung des Widerſpruchs nicht hatte. (Beſchluß des 
Os. Duüſſeldorf vom 28. Februar 1915, 6 W 8/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann, Crefeld. 
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Landgerichte. 


Keine richterliche Zahlungsfriſt, wenn der Gläubiger 
während des Krieges eine angemeſſene Stundung bewilligt 
hatte. N 

Die Klägerin hat aus einem Wechſel gegen den Beklagten Klage 
erhoben. Der Beklagte hat anerkannt, jedoch um Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt gebeten. Das AG. hat das Anerkenntnisurteil erlaſſen 
und eine Zahlungs friſt bis zum 21. März 1915 bewilligt. 

Die Klägerin hat gegen dieſes Urteil friſt⸗ und formgerecht 
Berufung eingelegt und zur Rechtfertigung ihrer Berufung vorgetragen: 
Das AG. habe überſehen, daß der fragliche Wechſel am 23. Auguſt 
ausgeſtellt ſei. Die Geldforderung ſei danach nach dem 31. Juli 1914 
entſtanden, ſo daß nach der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
die Gewährung einer Zahlungsfriſt überhaupt nicht habe erfolgen 
dürfen. 

Der Beklagte hat dagegen erwidert: Die der Wechſelverbindlichkeit 
zugrunde liegende Forderung ſei vor dem 81. Juli 1914 entſtanden. 
Der Klagewechſel ſei ein Prolonzationswechſel. Am 28. April 1914 
ſei der vorangegangene Wechſel im Werte von 600,85 4 fällig 
geweſen. An dieſem Tage habe der Beklagte dem Wechſelinhaber ein 
Alzept über 400 &, fällig am 23. Auguſt 1914, überſandt. Am 
21. Auguſt habe der Beklagte an die Klägerin, in deren Hände dieſes 
zweite Akzept gelangt ſei, die Anlage B geſchrieben. Klägerin habe 
der Bitte des Beklagten auf Prolongation willfahrt und ein neuen 
Alkzept per 28. November 1914 angenommen. Danach ſeien die 
Vorausſetzungen für eine Friſtgewährung gegeben. Die Bitte um 
Friſtgewährung ſei infaltlich gerechtfertigt. 

Die Klägerin entgegnete: Richtig ſei, daß der Klagewechſel ein 
Prolongationspapier eines am 28. Auguſt 1914 fällig geweſenen 
Wechſels iſt. Nicht richtig ſei aber die Behauptung des Beklagten, 
daß die klägeriſche Forderung vor dem 31. Juli 1914 entſtanden 
ſei. Als der Beklagte im Auguſt ein neues Akzept per 28. November 
gegeben habe, ſei dadurch eine neue Schuld aus dieſem Wechſel ent⸗ 
ſtanden, die ganz unabhängig von den früheren Vorgängen geweſen 
ſei. Die Frage, ob eine Schuld vor dem 31. Juli entſtanden Set, 
ſei nicht auf Grund juriſtiſcher abſtrakter Deduktion zu löſen, ſondern 
aus wirtſchaftlichen Geſichtspunkten, welche für die Erlaſſung der 
Bekanntmachung des Bunder rats maßgebend geweſen ſeien. Der 
Beklagte habe wohl am 23. Auguſt, als fein Alzept fällig geworden 
ſei, eine Friſt von drei Monaten erbitten können. Dieſe Friſt habe 
er auch bekommen, indem die Klägerin ihm Prolongation auf brei No; 
nate gewährt habe. Keineswegs habe der Beklagte jetzt ein Recht 
auf nochmalige Friſtgewährung von drei Monaten. Zu berückſichtigen 
ſei endlich auch, daß zwiſchen der Fälligkeit des Klagewechſels, dem 
28. November, und dem vom AG. geſetzten Termin, dem 21. Mürz, 
eine Spanne Zeit von ungefähr vier Monaten liege. 

Gründe: Die Berufung der Klägerin erſcheint begrünbel- 
Zweifellos trifft man den Sinn der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
nicht, wenn man dabei lediglich von juriſtiſchen Abſtraktionen ausgeht. 
Es kann alſo vorliegenden Falles nicht entscheidend fein, ob die 
Forderung aus einem Akzept dieſelbe tft wie die Forderung aus dem 
zugrunde liegenden materiellen Nechtsverhältniſſe, oder ob die Wechſel⸗ 
forderung des Indoſſatars dieſelbe iſt, wie die des Indoſſanten, oder 
ob die Forderung aus einem Prolongationsakzepte dieſelbe iſt, wie 
die aus dem voraufgegangenen Alzepte. Entſcheidend iſt vielmehr, 
daß dem Schuldner diejenige wirtſchaftliche Erleichterung 9 
wird, welche der Bundesrat infolge der durch den aner 
Krieg erſchwerten wirtschaftlichen Verhältniſſe für angemeſſen erachte 
bat. Eine ſolche wirtſchaftliche Erleichterung iſt nun aber 55 
Beklagten in ausreichendem Maße bereits geworden. das bei 17 5 
beginn laufende Akzept des Beklagten war fällig am 28. Auguft = 
vis zum Erlaß des Urteils Ende Januar 1915 find reichtich funf 
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nate verfloſſen. Es kann nicht darauf ankommen, ob ein Teil dieſer 
Friſt, nämlich eine Zeit von drei Monaten, dem Beklagten durch 
Entgegenkommen der Klägerin freiwillig gewährt worden iſt. Ent⸗ 
ſcheidend iſt vielmehr nur, daß der Beklagte zur Bezahlung feiner 
Schuld fünf Monate Zeit gehabt hat (Urteil des LG. Hamburg 
vom 30. Januar 1915, H. Bf. V 5/15). 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Schmeißer, Hamburg. 


* * 
* ' 


Die Zurücknahme des Widerſpruchs gegen einen 
Zahlungsbefehl mit der Wirkung, daß der Widerſpruch 
als nicht erhoben gilt, tft zuläſſig; die durch den Wider: 
ſpruch entſtandenen Koſten ſind Koſten des Mahn⸗ 
verfahrens und im Vollſtreckungsbefehl feſtzuſetzen. 

Nachdem Schuldner gegen den Zahlungsbefehl Wider ſpruch erhoben 
und das Gericht Termin zur Verhandlung beſtimmt und die Parteien 
geladen hatte, hat Schuldner ſeinen Widerſpruch zurückgenommen. 
&läubigerin hat den Erlaß des Vollſtreckungsbefehls für Hauptſumme, 
Zinſen und Koſten beantragt und an weiter entſtandenen Anwalts⸗ 
koſten — außer den im Zahlungsbefehl bereits aufgenommenen 
Koſten — noch geltend gemacht: Gebühr infolge Ladung zur münd⸗ 
lichen Verhandlung ſowie den geſetzlichen Mindeſtpauſchſatz, und beantragt, 
dieſe Ladungs⸗ nebſt den erwachſenen Gerichtskoſten in den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl aufzunehmen. Der Gerichtsſchreiber hat Vollſtreckungs⸗ 
befehl erlaſſen, in dieſen auch die weiter entſtandenen Gerichtskoſten, 
nicht aber auch die von der Gläubigerin liquidiert geweſenen Anwalts⸗ 
koſten aufgenommen. Gläubigerin hat gerichtliche Entſcheidung be⸗ 
antragt, und das AG. hat den Antrag der Gläubigerin, den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl auch auf die Anwalskoſten auszudehnen, koſtenfällig 
abgelehnt mit der Begründung, dieſe Koſten ſtellten ſich nicht als Koſten 
des Mahnverfahrens dar, es liege für ſie kein Schuldtitel vor. 

Die ſofortige Beſchwerde iſt für begründet erachtet worden. 

Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren der 88 103 ff. ZPO. findet auf 
das Mahnverfahren keine Anwendung, ſondern im Mahnverfahren 
bildet der Vollſtreckungsbefehl zugleich den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß. 
Dies ergibt ſich aus 8 692 ZPO., wonach die dem Betrag nach zu 
berechnenden — bis dahin entſtandenen — Koſten bereits in den 
Zahlungsbeſehl aufzunehmen find, und aus 8 699 Satz 8 ZPO. 
wonach in den Vollſtreckungsbefehl „die von dem Gläubiger zu berech⸗ 
nenden Koſten des bisherigen Verfahrens“ aufzunehmen find, ſoweit 
ſie nicht ſchon in dem Zahlungsbefehl enthalten geweſen ſind. Das 
Mahnverfahren wird nun entweder durch Erhebung des Widerſpruchs 
beendigt, wenn nach erhobenem Widerſpruch die Sache im ordentlichen 
Verfahren zur Verhandlung und Entſcheidung gebracht wird, oder es 
findet ſeinen Abſchluß mit dem Erlaß des Vollſtreckungsbefehls. Der 
Vollſtreckungsbeſehl kann erlaſſen werden, wenn Widerſpruch nicht 
eingelegt worden iſt; er kann aber auch noch dann erlaſſen werden, 
wenn ein eingelegt geweſener Widerſpruch noch vor Verhandlung wieder 
zurückgenommen worden iſt, einerlei ob Termin hierfür bereits anbe⸗ 
raumt war oder nicht. Letzteres iſt zwar in Literatur und Recht» 
ſprechung nicht unbeſttitten, nach der herrſchenden Meinung jedoch 
(vgl. Stein, Kom. zu § 6952; Seuffert, Kom. zu § 695 Anm. 3; 
Reulamp zu 8 694 Note b; Freudenthal zu 8 695 Anm. 4; LG. 
Darmſtadt in HeſſRſpr. XV S. 308), der ſich auch das erkennende 
Gericht anſchließt, iſt die Frage, ob die Zurücknahme des Widerſpruchs 
mit der Wirkung zuläſſig ſei, daß er als nicht geſchehen gelte, der 
Zahlungsbefehl infolgedeſſen feine Kraft behalte oder wieder 
erhalte, fo daß auf Antrag des Gläubigers Vollſtreckungsbefehl 
erlaſſen werden kann, zu bejahen. Mit Recht hat deshalb der 
gerichts ſchreiber nach der Zurücknahme des Widerſpruchs den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl erlaſſen. Icrig iſt dagegen die Anſicht der Vorinſtanzen, 
wonach die durch die Widerſpruchseinlegung der Gläubigerin bis zum 
erlaß des Vollſtreckungsbeſehls entſtandenen Anwaltskoſten nicht als 
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Koſten des Mahnverfahrens anzuſehen ſeien. Denn nach 8 699 Satz 3 
ZPO. find in den Vollſtreckungsbefehl aufzunehmen die von dem 
Gläubiger zu berechnenden Koſten „des bisherigen Verfahrens“. 
Hierunter ſind nach Sinn und Zweck der Vorſchrift zu verſtehen die 
ſämtlichen dem Gläubiger im Verlaufe des Verfahrens bis zum Erlaſſe 
des Vollſtreckungsbefehls entſtandenen Koſten, da der Vollſtreckungs⸗ 
befehl in dieſer Hinſicht gleichzeitig die Stelle eines Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes mit vertreten ſoll. Daher muß man — wenn man es 
für zuläſſig erachtet, nach Zurücknahme des Widerſpruchs noch Bol: 
ſtreckungsbefehl erlaſſen zu können — alädann folgerichtig auch bie 
vom Zeitpunkte des Widerſpruchs an bis zu deſſen Zurücknahme 
und bis zum Erlaſſe des Vollſtreckungsbefehls dem Gläubiger erwach⸗ 
ſenen Koſten als im Verlaufe des erſt mit dem Vollſtreckungsbefehl 
abgeſchloſſenen Mahnver fahrens entſtandenen und als Koſten des 
Mahnverfahrens anſehen. Ein beſonderer Titel für ihre Feſtſetzung 
iſt nicht notwendig, ſondern ihre im Wege der Mitaufnahme in den 
Vollſtreckungsbefehl erfolgende Feſtſetzung findet ihre rechtliche Grund⸗ 
lage in der Beſtimmung des Geſetzes, wonach die dem Gläubiger bis 
zum Erlaſſe des Vollſtreckungsbefehls erwachſenen Koſten — ſoweit 
ſie nicht in den Zahlungsbefehl aufgenommen werden konnten und 
wurden — d. h. die ſämtlichen übrigen Koſten des ganzen bisherigen 
Verfahrens nach der von dem Gläubiger auszuſtellenden Berechnung 
in den Vollſtreckungsbefehl aufzunehmen find, der für die geſamten im 
Verlaufe des Mahnverfahrens dem Gläubiger entſtandenen Koſten — 
mag dieſer Verlauf auch derart geweſen fein, daß Schuldner zuerſt 
Widerſpruch eingelegt hatte, den er aber fpäter wieder zurücknahm — 
in letzter Linie zugleich den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß bildet. Der 
Gläubiger iſt hienach nicht genötigt, die durch Einlegung des Wider⸗ 
ſpruchs und fpätere Zurücknahme des ſelben durch den Schuldner ihm 
erwachſenen Koſten im Wege des Prozeſſes weiter zu verfolgen — in 
welchem Falle böswilligen Schuldnern geradezu zu Schikanen des 
Gläubigers Tor und Tür geöffnet ſein würden und nur weitere 
unnötige Koſten entſtehen würden —, ſondern er kann ſie bei dem 
Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls zur Feſtſetzung bzw. Auf⸗ 
nahme in denſelben liquidieren und dieſem Antrage iſt alsdann nach 
§ 699 Satz 3 ZPO. zu entſprechen. [Beſchluß des LG. Mainz, 
8K. 2, vom 20. April 1915, 1 74/16.] 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Scherrer, Kirchheimbolanden. 


* * 
* 


Erſtattungsfähigkeit der durch Stundung der Urteils⸗ 
ſchuld entſtandenen Anwaltsgebühren. 

Nach Erlangung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Prozeßgerichts, durch den die ihr zu erſtattenden Koſten 
auf insgeſamt 45 4 5 & feſigeſetzt wurden, bewilligte die Klägerin 
auf Anſuchen des Beklagten zwecks Ermöglichung von Teilzahlungen 
wiederholt Stundung der Urteilsſchuld und Verlegung des bereits 
anberaumten Verſteigerungstermines. Durch den hierdurch notwendig 
gemachten Briefwechſel ihres Prozeß bevollmächtigten mit dem Schuldner 
und mit dem Gerichtsvollzieher find insgeſamt 2 4 20 & Auslagen und 
Unkoſten (Schreibgebühren und Portoauslagen) erwachſen. Der kläge⸗ 
riſche Prozeßbevollmächtigte erſuchte den Gerichtsſchreiber des AG. Neu⸗ 
münſter um Feſtſetzung dieſes Betrages zuzüglich einer neuen Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr nach 8 23 NAG. in Neufaſſung in Höhe von 1&4 
und eines Pauſchales von 50 % gemäß 8 76 ebenda. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber wies jedoch das Geſuch in voller Höhe als unbegründet zurück. 
Auch die Erinnerung der Klägerin wies das AG. zurück mit der 
Begründung, die nachher erwachſenen Koſten hätten mit einer eigent⸗ 
lichen Zwangsvollſtreckung nichts zu tun, ſondern würden durch die 
am 26. September 1914 zugebilligte Pauſchgebühr abgegolten. Gegen 
dieſen Beſchluß hat die Klägerin frifte und formgerecht bie fofortige 
Beſchwerde erhoben. 
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Das Rechtsmittel mußte Erfolg haben. Mit dem LG. Stuttgart 
3. 3K. (Berbandszeitung der deutſchen Rechtsanwalts⸗ und Notariats⸗ 
bureaubeamten) und dem LG. Halle (JW. 14, 55) ſowie Willen⸗ 
bücher (Simeon⸗Fiſcher, das Koſtenfeſtſetzungs verfahren, 7. Aufl. 
1910 S. 248 Anm. I Abſ. 2) geht die Beſchwerdekammer von der 
Anſicht aus, daß die Pauſchgebühr des 8 76 RAD. nur das 
Schreibwerk abgelten will, das vom gewöhnlichen Geſchäftsgange 
umfaßt wird; dazu gehört aber zweifellos der Brieſwechſel zwiſchen 
dem Gläubiger oder ſeinem Prozeßbevollmächtigten und dem Schuldner 
wie Gerichtsvollzieher zwecks Gewährung einer Stundung nicht. Der 
gewöhnliche Verlauf der Zwangsvollſtreckung führt eben zur ſofortigen 
entweder freiwilligen oder durch Verſteigerung herbeigeführten Be⸗ 
friedigung des Gläubigers oder dem teilweiſen oder endgültigen 
Verluſt ſeiner Forderung zufolge Ergebnisloſigkeit der Verſteigerung. 
Es kann nicht geſagt werden, daß der gewöhnliche Geſchäſtsgang 
noch mitunter langwierige Stundunge verhandlungen nach Erlaß des 
vollſtreckbaren Schuldtitels und Vornahme der Pfändung mit ſich 
brächte. Im Gegenteil pflegt der Schuldner ſich um Bewilligung 
ſolcher Vergünſtigungen bereits früher mit feinem Gläubiger in Ber: 
bindung zu ſetzen. Es würde auch dem offenſichtlichen Zweck der 
Novelle zur Gebührenordnung für deutſche Rechtsanwälte, die Ver⸗ 
gütung des Anwalts für Vornahme von Schreibwerk angemeſſen zu 
erhöhen, und zwar durch Einführung einer Pauſchalvergütung, nicht 
entſprechen, wenn die unter Umſtänden recht erheblichen und die 
Schreibauslagen der eigentlichen Zwangs vollſtreckung im engeren 
Sinne beträchtlich überſteigenden Schreib: und Portoauslagen für 
ſpätere Stundungsverhandlungen nicht erſtattungsfähig wären und 
dem Gläubiger zur Laſt fielen. Er würde fo für feine Güte und 
ſein Entgegenkommen gegenüber dem Schuldner geradezu beſtraft 
werden, was mit den Zwecken eines richtigen Rechts ſchlechterdings 
nicht in Einklang zu bringen wäre. (Beſchluß des LG. Kiel vom 
27. Februar 1915, 2 T 7/16.) 


* * 
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Erſtattungsfählgkeit der Publikationdgebühr in 
Privatklageſachen. 


Die Beſchwerden beider Parteien hatten die in der Koſtennote 
des Privatklägers erwähnte Gebühr und Pauſchſatz für die Be⸗ 
wirkung der Veröffentlichung des Urteils im Betrage von 3 K zum 
Gegenſtande, und zwar erſtrebte die Beſchwerde des Privatklägers 
die Zubilligung, die des Angeklagten dagegen die Abſetzung dieſer 
Gebühr. In der Beſchwerdeſchrift des letzteren wird ein Auftrag zur Ver⸗ 
tretung bei der Urteilsbekanntmachung in Abrede geſtellt. Die Vollmacht 
ermächtigt aber den Anwalt des Privatklägers zweifelsohne zu allen Maß⸗ 
nahmen, zu denen das Privatklageverfahren Anlaß gibt, mithin auch zu 
der fraglichen Bekanntmachung. Der fernere Einwand des Angeklagten, 
daß die Beteiligung des Anwalts des Privatklägers bei der Urteils⸗ 
bekanntmachung zur zwedenifprechenden Nechtsverfolgung nicht not: 
wendig geweſen, ift ebenfalls hinfällig, da es an einem ſtichhaltigen 
Grunde fehlt, von dem Anwalt des Privatklägers, der letzteren in dem 
geſamten Verfahren vertreten hat, zu verlangen, ſich eines einzelnen 
durchaus noch zur Vertretung gehörigen Aktes zu enthalten. 

Hiernach ſteht dem Anwalt des Privatklägers auch für die 
inhalts ſeiner Handakten betriebene Herbeiſührung der fraglichen 
Bekanntmachung eine Gebühr zu. 

Daß eine Zwangsvollſtreckungstätigkeit vorliegt, auf die 8 75 
RAGD. anzuwenden wäre, kann nicht angenommen werden, da hier nicht 
die Erzwingung irgendeines Erfolges, den an ſich der Gegner herbei⸗ 
zuführen hätte, in Frage kommt. 

Wenn der Vorderrichter dem Anwalt des Privatklägers auf 
Grund des 8 69 1. c. die dort vorgeſehene Gebühr zubilligt, fo iſt 
dies zutreffend. Er hat aber unterlaſſen, dieſer Gebühr von 24 
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noch den aus 8 76 J. c. begründeten Pauſchſatz von 50 M hinzuzufügen, 
fo daß zu Anſat 6 der Berechnung Bl. 87 nicht 8 , ſondern nur 
2,50 K anzuſetzen find. (Beſchluß des 268 Liegnitz vom 15. Juni 1914. 
2 Q 89/14. Mitgeteilt von Rechtsanwalt Hülſe, Dunzlau. 
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Vollmachtsſtempel nach dem bayeriſchen Stempelgeſetz 
vom 21. Auguſt 1914. 

In 8 2 Abſ. 1 RG KG. iſt beſtimmt, daß eine Erhebung von 
Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren (8 1) nicht 
ſtattfindet. 

Nach 8 2 Abſ. 2 find Urkunden, von denen im Verfahren Ge: 
brauch gemacht wird, nur inſoweit einem Stempel oder einer anderen 
Abgabe unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 

Durch dieſe Beſtimmungen wird indeſſen die Erhebung einer 
landesgeſetzlichen Stempelabgabe für Prozeßvollmachten nicht ſchlecht⸗ 
hin ausgeſchloſſen. Es kommt vielmehr darauf an, ob der in Frage 
ſtehende Stempel nach der Landesgeſetzgebung unter den Geſichts⸗ 
punkt einer Beſteuerung der Prozeſſe fällt oder ob er als ein gewöhn⸗ 
licher Urkundenſtempel anzuſehen iſt, welcher ohne Nückſicht auf 
den Gebrauch der Urkunde im Prozeſſe erhoben wird. — NG. 17, 427 
(428 / 29); Pfafferoth, Gerichtskoſtenweſen, 8. Aufl., S. 9 Anm. 1 
Abſ. I; RNittmann, Kommentar zum GK G., 5. Aufl. § 2 Ziff.! 
S. 6. — Letzteres trifft aber, wie aus obigen Darlegungen hervor 
geht, für das Bayeriſche Stempelgeſetz zu. (Siehe auch die amtliche 
Begründung zum Entwurf eines Geſetzes über Anderungen im Ge⸗ 
bührenweſen.) Der 8 2 Abſ. II GKG. ſteht alſo die Erhebung 
einer Stempelabgabe für Prozeßvollmachten nach Maßgabe der 
Tarifſtelle 43 nicht entgegen. Daß die Vollmacht im Anwalts⸗ 
prozeſſe nur auf Verlangen des Gegners vorzulegen iſt (3 88 350.) 
ändert hieran nichts, weil eben die Stempelpflicht nach bayeriſchem 
Landrechte ſchon mit der Ausſtellung (Errichtung) der Vollmachtz⸗ 
urkunde entſteht. 

Ebenſowenig könnte aus der unten noch näher zu erörternden 
Beſtimmung des 8 2 Abſ. III RGKG. die Unzuläſſigkeit der Erhebung 
einer Stempelabgabe für Prozef vollmachten gefolgert werden, da 
deren Errichtung überhaupt nicht zum Proze ßverfahren gehört. — 
NG. 17, 429. — 

Anders verhält es ſich jedoch mit Parteiſchriften, die — 
wie z. B. die Berufungsſchrift — einen Beſtandteil des Prozeß 
verfahrens bilden und deren Errichtung zum Verfahren gehött. 

Bei ſolchen Schriftſätzen handelt es ſich nicht um Urkunden, 
von denen im Verfahren „Gebrauch gemacht wird“ im Sinne des 
8 2 Abſ. II, ſondern um Urkunden, die „im Verfahren errichtet 
werden“ im Sinne des Abſ. III a. a O. — Bol. Rittmann a. a. O. 
Ziff. 5 S. 11 und Ziff. 6 S. 12. — N 

Urkunden der letzteren Art bleiben nach 8 2 Abf. III RG. 
ſoweit ihr Inhalt über den Gegenſtand des Verfahrens hinausgeht, 
den allgemeinen Borſchriften über Erhebung von Stempeln oder 
anderen Abgaben unterworfen. 

Soweit dies nicht der Fall iſt, wie hier die Berufungsſchrift 
des Rechtsanwalls H. vom 13. Januar 1915 erſehen läßt, die fi 
auf den Gegenſtand des anhängigen Prozeßverfahrens beſchränlt 
(vgl. die Motive zum Entwurſe des GKG. S. 27 fl.), müſſen alſo 
ſolche Urkunden der landesgeſetzlichen Beſteuerung entzogen ſein, 
auch wenn fie begrifflich unter die Kategorie der in Abſ. V der Tarif. 
ſtelle 43 erwähnten Anzeigen fallen (vgl. auch RG. a. a. O. S. 429). 

Sollte daher, wie es nach Ziff. 14 Abf. II S. 6 und 7 der 
Vollzugsbekanntmachung vom 23. Dezember 1914 den Anſchein hat, 
der Abſ. V der Tarifftelle 43, deſſen jetzige Faſſung den Beſchlüſſen des 
beſonderen (XV.) Aus ſchuſſes der Kammer der Abgeordneten ihre Ent 
ſtehung verdankt — Verhandlungen der Kammer ber Abgeordneten 
im Jahre 1918/14, Beilagenband VII, Beilage 1014, ©. 995 f. 
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(1071) —, dahin auszulegen fein, daß auch Parteiſchriſtſätze in einem 
ſchwebenden Prozeß verfahren, die ſich als erſtmalige Anzeige 
der einen oder anderen Prozeßbevollmächtigten an das Gericht, daß 
er im Namen ſeines Auftraggebers handle, darſtellen und deren 
Inhalt über den Gegenſtand des Verfahrens nicht hinausgeht, 
der Stempelpflicht nach Maßgabe dieſer Tarifſtelle, bzw. des Stempel⸗ 
geſetzes überhaupt, unterworfen werden wollten, fo würde dieſe Vor⸗ 
ſchriſt nach der Anſchauung des Gerichts inſoweit mit der Be⸗ 
ſtimmung des 8 2 Abſ. III RG KG. im Widerſpruch ſtehen und des⸗ 
halb nach Art. 2 Satz 1 RB. inſoweit unwirkſam ſein. 

Hiernach erſcheint Rechtsanwalt H. zur Bezahlung der für den 
Beruſungsſchriſtſa vom 13. Januar 1915 auf Grund des Abſatzes V 
der Tarifſtelle 43 zu Soll geſtellten Stempelabgabe von 1,50 4 
ebenſowenig als ſein Auftraggeber rechtlich verpflichtet. (Beſchluß 
des LG. Bamberg, I. 3K. vom 29. März 1915) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hennemann, Bamberg. 


Literaturbeſprechungen. 
Verſicherungsrecht. | 


1. Dr. jur. Walter Schwarz: Lebensverſicherung zugunften 
Dritter, insbeſondere der Intereſſenkonflikt zwiſchen den 
Begünftigten und den Gläubigern des Berſicherungs⸗ 
nehmers. Berlin, J. Guttentag. 

Dieſes Werk erörtert nach kurzer geſchichtlicher Einleitung einige 
wichtige Fragen des Lebensverſicherungs rechts. Die gewonnenen Re⸗ 
ſultate erſcheinen nicht immer zutreffend. So iſt es recht bedenklich 
den Lebensverſicherungsvertrag auch da, wo eine begünſtigte Perſon 
überhaupt nicht bezeichnet iſt, als Vertrag zugunſten Dritter (der 
Erben des Verſicherungsnehmers) anzuſehen, weil der regelmäßige 
Zweck der Lebensverſicherung dahin gehe, über ſeinen Tod hinaus für 
Naheſtehende zu ſorgen. Dabei iſt überſehen, daß der Lebensverſiche⸗ 
rungsvertrag oft zu ganz anderem Zweck geſchloſſen wird, nämlich um 
ſich auf die Police Kredit zu verſchaffen, und daß derjenige Verſiche⸗ 
rungsnehmer, der die Verſorgung ſeiner Angehörigen ins Auge faßt, 
keinen Grund hat, die Verſicherung nicht ausdrücklich zugunſten ſeiner 
Angehörigen abzuſchließen. 

Auch die Annahme des Verfaſſers, daß der Gläubiger des Ver: 
ſicherungsnehmers, der die Rechte aus der Police pfändet, nicht das 
Recht habe, die Lebensverſicherung zu kündigen und ſich den Rückkauf⸗ 
preis auszahlen zu laſſen, iſt ſchwerlich zu billigen. Der pfändende 
Gläubiger tritt in alle Nechte des Exequenden. Daß aber das Rüd: 
laufsrecht ein höchſt perſönliches der Zwangsvollſtreckung nicht 
unterliegendes Necht ſei, iſt eine Behauptung, für die der Verfaſſer 
jeden Beweis ſchuldig bleibt. 

Die für die Praxis überaus wichtigen Fragen der Anfechtung 
des Lebensverſicherungsvertrages durch die Gläubiger des Verſicherungs⸗ 
nehmers oder durch den Konkursverwalter finden leider nur eine recht 
dürftige Erörterung. Hier hätte die vorhandene reiche Judikatur und 
Literatur anders verarbeitet werden ſollen, dann wäre der Verfaſſer 
wohl auch zu anderen Ergebniſſen gelangt. Mit den von ihm S. 41 
zuſammengeſtellten Neſultaten iſt nichts anzufangen, ebenſowenig mit 
den im letzten Abſchnitt der Schrift enthaltenen Erörterungen de lege 
ſerenda. Der Vorſchlag, die Verſicherungsſumme, ſoweit ſie für den 
Begünſtigten zum angemeſſenen Fortkommen unbedingt notwendig iſt, 
egelutionsfrei zu laſſen, im übrigen aber dem Zugriff der Gläubiger 
auszuſetzen, würde nur die Rechtsunſicherheit und die Prozeſſe ver: 
mehren. Überdies iſt gar keine Ausſicht, daß das erſt kürzlich kodi⸗ 
ſtzierte deutſche Verſicherungsrecht geändert wird. Es wäre daher 
weckmäßiger geweſen, wenn der Verfaſſer die Rechte der Gläubiger 
dez Verſicherungsnehmers de lege lata eingehender geprüft hätte. 
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2. Dr. Adolf Grieshaber: Das Synallagma des Berſicherungs⸗ 
vertrages, unterſucht an der Anwendbarkeit der 55 320 f. 
BGB. auf den Verſicherungsvertrag. Verlag: J. Bens⸗ 
heimer, Mannheim, Berlin, Leipzig. 

Während ſich die Schrift von Schwarz weſentlich mit praktiſchen 
Fragen beſchäftigt, bewegt ſich dieſe Arbeit in ſtreng wiſſenſchaftlichen 
Bahnen. Der Verfaſſer unterſucht das Verhältnis der allgemeinen 
Normen des BGB. über den gegenſeitigen Vertrag zu den Vorſchriften 
des Verſicherungsvertragsgeſetzes und gelangt zu dem Ergebnis, daß 
88 320 — 327 BGB. auf die Verknüpfung von Prämienzahlung und 
Gefahrtragung uneingeſchränkte Anwendung finden können. Die ſorg⸗ 
ſamen und gründlichen Unterſuchungen ſind anregend und lehrreich, 
auch da, wo der Verfaſſer uns von der Übereinſtimmung der Be 
ſtimmungen des BGB. mit den Vorſchriften des VVG. nicht zu über: 
zeugen vermag, wie dies z. B. bei der Vergleichung des § 68 BVG. 
(betreſſend Riſtorno einer Verſicherung) mit § 324 BGB. der Fall 
iſt; hier ſucht der Verfaſſer die Ubereinſtimmung durch eine dem Wort: 
laut des § 68 nicht entſprechende einſchränkende Auslegung herbeizu⸗ 
führen. Trotz ſolcher vereinzelter Mißgriffe bildet dieſe gut geſchriebene 
Monographie einen wertvollen Beitrag zum Verſtändnis des Ver⸗ 
ſicherungsrechts. Juſtizrat Leonhard Hirſch, Berlin. 


Grenzrecht. 


Plähn, Oberlandmeſſer a. D.: Der Grenzprozeß. Dargeſtellt 
an einer Reihe von Beiſpielen aus der Wirklichkeit. Schneide⸗ 
mühl 1913. 427 S. 

Dr. Haus Reiß, Amtsrichter: Grenzrecht und Grenzprszeß. 
Berlin 1914. 184 S. 

Zu den typiſchen Prozeſſen, wie es in ſtädtiſchen Verhältniſſen 
etwa die Interventions⸗, Miets⸗ und Bauprozeſſe ſind, gehören auf 
dem Lande von jeher die Grenzſtreitigkeiten. In der Gegenwart haben 
dieſe Prozeſſe infolge der faſt überall durchgeführten Landesvermeſſung 
(Kataſteraufnahme) eine ganz beſtimmte Ausprägung erhalten: ſie 
werden durch (angebliche oder wirkliche) Unrichtigkeiten und Verdunke⸗ 
lungen der kataſtermäßigen Grenzzeichnungen veranlaßt. Infolgedeſſen 
zeigen die heutigen Grenzſtreitigkeiten einen ſtark vermeſſungstechniſchen 
Einſchlag, und ihre Entſcheidung wird mehr oder minder von den 
Rechtsgrundſätzen abhängen, die ſich aus der Verbindung von Grund; 
buch und Kataſter ergeben. Der Grad der techniſchen Vollkommenheit 
des Kataſters iſt damit eine ſundamentale Tatſache des Grenzrechts 
geworden. Nun iſt aus mannigfachen Urteilsveröffentlichungen wohl 
bekannt, daß die techniſche Beſchaſſenheit des Kataſters, wenigſtens in 
Preußen, nicht einwandfrei iſt; hie und da iſt auch in der juriſtiſchen 
Literatur darauf etwas näher eingegangen worden. Im ganzen fehlt 
es jedoch, beſonders in Literatur und Theorie, durchaus an der rich⸗ 
tigen Vorſtellung von der ungeheuren Tragweite der daraus ent⸗ 
ſpringenden rechtlichen Probleme. Hier ſetzen nun die Arbeiten von 
Plähn und Reiß ein. 

Plähn, der den Grenzſtreit vom Standpunkt des Landmeſſers 
aus unterſucht und dazu durch eine jahrzehntelange Erfahrung be⸗ 
ſonders berufen erſcheint, weiſt in ſtreng aktenmäßiger Darſtellung 
auf Grund eines überaus reichhaltigen Materials und unter Auswahl 
geeigneter Fälle nach, daß die Unrichtigkeit des preußiſchen Kataſters 
einen ungeahnten Umfang habe. Plähn gibt z. B. (S. 355 ff.) eine 
Tabelle über die Ergebniſſe einer Nachprüfung, die an der Kataſter⸗ 
karte eines Wieſenkomplexes in der Stadtfeldmark Deutſch⸗Krone vor⸗ 
genommen wurde. Es handelte ſich hier um 137 Grundſtücke. Nur 
bei 12 hatte ſich das Kataſter innerhalb der erlaubten Fehlergrenze 
(0,8 bzw. 1,4 Prozent des tatſächlichen Flächeninhalts) gehalten, 
und unter den 125 falſch vermeſſenen Grundſtücken befanden ſich 27, 
bei denen der Kataſterinhalt um mehr als 20 Prozent von den Er⸗ 
gebniſſen der neuen Vermeſſung abwich. Ferner erwähnt Plähn, daß im 
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Jahre 1905 bei einer Zuſammenlegungsſache im Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O. ſich auf 783 Grundbuchnummern nicht weniger als 
650 Widerſprüche zwiſchen kartenmäßigem, grundbuchmäßigem und 
örtlichem Beſitz herausſtellten. Bekanntlich erklärt ſich die Ungenauig⸗ 
keit des Kataſters zum Teil daraus, daß es urſprünglich nur ſteuer⸗ 
lichen Zwecken diente, und es daher nicht durchweg auf eine ſo genaue 
Vermeſſung ankam, wie ſie für grundbuchliche Zwecke geboten iſt. 
Plähn, der noch perſönlich an den Grundſteuerveranlagungsarbeiten 
der ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts teilgenommen hat, führt 
aber noch einen anderen Grund für die Beſchaffenheit des Kataſters 
an. Der größte Teil der damals in den Kartierungsbureaus beſchäftigten 
Perſonen entbehrte — jedenfalls in einer Reihe von Bezirken — jeder 
techniſchen Vorbildung, zum Teil auch der erforderlichen ſittlichen Be⸗ 
fähigung, und Plähn gibt einige ergötzliche Beiſpiele für die Art, in 
der mancher die Fehler der Vermeſſungen und Abrechnungen durch 
Einſtellung falſchen Zahlenwerkes zu verdecken verſuchte. 

Den Hauptteil des Plähnſchen Buches bildet die aktenmäßige 
Darſtellung der Rechtsfälle. Die eigenen Rechtsausführungen des 
Verfaſſers ſind von geringer Bedeutung. Er vertritt ſowohl in dem 
Buch wie in einem ſpäteren Aufſatz (Zeitſchrift für Vermeſſungsweſen 
Bd. 43 S. 561 ff.) den Standpunkt, die Rechtſprechung ſei in Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten nicht auf dem rechten Wege. Insbeſondere greift Plähn 
die Rechtſprechung des RG. an. Indeſſen iſt Plähn in dieſer Polemik 
nicht ſehr glücklich und wird insbeſondere den Gründen des RG. keines⸗ 
wegs gerecht 

Als eine juriſtiſche Ergänzung des Plähnſchen Buches kann nun die 
Schrift von Reiß bezeichnet werden. Sie ſtellt in ihrem erſten Abſchnitt 
das materielle Grenzrecht dar. Hauptſächlich wird hier die Bedeutung 
der 85 891, 892 BGB. und der Beſtimmungen des ZVG. für die 
kataſtermäßigen Grenzangaben des grundbuchlichen Beſtandsverzeich⸗ 
niſſes unterſucht. Der zweite Abſchnitt behandelt das formelle Grenz⸗ 
recht, nämlich die friedliche Beilegung der Grenzſtreitigkeiten und die 
in ſolchen Fällen zweckmäßigen grundbuchlichen und kataſtermäßigen 
Vorkehrungen; ferner die Maßnahmen zur Sicherung der Rechte des 
nicht eingetragenen Eigentümers außerhalb des Prozeſſes, insbeſondere 
den Widerſpruch; ſodann den typiſchen Grenzprozeß in ſeinen Haupt⸗ 
ftüden und zum Schluß die Überführung des Prozeßergebniſſes in 
das Kataſter und das Grundbuch. 

Reiß hat ſich nicht darauf beſchränkt, die veröffentlichte Judikatur 
und die Literatur zu verarbeiten, ſondern er zieht in umfaſſendem Maße 
die Erfahrungen ſeiner eigenen amtsrichterlichen Tätigkeit ſowie die Recht⸗ 
ſprechung anderer Amtsgerichte, deren Akten er erhalten konnte, mit 
heran. Das iſt dankbar zu begrüßen, denn die Grenzſtreitigkeiten gehören 
größtenteils zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte, ſo daß ihre Ergebniſſe 
nicht in die öffentlichen Entſcheidungsſammlungen kommen; die Höhe der 
ideellen oder, wenn man will, perſönlichen Intereſſen, die bei Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten oft mitſpielen, müſſen ja für die Bemeſſung des Streit⸗ 
werts außer Betracht bleiben. Überall iſt der Verfaſſer mit beſtem Erfolg 
beſtrebt, zu ſachgemäßen Ergebniſſen zu gelangen, ohne dem Recht 
und der Logik Gewalt anzutun. Beſonders gut gelungen iſt der Ab: 
ſchnitt über das formelle Grenzrecht. Der Praktiker des Grenzrechts 
„wird hier zahlreiche nützliche Winke finden, z. B. über die Vorbereitung 
der Augenſcheinseinnahme und über die Formulierung der Vergleiche. 
Durch die Beachtung der Hinweiſe des Verfaſſers werden den Parteien 
manche unliebſamen Erfahrungen erſpart werden können, und man 
muß aufrichtig wünſchen, daß die Schrift in der Praxis Eingang finde. 

Aber auch über den unmittelbaren praktiſchen Zweck hinaus 
dürfen die beſprochenen beiden Arbeiten Intereſſe beanſpruchen. Be: 
fanntlich hat das RG. (Bd. 73, 125 ff.) den in das Grundbuch über: 
nommenen kataſtermäßigen Nachweiſen der Grundſtücksfläche den Schutz 
des öffentlichen Glaubens gemäß 8 892 BGB. beigelegt. Die Auf⸗ 
faſſung des RG. wird auch — wie ich in Übereinſtimmung mit Reiß 
und im Gegenſatz zu Plähn annehme — allein dem Geſetz und den 
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Bedürfniſſen des Realkredits gerecht. Den in vielen einzelnen Fällen 
vorhandenen Mängeln des Kataſters iſt auf andere Weiſe wie durch 
Nichtanwendung des $ 892 BGB. entgegenzutreten. Notwendig wird 
namentlich eine großzügige Verbeſſerung des Kataſters und einſtweilen 
eine Belehrung des Publikums über die hier vorhandene Gefahren⸗ 
quelle ſein. Dieſer Belehrung wird allerdings erſt einmal eine Auf⸗ 
klärung der juriſtiſchen Kreiſe ſelbſt vorangehen müſſen. Die Probleme 
des Grenzrechts find heute andere wie zur Zeit der actio finium re- 
gundorum. Nehmen wir aber etwa die Darſtellung der Grenz 
ſcheidungsklage in dem bekannteſten Lehrbuch des deutſchen Sachenrechts 
vor, ſo finden wir hier nicht einmal einen Hinweis auf das Kern⸗ 
problem des modernen Grenzrechts, nämlich den Gegenſatz der kata⸗ 
ſtermäßigen und der ſogenannten hiſtoriſchen Grenzermitte⸗ 
lung. Die einzige in dem eigentlichen Text der Darſtellung behandelte 
Streitfrage richtet ſich darauf, ob das Urteil im Grenzſcheidungsprozeß 
konſtitutiven Charakter habe oder nicht. Damit iſt gerade diejenige 
Streitfrage getroffen, die unter den zahlreichen Streitfragen des Ge: 


bietes allein der praktiſchen Bedeutung entbehrt (Reiß S. 141). Ferner 


wird in allen Lehrbüchern des bürgerlichen Rechts der Darſtellung 
des Grenzſcheidungsprozeſſes nur ein geringer Bruchteil des Raumes 
zur Verfügung geſtellt, deſſen ſich die praktiſch bekanntlich ganz belang⸗ 
loſen Beſitzſchutzanſprüche erfreuen. Kurz: ſchon im Rechtsunterricht 
müßte meines Erachtens — auf Koſten unwichtigerer Dinge — dem 
Problem des Grenzrechts erheblich größere Bedeutung beigemeſſen 
werden. Ebenſo ſollte im Vorbereitungsdienſt, beſonders an ländlichen 
Amtsgerichten, der junge Juriſt bei der Beſchäftigung in der Grund⸗ 
buchabteilung ernſtlich mit dem Kataſterweſen, ſoweit es mit dem 
Grundbuch in Beziehung ſteht, vertraut gemacht werden, was bisher 
meines Wiſſens allgemein nicht geſchieht; es wäre vielleicht ſogar eine 
gleichzeitige informatoriſche Beſchäftigung beim Kataſteramt wünſchens⸗ 
wert. Dann wird der junge Juriſt ſpäter als Richter, Notar oder 
Anwalt auch eher geneigt und befähigt ſein, in geeigneten Fällen, 
namentlich beim Eigentumswechſel, eine Kontrolle der kataſtermäßigen 
Beſtandsangaben des Grundbuchs ſeitens der Beteiligten zu veranlaſſen. 
Wenn dies in größerem Umfange geſchähe, ſo ließe ſich ſicherlich ein 
großer Teil der Grenzſtreitigkeiten vermeiden, und der bedauerliche 
„Kataſterraub“ würde ſeltener werden. 
Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


Nienkamp: Die Reichsaktiengeſellſchaft. Ein Vorſchlag zur 
Organiſation der Friedenswirtſchaft im Kriege. Berlin. 
Vita. 46 S. Steifbroſchiert 60 Kr. 

Gegenſtand der Reichsaktiengeſellſchaft ſoll „die Pflege der 
deutſchen Volkswirtſchaft im Intereſſe des Gemeinwohls“ ſein. Ihr 
Grundkapital beträgt eine Milliarde Mark. Die Hälfte übernehmen 
die deutſchen Bundesſtaaten. Die Reichsbank tritt für die Aktionäre 
in Vorſchuß. Sie zahlt die ganze Milliarde in Banknoten ein. Dafür 
werden ihr die Aktien verpfändet. Die Einzelheiten der Aufgabe der 
Reichsaktiengeſellſchaft und ihrer Organiſation kann, wer ſich dafür 
intereſſiert, in der Schrift ſelbſt nachleſen. Vorſchläge wie der vor: 
liegende geben ſtets Anlaß zum Nachdenken. Ob volkswirtſchaftlich 
ein Bedürfnis für eine ſolche Organiſation vorliegt, wird man, 
gerade wenn man ſich den Plan verwirklicht denkt, bezweifeln. Im 
Grunde läge ein Reichsamt im Gewande einer Aktiengeſellſchaft vor. 
Vom juriſtiſchen Geſichtspunkte aus ſind die beigefügten Satzungen 
nicht zu beanſtanden. Hachenburg. 


Dr. Eruſt Neukamp, Reichsgerichtsrat: Die gewerberechtlichen 
Nebengeſetze. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1914. 502 S. 
Preis geb. 6 &. a 

Der vorliegende Band bildet eine Ergänzung zu dem bereits in 

10. Auflage erſchienenen bekannten Handkommentar des Verfaſſers 

zur Gewerbeordnung. Die Geſetzgebung zeigt bekanntlich jezt das 
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Beftreben, die Sozialpolitik nicht mehr durch Abänderung des Textes 
der Gewerbeordnung, ſondern durch beſondere Einzelgeſetze weiter⸗ 
zuführen. Das vorliegende Buch bringt von dieſen Geſetzen die drei 
wichtigſten, nämlich das Kinderſchutzgeſetz, das Stellenvermittlergeſetz 
und das Hausarbeitsgeſetz, und zwar nicht nur eine ausführliche 
Kommentierung des Geſetzestextes unter Berückſichtigung der Judikatur, 
ſondern auch, was für die Praxis beſonders wichtig iſt, die geſamten 
Ausführungsvorſchriften aller deutſchen Bundes ſtaaten. Da gerade 
in dieſen Geſetzen das Reichsrecht den landesrechtlichen Vorſchriften 
einen ſehr weiten Spielraum läßt, iſt ohne dieſe Ausführungsvor⸗ 
ſchriften ein Bild des wirklich geltenden Rechtszuſtandes nicht zu 
gewinnen. Angeſichts dieſer Umſtände und der bekannten Autorität 
des Verfaſſers auf gewerberechtlichem Gebiete kann das Buch, ins: 
beſondere auch für die Anwaltspraxis, ſehr empfohlen werden. 
Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. 


Dr. Karl Strupp: Das internationale Landkriegsrecht. 
Frankfurt a. M. Verlag Joſeph Baer & Co. 

Der vorliegende Kommentar zu den Haager Abkommen über das 
Landkriegsrecht und die zweite Genfer Konvention iſt ein vortreffliches 
Werk und um ſo mehr, als er in dem Hin und Her der gerade jetzt 
brennenden Fragen die Selbſtändigkeit des klaren Urteils bewahrt. 
Der Kampf der Anſichten über Recht und Unrecht unter den feindlichen 
Staaten iſt in dieſen Tagen nicht geringer als der auf den Schlacht⸗ 
feldern tobende. Da iſt es kein geringes Verdienſt, wenn ein ſolches 
Werk zur Klärung der Fragen, um die man ſo heiß kämpft, beiträgt. 
Und wir dürfen hoffen, daß dies Werk der Wiſſenſchaft nicht ohne 
Einfluß auf die Praxis bleibt, wie die Praxis dieſes Krieges die 
Wiſſenſchaft des Völkerrechts ſchon befruchtet hat und weiter be⸗ 
fruchten wird. 

Ein guter Gedanke war es, in einem Anhange des Werkes die 
Urkunden im Urtext wiederzugeben, welche die Entwicklung des Land⸗ 
kriegsrechts enthalten. 

Eine ins einzelne gehende Beſprechung würde den Raum weit 
überſchreiten, der zur Verfügung ſteht; als beſonders wertvoll hervor⸗ 
heben möchten wir die Abſchnitte über den Notſtand im Kriege und 
über Repreffalien; hier werden Fragen berührt, welche ſeit Beginn 
biefeß Krieges die Gemüter ſtets von neuem erregt haben. Mit Recht 
weiſt der Verfaſſer darauf hin, daß manches als Vergeltungsmaßregel 
aufzufaſſen ſei, was von anderer Seite als Rechtsverletzung gebrand⸗ 
markt werde. Die Unterſuchung ſolcher angeblicher Rechts verletzungen 
gibt der Wiſſenſchaft Probleme in Fülle: fo finden wir auch in den 
Anmerkungen dieſes Werkes Hinweiſe auf die Vorgänge der verfloſſenen 
Kriegsmonate. Daß unter dieſen kräftige Worte gegen die Umtriebe 
der 3 Deutſchlands geſagt ſind, werden wir als Vaterlandsfreunde 

Rechtsanwalt Stäcker, Uterſen. 


Dr. jur. Hilsmaun: Das Recht der Luftfahrt und die 
Haftung des Luftfahrers. Diſſertation. 

Die Arbeit überragt nach Umfang und Gehalt die üblichen 
Diſſertationen. Der Verfaſſer gibt bei Beginn feiner Arbeit einen 
geſchichtlichen Uberblick über das Recht und die Anfänge der Luftfahrt. 
Beſonders intereſſant find die alten Verordnungen aus den Anfängen 
der Luftfahrt; der Verfaſſer bringt Verordnungen aus den Jahren 1784, 
1786, 1819 uſw. Die Verordnungen zeigen kein beſonderes Wohl⸗ 
wollen der Behörden gegenüber den Verſuchen der Luftfahrt; ſie ſind 
aber hiſtoriſch von Intereſſe. 

Im zweiten Teil behandelt der Verfaſſer die Haftung des Luft⸗ 
fahrers. Wenn er hierbei auch keine neuen Gedanken gibt, fo ſtellt 
er doch in überfichtlicher Weiſe die Streitfragen zuſammen und nimmt 
mu ihnen kritiſch Stellung, ohne ſich überall der herrſchenden Meinung 
amzuſchließen. Allerdings find feine kritiſchen Außerungen gegenüber 
der herrſchenden Meinung nicht immer überzeugend. 
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Ein Vorzug der Arbeit liegt darin, daß der Verfaſſer das 
erforderliche techniſche Verſtändnis für die Fragen der Luftfahrt hat. 
Die von ihm gewählten Beiſpiele ſind nicht theoretiſch konſtruiert, 
ſondern ſie entſpringen der praktiſchen Anſchauung. 

Nicht einverſtanden bin ich mit dem Vorſchlag des Verfaſſers 
über die Haftung des Luftfahrers de lege ferenda. Der Verfaſſer 
bringt umfangreiches ſtatiſtiſches Material, aus welchem er herleitet, 
daß die Luftfahrt doch mit ganz beſonders großen Gefahren verknüpft 
iſt und daß beſonders große Schädigungen für unbeteiligte Dritte 
aus der Luftfahrt zu erwarten ſind. Ich kann die Richtigkeit des 
ſtatiſtiſchen Materials nicht nachprüfen; meines Erachtens ſind aber 
die Erfahrungen noch zu jung, um aus ſtatiſtiſchem Material Folge⸗ 
rungen von weittragender Bedeutung zu ziehen. Die Erfahrungen 
des Krieges dürften wohl auch in techniſcher Beziehung ſo große Fort⸗ 
ſchritte für die Luftſchiffe und Flugapparate zeitigen, daß in Zukunft 
mit einer großen Vervollkommnung der Apparate zu rechnen iſt. Der 
Verfaſſer will bei dem künftigen Luftgeſetz noch über die Haftung aus 
§ 7 des Automobilgeſetzes hinausgehen. Während $ 7 des Automobil: 
geſetzes die Erſatzpflicht ausſchließt, wenn der Unfall durch ein „unab⸗ 
wendbares Ereignis“ verurſacht wird, will der Verfaſſer für die 
Haftung des Luftfahrers die Erſatzpflicht nur dann ausgeſchloſſen 
wiſſen, wenn das ſchädigende Ereignis auf das Verfchulden des 
Verletzten oder ſeines Angeſtellten oder eines nicht im Betriebe 
des Luftfahrers beſchäftigten Dritten zurückzuführen iſt, und ferner, 
wenn die beſonderen Betriebsgefahren der Luftfahrt den entſtandenen 
Schaden nicht verurſacht haben. In letzterem Falle wird meines 
Erachtens der Beweis für den in Anſpruch genommenen Luftfahrer 
meiſtens ſehr ſchwierig ſein. Die Schrift des Verfaſſers iſt offenbar 
erſchienen, bevor der Entwurf eines Luftverkehrsgeſetzes der Offent⸗ 
lichkeit übergeben worden iſt. Ich bin der Meinung, daß der 8 15 
des Entwurfs eines Luftverkehrsgeſetzes die Haftpflicht des Luftfahrers 
praktiſcher löſt, als der Vorſchlag des Verfaſſers. 

Rechtsanwalt Dr. Ernſt Tauber, Berlin. 


Erich Wulffen: Kriminalpädagogie. Ein Erziehungsbuch. 
Ordentliche Veröffentlichung der Literaturgeſellſchaft „Neue 
Bahnen“. Voigtländers Verlag. Leipzig 1915. 2 &. 

Der Verfaſſer des „Sexualverbrechers“ und der „Psychologie des 
Verbrechers“ behandelt in feiner neuen, nicht umſang⸗, aber inhalt 
reichen Schrift ſeinen Stoff in ſo erſchöpfender Weiſe, daß der Unter⸗ 
titel „Ein Erziehungsbuch“ durchaus berechtigt erſcheint. 

Indem er mit Nienſche die Entwicklung des Kindes als „ein 
aus ſich rollendes Rad“ anſieht und für ihre Beeinfluſſung das pſycho⸗ 
phyſiologiſche Erziehungsgrundgeſetz aufſtellt, „günftige Seelenkräfte 
im Kinde zu pflegen und kräftigen, ungünſtige niederzuhalten“, gibt 
er dem Pädagogen jeder Berufsart — Lehrer, Arzt, Richter — eine 
Leitlinie erzieheriſchen Handelns, welche in logiſcher Weiſe mit 
Gegebenem und Möglichem rechnet. 

Die Anwendbarkeit und Anwendungsart dieſes Grundgeſetzes bei 
der Erziehung zur Sittlichkeit, bei der Hebung des Intellekts und bei 
der Läuterung des Gemüt slebens, legt der Verfaſſer in Haren Aus: 
führungen dar, wobei er das Poſitive, die Ausnutzung des kindlichen 
Bewegungs⸗ und Selbſtbetätigungstriebes, der negativen Unter⸗ 
drückung unerwünſchter Anlagen gegenüber ſtets in den Vorder⸗ 
grund ſtellt. 

Mit Recht weiſt er darauf hin, wie ſehr die Einzelgebiete ſeeliſcher 
Erziehung ineinander überleiten und ſich bedingen, wie notwendig 
Konzentrationsvermögen und Gedächtnis (alſo intellektuelle Faktoren) 
für die Entwicklung von Dankbarkeit und Pflichtgefühl (alſo ethiſcher 
Werte) find. Bei der Erziehung des Gemütslebens betont er nad). 
drücklich und überzeugend die Bedeutung, welche die Ausnutzung der 
freudigen Stimmung des Kindes für die Geſamterziehung hat. Die 


Luſtgefühle, welche poſitive Werte, intellektueller Fortſchritt, Pflicht: 
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erfüllung, Wahrheitsliebe uſw. hervorrufen, können demnach — geſchickt 
verwertet — die wertvollſten pädagogiſchen Hilfsmittel werden. 

Die Bedeutung des biologiſchen Unterrichts und die Notwendig⸗ 
keit der Differenzierung bewertet Wulffen mit der Sachkenntnis und 
dem Verſtändnis des naturwiſſenſchaftlich Gebildeten. Er wird dem⸗ 
entſprechend dem Problem des pſychopathiſchen, des zerſtreuten, des 
impulfiven Kindes nach jeder Nichtung hin gerecht. 

Wulffens praktiſche Vorſchläge ſind naturgemäß — wie alle der⸗ 
artigen Vorſchläge — diskutabel, aber noch nicht ſpruchreif, mögen 
wohl auch als Vorſchläge eines mediziniſchen Laien den Arzten 
Anlaß zu Bedenken geben. 

Auch in manch anderer Hinſicht — z. B. in der Frage der militäriſchen 
Jugenderziehung und des Volksſchulſyſtems — kann man abweichender 
Meinung mit dem Verfaſſer fein. Ich glaube, daß auch der militäriſche 
„Drill“ — und gerade der — weiten Spielraum zur Entfaltung 
jugendlicher Kraft⸗ und Luſtgefühle bieten dürfte, ſowie daß die Mängel 
der Volksſchulerziehung in höherem Grade durch die Geſetze einer 
gögernden oder mangelhaften intellektuellen Vererbung bedingt find, 
als Wulffen anzunehmen ſcheint. 

Der „Kindernervenarzt“ und der „Berufsſchilderer“ aber find 
ſpezialiſtiſche Notwendigkeiten, die hoffentlich bald im Sinne des Ber; 
faſſers auch in der Praxis Verwirklichung finden werden. 

Wulffens mit warmem Menſchenmitgefühl auf durchaus wiſſen⸗ 
ſchaſtlicher Grundlage verfaßte Schrift wird jedem etwas bieten, der 
um unſere Jugend ſorgt, den Pädagogen jeglicher Art: Philologen, 
Medizinern, Juriſten, Bormünden, vor allem aber verſtändnis vollen 
eltern. Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


Der Juriſt. Eine Überſicht über ſämtliche auf Grund des 
juriſtiſchen Studiums ergreifbaren Berufe innerhalb und 
außerhalb des Staatsdienſtes. Unter Berückſichtigung der 
neueſten Beſtimmungen der deutſchen Bundesſtaaten dar⸗ 
geſtellt von einem Juriſten. Zweite durchgeſehene Auflage. 
(Ein Bändchen der Sammlung Violets Berufs wahlführer.) 
Stuttgart 1914. Verlag von Wilhelm Violet. 

Der ungenannte Verfaſſer — ein Juriſt — gibt auf rund 
hundert Druckſeiten eine Darſtellung des Studiums der Rechte und 
des juriſtiſchen Vorbereitungsdienſtes in Preußen, ſowie eine Be⸗ 
urteilung der Berufszweige, die juriſtiſche Ausbildung ganz oder 
weſentlich vorausſetzen. Die Ankündigung des Titelblatts, es ſeien 
die neueſten Beſtimmungen der deutſchen Bundesſtaaten berückſichtigt, 
tft unrichtig. Nur auf S. 26 ff. iſt auszugsweiſe einmal die juriſti⸗ 
ſche Prüfungsordnung für Bayern neben der preußiſchen berückſichtigt. 
Sonſt ſind die außerpreußiſchen Bundesſtaaten nur flüchtig erwähnt. 
Die zum Teil erheblich abweichenden ſächſiſchen Beſtimmungen fehlen. 
Es entſpricht nicht der Ankündigung, wenn der ungenannte Juriſt 
auf S. 19 bekennt: 

„Da es dem Zweck dieſes Büchleins nicht entſprechen würde, 
ſämtliche Prüfungsordnungen aller deutſchen Bundesſtaaten 
wiederzugeben, ſo möge hier nur ein Auszug aus den in 
Betracht kommenden Geſetzen Preußens und Bayerns folgen.“ 

Der Käufer und Leſer darf mehr, zum mindeſten die Beſtim⸗ 
mungen der größeren Bundesſtaaten, in dem Büchlein anzutreffen 
hoffen, zumal der Vorbereitungsdienſt in Preußen, Bayern und 
Sachſen ganz beträchtlich voneinander abweicht und dieſe Unterſchiede 
für die Berufswahl bedeutſam werden können. 

Der Nutzen des Büchleins iſt daher für den nichtpreußiſchen 
Intereſſenten gering. Geradezu auffällig aber iſt, welche Seltſam⸗ 
keiten der ungenannte Juriſt, der die Vorzüge des Richterſtandes gar 
nicht genug rühmen kann, vom Anwalte vorträgt: 


„Im Verkehr mit ſeiner Klientel muß der Anwalt ein tüchtiges 
Maß von Gewandtheit im ‚Umgang mit Menſchen“ haben, denn er 
hat es dabei häufig mit Menſchen wunderbarer und oft keineswegs 
angenehmer Art zu tun. Beſonders gilt dies von dem Anfänger, 
der — wie dies bei der Mehrzahl junger Rechtsanwälte der Fall 
iſt — genötigt iſt, um ſich eine Praxis zu ſchaffen, jede Sache auf⸗ 
zunehmen, mag ſie auch ausſichtslos und vom Standpunkt des an⸗ 
ſtändigen Menſchen keineswegs einwandfrei ſein. Hierin, in dem 
Zwange, eine Meinung vertreten zu müſſen, von deren Unrichtigkeit 
und Verwerflichkeit man im Innerſten überzeugt iſt, liegt eine 
Schattenſeite dieſes Berufes, die gar manchen abhält, ſich dem An⸗ 
waltſtande zu widmen. Gleichzeitig liegt aber auch eine Gefahr 
für ſchwache Charaktere darin; denn wer durch ſeinen Beruf genötigt 
iſt, die Verfehlungen anderer möglichſt entſchuldbar und in mildem 
Lichte darzuſtellen, iſt der Berſuchung ausgeſetzt, ſich auch in feinen 
eigenen Rechtsbegriffen eine lockere Auffaſſung zu eigen zu machen. 
Leider verwandelt ſich im nüchternen Grau des Alltagslebens die 
ideale Aufgabe des Anwaltes, dem Rechte zum Siege zu verhelfen, 
nur zu oft in das Gegenteil. Im Prozeſſe ſtehen ſich eben zwei 
Parteien gegenüber, von denen nur eine das Recht auf ihrer Seite 
haben kann. Anwälte aber haben ſie beide.“ 

Dieſer heftige Vorſtoß gegen die Reinheit der Berufsauffaſſung 
der Anwaltſchaft iſt um ſo verwerflicher, als der ungenannte Juriſt 
nach ſeinen Ausführungen S. 50 ſich ſehr wohl der Tatſache bewußt 
iſt, daß es faſt keine Rechtsſache gibt, der ſich von vornherein und 
namentlich vor Erhebung von Beweiſen anſehen ließe, ob die eine 
oder die andere der beteiligten Parteien des Obſiegens würdig 
erſcheint. 

S. 45 verkündet der ungenannte Juriſt: 

„Auf gleicher Höhe wie in wiſſenſchaftlicher Beziehung ſteht 


unſere Richterſchaft auch in moraliſcher. Verfehlungen irgend⸗ 


welcher Art gehören zu den größten Seltenheiten.“ 
Woher nimmt aber der ungenannte Juriſt den Mut, die ebenſo 
größte Seltenheit, daß ein Anwalt dem Zwange erliegt, eine ver⸗ 
werfliche Sache wiſſentlich zu übernehmen, als ein Begriffsmerkmal 


der Anwaltstätigkeit hinzuſtellen? Geſchieht das etwa „von Rechts 


wegen“? 

Derartige Außerungen gehören nicht in ein Büchlein über Be 
rufswahl. Daz hätte auch der Verleger ſich ſagen müſſen. Wer 
daher Juriſt werden will, wende ſich an einen unparteiiſchen Juriſten, 
nicht an einen ungenannten und jedenfalls nicht an dieſen. 


Rechtsanwalt Dr. Wohrizek, Leipzig. 


L. Weyrich: Bilanzkritik. 
verlage. VI und 310 S. 
Der Verfaſſer hat ſich die Aufgabe geſetzt, in rechtlicher und in 
bilanztechniſcher Beziehung den Handelsſtand zu belehren, wie er 
Bilanzen aufmachen, das Publikum, wie es Bilanzen leſen ſoll. Die 
längeren, wenig ſachkundigen Ausführungen über die Gefahren der 
VBörſenſpekulation und über den angeblich unheilvollen Einfluß der 
Banken auf das Wirtſchaftsleben gehören daher nicht zur Sache. 
Zur Charakteriſtik des Buches werden zunächſt einige Sätze zuſammen⸗ 
geftellt: „Die höhere oder niedere Bewertung iſt der Ausdruck der 
Meinung für die betreffenden Papiere“ (S. 1), „Der Fall des DIE 
agios wird bei der Aufnahme von neuen Kapitalien in Form von 
Obligationen .... faſt immer eintreten, wenigſtens dann, wenn die 
neuen Papiere nicht über pari.... aufgelegt werden“ (S. 100), „Die 
Akzeptverpflichtungen der Banken tun deren Unvermögen, den Kredit 
anforderungen zu genügen, am deutlichſten dar“ (S. 257), Die 
Wechſel find „fiktive Zahlungsmittel“, deren allerdings „der wirtſchaft 
liche Verkehr heute nicht mehr entraten kann“ (S. 266 f). Über. 


Cöthen i. Anh. Im Selbſt⸗ 


44. Jahrgang. 


haupt fehlt dem Verf. jede Urteilskraft gegenüber wirtſchaftlichen 
Vorgängen. So hält er die Ausgabe von jungen Aktien oder von 
Obligationen, ſogar bei Straßenbahngeſellſchaften, für unzuläſſig, 
wenn gleichzeitig Dividende verteilt wird (I), oder meint, daß eine 
Kapitalserhöhung ein Beweis für die Unverkäuflichkeit der unter den 
Aktiven einer Straßenbahn erſcheinenden Effekten ſei. 

Das Buch weiſt zahlreiche juriſtiſche Fehler auf. Der 
Verf. hält bei Einzellaufleuten die Überſchuldung für einen Konkurs: 
grund (S. 24). Er hält in Übergangsfällen ein Bilanzjahr von 
mehr als 12 Monaten für zuläſſig (S. 75). Er weiß nicht, daß 
nach dem Geſetz mangels abweichender Beſtimmung im Statut jeder 
Aktionär ein Necht darauf hat, daß der geſamte Reingewinn als 
Dividende verteilt werde (vgl. Herman Veit Simon, Bilanzen, 
S. 6 ff.), zitiert noch für die Gegenwart das alte Wettbewerbsgeſetz 
von 1896 uſw. 

Auffallend iſt bei einem Buch von 310 Seiten die Unbekannt⸗ 
ſchaft mit der juriſtiſchen und ſogar mit der bilanztechniſchen Lite⸗ 
ratur. Das einzige juriſtiſche Buch, das der Verf. kennt, iſt augen⸗ 
ſcheinlich die Guttentagſche Handausgabe zum HGB. von Littauer. 
Wenigſtens führt er dieſen bei ſeiner Polemik gegen die aus⸗ 
nahmslos — insbeſondere auch vom PrOoVGG. — anerkannte 
und zweifellos richtige Auffaſſung, daß das Agio bei der Aktien⸗ 
ausgabe einen Kapitalzuwachs und keinen Gewinn darſtelle, als 
einzigen Vertreter der von ihm bekämpften Auffaſſung an. Die 
Unkenntnis der bilanztechniſchen Literatur ergibt ſich aus den man⸗ 
gelnden Kenntniſſen des Verf. ſelbſt von der techniſchen Seite des 
Bilanzweſens. 

Das Weſen des Erneuerungsfonds und des Delkrederefonds hat 
der Verf. nicht erfaßt. Er behauptet, daß beide Fonds nicht Ab⸗ 
ſchreibungen, ſondern Rückſtellungen darſtellen. Überhaupt iſt wohl 
dem Verf. der Unterſchied zwiſchen Abſchreibungen und Rückſtellungen 
nicht klar, obwohl er nach dem Vorwort gerade ſeine Ausarbeitung 
darüber beſonderer Beachtung empfiehlt. Nur ſo iſt es zu erklären, 
wenn der Verf. die allgemein übliche Praxis, Konjunkturverluſte auf 
Vorräte durch entſprechende Abſchreibungen zu berückſichtigen, be⸗ 
kämpft, und behauptet, daß Vorräte ſtets zum Herſtellungspreis an⸗ 
zuſetzen, Wertminderungen infolge ſinkender Konjunktur nur durch 
entſprechende Rückſtellungen aus dem Reingewinn zu berückſichtigen 
ſeien. Ebenſo hält es auch der Verf. für falfch, bei Patenten und 
Modellen die vorausſichtliche beſchränkte Verwendungsdauer, und bei 
Forderungen den voraus ſichtlichen Ausfall durch entſprechende Ab: 
ſchreibungen zu berückſichtigen, ſondern will im weſentlichen nur 
Rückſtellungen zulaſſen. Auf dem gleichen Irrtum beruht offenbar 
auch feine Bekämpfung des von Straßenbahn: und ähnlichen Geſell⸗ 
ſchaften, deren Betrieb auf einer zeitlich beſchränkten Konzeſſion 
beruht, geführten Amortiſationsfonds wegen Konzeſſionsablaufs, der 
nach Anſicht des Verf. gegen $ 40 HGB. verſtößt. 

Die Anforderungen, die der Verf. an den Inhalt der Bilanzen 
ſtellt, gehen von der falſchen Vorausſetzung aus, daß die Bilanz 
eine volle Aufklärung über alles geben muß, was erforderlich iſt, 
damit ein Leſer ſich ein Bild von dem Stand und den Ausſichten 
eines Unternehmens geben kann. Der Verf. ſieht daher jede Bilanz 
als unvollſtändig an, welche nicht einen ſogenannten Veränderungs⸗ 
nachweis enthält, d. h. angibt, mit welchem Wert die Vermögens⸗ 
gegenſtände in der vorhergehenden Bilanz eingeſtellt waren. Wenn 
auch vielfach die Bilanzen in dieſer Weiſe aufgeſtellt werden, ſo 
lann ein allgemeiner Zwang in dieſer Hinſicht nicht anerkannt 
werden. Unrichtig iſt ſerner die Behauptung, daß die Verteilung 
des Reingewinns in die Bilanz oder in die Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung gehört. Im Gegenteil, ſowohl Bilanz als auch Gewinn⸗ 
und Verlustrechnung müſſen den Reingewinn in einer einzigen 
Ziffer hinter dem Strich ausweiſen; ob außerdem vor dem Strich 
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auch die Verteilung angegeben wird, tft vollſtändig gleichgültig. Es 
genügt, wenn dies im Geſchäftsbericht geſchieht. Die Überſpannung 
der Klarlegungspflicht läßt die gebotenen Rückſichten auf die Kon: 
kurrenz vollſtändig außer acht. So ſollen Aktiven, Paſſiven, Gewinn 
und Verluſt einer jeden Filiale in Bilanz und Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung ſelbſtändig angegeben werden! So ſoll auch das General⸗ 
Warenkonto nicht mit ſeinem Saldo in der Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung erſcheinen, vielmehr ſollen getrennt die Herſtellungskoſten 
auf der Debet⸗ und die erzielten Verkaufspreiſe einſchließlich der 
Beſtände auf der Kreditſeite der Gewinns und Berluftrechnung er⸗ 
ſcheinen müſſen. Da kein ordentlicher Kaufmann ſeine Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung ſo aufſtellt, braucht auch keiner es zu tun 
($ 38 HGB.). 

Einen erbitterten Kampf führt der Verf. gegen die „hſtillen“ 
Reſerven. Er hält jede Bilanz für gefälſcht, in der auch nur irgend⸗ 
ein Poſten, z. B. Bureauinventar oder Modelle, nur mit 14 zu 
Buch ſteht. Der Verf. überficht, daß dieſe Abſchreibungen gerade 
bei Vermögensgegenſtänden üblich ſind, bei denen entweder eine 
Verwertung zu einem auch nur annähernd dem Verkaufswert ent⸗ 
ſprechenden Preiſe ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt oder aber jeden 
Tag eine völlige Entwertung eintreten kann, die daher bei vor⸗ 
ſichtiger Bilanzierung ſehr wohl als Gegenſtände ohne oder ohne 
dauernden Wert angeſehen werden können. 

Der Verf. verlangt ferner, daß das geſamte Wechſelobligo aus 
weiterbegebenen Wechſeln unter den Paſſiven erſcheine. Als Gegen⸗ 
poſten will er alle weiterbegebenen Wechſel auf Grund des Wechſel⸗ 
kontos in die Inventur und dadurch als Aktiven in die Bilanz 
aufnehmen — was in dieſer Form zweifellos unzuläſſig iſt. Im 
Vorwort bedankt ſich der Verf. für den in der Beſprechung früherer 
Arbeiten des Verf. erwähnten „beachtenswerten“ Geſichtspunkt, daß 
der Wechſelregreß in den Aktiven erſcheinen könne, geht dieſer An⸗ 
regung aber nicht weiter nach. Daß in den letzten 15 Jahren eine 
umfangreiche Literatur gerade über die Frage der Buchung des 


HWechſelobligos entſtanden iſt, ſcheint dem Verf. unbekannt zu fein. 


Unglaublich iſt die Selbſtſicherheit, mit welcher der Verf. ſchreibt, 
fo wenn er die Bilanzen der Berliner Banken kritiſiert, oder wenn 
er auf mehreren Seiten die „Fehler“ in dem bekannten Bilayzſchema 
für Kreditbanken aufdeckt! Auf den Gedanken, ſich an wirklich 
ſachkundiger Stelle über dieſe „Fehler“ zu erkundigen, iſt der Verf. 
wohl überhaupt nicht gekommen. 

Die Fehler des Buches werden auch dem Juriſten, der 
ſich mit Bilanzfragen nicht beſchäftigt hat, beim Leſen ohne weiteres 
erkennbar ſein. Bedauerlich iſt nur, daß der Verf. — der ſich als 
von der Herzogl. Anhaltiſchen Regierung beeidigten und öffentlich 
angeſtellten Bücherreviſor und kaufmänniſchen Sachverſtändigen be⸗ 
zeichnet — möglicherweiſe in ſeiner Eigenſchaft als Sachverſtändiger die 
Gerichte und die Praxis beeinfluſſen kann. Er mag ein tüchtiger Bücher⸗ 
reviſor ſein, ſoweit es ſich um das rein Rechnungsmäßige der Buch⸗ 
führung handelt, von allen andern Fragen ſollte er ſich aber fernhalten. 

Rechtsanwalt Dr. Heinrich Veit Simon, Berlin. 


Oſterreich. 


Geltendmachung von Anſprüchen der Perſonen, die im 
Gebiete des Deutſchen Reiches ihren Wohnſitz haben. 


Gemäß 8 1 Abſ. 1 der Verordnung des deutſchen Bundes⸗ 
rates vom 7. Auguſt 1914, REBEL. S. 360, können Perſonen, 
die im Auslande ihren Wohnſitz haben, ſowie juriſtiſche Perſonen, 
die im Auslande ihren Sitz haben, vermögensrechtliche Anſprüche, 
die vor dem 81. Juli 1914 entſtanden find, vor deutſchen Gerichten 


nicht geltend machen. Iſt ein Anſpruch vor dem Inkrafttreten dieſer 
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Vorſchrift bereits rechtahängig geworden, To wird das Verfahren 
unterbrochen. 


Der Reichskanzler wurde ermächtigt, Ausnahmen von dieſen 
Vorſchriften zuzulaſſen. 

Mit Kückſicht auf die in den Stundungsvorſchriften enthaltenen 
Beſtimmungen über das Gegenſeitigkeitsrecht ſind Zweifel darüber 
aufgetaucht, ob die Gegenſeitigkeit im Verhältniſſe zum Deutſchen 
Reiche als verbürgt anzuſehen ſei und ob daher Perſonen, die im 
Deutſchen Reiche ihren Wohnſitz (Sitz) haben, vor den öſterreichiſchen 
Gerichten klagen können. 

Nunmehr hat der deutſche Reichskanzler mit der Bekanntmachung 
vom 20. April 1915, NEU. S. 231, zugunſten der Perſonen, die 
in Oſterreich⸗Ungarn ihren Wohnſitz haben, ſowie der juriſtiſchen 
Perſonen, die dort ihren Sitz haben, ganz allgemein eine Ausnahme 
von den Vorſchriften des 8 1 Abſ. 1 der oben erwähnten Verordnung 
zugelaſſen. 

Auf Grund dieſer Bekanntmachung iſt ſomit gegenüber Perſonen, 
die im Deutſchen Reiche ihren Wohnſttz (Sitz) haben, die Gegen 
ſeitigkeit für die Geltendmachung vermögensrechtlicher Anſprüche vor 
inländiſchen Gerichten verbürgt und ein weiterer Zweifel darüber, ob 
ſie vor den öſterreichiſchen Gerichten klagen können, ausgeſchloſſen. 


(Berordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſtertums. Wien, 28. April 1915. 
Stück VII. Mitteilungen. S. 112.) 


Die Reichsentſchädigungskommiſſton. Die deutſche 
Heeresleitung hat ſich genötigt geſehen, in den von uns beſetzten 
Gebieten in erheblichem Umfange Robftoffe und andere Dinge mit 
Beichlag zu belegen, die für die Zwecke der Kriegführung und zur 
Aufrechterhaltung unſeres Wirtſchaftslebens notwendig find. Den 
dadurch Betroffenen erwachſen Entſchädigungsanſprüche. Zur Prüfung 
dieſer Anſprüche hat der Reichskanzler durch Verordnung vom 
25. April 1915 (veröffentlicht in der erſten Beilage des Reichs⸗ 
Anzeigers vom 26. April 1915) eine Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion eingeſetzt. Ihre Aufgabe iſt dahin beſtimmt, die 
Eigentümer der während des gegenwärtigen Krieges im feindlichen 
Ausland im Namen des Reiches beſchlagnahmten Güter feſtzuſtellen, 
über die Entſchädigungsanſprüche der Eigentümer und anderer 
Berechtigter zu entſcheiden und die Zahlung der Entſchädigung zu 
veranlaſſen. Zuſammengeſetzt iſt ſie aus drei rechtskundigen und 
zwei kaufmänniſchen Mitgliedern, die der Reichskanzler ernennt. Sie 
hat ihren Sitz in Berlin, Mauerſtraße 53. An dieſe Kommiſſion 
haben ſich alſo diejenigen zu wenden, welche glauben, in ihren Rechten 
durch Beſchlagnahmehandlungen betroffen zu ſein. Die Kommiſſion 
ſoll die Anſprüche prüfen auf Grund der Ermittlungen, welche von 
deutſchen Truppen oder Behörden ſowie von denjenigen Wirtſchafts⸗ 
organifationen, welche jetzt mit Hilfe des Reichs ins Leben gerufen 
wurden, angeſtellt find. Namentlich die Rohſtoffgeſellſchaften ſind 
hier zur Mitwirkung berufen. Die Kommiſſion kann aber auch dort, 
wo es ihr notwendig erſcheint, ſelbſt Beweiſe erheben. Für das 
deutſche Wirtſchaftsleben wird ihre Tätigkeit vorwiegend dadurch 
bedeutſam werden, daß hier ein Weg gegeben iſt, den deutſchen 
Gläubigern ſolcher Angehörigen des feindlichen Auslandes, 
die durch die Beſchlagnahme betroffen ſind, zu ihrem Rechte zu ver⸗ 
helfen. Es ſollen nämlich als Beteiligte nicht nur die Eigentümer 
und andere dinglich Berechtigte, wie insbeſondere die Lagerhalter, 
gehört werden, darüber hinaus können auch ſolche Perſonen, die ein 
rechtliches Intereſſe haben, daß der Eigentümer eine Ent⸗ 
ſchädigung erhält, als Beteiligte zugelaſſen werden (8 5 BD.). 
Auf dieſem Wege wird es möglich ſein, die deutſchen Gläubiger 
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zu Worte kommen zu laſſen; ihnen iſt alſo in erſter Linie zu 
empfehlen, ſich mit ihren Anſprüchen fofort an die Reichs: 
entſchädigungskommiſſion zu wenden. Ob dieſe ſelbſt in die 
Prüfung der Gläubigeranſprüche eintreten wird, oder ob ſie eine 
Vorprüfung, etwa durch die Gerichte, eintreten läßt, ſteht wohl noch 
nicht feſt. Es iſt anzunehmen, daß die Verordnung nach dieſer 
Richtung noch ergänzt werden wird. Deutſche und neutrale Beteiligte 
erhalten die Zahlungen, auf welche ſie nach den Feſtſtellungen 
der Kommiſſion Anſpruch haben, bei einer Neichskaſſe auf Anweiſung 
des Vorſitzenden; bezüglich der Angehörigen feindlicher Länder bleibt 
die Regelung der Überweiſung vorbehalten. Bei der großen Geichäfts- 
laſt, welche die Kommiſſion zunächſt zu bewältigen haben wird, {ft 
freilich anzunehmen, daß im allgemeinen noch eine geraume Zeit 
vergehen wird, bis Zahlungen erfolgen können. 


Nechtsanwalt Dr. Cd, Berlin. 


u 8 2 des Reichsſtrafseſenbuches mit ems auf 
Slankettgeſetze. Nach der Rechtſprechung des RG. (RG. 81, 228; 
46, 807) findet der 8 2 R St. keine Anwendung, wenn ſich bei 
einem Blankettgeſetz lediglich die Verordnungen ündern, deren ber 
tretung es beſtraft. 

Einem vom RG. am 23. November 1914 abgeurteilten Falle, 
betreffend einen Verſtoß gegen 8 4 HöchſtßG. vom 4. Auguſt 1914 
(Nl. S. 339), lag zugrunde, daß zwar zur Zeit der Begehung 
der Tat eine Ausfüllung der Strafandrohung vorlag, daß aber zur 
Zeit der Aburteilung dieſe aufgehoben war. Das NG. führt aud, 
daß dadurch, daß die Höchſtpreiſe durch eine Verordnung vom 
7. September 1914 wieder beſeitigt worden waren, der geiehlidk 
Tatbeſtand der Straſbeſtimmung des 8 4 HöchſtcpßG. in keiner Weile 
berührt worden ſei. Das Strafgeſetz ſelbſt habe zwiſchen der Be 
gehung und Aburteilung der Tat eine Abänderung nicht erfahren. 
Nach wie vor ſei die Überſchreitung von Höchſtpreiſen mit Strafen 
bedroht geweſen. 

Der reichsgerichtliche Standpunkt kommt darauf hinaus, daß die 
Ausfüllung der Blankette im Sinne von g 2 RStEB. keine Straf: 
norm ſei. Der Sinn des 8 2 NSGB. iſt jedoch für den Fall, daß 
ein Strafgeſetz oder auch nur eine Strafandrohung aufgehoben worden 
iſt, offenbar der, daß die früher für ſtraffällig gehaltene Handlung 
dieſes Charakters eben entkleidet worden iſt, und daß es offenbar 
rechtlich zu mißbilligen fein würde, wenn jemand aus einer auf⸗ 
gehobenen Strafandrohung beſtraft werden würde, der, wenn er gut 
Zeit der Aburteilung der Tat die Handlung begangen haben würde, 
mangels Vorliegens einer Strafandrohung nicht beſtraft werden konnte. 
Es wäre erfreulich, wenn der, wie mir ſcheint, außerordentlich forma 
liſtiſche Standpunkt des RG. von demſelben aufgegeben werden würde. 


Rechtsanwalt Dr. Seyferth, Leipzig. 


Das Gefen über den Felagerung⸗mſtand und 
8 308 des Strafgeſetbuchs im Ichwurgerichts verfahren. 
In dem Eröffnungsbeſchluß war den Angeklagten zur Laſt gelegt, 
in einem in Kriegszuſtand erklärten Ort oder Diſtrikt ein fremdes 
Gebäude in Brand geſetzt zu haben, Verbrechen gegen § 308 Stes. 
5 8 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand. Dieſe Faſſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes war unrichtig, da 8 8 des Geſetzes vom 4. Juni 
1851 bei Vorliegen der tatſächlichen Voraus ſetzungen des 9 308 
StG. nicht anwendbar iſt. 

Über die Geltung des 5 8 1. c. herrſcht bekanntlich Streit. gum 
wenigſten iſt 8 8 inſoweit nicht wirkſam, als er in allen Fällen auf 
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vorſätzliche Brandftiftung die Todesſtrafe androht. Die Unwirkſamkeit 
dieſer Androhung für den Fall, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen 
des 8 808 StGB. vorliegen, folgt aus den 88 2, 4, 5 EStG. 
Am deutlichſten ergibt ſich die Unwirkſamkeit der Androhung aus dem 
84 EG StGB., da darin ausdrücklich im Widerſpruch mit jenem 8 8 
erklärt iſt, daß nur im Falle des § 307 StGB. die vorſätzliche Brand⸗ 
ſtiftung nach Erklärung des Kriegszuſtandes mit dem Tode zu beſtrafen 
iſt (vgl. Kleinfeller in Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſiche⸗ 
rungs⸗Anſtalten vom 10. November 1914). 

Da in dem Eröffnungsbeſchluß der 8 8 des Preußiſchen Geſetzes 
angezogen war, ſo wurde er von dem Gericht auch in die entſprechenden 
den Geſchworenen vorzulegenden Fragen übernommen. Die Haupt⸗ 
fragen lauteten daher: Sind die Angeklagten ſchuldig, vorſätzlich in 
einem in Kriegszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikt ein 
Gebäude in Brand geſetzt zu haben? 

Durch dieſe Frageſtellung wurden die Geſchworenen genötigt, ſich 
über Tatbeſtandsmerkmale zu äußern, die einem für die Entſcheidung 
wegen ſeiner Ungültigkeit nicht in Frage kommenden Geſetz entnommen 
waren. Die Geſchworenen mußten, falls ſie die Angeklagten ſchuldig 
ſprechen wollten, alſo auch die infolge der Ungültigkeit des § 8 gleich⸗ 
gültigen Worte „in einem in Kriegszuſtand erklärten Ort oder Diſtrikt“ 
einer Prüfung unterziehen. Dies widerſprach aber dem 8 293 St NO., 
da „geſetzliche Merkmale“ doch nur die Merkmale anwendbarer Geſetze 
ſein können, und der Erwägung, daß die Geſchworenen die Angeklagten 
doch nur eines Verbrechens gegen ein Geſetz „ſchuldig“ ſprechen können, 
welches gültig iſt. Iſt 8 8 unwirkſam, ſo konnten die Geſchworenen 
die Frage inſoweit alſo nicht bejahen. 

Der 8 8 des Geſetzes über den Belagerungszuſtand hat danach 
im vorliegenden Falle neben 8 308 StGB. weder hinſichtlich der 
Schuldfrage noch hinſichtlich des Strafmaßes irgendwelche Bedeutung; 
vielmehr greift hier nur der 8 308 StGB. Platz. Gleichgültig iſt 
alſo, ob der Belagerungszuſtand verhängt war oder nicht, da dies an 
der Entſcheidung nichts ändern konnte. 

Demnach iſt bei einer Anklage aus $ 308 StGB. für eine Ber: 
wertung des 8 8 des Geſetzes vom 4. Juni 1851 weder im Eröff⸗ 
5 noch in den den Geſchworenen vorzulegenden Fragen 
Raum Rechtsanwalt Dr. Fittbogen, Potsdam. 


Die Einwirkung des Kriegs auf das Dienſtverhältuis. 


In einem „Wir haben Krieg für Krieg, und Blut für Blut, Zwang 


wider Zwang“ überfchriebenen Artikel in der DIZ. 1914 Sp. 1334 
behauptet Juſtizrat Horrwitz in Berlin unter anderem, daß ein 
deutſcher Arbeitgeber (gleichviel ob es ſich um kaufmänniſche, gewerbliche 
oder häusliche Dienſte handelt) ſchon durch den Ausbruch des Kriegs 
die Berechtigung erhalten habe, Angehörige des feindlichen Auslandes 
aus feinen Dienſten zu entlaſſen. Dieſes Recht wird nicht etwa 
damit begründet, die Ausländer ſeien durch die zu ihrer Überwachung 
von unſeren Behörden getroffenen Maßnahmen an der Leiſtung ihrer 
Dienſte verhindert. Der Grund zu dieſer Berechtigung, alſo der 
„wichtige Grund“, der die kündigungsloſe Entlaſſung rechtfertigt, 
wird ausſchließlich gefunden im Verhalten unſerer Feinde in ihrer 
Heimat, namentlich in den Maßnahmen der engliſchen Regierung 
und des engliſchen Publikums gegen Deutſche. Proteſte hiergegen 
würden nicht erhört. Deshalb ſollten wir jedes geſetzlich erlaubte 
Mittel anwenden, um den Feinden zu zeigen, daß ihre Vergehen 
gegen Deutſche an ihren Landsleuten geahndet werden. Aus dem 
gleichen Grunde kann nach Horrwitz auch jeder deutſche Dienſtverpflichtete 
den Dienft eines feindlichen Ausländers ohne Kündigung verlaſſen. 

Dieſe Anficht kann nicht unwiderſprochen bleiben. Wenn nämlich 
der deutſche Vertragsteil das Recht hat, ohne Friſt zu kündigen, fo 
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muß das gleiche Recht auch dem Angehörigen des feindlichen Aus⸗ 
lands zuſtehen, der ohne ſeine Schuld in dieſe Lage kam. Man wird 
ihm nicht zumuten können, abzuwarten, ob ihm gekündigt wird, ſondern 
er wird bei der erſten Gelegenheit einen nach Auffaſſung von Horrwitz 
ſo unhaltbar gewordenen Zuſtand beenden dürfen, um ſich anderswie 
einzurichten. Da der Kündigungsgrund nur in der Staatsangehörigkeit 
zu ſuchen iſt, die ein perſönliches Vertrauensverhältnis unmöglich 
mache, müſſen die von Horrwitz aufgeſtellten Sätze auch gelten, wenn 
die Dienſte im neutralen Ausland zu leiſten find, und feine Er⸗ 
wägungen müſſen auch von den Gerichten des neutralen Auslands 
berückſichtigt werden. In ganz Amerika z. B. wären durch den 
Krieg die Dienſtverhältniſſe zwiſchen Angehörigen der feindlichen 
Mächtegruppen gelöſt worden. 

Es leuchtet ohne weiteres ein, daß mehrere Perſonen, die 
während des Krieges zuſammen arbeiten, obwohl ihre Heimatländer 
einander feindlichen Mächtegruppen angehören, mit vielem Takt die 
Verletzung der beiderſeitigen Gefühle vermeiden müſſen. Wer darauf 
nicht achtet, kann dem andern einen „wichtigen Grund“ zur Beendigung 
des Verhältniſſes geben. Horrwitz hält die Löſung aber ohne ſolches 
Verhalten für zuläſſig. 

Zunächſt nun gibt es viele deutſch Empfindende, die ihre Staats⸗ 
angehörigkeit durch 10 jährigen Aufenthalt im Auslande verloren 
haben; andere wohnen ſeit vielen Jahren in einem fremden Lande, 
ohne ihre alte Staatsangehörigkeit aufgegeben oder die ihres Wohn⸗ 
ſitzes erworben zu haben. Endlich befigen nicht wenige mehrere 
Staatsangehörigkeiten (sujets mixtes). Das beweiſt, wie wenig Wert 
vielfach auf die Staatsangehörigkeit gelegt wird. Iſt es billig, daß 
nun plötzlich aus ihr ein Anlaß zur Löſung vielleicht ſeit langer 
Zeit beſtehender Vertrauensverhältniſſe entnommen werden kann? 

Man vergegenwärtige ſich aber z. B. die Folgen für die Ver⸗ 
hältniſſe in Argentinien, wo verhältnismäßig viele Deutſche von 
engliſchen Prinzipalen beſchäftigt wurden. Folgerichtig hätten nach 
Horrwitz dieſe Prinzipale die Deutſchen ſofort nach der Kriegserklärung 
entlaſſen können. Da naturgemäß die Sympathien im ſpaniſchen 
Amerika ſich mehr Frankreich zuneigen, hätten unſere Landsleute zum 
kleinſten Teile ſofort anderweitige Stellen gefunden. Ein Gegenftüd 
gibt es kaum im neutralen Ausland; deutſche Firmen, in deren 
Dienft viele Angehörige des feindlichen Auslands ſtehen, find Aus⸗ 
nahmen. Daß die in England niedergelaſſene Liebiggeſellſchaft ihren 
deutſchen Angeſtellten in Übereinſtimmung mit Horrwitz kündigte, iſt 
von unſerer Preſſe mißbilligt worden. Auch nach dem Kriege werden 
Dienſtverhältniſſe zwiſchen Angehörigen der einander feindlichen Staaten 
für unſere wirtſchaftliche Entwicklung nötig ſein. Wir haben von 
anderen ſchon viel gelernt, müſſen aber noch viel lernen. Durch 
eine fo ſchroffe Haltung, ſelbſt wenn fie infolge der Kriegsſtimmung 
von einzelnen Gerichten gebilligt wird, wird die Anknüpfung wert⸗ 
voller Geſchäftsverbindungen nach dem Kriege erſchwert. Dieſe Nach⸗ 
teile müßten natürlich im Intereſſe bes Vaterlandes in Kauf genommen 
werden, wenn durch die kündigungsloſe Entlaſſung der Engländer uſw. 
während des Kriegs Deutſchland Vorteil hätte. Aber wenn für den 
Augenblick dadurch ein Erfolg erzielt wird, ſo iſt es nur der, daß 
unſere Landsleute im feindlichen Auslande, wenn möglich, noch ſchlechter 
behandelt werden. 

Es iſt deshalb wohl richtiger, wie das RG. im Urteil vom 
26. Oktober 1914 83/14 I (abgedruckt in JW. 1515, 145) ausführt, daß 
die Angehörigen der feindlichen Staaten in bezug auf das bürgerliche 
Recht in demſelben Maße den Inländern gleichgeſtellt werden, wie dies 
vor dem Kriege der Fall war. Die Ausübung des Vergeltungsrechts 
in beſtimmter Richtung müßte ausdrücklich durch Geſetz oder Ver⸗ 
ordnung zugelaſſen werden. a 

Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 
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Die Aſfeſſorprüſung in Kriegs- und Friedenszeiten. 
A. 


Die Anmerkung des Mitgliedes der Juſtizprüfungskommiſſion 
Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs zu meinem in Nr. 8, 1915 dieſer 
Zeitſchrift veröffentlichten Artikel „Die Aſſeſſorprüfung in Kriegs⸗ und 
Friedenszeiten“ gibt mir zu folgender Erwiderung Veranlaſſung: 

Fuchs meint, je reichlicher die Prüfung, deſto zuverläffiger das 
Material für die Beurteilung der Kandidaten. Damit iſt aber meine 
Behauptung nicht widerlegt, daß die Prüfung allzu belaſtet und daß 
eine ſolche übermäßige Belaſtung nicht notwendig iſt, nachdem der 
Kandidat bereits vier Jahre unter ſtändiger ſtrenger Kontrolle gearbeitet 
und ohne mindeſtens befriedigende Leiſtungen überhaupt nicht zur 
Prüfung zugelaſſen worden wäre. Unter dieſen Umſtänden aber muß 
eine Überprüfung auf Grund von Klauſuren und mündlicher Prüfung 
als völlig ausreichend angeſehen werden. Ob in ruhiger Beſchaulichkeit 
Tüchtiges geleiſtet werden kann, kommt für den künftigen Praktiker 
weit weniger in Betracht, als ob er die Gabe ſchneller Entſchließung 
beſiht, und gerade zur Erprobung feiner Schlagfertigkeit find Klauſuren 
und mündliche Prüfung das beſte Sprungbrett. In Bayern werden 
nur Klauſuren angefertigt, ohne daß dadurch die Qualität der baye⸗ 
riſchen Juriſten eine Einbuße erleidet. Allerdings iſt die Zahl der 
Klauſuren eine erheblich größere als in Preußen. Doch ſteht ja nichts 
entgegen, daß dieſe Zahl bei uns erhöht wird. Wenn in den früheren 
Berichten des Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion über die Neu⸗ 
raſthenie vieler Kandidaten geklagt, in dem letzten Bericht aber die 
Friſche der Examinanden in der mündlichen Notprüfung rühmend 
hervorgehoben wird, fo liegt doch die Frage nahe, ob die ſtarle „Bes 
packung“ der Kandidaten vor der mündlichen Prüfung ein Segen iſt. 
Fuchs ſagt in feinem von ihm zitierten in Nr. 10 der DIS. vom 
15. Mai 1912, alſo vor Einführung der Klauſuren veröffentlichten 
Aufſatze, „das bisherige Examen gebe ein genügendes Bild von dem 
Können der Kanditaten, er möchte einer Verſchärfung des Examens 
nicht das Wort reden, wir hätten genug Examensneuraſtheniker“. 
Nachdem nunmehr die Klauſuren eingeführt worden find, alſo eine 
„Verſchärfung“ des Examens eingetreten iſt, müßte doch eigentlich 
Fuchs ſelbſt der Anſicht zuneigen, daß die große Staatsprüfung jetzt 
überlaftet iſt und einer Entlaſtung nach der einen oder anderen 
Richtung bedarf. 

Mit der wiſſenſchaftlichen Arbeit ſcheint es wie mit dem „lucus 

a non lucendo“ zu ſtehen. Eine eigentliche wiſſenſchaftliche Leiſtung 
wird, wie Fuchs bemerkt, nicht verlangt. Was wird denn dann nun 
eigentlich verlangt? Eine Aufklärung über dieſen Punkt wäre erwünſcht 
geweſen. Iſt es keine wiſſenſchaftliche Arbeit, ſo könnte es doch 
wohl nur eine praktiſche ſein, und dann würde ſich derſelbe Faden, 
allerdings unter verſchiedenen Nummern, nicht weniger als viermal 
fortſpinnen. Bei den wiſſenſchaftlichen Arbeiten zeigt ſich übrigens, 
was nur nebenher bemerkt werden ſoll, auch der Übelſtand, daß in 
der Regel ſehr zahlreichen Kandidaten dasſelbe Thema zu gleicher Zeit 
zur Bearbeitung gegeben wird, was die Benutzung der Bibliotheken 
erheblich erſchwert. 

Fuchs meint, Gedächtnisſtoff werde nicht verlangt. Zahlreiche 
Aſſeſſoren haben mir aber unmittelbar nach beſtandener Prüfung 
verſichert, daß ſie nach Spezialitäten aus der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, dem Gewerbe⸗ oder Kirchenrecht gefragt worden ſind. Fuchs 
ſelbſt ſagt in dem erwähnten Aufſatze, „viel häufiger fehle die Kenntnis 
des Syſtems und der Grundzüge als des poſitiwen Gedächnisſtoffes“. 
Dieſes Urteil läßt doch nur den Schluß zu, daß in den mündlichen 
Prüfungen tatſächlich auch nach pofttivem Gedächtnisſtoff gefragt wird. 
Übrigens hatte ſich meine Kritik in der Hauptſache dagegen gerichtet, 
daß die Grenzen für das Wiſſen der Kandidaten zu weit gezogen ſeien. 
Daß der Kandidat einen gewiſſen Gedächtnisſtoff beherrſchen muß, ift 
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ja ſelbſtwerſtändlich. Wie die Dinge aber heute liegen, können bie 
Examinanden ebenſogut nach den zwölf Tafeln, wie nach dem neueſten 
Kriegsgeſetze gefragt werden. 

Gänzlich mißverſtanden hat mich Fuchs, wenn er glaubt, ich hätte 
augenblickliche Reformen im Auge. Ich habe ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, die Erfahrungen, die man mit den Notprüfungen in der Kriegs⸗ 
zeit gemacht, ſollten auch für die Friedenszeit nutzbar gemacht werden, 
eine Erwartung, die übrigens auch Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in 
feiner Juriſtiſchen Rundſchau in der DIZ. vom 1. April 1915 S. 393 
ausſpricht. Da nun dieſe Erfahrungen erſt mit Beendigung des Krieges 
abgeſchloſſen ſein können, ſo kann ich auch nur auf eine Reform nach 
Friedensſchluß abgezielt haben. Daß aber alsdann neben anderen 
großen Reformen auch die des juriſtiſchen Ausbildungsweſenz einſetzen 
wird, kann doch wirklich im Ernſt nicht zweifelhaft ſein. Sollte doch bereits 
vor einigen Jahren eine durchgreifende Reform durch eine zu dieſem 
Zwecke zuſammenberufene Kommiſſion zuſtande kommen, und erregte 
es doch allgemeine Enttäuſchung, als man ſich ſchließlich mit „Flickwerk“ 
begnügte, weil die Meinungen der Mitglieder der Kommiſſion über 
die in Betracht kommenden Probleme allzu weit auseinandergingen. 
Wie ſagt doch Seneca? „Ducunt volentem fata, nolentem trahunt!“ 


Geheimer Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau. 


B. 

Zur Aſſeſſorenprüfung in Kriegs⸗ und Friedenszeiten nimmt 
JW. 1915, 421 der Geheime Juſtizrat Dr. Neumann⸗Brezlau das 
Wort und macht neue, faſt verblüffende Vorſchläge, die auf Erleichterung 
der Prüfung hinauslaufen. Den Nagel auf den Kopf gegen deſſen 
Ausführung hat meines Erachtens in der „Anmerkung“ dazu der 
Geheime Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs Berlin getroffen, mit der 
Begründung, daß für große Reformen heute die Zeit wenig geeignet 
ſcheine, da erſt vor kurzem die Prüfungsordnung geändert ſei. 

Sollte indes trotzdem ſchon jetzt oder ſpäter — nach voraus ſichtlich 
glorreichem Friedens ſchluſſe — der Frage nähergetreten werden, fo 


ſcheint es am dringendſten, die „Klauſur“ fortfallen zu laſſen. Hunderte 


von „Klauſuriſten“ — sit venia verbo! — können unter dieſer 
Zwangslage nichts leiſten, in dem Gefühle, ein Damollesſchwert 
ſchwebe über ihnen. Es gibt befähigte Kandidaten, die kaum die 
Feder richtig zu halten und führen imſtande find. Muß ihnen 
ja beſtändig der Gedanke kommen, daß zum bedeutenden Teile das 
Lebensſchickſal vom Ausfall der Klauſur abhänge. Man wende 
dagegen nicht ein, auch über dem Prüfling in der mündlichen 
Prüfung ſchwebe ein gleiches Schwert! auch nicht, daß auf dem 
Gymnaſium bzw. der Univerſität auch Klauſur herrſche! Denn vom 
letzteren hängt doch nur ein Steigen in eine höhere Klaſſe oder ein 
Zeugnis des Seminardirektors ab. 

Darum fort mit der Aſſeſſoren⸗Klauſur⸗Arbeit! 

Neumann könnte indes noch einen Schritt weiter gehen: Weg 
mit dem förmlichen Examen! Nur Zeugniſſe ſollen den Aſſeſſor 
machen! 

Einſender dieſes erinnert ſich noch lebhaft der Worte dez großen 
Göttinger Prozeſſualiſten Briegleb, der einmal im Semeſter während 
des Prozeßkollegs die Bemerkung zu machen pflegte — Briegleb war 
vor der Profeſſur Advokat in Nürnberg: 

„Meine Herren: Es iſt eigentlich Unſinn, daß Sie bei mir ind 
Kolleg gehen und die Alma mater beſuchen, es kommt nur darauf 
an, daß Sie das Erforderliche wiſſen, und gelernt haben, einerlei wol“ 


Juſtizrat Dr. Bödiker, Münfter. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


1. Die Beſtandteilseigenſchaft erfordert die Vereinigung 
aller Beſtandteile zu einer Einheit, bei Grundſtücken alſo zu 
einem einheitlichen Grundſtücke; Einheit beweglicher und un⸗ 
beweglicher Sachen nur bei einer mechaniſchen Verbindung. — 
Das Rohrnetz eines Gaswerks iſt unter Umſtänden nach der 
Verkehrsauffaſſung nicht Beſtandteil des Gaswerksgrundſtücks.) 

2. Der erkennende Richter iſt auf der Grundlage des 
geltenden Rechtes nicht berechtigt, die von geſchäftsunfähigen 
Perſonen abgegebenen Vertragserklärungen in irgendeiner Be⸗ 
ziehung als rechtswirkſam zu behandeln, insbeſondere auch dann 
nicht, wenn die Verträge, denen ſie als Grundlage dienen 
ſollen, den Intereſſen des Geſchäftsunfähigen nicht nachteilig 
oder gar vorteilhaft ſind. ) 

3 und 4. Für die Auslegung iſt nicht die Abſicht des 
Erklärenden, ſondern der erklärte Wille, wie ihn der Empfänger 
nach Treu und Glauben verſtehen mußte, entfcheibend.®) 

5. Vertragsbeſtimmungen, wonach unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen dem Berechtigten ein friſtloſes Kündigungsrecht zu⸗ 
ſtehen oder die ſofortige Fälligkeit eines Kapitals eintreten ſoll, 
ſind dahin aufzufaſſen, daß das aus ihnen entſprungene Recht 
nicht zu einem von der Willkür des Berechtigten abhängigen 
Schwebezuſtand führen dürfe; der Berechtigte muß vielmehr 
von ſeinem Rechte innerhalb eines angemeſſenen Zeitraumes 
nach Eintritt der Vorausſetzungen Gebrauch machen. Andern⸗ 
falls erliſcht das Recht und ſetzt ſich der Vertrag in der bis⸗ 


herigen Weiſe fort. 


1) Vier Auffaffungen find möglich. Die Rohrnege find a) Fahrnis, 
h) Beſtandteile des belegenen Grundſtücks, c) Beſtandteile des Gaswerk⸗ 
grundſtücks, d) Beſtandteile beider Grundſtücke. 

Rechtsgrundſätzlich hat die Auffaſſung e das meiſte für ſich; die 
andern führen zu wenig annehmbaren Ergebniſſen. Die ſogenannte 
„natürliche Anſchauung“ dürfte die rechtswiſſenſchaftliche Erfaſſung 
des Begriffes mehr ſtören als fördern, insbeſondere dann, wenn man der 
Länge des Netzes rechtliche Bedeutung beimißt. Welche „ſonſtigen“ 
Umſtände des vorliegenden Falles dem Rohrnetz ſeine Selbſtändigkeit 
gegeben haben, erhellt nicht. Wo das Stempelgeſetz nicht beſondere 
Beſtimmungen gibt, ſollte der ſtempelrechtliche Begriff ſich nicht von 
dem bürgerrechtlichen und wirtſchaftlichen entfernen. F. 

9) Die Entſcheidung iſt wichtig für den Methodenſtreit; — eine 
kaum zu beanſtandende Ablehnung freirechtlicher Auffaſſunz. F. 

Das RG. zieht hier die Grenze zwiſchen der von ihm durch⸗ 
geführten freien Auslegung gegebener Rechtsnormen und vorliegender 
Verträge und der Einführung ſelbſtändiger Rechtöfäge, die im Geſetze 
nicht enthalten ſind. Die Entſcheidung iſt daher nicht nur wegen der 
Stellung zu den Rechtsgeſchäften des Geiſteskranken von Bedeutung. 
Sie iſt auch erheblich wegen des grundſätzlichen Ablehnens der 
Fretrechtslehre, die den Richtern die Befugnis gibt, die Arbeit des 
Geſetzgebers zu übernehmen. 9. 

9) Hier liegen beachtenswerte Beiträge zur Auslegung der 
Verträge vor (vgl. auch die Entſcheidung JW. 1915, 500). Die 
Ablehnung des aus der Erklärung nicht deutlich erkennbaren Willens 
entſpricht ſtets der Auslegung nach Treu und Glauben. Es iſt im 
vorliegenden Falle nicht verlangt, daß die Erklärung abſichtlich unklar 
gehalten iſt. Der Verſtoß gegen Treu und Glauben liegt auch ſchon 
dann vor, wenn die Benützung eines unabſichtlich zweideutigen 
Ausſpruchs in einer dem anderen Teile bei der Abgabe der Erklärung 
nicht erkennbaren Weiſe verſucht wird. H. 
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6. Zur Feſtſtellung des Wuchers kann auch die Notlage 
eines bei dem Geſchäfte nicht als Vertragsgegner Beteiligten 
herangezogen werden, wenn die Ausbeutung ihres Beſtehens 
das Verſprechen oder die Gewährung des übermäßigen Ver⸗ 
mögensvorteils veranlaßte. 

7. Die Anwendung des $ 139 BGB. iſt beim Darlehn 
als Realvertrag ausgeſchloſſen.“) — Ein geſetzlicher Vertreter einer 
juriſtiſchen Perſon darf nicht die von ihm ſelbſt in rechts⸗ 
ungültiger. Weiſe vorgenommene Handlung zu ſeinem eigenen 
Vorteil ausnutzen, um dadurch die Ungültigkeitserklärung eines 
anderen mit jenem ungültigen zuſammenhängenden Geſchäfts 
auf Grund des §8 139 BGB. herbeizuführen. 

8. Die Verzögerung der Entſcheidung über das Geſuch 
um Bewilligung des Armenrechts hemmt die Verjährung bis 
zur Zuſtellung des auf das Geſuch ergangenen Beſchluſſes. 

10. Der Bankier, der in Verbindung mit einem Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft über Wertpapiere den Erwerber fahrläſſig 
falſch berät und ihn dadurch zum Erwerb der Papiere veranlaßt, 
haftet auf Grund des nach der Ratserteilung zuſtande gekommenen 
Vertrags dem Erwerber auf Schadenserſatz. — Bei Rats⸗ 
erteilung durch einen Angeſtellten des Bankiers $ 278 BGB.] s) 

11. Vereinbaren Gläubiger und Schuldner die Un⸗ 
abtretbarkeit einer Forderung, ſo iſt eine Abtretung auch dem 
neuen Gläubiger gegenüber unwirkſam; ein „veräußerliches“ 
Recht im Sinne des § 137 BGB. liegt dann nicht vor. 

13. Die Nachahmung eines Fabrikats und deſſen Vertrieb 
unter einer auf Täuſchung des kaufenden Publikums abzielenden 
Bezeichnung kann beim Nichtbeſtehen eines Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutzes auf Grund des 5 826 BGB. unterſagt werden. 

14. Der wegen Geſchäftsunfähigkeit für einen Gebäudes 
ſchaden nicht verantwortliche Eigenbeſitzer haftet in Gemäßheit 
des 8 829 BGB. nach Billigkeit. 

15. Wer gegenüber einem äußerlich ordnungsmäßigen 
Teſtament die Nichtigkeit des Errichtungsaktes wegen außer⸗ 
gewöhnlicher, regelmäßig nicht zu vermutender Mängel behauptet 
und aus ſolcher Rechte für ſich herleitet, hat die Beweislaſt für 
das Vorliegen der Mängel. — Bei Errichtung eines Teſtaments 
durch mündliche Erklärung des letzten Willens iſt die An⸗ 
weſenheit der Teſtamentszeugen nur bei der einer Vorbeſprechung 
zwiſchen dem Erblaſſer und dem Urkundsbeamten folgenden 


% Bei dieſer Entſcheidung iſt vor einer Ausdehnung zu 
warnen: Sie trifft den Fall Hingabe des Darlehns. Sie knüpft 
an die Natur des Darlehnsvertrags als Realvertrag an. Hier iſt 
es völlig zutreffend, daß die Ungültigkeit einer Sicherung nicht die 
Ungültigkeit dieſes Darlehns zur Folge haben darf. Die anderen 
Pflichten des Schuldners, die Bürgſchaft eines Dritten müſſen bleiben, 
dagegen darf man nicht aus dem Erkenntniſſe die allgemeine Lehre 
ableiten wollen, daß bei Ungültigkeit einer vereinbarten Sicherſtellung 
der Hauptvertrag ſtets wirkſam bleibe und erfüllt werden müſſe. H. 

5) Die Haftung des Bankiers für fahrläſſige RNatserteilung iſt 
eine in der Rechtſprechung feſtſtehende. Man wird aber nicht an: 
nehmen müſſen, daß dies eine Beſonderheit des Bankgeſchäfts iſt. 
Derſelbe Gedanke wird überall da gelten, wo der Kunde von ſeinem 
Lieferanten eine Belehrung über Eigenſchaften der Ware übungsgemäß 
erwarten darf oder beſonders verlangt hat. Dann liegt dem Verkäufer 
die Nebenpflicht ob. Nur wird der Kunde an den Tag legen müſſen, 
daß er ſein Intereſſe hier dem Verkäufer anvertraut. H. 
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Verhandlung, nicht auch ſchon bei der Vorverhandlung, not⸗ 
wendig, jedoch müſſen die Zeugen aus dem Verlauf der ſich 
vor ihnen abſpielenden Verhandlung und der hierbei vom Erb⸗ 
laſſer abgegebenen mündlichen Erklärung klar erkennen können, 
worauf der wirkliche Wille des Erblaſſers gerichtet iſt. 

16. Klagt eine Ehefrau „im Beiſtande ihres Ehemannes“, 
ſo iſt der Ehemann nicht Prozeßpartei. Seine Einberufung zu 
einem mobilen Truppenteile rechtfertigt daher nicht die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens. — Im Protokoll über die Errichtung 
des Teſtaments eines Sprachfremden braucht die Feſtſtellung, 
daß der Dolmetſcher die Überjegung angefertigt und beglaubigt 
habe, zwar nicht in beſtimmten Worten zu geſchehen; erforderlich 
iſt aber, daß das Protokoll ſelbſt in irgendeiner Weiſe eine 
ſolche Feſtſtellung enthält, daß alſo dieſe Tatſache von dem 
Urkundsbeamten im Protokoll als geſchehen beſcheinigt iſt. 

17. Da nach amerikaniſchem Rechte der fehlerhafte Erwerb 
des Bürgerbriefes als ſchlechthin nichtig angeſehen und keine 
Anerkennung des in der Erteilung des Briefes liegenden Staats⸗ 
hoheitsaktes bis zu deſſen formeller Zurücknahme verlangt wird, 
muß auch dem deutſchen Gerichte, wenn die Feſtſtellung der 
Staatsangehörigleit einer Perſon in Frage kommt, die Prüfung 
der Rechtswirkſamkeit des Erwerbs des Bürgerbriefes zu⸗ 
geſtanden werden. 

19. Bei dem Perſonenbeförderungsvertrage hat der Unter⸗ 
nehmer kraft ſeiner Vertragspflicht dafür zu ſorgen, daß die zu 
befördernde Perſon unbeſchädigt an das Reiſeziel gelangt. Er 
haftet für den Schaden, den ſie auf der Reiſe durch Beförde⸗ 
rungsvorgänge oder Beförderungseinrichtungen an ihrer Geſund⸗ 
heit erleidet, wenn er nicht nachweiſt, daß er außer Verſchulden 
ſei. Dieſe Regelung der Beweislaſt greift jedoch nur für 
Schäden bei der Beförderung im eigentlichen Sinne, nicht auch 
für Beſchädigungen, die durch Unſicherheit der Zugänge zu den 
Beförderungsmitteln entſtanden ſind, Platz. 

21. Die von dem Kraftwagenführer nach 8 7 KraftfzG. 
zu beobachtende Sorgfalt verlangt ein Verhalten, das den 
Unfall als unvermeidlich, als ein Ereignis erſcheinen läßt, das 
auch bei Anwendung der äußerſten nach den Umſtänden des 
Falles möglichen Sorgfalt nicht zu vermeiden war. 

22. Der Käufer eines Geſchäftsanteils kann ſich gegen⸗ 
über der Klage der Geſellſchaft m. b. H. auf Leiſtung rück⸗ 
ſtändiger Einzahlungen auf die Anfechtung des Erwerbsgeſchäfts 
wegen Willensmangels berufen.“) 


6) Die Entſcheidung zeigt einen der Fälle, in denen die Intereſſen 
der Gläubiger der Geſellſchaft m. b. H. mit denen des Geſellſchafters 
in Widerſtreit liegen. Das RG. hat hier zugunſten des Geſellſchafters 
entſchieden. Dem werden ganz beſonders diejenigen zuſtimmen, die 
vor einer Überſpannung des Gläubigerſchutzes warnen. Dagegen 
wird man den Verſuch, das Urteil für die Geſellſchaft m. b. H. mit 
der in dem NG. angeführten Fall enthaltenen gegenteiligen Auffaſſung 
für die Aktiengeſellſchaft zu verſöhnen, nicht für glücklich halten. 
Allerdings haften bei der Aktiengeſellſchaft die Rechtsvorgänger des 
Erwerbers erſt nach ihm. Es bedarf ſeiner Kaduzierung. Das gilt 
für die Geſellſchaft m. b. H. aber auch, wenn die rückſtändige Einlage 
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24. Die Schenkung eines Ausländers unterliegt der 
Reichsſchenkungsſteuer nicht, wenn der Heimatſtaat des Schenkers 
die Schenkung eines Deutſchen nicht beſteuert. Ohne Bedeutung 
iſt es, ob der Fremdſtaat in dem in Betracht kommenden Falle 
überhaupt keine Schenkungsſteuer erhebt oder ob nur dem 
Ausländer durch die Befreiung eine beſondere Vergünſtigung 
gewährt wird. 

25. Ebenſo wie das Berühmen mit einem Anſpruch iſt 
auch das grundſätzliche Beſtreiten eines Anſpruchs ein Grund 
für die Feſtſtellungsklage, wenn der Leiſtungsklage noch Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtehen. 

26. Die Verkündung der Entſcheidung iſt eine der für 
die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, die 
nur durch das von dem Vorſitzenden und dem Gerichtsſchreiber 
unterzeichnete Protokoll nachgewieſen werden kann. — Ein nicht 
ordnungsmäßig verkündetes Urteil iſt als nicht erlaſſen an⸗ 
zuſehen; das ſich daran ſchließende weitere Verfahren entbehrt 
der geſetzlichen Grundlage. 

28. Beim Vorhandenſein eines zur Leitung und Aus⸗ 
führung der Erbteilung berufenen Teſtamentsvollſtreckers hat 
die Zustellung des Pfändungsbeſchluſſes, durch den ein Erb 
anteil gepfändet wird, nicht an die Miterben, ſondern an den 
Teſtamentsvollſtrecker zu erfolgen. 


29. Für die Klage gegen den Staat auf Grund des 
5 29 Vr&BD. iſt die Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht des 
Grundbuchrichters in einem Vorprozeſſe nicht Vorausſetzung. 

30. Der Anſpruch auf Ausgrabung einer auf einem 
öffentlichen Begräbnisplatze beigeſetzten Leiche gegen den 
Friedhofseigentümer richtet ſich auch nach dem Inkrafttreten des 
BGB. nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften. — Kommt 
PrALR. zur Anwendung, fo haben beim Mangel entſprechender 
Anordnungen des Verſtorbenen ſeine nächſten Familienangehörigen 


— nicht feine Erben oder fein Teſtamentsvollſtrecker — das 


Beſtimmungsrecht über die Ausgrabung und Wiederbeerdigung 
an einem anderen Orte. 


32. Anſprüche aus $ 12 Fluchtl G. können im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden. 


33. Schäden, die durch Immiſſionen aus Maſchinen und 
Anlagen über Tage, insbeſondere durch Grubenbahnen, hervor⸗ 
gerufen werden, fallen, auch wenn ſie mittelbar dem Bergwerks⸗ 
betriebe zuzuſchreiben ſind, nicht unter die Vorſchriften der 
58 148 ff. Berg. 


noch nicht fällig war (8 16 Abſ. 3 GmbHG.). In all dieſen 
zahlreichen Fällen, in denen die Einlagen erſt eingefordert werden 
müſſen, ſteht alſo die Geſellſchaft m. b. H. der Aktiengeſellſchaft gleich. 
Andererſeits beſeitigt auch bei dieſer die erfolgreiche Anfechtung die 
Rechtsnachfolge des betrogenen Erwerbers. Sie wirkt in erſter Linie 
gegen feinen Rechtsvorgänger. Daher bedarf die Aktiengeſellſchaft zur 
Klage gegen dieſen einer vorherigen Kaduzierung nicht. Der Gegenſat 
zwiſchen den Urteilen für die Geſellſchaft m. b. H. und die Aktien⸗ 
geſellſchaft beſteht. Es wird nicht zu vermeiden fein, daß das RO. 
nochmals Stellung nimmt. 9 
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Im Kampfe für das Vaterland ſind 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 11, 1915) 


Bartel aus Vechta (Oldenburg). 

Profeſſor Dr. Rudolf Baum aus Dresden. 
Dr. Bernhard Behrend aus Berlin. 

Eruſt Cohn aus Eſſen (Ruhr). 

Hamann Kern aus Duala (Kamerun). 
Juftizrat Kunckel aus Landsberg (Warthe). 
Cenpold Cefmann aus Mannheim. 

Dr. Emil Müller aus Hof. 

Dr. Sans Noack aus Berlin. 

Erich Pipkorn aus Neudamm. 

Arwed Scholze aus Borna (Bezirk Leipzig). 
Alfred Story aus Berlin. 


Der Kriegsſchutz der Hypothekenſchulduer in ſeiner 
neueſten Geſtaltung. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. 


Endlich iſt eine langgehegte Hoffnung in Erfüllung ge⸗ 
gangen. Der Bundesrat hat eine durchgreifende Maßnahme 
zum Schutze der in Kriegsnot geratenen Hypothekenſchuldner 
beſchloſſen. Gleichzeitig mit der vorletzten Nummer der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, in welcher die Unzulänglichkeit der bisherigen 


Vorſchriften dargelegt und eine weitergehende Sicherung des 
Grundbeſitzes gefordert wurde, erſchien die Bundes ratsverordnung 
vom 20. Mai d. Js., durch welche — mit einigen wenigen 
Worten — das Hauptziel jener Forderungen erreicht worden 
iſt. Es hat nämlich die Verordnung vom 22. Dezember 1915 
(JW. 1915, 9) die nachſtehende Faſſung erhalten: 

8 1. 

Die Zahlungsfriſt gemäß 88 1, 4 der Verordnung 
über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten 
(RGBl. S. 290) kann bis zu ſechs Monaten beſtimmt 
werden, wenn der Rechtsſtreit die Zahlung des Kapitals 
einer Hypothek oder einer Grundſchuld oder der Ablöſungs⸗ 
ſumme einer Rentenſchuld betrifft. 


82. 

Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung (8 5 der Vers 
ordnung über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friften) wegen der im § 1 bezeichneten Anſprüche kann 
für die Dauer von längſtens ſechs Monaten erfolgen. 
Die Einſtellung kann mehrfach erfolgen; fie iſt 
auch zuläſſig, wenn eine Zahlungsfriſt bereits be⸗ 


ſtimmt iſt. 
8 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Der geſperrt gedruckte Satz iſt der Kern des neuen 
Hypothekenkriegsrechts. Gleichzeitig haben durch die Verordnung 
vom 20. Mai 1915 die Verordnungen über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914 und 
vom 18. Auguſt 1914 über die Folgen der nicht rechtzeitigen 
Zahlung einer Geldforderung Abänderungen erfahren, die zum 
Teil gerade das Hypothekenweſen beſonders ſtark beeinfluſſen. 
Die amtliche Begründung, mit der das Reichsjuſtizamt den 
Entwurf der Verordnung vom 20. Mai dem Bundesrat vor⸗ 


gelegt hatte, und die im Reichsanzeiger vom 21. Mai 1915 
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veröffentlicht worden iſt, weiſt namentlich auf die Bedeutung 
hin, die der 5 4 der neu gefaßten Verordnung vom 7. Auguft 
in Anſebung der Hypothekenforderungen befitzt. Danach kann 
der Hpporhekenſchuldner jetzt bei dem Amtsgericht, an welchem 
der Hypotheken gläubiger ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hat, auf ſchriſtlichem Wege unter Anerkennung der Hypotheken⸗ 
forderung einen Beſchluß erwirken, durch welchen einerſeits die 
Zahlungspflicht des Schuldners feſtgeſtellt, gleichzeitig aber 
eine Zahlungsfriſt gewährt wird. Die materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen des Beſchluſſes ſind die bekannten (Rechtfertigung 
durch die Lage des Schuldners, kein unverhältnismäßiger 
Nachteil für den Gläubiger, Entſtehung der Forderung vor 
dem 31. Juli 1914). Ferner iſt für den Hypothekenſchuldner 
von außerordentlicher Bedeutung die ſehr weitgehende Herab⸗ 
ſetzung der Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren. die ſowohl für die 
Erwirkung der Zahlungs» und Einſtellungsfriſt wie für die 
Abwendung der „beſonderen Rechtsfolgen“ der nicht rechtzeitigen 
Zahlung einer Geldforderung vorgeſehen iſt (§ 6 der Verordnung 
vom 7. Auguſt 1914 und $ 1 Abſ. 3 der Verordnung vom 
18. Auguſt 1914 in der Faſſung vom 20. Mai 1915). Bei 
der Höhe der Hypothekenforderungen waren die den Hypotheken⸗ 
ſchuldnern durch die Kriegsverordnungen gewährten Rechtsbehelfe 
infolge der bisher gebotenen Anwendung der allgemeinen 
Gebührenvorſchriften vielfach bis zur praktiſchen Unanwendbarkeit 
verteuert worden. 

Schließlich iſt bei der letzten Reichstagsfitzung bekanntlich 
ein Geſetzentwurf verabſchiedet worden, der die Einſchränkung 
der Verfügungen über Miets⸗ und Pachtzinsforderungen zum 
Gegenſtande hat. Dieſes Geſetz, über welches von anderer 
Seite berichtet werden wird, geht zwar formell und ſachlich 
über den Rahmen der Kriegsgeſetzgebung hinaus, ſteht aber 
doch mit ihr in einem gewiſſen Zuſammenhange, indem es auch 
ſeinerſeits zur Befeſtigung des erſchütterten Realkredits beitragen 
will. Die Geſetzgebung über das Hypotheken⸗ und Immobiliar⸗ 
vollſtreckungsweſen dürfte hiermit für die Dauer des Krieges 
zu einem gewiſſen Abſchluß gelangt ſein, der Abänderungen 
untergeordneter Art nicht ausſchließt. Man wird ſagen dürfen, 
daß in der Tat eine Rechtsgrundlage geſchaffen worden iſt, die 
einen der gegenwärtigen Notlage entſprechenden billigen Aus⸗ 
gleich der Hypothekengläubiger⸗ und Schuldnerintereſſen geſtattet 
und damit eine wichtige Sicherung unſerer wirtſchaftlichen Zu⸗ 
kunft bedeutet. 

Damit, daß die von den meiſten geforderte Verlängerung 
der Friſtgrenze auf ein Jahr nicht gewährt worden iſt, kann 
man ſich leicht abfinden. Da das Geſetz davon abgeſehen hat, 
für die Dauer der Friſt Schutzmaßregeln zugunſten des 
Gläubigers zu treffen, fo war es nur ſachgemäß, die Höchſt⸗ 
grenze von 6 Monaten feſtzuhalten. Der Hypothekenſchuldner 
iſt hinreichend dadurch geſchützt, daß er auf Erneuerung der 
Friſt bei unveränderter Sachlage rechnen kann. Andererſeits 
hebt die obenerwähnte amtliche Begründung hervor, daß von 
der „Möglichkeit der Friſtwiederholung Unbilligkeiten gegenüber 
den Gläubigern nicht zu beſorgen ſeien, da bei jeder Hinaus⸗ 
ſchiebung der Zahlungspflicht von neuem zu prüfen ſei, ob die 
Maßregel noch durch die Lage des Schuldners gerechtfertigt 
werde und dem Gläubiger keine unverhältnismäßigen Nachteile 
bringe“. N 


N 12. 1916. 


Die Hauptſache iſt, daß nummehr der Ausnutzung der 
Kriegsnotlage des Grundbefitzes zur Erlangung von Damnos, 
Abſchlußproviſionen und anderen reinen Finanzgewinnen indirelt 
ein Riegel vorgeſchoben iſt. Die Verordnung vom 7. Auguft 
über die richterlichen Zahlungsfriſten gibt nämlich — im Gegen⸗ 
ſatz zu der Verordnung vom 18. Auguſt — dem Richter über⸗ 
haupt nicht die Befugnis, die dem Schuldner gewährte Rechts⸗ 
wohltat von frei beſtimmten Bedingungen, insbeſondere von 
einer Zinserhöhung oder einer Entſchädigung abhängig zu 
machen; die einzigen zuläſſigen Bedingungen ſind nach der 
Verordnung vom 7. Auguſt (S 1 Abſ. 1 Satz 3) Teilzahlung 
und Sicherheitsleiſtung. Die richterliche Friſtgewährung erfolgt 
alſo auf der Grundlage des urſprünglichen Zmsfußes. Die 
Friſtgewährung zu erlangen, werden aber die meiſten Hypotheken- 
ſchuldner in der Lage ſein; ſelbſt ein vermögender Grund⸗ 
eigentümer wird unter den gegenwärtigen Verhältniſſen das 
zur Rückzahlung einer größeren Hypothek erforderliche Kapital 
nicht leicht aufbringen können, und ein „unverhältnismäßiger 
Nachteil“ für den Gläubiger, der nach wie vor ſeine Zinſen 
beziehen ſoll, iſt von der Zahlungsfriſt kaum je zu erwarten. 
Das Ergebnis iſt alſo, daß unter normalen Verhältniſſen der 
Hypothekenſchuldner begründete Ausſicht hat, durch einen nun⸗ 
mehr billig zu erlangenden Richterſpruch bis auf weiteres von 
ſechs zu ſechs Monaten ohne Zinserhöhung eine Verlängerung 
ſeiner Hypothek zu erhalten. Die Bedeutung dieſes Ergebniſſes 
reicht weit über das forenſiſche Gebiet hinaus. Es iſt nicht 
nur die Lage des Hypothekenſchuldners, deſſen Hypothek fällig 
geworden iſt, ſchon für das Stadium der mit dem Gläubiger 
zu führenden Verhandlungen weſentlich gebeſſert worden, ſondern 
auch die Hypothekeneinigungsämter (Verordnung vom 22. De⸗ 
zember 1914, JW. 1915, 8) finden jetzt viel günſtigere Be⸗ 
dingungen für eine gedeihliche Wirkſamkeit vor. Bisher hatte 
der Gläubiger kein oder doch wenig Intereſſe daran, vor ein 
Einigungsamt zu gehen. Er konnte nur erwarten, zu einer 
Verſchlechterung ſeiner Rechtslage gedrängt zu werden. Jetzt 
aber kann ihm das Einigungsverfahren einen Vorteil bringen, 
indem es ihm für die Zeit, für welche er Stundung gewährt, 
Sicherungen, unter Umſtänden auch eine mäßige Zinserhöhung 
(3. B. bei einem den Verhältniſſen nicht mehr entſprechenden 
urſprünglichen Zinsfuß) u. dgl. durch Verhandlung mit dem 
Schuldner verſchafft. Andererſeits iſt dem Einigungsamt das 
bisher fehlende wirkſame Mittel gegen einen widerſpenſtigen, 
auch billigen Zugeſtändniſſen abgeneigten Gläubiger in die 
Hand gegeben, da das Amt in der Lage iſt, durch ſein von 
Amts wegen zu erſtattendes Gutachten (Verordnung vom 
22. Dezember 1914 8 4) für abſehbare Zeit auf eine glatte 
Verlängerung der Hypothek hinzuwirken. 

Die Einigungsämter werden deshalb vorausſichtlich fortan 
eine umfangreichere Tätigkeit entfalten, und es wird ſich ohne 
beſondere geſetzliche Beſtimmungen praktiſch erreichen laſſen, 
was in JW. 1915, 484 als wünſchenswert hingeſtellt it, 
nämlich eine ohne jeden Schematismus der konkreten Sachlage 
angepaßte Durchführung der Hypothekenverlängerungen mit 
Hilfe der Einigungsämter. Bisher hat die Inanſpruchnahme 
der Einigungsämter in Hypothekenverlängerungs angelegenheiten 
anſcheinend nicht den Umfang angenommen, wie man 
durfte. Als Grund wird ziemlich übereinflimmend angegeben, 
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daß viele Hypothekenſchuldner ſich ſcheuen, die Hypotheken⸗ 
gläubiger, und namentlich die an erſter Sielle ſtehenden In⸗ 
ſtitute, vor das Forum des Einigungsamtes zu ziehen. Die 
Schuldner fühlen ſich von den großen Inſtituten abhängig und 
befürchten, daß dieſe die Anrufung des Emigungsamts übel 
vermerken und den Schuldner dafür bei nächſter ſich bietender 
Gelegenheit ihre Macht füblen laſſen werden. 

Solche Belorgrifie mochten fo lange nicht unbegründet 
fein, wie der Schuldner nach Ablauf der einmaligen Drei⸗ oder 
Sechsmonatsfriſt dem Gläubiger preisgegeben war. Wie die 
Dinge jetzt liegen, wird der Hypothekenſchuldner auch den erſt⸗ 
ſtelligen Hypothekaren gegenüber unbeſorgt von den geſetzlichen 
Rechtsbehelfen Gebrauch machen können. Der Schutz der 
Hypotbekenſchuldner gegen ſachlich ungerechtfertigte Macht⸗ 
betätigungen der Hypothekengläubiger wird ohne allen Zweifel 
über den Friedensſchluß hinaus mindeſtens fo lange beibehalten 
werden, bis ruhigere wiriſchaftliche Verhältniſſe wieder eins 
getreten find; ja, es dürfte zu den zahlreichen Ergebniſſen der 
Kriegsgeſetzgebung, denen ein dauernder Wert für die 
Friedenszeit zukomm, wohl auch der Gedanke gehören, daß 
die in den letzten Jahren bis zur Unerträalichkeit geſteigerte 
Macht der an erſter Stelle ſtebenden Hypothekare (ogl. mein 
„Deutſches Hyporhekenweſen“ S 147 f.) durch Einwirkung der 
öffentlichen Gewalt auf einen Stand zurückgeführt wird, der 
den Hypothekenſchuldner gegen Willkür und übermäßige Aus⸗ 
nutzung ſicherſtellt. 


Das Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen, unter beſonderer 
Berückſichtigung des Übergangsrechts. 

Von Juſtizrat Stillſchweig. Berlin. 


Das von den beteiligten Kreiſen lebbaft erwünſchte Geſetz 
iſt vom Reichstage am 29. Mai 1915 verabſchiedet worden und 
zwar im weſentlichen in Übereinſtimmung mit dem Entwurf, 
der dem Reiche tage am 28. April 1915 vorgelegt war. Das 
Geſetz, das am 8. Juni verkündet worden iſt (RG Bl. S. 327), 
wird am 20. Juni in Kraft treten.) 


) Das Geſetz lautet: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Keichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 
Das Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsver⸗ 
waltung (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 713) wird dahin geändert: 
J. An die Stelle des 8 57 treten folgende Vorſchriften: 
8 57. 
Iſt das Grundſtück einem Mieter oder Pächter überlaffen, 
fo finden die Vorſchriften der 88 571, 572, des $ 573 Satz 1 
und der SS 574, 575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach 
Maßgabe der 85 57a und 57b entſprechende Anwendung. 
§ 578. 
Der Erſteher iſt berechtigt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis 
unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen. Die 
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Miet, und Pachtzinſen unterliegen an ſich dem Pfandrecht 
des Hypothekengläubigers ($ 1123 Abſ. 1 BGB.); fie können 
aber der hyporbekariſchen Haftung im gewiſſen Umfange ent⸗ 
zogen werden; dieſe Mönlichkert dem bisherigen Recht gegenüber 
einzuſchränken, iſt die Abſicht des neuen Geſetzes. Sie wird 
durch zwei Grundbeſtimmungen erreicht, nämlich: 

1. Durch Anderung des 8 1124 Abſ. 2 BGB. Bisher waren 

Vorauserhebungen des Mietzinſes und andere Voraus⸗ 


Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht für den erſten 
Termin erfolgt, für den ſie zuläſſig iſt. 
§ 57b. 

Soweit nach den Vorſchriften des § 573 Satz 1 und der 
85 574, 575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Wirkung 
von Verfügungen und Rechtsgeſchäfren über den Miet oder 
Pachtzins der Übergang des Eigentums in Betracht kommt, 
iſt an deſſen Stelle die Beſchlagnahme des Grundſtücks maß⸗ 
gebend. Iſt dem Mieter oder Pächter der Beſchluß, durch 
den die Zwangsverſteigerung angeordnet wird, zugeſtellt, ſo 
gilt mit der Zuſtellung die Beſchlagnahme als dem Mieter 
oder Pächter bekannt: die Zuſtellung erfolgt auf Antrag des 
Gläubigers an die von ihm bezeichneten Perſonen. Dem 
Beſchluſſe ſoll eine Belehrung über die Bedeutung der Beſchlag⸗ 
nahme für den Mieter oder Pächter beigefügt werden. Das 
Gericht hat auf Antrag des Gläubigers zur Feſtſtellung der 
Mieter und Pächter eines Grundſtücks Ermittelungen zu ver⸗ 
anlaſſen; es kann damit einen Gerichts vollzieher oder einen 
ſonſtigen Beamten beauftragen, auch die zuſtändige örtliche 
Behörde um Mitteilung der ihr bekannten Mieter und Pächter 
erſuchen. | 

Der Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
ſteht die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung 
gleich, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert hat. Iſt dem 
Mieter oder Pächter der Beſchluß, durch den ihm verboten 
wird, an den Schuldner zu zahlen, zugeſtellt, ſo gilt mit der 
Zuſtellung die Beſchlagnahme als dem Mieter oder Pächter 
bekannt. 

Auf Verfügungen und Rechtsgeſchäfte des Zwangsverwalters 
finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 

II. Der 8 183 erhält folgende Faſſung: 
Im Falle der Vermietung oder Verpachtung des Grundſtücks 
finden die in den 88 57 a und 57b vorgeſehenen Maßgaben 


keine Anwendung. 
Artikel 2. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch (Reichs⸗Geſetzbl. 1896 S. 195) wird 
dahin abgeändert: 

1. Im 8 573 Satz 1 werden die Worte „und das folgende“ ges 
ſtrichen; ferner wird folgender neue Halbſatz hinzugefügt: 

erfolgt der Übergang des Eigentums innerhalb des letzten 
halben Monats eines Kalendervierteljahrs, ſo iſt die Verfügung 
auch inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das 
folgende Kalendervierteljahr bezieht. 

II. Im $ 574 Satz 1 werden die Worte „ſoweit es ſich nicht auf 
den Mietzins für eine ſpätere Zeit als das Kalendervierteljahr, 
in welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt. und das folgende Vierteljahr bezieht“ erſetzt 
durch die Worte „ſoweit es ſich nicht auf den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das Kalendervierteljahr bezieht, in welchem der 
Mieter von dem Übergange des Eigentums Kenntnis erlangt“; 
ferner wird folgender neue Halbſatz hinzugefügt: 

erlangt der Mieter die Kenntnis innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs, fo iſt das Rechtsgeſchäft 
78 * 
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verfügungen den Hypothekengläubigern gegenüber nur inſo⸗ 
weit wirkſam, als ſie ſich auf die Zeit bis zum Ablauf 
des dem Beſchlagnahmequartal folgenden Kalenderviertel⸗ 
jahrs bezogen. Jetzt wird die Wirkſamkeit ſchon 
durch den Ablauf des Beſchlagnahmequartals 
begrenzt (Art. 2, IV). 


2. Durch Anderung des 5 57 8VG., durch welche das Recht 
des Erſtehers auf die Mietzinſen gebeſſert wird. Daß 
die Begünſtigung des Erſtehers mittelbar dem Hypotheken⸗ 
gläubiger zugute kommt, iſt einleuchtend und wird in der 
Begründung des Entwurfs anſchaulich dargelegt. Der 


auch inſoweit wirkſam, als es ſich auf den Mietzins für das 
folgende Kalendervierteljahr bezieht. 
III. Im 8 1123 Abſ. 2 Satz 2 werden die Worte „und das folgende“ 
geſtrichen; ferner wird folgender neue Halbſatz hinzugefügt: 
erfolgt die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, ſo erſtreckt ſich die Befreiung auch 
auf den Miet⸗ oder Pachtzins für das folgende Kalender⸗ 
vierteljahr. | 
Iv. Im 8 1124 Abf. 2 werden die Worte „und das folgende“ ges 
ſtrichen; ferner wird folgender neue Halbſatz hinzugefügt: 
erfolgt die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs, fo iſt die Verfügung jedoch 
inſoweit wirkſam, als fie ſich auf den Miet: oder Pachtzins 
für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 


Artikel 3. 

Die Konkursordnung (Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 612) wird dahin 
geändert: 

I. Im 8 21 Abf. 2 Satz 1 werden die Worte „und das folgende“ 

geſtrichen; ferner wird folgender neue Halbſatz hinzugefügt: 

erfolgt die Konkurseröffnung innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs, ſo iſt die Verfügung auch 
inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Miet⸗ oder Pachtzins 
für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 

II. Der § 21 Abſ. 3 erhält folgenden Satz 2: 
Die Vorſchriften des 8 57b des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung bleiben jedoch außer 
Betracht. 

Artikel 4. 

Für die Wirkung von Verfügungen und Rechtsgeſchäften, die vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in Anſehung der Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zinsforderung vorgenommen ſind, bleiben die im Artikel 2 und im 
Artikel 3 unter 1 bezeichneten Vorſchriften bis zum Ablauf des dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgenden Kalendervierteljahrs in der 
bisherigen Faſſung maßgebend. 


Artikel 5. 

Iſt das Miet⸗ oder Pachtverhältnis vor dem Inktrafttreten dieſes 
Geſetzes begründet worden, fo bleiben für die Wirkſamkeit von Rechts⸗ 
geſchäften, die zwiſchen dem Mieter oder Pächter und dem Vermieter 
oder Verpächter in Anſehung der Miet⸗ oder Pachtzinsforderung vor⸗ 
genommen werden, die im Artikel 2 und im Artikel 3 unter I be 
zeichneten Vorſchriften in der bisherigen Faſſung maßgebend, ſoweit 
es ſich um den Miet⸗ oder Pachtzins für die Zeit bis zu dem erſten 
Termine handelt, für den die Kündigung des Miet⸗ oder Pacht⸗ 

1 
verhältniſſes zuläſſig iſt e 

Dieſes Geſetz tritt am 20. Juni 1915 in Kraft. 

Urkundlich uſw. 

Gegeben uſw.. 


M 12. 1915. 


8 57 regelt die Materie nicht direkt, ſondern durch Bezug⸗ 


nahme auf die Beſtimmungen des BGB., welche die 


Wirkung von Verfügungen über den Mietzins und von 
Rechtsgeſchäften zwiſchen Vermieter und Mieter über den 
Mietzins bei Übergang des Eigentums außerhalb der 
Zwangsverſteigerung betreffen, alſo namentlich die 85 573 
und 574. Die Anderung des 8 57 geſchieht logiſch in 
folgenden zwei Stufen (die äußere Anordnung des 
Geſetzes mußte aus techniſchen Gründen eine andere ſein): 
a) Zunächſt werden in Art. 2 die 88 573, 574 geändert. 
Bisher brauchte der Erwerber eines Grundſtücks Ver⸗ 
fügungen des Vermieters über die Mietzinſen nur 
inſoweit zu dulden, als ſie ſich auf den Mietzins für 

das zur Zeit des Eigentumsübergangs laufende und 

das folgende Kalendervierteljahr bezogen (5 573). 
Rechtsgeſchäfte zwiſchen Vermieter und Mieter, be⸗ 
ſonders die Entrichtung des Mietzinſes, waren 
ähnlich in ihrer Wirkung durch den Ablauf des 
Kalendervierteljahrs begrenzt, welches dem Vierteljahr 
folgte, in dem der Mieter Kenntnis vom Eigentums⸗ 
übergang erhielt (5 574). Das neue Geſetz be⸗ 
grenzt die Wirkung durch den Ablauf des 
Eigentumsübertragungsquartals ($ 573) bzw. 

des Kenntnisquartals (5 574). Ein wirtſchaft⸗ 
liches Bedürfnis für dieſe Einſchränkung lag nur im 
Hinblick auf den 8 57 8G. vor. Soweit der neue 

§ 57 auf die 88 573, 574 BGB. Bezug nimmt, 
enthält er eine materiellrechtliche Anderung des biz⸗ 
herigen 8 57. | 

b) Wäre der 8 57 cit unverändert geblieben, fo würde 
doch wegen der Anderung der dort für anwendbar 
erklärten 88 573, 574 BGB. ſchon eine erhebliche 
Beſſerung der Rechtslage des Erſtehers eingetreten 
ſein. Er würde Verfügungen und Rechtsgeſchäfte 
nur noch für das Quartal des Zuſchlages bzw. der 
Kenntnis vom Zuſchlage, nicht aber mehr für das 
folgende Quartal gelten zu laſſen brauchen. Eine 
ſolche Regelung hätte nahegelegen. Das Geſetz geht 
aber im Intereſſe einer möglichſt kräftigen Aus⸗ 
geſtaltung feines Grundgedankens weiter (Art. 1 5 57 b). 

Die Bezugnahme auf die 88 573, 574 verbleibt; es 
tritt aber nunmehr an die Stelle des Eigentums⸗ 
übergangsquartals des 8 573 das Beſchlagnahme⸗ 
quartal (ſtatt bisher das Zuſchlagsquartal), bzw. an 

die Stelle des Ubergangskenntnisquartals des 8 574 

das Quartal, in dem der Mieter von der Beſchlag⸗ 
nahme Kenntnis erlangt (ſtatt bisher vom Zuſchlag). 
Das heißt alſo: Verfügungen des Vermieters 
über die Mietzinſen ſind nur inſoweit zum 
Nachteil des Erſtehers wirkſam, als ſie ſich 
auf die Zeit bis zum Ablauf des Beſchlag— 
nahmequartals erſtrecken, d. h. auf dasjenige 
Kalendervierteljahr, in dem die Beſchlag⸗ 
nahme des Grundftüdes im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung 
erfolgt iſt Rechtsgeſchäfte zwiſchen Vermieter 
und Mieter, beſonders Entrichtung des Miet: 
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zinfes, find nur inſoweit zum Nachteile des 
Erſtehers wirkſam, als fie ſich auf die Zeit 
bis zum Ablauf des Kalendervierteljahrs er⸗ 
ſtrecken, in dem der Mieter von der Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks im Wege der Zwangs ver⸗ 
ſteigerung oder Zwangsverwaltung Kenntnis 
erhalten hat. (Kenntnisquartal.) Das iſt der Sinn 
des neuen 8 57 b Satz 1. In der Neuerung, daß 
nicht mehr der Zuſchlag, ſondern die Beſchlagnahme 
für die Berechnung des Zeitraumes für die Fort⸗ 
wirkung von Vorausverfügungen maßgebend ſein ſoll, 
fieht die Begründung eine Verſahrensvorſchrift, wenn 
auch eme ſolche mit mater iellrechtlicher Wirkung.) 
Im Intereſſe des künftigen Erſtehers, und um eine 
Verſchiedenheit zwiſchen Beſchlagnahme quartal und 
Kenntnisquartal nach Möglichkeit zu verhüten, iſt 
Vorſorge getroffen, daß bei der Verſteigerungsbeſchlag⸗ 
nahme (welche die Mietzinſen nicht ergreift), dem 
Mieter dieſe Kenntnis möglichſt ſchnell in authentiſcher 
Form vermittelt werden kann ($ 57b Abf. 1 Satz 2); 
es iſt dies eine Fortbildung der Vorſchriften des 
8 22 Abſ. 2 33., die ſich auf Mietzinſen nicht 
erſtrecken. Bei der Zwangs verwaltungsbeſchlagnahme 
beſtand die Möglichkeit der Kenntnisgabe an die 
Mieter ſchon nach bisherigem Recht; ob es hier der 
beſonderen Beſtimmung des § 57b Abſ. 2 Satz 2 
bedurft hätte, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls 
wird nunmehr meiſt erreicht werden, daß Beſchlag⸗ 
nahmequartal und Kenntnis quartal ſich decken. Der 
Deutlichkeit wegen ſei beſonders betont, daß in den 
die Praxis vorwiegend intereſſierenden Fällen des 
8 573 BGB., alſo bei der Abtretung, Verpfändung 
und Pfändung, das Kenntnis quartal keine Rolle ſpielt; 
hier verbleibt es Dabei, daß der Erſteber nur inſoweit 
Verfügungen gegen ſich gelten laſſen muß, als fie 
ſich auf die Zeit bis zum Ablauf des Beſchlagnahme⸗ 
quartals erſtrecken. 

Beiden bisher betrachteten Gruppen von Vorſchriften 
(zu 1 und 2) iſt eigentümlich, daß fie die Wirkung von Rechts⸗ 
handlungen bezüglich der Mietzinſen durch den Ablauf eines 
Kalendervierteljahrs, des „kritiſchen Quartals“, begrenzen. 
Dieſe glatte Regelung iſt aus wirtſchaftlichen Rückfichten, wie 
fe in der Begründung des Entwurfs näher dargelegt find, 
für den Fall durchbrochen, daß das die Wirkung beſchränkende 
„kritiſche“ Ereignis (Beſchlagnabme, Übergang des Eigentums, 
Kenntnis des Mieters von der Beſchlagnahme oder dem Über: 
gang) erſt im letzten halben Monat des kritiſchen Quartals 
erfolgt. Dann ſoll die Wirkung der den Hypothekengläubiger 
(Gruppe 1) oder den Erſteher (Gruppe 2) benachteiligenden 
Rechtshandlung erſt mit dem Ablauf des folgenden Kalender⸗ 
vierteljahrs aufhören, für die Fälle der Gruppe 1 ($ 1124 
Abſ. 2 888.) alſo der frühere Rechts zuſtand wieder eintreten. 
Ob dieſe Einſchränkung des Grundprinzips wirklich erforderlich 
war und ob ſie nicht einen Anreiz zu unlauteren Machen⸗ 


) Die Unterſcheidung zwiſchen Verfahrens⸗ und materiellrecht⸗ 
licher Wirkung iſt für das Übergangsrecht bedeutſam (f. u.). 
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ſchaften bieten wird, iſt jetzt nicht zu unterſuchen. Jedenfalls 
hat der Hypothekengläubiger ein dringendes Intereſſe, die Bes 
ſchlagnahme möglichſt zeitig zu erwirken. 

Das find die Grundgedanken des Geſetzes, die durch 
weitere Vorſchriften mit entſprechenden Beſtimmungen des 
BGB. (8 1123 Abſ. 2), 33. und KO. in Einklang gebracht 
werden. Hierauf kann an dieſer Stelle nicht eingegangen 
werden; es wird auf die Begründung zum Entwurf verwieſen. 

Das Geſetz iſt im Intereſſe des Realkredits zu begrüßen; 
der Hypothekengläubiger, dem ein Vollſtreckungstitel zur Ver⸗ 
fügung ſteht, wird es in der Hand haben, die Situation ſo 
zu geſtalten, daß ihm die Mietzinſen nicht für eine längere 
oder doch nicht viel längere Zeit als ein Kalendervierteljahr 
entgehen; freilich wird er zu dieſem Zweck nach wie vor die 
Mietzinſen ſelbſt beſchlagnehmen müſſen, ſei es im Wege der 
Zwangsverwaltung, ſei es im Wege dinglicher Fahrnispfändung. “) 
Die Verſteigerungsbeſchlagnahme allein reicht hierzu nach dem 
neuen Geſetz nicht aus. — Andererſeits hat auch das Kredit⸗ 
bedürfnis des Eigentümers, ſoweit es überhaupt in wirt⸗ 
ſchaftlich zu rechtfertigender Weiſe aus den Mietzinſen zu be⸗ 
friedigen iſt, hinreichend Berückſichtigung gefunden. 

Die Bedeutung der Beſchlagnahme für die Rechte des 
Erſtehers iſt noch kurz zu erörtern, zunächſt die der Ver⸗ 
ſteigerungs beſchlagnahme. Sie hat nicht etwa zur Folge, 
daß die nach dem Ablauf des Beſchlagnahmequartals erwachſenden 
Mietzinſen dem Erſteher zufallen; es verbleibt vielmehr bei der 
Beſtimmung des 5 56 Z3VG., nach der fie ihm erſt vom 
Zuſchlag ab gebühren. Ferner verbleibt es dabei, daß die 
Verſteigerungsbeſchlagnahme die Mietzinſen nicht 
ergreift; 8 21 3G. iſt weder mittelbar noch unmittelbar 
geändert. Hieraus ergibt ſich, daß ſie trotz dieſer Beſchlag⸗ 
nahme — nach wie vor — der Verfügung des Eigen⸗ 
tümers unterliegen, gleichgültig, ob dieſe Verfügung vor 
oder nach der Beſchlagnahme erfolgt. Die Verfügung iſt dem 
Erſteher gegenüber nur inſoweit unwirkſam, als ſie über das 
Beſchlagnahmequartal hinaus- und in die Zeit nach 
dem Zuſchlage hineinragt. Erfolgt ſomit der Zuſchlag, 
was an ſich möglich iſt (§ 43 8 8G), im Beſchlagnahmequartal, 
ſo gebühren die Mieten dem Erſteher nicht ſchon vom Zu⸗ 
ſchlage ab, ſondern erſt vom Ablauf des bezeichneten Quartals. 
(Das ſcheint die Begründung zu überſehen, die davon ausgeht, 
daß die Mieten dem Erſteher ſtets vom Zuſchlage ab gebühren.) 
Wird der Zuſchlag, was die Regel iſt, nach Ablauf des 
Beſchlagnahmequartals erteilt, ſo unterliegen die Mietzinſen 
für die Zwiſchenzeit der Verfügung des Vermieters 
und ſind Gegenſtand rechtlicher Vereinbarung mit dem Mieter. 
Damit find die Rechte des Erſtehers — und mittelbar die des 
Hypothekengläubigers — hinreichend gewahrt. Leider aber ſind 
die Rechte des Mieters nicht in Rückſicht gezogen. Es wird 
dies zweckmäßig an einem Beiſpiel gezeigt: Erfolgt die Ver⸗ 
ſteigerungsbeſchlagnahme am 5. April 1916 und wird der 
Zuſchlag am 15. Auguſt erteilt, ſo gebühren nach dem 
Angeführten die Mieten bis 14. Auguſt dem Mietzeſſionar 
bzw. dem Vermieter ſelbſt; vom 15. Auguſt ab ſtehen ſie ohne 
Rückſicht auf voraufgegangene Verfügungen und Voraus- 


5) gl. meine Auffäge in JW. 1915 S. 79 und 376. 


622 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


erhebungen dem Erſteher zu. Selbſtverſtändlich fordert der 
Vermieter oder Zeſſionar am 1. Juli die Pränumerandomiete für 
das dritte Quartal; zu dieſem Zeitpunkte weiß niemand, am 
wenigſten der Mieter, ob am 15. Auguſt der Zuſchlag erteilt 
werden wird, der Zuſchlagstermin braucht noch nicht einmal 
feſtzuſtehen. Wie fol ſich der Mieter verhalten? Zahlt er 
dem Vermieter oder Zeſſionar die Quartalsmiete, ſo verletzt er 


möglicherweiſe das Recht des Erſtehers und ſetzt ſich deſſen 


Anſprüchen aus; zahlt er nicht, ſo iſt ſeine Situation erſt recht 
gefährdet. So ſieht er ſich vor der Gefahr der Doppelzahlung, 
Räumungspflicht, Schadenserſatzpflicht und Koſtenzahlung. Ihm 
bleibt nichts übrig, als in allen Fällen, wenn lediglich eine 
Verſteigerungsbeſchlagnabme vorliegt, die Miete zu hinterlegen. 
Hierzu wird er nach 8 372 BGB. ſtets berechtigt ſein. (Anders 
liegen die Verhältniſſe, wenn eine Verwaltungsbeſchlagnahme 
allein oder in Verbindung mit der Verſteigerungsbeſchlagnahme 
vorliegt.) Ich habe auf dieſes Bedenken bereits vor Ver⸗ 
abſchiedung des Geſetzes hingewieſen (im Berliner Tageblatt 
vom 26. Mai 1915 Nr. 264). In der Reichstagsſitzung vom 
29. Mai iſt die Frage eingehend erörtert worden. Dieſen 
Erörterungen verdankt die im § 57 b enthaltene Beſtunmung 
ihre Entſtehung, nach der dem Beſchluß eine Belehrung über 
die Bedeutung der Beſchlagnahwe für den Mieter oder Pächter 
beigefügt werden fol. Hierdurch werden aber die Bedenken 
keineswegs beſeitigt, ſelbſt dann nicht, wenn die Belebrung, die 
nach einem von der Juſtizverwaltung herzuſtellenden Formular 
erfolgen wird, den Kern der Sache für den Laien verſtändlich 
klarlegt. Denn abgeſehen davon, daß die Belehrung nach dem 
Zuſammenhang der Beſtimmungen immer nur auf Antrag des 
Gläubigers erfolgt, wird durch ſie beſtenfalls erreicht, daß der 
aufmerkſame Mieter vor der Gefahr behütet und zur Hinter⸗ 
legung veranlaßt wird. Es bleibt aber immer die Mißlichkeit, 
daß in Zukunft Miethinterlegungen in weit größerem Umfange 
als bisher ſtattfinden werden, was nicht nur im Intereſſe des 
Mieters,“) ſondern auch in dem des Vermieters und des Miet⸗ 
zeſſionars zu beklagen iſt. Das muß nun in den Kauf 
genommen werden. 

Die Verwaltungs beſchlagnahme allein kommt für 
Rechte des Erſtehers nicht in Frage; denn ſie führt ja nicht 
zu einem „Erſtehen“. Deswegen ſetzt 8 57d Abſ. 2, wie die 
Begründung zutreffend hervorhebt, zwei Beſchlagnahmen voraus, 
die Verwaltungs⸗ und die Verſteigerungsbeſchlagnahme. Hat 
die Verwaltungsbeſchlagnahme bis zum Zuſchlage fortgedauert, 
ſo braucht der Erſteher Verfügungen und Rechtsgeſchäfte, die 
über das Verwaltungsbeſchlagnahmequartal oder das Ver⸗ 
ſteigerungsbeſchlagnahmequartal hinausgehen, zu ſeinem Nachteil 
nicht zu dulden. Es war früher als erheblicher Mißſtand 
empfunden worden, daß die Verfügungen über die Mietzinſen, 
die infolge der Zwangsverwaltung dem Hypothekengläubiger 
gegenüber im Rahmen des $ 1124 BGB. unwirkſam wurden, 
nach Beendigung der Zwangsverwaltung. alſo mit dem Zu⸗ 
ſchlage, dem Erſteher gegenüber für das Bufchlapquartal und 
das folgende wieder Wirkſamkeit erlangten. Es war dies das 
viel beſprochene „Wiederaufleben“ der Verfügung (nach 

4) Val. hierüber Auerbach im Berliner Tageblatt vom 28. Mai 
1915 Nr. 267. 
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NG. 64, 415). Dieſer Übelſtand iſt nach dem neuen Recht 
befeitigt, wenn, wie regelmäßig, der Zuſchlag nach Ablauf des 
Beſchlaanahmequartals erfolat. Wird er aber inner balb 
dieſes Quartals erteilt, ſo findet allerdings ein Wiederaufleben 
ſtatt, wenn auch nur für die kurze Zeit vom Zuſchlage bis 
zum letzten Quartalstage. So iſt der Übelſtand zwar nicht 
ganz aus der Welt geſchafft (wie die Begründung anſcheinend 
annimm!), aber doch auf ein erträgliches und den Umſtänden 
nach angemeſſenes Maß zurüdgefübrt. 

Liegen mehrere Verſteigerunge beſchlagnahmen vor, oder 
treffen ſolche mit der Verwaltungsbeſchlagnabme zuſammen, ſo 
kann ſich der Erſteher auf jede berufen, regelmäßig wird er die 
zeitlich erſte heranziehen; eine ſpätere dann, wenn die Kenntnis 
des Mieters von der Beſchlagnahme in Frage kommt (f. oben), 
und dem Mieter nur die ſpätere bekannt war. Das hebt die 
Begründung zutreffend hervor. 

* 


Schwierigkeiten werden in der Übergangszeit auftreten. 

Für Art. 1 (Rechte des Erſtehers) find Ubergangsvorſchriften 
nicht gegeben; doch iſt dies nur bei äußerlicher Betrachtung 
richtig; wir kommen hierauf ausführlich zurück. 

Für Art. 2, d. h. für Verfügungen und Rechtsgeſchäfte 
zum Nachteil des Erwerbers in den Fällen der 88 573, 574, 
zum Nachteil des Hypoihekengläubigers im Falle des 8 1124 
Abſ. 2 (auch für den Fall des 8 1123 Abſ. 2 u. a), find im 
Art. 4 Übergangsvorſchriften enthalten. Hiernach ſind für die 
Wirkung ſolcher Verfügungen und Rechtsgeſchäfte, die vor dem 
20. Juni 1915 vorgenommen ſind, bis zum 30. September 
1915 die angeführten Geſetzesbeſtimmungen in der bisherigen 
Faſſung maßgebend, d. h. bis zum 30. September wird die 
Wirkung nicht durch das kritiſche Vierteljahr, ſondern durch den 
Ablauf des ihm folgenden begrenzt. Ubergangsfälle ſind 
ſolche, bei denen die Verfügung vor, das die Be⸗ 
ſchränkung der Verfügung bedingende „kritiſche“ 
Ereignis (Eigentums übertragung, Beſchlagnahme, Kenntnis) 
nach dem 20. Juni ſtattgefunden haben. Was heißt es 
nun aber, daß bis zum 30 September 1915 die bisherige 
Faſſung maßgebend bleibt? Das kann bedeuten, daß die Ber 
fügung jedenfalls bis 30. September ihre Wirkung haben ſoll, 
auch wenn etwa nach dem neuen Recht die Wirkung kurzer 
wäre; der Sinn kann aber auch der ſein, daß es bei der 
längeren Wirkungsdauer des alten Rechts verbleibt, wenn nur 
das kritiſche Ereignis bis zum 30. September erfolgt iſt. Der 
Unterſchied ſei an einem Beiſpiel aus 58 573 gezeigt. Der 
Eigentumsübergang findet am 15. Juli ſtatt; ſchon vor dem 
20. Juni hat der Vermieter den Mietzins für das ganze 
Kalendervierteljahr einem Dritten abgetreten. Nach der erſten 
Auffaſſung würde der Erwerber die Verfügung bis zum 
30. September, nach der zweiten bis zum 31. Dezember gelten 
laſſen müſſen. Richtig iſt nur die zweite Auffaſſung; hätte der 
Art. 4 nichts weiter ſagen wollen, als daß die Wirkung ſich 
jedenfalls bis 30. Sepiember erſtreckt, fo hätte er einfach die 
Anwendbarkeit des neuen Geſetzes ſtatuieren können; denn nach 
dieſem wirkt die Verfügung, wenn das kritiſche Ereignis nach 
dem 20. Juni eingetreten, ein Übergangsfall alſo überhaupt 
vorliegt, ſiets mindeſtens bis 30. September. Es iſt alſo nur 
die Deutung des Art. 4 zuläſſig, nach der das alte Recht 
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zur Anwendung kommt, wenn der Eigentums⸗ 
übergang, die Beſchlagnahme uſw. bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1915 ſtattgefunden haben. Hiernach beſtimmen 
ſich auch die Rechte des die Mietzinſen beſchlagnehmenden 
Hypothekengläubigers (8 1124 Abſ. 2) für die Übergangszeit 
einfach. 

Anders verhält es ſich mit den in Art. 1 geregelten Rechten 
des Erſtehers. Es iſt ſchon geſagt, daß hier ÜUbergangs⸗ 
beſtimmungen im Geſetz nicht enthalten find. Art. 1 tritt alſo 
am 20. Juni 1915 in Kraft. Es kommen hier die Erſatz⸗ 
vorſchriften für 8 57 3G. und zwar die neuen 88 57, 57 b 
in Betracht; dieſe aber nehmen auf die 88 573, 574 BGB. 
Bezug, und für dieſe letzteren gelten, wie eben dargelegt, 
Übergangsvorſchriften; ſoweit alſo die Bezugnahme reicht, 
gelten ſie auch für die 88 57, 57b in Art. 1. Das be⸗ 
deutet folgendes: Die 88 57, 57 b enthalten, wie oben zu 2a 
und b dargelegt, Vorſchriften verſchiedener Art, die Verfahrens⸗ 
vorſchrift (b), die den Akt der Beſchlagnahme (ſtatt des 
Zuſchlags) als kritiſchen Zeitpunkt einführt, und die materiell⸗ 
rechtliche (a), die eben in der Bezugnahme auf die 88 573, 574 
enthalten iſt und die den kritiſchen Zeitraum abkürzt. Die 
Verfahrensvorſchrift tritt ſofort in Kraft, die materielle nach 
Maßgabe der Übergangs vorſchriften des Art. 4, wie wir fie 
eben erörtert haben; oder anders geſagt, für die Frage, welcher 
Zeitpunkt für die Beſchränkung der Verfügung maßgebend iſt, 
welches Ereignis das kritiſche iſt, Beſchlagnahme oder 
Zuſchlag, iſt das neue Recht entſcheidend; maßgebend iſt alſo 
die Beſchlagnahme. Für die Frage, ob der Ablauf des kritiſchen 
Vierteljahrs oder aber der des ihm folgenden die Verfügung 
begrenzt, für den kritiſchen Zeitraum, entſcheidet das alte 
Recht zugunſten des längeren Zeitraums. Das ſcheint 
auch die Auffaſſung der Begründung zu ſein, nach der „die 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes getroffene Verfügung ihre 
Wirkſamkeit für den gleichen Zeitraum behält, wie wenn fort⸗ 
dauernd das frühere Recht maßgebend geblieben wäre, .. die 
Beſchlagnahme .. aber ſchon zur Zeit eingetreten wäre, wo 
das neue Recht in Kraft tritt“ (S. 12). 

Es ergibt ſich hiernach für die Ubergangsfälle, d. h. 
für ſolche, in denen die Verfügung vor dem 20. Juni, der 
Zuſchlag nach dieſem Tage ſtattgefunden, der Grundſatz 

daß die Verfügung dem Erſteher gegenüber inſoweit 

wirkſam iſt, als ſie ſich auf den Mietzins für 

das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 
In dieſem Umfange hat nach Art. 4 die Verfügung Wirkung 
bis zum 30. September 1915, d. h. nach dem oben Angeführten: 
es kommt dieſes die Wirkung dem neuen Recht gegenüber 
begünstigende Ubergangsrecht zur Anwendung, wenn die Beſchlag⸗ 
nahme bis zum 30. September 1915 erfolg: iſt. Die hiernach 
möglichen Fälle ſind die folgenden: 
1. Die Beſchlagnahme hat vor dem 20. Juni ſtatt⸗ 
gefunden und zwar 
a) im erſten Kalendervierteljahr 1915. Der kritiſche 
Zeitraum alten Rechts endet, da der kritiſche Zeit⸗ 
punkt ſich nach neuem Recht, durch die Beſchlagnahme, 
beſtimmt, am 30. Juni 1915. Erfolgt der Zuſchlag 
zwiſchen 20. und 30. Juni, ſo gebühren dem Erſteher 
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die Mietzinſen vom 1. Juli ab, erfolgt er ſpäter, 
vom Zuſchlag ab. (Erfolgt er vor dem 20. Juni, 
fo liegt überhaupt kein ÜUbergangsfall vor.); 


b) vor dem 1. Januar 1915; der Fall entſcheidet ſich 


den Ausführungen zu a) entſprechend; 


c) in der Zeit vom 1. April bis 20. Juni; der kritiſche 


Zeitraum alten Rechts endet am 30. September; wird 
der Zuſchlag vorher erteilt, ſo gebühren die Miet⸗ 
zinſen dem Erſteher vom 1. Oktober, anderenfalls vom 
Zuſchlage ab. 


2. Die Beſchlagnahme hat nach dem 20. Juni ſtatt⸗ 
gefunden und zwar 
d) in der Zeit bis 30. Juni; der kritiſche Zeitraum alten 


E 


— 


Rechts läuft bis 30. September (übrigens auch nach 
neuem Recht, da die Beſchlagnahme in den letzten 
halben Monat des Vierteljahrs fällt), der Fall liegt 
wie zu c); 

in der Zeit vom 1. Juli bis 15. September 1915. 
Der kritiſche Zeitraum alten Rechts endet am 31. De⸗ 
zember 1915. Wird der Zuſchlag vor dieſem Tage 
erteilt, ſo gebühren dem Erſteher die Mietzinſen vom 
1. Januar 1916, andernfalls vom Tage des Zus 
ſchlages ab. Hier wird die oben behandelte Zweifels⸗ 
frage praktiſch. Wollte man den Art. 4 dahin ver⸗ 
ſtehen, daß die Wirkung der Verfügung bis zum 
30. September läuft, ſo würde das kritiſche Viertel⸗ 
jahr an dieſem Tage enden (Fall c und d). Dieſe 
Auffaſſung iſt aber oben zurückgewieſen worden. Das 
Geſetz will, was die Dauer der Fortwirkung der Ver⸗ 
fügung angeht, die Beteiligten in der Übergangszeit 
nicht ſchlechter ſtellen, als nach bisherigem Rechte 
(Begründung S. 12); 


f) in der zweiten Hälfte des September 1915. Schon 


nach neuem Rechie erſtreckt ſich der kritiſche Zeitraum 
bis 31. Dezember, da die Beſchlagnahme in den letzten 
halben Monat des Kalendervierteljahrs fällt. Das 
Ubergangsrecht, das die Fortwirkung der Verfügung 
dem neuen Recht gegenüber zu begünſtigen beſtrebt iſt, 
kann daher nicht auf Grund des Art. 4 für ſolche 
Fälle ſchon den 30. September als Endpunkt feſtſetzen 
wollen. Auch das iſt ein Argument gegen die von 
uns zurückgewieſene Auslegung des Art. 4. Es ver⸗ 
bleibt hiernach bei dem 31. Dezember 1915 Wird 
der Zuſchlag vorher erteilt, ſo gebühren dem Erſteher 
die Mietzinſen vom 1. Januar 1916, andernfalls 
vom Zuſchlag ab; 


g) nach dem 30. September 1915. Hier handelt es 


ſich nicht mehr um einen Übergangsfall; es kommt 
durchweg das neue Geſetz zur Anwendung. Es kann 
keine Rede davon ſein, daß in allen Fällen, in 
denen die Verfügung vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes getroffen wurde, dem aus der Verfügung 
Berechtigten die weitere Friſt alten Rechts zugute 
kommt. Wenn die Begründung S. 12 Abſ. 3 a. E. 
einen ſolchen Grundſatz ausſpricht, ſo muß er auf 
die ÜUbergangsfälle, d. h. ſolche, in denen die Bes 
ſchlagnahme ſpäteſtens am 30. September erfolgt iſt, 


624 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


eingeſchränkt werden (vgl. oben zu e a. E.). Andern⸗ 
falls würde dem im Art. 4 nun einmal vorgeſchrie⸗ 
benen Stichtag, dem 30. September 1915, keinerlei 
Bedeutung zukommen. Man nehme an, die Ver⸗ 
fügung ſei am 1. Mai 1915 getroffen, die Beſchlag⸗ 
nahme am 5. April 1916 erfolgt. Wollte man hier, 
anſcheinend im Sinne der Begründung, die Wirkung 
der Verfügung mit dem 30. September 1916 enden 
laſſen, ſo käme der Stichtag des 30. September 1915 
überhaupt nicht in Frage. Das iſt nicht der Sinn 
des Geſetzes. Vielmehr kommt, da die Beſchlag⸗ 
nahme nach dem Stichtage, dem 30. September 1915, 
ſtattgefunden, das neue Recht zur Anwendung, nach 
dem die Wirkung dem Erſteher gegenüber in unſerem 
Beiſpiele am 30. Juni 1916 ihr Ende erreicht; iſt 
ihm der Zuſchlag vorher erteilt worden, ſo gebühren 
ihm die Mietzinſen vom 1. Juli, andernfalls vom 
Zuſchlage ab. 

Während die bisherigen Ausführungen das Verhältnis 
des aus der Verfügung Berechtigten zum Grundſtücks⸗ 
erwerber, Hypothekengläubiger und Erſteher betrafen, gibt der 
Art. 5 Abergangsvorſchriften für das Verhältnis des Mieters 
zu den genannten Perſonen. Er beſchränkt ſich lediglich auf 
Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter und Vermieter, beſonders auf 
Vorausentrichtung des Mietzinſes (88 574, 1124), und gibt 
dem Mieter einen weiteren Schutz, als es dem Art. 4 ent⸗ 
ſprechen würde. Iſt nämlich das Mietverhältnis vor dem 
20. Juni begründet worden, ſo bleiben die 88 574, 1124 
Abſ. 2 in der bisherigen Faſſung maßgebend, ſoweit es ſich 
um den Mietzins für die Zeit bis zu dem erſten Termin 
handelt, für den die Kündigung des Mietverhältniſſes zuläſſig 
if. Auch hier iſt der Art. 1 (Rechte des Erſtehers, 8 57 ZUG.) 
ebenſowenig erwähnt, wie in der Übergangsvorſchrift des 
Art. 4; dennoch iſt nicht zweifelhaft, daß auch die Rechte des 
Erſtehers wegen der in Art. 1 enthaltenen Bezugnahme auf 
den 8 574 durch die Ubergangsvorſchriften des Art. 5 betroffen 
werden, aber auch hier wieder mit der Maßgabe, daß der 
verfahrensrechtliche Teil des 8 57b ſofort in Kraft tritt, der 
Abergangsvorſchrift alſo nicht unterliegt. Es muß auf die 
früheren Ausführungen Bezug genommen werden. Ein Beifpiel 
diene zur Erläuterung. Der Mietvertrag ſei am 1. April 1915 
auf 3 Jahre geſchloſſen; am 1. Oktober 1915 zahlt der Mieter 
dem Vermieter auf deſſen Erſuchen die Miete für ein Jahr im 
voraus. Am 5. Oktober ergeht Verſteigerungsbeſchlagnahme, 
die dem Mieter ſofort bekanntgemacht wird. Am 12. Januar 
1916 erfolgt der Zuſchlag. Käme neues Recht zur Anwendung, 
ſo brauchte der Erſteher die Mietzahlung nur für die Zeit bis 
zum Ablauf des Beſchlagnahmevierteljahrs Genntnisquartals), 
alſo bis 31. Dezember 1915 gegen ſich gelten zu laſſen, und 
könnte er vom 12. Januar 1916 ab die Mietzinſen für ſich 
beanſpruchen. Nach altem Recht wäre die Zahlung ſogar bis 
30. Juni 1916 (Ablauf des dem Zuſchlagsquartal folgenden 
Vierteljahrs) wirkſam. Nach dem tatſächlich anzuwendenden 
Ubergangsrecht iſt der kritiſche Zeitpunkt die Beſchlagnahme 
(nach neuem Recht); der kritiſche Zeitraum berechnet ſich nach 
altem Recht, ſo daß die Zahlung wirkſam iſt für die Zeit bis 
zum Ablauf des der Beſchlagnahme folgenden Kalenderviertel⸗ 
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jahrs, alſo bis 30. April 1916. Das Übergangsrecht kommt 
zur Anwendung, weil eine Kündigungsmöglichkeit nicht vorlag. 
Es iſt vorauszuſehen, daß hier noch mannigfache Zweifels⸗ 
fragen entſtehen werden, doch kann hierauf nicht weiter ein⸗ 
gegangen werden. — Nur eins ſei noch hervorgehoben. Nach 
der Begründung ſoll das der Wirkung der Vorauszahlung dem 
neuen Recht gegenüber günſtigere Ubergangsrecht des Art. 5 
nur zur Anwendung kommen, wenn der Mieter zu der Voraus⸗ 
zahlung für einen längeren Zeitraum als ein Kalenderviertel⸗ 
jahr nach dem Mietsvertrage verpflichtet war. Davon fteht 
aber in Art. 5 nichts; für deſſen Anwendung reicht es vielmehr 
aus, daß der Mieter die umfaſſendere Vorauszahlung tatſächlich 
geleiſtet hat, gleichgüllig, ob dieſe Zahlung auf einer Rechts⸗ 
pflicht beruhte oder nicht. Freilich wäre es zweckmäßiger ge⸗ 
weſen, das Geſetz nach der Abſicht der Begründung zu geſtalten; 
das iſt aber nicht geſchehen. 


Der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1915 und 
die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
26. April 1915 betr. Niederſchlagung gerichtlich 
eingeleiteter Unterſuchungen gegen Kriegsteilnehmer. 
Von Staatsanwaltſchaftsrat Dr. K. Klee, Berlin. 


Durch Verfügung des Juſtizminiſters vom 23. September 
1914 waren bereits die Strafverfolgungsbehörden angewieſen, 
Verfahren gegen Perſonen, die zu den Fahnen einberufen find, 
regelmäßig bis auf weiteres ruhen zu laſſen, alſo gegen ſolche 
Perſonen weder Anklage zu erheben, noch Eröffnung der ge⸗ 
richtlichen Vorunterſuchung, noch die Anberaumung eines Ter⸗ 
mins zur Hauptverhandlung zu beantragen. Es folgte unter 
dem 27. Januar 1915 der Allerhöchſte Erlaß und die Allge⸗ 
meine Verfügung des Juſtizminiſters betr. Niederſchlagung ge⸗ 
richtlich noch nicht eingeleiteter Unterſuchungen gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer. Nunmehr iſt auch, nachdem das Geſetz vom 4. April 
1915 die verfaſſungsrechtliche Grundlage dafür geſchaffen hat, 
die Niederſchlagung der bereits gerichtlich — d. h. durch Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens oder der gerichtlichen Vorunter⸗ 
ſuchung — eingeleiteten Unterſuchungen durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 24. April genehmigt und die Ausführung des Er⸗ 
laſſes durch Miniſterialverfügung vom 26. April geregelt 
worden. Hiermit hat die Berückſichtigung der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft in Anſehung der von den Kriegsteilnehmern 
vor dem 27. Januar 1915 und vor der Einberufung zu 
den Fahnen begangenen ſtrafbaren Handlungen ihren vor⸗ 
läufigen Abſchluß gefunden. Der Abolitionserlaß vom 
24. April 1915 verfolgt dieſelben Ziele wie der Allerhöchſte 
Erlaß vom 27. Januar; wie jener will auch er grundſätzlich 
den unter den Fahnen Stehenden vor der Beunruhigung durch 
ein Strafverfahren ſchützen und ihm die Ausſicht eröffnen. daß 
die Strafſache ſpäter gänzlich aus der Welt geſchafft wird. 
Frei und ohne ſeeliſchen Druck ſoll er für ſein Vaterland 
kämpfen. Die Gleichheit des erſtrebten Zieles hat dazu geführt, 


»daß der Abolitionserlaß vom 24. April 1915 und die Mi 


verfügung vom 26. April im weſentlichen dem Erlaß und der 
Minifterialverfügung vom 27. Januar nachgebildet find; der 


. „ —— e P r e. 


nme u ai aaa 


44. Jahrgang. 


Umſtand, ob das Verfahren bereits gerichtlich eingeleitet war 
oder nicht, als der Beſchuldigte zu den Fahnen einberufen 
wurde, iſt ein mehr oder weniger zufälliger und konnte daher 
nur Abweichungen formaler Art begründen. | 

Wie fein Vorgänger nimmt auch der in Rede ſtehende 
Abolitionserlaß von der geſetzlichen Dreiteilung der ſtrafbaren 
Handlungen ſeinen Ausgangspunkt. Der Niederſchlagung ſollen 
teilhaftig werden ſämtliche Übertretungen und — mit der ohne 
weiteres einleuchtenden Ausnahme des Verrats militäriſcher 
Geheimniſſe — auch alle Vergehen, von den Verbrechen nur 
die beſonders häufigen des ſchweren Diebſtahls (58 243), des 
Rückfalldiebſtahls (5 244) und des Rückfallbetruges (§ 264) 
und auch dieſe nur ohne weiteres, wenn der Täter zur Zeit 


der Tat das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Große 


praktiſche Bedeutung hat jedoch die Beſchränkung auf die ge⸗ 
dachten Deliktsarten nicht. Denn der Allerhöchſte Erlaß ſelbſt 
ſieht Einzelvorſchlägen entgegen, „ſoweit in anderen Fällen die 
Niederſchlagung der Unterſuchung angezeigt erſcheint“; ferner 
gibt die miniſterielle Ausführungsverfügung den Oberſtaats⸗ 
anwälten ganz allgemein auf, die mit Rückſicht auf die Art der 
Straftat von dem Erlaß nicht betroffenen Fälle daraufhin zu 
prüfen, ob Anlaß beſteht, die Niederſchlagung des Verfahrens 
durch Einzelgnadenerweiſe zu befürworten, und vor allem will 
die Verfügung einen ſolchen Anlaß regelmäßig als gegeben 
angenommen wiſſen. Nur dann ſoll die Niederſchlagung nicht 
befürwortet werden, wenn ein Angeſchuldigter im Hmblick auf 
feine Perſönlichkeit oder die Schwere der Tat trotz feiner Teil⸗ 
nahme an dem Kriege eines Allerhöchſlen Gnadenerweiſes nicht 
würdig iſt, oder wenn aus beſonderen Gründen eine Aufklärung 
des Sachverhalts geboten erſcheint; zur Prüfung dieſer Frage 
können Ermittlungen angeſtellt werden. Erachtet der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt die alsbaldige Fortſetzung des Verfahrens für ge⸗ 
boten und die Befürwortung eines Gnadenerweiſes nicht für 
angezeigt, ſo hat er die Entlaſſung des Angeſchuldigten aus 
dem Heere oder der Marine anzuregen. Es kann erwartet 
werden, daß die Niederſchlagung der Unterſuchung wegen eines 
Verbrechens nur in ſeltenen Fällen nicht befürwortet werden 
wird; hierbei wird auch ins Gewicht fallen müſſen, daß Ver⸗ 
gehen (J. B. Zuhälterei, Erpreſſung, wiſſentlich falſche An⸗ 
ſchuldigung), die an Schwere ſo manches zunächſt nicht unter 
den Abolitionserlaß fallende Verbrechen (z. B. gewinnſüchtige 
Urkundenfälſchung oder ein von einem über 21 Jahre alten 
Täter begangener ſchwerer Diebſtahl) oft hinter ſich laſſen, 
an ſich ohne weiteres der Niederſchlagung anheimfallen. Im 
übrigen iſt aber dafür geſorgt, daß jedem, der vor ſeiner Ein⸗ 
berufung zu den Fahnen ſich gegen das Strafgeſetz vergangen 
hat, die Gnade verſchloſſen bleibt, wenn gegen ihn als Perſon 
des Soldatenſtandes wegen einer Straftat durch militärgericht⸗ 
liches Urteil auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine 
oder auf Dienſtentlaſſung erkannt iſt oder wird, oder wenn er 
mit Rückſicht auf eine Straftat die ihm, trotzdem er nicht Soldat 
iſt, zuſtehende Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer verloren hat oder 
verliert. Der Kreis der „Kriegsteilnehmer“, die der Nieder⸗ 
ſchlagung teilhaftig werden können, beſchränkt ſich nämlich nicht 
auf diejenigen, die dem deutſchen Heer oder der deutſchen Marine 
zur Zeit der Mobilmachung als Rekruten, Kriegsfreiwillige, 
Erſatzreſerviſten und Landſturmpflichtige angehört haben oder 
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ſeitdem dort eingeſtellt find, er erfaßt vielmehr auch alle 
diejenigen Perſonen, die ſonſt vermöge eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes, Amts oder Berufs zu dem mobilen oder gegen 
den Feind verwendeten Teile der Land⸗ oder Seemacht 
oder zur Beſatzung einer armierten oder in der Armierung 
begriffenen Feſtung gehören oder gehört haben. Für die Eigen⸗ 
ſchaft als Kriegsteilnehmer iſt es im Sinne des Abolitions⸗ 
erlaſſes grundſätzlich gleichgültig, wie lange das ſie begründende 
Verhältnis gedauert hat, wenn nur der Angeſchuldigte einem 
mobilen oder gegen den Feind verwendeten Truppenteile oder 
zu einer Feſtungsbeſatzung gehört hat. Iſt dies nicht der Fall 
geweſen, ſo geht die Kriegsteilnehmerſchaft verloren, wenn er 
innerhalb einer Friſt von 1 Monat ſeit feiner Einſtellung wieder 
entlaſſen wird. 

Soweit zugunſten von Angeſchuldigten, die zwar nicht zu 
den Kriegsteilnehmern gehören, aber doch im Intereſſe der 
Kriegführung tätig geweſen ſind (3. B. Heereslieferanten), mit 
Rückſicht auf dieſe Tätigkeit, ferner zugunſten von Mittätern 
ſchlechthin Gnadenerweiſe zur Vermeidung von Härten angezeigt 
erſcheinen, haben die Erſten Staatsanwälte von Amts wegen, 
und zwar nach Rechtskraft der auf Strafe lautenden Urteile, 
zu berichten. Eine Niederſchlagung des Verfahrens kommt hier 
alſo nicht in Betracht. 

Die Niederſchlagung geſchieht im Wege der auf Antrag 
der Strafverfolgungsbehörde — in Privatklageſachen von Amts 
wegen — erfolgenden Einſtellung durch das Gericht. Sie tritt 
an Stelle der Einſtellungs verfügung des Staatsanwalts bei 
den gerichtlich noch nicht eingeleiteten Verfahren. Die Einſtellung 
kann erſt vor ſich gehen, wenn der Angeſchuldigte aufgehört 
hat, Kriegsteilnehmer zu ſein, ohne daß ein Umſtand eingetreten 
iſt, der ihn von der Wohltat des Erlaſſes ausſchlöſſe, er ins⸗ 
beſondere wegen Unwürdigkeit aus dem Heere entlaſſen iſt oder 
ſeine Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer im weiteren Smne ein⸗ 
gebüßt hat. Hieraus ergibt ſich, daß mit der Stellung des 
Antrages auf gerichtliche Einſtellung regelmäßig bis nach 
Beendigung des Krieges gewartet werden muß. Zur Sicher⸗ 
ſtellung der alsdann in Frage kommenden Anträge dienen 
Liſten, deren Anlegung die Allgemeine Verfügung vorſchreibt. 

Soll das Verfahren auch dann niedergeſchlagen werden, 
wenn materiell der Antrag auf Außerverfolgungſetzung — nach 
geführter Vorunterſuchung — begründet wäre, oder wenn der 
in erſter Inſtanz verurteilte Angeklagte Berufung oder Reviſion 
mit dem Ziele der Freiſprechung eingelegt hat? Man könnte 
für die Verneinung der Frage anführen, daß der Angeſchuldigte 
ein Recht darauf hat, von der Anſchuldigung los und ledig 
geſprochen zu werden, wenn er unſchuldig iſt oder nicht über⸗ 
führt werden kann, daß ihm daher mit der Niederſchlagung des 
Prozeſſes, welche die Schuldfrage offenläßt, nicht gedient wäre. 
Der Abolinionserlaß und die Allgemeine Verfügung des Juſtiz⸗ 
miniſters kennen jedoch ſolche Ausnahmen nicht, dieſe ergeben 
ſich auch nicht aus dem Weſen der Abolition, die nicht danach 
fragt, ob das Verfahren zur Verurteilung führen wird oder 
nicht. Es wird daher überall die Niederſchlagung ohne Prüfung 
der materiellen Seite der Sache einzutreten haben, ſobald die 
ausdrücklich aufgeſtellten Vorausſetzungen erfüllt find. 
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Aus der Rechtſprechung des preußziſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwachsſteuergeſetz.“) 
Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungs⸗ 
rat und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts. 

Fortſetzung aus Nr. 11, 1915.) 


II. Der fleuerpflichtige Rechtsvorgang und fein Gegenſtand. 

Der Geſetzaeber will im $ 1 Abſ. 1 ZuwS:G. offenbar 
eine Begriffsbeſtimmung der Zuwachsſteuer geben. Er iſt aber 
in der Faſſung: „Beim Übergange des Eigentums an inländischen 
Grundſtücken wird von dem Wertzuwachſe, der ohne Zutun des 
Eigentümers entſtanden iſt, gemäß den Vorſchriften dieſes Geſetzes 


eine Abgabe (Zuwachsſteuer) erhoben“ nicht beſonders glücklich 


geweſen. 

Ich meine damit nicht in erſter Linie den vom Reichstage 
eingeſchobenen Relatipſatz: „der ohne Zutun des Eigen» 
tümers entſtanden iſt“. Gewiß macht dieſer die Sache 
nur unklarer und zeitigt viele Begründungen von Klagen und 
Reviſionen dahin, ein Wertzuwachs möge vorliegen, er ſei aber 
nicht „ohne Zutun des Eigentümers entſtanden“, ſond rn von 
letzterem geſchaffen. Demgegenüber hat das OVG. in Überein⸗ 
ſtimmung mit der bei den Reichstagsverhandlungen zutage 
getretenen Auffaſſung ausgeſprochen, daß jene Worte keine 
ſelbſtändige Bedeutung haben, ſondern nur den geſetzgeberiſchen 
Grundgedanken hervortreten laſſen wollen, nicht auch den vom 
Eigentümer geſchaffenen Wertzuwachs ſteuerlich erfaſſen zu 
wollen. Die Begriffsumgrenzung im §1 ſolle aber nicht etwa 
dazu führen, in jedem Falle zu unterſuchen, welcher Teil der 
Wertſteigerung auf der Tätigkeit des Eigentümers beruht, um 
dann dieſen Teil der Wertſteigerung von der Beſteuerung aus⸗ 
zuſchließen. Für die Ermittlung des Wertzuwachſes überhaupt 
und für die Ausſcheidung des ſteuerlich zu erfaſſenden Teils 
der Weriſteigerung ſeien allein die Einzelvorſchriften des Geſetzes 
maßgebend. Die bezeichneten Worte im 8 1 hätten im weſent⸗ 
lichen nur eine programmatiſche Bedeutung und ſollten bei 
Auslegung zweifelhafter Fälle eine Richtlinie bilden (E. 62 45; 
AM. I 200). 

Aber abgeſehen von dieſem überflüſſigen und irreführenden 
Einſchiebſel iſt die Begriffsbeſtimmung im 8 1 Abſ. 2 auch 
weder klar noch erſchöpfend. Erſchöpfend, um das vorweg⸗ 

zunehmen, iſt fie nicht, weil fie jeden Hinweis darauf vermiſſen 
läßt, daß die Steuer keineswegs nur beim Übergange des 
Eigentums und nur beim Übergange des Eigentums an 
Grundſtücken erhoben wird. An Klarheit läßt ſie, wie 
übrigens leider ſehr viele Steuergeſetze, in der Auseinander⸗ 
haltung der Grundbegriffe „Gegenſtand der Beſteuerung 
(Steuerobjekt)“, „Bemeſſungsgrundlage“ und „Maßſtab“ der 
Beſteuerung zu wünſchen übrig, und ſie trägt damit dazu bei, 


1) Im weiteren Verlaufe dieſer Aufſätze bezeichnet „E.“ die 
amtliche Sammlung der Entſcheidungen des DLG., „AM.“ die 
„Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachsſteuer“, jetzt über dieſe, 
die Reichsbeſitzſteuern und die Reichsverkehrsſteuern, die beigefügte 
fett gedruckte Zahl dort den Band, die römiſche hier den Jahrgang, 
die andere Zahl an beiden Orten die Seite. 


M 12. 1915. 


daß ſich in den Schriftſätzen der Parteien eine greuliche, wenn 
auch in der Regel unſchädliche Durcheinendermengung dieſer 
Begriffe breitmacht. Sie mag auch Cuno dazu verführt haben, 
in ſeinem „Erläuterungsbuch“ als „Gegenſtand der Steuer⸗ 
pflicht“ den Wertzuwachs zu bezeichnen. Und doch treten 
gerade bei der Zuwachsſteuer jene drei Grundbegriffe in ihrer 


Eigennatur ſchärfer als bei vielen anderen Steuern hervor. 


„Gegenſtand der Beſteuerung (Steuerobjekt) “ iſt bei ihr weder der 
Wertzuwachs noch etwa das Grundſtück, ſondern der „Übergang 
des Eigentums“, alſo ein — ſei es wirtſchaftlicher, ſei es, wie 
darzulegen fein wird, Rechts- — Vorgang. Der Wertzuwachs ift 
die „Bemeſſungsgrundlage“, und den Maßſtab, nach dem dieſe 
Bemeſſungsgrundlage als ſolche benutzt und damit der Steuer⸗ 


betrag zahlenmäßig berechnet wird, bildet nach 8 8 der Unter⸗ 


ſchied zwiſchen dem Erwerbspreiſe und dem Veräußerungspreiſe. 
Das Grundſtück ſtellt nur den Gegenſtand des ſteuerpflichtigen 
Vorgangs dar oder iſt, anders ausgedrückt, eines der Begriffs 
merkmale des letzteren, der eben nur — nach 8 1 — der 
Eigentumsübergang an Grundſtücken, nicht auch an anderen 
Gegenſtänden iſt. 

Gegenſtand der Beſteuerung iſt alſo, wenn wir zunächſt 
nur den 8 1 ins Auge faſſen, der Übergang von Eigen⸗ 
tum an einem Grundſtück. Eigentum an einer Sache und 
der Übergang dieſes Eigentums find Rechts begriffe. „Nirgends 
deutet das Geſetz an, daß es den Ausdrücken: Eigentum, 


Erwerb, Veräußerung, Veräußerer eine von den all⸗ 


gemeinen Grundſätzen des Bürgerlichen Rechts abweichende 
Bedeutung beilege“ (E. 64 7); es kennt kein „tatſächliches “, 
„wirtſchaftliches“ oder „formales“ Eigentum neben und im 
Gegenſatz zu dem Eigentum im Rechtsſinne, ſondern einzig 
und allein dieſes letztere (E. vom 17. Oktober 1913 — 
VII C 738/12; ähnlich E. 58 123 und E. II H C 91/14 vom 
25. April 1914 in Umſatzſteuerſachen). Allerdings geht es 
— wie übrigens mehr oder weniger jedes Steuergeſetz — „an 
ſich von wirtſchaftlichen Erwägungen aus, wobei dahingeſtellt 
bleiben kann, ob es für die ſteuerliche Erfaſſung mehr einen 
objektiven Wertzuwachs des Grundſtücks ) oder eine perſönliche 
Bereicherung des Steuerpflichtigen in den Vordergrund ſtellt. 
Die wirtſchaftlichen Erwägungen ſind indes keineswegs für 
die Auslegung auch aller Einzelbeſtimmungen des Geſetzes 
entſcheidend. Dieſes hat die Zuwachsſteuer als eine 
Rechts verkehrsſteuer geſtaltet, indem es einen Rechts⸗ 
vorgang zum Gegenſtand der Beſteuerung macht. Wo 
ein derartiges Geſetz aber, ohne weitere Erläuterung, 
Rechtsbegriffe anwendet, können dieſe keine andere 
Auslegung finden als die, welche ihnen auf dem 
Rechtsgebiete zukommt, dem fie entſtammen“ (E. 64 7). 
Dieſer grundlegende Ausſpruch, der überdies ſeine Beſtätigung 
im Geſetze ſelbſt auch inſofern findet, als es im 8 4 ausdrücklich 
die Begründung der Steuerpflicht an die „Eintragung der 
Rechts änderung in dem Grundbuch oder, wenn es einer ſolchen 
zum Übergange des Eigentums nicht bedarf,“ an den Vorgang, 
„der die Rechts änderung bewirkt,“ knüpft, dem Eigentums⸗ 
übergange nur gewiſſe „Rechts geſchäfte “ gleichſtellt und überall 
nur von dem „fteuerpflichtigen Rechts vorgang“ ſpricht, kann 


) Wie es tatfächlich der Fall iſt und fpäter auszuführen fein wird. 
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den Steuerpflichtigen und ihren Sachwaltern nicht nachdrücklich 
genug zur Beachtung empfohlen werden. Sie erſparen durch 
eine ſolche ſich bzw. ihren Auftraggebern unendlich viele 
unnztige Nechtsmittel und Prozeß koſten. 

Es ergibt ſich daraus zunächſt ſchon die Verfehltheit aller 
Einwände, die ſich darauf ſtützen, es handle ſich nicht um 

„wahres“, ſondern nur um ſog. „fiduziariſches“ Eigentum. 
Das DBG. hat ſchon oft ausgeſprochen, daß fiduziariſches 
Eigentum als voll wirkſames Eigentum anzuſehen iſt, insbeſondere 
auch auf dem Gebiete des Zuwachsſteuergeſetzes (E. 66 23; 
64 9; 60 139; E. VII C 232/12 vom 19. September 1912). 

Indem ferner das Geſetz nichts weiter verlangt, als daß 
ein „Übergang“ von Grundſtückseigentum ſtattgefunden hat, 
überdies in ſpäteren Einzelvorſchriften ausdrücklich der Zwangs⸗ 
verſteigerung Erwähnung tut, läßt es erkennen, daß für die 
Aus löſung der Steuerpflicht nicht eine Veräußerung auf Grund 
eines Rechtsgeſchäfts zwiſchen dem bisherigen Eigentümer und 
dem Erwerber Vorbedingung iſt, ſondern nur, daß ein bisher 
ſchon vorhandenes Eigentum auf einen andern übergeht, 
mag ſich dieſer bergang auch, wie bei der Zwangs verſteigerung 
und der Enteignung, durch behördlichen Ausſpruch vollziehen. 
dür den frühern Erwerb, der für Bemeſſung des ſteuerpflichtigen 
Wertzuwachſes in Betracht kommt, iſt auch das nicht Er⸗ 
fordernis, kommt es vielmehr auf die Erwerbs art überhaupt 
nicht an (E. 67 46). 

Dagegen liegt ein nach 8 1 ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang 
allerdings nicht in der Veräußerung des Anteils eines 
Erben an einem Nachlaſſe, zu dem Grundſtücke gehören. 
Denn der 8 1 ſetzt voraus, daß der durch die Veräußerung 
bewirkte Nechtsübergang zum Gegenſtande hat das Grundſtücks⸗ 
eigentum, ſei es das ganze Grundſtück oder einen körperlichen 
oder ideellen Teil hiervon. Dieſer Fall iſt aber nicht gegeben, 
wen ein Miterbe, der ja nach SS 2033, 1922 BGB. über 
ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe, nicht aber über ſeinen Anteil 
an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden, alſo auch nicht anteils⸗ 
weiſe über ein Nachlaßgrundſtück verſügen kann, über ſeinen 
Anteil am Nachlaſſe verfügt. Gegenſtand einer ſolchen Vers 
fügung iſt rechtlich — und nur darauf kommt es für die 
Frage, ob ein Rechts vorgang der nach 8 1 ſteuerpflichtigen 
Art vorliegt, an — einzig der Erbanſpruch des Miterben auf 
das Vermögen des Erblaſſers — die Nachlaßmaſſe — als 
ganzes, mit anderen Worten fein Erbteilhaberrecht als ſolches. 
Es handelt fi alſo alsdann um den Übergang eines einheit⸗ 
lichen, eine Geſamtheit betreffenden Rechtes, das nicht eine — 
rechtlich nur durch Auflaffung zu ermöglichende — Grundſtücks⸗ 
übertragung zum Gegenſtande hat. Waren die bisherigen 
Erben bereits im Grundbuche eingetragen, ſo hat daher auch 
die Eintragung deſſen, an den der Erbanteil übergegangen iſt, 
an Stelle des unter den Erben mitaufgeführten bisherigen 
Berechtigten nur die Bedeutung einer Grundbuchberichtigung 
(€. VII C 513/13 vom 5. Januar 1915). 

Was in dieſer letzterwähnten Entſcheidung beiläufig be⸗ 
rührt wird, daß nämlich auch die Veräußerung des ideellen 
Anteils eines (Bruchteils) Miteigentümers an einem Grund» 
Rüde hinfichtlich dieſes ideellen Anteils an dem Brunbflüde dem 
Eigentumsübergang an einem Grundſtück im Sinne des 8 1 
gleihficht, hat das OVG. in vielen anderen Urteilen aus⸗ 
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drücklich ausgeſprochen. Es hat, da das Bruchteilseigentum 
begrifflich — von dem Umfang abgeſehen — dem Allein 
eigentum gleichſteht, angenommen, daß ſtets, ſelbſt wenn die 
ſämtlichen Bruchteile durch die verſchiedenen Miteigentümer 
gleichzeitig veräußert, und mag ſelbſt auch die Auflaſſung in 
einer Verhandlung erklärt und der Eigentums vermerk einheitlich 
gefaßt ſein, die Veräußerungen der einzelnen Bruchteile je 
ſelbſtändige ſteuerpflichtige Rechtsvorgänge darſtellen (E. 62 
32, 34; AM. II 118; E. VII C 196/14 vom 1. Dezember 1914). 
Daraus ergeben ſich, wie gegebenenorts zu berühren ſein wird, 
wichtige — für die Steuerpflichtigen günſtige — Folgen bin 
ſichtlich der Anwendung der 88 1 Abſ. 2, 28 Abſ. 3 und 29 
Abſ. 1 Satz 2. 

Die Regel nun, daß jeder Eigentums übergang an einem 
inländiſchen Grundſtück einen ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang 
darſtellt, erleidet bereits eine weitgehende Einſchränkung durch 
den vom Reichstage dem 8 1 hinzugefügten zweiten Abſatz, 
wonach bei Zuſammentreffen der dort aufgeſtellten ſubjektiven 
und objektiven Bedingungen Steuerfreiheit eintritt. Was vorab 
die ſubjektiven Bedingungen anlangt, ſo hat 8 1 Abſ. 2 des 
mehrerwähnten Reichsgeſetzes über Anderungen im Finanzweſen 
vom 3. Juli 1913 diejenige, daß das Einkommen des Ver⸗ 
äußerers und feines Ehegatten im letzten Jahr 2000 & nicht 
überſtiegen haben durfte, beſeitigt. Ich glaube daher, über die 
Zweifelsfragen, was hier unter „Einkommen“ und „letztem 
Jahr“ zu verſtehen ſei, hinweggehen zu können und mich auf die 
Bemerkung beſchränlen zu dürfen, daß nach der Rechtſprechung 
des OVG. maßgebend war der wirtſchaftliche, nicht der Eins 
kommens begriff der landesrechtlichen Einkommenſteuergeſetze, und 
unter „letztem Jahr“ das den Eintritt des Eigentumsüberganges 
vorangegangene Zeitjahr von 365 Tagen zu verſtehen war, 
nicht ein Kalender⸗ oder Einkommenſteuerjahr e 62 82; 
AM. III 67). 

Mit der Beſeitigung jenes Erforderniſſes eines Einkommens 
von nicht mehr als 2000 4 iſt auch die Anwendbarkeit des 
8 1 Abſ. 2 auf Fälle ermöglicht, wo Veräußerer mehrere Mit 
eigentümer zur geſamten Hand ſind, von denen einer oder einzelne 
ein höheres Einkommen haben. Denn in Fällen der Ver⸗ 
Außerung von in Geſamthandseigentum ſtehenden Grundſtücken 
hindert das Vorliegen der ſubjektiven Hinderniſſe bei einem der 
veräußernden Geſamthandseigentümer die Anwendung des 8 1 
Abſ. 2 für alle (E. VII C 380/12 vom 2. Januar 1913 und 
VII C 774/12 vom 4. Juli 1913), während es allerdings bei 
Miteigentümern nach Bruchteilen nach dem oben Bemerkten für 
jeden einzelnen nur auf ſeine eigenen Verhältniſſe ankommt 
(E. VII C 783/12 vom 4. Juli 1913). 

Die jetzt noch verbleibende Bedingung, daß der Veräußerer 
ober fein Ehegatte nicht gewerbsmäßig Grundſtücks handel 
treiben darf, kommt bei der Veräußerung ſo geringwertiger Grund⸗ 
ſtücke, wie ſie nur unter 8 1 Abſ. 2 fallen, naturgemäß weniger 
häufig in Frage. Nach der Rechtſprechung des OVG. iſt unter 
Gewerbebetrieb eine ſelbſtändige, fortgeſetzte, auf Erzielung von 
Gewinn gerichtete, in der Beteiligung am allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehre beſtehende Tätigkeit zu verſtehen. Gewerbs⸗ 


mäßigen Grundſtückshandel betreibt alfo, wer mit dem An⸗ 
und Verkaufe von Grundſtücken eine ſolche Tätigkeit ausübt. 


Dabei iſt es nicht erforderlich, daß die Grundſtücke, mit denen 
79 · 
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dieſe Tätigkeit entfaltet wird, ſchon mit der Abſicht, damit 
Handel zu treiben, erworben wurden. Eine derartige Abſicht 
kann auch erſt ſpäter gefaßt werden. Ob ein einmaliger Ver⸗ 
äußerungsfall genügt, um gewerbsmäßigen Grundſtückshandel 
anzunehmen, iſt eine tatſächliche Frage des Einzelfalls. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt es jedenfalls dann, wenn nicht die Abſicht, mit 
Grundſtücken gewerbsmäßigen Handel zu betreiben, ſchon bei 
dem erſten Veräußerungsfall aus den vorliegenden Tatumſtänden 
klar hervorgeht (E. VII C 872/13 vom 12. Februar 1915). 

Daß die ganze Ausnahmevorſchrift des 8 1 Abſ. 2 Zuw StG. 
nur zugunſten natürlicher, nicht auch juriſtiſcher Perſonen 
Platz greift, läßt ſich zwar nicht ſchlechthin zwingend aus dem 
Wortlaut „der Veräußerer und ſein Ehegatte“ folgern, da man 
dagegen einwenden kann, das heiße nichts anderes wie „der 
Veräußerer und, wenn er verheiratet iſt, ſein Ehegatte“. 
Wohl aber folgt es aus der Entſtehungsgeſchichte ſowohl des 
8 1 Abſ. 2 Zuw StG. wie derjenigen ſeines Vorbildes, der Bes 
freiungsvorſchrift 1 in Tarifnummer 11 RStemp®. (E. 62 53; 
AM. II 207; RG. 77 93). 

Nachdem dies klargeſtellt und die Hereinziehung des Ein⸗ 
kommens beſeitigt iſt, konzentrieren ſich die Schwierigkeiten der 
Anwendung des 5 1 Abſ. 2 in der Hauptſache auf die Begriffe 
„Teilveräußerung“ und „Geſamtgrundſtück“, „bebaut“ und 
„unbebaut“ und auf die Auslegung der doppelten Preis- und 
Wertgrenze bei Teilveräußerungen. 

Eine Teilveräußerung in bezug auf ein Geſamtgrundſtück 
liegt vor, „wenn von einem zu einer wirtſchaftlichen Emheit 
verbundenen Grundbeſitz ein Stück durch rechtsgeſchäftliche Uber⸗ 
tragung losgelöſt wird; nicht entſcheidend iſt alſo, ob der 
Gegenſtand der Veräußerung im Sinne des bürgerlichen Rechts 
ein ſelbſtändiges Grundſtück darſtellt, und andrerſeits ebenſo⸗ 
wenig die Tatſache als ſolche, daß der Veräußerer neben dem 
veräußerten Grundſtücke auch noch andere Grundſtücke zu Eigentum 
beſaß. Ob verſchiedene Grundſtücke wirtſchaftlich verbunden find 
und daber ein Geſamtgrundſtück im Sinne des 8 1 Abf. 2 
ZumSt®. bilden, kann nur nach den Verhältniſſen des Einzel⸗ 
falls beurteilt werden.“ Dabei „iſt davon auszugehen, daß die 
Eigenſchaft eines Geſamtgrundſtücks zur Zeit des Rechts⸗ 
vorgangs, der die Steuerpflicht gegebenenfalls begründen 
würde, vorhanden ſein muß. Darauf, ob die verſchiedenen 
Grundſtücke etwa auch als wirtſchaftliche Einheit gleichzeitig 
und zu einem Einheitspreiſe ſeinerzeit von dem Veräußerer 
erworben worden find oder nicht, kommt es nicht an“, — 
ebenſowenig darauf, ob ſie hätten einheitlich bewirtſchaftet 
werden können (E. VII C 334/12 vom 2. Dezember 1912 
und VII C 143/13 vom 21. November 1913) —. „Weder die 
räumliche Nähe der verſchiedenen Grundſtücke noch die 
etwaige Gleichartigkeit ſchließt die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit 
des einzelnen Grundſtücks aus.“ Es können daher z. B. 
„mehrere Hausgrundſtücke desſelben Eigentümers, auch wenn 
ſie von ihm auf dieſelbe Weiſe, insbeſondere alſo gleichermaßen 
durch Vermietung, genutzt werden, als wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
gehörig nur unter der Vorausſetzung gelten, daß ſie zu einem 
einheitlichen wirtſchaftlichen Zwecke verwertet werden. Beiſpiels⸗ 
weiſe würde dies der Fall ſein bei ſolchen Häuſern, die zu ein 
und demſelben wirtſchaftlichen Unternehmen, ſei es des Haus⸗ 
eigentümers, ſei es eines anderen, dem er zu dem Ende die 
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Häuſer gemeinſam vermietet hat, beſtimmt find. Der Regel 
nach aber, d. i. wenn nicht aus beſonderen Umſtänden die 
Beſtimmung der verſchiedenen Hausgrundſtücke zu einem einheit⸗ 
lichen Ganzen zu entnehmen iſt, ſind ſie ungeachtet der gleichen 
Wirtſchaftsform, in der der Eigentümer ſie ſich nutzbar macht, 
in Übereinſtimmung mit der Verkehrsanſchauung“ — die für 
den Begriff der wirtſchaftlichen Einheit von weſentlicher Be⸗ 
deutung iſt, während den Aufzeichnungen in den Grund⸗ und 
Steuerbüchern ein entſcheidendes Gewicht ebenſowenig zu⸗ 
kommt wie dem örtlichen Zuſammenhang (E. VII C 334/ö12 
vom 2. Dezember 1912 —, „als voneinander wirtſchaftlich 
unabhängige Grundſtüßke zu erachten“ (E. 62 43; AM. II 149). 
Ausgeſchloſſen iſt die Annahme eines Geſamtgrundſtücks, wenn 
die Grundflächen verſchiedenen Perſonen gehören, da die Ent⸗ 
ſtehung eines Geſamtgrundſtücks nicht nur wirtſchaftliche, ſondern 
auch Eigentumseinheit vorausſetzt (E. 64 81; AM. III 198). 

Schon hieraus, aber auch aus dem oben ſchon über die 
Natur des Bruchteilseigentums Geſagten folgt, daß der ideelle 
Anteil eines Miteigentümers an einem Grundſtück zu letzterem 
nicht im Verhältmſſe eines Teilgrundſtücks zu einem Geſamt⸗ 
grundſtücke ſteht, es ſich daher, wenn ein Bruchteilseigentümer 
feinen ganzen Bruchteil veräußert, nicht um eine „JTeil⸗ 
veräußerung“ handelt, es alſo für die Anwendung des 8 1 
Abſ. 2 lediglich auf den Veräußerungspreis für den Bruchteil, 
nicht aber auch auf den Wert des Grundſtücks ankommt, daß 
andererſeits, wenn ein Bruchteilseigentümer nur einen Teil 
ſeines Bruchteils veräußert, zwar eine „Teilveräußerung“ vor⸗ 
liegt, aber nicht die Veräußerung eines Teiles des Grundſtücks, 
ſondern eines Teiles des ideellen Anteils, alſo für die An⸗ 
wendbarkeit des 8 1 Abſ. 2 neben dem Veräußerungspreiſe 
des veräußerten Teiles des Bruchteils nicht etwa der Wert 
des Grundſtücks, ſondern nur derjenige des geſamten Bruchteils 
des Veräußers in Betracht kommt, mit andern Worten, dieſer 
geſamte Bruchteil und nicht das Grundfiüd das „Geſamt⸗ 
grundſtück“ im Sinne des § 1 Abſ. 2 darſtellt (E 62 32, 34; 
AM. II 118, 120; E. VII C 196/14 vom 1. Dezember 1914). 

Liegt eine Teilveräußerung vor, ſo kommt es für die 
Frage der Anwendbarkeit des § 1 Abſ. 2, wie ſchon im Vor 
ſtehenden berührt, ſowohl auf den Veräußerungspreis des ver · 
äußerten Teiles als auch auf den Wert des Geſamtgrundſtücks 
— zur Zeit der Teilveräußerung — an; nur wenn nicht nur 
der Preis des Teilgrundſtücks, ſondern auch der Wert des 
Geſamtgrundſtücks 20 000 bzw. 5000 & nicht überſteigt, kann 
die Befreiunasvorſchrift — bei Zutreffen der übrigen Voraus⸗ 
ſetzungen — Platz greifen, nicht alſo, wenn von einem bebauten 
Geſamtgrundſtück im Werte von nicht mehr als 20 000 4 ein 
unbebauter Teil für mehr als 5000 &, von einem unbebauten 
Geſamtgrundſtück im Werte von mehr als 5000 & ein Teil 
im Werte von nicht mehr als 5000 & veräußert wird. Das 
führt allerdings dahin, „daß jemand, der ein Grundſtück für 
weniger als 20 000 & veräußert, ſteuerfrei ſein kann, während 
er eine Steuer unter allen Umſtänden zu entrichten hat, wenn 
er einen unbebauten Teil desſelben Grundſtücks für mehr 
als 5000 & verkauft“. Dieſe Unſtimmigkeit ergibt ſich daraus, 
daß beſtimmte zahlenmäßige Wertgrenzen gezogen find, und 
daß überdies noch das Merkmal der Bebauung beſteht 
(E. 64 48; AM. III 171.) 
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Ob nun die höhere Zahlengrenze von 20000 oder die 
niedrigere von 5000 & maßgebend iſt, richtet ſich bei Teil⸗ 
veräußerungen nach der objektiven Eigenſchaft ſowohl des ver⸗ 
äußerten Teiles als auch des Geſamtgrundſtücks. Soweit es 
ſich um den Veräußerungspreis handelt, iſt, da dieſer ſich 
lediglich auf das veräußerte Grundſtück beziehen kann, nicht 
auch auf damit bisher in wirtſchaftlichem Zuſammenhange 
ſtehende, aber nicht mitveräußerte anderweitige Grundſtücke, 
einzig die Beſchaffenheit des den Gegenſtand der Veräußerung 
bildenden Grundſtücks entſcheidend (E. VII C 646/12 vom 
4. April 1913). Das Geſamtgrundſtück aber iſt als bebaut 
anzuſehen, „wenn es mit einem oder mehreren Gebäuden beſetzt 
iſt“ — natürlich ſofern es ſich nicht nur um Baulichkeiten der in 
81 Abſ. 2 ausdrücklich ausgenommenen Art handelt. — „Gleich⸗ 
gültig iſt der Platz, auf dem die Gebäude ſtehen. Liegen einzelne 
Teile der wirtſchaftlichen Einheit voneinander getrennt, ſo kann 
das Grundſtück nicht deshalb für unbebaut erklärt werden, 
weil einzelne der getrennt liegenden Teile keine Gebäude tragen. 
Die Frage, ob ein Grundſtück bebaut iſt oder nicht, iſt eins 
heitlich zu beantworten. Das Geſetz bietet keinen Anhalt 
dafür, daß eine Geſamtbeſitzung nur dann als bebaut gelten 
kann, wenn ihr die Baulichkeiten ihr weſentliches Gepräge 
geben.“ Daher iſt eine eine wirtſchaftliche Einheit bildende 
Beſitzung in ihrer Geſamtheit als ein bebautes Grundſtück 
anzuſehen und geht es nicht an, einen bebauten und einen 
unbebauten Teil zu unterſcheiden, mögen die Gebäude auf dem 
Grundſtücke ſtehen, wo ſie wollen, vielleicht nur auf einer ent⸗ 
legenen Ecke, und mögen ſie — ſofern ſie nur nicht bloß 
Baulichkeiten der im 8 1 Abſ. 2 bezeichneten Art find — im 
Verhältnis zum Grund und Boden des Grundſtücks von noch 
ſo geringem Werte fein (E. VII C 158/13 vom 4. November 1913; 
E. 64 17; AM. III 65). 

Indem der 8 1 Abſ. 2 die Vorausſetzungen ſeiner An⸗ 
wendbarkeit u. a. von der Bebauung oder Nichtbebauung ab⸗ 
hängig macht, weiſt er allerdings darauf hin, daß der Geſetz⸗ 
geber bei ihm nicht auch an die Berechtigungen, die nach 
8 2 den Grunbftüden gleich zu behandeln find, gedacht hat. 
Das OVG. hat denn auch in einem Falle, in dem es ſich um eine 
Fiſchereigerechtigkeit handelte, ausgeſprochen, daß „der den $ 1 
Abſ. 2 ZuwStG. beherrſchende Gegenſatz zwiſchen bebauten und 
unbebauten Grundſtücken eine Übertragung auf rechtlich den 
Grundſtücken gleichgeſtellte Berechtigungen, bei deren Eigenſchaft 
als nicht körperlicher Sachen, nicht zulaſſe“ (E. 64 3; AM III 93). 
Bereits in dieſer Entſcheidung iſt aber hervorgehoben, daß nach 
einer zutreffenden Bemerkung in der Reichstagskommiſſion die 
Anwendung der Beſtimmungen des Zuwachsſteuergeſetzes auf 
Berechtigungen ſtattzufinden habe, „ſoweit es die Natur der 
Dinge zuläßt“, und daß deshalb in jedem einzelnen Falle zu 
prüfen ſei, ob die betreffende Vorſchrift ausſchließlich für Grund⸗ 
ſtücke beſtimmt ſei oder nicht. Das OVG. hat dementſprechend 
die Anwendbarkeit des 8 1 Abſ. 2 auf Erbbaurechte des 
heutigen wie des früheren Rechts (Superfiziarrecht) bejaht 
(AM. V 30). Das Erbbaurecht räume, fo führt das OVG. 
aus, nach dem früheren wie nach dem heutigen Rechte dem 
Berechtigten „eine über den Rahmen eines bloß dinglichen 
Rechtes weit hinausgehende, dem Grundſtückseigentümer ſelbſt 
ähnliche Stellung“ ein; namentlich habe der Berechtigte an dem 
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in Ausübung des Erbbaurechts von ihm oder einem Rechts⸗ 
vorgänger auf dem betreffenden fremden Grundſtück errichteten 
Gebäude Eigentums⸗ und unbeſchränktes Verfügungsrecht. 
Dieſes Gebäude bilde rechtlich einen weſentlichen Beſtandteil 
des Erbbaurechts ſelbſt, das lediglich als ſolches unbebaubar 
ſei, und die demnächſtige Veräußerung des Erbbaurechts ſchließe 
alsdann folglich auch den Eigentumsübergang an dem Gebäude, 
alſo an einem durch Bebauung gewonnenen körperlichen Gegen⸗ 
ſtand in ſich. Bei dieſer Rechtslage ſei in gleicher Weiſe wie 
bei der Veräußerung von Grundſtücken auch bei der Veräußerung 
des grundſtücksgleichartig zu behandelnden Erbbaurechts, wenn es 
ſeinem Inhalte nach gerade auf die Errichtung eines dauernden 
bedeutſamen Gebäudes gerichtet, alſo gerade auf den Fall der 
Bebauung zugeſchnitten ſei, die Möglichkeit der Unterſcheidung 
nach Bebautſein oder Unbebautſein gegeben. Und zwar ſei 
dafür entſcheidend, ob zur Zeit der Veräußerung das Erbbau⸗ 
recht bereits durch Errichtung jenes Baues, der noch vorhanden 
iſt, tatſächlich ausgeübt worden ſei, die Veräußerung ſich alſo 
auch auf ein Gebäude erſtrecke oder ob es ſich um ein noch 
unausgeübtes Erbbaurecht handle, alſo nur das Erbbaurecht 
als ſolches — ohne hinzukommenden Gebäudebeſtandteil — 
den Veräußerungsgegenſtand bilde. Das OVG. weiſt noch mit 
Recht darauf hin, wie es dem Zwecke des weſentlich auf 
Schonung wirtſchaftlich Schwacher bedachten 8 1 Abſ 2 wider 
ſprechen würde, die Steuerbefreiung dem Veräußerer zu ver⸗ 
ſagen, weil er nicht auch Eigentümer des Grund und Bodens, 
auf dem das Wohngebäude ſteht, ſei, während derjenige, dem 
auch noch der Grund und Boden gehört, Steuerfreiheit genießen 
würde. 

Dieſe letzten Ausführungen über die Anwendbarkeit des 
8 1 Abſ. 2 auf Berechtigungen berühren bereits die Aus⸗ 
dehnung der Steuerpflicht über den ihr im 8 1 Abſ. 1 ge 
ſteckten Rahmen. Ehe ich mich dieſer zuwende, möchte ich nur 
noch einen bei 8 1 Abſ. 2 aufgetauchten Zweifel erwähnen. 
Nach 8 24 ZuwSt . iſt, wenn der Erwerber die Zahlung der 
Zuwachsſteuer übernommen hat, „ein nach den ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes berechneter Steuerbetrag dem Ver⸗ 
äußerungspreiſe hinzuzurechnen“. Es fragt ſich, ob dies auch 
für 8 1 Abſ. 2 gilt, alſo im Falle der Abernahme der Steuer 
durch den Erwerber als Veräußerungspreis im Sinne des 8 1 
Abſ. 2 der bedungene Preis zuzüglich des ihm nach § 21 hin⸗ 
zuzurechnenden Steuerbetrages anzuſehen iſt. Das OLG. hat 
dies verneint, weil „der Regel nach unter Preis im Sinne 
jener ſonſtigen Vorſchriften“ (Wortlaut des § 24) „und 
daher auch des 5 8 nur derjenige zu verſtehen“ ſei, „der ſich 
ohne Einſchluß der übernommenen Steuer ergibt“ (E. 62 25; 
AM. II 85). 

Was nun die Ausdehnung der Vorſchriften des Geſetzes 
auf „Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes gelten“, an⸗ 
langt, ſo gehören zu dieſen Berechtigungen nicht nur diejenigen 
Rechte, die durch Reichsgeſetz den Grundſtücken gleichgeſtellt 
find, ſondern auch diejenigen, für die nach Landesrecht die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes gelten, alſo gemäß Art. 74 des Einführungs⸗ und 
Art. 40 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum BGB. auch 
Apothekenberechtigungen, wenn ſie ein Grundbuchblatt 
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erhalten haben. Dazu iſt nicht erforderlich, daß die Berechti⸗ 
gung ein beſonderes Grundbuchblatt, es genügt vielmehr, 
daß ſie mit dem Grundſtück ein gemeinſchaftliches Grund⸗ 
buchblatt erhalten hat. Dagegen ſtehen nicht eingetragene 
Gerechtigkeiten weder nach dem BGB. noch nach dem — 
inſoweit aufrechterhaltenen — preußiſchen Landesrecht den 
Grundftüden gleich, können daher auch nicht nach 8 2 
ZuwStG. den Gegenſtand ſteuerpflichtiger Rechtsvorgänge 
bilden. Allerdings iſt bei den Kommiſſionsberatungen des 
Reichstags hervorgehoben worden, daß für die Beſteuerung 
auch ſolche Berechtigungen in Frage kommen könnten, für die 
ein Grundbuchblatt nicht anzulegen ſei. Indeſſen hat das 
OVG. dieſer Außerung gegenüber den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts keine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen 
(AM. III 293; E. VII C 449/13 vom 15. Mai 1914 und 
VII C 227/14 vom 16. März 1915). 8 

Aber auch eine dem Erforderniſſe der Grundbucheintragung 
genügende Berechtigung kann eine Steuerpflicht nur auslöſen durch 
ihre Übertragung, nicht ſchon durch ihre Neubegründung, 
weil es bei der erſtmaligen Schaffung an dem vom Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetz aufgeſtellten Erforderniſſe des Abergangs fehlt, der 
vielmehr vorausſetzt, daß das Recht, und zwar als ſolches, 
bereits vorher beſtanden hat. Daher iſt nicht ſchon die Eintragung 
einer Kohlenabbaugerechtigkeit für den Grundſtückseigen⸗ 
tümer oder einen Dritten nach dem Geſetze vom 22. Februar 
1869 ſteuerpflichtig, ſondern erſt die Übertragung der bereits 
eingetragen geweſenen auf einen andern. Denn vor der Ab⸗ 
trennung der Abbaugerechtigkeit vom Grundeigentume durch 
Eintragung für den Grundſtückseigentümer oder einen Dritten 
ſtand zwar das Abbaurecht auf Kohlen jenem bereits zu, aber 
nur als Ausfluß des Eigentums am Grundſtücke, nicht als 
ſelbſtändiges Vermögensrecht, insbeſondere als ſelbſtändige 
Gerechtigkeit (E. 64 135; AM. III 259; E. VII C 850/13 vom 
25. September 1914). Es iſt auch ausgeſchloſſen, etwa in der 
bloßen Einräumung einer — bisher noch nicht beſtandenen — 
ſelbſtändigen Berechtigung, „ſei ſie auch inhaltlich und zeitlich 
umfaſſendſter Art, im Sinne des 8 6 ZuwStG. ein den 
Eigentumsübergang verdeckendes Rechtsgeſchäft zu erblicken, 
insbeſondere einen Rechtsvorgang, der es ohne Übertragung 
des Eigentums dem Erwerber der ſelbſtändigen Berechtigung 
ermöglichte, über das Grundſtück wie ein Eigentümer zu ver⸗ 
fügen. Dieſer Tatbeſtand iſt vielmehr nur dann gegeben, 
wenn beſondere Umſtände dargelegt werden, aus denen 
hervorgeht, daß nach dem wirklichen Willen der Beteiligten der 
Erwerber der ſelbſtändigen Berechtigung nicht auf diejenigen 
Befugniſſe beſchränkt bleiben ſoll, die ſich aus dem Weſen und 
der Eigenart der ihm eingeräumten ſelbſtändigen Gerechtigkeit 
ergeben, ſondern darüber hinausgehende Machtbefugniſſe — 
als wäre ihm das Grundeigentum ſelbſt übertragen — erhalten 
ſoll“ (E. VII C 850/13 vom 25. September 1914). 

Handelt es ſich in den Fällen des § 3 immerhin um ſolche 
Gegenſtände des Rechtsvorgangs, die das bürgerliche Recht 
wenigſtens als den Grundſtücken weſensverwandt anſieht, ſo 
trifft auch dies für § 3 nicht zu. Denn Geſellſchaftsanteile 
einer Geſellſchaft der dort bezeichneten Arten ſind als Rechte 
an einem Vermögensinbegriff (E. VIII C 513/13 vom 5. Januar 
1915) völlig anders geartete Rechte als das Eigentum an 
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einem beſtimmten Grundſtück oder eine Berechtigung der im 
8 2 bezeichneten Art. Der ganze 5 3 trägt den Charakter 
einer Ausnahmebeſtimmung, deren grundſätzliche Berechtigung 
in dem Mißbrauche liegt, der mit dem Geſetz, betreffend die 
Geſellſchaften m. b. H. — von denen ich im folgenden auch 
allein ſprechen werde, wie denn bisher das OVG. nur in die 
Lage gekommen iſt, auf fie den S 3 anzuwenden — zu aller 
hand Steuererſparungen und mehr oder weniger bösartigen 
Schiebungen aller Art getrieben worden iſt und getrieben wird. 
Freilich hätte ein ſorgfältiger Geſetzgeber, wenn er ſolche 
Ausnahmebeſtimmungen für nötig hielt, ſich nicht auf den 8 3 
beſchränken dürfen, ſondern Anhaltspunkte für die Anwendung 
der durchweg nur auf Grundſtücksübertragungen zugeſchnittenen 
Einzelvorſchriften des Geſetzes geben müſſen. Statt deſſen hat 
er — und bier trifft die Schuld nicht erſt den Reichstag, 
ſondern ſchon den Bundesrat — das ganze übrige Geſetz ſo 
geſtaltet, als hätte er ſelbſt feinen eigenen 8 3 vergeſſen, und 
ſomit die Anpaſſung der geſetzlichen Vorſchriften an den Uber⸗ 
gang von Geſellſchaftsanteilen vollkommen der Rechtſprechung 
überlaſſen. Das OVG. hat ſich mit dieſer Aufgabe bisher 
insbeſondere in acht Entſcheidungen vom 18. März und 23. Sep⸗ 
tember 1913, 6. Februar, 5. Mai, 16. Juni, 3. und 10. Juli 
1914 — VII C 644/12, 804/12, 375/18, 434 und 465/13, 
986, 678, 385/13 —, von denen VII C 644/12 in E. 64 55, 
VII 804/12, 434 und 385/13 in AM. III 295, IV 206 und 
309 abgedruckt find, befchäftigt. 

Das OVG. hat in dieſer feiner Rechtſprechung zunächſt 
klargeſtellt, daß nach 8 3 lediglich die Übertragung des 
Geſchäftsanteils den ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang 
bildet, unabhängig von dem Grundſtücksübergange und gleich⸗ 
viel, ob das Vermögen der Geſellſchaft lediglich in Grund⸗ 
ſtücken oder auch in anderen Werten beſteht, und ſelbſt dann, 
wenn die ſämtlichen Geſchäftsanteile der Geſellſchaft über⸗ 
gehen. Insbeſondere kann auch in der Abtretung ſämtlicher 
Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft m. b. H. nicht ein die An⸗ 
wendung des 8 6 ſtatt des 5 3 zulaſſender Rechtsvorgang, 
„der es ohne Übertragung des Eigentums einem anderen er⸗ 
möglicht, über das Grundſtück wie ein Eigentümer zu verfügen“ 
(S 6), erblickt werden; denn „ſoweit die Geſellſchafter eine 
wirtſchaftliche Macht über das Geſellſchaftsvermögen haben, 
können ſie dieſe im Rechtsſinne nur in ihrer Vereinigung zur 
juriſtiſchen Perſon ausüben, mit andern Worten: nicht die 
einzelnen Geſellſchafter, ſondern die rechtlich von ihnen völlig 
verſchiedene Geſellſchaft hat die tatſächliche und rechiliche Ver 
fügungsmacht“ (vgl. die oben erwähnte E. VII C 986/13). 
Deshalb bildet auch die Bemeſſungsgrundlage nicht etwa ein 
dem Geſchäftsanteil entſprechender Anteil an der Wertſteigerung 
des Grundbeſitzes der Geſellſchaft, ſondern einzig und allein 
die Wertſteigerung des Geſchäftsanteils. Es iſt daher „gemäß 
den allgemeinen Beſtimmungen der 88 8 ff. ZumSt®. bei der 
Beſtimmung des Wertzuwachſes von demjenigen Erwerbspreis 
oder zutreffendenfalls (S 11) Erwerbswert und demjenigen 
Veräußerungspreis auszugehen, der für den Geſchäftsanteil 
ſelbſt in Betracht kommt, und iſt für Hinzurechnungen oder 
Abzüge nur inſoweit Raum, als die geſetzlichen Vorausſetzung' 
dazu in bezug auf den Geſchäftsanteil als ſolchen gegeben find 
(AM. III 296). Ergibt ſich bei Anwendung dieſer Grunbfäße 
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ein Wertzuwachs des Geſchäftsanteils, und beſtand ſtets und 
beſteht das Vermögen der Geſellſchaft einzig aus Grundſtucken, 
fo iſt dieſer — alsdann wirtſchaftlich mir auf die Grundſtücke 
zurüdzuführende — Wertzuwachs in voller Höhe der Steuer 
bemeſſung zugrunde zu legen. Gehören dagegen noch andere 
Vermögens ſtücke als Grundſtücke zum Vermögen der Geſellſchaft. 
ſo bleibt zufolge der einſchränkenden Worte „ſoweit das Ver⸗ 
mögen der Vereinigung aus Grundſtücken beſteht“ in 8 3 ber 
dem Verhältnis jener andern Vermögens ſtücke zum Geſamt⸗ 
vermögen der Geſellſchaft entſprechende Bruchteil des Geſchäfts⸗ 
anteils und damit auch ſeines Wertzuwachſes für die Beſteuerung 
außer Betracht. 

es kommt alſo zunächſt auf den Erwerbspreis ber 
Geihäftsanteile an. Haben die dieſe veräußernden Geſellſchafter 
ſelbſt die Geſellſchaft begründet, fo find die von ihnen aus 
Anlaß der Gründung auf ihre Stammeinlagen gemachten 
Leiſtungen und die ihnen gegenüber ſpäterhin auf dieſe Stamm⸗ 
einlagen eingeforderten Beträge (88 3“, 7, 11, 14, 16 GmbHG.) 
als Erwerbspreis der Geſchäftsanteile zu behandeln (E. VII C 
385/12 vom 10. Juli 1914, abweichend von E. 64 58). Ge⸗ 
horten zu dem Vermögen der Geſellſchaft zur Zeit ihrer Er 
richtung und des Erwerbes des veräußerten Geſchäftsanteils 
Erumndſtücke noch nicht, fo können für die Ermittelung des 
Erwerbspreiſes bzw. ⸗wertes drei Methoden in Betracht kommen. 
es könnte angenommen werden, daß der Erwerbswert des 
Geſchäftsanteils gleich Null ſei, wenn darauf entſcheidendes 
Gewicht gelegt wird, daß zur Zeit der Geſellſchaftserrichtung 
die geſetzliche Voraus ſetzung „ſoweit das Vermögen der Ver⸗ 
einigung aus Grundſtücken beſteht“ nicht zutraf und ſomit auch 
der Geſchäftsanteil ſolches Vermögen damals nicht betroffen 
hat. Dieſe Berechnungsart würde jedoch in unbilliger Weiſe 
auf eine Zeit Wert legen, auf die das Geſetz ſelbſt, falls zu 
ihr eine Anteils übertragung ftattgefunden haben würde, ſelbſt 
lein Gewicht legt. Ferner könnte der Erwerbspreis, von der 
Erwägung ausgehend, daß eine Steuerpflicht erſt aus Anlaß 
der Veräußerung eintritt, auch ſo ermittelt werden, daß das 
lediglich zur Zeit der Anteilsübertragung beſtehende Verhältnis 
zwiſchen dem Grundſtücks⸗ und anderweiten Geſellſchafte vermögen 
ſowohl für den Veräußerungs⸗ wie für den Erwerbspreis des 
Anteils in Betracht gezogen wird (vgl. Hachenburg in der 
JW. 1912, 14 ff). Dieſe Berechnungsart leidet indeſſen zus 
nächſt ſchon an dem Nachteile, daß bei ihrer Befolgung jeder 
in der Zwiſchenzeit (zwiſchen Anteils⸗ reſp. Grundſtückserwerb 
und Anteilsübertragung) durch Grundſtücksveräußerungen ein⸗ 
geketene Vermögenswertzuwachs der Beſteuerung entzogen 
wird. Außerdem wird dieſe Methode der auch für die Falle 
des 5 3 zur Anwendung gelangenden Beſtimmung des 8 8 
Ab. 1 ZuwSt G. inſofern nicht gerecht, als der Zeitpunkt der 
Preisermittlung binfichtli des Erwerbes und der Veräußerung 
auf eine und dieſelbe zeitliche Grundlage, nämlich die der Ver⸗ 
aͤußerung, geſtellt wird, während das Geſetz prinzipiell von 
verſchiedenen zeitlichen Grundlagen ausgeht Nach der dritten 
Methode (vgl. AM. I 100 ff.), der das OVG. beigetreten iſt, 
iR bei Berechnung der Zuwachs ſteuer der Erwerbspreis zu ers 
mitteln, der den erſten Grundſtückserwerb im Verhältniſſe zu 
dem übrigen Geſamtvermögen der Geſellſchaft berückſichtigt. 
eim anderer zeitlicher Maßſtab iſt für die Fälle nicht angängig, 
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in denen eine Geſellſchaft m. b. H. zunächſt ein Grundſtlicks⸗ 
vermögen nicht beſeſſen und ſolches erſt im Laufe ihres Geſchäfts⸗ 
betriebs erworben hat. Mit dem erſten Grundſtücks erwerbe 
hat dann die Berechnung des Erwerbs preiſes eines Geſchafts⸗ 
anteils einzuſetzen, der ſpäter übertragen iſt, nachdem die Ge⸗ 
ſellſchaft Grundſtücksvermögen erworben harte, das auch zur Zeit 
der Anteilsentäußerung noch beſtand. Dieſe Methode entſpricht 
zugleich der dem 8 3 ZumwSt®. zugrunde liegenden geſetzlichen 
Fiktion, daß trotz des Fehlens einer Grundſtücksveräußerung 
die für die Steuerberechnung feſtzuſtellenden Werte in den 
geſetzlichen Grenzen ſo ermittelt werden, daß kraft analoger 
Unterſtellung die Anteils übertragung einer Art Veräußerung 
des Grundbeſitzes ſelbſt gleichgeachtet wird. Emſpricht aber 
dieſe Metbode am eheſten der Bedeutung und dem Inbalte des 
8 3 ZuwStG., fo iſt es auch nur folgerichtig, den Wert als 
Erwerbe preis eines veräußerten Anteils zu ermitteln, der den 
erſten Grundſtückserwerb im Verbältmſſe zu dem übrigen ges 
ſamten Geſellſchaſtsvermögen berückſichtigt, und damit auf die 
Zeit zurückzugehen, in der die Geſellſchaft m. b. H zuaft in 
den Kreis der in 8 3 behandelten Vereinigungen getreten if. 
Daß im übrigen auch dieſe Methode im Einzelfalle zu unbilligen 
Härten führen kann, iſt nicht zu verkennen. Es bleibt für der⸗ 
artige Fälle dann lediglich eine Abhilfe gemäß 8 66 Abſ. 1 a. a. O. 

Der nach dieſer Methode zu ermittelnde Erwerbspreis iſt 
gegenüberzuſtellen dem Veräußerungspreiſe des Geſchäfts⸗ 
anteils, den dieſer hatte, als er übertragen wurde, und zwar 
unter Berüdfihtigung des dann noch vorhandenen Grundſtücks⸗ 
vermögens im Verhältniſſe zu dem Gefamtvermögen der Geſell⸗ 
ſchaft Nur ſo iſt diejenige Gegenüberſtellung des Erwer bs⸗ 
und Veräußerungspreiſes möglich, die eine Ermittlung eines 
etwaigen infolge Grundſtückserwerbes bei einem Geſchäftsanteil 
einer Geſellſchaft m. b. H. eingetretenen Wertzuwachſes zuläßt 
(AM IV 314; E. vII C 465/13 vom 5. Mai 1914). 

Bei der Berechnung des Veräußerunge preiſes iſt als Wert 
des Geſellſchaftsvermögens zur Zeit der Anteilsübertragung der 
Akrivbeſtand und nicht dieſer nach Abzug der Paſſiva ein⸗ 
zuſtellen. Wollte man nur den Aktivbeſtand unter Abzug der 
Paſſiva beruckſichtigen, alſo nicht das Bruttovermögen einſtellen, 
ſo würde man zu dem unhaltbaren Ergebniſſe gelangen, daß 
der Wert eines einzelnen Vermögensobjekts — des Grund⸗ 
befiges — mit dem um bie Paſſiva geminderten Werte der 
ſamtlichen Aktiva verglichen und ſo eventuell ſogar ein Wert⸗ 
zuwachs ermittelt würde, der höher als das Akrivvermögen fein 
köante. Dies wäre ein völlig unannehmbares Ergebnis (vor⸗ 
ſtehende E. vom 5. Mai 1914). 

Was nun die geſetzlich zuläſſigen Hinzurechnungen zum 
Erwerbspreiſe und Abzüge vom Veräußerungspreiſe anlangt, 
fo ſteden der ſinngemäßen Anwendung des § 14 Ziff. 1 
(Erwerbe koſten) und des 5 22 Ziff. 1 (Veräußerungskoſten) 
Bedenken nicht entgegen. Auch nach § 14 Ziff. 3 anrechnungs⸗ 
fahige Aufwendungen für Verbeſſerungen der Geſchäfisanteile 
find denkbar. Als ſolche find die von dem Veräußerer des 
Geſchäfisanteils während feiner Beſitzzeit über feine Stamm⸗ 
einlage hinaus gemäß 88 26 ff. GmbHG. geleiſteten Nach⸗ 
ſchüſſe anzuerkennen. Ebenſo geſtattet 8 22 Ziff. 2 (Abzug 
von Ertragsausfällen vom Veräußerungspreiſe) die Anwendung 
auf Geſellſchaftsanteile, wenn dieſe eine hinter 3 v. H. zur ſick⸗ 
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bleibende Verzinſung der Bareinlage geliefert haben. Dagegen 
iſt die Anwendung von 8 14“ (Straßenbaukoſten uſw.) bes 
grifflich ausgeſchloſſen und ebenſo diejenige von 8 16 (Zu⸗ 
rechnung von Zinſen zum Erwerbspreiſe), weil hier die Grenzen 
für die Zurechnung danach gezogen werden, ob es ſich 
um ein „bebautes“ oder „unbebautes“ Grundſtück handelt, 
die Begriffe „bebaut“ und „unbebaut“ ſich aber nicht auf 
Geſellſchaftsanteile übertragen laſſen (E. 64 57; E. VIC 
385/13 vom 10. Juli 1914). Ebenſowenig verträgt natürlich 
eine ſolche 8 14 Ziff. 2 (Hypothekenaus fall), weil ein Geſell⸗ 
ſchaftsanteil als ſolcher nicht mit Hypotheken belaſtet ſein kann 
(AM. III 296 f.). Schließlich kann auch ſchon aus demſelben 
Grunde 8 16, $ 1 Abſ. 2 für Geſellſchaftsanteile nicht in 
Betracht kommen. 

Wie 8 3, fo dienen auch 88 5 und 6 dem Zwecke, eine 
Umgehung der Zuwachsſteuer zu verhindern. Während aber 
das Merkmal der deshalb über die Grenzen der 88 1, 2 hinaus 
vorgeſehenen Steuerpflicht nach 8 5 darin liegt, daß einem auf 
einen Eigentumsübergang gerichteten ſchuldrechtlichen Geſchäft 
zwar nicht innerhalb beſtimmter Friſt — einem Jahre — 
folgt, alſo eine Steuerpflicht aus § 5 erſt nach Ablauf dieſer 
Friſt eintritt, liegt nach 8 6 das Merkmal darin, daß ein 
ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchärt durch ein anderes Rechtsgeſchäft 
verdeckt wird, tritt ſomit die Steuerpflicht ſogleich mit dieſem 
verdeckenden Rechtsgeſchäft ein. 

Folgt alſo einem ſchuldrechtlichen Geſchäft der in 8 5 
bezeichneten Art innerhalb Jahresfriſt der Eigentumsübergang, 
ſo kann niemals jenes, ſondern nur dieſer zum Gegenſtand der 
Beſteuerung gemacht werden (E. 67 44; E. VII C 132 und 
895/13 vom 31. Oktober 1913 und 26. Januar 1915). Die 
einjährige Friſt wird aber bei einem aufſchiebend bedingten 
Rechtsgeſchäft erſt mit dem Eintritt der Bedingung in Lauf 
geſetzt, da erſt mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung 
des Rechtsgeſchäfts eintritt, die der 8 5 in der Verpflichtung 
zur Übertragung des Eigentums ſieht (AM. IV 257). Ent⸗ 
ſprechendes gilt, wenn zu der Eigentumsübertragung eine 
Königliche Genehmigung erforderlich iſt (E. VII C 77/14 vom 
8. Januar 1915). 

Ebenſowenig iſt andrerſeits 8 6 anwendbar, wenn ein 
Eigentumsübergang vorliegt, da dann eben von deſſen „Ver⸗ 
deckung“ nicht die Rede ſein kann (E. 67 44; AM. IV 221; 
E. VII C 1027/13 vom 19. Januar 1915 u. a.). 

Daraus ferner, daß nach 8 6 die Steuerpflicht ſogleich, 
nach 8 5 erſt nach Ablauf eines Jahres eintritt, folgt, daß 
derſelbe Rechtsvorgang nicht nach 8 5 und 8 6 ſteuerpflichtig 
fein kann, die Steuerpflicht von Rechtsvorgängen der in 8 5 
bezeichneten Art vielmehr durch 5 5 erſchöpfend geregelt wird. 
Auch find die im § 5 Abſ. 1 und 3 gekennzeichneten Rechts⸗ 
geſchäfte lediglich ſchuldrechtlicher Natur und dieſer ihrer recht⸗ 
lichen Natur nach an ſich ungeeignet, einem andern zu ermög⸗ 
lichen, „über das Grundſtück wie ein Eigentümer zu verfügen“, 
auch wenn bereits eine Übertragung von Beſitz und Nutzung 
des Grundſtücks auf jenen andern ſtattgefunden hat (E. 67 44; 
AM. IV 221; E. VII C 1027/13 und 253/14 vom 19. Januar 
und 23. März 1915). 

Dagegen kann ſich bei der allgemeinen Faſſung des 
8 6 ZumSt®. und bei dem Grundſatze des 5 117 Abſ. 1 BGB., 
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wonach bei Verdeckung eines Rechtsgeſchäfts durch ein Schein 
geſchäft die für das verdeckte Rechtsgeſchäft geltenden Vorſchriften 
Anwendung finden, „als ein ſolch anderes verdeckendes Rechts⸗ 
geſchäft im Sinne des 8 6 ZuwSt G. auch ein ſteuerfreier 
Rechtsvorgang nach 8 7 a. a. O. darſtellen, insbeſondere in 
Verbindung mit einem ſich daran anſchließenden weiteren ſteuer⸗ 
frei bleibenden Rechtsvorgange. Demgemäß beſteht die rechtliche 
Möglichkeit, ein nach dem Zuwachsſteuergeſetz ſteuerpflichtiges 
Rechtsgeſchäft, wie es in der unmittelbaren Übertragung des 
Grundſtücks von einem Vorbeſitzer auf den ſchließlichen Erwerber 
der Regel nach zu erblicken wäre, durch eine bloß formal⸗ 
rechtliche Einſchiebung eines Zwiſchenerwerbers zu verdecken, 
3. B. in der Weiſe, daß ein Vorbeſitzer, der als Veräußerer 
im Gegenſatze zu einem Abkömmlinge den die Steuerfreiheit 
bedingenden perſönlichen Vorausſetzungen des 8 1 Abſ. 2 nicht 
genügen würde, formell das Grundſtück ſeinen Abkömmling 
erwerben läßt — ein nach 8 7 Ziff. 4 ſteuerfreier Rechts⸗ 
vorgang — und dieſer Abkömmling es dann — ſieinerſeits 
ſteuerfrei nach 8 1 Abſ. 2 — formell demjenigen, dem es von 
vornherein zugedacht war, überträgt“ (E. VII C 518/13 vom 
5. Mai 1914). Damit iſt vom OVG. derartigen Schiebungen, 
zu denen auch jetzt trotz der Beſeitigung des Erforderniſſes der 
Nichtüberſchreitung einer gewiſſen Einkommenshöhe für die 
Steuerfreiheit aus 8 1 Abſ. 2 an ſich z. B. für gewerbsmäßige 
Grundſtückshändler Anreiz vorläge, ein Riegel vorgeſchoben. 

Die Ausdehnung der Steuerpflicht auf die im 8 5 und 
§ 6 bezeichneten Rechtsgeſchäfte erfordert natürlich eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung der ihrer Faſſung nach durchweg auf 
den dinglichen Rechtsvorgang zugeſchnittenen Beſtimmungen des 
Zuwachsſteuergeſetzes. Insbeſondere erſcheint daher in Fällen 
des 5 5 ſteuerrechtlich — und daher auch im Sinne des 
§ 29 Zuw StG. — als Veräußerer derjenige, der ſich ſchuld⸗ 
rechtlich zur Übertragung des Eigentums verpflichtet hat, als 
Erwerber derjenige, dem gegenüber dieſe Verpflichtung ein⸗ 
gegangen iſt (E. VII C 273/14 vom 23. Juni 1914). 

Aus der entſprechenden Anwendbarkeit der Vorſchriften 
des Zuwachsſteuergeſetzes auf nach 8 5 ſteuerpflichtige ſchuld⸗ 
rechtliche Verträge folgt aber nicht, daß auch ſolche, die vor 
dem Wirkſamwerden des Geſetzes, alſo dem 1. Januar 1911 
abgeſchloſſen find, ohne daß ihnen binnen Jahresfriſt der 
Eigentumsübergang gefolgt iſt, dem letzteren gleichzuſtellen wären, 
beiſpielsweiſe alſo, wenn das ſchuldrechtliche Erwerbsgeſchäft 
am 1. Juli 1900, der dingliche Eigentumserwerb aber erſt am 
1. Juli 1903 erfolgt iſt und das Grundſtück am 1. Juli 1915 
veräußert wird, der für die Steuerberechnung maßgebende Zeit⸗ 
raum (5 14 Ziff. 3, 4, § 16, § 22 Ziff. 2, $ 28 Abi. 9 
hinſichtlich ſeines Anfangstermins zugunſten des Veräußerers 
auf den Zeitpunkt des ſchuldrechtlichen Rechtsgeſchäfts zurück 
zudatieren wäre, im vorliegenden Falle alſo den Zeitraum 
1. Juli 1900/1. Juli 1915 und nicht bloß 1. Juli 1903 / J. Juli 
1915 umfaßt. Auf derartige Fälle iſt der § 5 nicht gemünzt, 
ſondern er hat, da er nur der Möglichkeit vorbeugen will, durch 
Hinausſchieben der Übereignung der Steuer zu entgehen, nur 
ſolche Geſchäfte im Sinne, die nach dem Wirkſamwerden des 
Zuwachsſteuergeſetzes, d. i. nach dem 31. Dezember 1910 
geſchloſſen worden find. Dies will insbeſondere die allerdings 
ziemlich myſteriös gefaßte Vorſchrift im § 17 klarſtellen, wo 
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es im Anſchluſſe an die dortige Beitimmung, falls der Erwerb 
bes Grundſtücks auf einem ſteuerfreien Nechtsvorgange (8 7) 
beruhe, ſei für die Bemeſſung des Wertzuwachſes von dem 
Preiſe zur Zeit des letzten ſteuerpflichtigen KNechtsvorganges 
auszugeben, und ob im Sinne dieſer Vorſchrift Nechtsvorgänge 
Reuerfrei oder ſteuerpflichtig ſeien, ſei auch für die Zeit vor 
Julrafttreten des Geſetzes nach ihm zu beſtimmen, im Abſ. 2 
Saß 2 heißt: „Nechtsgeſchäfte der in 5 5 bezeichneten Art ſtehen 
einem ſteuerfreien Erwerbsvorgange gleich, ſofern fie vor dem 
1. Januar 1911 abgeſchloſſen worden find”. „Für die vor 
dem 1. Januar 1911 liegenden Erwerbsfälle ſcheiden 
alfo die ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäfte als 
ſeuerpflichtige Rechts vorgänge ganz aus, kommt als 
ſolcher vielmehr nur der Erwerb ſelbſt, das dingliche 
Geihäft in Betracht“ (C. VII C 811/12 vom 30. Sep 
tember 1913; vgl. die ausführliche Begründung in E. 62 8 ff. 
und AM. II 133). 

Die „Reuerfreien Rechtsvorgänge“, von denen im vor⸗ 
Rebenben ſchon wiederholt die Rebe war, find im g 7 aufgezählt. 

Die ſich an die Ziff. 1 (Erwerb von Todes wegen 
und Schenkung unter Lebenden) knüpfenden Streitfragen 
haben ſchon in der umfangreichen Nechtſprechung des OVG. 
mu den kommunalen Umſatz⸗ und Wertzuwachs ſteuern eine aus⸗ 
giebige Erörterung erfahren, auf die ich verweiſen kann. Sie 
betreffen hauptſächlich die Schenkung, die Frage, ob eine ſolche 
oder ein entgeltliches Nechtsgeſchäft, ob Schenkung unter einer 
Auflage oder gemiſchte Schenkung vorliegt. Was die letzt⸗ 
genannte anlangt, ſo hat ſie eine neuerliche Entſcheidung 
MC 849/13 vom 15. Mai 1914) in Übereinſtimmung mit 
der zivilrechtlichen Literatur und Rechtſprechung als diejenige 
Schenkung bezeichnet, „die mit einem entgeltlichen Geſchäfte 
verbunden oder in ein ſolches eingekleidet iſt, und zwar derart, 
daß die Gegenleiſtung in einem ſolchen Mißverhältnis zur 
Hauptleiſtung ſteht, daß durch den überſchießenden Wert der 
letteren der Empfänger bereichert werden fol”, was in ver⸗ 
ſchiedener Weiſe zur Ausführung gebracht werden kann, u. a. 
auch dadurch, „daß ein höheres Wertobjekt zu einem niedrigen 
Preiſe veräußert wird“. Iſt die Abſicht der Vertragsparteien 
geweſen, „den Unterſchied zwiſchen dem Werte des Grundſtücks 
und dem vereinbarten Kaufpreiſe dem Exwerber zu ſchenken “, 
dann liegt eine gemiſchte Schenkung vor. Alsdann iſt der 

in ſeine beiden Teile, das entgeltliche Geſchäft und 
die Schenkung, zu zerlegen und eine getrennte Steuerberechnung 
vorzunehmen, 8 7 Ziff. 1 alſo nur auf den geſchenkten (Wert⸗ 
Anteil an dem Grundſtücke anzuwenden. 

Der Begriff der gemiſchten Schenkung iſt aber nicht an⸗ 
wendbar auf die ſogenannten ÜUbertrags⸗, Uberlaſſungs⸗ oder 
Attenteilsverträge, die vielmehr ihrem geſamten Inhalte nach 
entgeltliche Verträge unter Lebenden find (AM. V 59). 

Eine Schenkung liegt auch nicht vor für denjenigen, der 
mir fiduziariſches Eigentum erwirbt, ebenſowenig für den 

iduzi wenn der Fiduziar das Grundſtück an ihn weiter 
aufläßt; denn in beiden Fällen fehlt es an dem Erfordernis 

— materiellen — für den Erwerber 
(& VIIC 264/13 vom 16. Januar 1914). 

Durch die Ziff. 2 des 87 hat „der Gedanke, daß infolge 
der Süͤtergeme inſchaft die dem einen Ehegatten gewährten Ber 


günftigungen auch dem anderen zugute kommen, Verwirklichung 
gefunden“ (E. VII C 287/13 vom 25. November 1913). Knüpft 
ſich aber an die Aufhebung der Gütergemeinſchaft eine Aus: 
einanderſetzung über das Geſamtgut, dann vollzieht ſich erſt 
durch dieſe die Umwandlung des Geſamthandeigentums in 
Sondereigentum eines Ehegatten, liegt daher nicht Ziff. 2, 
ſondern Ziff. 3 des 8 7 vor (E. VII C 183/14 vom 6. No⸗ 
vember 1914). 

Was min dieſe Ziff. 3 anlangt, fo hat das DBE. betont, 
daß, wenn das Geſetz hier von „Miterben“, „Teilung“ und 
„Nachlaß“ ſpricht, es damit in Ermangelung abweichender Be⸗ 
ſtimmungen auf Rechtsbegriffe verweiſt, die dem BGB. entlehnt 
ſind und nicht abweichend von dieſem ausgelegt werden können 
(AM. IV 316). Andererſeits iſt aber ein Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag der dort bezeichneten Art nicht nur über einen geſamten 
Nachlaß, ſondern auch über einzelne Nachlaßgegenſtände, wie ein 
einzelnes zum Nachlaſſe gehöriges Grundſtück möglich (a. a. O.). 

Auch die Nechtsbegriffe des BEB. räumen dagegen den 
Zweifel nicht aus, ob unter „Abkömmlingen“ im Sinne 
des 8 7 Ziff. 4 Zuw St. nur leibliche oder auch an Kindes 
Statt angenommene Kinder zu verſtehen ſeien. Ein Hinweis 
auf das B68. ſpricht für letzteres. Das OVG. hat aber 
erwogen, daß, wenn auch davon auszugehen iſt, daß das 
Zuwachs ſteuergeſetz ſich im allgemeinen an die Begriffe des 
bürgerlichen Rechts hat anlehnen wollen, dies nicht ausſchließe, 
daß es „unter Abkömmlingen die an Kindes Statt Angenommenen 
nicht hat verſtehen wollen, dieſen Begriff vielmehr in dem 
Sinne verwendet hat, wie er dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
geläufig iſt, der die natürliche Abſtammung entſcheiden läßt“. 
Allerdings erkennt es an, daß dieſe Annabme nur dann gerecht⸗ 
fertigt ſei, „wenn ganz überwiegende Gründe für fie ſprechen“. 
Es findet aber ſolche „ganz überwiegenden Gründe“ in der 
Entſtehungsgeſchichte des 8 7 Ziff. 4 Zuw St., in der hier 
näher als diejenige mit dem BGB. liegenden Parallele mit 
andern Reichsſteuergeſetzen, wie namentlich dem Reichs ſtempelgeſetz 
(Tarifſtelle 11 Befreiung 2) und dem Reichserbſchaftsſteuergeſetz, 
endlich in der Erwägung, daß nach § 1768 BGB. die Mögliche 
keit eines bloß zeitweiligen Annahmeverhältniſſes und damit 
einer Benutzung zu Steuerumgehungen gegeben ſei. (E. 67 24; 
AM. IV 184). Cbenſo einſchraͤnkend iſt die Ziff. 4 a. a. O. 
auszulegen, wenn in Gittergemeinſchaft lebende Eheleute ein 
Erundſtück an den Abkömmling des einen Ehegatten, alſo das 
Stiefkind des andern, veräußern. Dann greift 8 7 Ziff. 4 
nicht Platz, auch nicht etwa hinſichtlich der ideellen Hälfte des 
Grundſtücks. Denn nach dem Weſen des Geſamthands eigentum 
ſteht dem einzelnen Miteigentümer ein beſtimmter Anteil, den 
er auf ſeinen Abkömmling übertragen könnte, nicht zu. Ander⸗ 
ſeits müfjen, wo Eigentum zur geſamten Hand vorliegt, alle 
an der Veräußerung Beteiligten Vorfahren des Erwerbers ſein, 
um von einem Erwerbe durch einen Abkömmling ſprechen zu 
können. (AM. V 59.) Umgekehrt bringt freilich 8 7 Ziff. 4 
in Verbindung mit Ziff. 2 es mit ſich, daz die Befreiungs⸗ 
vorſchrift auch auf den mit dem gemeinſamen leiblichen Ab⸗ 
kömmling der veräußernden Eltern in Gütergemeinſchaft lebenden 
Ehegatten anzuwenden iſt (E. VII C 287/13). 

Auf familien und erbrechtlichen Verhältniſſen beruhen auch 
die Ziffern ö und 6 des 57. Wenn hier von „Eindringen 
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in eine Geſellſchaft die Rede iſt, fo ſteht dieſer Begriff nicht 
im Gegenſatze zu dem des Erwerbs, ſondern das Einbringen 
iſt, wirtſchaftlich betrachtet, nur eine beſondere Art des Erwerbs. 
Im allgemeinen mag zwar unter Einbringen in eine Geſellſchaft 
der Fall verſtanden werden, daß der bisberige Eigentümer an 
der betreffenden Geſellſchaſt ſelbſt in gewiſſer Weiſe beteiligt 


iſt und daher auch nach der Einbringung im Rahmen der 


Geſellſchaftsform mit ſeinem Eigentum verknüpft bleibt. Wenn 
aber 8 7 Ziff. 5 ausdrücklich auch von dem Einbringen in eine 
allein aus den Abkömmlingen des Veräußerers beſtehende 
Geſellſchaft ſpricht, ſo wird hier der Begriff des Einbringens 
gerade auch auf den Fall angewendet, wo das einem Elternteile 
gehörige Grundſtück von ihm an eine Geſellſchaft überlaſſen 
wird, der nur ſeine Abkömmlinge, nicht auch er ſelbſt angehört. 
Gegenſtand der Ziff. 5 find auch Übertragungen an eine durch 
Abkömmlinge des Veräußerers ins Leben gerufene juriſtiſche 
Perſon (G. m. b. H. uſw.), alſo Erwerbsfälle, die als Erwerb 
„der Abkömmlinge“ im Sinne des § 7 Ziff. 4 zu e 
rechtlich ganz ausgeſchloſſen iſt. 

Verfehlt wäre es auch, aus den Worten des § 3 11 9 
das Vermögen der Vereinigung aus Grundftüde beſteht“, den 
Schluß ableiten zu wollen, daß durch die Bezugnahme auf 8 3 
in 8 7 Ziff 5 nur das Einbringen in eine Grundſtücksgeſellſchaft 
getroffen werde, nicht alſo auch in eine bisher keine Grundſtücke 
befigende Geſellſchaft. Eine derartige Unterſcheidung würde 
gegenüber dem Zweckgedanken des § 7 jeder inneren Berech⸗ 
tigung entbehren. Die obigen Worte in 8 3 enthalten nicht 
ein Begriffsmerkmal für die dort angeführten Vereinigungen, 
ſondern ſtellen in bezug auf dieſe lediglich den Umfang der 
Steuerpflicht der Übertragung von Geſellſchaftsanteilen klar, 
was mit 8 7 Ziff. 5 und 6 nichts zu tun hat (a. a. O.). 

Einer erweiternden Auslegung des 8 7 iſt ſchließlich das 
OVG. bei Ziff. 7 (Grundſtücksaustauſch zum Zwecke der Zu⸗ 
ſammenlegung und Klarlegung) entgegengetreten, indem es feſt⸗ 
geſtellt hat, daß dieſe Vorſchrift lediglich das durch beſondere 
Vorſchriften geregelte Umlegungsverfahren im Sinne 
hat und als Erfordernis der Befreiung verlangt, daß der Um⸗ 
tauſch von Grundſtücken zur beſſeren Geſtaltung von Bauflächen 
von einer ſolchen Behörde angeordnet oder als zweckdienlich 
anerkannt worden iſt, die dieſen Umtauſch kraft der ihr durch 
Geſetz verliehenen Befugnis auch gegen den Willen des anderen 
Teiles durchzuführen befugt iſt (E. 64 90; AM. III 181; 
E. vom 19. September 1913 — VII C 777/13). Es genügt 
daher nicht die Beſcheinigung des Gemeindevorſtands, der Polizei⸗ 
oder einer beliebigen andern Behörde, daß ein zweckdienlicher 
Austauſch von Grundſtücken zur beſſeren Geſtaltung von Bau⸗ 
flächen ſtattgefunden habe. 


Die Zumutbarkeit der Leiſtung bei Veränderung 
der Vertragsgrundlagen. 


Zur Lehre von der clausula rebus sio stantibus. 


Von Dr. Fritz Haußmann, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


Im Vordergrunde der kriegsrechtlichen Aufgaben ſtehen 
Fragen der Auslegung von Verträgen unter Berückſichtigung 
der veränderten Verhältniſſe, die Lehre von der Bedeutung des 
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„wichtigen Grundes“ für die Löſung beſtehender Vertrags⸗ 
beziehungen und Erörterungen über die ſogenannte nachträgliche 
relative Unmöglichkeit der Leiſtung. 

Der gemeinſame Geſichtspunkt für die Beurteilung dieſer 
Fragen iſt im weſentlichen in dem Gedankenkreiſe der Doktrin 
von der clausula rebus sic stantibus zu ſuchen. Hat auch 
die clausula rebus sic stantibus im BGB. keinen allgemeinen 
Anſpruch auf Geltung,!) jo iſt damit doch die Prüfung nicht 
ausgeſchloſſen, ob nicht im einzelnen Falle nach der Abſicht 
der Parteien und nach der Natur der Verträge ein 
Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände in Betracht kommen 
kann.“) Die Klauſellehre ſchließt hiernach ſubjektive und 
objektive Elemente in ſich. 

Daß die Frage der Auslegung der Willenserklärungen 
niemals aus dem Problem der Lehre von der clausula rebus 
sic stantibus ausgeſchaltet werden kann,) ergibt ſich ſchon 
daraus, daß ſtets die Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtandes 
der Parteierklärungen der Beſtimmung der Tragweite der ob⸗ 
jektiven Rechtsfolgen vorausgehen muß.“) Auch eine Willens⸗ 
ergänzung kann in beſonders gelagerten Einzelfällen zur 
Beurteilung der Bedeutung der Veränderung der Vertrags⸗ 
grundlagen notwendig werden. Iſt z. B. eine ausdrückliche 
Abrede getroffen, wie es die Parteien für den Fall des 
Wechſels der Wertzuwachsſteuergeſetzgebung halten wollen, ſo 
wird ſich mangels gegenteiliger Anhaltspunkte ein Schluß auf 
den vermutlichen Parteiwillen im Falle der Einführung einer 
veränderten Umſatzſteuer ziehen laſſen. Ahnlich iſt die Sach⸗ 
lage bei der Auslegung der verſchiedenen Arten der Kriegs⸗ 
Haufel. Lautet dieſe z. B.: 

Höhere Gewalt, Arbeiterſtreiks und ſonſtige unvorher⸗ 

geſehene Ereigniſſe geben uns die Berechtigung, während 

der Dauer des Ausnahmezuſtandes nicht zu liefern, 
ſo muß in Ergänzung des Parteiwillens angenommen werden, 
daß auch der Krieg unter die „ſonſtigen unvorhergeſehenen 
Exeigniſſe“ fällt.?) Stets aber müſſen beſtimmte konkrete 
Anhaltspunkte für den vermutlichen Parteiwillen in den objektiven 
Erklärungen der Partei ſelbſt vorhanden ſein, d. h. es muß 
grundſätzlich ein Analogieſchluß im eigentlichen Sinne in Frage 


1) So mit Recht die herrſchende Meinung. gl. u. a. RG. vom 
28. 1. 1905. Bd. 60 S. 59, Motive zum BGB. 2, 199 und Prot. 
1, 631, 2, 47. 

Die gegenteilige Anſicht der Diſſertation von Stahl „Die 
fogenannte clausula rebus sic stantibus im BGB.”, Erlangen 1909, 
kann durch die Ausführungen Oertmanns „Rechtsordnung und 
Verkehrs ſitte“, Leipzig 1914, S. 204 ff. als endgültig abgetan am 
geſehen werden. 

N) Vgl. NG. vom 11. 4. 1902 Bd. 50, 258, vom 28. 1. 1905 
Bd. 60 S. 59 und Motive zum BGB. 2, 199. 

3) Auslegungsfragen haben in der Klauſellehre auch geſchichtlich 
ſtets eine aus ſchlaggebende Rolle geſpielt. Vgl. Kaufmann „Das 
Weſen des Völkerrechts und die clausula rebus sic stantibus“, 
Tübingen 1911, S. 114. 

4) Inſofern erſcheint jede rein objektiv⸗rechtliche Klauſeltheorie, 
die ſich gegenüber dem Auslegungsproblem ablehnend verhält, von 
Grund aus verfehlt. gl. auch Kaufmann a. a. O. S. 79 gegen 
Stahl. 

5) Anderer Meinung zu Unrecht Starke, Lieferungsvertrüg⸗ 
unter Emwirkung des Krieges“, Berlin 1915, ©. 85. 
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kommen; anderenfalls iſt eine Willensergänzung, die doch 
immerhin eine Auslegungstätigkeit bleiben muß, nicht mehr als 
eine Fiktion. 

Erſcheint hiernach auch die vorſichtige Auslegung des Er⸗ 
klärten als ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der Anwendbarkeit 
der Lehre von der clausula rebus sic stantibus, ſo findet die 
Klauſellehre ihre eigentliche Grundlage in objektiv⸗ rechtlichen 
Geſichtspunkten. In dieſem Zuſammenhange gibt die ſogenannte 
Lehre von der „Zumutbarkeit der Leiſtung“ die grunbfäglichen 
Richtlinien. Der unbedingten Unmöglichkeit einer Leiſtung iſt 
der Fall gleichzuſetzen, daß der Schuldner nur mit übermäßiger 
Kraftanſtrengung,“) alſo nur unter fo großen Aufwendungen 
zu erfüllen vermag, daß ihm die Leiſtung nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet 
werden kann. Handelt es ſich hiernach in der Lehre von der 
Zumutbarkeit der Leiſtung um die objektive Begrenzung 
der Tragweite der übernommenen Leiſtungspflicht 
(ogl. 8 243 BGB.), fo unterſucht die Klauſellehre dieſe Grenzen 
unter dem beſonderen Geſichtspunkt des Einfluſſes der nachträg⸗ 
lichen Veränderung der Vertragsgrundlagen durch äußere Um⸗ 
ſtände auf das Vertragsverhältnis. 

Den Schwierigkeiten des Problems, wann im Einzelfalle 
eine Leiſtung trotz Veränderung der Vertragsgrundlagen noch 
zumutbar iſt,“) läßt ſich nur durch die methodiſch⸗kritiſche Frage⸗ 
ſiellung beikommen, bis zu welchen Grenzen überhaupt eine 
theoretiſche Zergliederung der Zumutbarkeitslehre möglich iſt. 
Dies mag an einem praktiſch zur Zeit häufig zu beobachtenden 
Falle, in welchem die Frage nach den Grenzen der Zumutbarkeit 
der Leiſtung zweifelhaft werden kann, dem Falle einer unvorher⸗ 
geſehenen Preisſteigerung der zu liefernden Ware infolge der 
kriegeriſchen Verhältniſſe, veranſchaulicht werden. Daß fi für 
die Beurteilung kein abſoluter Maßſtab finden läßt, iſt offen⸗ 
ſichtlich. Eine Preisſteigerung um das Fünffache des vereinbarten 
Preiſez muß bei einer Ware, die auch in Friedenszeiten unter 
Umftänden derartigen Preisſchwankungen unterliegt, anders 
beurteilt werden als bei Waren, deren Preis in normalen 
Zeiten fabil iſt. Handelt es ſich um einen großen Schluß, 
deſſen Erfüllung zu dem plötzlich geſtiegenen, unverhältnismäßig 
hohen Preiſe die geſchäftliche Exiſtenz des Verpflichteten zugrunde 
richten muß, ſo kann die Beurteilung der Frage der Zumutbarkeit 
anders ausfallen als in einem Falle, in welchem es ſich um 
ein geringfügiges Quantum handelt, bei deſſen Lieferung der 


8 e) gl. hierzu ſchon Hartmann, „Die Obligation“, 1875, 
09 ff. 


5) Die bisherigen Löſungen können praktiſch nicht befriedigen. 
Dertmann, „Recht der Schuldverhältniſſe“ 8. und 4. Aufl., Vor⸗ 
demerkungen zu 88 275 bis 280 Ziff. 3a S. 98, beanügt ſich mit 
dem Hinweis auf die Größe der Schwierigkeiten im Verhältnis zum 
Schuldzweck und auf die Eigenart des Schuldverhältniſſes. Eine 
Entſcheidung des RG. vom 4. 6. 1910, Leipzg. 1910, 770 (14), weiſt auf 
das Prinzip der Intereſſenabwägung hin. — Kaufmann a. a. D. 
©. 116 ſieht die Wurzel des privatrechtlichen Begriffs der Zumutbarkeit 
in der „beſonderen Geſetzlichkeit der ſpeziellen Vertragstypen“. 

Auch der neuere Hinweis von Dertmann, „Rechtsordnung und 
Berkehrsſitte“ S. 208 auf den „objektiven Vertragszweck“ klärt das 
Problem nicht. Ogl. hierzu auch Kuhlenbeck dei Staudinger zu 
9 821 WEB. Ziff. 1 &. 262. 
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Verpflichtete einige Mark Schaden erleiden würde.?) Die Ent⸗ 
ſcheidung unter Würdigung aller derartiger Umſtände entſpringt 
einem Wertungsurteil unter Vergleichung der in Betracht 
kommenden Faktoren. Aus dieſer Erwägung ergibt ſich, daß 
nicht eigentlich der Vorgang der Wertung ſelbſt, ſondern nur 
die Aufweiſung der für die Wertung ausſchlaggebenden Einzel 
faktoren und ihre Bedeutung im Rahmen des Ganzen Gegen⸗ 
ſtand der theoretiſchen Zergliederung des Zumutbarkeitsbegriffs 
ſein kann. 

Nimmt man zum Ausgangspunkt der Betrachtung ein 
kaufmänniſches Lieferungsgeſchäft beliebiger Art, ſo bringt 
dieſes ſeiner Natur nach ein beſtimmtes Riſiko mit ſich, dem 
eine gewiſſe Verdienſtmöglichkeit als Aquivalent geaenüberſteht. 
Dieſes Riſiko bewegt ſich unter normalen Verbältniſſen in einem 
gewiſſen, nach der Verkehrsanſchauung beſtimmbaren Spielraum. 
Die Überſchreitung der Grenzen des normalen größt⸗ 
möglichſten Riſikos infolge Veränderung der Vertrags» 
grundlagen bedeutet, daß eine Leiſtung unter dieſen Umſtänden 
über den Rahmen des objektiven Vertrags inbalts hinausgeht. 
Hieraus erklärt es ſich, wieſo die natürlichen Preisſchwankungen 
des Lieferungsgegenſtandes für die Würdigung der Zumuibarkeit 
von entſcheidender Bedeutung ſein können. 

Die gleichen Erwägungen können bei der Beurteilung, 
wann infolge des Krieges ein wichtiger Grund zur Kündigung 
eines Dienſtverhältniſſes gegeben iſt, von Bedeutung 
werden. Wenn Dertmann?) zur Frage, inwieweit die Ems 
ſtellung des Betriebes inſolge des Krieges dem Aubeitgeber ein 
Kündigungsrecht aus wichtigem Grunde verleiht, ausjuhrt: 

„Es iſt ſchwerlich ein Kündigungsgrund, wenn der 
Betrieb infolge des Krieges unrentabel wird oder wegen 
Mangel an Aufträgen oder geeigneten Kräften geſchloſſen 
werden muß. Solche Möglichkeiten liegen wohl noch 
innerhalb des Riſikos, das der Unternehmer als Ausgleich 
der ihm doch zufallenden Gewinnchancen zu tragen hat. 
Anders aber, wenn die Fortführung des Betriebes durch 
behördliche Anordnung verboten oder infolge irgendwelcher 
kriegeriſcher Ereigniſſe — Belagerung, Zerſtörung, 
Plünderung u. dgl. — geradezu unmöglich gemacht wird. 
Solche Dinge ſcheinen mir außerhalb des dem Unter⸗ 
nehmer aufzubürdenden Betriebsriſikos zu liegen und 
ſind daher als wichtige Kündigungsgründe zu werten.“ 
ſo bewegen ſich dieſe Gedankengänge durchaus im Rahmen der 
Prüfung der Zumutbarkeit unter dem dargelegten Geſichtspunkt. 
Daß allerdings mangelnde Rentabilität infolge des Krieges 
einen Kündigungsgrund abzugeben nicht geeignet ſei, wird ſich 
jedenfalls. dann nicht behaupten laſſen, wenn dieſe einen Grad 
erreicht, der völlig außerhalb des Riſikos liegt, das normaler⸗ 
weiſe nach der Verkehrsanſchauung das in Betracht kommende 
Geſchäft treffen konnte.“) Grundſätzlich kann in derartigen 


©) Auch die Frage, ob der Verpflichtete die Ware auf Lager hat 
oder ſie ſich erſt zu den geſtiegenen Preiſen unter unverhältnismäßigen 
Opfern beſchaffen muß, kann für die Beurteilung von Bedeutung 
werden. gl. Starke a. a. O. S. 18. 

9) Vorträge der Juriſtiſchen Geſellſchaft 1914 „Der Einfluß 
des Krieges auf das private Vertragsrecht“ S 157. 

10) Wenn Joſef bei Gruchot Bd. 59 (1915) „Die Ein⸗ 
wirkung des Krieges und der Kriegsgeſetze auf Dienſtverträge des 
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Fällen eine individuelle auf Sachverſtändigengutachten geſtützte 
Unterſuchung darüber erheblich werden, ob das Geſchäft als 
ſolches ſeiner urſprünglichen Einrichtung und Zweckbeſtimmung 
nach bei großer Verdienſtmöglichkeit an ſich ſchon ſehr riskant 
war oder nicht, wofür z. B. der Prozentſatz der Verzinſung 
des in dem Geſchäft angelegten Vermögens Anhaltspunkte 
geben kann. 

Unter gleichen Geſichtspunkten beurteilt ſich die Frage der 
Kündbarkeit aus wichtigem Grunde bei Veränderung der 
Vertragsgrundlagen im Geſellſchaftsrecht. Mit Recht 
bemerkt Flechtheimm), daß Störungen der normalen Ent⸗ 
wicklung des einzelnen Kartells ein Kündigungsrecht aus 
wichtigem Grunde geben können. Welche Geſtaltung der Er⸗ 
eigniſſe noch als eine normale in dieſem Sinne anzuſehen iſt, 
muß nach den wirtſchaftlichen Zwecken des Kartells unter 
Berückſichtigung der typiſch möglichen, noch in den Kreis einer 
urſprünglich vorſichtigen Kalkulation zu ziehenden Veränderungen 
der Geſellſchaftsgrundlagen ermittelt werden. 

Inwieweit eine durch die Veränderung der Umſtände 
herbeigeführte mangelnde Rentabilität einer offenen Handels 
geſellſchaft ein Recht zur Kündigung aus wichtigem Grunde 
gibt, 12) iſt ſtreitig. Auch hier läßt ſich die Löſung nicht abſtrakt 
etwa durch die Frageſtellung, ob das durch das Handelsgewerbe 
erſtrebte Ziel des Gewinnes noch zum Geſellſchaftszweck gehöre, 
finden, ſondern nur durch die Ermittlung der in der Natur der 


konkreten Vereinbarungen begründeten Riſikoſchwankungen. Eine 


über dieſes Maß hinausgehende mangelnde Rentabilität berechtigt 
zur Löſung der Vertragsbeziehungen. 

Die Prüfung der Zumutbarkeit erfordert nach alledem 
grundſätzlich eine ähnliche Unterſuchung, wie ſie die Strafrechts⸗ 
theorie nach der Lehre von der adäquaten Verurſachung anſtellt. 
Nach dieſer iſt zu erwägen, inwieweit der konkrete Verlauf dem 
aus der menſchlichen Erfahrung gewonnenen typiſchen Bilde 
adäquat geweſen iſt. Ahnlich muß hier ex post geprüft werden, 
inwieweit die Veränderung der Verhältniſſe außerhalb des 
Spielraums des noch als normal anzuſehenden Ver⸗ 
laufs der Geſchehniſſe liegt. Dieſer Spielraum iſt bei 
Vereinbarungen, die zum Zwecke des Verdienſtes getroffen werden, 
nach dem objektiv⸗typiſchen Riſiko des Geſchäfts zu beſtimmen. 

Sind hiernach der Wertung im Rahmen der Zumulbarkeits⸗ 
lehre grundſätzlich beſtimmte Bahnen gewieſen, ſo wird es 
für die Handhabung dieſes Prinzips objektiv nachträglicher 
Prognoſe in der Praxis ſtets beſtimmter konkreter Anhaltspunkte 
bedürfen, wobei zu beachten iſt, daß nicht nur die Frage, ob 
das Ereignis als ſolches außerhalb des Spielraums des 
wpiſchen Verlaufs liegt, wie dies z. B. bei unerwartetem Aus⸗ 
bruch eines Krieges zumeiſt der Fall ſein wird, ſondern auch 


— 


— 


bürgerlichen Handels⸗ und Gewerberechts“ S. 421 in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange meint: 
Die Gefahr ſeines geſchäftlichen Betriebs trägt ausſchließlich 
der Dienſtberechtigte, 
ſo iſt dies dahin einzuſchränken, daß der Dienſtberechtigte die typiſche 
Gefahr ſeines Betriebes zu tragen hat. 
11) „Krieg und Kartelle“ JW. 1915, 374. 
12) Vgl. hierzu ROHG. 12, 100; RG., Leipz3. 1907 S. 189 (5) 
und 1908 S. 62 (14), ſowie Staub zu $ 133 HGB. Anm. 18. 
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die Frageſtellung, ob die Wirkungen des Ereigniſſes auf den 
Vertragsinhalt das Maß der tppiſchen Veränderungen, mit 
welchen die Parteien nach objektiver Auffaſſung rechnen müſſen, 
überſteigen, entſcheidend werden kann. Bei der inhaltlichen 
Begrenzung des typiſchen Geſchäftsrifikos find in erſter Linie 
die individuellen Verhältniſſe bei Geſchäftsabſchluß unter Ab⸗ 
wägung der gegenſeitigen Parteiintereſſen in Betracht zu ziehen; 
denn gerade die Ermittlung des konkreten Geſchäftsriſikos iſt 
Aufgabe der Grenzbeſtimmung der Zumutbarkeitslehre. In 
dieſem Zuſammenhange kann auch eine Vergleichung der von dem 
Verpflichteten über die normalen Grenzen des Vertrages hinaus 
etwa zu bringenden Opfer gegenüber dem zu erreichenden Ver⸗ 
tragszweck von Bedeutung werden.““) 

Eine eingehende Würdigung der beiderſeitigen urſprünglichen 
Parteiintereſſen, des objektiven Vertragsinhalts wie des Vertrags. 
zwecks, iſt hiernach Vorbedingung der Prüfung des Spielraum 
der normalen Geſchäftsgeſtaltung. In praxi wird dieſe Prüfung 
jedenfalls ſtets nach Erkenntnis und Abwägung der für die 
typiſche Beſtimmung des Verlaufs entſcheidenden Einzelfaktoren 
zu einer Wertung führen müſſen, welche unter Vergegen⸗ 
wärtigung des normalen Geſamtbildes des Verlaufs die Frage 
der Zumutbarkeit intuitiv entſcheidet. Die objektiv⸗ nachträgliche 
Prognoſe in dem dargelegten Sinne bildet hiernach das 
Korrektiv für die einzelnen in Betracht kommenden Faktoren, 
deren Bedeutung erſt durch die Vergleichung mit dem typifcen 
Bilde des Verlaufs in das richtige Licht geſetzt wird. 

Dieſe Vergleichung führt zu der weiteren Frage, unter 
welchen Umſtänden eine Leiſtung in begrenzterem Umfange 
als ſie vertraglich urſprünglich übernommen war, erfolgen muß, 
wenn fie nur in dieſen Grenzen noch zumutbar erſcheint. Daz 
RGB. bejaht in einer Entſcheidung vom 3. Februar 1914 die 
Frage, ob ein Verkäufer, wenn mehrere im voraus von der 
Jahresernte eines von ihm allein angebauten Erzeugniſſez 
gekauft haben und die Ernte zur Befriedigung aller Käufer 
nicht ausreicht, jeden der Käufer auf einen verhältnis⸗ 
mäßigen Anteil verweiſen kann. Im Anſchluß an dieſen 
Gedankengang iſt anzunehmen, daß, wenn Betriebs⸗ oder 
Transportſchwierigkeiten, Einfuhrverbote oder ſonſtige geſchäft⸗ 
liche Schwierigkeiten infolge des Krieges dem Lieferanten nur 
einen Teil der Warenmenge, deren er zur Lieferung bedarf, 
entziehen, ihm der Reſt aber belaſſen wird, er dieſen Reſt zur 
verhältnismäßigen Verteilung auf ſeine verſchiedenen Abnehmer 
verwenden muß, im übrigen aber von der Leiſtung frei wird.“) 
Gerade im Kriege wird der Grundgedanke der Pflicht einer 
verhältnismäßigen Verteilung begrenzt vorhandener Vorräte 
volkswirtſchaftlich überaus wohltätig wirken. 

Immerhin muß neueren Verſuchen einer zu weit gehenden 
Verallgemeinerung dieſer Lehre entgegengetreten werden. Die 
objektive Beſtimmung des Vertragsinhalts nach billigem Ermeſſen 


15) Mit Recht betont daher Starke a. a. D. G. 18, daß es für 
die Frage der Zumutbarkeit einer Leiſtung trotz Preisſteigerung In: 
folge des Krieges viel auf die Bedeutung des Geſchäftes für die 
Parteien und feine Tragweite für den beiderſeitigen Geſchäftsbetriel 
ankomme. 

14) Vgl. RG. 84, 125 ff. = JW. 1914, 464. 

15) Zutreffend Starte a. a. O. S. W. 
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44. Jahrgang. 
lann niemals in der Weiſe erfolgen, daß an Stelle des ur⸗ 
ſprünglichen Inhalts der Vereinbarung ein gänzlich anderes 
Geſchäft geſetzt wird. Hiernach erſcheint es nicht angängig, bei 
Lieferungsſchwierigkeiten infolge Veränderung der Vertrags⸗ 
grundlagen durch den Krieg, insbeſondere bei Preisſteigerungen, 
eine „Verteilung des Riſikos“ derart vorzunehmen, daß an 
Stelle des vereinbarten nach Gutdünken ein mittlerer Preis als 
„noch zumutbar“ vom Richter feſtgeſetzt wird.““) Unter Be 
rufung auf die Billigkeit mit Rückſicht auf die Veränderung der 
Vertragsgrundlagen in einem Urteil konſtitutiv einen Preis als 
angemeſſen feſtzuſetzen, den die Parteien zwar vergleichsweise 
bewilligen können, den zu vereinbaren ihnen aber vielleicht 
niemals eingefallen wäre, geht über die Beſtimmung der Grenzen 
der Tragweite der übernommenen Vertragspflichten im Sinne 
des 5 242 BGB. hinaus. 

Auch theoretiſch ſind an die neue Lehre von der begrenzten 
Zumutbarkeit zu weit gehende Schlußfolgerungen geknüpft worden. 
Krückmann!) findet in dieſem Gedankengange eine Beſtätigung 
ſeiner viel erörterten Doktrin, daß die Berufung auf die Nicht⸗ 
zumutbarkeit der Leiſtung nicht etwa nur einen Hinweis auf die 
objektiven Grenzen der Leiſtungspflicht enthalte, vielmehr eine 
Einrede aus gewichtigem Intereſſe darſtelle. 1s) Zutreffend er⸗ 
ſcheint an dieſer Erwägung, daß in der Regel kein vernünftiges 
Interefie daran beſteht, die Zumutbarkeit einer Leiſtung für 
einen Fall zu verneinen, in welchem der Schuldner leiſtungs⸗ 
bereit iſt oder ſogar ſchon geleiſtet hat. Um aber der freien 
Willensbeſtimmung des Schuldners, ob er leiſten will, nicht 
vorzugreifen, bedarf es der Krückmannſchen Einredetheorie nicht. 
Dieſem Umſtande kann ſchon dadurch vielfach Rechnung getragen 
werden, daß, wie dargelegt, ein ausſchlaggebender Faktor der 
Beurteilung, ob Zumutbarkeit der Leiſtung vorliegt oder nicht, 
die Wertung des Standpunkts des Schuldners ſelbſt iſt; will 
dieſer ſelbſt leiſten, fo iſt in der Regel nicht abzuſehen, weshalb 
ihm die Leiſtung nicht zugemutet werden ſoll. Auch der Hinweis 
der Anhänger der Einredetheorie, daß der gegenteilige Stand⸗ 
punkt zu unhaltbaren Konſequenzen führe, weil im Falle der 
Leiſtungsbereitſchaft des Schuldners einer nicht zumutbaren 
Leiſtung dieſer ein Indebitum leiſten würde, iſt nicht durch⸗ 
ſchlagend; denn bei Einigkeit der Parteien darüber, daß die 
Leiſuung erfolgen ſoll, kann von einer Leiſtung eines Indebitum 
nicht mehr die Rede ſein. Iſt ſchon hiernach die Einredetheorie 
abzulehnen, ſo kann endlich auch die Erkenntnis, daß in Aus⸗ 
nahmefällen nur eine begrenzte Zumutbarkeit im Sinne einer 
berhältnismäßigen Verteilung der Leiſtung unter die ver» 
ſchiedenen Gläubiger zum Vertragsinhalt gehört, die Einrede⸗ 
theotie nicht ſtützen. Der Verpflichtete ſchuldet in derartigen Fällen 
dem erſten an ihn herantretenden Gläubiger nach $ 242 BGB. 


10) So in der Tat eine von Krückmann, Leipz 3. 1915, 95 ff. 
gebilligte Entſcheidung des Budapeſter Börſenſchiedsgerichts und ein 
urteil des LG. München I vom 9. 10. 1914 (vgl. Finanz- und 
Handelsblatt der Voſſiſchen Zeitung vom 9. 4. 1915 Nr. 179). Gegen 
letterez Urteil mit Recht auch Heimann, „Lieferungs verpflichtung 
und Preisſteigerung“, ebenda. 

10 Pgl. Krückmann, Leipzg. 1915 Nr. 8 „Der Zuckerrüben⸗ 
ſamenprozeß und die herrſchende Unmöglichkeitslehre“ S. 95 ff., 102. 

0) Bol. hierzu auch Krückmann, „Unmöglichkeit und Unmög⸗ 
lichkeitsprozeß“, Tübingen 1907 S. 80 ff. 
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mit Rückſicht auf die Veränderung der Vertragsgrundlagen in 
gleicher Weiſe wie den weiteren Gläubigern nur einen ver⸗ 
hältnismäßigen Teil. Leiſtet er trotzdem an einen das Ganze, 
ſo ſind zwar die betreffenden Parteien, zwiſchen denen ſich die 
Leiſtung vollzieht, darüber einig, daß die ganze Leiſtung als 
eine Vertragsleiſtung nach Maßgabe des urſprünglichen Schluſſes 
zu gelten hat; der Schuldner aber hat ſich gegenüber ſeinen 
übrigen Gläubigern ſchuldhafterweiſe außerſtand geſetzt, den 
ihnen geſchuldeten Teil zu leiſten und iſt daher dieſen haftbar. 

Nicht der Begriff der Einrede aus gewichtigem Intereſſe, 
für den das Geſetz in dieſem Zuſammenhange keine Grundlage 
bietet, ſondern nur die objektive Beſtimmung des Vertrags⸗ 
inhalts nach 8 242 BGB. unter dem allgemeinen Geſichts⸗ 
punkte der Zumutbarkeit der Leiſtung nach den Grundſätzen der 
objektiv⸗nachträglichen Prognoſe kann nach alledem zu dem Ziele 
führen, die unvergängliche Lehre von der clausula rebus sic 
stantibgs mit dem obligationenrechtlichen Grundgedanken des 
BGB. in Einklang zu bringen. 


Aus dem ſozialen Verſicherungsrecht.) 
Von Regierungsrat Dr. v. Ols hauſen, Berlin. 


AUnfallverſicherung. 
1. Der Urſachenbegriff in Unfallverſicherungsſachen. “) 

Das RWA. hat in ſtändiger Rechtſprechung einen Leiſten⸗ 
bruch nur dann als Unfallfolge anerkannt, wenn der Austritt des 
Bruches unter eigenartigen ſtürmiſchen Krankheitserſcheinungen, 
wie Übelkeit und Erbrechen, Einriſſen und Blutergüſſen in das 
Bauchfell, ſowie unerträglichen, jede weitere Arbeit hindernden 
Schmerzen, erfolgt iſt (vgl. Handb. der Unfallverſicherung Bd. I 
S. 73 ff.). Dieſe Anſicht ſtützt ſich auf die Erfahrungen der 
Medizin, wonach Leiſtenbrüche regelmäßig aus angeborener 
oder unmerklich entſtandener Bruchanlage ſich allmählich ent⸗ 
wickeln, und ihr Austritt gewöhnlich in natürlicher Fort⸗ 
entwicklung dieſer Anlage erfolgt, während im Falle weſent⸗ 
licher Mitwirkung eines als Unfall zu bezeichnenden Ereigniſſes 
ſtets die bezeichneten ſchweren Erſcheinungen auftreten. Nur 
im letzteren Falle ſieht deshalb das RVA. den Bruß als 
durch einen Unfall verurſacht an; in allen übrigen Fällen 


— 


1) Auf Wunſch der Schriftleitung wird in Zukunft hier regel: 
mäßig über wichtige Entſcheidungen zur Reichsverſicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911 (RVO.) und zu dem Verſicherungsgeſetz für An: 
geſtellte vom 20. Dezember 1911 (VGfA.) berichtet. In den nächſten 
Bericht ſoll neben der Unfall⸗ und der Invaliden⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung auch die Krankenverſicherung aufgenommen 
werden, da jetzt auch auf dieſem Gebiete durch die im Reviſions⸗ 
und Beſchlußverfahren ergehenden Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſicherungsamts (RVA.) eine einheitliche Rechtsanwendung er: 
zielt wird. 

2) Der durch einen Unfall Verletzte hat nach der RBD. nur 
dann Anſpruch auf eine Rente, wenn die angebliche Unfallfolge mit 
dem behaupteten Unfall in einem urſächlichen Zuſammenhange ſteht. 
Da das Geſetz nicht fagt, was unter Urſache zu verſtehen iſt, 
wird dieſer Entſcheidung, in der ſich das RBA. aus Anlaß eines 
Leiſtenbruches eingehend mit dem Kauſalitätsbegriff und der Stellung 
des RG. auseinanderſetzt, beſondere Bedeutung beizumeſſen fein. 
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bezeichnet es das angebliche Unfallereignis nur als Gelegenheit, 
die Bruchanlage aber als alleinige Urſache des Bruchaustritts. 
Das RG. hat ſich jedoch auf einen grundſätzlich abweichenden 
Standpunkt geſtellt. Die Unterſcheidung zwiſchen Gelegenheit 
und Urſache erklärt es für ungerechtfertigt und ſieht auch bei 
vorhandener Bruchanlage den Betriebsvorgang, bei dem der 
Austritt erfolgt iſt, als Urſache des Bruchaustritts an. Die 
Entſtehung des Bruches ſei nämlich in dieſem Falle auf zwei 
Urſachen zurückzuführen, deren jede als mitwirkende in Betracht 
komme. Es reiche aus, daß deren eine der Unfall geweſen ſei. 
Das RA. betont demgegenüber, daß es nie die Möglichkeit 
mehrerer mitwirkender Urſachen bei der Entſtehung eines 
Schadens verneint habe (vgl. Handb. der Unfallverſicherung 
Bd. I S. 76). Mit dieſer Auffaſſung iſt jedoch nicht die Not⸗ 
wendigkeit verbunden, jeden Umſtand, der irgendwie zum Erfolge 
beigetragen hat, als rechtlich beachtliche Miturſache anzuſehen. 
Vielmehr muß zwiſchen Bedingungen des Erfolges, die im 
Rechte ſinne als Urſache oder Miturſache zu gelten haben, und 
ſolchen, die dies nicht ſind, unterſchieden werden. Da das 
Geſetz keine Begriffsbeſtimmung gibt, iſt es reine Auslegungs⸗ 
frage, was unter Urſache zu verſtehen iſt. Die Auslegung 
kann aber nur an den allgemeinen Sprachgebrauch und die 
Auffaſſung des praktiſchen Lebens anknüpfen, aus deſſen Be⸗ 
dürfniſſen heraus das Geſetz geſchaffen iſt, und dem es dient. 
In ſcharfem Gegenſatze dazu ſteht der rein abſtrakte philo⸗ 
ſophiſche Begriff der Urſache. Die Philoſophie behandelt in 
ihren hervorragendſten Vertretern alle Bedingungen des Er⸗ 
folges gleichwertig in ihrer Geſamtheit als Urſache, eine Lehre, 
die im Anſchluß an die v. Buriſche Schrift über Kauſalität im 
weſentlichen die Grundlage für die Praxis des Strafrechts 
bildet und auch die Praxis und Theorie des Zivilrechts weſent⸗ 
lich beeinflußt (vgl. Staudinger, BGB. 5./6. Aufl., Bd. II 
S. 42 ff.; Oertmann, BGB. 3./4. Aufl., Bd. II S. 30 ff.) Im 
Gegenſatze zur philoſophiſchen Kauſallehre verſteht das Leben 
unter Urſache nicht alle Bedingungen des Erfolges, einerlei mit 
welcher Schwere ſie zu ihm beigetragen haben, und in welchem 
Zuſammenhange ſie dazu ſtehen. Als Urſachen und Miturſachen 
greift es vielmehr unter quantitativer Abwägung nur die Be⸗ 
dingungen heraus, die wegen ihrer beſonderen Verbindung zum 
Erfolge zu deſſen Eintritt weſentlich mitgewirkt haben. Dieſer 
Begriff muß unter Ausſchaltung rein metaphyſiſcher und 
erkenntnis⸗theoretiſcher Betrachtungen für das Recht allein maß⸗ 
gebend fein. Das RV A. hat demgemäß als Urſachen und 
Muurſachen im Rechtsſinne ſtets nur diejenigen Umſtände bes 
handelt, die zum Erfolge weſentlich mitgewirkt haben, und 
die ſonſtigen Glieder in der Kauſalreihe, die nur rein philo⸗ 
ſophiſch, nicht aber als Urſache im Rechtsſinn in Betracht 
kommen können, ausgeſchieden. Aber auch das RG. hat an⸗ 
erkannt, daß nicht alle zum Erfolg zuſammenwirkenden Be⸗ 
dingungen als deſſen Urſachen zu bezeichnen ſeien, daß vielmehr 
das Geſchehnis, das den Abſchluß einer Kette verſchiedener 
Einzelerſcheinungen bilde, vielfach mit einer Anzahl ſeiner 
Bedingungsfaktoren in ſo loſer und entfernter Verbindung 
ſtehe, daß von einem eigentlichen kauſalen Zuſammenhange 
nicht mehr die Rede fein könne (vgl. z. B. RG. 42, 291; 
JW. 41, 459). Die Gleichſtellung der Bruchanlage mit dem 
äußeren Ereignis, bei dem der Bruch, austritt, als Miturſache 
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des Bruches würde überdies, wie oben bereits angedeutet 
wurde, der Auffaſſung des praktiſchen Lebens widerſprechen. 
In allen Fällen, in denen bei der Arbeit ein Leiſtenbruch 
ohne ſchwere Krankheikserſcheinungen bemerkt wird, iſt vielmehr 
entweder die Arbeit nur die Gelegenheit zur Entdeckung dez 
längft vorhanden geweſenen vollkommenen Bruches, oder fie 
bildet den ganz unerheblichen äußeren Anlaß zum Übergang 
der bereits ausreichend ausgebildeten Bruchanlage in den 
vollkommenen Bruch. Auch im letzteren Falle kann ſomit die 
Arbeit nicht als Miturſache der Entſtehung des vollkommenen 
Leiſtenbruchs angeſehen werden. Ihr Zuſammenhang mit der 
Bruchentſtehung ift fo loſe, daß die Auffaſſung des praktiſchen 
Lebens, wie fie insbeſondere in der allgemeinen Anſchauung 
der Arzte zum Ausdruck kommt, die Arbeit als unweſentliches 
Moment, lediglich als Gelegenheit des Bruchaustrittt, 
nicht als Urſache des Bruches bezeichnet. Auch in der rechtlichen 
Beurteilung kann demzufolge auf dem Boden der entwickelten 
Kauſalgrundſätze in ſolchen Fällen die Arbeit nicht als Urſache 
oder Miturſache der Entſtehung des Leiſtenbruchs, das heißt 
als weſentlich mitwirkende Bedingung angeſehen werden, viel 
mehr kann fie nur als eine im Rechtsſinne nicht als Urſache 
oder Miturſache zu begeichnende unweſentliche Bedingung des 
Erfolges gelten. Weſentlich hat zum Bruchaustritt nicht die 
Arbeit, ſondern die Bruchanlage mitgewirkt. Sie iſt deshalb 
die Urſache des Bruches, nicht die Arbeit (RV. 24. 5. 19). 


2. Die ſog. Unfälle des täglichen Lebens.) 

Der im landwirtſchaftlichen Betriebe feines Vaters be 
ſchäftigte, damals 15 jährige Kläger wurde an einem Feſttag 
von feinem Vater nach der Stadt geſchickt, um einer ber 
wohnenden ſtändigen Abnehmerin die in eigener Viehhaltung 
gewonnene Butter abzuliefern und dort für den Erlös Lem, 
kuchenmehl zum Füttern des auf dem Grumbflüd gehaltenen 
Kalbes ſowie verſchiedene Einkäufe für den Haushalt zu beſorgen. 
Er brach frühmorgens auf, begleitet von dem ihm perſönlich 
bekannten Häuslerſohn B., der gleichfalls in der Stadt zu tun 
hatte; lieferte zunächſt die Butter ab, beſuchte, wie ihm aufs 
getragen war, den Gottesdienſt und trat, nachdem er gefrühſtückt 
und die ihm übertragenen Einkäufe erledigt hatte, den Rückweg 
an, auf dem er wieder mit B. zuſammentraf. B., der ſich in 
der Stadt zu einer Piſtole, die er beſaß, Patronen gelauft 
hatte, gab im Gehen einen Schuß ab, lud die Waffe wieder 


9) Die Frage, ob die Berufsgenoſſenſchaften auch Unfälle zu 
entſchädigen haben, die einer im Betriebe tätigen Perſon durch eine 
dem Betriebe an ſich fremde, auch anderen Perſonen in der gleichen 
Zeit und Gegend drohende Gefahr zugefügt werden, nämlich die ſog⸗ 
Unfälle des täglichen Lebens, tft ſeit langem in den Kreiſen der 
hieran Beteiligten lebhaft erörtert und auch im Reichstag mehrſag 
behandelt worden. Die bisherige Nechtſprechung des RBA. war keine 
einheitliche. Der anläßlich des vorliegenden Falles mit der Sache 
merſt befaßte Senat des RBA. kam daher in die Lage, in biefer 
grundſätzlichen Rechtsfrage von der Entſcheidung eines anderen Senats 
abweichen zu müſſen, und hat deshalb die Sache an den Großen 
Senat verwieſen. (8 1717 RBO.) Dieſer Große Senat beſteht aus 
dem Präſidenten des RA., zwei vom Bundebrat gewählten Nit 
gliedern, zwei ſtändigen Mitgliedern des RA., zwei richterlichen 
Beamten, zwei Arbeitgebern und zwei Verſicherten. 
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und ſteckte ſie ein. Als einige Zeit darauf der Kläger auf 
dem Wege eine Strecke hinter B. zurückgeblieben war und 
ihm nacheilte, traf ihn in dem Augenblick, als er bis auf 3 m 
an B. herangekommen war, ein Schuß aus der Piſtole ins 
linke Auge. Die Piſtole hatte ſich dadurch entladen, daß B. 
ſie aus der einen Taſche in die andere ſtecken wollte und dabei 
fallen ließ. 

Das RWA. hat zunächſt angenommen, daß der Kläger 
zur Zeit des Unfalls im landwirtſchaftlichen Betriebe ſeines 
Vaters tätig war. Denn der Hauptzweck des Weges war auf 
die Ablieferung von Butter, die in der zum landwirtſchaftlichen 
Betriebe ſeines Vaters gehörigen Viehhaltung gewonnen war, 
und auf den Einkauf von Viehfutter gerichtet. Hierbei iſt es 
ohne Belang, daß daneben auch noch einige Beſorgungen für 
den Haushalt erledigt werden ſollten. Der Kläger hat ſich 
auch nicht etwa in der Stadt ungebührlich lange herum⸗ 
getrieben oder den Rückweg ſelbſt durch Spielereien, längeren 
Aufenthalt uſw. ſo geſtaltet, daß der Betriebszweck gegenüber 
der Verfolgung perſönlicher Intereſſen in den Hintergrund trat. 
Der zwiſchen die Beſorgungen eingeſchobene Beſuch des Gottes⸗ 
dienſtes unterbrach nur für kurze Dauer die Betriebstätigkeit. 
Der Kläger hat ſich dann zwiſchen dem Gottesdienſte und den 
Einkäufen keinen weiteren Aufenthalt in der Stadt gegönnt, 
als die Zeit, während welcher er frühſtückte, und den Rückweg 
alsbald angetreten. Dies war ein durch die Umſtände hin⸗ 
reichend begründetes Verhalten. Hiernach hat ſich der Verletzte 
in dem Augenblicke, in dem die Piſtole ſeines Begleiters zur 
Entladung kam, im Betriebe befunden, und es iſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Kläger durch die Unfallverſicherung gegen die 
Folgen des Piſtolenſchuſſes geſchützt war. 

Die reichsgeſetzliche Unfallverſicherung, die ſich nach 8 1 
des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 auf die Folgen 
der „bei dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle“ erſtreckte, hat 
die in dieſen Worten liegende Kennzeichnung ihres Inhalts in 
ihrer ſpäteren Entwicklung beibehalten. So find nach dem 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz und dem für den vorliegenden 
Streitfall maßgebenden Unfallverſicherungsgeſetze für Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 1900 die der Unfallverſicherung 
unterſtellten Perſonen „gegen die Folgen der bei dem Betriebe 
ſich ereignenden Unfälle“ verſichert. Hinſichtlich der Auslegung 
der auch von der RVO. übernommenen Wortverbindung 
„Unfälle beim Betriebe“ beſteht in Rechtſprechung und Literatur 
inſofern Übereinſtimmung, als unter den Unfällen „beim Bes 
triebe“ nicht alle Unfälle verſtanden werden, die „während“ 
des Betriebes eintreten. Vielmehr wird ein Betriebsunfall 
nur dann angenommen, wenn der Verletzte der Gefahr, der er 
erlegen iſt, durch die Betriebsbeſchäftigung ausgeſetzt war. Als 
herrſchende Anſicht kann auch gelten, daß als „Unfälle“, d. h. 
plötzliche körperſchädigende Einwirkungen, während der Betriebs⸗ 
beſchäftigung eintretende Geſundbeitsſchädigungen nicht angeſehen 
werden können, die lediglich auf körperlicher Veranlagung be⸗ 
ruhen. Dahin gehören z. B. Herz⸗ oder Gehirnſchläge, Lung n⸗ 
blutungen, Bruchſchäden, ſofern bei ihnen die Betriebsarbeit 
eine ſchädigende Wirkung nicht ausgeübt hat. Da der Ver⸗ 
ſicherte der Gefahr, der er erlegen iſt, durch die Betriebs⸗ 
beſchäftigung ausgeſetzt geweſen fein muß, fo ſcheiden ferner 
für die Haftung der Berufsgenoſſenſchaften ſolche Unfälle aus, 
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die den Verſicherten betroffen haben, nachdem er durch betriebs⸗ 
widriges Verhalten die Beziehungen zu dem Betriebe gelöft 
hatte. Das gleiche gilt, wenn ſich der Unfall bei einer Tätigkeit 
ereignete, deren Zweckbeſtimmung auf das rein eigenwirtſchaftliche 
Intereſſe des Verſicherten gerichtet war. Hinſichtlich der ver⸗ 
ſchiedenen Gruppen der „Unfälle beim Betriebe“ iſt zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen den Unfällen, die „beſonderen, dem Betriebe 
eigentümlichen Gefahren“ entſpringen, und den ſonſtigen beim 
Betriebe ſich ereignenden Unfällen. Unter der erſteren Gefahren⸗ 
gruppe werden zuſammengefaßt ſowohl die Gefahren, die der 
einzelnen Betriebsgattung ausſchließlich oder vornehmlich eigen 
find, als auch die, welche in den allgemeinen, auch bei anderen 
Unternehmungen vorkommenden Betriebseinrichtungen begründet 
ſind. Dieſer Gruppe ſind anzugliedern die ohne äußere Ein⸗ 
wirkung unmittelbar durch die Betriebsverrichrung hervor⸗ 
gerufenen Schädigungen, wie beiſpielsweiſe Sturz auf ebenem 
Boden, Stolpern über eine Türſchwelle auf der Betriebsſtätte. 
Daß ein Verſicherter, der einen ſolchen Unfall erleidet, zu ent⸗ 
ſchädigen iſt, hat die Rechtſprechung ſtets anerkannt. Zweifelhaft 
dagegen blieb die Beurteilung der Unfälle, die ihre Urſache 
nicht unmittelbar im Betriebe haben, die vielmehr durch ein 
von außen kommendes ſelbſtändiges Ereignis weſentlich mit⸗ 
veranlaßt ſind. Dieſe Fälle hat man vielfach als Unfälle des 
täglichen Lebens bezeichnet. Bei ihnen iſt unter Abwägung 
des verſchiedenen Wertes der Bedingungen des Erfolgs zu 
prüfen, ob eine Verbindung beſtand zwiſchen den durch den 
Betrieb geſchaffenen oder beeinflußten Bedingungen und dem 
den Abſchluß der Urſachenreihe bildenden Ereignis, derart, daß 
letzteres nach vernünftigem Ermeſſen als Folge jener Umſtände 
anzuſprechen iſt. Andernfalls war die Verbindung nur eine 
loſe und entfernte und kann als rechtlich beachtliche nicht an⸗ 
geſehen werden. Die mit der Betriebsbeſchäftigung zuſammen⸗ 
hängenden Umſtände müſſen ſomit erheblich dazu beigetragen 
haben, den Verſicherten in die Lage zu bringen, in der das 
ſchädigende Ereignis wirkſam geworden iſt. Liegt aber dieſe 
Vorausſetzung vor, ſo dürfen Unfälle aus den Gefahren des 
täalichen Lebens nicht anders als die Unfälle aus ſonſtigen 
Gefahren behandelt werden. Der Große Senat iſt daher 
zu folgenden Grundſätzen gelangt: Ein Betriebsunfall iſt 
gegeben, wenn der Verletzte der Gefahr, der er erlegen iſt, 
durch die Betriebsbeſchäftigung ausgeſetzt war. Damit ſcheiden 
für die Haftung der Berufsgenoſſenſchaften im allgemeinen 
aus: plötzliche Geſundheitsſchädigungen während der Betriebs⸗ 
beſchäftigung, die lediglich auf körperlicher Veranlagung beruhen 
und deshalb regelmäßig nicht als Unfälle gelten können, ferner 
Unfälle von Verſicherten, wenn dieſe durch ihr Verhalten die 
Beziehungen zum Betriebe gelöſt hatten oder eigenwirtſchaftlich 
tätig waren. Der Begriff des Betriebsunfalls erfordert nicht, 
daß die Unfallgefahr eine beſondere, dem Betriebe eigentümliche, 
oder daß der Verſicherte ihr durch die Betriebsbeſchäfrigung in 
erhöhtem Maße ausgeſetzt war. Anderſeits liegt ein Betriebs⸗ 
unfall nicht ſchon dann vor, wenn ein ſchädigendes Ereignis 
mit der Betriebsbeſchäftigung nur zufällig örtlich und zeitlich 
zuſammentraf, wie beiſpielsweiſe in der Regel bei Unfällen aus 
allgemein wirkenden Gefahren (Epidemien, Erdbeben, Über⸗ 
ſchwemmungen) oder bei vorſätzlichen Nerletzungen, die durch 
Dritte aus rein perſönlichen, gegen den Verletzten gerichteten 
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Beweggründen erfolgten. Vielmehr bedarf es zur Annahme 
eines Betriebsunfalls auch des urſächlichen Zuſammenhangs 
zwiſchen dem Betriebe und dem ſchädigenden Ereigniſſe. Die 
den Zwecken des Betriebs dienende Beſchäftigung muß urſächlich 
in dem Sinne beim Unfall mitgewirkt haben, daß der Ver⸗ 
ſicherte infolge der Beſchäftigung im Betriebe der Gefahr, der 
er erlegen iſt, ausgeſetzt wurde. Trifft dies zu, ſo ſtellen ſich 
die ſogenannten Gefahren des täglichen Lebens als Gefahren 
des Betriebs dar, und es werden daher die durch ſie herbei⸗ 
geführten Unfälle von der Unfallverſicheruug ebenſo ergriffen 
wie andere Unfälle beim Betriebe. 

Bei Anwendung vorſtehender Grundſätze auf den vor⸗ 
liegenden Fall ergibt ſich folgendes: Der noch jugendliche 
Kläger hatte den Auftrag erhalten, einen Weg über Land in 
früher Morgenſtunde zurückzulegen und nach Erledigung der 
Beſorgungen den gleichen Weg zu Fuß wieder zurückzukommen. 
Wenn er ſich auf beiden Wegen einem ihm perſönlich bekannten 
Altersgenoſſen anſchloß, der das gleiche Ziel hatte, ſo kann 
dieſe Handlungsweiſe von der Betriebsverrichtung nicht völlig 
losgelöſt werden. Es iſt natürlich und in der allgemeinen 
Lebensgewohnheit begründet, daß jemand, der einen längeren 
Weg allein zurückzulegen hat, eine Begleitung, die ſich ihm 
aus dem Kreiſe ſeiner Bekannten bietet, annimmt. Beſonders 
bei einer jugendlichen Perſon iſt der Wunſch, bei einem Wege 
über Land einen Begleiter zu haben, ohne weiteres verſtändlich. 
Die Begleitung lief auch an ſich den Betriebsintereſſen in keiner 
Weiſe zuwider. Der Begleiter B. iſt allerdings mit der Piſtole, 
die er bei ſich hatte, leichtſinnig umgegangen. Ein derartiges 
unüberlegtes Handeln iſt wiederum in dem jugendlichen Alter 
B.s begründet. Sein Verhalten war andererſeits nicht fo 
unvorſichtig oder fahrläſſig, daß ſeine Begleitung als geradezu 
gefährlich erſcheinen mußte. Der Anſchluß an B. entsprach 
ſonach den Umſtänden, wie ſie durch den Betrieb, d. h. durch 
den dem Kläger gewordenen Auftrag, geſchaffen waren. Der 
Kläger iſt demgemäß nach Anficht des Großen Senats durch 
die Betriebsverrichtung, zu der er den Auftrag erhalten hatte, 
in einer den Gewohnheiten des Lebens entſprechenden Weiſe 
zu einem mehrſtündigen, den Intereſſen des Betriebs an ſich 
nicht zuwiderlaufenden Zuſammenſein mit einem Altersgenoſſen 
geführt worden; der Betrieb iſt alſo eine mitbeſtimmende, eine 
„rechtlich beachtliche“ Urſache für dieſes Zuſammenſein und 
damit auch für die ſchädigende Wirkung einer währenddeſſen 
von dem Begleiter begangenen Unvorſichtigkeit geweſen. Die 
obenbezeichnete Vorausſetzung, daß aus dem Betriebe herzu⸗ 
leitende Umſtände ein wichtiges Glied in der Reihe derjenigen 
Bedingungen bilden, die beim Zuſtandekommen des Unfalls 
zuſammengewirkt haben, iſt danach im vorliegenden Falle als 
erfüllt anzuſehen (RVA. 16. 2. 14). 


3. Unfälle bei Feſtlichkeiten der Betriebsarbeiter. 


Ein Grubenarbeiter hatte ſich eine Augenverletzung zu⸗ 
gezogen, als er gelegentlich des Barbarafeſtes am 2. Dezember 
1911 beim Böllerſchießen behilflich war. Er beanſpruchte des⸗ 
wegen Entſchädigung von der Berufsgenoſſenſchaft, welcher der 
Grubenbetrieb angehörte. Sein Anſpruch iſt indeſſen von allen 
Inſtanzen, und zwar vom RWA. mit folgender Begründung 
abgewieſen worden: Die Beteiligung des Betriebs hat ſich 
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darauf beſchränkt, daß dieſer für den Tag des Barbaraſeſte 
eine Feierſchicht eingelegt, einen Beitrag an Geld für die Feier 
geleiſtet und geduldet hat, daß für das Böllerſchießen Pulver 
unter den Mitgliedern der Belegſchaft verteilt worden iſt. 
Veranſtaltet iſt das Feſt dagegen nicht von der Betriebsleitung, 
ſondern, wie üblich, von der Belegſchaft. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Vertrauensmannes der Beklagten war auch daz 
Abſchießen der Böller für die Beteiligten ein Privatvergnügen. 
Die Grubenverwaltung hat keinen Auftrag dazu gegeben, und 
das Abſchießen ſoll auch nicht auf Grubenterrain, alſo auf der 
Betriebsſtätte, ſondern außerhalb desſelben ſtattgefunden haben. 
Das Gegenteil hat der Kläger felbfl nicht behauptet. Bei dieſen 
Verhältniſſen kann nicht angenommen werden, daß er bei der 
unfallbringenden Tätigkeit im verſicherten Betriebe der Grube 
beſchäftigt geweſen iſt (zu vgl. Handb. der Unfallverſicherung 
Bd. I S. 105 Anm. 46). 


4. Unfall eines Straßenbahnſchaffners auf der Fahrt zum 
Dienft bei der ihm zuſtehenden freien Benntzung einen 
Straßenbahnwagens. 


Der verſtorbene Straßenbahnſchaffner iſt auf der Fahrt 
von ſeiner Wohnung nach dem Straßenbahnhof verunglückt, 
wo er an einer Unterweiſungsſtunde teilnehmen ſollte. Die 
Benutzung der Straßenbahn zur Beförderung geſchah nur im 
perſönlichen Intereſſe des ſchnelleren und bequemeren Fort⸗ 
kommens. Er befand ſich alſo zur Zeit des Unfalls auf dem 
Wege zu der Stätte, an der er für den Betrieb feiner Arbeit⸗ 
geberin, der Straßenbahngeſellſchaft, tätig werden ſollte. Die 
Wege der Arbeiter und Betriebsbeamten zur Betriebsſtätte 
werden aber nach der ſtändigen Rechtſprechung des RVA. regel: 
mäßig dem verſicherungspflichtigen Betriebe nicht zugerechnet, 
in dem die Beſchäftigung ſtattfindet, es ſei denn, daß der Gang 
nach ſeiner unmittelbaren Zweckbeſtimmung mit dem Betriebe 
im beſonderen Zuſammenhang ſteht oder ſonſt in deſſen un⸗ 
mittelbaren Intereſſe erfolgt. Eine ſolche Ausnahme hat hier 
nicht vorgelegen. Insbeſondere wurde der Weg des Ver⸗ 
ſtorbenen in den Betrieb ſeiner Arbeitgeberin nicht dadurch ein⸗ 
bezogen, daß er von dem ihm zuſtehenden Rechte der Freifahrt 
Gebrauch machen und das ihm zur Verfügung geſtellte Be⸗ 
förderungsmittel, den Straßenbahnwagen, benutzen wollte. 
Hieran kann der Umſtand nichts ändern, daß er bei der Frei⸗ 
fahrt auf der Straßenbahn nur beſtimmte Plätze benutzen 
durfte. Auch aus den von der Straßenbahn erlaſſenen 
„Gemeinſamen Beſtimmungen für die Schaffner, Fahrer und 
Kutſcher“ kann nicht gefolgert werden, daß ſich der Verunglückte 
zur Zeit des Unfalls bereits im Betriebe der Straßenbahn be⸗ 
funden hat. Dieſe Beſtimmung beſagt: „Alle Beamte und 
Bedienſtete ſind, ſo oft es der Zweck des Ganzen erfordert, und 
in Notfällen beſonders bei Betriebs. und Verkehrsſtörungen 
auch ohne beſondere Aufforderung zu gegenſeitiger Unterſtützung 
und Vertretung in ihren dienstlichen Obliegenheiten verpflichtet.“ 
Selbſt wenn ſich dieſe Vorſchrift auf ſolche Bedienſtete erstrecken 
ſollte, die in Dienſtkleidung mitfahren, ohne Dienſt zu tun, ſo 
muß doch immer erſt eine ſolche keineswegs alltägliche Störung 
eingetreten ſein, ehe angenommen werden kann, daß der in 
ſeinem Privatintereſſe mitfahrende Bedienſtete ſich im Betriebe 
befindet. Hier lag ein ſolcher Fall nicht vor. (NVA. 8. 2. 11.) 
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5. Ein Fleiſcherlehrling, der nach Feierabend beim Auf ⸗ 
ſuchen der Schlafſtelle vom Hofhund des Meiſters gebiſſen 
wird, erleidet einen Betriebsunfall. 

Der Kläger ſtand bei ſeinem Lohnherrn, einem Fleiſcher⸗ 
meifter in Berlin, in Koſt und Wohnung, wie das im Fleiſcher⸗ 
gewerbe üblich iſt und im Intereſſe des Betriebes lag, damit 
der er fünfzehnjährige Lehrling unter Aufficht und zur Ber⸗ 
wendung im Betriebe immer zur Verfügung ſtehe. Der ihm 
jugewieſene Schlafraum lag im erſten Stock des Hinterhauſes 
die ſich im Parterre und im Keller befand. 
wurde nachts von dem Hoſhunde des Fleiſcher⸗ 
Nachdem der Kläger in der hinter dem 
Vorderhauſe belegenen Küche ſein Abendbrot gegeſſen 
zu Bett begeben wollte, wurde er von dem 
gebiſſen. Die Vorinſtanzen haben die Ent⸗ 
ägers abgelehnt, weil er keinem Betriebsunfall, 
nach Beendigung der Betriebsarbeit einer Gefahr des 
Lebens erlegen ſei. Dieſer engen Auffaſſung ver⸗ 
das RWA. nicht beizutreten. In zahlreichen Ent⸗ 
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Handb. der Unfallverſicherung Bd. I S. 93 
Anm 41 — hat das NVA. anerkannt, daß die verſicherte 
Betriebstätigkeit nicht unter allen Umſtänden mit der letzten 
eigentlichen Arbeitsverrichtung ihr Ende erreicht, ſondern über 
gewiſſe, einen nicht zu langen Zeitraum umfaſſende, eigen⸗ 
wirtſchaftliche Verrichtungen, zum Beiſpiel die Verwahrung des 
Arbeitsgeräts, das Umkleiden, die Einnahme einer Mahlzeit, 
haus ihre ſchützende Wirkung für den auf der Betriebsstätte 
verbliebenen Arbeiter zu äußern vermag, der durch eine Betriebs⸗ 
einrichtung zu Schaden kommt. Dieſer billigen Rückſichtnahme 
auf die Lebensverhältniſſe entſpricht es, wenn der Senat die 
Betriebstätigleit und die Betriebs ſtätte betreffs des Klägers 
nicht durch ſcharfe Schnitte begrenzt und zerſchnitten, ſondern 
angenommen hat, daß für den Kläger die Einnahme ſeines 
bergen Abendbrots und das Aufſuchen der ihm zugewieſenen 
Schlafſtube dem Betriebe des Fleiſchermeiſters zuzurechnen war 
und daß er einen Betriehsunfall erlitt, als er hierbei von dem 
um Schutz der Werkſtätte beſtellten Hofhunde angefallen wurde, 
an dem er, durch die iebseinrichtungen gezwungen, vorbei⸗ 
gehen mußte.) (NVA. 9. 6. 11.) 


6. Borſätzliche Körperverletzung mit tödlichem Ausgang, 

begangen von einem Arbeiter gegen den Meuageverwalter 

eines Hüttenwerks, der ihn in Ausübung des Auſſichts⸗ 

dienſtes wegen ungebührlichen Benehmens aus dem Speife- 
hanſe des Werks entfernte. 


Das Logiers und Speiſehaus des Hüttenwerks, in dem 
der tödlich verunglückte Vater der Kläger als Verwalter tätig 


a 


Nach den Beſtimmungen der Haus orbnung war der offenbare 


) Eo iſt z. B. auch ein in einem Brauereibetriebe beſchäftigter 
Arbeiter entſchädigt worden, ber, während er den Hofraum, um eine 
Zange zu holen, durchſchritt, aus Liebe zu Tieren einem bor einen 
Bierwagen geſpannten Pferde ein Stück Brot gereicht hat und hierbei 
verlegt worden if. Das NN. ging hierbei davon aus, es könne 
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Zweck der Einrichtung des Hauſes, den alleinſtehenden Arbeitern 
in unmittelbarer Nähe der Betriebsſtätte Gelegenheit zur be⸗ 
quemen, billigen und guten Befriedigung ihrer täglichen Lebens⸗ 
bedürfniſſe, insbeſondere zum gefunden und anſtändigen Wohnen 
und zur geſunden Beköſtigung ſowie zu einer angemeſſenen Er⸗ 
holung zu verſchaffen, und dadurch ihre Kräfte und Arbeits⸗ 
freubigfeit zu erhalten und ihre körperliche, moraliſche und ſo⸗ 
ziale Lebens haltung zu beſſern. Gewiß zielte hiernach dieſe 
Veranſtaltung der Betriebsunternehmerin unmittelbar auf die 
Förderung des perſönlichen Intereſſes der Arbeiter ab und be⸗ 
ruhte weſentlich auf allgemeinen ethiſchen und 1 
Beweggründen. Zu einem anderen weſentlichen Teile 
diente fie n 
niſchen Betriebs, mit dem fie räumlich und verwaltungstechniſch 
auf das engſte derknüpft war. Sie ſollte ihm einen großen 
Teil ſeiner Arbeiter in nächſter Nähe der Werkſtätten bereit⸗ 
ſtellen und deren Kräfte körperlich und ſeeliſch durch gute und 
geordnete Lebens weiſe friſch erhalten. Naturgemäß beſtand 
infolge dieſes unmittelbaren Intereſſes des laufenden techniſchen 
Betriebs auch in der Betriebsweiſe der Menage der engſte 
Zuſammenhang mit der Verwaltung und den ſonſtigen Ein⸗ 
richtungen jenes Hüttenbetriebs. Nach ausdrücklicher Beſtimmung 
der Hausordnung gelten als Vorgeſetzte der Hausinſaſſen — 
welche natürlich nur Werksarbeiter ſein können — neben dem 
Menageverwalter die Direktoren und die Betriebs⸗ und Kontroll: 
beamten des Werks, und die Ordnungsvorſchriften paſſen ſich 
auch in diſziplinarer Hinſicht den Bedürfniſſen des techniſchen 
Betriebs völlig an. Iſt hiernach dieſes Haus nach Zweck und 
Verwaltung auf das engſte mit dem techniſchen Betriebe der 
Hütte verwachſen, ſo muß auch der Betrieb des Hauſes 
als Teil des geſamten techniſchen Betriebs gelten, zu 
dem auch die Behandlung der Arbeiterſchaft hinſichtlich ihrer 
täglichen Beziehung zur Werksarbeit gehört. Dem Verſtorbenen, 
der von der 5 durch ſchriftliches Abkommen 
mit ſechswöchiger Kündigungsfriſt angeſtellt worden iſt 
und der in der Hausordnung ausdrücklich als Vorgeſetzter 
der Hausinſaſſen bezeichnet wird, war ein nicht unerhebliches 
Maß von Selbſtändigkeit eingeräumt. Er nahm eine leitende, 
die des Arbeiters überragende Stellung ein und iſt daher 
als Betriebsbeamter anzuſehen (vgl. 88 544, 545 RVO.) 
Als einen ſolchen nur einen Beamten aufzufaſſen, der eigentlich 
techniſche Dienſte leiſtet, iſt nicht angängig. Betriebsbeamter 
iſt vielmehr jeder, der eine leitende Stellung in dem verficherten 
Betriebe innehat, mag der Gegenſtand ſeiner Aufſicht auch nicht 
die Werksarbeit ſelbſt, ſondern eine andere Veranſtaltung des 
Betriebs bilden. Da das Logiers und Speiſehaus, ſoweit die 
Betriebsunternehmerin dabei ſich betätigte, zum verſicherten 
Betriebe gehörte, iſt auch der Verwalter als Betriebsbeamter 
verſichert geweſen. Hiernach liegt ein entſchädigungspflichtiger 
Betriebsunfall vor, da der Verwalter unſtreitig den tödlichen 
Stich ins Herz in ordnungsmäßiger Ausübung feiner dienſt⸗ 


nicht angenommen werden, daß der Arbeiter ſich ſchon durch dieſe 
gelegentliche, an ſich ganz harmloſe und menſchlich spe 
Handlung außer Betrieb geſetzt haben ſollte. Die Ber ſicherung h 

deshalb auch bei einer kurzen Unterbrechung der Betriebsarbeit pi 


eigenwirtſchaftlichen Zwecken nicht auf. a 
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lichen Obliegenheiten erhalten hat, und damit einer Gefahr 
erlegen iſt, welche das durch den Werksbetrieb veranlaßte Zu⸗ 
ſammenleben vieler mangelhaft gebildeter männlicher Perſonen 
erfahrungsgemäß mit ſich bringt und, die zu bekämpfen, ſeine 
Aufgabe und Abſicht im Augenblicke des Unfalls war 
(NVA. 7. 12. 10.) | 


7. Verſicherung von Bauarbeiten. 
a) Begriff des Bauherrn im Sinne der 85 819 ff. RVO.) 


Eine Boden⸗Aktiengeſellſchaft verkaufte eine Bauſtelle, 
deren Eigentümerin ſie war, an den Bildhauer L. für den 
Preis von 100 000 &. Jedoch wurden nur 2000. 4 Angeld 
gezahlt, 98 000 & Reſtkaufgeld dagegen geſtundet und als 
Hypothek auf dem Grundſtück eingetragen. Der Käufer L. ver⸗ 
pflichtete ſich, auf der Bauſtelle ein Wohnhaus zu erbauen, 
während die Geſellſchaft verſprach, ihm die Baugelder zu ver⸗ 
ſchaffen. Auch über Art und Zeit des Baues war Beſtimmung 
getroffen. L., der den Bau auf Grund dieſes Vertrages er⸗ 
richtete, führte die Maurer⸗ und Zimmererarbeiten im Eigenbau⸗ 
betriebe aus, zahlte aber die Prämie in Höhe von 224 u 
nicht. Die Zwangsvollſtreckung fiel fruchtlos aus. Die 
Zweiganſtalt der Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaft nahm nun 
mehr die Boden-⸗Aktiengeſellſchaft als Bauherrn auf Grund 
des 8 819 RVO. in Anſpruch.“) Das OWA. hat die 
Geſellſchaft zur Zahlung der Prämie verurteilt. Die Beſchwerde 
der Boden⸗Aktiengeſellſchaft iſt vom RV A. am 16. Febr. 1914 mit 
folgender Begründung zurückgewieſen worden: Das RVA. hat 
von jeher den Begriff „Bauherr“ auf dem Gebiet der Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetze in einem weiteren Sinne verſtanden als 
der Sprachgebrauch ſonſt mit ihm verbindet. Hierzu haben 
die tatſächlichen Verhältniſſe auf dem Baumarkt geführt. In 
vielen größeren Städten nämlich hat infolge ihrer ſchnellen 
wirtſchaftlichen Entwicklung und der Einwirkung kapitaliſtiſchen 
Geſchäftsſinns das Baugeſchäft eine neue Form angenommen. 
Bauunternehmer, die zu einem ſelbſtändigen Unternehmen nicht 
genug Mittel haben, erhalten von einem Geſchäftsmann Bau⸗ 
ſtelle und Baugeld mit dem Recht auf Erwerb des Bauwerks, 
müffen aber als Gegenleiſtung eine Geldſumme verſprechen, die 
dem voraus ſichtlichen Geldwert des Bauwerks, nach Abzug der 
Baukoſten und eines Werklohns oder doch einem weſentlichen 
Teil dieſes Geldwerts entſpricht. Der Geſchäftsmann erhält in 
Höhe dieſer Geldſumme an dem Grundſtück eine Hypothek, die durch 


5) Dieſe Entſcheidung iſt beſonders charakteriſtiſch für die Recht⸗ 
ſprechung des RVA., indem fie ausſchließlich die wirtſchaftliche Ge⸗ 
ſtaltung der Verhältniſſe maßgebend fein läßt. Das RG. hatte hin⸗ 
gegen früher (vgl. Bd. 45 S. 1) die Rechtsverhältniſſe als für den 
Begriff des „Bauherrn“ weſentlich erachtet. 

6e) Den Berufsgenoſſenſchaften von Baugewerbetreibenden ſind 
ſogenannte Zweiganſtalten angegliedert, bei denen die Perſonen ver⸗ 
ſichert ſind, die ein Unternehmer nicht gewerbsmäßiger Bauarbeiten, 
z. B. ein Regiebauunternehmen, im Bezirke der Genoſſenſchaft bei 
ſolchen Arbeiten beſchäftigt. Dieſe Anſtalten erheben von den Unter⸗ 
nehmern nach einem Prämientarife feſtgeſtellte Prämien. Wenn bie 
Unternehmer zahlungsunfähig find, fo haftet für fie nach 8 819 Rd. 
der Bauherr während eines Jahres, nachdem die Verbindlichkeit gegen⸗ 
über dem Unternehmer endgültig feſtgeſtellt worden iſt. 
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den Bau und die mit ihm verbundene Wertſteigerung der Bauftelle 
geſichert werden ſoll. Das Eigentümliche dieſer ſogenannten 
Bauſpekulationsgeſchäfte iſt alſo, daß der Geſchäfts⸗ 
mann nicht, wie andere Bauherren, das Bauwerk in Natur, 
wohl aber den Geldwert des Bauwerks in Geſtalt einer Geld⸗ 
forderung, die er auf dem Geldmarkt umſetzen kann, gewinnen 
will. Die Forderung aus der Hypothek verpflichtet den Unter⸗ 
nehmer nicht unmittelbar zur Herſtellung des Bauwerkes und 
deſſen Lieferung an den Geſchäftsmann, wie es die Forderung 
aus einem Werkvertrag tun würde, ſondern nur zur Zahlung 
einer Geldſumme. Jedoch mittelbar verpflichtet ihn die Forderung 
aus der Hypothek auch zum Bauen, weil er ſie ſonſt aus Mangel 
an eigenen Mitteln nicht erfüllen kann, alſo erwarten muß, daß 
er aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsverſteigerung 
wieder entſetzt wird. Sie verpflichtet ihn auch, den Geldwert 
des Bauwerks, alfo mittelbar das Bauwerk ſelbſt, dem Geſchäfts⸗ 
mann zu überlaſſen. Das Bauſpekulationsgeſchäft iſt dadurch 
mit einem Werkvertrag über einen Bau innerlich eng verwandt. 
Die Herrſchaft, die der Geſchäftsmann über das Unternehmen 
ausübt, deckt ſich zwar nicht ganz mit der unmittelbaren Herr- 
ſchaft eines Bauherrn, gibt ihm aber doch eine fo überragende 
Stellung gegenüber dem Unternehmer, daß es vom wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus nicht unberechtigt iſt, eine Perſon, die 
ſolche Geſchäfte macht, als den eigentlichen Bauherrn im Sinne 
des Geſetzes anzuſprechen. Demgegenüber tritt die Bezeichnung 
als Bauherr an Bedeutung zurück. Jedenfalls entspricht es 
Sinn und Zweck des Geſetzes, einen ſolchen Geſchäftsmann 
ebenſo wie den Bauherrn für den zahlungsunfähigen Unter⸗ 
nehmer verantwortlich zu machen (Schultz, Begriff „Bauherr“ 
und ſeine Bedeutung für die Bauſpekulationsgeſchäfte, MEdr. 
für Arbeiter: u. Angeſtellten⸗Verſicherung 1913 S. 136). Das 
Bedürfnis, die Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaften gegen die 
Gefahr von Beitrags⸗ und Prämienausfällen zu ſchützen, die 
ihnen aus ſolchen Geſchäften erwachſen, iſt auch von der NED. 
anerkannt, die in den 88 772 flg., 821 neue Beſtimmungen 
erlaſſen hat, welche den Baugewerks⸗Berufsgenoſſenſchaften 
einen noch ſtärkeren Schutz gewähren ſollen. Das DIA. 
nimmt mit Recht an, daß der Vertrag der Boden⸗Aktiengeſell 
ſchaft mit dem Bildhauer L. ein Bauſpekulationsgeſchäft 
geweſen iſt. Denn die Bedingungen, unter denen das Geſchäft 
zuſtande kam, ſind die bei großſtädtiſchen Bauſpekulations⸗ 
geſchäften üblichen. Die Geſellſchaft hat den Preis für die 
Bauſtelle, mit Ausnahme eines geringen Angelds, dem Unter⸗ 
nehmer geſtundet und ſich verpflichtet, ihm auch die Baugelder 
zu verſchaffen. Solchen Bedingungen ſteht in der Regel ein 
weſentlicher Preisaufſchlag gegenüber. Denn der Bauftellen- 
verkäufer trägt dabei eine erhebliche Gefahr, und da es kauf⸗ 
männiſchen Grundſätzen nicht entſpricht, dies unentgeltlich zu 
tun, verlangt er einen Anteil am Baugewinn durch den Pteie⸗ 
aufſchlag auf die Bauſtelle. Seine Berechnung ift dabei, dieſen 
Preisaufſchlag, der den eigentlichen Bodenwert überſteigt, durch 
den Bau und die mit ihm verbundene Wertſteigerung des 
Grundſtücks, die feine Hypothek ſichern ſoll, zu gewinnen. 
Bei Bauſtellengeſchäften unter ſolchen Bedingungen beftebt alſo 
ohne weiteres die Wahrſcheinlichkeit, daß fie Bauſpekulationk⸗ 
geſchäfte find. Dieſe Annahme trifft auch auf das Geſchäft 
der Geſellſchaft zu. 
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b) Von den Mitgliedern einer Kirchengemeinde frei⸗ 
willig verrichtete Bauarbeiten. 

Das RBA. hat die von den Mitgliedern einer Kirchen: 
gemeinde zum Vergrößerungs baue der Kirche ohne rechtlichen 
Zwang verrichteten Bauarbeiten für verſicherungspflichtig erklärt 
und gegenüber dem Einwand der als Regiebauunternehmerin 
in Anſpruch genommenen Kirchengemeinde, es handle ſich um 
Gefälligkeitsleiſtungen von Mitgliedern der Kirchengemeinde, 
ausgeführt: Gefälligkeitsleiſtungen, die unter Umſtänden die 
Verſicherungsfreiheit begründen können, liegen nicht vor; viel⸗ 
mehr iſt ein verſicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis gegeben. 
Denn wenn die Arbeiten freiwillig, d. h. ohne rechtlichen 
Zwang, übernommen worden ſind, ſo iſt dies jedenfalls nur 
geſchehen, um die mit der Übertragung der Arbeiten an Dritte 
gegen Entgelt verbundenen hohen Zwangsumlagen zu vermeiden. 
Hiernach ſtehen die geleiſteten Arbeiten verſicherungs rechtlich den 
ſogenannten Frondienſten gleich, und es kommt nicht darauf 
an, ob die Perſonen, die die Arbeit leiſteten, ſich als Arbeiter 
betrachteten und gegen Unfall verſichert ſein wollten oder nicht. 
Das Verſicherungsverhältnis iſt ein öffentlich⸗ rechtliches und 
deshalb vom Willen und den Vereinbarungen der Beteiligten 
nur beſchränkt abhängiges Verhältnis (RVA. 29. 9. 13). 


8. Verſicherungspflichtiges Halten von Kraftfahrzeugen. 

a) Ein Tierarzt beſchäftigt das ſonſt in ſeinem Haushalt 
tätige Dienſtmädchen mit Abwaſchen ſeines Kraftfahrzeugs. 
Das OVA. hat die Fahrzeughaltung für verſicherungsfrei 
erklärt. Das RVA. (31. 8. 13) hat der weiteren Beſchwerde 
des Verſicherungsträgers mit folgender Begründung ſtattgegeben: 
Irrig iſt, daß die zeitweiſe Beſchäftigung einer zu Hausarbeiten 
angenommenen Perſon bei dem Halten eines Kraftfahrzeugs 
dieſe Fahrzeughaltung nicht verſicherungspflichtig mache. Aus⸗ 
ſchlaggebend für die Frage der Verficherungspflicht ift lediglich 
die Tatſache, daß bei dem Halten des Fahrzeugs eine an ſich 
zu dem Kreiſe der verſicherungspflichtigen Perſonen gehörige 
Arbeitskraft mit gewiſſer Regelmäßigkeit beſchäftigt wird, gleich⸗ 
gültig, ob dieſe Arbeitskraft hierbei mit einer mehr oder weniger 
gefährlichen Tätigkeit betraut wird oder in der Hauptſache eine 
verſicherungs freie Tätigkeit verſieht. 

b) Der Beſchwerdeführer hält nach ſeinen eigenen Angaben 
ein Kraftfahrzeug, das er durch einen Arbeiter der Berliner 
Elektromobilfabrik gegen eine Vergütung von 50 & bis 
1 4 nach Bedarf ſchmieren und reinigen läßt. Für das 
Halten des Kraftfahrzeugs wird alſo eine verſicherungspflichtige 
Perſon beſchäftigt. Denn das Schmieren und Reinigen des 
Fahrzeugs iſt dem Halten des Fahrzeugs zuzurechnen, weil 
dieſe Tätigkeiten zu feinem Gebrauche notwendig find. Auch 
die Annahme des Beſchwerdeführers, daß es ſich bei ihm um 
eine rein zufällige Beſchäftigung einer Hilfskraft handele, deren 
Heranziehung nicht vorausgeſehen werden kann, trifft nicht zu, 
denn der Beſchwerdeführer gibt ſelbſt zu, daß er die Schmier⸗ 
und Reinigungsarbeiten auch künftig von dem Arbeiter aus⸗ 
führen laſſen wird, er ſieht alſo die Heranziehung der Hilfs 
haft voraus. Endlich hebt die Verſicherung des Arbeiters als 
Arbeiter der Elektromobilfabrik die Verſicherungspflicht der 
Fahrzeughalung bei der Verſicherungsgenoſſenſchaft nicht 
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auf. 7) Denn die Berfiherung des Arbeiters bei der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft der Feinmechanik und Elektrotechnik erſtreckt ſich auch 
nur auf Unfälle, die den Arbeiter im Betriebe der Elektromobil ⸗ 
fabrik treffen, nicht aber auf Unfälle, die er bei der Haltung 
des Kraftfahrzeugs des Beſchwerdeführers erleidet. Die Ver⸗ 
ſicherungsgenoſſenſchaft der Privatfahrzeugs und Reittierbeſtzer 
hat daher das Halten des Kraftfahrzeugs durch den Beſchwerde⸗ 
führer mit Recht in Verſicherung genommen (RBA. 20. 10. 13). 


9. Verletzung des Schweigegebots über Krankheiten durch 
Träger der Unfallverſicherung. 

Zu der Frage, inwieweit in der von Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften an Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaften erfolgten Mit: 
teilung ärztlicher Jutachten eine unbefugte Offen⸗ 
barung von Tatſachen, deren Geheimhaltung 8 141 RBO. 
vorſchreibt, zu erblicken iſt, hat ſich das RVA. in einem 
Beſcheide vom 8. Aug. 1913 dahin geäußert: Keinesfalls liegt eine 
im Sinne des 8 141 RVO. „unbefugte“ Offenbarung vor, 
wenn die Mitteilung der Akten, alſo auch der darin enthaltenen 
ärztlichen Gutachten und Befundberichte, an Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften im Einverſtändniſſe mit dem Verletzten erfolgt. 
Denn lediglich zu deſſen Schutze iſt die Vorſchrift erlaſſen 
worden (zu vgl. Bericht der 16. Kommiſſion über den Entwurf 
einer RBD., Nr. 340 der Druckſachen, 1. Teil S. 241 ff.). 
Ebenſowenig iR die Offenbarung der im $ 141 aufgeführten 
Tatſachen dann „unbefugt“, wenn ſie — auch gegen den Willen 
des Verletzten — vom Geſetze geboten oder für zuläſſig erklärt 
wird (zu vgl. RGGSt. 38, 62; RG. 53, 315). In Anwendung 
dieſes Grundſatzes hat ſich das RVA. bereits in einer früheren 
Verfügung dahin geäußert, daß das Organ eines Verſicherungs⸗ 
vereins in die Unfallunterſuchungsverhandlungen Einſicht nehmen 
kann, ſobald der Betriebsunternehmer, dem nach 88 1562, 1567 
Abſ. 2 RWO. ein ſolches Recht unmittelbar zuſteht, dem 
Verſicherungsverein hierzu Vollmacht erteilt hat. Dies wird 
entſprechend für die Fälle gelten, in denen der Unternehmer 
einem Rentenſtreitverfahren beigetreten iſt und infolgedeſſen „als 
Beteiligter“ Anſpruch auf Akteneinſicht und auf Erteilung von 
Abſchriften aus den Akten hat. Iſt die Verſicherungsgeſellſchaft 
einem ſchwebenden Verfahren ſelbſt beigetreten, ſo kann ſie als 
„Beteiligte“ nach den vorgenannten Beſtimmungen ſelbſt Akten⸗ 
einſicht verlangen. f 


Iuvaliden- und Hinterbliebenenverſicherung. 
1. VBerſicherungspflichtiges Verhältnis. 
a) Über die Frage, ob zwiſchen Verwandten ein Lohn⸗ 


oder Dienſtverhältnis, das zur Invalidenverſicherung 
verpflichtet, anzunehmen iſt') ſpricht ſich ein Reviſions⸗ 


7) Das Halten eines Fahrzeugs iſt nach dem Geſetz nämlich 
ſtets dann verſichert, ſobald dabei eine verſicherungspflichtige Perſon 
beſchäftigt wird. Es iſt dabei unerheblich, ob die Tätigkeit für dieſe 
Perſon nur eine Nebenbeſchäftigung darſtellt. Ein Gärtner, der bei 
einem Arzt in Stellung iſt und nur nebenbei Dienſte als Pfleger eines 
Kutſchpferdes verſieht, iſt daher verſicherungspflichtig. 

8) Das Sächſe VA. hat in einer neueren grunbfägliden Ent- 
ſcheidung das Beſtehen eines verſicherungs pflichtigen Arbeitöverhältniffes 
zwiſchen Schwiegerſohn und Schwiegermutter verneint R 
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ſenat des RVA. am 27. 2. 12 wie folgt aus: Es iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß nach deutſchen Anſchauungen über das Familienleben 
Eltern und Kinder ſich auf Grund des Familienbandes gegenſeitig 
freiwillig leiſten, was im freien Verkehr, auf dem Arbeits⸗ 
markte, durch Dienſtverträge ſichergeſtellt wird (zu vgl. Rev., 
Amtl. Nachr. des RVA. 1909, 473; 1911, 515). Insbeſondere 
kann aus der Tatſache, daß ein Familienangehöriger im Haus⸗ 
halt oder im Gewerbebetriebe des anderen Dienſte gegen Entgelt 
leiſtet, auch wenn die Zahlung von Barbeträgen in gewiſſen 
Zeitabſchnitten verabredet iſt, noch nicht der Schluß gezogen 
werden, daß hier durch Vertrag ein Dienſtverhältnis habe ge⸗ 
ſchaffen werden ſollen (vgl. Amtl. Nachr. des RBA. 1911, 398). 
Solche Dienſte werden ſogar der Regel nach auf Grund der 
Vorſtellung von einer durch das familienhafte Gemeinſchafts⸗ 
leben bedingten ſittlichen Pflicht geleiſtet und angenommen. 
Auch die Leiſtung eines Entgelts erfolgt, wenn nicht auf Grund 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht, der Regel nach nicht auf 
Grund der Vorſtellung vertraglicher, durch Richterſpruch zu er⸗ 
zwingender Gebundenheit, ſondern freiwillig, auf Grund ſittlicher 
Pflicht, um dem Angehörigen eine ſeinen Bedürfniſſen und dem 
Geſamtintereſſe der Familie angemeſſene Lebenshaltung zu 
ermöglichen (vgl. Amtl. Nachr. des RVA. 1911, 519). Die 
Verabredung der Zahlung von Barbeträgen in beſtimmten 
Zeitabſchnitten iſt kein ficheres Kennzeichen eines Lohnarbeits⸗ 
verhältniſſes. Es iſt möglich, daß die Abrede lediglich einem 
Bedürfnis nach Ordnung und Regelmäßigkeit entſpringt. Es 
müſſen alſo immer beſondere Umſtände vorliegen, die geeignet 
ſind, jene Vermutung zu entkräften und ein zwiſchen Verwandten 
beſtehendes, mit Arbeitsleiſtungen gegen Entgelt verbundenes 
Verhältnis als ein mit Über⸗ und Unterordnung verbundenes 
verſicherungspflichtiges Dienſtverhältnis erſcheinen zu laſſen. 

b) Über die Invalidenverſicherungspflicht ver⸗ 
heirateter weiblicher Offiziere der Heilsarmee führt 
das RWA. in einer Entſcheidung vom 16. Okt. 1912 
folgendes aus: In der Heilsarmee dürfen Offiziere nur 
mit Zuſtimmung ihrer Vorgeſetzten heiraten, und zwar nur 
Perſonen, die gleichfalls Offizierrang haben. Die Frau folgt 
alsdann dem Range des Mannes; hatte ſie vorher einen 
höheren Rang, ſo verliert ſie dieſen, ebenſo verliert ſie 
ihre bisherige Stellung und die damit verbundenen Bezüge. 
Nach der Verheiratung erhält lediglich der Ehemann ein nach 
den Rangſtellungen verſchieden abgeſtuftes Gehalt, das jedoch 
höher iſt, als das unverheirateter Offiziere von gleichem Rang 
und Dienſtalter; ebenſo iſt die verheirateten Offizieren gewährte 
Wohnung größer. Das Verſ.⸗Amt hat in dem von dem 
Nationalen Hauptquartier der Heilsarmee angefochtenen Falle 
die Verſicherungspflicht der drei verheirateten weiblichen Offiziere 
um deswillen angenommen, weil ſie auch nach ihrer Verheiratung 
zur Verfügung der Heilsarmeeleitung geſtanden hätten. Das 
ihnen für ihre Dienſte bzw. ihre Dienſtbereitſchaft geleiſtete Ent⸗ 
gelt findet das Verſ.⸗Amt in dem Mehrbetrag des Gehalts ihrer 
Ehemänner gegenüber den Bezügen der unverheirateten Offiziere. 
Dieſen Ausführungen kann jedoch nicht beigetreten werden. 
Allerdings kommt es nicht ſelten vor, daß Ehefrauen in ein 
mittelbares Arbeitsverhältnis zu den Arbeitgebern 
ihrer Ehemänner treten, wie es das Verſ.⸗Amt hier annimmt, 
und daß dadurch die Verſicherungspflicht begründet wird. Dies 


hat jedoch zur Vorausſetzung, daß der Arbeitgeber auf die Mit, 
tätigkeit der Ehefrauen von vornherein gerechnet und danach das 
Entgelt bemeſſen hat. Vorliegendenfalls iſt das jedoch nicht 
dargetan. Der von dem Verſ.⸗Amt angezogene Art. 7 der Heirats⸗ 
artikel der Heilsarmee, wonach bei Krankheit, Tod oder ſonſtiger 
Behinderung eines Ehegatten der andere gehalten iſt, in der 
Erfüllung der Soldatenpflichten nach beſten Kräften fortzufahren, 
bezieht ſich auf alle Mitglieder der Heilsarmee und bringt 
lediglich ihre auch ſonſt beſtehende moraliſche Verpflichtung, die 
Beſtrebungen der Heilsarmee nach Möglichkeit zu fördern, für 
den Heiratsfall zum Ausdruck. Dieſe Verpflichtung gilt all⸗ 
gemein, alſo auch für die Soldaten, die für ihre Tätigkeit 
keinerlei Entgelt beziehen; ſie beſteht daher auch für die weib⸗ 
lichen Offiziere nach ihrer Verheiratung fort. Es kann ſomit 
aus ihrer etwaigen ſpäteren Tätigkeit für die Heilsarmee nicht 
ohne weiteres hergeleitet werden, daß hierdurch ein Teil des 
Gehalts ihres Mannes tatſächlich von ihnen verdient wird. 
Auch ſonſt iſt ein Anhalt für dieſe Annahme nicht gegeben, im 
Gegenteil ſpricht entſcheidend gegen ſie, daß die Höhe des Ge⸗ 
halts des Mannes völlig unabhängig davon iſt, ob und in 
welchem Umfange die Ehefrau jeweils mittätig iſt, ſondern ſich 
lediglich nach dem Range des Mannes und den von ihm zurück⸗ 
gelegten Dienſtjahren richtet. Die Tatſache, daß verheiratete 
Offiziere ein höheres Gehalt beziehen, als unverheiratete, ſteht 
alſo offenbar in keiner inneren Beziehung zu einer erwarteten 
Mitarbeit der Ehefrau; das höhere Gehalt wird vielmehr lediglich 
mit Rückſicht darauf gewährt, daß die Koſten der Lebenshaltung 
durch die Verheiratung größer werden. Somit fehlt es vor⸗ 
liegendenfalls an dem Nachweis einer Beſchäftigung gegen Ent 
gelt und damit an einer im 8 1226 Abſ. 2 RVO. geforderten 
Vorausſetzung der Verſicherungspflicht. Es kommt hier alſo 
nicht darauf an, ob und in welchem Umfange die in Rede 
ſtehenden Frauen nach ihrer Verheiratung für die Heilsarmee 
tätig geweſen ſind, und ob dieſe auf ihre Mitarbeit gerechnet hat. 


2. VBerſicherungsfreiheit. 

a) Hilfsunterbeamte im preußiſchen Juſtizdienſt 
find nicht verſicherungspflichtig.“) Die Entſcheidung dar⸗ 
über, ob W. in ſeiner Eigenſchaft als Hilfsgefangenenaufſeher 
bei dem Juſtizgefängnis in S. verſicherungspflichtig war, hängt 
davon ab, ob er in dieſer Zeit zu den im Dienſte eines Bundes⸗ 
ſtaats Beſchäftigten gehört hat, denen Anwartſchaft auf Ruhe⸗ 
geld im Mindeſtbetrage der Invalidenrente nach den Sätzen 
der gleichen Lohnklaſſe ſowie auf Witwenrente nach den Sätzen 
der gleichen Lohnklaſſe und auf Waiſenrente getwährleiftet iſt, 
($ 1234 RBD.). Daß die etatsmäßige Anſtellung als Unter 
beamter in der Juſtizverwaltung dieſen Anforderungen genügt, 
iſt nicht zweifelhaft. Streitig iſt nur, ob dieſe Anwartſchaft 
ausreichend gewährleiſtet war, obwohl W. nur zur Aushilfe 
als Hilfsgefangenenaufſeher einberufen war. Die Frage iſt 
zu bejahen. Die Gewährleiſtung der erwähnten Anwartſchaften 
ſetzt eine etatsmäßige Anſtellung nicht voraus. Es genügt, daß 


9) Im Gemeindedienſte Beſchäftigten, denen nach dem Anſtellungs⸗ 
vertrag ohne Angabe von Gründen gekündigt werden kann, tft die 
Anwartſchaft auf Ruhegeld im Sinne des 8 1234 Hbf. 1 RO. nicht 
gewährleiſtet, fie find daher verſicherungspflichtig (RBA. 14. 10. 18). 
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dem Beſchäftigten eine Stelle übertragen iſt, die nach den 
beſtehenden Verwaltungsgrundſätzen den allgemein üblichen 
Übergang zu einer Anſtellung mit ſpäterem Anſpruch 
auf Ruhegeld und Hinterbliebenenfürſoge bildet und 
tatſächlich regelmäßig in angemeſſener Zeit in eine ſolche An⸗ 
ſtellung übergeht (zu vgl. Nr. 27 der Anleitung des RWA. über 
den Kreis der nach der RVO. gegen Invalidität und gegen 
Krankheit verſicherten Perſonen, Amtl. Nachr. des RVA. 1912, 
720 ff.). Das iſt hier der Fall. Wie aus einer Auskunft des 
zuſtändigen Oberlandesgerichtspräfidenten hervorgeht, beſteht bei 
der Juſtizverwaltung die Abſicht, die Hilfsunterbeamten, ſobald 
es die Beſtimmungen zulaſſen, in etatsmäßige Unterbeamtenſtellen 
zu bringen. Sie kommt nur dann nicht zur Ausführung, wenn 
die betreffenden Anwärter die ihnen übertragenen Hilfsunter⸗ 
beamtenſtellen wieder aufgeben, ſich mangelhaft führen oder 
ſonſt für den Unterbeamtendienſt nicht eignen. Tatſächlich find, 
wie die Auskunft der Juſtizhauptkaſſe ergibt, von den hier in 
Betracht kommenden, ſeit dem Jahre 1904 einberufenen 35 An⸗ 
wärtern 27 nach einer Hilfsunterbeamtentätigkeit von durch⸗ 
ſchnittlich 2) Jahren — früheſtens nach 4 Monaten, ſpäteſtens 
nach 7 Jahren und 9 Monaten — als Unterbeamte angeſtellt 
worden. Von den 8 ausgeſchiedenen find 7 auf ihren eigenen 
Antrag entlaſſen, davon ſind 6 in einen anderen öffentlichen 
Dienſt übergetreten. Nur einer iſt von der Juſtizverwaltung 
ohne Antrag entlaſſen, weil er geiſtig nicht normal und deshalb 
für den Juſtizdienſt ungeeignet war. Hiernach haben die in 
Frage ſtehenden Hilfsunterbeamten die Ausſicht, in abſehbarer 
Zeit in etatsmäßige Unterbeamtenſtellen aufzurücken, in ſo hohem 
Maße, daß ihre Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenen⸗ 
fürſorge als genügend gewährleiſtet angeſehen werden kann 
(MA. 15. 2. 13). 

b) Verſicherungsfreiheit der unverheirateten 
preußiſchen Volksſchullehrerin. Eine ledige Lehrerin an 
einer preußiſchen öffentlichen Volksſchule iſt nach 8 1234 RO. 
verſicherungsfrei, obgleich ihr Anwartſchaft auf Waiſenrente nicht 
gewährleiſtet iſt. Es genügt, wenn ihr die Anwartſchaft auf 
Ruhegeld in der im 8 1234 vorgeſehenen Höhe gewährleiſtet iſt, 
denn es iſt bei der Auslegung des 8 1234 davon auszugehen, 
daß, ſofern andere Perſonengruppen in Betracht kommen als die, 
an welche der Geſeſetzgeber zunächſt als Regelfall gedacht hat, 
nämlich verheiratete männliche Angeſtellte, nicht alle im 8 1234 
angeführten Vorausetzungen der Verſicherungsfreiheit, ſondern nur 
diejenigen erfüllt zu ſein brauchen, die nach der beſonderen Art 
des Falles vernünftigerweiſe in Frage kommen können. Es iſt 
auch kein Grund erſichtlich, warum der Geſetzgeber die Volks. 
ſchullehrerinnen und alle die weiblichen Angeftellten, für welche 
die gleichen Vorausſetzungen zutreffen, nur deshalb in die Ver⸗ 
ſicherungspflicht wieder hätte einbeziehen wollen, 10) weil ihnen 
nach den für ſie geltenden Vorſchriften eine Fürſorge nicht ge⸗ 
währleistet iſt, die für fie faſt nie in Frage kommt. Die An 
ſtellung von Ehefrauen oder Witwen als Volksſchullehrerinnen 
iR in Preußen an ſich nicht ausgeſchloſſen, kommt aber ver⸗ 


0) Nach dem früheren Recht (8 5 Abſ. 1 Ins.) war «8 
unzweifelhaft, daß preußiſche Volksſchullehrerinnen der Invaliden⸗ 
verficherungapflicht nicht unterlagen. Aber die Literatur vgl. beſonders 
Ano, PrVerwol. 38, 194 und Treutlein, ebenda S. 461. 
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hältnismäßig nur vereinzelt vor. Ob bei ihnen die Frage der 
Verſicherungspflicht anders zu beurteilen iſt, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Die ledige Volksſchullehrerin ſcheidet in Preußen 
nach allgemeinem Verwaltungsbrauch aus dem Dienſte, ſobald 
ſie heiratet. Die Frage der Hinterbliebenenfürſorge kann daher 
für ſie, ſolange ſie in ihrem Beruf ſteht, überhaupt nicht, ſondern 
erſt dann von Bedeutung werden, wenn ſie infolge Verheiratung 
ihre Anſtellung aufgegeben hat. Es wäre aber nicht verſtändlich 
und wohl ohne Vorgang, eine Berufsklaſſe nur deshalb der Ver⸗ 
ſicherungspflicht zu unterſtellen, weil ſie gegen Ereigniſſe nicht 
geſichert iſt, die ſie erſt nach ihrem Ausſcheiden aus dem Be⸗ 
rufe treffen können. Für die Lehrerin, die nicht heiratet, iſt 
durch ihre Anwartſchaft auf Ruhegeld für die Zukunft ausreichend 
geſorgt. Wenn nun auch, wie die angeſtellten Erhebungen er⸗ 
geben haben, eine nicht unerhebliche Anzahl von Lehrerinnen 
freiwillig den Beruf aufgibt, um zu heiraten, ſo bliebe doch 
zwiſchen der Belaſtung der ganzen Berufsgruppe durch die Ver⸗ 
ſicherungspflicht und den vereinzelten Leiſtungen an Hinterbliebene 
ausgeſchiedener Berufsgenoffinnen ein offenbares und nicht zu 
rechtfertigendes Mißverhältnis. Schließlich kämen noch, mehr 
theoretiſch, Fälle von unehelicher Nachkommenſchaft in Betracht. 
Solche in der Praxis ganz vereinzelte Fälle können aber als 
Unterlage für die Verſicherungspflicht einer ganzen Berufsklaſſe 
von der Stellung der Lehrerinnen ernſtlich nicht herangezogen 
werden. Daß die Verſicherungspflicht auch den im Berufe 
bleibenden Lehrerinnen inſofern Vorteile brächte, als ihnen dann 
das Heilverfahren zugänglich wäre und ſie Rentenanſprüche er⸗ 
langen würden, kann eine andere Entſcheidung nicht begründen. 
Es wäre in der Tat eine Überfpannung des Verſiche⸗ 
rungsgedankens, von den Lehrerinnen und von den beteiligten 
Schulgemeinden um der Hinterbliebenenfürſorge willen, die für 
Lehrerinnen keine Bedeutung hat, hohe Aufwendungen zu ber 
langen (RVA. 14. 12. 12). 


3. Weiterverſicherung nach Ausſcheiden aus einem ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Verhältnis. 

Die Befugnis zur freiwilligen Fortſetzung der Verſicherung 
gemäß 8 1244 RWO. ſetzt nach einer Entſcheidung des RVA. vom 
11. März 1913 nicht voraus, daß mindeſtens 100 Pflichtbeiträge 
geleiftet find. 1) Mit Unrecht nimmt die Vorentſcheidung an, daß 
Fräulein E. zur freiwilligen Fortſetzung der Verſicherung nicht 
befugt ſei. Hierzu iſt nach 8 1244 RO. jeder berechtigt, der 
aus einem verſicherungspflichtigen Verhältnis ausgeſchieden iſt. 
Das iſt bei der Beſchwerdeführerin der Fall. Denn ſie war 
im Jahre 1908 als ſtellvertretende Vorſteherin eines Geneſungs⸗ 
heims der Landesverſicherungsanſtalt tätig, und hierfür find 
Beitragsmarken verwendet worden. Sie iſt demnach berechtigt, 
ſich freiwillig weiterzuverſichern. Zu einer anderen Auffaſſung 
führt auch nicht die Vorſchrift des § 1445 Abſ. 3 NO. 
Danach gelten mit Ablauf von zehn Jahren ſeit Aufrechnung 
einer Quittungskarte die in dieſer verwendeten Marken regel⸗ 
mäßig als Pflicht⸗ oder als Selbſtverſicherungsbeiträge (zu 


1) An ſich dauert die Wartezeit, d. h. diejenige Zeit, die jemand 
in der Invalidenverſicherung zurückgelegt haben muß, um einen 
Anſpruch aus ihr herleiten zu können, zweihundert Wochen, wenn für 
den Verſicherten mindeſtens hundert Beiträge geleiſtet worden ſind 
(8 1278 NO.). 
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vgl. Amtl. Nachr. des RVA. 1912, 680). Somit kann unter 
Umſtänden auch jemand eine Invalidenrente erlangen, der nicht 
mindeſtens 100 Beiträge auf Grund der geſetzlichen Ver⸗ 
ſicherungspflicht nachgewieſen hat (§ 1278 Nr. 1 RVoO.). Das 
entſpricht aber der Abſicht des Geſetzes, das mit Rückſicht auf 
die Grundſätze von Treu und Glauben und die Sicherheit des 
Rechtsverkehrs die formale Verſicherung unter gewiſſen 
Vorausſetzungen der Markenverwendung auf Grund geſetzlicher 
Verſicherungspflicht oder Verſicherungsberechtigung gleichgeſtellt 
hat (zu vgl. auch § 1445 Abſ. 2 Satz 2 RVO.). Aus 8 1445 
Abſ. 3 kann daher nicht mit dem Vorſtand der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt gefolgert werden, daß die Weiterverſicherung 
nur zuläſſig ſei, wenn mindeſtens 100 Pflichtmarken nach⸗ 
gewieſen ſind. Das würde auch nicht ſelten zu erheblichen 
Nachteilen für die Verſicherten führen. Wenn beiſpielsweiſe 
vor der Leiſtung von 100 Pflichtbeiträgen eine längere Unter⸗ 
brechung in der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung einträte, 
ſo würde die Anwartſchaft auf die Rente leicht erlöſchen können, 
da nach Anſicht des Vorſtandes eine freiwillige Verſicherung 
nicht zuläſſig wäre. Dieſe ſoll aber gerade auch dazu dienen, 
das Erlöſchen der Anwartſchaft zu verhindern. Auch ſonſt 
muß denen, die noch nicht 100 Pflichtbeiträge geleiſtet haben, 
die Möglichkeit gelaſſen werden, ſich freiwillig weiterzuverſichern. 
Denn ſie können ſtets wieder in eine verficherungspflichtige Be⸗ 
ſchäftigung eintreten, und es genügt dann zur Anrechnung der 
freiwilligen Beiträge, daß einſchließlich der ſchon geleiſteten Pflicht 
beiträge 100 Pflichtwochen nachgewieſen werden (zu vgl. 8 1279 
R.). Auch brauchen unter den zur Erfüllung der Wartezeit für 
die Altersrente erforderlichen Beiträgen nicht 100 Pflichtbeiträge 
enthalten zu fein (8 1278 Nr. 2 RVO., Art. 65 EGG Rd.). 


4. Bedeutung des Selbſtmordverſuchs für den Anſpruch auf 
die Invalidenrente. 


Bereits unter der Herrſchaft des Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes hat das RVA. den Grundſatz ausgeſprochen, daß der 
Anſpruch auf Invalidenrente verwirkt wird, wenn die Invalidität 
durch einen nicht im Zuſtande der Unzurechnungsfähigkeit be⸗ 
gangenen Selbſtmordverſuch herbeigeführt iſt.“) An dieſer Auf⸗ 
faſſung muß um ſo mehr feſtgehalten werden, als hierfür auch 
bedeutſame ſozialpolitiſche und ethiſche Erwägungen ſprechen. 
Die Wohltaten der ſozialen Verſicherung ſollen Perſonen zugute 
kommen, deren Kräfte durch ein langes Arbeitsleben aufgebraucht 
ſind oder die in ihrer Geſundheit durch die Gefahren des Ar⸗ 
beitslebens Schaden erleiden oder ſonſt auch durch ihre Arbeits⸗ 
tätigkeit den Anſpruch auf Schutz gegen Krankheit und Not er⸗ 
worben haben. Auch die Faſſung des § 1254 Abſ. 1 RBO. 
führt zu keiner anderen Auslegung. Nach dieſer Vorſchrift 
verliert den Anſpruch auf Rente, „wer ſich vorſätzlich invalide 


19) Eine abweichende Auffaſſung hat das PrOG. bei Aus: 
legung der entſprechenden Vorſchrift des Krankenverſicherungsgeſetzes 
vertreten. Es geht davon aus, daß unter dem vorſätzlichen Herbei⸗ 
führen der Krankheit die „Abſicht“ des Verſicherten zu verſtehen ſei, 
ſich die die Arbeitsunſähigkeit bedingende Krankheit zuzuziehen. Das 
ſei bei einem Selbſtmordverſuch nur dann der Fall, wenn der Ver⸗ 
ſicherte wußte oder wiſſen mußte, daß das von ihm zur Herbei⸗ 
führung des Todes gewählte Mittel nicht unmittelbar den Tod, ſondern 
überhaupt oder zunächſt eine Erkrankung zur Folge haben würde. 
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macht“, während nach 8 17 Satz 1 Inv VG. dem Verſicherten 
ein Anſpruch nicht zuſteht, „wenn er die Erwerbsunfähigkeit 
votſätzlich herbeigeführt hat“. Bei dieſer Anderung handelte es 
ſich lediglich um eine kürzere, der allgemeinen Ausdrucks weiſe 
der RVO. angepaßten Faſſung. Eine Anderung des beſtehenden 
Rechtszuſtandes war hierbei ebenſowenig beabſichtigt, wie früher 
bei der Erſetzung des Ausdrucks „ſich zugezogen hat“ im 8 11 
des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes durch „herbei⸗ 
geführt hat“ im 5 17 Satz 1 Inv VG. Andernfalls hätte dies 
der Geſetzgeber, dem die Rechtſprechung des RVA. bekannt war, 
deutlich zum Ausdruck bringen müſſen. Daß eine Anderung des 
bisherigen Rechtszuſtandes nicht beabſichtigt war, ergibt ſich 
auch daraus, daß in der Begründung zum $ 1239 des Ent⸗ 
wurfs der RVO. (Druckſ. des RT., 12. LP., II. Seſſ. 1909/1911, 
Nr. 340 S. 397) noch beſonders darauf hingewieſen iſt, daß 
durch 8 1254 RVO. die Hinterbliebenenbezüge auch dann nicht 
ausgeſchloſſen ſeien, wenn der Verſicherte in zurechnungsfähigem 
Zuſtande Selbſtmord begangen habe. Denn es müſſe berück⸗ 
ſichtigt werden, daß es mit den Zwecken der Verſicherungs⸗ 
geſetzgebung wohl vereinbar ſei, wenn der Verſicherte für ſeine 
Perſon unter der vorſätzlichen Herbeiführung des Verſicherungs⸗ 
falls zu leiden habe, daß es indeſſen nicht angezeigt ſei, auch 
den Hinterbliebenen dieſen Nachteil aufzuerlegen (Großer Senat 
des RVA. 23. 3. 12). 


5. Ruhen der Invalidenrente. | 

a) Ruhen wegen Bezugs einer reichsgeſetzlichen 
Unfallrente (81311 RVO.) . Eine auf Grund des preußiſchen 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 betreffend die Fürſorge für Beamte 
infolge von Betriebsunfällen gewährte Penſion trägt über⸗ 
wiegend das Gepräge einer Beamtenpenſion und nicht das 
einer Unfallrente; ſie enthält ebenſo wie die Penſionen auf 
Grund der allgemeinen Penſtonsgeſetze erdiente Gehaltsteile. 
Das preußiſche Fürſorgegeſetz bringt nur eine beſondere Art 
der Penſionsregelung für jene Beamte, die auf Grund eines 
Betriebsunfalls aus dem Dienſte ſcheiden. Hiernach hat es 
der Senat als der Abſicht des Geſetzgebers entſprechend erachtet, 
neben einer ſolchen Penſion ungeachtet ihres ſozialpolitiſchen 
Einſchlags, der ihr eine gewiſſe Ahnlichkeit mit einer Unfall⸗ 
rente verleiht, die Invalidenrente nicht ruhen zu laſſen. Wollte 
man derartige Penſionen als reichsgeſetzliche Unfallrenten im 
Sinne des 8 1311 RVO. anſehen, fo würde ſich eine vom 
Geſetzgeber offenbar nicht gewollte ungleichmäßige Behandlung 
jener Beamten ergeben, die nicht mit der gewöhnlichen Penſion 
abgegangen ſind, ſondern wegen der durch einen Betriebsunfall 
verurſachten Dienſtunfähigkeit penſioniert werden mußten. Dabei 
kann es dahingeſtellt bleiben, ob etwa eine Penſion, infotveit 
fie das nach allgemeinen Dienſtvorſchriften zu gewährende 
Ruhegeld überſteigt und daher als eine reine Unfallentſchädigung 
anzuſprechen iſt, als eine reichsgeſetzliche Unfallrente betrachtet 
werden könnte, denn bei der Berechnung und Feſtſetzung der 
Penſionen nach dem preußiſchen Geſetze wird eine ſolche Aus⸗ 
ſcheidung nicht vorgenommen (RVO. 24. 5. 13). 

b) Ruhen wegen Aufenthalts des Rentenberech⸗ 
tigten im Ausland (8 1313 RVO.). Der Geſundheits⸗ 
zuſtand der Klägerin erfordert zwingend den Aufenthalt in 
einem Schweizer Luftkurort, da fie an vorgeſchrittener Lungen 
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tuberkuloſe leidet und deshalb nur ein Kuraufenthalt in Davos 
als Heilmittel in Frage kommt. Ein ſolcher Aufenthalt kann 
aber nicht als freiwilliger im Sinne des 5 1313 Nr. 1 RVO. 
gelten. Wenn er auch in gewiſſem Sinne freiwillig iſt, ſo 
überwiegt doch die Zwangslage, in die der Rentenberechtigte 
durch die Rückſicht auf ſeine Geſundheit, alſo auf ein rechtlich 
anerkanntes und durch die Arbeiterverſicherungsgeſetze beſonders 
geſchütztes Gut, verſetzt iſt. Die gegenteilige Auffaſſung würde 
auch zu Ergebniſſen führen, die der Geſetzgeber nicht gewollt 
haben kann. So würden Ausländer nicht ſelten in ungerecht⸗ 
fertigter Weiſe beſſer geſtellt ſein als Inländer. Ein Inländer 
* B., der ſeit dem Beginne der Invalidität aus zwingenden 
Geſundheitsrückſichten feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Aus⸗ 
lande nimmt und dort, ſolange er lebt, verbleiben muß, würde 
überhaupt keine Leiſtungen aus der Invalidenverſicherung er⸗ 
halten; dagegen müßte einem Ausländer im gleichen Falle nach 
5 1316 RVO. eine gewiſſe Abfindung gewährt werden. Auch 
ruht die Rente nicht, wenn der berechtigte Ausländer, abgeſehen 
von den Fällen des § 1313 Nr. 2, z. B. auf Grund armen 


—— — — 


oder fremdenpolizeilicher Maßnahmen aus dem Inlande aus⸗ 


gewieſen wird und ſich daher im Auslande aufhalten muß; 
denn dieſer Aufenthalt könnte nicht als freiwillig im Sinne 
des 5 1313 Nr. 1 gelten (zu vergl. die ähnliche Vorſchrift des 
5 216 Abf. 1 Nr. 2 RVO. und dazu Komm Ber. 2. Teil 
S. 108 ff.). Es erſcheint aber nicht gerechtfertigt, ſolche Aus⸗ 
länder im Rentenbezuge ſowie auch hinſichtlich der Inländern 
nicht zu gewährenden Abfindung ($ 1317 Nr. 1 RVO.) beſſer 
zu ſtellen als Inländer, die aus zwingenden Geſundheits⸗ 
rückfichten im Auslande weilen. Endlich kommt folgendes in 
Betracht: Wer wegen ſeines Geſundheitszuſtandes einen längeren 
und im Sinne des § 1313 Nr. 1 RVO. gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt im Auslande nehmen muß, wird in der Regel ſchwerer 
erkankt fein als jemand, der nur zu einem vorübergehenden 
Aufenthalt im Auslande genötigt iſt und ſomit ein Recht auf 
den Fortbezug der Rente hat. Es kann aber im allgemeinen 
nicht als billig erachtet werden, ſchwerer Erkrankte im Renten⸗ 
bezuge ſchlechter zu ſtellen als leichter Erkrankte. Wenn dies 
auch unter der Herrſchaft des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
nicht immer zu vermeiden war, ſo bietet doch jetzt die Auf⸗ 
nahme des in 8 48 Abſ. 1 Nr. 4 Inv VG. nicht enthaltenen 
Wortes „freiwillig“ in 8 1313 Nr. 1 RVO. die Möglichkeit, 
ſolchen Unbilligkeiten entgegenzutreten. Obwohl nun auch ans 
zuerkennen iſt, daß die Rentenkontrolle im Auslande gewiſſen 
Schwierigkeiten unterliegt, fo kann hierauf doch gegenüber den 
dargelegten Erwägungen kein entſcheidendes Gewicht gelegt 
werden, zumal da die Schwierigkeiten z. B. Ausländern gegen⸗ 
über, bei denen ein Ruhen der Rente nicht eintritt und denen 
auch keine Abfindung nach 8 1317 Nr. 1 RVO. gewährt wird, 
regelmäßig in höherem Maße beſtehen. Auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 1313 Nr. 1 kann zu keinem anderen Ergebnis 
führen. Aus ihr ergibt ſich, daß der durch Geſundheits⸗ 
rückfichten bedingte Aufenthalt im Ausland zunächſt als nicht 
freiwillig angeſehen wurde. Wenn dieſe Auffaſſung vielleicht 
auch nicht ſtreng feſtgehalten worden iſt, ſo folgt doch daraus 
noch nicht, daß man auch einen auf zwingenden Geſundheits⸗ 
rückſichten beruhenden Aufenthalt im Ausland als freiwillig 
anſehen wollte. Hierfür ſpricht auch nicht der Umſtand, daß 
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der urſprüngliche Vorbehalt der Rentenfortdauer bei einem aus 
Geſundheitsrückſichten erfolgenden Auslandaufenthalt im Laufe 
der Verhandlungen geſtrichen worden iſt. Es kann ferner 
dahingeſtellt bleiben, ob das Wort „freiwillig“ in den § 1313 
Nr. 1 aus ähnlichen Erwägungen aufgenommen worden iſt wie 
in den § 216 Abſ. 1 Nr. 2 RVO. Durch die Aufnahme jenes 
Wortes in die letztere Vorſchrift wollte man verhüten, daß 
Ausländer, die aus anderen Gründen als wegen einer ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verurteilung das Reichsgebiet verlaſſen müſſen, 
ihre Anſprüche an den Verſicherungsträger verlieren. Mag 
man dieſe Fälle auch in erſter Linie von dem Ruhen der Rente 
haben ausſchließen wollen, ſo kann doch der Begriff der Un⸗ 
freiwilligkeit des Aufenthalts nicht auf jene Fälle beſchränkt 
werden. Denn der für die Auslegung des Geſetzes zunächſi 
maßgebliche Wortlaut des § 1313 Nr. 1 enthält eine ſolche 
Beſchränkung nicht und ſie würde auch aus den oben dar⸗ 
gelegten Gründen zu Ergebniſſen führen, die das Geſetz nicht 
gewollt haben kann (zu vergl. Hanow⸗Lehmann, RBD., Anm. 5 
zu 5 1313; Weymann ebenda, Anm. 2 zu 8 1313; Hoffmann 
ebenda, Anm. 10 zu 8 216 — dagegen Moesle⸗Rabeling, RVO ., 
Anm. 18 zu $ 615; Düttmann ebenda, Anm 6 und 7 zu 8 1313). 


6. Entwertung der Invalidenmarken (5 1431 RS.). 

Sämtliche für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverficherung 
verwendeten Marken müſſen alsbald nach dem Einkleben ent⸗ 
wertet werden. Beim Entwerten dürfen die Marken nicht 
unkenntlich gemacht werden; insbeſondere müſſen der Geldwert, 
die Lohnklaſſe und der Name der Verſicherungsanſtalt erſichtlich 
bleiben. Das Entwerten der Marken hat in der Weiſe zu 
erfolgen, daß mit Tinte oder einem ähnlich feſthaltenden Farb⸗ 
ſtoff auf jeder einzelnen Marke handſchriftlich oder durch Stempel 
der betreffende Kalendertag lediglich in Zahlen deutlich be⸗ 
zeichnet wird, z. B. „27. 4. 13“, nicht etwa „27. April 1913” 
oder gar „Entwertet am 27. April 1913“ oder dgl. Nach 8 1431 
Satz 2 RVO. fol als Tag der Entwertung der letzte Tag 
desjenigen Zeitraumes angegeben werden, für den die Marke 
gilt. Da die Beitragswoche nach $ 1387 Abſ. 3 mit dem 
Montag beginnt, ſo gilt jede einzelne Beitragsmarke, ſei es 
nun eine Einwochen⸗, eine Zweiwochen⸗ oder eine Dreizehn⸗ 
wochenmarke, immer bis zu einem Sonntag, auch wenn bei 
dem die Marke einklebenden Arbeitgeber eine Beſchäftigung am 
Sonntag nicht ſtattfindet oder die Beſchäftigung ſogar während 
der Woche aufhört (88 1426, 1428 RVO.) . Somit iſt durchweg 
der Sonntag als Tag der Entwertung einzutragen, 
auch wenn die Markenverwendung oder die Eintragung ſchon 
an einem früheren oder erſt an einem ſpäteren Tage ſtattfindet. 
Ständige oder unſtändige Arbeiten find in bezug auf das 
Entwerten der Marken gleichmäßig zu behandeln. Nur auf 
den Zuſatzmarken, die für die freiwillige Zuſatzverſicherung zu 
verwenden ſind, ſoll als Tag der Entwertung der Tag ver⸗ 
merkt werden, an dem ſie in die Quittungskarte eingeklebt 
werden (Beſcheid des RVͤA. vom 25. April 1913). 


Angeſtellteunerſicherung. 
Vorbemerkung: In der erſten Zeit des Beſtehens der 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte (Rf A.) war natur 
gemäß die Abgrenzung des Kreiſes der Verſicherten von er 
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heblicher Bedeutung. Bei manchen Berufsgruppen ftieß aber 
die Feſtlegung des Angeſtelltenbegriffs auf nicht geringe 
Schwierigkeiten. Die meiſten Beſcheide zu der Frage der 
Verſicherungspflicht ergingen zunächſt von der RfA., ſpäter 
nach Errichtung des Nentenausſchuſſes (Rent A.) auf Grund 
des § 122 Ziff. 4 VGfA. von dieſem. Vielfach haben ſich die 
Beteiligten jedoch mit dieſen Beſcheiden nicht zufriedengegeben, 
ſondern eine Entſcheidung des Rentenausſchuſſes im Streit⸗ 
verfahren herbeigeführt. Während der Rentenausſchuß reine 
Rechtsfragen in dieſem Verfahren ohne Zuziehung von Beiſitzern 
zu entſcheiden pflegt, wird regelmäßig mit Beiſitzern entſchieden, 
wenn es ſich um die grundſätzliche Beurteilung der Verficherungs⸗ 
pflicht eines Angeſtellten handelt. Auf die Beſchwerde gegen 
eine derartige Entſcheidung erkennt nach 8 210 VGfA. endgültig 
das Schiedsgericht. Das Schiedsgericht (ShE.) hat jedoch 
mehrfach entſprechend dem Antrage des Beſchwerdeführers von der 
Befugnis des 8 210 Abſ. 2 Gebrauch gemacht und die Sache, 
weil es ſich um eine noch nicht feſtſtehende Auslegung geſetzlicher 
Vorſchriften handle, an das Oberſchiedsgericht (OSchG.) ab⸗ 
gegeben. Dieſes erörtert in ſolchen Fällen nicht etwa nur die 
ſtreitige Rechtsfrage, ſondern erläßt auch eine ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung. 
1. Geſetzliche Altersgrenze. 

a) Ein Angeſtellter, der am 1. Januar 1913 das Alter 
von 60 Jahren vollendet hatte, iſt nach 8 1 Abſ. 3 VGfA. 
nicht verſicherungspflichtig, auch wenn er vorher bereits in eine 
Beſchäftigung eingetreten war, die dieſes Geſetz der Verſicherungs⸗ 
pflicht erſt unterſtellt hat. Hätte der Geſetzgeber der Ausübung 
einer ſolchen Beſchäftigung vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
irgendwelche Bedeutung beimeſſen wollen, ſo hätte er ähnliche 
Vorſchriften, wie ſie für das Gebiet der Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung in Art. 64, 65 EG RVO. ergangen 
ſind, auch hier treffen müſſen. Der Geſetzgeber hat das aber 
nicht getan, vielmehr gerade im Gegenſatz zu jener Verſicherung 
nach der RVO. den Kreis der zum Eintreten in die neue 
Angeſtelltenverſicherung verpflichteten Perſonen in bezug auf 
die höheren Altersjahre eingeſchränkt. (OSchG. 29. 9. 14.) 

b) Angeſtellte, die vor Vollendung des 60. Lebens⸗ 
jahrs eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung gehabt haben, 
ſind verſicherungspflichtig, wenn ſie nach Vollendung des 
60. Lebensjahrs eine der im 8 1 VGfA. genannten Be 
ſchäftigungen wieder aufnehmen (Rentenausſchuß). 


2. Verſicherungs pflichtige Berufe. 

a) Die Maſchinenſchreiberin eines Amtsgerichts, 
welche die ihr in Urſchrift vorgelegten Verfügungen auf der 
Schreibmaſchine zu übertragen hat, auch öfters Beſchlüſſe uſw. 
in die Schreibmaſchine diktiert erhält und gewöhnlich alle 
14 Tage einmal dazu herangezogen wird, nach Diktat Urteile 
zu ſtenographieren und auf der Schreibmaſchine in gewöhnliche 
Schrift zu übertragen, iſt verſicherungspflichtig nach dem VGfA., 
da dies nicht lediglich mechaniſche Dienſtleiſtungen find. 
Es kommt hinzu, daß ſie außerdem mit dem ſelbſtändigen 
Ausfüllen von Formularen für die Ladung von Zeugen betraut 
war, eine Tätigkeit, die eine gewiſſe Kenntnis des gerichtlichen 
Geſchäftsganges und Vertrautheit mit der Gerichtsſprache, vor 
allem aber auch ein genaues, ſorgfältiges Arbeiten erfordert, 
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da ein Fehler leicht unangenehme Weitläufigkeiten zur Folgt 
haben kann (Rentenausſchuß 23. 6. 13). 

b) Eine Stenotypiſtin, die in der Hauptſache mit za 
Aufnahme von Stenogrammen nach Diktat und deren übe 
tragung in Mafchinenfchrift beſchäftigt wird und daneben au 
den üblichen Buchhaltungsgeſchäftsbüchern Rechnungen aus 
zuſchreiben hat, unterliegt dem BEA. Es kann hierbei nich 
von „lediglich mechaniſchen Dienſtleiſtungen“, die nach der 
Abſicht des Geſetzgebers aus dem Kreis der verficherungt 
pflichtigen Beſchäftigungen ausgeſchloſſen werden ſollten, ge 
ſprochen werden. Lediglich die gelegentliche Bedienung del 
Telephons erſcheint als eine Beſchäftigung, welche die Ber 
ſicherungspflicht nicht begründen kann. Dieſe kommt aber, da 
fie der Angeſtellten nur nebenbei obliegt, nicht in Betracht 
Die Arbeitnehmerin iſt daher zu den nach 8 1 Nr. 2 DER 
verſicherungspflichtigen Perſonen zu rechnen. Dem in der 
Allgemeinen Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters von 
9. Dez. 1912 — AMBL 409 Ziff. II 2 — vertretenen Stand 
punkt, wonach Stenographen und Stenotypiſten als verſicherungk⸗ 
frei anzuſehen ſeien, kann nicht beigepflichtet werden. Unerheblich 
iſt auch, daß der überwiegende Teil der Arbeitsleiſtungen ein 
mechaniſch zu erledigender iſt und in reiner Abfchreibetätigtei 
beſteht. Denn nach dem Wortlaut des Geſetzes, das nur die 
mit „lediglich mechaniſchen Dienftleiftungen“ befaßten Perſonen 
für verſicherungsfrei erklärt, iſt nicht entſcheidend, daß die 
mechaniſchen Arbeiten an Umfang hinter die Stenographier⸗ 
tätigkeit zurücktreten. Der Schlußſatz der Nr. 2 des 81 
Abſ. 1 Vfl. „wenn dieſe Beſchäftigung ihren Hauptbern 
bildet“ bezieht fi, wie das vor ihm ſtehende Wort „fſämtlich 
ergibt, auf alle unter der Nr. 2 aufgeführten Angeftellten 
Auch ſpricht dieſer Schlußſatz nicht von einer Haupttätigkei, 
ſondern von einem Hauptberuf. Der Satz kann daher nich 
etwa dahin gedeutet werden, daß die Bureauangeſtellten nur 
dann verſicherungspflichtig ſeien, wenn ihre Haupttätigkeit bein 
lediglich mechaniſche ſei (OSHE. 29. 4. 14). 

c) Bureauangeſtellte, die nicht lediglich mit der 
Anfertigung von Abſchriften, ſondern auch mit dem Ausfüllen 
von Vordrucken, der Führung von Liſten, Anfertigung kleinerer 
Schreiben und Aufnahme von Verhandlungen mit dem Publikum 
beſchäftigt werden, unterliegen der Verſicherungspflicht nach dem 
BEA. Dieſe Arbeiten erfordern auch dann, wenn ſie nach 
Anweiſungen eines Vorgeſetzten und nach Erläuterung des Le 
behandelnden Stoffes erfolgen, eine ſelbſtändige geiſtige Tätig: 
keit, durch welche die Gehilfen über die nach dem Willen des 
Geſetzgebers von der Verſicherungspflicht ausgeſchloſſenen Bureau⸗ 
angeſtellten hinausgehoben werden. Darauf, ob dieſe nicht mir 
mechaniſchen Arbeiten an Umfang und Bedeutung hinter das 
bloße Abſchreiben nach Vorlage zurücktreten, kommt es nicht 
an, da nach dem Geſetz nur ſolche Bureauangeſtellte von der 
Verſicherungspflicht befreit find, die mit „lediglich“ mechaniſchen 
Arbeiten beſchäftigt find. Die nicht mechaniſchen Arbeiten 
brauchen ſomit zur Begründung der Verſicherungspflicht nicht 
einmal zu überwiegen 12) (Rentenausſchuß 1. 9. 13). 


18) Auch das OSch G. vertritt in einer neueren Entſcheidung den 
Etanbpunkt, daß ein Bureauangeſtellter, der zum größeren Teil mit 
rein mechaniſchen Schreibarbeiten, zum ‚Heinesen Teil mit Negiſtratar 
arbeiten deſchäftigt wird, verſich erungspflichtig iſt. 
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d) Bureaulehrlinge von Rechtsanwälten, die eine 
nach 5 1 VGfA. an ſich verſicherungspflichtige Beſchäfrigung 
ausüben, find trotzdem nicht verſicherungspflichtig, wenn ſie 
dafür keinen Entgelt, ſondern nur ein Taſchengeld beziehen. Eine 
Vergütung iſt in ſolchem Fall im allgemeinen dann als Taſchen⸗ 
geld anzuſehen, wenn ſie nicht mehr beträgt als die Hälfte des 
Ortslohns (8 150 RVO.) junger Leute (Rentenausſchuß 1. 9. 13). 


3. Der Einfluß des Krieges auf die Angeſtellten⸗ 

verſicherung.“) 

a) Wenn das Gehalt eines Angeſtellten, welches bisher 
mehr als 5000 & betragen hat, während des Krieges unter 
5000 & ſinkt, fo unterliegt der Angeſtellte der Verſicherungs⸗ 
pflicht, ſolange es nicht wieder über 5 000 & ſteigt. Ohne 
Bedeutung iſt hierbei, ob der Arbeitgeber etwa verſprochen hat, 
dem Angeſtellten nach Beendigung des Krieges das frühere 
höhere Gehalt wieder zu bezahlen. Nach 8 1 Abſ. 3 VEN. 
iſt nämlich abweichend von dem Wortlaut der RVO. nicht der 
regelmäßige Jahresarbeitsverdienſt, ſondern der Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt als maßgebend für die Verſicherungspflicht 
erklärt. Bei feſten Gehaltsbezügen muß daher die Verſicherungs⸗ 
pflicht eines Angeſtellten ſtets nach ſeinen jeweiligen Bezügen 
beurteilt werden.?) Eine etwa für die Zukunft in Ausſicht 
ſtehende Veränderung der Gehaltsbedingungen kann keine 
Berückſichtigung finden (Rentenausſchuß 27. 2. 15). 

b) Angeſtellte, welche während des Krieges zu den Fahnen 
einberufen find und denen entweder unmittelbar oder mittelbar 
durch Unterſtützung ihrer Angehörigen von dem Arbeitgeber 
Zuwendungen in Höhe ihres vollen Gehalts oder auch nur 
eines Teils davon gemacht werden, ſind weiter verſicherungs⸗ 
pflichtig. me) Der Beitragszahlung ift die jeweilig gemachte 
unmittelbare oder mittelbare Zuwendung zugrunde zu legen 
(Rentenausſchuß 23. 2. 15). 

c) Werden verſicherungspflichtige Angeſtellte infolge ihrer 
Einberufung zum Heeresdienſt von ihren Ehefrauen in ihrer 
verſicherungspflichtigen Tätigkeit vertreten, ſo bleiben die ein⸗ 
berufenen Angeſtellten verſicherungspflichtig und die Beiträge 
find auf ihr Konto weiter zu entrichten, 5) vorausgeſetzt, daß eine 


14) Bel. JW. 1914 S. 909, 1047, 1136; 1915, 63. 


5) Wenn der Jahresarbeitsverdienſt ſpäter wieder die Grenze 
von 5000 & überfteigt, haben die Angeſtellten wenigſtens die Möglich⸗ 
keit der freiwilligen Weiterverſicherung, allerdings nur dann, wenn 
mindeſtens ſechs Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht 
zurückgelegt worden ſind. 

16) Anders liegt es jedoch, wenn das Angeſtelltenverhältnis 
ordnungsmäßig aufgelöſt worden iſt. Werden trotzdem noch Zu⸗ 
wendungen den im Felde Befindlichen weiter gewährt, ſo ſtellen dieſe 
kein Gehalt dar. 

17) Trotzdem aber haben die Hinterbliebenen ſolcher Angeſtellten, 
die etwa im Kriege fallen oder an den Folgen einer Kriegsbeſchädigung 
ſterben, in der Regel keinen Anſpruch auf Rente, weil die Wartezeit 
noch nicht erfüllt iſt. Nur in dem ſeltenen Falle, wenn der Ver⸗ 
ſtorbene durch eine einmalige Einzahlung die Wartezeit ſoweit ab⸗ 
gekürzt hat, daß insgeſamt 60 Pflichtbeiträge entrichtet ſind, erhalten 
die Hinterbliebenen Rente. Die Witwe und die noch nicht 18 Jahre 
alten Kinder können aber, wenn ein Anſpruch auf Rente noch nicht 


- gegeben iſt, die Hälfte der gezahlten Beiträge zurückerſtattet bekommen. 
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Anderung der mit ihnen geſchloſſenen Verträge weder getroffen 
noch gewollt iſt, vielmehr trotz der vertretungsweiſen Dienſt⸗ 
leiſtung der Ehefrauen das Dienſtverhältnis mit den Männern 
mit allen rechtlichen Wirkungen als fortbeſtehend erachtet wird. 
In dieſem Falle ſind für die Ehefrauen keine Beiträge zu ent⸗ 
richten (Rentenausſchuß 26. 11. 14). 

d) Angeſtellte, welche eine verſicherungspflichtige Tätigkeit 


bisher nicht ausgeübt haben und auch nach Beendigung des 


Krieges vorausſichtlich nicht ausüben werden, ſind hinſichtlich 
einer nur für die Dauer des Kriegszuſtandes an⸗ 
genommenen — an ſich verſicherungs pflichtigen — Bes 
ſchäftigung nicht verſicherungspflichtig (RfA. 8. 1. 15). 


4. Der Begriff „Hauptberuf“ im 51 Abſ. 1 Nr. 1, 2 u. 6 BEN. 


a) Über die Abgrenzung des Hauptberufes hat der 
Rentenausſchuß am 27. 10. 13 die folgenden wichtigen Grundſätze 
aufgeſtellt: Es kommt in erſter Linie auf Art und Dauer der aus⸗ 
geübten Beſchäftigung und auf die Höhe des hieraus und aus 
anderen Quellen bezogenen Einkommens an. Treten Beſchäftigung 
und Einkommen für die Beurteilung einander gegenüber, ſo wird 
im allgemeinen auf die Beſchäftigung das größere Gewicht zu 
legen ſein inſofern, als ſie regelmäßig im täglichen Leben mehr 
hervortritt und für die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten geſell⸗ 
ſchaftlichen Schicht in höherem Grade beſtimmend iſt. Wird 
alſo in einem gegebenen Falle die Arbeitszeit ganz durch eine 
unter das VGfA. fallende Erwerbstätigkeit ausgefüllt, fo beſteht 
trotz ebenſo hohen oder höheren Einkommens z. B. aus Kapital⸗ 
vermögen Verſicherungspflicht, wenn nicht beſondere Umſtände — 
wie etwa unverhältnismäßiges Überwiegen dieſes anderen Eins 
kommens, verbunden mit dementſprechender Lebenshaltung und 
unabhängig von der ausgeübten Beſchäftigung gehobener geſell⸗ 
ſchaftlicher Stellung — zur Verneinung der Verſicherungspflicht 
zwingen. Wird nur ein Teil der Arbeitszeit durch eine ſolche 
Erwerbstätigkeit, der andere durch eine ehrenamtliche, wiſſen⸗ 
ſchaftliche oder andere nicht auf Erwerb gerichtete Tätigkeit 
oder durch eine nicht unter das VGfA. fallende Erwerbstätigkeit 
ausgefüllt, ſo wird zunächſt zu beachten ſein, in welchem zeit⸗ 
lichen Verhältnis dieſe Beſchäftigungen zueinander ſtehen, bevor 
das Einkommen aus der einen oder anderen Art der Be⸗ 
ſchäftigung und aus ſonſtigen Quellen berückſichtigt wird. 

b) Zinſen aus Grundbeſitz find an ſich bei der Beurteilung 
des Haupiberufs zu berückſichtigen; ſie können aber nur dann 
ausſchlaggebend in Frage kommen, wenn ſie ſo erheblich find, 
daß ſie für die geſellſchaftliche Stellung des Bezugsberechtigten 
von maßgebender Bedeutung ſind, ſo daß die nebenher be⸗ 
triebene gewinnbringende Beſchäftigung nur den Charakter der 
Liebhaberei erhält (Rentenausſchuß 18. 5. 14). 


5. Zum Begriff des Entgelts im $ 2 VGfA. 


a) Mankogelder, die Kaſſierer von Banken beziehen, 
ſind Teil des Jahresarbeitsverdienſtes. Dieſe Mankogelder 
bedeuten unter allen Umſtänden eine Vermehrung des für die 
Kaſſierertätigkeit bezogenen Entgeltes. Soweit ſie nicht zur 
Deckung von Fehlbeträgen verwandt werden, erhöhen ſie 
unmittelbar das Arbeitseinkommen; ſoweit ſie dafür verwandt 
werden, tritt eine mittelbare Erhöhung ein, da ohne die Manko⸗ 
gelder die Fehlbeträge aus dem ſonſtigen . gedeckt 
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werden müßten. Die Mankogelder find daher bei Berechnung 
des verſicherungspflichtigen Jahresarbeitsverdienſtes voll ein⸗ 
zuſetzen (Rentenausſchuß 13. 10. 13). 

b) Bei Feſtſtellung der Gehaltsklaſſe zur Beitragsberechnung 
ſind neben dem dem Angeſtellten ſelbſt gezahlten Entgelt auch 
diejenigen Bezüge, die für die Leiſtungen des Angeſtellten 
kraft des Anſtellungsvertrags unmittelbar an deſſen Ehefrau 
entrichtet werden, in Anſatz zu bringen. (RA. 23. 5. 13.) 

e) Wird einem Angeftellten gekündigt, fo daß die Ausſicht 
auf die am Ende des Geſchäftsjahrs zu zahlende Gratifikation 
wegfällt, ſo iſt von der Kündigung ab die Gratiſikation bei 
Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes und der monatlich 
feſtzuſtellenden Gehaltsklaſſe außer Anſatz zu laſſen. Infolge 
Wegfalls der Ausſicht auf die Gratifikation kann ein Ans 
geſtellter unter Umſtänden in eine niedrigere Gehaltsklaſſe 
kommen, oder, wenn er nicht verſicherungspflichtig war, weil 
fein Jahresarbeitsverdienſt 5000 & überſtieg, verſicherungs⸗ 
pflichtig werden (Rentenausſchuß 21. 10. 13). 


Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 
[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — T Siehe Grundlegende Entſcheidungen nebſt Anmerkungen.] 


I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

+ 1. Die Auslegung eines Vertrages ſelbſt iſt eine unter 
Beachtung von 88 133, 157 BGB. zu erfüllende Aufgabe 
des Nichters, die an ſich mit Beweisführung und Beweis⸗ 
würdigung nichts zu tun hat.] 

Aus den Gründen: Der Streit der Parteien bewegt 
ſich, ſoweit die Klage in Betracht kommt, nur um die Frage, 
wie in 87 Abſ. 3 des Vertrags vom 2. Juni 1910 die Bes 
ſtimmung auszulegen iſt, daß die Beklagte teilzunehmen habe 
an den Aufwendungen, welche die Klägerin „zur Hebung des 
Zementabſatzes“ in ihrem Gebiete macht. Die Beklagte will 
die Beſtimmung in dem beſchränkten Sinne verſtanden wiſſen, 
daß ſie nur Bezug habe auf Aufwendungen, die gemacht würden 
zur Steigerung des Zement verbrauchs in den überhaupt für 
die Abnahme in Betracht kommenden Kreiſen. Dagegen fallen 
nach der Anſicht der Klägerin unter die Beſtimmung auch Auf⸗ 
wendungen, die gemacht werden, um den Abſatz der beteiligten 
Fabriken zu ſteigern, insbeſondere die an Konkurrenzfabriken 
gezahlten Abfindungen, um die es ſich hier hauptſächlich 
handelt. Das BG. tritt dem erſten Richter darin bei, daß die 
Faſſung des Vertrags ſprachlich beide Auslegungen zulaſſe. 
Weiter iſt es der Meinung, die Klägerin habe, ſoweit ſie aus 
der mehrdeutigen Beſtimmung Rechte für ſich ableiten wolle, 
den Beweis zu erbringen, entweder, daß die Parteien über 
ihre Auslegung beim Vertragsabſchluß einig geweſen ſeien oder 
daß ihre Auslegung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte geboten ſei. Hiervon ausgehend legt es dar, 
daß der Zweck und Zuſammenhang der geſamten Vertrags⸗ 
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bedingungen zu der Auslegung der Klägerin „nicht nötige“, 
daß die Ausſagen des über den Sinn des Vereinbarten ve 
nommenen Zeugen Sch. „keineswegs ſchlüſſig“ ſeien, daß da 
— an ſich für die Auffaſſung der Klägerin ſprechende — 
frühere Verhalten der Beklagten „einen ſicheren Schluß“ nicht 
zulaſſe. Auf dieſe Beweiswürdigung hin weiſt es die Kagt 
ab. Dieſe Behandlung iſt, wie auch die Revifion geltend 
macht, grundſätzlich verfehlt. Von einer Beweislaſt kann be 
der Auslegung von Vertragsurkunden nur in dem Sinne die 
Rede fein, daß eine Partei, die einen beſtimmten Vertragsinhalt 
behauptet und zur Unterſtützung ihrer Behauptung außerhalb 
der Urkunde liegende Tatſachen anführt, im Beſtreitungsfall 
den Beweis für dieſe Tatſachen zu erbringen hat. Die Aus 
legung ſelbſt if eine unter Beachtung von 88 133, 157 BGB. 
zu erfüllende Aufgabe des Richters, die an ſich mit Beweik⸗ 
führung und Beweiswürdigung nichts zu tun hat. Gleichzeitig 
iſt fie eine Aufgabe, der ſich der Richter in der Weile zu 
unterziehen hat, daß er zu einem beſtimmten Ergebniſſe kommt, 
das gleichmäßig für alle Vertragsparteien gilt. Denn eine 
Vertragsbeſtimmung kann, wenn fie überhaupt wirkſam fen 
ſoll, immer nur einen richtigen Sinn haben. Die danach 
dem Richter obliegende Aufgabe hat das B., das den Ver. 
trag überhaupt nicht auslegt, ſondern ſich auf die Würdigung 
einzelner Beweiſe und beweis erheblicher Tatſachen beſchränk, 
verkannt. Auf dieſem Mangel beruht aber auch bezüglich der 
Klage die Entſcheidung, weil inſoweit die Abweiſung nur im 
Hinblick auf den den Anſpruch der Klägerin nicht rechtfertigenden 
ſtreitigen Vertragsinhalt erfolgt if. S. Z., G. m. b. H., c Firm 
P. B, G. m. b. H., U. v. 23. April 15, 25/15 IL — Stuttgart. [B. 

T 2. Auch abſtrakte Erfüllungsgeſchäfte können, ſoweit das 
Geſetz nichts Gegenteiliges beſtimmt, unter einer Bedingung 
geſchloſſen werden.] 

Aus den Gründen: Nach der Annahme der Vorinſtanzen 

iſt die Bedingung nicht etwa nur für das der Übertragung der 
Mietzinſen zugrunde liegende ſchuldrechtliche Grundgeſchäſt, 
ſondern beſonders für das Erfüllungsgeſchäft, das abſtrakte 
Abtretungsgeſchäft geſetzt worden. Die Meinung der Reviſton, 
eine Forderungsübertragung als ein abſtraktes Rechtsgeſchäſt 
ſei unter einer Bedingung im Sinne des Bert. nicht denkbar, 
vielmehr ſei nur eine Vereinbarung möglich, wonach die Rück 
gängigmachung einer Zeſſion unter Bedingungen verlangt werden 
könne, ift nicht zutreffend. Auch abſtrakte Erfüllungsgeſchäfte 
können, ſoweit nicht das Geſetz, wie beiſpielsweiſe bei der Auf⸗ 
laſſung [$ 925 BGB.) der Aufrechnung [8 388 BGB.]. etwas 
Gegenteiliges beſtimmt, unter einer Bedingung geſchloſſen, alſo 
in ihrer Wirkung von einem künftigen ungewiſſen Ereignis ab⸗ 
hängig gemacht werden. G. c. Zwangsverwalter Sch., U. b. 
28. April 15, 533/14 V. — Hamburg. [B.] 
* 3. Inwieweit wird die Verjährung durch Klagerhebung 
unterbrochen? Findet 8 200 BGB. Anwendung, wenn ein 
durch Vergleich beſeitigter Anſpruch infolge Anfechtung des 
Vergleichs wieder auflebt?] 

Der Ehemann der Klägerin war bei dem Ehemann der 
Beklagten als kaufmänniſcher Leiter einer Glashütte angeftellt 
Er hatte nach dem Anſtellungsvertrage für die Jahre 1906, 
1907 und 1908 neben dem feſten Gehalt 25 Prozent des 
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der Klägerin iſt nach dem 30. September 1908 verſtorben 
und von der Klägerin beerbt worden. Dieſe hat im Juni 1910 
gegen den Erblaſſer der Beklagten Klage erhoben auf Vor⸗ 
legung feiner Geſchäfts bücher für die Zeit vom 1. Oktober 1906 
bis zum 30. September 1908, ſoweit die Vorlegung zur Feſt⸗ 
ſtellung des Tantiemeanſpruchs ihres Erblaſſers erforderlich if. 
Sie hat ferner die Verurteilung der Beklagten zur Gutſchreibung 
von 1000 & Gehalt ihres Ehemanns beantragt. In der 
Berufungsinſtanz iſt im Vorprozeſſe durch das Urteil vom 
24. Juni 1911 die Klägerin mit dieſem letzteren Anſpruche 
und auch mit dem Anſpruche auf Vorlegung der Geſchäfts⸗ 
bücher bis auf die Verpflichtung der Beklagten, die auf die 
Schuld der Sternbrauerei ſich beziehenden Buchungen vor⸗ 
zulegen, rechtskräftig abgewieſen. Das BG. hat feſtgeſtellt, 
daß über die Tantiemeanſprüche des Erblaſſers der Klägerin 
bis auf den vorerwähnten Streitpunkt im Marz 1909 zwiſchen 
einem Bevollmächtigten der Klägerin und dem Beklagten eine 
vergleichsweiſe Einigung erfolgt ſei. Durch Schreiben vom 
25. November 1911 hat die Klägerin ſodann den im Vor⸗ 
prozeſſe feſtgeſtellten Vergleich wegen argliſtiger Täuſchung dem 
Ehemann der jetzt Beklagten gegenüber angefochten. Die An⸗ 
fechtung iſt in der Klageſchrift vom 14. Oktober 1912 wiederholt 
und die Verurteilung der Beklagten zuerſt zur Zahlung von 
620 &, dann von 5000 & nebſt Zinſen beantragt. Der 
Ehemann der Beklagten iſt im Laufe der erſten Inſtanz ver⸗ 
ſtorben. Die Beklagte iſt in den Nechtsſtreit eingetreten und 
hat Abweiſung der Klage und widerklagend beantragt: feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Klägerin keine Tantiemeanſprüche aus dem 
Dienſtverhältniſſe ihres verſtorbenen Ehemanns mehr zuſtehen. 
Das 268. hat im Urteile vom 4. Februar 1914 die Klage 
abgewieſen und nach dem Feſtſtellungsantrage der Widerklage 
verurteilt. Es ſieht die von der Klägerin behauptete argliſtige 
Täuſchung für nicht erwieſen an. Die Klägerin hat Berufung 
eingelegt. Dieſe iſt vom OLG. zurückgewieſen worden. Das 
Gericht II. Inſtanz erachtet den in der Berufungsinſtanz 
erhobenen Einwand der Verjährung für durchgreifend. Die 
Käͤgerin hat dieſe Entſcheidung ohne Erfolg mit der Reviſion 
angefochten. Aus den Gründen: Das BG. führt aus, die 
Klägerin mache, den Vergleich vom März 1909 wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung anfechtend, einen ihrem verſtorbenen Ehe⸗ 
manne angeblich zuſtehenden weiteren Anſpruch auf Tantieme 
geltend. Dieſer Anſpruch ſei im Jahre 1908 entſtanden, er 
unterliege nach 8 196° BGB. der zweijährigen Verjährung. 
Die vorliegende Klage ſei erſt im Oktober 1912 erhoben und 
deshalb der Anſpruch verjährt, wenn nicht die Verjährung 
durch die im Vorprozeſſe erhobene Klage vom 30. Juni 1910 
unterbrochen oder durch den Vergleich vom März 1909 gehemmt 
ſei. Beides ſei zu verneinen. Die Reviſion erachtet dieſe 
Ausführungen für nicht zutreffend und ſicht ſie als das 
materielle Recht und Prozeßvorſchriften verletzend an. Den 
erhobenen Angriffen war aber der Erfolg zu verſagen. Die 
Klage ift allein die Vertragsklage aus dem Anſtellungsvertrage 
und der mit ihr erhobene Anſpruch verjährt nach der ſchon 
angeführten Geſetzesſtelle in zwei Jahren. Der Anſpruch iſt 
im Jahre 1908 entſtanden, er iſt nach 88 198, 201 BGB. 
mit dem Schluſſe des Jahres 1910 verjährt und der gegen 
die im Oktober 1912 angeſtellte Klage erhobene Verjährungs⸗ 
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einwand greift durch, wenn die Verjährung nicht unterbrochen 
oder gehemmt war. Als Unterbrechungsgrund kommt allein 
die Klageerhebung im Vorprozeſſe in Betracht. Die Verjährung 
wird durch Klageerhebung inſoweit unterbrochen, als dadurch 
Rechtshängigkeit des Anſpruchs bewirkt wird. Davon aus⸗ 
gehend, hat das BG. geprüft, was im Vorprozeſſe Gegenſtand 
der Klage war. Die Klägerin hat dort, abgeſehen von einer 
von ihr geforderten Gutſchrift von 1000 & die Vorlegung der 
Geſchäftsbücher nebſt den Geſchäftspapieren und Inventuren, 
ſoweit die Vorlegung zur Feſtſtellung einer Tantieme des Rein⸗ 
gewinns erforderlich iſt, verlangt. Der Anſpruch auf Zahlung 
des ſich aus den Büchern ergebenden Schuldbetrages iſt nicht 
erhoben. Daraus folgert das B., daß Gleichartigkeit der 
Anſprüche nicht vorliege. Der Zweck der Klage im erſten 
Prozeſſe habe lediglich in der Vorbereitung zu der Klage 
auf Zahlung beſtanden, während die jetzige Klage auf die 
Zahlung ſelbſt gehe. Die Reviſion will dieſe Folgerung als 
zutreffend nicht anerkennen. Sie führt aus, daß Gegenſtand 
und Grund der Vorklage auch ſchon die jetzt geltend gemachte 
Forderung ſei. Dem iſt nicht beizutreten. In Frage kann 
allein kommen, ob die Klage im Vorprozeſſe als Klage auf 
Feſtſtellung des Anſpruchs auf Tantieme im Sinne des 
8 209 BGB. angeſehen werden kann. Das iſt aber auch bei 
weiter Ausdehnung des Begriffs der Feſtſtellung zu verneinen 
für eine Klage, mit der, wie die Klageſchrift im Vorprogeſſe 
anführt, die Vorlegung der Geſchäftsbücher nur zur Nachprüfung 
der der Klägerin zugegangenen Tantiemenberechnung des 
urſprünglich Beklagten verlangt wird. Damit iſt ein auf Feſt⸗ 
ſtellung der Zahlungspflicht des Beklagten gerichteter An⸗ 
ſpruch nicht rechtshängig geworden. Die Hemmung der Ver⸗ 
jährung gemäß 8 202 BGB. ſchließt der Vorderrichter aus, 
weil, da die Höhe der Tantiemeforderung vergleichsweiſe feſt⸗ 
geſetzt ſei, einem darüber hinausgehenden Anſpruche nicht eine 
Einrede im Sinne der angeführten Geſetzesſtelle entgegen⸗ 
geſtanden habe. Der Vergleich habe den Beklagten bezw. deſſen 
Erben nicht nur vorübergehend zur Verweigerung einer Mehr⸗ 
forderung berechtigt, ſondern aus ihm ſei der Einwand auf 
dauernde Verweigerung einer weiteren Zahlung herzuleiten. 
Die Klägerin — ſo führt das angefochtene Urteil dann weiter 
aus — könne ſich auch nicht darauf berufen, daß durch den 
wegen argliſtiger Täuſchung anfechtbaren Vergleich eine 
Hemmung der Verjährung bis zur Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
grundes oder bis zu ſeiner Geltendmachung oder ſogar bis zur 
rechtskräftigen Beſeitigung des angefochtenen Vergleichs ein⸗ 
getreten ſei. Das fei nicht in Einklang zu bringen mit der 
Beſtimmung des 5 200 BGB., nach der die Verjährung mit 
dem Zeitpunkte beginne, von welchem an die Anfechtung zu⸗ 
läſſig ſei. Eine mit dem Vergleichsabſchluſſe eingetretene 
Hemmung der Verjährung würde danach in demſelben Augen⸗ 
blicke wieder behoben ſein, da die Anſechtung ſofort mit dem 
Vergleichsabſchluſſe zuläſſig fe. Die Reviſion erachtet dieſe 
Ausführungen für rechtsirrtümlich. Nach ihrer Auffaſſung war 
die Forderung mit dem Abſchluſſe des Vergleichs erloſchen und 
blieb bis zur Anfechtung erloſchen. Von der Anfechtung an 
habe dann eine neue Verjährung begonnen. Die Verjährungs⸗ 
friſt ſei danach von der am 25. November 1911 erklärten 
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hält die Reviſion für bedenklich. Sei dieſe Geſetzesbeſtimmung 
aber anzuwenden, ſo ſei das Ergebnis, daß die Verjährung 
zwar durch den Vergleich gehemmt oder unterbrochen werde, 
aber wegen deſſen noch gar nicht bekannter Anfechtbarkeit ſofort 
wieder zu laufen beginne bezw. weiter laufe, ein formaliſtiſches 
und wenig befriedigendes. Der Auffaſſung der Reviſion iſt 
nicht zu folgen. In der Berufungsinſtanz iſt darüber, ob die 
Anfechtung des Vergleichs Erfolg hat, eine Entſcheidung nicht 
getroffen. Für die Reviſionsinſtanz iſt deshalb zu unterſtellen, 
daß die Anfechtung durchdringt. Dann iſt der Vergleich als 
von Anfang an nichtig anzuſehen [5 142 BGB] und die 
Klägerin iſt durch ihn nicht gehindert, Anſprüche auf eine 
höhere, als die vergleichsweiſe vereinbarte Tantieme zu erheben. 
Weil nun — ſo meint die Reviſion — die hier eingeklagten 
5000 & erſt nach Beſeitigung der im Vergleiche getroffenen 
Vereinbarung gefordert werden konnten, könne die Verjährung 
dieſer Forderung auch erſt mit der Anfechtung beginnen. 
Damit ſoll die nach 88 194, 198 BGB. für den Beginn der 
Anſpruchsverjährung entſcheidende Entſtehung des Anſpruchs 
der Klägerin nicht in das Jahr 1908, ſondern mit der An⸗ 
fechtung zuſammen in das Jahr 1911 fallen. Eatſcheidend iſt 
aber nach der in der II. Kommiſſion den Verjährungs⸗ 
vorſchriften des BGB. gegebenen Faſſung im Regelfalle für 
den Beginn der Verjährung ſchon der Zeitpunkt, in dem aus 
einem Schuldverhältniſſe, wie es hier in Betracht kommt, ein 
Gläubigerrecht überhaupt geltend gemacht werden kann. Das 
aber konnte hier bereits im Jahre 1908 nach Beendigung des 
mit dem 30. September ablaufenden Geſchäftsjahres geſchehen. 
Von der Regel des $ 198 abweichende Beſtimmungen find in 
den 88 199, 200 getroffen. § 199 behandelt die hier nicht 
in Betracht kommenden kündbaren Leiſtungen. 8 200 S. 1 
läßt, wenn die Entſtehung eines Anſpruchs davon abhängt, 
daß der Berechtigte von einem ihm zuſtehenden Anfechtungs⸗ 
rechte Gebrauch macht, die Verjährung mit dem Zeitpunkte 
beginnen, von welchem die Anfechtung zuläſſig iſt. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung ſetzt voraus, daß dem Berechtigten aus⸗ 
ſchließlich infolge der Anfechtung ein ihm bisher nicht zuſtehender 
Anſpruch erwächſt. Das tritt ein, wenn ein Rechtsgeſchäft, 
auf Grund deſſen eine Leiſtung erfolgt iſt, angefochten wird; 
es entſteht dann für den Anfechtenden ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch, den er ohne die Anfechtung nicht hatte. Um die 
Entſtehung eines neuen Anſpruchs aber handelt es ſich hier 
bei der Anfechtung des Vergleichs nicht. Nicht einen neuen 
Anſpruch auf die eingeklagte Tantieme konnte die Klägerin 
erwerben, ſondern die Anfechtung beſeitigte nur ein der Geltend⸗ 
machung ihrer Forderung entgegenſtehendes Hindernis, den 
Einwand der vergleichsweiſen Befriedigung. 8 200 BGB. 
findet danach auf eine Anfechtung der vorliegenden Art über⸗ 
haupt keine Anwendung. In der Literatur iſt allerdings auch 
die gegenteilige Anſicht vertreten. § 200 ſoll auch anzuwenden 
ſein, wenn, wie hier durch den Vergleich, ein Anſpruch 
beſeitigt iſt, der nun infolge Anſechtung des ihn beſeitigenden 
Rechtsgeſchäfts wieder auflebt. [Vgl. RGRKom., 2. Auflage, 
Anm. 1 zu § 200; Oertmann, BGB., 2. Auflage, Anm. 2 
zu 8 200.] Aber auch dieſe Auffaſſung kann zu keinem, der 
Klägerin günſtigerem Ergebniſſe führen. Denn darüber iſt, 
ſoweit erſichtlich, kein Streit, daß die Anfechtung im Sinne 
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des 8 200 zuläſſig iſt, ſobald die objektiven Bedingungen der 
Anfechtbarkeit vorliegen und daß es dabei auf den Zeitpunkt 
nicht ankommt, an dem der Berechtigte Kenntnis von dem 
Anfechtungsgrunde erlangt. Der Geſetzgeber hat gerade ver⸗ 
meiden wollen, daß ſich der Friſtablauf übermäßig lange hin⸗ 
zieht und, wenn die Anfechtung erſt kurz vor Ablauf von 
30 Jahren erfolgt [5 121 BGB.], dann noch weitere 30 Jahre 
ein Herausgabeanſpruch beſteht. Deshalb ſoll die Verjährung 
mit dem Abſchluſſe des anfechtbaren Geſchäfts beginnen. Das 
führt dann allerdings zu der im angefochtenen Urteile gezogenen 
Folgerung, daß, wenn die Verjährung durch den Abſchluß des 
angefochtenen Geſchäfts gehemmt geweſen iſt, die Friſt doch 
in demſelben Augenblicke weitergelaufen iſt. Das kann, wie 
in der Begründung zum 5 200 anerkannt iſt, zu Härten führen. 
Aber damit rechtfertigt es ſich noch nicht, wie dies der 
Kommentar von Goldmann und Lilienthal [2. Auflage, 
I. Band S. 248 Ziff. 3] will, 8 202 Abſ. 1 und 5 205 
analog anzuwenden, jo daß die Zeit, während welcher das 
anfechtbare Geſchäft beſtand, in die Verjährungsfriſt nicht ein⸗ 
gerechnet wird. Die Einreden des § 202 Abſ. 1 find ſolche, 
welche ohne das Beſtehen des Anſpruchs ſelbſt zu berühren, 
dem Verpflichteten nur vorübergehend das Recht zur Ver⸗ 
weigerung der Leiſtung geben. Das trifft nicht zu auf Rechts⸗ 
geſchäfte, die, wie hier der Vergleich, rechtliche Beziehungen der 
Parteien endgültig zu regeln beſtimmt find. Daß die Anfechtbars 
keit eines jeden Rechtsgeſchäfts denkbar iſt, kann dabei nicht 
entſcheidend fein. Aus dieſen Erwägungen iſt die vom B. 
getroffene Entſcheidung gerechtfertigt und es war deshalb, wie 
geſchehen, auf Zurückweiſung der Reviſion zu erkennen. S. c. F., 
U. v. 20. April 15, 505/14 VII. — Kiel. B.) 

+ 4. Inwieweit wirkt der Rücktritt vom Vertrage bei Ver: 
trägen zugunſten Dritter auch gegenüber dem Dritten? Klage 
aus ungerechtfertigter Bereicherung gegen den Dritten.] 

Durch Vertrag vom 5. Juni 1913 verkaufte der Kläger, 
als Generalbevollmächtigter des Wirts H. in S., deſſen Gaſt⸗ 
haus zur Linde daſelbſt für 45 000 & an den Beklagten. 
Das Grundſtück war beſchwert mit 1. 15 000 & Hypothek für eine 
Sparkaſſe, 2. 11000 & für den Brauereibeſitzer L., 3. 1000 4 
Sicherheitshypothek für denſelben. Die Hypothek zu 2 war 
gekündigt. Es wurde vereinbart: Der Verkäufer verpflichtet 
ſich, eine erſte Hypothek von 24 000 4 und ſodann von einer 
Brauerei eine Hypothek von 11000 & zu beſchaffen. Der 
Käufer übernimmt dieſe Hypotheken [35 000 4]. Er bewilligt 
auf dem ihm mit ſeiner Ehefrau gehörenden Grundſtück in Pf. 
— und zwar zugunſten des Klägers — eine Briefhypothel 
von 5000 . Er zahlt 4000 & in Raten ebenfalls an den 
Kläger. Er zahlt ſofort bar an Kläger 1000 . Zahlungen 
find nicht erfolgt. Für die 4000 & iſt eine Sicherheits hypo 
thek auf das gekaufte Geweſe eingetragen. Für die 1000 4 
hat der Beklagte dem Kläger ein Akzept über dieſen Betrag, 
fällig am 1. Oktober 1913, gegeben. Auch zu der Beſtellung 
der Briefhypothek von 5000 & iſt es nicht gekommen. Kläger 
hat ſtatt deſſen vielmehr, nachdem auch Beklagter und fein 
Ehefrau ihm Generalvollmacht ausgeſtellt hatten, die Eintragung 
einer Grundſchuld von 10 000 & in deren Grunbftüd bewirkt, 
dann aber — gerichtlich belangt — bewilligt, daß 5000 4 
hiervon wieder gelöſcht werden. Kläger hat den erwähnten 
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Wechſel über 1000 & eingellagt und Beklagter iſt unter Bor: 
behalt feiner Nechte im Wechſelverfahren verurteilt. Es handelt 
Ah bier nunmehr um das Nachverfahren. Der Beklagte hat 
in II. Inſtanz beantragt: feſtzuſtellen, daß das durch den Ver⸗ 
trag vom 5. Juni 1918 zwiſchen den Parteien begründete 
Schuldverhältnis erloſchen ſei, den Kläger unter Aufhebung des 
im Wechſelverfahren ergangenen Urteils mit der Klage ab⸗ 
juweifen, den Kläger als Widerbeklagten zu verurteilen, die in 
das Grundſtück zu Pf. eingetragene Sicherungs hypothek [richtiger 
Enmdſchuld! von 5000 4 loöſchen zu laſſen. Der Beklagte 
Rebt auf dem Standpunkt, daß er mit Grund vom Vertrage 
zurückgetreten ſei. Das BG. bat nach den Anträgen des Be: 
klagten erkannt. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen 
worden. Aus den Gründen: Die Reviſion macht geltend: 
1. Selbſt wenn nach 8 326 BGB. der Bellagte berechtigt ge⸗ 
weſen ſein ſollte, vom Vertrage zurückzutreten, ſo könnte eine 
Verpflichtung zur Rückgewähr nach 88 325, 346 BGB. für 
den Kläger nicht angenommen werden. Bei einem Vertrage 
jugunſten eines Dritten könne der Verſprechende, um das dem 
Dritim Gewährte zurückzuerlangen, ſich nur an den Ver⸗ 
ſprechenz empfänger halten; als Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung fehle es dem Vorbringen des Beklagten an der 
Darlegung und dem Nachweiſe einer Bereicherung des Klägers. 
Damit berührt die Revifion eine Rechtsfrage, die beſtritten iſt, 
die aber für das Recht des BG. jedenfalls von der heir⸗ 
ſchenden Lehre im Sinne des angegriffenen Urteils entschieden 
wird, die auf den Fall, daß nach § 334 BGB. dem Ver⸗ 
ſprechenden eine den Anſpruch verneinende oder zerſtörende Ein⸗ 
wendung auch dem Dritten gegenüber zur Seite ſteht, ſchlecht⸗ 
hin den 8 813 BGB. anwendet, wonach das zum Zwecke der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſtete auch dann zurüd: 
gefordert werden könne, wenn dem Anſpruch eine Einrede ent: 
gegenfland, durch welche die Geltendmachung des Anſpruchs 
dauernd ausgeſchloſſen wurde. — Vgl. Planck, BGB. 4. Aufl. 
Vorb. III, 3 vor 8 328, Erl. 2 zu 5 334. Auf das Bedenken, 
ob durch dieſe geſetzliche Beſtimmung zugleich auch ſchon darüber 
entſchieden iſt, gegen wen der zweifellos beſtehende Anſpruch 
auf Rückgabe der Leiſtung zu richten iſt, und auf die Zweifel, 
ob im vorliegenden Fall dem Beklagten bereits, als er den 
Wechſel gab und als Hypothek und Grundſchuld beſtellt wurden, 
eine dauernde Einrede zur Seite ſtand, oder ob nicht vielmehr 
damals der Vertrag noch in voller Kraft war, braucht hier 
indeſſen nicht eingegangen zu werden, weil es zu einem Teile, 
nämlich ſoweit die Widerklage auf Feſtſtellung geht, auf dieſe 
ganze Streitfrage überhaupt nicht ankommt, im übrigen aber 
die Dinge bis zu einer die Verbindlichkeit des Käufers tilgenden 
Bertragserſüllung nicht gediehen find. War der Beklagte am 
30. November 1913 mit Grund vom Verkauf zurückgetreten, 
ſo ergab ſich für den erkennenden Richter die Feftftellung. daß 
damit auch das durch dieſen Vertrag begründete RNechtsverhälinis 
des Beklagten zu dem Kläger erloſchen iſt. Es ergab ſich 
damit für ihn aber auch die Abweiſung der Wechſelklage. Von 
dieſem Wechſel iſt im Vertrag überhaupt nicht die Rede. Er 
iſt gegeben, als der Käufer die zugeſagte Barzahlung nicht 
leiſten konnte oder nicht wollte. Nichts iſt dafür vorgebracht, 
daß er an Zahlungs Statt gegeben wäre. Er ift nicht zur Til ⸗ 
gung, ſondern zur Verſtärkung der Kaufgeldſchuld gegeben, 
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welche mithin noch offenſtand, dann aber erloſch, als der 
Käufer vom Vertrag ſich losſagte. Somit entbehrt nunmehr 
der Wechſel der causa, welche der Begebung desſelben durch 
den Beklagten an den Kläger zugrunde lag, und der Be⸗ 
klagte kann die Zahlung weigern. Anders läge es mit dem 
Antrage der Widerklage, die Löſchung der Grundſchuld zu be⸗ 
willigen, wenn dieſe vereinbarungsgemäß in Anrechnung auf 
den Kaufpreis beſtellt worden wäre. Dann wäre allerdings 
in Höhe dieſer 5000 & die Gegenleiſtung bewirkt und es 
träte die Frage auf, wer in Beziehung auf den Kondiktions⸗ 
anſpruch der richtige Beklagte ſein würde. Aber auch von 
dieſer Grundſchuld iſt im Kaufvertrag nicht die Nede. Der 
Kaufpreis ſollte vielmehr in Höhe dieſer 5000 & kreditiert 
bleiben und in Geſtalt einer Hypothek ſollte Sicherheit geleiſtet 
werden. Es bat nun nicht etwa der Beklagte ſeinerſeits ſich 
eniſchloſſen, ſtatt deſſen eine Grundſchuld zu bewilligen. Biel: 
mehr hat, wie der vorgetragene Sachverhalt als unbeſtritten 
ergibt, der Kläger eigenmächtig, feine Generalvollmacht be⸗ 
nutzend, das Grundflüd des Beklagten in der angegebenen 
Weiſe, und urſprünglich auch noch darüber hinaus, beſchwert. 
Daher ſtand auch in Höhe dieſer 5000 4 die Kaufpreis⸗ 
forderung noch offen, als der Beklagte vom Vertrage zurück⸗ 
trat, und der Anſpruch des Beklagten, daß die Eintragung 
der Grundſchuld rückgängig gemacht wird, iſt begründet. 2. Die 
Reviſion beanſtandet die Annahme des Vorderrichters, daß der 
Verkäufer H. vom Beklagten durch den Brief vom 4. Auguſt 
1913 in Verzug geſetzt ſei, obwohl der Brief gar nicht an 
jenen, ſondern an den Kläger gerichtet war. Aber der Kläger 
hatte vom Verkäufer Generalvollmacht und ohne Rechtsirrtum 
konnte der Vorderrichter aus den Vorgängen, namentlich auch 
daraus, wie um die Beſchaffung der zugeſagten Hypotheken 
immer nur der Kläger und gar nicht der Verkäufer H. ſelbſt 
bemüht geweſen iſt, entnehmen, daß ſich die Vollmacht auch 
darauf bezog, die dieſe Angelegenheit betreffenden Erklärungen 
des Käufers entgegenzunehmen. Mit Unrecht bezweifelt der 
Reviſionskläger, daß hier ein Fall nach §8 164 Abſ. 3 BGB. 
vorliegt. Dagegen iſt der Reviſion darin beizuſtimmen, daß 
der 8 180 BGB. (Vertretung ohne Vertretungsmacht] eben 
nicht zutrifft. Ihn wendet der Vorderrichter aber auch nicht 
an. L. c. Z., U. v. 27. April 15, 603/14 II. — Karlsruhe. [B.] 

T 5. Die Frage, ob ein die vorzeitige Entlaſſung recht⸗ 
fertigender wichtiger Grund im Sinne des 8 626 BGB. vor⸗ 
lie at, iſt im weſentlichen eine Talfrage. — Zur Auslegung des 
§ 38 GmbH.] 

Aus den Gründen: Das BG. kommt zu dem Ergebniſſe, 
daß das Verhalten der Kläger die entſchädigungsloſe Entlaſſung 
nicht rechtfertige. Bei der Prüfung, ob die Auffaſſung des BG. 
auf einer Geſetzesverletzung beruht, iſt davon auszugehen, daß 
die Frage, ob ein die vorzeitige Entlaſſung rechtfertigender 


wichtiger Grund im Sinne der hier für die Auflöſung des Dienſt⸗ 


ver hältniſſes in Betracht kommenden Vorſchrift des 8 626 BGB. 
vorgelegen hat, im weſentlichen eine dem Ermeſſen des BerR. 
vorbekaltene Tatfrage iſt. Die Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
hat ſich darauf zu beſchränken, ob der Sinn, den das Geſetz 
allgemein mit dem Begriffe des wichtigen Grundes verbindet, 
richtig aufgefaßt iſt und ob etwaige prozeſſuale Rügen, die ſich 
gegen die der Würdigung des Ber. zugrunde liegenden tat 
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ſächlichen Feſtſtellungen wenden, oder ſonſtige dieſen feſtgeſtellten 
Sachverhalt betreffende Beanſtandungen begründet ſind. Die 
Annahme des BG., daß das Verbalten der Kläger die Ent⸗ 
laſſung nicht rechtfertige, iſt nicht zu beanſtanden. Wird weiter 
ausgeführt.] Soweit die Beklagte ſich in der II Inſtanz auch 
auf Vorkommniſſe berufen hat, die nach der Emlaſſung liegen, 
iſt das BG. in erſter Reihe der Anſicht, daß dieſe Vorkommniſſe 
grundſätzlich außer Betracht zu bleiben hätten, weil, wie 8 38 
GmbHG. ergebe, der Widerruf der Beſtellung als Geſchäfts⸗ 
führer den Dienſtvertrag ohne weiteres zur Auflöſung bringe 
und weil desbalb — anders als bei Handlungsgehilfen — für 
die Berückſichtigung ſolcher ſpäteren Vorkommmiſſe kein Raum 
mehr ſei. Dieſer von der Reviſion angegriffenen Auffaſſung 
kann nicht beigetreten werden. Wenn $ 38 Abſ. 1 a. a. O. bes 
ſtimmt, daß die Beſtellung der Geſchäftsführer jederzeit wider⸗ 
ruflich ſei, unbeſchadet der Entſchädigungsanſprüche aus be⸗ 
ſtehenden Verträgen, ſo iſt damit nicht geſagt, daß durch die 
Abberufung auch der [möglicherweiſe, aber nicht notwendig] mit 
der Beſtellung verbundene Dienfivertrag beſeitigt werde. Das 
folgt auch nicht, wie das BG. anzunehmen ſcheint, aus dem 
von dem Geſetze gebrauchten Ausdruck „Entſchädigungsanſprüche“. 
Der Ausdruck hat nicht die Bedeutung, daß dem Abberufenen 
nur noch Schadenserſatzanſprüche im techniſchen Sinne zuſtehen. 
Vielmehr iſt er nicht anders zu verſtehen als in den wörtlich 
übereinſtimmenden Vorſchriften des S 24 Abſ. 3 Gen®. und 
Art. 227 Abſ. 3 des alten HGB., d. h. das Geſetz beſagt trotz 
des Gebrauchs dieſes Ausdrucks nichts weiter, als daß der von 
ihm zugelaſſene Widerruf die vertragsmäßigen Vergütungd- 
anſprüche nicht berühre. In dieſem Sinne hat ſich ſchon ein 
früheres, S. 542 11 der JW. von 1901 teilweiſe abgedrucktes 
Urteil des RG. ausgeſprochen. Etwas anderes iſt auch nicht 
etwa daraus zu entnehmen, daß das neue HGB. in 8 231 
Abſ. 3 den abberufenen Vorſtands mitgliedern einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft nicht mehr die „Entſchädigungsanſprüche aus beſtehenden 
Verträgen“, ſondern den „Anſpruch auf die vertragsmäßige 
Vergütung“ vorbehält. Wie der Denkſchrift zu dem Entwurfe 
des neuen Geſetzes [Hahn, Materialien S. 305] zu entnehmen 
iſt, hatte die neue Faſſung nicht den Zweck, den bisherigen 
Rechtszuſtand zu ändern, ſondern es wurde nur dem Umſtande 
Rechnung getragen, daß künftig in Ermangelung beſonderer 
Vereinbarungen der Regel nach die Vorſchriften des BGB. über 
den Dienſtvertrag zur Anwendung kommen würden. Darum 
iſt auch aus der Tatſache, daß jetzt die Faſſung des HGB. 
abweicht, nichts zu folgern. Ob der Dienſtvertrag, der hier 
neben der Beſtellung als Geſchäfts führer vorliegt, noch beſteht, 
iſt deshalb nicht aus 8 38 GmbH G., ſondern lediglich nach den 
Vorſchriften des BGB. zu beurteilen. Nach dieſen Vorſchriflen 
hat die Entlaſſung der Kläger, die unzweifelhaft nicht nur den 
Widerruf der Beſtellung als Geſchäftsführer bezweckte, ſondern 
auch die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes herbeiführen ſollte, 
die letztere Wirkung nur gehabt, wenn die von der Beklagten 
erklärte vorzeitige Kündigung des Dienſtverhältniſſes durch einen 
wichtigen Grund im Sinne des $ 626 BGB. gerechtfertigt war. 
Ob dieſe Vorausſetzung zutrifft, iſt aber nicht allein nach den 
vor der Kündigung liegenden Vor kommniſſen zu beurteilen, 
ſondern es konnten, falls das Dienſtverhältnis wegen Un⸗ 
zuläffigkeit der Kündigung nicht beendigt war, eben wegen des 
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Fortbeſtehens dieſes Verhältniſſes auch noch nachträglich wichtige, 
die Löſung des Vertrags rechtfertigende Gründe eintreten, die, 
wenn auch nur vom Zeitpunkt ihres Eintritts an, als Ent⸗ 
laſſungsgründe berückſichtigt werden müſſen. Der von dem 
B. bezüglich der nachträglichen Vorkommniſſe in erſter Reihe 
angeführte Grund iſt deshalb nicht geeignet, die Entſcheidung 
zu tragen. Wohl aber find dazu geeignet die eventuellen Er 


wägungen, bei denen das BG. — allerdings unter Feſthaltung 


ſeiner mit dem Rechte des BEB. und 8 38 Gmbh. nicht 
vereinbaren Anficht, daß der Dienſtvertrag gelöſt fi — ſich 
auf den Standpunkt ſtellt, daß auch nachträglich eintretende 
wichtige Gründe noch in Betracht kommen können. Die Be 
klagte hat als ſolche Gründe ehrverletzende Außerungen und 
unzuläſſige Konkurrenz der Kläger geltend gemacht. Daß im 
gegebenen Falle den den Klägern zur Laſt gelegten Außerungen 
nicht die Bedeutung eines Entlaſſungsgrundes zukomme, hat das 
BG. ohne Rechtsirrtum angenommen. Ein rechtlicher Verſtoß 
iſt aber unter den obwaltenden Verhältniſſen auch in den den 
weiteren hierher gehörigen Entlaſſungsgrund betreffenden Aus⸗ 
führungen nicht zu finden. [Wird weiter ausgeführt.] G. m. b. H. St. 
c. K. und Gen., U. v. 20. April 15, 551/14 II. — Ham⸗ 
burg. [B.] 

+ 6. 8 839 Abſ. 1 Satz 2 B88. Schuldhaftes Uberſehen 
eines Rechtsanwalts bei einer Zwangsverſteigerung.] 

Die Klägerin fordert Schadenserſatz, weil der Ver⸗ 
ſteigerungsrichter im Protokoll über die Zwangs verſteigerung 
7. Januar 1910] des dem Subhaſtaten F. M. gehörigen zu 
H. gelegenen Grundſtücks nicht feftgeftellt hatte, daß die be 
treibende Gläubigerin, die B.⸗H. ſche Hypothekenbank in H., 
vertreten durch den Prokuriſten D., von dem Bieter C. M, 
dem eine Hypothek von 6000 & auf dem Grunbflüd zuſtand, 
Sicherheit verlangt hatte. Infolgedeſſen war der Zuſchlag 
nicht, wie der Verſteigerungsrichter beſchloſſen hatte, der 
Klägerin, ſondern in der Beſchwerdeinſtanz dem C. M. erteilt 
worden. Das vorgängige in der Reviſionsinſtanz aufgehobene 
Urteil des BerR. [vom 6. Dezember 1913] hatte die Klage 
abgewieſen, weil den Verſteigerungsrichter kein Verſchulden treffe 
Nunmehr iſt die Klage wiederum abgewieſen, weil die Klägerin 
von dem fie im Verſteigerungstermine vertretenden Juftiprat 
H. in H. Erſatz zu erlangen vermöge [8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB.) 
Die Reviſion muß als unbegründet zurückgewieſen werden. Die 
der ausdrücklichen Behauptung des Beklagten entſprechende 
Feſtſtellung des BerR., auch Juſtizrat H. habe wie der Der 
ſteigerungsrichter entweder das D. ſche Sicherheitsverlangen ber 
geſſen gehabt oder deſſen Fortgeltung [8 67 Abſ. Sat 2 386. 
und deſſen Unabhängigkeit von dem Hypothekenbefitz des Bieters 
C M. [8 67 Abſ. 2 Satz 1 8B G.] überſehen, ergab ſich 
zwingend aus der Sachlage. Andernfalls hätte H. nicht feiner 
ſeits für die Klägerin Sicherheit von C. M. verlangt, obwohl 
dieſem Verlangen der Hypothekenbeſitz des C. M. entgegenſtand 
und erſt durch Berufung auf die von feiten der Klägerin er 
folgte Anfechtung dieſes Hypothekenbeſitzes eine jedenfalls 
zweifelhafte und denn auch, wie die Beſchwerdeinſtanz zu 
treffend entſchied, wirklich unrichtige Begründung gegeben werden 
mußte. Andernfalls hätte H. vielmehr den Verſteigerungs⸗ 
richter auf das D. ſche Sicherheitsverlangen und auf deſſen 
Fortgeltung und Bedeutung hingewieſen: Denn daraus ergab 
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ſich ohne weiteres unzweifelhaft, daß C. M. Sicherheit zu leiſten 
hatte, alſo, da er eine ſolche nicht leiſten zu können erklärte, 
mit ſeinem Gebot zurückzuweiſen war, und ein ſolcher Beſchluß 
mit ſeinen Grundlagen war notwendig in das Protokoll auf⸗ 
zunehmen. Das tatſächliche oder rechtliche ÜUberſehen des 
Juſtizrats H. war, wie das gleiche Überfehen des Verſteigerungs⸗ 
richters, ein ſchuldhaftes. Die Kenntnis der elementaren Grund» 
ſätze des 8 67 HB. mußte H. beſitzen und gegenwärtig haben, 
wen er als Rechtsbeiſtand der Klägerin in dem Zwangs⸗ 
berſteigerungstermin auftrat, und er mußte eben darum die von 
ihm ſelbſt wahrgenommene Tatſache, daß D. von C. M. 
Sicherheit verlangt hatte, für den Verlauf des Termins im 
Gedächtnis behalten. Der BerR. läßt dahingeſtellt, ob 
Juſtizrat O. — angenommen, daß er feiner Pflicht genügte, 
alſo eben nicht ſelbſt in gleichem Irrtum befangen war wie 
der Verſteigerungsrichter — die „Aus führung“ des richtigen 
Sachverhalts, nämlich die Hinweiſung des Richters auf die 
Tatſache und die Bedeutung des D. ſchen Sicherheitsverlangens, 
unterlaſſen durfte. Dem kann, wie bereiis aus dem bisher 
Dargelegten erhellt, nicht gefolgt werden. Die Verpflichtung 
des H., für ſeine Partei die zweckentſprechenden Erklärungen 
und Anträge abzugeben bzw. zu ſtellen, ergab als ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der offenbare Irrtum des Richters durch einen 
kurzen Hinweis zu berichtigen war: darin lag nicht entfernt 
eine unangemeſſene Kontrolle der richterlichen Tätigkeit, ſondern 
eine pflichtmäßige und notwendige Verwertung eines im Ver⸗ 
handlungstermin eben geſchehenen hervorſtechenden Vorganges. 
Statt deſſen hat H. für die Klägerin Sicherheit verlangt, und 
um 8 67 Abſ. 2 Satz 1 8G. auszuräumen, ſich auf die Ans 
fechtung der Hypothek des C. M. durch die Klägerin berufen. 
Der Zweck dieſes Verlangens und Vorbringens war lediglich, 
dem C. M. eine Sicherheits leiſtung aufzubürden und fo, infolge 
Nichtleiſtung dieſer Sicherheit, deſſen Zurückweiſung herbei⸗ 
zuführen. Für dieſen Zweck war dieſes Verlangen und Vor⸗ 
bringen unnötig und verfehlt, da das D. che Sicherheit 
verlangen die Sicherheitsleiſtungspflicht des C. M. ſofort un⸗ 
zweifelhaft ergab, die Berechtigung des klägeriſchen Sicherheits⸗ 
verlangens dagegen gegenüber dem formellen Beſtand der 
Oppothel des C. M. zum mindeſten zweifelhaft erſcheinen mußte. 
Es iR ausgeſchloſſen, daß H., wenn er ſelbſt nicht irrte, feine 
beſſere tatſächliche und rechtliche Kenntnis im zunächſt ent⸗ 
ſcheidenden Moment verſchwiegen und ſich nur für die Zukunft 
darauf verlaſſen hätte, es werde das D. ſche Sicherheits verlangen 
im Protokoll ſtehen und ſo in Zukunft durch die Beſchwerde⸗ 
inſtanz, ſtatt jetzt ſofort durch den Verſteigerungsrichter, das 
richtige Reſultat gefunden werden. Die Darlegungen des 
BerR., H. ſei verpflichtet geweſen, das Protokoll einzuſehen 
oder ſich vorleſen zu laſſen, bedürfen hiernach einer Würdigung 
nicht mehr. Nur bleibt zu betonen, daß die von der Reviſion 
angezogene Entſcheidung des jetzt erkennenden Senats vom 
26. Mai 1914 [Rep. Nr. III 52/14 )] einen tatſächlich und 
rechtlich völlig anders gelagerten Fall betrifft. Dort handelte 
es ſich um die nach Art. 1384 des Code civil nicht fubfibiäre 
2 des Richters, — um Vergleichung des Verſchuldens 

des Richters mit dem des Anwalts, das der Partei als eigenes 
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Verſchulden anzurechnen war, und um eine lediglich durch 
Mbergabe eines Schriftſtücks erfolgte nicht gehörig bekannt⸗ 
gemachte Forderungsanmeldung, deren Vorhandenſein zudem 
ein Cerichtsbeamter dem Anwalt auf deſſen Fragen verneint 
hatte. Hier aber haftet der Richter und alſo der Beklagte 
überhaupt erſt, wenn die Klägerin nicht auf andere Weiſe 
Erſatz erlangen kann; ein Vergleich des Verſchuldens des Ver⸗ 
ſteigerungsrichters mit dem des Juſtizrats H. kommt alſo gar 
nicht in Frage: H. kann gegen eine Erſatzklage der Klägerin 
nicht geltend machen, daß der Richter den Schaden mitverſchuldet 
und mitverurſacht hat; und hier hat H. eine Tatſache, das 
D. ſche Sicherheits verlangen, überſehen, die er ſelbſt klar und 
deutlich wahrgenommen hatte. K. c. Pr. F., U. v. 23. April 15, 
541/14 III. — Celle. [S.] 
+ 7. Beginn der Verjährung nach 8 852 8088. 

Aus den Gründen: Der Anſpruch auf Zahlung einer 
Rente als Erſatz des durch die vorzeitige Verſetzung in den 
Ruheſtand dem Kläger erwachſenen Einnahmeausfalls iſt erſt 
in der mündlichen Verhandlung vom 10. November 1913 
erhoben worden. Die Beklagte hat ihm gegenüber den Einwand 
der Verjährung nach 8 852 BGB. mit der Begründung geltend 
gemacht, daß der Kläger von dieſem Schaden bereits vor dem 
10. November 1910 Kenntnis gehabt habe. Das BG. hat 
den Einwand mit folgender Begründung verworfen. Der 
Kläger habe die Verſchlimmerung ſeines Leidens, die zu ſeiner 
Verſetzung in den Ruheſtand geführt habe, nicht ſchon vor dem 
10. November 1910 erkannt. Alle Berichte des Bahnarztes 
ſprächen nur von einer vorübergehenden Dienſtunfähigkeit. 
Erſt in ſeiner Beſcheinigung vom 13. Dezember 1910 habe er 
es als fraglich hingeſtellt, ob der Kläger überhaupt wieder 
dienſttauglich werden würde. Wenn aber der Arzt trotz ſeiner 
Fachlenntniſſe vor dem 10. November 1910 noch nicht mit 
einer dauernden, die Verſetzung in den Ruheſtand bedingenden 
Erkrankung gerechnet habe, ſo ſei das erſt recht nicht vom 
Kläger als Laien anzunehmen. Dieſe Ausführung wird von 
der Nebifion ohne Grund als rechts irrtümlich bezeichnet. 
Regelmäßig wird die Kenntnis des Schadens aus einer körper⸗ 
lichen Verletzung allerdings ſchon mit dieſer ſelbſt beginnen; 
es kann aber auch ein Schaden als Folge des Unfalls erſt 
fpäter hervortreten. Das iſt der Fall hinſichtlich des Erwerbs 
ſchadens bei einem Beamten, der zunächſt im Dienſte verblieben 
iſt und ſein Dienſteinkommen weiter bezogen hat. Hatte ein 
ſolcher Beamter einen Nebenerwerb durch private Ausnutzung 
ſeiner Erwerbsfähigkeit nicht gehabt, ſo iſt ihm durch den Unfall 
ein im Verluſt oder in der Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit 
beſtehender Schaden überhaupt nicht entſtanden, der Erwerbs⸗ 
ſchaden entfleht vielmehr erſt in dem Augenblick, in dem die 
Entlaſſung des Beamten, feine Verſetzung in den Ruheſtand 
mit Verluſt ſeines bisherigen Dienſteinkommens ausgeſprochen 
wird, wenn alſo dieſer Verluſt als ſicher zutage tritt, und 
inſoweit iſt es richtig, daß für den Beginn der Verjährung 
nicht erſt der Eintritt dieſer einzelnen Schadensfolge, ſondern 
ſchon ihre Uberſehbarkeit in Betracht kommt. Sobald dem 
Beamten die Unausbleiblichkeit feiner mit dem Erwerbs verluſt 
verbundenen Verſetzung in den Ruheſtand bekannt wurde, aber 
auch nicht vorher erlangte er Kenntnis von dem Schaden. 
Bon dieſen Grundſätzen iſt der erkennende Senat in fänbiger 
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Rechtſprechung ausgegangen [RG. 85, 424 ff.“); vgl. auch das 
Urteil des III. 8S., JW. 1914, 980°]; fie ergeben, daß das 
BG. auf Grund der von ihm getroffenen Feſtſtellungen den 
Einwand der Verjährung mit Recht verworfen hat. Das von 
der Reviſion für ihre abweichende Anſicht herangezogene Urteil 
des IV. 35., Rep. IV 640/08 [abgedruckt in WarnErg Bd. 1909 
Nr. 509 und in Gruchots Beitr. 53, 1029 )] kann ihr nicht zur 
Stütze dienen, da der darin entſchiedene Fall tatſächlich anders 
gelagert war, wie der vorliegende. Endlich geht es auch fehl, 
wenn die Rebifion meint, daß wenigſtens wegen des Anſpruchs 
auf Erſatz der entgangenen Kilometergelder Verjährung des 
Klaganſpruchs hätte angenommen werden müſſen. Denn es 
fehlt jeder Anhalt dafür, daß der Kläger deswegen, weil er 
in der Zeit vom Tage des Unfalls ab bis zum 11. Oktober 1910 
nur Rangierdienſt hat tun können, mit Sicherheit damit habe 
rechnen müſſen, und gerechnet habe, daß dies dauernd ſo bleiben 
werde. Stadtgemeinde E. C. D., U. v. 19. April 15, 
660/14 VI. — Jena. (B.] 
+ 8. 8 868 BGB. Was gehört zu einem Rechtsverhältnis, 
durch welches mittelbarer Befig erzeugt wird ] 
Die Beklagten haben vollſtreckbare Forderungen von 
43 932,34 4 gegen den Kaufmann M. B. in S. Wegen dieſer 
Forderungen haben ſie am 26. Juni 1913 bei B. Tabake und 
Zigarren im Werte von ungefähr 28 000 & pfänden laſſen. 
Klägerin widerſprach dieſer Pfändung mit der Behauptung, daß 
die gepfändeten Sachen ihr Eigentum ſeien. Sie erhob unterm 
9. Auguſt 1913 Klage mit dem Antrage, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung für unzuläſſig zu erklären. Die Klägerin ſtützt ihren 
Eigentumsanſpruch auf den Vertrag vom 23. Auguſt 1912. 
Danach wurden ihr eine Reihe von Gegenſtänden, die in der 
Hauptſache aus unverarbeitem Tabak beſtanden, zu Eigentum 
übertragen, und zwar zur Sicherheit wegen eines dem bis⸗ 
herigen Eigentümer B. gegebenen Darlehns von 60 000 &. 
Die Übergabe ſollte nach 8 4 des Vertrages durch Vereinbarung 
eines Leihverhältniſſes erſetzt werden, und in 5 6 war geſagt, 
daß die veräußerten Gegenſtände dem Schuldner bis auf weiteres 
zum leihweiſen Gebrauche belaſſen würden. Das Leihverhältnis 
ſollte, außer im Falle der Kündigung, auch in den Fällen des 
8 605 Nr. 2 und 3 BGB. erlöſchen. Nach 8 7 war der Schuldner 
verpflichtet, die Gegenſtände mit der Sorgſalt zu behandeln, die 
er in eigenen Angelegenheiten anwende, auch etwa abgehende 
oder abhandengekommene Stücke unverzüglich zu erſetzen. Die 
Erſatzſtücke ſollten an die Stelle der früher vorhanden geweſenen 
treten und ohne weiteres in das Eigentum der Frau K. 
als der Verleiherin übergehen. Der Ber. iſt der Meinung, 
daß eine rechtswirkſame Erſatzübergabe nicht vorliege. An ſich 
ſei die Leihe ein Rechtsverhältnis, das unter die in 8 868 BGB. 
erwähnten ähnlichen Verhältniſſe falle. Das hier Vereinbarte 
ſtehe aber mit den begrifflichen Erforderniſſen der Leihe in 
Widerſpruch. Da B. ſein Gewerbe auch nach Abſchluß des 
Vertrages habe weiter betreiben wollen, ſo habe ihm die Ge⸗ 
ſtattung eines bloßen Gebrauchs der Warenvorräte, ſoweit von 
einem ſolchen bei verbrauchbaren Sachen überhaupt geſprochen 
werden könne, nichts genützt, vielmehr ſei es für ihn geboten 
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geweſen, die Sachen teils zu verkaufen, teils zum Stoede der 
Verarbeitung zu verbrauchen. Mit dieſem Verfügungsrecht 
ſei aber die Stellung eines bloßen Entleihers unvereinbar 
Dieſes Recht ſchließe auch jedes andere Beſitzvermittelungz 
verhältnis aus. Dieſe Ausführungen, in denen die Rebifim 
eine Verletzung der 88 868, 930, 133, 157 BEB. und der 
85 286, 771 3PO. findet, find nicht frei von Bedenken. Ez 
mag fein, daß die getroffenen Vereinbarungen den Erforbernifien 
einer Leihe im Sinne des 5 598 BGB. nicht entsprechen und 
daß deshalb der Leihvertrag als ſolcher nichtig iſt. Das ſchließ 
aber nicht aus, daß ein rechtswirkſamer anderweiter Vertrag 
vorliegt, der denſelben rechtlichen Erfolg hat, den die Vertrag 
ſchließenden mit der Leihe erreichen wollten. [Vgl. 8 140 308. 
Sieht man nun davon ab, daß die Vertragſchließenden ſelbſt 
für ihren Vertrag die Bezeichnung „Leihe“ gewählt, und hält 
man ſich nur an das, was ſie tatſächlich in dieſem Vertrag: 
beſtimmt haben, ſo kann es doch keinem Zweifel unterliegen, 
daß B. auf alle Fälle berechtigt ſein ſollte, die veräußerten 
Gegenſtände vorübergehend [auf Zeit] für geſchäftliche Zwecke 
unentgeltlich zu benutzen. Daß aber eine ſolche Benutzung nut 
durch Verbrauch oder durch Veräußerung hätte erfolgen können, 
iſt nicht zuzugeben. Wenn es auch ſelbſtverſtändlich iſt, daß di 
Waren ſchließlich einmal verkauft werden ſollten, ſo ſtand doch 
nichts entgegen, daß fie dem Geſchäftsinhaber einſtweilen zu 
anderen geſchäftlichen Zwecken überlaſſen wurden, z. B. zur Aus 
ſtattung feiner Geſchäftsräume oder, ſoweit es ſich um noch 
unverarbeiteten Tabak handelte, damit er ſeine Leute beſchäftigen 
konnte. Was insbeſondere die Verkaufsbefugnis anbelangt, ſo 
iſt kaum anzunehmen und jedenfalls bisher nicht feftgeftellt, daß 
ſie ganz unbeſchränkt hätte eingeräumt werden ſollen. Mit dem 
Inhalte der Vertragsbeſtimmungen und mit dem erklärten Zweck, 
der Erwerberin eine Sicherheit zu verſchaffen, würde vielmehr 
die Annahme ſehr wohl verträglich ſein, daß B. Verkäufe wur 
im ordnungsmäßigen Geſchäfts betriebe vornehmen durfte. Eine 
weitere Abſchwächung erfuhr dieſes Recht ſodann offenſichtlic 
durch die dem Schuldner auferlegte Verpflichtung, Erſazſtück 
zu beſchaffen, die ohne weiteres Eigentum der Klägerin werden 
ſollten. Dieſe Geſichts punkte hat der BerR. unbeachtet gelaſſen 
Werden ſie aber beachtet, ſo iſt nicht ausgeſchloſſen, daß nach 
erneuter Verhandlung in den Beſtimmungen des Vertrages vom 
23. Auguſt 1912 ein Rechtsverhältnis im Sinne des 8 868 B08. 
gefunden wird. K. c. B. u. Gen., U. v. 26. März 15, 9/15 VII. — 
Braunſchweig. [S.] 

+ 9. Zur Begründung eines Verzichts auf ein negatoriſches 
Recht kann ein bloßes Nichtgeltendmachen des Anſpruchs nich 
genügen.] 

Die Grundſtücke der Parteien in Sch. liegen nebeneinander. 
In dem fünf bis ſechsſtöckigen Gebäude der Beklagten wird 
eine Malzfabrik betrieben, während das zweiſtöckige Haus der 
Kläger im Erdgeſchoß einen Laden, ſonſt Wohnungen enthält 
Durch die Maſchinen der Malzfabrik werden nach den Be 
hauptungen der Kläger Geräuſche und Erſchütterungen hervor 
gerufen, die auf ihr Grundſtück ungünstig einwirken. Sie 
haben daher klagend verlangt, daß die Beklagten in ihren 
Fabrikgebäude Einrichtungen treffen, wodurch dieſe Einwirkungen 
ausgeſchloſſen oder auf ein erträgliches Maß herabgeſetzt werden. 
Die Beklagten haben die Abweiſung der Klage beantragt. Die 
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zu ihrem Hauſe gehörige Giebelmauer ſei ſo ſtark, daß das an 
dieſe angebaute Haus der Kläger durch etwaige Einwirkungen 
nicht weſentlich beeinträchtigt werden könne. Die Kläger und 
ihre Vorbefiger hatten auch die Geräuſche der ſeit mehr als 
100 Jahren betriebenen Brauerei, an deren Stelle erſt in den 
90er Jahren des vorigen Jahrhunderts die Mälzerei getreten 
ſei, von jeher geduldet; dieſe früheren Geräuſche der Brauerei 
ſeien aber mindeſtens ebenſo ſtark geweſen wie die jetzigen der 
Mälzerei. Die Revifion der Beklagten mußte erfolglos bleiben. 
Das BG. ſtellt in nicht zu beanſtandender Weiſe feſt, daß bie 
vom Grundſtücke der Beklagten ausgehenden Einwirkungen nicht 
nur die Benutzung des Grundſtücks der Kläger weſentlich 
beeinträchtigen, ſondern auch durch eine Benutzung des erſteren 
Grundſtücks herbeigeführt werden, die nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage ungewöhnlich iſt. Hier⸗ 
gegen find auch von der Reviſion, abgeſehen von der ſpäter zu 
erörternden Behauptung einer nach Erlaß des landgerichtlichen 
Urteils vorgenommenen Veränderung, Angriffe nicht erhoben 
worden. Die Beklagten hatten behauptet, daß die Kläger und 
ihre Rechtsvorgänger die Geräuſche ſchon feit einer langen 
Reihe von Jahren geduldet hätten, und ſie damit einen Ver⸗ 
zicht auf den etwaigen Rechts anſpruch, daß die ſtörende Ein; 
wirkung beſeitigt werde, zum Ausdrucke gebracht hätten. Ebenſo 
ſei ein Verzicht darin zu finden, daß die Kläger im Jahre 1886 
nach Errichtung der neuen Giebelmauer der Beklagten, wobei 
die Mauer der Kläger entfernt worden ſei, mit Erlaubnis der 
Beklagten ihr Hausgebälk auf die neue Giebelmauer der Be⸗ 
klagten unentgeltlich aufgelegt hätten. In beiden Fällen hat 
das BG. die Annahme eines Verzichts verneint. In der Tat 
ſcheint das BG., wie die Reviſion bemerkt, von der Annahme 
auszugehen, daß das Dulden der Störungen durch eine lange 
Reihe von Jahren allerdings einen Verzicht auf negatoriſche 
Anſprüche enthalten könne. Wäre dieſe Annahme des BG. 
richtig, fo würde der Reviſion beizupflichten fein, die die Bes 
gründung, mit der das BG. das Vorbringen der Beklagten 
ablehnt, als prozeßwidrig bezeichnet. Das Urteil legt Wert 
darauf, daß erſt im Jahre 1901 mit Entfernung der Brauerei 
aus dem Gebäude der Mälzereibetrieb bedeutender und ein 
wirklicher Fabrikbetrieb eingeführt worden ſei, ekſt aber 1908 
ein das Haus der Kläger fo weſentlich beeinträchtigender Groß⸗ 
fabrikbetrieb zur Nachtzeit begonnen habe. Die Beklagten 
haben aber, worauf die Reviſion hinweiſt, in ihren vorgetragenen 
Schriftfägen vom 20. Oktober und 7. Dezember 1914 mehrſach 
behauptet, daß die Geräuſche, die Tag und Nacht von der 
ſeit mehr als 100 Jahren betriebenen, über den Umfang einer 
gewöhnlichen ländlichen Brauerei weit hinausgehenden Brauerci 
verurſacht wurden, erheblich ſtärker geweſen fein als die 
Geräuſche der Mälzerei. Sie haben für dieſe Behauptung auch 
Beweis angetreten in dem Schriftſatz vom 7. Dezember 1914 
S. 2. Dieſe vom Standpunkte des BG. aus erhebliche Be⸗ 
hauptung hätte an ſich berückſichtigt werden müſſen. Der An⸗ 
griff geht jedoch fehl, weil die Auffaſſung, von der das BG. 
auszugehen ſcheint, nicht als richtig aner kannt werden kann. 
Denn zur Begründung eines Verzichts auf ein negatoriſches 
Recht, wie es hier in Frage kommt, kann ein bloßes Nicht⸗ 
zeltendmachen dieſes Anſpruchs nicht genügen. Iſt doch ſchon 
darin kein Verzicht zu finden, daß der Eigentümer bei Errichtung 
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einer Anlage weiß oder vorausſehen kann, daß vom Nachbar⸗ 
grundſtück Beeinträchtigung droht — Staudinger, 8 906 I. 6; 
Biermann, 8 906 4. a, Urteil vom 12. Dezember 1900 [V 240/00] 
bei Seuff Arch. Bd. 56 Nr. 104), ſ. auch Urteil vom 
6. Juli 1910 [JW. 1910, 94110 — K. u. Gen. 
c. K. u. Gen, U. v. 17. April 15, 20,15 V. — Karlsruhe. [S.) 

+ 10. Wirkungen der Rechtskraft einer auf Grund des 
5 1353 BGB erlaſſenen, den verklagten Teil zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilenden Entſcheidung.] 

Die ſeit dem 5. Auguſt 1912 von ihrem Ehemann, dem 
Beklagten, geirennt lebende Klägerin iſt durch Urteil des LG. 
zu Ch. zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig 
verurteilt worden. Sie fordert im gegenwärtigen Rechtäftreite 
die Scheidung der Ehe und hat dieſes Verlangen in der Be⸗ 
rufungsinſtanz auf $ 1568 BGB. mit der Begründung geſtlützt, 
daß der Beklagte ſie vor ihrer Trennung gemißhandelt und 
beſchimpft habe. Das BG. iſt, ohne auf dieſes Vorbringen 
ſachlich einzugehen, zur Abweiſung der Klage auf Grund folgender 
Erwägungen gelangt. Die Klägerin könne die älteren, vor dem 
Urteil vom 9. Juli 1913 liegenden Scheidungsgründe nicht 
mehr geltend machen. Das eheliche Verhältnis in ſeiner Ge⸗ 
ſamtheit werde auch durch die Herſtellungsklage zum Gegen⸗ 
ſtand des Rechtsſtreits. Werde dieſer Klage ſtattgegeben, ſo 
folge daraus, daß nicht nachträglich zur Begründung einer Klage 
verwertet werden könne, es ſei das eheliche Verhältnis doch ein 
ſolches geweſen, daß nicht nur der auf die Herſtellungsklage 
verurteilte Ehegatte berechtigt geweſen wäre, die Herſtellung des 
ehelichen Lebens zu verweigern, ſondern ſogar Scheidung zu 
verlangen. Dieſe Aus führungen werden von der Reviſion mit 
Recht als rechtsirrig bekämpft; das BG. verkennt die Wirkungen 
der Rechtskraft einer auf Grund von 8 1353 BGB. ergangenen, 
den verklagten Teil zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
verurteilenden Entſcheidung. Allerdings ſtellt ein ſolches Urteil 
für die Zeit bis zur Beendigung der mündlichen Verhandlung 
ſachlich feſt, daß der Kläger die Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft mit Recht gefordert hat, der Beklagte aber, ſelbſt 
wenn er ſich bis dahin zur Fernhaltung für berechtigt gehalten 
haben ſollte, verpflichtet iſt, dieſem Verlangen nachzukommen; 
es erſchöpft auch die Frage, ob, wenn die äußeren Voraus⸗ 
ſetzungen des Anſpruchs erfüllt find, etwa das innere Verhalten 
des klagenden Ehegatten oder ob ſonſtige in der Perſon des 
einen Teils oder beider Teile beruhende Gründe dem Klag⸗ 
verlangen entgegenſtehen [Urteil des IV. 3S. vom 25. Sep⸗ 
tember 1902, abgedruckt in JW. 1902, Beil. S. 273%). Es 
würde daher mit der Wirkung der Rechtskraft eines ſolchen 
Urteils nicht vereinbar ſein, wenn in dem ſpäteren, auf Grund 
von 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 BGB. anhängig gemachten Ehe⸗ 
ſcheidunge prozeſſe, dem dieſes Urteil als Grundlage dient, auf 
Vorgänge aus der Zeit vor dem Abſchluſſe der dem Urteil 
voraufgehenden mündlichen Verhandlung zurückgegriffen werden 
dürfte, um auschließlich darauf die Annahme zu ſtützen, daß 
der verklagte Ehegatte trotz dem Urteile berechtigterweiſe von 
der häuslichen Gemeinſchaft ſich fernhalte. In ſtändiger Recht⸗ 
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ſprechung des RG. iſt daher anerkannt, daß der zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte in dem wider 
ihn wegen böslicher Verlaſſung angeſtrengten Scheidungsprozeſſe 
feine Weigerung grundſätzlich nicht auf Tatſachen ſtützen kann, 
die er ſchon im Eheherſtellungsprozeſſe hätte geltend machen 
können [gl. die Urteile des IV. 38S. vom 5. November 1908 
Rep. IV 67/08, nur teilweiſe abgedruckt in Warn Erg Bd. 1909 
Nr. 111, und vom 10. Februar 1913 Nep. IV 629/12, abs 
gedruckt in RG. 81, 2977)]J. Auf einem ganz anderen Gebiete 
liegt die Frage, welchen Einfluß die rechtskräftige Verurteilung 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft auf einen erſt ſpäter 
von dem verurteilten Ehegatten erhobenen Scheidungsanſpruch 
hat, den er bereits im Herſtellungsprozeß angriffsweiſe, durch 
Widerklage, hätte geltend machen können. Das Herſtellungs⸗ 
urteil ſchafft Rechtskraft nur hinſichtlich der Herſtellungs⸗ 
pflicht, nicht auch hinſichtlich der von dem verurteilten Ehe⸗ 
gatten nur zur Begründung des Rechts auf Verweigerung der 
Gemeinſchaft etwa vorgebrachten Scheidungs⸗ oder Anfechtungs⸗ 
gründe; dieſe können nicht als durch das Herſtellungsurteil ab⸗ 
erkannt angeſehen werden [RGRKom. 2. Aufl. zu 8 1567 
Not. 4). Dieſe Auffaſſung hat der IV. 38S. in ſtändiger 
Rechtſprechung feſtgehalten [gl. Urteil vom 17. März 1910, 
Rep. IV 291/09, abgedruckt in WarnErg Bd. 1910 Nr. 2238), 
auch Urteil vom 15. Februar 1915 Rep. IV 619/14, abgedruckt 
in WarnErg Bd. 1915 Nr. 131]. Wenn auch mit der Er: 
hebung einer auf Scheidung oder Anfechtung der Ehe gerichteten 
Klage oder Widerklage alle Scheidungs⸗ wie Anfechtungsgründe, 
die bis zur Rechtskraft des Urteils vorgebracht werden können, 
rechtshängig werden, weil mit jener Klagerhebung das eheliche 
Verhältnis im Ganzen zum Gegenſtand des Streits gemacht 
wird, ſo gilt dies doch nicht auch von der Erhebung der Her⸗ 
ſtellungsklage. In dieſer Beziehung und inwieweit die Rechts⸗ 
kraft des Herſtellungsurteils auf die dem verklagten Teil zur 
Seite ſtehenden Scheidungsgründe von Einfluß iſt, wird in dem 
angezogenen Urteile Rep. IV 291/09 folgendes ausgeführt. Sei 
die Klage des Mannes auf Eheherſtellung beſchränkt, ſo ſei die 
Beklagte nicht gemäß 5 616 Abſ. 2 ZPO. mit dem Verluſt 
ihres Scheidungsrechtes bedroht, wenn ſie unterlaſſe, die zur 
Stütze des Scheidungsverlangens dienenden Tatſachen gerade 
in dieſem, mit der Herſtellungsklage eingeleiteten Rechtsſtreit 
geltend zu machen, ſie ſei zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
Widerklage auf Scheidung zu erheben. Der gegenteiligen Auf⸗ 
faſſung ſtehe 8 616 ZPO. in feinem Wortlaut geradezu ent: 
gegen; ſie werde auch weder durch deſſen Entſtehungsgeſchichte, 
noch durch innere Gründe gerechtfertigt; die Grundſätze dieſer 
Geſetzesbeſtimmung könnten nicht auf einen Rechtsſtreit aus⸗ 
gedehnt werden, der lediglich über die Verpflichtung eines Ehe⸗ 
gatten zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft geführt werde. 
Denn in einem ſolchen werde der rechtliche Beſtand der Ehe 
ſelbſt nicht in Frage geſtellt; im Gegenteil: gerade der Beſtand 
der Ehe bilde die Grundlage, aus der der Herſtellungskläger 
ſein Verlangen ableite. Hieran werde auch dadurch nichts ge⸗ 
ändert, daß der andere Teil verteidigungsweiſe Rechtsmiß⸗ 
brauch behaupte oder auf ein ihm zur Seite ſtehendes Scheidungs⸗ 
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recht Bezug nehme [$ 1353 Abſ. 2 BGB.]. Erſt wenn das 
Scheidungsverlangen angriffsweiſe im Wege förmlicher Klage 
oder Widerklage erhoben werde, ſei das Gericht über den Be⸗ 
ſtand der Ehe zur Entſcheidung berufen. Sei jenes aber nicht 
der Fall, fo komme der dem 8 616 ZPO. zugrunde liegende 
geſetzgeberiſche Gedanke, die Häufung von Scheidungs⸗ und 
Anfechtungsprozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden und eine 
einheitliche Entſcheidung über ihren Beſtand zu gewährleiſten, 
nicht in Frage. Der erkennende Senat ſchließt ſich dieſen Aus⸗ 
führungen an; ſie ſind auf den vorliegenden Fall um ſo ge⸗ 
wiſſer anwendbar, als die Klägerin die Vorgänge, auf die fie 
ihr jetziges Scheidungsverlangen ſtützt, in dem wider ſie an⸗ 
hängig geweſenen Herſtellungsprozeſſe nicht einmal verteidigunge⸗ 
weiſe geltend gemacht hat, ſondern in dieſem Prozeſſe überhaupt 
nicht vertreten geweſen iſt. Hiernach war das BU. aufzuheben. 
O. c. O., U. v. 26. April 15, 22/15 VI. — Dresden. (B.] 

Handelsgeſetzbuch. 

T 11. 8 354 G8. Grundſätze für die Berechnung des 
dort beſtimmten Lagergeldes.] 

Der Beklagte [Widerkläger! hat im Dezember 1907 der 
Klägerin von vier Sendungen käuflich gelieferten Flußſtahls 
eine Menge wegen vertragswidriger Beſchaffenheit zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und in ſeinem eigenen Schuppen aufbewahrt. 
Die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes der Ware iſt rechts⸗ 
kräftig abgewieſen. In der Reviſionsinſtanz kommt nur noch 
die Widerklage und auch dieſe nur inſoweit in Betracht, als 
der Widerkläger an Lagergeld für die in ſeinem eigenen 
Schuppen erfolgte Aufbewahrung der zur Verfügung geftellten 
34 970 kg Stahl als üblichen und angemeſſenen Betrag täglich 
14 4 |= 4% für 100 kg] für die Zeit von der Einlagerung 
— 22. Dezember 1907 — bis zur Abholung durch die Klägerin 
— 14. April 1914 — verlangt und die Verurteilung der 
Klägerin zur Zahlung dieſes Betrages nebſt 5 Prozent Zinſen 
von den 14 & mit dem Ablaufe eines jeden Tages beantragt 
hat, während das OLG. zu Düſſeldorf durch Urteil vom 
28. Oktober 1914 die Klägerin nur zur Zahlung von je 1“ 
für den Tag während des angegebenen Zeitraums nebft 
5 Prozent Zinſen hiervon verurteilt und die Mehrforderung 
abgewieſen hat. Gegen dieſes Urteil hat der Widerkläger 
Reviſion eingelegt. Die Revifion muß Erfolg haben. Die 
Entſcheidung, daß dem Widerkläger grundſätzlich ein 
Anſpruch auf Lagergeld für die in ſeinem eigenen Schuppen 
ſtattgefundene Aufbewahrung der mit Recht der Klägerin 
zur Verfügung geſtellten Waren zuſteht, iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Bei Bemeſſung der Höhe des Lager⸗ 
geldes iſt das BG. davon ausgegangen, das von dem Wider⸗ 
kläger geforderte Lagergeld von täglich 14 4 ſei weit überſetzt; 
auch dem Sachverſtändigen, Spediteur S., der einen Betrag 
von 10,50 „ [3 & für 100 kg und Tag] als angemeſſen 
bezeichne, ſei nicht beizutreten. Denn der Sachverſtändige, det 
die Lagerung bei einem Spediteur im Auge hat, werde den 
Umſtänden des Falles nicht gerecht. Berückſichtige man, daß 
die fraglichen rund 35 000 kg [genau 34 930 kg] Stahl 
einen verhältnismäßig geringen Raum beanſpruchten, daß der 
benutzte Raum ein kleiner Schuppen war, daß die Lagerung 
ſich auf einen langen Zeitraum von über 6 Jahr erſweck 
habe und daß der Beklagte nach 8 254 BEB. durch ander 
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weite Lagerung in einem billigen Mietraum oder in ſonſt ge⸗ 
eigneter Weiſe das übermäßige Anwachſen der Lagerungskoſten 
hätte verhindern können und müſſen, ſo erſcheine nach Lage 
der Sache eine Vergütung von 1 4 für den Tag angemeſſen 
und genügend. Dieſer Betrag ſtehe dem Beklagten von der 
Einlagerung — 22. Dezember 1907 — bis zum Tage der 
Abholung ſeitens der Klägerin — 14. April 1914 — zu. 
Dieſe Entſcheidung iſt in mehrfacher Weiſe von Rechtsirrtum 
beeinflußt. Rechtsirrig iſt zunächſt der Ausgangspunkt, daß 
dem Beklagten das Lagergeld nicht in gleicher Höhe zuſtehe, 
wie einem Spediteur. Nach 8 354 HGB. kann ein Kaufmann, 
der in Ausübung ſeines Handelsgewerbes einem anderen Ge⸗ 
ſchäfte beſorgt oder Dienſte leiſtet, dafür auch ohne Verabredung 
Proviſion und, wenn es ſich um Aufbewahrung handelt, Lagers 
geld nach den am Orte üblichen Sätzen fordern. Bei Bemeſſung 
der Höhe des Lagergeldes iſt zu beachten, daß es eine Ver⸗ 
gütung nicht nur für die Raumbenutzung bilden ſoll, wie das 
BG. anzunehmen ſcheint, ſondern auch für die mit der Auf⸗ 
bewahrung verbundene Mühewaltung und Verantwortung. In 
dem darin vorausgeſetzten Falle bewilligt der 8 354 das 
Lagergeld dem Kaufmann ganz allgemein und gleichmäßig, 
ohne bezüglich der einzelnen Zweige des Handelsgewerbes einen 
Unterſchied zu machen. Der Art. 290 ADHGB. der im 
weſentlichen dem 5 354 HGB. entſprach, enthielt ausdrücklich 
als Abſ. 3 die Beſtimmung: „Dies gilt insbeſondere auch 
von dem Kommiſſionär und Spediteur“. Dieſe Beſtimmung 
ft bei Erlaß des HGB. als überflüſſig geſtrichen worden. 
Auch der 8 420 HGB., welcher ſich allerdings nur auf den 
gewerbsmäßigen Lagerhalter bezieht, ſtimmt mit dem 8 354 
inhaltlich inſofern überein, als er mangels einer abweichenden 
Vereinbarung dem Lagerhalter einen Anſpruch auf das orts⸗ 
übliche Lagergeld gewährt. Die hier vertretene Auffaſſung 
iſt denn auch bereits in der Rechtſprechung des RG. ſowohl 
als auch in der Rechtslehre anerkannt. Vgl. Bolze, Praxis 
Bd. 9 Nr. 231; Makower 8 354 Anm. III 5b; Lehmann und 
Ring 8 379 Nr. 19. Ferner läßt das Bu. dem Zweifel Raum, 
ob die Beſtimmung des § 354 HGB. beachtet iſt, daß das 
Lagergeld nach den an dem Orte [d. h. der Aufbewahrung] 
üblichen Sätzen gefordert werden kann. Erſt wenn die Orts⸗ 
üblichkeit keinen Maßſtab bietet, kommt die im Streitfalle nach 
richterlichem Ermeſſen zu beſtimmende Angemeſſenheit des 
Lagergeldes in Betracht. Die von dem BG. für die Bemeſſung 
der Höhe des Lagergeldes angeführten Umſtände betreffen 
lediglich die Angemeſſenheit des beſtimmten Betrages, ohne 
daß erkennbar auf die ortsüblichen Sätze Rückſicht genommen 
iſt. Mit Recht rügt der Reviſionskläger, daß es ſich bei dem 
von dem Beklagten mit der Widerklage geltend gemachten An⸗ 
ſpruche auf angemeſſenes Lagergeld nicht um einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch handelt, ſondern um den geſetzlichen Anſpruch 
auf Vergütung für Mühewaltung, Verantwortung und Be⸗ 
nutzung ſeines eigenen Raumes. [Vgl. das Urteil des er⸗ 
kennenden Senats in dieſer Sache vom 28. Oktober 1913; 
ferner I 341/1889. Als ſolcher unterliegt er nicht den SS 254 
BGB. und 287 ZPO. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß 
der Beklagte zufolge der ihm nach 8 347 HGB. obliegenden 
Sorgfaltspflicht auf Vermeidung unnötiger Koſten Bedacht 
nehmen mußte. Mit dem Anſpruche aus 8 354 HGB. kann 
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freilich, wenn der Verkäufer trotz Mahnung die ihm mit Recht 
zur Verfügung geſtellte Ware nicht abnimmt, wegen Annahme⸗ 
reſp. Abnahmeverzugs ein Anſpruch auf Erſatz des weiteren, 
über den Anſpruch aus § 354 hinausgehenden Schadens 
konkurrieren, z. B. dann, wenn ein höherer als der ortsübliche 
Satz verlangt wird, oder wenn eine Ware zufolge ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit bei längerer Aufbewahrung beſonderen Schaden 
anrichtet. Beklagter hat aber, wie erwähnt, nicht einen 
Schadens erſatzanſpruch geltend gemacht, ſondern ſich auf die 
Forderung von Lagergeld beſchränkt. W. c. K., U. v. 13. April 15, 
590/14 II. — Düſſeldorf. [S.] 

Reichs haftpflichtgeſetz. 

7 12. 8 2 Haftpflcß. Was gehört zum Fabrikbetriebe im 
Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift ?!] 

Der Kläger erhielt von der Beklagten den Auftrag, in 
ihren Fabrikräumen eine für ihren Katalog beſtimmte photo⸗ 
graphiſche Aufnahme eines Motors herzustellen. Als er ſich 
zur Ausführung dieſes Auftrags am 8. März 1913 in Be⸗ 
gleitung des Ingenieurs R., des Leiters des literariſchen 
Bureaus der Beklagten, in die Fabrikräume begab und der 
Motor, um in eine für die Aufnahme geeignete Lage gebracht 
zu werden, hochgehoben, gedreht und dann wieder niedergelaſſen 
wurde, erlitt der Kläger, der die Unterlage des Motors zurecht⸗ 
rückte, durch den niedergehenden Motor eine Quetſchung am 
Daumen der rechten Hand.... Die Klage ftügt fi, ab⸗ 
geſehen von dem ſpäter zu erwähnenden Anſpruch auf Schmerzens⸗ 
geld, auf die Vorſchriften des BGB. über den Werkvertrag 
und auf 8 2 HaftpflG. und iſt vom BerR. nach beiden Rich⸗ 
tungen für begründet erachtet worden. Die hiergegen gerichteten 
Reviſionsangriffe gehen fehl. Inhalt und Zweck des von den 
Parteien miteinander abgeſchloſſenen Werkvertrags war nicht 
bloß, wie die Reviſion meint, daß der Kläger den Motor zu 
photographieren und die Beklagte hierfür zu zahlen hatte, nach 
der Feſtſtellung des Bu. follte vielmehr die photographiſche 
Aufnahme des Motors in den Fabrikräumen der Beklagten und 
in einer von ihr zu beſtimmenden Lage ſtattifinden, dazu. gehörte 
notwendigerweiſe, daß die Beklagte die dazu erforderlichen 
Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften hergab und die Art 
und Weiſe, wie die Aufnahmen erfolgen ſollten, bezeichnete. 
Der Beklagten erwuchs alſo aus dem Werkvertrage eine ver⸗ 
tragsmäßige Verpflichtung, zur Herſtellung der photographiſchen 
Aufnahme des Motors in dem bezeichneten Umfang ihrerſeits 
mitzuwirken, da dieſe Mitwirkung eben zur Ausführung des 
Werkes erforderlich war. Insbeſondere gehörte es auch, wie 
der BerR. zutreffend dargelegt hat, zu den Vertrags⸗ 
pflichten der Beklagten als der Beſtellerin des Werks, die zu 
deſſen Herſtellung von ihr zu beſchaffenden Räume, Vorrichtungen 
und Gerätſchaften in ſolcher Weiſe dem Kläger zu gewähren, 
daß ſein Leben und ſeine Geſundheit, ſoweit es die Natur der 
Vertragsleiſtung zuläßt, geſchützt waren [RG. 80, 37%). Zur 
Erfüllung dieſer Verpflichtung hat ſie ſich, wie weiter feſtgeſtellt 
iſt, ihres Ingenieurs R. bedient. Die Behauptung der Reviſion, 
es habe ſich bei der Mitwirkung R.s nur um eine dem Kläger 
erwieſene Gefälligkeit zur Erleichterung der ihm obliegenden 
Aufgabe gehandelt, iſt mithin unzutreffend. Die Beklagte 
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war zu jener Mitwirkung vielmehr verpflichtet, ſie hat ſich zur 
Erfüllung dieſer Verpflichtung ihres Ingenieurs R. als ihres 
Erfüllungsgehilfen bedient und hat mithin das dieſem zur 
Laſt fallende, im Bu. feſtgeſtellte Verſchulden bei der Aus⸗ 
führung feiner Aufgabe gemäß 8 278 BGB. zu vertreten. 
Gegen die Anwendung des 8 2 Haftpfl®. macht die Reviſion 
geltend, die vom Kläger bei der Aufnahme des Motors erlittene 
Körperverletzung ſtehe mit dem Fabrikbetriebe der Beklagten 
nur in einem zufälligen äußeren Zuſammenhang, R. ſei nicht 
techniſcher Leiter der Fabrik, ſondern literariſcher Leiter des 
Bureaus der Beklagten, habe mit dem Betriebe der Fabrik 
nichts zu tun, auch habe es ſich bei ihm nicht um ein Ver⸗ 
ſchulden in Ausführung einer Dienſtverrichtung gehandelt. Auch 
dieſe Ausführungen erweiſen ſich gegenüber den Urteilsfeſt⸗ 
ſtellungen als unzutreffend. Zum Begriff des Fabrikbetriebs 
im Sinne der angezogenen Vorſchrift iſt es, wie der BerR. 
mit Recht ausführt, nicht erforderlich, daß die Maßnahme, bei 
der ſich der Unfall ereignet, den geſamten Betrieb darſtellt und 
der Anfertigung eines der Gegenſtände dienen ſoll, deren Her⸗ 
ſtellung den Zweck des gewerblichen Unternehmens bildet. Es 
genügt vielmehr, daß die Maßnahme mit dem techniſchen und 
mechaniſchen Betriebe des Fabrikunternehmens in Verbindung 
ſteht und die für den Fabrikbetrieb charakteriſtiſchen, ſeine Ge⸗ 
fährlichkeit begründenden Merkmale enthält [RG. 71, 110)J. Das 
Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen iſt im vorliegenden Falle 
feſtgeſtellt. Zum Zwecke der photographiſchen Aufnahme des 
in der Fabrik der Beklagten befindlichen und ſelbſt zur Fabrik⸗ 
anlage gehörigen Motors mußten die Fabrikräume betreten, 
der Motor mußte mit Hilfe eines Flaſchenzugs oder Krans, 
einer zur Hebung ſchwerer Laſten geeigneten und beſtimmten 
Maſchine gehoben, durch eine Drehung in die zur Aufnahme 
geeignete Lage verſetzt und dann wieder niedergelaſſen werden, 
dazu war die Heranziehung eines in der Fabrik beſchäftigten, 
mit der ordnungsmäßigen Erledigung der Arbeit vertrauten 
Arbeiters unter der Leitung des Ingenieurs N. und die Mit⸗ 
wirkung des Klägers erforderlich. Die Fabrikanlage wurde 
alſo bei der Vornahme des fraglichen Aktes zu einem weſent⸗ 
lichen Teile in Tätigkeit geſetzt und zwar in eine ſolche Tätig⸗ 
keit, bei der die dem Fabrikbetriebe eigentümliche Gefahr in die 
Erſcheinung trat, die Fabrik wurde mithin, wenn auch nur 
zum Teil, in Betrieb genommen, und der Unfall des Klägers 
hat ſich beim Fabrikbetriebe und im Gefolge desſelben ereignet. 
Zutreffend hat der BerR. weiter dargelegt, daß der Ingenieur 
R. bei dem fraglichen Vorgang als eine zur Leitung und Be⸗ 
aufſichtigung des Betriebes und der Arbeiter angenommene 
Perſon tätig geworden iſt. Er war allerdings Leiter der 
literariſchen Abteilung der Beklagten, ſtand mithin voraus⸗ 
ſetzlich für gewöhnlich dem techniſchen Teile des Fabrikunter⸗ 
nehmens mehr oder weniger fern. Allein zu ſeinen Befugniſſen 
als Leiter der literariſchen Abteilung gehörte es, wie der 
Ber. feſtſtellt, die innerhalb feines Geſchäftskreiſes erforder⸗ 
lichen Arbeiten anzuordnen und zu leiten, die dabei beſchäftigten 
Arbeiter zu beaufſichtigen und weiter diejenigen Arbeiter zur 
Hilfeleiſtung heranzuziehen, ohne deren Mitwirkung die ordnungs⸗ 
mäßige Erledigung der der literariſchen Abteilung zugewieſenen 
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Arbeiten nicht möglich war. Insbeſondere gehörte es zu ſeinen 
Obliegenheiten als Leiter dieſer Abteilung, die zur Herſtellung 
des Katalogs notwendigen photographiſchen Aufnahmen und 
die Art und Weiſe, wie ſie erfolgen ſollten, zu bezeichnen. In 
Ausführung dieſer feiner Dienſtobliegenheiten hat er die Aus- 
führung der fraglichen Arbeit angeordnet und geleitet, ins⸗ 
beſondere auch den Fabrikarbeiter, der dazu gebraucht wurde, 
hinzugezogen und ihm die erforderlichen Weiſungen erteilt, 
namentlich den Befehl zum Herablaſſen des Motors erteilt, 
als dieſer nach beendeter Drehung ſich in der richtigen Lage 
befand, und eben durch dieſen etwas zu früh erteilten Befehl 
hat er die Verletzung des Klägers verſchuldet. Die Voraus⸗ 
ſetzungen der Anwendung des 8 2 HaftpflG. erſcheinen nach 
dieſen Feſiſtellungen des BG. durchweg als gegeben. B. c. T., 
U. v. 13. April 15, 501/14 VII. — Berlin. [S.] 

Reichsverſicherungs ordnung. 

13. 55 407, 414 RVO. Die freien Krankenkaſſen⸗ 
vereinigungen des § 414 bedürfen zum Abſchluß von Dienfl- 
verträgen mit Arzten der Genehmigung der oberſten Ver⸗ 
waltungsbehörde.] 

Durch Vertrag vom 4. November 1913 hatte der Beklagte 
ſich gegen Zuſicherung eines jährlichen Mindeſteinkommens von 
10 000 & den klagenden Krankenkaſſen gegenüber verpflichtet, 
ſich für die Zeit vom 1. Januar 1914 bis 31. Dezember 1918 
als Arzt in E. niederzulaſſen und die geſamte ärztliche Ver⸗ 
ſorgung der Kaſſenmitglieder auszuführen. Für den Fall der 
Nichtübernahme der Verbindlichkeiten und für den Fall vor⸗ 
zeitigen Rücktritts war im Vertrage eine vom Beklagten zu 
zahlende Vertragsſtrafe von 5000 & für jedes nicht beendete 
Vertragsjahr vorgeſehen. Durch Schreiben vom 29. Dezember 
1913 erklärte der Beklagte, daß er die vertragsmäßige Tätigkeit 
nicht übernehmen werde. Er übernahm ſie auch nicht, ließ ſich 
überhaupt nicht in E. nieder. Die Klägerinnen verlangten die 
Vertragsſtrafe für die fünf Vertragsjahre. Der Beklagte be 
zeichnete den Vertrag als nichtig, weil er den Vorſchriften der 
Reichsverſicherungsordnung zuwider von den Klägerinnen 
gemeinſchaftlich abgeſchloſſen ſei. Er machte geltend, dem Ver⸗ 
langen der Vertragsſtrafe ſtehe das „Berliner Abkommen“ ent 
gegen, und beantragte Herabſetzung der Strafe, die übermäßig 
hoch ſei, auf den angemeſſenen Betrag. Der dem 
Klaganſpruche zugrunde liegende Dienſtvertrag ſtellt nicht eine 
Summe von Einzelverträgen dar, die in einer Urkunde vereinigt 
eine Reihe beſonderer Dienſtverhältniſſe zwiſchen dem beklagten 
Arzte und den klagenden einzelnen Krankenkaſſen begründen. 
Die Kaſſen haben ſich vielmehr zur gemeinſchaftlichen vertrag 
lichen Bindung gegenüber dem dienſtverpflichteten Beklagten 
zuſammengeſchloſſen und ihm ein einheitliches von allen Kaſſen 
anteilig nach Maßgabe der Mitgliederzahl aufzubringendes 
Mindeſteinkommen gewährleiſtet. Die regelmäßige Form, in 
der ſich Krankenkaſſen zur Förderung gemeinſamer Zwecke ber 
einigen können, iſt die des Kaſſenverbandes [8 406 RW. 
vom 19. Juli 1911]. Die Kaſſenverbände befigen Rechts 
perſönlichkeit, unterſtehen der Aufſicht des Verſicherungsamtes, 
ihre Satzungen bedürfen der Genehmigung [$ 408 NO. 
Der Kaſſenverband kann für die ihm angeſchloſſenen Kaſſen 
gemeinſam die im § 407 bezeichneten Tätigkeiten und Leiſtungen 
bewirken, namentlich auch Verträge mit Arzten abschließen. 
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Neben der Möglichkeit eines Zuſammenſchluſſes zu einem Kaſſen⸗ 
verbande beſteht die einer freieren Vereinigung. Für ſie 
beſtimmt der 8 414 RVO. folgendes: „Für Kaſſenvereinigungen 
anderer Art, die den allgemeinen Zwecken der Krankenhilfe 
dienen, dürfen Kaſſenmittel nur mit Zuſtimmung beider Gruppen 
im Vorſtande verwendet werden. Mit Genehmigung der oberſten 
Verwaltungsbehörde dürfen ſolche Kaſſenvereinigungen auch 
einzelne der im § 407 bezeichneten Aufgaben übernehmen“. 
Dieſe Geſetzesvorſchrift, die die Zuläſſigkeit der freien Kaſſen⸗ 
bereinigungen — im Gegenſatze zu den Kaſſenverbänden 
des 5 406 — anerkennt, verdankt ihre Entſtehung den Be⸗ 
ſchlüſſen der Reichstagskommiſſion [Komm BB. Bd. II S. 380]. 
Durch das Erfordernis der im erſten Satze des 5 414 vor⸗ 
geſehenen Zuſtimmung ſollte dem Mißbrauche von Kaſſenmitteln 
vorgebeugt werden, über Grund und Tragweite des im zweiten 
Satze ausgeſprochenen Genehmigungsvorbehalts ergeben die 
Geſetzgebungsarbeiten nichts. Die freien Vereinigungen des 
9 414 find nicht rechtsfähig, ihre Satzungen nicht genehmigungs⸗ 
bedürftig, ſie ſelbſt nicht aufſichtspflichtig. Das Geſetz läßt ſie 
ſchlechthin zu, wenn fie den allgemeinen Zwecken der Kranken⸗ 
hilfe dienen und die Verwendung von Kaſſenmitteln nicht 
beanſpruchen, es erlaubt ihnen dieſe Verwendung, wenn die 
beiden Gruppen des Vorſtandes zuſtimmen. Den allgemeinen 
Zwecken der Krankenhilfe ſtehen die beſonderen Zwecke 
gegenüber, namentlich die im 8 407 als Betätigungsgebiet den 
Kaſſen verbänden eingeräumten Angelegenheiten. Die den 
allgemeinen Zwecken der Krankenhilfe dienenden Kaſſen⸗ 
vereinigungen dürfen die im § 407 bezeichneten beſonderen 
Aufgaben, alſo auch den Abſchluß von Verträgen mit Arzten, 


nur mit Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörde über⸗ 


nehmen. Fehlt die Genehmigung [die übrigens in Preußen 
nach einem Erlaſſe des Handelsminiſters grundſätzlich nicht 
erteilt wird — vgl. Stier⸗Somlo, Anm. 2 zu 5 414 RVO. —], 
dann iſt die Übernahme jener Aufgaben durch „ſolche Ver⸗ 
einigungen“ vom Geſetze verboten. Das Geſetz will nicht zu⸗ 
laſſen, daß ohne Prüfung und Entſcheidung der oberſten 
Verwaltungsbehörde die Erledigung der beſonderen Aufgaben 
den freien Vereinigungen übertragen und damit der, auch die 
Verwendung der Kaſſenmittel überwachenden, Aufſicht des 
Verſicherungsamtes entzogen wird. Dürfen ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung die den allgemeinen Zwecken der Krankenhilfe 
dienenden, zu deren Förderung beſtehenden Vereinigungen 
die Aufgaben des 8 407 nicht übernehmen, fo iſt es aber 
ſelbſtverſtändlich auch und erſt recht nicht zuläſſig, daß ohne 
die Genehmigung Vereinigungen, die nicht zu den Verbänden 
des g 406 gehören, eigenſt und allein zu dem Zwecke gebildet 
werden, die beſonderen Aufgaben des § 407 oder mehrere von 
ihnen oder auch einzelne noch unter die Aufgaben des 8 407 
fallende Angelegenheit zu behandeln. Zwar bleibt die Geſchäfts⸗ 
führung der einzelnen zu dieſem Sonderzweck zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Krankenkaſſen der amtlichen Aufſicht unterſtellt, 
allein die gemeinſam behandelte Angelegenheit würde als eine 
Angelegenheit der aufſichtsfreien Vereinigung der Beaufſichtigung 
entrückt ſein. Daraus ergibt ſich, daß nicht nur der nicht 
genehmigte Zuſammenſchluß zu dem Sonderzwecke ſelbſt gegen 
das geſetzliche Verbot verſtößt, ſondern daß verbotswidrig ſind 


auch die zur Erfüllung des Sonderzwecks vorgenommenen 
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einzelnen Rechtsgeſchäfte. Denn wollte man fie als rechtsgültig 
anerkennen, ſo wäre der dargelegte Zweck der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift: Verhinderung der nicht genehmigten Auffichtsentziehung, 
vereitelt. Nichtig nach 8 134 BGB. find daher auch bei 
mangelnder Genehmigung gemäß 8 414 Satz 2 RBO. die von 
beſtehenden oder zu dem Abſchluß eigenſt gebildeten freien 
Kaſſenvereinigungen für die angeſchloſſenen Kaſſen mit Arzten 
geſchloſſenen Verträge. Die klagenden Kaſſen haben ſich zu 
einem Kaſſenverbande im Sinne des $ 406 RWO. nicht vereinigt. 
Darüber, daß beide Gruppen in den Vorſtänden der Kaſſen 
der Verwendung von Mitteln der einzelnen Kaſſen für Bezahlung 
der vertragsmäßigen Vergütung an den Beklagten zugeſtimmt 
haben, herrſcht kein Streit. Aber die nach 8 414 Satz 2 RVO. 
erforderliche Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörde 
fehlt. Es bedurfte ihrer, weil die klagenden Kaſſen zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Dienſtvertrages und zu ſeiner Erfüllung eine 
Kaſſenvereinigung nach § 414 gebildet haben. Dieſer Zuſammen⸗ 
ſchluß und der im Verfolg ſeines Zweckes geſchloſſene Dienſt⸗ 
vertrag ſind daher nichtig. Die Nichtigkeit ergreift auch die 
Vertragsſtrafabrede und beſeitigt daher den Klaganſpruch. 
L. c. B. S. u. Gen., U. v. 23. April 15, 485/14 III. — 
Marienwerder. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

* 14. 5 256 ZPO. Die Klage auf Feſtſtellung des Be⸗ 
ſtehens eines Anſpruchs aus dem Beamtenumfallfürſorgegeſetz 
iſt zuläffig.] 

Der Kläger behauptet, am 22. September 1909 bei 
Bedienung des amtlichen Fernſprechers einen elektriſchen Schlag 
am linken Ohr erhalten und ſo im Dienſte einen Betriebs⸗ 
unfall erlitten zu haben, der geeignet ſei, in Zukunft ſeine 
dauernde Dienſtunfähigkeit herbeizuführen. Nachdem das Reichs⸗ 
poſtamt ſein Geſuch, das Vorliegen eines Betriebsunfalls an⸗ 
zuerkennen, durch Beſcheid vom 19. März 1910 abgelehnt 
hatte, hat er Mitte September 1910 Feſtſtellungsklage erhoben 
und beantragt: 1. den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, 
daß der von ihm am 22. September 1909 erlittene Unfall ein 
Betriebsunfall im Sinne des 8 1 BeamtUFürfG. vom 
18. Juni 1901 ſei, oder 2. feftzuftellen, daß er, falls er infolge 
dieſes Unfalls dienſtunfähig oder erwerbsunfähig oder in der 
Erwerbsfähigkeit beſchränkt werde, oder falls dieſer Unfall nach 
ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand noch die Aufwendung von 
Heilungskoſten erforderlich mache, Anſprüche aus dem Geſetze 
vom 18. Juni 1901 zu erheben berechtigt ſei, oder 3. feſtzu⸗ 
ſtellen, daß er, als er am 22. September 1909 den elektriſchen 
Schlag erhielt, ſich im Dienſt⸗ und Betriebsverhältnis des 
Beklagten befunden habe, und daß die infolge des elektrifchen 
Schlages bei ihm eingetretenen oder noch eintretenden Störungen 
als ſolche anzuſehen ſeien, die durch die beſondere Betriebs. 
gefahr der von ihm in jenem Zeitpunkt ausgeübten dienſtlichen 
Tätigkeit bedingt ſeien. Der Beklagte hält die Feſtſtellungsklage 
für unzuläſſig und beſtreitet, daß den Kläger damals mehr 
als ein Knackgeräuſch getroffen habe, daß er ferner zu der 
fraglichen Zeit die Eigenſchaft eines Betriebsbeamten gehabt 
habe, und daß der etwaige Unfall in Zukunft ſeine dauernde 
Dienſtunfähigkeit herbeiführen könne. Das LG. und das BG. 
haben die Feſtſtellungsklage als unſtatthaft abgewieſen. Der 
Kläger hat Reviſion erhoben. Abweichend von beiden Vor⸗ 
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inſtanzen, iſt die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage hinſichtlich 
des zweiten Feſtſtellungsantrags zu bejahen. Die beiden 
Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage nach 8 256 8PO., das 
Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien und 
ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung dieſes 
Rechtsverhältniſſes, liegen vor. Die Anſprüche der Beamten 
auf Grund des BeamtuFürſcß. vom 18. Juni 1901 find 
Penſionsanſprüche [gl. SS 1, 9 dieſes Geſetzes; RG. 39, 354; 
60, 215; 85, 190]. Die gegenüber den allgemeinen Ruhe⸗ 
gehaltsanſprüchen erhöhten Penſionsanſprüche aus dieſem Geſetze 
werden begründet durch das Beamtenverhältnis, durch die Be⸗ 
ſchäftigung des Beamten in einem reichsgeſetzlich der Unfall⸗ 
verſicherung unterliegenden Betrieb und durch einen im Dienſte 
erlittenen Betriebsunfall. Das Zuſammentreffen dieſer Um⸗ 
fände ſchafft bereits ein Rechtsverhältnis im Sinne des 8 256 
8PO. Die Klage eines Beamten auf Feſtſtellung feines 
Rechtes auf eine Unfallpenſion, falls er künftig infolge eines 
angeblich von ihm erlittenen Betriebsunfalls dienſt⸗ oder 
erwerbsunfähig werden ſollte, kann ebenſowenig wegen des 
Nichtvorliegens eines Rechtsverhältniſſes beanſtandet werden 
wie die Klage eines noch im Dienſte befindlichen Beamten auf 
Feſtſtellung ſeiner Ruhegehaltsberechtigung für den etwaigen 
Fall feiner Verſetzung in den Ruheſtand [ogl. RG. 59, 163; 
ebenfo Urteil vom 14. Juni 1912, III 456/11] oder auf Feſt⸗ 
ſtellung des Rechtes ſeiner etwaigen Hinterbliebenen auf Witwen⸗ 
und Waiſengeld Seuff Arch. Bd. 36 S. 37 Nr. 29; JW. 1899, 
8276]. Daß der Beamte, der einen Betriebsunfall erlitten 
hat, Anſprüche auf Grund des Geſetzes vom 18. Juni 1901 
nur dann erheben kann, wenn er infolge dieſes Unfalls dienſt⸗ 
oder erwerbsunfähig wird, und daß dieſer urſächliche Zuſammen⸗ 
hang jetzt noch nicht feſtſtellbar iſt, ſteht der Annahme des 
Beſtehens eines Rechtsverhältniſſes nicht entgegen; ſonſt würde 
eine Klage auf Feſtſtellung der Verpflichtung zum Erſatze des 
durch eine unerlaubte Handlung entſtehenden künftigen Schadens, 
deren Zuläſſigkeit anerkannt iſt [ogl. RG. 13, 372; 23, 347; 
61, 167 fle); JW. 1902, 311; 1906, 92; 1910, 824; Gruchot 
50, 1076 u. a.], ſtets unzuläſſig fein, denn auch dieſer Schaden 
kann nur beanſprucht werden, wenn ein urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der unerlaubten Handlung und ihm beſteht und 
ſpäter feſtgeſtellt wird. Daß es ſich hier nur um die Feſt⸗ 
ſtellung einer einzigen reinen Tatſache handelt, wie das BG. 
meint, iſt nicht zutreffend. Eine reine Tatſache, die auch den 
Gegenſtand eines Beweis ſicherungsverfahrens bilden kann, iſt 
nur der Unfall ſelbſt. Nicht um deſſen Feſtſtellung allein 
handelt es ſich aber bei dem zweiten Feſtſtellungsantrage, 
ſondern auch darum, ob die ferneren Vorausſetzungen des 
BeamtuFürſGG. vorliegen: die von dem Beklagten beftrittene 
Beſchäftigung des Klägers in einem reichsgeſetzlich der Unfall⸗ 
verſicherung unterliegenden Betriebe, die [häufig recht zweifel⸗ 
hafte] Rechtsnatur des Unfalls als eines im Dienſte erlittenen 
Betriebsunfalls, die Wahrung der formellen Vorausſetzungen 
des 8 8 des Geſetzes, die auch oft zu erheblichen Bedenken 
Anlaß gibt uſw. Der Kläger hat ferner auch ein rechtliches 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes. 
11) JW. 1914, 946. 
12) JW. 1905, 497. 


Denn der Beklagte hat das Vorliegen eines Unfalls überhaupt 
und beſonders auch eines Unfalls, der die Dienſtunfähigkeit 
oder eine Erwerbsbeeinträchtigung zur Folge haben könne, 
beſtritten und die ſpätere Feſtſtellung ſowohl des Unfalls ſelbſt 
als auch des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen ihm und 
dem jetzigen Leiden des Klägers iſt mit größeren Schwierig⸗ 
keiten verknüpft. Außerdem hat der Kläger ein Intereſſe daran, 
zu wiſſen, ob er, falls er infolge feiner jetzigen Krankheit 
dienſtunfähig werden ſollte, auf die höhere Unfallpenſion rechnen 
kann, um danach ſein Verhalten einzurichten. Ein ſolches 
Intereſſe genügt aber nach § 256 [ogl. RG. 13, 372; 75, 406 15); 
JW. 1889, 244%; 1899, 827%; 1902, 311; 1904, 388; 
1910, 824; Gruchot 58, 1074; Urteil vom 14. Juni 1912, 
III 456/11, und vom 24. Februar 1914, III 514/13). Wenn 
wirklich das jetzige Leiden des Klägers eine Folge des Unfalls 
iſt und auf den letzteren das BeamtUFürſcg. Anwendung findet, 
kann man auch nicht ſagen, daß der Eintritt der Dienſt⸗ 
unfähigkeit oder einer Erwerbsbeſchränkung des Klägers infolge 
des Betriebsunfalls nur eine entfernte Möglichkeit ſei. D. c. RN, 
U. v. 23. April 15, 558/14 III. — Berlin. [S.] 
+15. 1. 8 445 8PD. Die Eideszuſchiebung über die 
Größe eines Vermögens iſt zuläſſig — 2. 8 1579 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. ſchließt die Zurückbehaltung von Stammvermögen 
für den Unterhaltspflichtigen aus.] 
Die Parteien waren miteinander verheiratet. Seit dem 
8. Auguſt 1913 iſt ihre Ehe wegen Geiſtes krankheit der Ehe 
frau rechtskräftig geſchieden. Dieſe hat, vertreten durch den ihr 
für den Rechtsſtreit beſtellten Pfleger, gegen ihren früheren 
Ehemann auf Zahlung einer Unterhaltsrente von vierteljährlich 
180 &, beginnend in Vorauszahlungen mit dem 1. Auguſt 1913, 
Klage erhoben. Das LG. hat dem Klageantrage ſtattgegeben 
Das OLG. hat auf die Berufung des Beklagten die Klagt 
wegen mangelnder Leiſtungsfähigkeit des Beklagten abgewieſen 
und die Klägerin verurteilt, dem Beklagten die auf Grund des 
landgerichtlichen Urteils gezahlten 600 & zurückzuzahlen. Die 
Klägerin hat Reviſion eingelegt. Der Revifion ift der Erfolg 
nicht zu verſagen. 1. Das BG. ſieht durch die Veranlagung 
des Beklagten zum Wehrbeitrage ſowie durch ſeine Veranlagung 
zur Einkommenſteuer und zur Ergänzungsſteuer für 1914/15 
als erwieſen an, daß fein Vermögen nicht mehr als 47 000 A 
betrage, während das LG. die Behauptung der Klägerin, es 
betrage 80 000 4, als gerichtsbekannt bezeichnet hatte. Auf 
den ihm von der Klägerin über dieſe Behauptung im weiten 
Rechtszuge zugeſchobenen Eid geht das BG. nicht ein, weil die 
Klägerin ihre Behauptung nicht im einzelnen durch tatsächliche 
Angaben begründet habe und die Behauptung daher in der 
Form, wie fie aufgeftellt fei, ein Urteil enthalte. Mit Recht 
beſchwert ſich die Reviſion über dieſes Verfahren. Allerdings 
kann in der Eideszuſchiebung über die Größe eines Vermögen 
die Zumutung einer Wertveranſchlagung enthalten fein. De 
durch verliert jedoch die hier unter Beweis geftellte Behauptung 
noch nicht notwendig die Eigenſchaft der Behauptung einer 
Tatſache, und ebenſowenig fällt dieſe Tatſache notwendig auß 
dem Bereiche der Wahrnehmung des Beklagten heraus [5 445 
8PO.]. Dies würde erſt dann der Fall fein [vgl. RG. 15, 
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336 und 7, 1], wenn die dem Beklagten zugemutete Ab» 
ſchätzung Kenntniſſe vorausſetzte, die ihm nach feiner Lebens 
ſtellung und Lebenserfahrung nicht beiwohnen. Daß dem aber 
ſo wäre, läßt ſich bei dem Beklagten, einem Kaufmanne, um ſo 
weniger ohne weiteres annehmen, als auch ſeine Steuer⸗ 
veranlagungen und ſeine Veranlagung zum Wehrbeitrag in 
erſter Linie auf ſeinen eigenen Angaben beruhen werden, die 
gleichfalls, ſoweit ſie Abſchätzungen enthalten, im Sinne des 
BG. als Urteile würden gelten müſſen. Dazu kommt, daß 
das BG. ſelbſt dem Beklagten einen zugeſchobenen Eid über 
die Höhe ſeines Einkommens dahin abgenommen hat, daß es 
im Jahre 1913 nicht mehr als 2550. & betragen habe und daß es, 
ſoweit er bis jetzt überſehen könne, auch im Jahre 1914 nicht 
mehr betragen werde. In ſeinem letzten Teile würde dieſer 
Eid als eine auf die Zukunft abgeſtellte Schätzung ſogar in 
noch höherem Maße als der abgelehnte Eid den Bedenken des 
BG. unterliegen, wenn ſie begründet wären. Aber auch in 
ſeinem erſten Teile würde dem geleiſteten Eide, wenigſtens in 
gewiſſem Umfang, eine Schätzung zugrunde liegen, wenn der 
Beklagte, wie es ſcheint, im eigenen Hauſe wohnt und wenn 


er den Wert der Wohnung feinem Bareinkommen hinzugerechnet 


hat. Wie dem allen indeſſen auch ſein möge, jedenfalls iſt es 
richtig, daß das BG, wenn es ſich hiernach ein ſicheres Urteil 
über die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung bilden wollte, durch 
Anwendung des 8 139 ZPO. beide Parteien zu näheren Aus⸗ 
laſſungen hätte veranlaſſen müſſen. Nicht minder iſt die von 
der Reviſion erhobene Rüge der Verletzung des $ 139 unter 
dem Geſichtspunkte begründet, daß das BG., wenn ihm die 
Angabe der Klägerin, der Beklagte beſitze ein Vermögen von 
80 000 &, nicht beſtimmt genug war, zu einer näheren Er⸗ 
läuterung der Behauptung hätte auffordern müſſen. Daß die 
Klägerin außerſtande ſei, ſich über das Vermögen des Beklagten 
eingehender auszulaſſen, war von vornherein keinesfalls anzu⸗ 
nehmen. 2. Sodann rügt die Reviſion unter Hinweis auf den 
Auſſatz von Brandis in der DIZ. 1910 Sp. 875/876 unrichtige 
Anwendung des § 1579 Abſ. 1 BEB. Sie macht dem BG. 
zum Vorwurfe, daß es die Leiſtungsfähigkeit des Beklagten 
nur nach ſeinen verfügbaren Einkünften und nicht auch nach 
dem Stamme ſeines Vermögens beurteilt, alſo nicht geprüft 
habe, ob die gänzliche Abweiſung der Klage der Billigkeit auch 
dann entſpräche, wenn ihm zugemutet wird, auch den Stamm 
ſeines Vermögens zur Unterhaltsleiſtung heranzuziehen. Dieſe 
Rüge iſt nicht begründet. Denn das BG. wendet offenſichtlich 
nicht den Satz 1, ſondern den Satz 2 des 8 1579 Abſ. 1 an, 
deſſen beſondere Vorausſetzungen bei dem Vorhandenſein minder⸗ 
jähriger unverheirateter Kinder, denen der Beklagte Unterhalt 
zu gewähren hat, auch zweifellos gegeben ſind. Der Rechts⸗ 
ſtreit bietet deshalb keinen Anlaß, auf die Streitfrage ein⸗ 
zugehen [gl. aus der Rechtſprechung des Senats JW. 1911, 
454 Nr. 2314) und das Urteil vom 1. Oktober 1914, IV 224/14], 
ob, wenn die Vorausſetzungen des Satzes 2 nicht gegeben ſind, 
das im Satze 1 verordnete Zurückbehaltungsrecht ſich über die 
Zurückbehaltung eines Teils der Einkünfte hinaus auch auf 
den Vermögens ſtamm erſtreckt. Denn unter den beſonderen 
Vorausſetzungen des Satzes 2, wenn alſo zur Gefährdung des 
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eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts hinzukommt, daß der unter⸗ 
haltspflichtige Ehegatte einem minderjährigen unverheirateten 
Kinde oder infolge feiner Wiederverheiratung dem neuen Ehe⸗ 
gatten Unterhalt zu gewähren hat, ſchreibt das Geſetz für die 
Abmeſſung des Unterhalts nach dem Maßſtabe der Billigkeit 
die Berückſichtigung nicht nur der beiderſeitigen Erwerbsver⸗ 
hältniſſe, ſondern ganz allgemein auch der Vermögens ver⸗ 
hältniſſe der Beteiligten ausdrücklich vor und ſchließt damit 
ohne weiteres eine Geſetzesauslegung aus, die dem Unterhalts⸗ 
pflichtigen die Erhaltung eines für den Unterhalt an ſich ver⸗ 
wendbaren, Nutzungen aber überhaupt oder zur Zeit nicht ab⸗ 
werfenden Stammvermögens gewährleiſten könnte. Das 
BG. hat das aber auch nicht verkannt, es zieht vielmehr, 
wenngleich nur kurz, nicht bloß die Einkommensverhältniſſe, 
ſondern auch die beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe in Betracht. 
B. c. B., U. v. 19. April 15, 603/14 IV. — Marienwerder. S.) 


II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Geſetz über die Haftung des Staates 
und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen 
von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt. 
Vom 1. Auguſt 1909. . 

+ 16. Grundſätze für die richterliche Auslegung von 
Geſetzen.] 

Am 26. Auguſt 1911 ging der Lehrer H. mit einer Anzahl 
von Schülern der Volksſchule zu R., an der er angeſtellt iſt, 
in den Wald, um anläßlich einer bevorſtehenden Feſtfeier — 
nach der Behauptung des Klägers handelte es ſich um ein 
Schulfeſt — grüne Zweige zum Ausſchmücken des Feſtplatzes 
zu holen. Auf dem Rückweg ſprang auf der abſchüſſigen 
Straße das linke Vorderrad des zur Beförderung der Zweige 
benutzten Leiterwagens aus der Achſe. Die Deichſel ſchlug 
links hinüber und quetſchte den Kläger, der vorn an ihr ging 
und den Wagen leitete, gegen einen Straßenbaum, wobei er 
verletzt wurde. Mit der Klage fordert er die Verurteilung des 
Beklagten zur Leiſtung von Schadenserſatz. . .. Die Reviſion 
des Beklagten iſt begründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dem BG. darin beizupflichten iſt, daß H. durch Vernachläſſigung 
der Aufſicht über die Schüler den Pflichten, die ihm als Lehrer 
obliegen, zuwidergehandelt und dadurch den Unfall verſchuldet 
habe. Jedenfalls iſt die Annahme des BG. nicht zutreffend, 
daß der Beklagte gemäß 5 1 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 
für die Amtspflichtverletzungen der Volksſchullehrer zu haften 
habe. Der Senat hat in dem vom Vorderrichter angezogenen 
Urteile vom 5. Mai 1914 [RG. 85, 22 f.] das Gegenteil mit 
eingehender Begründung dargelegt. Die Einwendungen, welche 
das OLG. hiergegen erhebt, ſind nicht ſtichhaltig. Das BG. 
meint, da die Volksſchullehrer im Königreich Preußen nach der 
richtigen Auffaſſung unmittelbare Staatsbeamte ſeien und der 
8 1 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 fie feinem Wortlaut 
nach deshalb mitumfaſſe, fo könne ein etwaiger abweichender 
Wille des Geſetzgebers nicht beachtet werden; denn er habe im 
Geſetze keinen Ausdruck gefunden. Dabei verkennt das BG., 
daß der Wortſinn eines Geſetzes, wenn er über den Willen 
der geſetzgebenden Organe hinausgeht, einer einengenden Aus⸗ 
legung unterliegt. An einer ſolchen iſt der Richter nur dann 
behindert, wenn das Auslegungsergebnis mit dem Wortlaut 
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unvereinbar iſt. Davon kann aber hier keine Rede ſein, um 
ſo weniger, als die Staatsbeamten⸗Eigenſchaft der preußiſchen 
Volksſchullehrer zur Zeit des Erlaſſes des bezeichneten Geſetzes 
noch ſehr umſtritten war und erſt ſpäter durch die Rechtſprechung 
des RG. feſtgeſtellt worden iſt. Die weitere Erwägung des 
BG., aus den am Schluſſe des Urteils vom 5. Mai 1914 
erwähnten Außerungen je eines Mitgliedes des Abgeordneten⸗ 
und des Herrenhauſes erhelle, daß über die Tragweite des 8 1 
in bezug auf die Vollsſchullehrer keine Einigkeit geherrſcht habe, 
nimmt einen falſchen Auslegungsgrundſatz zum Ausgangspunkt. 
Sie überſieht, daß einer Geſetzesvorſchrift kein weiterer An⸗ 
wendungsbereich zukommt, als ihr die geſetzgebenden Faktoren 
übereinſtimmend beigelegt haben. Wie aber das RG. in dem 
angezogenen Urteil ausführt, iſt dem § 1 vor der Streichung 
des auf die Lehrer bezüglichen 8 5 des Entwurfs von allen 
beteiligten Organen der Geſetzgebung der Sinn beigemeſſen 
worden, daß er die Volksſchullehrer nicht mitergreife. Nach 
der Streichung find zwar in beiden Häuſern des Landtags 
vereinzelt Außerungen gefallen, welche die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung als möglich und denkbar bezeichneten. Andere Redner 
und auch der Regierungsvertreter haben aber daran ſeſtgehalten, 
daß die Volksſchullehrer nicht unter 8 1 fallen. Daraus hat 
das RG. den Schluß gezogen, daß auch nach der Streichung 
des § 5 bei den geſetzgebenden Faktoren Einigkeit nur über 
einen Sinn des 8 1 beſtanden hat, der die Haftung des 
Staates für die Amtspflichtverletzungen der Volksſchullehrer 
ausſchließt. Dieſes Auslegungsergebnis wird dadurch unter⸗ 
ſtützt, daß zu dem Geſetz vom 1. Auguſt 1909 das Ergänzungs⸗ 
gefe vom 14. Mai 1914 erlaſſen worden iſt, welches die 
88 1 bis 3 des Hauptgeſetzes auf die Volksſchullehrer für 
anwendbar erklärt. Für die Annahme, daß es ſich hierbei 
lediglich um eine ſogenannte authentiſche Interpretation dieſer 
Vorſchrift handle und dem neuen Geſetz deshalb rückwirkende 
Kraft zukomme, fehlt es an jedem Anhalt. Die Faſſung und 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes nötigen vielmehr zu der 
Annahme, daß durch die Regelung der Haftung des Staates 
für die Amtspflichtverletzungen der Volksſchullehrer ein völlig 
neuer Rechtsboden hat geſchaffen werden ſollen. Sowohl im 
Abgeordnetenhaus, aus deſſen Initiative der Entwurf des 
Ergänzungsgeſetzes hervorgegangen iſt, wie auch im Herrenhaus 
und in den Sitzungen der Juſtizkommiſſionen beider Häuſer iſt 
bei der Beratung des Entwurfs von den Berichterſtattern 
hervorgehoben worden, es ſei über die zu regelnde Frage bei 
den Verhandlungen über den Entwurf des Geſetzes vom 
1. Auguſt 1909 keine Einigkeit zwiſchen den geſetzgebenden 
Faktoren erzielt worden, und es gelte, die dadurch entſtandene 
Lücke auszufüllen. Dagegen iſt von keiner Seite geſagt worden, 
daß es auf eine Auslegung des früheren Geſetzes abgeſehen ſei 
[StenB. über die Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 
Seſſ. 1912/1913 Bd. 5 S. 6611, Bd. 7 S. 8762 und 8842; 
Anlagen zu dieſen Berichten Bd. 8 Druckſ. Nr. 689; Sten B. 
über die Verhandlungen des Herrenhauſes Seſſ. 1912/1913 
Bd. 2 S. 1149 f.; Anlagen hierzu Bd. 2 Aktenſtück Nr. 251]. 
Eine ſolche Abſicht kann um ſo weniger beſtanden haben, als eine 
authentiſche Auslegung die deutliche Anerkennung in ſich 
geſchloſſen hätte, daß die Volksſchullehrer unmittelbare Staats⸗ 
beamte ſeien. Bei einer Feſtlegung dieſes Grundſatzes in dem 
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Entwurf konnte aber auf die Zuſtimmung der Staatsregierung 
zu dieſem mit Rückſicht auf deren Haltung bei det Beratung 
des früheren Geſetzes nicht gerechnet werden. Pr. F. c. W., 
U. v. 20. April 15, 530/14 III. — Caſſel. [S.] 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Kriegsbehinderung eines vertretungs berechtigten Ge: 
ſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft.“) 

Es iſt derjenigen Meinung beizutreten, die mit Rückſicht darauf, 
daß die offene Handelsgeſellſchaft, wenn auch keine juriſtiſche Perſon, 
doch ein nach gewiſſer Richtung mit Perſönlichkeit ausgeſtattetes 
Rechtsgebilde iſt, die Anwendung der 88 2, 3 des Geſetzes betreffend 
den Schutz uſw. vom 4. Auguſt 1914 auf dieſe grundſätzlich für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet, beizutreten. Erſt dann, wenn ſämtliche Geſell⸗ 
ſchafter ſich in einem Verhältniſſe befinden, wie es in dem § 2 cit. 
gekennzeichnet iſt, fehlt es an einer Vertretung der Geſellſchaſt; denn 
ſolange bei dem Vorhandenſein mehrerer Geſellſchafter auch nur einer 
unbehindert und er in der Vertretung der Geſellſchaft nicht beſchränkt 


iſt, vertritt dieſer die Geſellſchaſt rechtlich nach jeder Richtung Dritten 


gegenüber. Der Umſtand, daß von mehreren Geſellſchaftern nut 
einer ſozuſagen die Seele des Unternehmens tft, in deſſen Hand ſich 
die Leitung befunden hat, iſt tatſächlicher Natur und vermag die 
rechtliche Beurteilung nicht zu ändern. 

Fällt aber die offene Handelsgeſellſchaft nicht unter den Begriff 
der Partei im Sinne des 8 2 des Geſetzes, fo findet auch der 8 6 
des Geſetzes keine Anwendung, wonach der Konkurs nur auf Antrag 
dieſer ſelbſt eröffnet werden kann, und es kommen lediglich die 
ſonſtigen Vorausſetzungen für die Eröffnung in Betracht. (Veſchluß 
des 1. 38S. des OLG. Breslau vom 26. Mai 1915. 5 W. 134/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Brauer, Oppeln. 


* * 
* 


Unterbrechung des Verfahrens wegen Kriegsbehin— 
derung eines von mehreren notwendigen Streitgenoſſen. 

Die in geſetzlichem Güterſtand des BGB. lebenden beklagten 
Eheleute betreiben in Baden eine Fremdenpenſion. Sie erſcheinen 
nach außen hin beide als Geſchäftsinhaber. Sie bilden ſonach eine 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, und ihre geſellſchaftlichen Ber: 
hältniſſe regeln ſich daher nach 88 705 ff. 88. — Mit der gegen 
Beide gerichteten Klage verlangt der Kläger die Herausgabe einer 
größeren Anzahl non Fahrnisgegenſtänden, die in ihrem Penſions⸗ 
betrieb Verwendung gefunden haben, auf Grund eines „Kauf und 
Mietvertrags“ vom 22. Februar 1906, wonach die beklagten che 
leute ihm dieſe Sachen verkauften, er ſie ihnen aber vermietete und 
eine Eigentumsübertragung auf den Kläger gemäß § 930 868. 
vereinbart wurde, und zwar ſowohl auf Grund ſeines Eigentums 
rechts gemäß 8 985 BGB., als auch zufolge 8 556 Abf. 1 888. mit 
der Behauptung, das Mietverhältnis habe inzwiſchen ſein Ende 
erreicht. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Beklagten die 
fraglichen Gegenſtände nur für ihren geſellſchaftlichen Geſchäftsbetried 
gemietet und in Beſitz haben. Es handelt ſich daher lediglich um 
Anſprüche gegen das Geſellſchaftsvermögen, zu dem nach herrſchender 
Anſicht in Rechtslehre und Rechtſprechung auch die Geſellſchafts' 
verbindlichkeiten gehören (8 718 BGB.). Derartige Anſprüche können 
aber beiden beklagten Geſellſchaftern gegenüber nur einheitlich zum 
Austrag gebracht werden; es beſteht daher unter ihnen eine nob 
wendige Streitgenoſſenſchaft im Sinne des § 62 8000. (dgl. NERKM. 


1) Vgl. auch JW. 1914 S. 1045, 1135; 1915 S. 464, 583. 
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2. Aufl. Anm. 4 zu 8714 BGB.) Dies hat zur Folge, daß bie 
nach § 3 Abſ. 2 und § 2 Ziff. 1 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914, 
betr. den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte 
behinderten Perſonen dem beklagten Ehemann gegenüber gebotene 
Ausſetzung des Verfahrens ohne weiteres auch das Verfahren gegen 
die beklagte Ehefrau mitergreiſt. (Beſchluß des J. 3S. des OLG. 
Karlsruhe vom 31. März 1915, BS. 12/16.) 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Bucherer, Karlsruhe. 


& Pr * 

Erſtattungsfähigkeit der Koſten mehrerer Anwälte, 
wenn der erſte Anwalt zum Heeresdienſt einberufen ift 
und von einem Referendar als General ſubſtituten ver: 
treten wird. 

Die Beſchwerde richtet fi dagegen, daß die Beklagte zur Er⸗ 
ſtattung der Gebühren der Rechtsanwälte K. und W., welche die 
Klägerin nach einander vertreten haben, für verpflichtet erklärt iſt. 
Der Wechſel in der Perſon dieſer Anwälte iſt dadurch eingetreten, 
daß Rechtsanwalt K. im Sommer 1914 zum Kriegsdienſt einberufen 
worden iſt. An feine Stelle iſt Rechtsanwalt W. getreten. Der 
Dienſte eines zum Generalbevollmächtigten des Rechtsanwalts K. 
beſtellten Referendars bediente ſich die Klägerin nicht. 

Bei dieſer Sachlage hat die Vorinſtanz mit Recht angenommen, 
daß — im Sinne des 8 91 Abſ. 2 ZPO. — ein Wechſel in der 
Perſon des Anwalts eintreten mußte; denn nach Lage der Sache 
war es zweckmäßig, daß die Klägerin einen anderen Anwalt zu Nate 
zog (vgl Anm. 9 bei Buſch ZPO. und die dort angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen). Es handelte ſich um einen wichtigen, umfangreichen, 
ſchwierigen und wirtſchaftlich bedeutenden Nechtsſtreit, der zur Zeit 
der Einberufung des Rechtsanwalts K. noch lange nicht beendigt 
war. Die Bedenken der Klägerin, bei dieſer Sachlage ihre Rechte 
einem Referendar anzuvertrauen, müſſen als berechtigt anerkannt 
werden, da ſie nicht mit Sicherheit damit rechnen konnte, daß dieſer 
ſchon die zu ihrer Vertretung in dieſem Rechts ſtreit ganz be ſonders 
erforderliche Erſahrung und Gewandtheit beſaß. (Beſchluß des KG., 
18. 38S. vom 21. Mat 1915, 15 U. 1392/15. 


Mitgeteilt von 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Abrahamſohn, Berlin. 


Zu 8 915 3p O. 

Nachdem der Schuldner den in 8 807 ZPO. bezeichneten Offen⸗ 
barungseid geleiſtet hatte, iſt fein Name vom Vollſtreckungsaericht in 
das von dieſem gemäß § 915 ZPO. geführte Verzeichnis eingetragen 
worden. Seinen Antrag auf Löſchung in dieſer Liſte deshalb, weil 
er in ungeſetzlicher Weiſe durch Drohung zur Leiſtung des Eides 
gezwungen worden ſei, hat das AG. mit der Begründung zurück⸗ 
gewieſen, daz fein Name in die Schuldnerliſte habe eingetragen 
werden müſſen, da er den Offenbarungseid geleiſtet habe. 

Die biergegen eingelegte ſofortige Beſchwerde des Schuldners 
hat das LG., weil verſpätet eingelegt, als unzuläſſig verworfen. — 
Die weitere Beſchwerde des Schuldners konnte keinen Erfolg haben. — 
Die Vorſchrift des 8915 ZPO., daß die Namen derer, die den in 
9 807 BRD. erwähnten Offenbarungseid geleiſtet haben, in einem 
befonberen Verzeichniſſe zu führen find, beruht auf der Erwägung, 
daß die Angemeinheit ein Intereſſe daran hat, auf Perſonen auf: 
merkſam gemacht zu werden, die wegen ihrer Mittelloſiakeit zur 
Anknüpfung von Geſchäftsbeziehungen nicht geeignet erſcheinen. Mit 
der Vorſchrift ſoll alſo lediglich aus öffentlich⸗ rechtlichen Gründen der 
Sicherheit des Wiriſchaftsverkebrs gedient werden (Stein, Anm. I zu 
I 915 ZRO.). Schon dieſer Zweck zeigt deutlich, daß die Eintragung 
in das Verzeichnis mit dem auf Befriedigung des Gläubigers ab⸗ 
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zielenden Zwangs vollſtreckungsverfahren oder gar mit dem dieſem 
vorausgegangenen Prozeßverfabren zwiſchen jenem und dem Schuldner 
nichts mehr zu tun hat (Beſchluß des Senats in 11 W. 3362/12, 
KGBl. 1913, 62; Hein, Zwangsvollſtreckung, 2. Aufl. S. 593). 
Daraus folgt aber, daß der Schuldner weder auf dem Wege der 
Erinnerung gemäß 8 766 ZPO., wie es ohne Angabe von Gründen 
Seuffert, ZPO., 10. Aufl Anm. 30 zu $ 915 annimmt, noch in einem 
durch die ZPO. ſelbſt geregelten Beſchwerdeverfahren gegen die 
bewirkte Eintragung als ſolche vorgehen kann. Hiermit ſteht der 
Beſchluß des Senats vom 28 März 1913 in OLG. 27, 191 nicht in 
Widerſpruch, da dieſer über das Mittel, durch das die Eintragung 
im Schuldnerverzeichniſſe ſelbſt angefochten werden kann, ſich nicht 
ausläßt. Die bei dem Gericht erhobene Beſchwerde des Schuldners 
war alſo als unzuläſſig zu verwerfen. (Beſchluß des 11. 8. des 
KG. vom 13. April 1915, 11 W. 1188/15.) 


Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


Landgerichte. 
Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Zu 82 der Bundes rats verordnung vom 14. Januar 1915. 

Der Beklagte gehört zur Beſatzung der Feſtung Küſtrin. Nach 
8 3 Abſ. 2, Abſ. 1 Nr. 2 und § 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 4 Auguſt 1914 
(GBl. S 328) in der Faſſung des § 2 der BD. vom 14. Ja⸗ 
nuar 1915 (REBL S. 17) iſt die Ablehnung nur zuläſſig, wenn die 
Ausſetzung des Verfahrens nach den Umſtänden des Falles offenbar 
unbillig iſt. Es handelt ſich um eine Wechſelklage, alſo um eine 
Klage, die in beſonders ſchnellem Verfahren erledigt werden kann. 
Das Geſchäft des Beklagten iſt infolge ſeiner Einziehung geſchloſſen. 
Der Kläger muß daher befürchten, daß der Beklagte, abgeſehen von 
jetzt noch ausſtehenden Forderungen, keine Einnahmen mehr aus 
ſeiner Berufstätigkeit hat. Endlich hat der Beklagte, ſolange er 
noch zur Beſatzung der Feſtung Küſtrin gehört, zweifellos Gelegenheit, 
einem dortigen Rechtsanwalt nötigenfalls mündlich die erforderliche 
Anweiſung zu geben, um ſich in dem Rechtsſtreit trotz feiner Abs 
weſenheit aus reichend verteidigen zu können. (Beſchluß des LG. Prenzlau 
vom 23. April 1915, T. 45/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Sommermeyer, Strasburg. 
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Keine Ausſetzung des Verfahrens bei 
behinderung des Geſchäftsführers der G. m. b. 9.1) 

Nachdem im Einſpruchsverfahren der Kläger vom Wechſelprozeſſe 
abgegangen und ein Zeuge vernommen worden war, beantraaten im 
Termine vom 27. April 1915 die Beklagten, das Berfabren 
auszuſetzen, und brachten zur Begründung dieſes Antrags vor: 

Der alleinige Geſchäftsführer der Beklagten zu 1, der Haupt⸗ 
mann K. Y., befinde ſich zur Zeit bei einem mobilen Truppenteile, 
und zwar im 1. Erſatzbataillon des Inf.⸗Regiments Nr. Garniſon⸗ 
Kompanie in Z, Fort A. ) ſei Kommandant einer armierten 
Feſtung. Es ſei wiederholt entſchieden worden, daß die G. m b H.. 
deren einziger Geſchäftsführer im mobilen Heere ſei, von dem Kriegs- 
teilnehmergeſetze geſchützt werde. Der Antrag auf Ausſetzung ſei im 


Kriegs⸗ 


I) Anmerkung der Schriftleitung: Die Entſcheidung bezieht 
ſich auf dieſelbe G m. b. H., bezüglich der eine Zivilbeſchwerdekammer 
desſelben Gerichts in dem JW. 1915, 532 mitgeteilten Beſchluſſe 
entgegenaeſetzt eniſchieden hat. 

Gegenüber der Bezugnahme auf OLG. Dresden im SächſArch. 
1914. 521 f. iſt auf die neuere Entſcheidung dieſes Gerichts im 
Sächſ Arch. 1915, 219 zu verweiſen. Die durch die Praxis der 
Gerichte geſchaffene Rechtsunſicherheit macht eine alsbaldige Neufaſſung 


des 8 2 KTG. dringend erforderlich. Dr. 
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vorliegenden Falle um fo mehr gerechtfertigt, als der Geſchäſtsſührer 
Y. in Z. gar keine Unterlagen habe. Außerdem fei fo und fo oft 
Poſtſperre über die Feſtung verhängt. 

Auch der Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens gegen den 
Beklagten zu 2 ſei gerechtfertigt, da das ſtreitige Rechtsverhältnis 
nur einheitlich gegen beide Beklagte feſtgeſtellt werden könne. 

Der Kläger hat Zurückweiſung des Antrags auf Ausſetzung des 
Verfahrens beantragt unter Hinweis darauf, daß die Einziehung des 
Geſchäftsführers einer G. m. b. H. zum Kriegsdienſte den Antrag 
auf Ausſetzung des Verfahrens nicht begründen könne. 

Daß der Geſchäftsführer Y. ſich zur Zeit als Hruptmann bei 
dem Landwehr⸗Inf.⸗Reg. Nr. in Z., Fort A befinde, hat er 
nicht beſtritten. 

Das Geſuch um Ausſetzung des Verfahrens kann nicht für 
begründet erachtet werden. 

88 2, 8 KTG. vom 4. Auguſt 1914 beziehen ſich nur auf 
natürliche, nicht auf juriſtiſche Perſonen, wie namentlich aus 8 9 
desſelben Geſetzes hervorgeht. Für juriſtiſche Perſonen, insbeſondere 
für G. m. b. H., liegt ein derartiges Schutzbedürfnis auch nicht vor, 
da bei ſolchen durch 8 29 BGB. geholfen werden kann. 

Da die Beſtimmungen des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 ſich 
als Ausnahmebeſtimmungen darſtellen, dürfen ſie einer Auslegung 
nicht unterworfen werden. 

Die hier vertretene Anſicht iſt auch die herrſchende in Literatur 
und Praxis. (gl. die vom Kläger in feinem Schriftſatze vom 
27. April 1915 Bl. 48 f. angezogenen Entſcheidungen und Abhandlungen 
und die Zufammenflelung der ſeit Dezember 1914 veröffentlichten 
Entſcheidungen kriegsrechtlichen Inhalts im Sächſqpflurch. 1915, 
S. 156 f.) 

Auch das Kgl. DLG. zu Dresden hat in der im Sächſ⸗ 
Arch. 1914, 521 f. veröffentlichten Entſcheidung die Anwendung der 
angezogenen Beſtimmungen auf die G. m. b. H. nur für den Fall für 
zuläffig erklärt, daß nicht nur die geſetzlichen Vertreter, ſondern die 
ſämtlichen Geſellſchafter der Geſellſchaft im Felde ſtehen. Dieſer Fall 
liegt aber gegenwärtig hier nicht vor. 

Die Nusſetzung des Verfahrens gegen die Beklagte zu 1 und 
damit auch gegen den Beklagten zu 2 iſt demnach nicht zuläſſig. 
Der Antrag war daher abzulehnen. 

Gebühren für den gegenwärtigen Beſchluß kommen nach § 47, 1 
GKG. nicht in Anſatz (Beſchluß einer Kammer für Handels ſachen 
des LG. Leipzig vom 11. Mai 1915, 3 Hg. 9/15). 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Patentamt. 


Kriegsrechtliche Entſcheidung. 


Das Geſetz vom 4. Auguſt 1914, betreffend den Schutz 
der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte 
behinderten Perſonen ſpricht nur von bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, die vor den ordentlichen Gerichten (und beſtimmten, hier nicht 
in Betracht kommenden Sondergerichten) anhängig ſind, findet 
alſo auf das den ordentlichen Gerichten entzogene Nichtigkeits⸗ 
verfahren, deſſen öffentlich⸗ rechtlicher Charakter es ſchon von den 
reinen bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten weſentlich unterſcheidet, über 
haupt keine Anwendung. 

Die Frage, ob das Geſetz nur auf phyſiſche Perſonen oder auch 
auf juriſtiſche Perſonen anzuwenden ſei, iſt zwar beſtritten. Die 
Nichtigkeitsabteilung hält aber die erſtere Auffaſſung für die richtigere. 
Nach der Überſchrift und der Faſſung der 88 2 und 9 des Geſetzes 
können unter Kriegsteilnehmern nur phyſiſche Perſonen verſtanden 
werden. Eine ſinngemäße Anwendung auf juriſtiſche Perſonen kann 
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nicht in Betracht kommen, da der Geſetzgeber eine ausdehnende 
Vorſchrift ſonſt zweifellos in das Geſetz mitaufgenommen hätte. 
Tatſächlich liegt auch ein Bedürfnis für die Ausdehnung des Schutzes 
auf juriſtiſche Perſonen nicht vor, weil für dieſe jederzeit andere 
Vertreter beſtellt werden können und ſie daher durch die Ein⸗ 
berufung ihrer geſetzlichen Vertreter nicht in gleicher Weiſe betroffen 
werden, wie phyſiſche Perſonen (vgl. auch Güthe, Die Beſtimnumgen 
des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 in ihrer praktiſchen Bedeutung 
im IMBl. 1914, 743 und die dort angeführte Literatur). (Urteil 
der Nichtigkeitsabteilung des Kaiſerlichen Patentamts vom 23. Fe⸗ 
bruar 1915. A. 19519 N. A. III 280 a / 1918.) 


Literaturbeſprechungen. 


1. Kriegs-, Zivil- und Finanzgeſetze vom 4. Anguſt 1914 au. 
Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. 
Nr. 116. Textausgabe mit Anmerkungen. 3. Aufl. Berlin 
1915. Geb. 2,40 &. 


Das Werk gibt die Kriegs-, Zivil: und Finanzgeſetze mit der 
amtlichen Begründung, den weiter ergangenen Bundesratsverord⸗ 
nungen, Bekanntmachungen und Ausführungsbeſtimmungen wieder. 
Die Sammlung iſt, wie die Verlagsbuchhandlung im Vorwort zur 
dritten Auflage bemerkt, Anſang Januar 1915 abgeſchloſſen. Es iſt 
jedoch auf den Seiten 220 flg. des Buches ein Nachtrag angefügt, 
der weitere reichsgeſetzliche Beſtimmungen aus der Zeit von Anfang 
Januar bis 25. Januar dieſes Jahres bringt. Im Vorwort bemerkt 
die Verlagsbuchhandlung noch: 

„Nicht mitaufgenommen ſind Verordnungen, die ſich auf mili⸗ 
täriſche Dinge beziehen, ſowie auf Poſt, Eiſenbahnen, Paß⸗ 
pflicht, Kolonialfragen und Priſenordnung. Auch die zahlreichen 
Ausfuhrverbote ſind nicht aufgeführt; denn da an einer Stelle 
Halt gemacht werden mußte, ſind diejenigen Bekanntmachungen 
durchweg fortgelaſſen, die nicht im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht 
worden find. Im übrigen dürfte aber ein vollſtändiges Bild 
der geſetzgebenden Tätigkeit der erſten fünf Kriegsmonate hier 
niedergelegt ſein.“ 

Die Guttentagſche Ausgabe der Kriegs-, Zivil: und Finanzgeſetze 
zerfällt in zwei Teile, den Nachtrag und ein Sachregiſter. 

Der erſte Teil umfaßt die Unterſtützungs⸗, Prozeß⸗ und Finanz 
geſetze und Verordnungen. In dieſem Teile find die Geſetze zur 
Anderung des Geſetzes, betreffend die Unterſtützung von Familien in 
den Dienſt eingetretener Mannſchaften, des Bankgeſetzes und des 
Münzgeſetzes, das Geſetz über die Kriegsverſorgung von Zivilbeamten, 
das Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. Auguſt 1914, das Darlehnsklafſen⸗ 
geſetz, die Geſetze, betreffend die Reichskaſſenſcheine und die Banknoten, 
die Feſtſtellung von Nachträgen zum Reichshaushaltsetat 1914, die 
Ergänzung der RNeichsſchuldenordnung wiedergegeben. 

Im Anſchluß an das Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. Auguſt 1914 
ſind eine Reihe Bekanntmachungen abgedruckt, ſo die Bekanntmachung 
über die Ausdehnung des Kriegsteilnehmergeſetzes auf Kriegsbeteiligte 
Oſterreich⸗Ungarns, über die Vertretung eines Genoffen in der General: 
verſammlung einer Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft, über bad 
Meiftgebot bei der Verſteigerung gepfändeter Sachen, über die Ver⸗ 
ſagung des Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung von Gegenständen 
des unbeweglichen Vermögens, über die Sicherheitsleiſtung mit Bert 
papieren, über die Verjährungsfriſten und die Bekanntmachungen, 
betreffend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 
Konkursverfahrens, und betreffend die zeitweilige Außerkraftſezung 
einzelner Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches. a 

Das Inhaltsverzeichnis zum erſten Teile weiſt auch darauf hu, 
daß der Nachtrag noch die Bekanntmachungen über die Vertretung 
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der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechtöftreitigleiten vom 14. Januar 
1915 und über die freiwillige Gerichtsbarkeit in Heer und Marine 
vom ſelben Tage umfaßt. 

Der zweite Teil enthält die ſozialpolitiſchen und wirtſchaftlichen 
Geſetze und Verordnungen. Hier ſind wiedergegeben die Geſetze, 
betreffend Erhaltung von Anwartſchaften aus der Krankenverſicherung, 
die Wahlen nach der Reichsverſicherungsordnung, die Sicherung der 
Leiſtungsfähigkeit der Krankenkaſſen, Ausnahmen von Beſchäftigungs⸗ 
beſchränkungen gewerblicher Arbeiter, die Abwickelung von börſen⸗ 
mäßigen Zeitgeſchäften in Waren, ferner das Geſetz über die Er⸗ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen und über 
die Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts im Falle 
kriegeriſcher Ereigniſſe. Auch in dieſem Teile ſind die zugehörigen 
Bekanntmachungen im Anſchluß an die Geſetze, mit denen ſie zuſammen⸗ 
hängen, abgedruckt. Beſonders reichhaltig iſt naturgemäß die Samm⸗ 
lung der Bekanntmachungen, die zu dem Geſetz über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 ergangen ſind. Die Guttentagſche Textausgabe gibt dieſe 
Bekanntmachungen in folgenden Unterabteilungen wieder: 

A. Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts. 

B. Auslandswechſel⸗Moratorium und Anſprüche von Perſonen, 
die im Ausland ihren Wohnſitz haben. 

C. Bewilligung von Zahlungsfriſten (Individuelles Mora⸗ 
torium). — In dieſe Unterabteilung iſt auch die Bekannt⸗ 
machung über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung 
einer Geldforderung vom 18. Auguſt 1914 aufgenommen. 

D. Konkursverfahren und Zwangsverſteigerung. 

E. Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichenrecht. 

F. Zahlungsverbote gegen das feindliche Ausland und Über⸗ 
wachung ausländiſcher Unternehmungen. 

. Stempelbefreiung für Kreditkaſſen. 

Handel mit Goldmünzen und Zahlungen in Gold. 
Verſchiedene ſozialpolitiſche Verordnungen. 

„ Volksernährung. 

L. Höchſtpreiſe, Zoll: und Einfuhrbeſtimmungen. 

In der Unterabteilung J haben z. B. die Bekanntmachungen, 
betreffend Feſtſetzung der Ortslöhne, betreffend Wochenhilfe während 
des Krieges, über die Wahlen nach dem Gewerbegerichtsgeſetz und 
dem Geſetze, betreffend Kaufmannsgerichte, über die Ladung zur 
Geſellſchaſterverſammlung einer Geſellſchaft m. b. H., die Reviſion der 
eingetragenen Genoſſenſchaften und betreffend Einigungsämter Auf⸗ 
nahme gefunden. 

In der Unterabteilung L ſind zuſammen mit den zugehörigen 
Dekanntmachungen auch die Geſetze, betreffend Höchſtpreiſe und vor⸗ 
übergehende Einfuhrerleichterungen zum Abdruck gelangt. 

Der Nachtrag umfaßt die von Anfang Januar bis 25. Januar 
1915 erlaſſenen Bekanntmachungen auf dem Gebiete der Kriegs-, Zivil⸗ 
und Finanzgeſetzgebung des Reichs, ſo z. B. die Bekanntmachungen 
über die Fälligkeit im Ausland ausgeſtellter Wechſel vom 18. Januar 
1915, über die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die 
im Ausland ihren Wohnſitz haben vom 21. Januar 1915, über 
Anderung des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe vom 21. Januar 1915 
und Bekanntmachungen aus dem Gebiete der Volksernährung und des 
Zoll- und Einfuhrweſens. 

Die Sammlung iſt, wie dieſe Inhaltsangabe zeigt, außerordentlich 
reichhaltig und vielſeitig. Soweit zu den einzelnen reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen amtliche Begründungen veröffentlicht worden ſind, 
finden ſie ſich teils im genauen Wortlaut, teils dem weſentlichen 
Inhalte nach bei den betreffenden Beſtimmungen abgedruckt. 

Auch dieſe Sammlung der Kriegs-, Zivil: und Finanzgeſetze, 
die in den erſten ſechs Kriegs monaten erlaſſen worden find, zeigt die 
bekannten Vorzüge der Guttentagſchen, in Taſchenformat gehaltenen 
Tettausgaben deutſcher Neichsgeſetze. 
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2. Heinrich Salomon, Rechtsanwalt am Kammergericht, und 
Konrad Bud, Bankvorſteher: Darlehnskaſſeugeſetz vom 
4. Auguſt 1914. Mit geſchichtlicher Einleitung und volks⸗ 
wirtſchaftlichen Erörterungen. Berlin 1915. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung G. m. b. H. 


Das Buch enthält an erſter Stelle den Geſetzestext des Darlehns⸗ 
kaſſengeſetzes vom 4. Auguſt 1914. Im zweiten Teil find vier Seiten 
umfaſſende Erörterungen „Zur Geſchichte der Darlehnskaſſen“ wieder⸗ 
gegeben. Der dritte Teil beſchäftigt ſich mit der wirtſchaftlichen und 
wirtſchaftspolitiſchen Würdigung der Darlehnskaſſen. Die Verfaſſer 
ſprechen ſich hier ausführlich über das Weſen und den Zweck der 
Darlehnskaſſen aus und erläutern eingehend die für die Gewährung 
von Darlehen durch die Darlehnskaſſen maßgebenden Grundſätze. 
Die Verfaſſer weiſen im Anſchluß daran auf die franzöſiſchen Maß⸗ 
nahmen während der Handelskriſe 1848 hin und erörtern, welche 
Bor: und Nachteile das deutſche Darlehnskaſſengeſetz vom 4. Auguſt 
1914 gegenüber den franzöſiſchen Beſtimmungen vom Jahre 1848 
zeige. Es wird hier näher dargetan, daß man aus wohlerwogenen 
Gründen von einer Nachahmung des franzöſiſchen Vorgehens von 1848 
abgeſehen hat. Als zuſammenfaſſendes Ergebnis der Erörterungen 
wird von den Verfaſſern feſtgeſtellt, daß die Darlehnskaſſen der Kredit⸗ 
kriſis, die ſich aus der durch den Krieg verurſachten Abſatzkriſis mit 
Notwendigkeit hätte entwickeln müſſen, im Rahmen ihrer Tätigkeit 
wirkſam entgegengetreten find und im Anſchluß daran dem Reiche 
ſehr wichtige Dienſte geleiſtet haben. 

Im vierten Abſchnitt wird die amtliche Begründung des Ent⸗ 
wurfes des Darlehnskaſſengeſetzes wiedergegeben. Der fünfte Abſchnitt 
enthält den Kommentar zum Darlehnskaſſengeſetz. Er iſt ſo eingerichtet, 
daß die einzelnen Paragraphen des Geſetzes ſelbſt nochmals abgedruckt 
und hinter jedem Paragraphen die dazu gehörigen ausführlichen An⸗ 
merkungen eingefügt ſind. In dieſen Anmerkungen iſt das Geſetz ein⸗ 
gehend erläutert. Der Kommentar iſt dabei ſehr überſichtlich gehalten, 
ſo daß man ſich ſchnell über die einzelnen geſetzlichen Vorſchriften und 
ihre Auslegung unterrichten kann. Erwähnt ſei hier nur noch, daß 
bei $ 1 die errichteten Darlehnskaſſen und Hilfsſtellen aufgezählt find, 
daß über die rechtliche Natur der Darlehnskaſſen ſich Ausführungen 
im Anſchluß an § 12 des Darlehnskaſſengeſetzes finden und daß bei 
§ 2 Ausführungen über das Recht der Darlehnskaſſenſcheine auf: 
genommen ſind. 

Der Abſchnitt VI iſt mit „Anhang“ bezeichnet. Er umfaßt die 
Geſchäftsanweiſungen für die Darlehnskaſſen des Reichs, für die 
Darlehnskaſſe zu Berlin, für die Hilfsſtellen der Darlehnskaſſen, das 
Verzeichnis der zur Beleihung durch die Darlehnskaſſen zugelaffenen 
Wertpapiere und Waren, ein Formular eines Antrags auf Beleihung 
von Waren, die allgemeinen und beſonderen Beleihungsbedingungen 
und Beſtimmungen über die Einlöſung beſchädigter oder unbrauchbar 
gewordener, ſowie über die Vernichtung nicht mehr umlaufsfähiger 
und die Behandlung nachgemachter oder verfälſchter Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine. 

Für jeden, der ſich über das Darlehnskaſſengeſetz vom 4. Auguſt 
1914 unterrichten will, kann die in der Guttentagſchen Sammlung 
erſchienene Ausgabe von Salomon und Bud nur aufs beſte empfohlen 


werden. Rechtsanwalt Dr. A. Hahnemann, Leipzig. 


Dr. Könuigswarter: Die Rechtsſtellung des Mannes zum 
Fraueugut und der Konkurs der Ehefrau bei den geſetz⸗ 
lichen Güterſtänden. 

Die vorliegende Differtation geht in ihrer Bedeutung über die 
ſonſtigen gleichartigen Schriften erheblich heraus. Sie erfaßt in 

Haren, knappen Formen die vielen Streitfragen, die ſich an den 


Konkurs der im geſetzlichen Güterſtand lebenden Frau 1 und 
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verſucht überall eigene Wege zu gehen. Die Ausmerzung überſcharfer 
Form der Kritik entgegenſtehender Anſichten wäre allerdings vorteilhaft 
geweſen. f 

Die Urſache der ſtreitigen Probleme liegt in dem Konflikt des 
Rechts der Gläubiger mit dem Recht des Mannes am eingebrachten 
Gut und in dem Unterſchied zwiſchen der Stellung der Vollgläubiger 
und Vorbehaltsgläubiger. Infolgedeſſen ſucht nun Königswarter, 
nachdem er die Rechtsſtellung des Mannes zum eingebrachten Gut 
in Übereinftimmung mit der herrſchenden Meinung als abſolutes 
dingliches Recht an den einzelnen Gegenſtänden entwickelt hat, den 
Ausgangspunkt in dem Recht der Vollgläubiger gegen den Mann, 
das materiell im § 1411 begründet, formell durch die Duldungsklage 
nach § 739 ZPO. durchgeführt wird. Er verwirft die meiſten Löſungen, 
ſieht den Anſpruch auf Duldung zutreffend als Anſpruch auf Leiſtung 
gegen den Mann an, die er nun, wie es ſcheint, neu als akzeſſoriſchen 
Anſpruch des Vollgläubigers betrachtet, der demſelben mit dem Haupt⸗ 
anſpruch gegen die Frau aus der Tatſache des abſoluten Rechts des 
Mannes erwächſt. 

Anſcheinend hat Königswarter den kurz vorher erſchienenen Auf⸗ 
fag von Hans Reich in Iherings J. 63, 169 f. nicht mehr geſehen, 
der den materiellrechtlichen Grund dieſes ſpeziellen Problems meines 
Erachtens ſchärfer erfaßt. Dem Vollgläubiger, der von beiden 
Schuldnern, der Frau und dem Mann, eine Leiſtung fordert, geben 
nur beide Schuldner zuſammen die Möglichkeit der Befriedigung, 
ebenſo wie ſonſt z. B. ein dinglicher Rechtsanſpruch ſich gegen Eigen⸗ 
tümer und Nießbraucher richten kann. Der materielle Rechtsgrund, 
der das abſolute Recht des Mannes bindet, kann eben nicht dies 
abſolute Recht ſelber ſein, erwächſt auch nicht allein aus dem 
obligatoriſchen Anſpruch gegen die Frau, ſondern immer nur aus der 
Kauſa, welche die Wirkſamkeit gegen den Mann verleiht, alſo entweder 
aus dem Geſetz ſelbſt oder aus der Rechtshandlung des Mannes, der 
Zuſtimmung. Es wird alſo zutreffender ſein, die Anſprüche gegen 
Mann und Frau, wie es Reich tut, als Teile eines Ganzen zu 
erfaſſen. 

Königswarter gibt nun dem Konkursverwalter, den er als 
Perſonifikation der Gläubigerintereſſen definieren will (eine Definition 
iſt das freilich nicht, ſondern nur eine Bezeichnung, und der Verfaſſer 
läßt es daher auch wohl dahingeſtellt, unter welche Theorie dieſe 
Darſtellung unterzuordnen iſt), das Recht, das eingebrachte Vermögen 
zur Maſſe zu ziehen, freilich nur mit der Duldungsklage. Der 
Konkursverwalter als Rechtsſubjekt des Beſchlagrechts erhebt in Höhe 
der Forderungen der Vollgläubiger Klage auf Duldung der konkurs⸗ 
mäßigen Vollſtreckung, die dem Mann gegenüber Singularexekution iſt. 

Das allgemeine abſolute Recht des Mannes wird nicht durch 
die Konkurseröffnung berührt und bleibt beſtehen, ſoweit nicht die 
zur Befriedigung jener Vollgläubiger erforderlichen Gegenſtände auf 
die Klage des Konkursverwalters herausgegeben werden. Soweit faßt 
es auch der Verfaſſer bezüglich des tatſächlich in der Maſſe befindlichen 
Gutes als echtes Ausſonderungsrecht auf. 

Trotz der Zweiteilung der Gläubigerrechte ſoll der Konkurs an 
ſich ein einheitlicher ſein; ein Sonderkonkurs ſoll nicht eintreten, und 
die Vorausſetzung der Konkurseröffnung, die Zahlungsunfähigkeit der 
Frau, iſt auch einheitlich feſtzuſtellen. Dabei iſt das eingebrachte 
Gut, welches nicht zum Konkurſe gezogen werden kann, unberückſichtigt 
zu laſſen. Alſo wenn z. B. nur Vorbehaltsgläubiger vorhanden ſind, 
iſt das eingebrachte Gut nicht als Maſſe anzuſehen. Aber anderer⸗ 
ſeits muß doch die Geſamtmaſſe für die Einheitlichkeit immer ſoweit 
herangezogen werden, als das objektive Moment der Zahlungsunfähigkeit 
in Frage geſtellt wird. Entweder müſſen daher die Vorbebaltsſchulden 
das Vorbehaltsgut oder ſämtliche Schulden das der Zwangsvollſtreckung 
wirklich unterliegende eingebrachte Gut und das Vorbehaltsgut über⸗ 
ſteigen, weil ſonſt keine einheitliche Zahlungsunfähigkeit vor⸗ 
handen ift. 


Für die Verteilung der Maſſe entwickelt Königswarter folgende 
Grundſätze: 

Die Vollgläubiger werden zuerſt aus dem eingebrachten Gut 
befriedigt, weil die Vorbehaltsgläubiger bei Konkurseröffnung keinen 
Rechtsanſpruch auf Befriedigung aus der eingebrachten Maſſe haben; 
das eingebrachte Vermögen iſt zunächſt zu verteilen im Intereſſe der 
Vorbehaltsgläubiger, damit für dieſe eine möglichſt große Quote dez 
Vorbehaltsguts übrigbleibe. Nur ſo ſei eine annähernd gleichmäßige 
und gerechte Befriedigung der Gläubiger zu erzielen, weil bei ratier⸗ 
licher Vorverteilung des Vorbehaltsguts möglicherweiſe eingebrachte 
Gut in die Hand des Mannes zurückgewährt werden müſſe. Nach 
der Verteilung des eingebrachten Gutes ſei das Vorbehaltsgut unter 
Vollgläubiger und Vorbehaltsgläubiger zu verteilen. Hier dürfen die 
Vollgläubiger aber nur mit dem Ausfall konkurrieren, da nur ein 
einheitlicher Vermögensträger, die Ehefrau, vorhanden iſt, und § 68 
der Konkursordnung nicht angewandt werden dürfe. Auf dieſe Weiſe 
kommt allerdings ſchließlich doch die Bildung von Sondermaſſen 
heraus, und Vollgläubiger und Vorbehaltsgläubiger erhalten keine 
gleichmäßige prozentuale Befriedigung. Das Recht der Bollgläubiger 
auf dieſe Befriedigungsart ſieht Königswarter als ein Vorrecht der 
Forderung an, das nicht erſt im Verteilungsverfahren geltend gemacht, 
ſondern in dem Prüfungstermin angemeldet und feſtgeſtellt werden 
müſſe. Ein Widerſpruchsrecht gegen die Anmeldung des Bor: 
rechts habe jeder Gläubiger, jedoch der Mann als ſolcher nicht; ebenſo⸗ 
wenig habe der Widerſpruch der Frau hier eine Bedeutung. 

Die ſchließliche Verteilung von verſchiedenen Quoten für Voll 
gläubiger und Vorbehaltsgläubiger ſchließt der Verfaſſer jedoch für 
den Zwangsvergleich aus. Er will alſo auch für den Fall, daß die 
Vollgläubiger im Konkurſe aus den Illaten volle Befriedigung erhalten 
würden, während für die Vorbehaltsgläubiger nur wenig bliebe, einen 
Vergleich, der den Vorbehaltsgläubigern eine Quote, den Bollgläubigern 
volle Befriedigung gewährt, für nichtig anſehen. Den inneren Gegen 
ſatz zu ſeinen eigenen Verteilungsgrundſätzen beſeitigt er dadurch, daß 
er dem Zwangsvergleich die Aufhebung der beſtehenden Unterſchide 
beilegt, weil der Ebemann durch Zuſtimmung zum Vergleiche alt 
Gläubiger zu Vollgläubigern mache, bei Weigerung der Zuſtimmung 
die Vollgläubiger lediglich Vorbehaltsgläubiger werden ſollen. 

Dieſem Schluß und dieſer Begründung dürfte auch vom Stand⸗ 
punkt des Verfaſſers nicht zu folgen fein. Wenn die Vollgläubiger 
ein wenn auch abgeſchwächtes Vorrecht haben, ſo kann dies Vorrecht 
im Zwangsvergleich ebenfalls gewahrt werden. Die Weigerung det 
Mannes, dem Zwangsvergleich zuzuſtimmen, kann dem Vollgläubiget 
ſeine Rechte nicht nehmen. 

Bei dem Konkurſe der in Gütertrennung lebenden Frau erörtert 
der Verfaſſer die Möglichkeit der Anfechtung des Gütertrennungsber⸗ 
trages für die Gläubiger der Frau. Er ſchließt die Anfechtbarkeit 
aus, und zwar trotzdem bei feiner Auffaſſung ein Nachteil det Vol 
gläubiger eintritt, weil ihr Vorrecht erliſcht; er verneint die objektive 
Verringerung der Befriedigungsmöglichkeit, weil weder die geſamte 
Aktivmaſſe gemindert, noch die Paſſivmaſſe vergrößert ſei. 

Da nach der Anſchauung des Verfaſſers das Verwaltungsrecht 
des Mannes an ſich fortdauert, iſt auch die freiere ehemännlidt 
Verfügung gegeben, und ſoweit der Mann ohne Zuſtimmung bes 
das eingebrachte Gut verfügen darf, bis zur Erledigung der Singular 
vollſtreckung ſeitens des Konkursverwalters eine Gläubigerbenad 
teiligung denkbar. Dem fol nicht nur der Anſpruch der Frau auf 
Schadenserſatz für ordnungsmäßige Verwaltung ſondern auch ein 
Anſechtungsrecht des Konkursverwalters entgegenwirken. Soweit wird 
man hier wohl auch nicht gehen können. 

Zutreſſend erklärt der Verfaſſer die Reſultate den Zwecken des 
Geſetzes nicht überall entſprechend, eine Löſung durch neue Normen 
für notwendig, gibt aber leider einen ſolchen Geſetzesvorſchlag MT 

Juſtizrat Zelter, Stettin 
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44. Jahrgang. 


Dr. Konrad Engländer: Die regelmäßige Rechtsgemeinſchaft. 
Teil I: Grundlegung. Berlin 1914. J. Guttentag Verlags: 
buchhandlung G. m. b. H. 

Der Verfaſſer will den Begriff der Nechtsgemeinſchaft ergründen 
als den Oberbegriff aller nach geltendem bürgerlichen Recht denkbaren 
Erſcheinungsformen der Innehabung eines ſubjektiven Rechts durch 
mehrere Perſonen. Er findet das Weſen jeder Rechtsgemeinſchaft in 
der Zuſtändigkeit eines ſubjektiven Rechts bei mehreren Perſonen, 
ohne daß durch dieſe mehrgliedrige Zuſtändigkeit das Recht als folches 
in ſeinem Umfange ſich änderte („Konſtanz des Rechtsinhalts“). 
Im Gegenſatz zu der Anſchauung von Thurs (Allgemeiner Teil des 
bürgerlichen Rechts Bd. 1 S. 82) erkennt Verfaſſer dem einzelnen 
Gemeinſchafter kein ſelbſtändiges Teilrecht zu, ſondern nur ein un⸗ 
ſelbſtändiges Element des Ganzrechts. Die einzelnen Teilelemente 
werden zur Nechtsgemeinſchaft vereinigt durch die innere Ordnung 
der Rechtsgemeinſchaft, welche dieſer ihr beſonderes Gepräge gibt und 
ſie bald als loſe Gemeinſchaft, bald als ſolche zur geſamten Hand 
erſcheinen läßt. 

Der Verfaſſer ſtrebt, über den durch die Rechtsentwicklung 
gegebenen Gegenſatz der römiſchrechtlichen Communio und der deutſch⸗ 
rechtlichen Geſamthand hinaus, einen einheitlichen Grundbegriff der 
Kechtsgemeinſchaft zu erfaſſen. Nicht ganz beizupflichten vermag ich 
aber, wenn der Verfaſſer (S. 3, 4) meint, die Begriffe von „Geſamter 
Hand“ und „Bruchteilsgemeinſchaft“ gingen aneinander vorbei, indem 
die Communio ihren Ausgangspunkt in der Gemeinſchaftlichkeit des 
Objekts, des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes, habe, während die 
geſamte Hand ihr Weſen in der Gemeinſchaftlichkeit des Subjekts, 
der Geſamthänder, finde. Bei der geſamten Hand fehlt es meines 
Dafürhaltens nicht an der Gemeinſchaftlichkeit des Objekts; ſie iſt 
vielmehr bei der geſamten Hand im Vergleich zur Communio meines 
Erachtens in geſteigertem Maße vorhanden (Gierke, Deutſches Privat⸗ 
recht Bd. II $ 122 S. 387), und deshalb die Gegenüberftellung von 
römiſchrechtlicher Gemeinſchaft und geſamter Hand noch heute nicht 
nur hiſtoriſch, ſondern auch dogmatiſch durchaus begründet. 

Ein abſchließendes Urteil über das Geſamtwerk von Engländer 
wird ſich erſt geben laſſen, wenn feine weiteren in Ausſicht geſtellten 
Teile erſchienen ſind. Der vorliegende erſte Teil enthält als „Grund⸗ 
legung“ die inhaltlich gekennzeichnete, rein deduktiv⸗abſtrakte allgemeine 
Lehre von der Rechtsgemeinſchaft und ſtellt unter Verarbeitung der 
Literatur ein beſonders ſelbſtändiges und ſyſtematiſch wohlgegründetes 
Werk dar. Für die Beurteilung, inwieweit die neue Lehre einen 
Fortſchritt bedeutet, dürfte ſpäter recht wichtig ſein, ob die Anſchauung 
Engländers die wiſſenſchaftliche Grundlage für eine einheitliche Be: 
antwortung der mannigfaltigen Fragen zu bieten vermag, welche ſich 
an die gemeinſchaftlichen Rechte im Immobiliarſachenrecht, im 
Grundbuchrecht und im Zwangsverſteigerungsrecht knüpfen. 

Dr. Herbert Schachian, Gerichtsaſſeſſor, 
z. Z. bei der Kommandantur Berlin. 


Regierungsaſſeſſor Dr. jur. Ottmar Bühler, Privatdozent an 
der Univerfität Breslau: Die ſubjektiven öffentlichen Rechte 
und ihr Schutz in der deutſchen Verwaltungsrechtſprechung. 
Berlin, Stuttgart, Leipzig. Verlag von W. Kohlhammer, 1914. 
X und 532 S. Preis 13 K, geb. 14,50 &. 

Das Werk ſetzt ſich, wie der Verfaſſer vorausſchickt (S. 5), zum 
Ziel, die Grundſätze, zu denen die Verwaltungsgerichte in ihrer Recht⸗ 
ſprechung über das ſubjektive öffentliche Recht gelangt ſind, zuſammen⸗ 
„hängend zu erforſchen, ſie miteinander und mit den bisherigen 
Ergebniſſen der theoretiſchen Unterſuchungen über denſelben Begriff 
kritiſch zu vergleichen und ſo einen Fortſchritt in der Lehre an⸗ 
zuſtreben, an der Theorie und Praxis gleichermaßen intereffiert find. 
Der praktiſchen Einzelerörterung, inwieweit die Verwaltungsrecht⸗ 
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ſprechung in Preußen, Württemberg, Bayern, Sachſen, Baden und 
den übrigen Bundesſtaaten Grundlagen zum Aufbau des Syſtems 
der ſubjektiven öffentlichen Rechte bietet, iſt die zweite Hälfte des 
Buches (S. 261 bis 506) gewidmet, während der erſte theoretiſche 
Teil (S. 9 bis 260) eine allgemeine Unterſuchung der Grundlagen des 
ſubjektiven öffentlichen Rechts zum Gegenſtande hat, welche der Berfafler 
in einem Rechtsſatz findet, der 1. zwingend iſt, 2. zum Schutze von 
Individualintereſſen ſowie weiterhin 3. dazu beſtimmt iſt, daß ſich der 
Untertan ſoll auf ihn berufen können. Der zweite Abſchnitt enthält eine 
Unterſuchung über die Grund⸗ und Freiheitsrechte und die Unterlaſſungs⸗ 
rechte im öffentlichen Recht. Im dritten Abſchnitt beſchäftigt ſich der 


Verfaſſer im weſentlichen mit den neuerdings viel erörterten Begriffen 


der Rechtskontrolle und der Ermeſſenskontrolle ſowie der Lehre von 
den Ermeſſensfehlern. 

Letzten Endes hat jede Erörterung der ſubjektiven öffentlichen 
Rechte eine Unterjuchung der Grenzen der Macht des einzelnen 
gegenüber der öffentlichen Gewalt zum Gegenſtande (vgl. S. 13). 
Dieſe weite Problemſtellung läßt erkennen, daß das Werk zu den 
wichtigſten Grundfragen der modernen Verwaltungsrechtswiſſenſchaft 
Stellung zu nehmen genötigt iſt. Da der Verfaffer unter Ver⸗ 
meidung abſtrakter, rein begrifflicher Auseinanderſetzungen ſich hierbei 
als Hauptaufgabe die Analyſe der beſtehenden Geſetze in Verbindung 
mit den hierzu ergangenen Entſcheidungen der höchſten Verwaltungs⸗ 
gerichte geſtellt hat, darf das Buch des Intereſſes auch der Praktiker 
des Verwaltungsrechts gewiß fein. 

Der Verfaſſer war, wie er ausführt, bemüht, das aus 
Geſetzgebung und Rechtſprechung verwendete Material eingehend dem 
Leſer zu unterbreiten, um ihm die ſelbſtändige Nachprüfung der 
Beweisführung zu ermöglichen (S. 507). Dieſes dankenswerte Ziel 
zu erreichen, iſt dem Verfaſſer, vor allem ſoweit ſeine eingehende 
literariſche Polemik in Frage kommt, nicht in vollem Umfange 
gelungen. Seinen Darlegungen fehlt mitunter die objektive Vorurteils⸗ 
loſigkeit, welche nicht darauf ausgeht, angebliche Schwächen abweichender 
Anſichten zu geißeln, vielmehr in dem Bemühen der Anerkennung 
des poſitiven Wertes anderer Auffaſſungen und der Hervorhebung 
des Gemeinſamen der Erkenntniſſe Befriedigung findet. Die oft 
unnötige und mitunter auch unvorſichtige Schärfe des Verfaſſers 
in der wiſſenſchaftlichen Diskuſſion erklärt die ungewöhnliche Härte 
der umfangreichen, bemerkenswerten Kritik des Buches durch Walter 
Jellinet (ArchOffR. 1914 S. 580 bis 610), auf welche ebenſo wie auf 
die Wolzendorffſche eingehende, objektive Würdigung (VerwArch. 1915 
S. 125 bis 133) derjenige Leſer hingewieſen werden mag, der in das 
Für und Wider der wiſſenſchaftlichen, durch das Werk angeregten 
Polemik einen Einblick gewinnen will. In dem offenkundigen 
Widerſtreit, in dem ſich das Werk in mannigfacher Hinſicht zu 
W. Jellineks Buch: Geſetz, Geſetzesanwendung und Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägung (Tübingen 1913) befindet, wird insbeſondere zur Frage 
der Ermeſſenskontrolle Jellineks Auffaſſung der Vorzug zu geben ſein, 
nach welcher der Verwaltungsrichter zwar nicht die Frage der 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit eines behördlichen Aktes nach⸗ 
zuprüfen, wohl aber zu unterſuchen hat, ob die Maßnahme an ſich 
zur Erreichung des anzuſtrebenden Zieles geeignet iſt und grundſätzlich 
nicht über dieſes Ziel hinausgeht. In einer Studie über den Begriff 
der Gleichmäßigkeit im preußiſchen Kommunalabgabenrecht hoffe ich, 
demnächſt für die geſetzliche Richtigkeit und praktiſche Brauchbarkeit 
dieſer von Bühler zu unrecht bekämpften Unterſcheidung weiteres 
Material geben zu können. 

Die Anfechtbarkeit einzelner Anſichten des Verfaſſers kann den 
wiſſenſchaftlichen Wert des Werkes nicht herabmindern, das als eine 
bedeutſame Bereicherung der modernen Verwaltungsrechtswiſſenſchaft 
zu begrüßen iſt. Einen bleibenden Wert, auch für den Praktiker, 
wird es, auch abgeſehen von den ſtets anregenden, wiſſenſchaftlich 
durchaus ſelbſtändigen und anſchaulichen Ausführungen des allgemeinen 
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Teils, insbeſondere in der eingehenden Darſtellung und Vergleichung 
der Grundlagen der einzelſtaatlichen Verwaltungsrechtſprechung im 
ſpeziellen Teile behalten. 

Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


Berliner Gemeinderecht. Herausgegeben vom Magiſtrat. 
2. ergänzte Auflage. Verlag Julius Springer, Berlin. 

Der Redaktion der Zeitſchrift liegen zur Zeit vier Bände vor: 

Band 3: Schulverwaltung, Abteilung 1: Volksſchulen, Taub⸗ 
ſtummen⸗ und Blindenſchule. 

Band 4: Schulverwaltung, Abteilung 2: Höhere Schulen, 
Fachſchulen, Fortbildungsſchulen, Beuthſchule, Turnweſen, 
Archiv, Magiſtratsbibliothek, Stadtbibliothek, Nachrichten⸗ 
amt, Gemeindeblatt, Gemeinderecht (Herausgabe), Statiſtik, 
Märkiſches Muſeum, Kunſtdeputation, Innere Ausſchmückung 
des Rathauſes, Nathauskommiſſion. 

Band 8: Tiefbauverwaltung. 

Band 10: Gaswerke und Elektrizitälsangelegenheiten. 

Die Mehrzahl der großen und auch viele mittleren Städte 
haben Sammlungen der für das Gemeinweſen und ſeine Bürger 
wichtigen, rechtlichen und verwaltungstechniſchen Grundlagen ver⸗ 
anſtaltet und im Druck herausgegeben. 

Viele von ihnen, und ſo auch die vorliegende Berliner Samm⸗ 
lung, bringen viel mehr, als das Wort „Gemeinderecht“ im eigent⸗ 
lichen Sinne vermuten läßt. Der Plan, der für Berlin am 1. Januar 
1900 für die erſte Ausgabe mit ihren elf Bänden feſtgelegt wurde 
— vgl. Bd. 4 S. 193 — konnte für die zweite Auflage, die im 
Januar 1911 in Angriff genommen wurde, im weſentlichen bei⸗ 
behalten bleiben; Berichtigungen und Einſchränkungen, welche durch 
die Erfahrung diktiert waren oder wünſchenswert erſchienen, um den 
Umfang nicht allzu ſehr wachſen zu laſſen, ſtanden Erweiterungen 
gegenüber, welche durch das Wachſen der Gemeinde, die Neugeſtaltung 
von Geſetzen uſw. bedingt waren. 

Entſprechend den Plänen iſt das Werk groß angelegt. Es ſoll 
nicht nur die Spezialgeſetze Berlins wiedergeben, die von den 
geſetzgeberiſchen Faktoren des Staates oder im Wege des Verord⸗ 
nungsrechts für Berlin erlaſſen worden ſind, oder welche die Stadt⸗ 
gemeinde im Rahmen ihrer Autonomie ſich ſelbſt gegeben hat — 
Gemeindebeſchlüſſe, Ortsſtatute, Steuerordnungen uſw. — Wie viel⸗ 
mehr einerſeits wichtige Staatsgeſetze ganz oder teilweiſe wieder⸗ 
gegeben ſind, auf deren Grundlage die ortsrechtlichen Satzungen 
ſtatuiert werden konnten, und die ſomit eine Vorausſetzung für das 
Verſtändnis des Ortsrechts bilden, ſo umfaßt das Werk andererſeits 
auch zahlreiche Inſtruktionen, Regulative, Beſchlüſſe uſw., welche der 
Durchführung der Ortsgeſetze dienen, die Grundlage der organiſato⸗ 
riſchen Beſtimmungen, Inſtruktionen für Beamte, Bedingungen für 
ihre Anſtellung, wichtige, grundlegende Verträge uſw. werden bekannt⸗ 
gegeben. 

Und wie die Beſtimmungen für die Organiſation und Befug⸗ 
niſſe der einzelnen Verwaltungszweige, in ihren beamteten und 
ehrenamtlichen Stellen, mit ihren Kommiſſionen und Deputationen 
zuſammengeſtellt find, fo ſind für manche Zweige, z. B. für die Be⸗ 
leuchtungs verwaltung, für die Schulverwaltung, Bemerkungen über 
die hiſtoriſche Entwicklung vorausgeſchickt. Häufig ſind richterliche 
Entſcheidungen, welche wichtige Streitfragen für die Materie zum 
Austrag gebracht haben, wiedergegeben; und auch da, wo nicht Vor⸗ 
bemerkungen die Aneinanderreihung des ſpröden Stoffes unter⸗ 
brechen, zeigt ein Blick in die Zuſammenſtellung ſelbſt bald die 
Vielſeitigkeit des Gebotenen, bald eine intereſſante Entwicklung vom 
beſcheidenen Anfange einer der geſetzgeberiſchen Anordnung voraus⸗ 
eilenden Einrichtung zur großen Geſtaltung ſozialer Wohlfahrts. und 
Bildungseinrichtungen. Es iſt nicht die Aufgabe der Beſprechung, 
dies für alle Teile des Werkes zu zeigen; je ein Beiſpiel ſei erwähnt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Die umfaſſende Behandlung der Tiefbauverwaltung — 436 Seite 
mit alphabetiſchem Regiſter — bringt die Hauptzuſätze des gemeinen 
Wegerechts, behandelt Staßenanlegung und Strraßeneinziehunz in 
rechtlicher und techniſcher Beziehung, Landerwerb, zeigt ausgeſtalten 
Statuten und Verträge, bringt die Beſtimmungen über Anliege 
beiträge des Fluchtliniengeſetzes ebenſo wie die hier einſchlagende 
Paragraphen des Kommunalabgabengeſetzes, zeigt wichtige Urteil 
der Verwaltungsgerichte; der Gemeingebrauch wie die Sonderrecht 
an Straßen finden ihren Platz, das Bürgerſteigsrecht ebenſo wie di 
ſogenannte Anliegerſervitut wird behandelt, eine Karte des Berlim 
Weichbildes mit Einzeichnung der verſchiedenartigen Straßen 
befeſtigungsarten —: dies alles und vieles andere in überſichtliche, 
ſyſtematiſcher Anordnung. 

Und das andere Beiſpiel — Schulverwaltung, 3. Bd. . 
teilung 1 S. 227 f. —. 

Mai 1878: Gewährung eines disponiblen Zimmers in 
ſtädtiſchen Waiſendepot .... für verſuchsweiſe Ein 
richtung eines Unterrichts kurſus an bedürftige blinde 
Kinder; 

1879 f.: Einrichtung einer ſtädtiſchen Blindenſchule, Hort: 
bildungsſchule und Beſchäftigungsanſtalt füt 
Blinde; 

1900: beſondere Deputation für die ſtädtiſche Blinden 
pflege. 

Erft 1911 folgt das Staatsgeſet, betreffend Beſchulung dr 
blinden und taubſtummen Kinder und ſeine Ausführung. 

83 Jahre vor der ſtaatlich⸗geſetzgeberiſchen Ordnung fegen die 
Anfänge einer wichtigen Wohlfahrts⸗ und Bildungseinrichtung ein, 
und 11 Jahre vor dieſem Zeitpunkte haben ſie ſich ſchon fo gui 
entwickelt, daß die Schaffung einer beſonderen Deputation im Sim 
der Städteordnung für dieſen Geſchäftszweig geboten iſt. 

Gedacht iſt das Werk ja wohl in erſter Linie als Leitfaden zu 
ſchnellen erſten Orientierung für Beamte und Bürger des Berlin 
Gemeinweſenz. Aber auch für jede andere Behörde und eben 
Dritten, der mit einer der vielen Zweige der Berliner Niesen 
verwaltung in Berührung treten muß, erſcheint das Werk außer 
ordentlich hilfreich. Und anderen größeren und kleineren Gemeinden, 
die im Rahmen ihres finanziellen Könnens an Aufgaben herantreten 
wollen, die Berlin bereits zu löſen unternommen hat, werden un 
dem Aufbau der Ortsgeſetze, der Geſtaltung der Ausführungs 
beſtimmungen, der Verträge uſw. einen Wegweiſer finden, der ihnen 
ihre Aufgabe außerordentlich erleichtert, wenn auch der Maßſtab des 
eigenen kommunalen Vermögens dabei nicht überſehen werden darf 

Juſtizrat Friedenthal, Breslau. 


Steuerrecht. 

1. Mrozek, Oberverwaltungsgerichtsrat: Handkommentar zun 

preußiſchen Einkommenſtenergeſetze. Köln 1914, Centralt 
für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 

„Aus der Praxis für die Praxis!“ Mit dieſen Worten bezeichnet 
der Verfaſſer ſelbſt Einrichtung und Zweck ſeines Handkommentate 
in zutreffender Weiſe. Das Buch nimmt eine Mittelſtellung ein 
zwiſchen den Textausgaben mit Erläuterungen, die zum Teil ſchon 
(Fernow, Strutz) einen recht beträchtlichen Umfang angenommen 
haben, und dem großen Kommentar von Fuiſting, deſſen Neuerſcheinen 
in der Strugfchen Bearbeitung unmittelbar bevorſteht. Dieſe Mittel 
ſtellung wahrt Mrozek, feinem Leitwort getreu, in der ganzen Anlage 
und Ausführung des Werkes. Überall auf wiſſenſchaſtlicher Grundlast 
fußend, tritt die theoretiſche Erläuterung doch völlig in den Hintergrund 
zugunſten der praktiſchen Auslegung, die vor allem die geſichertef 
Ergebniſſe der Rechtſprechung wiedergibt und dieſe wohl im geſamtel 
veröffentlichten Umfange ſowie in zahlreichen ungedruckten Ent 
ſcheidungen verwertet. Von „allgemeinen Ausführungen“ zu den 
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einzelnen Geſetzesbeſtimmungen iſt daher im weſentlichen, mit einigen 
kurzen Ausnahmen, Abſtand genommen; für jeden Paragraphen 
wird vielmehr in einem einzigen Satze Inhalt und Bedeutung an⸗ 
gegeben. Alsdann folgen die Erläuterungen, ſyſtematiſch eingeteilt 
nach der neueren Erläuterungsart der zivilrechtlichen Geſetze; die 
hierbei erforderliche Überficht und Inhaltsangabe für die Ausführungen 
zu jedem Paragraphen ſind in das allgemeine Inhaltsverzeichnis 
aufgenommen. Die Einteilung und Zuſammenfaſſung des Stoffes 
darf dabei als eine beſonders glückliche und praktiſche bezeichnet 
werden; die eingehenden Erläuterungen über handelsrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe: die Bilanz als Grundlage der Beſteuerung, die Rücklagen 
in Neſervefonds, die handelsrechtlichen Abſchreibungen, die Beteiligung 
an einer offenen Handels⸗ oder Kommanditgeſellſchaft mögen hierfür 
ein Beiſpiel geben. Ebenſo kann die Erläuterung des $ 15 (Ein 
kommen der Aktiengeſellſchaften uſw.) als muſtergültig angeſehen 
werden. Für die praktiſche Anlage des Buches ſpricht es, daß das 
ausführliche Sachregiſter nicht weniger als 95 Seiten bei 736 Seiten 
Text des Kommentars umfaßt. Nicht jede Frage des vielgeſtaltigen 
Stoffes wird man natürlich beantwortet finden, und ſoweit es ſich 
um die grundſätzlichen Richtlinien, um das Verſtändnis des Werdens 
der einzelnen Vorſchriften und um die Löſung ſo mancher Zweifels⸗ 
fragen handelt, wird man immer wieder zum großen Kommentar 
zurückgreifen müſſen. Wegen der großen Reichhaltigkeit, Überſichtlichkeit 
und raſchen Auffindbarkeit des Stoffes wird jedoch dieſer „Hand⸗ 
kommentar“ ſich wohl bald für jeden, der ſich mit Einkommenſteuer⸗ 
angelegenheiten eingehender zu befaſſen hat, als unentbehrlich erweiſen. 


2. A. Fernow, Geh. Oberfinanzrat: Ergänzungsſtenergeſetz. 
Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. Fünfte ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage. Berlin 1914. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung. 4 l. 

Die Beſtimmungen des Ergänzungsſteuergeſetzes, die bekanntlich 
für das Wehrbeitragsgeſetz und für die Reichsbeſitzſteuer in weitem 
Umfange vorbildlich waren und vielfach wörtlich übernommen ſind, 
werden in der bei den Fernowſchen Steuergeſetzausgaben gewohnten 
klaren und überſichtlichen Weiſe an Hand der Geſetzes materialien, 
der Ausführungsbeſtimmungen und der Rechtſprechung erläutert. 
Ein Vorteil der Ausgabe iſt, daß die Ausführungsbeſtimmungen 
überall im Text verarbeitet ſind. Wünſchenswert wäre es jedoch, 
wenn der Verſaſſer ſich entſchließen ſollte, bei der Ergänzungsſteuer, 
ebenſo wie bei ſeinen ſonſtigen Geſetzesausgaben, die wichtigſten 
Ausführungsbeſtimmungen außerdem noch im Zuſammenhang abzu⸗ 
drucken, z. B. hier außer der Anweiſung des Finanzminiſters vor 
allem auch die wichtige Techniſche Anleitung für die erſtmalige 
Schätzung des Wertes der Grundſtücke und die Allgemeinen Ver⸗ 
fügungen über die Schätzung des Wertes von Grundſtücken. Die 
Benutzung der Fernowſchen Ausgaben würde dadurch ſehr erleichtert; 
denn es wird nicht nur im Texte vielfach auf ſolche Ausführungs⸗ 
beſtimmungen nur verwieſen, ohne daß ſie wörtlich oder dem Inhalte 
nach abgedruckt ſind (z. B. S. 94 auf die Techn. Anl.), ſondern es 
findet auch zwiſchen den Ausführungsbeſtimmungen der Einkommen⸗ 
ſteuer und der Ergänzungsſteuer eine ſtete Verweiſung untereinander 
ſtatt, deren Auffindung ohne zuſammenhängenden Abdruck ſehr 
erſchwert iſt. Im übrigen iſt die Erläuterung des Geſetzes trotz 
ihres knappen Umfanges ſo eingehend, daß ſie auch über den Zweck 
einer raſchen Unterrichtung über das Weſentliche hinaus gut brauchbar 
iſt. Anderweite geſetzliche Beſtimmungen, die für die Auslegung 
erforderlich ſind, wie z. B. das Doppelſteuergeſetz, das Geſetz über 
die Reich: und Staatsangehörigkeit, Beſtimmungen des BGB. uſw., 
ſind an den einſchlägigen Stellen meiſt im Wortlaut angeführt; 
ebenſo im Anhang III die — übrigens im Inhaltsverzeichnis nicht 
aufgeführten — Vereinbarungen mit Oſterreich, Luxemburg und 
Baſel. Zu dem ominöſen § 11 — der den land: und forſtwirtſchaftlich 
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genutzten Grundſtücken die Einſchätzung nach dem Ertragswert ſtatt 
nach dem gemeinen Wert brachte — ſind dankenswerterweiſe die 
Verfügungen des Finanzminiſtes von 1910 und 1914 beſonders 
ausführlich abgedruckt. Die knappe Einleitung des Büchleins in⸗ 
formiert gut über Werdegang und Begriff der Ergänzungsſteuer. 
Rechtsanwalt Dr. Lion, Berlin. 


Wehberg, Haus: Das Seekriegsrecht. Handbuch des Völker⸗ 
rechts von Profeſſor Dr. Stier-Somlo. IV. Band, 1. und 
2. Abt. Beſonderer Teil. Verlag von G. Kohlhammer, 
Stuttgart, Berlin, Leipzig 1915. 456 Seiten. Preis 15 . 


Das Werk bietet die erſte umfaſſende Darſtellung des See⸗ 
kriegsrechts, die die neuere deutſche Völkerrechtswiſſenſchaft auf: 
zuweiſen hat. Schon dadurch kommt ihm eine große Bedeutung zu. 
Dieſe wird erhöht nicht nur durch das geſteigerte ſachliche Intereſſe, 
das ihm zur Zeit zukommt, ſondern auch durch ſeinen wiſſenſchaftlichen 
Gehalt. Eine ſichere Beherrſchung des rechtlichen Materials, eine 
außerordentlich umfaſſende Kenntnis der Literatur, verbunden mit 
eindringendem Verſtändnis für die ſachlichen Probleme und eine klare, 
lebendige Darſtellungsweiſe haben es dem Verfaſſer ermöglicht, ein 
vollſtändiges und anſchauliches Bild des Seekriegsrechts zu geben. 

Verfaſſer beginnt mit einer Darlegung der begrifflichen und 
geſchichtlichen Grundlagen des Seekriegsrechts. Sehr klar — vielleicht 
etwas zu ſcharf — wird herausgearbeitet die Eigenart des Seekrieges: 
ſein Hauptziel iſt nicht ſowohl die unmittelbare militäriſche Nieder⸗ 
ringung des Feindes als vielmehr ſeine wirtſchaftliche Schädigung. 
Dem manches neue und überall intereſſante Zuſammenfaſſungen 
gebenden geſchichtlichen Überblick folgt die Darſtellung des zeitlichen 
und örtlichen Geltungsgebietes des Seekriegsrechts und die Unter⸗ 
ſuchung der in der Zuſammenſetzung der Seeſtreitkräfte liegenden 
Fragen (Hilfskreuzer, Umwandlung der Handelsſchiffe in ſolche und 
dergleichen) ſowie die der eigentlichen Kampfmittel: Kampf gegen die 
feindlichen Seeſtreitkräfte ſowie deren Stützpunkte und gegen den 
feindlichen Seehandel. 


Die Kampfmittel gegen die feindlichen Seeſtreitkräfte werden ein⸗ 
geteilt in unmittelbare, unter denen heute die zahlreichen Fragen des 
Minenweſens ſowie diejenige der Beſchießung der fogen. „offenen 
Städte“ beſonders intereſſant ſind. In der Darſtellung der indirekten 
Kampfmittel (Unterbindung des Konterbandehandels, des Kabel⸗ 
verkehrs uſw.) iſt beſonders wertvoll der Nachweis der Keform⸗ 
bedürftigkeit des Konterbanderechts, für den ſich allerdings das aller⸗ 
wichtigſte Material zum Teil erſt nach Drucklegung des Buches an⸗ 
gehäuft hat. Unter den Kampfmitteln gegen den feindlichen Seehandel 
(Blockade⸗ und Seebeuterecht) beleuchtet Verfaſſer beſonders das heute 
ſo wichtige Seebeuterecht unter ſcharfer Hervorhebung ſeiner Auswüchſe 
in der Praxis. Da im Seebeuterecht tatſächlich der Angelpunkt aller 
Fragen der Weiteren twicklung des Seekriegsrechtes liegt, iſt es höchſt 
bedeutſam, daß aus den Darlegungen Wehbergs klar — wenn auch 
meines Erachtens nicht genügend unterſtrichen — hervorgeht, wie 
das Durchdringen der aus Rechtlichkeitserwägungen zu fordernden 
Reformen praktiſch nur daran hängt, ob die Erfahrungen des Krieges 
in England die Überzeugung wecken, feine Intereſſen dürften eine 
Reviſion ſeiner Rechtsüberzeugungen zweckmäßig erſcheinen laſſen. 

Die Unterſuchung des Verfahrens gegen verdächtige Schiffe, die 
ſich in ſachlichem Zuſammenhang an diejenige des Handelskrieges 
anſchließt, bringt die Fragen der Viſitation und Aufbringung, des Ver⸗ 
fahrens nach der Aufbringung, ſowie des Priſenverfahrens. Die übrigens 
auch von unſerem nationalen Priſenrecht abweichende Auffaſſung 
des Verfaſſers von der Berechtigung der Mannſchaften angehaltener 
Handelsſchiffe zum bewaffneten Widerſtande ſcheint mir wegen der 
praktiſchen Unmöglichkeit ſicherer Trennung von Aggreſſiv⸗ und 
Defenſivhandlungen (vgl. die Anordnungen der engliſchen Admiralität 
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über das Verhalten der Handelsſchiffe gegen Unterſeebote) nicht 
haltbar, da dies zur Erſchütterung der elementarſten Grundſätze des 
Kriegsrechtes führen müßte. 

a An eine gehaltvolle Darſtellung des Sanitätsrechts im Seekriege 
ſchließt ſich diejenige des Neutralitätsrechts, deren hochgeſpannt ideale 
Auffaſſung von den Rechten, aber auch den Pflichten der Neutralen 
die größte Beachtung verdient. Ein Schußkapitel behandelt kurz das 
Schickſal der Londoner Deklaration und die Ausſichten auf Reform 
des Seerechts. 

Das Völkerrecht iſt beſtändig ſo im Fluß, daß ſeine Darſtellung 
ohne Erörterung der Entwicklungsmöglichkeiten kaum vollſtändig ſein 
kann. Deren Beurteilung ſteht natürlich bei jedem Menſchen im 
Banne ſeiner allgemeinen Lebensanſchauungen, und nicht jeder wird 
daher in dieſen Fragen mit Wehberg einer Anſicht ſein. Der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Wert feiner Reformgedanken, d. h. ihre folgerichtige Ab: 
leitung aus dem beſtehenden Recht, wird dadurch nicht gemindert. 
Ebenſowenig wie deſſen Darſtellung ſelbſt an prinzipiellem Wert nicht 
dadurch verlieren kann, daß vielleicht die eine oder die andere Kon⸗ 
ſtruktion vor einem ſtrengen Maßſtab juriſtiſcher Logik nicht ſtand⸗ 
hält — beſonders nicht für den juriſtiſchen Leſer, der ja über dieſen, 
eigene Nachprüfung ermöglichenden, Maßſtab ſelbſt verfügt. Deshalb 
kann das Werk gerade jedem Juriſten, der nach rechtlicher Allgemein⸗ 
bildung ſtrebt, als ein Wegweiſer durch die weitverzweigten Gebiete 
des jetzt das ſtaatsbürgerliche Denken ſo oft in Anſpruch nehmenden 
Seekriegsrechtes empfohlen werden. 


Privatdozent Dr. Kurt Wolzendorff, Marburg. 


1. Dr. Joſef Freiherr von Schey: Das allgemeine Bürgerliche 
Geſetzbuch für das Kaiſertum Oſterreich ſamt den ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzen und Verordnungen und einer Überficht 
über die zivilrechtliche Spruchpraxis des k. k. Oberſten 
Gerichtshofes. 19. Auflage, 1914. 1023 S. Manzſche 
k. und k. Hof⸗, Verlags⸗ und Univerſitäts⸗ Buchhandlung. 
Preis geh. 7,60 Kr., geb. 8,80 Kr. 

Der Manzſche Verlag läßt ſeit einigen Jahren von der durch 
ihn veranſtalteten Taſchenausgabe der öſterreichiſchen Geſetze eine 
Ausgabe in einem größeren, beſſer ausgeſtatteten Formate erſcheinen. 
Von dieſer ſogenannten „Großen Ausgabe“ bildet die vorliegende 
19. Auflage des öſterreichiſchen allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuches 
die 2. Auflage. Die allgemein anerkannten Vorzüge, welche allen 
Manzſchen Geſetzesausgaben eigen, wohnen auch dem vorliegenden 
Werke in hohem Maße inne. Zu jedem einzelnen Paragraphen des 
altehrwürdigen Geſetzbuches find die zu dem betreffenden Rechtsſtoſſe 
bis Ende 1913 ergangenen Geſetze, Verordnungen und Erläſſe 
teils ihrem vollen Wortlaute nach, teils durch Hinweis auf die be⸗ 
treffenden Daten angeführt; größere Geſetze, welche ſich mit einzelnen 
in das Gebiet des bürgerlichen Rechts gehörigen Fragen befaſſen, 
ſind in einen „Anhang“ verwieſen. In Fußnoten erſcheint gleichfalls 
bei jedem einzelnen Paragraphen die Judikatur des Oberſten 
Gerichtshofes, abſchließend mit Ende 1913, zuſammengeſtellt. Dieſe 
Fußnoten verleihen der Geſetzesausgabe einen ganz beſonderen Wert 
und machen dieſelbe zu einem geradezu unentbehrlichen Hilfsmittel 
für jedermann, der — ſei es praktiſch, ſei es theoretiſch — mit den 
Beſtimmungen des öſterreichiſchen bürgerlichen Rechts ſich zu befaſſen 
Gelegenheit hat. In muſtergültiger Weiſe erſcheint die Spruch⸗ 
praxis des öſterreichiſchen Höchſtgerichtes unter Hervorhebung der 
maßgebenden Rechtsſätze und gegebenenfalls auch unter Hinweis auf 
die widersprechenden Entſcheidungen zuſammengeſtellt, fo daß das 
Werk viel mehr bietet, als man von einer Geſetzesausgabe im all⸗ 
gemeinen erwarten kann. Die kriegeriſchen Ereigniſſe haben die 
öſterreichiſche Regierung bekanntlich veranlaßt, einzelne beſonders 
eformbedürftige Teile des Geſetzbuches im weſentlichen anſchließend 
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an den vom Herrenhauſe angenommenen Entwurf im Wege einer 
„Notverordnung“ abzuändern; der Manzſche Verlag ließ die Be 
ſtimmungen dieſer Novelle (kaiſerliche Verordnung vom 12. Oktober 
1914, RG Bl. Nr. 276) nebſt den zugehörigen Stellen der „Denkſchrift“ 
auf loſen Blättern erſcheinen, die zum Einlegen in die vorliegende 
Geſetzesausgabe beſtimmt find, fo daß die Benützbarkeit der Ausgabe 
durch das Erſcheinen der Novelle nichts eingebüßt hat. 


2. Dr. Maximilian Schnſter von Bonnott: Grundriß des 
Obligationeurechts. 2. Auflage, 1914. 161 Seiten. 
Duncker & Humblot. Preis geh. 4,60 &, geb. 5,40 M. 

In der bekannten von Finger und Frankl herausgegebenen 

Sammlung „Grundriß des öſterreichiſchen Rechts“ iſt der 

„Grundriß des Obligationenrechts“ von M. Schufter von Bonnstt 

in 2. Auflage erſchienen. Das Werk bietet eine treffliche Überſicht 

über die Beſtimmungen des öſterreichiſchen Obligationenrechts, und 
zwar ſowohl über die allgemeinen Lehren dieſes Rechtsgebietes als 
über die einzelnen Schuldverhältniſſe, und erſcheint daher ein wertvoller 

Behelf insbeſondere auch für nichtöſterreichiſche Juriſten, 

die ſich über den Stand einzelner Fragen auf dieſem Gebiete nach 

öſterreichiſchem Rechte raſch und zuverläſſig unterrichten wollen. Dem 

Charakter des Grundriſſes entſprechend wird das Eingehen auf Streit: 

fragen und eine ausführlichere Beſprechung der Judikatur vermieden, 

doch wird am Eingange eines jeden Paragraphen auf die einſchlägige 

Literatur ſowie vielfach auf die Darſtellung des Obligationenrechts 

im zweiten Bande des „Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts" 

von Crome hingewieſen. Eigenartig und ſehr überſichtlich iſt die 

Einteilung des Stoffes. Der allgemeine Teil behandelt den recht⸗ 

lichen Inhalt der Obligationen, deren objektiven und ſodann deren 

ſubjektiven Beſtand, der beſondere Teil gliedert die einzelnen Schuld⸗ 
verhältniſſe in Schuldverhältniſſe des Gütererwerbes (Kauf und 

Tauſch, Beſtandverträge, Arbeitsverträge, Schenkung, Wettgeſchäfte), 

der Gütererhaltung und Ausgleichung (Verwahrungs⸗ und Pfand: 

verträge, Vergleich, grundloſe Bereicherung und Verwendung, An 
fechtungsanſprüche, Haftpflichtanſprüche, Verſicherungsverträge), des 

Kredits (Entlehnungsgeſchäfte, Nentenſchuldverhältniſſe, Schuldver⸗ 

ſchreibungen auf den Überbringer, Bürgſchaft) und ſchließlich in 

Schuldverhältniſſe organiſatoriſcher Natur (Geſellſchaft, Gemeinſchaft, 

Auftrag und Geſchäftsführung ohne Auftrag). Auf den über Unger 

Anregung zuſtande gekommenen, im Herrenhauſe angenommenen Ent 

wurf einer Novelle zum allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuche, in der 

auch dem Obligationsrechte ein hervorragender Plaz zukommt, nimmt 
der Grundriß bei allen wichtigeren Beſtimmungen Bezug, fo daß das 

Werk auch einen guten Überblick über die Reformbeſtrebungen 

im Bereiche des Obligationenrechts gewährt. 


Hof. und Gerichtsadvokat Dr. Paul Abel, Wien. 


Verufliche Buflellungen an eingeiogene Anwälte 
(8 172 390.). Der 8 172 ZBO., der beſtimmt, daß Zuſtellungen 
für einen Unteroffizier oder einen Gemeinen des aktiven Heeres oder 
der aktiven Marine an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommando⸗ 
behörde erfolgen, hat durch die im Verlauf des Krieges eingetretenen 
Verhältniſſe für die Anwaltſchaft eine unerwartete und unerwünſchte 
Bedeutung erlangt. Durch die Einberufung der Reſerve und Landwehe, 
insbeſondere der Erſatzreſerve und des Landſturms find zahlreiche 
Anwälte der aktiven bewaſſneten Macht als Gemeine oder Unter 
offiziere einverleibt worden und die an dieſe in ihrer Anwalts- 
eigenſchaft gerichteten Zuſtellungen müſſen, wenn der Weg des 
8 172 ZPO. ausſchließlich iſt, den Umweg über die zunächſt vor 
geſetzte Kommandobehörde machen. Für die ausſchließliche Natur 
des 8 172 ZPO., die in Friedenszeiten in der Wiſſenſchaft 
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war (vgl. einerſeits Stein 8 172 Bem. II, andererſeits Seuffert 
Bem. 3), hat ſich nun nach Ausbruch des Krieges ſowohl das Preußiſche 
Juſtizminiſterium (IMBL. 1914, 701) als auch der IV. StS. des 
RG. (DJ Z. 1915, 423) ausgeſprochen. 1) Die Wirkungen, die dieſe 
Auffaſſung für den Anwalıftanb hat, find unüberſehbar. Schließt 
8 172 ZPO. die anderen Formen der Zuſtellung aus, fo find, wie 
das RG. ausdrücklich erklärt, alle in Bureau oder Wohnung des 
betreffenden Anwalts vorgenommenen Erſatzuſtellungen und nach der 
Anſicht von Stein a. a. O. und dem Preußiſchen Juſtizminiſterium 
auch alle unmittelbar an den Anwalt ſelbſt vorgenommenen Zu⸗ 
ſtellungen, insbeſondere auch die von Anwalt zu Anwalt erfolgten 
unwirkſam. Eine Ausnahme macht das NG. nur für Zuſtellungen, 
die an „den dem Anwalt beſtellten Vertreter erfolgen ſollten“. Dem 
Wortlaut nach würde dies nur auf die gemäß 8 25 Abſ. II NAD. 
von der Juſtizverwaltung beſtellten Vertreter, nicht aber auch auf 
die Vertretung durch einen anderen Anwalt zutreffen, jedoch handelt 
es ſich hier ſcheinbar nur um eine ungenaue Ausdrucksweiſe, denn 
der 8 173 3PO., welcher offenbar die Grundlage für die vom RG. 
zugelaſſene Ausnahme bildet, macht einen Unterſchied zwiſchen dem 
amtlich beſtellten und dem nur vom Anwalt bevollmächtigten Generals 
vertreter nicht. Wenn das NG. weiter verlangt, daß die Zuſtellung 
an den Vertreter „erfolgen ſollte“, ſo bedeutet das nicht, daß dieſer 
Vertreter als Adreſſat des zuzuſtellenden Schriftſtücks aufgeführt iſt, 
ſondern nur daß nach dem Willen des Zuſtellungsorgans, der in der 
Zuſtellungsurkunde feinen Ausdruck findet, die Zuſtellung an den 
Vertreter vorgenommen wird (vgl. Birkenbühler bei Gruchot 83, 271 fl.). 

Wird der Vertreter nicht angetroffen, ſo iſt zwar eine Erſatz⸗ 
zuſtellung möglich, aber fie iſt nur eine Erſatzuſtellung für die 
Perſon des Vertreters, nicht für die des Vetretenen, und kann 
demgemäß nur in Bureau oder Wohnung des erſteren, nicht aber 
auch des eingezogenen Anwalts erfolgen. Es iſt nicht übertrieben, 
daß unter Zugrundelegung dieſer Auffaſſung ?/,, aller Zuſtellungen, 
die ſeit Kriegsausbruch an als Gemeine oder Unteroffiziere ein⸗ 
gezogene Anwälte erfolgt ſind, der Wirkſamkeit entbehren, denn von 
der Zuſtellung an die vorgeſetzte Kommandobehörde iſt wohl auch 
nicht in einem Falle Gebrauch gemacht worden. Die Zuſtellung an 
Vertreter, wie fie das NG. vorſieht, hat gleichfalls nicht in allzu 
großem Umfange ſtattgefunden, weil zahlreiche Anwälte, deren Dienſt 
oder Ausbildung ſich am Orte ihres Wohnſtzes abſpielt, fi lediglich 
in Terminen vertreten laſſen und in der dienſtfreien Zeit ihre 
Bureaugefchäfte ſelbſt wahrnehmen. 

Auch diejenigen Anwälte, die durch einen Kollegen vertreten 
werden, haben keineswegs die Gewißheit, daß die an ſie gerichteten 
Zuſtellungen wirkſam erfolgen, denn, wenn hier auch ein Bevollmächtigten⸗ 
verhältnis, wie es § 173 ZPO. vorausſetzt, vorliegt (RG. 69, 301), 
ſo wird doch, da der vertretende Anwalt nur zu gewiſſen Stunden 
im Bureau des eingezogenen weilt, die Zuſtellung in der Regel nicht 
an ihn perſönlich, ſondern als Erſatzzuſtellung an das Bureau⸗ 
perſonal bewirkt, iſt alſo nach dem oben Ausgeführten gleichfalls 
nichtig. Die Fälle, in denen das Zuſtellungsorgan, wenn es den 
vertretenden Anwalt nicht im Bureau des Vertretenen antrifft, im 
Bureau oder der Wohnung des erſteren zuſtellt, dürften zu zählen 
ſein. Aber auch in denjenigen Fällen, wo es dem eingezogenen 
Anwalt gelungen iſt, ſich aus dem jetzt naturgemäß ſehr beſchränkten 
Kreiſe von Aſſeſſoren oder Referendaren einen Vertreter zu beſchaffen, 
werden in der Zeit, die der Vertreter auf dem Gericht oder ſonſt vom 
Bureau abweſend iſt, unwirkſame Zuſtellungen vorgenommen, weil der 
Gerichtsvollzieher oder der Poſtbote, dem die Einziehung des Anwalts 
nicht bekannt ift, einfach die Erſatzzuſtellung an das Bureauperſonal 

irkt. 


1) Vgl. auch Kaufmann: Die Zuſtellung an aktive Militär⸗ 
perſonen während des Krieges (JW. 1914, 907 ff.) Kahn: Erſatz⸗ 
zuſtellung an Kriegsteilnehmer in Steuerſachen (DZ. 1915, 810). 
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Die Widerſinnigkeit dieſer Anwendung des 8 172 ZPO. ergibt 
ſich daraus, daß all dieſe ſchwerwiegenden Folgen nur denjenigen 
Anwalt treffen, der Gemeiner oder Unteroffizier, ſowie Offizier⸗ 
ſtellvertreter iſt, während an den, der Offizier (auch Feldwebel⸗ 
leutnant) iſt oder als Militärbeamter Offiziersrang befigt,2) ſowohl 
perſönliche wie Erſatzzuſtellungen vorgenommen werden können, 
obgleich doch dieſer Unterſchied der militäriſchen Stellung mit der 
Tätigkeit als Anwalt nicht das geringſte zu tun hat. Es ſei noch 
darauf hingewieſen, daß dem Zuſtellungsorgan damit zugleich die 
nicht immer einfache Prüfung des Militärrangs des eingezogenen 
Anwalts aufgebürdet wird, was beſonders bei während des Krieges 
erfolgten Beförderungen zu Schwierigkeiten führen kann. 

Da eine gründliche Abhilfe nur durch eine andere Auslegung des 
8 172 ZPO. wie fie z. B. das bayeriſche Juſtizminiſterium 
(Recht 14, 532) 8) vorgenommen hat, denkbar iſt, nach der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. aber die Ausſichten auf eine ſolche nur ſehr gering 
ſind, iſt nur die Möglichkeit gegeben, daß entweder der Bundesrat 
im Hinblick auf die Bedeutung der eingezogenen Anwälten an⸗ 
vertrauten Intereſſen und der dem Staate aus einer unrichtigen Zu⸗ 
ſtellung erwachſenden Haftbarkeit die Vorſchrift des 5 172 ZPO. für 
die eingezogenen Anwälte außer Wirkſamkeit ſetzt, und zwar tunlichſt 
mit rückwirkender Kraft, oder daß die einzelſtaatlichen Juſtiz⸗ 
miniſterien und das Neichspoſtamt wenigſtens für die Zukunft genaue 
Vorſchriften für die Zuſtellungsorgane über das nach geltendem Rechte 
maßgebende verwickelte Verfahren der Zuſtellung an den Vertreter, 
das bei Einziehung eines Anwalts Platz zu greifen hat, erlaſſen. 

An eine Durchführung der Zuſtellung an den Anwalt ſelbſt 
durch Vermittlung der Kommandobehörde iſt nicht ernſthaft zu 
denken; das verbietet einmal das für Zuſtellungen vorhandene 
Beſchleunigungsbedürfnis, ferner aber die dadurch herbeigeführte Über: 
laſtung der Kommandobehörde. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 


Aus fuhrverbot und Beſtimmungsort. Die Ausfuhr: 
verbote haben vielfach zu Differenzen zwiſchen Käufern und Verkäufern 
geführt, indem letztere darauf die Unmöglichkeit der Erfüllung ſtützen. 
Dabei kommen nicht nur die Ausfuhrverbote in Betracht, die das 
Exportieren aus Deutſchland unterſagen; daneben gibt es noch 
ſolche, durch die die Ausfuhr auch nach anderen deutſchen Orten ver⸗ 
hindert wird; z. B. hat der Gouverneur von Königsberg mit Eintritt 
der Mobilmachung die Ausfuhr verſchiedener Waren aus dem Bereich 
der Feſtung im Hinblick auf die hochgradige Belagerungsgefahr 
verboten. 

Die Käufer haben demgegenüber vielfach erklärt: ſie verzichteten 
auf Überſendung der Ware nach dem Beſtimmungsort, fie ſeien bereit, 
am Orte der Handelsniederlaffung des Verkäufers — dem Erfüllungs⸗ 
orte — abzunehmen; oder aber fe forderten Überſendung nach einem 
anderen — zuläſſigen deutſchen — Beſtimmungsort. Gegen dieſe 
Abänderung haben ſich die Verkäufer oft geſträubt, insbeſondere bei 
Cif⸗Käufen. In der Regel aber zu Unrecht. 

I. Gehen wir von dem einfacheren Falle aus, daß ohne Cif: 
Klauſel verkauft iſt, z. B. ein Stettiner Kaufmann verkauft am 
1. Juli 1914 an einen Kopenhagener Kunden, zu liefern im Sep⸗ 
tember 1914; demnächſt greift das Ausfuhrverbot ein. Hier iſt 
Stettin Erfüllungsort, 8 269 BGB., Kopenhagen Beſtimmungsort. 
Sieht man vom Ausfuhrverbot zunächſt ab, ſo wäre der Verkäufer 
verpflichtet, die Ware nach Kopenhagen zu überſenden, alſo zu ver⸗ 


2) RGSt. (30. 3. 1915), DIZ. 1914, 1387. f 
Val. auch Dreſe: Zuſtellungen an eingezogene Reſerviſten uſw. 
DIZ. 1914, a Mrozek: Der Einfluß des Krieges auf die 


direkten Staatsſteuern. DIZ. 1914, 1320. 5 
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packen, einen Frachtführer auszuwählen, mit ihm zu kontrahieren, 
ihm die Ware zu übergeben. Das Geſetz ſchweigt zwar über dieſe 
Uberſendungspflicht; aber ſie iſt unentbehrlich und entfpricht altem 
Handelsgebrauch; Staub, HGB., Exkurs zu 8 882 Anm. 28. Darf 
nun der Käufer nachträglich normalerweiſe erklären, er wolle die 
Ware am Erfüllungsort des Verkäufers abnehmen oder an einen 
anderen Beſtimmungsort überfandt wiſſen? Das Geſetz ſchweigt 
natürlich auch hierüber. Aber ſchon im Jahre 1881 hat RG. 6, 60 
ausgeſprochen: „Soll nach dem urſprünglichen Vertrage der Verkäufer 
die Waren überſenden, fo kann er ſich der Regel nach nicht weigern, 
dem Anfordern des Käufers, ihm inter präsentes zu tradieren, zu 
entſprechen.“ Dieſer Satz iſt ſelbſtverſtändlich und folgt aus 88 157, 
242 BGB. Denn der Richter muß ſich fragen: Wie hätten bie 
Parteien die ſpäter zwiſchen ihnen aufgetauchte Differenzfrage als 
ehrliche Männer gemäß der Verkehrsübung gelöft, wenn der Käufer 
die Frage ſchon beim Vertragsſchluß angeſchnitten hätte? Zweifellos 
hätte dann der Verkäufer erklärt, ihm ſei es recht, wenn der Käufer 
ſtatt der Überſendung nach Kopenhagen nachträglich lieber Abnahme 
in Stettin oder Uberſendung an einen anderen deutſchen Platz wünſchen 
werde. Denn da die Aberſendungspflicht doch regulär nur im 
Intereſſe des Käufers beſteht, muß es dem Käufer auch erlaubt 
fein, auf Überſendung zu verzichten oder Überfenbung anderswohin zu 
fordern, falls fein Intereſſe dies erheiſcht. So auch Staub a. a. O. 
Anm. 31; vgl. Düringer⸗ Hachenburg, HGB. 2. Aufl. Bd. 3 S. 25. 

Unbedenklich hätte alſo der Kopenhagener Käufer vor Erlaß des 
Ausfuhrverboͤts erklären können, er ziehe Abnahme in Stettin oder 
Aberſendung nach Hamburg vor. Kann er dies aber auch noch nach⸗ 
her? Der Verkäufer verneint dies; er meint, er ſei von der Liefer⸗ 
pflicht im Augenblick des Ausfuhrverbots freigeworden, der Käufer 
könne daher nicht dieſe erloſchene Pflicht nachträglich modifizieren und 
ſo aufs neue ins Leben rufen. Aber eine genauere Betrachtung des 
8 275 BGB. beweiſt das Gegenteil. Nach 8 275 wird der Schuldner 
von der Leiſtungspflicht frei, „ſoweit die Leiſtung . . . . unmöglich 
wird.“ Die Befreiung tritt alſo nur inſoweit ein, als die Un⸗ 
möglichkeit reicht. Unmöglich wird aber nur die Überſendung ins 
Ausland. Deshalb ſtirbt nur dieſes unmöglich gewordene 
Stück der Lieferpflicht ab. Es liegt eben nur eine teilweiſe Un⸗ 
möglichkeit vor; ſolche beſteht nämlich nicht nur, wenn die Leiſtung 
bezüglich eines Teilquantums oder bezüglich der Zeit, ſondern 
auch, wenn fie dem Orte nach unmöglich geworden iſt (RGRKom. 
8 275 Anm. 4). 

II. Sollte dies nun anders fein, wenn cif Kopenhagen ver: 
kauft iſt? 

Die Bedeutung der Cik⸗Klauſel ſteht feſt. Hat bei Käufen ohne 
Cif⸗Klauſel nach Handelsgebrauch der Verkäufer die Mühen der Ver⸗ 
ſendung nach dem Beſtimmungsort zu übernehmen, fo trägt er doch 
nicht deren Koſten. Wird aber mit der Klauſel „cif Beſtimmungs⸗ 
ort“ gehandelt, ſo muß der Verkäufer alle Koſten tragen, die bis zum 
Beſtimmungsort erwachſen, insbeſondere die der Verladung, der Vers 
ſicherung und der Fracht. Aber auch dieſe Verſchiebung des unter I 
erörterten Grundfalls wird — wenigſtens in der Regel — nur im 
Intereſſe des Käufers vereinbart. Dann muß es ihm folglich auch 
freiſtehen — wenigſtens in der Regel —, auf die Cif⸗Klauſel zu ver⸗ 
zichten und zu fordern, daß ihm am Erfüllungsort ausgeliefert oder 
nach einem anderen, vom Ausfuhrverbot nicht betroffenen Orte ver⸗ 
ſandt werde. Die Lieferpflicht des Verkäufers wird dadurch nicht 
erſchwert; alſo muß er die Anderung dulden. Aber er darf von der 
Verſchiebung auch keinen Vorteil haben; auch dies entſpricht der 
Handelsübung und den 88 157, 242 BGB. Er hatte den Kaufpreis 
auf der Baſis cif Kopenhagen kalkuliert, ihn alſo um die Koſten, 
Fracht und Verſicherung erhöht. Braucht er nicht nach Kopenhagen 
zu liefern, ſo fallen vielleicht jene Koſten weg oder verringern ſich; 
was er dadurch erſpart, iſt am Kauſpreis zu kürzen. Erhöhen ſich 


dagegen jene Koſten, 3. B. der Käufer verlangt Überſendung nach 
Konſtanz ſtatt nach Kopenhagen, ſo muß der Käufer dem Verkäufer 
die Differenz erſetzen. Abgeſehen von dieſem nötigen Koſtenausgleich 
bietet der Cif⸗Kauf für unſere Frage juriſtiſch gegenüber dem Erund⸗ 
fall I keine Abweichung. 

III. Steht etwa 8 805 BGB. im Wege? Er beſagt: „Zur 
Anderung des Inhalts eines Schuldverhältniſſes iſt ein Vertrag 
zwiſchen den Beteiligten erſorderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein 
anderes vorſchreibt.“ Zunächſt wird wohl der Inhalt des Schuld- 
verhältniſſes überhaupt nicht verändert, wenn der Verkäufer die Über 
ſendung an einen andern Ort als den Beſtimmungsort oder die Leiſtung 
am Erfüllungsort wünſcht. Der Inhalt des Schuldverhältniſſes bleibt 
derſelbe: die Leiſtung vertragsmäßiger Ware. Geändert wird nur 
eine Modalität der Erfüllung. Aber auch zur Inhaltsänderung fordert 
8 305 einen Vertrag nur dann, „wenn nicht das Geſetz ein anderes vor: 
ſchreibt“. Das aber tft hier der Fall. Denn 88 157, 242 ſchreiben 
eben vor, daß das Schuldverhältnis auch durch einſeitige Erklärung 
des Gläubigers geändert werden kann, wenn dies als L bſicht der 
Vertragsparteien ermittelt wird. 

IV. Wie die Überſendungspflicht des Verkäufers im allgemeinen 
nur im Intereſſe des Käufers liegt, ſo ergibt ſich auch aus deſſen 
Intereſſe, wie dargelegt, fein Recht, ſpäter einſeitig Anderungen zu 
treffen; denn das Intereſſe des Verkäufers ſteht dem im allgemeinen 
nicht im Wege. Aber das Intereſſe des Verkäufers erfordert doch, 
daß der Käufer nach Eintritt der Unmöglichkeit die ihm vorbehaltene 
Neubeſtimmung nicht unangemeſſen verzögert. Weiſt der Ber 
käufer den Käufer darauf hin, daß der Vertrag infolge des Ausfuhr 
verbots nicht realifiert werden kann, oder tft dies dem Käufer ohnedien 
bekannt, fo muß letzterer die neue Ortsbeſtimmung unverzüglich vor 
nehmen, ſofern ihm an anderweitiger Abwickelung des Kaufs liegt. 
Er darf nicht wochenlang warten, um je nach der Konjunktur auf 
Koſten des Verkäufers zu ſpekulieren. Er darf auch nicht die Ent⸗ 
ſcheidung verzögern, um erſt zu verſuchen, ob er an einem anderen 
Ort die Ware mit Gewinn abſetzen kann. Beruhigt er ſich Längen 
Zeit bei der Erklärung des Verkäufers, er ſei durch das Ausfuhrverbot 
befreit, ſo tritt dem Käufer die Einrede der Argliſt entgegen, wenn 
er erſt nach unangemeſſener Friſt eine neue Ortsbeſtimmung trifft. 
Ein modicum tempus muß man aber wegen der veränderten Sachlage 
dem Käufer zur Entſchließung laſſen. 

V. Wenn das einſeitige Abänderungsrecht des Käufers darauf 
beruht, daß der urſprüngliche Beſtimmungsort im allgemeinen nur in 
feinem Intereſſe gedacht war, fo muß es notwendig wegfallen, wenn 
der Beſtimmungsort nicht nur in ſeinem Intereſſe, ſondern auch in 
dem des Verkäufers feſtgelegt iſt. Staub a. a. O. formuliert dieſe 
Ausnahme dahin: „Der Verkäufer darf auf dem Wortlaut des Ber 
trages, der den Beſtimmungsort angibt, beharren, wenn ſeine Lage 
durch eine Anderung erheblich erſchwert würde“. Aber dieſe For⸗ 
mulierung der Ausnahme erſcheint zu eng. Man muß dem Käufer 
vielmehr das Recht zu ändern ſchon dann abſprechen, wenn dadurch da 
Intereſſe des Verkäufers in nicht unerheblicher Weiſe berührt 
wird. Es läßt ſich nämlich nicht immer entſcheiden, ob eine 
Berührung der Verkäuferintereſſen ſich zu einer Beläſtigung 
auswachſen wird. Eine Beläſtigung läge gewiß in dem Veiſpiel 
Staubs vor, daß der Verkäufer in ſeinen Wagen liefern ſoll und 
dieſe infolge der Anderung des Beſtimmungsorts eine weitere Strecke 
durchlaufen müßten. Aber zahlreiche andere Fälle ſind denkbar und 
in der Praxis vorgekommen, in denen zwar die Intereſſen des Ber 
käufers erheblich berührt werden, es aber zweifelhaft bleibt, ob dieſe 
Berührung zu einer Beläſtigung führen wird, z. B. verkauft wird 
cif Rotterdam mit der Vereinbarung, daß die Ware nach der Ankunft 
in Rotterdam durch den dort wohnhaften Sachverſtändigen A. geprüft, 
abgenommen und ein Minderwert bindend durch fein Schiedsgutachten 
feſtgeſetzt werden ſoll. Hier darf der Käufer nach dem Ausfuhrverbot 
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keinen andern Beſtimmungsort bezeichnen. Denn auch das Intereſſe 
des Verkäufers wird berührt, wenn der Schiedsſpruch des A. unter: 
bleibt und die Minderwertigkeit anderweitig entſchieden würde. Ob ſeine 
Lage durch eine Anderung des Beſtimmungsorts hier geradezu „erheblich 
erſchwert“ würde, iſt von vornherein nicht zu erkennen; vielleicht ſteht 
er ſogar günftiger, wenn das Schiedsgutachten des etwa ſehr kritiſchen 
A. entfällt. Aber jedenfalls würde ſein Intereſſe durch Veränderung 
des Beſtimmungsorts nicht unerheblich berührt. 

Man muß hiernach — um es noch anders auszudrücken — 
dem Käufer das Abänderungsrecht verſagen, wenn der vertragsmäßige 
Beſtimmungsort auch vom Standpunkt des Verkäufers als ein 
weſentlicher Beſtandteil des Vertrages erſcheint. 

Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


Die Einwirkung der Getreide- und Mehlbeſchlag⸗- 
nahme auf ältere Lieferungs verträge. I. Durch die Ber: 
ordnung des Bundesrats vom 25. Januar 1915 iſt bekanntlich das 
ganze im Inlande gewonnene Getreide beſchlagnahmt worden. Dieſe 
wirtſchaftlich ſtark einſchneidende Maßnahme hat auch eine Reihe von 
Rechtsfragen gezeitigt, die wegen der Neuheit des wirtſchaftlichen 
Hintergrundes und der Stärke der widerſtreitenden Parteiintereſſen 
manche Schwierigkeiten bieten. Namentlich drei Fragen werden zur 
Zeit in der Fachpreſſe der beteiligten Kreiſe lebhaft erörtert: 

1. Muß die Vermittlerproviſion aus ſolchen Lieferungsgeſchäften, 
die wegen der Beſchlagnahme nicht erfüllt werden können, 
gezahlt werden? 

2. Müſſen die Verträge nach Beendigung des Krieges, alſo 
nach Aufhebung der Beſchlagnahme erfullt werden? 

3. Kann der Käuſer, wenn der Lieferant bei zuläſſigen Ver⸗ 
käufen innerhalb eines ihm von der Kriegsgetreidegeſellſchaft 
zugewieſenen Bezirkes (vgl. BO. § 4 Abſ. 2) höhere Preiſe 
erzielt als die alten Abſchlußpreiſe, den Mehrbetrag für 
ſich verlangen? 

II. Hierzu muß folgendes geſagt werden: 

1. Hat ein Lieferant freiwillig oder infolge ſtaatlichen Zwanges 
Kriegslieferungen übernommen und iſt er infolgedeſſen außerſtande, 
die älteren Privatverpflichtungen zu erfüllen, ſo ſpricht man mit Recht 
davon, daß ihm die Erfüllung der älteren Verträge vorübergehend 
unmöglich geworden iſt. Die rechtlichen Folgen, die ſich an ein ſolches 
Verhalten des Lieferanten knüpfen, find in der Literatur bereits mehr⸗ 
fach und erſchöpfend behandelt worden!). Auch für unſeren Fall 
könnte man bei oberflächlicher Betrachtung die Wirkung der ſtaatlichen 
Beſchlagnahme einfach dahin zuſammenſaſſen, daß durch fie dem Ver⸗ 
käufer die Erfüllung des alten Lieferungs vertrages vorübergehend — 
nämlich für die Dauer der Beſchlagnahme — unmöglich wird. Dann 
würden die Verträge beſtehen bleiben und nur für die Dauer der 
Beſchlagnahme in ihrer vollen Wirkung gehemmt fein (vgl. $ 323 
BEB.). Der Käufer könnte nach Aufhebung der Beſchlagnahme 
Lieferung verlangen und der Vermittler hätte ſeine Proviſion verdient. 
Die Herausgabe eines etwa erzielten Mehrerlöſes durch den Lieferanten 
gemäß § 281 BGB. käme aber auch dann nicht in Frage. Denn der 
Umſtand, der die Leiſtung unmöglich macht, iſt nicht der anderweitige 
Verkauf, ſondern die Beſchlagnahme durch den Staat. Nur dieſe 
macht die Leiſtung unmöglich und verſchafft andererſeits dem Lieferanten 
kein unmittelbares Surrogat. Die abweichende Anſicht von Waſſer⸗ 
mann (vgl. JW. 1914, 1006) iſt meines Erachtens nicht zu billigen). 

2. Dieſe Auffaſſung hält aber einer genaueren Betrachtung 
nicht ſtand. 


1) Vgl. Waſſermann, JW. 1914, 1005; 1915, 71; Becker, 
JW. 1914, 1115; Löwenwarter, JW. 1915, 111; Cohn, JW. 1915, 291. 
2) Bol. auch Starke, JW. 1915, 561. 
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Der 5 3 der Beſchlagnahmeverordnung fagt ausdrücklich, daß 
„an den beſchlagnahmten Gegenſtänden keine Veränderung vor» 
genommen werden darf, und daß rechtsgeſchäftliche Verfügungen 
über ſie nichtig ſind.“ 

Im Anſchluſſe daran beſtimmt 8 7 O., daß derjenige, welcher 
„unbefugt beſchlagnahmte Vorräte . .. verkauft oder ein 
anderes Veräußerungs⸗ oder Erwerbsgeſchäft über dieſe ab⸗ 
ſchließt, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beftraft wird.“ 

Daraus ergibt ſich folgendes: 

a) Erfüllt der Verkäufer trotz der ſtaatlichen Beſchlagnahme 
einen vorher abgeſchloſſenen Vertrag, fo iſt das dingliche Verfügungs⸗ 
geſchäft, d. h. die Übereignung, nichtig. Der Verkäufer „darf alſo 
nicht“ nur, ſondern er „kann nicht“ erfüllen. 

b) Schließt jemand nach Erlaß der Beſchlagnahme ohne 
Genehmigung der Kriegsgetreidegeſellſchaft oder außerhalb des ihm 
zugewieſenen Bezirkes Kaufverträge ab, fo find dieſe ebenfalls nichtig, 
da fie gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßen (8 7 BD., 8 184 808.) 

c) Danach (vgl. a, b) wird man aber weiter ſagen müffen, daß 
die ſtaatliche Beſchlagnahme auch die vorher geſchloſſenen Lieferungs⸗ 
verträge nichtig macht. Denn dieſe haben eben nach dem jetzigen 
Stande der Geſetzgebung wegen des Gegenſtandes der Leiſtung einen 
Inhalt, der dem Geſetze zuwiderläuft. Sie find alfo nach 8 184 BG. 
nichtig. 

Dieſe Entſcheidung iſt nicht unzweifelhaft. Sie hängt von der 
weiteren Frage ab, ob das Verbotsgeſetz, welches einen Vertrag nichtig 
macht, ſchon zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhanden ſein 
muß, oder aber ob es ausreicht, wenn es zu der Zeit in Kraft iſt, 
wo der Prozeß dem Richter zur Entſcheidung vorliegt. Die 
ratio legis und die Entſtehungsgeſchichte ſprechen für die zweite Auf⸗ 
faſſung. Denn für den Erlaß eines derartigen Verbotsgeſetzes ſind 
in der Regel ausſchließlich ſoziale und ethiſche Geſichtspunkte maß⸗ 
gebend. Dieſe erfordern aber ein ſofortiges Inkrafttreten und muͤſſen 
deshalb auch die alten Vertragstatbeſtände ergreifen. Beachtet man 
dann weiter, daß nach den Kommiſſionsverhandlungen alle Vorſchriften, 
„die einen vorwiegend reformatoriſchen oder prohibitiven Charakter 
haben, mit rückwirkender Tendenz auch auf die beſtehenden Schuld⸗ 
verhältniſſe zur Anwendung kommen ſollten (vgl. Motive EGBGB. 
S. 257), ſo rechtfertigt ſich wohl der allgemeine Satz, daß ſchlechthin 
neue Verbotsgeſetze, die in Verbindung mit 8 184 BOB. 
neue Verträge nichtig machen, auch ſchon beſtehende Rechts⸗ 
verhältniſſe vernichten. 

III. Danach ergibt ſich dann folgendes: 

1. Die Vermittlerproviſion fällt mit der Beſchlagnahme fort. 
Die Proviſion iſt nach 8 652 BGB. zwar ſchon mit Abſchluß, nicht 
erſt mit Ausführung des Vertrages verdient. Der Anſpruch erliſcht 
jedoch wieder, wenn der Vertrag nicht freiwillig (J. B. auf Grund 
eines Rücktrittsrechts), ſondern auf Grund ſtaatlichen Zwanges auf: 
gehoben wird. Die Rechtslage iſt — abgeſehen von einer etwaigen 
Verpflichtung zum Erſatze des Vertrauensintereſſes — nicht anders, 
als wenn der Vertrag durch erfolgreiche Anfechtung eines Vertrags⸗ 
teiles vernichtet wird (vgl. zuletzt RG. 76, 654). Wenn man dort 
den Wegfall des Proviſionsanſpruches anerkennt, ſo muß dies um ſo 
mehr für den vorliegenden Fall gelten, wo ſtaatlicher Zwang die 
Vertragspflicht beſeitigt. 

2. Lieferung nach Aufhebung der Beſchlagnahme kommt nicht in 
Frage, da ein einmal nichtiger Vertrag nicht durch äußere Umſtände 
ohne neuen Parteiakt wirkſam werden kann. 

3. Abtretung eines etwaigen Erſatzanſpruches kommt ſchon aus 
den unter II 1 dargelegten Gründen nicht in Frage. 

IV. Dieſe Ausführungen bedürſen nur noch in einem Punkte 
der Ergänzung: 

Hätte der Verkäufer vor Inkraſttreten der Beſchlagnahme⸗ 
verordnung liefern müffen, tft er al ſo mit ſeiner ä im Verzuge 
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geweſen, fo tritt im Augenblick des Wirkſamwerdens der Beſchlag⸗ 
nahme eine definitive Umwandlung des Schuldverhältniſſes ein. Der 
Verkäufer hat ſich nunmehr die Leiſtung ſchuldhaft unmöglich gemacht. 
Der Anſpruch des Käufers geht nicht mehr auf Lieferung; ſeine 
Rechte ergeben ſich vielmehr aus § 825 BGB. und werden durch die 
ſtaatliche Beſchlagnahme nicht berührt. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Hans Kemritz, Sorau (N. L.) 


Schutz gegen den Ablauf der Verjährung des wechſel⸗ 
mäßigen Anſpruches gegenüber der Ehefrau eines Kriegs- 
teilnehmers. Ländliche Banken und auch ſonſtige in der Form 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft errichtete Kreditinſtuute, die lang⸗ 
friſtige Darlehen gegen Ausſtellung von eigenen Wechſeln erteilen, 
pflegen ſeit Kriegsausbruch bei Wechſeln, die vor Kriegsausbruch von 
Eheleuten gemeinſchaftlich unterſchrieben waren, falls Verjährung 
droht und der Ehemann einem mobilen Truppenteil angehört, die 
Ehefrau allein einen Prolongationswechſel ausſtellen zu laſſen. Der 
Prolongationswechſel der Ehefrau iſt aber wertlos, da er eine neue 
rechtsgeſchäftliche Verpflichtung der Ehefrau darſtellt und ſomit, wenn 
er ohne Zuſtimmung des Ehemannes ausgeſtellt wird, nicht zur 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut führen kann (§ 739 38PO., 
§ 1399 Abſ. 2 Satz 1 BGB.). " 

Die Ausnahmebeſtimmungen der 88 1399 Abſ. 2 Satz 2, 1401, 
1405 BGB. können nicht herangezogen werden. Die 88 1399 Abſ. 2 
Satz 2 und 1405 BGB. treffen nur vereinzelte Fälle; 5 1401 BGB. 
iſt ebenfalls unanwendbar. Der Kriegsteilnehmer iſt im Sinne des 
8 1401 BGB. nicht abweſend, da feine Zuſtimmung in der Regel 
brieflich eingeholt werden kann (vgl. Staudinger A. 2 c. b zu 
8 1379 B8.). Die Behauptung der Abweſenheit würde durch den 
„Einwand der Feldpoſt“ umgeſtoßen werden. Ebenſowenig können 
die Beſtimmungen der 88 1402 und 1911 BGB. herangezogen werben. 
Die ehemännliche Zuftunmung kann nicht vorliegend durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, da es ſich um eine Vermögens: 
angelegenheit und nicht um eine perſönliche Angelegenheit der Ehefrau 
handelt. Ebenſowenig wird ſich die Beſtellung eines Abweſenheits⸗ 
pflegers, der an Stelle des Ehemannes ferne Zuſtunmung erklären 
könnte, ermöglichen laſſen, da die Vermögensangelegenheiten der 
Kriegsteilnehmer in der Regel einer beſonderen Fürſorge, wie ſie 
§ 1911 BOB. vorausſetzt, nicht bedürfen. 

Die Ausſtellung des Prolongationswechſels ſeitens der Ehefrau 
iſt ſomit zwecklos. Die Bank hat jedoch ein Mittel, den Wechſel⸗ 
anſpruch gegen die Ehefrau auch ohne Klagerhebung und ohne 
ehemännliche Zuſtimmungserklärung vor der Verjahrung zu bewahren; 
dieſes Mittel iſt die Anerkennung gemäß § 208 BGB. Die Ans 
erkennung gemäß § 208 BGB. ſtellt keine neue rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärung dar (Staudinger A. 3 zu § 208 BGB.). Die 
Ehefrau bedarf ſomit zu einer ſolchen Anerkennungserklärung nicht 
einer erneuten ehemännlichen Zuſtimmung. Die Anerkennung unter⸗ 
bricht auch, nachdem der frühere Art. 80 WO. durch EG HGB. Art. 8 
Nr. 2 aufgehoben worden iſt, die Verjährung von Wechſelanſprüchen 
(a. A. nur Dernburg) und zwar auch von Anſprüchen aus eigenen 
Wechſeln, obwohl Art. 98 Z. 10 WO. noch heute für die eigenen 
Wechſel die Art. 78 bis 98 WO. und nicht korrekterweife die 
Art. 78 bis 79, 81 bis 98 WO. gelten läßt. 

Hat demnach die Ehefrau ihre urſprüngliche Wechſelverpflichtung, 
die ſie mit Zuſtimmung des Ehemannes abgegeben hatte, nachträglich 
ohne ehemännliche Zuſtimmung anerkannt, ſp kann aus der urſprüng⸗ 
lichen Verpflichtung, nachdem durch die Anerkennungserklärung die 
Verjährung unterbrochen worden iſt, gegen das eingebrachte Gut 
vorgegangen werden. 

Die Anerkennung der Wechſelverpflichtung zum Zwecke der Unter⸗ 
brechung der Verjährung iſt aber noch in anderer Richtung von 
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grundſätzlicher Bedeutung, und zwar über den Krieg hinaus. Die 
Anerkennung erübrigt den Prolongationswechſel. Sie hat einerſeits 


dieſelben Wirkungen wie der Prolongationswechſel, anderſeits aber 


den großen Vorzug, daß fie im Gegenſatz zum Prolongationswechſel 
nicht ſtempelpflichtig iſt. Es könnte für die Anerkennung nur der 
Schuldverſchreibungsſtempel der Tarifſtelle 58 PrStempſtG. in Frage 
kommen. Die Anerkennung ſtellt aber nicht die Beurkundung einer 
prinzipalen Schuld dar, ſondern lediglich die Kräftigung einer bereits 
früher urkundlich feſtgelegten, ordnungsmäßig verſtempelten Schuld. 
Eine ſolche Urkunde unterliegt aber nicht der Stempelſteuer, wenn 
ſich aus ihr ergibt, daß die urſprüngliche Schuld ordnungsmäßig 
verſtempelt war und wenn ſich ferner aus ihr ergibt, daß eine neue 
ſelbſtändige Verbindlichkeit durch Ausſtellung der neuen Urkunde nicht 
beurkundet werden fol (vgl. Steinitz, Quednau, Anm. zu Abſ. 8 des 
8 3 und in Anm. E zur Tarifſtelle 58 PrStempſtG.). 

Es dürfte ſich ſomit folgendes Anerkennungsſormular empfehlen: 
„Gemäß 8 208 BGB. erkenne ich, ohne hiermit eine neue 
Verbindlichkeit einzugehen, meine Verpflichtung aus dem 
ordnungsmäßig verſtempelten Wechſel vom .......... fällig 
„ über . . . XL an.“ 

Die Anerkennung der Wechſelverpflichtung unterliegt auch nicht 
etwa dem Wechſelſtempel. Gemäß 8 8 WStempG. richtet ſich der 
Wechſelſtempel nach der Friſt, die zwiſchen dem Ausſtellungs tag und 
dem Fälligkeitstag des Wechſels liegt. Da die Anerkennung auf dieſe 
Friſt keinen Einfluß ausübt — der Verfalltag des Wechſels bleibt ja 
auch nach der Anerkennung derſelbe —, ſo kommt der Wechſelſtempel 
nicht in Frage. Rechtsanwalt Dr. v. Pradzynski, Ratibor. 


Einflaß der Ausſetzung eines Strafverfahrens wegen 
Ariegsteilnahme auf die Verjährung. Der Ausſetzungsbeſchluß 
ſelbſt unterliegt als „Handlung des Richters, welche wegen der be⸗ 
gangenen Tat gegen den Täter gerichtet iſt“ (8 68 StG), der Ber 
jährung. Dies kann nicht zweifelhaft ſein. Eine unmittelbar hierauf 
gerichtete Reichsgerichtsentſcheidung liegt zwar meines Wiſſens noch 
nicht vor; indeſſen hat das Reichsgericht in RG. 21, 309 und 27, 83 
den Einſtellungsbeſchlüſſen der 88 203, 208 StPO. um deswillen 
unterbrechende Wirkung zuerkannt, weil ſie die poſitive Bedeutung 
haben, auszuſprechen, daß das Gericht damit ſeine Tätigkeit gegen 
den Angeklagten nicht aufgebe, ſondern gegenteilig ſich vorbehalte, 
demnächſt die weiteren nach Lage der Sache gebotenen Unterſuchungz⸗ 
handlungen vorzunehmen. Dieſe reichsgerichtliche Begründung muß in 
gleicher Weiſe auch für den Ausſetzungsbeſchluß Geltung beanſpruchen. 

Zweifelhafter iſt, ob nach Erlaß des Ausſetzungsbeſchluffes durch 
eine richterliche Verfolgungshandlung im Sinne des 8 68 StG. die 
Verjährung unterbrochen wird. Hier iſt zu prüfen, ob das ausfegende 
Gericht mit feinem Beſchluſſe implizite für die Dauer der Ausſetzung das 
Unterbleiben aller Verfolgungshandlungen anordnen und erklären wollte, 
während der Ausſetzungszeit von jedem Unterbrechungsſchritte abzuſehen. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Wenn das Gericht auch befugt wärt, 
einen derartigen Beſchluß zu faſſen (88 153 Abſ. 2; 261 Abſ. 2 StPO.) 
ſo liegt kein Anlaß vor, in einen ſchematiſchen Aus ſetzungsbeſchluß im 
Zweifel einen ſolch weitreichenden Inhalt hinein zu interpretieren. 

Im übrigen könnte ja auch das Gericht ſeinen Ausſetzungsbeſchluß 
jederzeit wieder aufheben, was durchaus nicht expressis verbis 
geſchehen muß, ſondern konkludent durch eine auf Fortſetzung der 
Unterſuchung gerichtete richterliche Verfolgungshandlung geſchehen kann. 

Dem Beſchluß auf Ausſetzung eines Strafverfahrens wegen 
Kriegsteilnahme kommt mithin in bezug auf die Kriminalverjährung 
eine beſondere, über den Rahmen der gewöhnlichen Wirkung einer 
richterlichen Verfolgungshandlung hinausreichende rechtliche Bedeutung 
nicht zu. Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 
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44. Jahrgang. 


IR Gemeinden, deren leere oder disponible Schul- 
gebäude auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes in An- 
ſypruch genommen werden, Naturalquartierſervis gemäß 
8 9 des Kriegsleiſtungsgeſetzes in Verbindung mit 8 3 
der Servisvorſchrift, oder nur gemäß 8 14 Abſ. 1 
des Ariegsleiſtungsgeſetzes eine Pergütung für herbei 
geführte Beſchädigung und außerordentliche Abnutzung 
im gewähren? 8 9 KriegslG. ſetzt die Gewährung des vollſtändigen 
Naturalquartiers voraus, alſo Wohnung nebſt Zubehör, Geräte⸗ 
ausſtattung, Feuerung und Beleuchtung (§ 3 Servis Bſchr., 8 9 Abſ. 2 
KriegslG.). Er iſt nicht anwendbar, wenn lediglich leere Räume zur 
Verfügung geſtellt werden. 

Vgl. auch Heilberg⸗Schäffer zu 89 Anm Ba: 

„Nicht zu vergüten iſt jedoch die Gewährung der in 8 14 des 
Geſetzes genannten leerſtehenden oder disponiblen eigenen 
Gebäude der Gemeinde, bei denen lediglich Erſatz für die 
durch die Benutzung erweislich herbeigeführte Beſchädigung 
und außerordentliche Abnutzung geleiſtet wird.“ 

Dieſe Auslegung wird auch geſtützt durch die Motive zum 
Kriegsleiſtungsgeſetz, in denen ausdrücklich von der Verpflichtung der 
Gemeinden zur unentgeltlichen Hergabe von disponiblen Gebäuden 
für Lazarette uſw. die Rede iſt. (Vgl. Sten. über die Ver⸗ 
handlungen des Deutſchen Reichstages, I. LP., IV. Seſſ. 1878, 
8. Bd. S. 148 zu 8 8 Abſ. 8 (Aktenſtück Nr. 26). 

Die Verhandlungen des Reichstages ergeben nicht, daß die geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften von dieſem Standpunkt der Regierungs⸗ 
begründung abweichen wollten. Im Gegenteil! Der Abgeordnete 
von Oheimb äußerte ſich dahin: 

„Soweit es ſich um Gebäude handelt, die leerſtehen, iſt wohl 
nichts dagegen zu erinnern, wenn den Gemeinden, da ſte 
keine Opfer bringen, auch keine Vergütung gewährt wird.“ 
(Bd. I S. 159.) 

Ein Kommiſſionsbericht, der für die Auslegung in Betracht 
kommen könnte, liegt nicht vor. 

Das preußiſche Geſetz vom 11. Mai 1851, welches die Grundlage 
für das Kriegsleiſtungsgeſetz bildete, gibt keinen Anhaltspunkt für 
eine gegenteilige Auffaſſung. 

Geht man davon aus, daß nach dem nicht widerſprochenen 
Standpunkt der Regierungsbegründung disponible oder leerſtehende 
Räume der Gemeinden beiſpielsweiſe für Lazarette unentgeltlich 
zur Verfügung zu ſtellen ſind, ſo iſt kein Grund erſichtlich, weshalb 
anders entſchieden werden ſollte, wenn derartige Räume auch ſonſt 
als Unterkunft für Mannſchaften verwendet werden. Ob dieſelben 
zur Unterbringung von kranken oder geſunden Soldaten dienen, kann 
keinen Unterſchied bilden. Der zugrunde liegende Gedanke für die 
unentgeltliche Hergabe dieſer Räume iſt in beiden Fällen derſelbe, 
daß die Gemeinden durch unentgeltliche Hergabe dieſer Gebäude in 
der Regel keinen pekuniären Nachteil erleiden. Infolge Einzugs eines 
großen Teiles der Lehrer zum Heeresdienſt iſt eine weſentliche Ein⸗ 
ſchränkung der Unterrichtsſtunden in den Schulen erforderlich. Dadurch 
werden ſonſt erforderliche Schulräume frei. Es wird z. B. möglich, 
den ſonſt in zwei Schulgebäuden erteilten Unterricht in einem 
Gebäude unter entſprechender Einteilung der Unterrichtsſtunden geben 
zu laffen. 

Anders würde es dann liegen, wenn Schulgebäude von der 
Militärbehörde in ſolchem Umfange in Anſpruch genommen würden, 
daß die Gemeinde ſelbſt Räume mieten müßte, um einen einiger 
maßen ordnungsgemäßen Unterricht in den Schulen überhaupt zu 
ermöglichen. Dieſer Fall wird aber deswegen keine Rolle ſpielen, 
weil dann die Schulgebäude nicht als disponibel im Sinne des 8 14 
KriegslS. angeſehen werden können. Disponibel find nur ſolche 

Gebäude, welche die Gemeinde ihrer derzeitigen Zweckbeſtimmung ohne 
Schaden entziehen kann. Vgl. Heilberg⸗Schäffer zu 8 14 Anm. 5. 
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Danach find — auf dieſem Standpunkt ſteht auch der zitierte 
Kommentar — Schulgebäude disponibel im Sinne des 8 14, die 
durch Zuſammenlegung mehrerer Schulen in ein Gebäude frei werden. 

Die Richtigkeit der hier vertretenen Auffaffung ergibt fi aus 
dem Gegenſatz zwiſchen Abſ. 1 und 2 des § 14, wo deutlich zwiſchen 
Grundſtücken und Gebäuden von Gemeinden und ſonſtigen Grund⸗ 
ſtücken und Gebäuden unterſchieden wird. Der Grund der Unter⸗ 
ſcheidung iſt folgender: Die Gemeinden ziehen in der Regel — abs 
geſehen von wirtſchaftlichen Unternehmungen — aus ihren 
Gebäuden keine Rente, weil dieſe lediglich öffentlichen Zwecken dienen. 
Sie haben daher auch keinen Schaden, wenn ſie dieſe Gebäude zu 
Kriegszwecken zur Verfügung ſtellen. Privatleute dagegen ziehen in 
der Regel aus den ihnen gehörigen Gebäuden und Grundſtücken einen 
Ertrag. Für die ihnen infolge Inanſpruchnahme ihrer Gebäude und 
Grundſtücke für Kriegszwecke „entzogene Nutzung“ ſoll ihnen daher 
Vergütung gewährt werden. 

Der hier eingenommene Standpunkt, wonach den Gemeinden für 
Hergabe leerſtehender oder disponibler Schulgebäude für Kriegszwecke 
in der Regel — abgeſehen von Beſchädigung und außerordentlicher 
Abnutzung — ein Anſpruch auf Vergütung für Naturalquartier nicht 
zuſteht, erübrigt eine Prüfung der Frage, ob die meiſtens in der 
Praxis vorkommenden Fälle unter 8 9 Ziff. 1 bis 3 KriegslG übers 
haupt fallen. Rechtsanwalt Dr. Friedmann, Karlsruhe. 


Die Strafbarkeit der Streikandrohung. In Nr. 10 
behandelt Ernſt Fuchs das brennende Thema: „Die Strafbarkeit 
der Streikandrohung und die neue Zeit“. Das RG. beſtraft bekanntlich 
die Streikandrohung zwecks Lohnerhöhung unter dem Geſichtspunkt 
der Erpreſſung und zwar nicht etwa, wie Fuchs anzunehmen ſcheint, 
im Urteil vom 8. April 1914 (Deutſche Strafrechtszeitung 1914 
S. 278) zum erftenmal, ſondern ſchon im Urteil vom 6. Oktober 1890 
(RGSt 21, 114 ff). Fuchs bekämpft dieſen Standpunkt mit Recht: 
Der Weſensunterſchied zwiſchen einem etwa auf Schweigegeld ab⸗ 
zielenden auch im Volksbewußtſein als Erpreſſer gebrandmarkten 
Verbrecher einerſeits und einem durch Androhung erlaubter Kampf⸗ 
mittel um Beſſerſtellung ringenden Arbeiter andererſeits iſt zu groß, 
als daß beide vom gleichen ſtrafrechtlichen Begriff umfaßt ſein könnten. 
Wie iſt nun die Rechtslage mit dem Volksbewußtſein in Einklang zu 
bringen? Mit Fuchs halte ich eine Anderung des § 253 StGB. für 
zwecklos. Auch die reichsgerichtlichen Definitionen der Drobung als 
der Ankündigung eines Übels und des rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils als eines ſolchen, auf den ein begründeter Anſpruch nicht 
beſteht, dürften kaum durch brauchbarere Begriffsbeſtimmungen erſetzt 
werden können. Für die Regel darf auch die Frage, ob der Drohende 
zu der von ihm in Ausſicht geſtellten Handlung befugt war, keine 
Rolle ſpielen. Worauf es ankommt, iſt vielmehr, daß wir der 
Beſonderheit der Streikdrohung im Lohnkampf durch eine Fort: 
bildung der reichsgerichtlichen Nechtſprechung in möglichſt enger 
Fühlung an deren bewährte Ergebniſſe gerecht werden. Wie ich mir 
dieſe Fortbildung denke, möchte ich in folgendem kurz zeigen: 

a) Die Ankündigung eines Ausſtands als eines den Arbeitgeber 
treffenden Übels iſt an ſich eine Drohung im Sinne des 8 253 
SIEB. Streikandrohung zu dem Zwecke etwa, um den Arbeitgeber 
zur Zahlung von Tauſenden in den Streikfonds einer Arbeiter⸗ 
organiſation zu zwingen, würde auch allſeitig als Erpreſſung 
empfunden werden. 

b) Ein den ausbedungenen überſteigender Lohn iſt an ſich ein 
im Sinne des § 253 StGB. rechtswidriger, inſofern zweifellos ein 
Anſpruch auf ihn nicht beſteht. Ein Arbeiter, der dieſen Vorteil 
dadurch zu erreichen ſuchte, daß er dem Arbeitgeber mit ſogenannten 
Enthüllungen droht, würde auch von ſeinen Berufsgenoſſen als Er⸗ 
preſſer angeſehen werden. 

c) Nicht als Erpreſſung aber wird es, wie geſagt, empfunden, 
wenn durch die Drohung zu a der Vermögensvorteil zu b erzielt 
werden ſoll. 


Wo ſteckt der Unterſchied? . 

Die Fälle a und b haben miteinander gemeinſam, daß die an⸗ 
gedrohte Handlung und der erſtrebte Vermögensvorteil in keinem 
rechtlichen Zuſammenhang fteben. Im Fall c dagegen beſteht 
ein ſolcher Zuſammenhang. Arbeits einſtellung und ala ah 
ſtellen zuſammen bie Umgeſtaltung eines in ſich geſchloſſenen Kreiſe 
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gleichartiger rechtlicher Beziehungen dar. So iſt der Fall e weſens⸗ 
verwandt mit der dem Mieter durch den Vermieter angedrohten, 
dem Mieter unliebſamen Kündigung zwecks Mietzinserhöhung und 
ähnlichen Fällen, in denen niemand an Erpreſſung denkt, obwohl 
auch hier ein Vermögensvorteil, ohne daß ein Anſpruch auf ihn 
beſteht, durch Ankündigung einer für den Mieter ein Übel bedeutenden 
Handlung erzielt werden ſoll 
Das RG. wird alſo, um im Einklang mit dem allgemeinen Rechts⸗ 
bewußtſein zu bleiben, lediglich eine Einſchränkung ſeiner bewährten 
Begriffsbeſtimmungen zulaſſen müſſen, etwa in folgendem Sinne: 
Ein Vermögensvorteil, auf den der Drohende einen Anſpruch 
nicht hat, ſtellt ſich im Sinne des $ 258 StGB. ausnahms⸗ 
weiſe dann nicht als ein rechtswidriger dar, wenn die Befugnis 
zu der angedrohten Handlung und der erſtrebte Vermögens⸗ 
vorteil dergeſtalt in den gleichen rechtlichen Beziehungen der 
Beteiligten wurzeln, daß Drohung und Vorteilsverwirklichung 
zuſammen eine normale Umgeſtaltung dieſer Beziehungen 


bedeuten. 
Rechtsanwalt Dr. Kullmann, Karlsruhe. 


Ein Mißſtand im Offenbarungseid verfahren. Während 
infolge der nicht klaren Faſſung des § 908 ZPO. in der Literatur 
auf der einen Seite die Anſicht vertreten wird, die Haft zur Er⸗ 
zwingung des Offenbarungseides ſei durch Beſchluß anzuordnen und 
daneben ein Haftbefehl abzuſetzen, 1) wird auf der anderen Seite 
behauptet, daß die Anordnung der Haft lediglich durch Erlaß des 
Haftbeſehls zu erfolgen habe.?) Die Praxis ſolgt wohl faſt durchweg 
der letzteren Aufſaſſung, die ja den Vorzug der größeren Einfachheit 
und Kürze hat, und auf die auch das Reichsformular Nr. 61 — Ber: 
handlung beim Nichterſcheinen des Schuldners in dem zur Leiſtung 
des Offenbarungseides beſtimmten Termin (8 901 3PO.) — zu: 
geſchnitten iſt. Der Gläubiger erhält dann nach Erlaß des Haſt⸗ 
befehls eine Ausfertigung desſelben zugeſtellt, und es bleibt ihm 
überlaſſen, dem Schuldner den Haftbefehl zuſtellen zu laſſen. Dieſe 
Zuſtellung erfolgt aber gewöhnlich nicht. Vielmehr beauftragt der 
Gläubiger den Gerichtsvollzieher direkt oder durch Vermittlung des 
Gerichtsſchreibers lediglich mit der Verhaftung des Schuldners, und 
der Gerichtsvollzieher bewirkt dieſe Verhaftung, nachdem er dem 
Schuldner den Haftbefehl nach 8 909 ZPO. vorgelegt hat. Dadurch 
aber kommt der Schuldner, der bisher noch gar keine Gelegenheit 
hatte, Stellung zu dem Haftbefehl zu nehmen und für den, wenn 
ihm der Haftbefehl nicht früher zugeſtellt tft, die Friſt für die Eins 
legung der Beſchwerde doch erſt mit der Vorlegung des Haftbefehls 
beginnen kann, 3) in eine üble Lage. Denn es iſt zu erwägen, daß 
nach 8 901 ZPO. der Haftbefehl nicht nur erlaſſen werden kann, 
wenn der Schuldner die Eidesleiſtung grundlos verweigert, ſondern 
auch, wenn er im Termin nicht erſcheint. Er erſcheint aber in zahl⸗ 
reichen Fällen nur deshalb nicht, weil er keine Kenntnis davon hat. 
Er iſt z. B. verreiſt oder ſein Prozeßbevollmächtigter, dem die Ladung 
zum Termin zugeſtellt werden muß,“) hat die Mitteilung des Termins 
an ihn unterlaſſen. Nun kann ja der verhaftete Schuldner allerdings 
die Eidesleiſtung verweigern und Beſchwerde einlegen; auch kann 
alsdann das Gericht nach §S 572 ZPO. eingreifen und anordnen, 
daß die Vollziehung des Haftbefehls auszuſetzen ſei. Aber ſelbſt 
wenn Schuldner mit ſeinen Anträgen durchdringt, würde doch der 
Makel der Verhaftung auf ihm haften bleiben. Leiſtet er aber den 
Eid und wird inſolgedeſſen entlaſſen, ſo würde ſeine Beſchwerde, 
ſelbſt wenn fte an ſich gerechtfertigt wäre, wohl von den meiſten 


Gerichten als gegenſtandslos verworfen werden, 5) und fein Name 
würde nach §8 915 ZPO. 5 Jahre lang in der ſogenannten ſchwarzen 
Liſte eingetragen bleiben. Auch lehrt die Erfahrung, daß ein vom 
Schuldner ohne jegliche Vorbereitung Hals über Kopf angefertigtes 
Vermögensverzeichnis ein unvollſtändiges iſt, ſo daß es dem Gläubiger 
kein klares Bild von der Vermögenslage des Schuldners gewährt 
und dieſen der Gefahr einer Verfolgung wegen Meineids ausſetzt. 

Den geſchilderten Unzuträglichkeiten könnte nun dadurch vor⸗ 
gebeugt werden, daß der Haftbefehl, ſofern eine mündliche Verhandlung 
nicht ſtattfindet, beiden Parteien von Amts wegen zugeſtellt wird, 
und zwar, falls der Schuldner durch einen Prozeß bevollmächtigten 
vertreten wird, um der Vorſchrift der 88 176, 178 3D. zu genügen, 
auch an dieſen, wobei dann die Friſt für die Einlegung der ſofortigen 
Beſchwerde von der Zuſtellung des Haftbefehls laufen würde. Dieſes 
Verfahren läßt ſich auch vom Standpunkte des geltenden Rechts leicht 
rechtfertigen. Denn wenn man annimmt, daß die Anordnung der 
Haft und der Haftbefehl identiſch find, fo hat letzterer eben eine 
Doppel natur, die bei feinem Erlaß als Beſchluß — als folder 
wird er auch in dem erwähnten amtlichen Formular bezeichnet — bei 
der Verhaftung des Schuldners als formelle Grundlage der Voll⸗ 
ſtreckung in die Erſcheinung tritt.6) Als Beſchluß aber muß der 
Haftbefehl, falls er nicht auf Grund mündlicher Verhandlung ergangen 
iſt,7) beiden Parteien von Amts wegen zugeſtellt werden.?) Der in 
dem Beſchluß des OLG. Breslau vom 24. April 19079) vertretenen 
Auffaſſung, daß neben der Zuſtellung des Haftbefehls die im § 909 
vorgeſchriebene beſondere Kundmachung keinen Sinn haben würde, 
kann nicht zugeſtimmt werden, denn durch die Vorlegung des Haft⸗ 
befehls wird konſtatiert, daß letzterer, welcher oft erſt längere Zeit 
nach ſeinem Erlaß zur Vollſtreckung kommt, noch zur Verfügung des 
Gläubigers ſteht und nicht bereits als erledigt dem Gericht zurück⸗ 
geſandt werden mußte, wie z. B., wenn er vom Beſchwerdegericht 
aufgehoben worden iſt. 

Das vorgeſchlagene Verſahren liegt nicht nur im Intereſſe des 
Schuldners, ſondern auch in dem des Gläubigers, da ſich alsdann 
ſo mancher Haftbefehl dadurch erledigen würde, daß der Schuldner, 
um die ihm drohende Verhaftung zu vermeiden, ſich mit feinem 
Gläubiger einigen würde. 

Nun halten es allerdings die Motive 10) nicht für notwendig, 
dem Schuldner hier eine größere Schonung angedeihen zu laſſen als 
bei anderen Vollſtreckungshandlungen. 11) Wenn ſich aber im Verlaufe 
einer langen Praxis der dem Schuldner zuteil werdende Schutz als 
ungenügend herausgeſtellt hat, fo ſollte man nicht ſäumen, denſelben 
auf die angegebene Weiſe zu verſtärken. 

Endlich iſt auch zu bedenken, daß Schuldner hier nicht ſchlechter 
geſtellt werden dürfte, als wenn das Gericht, wie dies in dem 
Beſchluſſe des KG. vom 18. Oktober 190712) geſchieht, annimmt, 
daß neben dem Haftbefehl auch noch ein beſonderer Haftanordnungs⸗ 
beſchluß zu erlaſſen ſei. 

Aus den obigen Ausführungen dürfte ſich ergeben, daß die am 
angeführten Orte ausgeſprochene Anſicht Heins, es hätten ſich, auch 
wenn der Haftbefehl dem Schuldner lediglich nach 8 909 380. 
bekanntgegeben würde, aus dem Fehlen eines beſonderen Beſchluſſes 
über die Haſtanordnung Schwierigkeiten niemals ergeben, der Praxis 
gegenüber nicht ſtandhält. 

Geh. Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau. 


Die beſchränkte Öffentlichkeit der Akten über das 
Offenbarungseid verfahren. Der Streit darüber, ob dem durch 
einen Schuldtitel legitimierten Gläubiger das Recht zuzuſprechen ſei, 
eine Abfchrift des von feinem Schuldner in einem früheren Offen⸗ 
barungseidverfahren beſchworenen Vermögensverzeichniſſes zu erhalten, 


6) Vgl. auch Falkmann a. a. O. S. 983; a. M. freilich 
Rſpr. 27, 191. 

e) Dieſer Auffaſſung ſcheint auch Ebert in den neueren Auflagen 
ſeines „amtsgerichtlichen Dezernats“ (vgl. [10] S. 234 f.) zuzuneigen, 
denn dort wird das für den Haftbefehl beſtimmte und dementſ end 
ausgefüllte Reichsformular Nr. 62 mit der Überſchrift „Beſchluß 
und Haftbefehl“ verſehen und die Zuſtellung des Beſchluſſes (und 
ſomit des Haftbefehls) an den nicht erſchienenen Schuldner verfügt. 

7) Ergeht er auf eine mündliche Verhandlung, fo iſt er den 
Parteien zu verkünden (§ 329 Abſ. 1). 

8) Wie der beſondere Haftanordnungsbeſchluß, falls ein folder 
neben dem Haftbefehl gefaßt wird; vgl. auch Ripr. 10, 399; 15, 294; 
Sydow⸗Buſch, N. 3 zu 8 901. 

9) Kſpr. 15, 19. — 10) S. 578. — 11) Bol. die 85 758, 760, 
761 35. — 1) Kſpr. 15, 294. 
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44. Jahrgang. 


iſt wenigſtens für Preußen durch die IMB. vom 13. Juni 1908 
Gal 8. 242) in einem dem Gläubiger günſtigen Sinne entſchieden. 
In größeren Städten aber kommt es ziemlich häufig vor, daß ein Anwalt 
unter Borlegung eines Urteils für einen Gläubiger in der Gerichts⸗ 
ſchreiberei mit der Bitte vorſpricht, ihm die Akten des früher gegen 
den Schuldner betriebenen Offenbarungseidverfahrens, insbeſondere 
das Vermögensverzeichnis, kurzer Hand vorzulegen. Damit ſtößt er 
regelmäßig auf Widerſtand. Der Gerichtsſchreiber verweiſt auf die 
Beſtimmung der erwähnten IM., die ihn zwar zur Erteilung von 
Abſchriften, nicht aber zur Vorlegung der Akten berechtige. In dieſe 
könne er vielmehr nur gemäß $ 299 Abſ. 2 ZPO. mit Genehmigung 
des Gerichtsvorſtandes Einſicht gewähren. Da die Herbeiführung 
dieſer Genehmigung mit Umſtändlichkeiten verbunden iſt, auch kaum 
weniger Zeit in Anſpruch nimmt, als die Herſtellung einer Abſchrift 
des Vermögensverzeichniſſes, ſo wird dann gewöhnlich der zweite Weg 
beſchritten. 

Dieſes Verfahren führt zu großen Unzuträglichkeiten. Was zu⸗ 
nächft die rechtliche Seite der Frage anbelangt, fo iſt die Frage, 
ob ein mit einem Schuldtitel verſehener Gläubiger als Beteiligter im 
Sinne des 8 299 ZPO. an einem Offenbarungseidverfahren gilt, das 
ein anderer Gläubiger in die Wege geleitet hat, längſt in bejahendem 
Sinne entſchieden (vgl. z. B. IW. 1913, 759; Stein zu $ 903 Anm. III). 
Es beſteht nun nicht das geringſte Bedenken dagegen, die nach Abſatz 2 
für den Gläubiger zur Einſicht in dieſe Akten benötigte Genehmigung 
in unſerem Falle durch eine entſprechende Anweiſung an die Gerichts⸗ 
ſchreiberei generell zu erteilen. Denn es würde auf einen reinen 
Formalismus hinauslaufen, dem Gläubiger zwar eine Abſchrift des 
Verzeichniſſes zu gewähren, wie dies anſtandslos geſchieht, ihm aber 
die Einfiht der Urſchrift vorzuenthalten, was zweifellos nur ein 
Minus darſtellt. 

Die Verweigerung der Vorlegung der Urſchrift kann aber häufig 
zu großen praktiſchen Mißſtänden und Schädigungen führen. Die 
Vorlegung und Einſichtnahme iſt das Werk weniger Minuten, die 
Erteilung einer Abſchrift nimmt mindeſtens drei Tage, bei größeren 

en noch mehr Zeit in Anſpruch. Ganz abgeſehen davon, 
daß alſo die einfache Vorlegung eine Entlaſtung aller beteiligten 
Organe der Rechtspflege bedeutet, kann die erwähnte Verzögerung der 
Partei ſchweren Schaden bringen. Denn oft genügt ein ganz geringer 
Zeitraum, um dem Schuldner die Möglichkeit zu geben, ein Vermögens⸗ 
ſtück beiſeite zu ſchaffen. Dann hat der Gläubiger entweder das 
Nachſehen, oder er muß ſich auf koſtſpielige Anfechtungsprozeſſe ein⸗ 
laſſen. Häufig genug ftellt der Anwalt auch ohne weiteres feſt, daß 
die Länge des Vermögensverzeichniſſes im umgekehrten Verhältnis zu 
feinem pfändbaren Inhalte ſteht. Dann hätte der Gläubiger für die 
Erteilung einer Abſchrift die zuweilen nicht unbeträchtlichen Schreib: 
gebühren nutzlos aufgewendet. 

Dieſen Erwägungen, mit denen ich eine Eingabe wegen Anderung 
der bisherigen Praxis begründete, hat der Aufſichtsrichter des Amts⸗ 
gerichts Breslau durch eine Verfügung vom 27. Juni 1914 Raum 
gegeben, wonach 

„Rechtsanwälten, die das Gläubigerrecht ihres Mandanten 
(etwa durch Vorlegung des Schuldtitels) glaubhaft machen, 
die Blattſammlung, in der der Schuldner den Offenbarungseid 
geleiſtet hat, zur Einſicht vorgelegt wird:“ 

Ich nehme an, daß auch Privatperſonen, welche die erforderliche 
Glaubhaftmachung beibringen, die Vorlegung der Akten nicht verſagt 
werden wird. Damit iſt eine beſchränkte Offentlichkeit derſelben herbei⸗ 
geführt, die wohl allgemein als dringend erwünſcht empfunden werden 
durfte Rechtsanwalt Foerder, Breslau. 


— 


Grundlegende Entſcheidungen. 


1. Eine Partei, die einen beſtimmten Vertragsinhalt be⸗ 
hauptet und zur Unterſtützung ihrer Behauptung außerhalb der 
Urkunde liegende Tatſachen anführt, hat dieſe Tatſachen zu be⸗ 
weiſen. Die Auslegung des Vertrags ſelbſt iſt eine (unter 
Beachtung der 88 133, 157 BGB. zu erfüllende) Aufgabe des 
Richters, die mit Beweisführung und Beweiswürdigung nichts 
zu tun hat.!) 


) Der Standpunkt des RG. ſchafft Klarheit in einer bisher 
von den Gerichten nicht immer einwandsfrei behandelten Materie. 
es gibt bei Auslegungen keine Beweislaſt. Häufig verlangen 
die Gerichte von der einen oder der anderen Seite einen Nachweis, 
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2. Auch abſtrakte Erfüllungsgeſchäfte können unter einer 
Bedingung geſchloſſen werden, ſoweit nicht das Geſetz etwas 
anderes beſtimmt (z. B. bei der Auflaſſung, $ 925 BGB., der 
Aufrechnung, $ 388 BGB.). 


3. Lebt ein durch Vergleich beſeitigter Anſpruch infolge 
der Anfechtung des Vergleichs wieder auf, ſo beginnt die 
Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruches, ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Vergleich. — Die Verjährung wird durch Klage⸗ 
erhebung inſoweit unterbrochen, als dadurch Rechtshängigkeit 
des Anſpruchs bewirkt wird. 


4. Nach Rücktritt von einem Vertrage zugunſten eines 
Dritten kann der Verſprechende das dem Dritten auf Grund 
des Vertrags Gewährte unmittelbar von dieſem zurückverlangen. 


5. Der Widerruf der Beſtellung zum Geſchäftsführer 
($ 38 GmbHG®.) berührt die vertragsmäßigen Anſprüche aus 
einem mit der Beſtellung verbundenen Dienſtvertrage nicht.) 


6. Hat der Verſteigerungsrichter ein für den Zuſchlag 
erhebliches rechtliches oder tatſächliches Moment ſchuldhaft 
überſehen und war dieſes Verſehen dem Anwalt erkennbar, 
der den geſchädigten Beteiligten in dem Termin vertrat, ſo 
haftet dem Geſchädigten der Anwalt, weil er den Richter 
nicht darauf a gemacht hat, mag er das Verſehen 
tatſächlich erkannt haben oder nicht, nicht aber der Fiskus, 
weil dieſer nur ſubſidiär haftet.“) 


daß die von ihr behauptete Auffaſſung eines Vertrags die von den 
beiden Parteien gewollte ſei. Das hat das RG. nunmehr endgültig 
abgelehnt. Bleiben wird trotzdem die Möglichkeit, daß das Gericht 
an der aus der Urkunde nach Wortlaut und Verkehrsauffaſſung ſich 
ergebenden Auslegung feſthält. Eine Partei, die behauptet, daß im 
beſonderen Falle dieſe Auslegung dem beiderſeitigen Parteiwillen 
widerſpreche, hat dann die beſonderen tatſächlichen Umſtände 
aufzudecken und zu beweiſen, aus denen ſich dieſer abweichende 
Wille ergibt. Das hat mit dem oben vom RG. aufgeſtellten Prinzip 
nichts zu tun. Es beſteht neben demſelben. H. 


2) Von beſonderem Intereſſe in dieſem Urteil iſt die Bemerkung 
des RG. darüber, daß bei der Entlaſſung eines Geſchäftsführers der 
G. m. b. H. es ſich nicht nur um den Widerruf der Beſtellung handelt, 
ſondern auch die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes herbeigeführt 
werden ſoll. In der Tat entſpricht dies auch der Auffaſſung des 
Lebens. In den weitaus meiſten Fällen machen die Parteien keine 
Unterſcheidung zwiſchen dem Widerruf der Beſtellung und dem ihr 
zugrunde liegenden Dienſtvertrag. Die weitere Konſequenz, daß auch 
Gründe, die nachträglich der Geſellſchaft bekannt werden oder ſich 
erſt ereignen, für die Beurteilung der Entlaſſung in Betracht zu 
ziehen ſind, beweiſt, daß der Ausgangspunkt zutreffend iſt. H. 

) Die Entſcheidung wird vorausſichtlich großes Aufſehen erregen. 
Sie ſtimmt im Grundzug mit der bisherigen Praxis des RG. und 
der Inſtanzgerichte überein, ſo namentlich mit den viel erörterten 
Entſcheidungen des KG. (KG Bl. 1914, 129 und 1915, 12). Vgl. gegen 
dieſe Entſcheidung L. Cohn, KGBl. 1915, 4! 

Je nach dem Ausgangspunkt, den man der Entſcheidung gegen⸗ 
über einnimmt, wird man ſie bedauern oder begrüßen: Auf der 
einen Seite läßt ſich nicht verkennen, daß die Entſcheidung ſehr hohe 
Anforderungen an den Anwalt, ſeine Rechtskenntniſſe — auch auf 
dieſem ſchwierigen Spezialgebiet —, ſein präſentes Wiſſen, ſeine 
Kenntnis des Sachverhalts, ſtellt, zugleich aber auch ſehr erhebliche 
pekuniäre Anforderungen im Regreßwege. Auch das Ergebnis, daß 
nur der Anwalt, der den Fehler nicht rügt, haftet, nicht aber der 
Richter, der ihn begeht, und der Juſtizfiskus, wird auffallen. Man 
wird hierin ſogar eine Durchbrechung des Grundſatzes: jura novit 
curia erblicken können. (Die Frage, ob und inwieweit der Anwalt ſeiner⸗ 
ſeits Rückgriff gegen den Richter nehmen könnte, bleibt offen.) Auf der 
andern Seite wird man im Intereſſe der Stellung der Anwaltſchaft dieſe 
Entſcheidung und ihre Vorläufer ſogar begrüßen können: Dem zuweilen 
bei den Inſtanzgerichten zutage tretenden Beſtreben, Rechtsausführungen 
der Anwälte im Hinblick auf den Satz „jura novit euria“ einzuſchränken, 
wird der Anwalt nicht nur durch das ihm zuſtehende Hinweiſungs recht, 
ſondern auch auf die ihm gerade durch dieſe Entſcheidung in voller Schärfe 
auferlegte Hinweiſungspflicht entgegentreten. In dieſer Pflicht, die 
für das Zivilprozeßverfahren durch § 137 Abſ. 2 ZPO. niedergelegt 
iſt, liegt — wie das RG. ſagt — nicht unangemeſſene Kontrolle der 
richterlichen Tätigkeit, ſondern — wie man wohl hinzufügen darf — 
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7. Sobald einem durch Unfall verletzten Beamten die 
Unausbleiblichkeit ſeiner Ze e in den Ruheſtand als 
Schadensfolge bekannt wird, beginnt die Verjährung ſeines 
Anſpruchs auf Erſatz des durch Verluſt des Dienſteinkommens 
entſtandenen Schadens. . f 

8. Iſt bei der Sicherungsübereignung ein Beſitzvermittlungs⸗ 
verhältnis vereinbart, das die Parteien als Leihvertrag be⸗ 
zeichneten, ſteht der Inhalt des Vertrags aber mit den begriff⸗ 
lichen Erforderniſſen der Leibe in Widerſpruch, ſo kann das 
Abkommen als ein rechtswirkſamer anderweiter Vertrag mit 
dem von den Vertragſchließenden mit der Leihe erſtrebten Er⸗ 
folge aufrechterhalten werden.“ 


9. Nichtgeltendmachen eines negatoriſchen Anſpruchs iſt 
kein Verzicht auf den Anſpruch. 


10. Der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
verurteilte Ehegatte kann in dem gegen ihn wegen böslicher 
Verlaſſung angeſtrengten Scheidungsprozeſſe ſeine Weigerung 

ndſätzlich nicht auf Tatſachen ſtützen, die er ſchon im Ehe⸗ 
erſtellungsprozeſſe hätte geltend machen können. In einem 
von dem zur Eheherſtellung verurteilten Ehegatten angeſtrengten 
Eheſcheidungsprozeſſe kann der Kläger ſich jedoch auf Scheidungs⸗ 
gründe berufen, die er in dem Herſtellungsprozeſſe angriffsweiſe 
durch Widerklage hätte geltend machen können. 


11. Ein Kaufmann, der die wegen Vertrags widrigkeit zur 
Verfügung geſtellte Ware in ſeinem eigenen Schuppen aufbewahrt, 
kann Lagergeld nach den ortsüblichen Sätzen fordern.“) 


12. Zur Begründung der Haftung aus 8 2 NHaftpfl®. 
genügt es, daß die Maßnahme, bei der ſich der Unfall er⸗ 


ein angemeſſenes, vom Geſetz mit Recht gewünſchtes Einwirken auf 
dieſe, wie es vom Anwalt, als Organ der Rechtspflege und Hüter 
der Parteiintereſſen, gefordert werden muß. 


4) Die Entſcheidung behandelt die vielumſtrittene Frage der 
Sicherungsübereignung an Warenlagern. Im vorliegenden Falle hatte 
man für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem erwerbenden Gläubiger 
und dem veräußernden Schuldner die Leihe gewählt. Das Urteil 
bringt aber für die intereſſierten Gläubiger immer noch nicht die ſo 
febnfüchtig erwartete Gewißheit darüber, welcher Vertrag über dieſe 
Sicherungsübereignung vom RG. als rechtswirkſam erachtet wird. 
Das RG. hat das Urteil der Vorinſtanz aufgehoben, weil nicht 
zuzugeben iſt, daß eine Benutzung der Ware „nur durch Verbrauch 
oder Veräußerung hätte erfolgen können“. Es muß alſo davor 
gewarnt werden, daß die Praxis in Anlehnung an die vorſtehende 
Entſcheidung nunmehr, wie früher des Kommiſſionsvertrages, ſich 
jetzt der Leihe als vom RG. gebilligter Rechtsform bediene. Das 
Urteil ſpricht davon, daß mit dem Inbalt der Vertragsbeſtimmungen 
und dem Zwecke der Sicherheitsbeſchaffung ſehr wohl die Annahme 
verträglich ſei, daß der Schuldner „Verkäufe nur im ordnungs⸗ 
gemäßen Geſchäftsbetriebe vornehmen dürfe“. Auch dies darf nicht 
als Grundlage der Übereignungsverträge in dem Sinne benutzt werden, 
daß durch eine ſolche Beſchränkung das dem veräußernden Schuldner 
vorbehaltene Verkaufsrecht dem Übergang des Eigentums nicht 
hinderlich ſei. Es iſt zu beachten, daß das RG. nur eine nochmalige 
Prüfung durch das BG. verlangt. Zu dieſem Zwecke ſtellt es Geſichts⸗ 
punkte auf, welche das OLG. zu beachten hat. Es muß jedenfalls 
abgewartet werden, wie das RG., wenn die Sache nochmals von ihm 
zu entſcheiden iſt, ſich ausſprechen wird. H 

5) Das RG. behandelt hier eine im kaufmänniſchen Leben 
außerordentlich häufige Frage. Nur dreht es ſich meiſtens um geringe 
Beträge, für welche die Gerichte ſelten angerufen werden. Es ent: 
ſpricht durchaus dem kaufmänniſchen Empfinden, wenn ein Beſteller, 
der die vertragswidrige Ware zur Verfügung ſtellte, nicht nur eine 
Vergütung für die Benutzung des Raumes erhält, ſondern auch den 
ortsüblichen Satz für Mühewaltung und Verantwortung. Dabei 
wird die Ortsüblichkeit durch das, was die Spediteure oder Lager⸗ 
halter fordern, erwieſen werden. Dadurch wird der Empfänger nicht⸗ 
beſtellter oder fehlerhafter Ware davon abgehalten werden, die Ware 
in das Lagerhaus zu verbringen. Das wieder liegt im Intereſſe des 
Abſenders ſelbſt. H 
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eignet, mit dem techniſchen und mechaniſchen Betriebe des 
Fabrikunternehmens in Verbindung ſteht ‚und die für den 
Fabrikbetrieb charakteriſtiſchen, feine Gefährlichkeit begründenden 
Merkmale enthält. 


13. Die den allgemeinen Zwecken der Krankenhilfe 
dienenden Kaſſenvereinigungen dürfen die in 5 407 RWO. be: 
zeichneten beſonderen Aufgaben (alſo auch den Abſchluß von 
Verträgen mit Arzten) nur mit Genehmigung der oberſten 
Verwaltungsbehörde übernehmen. Die von beſtehenden oder zu 
dem Abſchluß eigenſt gebildeten freien Kaſſenvereinigungen für 
die angeſchloſſenen Kaſſen mit Arzten geſchloſſenen Verträge ſind 
nach $ 134 BGB. nichtig. 


14. Die Klage eines Beamten auf Feſtſtellung ſeines 
Rechtes auf eine Unfallpenſion, falls er künftig infolge eines 
Betriebsunfalles dienſt⸗ oder erwerbsunfähig werden ſollte, ift 
zuläſſig, ebenſo wie die Klage eines noch im Dienſte befindlichen 
Beamten auf Feſtſtellung ſeiner Ruhegehaltsberechtigung für den 
Fall ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand. 


15. Eideszuſchiebung über die Größe eines Vermögens iſt 
in dem vorliegenden Falle für zuläſſig erachtet worden.“) 


16. 1. Einer Geſetzesvorſchrift kommt kein weiterer An⸗ 
wendungsbereich zu, als ihr die geſetzgebenden Faktoren über⸗ 
einſtimmend beigelegt haben. — Geht der Wortſinn eines Geſetzes 
über den Willen der geſetzgebenden Organe hinaus, ſo unterliegt 
er einer einengenden Auslegung; an einer ſolchen iſt der Richter 
nur dann verhindert. wenn das Auslegungsergebnis mit dem 
Wortlaute unvereinbar iſt. — 2 Die Haftung des Staates 
für Amtspflichtverletzungen der Volksſchullehrer iſt nicht ſchon 
durch §1 des preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909, ſondern 


erſt durch das Ergänzungsgeſetz vom 14. Mai 1914 begründet 
worden. 


. 9 Die Frage, ob Eideszuſchiebungen über den Wert eines Ver⸗ 
mögens zuläſſig ſind, iſt Tatfrage. Schlechthin iſt ſie nicht, auch nicht 
nach vorliegender Entſcheidung, zu bejahen. Der dort zitierte Fall, RO. 
15, 336, lag einfacher: Ein Auktionator und ein den Erwerb und 
Weiterverkauf von Warenlagern betreibender Händler ſollten den Wert 
eines Lagers und eines Inventars beſchwören. Das hat der I. Senat zw 
gelaſſen. Ahnlich lag die Sache in der bei Bolze 1, 1806“ mitgeteilten 
Entſcheidung desſelben Senats. Dagegen hat das RG. ſich in Fällen, 
in welchen es ſich um die Eideszuſchiebung über den Wert eines 
ganzen Vermögens, eines Einkommens uſw. handelte, gegen 
die Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung ausgeſprochen, vgl. die 
Entſcheidungen des I. Senats bei Bolze 17 Nr. 771 (Eides 
zuſchiebung darüber, „daß, abgeſehen von den vom Beklagten an⸗ 
gegebenen Gegenſtänden, noch ein weiteres Gemeinſchaftsvermögen in 
Höhe von 10000 & vorhanden geweſen ſei“), JW. 1898, 602" 
(daß der Umſatz „zirka 40 000 & betragen habe“), des II. Senats, 
IW. 1888, 1215 (über die Höhe eines Einkommens), JW. 1894, 13% 
(über die Höhe eines Gemeinſchaftsvermögens), des III. Senats bei 
Bolze 9 Nr. 795 (daß das vom Delaten ererbte Vermögen ſich auf 
27 000 & belaufe), endlich des VI. Senats, JW. 1896, 131“ (hier 
handelte es ſich um die Zuſchiebung des Eides über das Ergebnis 
eines längeren Geſchäftsbetriebes, zu deſſen Feſtſtellung es einer um⸗ 
fangreichen Kalkulation bedurfte). Anders lag der vom VII. Senat, 
JW. 1908, 43512 entſchiedene Fall, in welchem es für zuläſſig 
erachtet worden iſt, daß ein Kaufmann ſeine Überzeugung von 
der Vermögenslage eines anderen Kaufmanns beſchwören ſollte. 

So wird es dabei fein Bewenden haben müſſen, daß die Eides 
zuſchiebung über den Wert eines Vermögens nicht ſchlechthin zuläſſig 
iſt. ‚ Ein Hauptgrund, der dagegen ſpricht, dürfte auch der fein: Der 
gewiſſenhafte Delat, der den Wert von allerhand zweifelhaften Ber 
mögensſtücken (unbebauten Grundſtücken, unſicheren Forderungen, 
Patenten uſw.) mitberechnen muß, wird dazu gedrängt, ſeine 
Schätzung zu erläutern, und ſo beſteht die Gefahr, daß dieſe Art ber 
Eideszuſchiebung in unzuläſſiger Weiſe als Ausforſchungsmittel benuzt 
wird. Dr. Kann, Berlin. 
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Im Kampfe für das vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 
(Fortſetzung der Liſte von Nr. 12, 1915) 
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Zum Einfluß des Kriegszuſtandes auf das 
kaufmänniſche Angeſtelltenverhältnis. 
Von Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 


I. 

Der Einfluß, welchen der Kriegszuſtand auf das Recht 
übt, iſt mehrfacher Art: einmal bedingt er außerordentliche 
Maßregeln, die vielfach in einer zeitweiligen Aufhebung der 
rechtlichen Garantien beſtehen, wie bereits bei den Römern 


durch das Inſtitut der Diktatur eine ſolche Suspenſion der 
ordnungsmäßigen Rechtsgarantien für außerordentliche Zeiten 
vorgeſehen war. Durch das Ermächtigungsgeſetz hat auch in 
wirtſchaftlichen Dingen bei uns der eine Faktor der Geſetz⸗ 
gebung, der Reichstag, durch Erteilung einer Generalvollmacht 
an den Bundesrat zum Erlaß von Verordnungen mit einſt⸗ 
weiliger Geſetzeskraft auf ſein Mitwirkungsrecht im voraus ver⸗ 
zichtet und ſich darauf beſchränkt, das nachträgliche Außerkraft⸗ 
treten erlaſſener Notverordnungen zu verlangen. Aber auch 
bei der Handhabung des regelmäßigen Rechtsbeſtandes in 
der Rechtſprechung bieten ſich der Beurteilung neue und in 
dieſer Art und dieſem Umfange bis dahin unbekannte Probleme 
dar. War es freilich alsbald nach Kriegsausbruch erforderlich, 
gegenüber der zunächſt eingetretenen Kopfloſigkeit vor allem 
auf den Fortbeſtand der vertragsmäßig begründeten 
rechtlichen Beziehungen hinzuweiſen, ſo muß doch der 
gewaltſame Eingriff in eine Reihe tatſächlicher Umſtände, den 
der Krieg mit ſich bringt, Streitfragen der richterlichen Ab⸗ 
urteilung unterbreiten, die im regelmäßigen Gange der Ver⸗ 
hältniſſe überhaupt nicht oder doch jedenfalls nicht in dem 
nunmehrigen Umfange die Rechtſprechung beſchäftigt haben. 
Es mag hier nur darauf hingewieſen werden, daß unſer Recht 
zwar eine allgemeine clausula rebus sic stantibus nicht anerkennt, 
daß aber doch der teilweiſe bis zur Unmöglichkeit der Erfüllung 
geſteigerte Einfluß der veränderten Wirtſchafts⸗ und Marktlage 
bei einer Reihe vertragsmäßig begründeter Rechtsverhältniſſe 
eine weitgehende Rückſichtnahme auf die durch die Weltereigniſſe 
geſchaffenen konkreten Verhältniſſe bedingt. Dies ſchon um 
deswillen, weil die elaſtiſche Geſtaltung unſerer modernen Rechts⸗ 
vorſchriften, die Berückſichtigung des Geſichtspunktes von Treu 
und Glauben, den unerwarteten Ereigniſſen gegenüber zu einer 
Abwägung der gegenſeitigen Vorteile und Nachteile aus der 
Erfüllung und Nichterfüllung führen muß. Und nicht nur die 
allgemeine Stellung, die wir dem Richter zuzuerkennen geneigt 
ſind, verlangt eine ſolche Rückſichtnahme, 9 auch die 
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einzelnen Vorſchriften ſind vom Geſetzgeber ſo geſtaltet, daß 
nicht die buchſtabengetreue Unterordnung von Unter⸗ und Oberſatz 
ſür die Entſcheidung des einzelnen Falles ausreichend ſein kann, 
vielmehr auch hier das verſtändnisvolle Eingehen auf die durch 
außerordentliche Ereigniſſe geſchaffene Lage vom Richter verlangt 
werden muß. Werden wir zweifellos darin einen Fortſchritt 
in der ſachgemäßen Beurteilungsmöglichkeit rechtlicher Streitig⸗ 
keiten erblicken, ſo muß doch andererſeits mit der Gefahr 
gerechnet werden, daß außerhalb der objeltiven richterlichen 
Urteilstätigkeit liegende Momente die Reinheit des Reſultats 
zu beeinträchtigen drohen. Das um ſo mehr in einer Zeit, in 
welcher leidenſchaftliche Erregung die kühle Abwägung erſchwert 
und die Hineintragung angeblich patriotiſcher Geſichtspunkte in 
die Beurteilung von Rechtsfragen, in denen Leidenſchaft das 
Urteil nur trüben kann, geradezu von einzelnen als verdienſtlich 
angeſehen wird. Dieſe Andeutungen, welche im folgenden 
ihre nähere Begründung finden ſollen, mögen einſtweilen hier 
genügen, um die Richtung der Beurteilung einiger Streitfragen, 
wie ſie ſich aus der Geſtaltung des kaufmänniſchen An⸗ 
ſtellungsverhältniſſes in der Gegenwart ergeben haben, 
zu kennzeichnen. 

Zunächſt handelte es ſich bei Ausbruch des Krieges um die 
Frage der Fortdauer der beſtehenden Vertragsverhält⸗ 
niſſe. Unter der Beſtürzung, welche namentlich in Geſchäfts⸗ 
kreiſen der unerwartete Ausbruch des vielfach alle Berechnungen 
über den Haufen werfenden Krieges hervorrief, glaubten Geſchäfts⸗ 
herren nicht ſelten, an die beſtehenden Verträge nicht mehr ge⸗ 
bunden zu ſein. Daß prinzipiell dieſer Standpunkt unrichtig 
iſt, bedarf kaum der Hervorhebung. Nicht nur die vorzeitige 
Aufhebung des Anſtellungsverhältniſſes ohne geſetzlichen Grund 
ſelbſt, ſondern auch die vielfach verſuchte Herabminderung der 
Vertragsleiſtungen des Prinzipals, insbeſondere die Kürzung 
der Gehaltsbezüge, kann natürlich nur in beiderſeitigem Ein⸗ 
verſtändnis während der Zeit der Vertragsdauer und für ſie 
erfolgen. Ein großer Teil der durch ſolche Maßnahmen hervor⸗ 
gerufenen Streitigkeiten hat ſeine Erledigung durch belehrende 
und überzeugende Einwirkung von ſeiten der Handelsvertretungen 
auf die betreffenden Prinzipale gefunden. Insbeſondere die 
Berliner Handelskammer hat in Übereinſtimmung mit dem Ober⸗ 
kommando in den Marken eine außergewöhnlich umfangreiche 
und faſt ſtets zum Erfolg führende Tätigkeit nach dieſer Richtung 
hin ausgeübt. Dennoch ſind eine Reihe ſolcher Fälle auch zur 
rechtlichen Entſcheidung gebracht worden und, wie nicht anders 
zu erwarten war, im Sinne der Aufrechterhaltung der beſtehenden 
Verträge entſchieden werden. (Vgl. z. B. Urteil des Kaufmanns⸗ 
gerichts Berlin vom 25. September 1914; Dig. Jahrg. 20 
Nr. 1/2 Sp. 116.) Auch die Aufrechterhaltung des Lehrvertrags 
iſt durch Urteil des Gewerbegerichts Berlin vom 19. Oktober 
1914 (vgl. RArbBl. 1915, Nr. 3 S. 260) ausgeſprochen. Die 
Klage richtete ſich hier gegen den Lehrherrn, welcher gegen Ver⸗ 
gütung von wöchentlich 10 4 bei 3jähriger vertragsmäßiger 
Lehrzeit den Lehrling angenommen hatte und ihn vom 27. Auguſt 
1914 an wegen der durch den Kriegsausbruch entſtandenen 
Geſchäftsſtörung und Betriebseinſchränkung nicht mehr beſchäftigte. 
Der Lehrherr iſt hier zur Fortſetzung des Lehrverhältniſſes für 
verpflichtet erklärt. Man wird auch dieſe Entſcheidung als 
prinzipiell zutreffend anerkennen müſſen. Es ergibt ſich aber die 
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Frage, wie es zu halten fein würde, wenn ſeitens des Lehrlings 
oder ſeines geſetzlichen Vertreters geltend gemacht würde, daß 
durch die Anderung der geſchäftlichen Verhältniſſe der Zweck des 
Lehrvertrages, nämlich die Ausbildung des Lehrlings, unmöglich 
geworden iſt. Hier könnte wohl die Beſtimmung des 8 127 b 
Gew., wonach der Lehrherr zur Erfüllung der ihm vertags⸗ 
gemäß obliegenden Pflichten unfähig geworden iſt, zur Auf⸗ 
hebung des Lehrverhältpiſſes führen. Ob nicht der gleiche 
Geſichtspunkt der Unmöglichkeit unter Umſtänden auch die Hand⸗ 
habe zu einer Aufhebung des Vertrages von ſeiten des Lehr: 
herrn bieten kann, mag dahingeſtellt bleiben. Prinzipiell wird 
auch hier der für die Aufrechterhaltung des Vertrages ſich aus⸗ 
ſprechenden Entſcheidung des Gewerbegerichts beizutreten fein. 

Von erheblichſtem Einfluß auf die Beurteilung des An⸗ 
geſtelltenverhältniſſes mußten aber die zahlreichen Einziehungen 
zum Heeresdienſte ſein, durch welche, in Verbindung mit der 
Wiederbelebung des Geſchäftslebens insbeſondere durch die Ver⸗ 
gebung der für die außergewöhnlichen Heeresbedürfniſſe erforder- 
lichen Lieferungen in allmählich immer mehr ſich geltend machendem 
Umfang ſchließlich eine völlige Umgeſtaltung des Arbeitsmarktes 
herbeigeführt wurde. Hier intereſſiert mur die rechtliche Seite 
und dieſe fand insbeſondere in der zur Entſcheidung gebrachten 
und nicht einheitlich beurteilten Frage ihren Ausdruck, inwieweit 
der Gehaltsanſpruch des Angeſtellten trotz der infolge des Heeres⸗ 
dienſtes eingetretenen Einſtellung der kauſmänniſchen Dienfe 
erhalten bleibt oder nicht. N 

Die Frage iſt in Theorie und Praxis verſchieden beant⸗ 
wortet, und zwar hängt die Entſcheidung davon ab, ob im 
Sinne der 88 63, 72 Abſ. 2 HGB., wonach der Handlungs- 
gehilfe, wenn er durch unverſchuldetes Unglück an be 
Leiſtung der Dienſte verhindert iſt, feinen Anſpruch auf Gehalt 
und Unterhalt behält, jedoch nicht über die Dauer von 6 Woche 
hinaus, in der Einziehung zum Heeresdienſt ein unverſchuldetes 
Unglück zu erblicken iſt. Es iſt insbeſondere Oertmann, der 
die Anſicht vertritt, daß die Einziehung zum Heeres dienſt aus 
Veranlaſſung des Krieges als unverſchuldetes Unglück im Sinne 
dieſer Beſtimmungen aufzufaſſen ſei (vgl. Gewerbe⸗ und Kauf 
mannsgericht Jahrg. 20, Nr. 1 Sp. 9; Jahresbericht der 
juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin für 1914 S. 159). Ihm hat 
ſich in wiederholten Entſcheidungen das Kaufmannsgericht in 
Mannheim angeſchloſſen (vgl. Gewerbe: und Kauſmanns⸗ 
gericht Jahrg. 20, Nr. 1 Sp. 24 ff., Nr. 3 Sp. 96 f). Nach 
einer Zeitungsnotiz fol auch jüngft das Kaufmanns gericht in 
Berlin — und als Berufungsinſtanz das Landgericht I daſelbſt — 
ſich dieſer Meinung angeſchloſſen haben und deshalb erſcheint 
die nochmalige Erörterung dieſer ſchon wiederholt behandelten 
Frage (ſo auch in der JW. 14 Nr. 16 S. 816 von 
Baum) nicht überflüffig. Die Mehrheit der Kaufmannögerichte 
ſteht auf dem Oertmann entgegengeſetzten Standpunkte, ſo 
Stettin (Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht Jahrg. 20, Ne. 2 
Sp. 62), Görlitz (daſelbſt Sp. 64), Hamburg Haſelbſt 
Sp. 65 f.), Hannover (daſelbſt Nr. 3 Sp. 98 f.). Ebenſo hat 
das LG. Leipzig wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung 
die Bewilligung des Armenrechts zur Einlegung der Berufung 
gegen ein den gleichen Standpunkt einnehmendes Urteil des 
Kaufmannsgerichts Leipzig verweigert. Die dagegen em 
gelegte Beſchwerde ift durch Entſcheidung des OLG. zu Dresden 
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vom 25. November 1914 verworfen worden (Gewerbe⸗ und Kauf: 
mannsgericht Jahrg. 20, Nr. 5 Sp. 129 f.). Auch in der 
Theorie iſt die letztere Anſicht vorherrſchend. Sie wird u. a. 
vertreten von Baum (a. a. O. und Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gericht Jahrg. 19 Sp. 411) und Schneider (DIZ. 1914 
Sp. 1036). Für die Entſcheidung der Frage kommt zu⸗ 
nächſt in Betracht — und das ſcheint mir bisher nicht immer 
ſcharf genug betont zu fein —, welches Ereignis als das 
den Handlungsgehilfen an der Dienſtleiſtung verhindernde 
anzuſehen iſt. Es iſt dies nicht der Ausbruch des 
Krieges als ſolcher, ſondern die durch ihn veranlaßte 
Einziehung zum Heeresdienſt. Danach hat die Frage, 
ob ein Krieg als ſolcher als Unglück für die in ihn verwickelten 
Völler und damit auch für den an der Dienſtleiſtung ver⸗ 
hinderten Handlungsgehilfen in ſeiner Eigenſchaft als 
Volksgenoſſe zu erachten iſt, als juriſtiſch unerheblich aus⸗ 
zuſcheiden. Vielmehr iſt die Frage auf die unmittelbare 
Veranlaſſung der Behinderung, die Dienſtleiſtung im Heere, zu 
beſchränken. Bei dieſer aber handelt es ſich um eine geſetzliche 
ſtaatsbürgerliche Verpflichtung. Einer ſolchen gegen⸗ 
über kann mit dem Begriff des „unverſchuldeten 
Unglücks“ überhaupt nicht operiert werden; denn eine 
durch die Zwangsgewalt des Staates allen Staatsbürgern, bei 
welchen die Vorausſetzungen der Dienſtfähigkeit und des geſetz⸗ 


lichen Alters vorliegen, auferlegte Verpflichtung trifft gleich⸗ 


mäßig alle Staatsbürger dieſer Kategorie und kann ebenſowenig 
als Unglück angeſehen werden, wie beiſpielsweiſe die ebenfalls 
vom vermögensrechtlichen, alſo privatwirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkte aus unvorteilhafte Verpflichtung, Steuern zu zahlen, 
Demgemäß iſt ſowohl in der Sachverſtändigenkommiſſion, welcher 
der im Reichsjuſtizamt ausgearbeitete Entwurf des HGB. 
vorlag, wie auch in der Reichstagskommiſſion die militäriſche 
Dienſtleiſtung ſelbſtändig als ein neben dem unverſchuldeten 
Unglück in Betracht zu ziehender Verhinderungsgrund an der 
Dienſtleiſtung, welcher den Anſpruch auf Gehalt für einen 
beſtimmten Zeitraum zu erhalten geeignet erſcheint, behandelt 
worden.) Die Anträge, die militäriſche Einziehung dem un⸗ 
verſchuldeten Unglück gleichzuſtellen, ſind mit Rückſicht auf die 
im $ 616 BGB. enthaltene Vorſchrift, daß der zur Dienſt⸗ 
leiftung Verpflichtete des Anſpruchs auf die Vergütung nicht 
dadurch verluſtig geht, daß er für eine verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund 
ohne ſein Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert wird, als 
entbehrlich abgelehnt worden. Hat man dabei auch zunächſt die 
Erfüllung der militäriſchen Dienſtpflicht im Frieden im Auge 
gehabt, und wird die Dauer des Krieges in der Regel für den Ein⸗ 
gezogenen eine mehr als vorübergehende Verhinderung an der Dienſt⸗ 
leiſtung zur Folge haben, fo kann das doch keinen Anlaß geben, 
zwiſchen militäriſchem Kriegs⸗ und Friedens dienſt zu unter 
ſcheiden, da eben das entſcheidende Moment nicht ſowohl in der 
Einwirkung des hindernden Ereigniſſes auf die Verhältniſſe des 
Dienſtpflichtigen, als vielmehr in der Charakteriſtik der Dienſt⸗ 
pflicht als einer ſtaatsbürgerlichen Verpflichtung zu erblicken iſt. 
Nicht gerechtfertigt erſcheint daher der von Lehmann⸗Ring 
(HGB. II. Aufl. Bd. 1 Note 2 zu 8 63) gemachte Unterſchied 


1) Vgl. auch Denkſchrift S. 62. 
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zwiſchen der Erfüllung der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen 
Pflicht zu normalen Zeiten und der Einziehung bei Mobil⸗ 
machung. Das eine wie das andere iſt auf die Regelung der 
ſtaatsbürgerlichen Pflichten im Wege der Geſetzgebung zurück⸗ 
zuführen. Auch die Einziehung zu Übungen und ſonſtiger 
militäriſcher Dienſtleiſtung außerhalb des Krieges iſt bisweilen 
von unvorhergeſehenen Umfländen abhängig, beiſpielsweiſe bei 
einer Mobilmachung ohne nachher eintretenden Kriegszuſtand. 
Es iſt daher mit Düringer⸗ Hachenburg (II. Aufl. Anm. 2, 1 
zu § 63) und Staub (9. Aufl. Anm. 1 zu 8 63) die An: 
wendbarkeit des 8 63 Abſ. 1 auf die militäriſche Einberufung 
unterſchiedslos zu verneinen. 

Insbeſondere wird an dieſem Reſultate dadurch nichts 
geändert, daß Oertmann und das ihm folgende Kaufmanns⸗ 
gericht in Mannheim mit dem Begriff des wirtſchaftlichen 
Unglücks operieren. Sie beabſichtigen damit das möglicherweise 
ihren Standpunkt treffende Odium einer dem Anſpruch an 
Staatsgefühl und Patriotismus nicht gerecht werdenden Wertung 
des Heeresdienſtes abzuwehren.?) Aber nicht darin liegt nach 
dem Ausgeführten der entſcheidende Punkt, ſondern in der Ver⸗ 
kennung der unmittelbaren Urſache der gehinderten vertrags⸗ 
mäßigen Dienſtleiſtung. Ob im Einzelfalle die wirtſchaftlich 
nachteilige Nebenwirkung eintritt, würde übrigens der jedes⸗ 
maligen Feſtſtellung bedürfen, da ſehr wohl Fälle denkbar find, 
wo der allein für ſich zu ſorgen verpflichtete, mit geringem 
Gehalt Angeſtellte infolge der verhältnismäßig hohen Kriegs⸗ 
löhnung als Offizier keinen wirtſchaftlichen Nachteil, ſondern 
umgekehrt einen Vorteil infolge der Einziehung hat. Auch bei 
Verheirateten kann infolge der öffentlichen Fürſorge für die 
Angehörigen des Kriegsteilnehmers das gleiche Reſultat eintreten. 

Bemerkt mag auch werden, daß die Annahme Oertmanns, 
die Handelskammer zu Berlin habe ſich in ſeinem Sinne aus⸗ 
geſprochen, auf einer ihm gewordenen irrtümlichen Mitteilung 
beruht, da die genannte kaufmänniſche Vertretung keine Gelegen⸗ 
heit gehabt hatte, zu der Frage Stellung zu nehmen.?) Daß 
der Kriegsausbruch Folgen für den Handlungsgehilfen haben 
kann, die als unverſchuldetes Unglück im Sinne der 88 63, 72 
HGB. anzuſehen find, iſt natürlich zu bejahen. So die Un⸗ 
möglichkeit, infolge von Internierung oder Verbindungsunter⸗ 
brechung an die Arbeitsſtelle zurückzukehren. Hier iſt eben in 
jedem Einzelfall das infolge des Krieges eingetretene Hindernis 
auf ſeine Unterordnung unter den Begriff „unverſchuldetes 
Unglück“ zu prüfen. 

Um hier gleich die Frage anzuſchließen, ob die militäriſche 
Einziehung des Handlungsgehilfen zur friſtloſen Kündigung 
des Vertrages von ſeiten des Prinzipals berechtigt, ſo kann 
ich auch hier den von Baum (JW. 14 S. 816) ein⸗ 
genommenen Standpunkt im weſentlichen teilen. 8 72 Abſ. 1 
HGB. führt unter den geſetzlichen Beiſpielen von wichtigen 


2) Derartige Geſichtspunkte nehmen überhaupt einen viel zu 
großen Raum bei Erörterung der Kriegsrechtsfragen ein, ſo namentlich 
bei Schmeißer, Der Einfluß des Krieges uſw. Berlin 1915, wie 
noch zu zeigen fein wird, vgl. insbeſondere S. 50 f., 58. 

3) Im Reſultat ſtimmen mit der hier vertretenen Auffaſſung 
auch überein Joſef, Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts 


Jahrg. 59 H. 3 S. 408; Schmeißer a. a. O. S. 60 f. 
86 
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Gründen, aus welchen der Prinzipal zu friftlofer Kündigung 
berechtigt iſt, den auf, wenn der Handlungsgehilfe durch eine 
die Zeit von 8 Wochen überſteigende militäriſche Dienſtleiſtung 
an der Verrichtung ſeiner Dienſte verhindert wird. Daß unter 
regelmäßigen Umſtänden die Einziehung zum Kriegsdienſt für 
länger als die genannte Zeit erfolgen wird, iſt klar. Nicht 
zutreffend aber erſcheint die von Lehmann⸗Ring a. a. O. 
Note 3 zu § 72 S. 249 vertretene Anſicht, daß bei ungewiſſer 
Dauer der Dienſtpflicht das Kündigungsrecht während der 8 Wochen 
ſuspendiert erſcheint, während ſeiner Annahme, daß unter 
militäriſcher Dienſtleiſtung auch der Fall der Mobilmachung 
zu verſtehen iſt, natürlich zuzuſtimmen iſt. Grundlegend für 
das Kündigungsrecht iſt die allgemeine in 8 70 aufgeſtellte 
Vorausſetzung des Vorliegens eines wichtigen Grundes. 
Aus der beiſpielsweiſen Anführung der 8 Wochen überſchreitenden 
militäriſchen Dienſtleiſtung folgt nicht, daß nicht auch eine 
kürzere Verhinderung aus gleicher Urſache nach der konkreten 
Sachlage als wichtiger Kündigungsgrund angeſehen werden 
kann; andererſeits würde, wenn von vornherein anzunehmen 
iſt, daß die Dienſtleiſtung länger denn 8 Wochen dauern 
wird, unter allen Umſtänden das Kündigungsrecht des Prinzipals 
begründet ſein, ohne daß erſt abgewartet zu werden braucht, 
ob tatſächlich dieſer Zeitraum durch den Militärdienſt aus⸗ 
gefüllt oder infolge unerwarteter Umſtände abgekürzt wird. 
Und die hohe Wahrſcheinlichkeit, daß der in $ 72 Abſ. 1 
Nr. 3 erwähnte Zeitpunkt überſchritten wird, wird ſchon an 
ſich eine derartige Unſicherheit zum Gefolge haben, daß es dem 
Prinzipal nicht zugemutet werden könnte, die etwa erforderlichen 
Maßnahmen, wie Engagement eines Erſatzmannes u. dgl. bis 
nach Ablauf des achtwöchentlichen Zeitraumes zu vertagen. 
In der Regel wird man daher im Kriegsfall den wichtigen 
Grund als vorliegend bejahen müſſen. Daß beſondere Um⸗ 
ſtände zu einem anderen Reſultate führen könnten, ſoll nicht 
beſtritten werden. 

Die Frage, ob der Kriegsausbruch in ſeiner Wirkung 
auf die geſchäftlichen Verhältniſſe des Prinzipals als 
„wichtiger Grund“ im Sinne des 5 70 Abſ. 1 HGB. anzu⸗ 
ſehen iſt, iſt nach dem oben über die Fortdauer der Verträge 
Bemerkten im allgemeinen zu verneinen. Verſchlechterungen 
der Geſchäftslage, wie ſie im Kriege vielfach eintreten, ſind an 
ſich kein Auflöſungsgrund. Sie können es für wirtſchaftlich 
geraten erſcheinen laſſen, das Riſiko des Geſchäftsbetriebes nicht 
länger tragen zu wollen. Aber die Unfähigkeit, von den Dienſten 
des Angeſtellten fernerhin Gebrauch zu machen, iſt dann nicht 
durch eine ſich als Unmöglichkeit der Erfüllung darſtellende 
Tatſache, ſondern durch den Entſchluß des Prinzipals, begründet 
auf Abwägung des eignen Vorteils und Nachteils bei Fort⸗ 
ſetzung des Betriebes, zurückzufuhren. Derartige Geſchäftslage 
kann auch in Friedenszeiten eintreten, ſie iſt ein Element des 
mit dem Geſchäftsbetrieb verbundenen Riſikos, das vom Geſchäfts⸗ 
inhaber zu tragen und nicht auf ſeine Angeſtellten abzuwälzen 
iſt. Es mag Falle geben, wo mit Haußmann (JW. 15 Nr. 12 
S. 635) angenommen werden kann, daß infolge des Krieges 
das nach normaler kaufmänniſcher Auffaſſung dem Geſchäfts⸗ 
herrn zuzumutende Riſiko ſo erheblich überſchritten wird, daß 
man ihm ein Kündigungsrecht zugeſtehen muß. Aber ſie werden 
ſehr ſelten ſein. Die geſetzlichen Kündigungsfriſten ſind ohnehin 
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nicht übermäßig lang, und mo fie etwa vertragsmäßig auz⸗ 
geſchloſſen find, wird auch der Geſchäftsbetrieb felbft auf Er 
träglichkeit einer längere Zeit mangelnden Rentabilität angelegt 
ſein. Wie geſagt, iſt gerade in dieſem Krieg die ſchließliche 
Lage infolge der enormen Anforderungen der Heeresverwaltung 
und ſonſtigen Konſumenten vielfach weit weniger ungünftig geweſen, 
als urſprünglich erwartet wurde. Die etwas ruhmredig hervor⸗ 
gehobene „Anpaſſungsfähigkeit“ von Produktion und Handel ift 
ſchließlich kein ſo ungeheuerliches Kunſtſtück, daß man es nicht dem 
normalen Geſchäftsmann in zahlreichen Fällen zumuten könnte. 
Mit Joſef (a. a. O. S. 421), Baum (Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgericht Jahrg. 19 S. 412) und Oertmann (Jahres- 
bericht der Juriſtiſchen Geſellſchaft 1914 S. 157 f.) und dem 
OLG. Dresden“) wird man daher prinzipiell die nachteilige 
Einwirkung des Kriegsausbruchs auf den Geſchäftsgang als 
wichtigen Grund, der den Prinzipal zur friſtloſen Kündigung 
berechtigt, nicht anerkennen können. Den gleichen Standpunkt 
nimmt im weſentlichen auch das Kaufmannsgericht zu Frank⸗ 
furt a. M. in einem in der „Kaufmänniſchen Rundſchau“ 
Jahrg. 22 Nr. 18 S. 148°) abgedruckten Urteil ein. Als 
Beifpiele, in denen ausnahmsweiſe das Vorliegen eines „wichtigen 
Grundes“ anzuerkennen ſei, iſt hier der Fall der Einberufung 
des einzigen Geſchäftsinhabers zur Fahne ohne Vorhandenſein 
ausreichender Vertretung oder des Unmöglichwerdens der 
Geſchäftsführung wegen Entziehung aller Betriebsmittel (4. B. 
Aushebung ſämtlicher Pferde eines Fuhrgeſchäfts) angeführt 
Im letzteren Fall iſt es die durch den Kriegsausbruch ver 
anlaßte ſtaatliche Maßnahme, welche in der Tat eine Geſchäftk⸗ 
führung unmöglich macht.“) Die die Perſon des Prinzipal! 
treffende durch den Krieg veranlaßte Einberufung gewährt an 
ſich kein Recht zu vorzeitiger Beendigung des Dienftverhäls 
niſſes.“) Beſtellung eines Vertreters eventuell Einleitung eim 
Abweſenheitspflegſchaft auf Grund des 8 1911 Abſ. 1 868. 
werden hier eine wenn auch nicht immer zureichende Moglichkeit 
zur Abwendung drohenden Schadens bieten (vgl. Beſchluß des 
KG. vom 29. Januar 1915 in „Das Recht“ Jahrg. 19 
Nr. 4/6 Sp. 107). Denkbar ſind Fälle, wo bei kleinem 
Geſchäftsbetrieb dieſer ſo ſehr auf der Perſon des Inhabers 
beruht, daß man eine Fortfegung des Betriebes nach Einziehung 
des letzteren ihm nicht zumuten kann. 

Schließlich ſei noch die Frage erörtert, welchen Einfluß 
der Kriegs zuſtand auf die Leiſtungs verpflichtung der 
Angeſtellten übt. An ſich wird jeder als verpflichtet an 
geſehen werden müſſen, die durch den Krieg entſtandenen de 
ſchwerden an feinem Teil mittragen zu helfen. Die Art der 
Pflichten der Angeſtellten in Handel und Induſtrie läßt ſich 
ohnehin nur unter Berückſichtigung der konkreten Verhältniſſe 
und weitgehender Heranziehung des Grundſatzes von Treu und 
Glauben im Verkehr bemeſſen. Man wird deshalb verlangen 
können, daß der in Dienſt gebliebene Angeſtellte die Vertretung 


4) Vgl. Urteile vom 23. März und 27. April d. J. in Leipdg · 
1915 Nr. 12 Sp. 856—858. 

5) Vgl. auch „Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin 
Jahrg. 12 (1914) S. 318. 

6) Abereinſtimmend Schmeißer a. a. O. S. 48 f. 

7) Übereinſtimmend Joſef a. a. O. S. 420. 
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des eingezogenen inſofern übernimmt, als Erſatz nicht möglich, 
das Tätigkeitsgebiet des Dagebliebenen mit dem des Heeres⸗ 
pflichtigen ſich weſentlich deckt und aus der etwaigen Mehr⸗ 
belaſtung gegen den regelmäßigen Zuſtand keine ſozial verwerf⸗ 
liche Ausnutzung ſich ergibt. Auch auf eine Beſchränkung 
nicht vertragsmäßigen, aber ſonſt gewährten Erholungsurlaubs 
muß, fo bedauerlich es iſt, der Angeſtellte ſich wohl einlaſſen. 
Völlig unzuläffig aber erſcheint eine materielle Abänderung 
des Vertragsinhalts aus dem Geſichtspunkt der durch den 
Kriegszuſtand geſteigerten Geſchäftstätigkeit. Das natürlich 
beſonders dann, wenn es ſich um eine auf gewinnreichen 
Kriegslieferungen beruhende erhöhte Geſchäftstätigkeit handelt. 
Auch der zugeſagte, vertragsmäßig feſtgelegte Urlaub muß be⸗ 
willigt werden (Urt. des Kaufmannsgerichts Berlin vom 7. No⸗ 
vember 1914, RArbBl. Jahrg. 13 Nr. 3 S. 260). Freilich 
iſt ein Geldanſpruch, da es ſich nicht um einen Vermögens⸗ 
ſchaden handelt, bei einer ſolchen vertragswidrigen Urlaubs⸗ 
entziehung nicht ohne weiteres gegeben. 

(In einem zweiten Artikel ſoll die Frage des Verhältniſſes 
zum Ausländer, insbeſondere feindlichen Ausländer, als Handels⸗ 
angeſtellten zum Gegenſtand der Erörterung gemacht werden.) 


Die Anfechtbartı des 1500⸗Mark⸗Vertrages ſowie 
die Anfechtbarkeit. in Verträgen, durch die Anſprüche 
auf Dieuſtvergütung aufgegeben werden. 

Von Dr. Leſſer, Rechtsanwalt am Kgl. OLG. in Poſen. 


Die folgenden, vor Ausbruch des Krieges geſchriebenen 
Zeilen bedienen ſich des nun einmal eingebürgerten und wohl 
auch ſchwer erſetzbaren, wenn auch ſprachlich nicht gerade ſchönen 
Ausdruckes „1500⸗Mark⸗Vertrag“. Dieſer Ausdruck gibt nun 
neuerdings zu beſonderen Bedenken Anlaß. Bekanntlich hat 
der Bundesrat am 17. Mai 1915 auf Grund des 8 3 des 
Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) 
folgende Verordnung erlaſſen: 


81. 

„An die Stelle der im $ 850 Abſ. 2, 3 ZPO. und im 
9 4 Nr. 4 des Geſetzes vom 21. Juni 1869 (BGBl. 1869 
S. 242 und 1871 S. 63; RGBl. 1897, 159; 1898, 332) 
vorgeſehenen Summe von eintauſend fünfhundert Mark 
tritt bis auf weiteres die Summe von zweitauſend 
Mark.“ 

Dieſe Verordnung iſt gemäß § 2 mit dem Tage der Ver⸗ 
kündung, d. h. am 18. Mai 1915, in Kraft getreten. In 
denjenigen Verträgen, die bisher als 1500⸗Mark⸗Verträge be⸗ 
zeichnet wurden, wird wohl ſeit Erlaß dieſer Verordnung an 
Stelle des dem Schuldner beſtimmten Betrages von 1500 4 
der Betrag von 2000 & geſetzt. Trotzdem dürfte es angezeigt 
erſcheinen, den nun einmal eingebürgerten Ausdruck „1500⸗Mark⸗ 
Vertrag“ allgemein beizubehalten. Was von dieſem gilt, gilt 
natürlich auch entſprechend von dem „2000⸗Mark⸗Vertrag“. 
Übrigens dürften durch Erhöhung der Pfändungsgrenze die 
behandelten Vertragstypen kaum an Zahl geringer werden, da 
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die Erhöhung lediglich die durch den Krieg hervorgerufene 
allgemeine Teuerung ausgleicht, den Schuldner alſo kaum vor 
dem Abſchluß dieſer Vertragstypen abhalten wird. Irgend⸗ 
welche grundſätzliche Anderungen des Lohnpfändungsweſens 
ſind nicht erfolgt“) und konnten natürlich auch durch Kriegs⸗ 
verordnung nicht erfolgen. Wenn auch der Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens der Verordnung vom 17. Mai 1915 durch 
den Reichskanzler beſtimmt wird (5 2 Abſ. 1 Satz 2), fo muß 
doch die Verordnung begrifflich als Kriegsverordnung bei oder 
einige Zeit nach Beendigung des Krieges außer Kraft geſetzt 
werden. Das Problem des „1500⸗Mark-⸗Vertrages“ verliert 
daher durch dieſe Verordnung nicht an Intereſſe. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann auch bei Verträgen, die vor Inkrafttretung 
der Verordnung geſchloſſen ſind, in Zukunft immer nur in 
Frage kommen, ob dem Gläubiger ein Zugriff an dem 2000 
(nicht 1500) Mark überſteigenden Betrage ermöglicht wird. 
82 Abſ. 2 der Verordnung beſagt nämlich: 

„Iſt ein Anſpruch der im 8 850 Abſ. 1 Nr. 1, 7, 8, 
Abſ. 3 ZPO. bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung gepfändet, ſo verliert die Pfändung hinſichtlich 
ſpäter fällig werdender Bezüge ihre Wirkſamkeit, ſoweit es bei 
Anwendung des § 1 unzuläſſig fein würde. Dies gilt ent⸗ 
ſprechend für eine vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
erfolgte Aufrechnung, Abtretung oder Verpfändung.“ 

In dieſem Sinne ſind die folgenden Zeilen zu verſtehen. 

Wenn man bei dem ſogenannten 1500⸗Mark⸗Vertrage von 
einem Vertrage des Inhalts ausgeht, daß bezüglich des Übers 
betrages der Prinzipal ſich dem Angeſtellten gegenüber ausdrücklich 
zur Zahlung an die Ehefrau verpflichtet, ſo wird man, wenn 
man von den hier nicht zu behandelnden Fällen abſieht, in denen 
es ſich um ein Scheingeſchäft handelt, nicht umhin können, an⸗ 
zunehmen, daß der Angeſtellte mit dem Prinzipal einen Vertrag 
zugunſten ſeiner Ehefrau als eines Dritten geſchloſſen hat. Sehr 
viele 1500⸗Mark⸗Verträge enthalten aber eine ſolche aus⸗ 
drückliche Vereinbarung des Prinzipals mit dem Angeſtellten 
nicht. Die eigentliche Schwierigkeit der Konſtruktion beginnt 
nun in dieſen Fällen, welche übrigens als der eigentliche Regel⸗ 
fall des ſogenannten 1500⸗Mark⸗Vertrages zu betrachten ſind.!) 
In dieſen ſtehen äußerlich die beſonderen Verträge des Prinzipals 
mit dem Angeſtellten und des Prinzipals mit der Ehefrau des 
Angeſtellten nebeneinander, zwar inſofern miteinander inhalt⸗ 
lich verknüpft, als der Prinzipal ſeine Verpflichtung gegenüber 
der Ehefrau für die Dauer der Tätigkeit des Ehemannes eingeht, 
jedoch, wenigſtens äußerlich, nicht miteinander in der Weiſe 
verknüpft, daß der Ehemann von dem Prinzipal die Leiſtung an 
die Ehefrau verlangen kann. Als Beiſpiel denke man an die 
Fälle des RG. Bd. 69 S. 59 und Bd. 81 S. 41 ff.?) Die 
neuere Literatur neigt nun mehr und mehr dazu, auch in ſolchem 
Fall einen Vertrag zugunſten der Ehefrau als eines Dritten 


5) Solche hat z. B. Dittrich in „Deutſche Richter-Zeitung” 1914 
S. 673 ff. vorgeſchlagen. 

1) Vgl. Breit, 1500⸗Mark⸗Verträge S. 13. 

2) Die bei Breit a. a. O. S. 15 ff. angeführten, der Praxis 
entnommenen ſechs Beiſpiele von 1500: Mark: Verträgen — bei einigen 
iſt übrigens der Überbetrag anderen Perſonen als der Ehefrau ver⸗ 
ſprochen — ſind ſämtlich ähnlicher Art. 
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anzunehmen.?) Dies wäre ohne weiteres angängig, wenn man 
ganz allgemein annehmen könnte, daß die Vereinbarung zwiſchen 
Ehemann und Prinzipal, wonach letzterer dem erſteren gegenüber 
zur Zahlung an die Ehefrau verpflichtet wäre, wenigſtens ſtill⸗ 
ſchweigend getroffen wäre. Dies hat aber ſeine große Bedenken; 
es liegt doch kein genügender Anhalt dafür vor. Das Bewußtſein 
des Ehemannes, daß der Prinzipal mit der Ehefrau jenen Ver⸗ 
trag abſchließt, iſt ihm doch an ſich eine genügende Sicherheit, 
für ſich ſelbſt nur 1500 auszubedingen, jo daß man nicht 
ſagen kann, es ſei unvorſichtig und darum unwahrſcheinlich, daß 
der Ehemann den Prinzipal nicht auch ausdrücklich zur Leiſtung 
an die Ehefrau verpflichtet habe. Ferner ſuchen doch die Be⸗ 
teiligten die Schaffung jeder nicht unbedingt notwendigen Rechts⸗ 
beziehungen tunlichſt zu vermeiden, um die Möglichkeit einer 
Anfechtung zu erſchweren. Endlich verſagt jene Annahme einer 
ſtillſchweigenden Vereinbarung zwiſchen Prinzipal und Angeſtellten 
in allen denjenigen Fällen, in denen zwiſchen Ehemann und 
Prinzipal ausdrücklich vereinbart wird, daß jene Pflicht des 
Prinzipals gegenüber dem Ehemanne nicht beſtehen ſolle. Solche 
Vereinbarungen wären nun durchaus zu erwarten, wenn etwa 
die Tatſache, daß jene ſtillſchweigende Vereinbarung des Prinzipals 
und des Ehemannes angenommen würde, als Grundlage für die 
Anfechtbarkeit betrachtet würde. Es bleibt daher weiter die 
Frage zu unterſuchen, ob der Fall, daß ein Vertrag des Ehe⸗ 
mannes und des Prinzipals, daß letzterer dem erſteren gegen⸗ 
über zur Leiſtung an die Ehefrau verpflichtet iſt, nicht vorhanden 
iſt, ebenfalls als einen Vertrag zugunſten der Ehefrau als eines 
Dritten betrachtet werden kann. Dieſer Fall iſt geradezu als 
der typiſche Fall des ſogenannten 1500: Mark: Vertrages an⸗ 
zuſehen. 

Kann man in einem ſolchen Falle nun annehmen, daß der 
Ehemann durch Vertrag mit dem Prinzipal die Leiſtung des 
Überbetrages an die Ehefrau bedingt? Auf den erſten Blick 
ſcheint dieſe Frage entſchieden verneint werden zu müſſen. Bei 
näherer Betrachtung kann man aber wohl begründet zum 
gegenteiligen Ergebnis gelangen, und zwar auf folgende 
Weiſe: 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der der Ehefrau 
zugewandte Betrag Vergütung für die Dienſtleiſtung des 


3) Vgl. Hellwig, Gläubigernot S. 165 ff.; Richard Schultz in 
der Beſprechung dieſer Schrift in „Kritiſche Vierteljahresſchrift für 
Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft“ Bd. 51 S. 464 ff.; hier S. 498; 
Kiefer, Gehaltsverfügungen zum Nachteile der Gläubiger S. 59 ff.; 
Becker, Die rechtlichen und ſozialen Probleme des 1500: Mark: Vertrages 
(Sonderabdruck aus „Gruchots Beitr.“ 58, 26 ff.); Levin, Gutachten 
für den 32. DIT. über die Frage: „Empfiehlt es ſich, das Recht 
der Gläubigeranfechtung, insbeſondere auch mit Rückſicht auf die 
Verträge unter Ehegatten oder eines der Ehegatten mit einem Dritten 
zugunſten des anderen Ehegatten einer Anderung zu unterziehen?“ 
Bd. 1 S. 37 ff., hier S. 107 ff.; Breit a. a. O. S. 126, allerdings 
mit der Modifikation, daß der Prinzipal ſich dem Angeſtellten gegen⸗ 
über verpflichtet, nicht den Aberbetrag an die Ehefrau zu zahlen, 
ſondern ihm verſpricht, ſich bezüglich des urſprünglich ihm ſelbſt 
geſchuldeten Uberbetrages gemäß § 864 BGB. zur Befriedigung des 
Angeſtellten als Schuldner die Ehefrau zu bekennen; Stein, 11. Aufl. 
Erl. III 2 zu 8 850; Sautter, PoſMSchr. 1914, 33. Ferner Oertmann, 
Zur Frage der Anfechtbarkeit des 1500⸗Mark⸗Vertrags, „Recht und 
Wirtſchaft“ 1914, 235 ff, und Zitelmann, Der 1500⸗Mark-Vertrag, 
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Schuldners iſt.“) Der Prinzipal verſpricht dem Ehemann nicht 
1500 & ſchlechtweg, ſondern 1500 & unter ſolchen Umſtänden, 
daß er zugleich der Ehefrau den Überbetrag zahlt.“) Sollte der 
Prinzipal der Ehefrau den Überbetrag nicht zahlen, fo kann der 
Ehemann die Annahme der 1500 & bzw. des fälligen Teil⸗ 
betrages ablehnen, weil es nicht die geſchuldete Leiſtung ift.‘) 
Um dies zu veranſchaulichen, denke man an einen Fall, bei dem 
die Gegenleiſtung nicht in Arbeitsvergütung, die ihrer Natur 
nach ratenweiſe gezahlt wird, ſondern in einmaliger Leiſtung 
beſteht. Es verkauft z. B. A an B fein Grundſtück für 50000 . 
Im Kaufvertrage verpflichtet ſich Ban A 10 000 & zu zahlen; 
gleichzeitig ſchließt er mit Frau A einen Vertrag ab, inhalts 
deſſen er ihr 40 000 & zahlt. Es kann wohl keinem Zweifel 
unterliegen, daß A, wenn B nicht gleichzeitig die 40000 & an 
Frau A zahlt, die Annahme der 10000 & ablehnen kann, und 
zwar nicht etwa, weil B dem A gegenüber zur Zahlung der 
40000 & an Frau A in klagbarer Weiſe verpflichtet iſt, ſondern 
weil er dem A gegenüber verpflichtet iſt, 10000 & unter ſolchen 
Umſtänden zu zahlen, daß er gleichzeitig an Frau A 40000 4 
zahlt. Es liegt nun in ſolchen Fällen auf ſeiten des Prinzipals 
bzw. des B gegenüber dem Angeſtellten bzw. dem A eine ſo⸗ 
genannte indirekte Verpflichtung”) zur Leiſtung des Uberbetrages 
bzw. der 40 000 & an die Ehefrau vor. Derartige Ver⸗ 
pflichtungen find nicht unmittelbar erzwingbar, wohl aber mittel 
bar, nämlich dadurch, daß ſich für den Verpflichteten an den 
Fall der Nichterfüllung irgendein Rechtsnachteil knüpft. Der 
Fall liegt ähnlich, wie wenn jemand gemäß 8 343 Abſ. 2 BEP. 
eine Strafe für den Fall verſpricht, daß er eine Handlung vor⸗ 
nimmt oder unterläßt, wobei eine Verpflichtung zur Vornahme 
oder Unterlaſſung der Handlung nicht gegeben iſt. Das Be 
merkenswerte iſt beim ſog. 1500⸗Mark⸗Vertrage der Umftant, 
daß die indirekte Verpflichtung auf Leiſtung an einen Dritte, 
die Ehefrau, geht. Was die Rechtsfolgen der Verletzung indirekte 
Pflichten betrifft, ſo ſind dieſe natürlich nur von Fall zu Fall 
zu beurteilen.?) Wenn der Prinzipal der Ehefrau den Über. 


DI. 1915, 447 ff. (Dieſe beiden Arbeiten find nach Beendigung 
der vorliegenden erſchienen und konnten daher im einzelnen nicht 
mehr herangezogen werden.) | 

) RG. 69, 62; Becker a. a. O. S. 18 ff., derſelbe „echt“ 
1912, 431/32; Kiefer S. 57; Schultz S. 498; Stein a. a. O. 

5) Leſſer JW. 1911, 622; 1913, 298. 

8) Leſſer JW. 1913, 298; dieſe Anſicht muß ich trotz der Polemik 
Beckers JW. 1913, 1167 ff. aufrechterhalten. 

7) Über dieſen Begriff vgl. z. B. von Buchka, Die indirekte 
Verpflichtung zur Leiſtung, 1904; Siber, Der Rechtszwang im Schuld: 
verhältnis nach deutſchem Reichsrecht, Leipzig 1906 S. 17 ff. ferner 
derſelbe „Zur Theorie von Schuld und Haftung nach Reichsrecht“ in 
IheringsJ. 50, 65; Leſſer, Der Inhalt der Leiſtungspflicht, Breslau 
1909 S. 66 ff., letzterer hat im Anſchluß an einen Begriff des Prozeß⸗ 
rechts (Beweis laſt!) dafür den Ausdruck „Laſt“ vorgeſchlagen. 

8) Soweit indirekte Pflichten auf Geſetz beruhen, find die Folgen 
verſchieden geregelt. Wer z. B. nicht gemäß § 121 BGB. unverzüglich 
anficht, verliert ſein Anfechtungsrecht. Läßt der Erbe die für die 
Auszahlung der Erbſchaft vorgeſchriebene Friſt verſtreichen, jo gil 
die Erbſchaft gemäß § 1943 als angenommen. Beruht die indirekte 
Pflicht auf Vertrag, ſo ſind die Folgen dieſem zu entnehmen. De 
im Falle des § 343 Abſ. 2 die Handlung oder Unterlaffung vornimmt, 
verwirkt die Strafe. 
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betrag nicht zahlt, fo kann, wie ſchon gejagt, der Ehemann die 
Annahme der 1500 & bzw. der Teilrate ablehnen. Dies wird 
er allerdings ſelten tun. Er kann aber auch unter Umſtänden 
aus wichtigen Gründen kündigen. Er kann ferner in analoger An⸗ 
wendung des $ 326 BGB. zurücktreten. Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung auf Grund letzterer Beſtimmung erſcheint allerdings 
kaum möglich. Der Inhalt dieſes Schadenserſatzes könnte doch 
nur darin beſtehen, daß der Ehemann von dem Prinzipal ver⸗ 
langte, daß er den Überbetrag entweder an die Ehefrau oder 
auch an ihn ſelbſt zahlte. Dieſe Folge würde jedoch das Weſen 
der indirekten Pflicht geradezu in ihr Gegenteil verkehren. 
Andererſeits dürfte wohl aber auch nicht bezweifelt werden, daß 
die vorhin angegebenen Folgen der Verletzung der indirekten 
Pflicht des Prinzipals an ſich der Billigkeit entſprechen und, 
weil auf anderem Wege als durch Annahme jener indirekten 
Pflicht nicht begründbar, daher das Vorliegen einer ſolchen 
mittelbar beweiſen. 

Geht man von dem Vorhandenſein jener indirekten Pflicht 
des Prinzipals aus, ſo kann man meines Erachtens recht wohl 
ſagen, daß der Vertrag durch den der Prinzipal dem Ehemann 
ſcheinbar nur 1500 verſpricht, tatſächlich ein ſolcher iſt, durch 
den der Ehemann mit dem Prinzipal gleichzeitig eine Leiſtung 
an ſeine Ehefrau als einen Dritten bedingt (vgl. S 328 BGB.). 
Es liegt hier eine beſondere Spielart eines Vertrages zu⸗ 
gunſten eines Dritten vor. Die Beſonderheit liegt eben darin, 
daß der Prinzipal dem Ehemann gegenüber nicht direkt, ſondern 
indirekt zur Leiſtung an die Ehefrau verpflichtet iſt. Es kann 
aber wohl nicht bezweifelt werden, daß der Prinzipal dadurch, 
daß er dem Ehemann gegenüber jene Verpflichtung eingegangen 
iſt, jedenfalls mit ihm einen Vertrag zugunſten der Ehefrau als 
einem Dritten abgeſchloſſen hat.) Es iſt alſo insbeſondere auch 
vom Standpunkt der Anfechtbarkeit der hier als typiſche Fall 
des 1500⸗Mark⸗Vertrages bezeichnete Fall genau ſo zu be⸗ 
trachten wie der Fall, in dem der Prinzipal dem Ehemann 
gegenüber die direkte Verpflichtung eingeht, den Überbetrag der 
Ehefrau zu zahlen. 

Wenn ich früher 10) den Standpunkt vertreten habe, daß 
der 1500⸗Mark⸗Vertrag eine anfechtbare Zuwendung an den 
Prinzipal inſofern enthalte, als der Ehemann den Überbetrag 
ihm belaſſe, ſo habe ich dabei nicht genügend berückſichtigt, daß 
der Prinzipal ja durch jene indirekte Verpflichtung dem Ehe⸗ 
mann gegenüber zur Leiſtung an die Ehefrau verpflichtet iſt, 
daß alſo einerſeits nicht nur nicht ein Belaſſen des Mberbetrages 
bei dem Prinzipal, ſondern andererſeits ſogar eine Zuwendung 
an die Ehefrau vorliegt. Ich halte daher meine frühere Anſicht 
nicht mehr aufrecht, ein Eingeſtändnis übrigens, das bei der 
Materie des 1500⸗Mark⸗ Vertrages leichter als ſonſt fällt. 


) Schon Rud. Schultz (a. a. O. S. 498) hat bei der Vertretung 
der Anſicht, daß der 1500⸗Mark⸗Vertrag einen Vertrag zugunſten 
Dritter darſtelle, im Hinblick auf meine Ausführungen JW. 1913, 298 
geäußert: „der dabei zutreffend bemerkt, daß an dieſer rechtlichen 
Konſtruktion des Gehaltsvertrages nichts Weſentliches geändert werde, 
daß der Uberbetrag nicht der Ehefrau direkt zugewendet, ſondern dem 
Arbeitgeber unter zwar nicht unmittelbarer, aber doch mittelbarer 
Verpflichtung belaſſen werde, ihn der Ehefrau zukommen zu laſſen.“ 


10) JW. 1912, 622 ff.; 1912, 891; 1913, 298. 
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Geht man davon aus, daß der 1500: Mark: Vertrag einen 
Vertrag zugunſten Dritter darſtellt, ſo iſt die darin liegende 
Zuwendung an die Ehefrau nach allgemeinen Grundſätzen an⸗ 
fechtbar. 11) Der Überbetrag iſt dabei als aus dem Vermögen 
des Ehemannes ſtammend anzuſehen, mag er auch in dieſer 
Form nie im Vermögen des Ehemannes geweſen ſein. Dies iſt 
hier nicht anders wie in den ſonſtigen Fällen des Verſprechens 
der Leiſtungen an einen Dritten, in dem der Dritte ſtets etwas 
erhält, was juriſtiſch dem Verſprechensempfänger nicht gehört 
hat. Schwierigkeiten entſtehen nur durch die Beſonderheit des 
Falles, daß es gerade Dienſtvergütung iſt, die der Ehemann 
ſeiner Frau zugewendet hat. 

Man könnte zunächſt einwenden, daß es ſich bei Voraus⸗ 
verfügung über noch zu verdienenden Lohn nicht um die Zuwendung 
eines gegenwärtigen Vermögenswertes, ſondern um die Ablehnung 
eines künftigen Erwerbes handelt. 12) Sehr weit kommt man 
mit dieſem Einwande ſchon aus dem Grunde nicht, weil es ſich 
doch, was häuſig überſehen wird, jedenfalls nicht nur negativ 
um Abwendung eines künftigen Erwerbes, ſondern poſitiv um 
die Zuwendung dieſes künftigen Erwerbes an einen Dritten 
handelt. Es iſt aber für das Anfechtungsrecht die Zuwendung 
einer künftigen Forderung ebenſo wie die einer gegenwärtigen 
als Zuwendung aus dem Vermögen des Schuldners zu be⸗ 
handeln.!) Im übrigen handelt es ſich bei Vorausverfügungen 
über noch zu verdienenden Lohn keineswegs um eine Verfügung 
über künftige Forderungen. 

Zunächſt muß davon ausgegangen werden, daß bereits im 
Augenblicke des Abſchluſſes des Dienſtvertrages die geſamten 
Forderungen auf die einzelnen, gemäß § 614 Abſ. 2 BGB. an 
ſpäteren Terminen fällig werdenden Teile der Vergütung entſteht 
und nicht etwa bezüglich dieſer in jenem Augenblicke nur eine 
künftige Forderung beſteht, ſo daß der Anſpruch auf ſie immer 
in dem betreffenden Fälligkeitstermine entſtände. Der Dienſt⸗ 
vertrag iſt auch bezüglich des Anſpruchs auf die Vergütung kein 
Real-, ſondern ein Konſenſualvertrag. 8 611 BGB. beſtimmt 
ausdrücklich, daß „durch den Dienſtvertrag“ der Dienſtberechtigte 
zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet iſt. 
5 614 Satz 2 trifft feine Beſtimmung in Ausführung des 
funktionellen Verhältniſſes der beiden Leiſtungen zueinander. Der 
Dienſtverpflichtete ſoll einerſeits grundſätzlich zur Vorleiſtung 
verpflichtet ſein (was beſonders mit Rückſicht darauf, daß ein 
Anſpruch aus einem Dienſtvertrage nicht zwangsweiſe durchgeſetzt 
werden kann [vgl. 5 888 Abſ. 2 ZPO.], unbedingt notwendig 
iſt), andererſeits ſoll er natürlich bei Verpflichtungen, deren Er⸗ 
füllung ſich über längere Zeiträume erſtreckt, nicht erſt das 
völlige Ende ſeiner Tätigkeit abzuwarten brauchen. Daß 8 614 
Abſ. 2 dieſen Sinn hat, ergibt auch ein Hinweis auf Satz 1, 
wo grundſätzlich beſtimmt iſt, daß die Vergütung, d. h. die nicht 
nach Zeitabſchnitten bemeſſene, nach Leiſtung der Dienſte zu 
entrichten iſt. Man wird doch aber bei letzterer kaum auf den 
Gedanken kommen, daß der entſprechende Anſpruch erſt nach der 


11) Vgl. z. B. Kiefer S. 61 ff.; Levin S. 108 ff. 

12) So z. B. Jäger, Komm. z. AnfG. Anm. 38 zu § 1; Leipzz. 
1911, 286; Falkmann S. 494 Anm. 17; NG. in IW. 1905, 442; 
Literaturangaben bei Becker a. a. O. S. 29. — Für das frühere Recht 
Coſack, Anſechtungsrecht S. 75. 

13) So auch Zaeſchmar JW. 1913, 522 fl. 
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Leiſtung entſteht. — Der Anſpruch auf die nach Zeitabſchnitten 
bemeſſene Vergütung entſteht in gleicher Weiſe bereits durch den 
Vertragsſchluß wie etwa der Anſpruch des Vermieters oder 
Verpächters. Es iſt deshalb keineswegs angängig, den Lohn⸗ 
anſpruch eines Angeſtellten als eine künftige Forderung zu 
bezeichnen.“) Zugleich iſt es aber auch falſch, ihn als eine 
befriſtete Forderung im Sinne des 8 163 BGB. anzuſehen. 
Vielmehr iſt er in genetiſcher Beziehung in keiner anderen Weiſe 
von der Leiſtung der Dienſte abhängig als ſonſt der eine Anſpruch 
aus dem gegenſeitigen Vertrage von dem anderen, und nur in 
funktioneller Beziehung, d. h. bezüglich der Fälligkeit, iſt gemäß 
der Natur des Vertrages als eines Dauervertrages — ähnlich 
wie etwa bei ⸗Miet⸗ oder Pachtvertrag (vgl. 85 558, 581, 
584 BGB.) — die beſondere Regelung des 5 614 BGB. 
getroffen. 

Ergibt alſo das Vorſtehende, daß der Dienſtleiſtende den 
Anſpruch auf die geſamte Vergütung bereits im Augenblicke 
des Abſchluſſes des Dienftvertrages erwirbt, alſo ohne Rückſicht 
darauf, ob er die Arbeit tatſächlich leiſtet, ſo kann dieſes 
Ergebnis auch nicht durch zwei Eigentümlichkeiten der in der 
Dienſtleiſtung beſtehenden Pflicht des Schuldners geändert 
werden. 

Die erſte Eigentümlichkeit iſt die, daß im juriſtiſchen Sinne 
Dienſtleiſtungen keinen ein für allemal ſchätzbaren Wert beſitzen. 
Nationalökonomiſch liegt die Sache ja anders. Die Arbeitskraft 
eines Menſchen ſtellt nationalökonomiſch einen beſtimmten Wert 
dar, ſo daß man bei unentgeltlicher oder zu niedrig entlohnter 
Arbeit davon reden kann, daß der Arbeitende etwas aus ſeinem 
Vermögen fortgibt, insbeſondere wenn es ſich um Arbeit 
handelt, die er beruflich ausübt. Im juriſtiſchen Sinne hin⸗ 
gegen iſt letzteres nicht richtig. Im juriſtiſchen Sinne gibt der 
Schuldner keinen bereits zu ſeinem Vermögen gehörigen Wert 
auf, wenn er unentgeltlich oder gegen zu niedrigen Lohn 
arbeitet, mag es ſich ſelbſt um Arbeit handeln, die er beruflich 
ausübt.“) In juriſtiſchem Sinne liegt völlig im Belieben 
eines Schuldners und iſt Sache ſeines Willens, zu welchem 
Werte er ſeine Arbeitskraft verwenden will. Wenn ein 
Schuldner einen Vertrag abſchließt, indem er unentgeltlich!) 
oder etwa für ein Gehalt von 1500 & jährlich Dienſtleiſtungen 
verſpricht, während dieſe viel mehr wert ſind, ſo gibt er im 
juriſtiſchen Sinne nichts aus ſeinem Vermögen auf, ſo daß 
dieſer Vertrag jedenfalls aus dieſem Grunde nicht anfechtbar 


14) So fälſchlich Jäger, Leipz Z. 1911, 286, ferner Zaeſchmar, 
JW. 1913, 522, ebenſo wohl auch, wenn auch nur beiläufig, OL GRſpr. 
19, 93. Richtig — ſchon für das gemeine Recht — Schleſinger, die recht⸗ 
liche Unzuläſſigkeit der Beſchlagnahme des noch nicht verdienten Lohnes, 
S. 15, ferner Meikel, SeuffBl. 77, 415; Kiefer S. 13 ff.; Becker 
S. 28; Levin S. 82 ff.; vgl. auch §S 832 ZPO.; hier wird offenbar 
angenommen, daß die Forderung bereits zur Zeit der Pfändung im 
vollen Umfange beſteht, aber lediglich noch nicht im vollen Umfange 
fällig iſt. 

15) So auch Levin S. 66. — Es liegt daher in einem ſolchen 
Falle auch keine Schenkung vor, ſo z. B. RGRKom. Erl. 2 zu § 516, 
doch iſt dies nicht unbeſtritten. Anderer Anſicht iſt z. B. Enneccerus⸗ 
Kipp⸗Wolff Bd. 1 Abt. 2 S. 322/23, Sautter a. a. O. S. 33 ff. 

16) Nicht zu verwechſeln mit ſtillſchweigender Vereinbarung gemäß 
§ 612 BGB. 
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iſt.7)) Dieſe Erwägungen können nun aber keineswegs zu 
dem Schluſſe führen, das deswegen eine Vergütung, die von 
vornherein in beſtimmter Höhe vereinbart iſt, nicht ſchon im 
Augenblick der Vereinbarung einen gegenwärtigen Vermögens⸗ 
wert darſtellt. Es liegt zwar juriſtiſch gänzlich im Belieben 
des Schuldners und iſt Sache ſeines Willens, ob ſeine 
Arbeitskraft juriſtiſch einen beſtimmten Vermögenswert darſtellen 
ſoll; hat der Schuldner aber einmal durch ſeinen Willen ſeine 
Arbeitskraft, auch inſoweit die Tätigkeit noch nicht erfolgt ist, 
zu einem Vermögenswerte geſchaffen, ſo verbleibt es nun dabei. 
Der dem Erwerb die Forderung auf die Gegenleiſtung be 
ſtehende Vermögensbeſtandteil iſt nun einmal geſchaffen und die 
Tatſache des Entſtandenſeins kann nicht mehr beſeitigt werden. 
Da der der Ehefrau zugewendete Uberbetrag zweifellos Gegen⸗ 
leiſtung iſt, ſo hat der Schuldner es bewirkt, daß der Ver⸗ 
mögenswert ſeiner Arbeitskraft juriſtiſch ein für allemal gleich 
1500 & plus dem Überbetrag iſt, wobei natürlich gleichgültig 
iſt, daß er den Uberbetrag nicht behält, ſondern feiner Ehefrau 
zuwendet. Man kann auch nicht einwenden, daß es im 
Belieben des Schuldners geſtanden hätte, ſein Vermögen von 
jenem Beſtandteil freizuhalten. Dieſer Einwand könnte ja bei 
jeder Anfechtung gemacht werden, wenn der Schuldner das 
betreffende Vermögensſtück erſt ſelbſt erworben hat. Der 
Gläubiger kann ſich eben an das tatſächlich vorhandene Ver 
mögen des Schuldners halten und braucht ſich nicht entgegen⸗ 
halten zu laſſen, daß der Schuldner es nicht erworben hätte, 
wenn er geahnt hätte, daß ein Gläubiger es angreifen werde. 

Der zweite Einwand dagegen, daß der Anſpruch auf die 
Dienſtvergütung nicht ſchon im Augenblicke des Vertrags⸗ 
ſchluſſes erworben iſt, könnte dahin gehen, daß der Schuldner 
nicht gezwungen werden kann, die Dienſte zu verrichten 
(vgl. 8 888 Abſ. 2 ZPO.) Auch dieſer Einwand kann nicht 
durchgreifen. Zwar iſt der Gläubiger zweifellos durch dieſe 
Tatſache übel geſtellt; es läßt ſich aber nicht einſehen, inwiefern 
ſich aus dieſer Beſonderheit des Vollſtreckungsrechtes ergeben 
ſollte, daß die Verpflichtung des Prinzipals zur Zahlung der 
Vergütung erſt entſtehen ſollte, wenn der Schuldner die — nicht 
erzwingbaren — Dienſte auch tatſächlich geleiſtet hat. Unſer 
heutiges Recht nimmt zwar, was ſcharf betont werden muß, in 
jenem 8 888 Abf. 2 ZPO. dem Gläubiger die Möglichkeit, die 
Leiſtung von Dienſten zu erzwingen, läßt aber trotzdem den 
Anſpruch auf die Vergütung bereits mit dem Abſchluß des 
Dienſtvertrages entſtehen. Der Schutz des Dienſtberechtigten 
liegt eben darin, daß er nur zur Nachleiſtung verpflichtet und 
berechtigt iſt, mangels Vorleiſtung des Schuldners die Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages zu erheben. 

Greift hiernach gegen die Anfechtbarkeit des 1500⸗Mark⸗ 
Vertrages der Einwand nicht durch, daß es ſich um Ablehnung 
eines künftigen Erwerbes handelt, ſo gilt dies auch von dem 
weiteren Einwande, daß der Gläubiger nicht benachteiligt Te 
weil den Gegenſtand der Rückgewähr nicht der Erwerb des 
Anfechtungsgegners, ſondern dasjenige bilde, was der Schuldner 
aus ſeinem Vermögen weggegeben habe, weil ferner vorliegend 
der Schuldner feine Arbeitskraft aus feinem Vermögen wet 


15 So richtig OSG. Hamburg, Os GRſpr. 10, 223/24; Kohler, 
LeipzZ. 1913, 641 ff. 
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gegeben habe, dieſe aber keinen Vermögenswert darſtelle. 1%) 
Dieſer Einwand iſt durch die obigen Ausführungen erledigt, 
daß eben vorliegend der Schuldner ſeine Arbeitskraft zu einem 
beſtimmten Vermögenswerte geſchaffen hat. Der Fall liegt 
eben grundſätzlich anders als die Zuwendung eines unpfänd⸗ 
baren Gegenſtandes. ““) Letzterer iſt ein für allemal unpfändbar, 
während bezüglich der Arbeitskraft des Schuldners Beſtim⸗ 
mungen beſtehen, die den Gegenwert nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß er 1500 && nicht überſteigt, für unpfändbar erklären. 
Bezüglich der Arbeit, die durch den 1500 & überſteigenden 
Betrag abgegolten wird, fehlt jede Vergleichsmöglichkeit mit dem 
unpfändbaren Gegenſtande. Hat der Schuldner ſeine Arbeits⸗ 
kraft zu einer Gegenleiſtung von 1500 & plus dem Über- 
betrage verwendet, ſo ſind ſeine Gläubiger tatſächlich dadurch, 
daß er letzteren ſeiner Ehefrau zuwendet, benachteiligt. Hätte 
er die Zuwendung nicht vorgenommen, ſo hätten doch ganz 
zweifellos ſeine Gläubiger den Überbetrag angreifen können. 
Er hätte doch ganz zweifellos in dieſem Falle nicht einwenden 
können, daß es auch in ſeinem Belieben geſtanden hätte, für 
1500 & zu arbeiten, ſo daß die Gläubiger kein Zugriffs⸗ 
objekt gehabt hätten. Ebenſowenig kann er aber einen ſolchen 
Einwand erheben, wenn er den Überbetrag ſeiner Ehefrau zu⸗ 
wendet. Die hier bekämpfte Anſicht läuft am letzten Ende 
darauf hinaus, den geſamten Arbeitsverdienſt entgegen den 
geſetzlichen Beſtimmungen der Beſchlagnahme zu entziehen, eine 
Tendenz, welche man der Judikatur des Reichsgerichts und ihren 
Verteidigern wohl nicht ganz ohne Grund vorwerfen könnte. 
Die Anfechtbarkeit des 1500⸗Mark⸗ Vertrages wird ferner 
auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Prinzipal den Ehe⸗ 
mann für den Fall, daß ſie nicht eben den 1500⸗Mark⸗Vertrag 
geſchloſſen hätten, überhaupt nicht angeſtellt hätte. Für die 
Frage, ob eine Benachteiligung des Gläubigers vorliegt, iſt 
eben nur entſcheidend, ob tatſächlich ein 1500⸗Mark⸗Vertrag 
abgeſchloſſen worden iſt; unerheblich iſt jedoch, was geſchehen wäre, 
wenn dieſer 1500⸗Mark⸗Vertrag nicht abgeſchloſſen wäre.?) 
Endlich kann man die Benachteiligung des Gläubigers auch 
nicht aus dem Grunde leugnen, daß die Zuwendung an die 
Ehefrau einen weſentlichen Teil des ganzen Vertrages bildet, 
deſſen Ungültigkeit nicht zur Folge haben könnte, daß dieſes 
Stück zugunſten des Ehemannes zwangsweiſe und gegen den 
Willen der Beteiligten mit einem anderen Inhalt erfüllt würde, 
ſondern bewirkte, daß der ganze Vertrag als unwirkſam zu 
Boden fiele. (So RG. 69, 62.) Eine derartige Deduktion 
verkennt das Weſen des Anfechtungsanſpruchs. Dieſes beſteht 
doch darin, daß an ſich das anfechtbare Rechtsgeſchäft in ſeinem 


rechtlichen Beſtande völlig unberührt bleibt und daß lediglich zu⸗ 


gunſten des Anfechtungsgläubigers gegen den Anfechtungsgegner 
ein obligatoriſcher Anſpruch dahin beſteht, daß letzterer, ſoweit 
er etwas aus dem Vermögen des Schuldners anfechtbar erhalten 
hat, die Zwangsvollſtreckung durch den Gläubiger dulden muß. 
Eine Ungültigkeit des anfechtbaren Rechtsgeſchäftes kommt alſo 
gar nicht in Frage, und ebenſowenig eine unmittelbare oder 


18) Jäger, Leipz Z. 1914, 1065 ff. 

19) Dieſen Vergleich wendet Jäger a. a. O. S. 1072 an. 

0 Leſſer, IW. 1912, 891 ff. Ausdrücklich zuſtimmend Levin 
S. 113; Becker S. 32; Kiefer S. 88; dagegen Sautter S. 34 ff. 
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analoge Anwendung des 8 139 BGB. auf den Vertrag, von 
dem das anfechtbare Geſchäft einen Teil bildet.!) 

Hiernach verbleibt es alſo dabei, daß der 1500⸗Mark⸗ 
Vertrag eine anfechtbare Zuwendung an die Ehefrau enthält. 
Anfechtungsgegner iſt daher die Ehefrau. Soweit ſie Dienſt⸗ 
vergütung erhalten hat, muß ſie die Vollſtreckung des Gläubigers 
in ihr Vermögen dulden. Dies mag zwar bis einige Zeit nach der 
Auszahlung noch zu einem praktiſchen Ergebniſſe führen; ſpäterhin 
werden die betreffenden Beträge aber wohl meiſt bereits zum 
Lebensunterhalt verbraucht ſein, ſo daß der Gläubiger ſie nicht 
mehr angreifen kann. Nach allgemeinen Grundſätzen des An⸗ 
fechtungsrechts könnte allerdings der Gläubiger auch für bereits 
verbrauchte Beträge Erſatz verlangen; er wird jedoch inſoweit 
meiſt nicht benachteiligt ſein, da der Angeſtellte ſie, wenn er ſie 
empfangen hätte, ebenfalls verbraucht hätte.“) Natürlich hat der 
Gläubiger auch das Recht, ſich an die der Ehefrau gegen 
den Prinzipal zuſtehenden, erſt künftig fällig werdenden An⸗ 
ſprüche zu halten. Man wird ihm eine Klage gegen die Ehe⸗ 
frau des Inhalts zubilligen müſſen, daß die Ehefrau verpflichtet 
iſt, wegen der Forderung des Gläubigers an den Ehemann die 
Zwangsvollſtreckung gegen die ihr gegen den Prinzipal zuſtehenden 
Anſprüche zu dulden. Hat der Gläubiger in dieſem Prozeſſe 
ein obſiegliches Urteil erſtritten, ſo kann er die Anſprüche der 
Ehefrau gegen den Prinzipal pfänden und ſich überweiſen laſſen. 
Sollte der Ehemann in einem ſolchen Falle, was bisweilen 
geſchehen dürfte, mit der Arbeit aufhören, ſo kann natürlich der 
Prinzipal dem Gläubiger gegenüber hieraus Einwendungen her⸗ 
leiten. Der Gläubiger macht ja die Forderung der Ehefrau 
gegen den Prinzipal geltend und es iſt ſelbſtverſtändlich ſtill⸗ 
ſchweigende Vertragsabrede zwiſchen dem Prinzipal und der Ehe⸗ 
frau, daß der Prinzipal der Ehefrau als Einwendungen aus 
dieſem Verhältnis zu dem Ehemann entgegenſetzen kann; auch 
die der Ehefrau verſprochenen Beträge ſtellen ſich ja eben als 
Vergütung für die Dienſte des Ehemannes dar. 

In vorſtehender Weiſe ſpielt ſich die Anfechtung bezüglich 
des 1500⸗Mark⸗Vertrages ab. Der Fall kompliziert ſich nun 
bisweilen noch dadurch, daß nicht lediglich ein 1500⸗Mark⸗ 
Vertrag abgeſchloſſen, ſondern gleichzeitig von dem Prinzipal 
und dem Ehemann ein beſtehender Dienſtvertrag, bei dem der 
Ehemann eine 1500 & überſteigende — und zwar meiſt um 
den ſpäterhin der Ehefrau zugewendeten Betrag überſteigende — 
Vergütung erhält, aufgehoben wird. Es entſteht nun die Frage, 
inwieweit die Aufhebung eines Dienſtvertrages anfechtbar iſt. 

Behandelt wird hierbei natürlich nur der Fall, daß der 
Dienſtvertrag vertragsmäßig aufgehoben wird, ſo daß alſo 
der Prinzipal auf Grund vertraglicher Vereinbarung die Ver⸗ 
gütung nicht weiter zahlt. Der Fall, daß der Dienſtverpflichtete 
einſeitig mit ſeiner Tätigkeit aufhört und der Prinzipal aus 
dieſem Grunde die Vergütung nicht weiter zu zahlen braucht — 
in dieſem Falle entfällt die Verpflichtung des Prinzipals auf 
Grund des § 325 BGB.; die Unmöglichkeit tritt durch Zeit⸗ 
ablauf ein —, wird hier natürlich nicht behandelt. Weiterhin 
kommt natürlich auch nicht der Fall in Betracht, daß der 
Schuldner von ſeinem — geſetzlichen und vertraglichen — 


21) Ebenſo Becker S 35 ff.; Sautter S. 35. 


22) Becker S. 40. 
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Kündigungsrecht Gebrauch macht. Auch dieſes kann natürlich 
niemals anfechtbar ſein, s) weil der Schuldner den Anſpruch auf 
die Vergütung nur als begrenzt durch das infolge der Ausübung 
des Kündigungsrechtes eintretende Erlöſchen beſitzt. Zu behandeln 
iſt vielmehr lediglich die Frage, inwieweit eine vertragsmäßige 
Aufhebung des Dienſtvertrages anfechtbar ſein kann. Voraus⸗ 
ſetzung iſt natürlich, daß der Schuldner die Abſicht hat, durch 
dieſe Aufhebung ſeinen Gläubiger zu benachteiligen, und daß 
dieſe Abſicht dem Prinzipal bekannt iſt. Es muß nun meines 
Erachtens die Frage, ob die in vertragsmäßiger Aufhebung des 
Dienſtvertrages liegende Vermögensaufgabe ſeitens des Schuldners 
anfechtbar iſt, durchaus bejaht werden.?!) Wie bereits ausgeführt, 
handelt es ſich um die Aufgabe eines bereits vorhandenen Ver⸗ 
mögensrechts, und es iſt kein Grund erſichtlich, aus dem eine 
Ausnahme von der allgemeinen Regel der Anfechtbarkeit Platz 
greifen ſollte. Die einzige Begründung, an die man vielleicht 
denken könnte, könnte die ſein, daß durch eine ſolche Anfechtbarkeit 
die Arbeitskraft des Schuldners Gegenſtand der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung würde, ein Einwand, der bei der Beliebtheit und häufig 
unklaren Auffaſſung dieſes Satzes durchaus zu befürchten iſt, 
zumal er ſozial ſcheint. Dieſer Einwand iſt jedoch nicht richtig. 
Der Satz, daß die Arbeitskraft kein Zugriffs objekt iſt, iſt richtig, 
wenn man ihn dahin verſteht, daß kein Schuldner vom Gläubiger 
gezwungen werden kann, ſeine Arbeitskraft zu verwerten, d. h. 
zu arbeiten und dadurch Geld zu verdienen, ſo daß der Gläubiger 
wegen ſeiner Geldſchuld ein Zugriffsobjekt hat. In dieſem 
beſchränkten Sinne folgt jener gern gebrauchte Satz einfach 
daraus, daß die Geſetzgebung in ihrer Regelung des Vollſtreckungs⸗ 
weſens dem Schuldner kein Mittel an die Hand gibt, den 
Schuldner zu zwingen, ſeine Geldſchuld abzuarbeiten. Dieſer 
Satz entſpricht außerdem auch dem heutigen Rechtsgefühl, wie ſich 
insbeſondere daraus ergibt, daß die ZPO. zwar dem Gläubiger 
Mittel gibt, dem Schuldner zur Vornahme von vertraglich über⸗ 
nommenen Handlungen und Unterlaſſungen zu zwingen, in dem 
Fall aber, daß es ſich um Verpflichtungen aus einem Dienſt⸗ 
vertrage handelt, eine Ausnahme macht (8 888 Abſ. 2 ZPO.). 28) 
Es gilt aber der Satz, daß die Arbeitskraft eines Schuldners nicht 
Zugriffsobjekt des Gläubigers iſt, eben nur in jenem beſchränkten 
Umfange, daß der Gläubiger einer Geldſchuld den Schuldner nicht 
zwingen kann, durch ſeine Tätigkeit Geld zu verdienen, damit er 
daraus ſich befriedige. Irgendein weitergehender Satz, etwa des 
Inhalts, daß der Gläubiger einer Geldſchuld auch nicht das 
Recht haben ſolle, den Ertrag freiwillig übernommener Arbeit 
des Schuldners anzugreifen, beſteht keineswegs. Dies gilt auch 
von Forderungen des Schuldners auf noch nicht verdienten, 
künftig fällig werdenden Dienſtlohn, wie ſich daraus ergibt, daß 


23) Kiefer S. 36/37; Levin S. 76. 

24) Ebenſo Levin S. 84; Kiefer S. 35; letzterer mit dem Hin⸗ 
weis darauf, daß die Benachteiligung nur ſo weit geht, als der 
Schuldner ohne Aufhebung des Vertrages auch tatſächlich tätig 
geworden wäre; ferner Meikel in Seuffdl. 77, 415. 

25) Dies bildet natürlich nur eine Analogie, da es ſich um einen 
Fall handelt, in dem die Verpflichtung des Schuldners auf Leiſtung 
von Dienſten geht, während es ſich bei der Frage, ob die Arbeitskraft 
Zugriſſsobjekt iſt, um einen Fall handelt, in dem die Verpflichtung 
des Schuldners auf Geldleiſtung geht, und es nun zu erörtern iſt, ob 
der Schuldner gezwungen iſt, zwecks Gelderwerbes zu arbeiten. 
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dieſe Forderungen ſchon Beſtandteil des Vermögens des Schuldners 
ſind, andererſeits das Geſetz weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend 
beſtimmt, daß in ſolche Forderungen nicht vollſtreckt werden 
kann. Die einzige Begründung, die man anführen könnte, 
könnte dahin gehen, daß durch die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Vollſtreckung doch mittelbar auf den Schuldner ein Zwang zur 
Arbeit ausgeübt würde. Dieſe Begründung wäre wohl an ſich 
ſtichhaltig, da, wie erwähnt, das Geſetz nicht nur negativ dem 
Gläubiger kein Mittel gibt, den Schuldner zur Arbeit zu 
zwingen, ſondern ſogar poſitiv rechtsgrundſätzlich einen ſolchen 
Zwang verwirft. Eine ſolche Begründung wäre aber nicht zu⸗ 
treffend. Man könnte ſie nämlich lediglich in der Weiſe ver⸗ 
ſuchen, das man ſagte, der Prinzipal, der infolge der Anfechtung 
des Gläubigers an dieſen hat zahlen müſſen, könnte nun den 
Schuldner zwingen, in entſprechender Weiſe für ihn zu arbeiten. 
Dies wäre aber nicht richtig. Wollte man überhaupt der Anſicht 
ſein, daß der Anſpruch des Prinzipals auf Dienſtleiſtung, inſoweit 
er infolge der Anfechtung zahlen muß, wiederauflebt, 2e) fo kam 
der Prinzipal dieſen Anſpruch gemäß § 888 Abſ. 2 ZPO. jeden- 
falls nicht zwangsweiſe durchſetzen. Tatſächlich hat vorliegend 
der Prinzipal gegen den Schuldner lediglich einen Erſatzanſpruch 
in Geld. 27) Der Schuldner wechſelt feinen Gläubiger; das iſt 
für den Schuldner das ganze Ergebnis der Anfechtung. 

Hiernach erſcheint alſo, auch wenn man gemäß der bier 
vertretenen Anſicht jene Anfechtung zuläßt, der Schuldner von 
dem Gläubiger zur Arbeit nicht gezwungen, und zwar weder 
unmittelbar noch mittelbar. Die gegenteilige Anſicht! s) ſcheint 
auf den erſten Blick zwar ganz beifallswert, weil man ohne 
genaue Prüfung leicht der Meinung iſt, daß der Schuldner, 
wenn die Aufhebung bzw. Abänderung des Vertrages anfechtbar 
iſt, gezwungen iſt, wider feinen Willen zu arbeiten. Sie verkennt 
aber völlig das Weſen des Anfechtungsanſpruchs, der nicht gehn 
den Schuldner, ſondern den Prinzipal geht und deſſen Gelten 
machung gegen den Prinzipal im Verhältnis des letzteren zun 
Schuldner lediglich die vorhin erwähnten Folgen hat. Mm 
wird es daher auch für bedenklich erachten müſſen, wenn das 
RG. (Bd. 70 S. 226 ff., beſonders S. 230) die Anfechtung der 
Veräußerung eines Handelsgeſchäftes im ganzen — abgeſehen 
von anderen bedenkenfreien Gründen — auch aus dem Grunde 
für unzuläſſig erachtet, daß andernfalls der Schuldner zur Arbeit 
gezwungen wäre. Wenn das RG. dabei ausführt, daß eben 
wenig wie der Gläubiger fordern könne, daß der Schuldner einen 
anderen Zweig des Erwerbes oder einen anderen Beruf ergreif, 
ebenſowenig zugunſten des Gläubigers die rechtliche Fiktion 
Platz greifen könne, daß der Schuldner trotz der Veräußerung 
des Geſchäfts dieſes noch fortgeſetzt betreibe, ſo iſt dieſer Saß 


26) Die Anſicht, daß, falls der vom Anfechtungsgegner aufgeopferte 
Wert in einer Forderung beſteht, dieſe, ſoweit er das ſeinerſeits Emp 
fangene, d. h. bei dem im Text behandelten Falle die Aufgabe des 
Anſpruchs auf Vergütung, zurückgewähren muß, infolge der Anfechtung 
wiederauflebt, wird vielfach vertreten. Vgl. z. B. Jäger Anm. 12 zu 
58 (dort Zitate). Gegen das Wiederaufleben der Forderung z. 2: 
Falkmann ©. 570 ff.; Hartmann: Meikel S. 265. 

27) Vgl. zu dieſer ganzen Frage Hartmann: Meikel ©. 265 fl. 

28) Pgl. beſonders ein Urteil einer Berufungskammer des 20. 


Leipzig, in Leipz3. 1908, 198 ff. Dagegen Meikel Seufföl. 7 
414/15. 


* 
no 
* 
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kaum richtig, nämlich weil jene Fiktion doch nur im Verhältnis 
zum Anfechtungsgegner Platz greift, wogegen Bedenken nicht er⸗ 
ſichtlich ſind, nicht aber auch im Verhältnis zum Schuldner, 
wie das RG. irrtümlich annimmt. 

Iſt hiernach davon auszugehen, daß die Aufhebung eines 
Dienſtvertrages anfechtbar ſein kann, ſo iſt die Folge bei 
geſchehener Anfechtung natürlich die, daß der Prinzipal ſich dem 
Gläubiger gegenüber ſo bebandeln laſſen muß, als ob er noch 
zur Zahlung der Vergütung verpflichtet wäre. Er muß, wenn 
der Gläubiger einen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß er⸗ 
wirkt hat,») in denjenigen Raten, aber natürlich nur in dieſen, 
an den Gläubiger bis zu deſſen Befriedigung zahlen, in denen 
er nach dem Dienſtvertrage mit dem Schuldner zu zahlen hatte. 
Das Anfechtungsgeſetz will ja den Gläubiger nur davor bewahren, 
daß ihm durch die anfechtbare Handlung ein Gegenſtand der 
Zwangsvollſtreckung entgeht, ihn aber nicht beſſerſtellen gegen⸗ 
über ſeiner Lage bei Nichtvornahme der anfechtbaren Handlung. 
Die Forderung, die der Schuldner aufgegeben hat, iſt eine 
ſolche, die in jenen Raten fällig iſt, und nur eine Forderung 
von derſelben Beſchaffenheit gilt im Verhältnis von Gläubiger 
und Prinzipal als beſtehend. Zu einer Einrede des nicht er⸗ 
füllten Vertrages, auf Grund der Tatſache, das der Schuldner 
ihm keine Dienſte geleiſtet habe, iſt der Prinzipal nicht berechtigt. 
Denn es mag dahingeſtellt bleiben, ob der Prinzipal vom 
Schuldner auf Grund der Tatſache, daß er infolge der An: 
fechtung des Gläubigers trotz Aufhebung des Dienſtvertrages 
dennoch das Gehalt zahlen muß, einen entſprechenden Teil ſeiner 
in der Aufgabe feines Anſpruchs auf die Dienſtleiſtung bes 
ſtehenden Gegenleiſtung zurückfordern kann und daher gegen 
den Schuldner einen Anſpruch auf entſprechende Dienſtleiſtungen 
hat, jedenfalls kann er ſich doch auf Grund des 8 8 AnfGG., wonach 
der Anfechtungsgegner wegen Erſtattung einer Gegenleiſtung 
ſich nur an den Schuldner halten kann, dem Gläubiger 
gegenüber nicht darauf berufen, und zwar auch nicht im Wege 
der Einrede des nichterfüllten Vertrages.“) Für das Ver⸗ 
hältnis von Gläubiger und Prinzipal gilt jedenfalls der Dienſt— 
vertrag zwiſchen Schuldner und Prinzipal nicht nur als auf— 
gehoben, ſondern in der Weiſe als endgültig aufgehoben, daß 
er auch nicht mehr als beſtehend gilt, falls der Gläubiger in- 
ſolge der Anfechtung und der daraus ſich für ihn ergebenden 
Pflicht zur Zahlung der Vergütung nun die Aufhebung nicht 
mehr oder nicht mehr in vollem Umfange gelten zu laſſen 
braucht. Im übrigen dürfte aber richtiger Anſicht nach 
ein Wiederaufleben des Dienſtvertrages gar nicht eintreten.“) 
Der Prinzipal kann auch nicht etwa einwenden, daß der 
Schuldner, wenn er nicht vertraglich mit ihm das Dienſt— 
verhältnis aufgehoben hätte, jedenfalls vertragsbrüchig geworden 
wäre und keine Dienſte geleiſtet hätte, ſo daß er — der Prinzipal — 
von der Verpflichtung zur Zahlung der Vergütung auf Grund 
des 5 325 BGB. — infolge des Zeitablaufs tritt Unmöglichkeit 


>) Hartmann ⸗Meikel S. 240, 276,77. Dies bleibt natürlich 
notwendig, da es auch notwendig geweſen wäre, wenn der Schuldner 
die anfechtbare Handlung nicht vorgenommen hätte. 

0) Jäger, Komm. z. AnfG., Anm. 5 zu 8 8, führt dies aus: 
drücklich für Zurückbehaltung und Aufrechnung aus. 

3) Vgl. oben Anm. 26 
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der Leiſtung ein — befreit worden wäre, der Gläubiger alſo 
durch die vertragliche Aufhebung des Dienſtvertrages nicht 
benachteiligt worden iſt. Für die Unterſuchung der Frage 
der Benachteiligung iſt lediglich die anfechtbare Rechtshandlung, 
d. h. hier die Vertragsauſhebung, wegzudenken, nicht aber auch 
noch die Rechtshandlung, die der Schuldner an Stelle der an⸗ 
fechtbaren Handlung vorgenommen hätte, hinzuzudenken.“ ) 

Entſprechend wie der Fall, daß der Schuldner mit dem 
Prinzipal den bisherigen Dienſtvertrag aufhebt, iſt natürlich 
auch der Fall zu behandeln, daß er zu denſelben Dienſteleiſtungen 
verpflichtet bleibt, aber die Vergütung vertraglich herabſetzt. 

Es mag ſein, daß der Prinzipal, wenn vorſtehendes zu⸗ 
trifft, ziemlich übel daran iſt. Er muß jedenfalls an den 
Gläubiger zahlen; was er dafür eintauſcht — Regreßanſpruch 
gegen den Schuldner oder nach Anſicht mancher auch Wieder⸗ 
aufleben des Dienſtvertrages — iſt wenig wert, da der 
Schuldner ja eben vermögenslos iſt und Dienſtleiſtungen nicht 
erzwingbar ſind. Dieſes Ergebnis kommt daher, daß nach dem 
geltenden Rechte bei dem Anfechtungsgegner lediglich Kenntnis 
der Benachteiligungsabſicht des Schuldners, nicht eigene Be⸗ 
nachteiligungsabſicht vorausgeſetzt wird, daß man eben in die 
ungünſtige Lage eines Anfechtungsgegners ohne jede eigene 
Benachteiligungsabſicht kommen kann, ferner daher, daß, wie 
ſchon hervorgehoben, das geltende Recht den Prinzipal bereits 
ſeit Abſchluß des Vertrages zur Zahlung der Vergütung ver⸗ 
pflichtet ſein läßt, ihm aber in § 888 Abſ. 2 ZPO. die Mittel 
nimmt, den Angeſtellten zur Erfüllung ſeiner Pflicht zu zwingen, 
endlich daher, daß der Prinzipal vertraglich in die Aufhebung 
des Dienſtvertrages gewilligt hat. 

Fraglich kann nun fein, wie ſich die Anfechtbarkeit der 
Vertragsaufhebung zu der Anfechtbarkeit des gleichzeitig abs 
zuſchließenden 1500-Mark⸗Vertrages ſtellt. Grundſätzlich ſcheint 
beides anfechtbar. Dieſes Ergebnis kann aber natürlich aus 
dem Grunde nicht richtig ſein, weil ja dann der Gläubiger 
einen Vorteil gegenüber dem Zuſtand hätte, daß der Schuldner 
überhaupt keine anfechtbaren Rechtshandlungen vorgenommen 
hätte. Der Gläubiger könnte ja in dieſem Falle ſowohl den 
Anſpruch angreifen, den der Schuldner gegen den Prinzipal 
aufgegeben hat, als auch den der Ehefrau zugewandten Über: 
betrag, während er ſonſt lediglich den Anſpruch des Schuldners 
gegen den Prinzipal hätte angreifen können. Dieſes Ergebnis 
widerſpricht dem Grundſatze des Anfechtungsrechts, daß eine 
Anfechtung nur inſoweit möglich iſt, als der Gläubiger durch die 
fragliche Handlung benachteiligt worden iſt. Hieraus folgt, 
daß für die Zeit, für die der Schuldner noch einen Anſpruch 
gegen den Prinzipal hat, er keinen ſolchen gegen die Ehefrau 
hat. Dies gilt auch für den Fall, daß der Anſpruch gegen 
den Prinzipal nicht mehr beitreibbar iſt, da ja der Gläubiger 
auch ohne die anfechtbaren Handlungen eben nur den nicht 
beitreibbaren Anſpruch gegen den Prinzipal hätte angreiſen können. 

Die vorſtehenden Ausführungen dürften eine befriedigende 
Löſung des Problems des 1500-Mark-Vertrages geben, be: 
friedigend allerdings nur unter der Vorausſetzung, daß man 
die Pfändungsgrenze von 1500 & noch als genügend anſieht, 
was wohl aber kaum der Fall iſt. Jedenfalls kann man die 


32) Vgl. S. 689. aus 
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mangelnde Berüdfichtigung der Intereſſen der Familie des 
Schuldners nicht einwenden; wie Levin (S. 95) mit Recht her⸗ 
vorhebt, verdienen die Intereſſen der Familie des Gläubigers 
genau dieſelbe Berückſichtigung, und es iſt nicht verſtändlich, 
wie unter den heutigen Verhältniſſen eine allgemeinen Wert 
beanſpruchende Behandlung des Problems davon ausgehen kann, 
daß gerade der Schuldner der wirtſchaftlich Schwächere iſt, nur 
weil er in dem fraglichen Zuſammenhange gerade die Eigenſchaft 


des Schuldners hat. Eine Beſſerung des Rechtszuſtandes muß 


mit einer Erhöhung der Pfändungsgrenze und eventuell einer 
Beſchränkung der Pfändbarkeit des Überbetrages auf einen Teil 
beginnen. Es entſpricht aber durchaus dem geltenden Rechte 
und iſt ſchließlich das einzige geſunde Ergebnis, daß der Gläubiger 
ſeinen Schuldner zwar weder zwingen kann, überhaupt zu 
arbeiten, noch zwingen kann, dies für eine beſtimmte Ver⸗ 
gütung zu tun, daß er aber auf Grund des Anfechtungs⸗ 
geſetzes durchaus in der Lage iſt, jeden tatſächlich erworbenen 
Anſpruch auf Vergütung, ſowie überhaupt jede Vergütung, die 
ſich juriſtiſch — nicht nur wirtſchaftlich — als ſolche darſtellt 
und die jenſeits der Pfändungsgrenze liegt, anzugreifen. 
Der Satz des RG., s) daß kein Gläubiger das Recht 
habe zu verlangen, daß der Schuldner ſeine Erwerbstätigkeit 
in der Art ausübe, daß es dem Gläubiger ermöglicht wird, 
die Hand auf den Ertrag dieſer Tätigkeit zu legen, iſt 
höchſtens in dem Sinne richtig, daß damit ſolcher Ertrag 
gemeint iſt, bei dem dieſe Eigenſchaft nur im wirtſchaftlichen, 
nicht auch im juriſtiſchen Sinne vorliegt (z. B. bei unentgelt⸗ 
licher Arbeit des Schuldners im Geſchäft ſeiner Frau). Jener 
Satz iſt aber ohne rechten Sinn, wenn es ſich um Ertrag im 
juriſtiſchen Sinne handelt (z. B. um den Anſpruch der Frau bei 
dem ſogenannten 1500⸗Mark⸗Vertrage). Denn jeder folder 
Ertrag iſt, zum mindeſten mit Hilfe des Anfechtungsgeſetzes, 
angreifbar. Wenn daher das RG., Bd. 67 S. 63, jenen Satz 
in der Form ausſpricht, daß der Schuldner nicht den Ertrag 
(oder die Früchte) ſeiner Tätigkeit, ſondern auch die „Gegen⸗ 
leiſtung“, wobei offenbar dieſes Wort im juriſtiſchen Sinne 
verſtanden wird (vgl. S. 62), dem Gläubigerzugriff entziehen 
dürfe, ſo muß man eben darauf antworten, daß dieſe Möglich⸗ 
keit für den Schuldner nicht in Betracht kommt, da das An⸗ 
fechtungsgeſetz entgegenſteht. Es iſt eben begrifflich ein Un⸗ 
ding, daß etwas, was juriſtiſch Gegenleiſtung für die Arbeit 
des Schuldners iſt, aus ſeinem Vermögen ohne eine Rechts⸗ 
handlung ſeinerſeits (die dann die Grundlage einer Anfechtung 
bildet) hinausgelangen kann. Wollte man dies wirklich an⸗ 
nehmen, ſo wäre dies ein überaus großes Armutszeugnis der 
Konſtruktionsjurisprudenz, und zwar ein ſo großes, daß man 
wirklich Zweifel an ihrer Brauchbarkeit bekäme. Das OLG. 
Düſſeldorf hat dies in ſeiner Entſcheidung vom 15. Mai 1912 
(LeipzZ. 1912, 712; Recht 1912 Nr. 2705) richtig erkannt. 
Es irrt nur, wenn es daraus folgert, daß nun unbedingt eine 
Abtretung des Ehemanns an die Ehefrau vorliegen müſſe. Es 
beſteht außerdem noch die Möglichkeit eines Vertrages des Che: 
manns mit dem Prinzipal zugunſten der Ehefrau als eines Dritten. 
Genau genommen läuft die Theorie des RG., die eine jede Rechts⸗ 
handlung des Ehemanns leugnet, darauf hinaus, daß die Ver⸗ 


3) Bd. 67 S. 171; Bd. 70 S. 230. 
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gütung nicht begrifflich in das Vermögen desjenigen gehöre, 
der die Arbeit leiſtet, ſondern begrifflich von vornherein einem 
anderen verſprochen werden könne, ohne daß dieſer alſo dadurch 
etwas aus dem Vermögen des Schuldners erhalte. Dieſe Ans 
ſicht muß im Zuſammenhang mit der an ſich recht lobenswerten 
Tatſache, daß es keine Schuldhaft mehr gibt, geradezu zu einer 
Rechtloſigkeit des Gläubigers und einem geſetzlichen Schutz der 
Gläubigerbenachteiligung führen. 

Schließlich ſei noch folgendes erwähnt. Man kann ſich 
des Gedankens nicht erwehren, daß die vielen Machenſchaften, 
die Schuldner, insbeſondere Angeſtellte, häufig unternehmen, 


um ihre Gläubiger zu benachteiligen, nicht oder nur in viel 


geringerem Umfange geſchehen würden, wenn wir noch eine 
Schuldhaft hätten,“) wenigſtens in der Form, wie ſie nach 
dem bayriſchen Geſetz vom 6. April 1869 beſtand, daß fie 
nämlich nur gegen den zahlungsfähigen, aber zahlungsunluſtigen 
Schuldner zur Anwendung kam. 16) Wenn man bei der Auf: 
hebung der Schuldhaft die Hoffnung hegte, daß die Kredit 
verhältniſſe ſich entſprechend ändern würden, «) daß die Kreiſe, 
die ihren Kredit der Tatſache mitverdankten oder wenigſtens 
mitzuverdanken ſchienen, daß durch die Schuldhaft ein — nämlich 
mittelbarer — Zwang zur Zahlung geſchaffen wurde, nicht 
mehr ſo viel Kredit erhalten würden, ſo trifft dies, wenn es 
überhaupt jemals zugetroffen hat, heute ſchon lange nicht mehr 
zu. Das Angebot iſt faſt überall größer als die Nachfrage, 
fo daß die Konkurrenz zum Kreditieren zwingt. Trotzdem if 
ſelbſtverſtändlich der Gedanke einer Wiedereinführung der Schuld⸗ 
haft, in welcher Form es auch ſei, als dem heutigen Empfinden 
widerſprechend, nicht diskutabel. Da nun aber der Gläubiger, 
dem nur die Anfechtung geblieben iſt, an ſich in einer üblen 
Lage iſt, ſo iſt es gewiſſermaßen ein Gebot der ausgleichenden 
Gerechtigkeit, in allen Zweifelsfällen dem Anfechtungsgeſetz ein 
dem Gläubiger günſtige Auslegung zu geben, *) zumal wir doch 
heute in einer Zeit leben, in der das moraliſche Recht häufiger 
auf ſeiten des Gläubigers als des Schuldners iſt. 


84) Pgl. die noch heute leſenswerte Schrift von Schmölder, Zur 
Wiedereinführung der Schuldhaft, Köln 1883 S. 34 fi. 

3) Schmölder a. a. O. S. 27. 

85) Vgl. Motive zum Entwurf eines Geſetzes betreffend die 
Aufhebung der Schuldhaft. Sten B. über die Vhdl. d. RT. d. Nord: 
deutſchen Bundes, Seſſ. 1868, Bd. 2 S. 268, u. Ber. der 8. Komm, 
ebenda S. 294. 

37) Intereſſant find noch heute die von dem Abgeordneten Meyer 
— einem grundſätzlichen Gegner der Schuldhaft — für Beibehaltung 
der Schuldhaft angeführten Gründe (vgl. Sten B. der Vhdl. des NT. 
des Norddeutſchen Bundes, Seſſ. 1868, Bd. 1 S. 193 ff.). U. a. be 
merkt er (S. 194), daß bei der Zwangsvollſtreckung durch den Ge 
richtsvollzieher der Gläubiger, namentlich der kleine Mann, keine 
Garantie habe, daß die Zwangsvollſtreckung mit der ganzen recht 
lichen Strenge erfolge. — An anderer Stelle (vgl. Schmölder a. a. O. 
S. 25) hat Meyer vorgeſchlagen, daß das künftige allgemeine 
deutſche Bürgerliche Geſetzbuch den Satz aufnehmen ſolle, daß die 
Frau mit ihrem Vermögen für die Schulden des Mannes haften 
ſolle, und daß bis zur Einführung dieſer Beſtimmung eine Übergangs 
beſtimmung des Inhalts zweckmäßig ſei, daß gegen Schuldner, N 
verheiratet feien, die Schuldhaft zuläſſig ſei, ſofern nicht der Cr 
gatte desſelben die betreffende Schuld als Korrealſchuld übernähme. 
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Die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts 
nach zwangsweiſer Beitreibung des Schuldbetrags.“) 


Von Juſtizrat Bendix, Breslau. 


Schäffer hat ſich in dankenswerter Weiſe mit dem 
Zurückbehaltungsrecht und deſſen Geltendmachung in der zweiten 
Inſtanz befaßt.!) Ich ſtimme in weſentlichen Punkten mit ihm 
nicht überein. N 

1. Schäffer ſcheint anzunehmen, daß die von ihm er⸗ 
wähnten Schwierigkeiten ſich nur ergeben können, wenn das 
erſtinſtanzliche Gericht das bereits vor ihm geltend gemachte 
Zurückbehaltungsrecht nicht für begründet erachtet hat, ferner 
aber auch dann, wenn der Beklagte ſich erſt in zweiter Inſtanz 
auf ſein Zurückbehaltungsrecht beruft. Er überſieht, daß viel⸗ 
leicht noch häufiger die Fälle ſind, in denen im erſten 
Nechtszuge (vor dem AG. oder vor dem LG.) ein (ohne 
oder gegen Sicherheitsleiſtung) vorläufig vollſtreckbares Vers 
ſaͤumnisurteil erlaſſen iſt und das Zurückbehaltungsrecht im 
Einſpruchsverfahren geltend gemacht wird, nachdem der Kläger 
vollſtreckt oder der Beklagte mit Rückſicht auf die drohende 
Vollſtreckung zu deren Abwendung) geleiftet hat. Die Vor⸗ 
ſchriften des § 717 Abſ. 1 und 2 ZPO. gelten zweifelsohne 
auch bier.) 

2. Schäffer geht davon aus, daß die Leiſtung des Be⸗ 
klagten auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Titels die 
volle Wirkung einer Erfüllungshandlung habe“) und daß mit 
ſolcher Leiſtung das Zurückbehaltungsrecht des Beklagten un⸗ 
wiederbringlich verlorengegangen ſei. Weder das Eine noch 
das Andere trifft zu. 

a) Es iſt nicht richtig, daß das RG. in JW. 1914, 986 11 
in ſolcher Leiſtung eine echte, vollwirkſame Erfüllung ſieht und 
ſich inſofern zu einer älteren Entſcheidung in NGB. 63, 330 
und JW. 1906, 47638 in Gegenſatz ſtellt. Im Gegenteil hebt die 
neuere Entſcheidung die Schlußſätze des älteren Urteils beſonders 
hervor: „Die Hingabe oder Wegnahme des Geldes auf Grund 
der vorläufigen Vollſtreckung iſt die vorläufige Regelung des 
Streitverhältniſſes zugunſten des Klägers, aber unter voller 
Wahrung der Rechte des Beklagten; und der Beſtand dieſer 
vorläufigen Regelung iſt abhängig gemacht von dem Beſtand 
oder der Aufhebung des Urteils, nicht von dem Beſtande der 
Klageforderung zur Zeit der Erlaſſung des Urteils oder ſeiner 
Vollſtreckung. Die Entſcheidung über die rechtliche Wirkung 
der Auslieferung des Geldes iſt hiernach hinausgeſchoben bis 
zur rechtskräftigen Entſcheidung des Streites ...“, und tritt 
dieſen Sätzen ausdrücklich bei. Sie entnimmt nur dem 
Umftanbe, daß der Kläger, welcher feine Forderung eingezogen 
hat, keinen Anſpruch mehr im Konkurſe anzumelden habe, daß 


) Vgl. auch Neichhelm, S. 748. 
) JW. 1915, 217 ff. 
) G3. 25, 426. 

9) Sie greifen auch im Falle der Vollſtreckung der Verſäumnis⸗ 
urteile des OLG. Plaz, während Abſ. 2 auf ſonſtige Urteile der OLG. 
in vermögens rechtlichen Streitigkeiten keine Anwendung findet (8 717 
Abſ. 3 ZPO). Vgl. hierzu noch § 708 Nr. 3 daſ. 

) Ebenſo Gaupp⸗ Stein, Anm. 11 zu $ 708 380. 
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auch die Leiſtung auf Grund vorläufig vollſtreckbaren Urteils 
Erfüllung im Sinne des 5 17 KO. ſei, nichts weiter. 

Und in der Tat kann jener Leiſtung bis zur rechts⸗ 
kräftigen Beſtätigung des vollſtreckbaren Titels nicht die volle 
Wirkung einer Erfüllungshandlung zuerkannt werden. Die 
Erfüllung geſchieht zum Zwecke der Befriedigung des materiellen 
Anſpruchs des Gläubigers und der Tilgung der Schuld⸗ 
verbindlichkeit des Schuldners und bewirkt das Erlöſchen des 
Schuldverhältniſſes. Der Beklagte, der nur dem ſtaatlichen 
Vollſtreckungszwange gehorcht oder zu ſeiner Abwendung leiſtet, 
will nicht den Anſpruch oder die Schuldverbindlichkeit an⸗ 
erkennen und ſie beſeitigen, ſondern unter Wahrung aller 
ſeiner ſonſtigen Befugniſſe und Rechtsbehelfe lediglich 
dem Richterſpruch inſoweit genügen, als dieſer durch die An⸗ 
ordnung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit das Streitverhältnis 
zugunſten des Klägers einſtweilen regelt. Der ſtreitige An⸗ 
ſpruch ſelbſt wird dem Gegner gegenüber erſt durch das rechts⸗ 
kräftige Urteil zugeſprochen oder aberkannt; erſt im Zeitpunkt 
der Rechtskraft entſcheidet ſich, ob dem Kläger das vorläufig 
Erlangte wirklich gebührt oder nicht gebührt, ob er es als 
Erfüllung zu erhalten und deshalb zu behalten oder nicht zu 
erhalten und deshalb zurückzugewähren habe. 

Das Schuldverhältnis beſteht trotz der Leiſtung auf Grund 
vorläuſig vollſtreckbaren Schuldtitels unverändert fort, der 
Kläger bleibt forderungsberechtigt. 

b) Jene Leiſtung kann nicht die Erfüllung bedeuten; ſonſt 
wäre dadurch der Anſpruch des Klägers erloſchen. Man müßte 
dann folgerecht durch die Erfüllung den Rechtsſtreit in der 
Hauptſache als erledigt betrachten. Davon kann aber keine 
Rede ſein. Der Kläger macht vielmehr trotzdem ſeinen Anſpruch 
nach wie vor in voller Höhe als rechtsbeſtändig geltend, wenn 
der Beklagte Einſpruch oder ein Rechtsmittel einlegt oder ein⸗ 
gelegt hat, und beantragt beiſpielsweiſe im Einſpruchsverfahren 
die Aufrechterhaltung des Verſäumnisurteils, im zweiten Rechts⸗ 
zuge die Zurückweiſung der Berufung, auch wenn er inzwiſchen 
vollſtreckt oder der Beklagte behufs Abwendung der Vollſtreckung 
geleiſtet hat. 

Es iſt mithin trotz ſolcher Vollſtreckung oder Leiſtung 
für den Prozeß überhaupt bei deſſen Fortführung res integra. 
Der Kläger verlangt noch immer die Verurteilung, der 
Beklagte kann zum Zwecke ihrer vollſtändigen oder teils 
weiſen Abwendung alle materiellen und prozeſſualen Ver⸗ 
teidigungsmittel vorſchützen. Er iſt deshalb auch befugt, 
gegenüber dem Anſpruch auf die geſchuldete Leiſtung das 
Zurückbehaltungsrecht geltend zu machen, ohne Rückſicht darauf, 
ob er dieſes Recht ſchon vor Erlaß des vorläufig vollſtreckbaren 
Urteils vorgebracht hatte oder ſich erſt jetzt darauf beruft. Es 
geht nicht verloren, ſolange die Leiſtung nur eine einſtweilige 
Regelung bezweckt und bedeutet und ihre Erfüllungswirkung 
noch in der Schwebe iſt; inſoweit ſteht nach wie vor kein tat⸗ 
ſächliches oder rechtliches Hindernis dem Richterſpruch entgegen, 
daß der Beklagte nur gegen Empfang der ihm gebührenden 
Leiſtung an den Kläger zu leiſten habe. 

3. Schäffer erkennt an, daß die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
ſachliche Nachteile für den Beklagten nicht zur Folge haben 
dürfe, und bemüht ſich darzutun, daß auch ſein Standpunkt zu 
einem ſolchen das materielle Recht des Beklagten beeinträchtigenden 
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Ergebnis nicht führe. Er findet den Ausgleich darin, daß der 
8 717 in Abſ. 2 und 3 dem Beklagten Anſprüche gewähre, 
wonach der Kläger ſich ſo behandeln laſſen müſſe, als ob das 
in Wahrheit bereits erloſchene Zurückbehaltungsrecht noch 
beſtände. Dieſe Auffaſſung iſt meines Erachtens irrig. Richtig 
iſt es, daß der Abſ. 2 des S 717 dem Beklagten einen An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz gewährt,?) wonach ihm der Kläger 
nicht bloß die empfangene Leiſtung einſchließlich der Zinſen, die 
Koſten und ſonſtige Aufwendungen, ſondern auch den mittel⸗ 
baren Schaden und entgangenen Gewinn zu erſtatten hat. Der 
Kläger hat von der vorläufigen Vollſtreckbarkeit auf ſeine 
Gefahr Gebrauch gemacht; er haftet ohne Rückſicht auf Ver⸗ 
ſchulden,“) wie aus einer unerlaubten Handlung nach den 
55 823 ff. BGB., er iſt mithin verpflichtet, den früheren 
Zuſtand wieder herzuſtellen, hilfsweiſe den Beklagten in Geld 
zu entſchädigen.“) Lediglich ſolcher Gelderſatz käme in Frage, 
wenn das alte, urſprüngliche Recht des Beklagten unwider⸗ 
ruflich untergegangen wäre. Der ſchuldrechtliche Wieder⸗ 
herſtellungsanſpruch ſchließt die Annahme geradezu aus, das 
erloſchene Recht als nicht erloſchen zu betrachten oder den 
Kläger rechtlich ſo zu behandeln, als ob es noch beſtände. — 
Ebenſowenig iſt eine ſolche Auffaſſung mit dem Inhalt des 
Abſ. 3 des 8 717 vereinbar. Nach § 708 Nr. 7 ZPO. find 
Urteile der OLG. in vermögensrechtlichen Streitigkeiten mit 
Ausnahme der Verſäumnisurteile auch ohne Antrag für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar zu erklären. Wird auf Grund eines ſolchen 
Urteils vollſtreckt oder zur Abwendung dieſer Vollſtreckung 
geleiſtet und erfolgt demnächſt die Aufhebung oder Abänderung 
des Urteils ganz oder teilweiſe, ſo beſchränkt ſich die Haftung 
des Klägers auf die Erſtattung des Gezahlten oder Geleiſteten; 
der Kläger iſt nur verpflichtet, das Empfangene einſchließlich 
der Zinſens) nach Maßgabe der Vorſchriften über die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung zurückzugewähren.) Gewiß kann man 
ſagen, daß er durch die Leiſtung des Beklagten inſoweit 
bereichert ſei, als er ſie erlangt hat, ohne gleichzeitig von ſeiner 
Seite zu erfüllen. Daraus würde man aber nur folgern 
dürfen, daß der Kläger — wenn man das Zurückbehaltungs⸗ 
recht des Beklagten als ſchlechthin erloſchen betrachten will —, 
das zu viel Erlangte oder deſſen Wert herauszugeben hätte, 
nicht aber kann man dem Beklagten auf dieſe Weiſe das einmal 
untergegangene Recht wieder verſchaffen. Gerade aus der 
Vorſchrift des § 717 Abſ. 3 erhellt, daß die Leiſtung auf 
Grund vorläufig vollſtreckbaren Urteils nicht zum Zwecke der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit geſchehen ſein kann; ſonſt wäre 
die Rückforderung nur zuläſſig, wenn dem Anſpruch eine 
dauernde Einrede entgegenſtand, 10) während das Zurückbehaltungs⸗ 
recht doch nur eine auffchiebende gewährt. 


5) Das vormalige PrOTr. hat in dauernder Rechtſprechung auf 
Grund der damaligen Prozeßgeſetze für preußiſches Recht die un⸗ 
bedingte Entſchädigungspflicht des Gläubigers bei Vollſtreckung aus 
noch nicht rechtskräftigen Erkenntniſſen angenommen. Vgl. OTr. 31, 9; 
Strieth Arch. 37, 295 und 45, 7. 

6) Die Vorſchrift des 8 254 BGB. findet Anwendung. 

7) 88 249 ff. BGB. 

8) § 291 BGB. 

9) 88 818, 291, 292 BGB. 

10) § 813 BGB. 
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Nach alledem muß der Verſuch, auf dem Umwege über 
§ 717 Abſ. 2 und 3 dem Beklagten zu helſen, als mißlungen 
erachtet werden. 

4. Der erſte Abſatz des S 717 ſetzt voraus, daß die 
vorläufig vollſtreckbare Entſcheidung in der Haupiſache oder 
der Vollſtreckbarkeitserklärung aufgehoben oder abgeändert 
werden kann, ohne Rückſicht darauf, ob das erſte Urteil bereits 
vollſtreckt oder zur Abwendung der Vollſtreckung geleiſtet iſt. 
Die Aufhebung oder Abänderung hängt von der Geltendmachung 
der nach Abſ. 2 und 3 begründeten ſchuldrechtlichen Anſprüche 
fo wenig ab, daß dieſe umgekehrt nur gegeben find, wenn und 
inſoweit die Aufhebung oder Abänderung erfolgt. 11) Obwohl 
dieſe Anſprüche ſchon im Zeitpunkt der Zahlung oder Leiſtung 
als rechtshängig gelten, beſteht keinerlei Verpflichtung, ſie im 
anhängigen Verfahren geltend zu machen; ſie können auch 
außerhalb dieſes Verfahrens in ſelbſtändigen Prozeſſen verfolgt 
oder beiſpielsweiſe zu einer anderweiten Aufrechnung gegen 
ſonſtige Anſprüche des Klägers verwendet werden. Der Be⸗ 
klagte, welcher das Zurückbehaltungsrecht mit Recht einwendet, 
wird mithin eine Abänderung des vorläufig vollſtreckbaren 
Urteils, das ihn ſchlechthin verurteilt hat, gemäß § 274 BEP. 
auch dann erzielen müſſen, wenn er die Stellung der Anträge 
aus Abſ. 2 und 3 des 8 717 8PO. im anhängigen RNechts⸗ 
ſtreit unterläßt. In der Regel freilich wird ſich die Stellung 
dieſer Anträge, wenn es ſich um den Einwand des Zurüd- 
behaltungsrechts handelt, aus praktiſchen Gründen empfehlen. 
Die Urteilsformel könnte dann folgendermaßen lauten: 

Das Urteil vom .. . . wird abgeändert (aufgehoben) 
und der Kläger verurteilt, das auf Grund dieſes Urteils 
an ihn Gezahlte oder Geleiſtete nebſt den Zinſen ſeit 
. . . . an den Beklagten fofort zurückzugewähren oder die 
dieſem (auf Grund feines mit der Zurückbehaltungseinrede 
geltend gemachten Gegenanſpruchs) gebührende Leiſtung 
(Zahlung oder Herausgabe eines Gegenſtandes uſw.) an 
ihn zu bewirken. Der Kläger wird ferner verurteilt, 
den weiteren Schadenserſatz n) dem Beklagten zu leiſten. 

Hatte der Beklagte auf Grund des vorläufig vollſtreckbaren 
Schuldtitels an den Kläger nur teilweiſe geleiſtet, ſo wird eine 
entſprechende anderweite Faſſung zu wählen ſein. Das auf⸗ 
hebende oder abändernde Urteil hat über die Sicherheit, welche 
der Kläger behufs Ermöglichung der Vollſtreckung der früheren 
Entſcheidung nach deren Inhalt hinterlegen mußte, nicht zu 
befinden. Dieſe Sicherheit haftet als Pfand für die Deckung 
der Anſprüche des Beklagten aus 8 717 Abſ. 2 und 3. Sie 
kann — abgeſehen von der Einwilligung des Beklagten in die 
Rückgabe — auf dem Wege des § 109 ZPO. oder mittels 
einer beſonderen Klage zurückverlangt werden, ſobald die 
Möglichkeit eines Schadens ihre Erledigung gefunden hat.) 


11) Die hier bekämpfte Auffaſſung beruht gerade auf der ſälſch 
lichen Unterſtellung, daß nach den geſetzlichen Beſtimmungen um? 
gekehrt die Abänderung oder Aufhebung des vollſtreckten Urteils 
durch die Geltendmachung des Schadenserſatz⸗ oder Bereicherungs' 
anſpruchs bedingt ſei. 

12) § 717 Abſ. 2. 

13) Pgl. RG. 50, 376; 61, 300. 
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44. Jahrgang. 


Der Zeitpunkt der Beſtellung des Verwalters nach 

der Verordnung des Bundesrats über die Zwangs⸗ 

verwaltung von Grundſtücken vom 22. April 1915. 
Von Amtsrichter Dr. Weinmann, Crefeld. 


In JW. 1915, 473 ff. vertritt Güthe den Standpunkt, 
die Beſtellung des Verwalters gemäß der neuen Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats über die Zwangsverwaltung von 
Grundſtücken müſſe ſtets oder doch in der Regel gleichzeitig 
mit der Anordnung der Zwangsverwaltung erfolgen. Dies 
ergibt ſich aus ſeiner Darlegung (S. 476), es gehöre zu den 
Amtspflichten des Gerichts, bei allen beantragten Zwangs⸗ 
verwaltungen vor Entſcheidung über den Antrag zunächſt 
den Schuldner über die Bereitwilligkeit, Verwalter zu ſein, zu 
hören; durch eine alsbaldige Entſcheidung werde ein etwaiges 
Recht des Schuldners, Verwalter zu werden, vereitelt. Bei 
Beſchwerde gegen einen den Antrag auf Anordnung der 
Zwangsverwaltung ablehnenden Beſchluß müſſe das Beſchwerde⸗ 
gericht, falls es nicht die Beſchwerde zurückweiſe, in gleicher 
Weiſe zunächſt den Schuldner anhören. Und bezüglich der 
Aufſichtsperſon erklärt Güthe (S. 480), die Beſtellung des 
Verwalters und der Aufſichtsperſon hätten in einem Beſchluß 
zu erfolgen, regelmäßig werde dies der Beſchluß über die 
Anordnung der Zwangsverwaltung ſein. 

Dieſer Auffaſſung Güthes kann meines Erachtens nicht 
zugeſtimmt werden. 

Auf keinen Fall zwingt der Wortlaut der Verordnung zu 
der Annahme, Anordnung der Verwaltung und Beſtellung des 
Verwalters müßten in einem Beſchluß erfolgen. Zwar 
beſtimmt 8 1: „Bei der Einleitung der Zwangsverwaltung 
eines Grundſtücks iſt der Schuldner zum Verwalter zu beſtellen, 
wenn er bereit iſte „. Dieſer Wortlaut läßt ſich aber 
ſehr wohl auch ſo auslegen, daß lediglich der Fall der Zwangs⸗ 
verwaltung, die Gelegenheit der Anwendung der Verordnung 
hervorgehoben wird. Güthe ſelbſt führt denn auch ſeine Anſicht 
nicht folgegerecht durch. Zunächſt legt er zwar — meines 
Erachtens zu Unrecht — dar, die Beſtellung des Schuldners 
zum Verwalter ſei nicht mehr zuläſſig, wenn zunächſt ein anderer 
Verwalter beſtellt war (S. 475). Von dieſem Satz läßt er 
aber ſo viele Ausnahmen zu, daß er ihn praktiſch doch wieder 
aufhebt. Und gegenüber dem nach ſeiner Auslegung hiermit 
kaum vereinbaren Wortlaut hilft er ſich mit der Ausführung: 
„Em innerer Grund für eine andere Behandlung dieſer Fälle 
iſt nicht erſichtlich, und die Worte: ‚Bei der Einleitung der 
Zwangsverwaltung ſollen offenbar nur zum Ausdruck bringen, 
daß die Ubergehung des Schuldners bei der Auswahl des 
Verwalters nicht zu einem ſtörenden Eingriff in das Verfahren 
benutzt werden darf.“ Schließt man ſich dieſer Auslegung an, 
dann nötigen die erwähnten Worte aber auch nicht zu der 
Auffaſſung, Anordnung der Zwangsverwaltung und Beſtellung 
des Verwalters müßten zeitlich zuſammenfallen. 

Darüber, daß nach dem Zwangsverſteigerungsgeſetz An⸗ 
ordnung der Verwaltung und Beſtellung des Verwalters zeitlich 
auseinanderfallen können, herrſcht, ſoviel ich ſehe, keine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit. Wenigſtens wird in den Anmerkungen zu 
9 150 38G. durchweg, auch in dem von Güthe herausgegebenen 
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Erläuterungsbuch, betont, die Beſtellung des Verwalters könne 
auch mündlich geſchehen. Das iſt aber nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung denkbar, daß der Anordnungsbeſchluß bereits ergangen iſt. 

Gegen den von Güthe für die neue Verordnung ver⸗ 
tretenen Standpunkt ſprechen aber verſchiedene erhebliche 
Bedenken. 

Die Bekanntmachung zwingt das Gericht, vor der Er⸗ 
nennung des Verwalters zeitraubende Ermittlungen anzuſtellen: 
Zuerſt iſt feſtzuſtellen, ob der Schuldner bereit und geeignet 
iſt, die Verwaltung zu führen, und ob ſich eine Aufſichtsperſon 
findet. Im günſtigſten Fall wird eine ſolche Feſtſtellung doch 
erſt nach einer Woche oder nach mehreren Wochen möglich ſein. 
Führt die Unterſuchung aber zu dem Ergebnis, daß die Beſtellung 
des Schuldners nicht angängig iſt, dann muß weiter geprüft 
werden, ob nicht ein Angeſtelltenverwalter nach § 3 ernannt 
wird. Iſt auch das nicht mözlich, ſo muß noch klargeſtellt 
werden, ob nicht ein Gläubigerverwalter nach 8 4 zu beftellen 
iſt. Gewiß wird das Gericht dieſe Prüfungen moͤglichſt gleich⸗ 
zeitig vornehmen. Immerhin wird ſich nicht ſtets vermeiden 
laſſen, daß die Beſtellung des Verwalters eine geraume Zeit, 
etwa einen Monat, nach Eingang des Antrages auf Anordnung 
der Zwangsverwaltung erfolgen kann. Dieſe durch die Bekannt⸗ 
machung neugeſchaffene Sachlage wird vom Standpunkt Güthes 
aus zu wenig berückſichtigt. Bei Befolgung der Anſicht Güthes 
würde von nun an die Anordnung der Zwangsverwaltung in 
der Regel erſt nach etwa zwei Wochen, ſehr oft aber auch 
ſogar nach einem Monat oder noch mehr Zeit, geſchehen. Ein 
ſolches Hinausſchieben der Anordnung der Zwangsverwaltung 
müßte jedoch ſämtlichen Beteiligten, vor allem dem betreibenden 
Gläubiger ſelbſt, zu großem Nachteil gereichen. In dieſer Be⸗ 
ziehung iſt in erſter Reihe darauf hinzuweiſen, daß auch die 
Beſchlagnahme, die die Folge der Anordnung iſt und bis jetzt 
gemäß 8 22 3G. zeitlich ſehr ſchnell nach ihr wirkſam zu 
werden pflegte, nunmehr in gleicher Weiſe hinausgeſchoben 
würde. Das aber iſt für die Gläubiger, die laufende Beträge 
wiederkehrender Leiſtungen zu fordern haben — und für dieſe 
gerade hat die Zwangsverwaltung Bedeutung! —, ſehr gefährlich. 
Nach 8 17 3G. nämlich werden dieſe Beträge von dem 
letzten Fälligkeitstermine vor der Beſchlagnahme an berechnet. 
Weiter werden durch ſolches Hinausſchieben des Eintritts der 
Beſchlagnahme leicht Mietzinſen der Beſchlagnahme entzogen, 
die ſonſt von ihr ergriffen worden wären. 

Dieſe gewiß bedenklichen Folgen werden vermieden, wenn 
das Gericht ſofort nach Eingang eines Antrags auf Einleitung 
der Zwangsverwaltung den Anordnungsbeſchluß erläßt und 
für das Wirkſamwerden der Beſchlagnahme (durch Zuſtellung 
an den Schuldner und Erſuchen an das Grundbuchamt gemäß 
§ 19 3G.) Sorge trägt. Die Frage, wer zum Verwalter 
beſtellt werden ſoll, wird dabei zunächſt offengelaſſen. Die 
Ernennung erfolgt dann ſpäter nach Abſchluß der dazu er⸗ 
forderlichen Ermittlungen. Auch hierbei iſt leider, ſoviel ich 
ſehe, ein Nachteil nicht zu vermeiden: Solange ein Zwangs⸗ 
verwalter nicht ernannt iſt, kann für die Einziehung der Mieten 
nicht genügend geſorgt werden. Dies iſt nicht ſo ſehr ſchädlich, 
wenn der Schuldner Verwalter wird und ſelbſt weiter die 
Mieten eingezogen hat. Denn in dieſem Falle wird der 
Schuldnerverwalter dieſe Mieten zugunſten der Verwaltung zu 
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verwenden haben. Wird aber der Schuldner nicht Verwalter, 
ſo werden die Mieter, falls ſie von der Beſchlagnahme keine 
Kenntnis haben, an ihn weiter wirkſam die Mieten entrichten, 
während er zur Herausgabe ſehr oft nicht mehr imflande fein 
wird. Ein Zahlungsverbot kann vor der Beſtellung des 
Verwalters an die Mieter nicht erlaſſen werden. Doch hat 
die Zuſtellung des Anordnungsbeſchluſſes an die Mieter 
wenigſtens die Wirkung, daß ſie durch Zahlung an den 
Schuldner, wenn dieſer nicht Verwalter wird, nicht befreit 
werden (8 22 Abſ. 2 3G.) . Dieſe ganze Sachlage iſt wenig 
erfreulich und bedeutet gegenüber dem bisher geltenden Recht 
meines Erachtens einen bedenklichen Rückſchritt. Immerhin 
ſind die ſich aus der neuen Verordnung ergebenden Nachteile 
weniger gefährlich, wenn man ſie nicht durch eine zu ſehr am 
Wortlaut haftende Auslegung verſchärft. 

Aus allen dieſen Gründen rechtfertigt ſich meines Erachtens 
die Auffaſſung: Entgegen der Annahme Güthes haben die 
Worte des § 1 der Verordnung: „Bei der Einleitung der 
Zwangsverwaltung ....“ nicht den Sinn, daß Anordnung 
der Verwaltung und Beſtellung des Verwalters zeitlich zuſammen⸗ 
fallen müſſen. 


Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 
[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Keichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Siehe Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen 
nebſt Anmerkungen.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

+1. 5 133 BGB. Vertragsauslegung.] 

Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch auf den Vertrag vom 
19. Februar 1910, durch den die Beklagte ſich verpflichtet hat, 
den zwiſchen ihm und der K.⸗Brauerei ſchwebenden [ſpäter 
zu feinen Ungunſten entſchiedenen] Prozeß auf ihre Koſten 
zu führen. Er iſt der Anſicht, daß die Beklagte ihm nach dem 
Vertrage nicht nur die Koſten des Prozeſſes, ſondern auch den 
der K.⸗Brauerei zugeſprochenen Betrag zu erſetzen habe. Die 
Beklagte hat ſich in erſter Reihe gegenüber dem ganzen Klag⸗ 
anſpruch auf die von ihr erklärte Anfechtung des Vertrags 
vom 19. Februar 1910 berufen. In zweiter Reihe iſt ſie der 
Meinung, der Vertrag ſei dahin auszulegen, daß ſie nur für 
die Prozeßkoſten aufzukommen habe. Die Anfechtung erklären 
beide Vorderrichter für ungerechtfertigt. In der Vertrags⸗ 
auslegung weichen ſie voneinander ab, das LG. tritt dem 
Kläger, das BG. der Beklagten bei. Gegen dieſe abweichende 
Auffaſſung des OLG. wenden ſich die Revifionsangriffe, die 
nicht begründet ſind. Da es ſich um weiter nichts als um die 
Auslegung einer den Einzelfall regelnden Vertragsbeſtimmung 
handelt, könnte die Reviſion nur Erfolg haben, wenn eine der 
Entſcheidung zugrunde liegende Verletzung geſetzlicher Aus⸗ 
legungsvorſchriften nachweisbar wäre. Das iſt jedoch nicht 
der Fall. Das BG. geht davon aus, daß die Vorſchrift des 
5 133 BGB., wonach bei der Auslegung einer Willens⸗ 
erklärung der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem 
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buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haſten iſt, nur dann 
zur Anwendung kommen könne, wenn der Wortlaut der 
Willenserklärung Zweifel an ihrem Sinne zulaſſe und daß fie 
nicht dazu führen dürfe, etwas in die Willenserklärung hinein⸗ 
zulegen, zu deſſen Ausdruck die gebrauchten Worte nach ihrer 
ſprachlichen Bedeutung überhaupt nicht geeignet ſeien. Hiervon 
ausgehend nimmt es an, daß man aus der ſtreitigen Vertrags⸗ 
beſtimmung die Erklärung des Willens, im Falle des ungünftigen 
Ausgangs des Prozeſſes nicht nur die Prozeßkoſten ſondern 
auch die Hauptſache zu zahlen, überhaupt nicht berauslejen 
könne und daß angeſichts dieſer für den Vertragsinhalt allein 
maßgebenden Faſſung der Urkunde auch die Ausſagen von 
zwei Zeugen, wonach der Direktor der Beklagten bei den 
Vertragsverhandlungen Außerungen getan habe, welche die von 
dem Kläger vertretene Auslegung zuließen, nicht zu dieſer Aus⸗ 
legung führen können. Dieſe Erwägungen könnten zu recht⸗ 
lichen Bedenken nach der Richtung Anlaß geben, ob das BG. 
ſich hinreichend bewußt geweſen iſt, daß die Frage, ob eine 
Urkunde einen beſtimmten Willen zum Ausdruck bringt, nicht 
lediglich zu beurteilen iſt nach dem Sprachgefühle des Richters, 
ſondern daß die Zuläſſigkeit einer von dem natürlichen Sinne 
des Wortlauts abweichenden Deutung erſt aufhört, wenn in 
die Urkunde etwas hineingelegt werden müßte, was auch bei 
Unterſtellung einer ungenauen Ausdrucksweiſe der Beteiligten 
unmöglich darin gefunden werden kann. Indeſſen ergeben die 
nachfolgenden Ausführungen des Urteils, daß die Entſcheidung 
auf einer ſolchen irrigen Auffaſſung jedenfalls nicht beruht. 
W. c. B. U., U. v. 4. Mai 15, 14/15 II. — Zweibrücken. [S.] 

＋ 2. 8 138 Abſ. 1 B68. Der Arztberuf iſt kein freies 
Gewerbe. Unfittlichkeit eines von einem Arzt zum Zwecke 
bloßen Gelderwerbs abgeſchloſſenen Vertrags über die Aus 
übung einer ärztlichen Heilmethode.] 

Am 2. Oktober 1911 kamen die Parteien überein, daß 
der Beklagte, ein früherer Offizier, nach der Ausbildung, die 
ihm der Kläger, ein Augenarzt, in der Technik der unblutigen 
Behandlung des Schielens zuteil werden laſſen wollte, eine 
orthopädiſche Augenheilanſtalt errichten ſolle und zwar zunächſt 
im Anſchluß an die Wohnung des Klägers für Privatſprech⸗ 
ſtunden und deſſen Ambulatorium. Für die Ausbildung ein 
ſchließlich der Anregung zu deren Verwertung ließ ſich der 
Kläger ein Honorar von 10 000 & verſprechen. Im Hinblick 
auf dieſen Vertrag hatten die Parteien ſchon am 28. Sep 
tember 1911 ein Abkommen getroffen, wonach der Beklagte 
vom Kläger ein Zimmer von deſſen Mietwohnung zum Zwecke 
des Betriebs der Anſtalt auf die Zeit vom 1. Oktober 1911 
bis zum 30. September 1912 zum Preiſe von 1800 4 mietete 
und das Recht auf Mitbenutzung des Wartezimmer des 
Klägers für die gleiche Zeitdauer gegen eine Vergütung von 
400 & eingeräumt erhielt. Endlich hat der Kläger dem Be 
klagten durch Vertrag vom 3. Oktober 1911 das Recht zur 
Mitbenutzung ſeiner Poliklinikräume für die Abhaltung von 
Schielkurſen gegen die Zuſicherung von Mietzins zugeſtanden. 
Der Beklagte hat die erwähnte Ausbildung nicht genoſſen. 
Das geplante Unternehmen iſt nicht ins Leben getreten. Mit 
der vorliegenden Klage fordert der Kläger auf Grund des 
Vertrags vom 28. September 1911 die Verurteilung des Be 
klagten zur Bezahlung des auf das letzte Kalendervierteljahr 
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1911 entfallenden Mietzinſes von 550 „/ nebſt Zinſen. Der 
Beklagte hat Klagabweiſung und unter Erhebung von Wider⸗ 
klage die Feſtſtellung beantragt, daß dem Kläger aus den be⸗ 
zeichneten 3 Verträgen keinerlei Anſprüche, insbeſondere nicht 
ſolche in Höhe von 13 550 & zuſtünden. Das BG. weiſt die 
Angriffe, welche der Beklagte gegen die drei im Tatbeſtand 
bezeichneten Verträge der Parteien auf Grund von 5 138 
Abſ. 1 BGB. erhebt, mit unzureichenden Gründen zurück. Es 
prüft lediglich, ob der in den Verträgen vom 28. September 
und 3. Oktober 1911 vereinbarte Mietzins und das im Ver⸗ 
trage vom 2. Oktober 1911 bedungene Honoror ungewöhnlich 
hoch bemeſſen ſind, ob es billig war, daß der Kläger die 
Räume ſchon vom 1. Oktober 1911, alſo von einem vor 
der Ausbildung des Beklagten liegenden Zeitpunkt an, ver⸗ 
mietete und ob der Kläger den Beklagten durch die ihm in dem 
zweiten Vertrag auferlegten Pflichten in zu weitgehendem 
Maße gebunden habe. Schon die Erwägungen, welche das 
BG. hierbei anſtellt, ſind nicht allenthalben einwandfrei. Ins⸗ 
beſondere bleibt bei der Annahme, daß der Kläger dem Be⸗ 
klagten die Idee des Betriebs einer orthopädiſchen Augen⸗ 
heilanſtalt unter der Leitung eines Laien zur Verwertung 
überlaſſen habe, die unter Beweis geſtellte Behauptung des 
Beklagten außer Betracht, die Idee ſei zur Zeit der Vertrags⸗ 
ſchließung in Fachzeitſchriften und der Tagespreſſe bereits be⸗ 
handelt und auch ſchon in die Praxis übertragen geweſen 
[ſ. den im Tatbeſtand der Vorinſtanz angezogenen Schriftſatz 
vom 14. Januar 1914, Bl. 105 der Akten]. Sieht man jedoch 
auch über dieſe Bedenken hinweg, ſo können die Ausführungen 
des BG. doch nicht für durchſchlagend erachtet werden, weil 
ſie weſentlichen Geſichtspunkten, die bei der Prüfung der Ver⸗ 
träge aus 8 138 Abſ. 1 BGB. in Betracht kommen, nicht 
Rechnung tragen. Wie das RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen 
hat RG. 66, 143 f. ); 68, 190), iſt der Arztberuf kein freies 
Gewerbe. Durch die hervorragende Bedeutung, welche er für 
das allgemeine Wohl hat, wird er aus dem Rahmen des ge⸗ 
wöhnlichen Erwerbslebens herausgehoben. Die Stellung des 
Arztes hat infolge des Intereſſes der Allgemeinheit an einer 
guten Geſundheitspflege einen öffentlich⸗rechtlichen Charakter. 
Mit dieſer Stellung iſt es unvereinbar, daß der Arzt ſeinen 
Beruf ausſchließlich oder auch nur vorwiegend in privatem 
Intereſſe ausübt. Ein Arzt, der in rechtsgeſchäftlichem Verkehr 
dieſe Schranke überſchreitet und ſich lediglich oder auch nur 
hauptſächlich von der Abſicht beſtimmen läßt, feinen Beruf zu 
einer Quelle des Gelderwerbs zu machen, ſetzt ſich nicht nur mit 
den Anſchauungen ſeiner Standesgenoſſen, ſondern auch mit 
den allgemeinen Sittenanſchauungen in Widerſpruch. Schließt 
er daher Verträge ab, aus deren Inhalt hervorgeht, daß er 
damit in überwiegendem Maße den Zweck verfolgt, ſeine beruf⸗ 
lichen Kenntniſſe und Erfahrungen zum Geldverdienen aus⸗ 
zunutzen, ſo verſtoßen ſie gegen die guten Sitten und ſind deshalb 
nichtig. Eine ſolche Abſicht des Klägers tritt in dem Abkommen 
vom 2. Oktober 1911 aufs deutlichſte zu Tage. Die 10 000 4 
Honorar ſollen dem Kläger nicht nur für die Unterweiſung des 
Beklagten, ſondern zugleich auch für die Anregung der Ver⸗ 
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wertung des Gelernten, alſo für den Nachweis einer Erwerbs⸗ 
tätigkeit, gezahlt werden. Daß der Betrag erſt zahlbar ſein 
ſoll, wenn das Unternehmen zum erſten Teil einen beſtimmten 
Reingewinn abwirft, iſt bedeutungslos. Der Beklagte ſoll 
überdies eine weitere Gegenleiſtung gewähren, indem er dem 
Kläger bei Gründung jeder Zweigniederlaſſung 10 000 & 
zahlt. Der Beklagte ſoll ferner dem Kläger nicht nur von 
dem Reinertrag der Berliner Anſtalt, ſondern auch von den 
Erträgniſſen jeder Zweigniederlaſſung, gleichviel wann und 
wo ſie eröffnet wird, die Hälfte zukommen laſſen, ſie ihm 
alſo auch dann zahlen, wenn es ſich um eine auswärtige 
Anſtalt handelt, in der der Kläger die von ihm in der Berliner 
Anſtalt zu leiſtende ärztliche Hilfe wegen der räumlichen Ent⸗ 
fernung von ſeinem Wohnort gar nicht leiſten kann. Alle 
dieſe Vereinbarungen ſtehen auf einer Stufe mit den Ab⸗ 
machungen eines Geſchäftsmanns, der ſeinen Beruf nach Mög⸗ 
lichkeit als Mittel zum Gelderwerb ausübt und ſind deshalb 
ſittenwidrig. Sie wären aus dieſem Geſichtspunkt auch dann 
zu beanſtanden, wenn die Behauptung des Klägers wahr wäre, 
daß er der Urheber der Idee ſei, die Methode der unblutigen 
Behandlung des Schielens durch Laien unter ärztlicher Über⸗ 
wachung ausüben zu laſſen. Auch würde es einflußlos ſein, 
wenn das von den Parteien geplante Unternehmen, wie der 
Kläger behauptet, der größten Erweiterung fähig geweſen wäre 
und dem Beklagten eine „glänzende pekuniäre Poſition“ ver⸗ 
ſchafft hätte. Dies alles würde nichts daran ändern, daß der 
Kläger ſich für die Mitteilung von Kenntniſſen und die Er⸗ 
ſchließung einer Erwerbsquelle Vermögensvorteile in einer 
Weiſe und in einem Umfang ausbedungen hat, wie es ein 
Gewerbtreibender zu tun pflegt und wie es nach der allgemeinen 
Auffaſſung mit der Würde des Arztberufs unverträglich iſt. 
Die getroffenen Vereinbarungen erſcheinen um ſo anſtößiger, 
als der Kläger zugleich Privatdozent für Augenheilkunde an 
einer deutſchen Univerſität iſt, und von ihm deshalb die Pflege 
der idealen Zwecke des ärztlichen Berufs in beſonderem Maße 
verlangt werden muß. Die ſich hieraus ergebende Nichtigkeit 
des Vertrags vom 2. Oktober 1911 zieht, da ſämtliche drei 
Verträge der Parteien nach der einwandfreien Annahme der 
Vorinſtanz als ein einheitliches Ganzes gewollt waren, die 
Nichtigkeit der übrigen Abkommen nach ſich [§ 139 BGB.]. 
v. E. c. H., U. v. 30. April 15, 219/14 III. — Berlin. [S.] 
+++ 3. Ergreift die Nichtigkeit eines Vertrages auch die in 
derſelben Urkunde enthaltene Vereinbarung über die Zuſtändigkeit 
des Gerichts?! 

Der Kläger hat im Januar 1911 dem Beklagten ein 
Darlehn von 5000 & gewährt. In der darüber aufgenommenen, 
von den Parteien unterzeichneten Urkunde vom 19. Januar 1911 
iſt beſtimmt, daß das Kapital ohne vorherige Kündigung ſofort 
fällig fein fol, wenn der Beklagte gewiſſen, im § 2 näher 
bezeichneten Verpflichtungen zuwiderhandeln würde; dieſe Ver⸗ 
pflichtungen hat er auf Ehrenwort und bei Vermeidung einer 
Vertragsſtrafe von 5000 & übernommen; ſchließlich haben ſich 
die Vertragſchließenden wegen aller aus dieſem Vertrag ent⸗ 
ſtehenden Streitigkeiten der Zuſtändigkeit des AG., bzw. des 
LG. zu L. unterworfen. Mit der Behauptung, daß der 
Beklagte jenen Verpflichtungen zuwidergehandelt habe, hat der 
Kläger bei dem LG. zu L. Klage auf Au bes 
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Darlehnsreſtes und auf Zahlung der Vertragsſtrafe erhoben. 
Der Beklagte hat zunächſt die Einrede der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit des Prozeßgerichts erhoben, dann aber zur Hauptſache 
verhandelt. Das LG. hat ihn unter Verwerfung jener Einrede 
nach dem Klagantrag verurteilt. Auf ſeine Berufung hat jedoch 
das OLG. die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Prozeßgerichts 
abgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat der Kläger Reviſion ein⸗ 
gelegt mit dem Erfolge, daß das angeſochtene Urteil aufgehoben 
und die Einrede der Unzuſtändigkeit des Prozeßgerichts ver⸗ 
worfen und die Sache an das BG. zurückverwieſen worden iſt. 
Gründe: Das BG. nimmt an, daß die Verpfändung des 
Ehrenworts für die Einhaltung der im 8 2 des Vertrags auf: 
geführten Verpflichtungen gegen die guten Sitten verſtoße, daß 
daher auch die auf ſolche Weiſe erfolgte Übernahme dieſer 
Verpflichtungen nach 8 138 Abſ. 1 BGB. nichtig ſei und daß 
die Nichtigkeit tiefes Teils des Vertrags nach der Regel des 
§ 139 BGB. die Nichtigkeit des ganzen Vertrags zur Folge 
habe. Dieſe Nichtigkeit erſtrecke ſich auch auf die in der 
Urkunde enthaltene Vereinbarung über die Zuſtändigkeit der 
L. er Gerichte; denn inſoweit handele es ſich nur um eine 
Nebenbeſtimmung jenes Vertrags, die ohne dieſen ſicherlich nicht 
getroffen worden wäre. Da auch aus einem ſonſtigen Grunde 
in L. für den gegenwärtigen Rechtsſtreit ein Gerichtsſtand nicht 
begründet ſei, müſſe die Klage wegen Unzuſtändigkeit des 
Gerichts abgewieſen werden. Die Reviſion macht hiergegen 
geltend, die Zuſtändigkeitsklauſel ſei nicht Beſtandteil des 
Hauptvertrags, mit dem fie ſtehen und fallen müſſe; fie beſage 
im Gegenteil, daß die Frage des Beſtandes und der Wirkung 
des Hauptvertrags von einem beſtimmten Gericht entſchieden 
werden ſolle. Dieſem Angriff kann der Erfolg nicht verſagt 
werden. Das BG. hat nicht über den Klaganſpruch ſelbſt 
entſchieden, ſondern lediglich über die vom Beklagten beſtrittene 
örtliche Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts, wenn es auch bei 
Prüfung dieſes Streitpunktes auf die Hauptſache ſelbſt ein⸗ 
gegangen if. Dem Reviſionsgericht iſt daher auch nur die 
Zuſtändigkeitsfrage zur Entſcheidung unterbreitet; die Prüfung 
dieſer Frage ergibt aber, daß die getroffene Zuſtändigkeits⸗ 
vereinbarung ſelbſt dann nicht nichtig iſt, wenn man den 
ſonſtigen Ausführungen des BG. beitritt. Zunächſt iſt an der 
Hand des 8 138 BGB. zu prüfen, ob mit Rückſicht auf den 
ſonſtigen Inhalt des Vertrags dieſe Vereinbarung an ſich 
nichtig iſt, ob ſie deswegen, weil jener — wie das BG. an⸗ 
nimmt — gegen die guten Sitten verſtößt, ebenfalls als ſitten⸗ 
widrig anzuſehen iſt. Das iſt zu verneinen und wird auch 
vom BG. nicht angenommen. Die Befugnis der Parteien, ein 
an ſich unzuſtändiges Gericht durch Vereinbarung zuſtändig zu 
machen, findet ihre Grenze in der Vorſchrift des 5 40 ZRD.; 
außerdem kann allerdings in der Vereinbarung ein Mißbrauch 
des prozeſſualen Rechts liegen, beſonders dann, wenn ihr Zweck 
mit den guten Sitten ſich nicht vereinbaren läßt. Hiervon 
kann aber regelmäßig dann nicht die Rede ſein, wenn die Zu⸗ 
ſtändigkeit eines ſtaatlichen Gerichts vereinbart wird, im 
Gegenſatze zu dem Falle, daß die Entſcheidung durch Schieds⸗ 
ſpruch erfolgen ſoll, wenn z. B. beim Spiel vereinbart wird, 
daß über die Anſprüche daraus und darüber, ob ein Spiel 
vorliege, durch Schiedsſpruch entſchieden werden ſoll. Die 
Parteien haben die Zuſtändigkeit eines beſtimmten ſtaatlichen 
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Gerichts vereinbart zur Entſcheidung aller aus dem Vertrag 
entſtehenden Streitigkeiten, damit alſo auch des Streites, ob 
der Vertrag rech tswirkſam geſchloſſen worden. Ein Anhalt 
dafür, daß die Vereinbarung aus irgendwelchen ſittenwidrigen 
Gründen oder zu dergleichen Zwecken getroffen worden, iſt n 
Der Verſtoß gegen die guten 
Sitten, den das BG. im vorliegenden Falle in der Ben 
pfändung des Ehrenworts erblickt, ergreift daher nicht auch 
jene Vereinbarung. Es kann ſich daher nur fragen, ob die 
vom BG. aus dieſem Verſtoß hergeleitete Nichtigkeit dez 
Vertrags nicht bloß die beiderſeitigen Rechte und Pflichten aus 
dieſem Vertrag, ſondern auch die Zuſtändigkeitsvereinbarung 
ergreift. Das BG. hat dies auf Grund der Vorſchrift im 
5 139 BGB. bejaht. Dem kann nicht beigetreten werden. 
Es ließe ſich fragen, ob auf einen Fall der vorliegenden Art 
dieſe Geſetzesbeſtimmung überhaupt anwendbar iſt; fie rechnet 
mit der Möglichkeit des Willens der am Rechtsgeſchäft 
Beteiligten, daß fie dieſes auch ohne den nichtigen Teil vor⸗ 
genommen haben würden; mit einer ſolchen Möglichkeit kann 
aber der Natur der Sache nach nicht gerechnet werden, wenn 
— wie hier zu unterſtellen — der materiellrechtliche Teil des 
Vertrags nichtig iſt und nur der prozeßrechtliche Teil von 
der Nichtigkeit nicht betroffen wird. Doch braucht hierauf nicht 
weiter eingegangen zu werden; denn ausſchlaggebend iſt, daß 
die Zuſtändigkeits vereinbarung für den Fall getroffen worden, 
daß hinſichtlich des Darlehnsvertrags und der aus dieſen 
entſpringenden Rechte und Pflichten Streitigkeiten unter den 
Vertragſchließenden entſtehen follten, und daß hierunter auf 
der Streit darüber fällt, ob jener Vertrag rechtswirksam 
geſchloſſen worden oder nicht, daß daher die Vereinbarung eine 
ſelbſtändige Bedeutung hat und von dem Beſtande des Darlehn 
vertrages unabhängig if. Verb. d. A. D. c. K, U. b 
10. Mai 15, 13/15 VI. — Dresden. [B.] 

9 4. 8247 BGB. Unterſchied zwiſchen Zins und Dividende! 
Der Kläger betreibt in G. eine Fabrik von Kongreßſtoff. 
Der Beklagte hat ihm auf Grund Vertrages vom 29. Dezember 
1904 zum Zweck der Auszahlung ausſcheidender Geſellſchaftet 
110 000 & in das Geſchäft gegeben. In dem Vertrage wird 
das Rechtsverhältnis als Darlehn bezeichnet, für welches durch 
Eintragung einer Grundſchuld in das Fabrikgrundſtück Sicherheit 
beſtellt wird. Es find 5 Prozent Zinſen vereinbart und als weiter! 
Entgelt ein Anteil am Reingewinn, und zwar ſoll der nac 
beſtimmten Grundſätzen zu berechnende Nettogewinn wischen 
den Parteien nach Verhältnis des Kapitalkontos des Kläger 
zum „Darlehnskonto“ des Beklagten verteilt werden, jedoch 
dergeſtalt, daß der Kläger dem Beklagten vom Neingeivinn 
mindeſtens fo viel überläßt, daß dieſer im ganzen eine Der 
zinſung feines Kapitals von 10 Prozent erkält: Nach 8 4 des 
Vertrages hat der Beklagte in ſeinem Verhältnis zum 
betrieb des Klägers die Rechte eines Kommanditiſten. Der er 
trag ift für die Zeit zunächſt bis 31. März 1915 geſchloſſen; 
er ſoll, wenn er nicht rechtzeitig zu dieſem Termin aufge 
wird — welcher Kündigung aber der Beklagte widerſprechen 
kann —, auf weitere 10 Jahre und ſo fort gelten. Die 
hat mit Gewinn gearbeitet, ſo daß der Beklagte in der ganzen 

Zeit mehr als 6 Prozent feines Kapitals bezogen hat. Des 

Kläger erachtet ſich auf Grund des 8 247 BGB. für berechtigt 
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das Vertragsverhällnis aufzulündign. Er hat das durch 
Schreiben vom 30. Juni 1913 getan und, da der Beklagte der 
Kündigung widerſprochen hat, gegenwärtige Klage erhoben mit 
dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Vertrag vom 29. Dezember 
1904 mit dem Ablaufe des Jahres 1913 ſein Ende erreicht 
habe. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Auf die Berufung 
des Klägers hat das OLG. nach dem Klagantrag erkannt. Die 
Revifion des Beklagten hatte Erfolg. Gründe: Der erſte 
Richter hat dem Kläger das Recht, den Vertrag auf Grund des 
5247 BGB. zu kündigen, abgeſprochen, weil es fi hier um 
einen Geſellſchafts vertrag und nicht um ein Darlehn handle und 
weil die Vorteile, welche dem Beklagten über die ö prozentige 
Verzinſung feines Geldes hinaus zugeſagt ſeien, Beteiligung 
am Gewinn darſtellen, aber nicht Verzinſung. Der Ber R. hat 
dagegen nach dem Klagantrag erkannt. Er hat aus führ lich 
begründet, daß nicht Geſellſchaſts vertrag, ſondern Darlehn vor⸗ 
liege, daß nicht nur der Beklagte tatſächlich während der ganzen 


bisherigen Vertragszeit mehr als die vereinbarten Zinſen von 


5 Prozent und auch mehr als 6 Prozent Verzinſung ſeines 
Kapitals erhalten habe, ſondern daß auch bei der Sicherheit, 
mit der man im voraus auf ein ſolches Ergebnis habe rechnen 
können, eine dem tatſächlichen Ergebnis entſprechende Verzinſung 
als vereinbart anzuſehen ſei. Es kommt aber für die Ent⸗ 
ſcheidung des vorliegenden Falles gar nicht darauf an, ob der 
Vertrag, den die Parteien miteinander geſchloſſen haben, als 
Geſellſchaftsvertrag oder als Darlehn aufzufaſſen iſt und ob 
überhaupt, wenn erſleres anzunehmen wäre, im Sinne des 
5 247 BEB. von einer Schuld des einen Geſellſchafters gegen 
den anderen und von einer Verzinſung dieſer Schuld die Rede 
fein könnte. Denn unter allen Umſtänden fehlt es hier an dem 
Tatbeſtand, daß ein höherer Zins ſatz als 6 Prozent vereinbart 
wäre. Die Verzinſung iſt hier auf 5 Prozent feſtgeſetzt und 
was dem Beklagten darüber hinaus zukommen ſoll, find nicht 
Zinſen, ſondern Gewinnanteil. Was in dieſem Punkte der 
Vorderrichter zur Begründung ſeiner gegenteiligen Auffaſſung 
ausführt, beruht auf einer Verkennung des Begriffs der Zinſen. 
Darunter find Vergütungen für Überlaſſung des Kapitals zu 
verſtehen, die auf Bruchteile dieſes Kapitals bemeſſen im voraus 
dem Betrage nach feft beſtimmt find. Gerade hierdurch unter: 
ſcheidet ſich der Zins von der Dividende, dem nach dem Er⸗ 
gebnis der Geſchäftsführung ſich beſtimmenden Gewinnanteil, 
und es erſcheint ausgeſchloſſen, daß die Dividende dadurch zum 
Zins wird, daß man mit großer und größter Sicherheit auf 
ein günſtiges Ergebnis rechnen kann. Es mag alles richtig 
ſein, was in letzterer Beziehung vom Vorderrichter ausgeführt 
wird. Man mag, ſei es gleich beim Abſchluß des Vertrages, 
ſei e von einem fpäteren Zeitpunkt ab, mit größter Zuverſicht dar⸗ 
auf gerechnet haben und darauf haben rechnen dürfen, daß ſtändig 
mit einem Gewinn gearbeitet werden würde, der dem Beklagten 
eine Geſamtverzinſung ſeines Kapitals von nahezu 10 Prozent 
gewährt. Der 8 247 BGB. redet nicht von einer Verzinſung 
in dieſem allgemeinen Sinn, ſondern von Zinſen im oben ans 
gegebenen juriſtiſchen Sinn des Begriffs. In dieſem Sinn iſt 
die Verzinſung im Vertrage auf 5 Prozent feſtgeſetzt. Zu einer 
Zahlung darüber hinaus iſt der Kläger erſt verpflichtet, wenn 
ein Gewinn und inſoweit als ein ſolcher gemacht wird. Dieſe 
Vergütung iſt keine feſt beſtimmte, ſondern abhängig vom Ge⸗ 
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ſchaftsergebnis. Dabei kommt es freilich nicht auf die Bes 
zeichnung an, ſondern auf die Sache. Wäre ein beſtimmter 
Gewinnanteil über die 5 Prozent und über 6 Prozent hinaus 
garantiert, dann könnte in Frage kommen, ob eine ſolche Dividende 
nicht auch unter die Beſtimmung des 8 247 cit. fiele. Eine 
ſolche Garantie über die erſten 5 Prozent hinaus iſt hier aber 
gerade nicht bedungen. Daß dieſes dem Geſetz zu entnehmende 
Ergebnis mit Notwendigkeit — wie der Vorderrichter hervor⸗ 
hebt — dazu führt, daß die Anwendung des 8 247 gerade in 
Fällen eines beſonderen Schutzbedürfniſſes ausgeſchloſſen wird, 
kann nicht zugegeben werden. Im Gegenteil würden durch eine 
Anwendung des 8 247, wie ihr der Vorderrichter das Wort 
redet, zahlreiche, namentlich im Handelsverkehr häufige, auf die 
Beteiligung an dem Unternehmen eines anderen gerichtete Ver⸗ 
tragsverhältniſſe gefährdet fein, gegen deren Inhalt nicht das 
geringſte einzuwenden iſt und deren Vereinbarung nichts weniger 
bedeutet, als eine „Umgehung“ des § 247, der gar nichts anderes 
beſtimmen will, als eben nur das, was ſein Wortlaut beſagt. 
P. c. W., U. v. 7. Mai 15, 36/15 II. — Dresden. [B.] 
+5. 88 463, 164, 166 BB. Der Verkäufer eines 
Grundſtücks kann aus einem argliſtigen Verhalten ſeines Stell⸗ 
vertreters beim Vertragsſchluß, das in einer falſchen Erklärung 
über die Höhe der Wertzuwachsſteuer beſteht, nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden, weil die Erklärung über die Wert⸗ 
zuwachsſteuer keine Eigenſchaft des Grundſtücks betrifft.] 

Die Beklagte übernahm in den notariellen Kaufverträgen 
vom 16. und 21. Juni 1912, durch die ſie Grundſtücke von 
dem Kläger kaufte, die Verpflichtung zur Erſtattung der Wert⸗ 
zuwachsſteuer. Die vom Kläger erforderte Steuer beträgt 
5443,10 &, wovon die Beklagte unter Verweigerung weiterer 
Zahlung 900 & erſtattete. Der Kläger klagte auf Zahlung 
von 4543,10 & und Zinſen. Die Beklagte beantragte die 
Abweiſung der Klage, da ihr von dem Vertreter des Klägers 
bei dem Vertragsſchluſſe, dem Departements inſpektor K., aus⸗ 
drücklich mündlich zugeſichert worden ſei, die Wertzuwachsſteuer 
werde nicht mehr als 900 & betragen. Der Kläger hat die 
Abgabe einer derartigen Zuſicherung beſtritten. Das LG. hat 
die Beklagte nach dem Klageantrag verurteilt. Sie hat Be⸗ 
rufung eingelegt und zunächſt Prüfung verlangt, ob das Reichs⸗ 
wertzuwachsſteuergeſetz vom 14. Februar 1911 und die Ordnung 
betreffend Erhebung einer ſolchen in der Gemeinde Bismarck⸗ 
hütte rechtsgültig ſei, ſie rügt ferner die Nichtbeeidigung ihres 
als Zeugen vernommenen Ehemannes und die Beweis⸗ 
würdigung des LG. Endlich behauptet ſie durch K. argliſtig 
getäuſcht worden zu ſein, da dieſer die behauptete Zuſicherung 
abgegeben habe, obwohl er deren Unrichtigkeit gekannt habe. 
Das OLG. zu B. hat die Berufung zurückgewieſen. Mit der 
Reviſion begehrt die Beklagte die Abweiſung der Klage, während 
der Kläger beantragt hat, die Reviſion zurückzuweiſen. Der 
Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Es kann nicht bemängelt 
werden, wenn das BG. in der Außerung K.s keine vertrag: 
liche Zuſicherung, ſondern vielmehr eine geſprächsweiſe hin⸗ 
geworfene Erwiderung auf die Frage des Zeugen B. nach der 
Höhe der Steuer ſieht. Allerdings iſt dieſes Verhalten 8.3 
als ein argliſtiges zu bezeichnen, wobei ganz dahingeſtellt 
bleiben kann, ob er, was das Urteil verneint — was wieder 
die Neviſion rügt — gewußt hat, daß die . 
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erheblich höher fein werde als 900 M. Denn wenn er, ob⸗ 
wohl ihm nach ſeiner eigenen Bekundung als Zeuge die Höhe 
der Steuer ganz unbekannt war, notzdem erklärt hat, ſie werde 
nicht mehr als 900 4 betragen, ſo kann dies nur geſchehen 
ſein, um die ſich gegen die Übernahme der Steuer wehrende 
Beklagte zu dieſer Übernahme zu beflimmen. Dies reicht zur 
Feſtſtellung der Argliſt aus [WarnErg. Bd. 1913 Nr. 42]. 
Es kommt aber hierauf nicht an, da der Kläger aus einem 
arglistigen Verhalten ſeines Vertreters K., das in deſſen Er⸗ 
klärung über die Höhe der Steuer zu finden wäre, auf Schadens⸗ 
erſatz nicht in Anſpruch genommen werden könnte. Dieſe Er⸗ 
klärung über die Höhe der Wertzuwachsſteuer betrifft keine 
Eigenſchaft der Kaufſache, des Grundſtücks, da die Höhe dieſer 
Steuer keinen Maßſtab für deſſen Wertbemeſſung bildet NG. 
59, 243°); 64, 269); WarnErg. Bd. 1909 Nr. 134; JW. 1912, 
267). Handelt es ſich aber nicht um eine Eigenſchaft der 
Kaufſache, ſo iſt auch für eine finngemäße Anwendung des 
8 463 BGB., die ſonſt wegen Gleichheit des Rechtsgrundes 
zuläſſig fein würde, kein Raum. Damit ſcheidet die Annahme 
eines vertraglichen Anſpruchs aus, die nach dem Urteile des 
erkennenden Senats vom 1. November 1913 [RG. 83, 242% 
die grundlegende Vorausſetzung für die Haftung des Vertretenen 
bildet, und es würde nur ein Schadenserſatzanſpruch aus un⸗ 
erlaubter Handlung übrigbleiben, der auch nach dem eben⸗ 
erwähnten Urteile gegen den Vertretenen nicht geltend gemacht 
werden kann, ſoweit nicht 8 831 BGB. in Betracht kommt. 
RG. 61, 912/135); 73, 437.0) Es erſchien angezeigt, dies hier 
beſonders zu betonen, da die Ausführungen des Urteils vom 
1. November 1913, obwohl fie ſich hierüber klar ausſprechen, 
mehrfach mißverſtanden worden zu ſein ſcheinen. Daß eine 
Haftbarkeit des Klägers aus 8 831 BGB., auf den ſich die 
Beklagte übrigens auch nicht berufen hat, im vorliegenden 


Falle außer Betracht bleiben darf, f 
Umſtande, daß es dem Kläger wohl leicht geweſen ſein würde, 


für den in einem | 
ſtehenden und das Amt eines Amtsvorſtehers bekleidenden K. 


zu erbringen. Es kommt aber noch folgendes hinzu. Dieſer 
auf eine unerlaubte Handlung geſtützte Anſpruch könnte nur 
auf 88 826, 249 BGB. gegründet werden und daher nur auf 
das ſogenannte negative Vertragsintereſſe gehen. Da die Be⸗ 
klagte, wie ſich us 
fteuer, wenn auch nur in Höhe 
Vertrage ſtehen bleiben will, ſo könnte 
jenigen Teiles des Kaufpreiſes verlangen, 


ätte, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand, 


verringert hätt | 
d. h. das argliſtige Verhalten des K., nicht eingetreten wäre 


[WarnErg. Bd. 1915 Nr. 109). Dazu würde aber nicht ge⸗ 
nügen, daß ſie behaupten und beweiſen könnte, wieviel weniger 
ſie in dieſem Falle gegeben hätte, ſondern daß auch der Ver⸗ 
käufer auf dieſen geringeren Preis eingegangen wäre [WarnErg. 
Bd. 1910 Nr. 383]. Nach dieſer Richtung hat aber die Be⸗ 


W. 1905, 120; Neumann, Nſpr. I 8 459 Anm. 5. 


9) SW. 1914, 74. 
5 JW. 1905, 527; Neumann, Ripr. 1 8 164 Erk. b. 


5 Im. 1910, 788; Neumann, Nſpr. II 3 881 Anm. ;. 
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klagte überhaupt nichts vorgebracht. B. c. H., U. v. 1. Mai 15, 
7/15 V. — Breslau. [S.] 


* 6. 8 552 BGB. Der Kriegsausbruch gibt dem Mieder 
eines Grundſtücks kein Recht, vom Mietvertrag zurückzutreten.] 

Da durch die Vorſchriften des geltenden Rechtes dem Richter 
nicht die Machtbefugnis erteilt iſt, zwecks Milderung der Härten 
des Krieges einen Ausgleich zwiſchen den Vertragsparteien zu 
ſchaffen, handelt es ſich nur um die Frage, ob dem Kläger 
wegen des Kriegsausbruchs ein Rücktrittsrecht von dem über 
das Zirkusgebäude des Beklagten abgeſchloſſenen Mietvertrage 
zuſteht, und das iſt zu verneinen. Der Kläger beruft ſich 
zunächſt darauf, daß er infolge des Krieges durch einen nicht 
in ſeiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des ver 
tragsmäßigen Gebrauchrechts verhindert und deshalb nach dem 
im 8 552 BGB. zum Ausdrucke gekommenen Grundſatze von 
Zahlung des Mietzinſes befreit ſei. Dieſe Klagebegründung 


ſcheitert, von ſonſtigen ihr entgegenſtehenden Bedenken abgeſehen, 


an der tatſächlichen Feſtſtellung beider Vorinſtanzen, daß der 
Betrieb des Zirkus durch den Krieg nicht unmöglich geworden 
ſei. Dieſe Feſtſtellung iſt ohne Rechtsverſtoß getroffen, die Rüge 
der Verletzung der 88 139, 286 ZPO. iſt nicht begründet. Die 
Behauptungen des Klägers in den in der Reviſionsbegründung 
angezogenen Schriftſätzen laufen in der Tat, wie der Berg. 
annimmt, nur darauf hinaus, daß ein gewinnb ringender 
Betrieb des Zirkus in Frage geſtellt oder ausgeſchloſſen sei 
Die ſachliche Richtigkeit jener Feſtſtellung ergibt ſich außerdem 
aus der von dem Kläger jetzt zugegebenen Tatſache, daß zut 
Zeit in ſeinem eigenen Zirkusgebäude in Berlin Zirkusvor⸗ 
ſtellungen abgehalten werden, einerlei ob von ihm oder von 
ſeinem Bruder. Ein Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände 
ferner iſt, wie die Reviſton nicht verkennt, in dem BGB. im 
allgemeinen nicht gegeben und könnte hier nur dann anerkannt 
werden, wenn es als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen wäte 
[RG. 50, 255 ); 60, 56°); 62, 268°); JW. 1908, 71130); 1913, 
194; WarnRſpr. 1911 S. 245 Nr. 223 u)]. Dem Vorderrichtet 
iſt aber darin beizupflichten, daß auch bei weiteſter Be 
rückſichtigung der in den Sg 133, 157 BGB. ausgeſprochenen 
Grundſätze aus dem Vertrage nicht entnommen werden kann, 
daß der Kläger zurücktreten könne, wenn er wegen eines Krieges 
das Zirkusgebäude nicht mehr mit Gewinn benutzen könnte. 
Treu und Glauben und die Verkehrsſitte rechtfertigen keines⸗ 
wegs die Abwälzung des dem Kläger durch den Krieg ent⸗ 
ſtehenden Schadens auf den Beklagten. Sch. c. B., U. v. 
4. Mai 15, 578/14 III. — Berlin. [S.] 


„ 7. 1. Was genügt, um einen Schadenserſatzanſpruch nicht 
bloß aus dem Haftpflichtgeſetz, ſondern auch aus dem Be⸗ 
förderungsvertrag zu begründen? 2. 8 323 ZRO.] 

Der Kläger iſt am 16. Dezember 1902 beim Betriebe det 
preußiſchen Staatseiſenbahnen körperlich verletzt worden. Dur 
rechtskräftiges Urteil des LG. Bromberg vom 13. Dezember 
1905 iſt ihm — neben einem bezifferten Betrage — als Erd 
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für Erwerbsausfall eine Rente zugeſprochen worden, und zwar 
für die Zeit vom Unfalle bis zum vollendeten 65. Lebensjahre 
in Höhe von 1000 & jährlich, vom 65. bis zum vollendeten 
70. Lebensjahre in Höhe von 750 & jährlich. Mit der vor⸗ 
liegenden Klage, zugeſtellt am 10. März 1914, verlangt der 
Kläger die Rente von 750 & jährlich weiter für die Zeit vom 
26. April 1913, an welchem Tage er das 70. Lebensjahr 
vollendet hat, an auf Lebensdauer, weiter einen Betrag von 
384 & Koſten ärztlicher Behandlung, die ſich in der Folge — 
nach Vollendung des 70. Lebensjahres — nötig erwieſen habe. 
Die Klage iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen worden. Der 
Kläger hat die Reviſion eingelegt und den Klagantrag wieder⸗ 
holt. Die Vorinſtanzen haben den vom Beklagten erhobenen 
Einwand der Verjährung für begründet erachtet, und zwar auf 
Grund 8 8 HaftpflG. vom 7. Juni 1871. Das BG. hat 
hierzu ausgeführt, auf die vorliegende Klage könne 8 323 8 PO. 
keine Anwendung finden, und weiter ausgeſprochen, auf die 
Frage, ob dem Kläger etwa für die jetzt in Rede ſtehende Zeit 
ein Anſpruch aus dem Trans portvertrage zuſtünde, könne 
nicht weiter eingegangen werden, da im ganzen Prozeſſe vom 
Kläger ausdrücklich nur Geſetzesbeſtimmungen herangezogen 
ſeien, die eine außervertragliche Haftung betreffen. In beiden 
Richtungen hat die Reviſion Angriffe erhoben, die auch als 
begründet anzuerkennen waren. I. Grundſätzlich kann in Fällen, 
wo für einen Anſpruch mehr als eine rechtliche Grundlage in 
Frage kommt — z. B. bei einem Schadenserſatzanſpruch aus 
einem Eiſenbahnunſalle neben der Haftung aus dem Haftpflicht⸗ 
geſetz eine ſolche aus unerlaubter Handlung und aus dem 
Beförderungsvertrag —, der Kläger dem Klagebegehren eine 
in dem Sinne einſchränkende Begründung geben, daß nur 
einer dieſer Haftungsgründe geltend gemacht, ein Anſpruch 
aus den übrigen nicht hergeleitet werden Jolle. Beſchränkt das 
Gericht ſolchenfalls auch ſeine Beurteilung auf den einen 
geltend gemachten Rechtsgrund, ſo kann jedenfalls der Kläger 
nicht anführen, hierdurch beſchwert zu ſein. Ob indeſſen eine 
ſolche Beſchränkung des Klagbegehrens gewollt iſt, iſt regel⸗ 
mäßig Frage der Auslegung; Gegenſtand einer ſolchen iſt vor 
allem die Klageſchrift, deren Aufgabe es iſt, den Inhalt des 
zu beginnenden Rechtsſtreits zu beſtimmen. Dabei iſt vor allem 
von dem tatſächlichen Vorbringen der Klage auszugehen — von 
den Tatſachen, aus denen der Kläger ſeinen Rechtsanſpruch 
ableitet. Für den vorliegenden Fall iſt die entſcheidende Frage 
in erſter Reihe dahin zu ſtellen, ob der in der Klageſchrift 
vorgetragene Tatbeſtand — in Hinſicht auf die prozeßrechtliche 
Anführungspflicht — genügt, um einen Schadenserſatzanſpruch 
aus dem Beförderungsvertrag zu begründen. Das iſt zu 
bejahen. Die vorliegende Klage führt an — unter ausdrück⸗ 
licher Bezugnahme auf das im Vorprozeſſe ergangene Urteil 
vom 13. Dezember 1905 —, daß am Nachmittag des 16. De⸗ 
zember 1902 der von G. um 5 Uhr 27 Minuten abgehende 
Perſonenzug Nr. 378 bei ſeiner Einfahrt in die Station W. 


Ninfolge falſcher Weichenſtellung heftig auf einen dort rangierenden 


Güterzug geſtoßen ſei, daß mehrere Perſonen im Zuge verletzt 
worden ſeien, und daß hierzu auch der Kläger gehöre, der ſich 
gleichfalls im Zuge befunden habe. Daß ein Unfall ſolcher 
Art bei ordnungsmäßigem Funktionieren aller Einrichtungen 
und bei gehöriger Sorgfalt aller Beamten ſich hätte ereignen 
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können, iſt ſo wenig anzunehmen, daß es nach Sachlage zur 
Klagbegründung der ausdrücklichen Behauptung eines — 
für vertragsmäßige Schadenshaftung vorausſetzenden — Ver⸗ 
ſchuldens [S5 276, 278 BGB.] des Beklagten ſchon aus 
dieſem Grunde nicht weiter bedurfte [vgl. u. a. Warneyer 1912 
Nr. 245; JW. 1912, 8739). Das BG. nimmt nach dem 
bereits angeführten Schlußſatze der Urteilsbegründung offenbar 
an, daß für den vorliegenden Rechtsſtreit eine materiellrechtliche 
Beſchränkung des Klagbegehrens auf das Haftpflichtgeſetz gewollt 
ſei, und ſcheint hierzu beſtimmt zu ſein durch den Satz der 
Klageſchrift [Bl. 28 der Prozeßakten]: .. . Dieſe [Klage] iſt 
begründet aus 8 7 Haftpfl®. vom 7. Juni 1871, 88 842, 843 
BGB. und 8 323 ZPO. Die beſondere Anführung einer oder 
mehrerer Geſetzesvorſchriften kann in der Tat unter Umſtänden 
eine ſolche Beſchränkung bedeuten [ogl. u. a. VI 173/11]; fie 
muß es aber nicht. Ob ihr eine ſolche Bedeutung beizumeſſen 
iſt, wird regelmäßig nur nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles zu beurteilen ſein. Im vorliegenden Falle vermag jene 
Anführung von Geſetzesvorſchriften die — einſchränkende — 
Auslegung des BG., die als Auslegung einer Prozeßhandlung 
der freien Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz unterliegt, nicht 
zu rechtfertigen. Irgendein beſonderes Intereſſe des Klägers 
daran, nur die geſetzliche Haftung geltend zu machen, iſt nicht 
erſichtlich. Auch im Vorprozeſſe tritt nirgends ein Anhalt 
dafür hervor, daß die in Anſpruch genommene Haftung nur 
auf das Haftipflichtgeſetz habe geſtützt werden ſollen. In der 
angeführten Stelle der Klagſchrift iſt nach Sachlage nicht mehr 
zu finden, als daß durch die Anführung der fraglichen Geſetzes⸗ 
ſtellen ein Mindeſtmaß rechtlicher Begründung hat gegeben 
werden ſollen, wonach der Anſpruch jedenfalls begründet ſei. 
Weitere Rechtsgrundlagen blieben danach nicht in dem Sinne 
eines Verzichtes auf Geltendmachung in dieſem Rechtsſtreite 
unangeführt, ſondern nur zunächſt dahingeſtellt. Ihrer Be⸗ 
achtung war das Gericht daher nicht überhoben; dafür, daß 
für die Verjährung des Vertragsanſpruchs nicht etwa 8 638 
Abſ. 1 BGB., ſondern 5 195 [30 Jahre] daſelbſt in Frage 
kommt, ſei auf RG. 62, 1190 64, 4313); 66, 1610 hingewieſen. 
Hiernach war das Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Prüfung und Beurteilung an das BG. zurückzuverweiſen, ohne 
daß auf die weitere Rüge der Reviſion, das BG. hätte bezüglich 
der Vertragshaftung nach 8 139 ZPO. fragen müſſen, einzu⸗ 
gehen wäre. II. Auch den weiteren Erwägungen des BG. 
darüber, daß die vorliegende Klage, ſoweit damit Rente ver⸗ 
langt iſt, nicht auf 8 323 ZPO. geſtützt werden könne, konnte 
nicht beigetreten werden. Das BG. geht davon aus, daß im 
Vorprozeſſe Rente nur bis zum vollendeten 70. Lebensjahre 
verlangt worden war, ein dieſen Zeitraum überſteigender An⸗ 
ſpruch, wie er jetzt eingeklagt iſt, damals nicht erhoben war, 
mithin im Vorprozeſſe nicht aberkannt werden konnte und nicht 
aberkannt worden iſt. Der jetzigen Klage gegenüber bleibe es 
völlig bei dem früheren Urteil: eine Abänderung desſelben, wie 
in 8 323 ZPO. vorausgeſetzt, komme gar nicht in Frage. Dieſe 
Vorſchrift ſtelle eine Billigkeitsausnahme von den Regeln der 


12) IW. 1906, 13; Neumann, Rſpr. I Erk. b. 
13) IW. 1906, 552; Neumann, Nfpr. I § 638 Erk. c. 
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Rechtskraft dar, gegenüber der jetzigen Klage könnte aber auf 
das Urteil im Vorprozeſſe eine Einrede der Rechtskraft gar 
nicht geſtützt werden; jene Vorſchrift ſetze voraus, daß es ſich 
um denſelben Anſpruch wie im Vorprozeſſe handle; der gegen⸗ 
wärtige Anſpruch aber falle völlig außerhalb jenes Rahmens, 
ſei gegenüber dem dort beurteilten Anſpruch ein neuer, gleich⸗ 
artiger, aber in keinem Punkte mit ihm identiſch. Dieſe Er⸗ 
wägungen ſind an ſich nicht unzutreffend, können indeſſen die 
daraus gezogene Folgerung nicht rechtfertigen, daß, ſoweit die 
Dauer der Rente in Frage kommt, der Antrag des Klägers 
ſchon im Vorprozeſſe dieſelbe Dauer umfaßt haben müſſe, die 
mit der nachfolgenden Klage begehrt werde. Wollte man eine 
Klage aus 8 323 ZPO. — von den Erforderniſſen feines 
Abſ. 2 hier zunächſt abgeſehen — nur dann und inſoweit zu⸗ 
laſſen, als im Vorprozeſſe der Anſpruch bereits erhoben war, 
aber abgewieſen oder wenigſtens nicht zugeſprochen worden iſt, 
fo würde das Anwendungsgebiet des § 323 in einer dem 
Zwecke der Vorſchrift wenig entſprechenden Weiſe eingeſchränkt. 
Folgerichtig müßten insbeſondere alle Mehrforderungen des 
Verletzten ſchon einmal erhoben geweſen ſein, um mit der Klage 
aus 5 323 ZPO. geltend gemacht werden zu können: das iſt 
nicht der Sinn des Geſetzes noch der der Urteile des RG., in 
denen ausgeſprochen iſt, daß die Klage aus § 328 grundſätzlich 
ein rechtskräftiges Urteil vorausſetze [RG. 47 S. 405 ff., 410; 
52, 346; 75, 2416)]J. Wenn der Verletzte ſtatt eines Betrags, 
der ihm antragsgemäß zuerkannt war, in der Folge auf Grund 
des § 323 wegen veränderter Verhältniſſe einen höheren Betrag 
verlangt, ſo war das Mehr auch im Vorprozeſſe weder an⸗ 
hängig noch aberkannt, wird aber doch aus § 323 3PO. ver⸗ 
langt werden können, ſofern ſich kein Hindernis aus deſſen 
Abf. 2 ergibt. Die Renten dauer anders zu behandeln als 
den Renten betrag, wie das BG. will, fehlt es an einem 
inneren Grunde. Die Klage aus 8 323 ZPO. ſetzt voraus, 
daß eine weſentliche Veränderung der Verhältniſſe eingetreten 
iſt, die für die Verurteilung als ſolche, für die Höhe oder die 


Dauer der Leiftungen maßgebend waren. Wie in der Recht» 


ſprechung des RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen worden iſt 
[RG. 83 S. 65 ff., 67 und die daſelbſt angef. Entſch.], muß 
es ſich bei Schadenserſatzanſprüchen um eine ſolche Veränderung 
der für den Schaden und ſeine Höhe bedeutſamen Verhältniſſe 
handeln, die zur Zeit der früheren Verurteilung vorſchauend 
noch nicht zu überſehen war und die dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge, wie er zu dieſer Zeit erſcheinen mußte, nicht ent⸗ 
ſpricht. Daß der Kläger im Vorprozeſſe ſein Rentenbegehren 
auf die Zeit bis zum 70. Lebensjahre beſchränkt hat, entſpricht 
der in der Rechtſprechung grundſätzlich anerkannten Regel⸗ 
erſcheinung, daß zu dieſem Zeitpunkte die Erwerbsfähigkeit 
gemeinhin — auch ohne Unfall — aufgehoben iſt. Es kann 
vorkommen, daß dem Schadenserſatzberechtigten ohne den vom 
Gegner zu vertretenden Unfall ein beſtimmter Erwerb bis zum 
höchſten Greiſenalter oder bis an das Lebensende möglich 
geweſen ſein würde; aber ſolche Fälle find Ausnahmen und 
können nur unter beſonderen konkreten Umſtänden angenommen 
werden [RG. 83, 66]. Gegenüber der Feſtſetzung einer Rente 
für Erwerbsminderung als Folge eines Unfalls kann alſo die 
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nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge regelmäßig, z. B. in⸗ 
folge Alters eintretende Minderung der Erwerbsfähigkeit, eben 
weil fie ſchon im Zeitpunkte der Zuerkennung der Rente voraus 
zuſehen war, nicht als eine im Sinne des § 323 RO. weint. 
liche Anderung der Verhältniſſe angeſehen werden. Ez hätte 
alſo im Vorprozeſſe nicht etwa dem Kläger eine lebenslängliche 
Rente zugeſprochen, der Beklagte aber auf den Weg einer Klage 
nach 8 323 3PO. verwieſen werden können. Vielmehr wäre 
die Klage, ſofern das Rentebegehren jener zeitlichen Schranke 
entbehrte, inſoweit abzuweiſen geweſen. Die zeitliche Be⸗ 
ſchränkung des Rentebegehrens war daher geboten. Indem 
der Kläger nunmehr behauptet, daß er ohne den Unfall über 
das 70. Lebensjahr hinaus erwerbsfähig geblieben wäre, macht 
er in der Tat eine weſentliche Veränderung der Verhältniſſe 
in dem angeführten Sinne geltend, mit deren Eintritt im Vor⸗ 
prozeſſe⸗ noch nicht zu rechnen war und auf die deshalb dort 
ein Anſpruch, wie jetzt erhoben — über das 70. Lebensjahr 
hinaus —, noch gar nicht geſtützt werden konnte. Daß dieſer 
Anſpruch deſſenungeachtet ſchon erhoben geweſen oder gar 
aberkannt fein müßte, um in der Folge auf 8 323 ZW. 
geſtützt werden zu können, kann nicht erfordert werden. 
Anderenfalls müßte der Verletzte, um ſich den Anſpruch aus 
§ 323 ZPO. zu ſichern, von vornherein einen Renteanſpruch 
wegen Erwerbsausfalls regelmäßig auf Lebenszeit erheben — 
ohne Rüdficht darauf, daß er nach den in der Rechtſprechung 
feſtſtehenden Grundſätzen dieſe Rente nur bis zu dem Zeitpunkte 
fordern kann, wo er vorausſichtlich nach regelmäßigem Verlaufe 
der Dinge auch ohne den Unfall erwerbsunfähig geworden 
wäre. Er müßte für verpflichtet erachtet werden, ſich, inden 
er dieſe Grenze unbeachtet läßt, einer teilweiſen Klagabweiſung 
mit Koſtenfolge auszuſetzen. Eine derartige Rechtsfolge kam 
nicht im Sinne des Geſetzes liegen. Allerdings iſt die — 
auf 8 7 Abſ. 2 Haftpfl S. a. F. [v. l. zu dieſer Vorſchriſt 
RG. 2, 3 ff.] zurückgehende — Klage nach 8 323 ZPO. in 
der Zivilprozeßnovelle von 1898 [vgl. Hahn, Mat. VII, 103, 
Mot. z. BGB. II, 789] weſentlich als prozeſſualer Behelf gegen 
Wirkungen der Rechtskraft ausgeſtaltet worden; eine ſolche tritt 
nach 8 322 ZPO. nur für den geltend gemachten Betrag oder 
Teil des Anſpruchs ein — ein abweiſendes Erkenntnis ſchließt 
die Erhebung nur des erhoben geweſenen Anſpruchs aus, ein 
verurteilendes Erkenntnis eine Nachforderung nur dann, wenn 
es die Mehrforderung abgewieſen hat [RG. 79, 232 10). Abet 
aus alledem iſt nur zu folgern, daß durch 8 323 die Ent 
ſcheidung über die dort bezeichneten Leiſtungen als eine pro 
viſoriſche, mit dem Vorbehalt ſpäterer Richtigſtellung ergebende 
gekennzeichnet wird, deren Richtigſtellung die formelle Rechts- 
kraft nicht entgegenſteht. Nicht aber ergibt ſich daraus, daß 
ſolche formelle Rechtskraft unerläßliche Vorausſetzung des U 
änderungsbegehrens in dem vom BG. angenommenen Sinne jei 
Die Klage aus § 323 IVO. iſt auf Abänderung des Urteils 
gerichtet und auf Anderung der Verhältniſſe zu fügen, melde 
. . . bei der Fällung jenes Urteils „maßgebend“ waren. In 
vorliegenden Falle hat das Gericht im Vorprozeſſe über DM 
Erwerbsausfall des Klägers nach deſſen Vorbringen b 

indem es ihm Rente bis zum 70. Lebensjahre zuerkannt 
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Geändert werden ſoll der Ausſpruch, indem ein nach Grund 
und Art gleicher Erſatz des Exwerbsausfalls über das 70. Lebens⸗ 
jahr hinaus gewährt wird. Damit wird allerdings das im 
Vorprozeſſe ergangene Urteil, für ſich genommen, nicht 
geändert — wohl aber die darin enthaltene zeitliche Schranke: 
aus der zeitlich beſchränkten Zubilligung der Rente ſoll 
eine zeitlich unbeſchränkte Entſcheidung werden. Die Ans 
wendung des 8 323 ZPO. auf dieſen Fall entſpricht nicht 
unmittelbar dem Wortlaute, wohl aber dem Zwecke und Sinne 
der Vorſchrift. Dies gilt von ihr auch inſoweit, als das Geſetz 
von „Verhältniſſen“ ſpricht, die „für die Verurteilung zur Ent⸗ 
richtung von Leiſtungen für die Beſtimmung der Höhe der 


Leiſtungen oder der Dauer ihrer Entrichtung maßgebend 


waren“. Dem Wortlaute nach find damit allerdings zunächſt 
Berhältniffe bezeichnet, die für den erkennenden Richter im 
Vorprozeſſe maßgebend waren. Damit wird indeſſen nicht auch 
die nach der hier gegebenen Sachlage gebotene Berückſichtigung 
ſolcher Verhältniſſe ausgeſchloſſen, die für die Partei bei 
Bemeſſung der von ihr zu erhebenden oder zu bewilligenden 
Anſprüche, insbeſondere wie hier bei Bemeſſung des Klag⸗ 
begehrens maßgebend waren. Auch dieſe Verhältniſſe find — 
gleichviel, ob der Richter davon inſoweit, als keine Leiſtung 
verlangt wird, über haupt Kenntnis erlangt oder nicht — für 
die Entſcheidung maßgebend, weil dieſe eben nichts zuſprechen 
kann, was nicht beantragt iſt [S 308 ZPO.) Nach keiner der 
vom BG. hervorgehobenen Richtungen kann daher ein durch⸗ 
greifendes Bedenken gegen die Anwendung des $ 323 ZPO. 
anerkannt werden. Da auch die Gründe, worauf die vorliegende 
Klage geſtützt iſt, nach dem im Abſ. 2 des 5 323 ZRD. be⸗ 
zeichneten Zeitpunkte entſtanden find, wird daher die Klage, 
ſoweit ſolches nach dem Ergebniſſe der erneuten Verhandlung 
noch erforderlich ſein ſollte, auch unter dieſem Geſichtspunkte 
zu beurteilen ſein. Für den Beginn der Verjährung kann, 
ſoweit der Anſpruch aus 8 323 ZPO. in Frage fleht, grund⸗ 
ſätzlich erſt der Zeitpunkt in Betracht kommen, mit dem die 
weſentliche Veränderung der Verhältniſſe des Verletzten ein⸗ 
getreten iſt und, falls eine Verjährung nach 8 852 BGB. in 
Frage kommt, der Verletzte davon Kenntnis erhalten hat [vgl. 
JW. 1906, 767 Warneyer 1913 Nr. 4 S. 5 Schlußabſatz 
und die zum Abdruck in der Sammlung beſtimmte Entſcheidung 
des Senats in der Sache VI 515/14, abgedruckt JW. 1915, 
410%). Nach Abi. 3 des § 323 ZPO. kann übrigens dieſer 
Teil des Klagbegehrens auf dieſe Vorſchrift nur für die Zeit 
von der Klagerhebung an [16. März 1914] geſtützt werden 
[RG. 75, 2417)]. Für die Zeit von dem im Klagantrag ans 
geführten 26. April 1913 (70. Geburtstag! bis zum 10. März 
1914 wäre daher auf dieſer Grundlage die Klage abzuweiſen. 
3. c Pr. E.⸗F., U. v. 29. April 15, 668/14 VI. — Poſen. [S.] 

T 8. Begriffsbeſtimmung des Weſens einer Gefahr; Beweis⸗ 
laſt für das Mitverſchulden des Verunglückten. 

Der Kläger will am Abend des 27. Oktober 1911 auf 
dem Bahnhof in D.⸗E., wo er ſich über das erſte Gleiſe zu 
dem von ihm zu benutzenden, auf dem zweiten Gleiſe an⸗ 
fahrenden Zuge begeben wollte und mußte, beim Hinuntertreten 
von dem ungewöhnlich hohen Bordſtein des Bahnſteiges nach 
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dem Damm des erſten Gleiſes infolge ungenügender Beleuchtung 
und herrſchender Schlüpfrigleit zu Falle gekommen fein und 
ſich dadurch eine ſchwere Verſtauchung des linken Fußes zugezogen 
haben, die ſeine Erwerbsfähigkeit dauernd beeinträchtige. Er 
nimmt auf Erſatz ſeines Schadens den Beklagten in Anſpruch. 
Das LG. hat die Anwendung des 8 1 RHaftpfl®. auf den 
Klageanſpruch abgelehnt, die Erſatzpflicht des Beklagten für 
das geforderte Schmerzensgeld weiterer Entſcheidung nach 
Prüfung des Rechtsgrundes der unerlaubten Handlung vor⸗ 
behalten, im übrigen den Leiſtungsanſpruch des Klägers aus 
dem rechtlichen Geſichtspunkte des Beförderungsvertrages, der 
den Beklagten verpflichte, dem Fahrkartenin haber einen verkehrs⸗ 
ſicheren Zugang zum Zuge zu gewähren, dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Das BG. iſt den Ausführungen des 
LG. beigetreten. Den Hergang des Unfalles ſtellt es mit 
dieſem nach der Darſtellung des Klägers feſt. Es ſei eine 
Haftung des Beklagten aus dem Beförderungs vertrage allerdings 
gegeben. Der Unfall ſei durch drei Urſachen: die Höhe des 
Bordſteines zum Bahndamm, deſſen Beſchaffenheit und die 
ſchlechte Beleuchtung herbeigeführt, die auf Verſchulden des 
Beklagten beruhten. Beim Hinuntertreten auf den Bahndamm 
gelange der Fuß nicht auf feſten Boden, ſondern auf loſen 
Steinſchlag, wo er leicht ausgleite. Die Stelle, wo der Kläger 
das erſte Gleiſe überfchritt und überſchreiten mußte, habe in 
einem mehrfachen Schattenkegel gelegen. Der Bahnhof E. habe 
einen ſehr lebhaften Verkehr und könne nicht mit kleinen Bahn⸗ 
hoͤfen auf eine Stufe geſtellt werden. Ein eigenes Verſchulden 
des Klägers ſei nicht dargetan. Die Reviſion rügt die Ver⸗ 
letzung der 88 254, 276, 278 BGB. und des $ 286 ZPO. 
Unfälle fein an jenem Übergange bisher nicht vorgekommen, 
wie der Beklagte behauptet habe. Sei der Zuſtand vielleicht 
nicht einwandfrei, ſo ſei er doch ungefährlich geweſen; andere 
Perſonen, die nicht weniger ortsunkundig geweſen ſeien als der 
Kläger, ſeien nicht gefallen. Dieſe Unbekanntſchaft mit den 
örtlichen Verhältniſſen hätte aber den Kläger zu beſonderer 
Vorſicht und Aufmerkſamkeit veranlaſſen müſſen. Auf dem 
kleinen Bahnhofe könnten nicht die Einrichtungen eines Haupt⸗ 
bahnhofes erwartet werden. Bei gehöriger Aufmerkſamkeit 
würde der Kläger nicht gefallen ſein. Die Reviſion war nicht 
für begründet zu erachten. Die Erwägungen des B. laſſen 
weder einen Rechtsirrtum, noch einen prozeßrechtlichen Verſtoß 
gegen 5 286 ZPO. erkennen. Die Verurteilung des Beklagten 
iſt aus dem Beförderungsvertrage erfolgt. Den Beklagten, der 
der Vertragspflicht der Gewährung eines verkehrsſicheren 
Zuganges zum Zuge nicht genügt hat, trifft daher die Beweis⸗ 
laſt, daß ihn an dem Unfalle des Klägers kein Verſchulden 
trifft RG. 66, 15 6); JW. 1911, 8241). Es kommt indeſſen 
auf die Frage der Beweislaſt im gegebenen Falle nicht an. 
Denn das BG. hat tatſächlich feſtgeſtellt, daß drei 
zuſammenwirkende Urſachen den Unfall hervorgerufen haben: 
die ungewöhnliche Höhe des Bordſteines, der loſe Steinſchlag 
des Bahndammes und die ſchlechte Beleuchtung; für alle drei 
Mißſtände iſt der Beklagte verantwortlich, und ſie haben 
zuſammenwirkend einen Zuſtand verurſacht, der als gefährlich 
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für die Fahrgäſte, die das erſte Gleis überſchreiten müſſen, 
um zu dem zweiten zu gelangen, anzuſehen iſt, wie das BG. 
unbedenklich angenommen hat. Wenn der Beklagte, der nach 
dem Unfalle die Abelſtände beſeitigt hat, geltend macht, daß 
vorher Unfälle dort noch nicht vorgekommen ſeien, alſo auch 
eine Gefahr nicht beſtehe, ſo iſt dieſer Schluß nicht zwingend. 
Es iſt das Weſen der Gefahr, daß ſie die Entſtehung eines 
Schadens möglich macht und begünſtigt, nicht aber ihn als 
notwendigen Erfolg erſcheinen läßt; ein ſehr gefährlicher Zuſtand 
kann ſehr lange unſchädlich bleiben, und umgekehrt eine an ſich 
geringe Gefahr ſchnell und wiederholt zu erheblichen Unfällen 
und Schäden führen. Iſt aber der Unfall durch jene drei 
Urſachen voll erklärt, ſo daß nicht von vornherein erſt eine 
hinzutretende Unvorſichtigkeit des Klägers angenommen werden 
muß, um ihn ganz verſtändlich zu machen, ſo iſt es Sache des 
Beklagten, ein beſonders ſchuldhaftes Verhalten des Klägers 
darzutun; aus dem Unfalle ſelbſt kann unter ſolchen Umſtänden 
die Annahme eines eigenen Verſchuldens des Verletzten nicht 
ſchon abgeleitet werden. Pr. E. c. V., U. v. 10. Mai 15, 
588/14 VI. — Düſſeldorf. [S.] 

+ 9. 8 831 BGB. Es iſt nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles zu beurteilen, welche Anforderungen an die Sorgfalt des 
Geſchäftsherrn zu ſtellen ſind und ob dieſer die Auswahl von 
Gerätſchaften dem Angeſtellten überlaſſen darf.] 

Die beklagte Ehefrau betrieb im Jahre 1911 in Berlin 
ein Fremdenheim, für das ſie als Hausdame, insbeſondere zur 
Überwachung der Zimmer, die Zeugin M. und als Zimmer⸗ 
mädchen die Klägerin angeſtellt hatte. Als die M. im De⸗ 
zember 1911 einige Nägel in einem Zimmer zum Aufhängen 
von Bildern mit einem Hammer einſchlug, löſte ſich der Eiſen⸗ 
kopf des Hammers vom Stiele und flog der von der M. zu 
Handreichungen zugezogenen, neben ihr ſtehenden Klägerin in 
das rechte Auge, ſo daß dieſe Verletzungen erlitt. Mit der 
Klage verlangte die Klägerin von der beklagten Ehefrau auf 
Grund Vertrags und unerlaubter Handlung Erſatz des er⸗ 
wachſenen und noch erwachſenden Schadens. Das BG. hat 
die Haftung der beklagten Ehefrau für die Folgen des Unfalls 
der Klägerin wegen unerlaubter Handlung gemäß $ 831 BGB. 
bejaht. Der hiergegen gerichtete Angriff der Reviſion iſt be⸗ 
gründet. Keinem Bedenken unterliegt zwar die Annahme des 
BG., daß die Hausdame M. von der beklagten Ehefrau zur 
Verrichtung des Nageleinſchlagens, bei der die Beſchädigung 
der Klägerin erfolgte, beſtellt war. Zur Aufgabe der von der 
beklagten Ehefrau angeſtellten Hausdame gehörte es insbeſon⸗ 
dere, die Fremdenzimmer ordnungsmäßig zu verwalten, und 
dieſe Aufgabe ſchloß es in ſich, erforderlichenfalls Bilder in 
den Zimmern aufzuhängen und die notwendigen Nägel ein⸗ 
zuſchlagen. Zur Beſtellung im Sinne des 5 831 daſelbſt iſt 
es nicht erforderlich, daß die beſtellte Perſon von dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn beſonders mit der einzelnen in Frage kommenden 
Verrichtung beauftragt worden iſt; es genügt, daß die Tätig⸗ 
keit in den allgemeinen Rahmen des Auftrags fällt und im 
inneren Zuſammenhang mit ihm ſteht. Da nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. die Klägerin in Ausführung der Ver⸗ 
richtung widerrechtlich beſchädigt worden iſt, ſo wäre an ſich 
die Erſatzpflicht der beklagten Ehefrau nach 5 831 Abſ. 1 Satz 1 
begründet. Allein den vom BG. getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
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ſtellungen iſt die rechtliche Folgerung zu entnehmen, daß die 
beklagte Ehefrau den ihr obliegenden Entlaſtungsbeweis er⸗ 
bracht habe. Das BG. hat zunächſt einwandfrei dargelegt, 
daß die beklagte Ehefrau hinſichtlich der Auswahl der M. kein 
Verſchulden treffe. Ein weiterer Entlaſtungsbeweis iſt gemäß 
§ 831 daſelbſt nur dann erforderlich, wenn nach der Sachlage 
der Geſchäftsherr Vorrichtungen oder Gerätſchaften zu be 
ſchaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten hat. 
Im vorliegenden Falle kommt, da eine Leitungspflicht bei der 
einfachen Art der Verrichtung entfiel, lediglich die Pflicht zur 
Beſchaffung des für die Ausführung der Verrichtung erforder⸗ 
lichen Handwerkszeugs in Betracht. Die beklagte Ehefrau hat 
alſo gegenüber der geſetzlichen Vermutung den Nachweis zu 
führen, daß fie in Erfüllung dieſer Beſchaffungspflicht die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe oder daß der 
Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein 
würde. Nun hat das BG. ausgeführt, es habe die beklagte 
Ehefrau mindeſtens dafür ſorgen müſſen, daß zu ihrem Betriebe 
nur ſolche Handwerkszeuge für die Angeftellten erreichbar feien, 
deren Benützung ſie einer Beſchädigung nicht ausſetze; dieſen 
Anforderungen habe aber der verwendete Hammer nicht genügt 
und weitere zu ihrer Entlaſtung dienliche Umſtände habe fie 
nicht vorgebracht. Die hiergegen erhobene Rüge iſt gerecht⸗ 
fertigt. Es iſt nach den Umſtänden des Einzelfalls, insbeſon⸗ 
dere nach der Art der Verrichtung und der hierzu nötigen 
Gerätſchaften, ſowie nach der Sachkunde des Angeſtellten zu 
beurteilen, welche Anforderungen an die Sorgfalt des Geſchäfts⸗ 
herrn zu ſtellen ſind. Hiernach beſtimmt ſich auch bei der 
Pflicht zur Beſchaffung von Gerätſchaften die Frage, ob der 
Geſchäftsherr die Auswahl der Gerätſchaften dem Angeſtellten 
überlaſſen darf. Die beklagte Ehefrau trifft kein Verſchulden, 
wenn fie für die Ausführung der Verrichtung, von deren Ber 
nahme ſie nicht beſonders unterrichtet war, den Hammer nicht 
ſelbſt auswählte. Ein Verſchulden iſt aber auch nicht darm 
zu erblicken, daß ſich der Hammer unter dem dem Fremden 
heim⸗ und Cafebetrieb gewidmeten Handwerkszeug befand und 
damit den Angeſtellten zur Benutzung zugänglich gemacht war. 
Denn es hat nach den Feſtſtellungen die M. den Hammer vor 
der Benutzung angeſehen und nichts Schadhaftes an ihm mi 
deckt; fie hat auch, ohne daß ſich eine Lockerung des Eiſen⸗ 
kopfes bemerkbar machte, die erſten zwei Nägel mit ihm ein⸗ 
geſchlagen. Hieraus geht hervor, daß der Hammer vor der 
Benutzung durch die M. ſich in einem Zuſtand befand, der 
keinen Verdacht in der Richtung begründete, daß er nicht mehr von 
tadelloſer Beſchaffenheit ſei, und daß der Eiſenkopf vom Stiele ſic 
trennen könne. In der Aberlaſſung eines derart beſchaffenen 
Hammers iſt ein Verſchulden der beklagten Ehefraunicht zu erblicken. 
S. c. G., U. v. 4. Mai 15, 556/14 III. — Berlin. [S. 
f 10. 88 2238, 2242 Abſ. 2 BOB. Blindenteſtament 
Am 24. Juni 1913 verſtarb zu P. der Kaufmann M. Er 
hinterließ drei zu notariellem Protokoll errichtete letztwillige Ten 
fügungen vom 9. Januar 1909, 18. Juli 1911 und 14. Juni 
1913. In dem erſten Teſtament ift die Tochter des Erblafierd, 
die Beklagte zu 2, zur alleinigen Erbin eingeſetzt, während der 
Ehefrau des Erblaſſers, der Beklagten zu 1, und ſeinen beiben 
Söhnen, den Klägern, Vermächtniſſe ausgeſetzt find. Durch das 
zweite Teſtament iſt das erſte aufgehoben, es iſt aber wiederum 
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die Beklagte zu 2 zur Erbin berufen, dagegen haben die Vers 
mächtnisanordnungen eine Anderung erfahren. Das letzte 
Teſtament enthält lediglich eine anderweite Regelung der den 
Klägern ausgeſetzten Vermächtniſſe. Im Eingang aller drei 
Teſtamente heißt es, nachdem M. als erſchienen aufgeführt iſt: 
„Herr M. iſt blind und erklärte, auch blind zu ſein“. Daran 
ſchließt ſich im erſten Teſtamente der Satz: „Zu der Verhandlung 
wurden als Zeugen zugezogen“ ... Es folgen die Namen 
der Zeugen. Im zweiten und dritten Teſtamente hat der Satz 
folgende Faſſung: „Zu der Verhandlung wurden deshalb als 
Zeugen zugezogen“ ... Keines der Teſtamente iſt vom Erb⸗ 
laſſer unterſchrieben. Im erſten Teſtamente findet ſich vor der 
Unterſchrift der mitwirkenden Perſonen der Vermerk: „Herr M. 
unterſchrieb mit Rückſicht auf die Blindheit nicht“. Die Kläger 
ſind der Anſicht, daß alle drei Teſtamente nichtig ſeien, da ſie 
die Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, nicht 
enthielten. Aus den Gründen: L Für die letztwilligen Vers 
fügungen der Blinden hat das BGB. ebenſowenig wie für ihre 
ſonſtigen Willenserklärungen beſondere Formvorſchriften gegeben 
[vgl. Mot. I, 187; V, 277). Das Blindenteſtament unterliegt 
daher den allgemeinen Teſtamentsformen. Daraus ergibt ſich 
einerſeits, daß Blinde, da ſie Geſchriebenes nicht leſen können, 
nach 88 22382, 2247 BGB. nur in der Form der mündlichen 
Erklärung vor Gericht oder Notar ein Teſtament errichten können 
und andererſeits, daß auch das Teſtament des Blinden, wie 
das BG. zutreffend ausführt, den Vorſchriften des §S 2242 BGB. 
genügen, alſo insbeſondere entweder vom Blinden eigenhändig 
unterſchrieben werden oder die Feſtſtellung ſeiner Erklärung, daß 
er nicht ſchreiben könne, enthalten muß. Demgegenüber wird 
von der Reviſion die Anſicht vertreten, der Blinde brauche das 
Teſtament auch dann nicht zu unterſchreiben, wenn er an ſich 
zu ſchreiben imſtande fe. Es genüge, wenn im Protokolle feſt⸗ 
geſtellt werde, daß der Teſtator blind ſei. Denn der vom Ge⸗ 
ſetze bei Aufſtellung des Erforderniſſes der eigenhändigen Unter: 
ſchrift verfolgte Zweck, den wirklichen Willen des Teſtators ſicher⸗ 
zuſtellen, könne durch die Unterſchrift des Blinden nicht erreicht 
werden. Jenes Erfordernis habe da einen guten Sinn, wo der 
Teſtator in der Lage ſei, durch eigene Kontrolle des auf dem 
Papier fixierten Gedankeninhalts noch einmal zu der Willens⸗ 
erklärung und zu der Genehmigung des Protokolls Stellung zu 
nehmen. Deshalb ſei auch vorgeſchrieben, daß das Protokoll 
dem Erblaſſer auf Verlangen zur Durchſicht vorgelegt werden 
ſolle [8 2242 Abſ. 1 Satz 3 BGB.]. Ein ſolches Vorgehen 
ſei aber dem Blinden unmöglich. Dieſe Auffaſſung kann nicht 
gebilligt werden. Es iſt zunächſt nicht zuläſſig, geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Formen lediglich aus dem Grunde beiſeite zu ſchieben, 
weil ſie im einzelnen Falle nicht geeignet ſeien, dem vom Ge⸗ 
ſetzgeber damit verfolgten Zwecke zu dienen. Es iſt ferner aber 
nicht einmal richtig, daß die Unterſchrift des blinden Teſtators 
unter dem Protokolle jeglicher Bedeutung entbehre. In den 
Motiven [V, 273] iſt geſagt, das Erfordernis der eigenhändigen 
Unterſchrift des Verfügenden erſcheine trotz der vorgeſchriebenen 
Vorleſung und Genehmigung des Protokolls als Regel unent⸗ 
behrlich, weil nach der Auffaſſung des Lebens die Unterſchrift 
die endgültige Beſtätigung der Genehmigung bilde. 
Dieſe Bedeutung wohnt aber auch der Unterzeichnung des Proto⸗ 
kolls durch einen Blinden, wenn auch nicht in dem Maße wie 
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der Unterſchrift eines Sehenden bei. Der Blinde kann nicht 
wie der Sehende die Richtigkeit des Niedergeſchriebenen ſelbſt 
kontrollieren, er kann auch nicht eine Unterſchrift in dem Sinne 
leiſten, daß er ſelbſt bewußt ſeinen Namen an eine beſtimmte 
Stelle ſetzt. Immerhin bleibt die Unterſchrift auch bei dem 
Blinden das, was ſie nach der Abſicht des Geſetzes vorſtellen 
ſoll, ein von dem Teſtator ſelbſt geſetztes, ſinnfälliges Zeichen 
ſeines Einverſtändniſſes mit demjenigen, was in dem Protokoll 
enthalten if. Deshalb wird von der Reviſion ferner mit Uns 
recht geltend gemacht, dieſelben Gründe, die bei Blinden zu dem 
Ausſchluſſe des eigenhändigen und des öffentlichen ſchriftlichen 
Teſtaments den Anlaß gegeben hätten, müßten auch dazu führen, 
die Unterſchrift des Erblaſſers für überflüſſig zu erachten. Maß⸗ 
gebend für den Ausſchluß jener Teſtamentsformen war die Er⸗ 
wägung, daß wer eine Schrift zur Trägerin ſeines letzten Willens 
machen wolle, unzweifelhafte Kunde von dem Inhalte zu erhalten 
wenigſtens in der Lage ſein müſſe. Dieſe Vorausſetzung treffe 
bei einer Perſon, die Geſchriebenes nicht leſen könne, nicht zu. 
Der allein naturgemäße Weg ſei deshalb der der mündlichen 
Teſtamentserrichtung. Bei dieſer enthalte der Verfügende regel⸗ 
mäßig Kenntnis von dem Inhalte des Errichtungsprotokolls 
durch Vorleſung desſelben. Ausdrücklich wird dann noch für 
den Fall, daß der Leſensunfähige auch nicht ſchreiben könne, 
anerkannt, daß alsdann der 8 1920 des erſten Entwurfs 
[= $ 2242? BGB.] Platz greife. Das Bedenken, das aus dem 
Umſtande entnommen werden könnte, daß der Blinde die Stelle 
nicht ſieht, auf die er ſeinen Namen ſetzt, entfällt bei der Auf⸗ 
nahme öffentlicher Urkunden, weil hier die Zuziehung der Ur⸗ 
kundsperſon die Gewähr dafür bietet, daß dem Teſtator nicht 
ein Schriftſtück untergeſchoben wird, auf welches ſich ſeine Ge⸗ 
nehmigung nicht bezieht. Abgeſehen davon ſteht das BGB., wie 
das BG. zutreffend bemerkt, abweichend vom ALR. Tl. J Tit. 5 
ss 171 ff.; Tl. 1 Tit. 12 SS 113 ff. auf dem Standpunkte, 
daß Blinde an und für ſich rechtsgültig eine Unterſchrift ab⸗ 
geben können (Mot. I, 187; V 277). Der Anſicht der Reviſion 
ſteht ferner der Umſtand entgegen, daß im Falle ihrer Richtig⸗ 
keit das Geſetz eine offenſichtliche Lücke haben würde. Während 
nämlich im übrigen im Geſetze vorgeſchrieben iſt, in welcher 
Weiſe Hinderniſſe in der Perſon des Erblaſſers, die eine Abs 
weichung von den Regelvorſchriften notwendig machen, im 
Protokolle feſtzuſtellen find [88 2243, 2244, 2245, 2249], fehlt 
eine ſolche Vorſchrift hinſichtlich der Blindheit des Teſtators. 
Es würde alſo ganz willkürlich ſein, wenn man annehmen 
wollte, es müfle in ſolchem Falle die Feſtſtellung der Blindheit 
genügen. Endlich iſt es zutreffend, wenn das BG. ſagt, die 
Unanwendbarkeit des § 2242 laſſe ſich nicht aus dem Umſtande 
folgern, daß der Satz 2 des Abſ. 1 für den Fall der Blindheit 
keine praktiſche Bedeutung beſitze, während zugegeben werden 
kann, daß die weitere Folgerung des BG.: wenn die Meinung, 
daß die Unterſchrift des Blinden nicht notwendig ſei, richtig 
wäre, brauche auch eine Vorleſung und Genehmigung nicht 
ſtattzufinden und damit ſei dem Blinden jegliche Möglichkeit, 
zu teſtieren, genommen, zu weit geht. II. Ergibt ſich hieraus, 
daß der Blinde, wenn er ſchreiben kann, das Teſtament auch 
unterſchreiben muß, ſo folgt daraus, daß, wenn er zu ſchreiben 
nicht imſtande iſt, auch der Erſatzformvorſchrift des 5 2242 
Abſ. 2 BGB. genügt werden muß. In 5 muß 
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alſo der Blinde erklären, daß er nicht ſchreiben könne, und 
dieſe Erklärung muß im Protokolle feſtgeſtellt werden. Bei 
Prüfung der Frage, ob die drei Teſtamente eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, geht das BG. zutreffend davon aus, daß 
die Erklärung, nicht ſchreiben zu können, nicht notwendig gerade 
mit dieſen Worten zu erfolgen brauche. Es verneint aber, daß 
eine ſolche Erklärung aus dem Protokolle entnommen werden 
könne. Da es ſich inſoweit um eine Auslegungsfrage handelt, 
iſt die Entſcheidung für das Reviſionsgericht bindend, wenn 
nicht der Auslegung ein Rechtsirrtum zugrunde liegt oder wenn 
die Auslegung gegen den unzweideutigen Sinn der Erklärungen 
verſtößt. Erſteres iſt aber hier der Fall. Das BG. führt 
aus: Die Erklärung, blind zu ſein, ſei nicht gleichbedeutend 
mit der Erklärung, nicht ſchreiben zu können. Aber auch wenn 
zuzugeben wäre, daß unter Umſtänden die im Eingange der 
drei Teſtamente gebrauchten Worte die Erklärung der Schreibens⸗ 
unfähigkeit enthalten könnten, ſo erſcheine eine ſolche Auslegung 
doch jedenfalls für die letzten beiden Teſtamente ausgeſchloſſen. 
Denn in dieſen habe, wie ſich aus dem angeſchloſſenen Satze: 
„Zu der Verhandlung wurden deshalb als Zeugen zugezogen“ 
. . . ergebe, mit der Blindheit die Zuziehung der Zeugen 
gerechtfertigt werden ſollen. Bei der Erklärung des Erblaſſers, 
blind zu ſein, ſei alſo gar nicht an deſſen Unterſchrift gedacht. 
Von den beiden letzten Teſtamenten unterſcheide ſich das er ſte 
Teſtament allerdings inſofern, als ſich im Eingange das Wort: 
„deshalb“ nicht finde und als ferner nach dem Genehmigungs⸗ 
vermerk der Schlußſatz hinzugefügt ſei: „Herr M. unterſchrieb 
mit Rückſicht auf ſeine Blindheit nicht.“ Aber auch dadurch 
ſei der Vorſchrift des 8 2242 Abſ. 2 BGB. nicht genügt. 
Denn auch hier ſtehe die Erklärung des Erblaſſers, blind zu 
ſein, vor dem Vermerk über die Zuziehung von Zeugen; ſie 
ſei deshalb nicht anders zu verſtehen als in den übrigen 
Teſtamenten. Dafür ſpreche insbeſondere auch die Tatſache, 
daß das erſte und das zweite Teſtament von demſelben Notar 
perſönlich aufgenommen ſeien. Der Schlußſatz des erſten 
Teſtaments aber enthalte nach ſeiner Faſſung lediglich eine 
Feſtſtellung ſeitens der Urkundsperſon, die nicht die vom Geſetze 
erforderte Erklärung des Teſtators erſetzen könne. Der Erblaſſer 
habe nach dem Protokolle jene Feſtſtellung auch nicht genehmigt 
und dadurch etwa zu ſeiner eigenen gemacht. Liege demnach 
die Erklärung des Erblaſſers, blind zu ſein, vor der Zuziehung 
der zur Teſtamentserrichtung notwendigen Zeugen, die Feſt⸗ 
ſtellung des Notars, daß die Unterſchrift wegen Blindheit unter⸗ 
blieben fei, dagegen erſt nach der Genehmigung des Protokolls, 
ſo ſeien ſie auch beide zuſammen nicht ausreichend, das 
Erfordernis des § 2242 Abſ. 2 BCB. für erfüllt zu erachten. 
Auch das erſte Teſtament ſei daher nichtig. Das BG. macht 
hier zunächſt den Fehler, daß es Bedenken, die gegen eine den 
geſetzlichen Formvorſchriften entſprechende Auslegung der 
Erklärung in zwei ſpäteren Teſtamenten vorliegen mögen, auch 
gegen eine dem Geſetze genügende Auslegung des früheren 
Teſtaments verwertet. Die Beobachtung der geſetzlichen Form⸗ 
vorſchriften iſt Vorausſetzung für den öffentlichen Glauben, mit 
dem die Urkunde ausgeſtattet iſt [vgl. 8 415 ZPO), Die 
Frage, ob die Urkunde „in der vorgeſchriebenen Form auf⸗ 
genommen“ iſt, kann daher nur aus ihr ſelbſt oder — wie im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung letztwilliger Verfügungen nach⸗ 
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gelaſſen iſt — aus Vorgängen, die mit der Errichtung in 
unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen, entſchieden werden. 
Umſtände, die außerhalb dieſes Zuſammenhanges liegen, dürfen 
dabei keine Berückſichtigung finden. Ebenſowenig, wie deshalb 
ſolche außerhalb der Urkunde liegende Tatſachen zu einer 
Aufrechterhaltung der Wirkſamkeit einer in ſich formell mangel- 
haften Urkunde führen können [RG. 81, 950); 84, 163 2)J. können 
ſolche Tatſachen in Betracht gezogen werden, wenn es ſich um 
die Ermittlung der Bedeutung protokollariſcher Feſtſtellungen 


handelt, die an und für ſich und ohne Rückſicht auf jene Tat. 


ſachen geeignet find, dem geſetzlichen Formerfordernis zu genügen. 
Schon aus dieſem Grunde iſt es rechtsirrig, wenn das BG. 
das nur in den beiden letzten Teſtamenten vorkommende Binde: 
wort „deshalb“ für die Schlußfolgerung verwertet, daß der 
Erblaſſer die Erklärung, blind zu ſein, auch bei Aufnahme des 
erſten Teſtamen:s vor der Zuziehung der Zeugen abgegeben 
habe und daher, wie aus ſeinen Ausführungen entnommen 
werden muß, die Rechtswirkſamkeit dieſer Erklärung im erſten 
Teſtamente ſchon im Hinblick auf 8 2239 BGB. verneinen 
will. Abgeſehen davon muß es auch rechtlich bedenklich erſcheinen, 
daraus, daß die Zuziehung der Zeugen mit jener Erklärung, 


wie das BG. hier meint, motiviert wird, zu folgern, daß die 


Zeugen entgegen der Vorſchrift des 8 2239 BGB. nach Abgabe 
dieſer Erklärung erſt zugezogen ſeien, um fo mehr, als das BE. 
an anderer Stelle ſagt, die Feſtſtellung der Erklärung der 
Blindheit enthalte etwas Mberflüffiges, weil die Zuziehung der 
Zeugen ſchon nach 8 2233 BGB. erforderlich geweſen fe, 
damit alſo ausſpricht, daß die Beteiligung der Zeugen in 
Wirklichkeit mit der Blindheit gar nicht habe begründet werden 
können. Das BG. hat dabei überdies nicht beachtet, daß die 
Kläger ſelbſt eine Behauptung des Inhalts, daß die Zeugen 
bei Abgabe der Erklärung nicht zugegen geweſen ſeien, gar 
nicht aufgeſtellt haben. Selbſt wenn aber wirklich jene Erklärung 
in Abweſenheit der Zeugen abgegeben fein ſollte, fo if fie doch 
dadurch zu ihrer Kenntnis gelangt, daß das ganze Protokoll 
ſchließlich in ihrer Gegenwart vorgeleſen wurde. Damit iſt ſie 
in ihrer Anweſenheit wiederholt. Das zum Abdruck beftimmte 
Urteil des Senats vom 28. Mai 1914, IV 12/14 [JW. S. 8740 
ſteht dem nicht entgegen. In jenem Falle waren die Zeugen 
erſt bei der Vorleſung und Genehmigung des Protokolls, nicht 
aber bei der mündlichen Erklärung des letzten Willens von 
ſeiten des Erblaſſers zugezogen, und die Zuläſſigkeit eines 
ſolchen Verfahrens wurde verneint, weil es begriffsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen ſei, daß derſelbe Vorgang die Bedeutung der Abgabe 
der Erklärung und gleichzeitig die der Genehmigung einer 
bereits abgegebenen Erklärung haben könne. Dieſer G 

entfällt im vorliegenden Falle, weil die Feſtſtellung der Erklärung 
des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, der Vorleſung und 
Genehmigung nicht bedarf RG. 63,3125); 75,375 20); 79,368 . 
Muß hiernach in dieſer Inſtanz unterſtellt werden, daß die 
Erklärung des Erblaſſers, blind zu fein, in Gegenwart 


0) JW. 1913, 270. 

21) IW. 1914, 531. 

22) NG. 85, 121. 

28) JW. 1906, 309; Neumann, Rſpr. I 8 2242 Erk. b. 
2) JW. 1910, 150; Neumann, Ripr. II § 2282. 

25) IW. 1912, 812. 


44. Jahrgang. 


der Zeugen abgegeben if, fo iſt es rechtsirrig, wenn das 
BG. glaubt, den Schlußvermerk des erſten Teſtaments: „Herr 
M. unterſchrieb mit Rückſicht auf feine Blindheit nicht“, nicht 
zur Auslegung der Bedeutung der früheren Erklärung des 
Erblaſſers: Herr M. iſt blind und erklärte auch blind zu ſein, 
verwerten zu können. Allerdings iſt jene Schlußerklärung an 
und für ſich nicht geeignet, der Vorſchrift des 8 2242 Abſ. 2 


BGB. zu genügen, weil aus ihr allein nicht erſichtlich iſt, daß 


der Erblaſſer die Erklärung abgegeben hat. Das ſchließt 
aber nicht aus, dieſe an ſich unwirkſame Erklärung zur 
Erläuterung einer anderen, formell dem Geſetz entſprechenden, 
aber inhaltlich unvollſtändigen Feſtſtellung heranzuziehen. Tut 
man dies und berüdfichtigt man ferner, daß der Erblaſſer das 
Teſtament tatſächlich nicht unterſchrieben hat, fo läßt ſich wohl 
zu der Annahme gelangen, daß mit der Feſtſtellung, der 
Erblaſſer ſei blind, und habe erklärt, blind zu ſein, die Unter⸗ 
laſſung der Unterſchrift begründet werden ſollte, um ſo mehr, 
und das überſieht das BG. auch, als die Faſſung jenes Feſt⸗ 
ſtellungsvermerks in ſeinem zweiten Halbſatze unverkennbar 
darauf hinweiſt, daß die Feſtſtellung der Vorſchrift des 8 2242 
Abſ. 2 BGB. angepaßt werden ſollte. Hätte der Notar etwa 
an die Vorſchrift des 8 169 FSG. gedacht, To würde der 
zweite Halbſatz „und erklärte blind zu fein“ Überflüſſig geweſen 
ſein. Gleichgültig iſt, ob die Erklärung, nicht ſchreiben zu 
können, der wahren Sachlage entſpricht oder nicht, ob alſo 
etwa der Erblaſſer glaubte, ſchon wegen ſeiner Blindheit im 
Sinne des Geſetzes ſchreibensunfähig zu ſein. Aus dem vor⸗ 
ſtehenden ergibt ſich, daß jedenfalls die Aufrechterhaltung des 
erſten Teſtaments möglich iſt. Damit würde dem weſentlichen 
Teile des Klageanſpruchs [Nr. 2] der Boden entzogen ſein. 
Denn wenn die beiden letzten Teſtamente nichtig wären, würde 
das erſte nicht wirkſam aufgehoben ſein. Es verbliebe alſo 
bei der darin verordneten Einſetzung der Beklagten zu 2 als 
Alleinerbin. Übrigens iſt auch die Möglichkeit, auch die beiden 
letzen Teſtamente aufrechtzuerhalten, nicht ausgeſchloſſen. Da 
der Erblaſſer die Teſtamente nicht unterſchrieben hat und ein 
anderer im Geſetze ſeine Rechtfertigung findender Grund für 
die Abgabe ſeiner Erklärung, blind zu ſein, als die Motivierung 
des Fehlens ſeiner Unterſchrift nicht vorliegt, ſo läßt ſich 
vielleicht ſagen, die Erklärung des Erblaſſers, [wegen Blindheit) 
nicht ſchreiben zu können, habe in dem Protokolle einen zwar 
unvollkommnen, aber doch verſtändlichen Ausdruck gefunden. 
M. u. Gen. c. M. u. Gen., U. v. 29. April 15, 517/14 IV. — 
Berlin. [S.) 

Börſengeſetz vom 8. Mai 1908. 
11. Zum Begriff des fog. offiziellen Börſentermingeſchäfts.] 

Der Beklagte hat der Klägerin im Jahre 1912 Aufträge 


. jur kommiſſionsweiſen Ausführung von Börſentermingeſchäften 


in Kaffee, Zucker und Kupfer erteilt, welche die Klägerin durch 
Selbſteintritt unter den in ihren Schlußnoten angegebenen Be⸗ 
dingungen ausgeführt hat. Beide Parteien ſind im Handels⸗ 
regiſter eingetragene Kaufleute. Die Klägerin beanſprucht 
Zahlung ihres Guthabens aus dieſen Geſchäften. Der Beklagte 
wendet ein, die Geſchäfte ſeien als Spiel⸗ oder Differenz⸗ 
geſchäfte nach 88 762, 764 BCB. unwirkſam, da die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 58 Börſs. vom 8. Mai 1908 nicht gegeben 
ſeien, und behauptet auch die Nichtigkeit der Geſchäfte wegen 
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Verſtoßes gegen den 8 94 dieſes Geſetzes. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen, das OLG. den Beklagten nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilt. Dieſer hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. 
Aus den Gründen: Das BG. hat, ohne in eine Prüfung 
darüber einzutreten, ob die Vorausſetzungen des 8 764 BGB. 
gegeben ſind, den Spieleinwand des Beklagten auf Grund des 
5 58 BörsG. für unbegründet erklärt. Dem Vorderrichter iſt 
darin beizupflichten, wenn er den § 58 BörſG. nur auf den 
im $ 50 näher beſtimmten, ſog. offiziellen Börſenterminhandel 
für anwendbar erklärt und daraus folgert, daß einem Börſen⸗ 
termingeſchäfte, das unter anderen als den amtlich feſtgeſetzten 
Bedingungen geſchloſſen iſt, der Spieleinwand jedenfalls dann 
entgegengeſetzt werden kann, wenn die Abweichung einen weſent⸗ 
lichen Punkt betrifft. Denn das Geſetz will, wie das RG. 
bereits ausgeſprochen hat [RG. 76, 37120), 79, 3865], nur den⸗ 
jenigen Börſenterminhandel vor dem Spieleinwande ſchlützen, 
welcher alle die Garantien bietet, wie fie der 8 50 des Geſetzes 
umſchreibt. Bei der Entſcheidung der Frage, ob eine von den 
amtlich feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen abweichende Vertrags⸗ 
beſtimmung als ſo weſentlich anzuſehen iſt, daß ſie dem Ver⸗ 
trage die Eigenſchaft eines offiziellen Börſentermingeſchäfts 
nimmt, find einmal die Merkmale des Börſentermingeſchäfts — 
der Abſchluß nach typiſchen, ſchablonenhaften, der Individualität 
des Einzelgeſchäfts entbehrenden Bedingungen zu einem feſten 
Termin und zu einem an einer beſtimmten Börſe gebildeten 
Preiſe [RG. 44, 113; 47, 111 f.] — und ferner der Zweck 
des § 50 Abſ. 2 zu beachten; durch dieſe Vorſchrift ſoll nicht 
nur den Vertragsparteien die Möglichkeit gewährt werden, ſich 
jederzeit durch ein gleichartiges Gegengeſchäft einzudecken, ſondern 
ſie bezweckt auch, durch Feſtlegung der als billig und angemeſſen 
erachteten Bedingungen den dem Börſenhandel fernerſtehenden 
Perſonen einen gewiſſen Schutz zu gewähren. Dementſprechend 
ſind ſolche Abweichungen von den amtlich feſtgeſetzten Geſchäfts⸗ 
bedingungen als weſentlich zu erachten, die entweder mit jenen 
Eigentümlichkeiten des Börſentermingeſchäfts unvereinbar oder 
dieſen Zweck des § 50 Abſ. 2 zu vereiteln oder zu beeinträchtigen 
geeignet ſind. Dahin gehören insbeſondere auch ſolche Bedingungen, 
die den Zuſammenhang des Geſchäfts mit der beſtimmten Börſe, 
3. B. durch teilweiſe Unterwerfung unter die Geſchäftsbedingungen 
einer anderen Börſe, löſen, oder welche für die Preisbemeſſung 
von Bedeutung ſind und deshalb den Börſenpreis als nicht 
angemeſſen erſcheinen laſſen, oder welche ſonſt die Rechtslage 
des einen Vertragsteils nicht unerheblich verſchlechtern. Wendet 
man dieſe Sätze auf den gegebenen Fall an, ſo iſt die An⸗ 
nahme des OLG., daß die Schlußnotenbedingungen der Klägerin 
von den amtlich feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen nur unweſentlich 
abweichen, jedenfalls hinſichtlich der unter Nr. 5 getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen nicht zu billigen. Hier wird der Klägerin das Recht, 
ohne vorherige Anzeige, ohne Hinzuziehung eines beeidigten 
Auktionators und ohne Gerichtsverfahren die für den Vertrags⸗ 
gegner laufenden Engagements ganz oder teilweiſe an einem 
der Klägerin geeignet erſcheinenden Zeitpunkte zu liquidieren, 
für die Fälle der Nichteinzahlung des Einſchuſſes oder der er⸗ 
forderlichen Nachſchüſſe, von Zahlungsſchwierigkeiten, Zahlungs⸗ 


26) JW. 1911, 782. 


21) JW. 1912, 881. 
g 29 · 


708 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


einſtellungen, Falliſſements oder Exekution des Kommittenten 
durch ein anderes hieſiges oder auswärtiges Haus ſowie bei 
nicht ſofortiger Erfüllung von Verbindlichkeiten gewährt. Die 
amtlich feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen [Regulativ der Waren⸗ 
liquidationskaſſe für Termingeſchäfte in Rüben⸗Rohzucker 8 16, 
Regulativ der Warenliquidationskaſſe für Termingeſchäfte in 
Kaffee S 16, Schlußſchein⸗Bedingungen für Geſchäfte in Kupfer 
SS 20, 21] geben dagegen ein ſolches Recht nicht für die Fälle 
von Zahlungsſchwierigkeiten oder Exekutionen durch einen anderen. 
In der Gleichſtellung dieſer Fälle, namentlich des letzteren Falles, 
mit dem der Zahlungseinſtellung liegt eine erhebliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Rechtslage des Vertragsgegners der Klägerin, 
da dieſe dadurch das Recht zur ſofortigen Liquidation in einem 
jeden Falle einer ſog. Zwangsliquidation, insbeſondere eines 
Selbſthilfeverkaufs oder Selbſthilfekaufs durch einen Dritten, 
erhält, ohne Rückſicht darauf, wodurch dieſe Maßnahme ver⸗ 
anlaßt iſt. Sie ſteht daher mit dem oben erwähnten Zwecke 
der Vorſchrift des 8 50 im Widerſpruch und entzieht den Ver⸗ 
trägen die Eigenſchaft offizieller Börſentermingeſchäfte; daß der 
Kommiſſionär ſie, wie der Vorderrichter hervorhebt, getroffen 
hat, um jedes eigene Riſiko auszuſchließen, fällt nicht ins Ge⸗ 
wicht. Die obige Schlußnotenbedingung Nr. 5 der Klägerin 
enthält weiter auch inſofern noch eine Abweichung von den amt⸗ 
lichen Geſchäftsbedingungen für den Terminhandel in Zucker, 
als ſie der Klägerin bei nicht ſofortiger Erfüllung ein un⸗ 
eingeſchränktes Liquidationsrecht gibt, während nach § 24 der 
Schlußſchein⸗Bedingungen des Vereins der am Zuckerhandel 
beteiligten Firmen der Vertrag im Falle der Nichterfüllung 
durch eine näher beſtimmte Zurückrechnung zum Austrage zu 
bringen iſt, und von den amtlichen Geſchäftsbedingungen für 
den Terminhandel in Kaffee weicht ſie darin ab, daß ſie, anders 
als der § 25 des Regulativs für Termingeſchäfte in Kaffee, bei 
Verzug des Käufers mit der Zahlung des Kaufpreiſes den 
Selbſthilfeverkauf nicht von einer vorgängigen Anzeige an den 
Käufer abhängig macht. Auch dieſe Abweichungen verſchlechtern 
die Rechtslage des Vertragsgegners der Klägerin nicht unerheblich 
und ſtehen deshalb mit dem Zwecke des 8 50 im Widerſpruch. 
Da demnach der 8 58 BörſG. auf die hier vorliegenden Ber: 
träge wegen ihrer erheblichen Abweichungen von den amtlich 
feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen keine Anwendung findet, ſo 
iſt das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur Prüfung 
der Frage, ob die Vorausſetzungen der 85 762, 764 BGB. 
gegeben ſind, an das BG. zurückzuverweiſen. B. c. P. & Co., 
U. v. 14. Mai 15, 502/14 III. — Hamburg. [B] 
Verſicherungsvertragsgeſetz. 
+12. 8 39 Abſ. 2 VerſVtG. fordert Angabe der mit der 
Verſäumung der vom Verſicherer geſtellten Zahlungsfriſt ver⸗ 
knüpften Folgen.] | 
Der Kaufmann Albert P. in T. war bei der Beklagten 
für die Zeit vom 1. April 1909 ab in Höhe von 15 000 4 
auf den Todesfall verſichert. Die Prämie war mit halbjährlich 
485 4 85 # am 1. April und 1. Oktober zu bezahlen. Am 
14. Dezember 1912 erhielt P. gegen Verpfändung der Ver⸗ 
ſicherungs police von der Beklagten ein zu 5 Prozent verzinsliches 
Darlehn von 1040 &, deſſen Zinſen gleichfalls am 1. April 
und 1. Oktober zu entrichten waren. Er geriet mit der am 
1. April 1913 fälligen Prämienrate in Verzug und wurde 
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deshalb von der Beklagten mittels eingeſchriebenen Briefs vom 
15. Mai 1913 zur Zahlung der rückſtändigen Prämie nebſt 
Verzugszinſen und Koſten aufgefordert, die Zahlung unterblieb 
jedoch. Am 21. Mai 1913 wurde über P.s Vermögen Konkurs 
eröffnet. Am 9. Juni 1913 iſt P. geſtorben. Der Kläger 
als Konkursverwalter fordert von der Beklagten Zahlung der 
Verſicherungsſumme von 15 000 & abzüglich des Darlehns 
von 1040 & und zweier Halbjahrs prämien von zuſammen 
971 4 70 & nebſt Zinſen. In I Inſtanz iſt die Beklagte 
zur Zahlung von 12 950 & 20 & nebſt 4 Prozent Zinſen 
ſeit 12. Januar 1914 und zur Koſtentragung verurteilt, die 
hiergegen von der Beklagten eingelegte Berufung iſt zurück⸗ 
gewieſen worden. Gegen das BU. hat die Beklagte Reviſion 
eingelegt. Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß das Schreiben der Beklagten vom 15. Mai 1913 
den Vorſchriften des § 39 VerſVtG. nicht entſprochen habe 
und daß deshalb die darin enthaltene Friſtbeſtimmung un⸗ 
wirkſam geweſen ſei. Demgegenüber verſucht die Reviſion nad 
zuweiſen, daß das Schreiben den Anforderungen des Geſetzes 
genügt habe; darin kann ihr jedoch nicht beigepflichtet werden. 
Nach der erwähnten Geſetzesſtelle kann der Verſicherer, wenn 
eine nach dem Beginn der Verjährung zu leiſtende Prämien⸗ 
zahlung nicht rechtzeitig bewirkt wird, dem Verſicherungsnehmer 
auf deſſen Koſten eine Zahlungsfriſt beſtimmen. Tritt der 
Verſicherungsfall nach dem Ablaufe der Friſt ein und iſt zur 
Zeit des Eintritts der Verſicherungsnehmer mit der Zahlung 
der Prämie oder der geſchuldeten Zinſen oder Koſten im Verzuge, 
jo iſt der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei 
Der Verſicherer iſt nach dem Ablaufe der Friſt, wenn der 
Verſicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug iſt, berechtigt, 
das Verſicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigung 
friſt zu kündigen. Die Beſtimmung der Zahlungsfriſt bat 
ſchriftlich zu geſchehen, und die Rechtsfolgen anzugeben, welche 
nach Vorſtehendem mit dem Ablauf der Friſt verbunden find. 
Die Friſt darf nicht weniger als zwei Wochen betragen. Eine 
Friſtbeſtimmung, die ohne Beobachtung dieſer Vorſchriften er⸗ 
folgt, iſt unwirkſam. Die Beklagte hat nun in ihrem Schreiben 
vom 15. Mai 1913 dem Verſicherungsnehmer zur Zahlung der 
fälligen Prämie nebſt Zinſen und Koſten eine zweiwöchige Frift 
geſetzt und dabei auf die Folgen einer etwaigen Friſtverſäumung 
mit den Worten hingewieſen: „Sollten Sie nach Ablauf dieſer 
Nachfriſt mit der Zahlung der Prämie oder der geſchuldeten 
Zinſen oder Koſten im Verzuge ſein, ſo ſind wir von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung frei, würden alſo im Falle Ihres 
Ablebens die Verſicherungsſumme nicht zahlen, und ſind außerdem 
berechtigt, unbeſchadet unſeres geſetzlichen Anſpruchs auf Zahlung 
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Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen.“ Der Ber 
hält dieſe Friſtbeſtimmung aus dem Grunde für unwirkſam, 
weil das Freiwerden der Beklagten von der Verpflichtung zus 
Leiſtung als Folge lediglich des Verzugs mit der Zahlung dur 
Zeit des Ablaufs der Nachftiſt bezeichnet fei, während $ 39 
VerſVtG. dieſe Folge nicht ſchon an den Verzug nach Ablauf 
der Nachſriſt knüpfe, ſondern verlange, daß der Verſicherungifal 
erſt nach dem Ablauf der Friſt eintritt und der Verzug zur Zeit 
des Eintritts des Verſicherungsfalls beſteht. Ein Rechte 
tritt hierin nicht zutage. Der offenſichtliche Zweck der de 
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ſtimmungen in 8 39 VerſVtG., die nach § 42 des Geſetzes 
nicht zum Nachteile des Verſicherungsnehmers abgeändert 
werden können, iſt der, dem Verſicherungsnehmer bei der Friſt⸗ 
beſtimmung die ſchwerwiegende Bedeutung derſelben und die 
mit der Verſäumung der Friſt für ihn verknüpften nachteiligen 
Folgen zum Bewußtſein zu bringen und ihn dadurch möglichſt 
vor weiterer Säumnis und dem damit möglicherweiſe verbundenen 
Verluſt ſeines Verſicherungsanſpruchs zu bewahren. Deshalb 
fordert das Geſetz, daß die mit der Verſäumung der Friſt ver⸗ 
bundenen, im Geſetz ſelbſt genau angegebenen Folgen bei der 
Beſtimmung der Zahlungsfriſt angegeben werden und macht 
die Erfüllung dieſer Vorſchrift zur Bedingung der Wirkſamkeit 
der Friſtbeſtimmung. Die mit dem Ablauf der Friſt nach dem 
Geſetz verknüpften Folgen beſtehen darin, daß der Verſicherer 
ſofort nach Ablauf der Friſt, wenn der Verſicherungsnehmer zu 
dieſer Zeit mit der Zahlung im Verzug iſt, das Verſicherungs⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen 
berechtigt iſt, und auch ohne eine ſolche Kündigung von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn nach dem Ablauf 
der Zahlungsfriſt der Verſicherungs fall eintritt und zur Zeit 
des Eintritts der Verſicherungsnehmer im Verzug iſt. Macht 
alſo der Verſicherer nach dem Ablauf der Zahlungsfriſt von 
dem ihm geſetzlich zuſtehenden Kündigungsrecht keinen Gebrauch, 
ſo beſteht das Verſicherungsverhältnis trotz des Ablaufs der 
Friſt weiter fort, und der Verſicherer wird erſt, wenn nunmehr 
der Verſicherungsfall eintritt und der Verſicherungsnehmer zu 
dieſer Zeit in Verzug iſt, von ſeiner Leiſtungspflicht frei, bis 
dahin kann mithin der Verſicherungsnehmer durch Leiſtung der 
rückſtändigen Zahlung die Folgen der Säumnis jederzeit von 
ſich ablenken. Die Androhung dieſer Rechtsfolgen hat ſchriftlich, 
braucht aber nicht mit den Worten des Geſetzes zu geſchehen, 
doch muß fie dem Sinn des Geſetzes entſprechen. Ob dieſem 
Erfordernis im einzelnen Falle Genüge getan iſt, iſt, ſoweit 
es ſich um die Ermittlung des Sinnes der ſchriftlichen An⸗ 
drohung handelt, Sache der tatſächlichen Beurteilung und Feſt⸗ 
ſtellung. Im gegebenen Falle hat der Ber. feſtgeſtellt, daß 
das Schreiben der Beklagten vom 15. Mai 1913 das Frei⸗ 
werden der Beklagten von der Verpflichtung zur Zahlung — 
abweichend vom Geſetz — als Folge lediglich des Zahlungs⸗ 
verzugs zur Zeit des Ablaufs der Nachfriſt bezeichne. Dieſe 
Feſtſtellung, die in dem Wortlaut des Schreibens eine Stütze 
findet, gibt zu Bedenken keinen Anlaß. Das Freiwerden der 
Beklagten von ihrer Leiſtungspflicht iſt mithin an eine weſentlich 
andere Vorausſetzung geknüpft worden, als es dem Geſetz 
entſprach, denn in dem Schreiben iſt dit ſe Rechtsfolge ſchon an 
den Verzug bei Ablauf der Nachfriſt geknüpft, während ſie nach 
dem Geſetz erſt mit dem Eintritt des Verſicherungsfalls nach 
dem Ablauf der Friſt und einem beim Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalls vorhandenen Verzug des Verſicherungsnehmers 
verknüpft iſt. Durch eine ſolche Art der Androhung wird der 
Verſicherungsnehmer nicht, wie es der Zweck des Geſetzes er⸗ 
fordert, über die wirkliche Rechtslage und die Folgen etwaiger 
weiterer Säumnis belehrt, ſondern er wird irregeführt und in 
den Glauben verſetzt, daß mit dem Ablauf der Friſt der Ver⸗ 
ſicherer freigeworden und daß eine nach dieſem Zeitpunkt ers 
folgende Zahlung verſpätet und wirkungslos ſei, er gerät 
dadurch in die Gefahr, von dem ihm nach dem Geſetz zu⸗ 
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ſtehenden Recht, auch noch nach Ablauf der Friſt zu zahlen, 
keinen Gebrauch zu machen in der irrigen Meinung, daß es 
dazu nunmehr zu ſpät und ſein Verſicherungsanſpruch bereits 
verloren ſei. Mit Recht hat hiernach der BerR. die Friſtſetzung 
für unwirkſam erachtet. Die Reviſion wendet ein, das Geſetz 
verlange nur die Angabe der mit dem Ablauf der Friſt ver⸗ 
bundenen Rechtsfolgen, nicht auch die Angabe ihrer Voraus⸗ 
ſetzungen. Die Angabe der Rechtsfolgen erfordert aber not⸗ 
wendig auch die Angabe der Vorausſetzungen, an die ſie 
geknüpft ſind und als deren Folgen ſie ſich darſtellen; eine 
bloße Angabe dieſer Folgen würde auch dem Zweck des Geſetzes 
in keiner Weiſe entſprechen. Auch das Schreiben der Beklagten 
enthält neben der Angabe der gegebenenfalls eintretenden Rechts⸗ 
folgen die Angabe der Vorausſetzungen, unter denen ſie ein⸗ 
treten würden, gibt aber dieſe Vorausſetzungen zum Teil un⸗ 
richtig an und verletzt eben dadurch das Geſetz. M. L. c. K., 
U. v. 27. April 15, 13/15 VII. — Königsberg. [S.) 

Reichsanfechtungsgeſetz. 
*/ 13. 5 3 Nr. 1 AnfG. 

Für die Klägerin ſtanden auf dem Grundflüde K.⸗A.⸗Allee 89 
in Ch., deſſen Eigentümerin Frau M. L. war, Hypotheken im 
Geſamtbetrage von 75 000 & eingetragen. Am 15. März 1913 
iſt der Konkurs über das Vermögen der Frau L. eröffnet. Die 
Klägerin hat am 29. März 1913 auf Grund eines vollſtreck⸗ 
baren Titels wegen eines Teils ihrer Hypothekenforderungen 
die Zwangsverwaltung und ſpäter die Zwangsverſteigerung des 
Pfandgrundſtücks beantragt. Die Zwangsverwaltung iſt am 
1. April 1913 eingeleitet. Am 31. März 1913 hat ſich der 
Konkursverwalter ſchriſtlich damit einverſtanden erklärt, daß die 
Klägerin die Mieten des Grundſtücks einziehe. Durch die 
Urkunde vom 2. November 1912 ſind die Mieten des Grund⸗ 
ſtücks vom 1. Februar 1913 ab dem Beklagten abgetreten. 
Dieſer hat der Einziehung der Mietzinſen ſeitens der Klägerin 
widerſprochen und es ſind die Mieten vom 1. Februar bis zum 
30. September 1913 hinterlegt. Im Dezember 1913 wurde 
das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung dem Erſteher W. 
zugeſchlagen. Dieſer trat am 24. Dezember 1913 die Mieten 
auf die Zeit vom 1. Januar 1914 bis 30. Juni 1923 an die 
Klägerin ab und es wurde zwiſchen den Parteien und W. 
vereinbart, daß die Mietzinſen für das 1. Vierteljahr 1914 bis 
zur Entſcheidung des Streits der Parteien zu hinterlegen ſeien. 
Die Klägerin, welche in der Zwangsverſteigerung mit einem 
großen Betrage ausgefallen iſt, ficht die Abtretung der Mieten 
an den Beklagten auf Grund des Reichsanfechtungsgeſetzes an 
und hat beantragt: den Beklagten zu verurteilen, in die Aus⸗ 
zahlung der hinterlegten Beträge an ſie zu willigen. Der 
Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt und wider⸗ 
klagend die Einwilligung der Klägerin zur Auszahlung 
der hinterlegten Beträge an ihn beanſprucht. Das LE. 
hat im Urteile vom 8. Juni 1914 unter Abweiſung der Klage 
nach dem Antrage der Widerklage erkannt. Auf die von der 
Klägerin eingelegte Berufung hat das KG. abändernd dem 
Klageantrage ſtattgegeben und die Widerklage abgewieſen. Der 
Beklagte hat Reviſion eingelegt. Es ſind die Mietzinſen hinter⸗ 
legt für die Zeit vom Februar bis zum 30. September 1913 
und für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 1914. 
Jede der Parteien beanſprucht die hinterlegten Beträge für fi, 
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die Klägerin auf Grund ihres Hypothekenrechts und auf Grund 
der im Tatbeſtande erwähnten Abtretung des Erſtehers W., 
der Beklagte, weil er durch die Abtretung vom 2. November 1912 
zur Einziehung der Miete für ſich berechtigt ſei. Dieſe Ab⸗ 
tretung ficht die Klägerin aus 5 3 Nr. 1 AnfG. an; das BG. 
hat die Anfechtung für durchgreifend erachtet und deshalb unter 
Abweiſung der Widerklage der Klage ſtattgegeben. Den von 
der Reviſion gegen dieſe Entſcheidung erhobenen Angriffen war 
in der Hauptſache der Erfolg zu verſagen. Nach 8 1123 
Abſ. 1 BGB. erſtreckt ſich die Hypothek auf die Miet⸗ und 
Pachtzinsforderung. Daraus, daß nach 8 1124 Abſ. 2 a. a. O. 
die Verſügung des Eigentümers über eine ſolche Forderung 
dem Hypothekengläubiger gegenüber nur unwirkſam iſt, ſoweit 
ſie ſich auf den Miet⸗ oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als 
das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr bezieht, folgt nicht, daß eine Verfügung über 
eine frühere Zeit auch der Anfechtung ſeitens des Hypotheken⸗ 
gläubigers entzogen iſt. Ebenſowenig wie andere Schuldner 
zum Zwecke der Benachteiligung ihrer Gläubiger über ihr Ver⸗ 
mögen verfügen dürfen, darf der Hypothekenſchuldner Miet⸗ 
oder Pachtzinſen dem Hypothekengläubiger in ſolcher Abſicht 
entziehen. Geſchieht das, ſo hat der Hypothekengläubiger nach 
57 AnfG. gegen den Erwerber der Forderungen einen Anſpruch 
auf Rückgewähr. Dieſe Rechtsſätze ſind vom erkennenden 
Senat im Urteile vom 14. Januar 1913 — VII 445/12 — 
ausgeſprochen, von ihnen iſt auch hier bei der Nachprüfung des 
angefochtenen Urteils auszugehen. Die Klägerin hat, wie 
unſtreitig iſt, wegen eines Teils ihrer Hypothekenforderungen 
am 7. Juni 1912 sinen vollſtreckbaren Titel erlangt. Die 
Zwangsverſteigerung des Pfandgrundſtücks hat, wie ebenfalls 
unſtreitig iſt, zu ihrer vollſtändigen Befriedigung nicht geführt. 
Sie ſucht jetzt dieſe Befriedigung aus den hinterlegten Miet⸗ 
zinſen, von der Zwangsvollſtreckung in das ſonſtige Vermögen 
der Schuldnerin, Frau L., iſt nach der nicht angefochtenen Feſt⸗ 
ſtellung des BG. Erfolg nicht zu erwarten. Die formellen 
Vorausſetzungen für die Anfechtung [§ 2 des Geſetzes] find 
danach gegeben. Das ſtellt die Reviſion auch nicht in Abrede. 
Sie hält aber die Klägerin höchſtens für anfechtungsberechtigt 
hinſichtlich der Mieten, auf welche fie als Abſonderungsberechtigte 
Anſpruch macht. Da die Beſchlagnahme des Grundſtücks erſt 
am 1. April 1913 ſtattgefunden habe, der Konkurs aber ſchon 
am 15. März 1913 eröffnet ſei, ſteht bezüglich der vor dem 
1. April 1913 hinterlegten Mieten nach der Auffaſſung der 
Reviſion das Anfechtungsrecht allein dem Konkursverwalter zu. 
Der Konkursverwalter ſoll das Anfechtungsrecht auch ausgeübt 
haben, es ſoll eine von ihm erhobene Anfechtungsklage in der 
Berufungsinſtanz ſchweben. Die letztere, in der Reviſionsinſtanz 
gemachte Anführung kann hier nicht entſcheidend ſein. Die 
Klägerin hat als Hypothekengläubigerin ein Recht auf ab⸗ 
geſonderte Befriedigung aus dem Pfandgrundſtück [5 47 KO.]. 
Dieſes Recht hat ſie durch die von ihr ausgebrachte Beſchlag⸗ 
nahme außerhalb des Konkursverfahrens geltend gemacht 
[s 4 KO.] und von dem Zeitpunkte der Beſchlagnahme des 
Grundſtücks an iſt ſie, wie ja auch die Reviſion wohl nicht in 
Abrede ſtellen will, berechtigt, ihre abgeſonderte Befriedigung 
beeinträchtigende Rechtshandlungen anzufechten. Die Beſtimmung 
des 8 36 KO., nach welcher das Anfechtungsrecht vom Ver⸗ 
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walter ausgeübt wird, läßt das Anfechtungsrecht des Ab⸗ 
ſonderungs berechtigten als ſolches unberührt. Wenn nun aber 
auch die Klägerin vor der Beſchlagnahme im Wege der Zwangs⸗ 
verwaltung aus eigenem Rechte hinſichtlich der Mietzinſen nicht 
anfechtungsberechtigt war, ſo ſchließt das nicht aus, daß ſie auf 
einem anderen Wege Anſpruch auf die früheren Mieten und 
damit zugleich auch, ſo weit dieſe in Frage kommen, das 
Anfechtungsrecht erlangt hat. So liegt die Sache hier. In 
den Tatbeſtänden der beiden vorinſtanzlichen Urteile iſt als 


unſtreitig angeführt, der Konkursverwalter habe ſich am 


31. März 1913 der Klägerin gegenüber damit einverſtanden 
erklärt, daß die Einziehung der Mieten des Pfandgrundſtlcks 
durch die Klägerin erfolge. Damit hat der Konkursverwalter 
zugunſten der Klägerin auf die Mietzinſen, auch ſoweit ſie zur 
Konkursmaſſe einzuziehen waren, verzichtet. Er hat im Rahmen 
der ihm geſetzlich zuſtehenden Verwaltungs⸗ und Verfügungs⸗ 
befugnis ſchon vor der Einleitung der Zwangsverwaltung die 
Mietzinſen der Klägerin zur abgeſonderten Befriedigung über⸗ 
laſſen und dieſe damit auch hinſichtlich der vor dem 1. April 1913 
hinterlegten Mieten rechtlich ſo geſtellt, wie ſie durch die Beſchlag⸗ 
nahme geſtellt wurde. Daß eine ſolche Verfügung des Konkurs⸗ 
verwalters, wenn er fie aus Zweckmäßigkeitsgründen für geboten 
erachtet, zuläſſig iſt, iſt in dem von der Reviſionsbeantwortung 
in bezug genommenen Urteile vom 28. September 1895 — 
RG. 35, 118 — für das frühere Recht mit eingehender Be⸗ 
gründung ausgeführt. Die gleichen Rechtsſätze ſind auch für 
das von 1900 an geltende Recht anzuwenden und aus ihnen 
ergibt ſich die Folgerung, daß die Klägerin bei der ſo geſtalteten 
Rechtslage mit der Überlaſſung der Mieten zu ihrer Befriedigung 
zugleich die Befugnis erlangt hat, dieſer Befriedigung entgegen⸗ 
ſtehenden Anſprüchen auch hinſichtlich der vor der Beſchlagnahme 
hinterlegten Beträge durch Anfechtung zu begegnen, das Aw 
fechtungsrecht fo auszuüben, wie es ohne Überlaſſung der 
Mieten an ſie der Konkursverwalter hätte ausüben können. 
Mit ihrer Anführung, es ſei lediglich eine ſchon in erſter Inſtanz 
nicht mehr aufrechterhaltene Behauptung der Klägerin, daß ihr 
die Mieten zur abgeſonderten Befriedigung überlaſſen feien, if 
die Reviſion gegenüber den vorſtehend wiedergegebenen Dar⸗ 
ſtellungen der beiden Tatbeſtände nicht zu hören. [8 314 30. 
Die Anfechtungsberechtigung der Klägerin iſt hiernach zunächſt 
hinſichtlich der für die Zeit vom Februar bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1913 hinterlegten Mietzinſen mit dem BG. zu bejahen. 
Es kann auch berechtigten Bedenken nicht unterliegen, daß die 
Klägerin als im Zwangsverſteigerungsverfahren nicht voll 
befriedigte Hypothekengläubigerin durch die Abtretung dieſer 
Mietzinſen an den Beklagten objektiv benachteiligt iſt. Es iſt 
nun weiter zu prüfen, ob, was die Reviſion ebenfalls in Abrede 
ſtellt, die Klägerin zur Anfechtung der Abtretung der Mietzinſen 
für das erſte Vierteljahr 1914 berechtigt iſt. Auch dies iſt mit 
dem angefochtenen Urteile zu bejahen. Der Beklagte ſtützt 
ſeinen Anſpruch auf die hier in Betracht kommenden Mieten 
ebenfalls auf die Abtretung vom 2. November 1912. Sie 
ftellt eine Rechtshandlung dar, durch welche die Schuldnerin L. 
ſich vermögensrechtliche Anſprüche zugunſten der Beklagten ent⸗ 
äußert und damit die Befriedigungsmöglichkeit ihrer übrigen 
Gläubiger unbedenklich wenigſtens ſo lange vermindert hat, als 
die Mietzinſen ohne die Abtretung der Schuldnerin zugeſtanden 
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hätten. Nun trifft es allerdings zu, daß auch ohne die Abs 
tretung die Schuldnerin auf die erſt nach dem Zuſchlage im 
Zwangsverſteigerungs verfahren fällig gewordenen Mieten keinen 
Anſpruch mehr gehabt hätte und daß auch der Hypotheken⸗ 
gläubiger kraft feines Hypothekenrechts nur Mictzinſen beanſpruchen 
kana, die vor dem Übergange des Eigentums an dem belaſteten 
Grundſtücke auf den Erſteher fällig geworden find. Das ſchlie ßt 
aber die Anfechtbarkeit einer Mietabtretung als einer die 
Gläubiger dennoch benachteiligenden Rechte handlung ihres 
Schuldners nicht aus. Die Abtretung vom 2. November 1912 
hat hier, wenn ſie nicht der Anfechtung unterliegt, zur Folge, 
daß dem Erſteher W. die ihm ſonſt zukommende Vierteljahrs⸗ 
miete entzogen if. [Vgl. 8 57 386., S 573 BGB. und 
Urteil des V. 85. vom 5. Dezember 1906, RG. 64, 41525). 
Eine derartige Voraus verfügung über die Mieten benachteiligt, 
indem ſie den Erſteher ſchlechter ſtellt, aber zugleich auch die 
Gläubiger, denen das zur Verſteigerung kommende Grundſtück 
Befriedigung gewähren fol. Denn erfahrungsgemäß wird für 
ein Grundflück, deſſen Einkünfie dem neuen Eigentümer nicht 
ſofort zufallen, ein mindeſtens dem Ausfall der Einkünfte ent 
ſprechender Betrag weniger gezahlt und geboten. Eine ſolche 
Schädigung der Gläubiger ſteht daher im urſächlichen Zuſammen⸗ 
hange mit der Rechts handlung, durch welche ihr Schuldner, 
indem er die Mie teinkünfte des Grundſtücks von deſſen Eigentum 
trennt, zugleich die Bifriedigungsmöglichkeit der Realgläubiger 
verkürzt. Aus dieſen Erwägungen iſt die Klägerin auf Grund 
ihres vollſtreckbaren Titels berechtigt, die Mietabtretung auch 
inſoweit anzufechten, als der Bellagte auf Grund dieſer Ab⸗ 
tretung die Mietzinfen für das erſte Vierteljahr des Jahres 1914 
beanſprucht. Der Annahme, daß die Klägerin durch die Ab» 
tretung der Mieten an den Beklagten objektiv benachteiligt iſt, 
ſteht auch nicht entgegen, daß der Eiſte her W. ihr zur Deckung 
des erlittenen Ausfalls die Mietzinſen bis zum Jahre 1923 
abgetreten hat. Damit iſt, wie das BG. zutreffend ausführt, 
der frühere Zuſtand noch nicht wiederhergeſtellt und die Klägerin 
noch nicht befriedigt. Sie erhält auch nicht zweimal Zahlung, 
denn ſoweit ſich ihr Ausfall dadurch, daß ſie die hinterlegten 
Mia tbeträge erhält, mindert, verringert ſich auch die vom Erſteher 
übernommene Erſtattungs pflicht. Damit erledigen ſich auch die 
Folgerungen, welche vom Reviſionskläger aus der Übernahme des 
Ausſalls ſeitens des Erſtehers gezogen werden. B. c. N. B. A., 
U. v. 20. April 15, 11/15 VII. — Berlin. S.] 
Zivilprozeßordnung. 
T 14. Verſtoß gegen die Verhandlungsmaxime.] 

Die klagende Ziegelei hat der Beklagten dadurch aus⸗ 
geholfen, daß ſie auf deren Erſuchen an ihre Kunden Steine 
lieferte. Die Beklagte hat daraufhin der Klägerin am 9. Mai 
1913 3764 4 10 & und am 1. Juni 1913 2270 & 20 A 
bezahlt. Den Reſt des in Rechnung geſtellten Preiſes weigert 
ſie ſich zu zahlen, weil Parteien vereinbart hätten, daß die 
Steine nicht bezahlt, die Sache vielmehr durch Rücklieferung 
von Steinen an die Klägerin ausgeglichen werden ſollte. Übrigens 
beſtehe ein Handelsgebrauch und auch ein Beſchluß des Ver⸗ 
bandes der Ziegelwerke in F., daß in einem Falle, wie der 
vorliegende, die Ausgleichung durch Gegenlieferung von Steinen 
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zu erfolgen habe. Daß ſie einen Teil der Steine bezahlt habe, 
ſei nur ein durch die Geſchäftslage der Klägerin veranlaßtes 
Entgegenkommen geweſen. Die Klägerin hat alle dieſe Be⸗ 
hauptungen beſtritten und ſich darauf berufen, daß, wenn ihr 
Direktor M. eine Vereinbarung des angegebenen Inhalts mit 
der Bellagten getroffen haben ſollte, ſie daran nicht gebunden 
wäre, weil M. nach ihren Statuten fie nur in Gemeinſchaſt 
mit dem anderen Direktor oder einem Prokuriſten rechtsgeſchäftlich 
vertreten lönne. Beide Inſtanzen haben im weſentlichen über⸗ 
einſtimmend nach dem Klagantrage erkannt. Das OLG. hat 
für bewieſen erachtet, daß der Beklagten für ihren Standpunkt 
weder eine Übung noch ein Verbandsbeſchluß der Ziegeleien in 
F. zur Seite ſtehe. Es hat ferner angenommen, daß mit dem 
Direktor der Klägerin die von der Beklagten behauptete Ver⸗ 
einbarung allerdings getroffen ſei, daß hierdurch aber die Klägerin 
nicht verpflichtet worden ſei, weil es der Zuſtimmung des zweiten 
Direktors oder eines Prokuriſten bedurft hätte; gleichwohl ſei 
der eingeklagte Anſpruch berechtigt, weil Beklagte die gelieferten 
Steine ohne Grund erhalten habe und da ſie ſie verkauft habe, 
nach § 818 Abſ. 2 BB. deren Wert, der nach übereinſtim⸗ 
mender Erklärung der Parteien dem Kaufpreis gleichkomme, 
erſetzen müſſe. Die Beklagte hat mit Erfolg Reviſion ein 
gelegt. Aus den Gründen: Nach dem Tatbeſtand der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung iſt anzunehmen, daß der Vorderrichter 
die Beklagte auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung nach 
dem Klagantrag verurteilt hat, ohne daß dieſes rechtlichen 
Geſichtspunktes in der Verhandlung auch nur Erwähnung ge⸗ 
ſchehen wäre. Es iſt richtig, daß die Klägerin nicht gehalten 
iſt, ihren Anſpruch rechtlich zu charakteriſieren. Es genügt, 
wenn ſie die Tatſachen vorträgt, die ihn begründen. Die Rechts⸗ 
anwendung iſt Sache des Gerichts. Selbſt eine unrichtige Sub⸗ 
ſumierung der Partei iſt unſchädlich, ſofern nicht erhellt, daß der 
Partei gerade nur an der von ihr vertretenen Auffaſſung ge⸗ 
legen iſt [vgl JW. 1910, 264; 1911, 457°]. Eine ihrer 
Aufgabe gewachſene Prozeßleitung wird es zur Verurteilung 
aus verändertem rechtlichen Geſichtspunkt nicht kommen laſſen, 
ohne daß in der Verhandlung darauf hingewieſen und den 
Parteien Gelegenheit gegeben wird, dazu Stellung zu nehmen. 
Aber eine geſetzliche Vorſchrift, wie die StPO. fie zum Schutz 
des Angeklagten in dieſer Beziehung kennt, beſteht in der ZPO. 
nicht. Dagegen iſt die Rüge der Reviſion begründet, daß, wie 
hier die Dinge liegen, die Entſcheidung des Vorderrichters einen 
Verſtoß gegen die Verhandlungsmaxime darſtellt. Die Klägerin 
hatte behauptet, die Steine ſeien an die Beklagte verkauft worden. 
Der Richter verurteilt die Beklagte, weil ſie die Steine ohne 
rechtlichen Grund erhalten habe. Dabei ſchließt aber das eine 
das andere aus, wie ja auch der Vorderrichter zu ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung nur gelangt, weil er den Kaufvertrag für nichtig er⸗ 
klärt. So lange die Klägerin an ihrer Behauptung, es ſei ver⸗ 
kauft, feſthielt, konnte fie einen Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung nicht geltend machen. Sie hätte ihre Behauptung 
nicht ſchlechthin aufzugeben brauchen, ſie hätte ſich mit einer 
eventuellen Klagbegründung helfen können. Aber da ſie das 
nicht getan, vielmehr ſchlechthin an der Behauptung feſtgehalten 
hat, daß die Klägerin die Steine auf Grund eines Kaufvertrages 
erhalten habe, ſteht die Verurteilung auf Grund deſſen, daß fie 
ſie ohne rechtlichen Grund erhalten habe, mit dem tatſäͤchlichen 
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Vorbringen der Klägerin in Widerſpruch. Dieſes tatſächliche 
Vorbringen der Klägerin rechtfertigte nicht die Verurteilung der 
Beklagten. Es fehlt aber auch nach einer anderen Richtung an 
der genügenden Begründung eines Anſpruchs nach 55 812 f. 
BGB., nämlich an der genügenden Behauptung der eingetretenen 
Bereicherung. Zwar iſt klar, daß hier die Steine, wenn ſie 
auch an dritter Stelle abgeliefert wurden, der Beklagten zu⸗ 
gegangen ſind, auf deren Verlangen jene Ablieferung an andere 
geſchehen iſt. Es iſt auch darüber kein Streit, daß die Steine 
verbraucht ſind und nicht mehr zurückgegeben werden können, 
fo daß nach 8 818 BGB. der Wert der Steine zu erſetzen 
wäre. Aber darum iſt noch nicht ausgemacht, daß die heraus⸗ 
zugebende Bereicherung der Beklagten den Betrag dieſes Werts 
erreicht. Es ſteht ganz dahin, zu welchen Preiſen ſie die Steine 


verkauft hat, ob ſie ihr Geld einbekommen hat und dergleichen 


mehr. Es iſt richtig, daß die Momente dieſer Art nach 8 818 
Abſ. 3 BGB. nur unter dem Geſichtspunkt zur Geltung kommen 
können, daß die eingetretene Bereicherung wieder fortgefallen 
iſt, und daß es Sache der Beklagten iſt, in dieſer Beziehung die 
erforderlichen Tatſachen zu behaupten. Aber die Beklagte hat 
keine Veranlaſſung, das zu tun, ſo lange ſie ſich nicht gerade 
auch einem Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gegen⸗ 
übergeſtellt ſieht. Es gehört daher zur Begründung eines ſolchen 
Anſpruchs die Behauptung der eingetretenen Bereicherung, 
mindeſtens in dem Sinn, daß dieſe Tatſache als in einer auch 
dem Gegner erkennbaren Weiſe den Anſpruch zugrunde gelegt 
in die Erſcheinung tritt. Somit unterliegt die angefochtene 
Entſcheidung der Aufhebung. Dampfziegelei L.⸗F. G. m. b. H. 
c. Vereinigte F. Z. A.⸗G., U. v. 14. Mai 15, 96/15 II. — 
Karlsruhe. [B.] 

* 15. 5 36 Nr. 3 ZPO. Das untere Gericht iſt nicht 
berufen, die Beſchlüſſe des übergeordneten nachzuprüfen.] 

Aus den Gründen: In dem Urteile des BG. iſt dar⸗ 
gelegt, ein nach 8 36 Nr. 3 ZPO. erlaſſener Beſchluß des 
höheren Gerichts [im Frage kommt vorliegend der Beſchluß des 
RG. vom 28. Februar 1914] ſei allerdings nach § 37 Abſ. 2 
daſelbſt unanfechtbar, ſei aber, da er ohne mündliche Ver⸗ 
handlung ergehen könne, dahin auszulegen, daß durch ihn nur 
für den Fall, daß die behaupteten tatſächlichen Vorausſetzungen 
vorliegen, daß alſo ein gemeinſchaftlicher allgemeiner Gerichts⸗ 
ſtand der zu verklagenden Perſonen nicht beſtehe, ein gemeinſchaft⸗ 
licher Gerichtsſtand geſchaffen werden ſolle. Lägen dieſe tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen nicht vor, ſo ſei der Beſchluß ohne 
praktiſche Bedeutung und die Einrede der Unzuſtändigkeit den 
Beklagten nicht genommen. Danach erachtete das BG. die 
Einrede im gegebenen Falle für begründet. Dieſer Auffaſſung 
war nicht beizutreten. Nach der Vorſchrift des § 37 Abſ. 2 
iſt der die Beſtimmung treffende Beſchluß der Anfechtung ent⸗ 
zogen und es gilt der allgemeine Grundſatz, daß das untere 
Gericht nicht berufen iſt, die Beſchlüſſe des übergeordneten nach⸗ 
zuprüfen [vgl. Urteil des RG. vom 15. November 1884, ab⸗ 
gedruckt in Seuff Arch. 40, 950]. Eben dieſer Grundſatz ergibt 
die Hinfälligkeit der Erwägungen des BerR. Die unteren 
Inſtanzen hatten den in dem entſcheidenden Punkte — der 
Bezeichnung des für die Klage zuſtändigen Gerichts — völlig 
unzweideutigen Beſchluß des RG. nicht auszulegen, ſondern, 
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ſo lange das RG. ihn nicht etwa ſelbſt beſeitigte, als unabänder⸗ 
lich hinzunehmen, wie es ſeitens des LG. auch geſchehen iſt. 
Daran ändert nichts der von dem BG. hervorgehobene Umſtand, 
daß es ſich um einen Beſchluß handelt, der nach 8 37 Abſ. 1 
ohne mündliche Verhandlung erlaſſen werden konnte. Auch 
wenn ein Beſchluß ohne mündliche Verhandlung ergeht oder 
ergehen kann, iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß das Gericht 
vor der Entſcheidung auf Grund irgendwelcher Unterlagen in 
eine beſondere ſachliche Prüfung eingetreten iſt und dabei kann 
es gerade den nachher beanſtandeten Punkt anders beurteilt 
haben, als ihn das ſpäter mit der Sache befaßte Gericht 
beurteilen würde. Ob und inwieweit dieſer Fall hier zutraf, 
entzog ſich der Kenntnis der Vorinſtanzen und es war auch 
nicht ihre Aufgabe, zu prüfen, ob und in welchem Umfange 
das RG. ſich Gewißheit zu verſchaffen hatte oder ver⸗ 
ſchafft hat über die Vorausſetzungen, von denen es bei 
der Erlaſſung feines Beſchluſſes ausging. Z. c. Th. 
Kreditanſtalt u. Gen., U. v. 11. Mai 15, 75/15 II. — Naum⸗ 
burg. B.] 

+ 16. 8 554 Abſ. 2 Nr. 2a ZPO. Was gehört zur 
Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm in der Reviſions⸗ 
begründung ?] 

Die Reviſionsbeklagten haben in der mündlichen Ver⸗ 
handlung geltend gemacht, daß die Reviſionsbegründung den 
geſetzlichen Vorſchriften nicht entſpreche. Die Rüge iſt nicht 
gerechtfertigt. Allerdings muß nach § 554 Abſ. 2 Nr. 2a 30. 
die Reviſionsbegründung die Bezeichnung der Rechtsnorm ent⸗ 
halten, deren Verletzung gerügt werden ſoll. Über die Art 
der Bezeichnung ſind jedoch keine beſonderen Vorſchriften gegeben. 
Es muß daher genügen, wenn aus der Begründung erkennbar 
wird, welche Vorſchrift gemeint iſt. Darüber, wann dies 
zutrifft, laſſen ſich keine allgemeinen Grundſätze aufftellen, die 
Frage kann vielmehr nur von Fall zu Fall entſchieden werden 
[vgl. JW. 1910, 29435]. Für den Streitfall iſt fie zu bejahen. 
Denn wenn zunächſt im erſten Satze der Reviſionsbegründung 
geſagt iſt, daß der Streit nur die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
betreffe, kann die im zweiten Satze enthaltene Erklärung: es 
werde die Verletzung materieller Rechtsnormen gerügt, ſich nur 
auf diejenigen Vorſchriften beziehen, die für die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs maßgebend find. Damit find die 
Rechtsnormen, deren Verletzung im vorliegenden Falle den 
Gegenſtand der Beſchwerde bilden ſoll, für den Reviſionsrichter 
und die Gegenpartei hinreichend erkennbar gemacht, und es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die ferner in der Reviſions⸗ 
begründung enthaltene Bezugnahme auf die lediglich aus Rechts- 
ausführungen beſtehende Berufungsbegründung der Vorſchrift des 
§ 554 ZPO. genügen würde. G. B.⸗St. c. H. E. u. Gen., 
U. v. 6. Mai 15, 673/14 IV. — Berlin. [S.] 


Konkursordnung. 


* 17. 8146 KO. Keine Konkursforderung darf zur Klage 
geſtellt werden, die nicht der vorſchriftsmäßigen Prüfung unter 
worfen ift.] | 

Auf dem Grundſtücke Blatt 2146 des Grundbuchs für F. 
waren für Darlehnsforderungen mehrerer Perſonen, darunter 
des Klägers, Hypotheken eingetragen, die in der Folge ſämtlich 
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bei der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks voll⸗ 
ſtäandig ausfielen und am 15. Januar 1913 gelöſcht wurden. 
Mit der vorliegenden Klage wird für die ausgefallenen For⸗ 
derungen die perſönliche Haftung der Beklagten T., Max R. 
und des inzwiſchen in Konkurs geratenen K. in Anſpruch ge⸗ 
nommen, die nach dem Klagvortrag in Gemeinſchaft mit einem 
Vierten, dem Kaufmann Emil R. in B., durch mündliches Ab⸗ 
kommen mit den Hypothekengläubigern gegen deren Zuſage, 
die Hppotheken bis zu näher feſtgeſetzten Zeitpunkten ſtehen zu 
laſſen, die fraglichen Schulden perſönlich als Geſamtſchuldner 
übernommen haben ſollen. Der erſte Richter hat die Beklagten 
T., Max R. und K. nach dem Klagantrage verurteilt, die Ent⸗ 
ſcheidung gegenüber Emil R. von einem dieſem auferlegten 
Eide abhängig gemacht und in der Folge nach geſchehener 
Eidesleiſtung die Klage gegen dieſen Beklagten abgewieſen. 
Die Klage iſt beſchränkt auf einen Teilbetrag von 5500 4 
nebſt Zins. Auf Grund des erſten Urteils hat zwecks Ab⸗ 
wendung der Zwangsvollſtreckung der Beklagte T. Zahlung 
in Höhe von insgeſamt 6239,53 & an den Kläger geleiſtet. 
Die drei Beklagten T, Max R. und K. haben die Berufung 
eingelegt, erſterer mit dem Antrag auf Rückzahlung des 
Geleiſteten. Nach Einlegung der Berufung iſt über das 
Vermögen des Beklagten K. am 19. Auguſt 1913 das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet und Bankdirektor a. D. M. in F. als Kon⸗ 
kursverwalter beſtellt worden. Für dieſen iſt die Aufnahme 
des Rechtsſtreits erklärt worden; er hat den Antrag auf Klag⸗ 
abweiſung wiederholt. Das BG. hat Urteil dahin erlaſſen: 
Die von T., Max R. und K. eingelegten Berufungen gegen... 
und der Rückzahlungsantrag T 8 werden zurückgewieſen. Hier⸗ 
gegen ift namens der Beklagten T., Mor R. und des genannten 
Konkursverwalters die Reviſion eingelegt worden. In den 
Gründen wird zunächſt ausgeführt, daß die Reviſion der Bes 
llagten T. und R. nicht begründet ſei. Dann wird fort⸗ 
gefahren: Die Reviſion des Konkursverwalters Über das Ver: 
mögen des Beklagten K. mußte dagegen Erfolg haben. Die 
Reviſion rügt in erſter Reihe, daß inhaltlich der Urteilsformel 
auch dem Konkursverwalter gegenüber lediglich die Berufung 
zurückgewieſen, damit die in erſter Inſtanz ausgeſprochene Ver⸗ 
urteilung des Beklagten K. als ſolche auch ſeiner Konkurs⸗ 
maſſe gegenüber aufrechterhalten worden ſei, während dieſer 
gegenüber nur auf Feſtſtellung hätte erkannt werden dürfen 
(dgl. KD. SS 10, 11, 12, 146; RG., Gruch. 34, 1201. Es 
braucht nicht erörtert zu werden, ob die hierwegen am Schluſſe 
der Entſcheidungsgründe des BU. gegebene Klarſtellung zur 
Behebung dieſes Mangels ausreicht. Denn das Urteil mußte 
zu dieſem Teile deshalb aufgehoben werden, weil, wie die 
Reviſion zutreffend weiter rügt, der Eintritt des Konkurs⸗ 
verwalters in den Rechtsſtreit überhaupt und damit auch ſeine 
Verurteilung auf Rechtsverſtoß beruhen. Wie die Reviſion 
richtig angeführt hat, hat der Kläger bei der Anmeldung feiner 
Forderung [80500 ] zum Konkurſe des K. ausdrücklich den 
hier eingeklagten Teil der Forderung, weil am 20. Mai 1913 
vom Beklagten T. bezahlt, in Abzug gebracht. Die Anmeldung, 
die Eintragung und die vom Komkursverwalter [allein] erklärte 
Beſtreitung betreffen alſo die Forderung des Klägers nur unter 
Ausſchluß des hier ſtreitigen Teilbetrags. Für dieſen Teil⸗ 


betrag wird alſo die Teilnahme am Konkursverfahren gar 
nicht verlangt, vielmehr ausdrücklich darauf verzichtet. Der 
Beklagte T. ſeinerſeits hat ein Drittel des gezahlten Betrags 
zum Konkurſe K.s angemeldet. Es kann unerörtert bleiben, 
ob hiernach überhaupt in Anſehung des hier umſtrittenen Be⸗ 
trags eine Unterbrechung des Verfahrens gemäß § 240 BRD. 
eingetreten iſt vgl. einerſeits R. 25, 17; 29, 73; 45, 326; 
JW. 1886, 229; 1894, 1727; 1896, 69780; 1907, 51 
andererſeits beſ. Jäger, KO. (3/4) 8 12 Anm. I ff.; Eccius, 
Gruch. 44, 774; 46, 726 und die weiter bei Stein (10) $ 240 
3 PO. Fußnote 20 angef.]J. Denn jedenfalls war die namens 
des Konkursverwalters mit Schrift des Rechtsanwalts H. vom 
20. Mai 1914 erklärte Aufnahme des Rechtsſtreits ſowie deſſen 
weiteres Auftreten ſür den Konkursverwalter unſtatthaft. Das 
hiermit eingeſchlagene Verfahren nach 8 146 Abf. 6 KO. war 
deshalb nicht am Platze, weil — vgl. Abſ. 4 daſ. — das Feſt⸗ 
ſtellungsbegehren der aufgenommenen Klage wie der Wider⸗ 
ſpruch gegen eine titulierte Forderung nur auf den Grund ge⸗ 
ſtützt und auf den Betrag gerichtet werden dürfen, welcher in 
der Anmeldung oder in dem Prüfungstermin angegeben iſt. 
Eine nicht angemeldete Konkursforderung kann nach 8 146 KO. 
nicht verfolgt oder bekämpft werden; keine Konkursforderung 
darf zur Klage geſtellt werden, die nicht der vorſchriftsmäßigen 
Prüfung unterworfen iſt. Der Mangel dieſer Klagvoraus⸗ 
ſetzungen — Anmeldung und Prüfung, 88 138, 139 KD. — 
iſt von Amts wegen zu beachten [vgl. u. a. RG. 39, 38; 51, 96]; 
daß hier der Konkursverwalter ſelbſt den Rechtsſtreit auf⸗ 
genommen und ſo das Urteil gegen die Konkursmaſſe herbei⸗ 
geführt hat, kann daher an der Sachlage nichts ändern —, 
ebenſo wenig der Umſtand, daß die Gegenſeite dem Eintritt 
des Konkursverwalters in den Rechtsſtreit nicht widerſprochen 
hat. Anders wäre zu entfcheiben, wenn die auf das erſte 
Urteil geleiſtete Zahlung nicht von T., ſondern von K. geleiſtet 
worden wäre: dann hätte der Konkursverwalter auch ohne 
Forderungsanmeldung des Klägers das Verfahren aufnehmen 
können, und zwar mit einem Leiſtungsantrag nach 8 717 Abſ. 2 
ZPO. gemäß § 10 KO., weil durch den Antrag nach $ 717 
Abſ. 2 ZPO. der Rechtsſtreit zu einem Aktivprozeſſe der Maſſe 
geworden wäre vgl. RG. 11, 398; 45, 324; JW. 1897, 562]. 
So liegt die Sache aber nicht: für den Mitbeklagten Max R. 
und den Konkursverwalter K.s ſteht lediglich der Antrag auf 
Klagabweiſung in Frage; auch der Anſpruch auf Koſtenerſatz 
im Falle des Prozeßgewinnes macht für ſich allein den Rechts⸗ 
ſtreit nicht zu einem Aktivprozeſſe im Sinne des 8 10 KO. 
[RG. 16 S. 358 ff., 360]. Hiernach war das angefochtene Urteil 
zu dieſem Teile ſamt dem zugrunde liegenden fehlerhaften Ver⸗ 
fahren aufzuheben und die Sache inſoweit zur erneuten Ver⸗ 
bandlung zurückzuverweiſen. Daß Konkursgläubiger, die am 
Konkurſe nicht teilnehmen oder auf Befriedigung aus der Maſſe 
verzichten, während der Dauer des Konkursverfahrens ihre 
vermögensrechtlichen Anſprüche gegen den Gemeinſchuldner, 
wenn auch keine Sondervollſtreckung f§ 14 KO.], verfolgen 
lönnen, iſt in der Rechtſprechung des RG. grundſätzlich an⸗ 
erkannt; es ſei in dieſer Hinſicht hier insbeſondere auf die 
Entſcheidung RG. 29, 73 verwieſen. T. u. Gen. c. A., U. v. 
3. Mai 15, 665/14 VI. — Dresden. S. = 
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II. Preußiſches Recht. 
Allgemeine Verfügung vom 9. November 1910. 
18. Die gemäß dieſer Verfügung tätig werdenden Gerichts⸗ 
ſchreiber tragen keine Verantwortung für ihre Entwürfe; nur 
die entlafteten Beamten find dafür verantwortlich.] 

Der Kläger beanſprucht von den beiden verklagten Beamten 
den Erſatz von x & mit der Begründung, fie hätten entgegen 
der Vorſchrift der Allgemeinen Verfügung vom 29. April 1907 
Nr. 25 es ſchuldhaft unterlaſſen, von der Rechtskraft des Urteils, 
durch das der Hilfsgefangenaufſeher B. wegen wiederholten 
Sittlichkeitsverbrechens zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt und 
auf dreijährige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
erkannt iſt, derjenigen Behörde unverzüglich Mitteilung zu 
machen, welche das Dienſteinkommen des B. zur Zahlung an⸗ 
zuweiſen hatte; infolge dieſer Unterlaſſung ſei dem B. das 
am 1. April 1912 fällige halbe Dienſteinkommen für das 
Vierteljahr vom 1. April bis 30. Juni 1912, auf das er in⸗ 
folge des Urteils keinen Anſpruch mehr hatte, ausbezahlt 
worden und die Rückzahlung ſei von ihm nicht zu erlangen 
geweſen. Das erwähnte Urteil erlangte am 27. Februar 1912 
durch Verwerfung der Reviſion des Angeklagten die Rechts⸗ 
kraft. Am 28. März 1912 gingen die Akten von dem RG. 
bei der Staatsanwaltſchaft des LG. B. ein. Am 29. wurden 
fie dem beklagten Staatsanwaliſchaftsrat H. mit einer von dem 
beklagten Gerichtsaktuar K. entworfenen Verfügung vorgelegt, 
die lediglich dahin ging, daß das Urteil dem Verurteilten zu 
Händen des Verteidigers zuzuſtellen und die Akten der Straf⸗ 
kammer zur Erteilung des Vollſtreckbarkeitszeugniſſes zu über⸗ 
ſenden ſeien; der Beklagte H. unterzeichnete dieſe Verfügung. 
Erſt am 17. April 1912, als die Akten von der Strafkammer 
mit einer mit der Vollſtreckbarkeitsbeſcheinigung verſehenen be⸗ 
glaubigten Urteilsformel zurückkamen, machte der Beklagte H. 
die durch die oben erwähnte Allgemeine Verfügung vor⸗ 
geſchriebene Mitteilung. Das LG. hat beide Beklagte nach 
dem Klagantrage verurteilt. Das BG. hat zunächſt nur über 
den Anſpruch gegen den Gerichtsaktuar K erkannt und die 
Klage gegen ihn abgewieſen. Der Kläger hat Reviſion er⸗ 
hoben. Das BG. hat die Klage gegen den Beklagten K., der 
auf Grund der Allgemeinen Verfügung vom 9. November 1910 
über die Entlaſtung der höheren und mittleren Juſtizbeamten 
aus eigener Entſchließung die angeblich unvollſtändige Ver⸗ 
fügung entworfen hat, deshalb abgewieſen, weil die gemäß 
dieſer Allgemeinen Verfügung zur Entlaſtung der Richter und 
Staatsanwälte tätig werdenden Gerichtsſchreiber und Sekretäre 
für die Richtigkeit der von ihnen hergeſtellten Entwürfe keine 
ihre Erſatzpflicht begründende Verantwortung trügen; nur die 
entlaſteten Beamten ſeien dafür verantwortlich, daß die von 
ihnen gebilligten und gezeichneten Entwürfe richtig ſeien. Dieſe 
Anſicht iſt grundſätzlich und insbeſondere für den vorliegenden 
Fall zu billigen. Nach Nr. 1 der Allgemeinen Verfügung 
haben die Gerichtsſchreiber und Sekretäre „bei den dem Richter 
und dem Staatsanwalt obliegenden ſchriftlichen Arbeiten“ nach 
Maßgabe der weiteren Vorſchriften der Verfügung „durch An⸗ 
fertigung der Entwürfe Hilfe zu leiſten“, und nach Nr. 10 
wird an der Verantwortlichkeit des Richters und des Staats⸗ 
anwalts durch die ihnen gewährte Entlaſtung nichts geändert. 
Dadurch wird jene Tätigkeit der Gerichtsſchreiber und Sekretäre 
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als eine bloße Hilfstätigkeit gekennzeichnet. Sie iſt lediglich 
vorbereitender Natur und bildet nur die Unterlage für die 
Tätigkeit des Richters oder Staatsanwalts. Die maßgebende, 
verantwortliche Tätigkeit iſt die des letzteren bei der Prüfung 
und Unterzeichnung des Entwurfs. Wenn alſo, wie hier nach 
der Klagbehauptung, ſowohl der Sekretär bei dem Entwurf 
einer Verfügung, als auch der Staatsanwalt bei der Prüfung 
und Unterzeichnung des Entwurfs eine Beſtimmung überſehen 
haben, die bei der Verfügung zu beachten geweſen wäre, ſo 
kann nur der letztere auf Erſatz des dadurch erwachſenen 
Schadens von dem Fiskus in Anſpruch genommen werden. 
Pr. Fiskus c. Gerichtsaktuar K., U. v. 7. Mai 15, 547/14 III. 
— Berlin. [S.] 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
[Entſcheidungen aus der Zeit vom Januar bis März 1915.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Blaſewitz, Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 
[ Siehe Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen.] 

A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 8 48 StGB. (8 9 Abſ. 1 SprengſtG.). Handlung 
(Beſitz, Beſitzergreifung).] Daß die Anftiftung zu dem Vergehen 


des § 9 Abſ. 1 Sprengft®., ſoweit darin das Betroffenwerden 


im Beſitz von Sprengſtoffen mit Strafe bedroht wird, rechtlich 
möglich iſt, unterliegt keinem Bedenken. Denn wenn 8 48 StG. 
auch Anſtiftung zu einer ftraibaren Handlung verlangt, fo 
ſtellt doch auch der Veſitz im Sinne von 8 9 Abſ. 1 a. a. O, 
der ein wiſſentliches Innehaben bedeutet, alſo den Willen, 
die Sache inne zu haben erfordert, eine Tätigkeit des Inhabers, 
ein Handeln, dar. Insbeſondere iſt die Beſitzergreifung, mit 
welcher der Tatbeſtand des 8 9 Abſ. 1 ſchon erfüllt wird 
(vgl. RGSt. 13, 145; 47 S. 149, 150), eine Handlung. 
Durch die Erteilung des Auftrages zur Abholung des Dynamits 
hat der Beſchwerdeführer den Mitangeklagten vorſätzlich beſtimmt, 
ſich in den Beſitz des Sprengſtoffs zu ſetzen. Urt. d. IV. Sen. 
v. 2. März 15 (57/15). 

+2. 5 53 StGB. Einwand der Notwehr gegenüber einer 
fahrläſſigen Handlung.] Der Umſtand, daß F., wie der Ver⸗ 
teidiger meint, bei der Begehung einer ſtrafbaren Handlung, 
nämlich des Hausfriedensbruchs, begriffen war, als ihn der 
Schuß traf, kommt für die Frage in Betracht, ob der Angeklagte 
widerrechtlich oder in berechtigter Abwehr eines rechtswidrigen 
Angriffs des F., alſo in Notwehr, gehandelt hat. Dem Ver⸗ 
teidiger iſt zuzugeben, daß die Ausführungen des Urteils, mit 
denen dieſe Frage verneint wird, nicht einwandfrei find. Der 
Angeklagte hat, wie feftgeftellt, F. ſofort als er den Hof betrat, 
hinausgewieſen, F. hat jedoch erklärt, er habe das Recht, in 
den Hof des Angeklagten zu gehen, und hat ſeinen Weg auf 
das Haus zu fortgeſetzt. Darauf hat der Angeklagte das 
Gewehr aus dem Fenſter geſtreckt und F. zugerufen: „Gehſt 
du hinaus oder ich ſchieß dich nieder!“ Gleich darauf ift der 
Schuß gefallen. Die Behauptung des Angeklagten, F. ſei auch 
auf die zweite Aufforderung nicht zurückgegangen, iſt nicht 
widerlegt. Trotzdem ſagen die Gründe: daß F. einen Angri 
gegen ihn unternommen habe oder daß ein ſolcher Angrif 
unmittelbar zu erwarten geweſen wäre, hat Angeklagter nicht 
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behauptet, er ſtellt lediglich auf, daß er befürchtet habe, 
F. werde ſein Haus betreten. Das begründet den Verdacht, 
daß die Strafkammer angenommen hat, Notwehr ſei nur 
rechtlich möglich gegen Angriffe auf Leib und Leben, nicht auch 
gegen Angriffe auf andere Rechtsgüter, insbeſondere das Haus⸗ 
recht. Das wäre rechtsirrig (RGSt. 21, 168 [170)). Der 
hier zutage tretende Rechtsirrtum kann jedoch den Beſtand des 
Urteils nicht gefährden, weil die Schutzbehauptung des 
Angeklagten, er habe in Notwehr gehandelt, durch die Feſt⸗ 
ſtellung widerlegt wird, daß der Angeklagte gar nicht hat 
ſchießen, ſondern ein ungeladenes Gewehr hat abdrücken wollen, 
daß er überzeugt geweſen iſt, das Gewehr ſei nicht geladen, 
und F. nicht hat verletzen, ſondern nur ſchrecken wollen. Hat 
der Angeklagte aber überhaupt nicht ſchießen wollen, ſondern 
nur verſehentlich geſchoſſen, weil er das Gewehr für un⸗ 
geladen hielt, ſo hatte das Schießen auch nicht den Zweck der 
Verteidigung, und deshalb war es keine Notwehrhandlung, 
die begrifflich erfordert, daß ſie den Zweck der Verteidigung 
hat. Der Angeklagte hat nichts anderes getan, als der, der 
im Scherz ein geladenes, aber von ihm für nicht geladen 
gehaltenes Gewehr auf einen anderen abſchießt. Darauf, ob 
er berechtigt geweſen wäre, zu ſchießen, kommt nichts an, weil 
er ein ſolches Recht nicht ausgeübt, davon keinen Gebrauch 
gemacht, ſondern ſich nur der Drohung mit Schießen als 
Mittels zur Abwehr bedient hat. Geſchoſſen hat er nur infolge 
eines Irrtums über die Beſchaffenheit der von ihm zur Drohung 
benutzten Waffe, das Schießen ſteht deshalb mit der Abwehr⸗ 
handlung, der Drohung mit Schießen, nur in äußerlichem 
Zuſammenhang, iſt aber ſelbſt keine Abwehrhandlung und 
deshalb auch keine Notwehr und keine Überfchreitung der Not⸗ 
wehr. Im Ergebnis iſt deshalb der Angeklagte dadurch nicht 
beſchwert, daß die Strafkammer der Tat des Angeklagten die 
Eigenſchaft der Notwehrhandlung abgeſprochen hat. Urt. d. 
I. Sen. v. 11. Febr. 15 (3/15). 

3. 8 193 StGB. Form und Inhalt (apodiktiſche und 
hypothetiſche, ſcharſe und milde Ausdrucksweiſe).] Die Gründe, 
welche im vorliegenden Falle das Gericht dazu geführt haben, 
aus der Form der beleidigenden Außerungen auf die Abſicht 
einer Beleidigung zu ſchließen, erwecken aber Zweifel, ob ſich 
das Gericht den Unterſchied, der zwiſchen der Form und dem / 
Inhalt beleidigender Kundgebungen gemacht werden muß, vor 
Augen gehalten hat. Wenn der Angeklagte, wie die Straf⸗ 
klammer angenommen hat, an die Richtigkeit der von ihm be⸗ 
haupteten Tatſachen glaubte und durch deren Mitteilung an die 
vorgeſetzte Behörde des U. berechtigte Intereſſen wahrnahm, ſo 
iſt nicht einzuſehen, warum es ihm verwehrt geweſen ſein ſoll, 
die Behauptung jener Tatſachen in „apodiktiſcher“ (d. h. wohl 
in beſtimmter, Zweifel des Kundgebenden an ihrer Richtigkeit 
nicht ausdrückender) Form aufzuſtellen, und warum er hätte 
eine Form wählen müſſen, welche die behaupteten Tatſachen 
als hypothetiſch oder zweifelhaft erſcheinen ließ. Die „apodikti⸗ 
ſche“ Behauptung bringt zum Ausdruck, daß eine Tatſache 
beſtimmt richtig ſei, die hypothetiſche, unbeſtimmte Behauptung, 
daß fie richtig, aber auch unrichtig fein könne. Der Unterſchied 
zwiſchen beiden liegt alſo in dem Inhalt der Behauptungen, 
ihre Form iſt nur inſoweit verſchieden, als ſie dies des ver⸗ 
ſchiedenartigen Inhalts wegen ſein muß. — Wenn die Straf⸗ 
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kammer weiter ganz allgemein von „der beſonderen Schärfe des 
bei den Außerungen angewendeten Tones“ und von der Not⸗ 
wendigkeit, eine „mildere Form“ für die Außerungen zu wählen 
ſpricht, ſo ſcheint auch dieſe Annahme auf einer Verwechſlung 
des Inhalts der Außerungen mit ihrer Form zu beruhen, da 
(von der beſprochenen apodiktiſchen Faſſung abgeſehen) nicht 
erſichtlich iſt, worin die Strafkammer die „beſondere Schärfe 
des bei den Außerungen angewendeten Tones“ gefunden hat 
und welche milderen Ausdrücke der Angeklagte hätte wählen 
ſollen, wenn er die in Rede ſtehenden Tatſachen verſtändlich 
und in einer zur Wahrnehmung ſeiner berechtigten Intereſſen 
geeigneten Weiſe zur Kenntnis der vorgeſetzten Behörde des U. 
bringen wollte. Urt. d. IV. Sen. v. 5. Febr. 15 (1247/14). 

＋ 4. 8 223 StGB. Züchtigungsrecht des Lehrers.] Ein 
Lehrer, der überhaupt nicht zu Erziehungszwecken ſtrafen und 
züchtigen will, kann unter dem Vorwand der Züchtigung eine 
Mißhandlung begehen. In ſolchen Fällen kann der Umſtand, 
daß zu einer Züchtigung überhaupt kein Anlaß oder doch kein 
ausreichender Anlaß vorlag, eine Beweisanzeige dafür abgeben, 
daß von vornherein nicht die Ausübung des Züchtigungs⸗ 
rechtes, ſondern eine rechtswidrige Mißhandlung beabſichtigt 
war. Dagegen iſt es nicht angängig, eine ernſtlich als Er⸗ 
ziehungsmaßnahme vorgeſehene und beabſichtigte Züchtigung 
nur aus dem Grunde als ſtrafbare Mißhandlung anzuſehen, 
weil ſie nicht oder nicht genügend oder auch nicht in dem 
Maße, wie erfolgt, veranlaßt war. Hat der Lehrer ſich bei 
einer ſolchen Züchtigung nur der in ſeine Hand gelegten 
Züchtigungsmittel bedient und dabei die durch Geſetz oder 
Dienſtanweiſung feſtgeſetzten oder die aus dem Erziehungszweck 
und dem Verhältnis zwiſchen Lehrer und Schüler im allgemeinen 
ſich ergebenden Grenzen eingehalten, ſo ſteht es nicht dem 
Strafrichter zu, nachzuprüfen, ob der Lehrer im gegebenen Fall 
nach erzieheriſchen Grundſätzen ohne Züchtigung hätte aus⸗ 
kommen können und mülſſen, ob die Züchtigung der Bedeutung 
der Verfehlung des Schülers und dem Erziehungszweck richtig 
angepaßt war, ob alſo ſein Verfahren vom erzieheriſchen Stand⸗ 
punkt richtig, die Züchtigung als ſolche und nach Art und 
Maß geboten und angemeſſen war. Darüber mögen die vor⸗ 
geſetzten Stellen befinden; für die Frage, ob eine dem Lehrer 
an ſich zuſtehende und daher rechtlich erlaubte Züchtigung oder 
eine rechtswidrige Mißhandlung vorliegt, iſt es gleichgültig, ob 
die zugelaſſenen Zuchtmittel im Einzelfall aus den richtigen 
erzieheriſchen Gründen und angemeſſen angewendet wurden 
oder nicht. Hat der Lehrer im Einzelfall wirklich Schulzucht 
üben wollen und geübt, ſo kommt es für die Rechtmäßigkeit 
oder Widerrechtlichkeit ſeiner Maßnahmen, über die vom Straf⸗ 
richter zu befinden iſt, nur darauf an, ob er die zugelaſſenen 
Zuchtmittel und ob er ſie in den Grenzen angewendet hat, die 
entweder durch landesrechtliche Anordnungen oder verpflichtende 
Dienſtanweiſungen gezogen find oder ſich daraus ergeben, daß 
auch in der Schule das Maß elterlicher Zucht, ſoweit es durch 
ſolche Vorſchriften nicht beſchränkt oder erweitert iſt, ein⸗ 
gehalten werden muß. Grundſätzlich — und das iſt nament⸗ 
lich der Standpunkt, den die hier einſchlagende Allerhöchſte 
Kabinettsorder vom 14. Mai 1825 einnimmt — darf die Schul⸗ 
zucht, mögen im übrigen auch noch ſo empfindliche Züchtigungen 
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der Schüler zugelaſſen fein, nur fo ausgeübt werden, daß bie 
Geſundheit der Schüler — „auch nicht auf entfernte Art“ — 
geſchädigt werden darf. Urt. d. I. Sen. v. 8. Febr. 15 (6/15). 
5. 5 230 StGB. Verpflichtung eines Zahnkünſtlers, 
auf Verlangen des Patienten die Behandlung an Stelle des 
Aſſiſtenten ſelbſt zu übernehmen.] Mit Recht hat die Straf⸗ 
kammer angenommen, daß es die Pflicht des Angeklagten 
geweſen ſei, dafür Sorge zu tragen, daß die durch das Abknipſen 
der Zähne erforderlich gewordene Wurzelbehandlung unverzüglich 
vorgenommen wurde, daß, wie das Urteil ſagt, die R. nicht 
eher entlaſſen wurde, als dieſe Behandlung ſtattgefunden hatte. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Verpflichtung von vorn⸗ 
herein ſchon allein aus ſeinem Beruf als Zahnbehandler und 
als Inhaber des Zahnateliers hergeleitet werden kann, oder 
ob er nicht vielmehr berechtigt war, die ſelbſtändige Behandlung 
einem zuverläſſigen Aſſiſtenten zu übertragen. Es kommt auch 
hier nicht, wie der Verteidiger irrig annimmt, eine Uberwachungs⸗ 
pflicht des Aſſiſtenten S. in Frage. Für das Beſtehen einer 
ſolchen fehlen jedenfalls im Urteil die genügenden Feſtſtellungen. 
Aber nachdem ſich die R. beſchwerdeführend über die ihr vom 
Aſſiſtenten S. zuteil gewordene Zahnbehandlung an den An⸗ 
geklagten gewendet, alſo deſſen perſönliches Eingreifen 
in die in ſeinem Atelier ſtattfindende ärztliche Behandlung 
verlangt hatte, durfte er ſich nicht damit begnügen, ſie mit 
„einem Lächeln“ abzufettigen und alles weitere nach wie vor 
ſeinem Aſſiſtenten zu überlaſſen, ſondern war von nun an 
eben als Inhaber und Leiter des zahnärztlichen Unternehmens, 
in dem die von der R. bemängelte Behandlung ſtattgefunden 
hatte, gehalten, ſelbſtändig und von ſich aus für die 
Wurzelbehandlung zu ſorgen. Es iſt das nicht die allgemeine 
Uberwachungspflicht des Geſchäftsherrn gegenüber ſeinen An⸗ 
geſtellten, ſondern die ſelbſtändige Pflicht des um ſeine ärztliche 
Hilfe angegangenen Heilkundigen, die in ſeinem Unternehmen 
begonnene Heilbehandlung auf Verlangen des Patienten per⸗ 
ſönlich fortzuſetzen oder doch zu überwachen. Dieſe Pflicht 
hat der Angeklagte nicht erfüllt, und in ihrer Unterlaſſung liegt 
die Urſache der Geſundheitsbeſchädigung. Die Strafkammer 
erachtet dieſe als Miturſache wirkende Unterlaſſung der Wurzel⸗ 
behandlung nun um des willen als auf Fahrläſſigkeit des 
Angeklagten beruhend, weil er ſich bei gehöriger Aufmerkſankeit, 
zu der er vermöge ſeines Berufs ebenfalls verpflichtet war, 
durch Unterſuchung der Mundhöhle der R. darüber hätte ver⸗ 
gewiſſern können und ſollen, daß eine ſolche Behandlung noch 
nicht ſtattgefunden hatte. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dies der einzige zuläſſige Weg geweſen wäre, ſich die Kenntnis 
von der unterbliebenen Wurzelbehandlung zu verſchaffen und 
ob die Unkenntnis des Angeklagten von der unterbliebenen Be⸗ 
handlung mit den übrigen Feſtſtellungen des Urteils recht 
vereinbar iſt. Jedenfalls gereicht dem Angeklagten dieſe An⸗ 
nahme nur zum Vorteil, ebenſo, daß die Strafkammer zu ſeinen 
Gunſten annimmt, daß er, wenn er von der unterbliebenen 
Behandlung Kenntnis gehabt hätte, für deren Vornahme geſorgt 
hätte. Dieſe Unterlaſſung der Feſtſtellung, ob eine Wurzel⸗ 
behandlung ſtattgefunden hat, iſt alſo nach der Meinung der 
Strafkammer das Entſcheidende und enthält das fahrläſſige 
Verhalten. Daß dieſe Feſtſtellung aber nach den Pflichten 
ſeines Berufs geboten war, folgt ohne weiteres aus der Pflicht 
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zur Vornahme der Wurzelbehandlung, iſt alſo nicht rechtzirig. 
Die Beſchwerde des Verteidigers hierzu über widerſpruchzvoll 
Begründung beruht im weſentlichen auf der mißverſtändlichen 
Annahme, daß die Strafkammer ſchon in dem Abknipſen der 
Zähne die Körperverletzung erblicke, was fie nicht tut. Urt.“. 
IV. Sen. v. 12. März 15 (83/15). 

+6. 8 239 StGB. Einſperrung bei unbelannten Auk⸗ 
gangsmöglichkeiten.] Wer einen vorhandenen Ausgang übe 
haupt nicht kennt, kann trotz feines Vorhandenſeins eingeſpertt 
fein, wer ihn kennt, aber irrtümlich für geſchloſſen oder un 
gangbar hält, glaubt lediglich eingeſperrt zu fein. Nicht ander 
verhält es ſich mit verſchließbaren Türen, die an und für fd 
geöffnet werden könnten; wer die Türe trotz Benutzung der 
zur Offnung vorhandenen und dienlichen Vorrichtungen nicht 
zu öffnen verſteht, oder wer die Vorrichtungen nicht kennt oder 
aufzufinden weiß, der iſt eingeſchloſſen; wer aber in der irrigen 
Annahme, daß er nicht zu öffnen vermöge, den Verſuch umterläkt 
die ihm mögliche Befreiung herbeizuführen, der bildet ſich nur 
ein, daß er eingeſperrt ſei. Aber auch, wenn dem Eingeſperrten 
Ausgänge als an und für fi benutzbar bekannt find, vermag 
deren Beſtehen die Aufhebung der Bewegungsfreiheit nicht auz⸗ 
zuſchließen, und es ſteht dies der Annahme der Einſperrung 
nicht entgegen, wenn die Benutzung eines ſolchen Ausgangs 
allgemein oder doch nach den Umſtänden des Einzelfalles un; 
gewöhnlich, beſchwerlich oder gefährlich iſt oder doch als anflöhig 
zu gelten hat und aus dieſem Grunde die Freiheit des Willens 
in bezug auf die Bewegung dadurch beeinträchtigt bleibt, daß 
dieſe Eigenſchaften des vorhandenen Ausgangs der Entſchließung 
zu feiner Benutzung hemmend entgegenſtehen. Von den gleihen 
rechtlichen Geſichtspunkten geht die angefochtene Entſcheidung 
auß. Auffallend mögen dieſe Annahmen in tatſächlicher Hinſict 
fein, namentlich auch nicht ohne weiteres einzuſehen fein, weldt 
Schwierigkeiten und namentlich welche Gefahren es für den 
Zeugen M. bedeutete, wenn er durch ein Fenſter des Erd⸗ 
geſchoſſes eines Bauernhauſes auf die Straße ſteigen mußte. 
Allein das find tatſächliche Erwägungen des Urteils, deren 
Richtigkeit nicht zu erörtern iſt; entſcheidend iſt, daß die An 
nahme des Urteils auf richtiger Rechtsanſchauung beruht. Im 
die hiernach feſtgeſtellte Aufhebung der Bewegungsfreiheit eines 
anderen dem Angeklagten als Vergehen zuzurechnen, mußte das 
Urteil ſodann weiter nachweiſen, daß und durch welche Handlung 
der Angeklagte die Einſperrung bewirkt habe, daß dies wider⸗ 
rechtlich geſchah, und daß der Angeklagte die Einſperrung als 
ſolche, und zwar im Sinne einer völligen Aufhebung dir 
Bewegungsfreiheit herbeiführen wollte, daß er ſich alſo 
namentlich auch der Umſtände bewußt war, die den Zeugen N. 
hinderten, ſich der tatſächlich vorhandenen Möglichkeiten zur 
Entfernung zu bedienen. Mit anderen Worten: der Vorſaß 
des Angeklagten mußte ſich darauf erſtrecken, daß M. da 
Schlüſſel, der möglicherweiſe im Schloffe geſteckt hat, nicht auf 
finden werde, daß er die Tür nicht werde öffnen können, daß 
ihm von einem anderen Ausgang nichts bekannt ſei, und daß 
der ſtets offenbleibende Weg durch das Fenſter ſchwierig un 
gefährlich ſei, ſo daß ſeine Benutzung unmöglich ſei oder doc 
aus Furcht und Scheu unterbleiben werde. Nach biefen 
Richtungen gibt bie Urteilsbegründung keine genügende Tu 
kunft. Zunächſt 4 Überhaupt nicht erkennbar, durch welch 
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äußere Handlung der Angeklagte die Einſperrung vorſätzlich 
begangen haben ſoll, ob dadurch, daß er bei ſeinem Eintritt 
in das Haus die Türe von innen ſchloß, oder dadurch, daß 
er es demnächſt unterließ, für M. die verſchloſſene Türe zu 
öffnen oder ihm einen anderen Weg bekanntzugeben, als dieſer 
endlich Anſtalten traf, das Haus zu verlaſſen, nachdem der 
Angellagte ihm das vorher, ehe er ſchloß und namentlich ehe 
er ſich bei verſchloſſener Türe in das obere Zimmer zurückzog, 
mindeſtens ſchlüſſig ſehr deutlich nahegelegt hatte. Wurde die 
Einſperrung in der Unterlaſſung der Wiederöffnung der Türe — 
die anſcheinend in Gegenwart und ohne Widerſpruch M.s ver: 
ſchloſſen wurde — gefunden, fo hätte nachgewieſen werden 
müſſen, daß der Angeklagte rechtlich verpflichtet war, jederzeit, 
ſobald M. ſich zum Weggehen entſchloß, dieſem die Türe zu 
öffnen. Ob eine ſolche Rechtspflicht beſtand, der eine Be⸗ 
rechtigung des Zeugen M. auf Offenhaltung oder Wieder⸗ 
Öffnung des Hauſes entſprechen würde, das kann nach Lage 
der Sache zweifelhaft ſein; mehr noch aber das Bewußtſein 
des Angeklagten von dem Beſtehen einer ſolchen Pflicht, ſelbſt 
wenn man dieſe aus dem vorausgehenden Zuſchließen des 
Hauſes ableitet. Bei der Auslegung der im Urteil feſtgeſtellten 
Außerung des Angeklagten handelt es ſich zwar um eine Ent⸗ 
ſcheidung tatſächlicher Art, ſo daß die Annahme der Straf⸗ 
kammer für das Nevifionsgericht bindend iſt, wonach der Ans 
gellagte damit rechnete, daß M. die Nacht über im Haufe 


bleiben mußte. Allein dadurch allein kann der Nachweis nicht 


erſetzt werden, daß der Angeklagte — wenn er wußte, daß 
der Schlüſſel im Schloſſe ftedte, daß ein zweiter Ausgang 
neben der Haustüre beſtehe, und wenn er hinſichtlich der 
Benutzbarkeit des Fenſters zum Verlaſſen des Hauſes, ins⸗ 
beſondere hinſichtlich der Schwierigkeit und Geſährlichleit, 
anderer Anſicht war als die im Urteil ausgedrückte — ſeiner⸗ 
ſeits vorſätzlich den M. durch Unterlaſſung der Wieder⸗ 
öffnung der Türe eingesperrt habe, denn es iſt auch durch jene 
Feſtſtellung nicht ausgeſchloſſen, daß der Angeklagte annahm, 
Mä halte ſich zu Unrecht für eingeſperrt. Urt. d. I. Sen. 
b. 8. Febr. 15 (1157/14). 

T 7. 8 263 StB. Vermögensbeſchädigung durch Fehl⸗ 
ſchlagen des bezweckten eigenen Vermögens vorteils.] Wenn $ 263 
Si B. verlangt, daß durch die auf Erlangung eines Ber 
mögensvorteils gerichtete Täuſchungshandlung zugleich eine Be⸗ 
ſchädigung des Vermögens des Getäuſchten herbeigeführt und 
gewollt fein müfle, fo fett dies ein Verhältnis zwiſchen beiden 
Willensrichtungen voraus, bei dem einerſeits die Abſicht zu ges 
winnen, und andererſeits das Bewußtſein, daß der Getäuſchte 
durch die Handlung geſchädigt werden könne, ſowie der eventuelle 
auch auf dieſe Schädigung gerichtete Vorſatz zum mindeſten neben⸗ 
einander gehen müſſen, keinenfalls einander ausſchließen dürfen. 
Letzterer Fall liegt aber nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
vor. Denn wenn das Streben des Angeklagten dahinging, durch 
Verſchaffung des Anſcheins zahlreicher Beſtellungen, die ſeine 
geſchäftlichen Leiſtungen in ein günſtiges Licht zu ſtellen geeignet 
waren, die Prinzipalin für eine Bewilligung der verheißenen 
Umfagprobifion willfährig zu machen, fo war damit unvereinbar 
der gleichzeitige, wenn auch nur eventuell gefaßte Vorſatz, durch 
das Vorſpiegeln der angeblich geſammelten Beſtellungen die 
Firma zu ſchädigen. Vielmehr mußte der Angeklagte ſich 
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ſagen, daß er das Ziel einer Aufbeſſerung ſeiner Dienſtbezüge 
vernünftigerweiſe nur dann erreichen könne, wenn er der Firma 
wirklichen Geſchäftsgewinn zuführe, d. h. wenn die Be⸗ 
ſteller, denen infolge ſeiner Betrugshandlungen mehr Waren 
von der Firma zugeſandt wurden, als ſie beſtellt hatten, das 
Mehr behielten und dadurch die Firma vor Schaden be⸗ 
wahrt blieb. Freilich war ſich dabei, wie die Strafkammer 
feſtſtellt, der Angeklagte zugleich deſſen bewußt, daß das von 
ihm mit der Mbermittelung erdichteter Beſtellungen eingegangene 
Riſiko fehlſchlagen und dadurch die Firma zu Schaden kommen 
könne. Aber dieſem Bewußtſein entſprach hier nicht der Wille 
und Vorſatz, durch den Betrug die Schädigung herbeizuführen. 
Denn das hätte in unlöslichem Widerſpruch mit den Voraus- 
ſetzungen geſtanden, die der Bereicherungsabſicht des Angeklagten 
zugrunde lagen. Urt. d. L Sen. v. 1. März 15 (51/15). 

8. 8 274 StGB. (88 887, 891 ZPO.) Setzung von 
Grenzſteinen im Vollſtreckungswege.] Wenn die Strafkammer 
feſtſtellt, weil der Angeklagte ſchließlich die Mitwirkung bei der 
Setzung der Grenzſteine ablehnte, habe das Gericht die Ge⸗ 
meinde ermächtigt, die im Vergleich vorgeſehene Setzung allein 
vorzunehmen, ſo kann dieſe Ermächtigung nur eine vom Voll⸗ 
ſtreckungsgericht im Sinne von 8 887 Abf. 1 ZPD. erteilte 
geweſen ſein. Ob dieſe Ermächtigung zu erteilen war, ſteht 
hier außer Erörterung, da fie rechtskräftig erfolgt iſt und ſomit 
für den Angeklagten verbindlich war. Dann waren aber auch 
die Grenzſteine, die die Gemeinde nach den Feſtſtellungen des 
Urteils in Verfolg der ihr erteilten Ermächtigung an die im 
Vergleich vorgeſehenen Stellen allein geſetzt hat, Grenzſteine im 
Sinne von $ 274 Ziff. 2 StGB. Denn die Setzung ftellt nicht 
eine einſeitige Maßnahme der Gemeinde dar, die den Angeklagten 
nicht berührte, wie der Verteidiger zu Unrecht behauptet, ſondern 
die rechtswirkſame Vollſtreckung des Vergleichs, die 
dieſer gegen ſich gelten laſſen muß (RGSt. 41, 94 [97)). 
Dieſe Ermächtigung konnte nach 8 891 ZPO. nur nach vor⸗ 
gängigem Gehör des Angeklagten geſchehen und der die Er⸗ 
mächtigung ausſprechende Beſchluß bedurfte der Zuſtellung an 
den Angeklagten oder ſeinen Prozeßbevollmächtigten. Daß er 
nicht gehört worden ſei und von der Ermächtigung keine Kenntnis 
erlangt habe, hat der Angeklagte in der Hauptverhandlung ſelbſt 
nicht vorgebracht und wird auch jetzt nicht vom Verteidiger be⸗ 
hauptet. Es ſchadet deshalb nach Lage der Sache der Mangel 
eines ausdrücklichen Aus ſpruchs im Urteil nicht; deſſen übrige 
Ausführungen ergeben auch in ihrem Zuſammenhang zur Genüge, 
daß die Strafkammer von der Überzeugung ausgeht, der An⸗ 
geklagte habe von der Ermächtigung Kenntnis gehabt. Urt. 
d. IV. Sen. v. 2. März 15 (44/15) 

79. 5 302 StGB. Leichtfinn.] Soweit das Urteil auf 
der Annahme beruht, die Witwe W. habe leichtfinnig gehandelt, 
kann ſeinen Ausführungen nicht gefolgt werden. Zu dieſer 
Auffaſſung gelangt die Strafkammer, weil die W. ſich raſch 
und unüberlegt auf die Übernahme der Darlehnsverbindlichkeit 
eingelaſſen habe und weil ſie gewußt habe, daß das Geld in 
die Hände der ſtets mit Zahlungsſchwierigkeiten kämpfenden 
Frau R. gelange. Dieſe Folgerungen ſtehen aber nicht im 
Einklang mit den im Urteil getroffenen Feſtſtellungen. Wie 
hier erwähnt wird, fand nämlich die W., als die Verhand⸗ 
lungen über die Darlehens hingabe ſtattfanden, die verlangte 
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Vergütung zu hoch. Die R. wurde noch einmal zu dem Ans 
geklagten geſchickt, um eine Herabſetzung der Proviſion zu 
erzielen. Bei der Auszahlung des Darlehens erklärte die W., 
die R. ſei bereit, am 2. April zu zahlen, ihr, der W., ſei es 
aber lieber, wenn die Rückzahlung auf den 30. April feſtgeſetzt 
würde. Ein ſolches Verhalten weiſt nicht die Merkmale eines 
raſchen und unüberlegten Handelns auf, die W. hat ſich viel⸗ 
mehr den Umfang ihrer Verpflichtungen klargemacht, ſie hat 
nach längeren Verhandlungen vorſichtig die Bedingungen der 
Rückzahlung auf einen Zeitpunkt feſtgeſetzt, zu dem ſie die 
Mittel hierzu von der R. beſtimmt zu erhalten hoffte. Auch 
darin kann ein Leichtſinn nicht gefunden werden, daß ſie der 
Zuſage der R., ihr die Darlehensſumme zur Verfügung zu 
ſtellen, leichtſinnig vertraute. Denn wie das Urteil bei der 
Feſtſtellung, daß eine Notlage der R. nicht vorgelegen habe, 
erwähnt, waren die Vermögensverhältniſſe der Eheleute R. 
günſtig, die R. hatte ihr auch die Mittel zur Befriedigung 
des Angeklagten aus dem im Jahr 1913 gegebenen Darlehen 
rechtzeitig zur Verfügung geſtellt. Alle dieſe Umſtände hat die 
Strafkammer anſcheinend nicht berückſichtigt, und es iſt deshalb 
nicht ausgeſchloſſen, daß der Verurteilung eine unzutreffende 
Auffaſſung des rechtlichen Begriffes des Leichlſinns zugrunde 
liegt. Dazu kommt noch folgendes: Allerdings war die W. 
Selbſtſchuldnerin des Darlehens. Allein ſie wollte wirtſchaftlich 
ihr eigenes Vermögen nicht belaſten und nicht mit eigenen 
Mitteln zahlen, ſondern dem Angeklagten nur das zukommen 
laſſen, was ſie von der R. erhielt. Das hat der Angeklagte 
auch gewußt. Nun wäre nach der vorliegenden Sachlage die 
Übernahme der Selbſtſchuldnerſchaft durch die W., wenn ſie 
ſich auf die Hauptſumme und eine mäßige Proviſion beſchränkt 
hätte, kein wirtſchaftlich zu beanſtandendes Geſchäft geweſen. 
Denn wie feſtgeſtellt iſt, waren die Vermögensverhältniſſe der 
Eheleute R. günſtig und die W. durfte, wie früher, vertrauen, 
daß ſie die R. zur Zeit der Fälligkeit des Darlehens nicht im 
Stich laſſen werde. Sie gefährdete alſo in dieſem Falle ihre 
Vermögenslage nicht. Wenn aber, wie es tatſächlich der Fall 
war, ſich die Selbſtſchuldnerſchaft außer auf die Hauptſumme 
auch auf eine ausnahmsweis hohe Proviſion erſtreckte, ſo durfte 
doch nicht außer acht gelaſſen werden, daß auch hinſichtlich des 
Betrags von 35 & die W. auf Erſatz durch die R. hoffen 
durfte. Da der Eintritt der W. als Selbſtſchuldnerin für das 
Darlehen ihr nicht ſchon als Leichtſinn zum Vorwurf gemacht 
werden kann, ſo war zu prüfen, ob ihr Verhalten dieſe Eigen⸗ 
ſchaft deshalb annahm, weil ihre Verbindlichkeit dem An⸗ 
geklagten gegenüber außer der Hauptſumme und einer mäßig 
bemeſſenen Proviſion ſich um den als wucheriſch angeſehenen 
Betrag erhöhte. Auf dieſen Geſichtspunkt iſt die Strafkammer 
nicht eingegangen. Sie hätte aber zu dem Ergebnis gelangen 
können, daß der Schuldner, welcher eine fremde Schuld über⸗ 
nimmt, nicht ſchon deshalb leichtſinnig handelt, weil in der 
übernommenen Verbindlichkeit ein tatſächlich ungerechtfertigter 
Poſten enthalten iſt, ſondern daß eine leichtſinnige Gefährdung 
ſeiner eigenen Vermögenslage ſo lange ausgeſchloſſen iſt, als 
er der Meinung ſein darf, daß ihm der geſchuldete Betrag, 
gleichgültig woraus er ſich zuſammenſetzt, zur Verfügung geſtellt 
wird. Das ſtand der W. durch die R. in Ausſicht, und es 
iſt deshalb bedenklich, ihr Leichtſinn zur Laſt zu legen, weil 
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fie die Verbindlichkeit zur Zahlung der zu hoch bemeſſenen 
Proviſion übernahm. Fehlt es hiernach an dem Nachweis, daß 
die W. leichtſinnig gehandelt hat, ſo kann dem Angeklagten 
nicht Ausbeutung des Leichtfinns zur Laſt gelegt werden. Das 
Urteil unterlag deshalb der Aufhebung. Urt. d. I. Sen. v. 
1. März 15 (48/15). 

+ 10. 8 355 StGB. Herumſprechen von Tagesneuigkeiten 
durch Telegraphenbeamte.] Wenn der Verteidiger jegliche Feſt⸗ 
ſtellung darüber vermißt, auf welchem Wege der Angeklagte zur 
Kenntnis des Wahlergebniſſes gelangt iſt, ſo iſt das nicht recht 
verſtändlich, da das Urteil ausführlich darlegt, daß der An⸗ 
geklagte dieſe Kenntnis durch die ihm auf ſeine Anfrage von 
einem unermittelt gebliebenen Beamten des Telegraphenamts 
gewordene telephoniſche Mitteilung erlangt hat, und die Be 
hauptung des Angeklagten, er habe den Ausfall der Präſidenten⸗ 
wahl zuerſt zufällig in der Wartehalle des Hauptbahnhofs durch 
die Unterhaltung dreier unbekannter Mannsperſonen erfahren 
und durch die Mitteilung der Telegraphenbeamten nur beſtätigt 
erhalten, als bloße Ausrede und widerlegt bezeichnet. Ob der 
vom Verteidiger an die Spitze der Ausführungen zur ſachlichen 
Beſchwerde geſtellte Satz richtig iſt, daß 8 355 StGB. nur 
anwendbar ſei, wenn Telegraphenbeamte und ihnen gleichgeſtellte 
Perſonen Tatſachen weitergeben, die ſie gerade aus der 
Telegraphenanſtalt erfahren haben, bei der ſie angeſtellt ſind, 
bedarf hier keiner Entſcheidung, da, wenn ein ſolches im Geſetz ſelbſt 
nicht niedergeſchriebenes Tatbeſtandsmerkmal beſtände, es jeden⸗ 
falls nach den Feſtſtellungen der Strafkammer, die anſcheinend von 
derſelben Auffaſſung ausgeht, wie der Verteidiger, hier gegeben 
wäre. Unrichtig bezeichnet der Verteidiger aber als weiteres 
Erfordernis des 8 355 StGB., daß der Täter in amtlicher 
Eigenſchaft und auf amtlichem Wege von der Tatſache Kenntnis 
erhalten hat, die er rechtswidrig Dritten mitgeteilt hat. Die 
Strafkammer iſt möglicherweiſe auch hier derſelben Anfiht 
geweſen, doch ſind in dieſer Beziehung ihre Ausführungen nicht 
klar und der Nachweis, daß der Angeklagte amtlich von der in 
Frage ſtehenden Depeſche Kenntnis erhalten hätte, iſt jedenfalls 
nicht geführt. Es kommt aber darauf auch gar nicht an. 
Durch 8 355 StGB. find mit Strafe bedroht u. a. „Telegraphen⸗ 
beamte, welche von dem Inhalt der einer Telegraphenanſtalt 
anvertrauten Depeſchen Dritte rechtswidrig benachrichtigen“ 
Davon, daß nur dann die Weitergabe des Inhalts einer 
Depeſche an Dritte ſtrafbar wäre, wenn der Täter ihn in 
amtlicher Eigenſchaft und auf amtlichem Wege erfahren hätte, 
ſagt das Geſetz nichts und für eine derartige einſchränkende 
Auslegung liegt keinerlei Grund vor. Wie 8 354 das Poſt⸗ 
geheimnis, ſoll 8 355 StGB. das Telegraphengeheimnis ſichern, 
deſſen Unverletzlichkeit geſetzlich gewährleiſtet iſt. Eine Ver 
letzung droht dem Telegraphengeheimnis im weſentlichen oder 
überhaupt nur von den im Geſetz benannten Perſonen, die die 
Möglichkeit haben, vom Inhalt der einer Telegraphenanſtalt 
anvertrauten Depeſchen Kenntnis zu nehmen, von dieſem aber 
nicht nur dann, wenn ſie in Erfüllung ihrer Amtspflicht oder 
vermöge ihres Amtes von dem Inhalt eines Telegrammes 
Kenntnis erhalten, ſondern ſtets dann, wenn ſie ſolche Kenntnis 
haben, ganz gleich, wie ſie ſie erlangt haben. Daraus iſt zu 
erklären, daß die Strafdrohung ſich nur gegen die im Geſez 
bezeichneten Perſonen richtet, aber keineswegs zu folgern, daß 
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dieſe Perſonen nur dann ſtrafbar ſein ſollen, wenn ſie die 
amtlich erlangte Kenntnis des Inhalts einer Depeſche zur 
Mitteilung an Dritte mißbrauchen. Die Annahme, daß nur 
die Perſonen, die amtlich mit der Depeſche befaßt ſind, von 
ihrem Inhalt Kenntnis nehmen können, und daß es deshalb 
nur dieſen gegenüber einer Strafdrohung bedürfe, um das 
Teleg raphengeheimnis zu ſichern, kann nach der Einrichtung der 
Telegraphenanſtalten dem Geſetze nicht zugrunde liegen. Denn 
danach kann vielleicht verhindert werden, daß fremde bei der 
Anſtalt nicht angeſtellte Perſonen etwas von den ihr an⸗ 
vertrauten Depeſchen erfahren, nicht aber, und namentlich nicht 
bei größeren Anſtalten mit zahlreichen Angeſtellten, daß An⸗ 
geſtellte der Anſtalt auch von ſolchen Depeſchen, mit denen ſie 
amtlich nicht befaßt werden, Kenntnis nehmen. Hat aber ein 
Angeſtellter ſolche Kenntnis erlangt, ſo kann er ſie zur Ver⸗ 
letzung des Telegraphengeheimniſſes mißbrauchen, ganz gleich, 
ob er ſie unbefugt oder vermöge ſeines Amtes erlangt hat. 
Für die, die an der Wahrung des Telegraphengeheimniſſes 
intereſſiert ſind, nämlich den Abſender und den Empfänger des 
Telegramms und den Staat, der die Wahrung verſprochen hat, 
iſt es ganz gleich, wie der, der den Inhalt des Telegramms 
verrät, ihn erfahren hat. Nach dem Zweck des Geſetzes kann 
deshalb unmöglich darauf etwas ankommen, wie der Verräter 
Kenninis vom Inhalt der Depeſche erlangt hat. Es iſt auch 
nicht einzuſehen, weshalb der Beamte, der ſich die Kenntnis 
des Inhalts eines Telegramms unbefugt, vielleicht gegen 
ausdrückliche Vorſchriften und ſelbſt ſtrafbarerweiſe verſchafft, 
gerade deshalb wegen des Verrats nicht ſollte beſtraft werden 
können, während ſein Tun nicht minder dem Zweck des Geſetzes 
zuwiderläuft und nicht minder verwerflich iſt, als der Verrat 
des Beamten, der auf geſetzlichem Wege von dem Telegramm 
Kenntnis erhalten hat. Das wäre aber die unabweisbare 
Folge, wenn nur der mit der Depeſche amtlich befaßte Beamte 
unter der Strafdrohung ſtände. Daß für die Aufſtellung des 
Verteidigers daraus nichts zu entnehmen iſt, daß die Straf⸗ 
drohung ſich im Abſchnitt des Strafgeſetzbuchs „Verbrechen und 
Vergehen im Amte“ befindet, iſt für die gleichartige zur Siche⸗ 
rung des Briefgeheimniſſes beſtimmte Vorſchrift des S 354 StGB, 
in RG St. 37, 40 bereits nachgewieſen. Wenn dort für das 
Gebiet des 8 354 gefordert wird, daß dem Täter als Poſt⸗ 
beamten die phyſiſche Möglichkeit geboten geweſen ſein muß, 
über den Brief zu verfügen, und das entfprechende Erfordernis 
auch für die Anwendung des § 355 aufzuſtellen iſt, fo iſt im 
vorliegenden Falle auch dem genügt. Denn dies Erfordernis 
beſagt nur, daß die Eigenſchaft als Telegraphenbeamter dem 
Täter die Möglichkeit gewährt haben muß, von dem Inhalt 
der Depeſche Kenntnis zu erhalten, und das trifft hier zu. 
Das Urteil ſtellt feſt, daß der Angeklagte die von ihm ver⸗ 
langte Auskunft über den Inhalt der Depeſche, die der Dienſt 
nicht erfordert habe, in feiner Eigenſchaft als Mitglied 
des Telegraphenamtes erhalten habe. Daraus ergibt ſich, daß 
er die Auskunft nicht erhalten und den Inhalt des Telegramms 
nicht erfahren hätte, wenn er nicht Telegraphenbeamter geweſen 
wäre, und damit iſt der Zuſammenhang der Kenntnisnahme 
mit ſeiner Eigenſchaft als Telegraphenbeamter nachgewieſen. 
Wenn der Verteidiger ausführt, daß der Angeklagte lediglich 
als neugieriger Kollege die Auskunft über den Inhalt der 
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Depeſche erlangt und erhalten habe, fo beſtätigt er nur, daß 
die Eigenfhaft als Telegraphenbeamter dem Angeklagten 
möglich gemacht hat, ſich Kenntnis vom Inhalt der Depeſche 
zu verſchaffen. Daß er inſofern, als ihm der gefällige Amts⸗ 
genoſſe die gewünſchte Mitteilung von dem Inhalt der Depeſche 
gemacht hat, als Dritter im Sinne des § 355 anzuſehen iſt, 
iſt richtig, doch folgt daraus nicht, daß er nicht Täter des dort 
unter Strafe geſtellten Vergehens ſein könnte. Dritter im 
Sinne des $ 355 iſt nicht, wie der Verteidiger meint, jeder, 
der nicht amtlich mit der Beförderung der Depeſche befaßt war, 
ſondern der, für den die Depeſche fremde Angelegenheit und ihr 
Inhalt fremdes Geheimnis iſt, im Gegenſatze zum Abſender 
und namentlich zum Empfänger. Treffen, wie hier, auf ſolchen 
Dritten die Vorausſetzungen des § 355 zu, fo iſt er auch 
danach zu beſtrafen, da, wie ausgeführt, es darauf nicht 
ankommt, wie der Täter ſich die Kenntnis vom Inhalt der 
Depeſche verſchafft hat, alſo auch nicht darauf, ob er ſelbſt von 
einem anderen Beamten auf ſeine Veranlaſſung von ihrem 
Inhalt rechtswidrig benachrichtigt worden iſt. Notwendig war 
allerdings zur Verurteilung die Feſtſtellung, daß er ſich der 
Rechtswidrigkeit der Weitergabe bewußt geweſen iſt, dieſe 
Feſtſtellung iſt aber im Urteil ausdrücklich getroffen. Unerheblich 
iſt es, ob die Kenntnis der Nachricht, die den Inhalt der 
Depeſche bildete, für die Allgemeinheit beſtimmt war. Denn 
die Depeſche war nicht an die Allgemeinheit gerichtet und konnte 
das nicht ſein, ſondern ſie war an die Nürnberger Zeitungs⸗ 
verleger gerichtet. Dieſe konnten ſie in die Offentlichkeit bringen 
und der Angeklagte durfte vielleicht auch annehmen, daß ſie 
das tun würden. Das berechtigte ihn aber nicht, einen Dritter, 
wie geſchehen, von dem Inhalt der Depeſche zu benachrichtigen, 
und nötigt keineswegs zu der Annahme, daß er ſich für dazu 
berechtigt gehalten habe. Urt. d. I. Sen. v. 27. März 15 


(160/15). 
B. Zur Strafprozeßordnung. 

11. 8 68 StPO. Erſetzung einer wiederholten Ver⸗ 
nehmung durch Verleſen des Protokolls über die frühere Aus⸗ 
ſage] Allerdings hat die kommiſſariſche Vernehmung des 
Zeugen und Sachverſtändigen Dr. S. nach dem darüber er⸗ 
richteten Protokoll in der Art ſtattgefunden, daß dem Dr. S. 
ſeine frühere Ausſage vorgeleſen wurde, worauf er erklärte: 
„Dieſe mir auch heute vorgeleſenen Ausſagen find richtig. Ich 
wiederhole ſie hiermit auch heute und habe denſelben nichts 
mehr hinzuzufügen.“ Die Beurkundung läßt die Möglichkeit 
offen, daß bei der Vernehmung nicht den Vorſchriften der 
55 68, 72 StPO. entſprochen worden iſt, wonach der zu 
Vernehmende zu veranlaſſen iſt, das was ihm vom Gegenſtande 
ſeiner Vernehmung bekannt iſt, im Zuſammenhang anzugeben. 
Der möglicherweiſe vorliegende Verſtoß begründet jedoch nicht 
die Reviſion, weil das Urteil nicht auf ihm beruht. Es muß 
nach Lage der Sache als ausgeſchloſſen erachtet werden, daß 
die Bekundung des Zeugen und Sachverſtändigen und der 
Spruch der Geſchworenen irgendwie anders ausgefallen wäre, 
wenn das erſuchte Gericht dem 8 68 Abſ. 1 StPO. gemäß 
verfahren wäre. Urt. d. V. Sen. v. 12. Febr. 15 (21/15). 

12. 58 243 Abſ. 2 StPO. 

+ a) Der Krieg als Beweisaufnahmehindernis.] Der An⸗ 
geklagte hat einen Zeugen in London benannt. Die Straf 
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kammer hat die Vernehmung des Zeugen abgelehnt, weil „die 
Ausführung des Beweisbeſchluſſes mit Rückſicht auf den zur 
Zeit herrſchenden Kriegszuſtand und den Abbruch der diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen mit England ausſichtslos ſei“. Dieſe 
Begründung iſt nicht geeignet, die Ablehnung des Antrages 
zu rechtfertigen. Nach der Rechtſprechung des NG. iſt aller⸗ 
dings die Ablehnung eines Beweisantrages wegen Unmöglichkeit 
der Ausführung dieſes Antrages zuläſſig, ſo insbeſondere wenn 
das Gericht nach den beſonderen Umſtänden des Falles zu der 
Überzeugung gelangt, daß der benannte Zeuge nicht zu er⸗ 
mitteln iſt und daß daher feine Ladung nicht bewerkſtelligt 
werden kann. Um einen Fall dieſer Art handelt es ſich hier 
aber nicht. Daß Nachforſchungen nach dem Aufenthalte des 
Zeugen, der, wie die Urteilsbegründung ergibt, mit dem An⸗ 
geklagten unwiderlegt im brieflichen Verkehr geſtanden hat, auf 
Grund der von letzteren gemachten Angaben überhaupt nicht 
zu einem Ziele führen könnten, nimmt die Strafkammer nicht 
an, ſondern die Ablehnung des Beweisantrages iſt lediglich 
mit dem „zur Zeit herrſchenden Kriegszuſtande“ begründet. 
Dieſer Zuſtand iſt aber nur ein vorübergehender und macht 
die Vernehmung des Zeugen nicht überhaupt, ſondern nur zeit⸗ 
weiſe unmöglich. Dieſer Zuſtand kann daher, ſofern die Ver⸗ 
nehmung ohne dieſes zur Zeit beſtehende Hindernis ausführbar 
iſt, nicht zur Folge haben, daß der Angeklagte eines für ihn 
erheblichen Beweismittels dauernd verluſtig geht, vielmehr wird 
in dieſem Falle, wenn der Antrag auf Vernehmung des Zeugen 
aufrechterhalten wird, und nicht aus anderen, zuläffigen 
Gründen zurückzuweiſen iſt, die Sache bis zur Behebung des 
Hinderniſſes vertagt werden müſſen. Urt. d. IV. Sen. v. 
2. Febr. 15 (1165/14). 

+ b) Notwendigkeit einer Wiedereröffnung der Hauptverhand⸗ 
lung, wenn das Gericht an ſeiner Begründung der Ablehnung 
eines Beweisantrages nicht feſthält.] Ob einem Antrage auf 
Einnahme des Augenſcheins (außerhalb der Gerichtsſtelle) ſtatt⸗ 
zugeben iſt, ſteht im Ermeſſen des Tatrichters. Er iſt prozeß⸗ 
rechtlich nicht dazu gezwungen und kann den Antrag ablehnen, 
wenn er aus dem bisherigen Ergebnis der Verhandlung bereits 
die Überzeugung von der Un wahrheit der durch den Antrag 
auf Augenſcheinseinnahme unter Beweis geſtellten Tatſache ge⸗ 
wonnen hat (RGSt. 47, 100 [103, 107). Der Antrag des 
Verteidigers iſt jedoch in der Hauptverhandlung nicht aus dieſem 
Grunde abgelehnt worden, ſondern mit der gerade das Gegenteil 
beſagenden Begründung, daß die unter Beweis geſtellte Tat⸗ 
ſache als wahr unterſtellt werde. Die Entſcheidung über den 
Beweisantrag iſt alſo dahin ergangen, daß bei der Prüfung der 
Schuldfrage zugunſten des Angeklagten zu erwägen ſei, daß er 
unmöglich ſich neben die Mädchen in die Bank babe ſetzen 
können (RGSt. 39, 231). Bei der Beratung des Urteils hat 
die Strafkammer aber daran nicht feſtgehalten, ſondern an⸗ 
genommen, daß die Behauptung des Angeklagten widerlegt und 
die Möglichkeit, daß er ſich zu den Mädchen in die Bank ſetzte, 
erwieſen ſei. Dem ſtand grundſätzlich nichts entgegen. Die 
Strafkammer war an den auf den Beweisantrag ergangenen 
Beſchluß nicht gebunden, weder an die Entſcheidung noch an die 
Begründung, ſie konnte bei der Beratung des Urteils zu einer 
anderen tatſächlichen oder rechtlichen Bewertung der unter Beweis 
geſtellten Tatſachen kommen, als vorher, und deshalb ebenſogut 
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dazu gelangen, nunmehr dem Beweisantrage ſtattzugeben, wie 
auch dazu, die Begründung des früheren Beſchluſſes aufzugeben. 
Geſchah das letztere, ſo wurde notwendig damit, daß die Gründe 
des Beſchluſſes als unrichtig erkannt wurden, der Beſchluß hin⸗ 
fällig, es bedurfte nunmehr einer neuen Beſchlußfaſſung über 
den Beweisantrag und dieſer neue Beſchluß mußte nach 88 243 
Abſ. 2, 34, 35 StPO. mit Gründen verkündet werden. Dieſe 
Vorſchriften haben den Zweck, dem Angeklagten und dem Ver⸗ 
teidiger Gelegenheit zu geben, zu der Sachlage, die ſie nach 
der Beſcheidung des Beweisantrages als gegeben annehmen 
müſſen, Stellung zu nehmen und ihr die weiteren Anträge und 
Ausführungen anzupaſſen (RG St. 29, 428 u. a). Dieſer Zweck 
des Geſetzes wird vereitelt, wenn das Gericht ſeine Anſicht über 
den Beweisantrag zuungunſten des Angeklagten ändert, die 
Tatſache, die es nach dem verkündeten Gerichtsbeſchluß zu: 


gunſten des Angeklagten als wahr annehmen wollte, für wider⸗ 


legt erachtet und von dieſer Grundlage aus, ohne die Prozeß⸗ 
beteiligten von der veränderten Auffaſſung zu verſtändigen und 
ſie zu hören, das Urteil ſpricht. Deshalb muß wenigſtens dann, 
wenn die unter Beweis geſtellte Tatſache nicht für unerheblich 
und zur Entlaſtung des Angeklagten ungeeignet befunden wird, 
den Prozeßbeteiligten von der veränderten Auffaſſung des Ge⸗ 
richts Kenntnis gegeben werden, nötigenfalls unter Wieder⸗ 
eröffnung der Verhandlung. Geſchieht das nicht, ſo iſt die 
Lage des Angeklagten und des Verteidigers keine andere, als 
wenn ſie auf ihren Beweisantrag gegen die Vorſchrift des 
8 243 Abſ. 2 StPO. überhaupt keinen Beſcheid erhalten, ja 
ſie iſt noch ungünſtiger, da ſie darauf rechnen dürfen und müſſen, 
daß das Gericht bei der ihnen bekanntgegebenen Anſicht bei der 
Urteilsfindung beharren, im vorliegenden Fall alſo die unter 
Beweis geſtellte Tatſache zugunſten des Angeklagten berück⸗ 
ſichtigen werde, und deshalb an die Möglichkeit, daß das nicht 
geſchieht, nicht denken und danach die Verteidigung nicht ein⸗ 
richten können. Eine derartige Uberraſchung, um nicht zu ſagen 
Überrumpelung des Angeklagten iſt unzuläſſig. Mag in ſolchem 
Fall auch dem Wortlaut des § 243 Abſ. 2 StPO. genügt fein, 
ſo iſt doch dieſe Vorſchrift nach ihrem Geiſt und Zweck verletzt, 
und das muß zur Aufhebunz des Urteils führen, wenn die 
Möglichkeit beſteht, daß das Urteil auf dem Verſtoß beruht. 
Dieſe Möglichkeit iſt nicht auszuſchließen. Der Beweisantrag 
be zweckte, wie das Urteil anerkennt, die Unglaubwürdigkeit der 
Kinder darzutun, die den Angeklagten belaſteten, und ihre Aus⸗ 
ſagen zu widerlegen. Dieſen Zweck durfte die Verteidigung als 
erreicht anſehen, wenn das Gericht, wie verſprochen, alle unter 
Beweis geſtellten Tatſachen als wahr annahm. Hätten da⸗ 
gegen der Angeklagte und der Verteidiger erfahren, daß die 
wichtigſte dieſer Tatſachen, die Unmöglichkeit, daß der Angeklagte 
die unzüchtigen Handlungen ſo vorgenommen habe, wie ſie die 
Kinder bezeugten, als widerlegt, die Möglichkeit als erwieſen 
angeſehen werde, ſo hätten ſie vielleicht die Verteidigung ganz 
anders, als geſchehen, geführt, ſich mit anderen Beweiſen und 
Ausführungen gegen die den Angeklagten belaftenden Kinder⸗ 
ausſagen gewendet. In dieſem ſehr wichtigen Punkte iſt des⸗ 
halb die Verteidigung des Angeklagten durch den die Einnahme 
des Augenſcheins ablehnenden Beſchluß des Gerichts unzuläſſig 
beſchränkt worden, und das muß nach 8 377 Nr. 8 SPD. 
zur Aufhebung des Urteils führen, obwohl der Antrag auch 
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nach dem bei der Urteils findung vom Gericht eingenommenen 
Standpunkt ohne Geſetzesverletzung hätte abgelehnt werden 
können. Auf die ſachliche Beſchwerde braucht danach nicht ein⸗ 
gegangen zu werden. Urt. d. I. Sen. v. 15. Febr. 15 (41/15). 

13. 8 263 StPO. Verbrauch der Strafklage.] Wenn 
die auf einem einheitlichen Willensentſchluſſe beruhenden Straf 
taten nach Verkündung eines Strafurteils ſortgeſetzt werden, 
ſo wird die Strafklage wegen der ſpäteren Einzelhandlungen 
durch das Urteil nicht verbraucht. In RGSt. 20, 317 iſt 
ausgeſprochen, daß der Entſchluß, trotz der in einer Beſtrafung 
liegenden Warnung dieſelben Handlungen weiter zu begehen, 
ein weſenlich anderer, auch ſtrafbarerer Entſchluß iſt, als der 
vor der Beſtrafung liegende urſprüngliche Entſchluß, und daß 
es demzufolge nach dem Willen des Geſetzes unſtatthaft iſt, 
ſtrafbare Handlungen, welche vor und welche nach einer Be⸗ 
ſtrafung verübt ſind, zwecks Bildung eines fortgeſetzten Vergehens 
zuſammenzufaſſen. Die Warnung liegt in der Beſtrafung, in 
dem Erlaſſe des die Beſtrafung ausſprechenden Urteils; denn 
nur deſſen Verkündung und deſſen in dieſer erfolgender Erlaß 
warnt, nicht aber die erſt einige Zeit nach der Verkündung 
eintretende Rechtskraft desſelben. Der durch den Urteilsausſpruch 
genannte Angeklagte faßt den neuen Willensentſchluß, trotz des 
warnenden Urteilsausſpruchs die in dieſem für ſtrafbar erklärten 
Handlungen weiter zu begehen. Der Urteilsausſpruch kann nur 
die vor ſeiner Verkündigung liegenden Handlungen umfaſſen 
und betreffen; das Strafurteil kann ſich nicht auf Handlungen 
beziehen, die in der Zeit zwiſchen ſeiner Verkündung und 
demjenigen Zeitpunkt liegen, in dem der Ausſpruch die Rechts⸗ 
kraft erlangt. Der Zeitpunkt, in dem der neue Entſchluß zur 
Begehung weiterer ſtrafbarer Handlungen gefaßt wird, kann 
alſo nicht vor dem Zeitpunkt der Urteilsverkündung, muß aber 
unmittelbar nach demſelben liegen, wenn unmittelbar nach ihm 
die ſtrafbaren Handlungen wieder aufgenommen werden. Denn 
andernfalls wären die an ſich ſtrafbaren, zwiſchen dem Zeitpunkt 
der Verkündung und dem Zeitpunkt der Rechtskraft liegenden 
Handlungen ſtraffrei. Urt. d. I. Sen. v. 4. Jan. / 8. Febr. 15 
(899/14). 

14. 8 390 Abſ. 2 StPO. Unterſuchungshaft (Bes 
urlaubung).] Eine „Beurlaubung aus der Unterſuchungshaft“ 
findet nach dem Geſetz überhaupt nicht ſtatt. Über die Auf⸗ 
hebung der Unterſuchungshaft zu entſcheiden, ſteht im vorliegen⸗ 
den Falle dem Reviſionsgericht nicht zu. Aber auch die Vor⸗ 
führung des Angeklagten zu dem anberaumten Termin zur 
Verhandlung über die Reviſion vor dem RG. erſcheint nicht 
veranlaßt. Nach § 390 Abſ. 2 StPO. hat der nicht auf 
freiem Fuße befindliche Angeklagte keinen Anſpruch auf Anweſen⸗ 
heit. Es beſteht aber auch nach der Art des Rechtsmittels 
und der Lage der Sache kein Grund zur Annahme, daß die 
Anweſenheit des Angeklagten zu ſeiner Verteidigung vor dem 
Revifionsgericht erforderlich wäre. Beſchl. d. V. Sen. v. 
16. Febr. 15 (1022/14). 

C. Sonſtige Reichsgeſetze. . 

T 15. Perſonenſtandsgeſetz 8 67. Iſraelitiſche Religions: 
diener] Nach den Ausführungen der Strafkammer ſoll der 
Angeklagte deshalb nicht als Religionsdiener im Sinne des 
Geſetzes anzuſehen fein, «weil er „weder ſtaatlich noch ſeitens 
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(RGSt) 
der iſraelitiſchen Kultusgemeinde als Rabbiner beftellt worden 
ſei, er vielmehr nur die theologiſche Befähigung in Oſterreich 
erworben habe, die jedoch in Deutſchland zur Ausübung kirchen⸗ 
amtlicher Funktionen nicht genüge“. Dieſe Erwägungen be⸗ 
ſchränken ſich augenſcheinlich auf die ſtaatskirchenrechtliche 
Stellung des Angeklagten innerhalb des Deutſchen Reichs, und 
namentlich in der iſraelitiſchen Kultusgemeinde zu Nürnberg. 
Dabei hat die Strafkammer die Frage offengelaſſen, welche 
kirchenrechtliche Stellung dem Angeklagten, abgeſehen von ſtaat⸗ 
lichen Geſetzen, in der iſraelitiſchen Religionsgemeinſchaft zu⸗ 
kommt; ſie hat verkannt, daß die Vorſchriften dieſer Religions⸗ 
gemeinſchaft, ihre Kultusgeſetze, allein dafür entſcheidend find, 
ob dem Angeklagten die Eigenſchaft eines Religions dieners in 
dieſer Gemeinſchaft zuzuſchreiben iſt oder nicht. War der 
Angeklagte nach dieſen Vorſchriften auf Grund gewiſſer Vor⸗ 
bedingungen berechtigt und kraft ſolcher beſonderer Rechtsſtellung 
allgemein dazu berufen, auch ohne beſtimmte amtliche Anſtellung 
religiöſe Feierlichkeiten, die ſich nach den Kultusgeſetzen als 
Eheſchließung darſtellen, nach der Auffaſſung der Religions⸗ 
genoſſen mit für ſie in religiöſer Hinſicht bindender rechtlicher 
Wirkung vorzunehmen, dann war und iſt der Angeklagte 
Religionsdiener im Sinne des 8 67 und hat er als folder 
gehandelt, auch wenn die Vorausſetzungen für dieſes Handeln 
nach den ſtaatlichen Geſetzen, insbeſondere den hiernach 
beſtehenden Zuſtändigkeitsvorſchriften nicht gegeben waren. Das 
ſtaatliche Geſetz und das Kultusgeſetz einer Religionsgemeinſchaft 
treten hier inſofern in vollem Gegenſatz zueinander, als das 
Strafgeſetz den Gefahren vorbeugen will, die dadurch entſtehen 
können, daß eine Ehe eingegangen wird, die in rein kirchen⸗ 
rechtlicher, religiöſer Hinſicht als rechtsgültig und rechtsverbindlich 
angeſehen wird, während eine nach bürgerlichem Rechte gültige 
Ehe noch nicht vorhanden iſt und vielleicht gar nicht eingegangen 
wird oder werden kann. Urt. d. I. Sen. v. 8. März 15 
(1160/14). 

16. Reichs ſtempelgeſetz 5 88 Abſ. 4. Wert des ver 
äußerten Gegenſtandes.] In der Vorſchrift des 8 88 Abſ. 4, 
die es verbietet, bei Auflaſſungserklärungen einen geringeren 
Wert als den Betrag der Gegenleiftung anzugeben, iſt der 
Ausdruck des geſetzgeberiſchen Willens zu finden, daß auch 
beim Auflaſſungsſtempel der bei Berechnung der Stempelabgabe 
zu unterſtellende „Wert des veräußerten Gegenſtandes“ kein 
geringerer fein darf als der Kaufpreis oder der Gefamtwert 
der Gegenleiſtungen, daß alſo der gemeine Wert (8 87 Abſ. 1 
RStempG. Tarifnummer 11d) nur in Rechnung zu ſtellen iſt, 
ſoweit er gleich hoch oder höher iſt als der Wert der verabredeten 
Gegenleiſtungen. Was vom Auflaſſungsſtempel gilt, iſt auf 
den Stempel von Anträgen auf Umſchreibungen in öffentlichen 
Büchern, ſoweit ſie die Eintragungen im Grundbuch zur Zeit 
noch erſetzen, in gleicher Weiſe anzuwenden. Als Kaufpreis 
iſt aber, wie feſtgeſtellt iſt, von den Beſchwerdeführern für das 
in Betracht kommende Grundſtück der Betrag von 36 000 # 


vereinbart worden. Daran ändert auch der Umſtand nichts, 


daß der Kaufpreis zum Teil durch Übernahme einer auf dem 

Kaufgegenſtande haftenden Hypothek von 8500 & und durch 

Abtretung einer dem Käufer zuſtehenden Hypothekenforderung 

von 8000 & zu entrichten war. Nimmt man als das Verkehrs⸗ 

übliche und Gewollte an, daß der Käufer durch die n 
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(RGSt) 
übernahme und ⸗abtretung in Höhe von 16 500 & von feiner 
Kaufpreisſchuld befreit werden ſollte, alſo Aufrechnung an 
Erfüllungs Statt vereinbart iſt, ſo iſt der Berechnung der Stempel⸗ 
abgabe der Wert zugrunde zu legen, zu dem das an Erfüllungs 
Statt Geleiſtete angenommen worden iſt. Das beſtimmt 
zwar das Geſetz (Anmerkung a zu Tarifnummer 11a Spalte 4) 
nur für die Abgabe vom Veräußerungsgeſchäft, die Erhebung 
der Abgabe vom AÜbereignungsgeſchäft darf aber in keinem 
Falle zu einer Verkürzung der Reichskaſſe führen, weshalb 
auch für letztere Abgabe die nämliche Berechnungsart maß⸗ 
gebend ſein muß. Angenommen hat der Verkäufer aber 
die Leiſtungen an Erfüllungs Statt zum vollen Nennbetrage der 
beiden Hypothekenforderungen, ſo daß alſo dieſer mit in 
Rechnung zu ſtellen war. Aus dem gleichen Grunde würde 
es auch bedeutungslos ſein, wenn der geſamte Kaufpreis, 
wie die Beſchwerdeführer, jedoch im Widerſpruch zu den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des LG. behaupten, in Tauſchwerten 
gewährt worden wäre. Urt d. IV. Sen. v. 5. März 15 (54/15). 
+17. Verratsgeſetz vom 3. Juni 1914 § 10 (88 20, 21 
Preßgeſetz). Mitteilung bekannter Tatſachen (Haftung des ver⸗ 
antwortlichen Schriftleiters).] Nach 8 10 Verrats G. iſt die 
vorſätzliche Veröffentlichung von Nachrichten über Truppen⸗ 
bewegungen während eines Krieges dann ſtrafbar, wenn ſie 
einem vom Reichskanzler erlaſſenen Verbot zuwiderläuft. Ein 
ſolches Verbot iſt am 31. Juli 1914 für den gegenwärtigen 
Krieg ergangen. Es heißt darin zunächſt ganz allgemein, daß 
die Veröffentlichung von Nachrichten über Truppenbewegungen 
unterſagt werde, es ſei denn, daß ſie von der zuſtändigen 
Militärbehörde ausdrücklich genehmigt iſt. Das, was neben 
dieſem allgemeinen Verbot noch im einzelnen beſonders als 
unter das Verbot fallend aufgeführt iſt, kommt für die vor⸗ 
liegende Sache nicht in Betracht. Dem Angeklagten war das 
Verbot bekannt; das ſtellt das Urteil ausdrücklich feſt; ebenſo 
wußte er, wie ſich aus den Urteilsgründen ohne weiteres 
ergibt, daß das Generalkommando in C., in deſſen Bezirk die 
von dem Angeklagten geleitete Zeitung erſcheint, die Veröffent⸗ 
lichung darüber, daß Truppen vom weſtlichen nach dem öſtlichen 
Kriegsſchauplatz befördert würden, ausdrücklich weder allgemein 
noch, worauf es in erſter Linie ankommt, die Veröffentlichung 
des Aufſatzes genehmigt hatte, auf den ſich die Anklage bezieht, 
und der beſtimmte Wahrnehmungen über die Betätigung dieſes 
Transports auf einer beſtimmten Eiſenbahnſtrecke wiedergab, 
und Außerungen über deſſen Ziel enthielt. Wenn die auf dem 
Schienenweg erfolgte Überführung von Truppen nach den öſt⸗ 
lichen Provinzen oder Rußland an den vom Transport be⸗ 
rührten Orten des inländiſchen Gebiets nicht unbemerkt bleiben 
konnte, wenn namentlich auf den Bahnhöfen, wo die Züge 
anhielten, eine große Anzahl von Perſonen davon Kenntnis 
erhielten, woher die Truppen kamen, und wenn ſie dabei auch 
das Ziel der Transporte erfuhren oder unſchwer erraten 
konnten, ſo berechtigte dieſer Umſtand, ſelbſt wenn auf dieſe 
Weiſe die Tatſache der Truppenbewegung als ſolche in den 
weiteſten Kreiſen bekannt geworden wäre, keineswegs zu deren 
öffentlicher Bekanntgabe, wie dies in der Reviſionsſchrift auf 
geſtellt und ausgeführt wird. Nur die Militärbehörde kann 
und ſoll im Einzelfall ermeſſen, ob die Veröffentlichung der 
Tatſache einer Truppenbewegung in einem beſtimmten Zeitpunkt 
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und in der Faſſung und Form, wie ſie geplant iſt, ohne 
Schädigung der Landesverteidigung möglich und ob ſie mit 
den militäriſchen Intereſſen vereinbar iſt. Vorgänge, die an 
einem beſtimmten Ort im Inland beobachtet und örtlich all⸗ 
gemein bekannt geworden ſind, ſind deshalb nicht jedem bekannt, 
insbeſondere können ſie gegenüber dem Feind, ſolange ſie ihm 
nicht auf dem Weg des Verrats zugänglich gemacht werden, 
immer noch auf eine beſtimmte, vielleicht die jeweils notwendige 
Dauer verborgen bleiben; finden ſie aber den Weg in die 
Preſſe, ſo ſind ſie ſo gut wie preisgegeben, ſelbſt dann, wenn 
die Zeitungsnachrichten, ſo wie es hier zutrifft, ihrer nur 
nebenbei, aber gerade deshalb vielleicht um ſo zuverläſſiger und 
glaubwürdiger erwähnen und fo die Unterlage für weitere 
Schlüſſe oder Nachforſchungen bieten. Daher nimmt das an⸗ 
gefochtene Urteil zutreffend an, es ſei für die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit der Veröffentlichung und der Notwendigkeit militäriſcher 
Genehmigung gleichgültig, ob die veröffentlichte Nachricht bereits 
bekannt iſt. Selbſt wenn ſie anderweit bereits veröffentlicht 
iſt, kann daraus kein Anſpruch hergeleitet werden, ſie in andere 
Zeitungen zu übernehmen, zumal jede einzelne Wiedergabe der 
Nachricht je nach Ort und Zeit und namentlich den ſonſtigen 
Begleitumſtänden vom Standpunkt der militäriſchen Intereſſen 
aus betrachtet, eine beſondere und verſchiedene Bedeutung haben 
kann, ſo daß ſelbſt bei Gleichheit des tatſächlichen Inhalts der 
Nachricht die Militärbehörde ſich zur Zulaſſung der Veröffent⸗ 
lichung der einen, zur Verweigerung der Genehmigung hin: 
ſichtlich der anderen entſchließen könnte. Auch davon bleibt 
die Pflicht zur Einholung der militäriſchen Genehmigung und 
demgemäß das Verbot der Veröffentlichung völlig unberührt, 
daß und wie im übrigen die Befugniſſe militäriſcher Stellen 
während des Kriegszuſtandes in bezug auf die Vollſtreckung der 
Geſetze erweitert find, wie fie ſich namentlich hinſichtlich der 
Ausübung der Preßpolizei und der vorbeugenden Überwachung 
des Inhalts der Preßerzeugniſſe, insbeſondere der Zeitungen, 
geſtalten und wie fie tatſächlich geübt werden. Ohne Rechts⸗ 
irrtum findet das Urteil in dem Auſſatz, der ſich mit den Vor⸗ 
gängen auf dem Bahnhof A. befaßt, eine „Nachricht“ über 
eine beſtimmte Truppenbewegung, denn nach der maßgebenden 
Auffaſſung der Strafkammer über Inhalt und Bedeutung des 
Aufſatzes enthielt dieſer die Mitteilung der Tatſache, daß 
Truppen, die in Belgien und Frankreich gekämpft hatten, durch 
das deutſche Gebiet nach Rußland verbracht würden, um dort 
zu kämpfen. In einem ſolchen Bericht über das Ereignis einer 
Truppenverſchiebung iſt die „Nachricht“ davon zu finden. Der 
Vorſatz, den das Geſetz erfordert, ſetzt das Bewußtſein des 
Täters voraus, daß die Nachricht, die gewolltermaßen ver⸗ 
öffentlicht wird, ſich auf eine Truppenbewegung bezieht. Ob 
der Täter die Mitteilung als unter den Begriff der „Nachricht“ 
fallend erachtet, iſt gleichgültig, da ein Irrtum über Inhalt 
und Bedeutung des Strafgeſetzes nicht entſchuldigt. Kenntnis 
des Verbots des Reichskanzlers, das im Geſetz vorausgeſetzt 
wird, muß bei dem Täter vorhanden fein. Das Bewußtſein 
von der Rechtswidrigkeit der Veröffentlichung iſt nicht er⸗ 
forderlich. Ob die irrige Annahme, daß die in dem Verbot 
vorgeſehene militäriſche Genehmigung nach Lage des Einzel 
falles nicht notwendig fei, den Vorſatz auszuſchließen vermag, 
oder ob dies nur dann der Fall iſt, wenn irrig angenommen 
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wird, die Genehmigung der zuſtändigen Stelle ſei im gegebenen 
Fall erteilt (RGSt. 27, 31), das bedarf hier keiner Ent⸗ 
ſcheidung. Denn der Angeklagte hat ſich auf einen Irrtum 
weder der einen noch der anderen Art berufen. Das ergeben 
die Urteilsgründe deutlich. Der Angeklagte hat nur beſtritten, 
daß er den Aufſatz verfaßt, und daß dieſer mit ſeinem 
Wiſſen und Willen veröffentlicht worden ſei. Nach ſeiner 
Darſtellung hat er erſt nach Ausgabe und Verbreitung der 
Zeitung Kenntnis von dem Aufſatz erlangt, andernfalls 
würde er ihn, weil er von dem Verbot des Reichskanzlers 
unterrichtet war, nicht veröffentlicht haben. Die vom Geſetz 
verbotene Veröffentlichung iſt indes dadurch bewirkt, daß die 
Nachricht in einer periodiſchen Druckſchrift erſchien und mit 
dieſer verbreitet wurde. Das Vergehen gegen § 10 Verrats. 
iſt daher mittels der Preſſe begangen. Deshalb greift, wie 
das Urteil zutreffend annimmt, gegenüber dem Angeklagten 
als dem verantwortlichen Schriftleiter der Zeitung die Ver⸗ 
mutung des § 20 Abſ. 2 Prefle®. dahin Platz. daß er mit 
Kenntnis und Verſtändnis des Inhalts und der Bedeutung 
des Aufſatzes durch die Beſtimmung zum Druck und zur Ver⸗ 
breitung die Veröffentlichung herbeigeführt und dieſe ſonach als 
Täter zu verantworten habe (RGSt. 22, 65/79). Die Ber: 
mutung erſtreckt ſich alſo auf die Kenntnis gerade derjenigen 
Umſtände, die nach den vorſtehenden Ausführungen vom Vorſatz 
des Täters umfaßt ſein müſſen. Wird ſomit der Beweis vor⸗ 
ſätzlicher Begehung durch die Vermutung erſetzt, ſo iſt die von 
der Vermutung nicht umfaßte, aber gleichfalls erforderliche 
Kenntnis von dem Verbot des Reichskanzlers im Urteil noch 
beſonders feſtgeſtellt. Bei Zugrundelegung der geſetzlichen Ver⸗ 
mutung einerſeits und der letztgenannten Feſtſtellung anderſeits 
konnte ſonach der Angeklagte als vorſätzlich handelnder Täter 
zur Verantwortung gezogen werden. Der Angeklagte hat 
jedoch beſtritten, daß die geſetzliche Vermutung zutreffe, er 
behauptet, keine Kenntnis von dem Aufſatz gehabt und deſſen 
Veröffentlichung nicht veranlaßt zu haben, führt vielmehr deſſen 
Erſcheinen darauf zurück, daß andere ihn ohne ſein Wiſſen 
unbefugt abgedruckt haben. Zur Glaubhaftmachung dieſer An⸗ 
gaben und ſonach zur Widerlegung der geſetzlichen Beweis⸗ 
vermutung hat er Beweis dafür angeboten, daß es angeſichts 
ſeiner vaterländiſchen Geſinnung und ſeiner Ehrenhaftigkeit und 
Gewiſſenhaftigkeit als ausgeſchloſſen zu gelten habe, er könne 
die verbotene Veröffentlichung bei Ausübung ſeiner Schrift⸗ 
leitungsbefugnis vorſätzlich bewirkt haben; er hat weiter die 
Möglichkeit eines Verſehens durch Nachweiſe über die Ein⸗ 
richtungen ſeines Betriebes und ſeine Arbeitsüberlaſtung darzutun 
unternommen. Seine Beweisbehauptungen ſind unter Ab⸗ 
lehnung der Beweiserhebung als wahr unterſtellt worden. Bei 
dieſer Sachlage war die Strafkammer gegenüber der Ver⸗ 
teidigung des Angeklagten gehalten, eine Entſcheidung darüber 
zu treffen, ob aus den „beſonderen Umſtänden“ (nämlich den 
als wahr unterſtellten Beweistatſachen ſowohl wie aus den 
ſonſtigen Umſtänden des Falls, RGSt. 22, 65/81; 39, 87) 
zur vollen Überzeugung des Gerichts der Gegenbeweis gegen 
die geſetzliche Vermutung erbracht, dieſe alſo widerlegt und 
entkräftet iſt oder ob dies nicht zutrifft. Eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung fehlt. Das Urteil ſagt nur: „der Angeklagte hätte 
Tatſachen anführen und den Beweis erbringen müſſen, daß 
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Umſtände vorliegen, die feinen Vorſatz ausſchließen“; es ver: 
kennt in dieſer Anforderung, deren Berechtigung noch zu er⸗ 
örtern iſt, zunächſt, daß der Angeklagte ſolche Tatſachen an⸗ 
geführt hat, und daß deren Beweis ihm dadurch erübrigt 
wurde, daß das Gericht es für zuläſſig erachtete, dieſe Tat⸗ 
ſachen ſogar der geſetzlichen Beweisvermutung gegenüber als 
wahr zu behandeln. Darüber iſt aber überhaupt nichts geſagt, 
ob angeſichts dieſer Unterſtellung oder nach den ſonſtigen 
Beweisergebniſſen anzunehmen iſt, daß der Angeklagte — ſo 
wie er es behauptete — der Veröffentlichung fernſtand und 
dieſe daher nicht vorſätzlich bewirkt hat, wie es als Regel dem 
verantwortlichen Redakteur gegenüber vom Geſetz als bewieſen 
vermutet wird. Es liegt überhaupt kein Ausſpruch über die 
Begründetheit der Behauptungen des Angeklagten vor, nament⸗ 
lich nicht, ob ſeine durch Beweiserbieten unterſtützten Angaben 
als unwahr erachtet wurden, oder doch als unbewieſen oder 
nicht voll bewieſen, ſo daß ſie vor der geſetzlichen Beweis⸗ 
vermutung als unbeachtlich zurückzutreten haben. Rechtsirrig 
iſt es überdies, wenn in dem angeführten Satz der Urteils⸗ 
gründe dem Redakteur eine förmliche Behauptungs⸗ und Beweis⸗ 
laſt aufgebürdet wird. Wohl wird es regelmäßig aus tat⸗ 
ſächlichen Gründen unerläßlich ſein, daß der zur Verantwortung 
gezogene Redakteur ſeinerſeits die Umſtände anführt, die zur 
Widerlegung der geſetzlichen Vermutung im Einzelfall dienen 
ſollen, und daß er die Beweiserhebung über ſolche Umſtände 
ermöglicht. Grundſätzlich kann aber weder aus § 20 Abſ. 2 
PreßG., noch aus den prozeßrechtlichen Vorſchriften gefolgert 
werden, das Gericht ſei auf die Prüfung und Würdigung aus⸗ 
ſchließlich ſolcher Tatſachen beſchränkt, die von dem angeklagten 
Redakteur ſelbſt als „beſondere Umſtände“ zwecks Widerlegung 
der geſetzlichen Beweisvermutung geltend gemacht werden, und 
es dürften andre Beweiſe, als die von dem Angeklagten er⸗ 
botenen, und andre Beweismittel, als die von ihm benannten, 
nicht erhoben und benützt werden, wenn es ſich um die Ent⸗ 
ſcheidung handelt, ob nach der Beweislage die geſetzliche Ver⸗ 
mutung zu brachten iſt oder ob ſie als widerlegt und unzutreffend 
auszuſcheiden hat (RGSt. 22, 65/84). Dieſe Mängel in dem 
gebotenen Nachweis der Täterſchaft und Verſchuldung des 
Angeklagten führen zur Aufhebung des Urteils. Hätte das 
Gericht die geſetzliche Vermutung als nicht ausreichend wider⸗ 
legt erachtet und bezeichnet, ſo wäre die Verurteilung des An⸗ 
geklagten nicht zu beanſtanden. Wäre dagegen die Darſtellung 
des Angeklagten für erwieſen und demgemäß die geſetzliche 
Vermutung ihm gegenüber als nicht zutreffend erkannt worden, 
jo hätte der Angeklagte nicht aus § 10 Verrats G. beſtraft 
werden dürfen, wohl aber wäre dann zu prüfen geweſen, ob 
etwa der Tatbeſtand des beſonderen preßrechtlichen Fahrläſſigkeits⸗ 
vergehens ($ 21 PreßG.) gegeben ſei. Urt. d. I. Sen. 
v. 8. März 15 (11/15). 

T 18. Verſicherungsunternehmungsgeſetz $ 108. Unabhängig⸗ 
keit des Verſicherungsbetriebs (Zeitungsverſicherung).] Das 
LG. hat den Angeklagten freigeſprochen, weil kein ſelbſtändiges 
Verſicherungsunternehmen vorliege, vielmehr die Verſicherung 
nur einen Beſtandteil des Zeitungsverlagsgeſchäfts bilde. Die 
Reviſion der Staatsanwaltſchaft greift dieſe Annahme als den 
tatſächlichen Feſtſtellungen widerſprechend und ungenügend bes 


gründet an, vertritt aber in erſter Linie den Standpunkt, daß 
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es für die Anwendbarkeit des § 108 auf die Selbſtändigkeit des 
Verſicherungsunternehmens gar nicht ankomme. Sie konnte nach 
beiden Richtungen hin keinen Erfolg haben. Daß der „Betrieb 
eines Verſicherungsgeſchäfts“ im Sinne des § 108 cit. nicht 
ſchon da vorliegt, wo im Zuſammenhange eines anderen Ges 
ſchäfts — hier des Zeitungsverlages — Verſicherungen über: 
nommen werden, daß vielmehr der Verſicherungsbetrieb ein 
ſelbſtändiger ſein muß, hat das RG. in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung angenommen. (Vgl. die Urteile des IV. StS. in 
RGSt. 35, 346 und 36, 127; ferner IV D 239/07 vom 
18. Juni 1907, ID 7/08 vom 17. Februar 1908 und IV D 
156/09 vom 6. April 1909; ebenſo übrigens ſchon das KG. 
im Urteil vom 16. Februar 1901, KGJ. 23, C 81.) Die Aus: 
führungen der Reviſion und des Oberreichsanwalts, die das Un⸗ 
begründete dieſer Rechtſprechung darzutun verſuchen, ſind zu ihrer 
Erſchütterung nicht geeignet. Sie wenden ſich namentlich dagegen, 
daß in RGSt. 36, 127 ein „Zuſammenhang“ der Ber 
ſicherungsübernahme mit einem andersartigen Geſchäfte auch bei 
einer bloß dem Willen der Beteiligten entſprungenen, inſofern 
alſo „willkürlichen“ Verbindung beider als gegeben an⸗ 
erkannt wird, und gehen im einzelnen dahin: Eine Selbſtändig⸗ 
keit des Verſicherungsbetriebes erfordere weder der Wortlaut 
(88 1, 108) des Geſetzes, noch liege ſolche Einſchränkung im 
Sinne des Geſetzgebers, der im volkswirtſchaftlichen Intereſſe 
eine ſtaatliche Beaufſichtigung aller Verſicherungsunternehmen 
für erforderlich erachtet habe, möge nun deren Betrieb für ſich 
allein ſtehen oder in einen anderen Geſchäftsbetrieb hinein⸗ 
gezogen werden. Wenn die Begründung des Geſetzes gewiſſe 
Abreden mit verſicherungsähnlicher Wirkung, wie die 
Übernahme des Delkredere durch einen Bankier und dergleichen, 
neben einem anders gearteten Hauptgeſchäfte nicht als „Gegen⸗ 
ſtand eines Verſicherungsbetriebes“ anſehen wolle, ſo handle es 
ſich hier um einzelne nicht zu erweiternde Aus nahmen von 
dem allgemeinen Beaufſichtigungszwange, Ausnahmen, die einer 
wirtſchaftlichen Beſonderheit der Sachlage Rechnung trügen. 
Ihre Rechtfertigung liege in dem engen inneren Zuſammenhange 
zwiſchen Verſicherung und Hauptgeſchäft, in dem Verkehrs⸗ 
bedürfnis, das hier die durch Verſicherung übernommene Ge⸗ 
währleiſtung als eine allgemein übliche Erhöhung des Wertes 
der Hauptleiſtung und deshalb als eine im Intereſſe des Haupt⸗ 
geſchäfts gebotene Mehrverpflichtung, als einen Beſtandteil des 
Hauptvertrages, erſcheinen laſſe, wie denn auch die Übernahme 
derartiger Verſicherungen lediglich einen Ausfluß der — in der 
Hauptſache auf andere Verträge gerichteten — Geſchäftstätig⸗ 
keit des Gewährleiſtenden bilde. Solche Verbindung ſei nicht 
willkürlich und werde eben deshalb vom Geſetzgeber als eine 
Beſonderheit berückſichtigt. Anders die Verbindung eines Zeitungs⸗ 
verlages mit der Verſicherung ſeiner Abonnenten gegen Tod, 
Unfall uſw., alſo gegen Gefahren, die mit dem Gegenſtande des 
Hauptvertrages, dem Zeitungsbezuge, in gar keiner Berührung 
ſtänden. Hier gehöre die Abernahme der Gewährleiſtung nicht 
zu den Geſchäften des Verlegers, und erfolge ſie gleichwohl, 
um mehr Abonnenten anzulocken, ſo ſei die Verſicherung einfach 
Reklame für ein ganz andersartiges, unabhängig von ihr be⸗ 
ſtehendes Verlagsgeſchäft und behalte auch ihrerſeits trotz der 
äußerlichen Verknüpfung mit jenem ihre ſelbſtändige Bedeutung 
bei; ihre Gewährung ſei kein Ausfluß aus der Zeitungs⸗ 
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lieferungspflicht und mache daher das Verſicherungsgeſchäft auch 
nicht zum Beſtandteil des Abonnementsvertrages. Derartige 
Verſicherungsbetriebe unter die zugelaſſenen „Ausnahmen“ von 
der Staatsaufſicht einzubegreifen, habe dem Geſetzgeber, der die 
Abonnentenverſicherung mit keinem Worte erwähne, ſicher fern 
gelegen, zumal die Staatsaufſicht hier bei der überhandnehmenden 
Ausdehnung und den zahlreichen Mißſtänden dieſer Verſicherungs⸗ 
unternehmen beſonders notwendig ſei. Dieſe Darlegungen gehen 
zunächſt von dem unrichtigen Ausgangspunkte aus, als ob das 
Geſetz grundſätzlich alle Verſicherungsgeſchäfte der Beauffichtigung 
unterwerfen wolle und nur einige engbegrenzte Ausnahmen — 
Abreden mit verſicherungsähnlicher Wirkung — zulaſſe. Tat⸗ 
ſächlich unterliegen dem Geſetze nur (5 1): „Privat unter⸗ 
nehmungen, die den Betrieb von Verſicherungsgeſchäften 
zum Gegenſtande haben.“ Ein Unternehmen hat nach dem 
Berichte der VII. Reichstagskommiſſion vom 19. April 1901 
(S. 11/12; Materialien des Geſetzes S. 97/98) den Betrieb 
von Verſicherungsgeſchäften „zum Gegenſtande“, wenn ſeine 
Abſicht „zunächſt“ (d. h. in der Hauptſache) auf deren Ab⸗ 
ſchluß, und nicht auf den von Geſchäften anderer Art, mit 
denen ſie nur nebenher verbunden werden ſollen, gerichtet iſt. 
Der Betrieb von Verſicherungsgeſchäften muß alſo Selbſt⸗ 
zweck — wenn auch nicht notwendig alleiniger Zweck — des 
Unternehmens fein. Ob er das noch iſt, wenn die Übernahme 
von Verſicherungen nur gegenüber den aus den anderen Ge⸗ 
ſchäften Berechtigten und nur für die Dauer ihrer Berechtigung 
erfolgt, hängt davon ab, welche Bedeutung dieſe Verbindung 
verſchiedenartiger Leiſtungen für den Geſamtbetrieb des Unter⸗ 
nehmens hat. Er kann es jedenfalls dann nicht ſein, wenn 
die Verſicherungen nicht um ihrer ſelbſt willen, zur Erzielung 
beſonderen Gewinns, aufgeſucht, ſondern lediglich im Intereſſe 
einer Steigerung des ſonſtigen Betriebes den in dieſem vor⸗ 
handenen oder ihm noch zu erwerbenden Geſchäftskunden als 
eine Erhöhung ihrer Vorteile aus dem Vertragsverhältnis ge⸗ 
boten werden, um das Unternehmen beliebter zu machen — 
wenn alſo insbeſondere ein Zeitungsverlag ſie neben der 
Lieferung ſeines Blattes den Abonnenten für deſſen Bezugszeit 
als Zugabe gewährt, um den Kreis ſeiner Leſer zu erweitern. 
Er könnte es dagegen auch bei einer Verbindung von Abonne⸗ 
ment und Verſicherung ſehr wohl ſein, wenn dem Verſicherungs⸗ 
geſchäft eine ſelbſtändige Bedeutung für die Ertragsfähigkeit des 
Geſamtunternehmens zukäme und es eben deshalb in dieſes 
aufgenommen wäre, feine Verbindung mit dem Verlagsgeſchäft 
alſo eine rein äußerliche, der inneren Beziehung zu deſſen Aus⸗ 
breitung und förderlicher Ausgeſtaltung ermangelnde wäre, oder 
wenn das Geſamtunternehmen gar nur oder weſentlich auf 
dem Verſicherungsgeſchäft ruhte, dem zu ſeiner Unterſtützung 
das Verlagsgeſchäft angegliedert wäre. In dieſem Sinne er“ 
klärt die erwähnte Eniſcheidung des IV. StS. (RGSt. 36, 127) 
ein Unternehmen für aufſichtspflichtig, bei dem Zeitungsverlag 
und Verſicherung als „zwei Geſchäfte“ nebeneinander betrieben 
werden oder die Zeitung nach Zweck und Einrichtung des 
Unternehmens nur Hilfsorgan im Dienſte des Verſicherungs⸗ 
betriebes iſt. So iſt es auch zu verſtehen, wenn die Begrün⸗ 
dung zu $ 1 des Geſetzes (S. 24) von der Haftungsübernahme 
als „Gegenſtand eines ſelbſtändigen Verſicherungsgeſchäfts“ 


ſpricht und der Kommiſſionsbericht (S. 12) die „Unabhängig⸗ 
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keit“ des Verſicherungsbetriebes von ſonſtigen Betrieben des 
Unternehmens verlangt. Hiernach ergibt ſich: Die Verbindung 
der Berfiherungsübernabme mit anderen Geſchäften eines 
Unternehmens darf, um den vom RG. erforderten „Zuſammen⸗ 
hang“ herzuſtellen, freilich keine ſchlechthin „willkürliche“, 


keine bloße Vereinigung zweier nebeneinander betriebener Ge⸗ 


ſchäftszweige in einer Hand ſein, ſie muß vielmehr den Zwecken 
jener anderen Geſchäfte, ihrer gedeihlichen inneren Ausgeſtaltung 
dienen und dadurch ihren Betrieb fördern. Trifft das aber 
zu, wird insbeſondere durch eine Abonnentenverſicherung für 
die Verſicherten das Abonnements verhältnis wertvoller gemacht, 
für den Berficherer die Gewinnung von Abonnenten erleichtert 
und der Abſatz der Zeitung geſteigert, ohne daß von ihm be⸗ 
ſondere Vorteile aus der Verſicherung ſelbſt erſtrebt werden, 
ſo entbehrt eine ſolche Verbindung verſchiedenartiger Vertrags⸗ 
verpflichtungen nicht — wie die Reviſion meint — des „inneren 
(wirtſchaftlichen) Zuſammenhangs“; fie kann als ein „Ausfluß 
der Geſchäftstätigkeit des Verlegers“ erſcheinen und, wenn 
allgemein üblich, auch einem Verkehrs bedürfnis entgegenkommen. 
„Willkürlich“ iſt ſie nur inſofern, als ſie allerdings nicht zum 
Weſen der Verlagsgeſchäfte gehört und deshalb nicht notwendig 
zu deren Betriebe hinzuzutreten braucht. Das iſt aber auch 
für die Ausſchließung der 88 1, 108 des Geſetzes keineswegs 
zu erfordern. Die in der Begründung des Geſetzes und dem 
Kommiſſions bericht als Beiſpiele einer ſolchen Ausſchließung 
aufgeführten nebenſächlichen Verſicherungs übernahmen (Del⸗ 
kredere des Bankiers, Transportverſicherung des Frachtführers) 
betreffen gleichfalls Fälle, in denen die Verſicherungsabrede 
weder zum Weſen des Hauptgeſchäfts gehört, noch durchweg 
mit ihm verbunden zu werden pflegt; als ihr Kennzeichen iſt 
nur betont, daß es ſich um die Haſtung des Verſicherers aus 
den von ihm ſelbſt geſchloſſenen Rechtsgeſchäften handeln 
muß (Komm.⸗Bericht S. 97/98). Sie enthalten auch keine 
„Ausnahmen“ von einer allgemeinen Auſſichtspflichtigkeit aller 
Verſicherungen und beziehen ſich nicht auf Abreden „mit bloß 
verſicherungsähnlicher Wirkung“, ſondern ihre Erwähnung ſoll 
die Umgrenzung des Begriffs eines — allein unter das Geſetz 
fallenden — Verſicherungsunternehmens verdeutlichen, indem 
fie einem ſolchen als Beiſpiele von Geſchäfts betrieben gegen⸗ 
übergeſtellt werden, bei denen zwar auch wirkliche Verſicherungs⸗ 
übernahmen vorkommen, aber nicht den eigentlichen Betriebs⸗ 
gegenſtand bilden und deshalb von der Auſſicht frei bleiben. 
Wenn hierbei die Abonnentenverſicherung nicht miterwähnt 
wird, obwohl ſie damals bereits bekannt war, ſo kann man 
daraus nicht mit der Reviſion folgern, daß ſie der Staats⸗ 
aufficht unterworſen werden ſollte. Das Schweigen des Ge⸗ 
ſetzgebers konnte eher für das Gegenteil ſprechen. Tatſächlich 
hängt aber nach dem oben Ausgeführten die Entſcheidung der 
Frage davon ab, in welcher Weiſe, zu welchen Zwecken die 
Verbindung der Verſicherung mit dem Abonnement erfolgt und 
ob hiernach ein ſelbſtändiges Verſicherungsunternehmen neben 
dem Zeitungsverlage angenommen werden kann. Ob auch in 
anderen Fällen die — nach Erlaß des Geſetzes eingetretene — 
große Ausdehnung der Abonnentenverficherung und die Art 
ihrer Handhabung es angezeigt erſcheinen laſſen könnte, ſie in 
irgendeiner Form der Staatsaufficht zu unterſtellen, iſt hier 
nicht zu erörtern; der Aufſicht auf Grund des geltenden Ges 
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ſetzes unterliegt fie jedenfalls da, wo fie kein Gegenſtand eines 
ſelbſtändigen Unternehmens iſt, nicht. Dies Ergebnis ſteht 
nicht in Widerſpruch mit der Rechtsauffaſſung des VII. 3S. 
des RG. in der von der Reviſion angezogenen Entſcheidung 
vom 13. Februar 1903 (VII 3/03). Dort iſt lediglich aus⸗ 
geſprochen, daß die Haftungsübernahme eines Zeitungsverlages 
für Unfälle ſeiner Abonnenten kein bloßer Beſtandteil des 
Abonnementsvertrages ſei, weil fie nicht zur näheren Beſtim⸗ 
mung der aus einem Abonnement ſeiner Natur nach ent⸗ 
ſpringenden Verpflichtungen diene, ſondern ihnen weſensfremd 
ſei, und daß ſie deshalb den „Gegenſtand eines ſelbſtändigen 
Verſicherungsgeſchäfts bilde“. Dabei handelte es ſich nach 
dem Zuſammenhange erſichtlich nur um die rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion der einzelnen, aus Abonnements: und Verſicherungs⸗ 
verbindlichkeiten zuſammengeſetzten Vertragsverhältniſſe zwiſchen 
Verleger und Abonnenten, insbeſondere um die zivilrechtliche 
Selbſtändigkeit der einzelnen Verſicherungsabrede als Rechts⸗ 
geſchäft. Die Selbſtändigkeit des „Verficherungsgeſchäfts“ 
als eines Betriebes, als Gegenſtandes einer „Unternehmung“ 
im Sinne der 88 1, 108 Privatverſicherungs G., ſtand nicht 
zur Entſcheidung; ſie hängt auch nicht von dem gegenſeitigen 
Verhältnis, der Selbſtändigkeit oder Unterordnung, der ver⸗ 
ſchiedenen Abreden innerhalb des Einzelvertrages ab, ſondern, 
wie gezeigt, von der Stellung des Verſicherungs betriebes zu 
dem Geſamtunternehmen. Zu der vom Oberreichs anwalt 
beantragten Einholung einer Entſcheidung der Ver St S. über 
die erörterte Rechtsfrage ergab ſich hiernach kein Anlaß. Die 
Rechtslage des Falls iſt nach den in RGSt. 36, 127 aus⸗ 
geſprochenen Grundſätzen zu beurteilen. — Die Frage, ob im 
Sinne dieſer Entſcheidung dem Verſicherungsbetriebe des An⸗ 
geklagten neben dem Zeitungsverlage die Bedeutung eines 
ſelbſtändigen Unternehmens zukommt oder ob er nur als ein 
Hilfsmittel des Zeitungsgeſchäfts erſcheint, iſt eine weſentlich 
tatſächliche. Ihre Beantwortung im letzteren Sinne läßt 
keinen Rechtsirrtum des Vorderrichters erkennen. Sie iſt ins⸗ 
beſondere vereinbar mit der Feſtſtellung, daß der Angeklagte 
ſeit Jahren viele Tauſende von Perſonen, und zwar gegen 
Schäden verſchiedenſter Art, verſichert, daß er für die Ver⸗ 
ſicherung eine Sondergebühr (Einſchreibegebühr) erhebt, neben 
den verſicherten auch unver ſicherte Abonnenten hat und durch 
ſeine Schreiben für die Verſicherung Agenten als „Bezirks⸗ 
vertreter“ ſucht, auch dieſen zur Pflicht macht, überall das 
Publikum auf die Vorteile der „koſtenloſen“ Verſicherung neben 
der Reichhaltigkeit der Zeitſchrift hinzuweiſen. Wie das LG. 
alle dieſe — von ihm ſelbſt hervorgehobenen — Umſtände für 
die Beurteilung der Selbſtändigkeit des Verſicherungsunter⸗ 
nehmens bewerten wollte, war Sache ſeines tatrichterlichen Er⸗ 
meſſens. Die Reviſion kann nicht darauf geſtützt werden, daß 
das Gericht die Bedeutung jener Momente für die Beweis⸗ 
frage nicht hinreichend gewürdigt habe (S 376 StPO.) Auch 
iſt es nicht rechtsirrig, wenn das LG. die Unſelbſtändigkeit 
des Verſicherungsunternehmens u. a. daraus folgert, daß dieſes 
lediglich die Erhöhung der Abonnentenzahl durch eine „Pro⸗ 
paganda“ für die Zeitung bezweckt habe (vgl. RGSt. 36, 127). 
Ebenſo konnte das Gericht trotz der Werbung durch Agenten 
und der geſonderten Bearbeitung der Verſicherungsſachen durch 
einen der 26 Angeſtellten eine ſelbſtändige Organiſation des 
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Verſicherungsbetriebes verneinen und dieſen Mangel gegen die 
Selbſtändigkeit des Unternehmens ins Gewicht fallen laſſen. 
Eine nähere Darlegung der für die Annahme der Unſelbſtän⸗ 
digkeit maßgebenden Gründe als die im Urteil enthaltene war 
— auch im Hinblick auf die Bedenken der Reviſionsbegrün⸗ 
dung — nicht für erforderlich zu erachten; die Begründung iſt 
klar und ſchlüſſig. Was endlich die von der Reviſion betonte 
verſchiedene wirtſchaftliche wie rechtliche Natur des Zeitungs⸗ 
geſchäfts einerſeits und der Verſicherung anderſeits anlangt, ſo 
ſchließt ſie die vom LG. feſtgeſtellte Verbindung beider Be⸗ 
triebe zu einem einheitlichen Ganzen und die Unterordnung 
des einen unter den anderen nicht aus. Urt. d. II. Sen. 
v. 26. Jan. 15 (411/14). 

7 19. Warenzeichengeſetz 8 14 Abſ. 2. Verdeckung des 
fremden Warenzeichens auf den benutzten Gefäßen] Die 
Widerrechtlichkeit im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift liegt ſchon 
dann vor, wenn der Täter ohne Erlaubnis des Warenzeichen⸗ 
berechtigten und im Bewußtſein des Mangels dieſer Erlaubnis 
ſeine Ware mit dem fremden Warenzeichen verſieht und in den 
Verkehr bringt. Auf die Abſicht, in ein fremdes Zeichenrecht 
einzugreifen, kommt es dabei ebenſowenig an, wie auf die Abſicht, 
die Abnehmer der Ware über deren Herkunft zu täuſchen. Nach 
der Feſtſtellung der Strafkammer hat der Angeklagte Flaſchen 
der Firma H. & R., und zwar ſolche braune Flaſchen, die auf, 
der Wandung in erhabener Schrift das Wort „Bilz“ tragen 
und einen Ring (Wulſt) um den Hals haben, mit dem von ihm 
vertriebenen Getränk „Cipria“ gefüllt, ſodann ein Etikett mit 
der Bezeichnung „Cipria“ auf die Flaſche in der Weiſe auf⸗ 
geklebt, daß das Wort „Bilz“ ganz oder doch teilweiſe verdeckt 
war, und die ſo zubereiteten Flaſchen in den Handel gebracht. 
Aus dem Zuſammenhange der Urteilsgründe iſt zu entnehmen, 
daß Angeklagter in gleicher Weiſe ſolche Flaſchen der genannten 
Firma benutzt hat, bei denen das Wort „Sinalco“ auf der 
Wandung im Glaſe eingelaſſen war. Die auf den weißen 
Porzellanſtöpſeln der betreffenden Flaſchen befindlichen Auf⸗ 
ſchriften „Bilz“ oder „Sinalco“ waren ausradiert. Es läßt 
keinen Rechtsirrtum erkennen, wenn die Strafkammer annimmt, 
daß der Angeklagte ſein Erzeugnis „Cipria“ in Flaſchen gefüllt 
hat, die mit der Kennzeichnung des Sinalcoerzeugniſſes verſehen 
waren. Insbeſondere konnte es nach dem Sachverhalt als be⸗ 
deutungslos angeſehen werden, daß Angeklagter Etiketten mit 
der Bezeichnung „Cipria“ in der Weiſe auf die Flaſchen auf⸗ 
geklebt hat, daß dadurch die in das Glas eingelaſſenen Namen 
„Bilz“ oder „Sinalco“ ganz oder teilweiſe verdeckt wurden. 
Es blieb trotzdem das widerrechtliche Verſehen des eingefüllten 
Getränks mit einem nach Maßgabe des Geſetzes geſchützten 
fremden Warenzeichen beſtehen, weil die in das Glas einge⸗ 
laſſenen Worte nach der tatſächlichen Feſtſtellung unverwiſchbar 
und durch das Überkleben nicht gänzlich unkenntlich gemacht 
worden ſind. In der gleichen richtigen Erwägung hat die 
Strafkammer offenbar auch dem Umſtande, daß auf den weißen 
Stöpſeln die Worte „Bilz“ und „Sinalco“ ausradiert worden 
ſind, für das Vergehen gegen das Warenzeichenrecht keine Be⸗ 
deutung beigemeſſen. Urt. d. V. Sen. v. 5. Febr. 15 (1166/14). 

20. Wetibewerbsgeſetz § 4. Urſachzuſammenhang (Abdruck 
trotz rechtzeitigen Widerrufs).] Hat der Angeklagte, wie das 

LG. für bewieſen erachtet, am 7. Dezember 1910 in der 
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Geſchäftsſtelle, durch deren Vermittlung das Inſerat etwa 
13 Zeitungen zugegangen war, die Umänderung des urſprüng⸗ 
lichen Textes verlangt und veranlaßt, daß dieſer Abänderungs⸗ 
auftrag noch an demſelben Tage allen Zeitungen telegraphiſch 
und am nächſten Tage ſchriftlich mitgeteilt würde, und haben 
ſämtliche Zeitungen mit Ausnahme einer einzigen auch bloß das 
abgeänderte Inſerat abgedruckt, ſo iſt der nichtgewollte Erfolg 
der öffentlichen Bekanntmachung der urſprünglichen Faſſung nach 
der erkennbaren Annahme des LG. nicht auf ſein Handeln als 
Urſache zurückzuführen. Urt. d. V. Sen. v. 2. März 15 (1122/14). 


D. Preußiſche Geſetze. 

21. Preußiſches Belagerungszuſtandsgeſetz vom 4. Juni 
1851 8 9b. 

a) Form und Inhalt militärbehördlicher Anordnungen. 
Das Geſetz gilt ſchon vermöge der Beſtimmung in Art. 68 der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes in dem dort beſtimmten 
Umfang auch innerhalb des Hamburgiſchen Staatsgebiets. Die 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes war in Abteilung 1 der 
Geſetzſammlung für Hamburg von 1867 unter Nr. 15 verkündet 
worden, und dadurch hatten auch die übernommenen Teile des 
preußiſchen Geſetzes verbindliche Kraft für das Gebiet der 
Stadt Hamburg erlangt. Eine Bekanntmachung im Bundes⸗ 
oder Reichsgeſetzblatt war hierzu nicht nötig. Die Vorſchrift 
in Art. 2 der Verfaſſung über die Verkündigung der Bundes⸗ 
oder Reichsgeſetze bezieht ſich nur auf die gemäß Art. 5 der 
Verfaſſung zuſtande gekommenen Geſetze, nicht aber auf Geſetze 
oder Geſetzesteile, denen die Geltung bundes⸗ oder reichs⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften beigelegt wird. Das erwähnte preußiſche 
Geſetz hat ſeine ſelbſtändige Bedeutung behalten unter 
Erweiterung ſeiner geſetzlichen Wirkſamkeit und ſchöpft ſeine 
reichsgeſetzliche Geltung. mittelbar aus der Verfaſſungsvorſchrift 
Ebenſowenig bedurfte es einer Bekanntmachung des Geſetzes 
innerhalb der einzelnen bundesſtaatlichen Gebiete, um die 
Beſtimmung des Art. 68 für dieſe wirkſam zu machen. Die 
Militärbefehlshaber üben das ihnen durch das Geſetz übertragene 
Recht nicht an Stelle der Landesbehörden, ſondern kraft der 
ihnen unmittelbar übertragenen Befugnis aus, ſo daß ſie hierbei 
nicht an landesgeſetzliche Formvorſchriften für die Erlaſſung 
und Veröffentlichung polizeilicher Verordnungen gebunden find. 
Das preußiſche Geſetz ſelbſt enthält in dieſen Richtungen keine 
beſonderen Beſtimmungen, an deren Beobachtung die Rechts⸗ 
gültigkeit der Verordnungen der Militärbefehlshaber geknüpft 
iſt. Auch inſoweit find daher die Einwendungen der Reviſion 
gegen die Rechtswirkſamkeit der hier vorliegenden Verordnung 
unzutreffend. Die Verordnung iſt unterzeichnet: der Feſtungs⸗ 
kommandant, allerdings mit dem Zuſatz: „auf Befehl der 
Militärpolizeimeiſter“. Die Strafkammer hat indes feſtgeſtellt, 
daß die Verordnung vom Feſtungskommandanten als dem 
zuſtändigen Militärbefehlshaber erlaſſen worden ſei, und es 
ergibt ſich aus dem Wortlaut der Verordnung kein Anlaß, 
dieſer Annahme entgegenzutreten. Die Beifügung der Namens⸗ 
unterſchrift des Kommandanten war zur Wirkſamkeit der Ver 
ordnung nicht erforderlich. Der Zuſatz ſollte nach der Feſt⸗ 
ſtellung der Strafkammer ſich nur auf die Veröffentlichung 
beziehen und zum Ausdruck bringen, daß der Militärpolizei 
meiſter kraft des ihm erteilten Befehls die Veröffentlichung 
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vornehme. Dem Millitärbefehlshaber blieb es unverwehrt, die 
Veröffentlichung der von ihm erlaſſenen Verordnungen einer 
untergeordneten Dienſtſtelle zu übertragen, und der Zuſatz war 
hiernach, wenn auch überflüſſig, ſo doch nicht geeignet, die 
Gültigkeit der Verordnung zu beeinträchtigen. Er erfordert 
namentlich keine Erörterung der Frage, ob der Militärpolizei⸗ 
meiſter innerhalb der von ihm ausgeübten Tätigkeit zur Ver⸗ 
tretung des Feſtungskommandanten berechtigt war. Auch 
inhaltlich lag ein rechtswirkſames Verbot im Sinne des 8 9b 
des Geſetzes vom 4. Juni 1851 vor. Die Vorausſetzung des 
Zwecks der öffentlichen Sicherheit, mag man ihren Begriff 
enger oder weiter umgrenzen, war im vorliegenden Falle gegeben. 
Unzutreffend iſt allerdings die Erwägung der Strafkammer, 
daß der Militärbefehlshaber ſonſt außerhalb ſeiner Zuſtändigkeit 
gehandelt hätte, denn die ihm übertragene vollziehende Gewalt 
umfaßt das polizeiliche Verordnungsrecht auch inſoweit, als es 
das Gebiet der Sicherheitspolizei überſchreitet. Aber das 
Verbot, nach Verdunklung des Feſtungsgeländes auf un⸗ 
beleuchtetem Fahrrad zu fahren, fällt offenſichtlich in das 
Gebiet der Sicherheitspolizei. Soweit es die Sicherheit des 
Straßenverkehrs zu fördern beſtimmt iſt, dient es zur Ver⸗ 
hütung allgemeiner dem öffentlichen Verkehr drohender Gefahren. 
Es iſt jedoch ferner nicht zu bezweifeln, daß auch die militäriſche 
Sicherheit der Feſtung es erfordert, das unbemerkte Betreten 
gewiſſer Teile der Feſtung durch unbefugte Perſonen wirkſam 
zu verhindern. Die Behauptung der Reviſion, daß das gleiche 
Verbot bereits in einer allgemeinen, für den betreffenden Teil 
des hamburgiſchen Staatsgebiets geltenden Polizeiverordnung 
enthalten ſei, iſt nicht geeignet, die Strafbeſtimmung des 8 9b 
des preußiſchen Geſetzes außer Kraft zu ſetzen. Dieſe hätte 
dann die Natur einer für einen engeren Kreis erlaſſenen Sonder⸗ 
vorſchrift, die beim Zuſammentreffen mit einer ſich auf den 
gleichen Tatbeſtand beziehenden allgemeinen Strafvorſchrift, die 
leine höhere Freiheitsſtrafe androht, die Anwendung der letzteren 
ausſchließen würde. Urt. d. III. Sen. v. 15. März 15 (68/15). 
tb) Polizeiſtunde (Geſchloſſene ⸗Geſellſchaft). (Polizeiver⸗ 
waltungsgeſetz vom 11. März 1850 f 6).] Durch die Ver⸗ 
ordnung des Garniſonälteſten vom September 1914 war dem 
Beſchwerdeführer verboten, über die darin auf 12 Uhr feſt⸗ 
geſetzte Polizeiſtunde hinaus Gäſte in ſeinem Lokal zu dulden. 
Die Verteidigung des Angeklagten, er habe die an dem frag⸗ 
lichen Abend über die Polizeiſtunde hinaus in ſeinem Lokal ge⸗ 
bliebenen Gäſte als geſchloſſene Geſellſchaft angeſehen, hat die 
Vorinſtanz zunächſt aus dem Grunde unbeachtlich gehalten, daß 
nach dem Wortlaut der Verordnung auch gefchloffene Geſell⸗ 
ſchaften, da für fie eine Ausnahme nicht gemacht fei, der Polizei⸗ 
ſtunde unterſtänden. Dieſe Auslegung wird vom Verteidiger 
mit Recht beanſtandet. Nach der in Preußen herrſchenden Rechts⸗ 
anſchauung find die Polizeibehörden nicht befugt, für geſchloſſene 
Geſellſchaften und Vereine Polizeiſtunden feſtzuſetzen, da die 
Polizeibehörden nur zum Schutz öffentlicher Intereſſen und in 
bezug auf den öffentlichen Verkehr und die öffentliche Sicherheit 
gemäß § 6 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizei⸗ 
verwaltung Verordnungen erlaſſen können, ihnen aber unterſagt 
iſt, in den Privatrechtskreis des einzelnen einzugreifen. (K GJ. 16, 
322; vgl. auch 17, 328; 23, 108; 34, 11 und PrVerwBl. 24, 
152.) Wenn nun auch die Militärbefehlshaber bei Erlaß von 
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Verboten im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit an dieſe Schranke 
nicht gebunden ſind, ſo kann doch eine Verordnung, die ſich 
darauf beſchränkt, die Polizeiſtunde für alle Schankwirtſchaften 
einheitlich auf eine beſtimmte Stunde feſtzuſetzen, nur dahin 
aufgefaßt werden, daß ſie die Polizeiſtunde für Lokale regelt, 
ſoweit dieſe bisher einer ſolchen unterworfen waren. Hätten 
aber auch Vereine und geſchloſſene Geſellſchaften, die bisher 
auch bei Benutzung öffentlicher Lokale keiner Polizeiſtunde unter⸗ 
ſtanden, davon betroffen werden ſollen, ſo hätte es einer aus⸗ 
drücklichen Ausdehnung der Verpflichtung zur Einhaltung der 

Polizeiſtunde auf dieſe Vereinigungen bedurft. In Anbetracht 

des bisherigen Rechtszuſtandes durfte die Vorinſtanz dem bloßen 

Schweigen der Verordnung über die geſchloſſenen Geſellſchaften 
nicht die ihm gegebene Bedeutung beilegen. Die Strafkammer 
ſtützt nun ihre Annahme, daß Angeklagter gegen die gedachte 
Verordnung verſtoßen habe, noch auf die Erwägung, der Bürger⸗ 
meiſter von S. habe die Gaſtwirte, insbeſondere auch den An⸗ 
geklagten, mündlich darauf hinweiſen laſſen, daß geſchloſſene 
Geſellſchaften vor ihrer Abhaltung angemeldet werden müßten. 
Dem Verteidiger iſt zuzugeben, daß dieſe Ausführung des an⸗ 
gefochtenen Urteils nicht beſonders klar iſt. Sie kann aber nach 
dem Zuſammenhange, in dem ſie gemacht iſt, nur dahin verſtanden 
werden, daß die Vorinſtanz aus der unterlaſſenen vorherigen 
Anmeldung der Geſellſchaft gefolgert hat, Beſchwerdeführer habe 
die Geſellſchaft ſelbſt nicht als eine geſchloſſene angeſehen und 
ſie habe dieſen Charakter auch tatſächlich nicht gehabt. Soweit 
dieſe Schlußfolgerung tatſächlicher Natur iſt, entzieht ſie ſich der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts. Im Ergebnis iſt dieſer 
rechtliche Standpunkt der Vorinſtanz, wonach eine geſchloſſene 
Geſellſchaft überhaupt nicht vorlag, jedenfalls zutreffend und 
wird durch die getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen ohne 
weiteres gerechtfertigt. Denn danach haben ſich die im Urteil 
genannten 5 Gäſte an jenem Abend zufällig im Lokal des Be⸗ 
ſchwerdeführers getroffen, der Zeuge J. hat zur Feier der Ver⸗ 
leihung des Eiſernen Kreuzes an ſeinen Bruder einige Flaſchen 
Wein zum beſten gegeben. Dieſe Feier hat ſich nicht in ab⸗ 
geſchloſſenen Räumen, ſondern in dem allgemein zugänglichen 
Lokal abgeſpielt. Hiernach fehlten der Geſellſchaft bis zum 
Eintritt der Polizeiſtunde ſämtliche Merkmale einer geſchloſſenen 
Geſellſchaft. Die Feier wurde alsdann nach Eintritt der Polizei⸗ 
ſtunde hinter den jetzt verſchloſſenen Türen des Lokals fort⸗ 
geſetzt. Bei dieſer Sachlage konnte von einer geſchloſſenen Ge⸗ 
ſellſchaft nicht die Rede ſein; die nachträgliche Anmeldung, die 
nach polizeilicher Feſtſtellung der Überſchreitung der Polizei⸗ 
ſtunde erfolgte, konnte der Geſellſchaft nicht einen rechtlichen 
Charakter beilegen, den ſie in Wirklichkeit nicht gehabt hatte. 
Urt. d. IV. Sen. v. 26. März 15 (84/15). 

T 22. Preußiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 2. Juli 1900 
§ 21. Beherbergung des entwichenen Zöglings.] Die An⸗ 
geklagte, Ehefrau K., hat nach den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer ihrem Sohne J. K., obwohl ſie wußte, daß er aus 
der Fürſorgeerziehungsanſtalt entwichen war und daß die An⸗ 
ordnung der Fürſorgeerziehung gegen ihn fortbeſtand, lange 
Zeit hindurch Wohnung und Unterhalt gewährt. Lediglich 
deshalb und obwohl die Behauptung der Angeklagten, ſie habe 
gleich nach der Flucht ihres Sohnes aus der Anſtalt deſſen 
Eintreffen in der elterlichen Wohnung dem Landeshauptmann 
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mitteilen laſſen, für richtig angenommen wurde, iſt ſie wegen 
Vergehens gegen § 21 a. a. O. verurteilt worden. Dieſe 
Verurteilung iſt unhaltbar. Es iſt zwar richtig, daß gegen 
jenes Geſetz nicht bloß durch Handlungen verſtoßen werden 
kann, durch die der Zögling aus der Familie oder Anſtalt, der 
er zur Erziehung überwieſen iſt, tatſächlich entfernt wird, ſondern 
auch durch Handlungen, unter Umſtänden ſogar durch Unter⸗ 
laſſungen, durch die der durch das Entweichen des Zöglings 
geſchaffene Zuſtand, die Unmöglichkeit der tatſächlichen Aus⸗ 
führung der Zwangserziehung, aufrechterhalten wird. In 
RGSt. 37, 416 iſt angenommen, daß das Vergehen ſchon 
dadurch begangen werden kann, daß Eltern ihrem aus der 
Fürſorgeerziehung entwichenen Kinde Wohnung und Unterhalt 
gewähren. Ob dem beizutreten iſt oder nicht, vielmehr ein 
Handeln oder Unterlaſſen gefordert werden muß, durch das die 
zur Ausführung der Zwangserziehung berufene Behörde oder 
ihre Organe verhindert werden, ſich des entwichenen Zöglings 
wieder zu bemächtigen, braucht hier nicht entfchieden zu werden, 
da jedenfalls, wie auch in jener Entſcheidung anerkannt iſt, 
nur ſolche Handlungen den Tatbeſtand erfüllen, die dafür 
urſächlich ſind, daß der Zögling der Fürſorgeerziehung entrückt 
bleibt, und mit dem Bewußtſein vorgenommen werden, daß 
dadurch die Ausführung der Fürſorgeerziehung unmöglich 
gemacht wird. Davon kann aber keine Rede fein, wenn fie 
dem Erziehungsberechtigten gleich nach der Flucht des Zöglings 
deſſen Eintreffen im elterlichen Hauſe anzeigen und ihn dadurch 
in den Stand ſetzen, ſich des Zöglings wieder zu bemächtigen 
und die Fürſorgeerziehung wieder auszuführen. Damit haben 
ſie den Erziehungsberechtigten in der Ausübung ſeines Rechts 
unterſtützt, und wenn ſie ihm das weitere überlaſſen und 
nunmehr ihrem Kinde Wohnung und Unterhalt gewähren, ſo 
kann darin unmöglich ein vorſätzlicher Eingriff in das Erziehungs⸗ 
recht des Kommunalverbandes gefunden werden, deſſen Organe 
wiſſen, daß der Zögling fich bei ihnen befinde und daß er dort 
ergriffen werden könne. Sie erfüllen damit vielmehr die 
rechtliche und fittlihe Pflicht, dem obdach⸗ und mittelloſen 
Kinde Unterhalt zu gewähren, 8 1601 BGB. Deshalb iſt die 
Annahme der Strafkammer, daß die Mitteilung der Angeklagten 
an den Landeshauptmann, ihr Sohn befinde ſich bei ihr, ſie 
nicht berechtigt habe, ihrem Sohne Unterhalt zu gewähren, 
rechtsirrig. Aber auch wenn eine ſolche Mitteilung nicht gemacht 
worden wäre, könnte die Angeklagte doch nur dann beſtraft 
werden, wenn ihr Handlungen nachgewieſen würden, die den 
Erfolg gehabt haben, daß ihr Sohn der Fürſorgeerziehung 
entzogen blieb, und die Angeklagte dieſen Erfolg gewollt hat. 
Nach beiden Richtungen fehlt bisher jede Feſtſtellung. Es iſt 
nicht erfindlich, wie die Gewährung des Unterhalts im vor⸗ 
liegenden Fall dafür urſächlich geworden ſein ſollte, daß der 
Sohn der Angeklagten der Fürſorgeerziehung entrückt blieb, 
und warum das nicht ebenſo der Fall geweſen ſein ſollte, wenn 
die Angeklagte den Unterhalt nicht gewährt hätte, und die 
Frage, ob die Angeklagte das durch die Anordnung der Zwangs⸗ 
erziehung begründete fremde Erziehungsrecht hat antaſten wollen, 
iſt überhaupt nicht berührt, obwohl ihre Verteidigung zur 
Beantwortung dieſer Frage zwingenden Anlaß bot. Die Ver⸗ 
urteilung wegen Vergehens gegen das Fürſorgeerziehungsgeſetz 
mußte deshalb aufgehoben werden. Für die künftige Verhandlung 


mag darauf hingewieſen ſein, daß keiner der angeklagten Ehe⸗ 
leute verpflichtet war, die zur Ausführung der Fürſorgeerziehung 
berufene Behörde darin zu unterſtützen und für die Ausführung 
tätig zu werden (RGSt. 46, 25 (291). Urt. d. I. Sen. v. 
4. Febr. 15 (1172/14). 


Reichs juſtizamt. 


Zum Zahlungsverbot gegen England. 

Für den deutſchen Gläubiger einer engliſchen Firma war auf 
Grund rechtskräftigen Urteils der Wechſelanſpruch der engliſchen Firma 
gegen einen deutſchen Drittſchuldner gepfändet und dem Gläubiger 
überwieſen worden. Der deutſche Gläubiger ſuchte beim Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamts gemäß § 7 Abſ. 1 der betreffenden Bundesrats— 
verordnung vom 30. September 1914 um die Erlaubnis des Reichs 
kanzlers dafür nach, daß der Drittſchuldner den überwieſenen Betrag 
an ihn zahle, worauf er den auszugsweiſe folgenden Beſcheid erhielt: 

„Auf die Eingabe ...... erwidere ich ergebenſt, daß Schuldner 
einer in England anſäſſigen Firma an einen deutſchen Gläubiger 
der Firma, welcher einen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß 
erwirkt hat, nach diesſeitiger Auffaſſung auch ohne beſondere 
Erlaubnis des Reichskanzlers Zahlung leiſten dürfen. Eine Über— 
tretung des Zahlungsverbots könnte bei ſolchen Zahlungen in Frage 
kommen, wenn der Drittſchuldner Grund zu der Annahme hat, daß 
durch das eingeleitete Pfändungsverfahren in verſchleierter Form 
Geld zur Abführung an den engliſchen Gläubiger nach England 
eingezogen werden ſoll . . . . .. 

Hinſichtlich der Stundung des Wechſelanſpruchs und der Be: 
fugnis des Schuldners, daraufhin die Zahlung auch gegenüber 
einem inländiſchen Erwerber zu verweigern, verweiſe ich auf den 
§ 2 der Verordnung vom 30. September 1914.“ 

(Beſcheid des Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamts vom 9. Juni 
1915, Nr. 4036.) N 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Crefeld. 


Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Ein Krankenpfleger vom Roten Kreuz, der im Lazarett— 
zuge auf dem Kriegsſchauplatze tätig iſt, gehört dem mobilen 
Heere an. 

Durch landgerichtlichen Beſchluß iſt der Antrag des Beklagten 
auf Ausſetzung des Verfahrens abgelehnt worden, weil er nicht zu 
einem mobilen Truppenteil eingezogen iſt. Der Beklagte hatte zur 
Begründung feines Antrages eine Beſcheinigung des Vorſitzenden der 
Sanitätskolonne vom Roten Kreuz in Brake (Oldenburg) des Inhalts 
vorgelegt, daß er als Mitglied dieſer Kolonne in dem Oldenburger 
Lazarettzuge Dienſt tue. Auf die ſofortige Beſchwerde des Beklagten 
iſt der Beſchluß aufgehoben und dem Ausſetzungsantrage ſtattgegeben 
worden. Aus den Gründen: Die Frage, die zu entſcheiden iſt, ist 
die, ob der Beklagte vermöge ſeines Dienſtverhältniſſes, Amtes oder 
Berufes zu den mobilen oder gegen den Feind verwendeten Teilen 
der Land- oder Seemacht gehört (§ 2 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſetzes vom 
4. Auguſt 1914 betreffend den Schutz der infolge des Krieges an Wabr— 
nehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen). Iſt ſie zu bejahen, ſo 
iſt gemäß § 3 Abſ. 2 Satz 1 des Geſ. der Antrag des Beklagten auf 
Ausſetzung des Verfahrens begründet. 

Da aus der erwähnten Beſcheinigung eine ſichere Antwort auf 
obige Frage nicht zu geben war, bat das Beſchwerdegericht ſich an das 
ſtellvertretende Generalkommando des X. Armeekorps in Hannover W 
Auskunft über die Stellung des Oldenburger Lazarettzuges und Del 
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ihm tätigen Mitglieder der freiwilligen Krankenpflege gewandt. Das 
erſuchte Kommando hat die Anfrage an den Territorialdelegierten der 
freiwilligen Krankenpflege für das Großherzogtum Oldenburg zur 
Beſcheidung weitergegeben. Dieſe Stelle hat die Erklärung abgegeben, 
daß der Beklagte ſeit dem 23. Januar 1915 dem Hilfslazarettzuge 26 
(Oldenburg) überwieſen iſt, und daß der Zug der mobilen 11. Armee 
unterſtellt iſt. 

Es iſt anerkannt, daß auch eine an ſich private Tätigkeit, wie 
die freiwillige Krankenpflege, wenn ſie mit ausdrücklicher oder ſtill⸗ 
ſchweigender Zuſtimmung der zuſtändigen Stelle bei einem mobilen 
Truppenteil geleiftet wird, die Zugehörigkeit, die der § 2 Ziff. 1 des 
Geſetzes fordert, begründen kann (JW. 1914, 788; Heß, Kriegsgeſetze 
zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen 2. Aufl. S. 25). Der Senat 
ſchließt ſich dieſer Anſicht an um ſo mehr, als eine weitherzige 
Auslegung des Kriegsteilnehmergeſetzes geboten iſt. Dann 
aber liegen bei dem Beklagten nach der wiedergegebenen Auskunft des 
Territorialdelegierten die Vorausſetzungen des § 2 Ziff. 1 des Geſ. 
dor. (Beſchluß des OLG. Oldenburg vom 2. Juni 1915.) 

Mitgeteilt von Referendar Kudriſch, Oldenburg. 


* 4 11 

1. Ausſetzung bei Kriegsteilnehmerſchaft des Geſchäfts⸗ 
ſührers der Geſellſchaft m. b. H. 

2. Keine Ausſetzung für den Ausſteller des Wechſels 
wegen Kriegsteilnehmerſchaft des Akzeptanten. ) 

Beide Beklagte haben die Ausſetzung des Verfahrens auf Grund 
der Tatſache beantragt, daß der einzige Geſchäftsführer der Beklagten 
zu 1, Angehöriger eines mobilen Truppenteiles iſt, der die Beſatzung 
einer armierten Feſtung bildet. Der Beklagte zu 2, der kein Kriegs⸗ 
teilnehmer iſt, erachtet die Ausſetzung auch ihm gegenüber für gerecht⸗ 
fertigt, weil nach ſeiner Anſicht das ſtreitige Rechtsverhältnis nur 
einheitlich gegen beide Beklagte feſtgeſtellt werden könne. Das Land⸗ 
gericht hat das Ausſetzungsgeſuch der beiden Beklagten nach mündlicher 
Verhandlung darüber durch den Beſchluß vom 11. Mai 1915 zurüd: 
gewieſen. Hiergegen wendet ſich die form⸗ und friſtgemäß eingelegte 
ſofortige Beſchwerde der Beklagten. 

Das Beſchwerdegericht iſt der Anſicht, daß die Bekanntmachung 
vom 4. Auguſt 1914 nicht nur zugunſten phyſiſcher, ſondern auch 
zugunſten juriſtiſcher Perſonen Anwendung zu finden habe, ſobald die 
Vorausſetzungen des Geſetzes in der Perſon des geſetzlichen Vertreters 
der letzteren vorliegen (vgl. auch LeipzgZ. 1915 S. 43, 70, 714). Im 
vorliegenden Falle nun iſt der für die Inſtruktion des Prozeſſes allein 
in Betracht kommende einzige Geſchäftsführer der Beklagten zu 1 als 
Kriegsteilnehmer im Sinne von 8 2 Ziff. 1 der Bekanntmachung 
vom 4. Auguſt 1914 abweſend. Umſtände, die eine Ausſetzung 
offenbar unbillig erſcheinen laſſen, ſind nach den Feſtſtellungen des 
angefochtenen Beſchluſſes weder vom Kläger geltend gemacht noch 
ſonſt erkennbar. Sonach iſt für die Anwendung der Ausnahme⸗ 
beſtimmungen der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 (vgl. 
hierzu deren Begründung, JM Bl. 1915 S. 10-12) kein Raum. 
Dem Antrage der Beklagten zu 1 war deshalb ſtattzugeben und 
dementſprechend der angefochtene Beſchluß inſoweit abzuändern. 

Dagegen findet das Ausſetzungsgeſuch des Beklagten zu 2 in den 
beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen keine Grundlage. Auf ſeiten der 
Beklagten liegt eine rein prozeßrechtliche Streitgenoſſenſchaft, keine 
notwendige im Sinne von 8 62 ZBO. vor. Die Verpflichtungen der 
Alzeptantin und des Ausſtellers aus ihren Unterſchriften auf den 
beiden Klagwechſeln ſind durchaus ſelbſtändig und bedingen in keiner 
Weiſe die Gemeinſamkeit prozeſſualer Geltendmachung gegen beide. 
Ebenſowenig laſſen die Verpflichtungen nur eine einheitliche Feſt— 
m 
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ſchwerde gegen den in IW. 1915, 665 abgedruckten Beſchluß. 
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ſtellung zu. Der Umſtand, daß ſich beide Beklagte zu ihrer Ver⸗ 
teidigung der gleichen, auf denſelben Sachverhalt geſtützten Einrede 
bedienen, führt nicht dahin, die Verpflichtungen beider Beklagten als 
ſolche erſcheinen zu laſſen, die nur einheitlich feſtgeſtellt werden können. 
Auch daraus, daß die Beklagten Schuldner derſelben Leiſtung ſind, 
ergibt ſich keine notwendige Streitgenoſſenſchaft. Da im übrigen 
Gründe der bloßen Angemeſſenheit oder Zweckmäßigkeit weder nach 
der Bekanntmachung vom 4. Auguſt 1914 noch nach 8 247 38D. 
eine Ausſetzung gegenüber dem — nicht notwendigen — Streit⸗ 
genoſſen zu rechtfertigen vermögen, ſo mußte dem unbegründeten 
Rechtsmittel des Beklagten zu 2 Beachtung verſagt bleiben (Beſchluß 
des OLG. Dresden vom 7. Juni 1915, 1 C Reg. 158/15). 
Mitgeteilt von RA. Dr. Kaufmann, Leipzig. 


* % 
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Stundung bei Wechſeln, die nach Kriegsausbruch über 
vor Kriegsbeginn entſtandene Geldforderungen hin⸗ 
gegeben find.) 

I. | 

Über Teilbeträge einer vor Kriegsausbruch entſtandenen Kaufpreis 
ſchuld wurden die beiden Klagewechſel während des Kriegs ausgeſtellt. 
Beklagter bat unter Anerkennung des Klaganſpruchs um gerichtliche 
Bewilligung einer Zahlungsfriſt. Das LG. hatte das Stundungs⸗ 
geſuch abgelehnt. 

Gründe: Die Berufung war an ſich ſtatthaft, da die Ablehnung 
der Bewilligung einer Zahlungsfriſt einen Teil des Urteils bildet ($ 511 
ZPO. übereinſtimmend OLG. Hamburg vom 19. September 1914 in 
Recht 1914, 646; KG. vom 12. November 1914 ebenda S. 788). 

Zwar war die Anwendbarkeit der Bekanntmachung über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten nicht deshalb aus⸗ 
geſchloffen, weil die den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden 
Wechſelforderungen als ſolche erſt nach dem 31. Juli 1914 entſtanden 
ſind. Bei einer — gerade durch den Zweck der Kriegsgeſetze gebotenen — 
weitgehenden Berückſichtigung wirtſchaftlicher Geſichtspunkte muß es 
für die Anwendbarkeit der erwähnten Bekanntmachung bei Wechſel⸗ 
forderungen als ausreichend angeſehen werden, wenn die grundlegende 
Forderung vor dem 31. Juli 1914 entſtanden iſt (fo auch Güthe bei 
Gruchots Beitr. Jahrg. 1915 S. 53); denn bei der Einkleidung der grund: 
legenden Forderung in eine Wechſelforderung handelt es ſich nur um 
eine Anderung der rechtlichen Form für die wirtſchaftlich bereits vor⸗ 
handene Forderung, und die entſcheidende Bindung des Schuldners iſt 
ſchon mit der Entſtehung der grundlegenden Forderung erfolgt. 

Wenn hiernach auch die Vorſchrift des §8 1 Abſ. 2 S. 1 der 
Bekanntmachung der Friſtbeſtimmung nicht entgegengeſtanden hätte, 
ſo fehlten indes andere Vorausſetzungen, deren Vorliegen nach Sinn 
und Zweck der Beſtimmungen über die Zahlungsfriſten zu einer Friſt⸗ 
bewilligung erforderlich erſcheint. 

Durch die Bewilligung von Zahlungsfriſten ſoll „während der 
Zeit des Krieges wirtſchaftlichen Schädigungen“ abgeholfen werden. 
(Einl. der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914, 8 3 Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 über die Ermächtigung des Bundes⸗ 
rats uſw.) Danach iſt einerſeits erforderlich, daß die Verſchlechterungen 
der wirtſchaftlichen Lage des Schuldners im Zuſammenhange mit dem 
Kriege ſteht (übereinſtimmend auch Striemer, JW. 1914, 853 und 
Unger, Recht 1914, 689) und anderſeits, daß die Ausſicht beſteht, 
nach der bewilligten Friſt werde die wirtſchaftliche Lage des Schuldners 
ſich gebeſſert haben (übereinſtimmend Hirſch, IW. 1914, 1005; Unger, 
Recht 1914, 688). Beide Vorausſetzungen trafen im vorliegenden Falle 


nicht zu. 
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Der Beklagte hat behauptet und glaubhaft zu machen geſucht, 
daß ihm die Erfüllung der Verbindlichkeiten deswegen unmöglich 
geworden iſt, weil ſeine Schwiegermutter infolge des Kriegs⸗ 
ausbruchs ihm die zugeſagten Geldmittel nicht gewähren konnte. 
Dieſer Behauptung entgegen erſchien aber durch den vom Kläger über⸗ 
reichten Brief des Beklagten vom 8. April 1914 glaubhaft gemacht, 
daß bereits zu dieſer Zeit (alſo längere Zeit vor Kriegsausbruch) eine 
Zahlungsſtockung beim Beklagten eingetreten war, weil ſich ſeine 
Schwiegermutter von der Geldgewährung zurückgezogen hatte. 

War hiernach nicht als glaubhaft anzuſehen, daß ſich die wirtſchaft⸗ 
liche Lage des Beklagten erſt mit dem Ausbruch des Krieges ver⸗ 
ſchlechtert hat, ſo war anderſeits auch kein Anhalt dafür vorhanden, 
daß nach dem Ablauf der beantragten Friſt eine Beſſerung ſeiner 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe eintreten würde. Nach den zwiſchen den 
Parteien unſtreitigen Tatſachen verfügt der Beklagte gegenwärtig und 
auf abſehbare Zeit lediglich über ſein Gehalt, das auch nur in Höhe 
von 182,40 L vierteljährlich pfändbar iſt. Er hat keine Behauptung 
dahingehend aufgeſtellt, daß irgendeine Veränderung in dieſer Lage zu 
erwarten ſei. 

Würde nicht ſchon nach dem Geſagten die durch § 1 Satz 1 der 
Verordnung in das Ermeſſen des Gerichts geſtellte Friſtbewilligung 
wegfallen müſſen, ſo würde ſie ſchließlich aber auch unangemeſſen er⸗ 
ſcheinen im Hinblick auf die dem Beklagten bereits zugute gekommenen 
langen Friſten. Bleibt hierbei ſelbſt außer Betracht, daß die Leiſtungen, 
um deren Entgelt es ſich handelt, unſtreitig ſchon Anfang des Jahres 
1914 bewirkt worden ſind, ſo waren doch bereits bei Fällung der 
erſtinſtanzlichen Urteile vom 26. Februar und 26. März 1914 etwa 
1½ bzw. 1 Monat feit Fälligkeit der Wechſel (8. Januar und 1. März 
1914) verſtrichen. Inzwiſchen ſind aber ſeit Verkündung der genannten 
Urteile wiederum 2 Monate 10 Tage bzw. 1 Monat 13 Tage ver⸗ 
gangen. Da die Friſt mit der Verkündung der abzuändernden Urteile 
beginnen würde ($ 1 Satz 1 der Verordnung; Güthe a. a. O. S. 55), 
ſo würden ſelbſt Dreimonatsfriſten jetzt nach weiteren 20 Tagen 
bzw. 1 Monat 17 Tagen enden. Aber auch die Gewährung dieſer, 
ſchon wegen ihrer nahen Endigung nutzloſen Friſten würde mit Rüd: 
ſicht auf die ſeit Fälligkeit der Forderungen ſchon verſtrichene Zeit 
nicht gerechtfertigt fein. (Urteil des OLG. Breslau, VI. ZS. vom 
8. Mai 1913, 6 U. 33/18.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Höer und Dr. Droſt, Breslau. 


* * 
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II. 

Die Parteien hatten im Juni 1914 ein Kaufgeſchäft abgeſchloſſen, 
und der Schuldner hatte über den Kaufpreis am 18. Auguſt und 
7. September 1914, alſo nach Kriegsausbruch, Viermonatsakzepte dem 
Kläger ausgeſtellt. E 

Das AG. Wiesbaden hat die Vollſtreckung aus beiden Wechſel⸗ 
verſäumnisurteilen für die Dauer von drei Monaten eingeſtellt. Auf 
ſofortige Beſchwerde des Klägers hat das LG. Wiesbaden den Beſchluß 
des Vollſtreckungsgerichts mit folgender Begründung aufgehoben 
(3. T. 146/15): 

„Die Forderungen, wegen deren die Gläubigerin die Zwangs— 
vollſtreckung betrieb, rühren her aus Wechſeln vom 18. Auguſt 1914 
und vom 7. September 1914, ſind ſomit erſt nach dem 31. Juli 1914 
entſtanden. Die Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 findet 
auf ſolche erſt nach dem 31. Juli 1914 entſtandene Forderungen keine 
Anwendung. Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung war demnach 
nicht gerechtfertigt.“ 

Der Beklagte hat gegen dieſen Beſchluß weitere ſofortige Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Das OLG. Frankfurt a. M. hat den Beſchluß 
aufgehoben: . 

„Wie der Schuldner behauptet und die Gläubigerin nicht be⸗ 
ſtritten hat, beruht die Forderung der Gläubigerin auf einem im 
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Juni 1914 abgeſchloſſenen Kaufgeſchäft, in dem der Schuldner ſich 
verpflichtet hatte, zwei Monate nach der Lieferung ein Viermonats⸗ 
akzept zu geben. Demgemäß hat der Schuldner die beiden jetzt 
eingeklagten Akzepte am 18. Auguſt und 7. September 1914 ausgeſtellt. 
Mit Rückſicht darauf, daß der Schuldner verpflichtet war, die Wechſel 
auszuſtellen und dieſe Verpflichtung bereits im Juni 1914 übernommen 
hatte, hat das Beſchwerdegericht abweichend vom LG. angenommen, 
daß eine vor dem 31. Juli 1914 entſtandene Geldforderung im Sinne 
des § 1 der Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 vorliegt. 
Die Einſtellung der Vollſtreckung auf drei Monate war daher 
zuläſſig und nach der Lage der Sache auch gerechtfertigt.“ (Beichluk 
des OLG. Frankfurt a. M. 3. 35. vom 20. Mai 1915, 3 W. 33/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Cohn, Brandenburg a. H. 


* * 
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Zu 8 6 (früher § 4) der Stundungsverordnung.!) 

Die Frage, ob unter „Gerichtsgebühren“ im Sinne der Stundungs⸗ 
verordnung auch die Pauſchſätze zu verſtehen ſind, hat neuerdings 
auch das OLG. Darmſtadt II. ZS. bejaht. Das Gericht ſchließt ſich 
der Entſcheidung des OLG. Roſtock („Recht“ 1915 S. 115/16 Nr. 307) 
an und führt im Gegenſatz zu der Entſcheidung des RG. (Leipzigg. 
1915, 43) aus, zwar gelte der Paragraph der Bundesratsverordnung 
an ſich nicht auch für die gerichtlichen Auslagen, aber den nach 
§ 80b GKG. zu erhebenden Pauſchſätzen ſei eigentümlich, daß fie ſich 
nach der „zum Anſatz gelangenden“ Gebühr beſtimmen. Es komme 
demnach für die Erhebung der Auslagenpauſchſätze jeweils darauf an, 
ob und in welchem Betrag Gebühren nach dem Geſetze zu erheben 
ſeien. Soweit nach dem Geſetze eine Gebühr — ſei es auch nur 
ausnahmsweiſe — überhaupt nicht zu erheben ſei (3. B. § 21 686), 
bleibe auch für die Erhebung des Pauſchſatzes kein Raum. Ent: 
ſprechend werde der Pauſchſatz, ſoweit eine Gebühr (z. B. § 22 GKG.) 
nur zum Teil zu erheben fei, nur nach dieſem Teil der Gebüht 
erhoben. Dieſe Grundſätze wendet das Gericht auch auf die Stundungs⸗ 
verordnung an und erklärt den Anſatz eines Pauſchſatzes für ungerecht 
fertigt, den der Gerichtsſchreiber unter Bezugnahme auf die genannte 
Reichsgerichtsentſcheidung nachgefordert hatte. (Beſchl. d. II. 38. 
d. OLG. Darmſtadt vom 9. Juni 1915, W. 129/15.) — Zu dem gleichen 
Ergebnis kommt Leipzig Z. 1915, 781 abgedruckte Entſcheidung des 
Ox G. Hamburg. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Ernſt Langenbach, Darmſtadt. 


Reiſekoſten des Vertreters des Nebenklägers. 

In einer Verhandlung vor der Straſtammer des L. Caſſe 
wegen Verletzung eines Warenzeichen- und Ausſtattungsſchutzes war 
die Nebenklägerin, welche ihren Sitz in Leipzig hatte, durch einen in 
Berlin wohnhaften Anwalt vertreten. Dieſer liquidierte Reiſekoſten 
Der Betrag der Koſten für die Reiſe des Anwalts von Berlin nach 
Caſſel wurde vom LG. geſtrichen, vom OLG. aus folgenden Gründen 
zugebilligt: 

Der Anſicht der Strafkammer, daß die Zuziehung des Rechts 
anwalts X. ſtatt eines in Caſſel wohnenden Rechtsanwalts zu ved 
entſprechender Rechtsverfolgung nicht notwendig geweſen ſei, hat ſic 
das Beſchwerdegericht nicht angeſchloſſen. An dem Schutze der 
Warenzeichen und der Warenausſtattung hat die Nebenklägerin en 
ſehr großes geſchäftliches Intereſſe. Der Angeklagte ſuchte auf ale 
mögliche Weiſe ſich der Beſtrafung zu entziehen und zeigte dabei et 
Gewandtheit. Aus dieſen Gründen war es für die Nebenfläget 
zweckmäßig und notwendig, daß ſie ihre Vertretung in der en 
verhandlung einem Rechtsanwalt übertrug, der nicht nur bei ihr 
großes Vertrauen genoß, ſondern auch bezüglich der hier in Berra 


) Vgl. IW. 1914 S. 968, 1070. 


— 
„ 
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kommenden Warenzeichen und Warenausſtattung und deren vielfacher 
Nachahmung beſondere Kenntnis und längere Erfahrung hatte, wie 
dies bei Rechtsanwalt X. nach den glaubhaften Angaben der Neben⸗ 
klägerin der Fall war. Weil es zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig war, daß die Nebenklägerin in der Haupt⸗ 
verhandlung ſich durch den Rechtsanwalt X. aus L. vertreten ließ, 
müſſen die dadurch entſtandenen Koſten von dem Verurteilten der 
Nebenklägerin erſtattet und demgemäß feſtgeſetzt werden. (Beſchluß 
des OLG. Caſſel, Straffenat vom 12. Februar 1915, 3 W. 11/15. 


* * 
* 


Zu 8 72 KO. in Verbindung mit $ 299 38. 


Am 9. Februar 1915 beantragte die Konkursgläubigerin, eine 
G. m. b. H., vertreten durch ihre Bevollmächtigte, die Firma X in 


Berlin, ihr ein Verzeichnis der Gläubiger mit Angabe der Forderungen 


zu erteilen. Der Antrag wurde durch Beſchluß des AG. abgelehnt, 
weil den Konkursgläubigern nach dem Beſchluſſe des Senats vom 
9. Januar 1914 kein Recht auf die Erteilung einer Abſchrift der 
angemeldeten Forderungen zuſtehe. 

Auf die Beſchwerde der Gläubigerin iſt durch den angefochtenen 
Beſchluß des LG. das AG. angewieſen, dem Antrage der Gläubigerin 
zu entſprechen. Das LG. iſt der Anſicht, daß der Konkursgläubigerin 
das behauptete Recht gemäß 8 299 Abſ. 1 ZPO. zuſtehe. 

Mit der weiteren Beſchwerde verlangt der Konkursverwalter, den 
Beſchluß des LG. aufzuheben. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig und begründet. 

Wie der Senat in dem Beſchluſſe vom 9. Januar 1914 dar⸗ 
gelegt hat, iſt der Konkursverwalter berechtigt, bei der Erfüllung der 
Aufgabe, die ihm das Geſetz zugewieſen hat, gegen Entſcheidungen, 
die eine Gefährdung des Vermögens der Konkursgläubiger nach ſich 
ziehen könnten, die zuläſſigen Rechtsmittel einzulegen. 

Der Senat hält auch bei nochmaliger Erwägung daran feſt, daß 
die Vorſchrift des 8 299 Abſ. 1 ZPO. gemäß § 72 KO. auf den vor: 
liegenden Fall keine Anwendung findet, weil ſich aus der Beſtimmung 
des § 140 KO. eine Abweichung ergibt. Dort iſt ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben, daß die Anmeldung und die Tabelle in der Gerichts: 
ſchreiberei zur Einſicht der Beteiligten niedergelegt werden und nur 
dem Verwalter eine Abſchrift der Tabelle mitgeteilt werden ſoll. 
Dieſer Wortlaut des Geſetzes läßt klar erkennen, daß der Geſetzgeber 
abſichtlich eine verſchiedene Behandlung des Verwalters und der 
übrigen Beteiligten angeordnet hat, und den Beteiligten das Recht 
verſagen wollte, Abſchrift der Tabelle und der Anmeldungen zu ver⸗ 
langen. Wenn nach dem Wortlaut noch ein Zweifel obwalten könnte, 
ſo wird er völlig beſeitigt durch die Begründung der Vorſchrift. Dort 
wird bemerkt, mit Rückſicht auf die zu erſtrebende Verminderung des 
Schreibwerks ſei es bedenklich, jedem Beteiligten ein Recht auf die 
Erteilung von Abſchriften einzuräumen. Von den Gegnern der hier 
vertretenen Anſicht erwähnt Gaupp⸗Stein (Anm. 18 zu § 299 380. 
Bd. J S. 739) zur Stelle der Begründung überhaupt nichts. Jaeger 
(Anm. 4 zu § 124 KO. Bd. II S. 135) und Seuffert (Anm. 10 KO. 
S. 286) erwähnen ſie zwar, führen aber nicht das geringſte zur 
Rechtfertigung ihrer Anſicht aus, die mit jener Stelle der Begründung 
in Widerſpruch ſteht. 

Danach war der angefochtene Beſchluß aufzuheben und die 
Beſchwerde der Gläubigerin gegen den Beſchluß des AG. zurüd: 
zuweiſen. (Beſchluß des Kammergerichts vom 8. Juni 1915, 
21 W. 2038/15.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


* * 
* 


Eine Klage, die ſowohl auf das Wettbewerbsgeſetz 
wie auf die Deliktsbeſtimmungen des BGB. (88 824, 826) 
geſtützt werden kann, kann im Gerichtsſtand der un— 
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erlaubten Handlung (832 ZPO.) erhoben werden, wenn 
fie nur auf die SS 824, 826 BGB. geſtützt wird.) 

Nach § 24 Unl WG. fol für Klagen auf Grund dieſes Geſetzes 
ausſchließlich das Gericht der gewerblichen Niederlaſſung und mangels 
einer ſolchen das Gericht des Wohnſitzes des Beklagten ausſchließlich 
zuſtändig ſein. 

Da indeſſen es möglich iſt, daß ein unter eine Beſtimmung des 
Wettbewerbsgeſetzes zu ſubſumierender Klagetatbeſtand zugleich auch den 
Beſtimmungen eines anderen Geſetzes unterfällt und alsdann nach 
der ZPO. auch ein anderes Gericht als das in S 24 Unl WG. be: 
ſtimmte Gericht zuſtändig ſein kann, ſo entſteht die Frage, ob bei 
Erlaſſung des Wettbewerbsgeſetzes es die Meinung der Geſetzgebung 
geweſen iſt, daß auch in letzteren Fällen das in $ 24 UnlWG. be: 
ſtimmte Gericht das allein zuſtändige ſein ſolle. Daß aber eine 
derartige Beſchränkung der Rechtsverfolgung im Sinne des Geſetz⸗ 
gebers gelegen habe, läßt ſich in keiner Weiſe dartun. Es iſt deshalb 
mit dem KG. (OL GRſpr. 27, 288) davon auszugehen, daß der § 24 
UnlWG. nur dann zu gelten hat, wenn der Klagetatbeſtand aus⸗ 
ſchließlich unter das Wettbewerbsgeſetz fällt. Wenn ferner, wie im 
vorliegenden Falle, der Klagetatbeſtand ſich deckt mit den Zuſtändigkeits⸗ 
ſachen, fo iſt mit dem RG. (Seuff Arch. Bd. 49 Nr. 194) weiter davon 
auszugehen, daß bei Beurteilung der Kompetenzfrage lediglich 
entſcheidend iſt, ob Behauptungen aufgeſtellt ſind, welche in dem 
Fall ihrer Bewahrheitung ergeben, daß ein Klaganſpruch begründet 
ſein würde und daß er in demjenigen Gerichtsſtande geltend gemacht 
werden könnte, welchen der Kläger für ſich in Anſpruch nimmt. 
Eines Beweiſes ſolcher Behauptung bedarf es alſo für die Beurteilung 
der Kompetenzfrage in einem ſolchen Falle nicht. Es fragt ſich 
mithin, ob Behauptungen vorliegen, welche dem Vorſtehenden nach 
die Anwendbarkeit des §S 32 ZPO. begründen. 

Nun hatte die Klägerin ſchon in erſter Inſtanz ein Verhalten der 
Beklagten behauptet, welches eine unerlaubte Handlung darſtellt, das 
unter SS 824 und 826 BGB. falle, weshalb in erfter Linie die Klage 
auf die Deliktsbeſtimmungen des BGB. geſtützt werde. 

Hiernach wurde dem Sinne nach bereits in erſter Inſtanz die 
Behauptung aufgeſtellt, die Beklagte laſſe, um auf Koſten ihrer 
Konkurrenz geſchäftliche Vorteile zu erlangen, u. a. auch in Hamburg 
die beregte unwahre Mitteilung unter Schädigung der Konkurrenz 
verbreiten. Eine derartige Handlungsweiſe würde den Tatbeſtand 
des § 826 BGB. erfüllen und die Anwendbarkeit des § 32 ZPO. be: 
gründen, weil im Sinne dieſes Paragraphen als Ort der Begehung 
der unerlaubten Handlung jeder Ort anzuſehen iſt, an welchem ein 
Tatbeſtandsmoment des Deliktes in die Erſcheinung getreten iſt (vgl. 
Gaupp⸗Stein, Kommentar zur ZPO. zu § 32). Überdies iſt von der 
Klägerin in der Berufungsinſtanz die Behauptung aufgeſtellt, der Auszug 
aus dem Geſchäftsbericht der Beklagten über das am 31. Auguſt ab⸗ 
geſchloſſene Geſchäftsjahr mit dem in Betracht kommenden Paſſus ſei auch 
der Redaktion des hier erſcheinenden Hamburgiſchen Korreſpondenten 
überſendet worden mit der Bitte um Veröffentlichung. Ein Teil des 
Schadens, welcher der Klägerin durch das Verhalten der Beklagten 
infolge Abſpringens von Klienten entſtanden ſei, ſei auch in 
Hamburg der Klägerin erwachſen, und zwar u. a. dadurch, daß ſie die 
Kundſchaft der hieſigen Firma St. & Co. verloren habe. Dieſe 
Darlegungen ſind lediglich als erlaubte Ergänzung des tatſächlichen 
Vorbringens der erſten Inſtanz anzuſehen, ſo daß der dagegen er⸗ 
hobene Einwand der Klagänderung nicht zutrifft. Es bedarf keiner 
weiteren Darlegung, daß dies neuerliche Vorbringen in jedem Falle 
einen dem § 826 BGB. unterfallenden Tatbeſtand darſtellt und die 
Anwendbarkeit des 8 32 ZPO. begründen würde. 


1) Dieſes Urteil ſteht im Widerſpruch mit dem Urteile des 
gleichen Gerichts vom 23. Februar 1915 (Banjo. 1915, Beibl. S. 132). 
Der Einſender. 
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Die Frage, ob auf Grund der behaupteten unerlaubten Handlung 
die auf Unterlaſſung und Veröffentlichung des ergehenden Urteils 
gerichteten Klaganträge im vollen Umfang gerechtfertigt erſcheinen, 
hat zur Zeit unentſchieden zu bleiben, weil gegenwärtig nur darüber 
zu befinden iſt, ob ſich die Zuſtändigkeit des Hamburger Gerichts an 
ſich aus § 32 ZPO. ergibt. (Urteil des Hanſoèe G., I. ZS. vom 
14. April 1915, Bf. I. 44/15). 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. M. Waſſermann, Hamburg. 


Landgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Pfändung der Forderung auf Erſatz von Kriegsſchaden 
gegen den preußiſchen Fiskus. — Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Oberpräſidenten als Vertreter des 
Fiskus. — Aufhebung des Pfändungsbeſchluſſes, weil die 
Forderung nicht beſtehe. 

Durch den Beſchluß vom 9. März 1915 iſt die angebliche 
Forderung des Schuldners auf Schadenserſatz an den Königlich 
Preußiſchen Fiskus wegen des ihm durch den Krieg entſtandenen 
Schadens gepfändet. Der Beſchluß iſt dem Oberpräſidenten der 
Provinz Oſtpreußen als Vertreter des Fiskus zugeſtellt. Dieſer hat 
die Aufhebung des Beſchluſſes beantragt. Durch den angefochtenen 
Beſchluß iſt die Erinnerung abgewieſen. Die hiergegen eingelegte 
Beſchwerde muß Erfolg haben. 

1. Der Pfändungsbeſchluß iſt dem Oberpräſidenten als Vertreter 
des Fiskus zugeſtellt. Er leugnet, daß der Staat durch ihn in An⸗ 
ſehung der fraglichen Angelegenheit vertreten werde. Hierauf iſt 
alsbald noch einzugehen. Jedenfalls muß ihm hier, nachdem ihm 
tatſächlich der Pfändungsbeſchluß zugeſtellt iſt, die Befugnis zur Ver⸗ 
tretung des Fiskus im Erinnerungs- und Beſchwerdeverfahren ein: 
geräumt werden. 

2. Nach der ſtändigen Rechtsübung des Beſchwerdegerichts und 
des Kammergerichts iſt ferner, entgegen der Annahme des Gläubigers, 
auch der Drittſchuldner befugt, gegen prozeſſuale Mängel des formell 
gegen ihn gerichteten und fo ſtörend in feinen Rechtskreis eingreifenden 
Pfändungsbeſchluß im Wege der Erinnerung vorzugehen. Im vor⸗ 
liegenden Fall macht der Fiskus als Drittſchuldner gegen den 


Pfändungsbeſchluß geltend, dieſer ſei einem unrichtigen Vertreter zu⸗ 


geſtellt und ſtelle eine rechtlich unſchlüſſige Forderung gegen ihn auf. 
Nach dem Geſagten muß die Befugnis des Fiskus zur Erhebung dieſer 
Erinnerung anerkannt werden. 

3. Das Bedenken bezüglich der Vertretung, bezüglich des angeblichen 
Anſpruchs auf Kriegsentſchädigung, den der Gläubiger gegen den Fiskus 
als vorhanden verfolgen will, erſcheint nicht durchgreifend. Der Ober: 
präfident bezeichnet fich ſelbſt als Leiter des geſamten Entſchädigungs⸗ 
verfahrens in der ihm unterſtellten Provinz. So würde er wohl, 
wenn man den vom Gläubiger aufgeſtellten Anſpruch als 
gegeben unterſtellt (worauf es in dieſer Hinſicht ankommt), nach 
den Grundſätzen des preußiſchen Staats⸗ und Verwaltungsrechts zur 
Vertretung des preußiſchen Fiskus berufen fein (vgl. JW. 1910, 123%; 
Recht 1913 S. 205, 749). 

4. Durchgreifend iſt aber der Einwand des Drittſchuldners, 
daß der angebliche Anſpruch überhaupt nicht rechtlich ſchlüſſig bes 
gründet ſei. 

Das Vollſtreckungsgericht hat gegenüber dem Pfändungsgeſuch 
nur zu prüfen, aber eben doch auch zu prüfen, ob die zu pfändende 
Forderung nach Maßgabe der tatſächlichen Behauptungen des Gläubigers 
genügend beſtimmt bezeichnet und rechtlich ſchlüſſig iſt (vgl. Gold⸗ 
mann, Zwangsvollſtreckung S. 213). Iſt insbeſondere dies letztere zu 
verneinen, ſo iſt das Geſuch abzuweiſen, da das Gericht rechtlich 
gegenſtandsloſe Pfändungsbeſchlüſſe nicht zu erlaſſen hat. Iſt die 
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rechtliche Schlüſſigkeit zu bejahen, fo hat das Gericht (abgeſehen von 
hier nicht eingreifenden Ausnahmen, insbeſondere hinſichtlich det 
Pfändungsbeſchränkungen des § 850 ZPO.) allerdings nicht auch noch 
zu prüfen, ob die tatſächlichen Anführungen wirklich zutreffen. 
Die Erörterung dieſes Punktes iſt der Auseinanderſetzung zwiſchen 
Gläubiger und Drittſchuldner zu überlaſſen. 

Jedenfalls führt nun die Prüfung, ob die Forderung rechtlich 
ſchlüſſig begründet ſei, zur Verneinung der Frage und damit zur Ab: 
weiſung des Pfändungsgeſuchs. 

Auf einen Vorbehalt des Drittſchuldners, dem Schuldner ſtehe 
gegen den preußiſchen Fiskus ein klagbarer Anſpruch auf Auszahlung 
einer Kriegsentſchädigung gar nicht zu; der Staat erfülle mit der 
Zahlung der ſogenannten Vorentſchädigungen, die in Anrechnung auf 
eine vorausſichtliche, aber nicht feſtſtehende Kriegsentſchädigung gewährt 


werden, keine Rechtöpflicht, hat der Gläubiger erwidert, es ſei nicht 


der Anſpruch auf Vorentſchädigung, ſondern allgemein der Schadens 
erſatzanſpruch gepfändet. Der Kreis Inſterburg ſei beim zweiten An: 
marſch der Ruſſen auf Anordnung der Zivilbehörden von den Ein⸗ 
wohnern geräumt worden, und zwar auch diejenigen Teile, die hinter 
der Verteidigungslinie gelegen hätten. In dieſer Anordnung läge ein 
ſtaatlicher Eingriff in wohlerworbene Rechte von Privatperſonen, der 
den Staat ſchadenserſatzpflichtig mache. 

Es mag nun dahingeſtellt bleiben, ob nicht das Pfändungsgeſuch 
von vornherein deswegen abzuweiſen war, weil es der zu pfändenden 
Forderung, wie ihre nachträgliche Erläuterung ergibt, an der er⸗ 
forderlichen genügenden Beſtimmtheit fehlte. Jedenfalls ift dem 
Drittſchuldner darin zu folgen, daß die vom Gläubiger behauptete 
Forderung rechtlich nicht gegeben iſt, und zwar auch nicht einmal 
als bedingte oder künftige, ſoweit die Pfändung einer ſolchen ſtatt 
haft iſt. 

Als die einzige Rechtsgrundlage kommt in dieſer Hinſicht der 9 36 
KriegslG. vom 13. Juni 1878 in Frage; 8 75 Einl. z. AL. bezog ſich 
überhaupt nicht auf den Kriegsfall und hat jedenfalls neben dem zitierten 
§ 35 feine Bedeutung verloren. 8 35 überläßt aber alles (Gegenftand 
des zu Erſetzenden, Schuldner der Entſchädigung — Reich oder Einzel 
ſtaat —, Art der Geltendmachung, insbeſondere Frage der Klagbarkeit, 
Zuſtändigkeit der Staatsbehörden, etwaige Verfuͤgungs⸗, insbeſondere 
Pfändungsbeſchränkungen des etwa zugebilligten Anſpruchs uſw.) einem 
ſpäteren Geſetz. Ein nur in dieſem Sinne künftig möglichenfalls auf 
einer erſt zu ſchaffenden Rechtsgrundlage entſtehender Anſpruch ist 
aber kein rechtlich möglicher Gegenſtand einer Pfändung: es iſt ins 
beſondere ein wirkſames Verbot an den Drittſchuldner gemäß 9 829 
Abſ. 1, 2 nicht denkbar. 

Zutreffend macht auch der Drittſchuldner weiter geltend, daß 
eine etwa bereits tatſächlich in Frage kommende Vorentſchädigung 
nicht Gegenſtand der Pfändung fein könne, weil eine Rech tspflicht zu 
ihrer Zahlung nach den maßgebenden Vorſchriften (Allerhöchſter Erlaß 
vom 24. September 1914; Ausführungsanweiſung des preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 29. September 1914; Anweiſung des preußi 
ſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1915) überhaupt nicht beſteht 

Nach vorſtehendem iſt der rechtliche Beſtand der vom Gläubiger 
zur Pfändung verſtellten Forderung und damit die Begründetheit des 
Pfändungsgeſuchs zu verneinen. (Beſchluß der 9. 3K. des 2. 1 
Berlin vom 17. Mai 1915, 25 T. 677/15.) 


Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, Berlin. 


* * 
* 


Das Haager Zivilprozeßabkommen iſt nicht außer Kraft 
getreten.“) a 
Die Erhebung der Widerklage iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil 
der Beklagte Belgier iſt und in der Schweiz wohnt. Nach dem 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 110, 289, 418, 602. 
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Ausbruch des Krieges iſt durch den Bundesrat nur angeordnet worden, 
daß „im Auslande wohnende Perſonen“ ſolche vermögensrechtlichen 
Anſprüche, die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſind, vor inländiſchen 
Gerichten zunächſt bis zum 31. Juli 1915 nicht geltend machen dürfen. 
(Vgl. die Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 7. 8. und 
22. 10. 1914, 21. 1. und 22. 4. 1915 im RGBl. 1914 S. 361 f., 
449 und 1915 S. 31, 286.) Der Beklagte darf aber auch auf 
Zahlung gerichtete Anſprüche geltend machen, denn Zahlungsverbote 
ſind bisher nur gegen die Staaten England, Frankreich und Rußland 
erlaſſen worden (ſiehe die Bekanntmachungen vom 30. 9., 20. 10., 
19. 11., 20. und 22. 12. 1914 im RGBl. S. 421, 443, 479, 542, 550). 

Hiernach iſt die Erhebung der Widerklage zuläſſig. 

Die von der Klägerin ihr gegenüber vorgebrachte Einrede der 
mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten iſt aber unbegründet. 

Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 
(RG Bl. 1909, 410 ff.), dem das Deutſche Reich, das Königreich 
Belgien und die Schweiz beigetreten ſind, iſt durch den Krieg oder 
ſeit dem Ausbruch des Krieges nicht außer Kraft geſetzt worden. 
Nach Art. 17 des Abkommens und § 110 Abſ. 2 Ziff. 1 der DZBO. 
iſt daher der Beklagte als belgiſcher Staatsangehöriger, der in der 
Schweiz wohnt, von der Sicherheitsleiſtung wegen Prozeßkoſten im 
Deutſchen Reiche befreit. Bei einer Widerklage iſt aber auch ſchon 
nach § 110 Abſ. 2 Ziff. 3 ZPO. ein Ausländer nicht zur Sicherheits⸗ 
leiſtung verpflichtet. 

Nach § 114 Abſ. 2 ZPO. und Art. 20 ff. des Haager Abkommens 
durfte dem Beklagten auch das Armenrecht bewilligt werden. (Urteil 
des LG. Leipzig vom 29. Mai 1915, 5 Cg. 61/15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hetzel, Leipzig. 


* * 
* 
Kriegsbehinderung eines vertretungsberechtigten Ge: 
ſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft. y) 


Die Ausſetzung des Verfahrens gegen eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft auf Grund des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 iſt nur dann 
geboten, wenn ihre Vertretung auch durch einen Geſellſchafter, der 
Nichtkriegsteilnehmer iſt, nicht erfolgen kann (vgl. Güthe bei Gruchot 
59, 29; KGBl. 14, 126; OLG. 30, 244; DIZ. 15, 113). Im 
vorliegenden Fall kann aber K. F. die Geſellſchaft vertreten, da für 
das Gegenteil nichts vorliegt (8 125 Abſ. 1 HGB.). Demnach iſt 
die Ausſetzung gegen die Geſellſchaft und weiterhin auch die gegen 
ihn nicht begründet. 

Anders wäre allerdings zu entſcheiden, wenn der Kriegsteilnehmer 
S. F., die Geſellſchaft und K. F. als notwendige Streitgenoſſen im 
Sinne des 8 62 ZPO. anzuſehen wären, da dann die Ausſetzung 
gegenüber dem erſteren notwendig auch die Ausſetzung gegen den 
letzteren mit ſich bringen würde. Aber eine ſolche notwendige Streit: 
genoſſenſchaft kann bei einer gewöhnlichen Geldſchuldklage gegen die 
gemeinſam verklagte offene Handelsgeſellſchaft und ihre Geſellſchafter, 
wie ſie die hier erhobene Wechſelſchuldklage darſtellt, nicht angenommen 
werden. Denn dazu reicht es nicht aus, daß die Vorfrage der 
Geſellſchafts ſchuld als folder gegen die Geſellſchafter ebenſo zu 
entſcheiden iſt wie gegen die Geſellſchaft ſelbſt; vielmehr würde dafür 
die rechtliche Unmöglichkeit einer verſchiedenen Feſtſtellung des 
unmittelbar ſtreitigen Schuldverhältniſſes ſelbſt erforderlich fein, 
und dieſe braucht nach § 129 Abſ. 1 HGB. nicht vorzuliegen (vgl. 
Ng. 59, 234; JW. 1908, 14413, Recht 1912 Beil. 240; Stein, 
ZPO. [10] $ 62 II 3). Auch aus einem ſonſtigen Grunde, das iſt 
wegen der Notwendigkeit gemeinſamer Belangung der Geſell⸗ 
ſchaft und der Geſellſchafter, liegt keine notwendige Streitgenoſſen⸗ 


ſchaft vor. 


1) Vgl. auch JW. 1914 S. 1045, 1135; 1915 S. 464, 588, 664. 
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Es hat demnach bei der Verneinung der Zuläſſigkeit der Aus- 
fegung zu verbleiben. (Beſchl. der 9. 3K. des LG. I Berlin vom 
10. Juni 1915, 25 T. 750/15.) | 

Mitgeteilt vom Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfelbt, Berlin. 


* 1 * 

„Ausſetzung“ wegen Kriegsabweſenheit eines Zeugen.). 

Auf Antrag des Beklagten hat das AG. die Ausſetzung des 
Verfahrens beſchloſſen, weil ein Zeuge, deſſen Vernehmung angeordnet 
worden iſt, im Felde iſt. Gegen die Anordnung hat die Klägerin 
Beſchwerde eingelegt, die unbegründt iſt. 

Die Anordnung des Vorderrichters läßt ſich auf § 356 ZRO. 
ſtützen. Danach kann, wenn der Aufnahme des Beweiſes ein 
Hindernis von ungewiſſer Dauer entgegenſteht, auf Antrag eine Friſt 
beſtimmt werden, nach deren fruchtloſem Ablaufe das Beweismittel 
nur benutzt werden kann, wenn dadurch das Verfahren nicht verzögert 
wird. Der Endtermin der Friſt braucht nicht nach Tagen, Monaten 
und Jahren feſtſtehen, er kann vielmehr auch von einem Ereignis 
abhängig gemacht werden, deſſen Eintritt in Zukunft zu erwarten iſt, 
aber der Zeit nach noch nicht beſtimmt iſt (vgl. 8 187 BGB.). 

Allerdings ſpricht das AG. von einer Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens. Die Zuläffigfeit einer förmlichen Ausſetzung erſcheint zwar 
bedenklich. Das Gericht wollte aber offenbar eine ſolche Aus⸗ 
ſetzung nicht beſchließen, deren Folge wäre, daß ſpäter zur Auf⸗ 
nahme geladen werden müßte. Hiergegen ſpricht ſchon die Ver⸗ 
fügung einer Friſt, nach deren Ablauf die Akten vorgelegt werden 
ſollen. Es bezweckte danach, die Beweisaufnahme erſt zu erledigen, 
wenn eine Vernehmung des Zeugen nach Beendigung des Krieges 
möglich iſt. 

Der Beſchwerdeführer geht anſcheinend von der Auffaſſung aus, 
daß eine Partei ſich nicht darauf beruſen kann, daß ſie einen Zeugen 
wegen Einberufung zum Kriegsdienſte nicht ſtellen könne. Die Auf⸗ 
faſſung würde zu unbilligen Härten führen, wie es auch ſchon in 
der Literatur betont worden iſt (JW. 1914, 1135). (Beſchluß des 
LG. Liſſa vom 18. Mai 1915.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Poelmann, Datteln i. Weſtf. 


* N * 

Zuſtändigkeit der Zivilkammer des Landgerichts zur 
Entſcheidung“) über die Ablehnung der Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel für eine vollſtreckbare Urkunde 
ſeitens des Notars. 

Die Klauſel iſt dem Hypothekengläubiger gegen den 
im Range nachſtehenden Nießbraucher als beſchränkten 
Rechtsnachfolger des Eigentümers ohne Klage und ohne 
Bewilligung des Nießbrauchers zu erteilen. 

„Die Zuſtändigkeit für die Entſcheidung iſt — entſprechend der 
Ausführung in OL GRſpr. 14, 166 (KG.) — in Ermangelung einer 
Vorſchrift des Reichsrechts aus dem Landesrecht zu entnehmen, ins— 
beſondere hieraus dem PrFGG., Art. 51 Abſ. 2, wonach eine Zivil: 
kammer des LG., in deſſen Bezirk der Notar ſeinen Amtsſitz hat, 
entſcheidet. | 

Die in der Schuldverſchreibung vorgeſehene fofortige Zwangs— 
vollſtreckung in das Grundſtück wäre nach der Einfügung eines 


1) Die Frage hat durch die Verf. des Pr JM. vom 14. Juni 1915 
(ſ. u. S. 739) weſentlich an Bedeutung verloren. Praktiſch bleibt ſie 
noch immer z. B. in den Fällen, in denen der Kriegsteilnehmer 
vermißt, in Gefangenſchaft geraten iſt oder aus einem andern 
Grunde ſeine Vernehmung auf unabſehbare Zeit um aba: ge: 
worben ift. S. 

*) Die Entſcheidung iſt eine ſolche I. Inſtanz. Gegen ſie ein⸗ 
fache e Or. (KG. in OL Gqtſpr. 14, 167). 
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Nießbrauchers verhindert,“) wenn nicht die Vollſtreckungsklauſel auch 
gegen dieſen ausdrücklich erteilt würde ($ 750 ZPO.). Die Gläubigerin 
bedarf zur Geltendmachung ihres Rechtes der Klauſel und dieſe iſt 
zuläſſig, weil von der Schuldnerin der Nießbrauch an ihrem Vermögen 
beſtellt iſt (Anm. I 1 und II zu § 727 ZPO. bei Stein, ZPO., 
10. Aufl. und 8 838 ZPO.). 

Die Nießbraucherin hat den Beſitz mit der grundbuchmäßigen 
Belaſtung überkommen und die ſonſt begründete Zwangsvollſtreckung 
kann nicht durch den ſo belaſteten Nießbrauch gehemmt werden 
(SS 325, 727 ZPO., § 868 BGB.). 

Das behandelte Beſitzverhältnis, d. h. der Nießbrauch, iſt nach⸗ 
gewieſen durch die vorgelegte notarielle Beſcheinigung vom 18. Fe⸗ 
bruar 1915 über den Grundbuchinhalt mit der Eintragung vom 
3. Februar 1915. 

Die von dem deutſchen Notar ordnungsmäßig aufgenommene 
Urkunde, in der ſich der Schuldner der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
unterworfen hat, iſt aber für die Zwangsvollſtreckung gleichwertig 
einem vollſtreckbaren Urteile (85 794 Abſ. 1 Nr. 5, 704, 705 ZPO. 
und Anm. VII zu § 794 ſowie Anm. I Abſ. 1 zu 8 795 bei Friedr. 
Stein, ZRO.).” [Beſchluß des LG. Landsberg a. W. vom 22. Mai 1915, 
3 T. 36/15.] Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trend, Berlin. 


* * 
* 


Preisſchleudern mit Markenartifeln.!) 

Ob in der Preisſchleuderei in Markenartikeln die Begehung un⸗ 
lauteren Wettbewerbs zu erblicken iſt, wird von der Rechtſprechung 
und der Wiſſenſchaft verſchieden beantwortet. Insbeſondere werden 
mancherlei Einſchränkungen gemacht und Vorausſetzungen verlangt, 
bei deren Vorliegen erſt von unlauterem Wettbewerb geſprochen 
werden könne. 

Abzulehnen iſt der Standpunkt der Antragsbeklagten, daß die 
einem jeden Deutſchen gewährleiſtete allgemeine Gewerbefreiheit jeden 
Beſitzer einer Ware berechtige, ſie ohne Rückſicht darauf, ob durch 
ſeine Preisfeſtſetzung die Intereſſen Dritter geſchädigt würden, zu 
verkaufen, wie es ihm gut dünke. Solange nicht geſetzlich Höchſt⸗ 
oder Mindeſtpreiſe eingeführt ſeien, könne jeder Kaufmann ſeine Ware 
abſetzen, wie er wolle. Dieſer Standpunkt iſt um deswillen nicht zu 
billigen, weil nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen jedes Recht ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur in der Weiſe ausgeübt werden darf, daß andere in 
ihren berechtigten Intereſſen nicht geſchädigt werden. Wenn die Aus⸗ 

übung eines ſolchen Rechtes, wie z. B. vorliegend die von der Antrags: 
beklagten in Anſpruch genommene allgemeine Gewerbefreiheit, einen 
derartigen Verſtoß gegen ein wohlbegründetes Recht eines anderen 
darſtellt, ſo verſtößt dies gegen die allgemeinen Anſchauungen im 
Verkehr und iſt ſomit ſittenwidrig. 

Bei der Beurteilung der Streitfrage iſt davon auszugehen, daß, 
wie durch die überreichten Urkunden glaubhaft gemacht iſt, die dem 
klägeriſchen Verbande angeſchloſſenen Fabrikanten ſich durch Unter— 
zeichnung eines Verpflichtungsſcheines an Mindeſtpreiſe binden, und 
daß auch die Händler, die von den Fabrikanten des Verbandes deren 
Zigarettenmarken beziehen, ihrerſeits durch Unterzeichnung eines Ver: 
pflichtungsſcheines ſich binden, die ihnen vorgeſchriebenen Preiſe 
einzuhalten. 

Es kann dem von der Antragsbeklagten angezogenen Gutachten 
des Profeſſors Neubecker nicht beigetreten werden: Ein gegen die 
guten Sitten verſtoßender Zwang kann in dem Verlangen auf Unter⸗ 
zeichnung der Verpflichtungsſcheine nicht erblickt werden. Denn 
Zigaretten gehören nicht zu den lebensnotwendigen, ſchwer zu er⸗ 
ſetzenden Waren, und es kann deshalb nicht als unerlaubt angeſehen 


*) Val. dazu LG. II Berlin in KG Bl. 1915, 63, wo ein Titel gegen 
den nachſtehenden Nießbraucher nicht einmal für erforderlich gehalten zu 
werden ſcheint (ebenſo für die Mietspfändung bereits RG. 81, 146). 


1) Bol. auch JW. 1915 S. 227, 292, 466. 
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werden, wenn ihr Bezug von einer beſtimmten vertraglichen Bindung 
abhängig gemacht wird. Vgl. Roſenthal § 1 Unl WG. Note 119; 
Recken in Geweſchutz 20, 26. 

Das Gericht nimmt ohne weiteres an, daß es der Antrags⸗ 
beklagten oder ihrem Geſchäftsführer, für deſſen Handlungen ſie 
verantwortlich iſt, bekannt geweſen iſt, welche Zigarettenmarken zu den 
ſogenannten Markenartikeln gehören, daß insbeſondere die Firma G., 
deren Marken in dem Geſchäftsbetriebe der Antragsbeklagten verkauft 
worden ſind, Markenartikel, d. h. Waren mit feſtgeſetzten Mindeſt⸗ 
preiſen auf den Markt bringt. Schon im Publikum iſt dies bekannt, 
um wieviel mehr der Antragsbeklagten, die einen ausgedehnten 
Zigarettenhandel betreibt. Der Beklagten war alſo bekannt, daß die 
Fabrikanten des klagenden Verbandes, insbeſondere die Firma G., 
ſich zur Einhaltung von Mindeſtpreiſen verpflichtet haben, und daß 
auch die von ihnen beziehenden Händler zur Beachtung der fcſt⸗ 
geſetzten Preiſe verpflichtet ſind. Wenn die Antragsbeklagte 
nun derartige Waren zu einem anderen Preiſe verkauft, 
ſo kann ſie ſich dieſe Waren nur auf Umwegen verſchafft 
haben. Zum mindeſten muß ſie Fabrikanten oder Händler, die den 
Verpflichtungsſchein unterſchrieben haben, beſtimmt haben, ihr gegenüber 
von den Verpflichtungen abzuſehen. Dies verſtößt gegen die guten 
Sitten. Sofern die Beklagte ſich die fraglichen Zigarettenmarken 
nicht auf dieſem gegen die guten Sitten verſtoßenden Wege verſchafft 
haben ſollte oder verſchaffen würde, mag ſie dies glaubhaft machen 
oder im Vollſtreckungs verfahren beweiſen. Es iſt dann 
immer noch Zeit, daß ſie eine Straffeſtſetzung, die gegen ſie in Antrag 
gebracht iſt, von ſich abwendet. Als Regelfall iſt jedenfalls 
anzunehmen, daß Verträge gehalten werden, daß die 
Antragsbeklagte alſo, wenn ſie trotzdem Zigaretten der 
ſtreitigen Marken verkauft, ſie dieſe nur auf ſittenwidrige 
Weiſe ſich verſchafft haben kann. Sie tat dies zu Zwecken 
des Wettbewerbes. Denn ſie ermöglicht ſich dadurch, die Zigaretten 
billiger zu verkaufen, als dies die vertraglich gebundenen Händler 
tun dürfen. 

Wenn vorliegend auch bloß glaubhaft gemacht iſt, daß dit 
Antragsbeklagte Zigaretten der Firma G., die der Klägerin am 
geſchloſſen iſt, mit Unterbietung des feſtgeſetzten Preiſes verkauft hal, 
ſo iſt doch ohne weiteres auch die Vermutung begründet, daß ſie auch 
andere Zigarettenmarken, deren Preiſe feſtgeſetzt ſind, vertreiben wird. 
Der von dem antragſtellenden Verein geſtellte Hauptantrag iſt deshalb 
ohne weiteres begründet. (Urteil des LG. III Berlin vom 3. Mai 1915, 
11 C. 10/15/7.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Literaturbeſprechungen. 


Otto Mayer: Dentſches Verwaltungsrecht. Erſter Band. 
2. Aufl. Verlag von Duncker & Humblot. München und 
Leipzig. 1914. XIV und 401 Seiten. Preis 10 4, geb. 
12,50 &. 

Bis zu den Jahren 1895 und 1896, wo die erſte Auflage erſchien, 
waren dem deutſchen Verwaltungsrechte noch nicht viele ähnliche 
Bearbeitungen zuteil geworden; von ſolchen lagen als damals neueſte 
hauptſächlich nur die von Georg Meyer und von Edgar Löning 
vor. Auch von dieſen beiden unterſchied ſich Otto Mayers Werk 
weſentlich nach Art und Ziel. Es wollte vor allem das deutſche Ver⸗ 
waltungsrecht mehr, als bisher geſchehen war, von den übrigen Rechts 
gebieten abgrenzen und ihm Selbſtändigkeit verſchaffen. Das geſchah 
zunächſt beſonders dem Staatsrechte gegenüber. Wie die früher meiſt 
geübte ſtaatsrechtliche Behandlung des Verwaltungsrechts wurde aber 
auch in gewiſſem Umfange die ſogenannte ſtreng juriſtiſche Methode, 
welche für das bürgerliche Recht im Gebrauch iſt, und durch welche 
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die Wiſſenſchaft des bürgerlichen Rechtes groß geworden iſt, abgelehnt, 
jenes und dieſes ſelbſtverſtändlich ohne den Zuſammenhang des Ver⸗ 
waltungsrechts mit dem Staatsrechte, teilweiſe auch mit dem Straf⸗ 
und Zivilprozeßrecht und den anderen öffentlichen Rechten ſowie dem 
bürgerlichen Rechte und deren vielfaches Ineinandergreifen zu verkennen. 
Demgemäß iſt, obgleich die hergebrachte Zerlegung des Stoffes in 
einen allgemeinen und einen beſondern Teil beibehalten wurde, ſie 
doch in abweichender Art geſchehen. Der beſondere Teil, in welchen 
bereits z. B. die allgemeinen Lehren von der Polizeigewalt und von 
der Finanzgewalt gewieſen ſind, und in welchem ſich die Lehre von 
den juriſtiſchen Perſonen und der Selbſtverwaltung, die doch gewiß 
der Hauptſache nach ebenfalls noch dem allgemeinen Teile im gewöhn⸗ 
lichen Sinne angehört, ſogar erſt am Schluſſe befindet, iſt in nicht 
geringem Maße zu wenig anderem als zu einer Fortſetzung des all⸗ 
gemeinen Teiles geworden. Das zweite, worin Otto Mayer von allen 
Bearbeitern abweicht, iſt, daß er, der 1886 ein Buch über die Theorie 
des franzöſichen Verwaltungsrechts veröffentlicht hatte, ſich vielfach 
ſeine Anſichten für das deutſche Verwaltungsrecht unter dem Einfluſſe 
des franzöſiſchen Verwaltungsrechts gebildet hat, deſſen Ausgangspunkte, 
Entwickelung und neuere Geſtaltung von dem unſrigen ſo verſchieden 
ſind, daß ſeine Auffaſſung in der Theorie und ſeine Anwendung in 
der Praxis zwar vielfach gewiß noch für uns mit großem Vorteile zu 
verwerten ſind, ſich oft indeſſen auch nicht nur nicht nutzbringend, 
ſondern ſtörend erweiſen. Letzteres möchte z. B. bei den Lehren vom 
domaine public und vom etablissement d'utilité publique des fran⸗ 
zöſiſchen Rechtes der Fall ſein. In weit geringerem Maße natürlich, 
immerhin aber doch etwas iſt drittens das Werk auch noch davon 
berührt worden, daß es eine Abteilung des umfangreichen, unter Mit⸗ 
wirkung einer ganzen Anzahl Rechtsgelehrter von Binding heraus⸗ 
gegebenen Syſtematiſchen Handbuchs der deutſchen Rechtswiſſenſchaft iſt 
und ſich deshalb einem gemeinſamen Geſamtplan unterzuordnen hatte. 

Wegen dieſer, teilweiſe auch trotz dieſer großen Eigenart in 
Verbindung mit ganz außergewöhnlicher Beherrſchung des Stoffes 
und alles deſſen, was zu ihm nähere Beziehung hat, und mit einem 
tiefen und allſeitigen Eindringen in ſeine Grundlagen ſowohl wie 
nicht minder in alle ſeine Einzelheiten, ferner mit einer glänzenden 
und lichtvollen Form der Darſtellung wurde das Werk ſofort nach 
ſeinem Erſcheinen als hochbedeutſam erkannt und anerkannt und fand 
die weiteſte Verbreitung. 

Dies gilt zunächſt hinſichtlich der Theorie ganz uneingeſchränkt. 
An Otto Mayer durfte, wer ſich ſeitdem irgendwie wiſſenſchaftlich mit 
dem deutſchen Verwaltungsrechte beſchäftigte, nicht mehr vorübergehen, 
ſondern mußte zu ſeinen Anſichten Stellung nehmen, zuſtimmend oder, 
wenn er ſich ablehnend verhalten wollte, nach ſorgfältiger Prüfung 
und mit eingehender Begründung. So iſt es denn auch, man kann 
wohl ſagen, ausnahmslos geſchehen. Dieſer Erfolg beweiſt am beſten 
den Wert. Denn mag manches Buch lediglich ſchon deshalb, 
weil ſein Verfaſſer es verſtanden hat, mit Geſchick ein Geſetz für die 
Bedürfniſſe der Praxis zu erläutern, aus ſechs ſchon vorhandenen 
gleichen Büchern ein neues ſiebentes herzuſtellen u. dgl. mehr, Erfolg 
haben: ein Werk von der Art des Otto Mayerſchen erlangt einen 
derartigen großen wiſſenſchaftlichen Erfolg nur dadurch, daß es über 
alles Bisherige hervorragt und nicht nur Neues, ſondern zugleich 
Beſſeres bringt. 

Schwerer iſt die Wirkung zu beurteilen, die Otto Mayers Aus— 
führungen auf die Praxis, insbeſondere diejenige der Verwaltungs— 
gerichte, ausgeübt haben. Denn einmal gibt es in Deutſchland ſo 
viele und ſo verſchiedene Verwaltungsgerichte, ſelbſt noch ſolche höchſter 
Inſtanz, daß ihre Rechtſprechung kaum vollſtändig zu überſehen iſt. 
Außerdem iſt beim Mangel einer ausdrücklichen Bezugnahme auf Otto 
Mayer im Falle einer Übereinftimmung mit ihm und oft nicht minder 
ſelbſt in dem einer Abweichung von ihm nicht ausgeſchloſſen, daß eine 
mehr oder weniger ſtarke Beeinfluſſung durch ſeine Ausführungen 
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ſtattgefunden hat, wenigſtens meiſt unſicher, ob und in welchem Grade 
ſie ſtattgefunden hat. Es kann ſehr wohl nur unterlaſſen worden ſein, 
dies zum Ausdrucke zu bringen. Mit genügender Beſtimmtheit wird 
jedoch das eine ausgeſprochen werden dürfen, daß die Wirkung auf 
die Praxis, obwohl gerade auch für ſie dem Werke ſehr viel zu ent⸗ 
nehmen war, nicht unerheblich geringer geweſen iſt als die auf die 
Theorie, wie ja denn allgemein aus mancherlei Gründen die Benutzung 
der Theorie bei den Verwaltungsgerichten ſtets hinter der bei den 
ordentlichen Gerichten zurückgeblieben iſt und noch immer zurückbleibt. 
Gewiß hat das Werk, ebenfalls gleich von ſeinem erſten Erſcheinen 
an, auf die Praxis eingewirkt, aber keineswegs ſo, wie es hätte 
geſchehen können und geſchehen ſollen. Am ſtärkſten iſt eine Einwirkung 
beim ſächſiſchen Oberverwaltungsgerichte zu erkennen, wozu wohl bei⸗ 
getragen hat, daß Otto Mayer ſeit 1903 in Leipzig eine ſehr verdienſt⸗ 
volle Lehrtätigkeit als Profeſſor des Verwaltungsrechts entfaltet. 
Geringer und zu gering macht ſie ſich bei dem preußiſchen Oberver⸗ 
waltungsgericht und bei den meiſten anderen deutſchen Verwaltungs⸗ 
gerichtshöfen bemerkbar. 

Was nun die zweite Auflage anbetrifft, von der gegenwärtig 
der erſte Band vorliegt, ſo hat in der bis zu ihr verfloſſenen Zeit 
eine reiche Fortbildung des Verwaltungsrechts durch die Geſetzgebung, 
die Theorie und die verwaltungsgerichtliche Rechtſprechung ſtattgefunden. 
Vieles war daher neu zu verarbeiten und iſt denn auch auf das ſorg⸗ 
fältigſte verarbeitet worden mit der Folge, daß es ſich weniger um 
eine bloße neue Auflage als um eine vollſtändige Neubearbeitung 
handelt, die vom alten Texte nicht viel übrig gelaſſen hat, und mit 
dem in der Regel ſehr ſeltenen Ergebniſſe, daß der Umfang gegen⸗ 
über dem des erſten Bandes in der früheren Auflage ſich um fünf 
Druckbogen verringert hat. Außer dem vielen neuen Stoffe iſt noch 
etwas der jetzigen Auflage zugute gekommen, nämlich die Erfahrungen, 
die ſich Otto Mayer ſeit 1896 bis 1903 durch ſeine weitere ebenſo 
vielſeitige wie umfangreiche Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung 
von Elſaß⸗Lothringen erworben hat, und die beſonders bei den Einzel⸗ 
heiten verwertet worden ſind. 

An der früheren Einteilung des erſten Bandes iſt voll⸗ 
ſtändig feſtgehalten worden. Er umfaßt alſo wieder nach einer 
Einleitung den allgemeinen Teil mit den drei Abſchnitten: „Die 
geſchichtlichen Entwickelungsſtufen des deutſchen Verwaltungsrechts“, 
„Grundzüge der Verwaltungsrechtsordnung“ und „Der Rechtsſchutz in 
Verwaltungsſachen“, und vom beſonderen Teile noch die beiden Ab⸗ 
ſchnitte des erſten Buches: „Die Polizeigewalt“ und „Die Finanz⸗ 
gewalt“. Eine Anderung inſoweit war, trotzdem gerade dieſer Aufbau 
bei der erſten Auflage beanſtandet worden iſt, auch nicht zu erwarten. 
Hiermit erledigt es ſich, jetzt noch Kritik daran zu üben, das um ſo 
mehr, als die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit ſolcher methodologiſchen 
Annahmen zu beurteilen eher Sache eines Theoretikers als eines 
Praktikers iſt, der ungeachtet ſeiner theoretiſchen Neigungen und Be⸗ 
ſtrebungen doch bloß Praktiker geblieben iſt, und der als ſolcher, wie 
grundſätzlich die Praktiker, mehr danach fragt, was geboten wird, 
als wie, in welcher Reihenfolge, nach welchem Syſtem uſw. es 
geboten wird. 

Es möchte von dieſer — ohne meine Schuld verſpäteten — 
Beſprechung erwartet werden, daß ſie Auskunft gibt, bei welchen 
weſentlichen Grundfragen Otto Mayer an ſeinen früheren Anſichten 
feſtgehalten hat, und bei welchen er davon abgewichen iſt. Das wäre 
aber, auch nur annähernd erſchöpfend durchgeführt, eine ſehr mühe: 
volle und weitläufige Arbeit, die keinen entſprechenden Wert hätte, 
zumal nicht für die Leſer dieſer Zeitſchrift. Ahnliches gilt noch von 
einer Stellungnahme zu Anſichten, die in der jetzigen Auflage, ſei es 
wiederholt, ſei es geändert oder neu begründet worden ſind. Eine 
bloße Erklärung von Zuſtimmung oder von Abweichung hat gar 
keinen Zweck und verlangt, um Wert zu haben, überall, ſoweit nicht 
bloß ganz untergeordnete Einzelheiten in Betracht kommen, ein tieferes 
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Eindringen in den Gegenſtand. Wer ſich fo wie Otto Mayer nicht 
in ausgefahrenen Gleiſen bewegt, ſondern vielfach bisher ganz un: 
betretene Wege einſchlägt, muß häufig auf Widerſpruch gefaßt ſein 
und ſich damit begnügen, nur zu neuer Erörterung angeregt und 
dadurch eine Förderung gegeben zu haben, und Otto Mayer iſt ſich 
wohl bewußt, nicht ſtets unfehlbar zu ſein und mitunter nicht das 
Richtige getroffen zu haben. Endlich iſt es auch nicht einmal möglich, 
auf eine oder die andere Ausführung als beſonders wertvoll 
hinzuweiſen. Denn dann wären, ganz abgeſehen von den Schwierig: 
keiten einer ſolchen Ausleſe, die mehr oder weniger, ſoweit ſie nicht 
gar von Zufällen abhängen oder eine Geſchmacksfrage ſein ſollte, 
doch in weitem Umfange rein perſönlichen Neigungen und Anſchauungen 
unterläge, ſo zahlreiche aufzuzählen, daß man in hartes Gedränge 
käme und Gefahr liefe, leicht entweder zu viel oder zu wenig zu 
tun. Nur das ſei zu bemerken geſtattet, daß mir ſelbſt aus dem 
erſten Bande die Darſtellung des Rechtsſchutzes in Verwaltungsſachen 
und die der Polizeigewalt ſchon früher beſonders bedeutend erſchienen 
ſind und auch jetzt wieder in der Form und mit dem Inhalte, den 
ſie in der neuen Auflage haben, beſonders bedeutend erſcheinen. 

Was ſonach ausgeſprochen werden kann, andrerſeits aber auch 
nicht unterlaſſen werden darf auszuſprechen, iſt außer der gegebenen 
allgemeinen Charalterifierung des Werkes überhaupt und der neuen 
Auflage allein noch in erſter Linie der Dank, der dem Verfaſſer dafür 
gebührt, daß er nach faſt 20 Jahren, als die erſte Auflage ſchon zu 
veralten drohte, uns die neue, kaum mehr erhoffte, in ſo 
vortrefflicher Durcharbeitung geſchenkt hat. Daß dieſe zweite Auflage 
ebenſoſehr wie die frühere wieder die Theorie beherrſchen und da, 
wo keine Zuſtimmung erfolgt, wenigſtens zu weiterer Löſung von Zweifels⸗ 
fragen beitragen wird, ſteht feſt. Möge ſie aber auch, und das iſt 
das zweite, dem als einem Wunſche Ausdruck zu geben iſt, auf die 
Praxis den ihr zukommenden befruchtenden Einfluß mehr als die erſte 
Auflage ausüben. 

Der zweite Band iſt bereits in Arbeit. Hoffentlich erſcheint er 
bald und gewährt dann zugleich durch ein eingehendes Sachregiſter 
die Möglichkeit einer leichteren Benutzung auch des erſten Bandes. 

Senatspräſident Dr. Schultzenſtein, 
Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat, Berlin. 


Dr. Otto: Die Gewißheit des Richterſpruchs. Hannover 1915. 
Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 

Das Buch iſt ein Sonderabdruck einer Abhandlung des 
Dresdener Oberlandesgerichtsrats, die in einzelnen Aufſätzen in den 
Jahrgängen 1912 und 1913 der Deutſchen Richterzeitung erſchienen 
iſt, nur an wenigen Stellen mit kleinen Ergänzungen, außerdem mit 
drei Anhängen zu den Abſchnitten II, III und IV verſehen, von denen 
der Anhang B ausführliche Mitteilungen über den in der Deutſchen 
Richterzeitung von 1914 vom Erſten Staatsanwalt Zeiler dar⸗ 
gelegten, viel umſtrittenen Plan der Errichtung eines Rechtshoſs zur 
Entſcheidung zweifelhafter Rechtsfragen!) enthält. Die Abhandlung 
zerfällt in 8 Abſchnitte. Von dieſen behandelt Abſchnitt I die „Feſt⸗ 
ſtellung von Tatſachen“, Abſchnitt II die „Anwendung von Geſetzen“, 
Abſchnitt III „Rechtſprechung und Geſetzgebung“, Abſchnitt IV den 
„Prozeß als Spiel“, Abſchnitt V „Laienwelt und Rechtſprechung“, 
Abſchnitt VI „die Erfahrung als Grundlage für Geſetzesreformen“, 
Abſchnitt VII „Richterſtand und Geſetzgebung“, Abſchnitt VIII „um⸗ 
fragen und Juſtizſtatiſtik als Hilfsmittel für Geſetzesreformen“. Jeder 
einzelne Abſchnitt hat auf ſeinem ſpeziellen Gebiete wieder das Ziel 
auf „die Gewißheit des Richterſpruches“, welche der ganzen Abhandlung 
als Geſamtname gegeben iſt. 

Was der Verfaſſer unter der Gewißheit des Richterſpruchs verſteht, 
iſt allerdings nicht klar. Der Abſchnitt III beginnt mit den Worten: 
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„Der Richterſpruch kann, erkenntnis⸗theoretiſch betrachtet, niemals 
eine eigentliche Gewißheit, er kann nur eine Art von Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit ſchaffen. (71) Die Gewißheit des Richterſpruchs 
im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs iſt nicht mehr, 
als die für uns erreichbare höchſte Wahrſcheinlichkeit, gegen 
welche kein auffindbarer Gegengrund vorliegt.“ 
Dies ſind höchſt dunkle Sätze. Der erſte Satz enthält eine völlige 
Gedankenentgleiſung. Nicht der Richterſpruch kann als Schöpfer einer 
Ungewißheit und bloßen Wahrſcheinlichkeit, ſondern umgekehrt die 
mangelnde Gewißheit und bloße Wahrſcheinlichkeit kann als Quelle 
des Richterſpruchs bezeichnet werden. Jeder Richterſpruch iſt an ſich 
gewiß, denn das Urteil iſt „Gewißmachung des vom objektiven Recht 
gebilligten Zuſtandes“ (Richard Schmidt, Lehrbuch des Deutſchen 
Zivilprozeßrechts, 2. Aufl. S. 8). Ungewiß iſt nicht die Konkluſion 
(der Schlußſatz), ſondern der Oberſatz und der Unterſatz (Tatbeſtand 
und Rechtsſatz, vgl. S. 19 des Buchs), aus denen durch Konkluſion 
das Urteil entnommen wird. Aus dem zweiten oben mitgeteilten 
Satze des Verfaſſers folgt denn auch, daß er unter Gewißheit des 
Richterſpruchs nur die Gewißheit der Urteilsunterlagen (Tatbeſtand 
und Rechtsſatz) verſteht. Wenn er trotzdem von Gewißheit des 
Richterſpruchs ſpricht, fo iſt dies eine undeutſche, lateiniſierendt 
Ausdrucksweiſe. Denn die Gewißheit ſoll keine Eigenſchaft des 
Richterſpruchs fein, der Genitiv „des Richterſpruchs“ iſt ein genitivus 
objectivus, nicht subjectivus, mit dem Ausdruck Gewißheit des Richter: 
ſpruchs iſt gemeint die Gewißheit auf den Richterſpruch, d. h. auf 
ein Urteil ganz beſtimmten Inhalts. Gemeint iſt alſo die Voraus⸗ 
ſehbarkeit oder Berechenbarkeit eines Richterſpruchs beſtimmten Inhalts. 
Die Gewißheit bezieht ſich hiernach nicht auf den Richterſpruch als 
ſolchen, ſondern auſ den dem Gericht zur Entſcheidung unterbreiteten 
Rechtsſchutzanſpruch; in Wahrheit handelt es ſich nicht um bie Gewiß⸗ 
heit des Richterſpruchs, ſondern um die Gewißheit des Rechtsſchut 
anſpruchs. 
Der Verfaſſer ſieht dieſe Gewißheit durch unſere geltende formelle 
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nicht genügend verbürgt und äußert ſich in den acht verſchiedenen A: 
ſchnitten ſeines Buchs darüber, auf welche Weiſe dieſem Übelftande unter 
den dort bezeichneten Geſichtspunkten abgeholfen werden könnte. Es if 
an ſich zu begrüßen, daß ein ſolcher Üibelftand auch von richterlicher Seite 
anerkannt wird, denn welcher Anwalt wird leugnen wollen, daß die 
beratende Tätigkeit des Anwalts ſeit dem 1. Oktober 1879, der uns 
die richterliche freie Beweiswürdigung, und vollends ſeit dem 
1. Januar 1900, der uns ein biegſames materielles Recht beſchert hat, 
weſentlich erſchwert iſt, weil die Gewißheit über den Ausfall des 
zu gewärtigenden Richterſpruchs außerordentlich gelitten hat. Was 
aber der Verfaſſer in den einzelnen Abſchnitten zur Bekämpfung des 
Übelftandes, den man als ſolchen anerkennen kann, auch wenn man 
ihn mit den ſonſtigen Vorzügen der neueren Geſetzgebung in Kauf 
nehmen will, an Vorſchlägen beibringt, kann mit wenigen Ausnahmen 
nicht auf Zuſtimmung rechnen. 

Zu dieſen Ausnahmen rechne ich einen im Abſchnitt I (Felt 
ſtellung von Tatſachen) gemachten Vorſchlag. Dieſer Abſchnitt bringt 
einen ſcharfen Angriff gegen die Handhabung der richterlichen freien 
Beweiswürdigung, was um ſo bemerkenswerter iſt, als der Angreifende 
ſelbſt dem Richterſtande angehört. Er beklagt es mit Recht, daß dem 
Zeugniſſe bei der Sache beteiligter Perſonen allzu oft vom Gericht 
mit Unrecht Glauben geſchenkt wird und erklärt die richterliche 
Würdigung der Bekundungen einer beteiligten Perſon als großes 
Riſiko, dem er mit folgendem bemerkenswerten Vorſchlage abhelfen will: 

„Man laſſe grundſätzlich die Vernehmung beteiligter dritter 
Perſonen, man laſſe auch die Vernehmung der Parteien als 
Zeugen zu; für den einzelnen Fall mache man jedoch die Ver⸗ 
nehmung der Parteien und von Angehörigen der Parteien 
(ſchlechthin) ſowie diejenige von Nechtsvorgängern und Ver“ 
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tretern (wenigſtens inſoweit, als der Rechtsnachfolger oder 
der Vertretene ſeine Parteibehauptungen den Mitteilungen des 
Rechtsvorgängers oder des Vertreters entnimmt) von einem 
Antrage der Gegenpartei abhängig.“ 

Dieſer Vorſchlag bezieht ſich, wie man ſieht, auf die Vernehmung 
nicht nur beteiligter dritter Perſonen, ſondern auch der Parteien ſelbſt, 
die er alſo auf Antrag der Gegenpartei als Zeugen vernehmen laſſen 
will. Der Vorſchlag iſt, wenn man zunächſt einmal von der Partei⸗ 
vernehmung ſelbſt abſehen will, beachtenswert. Er läuft darauf 
hinaus, daß die zugunſten einer Partei intereſſierten Perſonen nur 
von der beweispflichtigen Gegenpartei als Zeugen benannt werden 
können und bietet zu dem Schiedseid die doppelte Analogie, daß er, 
wie dieſer die Gewiſſenhaftigkeit der Gegenpartei, ſo die der An⸗ 
hänger der Gegenpartei anruft, und daß er einen letzten Notanker 
der ſonſt beweisfälligen. Partei darſtellt. Was aber die Partei⸗ 
vernehmung angeht, ſo hat der Verfaſſer zwar den Beſchluß des 
Berliner Richtertags von 1913 angezogen, daß der geformelte Eid 
durch die eidliche Vernehmung der Parteien zu erſetzen ſei, dagegen 
den dasſelbe Thema behandelnden, aber viel eingehenderen Beſchluß 
des 21. Deutſchen Anwaltstages aus derſelben Zeit mit Stillſchweigen 
übergangen. Der Verfaſſer will den Schiedseid durch die zeugenſchaft⸗ 
liche Vernehmung der Parteien erſetzen (vgl. S. 16, 33, 34), hat ſich 
aber über die Erſetzung auch des Noteides durch Parteivernehmung 
nicht ausgelaſſen. 

Im Abſchnitt IV behandelt Verfaſſer den „Prozeß als Spiel“. 
In dieſem Abſchnitt wird zunächſt ohne erſichtlichen Zuſammenhang 
mit dem Thema über den Schopenhauerſchen Begriff der „eriſtiſchen 
Dialektik“ und deren Anwendung auf dem Gebiete des Prozeßweſens 
als Rabuliſtik gehandelt, von welcher aber geſagt wird, daß ſich die 
Verufsrichter nur ſehr ſelten durch fie irreführen laſſen, während bei 
logiſch mindergeſchulten Laienrichtern die Gewißheit der Rechtſprechung 
durch ſie ernſtlich gefährdet werden könne. Indes ſcheint der Ver⸗ 
faſſer auf die Bekämpfung ſolcher Rabuliſtik beſonderen Wert zu legen, 
wie aus der Tatſache hervorgeht, daß er in einem Anhange zu dieſem 
Abſchnitte vollſtändig und wörtlich neun ausgewählte „Kunſtgriffe“ 
aus Schopenhauers Abhandlung „Eriſtiſche Dialektik“ wiedergibt. 
Sodann geht der Verfaſſer auf das nach feiner Meinung weit bebeut: 
ſamere Spiel mit tatſächlichen Behauptungen, Eideszuſchiebungen und 
Zeugenbenennungen über, deſſen Zulaſſung durch die Geſetzgebung die 
Gewißheit der Rechtſprechung in einem kaum zu überſchätzenden Um⸗ 
fange beeinträchtigen ſoll. Er verwirft zwar die Bezeichnung „Prozeß⸗ 
lüge“ für Behauptungen, welche von den Parteien auf Grund bloßer 
Vermutungen aufgeſtellt werden, und eignet ſich dafür die Wildhagenſche 
Bezeichnung als „vorſorgliche Behauptungen“ an; er erkennt auch eine 
Berechtigung des Anwalts zur Aufſtellung ſolcher Behauptungen an, 
wendet ſich aber gegen vermeintliche Ausartungen ſolcher Vorſorglich⸗ 
keit in der Aufſtellung auf bloßer Vermutung beruhender Behauptungen, 
ohne indes näher zu begründen, daß eine ſolche Ausartung in der 
Praxis tatſächlich bemerkbar geworden ſei, ſowie gegen die Benennung 
von beteiligten Zeugen und Eideszuſchiebungen für ſolche vorſorg⸗ 
lichen Behauptungen. Wie unklar ſich in ſeinem Kopfe das Prozeß⸗ 


ſchickſal ſolcher Beweisantritte durch Eideszuſchiebung geſtaltet, zeigt 


folgender Satz: 
„Da die Leiſtung jedes Parteieides bei uns nach geſetzlicher 
Regel vollen Beweis ſchafft, kann ſchon das Abſchwören einer 
rein vorſorglichen Behauptung durch die Gegenpartei nach 
Befinden zu einer Verzerrung des Tatſachenbildes führen; 
erheblich größer wird die Gefahr dann, wenn der Eid zurüd: 
geſchoben und dadurch die Partei ſelbſt der Verſuchung unter⸗ 
worfen wird, die vorſorgliche Behauptung zu beſchwören.“ 
Wie durch Abſchwörung einer vorſorglichen Behauptung eine Ver⸗ 
zerrung des Tatſachenbildes herbeigeführt werden ſoll, iſt unverſtändlich; 
die Verzerrung könnte doch höchſtens durch die einer bloßen Mut⸗ 
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maßung entſproſſene vorſorgliche Behauptung ſelbſt bewirkt ſein und 
das ſo verzerrte Bild würde durch Abſchwören wieder auf ſein Eben⸗ 
maß zurückgeführt werden. Durch Leiſtung des zugeſchobenen Eides 
würde doch eine Verzerrung des Tatſachenbildes nur dann herbei⸗ 
geführt werden, wenn die vorſorgliche Behauptung richtig wäre und 
die Gegenpartei daher durch ihre Abſchwörung die Eidespflicht ver⸗ 
letzen würde. In dieſem Falle kann man doch aber keinen Vorwurf 
gegen die Aufſtellung der vorſorglichen Behauptung erheben. Wenn 
nun aber gar diejenige Partei, welche eine vorſorgliche Behauptung 
unter Eideszuſchiebung aufgeſtellt hat, durch Zurückſchiebung des Eides 
der Verſuchung zur Beſchwörung ihrer Behauptung ausgeſetzt werden 
ſoll, ſo überſieht der Verfaſſer, daß es ſich bei vorſorglichen Be⸗ 
hauptungeu immer um ſolche Tatſachen handelt, welche die fie 
behauptende Partei ſelbſt nicht weiß, und der Zurückſchiebung des 
Eides daher durch §§ 448, 445 3PO. Schranken auferlegt find, 
welche ſie für dieſen Fall faſt ſtets ausſchließen werden, daß aber, 
wenn die Partei wirklich einmal vor die Frage der Leiſtung eines ihr 
zurückgeſchobenen Eides geſtellt werden ſollte, der von ihr zu leiſtende 
Eid gemäß § 459 ZPO. nur in der Überzeugungsform normiert 
ſein würde, | 

Die Unzuträglichkeit aber, welche in der Benennung beteiligter 
Perſonen als Zeugen liegt, ſteht in keinem beſonderen Zuſammen⸗ 
hange mit der Aufſtellung vorſorglicher Behauptungen; über ſie iſt 
oben bereits in anderem Zuſammenhange geſprochen. 

Es iſt hiernach ganz abwegig, die Aufſtellung vorſorglicher Be: 
hauptungen unter Beweisantritt als bloßes Spiel zu bezeichnen oder 
behaupten zu wollen, daß die Gewißheit der Rechtſprechung im Sinne 
des Verfaſſers hierdurch eine Beeinträchtigung erleide. 

Alles in allem handelt es ſich um eine feuilletoniſtiſche Arbeit, 
welcher ein höherer wiſſenſchaftlicher, rechtspolitiſcher oder praktiſcher 
Wert nicht zuerkannt werden kann. 

Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


Kurt von Rohrſcheidt, Geheimer Regierungsrat: Gewerbe⸗ 
orduung für das Deuntſche Reich, in ihrer neueſten Faſſung 
mit ſämtlichen Ausführungsbeſtimmungen für das Reich und 
für Preußen, ſowie mit dem Kinderſchutz⸗, dem Stellen: 
vermittlergeſetz, dem Hausarbeitsgeſetz und dem Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſez. Für den Gebrauch in Preußen erläutert. 
Zweite Auflage, Berlin 1912. Verlag von Franz Vahlen. 

Das deutſche Gewerberecht bildet ein Rechtsgebiet für ſich. Um 
es zu beherrſchen, wäre eine ganze Bibliothek nötig, wenn es nicht in 

Geſtalt von Kommentaren Kompendien gäbe, die alles notwendige zu 

umfaſſen beabſichtigen. Ein Kommentar, der dies nicht nur beabſichtigt, 

ſondern in bewundernswürdiger Weiſe erreicht, iſt der von Rohrſcheidt, 
deſſen zweite Auflage nunmehr abgeſchloſſen vorliegt. Das Gewerbe: 
recht iſt von Reichs wegen nicht nur durch die Gewerbeordnung, ſondern 
durch überaus zahlreiche Neben⸗ und Ergänzungsgeſetze geregelt. Außer 

Text und Kommentar der Reichsgewerbeordnung gibt Rohrſcheidt den 

Text aller dieſer Geſetze mit ausführlichem Kommentar. Zahlreiche 

Ausführungsgeſetze der Einzelſtaaten ſind vorhanden. In Beziehung auf 

dieſe ſchließt ſich der Verfaſſer in erſter Linie an die preußiſche Geſetz⸗ 

gebung an, ohne jedoch die der übrigen Bundesſtaaten zu vernachläſſigen. 

Die Rechtſprechung im Gewerberecht iſt keine einheitliche. Das preußi: 

ſche und ſächſiſche Oberverwaltungsgericht, der bayriſche Verwaltungs— 

gerichtshof können voneinander abweichende Urteile ſprechen. Das Reichs⸗ 
gericht kann von ihnen allen wieder abweichen. Rohrſcheidt hat dieſe 
geſamte Rechtſprechung berückſichtigt und zwar im einzelnen ſo genau und 
ſcharf, daß meiſtens ein Nachleſen der Entſcheidungen ſelbſt überflüſſig 
iſt. Er war hierzu als Herausgeber des Gewerbearchivs, das eine 
Sammlung aller wichtigen ſich auf das Gewerberecht beziehenden 


Entſcheidungen bringt, beſonders geeignet. Die noch erſcheinenden 
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Bände des Gewerbearchivs bilden auch eine wertvolle und aus⸗ 
reichende Ergänzung des Kommentars, ſo daß dieſer für den Erwerber 
auf eine lange Reihe von Jahren ausreichen wird. Dies iſt auch bei 
dem Umfange und der Koſtſpieligkeit des Werks wünſchenswert. Der 
große Umfang war aber hier notwendig, kleiner konnte der Kommentar 
beim beſten Willen nicht ſein. Er iſt ein Muſter von Kürze, Knapp⸗ 
heit und Überſichtlichkeit, beherrſcht von dem ſelbſtändigen, wiſſenſchaft⸗ 
lichen, über dem geſamten Material ſtehenden Geiſte des Verfaſſers. 
Da der Kommentar das preußiſche Landesrecht in erſter Linie 
neben dem Reichsrecht berückſichtigt, fo ſollte kein preußiſcher Juriſt 
— auch kein Ziviljuriſt — ſeine Anſchaffung unterlaſſen. Die Fragen 
des Gewerberechts laſſen ſich wirklich nicht auf Grund des Geſetzestextes 
einfach aus dem Handgelenk entſcheiden. Hierzu iſt genaue Kenntnis der 
Rechtſprechung nötig. Wie umfangreich das Gebiet iſt, erhellt daraus, 
daß trotz umfaſſender Darſtellung immer noch einige Fragen unbeantwortet 
geblieben ſind. Iſt z. B., wie die Praxis dies jetzt tut, die Anwendung 
des § 27 GewO. ganz allgemein auf Rummelplätze, nicht bloß auf einzelne 
auf ihnen befindliche Anlagen, wie Kegelbahnen, Schießſtände gerecht⸗ 
fertigt? Warum findet der § 49 Gewd. nicht auf die im § 34 daſelbſt 
aufgeführten Gewerbe und auf die Stellenvermittler Anwendung? Ein 
kleiner Mangel iſt auch der, daß $ 34 GewO. noch immer die Geſchäfte 
der Geſindevermieter und Stellenvermittler aufführt Die Anmerkung 
ergibt zwar den Fortfall der in Frage kommenden Worte des Geſetzes, 
es wäre aber auch wünſchenswert, daß dies ſofort aus dem Texte 
erſehen werden könnte. Derartige kleine Mängel berühren den hohen 
Wert des Buchs natürlich in keiner Weiſe. 


Juſtizrat Rausnitz, Berlin. 


Ludwig Meyer, Gerichtsaſſeſſor: Die Anwendung des 
preußiſchen Lotteriegeſetzes auf außerpreußiſche Preß⸗ 
erzeugniſſe. Verlag Schletterſche Buchhandlung, Breslau 1914. 


In ſeiner wenige Bogen umfaſſenden Schrift hat der Verfaſſer 
in Kürze, aber auch ohne allzutiefes Eindringen in die aus der 
Materie ſich ergebenden Rechtsprobleme die wichtigſten ſtrafrechtlichen 
Streitfragen des preußiſchen Lotteriegeſetzes erörtert und kommt 
durchweg zu einwandfreien und für die Praxis brauchbaren Er⸗ 
gebniſſen. 

Im Anſchluß an die Rechtſprechung des RG. und der höchſten 
preußiſchen Gerichtshöfe prüft er zunächſt die vielumſtrittene Frage 
der Rechtsgültigkeit des preußiſchen Lotteriegeſetzes gegenüber den 
SS 286, 2 StGB. Mit zutreffenden Gründen beweiſt er, daß landes⸗ 
rechtliche Spielverbote trotz der reichs rechtlichen Strafdrohung des 
8 286 StGB. der rechtlichen Wirkſamkeit nicht ermangeln. Die im 
§ 763 BGB. feſtgeſtellte Gültigkeit von Lotterieverträgen ſtaatlich 
genehmigter Lotterien ſchließt das Recht der Einzelſtaaten, ſolche 
Verträge mit Strafe zu bedrohen, um deswillen nicht aus, weil dieſe 
Strafdrohungen nicht Ausfluß ethiſcher oder kriminalpolitiſcher Er⸗ 
wägungen ſondern Maßnahmen rein finanztechniſcher Natur ſind. 
Auch Art. 33 der Reichsverfaſſung, wonach alle im freien Verkehr 
eines Bundesſtaates befindlichen Gegenſtände in allen anderen Bundes⸗ 
ſtaaten eingeführt werden dürfen, macht das Verbot des Verkaufes 
bundesſtaatlicher Loſe nicht unwirkſam, weil die Beſtimmung der 
Reichsverfaſſung ſich ausſchließlich gegen die zur Zeit ihres Inkraft⸗ 
tretens noch beſtehenden Verkehrsbeſchränkungen und Zollgeſetze richtete, 
dagegen ein Eingreiſen in die Strafgeſetzgebung der einzelnen Staaten 
nicht bezweckte. Danach iſt die Rechtsgültigkeit des Lotteriegeſetzes im 
ganzen nicht zu bezweifeln. 

Beſonders eingehend erörtert Meyer ſodann die Strafbarkeit der 
Verſendung verbotener Veröffentlichungen an einzelne Perſonen nach 
Preußen ſowie ihre Verbreitung durch außerhalb Preußens erſcheinende 
periodiſche Druckſchriften innerhalb des Staatsgebietes und auf 
deutſchen Handels⸗ und Kriegsſchiffen. Verfaſſer kommt zu dem Er⸗ 


gebnis, daß ſolche Verbreitung innerhalb des preußiſchen Staats⸗ 
gebietes ſtrafbar ſei, auf deutſchen Handelsſchiffen aber nur, wenn 
dieſe ſich in preußiſchen Küſtengewäſſern oder Häfen befinden, auf 
Kriegsſchiffen nie. 

Soweit die Verbreitung durch die Preſſe geſchieht, liegt ein 
Preßdelikt im Sinne des Reichspreßgeſetzes vor; Ort der Tat iſt 
jeder Ort, an dem die Verbreitung ſtattfindet, und zuſtändig ſind trotz 
8 7 Abi. 2 StPO. die Gerichte des Verbreitungsortes, weil bei der 
außerhalb Preußens erſcheinenden Druckſchrift nicht ſchon deren 
Inhalt ſondern erſt ihre Verbreitung in Preußen den ftrafbaren Tat: 
beſtand begründet; ein Ergebnis, das Meyer ſelbſt als befremdlich 
erſcheinend bezeichnet und das mehr dem die ſtrenge Durchführung 
des Lotteriegeſetzes fordernden praktiſchen Bedürfnis in Preußen, als 
einer folgerichtigen Auslegung des den fliegenden Gerichtsſtand der 
Preſſe beſeitigenden §S 7 Abſ. 2 StPO. entſpricht. 

Juſtizrat Dr. Loewenſtein, Berlin. 


Dr. Werner Pinzger, Landrichter in Magdeburg: Geſetz be 
treffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung von 
20. April 1892. Verlag W. Kohlhammer. 1914. 316 S. 
Preis 4,50 &. 

Obgleich zu dem GmbHG. mehrere große Kommentare und 
mannigfache Textausgaben mit Anmerkungen vorliegen, fehlt dem 
vorliegenden Werk doch nicht die buchhändleriſche Daſeinsberechtigung. 
Es iſt eine Handausgabe mittleren Umfanges, die durch vollſtändige 
Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichsgerichts ausgezeichnet iſt. 
Die Erläuterungen ſind knapp und inhaltreich, bisweilen allerdings 
zu kurz gefaßt. Auch die einſchlägigen Beſtimmungen des Reichs 
ſtempelgeſetzes ſind miterläutert, leider nicht im Zuſammenhange, 
ſondern an den verſchiedenſten Stellen des Kommentars. Beigegeben 
ſind Entwürfe für Geſellſchaftsverträge ſowie Formulare für An⸗ 
meldungen u. dgl. Das Buch iſt recht praktiſch und kann namentlich 
wegen ſeines wohlfeilen Preiſes empfohlen werden. 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Adolf Arndt, Geheimer und Oberbergrat, o. ö. Profeſſor der 
Rechte: Allgemeines Berggeſetz für den Preußiſchen Statt 
in feiner jetzigen Faſſung nebſt vollſtändigem Kommentar, 
den Ergänzungsgeſetzen und Auszügen aus den eir 
ſchlägigen Nebengeſetzen. Achte ſtark verbeſſerte Auflage. 
Freiburg i. B., J. Bielefelds Verlag, 1914. 317 S. Geb. 
5,50 &. 

Drei Jahre nach dem Erſcheinen der 7. Auflage liegt bereits die 
8. Auflage des Arndtſchen kleinen Kommentars vor. Dieſe Tatſache 
zeigt, daß das brauchbare Werk ſich feine Stellung in der bergrecht⸗ 
lichen Literatur erobert hat, wie denn der aus ſeinen zahlreichen 
ſonſtigen bergrechtlichen Schriften und Aufſätzen wohlbekannte Ver⸗ 
faffer heute unter den Autoren auf dieſem Gebiete einen unbeſtrittenen 
Rang einnimmt. 

Zwiſchen der 7. und der 8. Auflage liegt das durch die Rd. 
notwendig gewordene neue Knappſchaftsgeſetz vom 3. Juni 1912, das 
nunmehr den 7. Titel erſetzt. Die 8. Auflage hat es an deſſen Stelle 
in das ABG. eingefügt und kurz unter ſtetem Hinweis auf ſeinen 
Zuſammenhang mit der RO. kommentiert. Im übrigen iſt das 
Buch im weſentlichen unverändert geblieben, nur iſt überall die 
Berückſichtigung von Literatur und Rechtſprechung auf den neueſten 
Stand gebracht. Der Umfang des Buches iſt dadurch verringert, daß 
in der 8. Auflage die Auszüge aus der Gewerbeordnung, ſoweit ſie 
das Bergweſen betrifft, und das Kaligeſetz weggelaſſen ſind. 

Rechtsanwalt Dr. H. Iſay, Berlin. 
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44. Jahrgang. 


Allgemeine Verfügung vom 14. Juni 1915, betreffend 
die Erledigung von Rechts hilfeerſuchen im Felde. (Pr IJ MBl. 
von 1915 Nr. 24 S. 116.) § 1 Nr. 3 des Geſetzes, betreffend die frei: 
willige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer und 
Marine, vom 28. Mai 1901 (RGBl. S. 185) beſtimmt: 

„Im Felde (Einführungsgeſetz zur Militärſtrafgerichtsordnung 8 5) 
ſind beim Heere hinſichtlich der im § 1 Nr. 1, 6, 7, 8 der Militär⸗ 
ſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898 bezeichneten Perſonen auch 
die Kriegsgerichtsräte und die Oberkriegsgerichtsräte zuſtändig: 


3. Für die Erledigung von Erſuchen um Rechtshilfe, jedoch 
unbeſchadet der Vorſchriften des § 13 des Einführungs⸗ 
geſetzes zur Militärſtrafgerichtsordnung.“ 

Nach § 1 Abſ. 1 der Verordnung des Bundesrats vom 14. Januar 
1915 (RGBl. S. 18) findet der 8 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1901 
auf die Kaiſerliche Marine entſprechende Anwendung. 

Da der 81 Nr. 3 des Geſetzes vom 28. Mai 1901 ſich auf alle 
Angelegenheiten der bürgerlichen Gerichtsbarkeit bezieht (Begründung 
zu § 1 des Entwurfs, Sten B. des RT., 10. LP. II. Seſſ. 1900/1902, 
1. Anlageband S. 372; Bericht der X. Kommiſſion zu § 1, ebenda, 
2. Anlageband S. 1165) und der § 13 des Einführungsgeſetzes zur 
Militärſtrafgerichtsordnung, deſſen Fortgeltung vorbehalten iſt, eine 


Sondervorſchrift nur für Strafſachen enthält, ſo erſtreckt ſich die Vor⸗ 


ſchrift des § 1 Nr. 3 auch auf die Erledigung von Erſuchen in bürger: 
lichen Rechtsſtreitigkeiten. 

Die hiernach zu erſuchenden richterlichen Militärjuſtizbeamten des 
Landheeres befinden ſich im allgemeinen bei den Generalkommandos 
der Armeekorps, bei den Diviſionen, den Etappeninſpektionen und den 
Etappenkommandanturen ſowie bei den Gouvernements der von deutſchen 
Truppen beſetzten ausländiſchen Feſtungen und Landesteile; bei Zweifeln 
über den zuſtändigen Militärjuſtizbeamten iſt das Erſuchen am zweck— 
mäßigſten an den Truppenteil uſw. des zu Vernehmenden oder an eine 
dem Truppenteil übergeordnete Kommandobehörde zur Weitergabe an 
die zuſtändige Stelle zu richten. Die richterlichen Marine juſtizbeamten 
befinden ſich im allgemeinen bei den Stäben der höheren Marine— 
Kommandobehörden; bei Zweifeln über den zuſtändigen Marinejuſtiz— 
beamten empfiehlt es ſich, das Erſuchen um Rechtshilfe dem Herrn Staats: 
ſekretär des Reichs⸗Marineamts zwecks Weitergabe zu überſenden. 

Berlin, den 14. Juni 1915. 

Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: Mügel. 


Anmerkung. Mit dieſer Verfügung iſt die auch in dieſer Zeit: 
ſchrift mehrfach erörterte Frage (efr. IW. 1914 S. 1044, 1135; 1915 


S 63 ſiehe auch oben S. 733) für die Praxis in Preußen im weſent— 


lichen beſeitigt. Da die Vorſchrift kein neues Recht ſchaffen, ſondern 
nur auf das beſtehende Recht verweiſeu will, dürfte auch die Recht— 
ſprechung der übrigen Bundesſtaaten keine Bedenken haben, ſich dem 
anzuſchließen. (Vgl. auch Delius, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens 
S. 12, 13, 51, 59, 60 und JW. 1915, 467). D. . 


Haben Italiener Ausländervorſchuß zu zahlen? Seit 
dem Eintritt Italiens in den Weltkrieg geſchieht es nicht ſelten, daß 
von italieniſchen Klägern, die vor deutſchen Gerichten auftreten, ) die 
Zahlung von Ausländervorſchuß verlangt wird. Das Verlangen iſt 


) Das iſt zuläffig wegen aller nichtvermögensrechtlichen Anſprüche 
ſowie wegen derjenigen vermögensrechtlichen Anſprüche, die am 31. Juli 
1914 oder ſpäter entſtanden ſind (Verordnung des Bundesrats vom 
7. Auguſt 1914, RGBl. S. 360). 
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zur Zeit nicht berechtigt. Deutſchland und Italien haben zwei Verträge 
geſchloſſen, welche die beiderſeitigen Staatsangehörigen wechſelſeitig 
von der Vorſchußpflicht befreien: den deutſch⸗italieniſchen Handels⸗ 
vertrag vom 6. Dezember 1891 (RGBl. 1892, 97) und das Haager 
Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Mai 1905 (RG Bl. 1909, 409). 
Art. 3 Abſ. 2 des Handelsvertrages verbürgt den beiderſeitigen Staats: 
angehörigen hinſichtlich der Verfolgung und Verteidigung ihrer Rechte 
vor Gericht „alle Rechte und Befreiungen der Inländer“ und Art. 17 
des Haager Abkommens ſchließt jede Art von Sicherheitsleiſtung für 
Angehörige der Vertragsſtaaten ausdrücklich aus. Beide Verträge 
ſtehen wie alle völkerrechtlichen Verträge ſo lange zwiſchen den Vertrag⸗ 
ſchließenden in Kraft, als ſie nicht rechtlich (durch Kündigung oder 
Zeitablauf) oder tatſächlich (durch Eintritt des Kriegszuſtandes) ihr 
Ende erreicht haben. Das kann unbedenklich als die völkerrechtlich 
herrſchende Lehre bezeichnet werden (vgl. die Entſcheidungen des KG., 
DIZ. 1915 S. 817 und 616). Da Rechtsgründe die Verträge nicht 
außer Kraft geſetzt haben, gelten ſie ſo lange fort, bis der Kriegs⸗ 
zuſtand zwiſchen dem Deutſchen Reich und Italien eingetreten iſt. 
Das iſt zur Zeit nicht der Fall. Zwar bedarf es für den Eintritt des 
Kriegszuſtandes nicht der formellen Kriegserklärung. Indeſſen fehlt 
es bis heute auf beiden Seiten an Kundgebungen, welche die Abſicht 
zeigten, über den — unzweifelhaft erfolgten — Abbruch der 
diplomatiſchen Beziehungen hinauszugehen. Bezeichnend dafür iſt, ab⸗ 
geſehen von den militäriſchen Vorgängen, der Umſtand, daß das 
zuerſt in einer Schweizer Tageszeitung veröffentlichte und für den 
Kriegsfall zwiſchen den beiden Staaten geſchloſſene Abkommen, an 
deſſen Exiſtenz kein Zweifel beſteht, bis heute amtlich nicht ver⸗ 
öffentlicht worden iſt. Iſt ſomit der Kriegszuſtand zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und Italien zur Zeit noch nicht eingetreten, ſo ſtehen 
die völkerrechtlichen Verträge zwiſchen beiden Staaten noch in Kraft. 
Italiener ſind daher vor deutſchen Gerichten zur Zeit noch von der 
Vorſchußpflicht befreit. 
Rechtsanwalt Dr. Ernſt Frankenſtein, Berlin. 


Zwei Bemerkungen zum Geſete über den Pelage⸗ 
rungszuſtand nom 4. Juni 1851. 1. Verkündung bei 
Trommelſchlag oder Trompetenſchall. 8 3 des Geſetzes 
beſtimmt, daß die Erklärung des Belagerungszuſtandes bei Trommel⸗ 
ſchlag oder Trompetenſchall zu verkünden und außerdem durch Mit⸗ 
teilung an die Gemeindebehörden, durch Anſchlag an öffentlichen 
Plätzen ſowie durch öffentliche Bekanntmachung in Blättern ohne 
Verzug zur allgemeinen Kenntnis zu bringen iſt. In der Rechtslehre 
gehen nun die Anſichten weit auseinander, welche Bedeutung dieſer 
Vorſchrift und insbeſondere der ganz außergewöhnlichen Verkündungsart 
„bei Trommelſchlag oder Trompetenſchall“ zukommt. Während Oppen⸗ 
hoff (Anm. 5 zu § 4 CG StGB.) und Laband der Anſicht find, dieſe 
beſondere Verkündungsart müſſe in jeder einzelnen Gemeinde erfolgen, 
verlangen Olshauſen (Anm. 7) und Groſchuff nur, daß dieſe Form 
an dem Orte gewahrt wird, von dem die Erklärung des Belagerungs: 
zuſtandes ausgeht, das iſt der Aufenthaltsort des Kaiſers bei Erklärung 
des Kriegszuſtandes. Dieſe Auffaſſung erſcheint mir ganz unzived: 
mäßig. Mit Recht wird von Groſchuff darauf hingewieſen, daß durch 
dieſe Verkündungsart recht eindringlich auf die Einführung dieſes Aus⸗ 
nahmezuſtandes hingewieſen werden ſoll. Allein dieſe Wirkung der 
beſonderen Verkündungsart entfällt, wenn der Kaiſer einen von ſeinem 
Aufenthaltsorte weit entfernten Teil des Bundesgebiets in Kriegs— 
zuſtand erklärt oder wenn der Kaiſer ſich bei Erklärung desſelben 
etwa im Auslande befindet. Alsdann erſcheint die Verkündung bei 
Trommelſchlag oder Trompetenſchall am Aufenthaltsorte des Kaiſers 
überhaupt ausgeſchloſſen. Es iſt nun von Intereſſe, aus den Materialien 
des Belagerungszuſtandsgeſetzes zu erſehen, wie der Geſetzgeber ſich 
die Erfüllung dieſer Vorſchrift gedacht hat und welche Bedeutung er 
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ihr beigelegt wiſſen wollte. In dem Kommiſſionsbericht zur Erwägung 
des Entwurfs der Verordnung über den Belagerungszuſtand heißt es !): 
Es wurde bemerkt, daß es ungewiß erſcheine, ob der Belagerungs⸗ 
zuſtand als erklärt zu betrachten ſei, und mit ſeinen Folgen eintreten 
ſolle, bloß nachdem er bei Trommelſchlag verkündet worden ſei, oder 
ob auch die vorgeſchriebenen Mitteilungen und Anſchläge erfolgt ſein 
müſſen. Die Kommiſſion einigte ſich in ihrer Mehrheit dahin, daß 
es überhaupt nur darauf ankomme, daß die Erklärung des Belagerungs⸗ 
zuſtandes den Beteiligten bekanntgemacht werde, daß die Art der 
Bekanntmachung aber durch die Umſtände bedingt ſei und daher den 
betreffenden Behörden überlaffen werden müſſe. Wo die Verkündung 
durch Ausruf bei Trommelſchlag oder Trompetenſchall bewirkt werden 
könne, dürfe ſie nie unterlaſſen werden, aber auch jede andere im 
Geſetz vorgeſehene Verkündungsweiſe müſſe genügen, und der Belage⸗ 
rungszuſtand trete ſofort ein, die Verkündung möge in der einen oder 
der anderen der vorgeſchriebenen Arten erfolgt ſein. Dieſer Anſicht 
wurde auch die unverändert in das Geſetz übergegangene Faſſung des 
Entwurfs für entſprechend erachtet. § 8 wurde dann in der erſten 
Kammer, nachdem dieſe Erwägungen vom Berichterſtatter vorgetragen 
worden waren, ohne Diskuſſion angenommen.?) Danach iſt alſo die 
Beobachtung der beſonderen Verkündungsform gar nicht Vorbedingung 
für die Gültigkeit der Erklärung des Belagerungszuſtandes, und ihre 
Bedeutung für die raſche, allgemeine Verbreitung der Kenntnis von 
dem Belagerungszuſtand iſt in der jetzigen Zeit, wo die raſch arbeitende 
Tagespreſſe eine ſo allgemeine Verbreitung gefunden hat, erheblich 
zurückgetreten. Es iſt daher zutreffend, wenn in der Denkſchrift zu 
dem Entwurfe eines Geſetzes über den Belagerungszuſtand für Elſaß⸗ 
Lothringen, nach welchem die Verkündung bei Trommelſchlag oder 
Trompetenſchall in den mit Truppen beſetzten Orten erfolgen ſollte, 
bemerkt wird, daß dies dem preußiſchen Geſetze entſpreche. Wäre die 
Anſicht von Oppenhoff richtig, dann müßte in jedem Falle, wo das 
Belagerungsgeſetz zur Anwendung gebracht werden ſoll, feſtgeſtellt 
werden, ob am Orte der Tat die Verkündung des Kriegszuſtandes bei 
Trommelſchlag oder Trompetenſchall ſtattgefunden hat, was natürlich 
bei kleineren Gemeinden in der Regel nicht geſchehen iſt. 

2. Zuſtändigkeit der außerordentlichen Kriegsgerichte 
bei ideal konkurrierenden Vergehen. Zu den vielen Zweifels⸗ 
fragen, welche die knappen Beſtimmungen des Belagerungszuſtands⸗ 
geſetzes ausgelöſt haben, gehört auch die, wie bei Idealkonkurrenz von 
Delikten vorzugehen iſt, von denen das eine vor die ordentlichen 
Gerichte, das andere vor die Kriegsgerichte gehört. Amtsrichter Müller 
(Recht 1915 S. 43) und Gerichtsaſſeſſor Damerow (JW. 1915, 16) 
vertreten die Anſicht, daß in ſolchen Fällen der Grundſatz „ne bis in 
idem“ nicht Platz greift, daß vielmehr jedes Gericht das zu ſeiner 
Zuſtändigkeit gehörige Delikt ſelbſtändig ohne Rückſicht auf das andere 
Gericht abzuurteilen hat. Während letzterer aber annimmt, daß beide 
Urteile uneingeſchränkt nebeneinander zu vollftreden ſeien, vertritt 
erſterer unter Hinweis auf RGSt. 46, 55 die Anſicht, daß das eine 
Gericht die von dem anderen Gerichte erkannte Strafe in Abzug zu 
bringen hat. Beide Anſichten erſcheinen bedenklich. 

Allerdings hat das RG. (E. 83, 405) in einem Falle, in welchem 
die Strafkammer den Angeklagten wegen fahrläſſiger Tötung frei: 
geſprochen und es abgelehnt hatte, zu der ideell konkurrierenden 
Zuwiderhandlung gegen Vorſchriften der Rheinſchiffahrtspolizeiordnung 
Stellung zu nehmen, dieſen Standpunkt gebilligt. Es führte dabei 
aus, daß das ordentliche Gericht ſich mit einer Prüfung der Frage, 
ob ein Verſtoß gegen die genannte Polizeiverordnung vorliege, ſich 
von vornherein gar nicht befaſſen durfte, weil zur Aburteilung der⸗ 
artiger Verſtöße Sondergerichte beſtellt ſeien, und daß die Strafkammer 
daher die Tat des Angeklagten nur unter dem Geſichtspunkte einer 
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Tötung einer Prüfung und Entſcheidung unterziehen durfte. In dem 
entſchiedenen Falle erſcheint das Ergebnis, daß nämlich die Straf: 
kammer nicht über das allein übrig bleibende vor die Schifſahrts⸗ 
gerichte gehörige Vergehen aburteilen durfte, zutreffend. Denn ſtellt 
ſich bei einer ſolchen bei Eröffnung des Verfahrens angenommenen 
Idealkonkurrenz heraus, daß der Tatbeſtand des allein vor die 
ordentlichen Gerichte gehörenden Vergehens in Wirklichkeit nicht ge⸗ 
geben iſt, ſo läßt ſich die Zuſtändigkeit des Gerichts für das nach 
deſſen Anſicht allein vorliegende, vor ein Sondergericht gehörige Delilt 
in keiner Weiſe begründen. Das ordentliche Gericht bzw. im um 
gekehrten Falle das Sondergericht wird das Verfahren alsdann wegen 
Unzuſtändigkeit einzuſtellen haben. Anders liegt es aber meines Er⸗ 
achtens trotz der Entſcheidung des RG., wenn die Tatbeſtände beider 
Delikte gegeben find. Die Regel des 8 73 gilt für das geſamte 
Strafrecht, ganz gleich, ob zur Aburteilung das ordentliche Gericht 
oder ein beſonderes Gericht zuſtändig iſt. Das Prinzip iſt, der Tat⸗ 
beſtand des dem Angeklagten günſtigeren Geſetzes wird von dem Tat⸗ 
beſtande des ihm ungünſtigeren Strafgeſetzes vollkommen abſorbiert. 
Das RG. geht darin fo weit, daß es nicht einmal ein in dem 
milderen Geſetze enthaltenes Strafminimum als für den Richter ver: 
bindlich erachtet, ſo daß dem Tatbeſtande des milderen Geſetzes auch 
für die Strafzumeſſung nur die Bedeutung eines vom Richter frei 
zu würdigenden Begleitumſtandes zukommt. Dieſe ſo vollkommene 
Abſorption ſoll nun verleugnet werden, wenn die ideal konkurrierenden 
Delikte teils vor die ordentlichen, teils vor beſondere Gerichte gehören? 
Hieße das nicht das formale Strafrecht über das materielle ſtellen? 
Hält man an dem Prinzip der Abſorption feſt, ſo geht das eine 
Delikt in dem anderen gewiſſermaßen unter, es kommt ihm keine 
ſelbſtändige Bedeutung mehr zu, das härtere Strafgeſetz beſtimmt den 
Charakter der Handlung und damit auch allein die Zuſtändigkeit. 
Nur fo läßt ſich auch der oberſte Grundſatz unſerer Strafrechtspflege 
„ne bis in idem“ verwirklichen. Ein zwingender Grund, ihn für 
derartige Fälle zu durchbrechen, kann nicht anerkannt werden. Oder 
ſollte es wirklich das öffentliche Intereſſe erfordern, daß, wenn jemand 
in Kriegszeiten im Streite einem anderen einen Revolver entreißt und 
ihn damit erſchießt, neben der vom Schwurgericht ausgeſprochenen 
Strafe wegen vorſätzlicher Tötung das Kriegsgericht noch beſonders 
wegen der unbefugten Waffenführung entſcheiden muß, anſtatt daß das 
ordentliche Gericht allein über dieſe einheitliche Tat erkennt? 

Gerade was die Kriegsgerichte anlangt, wurde bei Beratung des 
Belagerungszuſtandsgeſetzes auch zur Sprache gebracht, wie bei einer 
Verbrechensmehrheit vorzugehen ſei. 

Abgeordneter v. Zander äußerte ſich damals in der 1. Kammer:“) 

„Es werden in der Praxis viel Zweifel entſtehen, wie es 
gehalten werden ſoll, wenn eine Konkurrenz von Verbrechen eintritt, 
nämlich von ſolchen Verbrechen, die teils vor ein Kriegsgericht gewieſen 
ſind, teils dem gewöhnlichen Kriminalgericht verbleiben ſollen. In 
ſolchen Fällen wird es ſehr zweifelhaft ſein, wer ſie in die Hand 
nehmen ſoll, ob der Staatsanwalt oder der Auditeur ... Ich bin 
der Anſicht, daß die Zweifel nach dem beſtehenden allgemeinen Recht 
über die Konkurrenz der Strafgerichte zu löſen ſind, ich geſtehe jedoch, 
daß ich auch eine andere Meinung ſehr wohl gelten laſſe.“ 

Es wurde jedoch von keiner Seite damals etwas hierzu geäußert. 
Man kann daraus erſehen, daß jedenfalls von einem der geſetzgebenden 
Faktoren damals der Gedanke, daß bei Idealkonkurrenz die orden 
lichen Gerichte auch für die an ſich zur Zuſtändigkeit der Kriegsgerichte 
gehörigen Straftaten berufen ſein könnten, keineswegs abgelehnt 
worden iſt. 

Der hier vertretene Standpunkt dürfte auch erhebliche Zweck 
mäßigkeitsgründe für ſich haben. Er verhindert, daß derſelbe Tat 
beſtand vor zwei verſchiedenen Gerichten verhandelt werden muß, 
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wodurch die Arbeit der Behörden, die Beläftigung der Zeugen und die 
Koſten verdoppelt werden würden und leicht hinſichtlich der Beweis⸗ 
würdigung zwei ſich widerſprechende Entſcheidungen nebeneinander 
beſtehen können. Die Anſicht von Müller — doppeltes Verfahren, 
aber Anrechnung der einen Strafe auf die andere — führt praktiſch 
entweder zu demſelben Ergebnis oder ſcheitert bei der Durchführung. 
Iſt nämlich die von beiden Gerichten verhängte Strafe gleichartig, ſo 
führt der Abzug der einen Strafe von der anderen praktiſch zu einer 
Aufhebung des früheren Urteils, oder wenn dieſes die höhere Strafe 
ausgeſprochen hat, zu einem Verzicht des zuletzt erkennenden Gerichts 
auf Beſtrafung für das zu ſeiner Zuſtändigkeit gehörige Delikt. Sind 
aber die Strafen verſchiedenartig, hier Geldſtrafe, dort Freiheitsſtrafe, 
ſo fehlt es an jedem Anhalte, wie der Abzug vorgenommen werden 
ſoll. Die Scheidewand, die man durch Auseinanderreißen eines 
einheitlichen Tatbeſtandes zwiſchen den ordentlichen Gerichten und den 
Kriegsgerichten aufrichten will, erſcheint mir gekünſtelt. Beide ſind 
Zwillingsſchweſtern, nicht feindliche Brüder, und aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte ergibt ſich nicht der geringſte Anhalt dafür, daß etwa die 
Kriegsgerichte ein Produkt des Mißtrauens gegen die ordentlichen 
Gerichte ſind. Das Kriegsgericht in Oppeln hat auch in konſequenter 
Durchführung der hier vertretenen Auffaſſung entweder das ideal 
konkurrierende, an ſich vor die ordentlichen Gerichte gehörige Vergehen 
mit zur Aburteilung gebracht, wenn es das mildere im Sinne des 
8 73 StGB. war, oder aber im umgekehrten Falle die ganze Sache 
ungeteilt an die ordentlichen Gerichte abgegeben.“) 
Landrichter Dr. Hertel, Oppeln. 


Zur Entſcheidung des Reichsgerichts über die Kriegs- 
klaufel, Zu der Frage der Gültigkeit und Anwendbarkeit der 
ſogenannten Kriegsklauſel bei Lieferungsverträgen, iſt ſchon verſchiedent⸗ 
lich von Gerichten und in Aufſätzen Stellung genommen. 

Nunmehr liegt auch eine Entſcheidung des RG. vor, und zwar 
vom 20. Mai 1915 (L II. 83/15). 

Es wird darin ausgeführt: 

„Unbedenklich iſt, daß die Düſſeldorfer Mühle den Vertrag 
unter der Bedingung abgeſchloſſen wiſſen wollte: wenn der Krieg 
ausbricht, will ich nicht gebunden ſein. Dieſe Klauſel kann keinen 
anderen Sinn haben, als wie das OLG. angenommen hat. Da⸗ 
gegen iſt es weitere Auslegungsfrage, welche Ereigniſſe gemeint 
find. In dem Falle des Ausbruchs eines Krieges, der auf die 
Weizenlieferung keinen Einfluß hat, kann die Klauſel allerdings 
nicht zur Anwendung gebracht werden. Hier iſt ein gewaltiges 
Ereignis eingetreten, das auf die abgeſchloſſene Lieferung zweifellos 
einen gewaltigen Einfluß ausgeübt hat. Dem OLG. kann deshalb 
in ſeinen Ausführungen nur beigetreten werden.“ 

Der Schlußſchein, in dem die Kriegsklauſel enthalten war, lautete: 

„Streiks, Beſchädigung der Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, 
Blockade, Aus⸗ und Einfuhrverbot, höhere Gewalt vorbehalten.“ 

Die Entſcheidung des RG. iſt von weittragender Bedeutung, da 
viele derartige Prozeſſe entweder ſchon im Lauf ſind oder noch an⸗ 
geſtrengt werden ſollen. 

Iſt nun dieſer Entſcheidung ohne weiteres beizupflichten oder 
erheben ſich nicht manche Bedenken gegen eine derartige Auslegung 
der Klauſel? Wenn das RG. ſagt: Die Düſſeldorfer Mühle wollte 
den Vertrag ſicherlich unter der Bedingung abgeſchloſſen wiſſen, daß, 
wenn der Krieg ausbricht, ſie nicht gebunden ſein wolle“, ſo mag 
dieſes zugegeben werden; jedoch erhebt ſich die Frage, ob der andere 
Vertragsteil auch die Klauſel in dieſem Sinne wollte, denn eine gültige 
Vereinbarung kann nur durch Übereinſtimmung der Parteien zuſtande 
kommen. Dies aber dürfte abzuweiſen fein. Der Händler, der Mehl⸗ 
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verbraucher, der Bäcker würde ſicherlich einem ſolchen Sinn der Klauſel 
nicht zugeſtimmt haben, denn er ſetzte ſich mit Eintritt eines Krieges 
der Gefahr aus, den neuen Bedingungen des Lieferanten, die vielleicht 
nach Lage der Dinge gar nicht zu rechtfertigen waren, auf Gnade und 
Ungnade ergeben zu ſein, wenn er nicht ſein Geſchäft ſchließen und 
alles, Kapital und Kundſchaft, verlieren wollte. 

Eine derartige Auslegung, wie ſie das RG. vornimmt, könnte 
in wirtſchaftlicher Beziehung für den Staat die ſchlimmſten nicht 
abzuſehenden Folgen haben. Klauſeln ſolchen oder ähnlichen Inhalts 
ſind allen größeren Lieferungsverträgen in jeder Branche beigefügt. 
Iſt ihr Eintritt nun ohne weiteres Eingehen auf die beſondere Lage 
eines jeden Falles, wie es verlangt werden muß, ſchon gegeben, weil 
„ein gewaltiges Ereignis eingetreten iſt, das auf die abgeſchloſſene 
Lieferung zweifellos einen gewaltigen Einfluß hat“, wie das NG. 
ausführt, ſo ſind in dem Momente der Kriegserklärung alle derartigen 
Verträge außer Kraft geſetzt, denn dieſe vom RG. geforderte Bedingung 
liegt für alle Branchen gleichmäßig vor. Einfluß hat der Krieg des 
eigenen Landes anf die Lieferung jeder Ware. 

Im gleichen Augenblick würde unſer ganzes gewerbliches und 
induſtrielles Leben ſtill ſtehen, und der Spekulation bei Abſchluß neuer 
Verträge wäre Tor und Tür geöffnet. Private Aufkäufer der not⸗ 
wendigſten Rohſtoffe könnten die Preiſe auf an ſich nicht zu recht⸗ 
fertigende Höhen treiben, ſo daß der Staat ſofort eingreifen müßte. 
Iſt dieſes nun ein irgendwie befriedigender Zuſtand? Nein, eine 
derartige Wirkung der Kriegsklauſel und ihrer Auslegung müßte dem 
Lande ſo viel ſchaden, wie eine verlorene Schlacht. 

Die einzig mögliche und befriedigende Erkläruug der Klauſel 
bleibt die, daß das Gericht nach den Grundſätzen von Treu und 
Glauben bei jedem Einzelfall zu prüfen hat, inwieweit der Kriegs⸗ 
ausbruch eine Veränderung der Leiſtungsmöglichkeit des Lieferanten 
herbeigeführt hat, um danach zu urteilen, ob in dem betreffenden 
Fall der Eintritt der Kriegsklauſel zu bejahen iſt oder nicht. 

Bei einer Faſſung der Klauſel, wie im vorliegenden Fall, dürfte 
es dem Gericht ſogar zuſtehen, die Verpflichtung des Lieferanten zur 
Teillieferung auszuſprechen. Gerade bei Mehllieferungen — wie im 
vorliegenden Fall — war der Ausbruch des Krieges nicht derartig 
einſchneidend, beſonders wo die neue Ernte im gleichen Monat ein⸗ 
gebracht wurde und, wie ſich auch erwieſen hat, Deutſchland zum 
größten Teil ſeinen Bedarf ſelbſt decken kann, daß jeder Vertrag mit 
Kriegsklauſel ſofort ganz außer Kraft geſetzt werden durfte. 

Auf jeden Fall iſt die Beweisführung des RG., die mit ib ren 
Worten auf jeden Vertrag mit Kriegsklauſel zutrifft, bedenklich. 

Dr. Dicken, Rechtsanwalt am OLG. Düſſeldorf. 


Mobile oder gegen den Feind verwendete Eruppen- 
teile. Die zutreffenden Ausführungen von Delius JW. 1915, 539 
möchte ich durch einen Hinweis ergänzen. 

In der amtlichen Begründung des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes 
heißt es S. 6: „Die Worte ‚gegen den Feind geführt‘ find durch 
gegen den Feind verwendet‘ erſetzt worden, weil bei einer engen 
Auslegung des erſteren Ausdrucks die Abſicht des Geſetzes in einzelnen 
Fällen vereitelt werden könnte.“ Damit iſt nicht jede Befaſſung 
deutſcher Soldaten mit dem Feinde in den Begriff „gegen den Feind 
verwendet“ aufgenommen, ſondern, wie ſich aus dem übrigen Inhalte 
der Ziff. 1 des 8 2 KTSchG. ergibt, nur die militäriſche im 
engeren Sinne. Die Truppen müſſen, wenn ſie unter Ziff. 1 des 
82 fallen ſollen, zu einer militäriſchen Operation gegen den Feind 
verwendet worden ſein. Es gibt aber noch zahlreiche andere Ver— 
wendungen gegen den Feind außer der rein militäriſchen. Die feind⸗ 
lichen Kriegsgefangenen bleiben allerdings Feinde, wie das OLG. 
Dresden LeipzZ3. 1914 Sp. 1867 ausführt. Aber die Bewachung der 
Feinde iſt keine militäriſche Operation, ſondern eine kriegs polizeiliche 
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Maßnahme. Wenn ein Offizier des ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos eine beſonders praktiſche Kriegsverwaltungsmaßnahme 
ausarbeitet, ſo richtet ſich dieſe bewußt in allererſter Linie gegen den 
Feind und ſchadet dem Feinde vielleicht mehr, als ein ganzes Regiment 
im Felde. Aber die Maßnahme iſt keine kriegeriſche, keine militäriſche 
im engeren Sinne. Kein Menſch wird ſagen, daß jener Offizier des 
Generalkommandos gegen den Feind verwendet worden ſei. Dieſer 
Geſichtspunkt iſt bereits angedeutet in der Entſcheidung des OLG. 
Caſſel vom 27. Februar 1915 (Leipz 3. 1915 Sp. 566), welche eine 
entgegengeſetzte Meinung vertritt wie das OLG. Dresden. 

Auch die Entſcheidungen des OLG. Braunſchweig vom 2. Fe⸗ 
bruar 1915 (Leipz ZZ. 1915 Sp. 561) und des LG. Kiel vom 27. Fe⸗ 
bruar 1915 (Leipz3. 1915 Sp. 460) faſſen den Begriff „mobil“ 
viel zu weit. Zu ihrer Widerlegung ſei auf die Ausführungen von 
Ottinger, JW. 1914, 1071 und Haberſtumpf, DRZ. 1914 Sp. 891 
hingewieſen. Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf, München. 


Das Recht auf Akteneinſicht beim Geſchäftsaufſicht⸗- 
verfahren. Beantragt der Schuldner die Geſchäftsaufſicht, fo hat 
er mit dem Antrag ein Verzeichnis der Gläubiger unter Angabe ihrer 
Adreſſen, eine Überſicht des Vermögensſtandes in Form einer Gegen: 
überſtellung der einzeln aufzuführenden Aktiven und Paſſiven und, 
ſofern er Kaufmann iſt, auch eine letzte Bilanz einzureichen (Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 8. Auguſt 1914 § 2). An der Einſicht⸗ 
nahme dieſer Urkunden wird der Gläubiger oft aus den verſchiedenſten 
Gründen ein erhebliches Intereſſe haben. Das ſind teils Gründe, 
die mit dem Verfahren ſelbſt zuſammenhängen. So wenn er wiſſen 
will, ob mit Rückſicht auf die Art der Zahlungsunfähigkeit oder 
Überſchuldung die Erwirkung eines Titels zwecks alsbaldiger Volt: 
ſtreckung nach Aufhebung des Verfahrens geboten iſt. Teils ſind es 
Momente außerhalb desſelben. So, wenn er die bisher geheim⸗ 
gehaltenen Beziehungen des Schuldners kennen lernen will. 

Nun läßt die Bekanntmachung des Bundesrats (§ 1) keinen 
Zweifel darüber, daß das Inſtitut der Geſchäftsaufſicht lediglich im 
Intereſſe des notleidenden Schuldners und nicht des Gläubigers 
geſchaffen worden iſt. Vornehmſter Zweck der Geſchäftsaufſicht iſt, 
dem Schuldner die Wunden, die der Krieg ihm geſchlagen hat, 
allmählich heilen zu helfen und ihn einer wirtſchaftlichen Geſundung 
nach dem Kriege entgegenzuführen. Daß daneben die Gläubiger aus 
den Einkünften befriedigt werden ſollen, iſt nur ſekundärer Natur. 
So würde auch dann der Anordnung der Geſchäftsaufſicht nichts im 
Wege ſtehen, wenn mit Beſtimmtheit vorauszuſehen wäre, daß die 
Gläubiger während der Dauer der Geſchäftsaufſicht auch nicht einen 
Heller erhalten. Daher iſt auch nur der Schuldner zur Stellung des 
Antrags berechtigt. Das ganze Aufſichtsverfahren behandelt den 
Gläubiger dagegen lediglich als paſſiven, leidenden Teil, der ſowohl 
auf ſofortige Zahlung wie auch gleichmäßige Befriedigung verzichten 
muß. Der Gläubiger hat auf die Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
die Beſtellung der Aufſichtsperſon, die Fortführung und Aufhebung 
des Verfahrens nicht den mindeſten Einfluß. Daher iſt die analoge 
Anwendung konkursrechtlicher Beſtimmungen bei der Weſensverſchiedenheit 
beider Inſtitute verfehlt (vgl. Breit IW. 1915, 61 gegen Jäger, 
BankArch. 1914, 31). Die Parteibefugniſſe aus § 299 Abſ. 1 350. 
in Verbindung mit § 4 Abſ. 2 der Bekanntmachung und § 72 KO. 
können daher dem Gläubiger im Auffichtöverfahren nicht zugeſprochen 
werden. 

Es bleibt daher nur das Akteneinſichtsrecht des Gläubigers als 
eines Dritten nach § 299 Abſ. 2 ZPO. übrig, ſofern er ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. Dieſe Beſtimmung bedeutet gegenüber der 
Vorſchrift des Abſ. 1 für das Aufſichtsverfahren inſofern eine be: 
deutſame Einſchränkung, als es dem Gläubiger in den meiſten Fällen 
nicht gelingen wird, ein rechtliches Intereſſe glaubhaft zu machen 
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und fo durch die Einſichtnahme den Zweck des Geſchäftsaufſichts⸗ 
verfahrens, Stärkung des Schuldners unter ſtaatlicher Mitwirkung 
und Ausſchaltung der Gläubigerrechte, eventuell zu gefährden. Nur 
in denjenigen Fällen dürfte ohne weiteres ein rechtliches und nicht 
nur wirtſchaftliches Intereſſe anzuerkennen ſein, in denen der Gläubiger 
gemäß § 8 der Bekanntmachung die Entſcheidung des Gerichts darüber 
anruft, ob ſich die Aufſichtsperſon bei Verteilung von billigem Er⸗ 
meſſen hat leiten laſſen. Aber auch hier wie in anderen Fällen, in 
denen der Gläubiger ein rechtliches Intereſſe glaubhaft gemacht hat, 
wird die in das Ermeſſen des Richters geſtellte Beſugnis, die Akten⸗ 
einſicht zu gewähren, („kann“) eine recht brauchbare Handhabe ſein, 
dem Gläubiger nur inſoweit Einſicht zu geſtatten, als ſein rechtliches 
Intereſſe reicht und die Zwecke der Geſchäftsaufſicht es erfordern. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Mendel, Bonn. 


Zur Anwendung des 8 5 der Sekanntmachung des 
Sundesrats vom 20. Mai 1915 (681. 5. 290 ff.). In 
IW. 1914, 962 hatte ich die Frage erörtert, ob eine Einſtellung der 
Vollſtreckung auf Grund des § 3 der Bekanntmachung des Bundes: 
rats vom 7. Auguſt 1914 (RGBl. S. 359) ſchon vor oder ob fie 
erſt nach der Androhung oder Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
maßregel erfolgen könne. Ausgehend von der Beſtimmung des Begriffs 
„Vollſtreckungsgericht“ in § 764 Abſ. 2 3] O. hatte ich darauf bin: 
gewieſen, daß es vor dem Beginne oder der Androhung der Voll— 
ſtreckung mitunter zweifelhaft ſein könne, welches Gericht für die 
Entſcheidung über einen Antrag aus $ 3 das örtlich zuſtändige fi 
(vgl. hierzu $ 802 ZPO.) Tiefer gelegentlich auftauchende Zweifel 
iſt durch die neue Faſſung der genannten Bekanntmachung, d. h. durch 
die Verordnung des Bundesrats vom 20. Mai 1915 (RG Bl. S. 290 ff.), 
nicht beſeitigt worden, wenngleich dieſelbe jetzt in § 5 beſtimmt, daß 
die Einſtellung der Vollſtreckung auch ſchon vor dem Beginne der 
Vollſtreckung durch das Vollſtreckungsgericht erfolgen kann. Denn 
auch gerade in dieſem Falle können unter Umſtänden die ber’ 
ſchiedenſten Amtsgerichte als „Vollſtreckungsgerichte“ zuſtändig ſein. 
Es folgt dies: 

a) aus 8 764 Abſ. 2, Alternative 1, ZPO. (da deſſen zweite 
Alternative hier nicht in Frage kommen kann), wonach 
als „Vollſtreckungsgericht“, ſoſern nicht das Geſetz ein 
anderes Gericht bezeichnet, dasjenige AG. anzuſehen iſt, 
in deſſen Bezirk die Vollſtreckung ſtattfinden ſoll, 

b) aus den $$ 758, 808, 809, 828 Abſ. 2, 899, 930 380. 
und den SS 1 und 2 3G., wonach, je nach der Ver: 
ſchiedenartigkeit der zu pfändenden Vermögensſtücke des 
Schuldners oder des ſonſtigen Zieles der Vollſtreckung, 
ganz verſchiedene Gerichte, und zwar ausſchließlich 
($ 802 ZPO.) als Vouſtreckungsgerichte berufen find. 

In den meiſten Fällen wird allerdings das AG., in deſſen 
Bezirk der Schuldner ſeinen Wohnſitz, daher ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat, das allein zuſtändige Vollſtreckungsgericht ſein, aber 
nur dann, wenn ſich das geſamte Vermögen des Schuldners 
6. B. auch fein Grundbeſitz, fein Geſchäft u. dgl.) in dieſem Bezirke 
befindet. Hierüber werden aber der Gläubiger und das nach 8 5 
a. a. O. angerufene Gericht des Wohnſitzes des Schuldners in der 
Regel nichts oder nichts Beſtimmtes wiſſen. Gerade wegen dieſer 
Ungewißheit und im beſonderen Hinblick auf die Grenzen ſeiner in 
jedem Falle von Amts wegen zu prüfenden, örtlichen Zuſtändigkeit 
als „Vollſtreckungsgericht“ iſt daher das AG. des Wohnſitzes des 
Schuldners meines Erachtens nicht ohne weiteres befugt, die Voll⸗ 
ſtreckung aus einem auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
lautenden Schuldtitel ganz allgemein gemäß § 5 a. a. O. ein: 
zuftellen, vielmehr nur, inſoweit feine örtliche Zuſtändigkeit als 
Vollſtreckungsgericht reicht. Gibt dagegen der Schuldner die eides⸗ 
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ſtattliche Verſicherung ab, daß er kein Vermögen außerhalb des an⸗ 
gerufenen Gerichtsbezirks ſeines Wohnſitzes beſitzt, ſo ſteht einer all⸗ 
gemeinen Einſtellung der Vollſtreckung aus dem Schuldtitel meines 
Erachtens nichts im Wege. Macht er dies aber nicht glaubhaft, 
weil er z. B. tatſächlich Grundſtücke beſitzt, die in einem anderen 
Gerichtsbezirke als dem ſeines Wohnſitzes liegen, ſo empfiehlt es ſich, 
den rechtlichen Umfang der vom Gerichte des Wohnſitzes in ſolchem 
Falle beſchloſſenen Einſtellung vielleicht in der Weiſe in der Formel 
des Einſtellungsbeſchluſſes augenfällig zum Ausdruck zu bringen, 
daß darin geſagt wird, die Einſtellung der Vollſtreckung auf die an⸗ 
gegebene Zeitdauer werde nur inſoweit angeordnet, als das be⸗ 
ſchließende Gericht zur Zeit des Erlaſſes ſeiner Entſcheidung 
rechtlich zu einer Einſtellung als „Vollſtreckungsgericht“ berufen 
ſei. Denn hierdurch wird jedem Zweifel über die vom Gericht 
gewollte Tragweite ſeiner Entſcheidung vorgebeugt. Bei einem 
Geſuche auf Vornahme einer Vollſtreckungsmaßregel oder ſelbſt nach 
Vornahme einer ſolchen läßt ſich alsdann in der Regel ſofort fagen, 
ob ſich die bereits vor dem Beginne der Vollſtreckung angeordnete Ein⸗ 
ftellung gegen die begehrte oder im anderen Falle ſchon gegen die 
vollzogene Vollſtreckungsmaßregel gerichtet hat, oder ob dies wegen 
der inſoweit fehlenden, örtlichen Zuſtändigkeit des Gerichts, das die 
Einſtellung der Vollſtreckung in der oben vorgeſchlagenen Faſſung 
angeordnet hat, nicht der Fall iſt. Zugleich iſt die vorgeſchlagene 
Faſſung geeignet, den Schuldner oder zum mindeſten deſſen rechts⸗ 
kundigen Vertreter darauf hinzulenken, den gleichen Einſtellungsantrag 
unter Umſtänden auch noch bei den Amtsgerichten zu ſtellen, in deren 
Machtbereich das beſchließende Gericht, wie offenſichtlich, nicht hat 
eingreifen wollen, und die gleichfalls zu einer Einſtellung gemäß 
§ 5 a. a. O. als „Vollſtreckungsgerichte“ berufen find. Denn wenn 
der Schuldner z. B. Grundſtücke beſitzt, die in verſchiedenen 
Gerichtsbezirken liegen, ſo muß er bei jedem Gericht, in deſſen 
Bezirke ſie liegen, die Einſtellung der Vollſtreckung beantragen, um 
dieſe zu verhüten (fo auch Güthe im PrJMBl. 1914 S. 757 in 
Anm. 3a), oder er muß im Falle des § 2 Abſ. 1 ZIG. ein für die 
Entſcheidung über einen ſolchen Antrag zuſtändiges Vollſtreckungs⸗ 
gericht durch das zunächſt höhere Gericht beſtimmen laſſen, das dann 
über die Einſtellung zu befinden hat. 

Andere Gerichte als die des Wohnſitzes des Schuldners werden 
meines Erachtens niemals eine ganz allgemeine Einſtellung der 
Vollſtreckung aus einem Schuldtitel anordnen dürfen, vielmehr nur 
bezüglich derjenigen Vermögensſtücke oder eines Inbegriffs ſolcher, die 
ſich in ihrem Bezirke befinden, durch deren dortiges Vorhandenſein ſie 
auch erſt zum örtlich zuſtändigen Vollſtreckungsgerichte geworden ſind, 
es ſei denn, daß die Vollſtreckung im Einzelfalle nach dem klar 
erkennbaren Inhalte des Schuldtitels überhaupt nur in ihrem Bezirke 
ſtattfinden kann, wie z. B. die in einem Urteile angedrohte Vollſtreckung 
in ein beſtimmtes, in ihrem Bezirke belegenes Grundſtück. 

Der mitunter in der Praxis vertretenen Anſicht, es müſſe in 
weitherziger Auslegung der Bekanntmachungen vom 7. Auguſt 1914 
und 20. Mai 1915 als Abſicht des Geſetzgebers angeſehen werden, 
daß jedes Gericht die Einſtellung der Vollſtreckung aus dem Schuld⸗ 
titel ganz allgemein anordnen dürfe, wenn es nur irgendwie als 
„Vollſtreckungsgericht“ in Tätigkeit treten dürfe, vermag ich ſonach 
nicht beizutreten. Die Rechtsfolgen dieſer Anſicht find meines Er: 


achtens ganz unhaltbare. Denn dann könnte z. B. — um nur einen 
Fall herauszugreifen — die Einleitung einer Immobiliarzwangs⸗ 


verſteigerung oder Zwangsverwaltung jederzeit von allen möglichen 
anderen „Vollſtreckungsgerichten“ als demjenigen der belegenen 
Sache gemäß 85 a. a. O. verhindert werden. Dem Schuldner wäre 
damit eine vorzügliche Handhabe zur endloſen Hinauszögerung der 
Vollſtreckung gegeben. 

Schließlich möchte ich in dieſem Zuſammenhange noch auf einen 
in der Praxis häufig vorkommenden Irrtum hinweiſen: Wiederholt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 743 


— 


haben Gläubiger, denen der vor dem Beginne der Vollſtreckung geſtellte 
Einſtellungsantrag des Schuldners zur Kenntnisnahme und Äußerung 
durch das Vollſtreckungsgericht mitgeteilt wurde, ihr Erſtaunen über 
die Stellung des Antrages geäußert, weil ſie während des Krieges 
gar nicht gegen den Schuldner vollſtrecken wollten. Im Anſchluß 
hieran meinten ſie, daß zur Zeit überhaupt kein Gericht vorhanden 
ſei, „in deſſen Bezirk das Vollſtreckungsverfahren ſtattfinden ſolle“ 
(vgl. 8 764 Abſ. 2 ZPO.). Dieſe Anſicht iſt irrig. Denn die erſte 
Alternative der erwähnten Geſetzesbeſtimmung bedeutet nicht, daß die 
Vollſtreckung jedenfalls ſchon mit Sicherheit erwartet werden müſſe, 
um das Gericht, in deſſen Bezirk ſie ſtattfinden ſolle, zum Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte zu ſtempeln, ſondern nur ſo viel, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung, wenn fie überhaupt einmal ſtattfindet, nach den 
einſchlägigen Beſtimmungen der ZPO. im Bezirke des als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht angerufenen AG. ſtattfinden ſoll. 
Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


Brieg und Angeſtelltenverſicherung.!) Regierungsrat 
Dr. v. Olshauſen teilt in JW. 1915, 649 unter 3b die Entſcheidung 
des Rentenausſchuſſes vom 23. 2. 15 mit, die ausſpricht, daß An⸗ 
geſtellte, welche während des Krieges zu den Fahnen einberufen ſind 
und denen entweder unmittelbar oder mittelbar durch Unterſtützung 
ihrer Angehörigen von dem Arbeitgeber Zuwendungen in Höhe ihres 
vollen Gehalts oder auch nur eines Teils davon gemacht werden, 
weiter verſicherungspflichtig find. 

Die Entſcheidung des Rentenausſchuſſes iſt nicht endgültig; die 
Sache ſchwebt in der Beſchwerdeinſtanz. 

Über das Beſchwerdeverfahren beſtimmt in Anlehnung an ähnliche 
Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung (88 1693, 1799) das 
Gf A. in 88 210, 328: 

Die Beſchwerde geht an das Schiedsgericht. Die Beſchwerdefriſt 
beträgt einen Monat. „Handelt es ſich um eine noch nicht feſtſtehende 
Auslegung geſetzlicher Vorſchriften von grundſätzlicher Bedeutung, ſo 
gibt das Schiedsgericht die Sache unter Begründung feiner eigenen 
Anſicht an das Oberſchiedsgericht ab, wenn es der Beſchwerdeführer 
innerhalb der Beſchwerdefriſt beantragt hat. Auch andere Beteiligte 
können dieſen Antrag binnen einer Woche ſtellen, nachdem ſie die 
Gelegenheit, ſich zu äußern, erhalten haben. Das Oberſchiedsgericht 
entſcheidet in dieſen Fällen ſtatt des Schiedsgerichts.“ 

In dem Beſchwerdeverfahren gegen den von Dr. v. Olshauſen 
erwähnten Beſchluß des Rentenausſchuſſes hat die Reichsverſicherungs⸗ 
anftalt für Angeſtellte beim Schiedsgericht nach 8 210 VGf A. die 
Abgabe der Sache an das Oberſchiedsgericht beantragt. Das Schieds⸗ 
gericht hat dem Antrage entſprochen, gleichzeitig aber in einem durch 
die Tagespreſſe bekannt gewordenen Gutachten die Beſchwerde für 
begründet erklärt. Es verneint die Verſicherungspflicht der zum 
Kriege eingezogenen Angeſtellten mit der Begründung, „daß während 
des Krieges die bisherige Verfügungsmacht des Arbeitgebers über den 
Angeſtellten auf die Militärbehörde übergegangen iſt und daß die 
Zuwendungen an die Angeſtellten und ihre Angehörigen nicht den 
Charakter eines Entgelts, ſondern lediglich einer aus vaterländiſcher 
Geſinnung entſprungenen freiwilligen Unterſtützung tragen“. 

Mit einer ähnlichen Begründung hat das Reichsverſicherungsamt 
die Krankenverſicherungspflicht von Kriegsteilnehmern, an deren An— 
gehörige der Arbeitgeber einen Teil ihres bisherigen Gehalts während 
des Krieges weiterzahlt, verneint. Die Entſcheidung iſt in Nr. 36 
der „Mitteilungen des Kriegsausſchuſſes der deutſchen Induſtrie“ 
S. 514 abgedruckt. Rechtsanwalt Michalke, Berlin, 

Syndikus der Potsdamer Handelskammer. 


1) Val. IW. 1914 S. 909, 1047, 1136; 1915, 63. 
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Das Erlöſchen von Auskunfteiverträgen während 
des Kriegs. Der Auskunfteivertrag iſt ein Werkvertrag, deſſen 
Geltung an ſich durch den Krieg nicht beeinträchtigt wird; der 
Auskunftſuchende iſt alſo grundſätzlich verpflichtet, die beſtimmte Zahl 
von Auskünften innerhalb der feſtgeſetzten Zeit einzuholen, wenn er 
nicht ſeiner Anſprüche gegen die Auskunftei aus den von ihm be⸗ 
zogenen Anfragezetteln verluſtig gehen will. Tatſächlich wird jedoch 
der Auskunfteibetrieb durch den Krieg in erheblicher Weiſe beein⸗ 
trächtigt. Für die Auskunfteien: indem ſie, infolge der durch den 
Krieg geſchaffenen beſonderen Verhältniſſe nicht in der Lage ſind, alle 
verlangten Auskünfte, insbeſonders über ausländiſche Firmen, zu 
erteilen; für den Auskunftſuchenden: da infolge der durch den Krieg 
hervorgerufenen Veränderung ſeiner Geſchäftsverhältniſſe, die Not⸗ 
wendigkeit, Auskünfte während des Kriegs einzuholen, erheblich ver⸗ 
mindert wird. Da es in dem freien Ermeſſen des Auskunftſuchenden 
ſteht, was für Auskünfte er einholen will — über inländiſche oder 
ausländiſche Firmen — ſo iſt den Auskunfteien die Erfüllung ihrer 
Vertragsverpflichtungen zur Zeit teilweiſe unmöglich. Iſt aber 
die Auskunftei nicht in der Lage, den Auskunfteivertrag voll zu er⸗ 
füllen, ſo iſt auch der Auskunftſuchende ſeinerſeits zur Leiſtung d. h. 
zur Einholung von Auskünften innerhalb der vereinbarten Zeit nicht 
verpflichtet. Eine Leiſtungsbeſchränkung für die Auskunftei auf nur 
inländiſche Auskünfte gemäß § 265 BGB. tritt nicht ein, da ſich die 
angeführte geſetzliche Beſtimmung ihrem Wortlaute, Zwecke und ihrer 
ſyſtematiſchen Stellung nach lediglich auf eine dauernde Un⸗ 


möglichkeit bezieht. Rechtsanwalt Dr. Flegenheimer, Stuttgart. 


Zur Frage der Anwaltsgebühren im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren. Gegen das Urteil eines Kreisausſchuſſes betreffend 
Verteilung des gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens einer Berg⸗ 
gewerkſchaft des preußiſchen Rechts (vgl. 88 71, 72 KAG.) hatte der 
Gemeindevorſtand einer der beteiligten Gemeinden Berufung eingelegt 
und das dieſes Rechtsmittel verwerfende Urteil des Bezirksausſchuſſes, 
vertreten durch einen Anwalt, mit dem Erfolge angefochten, daß die 
Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes vom PrOVG. aufgehoben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung an den Bezirksausſchuß zurück⸗ 
verwieſen wurde. Dabei wurde zugleich die Beſtimmung des Werts 
des Streitgegenſtandes der weiteren Entſcheidung vorbehalten und der 
Bezirksausſchuß, der ebenſo wie der Kreisausſchuß das Streitobjekt 
im Urteil zu niedrig feſtgeſetzt hatte, in den Urteilsgründen darauf 
verwieſen, daß nach der Praxis des OVG. bei Verteilungs⸗ 
ſtreitigkeiten der Wert des Streitgegenſtandes nach dem Betrage 
der höchſten der Nachprüfung im Verwaltungsſtreitverfahren unter⸗ 
liegenden Steuerforderung feſtzuſetzen ſei. Im zweiten Rechtsgange 
zog der betreffende Gemeindevorſtand die Berufung zurück, worauf 
der Bezirksausſchuß durch Beſchluß das Verfahren unter Auferlegung 
der Koſten der Berufungs- und Reviſionsinſtanz an den Berufungs⸗ 
kläger einſtellte und 

den Wert des Streitgegenſtandes zwecks Erhebung des Koften: 
pauſchquantums auf die höchſte Wertſtufe (Wert mehr als 
7300 AM) feſtſetzte. 

Da der Gemeindevorstand ſich gegenüber der nach den Grund: 
ſätzen des OVG. aufgeſtellten Gebührenrechnung des Anwalts auf den 
Standpunkt ſtellte, es ſei mit Rückſicht auf die Zurücknahme der 
Berufung der Hinweis des OVG. bezüglich der Streitwertberechnung 
bedeutungslos und es müſſe die Streitwertfeſtſetzung im Urteil des 
Kreisausſchuſſes auch für die Reviſionsinſtanz maßgebend fein, be: 
antragte der Vertreter der Gemeinde beim OVG. 

ſelbſtändige Feſtſetzung des Streitwertes für die Reviſions⸗ 
inſtanz. 
Das OG., das dieſen Antrag als Beſchwerde gegen die in dem 
Einſtellungsbeſchluß des Bezirksausſchuſſes enthaltene Wertfeſtſetzung 


anſah, lehnte die beantragte ſelbſtändige Streitwertfeſtſetzung durch 

Beſchluß vom 21. Dezember 1914 (I H C 361/12) mit der Be 
gründung ab, | 

- daß das Verwaltungsſtreitverfahren keinen Raum 

und keine Veranlaſſung biete, den Streitwert auch 

zu dem Zwecke feſtzuſetzen, um für die Berechnung 

der Gebühren, welche der Prozeßvertreter ſeiner 

Partei in Rechnung zu ſtellen beabſichtige, eine 

Grundlage zu gewähren. 

Dieſer Rechtsſtandpunkt iſt in jedem Falle praktiſch durchaus 
unbefriedigend. Die Folge der Auffaſſung des OVG. iſt, daß in 
derartigen, zu Zweifeln über die Höhe des Objekts Anlaß gebenden 
Fällen der Anwalt mangels fefter Grundlage für feine Gebühren: 
rechnung aus ſeinem Vertragsverhältnis mit der Partei gegen dieſe 
beim ordentlichen Gericht unnötigerweiſe zum Zwecke der Objekts⸗ 
feſtſetzung eine beſondere Klage auf Zahlung der Koſten anſtrengen 
muß und demnach, wenigſtens in der Regel, die Amtsgerichte und in 
zweiter und letzter Inſtanz die Landgerichte über die aufs engſte mit 
dem Verwaltungsſtreitverfahren ſelbſt verknüpften, den ordentlichen 
Richtern fernliegenden Fragen der Feſtſetzung des verwaltungsrechtlichen 
Steitgegenſtandes ſelbſtändig zu entſcheiden haben. 

Der Standpunkt des OVG. iſt aber auch de lege lata nicht 
zutreffend. 

8 103 Abſ. II des Preußiſchen Geſetzes über die Allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 beſtimmt zwar nur, daß im 
Endurteil der Wert des Streitobjektes feſtzuſetzen ſei; 8 103 Abſ. III 
ſchreibt jedoch vor: 

Die Gebühren des Rechtsanwalts beſtimmen ſich nach den für 

dieſelben bei den ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 

Nach Art. 2 Ziff. 3 PrRAGebO. findet die deutſche Gebühren: 
ordnung entſprechende Anwendung auf die Berufstätigkeit der Rechts⸗ 
anwälte im Verwaltungsſtreitverfahren. Aus der Anwendbarkeit der 
deutſchen Gebührenordnung, insbeſondere des 8 10 derſelben, ergibt 
ſich, daß für die Wertberechnung die Vorſchriften der 88 9 bis 13 
DGK. maßgebend find. Aus 8 9 GG. aber folgt die analoge 
Anwendbarkeit des 8 3 ZPO., nach welchem 

der Wert des Streitgegenſtandes von den Gerichten nach freiem 

Ermeſſen feſtgeſetzt wird. 

Hiernach muß das Verwaltungsgericht auch in denjenigen Fällen, 
in denen es zu einer Objektsfeſtſetzung im Urteil nicht kommt, den 
Streitwert in analoger Anwendung der entſprechenden zivilprozeſſualen 
Vorſchriften auf Antrag durch Beſchluß normieren und zwar auch zum 
Zwecke der Berechnung der Rechtsanwaltsgebühren. Auch bei Erlaß 
eines Vorbeſcheides, in welchem Falle nach der Vorſchrift des § 107 
Ziff. 2 LVG. ein Pauſchquantum nicht zur Hebung gelangt, erſcheint 
die Streitwertfeſtſetzung im Intereſſe der Anwaltsgebühren geboten 
(vgl. Brauchitſch⸗Genzmer 21. Aufl. 1911 zu 8 104 Anm. 178 S. 158; 
OVG. 3, 383; ſiehe auch Kunze, Das Verwaltungsſtreitverfahren, 1908 
S. 148). 

Praktiſch führt im übrigen das OVG. feinen Standpunkt, die 
Verwaltungsgerichte hätten mit der Objektsfeſtſetzung zum Zwecke der 
Gebührenrechnung der Anwälte nichts zu tun, auch keineswegs durch. 
Soweit es zu einer Feſtſetzung im Urteil kommt, pflegt ſich das 
Pro. mit Recht nicht darauf zu beſchränken, falls der Höchſt 
betrag des Koſtenpauſchſatzes für die Reviſionsinſtanz erreicht iſt (150 A, 
vgl. § 106 LG.), zu tenorieren: 

Der Wert des Streitgegenſtandes beträgt mehr als 14 300 #; 
vielmehr ſetzt gegebenenfalls das OVG. in Übereinſtimmung mit den 
Vorſchriften des § 103 Abſ. II LBG. den Wert auch bei den höchſten 
Objekten im Urteil ſelbſtändig feſt (vgl. auch Schultzenſtein, DIZ. 
1899, 227). 

Der oben dargelegte Standpunkt des PrOG. weicht auch von 
dem Standpunkt der höchſten Verwaltungsgerichte anderer Bundes 
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ſtaaten ab. Mit Recht nimmt z. B. der Württ ICH. in einem Urteil 
vom 30. November 1910 (vgl. Soergel, Jahrb. der Rechtſprechung 
zum Verwaltungsrecht, 4. Jahrg. 1911 S. 695 Nr. 25) an, daß es 
keinem Bedenken begegne, auch außerhalb des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahrens auf Antrag den Streitwert zum Zwecke der Berechnung 
der Anwaltsgebühren feſtzuſetzen [vgl. auch das Urteil des Sächſo VG. 
vom 20. Juni 1912 bei Soergel, Jahrb. 1913 S. 623 Nr. 4°)]. 

Schon die vorſtehenden Ausführungen zeigen die Lückenhaftigkeit 
der Vorſchriften des Verwaltungsſtreitverfahrens im Koſtenpunkte. Eine 
pofitive Regelung nach dem Vorbilde der ZP. erſcheint durchaus er: 
wünſcht. Eine freie analoge Anwendung der entſprechenden Vorſchriften 
der ZPO. auf das Verwaltungsſtreitverfahren auch ohne poſitive 
geſetzliche Regelung erfolgt allerdings in gewiſſem Umfange, ſo z. B. in 
einem Urteil des Bay BGH. vom 4. Januar 1909 (Soergel 1909 
S. 538 Nr. 21), das ausführt, daß zwar für das Verwaltungsrechts— 
ſtreitverfahren in Bayern die unbedingte und unmittelbare Anwendung 
der Vorſchrift des § 91 ZPO. betreffend die von der unterliegenden 
Partei zu erſtattenden Koſten geſetzlich nicht vorgeſchrieben, daß 8 91 
ZPO. jedoch in der Regel analog anzuwenden ſei, „wobei indeſſen 
dem Verwaltungsrichter ein gewiſſer Spielraum inſoweit offenſtehe, 
als er die mit der ſtrikten Anwendung dieſer Vorſchrift verbundene 
Härte zu mildern befugt ſei“. Das obige Beiſpiel aber beweiſt die 
Rechtsunſicherheit auf dieſem Gebiete und die Notwendigkeit der 
Schaffung verwaltungsrechtlicher Spezialvorſchriften. 

Bei einer Neuregelung der entſprechenden Beſtimmungen wird 
u. a. auch eine dem § 99 ZPO. entſprechende Vorſchrift aufzunehmen 
ſein. Der bei der jetzigen Rechtslage allerdings wohl zutreffende 
Standpunkt des PrO G., daß die Entſcheidung im Koſtenpunkte 
im Falle der Erledigung der Hauptſache unanfechtbar ſei 
(vgl. die Rechtſprechung bei Brauchitſch Anm. 182 zu § 105 LVG. 
und neueſtens OVG. vom 12. Dezember 1914, Pr Bl. 1915, 558), 
kann ebenſowenig als befriedigend bezeichnet werden, wie dies für den 
Zivilprozeß nach 8 94 der ZBO. älterer Faſſung der Fall war. 

Vor allem aber iſt für Preußen die Beſeitigung der Vor— 
ſchrift des $ 103 LVG., nach welcher der unterliegende Teil die 
Gebühren eines Rechtsanwalts des obſiegenden Teils nur inſoweit 
zu erſtatten hat, als dieſe für die Wahrnehmung der 
mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksausſchuß oder 
dem OVG. zu zahlen find, und Anpaſſung an die Vorſchriften der 
ZPO. zu fordern. Die Beſtimmung des § 103 LVG. erſcheint um 
ſo ſinnwidriger, als der Schwerpunkt der anwaltlich zweckentſprechenden 
Tätigkeit im Verwaltungsſtreitverfahren vielfach nicht ſowohl in der 
Terminswahrnehmung als vielmehr in der ſchriftſätzlichen Darſtellung 
der juriſtiſch und tatſächlich erheblichen Geſichtspunke unter Würdigung 
des Standes der Judikatur liegt. Der Umſtand, ob eine mündliche 
Verhandlung ſtattfindet, erſcheint keinesfalls geeignet, für die Frage 
der Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten den Ausſchlag zu geben. 

Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


Zur Rechtſprechung des Reichsgerichts über Nieß⸗ 
brauch und Mietzinsbeſchlagnahme. Der Standpunkt des 
RG. zu obigem Thema und der zu ihm leitende Gedankengang, wie 
er in den in der JW. 1908, 1354; 1913, 33015; 1914 S. 6798 und 
7617; 1915, 3989 abgedruckten Entſcheidungen erörtert worden iſt, 
läßt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen: 

Dem Nießbraucher ſteht ein dingliches Recht an den Nutzungen 
des Grundſtücks, mithin auch an den Mietzinſen, zu. Deshalb fallen 
bei einem Widerſtreit zwiſchen dem Nießbraucher und dem perſönlichen 


1) So auch die Praxis des Pat A. im Nichtigkeitsverfahren, vgl. 
Robolski, PatG. zu § 31; Rathenau, Die Koſtenfeſtſetzung im Patent: 
nichtigkeitsverfahren, PMZB. 1903 S. 296 f. insbeſ. S. 304 und citt.; 
Seligſohn, PatG. (1912) zu 831 Ziff. 2 S. 382; Iſay, PatG. zu $ 31 
8. 417; Kent, Pat®. zu 9 31 Ziff. 7 S. 857. D. 6. 
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Gläubiger, der nach Eintragung des Nießbrauchs eine Mietzins⸗ 
beſchlagnahme gegen den Eigentümer erwirkt hat, die Mieten dem Nieß⸗ 
braucher zu; das gleiche iſt der Fall, wenn ein Hypothekengläubiger, 
mag ſeine Hypothek vor oder hinter dem Nießbrauch rangieren, auf 
Grund perſönlichen Schuldtitels die Mieten pfänden läßt. Anders 
aber, wenn der Hypothekengläubiger auf Grund dinglichen Schuldtitels 
eine Mietzinspfändung und damit eine Beſchlagnahme im Sinne des 
8 1124 Abſ. 1 BGB. vornimmt. Hier kommt der leitende Grundſatz 
des § 879 Abſ. 1 BGB. zur Anwendung. Je nachdem der dinglich 
pfändende Hypothekengläubiger im Grundbuche beſſer oder ſchlechter 
als der Nießbraucher rangiert, geht er ihm auch in Anſehung der 
Mietzinſen vor oder ſteht ihm nach. Rangiert er vor dem Nießbrauch, 
jo kann ſich der Nießbraucher auch nicht auf den $ 1124 Abſ. 1 BGB. 
berufen und deshalb für das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
und folgende Kalenderquartal die Mieten für ſich nicht in Anſpruch 
nehmen; denn — dieſer Satz findet ſich in faſt allen oben zitierten 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen — die Nießbrauchsbeſtellung kenn⸗ 
zeichnet ſich nicht als eine Verfügung über die Mietzinſen, ſondern 
als Verfügung über das Grundſtück ſelbſt. 

Unter Zugrundelegung der vorſtehend erörterten reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung ergeben ſich folgende Leitſätze: 

1. Iſt ein Nießbrauch eingetragen, und erfolgt ſpäter die 
Mietzinspfändung ſeitens eines perſönlichen Gläubigers, 
ſo hat der Nießbraucher den Vorrang. 

2. Iſt ein Nießbrauch eingetragen, und läßt ſpäter ein im 
Range vorſtehender Hypothekengläubiger auf Grund ding— 
lichen Schuldtitels Mieten pfänden, fo find fie dem Hypo— 
thekengläubiger zuzuſprechen. 

3. Endlich iſt es gemäß § 1124 BGB. unſtreitig, daß, wenn 
zunächſt ein perſönlicher Gläubiger, demnächſt aber ein 
Hypothekengläubiger, und zwar auf Grund dinglichen Schuld— 
titels, die gleichen Mietzinſen pfänden läßt, dieſe für das 
zur Zeit der Beſchlagnahme ſeitens des Hypothekengläubigers 
laufende und folgende Quartal dem perſönlichen Gläubiger 
zufallen. 

Von dieſen drei Sätzen mag ein jeder für ſich befriedigen. 
Kombiniert man ſie aber, ſo ergibt ſich ein unhaltbares Reſultat. 
Man ſetze folgenden Fall: Am 1. April 1914 iſt auf einem Grund⸗ 
ſtück ein Nießbrauch eingetragen worden; am 15. Juni 1914 erwirkt 
ein perſönlicher Gläubiger des Grundſtückseigentümers die Pfändung 
und Überweiſung der Mieten für das III. und IV. Quartal 1914. 
Demnächſt läßt am 10. Juli 1914 ein Hypothekengläubiger, deſſen 
Hypothek am 1. Februar 1914 eingetragen worden iſt, auf Grund 
dinglichen Schuldtitels die gleichen Mieten pfänden und ſich zur Ein⸗ 
ziehung überweiſen. Wem find die Mietzinfen für das IV. Quartal 
1914 zuzuſprechen? 

Nach Maßgabe der obigen Leitſätze hat der Nießbraucher den 
Vorrang vor dem perſönlichen Gläubiger, der perſönliche Gläubiger 
vor dem Hypothekengläubiger und letzterer vor dem Nießbraucher. 
Alſo ein circulus vitiosus in beſter Form! 

Nicht angängig erſcheint es, zu einer Entſcheidung etwa auf 
Grund folgender Erwägung zu gelangen: Da zur Zeit der Pfändung 
des perſönlichen Gläubigers ein Nießbrauch eingetragen war, blieb 
die Pfändung wirkungslos, und es kann deshalb nur zwiſchen dem 
Nießbraucher und dem Hypothekengläubiger die engere Wahl ftatt: 
finden, bei welcher dem letzteren der Vorzug zu geben iſt. Vielmehr 
iſt die Pfändung des perſönlichen Gläubigers voll wirkſam, wenn 
etwa der Nießbrauch nur zum Schein eingetragen iſt oder der An— 
fechtung unterliegt, oder wenn ſich der Nießbraucher an dem Kon— 
kurrenzſtreit überhaupt nicht beteiligt, und es wäre ein recht unglück— 
liches Ergebnis, wenn man die Mieten dem perſönlichen Gläubiger 
oder dem Hypothekengläubiger zuſprechen müßte, je nachdem der Nieß— 
braucher Rechte auf die Mieten geltend macht, die gerade ihm nach 


der Meinung des NG. ſchwerlich gebühren dürften. Nimmt der Nieß⸗ 
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braucher an dem Streite nicht teil, ſo wäre der Hinweis des Hypo⸗ 
thekengläubigers auf die Unwirkſamkeit der Pfändung des perſönlichen 


Gläubigers wegen Beſtehens des Nießbrauchs eine unzuläſſige exceptio 


de jure tertii. 

Führt ſomit die Kombinierung obiger drei Leitſätze zu einem 
unlösbaren Dilemma, ſo muß in einem der Sätze ein Fehler enthalten 
fein, und da an der Unanfechtbarkeit der Sätze 1 und 3 kaum ein 
Zweifel beſtehen kann, ſo dürfte dem bisher gern und gläubig auf: 
genommenen Leitſatze 2, welcher das Kernſtück der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung zu dem behandelten Thema bildet, erneute Aufmerkſam⸗ 
keit zuzuwenden ſein. Iſt wirklich die Nießbrauchsbeſtellung nur eine 
Verfügung über das Grundſtück, nicht auch zugleich über die Grund⸗ 
ſtücksmieten? Rechtsanwalt Dr. Ury, Berlin. 


Bu der Frage, ob, wenn ein durch Vergleich beſeitigter 
Anspruch infolge der Anfechtung des Vergleichs wieder 
auflebt, die Verjährung ohne Rückſicht auf den Vergleich 
mit der „Entſtehung“ des Anſpruchs beginnt? In einem 
auf S. 650 der JW. abgedruckten Erkenntnis des RG. vom 
20. April d. J. wird die vorſtehende Frage bejaht. Es liegt auf 
der Hand, daß dieſe Bejahung dem Billigkeitsgefühl in hohem 
Grade widerſpricht. Wer einen Vergleich über eine ſtreitige Frage 
abgeſchloſſen hat, geht — abgeſehen von dem hier nicht in Betracht 
zu ziehenden Fall, daß eine Argliſt von ſeiner Seite vorliegt — von 
der Überzeugung aus: daß er denjenigen Anſpruch, welcher durch 
Vergleich erledigt iſt, nicht einzuklagen braucht. Wenn nun nach viel⸗ 
leicht 10 Jahren die Gegenpartei zu der Erkenntnis gelangt, daß 
der Vergleichſchließung zum Beiſpiel eine von einem Dritten 
verübte Täuſchung oder eine unrichtige Übermittlung ſeitens einer 
Transportanſtalt (von deren Folgen die Gegenpartei ſich frei gezeichnet 
hat) zugrunde liegt und daraufhin den Vergleich mit Erfolg anficht, 
ſo kann inzwiſchen natürlich der urſprüngliche, durch den Vergleich 
beſeitigte Anſpruch längſt verjährt ſein, ohne daß dem dadurch 
Benachteiligten irgendein Regreß gegeben wäre. Welche unüberſehbaren 
Nachteile dies z. B. im kaufmänniſchen Verkehr haben könnte, 
macht man ſich ſofort klar, wenn man an die ſechs monatliche Ver: 
jährungsfriſt des 5 477 BGB. denkt! 

Das RG. erwähnt ſelbſt, daß in den Geſetzesmaterialien an⸗ 
erkannt ſei, daß die von ihm gebilligte Theorie zu „Härten“ führe 
und daß in der Literatur — z. B. im Kommentar von Goldmann 
und Lilenthal — dieſelbe angefochten ſei. Nichtsdeſtoweniger hält es 
ſich auf Grund der poſitiven Geſetzesvorſchriften genötigt, die Härte 
beſtehen zu laſſen. 

Es ſoll nunmehr geprüft werden, ob in der Tat die vom RG. 
angeführten Gründe notwendigerweiſe zu der Aufrechthaltung der von 
ihm gebilligten Theorie führen. 

Den Entſcheidungsgründen des RG. liegen hauptſächlich die 
folgenden Erwägungen zugrunde: 

1. Der § 200 Satz 1, lautend: 

„Hängt die Entſtehung eines Anſpruchs davon ab, daß der 
Berechtigte von einem ihm zuſtehenden Anfechtungsrechte 
Gebrauch macht, ſo beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkte, 
von welchem an die Anfechtung zuläſſig iſt.“, 
ſcheine zwar auf den erſten Blick gegen die Entſcheidung des RG. 
zu ſprechen. In Wirklichkeit ſei das Gegenteil der Fall und zwar 
aus drei Gründen: 

a) Einesteils nämlich ſolle die Hinausſchiebung der Verjährung 
ja nur dann eintreten, wenn die Entſtehung des Anſpruchs davon 
abhänge, daß der Berechtigte von einem ihm zuſtehenden Anfechtungs: 
rechte Gebrauch gemacht habe. Entſtanden ſei der Anſpruch aber 
nicht etwa erſt bei der Anfechtung des Vergleichs, ſondern bei ſeiner 
urſprünglichen Entſtehung. Es müſſe ſich eben um einen neuen 
Anſpruch handeln. Ein ſolcher neuer Anſpruch ſei aber nicht vor⸗ 
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handen, wenn die Anfechtung nur ein der Geltendmachung desſelben 
entgegenſtehendes Hindernis beſeitigen ſoll. Demgemäß ſei angeſichts 
der durch die Anfechtung herbeigeführten Nichtigkeit des Vergleichs 
der hier fragliche Anſpruch nicht erſt als durch die Anfechtung ent⸗ 
ſtanden anzuſehen. 0 

b) Es komme ferner in Betracht, daß nach § 200 Satz 1 die 
Verjährung mit dem Zeitpunkt beginnen ſoll, von welchem an di: 
Anfechtung zuläſſig ſei. Eine ſolche „Zuläſſigkeit“ liege aber ſchon vor, 
ſobald die objektiven Bedingungen der Anfechtbarkeit vorhanden fint, 
ohne daß es dabei auf den Zeitpunkt ankomme, an dem der Berechtigte 
Kenntnis von dem Anfechtungsgrunde erlangt. 

c) Als geſetzgeberiſcher Grund komme ferner hinzu, daß der 
Geſetzgeber habe vermeiden wollen, daß ſich der Friſtablauf — wenn 
die Anfechtung erſt längere Zeit nach dem Abſchluß des Vergleichs 
erfolge — übermäßig lange hinziehe. 

2. Der 8 202 Abſ. 1 beſage zwar, daß die Verjährung gehemmt 
ſei, ſolange die Leiſtung geſtundet oder der Verpflichtete aus einem 
anderen Grunde vorübergehend zur Verweigerung der Leiſtung be 
rechtigt ſei. Man könne indeſſen im vorliegenden Fall nicht davon 
ſprechen, daß die Verweigerung nur vorübergehend berechtigt I 
indem vielmehr der Vergleich die rechtlichen Beziehungen der Parteien 
endgültig zu regeln beſtimmt ſei. Nicht entſcheidend ſei dabei, daß 
die Anfechtung eines jeden Rechtsgeſchäfts denkbar ſei. 

Dieſen Gründen geſtattet ſich der Verfaſſer die folgenden Er 
wägungen entgegenzuſetzen: | 

Zu la. Es möchte hier eine Petitio principii vorliegen. Mi. 
demſelben Recht, mit welchem man behaupten kann, daß bei Nichtig⸗ 
erklärung eines geſchloſſenen Vergleichs der durch den Vergleich be⸗ 
troffene Anſpruch als ſchon mit dem Zeitpunkt „entſtanden“ anzuſehen 
ſei, in welchem der urſprüngliche Anſpruch begründet worden wal, 
wird man in nachſtehender Weiſe argumentieren können: derjenige 
Anſpruch, der jetzt eingeklagt werde, ſei deshalb nicht mehr „derſelbe“, 
weil er während der Zwiſchenzeit durch den Vergleich volltommen 
aufgehoben worden war und erſt durch die Anfechtung wieder auflebt. 
Es iſt im Geſetz nicht geſagt: daß es ſich um einen ſeiner inneren 
Natur nach neuen Anſpruch handeln müſſe. Man wird vielmehr 
ſagen dürfen: daß ein durch die Anfechtung reviviszierender Anſpruch, 
weil er eben inzwiſchen eine völlig andere Natur angenommen hatte 
und jetzt nach ſeiner Umwandlung überhaupt erſt wieder zur 
Exiſtenz gelangt, als ein gegenüber dem urſprünglichen Anſprus 
modifizierter angeſehen werden muß. Die mit der Nichtigkeit 5 
Vergleichs verbundene Retraktionskraft ſteht dieſer Modifizierung de 
Charakters des Anſpruchs nicht entgegen. In ähnlicher Weiſe 
haben ſich denn auch eine Reihe von (in dem Urteil ſelber angeführten) 
Autoritäten ausgeſprochen. . 

Zu 1b. Das NG. hält jedoch die vorſtehende Streitfrage 
deshalb nicht für weſentlich, weil für die Entſcheidung der Um: 
ſtand genüge, daß die Zuläſſigkeit der Anfechtung im Sinne bes 
8 200 ſchon mit dem Augenblicke des Abſchluſſes des Vergleichs 8 
ginne. Obgleich das Urteil hinzufügt: daß nach dieſer Richtung a 
„Soweit erſichtlich“ kein Streit beſtehe, muß doch behauptet werden: 
daß die Worte des Geſetzes mindeſtens ebenſogut die Auslegung ae 
laſſen, daß die Zuläſſigkeit der Anfechtung nicht in einem früheren 
Zeitpunkt beginne, als die Anfechtung für die anfechtende Parte 
überhaupt möglich iſt. In den hauptſächlich in Betracht kommenden 
SS 121 und 124 BGB. wird denn auch erklärt, daß die Anfechtung 
in den Fällen der § 119, 120 unverzüglich nach Kenntnigerlangtr 
von den Anfechtungsgründen erfolgen müſſe, während nach 8 17 | 
die Anfechtungs friſt mit dem Zeitpunkte der Kenntnigerlangun 
beginnen fol. Die Beſtimmungen der beiden zitierten Paragraf! 
find auch nicht etwa als willkürliche zu betrachten, ſondern 0 
entſpringen dem Regelſatz, indem das „tempus continuuM 2 
BGB. nur in ganz feltenen Fällen vorkommt. Hieran A 
ſchließend wird man annehmen dürfen: daß der 8 200 ſich an N 
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88 121 und 124 anfügt und jedenfalls ſo verſtanden werden kann, 
daß die Zuläſſigkeit der Anfechtung mit der Möglichkeit derſelben 
zuſammenfällt. Wenn nun beide Auslegungen möglich ſind, ſo ver⸗ 
dient zweifellos diejenige den Vorzug, welche die ſonſt anerkannter⸗ 
maßen vorhandene Härte und Unbilligkeit vermeiden würde. 

Zu 1c. Der Geſetzesgrund: daß ſich der Friſtablauf nicht über⸗ 
mäßig lange hinziehen fol, kann deshalb zu der vom RG. gezogenen 
Folgerung nicht zwingen, weil es eine Reihe anderer vom Geſetz 
zugelaſſener Möglichkeiten gibt, welche mindeſtens zu derſelben 
Hinausziehung führen. Man möge nur die Eventualität ins Auge 
faſſen: daß wiederholt Klagen angeſtellt und wieder zurückgenommen 
werden, oder daß Verjährungs⸗Unterbrechungen anderer Art eintreten. 
In dieſem Falle kann ſich die Verjährungsfriſt eventuell auf 100 Jahre 
erſtrecken! 

Zu 2. Durchſchlagend für die diesſeits verfochtene Aus: 
legung möchte aber die Erwägung ſein, daß das Wort „vorüber— 
gehend“ im 8 202 Abſ. 1 vom RG. zu ſtrikt ausgelegt wird. Dieſer 
Ausdruck iſt wohl zweifellos deshalb gewählt, weil der Begriff der 
Hemmung an und für ſich ſchon mit ſich bringt, daß es ſich dabei 
nur um eine vorübergehende Hinderung der Klage handeln kann. Es 
iſt aber nicht anzuerkennen: daß der § 202 ein objektives „Vorüber⸗ 
geben“ nicht mit umfaßt haben will. „Objektiv vorübergehend“ iſt 
eine Verweigerungsberechtigung auch dann, wenn ſich ſpäter erweiſt, 
daß der Verweigerungsgrund nur ein vermeintlicher, in Wirklichkeit 
aber nicht berechtigter war. Für die diesſeitige Auslegung ſpricht 
ſpeziell auch der Umſtand: daß nach 8 202 Abſ. 2 als unter die 
vorübergehende Verweigerungsberechtigung fallend auch die Einrede 
des nichterfüllten Vertrages angeſehen werden ſoll. Es kommt 
ja ſehr oft vor, daß die von der Gegenſeite zu leiſtende Erfüllung 
des Vertrages den vorliegenden Umſtänden nach auf völlig un— 
beſtimmte Zeit hinaus nicht erfolgen kann, ohne daß bereits eine 
(unter andere Rechtsgrundſätze fallende) Unmöglichkeit vorliegt. 

Es darf ferner auf die Analogie des 8 813 BGB. Bezug ge: 
nommen werden, indem dieſer Paragraph wohl zweifellos dahin zu 
verſtehen iſt, daß er die Rückforderung des Geleiſteten implizite auch 
dann als unberechtigt erachtet, wenn die Geltendmachung des An— 
ſpruchs auf das Geleiſtete durch die Einrede des Vergleichs „dauernd“ 
ausgeſchloſſen wurde, aber dieſer Einrede die Replik der erfolgreichen 
Anfechtung des Vergleichs entgegenſteht. Auch in dieſem Falle würde 
das Wort „dauernd“ nicht eine ſubjektive, ſondern eine objektive Be: 
deutung haben. 

Schließlich möchte auch die ratio juris dafür ſprechen, daß 
eine Hemmung der Verjährung auch dann angenommen werden muß, 
wenn der Berechtigte auf Grund anderer Rechtsgrundſätze während 
einer im voraus nicht zu beſtimmenden Zeit abſolut gehindert iſt, 
den Anſpruch zur Geltung zu bringen. Speziell betreffs des Ver: 
gleichs iſt ja im 8 779 ausdrücklich ausgeſprochen: daß nicht nur 
eine Anfechtung, ſondern auch eine Unwirkſamkeit möglich iſt, 
wenn ſich ſpäter erweiſt, daß dem Abſchluſſe ein Irrtum zu Grunde 
gelegen hat. 

Es mag zum Schluß nur noch hervorgehoben werden: daß, 
wenn auch nur eine der vorſtehenden Deduktionen sub 1a, 1b oder 2, 
als richtig erachtet wird, das hier behandelte Urteil ſich als nicht 
zutreffend erweiſen würde. 

Rechtsanwalt Dr. Max Cohen, Hamburg. 


Die ſtillſchweigende Verlängerung des Mietvertrages. 
In der weitaus größten Mehrzahl aller Mietverträge wird in irgend— 
einer Form die Verlängerung des zunächſt in Ausſicht genommenen 
Vertragsverhältniſſes vorgeſehen. Vor allem geſchieht dies mittels 
folgender Klauſel, die in einem großen Teile Deutſchlands formular— 
mäßig angewendet wird: Der Mietvertrag iſt für die Zeit vom .... 
bis .... geſchloſſen und gilt ſtets auf — ſoundſo lange — ver— 
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längert, wenn er nicht jeweils eine gewiſſe Zeit vor Ablauf von 
einer der Parteien gekündigt iſt. Entgegen der bisher in der Praxis 
(vgl. Staudinger, BGB. 8 568 Anm. III und Dresden, SächſArch. 5, 
559) vertretenen Anſchauung kommt das RG. in einem feiner 
neueſten, S. 193 JW. 15 veröffentlichten Erkenntniſſe zu dem 
Schluß, daß es ſich bei ſolcher Fortſetzung der Miete um ein ganz 
neues Mietverhältnis handele und infolgedeſſen ein vorher aus der 
offenen Handelsgeſellſchaft ausgeſchiedener Geſellſchafter für die neue, 
nach ſeinem Ausſcheiden eingegangene Mietverbindlichkeit nicht zu 
haften habe. (Das RG. ſcheint hierbei in gewiſſem Sinne den Dar: 
legungen Niendorffs, Mietrecht [1914] S. 365 f. zu folgen, der zwar 
kein neues Mietverhältnis, aber eine neue Übereinkunft für vorliegend 
erachtet, dabei jedoch offenbar nur den Fall im Auge hat, daß eine 
Abrede über die Kündigung und die aus der unterbliebenen Kündigung 
herzuleitenden Rechtsfolgen nicht getroffen iſt.) 

Das bezeichnete Urteil geht von der Feſtſtellung aus, daß ein 
Mietvertrag der hier behandelten Art auf eine feſte Dauer, nämlich 
auf die zunächſt beſtimmte Zeit abgeſchloſſen iſt. In Wirklichkeit iſt 
dies jedoch nicht der Fall. Eine feſte Mietdauer kann meines Er⸗ 
achtens nur dann als beſtimmt verabredet gelten, wenn der Vertrag 
ohne alle weiteren Nebenbedingungen für eine feſt umſchriebene Zeit 
abgeſchloſſen iſt und von ſelbſt mit dieſem Zeitpunkte abläuft. Ent⸗ 
fcheidend iſt alſo das objektive Merkmal des Zeitablaufs, nicht das 
ſubjektive Ermeſſen einer Partei. Im vorliegenden Falle endet nun 
der Vertrag nur dann, wenn er gekündigt wird. Erfolgt keine 
Kündigung, ſo läuft er weiter, und es iſt deshalb tatſächlich un⸗ 
zutreffend, wenn das RG. annimmt, daß die Beendigung des Vertrages 
„mit dem Ablauf der (erften) Vertragszeit von ſelbſt ohne Kündigung 
eintrat”. Um dem hierin liegenden Widerſpruch mit den Tatſachen 
zu entgehen, will das RG. in jener Kündigungserklärung keine eigent⸗ 
liche Kündigung erblicken, da eine Kündigung im Rechtsſinne ja ein 
Vertragsverhältnis zur Aufhebung bringe, ſondern will darin eine 
Erklärung ſehen, daß ein neuer Mietvertrag nicht abgeſchloſſen werden 
ſolle. Andererſeits ſpricht das RG. ſelbſt von einer Verlängerung 
des Vertrages, hält ſich alſo auch begrifflich von Gegenſätzlichkeiten 
nicht ganz frei. Maßgebend iſt aber, daß jene Auslegung der 
Willenserklärung zum mindeſten ihrer Wirkung nicht gerecht wird. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß jedenfalls eine Erklärung 
des Inhalts abgegeben werden mußte, daß von der Möglichkeit der 
Mietverlängerung oder Mieterneuerung kein Gebrauch gemacht, die 
Miete alſo nicht fortgeſetzt werde; eine automatiſche Beendigung des 
Vertrages war demnach begrifflich und tatſächlich ausgeſchloſſen. Der 
Wirkung nach hatte die Erklärung, mochte ſie ſo oder ſo redigiert 
ſein, die Beendigung des Vertrages zur Folge und war darum eine 
eigentliche und wirkliche Kündigung. Da nicht der Wortlaut ent⸗ 
ſcheidend iſt, ſondern der Sinn und die Wirkung einer Erklärung, ſo 
iſt die Entſcheidung des RG. meines Erachtens nicht haltbar. 

Der oberſte Gerichtshof geht in ſeiner weiteren Beweisführung 
von der negativen Seite des Falles aus, er prüft nicht die abzugebende 
Kündigungserklärung nach Inhalt und Wirkung, ſondern betrachtet 
die Frage von der Vorausſetzung der nicht abgegebenen Erklärung 
aus. Die Fortſetzung des Mietverhältniſſes iſt für das RG. ein 
neuer Vertrag, und deshalb, weil es alſo ein neuer Vertrag iſt, ſoll 
die unterbliebene Willenserklärung nichts anderes ſein als die ſtill— 
ſchweigende Einigung der Parteien über die Eingehung des neuen 
Mietvertrages. Mit demſelben Recht kann aber auch geſagt werden, 
daß die Unterlaſſung der Erklärung die ſtillſchweigende Überein— 
ſtimmung über die Verlängerung des alten Vertrages bedeutet. 
Jedenfalls leidet dieſe Beweisführung an dem Mangel, daß dasjenige, 
was bewieſen werden ſoll, als bewieſen unterſtellt wird. 

Auch für den zugrunde liegenden Spezialfall, mit Rückſicht auf 
die Wirkungen gegenüber der offenen Handelsgeſellſchaft kann die 
Auffaſſung des RG. nicht geteilt werden. Inwiefern ſoll es, fo fragt 


man ſich zunächſt, einen Unterſchied machen, ob die offene Handels 
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geſellſchaft aus einem, von vornherein etwa auf fünf Jahre feſt ab⸗ 
geſchloſſenen Mietvertrage verpflichtet wird, oder ob die Vertrags⸗ 
dauer infolge Nichtkündigung ebenſolange, evtl. kürzere Zeit, vielleicht 
allerdings auch noch länger währt? Immer hat doch der inzwiſchen 
ausgeſchiedene Geſellſchafter bei dem Vertrage mitgewirkt oder 
wenigſtens die Gelegenheit zur Mitwirkung gehabt, und der Sinn 
der Beſtimmung des § 128 HGB., durch welchen die Haftung des 
ausgeſchiedenen Geſellſchafters beſchränkt wird, kann nur der ſein, daß 
er für Rechtsgeſchäfte nicht verantwortlich gemacht werden kann, mit 
denen er nichts mehr zu tun hatte, oder die, wenn auch zu ſeiner 
Zeit eingeleitet, doch in ihrer Wirkung ganz fern von dem regulären 
Geſchäftsgange liegen und die ihn inſofern nichts mehr angehen 
können. Wenn dagegen ein Teilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft 
es für zuläſſig, wünſchenswert oder gar erforderlich erachtet, die 
Geſellſchaft mit ſo langfriſtigen Verpflichtungen oder wenigſtens mit 
deren Möglichkeit zu belaſten, ſo handelt er bewußt und im mut⸗ 
maßlichen Intereſſe der Geſellſchaft und iſt an der Begründung dieſer 
Verbindlichkeit ſo nahe beteiligt, daß er dafür auch nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden weiterhin einſtehen muß. Zeitlich und ſachlich reicht die 
Begründung der Verbindlichkeit auf den ehemaligen Geſellſchafter 
zurück, zumal dann, wenn ſich an der Natur oder an den Einzel⸗ 
beſtimmungen des Vertrages nicht das geringſte ändert. 

Nach § 143 HGB. iſt nun das Ausſcheiden des Geſellſchafters 
aus der offenen Handelsgeſellſchaft zum Handelsregiſter anzumelden; 
die Tatſache des Ausſcheidens iſt oder muß dem Vermieter alſo 
bekannt ſein, wenn der Zeitpunkt der Kündigung heranrückt. Man 
könnte danach geneigt ſein, in der Unterlaſſung der Kündigung einen 
Verzicht auf die aus der Solidarhaftpflicht des ausgeſchiedenen Geſell⸗ 
ſchafters herrührenden Rechte zu erblicken. In ähnlichem Sinne hat 
das RG. (vgl. Staub, HGB. $ 143 Anm. 10) bei Kredit: und 
Depotgeſchäften entſchieden, indem es davon ausging, daß die 
Weitergewährung von Kredit auf Grund eines allgemeinen Kredit⸗ 
verſprechens und die Belaſſung eines geſtellten Depots nach dem 
Ausſcheiden eines Geſellſchafters als ſtillſchweigende Billigung der 
veränderten Verhältniſſe anzuſehen und deshalb der ausgeſchiedene 
Geſellſchafter, für die an dem Depot begangene Veruntreuung nicht 
haftbar ſei. Dieſer Fall der Veruntreuung hat mit unſerer Mietfrage 
nichts gemein, denn dort liegt zweifellos ein ganz neuer, den ehe⸗ 
maligen Geſellſchafter nicht berührender Tatbeſtand vor. Dagegen iſt 
zuzugeben, daß die weitere Kreditgewährung auf Grund allgemeinen 
Kreditverſprechens und die Nichtkündigung der Wohnung eine gewiſſe 
Ahnlichkeit haben. In beiden Fällen hatte der Gläubiger die Möglichkeit, 
die Verbindung abzubrechen, und er handelte in gewiſſem Sinne 
auf ſeine Gefahr, wenn er es nicht tat und ſeine Befriedigung in 
dem regulär weiterlaufenden Geſchäft auf Schwierigkeiten ſtieß. 
Indeſſen iſt dieſe Ahnlichkeit doch nur mehr äußerlicher Art. Bei 
der Kreditgewährung handelt es ſich in der Tat um mehrere 
ſelbſtändige Geſchäfte: das allgemeine Kreditverſprechen iſt die 
Baſis, der Unterbau, die jeweilige Kreditgabe die reale, die 
Verpflichtung im einzelnen begründende Handlung. Das allgemeine 
Kreditverſprechen iſt alſo nichts weiter als die Vorbereitung, ein 
Vorvertrag, die Herausgabe des Geldes aber der eigentliche, das 
Verſprechen und damit das Riſiko zur Wirkſamkeit bringende Tat⸗ 
beſtand. Die Miete dagegen iſt von vornherein Realkontrakt, Ein⸗ 
räumung und ſtillſchweigendes Fortgewähren des Mietbeſitzes iſt eine 
in Wahrheit ganz einheitliche Handlung; eine Trennung in ber 
ſchiedene Tatbeſtände entſpricht nicht dem wirtſchaftlichen, aber auch 
nicht dem rechtlichen Charakter des Geſchäfts. 

Allerdings kann hiernach der Fall eintreten, daß bei denjenigen 
Mietverträgen, in denen die Fortſetzung auf ganz unbeſtimmte Dauer 
offengelaſſen iſt, eine verhältnismäßig lange Bindung des dereinſtigen 
Geſellſchafters Platz greift. Aber dagegen kann und muß ſich der 
Geſellſchafter bei ſeinem Ausſcheiden und dem bezüglichen Auseinander— 
ſetzungsvertrage durch entſprechende Abmachungen mit feinem Geſell— 
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ſchaftsgenoſſen oder ſonſtige Nückverſicherung ſchützen, und im übrigen 
ſorgt ſchon der Wechſel der Zeiten und Konjunkturen von ſelbſt dafür, 
daß ſolche Vereinbarungen in der einen oder anderen Beziehung eine 
Veränderung erfahren und dadurch wirklich neue Rechtsverhältniſſe 
geſchaffen werden. Eine Härte oder Unbilligkeit liegt alſo regelmäßig 
für den haftbar bleibenden, früheren Geſellſchafter hierin nicht. 

Übrigens betrifft das zum Gegenſtand dieſer Beſprechung gemachte 
Reichsgerichtsurteil nicht dieſen Fall der unbeſtimmten Verlängerung, 
ſondern bezieht ſich auf eine Vereinbarung, laut welcher die Fortſezung 
des Vertrages auf eine beſtimmte Zeit vorgeſehen war. Ein innerer 
Unterſchied in dieſen beiden Möglichkeiten beſteht ja aber nicht. 

In der Literatur iſt die Frage beſtritten, was bezüglich der 
Verpflichtungen Dritter, z. B. des Bürgen, zu gelten hat, wenn ein 
Mietvertrag durch ſtillſchweigende Fortſetzung des Mietverhältniſſed 
verlängert wird. Die herrſchende Meinung ſcheint zu ſein, daß hier 
eine neue Vereinbarung vorliegt und deshalb der Bürge aus feiner 
Haftung entlaffen wird (vgl. Staudinger, BGB. 5 568 Anm. V; Rien 
dorff, Mietrecht S. 366; anderer Meinung Strauß, Miete nach B68. 
S. 128). Jener herrſchenden Anſicht kann meiner Auffaſſung nach 
nicht beigepflichtet werden. Auch der Dritte iſt ebenſo wie der Teil⸗ 
haber einer offenen Handelsgeſellſchaft ſeine Verpflichtung mit der 
Kenntnis der möglicherweiſe eintretenden Rechtsfolgen eingegangen, 
muß alſo auch für dieſe einſtehen. Auch iſt es meines Erachtens 
nicht folgerichtig, zwiſchen den direkt Beteiligten eine Verlängerung 
des Vertrages, bei dem, zu derſelben Leiſtung verpflichteten Dritten 
aber eine Neugeſtaltung des Rechtsverhältniſſes anzunehmen. 

Wenn hiernach ein Mietvertrag mit feſter Mietdauer nicht vor⸗ 
liegt, ſo fragt es ſich, welcher Art eigentlich die Abrede einer erfte, 
bei Nichtkündigung verlängerten Mietzeit im hier erörterten Sinne it 
Diefe Frage ift dahin zu beantworten, daß lediglich eine Mindeſtdauer 
der Miete hat vereinbart werden ſollen. Auf drei Jahre ungeftörten 
Mietbeſitzes konnte der Mieter im vorliegenden Falle rechnen, ebenso 
war er auf mindeſtens drei Jahre verpflichtet, und zwar in un 
der Kündigung unterliegenden und damit relativ beſtimmten Sinne. 
Es ſtimmt hiermit überein, wenn man, wie es namentlich in Süd 
deutſchland geſchieht, eine Vereinbarung des Inhalts trifft, daß eine 
beſtimmte Zeit der Miete überhaupt nicht angegeben, aber feſtgeſekt 
wird, daß eine Kündigung vor einem gewiſſen Zeitpunkte (unter Ein 
haltung einer ebenfalls normierten Kündigungsfriſt) ausgeſchloſſen fein 
ſolle. Übrigens hat die vorliegende Frage noch infofern ein praktiſches 
Intereſſe, als ja auch andere Verträge, z. B. Dienſtverträge, Ter: 
ſicherungen, Hypothekenbeſtellungen u. a. in ähnlichem Sinne auf 
längere Zeit geſchloſſen werden und dieſelben Folgerungen wie bei 
der Miete dann auch hier gezogen werden müſſen. 

Syndikus Guſtav Korſch, Frankfurt a. M. 


1 

Zum Zurückbehaltungs recht in der zweiten Anfang 
Die Ausführungen von Schäffer in JW. 1915, 217 ff. fommen UN 
allgemeinen zu demſelben Ergebnis, das ich in meiner denſe 1 5 
Gegenſtand behandelnden Skizze (DIZ. 18, 861) gewonnen 10 0 
Die Schadenserſatzpflicht aus & 717 Abſ. 2 ZPO. führt unbeden 5 
zur Wiederherſtellung des früheren ein Zurückbehaltungsreche 3 A 
währenden Zuſtandes, und dem hat ein ausdrücklicher Urteilsaus te 
zu entſprechen. Abweichend dagegen iſt meines Erachtens zu ne 
wenn es ſich um das Urteil eines OLG. handelt — Fall des 3 10 
Abſ. 3 ZPO. Hier iſt kein Schadenserſatzanſpruch, ſondern lediglic 
Eine Bereicherung des 0 
ſtreckenden Klägers liegt aber nicht vor, wie a. a. O. ausgeführt hie 


vielmehr nach wie vor lebendig iſt. Dies Ergebnis entſpricht 1 
auch der Abſicht des Geſetzes. Den Urteilen des OLG. ſollte Fibre 
dadurch eine erheblich ſtärkere Wirkung beigelegt werden, daß if 


1) Vgl. auch Bendix, S. 693. 
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Vollſtreckung nur in den engen Grenzen ber Bereicherungellage rüd: 
gängig gemacht werden kann. Tiefe Stärkung der oberlandesgericht⸗ 
lichen Urteilswirkung ſollte zur Entlaſtung des RG. beitragen. Es 
iſt daher kein unerfreuliches Ergebnis, wenn das RG. ſich nach 
Bollſtreckung des ober landesgerichtlichen Urteils der vollendeten Tatſache 
des Untergangs des Zurückbehaltungsrechts gegenüber ſieht und deshalb 
die lediglich auf ein Zurückbehaltungsrecht geſtützte Revifion zurüdweift. 
Die Sache liegt dann eben nicht anders, als wenn der Kläger zufällig 
in den Befig der vom Beklagten jzurückgehaltenen Sache gelanzt 
wäre und dadurch das Zurückbehaltüngsrecht fein natürliches Ende 


gefunden hätte. Landrichter Reichhelm, Landsberg a W. 
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Mobiliaryfändung beim Güterfiande der Güter- 
trennung. (Entgegnung gegenüber Dr. Leviſon in JW. 1915, 
269 ff.) L. möchte auf Grund des beſtehenden Geſetzes die Gläubiger⸗ 
not vermindern. Eine Verletzung des § 808 ZRD. liege nicht vor, 
wenn Sachen gepfändet würden, die ſich nicht im ausſchließlichen 
Gewahrſam eines Dritten, ſondern im gemeinſamen Gewahrſam 
(„Mitgewahrſam“) des Schuldners und Dritter befänden. Die 
Kechtſprechung hat bisher keine Pfändung ſolcher Sachen zugelaſſen. 
Dabei dürfte es unerheblich fein, ob eine eheliche Wohnung oder 3. B. 
ein von mehreren Perſonen gemieteter und benützter Raum vorliegt. 
An der ehelichen Wohnung hat allerdings der Mann, wie die 
herrſchende Meinung mit Rückſicht auf das bürgerliche Recht ans 
nimmt, den ausſchließlichen Gewahrſam. Aber auch wer dieſe Anſicht 
nicht teilt, kann nicht behaupten, daß die Frau oder einer der 
Mieter eines Raumes die tatſächliche Verfügungsgewalt über die 
darin befindlichen Sachen hätte. Eine ſolche Verfügungsgewalt kann 
nur beſtehen, wenn kein anderer gleichzeitig verfügen kann. Der 
Begriff des „Mitgewahrſams“ iſt ſchwer zu faſſen. Warum haben, 
. B. wenn man an den Sachen in der ehelichen Wohnung 
einen Mitgewahrſam der Eheleute annimmt, nicht auch die Kinder 
wenigſtens an den Sachen in ihren Zimmern Gewabrſam? Und 
wie ſteht es mit ſonſtigen Hausgenoſſen? Die Praxis hat bei 
Auslegung des Unterſchlagungsparagrapben einen Gewahrſam der 
Dienftboten an den in der Wohnung befindlichen Sachen auch dann 
verneint, wenn bei Verübung der ftrafbaren Handlung außer dem 
Dienftboten niemand im Raume war, der den Gewahrſam hätte aus: 
üben können. Gerade der Geſichtspunkt des Haus rechts nötigt zur 
Annahme, daß nur der Haushaltungsvorſtand den Gewahrſam habe. 
Die Frau kann ihn nur als Vertreterin auf Grund der Sclüfiel: 
gewalt ausüben. Aber auch bei anderer gemeinſamer Benützung von 
Räumen wäre die Zulaſſung der Pfändung auf Grund des „Mit⸗ 
gewahrſams“ des Schuldners unerträglich. Wenn, wie es häufig 
vorkommt, in einen gemeinſamen Naum jeder zum Zwecke gemein: 
ſamer Benutzung andere Gegenſtände einbringt, ſo wird durch ein 
ſolches Verhältnis kein die Veräußerung hinderndes Recht des Mit⸗ 
bewohners, der nicht Eigentümer iſt, begründet. Dieſer müßte ſich 
alſo die Verſteigerung ſolcher Sachen gefallen laſſen. Und hierin 
ſoll keine Verletzung des Hausrechts liegen? Man wird unter den 
in gemeinſam benutzten Räumen befindlichen Sachen auch nicht zwiſchen 
ſolchen unterſcheiden können, an denen der an der Vollſtreckung 
unbeteiligte Bewohner ein Intereſſe hat, und anderen. Denn jeder 
wird auf Grund des 8 808 verlangen können, daß er im ruhigen 
Gebrauch feiner Räume nicht durch den Eingriff eines Dritten geſtört 
werde, der dieſem Bewehner gegenüber keinen Vollſtreckungstitel hat. 
Das im Eingang von L. bezeichnete unbefriedigende Ergebnis, daß 
die in Gütern getrennte Frau zwar ohne den Mann Prozeſſe führen, 
aber nur mit Einwilligung des Mannes durch Mobiliarpfändung zur 
Zahlung angehalten werden könne, wird nur durch die Geſetzgebung 
beſeitigt werden können, und zwar ſo, daß dem Gegner der Frau eine 
prozeßhindernde Einrede gegeben wird, die die Frau rötigt, entweder 
die Genehmigung ihres Mannes zu einer gegen fie wegen der Brosch: 

ſten zu bewirkenden Vollſtreckung in die in ſeinem Gewahrſam 
befindlichen Sachen beizubringen oder Koſtenſicherheit zu leiſten. Iſt 
es aber nicht viel weniger befriedigend, daß wegen unerlaubter 
Handlungen der in Gütern getrennten Frau ihr in der ehelichen 
Wohnung befindliches Mobiliar nicht gepfandet werden kann? 
Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 

1. Die Frage, ob eine Urkunde einen beſtimmten Willen 
175 Ausdruck bringt, iſt nicht lediglich nach dem Sprachgefühle 
es Richters zu beurteilen. Die Zuläſſigkeit einer von dem 
natürlichen Sinne des Wortlautes abweichenden Deutung hört 

auf, wenn in die Urkunde etwas hineingelegt werden 
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müßte, was auch bei Unterſtellung einer ungenauen Ausdrucks⸗ 
weiſe der Beteiligten unmöglich darin gefunden werden kann. ) 

2. Die Stellung des Arztes hat infolge des Intereſſes 
der Allgemeinheit an einer guten „ einen 
öffentlich⸗rechtlichen Charakter. Damit iſt es unvereinbar, daß 
er ſeinen Beruf ausſchließlich oder auch nur vorwiegend in 
privatem Intereſſe ausübt. Verträge, mit denen der Arzt in 
überwiegendem Maße den Zweck verfolgt, feine beruflichen 
Kenntniſſe und Erfahrungen zum Geldverdienen auszunutzen, 
find wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig.) 

3. Die Nichtigkeit eines Vertrags wegen Sittenwidrigkeit 
ergreift nicht ohne weiteres die in derſelben Urkunde ent e 
Vereinbarung über die Zuſtändigkeit des Gerichts.) 

4. Zinſen find Vergütungen für Überlaſſung des Kapitals, 
die im voraus feſt beſtimmt find; Dividende iſt der nach 
dem Ergebnis der Geſchäftsführung zu beſtimmende Gewinn⸗ 


1) Das RG. hat der Auslegung gegenüber dem Wortlaute einer 
Urkunde ſchon wiederholt Schranken geſetzt. Es wird überall eine 
Auslegungsſähigkeit verlangt. Iſt die beurkundete Erklärung 
fo zweifelsfrei, daß eine andere Deutung ausgeſchloſſen iſt, fo iſt 
kein Raum für die Erforſchung eines anderen Willens (RG. 78, 49). 
Die vorſtehende Entſcheidung gibt aber der Auslegung wieder Raum, 
auch wenn der „natürliche Sinn des Wortlautes“ klar wäre. Es 
muß auch dei Unterſtellung einer „ungenauen“ Ausdrucksweiſe 
der Parteien nichts anderes, als was die gebrauchten Worte ſagen, 
gefunden werden können. Es iſt mithin die Aufdeckung beſonderer 
Momente möglich, wonach die Parteien mit einem Worte oder einer 
Wendung etwas dem Sprachgebrauche nicht Entſprechendes ausdrücken 
wollten. Die Grenze wird auch hier in der freien Würdigung des 
Sachverhaltes zu finden fein. Scharf zu trennen von der Aus: 
legung iſt die Behauptung, daß der Vertrag anders, als beurkundet, 
mündlich vereinbart wurde. Hier kommt es wieder auf die Be— 
deutung der Urkunde für die Feſtſtellung der Erklärung an. Die 
Vermutung ſpricht dafür, daß die Urkunde vollſtändig ſei. Sie 
kann entkräftet werden durch den Nachweis, daß die Parteien auch 
an einer nichtbeurkundeten Erklärung feſthalten wollten (RG. in 
JW. 1915, 5065). Dasſelbe wird auch hier gelten. Trotz des un⸗ 
zweideutigen Ausdruckes iſt der Beweis zuzulaſſen, daß beide Teile 
eine andere Abrede trafen und an dieſer feſthalten wollten. Dann 
müſſen freilich beide entweder verſehentlich die Urkunde unter⸗ 
zeichnet und angenommen haben, oder ſie müſſen in Kenntnis des 
von ihrer Abſprache abweichenden Inhaltes vereinbart haben, daß 
nicht dieſe, ſondern jene gelten ſoll. Iſt aber auch nur von einer 
Seite die unzweideutige Urkunde als allein geltende Erklärung gewollt, 
ſo muß auch der andere Teil ſie in dieſem Sinne gelten laſſen. 
Einer Anfechtung der Urkunde bedarf es in dem Falle des Nach⸗ 
weiſes einer beſtehenden von ihr verſchiedenen Abrede nicht. Die 
Urkunde iſt hier nicht die Erklärung. Nur wenn die eine Vertrags⸗ 
partei die mit der klaren Ausdrucksweiſe der Urkunde abgegebene 
und den Vertragsinhalt nicht nur feftftellende, ſondern erſt ſchaffende 
Erklärung nicht abgeben wollte, bedarf es der Anfechtung wegen 
Irrtums. Doch wird hier der Nachweis, daß ſich die Partei im 
Ausdrucke vergriff, oder was häufiger iſt, daß ſie die von der 
anderen Seite eingeführte klare Wendung irrig aufgefaßt habe, meiſt 
nicht gelingen. ; 

2) Die vorſtehende Entſcheidung bleibt in dem Rahmen der 
bisberigen Rechtſprechung des RG. über die Verträge der Arzte. Es 
muß jeweils im Einzelfalle aus den näheren Bedingungen des 
Geſchäfts erkannt werden, ob es gegen die guten Sitten verſtößt. 
Das RG. hat wiederholt den Verkauf der ärztlichen oder zahn⸗ 
ärztlichen Praxis für gültig erklärt (val. RG. 66, 139; RG. in 
Leipz 3. 1911, 554; RG. 75, 120 — JW. 1911, 276 und die dort 
angeführten ungedruckten Erkenntniſſe). Man wird auch aus der 
in dem jetzt entſchiedenen Falle ausgeſprochenen Auffaſſung von der 
Stellung des Arztes nicht auf eine prinzipielle Anderung der 
Rechtſprechung beim Praxiskaufe ſchließen dürfen. H. 

3) Das RG. hat der Abrede über den Gerichtsſtand eine „ſelb— 
ſtändige Bedeutung“ zugeſprochen. Sie iſt gültig, auch wenn der 
materiellrechtliche Vertrag, dem ſie beigefügt iſt, nichtig wäre. Damit 
ſcheint das RG. in Widerſpruch zu ſeiner ſtändigen Rechtſprechung 
im Gebiete der Börſentermingeſchäfte zu geraten (RG. 27, 379; 
31, 397; 43, 408; 58, 155; IJ. 1905, 1 en 5 

iederholt, daß die Gültigkeit und Rechtswirkſamkeit der Vereinbarn 
. on der Gültigkeit und 5 


t äfts abhängig“ iſt (RG. 58, 155). Der 
5 ſelkſtändige von der Rechts beſtändigkeit des Haupt 
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anteil. Die Dividende wird nicht dadurch zum Zins, daß man 
mit Sicherheit auf ein günſtiges Ergebnis rechnen kann. — 
§ 247 BGB. ſpricht von Zinſen in dieſem Sinne; nach dieſem 
Paragraphen iſt daher dem Schuldner ein Kündigungsrecht nicht 
gegeben, wenn dem Gläubiger für die Überlaffung des Kapitals 
ein Gewinnanteil gewährt iſt. 

5. Eine von dem Vertreter des Grundſtücksverkäufers beim 
Vertragsſchluſſe argliſtig abgegebene Erklärung über die Höhe 
der Wertzuwachsſteuer gibt dem Käufer keinen Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch gegen den Vertretenen. Die Schadenserſatzforderung 
kann nur auf 8 831 BGB. geſtützt werden. 

6. Ein Rücktrittsrecht wegen veränderter Umſtände iſt in 
dem BGB. im allgemeinen nicht gegeben; es kann' nur dann 
anerkannt werden, wenn es — auch ſtillſchweigend — vereinbart 
iſt. Einem Mieter, der wegen des Krieges einen gewinn⸗ 
bringenden Betrieb in dem gemieteten Zirkusgebäude nicht 
ausüben konnte, wurde im Streitfalle der Rücktritt vom Miet⸗ 
vertrage verſagt.“ 

7. Kommt für einen Anſpruch mehr als eine rechtliche 
Grundlage in Frage, ſo kann der Kläger dem Klagebegehren 
eine in dem Sinne einſchränkende Begründung geben, daß nur 
einer der Gründe geltend gemacht, ein Anſpruch aus den 
anderen nicht hergeleitet werden ſolle. Ob eine ſolche Bes 
ſchränkung des Klagebegehrens gewollt iſt, iſt Auslegungsfrage. 
Die beſondere Anführung von Geſetzesparagraphen kann unter 
Umſtänden eine ſolche Beſchränkung bedeuten, ſie muß es aber 
nicht.s) — Eine Erwerbsausfallrente, die dem Berechtigten, feinem 
Klagebegehren gemäß, in einem Vorprozeſſe bis zur Vollendung 
des 70. Lebensjahres zugeſprochen worden war, kann nach Er⸗ 
reichung dieſes Alters auf Grund von § 323 ZPO. bis an 
das Lebensende verlangt werden.“) 


geſchäfts anabhängige Bedeutung“ zu (RG. 31, 398). Der vom RG. 
vorſtehend hervorgehobene Unterſchied zwiſchen der Vereinbarung eines 
andern als nach dem Geſetze zuſtändigen Gerichts und einem Schieds— 
gerichtsvertrag mag bei der Beurteilung der Gültigkeit dieſer be— 
ſonderen Abrede erheblich werden. Das zeigt auch der Hinweis auf 
ein Spielgeſchäft. Das klingt auch durch die früheren Urteile in 
den Börſenterminſachen durch (JW. 1905, 401 a. E.). Aber mit der 
Frage der Selbſtändigkeit der Kompetenz- oder der Schiedsgerichts— 
abrede hat dies doch wohl nichts zu tun. Die Löſung dieſes Wider— 
ſpruchs wird wohl darin zu ſuchen ſein, daß auch im vorliegenden 
Falle keine allgemeine Regel aufgeſtellt werden ſollte. Es liegt nur 
eine Auslegung für den konkreten Rechtsſtreit vor, daß hier unter die 
Zuſtändigkeitsabrede auch der Streit über die Rechtswirkſamkeit des 
Vertrages falle. Es wird dies auch künftig jeweils zu unter— 
ſuchen ſein. H. 
4) Durch das vorſtehende Urteil verſagt das RG. dem Ausbruche des 
Krieges und den hierdurch hervorgerufenen wirtſchaftlichen Schwierig: 
keiten einen Einfluß auf den beſtehenden Mietvertrag. Ein 
Rücktrittsrecht „wegen veränderter Umſtände“ kann dem Mieter auch 
durch Auslegung nicht zugeſprochen werden. Damit iſt das Prinzip 
für die gegenſeitigen Verträge aufgeſtellt. Sie müſſen 
erfüllt werden, ſoweit die Erfüllungsmöglichkeit beſteht. Zu ent— 
ſcheiden bleibt aber noch die Frage, wo die Grenze der Erfüllungs— 
möglichkeit zu ziehen iſt. Darüber, ob nicht die durch den Krieg 
herbeigeführte wirtſchaftliche Umgeſtaltung die Erfüllung als eine 
dem Verpflichteten nicht mehr zumutbare und daher für ihn, weil 
unerſchwinglich, nicht mehr mögliche erſcheinen läßt, hat ſich das RG. 
noch nicht ausgeſprochen. Das vorliegende Urteil darf nicht 
hierfür verwertet werden. H. 
5) Die im vorliegenden Urteile unter I niedergelegte Auf: 
faſſung von der „einſchränkenden Begründung“ des Klagebegehrens 
und der Auslegung der Geſetzeszitate wird überall Zuſtimmung 
finden. Namentlich auch die freie Würdigung einer Prozeßhandlung. 
Das wird dann auch für das Gebiet der Klageänderung verwertet 
werden dürfen. Es wird zu prüfen ſein, ob ſich die bis jetzt auch 
beim RG. herrſchende Anſicht über die Unzuläſſigkeit des Übergangs 
von einem rechtlichen Geſichtspunkte zum andern bei der Konkurs— 
anfechtung (vgl. Jäger, KO. J Anm. 57 zu § 29 und die dort zitierten 
Urteile) in der bisherigen Weiſe wird aufrechterhalten laſſen. 
Auch hier wird die Klage als Prozeßrechtsgeſchäft der Auslegung 
zugänglich ſein müſſen. H. 
6) Wertvoll iſt die Aufſtellung des Satzes unter II, daß es bei der 
Beurteilung der Zuläſſigkeit der Abänderungsklage nicht 


8. Den Eiſenbahnunternehmer, der ſeiner Vertragspflicht 
zur Gewährung eines verkehrsſicheren Zugangs zum Zuge nicht 
genügt hat, trifft die Beweislaſt dafür, daß ihm ein Ver 
ſchulden an einem Unfalle nicht zur Laſt fällt. — Es iſt das 
Weſen der Gefahr, daß ſie einen Schaden möglich macht 
und begünſtigt, nicht aber ihn notwendig macht: ſo kann ein 
ſehr gefährlicher Zuſtand lange unſchädlich bleiben und um⸗ 
gekehrt eine an ſich geringe Gefahr ſchnell zum Unfall führen. 

9. Zur Beſtellung im Sinne des § 831 BGB. iſt es 
nicht erforderlich, daß die beſtellte Perſon von dem Geſchäfts⸗ 
herrn beſonders mit der einzelnen in Frage kommenden Ver⸗ 
richtung beauftragt worden iſt; es genügt, daß die Tätigkeit 
in den allgemeinen Rahmen des Auftrags fällt und im inneren 
Zuſammenhange mit ihm ſteht. — Nach den Umſtänden des 
Einzelfalls, insbeſondere nach der Art der Verrichtung und der 
hal nötigen Gerätſchaften, ſowie nach der Sachkunde des 

ngeftellten iſt zu beurteilen, welche Anforderungen an die 
Sorgfalt des Geſchäftsherrn zu ſtellen ſind, insbeſondere ob der 
Geſchäftsherr die Auswahl von ihm zu beſchaffender Gerätſchaften 
dem Angeſtellten überlaſſen darf.“ 

10. Das vor einem Richter oder Notar durch mündliche 
Erklärung des letzten Willens errichtete Teſtament des 
Blinden muß von dem Erblaſſer eigenhändig unterſchrieben 
werden oder die Feſtſtellung ſeiner Erklärung, daß er nicht 
ſchreiben könne, enthalten.) 

11. Einem Börſentermingeſchäfte, das unter anderen, als 
den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen geſchloſſen iſt, kann der 
Spieleinwand jedenfalls dann entgegengeſetzt werden, wenn die 
immer nur auf diejenigen Verhältniſſe ankommt, die für 
den erkennenden Richter im Vorprozeß maßgebend waren, 
ſondern daß — entgegen dem Wortlaut des $ 323 1 380. 
— unter Umſtänden auch diejenigen Verhältniſſe berück— 
ſichtigt werden können, die für die Parteien bei der de: 
meſſung der von ihr zu erhebenden oder zu bewilligenden 
Anſprüche maßgebend waren. Einen Bruch mit der bisherigen 
Praxis bedeutet die Aufſtellung dieſes Satzes nicht. Die Gerichte haben 
ihn von jeher unbefangen angewendet, ohne ihn jedoch ausdrücklich zu 
formulieren, fo auch von jeher das RG., vgl. die Entſch. vom 9. Juni 1880 
Bd. 2 S. 3: dort war, nachdem im Vorprozeß eine Rente aus 87 Haftpfid. 
nur auf 3 Jahre gefordert worden war, die Nachforderung weiterer Rente 
im Wege der Anderungsklage zugelaſſen worden mit der Begründung: 
bei der Erhebung der früheren Klage ſei vorausgeſetzt worden (eil. 
vom Kläger), daß die Verminderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers 
in 3 Jahren behoben ſein würde. — Würde die Berückſichtigung von 
Unftänden, die den Kläger zur Beſchränkung feiner Klage bewogen 
haben und die eben dadurch, daß der Klaganſpruch von vornherein 
in beſchränktem Umfange erhoben worden iſt, der richterlichen 
Kognition nicht unterbreitet worden find, im Rechtsſtreit gemäß § 323 
ausgeſchloſſen ſein, ſo wäre der Verletzte, der auf Zahlung einer 
Schadensrente klagt, ſtets genötigt, unter allen Umſtänden den denkbar 
höchſten Betrag für die denkbar längſte Zeit auf die Gefahr hin, mit 
einem erheblichen Teil ſeiner Klage abgewieſen zu werden, einzuklagen, 
um ſich ſo die Möglichkeit einer ſpäteren Erhebung der Anderungsklage 
zu ſichern (aus dem gleichen Grunde müßte der Beklagte die Anſprüche 
des Klägers im denkbar weiteſten Umfange beftreiten). Dr. Kann. 

7) Das Urteil iſt weniger wegen einer neuen Rechtsauffaſſung, 
als wegen der geſunden Verwertung des „außergerichtlichen Wiſſens“ 
des Gerichts von Intereſſe. Es wird die Aufgabe einer Hausdame 
in einem Fremdenbeim erörtert. Es wird feſtgeſtellt, daß der In— 
haber desſelben nicht verpflichtet iſt, das jener zur Verfügung ſtehende 
Handwerkszeug vor der Benutzung ſelbſt nachzuprüfen und auszuwählen. 
Das iſt alles einwandfrei. Bleibt ein Reſt von Unbehagen, weil 
dem Zimmermädchen für die Beſchädigung ſeines Auges kein Erſatz 
wird, ſo läßt ſich das nur auf die Regelung im Geſetze zurüd: 
führen. H. 

8) Mit dieſer bedeutſamen Entſcheidung ſchließt ſich das NO. 
der in der Rechtslehre (vgl. Staudinger, Planck, Neumann zu 
§ 2242 BGB.; Joſef, FGG. § 177 Anm. 5; Jaſtrow, Formularbuch 
I. 49; Eichhorn, Das Teſtament S. 411) herrſchenden Anſicht an. Für 
das preußiſche Recht vertrat NG. in Gruchots Beitr. 36, 1002; 47, 1075 
den Standpunkt, daß die Unterſchrift des Blinden ein Unding ſein 
würde, da er nicht wahrnehmen könne, daß er ſeine Schrift unter 
eine Erklärung ſetze. Die Notwendigkeit der Unterzeichnung des 
Blindenteſtaments durch den Erblaſſer war für das Recht des BGB. 


„ 


44. Jahrgang. 


Abweichung einen weſentlichen Punkt betrifft.“) — Für die 
Frage, ob eine Abweichung weſentlich iſt, ſind die Merkmale 
des Börſentermingeſchäfts und der Zweck des § 50 Börf®. 
zu beachten. 

12. Zweck des § 39 VerſVi G., der nicht zum Nach⸗ 
teil des Verſicherungsnehmers abgeändert werden kann (8 42), 
iſt, dem Verficherungsnehmer bei der Friſtbeſtimmung die 
Bedeutung und die nachteiligen Folgen der Verſäumung 
der Friſt zum Bewußtſein zu bringen. Daher muß die Be⸗ 
ſtimmung einer Zahlungsfriſt nach 8 39 Abſ. 2 VerſViG. unter 
Androhung der mit der Verſäumung der Friſt verbundenen 
Rechtsfolgen, unter richtiger Angabe der Vorausſetzungen, an 
die fie geknüpft find, geſchehen. 0) 


von Schultze⸗Görlitz, ZBl FG. 7, 468; Pignol, DIZ. 1904, 737 und 
neuerdings — unter Bezugnahme auf den jetzt vom NG. entſchiedenen 
Fall — von Danz, IW. 1914, 385, und Lehmann, a. a. O. 1057, 
verneint worden. 

11 Der Blinde, der ſeinen Namen ſchreiben kann, muß alſo das 
über die Teſtamentserrichtung aufgenommene Protokoll unterſchriftlich 
vollziehen. Erklärt der Teſtierende, daß er nicht ſchreiben könne, ſo 
erſetzt die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll ſeine Unterſchrift. 
Die objektive Feſtſtellung der Schreibensunfähigkeit durch den Urkunds— 
beamten genügt nur dann zum Erſatze der Unterſchrift, wenn der 
Feſtſtellungsvermerk dem Erblaſſer vorgeleſen und von ihm genehmigt 
worden iſt (vgl. RG. 56, 366; 65, 372; 75, 374; IW. 1910, 150; 
1911, 456). 

Beachtlich iſt auch, daß das RG. — im Gegenſatze zu der Vor— 
inſtanz (KG.) — in der Feſtſtellung der Erklärung des Erblaſſers, 
blind zu ſein, im Zuſammenhange mit dem Schlußvermerk des 
Protokolls, daß der Erblaſſer mit Rückſicht auf feine. Blind: 
heit nicht unterſchreibe, eine ausreichende Feſtſtellung der Erklärung 
der Schreibunfähigkeit gefunden hat. Man wird dies — wie jedes 
Urteil, welches in letztwilliger Verfügung aufrecht erhält und Angriffe 
wegen Formmangels abweiſt, willkommen heißen; ganz beſonders 
dann, wenn dies durch freie Auslegung der Worte des Notars 
geſchieht. Ein Prinzip iſt mit dieſer, nur für den Einzelfall 
getroffenen Entſcheidung nicht ausgeſprochen. Dem Urkunds— 
beamten iſt daher anzuraten, bei der Teſtamentserrichtung 
eines Schreibunfähigen, die Feſtſtellung der Erklärung 
des Erblaſſers, nicht ſchreiben zu können, in unzwei— 
deutigen Worten zu treffen. Nur ſo werden alle Zweifels— 
fragen abgeſchnitten und das Intereſſe der Beteiligten gewahrt; dies 
liegt auch im eigenen Intereſſe des Urkundsbeamten, da die Nichtigkeit 
des Teſtamentes wegen Formmangels ihn allen in dem Teſtamente 
Bedachten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen würde. (Val. 
36.74, 421 = SM. 1911, 183; RG. 75, 374 = JW. 1910, 150; 
JW. 1911 S. 456, 714.) 

9) Zwei Rechtsſätze ſind hier ausgeſprochen. Einmal, daß 
die Verſagung des Differenzeinwandes bei einem Geſchäfte zwiſchen 
börſenterminsgeſchäftsfähigen Perſonen nur beim ſogenannten offiziellen 
Börſentermingeſchäfte, alſo dem Handel in den zugelaſſenen Waren 
oder Wertpapieren ſtattfindet. Zum andern, daß weſentliche Ab— 
weichungen von den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen dem Abſchluſſe 
die Eigenſchaft als ein Geſchäft über zugelaſſene Waren oder Wert— 
papiere entzieht. Beide entſprechen der Rechtſprechung des RG. in 
der Auslegung des Börſengeſetzes. Beide auch dem Zwecke desſelben. 
Die Schwierigkeit wird in der Beurteilung des konkreten Falles 
liegen. Man darf nicht erſtaunt ſein, wenn nun häufig Verſuche, dem 
Differenzeinwand Eingang zu ſchaffen, mit den Abweichungen der 
Bedingungen des Klägers von den amtlichen begründet werden. Das 
RG. hat eine Abänderung, welche die Rechtslage einer Partei „nicht 
unerheblich verſchlechtert“ für weſentlich erklärt. Es geht auch in 
der Anwendung dieſes Gedankens auf den ihm vorliegenden Fall 
ziemlich weit. Jede Abweichung von den amtlich feſtgeſetzten Be— 
dingungen wird aber wohl den Vorteil des hierzu ſchreitenden Kon: 
trahenten bezwecken. Damit wird faſt immer ein Nachteil des anderen 
verbunden ſein. H. 

10) Der Grundgedanke der Entſcheidung läßt ſich dahin auffaſſen, 
daß die nach dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag mit der Friſt— 
beſtimmung zu verbindende Ankündigung der Rechtsfolgen vollſtändig 
und deutlich ſein muß. Der Verſicherungsnehmer ſoll über die wirkliche 
Rechtslage belehrt werden. Das iſt kein dem Verſicherungsweſen 
eigentümliches Prinzip. Es gilt in allen ähnlichen Fällen. So auch 
bei der Kaduzierung der mit der Einzahlung ſäumigen Aktionäre 
(§S 219 HGB.) und Geſellſchafter einer GmbH. ($ 21 GmbHG.). 
Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der Androhung beraubt die Auf 
forderung der beabſichtigten Wirkung. 2. 
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13. Eine zum Zwecke der Gläubigerbenachteiligung erfolgte 
Vorausverfügung des Grundſtückseigentümers über die Grund⸗ 
ſtücksmieten, die dem Hypothekengläubiger nach 8 1124 Abſ. 1 
BGB. gegenüber wirkſam iſt, unterliegt der Anfechtung nach 
§ 3 Nr. 1 AnfG. Anfechtungsrecht des im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren nicht voll befriedigten Hypothekengläubigers, dem der 
Konkursverwalter die Mietzinſen zur abgeſonderten Befriedigung 
überlaſſen bat!!!) 


14. Die Partei braucht nur die Tatſachen vorzutragen, 
auf die ſie ihren Anſpruch gründet; die Rechtsanwendung iſt 
Sache des Gerichts. Selbſt eine unrichtige Subſumierung 
der Partei iſt unſchädlich, ſofern nicht erhellt, daß der Partei 
gerade nur an der von ihr vertretenen Auffaſſung gelegen iſt. — 
Die Prozeßleitung wird jedoch auf die Veränderung des 
rechtlichen Geſichtspunktes hinzuweiſen und den 
Parteien Gelegenheit zu geben haben, hierzu Stellung 
zu nehmen. — In dem Unterlaſſen kann ein Verſtoß gegen 
die Verhandlungsmaxime liegen.!) 


15. Die Beſtimmung des gemeinſchaftlichen Gerichtsſtands 
gemäß $ 36 Nr. 3 ZPO. durch das höhere Gericht bindet das 
untere Gericht. Dieſes kann dem Beſchluſſe die Wirkſamkeit 
nicht mit der Begründung abſprechen, daß es an den tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen für die Beſtimmung des zuſtändigen 
Gerichts (Nichtbeſtehen eines gemeinſchaftlichen allgemeinen 
Gerichtsſtandes) ſehlte. ““) 


11) Die Entſcheidung löſt für den anfechtenden Hypothekengläubiger 
die Schranken, die ſich einmal aus dem Anfechtungsmonopol des 
Konkursverwalters, dann aus dem Erlöſchen des Hypothekenrechts 
kraft Zuſchlags ergeben. Bisher ließen die Inſtanzgerichte vielfach den 
als Hypothekengläubiger ausgefallenen Erſteher im Anfechtungsrecht 
durch zwei Stühle durchfallen; ſie nahmen an, daß das Hypothekenrecht 
nicht ſchütze, weil es durch den Zuſchlag erlöſche und das Recht des 
Erſtehers nichts nütze, weil dieſer Vorausverfügungen in gewiſſem 
Umfange gelten laſſen müſſe. F. 

12) Die Entſcheidung macht dem Streit über die Frage ein 
Ende, ob auch im Zivilprozeß das Gericht berechtigt und verpflichtet 
iſt, die Parteien auf die Möglichkeit einer veränderten rechtlichen 
Beurteilung hinzuweiſen. Es bedarf nicht der in der Literatur zur 
Reform des Zivilprozeſſes wiederholt geforderten Einfügung einer dem 
§ 264 StPO. entſprechenden Beſtimmung in die ZPO. (vgl. zu dieſer 
Frage namentlich Magnus, Verhandlungen des 31. DIT. Bd. 3 
S. 899); vielmehr iſt es ſchon nach geltendem Recht Pflicht einer „ihrer 
Aufgabe gewachſenen Prozeßleitung“, vor der Entſcheidung auf ver⸗ 
änderte rechtliche Geſichtspunkte hinzuweiſen und den Parteien die 
Möglichkeit der Stellungnahme dazu zu geben. Es iſt dringend zu 
hoffen, daß die Inſtanzgerichte dieſen Ausſpruch des oberſten 
Gerichtshofs künftig beherzigen werden. Zwar ſteht wohl die 
Mehrzahl unſerer Richter auf dem Standpunkt, daß es nicht nur zweck⸗ 
mäßig, ſondern auch dem Geiſte der Prozeßordnung entſpricht, wenn ſie 
im Laufe der Verhandlungen die ihrer Anſicht nach etwa in Betracht 
kommenden rechtlichen Geſichtspunkte zwanglos mit den Parteien 
erörtern. Aber es gibt leider immer noch Gerichte, die an der 
Anſicht feſthalten, daß die Auffaſſung der Rechtslage ein unter allen 
Umſtänden bis zur Urteilsverkündigung ſtreng zu hütendes Geheimnis 
ſei, und die es demgemäß ruhig zulaſſen, daß die Parteien vom 
Anfang bis zum Ende der mündlichen Verhandlung um den nach 
Anſicht des Gerichts allein erheblichen Punkt herumreden oder die, 
ſelbſt wenn ſie das Fragerecht ausüben, dies in einer Form tun, 
die die Parteien über das eigentliche Ziel der Frage im unklaren läßt. 

Dr. Kann. 

13) Die Zuſtändigkeitsbeſtimmung beſteht zu Recht und iſt für 
die Inſtanzgerichte bindend, ſelbſt wenn ſich nachher im Prozeß— 
verfahren herausſtellen ſollte, daß das beſtimmende Gericht bei Erlaß 
ſeines Beſchluſſes von falſchen tatſächlichen Vorausſetzungen aus⸗ 
gegangen iſt, weil es ſich hier um einen konſtitutiv wirkenden Akt 
der Juſtizverwaltung handelt, den das Prozeßgericht nicht beſeitigen 
kann. Eine ganz andere Frage iſt die, ob der Zuſtändigkeitsbeſchluß 
der Auslegung durch das Prozeßgericht unterworfen iſt. Sie iſt — 
was der Deutlichkeit halber hervorgehoben werden ſoll — zweifellos zu 
bejahen. Das gemäß 8 36 Nr. 3 beſtimmte Gericht iſt zuſtändig für 
diejenige Klage, wegen deren der Antragſteller die Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung gefordert hatte. Wenn der Antragſteller dem Geſuch 
um Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts den Entwurf zu der von 
ihm beabſichtigten Klage beigefügt hatte, ſo werden ſich in dieſer 
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16. Die Reviſionsbegründung muß die Rechtsnorm, deren 
Verletzung gerügt wird, erkennbar machen. Darüber, wann 
dies zutrifft, laſſen ſich keine allgemeinen Grundſätze aufſtellen, 
die Frage kann nur von Fall zu Fall entſchieden werden. 

17. Eine nicht angemeldete Konkursforderung kann nach 
8 146 KO. nicht verfolgt oder bekämpft werden; keine Konkurs⸗ 
forderung darf zur Klage geſtellt werden, die nicht der vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Prüfung unterworfen iſt. — Konkursgläubiger, 
die am Konkurſe nicht teilnehmen oder auf Befriedigung aus 
der Maſſe verzichten, können während der Dauer des Konkurs⸗ 
verfahrens ihre vermögensrechtlichen Anſprüche gegen den Ge⸗ 
meinſchuldner verfolgen. 

18. Haben ſowohl der Gerichtsſchreiber bei dem Entwurfe 
einer Verfügung als auch der Richter oder Staatsanwalt bei 
der Prüfung und Unterzeichnung des Entwurfs eine Beſtimmung 
überſehen, die bei der Verfügung zu beachten geweſen wäre, ſo 
kann nur der letztere auf Erſatz des dadurch erwachſenen Schadens 
in Anſpruch genommen werden. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


1. Durch Erteilung des Auftrags zur Abholung von 
Dynamit kann ſich der Auftraggeber der Anſtiftung zu dem 
Vergehen des 8 9 Abſ. 1 SprengſtG. ſchuldig machen. 

2. Notwehr iſt auch gegen Angriffe auf andere Rechts⸗ 
güter als Leib und Leben, insbeſondere auf das Hausrecht, 
möglich. — Glaubte der Angeklagte ein ungeladenes Gewehr 
in der Hand zu haben, ſo hatte der fahrläſſig abgefeuerte 
Schuß nicht den Zweck der Verteidigung und war deshalb 
keine Notwehrhandlung. 

4. Eine als Erziehungsmaßnahme beabſichtigte Züchtigung 
iſt nicht um deswillen als ſtrafbare Mißhandlung anzuſehen, 
weil ſie nicht in dem Maße, wie erfolgt, durch das Verhalten 
des Schülers veranlaßt war. 

6. Auch wenn dem Eingeſperrten Ausgänge als an und 
für ſich benutzbar bekannt ſind, vermag deren Beſtehen die 
Aufhebung der Bewegungsfreiheit nicht auszuſchließen. — Der 
Annahme der Einſperrung ſteht es nicht entgegen, wenn die 
Benutzung eines ſolchen Ausgangs allgemein oder nach den 
geſahrlih .* Einzelfalles ungewöhnlich, beſchwerlich oder 
efährlich iſt. 
g 97 Wenn 8 263 StGB. verlangt, daß durch die auf Er⸗ 
langung eines Vermögensvorteils gerichtete Täuſchungshandlung 
zugleich eine Beſchädigung des Vermögens des Getäuſchten 
herbeigeführt und gewollt ſein müſſe, ſo ſetzt dies ein Ver⸗ 
hältnis zwiſchen beiden Willensrichtungen voraus, bei dem einer⸗ 
ſeits die Abſicht zu gewinnen und andererſeits das Bewußtſein, 
daß der Getäuſchte durch die Handlung geſchädigt werden 
könne, ſowie der eventuelle auch auf dieſe Schädigung gerichtete 
Vorſatz zum mindeſten nebeneinandergehen müſſen, keinesfalls 
einander ausſchließen dürfen. 

9. Der Schuldner, welcher eine fremde Schuld übernimmt, 
handelt nicht ſchon deshalb leichtſinnig, weil in der über⸗ 


Beziehung zwar in der Regel keine Schwierigkeiten ergeben. Hat 
aber der Antragſteller im Geſuch lediglich den Anſpruch bezeichnet, 
den er einzuklagen beabſichtigt, ſo wird das Prozeßgericht nicht umhin 
können, zu prüfen, ob ſich der Zuſtändigkeitsbeſchluß tatſächlich auf 
dieſen Klaganſpruch erſtreckt und dazu wird es eben der Auslegung 
des Beſchluſſes bedürfen. Ferner wird es der Auslegung des 
Beſchluſſes bedürfen, wenn der Kläger die urſprünglich beabſichtigte 
Klage abgeändert hat, z. B. ſtatt gegen die als Antragsgegner 
bezeichneten Perſonen gegen deren Rechtsnachfolger klagt oder den 
Anſpruch ſelbſt wegen veränderter Verhältniſſe abändert, z. B. 
ſtatt des ursprünglich geforderten Gegenſtandes das Intereſſe 
fordert. Im letzteren Falle wird im Wege der Auslegung feſt⸗ 
geſtellt werden müſſen, ob unter Zugrundelegung der hier wohl 
entſprechend anwendbaren Vorſchriſten des § 268 ZPO. die Klage, 
ſo wie ſie wirklich erhoben iſt, mit derjenigen Klage, wegen deren 
die Zuſtändigkeitsbeſtimmung getroffen wurde, noch identiſch iſt. 
Dr. Kann. 


— 
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nommenen Verbindlichkeit ein tatſächlich ungerechtfertigter Poſten 
enthalten iſt; eine leichtſinnige Gefährdung ſeiner eigenen Ver⸗ 
mögenslage iſt ſo lange ausgeſchloſſen, als er der Meinung 
ſein darf, daß ihm der geſchuldete Betrag, gleichgültig woraus 
er ſich zuſammenſetzt, zur Verfügung geſtellt wird. 

10. Telegraphenbeamte und ihnen gleichgeſtellte Perſonen, 
welche Tatſachen rechtswidrig Dritten mitteilen, verſtoßen auch 
dann gegen $ 355 StGB., wenn fie von der Tatſache nicht 
in Erfüllung ihrer Amtspflicht oder vermöge ihres Amtes Kennt⸗ 
nis erlangten. a 

12. a) Der Aufenthalt eines Zeugen im feindlichen 
Auslande macht die Abgabe ſeiner Ausſage nur vorüber⸗ 
gehend unmöglich. Der Antrag auf ſeine Vernehmung kann 
nicht aus dieſem Grunde zurückgewieſen werden. Die Sache iſt 
vielmehr bis zur Behebung des Hinderniſſes zu vertagen. 

b) Lehnt das Gericht einen Beweisantrag mit der Be⸗ 
gründung ab, daß die unter Beweis geſtellte Tatſache als wahr 
unterſtellt werde, ändert es jedoch ſpäter ſeine Anſicht zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten, ſo muß es, wenigſtens dann, wenn 
die Tatſache nicht für unerheblich und zur Entlaſtung des An⸗ 
geklagten ungeeignet befunden wird, den Prozeßbeteiligten von 
der veränderten Auffaſſung Kenntnis geben, nötigenfalls unter 
Wiedereröffnung der Verhandlung. 

13. Wenn die auf einem einheitlichen Willensentſchluſſe 
beruhenden Straftaten nach Verkündung eines Strafurteils 
fortgeſetzt werden, ſo wird die Strafklage wegen der ſpäteren 
Einzelhandlungen durch das Urteil nicht verbraucht. 

15. Wer nach den Vorſchriften der Religionsgemeinſchaft, 
der er dient, berechtigt und kraft ſeiner Rechtsſtellung all⸗ 
gemein dazu berufen iſt, auch ohne beſtimmte amtliche An⸗ 
ſtellung religiöſe Feierlichkeiten, die ſich nach den Kultusgeſetzen 
als Eheſchließung darſtellen, mit in religiöſer Hinſicht bindender 
rechtlicher Wirkung vorzunehmen, iſt Religionsdiener im Sinne 
des 8 67 Perſonenſtands G. Er handelt als folder, auch 
wenn die Vorausſetzungen für dieſes Handeln nach den flaat 
lichen Geſetzen nicht gegeben ſind. 

17. Für die Frage der Zuläſſigkeit der Veröffentlichung 
von Nachrichten über Truppenbewegungen während des Krieges 
und der Notwendigkeit militäriſcher Genehmigung hierzu if es 
gleichgültig, ob die veröffentlichte Nachricht bereits anderweitig 
veröffentlicht iſt. . 

18. Ein dem Beaufſichtigungszwang unterliegender Betrieb 
von Verſicherungsgeſchäften iſt nur gegeben, wenn die Über 
nahme von Verſicherungen Selbſtzweck — wenn auch nicht 
notwendig alleiniger Zweck — des Unternehmens iſt. Er liegt 
nicht vor, wenn die Verſicherung lediglich im Intereſſe einer 
Steigerung des ſonſtigen Betriebes den in dieſem vorhandenen 
oder noch zu erwerbenden Geſchäftskunden als eine Erhöhung 
ihrer Vorteile aus dem Vertragsverhälinis geboten wird, um 
das Unternehmen beliebter zu machen. 

19. Die Widerrechtlichkeit im Sinne des $ 14 Abſ. 2 
Waren ZG. liegt ſchon dann vor, wenn der Täter ohne Er 
laubnis des Warenzeichenberechtigten und im Bewußtſein des 
Mangels dieſer Erlaubnis ſeine Ware mit dem fremden Waren⸗ 
zeichen verſieht und in den Verkehr bringt. Auf die Abſicht, 
in ein fremdes Zeichenrecht einzugreifen, kommt es dabei ebenſo⸗ 
wenig an wie auf die Abſicht der Täuschung der Abnehmer 
über die Herkunſt der Ware. 

21. b) Die Militärbefehlshaber ſind bei Erlaß von Ver⸗ 
boten im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit nicht daran ges 
hindert, die Benutzung öffentlicher Lokale durch Vereine 
geſchloſſene Geſellſchaften einer Polizeiſtunde zu unterſtellen. 
Eine Verordnung, die die Polizeiſtunde für alle Schankwirt⸗ 
ſchaften einheitlich feſtſetzt, betrifft Vereine und Geſellſchaften, 
die bisher einer Polizeiſtunde nicht unterworfen waren, nur 
bei ausdrücklicher Ausdehnung auf ſolche Vereinigungen. 

. 22. Die Beherbung des entwichenen Fürſorgezöglings if 
nicht ſtrafbar, wenn deſſen Aufenthalt dem Erziehungsberechti ten 
1 und er dadurch in die Lage verſetzt wird, ſich des 
wichenen wieder zu bemächtigen. 
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Am 26. Juni 1915 entſchlief zu hannover der frühere Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
Geheime Juſtizrat Dr. h. c. 


Julius Erpthropel 


im 75. Lebensjahre. 
Er hat vom Mai 1902 an während einer Seit von 71 Jahren als Dorfigender die Geſchäfte 
des Deutſchen Anwaltvereins mit vorbildlichem Eifer, mit Umſicht und Sachkenntmis geleitet. 
Der Verein hat ihm in dankbarer Anerkennung feiner Derdienfte die Ehrenmitgliedſchaft verliehen. 
Er war eine kraftvolle Perſönlichkeit, ein Mann von vornehmer Denkart, ein waderer Kämpfer 


für Wahrheit und Recht. 

Er ging nicht darauf aus, ſeine Perſon in den Vordergrund zu ſtellen, ſondern er ſtrebte nach guten 
ſachlichen Sielen und fand ſeine Befriedigung darin, durch pflichttreue Arbeit den Mitmenſchen zu nitzen. 

Neue Aufgaben harren der Xechtsanwaltſchaft in der künftigen Friedenszeit. Bei ihrer Coͤſung 
möge der gute Geiſt weiter walten, in dem Männer wie unſer heimgegangener Freund zum Beſten 
unſeres Standes und der Rechtspflege gewirkt haben. 

Sein Andenken bleibt in Ehren! 


Der Dorftand des Deutſchen Anwaltvereins 
Dr. Haber 


Geheimer Juftizrat 
Vorſitzen der 


Am 26. Juni 1915 verftarb zu Hannover der Haiſerliche Geheime Juſtizrat 


Julius Erythropel 
Ehrendoktor der Rechte. 
Der Derftorbene hat in den Jahren 1888 bis 1906 unſerem Vorſtande angehört und in dieſem 


während der letzten Jahre den Vorſitz geführt. 

Durch die Geradheit und Gffenheit feines Weſens, feine vornehme Denkungsart, feine Tatkraft 
und fein warmes Herz für die Intereſſen der Anwaltſchaft hat er in außergewoͤhnlicher Weiſe die Entwicklung 
unſerer Kaffe gefördert und ſich die N gi und Liebe feiner Mitarbeiter erworben. Sein Name ift mit 
unſerer Kaffe dauernd verbunden. ir werden ſeiner ſtets in tiefſter Dankbarkeit und Verehrung gedenken. 


Ceipzig, den 5. Juli 1915. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 


Spring Bruchlmeier Kurlbaum 
Juftizrat Juſtizrat Juftizrat 
Schriftführer Schagmeifter 


Dorfigender 
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Im Kampfe für das Vaterland find 
folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 13, 19185) 


Karl Slaß aus München. 

Küſter aus Kiel. 

Julius Ceiſter aus Düſſeldorf. 

Dr. Haus Philipp aus Berlin. 

Gerhard Steglich aus Dresden. 

Dr. Friedrich Ahlich J aus Dresden. 
Iahanues Seiurich Audeutſch aus Zwickau. 
Cru Welſch aus Hannover. 

beorg Wirth aus Berlin. 

Richard Zenzer aus Gelſenkirchen. 


. —— 


Die Bundesratsbekanntmachung über den Verkehr 
mit Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 
vom 28. Juni 1915. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Oppenheimer, Düſſeldorf. 
Juſtiziar der Kriegsgetreide⸗Geſellſchaft m. b. H. in Berlin. 


Kein anderes Kriegsgeſetz greift in die Verhältniſſe jedes 
einzelnen Staatsbürgers ſo ein, wie das „Brotgeſetz“, das in 
der Bekanntmachung des Bundesrats vom 28. VI. 155) gegen⸗ 
über der Bundesratsverordnung vom 25. I. 15°) ſozuſagen in 
zweiter Auflage erſcheint. Zugleich bildet dieſe Bundesrats⸗ 
bekanntmachung den geſetzlichen Teil der Organiſation, die die 
Organiſationskraft des deutſchen Volkes am ſinnfälligſten und 
überraſchendſten offenbart hat. Deshalb wird die genaue Dar⸗ 
legung des Inhalts dieſes Geſetzes vielleicht von allgemeinem 
Intereſſe ſein. Jedenfalls wird ſie für alle diejenigen Juriſten 
von Wert ſein, die mit ſeiner Anwendung befaßt werden, den 
reichen Strom von Kriegsgeſetzen und »verordnungen nicht ber» 
folgen konnten und deshalb nicht in der Lage find, ſich mit 
dem bloßen Geſetzestext, der vielfach die Zuſammenhänge nicht 
erkennen läßt, zu begnügen. Viele Anfragen bei der Kriegs⸗ 
getreide-Geſellſchaft um juriſtiſche Auskünfte über das frühere 
Brotgeſetz zeigen das Bedürfnis nach einer zuſammenfaſſenden 
Darlegung. 

* N * 

Bei der Erörterung der Frage der Behandlung der zu 
erwartenden neuen Ernte 1915 wurden nur wenige Stimmen 
laut, die dahin gingen, die Verbrauchsbeſchränkung und 
Verbrauchskontrolle genüge, um die Ernährung der Be⸗ 
1) ROSSI. 1915, 368. 

1) RGS. 1915, 86, 
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völkerung während des Krieges bis zum Schluß des Ernte⸗ 
jahres zu ſichern, im übrigen bedürfe es der Beſchlagnahme 
und der öffentlichen Verwaltung des Getreide- und 
Mehlverkehrs nicht. Der durch die Monopolwirtſchaft des 
lauſenden Erntejahres faſt ganz ausgeſchaltete Handel hoffte 
wieder in feine volkswirtſchaftlichen Funktionen treten zu können. 
Objektive Prüfung ließ aber keinen Zweifel daran, daß wir 
uns in dem gegenwärtigen Kriege um unſere nationale Exiſten 
auf Experimente nicht einlaſſen dürfen, ſelbſt auf die Gefahr 
hin, einen ganzen Stand empfindlich zu ſchädigen. Zudem if 
ein Zweifel daran nicht wohl möglich, daß mit dem Syſtem der 
Getreidehöchſtpreiſe, an dem feſtgehalten werden muß, ſich ein 
freier Handel nicht verträgt. So ſchließt ſich denn die „Be: 
kanntmachung über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus 
dem Erntejahr 1915“ vom 28. Juni 1915 grundſätzlich der 
entſprechenden Verordnung für das vorige Erntejahr vom 
25. Januar 1915 an: Auch für das Erntejahr 1915/16 
erfolgt die allgemeine Beſchlagnahme des in Deutſch⸗ 
land wachſenden Brotgetreides und wird der Mehl: 
und Brotverbrauch obrigkeitlich geregelt. Beſchlag⸗ 
nahme und Verbrauchsregelung konnten in der neuen Ver⸗ 
ordnung nach den durch die frühere Bundesratsverordnung und 
die Tätigkeit der Kriegsgetreide⸗Geſellſchaft') geſchaffenen Voraus- 
ſetzungen weit einheitlicher und lückenloſer durchgeführt werden, 
als früher. Vgl. z. B. Wegfall von Beſtimmungen wie die der 
88 2, 4 Abſ. 4 c ff. der Bundesratsverordnung vom 25.1. 15, 
Verbot des interkommunalen Getreidehandels 8 19 und Mehl 
handels § 41 der Bundesratsverordnung vom 28. VI. 15. 


I. Beſchlagnahme. 

1. Die Beſchlagnahme dient der Vorbereitung und Sicher 
ſtellung des Erwerbs des Brotgetreides und Mehles durch die 
von Geſetzes wegen dazu berufenen und gleichzeitig mit der 
Regelung des Brot⸗ und Mehlverkehrs beauftragten Stellen. 
Die Beſchlagnahme ihrerſeits iſt wieder vorbereitet worden durch 
das in der Bundesratsbekanntmachung vom 17. VI. 150 aus- 
geſprochene Verbot des Vorverkaufs der Ernte des Jahres 1915. 


In dieſer Bunbesratsperorbnung find mit rüdtoirtender Kraft. 


Kaufverträge über die Ernte 1915 für nichtig erlärt 
worden. 


Die Beſchlagnahme erfolgt ipso jure in dem Zeitpunkt, in $ 1. 


dem das Getreide vom Boden getrennt wird. Sie erſtreckt fd 
auch auf den Halm. Mit dem Ausdreſchen wird das Stroh, 
mit dem Ausmahlen die Kleie von der Beſchlagnahme ftei. 
Hinſichtlich der Kleie entftehen mit der Ausmahlung die in $ 4° 
dargeſtellten obligatoriſchen Verpflichtungen (8 1). 


„Veränderungen“ an den beſchlagnahmten Vorräten, ebenfo 5 2 


wie rechtsgeſchäftliche Verfügungen und Zwangvollſtreckungz 
maßnahmen ohne Zuſtimmung der berechtigten Behörde find 
verboten. Entgegenſtehende Rechtsgeſchäfte find alfo nach 5 134 
BGB. nichtig. Die Schwierigkeiten, die ſich nach der Bundesrats 
verordnung vom 25. I. 15 aus der Frage ergaben, welche 
Wirkungen die Beſchlagnahme auf früher abgeſchloſſene Ver; 
träge habe (vgl. Heinrici, Kommentar zur Bundesratsverordnung 


3) Im folgenden „KG.“ genannt. 
) RGBl. S. 341. 


9. 


88 


vom 25. I. 15. S. 41 Anm. 3) iſt jetzt durch die bereits er⸗ 
wähnte Bekanntmachung vom 17. VI. 15, die allgemein mit 
rückwirkender Kraft die Nichtigkeit der Verträge über die Ernte 
1915 ausſpricht, vermieden. Was die Verordnung unter „Ver⸗ 
änderungen“ an den beſchlagnahmten Vorräten verſteht, erkennt 
man aus der Strafbeſtimmung des 5 91 (weitere Straf⸗ 
beſtimmungen finden fi in den 85 37, 46, 57, 60, 69). Als 
ſtrafbare Veränderungen an den beſchlagnahmten Vorräten find 
aufgeführt: Beiſeiteſchaffung, ins beſondere Entfernung aus dem 
Bezirk des Kommunalverbands, für den ſie beſchlagnahmt ſind, 
Beſchädigung, Zerſtörung, Verarbeitung, Verbrauch. Hervor⸗ 
gehoben zu werden verdient, daß auch die Ausmahlung 
des Getreides unter das Verbot fällt. Dies war zwar 
auch nach der früheren Verordnung der Fall, weil man 
in der Ausmahlung ein „HBeiſeiteſchaffen“ des Getreides 
zu erblicken hat (vgl. Heinrici, 8 7 Anm. 1), gleichwohl iſt es 
als zweckmäßig zu begrüßen, daß dieſe Frage durch Hinzu⸗ 
fügung des Wortes „verarbeitet“ völlig klargeſtellt iſt. Begriff 
und Wirkungen der Beſchlagnahme ſind alſo nach der neuen 
Verordnung dieſelben, wie nach der Verordnung vom 25. I. 15. 
Vor letzterer Verordnung, die zum erſten Mal die allgemeine 
Beſchlagnahme von Brotgetreide und Mehl anordnete und den 
Begriff „Beſchlagnahme“ anwandte, war nach dem Geſetz be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe vom 4. VIII. 14 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 17. XII. 14°) nur die Einzelbeſchlag⸗ 
nahme, bewirkt durch Verkaufsaufforderung der Behörde oder 
der von dieſer ermächtigten Perſon (Kriegsgetreidegeſellſchaft, 
Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung), bekannt. 
(Siehe § 2 Abſ. 2, § 6° des Höchſtpreisgeſetzes). 

Ausnahmen von den allgemeinen Wirkungen der 


zt 3 Beſchlagnahme enthalten die §8§ 3 Bis 6: Beſonders inter: 
bis 6. eſſant find hier die Beſtimmungen der 88 3 und 4. Brot⸗ 


getreide ſowohl wie Mehl ſind leicht verderblich, es bedarf 
großer Sorgfalt bei der Lagerung und je nach der Beſchaffen⸗ 
heit, insbeſondere dem Feuchtigkeitsgehalt auch der Bearbeitung 
der Vorräte. Die Beſchlagnahme und das Verbot, Ver⸗ 
änderungen vorzunehmen, dürfen nicht dazu führen, daß die 
Vorräte vernachläſſigt und dadurch dem Verderb ausgeſetzt 
werden. Deshalb beſtimmt das Geſetz, daß der Beſitzer trotz 
der Beſchlagnahme nicht nur berechtigt, ſondern ſogar ver⸗ 
pflichtet iſt, die zur Erhaltung der Vorräte erforderlichen 
Handlungen vorzunehmen; Unterlaſſungen werden nach 8 9° 
beſtraft. Ahnlich iſt der Beſitzer zum Ausdreſchen berechtigt 
und — allerdings nur auf Verlangen der zuſtändigen Behörde — 
verpflichtet. Die Unterlaſſung der Pflege der beſchlagnahmten 
Vorräte oder des Ausdreſchens berechtigt die Behörde nach 
Friſtſetzung die erforderlichen Handlungen auf Koſten des Ver⸗ 
pflichteten auf deſſen Grund und Boden mit Mitteln des 
Betriebes des Verpflichteten vorzunehmen. 

8 5 ſichert die „Freizügigkeit des Brotgetreides“ — nicht 
des Mehls! — innerhalb desſelben landwirtſchaftlichen Betriebes, 
der ſich über mehrere Kommunalbezirke erſtreckt. 

5 6 enthält die grundſätzlich wichtigen Vorſchriften für 
Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe über die Selbſt⸗ 
verſorgung, über Saatgut und Saatgetreide. 


5) RED. S 5186. 
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Dem landwirtſchaftlichen Unternehmer iſt zugeſtanden, daß 
er für ſich und die Angehörigen ſeiner Wirtſchaft aus dem von 
ihm gezogenen Getreide ohne weiteres trotz der Beſchlagnahme 
die zur Ernährung nötigen Mengen entnehmen und verwenden 
darf. Die Menge iſt feſtgeſetzt auf 9 kg Getreide auf den 
Kopf und Monat; fie kann nach Feſtſtellung des Ergebniſſes 
der Vorratsermittlung vom Herbſt 1915 durch die Reichs⸗ 
getreideſtelle anders feſtgeſetzt werden ($ 6 Abſ. 2). Dieſe zur 
Ernährung der Wirtſchaftsangehörigen während des Wirtſchafts⸗ 
jahres 1915/16 nötigen Mengen können nicht enteignet werden 
($ 32). Es iſt kein Zweifel, daß dieſe Vorſchrift über die Bes 
rechtigung zur Selbſtverſorgung, die aus der früheren 
Bundes ratsverordnung übernommen iſt, große Gefahren mit 
ſich bringt. Nach der Aufnahme vom 1. Februar 1915 betrug 
die Zahl der für die Selbſtverſorgung in Betracht kommenden 
Perſonen in Deutſchland annähernd 17 Millionen! Die Kontrolle 
darüber, daß die land wirtſchaftlichen Betriebe mit den ihnen 
freigelaſſenen Brotgetreidemengen für das ganze Jahr richtig 
haus halten und nicht früher oder ſpäter, weil fie ihre Vorräte 
vorzeitig aufgezehrt haben, mit ihrem Mehl⸗ und Brotbedarf 
auf die Vorräte der Allgemeinheit zurückgreifen, iſt ſehr ſchwierig. 


Deshalb iſt durch 8 49d den Kommunalverbänden zur Pflicht 8 49a. 


gemacht, ausreichende Maßnahmen zur Kontrolle der Selbſt⸗ 


verſorger zu treffen. Außerdem gibt 8 58 Aßbſ. 2 die Möglich- g 38. 


keit, unzuverläſſigen Selbſtverſorgern das Recht der Selbſt⸗ 


verſorgung zu entziehen. 
Die Verordnung unterſcheidet zwiſchen Saatgut und 
Saatgetreide. 8 6 Adf. 1b und c ftellt die beiden Begriffe 


nebeneinander. Unter Saatgut verſteht das Geſetz alles Brot⸗ 


getreide, das zu Saatzwecken verwandt werden ſoll. Der Be⸗ 
griff „Saatgetreide“ iſt im § 6 Abſ. 1c definiert. Unter 
Saatgetreide wird nur ſolches Getreide verſtanden, das von 
vornherein zu Saatzwecken gezüchtet wurde, und zwar in land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben, die nachweislich ſich in den letzten 
zwei Jahren mit dem Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben. 
Der Landwirt darf trotz der Beſchlagnahme von ſeinem Brot⸗ 
getreide das zur Herbſt⸗ und Frühjahrsbeſtellung erforderliche 
Saatgut verwenden, nach $ 6 Abſ. 3 kann die „Reichsgetreide⸗ 
ſtelle“) hierfür Höchſtmengen auf das Hektar feſtſetzen. Die ans 
erkannten Saatgutwirtſchaften können ihr ſelbſtgezogenes Saat⸗ 
getreide zu Saatzwecken veräußern. Saatgut und Saatgetreide 
können nach $ 32 nicht enteignet werden. Wegen der Wichtig⸗ 
keit der ordnungsmäßigen Ausſaat einerſeits und der Gefahr 
des Mißbrauchs des Rechts der Zurückbehaltung des Saat⸗ 


guts andererſeits iſt im 8 18 Abſ. 2 den Gemeindevorſtänden 8 18. 


(nicht Kommunalverbänden) zur Pflicht gemacht, dafür zu 
ſorgen, daß das Saatgut aufbewahrt und wirklich zur Be⸗ 
ſtellung verwahrt wird. Ferner bedroht $ 9“ denjenigen mit 
Strafe, der als Saatgetreide erworbenes Brotgetreide ohne 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde zu anderen Zwecken 
verwendet. Saatgetreide kann zu Saatzwecken frei veräußert 
werden. Es bedarf keiner beſonderen Genehmigung, wohl aber 
der Anzeige an den Kommunalverband binnen 3 Tagen ($ 6 
Abf. 1c letzter Satz; Straſvorſchrift $ 95). Saatgut kann 
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ausnahmsweiſe als ſolches veräußert werden. Es bedarf aber, 
falls dies von dem Beſitzer ſelbſt, nicht vom Kommunalverband 
geſchieht, nach 8 7 der Genehmigung des Kommunal: 
verbands. Der Kommunalverband kann nach § 19 zwar Saatgut 
ohne Genehmigung der Reichsverteilungsſtelle nach außerhalb ver⸗ 
äußern, indes wird ihm die betreffende Menge nach 8 20 Abſ. 2 
auf die von ihm an die Reichsgetreideſtelle abzuliefernde Uber⸗ 
ſchußmenge nicht angerechnet, wenn die Reichsgetreideſtelle der 
Lieferung nicht zugeſtimmt hat. 

2. Nach der Bundesratsverordnung vom 25. I. 15 ſollte 
das Reich — das ſeine diesbezügliche Funktion der „Kriegs⸗ 
getreide Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Berlin“ über⸗ 
tragen hatte — alles in Deutſchland vorhandene Brot⸗ 
getreide erwerben, verwalten und verteilen; der Erwerb, die 
Verwaltung und Verteilung des Mehles lag den Kommunal⸗ 
verbänden ob. Deshalb war in 8 1 der früheren Ver⸗ 
ordnung die Beſchlagnahme des Getreides für die KG., des 
Mehles für die Kommunalverbände ausgeſprochen. Die hier 
nicht näher zu erörternden Beſtimmungen des 8 4 Abſ. 4 
c und d der alten Verordnung, die trotz der Beſchlagnahme 
für die KG. den Mühlen geſtatteten, ihr Getreide auszumahlen 
und in gewiſſem Umfang das Mehl frei zu verkaufen, ſowie 
die viel erörterte Vorſchrift des § 26a der früheren Verordnung 
über die Selbſtwirtſchaft der Kommunalverbände mit Brot⸗ 
getreide durchbrachen, wenn auch nicht juriſtiſch⸗logiſch, dann 
doch wirtſchaftlich und tatſächlich dies Syſtem in erheblichem 
Maße. Von 982 deutſchen Kommunalverbänden haben nicht 
weniger als 597 von dem Recht der Selbſtbewirtſchaftung 
Gebrauch gemacht. Hierin ſind die Kommunalverbände Bayerns 
und Elſaß⸗Lothringens nicht enthalten. Bayern und Elſaß⸗ 
Lothringen haben Sonderabkommen mit der KG. getroffen, 
wonach ihnen unter Anwendung des 8 4 Abſ. 3 der früheren 
Verordnung der freie Erwerb und die Bewirtſchaftung des 
innerhalb ihrer Grenzen beſchlagnahmten Brotgetreides geſtattet 
wurde. Wenn auch die nur für die Übergangszeit zur Durch⸗ 
führung der Monopoliſierung des Getreide⸗ und Mehlverkehrs 
beſtimmten Vorſchriften des 5 4c ff. ohne weiteres bei der 
Neuregelung der Ernte 1915 fallen gelaſſen werden konnten, 
fo beſtand doch nicht die mindeſte Ausſicht, daß auf das Recht 
der Selbſtwirtſchaft ſeitens der Kommunalverbände im Sinne 
des 8 26a der alten Verordnung verzichtet werde. Im 
Gegenteil, die Beſtrebungen nach Dezentraliſation des 
Getreideverkehrs wurden immer ſtärker. Deshalb hat die 
Verordnung vom 28. VI. 15 im $ 1 grundſätzlich die 
Beſchlagnahme nicht nur des Mehls, ſondern auch 
des Brotgetreides für die Kommunalverbände aus⸗ 
geſprochen, in deſſen Bezirk es gewachſen iſt. Hierin 
iſt der hauptſächlichſte Unterſchied zwiſchen der Verordnung vom 
25. I. 15 und der neuen Verordnung vom 28. VI. 15 zu 
erblicken. 

Träger des Rechts aus der Beſchlagnahme des Getreides war 
bisher die KG., die ihre Rechte im Einzelfalle auf Kommunal⸗ 
verbände delegierte. Jetzt ſind die Kommunalverbände Träger 
des Rechts aus der Beſchlagnahme. Sie üben dieſes Recht unter 
der Aufſicht der RGS. aus und geben die Überſchüſſe über den von 
dieſer feftgeftellten Bedarfsanteil (5 14 Abſ. 1c) an die RGS. 
zur Verſorgung des Heeres, zur Verteilung an Zuſchußbezirke 
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und zur Bildung der Rücklage ab. Die Einzelheiten ergeben 
ſich aus den ſpäteren Ausführungen. Dieſe Dezentralifation 
in der Form ermöglicht — wie ſchon oben erwähnt wurde — 
deshalb eine ſtraffe Durchführung der Beſchränkung des Mehl⸗ 
und Brotverbrauchs, weil der RGS. weitgehende Aufſichts⸗ 
befugniſſe eingeräumt find (vgl. z. B. $ 16) und weil durch 


die 88 19 und 41 der Verordnung jeder interkommunale 8 19. 
Verkehr mit Brotgetreide oder Mehl durch die NGS,, die 8 ll. 


Zentralſtelle des ganzen Verkehrs, geleitet werden muß. In 
der Sache iſt alſo durch die RGS. die Zentraliſation und 
die Reichsaufſicht gewährleiſtet und dabei doch die allſeitig 
hervorgetretenen Wünſche nach Selbſtwerwaltung in den einzelnen 
Kommunalverbänden erfüllt. 

3. Wie eingangs dieſes Abſchnitts (. S. 754) erwähnt, 
dient die Beſchlagnahme nur der Vorbereitung und Sicher⸗ 
ſtellung des Erwerbs des Brotgetreides und Mehles durch die 


Berechtigten. Deshalb endet die Beſchlagnahme nach 577. 


mit dem freihändigen oder durch die Enteignung erzwungenen 
Erwerb der beſchlagnahmten Vorräte durch die Kommunal 
verbände oder die RGS., mit einer nach 8 6 zugelaſſenen Ver⸗ 
wendung oder Veräußerung, ſowie mit einer Verwendung oder 
Veräußerung, die der Kommunalverband, der Träger der Be⸗ 


ſchlagnahmerechte, genehmigt hat. Bei ſolchen Genehmi: 


gungserklärungen hat der Kommunalverband die 
Grundſätze des Verbots des freien Getreide- und 
Mehlhandels nicht nur durch Private, ſondern auch 
durch die Kommunalverwaltung ſelbſt zu beachten. 

Der Schlußſatz des 8 7 beſtimmt, daß die Beſchlagnahme 
durch eine vom Kommunalverband genehmigte Veräußerung 
erſt dann endet, wenn infolge der Veräußerung das Brot 
getreide aus dem Bezirk des Kommunalverbandes entfernt 
wird. Dieſe Beſtimmung war notwendig, weil häufig die 
Kommunalverbände den Getreide⸗ und Mehlverkehr innerhalb 
ihres Bezirkes fo regeln, daß die Beſitzer an die vom Kom 
munalverband bezeichneten Kommiſſionäre oder an die zur 
Verarbeitung des Getreides oder zum Mehlvertrieb berufenen 
Mühlen und Händler ihre Vorräte veräußern ſollen, wodurch 
ohne die Schlußbeſtimmung beſchlagnahmefreie Vorräte in den 
Beſitz von Privatperſonen gelangen würden, die fie rechts 
gültig nach außerhalb verkaufen könnten. In ſolchen Fällen 
erwerben nunmehr die Kommiſſionäre, Mühlen oder Händler 
zwar das Eigentum an den betreffenden Vorräten, die Be 
ſchlagnahme für den Kommunalverband gilt aber auch gegen 
ſie als neue Eigentümer. 

4. Streitigkeiten über die Anwendung der Vorſchriften 
über die Beſchlagnahme entſcheidet endgültig die höhere 
Verwaltungsbehörde. Sie find der Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte im Intereſſe der Beſchleunigung des 
Verfahrens, und auch weil es ſich durchweg um Verwaltungs 


angelegenheiten handelt, entzogen (8 8). Nicht unerwähnt 58 


mag bleiben, daß von ſehr vielen höheren Verwaltungsſtellen 
ſchon früher Klage darüber geführt wurde, daß die ordentlichen 
Strafgerichte trotz der hohen im Geſetz angedrohten Strafen 
(bis zu 1 Jahr Gefängnis oder bis zu 10 000 4 Gelbfseft) 
in der Regel auf viel zu geringe Strafen erkennen, inden 
man allzuviel Gewicht auf den Wert der im Einzelfall der 
Beſchlagnahme entzogenen Menge und die Verhältmiſſe des 


re 


10. 


11. 


12. 
8 13. 
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44. Jahrgang. 


Angeklagten, dagegen zu wenig Gewicht auf die nationale 
Bedeutung der ſtrengſten Durchführung der Kriegsverordnungen 
und die abſchreckende Wirkung der Strafe auf andere lege. 
Deshalb iſt allen Ernſtes angeregt worden, nicht nur die 
Entſcheidung über ziviliſtiſche Fragen, ſondern auch die Straf⸗ 
juſtiz aus den Kriegsgeſetzen bis zu einem gewiſſen Umfang 
für die Dauer des Krieges den Verwaltungsbehörden zu über⸗ 
tragen. Erfreulicherweiſe iſt dieſer Anregung nicht ſtattgegeben 
worden, weil man nicht daran zweifelte, daß auch unfer 
Juriſtenſtand, wenn er auch nicht in dem Maße, wie die 
Verwaltungsbehörden, mit der Anwendung der hier in Betracht 
kommenden Geſetze befaßt iſt, ſich doch bald ſo weit mit dem 
Inhalt und der volkswirtſchaftlichen und nationalen Bedeutung 
dieſer Geſetze vertraut machen werde, daß den berechtigten 
Klagen über zu gelinde und deshalb zu Übertretungen geradezu 
anreizende Strafen geſteuert werde. 


I. Neichsgetreibelelle. 


In der RGS. iſt ein neues Neichsamt geſchaffen, das 
die Funktionen der bisherigen Reichs verteilungsſtelle (8 31 der 
BRV. vom 25. I. 15), des „Reichskommiſſars zur Durch⸗ 
führung der BRV. vom 25. L 15“ und der KG. in ſich 
vereinigt. Sie bildet die Zentralſtelle für den Brotgetreide⸗ 
und Mehlverkehr in Deutſchland ſowohl nach der verwaltungs⸗ 
rechtlichen wie nach der geſchäftlichen Seite. Wegen ihrer 
doppelten Aufgabe zerfällt ſie in eine „Verwaltungsabteilung“ 
und eine „Geſchäftsabteilung“ (5 10). 

Die Verwaltungsabteilung iſt eine Behörde, die 
die Tätigkeit der bisherigen Reichsverteilungsſtelle und des 
Reichskommiſſars fortſetzt; die Geſchäftsabteilung iſt eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, die die Tätigkeit 
der KG. fortſetzt. 

Die Verwaltungsabteilung beſteht aus einem Di⸗ 
rektorium und einem Kuratorium. Über die Zuſammenſetzung 


im einzelnen gibt 8 11 Auskunft. Mangels Übereinſtimmung 


zwiſchen Direktorium und Kuratorium entſcheidet der Bundesrat 
($ 14 Asſ. 2). Die KG. ändert ihre Firma in „Reichs⸗ 
getreideſtelle Geſchäftsabteilung Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung“ und paßt ihren Geſellſchaftsvertrag 
der neuen Bundesratsverordnung an, Insbeſondere gilt in 
Zukunft für die Beſtellung der Geſchäftsführer und die 
Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats die Beſtimmung des 
5 12. 
3 13 umſchreibt die Aufgabe der RGS. dahin, daß fie 
„mit Hilfe der Kommunalverbände für die Verteilung und 
zweckmäßige Verwendung der vorhandenen Vorräte zunächſt für 
die Zeit bis zum 15. VIII. 16 zu ſorgen“ habe. Die Ver⸗ 
waltungsabteilung erledigt die Verwaltungsangelegenheiten ein⸗ 
ſchließlich der ſtatiſtiſchen Aufgaben und erteilt der Geſchäfts⸗ 
abteilung „grundſätzliche Anweiſungen“, nach denen dieſe die 
ihr obliegenden geſchäftlichen Aufgaben durchzuführen hat. 

z 14 hebt die „insbeſondere“ der Verwaltungsabteilung 
zufallenden Aufgaben hervor: Beſtimmung der Kopfquote des 
für die Zivilbevöllerung zugelaſſenen Mehlverbrauchs; davon 
getrennt Beſtimmung der Kopfquote für die Selbſtverſorger; 
Bemeſſung der von der Geſchäftsabteilung aufzuſammelnden 
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Rücklage; Feſtſetzung ob und in welchem Umfang Nudel⸗, Keks, 
Stärke⸗, Kornkaffee⸗Fabriken, Brennereien und ähnlichen Brot⸗ 
getreide oder Mehl verarbeitende Betrieben Getreide oder Mehl 
zu liefern iſt; Feſtſtellung des ſogenannten Bedarfsanteils jedes 
deutſchen Kommunalverbands (vgl. 5 34 der Verordnung vom 
25. I. 15); Beſtimmung der von den einzelnen Kommunal⸗ 
verbänden an die Geſchäftsabteilung abzuliefernden Überſchuß⸗ 
mengen nach Umfang und Zeit der Ablieferung; Anordnung, 
in welcher Höchſtmenge und unter welchen Voraus ſetzungen die 
Kommunalverbände ſogenanntes Hinterkorn zur Verfütterung 
freigeben dürfen; Beſtimmung der Ausmahlungsziffern für 
Weizen und Roggen (vgl. hierzu die Bekanntmachung über das 
Aus mahlen von Brotgetreide vom 28. VI. 15, RGBl. S. 379). 
In allen dieſen Punkten muß die Verwaltungsabteilung der 
RES. Vorſchriften erlaſſen, da ſolche zur Durchführung der 
Abfichten des Geſetzgebers notwendig find. Daneben kann 
ſie nach Abſ. 3 Beſtimmungen über die Aufbewahrung der 
Vorräte erlaſſen. Ferner kann ſie den Verbrauch und die 
Veränderungen an den Vorräten innerhalb der Kommunal 
verbände durch Einforderungen von monatlichen Berichten nach 
5 25 beauſſichtigen. Sie kann nach $ 40 Mahllöhne und 8 25. 
Vergütungen für Verwahrung und Behandlung von Getreide 8 40. 
und Mehl mit bindender Kraft für die Betroffenen feſtſetzen. 
5 47 geflattet ihr, Beſtimmungen darüber zu treffen, was als g 47. 
Grieß, Graupen, Teigwaren, Kinder⸗ und Kraftmehl anzuſehen 
iſt. Endlich betont 8 50 Ad. 2 das Recht der RGS., für 8 50. 
die Verſorgung beſtimmter Berufe oder beſtimmter Gruppen 
von Perſonen beſondere Regelungen vorzuſchreiben und das 
Nähere zu beſtimmen. Hier handelt es ſich um die Möglichkeit 
der Beſſerſtellung ſchwerarbeitender Bevölkerungsgruppen in der 
Brotverſorgung gegenüber den anderen Teilen der Bevölke⸗ 
rung. Ganz allgemein find nach $ 16 die deutſchen z 16. 
Kommunalverbände verpflichtet, der RGS. Aus⸗ | 
kunft zu erteilen und ihren Anweiſungen Folge 
zu leiſten. | 

Wenn im 8 13 bei der Hervorhebung der Verpflichtung 
der Geſchäftsabteilung der RGS., die ihr obliegenden geſchäft⸗ 
lichen Aufgaben nach den grundſätzlichen Anweiſungen der 
Verwaltungsabteilung durchzuführen, hinter die Worte „nach 
den grundſätzlichen Anweiſungen der Verwaltungsabteilung“ in 
Klammern „(S 14)“ hinzugefügt iſt, ſo wird dadurch erkennbar 
gemacht, daß die zum großen Teil mit Kapital der deutſchen 
Städte und großgewerblicher Unternehmungen gegründete, 
rein privatrechtlich organiſierte G. m. b. H., deren Geſchäfts⸗ 
führer nach 8 43 GmbHG. der Geſellſchaft für ihre 
Tätigkeit verantwortlich find, nur den im 5 14 auf⸗ 
gezählten und ähnlichen verwaltungsrechtlichen An⸗ 
weiſungen der Verwaltungsabteilung unterworfen find. Im 
übrigen iſt die G. m. b. H. von der Verwaltungsabteilung 
unabhängig. 

Vor Verwicklungen, die aus den verſchiedenen Kompetenzen 
der Verwaltungsabteilung der RGS. und des Auſſichtsrats 
der G. m. b. H. entſtehen könnten, iſt die Geſchäftsabteilung 
dadurch bewahrt, daß eine Perſonalunion des Vorſitzenden des 
Direktoriums der Verwaltungsabteilung mit dem Vorſitzenden 
des Auffichtsrats geſetzlich (8 12 Ad. 2) und ſtatutariſch 8 12. 


feſtgelegt if. 
— RN: 


8 15. 


828. 


„die SS 26 Abſ. 2 und 8 29: Sie 
wirtſchaftenden Kommunalverbänden auf Verlangen bei der 
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8 15 ſtellt als beſondere Aufgaben der Geſchäfts⸗ 
abteilung auf: Sorge für die rechtzeitige Abnahme, Bezahlung 
und Unterbringung des aus den Kommunalverbänden abzu⸗ 
liefernden Brotgetreides; rechtzeitige Belieferung der Heeres⸗ 
verwaltung und der Marineverwaltung; rechtzeitige Verſorgung 
der Kommunalverbände mit Mehl; ordnungsmäßige Verwaltung 
der vorhandenen Beſtände; Lieferung der feſtgeſetzten Brot⸗ 
getreide⸗ und Mehlmengen an induſtrielle Betriebe. Weitere 
Verpflichtungen der Geſchäftsabteilung der RGS. enthalten 
hat den ſelbſt⸗ 


Lagerung ihrer Vorräte ſoweit ihr ſelbſt dies nach ihren 
Einrichtungen und ſonſtigen Aufgaben möglich iſt, behilflich zu 
ſein und kann in geeigneten Fällen die Kommunalverbände 
auch bei der Finanzierung unterſtützen. Letzteres iſt auch bisher 
ſchon ſeitens der KG. durch Diskontierung von Wechſeln, die 
die Kommunalverbände akzeptierten, geſchehen. Ebenſo wie mit 
der Möglichkeit zu rechnen iſt, daß die RGS. zur Deckung 
dringender Bedürfniſſe vorübergehend die Lieferung von Getreide 
aus dem Bedarfsanteil eines Kommunalverbandes gegen dem⸗ 
nächſtige Rückgabe entſprechender Getreidemengen beanſpruchen 
kann (§ 28 Aßſ. 2), fo kann auch möglicherweiſe ein ſelbſt⸗ 
wirtſchaftender Kommunalverband wegen Verzögerung des Ein⸗ 
kaufs, der Ausdreſchung oder der Ausmahlung von Getreide 
vorübergehend kein Mehl zur Verfügung haben. Hier hat die 
RGS. gegen demnächſtige Rücklieferung entſprechend großer 
Mengen mit Mehl auszuhelfen (§ 29 a). Näherliegender iſt 
noch die Möglichkeit, daß Kommunalverbände zu viel Roggen 
und zu wenig Weizen oder umgekehrt haben. Hier hat wieder 
die RGS. durch Austauſch (in Form des doppelten Kauf⸗ 
vertrages) helfend einzutreten (§ 29 b). Endlich iſt mit der 


»Möglichkeit gerechnet, daß in den einzelnen Gegenden das Ge⸗ 


treide verregnet und den betroffenen Kommunalverbänden die 
geeigneten Anlagen zur Trocknung fehlen. Hier ſoll die RGS. 
durch Abnahme feuchten Brotgetreides oder Trocknung gegen 
angemeſſenes Entgelt behilflich fein (§ 29 c). Natürlich darf 
dieſe Beſtimmung nicht dahin führen, daß etwa jeder Überſchuß⸗ 
bezirk ſich berechtigt glaubt, grundſätzlich das feuchte Getreide 
der RGS. für die Verſorgung der Zuſchußbezirke und für die 
aufzuſammelnde Rücklage zu liefern. Nur „in Fällen dringenden 
Bedürfniſſes“ ſoll die RGS. den Kommunalverbänden nach der 
erwähnten Richtung hin behilflich ſein. 


III. Vewirtſchaftung des Brotgetreides. 
1. Die Verordnung unterſcheidet zwiſchen „ſelbſtwirt⸗ 


; ſchaftenden“ (§ 26) und „nicht ſelbſtwirtſchaftenden“ ($ 30) 
„Kommunalverbänden. 


Dieſe Unterſcheidung iſt, wenn auch nicht 
dem Wortlaut, ſo doch der Sache nach, aus der Verordnung 
vom 25. I. 15 übernommen. Die Selbſtwirtſchaft bildete 
nach dem 8 26a der alten Verordnung im Syſtem der 
bisherigen Geſetzgebung die Ausnahme. Im neuen Syſtem 
bildet ſie die Regel. Unter ſelbſtwirtſchaftenden Kommunal⸗ 
verbänden ſind diejenigen Kommunalverbände verſtanden, die 
das zu ihren Gunſten beſchlagnahmte Brotgetreide bis zur 
Höhe des nach § 14 Abſ. Le feſtgeſetzten Bedarfsanteils ſelbſt 
erwerben, lagern, ausmahlen laſſen und unter ihre Bevölkerung 
verteilen, die alſo mit der zur Ernährung ihrer Bevölkerung 
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während der Dauer des Wirtſchaftsjahrs 1915/16 beſtimmten, 
in ihrem Bezirk gewachſenen Brotgetreidemenge unabhängig 


von der Geſchäftsabteilung der RGS. wirtſchaften (vgl. § 28 8 28. 


Abſ. 1). 

Vorteile dieſer Selbſtwirtſchaft find: Die Möglichkeit 
der Beſchäftigung der Kleinmühlen im Kommunalbezirk und die 
dadurch vielleicht bedingte Verbilligung des Mehlpreiſes und 


Steigerung des Kleieentfalls (nach 8 49 b können die Kommunal- x 19. 


verbände nämlich das Mahlen des Brotgetreides auch in ſolchen 
Mühlen geſtatten, die das geſetzliche Ausmahlungsverhältnis 
nicht erreichen, wenn die Mühlen wenigſtens bis zu 70 vom 
Hundert ausmahlen können); das freie Beſtimmungsrecht über 
den Zeitpunkt der Ausmahlung, indes mit der Maßgabe, daß 
die zur Verfügung ſtehende Mehlmenge niemals den Mehl⸗ 
bedarf des Kommunalverbands für zwei Monate überſteigen 


darf (§ 39); die freie Beſtimmung über die aus dem ſelbſt aus: 8 39. 
gemahlenen Brotgetreide gewonnene Kleie (§ 42 Abf. 1), wobei 8 12. 


allerdings zu beachten iſt, daß die Menge der ſelbſtgewonnenen 
Kleie bei der Verteilung der übrigen Kleievorräte durch die 
Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte dem Kommunal⸗ 
verband in Anrechnung gebracht wird (§ 44 Abſ. 1c). Die Ein- 8 11. 
ſchränkung des freien Beſtimmungsrechts über den Zeitpunkt 
der Ausmahlung iſt notwendig, weil Mehl weit ſchneller ver⸗ 
dirbt als Getreide und ohne eine ſolche Vorſchrift die Leitung 
des Kommunalverbands einen ſchweren Stand gegenüber der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung haben würde, die nach als⸗ 
baldiger Gewinnung der zu Futterzwecken nötigen Kleie drängt. 
Die Anrechnung der ſelbſtgewonnenen Kleie auf die Geſamt⸗ 
menge der dem Kommunalverband zufließenden Kleie iſt ein 
Gebot der Gerechtigkeit, weil nach dem Kleieverteilungsſchlüſſel 
des $ 44 jeder Kommunalverband in erſter Linie ſoviel Kleie 
erhalten ſoll, als dem in ſeinem Bezirk beſchlagnahmten Brot⸗ 
getreide bis zur Höhe ſeines Bedarfsanteils entſpricht, und im 
übrigen die Verteilung nach dem Verhältnis des Ergebniſſcs 
der Brotgetreideernte und des Viehſtandes erfolgt. Sonach 
erhält der Kommunalverband, abgeſehen von dem Fall des 
§ 49 b, durch die Selbſtwirtſchaft nicht mehr Kleie als ohne 
dieſe. Er erhält fie im günſtigſten Falle in Teilmengen, die 
dem Mehlbedarf für zwei Monate entſprechen, vielleicht etwas 
früher als ohne die Selbſtwirtſchaft. Dieſen Vorteilen ſteht die 
im § 27 Adf. 1 zum Ausdruck gebrachte Verantwortung des 5 27. 
ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbands dafür gegenüber, „daß 
das zur Verfügung ſeiner Bevölkerung erforderliche Brotgetreide 
und Mehl rechtzeitig zur Verfügung ſteht“. Dieſe Verant⸗ 
wortung iſt beſonders groß deshalb, weil Getreide ſowohl wie 
Mehl verderbliche Artikel ſind und unter Umſtänden die Gefahr 
beſteht, daß der Bevölkerung eines ſelbſtwirtſchaftenden Kom⸗ 
munalverbandes früher oder ſpäter nur Brot aus ſtark be⸗ 
ſchädigtem Mehl zur Verfügung ſteht. Nicht gering iſt auch 
die Verantwortung dafür, daß der Bedarfsanteil beim Ver⸗ 
brauch nicht überſchritten wird, damit gegen Schluß des Wirk 
ſchaftsjahres nicht Knappheit eintritt. Wegen der Gefahr des 
Verderbens von Brotgetreide iſt der RGS. zur Erleichterung der 
Verantwortung der ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbände die 
ſchon erörterte Pflicht der Unterſtützung bei der Lagerung ($ 26 8 26. 
Adf. 2), ſowie die Pflicht der Abnahme oder Trocknung feuchten 
Brotgetreides (§ 29 c) auferlegt. . 
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9 18. 


920. 
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8 20 


— 


44. Jahrgang. 


Allen Kommunalverbänden iſt durch 8 18 die Pflicht aufs 
erlegt, dafür zu ſorgen, daß die beſchlagnahmten Vorräte zweck⸗ 
entſprechend aufbewahrt und ordnungsmäßig behandelt werden. 
Allerdings iſt dieſe Vorſchrift den nicht ſelbſtwirtſchaftenden 
Kommunalverbänden gegenüber inſofern eine lex imperfecta, 
als die Ernährung ihrer Bevölkerung durch die Nichtbeobachtung 
der Vorſchrift keinen größeren Schaden erleidet, als die Er⸗ 
nährung der übrigen Volksgenoſſen, den Schaden trägt in der 
RGS. die Geſamtheit. Die Kommunalverbände können nach 
§ 20 Adf. 1 Satz 2 verlangen, daß die RGS. über den Rahmen 
der von ihrer Verwaltungsabteilung nach 8 14 Adf. 11 feſt⸗ 
geſetzten Mengen hinaus größere Mengen und früher abnimmt, 
ſie haben hierzu der RGS. eine Friſt von 2 Wochen zu laſſen. 
Dadurch können ſie die volle Verantwortung für die Lagerung 
und Erhaltung des Getreides auf die RGS. abwälzen, die ſelbſt⸗ 
wirtſchaftenden Verbände können dies nicht für die ihrem Bedarfs⸗ 
anteil für das Wirtſchaftsjahr entſprechende Menge. Gleich⸗ 
zeitig ſind die Kommunalverbände auf dieſe Weiſe in der Lage, 
dafür zu ſorgen, daß den Getreidebeſitzern möglichſt bald ihre 
Vorräte abgekauft und bezahlt werden. Im übrigen haben die 
nicht ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbände nach $ 30 nur 
die nicht ſchwer zu erfüllende Pflicht, rechtzeitig ihren Mehl⸗ 
bedarf bei der RGS. anzufordern. Da die RGS. bekanntlich 
mit der von der KG. geſammelten großen Rücklage des 
Vorjahres in das neue Wirtſchaftsjahr tritt, haben ſie 
alsdann die Gewißheit, in den bei der RGS. üblichen Zeit⸗ 
abſchnitten (zur Zeit monatlich bzw. halbmonatlich) mit Mehl 
verſorgt zu werden. 

Bis zum 15. Juli hat jeder Kommunalverband zu er⸗ 
llären, ob er ſelbſt wirtſchaften will oder nicht. Die Erklärung 
iſt der Landeszentralbehörde gegenüber abzugeben. Dieſe prüft, 
ob die durch das Geſetz beſtimmten Vorausſetzungen für die 
Selbſtwirtſchaft gegeben ſind, und entſcheidet darüber, ob ein 
Kommunalverband als Selbſtwirtſchafter anerkannt wird. Bis 
zum 1. Auguſt teilt fie der RGS. die von ihr als Selbſt⸗ 


birtſchafter anerkannten Kommunalverbände mit ($ 26 Adf. 1). 


Die Landeszentralbehörde iſt nach 8 26 Adf. 3 auch in der 
Lage, das Recht der Selbſtwirtſchaft einem Kommunalverband 
wieder zu entziehen. Das Recht auf Selbſtwirtſchaft iſt nicht 
davon abhängig, daß im Bezirk des Kommunalverbands ſo viel 
Getreide wächſt, als der Bedarfsanteil für ein Jahr beträgt. 
Kommunalverbände, in denen das Ernteerträgnis geringer iſt 
als ihr Bedarfsanteil, können für das zu ihren Gunſten 
beſchlagnahmte Getreide Selbſtwirtſchafter ſein, im übrigen ſich 
von der RGS. verſorgen laſſen. Dagegen iſt es nicht zuläſſig, 
daß ein Kommunalverband mit einem Teil des für ihn beſchlag⸗ 
nahmten Brotgetreides, der geringer als ſein Bedarfsanteil iſt, 
ſelbſt wirtſchaftet und im übrigen ſeine Verſorgung der RGS. 
überläßt. 

2. Die 88 20 bis 24 der Verordnung enthalten die Bes 


bie ſtimmungen über die Lieferungen an die RGS. Die 
24. einzige allgemeine Vorſchrift für die Einſammlung des Brot⸗ 


getreides von den Beſitzern ſowohl für die ſelbſtwirtſchaftenden 
Kommunalverbände innerhalb ihres Bedarfsanteils wie für die 


523. der RGS. abzuliefernden Mengen enthält 8 23. Danach iſt 


bei der Beſchaffung aller Brotgetreidemengen der im Kommunal ⸗ 
verband anfäffige Handel möglichſt zu berückſichtigen. Der 
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durch die Kriegsmonopolwirtſchaft in ſeiner Exiſtenz ernſtlich 
bedrohte und durch die Verhältniſſe im Erntejahr 1914/15 
hart mitgenommene Getreidehandel ſoll wenigſtens in ſeinen 
wirtſchaftlich ſchwächeren Gliedern, dem ſogenannten Provinz⸗ 
handel, von Amts wegen durch Beſchäftigung innerhalb ſeines 
Bezirks vor dem weiteren Niedergang bewahrt werden. Zu 
dem „anſäſſigen Handel“ find übrigens auch diejenigen land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften zu zählen, die ſich auch im 
Frieden mit dem Getreidehandel befaſſen. Von dem „im 
Kommunalverband anſäſſigen Handel“ iſt zu unterſcheiden der 
Getreidegroßhandel, deſſen Tätigkeit ſich im Frieden über große 
Bezirke, teilweiſe auch über das Ausland erſtreckt. Seine Ein⸗ 
gliederung in die Kriegsvolkwirtſchaft begegnet überaus großen 
Schwierigkeiten. 

Nach den wertvollen und günſtigen Erfahrungen der KG. 
und ungünſtigen anderen Erfahrungen hat der Geſetzgeber ſich für 
den nach rein zivilrechtlichen Grundſätzen zu regelnden 
Einkauf des Getreides ſeitens der Geſchäftsabteilung der 
RGS. entſchieden. Das hie und da empfohlene Syſtem der 
bureaukratiſchen Verteilung der Überſchüſſe der weſentlich 
agrariſchen Bezirke an die Zuſchußbezirke ebenſo wie das Syſtem 
der ſog. Landlieferungen iſt abgelehnt. Die Kommunalverbände 
haben es in der Hand, zu beſtimmen, ob ſie als ſelbſtändige Ver⸗ 
käufer das von ihnen für eigene Rechnung aufgekaufte Getreide 


an die RGS. liefern wollen (8 21 Adf. 1), oder ob fie als g 21. 


Kommiſſionäre der RGS. in ihrem Bezirk kaufen und 
an die RGS. liefern wollen, oder ob ſie der RGS. den 
Aufkauf des ihr zukommenden Getreides durch dritte Kom⸗ 
miſſionäre überlaſſen wollen. Im letzteren Fall können die 
Kommunalverbände verlangen, daß beſtimmte Perſonen als 
Kommiſſionäre beſtellt werden — hierbei iſt in erſter Linie an 
Beamte der Kommunalverwaltung gedacht —, ſie können ſich 
auch darauf beſchränken, der RGS. beſtimmte Perſonen als 
Kommiſſionäre vorzuſchlagen. Darüber, ob ein oder mehrere 
Kommiſſionäre beſtellt werden, entſcheidet die RGS. (§ 21 
Adf. 2). In allen Fällen find für die Lieferungen die nach 
zivilrechtlichen Grundſätzen und nach praktiſchen Erfahrungen auf⸗ 
geſtellten „Geſchäftsbedingungen“ der RGS. maßgebend. 


Jeder Kommunalverband hat nach $ 20 dafür zu ſorgen, daß 8 20. 


die von der Verwaltungsabteilung der RGS. gemäß § 14 
Aßbſ. 11 feſtgeſetzten Mengen innerhalb der beſtimmten Friſt 
zur Ablieferung an die Geſchäftsabteilung der RES. gelangen. 
Erfolgt die Lieferung nicht rechtzeitig oder nicht vollſtändig, ſo 
kann die RGS. unmittelbar oder durch beſondere und unabhängig 
von dem Kommunalverband beſtellte Kommiſſionäre die fehlende 
Menge beſchaffen ($ 22). 

Die weſentlichſte Unterlage für die Bemeſſung der Kopf⸗ 
quote für den Verbrauch der Zivilbevölkerung, der Bedarfs⸗ 
anteile der Kommunalverbände, der an die RGS. abzuliefernden 
Überſchüſſe der ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbände und 
aller übrigen nach 8 14 Aßſ. 1 won der Verwaltungsabteilung 
der RGS. feſtzuſetzenden Ziffern bildet die Vorratsmenge. 
Dieſe muß ſo ſorgfältig als möglich ermittelt werden. Die Er⸗ 
fahrungen der Beſtands aufnahmen im vorigen Wirtſchaftsjahr 
waren hinſichtlich ihrer Zuverläſſigkeit reichlich ungünſtig. 
Deshalb iſt ſchon durch die BRV. vom 10. VI. 15 (RG Bl. 
S. 331) eine Ernteflächenerhebung für die Zeit vom 1. bis 
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4. VII. 14, alfo vor der Ernte, angeordnet. Dieſe ſoll nach 

517.8 17 BRV. vom 28. VI. 15 durch Ermittlungen der Kom⸗ 
munalverbände über die Ernte ergänzt werden. Die ent⸗ 
ſprechenden Angaben find bis zum 1. Auguſt der RGS. zu 
machen. Auch ſonſtige für die Tätigkeit der RBS. notwendige 
ſtatiſtiſche Angaben find im 8 17 den Kommunalverbänden zur 
Pflicht gemacht. 
In den nicht ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbänden 
kauft die RGS. den ganzen Getreidevorrat auf und verſorgt 
die Kommunalverbände mit Mehl bis zur Höhe des Bedarfs⸗ 
anteils. In den ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbänden kauft 
die RGS. nur den vorhandenen Aberſchuß über den Bedarfs⸗ 
anteil. Wegen der Unſicherheit der Statiſtik, auf der die Be⸗ 
ſtimmungen über die Höhe der der RS. zu liefernden Getreide⸗ 
mengen beruht, iſt mit der Möglichkeit zu rechnen, daß ſich 
gegen Schluß der Verſorgungsperiode tatſächlich ein größerer 
Aberſchuß ergibt, als nach der Statiſtik anzunehmen war. 
5 24. Dieſer Überſchuß iſt von den Kommunalverbänden nach 8 24 
anzumelden und in derſelben Weiſe wie die anderen Uberſchuß⸗ 
mengen abzuliefern. Der ſchon im erſten Abſchnitt in 

§ 19. Zuſammenhang mit $ 7 erörterte 5 19 verbietet die Ent⸗ 
fernung von Brotgetreide aus dem Bezirk des Kommunal⸗ 
verbandes ohne Genehmigung der RS. außer zu Saat⸗ 
z wecken und vorbehaltlich des Rechts zur vorübergehenden Ent⸗ 
fernung zum Zweck der Ausmahlung oder Trocknung nach 
827 Abſ. 2. Insbeſondere können alfo bie Kommunal⸗ 
verbände keinen freien Getreidehandel treiben oder 
geſtatten, weil ſonſt die Verbrauchskontrolle erſchwert wenn 
nicht gar durchkreuzt würde. 

Streitigkeiten aus der Lieferung zwiſchen der RGS. 

8 36. und einem Kommunalverband ſollen nach 8 36 Abſ. 2 durch 

ein Schiedsgericht geſchlichtet werden. Das Nähere hierüber 
beſtimmt der Reichskanzler. Die RGS. wird in ihren „Geſchäfts⸗ 
bedingungen“ das Schiedsgericht vorſehen. 

88 31 3. Die 58 31—36 Abf. 1 enthalten die im weſentlichen mit 
bis den 88 14 ff. BRV. vom 25. I. 15 übereinſtimmenden Vor⸗ 
36. ſchriften über die Enteignung der beſchlagnahmten 

Vorräte. Wer nicht freiwillig die abzuliefernden Brotgetreide⸗ 
oder Mehlmengen dem Berechtigten (Kommunalverband oder 
RGS.) veräußert, muß die Enteignung über ſich ergehen laſſen. 
über das Antragsrecht trifft 8 31 Beſtimmung. Die zur 
Ernährung der Selbſtverſorger oder als Saatgut oder Saat⸗ 
getreide in Betracht kommenden Mengen ſind auszuſondern, ſie 
werden mit der Ausſonderung von der Beſchlagnahme frei 
($ 32). Die Enteignungsanordnung kann an einzelne Beſitzer 
oder bezirksweiſe ergehen; im erſten Fall erfolgt der Ubergang 
des Eigentums, ſobald die Anordnung dem Befitzer zugeht, in 
letzterem Fall mit Ablauf des Tages nach Ausgabe des amt⸗ 
lichen Blattes, in dem die Anordnung amtlich veröffentlicht iſt 
($ 33). Zu beachten iſt, daß die Verordnung nur vom 
„Beſitzer“, nicht etwa vom Eigentümer ſpricht. Die Enteignung 
wirkt alſo auch gegen den nicht in unmittelbarem Beſitz ſich 
befindlichen Eigentümer, wenn die Anordnung gegen den 
unmittelbaren Beſitzer ergangen iſt. $ 35 verpflichtet den Bes 
ſitzer von Vorräten, die freihändig verkauft oder die bei ihm 
enteignet ſind, zur Verwahrung und pfleglichen Behandlung 
bis zur Übernahme durch den Erwerber gegen angemeſſene 
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Vergütung. Dieſe Pflicht trifft nicht mur den bisherigen Eigen⸗ ke 
befitzer, ſondern auch den im unmittelbaren Beſitz befindlichen 0 
Verwahrer, Pfandgläubiger uſw. Da bei der Enteignung nach 22 

8 32 der Eigentumsübergang ſich ohne Befttzübertragung voll⸗ 
zieht, iſt der von der Enteignung Betroffene bei Verletzung der Bde 
Vorſchrift des S 35 nicht nur von der Straporſchrift des Mn 
§ 37, ſondern auch von den allgemeinen Beſtimmungen des z 37. . 
StGB. über Verletzung fremden Eigentums bedroht. Der ah 


ÜAbernahmepreis wird von der höheren Verwaltungs⸗ 90 
behörde nach den grundſätzlichen Beſtimmungen des 8 34 ker 
endgültig feſtgeſetzt. Hierbei verdient hervorgehoben zu kn 
werden, daß die Verordnung nicht etwa beſtimmt, daß der Mi 
Übernabmepreis „nach dem Höchſtpreis“, ſondern „unter Bes Mi 
rückſichtigung des Höchſtpreiſes“ feſtzuſetzen iſt. Der 1 
Höchſtpreis gilt alſo nur als Anhaltspunkt für die Preis⸗ N 
bemeſſung. Einer Neigung, das Getreide nicht in den ki 
Verkehr zu bringen, ſoll entgegengewirkt werden. Der Getreide in 
befitzer, der es auf die Enteignung ankommen läßt, ſoll be bab 
trächtlich weniger erhalten, als er bei freihändigem Verkauf m 
erzielt hätte (vgl. Art. 15 der Preuß. Ausführungsanweiſung ir 
zu den Höchſtpreisgeſetzen vom 4. VIII. 14 in der Faffung der " 
Bekanntm. vom 17. XII. 14 und die entſprechenden Aus 15 
führungsanweiſungen der anderen Bundesſtaaten). Natürlich m; 
iſt in ſolchen Fällen eine niedrigere Preisfeſtſetzung nicht am 
Platz, wo die Enteignung ohne Verſchulden des Eigentümers ki 
notwendig iſt, weil er ohne berechtigten Vertreter im Kriegs⸗ Ei, 
dienſt ſich befindet, weil das Getreide ſich im Beſitz eines 10 
Pfandgläubigers befindet, der die Herausgabe verweigert, oder br 
in ähnlichen Fällen. * 
Aber Streitigkeiten beim Enteignungsverfahren oder aus | ie 
der Verwahrungspflicht entſcheidet endgültig die höhere Ber E 
waltungsbehörde ($ 36 Abf. 1). kr 


IV. Ausmahlen und Rehlverkehr. 
Empfindliche Eingriffe in ihre Handelsfreiheit 
haben ſich im Intereſſe der Allgemeinheit die Mühlen nad | 
88 38, 40 gefallen zu laſſen. Für den Fall, daß nicht etwa mit 538. | v. 
den berechtigten Kommunalverbänden oder der RGS. eine 5 10. 8. 


vertragliche Verſtändigung erfolgt, haben die Mühlen die kn, 
Pflicht, auch ohne ſolche das ihnen von der RGS. ober dem sh 
Kommunalverband, in deſſen Bezirk fie liegen, zugewieſene ei 
Getreide zu mahlen und das Brotgetreide ſowohl wie das ii 
daraus gewonnene Mehl zu verwahren und zu pflegen. Mahl I 
Löhne, Lager⸗ und Pflegegelder kann die RGS. mit bindender ie 
Wirkung für die Beteiligten feſtſetzen. Erfolgt die Feſtſetzung 9 53 
nicht durch die RSS., fo kann die höhere Verwaltungsbehörde a1 
die Preisfeſtſetzung vornehmen. Weigert ſich eine Mühle, der W 
geſetzlichen Mahlpflicht nachzukommen, ſo kann die Behörde die d 
erforderliche Arbeit auf Koſten der Mühle mit den Mitteln ken 
des Mühlenbetriebs durch einen Dritten vornehmen laſſen; het 
außerdem verfällt der Müller nach § 46 in Strafe. 5 16. re 

Wie § 19 den freien Getreidehandel über die Grenzen INH 


des Kommunalverbands hinaus verhindert, fo verbietet 9 41 F 4. I 
den freien Handel für Mehl. Dieſer Mehlhandel zugunſten 


a 
Privater oder der Kommunalkaſſen war bisher ſehr beliebt; er ah 
erſchwert der Neichöverteilungsftelle außerordentlich die Ver⸗ 5 
brauchsregelung, verleitet außerdem zu vorzeitiger und un⸗ I 
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berechtigter Ausmahlung und ſteigert dadurch die Gefahr des 
Verderbens großer Mehlvorräte in Deutſchland. 
8842 Die 88 42 Bis 45 regeln den Kleieverkehr. Wie bisher 
bis fol auch im nächſten Wirtſchaftsjahr die Bezugsvereinigung 
45. der deutſchen Landwirte G. m. b. H. in Berlin die Kleie⸗ 
verteilung in Deutſchland beſorgen. In der Reichsfutter⸗ 
mittelſtelle ſoll ein Organ, ähnlich wie die Verwaltungs⸗ 
abteilung der RGS., geſchaffen werden, das der Bezugs⸗ 
vereinigung die grundſätzlichen Weiſungen für die Verteilung 
der Kleie gibt, das beſtimmt, welche Mengen an die von ihr 
bezeichneten gewerblichen Betriebe gegeben werden, und das 
nähere Beſtimmungen über die Ausführung des im 8 44 ent⸗ 
haltenen Kleieverteilungsſchlüſſels erläßt. Grundſätzlich 
iſt für die Abgabe der Kleie beſtimmt: Zunächſt erhält jeder 
Kommunalverband ſo viel Kleie, als dem in ſeinem Bezirke 
beſchlagnahmten Brotgetreide bis zur Höhe ſeines Bedarfs⸗ 
anteils enſpricht. Von der verbleibenden Kleie wird die eine 
Hälſte nach dem Verhältnis des Ergebniſſes der Brotgetreide⸗ 
ernte 1915, die andere Hälfte nach dem Verhältnis des Vieh⸗ 
ſtandes auf die Kommunalverbände verteilt. Daß die Kleie, 
die ſelbſtwirtſchaftende Kommunalverbände durch Ausmahlung 
gewonnen haben, dieſen angerechnet wird, wurde bereits 


Die Bezugsvereinigung erwirbt ihre Kleievorräte dadurch, 
daß ihr grundſätzlich nach § 42 alle in Deutſchland gewonnene 
Kleie zur Verfügung zu ſtellen iſt. Ausgenommen ſind nur 
die Kleiemengen, die aus Brotgetreide der ſelbſtwirtſchaftenden 
Kommunalverbände, der Selbſtverſorger, ſowie der Heeres⸗ und 
der Marineverwaltung gewonnen werden, ſoweit dieſe Getreide⸗ 
eigentümer die Kleie für ſich beanſpruchen. Die Heeres⸗ und 
die Marineverwaltung können dieſen Anſpruch nur inſoweit 
ſtellen, als ſie die Kleie für den eigenen Bedarf beanſpruchen; 
dieſer Beſchränkung ſind die anderen Berechtigten nicht unter⸗ 
worfen. 

j V. Verbrauchsregelung. 
Die Regelung des Verbrauchs innerhalb der Kommunal⸗ 
verbände nach den von der RGS. feſtgeſtellten Verbrauchs⸗ 
F 47. ziffern iſt Sache der Kommunalverbände (8 47 Abſ. 1). Grieß, 
Graupen, Teigwaren, ſowie Kinder⸗ und Kraftmehle fallen 
nicht unter die Verbrauchsregelung, nur die Herſtellung dieſer 
Erzeugniſſe wird nach $ 14 Adf. 1d von der RES. kontingentiert. 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten höheren 
Verwaltungsbehörden können den Geſchäftsbetrieb der Kommunal⸗ 
verbände beaufſichtigen und die Art der Regelung vorſchreiben 
50. (5 50). Verpflichtet find die Kommunalverbände zum Zweck 
der Verbrauchsregelung den Händlern, Bäckern und Konditoren 
die Abgabe von Mehl und Backwaren außerhalb des Be⸗ 
zirkes ihrer gewerblichen Niederlaſſung grundſätzlich zu ver⸗ 
bieten, eine Mehlverteilungsſtelle einzurichten, Brotkarten oder 
Brotbücher zur Regelung des Brotverbrauchs jedes einzelnen 
Einwohners einzuführen und die Selbſtverſorger zu beaufſichtigen 
48.8 48). Berechtigt find die Kommunalverbände ferner, Ans 
ordnungen über die Zuſammenſetzung, die Größe, das Gewicht 
und die Preiſe der Backwaren, über Beſchränkung der Abgabe 
und der Entnahme von Mehl und Backwaren zu treffen, 
nähere Beſtimmungen mit Genehmigung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde darüber zu erlaſſen, wer als Selbſtverſorger 
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in Betracht kommt, endlich das Ausmahlverhältnis abweichend 
von den Vorſchriften der Bekanntmachung über das Ausmahlen 
von Brotgetreide vom 28. VI. 15. bei ſolchen Mühlen bis auf 
70 Prozent herabzuſetzen, deren Einrichtungen eine ſtärkere Aus⸗ 
mahlung nicht zulaſſen (8 49). Der Preis des Mehles darf 8 49. 
nicht unter den Selbſtkoſten des Kommunalverbandes feſtgeſetzt 
werden. ÜUberſchüſſe aus dem Mehlvertrieb dürfen nur für die 
Volksernährung verwandt werden ($ 52). Die Kommunalverbände $ 52. 
können die Verbrauchsregelung ihren Gemeinden übertragen, 
ſie müſſen dies auf Verlangen bei ſolchen Gemeinden tun, 
die nach der letzten Volkszählung mehr als 10 000 Einwohner 
hatten ($ 54). 

Beſitzer von Lagerräumen find verpflichtet, dieſe auf 
Verlangen dem Kommunalverband, in deſſen Bezirk die Räume 
liegen, zur Benutzung zu überlaſſen. Mangels Einigung ſetzt 
die höhere Verwaltungsbehörde die Vergütung feſt (5 53). 

Die Anordnungen der Kommumalverbände und der 
Gemeinden zur Durchführung der Verbrauchsregelung werden 
durch 8 57 unter Strafſchutz geſtellt. 


VI. Ausführungsvorſchriften. 


Die Landeszentralbehörden erlaſſen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen (5 59), die unter Strafſchutz ſtehen (5 60). Sie 8 59. 
beſtimmen, wer als „Kommunalverband“, als „Gemeinde“, als 8 60. 
„Gemeindevorſtand“, als „zuſtändige Behörde“ und als „höhere 
Verwaltungsbehörde“ im Sinne der Verordnung anzuſehen iſt. 
Die Bildung von Kommunalverbänden durch Zuſammenſchluß 
ländlicher Kreiſe mit benachbarten Städten, die bereits unter 
der Herrſchaft der alten Bundesratsbekanntmachung in umfang: 
reichem Maße erfolgte, wird auch weiter begünſtigt. Sie iſt 
für die Ausführung der Selbſtwirtſchaft von großer Bedeutung. 

Die zuſtändige Behörde kann Geſchäfte ſchließen, die 
in der Ausführung der ihnen durch die Verordnung oder die 
Ausführungsbeſtimmungen auferlegten Pflichten ſich als un⸗ 
zuverläſſig erweiſen; ſie kann auch Selbſtverſorgern, die ſich 
in der Verwendung ihrer Beſtände als unzuverläſſig erweiſen, 
das Recht der Selbſtverſorgung entziehen und ihnen ihre 
Beſtände abnehmen. Beſchwerden gegen ſolche zen 
haben keine aufſchiebende Wirkung (§ 58). 


5 34. 


5 53. 


F 57. 


VII. Abergangs : und Schluß vorſchriften. 


In die Verbrauchsregelung ſollen auch die Vorräte ein⸗ 
bezogen werden, die aus dem Wirtſchaftsjahr 1914/15 übrig 
find. Deshalb iſt für dieſe durch SS 64, 65 eine beſondere g8 61 
Beſtandsaufnahme zum Beginn des 16. Auguſt vorgeſehen. Die 65. 
Anzeige an die Kommunalverbände hat bis zum 20. Auguſt, die 
Anzeige von dieſen an die RGS. bis zum 31. Auguſt zu 
geſchehen. Ausgenommen find die Vorräte des Reichs, der 
Bundesſtaaten, Elſaß⸗Lothringens, insbeſondere auch die im 
Eigentum eines Militärfiskus, der Marineverwaltung oder der 
Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeresverpflegung ſtehenden, 
die Vorräte der KG. oder der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft, die 
Vorräte einzelner Beſitzer an gedroſchenem Brotgetreide und 
Mehl, die zuſammen 25 kg nicht überſteigen, endlich diejenigen 
Vorräte, die die Kommunalverbände bereits an Händler, an 


Verarbeiter oder Verbraucher abgegeben haben. 
96 


8 66. 


8 62. 


8 68. 


8 70. 
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Die anzeigepflichtigen Vorräte werden mit dem 
Beginn des 16. Auguſt für den Kommunalverband 
beſchlagnahmt, in deſſen Bezirk fie ſich befinden (5 66). 
Bis dahin beſteht die Beſchlagnahme der früheren Verordnung 
fort, die erſt mit dem 15. Auguſt außer Kraft tritt (8 62). 
Die Vorräte, die nach dieſer früheren Verordnung noch am 
15. Auguſt für die KG. beſchlagnahmt waren, find von den 
Kommunalverbänden der KG. zur Verfügung zu ſtellen (8 66 
Abſ. 3). 

Entſprechend 8 45 der BRV. vom 25. I. 15. beſtimmt 
$ 68, daß die Vorſchriften der Brotverordnung ſich nicht auf 
Brotgetreide oder Mehl beziehen, das nach dem 31. L 15 
aus dem Auslande eingeführt iſt. Neu iſt der Zuſatz des 
§ 68, daß als Ausland im Sinne dieſer Vorſchriften 
nicht das beſetzte Gebiet anzuſehen iſt! Die Erzeugniſſe 
dieſer beſetzten Gebiete dürften in erſter Linie zur Verpflegung 
der Beſatzungstruppen und der Bevölkerung der betreffenden 
Gebiete in Betracht kommen“); Brotgetreide und Mehl, das nach 
Deutſchland aus dieſen Gebieten eingeführt wird, darf nur an 
die Heeresverwaltungen, die Marineverwaltung, die RGS. und 
die Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft geliefert werden. 

Die Vorſchriften über die Beſchlagnahme (I. Abſchnitt), die 
Bewirtſchaftung des Brotgetreides (III. Abſchnitt) und die Aus⸗ 
führungsvorſchriften (VI. Abſchnitt), endlich die Abergangs⸗ und 
Schlußvorſchriften der 88 62 bis 67 und 8 69 Nr. 1 find am 
1. VII. 15, die SS 68, 69 Nr. 2 find durch Verordnung vom 
10. VII. 15 am 15. Juli in Kraft getreten. Den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der übrigen Vorſchriften beſtimmt der Reichskanzler. 
Vorläufig werden die Aufgaben der RGS. von der Reichs⸗ 
verteilungsſtelle, dem Reichskommiſſar und der KG. wahr⸗ 
genommen (8 70). 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwachsſteuergeſetz. 
Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
(Fortſetzung aus Nr. 12, 1915.) 


I, Der Wertzuwachs als Remeſſungsgrundlage. 
A. Der Preis- und Wertbegriff des Zuwachsſteuer⸗ 
geſetzes (55 8 bis 15, 17, 24 Zuw St.). 


Als „ſteuerpflichtiger Wertzuwachs“, wie ſich das ZuwStG. 
ausdrückt, richtiger als der Steuerbemeſſung zugrunde zu 
legender Wertzuwachs gilt der Mehrbetrag des um die nach 
den Einzelvorſchriften des Geſetzes abzugsfähigen Beträge 


) In Belgien iſt durch Verordnung des Generalgouverneurs in 
ähnlicher Weiſe wie durch die hier beſprochene BRV. alles Getreide 
und Mehl der Ernte 1915 zugunſten der Zivilbevölkerung im Bereiche 
des Generalgouvernements beſchlagnahmt. 

1) Im weiteren Verlaufe dieſer Aufſätze bezeichnet „E.“ die 
amtliche Sammlung der Entſcheidungen des O8 G., „AM.“ die 
„Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachsſteuer“, jetzt über dieſe, 
die Reichzbeſttzſteuern und die Reichsverkehrsſteuern, die beigefügte 
fett gedruckte Zahl dort den Band, die römiſche hier den Jahrgang, 
die andere Zahl an beiden Orten die Seite. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1915. 


gekürzten oder um zuzurechnende Beträge erhöhten Ver⸗ 
äußerungspreiſes gegenüber dem um die nach den Eimzel⸗ 
vorſchriften des Geſetzes hinzuzurechnenden Beträge erhöhten 
Erwerbspreiſe. Nur wenn ein Preis nicht vereinbart oder 
nicht zu ermitteln iſt, tritt an ſeine Stelle der Wert. Vereinbart 
iſt ein Preis für ein Grundſtück aber auch dann, wenn ſich die 
Preis vereinbarung nicht auf das betreffende einzelne Grunbftüd 
bezog, ſondern für einen größeren Grundſtückskomplex, zu dem 
dieſes gehörte, ein einheitlicher Geſamtpreis vereinbart iſt; in 
dieſem Geſamtpreiſe für das Ganze ſtecken die Einzelpreiſe für 
die Teile, die mangels einer beſonderen, im Rahmen des $ 13 
zu berückſichtigenden beſonderen Vereinbarung der Vertrag⸗ 
ſchließenden nach dem Verhältniſſe des Wertes des betreffenden 
Teilgrundſtücks zu dem Werte des Geſamtgrundſtücks zu er⸗ 
mitteln ſind (E. VII C 58/13 vom 19. Dezember 1913). 

Unerheblich iſt es auch, ob die Preisvereinbarung lange 
Zeit vor dem rechtlichen Eigentumsübergang erfolgt iſt und 
infolgedeſſen der vereinbarte Preis dem Werte des Grundſtücks 
nicht mehr entſpricht (E. VII C 91/13 vom 31. Oktober 1913), 
wie es überhaupt, ſofern es ſich nicht bloß um einen Scheinpreis 
handelt, nicht darauf ankommt, ob der Preis dem Werte ent⸗ 
ſpricht (E. 64 56). | 

Die Begriffsbeſtimmung des „Preiſes“, die in gleicher 
Weiſe für den Erwerbs⸗ wie für den Veräußerungspreis gilt, 
iſt im § 8 Abſ. 2 gegeben. Danach iſt unter Preis im Sinne 
des ZuwStG. regelmäßig das zwiſchen Veräußerer und Erwerber 
vereinbarte Entgelt für die Aberlaſſung des Eigentums am 
Grundſtücke zu verſtehen, alſo die Geſamtheit derjenigen 
Vermögenswerte, die nach dem wahren Willen der Beteiligten 
dazu beſtimmt find, die Vermögensminderung auszugleichen, 
die dem Veräußerer durch die Hingabe der bisher zu ſeinem 
Vermögen gehörenden, in dem Grundſtücke beſtehenden körper ⸗ 
lichen Sache erwächſt. Als Preis kommt ſomit nur dasjenige 
in Betracht, was für die Abereignung des Grundſtücks 
zu leiſten iſt, keineswegs aber alles, was ſonſt aus Anlaß 
der Veräußerung des Grundſtücks aufzuwenden iſt. Demgemäß 
können insbeſondere unter den nach 8 8 Abſ. 2 ZumSt®. in 
den Preis einbegriffenen, vom Erwerber übernommenen Leiſtungen 
und ebenſo unter den nach S 10 ZuwStG. von dem Preiſe 
abzuziehenden, vom Veräußerer übernommenen Laſten je mur 
ſolche Leiſtungen verſtanden werden, die ihrer Natur nach ſich 
auf den Preis für die Grundſtücksüberlaſſung beziehen 
laſſen, nämlich dieſen Preis im erſteren Falle erhöhen, im 
letzteren Falle mindern. (E. VII C 660/14 vom 26. Ja⸗ 
nuar 1915.) 

„Eine vertraglich, ſei es von dem Veräußerer, ſei es 
von dem Erwerber an den bisherigen Mieter oder 
Pächter des veräußerten Grundſtücks gewährte Abfindung 
hat aber mit dieſem Preiſe für die Grundſtücksübereignung 
überhaupt nichts zu tun. Die Abfindung ſtellt lediglich die 
Entſchädigung des Mieters oder Pächters dafür dar, daß aus 
Anlaß der Grundſtücksveräußerung zufolge einer, von der 
geſetzlichen Regel (SS 571, 581 Abſ. 2 BGB.) abweichenden 
beſonderen Beſtimmung im Miet⸗ oder Pachtvertrage dem 
Mieter oder Pächter gegenüber ein Recht zur vorzeitigen 
Kündigung des Miet⸗ oder Pachtvertrags zur Entſtehung 
gelangt und dieſes Kündigungsrecht auch tatſächlich ausgeübt 
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wird. Die Abfindung bezweckt einzig, ein in bezug auf das 
jetzt veräußerte Grundſtück früher eingegangenes ſchuldrecht⸗ 
liches Verhältnis zu beſeitigen und damit dem Erwerber die 
Möglichkeit zu bieten, das mit dem Eigentum an dem Grund⸗ 
ſtücke verknüpfte — an ſich auf verſchiedene Weiſe ausübbare — 
Recht auf die Nutzung des Grundſtücks (SS 99, 100 BGB.) 
in einer anderen Form als der bisherigen auszuüben, nämlich 
die bisherige mittelbare Benutzungsweiſe in Geſtalt des Bezugs 
von Pacht⸗ oder Mietzins durch eine unmittelbare Benutzung 
(durch den Eigentümer ſelbſt) zu erſetzen. Auch die zwiſchen 
dem Veräußerer und Erwerber getroffene Vertragsbeſtimmung 
über die von dem einem oder anderen von ihnen dem Mieter 
oder Pächter zu zahlende Abfindung hat daher die bloße künftige 
Anderung der Nutzungsweiſe des veräußerten Grundſtücks 
zum Gegenſtand und Ziele und beeinflußt ſomit die Gegen⸗ 
leiſtung für die Eigentumsüberlaſſung des Grundſtücks über⸗ 
haupt nicht. Demnach kann einerſeits die vertragliche Über: 
nahme der Abfindungszahlung durch den Veräußerer nicht zu 
einem Abzuge der Abfindungsſumme von dem Preiſe nach 
8 10 Zuw StG. führen — welche Beſtimmung nur auf das 
Grundſtück als ſolches zu beziehende Leiſtungen im Sinne hat 
(E. 64 109; AM. III 232) — und ebenſowenig andererſeits 
die vertragliche Ubernahme durch den Erwerber zu einer 
Einbeziehung der Abfindungsſumme in den Preis nach 8 8 
Abſ. 2 Zuw StG.“ (a. a. O.). 

Andererſeits kann nicht aus dem Preiſe ein Teil als Ent⸗ 
gelt für den Verzicht des Veräußerers auf den Weiterbetrieb 
des von ihm auf dem Grundflüd betriebenen Gewerbes aus⸗ 
geſchieden werden. Denn die bloße Aufgabe des Gewerbes hat 
nicht die Bedeutung eines Verzichts auf ein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
gut, der einer beſondern Bewertung zugänglich wäre — wie 
etwa der der Behörde gegenüber auszuſprechende Verzicht des 
Veräußerers eines Schankwirtſchaftsgrundſtücks auf Beibehaltung 
der behördlichen Schankerlaubnis, für welchen Verzicht allerdings 
ein dann nicht Teil des Grundſtückspreiſes bildendes beſonderes 
Entgelt vereinbart werden kann —, ſondern ſie iſt nur die 
natürliche und notwendige Folge der Grundſtücksveräußerung 
als ſolcher, da der Erwerber kraft Geſetzes (58 433, 903 BGB.) 
den bisherigen Eigentümer von jeder Einwirkung auf das 
Grundſtück, alſo insbeſondere auch von einem Weiterbetrieb eines 
Gewerbes auf dieſem, ausſchließen kann. Die gebotene Aufgabe 
des Gewerbes bildet nur einen Beweggrund für die Bemeſſung 
des Preiſes für das Grundſtück, nicht aber iſt ſie ſelbſt 
Gegenſtand von Leiſtung und Gegenleiſtung. (E. 64 55; 
E. VII C 199/14 vom 4. Dezember 1914.) Dagegen iſt aller⸗ 
dings die ausdrücklich vereinbarte Entſchädigung dafür, daß der 
Veräußerer gewerbliche Einrichtungen von dem veräußerten auf 
ein anderes Grundſtück verlegt, als nicht das Grundſtück 
betreffend nicht Teil des Grundſtückspreiſes (E. VII C 199/14 
vom 4. Dezember 1914). 

Die Verwechſelung bloßer Beweggründe für die Preis⸗ 
bemeſſung mit beſonderen, einer ſelbſtändigen Bewertung fähigen 
Leiſtungen iſt überhaupt ein namentlich bei den Steuerpflichtigen 
ſehr verbreiteter Irrtum, während andererſeits Zuwachsſteuer⸗ 
ämter und auch Bezirksausſchüſſe immer wieder in den Fehler 
verfallen, anzunehmen, ein für den Verzicht auf eine perſönliche 
Schankkonzeſſion oder für Mberlaffung eines auf dem Grundſtück 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 763 


betriebenen Geſchäfts als ſolchen neben dem Preiſe für deſſen 
Einrichtung, Inventar und Vorräte bedungenes Entgelt ſei 
nichts weiter wie ein verſchleierter Teil des Grundſtückspreiſes 
und daher als ſolcher zu behandeln, nicht vielmehr als Preis 
ſteuerfreier Gegenſtände für die Steuerbemeſſung auszuſcheiden 
(AM. IV 125, 189; E. VII C 527/12 vom 30. Januar 1913). 
Anders liegt die Sache, wenn der Erwerber die Fortführung 
des Geſchäfts nicht beabſichtigt oder das Geſchäft oder der 
Konzeſſionsverzicht als beſonderer Vertragsgegenſtand nicht 
erwähnt iſt: dann iſt die Hingabe des Grundſtücks die einzige 
Leiſtung des Veräußerers und daher eine Entſchädigung für die 
bloße Aufgabe des Geſchäfts Teil des Grundſtückspreiſes 
(AM. IV 43). Eine andere Frage iſt auch die, ob der in dem Ver⸗ 
trage als Entgelt für Konzeſſionsverzicht oder Geſchäft angegebene 
Betrag in voller Höhe als ſolches anzuerkennen iſt. Regelmäßig 
ſind die in Kaufverträgen ſich findenden Angaben über Verteilung 
des Kaufpreiſes auf Grundſtück, Inventar, Geſchäft, Verzicht auf 
eine Wirtſchaftskonzeſſion uſw. — und zwar auch ohne die 
ausdrückliche Hervorhebung, daß die Angaben nur im Stempel⸗ 
oder Koſtenintereſſe gemacht ſeien — keineswegs rechtsverbind⸗ 
liche Vereinbarungen von Einzelpreiſen, ſondern nur tatſächlicher 
Art und dann wegen dieſes ihres Charakters weder für die 
Vertragſchließenden noch für die Steuerbehörde maßgebend und 
gegebenenfalls in der Weiſe richtigzuſtellen, daß der Geſamtpreis 
auf das Grundſtück und die nicht ſteuerpflichtigen Gegenſtände — 
um mit dem Geſetze dieſen Ausdruck zu gebrauchen, obgleich 
„ſteuerpflichtiger Gegenſtand“ einzig der Rechtsvorgang als 
ſolcher iſt — nach dem Verhältniſſe der Werte verteilt wird, 
mag ſich auch die Ermittelung eines gemeinen Wertes, z. B. 
des Verzichts auf eine Wirtſchaftskonzeſſion, ſchwierig geſtalten 
(E. 67 4; AM. IV 124; E. vII C 1001/13 vom 23. Oktober 1914 
und VII C 284/14 vom 16. April 1915). 

Soweit eine rechtsgeſchäftliche Einigung über den Grund⸗ 
ſtückspreis vorliegt, iſt — es ſei denn natürlich, daß es ſich um 
ein bloßes Scheingeſchäft handelt — maßgebend lediglich dieſe 
ziffermäßige Einigung. Welche wirtſchaftlichen Folgen dieſe 
Vereinbarung für die Beteiligten hat, „ob insbeſondere einer 
als Entgelt oder Teilentgelt für die Grundſtücksübereignung 
vereinbarten Leiſtung der ihr in dem Vertrage von den Ver⸗ 
tragſchließenden beigelegte Wert in Wahrheit nicht zukommt, 
und ob ſich die Vertragſchließenden deſſen beim Vertragſchluſſe 
bewußt waren oder nicht“, iſt für die ſteuerliche Beſtimmung 
des Preiſes bedeutungslos. Werden alſo z. B. Hypotheken in 
Zahlung gegeben und genommen, ſo kommt es nur auf den 
Betrag an, zu dem ſie an Erfüllungs Statt angenommen werden, 
gleichviel, ob ſie dieſen reellen Wert hatten, und ob ſie etwa 
ſpäter zu ihm nicht zu realiſieren geweſen ſind (E. VII C 667/12, 
786/12 und 212/13 vom 6. Januar, 18. April und 23. Mai 
1913). Weil es lediglich auf den ziffermäßig vereinbarten Be⸗ 
trag der Gegenleiſtung für die Übereignung des Grundſtücks 
ankommt, ſcheidet überhaupt die nähere Regelung der Er⸗ 
füllungsweiſe, die ſogenannten Zahlungsbedingungen für die 
Preisbeſtimmung rechtlich ſtets aus, kann deshalb auch, wenn 
der Kaufpreis ganz oder zum Teil unverzinslich geſtundet iſt, 
der Preis nicht etwa um entgangene Zinſen gekürzt werden. 
Zinſen ſind rechtlich lediglich die Erträgniſſe — Früchte — einer 
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leiſtung für die Grundſtücksüberlaſſung ſelbſt, ſondern einzig 
inſofern in Betracht, als es von ihrer Ausbedingung oder Nicht⸗ 
ausbedingung abhängt, ob für die dem Erwerber gewährte 
Stundung der Forderung auf Zahlung des Uberlaſſungspreiſes 
ein beſonderes Entgelt zu zahlen iſt oder nicht. Die Un⸗ 
verzinslichkeit kann höchſtens ein — rechtlich gleichgültiger — 
Beweggrund für höhere Bemeſſung des Grundſtückspreiſes ſein. 
(E. VI C 132/14 vom 20. November 1914; E. 65 1; 64 110; 
58 19; AM. III 231, 128; IV 120.) 

Andererſeits folgt aus der Maßgeblichkeit der verein⸗ 
barten Gegenleiſtung nicht, daß es unter allen Umſtänden 
einzig und allein auf die in der Vertragsurkunde niebergelegte 
Preis vereinbarung ankommt. Der Beweis, daß abweichende 
mündliche Nebenabreden — deren Formmangel nach 8 313 
Satz 2 BGB. die Auflaſſung heilt — über den Preis getroffen 
find, ift nicht ausgeſchloſſen (E. 65 1; AM. III 231). 

Ebenſowenig geſtattet etwa 8 11 Abſ. 1 die Schlußfolgerung, 
unter vereinbartem Preiſe ſei nur ein vertraglich — „frei⸗ 
willig“ — vereinbarter Preis zu verſtehen. Daß vielmehr das 
Wort „vereinbart“ im 8 11 im weiteſten Sinne zu verſtehen iſt, 
daher insbeſondere auch die im Enteignungsverfahren feſtgeſetzte 
Entſchädigung umfaßt, ergibt ſich auch daraus, daß z. B. zufolge 
der Sondervorſchrift des 8 9 der dort bezeichnete Preis bei 
Erwerb in der Zwangsverſteigerung auch als vereinbarter Preis 
im Sinne des § 11 Abſ. 1 zu gelten hat, wiewohl auch der 
Erwerb in der Zwangsverſteigerung nicht auf einem Vertrage 
der Beteiligten, ſondern auf einem obrigkeitlichen Ausſpruche 
beruht und ſich nicht als abgeleiteter, ſondern als urſprünglicher 
Eigentumserwerb darſtellt und an und für ſich bei einem urſprüng⸗ 
lichen Erwerb überhaupt Preis und Preisvereinbarung nicht in 
Frage kommen (AM. V 6). 

In Geld braucht der Preis nicht vereinbart zu ſein. Daher 
liegt auch beim Tauſch eine Preisvereinbarung vor. Sie iſt 
aber nicht darin zu erblicken, daß in dem Tauſchvertrage die 
Vertragſchließenden ſich über einen „Tauſchpreis“ oder Wert 
der Tauſchgegenſtände verſtändigen. Derartige Angaben haben 
nicht die Bedeutung einer Preis vereinbarung, da es, ent⸗ 
ſprechend dem Weſen eines Tauſchvertrags, für die Beteiligten 
nur auf die Feſtſtellung eines etwaigen, durch anderweitige 
Leiſtungen auszugleichenden Wertunterſchiedes der Tauſch⸗ 
gegenſtände ankommt und die Zahlen daher nicht, wie bei 
einem Kaufpreiſe, an ſich, ſondern nur in ihrem Verhältnis 
untereinander Wert haben und unter der Vorausſetzung der 
Beibehaltung dieſes Verhältniſſes ohne Einfluß auf den 
Umfang der Vertragsleiſtungen beliebig gewählt und geändert 
werden können. Maßgebend iſt vielmehr nach Vorſchrift im 
88 Abſ. 2 der Betrag der empfangenen Gegenleiſtung, und 
das iſt für jeden Vertragsteil das in Tauſch genommene 
Grundſtück ſowie der etwa zum Ausgleich noch zu ſeinen 
Gunſten vereinbarte Barbetrag, und der Betrag der in dem 
empfangenen Grundſtück beſtehenden Gegenleiſtung verkörpert 
ſich in deſſen gemeinem Wert. Es iſt ein weit verbreiteter 
Irrtum, daß, wenn A. und B. ihre Grundſtücke miteinander 
vertauſchen, als Veräußerungspreis des A. zu behandeln ſei 
der Wert des von ihm an B. und nicht vielmehr derjenige des 
von B. an ihn, den A. gegebenen Grundſtücks. Haften auf 
den ausgetauſchten Grundſtücken Hypotheken in verſchiedener 
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Höhe, die übernommen werden, jo mindert der Mehrbetrag der 
übernommenen über die abgewälzten Hypotheken die für die 
Hingabe des Grundſtücks empfangene Gegenleiſtung und um⸗ 
gekehrt. (E. 66 25; E. vom 18. März 1913 — VII C 642/12; 
15. April 1913 — VII C 681/12; 17. Juni 1913 — VII C 
685 und 767/12; 20. November 1914 — VII C 959/13; 
26. Januar 1915 — VII C 653/14; 19. Februar 1915 — 
VII C 82/14; 13. April 1915 — VII C 661/14, u. a.) 

Auch bei Einbringung von Grundſtücken in eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. liegt in der durch 8 186 
HGB. und 8 5 Abſ. 4 GmbH. vorgeſchriebenen Feſtſetzung 
der Vergütung für die eingebrachten Gegenſtände bzw. des 
Geldwerts, für den fie angenommen werden, eine nach 8 8 
maßgebliche Preisvereinbarung. (E. 64 94; AM. III 219; 
E. VI C 204/14 vom 19. Februar 1915.) 

Wenn nun auch das Zuw StG. entſprechend dem Weſen 
des Preiſes als ſolchen die „Gegen“ leiſtung für die Grund 
ſtücksüberlaſſung bezeichnet, ſo folgt daraus doch nicht, daß 
ausſchließlich an den Grundſtücksveräußerer gemachte Leiftungen 
Teil des Preiſes ſein können. Vielmehr gehört auch eine von 
dem Erwerber an einen Dritten gemachte Leiſtung in⸗ 
ſoweit, aber auch nur inſoweit, zum Grundſtückspreiſe, als fie 
im Einverſtändniſſe mit dem Veräußerer bewirkt wird 
und eine Gegenleiſtung daſür bildet, daß der Erwerber Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks geworden iſt, nicht aber, wem die 
Leiflung einzig auf der freien Entſchließung des Erwerbers 
oder einzig auf einer Abrede des letzteren mit dem Dritten 
beruht. (E. 65 4; AM. III 279; E. VII C 482/13 vom 
20. März 1914 und 887/13 vom 20. Oktober 1914.) 

Wenn 5 8 Abſ. 2 die „von dem Erwerber über 
nommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung 
obliegenden Leiſtungen“ als Teil der Gegenleiſtung für 
das Grundſtück hervorhebt, fo find unter jenen „übernommenen 
Leiſtungen“ nur ſolche zu verſtehen, die dem Veräußerer zur 
Laſt fallen, falls ſie nicht von dem Erwerber zufolge beſtimmter 
Abreden übernommen worden ſind, „ſonſtige infolge der Ver⸗ 
äußerung obliegende Leiſtungen“ ſolche, die ohne beſondere 
Abrede kraft Geſetzes auf den Erwerber übergehen, wie z. B. 
Rentenbankrenten, ein Erbpachtkanon (E. VII C 340, 775 und 
589/13 vom 2. Januar 1914, 1. Dezember 1914 und 9. Februar 
1915; AM. IV 89). 

Dem Wortlaute nach würde auch die Übernahme der 
nach 8 29 den Veräußerer treffenden Zuwachsſteuer eine 
„übernommene Leiſtung“ darſtellen. Aber aus der Sonder⸗ 
vorſchrift im 8 24 hat das OVG. (E. 62 25; 67 8; AM. II 85) 
gefolgert, daß dieſe die ſteuerrechtliche Bedeutung der Über: 


nahme der Zuwachsſteuer in ſelbſtändiger Weiſe regele und es 


ſich danach bei der Übernahme der Zuwachsſteuer nicht um 
eine übernommene Leiſtung im Sinne des 8 8 Abf. 2 handle, 
Preis und übernommene Steuer vielmehr verſchiedengeartete 
Begriffe darſtellen. Wohl aber folgt auch jene Sondervorſchrift 
des 8 24 infofern dem Preisbegriffe, als fie zu ihrer Anwendbarkeit 
vorausſetzt, daß die Abernahme der Steuer ein vertragliches 
Entgelt für die Uberlaſſung des Grundſtücks bildet. Denn mit 
dem „Vertrage“ im 8 24 iſt zwar die „Geſamtheit der Ver⸗ 
einbarungen, die der Veräußerung zugrunde liegen“, gemeint, 
aber auch nur dieſe. Das wird aber nicht ſchon dadurch aus⸗ 
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geſchloſſen, daß über die Tragung der Zuwachsſteuer ein ges 
trenntes Abkommen getroffen iſt, wenn nur das letztere ſich 
als eine Ergänzung der ſonſtigen Vereinbarungen über die 
Grundſtücksübereignung darſtellt. (E. 64 102; AM. III 200, 226.) 

Was unter den „vorbehaltenen oder auf dem Grund⸗ 
ſtücke laſtenden Nutzungen“ im Sinne des 5 8 Abſ. 2 
zu verſtehen iſt, iſt weder aus dem Wortlaute des Geſetzes 
noch aus deſſen Entſtehungsgeſchichte, die, wie das OVG. 
feſtſtellt, „hierüber nicht den mindeſten Aufſchluß gibt“, zweifels⸗ 
frei zu entnehmen. Jedenfalls muß mit Rückſicht auf die 
Sondervorſchrift im § 11 Abſ. 2 angenommen werden, daß 
ein Nießbrauchsrecht nicht darunter zu verſtehen iſt 
(E. VI C 775/13 vom 1. Dezember 1914). 

Auch können dem Preiſe nicht ſolche Leiſtungen hinzu⸗ 
gerechnet werden, von denen bei Abſchluß des Vertrags nicht 
abzuſehen iſt, ob jemals und gegebenenfalls in welchem Betrage 
ſie zu bewirken ſein werden, alſo zu der entſcheidenden Zeit 
noch ganz unbeſtimmbare Leiſtungen, wie z. B. eine von 
dem Erwerber übernommene, auf ganz ungewiſſe künftige Ver⸗ 
hältniſſe abgeſtellte Verpflichtung, den Veräußerer bei einem 
etwaigen ſpäteren Verkaufe an einem etwaigen ÜUberſchuſſe teil⸗ 
nehmen zu laſſen; dabei macht es keinen Unterſchied, ob ſpäter 
tatſächlich ein gewinnbringender Verkauf — durch den erſt der 
bisherige Mangel der Beſtimmtheit beſeitigt wird — ſtatt⸗ 
gefunden hat, da es lediglich auf den Zeitpunkt des Erwerbs 
des ſpäteren Veräußerers ankommt, damals aber eine 
Schätzung fo gut wie unmöglich war. Hätte das ZuwStG. 
derartige Leiſtungen, die neben einer Preiszahlung übernommen 
werden, mitberückſichtigt wiſſen wollen, ſo hätte es Grundlagen 
für ihre Schätzung ſchaffen müſſen. Daran fehlt es völlig. 
Ohne ſolche Unterlagen läßt ſich, wie das OVG. gegenüber 
der abweichenden Entſcheidung des Sächſ OVG. vom 18. April 
1912 (AM. II 43) betont, in bezug auf das nach Entſtehung 
und Höhe völlig ungewiſſe Recht auf Gewinnteilnahme ein 
Veräußerungswert im gewöhnlichen Geſchäftsverkehre überhaupt 
nicht feſtſtellen. Wenn in den AM. II 16 unter Bezugnahme 
auf 8 11 Zuw StG. und darauf, daß die Vertragſchließenden 
der Regel nach das Grundſtück zu einem dem gegenwärtigen 
Werte entſprechenden Preiſe übertragen wollen, die Verpflichtung 
zur Herausgabe eines Teils des bei einer ſpäteren Weiter⸗ 
veräußerung etwa erzielten Gewinns geſchätzt wird auf den 
Betrag, um den der Betrag der außerdem verabredeten Gegen⸗ 
leiſtung hinter dem Werte des Grundſtücks zurückbleibt, ſo 
findet dieſes Schätzungsverfahren weder in dem Geſetze, noch 
in dem, was als Wille der Vertragſchließenden zu vermuten 
iſt, einen Anhalt. Es führt in Fällen der vorliegenden Art, 
da danach als Wert der gedachten Verpflichtung dem bedungenen 
Preiſe der Grundſtückswert abzüglich des Preiſes hinzugeſetzt 
werden ſoll, zu einer Erſetzung des bedungenen Preiſes durch 
einen ſelbſtändig ermittelten Wert. Dies widerſpricht dem 
5 11 des Geſetzes. Denn die Vereinbarung eines beſtimmten 
Preiſes liegt auch in dieſen Fällen vor, und 8 11 iſt nicht 
ſchon anwendbar, wenn nur der Wert einer Nebenleiſtung 
„nicht zu ermitteln“ iſt; dieſe hat alsdann vielmehr außer 
Betracht zu bleiben. Wäre die Auffaſſung der Amtlichen 
Mitteilungen von der Bedeutung des Preiſes von dem Geſetz⸗ 
geber geteilt worden, ſo hätte es für ihn nahegelegen, vom 
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Preiſe nur dann auszugehen, wenn eine Vergleichung mit dem 
Werte ergäbe, daß die Vertragſchließenden mit der in der 
Preisvereinbarung angeblich zum Ausdruck gelangten Anſicht 
über den Wert des Grundſtücks das richtige getroffen hätten, 
d. h. den Preis nur zugrunde zu legen, wenn dieſer dem 
ſelbſtändig zu ermittelnden Werte entſpricht, alſo im 
Grunde überhaupt nicht den vereinbarten Preis. Allerdings 
findet der gemeine Wert in dem im gemeingewöhnlichen Verkehre 
vereinbarten Kaufpreiſe ſeinen zutreffendſten Ausdruck. Daraus 
folgt aber gerade, daß, wenn ein ſolcher Kaufpreis vorliegt, 
für eine ſelbſtändige Wertermittlung der Regel nach kein Raum 
iſt, nicht, daß noch zu prüfen iſt, ob der Preis dem Werte 
entſpricht. Das Zuw StG. geht über jene Vermutung noch 
hinaus, indem es ein Zurückgehen auf den Wert ausſchließt, 
ſobald überhaupt ein Preis vereinbart iſt und nicht die 
Ausnahmefälle des 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes vorliegen. Eben: 
ſowenig wie dieſe Rechtslage rechtfertigt aber auch das Weſen 
einer Abrede über Beteiligung des Veräußerers am etwaigen 
Gewinne aus einem etwaigen ſpäteren Weiterverkaufe die in 
den Amtlichen Mitteilungen vertretene Auffaſſung. Aus dieſer 
Abrede kann keineswegs gefolgert werden, daß der daneben 
vereinbarte Preis dem gegenwärtigen Werte des Grundſtücks 
nicht entſpricht, oder daß die Vertragſchließenden, oder auch 
nur der Veräußerer, im Zweifel darüber geweſen wären, ob 
der Preis nicht hinter dem Werte zurückbliebe, ſondern höchſtens, 
daß der Veräußerer eine künftige Wertſteigerung für wahr⸗ 
ſcheinlich hält und ſich an dieſer einen Anteil ſichern will. 
Dem wahren Willen der Vertragſchließenden und insbeſondere 
des Veräußerers wird daher der Regel nach die Annahme 
gerade zuwiderlaufen, daß im Falle der Berückſichtigung jener 
Abrede die dem. Veräußerer alsdann gebührenden Geſamt⸗ 
leiſtungen dem gegenwärtigen Grundſtückswerte gleich zu 
erachten ſeien. (E. 63 72; AM. III 29; E. VII C 282/12 vom 
31. Oktober 1912 und VII C 745/12 vom 3. Oktober 1913.) 
Dasſelbe gilt von einem Auszugsrechte, von dem es 
bei Abſchluß des Veräußerungsvertrags noch dahinſteht, ob 
es ſich je verwirklichen wird (E. VII C 846/13 vom 5. Fe⸗ 
bruar 1915). Aus demſelben Grunde iſt eine für die Gemeinde 
eingetragene, vom Erwerber übernommene Sicherungshypothek 
für künftige Anliegerbeiträge (§ 15 des Baufluchtlinien⸗ 
geſetzes), wenn der künftige Ausbau der Straße und damit die 
Entſtehung eines Anſpruchs der Gemeinde auf Anliegerbeiträge 
noch ungewiß iſt, nach 5 8 Abſ. 2 nicht zu berückſichtigen. Sie 
kann aber auch deshalb nicht zum Preiſe hinzugerechnet werden, 
weil ſie nur eine Forderung ſichert, die der Gemeinde gegen 
den jeweiligen Grundſtückseigentümer, alſo ohnehin dem Er⸗ 
werber künftig erwachſen würde. Höchſtens könnte eine vom 
Erwerber übernommene Leiſtung in dem Verzicht auf ſein geſetz⸗ 
liches Recht, Beſeitigung der Sicherheits hypothek zu verlangen, 
erblickt werden; ſelbſtredend wäre der Wert dieſer Leiſtung, 
wenn er ſelbſt infolge Feſtſtehens des Straßenbaues feſtſtellbar 
wäre, nicht gleich dem Betrage der Anliegerbeiträge oder dem 
Höchſtbetrage der Sicherungshypothek. (E. 62 39; AM. II 108; 
E. VI C 507/12 vom 13. Juni 1913.) 
Der 8 9 enthält eine den § 8 für den Fall der Zwangs- 
verſteigerung ergänzende Sonderbeſtimmung und gilt ebenſo 
wie der 8 8 ſowohl für die Beſtimmuntz des frühen Erwerbz⸗ 
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wie des Veräußerungspreiſes (E. 64 38). Der Grundſatz, daß 
bei freiwilligen Veräußerungen der vereinbarte Preis maßgebend 
iſt, muß ſinngemäß auch auf jene Sonderbeſtimmung des 8 9 
übertragen werden. Dem Umſtande, daß die Pflichten aus dem 
Meiſtgebot nicht erfüllt werden, kann daher für die Steuer⸗ 
pflicht keine Bedeutung beigemeſſen werden. Mit der Ver⸗ 
kündung des Zuſchlags geht das Eigentum endgültig auf den 
Erſteher über, und dabei verbleibt es auch in dem Falle, daß 
im Kaufgelderbelegungstermin ein Steigpreis nicht entrichtet 
und ſpäter etwa die Wiederverſteigerung beantragt wird. Für 
die Höhe der Steuer bleibt der Betrag des Meiſtgebots maß⸗ 
gebend, unabhängig davon, ob der, dem er zuſteht, tatſächlich 
befriedigt wird oder nicht (E. VII C 100/13 vom 31. Ok⸗ 
tober 1913). 

Aus der vom Geſetz gewollten Parallele zwiſchen Meiſt⸗ 
gebot und Zuſchlag einerſeits und der Preisvereinbarung bei 
freiwilliger Veräußerung andererſeits ergibt ſich auch zwanglos 
der vom OVG. in Übereinſtimmung mit den höchſten Ver⸗ 
waltungsgerichtshöfen anderer Bundesſtaaten feſtgehaltene 
Grundſatz, daß unter den vom Erſteher übernommenen 
Leiſtungen im 89 nur ſolche zu verſtehen ſind, welche im 
Zwangsverſteigerungsverfahren dem Richter gegenüber mit als 
Gegenleiſtung für den Zuſchlag übernommen ſind. Daher 
kommen insbeſondere alle die Vereinbarungen, die der Erſteher 
mit Hypothekengläubigern getroffen hat, um ſie vom Mitbieten 
abzuhalten, indem er ihnen Erſatz ihres Ausfalls verſpricht, 
nicht in Betracht (E. 62 12; 64 42; AM. II 49; E. VII C 
232/12, 712/12, 563/12, 110/13 vom 19. September 1912, 
6. Februar, 17. Juni und 9. Mai 1913). 

Doch gilt dieſer einengende Grundſatz eben nur für den 
Fall des erſten Satzes des 8 9, nicht auch für den im zweiten 
Satze a. a. O. erwähnten der Abtretung der Rechte aus 
dem Meiſtgebot. Denn dieſe Abtretung iſt nicht, wie die 
Abgabe des Meiſtgebots, ein notwendiger Beſtandteil des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens. Sie kann und wird auch der 
Regel nach ſich außerhalb des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
auf Grund einer Sondervereinbarung des Meiſtbietenden mit 
einem anderen vollziehen, bei der das Abtretungsentgelt be⸗ 
ſtimmt wird. Wenn nach 8 9 Satz 2 an Stelle des Meiſt⸗ 
gebots im Falle der Abtretung der höhere Wert der Gegen⸗ 
leiſtung treten ſoll, ſo muß folglich hierunter gerade auch die 
außerhalb des Zwangsverſteigerungsverfahrens vereinbarte 
Gegenleiſtung verſtanden werden, iſt alſo neben dem Meiſtgebot 
der für die Abtretung etwa noch vereinbarte Betrag mit als 
Teil der Gegenleiſtung zu bewerten (E. 65 6; AM. III 271; 
E. VII C 179/13 vom 21. November 1913). 

Um den in die Berechnung des Wertzuwachſes einzuſtellenden 
Erwerbs⸗ und Veräußerungspreis zu finden, iſt andererſeits 
nach 8 10 von dem nach 8 8 oder 8 9 (E. VII C 166/13 
vom 2. Dezember 1913) als Preis geltenden Betrage ab⸗ 
zuziehen „der Wert der vom Veräußerer übernommenen Laſten, 
der Maſchinen, auch ſoweit ſie zu den weſentlichen Beſtand⸗ 
teilen des Grundſtücks gehören, und der Erzeugniſſe des Grund⸗ 
ſtücks, ſolange ſie mit dem Boden zuſammenhängen“. Dies 
gilt auch im Falle des Tauſches, wo alſo den Preis des 
veräußerten Grundſtücks zwar der Wert des empfangenen 
ohne Abzug des Wertes der im 5 10 bezeichneten, auf dieſem 


— 
— — 22 ͤ— — — 


M 14 1915. 


Grundſtück befindlichen Gegenſtände bildet, wohl aber nach 
Abzug derartiger auf dem in Tauſch gegebenen Grunbftüd 
befindlicher (E. VII C 82/14 vom 19. Februar 1915). 

Zu beachten iſt, daß nach dem klaren Wortlaute des 9 10 
der Wert der ſteuerfreien Gegenſtände von dem Preiſe ab⸗ 
zuziehen, nicht etwa, wie nach 8 20, der Preis im Verhält⸗ 
niſſe des Wertes des Grundſtücks ausſchließlich zu demjenigen 
einſchließlich des Wertes der nach S 10 auszuſcheidenden 
ſog. „ſteuerfreien“ Gegenſtände zu ſpalten iſt. Maßgebend iſt, 
wenn zwiſchen dem Abſchluſſe des ſchuldrechtlichen Veräußerungs⸗ 
geſchäfts und dem dinglichen Eigentumsübergange eine Anderung 
in dem Werte der ſteuerfreien Gegenſtände eingetreten iſt, ihr 
Wert im Zeitpunkt des ſchuldrechtlichen Geſchäfts, da 8 10 
nur den maßgebenden Preis richtig umgrenzen will und der 
Preis ſich nach dem ſchuldrechtlichen Geſchäfte beſtimmt. Falls 
aber der Preis im Hinblick auf den Wert bemeſſen iſt, den 
das Grundſtück in einem ſpäteren Zeitpunkte haben würde, 
dann müßte auch für Bewertung der ſteuerfreien Gegenſtände 
dieſer ſpätere Zeitpunkt maßgebend fein. (E. VII C 294/13 vom 
17. März 1914 und 573/13 vom 19. Mai 1914.) 

Mit dem zuletzt erwähnten Geſichtspunkte ſteht es im 
Einklange, wenn das OVG. in E. 64 25, AM. III 95 auf 
führt, ſei als wahrer Wille der Vertragſchließenden anzufehen, 
daß Gegenſtand des Vertrags das Grundſtück nicht in feinem 
derzeitigen, ſondern in einem anderen Zuſtande, in den es der 
Verkäufer nach den in dem Vertrage übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen — im Streitfalle handelte es ſich um Fundamen⸗ 
tierung eines Grundſtücks mit ſchlechtem Baugrunde — auf 
feine Koſten zu verſetzen habe, dann liege keine nach 8 10 
abzugsfähige Laſt vor, ſondern ſei in der Hauptverpflichtung 
des Verkäufers, dem Käufer der Gegenſtand des Kaufes zu 
gewähren, die Verpflichtung eingeſchloſſen, das Grundſtück in 
den nach dem Vertrage vorausgeſetzten Zuſtand zu verſetzen. 

Allgemein hat das OVG. den Begriff der „Laſt“ im Sinne 
des § 10 dahin beſtimmt, daß hierunter nur eine Leiſtung zu 
verſtehen ſei, die ſich unmittelbar auf das Grunbftüd und ſeine 
Beſtandteile bezieht, zum mindeſten mit ihm in einem engen 
Zuſammenhange ſteht und ihm und ſeiner Benutzung zugute 
kommen ſoll, (E. 64 106; AM. III 232; E. VII C 9/14 vom 
20. April 1915). Dieſe Eigenſchaft iſt in der zuletzt erwähnten 
E. VII C 9/14 abgeſprochen einem Wettbewerbverzicht, d.h. 
der vom Verkäufer des Grundſtücks übernommenen Verpflichtung, 
keinen Gewerbebetrieb der von ihm bisher auf dem Grundſtlc 
unterhaltenen Art auf einem andern Grundſtück zu eröffnen; 
denn der erforderliche enge Zuſammenhang der Verpflichtung 
beſtehe hier nicht mit dem Grundſtück, ſondern mit dem Gewerbe⸗ 
betriebe. 

Dagegen iſt unbedenklich eine „Laſt“ im Sinne des 5 10 
in der Verpflichtung des Veräußerers zu erblicken, für die künftigen 
Anliegerbeiträge, die ja das Grundſtück als ſolches belaften und 
daher den jeweiligen Eigentümer treffen, aufzukommen; ihre 
Berückſichtigung hängt freilich, wie oben ausgeführt, davon ab, 
ob die Laft ihrem Werte nach beſtimmbar iſt (E. VII C 101/13 
vom 25. November 1913 und 546/14 vom 8. Mai 191). 
Bezüglich der im Grundſtücksverkehr häufigen Verpflichtungen 
des Verkäufers zur Gewährung oder Verſchaffung von Bau“ 
geldern und zur Einräumung des Vorrangs für Hypotheken 
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vor feiner Reſtkaufgelderhypothek hat das OVG. zwar an⸗ 
erkannt, daß dieſe Verpflichtungen Laſten im Sinne des § 10 
darſtellen können (E. VII C 813 14 vom 19. Mai 1914), 
aber verneint, daß dies der Fall ſei in Fällen, wo dieſe 
Verpflichtung im engſten Zuſammenhange mit einer vertrags⸗ 
mäßigen Verpflichtung des Erwerbers ſtehe, das Grundſtück 
binnen beſtimmter Zeit und in beſtimmter Weiſe zu bebauen 
(E. VII C 16 und 101,13 vom 23. September und 25. No⸗ 
vember 1913). 

Wie das OVG. jene einſchränkende Auslegung des Begriffs 
„Laſten“ aus der Entſtehungsgeſchichte des 5 9 herleitet, fo 
umgekehrt eine weite des Begriffs der „Erzeugniſſe“ im 8 10. 
Allerdings hat es, ebenfalls unter Bezugnahme auf die Geſetzes⸗ 
materialien, es abgelehnt, auch die noch anſtehenden Mine⸗ 
ralien, wie Kohle, und Tonlager zu den „Erzeugniſſen“ zu 
rechnen (AM. IV 93; E. 66 8), wohl aber die Anwendbarkeit 
dieſes Begriffes nicht nur auf noch nicht abgeerntete Früchte, 
auf aufſtehendes Holz, Obſtbäume, Sträucher und dgl., ſondern 
ſelbſt auf die Grasnarbe einer Wieſe oder Weide bejaht. 
Daß es ſich hierzu unter voller Würdigung der entſtehenden 
praktiſchen Schwierigkeiten und der Ungewöhnlichkeit einer ſolchen 
Auslegung des Begriffs „Erzeugniſſe“ nur wegen des erkenn⸗ 
baren Willens des Geſetzgebers entſchloſſen hat, läßt die fragliche 
E. VII C 19/13 vom 4. November 1913 deutlich erkennen. Es 
heißt dort: 

„Für den Begriff der ‚Erzeugniffe‘ geben die Verhand⸗ 
lungen der Kommiſſion über das ZuwStG. einen allgemeinen 
Anhalt. Es iſt ſchon aus den in der Kommiſſion angeführten 
Beiſpielen (Waldbeſtände, Obſtbäume, Rebſtöcke, Hopfen und 
ſentſprechende Pflanzen“) zu entnehmen, daß man nicht nur die 
Feldfrüchte im engeren Sinne, ſondern auch alle dauernd im 
Boden bleibenden Pflanzen im Auge gehabt hat (vgl. Druckſ. 
des RT. Nr. 596, S. 16, 17). Bei der zweiten Leſung in 
der Kommiſſion beantragte aber ein Abgeordneter eine Ab⸗ 
änderung der jetzigen Faſſung des Geſetzes um deswillen, weil 
er eine Unterſcheidung gemacht wiſſen wollte zwiſchen dem, was 
beſtimmungsgemäßer Ertrag des Grundſtücks iſt, und zwiſchen 
den ſonſtigen Erzeugniſſen. Zu den letzteren rechnete er aus⸗ 
drücklich bei Wieſen die Grasnarbe im Gegenſatze zum auf⸗ 
ſtehenden Graſe. Das aufſtehende Gras wollte er von der 
Beſteuerung ausnehmen, nicht aber die Grasnarbe. Sein 
Antrag fand jedoch nicht die Billigung der Mehrheit. 

Hiernach muß angenommen werden, daß die Abſicht des 
Geſetzgebers dahin gegangen iſt, auch die Grasnarbe zu den 
Erzeugniſſen im Sinne des 8 10 zu rechnen. Der Gerichtshof 
hat deshalb dieſer Vorſchrift eine entſprechende Auslegung 
geben müſſen, obwohl er nicht verkennt, daß damit dem Begriff 
„Erzeugniſſe nach dem Willen des Geſetzgebers eine nicht ge⸗ 
bräuchliche Bedeutung beigelegt wird, da die Grasnarbe, anders 
wie z. B. Bäume, nicht dazu beſtimmt iſt, überhaupt jemals 
vom Boden getrennt zu werden und ein ſelbſtändiges Wert⸗ 
objekt zu bilden. Der Gerichtshof verkennt auch weiter nicht, 
daß durch die Unterſtellung der Grasnarbe unter 8 10 des 
Geſetzes für die Praxis ſchwere Unzuträglichkeiten entſtehen 
können, namentlich deshalb, weil der Wert der Grasnarbe in 
der Regel nur auf Grund mehr oder minder willkürlicher 
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Wie der Wert der Grasnarbe zu ermitteln ift, ſagt das 
OVG. hier nicht. Meines Erachtens wird er in der Regel 
auf dem Wege zu ſuchen ſein, daß die Frage geſtellt wird: 
Was iſt die Wieſe oder Weide als ſolche, d. h. mit Grasnarbe 
wert, und was würde das Grundſtück wert ſein, wenn es keine 
Grasnarbe hätte, d. h. nicht Wieſe oder Weide wäre? und die 
Wertdifferenz als Wert der Grasnarbe betrachtet. 

Daß es nicht angeht, lediglich die Koſten der Kultivierung 
bzw. Beſtellung als Wert der noch nicht ausgereiften Früchte an⸗ 
zuſprechen, hat das OVG. in bezug auf Feldfrüchte in einer E. 
vom 19. Mai 1914 (VII C 573/13, AM. IV 227) ausgeſprochen, 
wo es heißt: „Wenn noch nicht abgeerntete Erzeugniſſe ſich 
trotz noch fehlender Reife bereits vorweg — ſei es in Ver⸗ 
bindung mit dem Grundſtücke, ſei es als künftige bewegliche Sachen — 
zu einem höheren, ihrer Reife entſprechenden Preiſe nach der Lage 
des Marktes veräußern laſſen, weil die damalige Verkehrsauffaſſung 
mit einem natürlichen ungehemmten Verlaufe des Reifevorganges 
rechnete, der ſich zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſchon mit 
einiger Sicherheit oder doch Wahrſcheinlichkeit vorausſehen ließ, 
ſo muß dieſer höhere — ſog. ſpekulative — Preis als der 
Wert auch ſchon der noch nicht völlig ausgereiften Früchte 
gelten.“ Die Frage, wie die Bewertung ſtattzufinden habe, 
wenn ſich die Früchte noch in frühen Stadien der Entwicklung 
befinden, z. B. der Herbſtſaaten im Spätherbſt, Winter oder 
zeitigen Frühjahr, wird freilich auch hier nicht entſchieden. 

Statt des vereinbarten Preiſes den Wert einzuſtellen, iſt 
abgeſehen von den Fällen des 8 11 Abſ. 2 und des § 17 nur 
zuläſſig, wenn ein Preis nicht vereinbart oder nicht zu ermitteln 
iſt. Dieſer Fall iſt aber, wie ſchon erwähnt, nicht ſchon dadurch 
gegeben, daß die Preis vereinbarung lange Zeit vor dem Eigentums: 
übergange liegt. Er liegt auch nicht darin, daß zwiſchen der 
Preisvereinbarung und dem Eigentumsübergang eine den Wert 
des Grundſtücks völlig ändernde Bebauung ſtattgefunden hat. 
Denn „die Bebauung verändert ebenſo wie jeder natürliche oder 
künſtliche Ab⸗ und Zugang, jede Verbeſſerung oder Verſchlechte⸗ 
rung des Grundſtücks ſeine Beſchaffenheit und ſeinen Wert, 
führt aber nicht einen Wechſel des Objekts ſelbſt herbei. Kommt 
es demnach auf den Übereignungspreis an, und iſt ein ſolcher 
in dem obligatoriſchen Vertrage vereinbart, ſo bleibt er maß⸗ 
gebend, auch wenn das Grundſtück, für deſſen Übereignung er 
bedungen worden iſt, inzwiſchen bebaut worden iſt“. 

Was aber die ſchon oben bei 8 8 als Sondervorſchriſt 
gekennzeichnete Beſtimmung im 5 11 Abſ. 2 Satz 1 anlangt, fo 
betrifft dieſe „ſowohl den Fall, daß der Grundſtückseigentümer 
zur Verdeckung des wahren Preiſes dem künftigen Erwerber den 
Nießbrauch uſw. eingeräumt und alsdann das bloße Eigentum 
auf ihn zu einem Preiſe übertragen hat, der erheblich hinter 
dem eigentlichen Werte des Grundſtücks zurückbleibt (E. 64 141), 
als auch den Tatbeſtand, daß der einem Dritten eingeräumte 
Nießbrauch, zu deſſen Beſeitigung der Veräußerer nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, auf die Preisbildung einen maßgeblichen Einfluß 
ausgeübt hat. Denn wird ein Grundſtück veräußert, das vor 
der Veräußerung von dem Veräußerer mit einem Nießbrauche 
zugunſten eines Dritten belaſtet worden iſt, ſo wird regelmäßig 
der Fall ſo liegen, daß der Käufer einen hinter dem gemeinen 
Grundſtückswerte zurückbleibenden Preis zahlt, weil der Nieß⸗ 
brauch feinem Nutzungsrecht entgegenſteht, wenn auch eine ent- 
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fernte Möglichkeit, daß im Einzelfall ein Preis bewilligt wird, 
der dem gemeinen Grundſtückswerte gleichkommt, nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen iſt. Aus dieſen Erwägungen iſt gemäß 8 11 II 
ZumSt®. der Grundſtückswert gemäß 8 12 zu ermitteln, mit 
ihm die vereinbarte Gegenleiſtung in Vergleich zu bringen und 
eventuell der letzteren der Betrag hinzuzurechnen, der infolge der 
Nießbrauchseinräumung an dem Preiſe gegenüber dem gemeinen 
Werte zurückbleibt.“ (E. VII C 775/13 vom 1. Dezember 1914.) 
Die Bedeutung des § 11 Abſ. 2 Satz 1 beſteht alſo darin, daß 
bei der Erhebung der Zuwachsſteuer aus Anlaß der Grundſtücks⸗ 
veräußerung trotz der ſchon vor der Grundſtücksveräußerung 
erfolgten Beſtellung einer Berechtigung nach 8 2 Zuw Std. 
der Wert des ganzen Grundſtücks, unter Einrechnung des 
Wertes der Berechtigung, zum Ausgangspunkte der Steuer⸗ 
berechnung gemacht werden ſoll, fo daß der das Grundſtück 
ſelbſt veräußernde Grundſtückseigentümer auch wegen des Wertes 
der bereits abgetrennten Berechtigung ſteuerlich herangezogen 
wird (E. 64 141; AM. III 259; E. VII C 406, 416, 417/14 
vom 6. November 1914). 

Der zweite Satz des 8 11 Abſ. 2 ſetzt voraus, daß eine 
Vereinbarung zwiſchen Veräußerer und Erwerber ge⸗ 
troffen iſt (E. 67 37 und E. VII 194/13 vom 16. September 
1913). 

§ 17 Abſ. 4 — der Abſ. 3 iſt noch für geraume Zeit 
ohne praktiſche Bedeutung — ſetzt, wenn der Erwerb vor dem 
1. Januar 1885 liegt, an die Stelle des Erwerbspreiſes den 
Wert an dieſem Tage, ſofern der Steuerpflichtige nicht einen 
dieſen Wert überſteigenden, von ihm oder feinem Rechtsvorgänger 
früher gezahlten Erwerbspreis nachweiſt. Er will es alſo — 
in Anwendung des Grundſatzes des § 11 Abſ. 1 über die 
Maßgeblichkeit des Grundſtückswerts an Stelle des Preiſes — 
ſo angeſehen wiſſen, als wäre eben das Grundſtück, deſſen 
Wertzuwachs Steuermaßſtab und daher feſtzuſtellen iſt, ohne 
Ausbedingung eines Preiſes am 1. Januar 1885 erworben 
worden. Daraus folgt, daß die Wertermittelung ausſchließlich 
an den Veräußerungsgegenſtand anzuknüpfen hat, gleich⸗ 
viel, welcher Art ſeine wirtſchaftlichen Beziehungen zu nicht 
mitveräußerten anderweitigen Grundflächen geweſen ſind. Im 
Falle einer Teilveräußerung iſt daher, ebenſo wie in den Fällen 
des § 11, der Wert des Trennſtückes für ſich feſtzuſtellen, nicht 
iſt in analoger Anwendung des § 20 Abſ. 1 auch der Wert 
des Geſamtgrundſtücks zu ermitteln und dieſer nach Verhältnis 
des Wertes des Trennſtücks zu dem des Geſamtgrundſtücks zu 
teilen. (AM. V 11; E. VII C 985/13 vom 20. Oktober 1914.) 
Dagegen greift § 20 Abſ. 2 auch in den Fällen des 8 17 
Abſ. 4 wie des § 11 Platz. Hat alſo nach dem 1. Januar 
1885 bzw. nach dem ſpäteren Erwerb eine Abtretung der im 
8 20 Abf. 2 bezeichneten Art ſtattgefunden, dann tritt auch 
inſofern der Wert „an die Stelle des Preiſes“, als der Wert 
des veräußerten Grundſtücks einſchließlich der abgetretenen 
Fläche als Wert lediglich des veräußerten Grundſtücks behandelt 
wird (E. 66 13; AM. IV 97). Wenn in dem 8 17 Abſ. 4 
(und Abf. 3) auch die Berückſichtigung eines von einem „Rechts⸗ 
vorgänger“ des Veräußerers gezahlten höheren Erwerbspreiſes 
zugelaſſen wird, ſo iſt hierunter lediglich derjenige Rechts⸗ 
vorgänger gemeint, von dem der Veräußerer das Grunditüd 
durch einen nach 8 7 ſteuerfreien und daher nach 8 17 Abſ. 1 
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überſchlagenen Rechtsvorgang erworben hat; nicht etwa darf, 
wenn der Erwerb des Veräußerers ein ſolcher ſteuerpflichtiger 
Art, d. h. tatſächlich ſteuerpflichtig war oder es geweſen wäre, 
wenn das ZumStG. ſchon beſtänden hätte (8 17 Abſ. 2), auf 
den Erwerbspreis eines Rechtsvorgängers zurückgegangen werden 
(E. 66 10; AM. IV 96). 

Wo das ZuwStG. den Wert für maßgebend erklärt, iſt 
darunter nach 8 12 Abf. 1 der gemeine Wert zu verſtehen, 
und dies iſt nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des OVG. 
der Verkaufs- oder Verkehrswert, der durch den Preis 
beſtimmt wird, der nach der Beſchaffenheit des Gegenſtandes 
ohne Rüdfiht auf andere ungewöhnliche oder lediglich per⸗ 
ſönliche Verhältniſſe zu erzielen iſt. Daraus folgt, daß alle 
diejenigen Umſtände auszuſcheiden haben, die für dieſe Preis⸗ 
bildung nicht in Betracht kommen konnten, insbeſondere alſo 
diejenigen, die zur maßgebenden Zeit, für die der Wert zu 
ermitteln iſt, bei einer Preisbildung nicht berüdfichtigt werden 
konnten, weil damals überhaupt noch nicht mit dem Vorliegen 
der betreffenden Umſtände, wie z. B. dem Vorhandenſein von 
Kohle, Ton, Lehm, Kies oder andern wertvollen Bodenbeſtand⸗ 
teilen gerechnet wurde. (AM. IV 188.) 

Solange es möglich iſt, unter gemeingewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen für das Grundſtück ſelbſt oder im weſentlichen gleich⸗ 
artige Grundſtücke in der maßgebenden Zeit wirklich gezahlte 
Preiſe zu ermitteln, bilden dieſe den ſicherſten Ausgangspunkt 
für die Wertermittlung. Die Darlegung von Umſtänden, durch 
die die Preisbildung vermutlich beeinflußt werden würde, iſt 
der Berückſichtigung wirklich gezahlter Preiſe nicht gleichwertig. 
Denn die Vermutung einer Preisbildung „kann niemals bis 
zu derjenigen Sicherheit durchgeführt werden, die durch tatſächlich 
gezahlte Preiſe gewährt wird“. (E. VII C 793/13 vom 18. De 
zember 1914 und viele andere.) Fehlt es freilich an Vergleichs⸗ 
preiſen oder laſſen nach Lage der beſonderen Verhältniſſe die 
vorliegenden einen Vergleich nicht zu, dann kann die Wert⸗ 
ermittlung auch auf einem anderen Wege erfolgen, ſofern dieſer 
demjenigen entſpricht, auf welchem ſich nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen die Preiſe für gleichartige Grundſtücke bilden. Dieſen 
Anforderungen kann auch die in Berlin bei Mietshäuſern an⸗ 
gewendete ſog. Überſchußberechnung emſprechen, deren 
Weſen aber als einer aus Durchſchnittsverhältniſſen abgeleiteten 
es entſpricht, die Unterhaltungskoſten mit einem Durchſchnitts⸗ 
ſatz in Prozenten der Bruttoeinnahme nach allgemeinen Er⸗ 
fahrungsſätzen und nicht nach ihrer Höhe gerade für das Streit- 
grundſtück in Anſatz zu bringen. Ebenſowenig kommt es darauf 
an, ob etwa Teile des Hauſes leerſtehen oder zu nicht normalen 
Preiſen vermietet find, vielmehr find die normalen Mietpreiſe 
für alle Räume in die Rechnung einzuſtellen, da anzunehmen 
iſt, daß die Preisbildung, wenn fie ſich auf dem Wege der 
Aberſchußberechnung bildet, mit ſolchen Mietpreifen und voller 
Vermietung rechnet (E. VII C 929/13 vom 12. Januar 1915). 
Daß es dagegen nicht angängig iſt, den gemeinen Wert eines 
Grundſtücks durch geſonderte Ermittlung und mechaniſches 
Zuſammenzählen des Bodenwerts und des Bauwerts 
oder der Baukoſten der aufſtehenden Gebäude zu finden, hat 
das OVG. wiederholt betont (u. a. E. VII C 477/14 vom 
23. März 1915). Auch der bei der Enteignung feſtzuſezende 
volle Wert iſt nicht immer gleichbedeutend mit dem gememen 
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Werte, weil eine Entſchädigung, die auf Grund des 8 8 Abf. 2 
Enteign®. feſtgeſetzt wird, über den Rahmen des gemeinen 
Wertes hinausgehen kann (E. VII C 983 / 13 vom 2. März 1915). 
Erklärlicherweiſe bildet die Bewertung der Grundſtücke einen 
der häufigſten Streitpunkte zwiſchen den Steuerbehörden und 
den Steuerpflichtigen. Aber die Parteien, namentlich die Steuer⸗ 
pflichtigen verkennen dabei außerordentlich häufig die Grenzen 
des Rechtsmittels der Reviſion, indem ſie letztere gegen die tat⸗ 
ſächliche Richtigkeit der Ergebniſſe der Wertermittelungen richten, 
während ſie Erfolg nur haben können, wenn letztere mit einem 
Rechtsirrtum, wie insbeſondere einer Verkennung des Rechts⸗ 
begriffes des gemeinen Wertes, oder mit einem weſentlichen 
Mangel des Verfahrens behaftet ſind. Ein ſolcher iſt u. a. darin 
zu erblicken, daß das Gutachten über den gemeinen Wert nicht 
erſehen läßt, welche Grundſtückspreiſe zum Vergleiche heran⸗ 
gezogen ſind, daß es den Parteien nicht vollinhaltlich mitgeteilt 
und ihnen nicht Gelegenheit zu Einwendungen dagegen gegeben 
iſt (u. a. E. VII C 592/14 vom 13. April 1915), daß dieſe Ein⸗ 
wendungen nicht geprüft und widerlegt ſind. Dagegen iſt es 
ein verbreiteter Irrtum, der Verwaltungsrichter ſei verpflichtet, 
auch dann, wenn ihm ein Gutachten ausreichend und zutreffend 
erſcheint, dem Verlangen der Parteien, weitere Sachverſtändige 
zu hören, zu entſprechen. Wohl aber hat es das OVG. als 
„nicht unbedenklich und mindeſt⸗ ns nicht wünſchens wert“ erachtet, 
wenn die verwaltungsrichterliche Entſcheidung ausſchließlich oder 
weſentlich auf Gutachten von Perſonen gegründet wird, welche 
als Beamte im Dienſte der beklagten Kommunalbehörde, alſo 
einer Prozeßpartei ſtehen (u. a. E. VII C 477/14 vom 23 März 
1915), während es die Kataſterkontrolleure im Hinblick darauf, 
daß dieſe in hervorragendem Maße mit den Vorarbeiten für die 
Ergänzungsſteuer beſchäftigt werden und regelmäßig auch zu 
den ernannten Mitgliedern der gemäß 8 23 des Ergänzungs⸗ 
ſteuergeſetzes gebildeten Schätzungsausſchüſſe gehören, als zur 
Abgabe von Gutachten auch in Zuwachsſteuerſachen beſonders 
berufen bezeichnet hat (E. VII C 854/13 vom 5. Januar 1915). 
Zu einer bisher noch nicht zum Verſiegen gebrachten 
Quelle immer wiederkehrender gleicher Mißverſtändniſſe iſt der 
§ 13 ZuwStG. geworden. Dieſe ſich in gleicher Weiſe auf 
die Beſtimmung des Erwerbs- wie des Veräußerungspreiſes 
beziehende, allerdings, wie auch das OVG. betont hat (E 67 4; 
AM. IV 124), mangelhaft gefaßte Beftimmung har nicht etwa 
den Sinn, daß auch bloß tatſächliche Angaben von Einzel⸗ 
preiſen oder ⸗werten und gar einfeitige Angaben des Steuer⸗ 
pflichtigen genügten, ſondern bezieht ſich nur auf Angaben von 
rechtsgeſchäftlicher Bedeutung, alſo auf ſolche, die eine 
Vereinbarung der Beteiligten zum Ausdrucke bringen. Sie 
beruht auf der Erwägung, daß bei Veräußerungsgeſchäften 
über eine Mehrheit von Gegenſtänden eine vertragliche Aus⸗ 
bedingung von Einzelpreiſen oder geeignetenfalls Einzelwerten 
naheliegend iſt und, wenn ſie fehlt, unter Umſtänden nachgeholt 
werden kann, und daß eine derartige Abmachung, die die Be⸗ 
teiligten ſelbſt ziffermäßig bindet, naturgemäß der Regel nach 
auch für die Steuerbehörde maßgebend ſein muß, gleichviel, ob 
die vereinbarten Ziffern den tatſächlichen Wertverhältniſſen 
entſprechen oder nicht. Damit ſteht es im Einklange, wenn 
nur für den Fall, daß zum Zwecke der Steuererſparung 
unrichtige Angaben gemacht ſind, das Geſetz von einer Bindung 
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der Steuerbehörde an die Angaben abſieht. Dagegen fehlte 
jeder innere Grund für den Geſetzgeber, die Steuerbehörde an 
Angaben zu binden, die eine bloß tatſächliche, für die Beteiligten 
ſelbſt irgendwelche verpflichtende Kraft nicht beſitzen. Dieſe in 
E. 67 4, AM. IV 124 niedergelegte Auffaſſung findet das 
OVG. beſtätigt durch die a. a. O. mitgeteilte Eniſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 13. Daß aber regelmäßig die Angaben 
der Veräußerungsverträge über Zerlequug eines Geſampreiſes 
nur tatſächliche, nicht rechtsgeſchäftliche Bedeutung haben, iſt 
bereits oben bei $ 8 hervorgehoben und wird noch ſchärfer in 
E. VII C 1001/13 vom 23. Oktober 1914 betont, wo es heißt, 
daß derartige Angaben „in allen Fällen, in denen nicht 
ausnahmsweiſe aus dem Wortlaut und Inhalt des Vertrags 
oder anderweitigen beſonderen Umſtänden eine gewollte Feſt⸗ 
legung der Vertragſchließenden auf getrennte Preiſe erhellt“, 
keinen rechis verbindlichen Charakter, ſondern nur die Bedeutung 
einer tatſächlichen und daher der Berichtigung zugänglichen 
Angabe haben. 

Liegen rechtsgeſchäftliche Vereinbarungen über Einzelpreiſe 
oder «werte vor, fo find die Angaben gleichwohl nicht bindend, 
wenn ſie zum Zwecke der Steuererſparung unrichtig gemacht 
find. Dieſe Steuererſp rrungsabſicht, die übrigens nicht gerade 
auf Erſparung der Zuwachsſteuer gerichtet zu ſein braucht, kann 
ſchon aus einer erheblichen, durch anderweitig einleuchtende 
Gründe nicht erklärten Abweichung zwiſchen den im Vertrage 
genannten Beträgen und den damaligen wirklichen Werten 
geſchloſſen werden (E. VII C 572 und 284/14 vom 13. und 
16. April 1915). Liegen die Steuerbehörde bindende Angaben 
über die Einzelpreiſe oder werte nicht vor, dann hat die Zer⸗ 
legung des Preiſes nach dem Verhältniſſe der Werte zu geſchehen, 
und zwar find, wenn der vereinbarte Geſamtp'eis dem Gefamt: 
werte entſpricht, was bei einem unter gemeingewöhnlichen Vers 
hältniſſen geſchloſſenen Kaufe zutrifft, die gemeinen Werte der 
einzelnen Gegenſtände den auf fie fallenden Teilen des Kauf⸗ 
preiſes gleich (E. 67 4; AM. IV 124). 


Wichtige Koſtenfragen aus dem Gebiete der 
Geſchäftsauſſicht. 
Von Rechtsanwalt Dr. Georg Klien, Leipzig. 
I. 


Die außerordentlich praktiſch gewordenen Fragen: 
1. ob die nichtprivilegierten Gläubiger auch 
während der Geſchäftsaufſicht den Schuldner 
verklagen können, und 
2. wer gegebenenfalls die Koſten ſolcher Klage 
zu tragen hat, 
find wiederholt in der Literatur behandelt und von den Ge⸗ 
richten eniſchieden worden. Noch immer aber gehen die 
Meinungen auseinander. 

Jäger im BankArch. 1914, 35; Hallbauer im SächſArch. 
1914, 381; Breit in JW. 1915, 171 und die dort Genannten; 
Wertheim in JW. 1915, 175 bejahen die Zuläſſigkeit ſolcher 
Klagen. Über die Koſtenfrage ſind ſie verſchiedener Anſicht. 


Auch die Gerichte haben uͤberwiegend dem Gläubiger das Klage⸗ 
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recht zugeſtanden, während ſich freilich der Streit um die Koſten 
zu einem Lotterie ſpiel entwickelt hat. Neue Geſichtspunkte zu 
beiden Fragen hat jetzt das LG. Leipzig als Berufungsgericht 
mit folgender Urteilsbegründung eingeführt (31 Cu. 373/14; 

4 Du. 1/15): | 
87 Abſ. 2 der Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 
beſtimmt: „Der Schuldner ſoll ohne Zuſtimmung der 
Auffichtsperfon weder .... noch Anſprüche befriedigen 
oder ſicherſtellen.“ Er war alſo, da ſolche Zuſtimmung 
unſtreitig nicht vorlag, nicht einmal berechtigt, zu 
zahlen. War er aber nicht berechtigt, Zahlung zu 
leiſten, ſo bedarf es weiter keiner Darlegung. daß er 
dazu auch nicht verpflichtet war. War er aber nicht 
verpflichtet, Zahlung zu leiſten, ſo konnte er darauf auch 
nicht verklagt werden; das eine folgt zwingend aus dem 
anderen. Die Rechtslage ähnelt durchaus der eines 
Gläubigers, deſſen Forderung noch nicht fällig iſt. Auch 
in dieſem Falle beſteht an ſich die Forderung zu Recht, 
der Schuldner iſt aber noch nicht zu zahlen verpflichtet. 
Beſtreitet er nun auch den Beſtand der Forderung an 
ſich, ſo gibt das gleichwohl dem Gläubiger kein Recht, 
auf gegenwärtige Zahlung zu klagen, zu der eben der 
Schuldner keinesfalls verpflichtet iſt; vielmehr muß er 
dann auf Grund von $ 256 oder von 8 259 ZRD. 
klagen, ſoweit die Vorausſetzungen dieſer Vorſchriften 
vorliegen. — Die Klage war alſo unbegründet und hätte 
auf emſprechenden Antrag des Beklagten abgewieſen 
werden müſſen. Deshalb auch kann der Beklagte keine 
Veranlaſſung zur Klagerhebung gegeben haben, was die 
Koſtenpflicht des Klägers zur Folge hat. Denn der Be⸗ 
„Hagte unterliegt auf Grund ſeines Anerkenntniſſes nur 
inſoweit, als das Anerkenntnis reicht; es gibt keine ge- 
ſetzliche Vorſchrift, die ihn hinderte, von dem Anerkenntnis 
die Koſten auszunehmen und ſich auf den Standpunkt zu 
ſtellen, die Klage ſei zwar unbegründet, aber er mache 
das nur geltend, um die Koſten von ſich abzuwenden, 
während er den Hauptanſpruch freiwillig befriedigen wolle 

und daher anerkenne. 

Den vorſtehenden Gründen darf man zur Koſtenfrage voll 
beiſtimmen, obwohl dieſe Entſcheidung der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung anderer Gerichte (ſo Beſchwerdekammer Leipzig) 
zuwiderläuft. Soweit aber die Zuläſſigkeit einer Klagerhebung 
überhaupt verneint wird, geht das Urteil von falſchen Voraus⸗ 
ſetzungen aus: 

Die Beſtimmung in § 7 Abſ. 2 der Bekanntmachung 
vom 8. Auguſt 1914 enthält nur eine Sollvorſchrift, kein 
geſetzliches Verbot. Von Nichtigkeit iſt nirgends die Rede. 
Der Schuldner behält vielmehr trotz Anordnung der Geſchäfts⸗ 
auffiht unzweifelhaft die volle Verfügunge fähigkeit über fein 
geſamtes Vermögen — im Gegenſatz zum Gemeinſchuldner im 
Konkurs; er behält die volle Geſchäfts⸗ und Prozeßfähigkeit. 
Zahlt er eine alte Schuld ohne Zuſtimmung der Au' ſichts⸗ 
perſon, ſo iſt dieſe Zahlung gültig. Er ſoll ſie nur nicht 
leiſten und hat unter Umſtänden den Verluſt der Rechts⸗ 
wohltat feiner Geſchäftsaufſicht zu gewärtigen. Das Weſen 
der Geſchäftsauſſicht beſteht nicht ım einem zwangsweiſen Vers 
teilungsverfahren, ſondern lediglich in einer, auf Antrag des 
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Schuldners und in erſter Linie in ſeinem Intereſſe angeordneten 
Bewahrung vor drohenden Zwangsvollſtreckungen. Die ganze 
Maßnahme iſt nicht juriſtiſchen, ſondern wirtſchaftlichen 
Charakters. Der Schuldner iſt ja auch jederzeit befugt, durch 
einſeitigen Antrag die Geſchäftsaufſicht zu beſeitigen. Da er 
alſo mit Rechtswirkſamkeit zahlen kann, kann er ſelbſtperſtändlich 
auch verklagt werden. Auch die — übrigens weit verbreitete — 
Anſicht, daß die alten, vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
fällig gewordenen Forderungen geſtundet ſeien, mithin nur 
unter den beſonderen Vorausſetzungen der 88 256, 259 30. 
eingeklagt werden können, trifft nicht zu. Es wird dabei über⸗ 
ſehen, daß während der Geſchäftsauſſicht Abſchlags zahlungen 
vorgeſehen und die alten Gläubiger grundſätzlich berechtigt 
find, daran teilzunehmen (8 8). Jeder Gläubiger hat 
alſo das Recht, jederzeit während der Geſchäfts— 
aufſicht Klage wegen ſeiner Forderung gegen den 
Schuldner zu erheben und ſich einen Schuldtitel zu 
verſchaffen. 

Die Koſten eines ſolchen Prozeſſes treffen ihn nur dann, 
wenn der Schuldner durch ſein Verhalten zur Erhebung der 
Klage keinen Anlaß gegeben hat (8 93 3 O.): 

Hat der Schuldner den Anſpruch vor oder im Propeſſe 
beſtritten, ſo iſt ſeine Koſtenpflicht ſelbſtverſtändlich gegeben. 

Hat er den Anſpruch nie beſtritten, Zahlung dem 
Gläubiger gegenüber vielmehr nur wegen der beſtehenden Ge⸗ 
ſchaftsaufſicht abgelehnt, im Prozeſſe auch ſofort anerkannt 
und ſich gegen die Koſtenpflicht verwahrt unter Bezugnahme 
auf die Anordnung der Geſchäfisaufſicht — und die damit 
ihm zuteil gewordene Berechtigung zur Zahlungsverweigerung —, 
fo treffen die Koſten den Kläger, auch wenn der Be⸗ 
klagte im Verzuge war. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen empfiehlt es ſich, zur Ber: 
meidung jeden Zweifels den Gläubigern alsbald nach der 
Geſchäftsaufſichtsanordnung, die ja den bekannten Gläubigern 
von Amts wegen mitgeteilt wird (8 4), anzuzeigen, daß und 
in welcher Höhe die Forderung anerkannt wird, auch daß der 
Geſchäftsaufſichteführende die derzeitige Zahlung unterſagt hat. 


II. 


Was die Anſprüche der Aufſichtsperſon anlangt, fo 
geht die überwiegende und richtige Anſicht dahin, daß ſie vom 
Geſchäftsauſſichtsverfahren unberührt bleiben, mithin während 
der Geſchäftsauſſicht, insbeſondere beim Wechſel der Auſſichts⸗ 
perſon, nach Fälligwerden jederzeit vollſtreckt werden konnen 
(nämlich auf Grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung des den 
Honoraranſpruch und die Auslagen feſtſetzenden Gerichts 
beſchluſſes). Vgl. § 6 Abſ 3 der Bekanntmachung vom 8. Auguſt 
1914; Jäger im Sächſ Bank Arch. 1914, 35; Breit in JW. 
1915, 170. Kommt es zum Konkurs, ſo ſind die Forderungen 
des Aufſichtsführers nicht — wie behauptet worden ift — als 
bevorrechligt im Sinne von 8 61 Ziff. 1 KO. anzuſehen. Viel⸗ 
mehr ſind dieſe Anſpruche, die ſich als Koſten der gerichtlichen 
Sicherung der Maſſe darſtellen, in analoger Anwendung der 
Beſtimmung in 8 224 Nr. 4 KO. unmittelbar gegen den Kom 
kursverwalter geltend zu machen. 
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44. Jahrgang. 


Kommt der Hypothek an einem im Miteigeutume 
ſtehenden Grundſtück im Verhältniſſe zu den 
Anteilen der Miteigentümer die Eigenſchaft einer 
Geſamthypothek zu? 
Von Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, 
Dresden. 


I. 


Biſteht an einem Grundſtücke Miteigentum, ſo kann eine 
Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld) nicht nur an dem — 
ganzen — Grundſtücke, ſondern auch an den einzelnen Anteilen 
der Miteigentümer beſtellt werden (88 1114, 1192, 1199 BGB.). 
Die Zulaſſigkeit einer Hypothek an dem Anteil eines Mit⸗ 
eigentümers beruht darauf, daß nach 8 747 Satz 1 BGB. bei 
der Bruchteilgemeinſchaft, anders wie bei der Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand, jeder Teilbaber über ſeinen Anteil an dem 
gemeinſchafrlichen Gegenſtande ſelbſtändig verſügen kann. Die 
von einem Miteigemümer an ſeinem Anteile beſtellte Hypothek 
belaſtet nur den ihm zuſtehenden Anteil; die Größe des Anteils 
wird durch das Grundbuch ausgewieſen (§ 48 GB0O.). Erwirbt 
alſo der Miteigentümer nach Beftellung der Hypothek einen 
weiteren Anteil des Grundſtücks, fo bleibt die Hypothek trotzdem 
auf den Anteil beſchränkt, an dem ſie beſtellt wurde; ſie kann 
aber auf den hinzuerworbenen Anteil erſtreckt werden (vgl. 
NGZ. 68, 79). N 

Für die Hypothek an dem Anteil eines Miteigentümers 
gilt das gleiche wie von der Hypothek an einem Grundfiüde, 
nur daß der Gegenſtand der Haftung nicht das Grundſtück, 
ſondern der Miteigentumsanteil iſt. Demgemäß findet nach 
9 864 Abſ. 2 3PO aus einer ſolchen Hypothek die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung des Anteils ſelbſt dann 
ſtat, wenn das Eigentum an dem Grundſtücke ſich nach der 
Beſtellung der Hypothek in einer Hand vereinigt hat. 

Wird für die gleiche Forderung Hypothek an mehreren 
Miteigentumsanteilen beſtellt, fo liegt eine Geſamthypothek im 
Sinne des § 1132 BGB. vor und jeder Anteil haftet für die 
ganze Forderung. Der Gläubiger kann die Befriedigung wegen 
ſeiner Forderung nach feinem Belieben aus jedem der Anteile 
ganz oder teilweiſe ſuchen; ebenſo iſt der Gläubiger berechtigt, 
die Forderung auf die einzelnen Anteile in der Weiſe zu ver⸗ 
teilen, daß jeder Anteil nur für den zugeteilten Berrag haftet. 
Betreibt der Gläubiger wegen feiner Forderung die Zwangs⸗ 
verſteigerung mehrerer Anteile, fo finden die Vorſchriften der 
59 63, 64, 112, 122 8G. Anwendung. Alles dies gilt 
auch, wenn es ſich um Miteigentumsanteile an demſelben 
Grundſtücke handelt. 

Demgegenüber erhebt ſich die Frage, wie es ſich verhält, 
wenn an dem — ganzen — im Miteigentum befindlichen 
Grundſtücke eine Hypothek beſteht. Kommt der Hypothek, die 
im Gegenſatze zu der Anteilhypothek als Grundſtücke hypothek 
bezeichnet werden ſoll, dieſelbe Wirkung, als ob ſie zugleich an 
ſämtlichen einzelnen Anteilen als Anteilhypothek beſtellt wäre, 
und haben alſo hier die Vorſchriften des 8 1132 BGB. ſowie 
die bezeichneten Vorſchriften des Zwangeverſteigerungsgeſetzes 
ebenfalls Anwendung zu finden? Das RG. hat die Frage 
unter der Herrſchaft des alten Rechtes bejaht (RG. 20, 270). 
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Die Entſcheidung beruht auf der Annahme, daß beim Mit⸗ 
eigentum das Recht eines jeden Teilhabers den Charakter des 
vollen Eigentums beſitze und nur durch die Miiberechtigung 
der anderen Teilhaber beſchränkt werde, daß die Anteile mithin 
im Verhältnis zu dem Eigentum an der ganzen Sache nicht 
ein aliud, ſondern ein minus ſeien und daß die ideelle Teilung 
des Eigentums deshalb der realen Teilung des Grundſtucks 
gleichgeſtellt werden müſſe. Die ſich bieraus ergebende 
Befugnis des Gläubigers, die ibm am Grundſtücke beſtellte 
Hypothek beim Vorhandenſein von Miteigentum auf die einzelnen 
Anteile zu verteilen und die Zwangsvollſtreckung aus der 
Hyporhek nach feinem Belieben nicht nur in das ganze Grund⸗ 
ſtück, ſondern auch in jeden Miteinentumsanteil beſonders zu 
betreiben, kann zu einer ſchweren Beeantrachrigung der Mi⸗ 
eigentümer führen. Das RG. hebt dies in ber bezeichneten 
Entſcheidung ſelbſt hervor, hat aber an ſeiner Anſicht in einem 
Urteile vom 29. Okiober 1910 (Gruchots Beitr. 55, 670 
= WarnErg. 1911 Ne. 11 S. 15) auch für das neue Recht 
feſtgehalten. In dem Urteile wird zur Begründung der Anſicht 
lediglich auf die frühere Entſcheidung Bezug genommen und 
zum Schluſſe nur noch bemerkt, die Befugnis des Gläubigers, 
aus der ihm an dem ganzen Grundftude zuſtehenden Hypothek 
die Zwangsvollſtreckung auch in einen einzelnen Miteigentums⸗ 
anteil zu betreiben, könne nach dem Worilaute und Sinne 
der — durch die Novelle vom 28. Mai 1898 eingefügten — 
Vorſchrift des 5 864 Abſ. 2 ZPO. keinem Zweifel unterliegen, 
obwohl dieſe Vorſchrift doch nur aus der durch 8 1114 BGB. 
be ſtimmten materiellen Gleichſtellung des Miteigentumsanteils 
mit dem Grundſtücke die prozeſſuale Folgerung ziebt und alſo 
für die zu emſcheidende Frage nichts beweiſt. Der Standpunkt 
des RG. iſt auch derjenige des KG., vgl. KGJ. 30, 258 
= 38156. 6, 25. Ebenſo darf die Anſicht des RG. als die 
bie her im Schrifttum heriſchende bezeichnet werden. So geht 
auch Stillſchweig bei feinem Aufſatz in dieſer Zeitſchrift 1914 
S. 7 ff.: Iſt die Hypothek, die auf einem im Miteigentum 
nach Bruchteilen ſtehenden Grundſtücke ruht, eine Geſamt⸗ 
hypothek? in Übereinftimmung mit der Anſicht des RG. von 
der Annahme aus, daß dies der Fall ſei. Wiederholt iſt von 
Eccius auf die Bedenklichkeit dieſer Annahme hingewieſen und 
eine erneute Prüfung der Frage angeregt worden (vgl. 
Gruchots Beitr. 44, 527; 45, 463; 46 S. 447 und 728). Dieſer 
Anregung folgend hat Rechtsanwalt Dr. Ludwig Levy die 
Frage jetzt in einer Abhandlung über „Hypothek und Bruch⸗ 
teileigennum am Grundſtuck im Verhaltniſſe zueinander“ 
(Gruchots Beitr. 59 S. 87—107 und 301—334) einer ein⸗ 
gehenden Unterſuchung unterzogen; er gelangt dabei zur gegen⸗ 
teiligen Anſicht. Ich bin früher der herrſchenden Anſicht 
gefolgt, habe mich aber von der Richtigkeit des von Levy 
vertretenen Ergebniſſes überzeugt. Es ſei mir geſtattet, zunächſt 
die Ausführungen Levys in einem kurzen Auszuge wieder⸗ 
zugeben, um im Anſchluß daran eine eigene Begrundung 
zu geben. 
II. 

Richtig ſei, führt Levy aus, daß der ideelle Eigentums⸗ 
anteil im Verhältniſſe zum Eigentum an der ganzen Sache 
ein minus ſei; gegenüber Grundſtücksbelaſtungen aber feines: 
falls, inſoweit ſei er ein aliud. Mit der Hypothek ſei nicht 
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das Eigentum als ſolches, ſondern das reale Grundſtück belaſtet; 
Eigentum ſowohl wie Hypothek ſeien dingliche Rechte am 
Grundſtück; das Eigentum, das umfaſſendſte Herrſchaftsrecht 
an der Sache, dulde wohl eine Qualifizierung als Geſamt⸗, 
Bruchteil⸗ und fideikommiſſariſch gebundenes Eigentum, nicht 
aber Belaſtung mit einem begrenzten Sachenrechte. Die Rechte 
dieſer Art belaſteten die Sache ſelbſt; belaſtet mit der Hypothek 
ſei demnach nicht das Eigentum, ſondern das Grundſtück. 

Das Miteigentum ſei eine Unterart der Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen (88 1008, 1009, 1010 BGB.). Danach beſtehe 
im Falle von Miteigentum ein Eigentum am Grundſtücke, das 
jedem einzelnen Miteigentümer zu einem Bruchteile (Anteil) 
zuſtehe; es erſtrecke ſich auf das ganze Grundſtück, denn nicht 
das Grundſtück, ſondern das Recht ſei geteilt, d. i. in der 
Weiſe beſchränkt, daß jedem Teilhaber das Recht des anderen 
enigegenſtehe (RG. 20, 272). Der „Bruchteil des Grund⸗ 
ſtücks“, der nach $ 1114 BGB. ſelbſtändig belaſtet werden 
kann, ſei demnach identiſch mit dem Anteil eines Miteigentümers 
an dem Eigentumsrecht, und die Belaſtungen eines Bruchteils 
des Grundſtucks ſeien deshalb in Wahrheit Rechte am Anteils⸗ 
rechte des Miteigentümers. Das Miteigentum aber ſei ſeinem 
Inhalte nach dem des Eigentums nicht kongruent, denn es ſei 
durch die Beziehungen, die infolge der Gemeinſchaft der Mit⸗ 
eigentümer zwiſchen dieſen beſtänden, qualifiziert; dieſes 
qualifizierte Recht, als das nach $ 1114 BGB. der der Be⸗ 
laſtung fahige Anteil eines Miteigentümers ſich darſtelle, ſei 
ein Recht an dem realen Grundſtück, es bilde ebenſowenig 
wie das Alleineigentum den Gegenſtand der Belaſtung mit 
der an dem ganzen Grundſtücke beſtehenden Hypothek. 

Daß im Verhältnis zur Hypothek an dem einheitlichen 
realen Grundſtücke der belaſtbare ideelle „Bruchteil eines 
Grundstücks“ das minus nicht fein könne, ergebe ſich im 
übrigen auch aus dem Weſen des minus, das darin beſtehe, 
daß ſeine Ausſchaltung den früheren Beſtand des Ganzen 
mindere. Die Bildung ideeller Anteile laſſe aber das Subſtrat 
der Grundſtückshypothek, d. i. das Grundſtück, unberührt. 
Dieſe Eigenart des Miteigentumsanteils trete insbeſondere im 
Gegenſatze zur realen Teilung des Grundſtücks zutage. Während 
hier die Hypothek, um ihren Haftungsgegenſtand ungeſchmälert 
zu erhalten, auf den abgetrennten Teil übertragen werden müſſe, 
werde durch die Bildung von Miteigentumsanteilen der Haftungs⸗ 
gegenſtaud nicht geändert und der Anteil ſei gegenüber der Grund⸗ 
ſtückshypothek ein fremdes Recht, mit dem ſie nichts zu tun habe. 

Gegenüber der am realen Grundſtück bereits beſtehenden 
Hypothek ſei alſo der belaſtbare ideelle „Bruchteil des Grund⸗ 
ſtücks“, d. i. der ideelle Miteigentumsanteil, kein Teil des 
Ganzen in dem Sinne, daß die Hypothek auf ihm laſte; denn 
er ſei nicht das minus, ſondern ein aliud ihr gegenüber. Er 
haſte mithin grundſätzlich für die Grundſtückshypothek nicht. 

Sei die Bruchteilhypothek ein aliud, ſo könne die an dem 
ganzen Grundſtücke beſtehende Hypothek auch nicht zur Geſamt⸗ 
hypothek im Sinne des § 1132 werden, wenn Bruchteileigentum 
eniſtehe; denn geteilt werde nicht das Grundſtück, ſondern das 
Eigentum am Grundſtücke. Dem Gläubiger ſtehe daher auf 
Grund ſeiner Hypothek zu ſeiner Befriedigung nach wie vor 
nur das ganze Grundſtück zur Verfügung, nicht aber könne 
er einen einzelnen Anteil in Anſpruch nehmen. 
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Insbeſondere ſei auch die analoge Anwendung der Vor, 
ſchriften über die Geſamthypothek ausgeſchloſſen; das um dei 
willen, weil der Gegenſtand der Haftung bei der Entſtehung 
von Miteigentumsanteilen ungeteilt bleibe. Beim Beſtehen 
von Miteigentum könnten die ſämtlichen Miteigentümer entweder 

a) eine gewöhnliche Hypothek an dem ganzen realen 
Grundſtücke (8 747 Satz 2 BGB.), oder aber 

b) eine Hypothek je an ihrem Anteile (8 747 Saß! 
BGB.) beſtellen. 

Im erſteren Falle handele es ſich um eine gewöhnliche 
Grundſtückshypothek, nicht um eine Geſamthypothek hinfichllich 
der einzelnen Anteile. | 

Im letzteren Falle dagegen ſei Gegenſtand der Belaftung 
nicht mehr das reale Grundſtück, ſondern je das eigenartig 
Recht der Miteigentümer. Belaſtet ſeien die ſämtlichen en 
zelnen Miteigentumsanteile als ſolche, d. i. in ihrer Eigenſchaſt 
als ſelbſtändige Sonderrechtsgegenſtände. Soviel Anteils 
ſoviel Haſtungsgegenſtände, und dies in der Weiſe felbitändig, 
daß ohne Zuſtimmung der übrigen Miteigentümer Ent 
laſtungen uſw. erfolgen könnten. 

Für die Zwangsvollſtreckung ergebe ſich, daß fie aus ein 
Hypothek an dem realen Grundſtücke nur in das Grundfüd 
und nicht auch in den Anteil eines einzelnen Miteigentümer 
betrieben werden könne; nötig ſei alfo Kündigung ſowie Klage 
auf Geſchehenlaſſen der Befriedigung des Gläubigers aus dem 
Grundſtücke gegen die ſämtlichen Mueigentümer. 

Sei dagegen Hypothek an den einzelnen Anteilen al 
ſolchen beſtellt, fo habe der Gläubiger die Wahl, aus welch 
Anteilen er Befriedigung ſuchen will; denn es gälten infott 
die Vorſchriften des 8 1132 BGB. über die Geſamthypothe 
Insbeſondere fänden hier auch die Vorſchriften der 99 63, 6. 
18 (112, 122) 8G. Anwendung, wenn die mit einer Anteile 
geſamthypothek belaſteten Anteile in demſelben Verfahren zu 
Verſteigerung gelangten. 

Ich erachte dieſe Ergebniſſe für zutreffend, wenn aut de 
Begründung nicht allenthalben beizupflichten ſein möchte. 


III. 

Die Begründung gipfelt in dem Satze, daß die Grund: 
ſtückshypothek ſich von der Hypothek an einem Bruchteile 1 
Grundſtücks durch den Gegenſtand der Belaſtung unterſcheid, 
inſofern mit der Grundſtückshypothek das Grundſtück, mit be 
Bruchteilhypothek aber der Anteil eines Miteigentümer 0 
laſtet ſei, alſo im erſteren Falle eine Belaſtung des Grunbfiüd® 
als folgen, im letzteren Falle dagegen die Belaftung ein 
Rechtes vorliege. Dieſe Begründung verſagt gegenüber den 
ſogenannten grundſtücksgleichen Rechten (ſelbſtändigen Bereht 
gungen). Nehmen wir an, daß an einer Gewerbeberechtigung 
für die ein Grundbuchblatt angelegt iſt, eine Bruchteilgeme 
ſchaft beſteht und daß ſowohl die ganze Berechtigung wie aud 
die Anteile der Gemeinfhafter mit Hypotheken belafet MM 
Hier bildet in dem einen wie in dem anderen Falle den Gehe. 
ſtand der Belaſtung die Berechtigung, nur daß es einmal ji 
ganze Berechtigung und das andere Mal je ein Anteil darar it 

Es ift aber auch gar nicht zutreffend, daß das Eigentutt 
wie Levy meint, keine Belaſtung mit einem begrenzten 


rechte vertrage, daß Rechte dieſer Art nicht das Eigentum. 
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ſondern das Grundſtück belaſteten. Wenn das Geſetz die be⸗ 
grenzten Rechte an einem Grundſtück als Belaſtungen des 
Grundſtücks bezeichnet, fo iſt dies in doppelter Richtung ein 
bildlicher Ausdruck. Der Ausdruck „belaſten“ bedeutet, daß 
das Recht mit dinglicher Wirkung ausgeſtattet iſt; das iſt, daß 
es auch gegen jeden Rechtsnachfolger des Beſtellers im Eigentum 
am Grundſtücke wirkſam iſt und den Vorrang vor ſpäter be⸗ 
ſtellten begrenzten Rechten hat. Im übrigen bildet den Gegen: 
ſtand der — ſo verſtandenen — Belaſtung nicht das Grund⸗ 
ſtück, ſondern das Eigentum daran. Den Gegenſtand des 
Kechtsverkehrs bilden die ſubjektiven Rechte. Das gilt auch, 
wenn es ſich um Sachen handelt. Wie die Übertragung einer 
Sache in der Übertragung des Eigentums an der Sache beſteht 
(vgl 88 873, 925, 929 f. BGB.), fo beſteht die Belaſtung 


des Grundſtücks mit einer Hypothek oder mit einem ſonſtigen 


begrenzten Rechte in der Belaſtung des Eigentums an dem 
Grundſtück als des Vollrechts, das durch die begrenzten Rechte 
eine Einſchränkung erfährt. Die Richtung der Einſchränkung 
beſtimmt ſich nach der Art des Rechtes. Je nach ſeiner 
Richtung ſteht das begrenzte Recht an einer Sache der Befugnis 
des Eigentümers entgegen, mit der Sache — tatſächlich oder 
rechtlich — nach Belieben zu verfahren oder andere von jeder 
Einwirkung auszuſchließen (8 903 BGB.). Iſt das Recht, 
ſoviel die Grundſtücksbelaſtungen anlangt, ein Nutzungsrecht, 
wie die Dienſtarbeiten und das Erbbaurecht, ſo hat ſich der 
Eigentümer des Gebrauchs und der Benutzung des Grundſtücks 
inſoweit zu enthalten, als ſie mit dem beſtellten Rechte nicht 
vereinbar find. Beſteht das Recht in einem Vorkaufsrechte, 
ſo iſt der jeweilige Eigentümer in ſeinem Verfügungsrechte 
beſchränkt. Sind kraſt des Rechtes aus dem Grundſtücke 
Leiftungen zu bewirken, insbeſondere Zahlungen zu leiſten, wie 
es bei der Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld) und der Real⸗ 
laſt der Fall iſt, ſo muß der Eigentümer die Befriedigung des 
Berechtigten durch Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
des Grundſtücks dulden. Immer alſo iſt es das Eigentum am 
Grundſtücke, gegen das ſich die begrenzten Rechte richten, wie 
es ja auch der Eigentümer iſt, auf deſſen Bewilligung ihre 
Eintragung in das Grundbuch erfolgt ($ 19 GBD.). Hieran 
darf der Umſtand nicht irremachen, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger ſeine Befriedigung aus dem belaſteten Grundſtücke 
auch dann ſuchen kann, wenn der Eigentümer das Eigentum 
aufgegeben und der Aneignungsberechtigte noch nicht von 
ſeinem Aneignungsrechte Gebrauch gemacht hat. Denn dabei 
iſt zu berückſichtigen, daß durch die Zwangsverſteigerung die 
Befugnis des Aneignungsberechtigten zur Aneignung erliſcht 
und daß ſomit die Hypothek ſich hier mittelbar ebenfalls gegen 
das Eigentum richtet. Die Meinung Levys, daß bei der 
Grundſtückshypothek das Grundſtück und nicht das Eigentum 
belaſtet ſei, beruht auf einer Verwechſlung des Gegenſtands 
der hypothelariſchen Haftung mit dem — ſubjektiven — Rechte, 
gegen das ſich die Hypothek richtet und das von ihr im Sinne 
des 8 19 EBD. betroffen wird und damit der wirlliche Gegen: 
ſtand der Belaſtung ift. 

Wenn ſich ſonach den Ausführungen, mit denen Levy die 
Verſchiedenheit zwiſchen Grundſtücks⸗ und Bruchteilhppothek zu 
begründen ſucht, nicht beipflichten läßt, ſo iſt doch das Er⸗ 
gebnis zutreffend, weil das Eigentum am ganzen Grundſtück 
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und der Anteil eines Miteigentümers rechtlich verſchiedene 
Gegenſtände ſind und der Miteigentumsanteil insbeſondere 
nicht ein bloßes minus im Verhältniſſe zu dem Eigentum am 
ganzen Grundſtück iſt. 

Wie Levy richtig hervorhebt, iſt das Miteigentum eine 
Unterart der Gemeinſchaft nach Bruchteilen, für die außer 
den allgemeinen Vorſchriften der SS 742 bis 758 die dafür 
getroffenen Sondervorſchriften der 88 1009 bis 1011 BGB. 
gelten. Zum Begriffe der Gemeinſchaft gehört nach 8 741 
BGB., daß ein Recht mehreren gemeinſchaftlich zuſteht. 
Die Gemeinſchaftlichkeit des ihren Gegenſtand bildenden Rechtes 
(oder Inbegriffs von Rechten) ſteht im begrifflichen Gegenſatze 
zu dem Geteiliſein des Rechtes. Bei keiner der Rechtsgemein⸗ 
ſchaften findet während ihres Beſtehens eine Teilung des ge: 
meinſchaftlichen Rechtes ſtatt; auch bei der Bruchteilgemeinſchaft 
ſind die Rechtsanteile der Gemeinſchafter relativ unſelbſtändige, 
miteinander verknüpfte Beſtandteile des ganzen gemeinſchaft⸗ 
lichen Rechtes, und der beim Miteigentum an Grundſtücken als 
Bruchteil des Grundſtücks bezeichnete Anteil eines Miteigen⸗ 
tümers bedeutet nur das Wertverhältnis zwiſchen Ganzrecht 
und Teilrecht, nicht ſeinen rechtlichen Inhalt und deſſen Be⸗ 
grenzung (vgl. Engländer, Die regelmäßige Rechtsgemeiſchaft, 
Teil I S. 156 fl.). 

Der rechtliche Inhalt des Miteigentums unterfcheidet ſich 
von demjenigen des Alleineigentums dadurch, daß die Be: 
fugniſſe, die ſich aus dem Eigentum ergeben, nicht jedem 
einzelnen Miteigentümer, ſondern nur allen zuſammen zuſtehen. 
Die Befugniſſe, die den einzelnen Miteigentümern zukommen, 
werden durch die innere Ordnung der Gemeinſchaft geregelt; 
dieſe Ordnung äußert ihre Wirkſamkeit auch gegenüber Dritten 
und verleiht dem Miteigentum hierdurch eine vom Alleineigentum 
verſchiedene Beſchaffenheit, die es im Verhältniſſe zu dieſem 
für Belaſtungen nicht als ein bloßes minus, einen Teil davon, 
ſondern als ein aliud erſcheinen läßt und damit ausſchließt, der 
Grundſtückshypothek zugleich die Eigenſchaft einer Hypothek an 
den einzelnen Anteilen beizumeſſen. Man braucht ſich, um das 
klar zu erkennen, nur den Vorgang bei der Beſtellung der 
Hypothek vor Augen zu halten. Die Beſtellung der Hypothek 
enthält eine Verfügung. Gegenſtand der Verfügung iſt bei der 
Grundſtückshypothek das Eigentum an dem Grundſtücke, bei der 
Anteilhypothek das Anteilrecht eines Miteigentümers. Der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Gegenſtandes entſpricht die verſchiedene Zu⸗ 
ſtändigkeit ſür die Beſtellung der Hypothek. Zur Beſtellung 
einer Anteilbypothek iſt der Miteigentümer, um deſſen Anteil 
es ſich handelt, allein berechtigt; dagegen muß die Grundſtücks⸗ 
hypothek von allen Miteigennümern zuſammen beſtellt werden. 
Denn nach $ 747 kann bei der Bruchteilgemeinſchaft jeder 
Teilhaber über ſeinen Anteil ſelbſtändig verfügen, wäbrend über 
den gemeinſchaſtlichen Gegenſtand die Teilbaber nur gemein⸗ 
ſchaftlich verfügen können. Wird demgemäß von den Mit⸗ 
eigentümern eine Hypothek an dem — ganzen — Grundfrüde beficlt, 
ſo iſt es eben eine ſolche und nicht zugleich eine Hypothek an 
den einzelnen Anteilen. Soll daneben eine Hypothek der letzteren 
Art zur Entſtebung gelangen, ſo muß ſie je beſonders von den 
einzelnen Miteigentümern beſtellt und als Anteilbypothek im 
Grundbuch eingetragen werden (val. fo z. B. 8 88 Sächſu VO. 
zur GBO.; 5 433 Abſ. 2 Bay DAnw.). Eine ohne einen be⸗ 


774 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1915. 


ſonderen Vermerk eingetragene Hypothek belaftet immer nur 
das ganze Grundſtück und nicht daneben noch den Anteil des 
einzelnen Miteigentümers, gleichviel ob das Miteigentum bereits 
zur Zeit der Beſtellung der Hypothek vorhanden war oder erſt 
ſpäter entſtanden iſt. 

Aus einer derartigen Hypothek kann deshalb der Gläubiger 
nur die ſämtlichen Miteigentümer auf Daldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück in Anſpruch nehmen, und der 
gegen ſie erwirkte Schuldtitel berechtigt ihn nicht, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in einen einzelnen Anteil zu betreiben. Hieran 
wird auch nichts dadurch geändert, daß der Anteil eines Mit⸗ 
eigentümers ſich auf dem Eigentum an dem Grunbftüde auf 
baut und die Grundſtücke hypothek ſonach zugleich die Anteile 
der Miteigentümer im Sinne des § 182 Abſ. 1 ZIG. mit⸗ 
belaſtet. Denn dieſer Umſtand läßt die ſelbſtändige Bedeutung, 
die dem Miteigentum im Verhältniſſe zum Alleineigentum für 
Belaſtungen zukommt, unberührt und kann mithin nur dazu 
führen, daß bei der Zwanasverſteigerung auf Grund einer 
Anteilhypothek die an dem Grundſtück als ſolchem beſtehenden 
Hypotheken bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots und der 
Verteilung des Verfteigerungserlöſes mitzuberückſichtigen ſind 
(vgl. RG. vom 16. März 1910 in JW. 1910, 473). Das 
Recht zu einem eigenen Zugriffe des Gläubigers in den Anteil 
eines Miteigemümers würde zur Vorausſetzung haben, daß der 
Grundſtückshypothek im Verhältnis zu den Anteilen der Mit⸗ 
eigentümer die Eigenſchaft einer Geſamtbyporhek zukäme, und 
das iſt, wie auch das RG. in der letzterwähnten Entſcheidung 
anerkennt, nicht der Fall. 

Zu den ſonſtigen Fragen, die in dem Levyſchen Aufſatze 
erörtert werden, gedenke ich beſonders Stellung zu nehmen, 
nachdem der noch ausſtehende Schluß des Aufſatzes erſchienen 
ſein wird. 


Nenere Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts anf dem Gebiete des 
Gemeindewahlrechts.“ 


Von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung zu Nr. 9 von 1915 S. 441.) 


IV. Wahlakt. 
Zuſtändigkeitsgeſetz 88 10, 11, 27, 28. 

1. Einberufung der Wähler aller drei Ab— 
teilungen auf denſelben Tag und dieſelbe Stunde. 
Sie iſt geſetzlich zuläſſig. Nur wenn die Anberaumung des 
Wahltermins zu einer Verkümmerung des Wahlrechts der 
Wähler führt, ſind die Wahlen für ungültig zu erklären. 
Dieſe Frage iſt aber tatſächlicher Natur und daher der Nach⸗ 
prüfung durch den Reviſionsrichter entzogen. (Urt. v. 3. 5. 12 
i. S. Gem.⸗Rat von Soetenich⸗Call u. Gen. c. Bürgerm. zu 
Call u. Gen., I. Sen. Bez.⸗A. Aachen) 

2. Verſpäteter Beginn der Wahl. Wenn die Wahl, 
welche für die Stunden für 9 Uhr vormittags bis 2 Uhr 
nachmittags angeſetzt war, wirklich erſt 5 Minuten nach 9 Uhr 
begonnen hätte, ſo könnte bei einer ſo geringfügigen Abweichung 


) Nachdruck ohne genaue Quellenangabe verboten. 


von der feſtgeſetzten Zeit von einer Beeinträchtigung des Wahl⸗ 
rechts der Wähler nicht die Rede ſein. (Urt. v. 10. 12. 12 
i. S. Bur.⸗Vorſt. F. in S. c. St.⸗V.⸗V. Salzwedel, I. Sen. 
IB 36/12. Bez.⸗A. Magdeburg) 

3. Verſpäteter Beginn der Wahl. Wenn überhaupt 
bei Beginn der für die II Abteilung feſtgeſetzten Wahlzeit der 
Zugang zum Wahllokal geſperrt war, ſo hat dies nur ſo kurze 
Zeit gedauert, daß von einer irgendwie bedeutſamen Verſpätung 
des Einlaſſes der Wähler nicht die Rede ſein kann. Die 
Wahlhandlung ſelbſt hat allerdings mit einer Verſpätung von 
einer Viertelſtunde begonnen. Dieſe Abweichung von der feſt⸗ 
geſetzten Wahlzeit iſt aber keine ſo erhebliche, daß ſie geeignet 
wäre, die Annahme zu begründen, die 32 Wähler, welche von 
den insgeſamt 94 Stimmberechtigten der II. Abteilung bei der 
Hauptwahl ausgeblieben waren hätten ſich auch nur zum Teil 
hierdurch beſtimmen laſſen, von der Ausübung ihres Wahl⸗ 
rechts abzuſtehen. Wenn mit einer dahingehenden Möglichkeit 
in der Tat ernſtlich zu rechnen wäre, ſo würden ſich hierfür 
bei der Einfachheit und Überſichtlichkeit der Verhältniſſe in L. 
unſchwer nähere Anhaltspunkte haben ermitteln laſſen. Nach 
den Umſtänden des vorliegenden Falls iſt alſo der verſpätete 
Beginn der Wahlhandlung nur als eine von den Wählern in 
den Kauf zu nebmende Unbequemlichkeit, nicht aber als eine 
ſolche Unregelmäßigkeit des Wahlverfahrens anzuſehen, welche 
eine Verkümmerung des Wahlrechts bedeutete und deshalb zur 
Erklärung der Ungültigkeit der Wahlen führen müßte Der 
Fall der Entſch. Bd. 57 S. 50 laa anders. (Urt. v. 31. 1. 13 
i. S. Kaufm. V. in L. c. St.⸗V.⸗V. Luckau, I. Sen. Bez A. 
Frankfurt a. O) 

4. Unzureichende Wahlzeit. Eine Wablzeit von fünf 
Stunden für eine Wählerzahl von 3000 Wählern muß ſelbſt 
dann als unzureichend erachtet werden, wenn berüdiätigt 
wird, daß erfahrungsgemäß ſich nur ein gewiſſer Prozenſſaz 
an den Wahlen beteiligt, und daß von der ſtädtiſchen Der 
waltung und dem Wahlvorſtande alle diejenigen Einrichtungen 
getroffen waren, welche eine ſchnelle und ſachgemäße Abwicklung 
der Wahlhandlung zu fördern und zu erleichtern geeignet waren. 
(Urt. wie zu 5.) 

5 Überſchreitung der unvermeidlichen Unzu— 
träglichkeiten. Der ſtundenlange Aufenthalt im Freien m 
winterlicher Jahreszeit und in den Abendſtunden enthält nicht 
nur eine Unbequemlichkeit, ſondern begründet einen die Geſund⸗ 
heit gefährdenden Zoſtand; dadurch iſt das Maß derjenigen 
Unzuträglichkeiten überſchritten worden, die der Regel nach un⸗ 
vermeidlich mit der Ausübung des Wahlrechts verbunden find 
(dal. OVG. 57, 44), und das Wahlrecht verkümmert worden. 
(Urt. v. 20. 9. 12 i. S. Wirt P. in E. c. St. V. V. Eſſen. 
I. Sen. 1B 7/12 Bez.⸗A. Düſſeldorf.) 
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6. Vorzeitiger Schluß des Wahlakts. Er würde 
die Unaültigkeit der Wahl zur Folge gehabt haben. Der er 
folgte Schluß iſt als rechtzeitiger anzuſehen, da der Wahl 
vorſtand die Zeitirage nach eigenem pflichtmäßigen Enmeſſen 
zu regeln hat. [Val. PrVerwBl. Jahrg. 11 S. 112] (Urt. b. 
21. 6. 12 i. S. Kaufm. Th. u. Gen. in F. c. St.⸗V V. Frank⸗ 
furt a. O., I. Sen. 18 8/12 Bez.⸗A. Frankfurt a. O.) 


44. Jahrgang. 


Rheiniſche Städteordunng $ 26. 
7. Friſtwahl. Ihr Weſen liegt darin, daß jeder Wähler, 
der innerhalb des für die Wahl beſtimmten Zeitraumes im 
Wahllokal erſcheint, zur Abgabe ſeiner Stimme zugelaſſen 
werden muß, und zwar ſelbſt dann, wenn im Augenblick ſeiner 
Zulaſſung die Stunde, welche das Ende der Friſt bezeichnet 
hatte, bereits verſtrichen war. Andererſeits iſt das Wahllokal 
mit dem Eintritte des als Ende der Friſt feſtgeſetzten Zeit⸗ 
punkts zu ſchließen, weil nach Ablauf der Friſt erſcheinende 
Wähler keinen Anſpruch auf Zulaſſung haben. Das Wahl⸗ 
verfahren iſt mit einem weſentlichen Mangel belaſtet, wenn 
dieſer Rechtsanſpruch verletzt wird. Die abweichende Be⸗ 
ſtimmung des Requlativs für die' Wahlen zum Abgeordneten⸗ 
hauſe gilt für die Gemeindewahlen nicht. Pr Verw Bl. Jahrg. 33 
S. 436 (Urt. v. 20. 9. 12 i. S. Wirt P. in E. c. St.⸗V.⸗V. 

Eſſen. I. Sen., IB 7/12, Bez.⸗A. Düſſeldorf.) 


Hanunoverſche Laundgemeindeordnung vom 28. April 1859. 
8. Friſtwahl. Da auch in einer hannoverſchen 
Landgemeinde eine Friſtwahl ſtattfinden kann und bei An⸗ 
beraumung einer ſolchen mit der Möglichkeit zu rechnen iſt, daß 
bei Beginn des ſich auf einen längeren Zeitraum erſtreckenden 
Wahlgeſchäftes nur wenig Wähler erſcheinen, ſo kann von 
einer Wahlverſammlung und folgeweiſe auch nicht davon die 
Rede fein, daß die Entſchließung über das bei der Stimmabgabe 
einzuſchlagende Verfahren von dieſer getroffen wird. Da aber 
das Verfahren von vornherein feſtſtehen muß, ſo bleibt bei 
dem Mangel geſetzlicher oder ortsrechilicher Vorſchriften nur 
übrig, die Befugnis zu dieſer Beſtimmung dem Wahlleiter 
beizulegen, welcher für die ordnungsmäßige Vollziehung der 
Wahlen in erſter Linie verantwortlich iſt. Was aber für eine 
Friſtwahl als zu Recht beſtehend anzuſehen iſt, muß auch für 
eine Terminswahl gelten, da es nicht angängig erſcheint, die 
Befugniſſe des Wahlleiters verſchieden zu bemeſſen, je nachdem 
es ſich um die eine oder die andere Art der Wahl handelt. 
(Bol. Entſch. Bd. 52 S. 67.) — Zweifel können nur darüber 
beſtehen, ob das von dem Wahlleiter angeordnete Verfahren 
mit dem Weſen einer Wahl vereinbar iſt. (Der Wahlleiter 
richtete, nachdem er zuvor die Zahl der gegenwärtigen Stimmen 
ſeſtgeſtellt hatte, an die Wähler die Aufforderung, wer gegen 
die Wahl Mis ſei, möge ſich erheben. Später iſt dann ebenſo 
bei der Wahl Gs verfahren worden.) Es kann den Klägern 
zugegeben werden, daß ein ſolcher Abſtimmungsmodus unter 
Umſtänden zu keinem poſitiven Ergebnis führt. Aber unver⸗ 
träalich iſt er mit dem Weſen einer Wahl jedenfalls dann 
nicht, wenn, wie hier, zwei Parteien gegenüberſtehen, von denen 
eine jede beſtimmte Kandidaten aufgeſtellt hatte. (Urt. v. 
19. 11. 12 i. S. Kaufm. M. u. Gen. zu B. c. Gem.⸗Ausſch. 
zu Bergen a D. I. Sen. I C 52/11. Bez.⸗A. Lüneburg.) 

9. Termins wahl. I. Vorſchriften darüber, in welcher 
Weiſe ſie zu erfolgen habe, ſind in der Hannoverſchen Land⸗ 
gemeinde ordnung nicht getroffen. Für die Gemeinde B. tft 
dieſe Lücke auch nicht durch Statut oder Obſervanz ausgefüllt. 
Es fragt ſich daher, von welcher Stelle das Verfahren zu 
regeln iſt. Es liegt nahe, hierzu allein die Geſamtheit der 
erſchienenen Wähler, alſo die Wählerverſammlung ſelbſt, für 
zuſtändig zu erachten. Gegen dieſe Annahme erhebt ſich jedoch 
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ein gewichtiges Bedenken. Die Rhein GemO. (8 53) und die 
WeſifL GemO. (8 28) ſprechen nur von „Wahltermin“. Die 
Oſtle GemO. (8 59), die Schlesw.⸗Holſt em. (8 59), die 
Heſſ.⸗NaſſcßemO. ($ 30) und die Hohenzoll GemO. (S 30) ver⸗ 
langen dagegen auch genaue Bezeichnung „der Stunden“. In 
der Rechtſprechung iſt anerkannt worden, ſowohl, daß die für 
die beiden weſtlichen Provinzen beſtehenden Vorſchriften der 
Anberaumung einer Wahl auf eine nach Anfang und Ende 
beſtimmte Zeit (Friſtwahl) nicht entgegenſtehen (OVG. 55 
S. 54, 58), als auch, daß die für die anderen Rechtsgebiete 
gegebenen Beſtimmungen nicht zwingender Natur find und 
daher auch die Einladung der Wähler zu einer nur nach der 
Anfangszeit beſtimmten Wahlhandlung (Termins wahl) zulaſſen 
(PrVerwBl. 20 S. 76, 78). Es hängt demnach vom pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der aufländigen Behörde ab, ob eine Termins⸗ 
wahl oder Friſtwahl vorzunehmen iſt. Dieſer Grundſatz muß 
auch für die Wahlen zum Ausſchuß in den Hannoverſchen 
Landgemeinden gelten, da die LGemO. ſich in dieſer Beziehung 
gleichfalls jeglicher Vorſchriften enthält. (Urt. v. 19. 11. 12 
i. S. Kaufm. M. u. Gen. zu B. c. Gem.⸗Ausſch. zu Bergen a. D. 
I. Sen. I C 52/11. Bez. A. Lüneburg.) 


Rheiniſche Städteordnung 8 26. 

10. Wahllokal. Als ſolches war „die Turnhalle der 
. . . ſchule an der .. . ſtraße“ beſtimmt worden. Dazu 
gehörte nicht der Schulhof, welcher von der Straße her den 
Zugang zur Turnhalle vermittelte; er lieat außerhalb der Turn⸗ 
halle und bildet mit dieſer keinen einheitlichen Raum. Der 
Schulhof iſt als zum Wahllokal gehörig und als Beſtandteil 
desſelben angeſehen worden. Mit dem Eintritte des als Ende 
der Friſt feſtgeſetzten Zeitpunkts iſt nicht der Zugang zur Turn⸗ 
halle, ſondern nur das Tor, welches den Schulhof nach der 
Straße hin abſchloß, geſchloſſen, und ſind alle Perſonen, welche 
ſich zu dieſer Zeit auf dem Schulhofe befanden, zur Wahl zu⸗ 
gelaſſen worden. Dies war unzuläſſig. Es hatte der Wahl⸗ 
vorſtand, für den die hinſichtlich des Wahllokals und der 
Wahlzeit getroffenen Anordnungen bindend waren, dafür zu 
ſorgen, daß zur feſtgeſetzten Zeit die Turnhalle geſchloſſen und 
nach dieſer Zeit keinem Wähler der Zutritt in ſie geſtattet 
wurde. Da die Zahl der zu Unrecht zur Wahl verſtatteten 
Mäpler fo groß war, daß fie für das Wahlergebnis erheblich 
ſein konnte, ſo iſt die Wahl ungültig (Urt. v. 20. 9. 12 i. S. 
Wirt P. in E. c. St.⸗V.⸗V. Eſſen. I. Sen. IB 7/12 Bez.⸗A. 
Duſſeldorf). | 

11. Berückſichtigung der Stimmen abweſender 
Wähler unzuläſſig. Der Gemeindevorſteher hat bei der 
Ermittlung, ob nach dem Willen der Mehrheit der Mahl: 
verſammlung dieſe Perſonen Beiſitzer werden ſollten, auch die 
Stimmen abweſender, durch Bevollmächtiate vertretener Wähler 
berückſichtigt. Dies war unzulaſſig; die Wahlverſammlung 
beſteht nur aus den in Perſon erſchienenen Wahlern. Der 
Wahlvorſtand iſt jedoch trotz des fehlerhaften Verfahrens dann 
nicht als ungeſetzlich gebildet anzuſehen, wenn ſich ergibt, daß 
bei objektiver Betrachtung die Beſtellung der Beiſitzer gleichwohl 
dem Willen der Mehrheit der Verſammlung entſprach (Urt. v. 
29. 3. 12 i. S. Gem.⸗Vertr. Neukirch c. Arb. F. zu N. L Sen. 
IC 35/11 Bez.⸗A. Breslau). 
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Oſtliche Städteordnung 8 24. 

12. Ungültigkeit der Wahl bei Mitwirkung der 
Stellvertreter. An dem Wahltiſche haben außer dem Vor⸗ 
ſitzenden und den Beiſitzern auch der Stellvertreter des Vor⸗ 
ſitzenden und ein ſtellvertretender Beiſitzer während des größten 
Teiles der Wahlhandlung Platz genommen. Bei Beginn der 
Wahl hat der Vorſitzende bekanntgemacht, daß die Stellvertreter 
zwar am Vorſtandstiſche Platz nehmen, ſich aber in keiner Weiſe 
an der Wahlhandlung beteiligen dürfen. Die Stimmen hat 
der Vorſitzende perſönlich entgegengenommen; nur in ſeiner Ab⸗ 
weſenheit hat ſich ſein Stellvertreter hierbei an den Geſchäften 
des Wahlvorſtandes beteiligt. In wiederholten Fällen kam es 
zur Erörterung und Abſtimmung darüber, ob Wähler zur 
Stimmabgabe außer der Reihe zuzulaſſen ſeien. An derartigen 
Erörterungen und Abſtimmungen haben ſich auch der ſtell⸗ 
vertretende Beiſitzer und der Stellvertreter des Vorſitzenden be⸗ 
teiligt. Dies iſt auch dem Vorfitzenden nicht entgangen. In 
der Erörterung und Abfrimmung über die vorzeitige Zulaſſung 
eines Wählers liegt aber eine Teilnahme an den Geſchäften 
des Wahlvorſtandes. Nur der Wahlvorſtand iſt befugt, die 
einmal gewährte Art der Abfertigung der Wähler zu ändern. 
Der Vorſitzende allein kann keine Ausnahmen geftatten. Die 
Art der Abfertigung der Wähler iſt auch nicht ein nebenſäch⸗ 
licher Punkt. Ob die Teilnahme der Stellvertreter an der 
Beratung und Abſtimmung für die getroffene Entſcheidung in 
den einzelnen Fällen ausſchlaggebend war, iſt ebenſo unerheblich 
wie die Frage, ob die Bevorzugung einzelner Wähler auf das 
Wahlergebnis Emfluß hatte (vgl. OVG. 57, 47). Die Wahl 
iſt ungültig, auch wenn es ſich nur um 5 bis 6 Fälle handelt, 
weil dieſe zeigen, daß die Mitwirkung der Siellvertreter 
während der ganzen Wahl für ſtatihaft erachtet worden iſt 
(vgl. OVG. 17, 117 ff.; 57 S. 44. 48]. (Urt. v. 12. 6. 13 
i. S. St.⸗V⸗V. Beutben O.⸗S. c. L.⸗R. Dr. R. u. F. in B., 
I. Sen. IB 15/13, Bez⸗A. Oppeln) 


Zuſtändigkeitsgeſetz 8 10 Nr. 2, 88 11, 27 Nr. 2, § 28. 

13. Leiſe Stimmabgabe. Die Offentlichkeit des Wahl⸗ 
verfahrens werd noch gewabrt, wenn die Stimmabgabe jo ver⸗ 
nehmlich erfolgt, daß ſie dem Wahlvorſtande hörbar wird. 
(Urt. v. 20. 12. 12 i. S. Ger.⸗Sekr. P. in B. und Gen. 
c. St.⸗V.-⸗V. Buer, I. Sen. Bez.⸗A. Münſter.) 

14. Wirkſamkeit der Stimmabgabe. Der Wahl⸗ 
vorſtand kann eine Stimme erſt entgegennehmen, nachdem er 
den Wähler als ſolchen zuzulaſſen ſich entſchloſſen hat. Daraus 
folgt aber nicht, daß auch die Abgabe der Stimme wirkſam 
erſt nach dieſer Zulaſſung erfolgen kann. Nennt ein Wahler 
alsbald, nachdem er an den Wahltiſch getreten iſt, den Namen 
des Gewählten, bevor ſein Wahlrecht geprüft und ſein Name 
in der Liſte gefunden iſt, ſo bleibt die Stimmabgabe in der 
Schwebe, bis der Wahlvorſtand ſie annimmt, insbeſondere ihre 
Aufzeichnung veranlaßt; es iſt nicht nötig, daß er die Stimm⸗ 
abgabe nach Feſtſtellung der Wahlberechtigung wiederholen läßt. 
Hat der Protokollführer die Abſtimmung aufgezeichnet, alſo im 
Namen und Auftrage des anweſenden Wahlvorſtandes zu 
erkennen gegeben, daß die Stimmabgabe entgegengenommen ſei, 
und nennt der Wahler, zur Wiederholung der Stimmabgabe 
aufgefordert, nunmehr andere Namen, ſo liegt darin nicht ein 
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Widerruf der erſten Nennung, vielmehr liegen zwei verſchiedene, 
aber gleich wirkſame Stimmabgaben vor. Da es an der für 
ſolche Erklärungen erforderlichen Klarheit und Beſtimmtheit fehlt, 
ſo kann weder T. noch X. als gewählt gelten. (Urt. b. 
18. 9. 13 i. S. St.⸗V.⸗V. Dülken c. Kaufmann T. in D., 
I. Sen. I B 16/13. Bez.⸗A. Düſſeldorf.) 


Oſtliche Städteordunng $ 25. 


15. Form der Stimmabgabe. In einer nicht näher 
kontrollierbaren Zahl von Fällen wurde geduldet, daß die 
Wähler einen Wahlzettel überreichten, welcher von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Wahlvorſtandes verleſen wurde. — Von dem 
Grundſatze des 8 25 kann aber nur in beſonderen Ausnahme 
fällen, z. B. dann abgewichen werden, wenn der Wähler wegen 
körperlicher Gebrechen (Taubſtummheit) oder ſonſtiger erheblicher 
Gründe gehindert iſt, der geſetzlichen Vorſchrift ihrem Wortlaut 
entſprechend gerecht zu werden. Die Wahl iſt ungültig, wenn 
in einer das Wahlergebnis beeinfluſſenden Zahl von Fällen 
in einer dem 8 25 widerſprechenden Art verfahren iſt. (Ur, 
v. 12. 6. 13 i. S. St.⸗V.⸗V. Beuthen [O.⸗S.] c. Dr. H. u. 8. 
in Beuthen, I. Sen. IB 15/13. Bez.⸗A. Oppeln.) 


Rheiniſche Laudgemeindeorduung 8 55. 


16. Unmittelbarer Anſchluß der engeren Wahl an 
die Hauptwahl. Bereits in früheren Urteilen (vgl. OVG. 
42, 134; 46, 126) hat der Gerichtshof dem Wortlaut des 
8 55 entnommen, daß der Geſetzgeber das Wahlverfahren auch 
für den Fall, daß ſich die Notwendigkeit einer engeren Wahl 
ergeben ſollte, im unmittelbaren Anſchluß an die Hauptwahl 
hat erledigt ſehen wollen. Gerechtfertigt wurde dieſe Auslegung 
durch das Fehlen von Vorſchriften über die Anberaumung eines 
Termins zur engeren Wahl, wie andere Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetze ſie für notwendig oder zweckmäßig erachtet haben, ſowie 
durch den Umſtand, daß in die Novelle vom 15. Mai 1856, 
welche auch verbeſſerungsbedürftige Vorſchriften der Gemeinde⸗ 
ordnung für das Wahlverfahren abzuändern beſtimmt war, eine 
dem 8 25 Abſ. 5 Rhein Städte O. gleichen Datums entſprechende 
Vorſchrift nicht aufgenommen worden iſt. Dieſen Standpunkt 
zu verlaſſen, liegt kein Grund vor, und es muß daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß die Anberaumung eines beſonderen Wahl⸗ 
termins zur Vornahme der engeren Wahl gegen das Geſetz 
verſtößt und die Ungültigkeit der Wahl zur Folge hat, wobei 
es gleichgültig iſt, ob die Hauptwahl eine Termins⸗ oder Friſt⸗ 
wahl war. (Urt. v. 14 5. 12 i. S. Gem. Rat zu Holten c. M. 
zu H., I. Sen. I C 87/11. Bez.⸗A. Düſſeldorf.) 


Geſetz betr. die Wählerabteilungen bei den Gemeindewahlen 
vom 30. Juni 1900 8 6. 


17. Ungültigkeit der Wahl. Die Wahl erfolgt in 
vier Gruppen. Die Stadtverordnetenverſammlung hat zwölf 
ihrer Mitglieder zu Beiſitzern gewählt und neun Bürger zt 
Stellvertretern der Beifiger beſtellt. Dieſe 21 Perfonen find 
zwei Tage vor der Wahl zu einer Sitzung zuſammengetreten, 
in welcher eine Zuteilung der Beiſitzer und Stellvertreter auf 
die vier Wahlvorſtände erfolgte. Das geſchah in der Weiſe, 
daß jeder Gruppe je zwei Beiſitzer und je zwei Beiſizer⸗ Stell 
vertreter zugewieſen wurden. Dieſes Verfahren eniſpricht nicht 
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dem Geſetze. Die Stadtverordnetenverſammlung war nicht 
ermächtigt, ſtatt der acht Beiſitzer zwölf zu bezeichnen und es 
dieſen in Verbindung mit den neun zu Stellvertretern be⸗ 
ſtimmten Bürgern zu überlaſſen, nach eigener Entſchließung die 
Rollen unter ſich zu verteilen und dabei fünf der Gewählten 
auszuſcheiden. Es war vielmehr Sache der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, ihrerſeits für jede Gruppe die Beiſitzer des Wahl⸗ 
vorſtandes und deren Stellvertreter zu beſtimmen. Feſtgeſtellt 
iſt das Geſamtergebnis der Wahl von einem Kollegium, welches 
ſich aus vier Wahlvorſtehern und einem Wahlvorſteher⸗Stell⸗ 
vertreter ſowie aus acht Beiſitzern und acht Stellvertretern 
zuſammenſetzte. Es iſt nicht erſichtlich, daß dieſe Zuſammen⸗ 
ſetzung auf einer entſprechenden Anordnung des Magiſtrats 
beruhte (OVG. 56 S. 23, 27). Jedenfalls iſt hierüber eine 
Bekanntmachung bei der Einladung zu der Wahl nicht erfolgt. 
Bei dieſer Unterlaſſung kann die Feſtſtellung des Geſamt⸗ 
ergebniſſes der Wahl nicht als von der zuſtändigen Stelle vor⸗ 
genommen erachtet werden (OVG. 58 S. 43, 47). Die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Bildung der Wahlvorſtände 
und über die Feſtſtellung des Geſamtergebniſſes ſind zwingender 
Natur, Verſtöße hiergegen machen die Wahlen ungültig. (Urt. 
v. 1. 11. 12 i. S. Stricker K. zu M. u. Gen. c. St.⸗V.⸗V. 
zu Mühlhauſen i. Th., I. Sen. IB 58/11, Bez.⸗A. Erfurt.) 


Weſtfäliſche Städteordnung § 15. 


18. Bedeutung der Beſtimmung. Dieſe Beſtimmung 
hat ohne weiteres die Bedeutung, daß jede Abteilung ein 
Drittel der auf die einzelnen Ortsteile entfallenden Stadt⸗ 
verordneten zu wählen hat (vgl. 8 13 Abſ. 8 a. a. O.). Wenn 
der Amtmann bei der Bekanntmachung des Wahliermins dies 
noch beſonders ausſprach, ſo ſtellte er jene Rechtsfolge nur feſt, 
ohne damit eine ſelbſtändige Anordnung zu treffen. (Urt. v. 
20. 12. 12 i. S. Ger.⸗Sekr. P. in B. und Gen. c. St.⸗V.⸗V. 
Buer, I. Sen. Bez.⸗A. Münſter.) 


Aus der Rechtſprechung des bayeriſchen Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes 1912 bis 1914. 
Von Geh. Juſtizrat Hofrat Dr. Full, Rechtsanwalt in Würzburg. 


Dorfteſtament — Bürgermeiſter. Bei Aufnahme 
eines Dorfteſtaments handelt der Bürgermeiſter als 
Beamter der Gemeinde. Seine mit weſentlichen, weil gegen 
§ 2249 BGB. verſtoßenden Mängeln geſchehene Teſtaments⸗ 
aufnahme iſt eine Handlung in Ausübung einer öffentlichen 
Gewalt. Durch Unterlaſſung einer daſelbſt vorgeſchriebenen 
Feſtſtellung macht er ſich einer ihm obliegenden Amtshandlung 
ſchuldig nicht bloß gegen den Teſtator, ſondern auch gegen den 
im Teſtamente Bedachten. Dieſer kann wegen Schädigung 
durch fahrläſſige Unterlaſſung ſeitens des Bürgermeiſters nach 
Art. 60 AG BGB. gegen die Gemeinde klagen, wozu die Vor⸗ 
entſcheidung des VGH. unerläßliche Vorbedingung iſt. Siehe 
Entſch. des VGH. (Bd. 1913) 34, 10. 

Waſſerrecht — öffentliches Recht. Ein Streitfall 
über den Vollzug des Waſſergeſetzes vom 23. März 1907, und 
zwar über die Verbindlichkeit der Unternehmer einer in Be⸗ 
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nutzung ſtehenden Stauanlage zu deren Unterhaltung, gehört 
dem öffentlichen Rechte an. Die verwaltungsrechtliche Ent⸗ 
ſcheidung wird, wie in Rechtſprechung und Rechtslehre an⸗ 
erkannt iſt (VGH. 28, 197), auch dadurch nicht beeinträchtigt, 
daß und ſoweit für die Entſcheidung auch gewiſſe, im bürger⸗ 
lichen Rechte geltende Rechtsnormen anzuwenden ſind, die, wie 
z. B. der Vertrag, dem öffentlichen Rechte ebenſo wie dem 
Privatrechte angehören. VGH. 34, 17. 

Gewerbebetrieb des Stellenvermittlers. Bei Zurück⸗ 
nahme der Erlaubnis zum Betriebe eines ſolchen Gewerbes 
ſind auch Tatſachen und rechtskräftige Beſtrafungen aus der 
Zeit des Zurücknahmeverfahrens in Betracht zu ziehen. BGH. 
34, 46. 

Handlung mit Drogen und chemiſchen Präpa— 
raten, die zu Heilzwecken dienen, kann unterſagt werden nicht 
erſt nach Eintritt einer Schädigung von Menſchen oder nach 
Beſtrafung der Drogenhandelsperſonen, ſondern ſchon wegen 
Gefährdung der Geſundheit und des Lebens von Menſchen. 
Zum Nachweiſe ſolcher Gefährdung dürfen auch perſönliche, 
auf die Ausübung des Drogenhandels uſw. ſich beziehende 
Eigenſchaften des Gewerbetreibenden, wie geiſtiger oder körper⸗ 
licher Zuſtand, Ordnungsfinn, Gewiſſenhaftigkeit u. dgl. mit 
in Betracht gezogen werden. 

Fideikommißbeſitzer als Jagdberechtigter iſt — 
gleich dem Eigentümer — wie nach preußiſcher Jagdordnung 
vom 15. Juli 1907 zufolge Urteils des PrOVG. vom 21. März 
1907, fo auch nach Entſch. des Bay VGH. 34, 67 nach 
Bay Jagd G. anerkannt. 

Dachdeckereigewerbe gewerbepolizeilich ein Zweig 
des Baugewerbes. Dem fachmänniſch nicht ausgebildeten Be⸗ 
triebsinhaber, der nicht für geeignete Stellvertretung ſorgt, iſt 
der Baugewerbebetrieb zu unterſagen. Dabei iſt nicht der 
Eintritt von Unfällen, ſondern nur der tatſächliche Nachweis 
der Unzuverläſſigkeit des Gewerbeausübenden in bezug auf 
den Betrieb vorausgeſetzt. VGH. 34, 77. 

Feuerbeſtattungsanſtalt kann ſowohl nach RStGB. 
8 367 Ziff. 1 und 2, wie nach Bayp StGB. und Gemeinde⸗ 
ordnung durch rechtsförmliche Gemeindebeſchlüſſe aus laufenden 
Mitteln der Gemeinde errichtet werden. Solche Beſchlüſſe 
können von der Staatsaufſicht nicht als geſetzwidrig außer 
Wirkſamkeit geſetzt werden. 

Der gemeindliche Betrieb einer Feuerbeſtattungsanſtalt 
iſt rechtlich nicht unzuläſſig; zu ſolchen gemeindlichen Beſchlüſſen 
iſt nach BayGemd. ſtaatsaufſichtliche Genehmigung nicht er: 
forderlich, wenn nach den gegebenen Verhältniſſen der Gemeinde 
eine dauernde Haftungsverbindlichkeit aus der Anſtalt nicht 
erwächſt. BGH. 34, 79. 

Unterſtützung des Beſuchs eines Unterrichts als 
Zweck einer öffentlichen Stiftung — ein Anſpruch darauf 
betrifft eine öffentlich⸗ rechtliche Streitfrage, für welche das 
verwaltungsrechtliche Verfahren gilt. Unter dem Begriff „Unter⸗ 
richt“ iſt die planmäßige Erweiterung oder Vertiefung der 
geiſtigen Ausbildung zu verſtehen, wie ſie in Schulen erfolgt, 
Dahin iſt auch als Unterricht zu zählen die fachliche Ausbildung, 
wie ſie in landwirtſchafilichen und gewerblichen Fachſchulen, 
Fortbildungsſchulen und ähnlichen Anſtalten erfolgt. Ob der 
Beruf oder die angeſtrebte Bedienſtung in der geſellſchaftlichen 
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Bewertung auf höherer oder tieferer Stufe ſteht, kann nicht 
entſcheidend ſein. VGH. 34, 90/91. 

Vereinbarung über religiöſe Kindererziehung 
zwiſchen Brautleuten bemißt ſich hinſichtlich der Form nach 
den Geſetzen des erſten ehelichen Wohnſitzes, bei ſpäter ab⸗ 
geſchloſſenen Verträgen nach dem Rechte des Ortes, wo die 
Ebeleute zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ihren Wohnſitz hatten. 
VGH. 34, 97; auch 18, 227; 25, 386; 33, 171. 

Gewerbliche Pfandvermittler können durch eine 
Satzungsbeſtimmung der Gemeinde von Benützung der gemeind⸗ 
lichen Pfandleihanſtalt für Dritte ausgeſchloſſen werden. 
VG. 34, 101. 

Forſtwirtſchaftliche Arbeiter find auch die im Auftrag 
und auf Rechnung eines ins Handelsregiſter eingetragenen Ge⸗ 
werbetreibenden lediglich für Holzfällung eingeſtellten Arbeiter. 
VGH 34, 132. 


Waren hausſteuer — über deren Veranlagung, Höhe, 


Rückvergütung iſt verwaltungsrechtlich, in letzter Inſtanz vom 
VGh. zu entſcheiden. VEH. 34, 146. 

Diſtrikts baumeiſter und Verwalter diſtriktsgemeind⸗ 
licher Kaſſen, die neben dem Dienſte für die Diſtrikts gemeinden 
keine andere Berufe tätigkeit ausüben, find in der Regel Beamte 
im Sinne des Art. 57 Bay AG RVerſd. BGH. 34, 187. 

Kinematograph. Die Veranſtaltung von kinemato⸗ 
graphiſchen Vorführungen als ſtehender Betrieb fällt nicht unter 
die in 8 33a RED. aufgeführten Schauſtellungen von Perſonen 
oder theatraliſchen Vorſtellungen. VGH. 34, 204 (dort Bezug 
genommen auf Strafurteil des Kal OLG. München bei Reger, 
Entſch. Erg Bd. 4, 197/198, des OLG. Dresden und des KG. 
Berlin bei Reger, Erg Bd. 4, 211; 28, 195; 32, 215). 

Die Benützung eines gemeindlichen Elektrizitäts⸗ 
werkes ſteht, ſoweit es die gemeindliche Satzung in zuläſſiger 
Weiſe nicht anders regelt, öffentlich⸗rechtlich innerbalb des 
Gemeindebezirks jedem örtlich (durch Grundbeſitz, Wohnung, 
Miete, Gewerbebetrieb uſw.) Beteiligten zu, der die rechts⸗ 
gültigen Satzungs beſtimmungen erfüllt. Daß ein Vorgänger 
des die Benützung Beanſpruchenden mit Zahlungen an das 
Werk im Rückſtande ift, kann die Zulaſſungsverweigerung nicht 
rechtfertigen. VGH. 35, 45. 

Nichtigerklärung der Ehe vernichtet auch deren Wirkung 
auf die Staatsangehörigkeit der Frau. VG. 35, 48. 


Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


[* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 


amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 


gedruckt. — + Siehe Grundlegende Entſcheidungen nebſt Anmerkungen.] 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 
* 1. Der Agent bat das Recht auf Einſicht in die Geſchäfts⸗ 
bücher des Geſchäftsherrn gemäß und im Rahmen des 8 810 
BGB. 

Rn den Gründen: Der Kläger war vom 1. April 1904 
ab, bis ihm am 29. Juni 1910 auf den 30. September 1910 
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gekündigt wurde, auf Grund mehrerer, aufeinander folgender 
ſchriftlicher Verträge als für einen beſtimmten Bezirk beſtellter 
Agent für die Beklagte tätig geweſen und hatte monatliche 
Proviſionsaufſtellungen erhalten. In einem durch Urteil des 
jetzt erkennenden Senats vom 4. April 1913 erledigten Vor⸗ 
prozeſſe wurde ſeine Klagforderung auf Mitteilung eines erneuten 
Buchauszugs bis 31. Dezember 1910 über die durch ſeine 
Tätigkeit zuſtande gekommenen Geſchäfte und über die in ſeinem 
Geſchäftsbezirk bewirkten Lieferungen in ſämtlichen Inſtanzen 
abgewieſen. Im nunmehrigen Rechtsſtreite hat der Kläger 
[neben Eventualanträgen] in erſter Linie den Antrag geftellt, 
„die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger die Einſicht ihrer 
ſämtlichen Geſchäftsbücher vom Jahre 1904 ab durch einen ge⸗ 
richtlichen Sachverſtändigen zu geſtatten“. Auch dieſe Klage iſt 
ab» und die Berufung — abgeſehen von noch nicht beſchiedenen 
Sonderanträgen betreffend den Poſten „Automaten Franke“ — 
zu ückgewieſen. Das LG. meint, das HGB. verſage durch 
§ 91 dem Handlungsagenten das Recht auf Büchereinſicht. Der 
BerR. tritt dem bei und fügt an, 8 810 BGB. ſei auch gar 
nicht anwendbar, da die Geſchäftsbücher ein Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Kläger und der Beklagten nicht beurkunden, ſondern 
nur die Rechtsverhältniſſe zwiſchen der Beklagten und ihren 
Kunden. Dieſer Rechtsanſchauung der Inſtanzen kann nicht 
beigepflichtet werden. Die Denkſchrift zum EGH GB. bemerkt 
zu 8 91: „Hierdurch iſt der Agent gegen Benachteiligungen von 
ſeiten des Geſchäftsberrn in ausreichendem Maße geſchützt“ 
Dieſe Annahme der Denkſchrift iſt durch die Erfahrung wider⸗ 
legt: Der Handlungsagent wird durch das Recht auf Mit⸗ 
teilung eines Buchauszugs gegenüber Unordnung, Nachläſſigkeit 
und böſem Willen des Geſchäftsherrn nicht hinreichend geſchüßt, 
wie die zahlreichen literariſchen Abhilſevorſchläge, insbeſondere 
zu direkter oder entſprechender Anwendung der 88 259, 260 808. 
beſtätigen. $ 91 HGB. gibt dem Agenten keinerlei Rechts 
behelf, kraft deſſen er den Abſchluß der von ihm etwa nur ber 
mittelten Geſchäfte, den Abſchluß der ohne ſeine Mitwirkung 
vom Geſchäftsherrn direkt geſchloſſenen Geſchäfte [5 89 HGB. 
ſowie den Eingang der Zahlungen [8 88 Abſ. 1 H68.] fett 
ſtellen und alſo den ihm mitgeteilten Buchauszug nachprüfen 
könnte: Dies würde, falls es bei 8 91 als der abſchließenden 
Geſetzesnorm ſein Bewenden haben müßte, gegenüber bewieſener 
Unordnung und Nachläſſigkeit oder gar gegenüber bewieſenem 
böſen Willen des Geſchäftsherrn eine vollige Rechtloſiakeit des 
Agenten bedeuten — darf alſo als Sinn oder gar Zweck der 
einheitlichen Kodifikation des HGB. und des BGB. nicht an⸗ 
genommen werden. In der Tat ſteht dem Handlungsagenten 
ein weiterer Rechtsbehelf zu, wie das vorerwahnte Urteil dieſes 
Senats vom 4. April 1913 bereits andeutete: Der Agent hat 
das Recht auf Einſicht in die Geſchäftsbücher des Geſchäfts⸗ 
herrn gemäß und im Rahmen des 8 810 BGB. Dem ſtebt 
Art 2 EGHGB. nicht entgegen. Allerdings find die Rechts“ 
beziehungen zwiſchen Handlungsagenten und Geſchäfts herrn im 
Sinne dieſes Artikels „Handelsſachen“, welche das Handels“ 
geſetzbuch neu und eigemümlich geordnet bat Denkſchrift S. 273. 
Es kommt aber darauf an, ob das HGB. in feinen Vorſchriften 
über Handlungsagenten, insbeſondere in 8 91 „etwas anderes, 
als 8 810 BGB. vorſchreibt, „beſtimmt“, nämlich den 5 810 
zwiſchen Handlungsagenten und Geſchäftsherrn ausgeſchloſſen 
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hat. Dies ift zu verneinen. Zwar fagt die Denkſchrift S. 79 
„Ihm [dem Agenten] außerhalb eines Rechtsſtreits den Anſpruch 
auf Vorlegung der Handelsbücher zu gewähren, iſt nicht er. 
forderlich; dem Geſchäfte herrn kann auch nicht wohl zugemutet 
werden, ohne richterliche Anordnung und Mitwirkung dem 
Agenten ſeine Bücher zur Einſicht offen zu legen“; und in 
dieſen Worten mag die Neigung oder Abſicht, den Handlungs⸗ 
agenten auf das Recht des 8 91 zu beſchränken, gefunden 
werden. Jedoch iſt die Denkſchrift nicht maßgebend, vielmehr das 
Geſetz aus ſich ſelbſt zu erklären [RG. 72, 351].1) Der demnach 


entſcheidende Wortlaut des Geſetzesabſchnitts „Handlungs⸗ 


agenten“, und insbeſondere des § 91 laſſen nun nicht entfernt 
erkennen, weder, daß für das Handlungsagenturverhältnis das 
Recht des BGB. überhaupt außer Anwendung zu bleiben habe, 
noch, daß der Tatbeſtand des 8 810 BGB. für den Handlungs⸗ 
agenten kein Recht erzeuge. Das erſtere wäre ſogar unaus⸗ 
führbar geweſen; und es ruhen denn auch alle Normen des 
Handlungsagenturrechts offenfichtlich auf den allgemeinen Rechts. 
begriffen und Rechtsgrundſätzen des BGB.: Die Denkſchrift 
ſelbſt bezeichnet S. 74 die Vorſchriften der 88 665.668 BGB. 
als einſchlägige. Ebenſo widerlegt ſich das letztere, da der 
5 91 keineswegs auf dem Tatbeſtand des von der Denkſchrift 
hier nicht erwähnten 8 810 BGB. aufgebaut iſt, vielmehr 
eine billigerweiſe nicht zu verweigernde Aufklärungs- 
pflicht des Geſchäftsherrn verwirklichen will und darum und 
weil eine Pflicht des Geſchäftsherrn zur Rechenſchaftsablage im 
Sinne des 8 259 BGB. mangels der Vorausſetzungen dieſes 
Paragraphen [nicht etwa wegen Unanwendbarkeit des BGB.] 
außer Frage ſei, dem Agenten das Recht auf Mitteilung eines 
Buchauszugs gewährt Denkſchrift S. 78/79]. Zudem iſt das 
Recht des 8 91 HBB. gegenüber dem des 5 810 BGB. nicht 
ein mehr oder weniger, ſondern es iſt ein anderes, ein dem 
Weſen nach verſchiedenes: § 91 legt dem Geſchäftsherrn ein 
poſitives Tun auf, die Fertigung und Mitteilung des Buch⸗ 
auszuas behufs Aufklärung des Agenten, während nach § 810 
dem Beſitzer der Urkunde lediglich die Geſtattung der Einſicht 
durch den Intereſſenten, damit dieſer ſich ſelbſt aufkläre, obliegt. 
Übrigens erwähnt die Denkſchrift den $ 810 auf S. 51 zu 
55 45/47 HGB.; fie bemerkt, daß 8 45 Abſ. 2 die „nach 
88 387, 388 ZPO. [alt] in Verbindung jetzt mit 8 810 BGB.“ 
vom richterlichen Ermeſſen unabhängige Pflicht zur Vorlegung 
der Handelsbücher aufrechterbalte, und fährt fort: „Die ent⸗ 
gegengeſetzte Regelung. wonach im Prozeſſe ausſchließ lich die 
Vorſchrifſt des HGB. Anwendung zu finden hätte, würde zu 
dem unangemeſſenen Ergebniſſe führen, daß der Anſpruch auf 
Vorlegung der Handels bücher im Prozeſſe unter Umftänden bes 
ſchränkter wäre als außerhalb eines ſolchen; denn das vom 
richterlichen Ermeſſen unabhängige Recht auf die 
Vorlegung gemeinſchaftlicher Urkunden iſt nicht nur 
im Falle des Prozeſſes begründet.“ Nach dieſer Aus⸗ 
führung hätte es nahegelegen, den 8 42? ZRD. und den darin 
angezogenen 8 810 BGB. bei der Begründung des 8§ 91 
als für den Agenten und die Handelsbücher nicht an⸗ 
wendbar, weder im Laufe noch außerhalb des Laufes eines 
Nechtsſtreites, ausdrücklich auszuſchließen, falls dies 
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die Abſicht war. Die Denkſchrift begnügt ſich jedoch mit 
den ſchon herausgehobenen Worten S. 79 „dem Agenten 
außerhalb eines Rechtsſtreits den Anſpruch auf Vorlegung 
der Handelsbücher zu gewähren, iſt nicht erforderlich“, ohne 
an dieſer Stelle den 8 810 auch nur zu erwähnen, und zwar 
nachdem fie S. 51 zu $ 45 Abſ. 1 dargelegt hatte: Die Bei⸗ 
behaltung der vom HGB. dem Richter eingeräumten allgemeinen 
Befugnis, die Vorlegung der Handelsbücher einer Partei an⸗ 
zuordnen „iſt ſchon aus dem Grunde angezeigt, weil in 
Wiſſenſchaft und Praxis Zweifel darüber beſtehen, 
in welchem Umfange die Handelsbücher eines Kauf⸗ 
manns als für ihn und den Gegner gemeinſchaftliche 
Urkunden anzuſehen ſind“. Dieſen Zweifel wollte die 
Denkſchrift offenſichtlich nicht durch das HGB. entſcheiden, auch 
nicht zu $ 91, wo fie die Gewährung des [an ſelbſtändig zu 
normierende Vorausſetzungen zu knüpfenden] Anſpruchs auf 
Vorlegung der Handelsbücher ablehnt, nichts aber über Ver⸗ 
nichtung und Entziehung eines ſolchen Anſpruchs redet, falls 
er dem Agenten durch 8 810 BGB. ſchon gewährt war; 
ebenſowenig erwähnt die Denkſchrift zu 8 45 Abſ. 2 oder zu 
5 91, daß der 8 45 Abſ. 2 betreffend den Agenten und die 
Handelsbücher nur noch die Bedeutung habe, dem Agenten die 
Rechte aus 8 42° ZPO. zu wahren. Demnach bleibt zu 
prüfen, ob der Tatbeſtand des $ 810 vorliegt, nämlich, ob die 
Handelsbücher in dem Eintrag der proviſionspflichtigen Geſchäfte 
ein zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Handlungsagenten 
beſtehendes Rechtsverhältnis beurkunden, und ob der Agent ein 
rechtliches Intereſſe an der Einſicht in die Handelsbücher hat. 
Mit § 810 find nicht nur ſolche Urkunden gemeint, die das 
ganze Rechtsverhältnis umfaſſend beurkunden, vielmehr genügt 
die rechtliche Beziehung der Beurkundung auf ein ſolches [RG. 56, 
112].2) Belanglos iſt alſo, daß der zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehende Agenturvertrag außerhalb der Handelsbücher des 
Geſchäſtsberrn ſteht: nach ſeinem Abſchluß aber und kraft des⸗ 
ſelben ſtellt jeder Eintrag eines proviſionspflichtigen Geſchäfts 
in die Handelsbücher ein Rechtsverhältnis feft, laut deſſen, wie 
der Geſchäftsherr gegen den Kunden, ſo der Agent gegen den 
Geſchäitsherrn gewiſſe Anſprüche hat: Jedes mit dem Kunden 
geſchloſſene proviſionspflichtige Geſchäft verwirklicht das im 
Agenturvertrage rechilich bedungene Proviſionsrecht des Agenten 
val. Kohler im Archiv für ziviliſtiſche Praxis 79, 82]: Das 
betreffende Kundengeſchäft des Geſchäftsherrn iſt für den be⸗ 
treffenden Proviſionsanſpruch des Agenten nicht eine bloße 
Tarlache, ſondern es iſt recht eigentlich der rechtliche Grund, 
durch den der Proviſionganſpruch erzeugt, nämlich fein im 
Agenturvertrag rechtlich vorgeſehener Tatbeſtand vollendet wird. 
Gerade dieſe offenſichiliche rechtliche Beziehung des Bücher⸗ 
eintrags zu dem Proviſionsrecht des Agenten prägt ſich aus in 
5 91 GB.: Durch das Recht des Agenten auf Mitteilung 
eines Buchauszugs über die durch feine Tätigkeit zuſtande ges 
kommenen und die ohne feine Muwirkung in ſeinem Bezirk 
geſchloſſenen Geſchäfte wird die Beurkundung dieſer Geſchäfte 
in den Handelsbüchern als eine ſolche anerkannt und beſtatiat, 
die das zwiſchen dem Agenten und dem Geſchäftsherrn beſtehende 
Rechtsverhältnis mubetrifft. Bei der Bejahung dieſes Tat⸗ 
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beſtandmerkmals müßte es verbleiben, auch wenn gegen das 
direkte Zutreffen der Geſetzesworte [Beurkundung eines zwiſchen 
dem Geſchäftsherrn und dem Handlungsagenten beſtehenden 
Rechtsverhältniſſes! Bedenken erhoben werden wollten. Dann 
müßte jedenfalls die analoge Anwendung des in der Vor⸗ 
ſchrift des 8 810 erkennbaren Prinzips, welche die II. Kommiſſion 
von der Praxis erwartete [Kommiſſionsprotokolle II, 775), 
als zuläſſig und als nötig anerkannt werden. Der I. ZS. des 
RG. hat im Urteil vom 8. April 1908 [Rep. Nr. I 599/07, 
Warneyer 1908 Nr. 465], den § 810 direkt angewendet auf 
einen Sachverhalt, in welchem die rechtliche Beziehung des 
Klägers zur Beurkundung in den Handelsbüchern eine um 
vieles loſere und entferntere war als die rechtliche Beziehung 
des Agenten zur Beurkundung der einzelnen proviſionspflichtigen 
Geſchäfte in den Handelsbüchern iſt. [Wird weiter ausgeführt.] 
Das zweite Tatbeſtandsmerkmal des 8 810 „Wer ein rechts 
liches Intereſſe daran hat“, iſt abgeſtellt auf die Umſtände des 
einzelnen Falles und gibt die billige Würdigung und aus⸗ 
gleichende Wahrung der beiderſeitigen Rechtsintereſſen der freien 
richterlichen Entſcheidung anheim. Dem Intereſſe des Handlungs⸗ 
agenten ſteht entgegen das ernſte und berechtigte Intereſſe des 
Geſchäftsherrn an Geheimhaltung ſeiner Handelsbücher ſowie 
die Geſetzesnorm des 8 91 HGB., laut welcher dem Intereſſe 
des Agenten normalerweiſe und in erſter Linie durch Mitteilung 
des Buchauszugs genügt werden ſoll. Wo und ſoweit aber 
dieſer Rechtsbehelf des 8 91 durch vom Geſchäftsherrn 
zu vertretende oder doch in ſeinem Geſchäftsbetrieb liegende 
Umſtände verſagt, der Buchauszug nämlich nicht nur ver⸗ 
einzelte, ausnahmsweiſe Unrichtigkeit, ſondern durchſchnittliche 
oder durchgängige Unzuverläſſigkeit aufweiſt, muß das recht⸗ 
liche Intereſſe des Agenten im Sinne des 8 810 ans 
erkannt werden. Gegenüber dem, was der BerR. unter 
dem Geſichtspunkt des 5 260 BGB. über die Sorgfalt der 
Beklagten bei Aufſtellung der dem Kläger mitgeteilten Buch⸗ 
auszüge ausgeführt hat, muß für den Geſichtspunkt des 8 91 
HGB. grundſätzlich folgendes betont werden. § 91 legt dem 
Geſchäftsherrn die Mitteilung eines ordnungsmäßigen Buch⸗ 
auszuges aus ordnungsmäßig geführten Handelsbüchern auf. 
Das iſt eine ſchlechthin einſeitige, vom Geſchäftsherrn allein zu 
bewirkende Leiſtung. Soweit alſo die dem Kläger mitgeteilten 
monatlichen Buchauszüge erſt auf die häufigen Bemängelungen 
des Klägers hin, denen allen die Beklagte ſorgſam nachgegangen 
ſei, korrigiert worden ſind, waren alle dieſe Buchauszüge in 
ihrer urſprünglichen Form fehlerhafte, dem § 91 nicht ent⸗ 
ſprechende: ihre jetzige, etwa der Bemängelung des Klägers 
entſprechende Form beſeitigt nicht die Tatſache, daß in allen 
dieſen Fällen auf die Handelsbücher oder die Buchauszüge kein 
Verlaß war, und beſeitigt nicht den durch ihre urſprüngliche 
Fehlerhaftigkeit dringend gemachten Verdacht, daß die Buch⸗ 
auszüge auch inſoweit unzuverläſſig ſeien, als der Kläger ein 
Material zur Bemängelung nicht beſaß, noch ausfindig machte. 
Nicht erſt auf die Einwände des Agenten hin, deren Unter⸗ 
lagen zu erlangen dem Agenten zufällig möglich und zufällig 
nicht möglich ſein kann, ſollen die Buchauszüge berichtigt werden, 
ſondern ſie ſollen von Anfang an ohne jede Mitwirkung, ohne 
Einwand und Bemängelung des Agenten richtige ſein: andern⸗ 
falls ging der Schutz des $ 91 nur inſoweit, als der Agent 
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anderweit Einblick in die Abwickelung der betreffenden Ge⸗ 
ſchäfte gewinnen konnte, ſtatt daß ihm gerade der Buch⸗ 
auszug vollſtändigen und richtigen Einblick geben ſoll. Weiter 
kommt es für § 91 HGB. und 5 810 BGB. auf ein Ber: 
ſchulden der Beklagten nicht an. Dadurch, daß der Be⸗ 
klagten etwa Entſchuldigungsgründe wegen der Fehlerhaftigkeit 
vieler Poſten in den Büchern oder Buchauszügen zur Seite 
ſtehen könnten, wird das rechtliche Intereſſe des Klägers im 
Sinne des § 810 keineswegs gemindert oder gar in Frage 
geſtellt; auch die etwa ſchuldloſen Irrtümer der Beklagten 
bringen für den Kläger die Rechtswirkung hervor, daß ihm der 
Schutz des § 91 verſagt hat. — Nach dieſen Richtlinien iſt zu 
prüfen, ob die Behauptungen des Klägers für ſein rechtliches 
Intereſſe im Einne des § 810 ſchlüſſig find. Das muß un- 
bedenklich bejaht werden. (Wird weiter ausgeführt.) H. c. S.⸗Ch. 
u. K.⸗Induſtrie A.⸗G., U. v. 14. Mai 15, 398/14 III. — 
Berlin. (B.] 

72. 5 1333 BGB. Sittliche Beſcholtenheit der Frau. — 
Beweislaſt der Kenntnis des die Ehe Anfechtenden.] 

Die Parteien ſind ſeit dem 29. November 1913 miteinander 
verheiratet. Der Kläger ficht mit der gegenwärtigen Klage 
dieſe Ehe an mit der Behauptung, daß die Beklagte nach der 
Scheidung ihrer erſten Ehe mit dem Kohlenhändler H. W. in 
wilder Ehe gelebt habe; er habe davon keine Kenntnis gehabt; 
hätte er ſie gehabt, ſo würde er die Ehe mit der Beklagten 
nicht eingegangen ſein. Das LG. hat die Klage abgewieſen; 
das OLG. hat auf die Beruſung des Klägers die Entſcheidung 
von der Leiſtung eines von dem Kläger angenommenen Eides 
über ſeine Kenntnis des Verhältniſſes der Beklagten zu W. 
abhängig gemacht. Die Reviſion. der Beklagten hatte Erfolg 
aus folgenden Gründen: Die Beklagte hat nicht beſtritten, 
daß ſie mit dem H. W. 11 Wochen lang in ſeiner Wohnung 
wie Mann und Frau gelebt habe. Das LG. hat für erwieſen 
erachtet, daß der geſchlechtliche Verkehr ſtattgefunden hat, 
nachdem die Beklagte und W. ſich gegenſeitig die Ehe ver⸗ 
ſprochen hatten; ſie ſeien dann auch aufgeboten worden, und 
die Beklagte habe Anſchaffungen für das Geſchäft des W. 
gemacht; ſchließlich ſei aber aus der Ehe nichts geworden. 
Das LG. hat aber angenommen, daß in den Volkskreiſen, 
denen die Parteien angehören, der geſchlechtliche Verkehr einer 
Verlobten mit ihrem Bräutigam die Frau noch nicht als 
ſittlich minderwertig angeſehen werde. Der Kläger würde 
deshalb bei Kenntnis der wirklichen Sachlage die Ehe dennoch 
geſchloſen haben. Das Urteil des BG. ſtellt zunächſt auf 
Grund des Geſtändniſſes der Beklagten und der Beweis⸗ 
aufnahme feſt, daß die Beklagte vom Februar bis Auguſt 1912 
mit dem W. in wilder Ehe gelebt und geſchlechtlich verkehrt 
hat; ſie ſei alſo, als der Kläger ſie heiratete, geſchlechtlich 
beſcholten geweſen; das gebe ihm einen Anfechtungsgrund nach 
8 1333 BGB., es ſei denn, daß ihm der Fehler der Beklagten 
bekannt geweſen ſei. Der Kläger habe, da die Beklagte bereits 
einmal verheiratet war, nicht erwarten können, daß fie jung: 
fräulich war; etwas anderes aber ſei es, wenn ſie auch no 
mit einem Dritten geſchlechtlich verkehrt habe. Es ſei nun 
zwar nicht unglaubhaft, daß die Beklagte mit W., als ſie ihm 
den Geſchlechtsverkehr geſtattete, verlobt war, und es möge 
ſein, daß in manchen Volkskreiſen ein Geſchlechtsverkehr mit 
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dem Verlobten vor der Ehe nicht als entehrend gilt. Die 
Beklagte ſei aber nicht ein junges Mädchen, ſondern eine 
bejahrte Frau — 1855 geboren —, und ſie habe mit W. 
nicht nur geſchlechtlich verkehrt, ſondern auch mit ihm die 
Wohnung geteilt. Es ſei unter dieſen Umſtänden nicht an⸗ 
zunehmen, daß ſich der Kläger an dem Verkehr der Beklagten 
mit W. nicht geſtoßen haben würde, wenn ſie mit dieſem 
wirklich verlobt war. Die Behauptung der Beklagten, ſie 
habe dem Kläger vor der Eheſchließung von dem früheren 
Verhaltnis mit W. Mitteilung gemacht, ſei beſtritten und 
bisher nicht bewieſen oder auch nur wahrſcheinlich gemacht. 
Es ſei alſo auf den darüber zugeſchobenen Eid zu erkennen. 
Die Reviſion führt aus: wenn die Beklagte mit W. verlobt 
war, könne ſie wegen des Verkehrs mit dieſem nicht als derart 
geſchlechtlich beſcholten gelten, daß der Kläger bei verſtändiger 
Würdigung die Ehe mit ihr nicht eingegangen wäre. Auch 
das Geſetz ſehe den Beiſchlaf verlobter Perſonen anders an 
als einen anderen außerehelichen Geſchlechtsverkehr [§ 1300 
BGB.]. Die Anfechtung erfordere einen nach objektivem 
Maßſtab weſentlichen Irrtum. Die Beklagte habe ſich nach 
des Klägers eigener Darſtellung über ihr Vorleben ſehr 
„zurückhaltend“ geäußert. Wenn er ſie nun trotz ungenügender 
Aufklärung heiratete, habe er offenbar auf ihr Vorleben 
weſentliches Gewicht nicht gelegt. Der Reviſion war ſtatt⸗ 
zugeben. Zwar war dem BG. in der rechtlichen Beurteilung 
der Sachlage, wie ſie nach der Behauptung des Klägers ſich 
darſtellt, nicht entgegenzutreten. Der Auffaſſung des LG., 
daß in den Volkskreiſen, denen die Parteien angehören, der 
geſchlechtliche Verkehr zwiſchen Verlobten entſchuldigt und eine 
Frau deshalb noch nicht als ſittlich minder wertig angeſehen 
werde, ſtellt das BG. mit Recht die Erwägung gegenüber, 
daß die Beklagte, als der Kläger ſie ehelichen wollte, nicht 
mehr ein junges Mädchen, ſondern beinahe 57 Jahre alt war, 
und daß, wenn eine Frau in dieſem Alter monatelang mit 
einem Manne, mag ſie mit ihm auch verlobt ſein, in wilder 
Ehe zuſammenlebt und geſchlechtlichen Verkehr pflegt, dieſes 
Verhalten doch geeignet iſt, einen anderen Mann abzuſtoßen, 
der eine Heirat mit eben dieſer Frauensperſon einzugehen 
beabſichtigt. Es iſt deshalb nicht für rechtsirrig zu erachten, 
daß das BG. die Beklagte für ſittlich beſcholten erachtet und 
dem Kläger einen rechtsmäßigen Eheanfechtungsgrund nach 
5 1333 BGB. zuerkennt, wenn er ſich in Unkenntnis der 
Tatſache befand, die die Beklagte als ſittlich minderwertig 
erſcheinen ließen, weil dieſe Eigenſchaft der Beklagten bei 
Kenntnis jener Tatſachen und bei verſtändiger Würdigung des 
Weſens der Ehe von deren Eingehung abgehalten haben würde 
vgl. JW. 1910, 1004 Nr. 15°) und 1911, 812 Nr. 20].“) Das 
Urteil des BG. mußte jedoch der Aufhebung unterliegen, weil 
das BG. die Beweislaſt verkannt hat. Es ſagt im Eingange der 
Begründung ſeines Urteils: Der Fehler der Beklagten berechtige 
den Kläger, die Ehe anzufechten, es ſei denn, daß er ihm, 
wie die Beklagte behaupte, bei Eingehung der Ehe bekannt 
geweſen ſei. Ebenſo heißt es am Schluſſe: Die Behauptung 
der Beklagten, ſie habe dem Kläger vor der Eheſchließung von 
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ihrem Verhältnis zu W. Mitteilung gemacht, ſei beſtritten und 
daher auf den Eid zu erkennen, den die Beklagte darüber 
dem Kläger zugeſchoben und dieſer angenommen habe. Allein 
nicht die Beklagte hat die Kenntnis der Sachlage auf ſeiten 
des Klägers, ſondern dieſer hat ſeine Unkenntnis, ſeinen Irrtum 
zu beweiſen. Der Ehegatte, der ſeine Ehe auf Grund des 
§ 1333 BGB. anfechten will, hat den vollen Tatbeſtand des 
§ 1333, auf den er feine Klage gründet, darzutun, alſo auch 
feinen Irrtum [ſ. WarnRſpr. des RG. 1915 Nr. 119]. Iſt 
dieſer Beweis nicht unmittelbar zu führen, ſo hat er den 


Richter durch Darlegung der Umſtände, unter denen er die 


Ehe abgeſchloſſen hat, der Erkundigungen, die er vor der Ehe 
über den anderen eingezogen hat, der Art und Weiſe, wie er 
verſpätet Kenntnis von der Sachlage erhalten habe, in die 
Lage zu verſetzen, ſich eine Überzeugung darüber zu bilden, ob 
er ſich im Irrtum befunden hat oder nicht. Beweiſe darüber 
find nach den Tatbeſtänden der Urteile I. und IL Inſtanz 
angetreten. Das BG. hat es aber unterlaſſen, auf Grund 
der Beweisaufnahme in Würdigung der beſonderen Lage des 
Falles Irrtum oder Kenntnis des Klägers feſtzuſtellen. Die 
allgemeine Erwägung, der Kläger müſſe wohl im Irrtum 
geweſen ſein, weil er ſonſt von der Abſicht, die Beklagte zu 
heiraten, abgeſtanden ſein würde, vermag dieſen Nachweis nicht 
zu erſetzen, weil ſie von einer Würdigung der Sachlage des 
Einzelfalles abſieht und als Vorausſetzung einſtellt, was erſt 
zu erweiſen iſt. Der von der Beklagten angetretene Beweis, 
daß ſie dem Kläger vor der Eheſchließung von dem Zuſammen⸗ 
leben mit W. Kenntnis gegeben habe, kommt nach alledem 
nur als Gegenbeweis gegen den zunächſt vom Kläger zu 
führenden Beweis ſeines Irrtums in Betracht. J. c. J., 
U. v. 12. Mai 15, 21/15 VI. — Dresden. [S.] 
* 3. 58 1427, 1353, 1354 BGB. Kann bei dem Güter: 
ſtande der Gütertrennung die von ihrem Ehemann getrennt 
lebende Frau die zur Einrichtung des ehelichen Haushalts 
verwendeten ihr gehörigen Sachen unbedingt herausverlangen? 
Iſt eine vertragliche Verpflichtung der Ehefrau gemäß 8 1427 
Abſ. 2 BGB. zur Belaſſung der ihr gehörigen Emrichtungs⸗ 
gegenftände im ehelichen Haus halt formbebürftig?] 

Die am 19. Januar 1891 geborene Klägerin hat am 
25. September 1909 mit dem Beklagten in L. die Ehe 
geſchloſſen, aus der ein Kind hervorgegangen iſt. Am 2. Mai 
1912 hat die Klägerin ſich gegen den Willen des Beklagten 
von dieſem getrennt. Sie hat demnächſt Klage auf Herausgabe 
der zur Einrichtung des ehelichen Haushalts verwendeten 
Gegenſtände erhoben, indem ſie behauptet, ſie lebe mit dem 
Beklagten, da die Eheſchließung ohne Einwilligung ihres Vaters 
erfolgt ſei, in getrennten Gütern und die Klageſachen ſeien 
von ihr aus eigenen Mitteln angeſchafft, mithin ihr Eigentum. 
Der Beklagte hat dem Klageantrage widerſprochen. Er be⸗ 
hauptet, die Parteien lebten im geſetzlichen Güterſtande, die 
Ehe ſei mit Einwilligung des Vaters der Klägerin geſchloſſen; 
die Klägerin könne aber die Sachen ſchon um deswillen nicht 
herausverlangen, weil ſie kein Recht zum Getrenntleben habe; 
ein Teil der beanſpruchten Gegenſtände ſei ſein Eigentum, an 
den übrigen mache er eventuell ein Zurückbehaltungsrecht bis 
zur Erſtattung von ihm für die Klägerin verauslagter Darlehns⸗ 
und Steuerſchulden geltend. Das LG. hat die Klage abs 
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gewieſen, das KG. die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. 
Die Klägerin hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den 
Gründen: Das LG. hat als bewieſen angeſehen, daß die 
Klägerin ohne die Einwilligung ihres Vaters die Ehe ein⸗ 
gegangen iſt und daher für die Ehe der Parteien gemäß $ 1364 
BGB. Gütertrennung gelte. Es iſt zur Abweiſung der Klage 
auf Grund der Erwägung gelangt, daß die Klägerin im Ver⸗ 
hältnis zu dem Beklagten durch 8 1353 BGB. im Rahmen 
ihrer Verpflichtung zur ehelichen Gemeinſchaft in der Verfügung 
über ihre für den ehelichen Haushalt angeſchafften Sachen 
beſchränkt ſei und dieſe deshalb, da ihr kein Recht zum 
Getrenntleben zuſtehe, nicht herausverlangen könne. Das BG. 
hat keine Feſtſtellung über den zwiſchen den Parteien beſtehenden 
Güter ſtand getroffen, jedoch das Klagebegehren auch bei Unters 
ſtellung der Richtigkeit der Klagebehauptungen für unbegründet 
erachtet. In den Gründen des Bu. iſt ausgeführt: Es könne 
dahingeſtellt bleiben, ob die Heranziehung des 8 1353 BGB. 
zur Begründung der Klageabweiſung zu billigen ſei. Die 
Klägerm habe dadurch, daß fie mit den Streitſachen die Ehe⸗ 
wohnung eingerichtet habe, dem an ſich zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes verpflichteten Beklagten zu dieſem Zwecke 
einen Beitrag geleiſtet. Darin liege eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung eines Beitrags im Sinne des § 1427 Abſ. 2 
BGB., die, da fie die güterrechtlichen Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten nicht berühre, der Form des 8 1434 BGB. nicht 
bedurft habe. Solange die Ehe beſtehe, könne die Klägerin 
die einmal erklärte und vollzogene Gebrauchsübertragung nicht 
willkürlich zurücknebomen. Auch 8 1354 BGB. ſtehe dem 
Klageanſpruch entgegen. Denn die erſtrebte Entfernung der 
zur Wohnungseinrichtung beſtimmten Gegenſtände aus der 
Ehewohnung ſei eine das gemeinſchaftliche eheliche Leben 
betreffende Angelegenheit, deren Entſcheidung dem Manne als 
dem Haupte der Familie zuſtehe. Die auf Verletzung des 
materiellen Rechts, insbeſondere der 88 1427, 1354 BGB., 
geſtützte Reviſion iſt begründet. Wenngleich nach einer her⸗ 
gebrachten deutſchen Sitte die Frau die zur Einrichtung des 
neuen Hausweſens erforderlichen Gegenſtände in die Ehe mit⸗ 
zubringen pflegt und das BGB. dieſer Übung durch die Vorſchrift 
des 8 1620 Rechnung getragen hat, fo beſteht doch im Ber 
hältnis der Ehegatten untereinander keine rechtliche Verpflichtung 
der Frau, dem Manne die zur Einrichtung des ehelichen Haus⸗ 
halts notwendigen Sachen zur Verfügung zu ſtellen. Die 
Anſchaffung und Unterhaltung dieſer Gegenſtände bildet einen 
Teil des ehelichen Aufwandes, den bei dem für die Ehe der 
Parteien als maßgebend zu unterſtellenden Güterſtande der 
Gütertrennung nach 8 1427 Abſ. 1 BGB. der Mann zu tragen 
hat. Die Frau iſt nach 8 1427 Abſ. 2 nur verpflichtet, dem 
Manne einen angemeſſenen Betrag aus den Einkünften ihres 
Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr 
ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfts zu leiſten. Die geſetz⸗ 
liche Beitragspflicht der Frau beſchränkt ſich demnach auf die 
Hergabe angemeſſener Geldbeträge aus beſtimmten Einnahme⸗ 
quellen. Gibt die Frau ihr gehörige Sachen für die Haus⸗ 
haltungseinrichtung her und erſpart ſie dadurch dem Manne 
die mit der Anſchaffung ſolcher Sachen verbundenen Ausgaben, 
ſo leiſtet ſie ihm zu dem ehelichen Aufwande einen Beitrag, 
zu dem ſie in dieſer Art geſetzlich nicht verpflichtet iſt. Denn 
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der Beitrag beſteht in dieſem Falle in der Mberlaffung zum 
Stamme des Frauenvermögens gehöriger Gegenſtände zum 
Gebrauche für die Zwecke der Ehe. Iſt aber die Frau einerſeits 
zu dieſer Gebrauchsüberlaſſung nicht verpflichtet, anderſeits in 
der Verwaltung und Verfügung in Anſehung ihres Vermögens 
nicht beſchränkt, fo kann ihr nach den güterrechtlichen Vorſchriften 
die Befugnis, jederzeit die Herausgabe ihrer Sachen zu verlangen, 
nicht abgeſprochen werden. Der Mann kann dieſem Verlangen 
nur widerſprechen, wenn er aus einem beſonderen Rechtsarunde 
der Frau gegenüber die Überlaſſung der Sachen für die Zwecke 
der Ehe zu fordern berechtigt iſt. Aus der Vorſchrift des 
§ 1354 Abſ. 1 BGB. läßt ſich ein derartiges Recht, entgegen 
der Anſicht des BG. [ogl. auch OL GRſpr. 21, 276), nicht 
herleiten. Unter den das gemeinſchafiliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten, in denen nach 8 1354 Abf. 1 
dem Manne die Entſcheidung zuſteht. find nicht die dem einzelnen 
Gatten an feinem Ver mögen zuſtehend 'n Rechte und die zwiſchen 
den Ehegatten etwa beſtehenden vermögensrechilichen Beziehungen 
zu verſtehen, vielmehr fallen darunter nur beiden Ehegatten 
gemeinſame, die Geſtaltung ihrer ehelichen Lebensverhältniſſe 
betreffende Fragen. Dem Manne mag daher auf Grund des 
§ 1354 Abſ. 1 die Beſtimmung darüber zuſtehen, in welcher 
Weiſe die einzelnen von der Frau zur Verfügung geſtellten 
Sachen in dem ehelichen Haushalte Verwendung finden ſollen. 
Die Frage aber, ob die Frau die Herausgabe von ihr mit⸗ 
gebrachter Einrichtungsgegenſtände verlangen oder der Mann 
deren künftige Belaſſung im Haushalte fordern darf, hängt 
von dem zwiſchen den Ehegatten beſtehenden Güterftunde ab 
und kann nicht auf Grund des 8 1354, ſondern nur auf 
Grund der güterrechilichen Vorſchriften eniſchieden werden, ſoweit 
nicht etwa beſondere Abmachungen zwiſchen den Ehegatten 
beſtehen. Das BG. hat allerdings auch eine vertragliche Ver⸗ 
pflichtung der Klägerin zur Belaſſung der ihr gehörigen Ein⸗ 
richtungsgegenſtände im ehelichen Haushalt angenommen, indem 
es in der Hergabe der Sachen zur Einrichtung des Haushalts 
eine ſtillſchweigende Vereinbarung eines Beitrags im Sinne 
des 8 1427 Abſ. 2 BGB. gefunden hat. Die rechtliche 
Möglichkeit von Verträgen zwiſchen den Ehegatten, durch welche 
die nach 8 1427 Abſ. 2 beſtehende Beitragspflicht der Frau 
in beſtimmter Weiſe geregelt wird oder die Frau ſich zur 
dauernden Leiſtung gewiſſer ihr geſetzlich nicht obliegender 
Beiträge verpflichtet, unterliegt keinem Bedenken [Protokolle IV 
S. 226J. Mit Anrecht will die Reviſion die Zuläſſigkeit 
derartiger Verträge in den Fällen in Abrede ſtellen, in denen 
die Gütertrennung als geſetzliche Folge der ohne Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters der minderjährigen Frau erfolgten 
Eheſchließung eingetreten iſt. Der Mangel der Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters ſchließt nach 8 1364 lediglich den 
Eintritt der Verwaltung und Nutznießung des Mannes am 
Frauenvermögen als geſetzliche Wirkung der Eheſchließung aus. 
Für die in dieſem Falle eintretende Gütertrennung gelten aber 
keine von den für ſonſtige Fälle dieſes Güterſtandes abweichenden 
Vorſchriften; das Geſetz ſtellt vielmehr für die Gütertrennung, 
gleichviel ob fie auf Grund des § 1364 oder auf Grund der 
88 1418 bis 1420 eintritt, einheitliche Vorſchriften auf 8 1426]. 
Es ift deshalb kein Grund erſichtlich, aus dem Verträge unzuläſſig 
fein ſollten, durch die mit Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
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der Frau während ihrer Minderjährigkeit die Wirkungen der 
zufolge 88 1364, 1426 eingetretenen Gütertrennung in einzelnen 
Beziehungen geändert oder ohne Anderung des Güterſtandes 
vermögensrechtliche Verpflichtungen der Frau gegenüber dem 
Manne begründet werden. Die Klägerin konnte ſich alſo 
grundſätzlich mit Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters dem 
Beklagten gegenüber wirkſam verpflichten, ihm ihre zur Ein⸗ 
richtung des Haushalts hergegebenen Sachen zu dieſem Zwecke 
für die Dauer der Ehe zu überlaſſen, und eine derartige Ver⸗ 
pflichtung würde dem Klageverlangen entgegenſtehen. Die von 
der Reviſion gegen das Zuſtandekommen oder die Fortdauer 
eines derartigen Vertrages der Parteien erhobenen Einwendungen, 
die ſich vornebmlich auf die beſchränkte Geſchäftsfahigkeit der 
Klägerin, ſowie auf deren in einem anderen Rechtisſtreit erfolgte 
Verurteilung zur Zahlung eines monatlichen Beitrags von 
250 & beziehen, können auf ſich beruhen, weil ſich die An⸗ 
nahme des BG. von einer vertraglichen Bindung der Beklagten 
aus einem anderen Grunde als rechtsirrig erweiſt. Das BG. 
hat eine ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien als gültig 
angeſehen, indem es davon ausgeht, daß dieſelbe die güter⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe nicht berübre und daher der für Ehe⸗ 
verträge vorgeſchriebenen Form nicht bedurft habe. Das iſt 
rechtsirrig. Als der Formvorſchrift des 8 1434 unterliegende 
Ehevert äge find allerdings nicht alle Verträge vermögens⸗ 
rechtlichen Inhalts zwiſchen Ehegatten, ſondern nur ſolche 
Verträge anzuſehen, die eine Regelung güterrechtlicher Verhältnifie 
zum Gegenſtande haben. Dazu iſt nicht erforderlich, daß der 
Güterſtond im ganzen geändert wird, es genügt jede Anderung 
der Grun dſätze des für die Ehegatten geltenden Güterſtandes 
auch nur in einzelnen Beziehungen. Nach den geſetzlichen 
Vorſchriſten iſt die in Gütertrennung lebende Frau in der 
Verfügung über ihr Vermögen nicht beſchränkt, ſie beſitzt, ver⸗ 
waltet und nutzt ihr geſamtes Vermögen ſelb ſtändig und iſt 
nur aus den im § 1427 Abſ. 2 bezeichneten Einnahmequellen 
zur Leiſtung eines angemeſſenen Beitrags zur Beſtreitung des 


ehelichen Aufwandes an den Mann verpflichtet. Jede vertrag⸗ 


liche Regelung, die in einer der vorſtehenden Beziehungen von 
den geſetzlichen Vorſchriften abweicht, ftellt ſich als eine Anderung 
der güterrechtlichen Verhältniſſe dar und bedarf daher der für 
Eheverträge vorgeſchriebenen Form. Demnach iſt dieſe Form 
für einen Vertrag erforderlich, durch den die Frau ihr gehörige 
Sachen zur Einrichtung des ehelichen Haushalts für die Dauer 
der Ehe hingibt, damit die Leiſtung eines dauernden Beitrags 
aus dem Stamm ihres Vermögens übernimmt und inſoweit 
das ihr zuſtehende Recht zur freien Verfügung und Verwaltung 
ihres Vermögens einer Beſchränkung unterwirft. Die auch in 
der Literatur allgemein vertretene Meinung, daß die vertragliche 
Regelung der Beitragspflicht der Frau aus § 1427 Abſ. 2 
durch Ehevertrag zu erfolgen habe, findet eine Stütze in der 
Bemerkung der Protokolle der II. Kommiſſion [IV S. 226), 
daß die Ehegatten hinſichtlich der Beitragspflicht der Frau zu 
abweichenden Beſtimmungen durch Ehevertrag befugt ſeien. 
Aus den Vorſchriften der 88 1429, 1430 läßt ſich ein entgegen⸗ 
geſetzter Wille des Geſetzes nicht erkennen. Dieſe Vorſchriften 
ſchließen einen Erſatzanſpruch der Frau für die in der Ver⸗ 
gangenheit liegende Überlaffung ihr gehöriger Vermögensſtücke 
an den Mann für den Regelfall aus, enthalten aber nichts 
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über eine Verpflichtung der Frau, die Gegenſtände auch für 
die Zukunft dem Manne für die Zwecke der Ehe zu überlaſſen. 
Da ein formgültiger Ehevertrag zwiſchen den Parteien nicht 
geſchloſſen iſt, beſteht hiernach auch kein vertragsmäßiger Ans 
ſpruch des Beklagten auf weitere Belaſſung der Sachen der 
Klägerin in der Ehewohnung. Die Gründe des BG. vermögen 
daher die Abweiſung der Klage nicht zu rechtfertigen. Ebenſo⸗ 
wenig reichen die auf 8 1353 BGB. geſtützten Erwägungen 
des LG. aus, um das Klagebegehren ohne weiteres als 
unbegründet erſcheinen zu laſſen. Das LG. glaubt aus der 
den Ehegatten im 8 1353 Abſ. 1 auferlegten Pflicht zur ehelichen 
L⸗bensgemeinſchaft herleiten zu können, daß die Frau ihre zur 
Einrichtung des ehelichen Haushalts verwendeten Sachen dieſer 
Beſtimmung nicht wieder entziehen und deshalb auch nicht 
herausverlangen dürfe, wenn ſie unberechtigt vom Manne 
getrennt lebt. Dieſe Auftaffung ſteht im Einklang mit dem 
Grundſatz, den das RG. [Gruchot 24, 486] unter der Herrſchaft 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts für das Vorbehaltsgut 
der Frau aufgeſtellt hat. Ob dieſer Entſcheidung nach dem 
alten Rechte in vollem Umfange beizuſtimmen wäre, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Nach den Vorſchriften des BGB. läßt ſich 
jedenfalls ein derartiger allgemeiner Grundſatz, wie ihn das 
LG. aufſtellen will, nicht rechtfertigen. Die Pflicht, die Ein⸗ 
richtung des Haushalts zu beſorgen, trifft nach 8 1427 Abſ. 1 
den Mann; ſie wird nicht dadurch aufgehoben, daß die Frau 
dem Manne hierfür ihr gehörige Sachen überläßt. Es iſt 
daher nicht einzuſehen, inwiefern aus der Pflicht zur ehelichen 
Gemeinſchaft für die Frau grundſatzlich die Verbindlichkeit zu 
folgern wäre, die für den Haus halt hergegebenen Sachen dauernd 
dort zu belaſſen. Darf aber die Frau von dem Manne ver⸗ 
langen, daß er ſelbſt die nötigen Einrichtungsgegenſtände beſchafft 
und ihr die Fortnahme ihrer Sachen geſtattet, ſo kann die Aus⸗ 
übung dieſes Rechts an ſich nicht dadurch ausgeſchloſſen werden, daß 
die Frau ohne Grund vom Manne getrennt lebt. Die Geltend⸗ 
machung eines Herausgabeanſpruchs der Frau iſt nur dann als 
unzuläſſig zu erachten, wenn ſie nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles dem ſittlichen Weſen der Ehe widerſtreitet. Wird weiter 
ausgeführt.] Die aus dem ſittlichen Weſen der Ehe ſich er⸗ 
gebenden Pflichten der Eheleute werden durch etwa zwiſchen ihnen 
beſtehende vermögensrechtliche Verhältniſſe nicht berührt. Daraus 
folgt für die Ehegatten die Pflicht, auch bei der Geltend⸗ 
machung vermögensrechtlicher Anſprüche untereinander ihr Ver⸗ 
halten ſo einzurichten, daß es mit dem ſittlichen Weſen der 
Ehe im Einklang bleibt. Die Geltendmachung vermögens⸗ 
rechtlicher Anſprüche muß aber, wenn ſie den Umſtänden nach 
dem Weſen der Ehe widerſtreitet, überhaupt als ausgeſchloſſen 
angeſehen werden. Denn es kann nicht der Wille des Geſetzes 
ſein, einem Ehegatten, dem es die Rechtspflicht zu einem dem 
ſittlichen Weſen der Ehe entſprechenden Verhalten auferlegt, 
die gegen dieſe Verpflichtung verſtoßende Durchſetzung eines 
vermögensrechtlichen Anſpruchs zu ermöglichen. Unter dieſem 
Geſichtspunkt kann im einzelnen Falle der Anſpruch der in 
getrennten Gütern lebenden Frau auf Herausgabe der von ihr 
beſchafften Einrichtung der Ehewohnung als mit den ehelichen 
Pflichten unvereinbar abzuweiſen ſein. Denn wenn der Mann 
nach feinen Vermögens- und Erwerbsverhältniſſen zur Bes 
ſchaffung einer Wohnungseinrichtung außerſtande iſt, ſo würde 
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durch die Wegnahme der von der Frau geſtellten Sachen ein 
gemeinſchaftlicher Haushalt unmöglich gemacht werden und ſich 
die Frau auf dieſe Weiſe ſelbſt die Erfüllung ihrer Ver⸗ 
pflichtung zum Zuſammenleben mit dem Manne in der von 
ihm beſtimmten Wohnung [S 1354 Abſ. 1] unmöglich machen. 
Ein derartiges Verhalten würde, wenn es nicht durch beſondere 
Umſtände gerechtfertigt wird, mit dem Weſen der Ehe im 
Widerſpruch ſtehen und keinen Rechtsſchutzanſpruch zu begründen 
vermögen. Im vorliegenden Falle find bisher keine Feſt⸗ 
ſtellungen über die Verhältniſſe des Beklagten und über den 
von der Klägerin mit der Herausforderung der Sachen ver⸗ 
folgten Zweck getroffen. Es fehlt daher an einer ausreichenden 
tatſächlichen Grundlage für die Beurteilung, ob durch die Fort⸗ 
nahme der Sachen die wirtſchaftliche Vorbedingung für die 
häusliche Gemeinſchaft der Parteien zerſtört werden würde und 
ob unter dieſen Umſtänden in Verbindung mit dem von der 
Klägerin verfolgten Zwecke ihr Vorgehen gegen das Weſen der 
Ehe verſtößt. Die Sache muß deshalb unter Aufhebung des 
BU. zur anderweiten Erörterung und Entſcheidung an das 
BG. zurückverwieſen werden. Sp. c. Sp., U. v. 29. April 15, 
567/14 IV. — Berlin. [B.] 

+4. 8 1569 BGB., $ 616 ZPO. Umfang der Rechts⸗ 
kraft des früheren Urteils, durch welches die Scheidungsklage 
abgewieſen iſt. — Vorausſetzungen der Scheidung nach 
8 1569 BGB.] 

Die Parteien haben am 22. Februar 1881 die Ehe 
geſchloſſen, aus der eine im Jahre 1888 geborene, inzwiſchen 
verheiratete Tochter hervorgegangen iſt. Im Anſchluß an die 
Entbindung trat bei der Beklagten eine geiſtige Erkrankung 
hervor, die am 5. April 1888 ihre Unterbringung in der Kreis⸗ 
irrenanſtalt in E. nötig machte. Am 8. November 1888 lehrte 
die Beklagte in die Ehewohnung zurück. Aus Anlaß eines im 
Jahre 1902 in der Fabrik des Klägers vorgekommenen Falles 
tödlich verlaufener Milzbrandvergiftung fand im Jahre 1903 
eine Beweisaufnahme ſtatt. Die Beklagte litt ſeiidem an hoch⸗ 
gradigen Erregungs⸗ und Angſtzuſtänden, ihr Zuſtand ver⸗ 
ſchlechterte ſich dauernd und führte am 13. April 1905 zu ihrer 
Aufnahme in die Kreisirrenanſtalt in A. Seitdem befindet ſie 
ſich dauernd in Anſtaltspflege. Im Jahre 1906 bildete ſich 
bei ihr ein ſtuporöſer Zuſtand heraus, bei dem die Auslöſung 
von Bewegungen und die geiſtige Tätigkeit durch Gegenantriebe 
gehemmt wird, das Erinnerungs⸗ und Auffaſſungsvermögen 
aber nicht aufgehoben iſt. Dieſer Zuſtand beſteht zur Zeit 
noch fort. Im Jahre 1909 erhob der Kläger auf Grund des 
§ 1569 BGB. Klage auf Eheſcheidung. Die Klage wurde 
vom LG. am 18. April 1910 abgewieſen. Das LG. erachtete 
den Beweis nicht als geführt, daß jede Ausſicht auf Wieder⸗ 
herſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten 
ausgeſchloſſen ſei. Im Januar 1913 erhob der Kläger von 
neuem auf Grund des $ 1569 BGB. die Scheidungsklage, 
indem er unter Bezugnahme auf das Ergebnis weiterer 
Beobachtungen der Beklagten in den Univerſitätskliniken in M. 
und J. behauptete, daß der Zuſtand der Beklagten jede Aus⸗ 
ſicht auf Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft ausſchließe. 
Das LG. ordnete Beweiserhebung durch Anhörung der Sach⸗ 
verſtändigen Dr. M., Profeſſor Dr. Sp. und Dr. Sch. an und 
gelangte, auf Grund der Gutachten der Sachverſtändigen Sp. 
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und Sch., die auch jetzt noch nicht jede Ausſicht auf Wieder⸗ 
herſtellung der geiftigen Gemeinſchaft der Parteien für aus⸗ 
geſchloſſen erklären, wiederum zur Abweiſung der Klage. Die 
Berufung des Klägers wurde vom OLG. in Nürnberg zurück⸗ 
gewieſen. Das BG. nimmt an, daß nach der Abweiſung der 
früheren, ebenfalls auf 8 1569 BGB. geſtützten Scheidungs⸗ 
klage die neue Klage gemäß 8 616 ZPO. nur auf eine nach 
der Beendigung des Vorprozeſſes eingetretene Verſchlechterung 
in dem Befinden der Beklagten geſtützt werden könne, der 
Kläger daher dartun müſſe, daß der gegenwärtige Krankheits⸗ 
zuſtand der Beklagten ein ungünſtigerer wie der zur Zeit des 
Erlaſſes des Urteils vom 18. April 1910 ſei. Dieſe Anſicht 
wird von der Reviſion mit Recht bekämpft. Die Rechtskraft⸗ 
wirkung eines Urteils erſtreckt ſich grundſätzlich nur auf den 
richterlichen Ausſpruch über den mit der Klage erhobenen 
Anſpruch, d. h. die aus einem beſtimmten Tatbeſtande her⸗ 
geleitete Rechtsfolge. Die rechtskräftige Abweiſung der Klage 
ſteht regelmäßig der Geltendmachung des inhaltlich gleichen 
Klagebegehrens aus einem anderen Klagegrunde nicht entgegen, 
auch wenn der neue Klagegrund bereits vor der Entſcheidung 
des erſten Rechtsſtreits entſtanden und zur Kenntnis des 
Klägers gekommen if. Der § 616 ZPO. enthält eine Aus⸗ 
nahme von dieſer Regel, indem er die Rechtskraftwirkung in 
Eheſachen bei der Abweiſung der Scheidungs⸗ oder Anfechtungs⸗ 
klage auf alle Klagegründe ausdehnt, die der Kläger im erſten 
Rechtsſtreit hätte geltend machen können, und deren Verwendung 
zur Begründung einer neuen Klage auf Scheidung oder An⸗ 
ſechtung der Ehe ausſchließt. Weiter reicht die Bedeutung des 
5 616 ZPO. nicht, insbeſondere läßt ſich daraus eine Aus⸗ 
dehnung der Rechtskraftwirkung dahin, daß auch die Gründe 
des Urteils in Rechtskraft erwüchſen, mithin die in den Gründen 
getroffenen Feſtſtellungen hinſichtlich der Richtigkeit oder Un 
richtigkeit von Tatſachen auch für künftige Scheidungs⸗ oder 
Anfechtungsklagen bindend feien, nicht herleiten. Soweit daher 
in dem neuen Rechtsſtreit Tatſachen, die bereits in dem früheren 
Verfahren erörtert worden find, berückſichtigt werden dürfen, 
weil ſie nicht zur Begründung der neuen Klage, ſondern etwa 
nur gemäß 8 1573 BGB. zur Unterſtützung eines neuen 
zuläſſigen Scheidungsgrundes verwertet werden, find die dell 
ftellungen des früheren Urteils nicht maßgebend, ſondern greift 
die freie Würdigung des Gerichts Platz. In dem Urteile vom 
18. April 1910 iſt ausgeführt, die Beklagte ſei ſeit länger als 
drei Jahren geiſteskrank und die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen 
den Parteien zufolge dieſer Geiſteskrankheit aufgehoben, dagegen 
ſei der Nachweis, daß für die Zukunft jede Ausſicht auf Wieder- 
herſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ſei, nicht 
geführt und deshalb die Klage als zur Zeit unbegründet ab: 
zuweiſen. Dieſe Begründung läßt erfehen, daß das Grricht 
das Scheidunge verlangen des Klägers nicht für die Dauer des 
Fortbeſtehens des feſtgeſtellten Geiſteszuſtandes der Beklagten, 
ſondern nur für den damaligen Zeitpunkt hat für unbegründet 
erklären wollen. Zu einem weitergehenden Ausſpruch war das 
Gericht auch gar nicht in der Lage, weil die Klage lediglich 
auf den damaligen Geiſteszuſtand der Beklagten geſtützt war, 
und die Frage, ob ein Scheidungsrecht aus 5 1569 568. 
beſteht, ausſchließlich auf Grund des Krankheitsbefundes im 
Zeitpunkte der Urteilsfällung entſchieden werden kann. Die 
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Rechtskraftwirkung des Urteils vom 18. April 1910 ſteht hier⸗ 
nach der neuen auf 8 1569 geſtützten Scheidungsklage nicht 
entgegen, deren Entſcheidung die Feſtſtellung erfordert, ob jetzt 
die Vorausſetzungen des 8 1569 gegeben find. Das kann 
auch ohne eine inzwiſchen eingetretene Verſchlimmerung bei 
bloßer Fortdauer des ſchon am 18. April 1910 vorhandenen 
Krankheitszuſtandes der Beklagten der Fall ſein. Denn einer⸗ 
ſeits vermag die entſprechend längere Dauer dieſes Zuſtandes 
möglicherweiſe den früher noch nicht zuläſſigen Schluß auf das 
Nichtbeſtehen einer Beſſerungsmöglichkeit nunmehr zu recht⸗ 
fertigen, andererſeits iſt das Gericht bei der Prüfung der gegen⸗ 
wärtigen Klage an die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vor⸗ 
prozeſſes nicht gebunden und für die Gegenwart zu einer davon 
abweichenden Beurteilung des Geiſteszuſtandes der Beklagten 
in der Lage. Es mag in dieſer Hinſicht auf die Rechtſprechung 
des RG. zu 5 6 Abſ. 2 BGB. hingewieſen werden [JW. 
1901, 475;5) 1908, 234;°) 1909, 189],”) in der ſtändig davon 
ausgegangen iſt, daß es zur Wiederaufhebung der Entmündigung 
nicht der Feſtſtellung einer eingetretenen Beſſerung bedarf, 
ſondern genügt, wenn das Gericht bei der durch die frühere 
Entſcheidung nicht beſchränkten Würdigung des Sachverhalts 
zu der Überzeugung kommt, daß die Vorausſetzungen der Ent⸗ 
mündigung gegenwärtig nicht vorliegen. Der entſprechenden 
Anwendung der dieſen Entſcheidungen zugrunde liegenden Auf⸗ 
faſſung auf den Fall der wiederholten Eheſcheidungsklage aus 
5 1569 BGB. ſteht 8 616 ZPO. nicht entgegen. Der gegen⸗ 
wärtige Geiſteszuſtand der Beklagten, auf den die neue Klage 
geſtützt iſt, iſt im Vorprozeß weder geltendgemacht worden, 
noch konnte er dort, wo es ausſchließlich auf den Geiſteszuſtand 
in dem damaligen Zeitpunkt ankam, geltendgemacht werden. 
Die Anſicht des BG., die neue Klage könne nach $ 616 ZPO. 
nur auf eine nach dem Erlaſſe des Urteils vom 18. April 1910 
eingetretene Verſchlechterung in dem Befinden der Beklagten 
geſtützt werden, beruht daher auf unrichtiger Auslegung des 
5 616 ZPO. Dieſe Geſetzesverletzung führt indeſſen nicht zur 
Aufhebung des B., weil die Entſcheidung des BG. nicht 
lediglich auf dieſem rechtsirrigen Grunde beruht. Das BG. 
hat vielmehr das Ergebnis der in I. Inſtanz über den Geiſtes⸗ 
zuſtand der Beklagten ſtattgehabten Beweisaufnahme einer 
Nachprüfung und Würdigung unterzogen und iſt zu der Feſt⸗ 
ſtellung gelangt, daß auch bei dem gegenwärtigen Zuſtande der 
Beklagten nicht jede Ausſicht auf eine Wiederherſtellung der 
geiftigen Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten ausgeſchloſſen ſei. 
Dieſe Feſtſtellung reicht aus, um die getroffene Entſcheidung 
zu rechtfertigen; die von der Reviſion erhobene Rüge der Ver⸗ 
letzung des materiellen Rechts iſt nicht begründet. Das BG. 
iſt nicht, wie die Reviſion darzulegen ſucht, von der Annahme 
ausgegangen, daß 8 1569 BGB. eine völlige Verblödung des 
kranken Ehegatten vorausſetze und daß eine bloße Anteilnahme 
an Familienangelegenheiten die Anwendbarkeit des 8 1569 
unter allen Umſtänden ausſchließe. Es verwendet die als 
bewieſen angeſehene Tatſache, daß die Beklagte an allen 
Familienangelegenheiten regen Anteil nehme, lediglich zur Wider⸗ 
legung der in dem Gutachten des Dr. M. ausgeſprochenen 
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Anſicht, daß die Beklagte völlig verblödet ſei, und zur Be⸗ 
gründung, weshalb es dieſes Gutachten nicht als maßgeblich 
erachtet, vielmehr im Anſchluß an die Gutachten des Dr. Sch. 
und des Dr. Sp. nicht jede Ausſicht auf Wiederherſtellung der 
geiſtigen Gemeinſchaft als ausgeſchloſſen anzuſehen vermag. 
Daß die Annahme, die Beklagte habe an allen Familien⸗ 
angelegenheiten Anteilnahme gezeigt, mit der Feſtſtellung einer 
die geiſtige Gemeinſchaft ausſchließenden Geiſteskrankheit un⸗ 
vereinbar wäre, kann der Reviſion nicht zugegeben werden. 
Die geiſtige Gemeinſchaft der Ehegatten äußert ſich in der 
gegenſeitigen Anteilnahme an dem, was das geiſtige Leben 
der Ehegatten erfüllt, alſo namentlich an dem körper⸗ 
lichen und geiſtigen Wohle des anderen Ehegatten und 
der Kinder, ſowie an ſonſtigen Familienangelegenheiten 
[RGRKom. $ 1569 BGB. A. 5]. Dieſe Anteilnahme darf 
aber nicht lediglich eine innerliche, ſich auf bloße Gefühls⸗ 
äußerungen beſchränkende ſein, ſondern muß ſich durch 
Handlungen, die ſich als Ausfluß des gemeinſamen Denkens 
und Fühlens der Ehegatten darſtellen, praktiſch betätigen 
JW. 1901, 29759) 1902 Beil. S. 244 Nr. 133; 1905, 
39517.) Hierzu iſt die Beklagte zufolge der mit ihrem ſtupuröſen 
Zuſtande verbundenen Hemmungen nicht imſtande. Wenn 
alſo die Beklagte auch in gewiſſem Umfang fähig fein mag, 
Mitteilungen über die Perſon des Klägers, der Tochter der 
Parteien und deren Kindes aufzufaſſen und im Gedächtnis zu 
behalten, ſo fehlt ihr doch zufolge der krankhaften Hemmungen 
die Fähigkeit, ihre Empfindungen und Gedanken mitzuteilen, 
ohne welche eine geiſtige Gemeinſchaft nicht möglich iſt. Wenn 
die Reviſion darauf beſonderes Gewicht legt, daß die vom BG. 
feſtgeſtellte Anteilnahme der Beklagten ſich auf alle Familien⸗ 
angelegenheiten erſtrecke, ſo kann ihr hierbei nicht gefolgt 
werden. Die Anteilnahme der Beklagten kann ſich nur zeigen 
und hat auch nur feſtgeſtellt werden ſollen in Anſehung der⸗ 
jenigen Familienangelegenheiten, die Gegenſtand gelegentlicher 
ihr bei Beſuchen der Angehörigen oder brieflich gemachter Mit⸗ 
teilungen geweſen ſind. Eine Feſtſtellung dahin, die Beklagte 
ſei fähig, alle Angelegenheiten, welche die ehelichen Verhältniſſe 
der Parteien beträfen, richtig aufzufaſſen und zu beurteilen, 
hat vom BG. nicht getroffen werden ſollen. Der Vorwurf, 
daß das BG. hätte prüfen müſſen, ob die geiſtige Gemeinſchaft 
auf ſeiten des Klägers vorhanden ſei und jemals wieder⸗ 
hergeſtellt werden könne, iſt gleichfalls unbegründet. Die Feſt⸗ 
ſtellung, daß ſeit längerer Zeit bereits zufolge der Geiſtes⸗ 
krankheit der Beklagten keine geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den 
Parteien mehr beſtehe, iſt im BU. getroffen. Es kann ſich alfo 
nur darum handeln, ob jede Ausſicht auf die Wiederherſtellung 
der geiſtigen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſt. Inwiefern dies 
bei dem Eintritte einer Beſſerung der Beklagten, die ein gemein⸗ 
ſames Denken und Fühlen der Parteien zulaſſen würde, 
unmöglich ſein ſollte, iſt nicht erſichtlich. Die Tatſache der 
geiſtigen Erkrankung eines Gatten und die dadurch herbeigeführte 
zeitweilige Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft begründet nach 
dem Geſetze keinen Scheidungsgrund für den anderen Gatten. 
Daraus folgt, daß dieſer nach dem Willen des Geſetzes feiner: 
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ſeits zur Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft verpflichtet 
iſt, wenn das ihr durch die Geiſtes krankheit des andern Gatten 
entgegenſtehende Hindernis behoben wird. Beſondere Umſtände, 
die eine andere Beurteilung zu rechtfertigen vermöchten, ſind weder 
aus der Art der Krankheit noch aus dem Verhalten der Beklagten 
während derſelben zu entnehmen, insbeſondere erhellt nicht, daß 
bei einer etwa in Betracht kommenden ſpäter wieder eintretenden 
Verſchlimmerung des Leidens für den Kläger oder Familien⸗ 
angehörige beſondere Gefahren zu befürchten wären. Es kann 
deshalb dahingeſtellt bleiben, ob derartige Umſtände genügen 
könnten, um jede Ausſicht auf eine Wiederherſtellung der 
geiftigen Gemeinſchaft trotz einer möglichen Beſſerung des 
Befindens der Beklagten auszuſchließen. Die lange zeitliche 
Dauer der eingetretenen Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft 
allein genügt hierzu jedenfalls nicht. D. c. D., U. v. 10. Mai 15, 
669/14 IV. — Nürnberg. (S.] 
+5. Testamentum mysticum.] 

Die Beklagten find die geſetzlichen Erben des am 7. Juni 
1913 zu D. verſtorbenen Kaufmanns Friedrich Hermann 8. 
Der Erblaſſer hat ein vom 27. März 1910 datiertes, eigen⸗ 
händig geſchriebenes Schriftſtück hinterlaſſen, in dem die 
Klägerin eine rechtsgültige letztwillige Verfugung ſieht, und 
in dem unter anderem 6000 & für alte hilfsbedürftige Leute 
über 70 Jahre ausgeſetzt ſind. Die Klägerin erhebt als Orts⸗ 
armenverband auf Grund dieſes Schriftſtücks als einer letzt⸗ 
willigen Verfügung Anſprüche gegen die Beklagten; ſie gründet 
dieſe teils auf die genannte Beſtimmung, teils auf den alls 
gemeinen Inhalt der Urkunde. Sie hat einen Teilbetrag von 
5000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 17. März 1914 gegen 
die Beklagten eingeklagt. Die Klage iſt durch Urteil des LG. 
abgewieſen; die Berufung der Klägerin iſt zurückgewieſen, 
ebenſo die von ihr eingelegte Reviſion. Gründe: Die im 
Bu. erwähnten Nachzettel des Sächſiſchen Rechts find auch 
anderen Rechten nicht unbekannt. Nach den Motiven zum 
erſten Entwurf des BGB. Bd. 5 S. 32 zu 8 1767 ſollte der 
Entwurf ihre Rechtswirlſamkeit beſeitigen und hat die institutio 
mystica in deſſen Vorſchriften Aufnahme nicht gefunden. In 
den Motiven zu 8 1931 heißt es auf S. 293 unter VI: 
„Ergänzungen von Anordnungen, welche im Teſtament ent⸗ 
halten ſind, in Anſehung der Perſon des als Erbe oder Ver⸗ 
mächtnisnehmer Bedachten, des Beſchwerten, des Gegenſtandes, 
der Modalitäten, auf welche als anderweit kundgegeben hin⸗ 
gewieſen iſt [institutio mystica], erklären für mehr oder minder 
formfrei das Gemeine Recht und das Sächſ BB. Das 
PrAL R. I, 12 88 47, 48 geſtattet dem Verfügenden, die 
Perſon des Erben oder des Vermächtnisnehmers durch bloße 
Bezugnahme auf einen anderen Aufſatz zu bezeichnen; der 
Aufſatz muß aber dem Teſtamente ſelbſt, allenfalls beſonders 
verſiegelt, beigelegt werden. Dem code civil ſind derartige 
Vorſchriften unbekannt. Eine Einrichtung zuzulaſſen, welche 
den Zweck der Formvorſchriften völlig vereiteln muß, fehlt es 
an zureichenden Gründen. Werden Beſchränkungen hinzugefügt, 
wie ſie das ALR. beſtimmt, ſo hat die Einrichtung kaum einen 
Wert, nachdem die Übergabe einer verſchloſſenen Urkunde ge⸗ 
ſtattet ift [8 1918]. Bleibt unzuverläſſig, welches die An⸗ 
ordnungen des Erblaſſers ſind, insbeſondere ob die an dritter 
Stelle befindliche Urkunde diejenige iſt, die gemeint war, fo 
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betreffen die Formvorſchriften eine hinweiſende Urkunde; für 
die in bezug genommene Urkunde fehlt es an den Garantien, 
welche erreicht werden ſollten. Eine beſondere Vorſchrift, daß 
der Inhalt einer letztwilligen Verfügung nicht durch Bezug⸗ 
nahme auf eine anderweit abgegebene Willenserklärung des 
Erblaſſers beſtimmt werden kann, insbeſondere nicht durch 
Bezugnahme auf eine Schrift, ſofern nicht dieſe Schrift nach 
88 1918, 1925 übergeben wird, iſt jedoch entbehrlich. Die 
Unzuläſſigkeit des testamentum mysticum ergibt ſich zur 
Genüge aus 8 1918.“ Es iſt hiernach außer Zweifel, daß 
die Motive zum erſten Entwurfe des BGB. auf dem Stand- 
punkt ſtehen, daß das testamentum mysticum durch 8 1918 
des Entwurfs beſeitigt iſt. 8 1918 des Entwurfs entſpricht 
inhaltlich dem 8 2238 GB. Es fragt ſich, ob von dieſem 
Standpunkte der Motive das BEB. abgegangen iſt. Das iſt 
nicht der Fall. Teſtament iſt nach 8 1937 BOB. die ein⸗ 
ſeitige Verfügung von Todes wegen. Eine ſolche einſeitige 
Verfügung kann nach 8 1937 den Erben beſtimmen, nach 
8 1938 einen Verwandten oder den Ehegatten von der geſetz⸗ 
lichen Erbſchaft ausſchließen, nach 8 1939 einem anderen, 
ohne ihn zum Erben einzuſetzen, einen Vermögensvorteil zu⸗ 
wenden (Vermächtnis). Was ein Teſtament iſt, beſagt 8 1937; 


was ein Teſtament enthalten kann, beſtimmen die 88 1937 


bis 1940. 8 1939 bezeichnet als möglichen Inhalt einer 
einſeitigen Verfügung von Todes wegen die Zuwendung eines 
Vermögensvorteils an einen anderen, der nicht als Erbe ein⸗ 
geſetzt oder nicht geſetzlicher Erbe it. Die Zuwendung eines 
Vermögensvorteils an ſolch einen anderen kann nur im Wege 
des Teſtaments erfolgen. Die Formen des Teſtaments regeln 
die 88 2231, 2238 BGB. Eine Verfügung, die einem anderen 
einen Vermögensvorteil zuwendet, muß, da ſie ein Teſtament 
iſt, in den Formen des Teſtaments errichtet ſein. Eine letzt⸗ 
willige Verfügung, die nur ein Vermächtnis, die Zuwendung 
an einen anderen enthalten ſoll, iſt kein gültiges Teſtament, 
wenn ſie nicht die Zuwendung an einen anderen in den Formen 
vornimmt, die für die letztwillige Verfügung im Sinne des 
8 1939 vorgeſchrieben iſt. Das Teſtament der Form des 
8 2231 Nr. 2, um das es ſich hier allein handelt, iſt kein 
gültiges Teſtament im Sinne des 8 1939, wenn unter Wahrung 
dieſer Form nicht einem anderen ein Vermögens vorteil zugewandt 
wird. Der andere, dem ein Vermögensvorteil zugewandt 
werden ſoll, muß im Teſtament, und zwar in derjenigen 
Urkunde oder demjenigen Teil der Urkunde beſtimmt ſein, die 
oder der in der Form des Teſtaments errichtet iſt. Der andere 
muß dort ſo beſtimmt ſein, daß über die Perſon des dort 
Beftimmten kein Zweifel beſtehen kann, und zwar muß der 
Inhalt der Urkunde ſelbſt ſolchen Zweifel ausſchließen. Der 
andere braucht nicht mit Namen in der Urkunde benannt du 
fein; über die Perſon des anderen darf aber die Urkunde 
keinen Zweifel laſſen. Hier bezeichnet fie in dem unterſchriebenen 
Teil den andern nicht, wenn man mit der Klägerin annimmt, 
daß dieſer andere diejenige oder eine derjenigen Perſonen ſein 
ſoll, die der nicht unterſchriebene Teil der Urkunde aufführt, 
nämlich entweder „die alten hilfsbedürftigen Perſonen über 
70 Jahre“ oder „die Armenpflegervereine“. In dem unter⸗ 
ſchriebenen Teile iſt auf dieſe Perſonen nur durch die Worte: 
„wie unten angegeben“ verwieſen. Die „andern“ des 5 1939 
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ſind alſo gerade aus dem Inhalt des unterſchriebenen Teils 
der Urkunde ausgeſchieden; der Inhalt des unterſchriebenen 
Teils der Urkunde verweiſt auf ſie als ſolche, die außerhalb 
der unterſchriebenen Urkunde an einer näher bezeichneten Stelle 
anderweit benannt ſind. Die unterſchriebene Urkunde hat die 
„andern“ aus ihrem unterſchriebenen Inhalt ausgemerzt, in 
ihm ihnen als anderen alſo auch keinen Vermögensvorteil zu⸗ 
gewandt. Der Nachtrag wird, wie der BerR. zutreffend ſagt, 
durch den Hinweis auf ihn nicht zum Inhalt der unterſchriebenen 
Urkunde, ſondern die unterſchriebene Urkunde ſpricht in dem Hinweis 
auf den Inhalt des ununterſchriebenen Nachtrags aus, daß außer⸗ 
halb der unterſchriebenen Urkunde an anderer Stelle der andere 
beſtimmt wird, der nach 8 1939 im Teſtament hätte beſtimmt werden 
müſſen. Der Inhalt des ununterſchriebenen Nachtrags iſt nicht 
Inhalt der unterſchriebenen Urkunde, hat ein ſolcher auch nach 
der Anſicht des Erblaſſers nicht ſein ſollen; vielmehr hat dieſer 
letztere auch nach deſſen Anſicht noch einer Ergänzung in der 
Beſtimmung der Perſon des anderen bedurft; dieſe Beſtimmung 
hat aber der Erblaſſer in nicht unterſchriebener Urkunde gegeben 
und auch geben wollen. Die Beſtimmungen im Nachtrage ſind 
hiernach formloſe Beſtimmungen des Nachtrags; fie find nicht 
Beſtimmungen eines formgerechten Teſtaments. Ohne Rechts⸗ 
irrtum hat hiernach der BerR. die erſte Grundlage der Klage 
abgelehnt. Aber auch die Aus legung, die der BerR. den mit 
der Unterſchrift gedeckten Worten der Urkunde gibt, iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Er bezieht die Worte: „wie nachſtehend 
angegeben“ im Gegenſatze zur Klägerin nicht nur auf die 
ihnen unmittelbar vorangeſtellten „wohltätigen Zwecke“, ſondern 
auch auf die dieſen wohltätigen Zwecken vorangeſetzten „Armen“, 
und nimmt demzufolge an, daß der Erblaſſer in dem unter⸗ 
ſchriebenen Teil der Urkunde nicht die „Armen und wohltätige 
Zwecke im allgemeinen, ſondern die im Nachtrage näher bezeichneten 
„Amen und wohltätige Zwecke“ nach Maßgabe des Inhalts 
dieſes Nachtrages hat bedenken wollen. Dann iſt aber, da der 
Nachtrag als Teſtamentsinhalt nicht in Betracht kommt, und 
der unterſchriebene Urkundeninhalt allein zu berückſichtigen iſt, 
auch die Annahme nicht zu bemängeln, daß es der Verfügung 
in dieſem Stücke der Urkunde an Beſtimmtheit fehlt. Die 
Hälfte des Barnachlaſſes ſoll an Arme und mildtätige Zwecke 
fallen; die Verteilung behält ſich der Erblaſſer vor. Danach 

find weder die Armen noch die wohltätigen Zwecke in irgendwie 

beſtimmter oder beſtimmbarer Höhe zu Vermächtnisnehmern 

berufen; es iſt nur ihre Berufung in Ausſicht genommen, der 

Umfang der Berufung zum Nachlaſſe und die nähere Be⸗ 

zeichnung der zu berufenden Armenverbände und wohltätigen 

Stiftungen iſt ausdrücklich näherer Beſtimmung des Erblaſſers 

vorbehalten, die in rechtsgültiger Form niemals erfolgt iſt. 

Auch der zweite Klagegrund verſagt daher. Stadtgemeinde D. 

c. Erben des Z., U. v. 20. Mai 15, 3/15 IV. — Dresden. B.) 

6. 5 2265 BGB. Ungültigkeit eines gemeinſchaftlichen 

Teſtaments, welches von anderen Perſonen als Ehegatten 

errichtet worden iſt.! 

Am 24. Mai 1913 iſt in D. die ledige Klara M. ge⸗ 
ſtorben. Ihre Schweſter, die Klägerin, verlangt von den Be⸗ 
klagten, Kindern vorverſtorbener Geſchwiſter, die Anerkennung, 
daß ſie, die Klägerin, die alleinige Erbin ſei auf Grund eines 
Teſtaments, das folgenden Wortlaut hat: „Unſere beider⸗ 
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ſeitigen letztwilligen Beſtimmungen. Wir beide Endesunter. 
zeichneten, die Schweſtern Klara M. und Minna M., beſtimmen 
für den Fall unſeres Todes, daß eine jede als Univerſalerbin 
der anderen eingeſetzt wird, mithin deren ſämtliche Hinterlaſſen⸗ 
ſchaft ... erben ſoll ... Nach reiflicher Überlegung ſchreiben 
wir dieſes, unſern letzten Willen, hierdurch nieder. D., den 
9. Februar 1912. Minna M. Klara M.“ Das LG. wies 
die Klage ab. Die Berufung der Klägerin blieb ohne Erfolg, 
ebenſo die Reviſion. Gründe: Das OLG. hat angenommen, 
die letztwillige Verfügung vom 9. Februar 1912 ſtelle ſich als 
gemeinſchaftliches Teſtament der Klägerin und der Erblaſſerin 
dar, ſei deshalb ungültig und könne auch nicht als Einzel⸗ 
teſtament der Erblaſſerin aufrechterhalten werden. Die Klägerin 
hatte ſich darauf berufen, daß auf dem Bogen Papier, der — 
auf der innern rechten Seite — die von der Erblaſſerin ge⸗ 
ſchriebene und unterſchriebene und von der Klägerin mitunter⸗ 
ſchriebene letztwillige Verfügung der Erblaſſerin enthalte, noch 
eine gleichlautende Niederſchrift — auf der inneren linken 
Seite — vorhanden ſei, die von ihr, der Klägerin, herrühre 
und von der Erblaſſerin mitunterſchrieben ſei. Dazu führte 
das OLG. aus: Es ſei anzunehmen, daß dieſe Niederſchrift, 
die Einfügungen und Korrekturen aufweife, nicht als ein ſelb⸗ 
ſtändiges Teſtament neben der andern Niederſchrift habe gelten, 
ſondern durch die auf der folgenden Seite beſindliche Nieder⸗ 
ſchrift habe erſetzt werden ſollen. Dafür ſpreche auch die von 
der Klägerin am 6. Juni 1913 vor einem Notar abgegebene 
Erklärung, fie habe die erſte [linksſeitige] Niederſchrift durch⸗ 
geſtrichen, weil darin ihr eigenes Teſtament erblickt werden 
könnte. Die Verfügenden hätten wohl auch eine ganz andere 
Faſſung gewählt, wenn mit der erſten Niederſchrift ein Einzel⸗ 
teſtament der Klägerin und mit der zweiten ein ſolches der 
Erblaſſerin hätte errichtet werden ſollen. Selbſt wenn aber 
heißt es in dem BU. weiter, die Klägerin und die Erblaſſerin 
gewollt hätten, daß beide Niederſchriften nebeneinander, und 
zwar die erſte als Einzelteſtament der Klägerin, die zweite als 
Einzelteſtament der Erblaſſerin, gelten ſollten, ſo wäre daraus 
doch nichts zugunſten der Klägerin herzuleiten, denn bei der 
Beurteilung der Frage, ob letztwillige Verfügungen als gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtamente oder als Einzelteſtamente aufzufaſſen 
ſeien, komme es nicht auf die Abſicht der Verfügenden, ſondern 
lediglich auf die von ihnen tatſächlich gewählte Form an, und 
nach ihrer Form und Faſſung ſtelle ſich eine jede der beiden 
in Betracht kommenden Niederſchriften als ein gemeinſchaftliches 
Teſtament dar. Die Annahme des BG., daß die erſte Nieder⸗ 
ſchrift nicht als ein ſelbſtändiges Teſtament der Klägerin neben 
der zweiten Niederſchrift als dem Teſtament der Erblaſſerin 
Geltung haben ſollte, ſondern durch die zweite Niederſchrift 
erſetzt worden tft, enthält eine tatſächliche Feſtſtellung, die uns 
bedenklich iſt. Es kommt daher auf die Hilfserwägungen des 
BG. nicht weiter an. Die Ausführungen, auf denen die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. beruht, find rechtlich zutreffend. Das 
Teſtament vom 9. Februar 1912 ſtellt ſich als ein gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament dar; mehrere Perſonen haben gemein⸗ 
ſchaftlich in der einen Urkunde letztwillige Verfügungen ge⸗ 
troffen. Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann aber von anderen 
Perſonen als Ehegatten gemäß 8 2265 BGB. nicht errichtet 


werden. Das Teſtament iſt deshalb unwirkſam. Die Reviſion 
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rügt Verletzung des 5 2267 BGB.; fie meint, das Teſtament 
vom 9. Februar 1912 könne nicht als gemeinſchaftliches 
Teſtament gelten, weil die Form des 8 2267 nicht gewahrt 
ſei. Die Rüge geht fehl. Die Vorſchrift des 8 2267 iſt hier 
nicht anwendbar und von dem OLG. nicht angewendet worden. 
Es handelt ſich um die Anwendung des § 2265. Hätten 
Eheleute das Teſtament vom 9. Februar 1912 errichtet, ſo 
läge kein gültiges gemeinſchaftliches Teſtament vor, weil der 
Vorſchrift des § 2267 nicht genügt wäre, aber gemeinſchaftlich 
iſt die letztwillige Verfügung, weil zwei Perſonen in der einen 
Urkunde letztwillig verfügt haben. Ohne Grund bezieht ſich 
die Reviſion auf die Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
18. November 1909 [RG. 72, 204]. 10) In jenem Rechtsſtreit 
handelte es ſich um die Frage, ob Eheleute ein gültiges, den 
Aberlebenden bindendes, gemeinſchaftliches Teſtament errichtet 
hatten. In getrennten Urkunden hatten der Ehemann und die 
Ehefrau formgültige eigenhändige Teſtamente errichtet; jeder 
der Ehegatten hatte auch auf dem Teſtament des andern ſeine 
Unterfchrift beigeſetzt. Gemeinſchaftlichkeit kam aus einem 
doppelten Grund in Frage, 1. wegen der Mitunterſchriften in 
Verbindung mit dem Inhalt der Teſtamente, 2. wegen der 
Beziehung der beiden Teſtamente zueinander. In der erſteren 
Richtung beſtand wegen der Vorſchrift des 5 2267 kein Streit 
darüber, daß ein gültiges gemeinſchaftliches Teſtament nicht 
vorliege. In der Reviſionsentſcheidung [RG. 72, 205 Abf. 3] 
iſt darauf hingewieſen mit dem Satze: „Daß durch die Bei⸗ 
fügung der Unterſchriſt ... der Formvorſchrift des § 2267 
nicht genügt worden iſt, verkennt der BerR. nicht“. Die 
darauf folgenden Ausführungen des Urteils beſchäftigen ſich 
nur mit der Begründung, die das KG. für ſeine Auffaſſung 
gegeben hatte, es ſeien die in den beiden Teſtamenten nieder⸗ 
gelegten Erklärungen ſo zueinander in Beziehung zu ſetzen, 
daß ſie in ihrer Verbundenheit ſich als ein gemeinſchaftliches 
Teſtament darſtellten. Darauf, daß die Frage, welchen Einfluß 
die Beifügung der Unterſchrift eines andern auf die Beurteilung 
eines Teſtaments als eines gemeinſchaftlichen haben könne, 
ausgeſchieden ſei, iſt noch am Schluſſe des Urteils [S. 207 
hingewieſen, wo es heißt, es lägen Einzelteſtamente vor, auf 
welche die Vorſchriften der SS 2265 ff. nicht anwendbar ſeien 
und deren Rechtswirkſamkeit — von den Mitunterſchriften 
abgeſehen — auch dann nicht zu beanſtanden wäre, wenn 
die Teſtatoren keine Ehegatten geweſen wären. Zugunſten der 
Klägerin ergibt ſich aus jener Entſcheidung nichts. Die Er⸗ 
wägung des BG., daß die letztwillige Verfügung auch nicht 
im Wege der Konverſion [5 140 BGB.] als Einzelteſtament 
der Erblaſſerin aufrechterhalten werden könne [vgl. KGJ. 
35 A 93], iſt von der Reviſion nicht beſonders angegriffen 
worden. Die Erwägung iſt zutreffend. Ob entſcheidendes 
Gewicht darauf zu legen wäre, daß die in einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament getroffenen letztwilligen Verfügungen begrifflich 
kein anderes Rechtsgeſchäft ſeien als die in beſonderen Teſta⸗ 
menten getroffenen Verfügungen, kann dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt der Grund zutreffend, daß mit der Beſtimmung 
des 8 2265 nicht in Einklang zu bringen wäre, wenn gemein- 
ſchaftliche letztwillige Verfügungen von Nichtehegatten in irgend 


10) JW. 1910, 22; Neumann, Rfpr. II § 2267. 
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welcher Weiſe als letztwillige Verfügungen Wirkſamkeit er 
langten. Bei Einführung des BGB. war man ſich der gegen 
die Zulaſſung gemeinſchaftlicher Teſtamente ſprechenden ge⸗ 
wichtigen Bedenken bewußt. Nach dem erſten Entwurf [8 1913] 
ſollte beſtimmt werden: Mehrere Perſonen können letztwillige 
Verfügungen nicht gemeinſchaftlich errichten. Zur Begründung 
wurde hervorgehoben [Motive 5, 253], die Unzuträglichkeiten 
eines wechſelſeitigen Teſtaments lägen auf der Hand; nicht 
ſelten beſtehe eine erhebliche Schwierigkeit, den wirklichen Willen 
der Berfügenden zu ermitteln; daneben ergebe ſich eine, 
wenigſtens tatſächliche Beengung der freien Widerruflichkeit; 
zahlreiche Streitigkeiten und Prozeſſe pflegten die Folge zu 
ſein. Nachdem in der Kommiſſion für die zweite Leſung die 
Zulaſſung des gemeinſchaftlichen Teſtaments für Ehegatten an⸗ 
genommen worden war, iſt in 8 2265 BGB. beſtimmt worden, 
daß ein gemeinſchaftliches Teſtament nur von Ehegatten er⸗ 
richtet werden könne. Für die gemeinſchaftlichen Teſtamente 
der Ehegatten ſind in den 88 2266 bis 2273 weitere Vor⸗ 
ſchriften gegeben worden, durch welche die auch mit der be⸗ 
ſchränkten Zulaſſung gemeinſchaftlicher Teſtamente verbundenen 
Schwierigkeiten und Zweifel gehoben oder doch gemindert 
werden ſollten. Die Gründe nun, die dazu führten, gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtamente für Nichtehegatten zu verbieten, ſtehen 
auch der Annahme entgegen, daß letztwillige Verfügungen, 
welche Nichtehegatten gemeinſchaftlich treffen, als Einzel⸗ 
teſtamente Wirkſamkeit erlangen könnten. Die Unzuträglich⸗ 
keiten, die ſich aus der Verbindung letztwilliger Verfügungen 
mehrerer Perſonen in einer Urkunde ergeben, ſind gleich groß 
oder noch größer, wenn den letztwilligen Verfügungen als 
Einzelteſtamenten Geltung verſchafft werden wollte, als ſie 
wären, wenn die Beſtimmungen, die das Geſetz für gemein⸗ 
ſchaftliche Ehegatten⸗Teſtamente [insbeſondere in den 88 2270, 
2271, 2272] gibt, auch auf ſie zur Anwendung kämen. 
Das Verbot des 8 2265 läßt daher nicht zu, gemein 
ſchaftliche letztwillige Verfügungen von Nichtehegatten als 
Einzelteſtamente aufrechtzuerhalten. M. c. M. u. Gen., U. b. 
20. Mai 15, 699/14 IV. — Dresden. (B.) 
Verſicherungsrecht. 
+7. Auslegung von allgemeinen Verſicherungsbedingungen.] 
Ausweislich des Verſicherungsſcheins vom 3. Dezember 1909 
hat der Kläger fein in M. am Markt und an der Hahnengaſſe 
gelegenes Haus Nr. 6 mit Nebengebäude bei der Beklagten 
gegen Brandſchaden zum Wert von 22 500 & verſichert gehabt, 
als es am 10. Juni 1912 einen ſolchen Schaden erlitt. Die 
Beſchädigung der Gebäude hat ſich im weſentlichen auf das 
Dach und das Dachgeſchoß beſchränkt und find die zur Bes 
ſeitigung der Schäden aufgewendeten Koſten von den beſtellten 
Gutachtern auf 2350 „ abgeſchätzt. Durch Verfügung vom 
30. Juli 1912 verſagt der Bürgermeiſter von M. auf Grund 
des 8 20 der Baupolizeiverordnung für die Stadt M. vom 
15. Juli 1908 die Wiederherſtellung der Gebäude in dem 
früheren Zuſtande. Da das gegen dieſe Verfügung durch⸗ 
geführte Beſchwerdeverfahren ohne Erfolg blieb, verlangte 
Kläger mit der Behauptung, daß das nach dem Brand ver⸗ 
bliebene Reſtgebäude für den infolge der Verfügung notwendig 
gewordenen Neubau wertlos ſei, Zahlung der vollen Ver⸗ 
ſicherungsſumme und zwar unter Abſetzung der nach Klag 
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erhebung gezahlten 2350 *. Dieſem Verlangen hat die Be⸗ 
tagte widerſprochen, indem fie unter anderem geltend macht, 
daß fie nach den Verſicherungsbedingungen nur für den 2350 & 
betragenden eigentlichen Brandſchaden hafte, nicht aber für 
den Schaden, der dem Kläger durch das polizeiliche Bauverbot 
entſtehe. Beide Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. 
Kläger hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Streitig 
unter den Parteien iſt, ob die Verpflichtung der beklagten 
Verſicherungsgeſellſchaft lediglich dahm geht, dem Kläger die⸗ 
jenigen Koſten zu erſetzen, die aufzuwenden ſind, um das durch 
den Brand beſchädigte Gebäude in dem früheren Zuſtande 
wiederherzuſtellen, oder ob die Beklagte den Wert des Gebäudes 
abzüglich des Materialwertes der ſtehengebliebenen Gebäudeteile 
deshalb erſetzen muß, weil dem Kläger die Wiederherſtellung 
des Dachgeſchoſſes infolge Verſagung der polizeilichen Bau⸗ 
erlaubnis unmöglich geworden iſt. Beide Vorinſtanzen haben 
eine Haftung der Beklagten nur in dem erſteren Umfange an⸗ 
genommen. Nach den allgemeinen Verſicherungsbedingungen, 
insbeſondere nach dem Inhalt der 88 1 und 9, haben ſie als 
Vertragswillen feſtgeſtellt, daß die Verſicherung nur gewährt 
werde für den durch den Brand ſelbſt ſowie durch. Löſchen, 
Niederreißen und Ausräumen an den verſicherten Gegenſtänden 
hervorgerufenen Schaden, nicht aber für einen Schaden, der 
erſt durch eine aus Anlaß des Brandes erlaſſene polizeiliche 
Anordnung herbeigeführt ſei, daz es für die nach 8 9 zu 
berückſichtigende Verwendbarkeit ſtehengebliebener Gebäudeteile 
lediglich auf deren techniſche Verwendbarkeit, nicht aber darauf 
ankomme, ob die an ſich vorliegende Verwendbarkeit etwa im 
einzelnen Falle aus baupolizeilichen Gründen ausgeſchloſſen ſei. 
Dieſe Feſtſtellung des Vertragsinhalts wird von der Reviſion 
als gegen $ 157 BGB. verſtoßend angegriffen, fie iſt deshalb 
nach feftftehender Rechtſprechung vom RG. auch auf ihre 
tatſachliche Richtigkeit nachzuprüfen. Die Nachprüfung ergibt 
aber ihre Unhaltbarkeit. Zunächſt kann dem Berg. darin 
nicht beigetreten werden, daß die Verſicherungs bedingungen fo 
klar gefaßt ſind, daß jeder Zweifel über das von den Parteien 
wirllich Gewollte ausgeſchloſſen wäre. Mag auch aus der 
Beftimmung des $ 1 Abf. zunächſt eninommen werden können, 
daß die Verſicherungsgeſellſchaft außer für den eigentlichen 
Brandſchaden nur für denjenigen als mittelbare Folge des 
Brandereigniſſes eingetretenen Schaden aufkommen will, der 
durch Löſchen, Niederreißen und Ausräumen eintritt, ſo recht⸗ 
fertigt doch die Beſtimmung des 8 9, daß die von den Sach⸗ 
verſtändigen zu beurkundende Abſchätzung jedenfalls 1. den 
Wert des Gegenſtandes unmittelbar vor dem Brand, und zwar 
bei Gebäuden auch den Neubauwert, 2. den Wert des Gegen⸗ 
ſtandes nach dem Brand beziehentlich der übriggebliebenen Teile 
und Materialien unter Berückſichtigung der Verwendbarkeit 
derſelben für die Wiederherſtellung enthalten muß, die Annahme, 
daß dem Verſicherten der Unterſchied der Werte zu 1 und 2 
als Betrag ſeines Schadens gewährt werden ſoll, ſelbſtverſtändlich 
unter Berückſichtigung der in § 7 Abſ. 3 ſich findenden Bes 
ſchänkung auf die Verſicherungsſumme bzw. bei einer Doppel⸗ 
verſicherung auf den ſich aus ihr ergebenden Anteil. In dieſer 
Beſtimmung des 8 9 fehlt jeder Hinweis darauf, daß die 
Verwendbarkeit der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes lediglich nach theoretiſchen, 
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bautechniſchen Grundſätzen beurteilt werden ſoll und nicht viel⸗ 
mehr danach, ob denn der Verſicherte nach den maßgebenden 
geſetzlichen oder baupolizeilichen Vorſchriften überhaupt in der 
Lage iſt, die ſtehengebliebenen Gebäudeteile tatſächlich zur 
Wiederfertigſtellung des Gebäudes benutzen zu können. Für 
den Verſicherungsnehmer, der ſich durch die Verſicherung gegen 
den durch einen Brand ihm etwa erwachſenden Schaden ſichern 
will, iſt die als mittelbare Folge des Brandes eintretende 
Entwertung des verſicherten Gehäudes ganz die gleiche, ob der 
Verwendung der ſtehengebliebenen Gebäudeteile zur Wieder⸗ 
herſtellung des früher beſtandenen techniſche oder rechtliche 
Hinderniſſe entgegenſtehen. In beiden Fällen ergibt ſich für 
ihn als unvermeidliche Folge des Brandes, daß er durch Aus⸗ 
beſſern und Ergänzen der abgebrannten Teile das Gebäude 
nicht wiederherſtellen kann. Wie der erkennende Senat bereits 
in ſeinem von den Vorinſtanzen angezogenen Urteile vom 
27. Mai 1910 [VII 464/09] ausgeſprochen hat, kann auch 
eine auf Grund des objektiven Rechts erlaſſene polizeiliche 
Anordnung nicht als eine beſondere Schadensurſache neben 
dem Brand angeſehen werden. Zumal nun weiter jeder An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des durch ein beſtimmtes Ereignis eingetretenen 
Schadens grundſätzlich allen in urſachlichem Zuſammenhang mit 
dem ſchadigenden Ereignis ſtehenden Schaden umfaßt, wäre es 
Sache der Verſicherungsgeſellſchaft geweſen, falls die bloße 
techniſche Verwendbarkeit für die Feſtſetzung der zu zahlenden 
Entſchädigung ausſchlaggebend ſein ſollte, dieſen ihren Willen 
in unzweideutiger Weiſe in den Verſicherungsbedingungen zum 
Ausdruck zu bringen. Dieſe Bedingungen ſind von ihr auf⸗ 
geſtellt, und ſie muß deshalb ſich gefallen laſſen, daß die vor⸗ 
liegende Unklarheit gegen ſie und zugunſten der Verſicherungs⸗ 
nehmer ausgelegt wird [vgl. Urteil des erkennenden Senats 
vom 11. November 1904, DIZ. X, 71]. Die Erwägungen 
des BerR, daß der letztere, „der von feinem Standpunkt aus 
lediglich Rechte zu haben glaube“, für eine deutliche und genaue 
Umſchreibung dieſer Rechte Sorge zu tragen habe, und dies 
zumal dann, wenn ihm bekannt iſt oder doch ſein muß, daß 
auch außergewöhnliche Begleiterſcheinungen, wie eine durch die 
Fluchtlinienfeſtſetzung eingetretene Baubeſchränkung, ſeine Rechte 
gegenüber dem Verſicherer beeinfluſſen können, gehen fehl. Als 
eine außergewöhnliche Begleiterſcheinung, auf die der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ſeinerſeits beſonders hinzuweiſen verpflichtet 
wäre, kann eine auf dem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 
beruhende Baubeſchränkung nicht angeſehen werden. Iſt aber 
hiernach beim Mangel einer unzweideutigen Beſtimmung, daß 
als Verwendbarkeit im Sinne des 8 9 die nach techniſchen 
Grundſätzen theoretiſch mögliche Verwendbarkeit zu gelten habe, 
davon auszugehen, daß es für die Verwendbarkeit der ſtehen⸗ 
gebliebenen Gebäudeteile darauf ankommt, ob die Verwendung 
zur Wiederherſtellung des durch den Brand beſchädigten Ge⸗ 
bäudes nach den tatſächlichen und rechtlichen Verhaltniſſen 
wirklich durchführbar iſt, ſo läßt ſich die Unbegründetheit des 
noch zur Entſcheidung ſtehenden Klaganſpruchs auch nicht, mie 
der Ber R. annimmt, daraus herleiten, daß die Bauerlaubnis 
zu Unrecht verſagt ſei, weil weder ein Um⸗ noch ein Ausbau 
in Frage ſtehe. Die Entfcheivung der Frage, ob die Baus 
erlaubnis auf Grund der Baupolizeiordnung vom 15. Juli 1908 
mit Recht verſagt worden iſt, war in dem durch das Landes⸗ 
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verwaltungsgeſetz vorgeſchriebenen Verfahren herbeizuführen. 
Da nun vorliegend nach dem im BU. angezogenen Tatbeſtand 
des landgerichtlichen Urteils ſowie nach der inſoweit unbeſtrittenen 
Auskunft des Bürgermeiſters von M. vom 22. Dezember 1914 
die die Bauerlaubnis verſagende polizeiliche Verfügung trotz 
Durchführung des Beſchwerdeverfahrens von allen Inſtanzen 
aufrechterhalten iſt, ſo iſt für den Kläger als eine unvermeidliche 
Folge die Unmöglichkeit der Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes durch bloße Wiedererrichtung des zerſtörten Dach⸗ 
geſchoſſes gegeben. Von dieſer Sachlage hatte das BG. bei 
ſeiner Beurteilung auszugehen, ohne in eine Nachprüfung der 
Frage einzutreten, ob die Verwaltungsbehörden mit Recht einen 
Um⸗ oder Ausbau als in Betracht kommend angenommen haben. 
Nach alledem unterliegt das BU. der Aufhebung. H. c. Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft Th., U. v. 14. Mai 15, 73/15 VII. — 
Cöln. [B.) 

+78. Bei der Schadenseinſchätzung auf Grund einer Feuers 
verſicherung iſt auf den Minderwert, den die verſicherten Sachen 
wegen Konkurſes des Verſicherten erleiden, keine Rückſicht zu 
nehmen.] 

Die Aktiengeſellſchaft D. & J. in H. hatte die geſamten 
Beſtände ihrer H. er Fabrik an Maſchinen, Geräten, Werkzeugen, 
ſonſtigem Mobiliar und Materialien auf die Zeit vom 31. De⸗ 
zember 1912 bis 81. Dezember 1913 für 700 000 & bei jeder 
der vier beklagten Verſicherungsgeſellſchaften gegen Feuersgefahr 
verſichert. Im Jahre 1913 wurde über das Vermögen der 
Firma das Konkursverfahren eröffnet. Nach der Konkurs⸗ 
eröffnung, am 29. Mai 1913, brach auf dem Fabrikgrundſtück 
ein Feuer aus, bei dem ein Teil der verſicherten Gegenſtände 

zerſtört bzw. beſchädigt wurde. Gemäß 8 14 der allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen fand ein Abſchätzungsverfahren ſtatt, 
bei dem von beiden Sachverſtändigen der entſtandene Schaden 
auf 31 341 & ermittelt wurde. Die Sachverſtändigen fügten 
ihrer Taxe aber den Zuſatz an: „Bei vorſtehender Feſtſtellung 
des Schadens wurde nicht darauf Rückſicht genommen, daß die 
Verſicherungsnehmerin ſich zur Zeit des Brandes im Konkurſe 
befand.“ Auf Veranlaſſung der Beklagten hat dann der eine 
Sachverſtändige, H., ſein Gutachten dahin ergänzt, daß der 
wahre Wert der zerſtörten Objekte unmittelbar vor dem Brande 
nur mit 50 Prozent des in der Taxe ermittelten Werts in An⸗ 
rechnung zu bringen ſei. Der andere Sachverſtändige, S., 
lehnte dagegen die Erſtattung eines Nachtragsgutachtens ab, 
weil er der Meinung war, daß der Konkurs auf die Ab⸗ 
ſchätzung ohne Einfluß ſei. Der Obmann trat in dem auf Er⸗ 
fuchen der Beklagten von ihm angefertigten Obmannsgutachten 
dem Standpunkt des Sachverſtändigen H. bei. Auf Grund 
dieſes Obmannsgutachtens haben die Beklagten an den Kläger 
den von H. ermittelten, vom Obmann gebilligten Betrag von 
15 920 bezahlt. Der Kläger hat auf Zahlung von 15 4214 
nebſt 125 4 Klage erhoben. In J. Inſtanz iſt nach dem Klag⸗ 
antrag erkannt, die Berufung der Beklagten gegen dieſes Urteil 
ift zurückgewieſen worden. Zunächſt iſt dem BG. darin bei⸗ 
zutreten, daß die Frage, ob bei der Abſchätzung des Schadens 
darauf Rückſicht zu nehmen ſei, daß zur Zeit der Entſtehung 
des Brandes über das Vermögen der Aktiengeſellſchaft D. & J. 
Konkurs eröffnet war, nicht der Entſcheidung der für das Ab⸗ 
ſchätzungsverfahren beſtellten Sachverſtändigen unterlag, ſondern 
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im Rechtswege zur Entſcheidung zu bringen war. Es handelt 
ſich inſoweit um eine Vorfrage, die für das Abſchätzungsverfahren 
Bedeutung hat, die aber nicht ihrerſeits im Wege der Abſchätzung, 
ſondern nur im Wege der Auslegung des Verſicherungs vertrages 
und der Anwendung des Geſetzes auf das Verſicherungs⸗ 
verhältnis und mithin lediglich durch das Gericht beantwortet 
werden kann. Die Sachverſtändigen find nach 8 14 der all: 
gemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten lediglich zur 
Abſchätzung der Höhe des Schadens, nicht zur Feſtſtellung der 
zu leiſtenden Entſchädigung berufen, ihre Aufgabe beſchränkt 
ſich mithin auf die bloße Schätzung, alſo auf eine Tätigkeit, 
zu der ſie ſich vermöge ihrer beſonderen Sachkenntnis und des 
ihnen von den Parteien mit Rückſicht auf dieſe ihre Each⸗ 
kenntnis geſchenkten beſonderen Vertrauens eignen. Der von 
den Beklagten in dieſer Hinſicht erhobene Einwand, auf den 
auch die Reviſion zurückgekommen iſt, die Parteien hätten durch 
die von ihnen den Sachverſtändigen erteilte Weiſung, den Wert 
der Gegenſtände mit Rückſicht auf Abnutzung durch Alter und 
Gebrauch, ſowie mit Rückſicht auf Entwertung durch andere 
Urſachen zu ermitteln, übereinſtimmend zu erkennen gegeben, 
daß die Sachverſtändigen bei der Abſchätzung auch die Tatſache 
der Konkurseröffnung berückſichtigen ſollten, iſt vom BG. mit 
einwandfreier Begründung zurückgewieſen worden. Die Sach⸗ 
verſtändigen haben den Schaden zunächſt ohne Berückſichtigung 
des etwaigen Einfluſſes des Beſtehens des Konkurſes abgeſchätt, 
dieſe Abſchätzung iſt für das Gericht bindend, wenn es ſich als 
zutreffend erweiſt, daß auf den Konkurs bei der Schadens⸗ 
einſchätzung keine Rückſicht zu nehmen war. Der Ba. hat 
die Frage, ob auf den Konkurs Rückſicht zu nehmen geweſen 
ſei, verneint und auch darin iſt ihm beizutreten. Im 8 13 der 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten iſt zunächſt 
der das Verſicherungsrecht im allgemeinen beherrſchende Grundſaz 
zum Ausdruck gebracht, daß die Verſicherung nicht zu einer 
Bereicherung führen ſoll. Im Anſchluß daran iſt weiter be⸗ 
ſtimmt, daß der Verficherer, auch wenn die Verficherungsfumme 
höher iſt als der Verſicherungswert zur Zeit des Eintritts des 
Verſicherungsfalls, nicht verpflichtet iſt, mehr als den Betrag 
des Schadens zu erſetzen, gegen welchen Verſicherung gewährt 
iſt, und zwar unter Zugrundelegung des Werts der Sache zur 
Zeit des Eintritts des Verſicherungsfalls. Im Abf. 2 des 9 18 
findet ſich dann die hier einſchlagende Beſtimmung, wonach als 
Verſicherungswert — alſo als Wert zur Zeit des Eintritts des 
Verſicherungsfalls — bei Haushalts⸗ und ſonſtigen Gebrauchs⸗ 
gegenſtänden, bei Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen derjenige 
Betrag gilt, welcher erforderlich iſt, um Sachen gleicher Art 
anzuſchaffen, unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen alt und neu ſich ergebenden Minderwerts. Der 
Sinn dieſer zuletzt erwähnten Beſtimmung iſt völlig klar und 
unzweideutig; zum Unterſchiede von anderen unter bie Ver' 
ſicherung fallenden Gegenſtänden ſoll bei Haushalts- und fonftigen 
Gebrauchsgegenſtänden, Arbeitsgerätſchaften und Maſchinen nicht 
der Betrag des Schadens unter Zugrundelegung ihres Werts, 
ſondern der Anſchaffungswert von Sachen gleicher 

unter billiger Berückſichtigung des aus dem Unterſchiede zwiſchen 
alt und neu ſich ergebenden Minderwerts als der Verſicherungs⸗ 
wert gelten. Es liegt mithin für dieſen beſonderen Kreis von 
verſicherten Gegenſtänden eine ausdrückliche Vereinbarung über 


ae 
* 


„ r e 
Dom nen I N * N — 


44. Jahrgang. 


die Höhe des im Schadensfalle zu leiſtenden Erſatzes vor. 
Dieſer Vereinbarung gegenüber kann nicht im einzelnen Falle 
dem Verſicherer das Recht zugeſtanden werden, ſich darauf zu 
berufen, daß der Verſicherte nach ſeinen beſonderen Verhält⸗ 
niſſen nicht in der Lage und willens geweſen wäre, die be⸗ 
treffenden Gegenſtände, wäre der Schadensfall nicht eingetreten, 
noch weiterhin zu behalten und zu gebrauchen, ſondern daß er 
ſie zu billigen Preiſen loszuſchlagen genötigt geweſen ſein würde 
und daß er durch Zahlung des Anſchaffungspreiſes für Erſatz⸗ 
ſtücke deshalb in eine günſtigere Vermögenslage kommen, alſo 
bereichert werden würde. Vielmehr nötigt der klare Wortlaut 
des 8 13 der Verſicherungsbedingungen zu der Annahme, daß 
durch die erwähnte Vertragsbeſtimmung bezüglich der in Betracht 
kommenden Gegenſtände der Verſicherung eine erſchöpfende 
pofitive Vereinbarung über den für dieſelben zu leiſtenden Erſatz 
hat getroffen werden ſollen und daß dabei, ſoweit nötig, dem 
allgemeinen Grundſatz, daß die Verſicherung nicht zu einer Be 
reicherung führen ſoll, bereits Rechnung getragen iſt, daß mithin 
die Anwendung der erwähnten Beſtimmung im einzelnen Falle 
nicht noch von einer beſonderen Nachprüfung abhängig gemacht 
werden darf, ob etwa der Verſicherte nach ſeinen individuellen 
Verhältniſſen durch den Empfang der ihm zu leiſtenden Ent⸗ 
ſchädigungsſumme in eine günftigere Vermögenslage kommen 
würde, als in der er ſich bei Nichteintritt des Verſicherungsſalls 
befunden hätte. Auch der wörtlich mit 8 13 Abſ. 2 Satz 1 der 
allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten überein⸗ 
ſtimmende $ 86 VerſVtG. läßt eine ſolche die Beſonderheiten 
des Einzelfalls berückſichtigende Anwendung nicht zu. Zugrunde 
liegt der Beſtimmung die Erwägung, daß Gegenſtände der 
fraglichen Art durch den Gebrauch ſchnell an Wert zu verlieren 
pflegen und daß ſie in der Regel unentbehrlich ſind und im 
Verluſtfalle deshalb der Regel nach durch Neuanſchaffungen 
erſetzt werden müſſen, daß mithin durch den bloßen Erſatz ihres 
Wertes [VerſVtG. $ 52] eine volle Ausgleichung des in 
Wirklichkeit entſtandenen Schadens regelmäßig nicht eintreten 
würde. Die Beſtimmung lautet aber ganz allgemein und iſt 
in keiner Weiſe abhängig davon gemacht, ob im einzelnen Falle 
jene Erwägungen, aus denen ſie hervorgegangen iſt, tatſächlich 
zutreffen, es iſt deshalb auch nicht zuläſſig, hiervon ihre An⸗ 
wendung im einzelnen Fall abhängig zu machen. Dasſelbe 
gilt auch von 8 13 Abſ. 2 der Verſicherungsbedingungen. 
Wollten die Beklagten dieſe Beſtimmung in dem von ihnen 
derſelben jetzt beigelegten Sinne verſtanden wiſſen, ſo hätten ſie 
dies durch eine andere Faſſung zum Ausdruck bringen müſſen. 
In der vorliegenden Faſſung läßt die Beſtimmung die von den 
Beklagten jetzt vertretene Auslegung nicht zu. Hiernach kann 
bei der Abſchätzung des Schadens auf den Umſtand, daß ſich 
die Aktiengeſellſchaft D. & J. zur Zeit der Entſtehung des 
Schadensfalles im Konkurſe befand, kein entſcheidendes Gewicht 
gelegt werden. Es folgt daraus nicht einmal, daß, wie die 
Beklagten behauptet haben, von einer Anſchaffung von Erſatz⸗ 
ſtücken für die durch den Brand zerſtörten Gegenſtände keine 
Rede habe ſein können, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn, wie 
die Beklagten gleichfalls behauptet haben, nach Ausbruch des 
Konkurſes die Fortſetzung des Fabrikbetriebs nicht mehr in 
Betracht gezogen worden iſt. Sehr wohl konnte, wenn auch 
nicht eine Fortſetzung, fo doch eine Veräußerung des Betriebes 
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im ganzen, wobei die Möglichkeit der Wiederanſchaffung des 
erforderlichen Beſtandes an Maſchinen, Gerätſchaften und 
anderen Gebrauchsgegenſtänden von Erheblichleit fein konnte, 
ins Auge gefaßt werden, auch war mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß der Konkurs durch Zwangsvergleich oder in ähn⸗ 
licher Weiſe zur Erledigung kam und die Atktiengeſellſchaft 
D. & J. wieder in den Beſitz ihres Fabrikbetriebes gelangte. 
Daß Verſuche, das ganze Unternehmen zu veräußern oder die 
Maſchinen und andere Gebrauchsgegenſtände im ganzen zu ver⸗ 
äußern, nicht gelungen waren, wie die Beklagten behauptet 
haben, beweiſt nicht ohne weiteres, daß dieſe Verſuche ſchlechthin 
erfolglos bleiben mußten. Hiervon aber auch abgeſehen, ſo iſt 
entſcheidend die Erwägung, daß die beſondere Lage, in der ſich 
die Verſicherte infolge der Konkurseröffnung befand und die 
Tatſache, daß der Schadensfall ſich nach Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes ereignet hat, nach den vorſtehenden Ausführungen bei 
der Feſtſtellung der Entſchädigung überhaupt außer Betracht zu 
bleiben hat. A. u. Gen. c. L., U. v. 7. Mai 15, 34/15 VII. — 
Hamburg. [S.] 
Börſengeſetz. 

79. Einem Börſentermingeſchäft, das unter weſentlichen 
Abweichungen von den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt, kann der Spieleinwand entgegengeſetzt 
werden. Die Unverbindlichkeit des Hauptgeſchäfts ergreift auch 
die eine Nebenabrede bildende Zuſtändigkeitsvereinbarung.] 

Die Klägerin ſchloß durch einen Agenten mit dem in 
Oſterreich wohnenden Beklagten gemäß Schlußſcheinen zwei 
Börſentermingeſchäfte über Rübenrohzucker. In den auf der 
Rückſeite der Schlußſcheine abgedruckten „Bedingungen der 
Herren J. & Co., H.“ heißt es u. a., der Klägerin ſolle das 
Recht der „ſofortigen beſtmöglichen Liquidation“ der „ſämt⸗ 
lichen Engagements“ des Beklagten „oder eines Teils derſelben“ 
zuſtehen „im Falle von Zahlungseinſtellung, Zahlungsſchwierig⸗ 
keiten, Faliſſement oder Exekution“ des Beklagten „durch ein 
anderes hieſiges oder auswärtiges Haus“. Ferner enthält der 
Aufdruck die folgende Beſtimmung: „Bei allen aus dieſem 
Geſchäft entſpringenden Streitigkeiten unterwerfen ſich beide 
Teile nach unſerer Wahl entweder dem Schiedsgericht des 
Vereins der am Zuckerhandel beteiligten Firmen oder der ört⸗ 
lichen Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte in H. oder dem 
Schiedsgericht der Börſe für landwirtſchaftliche Produkte in W.“. 
Die Klägerin klagte bei dem LG. H. 8993,20 & aus den 
Geſchäften gegen den Beklagten ein, dieſer erhob die Einrede 
der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts, weil die ganzen 
Geſchäfte und damit auch die Zuſtändigkeitsvereinbarung, da 
es ſich um Differenzgeſchäfte handle, unwirkſam ſeien. Das 
LG. wies wegen Unzuſtändigkeit die Klage ab, das OLG. die 
Berufung zurück. Die Reviſion blieb erfolglos. Aus den 
Gründen: Die auf einer Würdigung des Beweisergebniſſes 
beruhende Annahme des OL G., daß die beiden zwiſchen den 
Streitteilen abgeſchloſſenen Verträge Differenzgeſchäfte im Sinne 
des 5 764 BGB. darſtellen, iſt rechtlich bedenkenfrei und von 
der Reviſion nicht angegriffen. Die abgeſchloſſenen Börſen⸗ 
termingeſchäfte ſind als ſolche für den Beklagten deshalb ver⸗ 
bindlich, weil er im Inlande zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes 
weder einen Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlaſſung hatte. 
[s 53 Abſ. 2 Nr. 2 BörſG. vom 8. Mai 1908.) Er kann 


— — . — 


792 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


deshalb den Spiel⸗ und Differenzeinwand aus 88 762, 764 BGB. 
gegen den Klaganſpruch dann nicht erheben, wenn auch die 
ſonſtigen Vorausſetzungen des 8 58 Börf®. gegeben find. Der 
8 58 verſagt dieſen Einwand gegenüber Anſprüchen aus Börſen⸗ 
termingeſchäften in Waren oder Wertpapieren, die zum Börſen⸗ 
terminhandel zugelaſſen find. Die Zulaſſung erfolgt durch den 
Börſenvorſtand nach näherer Beſtimmung der Börſenordnung, 
vor der Zulaſſung ſind die Geſchäftsbedingungen für den 
Börſenterminhandel in den zuzulaſſenden Waren oder Wert⸗ 
papieren feſtzuſetzen. [5 50 BörſG.] Dem BG. iſt darin 
beizupflichten, daß einem unter anderen als den amtlich feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen geſchloſſenen Börſentermingeſchäfte der 
Spieleinwand jedenfalls dann entgegengeſetzt werden kann, wenn 
die Abweichung als weſentlich erſcheint. Denn das Geſetz will, wie 
das RG. bereits ausgeſprochen hat [RG. 76, 371; 1) 79, 386] 1%) 
nur den Börſenterminhandel vor dem Spieleinwande ſchützen, 
der alle aus der Beachtung des 8 50 des Geſetzes ſich ergebende 
Gewähr bietet. Nach der Begründung zum Abänderungs⸗ 
geſetze vom 8. Mai 1908 hat die in der Verſagung des Spiel⸗ 
und Differenzeinwandes liegende Begünſtigung nur dem offi⸗ 
ziellen Börſenterminhandel zuteil werden ſollen. „Der ohne 
vorherige Prüfung der Bedürfnisfrage und nach freigebildeten 
Geſchäftsbedingungen ſich abſpielende Börſenterminhandel kann 
einen beſonderen Schutz nicht beanſpruchen“ [ Druckſ. des RT. 
Nr. 483 Seſſ. 1907/8 S. 30 f.J. Die Annahme des OLG. iſt 
zutreffend, daß die Schlußnotenbedingungen der Klägerin von 
den amilich feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen in mehrfacher 
Hinſicht weſentlich abweichen. [Wird im einzelnen ausgeführt.] 
Da hiernach der 8 58 BörſG. auf die hier vorliegenden beiden 
Verträge wegen ihrer weſentlichen Abweichungen von den 
amtlich feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen keine Anwendung 
findet, iſt der vom Beklagten erhobene Spiels und Differenz 
einwand zuzulaſſen. Eine Verbindlichkeit aus dieſen Verträgen 
beſteht für den Beklagten, der den Einwand geltend gemacht 
hat, nicht. Die Unverbindlichkeit des Hauptgeſchäfts ergreift 
auch die eine Nebenabrede bildende Zuſtändigkeitsvereinbarung 
[vgl. NG. 56, 20 f.]), die örtliche Unzuſtändigleit des angerufenen 
Gerichts iſt deshalb mit Recht angenommen worden. J. & Co. 
c. R., U. v. 14. Mai 15, 496/14 III. — Hamburg. (B.) 

Patentrecht. 

10. Auslegung von Patenten. Die Gründe eines im 
Nichtigkeits verfahren über das Patent ergangenen Urteils haben 
für die Auslegung keine Bedeutung.] 

Klägerin iſt Inhaberin des auf Anmeldung vom 30. Juli 
1903 erteilten Patentes Nr. 154 807, das urſprünglich mit zwei 
Anſprüchen erteilt war, von denen der erſte lautete: Pyrophore 
Metallegierungen, beſtehend aus einem oder mehreren der Metalle 
der Edelerden mit einem Zuſatz eines Schwermetalls, beſonders 
von Eiſen, Kobalt und Nickel, einzeln oder zuſammen, wodurch 
ſie ſo pyrophoriſch werden, daß ſie durch Reiben, Schlag oder 
Stoß Funken von großer Intenſität erzeugen, die zu Leucht⸗ 
zwecken, vorzugsweiſe aber zum Zünden von Gaſen und Gas⸗ 
gemiſchen dienen können. Durch Entſcheidung des Kaiſerlichen 
Patentamts vom 9. Mai 1910 wurde der Anſpruch 2 gänzlich 
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geſtrichen und dem Anſpruch 1 folgende Faſſung erteilt: Ver⸗ 


wendung von pyrophoren Metallegierungen, beſtehend aus einem 


oder mehreren der Metalle der Edelerden mit einem Zuſatze von 
etwa 30 Prozent eines Schwermetalls, beſonders Eiſen, Kobalt 
und Nickel, einzeln oder zuſammen, zum Zünden von Gaſen 
und Gasgemiſchen. Durch Entſcheidung des RGB. vom 8. Mai 
1911 wurde die hiergegen von der Beklagten eingelegte Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. Klägerin behauptet, Cereiſen nach dem 
Patente würde von der Geſellſchaft „Treibacher Chemiſche 
Werke“ in Treibach⸗Kärnten, welche Inhaberin entſprechender 
öſterreichiſcher Patente ſei, in der Weiſe hergeſtellt, daß der 
Gehalt an Eiſen 33 bis 36 Prozent betrage. Dieſe Fabrik 
liefere ihr Fabrikat für Deutſchland ausſchließlich an die Klägerin, 
welche ihrerſeits nur an einen Ring beſtimmter Fabrikanten in 
Deutſchland weiterliefere, die es alsdann zur Herflellung von 
Feuerzeugen benutzten. Beklagter, der dieſe Verhältniſſe als 
ihr früheres Aufſichtsratsmitglied genau kenne, habe nun von 
der Treibacher Geſellſchaft größere Mengen von Cereiſen unter 
der Bedingung, ſie nur im Auslande abzuſetzen, bezogen, ſie 
dann aber unter wiſſentlicher Verletzung des Patentrechtes der 
Klägerin an Feuerzeugfabrikanten im Inlande weitervertrieben. 
Klägerin hat daraufhin auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und 
Schadenerſatz geklagt. Beklagter beantragt Klageabweiſung. 
Er beſtreitet, Auer⸗Metall für Deutſchland geliefert zu haben; 
die an die Deutſche Feuerzeuggeſellſchaft gelieferte Menge fei 
mit der Bedingung verkauft worden, daß ſie nur im Auslande 
verwandt werden dürfe, auch ſei die Lieferung im Auslande, 
nämlich in Belgien, erfolgt. Sodann aber macht er geltend, 
daß die Erzeugnifje der Treibacher Werke, und ſomit auch die 
von ihm vertriebenen Mengen, überhaupt nicht unter das 
Patent fielen. Bedingung des letzteren ſei em Zuſatz von 
Eiſen in Höhe von „etwa 30 Prozent“. Demnach könne man 
nur eine Legierung mit 28 bis 32 Prozent Eiſen als unter 
das Patent fallend annehmen. Nach den eigenen Erklärungen 
der Klägerin habe aber das im Jahre 1910 hergeſtellte Auer 
Metall 33 bis 36 Prozent Eiſen enthalten, und nach der Analyſe 
von Proben des an die Deuiſche Feuerzeuggeſellſchaft gelieferten 
Metalles betrage der Gehalt des legteren an Eiſen ſogar 
37 bis 40 Prozent [in einzelnen Fällen 36,6 und 40,43 Prozent!. 
Damit ſeien die Grenzen des Patents weit überſchritten. Aus 
den Gründen: Die Reviſion der Klägerin iſt begründet, da 
der Patentauslegung des KG. nicht beigetreten werden kann. 
Mit Unrecht legt das BG. der Entſcheidung des RG. im 
Nichtigkeitsſtreite eine erhebliche Bedeutung für den gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit und für die Auslegung des Patentes bei. 
Für das RG. handelte es ſich damals nur um die Frage, ob 
das Patent gegenüber der einſchränkenden Entſcheidung des 
Patentamts im vollen urſprünglichen Inhalte aufrechtzuerhalten 
ſei. Dieſe Frage iſt durch Zurückweiſung der Berufung der 
jetzigen Klägerin verneint worden. Durch die Beſtätigung der 
Eniſcheidung des Patentamts iſt dieſe Entſcheidung zu einer 
ſolchen letzter Inſtanz im Sinne des vom BG. erwähnten 
Urteils des RG. vom 8. Juli 1914, IW. S. 933 5 und 
PM3Bl. 1915, 122 erhoben worden. Die Tragweite, die dem 
Patente nach der Entſcheidung des Patentamts verblieben war, 
konnte durch das Urteil des RG. keine Einſchränkung erfahren, 
weil die Gegner des Patentes Berufung nicht eingelegt hatten. 
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Ergibt ſich ſomit aus dem Urteile des RG., daß es, wenn 
eine ſolche Berufung eingelegt worden wäre, der Nichtigkeits⸗ 
klage im vollen Umfange ſtattgegeben hätte, ſo iſt dies nur 
eine Begründung der Zurückweiſung der von der Patent⸗ 
inhaberin eingelegten Berufung, die einer engeren Auslegung 
des Patentes nicht als Stütze dienen kann. Dies um ſo 
weniger, als die Begründung nicht einmal auf einen Stand 
der Technik hinweiſt, nachdem dasjenige, was bei der jetzt 
von der Klägerin vertretenen Auslegung unter das Patent 
fallen würde, vorweggenommen geweſen wäre. Aus den vom 
Patentamt und vom RG. angeführten Druckſchriften ergibt ſich 
nur, daß die Pyrophorität bereits früher bei mit Eiſen ver⸗ 
unreinigtem Cer wahrgenommen worden iſt. Das RG. 
ſtellte ferner feſt, daß B. das Eiſen als wirkſamen Beſtandteil 
dabei erkannt hatte, und folgerte hieraus, daß in dem all⸗ 
gemeinen Gedanken, Legierungen von Cer und Eiſen zur 
Entzündung von Gaſen zu verwenden, eine Erfindung nicht 
mehr erblickt werden. könne; hieran knüpfte ſich die weiter⸗ 
gehende Außerung, daß das Verdienſt des Anmelders, die an 
ſich als pyrophor bekannte Legierung weiter erforſcht und dabei 
ſeſtgeſtellt zu haben, bei welchem Prozentſatz das Optimum der 
Zundfähigkeit erreicht werde, nicht als erfinderiſch zu bewerten 
ſei. Letztere Außerung iſt für den vorliegenden Rechtsſtreit 
ſchlechthin unerheblich, denn das Patent iſt ja aufrechterhalten 
und damit jenes Verdienſt bei Anwendung des Patentes durch 
den Verletzungsrichter als erfinderiſch anzuerkennen. Sollte es 
aber darauf ankommen, ſo würde der Verletzungsrichter jener 
Außerung völlig frei gegenüberſtehen und ſie auf ihre Nichtigkeit 
nachzuprüfen haben. Dabei wäre in Betracht zu ziehen, daß 
ſie weſentlich durch den Tatbeſtand des Nichtigkeitsſtreites und 
durch die Prozeßführung der jetzigen Klägerin beeinflußt worden 
fein mußte. Dieſer kam es damals darauf an, das Patent im 
vollen Umfange aufrechtzuerhalten und feſtgeſtellt zu ſehen, daß 
jede Cereiſenlegierung, alſo auch ſolche mit einem ganz gering⸗ 
fügigen Zuſatze von Eiſen, unter das Patent falle. Aus 
dieſem Grunde anſcheinend unterließ fie es, geltend zu machen, 
was heute nach der vom BG. vorgenommenen Unterſuchung 


teftiteht, daß zwiſchen Cereiſenlegierungen mit einem geringen 


Beſtandteil an Eiſen, wie ſie früheren Veröffentlichungen zu⸗ 
grunde gelegen harten, und ſolchen mit einem Zuſatze von 
„etwa 30 Prozent“ ein ſpezifiſcher Unterſchied inſofern 
beſteht, als erſtere ſich zu Zündzwecken überhaupt kaum eignen 
und die gewerbliche Verwertbarkeit erſt bei annähernd 30 Prozent 
eintritt. Damals hatte die jetzige Klägerin nach dem Tat 
beſtande des Reichsgerichtsurteis erklärt: „Dies Verhaltnis bes 
zeichne nur das Optimum, bei dem in der Regel die beſte 
Wirkung eintrete. Es genügten indeſſen ſchon geringe Zuſatze 
von Eiſen, um die Legierung gewerblich verwertbar zu machen.“ 
Sie hat ſo den Unterſchied zwiſchen den vom Patentamt ge⸗ 
kennzeichneten Legierungen und den bereits vorher bekannten 
Cereiſenberbindungen gefliſſentlich verwischt und dadurch ſelbſt 
Veranlaſſung zu einer Beurteilung gegeben, nach der der Schritt 
vom einen zum anderen in Ermangelung von Unterſuchungen, 
wie ſie jetzt vorliegen, nicht mehr erfinderiſch ſchien. Die maß⸗ 
gebende Entſcheidung des Patentamts ergibt mit voller Deutlich⸗ 
keit, daß die Erfindung erblickt wurde in der „Verwendung der 
pyrophoren Legierungen der Edelerdmetalle mit Schwermetallen 
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zur ſicheren Zündung von Gaſen“. Die Beſchränkung auf 
einen Zuſatz von etwa 30 Prozent findet ihre Erklärung in 
dem Satze der Begründung: „Die von H. und N. hergeſtellten 
Legierungen wieſen nur Spuren eines Schwermetalles auf, 
ſo daß die pyrophore Kraft der Funken nur eine geringe ſein 
konnte und eine ſichere Zündung von Gaſen nicht möglich 
war.“ Ausgeſchieden aus dem Patente wurden hiernach ſolche 
Legierungen, bei denen wegen zu geringen Zuſatzes von Eiſen 
eine ſichere Zündung nicht eintreten konnte. Zur Abgrenzung 
diente die Bezeichnung von „etwa 30 Prozent“, weil der An⸗ 
melder in der Beſchreibung in bezug auf Cereiſenlegierungen 
erklärt hatte, daß hierbei das Optimum der Zündfähigkeit ein⸗ 
trete. Schon hieraus folgt, daß auch alle Legierungen mit 
einem Zuſatze von unter 30 und über 30 Prozent dann unter 
das Patent fallen, wenn ſie infolge eines erheblichen Zuſatzes 
von Eiſen oder anderem Schwermetall eine ſichere Zündung 
herbeizuführen vermögen. Nach der vom BG. auf Grund der 
Unterſuchung des Materialprüfungsamtes getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen ſteht dieſe Patentauslegung auch durchaus im Ein⸗ 
klange mit der techniſchen Wirkung der Legierungen. Denn 
danach iſt eine gute Zündwirkung ſchon bei einem Eiſengehalt 
von 17,7 Prozent feſtſtellbar und iſt ebenſo noch bei einem 
Eiſengehalt von 72 Prozent vorhanden. Dagegen iſt nach 
Tabelle 4 II, 124 die Zündwirkung bei einem Eiſenzuſatz von 
7,3 Prozent faſt Null oder Null, d. h. für gewerbliche Zwecke 
ganz ungenügend, während nach der Darlegung des Vertreters 
des Materialprufungsamtes Profeſſor B. Urteil II S. 11, das 
im Handel übliche mit Eiſen verunreinigte Cer einen Eiſengehalt 
von nur 3 bis 5 Prozent beſitzt. Gerade mit dieſem gering⸗ 
haltigen Cereiſen hatten aber die Vorläufer des Patent⸗ 
anmelders gearbeitet, und keiner von ihnen hatte den Gedanken 
offenbart, eine auch nur annähernd ſo hochhaltige Legierung, 
wie mit 17,7 Prozent oder gar mit 30 Prozent Eiſen her⸗ 
zuſtellen, um eine ſichere Zündwirkung zu erzielen. Aus dieſer 
Vergleichung von Urſache und Wirkung der patentierten Le⸗ 
gierung mit dem Stande der Technik vor Anmeldung des 
Patentes ergibt ſich ohne weiteres dieſelbe Tragweite des 
letzteren, wie ſie oben aus der Nichtigkeitsentſcheidung des 
Patentamtes hergeleitet iſt. Techniſch unmöglich erſcheint dem⸗ 
gegenüber die vom BG. vorgenommene Abgrenzung auf einen 
Bereich von 28 bis 32 Prozent Eiſengehalt, da genau dieſelbe 
Wirkung ſowohl bei einem geringeren, wie auch bei einem 
höheren Gehalt an Eiſen eintritt und die Vorveröffentlichungen 
nur Legierungen mit minimalem Gehalt an Eiſen, bei denen 
infolgedeſſen auch die techniſche Wirkung ausbleibt, betreffen. 
Selbſt wenn der Anmelder oder das Patentamt der Anſicht 
geweſen ſein ſollten — was ſich aber keineswegs aus Be⸗ 
ſchreibung und Entſcheidung ergibt —, daß die technifche 
Wirkung nur bei „etwa 30 Prozent“ im Sinne des BG., 
alſo bei 28 bis 32 Prozent, einträte, würde das Patent ohne 
weiteres auf außerhalb dieſer Grenzen liegende Legierungen, 
bei denen infolge erheblichen Eiſenzuſatzes dieſelbe Wirkung 
eintritt, zu erſtrecken ſein, weil diejenigen, die ſolche Legierungen 
zu Zündungen verwenden, damit den dem Patente zugrunde 
liegenden Erfindungsgedanken auf Grund einer nachträglichen, 
gründlicheren Durcharbeitung der Erfindung benutzen würden. 


Hieraus folgt, daß das von den Treibacher Werken hergeſtellte 
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Auer: Metall, mag es mm einen Eiſenzuſatz von 33 dis 
36 Prozent oder, wie der Beklagte behauptet, von 37 bis 
40 Prozent, bis zu 40,43 Prozent, gehabt haben, eine pyro⸗ 
phore Metallegierung im Sinne des Patentes iſt. Da das 
angefochtene Urteil auf der gegenteiligen Auffaſſung beruht, ſo 
unterliegt es der Aufhebung. P.⸗M. c. F., U. v. 15. Mai 15, 
26/15 I. — Berlin. [S.] 
Reichsſtempelgeſetz. 
1 11. Tarifnummer 1a RStempG. Berechnung des Wertes 
von Genußſcheinen.] | 
In der Generalverſammlung der klagenden Geſellſchaft 
vom 10. Auguſt 1910 wurde eine Erhöhung des bis dahin 
3 Millionen Mark betragenden Grundkapitals auf 5,3 Millionen 
Mark beſchloſſen. Eine Bankgemeinſchaft übernahm die neuen 
Aktien zum Kurſe von 101 Prozent zuzüglich Speſen und 
gegen die Verpflichtung, 600 Stück von der Geſellſchaft aus⸗ 
geſtellte Genußſcheine dieſer unentgeltlich zum Zwecke der Ver⸗ 
nichtung zur Verfügung zu ſtellen. Die Parteien ſtreiten 
darüber, ob und in welchem Betrage die von der Klägerin 
für die Ausgabe der neuen Aktien nach der Tarifnummer 1a 
NStempG. vom 15. Juli 1909 zu entrichtende Abgabe durch 
die Übernahme und Erfüllung der dieſe Genußſcheine bes 
treffenden Verpflichtung erhöht worden iſt. Der Beklagte erhob 
mit Rückſicht auf dieſe Verpflichtung einen Mehrſtempel von 
35 880 &. Mit der Klage verlangt die Klägerin die Rück⸗ 
zahlung dieſes Betrages. Das OLG. in Hamburg wies die 
Berufung der Klägerin zurück und hob auf die Berufung des 
Beklagten die Entſcheidung des LG. inſoweit auf, als ſie den 
Beklagten zur Zahlung von mehr als 5497,67 & nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit dem 15. Juli 1911 verurteilte. In 
Höhe weiterer 5355,50 4 wurde die Klage abgewieſen. 
Der BerR. geht in Übereinſtimmung mit der ſtändigen 
Rechtſprechung des erkennenden Senats davon aus, daß der 
aus der Tarifnummer 1a NStemp®. zu entrichtende Aktien⸗ 
ſtempel nach dem Werte der vereinbarten Gegenleiſtung zu be⸗ 
rechnen iſt, die der erſte Erwerber der neuen Aktien für den 
Erwerb zu gewähren hat [RG. 80, 118]. Dieſer Wert umfaßt 
hiernach auch den Wert der 600 Genußſcheine, die nach der 
Abrede vom Erwerber der Aktien zum Zwecke der Vernichtung 
der Geſellſchaft zur Verfügung zu ſtellen waren. Dieſe Genuß⸗ 
ſcheine haben zwar nicht die Natur von Aktien; ihren Inhabern 
gebührt keinerlei Einfluß auf die Leitung der Geſellſchaft und 
auch als ſolchen kein Stimmrecht in der Generalverſammlung. 
Der Genußſchein iſt aber ein Inhaberpapier über eine Geld⸗ 
ſchuldforderung, die dem Inhaber gegenüber der Geſellſchaft 
zuſteht und für ihn ein klagbares Recht auf Zahlung gegen die 
Geſellſchaft begründet. Die in Papier verkörperte Geldforderung 
hat einen beſtimmten Verkehrswert, der einen Teil des Geſamt⸗ 
werts der Gegenleiſtung darſtellt und damit auch die Höhe des 
Aktienſtempels weſentlich beeinflußt. Daran ändert ſich nichts, 
wenn hier die verbriefte Forderung inhaltlich dahin beſchränkt 
iſt, daß ihre Verzinſung und Tilgung nur aus dem Reingewinn 
der Geſellſchaft und aus dieſem auch nur unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen beanſprucht werden darf. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß der Inhaber des Genußſcheins dieſe wenn auch beſchränkten 
Vermögensrechte nur gegen ein beſtimmtes Entgelt aufzugeben 
geneigt war und daß die Bankgemeinſchaft dies Entgelt auf⸗ 
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zuwenden hatte, um ihre auf Beſchaffung der Genußſcheine zur 
Ermöglichung der Vernichtung gerichtete Vertragsverpflichtung 
erfüllen zu können. Die Reviſion will dieſen Forderungswert 
für die Stempelberechnung deshalb ausgeſchaltet wiſſen, weil 
die Geſellſchaft als ſolche — im Gegenſatz zu ihren Aktionären — 
dadurch, daß ihr die Genußſcheine zur Verfügung geſtellt ſeien, 
keinen Vermögenszuwachs erfahren habe. Dieſe Begründung 
iſt jedoch aus einem doppelten Grunde für die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits ohne Bedeutung. Zunächſt erfordert der Begriff 
der „Gegenleiſtung“, und zwar auch dann, wenn ſie einen Ver⸗ 
mögenswert zum Gegenſtand hat, keineswegs, daß dieſer Wert 
in das Vermögen desjenigen übergehen muß, der ſich die Gegen⸗ 
leiſtung ausbedungen hat. Die Gegenleiſtung bleibt eine ſolche 
auch dann, wenn fie nach dem Willen des Verſprechensempfängers 
an einen Dritten — hier etwa an die Aktionäre — zu erfolgen 
hätte. Schon in den Urteilen vom 10. Juli 1914 [W 131/14] 
und 7. Mai 1915 [VII 32/15] hat der erkennende Senat dar⸗ 
gelegt, daß eine übernommene Leiſtung nur dann ſtets als 
Gegenleiſtung anzuſehen iſt, wenn ſie als ſolche von beiden 
Vertragsteilen gewollt war. Dabei kommt es nicht darauf an, 
ob und welches vermögensrechtliche Intereſſe der Verſprechens⸗ 
empfänger daran hatte, ſich etwa die Leiſtung an einen Dritten 
auszubedingen. Weiter iſt aber auch im Streitfall der den 
Genußſcheinen innewohnende Wert in das Vermögen der Ge⸗ 
ſellſchaft, und nicht in das der Aktionäre rechtlich über⸗ 
gegangen. Schuldner der aus den Genußſcheinen ſich ergebenden 
Forderungsrechte waren nicht die Aktionäre, da mit ihnen die 
Inhaber der Scheine in keinem Rechtsverhältnis ſtanden, ſondern 
allein die Aktiengeſellſchaft, deren ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit 
zwiſchen jenen Inhabern und den Aktionären ſtand. Wurde 
die Geſellſchaft dadurch, daß ihr die Genußſcheine behufs Ver⸗ 
nichtung zur Verfügung geſtellt wurden, von der Verpflichtung, 
die Scheine aus dem von ihr erzielten Geſchäftsgewinn zu ver⸗ 
zinſen und zu tilgen, befreit, fo floß der Wert des Binde und 
Tilgungsanſpruchs in ihr Vermögen. Ihr Geſchäftsgewinn, der 
ein Beſtandteil ihres Vermögens war, vermehrte ſich ent⸗ 
ſprechend. Erſt ihr gegenüber ſtand den Aktionären ein An⸗ 
ſpruch auf Gewinnanteil zu und deshalb hatten die Aktionäre 
ein wirtſchaftliches Intereſſe daran, daß durch die für die Ge⸗ 
ſellſchaft eintretende Schuldbefreiung die Ausſicht auf Gewinn⸗ 
verteilung an die Aktionäre geſteigert wurde. Dieſe Steigerung 
konnte übrigens auch nicht ohne fördernden Einfluß auf den 
Kurswert der Aktien und damit auf den Wert des Geſellſchafts⸗ 
vermögens bleiben. Ob und in welcher Art die durch die Ge⸗ 
nußſcheine begründete Schuld in die Bilanz der Geſellſchaft auf⸗ 
zunehmen war, iſt für die Stempelfrage gleichgültig; es genügt, 
daß die aus dem Geſellſchaftsvertrage ſich ergebenden und durch 
ihn begrenzten klagbaren Forderungsrechte der Genußſchein⸗ 
inhaber zweifellos das Vermögen der Geſellſchaft belaſtet hatten 
und daß dieſe Laſt nunmehr fortgeſallen war. Durch die vor⸗ 
ſtehenden Erwägungen erledigt ſich auch die Rüge der Re 
viſion, es fehle im Streitfall an der vom Stempelgeſetz er⸗ 
forderten Kapitalbewegung zwiſchen der ausgebenden Geſellſchaft 
und den Erwerbern der Aktien. Die Sache liegt hier im Er⸗ 
gebnis nicht anders, als wenn die Bankgemeinſchaft die Genuß 
ſcheine von deren Inhabern erworben, ſie dann verkauft und 
den ihrem Werte entſprechenden Erlös der Geſellſchaft ber⸗ 
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eignet hätte. Die Reviſion rügt endlich noch, der Begriff des 
der Stempelberechnung zugrunde liegenden „inneren Werts“ der 
neuen Aktien ſei vom BerR. unrichtig angewendet. Die Hinzu⸗ 
rechnung des vollen Wertes der Genußſcheine zum Nennbetrage 
der neuen Aktien führe dahin, für die alten Aktien einen weit 
geringeren Kurswert als für die neuen anzunehmen, obwohl 
grundſätzliche Verſchiedenheiten zwiſchen den Rechten und Pflichten 
der alten und der neuen Aktionäre nicht beſtänden. Auch dieſe 
Rüge geht fehl. Auf den Begriff des ſogenannten „inneren 
Werts“ der neuen Aktien, der früher vielſach mißverſtändlich 
aufgefaßt worden iſt, kommt es für die Stempelberechnung über⸗ 
haupt nicht an; maßgebend für dieſe iſt vielmehr, wie ſchon 
dargelegt iſt, der Wert der für die Ausgabe der Aktien ge⸗ 
währten Gegenleiftung [RG. 80, 120. Die Schlußfolgerung 
ferner, daß bei Einrechnung des vollen Wertbeirags der Genuß⸗ 
ſcheine in jenen inneren Wert der Kurs der neuen Aktien ſich 
um dieſen vollen Wertbetrag höher hätte ſtellen müſſen als bei 
den alten Aktien, läßt außer Betracht, daß der Wertbetrag dem 
Vermögen der Geſellſchaft nicht ohne Entgelt zugefloſſen iſt und 
daß nach der Ausgabe der neuen Aktien die einzelne Aktie 
einen geringeren Bruchteil des Geſamtvermögens darſtellte als 
dies vor der Ausgabe der neuen Aktien bei den alten Aktien 
der Fall war. H. S. & Co. c. H. F., U. v. 4. Mai 15, 
428/14 VII. — Hamburg. [S.] 
12. Tarifnummer 11 a RStempG. findet auch auf das 
Angebot der Übertragung von Verkaufsanträgen Anwendung.] 
Dem Architekten Paul P. in Berlin waren 15 im König⸗ 
reich Sachſen gelegene Grundſtücke durch notariell beurkundete 
Erklärungen zum Kauf angetragen worden. P. bot durch eine 
von einem Notar in Berlin am 17. Auguſt 1912 beurkundete 
Erklärung dem Kläger den Abſchluß eines Vertrags an, durch den 
er dem Kläger oder einem von dieſem zu bezeichnenden Dritten die 
Rechte aus jenen Anträgen „gegen ein Entgelt von 150 4 
pro ſächſiſchen Acker im Geſamtbetrage von zirka 105 000 * 
abtrat dergeſtalt, „daß nur dann, wenn Herr B. oder ſein 
Rechtsnachfolger die Angebote annimmt, dieſer Üiberpreis von 
150 4 pro ſächſiſchen Acker zu bezahlen“ fein ſolle. Auch 
enthielt die Urkunde vom 17. Auguſt die Erklärung des P., 
daß er ſich an dieſes Vertragsangebot bis zum 1. Oktober 1912 
einſchließlich binde. Eine Annahme durch den Kläger oder einen 
Dritten iſt nicht erfolgt. Zu der Urkunde vom 17. Auguſt 
wurde von dem Notar nur ein Landesſtempel von 3 & ver⸗ 
wendet. Die Steuerbehörde forderte aber eine Reichsſtempel⸗ 
abgabe, die fie zunächſt nur von dem als „Überpreis“ bes 
zeichneten Betrag auf 700 & berechnete. Der Kläger zahlt: 
die geforderte Abgabe, verlangte ſie aber ſamt 4 Prozent 
Prozeßzinſen mit der vorliegenden Klage zurück. Das 2G. hat, 
dem Antrage des beklagten Fiskus gemäß, die Klage ab⸗ 
gewieſen. Hiergegen wurde vom Kläger Berufung eingelegt. 
Inzwiſchen hatte aber die Steuerbehörde den Reichsſtempel auch 
von demjenigen Betrage, welcher im Falle der Annahme des 
Angebots an die Grundſtückseigentümer zu zahlen geweſen 
wäre, berechnet und demgemäß Entrichtung einer weiteren 
Abgabe von 723,50 & gefordert. Auch dieſen Betrag zahlte 
der Kläger, der nunmehr die Klageforderung in der Berufungs⸗ 
nflanz entſprechend erweiterte. Die Berufung iſt jedoch zurück⸗ 
gewieſen worden. Nach der Beſtimmung in Tarifnummer 11a 
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Abſ. 1 RStempG. unterliegen der dort verordneten Abgabe 
Beurkundungen von Kaufverträgen über im Inlande, was hier 
bedeutet im Deutſchen Reiche, gelegene Grundſtücke. Im vor⸗ 
liegenden Falle bezog ſich die in Berlin aufgenommene notarielle 
Urkunde vom 17. Auguſt 1912 auf im Königreich Sachſen 
gelegene Grundſtücke; inſoweit iſt alſo die Vorausſetzung der 
Stempelpflichtigkeit erfüllt. Zufolge der Vorſchrift in Abſ. 2 
Satz 1 a. a. O. werden [mit einer hier nicht in Betracht 
kommenden Ausnahme] „Beurkundungen von Übertragungen 
der Rechte der Erwerber aus Veräußerungsgeſchäften. .. in 
betreff der Stempelpflichtigkeit wie Beurkundungen der Ver⸗ 
äußerungen behandelt“. Unmittelbar hieran anſchließend beſtimmt 
der Satz 2 des Abſ. 2: „Dasſelbe gilt von Übertragungen 
der Rechte aus Anträgen zur Schließung eines entgeltlichen 
Veräußerungsgeſchäfts, die den Veräußerer binden, ſowie aus 
Verträgen, durch die nur der Veräußerer zur Schließung eines 
ſolchen Veräußerungsgeſchäfts verpflichtet wird“. Mit den 
Vorſchriften in Abſ. 2 wollte man Umgehungen der in Abf. 1 
verordneten Abgabe, wie ſie nach den Erfahrungen im Bereiche 
des preußiſchen Landesſtempels ſonſt zu erwarten geweſen wären, 
und den daraus für die Reichskaſſe zu beſorgenden Nachteilen 
begegnen. Dieſem Zwecke hatte für die Staatskaſſe ſchon die 
im LStempG. urſprünglich nur enthaltene Vorſchrift des da⸗ 
maligen Abſ. 5 der Tarifſtelle 32 dienen wollen, indem ſie 
beſtimmte, was jetzt Satz 1 des Abſ. 2 der Tarifnummer 11a 
RStempG. beſtimmt. Demgegenüber hatte aber der Verkehr 
den Ausweg gefunden, daß dem Zwiſchenmann nur ein Verkaufs⸗ 
antrag mit Bindung des antragenden Eigentümers für eine 
längere Friſt gemacht wurde und daß der Zwiſchenmann, wenn 
er mit Vorteil für ſich einen Kaufluſtigen fand, dieſem die 
Rechte aus jenem Antrag abtrat. Um auch hiervon der Staats⸗ 
kaſſe den Umſatzſtempel zu ſichern, wurde im LStempG. bei 
deſſen Neufaſſung vom 30. Juni 1909 der Satz 2 im jetzigen 
Abſ. 6 der Tarifſtelle 32 hinzugefügt, wobei, angeſichts dieſer 
beſonderen ſtempelrechtlichen Vorſchrift, für die ſtempelrechtliche 
Beurteilung nicht in Betracht kommt, ob nach bürgerlichem 
Recht der Vertragsantrag für den Antragsempfänger überhaupt 
ein abtretbares Recht begründet. Das NStemp®. hat, als es 
bei ſeiner Neufaſſung vom 15. Juli 1909 die Tarifnummer 11 
einführte, von vornherein die Beſtimmungen aus beiden Sätzen 
des Abſ. 6 der Tariſſtelle 32 LStempG. [ſoweit fie den Umſatz 
unbeweglichen Vermögens betreffen] übernommen. Das Geſetz 
würde ſeinen Zweck nur ſehr unvollkommen erreichen, wenn 
es auf einen Fall der hier vorliegenden Art nicht anzuwenden 
wäre. Für die Geſetzesanwendung iſt aber dem erkennbaren, 
hier übrigens in der Begründung zu beiden Geſetzesentwürfen 
von 1909 noch beſonders zum Ausdruck gebrachten, vorhin dar⸗ 
gelegten Geſetzeszwecke die maßgebende Bedeutung nicht zu ver⸗ 
ſagen. Daß die Grundſtückseigentümer an ihre dem P. 
gemachten Verkaufsanträge ſich rechtlich gebunden hatten, iſt 
außer Streit; in dieſem Punkte iſt alſo die Vorausſetzung des 
Abſ. 2 Satz 2 der Tarifnummer 11a erfüllt. Von der Reviſion ift 
aber geltend gemacht worden, in der Urkunde vom 17. Auguſt 1912 
ſei nicht, wie jene Vorſchrift ferner vorausſetzt, die Ubertragung 
der Rechte aus den Verkaufsanträgen, ſondern nur das Angebot 
dieſer Mbertragung beurkundet. Mit dieſem Angebot hatte aber P. 
alles getan, was von ſeiner Seite erforderlich war, um den 
b 100. 
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Erfolg der Rechtsübertragung auf den Kläger herbeizuführen. 
Es war nicht etwa nur ein ſchuldrechtliches UÜbertragungs⸗ 
verſprechen beurkundet, dem, wenn der Kläger es annahm, das 
Erfüllungsgeſchäft ſeitens des P. noch erſt hätte folgen müſſen, 
ſondern die Übertragung ſelbſt war, wenn auch nur angebots⸗ 
weiſe, beurkundet. Das ergibt klar der Wortlaut der Urkunde, 
wonach P. erklärt hat: „Ich trage hiermit dem... Hans B. 
die Schließung nachſtehenden Vertrages an. § 1. Herrn Paul P. 
ſind . . . 15 notarielle Verkaufsangebote gemacht worden und 
zwar ... Die Rechte aus dieſen notariellen Angeboten tritt 
. . . P. an .. . B. oder an eine von dieſem zu bezeichnende 
dritte Perſon ab gegen ein Entgelt von ...“. Nahm der 
Kläger das Angebot an, ſo bedurfte es nicht einer beſonderen 
neuen ÜUbertragungserklärung des P., ſondern die Übertragung 
als dingliches Geſchäft, nicht etwa lediglich das ſchuldrechtliche 
Grundgeſchäft, war damit vollendet. Freilich ſteht feſt, daß 
der Kläger das Angebot nicht angenommen hat. Als Vertrag 
18 398 BGB.] iſt alſo die Übertragung in Wahrheit nicht zu⸗ 
ſtande gekommen. Hierauf kommt es aber für die ſtempel⸗ 
rechtliche Beurteilung nicht an. In der Rechtsanwendung der 
Tarifſtelle 2 LStempG. [ „Abtretung von Rechten“) beſteht von 
jeher kein Zweifel, daß, trotz der Vertragsnatur der Abtretung, 
für die Stempelpflichtigkeit auf Grund jener Tarifſtelle ſchon 
die Beurkundung der einſeitigen Abtretungserklärung des 
Berechtigten genügt. Dasſelbe muß folgerichtig auch für die 
Anwendung der Tarifſtelle 32 Abſ. 6 LStempG. und der 
dieſer nachgebildeten Tarifnummer 11a Abſ. 2 RStemp®. auf 
die in dieſen Vorſchriften erwähnte beſondere Art von Ab⸗ 
tretungen gelten. Die Reviſion hat noch geltend gemacht, daß 
nach bürgerlichem Recht mit dem Übertragungsangebote das zu 
übertragende Recht aus dem Vermögen des Anbietenden noch 
nicht ausſcheide, daß es vielmehr bis zum Zuſtandekommen des 
Übertragungsvertrags Teil jenes Vermögens und darin gegen 
den Anbietenden pfändbar bleibe. Auch das iſt indes für die 
ſtempelrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung; für dieſe genügt, 
daß, wie vorſtehend gezeigt, die Ubertragungserklärung beurkundet 
iſt. Werden mit Bezug auf dasſelbe Recht Übertragungen an 
verſchiedene Perſonen beurkundet, ſo unterliegt jede dieſer Urkunden 
dem Stempel aus Tarifſtelle 2 oder zutreffendenfalls dem aus 
Tarifſtelle 32 Abſ. 6 und Tarifnummer 11 a Abſ. 2, ohne daß 
es, wie die Reviſion anzunehmen ſcheint, darauf ankommt, 
welche der Erklärungen den Übertragungserfolg hat und daß 
die anderen ihn, auch bei Annahme, nicht haben. Die Urkunde 
vom 17. Auguſt 1912 iſt hiernach mit Recht der Reichsſtempel⸗ 
abgabe unterworfen worden. Gegen die Berechnung ihres 
Betrages ſind Bedenken von der Reviſion nicht erhoben und 
auch von Amts wegen nicht zu erheben. B. c. Pr. F., 
U. v. 4. Mai 15, 7/15 VII. — Berlin. [S.] 
Reichsverſicherungsordnung. 
+13. Strafrechtliches Verſchulden im Sinne des 5 903 
RVO. bzw. § 136 Gewu VG. Was iſt eine „gefährliche 
Maſchine“ ] 
In der Papierfabrik des Beklagten zu H. verunglückte am 
27. Juni 1912 bei der Arbeit der damals noch nicht 16 jahrige 
Glättſaalarbeiter M., als er damit beſchäftigt war, von Teilen 
eines Prägekalanders Ol abzuwiſchen; die Maſchine zerquetſchte 
ihm den linken Unterarm und die linke Hand, die ihm nach⸗ 
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mals abgenommen werden mußten. Er erhält von der klagenden 
Berufsgenoſſenſchaft eine Unfallrente. Mit der gegenwärtigen 
Klage verlangt die Klägerin vom Beklagten auf Grund der 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetze Erſatz ihrer Aufwendungen 
für den Verunglückten. Das LG. hat die Klage abgewieſen, 
die Berufung der Klägerin iſt vom OLG. zurückgewieſen worden. 
Gegen deſſen Entſcheidung hat nunmehr die Klägerin Reviſion 
eingelegt. Da der Unfall ſich unter der Herrſchaft des Ge⸗ 
werbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes von 1900 ereignet habe, er⸗ 
achtet das BG. dieſes Geſetz und nicht die — ſachlich damit 
meiſt übereinſtimmende — Reichsverſicherungsordnung für maß⸗ 
gebend zur Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits. Die 
formellen Vorausſetzungen des §8S 137 Gew VG. ſeien erfüllt. 
Zur Begründung des Anſpruches behaupte die Klägerin, der 
Prägekalander, an dem M. verunglückte, ſei eine gefährliche 
Maſchine im Sinne des 5 31 der Unfallverhütungsvorſchriften 
Bl. 22]; der noch nicht 16 jährige M. habe deshalb an ihr 
überhaupt nicht beſchäftigt werden dürfen. Der Kalander ſei 
aber eine gefährliche Maſchine in dieſem Sinne nicht, da ſie 
auch von jugendlichen Arbeitern ordnungsmäßig ohne Gefahr 
bedient werden könne. Daß der Kalander Schutzbretter habe, 
und daß M. angewieſen geweſen ſei, Ol, das ſich an den 
Walzen zeige, nicht ſelbſt zu beſeitigen, beweiſe die Gefährlich⸗ 
keit der Maſchine nicht, die nur bei ordnungswidriger Be⸗ 
dienung vorhanden geweſen ſei. Der den Kalander bedienende 
Arbeiter brauche die Walzen nicht zu berühren; da, wo er den 
Prägeſatz in den Kalander einzulegen hat, ſei ein Schutzbrett 
angebracht mit einer Ausſparung, in die der Prägeſatz hinein⸗ 
geſchoben werde. M. habe aber durch das Schutzbrett hindurch 
zwiſchen die Walzen gegriffen, nicht um den Prägeſatz in den 
Kalander zu bringen, ſondern um Ol von den Walzen zu 
wiſchen; das habe aber nicht zu der ihm obliegenden Be⸗ 
dienung des Kalanders gehört; es ſei ihm verboten geweſen. 
M. habe dieſe Verrichtung zwar auch vor dem Unfalle ſchon 
wiederholt vorgenommen; das ergebe aber kein Verſchulden des 
Beklagten; daß der Beklagte davon Kenntnis gehabt oder bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit hätte haben müſſen, ſei nicht dar⸗ 
getan. Die Klägerin behaupte weiter eine mangelhafte Ein⸗ 
richtung des Kalanders. Allerdings ſei deſſen Ausrückevor⸗ 
richtung nicht feſtſtellbar im Sinne von § 23 der Unfall 
verhütungsvorſchriften und ihr Hebel ſo locker geweſen, daß er 
von ſelbſt herumfallen und den Kalander in Gang ſetzen konnte. 
Auch hier ſei aber nicht bewieſen, daß der Beklagte darum 
gewußt oder ſchuldhaft nicht gewußt habe, ſowie daß der Unfall 
auf dem Mangel beruhe; es ſei vielmehr anzunehmen, daß M. 
ſelbſt verſehentlich den Hebel gerückt habe; wenigſtens ſei dies 
möglich. Die Reviſion rügt die Verletzung der 88 136, 137 
GewuVG. und der 88 139, 286 ZPO. Bei der Annahme, 
daß der Kalander keine „gefährliche“ Maſchine ſei, habe das 
BG. das Gutachten H. unberückſichtigt gelaſſen. Der Begrif 
der „gefährlichen“ Maſchine ſei aber auch verkannt; er könne 
ſich nicht danach richten, ob die Maſchine bei ordnungsmäßiger 
Bedienung dem Arbeiter Gefahr bringe; gefährlich ſei eine 
Maſchine auch, wenn bei einer geringen Nachläſſigkeit des 
Arbeiters, mit der immer zu rechnen ſei, ein Unfall wahr⸗ 
ſcheinlich werde. Das ſei hier der Fall, da jede Berührung 
der Walze Gefahr bringe. Auch die ordnungsmäßige Be⸗ 
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dienung des Kalanders erfordere aber die Berührung der 
Walzen, zwiſchen denen ſich öfter Ol gezeigt habe, das ſtets 
ſofort weggewiſcht werden müſſe. Habe der Saalmeiſter auch 
dem M. dieſe Verrichtung verboten und ihn angewieſen, dazu 
andere Arbeiter zur Hilfe zu rufen, ſo ſei doch die Befolgung 
dieſer Anordnung nicht überwacht worden. Der Beklagte hätte 
die Beſchäftigung des M. an dem Kalander nicht dulden 
dürfen. Kenntnis davon habe er haben müſſen. Durch die 
mangelhafte Ausrückevorrichtung werde die Gefährlichkeit der 
Maſchine noch erhöht. Die Reviſion war für begründet zu 
erachten. Das BG. geht davon aus, daß, da der Unfall 
unter der Herrſchaft des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 5. Juli 1900 ſich ereignet hat, dieſes Geſetz auch für die 
Entſcheidung auf den von der Klägerin auf Erſatz ihrer Auf⸗ 
wendungen gegen den Beklagten erhobenen Anſpruch maß⸗ 
gebend ſei. Das iſt nicht zutreffend. Wie bereits im Urteil 
des erkennenden Senats vom 23. Dezember 1914 [Warngſpr. 
des RG. 1915 Nr. 96] ausgeſprochen wurde, richtet ſich der 
Umfang der Leiſtungen der Berufsgenoſſenſchaft an den Ver⸗ 
letzten freilich in ſolchem Falle nach dem alten Geſetze. Für 
die Inanſpruchnahme des Unternehmers auf Erſatz der Auf⸗ 
wendungen der Berufsgenoſſenſchaft iſt aber die am 1. Januar 
1913 in dieſem Teile in Kraft getretene Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung maßgebend, unter deren Herrſchaft der Anſpruch er⸗ 
hoben wurde. Sachlich iſt dieſer Unterſchied gleichgültig, da 
inhaltlich beide Geſetze übereinſtimmen. Der Anſpruch der 
Klägerin iſt begründet, wenn den Beklagten ein ſtrafrechtliches 
Verſchulden an dem Unfalle trifft [SS 903, 906 RO,, gleich 
55 136, 137 Gew VG. ]. Die Klägerin behauptet ein ſolches, 
da der Beklagte einmal den Unfallverhütungsvorſchriften 
zuwider den jugendlichen Arbeiter M. an dem Kalander, der 
ſich als eine gefährliche Maſchine im Sinne des § 31 der 
Unfallverhütungsvorſchriften darſtelle, habe beſchäftigen laſſen, 
da er ferner, entgegen dem 8 23 derſelben Vorſchriften, den 
Kalander, obwohl er eine mehrfache Außerbetriebſetzung 
während der Arbeitszeit erfordere, nicht mit feſtſtellbaren Aus⸗ 
rückevorrichtungen habe verſehen laſſen, und da endlich auch 
die Ausrückevorrichtung nicht in ordnungsmäßigem Zuſtande 
ſich befunden habe, indem der Hebel dieſer Vorrichtung gelockert 
war und von ſelbſt niederfiel. Das BG. nimmt an, daß der 
Kalander eine gefährliche Maſchine, wie fie $ 31 der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften im Sinne habe, nicht darſtelle, weil ſie 
bei ordnungsmäßiger Handhabung auch von einem jugendlichen 
Arbeiter ohne Gefahr bedient werden könne, und die Gefahr, 
die darin beſtand, daß öfter während der Arbeit Ol von den 
Walzen der Maſchine abgewiſcht werden mußte, was den be⸗ 
dienenden Arbeiter in nahe Berührung mit den Walzen brachte, 
durch das Verbot an M., dieſe Aıbeit ſelbſt auszuführen, be 
ſeitigt geweſen ſei. Nach allen Richtungen aber, in denen die 
Klägerin ein Verſchulden des Beklagten behaupte, ſei ein 
ſolches deshalb nicht nachgewieſen, weil nicht feſtzuſtellen ſei, 
daß der Beklagte um den Mangel gewußt oder ſchuldhafter⸗ 
weiſe nicht gewußt habe. Die letztere Erwägung des BG. 
mag zutreffen für einen einzelnen Mangel an einer Maſchine, 
der nicht durch ihre techniſche Konſtruktion an ſich bedingt war, 
ſondern zufällig oder durch die Abnutzung im regelmäßigen 
Gebrauche entſtanden war. Ein ſolcher Mangel war im ge: 
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gebenen Falle anſcheinend die Lockerung des Hebels der Aus⸗ 
rückevorrichtung des Kalanders. Der Betriebsunternehmer hat 
Anordnungen zu treffen, daß ihm über den Eintritt weſent⸗ 
licher Mängel an den aufgeſtellten Maſchinen, durch die Ge⸗ 
fahren für die Arbeiter bei der Bedienung der Maſchinen ge⸗ 
ſchaffen oder vorhandene erhöht werden, von den Betriebs⸗ 
leitern Bericht erſtattet wird. Hat er trotz genügender Anord⸗ 
nungen von dem eingetretenen Mangel keine Kenntnis erhalten, 
iſt ihm darüber nicht berichtet worden, ſo wird ihm dieſe Un⸗ 
kenntnis allerdings nicht als Verſchulden angerechnet werden 
können. Anders verhält es ſich mit dem Fehlen von Einrich⸗ 
tungen überhaupt, wie ſie durch die Unfallverhütungsvorſchriften 
vorgeſehen ſind, und mit den ſonſtigen Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Vorſchriften. Die Unfallverhütungsvorſchriften 
ſind, wie das RG. mehrfach ausgeſprochen hat, zwar 
keine Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB.; aber 
ſie ſind verpflichtende Normen für die der Berufsgenoſſenſchaft 
zugehörigen Betriebsunternehmer, an die fie gebunden find, 
und deren Befolgung von ihnen durch Strafen erzwungen 
werden kann [vgl. jetzt 88 848 ff., insbeſ. SS 851, 874 RVO., 
SS 112 ff. des früheren GewulVG.; dazu JW. 1911, 334113) 
Warngſpr. des RG. 1915 Nr. 50].11) Jeder Betriebsunter⸗ 
nehmer iſt danach verpflichtet, ſich die Kenntnis der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften anzueignen und danach zu handeln, mag 
ſein Betrieb ein noch ſo großer ſein; die Nichtbefolgung macht 
ihn verantwortlich und begründet ein zivilrechtliches wie ſtraf⸗ 
rechtliches Verſchulden; er kann ſich von dieſer Verantwortung 
nicht durch Berufung auf ſeine tüchtigen Betriebsleiter ent⸗ 
laſten. Im gegebenen Falle iſt der Beklagte dafür verant⸗ 
wortlich, daß nicht jugendliche Arbeiter an Maſchinen beſchäftigt 
werden, wenn ihre Verwendung an ſolchen durch die Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften unterſagt iſt, und er iſt ferner dafür 
verantwortlich, daß die in den Arbeitsräumen aufgeſtellten 
Maſchinen mit den Sicherheitseinrichtungen ausgeſtattet ſind, 
die dieſe Vorſchriften feſtſetzen. Eine ſolche Einrichtung war 
die feſtſtellbare Ausrückevorrichtung [S 23 der Vorſchriften], die 
an dem Prägekalander fehlte. In dem erſteren Punkte war 
es ſeine Pflicht, nach Maßgabe der Unfallverhütungsvorſchriften 
die Kategorien der Maſchinen zu beſtimmen, an denen jugend⸗ 
liche Arbeiter nicht beſchäftigt werden dürfen, und die Aus⸗ 
führung der getroffenen Anordnungen durch Einſicht der 
Arbeiterliſten zu überwachen; im anderen war es ſeine Auf⸗ 
gabe, ſich darüber zu vergewiſſern, ob die in ſeinen Betrieben 
verwendeten Maſchinen den Unfallverhütungsvorſchriften ent⸗ 
ſprachen, und, wo dies nicht der Fall war, die Einrichtungen 
nachträglich anbringen zu laſſen. Das BG. verneint freilich 
die Gefährlichkeit des Kalanders im Sinne des 8 31 der Vor⸗ 
ſchriften. Ob ſeine Auslegung des § 31, daß als gefährlich 
nur ſolche Maſchinen anzuſprechen ſeien, die bei ordnungs⸗ 
mäßiger Bedienung für jugendliche Arbeiter Gefahren bergen, 
haltbar iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Unfälle von Arbeitern 
an Maſchinen pflegen in der Mehrzahl der Fälle durch irgend— 
eine Unregelmäßigkeit bei der Bedienung verurſacht zu werden, 
und als gefährlich für den Arbeiter wird demgemäß richtiger— 
13) Neumann, Rſpr. II 5 276 Anm. 10. 

14) SW. 1915, 243. 
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weiſe eine Maſchine zu betrachten fein, wenn nach den all: 
gemeinen Betriebserfahrungen und bei ſolchen Unregelmäßig⸗ 
keiten und Unaufmerkſamkeiten in der Bedienung, mit denen 
gerechnet werden muß, Gefahren von ihr zu erwarten ſind. 
Aber ſelbſt unter Zugrundelegung der Auffaſſung des BG. 
von der Gefährlichkeit einer Maſchine iſt ſeine Annahme, daß 
der Prägekalander ungefährlich ſei, irrig. Wenn, wie nach 
der Beweisaufnahme und den Feſtſtellungen des BG. erwieſen 
iſt, das Abwiſchen von Ol an den Walzen des Kalanders 
während der Arbeit öfters notwendig wird — worauf auch 
die Anordnung des Saalmeiſters, daß der jugendliche Arbeiter 
M. dieſe Arbeit nicht ſelbſt vornehmen, ſondern dazu andere 
Perſonen anrufen ſollte, ſelbſt hinweiſt —, dann wird mit der 
Gefährlichkeit dieſer Verrichtung die Maſchine ſelbſt gefährlich; 
das Abwiſchen von Ol gehört dann zur Bedienung der 
Maſchine. Der jugendliche Arbeiter durfte daher an dieſer 
Maſchine überhaupt nicht befchäftigt werden. Dieſe Dber: 
tretung der Unfallverhütungsvorſchrift wird nicht dadurch auf⸗ 
gehoben, daß M. von dem Saalmeiſter angewieſen war, dieſen 
gefährlichen Teil der Bedienung nicht ſelbſt auszuführen. Ganz 
abgeſehen davon, daß erfahrungsmäßig auf die genaue Durch⸗ 
führung einer ſolchen Anordnung nicht zu rechnen iſt, wie auch 
M. die Verrichtung ſelbſt wiederholt ſchon vorgenommen hatte, 
will die Beſtimmung der Unfallverhütungsvorſchrift, daß die 
Bedienung derart gefährlicher Maſchinen jugendlichen Arbeitern 
uberhaupt nicht übertragen werden ſoll. Daß das Abwiſchen 
von Ol von den Walzen während der Arbeit unter ganz 
vorübergehendem Abſtellen der Maſchine nicht als Arbeit des 
Putzens und Schmierens anzuſehen iſt, wozu nach § 31 auch 
jugendliche Arbeiter verwendet werden dürfen, iſt nicht zweifel⸗ 
haft und wird auch vom BG. nicht verkannt. P.⸗B.⸗G. c. H., 
U. v. 10. Mai 15, 640/14 VI. — Dresden. [S.] 


Zivilprozeßordnung. 
+14. Die in einem früheren Rechtsſtreit aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen einer Partei, die zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden ſind, dürfen gegen die Partei 
verwertet werden.] 

Aus den Gründen: Daß von einer Partei aufgeſtellte 
Behauptungen gegen ſie verwertet werden dürfen, hat das 
RG. verſchiedentlich ausgeſprochen RG. 67, 365; 5) 78, 34616) 
WarnErgBd. 1914 Nr. 234; JW. 1915, 3406. Dieſe Fälle 
betrafen allerdings nur in demſelben Rechtsſtreit abgegebene 
Erklärungen. Da es ſich hier zwar um Behauptungen handelt, 
die der Beklagte in einem früheren Rechtsſtreit zwiſchen den⸗ 
ſelben Parteien aufgeſtellt hat, dieſe Akten aber und die er⸗ 
wähnten Behauptungen zum Gegenſtande der Verhandlung 
gemacht worden ſind, wie der Tatbeſtand ausdrücklich hervor⸗ 
hebt, ſo liegt kein Grund vor, die Zuläſſigkeit der Verwertung 
dieſer Behauptungen gegen den Beklagten zu verneinen. Das 
BG. durfte ſie vielmehr für die Bildung ſeiner Überzeugung 
verwenden. St. c. D., U. v. 17. Mai 15, 59/15 V. — 
Berlin. [B.] 


15) JW. 1908, 205. 
16) JW. 1912, 533. 
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II. Preußiſches Recht. 

Enteignungsgeſetz. 

*+15. 1. Wann find in Prozeſſen über Enteignungs⸗Ent⸗ 
ſchädigungen Zwiſchenurteile nach 8 304 ZPO. möglich? 
2. Muß der Zwangsenteignete ein ihm gemachtes Landanerbieten, 
das ihm die beſſere Ausnutzung des ihm verbliebenen Landes 
ermöglicht, annehmen ?] 

Mit Hinweis auf die Rechtſprechung, mit welcher das 
RG. in Rechtsſtreitigkeiten über Enteignungsentſchädigungen 
dem Erlaſſe von Zwiſchenurteilen nach 8 304 ZPO. entgegen⸗ 
getreten iſt, wird von der Reviſion beanſtandet, daß ſich das 
Bu. darauf beſchränkt, die Verpflichtung des Beklagten zu 
einer gegen Entſchädigung erfolgenden Übernahme des von 
dem Grundſtücke Flur 27 Nr. 13 nicht enteigneten Teiles ſeſt⸗ 
zuſtellen und die Sache zur Entſcheidung über die Höhe der 
Entſchädigung für das ganze Grundſtück an das LG. zurück⸗ 
zuverweiſen. Das Bedenken erſcheint nicht berechtigt. Aller⸗ 
dings iſt in den bezeichneten Prozeſſen bei der von vornherein 
als Grund des Klageanſpruchs feſiſtehenden Entziehung oder 
Beſchränkung von Grundeigentum l[beziehentlich von Rechten 
am Grundeigentum] für ein beſonderes Urteil über den Grund 
des Klageanſpruchs in der Regel kein Raum. Auch im vor⸗ 
liegenden Falle hat die im allgemeinen den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des Klägers begründende Tatſache, daß von dem 
Grundſtücke Urna Flur 27 Nr. 13 eine Teilfläche von 4,70 a 
enteignet iſt, von vornherein unbeſtritten feſtgeſtanden. Der 
Fall bietet aber die Beſonderheit, daß Kläger gemäß 5 9 
Enteign®. eine Erweiterung der Enteignung auf den Reit 
jenes Grundſtücks und Entſchädigung für Abtretung des Grund⸗ 
ſtücks im ganzen begehrt. Dieſer Entſchädigungsanſpruch in 
ſeiner konkreten Ausdehnung läßt ſich erſt aus einer etwaigen 
Verpflichtung des Beklagten zur Übernahme des ganzen Grund⸗ 
ſtücks von 14,04 a folgern. Darum gehört es zu den weſent⸗ 
lichen Elementen der Begründung des Entſchädigungsanſpruchs, 
daß Kläger die Erweiterung der Enteignung auf das ganze 
Grundſtück verlangen darf. Da über die Berechtigung dieſes 
Verlangens ebenſo wie über den Betrag der Entſchädigung 
zwiſchen den Parteien Streit beſteht, ſind die Vorausſetzungen 
des § 304 ZPO. gegeben. [Vgl. auch RG. 42, 394.] Ein 
Bedenken könnte vielleicht noch im Anſchluß an die Aus⸗ 
führungen im zweiten Teile der in RG. 74, 287 veröffent⸗ 
lichten Urteilsbegründung erhoben werden, wenn mit der 
Möglichkeit zu rechnen wäre, daß die Entſchädigung für das 
ganze Grundſtück Flur 27 Nr. 13 den vom Bezirksausſchuß 
feſtgeſetzten Betrag von 40 000 & nicht überſteige. Der 
Punkt bedarf indes keiner näheren Erörterung, weil hier das 
Bu. feſtgeſtellt hat, der Beklagte müſſe, wenn er die Reſtfläche 
von annähernd 10 a mit dem aufſtehenden Wohnhauſe mit⸗ 
zuübernehmen habe, mehr zahlen, als der Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsbeſchluß beſtimme. Es handelt ſich hierbei nicht, 
wie die Reviſion in Ausführungen zur Widerklage geltend zu 
machen ſucht, um eine unſichere Wahrſcheinlichkeitsannahme. 
Vielmehr hat der BerR. inſofern und zwar mit genügender 
und einleuchtender Begründung eine beftimmte, für die Reviſions 
inſtanz bindende Feſtſtellung getroffen. Sodann rügt die 
Reviſion: Kläger habe die ſechsmonatliche Klagefriſt des 5 30 
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Enteign®. verſäumt. Der urſprüngliche Prinzipalklagantrag 
ſei auf Übernahme des ganzen Grundſtücks Flur 27 Nr. 13 
gerichtet geweſen, während nur ein Anſpruch auf Erhöhung 
der Entſchädigungsſumme ſtatthaft geweſen wäre. Den zu⸗ 
läſſigen, nach Maßgabe des vermeintlichen Wertes des ganzen 
Grundſtücks bezifferten Entſchädigungsanſpruch habe der Kläger 
erſt in II. Inſtanz, nachdem die Klagefriſt ſchon abgelaufen ſei, 
erhoben. Auch dieſer Angriff entbehrt der Berechtigung. Es 
kann auf ſich beruhen, wie der Prinzipalklagantrag I. Inſtanz 
aufzufaſſen war. In jedem Falle hat der Kläger mit ſeinen 
rechtzeitig angebrachten erſtinſtanzlichen Klaganträgen ausreichend 
zu erkennen gegeben, daß er ſich mit der von der Verwaltungs⸗ 
behörde feſtgeſtellten Entſchädigungsſumme nicht begnügen, 
ſondern im Rechtswege eine höhere Entſchädigung erſtreiten 
wollte. Damit war der Vorſchrift des 8 30 Enteign®. genügt. 
Auch die im § 25 Abſ. 7 Enteign®. normierte Vorausſetzung 
für das Verlangen, daß der Beklagte das ganze Grundſtück 
gegen Entſchädigung übernehme, iſt erfüllt. Im übrigen 
unterlag das gerichtliche Verfahren den Vorſchriften der 3PO., 
nach denen ſich auch beſtimmt, inwiefern der Klagantrag aus⸗ 
gedehnt werden durfte. In Gemäßheit der 88 268 Ziff. V, 2, 
523 ZPO. war Kläger noch in der Berufungsinſtanz befugt, 
ohne Anderung des Klagegrundes ſeine Anführungen zu 
berichtigen und zu ergänzen und den Klagantrag zu erweitern. 
Von dieſer Befugnis hat er dadurch Gebrauch gemacht, daß 
er in II. Inſtanz die für das ganze Grundſtück zu gewährende 
Entſchädigung bezifferte und Zahlung des Betrages dieſer 
Entſchädigung forderte [ogl. RG. 12, 299; JW. 1908, 2452]. 
Zur Nachprüfung ſtellt die Reviſion, ob die Feſtſtellungen des 
Bu. den Tatbeſtand des angewendeten 8 9 Abf. 1 Enteign®. 
ergeben. Die Frage iſt zu bejahen, da in dem Urteile mit 
ausreichender Begründung dargelegt iſt, daß Kläger auf der 
ihm nach Abtrennung der 4,70 a verbleibenden Reſtfläche des 
Grundſtücks Flur 27 Nr. 13 ein neues Okonomiegebäude nicht 
errichten kann, und daß er ohne ein ſolches das Neſtgrundſtück 
nach deſſen bisheriger Beſtimmung nicht mehr zweckmäßig 
benutzen kann. Nun wäre es freilich möglich, dort ein 
Okonomiegebäude aufzuführen, wenn zur Grundfläche noch ein 
neben der Reſtparzelle belegener fiskaliſcher Landſtreifen von 
2,60 m Breite mitverwendet würde. Der Beklagte hat ſich 
auch bereit erklärt, dem Kläger den Streifen zur Bebauung 
zur Verfügung zu ſtellen, Kläger aber iſt auf das Angebot 
nicht eingegangen. Deshalb entſtand die Frage, ob dem 
Kläger zuzumuten ſei, das Anerbieten des Fiskus anzunehmen. 
Das Bu. verneint die Frage aus zwei Gründen, die beide 
von der Reviſion angegriffen werden. Ob dem einen Ent⸗ 
ſcheidungsgrunde, der unter Heranziehung des § 313 BGB. 
die Unverbindlichkeit des Angebots berückſichtigt, beizuſtimmen 
fein möchte, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls greift die 
zweite Erwägung des BG. durch, Kläger ſei nicht darauf 
angewieſen, fi) von dem Unternehmer für die abzutretende 
Fläche außer mit Geld mit einem Grunbftüde abfinden zu 
laſſen. Die Reviſion ſucht zwar auszuführen, Kläger handle 
argliſtig, wenn er ein ihm unentgeltlich dargebotenes Mittel, 
die Vergrößerung des Schadens abzuwenden, zurückweiſe. 
Dabei iſt aber außer acht gelaſſen, daß der Enteignete nach 
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der ausdrücklichen Beſtimmung des 8 7 Enteign GG., abgeſehen 
von hier nicht in Betracht kommenden Vorſchriften von 
Spezialgeſetzen, Entſchädigung in Geld beanſpruchen und 
Grund und Boden als Entſchädigung ablehnen darſ. Steht 
ſonach dem Kläger das Geſetz zur Seite, wenn er das 
behandelte, zum Ausgleich von Nachteilen, die ſich aus der 
Enteignung ergeben, beſtimmte Angebot des Beklagten ab⸗ 
lehnte, ſo kann ihn der Vorwurf der Argliſt nicht treffen. 
Pr. E.⸗F. c. H., U. v. 7. Mai 15, 43/15 VII. — Hamm. IS.] 


III. Franzöſiſches Recht. 


+16. Aneignungsrecht des Fiskus an durch Verlegung 
des Flußlaufes trockengelegten Flußbetten auf Grund des 
Art. 563 c. c. und nach dem Preußiſchen Waſſergeſetz vom 
7. April 1913.] 

Die Stadt D. hat das Bett zweier durch ihr Stadtgebiet 
fließender natürlicher Waſſerläufe, des Düſſel⸗ und des Kiitel⸗ 
baches, die beide weder ſchiffbar noch flößbar find, verlegt und 
dabei zur Anlegung der neuen Bachbetten Grundſtücke her⸗ 
gegeben, welche bis dahin ihr Eigentum waren. Sie macht 
Anſpruch auf das Eigentum an den durch die Verlegung 
trockengelegten Grundſtücken und hat einen Teil davon ſchon 
auf ihren Namen in das Grundbuch eintragen laſſen, einen 
anderen weiterveräußert. Der Kläger behauptet, daß ihm das 
Recht zuſtehe, ſich die trockengelegten Grundſtücke anzueignen. 
Er hat Klage erhoben und, nachdem das LG. die Klage ab⸗ 
gewieſen hatte, Berufung eingelegt. Das OLG. hat die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. Die Reviſion des Klägers iſt aus 
folgenden Gründen zurückgewieſen: 1. Soweit die Klage auf 
Feſtſtellung des Aneignungsrechts des Fiskus an ſolchen Grund⸗ 
ſtücken gerichtet war, die aus Bachbetten entſtanden ſind oder 
enifteben werden, welche nicht von der Beklagten trocken⸗ 
gelegt werden, hat der BerR. die gegen die Abweiſung des 
darauf gerichteten Klageantrags eingelegte Berufung mit der 
Begründung zurückgewieſen, daß die Beklagte das Aneignungs⸗ 
recht des Fiskus nicht beſtritten und keine einem ſolchen Rechte 
widerſprechenden Rechte geltend gemacht habe. Gegen dieſen 
Teil der Entſcheidung find beſondere Angriffe nicht erhoben; 
ein von Amts wegen zu berückſichtigender Rechtsirrtum iſt nicht 
erkennbar. 2. Soweit es ſich um Bachbetten handelt, welche 
vor dem 1. Mai 1914 von der Beklagten trockengelegt worden 
find, iſt der BerR. ohne Rechtsirrtum davon ausgegangen, daß 
infolge des Art. 65 EGBGB. zugunſten der waſſerrechtlichen 
Beſtimmungen der Landesgeſetze gemachten Vorbehalte die 
Frage, ob dem Fiskus ein Aneignungsrecht an durch Ver⸗ 
legung des Flußlaufes trockengelegten Flußbetten zuſteht, für 
das Gebiet des rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts nach den Vor⸗ 
ſchriften des Code civil zu beantworten ſei, da dieſe für das 
genannte Rechtsgebiet bis zu dem bezeichneten Zeitpunkte noch 
nicht gemäß Art. 218 EGBGB. durch ein Landesgeſetz ab⸗ 
geändert oder aufgehoben worden waren. Das in Art. 190 
EGBGB. in Verbindung mit $ 928 Abſ. 2 BGB. vor⸗ 
geſehene Aneignungsrecht des Fiskus findet, wie das RG. 


bereits ausgeſprochen hat RG. 71, 67,17) auch auf ſolche Grund⸗ 


17) JW. 1909, 397. 
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ſtücke Anwendung, die zur Zeit der Anlegung des Grundbuchs 
nur als vom Waſſer überdeckte Teile eines Flußbettes vor⸗ 
handen, alſo nach den auch für das franzöſiſche Recht an⸗ 
erkannten Grundſätzen damals eines Privateigentums nicht 
fähig waren, ſofern ſie mit der Trockenlegung nicht in das 
Eigentum einer Perſon übergegangen, ſondern herrenloſe 
Sachen des Privatrechts geworden ſind. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſieht aber der BerR. nicht als erfüllt an, indem er 
annimmt, daß auf Grund der Vorſchrift des Art. 563 c. c., 
welche auch auf die künſtliche Verlegung eines Flußbettes im 
Wege der Analogie anwendbar ſei, die durch die Verlegung 
trodengelegten Flußbetten Eigentum der beklagten Stadt 
gemeinde geworden ſeien, welche die Grundſtücke für die neuen 
Flußbetten, in welche die Flüſſe geleitet worden ſeien, erworben 
und hergegeben habe. Der BerR. nimmt Bezug auf ein von 
ihm in dem Rechtsſtreite des Klägers gegen den D.⸗H.⸗V.er 
Deichverband am 10. November 1911 erlaſſenes Urteil, in 
welchem ausgeführt iſt, Art. 563 c. c. beziehe ſich allerdings 
ſeinem Wortlaute nach nur auf den Fall, daß ein Waſſerlauf 
durch Naturkraft ſein Bett verlaſſen habe; er könne aber, 
wie das Obertribunal in einem Urteile vom 8. Juni 1861 
[Rhein Arch. Bd. 56 Abt. II S. 38] bereits ausgeſprochen 
habe, auch Anwendung finden auf den Fall der künſtlichen 
Verlegung eines Waſſerlaufes; denn er enthalte den all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſatz, daß der durch eine Veränderung des 
Flußlaufes entſtehende Verluſt des Eigentums am neuen Fluß⸗ 
bette durch ÜUberlaſſung des bisher herrenloſen und nunmehr 
dem Privateigentume zugänglich gewordenen bisherigen Fluß⸗ 
bettes ausgeglichen werden ſoll. Der Grundſatz, daß herrenloſe 
Grundſtücke als unverdienter Vermögenszuwachs nicht einem 
einzelnen, ſondern der Allgemeinheit zufallen ſollen, treffe dann 
nicht zu, wenn der einzelne durch dieſelbe Urſache, welche das 
herrenloſe Grundſtück aneignungsfähig machte, eine Ver⸗ 
minderung ſeines Vermögens erleiden müſſe, wie hier die Be⸗ 
klagte, die eigene Grundſtücke für das neue Flußbett hergegeben 
habe. In dieſem Falle wolle das Geſetz aus Billigkeit den 
„Vermögensverluſt ausgleichen; der Erwerb des Fiskus an einem 
herrenloſen Grundſtücke ſolle in dieſem Falle nicht eintreten, 
weil er dadurch auf Koſten einzelner einen unverdienten Ver⸗ 
mögenszuwachs erlangen würde. Daß der Geſetzgeber dieſen 
Grundſatz nicht allgemein, ſondern nur für den Fall der durch 
Naturgewalt erfolgten Verlegung des Flußbettes zum Ausdruck 
gebracht habe, erkläre ſich ganz natürlich aus den damaligen 
Zeitverhälmiſſen, indem damals nur mit einer Verlegung des 
Flußbettes durch den Staat habe gerechnet werden können und 
dieſer Fall keiner Berückſichtigung bedurft habe, weil nach 
Art. 539 c. c. das verlaſſene Flußbett ohnehin dem Fiskus 
zufiel. Der Grund der Beſtimmung des Art. 563 berechtige 
aber zu der Folgerung, daß der Geſetzgeber, wenn ihm die 
Möglichkeit der künſtlichen Verlegung durch andere Rechts⸗ 
perſonen als den Staat zum Bewußtſein gekommen wäre, dieſen 
Fall der gleichen Regelung unterworfen haben würde. Der 
BerR. führt ferner noch aus, die vom Kläger angeführte ent⸗ 
gegenſtehende Anſicht von Laurent [Bd. 6 Nr. 308] könne 
nicht für richtig erachtet werden; dort ſei der Art. 563 als eine 
nicht ausdehnend auszulegende Ausnahmevorſchrift von 
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dem allgemeinen Grundſatze des Aneignungsrechts 
des Fiskus an herrenloſen Grundſtücken bezeichnet. Der 
Code civil habe aber das Waſſerrecht zuſammenfaſſend 
und einheitlich geregelt, ſo daß das ſonſt dem Fiskus zu⸗ 
ſtehende Aneignungsrecht nicht ohne weiteres auch für das 
Waſſerrecht gelte; dieſes gebe dem Fiskus kein ausſchließliches 
Aneignungsrecht an trockengelegten Bachbetten. Wolle man 
aber die Beſtimmung des Art. 563 als eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung von dem allgemeinen Aneignungsrechte des Fiskus 
anſehen, ſo ſei trotzdem ihre entſprechende Anwendung im 
Gebiete des Waſſerrechts und insbeſondere auf den Fall der 
willkürlichen Verlegung eines Flußbettes zuläſſig und geboten, 
da der ihr zugrunde liegende Rechtsgedanke auch hier zutreffe, 
wie in dem Urteil des BG. in dem früheren Prozeß dargelegt 
ſei. Eine unbillige, vom Geſetze nicht gewollte Bereicherung 
des Klägers würde auch im vorliegenden Falle bei Anerkennung 
des Klageanſpruchs eintreten, ſelbſt wenn die Behauptung des 
Klägers richtig ſein ſollte, daß die zum neuen Bett benutzten 
Grundſtücke ohne bares Entgelt von den anliegenden Eigen⸗ 
tümern an die Beklagte abgetreten ſeien. Denn ſoweit dies 


zutreffe, habe die Beklagte doch ganz erhebliche Koſten für die 


Anlegung und Regulierung des neuen Bachbettes aufwenden 
müſſen. Dazu komme, daß ſie die Verlegung nicht in ihrem 
geldlichen, ſondern im öffentlichen Intereſſe zur Regelung von 
Verkehrswegen vorgenommen habe. Die Anwendbarkeit des 
Art. 563 c. c. auf den Fall der künſtlichen Verlegung eines 
Flußbettes wird in der Rechtslehre des franzöſiſchen Rechts 
nicht nur, wie der Ber R. anzunehmen ſcheint, von Laurent 
a. a. O., ſondern allgemein verneint und auch von der Recht 
ſprechung der franzöfifhen Gerichte abgelehnt. Vgl. Zachariae⸗ 
Crome, Franzöſiſches Zivilrecht, 8 188 [203] Note 21; Aubry 
et Rau, Droit civil francais Bd. 2 8 203 Note 32; Demo- 
lombe, Cours de Code Napoléon Bd. 10 Nr. 171; 
Baudry-Lacantinerie, Droit civil, Des Biens Nr. 421; Wodon, 
Droit des eaux Bd. 2 Nr. 250; Appellhof Metz, 27. 11. 66 
[Dalloz Recueil 1866 II S. 231]; Kaſſationshof, 6. II. 67 
[Dalloz 1871 I S. 245]. Dieſe Ablehnung wird allerdings 
mit dem Hinweiſe auf den Wortlaut der Beſtimmung und ihre 
Natur als Ausnahmevorſchrift begründet, aber nicht wie 
der BerR. mißverſtändlich annimmt, als einer Ausnahme 
vorſchrift von dem Aneianungsrechte des Fiskus an 
herrenloſen Sachen, ſondern von dem Akzeſſions⸗ 
prinzipe, welches im übrigen den Vorſchriften des Code civil 
in dieſer Materie, namentlich den Art. 566 ff., entſprechend dem 
Römiſchen Rechte, zugrunde liege und von welchem das Geſetz⸗ 
buch nur für den Fall des Art. 563 aus Billigkeitsrückſichten 
abgewichen fei. Daher wird das künſtlich trockengelegte Flußbett 
als Eigentum der Angrenzer angeſehen, während der Ge: 
danke, daß es dem Staate zufallen könnte, der ſranzöſiſchen 
Rechtſprechung und Rechtslehre durchaus fernliegt. Dem 
BerR. ift darin beizuftimmen, daß durch die Natur einer geſetz 
lichen Beſtimmung als Ausnahmevorſchrift ihre entsprechende 
Anwendung im Wege der Analogie auf ſolche Fälle nicht au 
geſchloſſen wird, in denen der ihr zugrunde liegende Recht“ 
gedanke in gleicher Weiſe zutrifft [RG. 65, 239]. Einer 
Stellungnahme des Reviſionsgerichts aber zu der weiteren 
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Frage, ob die der Vorſchrift des Art. 563 zugrunde liegenden 
Billigkeitsgründe auch für den Fall der Verlegung eines Fluß⸗ 
bettes durch künſtliche Veranſtaltungen zutreffen, bedarf es für 
die Entſcheidung über die Reviſion nicht, da das vom Kläger 
in Anſpruch genommene Aneignungsrecht auch dann aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn man die analoge Anwendung des Art. 563 
nicht billigt. Denn in dieſem Falle würden die trockengelegten 
Flächen zwar nicht in das Eigentum der beklagten Stadt⸗ 
gemeinde, wohl aber auf Grund des Akzeſſionsrechts in das 
Eigentum der Angrenzer übergegangen ſein. Die in dem 
Abſchnitte: „Zuwachsrecht in Beziehung auf unbewegliche 
Sachen“ in den Art. 556 ff. c. c. vereinigten waſſerrechtlichen 
Vorſchriften ſind — abgeſehen von der Abweichung in 
Art. 563 — vom Geſetzgeber unmittelbar und bewußterweiſe 
aus dem vor der Revolution in den Gebieten des Droit écrit 
in Frankreich in Geltung geweſenen Römiſchen Rechte über⸗ 
nommen und beruhen, wie dieſes, auf dem allgemeinen Rechts⸗ 
gedanken, daß das in einem Fluſſe in unmittelbarem Anſchluſſe 
an bereits vorhandenes Land neu entſtehende Land eine natür⸗ 
liche Fortſetzung des erſteren bildet und deshalb dieſem auch 
rechtlich zuwächſt. Ein Unterſchied zwiſchen der lediglich durch 
natürliche Urſachen herbeigeführten und der durch künſtliche 
Veranſtaltungen beförderten Entſtehung ſolchen Neulandes 
wird in den Quellen des Römiſchen Rechts weder für die 
alluvio [Anfchtwemmung] noch für den alveus derelictus gemacht. 
Es iſt deshalb auch für das gemeine Recht in der Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung die Meinung durchaus vorherrſchend, 
daß ein durch künſtliche Ableitung trockengelegtes Flußbett, 
ebenſo wie eine künſtlich herbeigeführte Anſchwemmung, Eigentum 
der Angrenzer werde. Vgl. OLG. Braunſchweig vom 26. 1. 1880 
in Seuff Arch. Bd. 35 Nr. 186 und OLG. Celle vom 16. 10. 1914 
ebenda Bd. 70 Nr. 2. Die entgegenſtehende Entſcheidung des 
OTr. Stuttgart vom 14. 5. 1859 [Seuff Arch. Bd. 13 Nr. 208] 
iſt alleinſtehend geblieben und wird auch von einer Autorität 
wie Wächter [Pandekten I Beil. II zu $ 60 S. 280] aus: 
drücklich mißbilligt. Ebenſo Heſſe in Iherings J. für Dogmatik 
Bd. 7 S. 199 ff. Die Entſcheidungen des RG. [28, 209 und 
71, 63,10) welche in Zweifel ziehen, ob im heutigen Rechte den 
ein Zuwachsrecht der Angrenzer feſtſetzenden Beſtimmungen noch 
ein einheitlicher Rechtsgedanke, der der Ausdehnung fähig wäre, 
zugrunde liegt, beziehen ſich im weſentlichen nur auf die 
beſonderen Vorſchriften des PrALR. und können deshalb hier 
nicht in Betracht kommen. Dafür, daß das in ſolcher Weiſe 
neu entſtehende Land herrenlos werden ſoll, bietet weder das 
Römiſche Recht, noch das auf ihm ſich aufbauende Recht des 
Code civil einen Anhalt. Dem von dem BerR. angeführten 
Urteile des Obertribunals vom 8. Juni 1861 kann nicht zugegeben 
werden, daß aus der Beſtimmung des Art. 563 die Aus⸗ 
ſchließung des Akzeſſionsrechts für alle Fälle, wo ein Flußbett 
vom Waſſer verlaſſen wird, gefolgert werden müſſe. Es muß 
vielmehr angenommen werden, daß die für den Fall der künſt⸗ 
lichen Verlegung eines Flußbetts im Geſetze vorhandene Lücke 
nicht beabſichtigt iſt und im Wege der Analogie ausgefüllt 
werden muß, welche entweder aus Art. 563 oder aber, falls 
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man das für unzuläffig hält, aus dem Rechtsgrundſatze des 
Zuwachsrechtes zugunſten der Angrenzer zu entnehmen iſt. In 
dem einen wie in dem anderen Falle wird das trockengelegte 
Flußbett mit dem Augenblicke, wo es privatrechtsfähig wird, 
nicht herrenlos und iſt ſonach die Vorausſetzung für ein An⸗ 
eignungsrecht des Fiskus nicht gegeben. 3. Der BerR. gelangt 
aber zur Zurückweiſung des vom Kläger beanſpruchten An⸗ 
eignungsrechts in Anwendung des Art. 563 c. c. auch hin⸗ 
ſichtlich derjenigen Flußbetten, welche nach dem 1. Mai 1914 
von der beklagten Stadtgemeinde trockengelegt worden ſind oder 
in Zukunft trockengelegt werden. Die Anwendung des 
franzöſiſchen Rechts auf dieſes Rechtsverhältnis beruht auf 
Rechtsirrtum. Das für den ganzen Preußiſchen Staat er: 
laſſene Waſſergeſetz vom 7. April 1913 iſt gemäß 8 400 
des Geſetzes in Verbindung mit der Königlichen Verordnung 
vom 13. April 1914 [Geſetzſamml. S. 64] am 1. Mai 1914, 
alſo vor Verkündung des BU., in Kraft getreten. Es hätte 
daher vom BerR. auf das hier in Frage ſtehende, der Herr⸗ 
ſchaft des neuen Geſetzes zeitlich unterſtehende Rechtsverhältnis 
in Anwendung gebracht werden müſſen [RG. 45 S. 98, 421; 
77, 9). Durch dieſes Geſetz [5 399 Abſ. 1 und Abſ. 2 Ziff. 2 
ſind aber die dem Waſſerrechte angehörenden Vorſchriften der 
bisherigen Geſetze und insbeſondere auch die Art. 556 bis 563 
Rhein BGB. [c. c.] aufgehoben worden. Dieſe aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen ſich ergebende Geſetzesverletzung kann jedoch 
gemäß 8 563 ZPO. nicht zur Aufhebung des in Frage 
kommenden Teiles des Urteils führen, weil die Entſcheidung 
ſelbſt ſich auch bei Anwendung des neuen Geſetzes als richtig 
darſtellt. Nach 5 14 des Geſetzes bleibt nämlich, wenn das 
Bett eines Waſſerlaufs vom Waſſer verlaſſen wird, das Eigentum 
an den hierdurch trockengelegten Flächen unverändert. Dieſe 
Beſtimmung bezieht ſich ebenſowohl auf den Fall des durch 
künſtliche Veranſtaltungen herbeigeführten, wie auf den des auf 
natürliche Urſachen zurückzuführenden Verlaſſens des bisherigen 
Flußbettes. Das ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute, der 
keine Unterſcheidung macht, wie auch mit Hilfe des Schluſſes aus dem 
Gegenteil daraus, daß in den folgenden Paragraphen [SS 15, 16], 
welche die Beſtimmungen über das Eigentum an dem neuen 
Flußbette enthalten, ausdrücklich nur der Fall geregelt iſt, wo 
ein natürlicher Waſſerlauf „infolge natürlicher Ereigniſſe“ 
ſein Bett verlaſſen hat. So auch Holtz⸗Kreutz, Das Preußiſche 
Waſſergeſetz, zu 8 14 Bem. 2 Abſ. 3 am Schluſſe [S. 99). 
Das Eigentum an Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung, 
die hier allein in Frage kommen können, ſteht aber nach 8 8 
des Geſetzes den Eigentümern der Ufergrundſtücke [Anliegern 
anteilig zu. Sie bleiben daher auch Eigentümer des trocken⸗ 
gelegten Flußbettes. Sonach iſt auch hinſichtlich der nach dem 
1. Mai 1914 durch die Beklagte trockengelegten oder noch 
trockenzulegenden Bachbetten zwar nicht, wie der Bert. an⸗ 
nimmt, durch ein Eigentumsrecht der Beklagten, wohl aber 
durch das Eigentum der Angrenzer das Aneignungsrecht des 
Fiskus ausgeſchloſſen. Pr. St. c. D., U. v. 8. Mai 15, 
540/14 V. — Düſſeldorf. [S.] 
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Der mit dem Kammergericht verbundene 
Geh. Juſtizrat. 

Der mit dem KG. verbundene Geh. Juſtizrat gehört 
nicht zu den ordentlichen Gerichten im Sinne des Ge— 
ſetzes vom 4. Auguſt 1914. 

In einem gegen Seine Majeſtät den König von Preußen, vor 
dem mit dem Königlichen Kammergericht verbundenen Geheimen 
Juſtizrat anhängigen Rechtsſtreit hat der Herr Beklagte die Ausſetzung 
des Verfahrens beantragt, und zwar in erſter Linie auf Grund des 
8 247 3PO., im Falle der Ablehnung dieſes Antrags auf Grund des 
§ 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 betreffend den Schutz der 
infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten 
Perſonen. Der Geheime Juſtizrat I. Inſtanz hat den aus § 247 
PO. geſtellten Antrag abgelehnt, die Ausſetzung dagegen gemäß 
s$ 1, 2 Nr. 1, 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 angeordnet. 

Gegen dieſen in der mündlichen Verhandlung vom 10. Februar 
1915 verkündeten Beſchluß hat der Kläger mit Schriftſatz vom 
27. April 1915 unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Bundes— 
rats über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechts— 
ſtreitigkeiten vom 14. Januar 1915 (RGBl. S. 17) Beſchwerde erhoben. 

Die Beſchwerde iſt nach 8 252 ZPO., § 4 AGO. in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 6. Oktober 1899 (GS. S. 325, 388) 
zuläſſig. Sie iſt auch begründet. 

Dem Gericht I. Inſtanz mag zwar darin beizutreten ſein, daß 
der Herr Beklagte zu den in § 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1914 aufgezählten Parteien zu rechnen if. Die SS 2 und 3 des 
Geſetzes finden aber nach den Eingangsworten des § 2 nur auf ſolche 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Anwendung, welche bei den ordentlichen 
Gerichten anhängig ſind oder anhängig werden. Zu den ordentlichen 
Gerichten iſt jedoch der mit dem Kammergericht verbundene Geheime 
Juſtizrat nicht zu rechnen. Er iſt vielmehr ein beſonderes Gericht 
(Sondergeriht). . Nach § 12 GG. wird die ordentliche ſtreitige 
Gerichtsbarkeit durch Amtsgerichte, Landgerichte, Oberlandesgerichte 
und das Reichsgericht ausgeübt, und nach § 13 GVG. gehören vor 
die ordentlichen Gerichte diejenigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
für welche nicht entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden 
oder Verwaltungsgerichten begründet iſt oder reichsgeſetzlich beſondere 
Gerichte beſtellt oder zugelaſſen ſind. Was ein Sondergericht ſei, ſagt 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz nicht weiter; durch § 12 läßt es aber 
erkennen, daß Sondergerichte die mit der Ausübung ordentlicher 
Gerichtsbarkeit befaßten Behörden ſind, die nicht zu den bezeichneten 
Gerichten (Amtsgerichten uſw.) gehören (RG. 75, 429). In 8 14 
werden dann beſtimmte Gerichte aufgezählt, die als beſondere Gerichte 
zugelaſſen find. Weiter iſt aber in $5 EGGVG. beſtimmt, daß das 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Anſehung der Landesherren und der Dit: 
glieder der landesherrlichen Familien nur inſoweit Anwendung findet, 
als nicht beſondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen und Landes: 
geſetze abweichende Beſtimmungen enthalten. Hier greifen nun das 
Geſetz vom 26. April 1851 und $ 18 PruGG VG. vom 24. April 1878 
ein. Durch dieſe Geſetze werden nicht etwa die durch das Gerichts 
verfaſſungsgeſetz geſchaffenen Inſtanzen oder auch nur ein Senat des 
Kammergerichts für die Landesherren und die Mitglieder ihrer 
Familien für zuſtändig erklärt, ſondern es wird ein abweichend vom 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz zuſammengeſetzter und auch hinſichtlich des 
Inſtanzenzuges anders geregelter Gerichtshof unter dem Namen Ge— 
beimer Juſtizrat gebildet, der nur inſofern äußerlich mit dem Kammer⸗ 
gericht „verbunden“ iſt, als er aus 12 vom Juſtizminiſter zu be: 
ſtimmenden Mitgliedern des Kammergerichts gebildet wird. Er wird 
demgemäß auch von der Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG. 76, 
178; 66, 232) und von den führenden Vertretern des Schrifttums 
(Gaupp⸗Stein, Anm. III 2 vor 8 1 ZPO.; Förſter⸗Kann, S. 18 bis 20 
vor § 1 daſelbſt; Wilmowski⸗Levy, Anm. 5 zu 513 GG.; Sydow⸗ 
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Buſch, Anm. 7 zu § 13 daſelbſt) als Sondergericht bezeichnet (vgl. auch 
Wittmaack im Arch ZivPrax. 90, 1 ff. bei. 47, 66). Von den 
bei den Sondergerichten anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
ſind aber durch die Vorſchriften des § 2 Abſ. 2, 10 des Geſetzes vom 
14. Auguſt 1914 nur die vor den dort ausdrücklich bezeichneten 
Sondergerichten anhängigen den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unter⸗ 
ſtellt. Zu ihnen gehört der Geheime Juſtizrat nicht. 

Es kann ſich deshalb nur fragen, ob etwa die angeordnete Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens auf Grund des § 247 ZPO. aufrechtzuerhalten 
iſt. Danach kann nach dem Ermeſſen des Gerichts die Ausſetzung 
angeordnet werden, wenn ſich eine Partei zu Kriegszeiten im Militär⸗ 
dienſt befindet. Hier iſt indeſſen dem ablehnenden Standpunkt der 
I. Inſtanz beizutreten. Es kann unerörtert bleiben, ob der Herr 
Beklagte als im Militärdienſt befindlich anzuſehen iſt. Da der Herr 
Beklagte erſichtlich weder mit der Führung des Rechtsſtreits noch mit 
dem darin behandelten Sachverhalt unmittelbar befaßt iſt, erſchien 
dieſerhalb die Ausſetzung nicht geboten. 

Der Ausſetzungsantrag war demgemäß, wie geſchehen, abzulehnen. 
(Beſchluß des mit dem Königlichen Kammergericht verbundenen Ge: 
heimen Juſtizrats II. Inſtanz vom 1. Juni 1915, 1a V. 9/14. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Knoche, Berlin. 
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Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 

Das Haager Abkommen vom 17. Juli 1905 über den 
Zivilprozeß (RG Bl. 1909, 409) ift gegenüber den mit 
Deutſchland Krieg führenden Staaten außer Kraft getreten. 

Die prozeßhindernde Einrede der mangelnden Sicherheit für 
die Prozeßkoſten konnte von dem Beklagten noch in der Berufungs- 
inſtanz erhoben werden, weil der Kläger zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem LG. durch das Abkommen über den Zivilprozeß 
vom 17. Juli 1905 von der Sicherheits leiſtung befreit war. Die 
Einrede iſt begründet, weil der Kläger als ruſſiſcher Staatsangehöriger 
nach Ausbruch des deutſch⸗ruſſiſchen Krieges zur Sicherheitsleiſtung 
verpflichtet iſt. Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß iſt wie 
alle Verträge zwiſchen den kriegführenden Staaten, ſoweit ſie nicht 
gerade für den Kriegsfall geſchloſſen ſind, durch den Ausbruch des 
Krieges von ſelbſt außer Kraft getreten. (Liſzt in Birkmeyers 
Enzyklopädie 2. Aufl. S. 1378; Meikel in DIZ. 1914, 1202.) 
Daran ändert es nichts, daß das Haager Abkommen im Nhl. 
bekanntgemacht worden iſt und damit ein Teil der deutſchen Rechts: 
ordnung geworden iſt. Auch die Handelsverträge find im àGBl. 
bekanntgemacht, ihre Aufhebung durch den Krieg wird aber von der 
Reichsregierung ohne weiteres angenommen. (Bek. d. Reichskanzlers 
v. 10. Auguſt 1914.) Ebenſo wie dieſe, iſt durch die Bekanntmachung 
im RGBl. das Haager Abkommen nur ſo lange innerhalb des Deutſchen 
Reichs rechtsverbindlich geworden, als es völkerrechtlich aufrechterhalten 
worden iſt. Mit ſeiner Aufhebung zwiſchen den Staaten erloſch auch 
ſeine Wirkſamkeit innerhalb des Deutſchen Reichs, ohne daß es einer 
beſonderen Aufhebung bedurfte. [Beſchluß des Kammergerichts, 
VI. ZS., vom 28. Januar 1915, 6 U. 5890/14. ]) 


* * 
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Fälligkeit geſtundeter Forderungen und Arreſtanlegung 
wegen durch Kriegsteilnahme bedingten Geſchäftsſchluſſes 
des Schuldners. ö 

Schuldner hatte ein Geſchäft gegen Ratenzahlungen vom Gläubiger 
gekauft. Er hat die Raten bisher bezahlt. Wegen ſeiner bevorſtehen— 


1) Ebenſo derſelbe Senat: DIZ. 1915, 317; OLG. Hamm, 
JW. 1915, 602; LG. Leipzig, IW. 1915, 418; LG. Cöln, JW. 
1915, 110 und jetzt auch Ox. Hamburg vom 11. 6. 15 (wird in dor 
nächſten Nummer abgedruckt !). Anders: LG. Leipzig, JW. 1915, 732. 
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den, inzwiſchen auch ſtattgehabten Einberufung ſchloß er das Geſchäft 
nach zuvorigem Ausverkauf zu — wie der Gläubiger behauptete — 
bedeutend, wie der Schuldner angab, etwas herabgeſetzten 
Preiſen. Durch Vereinbarung mit dem Hauswirt hatte er dafür 
geſorgt, daß er nach dem Kriege ſein Geſchäft wieder beginnen 
könne. Der Gläubiger haftete noch für die Miete. Verdächtige 
Außerungen, wonach er den Gläubiger ſchädigen wolle, beſtritt der 
Schuldner. 

Er erbot ſich auch, ſechs Monatsraten von dem Erlös im voraus 
zu tilgen. Im übrigen machte er geltend, daß er den Erlös als 
Notgroſchen für Kriegszwiſchenfälle und zur demnächſtigen Geſchäfts⸗ 
eröffnung benötige und weiter die Abzahlungen machen werde. 

Das KG. hat den vom LG. II Berlin angelegten Arreſt auf 
Grund eines neuen Vorbringens des Schuldners, wonach er durch 
Liberationsvertrag gemäß § 328 BGB. den Vorbeſitzer aus der Haftung 
dem Vermieter gegenüber befreit hatte, aufgehoben, dem Schuldner 
aber die Koſten der I. Inſtanz auferlegt. 

Aus den Gründen: 

„Daß der Beklagte als unverheirateter Mann das kleine Geſchäft, 
das ſeine Tätigkeit erforderte, nicht aufrechterhalten könne, war eine 
zutreffende Erwägung und deshalb iſt ſeine Behauptung glaubhaft, 
er habe den ſchleunigen Verkauf ſeiner Waren — hauptſächlich leicht 
verderblicher Art — nicht, um den Kläger zu ſchädigen, ſondern weil 
es nach den Umſtänden als das wirtſchaftlich Richtige anzuſehen 
geweſen ſei, eingeleitet. Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß er mit 
dem Hauswirt ein Abkommen getroffen hat, das ihm die Weiter— 
benutzung des Ladens nach Beendigung des Krieges und die Erhaltung 
der Geſchäftseinrichtung, die noch im Eigentum des Klägers ſtand, 
ſicherte. 

Auch die angeblichen Außerungen, die auf eine feindliche Stimmung 
gegen den Kläger, von dem er ſich übervorteilt glaubt, ſchließen laſſen, 
ſind nicht ausreichend, die Abſicht des Beklagten, den Kläger zu 
ſchädigen, darzutun. Dagegen ſpricht ſeine Fürſorge für den Weiter— 
betrieb des Geſchäftes nach dem Kriege; es iſt ihm ſelbſtverſtändlich 
klar geweſen, daß ihn dann der Kläger zur Bezahlung der Teilbeträge 
nötigen werde und könne. Aber die Abſicht der Schädigung des 
(Hläubigerd iſt nicht für die Anlegung eines Arreſtes erforderlich; es 
genügen Handlungen des Schuldners, die geeignet find, die Volk: 
ſtreckung des demnächſtigen Urteils zu vereiteln oder zu erſchweren. 
Dieſe Vorausſetzung lag nach dem Verhalten des Klägers bei Be— 
rückſichtigung der damaligen Verhältniſſe vor. Der Verkauf der Waren 
mit möglichſter Beſchleunigung und zu herabgeſetzten Preiſen war zwar 
ſachgemäß, nicht aber der Anſpruch des Beklagten, den Erlös ganz 
für ſich zu behalten und die Abzahlung auf den Kaufpreis nur in 
dem vereinbarten Umfange zu leiſten. Das Abkommen der Parteien 
über die Stundung enthielt die ſtillſchweigende Vorausſetzung, daß 
das Geſchäft weiter betrieben werde. Wenn eine ſolche Fortführung 
mit Rückſicht auf die veränderten Umſtände nicht ausführbar war, ſo 
mußte auch eine veränderte Abtragung der Schuld vereinbart oder 
erforderlichenfalls nach den Grundſätzen der Billigkeit und des vermut⸗ 
lichen Parteiwillens feſtgeſetzt werden. Der Beklagte hatte deshalb 
mindeſtens einen Teil des Erlöſes, ſoweit er ihn für ſeinen Unterhalt 
nicht nötig hatte, zur Tilgung ſeiner Schuld zu verwenden — falls 
nicht dem Gläubiger auf andere Weiſe eine den Umſtänden ent— 
ſprechende Sicherheit gewährt werden konnte. Dieſe wollte der 
Beklagte in ſeiner Verabredung mit dem Vermieter ſehen, daß dieſer 
ihm die Weiterbenutzung des Ladens für die Zeit nach dem Kriege 
zuſicherte, ihn aus der Verpflichtung, für die Zwiſchenzeit Mietzins 
zu zahlen, entließ und die Aufbewahrung der Geſchäftseinrichtung in 
den Mietsräumen geſtattete. Nun hatte allerdings der Kläger ſich 
das Eigentum an dieſer Einrichtung vorbehalten, und dieſe Rechtslage 
hatte der Beklagte dem Vermieter mitgeteilt, ſo daß inſoweit der 
Kläger als geſchützt angeſehen werden konnte. Aber der Vermieter 
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hatte ſich ausdrücklich ſeine Rechte aus dem Mietvertrage gegen den 
Kläger, der aus dieſem Vertrage noch bis zum Oktober 1916 haftete, 
vorbehalten. Unter dieſen Umſtänden bot das Abkommen des Beklagten 
mit dem Vermieter dem Kläger keine Sicherheit für ſeinen Reſtanſpruch 
aus dem Kaufvertrage, weil er damit rechnen mußte, daß der Ver— 
mieter ſich an die Geſchäftseinrichtung wegen ſeiner Mietzinsanſprüche 
halten werde.“ [Urteil des. KG. vom 5. Juli 1915, 5 U. 3120, 15.0 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trenck, Berlin. 


* * 
* 


Die zur Bewachung von Kriegsgefangenen verwendeten 
Mannſchaften gehören nicht zu den mobilen Truppenteilen 
im Sinne des 8 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914.9) 

Nach § 2 Ziffer I des Geſetzes betreffend den Schutz der infolge des 
Krieges an der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen vom 
4. Auguſt 1914 wird das Verfahren unterbrochen, wenn eine Prozeß⸗ 
partei zu den mobilen oder gegen den Feind verwendeten Teilen der 
Landmacht gehört. Daß die Landſturmbataillone, welche Kriegs— 
gefangenenlager bewachen, nicht mobil ſind, geht aus der bei den 
Akten befindlichen Auskunft des Bezirkskommandos 1 Berlin hervor, 
iſt auch übrigens gerichtsbekannt. Dieſe Truppenteile ſind jedoch, wie 
das KG. entgegen der Anſicht des Beſchwerdegerichts annimmt, auch 
nicht als „gegen den Feind verwendet“ im Sinne der oben aus— 
geführten Geſetzbeſtimmung anzuſehen. Der Senat tritt den Aus— 
führungen von Delius in der JW. 1915 S. 539 bei, wonach für die 
Auslegung jenes Begriffes, der an ſich auch auf die entwaffneten 
Kriegsgefangenen bezogen werden könnte, weſentlich die militäriſche 
Auffaſſung heranzuziehen iſt, wonach unter „Feind“ nur die noch mit 
Waffen verſehenen und kampfbereite feindliche Kriegsmacht zu verſtehen 
iſt. Zu den zwar immobilen, aber gegen den Feind verwendeten 
Truppenteilen ſind demzufolge die Bewachungstruppen in den in— 
ländiſchen Gefangenenlagern nicht zu rechnen, ein Ergebnis, welches 
ſich auch innerlich dadurch rechtfertigt, daß dieſe Truppenteile, wie 
Delius hervorhebt, ein ziemlich ruhiges Daſein führen und der Regel 
nach in der Lage ſind, ihre Rechtsangelegenheiten zu beſorgen. Für 
Ausnahmefälle bietet der §S 247 ZBO. hinreichenden Schutz. Daß 
vorliegendenfalls eine die Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung recht— 
fertigende Vorausſetzung gegeben iſt, iſt nicht dargetan. (Beſchluß des 
Kammergerichts vom 14. Juni 1915, 6 W. 2071/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Martin Freund, Berlin. 


1) Die im Urteil ausgeſprochenen Grundſätze ſind von großer 
Tragweite. Materiellrechtlich wird der Satz, daß Stundungsabkommen 
die Klauſel der veränderten Umſtände in ſich tragen, auf den Krieg, 
und zwar im Gegenſatz zu der Tendenz der Kriegsgeſetze zu Ungunſten 
des Schuldners angewendet. Eine geſtundete Forderung aus dem 
Geſchäftsverkauf ſoll ganz oder teilweiſe fällig werden, wenn der 
Schuldner das Geſchäft aus — wie das Urteil anerkennt — gerecht— 
fertigten Gründen anläßlich ſeiner Einberufung ſchließt. Ob dieſe 
Annahme mit dem vermutlichen Parteiwillen hinreichend begründet 
werden kann, erſcheint zweifelhaft; man wird vielleicht auch ſagen 
können, daß, wenn die Parteien an den Krieg gedacht hätten, eine 
weitere Stundung verlangt und bewilligt worden wäre. Angeſichts 
der Zuläſſigkeit des Arreſtes ſogar für künftige Forderungen kam 
es übrigens auf die Fälligkeit nicht entſcheidend an. — Prozeſſual 
iſt richtig, daß die Schädigungs abſicht kein Erfordernis des Arreſt— 
grundes iſt. Es ſcheint aber doch fraglich, ob den Ausführungen des 
Schuldners, wonach dem Sinne der Kriegsgeſetze die Beſchläg— 
nahme des Vermögens des rechtmäßig ſein Geſchäft ſchließenden 
Schuldners lediglich wegen dieſes Geſchäftsſchluſſes nicht 
entſpreche, gerecht geworden iſt, zumal bei Berückſich:igung des 
Geſichtspunktes, daß, wenn der Schuldner ſein Geſchaft fortfübrt, 
ibm das Verfabren gemäß BT. der Bekanntmachung vom 14. J. 1915, 
KGB. S. 17 (Beſtellung eines Prozeßvertreters bzw. Replik der Un: 
biligkeit gegenüber 8 Ausſetzungsantrage) droht. Gerade der in 
beſonders bedrängter Lage befindliche kleine Geſchafts dmann würde 
danach, wie er ſich auch einrichtet, der Wohltat der W leicht 
verluſtig gehen können. 2. 


71; 5 S. 64, 202, 28 9, 741. 
) Vgl. IW. 1914, 1071, 1915 S. 64, 202, 555 2 7 
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Stellung des Berichterſtatters beim außerordentlichen 
Kriegsgericht. 

Der Berichterſtatter des außerordentlichen Kriegsgerichts in S. 
hatte im Ermittelungsverfahren mehrere Zeugen vereidigt. Da er 
glaubte, einer der Zeugen habe einen Meineid geleiſtet, ſo legte er die 
Akten der Staatsanwaltſchaft zur weiteren Veranlaſſung vor, die auch 
die Eröffnung der Vorunterſuchung beantragte. Auf den Antrag des 
Unterſuchungsrichters gemäß § 178 StPO. entſchied die Strafkammer 
des LG . . . . dahin, daß der Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Er: 
öffnung der Vorunterſuchung abzulehnen ſei, mit im weſentlichen 
ſolgender Begründung. Der Berichterſtatter eines außerordentlichen 
Kriegsgerichts ſei nicht Mitglied dieſes Gerichts, weder durch das 
Geſetz vom 4. Juni 1851 noch ſonſt ſeien ihm richterliche Funktionen 
übertragen; ſeine Stellung und Aufgabe entſpreche im weſentlichen 
der eines Staatsanwalts — ſiehe auch Verfügung des Kriegsminiſters 
vom 17. November 1914 —; die beſonderen richterlichen Handlungen 
ſeien dem Kriegsgericht und deſſen Vorſitzenden vorbehalten, demgemäß 
ſei dem Berichterſtatter die Abnahme von Eiden nicht übertragen; die 
Militärſtrafprozeßordnung fände auf das Verfahren des außerordent⸗ 
lichen Kriegsgerichts als das eines Zivilgerichts keine Anwendung. 

Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde wurde verworfen. 
Die Gründe des LG. wurden für zutreffend erklärt und noch hinzu⸗ 
gefügt, daß die abweichende Anſicht angeſichts der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes vom 4. Juni 1851 als zutreffend nicht angeſehen werden 
könne; denn hiernach habe ſeinerzeit Einverſtändnis darüber beſtanden, 
daß die Stellung des Berichterſtatters der des Staatsanwaltes ent⸗ 
ſpreche (ſiehe Sten B. über Verhandlungen der II. Kammer, Berlin 1851, 
Bd. II. S. 1369 und Anlagen IV. Band S. 802 f.). [Beſchluß des 
OLG. Cöln vom 28. Mai 1915, 12 W. 213/15.] 

Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Palm, Saarbrücken. 


Zu 872 KO. in Verbindung mit 8299 ZPO.) 

Ein Konkursgläubiger verlangte Abſchrift des Sitzungsprotokolls 
über die erſte Gläubigerverſammlung, Abſchrift der vom Konkurs⸗ 
verwalter aufgeſtellten Bilanz und Gläubigerliſte, Vorlegung des 
Bandes V zwecks Einſicht auf der Gerichtsſchreiberei Greiz. Das AG. 
Charlottenburg lehnte die Anträge bis auf die Geſtattung der Einſicht 
der Bilanz und des Inventars ab, weil — wie das KG. 21 W. 4841/13 
ſchon entſchieden habe — Abſchriften überhaupt nicht den Gläubigern 
erteilt werden könnten, und weil Einſicht nur von beſtimmten Urkunden 
geſtattet ſei. Auf die ſofortige Beſchwerde der Gläubigerin änderte 
das LG. die angefochtene Verfügung ab und wies das AG. an, den 
Band Konkursakten, in welchem ſich das Konkursverzeichnis befindet, 
durch Erſuchen des fürſtlichen AG. in Greiz zur Einſichtnahme der 
Gläubigerin vorzulegen. Es wird dort ausgeführt: Entgegen der in 
21 W. 4841/13 zum Ausdruck gekommenen Anſicht müſſe in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des § 299 ZPO. den Konkursgläubigern 
Einſicht der Konkursakten gewährt und müßten Abſchriften erteilt 
werden, ſofern im Einzelfalle kein Mißbrauch vorliege. Hiergegen 
hat der Konkursverwalter friſt⸗ und formgerecht ſofortige weitere Be⸗ 
ſchwerde erhoben, mit dem Antrage, den Beſchluß des LG. aufzuheben. 
Die weitere Beſchwerde iſt zwar zuläſſig, da zwei ſich widerſprechende 
Entſcheidungen vorliegen (§ 568 Abſ. 2 ZPO; § 72 KO.); der 
Konkursverwalter iſt zu der Erhebung auch aktiv legitimiert (Willen⸗ 
bücher KO. § 73 Anm. 4); Sie iſt aber unbegründet. 

Gemäß § 72 KO. iſt § 299 ZPO. entſprechend anzuwenden. 
Deswegen, weil das Konkursverfahren nicht öffentlich iſt und von 
Amts wegen betrieben wird, das Verfahren der ZPO. auf Partei⸗ 
betrieb beruht, liegt kein Anlaß vor, den Konkursgläubigern grund— 
ſätzlich das Recht auf Einſicht und Erteilung von Abſchriften zu 
nehmen. Die Konkursgläubiger haben ein Intereſſe daran, vor dem 


1) Vgl. auch den Beſchluß des 21. Senats des KG. in IW. 1915, 731. 
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Prüfungstermin, in welchem die Erklärungen über die angemeldeten 
Forderungen zu erfolgen haben, dieſe letzteren ſowie die Gläubiger 
dem Namen nach kennen zu lernen, um ſich erforderlichenfalls über 
die rechtliche Begründung der angemeldeten Forderungen vor Erhebung 
oder Unterlaſſung des Widerſpruchs genügend unterrichten zu können. 
Es kann auch nicht — entgegen der in dem Beſchluſſe 21 W. 4841/13 
ausgeführten Anſicht — anerkannt werden, daß § 140 KO. das Recht 
der Konkursgläubiger einſchränkt. § 140 KO. beftimmt, daß die An- 
meldungen der Konkursgläubigerin der Gerichtsſchreiberei zur Einſicht 
der Beteiligten niederzulegen ſind, daß der Gerichtsſchreiber jede 
Forderung in die Tabelle einzutragen hat, daß die Tabelle innerhalb 
gewiſſer Friſt bis zum Prüfungstermin zur Einſicht der Beteiligten 
auf der Gerichtsſchreiberei niedergelegt wird, und daß die Tabelle 
abſchriftlich dem Verwalter mitzuteilen iſt. Daraus folgt aber nicht, 
daß die Konkursgläubiger kein Recht auf Erteilung von Abſckriften 
haben. In 8 140 iſt nur geſagt, daß von Amts wegen dem Ber: 
walter eine Abſchrift der Tabelle zu erteilen iſt, ohne daß Anbalts: 
punkte dafür vorhanden ſind, daß den Konkursgläubigern auf ihren 
Antrag keine Abſchriften erteilt werden dürfen. Aus der Nieder⸗ 
legung der Tabelle nur während eines beſtimmten Zeitpunktes iſt auch 
nichts zu entnehmen, daß außerhalb dieſer Zeit keine Abſchriften 
erteilt werden dürfen. Das Recht auf Einſicht und Erteilung von 
Abſchriften iſt durch § 140 überhaupt nicht berührt. Auch ſonſtige 
Gründe ſprechen nicht gegen eine uneingeſchränkte entſprechende An: 
wendung des § 299 ZPO. Nur dann iſt eine Ausnahme zu machen, 
wenn dieſes Recht im Einzelfalle mißbräuchlich ausgeübt wird (JW. 
1901, 120; 1903, 64). In dieſe Beziehung iſt aber nichts vom 
Konkursverwalter vorgebracht. (Vgl. Gaupp⸗Stein § 299 II und 
Note 16; Jäger, KO. 1913 § 72 Anm. 2, § 124 Anm. 4; Bil 
mowski, KO. 1906 § 72 Anm. 2 und § 124 Nr. 2; Willenbücher, KO. 
§ 72 Anm. 1 und 2; KG. 7. April 1891 in Buſchs Z. 20, 492; 
LG. München 26. Oktober 1910 in Bahr. 6, 455; LG. III Berlin 
vom 21. November 1913 in 4 J. 1485/18 in den Akten des AO. 
Charlottenburg 40 N. 273/13, LG. III Berlin vom 12. Juni 1914 in 
4 T. 615/14 in den Akten des AG. Nauen N. 2/14.) 

Das Gläubigerverzeichnis iſt auch nicht etwa eine private Auf⸗ 
ſtellung des Konkursverwalters, auch wenn ſie ohne jede Verant⸗ 
wortung für den letzteren zu den Konkursakten gegeben werden mag. 
Sobald fie zu den Akten gelangt, ift das Recht der Konkursgläubiger 
auf ihre Einſicht gegeben (vgl. Jäger 872 Anm. 2, § 124 Anm. 4; 
Wilmowski 8 72 Nr. 2). 

Das Recht auf Einſicht iſt allerdings grundſätzlich auf Einſicht 
auf der Gerichtsſchreiberei des Konkursgerichts beſchränkt, wie dies 
aus § 140 KO. und aus § 299 ZBO. zu entnehmen tft (Gaupp 
§ 299 II). Eine Verſendung zwecks Einſicht kann aber dann ſtatt⸗ 
finden, wenn ein beſonderes Intereſſe dargetan wird, wenn z. B. die 
betreffenden Schriftſtücke ſehr umfangreich ſind, ihre Abſchriften große 
Koſten verurſachen und der berechtigte Antragſteller vom Sitz des 
Konkursgerichts weit entfernt wohnt (vgl. OLG. 25, 96; Gaupp⸗Stein 
§ 299 II). Ein ſolches beſonderes Intereſſe iſt im vorliegenden Falle 
glaubhaft gemacht, der Beſchwerdeführer wohnt vom Sitze des 
Konkursgerichts ſehr entfernt und verlangt Einſicht umfangreicher 
Schriftſtücke. Die Verſendung hat jedoch nur dann zu geſchehen, 
wenn das Verfahren dadurch nicht ungebührlich verzögert wird. 
Werden daher die betreffenden Akten vom Konkursgericht vorausſicht⸗ 
lich gebraucht, ſo kann in dieſer Zeit die Verſendung nicht verlangt 
werden. Sie hat dann erſt nachher zu geſchehen. Vor dem am 
10. Juni anſtehenden Zwangsvergleichs⸗ und nachträglichen Prüfungs⸗ 
termin kann allerdings eine Überſendung nicht ſtattfinden. 

Die Beſchwerde war daher zurückzuweiſen. 

Die Koſtenentſcheidung beruht auf 8 72 KO. 8 97 390. (Veſchluß 
des 16. Senats des KG. vom 3. Juni 1915 in 16 W. 1841/15.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


— — 
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44. Jahrgang. 


Bedeutung der Ankündigung „Fabrikpreis“. 

Es iſt zunächſt feſtzuſtellen, was nach der Durchſchnittsauffaſſung 
des als Abnehmer derartiger Waren in Betracht kommenden Käufer: 
kreiſes (ſ. Noſenthal, Kommentar zum Unl WG. 4. Aufl. Note 35 zu 
8 3 und die dort angeführten Entſcheidungen) unter „Fabrikpreis“ 
zu verſtehen iſt. Nach Finger (Kommentar zum UnlWG. 4. Aufl. 
Note 340 zu § 3) verſteht das maßgebende Publikum unter Fabrik⸗ 
preiſen diejenigen Preiſe, zu welchen Fabrikanten, die überhaupt im 
einzelnen abgeben, die Waren verkaufen (im Anſchluß an die Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. v. 4. März 1904, Unl W. 3, 68; ähnlich Urteil 
des OLG. Karlsruhe vom 6. November 1902, Recht 1903 S. 109 
Nr. 578 und Kahn⸗Weiß, Wettbewerbsgeſetz, 2. Aufl. S. 83). 

In einem Urteil v. 25. November 1914 (UnlW. 4, 40 ff. — 
JW. 1904, 59) hat es dagegen das RG. gebilligt, daß der 
Berufungsrichter für den gegebenen Fall (es handelte ſich um 
eine Bremer Fabrik von Verandamöbeln und Kinderwagen) die 
Auffaſſung der in Betracht kommenden Verkehrskreiſe dahin feſt⸗ 
geſtellt hatte, unter „Fabrikpreiſen“ ſeien die Originalpreiſe zu ver⸗ 
ſtehen, zu denen der Beklagte bei der Art ſeines Betriebs verkaufen 
könne und in der Tat auch verkaufe. „Hier kommt alſo ein ganz 
anderer Begriff zum Vorſchein“ (Finger a. a. O.). Nach einem Urteil 
des OLG. Hamburg v. 11. Februar 1910 (Recht 1910, 2093) wird 
die Anpreiſung des Kaufmanns, er verkaufe die Ware zu Fabrik⸗ 
preiſen, dadurch keine unwahre, daß er zu den Fabrikpreiſen für ſeine 
Barauslagen, wie Fracht uſw., geringe Beträge hinzurechnet (ebenſo 
Roſenthal a. a. O. Note 93 zu § 3). Ein Urteil des OLG. Stuttgart 
v. 21. Dezember 1900 (OL GRſpr. 2, 285) hebt hervor, daß zwar 
nach volkswirtſchaftlichen Begriffen „Fabrikpreis“ der auf Grund des 
Fabrikbetriebs für die Herſtellung der Waren angeſetzte Preis wäre; 
der Ausdrucksweiſe des gewöhnlichen Lebens entſpreche aber die Auf— 
faſſung, daß der Kaufmann, der Verkauf zu Fabrikpreiſen ankündige, 
damit ſagen wolle, er verkaufe zu denſelben Preiſen, zu welchen der 
Fabrikant an die Kleinverbraucher liefern könnte (ebenſo Pinner, 
Unl WG. 2. Aufl. S. 29, Birkenbiel, der unl. Wettb. S. 40 Note 90). 

Ein Urteil des OLG. Kiel v. 20. Juni 1913 (MarkſchW. 13, 
210 ff.) geht davon aus, daß (insbeſondere im Handel mit Schokolade— 
und Kakaowaren) der Fabrikant regelmäßig nicht an Einzelkäufer, 
ſondern nur an Zwiſchenhändler abgibt. Das Publikum verſtehe alſo 
unter Fabrikpreis den Preis, zu welchem der Fabrikant an den 
Zwiſchenhändler abgibt, nicht den Preis, zu welchem der Fabrikant 
im einzelnen verkauft. Eine Fabrik, die im Detail verkaufe, dürfe 
ihre Preiſe nicht als Fabrikpreiſe bezeichnen, wenn ſie die Koſten des 
Verkaufs in den Preis mit einkalkuliere; daß ſie den Gewinn des 
Zwiſchenhändlers nicht einrechne, entlaſte ſie nicht; ſchon daß ſie die 
Unkoſten des Abſatzes bis zum Publikum mit einrechne, ſei unvereinbar 
mit dem Begriff „Fabrikpreis“, wie ihn das Publikum verſtehe. Das 
RG. (Urteil vom 24. April 1914, WarnErgBd. 1914 Nr. 201) hat 
dieſes Urteil beſtätigt; in den Gründen iſt bemerkt, die Beklagte habe 
feſtgeſtelltermaßen die ihr durch den Vertrieb der Ware bis zum 
Publikum entſtehenden Unkoſten in den von ihr als „Fabrikpreis“ 
bezeichneten Preis miteingerechnet; dieſe Vertriebskoſten ſeien aber nicht 
Koſten der Erzeugung (der Fabrikation) der Ware und „daher“ auch 
nicht ein Teil des Fabrikpreiſes in dem Sinne, wie das Publikum 
dieſen Ausdruck verſtehe. Dagegen erklärt ein Urteil des gleichen 


Senats vom 11. Dezember 1913 (JW. 1914, 200) unter Original: 


ſabrikpreiſen ſeien nach dem verkehrsüblichen Sprachgebrauche die 
Preiſe zu verſtehen, die der Fabrikant dem Händler und, „wenn er 
im Kleinen verkauft, dem einzelnen Privaten berechnet“. 

Ein Urteil des OLG. Hamburg vom 25. September 1912 
(Hanſcg 3. 1912, 287 ff.) iſt der Anſchauung, daß der Händler im 
allgemeinen mit Fabrilpreis denjenigen Preis bezeichnen dürfe, der 
ihm vom Fabrikanten in Rechnung geſtellt werde; wenn aber der 
Fabrikant ſelbſt dem Publikum gegenüber als beſonders zu erwähnenden 
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Umſtand hervorhebe, er verkaufe zu Fabrikpreiſen, ſo könne in dieſem 
Falle unter Fabrikpreis nicht der vom Fabrikanten zwar allgemein 
geforderte, im übrigen aber nach beliebigen Grundſätzen berechnete 
Preis, ſondern nur ein ſolcher Preis verſtanden werden, der im 
weſentlichen durch die Herſtellungskoſten der Waren beſtimmt, dagegen 
durch die Koſten der Warenverteilung nicht oder nicht weſentlich mit⸗ 
beſtimmt wird; ob das Publikum noch von einem Fabrikpreiſe 
ſprechen würde, ſolange die in den Preis miteinkalkulierten Koſten der 
vom Fabrikanten vorgenommenen Warenverteilung ſich „in ganz be: 
ſcheidenen Grenzen“ hielten, könne dahingeſtellt bleiben (ebenſo Roſen⸗ 
thal a. a. O. Note 93 zu 3). Nach Kahn⸗Weiß endlich (a. a. O. S. 84) 
bedeutet der Ausdruck „Fabrikpreis“ nicht nur, daß dem Preis des 
Fabrikanten kein Zwiſchenhändlergewinn oder ſonſt etwas darauf: 
geſchlagen wurde, ſondern daß wirklich ein Fabrikbetrieb mit den 
hierdurch gewährleiſteten Vorzügen (Gleichmäßigkeit der Ware in Güte 
und Beſchaffenheit und große Billigkeit) vorliege. 

Nach der Anſchauung des erkennenden Senats, die durch die 
vorſtehende Zuſammenſtellung beſtätigt wird, kann nicht behauptet 
werden, daß von dem Durchſchnittspublikum mit dem Wort „Fabrik: 
preis“ ein beſtimmter, für alle Fälle gleichheitlich geltender Begriff 


verbunden wird. Dem Publikum iſt ſelbſtverſtändlich bekannt, daß 


der Preis einer Ware auf dem Wege von der Fabrik bis zum Detail⸗ 
käufer eine erhebliche Steigerung erfährt, daß insbeſondere der 
Zwiſchenhändler nicht nur ſeine Auslagen (für Ladenmiete, Verkaufs⸗ 
perſonal uſw.) auf den Detailkäuſer abwälzt, ſondern in dem an: 
geſetzten Preiſe auch einen mehr oder minder hohen Gewinn für ſich 
(Zwiſchenhändlergewinn) beanſprucht. Kündigt ein Kaufmann an, 
daß er eine von ihm nicht ſelbſt hergeſtellte Ware zum „Fabrikpreis“ 
verkaufe, ſo kann dies, rein ſprachlich betrachtet, ſowohl bedeuten, er 
verlange dafür den Preis, den er dem Fabrikanten bezahlen müſſe, 
als, er verlange den gleichen Preis, den der Einzelkäufer bei un: 
mittelbarem Kauf in der Fabrik entrichten müſſe. Der erſteren Auf— 
faſſung ſtellt ſich aber ſofort die Erwägung entgegen, daß der Kauf— 
mann damit nicht nur auf jeden Gewinn, ſondern auch auf den Erſatz 
ſeiner Betriebsſpeſen verzichten würde. Das Durchſchnittspublikum 
wird daher in ſolchen Fällen mit dem Worte „Fabrikpreis“ regelmäßig 
die zweite Annahme verbinden. In dieſem Sinne aufgefaßt, iſt die 
Ankündigung des Verkaufs zu „Fabrikpreiſen“ jedenfalls dann unrichtig, 
wenn die in Frage ſtehende Fabrik ihr Erzeugnis an Einzelkäufer 
überhaupt nicht abgibt (vgl. IW. 1914, 201); im gegenteiligen Falle 
iſt ſie richtig nur dann, wenn der Zwiſchenhändler in der Tat dem 
Einzelkäufer keinen höheren Preis berechnet, als dieſer bei un— 
mittelbarem Kauf in der Fabrik entrichten muß. Anders iſt die 
Sachlage, wenn der Fabrikant ſelbſt den Verkauf ſeiner Ware zu 
Fabrikpreiſen ankündigt. Ganz mit Recht hebt Kahn-Weiß a. a. O. 
S. 84 hervor, daß man von Fabrikpreiſen in der Regel nicht ſpricht, 
wenn eine Fabrik die von ihr ſelbſt hergeſtellten Waren unmittelbar 
an die Konſumenten abſetzt. Geſchieht dies aber doch, ſo wird darin 
regelmäßig nichts anderes als der Hinweis darauf zu erblicken ſein, 
daß das Publikum durch Einkauf in den Verkaufsräumen des 
Fabrikanten denjenigen Preisaufſchlag erſpart, den es bei ander— 
weitigem Verkauf in der Form des Zwiſchenhändlergewinns bezahlen 
muß. Keineswegs aber kann zugegeben werden, daß nach der An— 
ſchauung des Durchſchnittspublikums der Fabrikant, der den Einzel: 
verkauf der von ihm hergeſtellten Waren zu Fabrikpreiſen ankündigt, 
damit zuſichere, er verlange keinen Erſatz für die ihm durch den 
Detailverkauf (in Geſtalt von Ladenmiete, Verkaufsperſonal uſw.) er: 
wachſenden Auslagen. Seine Ankündigung, er verkaufe zu Fabrik— 
preiſen, wird alſo nicht dadurch zu einer unrichtigen Angabe im Sinne 
des § 3 UnlWG., daß er bei Feſtſetzung des Preiſes die erwähnten 
Ausgaben miteinrechnet. (Urteil des Oe Q. München J. 3 S. vom 
20, März 1915, L. 102114.) 
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Landgerichte. 


HNriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung wird durch 
die Lage des Schuldners nur gerechtfertigt, wenn er 
glaubhaft macht, daß er innerhalb der ihm gewährten 
Friſt den Gläubiger befriedigen kann. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt der Antrag der Beſchwerde⸗ 
führerin auf ſechsmonatige Einſtellung des Verfahrens mit Recht 
zurückgewieſen worden. Die Ausſetzung des Zwangsverſteigerungs— 
verfahrens kann nach den Bundes ratverordnungen vom 7. Auguſt 
und 22. Dezember 1914 in der Faſſung vom 20. Mai 1915 nur er⸗ 
folgen, wenn die Lage des Schuldners ſie rechtfertigt. 
Dazu gehört aber, daß der Schuldner nach Ablauf der 
Einſtellungsfriſt auch wirklich imſtande iſt, die Verbindlich— 
keiten, wegen deren die Zwangsvollſtreckung betrieben 
wird, ordnungsgemäß zu erfüllen. Denn ſonſt würde die 
Ausſetzung für den Schuldner zwecklos und für den betreibenden 
Gläubiger nur ſchädlich fein. Im vorliegenden Falle hatte die Be: 
ſchwerdeführerin als Schuldnerin daher glaubhaft zu machen, 
daß die drei betreibenden Gläubigerinnen im Laufe der 
beantragten ſechsmonatigen Friſt befriedigt werden. Dieſe 
Glaubhaftmachung iſt aber weder vor dem AG. noch auch in II. In⸗ 
ſtanz erfolgt, obwohl die Schuldnerin vom Beſchwerdegericht hierzu 
noch beſonders unter Beſtimmung einer angemeſſenen, auf Erſuchen 
wiederholt verlängerten Erklärungsfriſt aufgefordert war. 

Hinzu kommt aber noch, daß die Schuldnerin bzw. deren Ber: 
treter, zugleich als Bevollmächtigter des Sohnes der Schuldnerin, es 
verſtanden hat, durch Stellung unbegründeter Anträge und durch 
Einlegung von Rechtsmitteln das ſeit Juni 1914 anhängige Ber: 
fahren hinzuhalten und zu bewirken, daß ſeit dem urſprünglich bes 
ſtimmten Verſteigerungstermine (25. September 1914) bis zu dem 
nunmehr anzuberaumenden neuen Termine nahezu ein ganzes Jahr 
verſtrichen iſt. Die Beſchwerdeführerin hat mithin ſogar noch mehr 
erreicht, als ihr im günſtigſten Falle vom Gericht hätte zugebilligt 
werden können, wenn ſie vor dem erſten Termin die Ausſetzung be— 
antragt hätte. Eine noch weitere Hinausſchiebung der Verſteigerung 
im Sinne des § 2 Satz 2 BRV. vom 20. Mai 1915 (RGBl. 1915, 293) 
muß unterbleiben, da ſie nach der Überzeugung des Gerichts zwecklos iſt. 
(Beſchluß der 7. ZK. des LG. Eſſen vom 25. Juni 1915, K. 53/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trenck, Berlin. 
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Geſchäftsaufſicht. Koſtenlaſt bei Anerkenntnis eines 
unbegründeten Anſpruchs. 

Unzuläſſigkeit der Klage wegen einer Schuld, deren 
Befriedigung die Aufſichtsperſon nicht geſtattet hat. — 
Koſtenpflicht des Klägers in ſolchem Falle. 

Die Klägerin hat als legitimierte Inhaberin eines am 31. Oktober 
1914 fällig geweſenen Wechſels gegen deſſen Ausſteller Sch. ſowie 
gegen die Beklagte als Akzeptantin Klage erhoben. Der Ausſteller 
iſt durch Verſäumnisurteil verurteilt worden. Die Beklagte hat im 
erſten Termine zur mündlichen Verhandlung den Anſpruch unter Ver— 
wahrung gegen ihre Koſtenpflicht anerkannt und iſt durch ein auf 
Grund dieſes Anerkenntniſſes ausgeſprochenes Urteil vom 30. De— 
zember 1914 in der Hauptſache dem Klagantrage entſprechend ver— 
urteilt worden. Ihre Koſtenpflicht beſtreitet ſie auf Grund der 
unſtreitigen Tatſachen, daß über ſie unterm 24. Oktober 1914 die 
Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens angeordnet 
worden iſt, daß der zur Beaufſichtigung ihrer Geſchäftsführung beſtellte 
Rechtsanwalt Dr. Th. ihr unterſagt hat, Zahlung zu leiſten und daß 
ſie dies der Klägerin am 2. November 1914 mitgeteilt, dabei aber 
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ausdrücklich erklärt hat, ſie beſtreite die Anſprüche der Klägerin nicht. 
Sie iſt der Anſicht, daß ſie hiernach zur Klagerhebung keine Veranlaſſung 
gegeben habe. Dieſer Anſicht tritt der Amtsrichter bei und verurteilt 
daher durch fein Endurteil vom 13. Januar 1915 die Klägerin, die 
im Verfahren mit der jetzigen Beklagten entſtandenen Koſten des 
Rechtsſtreites zu tragen. Sein Urteil, aus dem ſich der Streitſtoff 
der I. Inſtanz in feinen Einzelheiten ergibt, iſt der Berufungskammer 
vorgetragen worden. 

Die Klägerin beantragt unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils der Beklagten die Koſten I. Inſtanz als Geſamtſchuldnerin 
mit dem Mitbeklagten Sch. aufzuerlegen. Die Beklagte gibt zu, daß 
ihr der Wechſel bereits am 2. November 1914 zur Zahlung vorgelegt 
worden iſt. Sie beantragt, die Berufung zurückzuweiſen. 

Gründe: Die Berufung ift nach § 99 Abſ. 2 ZPO. an ſich 
zuläffig, auch form⸗ und friſtgerecht eingelegt, aber unbegründet. 

8 7 Abſ. 2 der Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 über die 
Anordnung einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurs 
verfahrens beſtimmt: Der Schuldner ſoll ohne Zuſtimmung der 
Aufſichtsperſonen weder noch Anſprüche befriedigen oder 
ſicherſtelle nn Daß eine ſolche Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
perſon im vorliegenden Falle nicht erteilt war, iſt außer Streit. Die 
Beklagte war alſo nicht einmal berechtigt, den Klagwechſel ein⸗ 
zulöſen; ſie hätte damit den Verpflichtungen zuwidergehandelt, die ihr 
durch die genannte Bekanntmachung auferlegt werden, würde alſo, 
wenn ſie den Wechſel eingelöſt hätte, nach § 10 der Bekanntmachung 
dem Gerichte Anlaß zur Aufhebung der Geſchäftsaufſicht gegeben 
haben. War aber die Beklagte nicht berechtigt, Zahlung auf den 
Wechſel zu leiſten, ſo bedarf es weiter keiner Darlegung, daß ſie dazu 
auch nicht verpflichtet war. Die Sätze des bürgerlichen und des 
Wechſelrechts, die ſie an ſich zur Zahlung verpflichten, ſind eben durch 
8 7 der Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 für Perſonen, die 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehen, derart in ihrer Wirkung beſchränkt, daß 
fie nur gelten, wenn die Aufſichtsperſon die Zahlung geſtattet; it 
das nicht der Fall, wie hier, ſo kann ſich der Gläubiger nicht auf ft 
berufen. Auch der Umſtand, daß die Geſchäftsaufſicht nur auf den 
Antrag des Schuldners angeordnet wird, er alſo ſelbſt — aber in 
geſetzlich zuläſſiger Weiſe — den Wegfall ſeiner Zahlungsverpflichtung 
herbeigeführt hat, und ebenſo der Umſtand, daß die Geſchäftsaufſicht 
ihren Grund in der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, alſo in 
einem nach § 279 BGB. von ihm zu vertretenden Umſtande hat, 
ändert nichts daran, daß er infolge der Geſchäftsaufſicht nicht zur 
Zahlung verpflichtet iſt. War aber die Beklagte nicht verpflichtet, 
auf den Klagwechſel Zahlung zu leiſten, ſo konnte ſie darauf auch 
nicht verklagt werden; das eine folgt zwingend aus dem anderen. 
Wenn daher die Klägerin meint, der Geſetzgeber habe kein Verbot 
ausgeſprochen, gegen den unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner 
zu klagen, ſo iſt das freilich inſofern richtig, als ein allgemeines 
Verbot jeder Klagerhebung zweifellos nicht in der Bekanntmachung 
enthalten iſt. Die Bekanntmachung befreit den Schuldner ja auch nicht 
von ſeinen Schuldverpflichtungen an ſich, läßt dieſe vielmehr an ſich 
bei vollem Beſtande; ſie nimmt ihm nur das Recht und damit die 
Pflicht, während der Dauer der Geſchäftsaufſicht Zahlung zu leiſten. 
Damit nimmt fie aber auch dem Gläubiger das Recht, während bet 
Dauer der Geſchäftsaufſicht auf gegenwärtige Zahlung zu klagen, und 
zwar gleichviel, ob der Schuldner die Schuld an ſich beſtreitet oder nicht. 
Die Rechtslage ähnelt durchaus der eines Gläubigers, deſſen Forderung 
noch nicht fällig iſt. Auch in dieſem Falle beſteht an ſich die Forderung 
zu Recht, der Schuldner iſt aber noch nicht zu zahlen verpflichtet. Be: 
ſtreitet er nun auch den Beſtand der Forderung an fich, fo gibt das 
gleichwohl dem Gläubiger kein Recht, auf gegenwärtige Zahlung A 
klagen, zu der eben der Schuldner keinesfalls verpflichtet ist; viel 
mehr muß er dann auf Grund von § 256 oder von § 259 35 . 
klagen, ſoweit die Vorausſetzungen dieſer Vorſchriften vorliegen. Dieſe 
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Rechtsbehelfe bleiben auch dem Gläubiger eines unter Geſchäftsaufſicht 
ſtehenden Schuldners, und inſoweit wird freilich durch die Bekannt⸗ 


machung vom 8. Auguſt 1914 die Klagerhebung gegen den Schuldner 


nicht verboten — wodurch ſich übrigens auch alles erledigt, was die 
Klägerin über die Notwendigkeit ausführt, daß auch während der Ge— 
ſchäftsaufſicht die Möglichkeit rechtskräftiger Feſtſtellung einer Forderung 
gegeben ſein müſſe. Ein Verbot der Klage auf gegenwärtige Leiſtung 
dagegen findet ſich freilich mit ausdrücklichen Worten auch nicht in der 
Bekanntmachung; es iſt aber keine „über den Rahmen des Geſetzes 
hinausgehende Auslegung“, ſondern die unausweichliche Folgerung 
aus § 7 Abſ. 2 der Bekanntmachung, wenn man dieſes Verbot 
dennoch aus ihr entnimmt. Kaum der Erwähnung bedarf, daß 
dagegen auch das ausdrückliche Verbot der Zwangsvollſtreckungen in 
$ 5 der Bekanntmachung nichts beweiſt; ſelbſtverſtändlich mußte auch 
Sorge dafür getroffen werden, daß der Schuldner mit Vollſtreckungen 
aus bereits vorhandenen Schuldtiteln verſchont bleibt. Ebenſo⸗ 
wenig iſt von Belang, daß es dem Gläubiger im allgemeinen er— 
wünſcht ſein wird, zu einem Schuldtitel zu gelangen, ſelbſt wenn er 
im Augenblicke aus ihm nicht vollſtrecken kann; das Geſetz gibt ihm 
in Fällen, wie dem vorliegenden, kein Mittel zur Befriedigung dieſes 
Wunſches. 

War hiernach die Klage unbegründet und hätte ſie auf ent— 
ſprechenden Antrag der Beklagten abgewieſen werden müſſen, ſo kann 
die Beklagte keine Veranlaſſung zur Klagerhebung gegeben haben. 
Freilich meint eine weitverbreitete Anſicht, im Falle des Anerkennt— 
niſſes der Klagforderung ſei kein Raum mehr zur Prüfung der Frage, 
ob die Klage begründet geweſen ſei; der Beklagte unterliege auf Grund 
feines Anerkenntniſſes und könne ſich vor der danach aus § 91 3PO. 
für die Koſtenfrage zu ziehenden Folgerung nur dann retten, wenn 
er auch zur Erhebung der als begründet zu unterſtellenden Klage 
keinen Anlaß gegeben habe. Dem kann ſich die Berufungskammer 
nicht anſchließen. Der Beklagte unterliegt auf Grund ſeines An— 
erkenntniſſes nur inſoweit, als das Anerkenntnis reicht; es gibt keine 
geſetzliche Vorſchrift, die ihn hinderte, von dem Anerkenntnis die 
Koſten auszunehmen und ſich auf den Standpunkt zu ſtellen, die 
Klage ſei zwar unbegründet, aber er mache das nur geltend, um die 
Koſten von ſich abzuwenden, während er den Hauptanſpruch freiwillig 
befriedigen wolle und daher anerkenne. Dann iſt, wie bei jeder 
anderen Erledigung der Hauptſache, zu prüfen, welche Partei unter: 
legen ſein würde, wenn in der Hauptſache zu entſcheiden geweſen 
wäre; und die Koſten treffen die Partei, die in der Hauptſache hätte 
unterliegen müſſen. Auch der Umſtand, daß die Beklagte ihre Ver— 
wahrung gegen die Koſtenpflicht ausdrücklich nur aus § 93 3 P. 
begründet, enthebt das Gericht nicht der Verpflichtung, zu prüfen, ob 
die Klage begründet war; da das Anerkenntnis ſich nicht auf die 
Koſten erſtreckt, iſt zunächſt zu prüfen, ob an ſich die Beklagte in der 
Hauptſache, alſo auch im Koſtenpunkte, unterlegen wäre; iſt das nicht 
der Fall, ſo iſt ſchon deshalb die Klägerin koſtenpflichtig, erledigt ſich 
alſo die Frage, ob ſie es etwa trotz begründeter Klage gemäß § 93 
PO. ſei. Übrigens trifft, wie ſchon erwähnt, der Wortlaut des 
§ 93 auch den Fall, in dem die Klage an ſich unbegründet war, da 
zu einer unbegründeten Klage der Beklagte nicht Veranlaſſung gegeben 
haben kann. Die Berufung auf § 93 ZPO. enthält alſo auch das 
Verlangen, die Begründung der Klage zu prüfen, wie andererſeits 
5 Wortlaut des $ 93 ZPO. den Fall mangelnder Begründung des 
5 einſchließt. Zu einer einſchränkenden Auslegung der 
1 findet aber die Berufungskammer, wie dargelegt, keinen 
e (Urteil einer Berufungskammer des LG. Leipzig vom 8. April 
1915, 4 Du. 1/15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Geyler, Leipzig. 
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Edwin Katz: Die Freiheit der Meere im Kriege. Verlag 
Karl Curtius. Berlin 1915. 

Der Verfaſſer beſchäftigt ſich mit der durch den Luſitaniaſtreit 
beſonders lebhaft gewordenen Frage, ob die U-Boote das Recht haben, 
feindliche Fahrzeuge in der Kriegszone zu zerſtören, ohne daß etwaige 
Paſſagiere irgendwelchen Staates ſich darüber zu beklagen hätten. 
Er bezieht ſich beſonders darauf, daß nach amerikaniſcher und engliſcher 
Auffaſſung die Effektivität der Blockade überall da gegeben und daher 
die Blockadeerklärung überall da ſtatthaft iſt, wo der ingress für die 
einfahrenden Schiffe dangerous oder hazardous iſt. Dies iſt richtig; 
ich kann dafür auch auf den angliſierten Deutſchen Oppenheim, 
International law II p. 462, verweiſen, deſſen Autorität jetzt in 
England als die entſcheidende gilt. Allerdings nehme ich nicht an, 
daß die bekannte Erklärung der deutſchen Regierung vom 4. Fe⸗ 
bruar 1915 eine Blockadeerklärung ſei, da ſie kein Verbot gegen die 
neutralen Schiffe enthält, ſondern nur auf die Gefährdung durch den 
U⸗Bootkampf hinweiſt; allein ſicher iſt es, daß Deutſchland eine 
Blockade hätte erklären können, die auch England und Amerika als 
effektiv anſehen müßte, und wenn es dies durfte, ſo konnte es auch N 
das mindere tun, nämlich eine Halbblockade eröffnen und ein Küſten— 
gebiet als Kriegsgebiet erklären. Dies ergibt ſich allerdings auch aus 
anderen Gründen; es ergibt ſich insbeſondere auch aus der Analogie 
des Landkrieges: denn wenn der Seekrieg in ſeinen deſtruktiven Be— 
rechtigungen über den Landkrieg hinausgeht, ſo ſtehen ihm doch 
jedenfalls die deſtruktiven Rechte des Landkrieges zu Gebote. Treffend 
weiſt die Schrift ferner darauf hin, daß auch nach amerikaniſcher 
Auffaſſung die Nichtkombattanten auf den Schiffen in ihrem Leben 
und Eigentum nur ſoweit berückſichtigt werden können, als die Not— 
wendigkeit des Krieges eine ſolche Berückſichtigung ermöglicht. 

Ich freue mich, auf dieſe treffliche Schrift hinweiſen zu können. 

Joſef Kohler. 


Dr. jur. Hans Menzel: Das engliſche Feuerverſicherungs⸗ 
geſchäft in Deutſchland und der Krieg. Breslau 1915. 
J. U. Kerns Verlag (Max Müller). 

Der Verfaſſer der kleinen Schrift will für den Konkurrenzkampf 
der deutſchen gegen die engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften!) juriſtiſche 
Waffen liefern. Er geht dabei von dem Gedanken aus, daß ein 
Wettbewerb von Ausländern nur dann berechtigt iſt, wenn er durch 
die geographiſche und klimatiſche Verſchiedenheit der Produktions- und 
Abſatzbedingungen notwendig wird. Unſer Auslandshandel kann dieſen 
Satz kaum gelten laſſen. Er beruht nicht nur auf Geographie und 
Klima, ſondern weſentlich auch darauf, daß deutſcher Fleiß, deutſcher 
Erfindungsgeiſt und deutſche Geſchäftstüchtigkeit den Leiſtungen der 
anderen Völker vielfach überlegen ſind. Darum können wir auch 
Gerechtigkeit üben und zuverſichtlich dem Ausländer den Verſuch 
geſtatten, ob er ausnahmsweiſe beſſer und billiger arbeitet wie die 
heimiſche Wirtſchaft. Wie meiſtens, handelt es ſich auch im Ver⸗ 
ſicherungsfach nur um eine kleine Konkurrenz der Ausländer, die zum 
Vorteil des Publikums den deutſchen Firmen einen Anſporn gibt, in 
ihren guten Leiſtungen nicht nachzulaſſen. Wie die Abhandlung ſelbſt 
mitteilt, ſind bei den Verſicherungen im ganzen nur 8 Prozent in der 
Hand ausländiſcher Geſellſchaften, von denen nur 2/3 engliſche find. 

Der Verfaſſer beſpricht nun die durch den Krieg geſchaffene 
Sachlage. Am liebſten hätte er es geſehen, daß die Ungültigkeits— 
erklärung der engliſchen Feuerverſicherungsverträge in Verbindung 
mit der Unterſagung des Geſchäftsbetriebes von der Regierung als 


1) Siehe auch die Aufſätze von Kaufmann, Im. 1915, 261 
Mahlert, IW. 1915, 381. N 1 . a 
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Vergeltungsmaßregel angeordnet wäre. Da dies nicht geſchehen iſt — 
und zwar nicht England zuliebe, ſondern um die deutſchen Ver— 
ſicherten vor Schaden zu behüten! —, empfiehlt der Verfaſſer in der 
„rechtspolitiſchen Schlußbetrachtung“ jedem Verſicherten, von ſeinem 
Nertrage mit einer engliſchen Geſellſchaft wegen ihrer infolge des 
Krieges eingetretenen Unſicherheit zurückzutreten. Die Erörterung 
dieſes Rücktrittsrechtes iſt der Hauptinhalt der Abhandlung. Der 
Verfaſſer gibt hier eine überſichtliche Darſtellung und nimmt ſelbſt 
Stellung zu den Ergebniſſen der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung. 
Hierbei wird man eine Prüfung der Frage vermiſſen, ob das vom 
RS. in der Entſcheidung Bd. 60 S. 56 ff. zugelaſſene Rücktritts— 
recht nicht durch die ſpätere Geſetzgebung, nämlich durch das 
Verſicherungsvertragsgeſetz beſeitigt iſt. Man kann ſich hier nicht 
ohne weiteres auf den ſelbſtverſtändlichen Satz berufen, daß die all— 
gemeinen Grundſätze des BGB. neben jedem Spezialgeſetz gelten. 
Denn es gibt keine allgemeine Regel, daß ein Vertrag wegen ver— 
änderter Umſtände einſeitig aufgehoben werden kann, und die hier 
fragliche Ausnahme iſt vom RG. ſelbſt nur mit der beſonderen Art 
der ganzen Klaſſe der Verſicherungsverträge begründet worden. Liegt 
alſo ſeiner Natur nach Sonderrecht vor, dann iſt es doch erſtaunlich, 
warum das Spezialgeſetz, das gerade die Beſonderheiten der Ver: 
ſicherungsverträge zu regeln hatte, den Rücktritt wegen Unſicherheit 
nicht geregelt hat, obwohl es andere unwichtigere Arten der Auf— 
loſung näher beſtimmt hat. Ein jüngſt erlaſſenes Urteil des KG., 
das das Rücktrittsrecht anerkennt, ſagt hierüber nur, daß eben das 
Verſicherungsvertragsgeſetz die Materie doch nicht derart erſchöpfend 
behandelt, um die anderen Beſtimmungen des BGB. auszuſchließen. 
In dieſer Entſcheidung werden manche Anſichten, die die beſprochene 
Schrift enthält, widerlegt. Während der Verfaſſer nur die Er— 
klärungen der beteiligten Geſellſchaften prüfen konnte, kommt das 
KG. auf Grund ſorgfältiger Feſtſtellung der Tatſachen zu dem Er: 
gebnis, daß eine Fuſion und ein Wechſel in der Perſon des bisherigen 
Vertragsſchuldners bei den engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften nicht 
dadurch eingetreten iſt, daß ſie mit einer deutſchen Geſellſchaft einen 
Vertrag über ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft und Rückverſicherung ab— 
geſchloſſen haben. Das Urteil kommt nur deshalb zur Anerkennung 
des Rücktrittsrechtes, weil trotz dieſer Maßnahmen durch den Krieg 
eine Unſicherheit der Geſellſchaft eingetreten ſei, indem nun das in 
England befindliche Hauptvermögen der Geſellſchaft für Schadens— 
falle nicht mehr zu erlangen ſei. Hierüber wird man verſchiedener 
Meinung ſein können. Das Aufſichtsamt für Privatverſiche— 
rung hat im Oktober 1914 auf eine private Anfrage die Anſicht 
ausgeſprochen, daß die Verſicherten nicht in der Lage ſeien, ihre 
Verſicherungsverträge einſeitig zu löſen. Und der Reichskanzler 
hat in ſeiner dem Reichstag vorgelegten Denkſchrift vom 8. März 1915 
natürlich ausgeſprochen, daß dieſe Prüfung allein Sache der Gerichte 
ſei, aber auch hinzugefügt, es ſei vom Richter zu erwägen, ob nicht 
die Haftung einer deutſchen Geſellſchaft für die Verpflichtungen der 
engliſchen als eine Verſtärkung der Erfüllungsmittel anzuſehen ſei 
und darum nicht als ein Zwang zur Annahme eines anderen 
Schuldners. Die andere Anſicht wird alſo dort vom Reichskanzler 
als möglich hingeſtellt, ſo daß ſie nicht gut unpatriotiſch ſein kann. 
Der Verſaſſer unſerer Schrift tadelt dagegen das Verhalten des 
Aufſichtsamtes und hält es auch für angemeſſen, in dieſem Zuſammen— 
hang dem RG. gute Lehren zu geben. In einer Entſcheidung des 
RGJ.,2) die ein anderes Gebiet, das gewerbliche Urheberrecht betrifft, 
iſt nämlich der hohe Standpunkt vertreten, es läge dem deutſchen 
Völkerrechte fern, den Krieg mit der möglichſten wirtſchaftlichen 
Schädigung der Angehörigen feindlicher Staaten zu führen. Im 
vorliegenden Falle hätte nun das RG., wie der Verfaſſer unſerer 
Schrift — wieder in ſeiner rechtspolitiſchen Schlußbetrachtung — ſagt, 


2) Siehe JW. 1915, 145. 
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feinen tiefſten Bedauern Ausdruck geben müſſen, daß das beſtebende 

Recht ihm vorſchreibe, feindlichen Intereſſen Schutz zu gewähren. Die 

Allgemeinheit wird dagegen dem RG. dankbar ſein, daß es auch jeden 

äußeren Anſchein vermeidet, als ob Rechtsfragen von Gefühlsſachen 

beeinflußt werden können. Juſtizrat Dr. Schlichting, Berlin. 

Juſtizrat Dr. Bernhard Mayer, Rechtsanwalt in München: 
Das Privatrecht des Krieges in materieller und formeller 
Beziehung. Syſtematiſche Darſtellung. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). München, Berlin und Leipzig, 1915. VII 
und 283 Seiten. Preis geh. 5 &, geb. 6 &. 

Der Verfaſſer hat ſich der nützlichen und dankenswerten Aufgabe 
unterzogen, die in den zahlloſen Kriegsgeſetzen und Kriegsverordnungen 
zerſtreuten Sondervorſchriften nach ſachlichen Geſichtspunkten (ſpſte— 
matiſch) zuſammenzuſtellen und mit den in Friedenszeiten geltenden 
Geſetzesbeſtimmungen zu vergleichen. Er hat auf dieſe Weiſe ein Werk 
geſchaffen, aus dem der Einfluß des Krieges auf die bürgerlichen 
Rechtsverhältniſſe in überſichtlicher Form erkennbar wird. Beim Durch— 
arbeiten ſeines Buches findet der Praktiker auf jeder Seite die Fragen 
berührt, mit denen er gegenwärtig fortwährend befaßt iſt. Man erkennt 
aber ferner, welch außerordentliche, verdienſtvolle und den veränderten 
Zeitverhältniſſen durchaus entſprechende Arbeit die Behörden, ins— 
beſondere das Reichsjuſtizamt, geleiſtet haben. 

Das Werk zerfällt in einen materiellen und einen prozeſſualen 
Teil. Es ſcheint im Februar 1915 abgeſchloſſen zu ſein; die im Januar 
und Februar 1915 erlaffenen Vorſchriften konnten aber in dem Haupt— 
werk offenbar nicht mehr verwertet werden und ſind in einem Nachtrag 
zuſammengeſtellt. Bei der in fortwährendem Fluß befindlichen Kriegs— 
geſetzgebung werden weitere Nachträge unentbehrlich ſein; ja, es wird 
vielleicht in abſehbarer Zeit eine Neubearbeitung ſich als unerläßlich 
erweiſen. Hierbei wird der Verfaſſer erwägen können, ob die Brauch— 
barkeit des Buches trotz des vortrefflichen Regiſters nicht durch eine 
Zuſammenſtellung aller ergangenen Vorſchriften der Zeitfolge nach 
erhöht werden ſollte. Das Werk wird den Praktikern ſehr gute 
Dienſte leiſten. Profeſſor Dr. Ed. Heilfron, Charlottenburg. 


Dr. Arthur Nußbaum, Rechtsanwalt und Privatdozent an der 
Univerſität in Berlin, hat in der Sammlung von Vorträgen 
aus dem Gebiete der geſamten Staatswiſſenſchaften (Verlag 
von J. C. B. Mohr in Tübingen) über Rechtstatſachenforſchung 
und ihre Bedeutung für Wiſſenſchaft und Unterricht Fragen 
von hervorragender Wichtigkeit in kurzen, ſcharf umriſſenen 
Zügen erörtert (48 Seiten. Preis 1,50 M). 

Dieſe Erörterung verdient in der Zeit einer äußeren welt⸗ 
geſchichtlichen Umwälzung eine um ſo größere Beachtung, als auch 
im Inneren des Staates eine Umwandlung hergebrachter Anſchauungen 
ſich vollzieht und neue Probleme auftauchen, die neue Anforderungen 
bei der Bewältigung der Aufgaben ſtellt, zu deren Löſung die geltende 
Rechtsordnung dienen ſoll. Mit Recht weiſt der Verfaſſer auf eine 
gewiſſe Schwäche des Wirklichkeitsſinns hin, die unſerer Privatrechts 
wiſſenſchaft — und dieſer wohl nicht allein — anzuhaften ſcheint, und 
die der Rechtsfindung trotz ſcharfer abſtrakter Begriffsentwicklung 
hinderlich iſt. So notwendig die Aneignung der juriſtiſchen Denk' 
formen der Subſumtion, Auslegung und Konſtruktion in dem Rechts 
ſtudium iſt, fo wird doch zu wenig Wert darauf gelegt, daß für e 
volles Verſtändnis und eine ſachgemäße Anwendung der Rechtsnormen 
die Kenntnis des tatſächlichen Gebiets unerläßlich iſt, deſſen Durch— 
forſchung uns das richtige Verhältnis des Rechts zum wirklichen 
Leben erſt erfaſſen läßt. Es kommt darauf an, zu erfahren, „welche 
Zwecke mit den Normen verfolgt werden, welche Wirkungen EL 
äußern und wie die Formen der tatſächlichen Anwendung beſchafſen 
ſind,“ wie z. B. Mietverträge und Pachtverträge in Stadt und Land 


44. Jahrgang. 


wirklich ausſeben, in welcher Form der Geſchäftsherr feinen an— 
geſtellten Erfinder an dem wirtſchaftlichen Erfolg ſeiner Erfindung 
zu beteiligen pflegt, welche typiſche Formen nichtrechtsfähiger Vereine 
es gibt, welche Umſtände zu den verſchiedenen Arten der Vergeſellſchaftung 
zu führen pflegen uſw. Der Verfaſſer der Schrift verlangt deshalb 
ſchon für den rechtswiſſenſchaftlichen Unterricht die Erforſchung der 
tatſächlichen Erſcheinungen eines Rechtsgebiets und zeigt, daß es nicht 
genügt, im Lehrvortrag dieſe tatſächlichen Verhältniſſe nebenher zu 
berühren, ſondern daß eine eingehende wiſſenſchaftliche Durcharbeitung 
erforderlich iſt, die bei der Mannigfaltigkeit der Gebiete keineswegs 
einſach und mühelos ſein wird. Wie dies zu geſchehen hat, wird 
unter der Forderung einer Organiſation der Rechtstatſachenforſchung 
programmatiſch im einzelnen ausgeführt, wobei insbeſondere eine 
taktvolle Differenzierung des Stoffs mit Rückſicht auf ſeine Bedeutung 
für das Leben verlangt wird. In einem Anhang werden eine Anzahl 
Themata zuſammengeſtellt, deren eingehende Behandlung für wünſchens— 
wert erachtet wird. 

Den Ausführungen des Verfaſſers kann grundſätzlich überall 
zugeſtimmt werden, wenn auch die vorgeſchlagene Durchführung der 
Idce in der Zeit des akademiſchen Studiums anſtatt in der Zeit der 
bei reiferem Urteil ſich vollziehenden praktiſchen Weiterbildung auf 
einige Bedenken ſtoßen dürfte. Der in dem rechtswiſſenſchaftlichen 
Unterricht auftauchende Geiſt des Fortſchritts erhält jedenfalls neue 
Anregungen. Sie ſind nicht nur beherzigenswert für den berufs— 
mäßigen Rechtslehrer, ſondern für jeden Berufsjuriſten, dem die 
praktiſche Fortbildung des jungen Rechtsbefliſſenen anvertraut wird, 
der erfahren muß, daß das Studium der Lebensverhältniſſe erſt zur 
Erkenntnis von Grund und Ziel der Rechtsordnung führt, und daß 
nicht etwa die Kenntnis der Rechtsnormen allein, ſondern die Er— 
langung der Fähigkeit, das lebendige Leben zu erfaſſen und nach 
Maßgabe der Rechtsnormen in ſeinen Konflikten zu ordnen, das letzte 


Ziel ſeines Strebens ſein muß. 
Oberlandesgerichtsrat Lang, Darmſtadt. 


Joſef Kohler: Der unlautere Wettbewerb. Berlin und 
Leipzig 1914. Dr. Walther Rothſchild. 12 & broſch. 

Mit dieſem Werke ſchließt Kohler ſeine rechtsvergleichende Dar— 
ſtellung des privaten Induſtrierechts, d. h. des Immaterial- und 
Perſönlichkeitsrechts. Dieſe ſeinen beſten Werken ebenbürtige Arbeit 
hat er auf breiteſter rechtsgeſchichtlicher, rechts vergleichender, volks— 
wirtſchaftlicher und verkehrswiſſenſchaftlicher Grundlage aufgebaut, ſo 
daß ſie berufen ſein wird, nicht nur die Geſetzgebung und Rechts— 
findung, ſondern auch geradezu die Bildung der Verkehrsanſchauung 
führend zu beeinfluſſen. Wünſchenswert wäre dies namentlich für 
die großzügigen Darlegungen über die Gleichnamigkeit ($ 28), die 
Reklame (S. 145 ff.), die falſchen Herkunftsbezeichnungen (S. 174 ff.), 
die Medaillentäuſchung (S. 212 ff.) und den Geheimnisverrat (S. 245ff.), 
mit denen der Verfaſſer den deutſchen Wettbewerbſchutz grundlegend 
bereichert. 

Innerhalb der einſchlägigen Literatur iſt das Werk zu kennzeichnen 
durch das Ziel, den zerſplitterten Beſtimmungen unſeres Wettbewerb— 
geſetzes die großen Geſichtspunkte zuzuführen, ihre ſchwerfällige Faſſung 
freiheitlich zu beleben, eine einheitliche Grundform herauszuarbeiten 
und der Engherzigkeit und der Lauheit in der Rechtſprechung entgegen— 
zuwirken, die leider ſo oft gerade die geriſſenſten Gaunereien durch— 
ſchlüpfen und die Schlagkraft des Geſetzes unter dem Glanze juridiſcher 
Konſtruktion verkümmern laſſen. 

Der Verfaſſer baut ſeine Darſtellung auf der Lehre vom 
Perſönlichkeitsrecht!) auf, das er hier, wie ſonſt, im Sinne der von 


9) Vgl. Autorrecht S. 71 ff., 129 ff.; Recht d. Markenſch. S. 5 ff.; 
Einf. i. d. Rechtswiſſenſch. S. 29; Path. S. 409; Lehrb. d. BürgR. II 
2. 520; Handb. d. Patgt. S. 921; Lehrb. d. Pat. S. 227 ff.; 
VarenzeichenR. S. 62 ff. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


809 


— — 


ihm begründeten Lehre der ſtrengen Zweiteilung — gegenüber dem 
Immaterialgüterrecht — verſteht (S. 21, 22, 255). Das Perſönlichkeits⸗ 
recht nach allen Seiten hin zu verfolgen und die verſchiedenen Einzel: 
beſtimmungen des Geſetzes auf die Grundgedanken zurückzuführen, die 
wiederum im Perſönlichkeitsrecht wurzeln, ſoll die Aufgabe des Buches 
ſein (Vorwort). Das Erfordernis eines einheitlichen, ſchon auf jeden 
objektiv rechtswidrigen Eingriff antwortenden gegenſtändlichen Aus— 
ſchließungsrechts iſt ſcharf betont mit Hinweis auf die entwicklungs. 
geſchichtliche Denkform des Eigentums (S. 19, 20). Die Ausdehnung 
des Beſitzbegriffs auf das Perſönlichkeitsrecht wird abgelehnt (S. 21). 
Manches freilich, was der Verfaſſer ſagt, bedarf noch des Beweiſes, 
3. B. der Satz: „Wer im Verkehr Unredlichkeit treibt, um einen Vor: 
ſprung vor anderen zu gewinnen, der verletzt nicht etwa bloß das 
Intereſſe des Gegners, ſondern er verletzt auch deſſen Perſönlichkeit, 
denn er bringt ihn in die Lage, entweder unterzugehen, oder ebenfalls 
ein Lump oder Betrüger zu werden“ (S. 18). Der Leſer wird ſich 
ſchwerlich damit abfinden laſſen, daß der Verfaſſer der ſcharfen Be— 
antwortung grundlegender Fragen durch bildliche Umſchreibung aus: 
weicht, wie z. B. bei der Erörterung des Verhältniſſes des ſubjektiven 
Namen-, Firmen⸗ uſw. Rechts zum allgemeinen Perſönlichkeitsrecht 
(SS 8, 9, 27) durch Vergleichung mit „Sperrforts“ (S. 23, 106), bei 
der Veräußerlichkeit durch Vergleichung mit der Knoſpung oder 
Spaltung (8 7 III). Bedenken find auch zu äußern gegen die Drei: 
teilung: 1. allgemeines Perſönlichkeitsrecht als Grundbegriff (§ 5 III, 
§ 6, § 7), 2. „Sonderinſtitute“ des gewerblichen Perſönlichkeitsrechts 
(„Sperrforts“) (SS 8, 9, 27), d. h. Name und Firma (8 28), 
Etabliſſementsbezeichnung (Laden- und Hotelſchild) (§§ 29 ff.) und 
ſonſtige Betriebsbezeichnungen (§S 32 IV), Marke (8 33), Ausſtattung 
($ 9 Il, § 27 III, 8 33 VI, S 34), auch Telegrammadreſſe und 
Verlagszeichen (§ 35 IV), und 3. vom allgemeinen Perſönlichkeitsrechte 
abgezweigte, von der Perſon des Unternehmers relativ unabhängige, 
veräußerliche Perſonalgüter, die nicht auf eine beſtimmte Perſon, 
ſondern auf den Zuſammenhang mit einem objektiven Ganzen hin— 
weiſen (S. 136/7), d. h. Buch: und Zeitungstitel. Werden hier nicht, 
ebenſo wie bei der Entwicklung des Begriffs des Unternehmens (§ 7), 
Immaterialgüter in das Perſönlichkeitsrecht gepreßt? 

Das Werk iſt in 5 — ihrem Umfange nach recht ungleiche — 
Bücher geteilt. Zunächſt werden im erſten Buch die den freien 
Wettbewerb einſchränkenden Wirtſchaftsordnungen (Zunftweſen und 
Staatsprivileg), die in der Neuzeit hervorgetretenen Mittel der 
Monopoliſierung und der genoſſenſchaftlichen Regelung, endlich der 
neuzeitliche Staatsſozialismus in knappen Zügen umriſſen. Das 
zweite Buch bringt dann den Grundſtock des ganzen Syſtems: die 
Freiheit des redlichen Wettbewerbs, das Perſönlichkeitsrecht als Grund— 
lage des freien Verkehrsrechts, endlich die Grenzlinien des Wett— 
bewerbsgeſetzes gegenüber dem allgemeinen Recht (gewerbliche Tätigkeit) 


Rund gegenüber dem öffentlichen, insbeſondere dem ſozialpolitiſchen 


Gewerberecht. Eine Überſicht über die geſchichtliche Entwicklung 
des Wettbewerbſchutzes und den ausländiſchen Rechtszuſtand iſt ein, 
gefügt. Der Wettbewerb, ſo führt der Verfaſſer aus (S. 16 ff.), ſtehe 
frei. Jeder ſolle ſeinen Egoismus anſpannen, um zu leiſten, was 
er leiſten könne. Aber frei ſei nur der lautere und redliche Verkehr. 
Die Perſönlichkeit eines jeden verlange, daß er nicht durch täuſchende 
anſtandswidrige Mittel geſchädigt oder unterdrückt werde (S. 17, vgl. 
§ 28 III). Die Unlauterkeit im Verkehr greife nicht nur in das 
Perſönlichkeitsrecht ein, ſondern ſie habe auch eine antiſoziale Natur, 
indem ſie eine Menge von Perſönlichkeiten treſſe und damit gemein— 
gefährlichen Charakter annehme (S. 18, 25, 103). Der Sieg der 
Tüchtigkeit erfordere, daß die Perſönlichlichkeit in ihrem Walten gegen 
die Unredlichkeit geſchützt werde (S. 18). Die Perſönlichkeit werde 
verletzt, wenn ihre Verkehrsſtellung durch die verletzende Tätigkeit 
Schwierigkeiten und Hemmniſſe erleide; die Einbuße brauche keine 


endgültige, keine Vermögensſchädigung zu fein (S. 20). Das Ber: 
102 
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ſönlichkeitswirken entwickele ſich, einmal angeſetzt, ſelbſttätig weiter 
zum Gewerbe (S. 22). Dieſes von der Perſon eingeleitete Wirken 
könne ſich nach gewiſſen Richtungen von der Perſon ablöſen und in 
dem gewerblichen Unternehmen eine ſelbſtändige Natur annehmen. 
Das Unternehmen ſei daher der Veräußerung fähig (S. 23). Die 
Unterſcheidung zwiſchen ſelbſtändiger und (an das Unternehmen) 
gebundener Veräußerlichkeit wird durchgeführt (vgl. z. B. § 27 IV, 
§ 32 V, 845 II und III, § 46 II, 851 V). Das Perſönlichkeitsrecht, 
jo entwickelt der Verfaſſer feine Lehre weiter, könne ſich durch 
Bildung beſonderer Inſtitute ſteigern, die ebenfalls Perſönlichkeitsrechte 
ſeien (Name, Firma, Etabliſſementsbezeichnung, Marke — SEN. 
Die von der Perſon des Unternehmers relativ unabhängigen (S. 136 7) 
Perſonalgüter (Buch⸗ und Zeitungstitel) unterſtellt der Verfaſſer 
einem eigenartigen, wenn auch dem Zeichenrecht verwandten Per: 
ſönlichkeitsſchutzz (S. 139, 143). Zeichenrechtliche Grundſätze (§ 33) 
werden auch auf die Ausſtattung (§ 34 VII) und das Medaillenrecht 
(8 46 II) angewendet. 

Das Weſen der Unlauterkeit wird nicht aus einer allgemeinen 
Sittenregel, ſondern aus den beſonderen Bedingungen des jeweils 
vorliegenden Wettbewerbsverhältniſſes abgeleitet [8 8 III.?) 

Die Schlagwörter, mit denen die Unterabſchnitte benannt werden, 
find nicht immer eindeutig geprägt. Der Verfaſſer unterſcheidet (S 9) 
als Unlauterkeitshandlungen „Irreleitung“ und „Vergewaltigung 
(Feindſeligkeit)“ (Abſchnitte II und III des 3. Buches). Die erſte 
Gruppe zerfalle in „Mißleitung“ und „ſubſtanzielle Täuſchung“ 
(S 26 I und III). Die Mißleitung könne eine „intellektuelle“ und 
eine „moraliſche“ ſein, je nachdem auf die ſeeliſche Verfaſſung oder 
auf die Sinne des einzufangenden Kunden eingewirkt werde (§ 26 
1 und II). Je nachdem die Täuſchung auf Verwechſlung mit der 
Perſon ſelbſt (Eindringen in ihre Wertſchätzung) oder mit ihren 
Leiſtungen abziele (§ 9 II), ſeien „ſubjektive“ und „objektive Täuſchung“ 
zu unterſcheiden (Kapitel II und III des Abſchnitts II S. 106, 145). 
Die ſubjektiven Täuſchungen, unter denen die Komplexualtäuſchungen 


( § 27 Mund S. 114) beſonders gefährlich ſeien, richteten ſich gegen 


die „Sperrforts“ der Perſönlichkeit (§ 27 ID. 

Beachtenswert für die Rechtsfindung iſt der Grundſatz: „Wer 
denſelben Namen wie ein anderer im Wettbewerbsweſen gebraucht, 
hat um ſo ſorgfältiger alles zu vermeiden, was die Bezeichnungen 
zu verwechſeln geeignet iſt, noch mehr, er hat poſitiv dafür Sorge 
zu tragen, daß trotz des gleichen Namens die Verſchiedenheit der 
Perſon zutage tritt.) Für die Beurteilung der willkürlichen 
Bildung verwechſlungsfähiger Namen empfiehlt der Verfaſſer die 
Unterſcheidung zwiſchen dem Schleichwege eines verdeckten Geſchäfts 
mit verbotenem Zweck durch Einſtellen eines Figuranten ($ 28 VI) 
und der Simulation (§S 28 X). Im Streitfalle ſoll bei den unmittel⸗ 
baren Bezeichnungen der gewerbetreibenden Perſönlichkeit die Priorität 
des Gebrauchs [$ 31],%) bei der mittelbaren Perſonenbezeichnung da— 
gegen, namentlich bei dem nichteingetragenen Warenzeichen, erſt der 


3) Bol. Lobe, der unl. Wettbew. als Rechtsverl. SS 2, 6. 

3) KG. 24. 2. 12. (10 U. 1104610) — beſtätigt durch R. 
27. 9. 12 (II 170,12) — fordert die Zufügung eines Unterſcheidungs— 
merkmals zum Familiennamen zweier im Wettbewerb ſtehenden 
Brüder, das die Herkunft der Waren von dem einen oder dem 
andern klarſtellt. 

4) Im Falle „Joſetti⸗Roſetti“ (MarkſchW. XIV, 217.8) handelte 
es ſich um einen von Unlauterkeit freien Widerſtreit zwiſchen einem 
nur zu Abwehrzwecken eingetragenen Phantaſiezeichen und dem Namen— 
recht. Das KG. ſuchte den konkreten Fall durch eine nachbarrechtliche 
Abgrenzung nach dem Geſichtspunkt der Schutzwürdigkeit der Intereſſen 
zu entſcheiden. Das RO. legte Wert auf den qualifizierten Gebrauch 
des Eigennamens (2) und — zutreffend — auf die Gefahr der Um: 
wandlung des Eigennamens in eine Warenbezeichnung. Dunkhaſe 
(Markſchw. XIV, 322, vgl. 286) erfordert die Annahme von Unter— 
ſcheidungsmerkmalen. Vgl. das vorliegende Werk S. 109, 188, 190. 
Auch dieſer Fall dürfte beweiſen, daß die Eintragung von Eigennamen 


qualifizierte Gebrauch (Anerkennung des Verkehrs) den Vorrang 
begründen (§ 31, § 33 IT). Leider iſt nur hier (S. 125 Anm. 1) der 
Warenzeichengeſetzentwurf berückſichtigt. Das Recht auf Wahrung der 
Perſönlichkeitsbezeichnung erliſcht, wie der Verfaſſer darlegt, durch 
Nichtgebrauch, wenn die Perſönlichkeit den Mißbrauch ertragen hat 
(S. 126). Mit Recht wird die Rechtſprechung bekämpft, die der 
Ausſtattung nur Deliktsſchutz, nicht ein objektives Ausſchließungsrecht 
zuſpricht (S. 130, 8 34, §S 55 VI). Gegenüber einer früheren) viel: 
fach nachgiebigen Praxis des Patentamts iſt auf die Verneinung der 
Markenmöglichkeit der Ausſtattung (S. 131) hinzuweiſen. 

Im Kapitel „objektive Täuſchung“ (S. 145 ff.) werden die Schub: 
geſetze über Eigenſchafts- und Echtheitsangaben, die Reklame und die 
verſchiedenen Arten falſcher Ankündigung erörtert. „Die Reklame 
muß ſich vom Berufsleben, von Kunſt und Wiſſenſchaft fernhalten: 
ſie iſt das Angebinde des Gewerbes; hier ſie verdrängen zu wollen, 
hieße unſer Seelenleben verleugnen und den Fortſchritt unterbinden.“ 
Aber: „Geſchmack, Schönheit und Ehrlichkeit müſſen die Deviſe der 
Reklame ſein.“ „Alles am richtigen Ort, zu richtiger Zeit.“ (S. 154, ö.) 
Da im Kampfe um die Reinheit der örtlichen Herkunftsangabe [„Pilſener 
Bier“ ]s) die deutſche Rechtſprechung bisher leider verſagt hat, das 
geltende Geſetz (SS 3, 4, 5, 13, 23 Unl WG., 816 Waren.) un: 
zulänglich iſt und auch der Warenzeichengeſetzentwurf Abhilfe nicht 
vorſieht, ſo ſei auf folgende nicht oder nicht ausreichend beachteten 
Geſichtspunkte des Verfaſſers hingewieſen: Der Gebrauch der örtlichen 
Herkunftsangabe, die übrigens nur Produktions- (nicht Handels-) Br: 
zeichnung ſei (S. 183), ſtehe nur dem örtlichen Produzenten in dieſer 
Eigenſchaft zu, und zwar nur für die betreffenden örtlichen Erzeugniſſe 
und nur für die Dauer dieſer Produktion (S. 182). Die falſche 
Ortsbezeichnung wirke nach drei Richtungen: 1. ſie täuſche über den 
Ort der Erzeugung, 2. ſie ſpiegele eine Beziehung zum Original⸗ 
geſchäft am Orte der Produktion vor, 3. endlich werde die Orts⸗ 
bezeichnung durch ſtändigen Mißbrauch in einen Gattungsnamen ver⸗ 
wandelt, und hiergegen könnten ſich die Fabrikanten des Ortes wehren. 
Selbſt wenn daher ein Zuſatz beigefügt werde, der ſagen ſolle, daß die 
Ware, obgleich mit dem Ortsnamen bezeichnet, anderswo erzeugt ſei, 
jo kämen noch die Geſichtspunkte zu 2 und 3 in Betracht [(S. 188, 
190].7) Bezüglich des Ausverkaufweſens weiſt der Verfaſſer (§ 44) 
die Unzulänglichkeit des Geſetzes und die Unrichtigkeit der Gerichts⸗ 
entſcheidungen nach, welche die auf Grund des § 7 Abſ. 2 Unl MG. 
erlaſſenen Polizeiverordnungen aus formalen Gründen für ungültig 
erklärt haben ($44 XIV). Er billigt nur das Konzeſſionsſyſtem (S. 201). 

Im Abſchnitt „Feindſeligkeiten“ (S. 235 ff.) werden Anſchwärzung, 
Geheimnisverrat, Beſtechung und feindſelige Geſchäftshemmung (d.h. 
Erpreſſung und Drohung, Abdingen, Verleitung zum Vertragsbruch, Ar: 
reißen uſw.) behandelt. Im § 14 Abſ. 2 Satz 1 Unl WG. verftebt der 
Verfaſſer das Wort „und“ alternativ (S. 240). Wiſſenſchaftliche Er: 
örterungen ſcheidet er aus dem IMG. aus [S. 241.) Den 
Geheimhaltungszwang dehnt er über die Dauer des Vertragsverhält— 
niſſes hinaus aus, jedenfalls in Anſehung der Geheimniſſe der Induſtrie 


als Marke nur in unterſcheidungskräftiger Geſtaltung zuläſſig ſein 
ſollte, vgl. Kohler, Warenzeichen. §8 23 XV. Einen entſprechenden 
Zuſatz zu §S2 Waren gGeEntw. halte ich für geboten. 

5) Vgl. jetzt Pat A. 15. 6. 14 und 18. 6. 14 PM Bl. XX, 325, at, 

6) Vgl. hierzu MarkſchW. XIII, 541/2 und neuerdings Oſterrieth, 
Gewqnſchutz. XX, 57. — Es iſt meines Erachtens ein Unding, einer 
Bezeichnung, die im Verkehr als Behauptung einer beſtimmten ortlichen 
Herkunft der Ware verſtanden wird, einen Zuſatz beizufügen, der beſagt, 
daß die Ware anderswo erzeugt ſei („Berliner Pilſener“ ſtatt „Berliner 
nach Pilſener Art“). Bis jetzt bat man kein anderes Intereſſe au 
ſolchen Machenſchaften entdecken können, als die Sucht, fremde Arbeits 
leiſtungen auszubeuten. | 

7) Diefer Ausführung bat ſich KG. 8. 4. 14 (10 U. 7422 13) mit 
näherer Begründung angeſchloſſen (Gervais-Käſe). . 

3) Vgl. KG. 28. 6. 13 (10 U. 3797/18) MarkſchW. XIII, 37. 
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(im Gegenſatz zur Erkundungstechnik und zum Geſchäftsleben — S. 255); 
die abweichende Faſſung des § 17 Abſ. 1 Unl WG. beſchränkt er auf 
beſtimmte Ausnahmen (S. 264/5). 

Weniger eingehend ſind die „Reaktion des Rechts“ und das 
zwiſchenſtaatliche Recht im 4. und 5. Buch behandelt. Auch wichtige 
Geſichtspunkte werden hier nur ſkizzenhaft umriſſen. Der Vorſchlag, 
das Gericht möge dem Verletzer beſtimmte Maßregeln vorzeichnen 
($ 55 IV), iſt nützlich; nach herrſchender Rechtſprechung wird der 
Angabe poſitiver Richtlinien ausgewichen. Zum Verſtändnis des 
Sprachgebrauchs des Verfaſſers ſind ſeine ſonſtigen Schriften heran— 
zuziehen,?) z. B. für die Unterſcheidung zwiſchen Ablaſſungs⸗ und 
Unterlaſſungsanſpruch (Lehrb. des PatR. § 56 I), die für die Ver⸗ 
jährung erheblich iſt (§ 57 V). Der Anſpruch auf Übertragung des 
Patents (8 4 PatGeEntw.) wird mit Unrecht als Hilfsanſpruch be: 
zeichnet. 10) Den $ 831 BGB. hält der Verfaſſer auch bei Beſchränkung 
der Haftung auf grobe Fahrläſſigkeit für anwendbar. Den § 1 
Unl WG. legt er dahin aus, daß der Anſpruch auf Unterlaſſung und 
geeignetenfalls auf Schadenserſatz gehe (S. 288), und daß er auch 
eine gegen Private gerichtete Tätigkeit des Geheimnisverrats, der 
Beſtechung und Anſchwärzung treffe (S. 97). Beachtenswert ſind 
auch die Auslegung des § 13 Abſ. 2 Nr. 1 Unl WG. zugunſten der 
Preſſevertreter (§ 58 V) und die Ausführung über den Beginn der 
Verjährung bei fortgeſetzter Handlung (§ 65 II). 

Fülle des verarbeiteten Stoffs, Gedankenreichtum, Schönheit 
der Sprache, Friſche des Vortrags zeichnen auch dieſes Werk des 
genialen Forſchers aus. Leider wird dem Leſer der Genuß getrübt 
durch die Überſchwänglichkeit, mit welcher der Verfaſſer ausländiſche 
Arbeit einſchätzt, 11) durch ein Überwuchern des Beiwerks ausländiſcher 
Belegſtellen, das verdienſtvolle deutſche Kommentatoren des Unl WG. 
zurückdrängt und die Handlichkeit des Buches beeinträchtigt, endlich 
durch die nicht immer geſchmackvolle Art, in welcher der Verfaſſer 
mit feinen Gegnern und dem RG. umſpringt. Daß er die „Paragraphen⸗ 
jurisprudenz“ (S. 62) und den „Windſcheidianismus“ (S. 65, 57, 22 
zornig geißelt, wird jeder verſtehen, der es empfindet, welche Verſtändnis— 
loſigkeit noch heute weite Kreiſe dem gewerblichen Rechtsſchutz und 
dem Urheberrecht entgegenbringen. Bei der Geſetzgebung und Rechts— 
findung möchte der Grundſatz beachtet werden: „Wo das bürgerliche 
Recht ausreicht, ſoll das öffentliche Recht in die Verkehrsverhältniſſe 
nicht eingreifen“ [S. 17]. 11) Mit ehernen Worten endlich wird der 
Geſetzgebung und der Rechtſprechung die Bahn gewieſen: „Der 
Formalismus in der Geſetzesauslegung und die Anſchauung, wonach 
der Richter nur der Handlanger des Geſetzes ſein ſolle, iſt glücklicher— 

ö 


U 

9) Auch dann gelingt es nicht immer, ein klares Bild zu ge— 
winnen. Der Gerichtsſtand des §S 32 ZPO. z. B. wird im Waren: 
zeichenR. (§ 44 I) — mit Recht — auf den deliktiſchen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch beſchränkt (KJ. X. 9. 12. 14 Leipz3. 1915, 456 
Nr. 11; VdpatAnw. 1915, 30; IW. 1915, 293). Im Handb. 
(§ 373 S. 855) und im Lehrb. des Pat. (S 57 VI) wird ein 
Gerichtsſtand des Sachzuſammenhanges konſtruiert für den deliktiſchen 
Schadenserſatz- und den negatoriſchen Ablaſſungsanſpruch, aber nur 
für den Fall, daß das Verſchulden bewieſen wird. Verneinendenfalls 
dagegen ſoll wegen der Unterlaſſungsklage (und wohl auch wegen des 
Ablaſſungsanſpruchs) Unzuſtändigkeitserklärung erfolgen. Demgegenüber 
fol nach § 59 II des vorliegenden Werkes die Zuſtändigkeit nach 
§ 32 3] OO. ſchon auf Grund der bloßen Behauptung angenommen 
werden, daß im Gerichtsbezirk eine unerlaubte Handlung begangen ſei. 

10) Er folgt unmittelbar aus dem negatoriſchen Herſtellungs— 
anſpruch. MarkſchW. XIII, 220 Anm. 54. 

11) Val. z. B. die Widmung, die Bezeichnung der Engländer als 
unſerer großen Lehrmeiſter uſw. 

12) Dies dürfte 3. B. auch für den Streit über die Konkurrenz 
des deliktiſchen Unterlaſſungsanſpruchs mit dem öffentlichen Strafſchutz 
(RG. 28. 9. 11 und 15. 3. 13; Entſch. 77, 322 und 82, 64) gelten. 
Val. Neukamp, IW. 1915, 113; Roſenthal, Leipz 3. 1913, 899: 
IW. 1914, 1059 und 1915, 299, MarkſchW. XIV, 104; Weinmann 
und Recken, JW. 1915 S. 212 und 271. 
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weiſe verlaſſen. Wir wiſſen, daß der Richter nach Kräften mitzuwirken 
hat an der Bildung des Rechtes, während das Geſetz nur einige 
Grundzüge zu ſchaffen vermag, und wir wiſſen, daß der Richter dies 
zu tun hat unter geſunder Betrachtung der Lebensverhältniſſe und im 
Bewußtſein, daß das Recht die Kulturkräfte ſteigern und nicht hemmen 
ſoll.“ (Vorwort.) „Der Richter muß auf der Höhe des Geſetzgebers 
ſtehen und die geſetzgeberiſchen Erwägungen auf ſeinem Gebiete walten 
laſſen“ (S. 207). „Das materielle Recht, vom guten Richter gehandhabt, 
wirft leicht wie eine Feder die mühſamſten Veranſtaltungen über den 
Haufen, welche die Rechtswidrigkeit des Zweckes zu verkleiden ſuchen, 
und der zündende Funke des Rechts legt die feſteſten Konſtruktionen 
des Unrechts in Aſche“ (S. 115). „Das Geſetz bietet uns genügende 
Anhaltspunkte; man muß es nur nach den Grundſätzen der Rechts. 
vernunft auslegen und nicht nach dem Willen des Geſetzgebers, der 
für uns eben einfach bedeutungslos iſt“ (S. 265). „Es kommt nicht 
darauf an, was die Geſetzgeber gewollt haben, ſondern was der den 
Worten entſprechende vernünftigſte Sinn iſt“ (S. 211 Anm. 1 und 


S. 265 Anm. 1). Kammergerichtsrat Dr. Gülland, Berlin. 


Profeſſor Dr. Hermann Rehm: „Die Bilanzen der Aktien⸗ 
geſellſchaften und Geſellſchaften m. b. H. uſw.“ Zweite, 
völlig umgearbeitete Auflage. 

Wie aus dem Vorwort zur erſten, im Jahre 1903 erſchienenen 
Auflage hervorgeht, iſt das Buch hauptſächlich zur Belehrung der 
Kreiſe im geſchäftlichen Leben geſchrieben. Dieſer Zweck dürfte in 
vollem Umfange wohl nicht erreicht ſein, da ſich der Inhalt nicht 
allein auf das den Kaufmannsſtand intereſſierende materielle und 
formelle Bilanzrecht erſtreckt hat, ſondern in demſelben auf mehreren 
hundert Seiten rechtliche Ausführungen eingeflochten find, die nicht 
nur ſehr ausführlich die rechtliche Natur der Bilanzen der Aktien— 
geſellſchaften und die Grundgedanken des Bilanzrechts, ſondern auch 
ſonſtige Beſtimmungen des Handels- und bürgerlichen Rechts behandeln. 
Hinzu kommt noch, daß entgegenſtehende Anſichten zu einzelnen Streit— 
fragen und die Lehren anderer Schriftſteller nicht nur angedeutet, 
ſondern zum Teil ſehr ausführlich behandelt worden ſind. Hierdurch 
war das Werk bei ſeinen 938 Seiten Inhalt ein direkt unhandliches 
und für den Kaufmannsſtand unpraktiſches. 


Dieſem Mangel hat der Verfaſſer in der im Jahre 1914 er— 
ſchienenen zweiten Auflage Rechnung getragen, die vorerwähnten Aus— 
führungen größtenteils fortfallen laſſen und hierdurch das Werk um 
rund 400 Druckſeiten verringert. Dafür hat er die Erfahrungen der 
Praxis in den beſonderen materiellen Fragen ganz erheblich ausgebaut. 
Es haben dadurch z. B. Neuaufnahme gefunden bei bilanzfähigen Ver— 
mögensgegenſtänden: die Beſonderheit bei Verkaufsbilanzen, Sicherungs— 
übereignung, Prämien- und Stellagegeſchäft, Krediteröffnung und Dis— 
kontierung von Buchforderungen; bei den Reſervefonds: die Arten der 
ſtillen Reſerve und noch nicht verrechneter Gewinn; bei dem Rein— 
gewinn: fiktiver nicht realiſierter Gewinn (Buchgewinn) und ideeller 
Gewinn; bei Bewertung der Veräußerungs- und Betriebsgegenſtände: 
Heimfall bei Erbbaurecht, heimfällige Unternehmungen und Geſchäfts— 
wert; bei der Bewertung der Forderungen: der Eigentumsvorbehalt. 
Ferner ſind ſehr wichtige und zutreffende Ausführungen über allgemeine 
Bewertungsregeln, einzelne Bilanzarten und über Vilanzklarbeit und 
Bilanzwahrheit hinzugetreten und iſt die Buchhaltungstechnik noch 
weiter in den Vordergrund gerückt. 

Daneben iſt es mit Freuden zu begrüßen, daß der Verfaſſer 
ſeinen bisherigen Standpunkt über die Tantiemeberechnung dahin— 
gehend, daß in jedem Jahre der alte und der neue Gewinnvortrag 
tantiemepflichtig ſind, aufgegeben und nunmehr ſich der herrſchenden 
Anſicht, laut welcher von dem übertragenen Gewinn Tantieme nicht 
zu berechnen iſt, angeſchloſſen hat. Es ſteht zu hoffen, daß die i 
Auflage — die zur Zeit ſicherlich neben dem . Veit 
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Simons das beſte Handbuch über die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften Intereſſenausgleich überhaupt herbeiführen will, muß doch die ver⸗ 1 Mitter 
und der Geſellſchaften m. b. H. uſw. iſt — ſich insbeſondere auch ſchiedenen Möglichkeiten eines ſolchen vorher überſehen. So kann n r 
unter den Juriſten mit Recht neue Freunde erwerben wird. dann auch dasjenige Kompromiß gefunden werden, das die meiſten 2. bd 
Juſtizrat Dr. Ernſt O ppenheimer, Berlin. Intereſſen befriedigt und den weiteſten Intereſſenausgleich herbeiführt, went N 
8 5 i oder dem von einem oberſten volkswirtſcha lichen Geſichtspunkte au 2 Klar 
J. Die private Unternehmung und ihre Betätigungsformen. der Vorzug zu geben iſt. Ihm wäre 1 5 8 0 a 
Sozialökonomiſche und juriſtiſche Abhandlungen auf privat⸗ Geſetzgebers Geſetzeskraft zu verleihen. a 
wirtſchaftlicher Grundlage. Herausgegeben von Dr. Heinrich Statt in dieſer wünſchenswerten und wiſſenſchaftlich begründeten dr kin 
Hoeniger, Profeſſor der Rechte, Dr. Robert Liefmann, Weiſe vorzugehen, haben die Geſetzgebungsorgane, weil die hierzu bebt. 
Dr. Paul Mombert, Dr. Hans Schönitz, Geh. Hofrat notwendige Privatwirtſchaftswiſſenſchaft fehlte, von der eingehenden Sucht 
Dr. Gerhart v. Schulze-Gaevernitz (letztere Profeſſoren Konkretiſierung der Intereſſen und der Herausarbeitung der Ausgleichs⸗ ve Node 
der Nationalökonomie, ſämtlich an der Univerſität Frei⸗ möglichkeiten abgeſehen. Sie haben nur den völlig undifferenzierten 8 
burg i. Br.). 1. Heft: Der priv atwirtſch aftli che Ge⸗ Intereſſengegenſatz zwiſchen Angeſtellten und Prinzipal überhaupt Kal 
ſichtspunkt in der Sozialökonomie und Jurisprudenz. 5 en 115 1 9 ſehr 5 Regelung Eu 
Fünf Auffäge von den Herausgebern. Verlag J. Bensheimer, b enzklauſel lediglich nach einer Gehaltsgrenze 5 
Mannheim, Berlin, Leipzig 1914. 212 Seiten. . Die Freiburger Univerſitätslehrer nennen ihre bahnbrechenden, A fr k 
II. G. Radbruch: Grundzüge der Rechtsphiloſophie. Verlag eine neue wiſſenſchaftliche Epoche eröffnenden Unterſuchungen beſcheiden rn 
Quelle & Meyer, Leipzig 1914. 219 Seiten. die Einführung des privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkts in die Sozial⸗ eich 
1. Die 5 Aufſätze der Freiburger Univerſitätslehrer beſchäftigen ökonomie und Jurisprudenz. Es hat den Anſchein, als wenn ſie der 1 25 
ſich mit Weſen und Vedeukung des privatwirtſchaftlichen Geſichts⸗ herrſchenden Lehre und ihren angeſehenen Vertretern abſichtlich suaviter 72 5 
punkts in der Sozialökonomie (Schönitz), der Privatwirtſchaftslehre in modo entgegentreten, weil ſie trotz aller methodologiſchen Meinungs⸗ 15 


(v. Schulze⸗Gaevernitz), der Lehre von der Unternehmung (Liefmann), verſchiedenheiten den offenen Kampf nicht erklären wollen. Es it 
dem privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkt bei der Erforſchung der nicht ganz erſichtlich, ob für eine ſolche, das Gemeinſame immer und 
Konjunkturentwicklung (Mombert) und dem Verhältnis von Privat: immer wieder betonende Polemik taktiſche Gründe maßgebend geweſen 
recht und Wirtſchaftswiſſenſchaft (Hoeniger). Eine Inhaltsangabe der ſind, oder ob der offenbare Bruch mit der überlieferten und herrſchenden 
reichhaltigen und überaus anregenden Darlegungen muß hier aus Lehre den Verfaſſern der ausgezeichneten Aufſätze nicht in vollem 8 
Raumgründen unterbleiben. Die Bedeutung der Aufſätze liegt nach Umfange zum Bewußtſein gekommen iſt. 2 
dem bewußten Wollen ihrer Verfaſſer auf methodologiſchem Gebiete: z Für die letzte Möglichkeit ſpricht der viel zu enge Titel und das 
ſie ſtellen der überlieferten wiſſenſchaftlichen Erforſchung der Sozial⸗ Fehlen eines grundlegenden Beitrages von nem philoſophiſchen 5 
ökonomie, wie ſie die Nationalökonomie richtiger bezeichnen, und der Fachmann. Wohl werden gelegentlich die Namen Rickerts (S. 36) 5 
Jurisprudenz vom Standpunkt der Geſamtheit ihre Betrachtung und Diltheys (S. 75) genannt. Eine Auseinanderſetzung mit den 2 
gegenüber, welche vom Standpunkt des einzelnen ausgeht und ſeine durchaus entgegengeſetzten Lehren der mit dieſen Namen Fein denen 
typiſchen Verhaltungsweiſen und Intereſſenlagen als Ergänzung und philoſophiſchen Denkrichtungen wird aber vergeblich geſucht. Und doch 
Kontrolle volks wirtſchaftlicher Beurteilung beſchrieben wiſſen will. weiſt die in allen Aufſätzen immer wiederkehrende Anwendung des 
Sie ſind der richtigen — bisher nicht genügend beachteten — Meinung, Begriffs eines Typus und die ſtets wiederholte und betonte Aufgabe, 
daß die Durchführung ihres priatwirtſchaftlichen Geſichtspunktes in nach der es ſich bei dem priv atwirtſchaftlichen Geſichtspunkt um ine 
Sozialökonomie und Jurisprudenz die tatſächlichen Grundlagen der Typenlehre auf dem Gebiete der Sozialökonomie und Jurisprudenz 
cheoretiſchen und praktiſchen Diſziplin des Wirtſchafts⸗ und Rechts⸗ handelt, auf den genialen Urheber dieſer den Hiſtorismus mit ſeinen 
lebens überhaupt erſt vollſtändig und zutreffend klarzuſtellen geeignet eigenen Mitteln überwindenden Auff aſſung, Wilh elm Dilthey, hin. 
iſt, und daß umgekehrt die überlieferte wiſſenſchaftliche Bearbeitung Nit Rückſicht auf dieſe letzten und höchſten, alle in Betracht kommenden 
des Wirtſchafts⸗ und Rechtslebens an dem erheblichen Mangel leidet, Geſichtspunkte umfaſſenden Ziele der erörterten Aufſätze möchte ich 
zur Begriffsbildung, Beurteilung und Regelung geſchritten zu ſein, deshalb vorſchlagen, die wiſſenſ cgaftliche Methode der Freiburger 
ohne die Tatſachen und typiſchen Vorgänge erſchöpfend aufgeklärt, iniverſitätslehrer als Typentheorie, Typismus, wyiſche Betra tung 
geſchweige denn ſie zu ihrer Grundlage gemacht zu haben, obgleich die der Gegenſtände von Sozialökonomie und Jurisprudenz oder ähnlich 
Vollſtändigkeit erſt durch die Unterſuchung vom privatwirtſchaftlichen zu bezeichnen. Bei einer ſolchen Ausdru Esweiſe werden au ch die 
Gesichtspunkte aus verbürg! wird. wichtigen Fragen der Rechtsanwendung mitumfaßt, welche unter dem 

So bemängelt doeniger — um an einem Beiſpiele zu zeigen, privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkt als ſolchen keinen rechten Platz 
was gemeint iſt — bei dem Geſetz über die Neuregelung der haben, aber nach ihren Zu ammenhängen hierher gehören und gleich 
Konkurrenzklauſel bei den Handlungsgehilfen vom 10. Juni 1914 falls durch den Begriff des Typus einer eigenartigen wiſſenſchaftlichen 
(ABl. S. 209), daß durch die eingehenden Erhebungen über die Erforſchung zugänglich weiden 1) 
auszugleichenden Intereſſen bei Handelskammern und Verbänden von 
Prinzipalen und Angeſtellten „die verſchiedenen Intereſſengruppierungen 
jeineswegs mit der genügenden Exaktheit herausgearbeitet werden“. 
Hoeniger fährt dann S. 204 fort: 

„Bei den verſchiedenen Branchen, bei den verſchiedenen Arten 
der Unternehmung, bei den verſchiedenen Gruppen der Angeſtellten 
ergeben ſich ganz verſchieden geartete Intereſſenlagen. Hier hätte die 
geforderte Konkretiſierung einer privatwirtſchaftlichen Betrachtung wu 
nächſt einzufegen gehabt. Die fo herausgearbeiteten typiſchen Intereſſen d 8 Berſaſers Berſuch: Das 8 Kechtsſcherhelt: 
wären dann bon den verſchiedene! Standpunkten aus zu bewerten Zur Einführung des Relativismus in die Kechtsanwendungs lehre 
geweſen. Zwiſchen den ſo gefundenen Ergebniſſen hätten dann die (Schriften des Vereins Recht und Wirtſchaft Band III Heft 5). 
Kompromißmöglichkeiten herausgearbeitet werden müſſen. Wer einen Berlin 1914, Carl Heymanns Verlag. 


II. Während die Sammlung der Freiburger Univerſitätslehrer 
bewußt oder unbewußt in den durch Dilthey gewieſenen Bahnen ſich 
bewegt, ſteht Radbruch mit ſeiner Rechtsphiloſophie grundſätzlich auf 
dem Boden der Windelband⸗Rickertſchen Schule. Für Radbruch iſt 
die Rechtsphiloſophie Rechtswertbetrachtung, die Begründung von 
Werturteilen durch Geſchichtstatſachen eine contradictio in adjecto 
(S. 7), und die Ableitung des Rechtsbegriffs aus der Erfahrung, der 


1 


— .... 


44. Jahrgang. 


poſitiven Rechtswiſſenſchaft, unmöglich (S. 29). In fünf größeren 
Abſchnitten über das Weſen der Rechtsphiloſophie (bier wird ein 
knapper überſichtlicher Abriß der rechtsphiloſophiſchen Denkrichtungen 
der Gegenwart gegeben), den Begriff des Rechts, den Zweck des 
Rechts, die Geltung des Rechts und das Weſen der Rechtswiſſenſchaft 
(das Inhaltsverzeichnis enthält bier den bedauerlichen Druckfehler: 
das Weſen des Rechts) werden in klarem ſyſtematiſchen Aufbau, einem 
regelmäßigen Vorzug grundſätzlich begrifflicher Behandlung wiſſenſchaft— 
licher Aufgaben, die aus den aufgezählten Überſchriften erſichtlichen 
Fragen der Rechtsphiloſophie abgehandelt. 

Die Methode, nach der Radbruch feinen Gegenſtand unterſucht, 
ſteht von vornherein feſt: 

„So gehen von Stammler auf feine Nachfolger zwei mohl: 
begründete Lehren über: die Kennzeichnung der Rechtsphiloſophie als 
Rechtswertbetrachtung und die methodologiſche Scheidung dieſer Rechts— 
werts⸗ von jeder Rechtswirklichkeitsbetrachtung, aber auch die ungelöſte 
Aufgabe, für eine ſolche Rechtsphiloſophie einen Mittelweg zwiſchen 
unftuchtbarer Tautologie und ſelbſtgerechtem Ipſedirxismus zu ſuchen. 
Dieſer Weg iſt der Relativismus.“ 

Die Aufgabe dieſes Relativismus ſoll in zweierlei beſtehen: 
Erſorſchung der „richtigen“ Mittel zu ſupponierten Rechtszwecken 
Volitit) und Unterſuchung der Rechtszwecke auf ihre immanente 
Widerſpruchsloſigkeit, die wieder in zwei Richtungen ſeſtzuſtellen iſt, 
nämlich nach den Mitteln mit allen Nebenwirkungen ihrer Anwendungen 
zum Zwecke der Erkenntnis des Rechtszwecks in ſeiner ganzen politiſchen 
Tragweite und nach den Kantiſch zu prüfenden Vorausſetzungen, die 
„anerkannt werden müſſen, um konſequenterweiſe dieſe Rechtszwecke 
anerkennen zu dürfen“ (S. 27). Von dieſen feſtſtehenden Geſichts— 
punkten aus werden die bekannten, aus den erwähnten Abſchnitts— 
überſchriften erſichtlichen Fragen der Rechtsphiloſophie unter Ye: 
rückſichtigung der im einzelnen angeführten Literatur unterſucht und 
die Stellungnahme Radbruchs zu den einzelnen Streitfragen begründet. 
Hierbei betont er „die Grenzen zwiſchen Erkenntnis und Bekenntnis 
gewiſſenhaft und legt das Verhältnis feines Vekenntniſſes zu den 
möglichen anderen dar“ (S. 27). Ich habe abſichtlich in dieſem Zitat 
die Worte: „überall“ vor: gewiſſenhaft und „allſeitig“ vor: dar 
weggelaſſen. Denn ich meine, daß dieſes höchſte Ziel von dem ein: 
ſeitigen begriffsmäßigen Standpunkt Radbruchs gar nicht erreicht 
werden kann, weil es an den wiſſenſchaftlichen Vorausſetzungen für 
ein ſolches Unternehmen vollſtändig fehlt: Auch für die Rechts⸗ 
philoſophie gilt die Aufgabe, welche die fünf Freiburger Univerfitäts: 
lehrer der Sozialökonomie und Jurisprudenz geſtellt haben, auch für 
ſie müſſen die tppiſchen Verhaltungsweiſen in ihren begrenzten 
Möglichkeiten durch geſchichtswiſſenſchaftliche Einzelarbeit und durch 
entſprechende Unterſuchung des uns umflutenden Wirt— 
ſchafts- und Rechtslebens, insbeſondere der Rechtsanwendung, auf 
das Genaueſte vorher klargeſtellt ſein. Ich leugne die Apriorität des 
Kechtsbegriffs und die Richtigkeit einer Betrachtung, welche apodiktiſch den 
Satz prägt: „Es haben nicht die Rechtserſcheinungen den Rechtsbegriff 
demokratiſch über ſich geſetzt, ſondern er hat von „Gottes Gnaden“ die 
Herrſchaft über fie ergriffen“ (S. 33). Dieſer Auffaſſung ſteht die Erkennt⸗ 
nis der tief in der Geiſtesverfaſſung des Menſchen begründeten Antinomie 
entgegen, nach der die Rechtsbegriffe nur durch die Bezugnahme 
auf die Rechtserſcheinungen, und die Rechtserſcheinungen 
nur durch die Bezugnahme auf die Rechtsbegriffe verſtanden 
werden können, nach welcher eben beide miteinander eng und un— 
auflöslich verflochten ſind und ſich gegenſeitig derart vorausſetzen, daß 
ſie überhaupt nicht getrennt voneinander gedacht werden können. Die 
gedankliche Trennung führt zu einer wirklichkeitsfremden Abſtraktion, 
die regelmäßig der unentrinnbaren Gefahr verfällt, die Hellpach ſo 
ausgezeichnet die „Selbſtbewegung des Begriffs“ genannt hat.“) 


— — 


2) Vgl. Schönitz S. 68 der beſprochenen Sammlung. 
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Die wirklichkeitsgetreue Betrachtung dagegen muß von den typiſchen 
Perſönlichkeiten ausgehen und die Eigenart der in ihnen allein 
gegebenen Einheit von Rechtsbegriff und Rechtserſcheinung unter— 
ſuchen. 

Die Fruchtbarmachung dieſer Erkenntnis für die Rechtsphiloſophie 
iſt aus methodiſchen Gründen nicht in der Weiſe möglich, daß die 
Rechtsbegriffe für ſich oder die Rechtserſcheinungen für ſich zum allein— 
ſelig- machenden Ausgangspunkt genommen werden, ſondern meines 
Erachtens nur auf dem Wege der Typenlehre möglich, den Dilthey 
gewieſen, und die Freiburger Univerfitätslebrer in der zuerſt be: 
ſprochenen Sammlung programmatiſch für Sozialökonomie und Juris 
prudenz gefordert haben. Für die Rechtsphiloſophie dürfte hierbei, 
wie angedeutet, beſonders zu berückſichtigen fein, daß Rechtsbegriff 
und Rechtserſcheinung in den typiſchen Perſönlichkeiten der am Rechts: 
leben Beteiligten, natürlich einſchließlich der Rechtsphiloſophen, ibre 
Einbeit finden, und daß die Beſchreibung und Erkenntnis dieſer 
typiſchen Perſönlichkeiten unbedingt erforderliche Vorarbeiten find. 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


—2 . 


Dr. Gerhard Freiesleben: Recht und Tonkunſt. Eine 
gemeinverſtändliche Darſtellung des muſikaliſchen Urheber⸗ 
und Verlagsrechts. Leipzig 1914. C. F. W. Siegels 
Muſikalienhandlung. 


Der Verfaſſer bezweckt in knapper, verſtändlicher ſyſtematiſcher 

Darſtellung, den ſchaffenden und den ausübenden Tonkünſtlern, den 
Konzertveranſtaltern, Muſikſchriftſtellern und Muſikverlegern die für 
ihre Berufe unentbehrliche Kenntnis der Grundzüge des Urheber- und 
Verlagsrechts zu vermitteln. Entſprechend dieſem Zweck rückt er das 
Recht an Werken der Tonkunſt in den Vordergrund und erörtert 
die Geſetzesvorſchriften, die ſich auf die Werke der Literatur beziehen, 
nur ſoweit, wie dies die Gefchloffenbeit und Verſtändlichkeit feiner 
Darſtellung verlangt. 
— Das Vuch erfüllt feinen Zweck durchaus. Beſonders ſei auf 
die Kapitel „der Gegenſtand des Urheberrechts“, freie Benutzung und 
Melodieſchutz“, „die mechaniſchen Inſtrumente“, „Komponiſt und Text— 
dichter“ hingewieſen. Überall berührt den Leſer wohltuend, daß er 
es mit einem Autor von tiefer muſikaliſcher Bildung zu tun hat, der 
durch treffende Heranziehung von Beiſpielen ſeine Erörterungen 
geſchickt erläutert. Dieſe Sachkenntnis ſetzt den Verfaſſer in den 
Stand, nicht nur den beſtehenden Rechtszuſtand gut darzuſtellen, ſondern 
auch deſſen Mängel gebührend hervorzuheben. So iſt ihm z. B. 
darin beizuſtimmen, daß die Wirkungen der nachträglichen Entſtehung 
des Urheberrechts durch Erwerb der Reichsangehörigkeit noch der 
geſetzlichen Regelung bedürfen; dieſe Forderung erſcheint gerade mit 
Rückſicht auf die gegenwärtigen Zeitläufte beſonders begründet. Ebenſo 
muß noch die Frage der Urheberrechte an aufgefundenen Werken 
geregelt werden. Zutreffend iſt der Hinweis des Verfaſſers darauf, 
daß die Faſſung des § 13 Abſ. 2 LitUrhG. nicht glücklich iſt und zur 
Überſpannung des Melodieſchutzes hätte führen können, wenn nicht 
die Rechtſprechung verſtändigerweiſe ſich mehr an die Motive als an 
den Wortlaut des Geſetzes gehalten hätte. 

Natürlich läßt ſich in Einzelheiten über die Auffaſſung des 
Verfaſſers ſtreiten. Zum Beiſpiel halte ich den Klang des Triangels 
nicht für Geräuſch im techniſchen Sinne, ſondern für einen meßbaren 
Ton. Ferner kann ich dem Verfaſſer nicht beiſtimmen, wenn er meint, 
die parodiſtiſche Verwendung fremder Melodien ſei als Eingriff in 
das Perſönlichkeitsrecht des anderen Komponiſten anfechtbar; ein 
muſikaliſches Genie — man denke an Offenbach — darf doch wohl 
nicht an der Entfaltung ſeines Witzes gehindert werden. Solche 
Kleinigkeiten beeinträchtigen aber ſelbſtverſtändlich den Wert des 
Buches ganz und gar nicht. 

Rechtsanwalt Dr. A. Leander, Berlin. 
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Dr. jur. und med. M. H. Göring, Privatdozent für Pſychiatrie 
zu Gießen: Die Gemeingefährlichkeit in pfychiatriſcher, 
juriſtiſcher und ſoziologiſcher Beziehung. Berlin, 1915. 
Julius Springer. 150 Seiten. TA. 

Das Werk enthält mehr, als ſein Titel verſpricht: Es behandelt 
nicht nur die Gemeingefährlichen — von denen Verfaſſer die Gemein⸗ 
ſchädlichen und die Gemein ſtörenden trennt — unter den Geiſtes⸗ 
tranken und geiſtig Minderwertigen, ſondern auch unter den geiſtes⸗ 
geſunden Verbrechern. Göring faßt ſeine Schlußfolgerungen etwa 
dahin zuſammen, daß es oft nicht möglich iſt, von einem Einſchreiten 
gegen die Gemeinſchädlichen und Läſtigen abzuſehen und daß auch 
ſelbſtgefährliche Kranke beſchützt werden ſollten. Ob ein Menſch zu 
einer dieſer Gruppen gehört und zu welcher er zu rechnen iſt, bängt 
nicht nur von der Handlung als ſolcher, ſondern auch von der 
Art und Häufigkeit der Ausführung ab. Zu berüdfichtigen ut 
ferner, beſonders bei Geiſtesgeſunden, die Geſinnung des Täters, 
deren Beurteilung gewöhnlich nur längere Beobachtung in der Straf⸗ 
anſtalt ermöglicht und die bei Jugendlichen beſonders ſchwer feſt⸗ 
zuſtellen iſt, da ſie leicht beeinflußbar ſind und die Einwirkung der 
Pubertät nicht zu unterſchätzen iſt. Bei Geiſteskranken iſt im weſent⸗ 
lichen der Krankheitszuſtand dafür entſcheidend, ob von ihnen plötzlich 
gemeingefährliche Handlungen zu erwarten ſind (Dämmerzuſtände uſw.). 
Symptome, die auf den Eintritt gemeingefährlicher Handlungen vor: 
bereiten, find beſonders Sinnestäuſchungen, Verfolgungs'e, depreſſwe 
und Eiferſuchtsideen. Bei geiſtiger Minderwertigkeit wird oft die 
Prüfung des Krankheitszuſtandes und der Geſinnung nötig ſein und 
daher ein Einſchreiten erſt nach dem Begehen einer jtrafbaren Handlung 
möglich ſein. Zu erörtern iſt ferner, daß viele gemeingefährliche 
Handlungen nur durch große oder kleine Reize von außen ger 
gerufen werden, unter denen der Alkohol eine beſonders gefährliche 
Kolle ſpielt. Der Fortfall ſolcher Reize iſt neben der Geneſung oder 
Beſſerung des Krankheitszuſtandes, dem Zutritt körperlicher Er⸗ 
krankungen, dem Fortfall ſexueller Momente (Pubertät) oft entſcheidend 
für die Frage nach der Dauer der Gemeingefährlichkeit. Endlich iſt 
zu berückſichtigen, daß ſich manchmal Bedrohungen und Angriffe aus⸗ 
ſchließlich gegen beſtimmte Perſonen richten. 

Nach dieſen Umſtänden richtet ſich die Behandlung und Be⸗ 
kämpfung der Gemeingefährlichkeit. Das letzte, aber oft unentbehrliche 
Mittel iſt die Internierung von unbeſtimmter Dauer, die freilich nicht 
immer in feſten Häuſern zu geſchehen braucht. Sie erfolgt leider oft 
zu ſpät: eine Beſſerung in dieſer Beziehung iſt von zunebmender Ein⸗ 
ſicht der Angehörigen, der Arzte, der Verwaltungsbehörden, aber auch 
von erleichterten Aufnahmebedingungen zu erwarten. In dringenden 
Fällen ſollten die Anſtalten die Kranken ohne weiteres aufnehmen 
dürfen, allerdings iſt alsdann eine ſofortige nachträgliche amtsärztliche 
Unterſuchung zweckmäßig. Bei freigeſprochenen Geiſteskranken 
ſollte der Strafrichter die Überführung in die Anſtalt wenigſtens 
vorläufig verfügen können. Die Entlaſſung ſollte nur auf Widerruf 
erfolgen, beſondere Vorſicht iſt hier bei Alkoholiſten, die ſich in der 
Anſtalt in der Regel ſehr gut führen, und bei den diſſimulierenden 
Aelancholikern am Platze. Ein Revers der Angehörigen, daß ſie 
gegen ärztlichen Rat die Entlaſſung des Kranken bewirkt haben und 
die Verantwortung übernehmen, bat eigentlich nur Wert, wenn der, 
der ihn unterſchreibt, zugleich der Bedrobte iſt. Eine Mitwirkung der 
Aerwaltungsbehörde oder des Gerichts — über deren Form un Ber 
ſchiedener Anſicht ſein kann — iſt bei Internierung und Entlaſſung 
gemeingeſährlicher Individuen ratſam; ſehr nützlich a es, wenn auf 
Wunſch des Anſtaltsleiters dieſe Behörden Zeugen über die Gemein⸗ 
gefährlichkeit eines Kranken vernehmen müſſen. Zur Vermeidung von 
Aufnahmeverweigerungen und vorzeitigen Entlaſſungen, die oft darauf 
beruhen, daß die Gemeinden ſonſt zu ſehr belaſtet werden, befürwortet 
Göring die Schaffung eines Reichsarmenverbandes. Für die 
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außerhalb der Anſtalt lebenden Gemeingefährlichen iſt zumeiſt die 
Entmündigung — die auch bei Internierten vielfach in deren 
eigenem Intereſſe liegt — empfehlenswert, da mit ihr eine gewiſſe 
Aufſicht verbunden iſt. Daneben ſollte eine ſtaatliche pſychiatriſche 
Aufſicht für alle entlaſſenen Geiſteskranken geſchaffen werden. An 
Stelle der Internierung kommen in leichteren Fällen noch in Betracht: 
Aufenthaltsbeſchränkung, Entfernung aus der Familie, Unterbringung 
der Kinder in eine fremde Familie oder Erziehungsanſtalt, Berufs⸗ 
wechſel, Wirtshausverbot. Dieſes und die Aufenthaltsbeſchränkung 
müffen allerdings in wirkſamer Weiſe durchgeführt werden. 
Gerichtsarzt Geh. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Paul Horn: Über die ueuere Rechtſprechung bei Unfall⸗ 
neuroſen. Berlin 1915. Richard Schötz. 40 Seiten. 1,20 M. 
Verfaſſer, Oberarzt vom Krankenhaus der barmherzigen Brüder 

in Bonn, beſpricht in der vorliegenden Schrift hauptſächlich die 
neueren Entſcheidungen des Reichsgerichts und des Reichsverſicherungs⸗ 
amtes, betreffend die Entſchädigung an Neuroſen leidender Unfall⸗ 
verletzter. Die abweichenden Beſtimmungen des Haftpflichtgeſetzes 
gegenüber der Reichsverſicherungsordnung, die ärztlichen Gutachtern 
vielfach nicht genügend bekannt ſind, werden klar auseinandergeſetzt. 
Für die mediziniſche Beurteilung der Frage ſtützt ſich der Verfaſſer 
zum großen Teil auf eigene umfangreiche Beobachtungen. Sie haben 
ihn gelehrt, daß die Heilungsausſichten im Falle rechtzeitiger Kapital: 
abfindung unerwartet günſtige ſind. Eine Heilung oder weſentliche 
Beſſerung zeigten von ſeinen 136 Fällen 86 %, während bei Renten: 
empfängern nad feinen und anderen Beobachtungen ſie ſich kaum 
auf 25 % belaufen. Er tritt weiter ein für die Trennung zwiſchen 
primären Neuroſen (Schreck⸗ und Erſchütterungsneuroſen) gegenüber 
den ſekundären (Rentenkampfneuroſen), die ſich beſonders durch 
hppochondriſch⸗querulatoriſche Färbung charakteriſieren und bei denen 
die Übertreibung eine große Rolle ſpielt, wenn auch reine Simu⸗ 
lationen außerordentlich ſelten ſind. Natürlich gibt es Miſchungen 
beider Formen. Die nervöſen Unfallfolgen geben bei Rentenabfindung 
eine günſtige Prognoſe, auch bei gleichzeitigem Beſtehen anderer 
organiſcher Krankheiten, zumal einer nicht zu ſchweren Arterioſkleroſe, 
wenn auch die Altersveränderungen die Heilungsdauer verlängern. 
Im allgemeinen rechnet er für Schreckneuroſen auf eine Dauer von 
2 bis 3 Jahren, für Neuroſen nach Gehirnerſchütterung von 3 bis 
4 Jahren, für andere Formen von 3 bis 5 Jahren und berechnet die 
Erwerbsunfähigkeit im erſten halben Jahre auf 100 %, in weiteren 
balbjährlichen Zeiträumen bis auf 10 % ſinkend. Dementſprechend ſoll 
bei Gewährung einer Rente dieſe feſtgeſetzt werden und danach ſoll 
auch die Kapitalsabfindung bemeſſen werden. Die Gewährung einer 
derartig fallenden Rente, entſprechend einem dem vorausſichtlichen 
Verlauf Rechnung tragenden ärztlichen Gutachten, haben die Ent⸗ 
ſcheidungen oberſter Gerichte, die er mitteilt, für zuläſſig erklärt. Für 
die wünſchenswerte Kapitalabfindung bedarf es einer Ergänzung des 
Geſetzes, wonach dieſe nicht nur auf Antrag des Verletzten, ſondern 
auch des Haftpflichtigen gewährt werden kann. Speziell für die 
Rentenkampfneuroſe geht die Rechtſprechung jetzt dahin, daß die durch 
ſie bewirkten Störungen nicht entſchädigungspflichtig ſind, wenn der 
Rentenkampf die Folge eines ſchuldhaften Verhaltens des Verletzten, 
unberechtigter übertriebener Anſprüche von ſeiner Seite find. Daß 
ſolche Anſprüche oft genug erhoben werden, daß Verletzte einen ihren 
ſonſtigen Verhältniſſen durchaus nicht entſprechenden längeren Aufenthalt 
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an der Riviera oder in koſtſpieligen Sanatorien, manchmal in Be⸗ 


gleitung ihrer ganzen Familie, verlangen, wird mit Recht hervor⸗ 
gehoben und die Verantwortung des behandelnden Arztes in dieſer 
Beziehung betont. Wird der Verletzte aber durch Abweiſung be⸗ 
rechtigter Anſprüche zum Rentenkampf gezwungen, fo fällt die ſo ent⸗ 
ſtandene oder verſchlimmerte Neuroſe dem Haftpflichtigen zur Laſt. 
Ebenſo ſind die „Begehrungsvorſtellungen“ nur dann zu berückſichtigen, 
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wenn fie als ſolche krankhafter Natur und durch den Unfall aus 
inneren Gründen zur Entwicklung gekommen ſind. Im anderen Falle 
iſt ein urſächlicher Zuſammenhang nicht anzunehmen. Mit Recht wird 
endlich hervorgehoben, daß die Kapitalsabfindung nicht zu früh 
geſchehen darf, nicht zu einer Zeit, in der die Folgen des Unfalles 
noch nicht zu überſehen ſind. | | 

Wenn Referent, der gerade auf dem Gebiet der Haftpflicht: 
prozeſſe ſeit vielen Jahren eine beſonders umfangreiche Tätigkeit zu 
leiſten hat, zu der Schrift Horns einige kritiſche Bemerkungen machen 
darf, ſo wären es im weſentlichen die folgenden: 

Seiner Erfahrung nach ſind die querulatoriſchen Formen der 
echten Rentenkampfneuroſen an Zahl gegenüber den übrigen ver: 
hältnismäßig gering und ihre Häufigkeit wird vielfach, anſcheinend 
auch von dem Verfaſſer, überſchätzt. Er hält es ferner für geboten, 
nach vorangegangener Gehirnerſchütterung eine längere Friſt für die 
Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit zu gewähren, um eine Dauer⸗ 
heilung zu erzielen. Arbeitsverſuche können innerhalb dieſer Friſt 
vorgenommen werden, aber nicht unter dem Zwange, dadurch einen 
Teil des notwendigen Unterhalts für ſich und die Familie zu ſchaffen. 
Wenn Horn weiter die Meinung vertritt, daß nur eine kliniſche 
Beobachtung eine genügende Unterlage für das Gutachten gibt, ſo 
gilt das nach Anſicht des Referenten auch nur für eine Minderzahl 
komplizierterer Fälle. Für die große Zahl der typiſchen Unfallneuroſen 
wäre das auch praktiſch gar nicht durchzuführen. Hier vermag auch 
die ſorgfältige Unterſuchung eines erfahrenen Sachverſtändigen unter 
Berückſichtigung des Akteninhaltes, zumal der in ihnen niedergelegten 
Außerungen der behandelnden Arzte ſehr wohl zum Ziele zu führen. 
Völlig entgegengeſetzt iſt der Standpunkt des Referenten gegenüber 
dem des Verfaſſers, wenn dieſer auch für die Haftpflichtprozeſſe die 
Entſcheidung einem ärztlichen Schiedsgericht übertragen will, wie es 
verſchiedene Unfallverſicherungsgeſellſchaften getan haben, Horns 
Meinung nach zu beiderſeitiger Zufriedenheit. Der grundſätzliche 
Standpunkt des Referenten, daß der Arzt beratender Sachverſtändiger 
des Gerichts und nicht ſelbſt Richter ſein ſoll, iſt gerade durch ſeine 
Erfahrungen auf dieſem Gebiet wiederholt beſtätigt worden, die gezeigt 


haben, daß ärztliche Schiedsgerichte überaus häufig den begründeten 


Forderungen der Verletzten nicht gerecht werden. Es iſt das auch 
begreiflich. Der Vertrauensarzt der Geſellſchaft, der ſtändig mit 
ſolchen Fällen zu tun hat, weiß ſehr wohl, welche ärztliche Autorität 
auf dem ſtrittigen Gebiet der Unfallneuroſen einen ſkeptiſchen Stand⸗ 
punkt einnimmt und feinem entſprechenden Vorſchlag wird der be 
handelnde Arzt, dem gleiche Erfahrungen fehlen, zumeiſt keinen Wider⸗ 
ſpruch entgegenſetzen. 

Endlich möchte Referent noch auf den vom Verfaſſer allerdings 
nur gelegentlich geſtreiften Punkt der Gerichtskoſten eingehen. Es iſt 
doch eine gewiſſe Härte für den Verletzten, daß er, der ſeine Anſprüche 
naturgemäß nur auf Grund des Gutachtens ſeines Arztes feſtſtellen 
kann, zu einem mitunter erheblichen Anteil der Koſten verurteilt wird, 
wenn das Gutachten des gerichtlichen Sachverſtändigen, das er nicht 
vorauszuſehen vermag, ſeine Anſprüche geringer bemißt. Hier ſollten 
doch die Gerichte öfter, als es in der Praxis geſchieht, von der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung Gebrauch machen, daß da, wo die Höhe des 
Schadens von dem Urteil eines Sachverſtändigen abhängig iſt, die 
übliche mechaniſche Teilung der Koſten nach der Summe, die verlangt, 
und der, die bewilligt worden iſt, nicht ſtattzufinden braucht. 

Gerichtsarzt Geb. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Bruno Schildmacher, Amtsgerichts-Oberſekretär: Die Voll⸗ 
ſtreckung von Urteilen und die Einziehung von Forderungen 
und Unterhaltsanſprüchen im Auslande. Selbſtverlag, 
Mühlhauſen i. Th. 1915. 

Der Verſuch, die Rechtsverfolgung im Ausland zuſammenfaſſend 
darzuſtellen, iſt wiederholt gemacht worden. Daß ein Einzelner den 
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ungeheuren Rechtsſtoff beherrſchte, iſt ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn er 
ſich auf Einzelfragen, wie die Vollſtreckung deutſcher Urteile, beſchränkt. 
Deshalb war z. B. Haeger in feinem mit Fleiß und Verſtändnis 
geſchriebenen Buche „Die Vollſtreckung von Urteilen und Schiedsſprüchen 
im internationalen Rechtsverkehr“ (Berlin 1910) genötigt, für viele 
Länder ſich mit den Vorarbeiten anderer deutſcher Schriftſteller zu 
begnügen, ſtatt überall auf die fremden Quellen zurückzugehen. Und 
da die von ihm benutzten deutſchen Werke zum Teil veraltet waren 
und dem Stand der Rechtſprechung ſchon zur Zeit des Erſcheinens 
nicht immer entſprachen, enthält ſein ſonſt ſo dankenswertes Buch — 
z. B. in der Darſtellung des italieniſchen Rechts — doch Irrtümer. 
In richtiger Erkenntnis dieſes Übelftandes haben deshalb Leske und 
Loewenfeld in ihrem Sammelwerk die Darſtellung des Rechts jedes 
Landes einheimiſchen Juriſten übertragen und damit ein Werk 
geſchaffen, das zum erſten Mal ein zuverläſſiges Bild der Rechtslage 
jedes einzelnen Landes gab. Allein da Geſetzgebung, Rechtſprechung 
und wiſſenſchaftliche Auffaſſung ſich in ſtändigem Fluſſe befinden, ſind 
die erſten, vor etwa 20 Jahren erſchienenen Bände heute zum Teil 
veraltet, ſo daß der Benutzer erſt nachprüfen muß, ob die damals 
niedergelegten Ergebniſſe dem heutigen Stande noch entſprechen. 

Der neueſte Verſuch, das Buch von Schildmacher, verfolgt 
keine wiſſenſchaftlichen Ziele; die einleitenden Worte (Durch die Her⸗ 
ausgabe der Bücher „Rechtshilfe, Verfahren und Koſten“ und „Der 
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland“ bekannt geworden, ergehen 
wegen der Rechtsverhältniſſe in den Staaten des Auslandes vielfach 
Anfragen an mich) kennzeichnen durch Form und Inhalt den Geiſt 
des Buches. Es zählt die einzelnen Länder alphabetiſch auf, wobei 
nach Agypten „Amerika“ erſcheint, deſſen politiſche Verhältniſſe dem 
Verfaſſer offenbar unklar ſind; denn nach dem merkwürdigen Satz 
„In Amerika hat jeder Staat ſein eigenes Recht“ führt er in einer 
willkürlichen Auswahl, die Haiti erwähnt, aber Braſilien ausläßt, 
einzelne dieſer Staaten auf, darunter „Kalifornien“, das er für einen 
ſelbſtändigen Staat zu halten ſcheint, da er die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika beſonders erwähnt. Dann empfiehlt er ganz all 
gemein für die Erledigung amerikaniſcher Angelegenheiten eine deutſche 
Geſellſchaft in New York, deren Ratfchläge ſeitenlang abgedruckt werden, 
ſich erſichtlich aber nur auf die Verhältniſſe der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika beziehen. 

Die ſelbſtändigen Ausführungen des Verfaſſers enthalten grobe 
Unrichtigkeiten. Daß er über Agypten Angaben macht, die ſich nur 
auf die gemiſchten Gerichtshöfe beziehen, und bulgariſche Urteile für 
in Deutſchland vollſtreckbar erklärt, obwohl das ſehr ſtreitig iſt !), mag 
noch hingehen. Wenn er aber von Italien berichtet, daß das Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren durchſchnittlich 3—4 Monate dauere und 300 Lire 
koſte, ſo iſt das ungefähr ſo, als wenn man dasſelbe von Deutſchland 
behaupten wollte. Noch ſchlimmer iſt, daß der Verfaſſer „der größeren 
Billigkeit wegen“ empfiehlt, in Italien liebereine neue Klage zu erheben; 
man könnte — abgeſehen von Amtsgerichtsſachen (bis 1500 Lire) — 
nichts Verkehrteres tun, als dieſem Rate zu folgen. Bei Serbien 
iſt vollkommen überſehen, daß für die Vollſtreckung deutſcher Urteile 
kraft der Meiſtbegünſtigungsklauſel der öſterreichiſch-ſerbiſche Rechts: 
bilfevertrag vom 24. April / 6. Mai 1881 maßgebend tft (oder wenigſtens 
bis zum Kriege maßgebend war). Dieſe Stichproben mögen genügen. 
Es iſt zu bedauern, daß der Verfaſſer Fleiß an eine Arbeit geſetzt 
bat, für die ihm die nötigen Vorausſetzungen feblen. 


Rechtsanwalt Dr. Ernſt Frankenſtein, Berlin. 


1) Vgl. die Zuſammenſtellung der verſchiedenen Meinungen bei 
Gaupp⸗Stein, ZPO. Anm. 110 zu § 328. Es handelt ſich im weſent⸗ 
lichen um die Frage, ob es die Verbuürgung der Gegenſeitigkeit aus 
ſchließt, wenn der andere Staat gleichfalls Verbürgung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit fordert; die Frage wird auch bezüglich Rumäniens und 
Spaniens praktiſch und iſt meines Erachtens zu verneinen. 
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Dr. W. Lazarus: Die Pfändung und Überweifung von 
Hypotheken und Grundſchulden. Ein Handbuch mit For⸗ 


mularen für den praktiſchen Gebrauch. Berlin 1914. 
W. Moeſer Buchhandlung. 3 &. 


Der Verfaſſer hat ſich die Aufgabe geſetzt, das Recht der Zwangs— 
vollſtreckung in Hypotheken und Grundſchulden in einer unmittelbar 
für den praktiſchen Gebrauch geeigneten Form darzuſtellen. Er ver: 
zichtet daher auf eingehende theoretiſche Erörterungen über die zabl: 
reichen in Betracht kommenden Streitfragen des Sachen: und Prozeß 
rechts, gibt nur kurze Einleitungen und Anweiſungen, erläutert ſie 
aber in erſchöpfender Weiſe durch die Rechtſprechung der höchſten 
Gerichte und fügt eine Anzahl trefflicher Formulare bei. Der 
Verfaſſer hat feinen Zweck auf ausgezeichnete Weiſe erreicht. Trotz 
des geringen Umfanges (etwa 60 Seiten Text und 14 Seiten Formu⸗ 
lare) wird das Buch den Richtern und Anwälten, die bei der Pfändung 
von Hypotheken mitzuwirken haben, wertvolle Hilfe leiſten und dazu 
beitragen, die häufigen Fälle einer unwirkſamen Pfändung von Hypo— 
tbefen und damit zugleich die Gefahren des Regreßanſpruchs zu 
verringern. In wie klarer Weiſe der Verfaſſer die darzuſtellenden 
Rechtsverhältniſſe überſchaut, dafür geben gleich am Anſang des 
Buches die Erörterungen über Vollpfändung und Teilpfändung ein 
gutes Beiſpiel. Üderſteigt die Hypothek den Betrag der beizutreibenden 
Forderung, ſo iſt es dem Gläubiger unverwehrt, trotzdem die ganze 
Forderung zu pfänden. Durch dieſe im Betrage des Gepfändeten 
unbeſchränkte Pfändung, ſog. Vollpfändung, wird für den Gläubiger 
ein Pfandrecht, an der ganzen Forderung begründet, auch an dem den 
Anſpruch des Pfändungsgläubigers überſteigenden Bruchteile. Der 
Gläubiger kann demgemäß jeden beliebigen Teil der Forderung zum 
Gegenſtande ſeines Zugriffs machen, und es ſteht ihm ohne weiteres 
das Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung zu. Bei der Teilpfändung 
dagegen bleiben die nicht gepfändeten Bruchteile dem Zugriſſe des 
Schuldners oder nachpfändenden Gläubigers offen, jo daß z. B. im 
Konkurſe des Drittſchuldners die Pfändung nur einen unvollkommenen 
Erfolg haben kann. Ob in der Tat, wie Lazarus meint, der Wortlaut 
des preußiſchen Formulars „auf Höhe umſtehender (der erwähnten) 
Beträge“ nur die Pfändung eines Bruchteils ergibt, möchte ich be⸗ 
zweifeln. Sein Rat an den Gläubiger, ausdrücklich die Vollpfändung 
zu verlangen, iſt wohlbegründet. — Was den Anſpruch auf Heraus— 
gabe des Hypothekenbriefs anbetrifft, die der Pfändungsgläubiger 
unter Vorlegung des Pfändungsbeſchluſſes von dem Grundbuchamte 
verlangen kann, ſo geht der Verfaſſer davon aus, daß die Klage auf 
Herausgabe nicht gegen das Grundbuchamt, ſondern gegen den 
Juſtizfiskus, vertreten durch den Oberſtaatsanwalt beim OLG., zu 
richten iſt. Er meint daher, daß der Pfändungs, und Ülberweiſungs— 
beſchluß nicht dem Grundbuchamte, ſondern der den Juſtizfiskus 
vertretenden Behörde zugeſtellt werden müſſe. Meines Erachtens 
genügt die übliche Zuſtellung an das Grundbuchamt, das den tat: 
ſächlichen und rechtlichen Beſitz am Hypothekenbrief ausübt, und nicht 
etwa nur Beſitzdiener iſt (KGJ. 40 A 322 hat die Frage dahingeſtellt 
ſein laffen). Über dieſe und alle anderen, in der täglichen Praxis 
der Hypothekenpfändung vorkommenden Fragen gibt das Buch zu— 
verläſſige Auskunft. Bei der Pfändung einer zur Teilungsmaſſe 
gehörenden Hypothek im Falle der Zwangsverſteigerung des belaſteten 
Grundſtücks weiſt Lazarus (gegenüber zahlreichen Fehlern, die trotz 
AG. 43, 427; 64, 216; 70, 279; 75, 316 und Jäckel⸗Güthe, § 107 
Anm. 6 ff. gemacht werden), zutreffend darauf hin, daß Drittſchuldner 
nicht der Erſteher oder Vollſtreckungsrichter bzw. die Hinterlegungs— 
ſtelle, ſondern der Eigentümer iſt, dem zur Zeit des Zuſchlags das 
Grundſtück gehört. Dieſem iſt das Zahlungsverbot als Dritt⸗ 
ſchuldner zuzuſtellen. Beſonders hervorgehoben ſei ſchließlich die kurze 
aber klare Darſtellung der mehrfachen Pfändung einer Hypothek. 
Lazarus verneint zutreffend die Möglichkeit einer Anſchlußpfändung 
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gemäß § 826 ZPO. da der Brief nicht als bewegliche Sache nach 
§ 808 gepfändet, ſondern nach § 883 weggenommen wird. Möglich 
iſt die Pfändung für mehrere Gläubiger, wenn der Gerichtsvollzieher 
den Brief für die mehreren Gläubiger gleichzeitig wegnimmt, alſo 
eine Übergabe an den erſten Pfändungsgläubiger noch nicht erfolgt 
war. Die Pfändungsrechte entſtehen dann gleichzeitig und mit 
gleichem Range. Im übrigen geht, wenn die Hypothek für mehrere 
Gläubiger gepfändet iſt, derjenige vor, deſſen Pfändungspfandrecht 
zuerſt nach Maßgabe des § 830 ZPO. entſtanden iſt, nicht derjenige, 
der zuerſt den Pfändungsbeſchluß erwirkt hat; aber an ihn hat der 
dritte Briefbeſitzer den Brief herauszugeben (man beachte die ſchwierige 
Lage des Dritten, z. B. des Grundbuchamts, die eine Erörterung der 
Hinterlegungs frage wünſchenswert erſcheinen ließe). Die Angaben 
über die Begründung eines ferneren Pfandrechts an einer bereits 
gepfändeten Briefhypothek (durch Abſchluß eines Verwabrungsvertrages 
oder Einräumung eines mittelbaren Beſitzes) ſind nicht überall 
zweiſelsfrei. Aber dieſe Frage iſt praktiſch kaum von Bedeutung, da 
regelmäßig der Vollſtreckungsſchuldner und der erſte Pfandgläubiger 
ihre Mitwirkung verſagen werden. — Dem kleinen verdienſwollen 
Werke iſt eine weite Verbreitung unter den Praktikern zu wünſchen 
und vorauszuſagen. 


Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin Schöneberg. 


Adolf Stölzel: Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. 
Berlin 1914. Verlag von Franz Vahlen. 

Das Buch iſt in 5. Auflage erſchienen; ein Beweis für die 
unverwüſtliche Friſche desſelben und des Autors. Seinem Zwecke 
mehr durch Klarlegung von Fehlern, die in Theorie und Rechtſprechung 
augenfällig ſich bemerkbar machen, unſeren juriſtiſchen Nachwuchs in 
die ziwiliſtiſche Praxis einzuführen als etwa die Eventualaufrechnung 
monographiſch zu behandeln, entſpricht die heut zwar nicht mehr ganz 
moderne, aber überaus willkommene behagliche Breite der Darſtellung. 
Der Kantſche Satz, daß der Leſer nicht bloß ein Recht auf Deutlichkeit 
durch Begriffe, ſondern auch auf Deutlichkeit durch Anſchauungen 
(Beiſpiele uſw.) habe, iſt mit Recht in dem unferen jungen Juriſten 
und ihren Beratern gewidmeten Buche als Motto vorangeſetzt. Der 
Verfaſſer kann mit Genugtuung konſtatieren, daß ſich die Anhänger 
der darin vertretenen Lehre, bei ſtreitiger Klageforderung und an: 
erkannter zur Aufrechnung gebrachter Gegenforderung ſei ohne Beweis: 
auflage klagabweiſend zu erkennen (Klagabweiſungs- nicht Beweis 
erhebungstheorie), ſich ſichtlich gemehrt haben. Auch ich kann das, 
was ich 1887 in 33. 10, 131 ff. dagegen ausgeführt, nicht ganz 
aufrechterhalten. Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


...—;.;..—. ———— 


Einziehung deutſcher Guthaben in der Schweiz. Der 
ſchweizeriſche Bundesrat hat am 6. Juli 1915 folgendes Kreisſchreiben 
an die ſchweizeriſchen Kantonsregierungen gerichtet: 

Der deutſche Bundesrat hat am 7. Auguſt 1914 eine „Bekannt— 
machung betreffend die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, 
die im Ausland ihren Wohnſitz haben“ erlaſſen, deren § 1 wie folgt 
lautet: „Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben, ſowie 
juriſtiſche Perſonen, die im Ausland ihren Sitz haben, können ver: 
mögensrechtliche Anſprüche, die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden 
ſind, bis zum 31. Oktober 1914 vor inländiſchen Gerichten nicht 
geltend machen. Iſt ein Anſpruch vor dem Inkrafttreten dieſer 
Vorſchrift bereits rechtshängig geworden, ſo wird das Verfahren bis 
zum 31. Oktober 1914 unterbrochen. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, 
Ausnahmen von dieſen Vorſchriften zuzulaſſen. Er kann aus Gründen 
der Vergeltung die Vorſchriften auf Angehörige und juriſtiſche Perſonen 
eines ausländiſchen Staates ohne Rückſicht auf den Wohnſitz oder 
Sitz für anwendbar erklären.“ 
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Die Wirkung dieſer Bekanntmachung wurde durch ſpätere Be⸗ 
kanntmachungen mehrmals, zuletzt bis 31. Juli 1915, verlängert. 
Durch die Beſchlüſſe des ſchweizeriſchen Bundesrates vom 17. Auguſt 
und 4. Dezember 1914 iſt ein Gegenmoratorium in dem Sinne 
geſchaffen worden, daß der in der Schweiz domizilierte Schuldner 
ſeinem im Ausland domizilierten Gläubiger die gleichen privat⸗ 
rechtlichen und prozeſſualen Einreden entgegenſetzen kann, wie ſie 
dem im Ausland domizilierten Schuldner auf Grund der Kriegs⸗ 
geſetzgebung ſeines Wohnſitzſtaates gegen ſeinen Gläubiger in der 
Schweiz zuſtehen. 1) Geſtützt auf dieſe Erlaſſe konnte ſich bisher jeder 
Schuldner in der Schweiz der Belangung durch einen in Deutſchland 
wohnenden Gläubiger widerſetzen. Die Geltendmachung der vor dem 
Kriegsausbruch entſtandenen Anſprüche von einem Land in das andere 
war tatſächlich gehemmt, und zwar ohne Rückſicht auf die Nationalität 
der in den beiden Ländern domizilierten Gläubiger und Schuldner. 
Dieſer Rechtszuſtand hat eine Anderung erlitten zufolge 
einer Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 25. Juni 
1915, wodurch dieſer, von der ihm in § 1 Abſ. 2 der Bekanntmachung 
vom 7. Auguſt 1914 eingeräumten Befugnis Gebrauch machend, eine 
Ausnahme zugunſten der in der Schweiz wohnhaften Perſonen verfügt 
hat. Dieſe, im deutſchen RGBl. Nr. 82 vom 28. Juni 1915 
publizierte Bekanntmachung hat folgenden Wortlaut: „Auf Grund des 
81 Abſ. 2 Satz 1 der Bekanntmachung über die Geltendmachung von 
Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz haben, vom 
7. Auguſt 1914 (RGBI. S. 360), wird zugunſten der Perſonen, die 
in der Schweiz ihren Wohnſitz haben, ſowie der juriſtiſchen Perſonen, 
die dort ihren Sitz haben, eine Ausnahme von den Vorſchriften im 
§ 1 Abſ. 1 der Bekanntmachung zugelaſſen. Die Ausnahme gilt nicht 
für Angehörige Großbritanniens und Irlands, Frankreichs, Rußlands 
und Finnlands ſowie der Kolonien oder auswärtigen Beſitzungen 
dieſer Staaten.“ 

Soweit zufolge dieſes Erlaſſes die Geltendmachung der deutſchen 
Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 in Hinſicht auf die in der 
Schweiz wohnhaften Perſonen aufgehoben worden iſt, fällt für dieſe 
auch der Bundesratsbeſchluß vom 4. Dezember 1914, der 
ſich als reine Gegenrechtsmaßnahme darſtellt, von ſelbſt 
dahin; denn da die Gläubiger in der Schweiz an der Geltendmachung 
ihrer Anſprüche gegen Schuldner in Deutſchland nicht mehr gehindert 
ſind, können ſich auch die Schuldner in der Schweiz der Einklagung 
von Anſprüchen ihrer Gläubiger aus Deutſchland nicht mehr mider: 
ſetzen. Dieſe Folge tritt aber wiederum nur inſoweit ein, als die 
Ausnahmeverfügung des Reichskanzlers reicht; ſie erſtreckt ſich alſo 
nicht auf die in der Schweiz domizilierten Angehörigen der in der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 1915 genannten, mit Deutſchland im 
Kriegszuſtand ſtehenden Länder. Demnach läßt ſich die Wirkung der 
Bekanntmachung des Reichskanzlers für die Schweiz folgendermaßen 
beſtimmen: 

„1. Die natürlichen Perſonen, die in der Schweiz ihren Wohnſitz 
haben, können künftig ihre Anſprüche gegen Schuldner in Deutſchland 
geltend machen und von ihren in Deutſchland domizilierten Gläubigern 


) Der ſchweizeriſche Bundesratsbeſchluß betreffend Schutz des in 
der Schweiz domizilierten Schuldners vom 4. Dezember 1914 lautet wie 
folgt : 1. Der in der Schweiz domizilierte Schuldner hat gegenüber ſeinem 
in einem fremden Staate domizilierten Gläubiger die gleichen privat⸗ 
rechtlichen und prozeſſualen Einreden, wie ſie nach der Kriegsgeſetzgebung 
des fremden Staates dem in dieſem domizilierten Schuldner gegenüber 
ſeinem in der Schweiz domizilierten Gläubiger zuſtehen. 2. Der in 
der Schweiz domizilierte Schuldner hat gegenüber dem in der Schweiz 
domizilierten Rechtsnachfolger oder Nachmann ſeines in einem fremden 
Staate domizilierten Gläubigers die gleichen privatrechtlichen und 
e Einreden, wie ſie nach der Kriegsgeſetzgebung des fremden 

N dem in dieſem domizilierten Schuldner gegenüber dem im 
gleichen Staate domizilierten Rechtsnachfolger oder Nachmann ſeines 
in der Schweiz domizilierten Gläubigers zuſtehen. 


in der Schweiz belangt werden, mit Ausnahme der Angehörigen 
Großbritanniens und Irlands, Frankreichs, Rußlands und Finnlands 
ſowie der Kolonien oder auswärtigen Beſitzungen dieſer Staaten, für 
welche die deutſche Verordnung vom 7. Auguſt 1914 und infolgedeſſen 
der Bundesratsbeſchluß vom 4. Dezember 1914 unverändert fortgelten. 
2. Alle juriſtiſchen Perſonen, die ihren Sitz in der Schweiz haben, 
können ihre Anſprüche gegen Schuldner in Deutſchland geltend machen 
und von ihren in Deutſchland domizilierten Gläubigern in der Schweiz 
belangt werden.“ Prof. Dr. Hans Reichel, Zürich. 


Prozeſſnaler Schutz ausländiſcher Reichs deutſcher. 
Von den getzen England, Frankreich und Rußland ergangenen Zahlungs— 
verboten (vom 30. September, 20. Oktober und 19. November, RGBl. 
1914 S. 421, 443, 479) beſteht eine Ausnahme zugunſten der 
Deutſchen, die Inhaber oder Teilhaber eines im feindlichen Auslande 
befindlichen Unternehmens ſind und anläßlich des Krieges das feind— 
liche Ausland verlaſſen haben. Man ſollte demnach meinen, daß dieſe 
ſchon ohnehin ſchwer geſchädigten Deutſchen, die ihr Geſchäft mehr 
oder minder unfreiwillig im Stich laſſen mußten, auch ihre Außen— 
ſtände in Deutſchland einziehen dürfen und nicht auf die Gnade ihrer 
Schuldner angewieſen ſind. Dem iſt aber nicht ſo. 

Einmal ſteht einer Klage eines ſolchen deutſchen Geſchäftsmannes 
das ſogenannte Gegenmoratorium entgegen (vom 7. Auguſt 1914, 
RGBl. 1914 S. 360, mehrfach verlängert, zuletzt am 22. April 1915, 
RGBl. 1915, 236, bis 31. Juli 1915), wonach Perſonen, die ihren 
Wohnſitz im Auslande haben, vor dem 31. Juli 1914 entſtandene 
vermögensrechtliche Anſprüche vor inländiſchen Gerichten nicht geltend 
machen können. Da der Inhaber oder Teilhaber des auswärtigen 
Unternehmens, auch wenn er nicht ins neutrale Ausland, ſondern nach 
Deutſchland geflüchtet iſt, damit in der Regel ſeinen ausländiſchen 
Wohnſitz nicht aufgibt, ſo trifft dieſe Bekanntmachung alſo vollen 
Umfanges auf ihn zu. — Nun iſt allerdings darin weiter der Reichs— 
kanzler ermächtigt, Ausnabmen zuzulaſſen. Ob er aber gerade in 
dieſem Falle dem vertriebenen Deutſchen das Recht verleihen kann, 
eine fällige Forderung ſeines Unternehmens im Inlande einzuklagen, 
iſt aus einem weiteren Grunde ſehr zweifelhaft. 

Die Zahlungsverbote ordnen übereinſtimmend an (§S 2 der Be: 
kanntmachung vom 30. September 1914), daß ſchon entſtandene oder 
noch entſtehende vermögensrechtliche Anſprüche der im feindlichen Aus— 
land befindlichen Unternehmen bis auf weiteres als geſtundet gelten, 
und zwar ohne Zinſen und mit Außerkraftſetzung etwaiger Verzugs— 
folgen. Ausnahmen von dieſer Vorſchrift kann der Reichskanzler 
nach dem Wortlaut des §7 dieſer Bekanntmachung nicht gewähren, 
ſondern lediglich vom § 1, dem eigentlichen Zahlungsverbot. Ganz 
folgerichtig bezieht ſich daher die eingangs erwähnte Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 20. Dezember 1914 auch nur auf den § 1 der 
Zahlungsverbote, betrifft alſo lediglich die ſtrafrechtliche Seite und 
erlaubt Zahlungen an den aus dem Feindesland entwichenen Deutſchen, 
ohne ihm ein klagbares Recht gewähren zu können. 

Daß dieſes Ergebnis weder im Sinne der Zahlungsverbote, 
welche unſere Feinde treffen ſollen, noch des Gegenmoratoriums, das 
das deutſche Wirtſchaftsleben ſchützen ſoll, liegen kann, bedarf eigentlich 
keiner weiteren Ausführungen. Die Zahl der aus England und 
Rußland, namentlich den Oſtſeeprovinzen, nach Deutſchland oder den 
nordiſchen Ländern abgereiſten Deutſchen iſt ſicher ziemlich beträchtlich, 
ihre Forderungen an deutſche Geſchäfte ſind nicht unerheblich, da es 
ſich meiſt um Großhandelsfirmen handelt. Dieſen deutſchen Kaufleuten 
drohen die ernſteſten Schwierigkeiten, wenn ſie ihre Außenſtände nicht 
eintreiben können. Die Bekanntmachung vom 20. Dezember 1914 
nützt ihnen wenig, die Zahlung liegt ja ganz im guten Willen ihrer 
Schuldner. Das Gegenmoratorium iſt bereits — erſtaunlich ſpät, 


erſt am 20. April 1915, RG Bl. S. 231 — zugunſten Eſterreich— 
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Ungarns generell durchbrochen worden. 1) Eine Erweiterung der Be: 
kanntmachung vom 20. Dezember 1914 auf zivilrechtlichem Gebiete, 
eine weitere Ausnahme vom Zahlungsverbote und dem Gegenmora— 
torium, muß für die ausländiſchen Deutſchen als wirtſchaftlich und 
rechtlich notwendiger Schutz gefordert werden. Möglicherweiſe liegt 
hier auch nur eine ganz unbeabſichtigte Lücke der Kriegsgeſetzgebung 
vor, deren Ergänzung der vorſtehende Hinweis anregen möchte. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Kurt Peſchke, Hamburg. 


Seweisſicherung durch Pernehmung Ariegs beteiligter? 
In einer Zivilprozeßſache war ſeitens des Klägers beantragt worden, 
zwecks Beweisſicherung einen Zeugen zu vernehmen, der zur Zeit in 
Frankreich unter der Fahne ſteht. 

Das Breslauer Landgericht hatte dieſen Antrag mit folgender 
Begründung abgelehnt: 

„Der Umſtand, daß der Zeuge als Wehrmann im Kriege iſt, 
läßt nicht beſorgen, daß das Beweismittel verloren oder die Be⸗ 
nutzung desſelben erſchwert werde. Abgeſehen hiervon liegt es im 
öffentlichen Intereſſe, daß nicht Soldaten aus privaten Gründen 


ihrer Dienſtpflicht entzogen werden, was der Fall ſein würde, wenn 


der Zeuge durch das Kriegsgericht vernommen werden würde.“ 

Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde wurde wie folgt 
begründet: 

„Der Umſtand, daß der Zeuge im Felde iſt, läßt zweifellos 
beſorgen, daß das Beweismittel verloren oder die Benutzung des⸗ 
ſelben erſchwert werde. Es iſt nämlich die Möglichkeit gegeben, 
daß der Zeuge erſchoſſen oder ſchwer verletzt wird oder in Gefangen⸗ 
ſchaft gerät. Der Geſichtspunkt, daß Soldaten aus privaten Gründen 
ihrer Dienſtpflicht möglichſt wenig entzogen werden ſollen, muß 
diesſeitigen Erachtens für das Gericht außer Betracht bleiben, denn 
es iſt dies kein rechtlicher, ſondern ein militäriſcher Geſichtspunkt, 
es muß aber unſerer Militärbehörde das Vertrauen entgegengebracht 
werden, daß ſie ſelbſt eine angeordnete Vernehmung des Zeugen 
nur dann durchführe, wenn hierdurch keine militäriſchen Nachteile 
entſtehen. 

Es mag ſich darüber ſtreiten laſſen, ob überhaupt die zahlreichen 
Vernehmungen durch Feldgerichte im Intereſſe des Staates liegen 
oder ob etwa hier eine geſetzgeberiſche Einſchränkung geboten erſcheint. 
Jedenfalls aber können ſolche Einſchränkungen immer nur durch den 
Geſetzgeber erfolgen, und es muß auch aus prinzipiellen Gründen 
entſchieden einer Praxis widerſprochen werden, die dazu führt, daß 
nach der Zivilprozeßordnung gebotene Beweismittel aus militäriſchen 
d. h. politiſchen und nicht rechtlichen Erwägungen vom Richter 
erhoben werden. Der Richter darf nicht an die Stelle des Geſetz⸗ 
gebers treten. Vgl. hierfür auch die grundſätzlichen Erwägungen, 
die das RG. in feiner IW. 1915, 570 wiedergegebenen Entſcheidung 
über die Auslegung des $ 105 BGB. gibt.“ 

Das OLG. Breslau IV. 3S. hat durch Beſchluß vom 10. Juni 
1915 der Beſchwerde ſtattgegeben und entſchieden, daß das zuſtändige 
Kriegsgericht um die Vernehmung des Zeugen über das fragliche 
Beweismittel erſucht werde. Der Beſchluß iſt in keiner Weiſe begründet. 
Er iſt um ſo bedeutſamer, als er im Gegenſatz zu der ſtändigen Praxis 
mehrerer ſchleſiſcher Gerichte ſteht. 

In der Tat erſcheint es ungerechtfertigt, wenn Gerichte grund— 
ſätzlich die Vernehmung von Kriegsbeteiligten aus militäriſchen Gründen 
ablehnen. Allerdings ſagt $ 485d ZPO,, daß das Verfahren zur 
Sicherung des Beweiſes erfolgen „kann“, wenn zu beſorgen iſt, daß 
das Beweismittel verloren oder die Benutzung desſelben erſchwert 
werde. Es iſt aber anzunehmen, daß mit dem Worte „kann“ nur 
die Mindeſtvorausſetzungen der Beweisſicherung umgrenzt werden ſollen, 


1) Jetzt auch zugunſten der Schweiz, vgl. RGBl. 1915, 361. 
Siehe auch oben S. 816. 
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nicht aber dem Richter ein freies Ermeſſen eingeräumt werden ſoll, 
ob er die Beweisſicherung beim Vorliegen der Vorausſetzung der 
85 485 — 488 einleitet oder nicht; fo auch die herrſchende Meinung, 
insbeſondere Stein zu § 485 N. II nebſt weiteren Literaturangaben: 
ebenſo auch Freudenthal zu 8 485 N. 4. Auch die Beweisſicherung iſt 
ein Mittel zur Durchſetzung des Rechtsanſpruches der Parteien; es 
würde durchaus dem Sinne der ZPO. widerſprechen, wenn dieſer 
Rechtsſchutzanſpruch aus grundſätzlichen außerhalb des Geſetzes liegen: 
den Erwägungen vereitelt werden könnte.“ 

Es iſt auch zu bedenken, daß die ganze Exiſtenz von Einzelperſonen 
oder Firmen von der Vernehmung eines Zeugen abhängig ſein kann. 
Zudem kommen nicht nur vermögensrechtliche, ſondern auch familien⸗ 
rechtliche Streitigkeiten in Frage. Demnach erſcheint es ungerecht⸗ 
fertigt, wenn unter Herbeiführung ſchwerer wirtſchaftlicher und recht: 
licher Schädigungen von der gegebenen Inſtitution der Kriegsgerichte 
grundſätzlich kein Gebrauch gemacht wird; (vgl. über die Rechtshilfe⸗ 
pflicht der Kriegsgerichtsräte § 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1901 und 


Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 14. Juni 1915, 


IJMBl. 1915, 116, abgedruckt JW. 1915, 739). 
Referendar Dr. Ernſt Emil Schweitzer, Breslau. 


Die Beweislast des Arztes. Erhöhtes Intereſſe erweckt 
infolge der durch den Krieg veranlaßten zahlreichen ärztlichen Operationen 
die Frage nach der zivil- und ſtrafrechtlichen Haftung des Arztes. 
Was die ſtrafrechtliche Seite betrifft, fo verweiſe ich auf die Leipzz. 
1915, 743 ff., wo ich die heißumſtrittene Frage über den „ärztlichen 
Eingriff ohne Einwilligung des Kranken“ einer erneuten Prüfung 
unterzogen habe. Von den vielen zivilrechtlichen Fragen ſoll hier 
nur die eine, noch ungeklärte Frage über die Beweislaſt des Arztes 
erörtert werden, die Frage, ob den Arzt, der auf Schadenserſatz in 
Anſpruch genommen wird, grundſätzlich eine Entlaſtungspflicht trifft 
oder nicht. 

Das NG. hat zu dieſer Frage noch keine beſtimmte Stellung 
genommen, wie auch Mansfeld in Leipzg3. 1915, 339 hervorhebt: 
„Darüber ſich unmittelbar auszusprechen, ob der den Arzt auf 
Schadenserſatz in Anſpruch Nehmende die ein Verſchulden ergebenden 
Umſtände zu behaupten und zu beweiſen oder der Arzt den Entlaſtungs⸗ 
beweis zu führen hat, lag für das RG. bisher kein Anlaß vor.“ 
Das RG. ſagt in feinem Urteil vom 1. März 1912 [Bd. 78 S. 4361: 
„Die Entlaſtungspflicht des Arztes würde, wenn ſie überhaupt 
grundſätzlich anzunehmen iſt, in ähnlicher Weiſe zu begrenzen 
ſein, wie dies im Urteil des erkennenden Senats, RG. 74, 342, ) bin 
ſichtlich eines Beamten geſchehen iſt.“ Der Entſcheidung in Bd. 74 
S. 342 liegt ein auf Vertragsverletzung beruhender Schadenserſat— 
anſpruch zugrunde; ob dies auch in der Entſcheidung von Bd. 78 
S. 436 zutrifft, iſt nicht erſichtlich, eine Beſchränkung auf die Fälle 
der Vertragsverletzung laſſen die Worte, mit welchen das NG. die in 
Bd. 74 S. 342 über die Entlaſtungspflicht entwickelten Grundſätze in 
Bd. 78 S. 436 auf den Arzt entſprechend anwenden läßt, nicht er 
kennen; es könnte daher die Vermutung auftauchen, daß das RO. 
jene Grundſätze beim Arzt ſowohl in den Fällen ber Vertrags- wie 
der Deliktshaftung gleichmäßig zur Anwendung gelangen läßt — „falls 
eine Entlaſtungspflicht des Arztes überhaupt grundſätzlich anzunehmen 
iſt“. Für die Nichtanwendung der allgemeinen Normen der Beweislaſt 
in den Fällen, in denen der Arzt auf Schadenserſatz in Anſpruch ge— 
nommen wird, beſteht kein binreichender Grund; ebenſowenig aber 
beſteht ein Anlaß, beim Arzt den hochbedeutſamen Unterſchied der 
einerſeits bei Vertragsverletzung, anderſeits bei unerlaubter Handlung 
hinſichtlich der Beweislaſt herrſchenden Grundſätze nur irgendwie 


1) JW. 1912, 528. 
2) IM. 1911, 36. 
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außer acht zu laſſen. Es iſt vielmehr auch hier eine ſcharfe Grenze 
zwiſchen Vertrags⸗ und Deliktshaftung zu ziehen, und unter Be⸗ 
obachtung dieſes Geſichtspunktes gelangen wir zu folgenden Ergebniſſen: 

1. Vertrags verletzung. ö 

Der Vertrag zwiſchen dem Erkrankten und dem Arzt wird von 
der Praxis in der Regel als Dienſtvertrag angeſehen, als Werkvertrag 
aber nur dann betrachtet, wenn der Arzt ſich im Einzelfall durch 
ſpezielles Abkommen verpflichtet, einen beſtimmten Erfolg herbei⸗ 
zuführen; eine derartige Verpflichtung wird bei Vornahme von 
Operationen häufig gegeben ſein, z. B. bei Beſeitigung einer Wucherung, 
bei Entfernung des Blinddarms, bei Amputation eines verletzten 
Gliedes und Erſatz desſelben durch ein künſtliches, uſw.; dies jedoch 
nur dann, wenn lediglich die Operation Gegenſtand des Vertrages 
iſt, nicht aber oder nur ſelten in den Fällen, in welchen gelegent: 
lich der Behandlung der Krankheit ſich ein ärztlicher Eingriff als 
notwendig erweiſt und auch vorgenommen wird. 

Mag man nun mit der überwiegenden Rechtſprechung den Vertrag 
des Arztes in der Regel als Dienſtvertrag auffaſſen oder beſſer, wie 
Staudinger (BGB., Vorbem. zum Dienſtvertrag: IV I b 5), in 
demſelben einen beſonderen Arbeitsvertrag erblicken — weil gegen 
die Annahme eines Dienſtvertrages die Momente ſprechen, daß einer⸗ 
ſeits der Arzt keineswegs den Weiſungen des Patienten im Sinne 
eines Dienſtverhältniſſes Folge zu leiſten hat, anderſeits auch das 
Ergebenheitsmoment des Dienſtverhältniſſes beim Arzt nicht zutrifft — 
ſo ändert dieſer Umſtand an den unten zu entwickelnden Grundſätzen 
über die Beweislaſt nichts. 

Die allererſte Pflicht des Arztes iſt es, bei der Behandlung 
Kranker aufs ſtrengſte Verſtöße gegen die Grundſätze der ärztlichen 
Kunſt und der mediziniſchen Wiſſenſchaft zu vermeiden und darauf zu 
achten, daß der Kranke nicht durch die ärztliche Behandlung eine 
weitere Schädigung ſeiner Geſundheit erleidet. 

a) Betrachtet man von dieſem Geſichtspunkt aus die Fülle all: 
gemeiner ärztlicher Behandlung und ſieht zunächſt von den 
auf Werkvertrag beruhenden oben erwähnten Operationen ab, 
ſo ergibt ſich folgendes: 

Der Arzt, der, vom Kranken herbeigerufen oder von dieſem 
aufgeſucht, die Behandlung der Krankheit vornimmt, einen 
Heilerfolg aber nicht erzielt, wird in der Regel nicht auf 
Schadenserſatz in Anſpruch genommen werden können; denn 
die geforderte Leiſtung, nämlich die ärztliche Behandlung 
— welche ſich bei Annahme des Dienſtvertrages als Dienſte, 
bei Zugrundelegung eines beſonderen Arbeitsvertrages als 
eine beſonders geartete Arbeitsleiſtung darſtellt — hat er 
bewirkt, einen Heilerfolg jedoch hat er nicht verſprochen. Nur 
dann, wenn gerade infolge einer fehlerhaften, den Regeln 
der ärztlichen Kunſt und Wiſſenſchaft nicht genügenden oder 
widerſprechenden Behandlung der Eintritt eines Heilerfolges 
ausgeblieben iſt, erſcheint der Schadenserſatzanſpruch des 
Erkrankten begründet, und zwar mit Rückſicht auf den all⸗ 
gemeinen, im Syſtem der Vertragshaftung des BGB. geltenden 
Grundſatz: „Der Schuldner iſt verpflichtet, dem Gläubiger 
den durch pflichtwidriges Verhalten ihm verurſachten Schaden 
zu erſetzen“ (ſiehe Brecht, Syſtem der Vertragshaftung, 
IheringsJ. 53, 246). Es liegt in ſolchem Falle — trotz 
vorgenommener Behandlung — eine in poſitiver Vertrags: 
verletzung beſtehende mangelhafte Erfüllung vor, welche 
gleichbedeutend mit Nichterfüllung iſt; bei poſitiven Vertrags⸗ 
verletzungen aber trifft den Gläubiger die Beweislaſt. !) 

Nur äußerlich, nicht aber innerlich — weil auf die gleiche 
Wurzel zurückgehend — verſchieden von jenem Fall iſt der 


) Siehe Brecht a. a. O. S. 249; ferner RG., Entſcheidung vom 
2. Juli 1907, Leipz3. 1907 S. 652 Jr 6 eee 
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Fall, daß der Arzt gerade die Krankheit, wegen welcher er 
konſultiert wurde, zwar ſachgemäß behandelt und auch heilt, 
jedoch aber bei ſeiner Behandlung eine anderweitige Geſundheits⸗ 
beſchädigung des Patienten herbeiführt; der Arzt hat hier 
wieder gegen ſeine oberſte Vertragspflicht, ſtreng und nach 
jeder Richtung und mit der erforderlichen Sorgfalt die 
Grundſätze der ärztlichen Kunſt und Wiſſenſchaft zu beobachten, 
verſtoßen und hat dadurch einen über das Erfüllungsintereſſe 
des Erkrankten hinausgehenden Schaden dieſem zugefügt. Auch 
dieſer Fall ſtellt ſich als eine poſitive Vertragsverletzung dar, 
die im Vergleich zu den geſamten Vertragspflichten eine 
mangelhafte Erfüllungshandlung bedeutet.?) Weil in allen 
Fällen der poſitiven Vertragsverletzung, ſo trifft deshalb auch 
bier den Kläger die Beweislaſt. g) 

Da aber poſitive Vertragsverletzung naturgemäß ſtets ein 
ſchuldhaftes pflichtwidriges Verhalten darſtellt,“) fo muß 
derjenige, der die poſitive Vertragsverletzung zu beweiſen 
hat, auch das Verſchulden, alſo auch die Vertretbarkeit des 
Schadens durch den Schuldner, beweiſen. Mit Rückſicht 
hierauf trifft den auf Schadenserſatz belangten Arzt in den 
beiden oben erwähnten Fällen keine Entlaſtungspflicht. 

b) Wurde, wie ſpeziell bei Operationen, ein beſtimmter Heilerfolg 
ins Azige gefaßt und auch vom Arzt zugeſagt, fo liegt, wie 
bereits angedeutet, ein Werkvertrag vor. Wird der beabſichtigte 
Erfolg nicht erzielt und wird vom Erkrankten nunmehrige, 
durch Verſchulden des Arztes herbeigeführte Unmöglichkeit der 
Leiſtung behauptet, ſo muß derſelbe, wenn er den Arzt auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verklagt, zunächſt die 
Unmöglichkeit beweiſen; denn dieſe gehört zu den klage⸗ 
begründenden Tatſachen, )) und zwar iſt von dem Kläger 
der Nachweis für den Kauſalzuſammenhang zwiſchen dem 
behaupteten vertragswidrigen Verhalten des Arztes einerſeits 
und dem eingeklagten Schaden anderſeits zu liefern. Gelingt 
ihm dieſer Nachweis, ſo hat der Kläger allerdings ſeiner 
Beweispflicht vollkommen genügt; der Arzt muß nunmehr 
demgegenüber beweiſen, daß ihn kein Verſchulden (weder Vor⸗ 
ſatz noch Fahrläſſigkeit) trifft, d. h. er muß den kaſuellen 
Charakter der Unmöglichkeit dartun und beweiſen; in dieſem 
Sinne iſt die Beweislaſt des §S 282 BGB. zu verſtehen. “) 

Der Arzt hat demnach hier eine Entlaſtungspflicht. 

Hat der Arzt aber mit der ihm aufgetragenen Operation den 
in Ausſicht genommenen Erfolg erzielt, jedoch bei der Operation 
eine anderweitige Geſundheitsbeſchädigung des Operierten 
verurſacht, ſo haben wir den zweiten, unter a oben erwähnten 
Fall der poſitiven Vertragsverletzung, in welchem den Kläger 
die volle Beweislaſt, auch die für ein Verſchulden des Arztes, 
trifft. 

2. Unerlaubte Handlung. 

Da der Arzt kraft ſeines Berufes verpflichtet iſt, Kunſtfehler 
und Verſtöße gegen die Grundſätze der mediziniſchen Wiſſenſchaft zu 
vermeiden, ſo handelt derjenige Arzt, der dieſe Pflicht verletzt, wider⸗ 
rechtlich und haftet bei Vorſatz oder Fahrläſſigkeit aus $ 823 BGB. 
Abſ. 1. Wer den Arzt wegen unerlaubter Handlung auf Schadenserſatz 
in Anſpruch nimmt, muß ſowohl den objektiven Tatbeſtand der 


2) Siehe Staudinger, $ 276 BGB. IIIa. 

3) Siehe Staudinger, § 276 III am Ende. 
9 Siehe Brecht a. a. O. S. 224, der den Begriff der poſitiven 
Vertragsverletzung auf dem Satz aufbaut: „Wer ſchuldhaft Vertrags: 
pflichten verletzt, haftet dem Gläubiger für den daraus entſtehenden 
Schaden;“ ferner RG. in Leipz3. 1907 a. a. O. 

5) Siehe Staudinger, $ 282 J. 

6) Siehe Staudinger, § 282 J. 
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ſchädigenden Handlung (Verletzung der Berufspflicht, Geſundheits— 
beſchädigung und den Kauſalzuſammenhang zwiſchen Delikt und 
Schaden) als auch das ſubjektive Verſchulden des Arztes beweiſen, “) 
hat alſo die geſamte Beweislaſt. 

Nach Anſicht des Reichsgerichts iſt es allerdings nicht ausgeſchloſſen, 
daß einer durch Erfahrungstatſachen etwa begründeten faktiſchen Ver⸗ 
mutung Rechnung getragen wird.8) Das Reichsgericht vertritt nämlich 
die Anſchauung, daß der Beweis für das Verſchulden des wegen 
unerlaubter Handlung auf Schadenserſatz Verklagten als hinreichend 
erbracht anzuſehen ſei, wenn der feſtgeſtellte Sachverhalt nach dem 
regelmäßigen Zuſammenhang der Dinge die Folgerung rechtfertigt, 
die ſchädigende Wirkung ſei durch ein Verſchulden des Beklagten ver— 
urſacht worden; in dieſem Falle ſei es Sache des Leklagten, diejenigen 
beſonderen Maßnahmen darzulegen und zu beweiſen, aus denen ſich 
ſeine Schuldloſigkeit ergibt. Dieſer ſogenannte „Primafaciebeweis“, 
der von der Regel, daß bei unerlaubter Handlung den Kläger die 
Beweislaſt auch für das Verſchulden des Beklagten trifft, keine Aus: 
nahme bildet, jedoch in gewiſſem Sinne eine Entlaſtungspflicht des 
Schuldners zur Folge hat, iſt nur auf ſolche Fälle bemeſſen, in denen, 
wie erwähnt, durch Erfahrungstatſachen eine faktiſche Vermutung 
hinreichend begründet iſt. Zweifellos haben ſich auch in der medi— 
ziniſchen Wiſſenſchaft, einem faſt rein auf Erfahrungstatſachen auf— 
gebauten Gebiet, zahlreiche derartige Vermutungen gebildet; da jedoch 
nichts ſo differenziert von jeder Parallelerſcheinung iſt wie die phyſiſche 
„Beſchaffenheit des Menſchen, fo wird wohl dieſer Primafaciebeweis 
bei der Schadenserſatzklage gegen den Arzt nur in den allerſeltenſten — 
und nur in ganz offen zutage tretenden Fällen zur Anwendung 
gelangen können; in allen vom Reichsgericht bisher gefällten, die 
Zuläſſigkeit dieſes Beweiſes bejahenden Entſcheidungen lag ein Fall 
ärztlicher Haftung oder ein mit dieſem nur entfernt vergleichbarer Fall 
auch nicht vor. Und wenn die Motive II S. 729 ſagen: „Bedenklich 
wäre bei Delikten, zu deren Tatbeſtand Vorſatz gehört, die all 
gemeine Vorſchrift, daß demjenigen, welcher den Schaden verurſacht 
hat, der Beweis obliege, daß ihm eine Verſchuldung nicht zur Laſt 
falle“, ſo dürften dieſe Worte wohl als Hinweis dafür benützt werden 
können, daß bei der auf unerlaubte Handlung geſtützten Schadenserſatz⸗ 
klage gegen den Arzt von dem Primafaciebeweis nur in ganz eklatanten 
Fällen, und auch da nur mit der größten Vorſicht, Gebrauch gemacht 
werden kann. 

3. Wir gelangen ſomit zu dem Endergebnis, daß eine Entlaſtungs⸗ 
pflicht des — fer es aus Vertrag oder aus Delikt — auf Schadens— 
erſatz in Anſpruch genommenen Arztes im allgemeinen nicht beſteht. 

Rechtsanwalt Dr. Bacharach, München. 


Geſetz zur Einſchränkaug der Verfügungen über Miet- 
und Pachtzins forderungen. Das Geſetz iſt von mir S. 619 ff. 
beſprochen. Von einigen Kollegen wird eine Klarſtellung vermißt, wie 
das Geſetz ſich zu dem Fall ſtellt, daß die Mietzinſen auf Grund ding: 
lichen Vollſtreckungstitels im Wege der Fahrnisvollſtreckung gepfändet 
worden ſind (Pfändungsbeſchlagnahme). Soweit das Recht des beſchlag— 
nehmenden Hypothekengläubigers in Betracht kommt, § 1124 
Abſ. 2 BGB., liegt eine Schwierigkeit nicht vor. Die Pfändungs⸗ 
beſchlagnahme beſchränkt die Wirkung voraufgegangener Verfügungen 
über die Mietzinſen auf die Zeit bis zum Ablauf des zur Zeit der 
Pfändung laufenden Kalendervierteljahrs, des Pfändungsquartals. 
Inſoweit hat die Pfändungsbeſchlagnahme — nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. — gleiche Wirkung wie die Verwaltungsbeſchlag⸗ 
nahme. — Was aber die Rechte des Erſtehers angeht ($ 57b 3G.), 
der als Hypothekengläubiger vor dem Zuſchlage eine Pfändungsbeſchlag⸗ 


7) Vgl. Motive II zum BGB. S. 729. 
8) S. JW. 1908, 237; Bay gfR. 1908, 339; JW. 1912, 848f. 
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nahme der Mietzinſen erwirkt hat, ſo darf dieſer Beſchlagnahme nicht 
die Wirkung beigelegt werden, die die Verwaltungs- und Verſteigerungs⸗ 
beſchlagnahme nach dem neuen Geſetz zugunſten des Erſtehers als 
ſolchen ausübt. Der § 57b Abſ. 2 ſtellt der Verſteigerungsbeſchlag⸗ 
nahme nur die Verwaltungsbeſchlagnahme gleich, nicht aber die 
Pfändungsbeſchlagnahme. Der Fall liegt anders als im 8 1124, wo 
nur von Beſchlagnahme ſchlechthin die Rede iſt, worunter ſowohl 
Verwaltungs: als Pfändungsbeſchlagnahme zu verſtehen find. Daß 
im übrigen beide Beſchlagnahmen durchaus verſchiedene Rechtsinſtitute 
ſind und miteinander nicht identifiziert werden dürfen, habe ich in 
JW. 1915 S. 377, 380 nachgewieſen. Hiernach iſt es für die Rechte 
des Erſtehers als ſolchen ohne Bedeutung, daß er als Hypotheken⸗ 
gläubiger die Mietzinſen früher dinglich gepfändet hat. So beantwortet 
ſich die Frage theoretiſch; ich glaube aber nicht, daß ſich ein Fall 
konſtruieren läßt, bei dem ihr praktiſche Bedeutung zukommt. 
Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Wie ſtellt ſich die Praris zu der Auslegung des 8 496 
Abſ. 6 356. Der 8 496 Abf. 6 ZNRO. beſtimmt: 

„Die Ausfertigung der Urteile erfolgt, ſofern nicht von der 
Partei ein anderes beantragt wird, unter Weglaſſung des Tat⸗ 
beſtandes und der Entſcheidungsgründe. Die Zuſtellung einer 
ſolchen Ausfertigung ſteht in den Wirkungen der Zuſtellung 
des vollſtändigen Urteils gleich.“ 

Durch dieſe Vorſchrift, welche durch die Novelle zur Zivilprozeß⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1909 eingeführt wurde, iſt für das amtsgericht⸗ 
liche Verfahren die Beſtimmung des § 516 Abſ. 1 ZPO. erweitert 
worden, wonach in der Regel die Berufungsfriſt in Lauf geſetzt wird 
mit der Zuſtellung des Urteils, und zwar des vollſtändigen Urteils 
mit Tatbeſtand und Entſcheidungsgründen. 

In Amtsgerichtsprozeſſen wird es in der Anwaltspraxis aus 
Zweckmäßigkeitsgründen häufig ſo gehandhabt, daß ſich der Anwalt 
des Berufungsklägers eine vollſtändige Ausfertigung des Urteils I. In⸗ 
ſtanz erteilen läßt, und nunmehr ſelbſt eine beglaubigte Abſchrift des 
Urteils in der abgekürzten Form — ohne Tatbeſtand und Entſcheidungs⸗ 
gründe — dem Berufungsgegner zuſtellt. 

Zu einem ſolchen Falle hatte kürzlich das Landgericht zu M. als 
Berufungsgericht Stellung zu nehmen. Bei der Prüfung der Recht 
zeitigkeit der Berufung wurde folgender Sachverhalt feſtgeſtellt: 

Dem Prozeßbevollmächtigten des Berufungsklägers war auf Antrag 
die Ausfertigung des erſtinſtanzlichen Urteils mit Tatbeſtand und 
Gründen von dem Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts erteilt worden. 
Der Prozeßbevollmächtige der Klägerin fertigte dann eine gekürzte 
beglaubigte Abſchrift, unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und 
der Gründe an, und ſtellte dieſe dem Berufungsbeklagten zu. 

Der Anwalt des Berufungsbeklagten machte nunmehr geltend, 
durch dieſe Zuſtellung ſei die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf geſetzt 
worden, denn es ſei eine unvollſtändige beglaubigte Abſchrift des 
Urteils zugeſtellt worden; die Zuſtellung wäre nur wirkſam geweſen, 
wenn der zugeſtellte Schriftſatz eine beglaubigte Abſchrift des voll 
ſtändigen Urteils, mit Tatbeſtand und Gründen, enthalten hätte. 

Das Berufungsgericht hat ſich dieſer Auffaſſung nicht angeſchloſſen, 
iſt vielmehr der Anſicht, durch die Zuſtellung des in oben erwähnter 
Weiſe gekürzten Urteils ſei die Berufungsfriſt gemäß $ 496 Abſ.6 
($ 516) ZPO. in Lauf geſetzt worden. a 

Dieſe Entſcheidung iſt meines Erachtens zutreffend, wenngleich 
nicht verkannt werden ſoll, daß auch die gegenteilige Anſicht haltbar 
erſcheint. In der Judikatur iſt zu der vorliegenden Streitfrage ſchein⸗ 
bar noch keine Stellung genommen, auch namhafte Kommentatoren, 
wie Gaupp⸗Stein, Struckmann⸗Koch und andere geben nur allgemein 
gehaltene Ausführungen (vgl. insbeſondere Gaupp⸗Stein, Komm. Bd. 
zu 8170 Nr. V S. 454). Hält man ſich bei der Entſcheidung der 
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Zweifelsfrage zunächſt an den Wortlaut des § 496 Abſ. 6 ZPO., fo 
möchte man zu der Anſicht neigen, die in obiger Weiſe von dem An⸗ 
walt des Berufungsklägers vorgenommene Zuſtellung des Urteils für 
ungültig zu bezeichnen. Denn wenn es im § 496 Abſ. 6 Satz 1 
ZPO. heißt: 

„Die Ausfertigung der Urteile erfolgt, ſofern nicht von der 

Partei ein anderes beantragt wird, unter Weglaſſung des Tat: 

beſtandes und der Entſcheidungsgründe“, 
jo geht daraus in Verbindung mit § 317 Abſ. 3 ZRO. hervor, daß 
dieſe Ausfertigung des Urteils in der abgekürzten Form vom Gerichts⸗ 
ſchreiber mit den vorgeſchriebenen Formalien herzuſtellen iſt. Und 
wenn das Geſetz im § 496 Abſ. 6 Satz 2 ZROD. fortfährt: 

„Die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung ſteht in den 

Wirkungen der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich“, 
ſo könnte daraus gefolgert werden, daß lediglich die Zuſtellung einer 
ſolchen von dem Gerichtsſchreiber hergeſtellten Ausfertigung des 
Urteils in der abgekürzten Form die Rechtsmittelfriſt in Lauf ſetze; 
daß dagegen die Zuſtellung einer von dem Anwalt nach der ihm 
vorliegenden Ausfertigung des vollſtändigen Urteils hergeſtellten 
beglaubigten Abſchrift in der abgekürzten Form — unter Weg⸗ 
laſſung des Tatbeſtandes und der Gründe — die Wirkungen des 
§ 516 Abſ. 1 ZBO. nicht habe. 

Dieſe Auffaſſung hat zwar, wie geſagt, den Wortlaut des Geſetzes 
für ſich, im Reſultat muß dieſelbe jedoch als unzweckmäßig und 
unbefriedigend bezeichnet werden. 

Die ratio legis im $ 496 Abſ. 6 ZPO. iſt offenbar die, es ſollte 
in jeder Weiſe eine Vereinfachung, und andererſeits auch eine Be: 
ſchleunigung im amtsgerichtlichen Verfahren angeſtrebt werden. Des⸗ 
halb ſtellt der § 496 Abſ. 6 ZPO. die Regel auf: Die Ausfertigung 
der Urteile erfolgt unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der 
Gründe. Nur ausnahmsweiſe, nämlich dann, wenn die Partei es 
ausdrücklich beantragt, ſollen dieſe vom Gerichtsſchreiber hinzugefügt 
werden. Die Rechtslage des Berufungsgegners wird mithin an ſich 
dadurch nicht verſchlechtert, daß der Anwalt des Berufungsklägers eine 
beglaubigte Abſchrift des Urteils in abgekürzter Form herſtellt und 
ihm zuſtellt. Keinesfalls will das Geſetz dem Berufungsgegner ein 
Recht auf Zuſtellung des vollſtändigen Urteils einräumen. Es 
geht dabei von der Vorausſetzung aus, daß der Berufungsgegner auf 


Grund eines in abgekürzter Form zugeſtellten Amtsgerichtsurteils fehr _ 


wohl in der Lage iſt, ſich ſeinerſeits über die Einlegung des Rechts: 
mittels ſchlüſſig zu werden. Kommt es aber dem Geſetze in der Haupt⸗ 
ſache darauf an, daß der dem Berufungsgegner zugeſtellte Schriftſatz 
eine richtige Wiedergabe des Tenors der Urteilsurſchrift enthält, ſo 
iſt die dem Schriftſatze hinzugefügte Wiedergabe des Tatbeſtandes und 
der Entſcheidungsgründe als etwas Nebenſächliches anzuſehen. Aus 
dieſen Gründen erſcheint es in vorliegendem Falle nicht angängig, die 
Zuſtellung des Urteils deswegen als ungültig zu bezeichnen, weil die 
vom Anwalt gefertigte Abſchrift in einem nebenſächlichen Punkte un⸗ 
vollſtändig ſei. 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts geht in ähnlichliegenden 
Fällen, wo es ſich um Abweichungen und Fehler des zugeſtellten 
Schriftſatzes von der Urſchrift, bzw. Ausfertigung handelt, insbeſondere 
bei der Zuſtellung eines Urteils, außerordentlich weit. Es ſei hier 
zum Schluſſe als bezeichnendes Beiſpiel eine Reichsgerichtsentſcheidung 
im Bd. 61 der Entſcheidungen angeführt. Dort heißt es (RG. 61, 395): 

„ . . . Allerdings gehört zur Zuſtellung die Übergabe einer 
beglaubigten Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſatzes, und es 
muß deren Richtigkeit im allgemeinen gefordert werden (§ 170 
ZPO). Wie aber ſelbſtverſtändlich iſt, bildet doch immer der 
Inhalt der Urſchriften die Hauptſache, und wenn der weſentliche 
Inhalt dieſer Urſchriften auch aus den zugeſtellten, wenn auch 
nicht ganz genauen Abſchriften genügend entnommen werden 
kann, ſo liegt kein Grund vor, wegen Ungenauigkeit und Un⸗ 
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richtigkeit nebenſächlicher Art die ganze Zuſtellung für nichtig 
und unwirkſam zu erklären. Das Geſagte muß um ſo mehr für 
zugeſtellte Abſchriften eines Urteils gelten .“ 


Referendar Dr. P. Engelmeier, Münſter. 


Grundlegende Entſcheidungen. 

1. Nach § 91 HGB. kann der Handelsagent bei der Ab⸗ 
rechnung mit dem Geſchäftsherrn die Mitteilung des Buch⸗ 
auszuges über die Geſchäfte fordern, für die ihm Proviſion 
zuſteht; 8 810 BGB. verpflichtet dagegen den Beſitzer der Urkunde 
lediglich zur Geſtattung der Einſicht durch den Intereſſenten, 
damit dieſer ſich aufkläre. Die Anwendung des $ 810 BGB. 
wird durch 8 91 HGB. im Verhältnis zwiſchen dem Geſchäfts⸗ 
herrn und dem Agenten nicht ausgeſchloſſen; der Handlungs⸗ 
agent hat im Rahmen des $ 810 das Recht auf Einſicht der 
Geſchäftsbücher. “) f 

2. Eine ältere, verwitwete Frau, die monatelang mit 
ihrem Verlobten in Geſchlechtsverkehr ſtand, iſt als ſittlich 
beſcholten anzuſehen. Ein Dritter, der in Unkenntnis des 
Sachverhalts eine neue Ehe mit ihr eingeht, kann dieſe Ehe 
in Gemäßheit des 5 1333 BGB. anfechten. Die Beweislaſt 
für das Beſtehen des Irrtums hat der Anfechtende. “) 


1) Bisher wußte man nicht anders, als daß dem Agenten ein 
Anſpruch auf Vorlegung der Handelsbücher des Geſchäftsherrn nicht 
zuſtand (Staub Anm. 4 zu $ 91 und die daſelbſt zitierten Urteile). 
Dieſer Zuſtand machte ſich beſonders unangenehm bei Bezirksagenturen 
geltend. Hier hat der Agent Anſpruch auf Proviſion auch aus den 
Geſchäften, die ſein Haus unmittelbar in ſeinem Bezirk abſchließt. 
Hier mußte er ſich ganz auf die Mitteilungen des Geſchäftsherrn 
verlaſſen. Das vorſtehende Urteil bricht mit dieſer Praxis: Der 
Eintrag eines proviſionspflichtigen Geſchäfts in die Handelsbücher 
des Geſchäftsherrn ſtellt ein Rechtsverhältnis feſt, laut deſſen der 
Agent gegen den Geſchäftsherrn gewiſſe Anſprüche hat. Damit iſt 
dann auch das Recht des Agenten auf Vorlage der Bücher gegeben. 
Er muß ſein rechtliches Intereſſe nachweiſen. Das nimmt ſeinem 
Anſpruch die Schärfe. Im vorliegenden Falle hatte der Geſchäfts⸗ 
herr durch ſeine eigene Nachläſſigkeit bei der Ausſtellung des Buch⸗ 
auszugs ſich ſelbſt dieſe Folge zugezogen. Ob die Annahme der 
Beurkundung eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen Geſchäftsherrn und 
Agenten in der Tat zutrifft ($ 810 BGB.), mag nicht unzweifelhaft 
ſein. Zweifellos aber iſt die Zubilligung des Rechts auf Bücher⸗ 
einſicht ein Fortſchritt in der Rechtſprechung. H. 

) Die geſchlechtliche Beſcholtenheit einer Frau tft der Abſtufung 
fähig; über den einen oder anderen Grad derſelben wird in den 
einzelnen Volkskreiſen nach den Ehrbegriffen des Standes, der Lebens⸗ 
auffaſſung, dem Bildungsgrade und dem mehr oder weniger feinen 
Empfinden der Beteiligten verſchieden geurteilt. Deshalb iſt die 
Frage, welche Bedeutung der Unkenntnis von der Beſcholtenheit bei⸗ 
zulegen iſt, im Einzelfalle auf Grund der Würdigung der beſonderen 
tatſächlichen Verhältniſſe zu entſcheiden (vgl. RG., Gruchots Beitr. 45, 
835). Die Ehe iſt daher nur dann anfechtbar, wenn anzunehmen iſt, 
daß der Ehegatte, hätte er nicht unter dem Einfluſſe des Irrtums 
geſtanden, die Ehe nicht geſchloſſen hätte (vgl. RG., IW. 1904, 114; 
1912, 244). Der Maßſtab für die Beachtlichkeit des Irrtums an 
ſich iſt aus verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe als eines 
vorwiegend ſittlichen Verhältniſſes zu entnehmen. Das ſuübjektive 
Empfinden des Irrenden kann das Anfechtungsrecht unter Umſtänden 
einſchränken, nicht aber über das bei objektiver Betrachtung ſich 


— —— — 


822 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


3. Die Anſchaffung und Unterhaltung der zum ehelichen 
Haushalte notwendigen Sachen bildet einen Teil des ehelichen 
Aufwandes, den bei Gütertrennung der Mann zu tragen hat. 
Die geſetzliche Beitragspflicht der Frau ($ 1427 BGB.) be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Hergabe angemeſſener Geldbeträge aus den 
Einkünften ihres Vermögens, dem Ertrag ihrer Arbeit oder 
ihres ſelbſtändigen Erwerbsgeſchäfts. — Keine geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung der Frau, zum Stamme ihres Vermögens ge⸗ 
hörende Gegenſtände für die Verwendung im Haushalte dauernd 
zur Verfügung zu ſtellen! Sie kann nur durch Vertrag be⸗ 
gründet werden; dieſer Vertrag unterliegt der Form des Ehe⸗ 
vertrags. Auch bei gegenſeitigen vermögensrechtlichen Anſprüchen 
haben die Eheleute ihr Verhalten nach dem ſittlichen Weſen 
der Ehe zu richten. Verfolgung zuwiderlaufender Anſprüche iſt 
daher ausgeſchloſſen.“) 

4. Zur Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit iſt nicht 
völlige Verblödung des kranken Ehegatten erſorderlich. Eine 
Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft kann trotz Anteilnahme 


ergebende Maß hinaus ausdehnen (AG., IW. 1911, 543). Der 
vorliegende Fall iſt eine Anwendung dieſer Grundſätze! 

Bezüglich der Beweislaſt gilt die allgemeine Regel: das 
Vorhandenſein des Irrtums hat die Partei zu beweiſen, welche 
ihn behauptet, hier alſo der anfechtende Eheteil. Hierin liegt aller⸗ 
dings der Beweis einer Negative — daß er die betr. Umſtände nicht 
gewußt habe. Die Schwierigkeit dieſes Nachweiſes wird jedoch durch 
verſtändige Anwendung des freien Ermeſſens gemildert. Daß der 
Anfechtende bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung 
des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten worden 
ſei, kann und muß der Irrende nicht unmittelbar dartun. Er 
braucht nur Tatſachen zu behaupten und zu erweiſen, welche die 
richterliche Schlußfolgerung auf ſeinen Willensmangel rechtfertigen. 
(Bal. hierzu RG., IW. 1911, 812; 1912, 245; Seuff Bl. 1907, 1038; 
Staudinger I S. 466; RGRKom. I S. 130.) 


3) Der für den Ehevertrag in $ 1434 BGB. vorgeſchriebenen 
Form — gerichtliche oder notarielle Beurkundung bei gleichzeitiger 
Anweſenheit beider Teile — unterſtehen nicht nur Verträge, welche 


‚ die güterrechtlichen Verhältniſſe der Ehegatten in allen Teilen 


regeln. Auch Vereinbarungen, welche eine Anderung der Grundſätze 
des geſetzlich geordneten Güterſtandes nur in Anſehung einzelner 
Vermögensgegenſtände oder in einzelnen Beziehungen bezwecken, fallen 
unter den Begriff des Chevertrages (vgl. Staudinger, Neumann, Planck 
zu § 1432 BGB.). Das NG. hat von dieſem Standpunkte aus ſchon 
früher die Ehevertragsform für Verträge verlangt, in denen die in 
Gütertrennung lebenden Ehegatten gegenſeitige Beſchränkungen in der 
Verfügung über das eigene Vermögen vereinbarten und bezüglich 
einzelner Teile des Frauenvermögens eine gemeinſchaftliche Ver⸗ 
waltung einführten (R. 1910 Nr. 1149), oder der Ehefrau allgemein 
die Verwaltung und Verfügung hinſichtlich zu ihrem eingebrachten 
Gute gehörender Aktien eingeräumt (JW. 1911, 154), für den Fall 
der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft dem Ehemanne eine Ab⸗ 
findungsſumme zugeſichert (JW. 1911, 183), oder der Übergang des 
Alleinbeſitzes an den zum Eingebrachten gehörenden Haushaltungs⸗ 
gegenſtänden auf die getrennt lebende Frau beſtimmt wurde (RG. 
IV. Sen. vom 6. April 1908). 

Bedeutſam iſt in der vorliegenden Entſcheidung der Ausſpruch, 
daß Ehegatten auch bei Geltendmachung vermögensrechtlicher Anſprüche 
untereinander ihr Verhalten ſo einzurichten haben, daß es dem ſittlichen 
Weſen der Ehe nicht widerſtreitet, daß ihnen daher die Durchſetzung 


ſolcher Forderungen verwehrt ſei, wenn ſie den Zwecken der Ehe 
widerſpricht. 


14. 1915. 


des Kranken an den Angelegenheiten der Familie gegeben ſein, 
wenn dieſe Anteilnahme lediglich eine innerliche, ſich auf bloße 
Gefühlsäußerungen beſchränkende iſt und ſich nicht durch 
Handlungen, die ſich als Ausfluß des gemeinſamen Denkens 
und Fühlens der Ehegatten darſtellen, praktiſch betätigt. — 
Auch ohne Verſchlimmerung des Geiſteszuſtandes kann das in 
einem Vorprozeſſe abgewieſene Scheidungsbegehren bei Fort⸗ 
dauer der Krankheit auf 8 1569 BGB. geſtützt werden. — 
Die in den Urteilsgründen des Vorprozeſſes enthaltene Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtvorhandenſeins der Vorausſetzungen für eine 


Scheidung der Ehe iſt für die ſpätere Scheidungsklage nicht 
bindend. 


5. Eine letztwillige Verfügung kann nicht durch Bezug⸗ 


nahme auf eine andere, nicht in der Form des Teſtaments 
errichtete Schrift des Erblaſſers ergänzt werden.“) 


6. Nur Ehegatten können ein gemeinſchaftliches Teſta⸗ 
ment errichten. — Ein in einer Urkunde enthaltenes gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament mehrerer Perſonen, die nicht Ehegatten 
ſind, kann auch nicht im Wege der Konverſion als Einzel⸗ 
teſtament desjenigen, der den gemeinſamen letzten Willen eigen⸗ 


händig niederſchrieb, datierte und unterſchrieb, aufrechterhalten 
werden.“) 


4) Eine vom Teſtamente gefonderte Urkunde, in welcher der 
Erblaſſer den Erben, den Erbteil, den Bedachten oder den Ver⸗ 
mächtnisgegenſtand bezeichnet, unterliegt den allgemeinen Vorſchriften 
über Teſtamente. Eine gültige Ergänzung der Teſtamentsurkunde 
liegt nicht vor, wenn die darin in Bezug genommene Urkunde den 
Erforderniſſen eines Teſtaments nicht entſpricht. Sogenannte „Nach⸗ 
zettel“ im Sinne des ALR. und testamenta mystica find dem 
BGB. fremd. Dies iſt unbeſtritten (vgl. Planck zu § 2086; 
Neumann und Staudinger zu § 2065; Strohal, Erbrecht 91; 
Kretzſchmar, Erbrecht 46). Hat der Erblaſſer ſich die Ergänzung 
vorbehalten, iſt eine rechtswirkſame Ergänzung jedoch unterblieben, fo 
iſt nach §S 2086 BGB. Unwirkſamkeit der urſprünglichen Verfügung 
nur dann anzunehmen, wenn der Erblaſſer ihre Gültigkeit von der 
Ergänzung abhängig ſein laſſen wollte. — Die Wirkſamkeit eines 
Teſtaments, das unvollendete Sätze oder unausgefüllte Lücken enthält, 
iſt unzweifelhaft. Wo aus dem Inhalte des Teſtaments ſich eine 
Ausfüllung der Lücke ermöglichen läßt, kann die Anordnung durch 
richterliche Feſtſtellung eines beſtimmten Willens des Erblaſſers ergänzt 
werden. So iſt im RG., IW. 1912, 39, in einem Falle, in welchem 
der Erblaſſer die Summe des Kapitals, deſſen Zinſen dem Bedachten 
ein beſcheidenes aber ſorgenfreies Leben ermöglichen ſollten, offen⸗ 
gelaſſen hatte, dem Vermächtnisnehmer ein Betrag von 20 000 M, 
als der Abſicht des Erblaſſers entſprechend, zugebilligt worden. 


5) Die vom RG. gebilligte Anſicht der Vorinſtanz (OLG. Dresden) 
über die unheilbare Nichtigkeit gemeinſchaftlicher Teſtamente von Nicht⸗ 
ehegatten deckt ſich auch mit der Praxis des KG. (KGJ. 35 A 93 
= NIA. 9, 12 ff. und Seuff Bl. 73, 195) und mit der herrſchenden 
Meinung in der Rechtslehre (vgl. Planck, Neumann, Leonhard 
zu 8 2265 BGB., Kretzſchmar, Erbrecht 209, Märker, Nachlaß⸗ 
behandlung 312). Anders RGRKomm. 8 2265 Bem. 2 und ſcheinbar 
auch Staudinger, 8 2265 Bem. 1. Vorausſetzung für die Anwendung 
der vom RG. aufgeſtellten Grundſätze iſt jedoch, daß es ſich wirklich 
um ein „gemeinſchaftliches Teſtament“ und nicht um zwei ſelbſtändige, 
auf demſelben Blatte geſchriebene Teſtamente handelt (vgl. Strohal, 
Erbr. $ 43 Anm. 5). — Das Weſen des gemeinſchaftlichen 
Teſtamentes beſteht darin, daß die letztwilligen Ber: 
fügungen mehrerer Perſonen in einer einzigen Urkunde 
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44. Jahrgang. 

7. Bei Verſicherung gegen Brandſchaden muß der Ber: 
ſicherer auch den Wert der von dem Feuer verſchonten Gebäude⸗ 
teile, abzüglich des Materialwertes, erſetzen, wenn die Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes infolge der Verſagung der 
polizeilichen Bauerlaubnis unmöglich geworden iſt.“) 

8. Iſt bei der Sachverſicherung eine Vereinbarung über 
die Höhe des im Schadensfalle zu leiſtenden Erſatzes getroffen 
worden, ſo kann der Verſicherer ſich bei der Schadenseinſchätzung 
nicht darauf berufen, daß der Verſicherte nach ſeinen beſonderen 
Verhältniſſen nicht in der Lage und willens geweſen wäre, die 
Gegenſtände weiterhin zu behalten, ſondern daß er ſie zu 
billigen Preiſen loszuſchlagen genötigt geweſen ſein würde.“) 


errichtet werden. Darauf, ob die Verfügungen auf einem oder 
mehreren Bogen ſtehen, kommt es nicht an; es können mehrere 
Perſonen ihre letztwilligen Beſtimmungen nacheinander auf dasſelbe 
Blatt Papier ſchreiben, ohne daß ein gemeinſchaftliches Teſtament 
vorliegt; andererſeits kann ein gemeinſchaftliches Teſtament aus 
mehreren Blättern beſtehen. Es kommt auch nicht weſentlich auf 
den Inhalt der Verfügungen, auf die Einheitlichkeit oder Gemeinſchaftlich⸗ 
keit des Errichtungsaktes oder auf die Abſicht der Teſtierenden an. 
(Vgl. RG. 50, 309 = JW. 1902, 208; RG. 72, 204 = JW. 1910, 22.) 

Iſt Errichtung in einer Urkunde gegeben, ſo iſt das von 
Nichtehegatten ſtammende Teſtament durchaus nichtig. Waren die 
Teſtierenden Ehegatten, ſo können die Verfügungen als Einzelteſtamente 
aufrechterhalten werden, wenn jedes von ihnen den Formerforderniſſen 
des Geſetzes genügt. (Vgl. RG., IW. 1911, 766 und SeuffBl. 11, 
476.) Handelt es ſich um ein von Ehegatten errichtetes gemeinſchaft⸗ 
liches Privatteſtament, welches ein Ehegatte eigenhändig geſchrieben, 
datiert und unterſchrieben hatte, während der andere nur ſeine Unter⸗ 
ſchrift ohne eine dem $ 2267 BGB. entſprechende Beitrittserklärung 
zufügte, ſo ſind die Verfügungen des beitretenden Ehegatten nichtig. 
Unwirkſamkeit der Verfügungen des anderen Ehegatten wird durch 
dieſe Nichtigkeit nur inſoweit herbeigeführt, als die beiderſeitigen 
Beſtimmungen miteinander im Zuſammenhange ſtehen, voneinander 
bedingt find (& 2270 BGB., korreſpektive Verfügungen). Für die 
rechtliche Behandlung korreſpektiver Beſtimmungen eines gemeinſchaft— 
lichen Teſtaments begründet es keinen Unterſchied, ob die Nichtigkeit 
der Verfügung des einen Teils auf formellen oder materiellen 
Mängeln der Willenserklärung beruht. (Vgl. KGJ. 24 A 182; 
42 A 119; OLG. 21, 339 [KG.]; OLG. 16, 72 [Hamburg]; 
ElſLothr JZ. 11, 197 [Colmar] .) 

Fehlt es an der Einheitlichkeit der Urkunde, ſo liegt ein 
gemeinſchaftliches Teſtament nicht vor. Die den Formerforderniſſen 
eines Teſtaments entſprechenden Verfügungen ſind als Einzelteſtamente 
rechtswirkſam, gleichviel, ob die Teſtierenden Ehegatten oder Nicht: 
ehegatten waren (RG. 72, 204 = IW. 1910, 22). 

6) Die Entſcheidung intereſſiert als Beitrag zur Auslegung der 
Verſicherungsverträge. Die Verſicherungsgeſellſchaft ſtellt ihrerſeits 
die Bedingungen auf. Daraus folgt, daß ſie den Ausſchluß be— 
ſtimmter Schadensfolgen oder die Beſchränkung der Haftung auf 
einzelne Wirkungen des ſchadenbringenden Ereigniſſes unzweideutig 
auszuſprechen hat. Im letzten Ende geht dies auf den Gedanken 
zurück, daß es gegen Treu und Glauben verſtößt, wenn der Erklärende 
ſeine eigene Erklärung anders gedeutet haben will, als der Empfänger 
ſie auffaſſen durfte. 

Der Gedanke, den das römiſche Recht in 1.43 $ 2 Dig. 18, 1 
und das PrALR. in § 266 I, 5 ausgedrückt, gilt — weil auf all: 
gemeinen Rechtsgrundſätzen beruhend — noch heute und ganz be— 
ſonders im Verſicherungsrechte. H. 

7) Es handelt ſich im Grunde nur um die Auslegung des § 86 
Verſvt. Dieſe — von der Reichstagskommiſſion eingefügte — Be: 
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9. Einem unter anderen als den amtlich feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen geſchloſſenen Börſentermingeſchäfte kann der Spiel⸗ 
einwand jedenfalls dann entgegengeſetzt werden, wenn die Ab⸗ 
weichung als weſentlich erſcheint. — Die Unverbindlichkeit des 
Hauptgeſchäfts ergreift auch die, eine Nebenabrede bildende, Verein⸗ 
barung über den Gerichtsſtand.“) 

10. Der Prozeßrichter im Patentverletzungsverfahren ſteht 
den Gründen eines Urteils des Nichtigkeitsverfahrens völlig 
frei gegenüber: Er kann die Gründe nachprüfen und iſt daher 
auch nicht gebunden, dem Patent die Tragweite einzuräumen, 
die der Nichtigkeitsrichter ihm einräumt. Ging der Anmelder 
davon aus, daß eine techniſche Wirkung nur bei einem be⸗ 
ſtimmten Größenverhältnis eintritt, ſo eke ſich das Patent 
auch auf außerhalb dieſes Verhältniſſes liegende Größen, wenn 
es dieſelben Wirkungen äußert, wie bei den im Patent an⸗ 
gegebenen Größenverhältniſſen. Dieſer Satz gilt ſelbſt für den 
Fall, daß nicht eine beſtimmte Größe angegeben, ſondern im 
Patent ein Spielraum gelaſſen iſt.“) 


ſtimmung ſoll den Verſicherten in den Stand ſetzen, ſtatt der verbrannten 
Gebrauchsgegenſtände andere von gleicher Art anzuſchaffen. Sie gewährt 
ihm mehr als den gemeinen Wert. Ob der Verſicherte tatſächlich gewillt 
iſt, die Verſicherungsſumme zur Anſchaffung von Erſatzgegenſtänden 
zu verwenden, erklärt das RG. — mit Recht — für gleichgültig. 
§ 88 iſt nicht zwingender Natur: Die allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen könnten ihn ausſchließen oder einſchränken, z. B. beſtimmen, 
daß der Verſicherte mehr als den gemeinen Wert nur dann erhält, 
wenn und ſoweit er die Notwendigkeit der Anſchaffung von Erſatz— 
ſtücken nachweiſt. Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 
8) Daß der Differenzeinwand auch bei einem Börſentermin⸗ 
geſchäfte unter Kaufleuten zuläſſig iſt, ſobald das Geſchäft unter 
weſentlichen Abweichungen von den amtlichen Beſtimmungen ges 
ſchloſſen wurde, hat das RG. wiederholt ausgeſprochen (vgl. zuletzt 
IW. 1915, 7071). Im vorliegenden Falle iſt von dem erkennenden 
III. Senat des weiteren die Ungültigkeit einer Zuſtändigkeitsverein⸗ 
barung aus der Unverbindlichkeit des Hauptgeſchäfts abgeleitet. Das 
ſteht im Widerſpruch mit der Anſicht des VI. Senats (JW. 1915, 6973). 
Dort iſt die Zuſtändigkeitsabrede aufrechterhalten worden, obwohl die 
Nichtigkeit des Vertrags wegen eines Verſtoßes gegen die guten Sitten 
vorgetragen wurde (vgl. auch JW. 1915, 749 Anm. 3). H. 
9) Von dem Standpunkt des RG. über die Auslegung von 
Patenten wird man dieſe Entſcheidung nur begrüßen können: Sie 
ſucht über den Wortlaut des Patentes hinaus das Weſen der 
Erfindung zu ergründen und zu ſchützen. Sie gibt in reichem Maße — 
an ſich dankenswert — dem Erfinder, was des Erfinders iſt. Eine 
andere, ſehr ernſte Frage iſt, ob bei dieſer Praxis der Ausgleich 
der Intereſſen des Erfinders und der beteiligten Induſtrie, und damit 
die Rechtsſicherheit, gewahrt wird. Die beteiligte Induſtrie muß einen 
Anhalt dafür haben, was Gegenſtand des Patentes iſt. Der Wortlaut 
des Patentes iſt nicht mehr entſcheidend. Die Entſcheidungsgründe des 
PA. bei der Patenterteilung und nun auch die bei der Aufrechterhaltung 
des Patentes ſind nicht mehr maßgebend. Maßgebend für die Trag— 
weite ſoll vielmehr nur das fein, was der Verletzungsrichter ſpäter. 
als das Neue und Schutzfähige herausfinden wird. Die Klagen der 
beteiligten Induſtrie über die Schwierigkeit, dies vorauszuſehen und 
ihre mißliche Lage angeſichts der unausbleiblichen Rechtsunſicherheit 
wollen nicht verſtummen. Sie werden bei den (nun während des 
Krieges ruhenden) Arbeiten zur Reform unſeres Patentgeſetzes wieder 
aufleben, und hierbei werden auch Entſcheidungen, wie die vor— 
liegende, den Mittelpunkt der Erörterung bilden. Eine andere Frage, 
zu deren Erörterung dieſe Entſcheidung Anlaß gibt, iſt, ob angeſichts 
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11. Wenn bei Erhöhung des Grundkapitals einer Aktien⸗ 
eſellſchaft die erſten Erwerber der jungen Aktien neben der 
ahlung des feſtgeſetzten Ausgabekurſes die Verpflichtung über⸗ 

nehmen, die früher von der Geſellſchaft ausgeſtellten Genuß⸗ 
ſcheine ihr unentgeltlich zum Zwecke der Vernichtung zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, ſo geht durch die dieſer Verpflichtung 
entſprechende Leiſtung der den Genußſcheinen innewohnende 
Wert in das Vermögen der Aktiengeſellſchaft über. Der Wert 
der Genußſcheine bildet daher einen Beſtandteil des Wertes, der 
für die Aktien gewährten Gegenleiſtung und iſt bei der 
Berechnung der Stempelabgabe nach Tarif⸗Nr. 1 a (jetzt 1 A a) 
RStempG. mit in Anſatz zu bringen. 0) | 

12. Die Stempelabgabe der Tarif⸗Nr. 11a (Abſ. 2 ©. 2) 
RStempG. ift nicht nur für die Abtretung der Rechte aus 
einem Verkaufsantrage ſondern in gleicher Weiſe für das bloße 
Angebot der Übertragung zu entrichten, auch wenn dieſes 
Angebot nicht angenommen wird. !!) 

13. Hat ſich ein Unfall unter der Herrſchaft des Gew VG. 
vom 5. Juli 1900 ereignet, ſo richtet ſich der Umfang der 
Leiſtungen der Berufsgenoſſenſchaft an den Verletzten nach dem 
alten Geſetz. Erfolgt die Inanſpruchnahme des Unternehmens 
auf Erſatz der Aufwendungen der Berufsgenoſſenſchaft nach dem 
Inkrafttreten der RVO. fo iſt dieſe für den Umfang der Erſatz⸗ 
pflicht maßgebend. Sachlich ſtimmen beide Geſetze überein! 
Die Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften ſind 
zwar keine Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB., 
aber ſie ſind verpflichtende Normen für die der Genoſſenſchaft 
zugehörigen Betriebsunternehmer, an die ſie gebunden ſind, und 
deren Befolgung von ihnen durch Strafen erzwungen werden 
kann. Die Nichtbefolgung der Unfallverhütungsvorſchriften 
begründet ein zivilrechtliches und ſtrafrechtliches Verſchulden des 
Betriebsunternehmers; er kann ſich von ſeiner Verantwortung 
nicht durch Berufung auf ſeine tüchtigen Betriebsleiter entlaſten. 
Überwachungspflicht! 1) 


dieſer Praxis die Beibehaltung des Vorprüfungsverfahrens und die 
Trennung des Rechtsganges in Verletzungs- und Nichtigkeitsverfahren 
ſich noch empfiehlt. Auch für dieſe Frage gibt die vorliegende Ent⸗ 
ſcheidung wertvolles Material. 

10) Die Entſcheidung betrifft einen Tatbeſtand, für den das 
RStempG. in der Faſſung vom 15. Juli 1909 maßgebend war. Nach 
der Auslegung, die das RG. in ſtändiger Rechtſprechung dem ſtempel⸗ 
rechtlichen Begriffe des Ausgabekurſes gegeben hatte, konnte es nicht 
zweifelhaft ſein, daß der Wert der Genußſcheine, die der Geſellſchaft 
unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden, zum Zwecke der Stempel: 
berechnung dem vereinbarten Ausgabepreiſe hinzuzurechnen iſt. Daß 
nach dem RStempG. vom 3. Juli 1913 die Rechtslage die gleiche iſt, 
geht aus der im Sinne der früheren Rechtſprechung abgeänderten 
Faſſung der Tarif⸗Nr. 1A a klar hervor. 

Geh. Juſtizrat Dr. E. Heinitz, Berlin. 

11) Das Urteil beruht im weſentlichen auf der Erwägung, daß 
das Geſetz ſeinen Zweck nur ſehr unvollkommen erreichen würde, wenn 
es nicht auch auf das bloße Angebot der Übertragung anzuwenden 
wäre. Sollte nicht mit der gleichen Begründung behauptet werden 
können, daß der Verkaufs antrag ſtempelrechtlich als Kaufvertrag 
zu behandeln ſei? Wenngleich für die Stempelpflichtigkeit der Ab⸗ 
tretung nach Tarifſtelle 2 PrStempG. die Beurkundung der einſeitigen 
Abtretungserklärung des Berechtigten genügt, ſo iſt doch hierdurch 
auch im Sinne der Stempelgeſetzgebung der Unterſchied zwiſchen der 
Übertragungserklärung und dem bloßen Angebote der Übertragung 
nicht beſeitigt, und die Erwägung, daß mit dieſem Angebote der 
Berechtigte alles getan habe, was von ſeiner Seite erforderlich ſei, 
um den Erfolg der Rechtsübertragung auf den anderen Teil herbei— 
zuführen, würde — mit den Abweichungen, die ſich aus dem Weſen 
des Kaufes als eines ſchuldrechtlichen Geſchäfts ergeben — auch für 
das Verkaufsangebot zutreffen. 

Geh. Juſtizrat Dr. E. Heinitz, Berlin. 

12) Die Grundſätze über das zur Anwendung kommende Geſetz 
entſprechen der bisherigen Praxis. Im übrigen enthält die Ent: 
ſcheidung wichtige Geſichtspunkte ſür die Verantwortung des Betriebs— 


14. In einem Vorprozeſſe aufgeſtellte Behauptungen einer 
Partei die zum Gegenſtande der mündlichen Verhandlung gemacht 
worden ſind, dürfen gegen die Partei verwertet werden. 


15. Kann der Enteignete ein ihm verbleibendes Reſtgrund⸗ 
ſtück nicht mehr zweckmäßig benutzen, ſo kann er Erweiterung 
der Enteignung auf das ganze Grundſtück verlangen. Iſt über 
die Berechtigung dieſes Verlangens und über die Höhe der 
Entſchädigung Streit, ſo kann die Verpflichtung des Enteignen⸗ 
den zur Übernahme des Reſtgrundſtücks durch Zwiſchenurteil 
feſtgeſtellt werden. — Der Zwangsenteignete braucht ein ihm 
von dem Enteigner gemachtes Landanerbieten, das ihm die 
beſſere Ausnutzung des Reſtgrundgſtücks ermöglicht, nicht an⸗ 
zunehmen. '3) 

16. Das in Art. 190 EGBGB. in Verbindung mit $ 928 
Abſ. 2 BGB. vorgefehene Aneignungsrecht des Fiskus findet 
auch auf ſolche Grundſtücke Anwendung, die zur Zeit der An⸗ 
legung des Grundbuchs nur als vom Waſſer überdeckte Teile 
eines Flußbettes vorhanden, alſo damals eines Privateigentums 
nicht fähig waren, ſofern ſie mit der Trockenlegung nicht in 
das Eigentum einer Perſon übergegangen, ſondern herrenloſe 
Sachen des Privatrechts geworden ſind. — Im Gebiete 
des franzöſiſchen Rechts wird ein künſtlich trockengelegtes Fluß⸗ 
bett nicht herrenlos, gleichgültig, ob man im Wege der Analogie 
aus Art. 563 c. c. ein Aneignungsrecht deſſen, der das neue 
Flußbett ohne Entſchädigung hergibt, oder das Zuwachsrecht 
der Angrenzer annimmt. — Nach dem Preußiſchen Waſſergeſetz 
vom 7. April 1913 wird auch bei künſtlicher Trockenlegung das 
verlaſſene Flußbett der Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung 
Eigentum der Anlieger. 


unternehmers. Sie ſchließt deren Abwälzung auf den Betriebsleiter 
aus; der Unternehmer hat ſelbſt die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß die 
Unfallverhütungsvorſchriften beobachtet werden und hat fie zu über 
wachen. Sehr beachtlich und dankenswert iſt das Prinzip, daß 
die Erteilung von Betriebsanweiſungen, die äußerlich dem Geſetz 
und den Unfallverhütungsvorſchriften entſprechen, nicht genügt; die 
Anweiſungen müſſen vielmehr ſo beſchaffen ſein, daß nach der all 
gemeinen Erfahrung mit ihrer tatſächlichen Durchführung zu rechnen iſt 
Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. 


13) Die Zuläſſigkeit eines den Grund eines auf das Begehren 
der Abnahme des Reſtgrundſtücks geſtützten Anſpruchs feſtſtellenden 
Zwiſchenurteils war bisher noch nicht in Zweifel gezogen (wel 
RG. 42, 394). Die im vorliegenden Falle für nicht erörterungs⸗ 
bedürftig erklärte Frage, ob ein ſolches Zwiſchenurteil auch in dem 
Falle erlaſſen werden könne, wo nicht feſtſtehe, ob die Geſamt⸗ 
entſchädigung für das ganze Grundſtück einſchließlich des zu über⸗ 
nehmenden Reſtgrundſtücks höher ausfalle, als die im Verwaltung 
verfahren für das zu enteignende Teilſtück feſtgeſtellte Entſchädigung, 
iſt nach der bisherigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (Warngſpr. 10 
Nr. 256) zu bejahen, da zum mindeſten die Möglichkeit eines mit der 
Abnahme des Reſtgrundſtücks verbundenen höheren Schadens in 
jedem Falle vorliegt. Zu beachten iſt auch, daß ein Urteil, welches 
diefe Geſamtentſchadigung auf keinen höheren Betrag feſtſetzt, als die 
im Verwaltungsverfahren für das Teilſtück feſtgeſtellte Entſchädigung, 
rechtlich eine ganz andere Bedeutung hat, als der auf den gleichen 
Betrag lautende Feſtſtellungsbeſchluß, da aus der Zahlung der urteils⸗ 
mäßig feſtgeſetzten Entſchädigung für das Geſamtgrundſtück das Recht 
des Unternehmers auf Übereignung des Reſtgrundſtücks folgt. Urteil 
und Feſtſtellungsbeſchluß lauten in ſolchem Falle zwar auf den gleichen 
Betrag, beruhen aber auf verſchiedenem Grunde. Daraus folgt, daß 
das Urteil ſich in jedem Falle über den Grund ausſprechen muß, auch 
wenn es zu dem gleichen Betrage kommt, und ſchon hieraus recht 
fertigt ſich die Vorabentſcheidung über den Grund. 

Die ſonſtigen Rechtsgrundſätze des Urteils (Zuläſſigkeit der Aus 
debnung des Klageanſpruchs auch nach Ablauf der ſechs monatlichen 
Klagefriſt des § 30 und Unzuläſſigkeit der Verweiſung des die Ab: 
nahme des Reſtgrundſtücks beanſpruchenden Enteigneten auf den Erwerb 
anderen, ihm an Stelle des enteigneten Teilſtücks angebotenen Grund⸗ 
beſitzes) entſprechen der ſeitherigen ſtändigen Rechtſprechung. a 

Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 
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Schriittum und Rechtiprechung zum 
Kriegsprozepredht. 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, 
Rechtsanwälten am Oberlandesgericht Breslau. 


(Seite 826 bis 858.) 


Ausländer im Inlandsprozeß 
unter beionderer Berücklichfigung der 
Redıfiprecdiung der jetzigen Kriegszeit. 

Don Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


(Seite 859 bis 876.) 


Anmerkung: Es wird beabſichtigt, dieſe Aberſichten ſtändig auf dem Laufenden zu erhalten und allmonatlich Berichte 


erſcheinen zu laſſen. D. S. 
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Schriſttum und Rechtſprechung zum Kriegsprozeßrecht. 


Don Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, Rechtsanwälten am Oberlandesgericht Breslau, 


gücherverkeichnis. 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix: Bürgerliches Kriegsſonderxecht. 
Berlin (Verlag von Georg Bath). Oktober 1914. (172 S.) 
Bisher einzige wiſſenſchaftlich ſyſtematiſche Bearbeitung der 
Kriegsnotgeſetze. Gründlich theoretiſche Erörterung der Streitfragen. 


Vielfach von den Ergebniſſen der Praxis durch ſelbſtändige Stellung 


nahme abweichend. Zitiert: Bendix. 


Rechtsanwalt Dr. Fritz Glaſer: Der Einfluß des Bas auf 

Privatrechtsverhältniſſe. Dresden- A. (Pirnaiſche Straße 41, 

Verlag von F. Emil Boden, G. m. b. H.). Auguſt 1914. (47 S.) 

In den erſten Wochen nach Kriegsausbruch erſchienene kurze 

Darſtellung der weſentlichſten für den Laien in Betracht kommenden 

Kriegsfragen im Privat: und Prozeßrecht in alphabetiſcher Reiben 
folge mit kurzen Bemerkungen zu den Notgeſetzen. 

Zitiert: Glaſ er. 


Guttentagſche Sammlung der Kriegs-, Zivil⸗ und Finanzgeſetze 
vom 4. Auguft. II. ergänzte Auflage. Berlin 1914. (116 S.) 


Wiedergabe der Geſetzestexte und auszugsweiſer Begründung 


nebſt kurzen Anmerkungen. 


Geh. Juſtizrat und Vortragender Rat im Juſtizminiſterium 
Dr. Güthe: Die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 und der Bekanntmachungen des Bundesrates vom 7. und 
18. Auguft in ihrer praktiſchen Anwendung. PrIJMBl. 1914, 
743 ff: (10. X. 1914). ö 

Dasſelbe in erweiterter Faſſung in Gruchots NN 1915 
(S. 29 bis 77), abgeſchloſſen Ende Dezember 1914. 

(Nur die Faſſung bei Gruchot wird zitiert.) 

Eingehende unter Verwertung des geſamten bis zu ſeinem Er⸗ 
ſcheinen veröffentlichten Materials geſchaffene Darſtellung des formellen 
und materiellen Kriegsnotrechts unter ſelbſtändiger Darlegung des 
eigenen Standpunkts; bat vielfach in der Praxis eine e 


Kolle geſpielt. Zitiert: Güthe. 


Güthe⸗Schlegelberger: griegsbuch. Berlin 1915. Erſchienen Ende 
Juni 1915. I. Teil. 

Umfaſſend das Sonderrecht der Kriegsteilnehmer, die Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen während der Kriegszeit, Handels ſachen und 
gewerbliches Eigentum ſowie Finanzgeſetze. Als Sonderband von 
Neumanns Jahrbuch gedacht, bringt es in der Art dieſes Jahrbuchs 
in ausführlichen Auszügen die geſamte Literatur und Rechtſprechung 


zu den Kriegsgeſetzen und Verordnungen auf formellem und materiellem 


Gebiet unter vollſtändiger Wiedergabe der Geſetzesbegründungen. 
Zitiert: Güthe⸗Schlegelberger. 


Rechtsanwalt Dr. Ludwig Heß: Die Kriegsgeſetze zur Abhilfe 
wirtſchaftlicher Schädigungen. Stuttgart (J. Heß). II. Auflage. 
Ende Februar 1915. (235 S.) 

Handlicher und überſichtlicher Kommentar, durch geſchickte und 
dem Geiſte der Geſetze entſprechende Einordnung zu raſcher Orientierung 
beſonders geeignet. Neue Auflage erwünſcht. 

Zitiert: Heß. 


Rechtsanwalt Dr. S. Jaffa: Das Prozeßverfahren während des 
Krieges. Berlin SW. (Conrad Habers Verlag). II. Auflage. 
1914. (20 S.) 

Wiedergabe des Notgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 mit kurzen 
volkstümlichen Anmerkungen. 


Rechtsanwalt Max Lagrs: Gläubiger und Schuldner in der 
Kriegszeit. Berlin (Puttkammer & Mühlbrecht). 19. Auguſt 
1914. (82 S.) 

Wiedergabe der Geſetze und der Bekanntmachungen privat: und 

prozeßrechtlichen Inhalts bis zum 19. Auguſt 1914 und kurze (12 S.) 

Darſtellung ihrer Anwendung in der Praxis. 


Juſtizrat Eruſt Licht: Die Kriegsgeſetze des Bürgerlichen Rechts. 
Berlin, Stuttgart, Leipzig (Verlag von W. Kohlhammer). 2. Sep⸗ 
tember 1914. (71 S.) 

Wiedergabe der geſetzlichen Beſtimmungen und kurze (36 S.) 
zuſammenhängende Darſtellung des prozeſſualen und materiellen 
Kriegsprivatrechts, auch ſoweit es dem Bürgerlichen Recht der 
Friedenszeit angehört (Kauf, Miete, Dienſt⸗ und Verſicherungs vertrag). 


Juſtizrat Dr. Paul Mayer: Das Privatrecht des Krieges in 

materieller und formeller Beziehung. München, Berlin, Leipzig 
(J. Schweitzer Verlag [Arthur Sellier]). Februar 1915. (283 S.) 
Seelbſtändige großzügige Behandlung faſt aller durch den Krieg 
auf formellem und materiellem Gebiete geſchaffenen privatrechtlichen 


Streitfragen in Form knapper Leitſätze ohne Heranziehung von 


Literatur und Rechtſprechung und unter Anregung zahlreicher neuer 


Fragen. Zitiert: Mayer. 


Rechtsanwalt Felix Roſenthal: Deutſches Kriegsrecht. Berlin 

(Sw. 11, F. A. Günther & Sohn, A.⸗G.). Januar 1915. (79 S.) 

Überſichtliche zuſammenhängende Darſtellung des Kriegsnotrechts 

bis Januar 1915, unter Berückſichtigung der weſentlichen Vertrags⸗ 

verhältniſſe des Bürgerlichen Rechts und anhangsweiſer Wiedergabe 
der Geſetzestexte. 


Landrichter Dr. J. Sieskind: Prozeßrechtlicher Schutz der Krieg 
zeit. Berlin (J. Guttentag). II. Auflage. 22. Oktober 1914. 
(151 S.) 

Der ſeinerzeit als erſter veröffentlichte Kommentar iſt in 2. Auf 
lage ein vollſtändiges Bild des zur Zeit ſeines Erſcheinens geltenden 
Rechtes, hat aber auch heute noch durch die Selbſtändigkeit der 
Beweisführung und die Wiedergabe der minifteriellen allgemeinen 


Verfügungen Bedeutung. 
Zitiert: Sieskind. 


Syndikus Dr. Guſtar Sintenis: Finanz: und wirtſchaftliche 
Kriegsgeſetze. Mannheim, Berlin, Leipzig (J. Bensheimer). 
September 1914, dazu Nachtrag bis 22. Oktober. (174 S.) 

Knapper Kommentar mit einer zuſammenhängenden Darſtellung 

des neuen Rechts als Einleitung (28 S.) und kurzen N 

Anmerkungen zu den einzelnen Vorſchriften. 

Zitiert: Sintenis. 
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Rechtsanwälte Dr. R. Waflermanı und L. Erlanger: Die Kriegs⸗ 
geſetze privatrechtlichen Inhalts (Stand vom 1. Juni 1915). 
II. Auflage. München, Berlin, Leipzig (Verlag J. Schweitzer 
Arthur Sellier ). 1915. (873 S. nebſt einem Anhang von 12 S.) 

Der neueſte und umfangreichſte Kommentar zu den Kriegsgeſetzen, 
gibt ein klares Bild, berückſichtigt eingehend Literatur und Recht: 
ſprechung, nimmt auch zu den meiſten Fragen ſelbſtändig Stellung. 


A. Die ordentlichen Prozeſigeſetze. 


(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


L Pas Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Juli 1905 (RG Bl. 1909, 409 ff.). 

1. Die Weitergeltung des Haager Abkommens während 
der Kriegszeit iſt beſtritten. Gelegentlich einer die Pariſer 
Konvention zum Schutze des gewerblichen Eigentums vom 
20. III. 83 betreffenden Entſcheidung hat das RG. (26. X. 14) 
JW. 1915, 145 = Leipzg. 1915, 43 ganz allgemein ausgeſprochen, 
daß durch den Krieg eine Aufhebung der Verträge mit feind⸗ 
lichen Staaten nur inſoweit herbeigeführt wird, als ihre Aus⸗ 
führung mit der Kriegführung unvereinbar iſt, und daß Ver⸗ 
träge, welche die bürgerlich⸗rechtliche Gleichſtellung der feind⸗ 
lichen Ausländer mit den Inländern enthalten, grundſätzlich, 
wenigſtens in ihrer innerſtaatlichen Wirkſamkeit, unberührt 
bleiben, weil dem deutſchen Rechte die Anſchauungsweiſe fern 
liegt, daß der Krieg unter möglichſter Schädigung der ein⸗ 
zelnen feindlichen Ausländer zu führen iſt. Dieſe Gedanken 
wollen v. Harder, JW. 1915, 289; Niemeyer, JW. 1914, 801; 
Düringer, Recht und Wirtſchaft 1914, 207; (ſ. auch Magnus, 
Der Rechtsſchutz der Arzneimittel während des Kriegs. Bericht 
der Diſch. Pharm. Geſ. 1914, Vortrag v. 12. XI. 14 und 
JW. 1914, 1048) und LG. Leipzig (29. V. 15) JW. 1915, 732 
auch auf das Haager Abkommen über den Zivilprozeß an⸗ 
gewandt wiſſen. 

Mit ihrer Ausnahme haben Wiſſenſchaft und Praxis, die 
ſchon gegen die innerſtaatliche Fortgeltung von Verträgen 
auf dem Gebiete des internationalen gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes bedenklich find (Junck, Leipzg. 1915, 328; Menner 
im vorliegenden Heft), übereinſtimmend die Wirkſamkeit des 
Haager Abkommens während des Krieges abgelehnt (Meikel, 
DIZ. 1914 S. 1201, 1296; Oſterrieth, DIZ. 1914, 1072; 
Menner im vorliegenden Heft; KG. [28. I. 15] DSB. 1915, 
317; KG. (26. IL 15] OL GRſpr. 30, 239 = DIZ. 1915, 616 
6. III. 15] OL GRſpr. 30, 240; OLG. Hamm [12. V. 15] 
JW. 1915, 602; LG. Köln [16. X. 14] JW. 1915, 110 
Recht 1915, 58; LG. Leipzig [20. III. 15] JW. 1915, 418). 
Die Begründungen dafür ſind verſchieden. KG. (6. III. 15) 
Os GRſpr. 30, 240 ſieht als aus ſchlaggebend an, daß das Ab⸗ 
kommen Prozeß, alſo öffentliches Recht betrifft, und daher 
von dem Abbruch der öffentlich⸗rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
den Staaten ergriffen werden muß. OLG. Hamm (12. V. 15) 
JW. 1915, 602 und Menner im vorliegenden Heft entnehmen 
aus den einzelnen Beſtimmungen, welche die Unterſtützung der 
Organe des einen Staates durch die des anderen vorſehen, 
daß das Abkommen unbedingt einen friedlichen Verkehr der 
Staaten vorausſetzt. KG. (26. II. 15) Oè L GRſpr. 30, 239 
findet den Grund für die Nichtanwendung des Abkommens in 
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der Stellungnahme der feindlichen Staaten zu den vor ihren 
Gerichten Recht nehmenden Deutſchen. 

2. Nur der tatſächliche Eintritt des Kriegszuſtandes, 
nicht ſchon der Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen, vermag 
das Haager Abkommen außer Kraft zu ſetzen, daher iſt im 
Verhältnis zu Italien zur Zeit ſeine Fortgeltung noch anzunehmen. 
Frankenſtein, JW. 1915, 739. 

3. Von Bedeutung iſt die Frage der Fortgeltung des 
Haager Abkommens 

a) für die Sicherheitsleiſtung (unten 8 110 3PO.) und 
den Ausländervorſchuß, 

b) für das Armenrecht (unten 8 114 3PO.), 

c) für die Zuſtellungen (unten 88 166 bis 213 ZPO.), 

d) für die prozeßhindernde Einrede der mangelnden 
Sicherheitsleiſtung (unten $ 274 ZPO.), 

e) für die Vernehmung von Zeugen (unten 8 356 8 PD.), 

) für die Vollſtreckung wegen der Koſten. 


II. Gerichts verſaſſungsgeſetz 88 157 ff. und Heſetz betr. 
die freiwillige Gerichtsbarkeit und audere Recht angelegen 
heiten in Heer und Marine vom 28. Mai 1901 
(RGBl. 1901, 185 $ 1). 

Die Vernehmung im Felde befindlicher Zeugen 
wurde in den erſten Monaten des Krieges für ausgeſchloſſen 
erachtet. Die Behandlung dahingehender Beweisanträge war 
Gegenſtand zahlreicher Meinungsverſchiedenheiten (vgl. unten 
§ 356 ZPO.) Das KG. (12. L 15) LeipzZ. 1915, 559 
nahm noch im Anfange dieſes Jahres an, daß richterliche 
Militärperſonen für die Erledigung von Rechtshilfeerſuchen der 
Zivilgerichte in Sachen ſtreitiger Gerichtsbarkeit nicht zuſtändig 
ſind (ſo auch jetzt noch Sauer, DRZ. 1915, 422). Im übrigen wird 
nunmehr die Möglichkeit ſolcher Erſuchen und die Sachgemäßheit 
ihrer Durchführung allgemein anerkannt (Klingſpor, DRZ. 1915, 
265; Hartmann, DRZ. 1915, 342; Delius, Recht 1915, 257; 
Haberſtumpf, Leipz Z. 1915, 740; Schlayer, DIZ. 1914, 1248; 
LG. Gießen [12. I. 15] SächſArch. 1915, 163; LG. Wies⸗ 
baden [17. IV. 15! JW. 1915, 467). Schließlich hat das 
Preußiſche Juſtizminiſterium durch Allgemeine Verfügung vom 
14. VI. 15 (PrJMBl. 1915, 116, abgedruckt JW. 1915, 739) 
nachdrücklichſt die Möglichkeit von Vernehmungen durch Kriegs⸗ 
gerichtsräte und Oberkriegsgerichtsräte betont und auf die bei 
Erſuchen einzuſchlagenden Wege hingewieſen. Bei der Be⸗ 
ſchränkung der Militärjuſtiz auf die Vernehmung von Militär⸗ 
perſonen bleiben für die Vernehmung von Zivilperſonen in 
beſetzten Gebieten, die noch keine deutſche Gerichtsbarkeit haben 
(Belgien), und im feindlichen Ausland die früheren Außerungen 
zu 5 356 ZPO. von Bedeutung (KG. [12. L 15] Leipzg. 
1915, 559; LG. Freiberg Sächſ Arch. 1915, 109). 


III. Zivilprozeßorduung. 
Allgemeines. 


. Die im Frieden überwiegend verneinte Frage, ob fremde 
ſouveräne Staaten der Gerichtsbarkeit des Deutſchen Reiches 
unterworfen find, haben das OLG. Dresden (14. XI. 14) 
DIZ. 1915, 70 und das LG. Leipzig (5. XI. 14) DIZ. 1915, 68 
auch für das Verhältnis zu den feindlichen Staaten während 
des Krieges im gleichen Sinne entſchieden (ebenfo Rieſe, 
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"DIE. 1915, 67 und Menner im vorliegenden Heft; dagegen 
Bendix, ZW. 1915, 67 Nr. 4 und 5). Die Beſchlagnahme durch 
Verfügung von hoher Hand iſt als rein militäriſcher Akt von 
dieſem Grundſatz nicht betroffen (vgl. Kaufmann, JW. 1914, 859; 
Stäcker, JW. 1914, 949; Arndt, Recht 1914, 651; aber auch 
Bendix, JW. 1914, 819 und IW. 1915, 65). 


8 91. 

Die Koſtenerſtattungspflicht des Unterliegenden erſtreckt 
ſich, wenn der urſprünglich mit der Führung der Sache betraute 
Anwalt des Gegners ins Feld gezogen iſt, auf die Koſten eines 
weiteren an ſeiner Stelle angenommenen Anwalts ſelbſt dann, 
wenn der eingezogene Anwalt einen Vertreter beſitzt, weil die 
Partei das Recht hat, durch einen von ihr nach ihrem Vertrauen 
gewählten Anwalt vertreten zu werden (LG. Leipzig 22. II. 15] 
Recht 1915, 179). Etwas weniger weitgehend will das KG. 
(21. V. 15) JW. 1915, 664 das Recht auf Erſtattung der Koſten 
eines weiteren Anwalts nur dann zubilligen, wenn nach der Lage des 
einzelnen Falles die Partei bei dem Vertreter, z. B. einem Referendar, 
nicht unbedingt die notwendige Erfahrung und Gewandtheit zur 
Durchführung des beſonders verwickelten Rechtsstreits voraus⸗ 
. 9 110.9) 


Die Pflicht des Ausländers zur Sicherheitsleiſtung 
wegen der Prozeßkoſten iſt dort, wo ſie durch das Haager 
Abkommen oder beſondere Verträge beſeitigt wird, durch das 
Außerkrafttreten dieſer Vereinbarungen gegenüber den feindlichen 
Staaten wieder in Wirkſamkeit getreten (KZ. [28. I. 15] 
DIS. 1915, 317; LG. Köln [16. X. 14] JW. 1915, 110; 
LG. I Berlin Mitt. V. D. Pat.⸗Anw. 1914, 159; LG. Leipzig 
20. III. 15] JW. 1915, 418; vgl. oben zum Haager Abkommen). 


8 114. 

Feindlichen Ausländern kann das Armenrecht nicht 
mehr gewährt werden, nachdem durch Fortfall der hierfür maß⸗ 
gebenden Verträge, insbeſondere des Haager Abkommens, die 
Gegenſeitigkeit nicht mehr verbürgt it (OLG. Hamm [12. V. 15] 
SW. 1915, 602 und oben zum Haager Abkommen und zu 
S 110. Dagegen LG. Leipzig [29. V. 15] JW. 1915, 732). 


8 163. 

Protokollmängel, die nach militäriſcher Einziehung des 
mitunterzeichneten Gerichtsſchreibers hervortreten, kann der 
Vorſitzende allein befeitigen (RG. 21. XL 14] DIg. 1915, 316 
— Recht 1915, 179. Über das Fehlen von Urteilsunterſchriften 
aus dem gleichen Grunde vgl. unten § 315). 


88 166—213. 

Die Zuſtellungsvorſchriften der ZPO. haben während des 
Krieges erhebliche Schwierigkeiten gezeitigt. Insbeſondere hat 
ſich die Zuſtellung an eingezogene Militärperſonen teilweiſe als 
überhaupt nicht durchführbar erwieſen, was mit Rückſicht auf 
die Wichtigkeit, die ihr häufig, 3. B. zur Wahrung von Friſten, 
innewohnt, zu ſchweren Schädigungen geführt hat und führen 
wird (Kaufmann, JW. 1914, 907 ff.). | 

§ 172. 

1. Zu den Unteroffizieren, für welche die Zuſtellung 

an die zunächſt vorgeſetzte Kommandobehörde zu richten ift, ges 


1) Zu 8$ 110 und 114 ſiehe auch Menner u. S. 872. 
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hören auch die Offizierſtellvertreter, während die Feldwebel⸗ 
leutnants als Offiziere nicht unter die Vorſchrift des 8 172 
fallen (Schäffer, JW. 1915, 672; Mugdan, DIS. 1915, 195; 
Mugdan, Zitzlaff; Kultusminiſterium und Kriegsminiſterium in 
PrVerwBl. Bd. 36, 251; dagegen LG. Gießen [18. XL 14], 
DI. 1915, 116, dementiert in PrVerwBl. Bd. 36, 333 Anm.; 
Popitz, PrVerwBl. 36 S. 224, 251 und W. H. in DRA, 
1915, 61. Vgl. auch unten zu S 850 Nr. 5 u. 8). 

2. Streitig iſt, ob der Zuſtellungsweg des 8 172 der 
einzig zuläſſige, oder ob neben ihm die unmittelbare Zu⸗ 
flellung an den Kriegsteilnehmer ſelbſt und die Erſatzzuſtellungen 
gegeben find. Für die wahlweiſe Möglichkeit dieſer Zuſtellungen: 
Bayeriſches Juſtizminiſterium, Recht 1914, 532; Mayer, S. 205 f.; 
Kaufmann, JW. 1914, 907; Waflermann » Erlanger, S. 41, 
Schiedermair, Bayr. 1914, 354; Freſe, DIE. 1914, 1298; 
Mrozek, DIZ. 1914, 1320; Popitz, PrVerw Bl. Bd. 35, 871; 
OLG. Königsberg (5. XI. 14) Dig. 1914, 1394 = Recht 
1915, 15; LG. Meſeritz (11. XII. 14) PoſMSchr. 1915, 18. 
Dagegen hat das RGSt [(29. I. 15), DIZ. 1915, 423 
und (30. III. 15) Dig. 1915, 615, ebenſo Löwenwarter, 
IW. 1914, 949; Striemer, JW. 1914, 848; Seeger, 
JW. 1914, 991; Haberſtumpf, Recht 1915, 299; Kipp, Recht 
und Wirtſchaft 1914, 213 und Kahn, DAB. 1915, 310; 
LG. Leipzig (6. XI. 14), Recht 1914, 743] die Möglich⸗ 
keit von Erſatzzuſtellungen an die nicht in Offiziersſtellung be⸗ 
findlichen Perſonen des Heeres und der Marine verſchloſſen. 
Noch weiter gehen das Preußiſche Juſtizminiſterium (Allg. Verf. 
vom 2. IX. 14 PrJMBl. 1914, 701), das Sächſiſche Juſtiz⸗ 
miniſterium (SächſIJ Ml. 1914, 111) und der Steinſche Kom⸗ 
mentar Bem. II zu § 172, welche die vom NG. offengelaſſene 
Frage, ob die Zuſtellung an den Eingezogenen ſelbſt möglich 
bleibt, verneinend beantworten. Freilich haben ſie bei dieſer 
Auslegung, die auch vom RG. herangezogene Abſicht des Ge 
ſetzgebers für ſich, der durch 5 172 ZPO. dem Vorgeſetzten eine 
allgemeine Kontrolle der perſönlichen Verhältniſſe ſeiner Unter⸗ 
gebenen ermöglichen wollte. 

3. Auf die verheerende Wirkung der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung zu 2 für den Anwaltſtand weiſt Schäffer 
JW. 1915, 672 hin. Danach find alle an das Bureauperſonal 
oder die Wohnungsbedienſteten des eingezogenen Anwalts be⸗ 
wirkten Zuſtellungen, ſowie nach der weitergehenden Anfiht 
auch die ihm ſelbſt gegenüber vorgenommenen Zuſtellungen un 
wirkſam. Bei der Langwierigkeit und Unſicherheit der Zw 
ſtellung über die Kommandobehörde bleibt danach nur der Weg 
der Zuſtellung an einen etwa vorhandenen Generalvertreter per 
ſönlich oder als Erſatzzuſtellung in deſſen Wohnung oder 
Bureau. 

88 199, 201, 208. 

1. Zuſtellungen ins feindliche Ausland find, da die 
Verträge über die Rechtshilfe der dortigen Behörden außer 
Kraft getreten ſind (vgl. oben zum Haager Abkommen) und 
Konſuln und Geſandte des Reiches nicht vorhanden find, im 
Wege des 8 199 nicht möglich. Dies gilt auch für die be 
ſetzten Teile, in denen das Deutſche Reich die bürgerliche Nechts⸗ 
pflege nicht übernommen hat (Belgien). (Vgl. Menner m 
vorliegenden Heft, KG. 26. X. 14] DIS. 1914, 1389; LO. 
Freiberg Sächſ Arch. 1915, 109; Sächſiſches Juſtizminiſterum 


44. Jahrgang. 


[18. I. 15] Recht 1915, 291.) Hier haben öffentliche Zus 


ſtellungen ſtattzufinden. 

2. Die für Mannfchaften und Offiziere geltende Zuſtellung 
gemäß 5 201 bezieht ſich auch auf außerprozeſſuale Zus 
ſtellungen (Kaufmann, JW. 1914, 907). Steht eine befriſtete 
Erklärung in Frage, ſo empfiehlt es ſich, einen Eventualantrag 
auf öffentliche Zuſtellung zu ſtellen, da durch dieſen in dem 
nicht ſeltenen Falle des Mißlingens der militäriſchen Zu⸗ 
ſtellung die Friſt gemäß § 207 ZPO. gewahrt wird (Kaufmann, 
JW. 1914, 907). 

3. Unbekannt iſt der Aufenthalt des Kriegsteilnehmers 
erſt dann, wenn ſich ſeine Kommandobehörde nicht ermitteln 
läßt (OLG. Karlsruhe [11. XI. 14] Recht 1915, 291; 
DRA Z. 1915, 145). Ferner muß zur Erlangung der öffent⸗ 
lichen Zuſtellung dargetan werden, daß Zuſtellungsverſuche 
gemäß SS 172 und 201 ZBD. erfolglos geblieben find. Eine 
Ablehnung der öffentlichen Zuſtellung wegen der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft des Adreſſaten iſt unzuläſſig, weil die Wirkung 
der Zuſtellung (Rechtshängigkeit uſw.) durch die Kriegsteilnahme 
nicht beeinträchtigt werden (vgl. unten zu § 2 des Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzgeſetzes) und daher dem Gegner die Möglichkeit 
zur Auslöſung dieſer Wirkungen nicht verſchränkt werden darf 
GG. [19. III. 15] DIZ. 1915, 616). 


§ 228. 
Eine Vertagung bis nach Beendigung des Krieges 
iſt mangels gehöriger Beſtimmtheit des Zeitpunkts unzuläſſig 
(RG. [9. XL 14] DSB. 1914, 1390). 


8 233. 

1. Eine Friſtverſäumung infolge der durch die Mobil⸗ 
machung verlangſamten und unterbrochenen Poſtbeſtellung 
iſt, wenn ſie in dem eingetretenen Umfange nicht vorausgeſehen 
werden konnte, als unabwendbarer Zufall Wiedereinſetzungs⸗ 
grund. RG. (19. III. 15) DIE. 1915, 517; RG. (5. XII. 14) 
»Gewgſchutz. 1915, 66. 

2. Die Einberufung des Parteivertreters wird als 
Wiedereinſetzungsgrund nicht angeſehen (BayObs G. [9. XL 14] 
DRA. 1915, 98; RGSt. [17. XII. 14] DIZ. 1915, 315), 
anders für den Patentanwalt (RGZ. [7. XI. 14] Markſch W. 
1914, 138 — WarnRſpr. 1915 Nr. 2 = DRAZ. 1915, 73 f. 
= Gewgſchutz. 1915, 67). | 


Die während eines durch den Krieg herbeigeführten Still⸗ 
ſtandes der Rechtspflege bei dem betroffenen Gericht ein⸗ 
gelegte Berufung iſt wirkungslos. Von Wiederaufnahme der 
Tätigkeit ab beginnt die Berufungsfriſt erneut zu laufen. OLG. 
Kolmar (I. XII. 14) DAB. 1915, 215 — Recht 1915, 116. 
Iſt für ein Urteil, das infolge Stillſtandes der Rechtspflege 
beim Berufungsgericht nicht in Rechtskraft erwachſen iſt, zu 
Unrecht ein Rechtskraftzeugnis erteilt, fo kann deſſen Unrichtigkeit 
gegen den auf Grund des Zeugniſſes erwirkten Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß im Wege der Erinnerung geltend gemacht werden. OLG. 
Kolmar (16. XII. 14) Dig. 1915, 324 — Recht 1915, 179. 


8 247. 
1. Die Ausſetzung wegen perſönlicher Kriegsbehin⸗ 
derung oder Unterbrechung des Verkehrs mit dem Prozeß⸗ 
gericht wird durch die beſonderen Vorſchriften des Kriegsteil⸗ 
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nehmerſchutzgeſetzes nicht ausgeſchloſſen. Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 42; Komm. des Berliner Anwaltvereins JW. 1914, 786; 
Mayer, S. 193; OLG. Roſtock (28. XI. 14) Recht 1914, 743; 
OLG. Hamburg (7. I. 15) Recht 1915, 63; KG. (22. X. 14) 
DI. 1914, 1387; (26. X. 14) DIg. 1914, 1388; Mansfeld, 
Bayg. 1914, 333. 

2. Die Anwendbarkeit der Vorſchrift auf öſterreich⸗ 
ungariſche Heeresangehörige iſt beſtritten und hier nicht, 
wie beim Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz (vgl. unten zu deſſen 8 2) 
durch eine Bundesratsbekanntmachung klargeſtellt. Bejaht 
wird fie von Haberſtumpf (DRZ. 1915, 741; Bay. 1915, 48), 
Menner (im vorliegenden Heft), Reichel, Recht 1914, 589 und 
dem OLG. Colmar (16. XII. 14) Dig. 1915, 215 = Recht 
1915, 116. Verneint dagegen vom KG. (22. X. 14) DIE. 
1914, 1387 = Recht 1914, 646 = KGBl. 1914, 141 und 
(26. X. 14) Recht 1914, 704; Waſſermann⸗Erlanger, S. 43, 
will die Vorſchrift auch auf die Heeresangehörigen neutraler und 
ſogar feindlicher Staaten ausdehnen. 

3. Als durch Militärdienſt behindert werden nicht 
nur die mobilen oder gegen den Feind verwendeten Teile der 
Wehrmacht angeſehen (vgl. Kr TSchG. 8 2); doch genügt die 
Tatſache der militäriſchen Tätigkeit an und für ſich noch nicht. 
OLG. Poſen (12. II. 15) DIZ. 1915, 532. Die Partei muß 
vielmehr durch ihren Dienſt an der Wahrnehmung der Sache, 
z. B. an der Anweſenheit in einem beſtimmten auswärtigen 
Termin oder am Verkehr mit ihrem Prozeßbevollmächtigten 
behindert fein. OLG. Dresden (3. XI. 14) DIZ. 1914, 1391; 
OLG. Hamburg (7. XII. 14) Dig. 1915, 323 S Leipzg. 
1915, 235 Recht 1915, 112. 

4. Unterbrechung des Verkehrs mit dem Prozeß⸗ 
gericht liegt vor, wenn die Partei an einem durch den Krieg 
vom Poſtverkehr abgeſchnittenen Orte wohnt (DLG. Düſſeldorf 
125. XI. 14] Leipg. 1915, 163). 

Ob die Ausſetzung dem in einem deutſchen Sicherheits⸗ 
lager untergebrachten feindlichen Ausländer zu gewähren iſt, 
iſt ſtreitig. Dafür ſpricht ſich das KG. (16. XII. 14, 26. II. 15) 
DIEB. 1915, 525 auf Grund der Erwägung aus, daß jeder 
Partei das ihr zuſtehende Recht, neben ihrem Anwalt in der 
mündlichen Verhandlung das Wort zu nehmen, gewährt werden 
müſſe. Dagegen lehnt OLG. Dresden (11. XII. 14) DIZ. 1915, 
529 — Leipg. 1915, 651 = SächſA. 1915, 197 in dieſem Falle, 
mit Rückſicht auf die Möglichkeit eines Briefverkehrs mit dem 
Prozeß bevollmächtigten, die Ausſetzung ab. 

5. Bei Behinderung des zur Vertretung eines Prozeß⸗ 
unfähigen oder einer Offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft erforderlichen Vertreters iſt gleichfalls die Ausſetzungs⸗ 
möglichkeit gegeben, Mayer, S. 190 f. Ob in entſprechender 
Anwendung des 5 247 die Ausſetzung wegen Kriegsbehinderung 
der geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon erfolgen 
kann, iſt wie beim Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz (vgl. daſelbſt § 9) 
beſtritten. Dafür ſpricht ſich das OLG. Dresden (3. XII. 14) 
Seuff A. 70, 80, dagegen das KG. (17. XI. 14) JW. 1915, 54 aus. 

6. Das freie Ermeſſen des Gerichts, das für die 
Ausſetzung entſcheidend iſt, führt dazu, daß es dieſelbe ſelbſt 
bei Vorliegen einer Behinderung verſagen kann, wenn die 
Sachlage für die Entſcheidung hinreichend geklärt erſcheint. 
OLG. Hamburg (9. X. 14) Xeip. 1915, 163 = Recht 1914, 
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743. Nach Mayer, S. 193, kann das Gericht auch an Stelle der 
Ausſetzung die ſchwächer als dieſe wirkenden Maßnahmen der 
Terminsverlegung und Friſterſtreckung (8 224) wählen. 

7. Für die Ausdehnung des § 247 ZPO. auch auf das 
Vollſtreckungsverfahren tritt nur Dittrich (DRZ. 1914, 735) ein. 


8 251. 


Für die Vereinbarung des Ruhens eines Prozeſſes 
während der Kriegszeit macht es einen Unterſchied, ob dieſelbe 
vor dem Prozeßgericht oder unter den Parteien außergerichtlich 
getroffen iſt. In erſterem Falle hat das Gericht auf eine 
während des Krieges eingehende Ladung die Terminsanberaumung 
durch Beſchluß abzulehnen. Bei einer nur außergerichtlichen 
Vereinbarung iſt Termin anzuſetzen und gegebenenfalls nach 
ſtreitiger Verhandlung über die Ruhe des Verfahrens gemäß 
8 252 durch einen der Anfechtung zugänglichen Beſchluß zu 
entſcheiden. Raſch, Leipg. 1915, 886. 


5 274. 


Iſt der feindliche Ausländer zur Sicherheitsleiſtung 
wegen der Prozeßkoſten verpflichtet, ſo ſteht dem Gegner die 
ſich daraus ergebende prozeßhindernde Einrede zu (vgl. oben 
zu 5 110 und zum Haager Abkommen). 


8 815. 


Kann ein Urteil von dem zum Kriegsdienſt einberufenen 
Richter nicht mehr unterſchrieben werden, iſt aber die Urteils⸗ 
formel in einem ordnungsmäßig unterzeichneten Sitzungsprotokoll 
enthalten, ſo iſt es ſo, wie es im Protokoll vorliegt, in das 
Urteilsverzeichnis aufzunehmen und auszufertigen (vgl. LG. 
Bromberg [19. IX. 14] PoſMSchr. 1915, 20; AG. Marien 
werder [30. IX. 14] PoſMSchr. 1914, 133; LG. Graudenz 
15. X. 14] PoſMSchr. 1914, 134). Dagegen die intereſſanten 
Ausführungen von Landsberg, PoſMSchr. 1914 S. 77, 103 
und 134, der in ſolchem Falle eine erneute Verhandlung der 
Sache in I. Inſtanz mit einem neuen Urteil für notwendig hält. 


8 328. 


Ergeht im Auslande gegen einen deutſchen Kriegsteilnehmer 
ein Urteil, das in Deutſchland nach dem Kriegsteilnehmerſchutz⸗ 
geſetz nicht erlaſſen werden dürfte, ſo iſt ſeine Anerkennung 
durch das Vollſtreckungsurteil eines deutſchen Gerichtes aus⸗ 
geſchloſſen, es ſei denn, daß der Kriegsteilnehmer ſich freiwillig 
dem ausländiſchen Verfahren geſtellt hat. Mayer, S. 223. 


8 356. 

1. Die Kriegsabweſenheit eines Zeugen ſchafft einen 
Ausſetzungsgrund weder nach dem Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz 
(Note III, 8 zu 52) noch nach 8 247 ZPO. (Mayer, S. 219; wider⸗ 
ſprechend Löwenwarter, JW. 1914, 1135; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 37; LG. Leipzig [27. X. 14] JW. 1914, 1044). Wie bei 
Undurchführbarkeit einer Vernehmung durch die militäriſchen Juſtiz⸗ 
behörden zu verfahren iſt, iſt ſtreitig (vgl. oben zum GG.). Die 
Anſicht Sieskinds (S. 24), daß die Partei, die ſich auf einen in⸗ 
folge des Krieges zur Zeit nicht erreichbaren Zeugen beruft, beweis⸗ 
fällig iſt, wie wenn das Beweismittel untergegangen wäre, 
hat keine Nachfolger gefunden. Vielmehr hat das RE. (RGSt. 


14a. 1915. 


2. II. 15] Leipz g. 1915, 360) ausgeſprochen, daß der Umſtand, 
daß ein Zeuge in England ſei, einen Grund für die Ablehnung 
des Beweisantrages nicht darſtellt. 

Zweifelhaft iſt es, ob dem Beweisführer mit Nüdficht auf 
das der Vernehmung entgegenſtehende Hindernis von ungewiſſer 
Dauer gemäß § 356 eine Friſt geſetzt werden kann. Kracht 
(DRZ. 1914, 893 und 1915, 264) verneint dies, weil von 
vornherein feſtſteht, daß die Partei auf die Herbeiſchaffung des 
Zeugen keinen Einfluß beſitzt; er will daher das Verfahren bis 
zur Möglichkeit einer Vernehmung ruhen laſſen (vgl. aber 
LG. Thorn [I. XII. 14] JW. 1915, 111). Dagegen laſſen 
Bergmann (DR. 1915, 186) und Waſſermann⸗Erlanger (S. 38) 
die Stellung einer Friſt nach $ 356 zu und ſehen den Aus⸗ 
gleich etwaiger Unbilligleiten in der Möglichkeit, fie nach 8 224 
ZPO. zu verlängern. Mayer (S. 219) und Löwenwarter 
(JW. 1914, 1135) ſuchen zu helfen, indem ſie die Friſt von 
vornherein möglichſt geräumig beſtimmen. Das vom Os. 
Dresden (27. V. 15) Dig. 1915, 723 und LG. Liſſa (18. V. 15) 
JW. 1915, 733 vorgeſchlagene Auskunftsmittel, die Friſt ſo 
feſtzuſetzen, daß ſie erſt nach Beendigung des Krieges zu laufen 
beginnt, wird von Schloß (JW. 1915, 63) und Mayer (S. 219) 
mangels ausreichender Beſtimmtheit für unzuläſſig erachtet 
Unbedenklich iſt die Beſtimmung einer Ausſchlußfriſt zur Angabe 
der militäriſchen Adreſſe eines Zeugen. Recht 1915, 63. 

2. Für die Setzung einer Friſt zur Nachbringung der 
Legaliſation einer im feindlichen Auslande von einer dortigen 
Urkundsperſon während des Krieges aufgenommenen Urkunde 
tritt Hüfner (Leipz 3. 1915, 495) ein. 


S 485. 

Drohende Einberufung eines Zeugen iſt Grund für eine 
Beweisſicherung, die auch in nachträglicher Beeidigung des im 
Hauptverfahren bereits vernommenen Zeugen beſtehen kam. 
OLG. München (2. IX. 14) Recht 1915, 744. 


§ 493. 

Iſt das Beweisſicherungsverfahren wegen plötzlichen 
Ausmarſches eines Zeugen eingeleitet, ſo kann in der dadurch 
gebotenen Eile ein Entſchuldigungsgrund für die nicht recht 
zeitige Ladung des Gegners gefunden werden, der dem Antrag⸗ 
ſteller die volle Benutzung der Beweisverhandlungen ermöglich 
OLG. Stuttgart (9. X. 14) Recht 1915, 116. 


8 576. 


Hat der erſte Richter das Verfahren für unterbrochen, 
der zweite Richter für ausgeſetzt erklärt, ſo liegt für den 
jenigen, der die Fortführung des Verfahrens anſtrebt, ein 
neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund nicht vor, da in dem 
weſentlichen Punkte, der Nichtfortführung des Verfahrenz, 
beide Gerichte übereinftimmen. OLG. Stuttgart (21. I 15 
Recht 1915, 116; OLG. Nürnberg (31. III. 15) Recht 1915, 229. 


§ 721. 

Die Berückſichtigung eines vom militäriſchen Befehlshaber 
erlaſſenen Umzugs verbots oder eines Verbots der zwangt⸗ 
weiſen Räumung einer Wohnung, hat nach der Anſicht be 
LG. Königsberg (15. III. 15) PoſMSchr. 1915, 56 erſt in 
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der Vollſtreckungsinſtanz zu erfolgen; dagegen hat das OLG. 
Königsberg in einem älteren Urteil (22. XII. 14) Poſ Schr. 
1915, 18 angenommen, daß derartige Verbote ſchon zur Ab⸗ 
weiſung der Räumungsklage führen. 

8 752. 

In der Vorſchrift, daß die Zwangsvollſtreckung gegen 
eine Militärperſon erſt nach Anzeige an die vorgeſetzte 
Militärbehörde ſtattfinden kann, erblickt Mayer, mit Rückſicht 
auf die oft ſchwere Erlangbarkeit der Militärbehörde eine arge 
Behinderung des Gläubigers, zumal die Anzeige ſelbſt beim 
Vorhandenſein eines Vertreters des Kriegsteilnehmers notwendig 
iſt. Meyer, DIZ. 1915, 512. Demgegenüber halten Güthe 
(S. 43, 45), Mayer (S. 228) und OLG. Frankfurt (15. XII. 14) 
OL GRſpr. 30, 248 den § 752 für eine reine Ordnungs⸗ 
vorſchrift und geben den Vollſtreckungsorganen nicht das Recht, 
die Erledigung des Vollſtreckungsauftrags oder ⸗antrags vom 
Nachweis der Anzeige abhängig zu machen. A. M: Dittrich, 
DONE. 1915, 785 (vgl. auch Note 1 zu § 5 Kr Sch.) 


55 829, 830. Bekanntmachung, betreffend die Ab⸗ 

tretung und Pfändung der Forderungen an die 

Kriegskaſſe aus der Uberlaſſung von Pferden, Fahr⸗— 

zeugen und Geſchirren. Vom 12. Auguſt 1914. 
(GBl. S. 370.) 

1. Die Vorſchrift knüpft die Pfändung einer der ge⸗ 
nannten Vergütungs forderungen an die Wegnahme des über 
ſie ausgeſtellten Anerkenntniſſes, enthält alſo eine Anderung 
der Beſtimmungen über die Forderungspfändung; doch gilt 
dies nur, ſobald ein Anerkenntnis auzgeitelt iſt; vorher voll⸗ 
zieht ſich die Pfändung nach den gewöhnlichen Vorſchriften 
(Heilberg⸗Schäffer, Reichsgeſetz über die Kriegsleiſtung S. 110; 
Mayer, S. 185). Der Zweck der Beſtimmung iſt, einer mehr⸗ 
fachen Verwertung der gleichen Forderung zugunſten verſchie⸗ 
dener Perſonen vorzubeugen (Begründung bei Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger, S. 383; Heiberg⸗Schäffer, S. 110). Gleichheit des Zwecks 
und Gleichheit der rechtlichen Behandlung der mit einem An⸗ 
erkenntnis ausgeſtatteten Forderung und der Forderung aus 
einer Briefhypothek rechtfertigen die entſprechende Anwendung 
der umfangreichen Rechtſprechung über die Pfändung der 
Briefhypothek (Heilberg⸗Schäffer, S. 110). 

2. Da dem Drittſchuldner gegenüber die Pfändung 
auch vor der Wegnahme des Anerkenntniſſes ſchon durch Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes als bewirkt gilt, iſt dem 
Gläubiger auch die Möglichkeit einer Vorpfändung ($ 815 
ZPO.) gegeben. Mayer, S. 186. 


3. Die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmungen auf die Pfän⸗ 
dung von Anſprüchen aus der Leiſtung von Kraftwagen 
wird von der Begründung (Güthe⸗Schlegelberger, S. 383) ver⸗ 
neint, von Heilberg⸗Schäffer (S. 84) und Landsberg (PoſMSchr. 
1915, 2) aber angenommen. 

4. Anträge, mit denen Forderungen gegen den Staat 
auf Erſatz von Kriegsſchäden gepfändet werden ſollen, 
find zurückzuweiſen, weil das Recht ſolche Anſprüche nicht ge⸗ 
währt und nichtbeſtehende Forderungen nicht gepfändet werden 
können (LG. I Berlin [17. V. 15] JW. 1915, 732). 
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§ 850, Abſ. I Nr. 5 und 8. 
Im Hinblick auf die Pfändbarkeit der militäriſchen 
Bezüge iſt die Frage, ob ein Feldwebelleutnant zu den 


Offizieren oder zu den Unteroffizieren zu rechnen iſt, von Be⸗ 


deutung. Das Urteil des LG. Gießen (18. XL 14) DAL. 
1915, 116, das allerdings ſpäter ein Dementi erfahren hat 
(PrVerwBl. 36, 333 Anm.), ſieht ihn als Unteroffizier an. 
Ebenſo Popitz (PrVerwBl. 36 S. 224, 251); wogegen Mugdan 
(DIZ. 1915, 195); Mugdan⸗Zitzlaff, ſowie die Erlaſſe des 
Kultusminiſteriums und des Kriegsminiſteriums im PrVerwBl. 
36, 251 ihm mit Rückſicht auf die hinſichtlich ſeiner ergangenen 
Miniſterialverfügungen und Kabinettsordern Offiziersrang zu⸗ 
billigen. (Ebenſo auch Schäffer, JW. 1915, 672.) W. H. in 
DRA. 1915, 61 gibt zwar zu, daß durch die angezogenen 
Verfügungen eine Gleichſtellung des Feldwebelleutnants mit 
den Offizieren erfolgt ſei, will ſie jedoch auf die Pfändbarkeit 
des Dienſteinkommens nicht erſtrecken, weil bezüglich dieſer der 
frühere Rechtszuſtand nur durch Geſetz hätte verändert werden 
können. 
8 1025. 

Die Klauſel in einem Schiedsvertrage, daß als Schieds⸗ 
richter nur eine im feindlichen Ausland befindliche Perſon 
oder aus einem daſelbſt aufhaltſamen Kreiſe auszuwählende 
Perſonen in Betracht kommen, iſt wirkungslos und macht den 
Schiedsvertrag hinfällig. OLG. Karlsruhe (27. IV. 15) 
DIE. 1915, 621; OLG. Hamburg (7. V. 15) LeipzgZ. 1915, 
924; OLG. Hamburg (24. V. 15) DIZ. 1915, 622 S Leipg. 
1915, 579 = Recht 1915, 174; LG. Mannheim (23. X. 14) 
Leip Z. 1915, 84 = Recht 1915, 117; Mayer, S. 182; Menner 
im vorliegenden Heft. Dieſe Unwirkſamkeit gilt nicht nur für die 
während, ſondern auch für die ſpäter anhängig werdenden Ver⸗ 
fahren, da einem Deutſchen nicht zugemutet werden kann, den 
Schiedsrichter eines feindlichen Staates (England) in Fragen 
für unbefangen anzuerkennen, die im weſentlichen durch die 
Kriegführung des betreffenden Staates gegenüber Deutſchland 
hervorgerufen ſind. Dieſe Grundſätze gelten insbeſondere für 
die im internationalen Kornhandel üblichen Kornimportverträge, 
die faſt durchweg die Entſcheidung auch der zwiſchen Inländern 
ſchwebenden Fragen an engliſche Schiedsgerichte verweiſen 
(James Breit, Lei. 1915, 182). 


88 1031, 1033. 
Die Kriegsteilnehmerſchaft eines Schiedsrichters iſt, da ſie 


ihn für unabſehbare Zeit in der Ausübung ſeines Amtes ver⸗ 


hindert, ſeinem Fortfall gleichzuſtellen. Es treten daher die in 
88 1031, 1033 vorgeſehenen Folgen ein. OLG. Hamburg 
(13. L 15) Leipz8. 1915, 561 = DAB. 1915, 432. 


8 1041. 


Inwieweit ein Schiedsgericht die Unterbrechungs⸗ und 
Ausſetzungsgründe der ZPO. und des KrTSchG. zur Ans 
wendung bringen will, bleibt ihm überlaſſen, nur darf die 
Fortführung des Rechtsſtreits weder zu einer Verſagung 
des rechtlichen Gehörs führen, noch darf eine Partei 
des geſetzlichen Vertreters entbehren (vgl. Bem. I 1 zu 8 2 
Kr TSchG.). 
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B. Die Notgeſetze. 


Geſetz betreffend den Schutz der infolge des Krieges an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſouen vom 
4. Angufi 1914 (RGBl. S. 328). 


(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


Vorbemerkung. 


I. Der im Geſetzestitel enthaltenen Zweckangabe wird 
Bedeutung in zweifacher Hinſicht beigemeſſen. 

1. Glaſer, DIS. 1914, 1076; JW. 1914, 906, erblickt 
in ihr einen Wegweiſer für die Auslegung des Geſetzes 
und gelangt damit zu dem allgemeinen Satze, daß die Vor⸗ 
ſchriften nicht anzuwenden ſeien, ſoweit fie dem Kriegsteilnehmer 
einen offenbaren Nachteil bringen oder ſeinem mutmaßlichen 
Willen widerſprechen. Ebenſo Mayer, S. 208 ff.; Hallbauer, 
Recht 1914, 578; dagegen Stein, JW. 1914, 804. 

2. Aus dem Titel geht hervor, daß es ſich um en Schutz⸗ 
geſetz handelt. Daraus folgt, daß, wer vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig ſeine Beſtimmungen verletzt, dem Kriegsteilnehmer zur 
Schadensleiſtung verpflichtet iſt (vgl. unten Note IV, 5 zu 8 2, 
Note 12 zu g 5, Note 6 zu 8 6). Hachenburg, Leipzg. 1914, 1591; 
Striemer, JW. 1914, 848; Komm. des Berliner Anwaltvereins, 
JW. 1914, 786; Mangold, Leipzg. 1914, 1741; Bovenſiepen, 
DRZ. 1915, 35; Waſſermann⸗Erlanger, S. 34; Juliusberg, 
DIZ. 1914, 1239. | u 

II. Das Geſetz hat rein prozeſſuale Bedeutung. 
Materiellen Rechtsſchutz gewährt es nur in 8 7 Nr. 1 und in 
5 8. Juliusberg, DIZ. 1914, 1239; Bovenſiepen, DRg. 
1914, 774; Waſſermann⸗Erlanger, S. 3; Güthe, S. 27 f. Doch 
werden durch ſeine prozeſſualen Beſtimmungen auch materiell⸗ 
rechtliche Fragen von Bedeutung (vgl. unten Anhang zu 
8 2 und 3). Auch kann der Kriegszuſtand als folder, unabhängig 
von dem Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz materiell ⸗ rechtliche Wir⸗ 
kungen dadurch äußern, daß die außergewöhnlichen und 
ſchwierigen Verhältniſſe, in denen ſich der Kriegsteilnehmer in 
der Regel befindet, in der Nichterfüllung privatrechtlicher 
Verbindlichkeiten eine Verletzung der verkehrserforderlichen 
Sorgfalt nicht erblicken laſſen. Joſef, 33 P. 45, 262, und 
Mitteilungen öffentlicher Feuerverſicherungsanſtalten 1914, 448. 


8 1. 

1. Die Anwendung des Geſetzes, auf den gegenwärtigen 
Kriegszuſtand beſchränkt, ſchließt ſeine Geltung für künftige 
Kriege aus. Wohl aber würde es gelten, wenn das Deutſche 
Reich mit den Staaten, mit denen es am 4. Auguſt 1914 im 
Kriege war, Frieden ſchließt und nur noch mit den ſpäter 
hinzugekommenen (Serbien, Montenegro, Italien uſw.) im 
Kriege ſtünde. 

2. Rückwirkende Kraft für die Kriegstage vor dem 
4. Auguſt beſitzt das Geſetz nicht. Waſſermann⸗Erlanger, S. 2; 
Sintenis, S. 119. 

3. Der Kriegszuſtand im Sinne des Geſetzes iſt nicht 
gleichzeitig mit dem völkerrechtlichen Kriege beendigt. Viel⸗ 
mehr gelten die Beſtimmungen auch nach dem Friedensſchluß, 
bis zu dem gemäß § 11 vom Kaiſer zu beſtimmenden Zeitpunkt, 
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4 14a. 191b. 
was z. B. für die Angehörigen einer weiter im Feindesland 
verbleibenden Okkupationsarmee von Bedeutung werden kann. 
Mayer, S. 199. 

55 2, 3. 
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1. Auf das Verfahren vor dem Schiedsgericht finden die 
Vorſchriften über Unterbrechung und Ausſetzung nach Heß, 
S. 23; Sieskind, S. 13; Hallbauer, Recht 1914, 578; 
Dig. 1915, 676 entſprechende Anwendung. A. M.: Güthe, 
S. 33; Bovenſiepen, DRZ. 1914, 774; Mansfeld, Bay. 
1914, 333; Waſſermann⸗Erlanger, S. 19. Mayer (S. 194) über: 
läßt die Anwendung des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes dem Ermeſſen 
des Schiedsgerichts, das nur durch die Notwendigkeit des rechts 
lichen Gehörs und ordnungsmäßiger geſetzlicher Vertretung eins 


geſchränkt iſt. Jedenfalls kommt das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz 


für die Vollſtreckungsklage und die Aufhebungsklage in Betracht. 
(Vgl. $ 1041 ZPO.) 

2. Auf das freiwillige Gerichtsbarkeitsverfahren erſtreckt 
ſich der Kriegsteilnehmerſchutz nicht. Joſef, 38. 45, 260; 
3 Bl GG. 10, 361; Schlegelberger bei Gruchot 59, 193; KG. 
(8. I. 15) PoſMSchr. 1915, 16. 

3. Auf das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
iſt das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz nicht unmittelbar anwendbar. 
Doch gibt die dieſen Gerichten eigene freiere Stellung ihnen die 
Möglichkeit, ähnliche Grundſätze im Wege richterlicher Prozeß⸗ 
leitung zu verwirklichen (Popitz, PrVerwBl. Bd. 35, 871). 

4. Die Anwendung des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes auf 
das Patentnichtigkeitsverfahren iſt unzuläſſig (Nichtigkeits⸗ 
abteilung des Patentamts [23. II. 15] JW. 1915, 666). 

5. Auf das Verfahren vor ausländiſchen Gerichten 
findet das Geſetz keine Anwendung (Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 19), jedoch iſt Urteilen, die im Auslande unter Außeracht⸗ 
laſſung des Geſetzes ergangen find, das Vollſtreckungsurteil zu 
verſagen, es ſei denn, daß ſich der Kriegsteilnehmer freiwillig 
auf das ausländiſche Verfahren eingelaſſen hat. Mayer, S. 293; 
Neumeyer, DIZ. 1914, 1199; Waſſermann⸗Erlanger, S. 19. 


II. Geſchützter Perſonenkreis. 


1. Nur natürliche Perſonen kommen unmittelbar als 
Kriegsteilnehmer in Betracht (über den Schutz juriſtiſcher Per 
ſonen vgl. Note 5 zu 8 9, über den Schutz von Perſonen⸗ 
gruppen unten Note III, 3, 4). 

2. Nur das Vorhandenſein der im § 2 angegebenen pet: 
ſö lichen Vorausſetzungen auf deutſcher Seite rechtfertigt den 
Kriegsteilnehmerſchuz, und zwar ohne Rückſicht auf die 
Nationalität des zu Schützenden. Mayer, S. 195 f.; Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 12; a. M.: Güthe, S. 29. Es kann ſich daher 
ein in Deutſchland als Kriegsgefangener fefigehaltener Franzoſe 
nicht auf ihn berufen. OLG. Nürnberg (20. XI. 14) Recht 
1915, 13; Reichel, Recht 1914, 587. Dagegen Sieskind, S. > 

3. Inwieweit der Schutz ſich auch auf die als Angehörige 
der öſterreichiſch⸗-ungariſchen Wehrmacht beteiligten Per 
fonen erſtreckt, war außerordentlich beſtritten, wurde aber über: 
wiegend verneinend entſchieden. Dafür waren v. Miltner, 
Leipg. 1914, 1646; Haberſtumpf, DRZ. 1914, 741, jetzt mus 
noch für die unter deutſchem Oberbefehl kämpfenden öfter: 
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reichiſchen Truppen. BaygZ. 1915, 48; Bovenſiegen, DR. 
1914, 774; OLG. Breslau Jur“Lit Bl. 1914, 163; LG. I Berlin 
(21. VIII. 14) JW. 1914, 846 und 28. VIII. 14, erwähnt 
bei Güthe S. 30. Dagegen waren Güthe S. 30; Kaufmann 
JW. 1914, 907; Menner, JW. 1915, 2; Kipp, DIE. 1914, 
1024; Neumeyer, DIZ. 1914, 1198; Hallbauer, Recht 1914, 
578; KG. (22. X. 14) DAB. 1914, 1387; (26. X. 14) 
DIE. 1914, 1388 = Recht 1914, 704; OLG. München 
(20. XI. 14) Recht 1914, 730 und CG. Kolmar (16. XII. 14) 
DIZ. 1915, 215. Jetzt erledigt ſich die Frage durch die 
„Bekanntmachung über die Ausdehnung des Geſetzes betreffend 
den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer 
Rechte behinderten Perſonen vom 4. VIII. 14 auf Kriegs⸗ 
beteiligte Oſterreich⸗ Ungarns“. Vom 22. X. 14 (RG Bl. 1914, 
450) und die „Bekanntmachung über die Gegenſeitigkeit im 
Verhältnis zu Oſterreich⸗Ungarn hinſichtlich der Kriegsbeteiligten 
vom 4. II. 14” (RGBl. 1915 S. 70). Aus der Tatſache, daß 
dieſe ausdrücklichen Anordnungen für notwendig erachtet wurden, 
wird geſchloſſen, daß vorher das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz 
auf öſterreichiſch⸗ ungariſche Kriegsteilnehmer keine Anwendung 
fand. OLG. München (20. XL 14) Recht 1914, 730. Die 
frühere Rechtſprechung und Lehre iſt heute noch von Bedeutung für 
die Wirkſamkeit von Prozeßhandlungen, die vor dem Inkrafttreten 
der Bekanntmachung vom 4. II. 15 liegen und für die Beurteilung 
der osmaniſchen Kriegsteilnehmer und der Kriegsteilnehmer der 
ſich etwa dem Deutſchen Reiche noch anſchließenden Staaten. 
Für die Zeit vor dem 11. II. 15, dem Tage der Ausgabe des 
Keichsgeſetzblattes, nimmt Haberſtumpf (Bay Z. 1915, 58) Rüde 
wirkung der Bekanntmachung an; dagegen: Stocker in den 
Mitt. f. AG.⸗Anwälte 1915, 18. 

Zu der Bekanntmachung vom 22. X. 14 iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß, trotzdem eine ausdrückliche Gleichſtellung nur 
hinſichtlich der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Lands und Seemacht 
ausgeſprochen iſt, ſinngemäß eine ſolche auch bezüglich der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Kriegsgefangenen und Geiſeln, 
ſowie derjenigen Perſonen, welche ſich im Auftrage des öſter⸗ 
reichiſch⸗ ungariſchen Staates im Ausland befinden, anzunehmen 
iſt. Mayer, S. 196. Was zur öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Lands und Seemacht gehört, richtet ſich nach öſterreichiſch⸗ 
ungariſchem Geſetz, jedoch genügt es für den deutſchen 
Richter, wenn die Erforderniſſe des 8 2 Kr TSchG. nach 
deutſchem Recht erfüllt find. Perſonen, die ſich dienſtlich aus 
Anlaß der Kriegführung Oſterreich⸗Ungarns im Deutſchen Reich 
aufhalten, find jedoch nicht als im Ausland befindlich im Sinne 
des 5 1 Nr. 2 anzunehmen. Mayer, S. 196. 

4. Die Abgrenzung der „mobilen und gegen den Feind 
verwendeten Truppenteile“ macht Schwierigkeiten. Nach 
Bendix (S. 28) ſind dies keine Begriffe juriſtiſcher, ſondern 
militäriſcher Natur, die ſich einer wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
trachtung entziehen, weil ſie der jederzeitigen Abänderung durch 
die Kommandoſtellen unterliegen. Auch erſcheinen ſie ihm nicht 
als einander ausſchließend, ſondern häufig in Praxis mit⸗ 
einander vereint. 

Für die Frage, was mobile Truppenteile find, laſſen 
ſich drei Anſichten unterſcheiden: 

a) Nach der einen fallen hierunter nur die ausdrücklich 
von der Heeresleitung für „mobil“ erklärten Truppen. 
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Sieskind, S. 14; Sieskind im Recht 1914, 616; Haberſtumpf, 
DRZ. 1914, 891; OLG. Hamburg (15. II. 15) OL GRſpr. 
30, 245. Es genügt ins beſondere nicht der beim Beginn des 
Krieges erlaſſene allgemeine Mobilmachungsbefehl, um ſämtliche 
deutſchen Truppen mobil zu machen. Vgl. OLG. Stuttgart 
(12. XL 14) Recht 1914, 733; (10. XI. 14) Recht 1914, 732; 
(25. XI. 14) Recht 1915, 13. Ob ein Truppenteil im einzelnen 
mobil iſt oder nicht, ergibt ſich aus dem deheimen Mobil⸗ 
machungsplan und iſt durch Rückfrage bei der Kommandobe hörde 
feſtzuſtellen. Sieskind, Recht 1914, 616. 

b) Nach der zweiten Anſicht ſind „mobil“ alle diejenigen 
Truppenteile, deren unmittelbare Verwendung gegen den 
Feind bereits begonnen hat, wofür äußere Anzeichen der 
Abmarſch aus der Garniſon, die Feldausrüſtung, die Ver⸗ 
pflegung und Wohnung darſtellen. Bendix, S. 4 bis 21; 
Oettinger, JW. 1914, 1071; Bovenſiepen, DRZ. 1914, 847; 
Heß, S. 25. Danach haben die Erſatztruppenteile im Inlande 
(OLG. Caſſel [7. XII. 14] Leipz 3. 1915, 64; OLG. Hamburg 
13. X. 14] Recht 1914, 734; [15. II. 15] DIZ. 1915, 725; 
OLG. Frankfurt [16. II. 15] Recht 1915, 286) und insbeſondere 
die Landſturmerſatzbataillone (LG. Frankfurt a. M. [19. II. 15] 
JW. 1915, 291 = Recht 1915, 175; LG. Kiel [16.L 15 
DIE. 1915, 324 = Recht 1915, 174) nicht als mobil zu 
gelten. Der Führer einer Sanitätsabteilung gehört vom Bes 
ginne ſeiner tatſächlichen Verwendung zu den mobilen Truppen 
(OLG. Augsburg [14. I. 15] Recht 1915, 61), der freiwillige 
Krankenpfleger in einem Lazarettzuge, ſobald dieſer Lazarettzug 
einer mobilen Armee unterſtellt iſt (OLG. Oldenburg [7. VL 15] 
JW. 1915, 729). Die Mitglieder des freiwilligen Automobil⸗ 
korps ſind erſt von der perſönlichen Einberufung des einzelnen 
Mitglieds ab mobil (OL G. Nürnberg [23. XI. 14] Recht 
1914, 735). 

c) Eine dritte Anſicht ſchließlich hält für „mobil“ die 
geſamte Lan und Seemacht des Deutſchen Reiches, auch 
ſoweit fie noch in der Aus bildung begriffen iſt und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Art ihrer Verwendung. OLG. Braunſchweig 
(2. II. 15) Leipz3. 1915, 561 OLG Rſpr. 30, 246 = DAE. 
1915, 322 = Recht 1915, 175; Katz, DAS. 1915, 151; 
Haberſtumpf, DR. 1914, 798, aber einſchränkend daſelbſt 891. 

Auch bezüglich des Begriffes der „gegen den Feind ver⸗ 
wendeten“ Truppenteile haben ſich zwei Meinungen gebildet. 

a) Nach der einen iſt eine unmittelbare Tätigkeit zur 
Bekämpfung des Feindes auf dem Kriegsſchauplatze im 
weiteren Sinne erforderlich (Mayer, S. 197; OLG. Frankfurt 
(16. II. 15) Leipz 3. 1915, 646). Es find daher allgemein die 
im Garniſondienſt beſchäftigten Perſonen, der zur Bewachung 
der Gefangenenlager kommandierte Landſturm (OL G. Darm⸗ 
ſtadt [5. III. 15] Leipzg. 1915, 714 = DAB. 1915, 622; 
OLG. Hamburg (8. IV. 15] Leipz Z. 1915, 713 = Recht 1915, 
284; [24. IV. 15] Leipz3. 1915, 849 = Recht 1915, 284; 
LG. Frankfurt a. M. [8. IV. 15] Leipz3. 1915, 927; Delius, 
JW. 1915, 539; Friedländer, DIZ. 1915, 513; Bovenſiepen, 
Leipz 3. 1915, 741) und die Militärbeamten (OLG. Hamburg 
[7. XII. 14] Recht 1915, 36; Haberſtumpf, IW. 1915, 741) 
noch nicht als gegen den Feind verwendet anzuſehen. 

b) Nach der Gegenmeinung iſt gegen den Feind verwendet 


jeder, der eine auch nur mittelbar gegen den Feind ge⸗ 
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richtete Tätigkeit entfaltet, z. B. die Wachtmannſchaften für 
die Gefangenenlager (OLG. Dresden [30. IX. 14] LeipzgZ. 1914, 
1867 = Recht 1914, 732; [3. XI. 14] SächſA. 1915, 145; 
OLG. Hamburg [30. L 15] Leipzg. 1915, 560 = DIE. 1915, 
531 = DLENIpr. 30, 246), der als Küſtenwache (OLG. Ham⸗ 
burg [18. I. 15] OL GRſpr. 30, 246 — Leipz g. 1915, 308 
Recht 1915, 109; OLG. Kiel [1. XII. 14] Leipzg. 1915, 64 
Recht 1915 S. 13 und 108), der zum Schutze der Grenzen 
gegen Neutrale (OLG. Cöln [22. XII. 14] JW. 1915, 202 
— Recht 1915, 109), der Werkſtätten und Eiſenbahnen (OLG. 
Dresden [3. XI. 14] DIg. 1914, 1391 Recht 1915, 12), 
benutzte Landſturm. Heß, S. 25; Bovenſiepen, DR. 1915, 342 — 
Juliusberg (DIZ. 1914, 1239) will zwar in dieſer Weiſe vers 
wandte Erſatztruppenteile, nicht aber die bei ihnen befindlichen 
freiwillig en Krankenpfleger, Marketender und Fuhrparkarbeiter 
als gegen den Feind verwendet anſehen. (Vgl. auch Waſſer⸗ 
mann⸗Erlanger, S. 6). 

Für die Beſatzung einer „armierten Feſtung“ wird 
angenommen, daß ſowohl die Frage, wer zur Beſatzung gehört, 
als auch die, welche Feſtung armiert oder in Armierung begriffen 
iſt, ausſchließlich von der Anordnung der militäriſch vor⸗ 
geſetzten Stelle abhängig und daher nur durch dieſe maß⸗ 
gebend zu beantworten find. Bendix, S. 26; Güthe, S. 32; 
Sieskind, S. 19; Waſſermann⸗Erlanger, S. 8. Nicht zur Be⸗ 
ſatzung gehören die in der Feſtung beſchäftigten einfachen Arbeiter. 
Mayer, S. 198; OLG. Stuttgart (12. III. 15), Recht 1915, 285. 

5. Beſtritten iſt, ob zu den vermöge des Dienſtver⸗ 
hältniſſes, Amtes oder Berufs einer Truppe zugehörigen 
Perſonen auch die freiwillig bei ihr befindlichen gehören. 
Mayer (S. 198) und Waſſermann⸗Erlanger (S. 10) verneinen 
dies, wenn nicht ein, wenigſtens privatrechtliches Dienſtverhältnis 
zur bewaffneten Macht beſteht. Dagegen will Kipp (DIZ. 1914, 
1024) auch die freiwilligen Krankenpfleger und freiwillig helfenden 
Zivilärzte, ohne Rückficht auf das Beſtehen eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes des Schutzes teilhaftig werden laſſen. Dagegen 
find ſolche Perſonen, die fich freiwillig des Erwerbs halber beim 
Heere aufhalten, nicht geſchützt (Bayeriſches Juſtizminiſterium, 
Recht 1914, 531). Holländer (JW. 1914, 970) will auch die 
auf Grund eines privaten Dienſtvertrages bei der Wehrmacht 
Beſchäftigten nur dann geſchützt wiſſen, wenn ſich ihre Tätigkeit 
im Ausland abſpielt, weil fie alsdann unter $ 2 Nr. 2 fallen. 

6. Übereinſtimmung herrſcht darüber, daß eine vorüber⸗ 
gehende Abweſenheit vom Truppenkörper die Zugehörigkeit 
zu ihm und damit die Kriegsteilnehmerſchaft nicht aufhebt 
(OL. Kiel 1. XI. 14] Leipz3. 1915, 64 = Recht 1915, 13; 
Komm. des Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786). Das 
OLG. Braunſchweig läßt fie ſogar fortbeftehen, wenn der Kriegs⸗ 
teilnehmer während eines mehrwöchentlichen Heimatsurlaubs 
ſeine bürgerliche Beſchäftigung wieder aufnimmt (OLG. Braun⸗ 
ſchweig 19. L 15] LeipzZ. 1915, 308 = Recht 1915, 109). 
Der in der gleichen Entſcheidung ausgeſprochene Grundſatz, daß 
es für die Gewährung des Schutzes unerheblich ſei, ob durch 
die Kriegsteilnehmerſchaft überhaupt eine Behinderung in der 
Wahrnehmung der eigenen Angelegenheiten eintrete, dürfte durch 
die neue Bekanntmachung des Bundesrats vom 14. L 15 
(RG Bl. 1915, 17) für vermögensrechtliche Streitigkeiten in 
ſeiner praktiſchen Anwendung erheblich eingeſchränkt werden. 
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7. Zu der Gruppe der dienſtlich aus Anlaß der Kriegs⸗ 
führung im Ausland weilenden Perſonen gehören ins⸗ 
beſondere die diplomatiſchen Beamten im Hauptquartier (Güthe, 
S. 33), die in die beſetzten Gebiete entſandten Beamten (Licht, 
S. 1; Hallbauer, Recht 1914, 578; Waſſermann⸗Erlanger, S. 12) 
und die Einkäufer von Lebensmitteln (Sieskind, S. 22). Es 
braucht ſich auch nicht um feindliches Ausland zu handeln, 
vielmehr kommt jeder Aufenthalt außerhalb des Deutſchen 
Reiches in Betracht (Mayer, S. 198; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 12). 

8. Zu den Kriegsgefangenen ſind auch die vom feind⸗ 
lichen Staat mit Rückſicht auf ihre Dienſtpflicht oder aus 
ſonſtigen den Krieg betreffenden Gründen zurückbehaltenen 
Zivilperſonen, ſowie überhaupt alle durch Maßnahmen der 
feindlichen Macht an der Rückkehr nach Deutſchland verhinderten 
Perſonen zu zählen, obgleich dieſe letztgenannten Gruppen Kriegs⸗ 
gefangene im völkerrechtlichen Sinne nicht ſind (Bendix, S. 29; 
Kipp, DIZ. 1914, 1024; Güthe, S. 33; etwas enger Sieskind, 
S. 22; vgl. auch Goldſchmidt, Leipz g. 1914, 1636 ff.). Auch 
die völlerrechtlich von den Kriegsgefangenen ausdrücklich unter⸗ 
ſchiedenen gefangenen deutſchen Spione find ihnen im Sinne 
des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes gleichzuſtellen (Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 12). 

Der zweiten Gruppe des 5 2 Nr. 3, den Geiſeln, d. h. 
Perſonen, die ſich als Gewähr für die Erfüllung beſtimmter 
völlerrechtlicher Verbindlichkeiten in Feindeshand befinden 
(Sieskind, S. 23; Goldſchmidt, Leipz Z. 1914, 1636; Waſſer⸗ 
mann⸗Erlanger, S. 12), iſt durch die von den Ruſſen in Oſt⸗ 
preußen und den Franzoſen im Elſaß geübte Praxis eine 
gewiſſe Bedeutung verliehen worden. 


III. Geſchützte Prozeßſtellung. 

1. Das Geſetz verlangt, daß eine Partei Kriegsteilnehmer 
iſt. Unerheblich iſt, ob ſie Kläger oder Beklagter, 
Antragſteller oder Antragsgegner iſt (Stein, ZW. 1914, 804; 
Hachenburg, Leipz Z. 1914, 1591; Güthe, S. 36; Heß, S. 26; 
Bendix, S. 69; Niſſen, Leipz Z. 1914, 1611). Dagegen will 
Glaſer (DIZ. 1914, 1076; ähnlich Mayer, S. 209) die 
Wirkungen des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes nur inſoweit ein⸗ 
treten laſſen, als ſie dem Intereſſe und mutmaßlichen Willen 
des zu Schützenden entſprechen. 

2. Fraglich iſt, ob die Kriegsteilnehmerſchaft eines Streit⸗ 
genoſſen oder einer dritten am Rechtsſtreit beteiligten 
Perſon die Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens 
auslöſt. Bendix (S. 70) fieht als Partei im Sinne des 
Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes jeden Streitgenoſſen, Nebeninter⸗ 
venienten und ſogar Streitverkündeten an, ſteht aber mit dieſer 
Anſicht vereinzelt da. 

Für die Streitgenoſſenſchaft kommt es nach der 
herrſchenden Lehre darauf an, ob ſie eine notwendige im 
Sinne des 8 62 ZPO. iſt oder nicht. Im erſteren Falle 
wirkt die Kriegsteilnehmerſchaft des einen Streitgenoſſen auch 
für die Perſon des anderen, weil beiden gegenüber der Rechts⸗ 
ſtreit nur einheitlich entſchieden werden kann (Menner, JW. 
1915, 2; Güthe, S. 37; Sintenis, S. 117; Bovenfiepen, DR- 
1914, 774; Waſſermann⸗Erlanger, S. 23; KG. [2. XI. 14] 
DIZ. 1914, 1389; DRG. Hamburg [21. I. 15] Recht 1915, 
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286 — OL &Rſpr. 30, 243; OLG. Frankfurt a. M. 2. II. 15] 
Recht 1915, 286), und zwar in der Weiſe, daß bei Unter⸗ 
brechung des Rechtsſtreits gegenüber dem Kriegsteilnehmer 
zugleich auch eine Unterbrechung gegenüber dem notwendigen 
Streitgenoſſen eintritt (a. M.: Sieskind, S. 24). Auch Mayer 
(S. 209) tritt für eine ſchwächere Wirkung ein, indem er bei 
Unterbrechung gegenüber dem Kriegsteilnehmer für deſſen 
Streitgenoſſen nur eine Ausſetzungsmöglichkeit gewährt. Bei 
nicht notwendiger Streitgenoſſenſchaft, wie ſie z. B. regel⸗ 
mäßig bei Geſamtſchuldnern vorliegt, wird der Prozeß gegen 
den nicht im Felde befindlichen Streitgenoſſen ungehindert 
weitergeführt (OL G. Hamburg 2. XI. 14] DIZ. 1914, 1392 
= OL GRſpr. 30, 8 = Recht 1914, 734 = Leipzg. 1915, 
153; OLG. Frankfurt 12. I. 15] LeipzZ. 1915, 646; OLG. 
Stuttgart [1. XII. 14] Recht 1915, 37 = Leipzg. 1915, 310; 
OLG. Augsburg 22. I. 15] Recht 1915, 112; OLG. Dresden 
7. VL 15] JW. 1915, 729). Eine Verhandlung der Sache 
in getrennten Prozeſſen wird dadurch nicht erforderlich (OLG. 
Stuttgart [4. II. 15] Recht 1915, 112). 

3. Aus der Stellungnahme zur notwendigen Streit⸗ 
genoſſenſchaft wird, wenn als Partei eine Geſamt händer⸗ 
ſchaft in Frage kommt, der Schluß gezogen, daß die Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft eines Geſamthänders Unterbrechung oder 
Ausſetzung für alle herbeiführt. (Menner, JW. 1915, 2; 
Waſſermann⸗Erlanger, S. 18; OLG. Karlsruhe [3 1. III. 15] 
JW. 1915, 664.) Dies gilt z. B. für Miterbengemein⸗ 
ſchaften in der Klägerſtellung (LG. Breslau [28. XI. 14] 
DIZ. 1915, 324 = Recht 1915, 174), in der Beklagtenrolle 
nur dann, wenn gemäß § 2059 Abſ. 2 BGB. auf „Zahlung 
aus dem Nachlaß“, nicht aber, wenn gegen die Erben als 
Geſamtſchuldner geklagt wird; denn nur in erſterem Falle iſt 
notwendige Streitgenoſſenſchaft gegeben. (OL G. Darmſtadt 
7. L 15] DIg. 1915, 213 = Recht 1915, 111; KG. [8. II. 15] 
DAB. 1915, 427 = Recht 1915, 110; OLG. Düffelborf 
[3. X. 14] LZ. 1915, 153.) 

Von anderer Seite (Güthe, S. 29; Mayer, S. 203 f.; 
Levin, JW. 1915, 53) wird die Wirkung der Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchaft einzelner Geſamthänder im Prozeſſe gegen die Geſamthand 
davon abhängig gemacht, ob noch genügend zur Vertretung 
berechtigte Geſamthänder nach Abzug der im Felde befind⸗ 
lichen vorhanden ſind. Von dieſer letzteren Anſchauung aus 
würde z. B. beim nicht rechtsfähigen Verein in der 
Klägerrolle eine Unterbrechung oder Ausſetzung nur in Frage 
kommen, wenn alle oder wenigſtens die zur Geſamtvertretung 
berechtigten Mitglieder Kriegsteilnehmer ſind (vgl. für die 
bürgerlich⸗ rechtliche Geſellſchaft OLG. Celle 10. XI. 14] Leipzg. 
1915, 152). In der Beklagtenrolle wäre der nicht rechtsfähige 
Verein wegen ſeiner geſetzlichen Gleichſtellung mit einer juriſtiſchen 
Perſon (8 50 ZPO.) ebenſo wie eine ſolche zu behandeln (vgl. 
unten Note 5 zu 8 9) (Mayer, S. 203 f.; a. M.: OLG. 
Karlsruhe [g. I. 15] DIg. 1915, 321; Recht 1915, 176, 
wo in einem ſolchen Falle Unterbrechung oder Ausſetzung 
angenommen werden, wenn alle Mitglieder ins Feld ge⸗ 
rückt find). 

Bei den familienrechtlichen Geſamthänderſchaften (Allgemeine 
Gutergemeinſchaft, Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft uſw.) kommt 
es nur auf die Perſon des führenden Geſamthänders an. 
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4. Bei Beurteilung der praktiſch wichtigſten Geſamt⸗ 
händerſchaften, der Offenen Handelsgeſellſchaft!) und der 
Kommanditgeſellſchaft)), treten die beiden zu 3 erörterten 
Auffaſſungen gleichfalls hervor, nur daß hier mit Rückſicht auf 
die prozeſſuale Selbſtändigkeit beider Gebilde noch eine dritte 
Anſicht vertreten wird, welche ſie bezüglich des Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutzes vollſtändig den juriſtiſchen Perſonen gleichſtellen will 
(Heß, S. 27; Sieskind, S. 15; OLG. Caſſel [30. XI. 14] Leipzg. 
1915, 66 = Recht 1915, 108; OLG. München [19. X. 14) 
OL GRſpr. 30,7 = Recht 1914, 705; [18.XL 14] Seuff A. 70, 79; 
5. IL 15] OL GRſpr. 30, 242; [21. I. 15] OL GRſpr. 30, 244 = 
Seuff A. 70, 169; OLG. Augsburg [5. L 15] Leipr3. 1915, 237; 
OLG. Dresden [9. XII. 14] Leipz Z. 1915, 645; OL G. Breslau 
22. V. 15] JW. 1915, 664), mit leichtem Übergang zu der 
unten an dritter Stelle behandelten Auffaſſung. Dagegen: 
Paul Lenel, DIZ. 1915, 196; v. Harder, JW. 1914, 1135. 

Die von der notwendigen Streitgenoſſenſchaft aus⸗ 
gehende Anſchauung ſieht in der Vereinigung zur DfFHGEN. 
(KomGGeſ.) nur eine äußerliche Zuſammenfaſſung ſelbſtändiger 
Perſonen und betrachtet daher als Prozeßpartei die einzelnen 
Geſellſchafter, die untereinander in notwendiger Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft ſtehen. Sie läßt deswegen ſchon die Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchaft eines von ihnen für die Unterbrechung und Ausſetzung 
gegenüber der Off HGeſ. genügen. In voller Schärfe findet 
ſich dieſe Auffaſſung dort, wo die OffHGeſ. allein, das heißt 
ohne gleichzeitiges Vorgehen gegen ihre Inhaber, verklagt iſt. 
Menner, JW. 1915, 2; Bovenſiepen, DRZ. 1914, 774; 
OLG. Hamburg (19. IX. 14) Recht 1914, 732; (1. X. 14) 
OL GRſpr. 30, 6; (9. XI. 14) Leipgß. 1915, 151 = DIL. 
1914, 1393; (17. II. 15) OL GRſpr. 30, 243; OLG. Frankfurt 
(17. XII. 14) OL GRſpr. 30, 7 S Leipzg. 1915, 151; KG. 
(21. XII. 14) Recht 1915, 59 = DI. 1915, 210; (12. XII. 14) 
LeipzZ. 1915, 235 = Recht 1915, 109; OLG. Marienwerder 
(26. I. 15) PoſMSchr. 1915, 15; OLG. Dresden (6. X. 14) 
Sächſ Arch. 1915, 145 = DIZ. 1914, 1305; OLG. Bamberg 
(16. XI. 14) Leipzg. 1915, 68 = Recht 1915, 108; OLG. 
Darmſtadt (7. XII. 14) DIZ. 1915, 113 = Recht 1915, 109; 
Oe G. Hamm (19. IX. 14) Dig. 1914, 1216 — Recht 
1914, 735; OLG. Caſſel (23. XI. 14) Leipzg. 1915, 65; 
OLG. Celle (1. III. 15) Leipz Z. 1915, 645. 

Für die Zeit nach Auflöſung der im Streit befindlichen 
Off HGeſ. vertritt die gleiche Anſchauung OLG. Duüſſeldorf 
(3. XL 14) Leipzg. 1915, 152. Anders beurteilt die Sachlage 
im Falle der Übernahme mit Aktivis und Paſſivis OLG. 
Hamburg (5. I. 15) Leipzg. 1915, 309 = DAS. 1915, 451 
= Recht 1915, 109 = OL GRſpr. 30, 243. Bei einer bereits 
bei Klageerhebung aufgelöſten Off Geſ. kommt notwendige 
Streitgenoſſenſchaft und daher Unterbrechung oder Ausſetzung 
gar nicht in Frage. KG. (7. I. 15) DIZ. 1915, 379 S Recht 
1915, 60; OLG. Karlsruhe (11. X. 14) Leipzg. 1914, 1917 
— Recht 1915, 13. 

Etwas weniger klar gelangt dieſe Auffaſſung dort zum 
Ausdruck, wo neben der Off HGeſ. oder KomGeſ. ein im Felde 
befindlicher Inhaber verklagt iſt, daher nicht nur die Streit⸗ 


1) Im Folgenden mit „OffHGeſ.“ bezeichnet. 
1) Im Folgenden mit „KomGeſ.“ bezeichnet. 5 
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genoſſenſchaft der einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft unter⸗ 
einander, ſondern auch die weitere Streitgenoſſenſchaft des 
ſelbſtändig verklagten Geſellſchafters mit der Geſellſchaft als 
ſolcher für die Eatſcheidung ausſchlaggebend geweſen ſein kann. 
Hierher zählen: OLG. Dresden (5. XI. 14) JW. 1914, 1045 
— Recht 1914, 737; OLG. Karlsruhe (29. X. 14) Leipzg. 
1914, 1916 = Recht 1915, 13; KG. (25. XI. 14, 11. XII. 14, 
12. XII. 14, 30. XI. 14, 4. I. 15) KGBl. 1915 S. 6—8 
— Recht 1915, 176; KG. (19. X. 14) DIg. 1914, 1304 
— Recht 1914, 650 = KGBl. 1914, 120. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf die Kommandit⸗ 
geſellſchaft behandeln KG. (2. XI. 14) DSB. 1914, 1389; 
OLG. Dresden (6. X. 14) DIZ. 1914, 1304; OL G. München 
(9. I. 15) Leipzg3. 1915, 235 = Seuff A. 70, 166 = Recht 
1915, 16. 


Die Auffaſſung, welche den Geſichtspunkt der Vertretung 
ausſchlaggebend ſein läßt, kann Unterbrechung oder Ausſetzung 
für die Off Geſ. nur dort eintreten laſſen, wo alle vertretungs⸗ 
berechtigten Geſellſchafter oder bei Kollektivvertretung ſo viel 
vertretungsberechtigte Geſellſchafter im Felde ſind, daß die 
zurückgebliebenen zur alleinigen Vertretung nicht mehr aus⸗ 
reichen. (Güthe, S. 29; Mayer, S. 203; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 15; Sintenis, S. 117; Kipp, DIZ. 1914, 1024; Kom. 
des Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786; Lux. JW. 
1914, 961; Hallbauer, Recht 1914, 578; KG. 21. X. 14] 
OL GRſpr. 29, 306; OLG. Hamburg (18. XII. 14] Recht 
1915, 58; [19. X. 14] Leipz8. 1915, 65 = DJ. 1914, 1307 
Recht 1915, 108 = Recht 1914, 650; OLG. Colmar [6. I. 15 
Leipz g. 1915, 714; OLG. Stuttgart [30. X. 14] Recht 
1914, 732; O2 G. Breslau [12. III. 15] JW. 1915, 464 = 
Leipz8. 1915, 777; OLG. Hamm [19. IX. 14] DIg. 1914, 1216 
Recht 1914, 647; LG. I Berlin 10. VI. 15] JW. 1915, 733; 
LG. Schweidnitz [28. X. 14] Breslau AK. 1914, 48.) 

Den gleichen Gedanken ſpricht für die in Liquidation 
befindliche Off̃Geſ. hinſichtlich der Kriegsteilnehmerſchaft 
der Liquidatoren das OL B. München (5. II. 15) Recht 1915, 175 
aus. Für die Kommanditgeſellſchaft wird dieſe An⸗ 


ſchauung vom OLG. Colmar (16. XI. 14) Leipzg3. 1915, 69 


— Recht 1915, 108 und KG. (21. IX. 14) DIS. 1914, 1213 
vertreten. 

Einer Abart dieſer Anſicht gibt das OLG. Frankfurt 
(20. I. 15] Leipz3. 1915, 378 Recht 1915, 175) Ausdruck, 
das die Unterbrechung ablehnt, da in der Perſon der übrig⸗ 
bleibenden Geſellſchafter zur Wahrnehmung der Rechte des im 
Felde Befindlichen berufene Vertreter vorhanden ſeien, dafür 
aber gemäß 8 3 KrTSchG. einen Anſpruch auf Ausſetzung 
gewährt. N 

Mehr auf die Lage des einzelnen Falles ſind ſchließlich 
die Entſcheidungen des OLG. München ([15. I. 15] Seuff A. 70, 167) 
und des LG. Hagen (20. I. 15] DIZ. 1915, 432) zugeſchnitten, 
welche die Kriegsteilnehmerſchaft eines einzigen von mehreren 
ſelbſtändigen vertretungsberechtigten Geſellſchaftern dann ent⸗ 
ſcheidend fein laſſen, wenn gerade dieſer über die für den Prozeß 
erheblichen Tatſachen allein unterrichtet iſt. 

Seitdem es durch die Bekanntmachung vom 14. Januar 
1915 dem Gericht überlaſſen iſt, aus Billigkeitsgründen einen 


S 14a. 1916. 


Vertreter zu beſtellen oder eine Ausſetzung abzulehnen, hat die 
Streitfrage etwas an Bedeutung verloren (vgl. OLG. Poſen 
15. III. 15] PoſM Schr. 1915, 55). 

5. Die Frage der Kriegsteilnehmerſchaft eines Streit 
genoſſen ſpielt ferner eine Rolle für die gegen den im Felde 
befindlichen Ehemann und ſeine Frau gemeinſam gerichtete 
Räumungsklage und hat in Verbindung mit den ſich hieran 
ſchließenden materiellen Rechtsfragen ausführliche Behandlung 
gefunden. 

a) Prozeßrechtlich hat die Kriegsteilnehmerſchaft des 
Mannes auf das Verfahren gegen die Frau nur Einfluß, 
wenn zwiſchen beiden notwendige Streitgenoſſenſchaft 
beſteht. (OLG. Hamburg [7. XII. 14] DZ. 1915, 215 = 
Recht 1915, 111; KG. [16 X. 14] Recht 1915, 285; Löwe, 
JW. 1914, 950); anderenfalls nimmt das Verfahren gegen 
die Frau ſelbſt dann ſeinen Fortgang, wenn ſie über die für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits weſentlichen Verhältniſſe 
nicht unterrichtet iſt. O8 G. Darmſtadt (16. XL 14) DIZ. 1914, 
1391. Iſt alſo z. B. die Frau auf Räumung und der Mann 
auf Duldung verklagt, fo iſt der Rechtsſtreit nur bezüglich des 
Duldungsanſpruchs unterbrochen, während die Frau zur 
Räumung verurteilt werden kann. (OLG. München 21. I. 15] 
Seuff A. 70, 164 = OL GRſpr. 30, 241; Löwe, JW. 1914, 950). 

Zweifelhaft iſt es aber, in welchen Fällen notwendige 
Streitgenoffenſchaft zwiſchen den Ehegatten anzunehmen iſt. 
Flatow, JW. 1915, 75; Schwabe, Recht 1914, 707 und das 
LG. Hamburg (16. XII. 14] DIZ. 1915, 432) ſehen fie 
zwiſchen den auf Räumung verklagten Ehegatten ohne weiteres 
als gegeben an, wohingegen OLG. Frankfurt (12. XL 14] 
JW. 1915, 58; [26. XL 14] OL GRſpr. 30, 4 = Lip}. 
1915, 72 = Recht 1915, 112); OLG. Darmſtadt ([16. XI. 14 
DIZ. 1914, 1391) und Güthe, S. 37 auf dem entgegengeſetzten 
Standpunkte ſtehen. 

Aber ſelbſt wenn ein Räumungsurteil gegen bie Che⸗ 
frau erwirkt iſt, ſo wird doch die Vollſtreckung als unzu⸗ 
läſſig angeſehen, ſolange nicht auch ein Urteil gegen den im 
Felde befindlichen Ehemann ergangen iſt. Als Gründe hierfür 
werden angeführt einmal, daß das Mietrecht zum eingebrachten 
Gute gehört und daher nicht den Gegenſtand einer nur gegen 
die Frau gerichteten Vollſtreckung bilden kann. (Schwabe, 
Recht 1914, 708; Strucksberg, KGG Bl. 1915, 31; Flatow, 
JW. 1915, 75; a. M.: Waſſermann⸗ Erlanger, S. 37), ferner, 
daß eine Räumung der Wohnung durch die Frau auch zur 
Fortſchaffung der Kinder und der dem Ehemanne gehörigen 
Sachen führen und daher tatſächlich eine Räumung durch den 
Ehemann darſtellen würde, wie ſie nur auf Grund eines gegen 
ihn ergangenen Titels vor ſich gehen kann. (Güthe, S. 37; 
v. Eicken, JW. 1915, 252; Gumbinner, DIZ. 1914, 1203; 
Aſch, JW. 1914, 854; Roſenthal, S. 27; Franke, Recht 1915, 17; 
Kipp, Recht und Wirtſchaft 1914, 213; Bovenſiepen, DR. 
1914, 774; Flatow, JW. 1915, 75; Seeger, JW. 1914, 991, 
Berlin LG. III [13. XL 14] JW. 1914, 1095; 28. I 
[15. X. 14] KGBl. 1914, 142 — Recht 1915, 284; 4. N.: 
Wertheimer, JW. 1914, 948 bei Vollstreckung eines ſich auf 
das Eigentumsrecht des Vermieters flügenben Urteils.) Waſſer⸗ 
mann Erlanger (S. 37) erachtet ſogar, wenn nur Sachen des 
Ehefrau in der Wohnung find, die Vollſtreckung des Naumumgz⸗ 
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urteils deshalb für unzuläſſig, weil darin ein Eingriff in das 
Beſtimmungsrecht des Ehemanns über die eingebrachten Sachen 
der Frau enthalten ſei. 

Im Hinblick auf die Bedenken gegen eine ſolche Voll⸗ 
ſtreckung hat das Preußiſche Juſtizminiſterium die Gerichts⸗ 
vollzieher angewieſen, die Ausführung von Räumungsaufträgen 
gegen Kriegsteilnehmerfrauen bis zur ausdrücklichen Anweiſung 
durch die Vollſtreckungsgerichte abzulehnen (vgl. Allgem. Verf. 
vom 26. IX. 14, PrIJMBl. 1914, 717. Vgl. gegen die Zus 
läſſigkeit und Sachgemäßheit dieſer Verfügung Schiffer, DIZ. 
1914, 1238; Hachenburg, DIZ. 1914, 1270). In der Regel 
leiden die Räumungsanſprüche des Vermieters, wenn nicht 
etwa Gütertrennung vorliegt (Hahnemann, Nachr. d. Deutſch. 
Anw.⸗Ver. 1914, 126) aus materiell rechtlichen Gründen bereits 
im Erkenntnisverfahren Schiffbruch. Dieſe Gründe liegen einmal 
in dem Erfordernis der Kündigung, die ſowohl bei alleiniger 
Vermietung an den Ehemann als auch bei Vermietung an beide 
Ehegatten dem Manne gegenüber erklärt werden muß, was 
häufig an ſeiner tatſächlichen Unerreichbarkeit und der Schwierigkeit 
der Zuſtellung ſcheitert (vgl. zu 8 172 ZPO., Aſch, JW. 1914, 
854; Wertheimer, JW. 1914, 948; Seeger, Geſetz und 
Recht 1914, 197; Güthe, S. 34 ff.). Die anderen Fragen 
geſtalten ſich, je nachdem, wer Mieter der Räume iſt, verſchieden. 
aa) Hat nur die Frau gemietet, fo kann fie zur Räumung 
verurteilt werden, und zwar ſowohl auf Grund des Miet⸗ 
vertrages, als des Eigentums des Vermieters. 5 

bb) Hat der Ehemann allein gemietet, ſo kommt eine 
Räumungsklage aus dem Mietvertrage der Frau gegenüber 
nicht in Betracht. Gegenüber der Klage aus dem Eigentum, 
welche eine ordnungsmäßige Kündigung an den Ehemann 
vorausſetzt, wird die Ehefrau von der herrſchenden Meinung 
nicht als paſſiv legitimiert angeſehen, weil fie nicht Beſitzerin, 


— 


ſondern nur Befigbienerin iſt. (Aſch, JW. 1914, 853; Flatow, 


JW. 1915, 75; OLG. Frankfurt 26. XI. 14] JW. 1915, 58 
= Lip. 1915, 72 = OL GRſpr. 30, 4 AG. Cuxhaven 
[1. X. 14] Leipz 3. 1915, 85 = Recht 1915, 108.) Dagegen 
erachten v. Eicken (JW. 1915, 252), Seeger (JW. 1914, 991) 
und Wertheimer (JW. 1914, 948) die Eigentumsklage für 
begründet, indem fie der Ehefrau einen ſelbſtändigen Beſitz 
zuerkennen. Schwarzſchild (JW. 1914, 992) gibt zwar die 
rechtliche Möglichkeit der Eigentumsklage zu, hält ſie aber im 
Koſtenintereſſe für unſachgemäß, weil der Streitwert des 
Räumungsprozeſſes ſich alsdann nach dem Wert des ganzen 
Hauſes bemeſſen ſoll. Heß (S. 31) gelangt zur Abweiſung der 
Eigentumsklage mit Rückſicht auf die Unteilbarkeit des Mit⸗ 
beſitzes, das AG. Hamburg ([28. IX. 14] DIZ. 1914, 1308 
= Recht 1914, 732), weil fie dem Sinne des Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutzgeſetzes widerspricht. 

cc) Bei Vermietung an beide Ehegatten iſt nach der 
einen Anſicht bei ordnungsmäßiger Kündigung an beide Mieter 
die Räumungsklage gegen die Frau gegeben. (OL G. Frank 
furt a. M. [26. XI. 14] JW. 1915, 58 = Leipzg3. 1915, 72 
SOL GRſpr. 30, 4; Waſſermann⸗Erlanger, S. 35 f.; Hachenburg, 
DIZ. 1914, 1270.) Überwiegend wird aber auch hier die 
Klage abgewieſen, und zwar mit der Begründung, daß die 
Ehefrau infolge des Rechtes ihres Mannes, die eheliche 
Wohnung zu beſtimmen, zur Innehabung der Mieträume ver⸗ 
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pflichtet bleibt, und daß dieſe aus dem öffentlich⸗rechtlichen 
Verhältniſſe der Ehe ſich ergebende Pflicht der nur privat⸗ 
rechtlichen Räumungspflicht vorgehe. (Güthe, S. 35; Franke, 
Recht 1915, 17; Mayer, S. 217; LG. Ravensburg [1. II. 15] 
Recht 1915, 110.) Gegen die Begründung: Schwabe (Recht 
1914, 707). Gegen Begründung und Ergebnis: OLG. Frank⸗ 
furt (26. XI. 14] JW. 1915, 58 Leipzg. 1915, 72 
= OLGRſpr. 30, 4); Waſſermann⸗Erlanger (S. 35). Zu dem 
gleichen Ergebnis gelangt Gumbinner (DIZ. 1914, 1203) auf 
Grund der der Ehefrau obliegenden Pflicht zur Führung des 
Haushalts. 

6. Den Nebenintervenienten ſehen mit Rückſicht auf ſein 
erhebliches Intereſſe am Ausgang des Rechtsſtreits als Partei im 
Sinne des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes an Bendix (S. 70), der, wie 
zu 2 erwähnt, jede nur irgend am Rechtsſtreit beteiligte Perſon 
des Schutzes teilhaftig werden läßt. OLG. Breslau (17. IX. 14) 
JW. 1914, 1044 = Breslauer AK. 1914, 48 = Recht 1914, 732); 
KG. ([6. I. 15] Recht 1915, 285); OLG. Hamburg (19. X. 14] 
DIZ. 1914, 1307 = Leipzg. 1914, 1867 = Recht 1914 S. 704, 
732 = SächſA. 1915, 147); OLG. Dresden (5. I. 15] DIE. 
1915, 213 Leipzg. 1915, 309 S Recht 1915, 111); OLG. 
Hamm (03. II. 15] Leipz 3. 1915, 452; [25. IX. 14] Recht 1915, 13). 
Dagegen wird ihm von Niemeyer (Leipz3. 1914, 1791), Sies⸗ 
kind (S. 24), Güthe (S. 37), Hallbauer (Recht 1914, 578), 
Heß (S. 26), v. Harder (JW. 1914, 1134), Waſſermann⸗Er⸗ 
langer (S. 22), Mayer (S. 208), KG. ([9. XI. 14] DIE. 1914, 
1390; [21. XII. 14] DJg. 1915, 210 Recht 1915, 58; [7.1.15] 
DAB. 1915, 210; [4. II. 15] DIg. 1915, 427 = Recht 1915, 
110) und vom OLG. Darmſtadt (6. XI. 14] DIZ. 1914, 1392 
Recht 1915, 13) die Parteiſtellung abgeſprochen, wenn er nicht 
gemäß § 69 ZPO. Streitgenoſſe, und zwar notwendiger Streit⸗ 
genoſſe der Partei geworden iſt; a. M.: Bendix, S. 70. 

Eine Mittelmeinung vertritt das OLG. Hamm ([2. IL 15 
Leipzg. 1915, 451 Recht 1915, 178), das dem Ausſetzungs⸗ 
antrage des Nebenintervenienten ſtattgibt, wenn die unterſtützte 
Partei nicht widerſpricht. Müller (Recht 1915, 241) läßt bei 
Kriegsteilnehmerſchaft des Nebenintervenienten zwar keine Unter⸗ 
brechung des Verfahrens eintreten, aber andererſeits auch die 
Rechtskraftwirkungen des 8 68 ZPO. ihm gegenüber nicht 
Platz greifen. Nach öſterreichiſchem Recht führt Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft des Nebenintervenienten ſchlechthin zur Unter⸗ 
brechung. (Haberſtumpf, DR. 1915, 425.) 

7. Kriegsteilnehmerſchaft des Streitverkündeten kommt 
vor ſeinem Beitritt überhaupt nicht, nachher nur dann in Betracht, 
wenn er notwendiger Streitgenoſſe geworden iſt. (KG. [4. II. 15 
DIE. 1915, 427; Recht 1915, 110; a. M.: Bendix, S. 70.) 

8. Daß der Zeuge nicht Partei im Sinne des Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzgeſetzes iſt und daher ſeine Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchaft die Unterbrechung oder Ausſetzung nicht rechtfertigen 
kann, wird allgemein angenommen (vgl. dazu die geſamte zum 
GVG. und 5 356 ZPO. aufgeführte Literatur und Recht⸗ 
ſprechung, außerdem LG. Leipzig (27. X. 14) JW. 1914, 1044; 
LG. Thorn (1. XII. 14] JW. 1915, 111). 

Ob die Kriegsteilnehmerſchaft eines Zeugen auf das gegen 
ihn wegen Nichterſcheinens eingeleitete Ordnungsſtrafverfahren 
Einfluß hat, iſt beſtritten, bejahend Güthe, S. 34, verneinend 
LG. Limburg (21. VIII. 14) Recht 1914, 645. 
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9. Über den Fall, daß nicht die Partei, ſondern ihr geſetz⸗ 
licher Vertreter Kriegsteilnehmer iſt vgl. unten Bem. 3 zu 
8 3 und 1 ff. zu § 9. Er liegt nicht vor in Prozeſſen der 
„Parteien kraft Amtes“, des Teſtamentsvollſtreckers (KG. 
[17. XI. 14] OL GRſpr. 30, 214 = Recht 1915, 285), des 
Nachlaßverwalters und Konkursverwalters (OL S. Hamburg 
[16. IX. 14] DIS. 1914, 1306 = Recht 1914 S. 646, 731, 
733), weil dieſe den Rechtsſtreit im eigenen Namen führen. 
Daher iſt bei Kriegsteilnehmerſchaft einer dieſer Perſonen 
Unterbrechung und Ausſetzung ohne weiteres ſchon nach 8 2 
gegeben (Heß, S. 26; Sieskind, S. 24; Mayer, S. 199). Bei dem 
Konkursverwalter kann das Konkursgericht an ſeiner Stelle oder 
neben ihm einen neuen Verwalter ernennen (vgl. Allgem. Verf. 
des Preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 20. VIII. 14, PrJMBl. 
1914, 688). Es kommt jedoch auch nach dieſer Ernennung für die 
Unterbrechung und Ausſetzung eines anhängigen Rechtsſtreits nur 
die Perſon des alten Verwalters in Betracht, bis der neue 
Verwalter ſeine Ernennung dem Gegner angezeigt oder dieſer 
gegen den neuen Verwalter die Aufnahme betrieben hat. (OLG. 
München [18. XII. 14] OL GRſpr. 30, 241 = Net 1915, 14). 


IV. Umfang und Inhalt des Schutzes. 


1. Unterbrechung und Ausſetzung des Rechtsſtreits haben 
die in der ZPO. beſtimmten Wirkungen. Die ZPO. kennt 
jedoch nur eine Unterbrechung bereits anhängiger Verfahren. 
Daher taucht die Frage auf, ob eine neue Klage gegen 
und durch einen Kriegsteilnehmer überhaupt erhoben werden 
kann. Sie wird verneint von Sieskind (S. 13), Kipp 
(DIE. 1914, 1024), Deumer (DIZ. 1914, 1376), Reichel 
(DIL. 1914, 1373), die einer ſolchen Klage die prozeſſualen 
und materiellen Wirkungen der Rechtshängigkeit verſagen und 
daher die Entscheidung über die Kriegsteilnehmerſchaft teilweiſe 
ſchon in die Hände des Vorſitzenden bei der Terminsanberaumung 
legen (Sieskind, S. 13), teilweiſe durch ein die Klage als un⸗ 
zuläſſig abweiſendes „Prozeßurteil“ erfolgen laſſen (Reichel, 
Deumer). Die herrſchende Meinung hat ſich auf den ent⸗ 
gegengeſetzten Standpunkt geſtellt und läßt die Unter⸗ 
brechung erſt unmittelbar nach Klageerhebung ein⸗ 
treten (Komm. des Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786; 
Bayeriſches Juſtizminiſterium vom 16. VIII. 14, Recht 1914, 532; 
Hachenburg, Leipz Z. 1914, 1591; Güthe, S. 38; Juliusberg, 
DI. 1914, 1239; Stein, JW. 1914, 804; Levis, Recht 1914, 546; 
Hallbauer, Recht 1914, 578; Levin, JW. 1915, 53; Bendix 
[Breslau], JW. 1914, 824; Recht 1915, 96; Niſſen, Leipzg. 
1914, 1611; Mansfeld, Bay. 1914, 333; Bovenſiepen, DRZ. 
1914, 774; Heß, S. 23; Sintenis, S. 119; OLG. München 
28. X. 14] Seuff Arch. 70, 43 = Recht 1914, 730; KG. 
19. III. 15] DSB. 1915, 616). — Am weiteſten gehen Mayer, 
S. 208, und Holländer, JW. 1914, 970, die ſogar dem Ge⸗ 
richt geſtatten wollen, bei der Widerſpruchsklage und der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage (88 771, 767 ZPO.) trotz der Unter 
brechung die einſtweiligen Anordnungen gemäß 8 769 BRD. 
zu erlaſſen. 

Andererſeits macht gerade Mayer (S. 208 f.) in Über 
einſtimmung mit Glaſer (DIZ. 1914, 1076) eine Einſchränkung 
dahin, daß eine Unterbrechung nur zugunſten des 
Kriegsteilnehmers eintreten ſolle und daher dem Gegner 
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die Berufung auf eine durch die Unterbrechung hervorgerufene 
Unwirkſamkeit verſagt ſei (Cohn, JW. 1915, 234). Die hierin 
liegende Unbilligkeit gleicht Glaſer (in DSB. 1914, 1076) 
dadurch aus, daß er auch dem Gegner des Kriegsteilnehmers 
gegenüber die Unterbrechung unbeachtet laſſen will, wenn in 
ihr eine beſondere Härte enthalten wäre. Gegenüber den Aus⸗ 
führungen Steins (JW. 1914, 804) ſcheint Glaſer (JW. 
1914, 906) ſeinen dem Gegner des Kriegsteilnehmers günſtigen 
Standpunkt nicht aufrechterhalten zu wollen. 

2. Wegen Zuſtellung der Klage vgl. oben 8 172 BRD. 

3. Da während der Unterbrechung des Rechtsſtreits vor⸗ 
genommene Handlungen unwirkſam ſind, hat der Richter von 
Amts wegen zu prüfen, ob eine Unterbrechung vorliegt. Es 
iſt ſtreitig, ob dieſe Prüfungspflicht immer beſteht, wo ein im 
kriegsdienſtfähigen Alter ſtehender Mann Partei iſt. Dieſen 
ſtrengſten Standpunkt vertreten Kipp (Recht und Wirtſchaft 
1914, 213), Levis (Recht 1914, 546). Dagegen verlangt die 
herrſchende Meinung Nachforſchungen nur, wenn irgendwelche 
Anhaltspunkte für eine Kriegsteilnahme gegeben ſind (Güthe, 
S. 38; Sieskind, S. 23; Heß, S. 27; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 24; Juliusberg, Dig. 1914, 1239; Hallbauer, Recht 
1914, 578; Striemer, JW. 1914, 848; Bovenſiepen, D. 
1914, 774; Hachenburg, Leipzg. 1914, 1591; Byk, Bank. 
Bd. 14, 20; Mansfeld, Bay Z. 1914, 333; Bendix, S. 68; 
Förder, JW. 1914, 814; Dittrich, DRg. 1914, 735; Mangold, 
Leipzg. 1914, 1241; Kretzſchmann, LeipzZ. 1914, 1618; Lilie, 
DIS. 1914, 1383; Os S. München [28. X. 14] O2 Rſpr. 
30, 1 ff. Seuff Arch. 70, 43 = Recht 1914, 731 = Lei} 
1914, 1916; Oe G. Braunſchweig [27. XI. 14] Leipzg. 1915, 64; 
2. XII. 14] DIZ. 1915, 1146; KG. [26. X. 14] DJS. 1914, 
1388 = Recht 1914, 704; OLG. Caſſel zitiert bei Mangold, 
LeipzZ. 1914, 1744). 

Worin ein Anhaltspunkt für die Kriegsteilnehmerſchaſt 
liegt, iſt gleichfalls beſtritten. Kurtzig (DJs. 1914, 1296) 
erblickt einen ſolchen bereits darin, daß der Partei nicht per⸗ 
ſönlich zugeſtellt worden iſt. Dagegen Förder (JW. 1914, 814). 
Um ein deutlicheres Kennzeichen zu ſchaffen, hat das Preußiſche 
Juſtizminiſterium unter dem 2. IX. 14 angeordnet, daß in die 
Zuſtellungsurkunde ein Vermerk über das Kriegsteilnehmer⸗ 
verhältnis aufzunehmen iſt (PrJMBl. 1914, 701). 

Zweifelhaft ift ferner, ob beim Fehlen eines Anhaltspunkte? 
das Gericht zu einer Prüfung überhaupt berechtigt iſt (der 
neinend Striemer, JW. 1914, 848; Mangold, Leipd. 1914, 
1741), ſowie weiter, ob bei auftauchenden Zweifeln dem Kriegk⸗ 
teilnehmer die Pflicht zur Glaubhaftmachung feines Kriegs 
dienſtes (Förder, JW. 1914, 814; Mangold, LeipzZ. 1914, 
1741, Heß, S. 27) oder dem Gegner die Pflicht zur Glaubhaft⸗ 
machung des Gegenteils (Bendix [Breslau] Leipzg. 1914, 1700; 
Lißner, KGBl. 1914, 120) obliegt. Alle dieſe Fragen ge 
winnen eine beſondere Bedeutung bei dem gegen den Ktiegs⸗ 
teilnehmer zu erlaſſenden Verſäumnisurteil, können abet 
auch, da die Unterbrechung unabhängig von dem Willen der 
Parteien eintritt, bei dem von ihm beantragten Berfäumnide 
urteil erheblich fein. 

Iſt eine Partei nicht erſchienen, fo gibt die Möglichkeit 
einer Kriegsteilnehmerſchaft dem Richter noch kein Bew 
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tagungsrecht gemäß 5 337 ZPO., da keiner der in dieſem 
Paragraphen ausſchließend geregelten Fälle vorliegt. Freilich 
unterliegt der trotzdem erlaſſene Vertagungsbeſchluß keiner Be⸗ 
ſchwerde (Mangold, Leipz 8. 1914, 1741). 

Verſagt das Gericht wegen Kriegsteilnehmerſchaft des 
anderen Teils die Terminsanſetzung, ſo iſt der Beſchluß 
mit der einfachen Beſchwerde anfechtbar (OL G. Stuttgart 
29. XII. 14] Recht 1915, 109). 

4. Prozeßhandlungen während der Unterbrechung ſind 
unwirkſam ($ 249 ZPO.) Dies gilt insbeſondere vom 
Urteil. Damit iſt ein ſolches Urteil noch nicht als über⸗ 
haupt ungeſchehen zu betrachten, wie dies Lilie (DIZ. 1914, 
1383) annimmt, ſondern es bedarf zu ſeiner Beſeitigung der 
ordentlichen Rechtsbehelfe, d. h. des Einſpruchs und der Rechts⸗ 
mittel (Wagner, Recht 1915, 125; Cohn, JW. 1915, 234; 
Stein, JW. 1914, 804; Lißner, JW. 1915, 206; Bendix 
[Breslau] DIE. 1915, 199, Güthe, S. 38; Sieskind, S. 26; 
Heß, S. 30; Mangold, Leipzg. 1914, 1741; Hachenburg, Leipzg. 
1914, 1591; Bovenſiepen, DRZ. 1915, 38). Die Einlegung 
der Rechtsmittel kann, da ſie vom Beginn der Rechtsmittelfriſt 
abhängig iſt und eine gültige Zuſtellung erſt nach Beendigung 
der Unterbrechung ſtattfinden kann, nur nach vorheriger Auf⸗ 
nahme des Verfahrens erfolgen. Vom Einſpruch gilt das gleiche 
inſofern, als er ſelbſt als Prozeßhandlung während der Unter⸗ 
brechung unzuläſſig iſt. Will der Kriegsteilnehmer das Urteil 
noch während ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft beſeitigen, ſo muß 
er danach das Verfahren aufnehmen. Hierdurch ſetzt er ſich 
aber dem Nachteil aus, daß er ſich für die Zukunft die Möglichkeit 
einer Stillegung des Rechtsſtreits im Hinblick auf ſeinen Kriegs⸗ 
dienſt verſchränkt. Wagner (Recht 1915, 125) ſieht ein Mittel 
zur Vermeidung dieſes Nachteils darin, daß Einſpruch oder 
Rechtsmittel durch einen Prozeßbevollmächtigten (5 3) eingelegt 
wird, der alsdann ſofort die Ausſetzung des Verfahrens be⸗ 
antragt. ) 

Sind Urteile, gegen die der Einſpruch oder ein ordent⸗ 
liches Rechtsmittel nicht gegeben iſt (3. B. Berufungsurteile 
der Landgerichte), während der Unterbrechung erlaſſen, ſo erfolgt 
ihre Beſeitigung durch die Nichtigkeitsklage in entſprechender 
Anwendung zu 8 579 Nr. 4 ZPO. wegen Mangels einer 
ordmungsmäßigen Vertretung. (Cohn, JW. 1915, 234.) Dies 
gilt insbeſondere dort, wo nicht die Partei ſelbſt, ſondern ihr 
geſetzlicher Vertreter Prozeßteilnehmer iſt (vgl. unten zu 8 9) 
(Mayer, S. 202). Auch ein nicht ſelbſtändig anfechtbares 
Zwiſchenurteil iſt nicht einfach als nicht vorhanden zu betrachten, 
ſondern iſt mit dem Schlußurteil zugleich anzufechten (Cohn, 
JW. 1915, 234). Die auf die Rechtsmittel oder die Nichtigkeits⸗ 
klage ergehende Entſcheidung erſtreckt ſich nicht nur auf die 
Zuläſſigkeit, ſondern auch auf die Richtigkeit des unwirkſamen 
Urteils und befindet daher in der Sache ſelbſt (Cohn, JW. 
1915, 234). Die Koſten können dem Gegner des Kriegs⸗ 
teilnehmers auferlegt werden, ſelbſt wenn er in der Hauptſache 
obfiegt (8 96 ZPO). Ebenſo treffen den Kriegsteilnehmer 
auch die Koſten eines Verſäumnisurteils nicht, da tatſächlich 


8) Wohl zu unrecht, denn die Beſtellung eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten hebt die Unterbrechung nicht auf und erſpart daher nicht 
die Aufnahme des Verfahrens. 
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ein Fall der Säumnis nicht vorgelegen hat. (Cohn, JW. 
1915, 234; Lilie, DIS. 1914, 1382.) 

Wollen die Parteien das unwirffame Urteil als 
wirkſam gelten laſſen, ſo kann dies durch Verſtreichenlaſſen 
der Rechtsmittelfriſt geſchehen. Wo der Rechtsbehelf an keine 
Friſt gebunden iſt (einfache Beſchwerde, Widerſpruch gegen den 
Arreſt), bedarf es einer beſonderen Verzichtserklärung. Dagegen 
kann dort, wo die rechtzeitige Einlegung eines Rechtsmittels in 
Frage ſteht, eine während der Unterbrechung des Verfahrens 
erfolgte unwirkſame Zuſtellung nicht durch den übereinftimmenden 
Willen der Parteien wirkſam gemacht werden. (Cohn, JW. 
1915, 234.) 

Eine erſt nach dem Erlaß eines vollſtreckbaren Urteils 
eintretende Unterbrechung oder Ausſetzung beeinträchtigt 
feine Wirkſamkeit und Vollſtreckbarkeit nicht. (OLG. Hamburg 
5. III. 15] Leipzg. 1915, 850.) 

Vor der Aufhebung des unwirkſamen Urteils kann 
weder der Gerichtsſchreiber die Erteilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung verſagen (Heß, S. 30), noch das Vollſtreckungs⸗ 
organ die Vornahme beantragter Vollſtreckungs handlungen 
ablehnen (Cohn, JW. 1915, 234). Die Entſcheidung des 
LG. Bautzen (1. IX. 14) Recht 1914, 645 ſteht dem nicht 
entgegen, weil ſie nicht darauf beruht, daß das mit der 
Vollſtreckungsklauſel zu verſehende Urteil unwirkſam iſt, ſondern 
die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ſelbſt als eine noch zum 
Erkenntnisverfahren zu rechnende Prozeßhandlung während der 
Unterbrechung für unzuläſſig hält. 

5. Nach Aufhebung des unwirkſamen Urteils ſtehen 
dem Kriegsteilnehmer die Erſatzanſprüche des 8 717 ZPO., 
bei ſchuldhafter Erwirkung oder Benutzung des Urteils auch 
ein Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung (5 823 
Abſ. 2, § 826) zu. (Deumer, DIg. 1914, 1376; Striemer, 
JW. 1914, 848; Mayer, S. 207; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 34; Hachenburg, LeipzZ. 1914, 1591; Mangold, Leipzg. 
1914, 1741; Komm. des Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786; 
Bovenſiepen, DRZ. 1915, 35.) Letzterer geht ſogar fo weit, 
daß er ein Verſchulden ſchon dann als gegeben anſieht, wenn 
der Gläubiger gegen ſeinen zwiſchen 17 und 45 Jahre alten 
Schuldner Verſäumnisurteil erwirkt, ohne die Frage der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft zu prüfen. 

6. Die Unterbrechung (Ausſetzung) erſtreckt ſich auf alle 
Arten des Prozeßverfahrens. So wird die Bewilligung 
des Armenrechts gegenüber Kriegsteilnehmern als unzuläſſig 
angeſehen (OLG. Kiel [13. IV. 15] Leipz 3. 1915, 777 = Recht 
1915, 175; LG. Kiel [27. II. 15] Leipz Z. 1915, 460 S Recht 
1915, 175; Haberſtumpf, SW. 1915, 205). Dagegen Werner 
(JW. 1915, 289) unter Bezugnahme auf das OLG. Naumburg 
(12. II. 15). Güthe, S. 33 und Hallbauer, Recht 1914, 578 
nehmen die Unterbrechung des Mahnverfahrens an, letzterer 
will jedoch die Unterbrechung erſt nach Erlaß des Zahlungs⸗ 
befehls eintreten laſſen. Ebenſo Haberſtumpf, Recht 1915, 299. 
Auch das Beſchwerdeverfahren (OLG. München [22. X. 14] 
OL GRſpr. 30, 6), das Verfahren zur Feſtſetzung des 
Streitwertes (OLG. München [22. X. 14] Seuff A. 70, 34; 
OLG. Hamburg 13. X. 14] Recht 1914, 734), das Verfahren 
auf Rückgabe einer Sicherheit (OL G. München [4. I. 15] 
Leipz 3. 1915, 235 Recht 1915, 59) und das Verfahren 
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zur Beſeitigung einer offenbaren Unrichtigkeit im Urteil 
(8 319 ZPO.) (OLG. Stuttgart [1. XII. 14] Leipzg. 1915, 234 
= Recht 1915, 36) wird unterbrochen. 

7. Bei einigen Verfahrensarten iſt die Unterbrechung 
beſtritten, weil es zweifelhaft iſt, ob ſie noch zum Erkenntnis⸗ 
oder ſchon zum Vollſtreckungsverfahren gehören. Dies 
gilt für das im 8. Buche der ZPO. behandelte Verfahren zur 
Herausgabe von Sachen, zur Erwirkung von Handlungen und 
Unterlaſſungen, ſowie das Offenbarungseidverfahren. Hier 
nehmen Hallbauer, Recht 1914, 578; Mansfeld, Bay. 
1914, 333; Waſſermann⸗Erlanger, S. 52 an, daß eine Unter⸗ 
brechung erfolgt, während Güthe, S. 34; Bovenſiepen, DRZ. 
1914, 774 und das Os G. Hamburg (28. IX. 14) DIE. 
1914, 1307 die Unterbrechung verneinen. 

8. Für das Arreſt⸗ und einſtweilige Verfügungs⸗ 
verfahren wird unterſchieden, ob es ſich um den erſten, den 
Erlaß der Anordnung, oder den zweiten, die Vollſtreckung um⸗ 
faſſenden Teil handelt. Für den erſteren wird die Unterbrechung 
angenommen, weil er dem Erkenntnis verfahren beim Rechtsſtreit 
entſpricht, für den letzteren als für einen Akt der Vollſtreckung 
verneint (Güthe, S. 33; Stein, JW. 1914, 804; Sauer, DI. 
1915, 202; Bovenſiepen, DRZ. 1914, 774; Mayer, S. 207; 
OLG. Roſtock 22. X. 14] OL GRſpr. 30, 248; OLG. Poſen 
11. XL 14] Oe GRſpr. 30, 6; PoſMSchr. 1914, 131 = 
Breslauer AK. 1915, 5; LG. Kiel (21. IX. 14] DIZ. 1914, 
1308 = Recht 1914, 732). Glaſer, DIE. 1914, 1076; 
JW. 1914, 906 will dieſe Unterbrechung nur im Intereſſe 
des Kriegsteilnehmers wirken laſſen und daher, wenn dieſes es 
gebietet, ihm trotz ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft die Erwirkung 
eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung geſtatten, ebenſo 
v. Harder, JW. 1914, 902; dagegen Stein, JW. 1914, 804. 

Streitig iſt, ob die für Arreſt und einſtweilige Verfügung 
ſo beſonders wichtige Zuſtellung (8 929 Abſ. 2 ZPO.) zum 
Erkenntnis⸗ oder Vollſtreckungsverfahren gehört und daher von 
der Unterbrechung betroffen wird oder nicht. Zum Erkenntnis⸗ 
verfahren rechnen die Zuſtellung: Stein (JW. 1914, 804) 
Güthe (S. 33), Koch (Recht 1915, 41), LG. Allenſtein 
(13. X. 14] JW. 1914, 989 = Recht 1914, 732). Das gleiche 
tut v. Harder (JW. 1914, 902; Recht 1914, 707), ſcheut ſich 
jedoch aus Billigkeitsgründen vor der Folgerung, daß durch die 
Unwirkſamkeit der Zuſtellung nachträglich auch der Arreſt (die 
einſtweilige Verfügung) und ihre Vollziehung hinfällig wird. 
Dagegen ſehen Mayer (S. 225), Cohn (JW. 1915, 234) und 
das OLG. Königsberg (13. X. 14) Leipz3. 1915, 154; (5. XI. 14) 
DIZ. 1914, 1394 = Recht 1915, 13 die Zuſtellung als einen 
Teil des Vollſtreckungsverfahrens und daher als trotz der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft vollwirkſam an. — Das KG. (27. II. 15) 
DIZ. 1915, 428 will Arreſt und einſtweilige Verfügung ver⸗ 
ſchieden behandeln. Für den Arreſt billigt es die Unterſcheidung 
zwiſchen Erkenntnis⸗ und Vollziehungsverfahren, bei der einſt⸗ 
weiligen Verſügung dagegen nicht, weil nur beim Arreſt eigent⸗ 
liche Zwangsvollſtreckungen vorkommen. Die einſtweilige Ver⸗ 
fügung weiſt es völlig dem Erkenntnisverfahren zu und läßt fie 
in jedem Stadium von der Unterbrechung betroffen werden. 

Durch dieſe Regelung iſt dem Kriegsteilnehmer die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, ſelbſt einen Arreſt oder eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung zu erwirken und zu vollziehen und ſich, wenn der Gegner 
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ſeinerſeits Widerſpruch erhebt, durch einfachen Hinweis auf ſeine 
Kriegsteilnehmerſchaft oder durch einen Antrag auf Ausſetzung 
dem Verfahren über die Aufhebung der erwirkten Maßnahme 
zu entziehen (Hallbauer, Recht 1914, 578). 

Das OLG. München ([10. XL 14] Leipzg. 1915, 150 = 
OL GRſpr. 30, 8) und das OLG. Hamburg (8. IV. 15 
Leipzg. 1915, 779) ſehen hierin eine Argliſt des Kriegsteil⸗ 
nehmers und wollen ihn daher fo behandeln, als ob er auf 
die Geltendmachung ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft verzichtet 
hätte, dagegen wird ſein Verhalten von Mayer (S. 210) 
und vom KG. ([4. II. 15] Recht 1915, 176 = OL GRſpr. 30, 8) 
für rechtlich zuläffig erachtet. 

9. Meinungsverſchiedenheit beſteht bezüglich des Beweis⸗ 
ſicherungs verfahrens. Das OGG. Hamburg (7. XL 14) 
Leipz Z. 1915, 153 Recht 1915, 13; Heß, S. 24; Bovenſiepen, 
DRg. 1914, 774; Güthe, S. 34 ſehen das Beweisſicherungs⸗ 
verfahren, wenn es noch nicht begonnen hat, als unzuläſſig, 
wenn es bereits begonnen hat, als unterbrochen an, während 
das LG. Karlsruhe (Kammer für Handelssachen Pforzheim) 
(1. XII. 14) Recht 1915, 176; Os. Dresden (2. XII. 14) 
DIZ. 1915, 320 = SächſA. 1915, 146 dieſes Verfahren 
ſeiner Natur nach für der Unterbrechung überhaupt entzogen 


halten, beide freilich mit der Einſchränkung, daß ohne Zuziehung 


des Gegners zuſtande gekommenen Beweisprotokollen gegenüber 
im ſpäteren Prozeſſe beſondere Zurückhaltung geboten iſt. 
(Ebenſo Mayer, S. 205; Warneyer, DIS. 1915, 515.) Starck 
(DIZ. 1915, 418) bekämpft den von der Unterbrechung des 
Beweisführungsverfahrens ausgehenden Standpunkt des Os. 
Hamburg (vgl. oben) mit der Erwägung, daß die Unwirkſamkeit 
nur zugunſten des Kriegsteilnehmers eingeführt ſei, und daß 
man ihm durch Ablehnung des gegneriſchen Beweis ſicherungs⸗ 
antrags die Möglichkeit nehme, etwaige ihm günſtigere Ergebniſſe 
für ſich zu verwerten. 

Eine Mittelmeinung verfechten Hallbauer (Recht 1914, 578) 
und Glaſer (DIZ. 1914, 1076 und JW. 1914, 906), die 
beide aus dem Zwecke des Geſetzes entnehmen, daß eine Unter⸗ 
brechung nur für das von dem Gegner des Kriegsteilnehmerz 
in Lauf geſetzte Verfahren in Betracht kommt, Glaſer freilich 
urſprünglich mit der Einſchränkung, daß auch hier die Unter⸗ 
brechung nicht zu beachten iſt, ſofern ſie eine unbillige Benach⸗ 
teiligung des Gegners des Kriegsteilnehmers enthält (DIZ. 
1914, 1076). 

10. Die Feſtſtellung der eingetretenen Unterbrechung 
erfolgt in einem Gerichtsbeſchluß, der nicht in mündlicher Ver⸗ 
handlung zu ergehen braucht, und für den daher kein Anwaltzs⸗ 
zwang beſteht. (Bendix [Breslau] Leipzg. 1914, 1699; Mayer, 
S. 219.) Dagegen hält das OLG. Stuttgart (10. XI. 14) 
Recht 1914, 732 einen derartigen Beſchluß für unzuläſſig und 
ſchlechthin bedeutungslos, weshalb es eine gegen ihn gerichtete 
Beſchwerde als unzuläſſig zurückweiſt. Gegen dieſe letztere Folgerung 
DRAZ. 1915, 9. 5 

3. 


Sonderfragen zu 83. 

Das Geſetz läßt die Unterbrechung nicht eintreten, wenn 
der Kriegsteilnehmer durch einen Prozeß bevollmächtigten 
vertreten iſt oder einen anderen zur Wahrnehmung ſeiner 
Rechte befugten Vertreter hat. 
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1. Der Umfang der Prozeßvollmacht ergibt ſich aus 
der 8PO. 8 80. In ihrem Rahmen können gegen den Kriegs⸗ 


teilnehmer auch neue Klagen angeſtrengt werden, insbeſondere 


auch Widerklagen, Nichtigkeitsklagen und die verſchiedenen 
Klagen, die ſich aus der Zwangsvollſtreckung ergeben (Wider⸗ 
ſpruchsklagen, Vollſtreckungsgegenklagen uſw) (Mayer, S. 211; 
Holländer, JW. 1914, 970). Ein Prozeß bevollmächtigter iſt 
nicht vorhanden, wenn der Rechtsſtreit in eine höhere Inſtanz 
gediehen iſt und der Kriegsteilnehmer für dieſe einen Anwalt 
noch nicht beſtellt hat (Landsberg, Poſ Schr. 1914, 149). 
Dies gilt ſelbſt dann, wenn der Prozeß bevollmächtigte I. Inſtanz 
zur Beſtellung eines ſolchen für die Berufungsinſtanz befugt 
if. OLG. Hamm (24. XL 14) Recht 1914, 734. 

Zweifelhaft iſt für den Anwaltsprozeß, ob der Partei 
durch rechtzeitige Niederlegung der Vertretung oder Widerruf 
des Mandats die Unterbrechung erhalten werden kann, weil in 
dieſem Falle nach 8 87 Abſ. 1 ZPO. die Aufhebung der Voll⸗ 
macht erſt durch Beſtellung eines neuen Anwalts Wirkſamkeit 
erlangt, alfo ein Zeitpunkt der Vertreterloſigleit überhaupt nicht 
beſteht (Waſſermann⸗Erlanger, S. 30; Niſſen, Leipz 3.1914, 1611). 

2. Als zur Wahrnehmung der Rechte berufener 
Vertreter kommt nur derjenige in Betracht, dem ausdrücklich 
oder kraft der ſeiner Stellung innewohnenden Befugnis die 
Führung von Prozeſſen zuſteht. Daher gehört hierher 
wohl der Prokuriſt, nicht aber der Handlungsbevollmächtigte 
(Komm. d. Berl. Anw.⸗Ver., JW. 1914, 786; Mayer, S. 212; 
Bendix [Breslau], Leipz Z. 1914, 1699). Auch der General 
ſubſtitut des eingezogenen Anwalts iſt Vertreter in dieſem 
Sinne (Friedländer, ZW. 1914, 1074). Der geſetzliche Ver⸗ 
treter iſt hierher zu rechnen, jedoch nur inſoweit, als der Ver⸗ 
tretene ſeiner zur Prozeßführung bedarf, nicht jedoch, ſoweit 
der Vertretene ſelbſtändig prozeßfähig iſt, z. B. bezüglich einer 
Streitigkeit aus einem vom geſetzlichen Vertreter genehmigten 
Dienſtverhältnis oder Erwerbsgeſchäft (85 112 f. BGB. und 
5 52 ZPO.) (Güthe, S. 36; Sieskind, S. 29; Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 29), ſowie bei den Statusprozeſſen und dem Ent⸗ 
mündigungsverfahren (Bendix [Breslau], Leipzg. 1914, 1699). 

3. Wird der Vertreter ſelbſt Kriegsteilnehmer, 
ſo tritt beim Vorliegen einer geſetzlichen Vertretung die Unter⸗ 
brechung gemäß 8 9 ein (Güthe, S. 37; Sieskind, S. 29 f.; 
Heß, S. 32). Für den rechtsgeſchäftlich beſtellten Vertreter, 
alſo auch für den Prozeß bevollmächtigten, fehlt es an einer 
ſolchen Beſtimmung, und es wird daher allgemein angenommen, 
daß in dieſem Falle eine Unterbrechung nicht ſtattfindet, dagegen 
entnimmt Mayer (S. 219) dem Wortlaute des § 3, daß auch 
hier eine Unterbrechung Platz greift, weil die Partei den ein⸗ 
berufenen Vertreter nicht mehr „hat“. Ebenſo Niſſen (Leipzg. 
1914, 161 b c), der jedoch den Fall des Prozeß bevollmächtigten 
ausdrücklich ausnimmt, weil der Kriegsteilnehmer dieſen Ver⸗ 
treter „hat“, bis das Mandat vollſtändig erloſchen iſt. Eine 
Anwendung des 8 244 3PO. (Fortfall des prozeßbevoll⸗ 
mächtigten Anwalts) wird abgelehnt, weil durch die Einziehung 
eine eigentliche Unfähigkeit des Anwalts zur Prozeßführung 
nicht geſchaffen En Niſſen, Lip 1914, 1611; Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 30). 

Wird ein Anwalt der eine eigene Sache wahrnimmt, 
eingezogen, ſo tritt Unterbrechung ein, weil trotz des 8 78 
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3PO., der ihm das Recht gibt, ſich ſelbſt zu vertreten, nicht 


geſagt werden kann, daß er einen Prozeß bevollmächtigten hat 
(Friedlaender, JW. 1914, 1074; Mayer, S. 212). 

4. Die Beweislaſt für das Vorhandenſein eines Ver⸗ 
treters trifft diejenige Partei, die daraus, zum Nachweiſe, daß 
eine Unterbrechung nicht eingetreten iſt, Rechte herleitet, in der 
Regel alfo den Gegner des Kriegsteilnehmers (Bendix [Breslau] 
Leipzg. 1914, 1699; Mangold, Leipzg. 1914, 1741), 

5. Es iſt ſtreitig, ob das Recht des Vertreters, die Aus⸗ 
ſetzung des Verſahrens zu beantragen, unter dem Anwalts⸗ 
zwange ſteht. Bejahend Landsberg, PoſMSchr. 1914, 149, 
dagegen Mangold, Leipz 3. 1914, 1741; Bendix (Breslau) 
Leipz Z. 1914, 1699; Waſſermann⸗Erlanger, S. 31. 

Dem Antrage des Vertreters auf Ausſetzung ſteht nicht 
entgegen, daß der Kriegsteilnehmer nach Beginn ſeiner 
Kriegsteilnehmerſchaft durch den Vertreter Klage erhoben 
hat, und zwar auch dann nicht, wenn ſeit der Klageerhebung 
in ſeinen perſönlichen Verhältniſſen Veränderungen nicht ein⸗ 
getreten find (KG. [4. II. 15] Leipzg3. 1915, 451; Heß, ©. 26), 
Bem. zu 8 4. 

Zweifelhaft iſt, ob der Vertreter an Stelle des Antrags 
auf Ausſetzung des Verfahrens den weniger weitgehenden 
auf Vertagung ſtellen darf (Mayer, S. 222; Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 31), oder ob die Vertagung als giundſätzlich von 
der Ausſetzung verſchieden nur nach den in der ZRO. nieder⸗ 
gelegten allgemeinen Grundſätzen begehrt und gewährt werden 
darf (OL G. Braunſchweig [9. X. 14] DIZ. 1914, 1306). 

6. Iſt die Ausſetzung ausgesprochen, fo iſt, anders als 
bei der Unterbrechung, auch die Verkündung von bereits 
vorher gefällten Entſcheidungen unzuläſſig (OL G. Dresden 
2. X. 14] Leipz Z. 1914, 1867; RG. 30, 374). 

Die Ausſetzung des Verfahrens in der Hauptſache wirkt 
auf einen gleichzeitig anhängigen Arreſt nicht und fleht auch 
der Beantragung eines ſolchen nicht entgegen, da beide Ver⸗ 
fahren voneinander unabhängig (Starck, DIZ. 1915, 608). 

7. Das Gericht kann die von ihm ſelbſt ausgeſprochene 
Ausſetzung des Verfahrens, ſelbſt wenn der andere Teil ſich 
mit ihr einverſtanden erklärt hat, auf Antrag wieder aufheben 
(OLG. Nürnberg [26. IX. 14] Recht 1914, 733). 

über den nen angefügten Satz 2 des Abſ. 2 des 8 3 
(Bekanntmachung vom 14. I. 15) vgl. unten bei dieſer Be⸗ 
kauntmachung. 

Andang. 
Materiellrechtliche Wirkungen der 88 2 und 3 auf 
dritte Perſonen. 

(Materiellrechtliche Wirkungen zwiſchen den Partelen vgl. Vorbem. II 
vor 8 1 — über formellrechtliche Wirkungen auf dritte Perſonen vgl. 
Bem. III, 2 bis 9 zu 58 2, 3.) 

Da die Kriegsteilnehmerſchaft zeitweilig die Einleitung 
(88 2, 3) und Durchführung (58 5 bis 7) von Rechtsanſprüchen 
unmöglich macht, entſteht die Frage, wie dieſe Unmöglichkeit 
gegenüber Dritten wirkt, für deren Haftbarmachung die Be⸗ 
endigung des Prozeſſes gegen den Kriegsteilnehmer Voraus⸗ 
ſetzung iſt. Es kommen in Betracht 

a) Anfechtungsklagen. Für ſie nimmt v. Harder 


(JW. 1914, 818) an, daß bei ihnen auf den Nachweis der 
| 106 
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fruchtloſen Vollſtreckung verzichtet werden könne, weil eine ſolche 


bei Kriegsteilnehmern durch die für ſie eingetretenen Erwerbs⸗ 
ſtörungen in der Regel zu vermuten ſei. Sei dies nicht der 
Fall, dann ſei die Anfechtung undurchführbar. 

(Aber Anfechtung bei Ausſetzung des Konkursverfahrens 
vgl. unten Bem. 8 zu S 6.) 

b) Bürgſchaftsklagen. v. Harder (JW. 1914, 846; 
1915 S. 204, 290) läßt durch die Kriegsteilnehmerſchaft des 
Hauptſchuldners im Regelfall die Einrede der Vorausklage für 
den Bürgen in Fortfall kommen, weil durch den mit der Ein⸗ 
berufung verbundenen Aufenthaltswechſel, ſowie die beim Kriegs⸗ 
teilnehmer eintretende Unſicherheit in den Vermögensverhältniſſen 
die Rechtsverfolgung gegen ihn weſentlich erſchwert ſei (ebenſo 
Reichel, DIZ. 1914, 1373; Glaſer, S. 5). Doch billigt er 
den Bürgen das Recht zu, den Gläubiger gemäß § 772 Abſ. 2 
auf die ihm zuſtehenden Pfandrechte zu verweiſen, ſoweit zu 
deren Verwirklichung ein gerichtliches Verfahren nicht erforderlich 
iſt. Gegen dieſe erweiternde Auslegung des 8 773 BGB. wenden 
ſich Leſſer, JW. 1914, 847; Bendix (Breslau), JW. 1914, 1113; 
Heß, S. 31; Waſſermann⸗Erlanger, S. 34; Sieskind, S. 25; 
Mayer, S. 240 f., die geltend machen, daß in der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft des Hauptſchuldners keiner der in 8 773 BGB. 
mit ausſchließender Wirkung aufgezählten Gründe, die das 
Geſetz als Erſchwerung der Rechtsverfolgung anerkennt, ent⸗ 
halten ſei. 


84. 

Erfolgt die Aufnahme des Rechtsstreits durch den Kriegs⸗ 
teilnehmer, ſo iſt ihm die Möglichkeit entzogen, in Zukunft auf 
Grund ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft Ausſetzung oder Unter⸗ 
brechung nach Maßgabe des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes für 
ſich in Anſpruch zu nehmen (Wagner, Recht 1915, 125; 
Waſſermann⸗Erlanger, S. 45). Ebenſo kann von dem Kriegs⸗ 
teilnehmer nachträglich auf die Folgen der bereits eingetretenen 
Vorausſetzung oder Unterbrechung (Unwirkſamkeit von Partei⸗ 
und Gerichtshandlungen) verzichtet werden (vgl. oben Bem. III, 4 
zu 88 2, 3; Cohn, JW. 1915, 234). 

Zweifelhaft iſt, ob vor Eintritt der Unterbrechung 
und Beantragung der Ausſetzung ein allgemeiner Verzicht auf 
die Geltendmachung dieſer Rechte möglich iſt (OLG. München 
[10. XL 14] Leipzg. 1915, 150 = OLENIpr. 30, 8 Recht 
1914, 736 = Seuff A. 70, 40 und OLG. Augsburg [1. XII. 14] 
Recht 1914, 735 bejahen dies, ebenſo Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 32). In der Tatſache der Einleitung des Verfahrens 
durch den Kriegsteilnehmer während ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft 
kann jedoch ein ſolcher Verzicht noch nicht ohne weiteres gefunden 
werden (Heß, S. 26; Stein, JW. 1914, 804; KG. [4. II. 15] 
Leipzg. 1915, 458; OLG. Augsburg [1. XII. 14] Recht 1914, 
735; a. M.: unter Zuhilfenahme des Geſichtspunkts der Argliſt 
OLG. München [10. XI. 14] Leipz3. 1915, 150 = OL GRſpr. 
30, 8 = Seuff A. 70, 40 = Recht 1914, 736). 


8 5. 

1. Über die allgemeine Anzeigepflicht gemäß 8 752 
ZPO. vgl. oben zu dieſem Paragraphen. Mit Rückſicht auf 
die beſondere Vorſchrift des 8 5 Abſ. 2 iſt die Anzeige an 
die vorgeſetzte Militärbehörde auch bei Vollſtreckung in das 
der Nutznießung des Ehemannes unterliegende Gut der 


Frau erforderlich (26. 1 Berlin 22. III. 15] Recht 1915, 232). 


M 14a. 19156. 


2. Die Zwangsvollſtreckungsbeſchränkungen des 8 5 haben 
einerſeits ein weiteres Anwendungsgebiet als die Ver⸗ 
fahrensbeſchränkungen der 88 2 und 3, denn ſie erſtrecken ſich 
auch auf Anſprüche öffentlichen Rechts und umfaſſen demgemäß 
auch die vollſtreckbaren Ausſprüche der Verwaltungsgerichte 
und sbehörden (Verwaltungszwangsverfahren). (Vgl. Güthe, 
S. 39 f.) Sie ſind ferner unabhängig von Billigkeits⸗ 
erwägungen, wie ſie die Bekanntmachung vom 14. I. 1915 
für das Erkenntnisverfahren einführt (OL G. Königsberg [4. V. 15] 


Leipz Z. 1915, 850). Andererſeits iſt ihr Anwendungsgebiet 


enger, weil ſie ſich einmal nur auf die Vollſtreckung wegen 
Geldforderungen beziehen (über das Unbefriedigende dieſes 
Buftandes vgl. Bendix, S. 71; Güthe, S. 40; Mayer, S. 225), 
und zweitens nicht die Vollſtreckung im vollen Umfange, ſondern 
nur die Verwertungsakte hindern. (Über den Begriff der 
Geldforderung vgl. Bem. zur Bekanntmachung vom 7. VIII. 14 
über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten.) 

3. Das Vorhandenſein eines Prozeßbevollmächtig⸗ 
ten oder eines zur Wahrnehmung der Rechte berufenen Ver⸗ 
treters bleibt auf die Vollſtreckungsbeſchränkung ohne Ein⸗ 
fluß. Bei einer Vertretung kraft Amtes kommt es für den 
Eintritt der Beſchränkungen anders als beim Erkenntnis⸗ 
verfahren (Bem. III, 9 zu 88 2, 3) nicht auf die Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft des amtlichen Vertreters, ſondern nur desjenigen, 
deſſen Vermögensmaſſe ſelbſt von der Vollſtreckung betroffen 
wird, an; fo iſt allein die Kriegsteilnahme des Gemeinſchuldners 
und des Erben, nicht die des Konkursverwalters und Teſtaments⸗ 
vollſtreckers von Bedeutung (Mayer, S. 224 f., 227; Güthe, 
S. 40; Sieskind, S. 33; a. M.: Byk, Bank A. Bd. 14, 20; 
Waſſermann⸗Erlanger, S. 49). Ob die Beſchränkungen gegen⸗ 
über einer Off HGeſ. oder KomGeſ., von der nur einzelne Ge 
ſellſchafter im Felde ſind, Platz greifen, iſt nach den gleichen 
Grundſätzen wie für das Erkenntnisverfahren zu entſcheiden 
(vgl. oben Bem. III, 4 zu 88 2, 3). LG. Breslau (24. XL 14] 
JW. 1915, 201) hat ſich der oben näher dargeſtellten Lehre 
angeſchloſſen, daß der Kriegsteilnehmerſchutz Platz greift, wenn 
durch die Kriegs teilnahme eines vertretungsberechtigten Geſell⸗ 
ſchafters die Off HGeſ. nicht mehr ausreichend vertreten iſt. 

4. Die Beſchränkung tritt ferner bezüglich des von 
der Verwaltung oder Nutznießung des im Felde befindlichen 
Ehemanns und Vaters betroffenen Frauen⸗ und Kindes⸗ 
vermögens ein, und zwar bei allen Güterſtänden, mit Aus⸗ 
nahme der Gütertrennung. Für das Geſamtgut bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft, fortgeſetzter Gütergemeinſchaft und Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft ergibt ſich die Vollſtreckungsbeſchränkung bereits 
unmittelbar aus 8 5 Nr. 1 (Güthe, S. 40 f.). Die Beſchrän⸗ 
kung gilt auch dort, wo es ſich um eine voreheliche Schuld 
der Frau handelt und daher die Pflicht des Mannes, die 
Vollſtreckung zu dulden, ohne weiteres erhellt (OLG. Königs⸗ 
berg [4. V. 15] Leipz Z. 1915, 850). 

5. Bezüglich der Vollſtreckungsbeſchränkung hat das Voll⸗ 
ſtreckungsorgan (Gericht oder Gerichtsvollzieher), anders als 
das Prozeßgericht (vgl. Bem. IV, 3 zu 88 2, 3), von Amts 
wegen Ermittlungen über die Kriegsteilnehmerſchaft des 
Schuldners anzuſtellen (Mayer, S. 227; OLG. Münden 
28. X. 14] Leipz 3. 1914, 1916 = Seuff A. 70, 43 = 
OL GRſp. 30, 4). | 
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6. Die Beſchränkungen beſtehen darin, daß bie Ber: 
ſteigerung körperlicher Sachen und der der Zwangsvollſtreckung 
ins unbewegliche Vermögen unterliegenden Gegenſtände während 
der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners ausgeſchloſſen iſt. 
Unter Verſteigerung iſt hier nicht das ganze Verfahren, 
ſondern nur die eigentliche Verſteigerungshandlung zu 


verſtehen (Joſef, Recht 1915, 66; Bovenfiepen, DRZ. 14, 774; 


Sintenis, S. 125; Sieskind, S. 36). Der Einleitung des 
Verfahrens, alſo bei beweglichen Sachen der Pfändung, bei 
unweglichen der Anordnung der Zwangsverſteigerung, ſteht 
nichts entgegen, ſie ſind ſogar aus mannigfachen Gründen zu 
empfehlen. Die erſtere gewährt dem Gläubiger eine Sicherheit, 
und die Einleitung des Verſteigerungs verfahrens verhindert, 
daß die länger als zwei Jahre rückſtändigen Hypothekenzinſen den 
Rang der Hypothek verlieren, und bewirkt, daß Verfügungen 
des Grundſtückseigentümers oder ſeines Stellvertreters dem be⸗ 
treibenden Gläubiger gegenüber unwirkſam find, und daß der 
Erwerber etwaiger zum Grundſtück gehöriger Fahrnis ſich nicht 
auf ſeine Unkenntnis der Beſchlagnahme berufen hat. (Joſef, 
Recht 1915, 66.) Ein anderes Mittel zur Herbeiführung dieſes 
Schutzes für den Hypothekengläubiger als den Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗ und in gewiſſem Umfange den Zwangs⸗ 
verwaltungsantrag gibt es nicht. Daher läßt ſich beim Fehlen 
eines vollſtreckbaren Titels der Rangverluſt der über 2 Jaht 
alten Zinsrückſtände ſchlechterdings nicht verhindern, was von 
Eugen Fuchs (JW. 1915 S. 60 u. 204) und Mayer (S. 218) 
als Lücke in den Kriegsnotgeſetzen, von Fürnrohr (JW. 1915, 
254) als im Intereſſe der nachſtehenden Gläubiger angemeſſenes 
Ergebnis betrachtet wird. (Gegen Fürnrohr wiederum Siehr, 
JW. 1915, 540.) 

Über die Einwirkung der Kriegsteilnehmerſchaft auf die 
nach der eigentlichen Verſteigerung liegenden Handlungen, ins⸗ 
eg die Verteilung des Verſteigerungserlöſes vgl. Güthe, 

45 f. | 

7. Zuläſſig bleiben danach Zwangsvollſtreckungen, 
die nicht auf eine Verſteigerung oder ſonſtige Ver⸗ 
wertung hinzielen (3. B. Zwangsverwaltung und Eintragung 
einer Zwangshypotheh, (Güthe, S. 46, LG. Breslau 24. XII. 14] 
JW. 1915, 203 = Recht 1915, 112), ſowie Verſteigerungen, 
die nicht im Laufe einer Zwangsvollſtreckung vor ſich 
gehen, ſo vor allem die zur Verwirklichung von bürgerlich⸗ 
rechtlichen Pfandrechten beſtimmten (Mayer, S. 229), ſowie die 
Zwangsverſteigerungen in beſonderen Fällen (auf Antrag des 
Konkursverwalters, zur Deckung der Nachlaß verbindlichkeiten, 
zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft) [Bovenfiepen, 
DRZ. 1914, 774]. (Über die Möglichkeit durch Verſagung 
des Zuſchlags und durch Anberaumung eines entfernten Ver⸗ 
ſteigerungstermins Verſchleuderungen vorzubeugen, vgl. unten 


Bemerkungen zu den Bekanntmachungen vom 8. X. 14, über 


das Mindeſtgebot bei der Verſteigerung gepfändeter Sachen, 
vom 10. XII. 14, über die Verſagung des Zuſchlags bei der 

Verſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen Ver⸗ 
moͤgens.) 

. 8. Zweifelhaft iſt, ob Zwangsvollſtreckungen in Rechte, 
die nicht nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen zu behandeln find, insbeſondere For⸗ 
derungen, der Beſchränkung unterliegen. Die herrſchende Lehre 
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verneint, dem Wortlaut des Geſetzes entſprechend, die An⸗ 
windbarkeit des 8 5 (Güthe S. 44, Heß, S. 37, Hachenburg 
Leipz Z. 1914, 1591; OLG. Dresden [17. X. 14] Leipzg. 1914, 
867 Recht 1914, 736; LG. München [17. X. 14] JW. 1914, 
1044). Dagegen führen das LG. Leipzig (5. IX. 14) Recht 1915, 
14 und Hahnemann (Nachr. d. Deutſch. Anw. Ver. 1914, 127) 
aus, daß es unlogiſch wäre, den im Felde befindlichen Schuldner 
zwar gegen die weniger bedeutſame Mobiliarvollſtreckung, nicht 
aber gegen die viel einſchneidendere Vollſtreckung in Rechte und 
Forderungen zu ſchützen. 

9. Die als Ausnahme vom Geſetz zugelaſſene Ver⸗ 
ſteigerung verbrauchbarer oder einer beträchtlichen Wert⸗ 
verringerung ausgeſetzter oder ſchwer aufzubewahrender 
Sachen iſt nur als Maßnahme zugunſten des Schuldners 
gedacht; daher kann ſie nur dort angeordnet werden, wo gerade 
fein Intereſſe es erfordert (OL G. Breslau [1 1. I. 15] Leipzg. 
1915, 452 = Recht 1915, 176). Daher will auch Jaffa (S. 15) 
im Gegenſatz zu 8 92 BOB. ein Warenlager, bei dem die 
Gefahr der Wertverminderung geringer iſt, als die eines durch 
die Kriegszeit verurſachten niedrigen Erlöſes, nicht als ver⸗ 
brauchbare Sache im Sinne des 5 5 anſehen. 

10. Über die Wirkung des Verſteigerungsverbots 
gehen die Anſichten auseinander. Levis (Recht 1914, 546) 
und Sieskind (S. 39) [für bewegliche Sachen] halten jede entgegen 
dem Verbote erfolgte Verſteigerung für unwirkſam, wogegen 
Mayer (S. 226, ebenſo für bewegliche Sachen Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 53) in 8 5 nur eine Sollvorſchrift erblickt. Güthe 
(S. 46) ſchließt ſich für bewegliche Sachen der ſtrengeren An⸗ 
ſicht an, während er in der verbotswidrigen Zwangsverſteigerung 
zwar einen zur Aufhebung des Zuſchlags führenden Beſchwerde⸗ 
grund erblickt, aber bei Unterlaſſung der Beſchwerde dem Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluſſe volle Geltung beimißt. Ebenſo bezüglich un 
beweglicher Sachen Waſſermann⸗Erlanger (S. 56). 

11. Die Frage, ob der Schuldner auf die Vollſtreckungs⸗ 
beſchränkung verzichten kann, wird von Levis Recht 1914, 
546) und Waſſermann⸗Erlanger (S. 53) bejahend, von Mayer 
(S. 227) verneinend entſchieden. (Vgl. auch Bemerkung 
zu § 4). 

12. Gegen den Gläubiger der in Kenntnis oder ſchuld⸗ 
hafter Unkenntnis der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners 
gepfändete Gegenſtände verſteigern will, hat der Schuldner einen 
Schadenserſatzanſpruch (Komm. des Berliner Anwaltvereins, 
JW. 1914, 786; Hachenburg, Leipz Z. 1914, 1591). 


Anhang. 

Keinen Schutz gewährt das Geſetz dem Kriegsteilnehmer, 
dem an einem Gegenſtande, der von einer gegen einen Dritten 
gerichteten Zwangsvollſtreckung ergriffen iſt, ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht zuſteht. Hier nimmt die Ver⸗ 
wertung ohne Rückſicht auf fein Interventionsrecht ihren Fort⸗ 
gang und entzieht ihm möglicherweiſe die nur für die Dauer 
der Vollſtreckung mögliche Widerſpruchsklage. Die einzige 
Möglichkeit ihn zu ſchützen liegt hier in der Beſtellung eines 
Abweſenheitspflegers gemäß § 1911 oder in der Zulaſſung eines 
Vertreters ohne Vertretungsmacht gemäß 8 89 ZPO. [Komm. 


des Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786; Güthe, S. 42; 
106 * 


844 


Bovenſiepen, DRZ. 1914, 774; Sieskind, S. 38; Meyer, 
KGBl. 1914, 146; Waſſermann⸗Erlanger, S. 58].“) 
8 6. 

1. Die das Konkursverfahren über das Vermögen des 
Kriegsteilnehmers einſchränkende Beſtimmung gilt nur für dieſes 
ſelbſt und findet auf andere auch auf gleichmäßige Befriedigung 
der Gläubiger hinzielende Verfahren, wie die Nachlaßver⸗ 
waltung, nicht einmal entſprechende Anwendung. Joſef, 
ZIP. 45, 261. 

2. Die Kriegsteilnehmerſchaft muß hier, um die 
Einſchränkungen des Verfahrens in Wirkſamkeit treten zu laſſen, 
bei dem Schuldner ſelbſt vorhanden ſein. Kriegsteilnehmerſchaft 
bei dem geſetzlichen Vertreter iſt ohne Bedeutung (vgl. 
8 9 Abſ. 1) (Sieskind, S. 41; Güthe, S. 49; Mayer, S. 232). 
Für dieſe Fälle weiſt die Begründung auf die Beſtellung eines 
beſonderen Vertreters durch das Vormundſchaftsgericht hin. Bei 
Einberufung des Konkursverwalters wird ein anderer neben ihm 
oder an ſeiner Stelle vom Konkursgericht ernannt (OLG. 
München [18. XII. 14] Leipzg. 1915, 153 Recht 1915, 14 
= OL GRſpr. 30, 242; vgl. auch Allgem. Verf. des Preußiſchen 
Juſtizminiſteriums vom 13. VIII. 14, PrIMBl. 1914, 688). 

Für den Konkurs über eine Off H Geſ. finden ſich wiederum 
verſchiedene Anſchauungen vertreten. Teils wird angenommen, 
daß er bei Kriegsteilnahme ſchon eines oder einiger von mehreren 
Inhabern auf Antrag eines Gläubigers nicht verhängt werden 
kann (OLG. Bamberg [4. XI. 14] Leipzg. 1915, 73 = Recht 
1915, 112; OLG. Stuttgart [12. III. 15] Recht 1915, 287), 
teils wird dieſe Folgerung nur bei Kriegsteilnahme aller 
Inhaber gezogen (OLG. Breslau [22. V. 15] JW. 1915, 664; 
Turck, KEBL. 1914, 121; Jaeger, Bank A. Bd. 14, 31). 

3. Obgleich das Geſetz die Konkurseröffnung nur auf 
Antrag des im Felde befindlichen Gemeinſchuldners zuläßt, iſt 
doch anzunehmen, daß auch der Antrag eines Gläubigers 
nicht ſchlechthin zurückzuweiſen iſt. Erklärt der Schuldner 
bei feiner perförlichen Vernehmung oder in ſonſtiger Weiſe fein 
Einverſtändnis, ſo kann die Konkurseröffnung auch auf Antrag 
des Gläubigers erfolgen (Mayer, S. 233). 

4. Wird die Eröffnung des Konkurſes mangels eines 
Antrages des Kriegsteilnehmers abgelehnt, ſo treten zwar die 
materiellen, Folgen einer Konkurseröffnung nicht ein, aber 
in denjenigen Fällen, in denen das Geſetz, wie beim kauf⸗ 
männiſchen Zurückbehaltungsrecht und dem Regreß mangels 
Sicherheit des Akzeptanten als Vorausſetzung für einen Anſpruch 
neben der Konkurseröffnung wahlweiſe die Zahlungseinſtellung 
angibt, wird dort, wo die Eröffnung des Konkurſes lediglich 
auf Grund der Kriegsteilnehmerſchaft unterbleibt, das Erfordernis 
der Zahlungseinſtellung ſtets gegeben ſein (Mayer, S. 240). 

5. Durch die Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners ſoll 
dem Gläubiger nicht jede Handhabe gegen ihn geraubt werden, 
vielmehr bleibt es dem Gericht überlaſſen, nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen die ihm erforderlich ſcheinenden Sicherheits⸗ 
maßregeln, wie ſie auch ſchon vor der Konkurseröffnung 


) Die anderen Zwangsvollſtreckungsbeſchränkungen, die nicht 
nur gegenüber Kriegsteilnehmern, ſondern allgemein für die Kriegszeit 
eingeführt ſind, finden ſpäter bei den ſie betreffenden Bekannt⸗ 
machungen eine beſondere Behandlung. . 
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möglich find, im Rahmen des 8 106 KO. zu treffen. (O6. 
Stuttgart [15. X. 14] Recht 1914, 649; Heß, S. 38; dagegen 
Güthe, S. 48.) 

6. Hat das Gericht entgegen dem Geſetze den Konkurs 
eröffnet, ſo iſt dieſer Beſchluß nicht ohne weiteres hinfällig, 
ſondern muß erft von ſeiten des Schuldners beſeitigt werden. 


Der Gläubiger, der trotz Kenntnis oder ſchuldhafter Unkenntnis 


von der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners den Antrag auf 
Konkurseröffnung geſtellt hat, bleibt aber dem Schuldner 
zum Schadenserſatz verpflichtet Hachenburg, Leipzg. 
1914, 1591). 

7. Was unter der vom Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz neu 
geſchaffenen Ausfegung bei bereits eröffnetem Konkurſe zu 
verſtehen iſt, ſagt das Geſetz nicht. Die entſprechende Ans 
wendung des § 249 ZPO. hilft über die Schwierigkeit nicht 
hinweg, da ein völliges Stillſtehen des Konkurſes als auch 
den Intereſſen des im Felde befindlichen Gemeinſchuldnerz 
widerſprechend, nicht in Frage kommen kann (Sintenis, S. 128; 
Bendix, S. 75; Waſſermann⸗Erlanger, S. 63; a. M. anſcheinend 
Hallbauer, Recht 1914, 582). Die Ergänzung der fehlenden 
Beſtimmungen iſt vielmehr aus dem Zwecke der Vorſchriften 
zu entnehmen; danach bleibt die Verfügungsmacht des Konkurs⸗ 
verwalters und feine Berechtigung zur Vornahme von Sicherungz⸗ 
maßnahmen (O2 G. Stuttgart [15. X. 14] Leipzg. 1914, 1917 
— Recht 1915, 14), ſowie der eigentlichen Verwaltungshand⸗ 
lungen beſtehen, wogegen Verwertungshandlungen nur inſoweit 
vorgenommen werden dürfen, als unvermeidliche Notwendigkeit 
oder augenſcheinlicher Nutzen ſie gebieten (Levis, Recht 1914, 
546; Jaeger, BankArch. Bo. 14, 31). Darüber, ob eine dieſer 
Vorausſetzungen vorliegt, wird der Konkursverwalter nötigen, 
falls mit dem Konkursgericht in Verbindung treten mülſſen 
(Glaſer, DIZ. 1914, 1076). Was hiernach im einzelnen zu⸗ 
läſſig und unzuläſſig if, ergibt eine an Hand dieſer Geſichtz⸗ 
punkte vorgenommene Prüfung der Vorſchriften der KO., wit 
ſie Mayer (S. 233 bis 238) ziemlich erſchöpfend durchführt 
Manche Frage bleibt dabei zweifelhaft und beſtritten, klar if 
aber, daß die Vornahme von Verteilungen und die ſonſtigen 
endgültige Befriedigung von Konkursgläubigern bezweckenden 
Handlungen, ſowie ſolche, die einen Zwangsvergleich erſchweren 
können, ausgeſchloſſen ſind (Levis, Recht 1914, 546; v. Harder, 
JW. 1914, 990). 

8. Ob während der Ausſetzung bie Friſten für die An⸗ 
fechtung anfechtbarer Rechtsgeſchäfte und die anderen Aus⸗ 
ſchlußfriſten der KO. laufen, iſt beſtritten. Bendix, S. 75; 
Waſſermann⸗Erlanger, S. 63; Jaeger, Bank Arch. Bd. 14, 31 
verneinen die Frage auf Grund entſprechender Anwendungen 
von 5 249 ZPO. Licht, S. 22; Glaſer, DAS. 1914, 1076; 
Hachenburg, Leipzg. 1914, 1591; v. Harder, JW. 1914, 990 
bejahen ſie. v. Harder gibt dafür aber dem Konkursverwalter 
das Recht, auch während der Ausſetzung Anfechtungsklagen zu 
erheben, indem er dieſe zu den unaufſchiebbaren Handlungen 
zählt. Heß (S. 38) empfiehlt, um wenigſtens einige An 
fechtungen für die Zukunft offenzuhalten (8 30), dem Gläubiger 
die Stellung des Eröffnungsantrags mit der gleichzeitigen Er 
klärung, daß vorläufig auf Erledigung verzichtet wird. . 

9. Hinſichtlich der Ausſetzung iſt dem Konkursgericht 
in weitem Umfange freie Hand gelaſſen. Es kann ſie ganz 
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oder nur für einzelne Handlungen anordnen und nachträglich 
beſchränken und aufheben (Bendix, S. 75 f.). 

10. Durch die Ausſetzung des Konkursverfahrens wird ein 
Ausſetzen der für und gegen den Konkursverwalter als ſolchen 
anhängigen Prozeſſe nicht herbeigeführt (Sieskind, S. 43; 
Levis, Recht 1914, 546; Waſſermann⸗Erlanger, S. 64). (Für 
die Durchführung des Verfahrens erheblich ſind die Preußiſchen 
Miniſterialverfügungen vom 13. VIII. 14 über die Förderung 
von Abſchlag⸗ und Schlußverteilungen im Konkursverfahren, 
PrIJMBl. 1914, 669 und vom 20. VIII. 14 über die Er⸗ 
nennung von Konkursverwaltern neben den zum Heere ein⸗ 
gezogenen bisherigen Konkursverwaltern und über die Berufung 
von Gläubigerverſammlungen zur Ergänzung der aus Anlaß 
des Krieges beſchlußunfähig gewordenen Gläubigerausſchüſſe 
[PrIJMBl. 1914, 688). 


1. Die drei im 8 7 behandelten Fälle, in denen die Kriegs⸗ 


teilnehmerſchaft einer als Gläubiger beteiligten Perſon für die 


Weiterführung der dort angegebenen Verfahren (Konkurs, Auf⸗ 
gebot und Verteilung) von Bedeutung iſt, haben gemeinſam, 
daß die Beſchränkung dieſer Verfahren nur eintritt, wenn der 
Kriegsteilnehmer keinen zur Wahrnehmung ſeiner Rechte be⸗ 
rufenen Vertreter beſitzt. 

2. Außerhalb der drei Verfahrensarten ſpielen die Vor⸗ 
ſchriften keine Rolle, ſo kommt insbeſondere die Beſtimmung 
der Nr. 1, nach welcher die Säumnis eines Kriegsteilnehmers 
ſechs Monate nach Aufhören der Kriegsteilnehmerſchaft aus⸗ 
geglichen werden darf und, wenn dies nicht mehr möglich iſt, 
wenigſtens ein Bereicherungsanſpruch zurückbleibt, für das 
Erkenntnis verfahren und die in ihm erlaſſenen Verſäumnis⸗ 
urteile nicht zur Anwendung (Cohn, JW. 1915, 234; Mayer, 
S. 243; a. M.: Mangold, Leipzg. 1914, 1741; Bovenſiepen, 
DR. 1915, 35). 

3. Die Nr. 2 erſpart dem als Gläubiger beteiligten 
Kriegsteilnehmer die Notwendigkeit, die in einem Verteilungs⸗ 
verfahren angemeldeten Vorrechte zu beweiſen, insbeſondere 
fih auf ein Widerſpruchsverfahren einzulaſſen (Sieskind, S. 48 f.; 
Güthe, S. 44). 

4. Nr. 3 gewährt dem Richter, wenn in einer Zwangs⸗ 
verſteigerung ein im Felde befindlicher dinglicher oder perſön⸗ 
licher Gläubiger nicht gedeckt wird, bei Ausſicht auf ſpätere 
günſtigere Gebote, ein Vertagungsrecht. Wenn in dieſem 
neuen Termin der Gläubiger durch das Meiſtgebot gleichfalls 
nicht voll zur Hebung kommt, kann wiederum eine neue Ver⸗ 
tagung erfolgen. Eine Grenze dafür iſt nicht gegeben (Nuß⸗ 
baum, JW. 1914, 1106; Mayer, S. 244). Sieskind (S. 49) 
hält eine mehrfache Vertagung zwar nicht für rechtlich un⸗ 
zuläffig, aber doch für nicht empfehlenswert. 

Bei der Frage der Verſagung des Zuſchlags hat das 
Gericht die Intereſſen des eingezogenen Gläubigers und der 
anderen Hypothekengläubiger gegeneinander abzuwägen, und 
wenn die Intereſſen der letzteren einer Verfagung entgegen⸗ 
ſtehen, dieſelbe abzulehnen (OLG. München [26. X. 14] LeipzZ. 
1915, 74) Nußbaum, der früher davon ausging, daß ein 
Zuſchlagsbeſchluß, der trotz der Sachgemäßheit einer 
Vertagung ergangen war, nicht zum Zwecke der Erwirkung 
einer Vertagung mit der Beſchwerde angefochten werden könne, 
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weil dieſer Grund unter den in 8 100 3G. ausſchließlich 
aufgeführten Beſchwerdegründen nicht genannt ſei (Nußbaum, 
SW. 1914, 1106), hat nunmehr dieſe Anſchauung aufgegeben 
(JW. 1915, 82) und ſieht mit Güthe (S. 48) und Sieskind 
(S. 49) die Erteilung des Zuſchlages trotz Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen für ſeine Verſagung als ausreichenden 
Beſchwerdegrund an. 

5. Neben dieſer dem Richter durch das Kriegsteilnehmer⸗ 
geſetz gewährten Befugnis zur Vertagung nach Beginn der 
Verſteigerungshandlung, bleibt ihm das vom Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetz in 8 36 gegebene Recht, bereits 
den erſten Verſteigerungstermin beim Vorliegen beſonderer 
Gründe über die geſetzliche Normalfriſt von 6 Monaten hinaus 
anzuſetzen. (Preußiſche Juſtizminiſterialverfügung vom 5. VIII. 14 
betreffend die Anberaumung von Verſteigerungsterminen in dem 
Verfahren der Verſteigerung von Gegenſtänden, welche der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unterliegen, 
PrJMBl. 1914, 661; Bayeriſches Juſtizminiſterium vom 
16. VIII. 14, BayJMBl. S. 164; [Recht 1914, 530]; 
Sächſiſches Juſtizminiſterium, SCHIMBL 1914, 85; Nuß⸗ 
baum, JW. 1914, 1106). 

Die „Bekanntmachung über die Verſagung des Zuſchlags 
bei der Verſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen 
Vermögens“ vom 10. XII. 14 findet beſondere Behandlung. 


88. 

1. Inwieweit Ausſchlußfriſten des öffentlichen 
Rechts (Beſchwerde, Einſpruch und Klagefriſten) von der 
Hemmung des 88 betroffen werden, kann zweifelhaft fein. 
Popitz (PrVerwBl. Bd. 35, 871) nimmt mit Rückſicht auf die 
wenigſtens entſprechende Anwendbarkeit des 5 203 BGB. auf 
dieſe Friſten auch eine Hemmung nach 8 8 KrTSchG. an. 
Dagegen verneint Bendix (S. 33) die Frage mit Nüdficht 
darauf, daß in 5 8 von dem „Gegner“ des Kriegsteilnehmers 
geſprochen wird, in dem Verwaltungsverfahren aber eine 
Gegnerſchaft im zivilrechtlichen Sinne nicht beſteht. 

2. Zu den Beſonderheiten des 8 8 gehört, daß er in⸗ 
ſofern dem im Geſetzesnamen zum Ausdruck gelangten Zweck 
widerſtrebt, als er nicht nur den Kriegsteilnehmer, ſondern auch 
deſſen privatrechtlichen Gegner ſchützt. Jedoch liegt in dieſem 
Schutz nur ſcheinbar eine Benachteiligung des Kriegsteilnehmers, 
weil ja auch ihm daran liegen muß, daß der Gläubiger zunächſt 
nichts gegen ihn unternimmt, wozu er naturgemäß mehr 
Neigung haben wird, wenn er ſich keiner Verjährung ausgeſetzt 
fühlt (vgl. Hallbauer, Bank. Bd. 13, 408). 

3. Die Rechtsmittelfriſten ſieht Bendix (S. 33) im 
Gegenſatz zu Popitz (Pr VerwBl. 35, 871) nicht als zu den 
für die Beſchreitung des Rechtswegs vorgeſchriebenen Aus ſchluß⸗ 
friſten gehörend an, weil fie begrifflich die bereits erfolgte 
Beſchreitung des Rechtswegs zur Vorausſetzung haben. 

4. Für vertragsmäßige Ausſchlußfriſten gilt die 
Beſtimmung nicht, insbeſondere auch nicht für die regelmäßig 
in den allgemeinen Verſicherungsbedingungen vorgeſehenen 
Friſten. Hier müſſen beſondere Vereinbarungen Platz 
greifen (Hachenburg, LeipzZ. 1914, 1591; Bendix S. 33 ff.). 
Bendix ſelbſt hat in dankenswerter Weiſe bei einigen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften die Zuſicherung mit unmittelbarer Wirkung 
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zugunſten ber Verſicherten erreicht, daß fie den Kriegsteilnehmer 
fo behandeln werden, als ob der 8 8 auch auf dieſe Friſten 
anwendbar wäre (Bendix S. 149 ff.). 

Eine ziemlich vollſtändige Zuſammenſtellung der unter 8 8 
fallenden Friſten gibt Waſſermann⸗Erlanger S. 73. 

5. Die Hemmung tritt ein, ſobald die Kriegsteilnehmerſchaft 
gemäß S 2 des Geſetzes beginnt. Sie endet, anders als die 
Unterbrechung und Ausſetzung, ohne beſondere Aufnahme des 
Verfahrens mit dem Fortfall ihrer Vorausſetzung. 

6. Die Hemmung gilt nur im Verhältnis zum Kriegs⸗ 
teilnehmer, nicht auch gegenüber ſonſt an dem Rechtsſtreit be⸗ 
teiligten Dritten. Daher laufen Anfechtungsfriſten, wenn nur 
der eigentliche Schuldner, nicht aber der Anfechtungsgegner im 
Felde iſt, ungehemmt weiter [v. Harder, JW. 1914, 818]. 


8 9. 

1. Die in der Wiſſenſchaft herrſchende Lehre (vgl. unten 
Ben. 5) findet in $ 9 die alleinige Regel für den Fall der 
Kriegsteilnehmerſchaft eines geſetzlichen Vertreters, 
und ſchließt aus der Nichterwähnung der juriſtiſchen Perſonen 
in dieſer Vorſchrift, daß es unerheblich iſt, wenn der geſetzliche 
Vertreter einer juriſtiſchen Perſon ſich im Felde befindet. Da⸗ 
gegen nimmt Lux (JW. 1914, 961) an, daß das Geſetz den 
Kriegsteilnehmerſchutz bei Kriegsteilnahme des geſetzlichen Ver⸗ 
treters als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt und in 8 9 nur die 
Frage, ob es beim Vorliegen einer geſetzlichen Vertretung auf 
die Kriegsteilnehmerſchaft des Vertreters oder des Vertretenen 
ankomme, im erſteren Sinne entſcheiden will. Über die prak⸗ 
tiſche Bedeutung dieſes Unterſchiedes der Auffaſſungen vgl. 
unten zu 5. 

2. Soweit eine geſetzliche Vertretung wegen ſelbſtändiger 
Verpflichtungs⸗ und Prozeßfähigkeit einer minder⸗ 
jährigen Perſon ſich erübrigt (58 112 f. BGB. ſowie bei den 
Statusprozeſſen und beim Entmündigungsverfahren) kommt nur 
die Kriegsteilnehmerſchaft des Vertretenen in Betracht. 
Daher findet in dieſen Fällen 8 9 keine Anwendung (Komm. 
des Berl. Anw.⸗Ver., JW. 1914, 786; Güthe, S. 36; Lux, 
JW. 1914, 961; vgl. auch Bem. 2 zu 8 3). 

3. Iſt der Vater der geſetzliche Vertreter, ſo tritt durch 
ſeine Kriegsteilnehmerſchaft die Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung nicht ohne weiteres ein, ſofern in ſeiner Abweſenheit 
die elterliche Gewalt von der Mutter ausgeübt wird (SS 1675, 
1685 BGB.). Iſt der Mutter ein Beiſtand geſtellt, ſo bleibt 
deſſen Kriegsteilnehmerſchaft, da er nicht geſetzlicher Vertreter 
des Minderjährigen iſt, ohne Bedeutung. Anders iſt es bei 
Pflegſchaften, mit Ausnahme der Gebrechlichkeitspflegſchaft, die 
eine Prozeßunfähigkeit des Vertretenen weder vorausſetzt noch 
herbeiführt. 

4. Die Kriegsteilnehmerſchaft des Ehemannes iſt 
für die Prozeſſe der Frau nach der Anſicht von Bendix (S. 80) 
ohne Bedeutung, weil die Frau in der Prozeßfähigkeit nicht 
beſchränkt iſt. Dagegen nimmt Mayer (S. 200) an, daß ſowohl 
beim geſetzlichen als auch bei den im BGB. behandelten ver⸗ 


6) Die Bekanntmachung betreffend Verjährungsfriſten | vom 
22. XII. 14 gilt nicht nur für Kriegsteilnehmer, ſondern ſchlechthin 
jür alle Perſonen. Sie wird unten behandelt. 
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‚tragsmäßigen Güterſtänden Prozeſſe gegen die Ehefrau unter: 


brochen werden, weil dieſe zur ſelbſtändigen Führung des 
Rechtsſtreits zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet if} (88 1401, 
1450 BGB.). 

5. Die weſentlichſte an 8 9 anknüpfende Frage iſt die, 
ob trotz des nur die natürlichen Perſonen erwähnenden Wort⸗ 
lauts der Beſtimmung auch die Kriegsteilnehmerſchaft der 
geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon zur 
Unterbrechung oder Ausſetzung des Rechtsſtreits führt. 

Die Rechtslehre hat ſich hier im weſentlichen dem Buch⸗ 
ſtaben des Geſetzes gefügt und die Anwendbarkeit des Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzes auf juriſtiſche Perſonen, wenn auch zum Teil 
unter Anerkennung der Unbilligkeit dieſes Ergebniſſes, verneint. 
(Vgl. Menner, JW. 1915, 2; Magnus, Recht und Wirtſchaft 
1914, 223; Mayer, S. 202; Sieskind, S. 15; Komm. des 
Berliner Anwaltvereins, JW. 1914, 786; Heß, S. 27; Güthe, 
S. 28; Wertheimer I, Leipzg. 1914, 1736; v. Harder, JW. 
1914, 1047; Hallbauer, Recht 1914, 578; Ach, JW. 1914, 
853; Bovenſiepen, DRZ. 1915, 774; A. H. Breslau AK. 
1914, 36.) Nur ein kleiner Teil der Praxis hat ſich ihr an⸗ 
geſchloſſen. (KG. [17. XI. 14] JW. 1915 54 = Recht 1915, 
112; [26. XI. 14] Dig. 1915, 111 = Recht 1915, 112; 
15. XII. 14] KGBl. 1915, 23 = Recht 1915, 174; OLG. 
Breslau (8. I. 15) Leipz g. 1915, 562 Recht 1915, 285 
OLG. Hamburg (5. I. 15) DAB. 1915, 432 = Leipzg. 1915, 
308 = Recht 1915, 59 = OL GRſpr. 30, 242; OLG. Darm⸗ 
ſtadt [7. I. 15] DSB. 1915, 213 = Recht 1915, 111; DRG. 
München [18. XI. 14] Leipzg. 1915, 74; OLG. Nürnberg 
130. III. 15] Recht 1915, 230; LG. Leipzig [11. V. 15] JW. 
1915, 665.) N 

Dagegen hat der überwiegende Teil der Praxis die 
Prophezeiung von Magnus (Recht und Wirtſchaft 1914, 223), 
daß ſie die juriſtiſchen Perſonen ebenſo wie die natürlichen 
ſchützen werde, zur Wahrheit gemacht und die entſprechende 
Anwendung des 5 9 auf juriſtiſche Perſonen dann angenommen, 
wenn entweder ſämtliche geſetzlichen Vertreter der juriſtiſchen 
Perſon, oder wenigſtens fo viele Vertreter im Felde find, daß 
die Zurückbleibenden zur ſatzungsmäßigen Vertretung nicht mehr 
ausreichen. (RG. [10. XII. 14] Leipz3. 1915, 43 = Recht 
1915, 109; OLG. Bamberg [4. III. 15] Recht 1915, 175; 
KG. [4. II. 15] LeipzgZ. 1915, 452 = OL GRſpr. 30, 242; 
[10. II. 15] OL GRſpr. 30, 242 — Recht 1915, 286; O26. 
Hamburg [5. X. 14] Leipz Z. 1915, 70 = DIE. 1915, 114 
= Recht 1915, 108; [4. XI 14] Leipyg. 1915, 70 = DE 
1915, 124 Recht 1914, 734 = Recht 1915, 108; [5. IL 15] 
Leipz 8. 1915, 452 = Recht 1915, 175; OLG. Dresden 
126. X. 14] Lei. 1915, 69 = SächſArch. 1914, 521 
= Recht 1915 S. 108, 285; [7. VI. 15] JW. 1915, 729; 
OG. Hamm [3. XII. 14] Leipzg. 1915, 70 — Recht 1915, 109; 
OLG. Darmſtadt [22. III. 15] LeipzZ. 1915, 74 = Recht 1915, 
286; OLG. Karlsruhe [5. XII. 14] Recht 1915, 287; LG. Leipzig 
127. IV. 15] JW. 1915, 533; LG. Karlsruhe, Kammer für 
Handelsſachen Pforzheim [16. IX. 14] Recht 1914, 614; 
Mangold, Leipz Z. 1914, 741; Waſſermann⸗Erlanger, S. 18.) 

Beſonders beachtenswert iſt die Anſicht von Lux (JW. 
1914, 961), die nicht wie die herrſchende Meinung auf 
entſprechender Anwendung von 8 9 beruht, ſondern das 
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Platzgreifen des Kriegsteilnehmerſchutzes aus der finngemäßen 
Auslegung der 88 2, 3 entnimmt und die ſcheinbar entgegen⸗ 
ſtehende Beſchränkung aus $ 9 auf natürliche Perſonen damit 
erklärt, daß bei juriſtiſchen Perſonen ein Nebeneinanderbeſtehen 
von Kriegsteilnehmerſchaft des Vertretenen und Vertreters nicht 
möglich ſei und daher eine Anordnung, wie fie 8 9 gibt, daß 
in ſolchem Falle nur die Kriegsteilnehmerſchaft des Vertreters 
von Bedeutung iſt, unterbleiben durfte (vgl. oben zu 1). i 

Noch weiter geht Katz (DIZ. 1915, 151), der ſelbſt bei 
ausreichender Vertretungsmacht der zurückbleibenden geſetzlichen 
Vertreter die Unterbrechung dann eintreten läßt, wenn ſach⸗ 
gemäße Information nur von den Eingezogenen erteilt 
werden kann. 

Eine Mittelmeinung ſchließlich will zwar grundſätzlich den 
Schutz auf die juriſtiſchen Perſonen ausdehnen, Unterbrechung 
und Ausſetzung bei Kriegsteilnehmerſchaft der geſetzlichen 
Vertreter aber nur eintreten laſſen, wenn kein anderweiter, ſei 
es auch rechtsgeſchäftlicher Vertreter (Prokuriſt) vorhanden 
(OLG. Augsburg [24. X. 14] Recht 1914, 705; OLG. Hamburg 
[10. IL 15] Leipzg. 1915, 561 = DAB. 1915, 725; OLG. 
Stuttgart [12. III. 15] Recht 1915, 286) und die Möglichkeit 
der Beſtellung einer anderweitigen geſetzlichen Vertretung nicht 
oder nur mit großen Schwierigkeiten gegeben iſt (OLG. Darm⸗ 
ſtadt 22. III. 15] Leipz 3. 1915, 714. 

Aber auch dort, wo die Kriegsteilnehmerſchaft der geſetz⸗ 
lichen Vertreter nicht als Unterbrechungs⸗ und Ausſetzungsgrund 
angeſehen wird, wird der Partei zur Herbeiführung einer ander⸗ 
weiten Vertretung vom Richter eine Friſt gewährt und der 
Termin bis zu deren Ablauf vertagt (OL G. Hamburg [5. I 15] 
DIE. 1915, 432 = Recht 1915, 229). 

6. Gegen Urteile, die trotz der durch die Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchaft des geſetzlichen Vertreters herbeigeführten Verfahrens⸗ 
unterbrechung ergangen ſind, iſt außer den gewöhnlichen Rechts⸗ 
mitteln die Nichtigkeitsklage gemäß § 579 Nr. 4 ZPO. ges 
geben (Mayer, S. 202; Cohn, JW. 1915, 234; vgl. Bem. III, 4 
zu 88 2, 3). 


Nelauntmachung über die Vertretung der Kriegsteilnehmer 
in bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten vom 14. Jaunar 1915. 
(RGBl. 1915, 17.) 

(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


1. Die Gültigkeit der Bekanntmachung unterliegt 
keinem Bedenken, da die dem Bundesrat im Geſetz vom 
4. Auguſt 1914 über „die Ermächtigung des Bundesrats zu 
wirtſchaftlichen Maßnahmen und über die Verjährung der 
Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts“ erteilte Befugnis zum 
Erlaß von Notverordnungen nicht nur die Befugnis zur Ver⸗ 
änderung der alten, ſondern auch der für den Krieg erlaſſenen 
neuen Geſetze in ſich ſchließt (Meyer, DNotV. 1915, 86). 

2. Infolge ihrer ſyſtematiſchen Stellung als Ergänzung 
zum Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz iſt die Bekanntmachung 
ebenſo wie dieſes ſelbſt den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung unterworfen (RG, 26. X. 14] DIZ. 1914, 1388 
Recht 1914, 704). 

3. Das Anwendungsgebiet der Bekanntmachung be⸗ 
ſchränkt ſich auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, alfo 
9 die gleichen Angelegenheiten wie 88 2, 3 Kr TSchG. 


\ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | | 847 


(Waſſermann⸗Erlanger, S. 81). Die Ablehnung der Ausſetzung 
(S 2) iſt nur bei vermögensrechtlichen Angelegenheiten möglich, 
die Vertreterbeſtellung des §8 1 umfaßt auch nicht vermögens⸗ 
rechtliche (Bendix [Breslau], Recht 1915, 96; Fürnrohr, JW. 
1915, 287; a. M.: v. Harder, JW. 1915, 159), doch wird 
bei letzteren ſowie bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten, die 
auf dem Familienverhältnis beruhen, z. B. Unterhaltsklagen, 
mit Rückſicht auf die in der Regel vorhandene Bedeutung der 
perſönlichen Mitwirkung der Partei die Vertreterbeſtellung eine 
beſonders ſorgfältige Prüfung erfordern, zumal bei Widerſtreit 
der Intereſſen des Kriegsteilnehmers und ſeines Gegners die 
des erſteren im Zweifel den Vorzug verdienen (AG. München 
5. I. 15] Recht 1915, 113). 
8 1. 

1. Die offenbare Unbilligkeit, welche die Stellung 
eines Vertreters rechtfertigt, iſt gleichbedeutend mit der offen⸗ 
baren Unbilligkeit, die zur Ablehnung des Ausſetzungsantrags 
erforderlich iſt (Heß, S. 49). (Die einſchlägigen Fragen ſind 
daher einheitlich zu 8 2 behandelt.) Es beſteht jedoch die 
Möglichkeit einer verſchiedenen Beurteilung beider, trotz Vor⸗ 
liegens des gleichen Sachverhalts, da über die Vertreterbeſtellung 
der Vorſitzende allein, über die Ablehnung der Ausſetzung das 
ganze Gericht zu befinden hat. (Niſſen, Leipz Z. 1915, 207; 
Waſſermann⸗Erlanger, S. 83.) 

2. Als Vertreter, durch deſſen Vorhandenſein die gericht⸗ 
liche Vertreterbeſtellung ausgeſchloſſen wird, kommen die gleichen 
Perſonen wie in 8 3 KrTSchG. in Betracht, insbeſondere auch 
der Prozeßbevollmächtigte, obgleich deſſen Befugniſſe hinter 
denen des vom Gericht zu beſtellenden Vertreters zurückbleiben 
können (Landsberg, PoſMSchr. 1914, 149; 1915, 41). Will 
der Prozeß bevollmächtigte ſolche Handlungen vornehmen, fo 
muß er die Beſtellung eines Pflegers beantragen. Wird ihm 
dieſe ſowie die Ausſetzung gemäß $ 3 abgelehnt, fo kann er 
durch Niederlegung der Vertretung die Unterbrechung des 
Rechtsſtreits herbeiführen, es ſei denn, daß es ſich um einen 
Anwaltsprozeß handelt (vgl. oben Bemerkung 3 zu § 3). 

3. Die Glaubhaftmachung der Vorausſetzungen der 
Vertreterbeſtellung hält Graßhof (DIZ. 1915, 415) zum 
mindeſten für empfehlenswert und auf Verlangen des Gerichts 
ſogar für erforderlich. Anders Ring (DIZ. 1915, 136) und 
Waſſermann⸗Erlanger (S. 82), die die Feſtſtellung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe den von Amts wegen anzuſtellenden 
Ermittlungen überlaſſen. 


4. Als Zeitpunkt der Vertreterbeſtellung kommt 
nach Seuffert (Bay 3. 1915, 113) und dem LG. Leipzig 
(1. III. 15] Recht 1915, 177) nur die Zeit nach Anhängig⸗ 
machung des Verfahrens in Betracht, während Mayer (S. 214), 
Landsberg (PoſMSchr. 1914, 149), Waſſermann⸗Erlanger 
(S. 82) ſie in jedem Augenblick des Rechtsſtreites, gegebenen⸗ 
falls auch vor deſſen Einleitung, für möglich halten. 


5. Hinſichtlich der Aus wahl des Vertreters wird vou 
Mayer (S. 210) und Seuffert (Bayg. 1915, 113) behauptet, 
daß in Anwaltsprozeſſen das Gericht nur einen Anwalt beſtelleu 
dürfe, da nur dieſer der von dem Geſetz verlangte „geeignete“ 
Vertreter ſei. Hiergegen wendet ſich unter Billigung der Praxis 
Bovenſiepen, Leipz Z. 1915, 883. 
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6. Ein Annahmezwang beſteht nach Bendix (Breslau), 
Recht 1915, 96; Landsberg, PoſMSchr. 1915, 41; Ring, DIZ. 
1915, 136; Waſſermann⸗Erlanger, S. 83; KG. (12. IV. 15) 
Dig. 1915, 524; (29. IV. 15) JW. 1915, 531 = DIL. 1915, 
617 für die als Vertreter beſtellte Perſönlichkeit nicht. 
Bovenſiepen (LeipzZ3. 1915, 883) will einen ſolchen wegen der 
Ahnlichkeit der Stellung des Vertreters mit der des Vormundes 
anerkennen. Mayer (S. 216) ſieht wenigſtens für den als Ver⸗ 
treter beſtellten Anwalt eine Annahmepflicht auf Grund der 
Rechtsanwaltsordnung vor. Dagegen: Landsberg, Poſ Schr. 
1915, 41. 

7. Ein Beſchwerderecht gegen ſeine Beſtellung ſteht 
dem Vertreter, der ja die Annahme ablehnen kann (vgl. Note 6) 
nicht zu. Landsberg, PoſMSchr. 1915, 41; OLG. Kiel 
(9. III. 15) Leipz3. 1915, 562 — Recht 1915, 288; a. M.: 
KG. (12. IV. 15) DIZ. 1915, 524 = Recht 1915, 288. 
Ebenſowenig hat der vertretene Kriegsteilnehmer ein ſolches, 
denn eine Ablehnung eines das Verfahren betreffenden Geſuches 
iſt nicht gegeben. (KG. 29. IV. 15] JW. 1915, 531 = DIZ. 
1915, 617 Recht 1915, 288; OLG. Dresden [15. IV. 15) 
Leipz Z. 1915, 851; KGBl. 1915, 74; Ring, DSB. 1915, 136; 
Landsberg, PoſMSchr. 1915, 41; Bendix [Breslau], Recht 1915, 
96; Mayer, S. 216; Bovenſiepen, Leipgß. 1915, 883; Seuffert, 
Bay Z. 1915, 113.) Dagegen hat der Kriegsteilnemer ſeiner⸗ 
ſeits die Befugnis, dem vom Gericht beſtellten Vertreter die 
Vollmacht zu entziehen, jedoch nur in der Weiſe, daß er gleich⸗ 
zeitig einen anderen Vertreter beſtellt. (Bendix [Breslau], Recht 
1915, 96; Mayer, S. 216). | 

Dem Antragſteller ſteht gegen die Ablehnung der Vertreter: 
beſtellung ein Beſchwerderecht zu (Waſſermann⸗Erlanger, S. 82). 


8. Die Auffaſſung der rechtlichen Natur des Ver⸗ 
treterverhältniſſes iſt mannigfach verſchieden. Bendix (Breslau) 
(Recht 1915, 96) ſieht darin eine geſetzliche Vertretung, die 
auch über den Umfang des Prozeſſes und die Vollmacht eines 
Prozeßbevollmächtigten hinaus den Vertreter zu ſelbſtändigen 
Handlungen berechtigt, an die der Kriegsteilnehmer für die 
Folge gebunden iſt, will aber trotzdem die Vorſchriften über 
Vormundſchaft und Pflegſchaft nicht entſprechend anwenden. 
Auch Heß (S. 48), Landsberg (PoſMSchr. 1915, 41), Niſſen 
(Zeipgd. 1915, 207) halten ihn für einen zur Erledigung 
nicht nur des Rechtsſtreits, ſondern des ganzen ſtreitigen Rechts⸗ 
verhältniſſes befugten geſetzlichen Vertreter, desgleichen Boven⸗ 
ſiepen (Leipz Z. 1915, 883), der ſogar die für Vormund und 
Pfleger maßgebenden Beſtimmungen über Annahmezwang und 
Unentgeltlichkeit der Amtsführung für entſprechend anwendbar 
hält. Dagegen ſieht v. Harder (JW. 1915, 115) die Ver⸗ 
tretungsmacht lediglich als die eines Prozeß bevollmächtigten, 
ähnlich der des gemäß 8 57 ZPO. geſtellten Prozeßvertreters, 
an. Ebenſo Mayer, S. 215. 

Auch über das Innenverhältnis des beſtellten Ver⸗ 
treters zum Kriegsteilnehmer herrſcht Meinungsverſchiedenheit. 
Ring (DIS. 1915, 136) konſtruiert hier einen Geſchäfts⸗ 
beſorgungsvertrag, der auf einer zwiſchen dem Vorſitzenden 
des Prozeßgerichts als Vertreter des Kriegsteilnehmers und 
dem zu beſtellenden Vertreter getroffenen Vereinbarung beruht. 
Bendix, Breslau (Recht 1915, 96), nimmt einen Auftrag an, 
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gibt aber dem Vorſitzenden daneben die Befugnis, Abmachungen 
über die Koſten der Vertretung mit bindender Wirkung auch 


für den Antragſteller zu treffen. Ahnlich Landsberg, PoſMSchr. 


1915, 41; Waſſermann⸗Erlanger (S. 85) hält den Vertreter 
für einen Geſchäftsführer ohne Auftrag. Dagegen ſieht Boven⸗ 
ſiepen (Leipz Z. 1915, 883) dieſe Beſtellung als eine der privat⸗ 
rechtlichen Auffaſſung unzugängliche Ausübung eines öffent⸗ 
lichen Hoheitsrechts an. Die Frage hat Bedeutung für den 
Koſtenanſpruch des Vertreters, für ſeine Verantwortlichkeit aus 
der Geſchäftsführung und ſchließlich für die Verantwortlichkeit 
des Vorſitzenden ſelbſt (vgl. unten Nr. 9). 

9. Für die Haftung des Vertreters läßt Bendix, 
Breslau (Recht 1915 S. 96 und 182), die Vorſchriften über den 
Auftrag Anwendung finden. Danach hat der Vertreter für 
jede Fahrläſſigkeit einzuſtehen und über ſeine Geſchäftsführung 
Rechenſchaft abzulegen, jedoch ſieht Bendix in unzweckmäßigem 
Handeln nicht ohne weiteres eine Fahrläſſigkeit. 

Auch eine Haftung des Vorſitzenden kann ſich aus 
ſeiner Tätigkeit bei Beſtellung oder Nichtbeſtellung des Ver⸗ 
treters entwickeln. Und zwar iſt dieſe nicht nur dann gegeben, 
wenn ein ſtrafrechtlicher Tatbeſtand vorliegt, weil hier keine 
Tätigkeit des Urteilsrichters, ſondern eine ſolche des Beſchluß⸗ 
richters ausgelöſt wird (Bendix, Recht 1915, 182). 

10. Das Recht, die Vertreterbeſtellung zurück⸗ 
zuziehen und dadurch die Unterbrechung des Rechtsſtreits 
wiederum herbeizuführen, wird dem Vorſitzenden von Ring 
(DIZ. 1915, 136) zugebilligt, dagegen von Heß (S. 48) und 
Niſſen (Leipz Z. 1915, 207) abgeſprochen. 


8 2. 

1. Da ſich die Ablehnung der Ausſetzung anders als 
die Vertreterbeſtellung auf vermögensrechtliche Angelegenheiten 
beſchränkt (vgl. oben Vorbem. 3 vor 8 1), kann ſie möglicher⸗ 
weiſe nur einen Teil eines Rechtsſtreits umfaſſen, fo kann 
im Eheprozeß die Ausſetzung bezüglich der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auf Unterhaltsgewährung, nicht aber auch bezüglich der⸗ 
jenigen auf Getrenntleben der Ehegatten und Verbleiben der 
Kinder verſagt werden (v. Harder, JW. 1915, 159). 


2. Zur Stellung des Antrags auf Ausſetzung iſt 
jeder Vertreter, auch der gemäß 8 1 beftellte, befugt. 
(Anders 8 9 KrTSchG.) [Mayer, S. 215; a. N.: Cahn, 
Bay. 1915, 100.) Auch für den letzteren iſt dieſes Recht von 
praktiſcher Bedeutung, weil das über die Ausſetzung entſcheidende 
Gericht zu einem anderen Ergebnis kommen kann als der die 
Vertreterbeſtellung anordnende Vorſitzende, und weil in der Zeit 
ſeit Vertreterbeſtellung Veränderungen eingetreten oder erkennbar 
geworden ſein können, welche die Sachlage in einem anderen 
Lichte erſcheinen laſſen (Seuffert, Bay Z. 1915, 113; Niſſen, 
LeipgB. 1915, 207). 

3. Über die Grundſätze nach denen bei Prüfung ber 
offenbaren Unbilligkeit die Intereſſen des Kriegsteilnehmers 
und feines Gegners gegeneinander abzuwägen find, herrſcht 
Streit. OLG. Poſen (7. IV. 15) DAS. 1915, 532 entſcheidet 
ſich dahin, daß der Kriegsteilnehmer feinem Gegner nicht über 
mäßig vorgezogen werden dürfe, während das OLG. München 
(1. III. 15) Leipzg. 1915, 562 = DIS. 1915, 623 zugunſten 
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des Kriegsteilnehmers den Gegner ſelbſt einen erheblichen Nach⸗ 
teil in Kauf zu nehmen zwingt (ebenfo Heß. S. 46; OLG. 
Hamburg [23. III. 15] Recht 1915, 289). Allgemeine Anhalts⸗ 
punkte für die Frage der offenbaren Unbilligkeit geben Wertheimer 
(JW. 1915, 159) und Bendix, Breslau (Recht 1915, 96). 

Im einzelnen kann die Ausſetzung eine offenbare Unbilligkeit 
enthalten mit Rückſicht auf 

a) die materielle Lage des Kriegsteilnehmers. 
Dies wird angenommen, wenn das Geſchäft des Kriegs⸗ 
teilnehmers durch Angehörige oder Vertreter weitergeführt wird, 
wenn in alter Weiſe Waren beſtellt und verkauft ſowie Außen⸗ 
fände eingezogen werden und trotzdem der Kriegsteilnehmer 
oder ſein Vertreter nicht an die Bezahlung der Verbindlichkeiten 
denken (OSS. München [1. III. 15] OL GRſpr. 30, 248; 
110. V. 15] 2eipgß. 1915, 779; OLG. Nürnberg 3. IV. 15] 
Recht 1915, 288). Doch nicht jede Weiterführung des Geſchäfts 
läßt eine Ausſetzung als offenbar unbillig erſcheinen. Maps 
gebend find dafür auch die Größe des Umſatzes und bie Höhe 
der Schuld (OLG. Breslau [12. III. 15 Leipz Z. 1915, 779). 
Jasbeſondere wird eine Weiterführung des Geſchäfts, die tat⸗ 
ſächlich nur die Abwicklung der alten Verbindlichkeiten bezweckt, 
die Ablehnung der Ausſetzung nicht rechtfertigen. Nur der 
wirtſchaftlich „ſtarke“ Kriegsteilnehmer ſoll durch die Bekannt⸗ 
machung getroffen werden (L Z. Mannheim [5. II. 15] Leipzg. 
1915, 390 = Recht 1915, 177; OLG. Königsberg 27. IV. 15 
Lewz 3. 1915, 851; OLG. Stuttgart [9. III. 15] Recht 1915, 
287). Dagegen liegen Fälle, in denen die Weiterführung des 
Geſchäfts die Ausſetzung ſchlechthin rechtfertigt, vor, wenn in 
Abweſenheit des Kriegsteilnehmers zur Deckung genügende 
Mittel erworben werden, deren Beſeiteſchaffung im Falle der 
Ausſetzung zu befürchten iſt (OLG. Cöln [27. III. 151 JW. 
1915, 332), wenn der Anſpruch erſt während des Krieges 
durch eine Handlung des das Geſchäft leitenden Vertreters 
entſtanden iſt (OLG. Dresden [18. III. 15] Leipzg. 1915, 778; 
DL®. Hamburg [12. III. 15] Recht 1915, 228), und wenn es 
ſich um eine Schuld handelt, die der Kriegsteilnehmer oder 
ſein Vertreter übernommen hat, um dadurch die Fortführung 
des Geſchäftes und den Weitergenuß der Einkünfte zu ermöglichen 
(OG. Dresden [17. III. 15] LeipzZ. 1915, 646 = Recht 
1915, 288). 

Als dem Kriegsteilnehmer beſonders ungünſtig iſt die 
Entſcheidung des OL. Poſen (7. IV. 15) DIZ. 1915, 532 
= Recht 1915, 289 hervorzuheben, nach der bei Prüfung der 
Unbilligkeitsfrage eine Verſchlechterung des Geſchäftsgangs 
nur inſoweit zu berückſichtigen iſt, als ſie auf dem Fehlen 
der perſönlichen Arbeitskraft des Kriegsteilnehmers, nicht 
auch inſoweit, als ſie auf der allgemein ungünſtigen 
Wirtſchaftslage beruht. Beſonders weit nach der entgegen⸗ 
gelegten Richtung neigt das OLG. Dresden (24. II. 15) 
Leipz Z. 1915, 646 = Sächſ Arch. Bd. 15, 195 Recht 1915, 
288, das bei einer unſtreitigen Forderung die Unbilligkeit der 
Ausſetzung ſchon deswegen verneint, weil der Schuldner infolge 
feiner Kriegsteilnehmerſchaft nicht für geeignete Deckungsmittel 
ſorgen kann. 

b) den Stand des Prozeſſes. Die Ausſetzung ſtellt 
dann eine offenbare Unbilligkeit dar, wenn es ſich um un⸗ 
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beſtrittene Verbindlichkeiten handelt (OLG. Königsberg [27. IV. 15 
LeipzgZ. 15, 851), oder wenn der Rechtsſtreit zugunſten des 
Gegners vollſtändig entſcheidungsreif if (OLG. Frankfurt 
19. IL 15] Leipzg. 1915, 646), ebenſo wenn die Entſcheidung 
nur noch von Fragen des richterlichen Ermeſſens oder der 
Schätzung Sachverſtändiger abhängt, auf die der Kriegs⸗ 
teilnehmer einen weſentlichen Einfluß nicht mehr ausüben kann 
(OLG. Hamburg [17. II. 15] Leipzg. 1915, 562 = DIR. 1915, 
725). Dagegen iſt die Ausſetzung nicht abzulehnen, wenn auf 
ſeiten des Kriegsteilnehmers die Möglichkeit erheblicher Ein⸗ 
wendungen beſteht und ſein Vertreter glaubhaft vorbringt, daß 
er infolge Kriegsteilnehmerſchaft ſeines Klienten nicht in der 
Lage war, Informationen zu erlangen (De. Manchen 
II. III. 15] JW. 1915, 415 = Leipzg. 1915, 562 = DAL. 
1915, 623 = DLENIpr. 30, 248). Mit der Behauptung, 
daß dieſe Einwendungen nur aus Schikane zur Hinſchleppung 
des Rechtsſtreits erhoben werden, iſt der Gegner des Kriegs⸗ 
teilnehmers nur beim Vorliegen beſonderer Anhaltspunkte 
dafür. zu hören. Dies iſt auch dann nicht anders, wenn 
der Gegner des Kriegsteilnehmers den Betrag notwendig 
braucht (OLG. Dresden [18. III. 15] Leipz8. 1915, 778; 
127. IV. 15] DI. 1915, 723). Der Mangel an In⸗ 
formationen allein ſtellt jedoch dann keinen Grund für die 
Ausſetzung dar, wenn der Kriegsteilnehmer ausreichend Zeit 
hatte, ſeinen Anwalt zu unterrichten, insbeſondere wenn er 
durch ſeinen Aufenthalt im Inlande dazu ohne Schwierigkeiten 
in der Lage war (OLG. Hamm [31. III. 15 DIZ. 1915, 623), 
oder wenn bei einer G. m. b. H. der im Kriege befindliche Ge⸗ 
ſchäftsführer Informationen vor ſeinem Ausmarſch erteilte und 
die Geſellſchafter ohne beſondere Mühe für anderweite Ver⸗ 
tretung und weitere Informationen ſorgen können (ORG. Bam 
berg [4. III. 15] Recht 1915, 177), ebenſo für die Off Heſ. 
(DLG. Poſen [25 III. 15] PoſMSchr. 1915, 55; DRG. Ham⸗ 
burg (17. II. 15] Leipgg. 1915, 562 = Recht 1915, 287, 
123. III. 15] Recht 1915, 288; OLG. München [10. V. 18] 
Recht 1915, 289). 


4. Bei mehreren als Partei bezeichneten Perſonen liegt 
die Unbilligkeit nicht immer allen gegenüber in gleicher 
Weiſe vor. Daher kann dem einen gegenüber die Ablehnung 
der Ausſetzung ausgeſprochen, dem anderen gegenüber die Aus⸗ 
ſetzung angeordnet werden (OLS. Nürnberg 31. III. 15] 
Recht 1915, 229). 


5. Die Beweislaſt dafür, daß die Ausſetzung eine 
offenbare Unbilligkeit darſtellt, trifft, da es ſich um eine Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen Beſtimmung des Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutzgeſetzes handelt, den Gegner des Kriegsteilnehmers (OLG. 
München [1. III. 15] Recht 1915, 176). Allein ſteht das 
LG. Karle ruhe (KH. Pforzheim [2. IL 15] Recht 1915, 176) 
mit ſeiner Anſicht, daß die für die Unbilligkeit der Ausſetzung 
vorgebrachten Tatſachen ohne weiteres als richtig zu unter⸗ 
ſtellen ſind und daher eine Beweisaufnahme über ſie nicht ſtatt⸗ 
finden kann. 


6. Das Rechtsmittel gegen eine Entſcheidung, welche 
die beantragte Aufhebung einer angeordneten Ausſetzung ab⸗ 
lehnt, iſt gemäß $ 252 ZPO. die einfache Beſchwerde (KG. 


5). 
29. II. 15] DI. 1915, 525) er 
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8 3. 

1. Der Umfang der „beſonderen“ Koſten, welche die 
Bekanntmachung dem Gegner des Kriegsteilnehmers auch im Falle 
ſeines Sieges aufbürbet, iſt beſtritten. Nach Bendix, Breslau 
Gecht 1915, 96), Bemerkung des Herausgebers der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift (JW. 1915, 288), v. Harder (JW. 1915, 159), 
Waſſermann⸗Erlanger (S. 85), Heß (S. 49) umfaſſen ſie nur 
diejenigen, welche bei Anweſenheit des Kriegsteilnehmers nicht 
entſtanden wären, d. h. im weſentlichen die Koſten des Ver⸗ 
treters, und auch dieſe nicht, ſoweit es ſich um Anwalts⸗ 
gebühren handelt, und auch der Kriegsteilnehmer ſelbſt ſich 
eines Anwalts hätte bedienen müſſen. Dagegen werden von 
Mayer (S. 216), Fürnrohr (JW. 1915, 287), Wertheimer 
(JW. 1915, 158) die geſamten Verfahrenskoſten dem Gegner 
des Kriegsteilnehmers aufgebürdet, von den letzten beiden 
allerdings unter Anerkennung der Undilligkeit dieſes Er⸗ 
gebniſſes. 

2. Die Höhe der Gebühren des Vertreters will 
Bovenſiepen (Leipzz. 1915, 883), ſoweit er ihm überhaupt 
ſolche zubilligt, unter Berückſichtigung der Mühewaltung und 
der Höhe des Streitwerts vom Prozeßgericht, nicht vom Vor⸗ 
ſitzenden, nach freiem Ermeſſen beſtimmen laſſen (ebenſo Lands⸗ 
berg, PoſMSchr. 15, 41). Dagegen gewährt von Seuffert 
(Bayg. 1915, 113) dem als Vertreter beſtellten Anwalt eine 
Entſchädigung nach Maßgabe der NAGD. Landsberg verneint 
einen ſolchen Anſpruch (PoſMSchr. 1915, 41; Waſſermann⸗ 
Erlanger, S. 85), ſoweit keine Prozeßführung, ſondern nur die 
ſonſtige Tätigkeit als beſtellter Vertreter in Betracht kommt. 
Dagegen erkennt er ihm Gebühren nach der RAG. zu, wenn 
er gleichzeitig Prozeßbevollmächtigter iſt, jedoch läßt er in 
letzterem Falle die Vertretergebühren durch die Prozeßgebühren 
mitabgegolten ſein. Bendix, Breslau, (Recht 1915, 96) gibt 
dem Vorſitzenden das Recht, mit dem Vertreter mit bindender 
Wirkung für den Antragſteller eine Vereinbarung über die Koflen 
zu treffen. Ebenſo Landsberg (PoſMSchr. 1915, 41). 

3. Haftbar für die Koſten des Vertreters iſt nach 
Mayer (S. 216) und Landsberg (PoſMSchr. 1915, 41) 
lediglich der Gegner des Kriegsteilnehmers, wogegen Bendix, 
Breslau, (Recht 1915, 96) und Ring (DIZ. 1915, 136) auf 
Grund des nach privatrechtlichen Vorſchriften zu beurteilenden 
Verhältniſſes zwiſchen Vertreter und Kriegsteilnehmer, das durch 
Vermittlung des Vorſitzenden zuſtande gekommen iſt, auch den 
Kriegsteilnehmer für die Gebühren und Aufwendungen des Ver⸗ 
treters eintreten laſſen. Waſſermann⸗Erlanger (S. 85) macht den 
Gebührenanſpruch des Vertreters gegen den Kriegsteilnehmer 
von deſſen Genehmigung der unbeauftragten Geſchäfisführung 
abhängig, die bereits in einer bewußten Duldung der Tätigkeit 
des Vertreters zu finden ſein ſoll. 

4. Gerichtsgebühren für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſtellung des Vertreters werden nicht 
erhoben (Ring, DIZ. 1915, 136; Seufſert, Bay. 1915, 
113; Landsberg, PoſMSchr. 1915, 41; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 85). 

5. Die Entſcheidung über die Koſten ergeht, wenn 
der Antrag auf Vertreterbeſtellung zurückgewieſen wird, im 
Beſchluſſe ſelbſt, der, mit der Beſchwerde anfechtbar, gemäß 
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5 793 Nr. 4 ZPO. einen vollſtreckbaren Titel darſtellt und 
als Grundlage für die Koſtenfeſtſetzung dient (Bendix, Breslau, 
Recht 1915, 182). 

Wird ein Vertreter beſtellt, fo iſt zu unterſcheiden, ob ez 
zur Erhebung der Klage kommt oder nicht. Im letzteren Falle 
muß der Kriegsteilnehmer etwaige ihm entſtandene Koſten in 
einem beſonderen Verfahren verfolgen. Eine Entſcheidung über 
die Koſten gehört in den Beſchluß über die Vertreterbeſtellung 
nicht hinein und hat, wenn ſie dennoch darin ſteht, keine Be⸗ 
deutung, da dieſer Beſchluß nicht mit der Beſchwerde anfechtbar 
iſt und daher keinen zur Feſtſetzung geeigneten Titel bildet 
(Bendix, Breslau, Recht 1915, 182). Kommt es, was die 
Regel bildet, nachträglich zu dem bei der Vertreterbeſtellung 
in Ausſicht genommenen Prozeſſe, ſo iſt über die Koſten im 
Urteil zu entſcheiden (Ring, DIZ. 1915, 136; Bendix, Breslau, 
Recht 1915, 182; Landsberg 15, 140; Waſſermann⸗Erlanger, 
S. 85). Die Beſtimmung der Höhe bleibt alsdann dem Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren vorbehalten. Dagegen will Heß (S. 49), in 
bewußtem Widerſpruch zur Begründung des Geſetzes, von 
einem Ausſpruch über die Vertretungskoſten im Urteil nichts 
wiſſen und auch die Frage, wer die Koſten zu tragen hat, dem 
Feſtſetzungsverfahren überlaſſen. 


8 4. 

1. Die Ubergangsvorſchrift des 8 4 weiſt den aus⸗ 
ſchließlichen Weg, eine vor Inkrafttreten der Bekanntmachung 
erfolgte Aufhebung wegen offenbarer Unbilligkeit zur Aufhebung 
zu bringen. Die Anfechtung des Ausſetzungsbeſchluſſes durch 
Beſchwerde iſt dadurch für dieſen Fall ausgeſchloſſen (DLG. 
Braunſchweig [19. I. 15] Recht 1915, 113 — Leipzg. 1915, 
312). Umgekehrt iſt der Weg des 8 4 in Fällen, in denen die 
Ausſetzung oder Unterbrechung erſt nach dem Inkrafttreten 
der Bekanntmachung ſtattgefunden hat, nicht gangbar (RG. 
29. III. 15] Dig. 1915, 526 = KGBl. 1915, 60 = Recht 
1915, 231; Landsberg, PoſMSchr. 1914, 149). 

2. Die Vorſchrift bezieht ſich lediglich auf diejenigen 
Fälle, in denen die Ausſetzung wegen offenbarer Unbilligkeit 
gemäß § 2 hätte abgelehnt werden können, alſo nur auf ver⸗ 
mögensrechtliche (Heß, S. 50; Niſſen, Leipzg. 1915, 207). 

3. Als Vertreter, zu deſſen Händen die Ladung zur 
Aufnahme und Verhandlung zur Hauptſache zu erfolgen hat, 
kommt nicht nur ein gemäß § 1 der Bekanntmachung geftellter, 
ſondern überhaupt jeder zur Wahrnehmung der Rechte befugter 
Vertreter, alſo insbeſondere auch ein Prozeßbevollmächtigter in 
Betracht (OL G. Breslau [16. III. 15! JW. 1915, 465 
— Recht 1915, 289). Iſt ein ſolcher Vertreter nicht vorhanden, 
fo iſt zunächſt die Vertreterbeſtellung gemäß § 1 und erft nach 
dieſer die Aufnahme gemäß 8 4 zu beantragen. Die tat 
ſächlichen Vorausſetzungen beider find, was die Unbilligkeit der 
Nichtweiterführung des Rechtsſtreits anlangt, die gleichen. Zur 
Beweislaſtfrage hält Heß, im Gegenſatz zu § 1, der nur eme 
Darlegung der Verhältniſſe verlangt, eine beſondere Glaub⸗ 
haftmachung für geboten. 
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44. Jahrgang. 


Velanntmachung betreffend die Anordnung einer Geſchäfts⸗ 
aufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens vom 
8. Anguſt 1914 (RGBl. S. 363). 


[Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg.] 
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Nach der Begründung der Verordnung (Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger, S. 328) iſt die Geſchäftsaufſicht nicht ein Zwangsmittel, 
welches den Gläubiger, ſondern eine Vergünſtigung, die den 
Schuldner ſchützen ſoll. Deshalb ſind die vor und nach Erlaß 
der Verordnung immer wieder vorgebrachten Anregungen, auch 
dem Gläubiger das Recht zum Antrag auf Anordnung der Auf⸗ 
ſicht zu geben, bisher dauernd abgelehnt worden. Gerade des⸗ 
halb wird die Geſchäftsaufſicht als Gegenſatz zum Konkurs be⸗ 
zeichnet und die Anwendung konkursrechtlicher Analogien mit 
gutem Grunde abgelehnt (Breit, ZW. 1915, 161). Aber die 
Verfechter der Idee des Präventivakkords erblicken in der Ver⸗ 
ordnung einen Anſatz zu der künftigen Entwicklung dieſes Rechts⸗ 
inſtituts. Auch in der Praxis iſt das Inſtitut beſonders auch 
da, wo Betriebsmittel zur Fortführung des Geſchäfts nicht mehr 
vorhanden waren, häufig lediglich als außergerichtliche Liquidation 
aufgefaßt worden (Wertheimer, JW. 1915, 174). 

Die Einrichtung findet ihr Vorbild in den Beſtimmungen 
der Preußiſchen Allgemeinen Gerichtsordnung über das General⸗ 
moratorium (Allgemeine Gerichtsordnung Tl. I Tit. 47 55 46 ff.; 
Bendix, JW. 1914, 1002). 


8 1. 
1. Bei welchen Perſonen iſt die Geſchäftsaufſicht zuläſſig? 
Unter Geſchäftsaufſicht können auch Perſonen geſtellt werden, 
welche kein Geſchäft oder Gewerbe betreiben, auch Kriegs teil⸗ 
nehmer, deren Intereſſe an der Geſchäftsaufſicht ſeit Erlaß der 
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Verordnung vom 14. Januar 1915 gefteigert iſt, auch Aus. 
ſelbſt Angehörige feindlicher Staaten (Breit, JW. 1915, 10. 
Bendix, Leipz. Z. 1915, 189; Waſſermann⸗Erlanger zu 88 1 bis 3 
Anm. I). 

Nicht minder iſt die Aufficht zuläſſig bei juriſtiſchen 
Perſonen. g 

Streitig iſt, ob auch über einen Nachlaß Geſchäftsaufſicht 
angeordnet werden kann. Breit (JW. 1915, 164) vemeint die 
Frage, weil die Regeln der Geſchäftsaufſficht auf dieſen Fall 
„wohl nicht recht paſſen“, weil das Mittel der Nachlaßverwaltung 
zu Gebote ſtehe und der Erbe das Riſiko des § 1980 BGB. 
laufen würde. So auch Mayer, S. 139. Jäger dagegen 
(Bank A. 14, 31) will bei Uberſchuldung des Nachlaſſes Geſchafts⸗ 
aufſicht zulaſſen. Beſonders ausführlich behandelt die Frage 
Levis (Leipz Z. 1915, 678), der auch bei AÜberſchuldung des 
Nachlaſſes die Geſchäftsaufſicht für zuläſſig hält. Der Antrag 
führe allerdings nicht die Beſchränkung der Haftung herbei, und 
der Erbe übernehme das Riſiko des 8 1980 BGB.; jeder einzelne 
Erbe habe daher auch das Recht, durch den Antrag auf Nachlaß⸗ 
konkurs die Aufhebung der einmal angeordneten Geſchäfts⸗ 
aufſicht herbeizuführen. Der Nachlaß müſſe dann tatſächlich von 
dem Erbenvermögen ſtreng getrennt gehalten werden. Aber 
grundſätzlich könne die Geſchäftsaufſicht über einen Nachlaß an⸗ 
geordnet werden; und eine angeordnete Geſchäftsaufficht könne 
nach dem Tode des Erben fortgeſetzt werden. 

2. „Wer infolge des Krieges zahlungsunfähig geworden 
iſt“, kann den Antrag ſtellen, das heißt „jeder, deſſen Zahlungs⸗ 
unfähigkeit in urſächlichem Zuſammenhange mit dem Kriege, 
auch ſeinen wirtſchaftlichen Wirkungen, ſteht“ (JW. 1914, 796). 
Vgl. dazu Aſch, JW. 1914, 855. Der Antrag wird in der 
Regel als Bekenntnis der Zahlungseinſtellung angeſehen werden 
können. „Die Benachrichtigung der bekannten Gläubiger von 
ihrer Anordnung bedeutet zweifellos die Zahlungseinſtellung“ 
(Harder, JW. 1914, 818; Breit, JW. 1915, 173). 

Über die Bedeutung des Antrages auf den Einwand der 
Vorausklage, den der Bürge erhebt, vgl. Harder, JW. 1914, 847. 


| 82. 

1. Einer näheren Bezeichnung der einzelnen Forderungen 
nach Grund und Höhe bedarf es nicht. Zweck der Mitteilung 
iſt zunächſt die Benachrichtigung der Gläubiger, die in $ 4 vor: 
geſehen iſt (JW. 1914, 796). Bei der Allgemeinheit der Faſſung 
der Beſtimmung wird ein Unterſchied zwiſchen den privilegierten 
und den nichtprivilegierten Gläubigern nicht gemacht werben 
dürfen (Waſſermann⸗Erlanger, 88 1 bis 3 Anm. IIb). Es wird 
ratſam ſein, daß der Antragſteller ſeine Angaben ſo vollſtändig 
wie möglich macht, aber auch, daß das Gericht nicht engherzig 
in der Prüfung der Erforderniſſe ift. - 

Beides entſpricht dem Zweck der Verordnung. 

Die „Überficht des Vermögensſtandes“ bedeutet eine Uberſicht 
des zur Zeit der Antragſtellung obwaltenden Vermögensſtandes. 
(JW. 1914, 796). 

8 3. 

1. Auch bei Prüfung der Vorausſetzung des 5 3 wird das 

Gericht weitherzig fein müſſen, wenn es dem Zwecke der Ber, 


ordnung genügen will (Cahn, Recht und Wirtſchaft 1914, 270; 
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Waſſermann⸗Erlanger, 88 1 bis 3 Anm. IIIa). Eine ſichere 
Entſcheidung darüber, ob die Behebung der Zahlungsunfähigkeit 
nach Beendigung des Krieges in Ausſicht genommen werden 
kann, läßt ſich überhaupt kaum geben. Bei Erlaß der Ver⸗ 
ordnung hat wohl auch niemand mit einer ſo langen Dauer 
des Krieges, ebenſowenig mit derjenigen Entwicklung gerechnet, 
die die Wirtſchaft bisher genommen hat. 

Daß die Behebung der Zahlungsunfähigkeit der Regel nach 
nur dann möglich ſein wird, wenn die Zahlungsunfähigkeit nicht 
aus Überſchuldung hervorgeht (fo Hachenburg, LeipzZ. 1914, 
1604), wird ſich auch nicht allgemein ſagen laſſen. 

2. Die in München geſchaffene Einrichtung (Bayeriſches 
Juftizminiſterialblatt vom 25. VIII. 14, auch abgedruckt DRZ. 
1915, 178) gewährt dem Gericht, wenn die Vorausſetzungen 
der Anordnung nicht ohne weiteres aus dem Antrage und deſſen 
Unterlagen erſichtlich find, die Möglichkeit, ein Gutachten eines 
aus Mitgliedern der Handelskammer, der Handwerkskammer und 
des Münchener Anwaltvereins gebildeten Ausſchuſſes einzuholen. 

Gerade da das Gericht nach freiem Ermeſſen entſcheidet, 
kann es auch ſelbſtändig derartige Ermittlungen anſtellen, wie 
dies der in § 4 der Verordnung angezogene 8 75 KO. geſtattet 
(Waſſermann⸗Erlanger, 88 1 bis 3 Anm. III o). 

3. Das Verfahren gehört zu der ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
(Schlegelberger, Gruchot, 59, 207; Schlegelberger, Kriegs⸗ 
recht, FGG. S. 19; Jäger, BankA. 14, 33; Joſef, Recht 1915, 
163; Waſſermann⸗Erlanger, $ 4 Anm. D, abweichender Meinung 
ohne Angabe von Gründen Breit (JW. 1915, 163). 


8 4. 
1. Wer kann zur Aufſichtsperſon beſtellt werden? 


Die Beſtellung des Schuldners oder feines geſetzlichen Vers 


treters iſt unzuläſſig. Juriſtiſche Perſonen oder offene Handels⸗ 
geſellſchaften können nicht beſtellt werden. Eine in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Perſon, zum Beiſpiel ein 18 jähriger 
Handlungsgehilfe kann beſtellt werden. Sind mehrere Aufſichts⸗ 
perſonen beſtellt, ſo iſt jede ſelbſtändig berechtigt und zu den 
Aufgaben ihres Amtes verpflichtet (vgl. zu alledem Bendix, 
Leipz3. 1915, 189; Waſſermann⸗Erlanger, 8 4 III). Von der 
Zweckmäßigkeit der Auswahl wird vielfach der Erfolg des ganzen 
Verfahrens abhängen. f 

2. Das Amt beginnt mit der Beſtellung, wenn gleich⸗ 
zeitig oder vorher die Annahme erklärt iſt, ſonſt mit der ſpäteren 
Erklärung, die auch ſtillſchweigend erfolgen kann (Bendix a. a. O. 
1915, 189). Mit dem Wegfall der Geſchäftsfähigkeit endet das 
Amt von ſelbſt (ebenda, S. 192). 

3. Die Frage, ob und in welchem Umfange auch an die 
privilegierten Gläubiger die Mitteilung ergehen ſoll, wird nicht 
überall gleichmäßig beantwortet (Waſſermann⸗Erlanger, 5 4 III). 
Eine Eintragung in die Grundbücher und Regiſter iſt nicht 
angeordnet. In Preußen find die Gerichtsſchreiber angewieſen, 
auf mündliche oder ſchriftliche Anfragen Auskunft zu erteilen, 
ob Geſchäftsaufſicht angeordnet iſt, und die Namen der beſtellten 
Auffichtsperſonen mitzuteilen (JMV. vom 1. III. 15; JMBl. 
1915, 44; vgl. auch Waſſermann⸗Erlanger, 8 4 ID. 


8 5. 

1. Die Geſchäftsaufſicht ſteht der Klage nicht entgegen; 
auch nicht der Klage auf ſofortige Zahlung. Denn der Gläubiger 
hat auch, abgeſehen von der Frage, ob Zahlung erfolgt, ein 
rechtliches Intereſſe daran, daß er mindeſtens im Augenblick 
der Aufhebung der Geſchäftsaufſicht einen vollſtreckbaren Titel 
hat. Der Zeitpunkt des Erlaſſes des auf Zahlung gerichteten 
Urteils kann auch für Anfechtungsangriffe von Bedeutung ſein. 
(OLG. Poſen, 11. III. 15, PoſMSchr. 1915, 55; OLG. Poſen, 
ebenda 1915, 56; Bovenſiepen, DRZ. 1914, 780; Aehnelt, 
JW. 1915, 494; Waſſermann⸗Erlanger, 8 5 IV). 

Dasſelbe gilt demgemäß auch von dem Mahnverfahren. 
Schwebende Prozeſſe werden nicht unterbrochen (Breit, JW. 1915, 
170 mit Zitaten; Bendix, Leipz 3. 1915, 193). 

Abweichender Meinung Levis (DRZ. 1915, 409), der dem 
Gläubiger nur dann ein Recht auf Erlangung eines vollſtreck⸗ 
baren Titels gewähren will, wenn er aus beſonderen Gründen 
ein Intereſſe daran hat, beiſpielsweiſe in denjenigen Fällen, in 
welchen eine einfache Anerkennung zur Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung nicht genügen würde. Dieſe Anſicht ſcheint mit dem 
Wortlaut der Verordnung nicht verträglich. 

Daß auch bei Geſchäftsaufſicht die anderen Schutzgeſetze 
für die Kriegsteilnehmer gelten, der Richter Zahlungsfrist 
bewilligen, die Rechtsfolgen des Verzuges als nicht eingetreten 
erklären kann, iſt ſelbſtverſtändlich (Breit, JW. 1915, 171). 


2. Koſtenlaſt bei Erhebung der Klage, ZPO. 8 93. Mit 
der zu 1 erörterten Frage hängt die Entſcheidung der Frage 
zuſammen, ob der Gläubiger, der nach Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht klagt, die Koſten zu tragen hat, wenn der Beklagte den 
Anſpruch ſofort anerkennt. 

Die Meinung, daß die Entſcheidung „Sache des Einzel 
falles“ ſei (Recht 1915, 173), ift ſicherlich infofern zutreffend, 
als in jedem Falle Veranlaſſung zur Klage vorliegen kann. 
Wenn keine beſondere Veranlaſſung zur Klage gegeben iſt, wird 
derjenige, der der Meinung iſt, daß der Gläubiger keinen 
Anſpruch auf Erlangung eines vollſtreckbaren Titels hat, bei 
ſofortigem Anerkenntnis den Gläubiger für koſtenpflichtig halten 
(L2G. Bremen im Recht 1914, 729; Jäger, Bank A. 14, 35). 

Levis.(DRg. 1915, 409) nimmt dies an, wenn der Schuldner 
außergerichtlich und, wo es zur Unterbrechung der Verjährung 
oder aus anderen Gründen eines vollſtreckbaren Titels bedarf, 
durch Angebot einer vollſtreckbaren Urkunde feine Schuld an⸗ 
erkannt hat (Breit, JW. 1915, 161), wenn der Schuldner 
vorher freiwillig eine Urkunde angeboten hat, in der er bedingungs⸗ 
los Zahlung verſpricht. 

Die herrſchende Meinung nimmt dagegen wohl mit Recht 
an, daß der Schuldner, der nicht bezahlt, obwohl ihm doch durch 
die Geſchäftsaufſicht die Verwaltung ſeines Vermögens nicht 
entzogen ift, die Koſten auch bei ſofortigem Anerkenntnis zu 
tragen hat (LG. Poſen, PoſMSchr. 1915, 56; Wertheimer, 
JW. 1915, 175; Aehnelt, JW. 1915, 494; Waſſermamn⸗ 
Erlanger, 8 5 IV). Es ſei Sache des Schuldners ſich rechtzeitig 
Friſt zu verſchaffen oder zu zahlen (OLG. Poſen, 11. III. 15, 
PoſMeSchr. 1915, 56). 
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KG. (1. II. 15, Leipz 3. 1915, 572) führt dabei an, daß 
der Schuldner, wenn er ſich auf die Geſchäftsaufſicht beruft, 
ſich auf feine daraus ſich ergebende Zahlungsunfähigkeit ſtützt; 
dieſe habe er aber zu vertreten und könne ſich nicht zu ſeinem 
Schutze darauf berufen. 

3. Umfang der unzuläſſigenZwangsvollſtreckungen. 

Ausgeſchloſſen ſind Zwangsvollſtreckungen in das Vermögen 
des Schuldners. Daraus wird geſchloſſen, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zuläſſig bleibt für Forderungen, die nicht auf 
Minderung der Subſtanz des Vermögens gerichtet ſind (Breit, 
JW. 1915, 169; Waſſermann⸗Erlanger, $ 9 III), alſo für For: 
derungen auf Unterlaſſung, beiſpielsweiſe auf Unterlaſſung der 
Verletzung eines Urheberrechts, Unterlaſſung unlauteren Wett⸗ 
bewerbs; dann aber auch für ſolche Forderungen auf Vor⸗ 
nahme nicht vertretbarer Handlungen (ZPO. 5 888), deren 
Vollſtreckung dem Schuldner keine Vermögenswerte entzieht, wie 
Ausſtellung von Zeugniſſen, Aufſtellung eines Inventars, 
Rechnungslegung, Leiſtung des Offenbarungseides. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen vertretbarer Handlungen gemäß § 887 3PO. 
iſt inſoweit zuläſſig, als der Gläubiger ermächtigt werden kann, 
die Handlung vornehmen zu laſſen; aber das Urteil auf Er⸗ 
ſtattung der Koſten darf nicht vollſtreckt werden (Breit, JW. 
1915, 169/170). 

Auch die Vollſtreckung eines auf Räumung gerichteten 
Urteils wird für zuläſſig erachtet, unter dem Geſichtspunkt, daß 
es ſich dabei lediglich um Rückgewähr der Räume des Ver⸗ 
mieters, um einen Ausſonderungsanſpruch handele (Aſch, 
JW. 1914, 855; Breit, ebenda 1915, 168; Waſſermann⸗Erlanger, 
59 I; vergleiche unten $ 9). 

Streitig iſt die Frage für den Fall des 5 894 ZPO. 
DLG. Düſſeldorf (4. XII. 14, Ley. 1915, 158 = 
DIZ. 1915, 216) nimmt an, die Rechtskraft habe zugleich 
Vollſtreckungswirkung, eine beſondere Vollſtreckung erübrige 
ſich; aber deshalb werde das Urteil noch nicht zu einem 
Akt der Zwangsvollſtreckung; die Rechtskraft des Urteils werde 
aber durch die Geſchäftsaufſicht nicht gehemmt (zuſtimmend 
Waſſermann⸗Erlanger, 8 5 II; anderer Meinung Gilbert, 
3Bl§ G. 1915, 548). Breit (JW. 1915, 170) verlangt deshalb, 
daß der erkennende Richter dem Urteil alsbald den Zuſatz gebe: 
„Die Erklärung gilt erſt mit der Beendigung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht als abgegeben.“ Dieſe Faſſung iſt freilich nicht er⸗ 
ſchöpfend, da auch bei nachträglicher Zuſtimmung des Schuldners 
oder der Aufſichtsperſon die Vollſtreckung zuläſſig wird, dem⸗ 
gemäß will Aehnelt (JW. 1915, 494) die Formel gefaßt wiſſen, 
es ſei dann dem Gläubiger überlaſſen, gemäß § 726 ZPO. den 
Nachweis der Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel zu er⸗ 
bringen. 

4. Die Frage, ob einſtweilige Verfügungen zuläſſig ſind, 
wird von Breit (JW. 1915, 170) und Mayer (S. 156) bejaht; 
Zieger dagegen (Leipz Z. 1915, 420) verneint fie, weil die Zu⸗ 
laſſung dem Zwecke des Verfahrens widerſprechen würde. Die 
Abweichung der Faſſung der Verordnung $ 5 gegenüber KD. 
§ 14 erklärt er damit, daß das Konkursverfahren ſich nur auf 
die Konkursmaſſe, die Geſchäftsaufſicht auf das geſamte Ver⸗ 
mögen des Schuldners erſtrecke. Waſſermann⸗Erlanger (8 5 VI) 
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will ſolche einſtweilige⸗ Verfügungen zulaſſen, welche nicht als⸗ 
baldige Vollſtreckung in das Vermögen des Schuldners herbei⸗ 
führen ſollen (vgl. oben Anm. 3). 

5. Wegen der privilegierten Gläubiger vergleiche 8 9. 

6. Konkurs iſt während der Dauer des Verfahrens über⸗ 
haupt unzuläſſig. Auch ein Sonderkonkurs zugunſten der 
privilegierten Gläubiger iſt nicht zuläſſig (Breit, JW. 1915, 
172; Waſſermann⸗Erlanger, § 5 J. 

7. Umfang der Aufſicht. 

a) Das geſamte Vermögen unterliegt der Geſchäftsaufſicht, 
abweichend von dem Konkursfalle (Breit, JW. 1915, 161; 
Jäger, BankA. 14, 35; Mayer, S. 145; Schlegelberger 
S. 13; Zieger, Leipzg. 1915, 420). 

b) Über die Wechſelbeziehungen zwiſchen der Geſchäfts⸗ 
aufſicht und dem ehelichen Güterrecht und der Geſchäftsaufſicht 
und dem Kindesvermögen, Mayer, S. 145. 

c) Streitig iſt, welchen Einfluß die Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht über das Vermögen einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft auf das Privatvermögen der einzelnen Geſellſchafter 
hat, ob die Anordnung der Vollſtreckung in das Privatvermögen 
der Geſellſchafter entgegenſteht. Wertheimer (JW. 1915, 176) 
bejaht die letztere Frage; er erkennt an, daß die Bejahung dem 
Wortlaut der Verordnung widerſpricht, glaubt aber, aus der 
ratio legis ſeinen Schluß ziehen zu müſſen. Ebenſo OLG. 
Darmſtadt, 8. III. 15, DIg. 1915, 724. | 

Die herrſchende Anſicht nimmt das Gegenteil an, fo Breit 
(JW. 1915, 161), LG. Guben (27. II. 15, unter Berufung auf 
die Analogie des Konkurſes, JW. 1915, 422). Beſas, der 
dieſen Beſchluß mitteilt, hält die Berufung auf die Analogie 
der Konkursordnung für unzutreffend, da doch die Geſchäfts⸗ 
aufſicht gerade in einem gewiſſen Gegenſatz zum Konkurſe ſtehe, 
iſt aber im Ergebnis der gleichen Meinung, weil die Verordnung 
nicht ausdehnend ausgelegt werden dürfe (JW. 1915, 422). 

OL G. Dresden (6. III. 15, Leipz . 1915, 563) vertritt 
dieſelbe Meinung, weil das Geſellſchaftsvermögen und das 
ſonſtige Vermögen der Geſellſchafter rechtlich getrennte Maſſen 
darſtellen. Wenn aber der Geſellſchafter zum Offenbarungseid 
geladen werde, umfaſſe die Offenbarungspflicht nicht das der 
Zwangsvollſtreckung entzogene Geſellſchaftsvermögen. 

8. Wie und von wem wird die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung geltend gemacht? | 

a) Da die Klage trotz der Geſchäftsaufſicht zuläſſig iſt, 
hat das Gericht kein Recht, von Amts wegen im Urteil die 
Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung auszuſprechen. Vielfach 
würde auch das Gericht von Amts wegen gar nicht beurteilen 
können, ob der Kläger privilegiert im Sinne des 8 9 der Ver⸗ 
ordnung iſt. Ein Vermerk im Urteil würde auch die Wirkung 
des § 5 nicht erſchöpfen; er wäre von ſelbſt ausgeſchloſſen bei 
allen Urteilen, die vor Anordnung der Geſchäftsaufficht erlaſſen 
find und doch auch unter 8 5 fallen (ſo Breit, JW. 1915, 171; 
Gilbert, Recht 1915, 186; OLG. Karlsruhe, Recht 1915, 171; 
Oppenheim, JW. 1915, 289; Waſſermann⸗Erlanger, § 5 . 
Oppenheim weiſt mit Recht darauf hin, daß das Prozeßgericht 
mit der Frage der Zuläſſigkeit der Vollſtreckung nichts zu tun 
hat — a. M. nur Bovenſiepen, DIZ. 1915, 101. 
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Breit (JW. 1915, 171) will aber, daß das Gericht auf 
Verlangen des Schuldners nach kontradiktoriſcher Erörterung 
der Frage in der Urteilsformel zutreffendenfalls ausſpreche, die 
Zwangsvollſtreckung dürfe erſt nach Beendigung der Geſchäfts⸗ 
aufficht beginnen. Aehnelt (JW. 1915, 494) weiſt mit Recht 
darauf hin, daß dieſe Faſſung der Formel die Sachlage nicht 
erſchöpft. Vgl. oben Anm. 3 (Waſſermann⸗Erlanger, 8 5 Va). 
bd) Die zweite Frage, ob das Vollſtreckungsorgan die 
Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung von Amts wegen zu 
beachten hat, iſt ebenfalls zu verneinen. Sonſt würde die 
Entſcheidung darüber, ob eine Forderung zu den privilegierten 
im Sinne des 8 9 gehört, den Vollſtreckungsorganen, alſo der 
Regel nach dem Gerichtsvollzieher und dem Amtsgericht über: 
laſſen bleiben, Organen, die meiſt nicht einmal in der Lage ſind, 
darüber zu entſcheiden, weil ihnen das Material dazu fehlt. 
Man denke an Zahlungsbefehle, Verſäumnisurteile (vgl. zu a). 
So Breit, JW. 1915, 172; Waſſermann⸗Erlanger, § 5 Ve; 
a. M.: Maper, S. 159, ſcheinbar auch Gilbert (Recht 1915, 186). 

e) Wohl aber hat der Schuldner den Rechtsbehelf des 
§ 766 ZPO., wenn eine nach feiner Meinung unzuläſſige Voll⸗ 
ſtreckung erfolgt, ebenſo der Gläubiger, wenn das Vollſtreckungs⸗ 
organ mit Rückſicht auf die Geſchäftsaufſicht die Vornahme der 
Vollſtreckung weigert. In dem dort vorgeſehenen Verfahren iſt 
alsdann zu entſcheiden (Breit, JW. 1915, 172; Löwenwarter, 
JW. 1915, 288; Waſſermann⸗Erlanger, 8 5 Ve; vgl. auch 
Mayer, S. 159). Die Aufſichtsperſon hat keinen Rechtsbehelf 
gegen eine nach ihrer Meinung unzuläſſige Vollſtreckung; ſie 
kann immer nur, wenn ſie glaubt, daß der Schuldner pflicht⸗ 
widrig ein Einſchreiten gegen unzuläffige Vollſtreckungen unterläßt, 
die Aufhebung des Aufſichtsverfahrens gemäß § 10 beantragen 
(Breit, JW. 1915, 172; Löwenwarter, JW. 1915, 288). 

Streitig iſt aber die Frage, ob die privilegierten Gläubiger, 
(8 9) ein Recht zur Beſchwerde oder Erinnerung haben, eine 
Frage, die Breit (JW. 1915, 172) verneint, Löwenwarter 
(ebenda S. 288) bejaht. 

9. Über die privilegierten Gläubiger, beſonders auch den 
Fall des 5 845 ZPO. vgl. 5 9, über die materielle Einwirkung 
der Geſchäftsaufſicht auf die Forderung 8 6. 

10. Der Beſtellung des Schuldners zum Vormund 
(BGB. 8 1781 Nr. 3) ſteht die Geſchäftsaufficht nicht entgegen. 
Auch inſoweit ſteht ſie dem Konkurs nicht gleich. Unberührt 
bleibt das allgemeine Recht des Richters, die Eignung der 
Perſon zu prüfen (Schlegelberger, S. 26; ebenſo im weſentlichen 
Mayer, S. 174). 

8 6. 

1. Einwirkung der Geſchäftsaufſicht 
Rechtsſtellung des Schuldners. 

a) Der Schuldner bleibt geſchäftsfähig, verfügungsfähig 
und prozeßfähig. Er iſt und bleibt Eigentümer ſeines Ver⸗ 
mögens. Er ſchließt die Geſchäfte ab. Alle Geſchäfte ſind nur 
für und gegen ihn wirkſam (Bendix, LeipzZ. 1915 S. 193 u. 196; 
Hachenburg, ebenda 1914, 1604; Mayer, S. 149; Waſſermann⸗ 
Erlanger, 88 6, 7 II). 

b) Auch materiell wird an den Rechten und Pflichten des 
Schuldners nichts geändert. Die Verjährung läuft weiter 
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(Breit, JW. 1915, 170; Mayer, S. 155), Verzugszinſen laufen 
weiter, der Gläubiger kann Zurückhaltungs⸗ und Aufrechnungs⸗ 
rechte, auch wenn die Gegenforderung erſt nach der Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht entſtanden oder erworben iſt, ausüben 
(Breit, ebenda, und für die Aufrechnung auch Frucht, JW. 1915, 254; 
Waſſermann⸗Erlanger, 8 5 VII). 

2. Die Rechtsſtellung der Aufſichtsperſon läßt ſich nur 
aus Betrachtung ihrer Aufgaben folgern. Sie hat die Geſchäfts⸗ 
führung „zu unterſtützen und zu überwachen“; ſie iſt alſo nicht 
Vertreterin des Schuldners, tritt daher auch zu deſſen An⸗ 
geſtellten nicht in unmittelbare Beziehung, ſondern kann ihnen 
Weiſungen nur durch Vermittlung des Schuldners erteilen 
(Bendix, LeipzgZ. 1915, 192; Joſef bei Gruchot 59, 415; 
Mayer, S. 148). 

Die Aufſichtsperſon iſt nicht berechtigt, dem Schuldner die 
Fortführung des Geſchäfts zu unterſagen (Breit, JW. 1915, 161; 
Mayer, S. 149). 

Die Literatur bezeichnet die Stellung faſt durchweg mit 
Vergleichen, die Stellung ſei ähnlich der eines Konkursverwalters, 
Zwangsverwalters, Teſtamentsvollſtreckers, oder der des 
Gläubigerausſchuſſes, oder der des Beiſtandes oder Gegen⸗ 
vormundes, Vergleiche, mit denen nicht viel gewonnen iſt. 

Einzelheiten der „Unterſtützungs⸗ und Aberwachungstätigkeit“ 
enthalten die 88 7 bis 9 der Verordnung. 

3. Das Bild ändert ſich, wenn, wie dies der 5 6 zuläßt, 
die Geſchäftsführung ganz oder teilweiſe einer anderen Perſon 
übertragen wird. Zu dieſer Übertragung iſt bei Zuſtimmung des 
Schuldners die Aufſichtsperſon, bei Widerſpruch des Schuldners 
das Gericht befugt. 

Die Frage, ob die Aufſichtsperſon ſelbſt die Geſchäfts⸗ 
führung übernehmen kann, wird von Bendix (Leipz3. 1915, 194 
und Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 Ib 2) verneint, weil der 
Geſchäftsführer nicht gleichzeitig die Geſchäftsführung über 
wachen könne und die Verordnung Verſchiedenheit der Perſonen 
vorausſetze, von Mayer (S. 150), ſcheinbar auch von Joſef 
(Gruchot 59, 417) bejaht. | 

Aber auch bei Übertragung der Geſchäftsführung bleibt 
die Aufſichtsperſon in dieſem ihrem Amt; ſie hat nach wie vor 
die Geſchäftsführung zu unterſtützen und zu überwachen (Bendix 
a. a. O. 1915, 192 ff.), nach wie vor bleibt aber auch der 
Schuldner perſönlich geſchäfts⸗ und verfügungsfähig. Der 
beſtellte Geſchäftsführer iſt nicht aus eigenem Recht, wie etwa 
ein Konkursverwalter, ſondern nur als Vertreter des Schuldners 
zu Verfügungen befugt (Bendix, a. a. O. S. 194; Hachenburg, 
LeipzZ. 1914, 1604; Mayer, S. 150). 

Eine vollſtändige „Ausſchaltung“ des Schuldners (Ludwig 
Bendix, Kriegsſonderrecht S. 100; Joſef bei Gruchot 59, 417; 
vgl. auch Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 II b 2) iſt im inneren 
Verhältnis durchaus denkbar und bei Zuſtimmung des Schuldners 
durchführbar, beeinträchtigt aber nicht deſſen Geſchäfts⸗ und 
Verfügungsfähigkeit. 

Es iſt klar, daß ſich daraus dauernd Kolliſionen zwiſchen 
Verfügungen des Schuldners und Verfügungen des Geſchäfts⸗ 
führers ergeben können (vgl. hierüber Bendix, LeipzZ. 1915, 
194 ff.; Mayer, S. 151). 
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4. Bei Widerſpruch des Schuldners hat das Gericht „das 
Erforderliche anzuordnen“ und jede Entſcheidung des Gerichts 
iſt unanfechtbar. Das Gericht kann daher nicht bloß die ge⸗ 
planten Maßnahmen der Aufſichtsperſon verbieten, ſondern auch 
die Ausführung gebieten und ſelbſtändig, auch gegen den Willen 
des Schuldners, der Aufſichtsperſon oder einer von dieſen 
Perſonen Beſtimmungen treffen. So allgemein dieſe Beſtimmung 
iſt, ſo unbeſtimmt iſt ſie auch. Mayer (S. 153) nimmt ſogar 
an, daß das Gericht dem Schuldner die Geſchäftsführung ent⸗ 
ziehen, Veräußerungsverbote erlaſſen und einen Sperrvermerk im 
Grundbuch eintragen laſſen kann. Indeſſen eine ſo weitgehende 
Ausdehnung der Befugniſſe des Gerichts ſcheint mit dem Zweck 
der Aufficht, die Geſchäftsführung des Schuldners zu unter⸗ 
ſtützen und zu übertragen, kaum vereinbar und wenn die An⸗ 
ordnungen des Gerichts, wie Bendix (Leipz 3. 1915, 194) an⸗ 
nimmt, nicht vollſtreckbar ſind, ſo bleibt die Anordnung des 
Gerichts ein Meſſer ohne Klinge. Das in der Verordnung ge⸗ 
gebene einzige Zwangsmittel gegen den Schuldner bleibt immer 
nur die Aufhebung des Geſchäftsaufſichtsverfahrens gemäß 8 10 
(Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 Ib 3). 

Die Aufſichtsperſon kann ſich Schwierigkeiten durch Nieder⸗ 
legung des Amtes entziehen, wird dies im Intereſſe der Wahrung 
der eigenen Verantwortung unter Umſtänden tun müſſen. 

5. Sind mehrere Aufſichtsperſonen vorhanden, ſo hat jede 
die Aufgabe für ſich zu erfüllen. Die Übertragung der Ge⸗ 
ſchäftsführung oder eines Teiles an eine dritte Perſon können 
ſie nur gemeinſchaftlich vornehmen. Bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten iſt die Entſcheidung des Gerichts anzurufen (Bendix, 
Leipz Z. 1915, S. 191, 193; Mayer, S. 147; vgl. im übrigen 
Nr. 4 am Schluſſe, und Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 Ib 3). 

6. Die Verantwortlichkeit der Aufſichtsperſon gegenüber 
dem Gericht iſt ähnlich derjenigen des Konkursverwalters; die 
Aufſichtsperſon ſteht unter der Aufſicht des Gerichts, das Ord⸗ 
nungsſtrafen feſtſetzen kann. § 84 Abſ. 1 Satz 2 KO., wonach 
das Gericht den Konkursverwalter entlaſſen kann, iſt nicht für 
anwendbar erklärt, und deshalb nimmt Bendix an (Leipz Z. 1915, 


— 


196), daß das Gericht die Aufſichtsperſon nicht wider ihren 


Willen entlaſſen kann; a. A.: Mayer, S. 169, deſſen Anſicht 
ſicherlich als praktiſcher den Vorzug verdient. Sollte es zur 
Entfernung einer durchaus pflichtwidrigen Aufſichtsperſon keine 
andere Möglichkeit geben als die Aufhebung des Verfahrens? 
Wie Mayer auch Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 Je, der mit 
Recht darauf hinweiſt, daß 8 84 Abſ. 1 Satz 2 ſchon deshalb 
nicht für anwendbar erklärt werden konnte, weil Gläubiger: 
verſammlung und Gläubigerausſchuß bei der Geſchäftsaufficht 
nicht exiſtieren. 

Gegenüber allen Beteiligten, alſo dem Schuldner wie den 
Gläubigern und Gegenkontrahenten ift die Aufſichtsperſon für 
die Erfüllung der ihr obliegenden Pflichten ebenſo verantwortlich 


wie der Konkursverwalter, ihnen kann daher die Aufſichtsperſon 


auch haften, wenn ſie Gebote oder Anordnungen des Gerichts 
nicht befolgt, den Schuldner, deſſen Gehilfen, andere Aufſichts⸗ 
perſonen nicht gehörig überwacht oder beaufſichtigt oder unter⸗ 

„Gläubiger, die nicht priwilegiert find, vor anderen be 
friedigt, bei Ausübung des in 8 8 beſtimmten Ermeſſens ſchuld⸗ 
haft handelt. 
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Mehrere Aufſichtsperſonen haften als Geſamtſchuldner. 
Der Anſpruch unterliegt der 30 jährigen Verjährung. Daneben 
beſteht die Möglichkeit der Haftung aus unerlaubter Handlung. 
(Bendix, LeipzZ. 1915 S. 194, 195, 200, 202; Mayer, 
S. 149 bis 168). 

Im Falle von Meinungsverſchiedenheiten über die Zweck⸗ 
mäßigkeit einer Anordnung wird ſich die Aufſichtsperſon der 
Verantwortlichkeit vielfach nur durch Niederlegung des Amtes 
entziehen können (Bendix, a. a. O. S. 194, 195). 


7. Ende des Amtes. 

Die Aufſichtsperſon kann ihr Amt niederlegen, bei unentgelt⸗ 
licher Geſchäftsbeſorgung gemäß § 671 BGB. kündigen, bei 
entgeltlicher Geſchäftsbeſorgung nur aus wichtigen Gründen 
gemäß 5 626. 5 627 BGB. iſt unanwendbar (Bendix, ebenda 
S. 192); Waſſermann⸗Erlanger (85 6, 7 Je) nehmen an, daß 
die Aufſichtsperſonen das Amt nicht niederlegen, ſondern nur 
Entlaſſung von dem Gericht nachſuchen können, eine Auffaſſung, 
die von dem Amtscharakter ausgeht. 

Über die Frage, ob das Gericht die Auffichtsperſonen ent⸗ 
laſſen kann, vgl. Nr. 6. 


8. Anſpruch auf Erſtattung von Auslagen und 
auf Vergütung. 

Die Feſtſetzung kann jeweils ſchon während des Verfahrens 
erfolgen (Mayer, S. 169). Die Feſtſetzung des Gerichts iſt 
nicht vollſtreckbar, die Aufſichtsperſon alſo auf Klage gegen den 
Schuldner angewieſen (Bendix, Leipz Z. 1915, 191; Mayer, 
S. 169). 

Der Beſchluß, durch den das Gericht die Auslagen und 
die Vergütung feſtſetzt, iſt ebenſo wie alle anderen Entſcheidungen 
des Gerichts im Verfahren unanfechtbar (OLG. Dresden, 
18. III. 15, Leipzg. 1915, 649). 

Die Frage, ob der Vergütungsanſpruch innerhalb des Ver⸗ 
fahrens der Geſchäftsaufſicht das Vorrecht des § 9 genießt, 
wird faſt durchweg bejaht. Bendix (Leipz 3. 1915, 191) will 
unterſtellen, daß der Schuldner den Betrag zugeſichert habe, 
eine Unterſtellung, die Breit (JW. 1915, 170) mit Recht 
bemängelt. Aber im Endergebnis ebenſo Breit a. a. O., Jäger, 
BankA. 14, 38; Mayer, S. 167; Waſſermann⸗Erlanger, 
SS 6, 71 d. Db in dem nach Aufhebung der Geſchäftsaufſicht 
folgenden Konkurs der Anſpruch bevorrechtigt iſt, iſt ſtreitig. 
Breit (JW. 1915, 173) bejaht die Frage aus Gründen der 
Billigkeit und weil der Anſpruch entweder als Maſſeſchuld oder 
als bevorrechtigt aus 8 61 Nr. 1 RD. anzuſehen ſei. Ludwig 
Bendix (Kriegsſonderrecht, S. 101) und Mayer (S. 169) find 
anderer Meinung. 

87. 


1. Eine Klage auf Gewährung der Einſicht und Erteilung 
der Auskunft wäre an ſich durchaus unpraktiſch (Ludwig Bendix, 
Kriegsſonderrecht, S. 101, der aber Klage, Arreſt und einſt⸗ 
weilige Verfügung für zuläſſig hält). Bendix (Leipzg. 1915, 
200) hält, wohl mit Recht, eine Klage auf Erfüllung für aus⸗ 
geſchloſſen (vgl. die dortigen Erörterungen über die Bücher⸗ 
einſicht und Waſſermann⸗Erlanger, 58 6, 7 I b J). 

Die Frage, ob der einzelne beteiligte Gläubiger von der 
Aufſichtsperſon Auskunft über den Stand der Sache verlangen 
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kann, iſt in der Praxis ſtreitig geworden (Wertheimer, 
JW. 1915, 175). 

2. Abſ. 2 des 8 7 enthält wortdeutlich nur eine inſtruktionelle 

Vorſchrift. Dies iſt folgerichtig, weil ja die Geſchäftsaufſicht die 
Geſchäfts⸗ und Verfügungsfähigkeit des Schuldners nicht berührt 
(vgl. 5 6 Anm. 1 und 3). Die Begründung der Verordnung 
(Güthe⸗Schlegelberger, S. 328) ſagt, die in 8 7 Abſ. 2 er⸗ 
wähnten Rechtshandlungen ſeien dem Schuldner unterſagt und 
bezeichnet als Folge der Zuwiderhandlung die Befugnis des 
Gerichts, das Verfahren aufzuheben. Dabei übergeht aber die 
Begründung auffälligerweiſe bei Aufzählung der von dem Ver⸗ 
fahren nicht betroffenen, alſo der privilegierten Gläubiger gerade 
die in $ 9 Nr. 1 der Verordnung genannten Gläubiger, und 
es gewinnt den Anſchein, als ſei erſt nach der Abfaſſung der 
Begründung 5 9 Nr. 1 der Verordnung eingefügt worden. 
8 7 Abſ. 2 ſpricht von dem, was der Schuldner nicht „ſoll“, 
8 9 von Rechtshandlungen, die der Schuldner ohne Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon nicht vornehmen „durfte“. Trotz der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Ausdrucks wird man annehmen müſſen, daß 
8 9 Nr. 1 unter den Rechtshandlungen, die der Schuldner nicht 
ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſonen vornehmen durfte, die⸗ 
jenigen meint, die er nach 8 7 nicht ohne dieſe Zuſtimmung 
vornehmen ſollte. 
Die Verletzung des § 7 Abf. 2 ſeitens des Schuldners hat 
alſo eine doppelte Folge: ſie ſetzt den Schuldner der Gefahr 
aus, daß das Gericht das Verfahren aufhebt, und die Gläubiger 
aus ſolchen Rechtsgeſchäften ſind nicht privilegiert. Die Rechts⸗ 
handlung ſelbſt bleibt aber wirkſam (JW. 1914, 796; Aſch, 
JW. 1914, 855; Bendix, Leipz . 1915, 195; Breit, JW. 
1915, 172; Waſſermann⸗Erlanger, 88 6, 7 II b). 


3. „Zur Fortführung des Geſchäfts“ bedeutet nicht nur 
zur Erhaltung des Geſchäfts überhaupt, ſondern auch zur Er⸗ 
haltung im bisherigen Umfange (Aehnelt, JW. 1915, 495; 
Breit, ebenda 1915, 167; ſcheinbar enger Mayer, S. 153). 

Aber bei der Biegſamkeit der Entſcheidung der Frage, was 
zur Fortführung des Geſchäftes erforderlich iſt, wird es ſehr oft 
zweifelhaft ſein, ob der Schuldner die Rechtshandlung ohne 
Zuſtimmung der Auffichtsperſon vornehmen durfte, ob alſo die 
durch die Rechtshandlung entſtandene Forderung privilegiert iſt 
oder nicht. Breit (JW. 1915, 167) hält für privilegiert nur 
diejenigen Forderungen, die objektiv „unumgänglich“ ſind, dieſe 
aber auch dann, wenn die Geſchäftsführung dem Schuldner 
ganz entzogen iſt. Aehnelt (JW. 1915, 595) bekämpft dieſe 
Anſchauung für den Fall der Entziehung der Geſchäftsführung. 
Waſſermann⸗Exlanger (88 6, 7 IIc 1) hält die Forderung für 
privilegiert, „wenn ein Rechtsgeſchäft zur Fortführung des 
Betriebes erforderlich fein kann und die erkennbaren tatſächlichen 
Beſonderheiten des Geſchäfts nicht darauf hinweiſen, daß das 
Geſchäft nicht zur Fortführung des Betriebes erforderlich iſt“. 
Bei anderer Auslegung der Verordnung wird in der Tat 
praktiſch die Fortführung des Geſchäfts kaum möglich ſein. 
4. „Beſcheidene Lebensführung“ iſt weniger als ſtandes⸗ 
gemäß, mehr als notdürftig. Die Lebensſtellung des Schuldners 
iſt dabei zu berückſichtigen (Bendix, Leipz 3. 1915, 198; Breit, 
JW. 1915, 161). In dieſem Rahmen ſind auch Unterhalts⸗ 
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anſprüche von Familienmitgliedern dazuzurechnen (ebenfo für 
den beſcheidenen Unterhalt Bendix, Leipz8. 1915, 198; ab⸗ 
weichend dagegen Waſſermann⸗Erlanger 8 9 II 1), ebenſo die 
Miete, ſei es auch aus einem älteren Mietvertrage, ſoweit die 
Räume für das Geſchäft oder für eine beſcheidene Lebenshaltung 
erforderlich ſind, nicht aber Rückſtände des Unterhalts für die 
Familie, auch nicht der Unterhalt für die geſchiedene Ehefrau 
oder das uneheliche Kind (Breit a. a. O. S. 167). 


8 8. 

1. Fortführung des Geſchäfts und beſcheidene Lebens⸗ 
führung, vgl. 8 7 Anm. 3 und 4. 

2. Die Beſtimmung des Umfanges und der Reihenfolge 
der Befriedigung muß unter Erwägung aller Umſtände, z. B. auch 
des wahrſcheinlichen Ausganges eines Prozeſſes (von Harder, 
JW. 1914, 799), erfolgen. Die Aufſichtsperſon kann auch die 
Leiſtung von Abſchlagszahlungen beſtimmen und, wie Bendix 
(Leipz Z. 1915, 198) annimmt, inſoweit 8 266 BGB. außer 
Kraft ſetzen. Vollſtändig gleichmäßige Befriedigung der Gläubiger, 
wie überhaupt die Beachtung der Vorſchriften der Konkurs 
ordnung iſt dabei durchaus nicht unbedingt nötig. Es iſt durch⸗ 
aus denkbar, unbedeutende oder beſonders drückende Schulden 
vorweg zu tilgen (Bendix, a. a. O. S. 198; Waſſermann⸗ 
Erlanger, $ 8). 


3. Auch bei der Entſcheidung, welche 8 s der Aufſichts⸗ 
perſon zuweiſt, haftet die Aufſichtsperſon gemäß 8 6 (vgl. $ 6 
Anm. 6). | 
Nicht nur der Schuldner, ſondern auch die einzelnen 
Gläubiger können das Verfahren der Aufſichtsperſon beanſtanden 
(v. Harder, JW. 1914, 799; Waſſermann⸗Erlanger, $ 8), 
aber die Entſcheidung des Gerichts wird meiſt zu ſpät kommen 
und das Geſchehene nicht rückgängig machen können (Bendi, 
LeipzZ. 1915, 199). 


4. Eine empfindliche Lücke weiſt die Verordnung auf in 
bezug auf die Regelung der Frage, ob und in welchem Umfange 
die Anfechtung von Rechtshandlungen, insbeſondere auch von 
Handlungen zur Befriedigung der Gläubiger nach dem AnfO. 
wie im Falle der ſpäteren Eröffnung des Konkurſes zuläffig it. 
Bei der Kürze der Friften des 8 3 Nr. 2— 4 AnfG. und der 
88 30—33 KO. iſt die Lücke doppelt empfindlich. Eine Be 
ſtimmung, daß die Dauer der Geſchäftsaufſicht auf die Friſten 
nicht angerechnet werden ſoll, wäre vielleicht zweckmäßig geweſen 
(Cahn, Recht und Wirtſchaft 1914, 271; v. Harder, JW. 1914 
819), iſt aber nicht getroffen, und kann nicht (wie Jäger, 
BankA. 14, 31 will) als vorhanden angeſehen werden (Mayer, 
S. 174; Waſſermann⸗Erlanger, § 5 III b). . 

Solange die Geſchäftsaufſicht beſteht, iſt dem einzelnen nicht 
privilegierten Gläubiger die Anfechtung zu verſagen. Sowemg 
er vollſtrecken darf (Verordnung 8 5), fo wenig kam ihm bie 
eine Erweiterung der Vollſtreckung darſtellende Anfechtung he 
ftattet werden (Mayer, S. 159; Waſſermann⸗Erlanger, $ 5 II; 
abweichend Breit, JW. 1915, 172). Der privilegierte Gläubige 
hat an ſich ein Anfechtungsrecht; nur werden bei Rechts⸗ 
handlungen, insbeſondere bei Befriedigungen, welche mit Zu 
ſtimmung der Aufſichtsperſon, des Geſchäftsführers oder des 


44. Jahrgang. 


Gerichts vorgenommen find, die Tatbeſtände des § 3 AnfG. 
ſchwerlich nachweisbar ſein. Bei Rechtshandlungen, die der 
Schuldner ohne die erforderliche Zuſtimmung vornimmt, wird 
der Nachweis beſonders da, wo es ſich um Befriedigung von 
Gläubigern handelt, um ſo leichter ſein. 

Wird nach Aufhebung der Geſchäftsaufſicht Konkurs er⸗ 
öffnet, ſo iſt an ſich kein Grund vorhanden, dem Konkurs⸗ 
verwalter das Anfechtungsrecht zu verfagen. Für die Anfechtung 
aus 58 31, 32 KO. gilt das eben von § 3 AnfG. Geſagte. 
Bei der Befriedigung von Gläubigern wird, wenn nicht die 
Friſten des § 33 KO. abgelaufen find, der Nachweis, daß fie 
der Zahlungseinſtellung folgte, und daß der Gläubiger dieſe 
kannte, der Regel nach ſehr leicht fein (vgl. oben 8 1 Anm. 2). 
Der Zweck der ganzen Einrichtung wird aber freilich, wenn die 
Anfechtung durch den Konkursverwalter zugelaſſen wird, in Frage 
geſtellt (Breit, JW. 1915, 173). 


8 9. 

1. „Mit dem Zeitpunkte der Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht tritt eine Zweiteilung aller Verbindlichkeiten“ ein in 
die privilegierten Anſprüche, die von dem Verfahren nicht 
betroffen werden (§ 9), und die nicht privilegierten, die dem 
„Aufſichtsmoratorium“ unterliegen (Breit, JW. 1915, 164). 
Der Zweifel ſpricht gegen die Privilegierung. 

Auch zugunſten der privilegierten Gläubiger iſt aber ein 
Konkurs nicht zuläſſig (vgl. 8 5 Anm. 6). 

Die Aufſichtsperſon hat zur Vermeidung eigener Verant⸗ 
wortung für die Befriedigung der privilegierten Anſprüche nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel zu ſorgen und wird Aufhebung 
der Geſchäftsaufſicht beantragen müſſen, wenn zur Befriedigung 
der privilegierten Gläubiger keine Ausſicht ſich bietet (Breit, JW. 
1915, 172; Waſſermann⸗Erlanger, 8 9 D. 


2. Entſcheidend iſt nur die objektive Sachlage, nicht der 
gute Glaube des Gläubigers (Breit, JW. 1915, 167; Boven⸗ 
ſiepen, DRZ. 1914, 780; Waſſermann⸗Erlanger, $9 IV). Da⸗ 
her wird der gutgläubige Wechſelnehmer eines von dem Schuldner 
gezeichneten Wechſels, wenn die Vorausſetzungen der Privi⸗ 
legierung nicht vorliegen, von dem Verfahren betroffen und unter⸗ 
liegt dem § 5 (Breit, JW. 1915, 167; Kitzinger, ebenda S. 62; 
Waſſermann⸗Erlanger, 8 9 IV). 


3. Die in 8 9 Nr. 1 genannten Rechtshandlungen können 
ein Privileg nur begründen, wenn ſie nach der Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht vorgenommen ſind. Liegt die „rechtliche Wurzel 
des Schuldverhältniſſes“ vor dem kritiſchen Zeitpunkte, ſo iſt 
die Forderung nicht privilegiert, mag auch nachher Beſtätigung, 
Vergleich, Hingabe eines Akzeptes an Zahlungs Statt, Hingabe 
eines Verlängerungswechſels erfolgt ſein. Denn die Rechts⸗ 
handlung, auf der der Anſpruch des Schuldners beruht, iſt vor 
der Anordnung der Geſchäftsaufſicht vorgenommen. Die Frage 
iſt nicht genau die gleiche wie in 8 1 Abſ. 2 der Verordnung 
vom 7. Auguſt 1914. 

Dies ſchließt natürlich nicht aus, daß durch eine beſondere 
Abrede, die dem § 91 entſpricht, einem ſchon beſtehenden nicht 
privilegierten Anſpruch das Privileg des 8 91 verliehen wird, 
daß alſo bei Abſchluß eines Vergleichs, eines novierenden Ver⸗ 
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trages, bei Hingabe eines Verlängerungswechſels vereinbart 
wird, die Schuld ſolle nicht als die alte, ſondern als eine neue 
gelten (Breit, JW. 1915 S. 166 und 206; Kitzinger, ebenda 
1915, 62; Waſſermann⸗ Erlanger, 8 9 II 1. A. M.: 
Wertheimer, JW. 1915, 174; Aehnelt, JW. 1915, 495, der 
nicht würdigt, daß regelmäßig Vergleich, Stundung uſw. nicht 
eine Novation enthalten; Levis, DRZ. 1915, 408). 

Was von der Hauptforderung gilt, gilt auch von dem 
Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten mit dem oben in 
85 Anm. 3 erwähnten Vorbehalt (Breit, JW. 1915, 170). 

4. Die in 8 91 erwähnte Zuſtimmung iſt nicht eine Zus 
ſtimmung im Sinne des § 182 BGB., da die Wirkſamkeit der 
Rechtshandlung nicht von der Zuſtimmung abhängt. Sie kann 
formlos, vorher oder nachher, gegenüber dem Schuldner oder 
dem anderen Teil erfolgen (Bendix, Leipz 3. 1915, 197; Breit, 
JW. 1915, 168; Waſſermann⸗Erlanger, $ 9 II). Der Zus 
ſtimmung der Auffichtsperfon ſteht die Vornahme der Rechts⸗ 
handlung durch den beſtellten Geſchäftsführer oder die Erſetzung 
der Zuſtimmung durch das Gericht gleich (a. M.: Bendix, Leipzg. 
1915, 197, der annimmt, das Gericht könne die Zuſtimmung 
nicht erſetzen, ſondern nur gegen Pflichtwidrigkeiten der Aufſichts⸗ 
perſon einſchreiten. Indeſſen das Gericht kann nach 8 6 „das 
Erforderliche anordnen“, vgl. 8 6 Anm. 4). 


5. Über die Frage der Zuſtimmung ſeitens einer geſchäfts⸗ 
unfähigen Aufſichtsperſon vgl. Bendix, LeipzZ. 1915, 190. 

6. Unter 8 91 können auch Anſprüche aus unerlaubten 
Handlungen oder dieſen gleichgeſtellten Handlungen fallen, ſo 
Anſprüche aus Patentverletzung, unlauterer Wettbewerb, Tier⸗ 
haltung, Kraftwagenbetrieb uſw. (Breit, JW. 1915, 168; 
Waſſermann⸗Erlanger, § 9 II. 

7. Bereicherungsanſprüche, beiſpielsweiſe auch die An⸗ 
ſprüche auf Rückgewähr der aus einem nichtigen Vertrage er⸗ 
folgten Leiſtung, ſind, ſo wie die Verordnung einmal lautet, nicht 
privilegiert, auch wenn die Bereicherung erſt nach der An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht entſtanden iſt (Aehnelt, JW. 
1915, 494; Breit, ebenda 1915, 169; Waſſermann⸗Erlanger, 
8 9 II). 

8. Ob unter die privilegierten Ausfonderungsanfprüche 
auch diejenigen aus 5 44 O. gerechnet werden können, iſt 
ſtreitig. Bendix (Kriegsſonderrecht S. 99), Mayer (S. 162) 
nehmen es nicht an, während Breit (JW. 1915, 168), Jäger 
(Banka. 14, 35), Waſſermann⸗Erlanger mit Rückſicht auf den 
Zweck der Beſtimmung die Frage bejahen. 

Wegen des Anſpruchs auf Räumung vgl. 8 5 Anm. 3. 

Wegen des Einfluſſes auf die Miete Breit, JW. 1915, 168; 
Wertheimer, ebenda S. 174. 


9. Ausſonderungsrechte, die unabhängig von dem Willen 
des Schuldners nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht ent⸗ 
ſtehen, ſind privilegiert (Breit, JW. 1915, 168). Sie können 
auch mit dem Willen des Schuldners neu begründet werden, 
beiſpielsweiſe bei Lieferung einer Ware unter Eigentumsvorbehalt 
(Waſſermann⸗Erlanger, § 9%). Die Rückforderung der Ware 
ſtellt dann nicht eine Vollſtreckung in das Vermögen des Schuldners 


dar (vgl. oben 8 5 Anm. 3). 
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10. Das vor der Anordnung der Geſchäftsaufſicht ent⸗ 
ſtandene Pfändungspfandrecht wird von dem Verfahren nicht 
betroffen. Die Verſteigerung der gepfändeten Gegenſtände iſt 
daher zuläſſig (DRZ. 1915, 56; LG. I Berlin, 5. XL 14, 
KGBl. 1915, 8). Breit (JW. 1915, 168), der es für ent⸗ 
ſcheidend hält, ob die Wurzel des Schuldverhältniſſes vor An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht liegt, führt zu demſelben Ergebnis. 

Demgegenüber erſcheint es nicht konſequent, wenn Jäger 
(Bank A. 14, 35) und Waſſermann⸗Erlanger (S 9°) das Pfändungs⸗ 
pfandrecht inſoweit nicht gelten laſſen wollen, als es im Konkurs 
anfechtbar wäre. Die Beſtimmungen der KO. ſind hier un⸗ 
anwendbar (vgl. 8 8 Anm. 4). | 

11. Die Frage, ob der Gläubiger privilegiert ift, der vor 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht eine Pfändungsankündigung im 
Sinne des § 845 ZPO. zugeſtellt hat, wenn vor Erlaß des 
Pfändungsbeſchluſſes Geſchäftsaufſicht angeordnet wird, oder ob 
in dieſem Falle der Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes auf Antrag 
abzulehnen iſt, hängt davon ab, welche Wirkung die Pfändungs⸗ 
ankümdigung hat, ob ſie ein, ſei es auch bedingtes Pfandrecht 
oder nur ein Veräußerungs⸗ und Verfügungsverbot begründet. 
A. und LG. Karlsruhe hatten in einem ſolchen Falle den 
Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes unter Berufung auf die Analogie 
des 8 14 KO. abgelehnt. Kullmann (JW. 1915, 318) bekämpft 
dieſe Begründung mit Recht. Aber Kirchberger (JW. 1915, 491) 
entſcheidet aus anderen Gründen mit Recht zugunſten der Ab⸗ 
lehnung, alfe gegen die Privilegierung aus 8 9, weil die 
Pfändungsankündigung überhaupt noch kein Pfandrecht, ſondern 
nur ein Veräußerungsverbot ſchaffe. 

12. Liedlohn iſt bevorrechtigt im Sinne des § 9, auch 
ſoweit er nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht fällig wird, 
ſoweit der Anſtellungsvertrag vor Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht geſchloſſen iſt (Breit, JW. 1915, 168; Waſſermann⸗ 
Erlanger, 8 9), anderenfalls nur unter den Vorausſetzungen 
des 8 91. Die abweichende Meinung von Joſef (Gruchot 59, 416) 
trägt der Tatſache nicht Rechnung, daß der in § 9“ erwähnte 
8 611 KD. von Perſonen ſpricht, welche ſich verdungen hatten. 


8 10. 


1. Die Frage, ob das Gericht einem Antrage des Schuldners 
auf Aufhebung des Verfahrens ſtattgeben muß, iſt ſtreitig. Sie 
wird bejaht unter dem Geſichtspunkt, die Geſchäftsaufſicht ſei 
eine Wohltat für den Schuldner, die ihm nicht aufgezwungen 
werden dürfe (Breit, SW. 1915, 162; DRZ. 1915, 56; 
Mayer, S. 171; Waſſermann⸗Erlanger, § 10 IIa). Anderer 
Anſicht find Jäger (Bank A. 14, 35), Aehnelt (JW. 1915, 
494) mit Nückſicht auf den Wortlaut des § 10 und die 
Intereſſen der privilegierten Gläubiger. Hält man ſich an die 
Beſtimmung der Verordnung, ſo wird es darauf ankommen, 
ob der Antrag des Schuldners ein „wichtiger Grund“ iſt, und 


man kann zu dem Ergebnis gelangen, daß auch hierüber das 
Gericht nach ſeinem Ermeſſen entſcheidet. 

2. Zu den wichtigen Gründen kann insbeſondere auch die 
Erkenntnis gehören, daß die Geſchäftsaufſicht den Zweck, den 
Schuldner „zu halten“, nicht erreichen kann, ſei es, daß die 
vorhandene Maſſe nicht einmal die Anſprüche der privilegierten 
Gläubiger befriedigen kann, ſei es, daß aus anderen Gründen 


die „Behebung der Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des 


Krieges“ nicht mehr in Ausſicht genommen werden kann. Dann 
iſt kein Grund mehr vorhanden, abweichend von der konkurs⸗ 
mäßigen Ordnung die in § 9 genannten Gläubiger allein zu 
privilegieren. 

3. Nach Aufhebung des Verfahrens fallen die Be⸗ 
ſchränkungen des § 5, die Vorrechte des 5 9 weg. Auch bie: 
jenigen, die während der Geſchäftsaufſicht mit dem Schuldner 
kontrahiert haben, haben kein Vorrecht mehr (Breit, IW. 1915, 
173; Waſſermann⸗Erlanger, 8 9 J. 

4. Zur Vermeidung ſchwerer Nachteile für die Beteiligten 
wird der Erlaß von Übergangsvorſchriften für die Zeit nach 
Beendigung des Krieges von allen Seiten als erforderlich be⸗ 
zeichnet. Anderenfalls wird in vielen Fällen der Zuſammen⸗ 
bruch der Schuldner unvermeidlich ſein (Cahn, Recht und Wirt⸗ 
ſchaft 1914, 270; Jöriſſen, DRZ. 1915, 40; Stein, Leipzg. 
1915, 257; Wertheimer, JW. 1915, 175 u. a.). 


8 11. 


1. Die Unanfechtbarkeit der Entſcheidungen beruht auf der 
Erwägung, daß die Richter nach freiem Ermeſſen und mit einer 
gewiſſen Weitherzigkeit entſcheiden ſollen (Bendix, Leipzg. 
1915, 193; Breit, JW. 1915, 164). 

2. Vgl. oben 8 6 Anm. 8. 

3. Trotz § 11 wird, wohl zu Unrecht, die Beſchwerde 
gefordert, wenn es ſich um das Recht der Akteneinſicht, um 
die Auswahl der Aufſichtsperſon handelt. Zuläſſig wird aber 
die Beſchwerde ſein, wenn das Gericht ohne ſachliche Prüfung 
einen Antrag als unzuläſſig abgewieſen hat (Waſſermann⸗ 
Erlanger, § 11 II). 

4. Das Korrelat der Unanfechtbarkeit iſt die Haftung 
des Richters oder des Staates für Verſchulden des Richters 
(§ 839 BGB., Preußiſches Geſetz vom 1. VIII. 1909 8 J). 


§ 12. | 


Da Pauſchſätze nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
Verordnung nicht erhoben werden ſollen, kommen nur die Aus⸗ 
lagen der 88 79, 80, 80a GKG. in Frage. 


8 13. 
Die Verordnung tritt mit Beendigung des Krieges nicht 
ohne weiteres außer Kraft. 


* 
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Ausländer im Inlandsprozeß unter befonderer Berückſichtigung der 
Kechtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 


Von Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


Zahlreich und dabei oft ſich völlig widerſprechend find 
jetzt die Entſcheidungen deutſcher Gerichte, die das Verhältnis 
der Ausländer bzw. der im Ausland wohnenden Perſonen zu 
den Inländern bzw. den im Inland ihren Wohnſitz habenden 
Perſonen und überhaupt die rechtliche Stellung der Fremden 
im Inlandsprozeß betreffen. In den verſchiedenſten Zeitſchriften 
und Zeitungen find dieſe Erkenntniſſe verſtreut, To daß es für 
den Praktiker, der oft raſch einen Entſchluß faſſen muß und 
ſich in kürzeſter Zeit über die Stellungnahme der Judikatur 
bezüglich einer einſchlägigen Frage orientieren will, manchmal 
außerſt ſchwer iſt, ſich ein zutreffendes Bild zu machen. Es 
dürfte daher erwünſcht ſein, alle wichtigeren Entſcheidungen 
auf dieſem Gebiete — bis in die jüngſte Zeit herein — zu⸗ 
ſammengeſtellt vor ſich zu haben; ab und zu ſeien auch ein 
paar eigene kritiſche Bemerkungen eingeflochten und hie und da 
auch einzelne zuſtimmende oder ablehnende Stimmen der 
Wiſſenſchaft angeführt. 


I. Verordnung des Wundesrats über die Geltendmachung 
von Anſprüchen von Verſonen, die im Ausland ihren 
Wohuſitz haben.!) 

Auf Grund von 3 3 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen hat der Bundesrat am 7. Auguſt 1914 die 
Verordnung betreffend Geltendmachung von Anſprüchen von 
Perſonen, die im Ausland ihren Wohnfitz haben, erlaſſen 
(RGBl. S. 360). Die Geltungsdauer dieſer Beſtimmungen 
wurde dann durch mehrere Verordnungen — vom 22. Oktober 
1914 (RGBL S. 449), vom 21. Januar 1915 (RG Bl. S. 31) 
und vom 22. April 1915 (RGBl. S. 236) — immer wieder 
verlängert; nach der jüngſten dieſer Verordnungen vom 22. Juli 
1915 (RGBl. S. 451) gelten die genannten Vorſchriften nun⸗ 
mehr bis 31. Oktober 1915. 

Der Kreis der von der Bundesratsbekanntmachung Be⸗ 
troffenen iſt im weſentlichen im 8 1 Abſ. I Satz 1 beſtimmt. 
Danach muß ſich bei phyſiſchen Perſonen der Wohnſitz und 
bei juriſtiſchen Perſonen der Sitz im Ausland befinden. Einzig 
und allein das Domizil bzw. der Verwaltungsſitz iſt maßgebend, 
nicht die Staatsangehörigkeit. 

Daraus folgt, daß auch alle im Ausland ihren Wohnſitz 
habenden Perſonen mit deutſcher Reichsangehörigkeit grund⸗ 


I) Vgl. allgemein hierher JW. 1914 S. 900 f., 991 f. (v. Harder); 
S. 911 f. (Aſch); 1915, 281 ff. (Steffens); Leipzg. 1914, 1605 ff. 
(Hachenburg); S. 1782 ff. (Glaſer); SächſArchfR. 1915, 49 ff. 
(Hallbauer). 


ſätzlich verhindert find, vermögensrechtliche Anſprüche vor in⸗ 
ländiſchen Gerichten geltend zu machen.“) 

Ob der in Anſpruch Genommene im deutſchen Inland 
oder im Ausland feinen Wohnſitz hat, iſt für die Anwendbarkeit 
der Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 gleichgültig. 
Auch deſſen Staatsangehörigkeit iſt ohne Bedeutung. Selbſt 
wenn er einem feindlichen Staat angehört und der Berechtigte 
ein im Ausland lebender Deutſcher iſt, kann letzterer ſeine 
Anſprüche vor deutſchen Gerichten nicht durchſetzen. Auch 
Ausländer können grundſätzlich gegen andere Ausländer im 
Deutſchen Reich zur Zeit keine vermögensrechtlichen Prozeſſe 
führen. Es ſoll eben der Schuldner nicht mit Rückſicht auf 
ſeine Perſon z. B. wegen ſeiner Staatszugehörigkeit geſchützt 
werden, ſondern im allgemeinen Intereſſe des deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens. Wer außerhalb dieſes Wirtſchaftsverbandes 
ſteht, ſoll jetzt die deutſchen Gerichte nicht nötigen können, 
ihm daraus Vermögensvorteile zu verſchaffen. Es ſollte eben 
ein Gegengewicht geſchaffen werden gegen die mannigfachen 
im Ausland erlaſſenen Moratorien, die es dem Inlandgläubiger 
zur Zeit unmöglich machen, im Ausland ſeine Rechte zu ver⸗ 
wirklichen.) | 

Unter dem Ausland ift alles nichtdeutſche Gebiet vers 
ſtanden. Ob dieſes Ausland mit uns verbündet oder neutral 
oder uns feindlich iſt, ſpielt hierher keine Rolle. Auch die 
Perſonen, die in Oſterreich⸗Ungarn und in der Türkei ihren 
Wohnſitz bzw. Sitz haben, werden an ſich von dem deutſchen 
Ausländermoratorium berührt. Freilich kann der Reichskanzler 
nach S 1 Abſ. II Satz 1 von den durch Abſ. I. geſchaffenen 
Einſchränkungen Ausnahmen zulaſſen und zwar ſowohl für 
den einzelnen Fall als auch ganz allgemein; und eine ſolch 
generelle Ausnahme hat er durch die Bekanntmachung vom 


2) Vgl. OLG. Dresden VIII. 35. vom 15. Oktober 1914 8 C. 
332/14 in JW. 1914, 989 f. Leipzg. 1915 S. 76 Nr. 24 — 
SächſOL G. 1915, 42 ff. und auch noch LG. Metz vom 12. Februar 
1915 im „Recht“ 1915 S. 106 Nr. 225; ſiehe auch Mitteilungen vom 
Verband Deutſcher Patentanwälte 1915, 19 l. (Heymann). 

) Vgl. hierher LG. Metz 12. Februar 1915 im „Recht“ 1915 
S. 106 Nr. 228; KG. XVII. 3S. 20. Februar 1915 17 W. 572/15 
in DIZ. 1915 Sp. 428 f. = KGBl. 1915, 50 f. — „Recht“ 1915 
S. 226 Nr. 379 und LG. Düffeldorf 12. März 1915 40. 158/14 
in IW. 1915, 466 r.; ſiehe auch DIZ. 1914 Sp. 1198 (Neumeyer); 
SächſArchfR. 1915 S. 49 Ziff. 1; JW. 1915, 231 (Steffens), 291 
(Rothbarth, Cohn, Haberſtumpf, Reichel), 317 Ziff. 4 (Waſſer⸗ 
mann); Bay ZfR. 1915, 119 f. (Waſſermann); a. M.: JW. 1915, 


208 (Fürnrohr). 
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20. April 1915 (RGGBl. S. 231) zugunſten all der phyſiſchen 
Perſonen, die in Oſterreich⸗Ungarn ihren Wohnſitz haben, ſowie 
zugunſten der juriſtiſchen Perſonen, die dort ihren Sitz haben, 
aufgeſtellt. Gerade aus dieſer Reichskanzlerbekanntmachung 
ergibt ſich — was eigentlich gar nicht beſtritten fein ſollte — 
mit zwingender Notwendigkeit, daß auch die Bewohner der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Lande unter das deutſche Gegen⸗ 
moratorium an und für ſich gefallen ſind, genau ſo gut, wie 
heute noch die in der Türkei Wohnenden von der fraglichen 
Bundesratsverordnung betroffen werden.“) Schon vor jener 
generellen Privilegierung war übrigens vom Reichs kanzler auf 
Anſuchen in jedem Einzelfall zugunſten der Angehörigen der öfter: 
reichiſch ungariſchen Monarchie jeweils Befreiung vom deutſchen 
Ausländermoratorium gewährt worden (vgl. JW. 1915, 316 
Fußnote 2 und insbeſondere „Das öſterreichiſche Moratorium“ 
von Dr. Paul Kirchner, Rechtsanwalt in Leitmeritz, im 
„Fränkiſchen Kurier“ Nr. 212, Dienſtag⸗Morgenausgabe vom 
37. April 1915, S. 6). 


Unter dem Ausland im Sinne des deutſchen Gegen⸗ 
moratoriums ſind die deutſchen Schutzgebiete nicht zu verſtehen, 
da ſie mit dem Deutſchen Reiche ein gemeinſames, einheitliches 
Wirtſchaſtsgebiet bilden; dort find auch keine Moratorien er⸗ 
laſſen, welche Inlandsgläubiger in ihren Rechten beeinträchtigen 
könnten, ſo daß die Vorausſetzung für eine deutſche Gegen⸗ 
maßregel fehlt.“) Zwar führt Labande) aus, daß die Über⸗ 
tragung von deutſchem Reichsrecht auf alle oder einzelne Schutz⸗ 
gebiete jeweils eines beſonderen Geſetzgebungs aktes bedürfe und 
daß ſelbſt durch die Einführung reichsrechtlicher Vorſchriften in 
den deutſchen Schutzgebieten — was bei den Kriegsnotgeſetzen 
nicht der Fall iſt — kein einheitliches Rechtsgebiet entſtehe, 
ſondern nur für mehrere Rechtsgebiete ein übereinftimmenbes, 
materiell gleiches Recht geſchaffen werde; die Schutzgebiete würden 
auch hinſichtlich dieſer Rechtsmaterien im Verhältnis zum Reichs⸗ 


9) Vgl. hierher noch bezüglich Oſterreich⸗Ungarns meine Aus: 
führungen in JW. 1915, 7 l. mit Fußnote 21; S. 14 Ziff. 6 und 
7 (Waſſermann); „Recht“ 1915, 35; BaygfR. 1915 S. 48, 88, 
128 (Haberſtumpf) und OLG. München I. 3S. 11. Januar 1915 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 1 12/15 im „Recht“ 1915 S. 56 Nr. 179 — Leipzg. 
1915 S. 241 Nr. 12; ſiehe auch noch Reichskanzlerbekanntmachung vom 
4. Februar 1915 (RGBl. S. 70), wonach die Gegenſeitigkeit im Sinne 
des § 2 der Bundesratsverordnung vom 22. Oktober 1914 über die 
Ausdehnung des Reichskriegsteilnehmergeſetzes auf die Kriegsbeteiligten 
Oſterreich⸗ Ungarns verbürgt iſt. Jetzt iſt durch Reichskanzler⸗ 
bekanntmachung vom 25. Juni 1915 (RGBl. 1915, 361) auch 
zugunſten der Perſonen, die in der Schweiz ihren Wohnſitz haben, 
ſowie der juriſtiſchen Perſonen, die dort ihren Sitz haben, eine 
allgemeine Ausnahme gemacht; doch gilt dieſe Vergünſtigung nicht 
für Angehörige Großbritanniens und Irlands, Frankreichs, 
Rußlands und Finnlands ſowie der Kolonien und auswärtigen 
Beſitzungen dieſer Staaten. N 

5) Vgl. auch JW. 1915 S. 282 l., 283 l., 234 l. (Steffens); 
wie oben OLG. Hamburg VI. 3 S. vom 25. März 1915 Bf. VI 502/14 
in OL GRſpr. 30, 379 f. „Recht“ 1915, 280 Nr. 435; a. M.: 
OLG. Hamburg J. 38. vom 12. Mai 1915 F. 19/15 in OS GRſpr. 
30, 874 f. = „Recht“ 1915, 351 Nr. 621. 


6) Das Staatsrecht des deutſchen Reiches, 5. Aufl. Bd. 2. 
S. 286 f. 


gebiet und untereinander grundſätzlich Aue land bleiben.“) An⸗ 
ſchließend hieran bemerkt aber auch Laband, daß ſich ſchon 
aus dem Zweck und der Tendenz einer reichsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmung, der Natur eines geſetzlich geregelten Rechtsinſtitutes 
und dem erkennbaren Willen des Geſetzgebers von ſelbſt er⸗ 
geben könne, daß im Sinne eines Reichsgeſetzes die Schutz 
gebiete als Inland gelten können.?) Gerade aus dem Inhalt 
und Zweck des deutſchen Gegenmoratoriums wie aus der Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers wird man aber ſchließen dürfen, daß die 
in den Schutzgebieten ihren Wohnſitz habenden Perſonen in 
der Verfolgung ihrer Vermögensrechte nicht beeinträchtigt werden 
ſollten. Dafür, daß die deutſchen Schutzgebiete im Sinne dieſer 
Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 als Inland ans 
zuſehen find, kann man ſich auch z. B. auf den Wortlaut der 
Bundes ratsverordnung vom 25. Februar 1915 (RGBl. S. 123 f.) 
betr. die Bilanzen von Aktiengeſellſchaften uſw., die Vermögen 
im Ausland oder in den Schutzgebieten haben, 8 1 Abſ. 1, 
berufen. Hier werden alſo vom nämlichen Bundesrat, der auch 
das Auslandsmoratorium erlaſſen hat, neben dem Ausland die 
deutſchen Schutzgebiete noch beſonders genannt. Man darf 
daraus den Schluß ziehen, daß er in den übrigen wirtſchaft, 
lichen Verordnungen bei Regelung anderer wirtſchaftlicher, 
namentlich auch prozeßrechilicher Fragen die Schutzgebiete dem 
Inland gleichgeſtellt wiſſen will. N N 

Schon oben wurde hervorgehoben, daß das Domizil und 
nicht die Nation des Berechtigten maßgebend fein fol. Daraus 
folgt, daß ſelbſt Angehörige der gegen uns Krieg führenden 
Staaten von dieſen Vorſchriften nicht betroffen werden, wenn 
ſie im Inland ihren Wohnſitz haben. ) ö 

Die Bundesratsverordnung erwähnt lediglich die phyſiſchen 
und juriſtiſchen Perſonen, nicht aber die verſchiedenen Geſamt⸗ 
handsgemeinſchaften des deutſchen Rechts, wie z. B. die Geſell⸗ 
ſchaften des bürgerlichen und des Handelsrechts. Soweit bei 
dieſen von einem „Sitz“, von dem aus die Verwaltung der 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſührt wird, geſprochen 
werden kann, wird nicht der Wohnſitz der einzelnen Teilnehmer 
an der Geſamthandsgemeinſchaft maßgebend ſein, ſondern der 
Sitz der Gemeinſchaft. 10) Dabei iſt es gleichgültig, ob es ſich 


7) Vgl. hierher auch z. B. § 2 des Reichs: und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſetzes vom 22. Juli 1913 und dazu Laband a. a. D. Bd. 4 
S. 602f. 

8) Vgl. hierher noch Meyer⸗Anſchütz, Lehrbuch des deutſchen 
Staatsrechts, 6. Aufl. S. 218 f. 8 74; Gg. Meyer, Staatsrechtliche 
Stellung der deutſchen Schutzgebiete, S. 88 ff., und auch noch Staub⸗ 
Stranz, WD. 8. Aufl. S. 262 Anm. 1 zu Art. 84 am Ende. 

9) Vgl. KG. XIII. 8. vom 8. Februar 1915 13 U. 9078/14 in 
DIZ. 1915 Sp. 427 f. — „Recht“ 1915 Sp. 173 Nr. 884, Sp. 228 
Nr. 391 = KGBl. 1915, 86 r. — Oe GRſpr. 30, 254 Fußnote 1. 

10) Bgl. hierher OLE. München I. 35. vom 26. November 
1914 Beſchw.⸗Reg. Nr. 754/14 im „Recht“ 1915, 12 — OLG Rſpr. 80, 
253 = JW. 1915, 54 f. = Frankf Z. Nr. 361 Abendblatt vom 
30. Dezember 1914 und ähnlich auch LG. Chemnitz, Kammer für 
Handels ſachen in Frankf. Nr. 362 I. Morgenblatt vom 31. De⸗ 
zember 1914; vgl. hierzu bezüglich der Erbengemeinſchaft und der 
Klage aus § 2039 BGB. die Entſch. des OSG. Frankfurt a. N. 
IV. 3. vom 24. März 1915 4 W. 31/15 in OSG Rſpr. 30, 877 1. 
= Leipzz. 1915, 9199 = DI. 1915, 725 f. = „Recht“ 1915, 348 
Nr. 590, Sp. 349 Nr. 594. 
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um dem Hauptſitz oder den Nebenſitz handelt, wenn nur rechts 
liche Selbſtändigkeit beſteht. Wenn z. B. eine inländiſche 
Aktiengeſellſchaft im Ausland eine ſelbſtändige Zweigniederlaſſung 
hat, To fällt letztere unter die hier beſprochene Verordnung. !“) 
Würde es ſich um eine unſelbſtändige Zweigniederlaſſung 
handeln, die keinen beſonderen, von dem Sitz der Haupt⸗ 
niederlaſſung verſchiedenen Sitz hat, ſo iſt der Sitz der Haupt⸗ 
niederlaſſung auch für die Filiale maßgebend. Diejenige 
Zweigniederlaſſung, die nicht Rechtsſubjekt iſt, kann auch gar 
nicht felbfländig als Prozeßpartei auftreten; dann muß eben 
die Hauptniederlaſſung unter der Firma ihrer Zweigniederlaſſung 
in allen durch den Betrieb der Filiale begründeten Rechts⸗ 
beziehungen Hagen und verklagt werden.“) Im umgekehrten 
Fall iſt im gleichen Sinn zu entſcheiden. Wird ein Vermögens⸗ 
anſpruch von einer im deutſchen Inland im Handelsregiſter 
eingetragenen ſelbſtändigen Agentur einer ausländiſchen Firma 
kraft eigenen Rechts geltend gemacht, ſo geſchieht dies durch 
eine Perſon, die im Inland und nicht im Ausland ihren 
Sitz hat.) 

Die Ausdrücke „Wohnſttz“ und „Sitz“ find im Sinne des 
deutſchen Rechts, z. B. gemäß 88 7 ff. BGB., § 24 BGB., 
zu verſtehen. Hiernach iſt alſo bei einer Ehefrau grundſätzlich 
der Wohnſitz ihres Ehemannes entſcheidend (vgl. 8 10 BGB.). 
Wenn der Mann ſeinen Wohnſitz im Ausland begründet hat 
und die Frau ihm dorthin gefolgt iſt, ſo bleibt auch für die 
Ehefrau dort ihr geſetzlicher Wohnfitz, mag fie ſelbſt aus 
Gründen, die ſie berechtigt hätten, dem Manne nicht zu folgen, 
wieder ins Inland zurückgekehrt ſein. Sie kann alſo, obwohl 
ſie ſich im Inland dauernd aufhält, wegen des Auslands⸗ 
moratoriums nicht vorgehen, weil eben ihr Wohnfitz im geſetz⸗ 
lichen Sinne im Ausland liegt.“) 

Maßgebender Zeitpunkt für die Frage, ob Auslands⸗ oder 
Inlandswohnſitz gegeben iſt, ob alſo die Verordnung vom 
7. Auguſt 1914 anwendbar iſt oder nicht, iſt die Zeit der 
Klageerhebung. In dieſem Augenblick muß die den Anſpruch 
geltend machende Perſon im Ausland ihren Wohnſitz bzw. Sitz 
haben, wenn ſie durch das Gegenmoratorium getroffen werden 
ſoll. 1s) Handelt es ſich um einen Inlandsbewohner, ſo muß 
der Inlandswohnſitz bis zur Urteilsverkündung gegeben fein; 


11) Vgl. Leipz 3. 1914, 1606 (Hachenburg); ſiehe aber auch 
OLG. Colmar III. 3S. vom 12. Dezember 1914 III W. 49/14 
in DIE. 1915 Sp. 115 = „Recht“ 1915 Sp. 105 Nr. 219 = 
Elſvoth Z. 39, 606. 

15) Über die Frage, wann eine ſelbſtändige eigentliche Zweig: 
nieberlaffung vorliegt, vgl. Handbuch des geſamten Handelsrechts 
von Dr. Viktor Ehrenberg II. Bd. 1. Abteilung, Leipzig 1914, 
S. 270 ff. $ 37 B „Mehrheit von Niederlaſſungen, insbeſondere die 
Zweigniederlaſſung“. 

13) Bgl. LG. Mannheim, Kammer für Handelsſachen vom 
13. November 1914 I. H. H. 132 / 14 in Leipz 3. 1915, 84 = „Recht“ 
1915 Sp. 105 Nr. 216; ſiehe auch noch AG. Hamburg vom 
7. Dezember 1914 5 S. 6/15 in den Mitteilungen für die öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten 1915 S. 112 = ZVerſWeſ. 1915, 25. 

14) Vgl. KG. VIII. 35. vom 28. November 1914 8 W. 4589/14 
in KGBl. 1915, 10 f. = OL GRſpr. 30, 355 f. 

35) Bol. KG. VI. 3S. vom 15. Februar 1915 6 W. 5015/14 
in DIE. 1915 Sp. 318 — „Recht“ 1915 Sp. 171 Nr. 321 = 
OLG Rſpr. 30, 255 f. 
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würde der Wohnſitz während des Verfahrens ins Ausland 
verlegt, ſo müßte wohl in entſprechender Anwendung des 8 1 
Abſ. I Satz 2 eine Unterbrechung des Verfahrens eintreten. 
Das Objekt, das von der Bundesratsverordnung vom 
7. Auguſt 1914 berührt wird, ſind nur vermögensrechtliche 
Anſprüche, wenn und ſoweit ſie bereits vor dem 31. Juli 
1914 entſtanden ſind. Es muß ſich ſohin um Forderungen 
vermögensrechtlicher Natur handeln, wobei es keinen Unter⸗ 
ſchied macht, ob ſie auf Geſetz oder Vertrag beruhen, ob ſie 
im Schuldrecht oder im Sachenrecht, im Familien⸗ oder im 
Erbrecht, im materiellen oder im prozeſſualen Rechte, im öffent⸗ 
lichen oder im privaten Rechte ihre Grundlage haben.“) Stets 
aber iſt Vorausſetzung, daß ſie ſchon vor dem 31. Juli 1914 
entſtanden ſind. Nicht die Fälligkeit, ſondern das Entſtehen 
des Anſpruchs iſt ausſchlaggebend. Kommen Forderungen in 
Frage, die auf einem Rechtsgeſchäft beruhen, ſo wird man im 
allgemeinen behaupten können, daß der Anſpruch dann vor 
dem 31. Juli 1914 entſtanden iſt, wenn das Rechtsgeſchäft 
vor dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſen worden iſt. Handelt es 
ſich dagegen um geſetzliche Anſprüche, ſo muß das Ereignis, 
das die Grundlage des Anſpruchs bildet, vor dem 31. Juli 
1914 eingetreten fein. So führte das OL. München in 
einer Entſcheidung vom 10. März 191518) mit Recht aus, daß 
der Anſpruch eines unehelichen Kindes gegen ſeinen Vater auf 
Zahlung des Unterhalts ſowohl nach öſterreichiſchem wie nach 
deutſchem Rechte bereits mit der Geburt des Kindes entſteht; 
nach dem Zwecke der hier in Frage kommenden Vorſchriften 
müßten eben auch bedingte und betagte Anſprüche dem Ber 
wirklichungsaufſchub unterliegen, ſofern nur das ſie begründende 
Rechtsverhältnis vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſei. 
Handelt es ſich um eine umgewandelte, völlig neue For⸗ 
derung, fo iſt natürlich der zeitlich ſpäterliegende Sachverhalt 
maßgebend. Iſt z. B. eine ältere Kaufpreisſchuld in eine Dar⸗ 
lehnsſchuld verwandelt, ſo iſt der Zeitpunkt dieſer Auswechſe⸗ 
lung entſcheidend. Iſt für eine Schuld ein Wechſel oder ein 
Scheck oder ein Schuldbekenntnis ausgeſtellt, fo iſt vom Zeit⸗ 
punkt der Ausſtellung dieſer Schriftſtücke auszugehen. Es iſt 
daher völlig zutreffend, wenn das AG. Weſterland !) aus⸗ 
ſpricht, daß eine Wechſelſchuld, die erſt nach dem 31. Juli 1914 


16) Bol. z. B. bezüglich der Klagen aus § 771 ZPO. LG. 
Dresden vom 2. März 1915 5 B. C. 156/15 in LeipzZ. 1915 
Sp. 606 f.; ſiehe auch Leipz Z. 1914 Sp. 1782 ff. (Glaſer) und 
IW. 1915, 233 (Steffens); S. 366 f. (Leo: Hamburg); „Recht“ 1914 
Sp. 591 f. (Levis); Sp. 685 ff. (Unger). 

17) Bol. hierzu LG. Frankfurt a. M. I. Ferienkammer IX T. 
456,14 in JW. 1914, 861 und OLG. Hamburg II. 35. vom 
5. Januar 1915 BsZ. II 124/14 in DIZ. 1915, 431 = OLG Rſpr. 80, 
254 — „Recht“ 1915 Sp. 227 Nr. 383. | 

18) Im „Recht“ 1915 Sp. 226 Nr. 380 —= Leipz. 1915 
Sp. 648 (BeſchwReg. Nr. I 137/15); vgl. hierzu auch LG. Traun: 
ſtein vom 28. November 1914 in „Mitteilungen für Amtsgerichts⸗ 
anwälte des Oberlandesgerichtsbezirks München“ 1914 S. 108 f., 
ſiehe dort auch 1915 S. 16 l.; vgl. weiter noch OLG. Dresden 
VII. ZS. vom 27. April 1915 7 C. 111/15 in OL GRſpr. 30, 378 
— DIE. 1915, 723 — SächſArchfR. 1915, 220 f. = „Recht“ 1915, 
348 Nr. 592. 

19) In einer Entſcheidung vom 6. März 1915 im „Recht“ 1915 
Sp. 179 Nr. 370. 
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zur Deckung einer vor dem 31. Juli 1914 entſtandenen Forde⸗ 
rung übernommen worden iſt, nicht unter die Beſtimmungen 
des deutſchen Gegenmoratoriums fällt. Ahnliches gilt auch, 
wenn der Wechſel prolongiert worden iſt. 0) 

Die Geltendmachung der beſprochenen Anſprüche iſt jedoch 
nur vor inländiſchen Gerichten verboten. Damit wurde 
nur eine räumlich beſchränkte Unzuläſſigkeit der gerichtlichen 
Geltendmachung aufgeſtellt, wie eine ſolche auch in zeitlicher 
Hinficht (jetzt bis 31. Oktober 1915) beſteht. Iſt für den Ver⸗ 
mögensanſpruch im Ausland ein Gerichtsſtand gegeben, ſo hat 
das deutſche Auslandsmoratorium auf die dortige Prozeßführung 
keinen Einfluß. Freilich zur Vollſtreckung im deutſchen Inland 
könnte ein dort erwirktes Urteil nicht verwertet werden; denn 
die Anerkennung eines ſolchen Urteils eines ausländiſchen 
Gerichts wäre wohl ausgeſchloſſen, da die Anerkennung jenes 
ausländiſchen Urteils eben den Zweck des deutſchen Gegen⸗ 
moratoriums vereiteln würde [5 328 Ziff. 4 ZPO.] 21). Daß 
Moratorien nur im Bereich des Staates gelten, der ſie erlaſſen 
hat, hat beſonders ſcharf eine Entſcheidung des OLG. Hamburg) 
außgeſprochen. Hier wird mit Recht hervorgehoben, daß das 
zugunſten der Schuldner im — feindlichen wie neutralen — 
Ausland ergangene Moratorium vor den deutſchen Gerichten 
keine Anwendung finden könne. Es wird angeführt, daß die 
vertragliche Verpflichtung eines inländiſchen Schuldners (z. B. 
eines Delkredere⸗Bürgen) durch die Geſetzgebung eines aus⸗ 


20) Vgl. OLG. Kiel I. 3S. vom 7. Januar 1915. U. 1 351/14 in 
Oe GRſpr. 30, 254 — Leipz 3. 1915 Sp. 780 4 = „Recht“ 1915 Sp. 280 
Nr. 430, Sp. 290 Nr. 521 und OLG. Kolmar III. ZS. v. 26. April 1915 
III W. 11/15 in DIZ. 1915 Sp. 622 f. „Recht“ 1915, 355 Nr. 663; 
ſiehe auch LG. II Berlin vom 23. Oktober 1914 1. Kammer für 
Handelsſachen 18 P. 418/14 in KGBl. 1914, 127 — DRAZ. 1914, 
211 l. und OLG. Stuttgart 14. Januar 1915 im „Recht“ 1915 
Sp. 115; LG. Hamburg vom 30. Januar 1915 H. Bf. V5 / 15 in 
JW. 1915, 604 f; OLG. Darmſtadt 17. Februar 1915 in DIZ. 1915 
Sp. 430; vgl. ferner noch „Recht“ 1914 Sp. 593 Nr. 4 (Levis), 
Sp. 687 (Unger); Recht und Wirtſchaft 1914, 217 f. Nuß baum); 
IW. 1915, 232 r. (Steffens). Im allgemeinen vgl. über die Frage 
des Entſtehens eines Anſpruchs noch Bayeriſche Juſtizminiſterial⸗ 
bekanntmachung vom 16. Auguſt 1914 unter B. I. 2b im JMBl. 1914, 
141 ff. und im „Recht“ 1914 Sp. 535; DI3Z. 1914, 1027 f. (Kipp); 
SächſArchfR. 1914 S. 338 Ziff. 3; JW. 1914, 810 f. (Goldmann); 
S. 812 (Kaufmann); S. 975 (Schäffer); 1915 S. 11 f. (Waſſer 
mann); Mitteilungen vom Verband Deutſcher Patentanwälte 1915, 
21 l. (Heymann); Holdheims MSchr. 1915, 37 f. (Haun); dagegen 
auch JW. 1914, 809 f., 860 ff. (Kahn); „Recht“ 1914 Sp. 593; 
DRZ. 1915, 509 f. (Bovenſiepen); ſiehe noch OLG. Breslau 
VI. 3S. vom 8. Mai 1915 6 U. 33/13 in IW. 1915, 729 f. und 
OLG. Frankfurt a. M. III. 38S. vom 20. Mai 1915 8 W. 33/15 
in JW. 1915, 730 Nr. II. 

21) Vgl. hierzu im allgemeinen DIZ. 1914 Sp. 1198 (Neu: 
meyer); Sp. 1373 f. (Reichel); Leipzg. 1914, 1606 (Hachenburg); 
bezüglich der Geltendmachung der Anſprüche vor deutſchen Schieds⸗ 
gerichten ſiehe SächſArchfR. 1915, 52 und DIE. 1915, 678 f. (Hall: 
bauer). 

22) III. 3S. vom 19. Dezember 1914 Bf. III 495/14 in DIg. 
1915, 531 = „Recht“ 1915, 57 f. = Leipzg. 1915 Sp. 313 Nr. 12; 
im Ergebnis, wenn auch nicht ganz in der Begründung gebilligt in 
JW. 1915, 315 f. (Waſſermann), ſiehe auch noch Mitteilungen vom 
Verband Deutſcher Patentanwälte 1915, 21 r. (Heymann). 
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wärtigen Staates nicht einſeitig beſeitigt oder ſonſt abgeändert 
werden könne. Das Weſentliche an der Nichtgeltung der aus⸗ 
ländiſchen Moratoriumsvorſchriften im Deutſchen Reiche — und 
ebenſo des deutſchen Gegenmoratoriums im Ausland — wird 
aber wohl darin zu ſuchen fein, daß es ſich hierbei um öffentlich 
rechtliche, rein prozeſſuale Normen handelt; dieſe müſſen aber 
nur von den Gerichten des Landes angewendet werden, in dem 
und für das fie erlaſſen find. Es ſoll lediglich auf Zeit in 
einem geographiſch genau abgegrenzten Territorium die Klag⸗ 
barkeit bzw. Vollſtreckbarkeit gewiſſer Forderungen ausgeſchloſſen 
werden; dadurch wird aber an dem Beſtand und der etwa 
ſchon eingetretenen Fälligkeit der Forderung für ſich ohne weitere 
Beſtimmungen nichts geändert. 

Nicht zugelaſſen iſt die Geltendmachung gewiſſer ver⸗ 
mögenswertiger Forderungen. Daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß der Anſpruch von dem Auslandsbewohner im 
eigenen Rechte und Intereſſe, nicht bloß zugunſten eines Dritten 
geltend gemacht werden muß. Wäre eine Auslandsfirma nur 
Nebenintervenientin, ſo würde dieſer Umſtand nicht zur Unter⸗ 
brechung des zwiſchen den Parteien ſchwebenden Progeſſes 
führen; denn der Nebenintervenient macht ja keine eigenen 
Anſprüche für ſich geltend, ſondern unterſtützt nur die Haupt⸗ 
partei bei der Geltendmachung der dieſer zuſtehenden Rechte.“) 

In welcher Weiſe der Anſpruch erhoben wird, ob z. B. 
im Wege der Klage oder im Wege der Widerklage, iſt für die 
Anwendbarkeit des deutſchen Auslandsmoratoriums völlig gleich⸗ 
bedeutend.“) Kein Auslandsbewohner darf mithin vor einem 
deutſchen Gericht ſich auf einen derartigen Vermögensanſpruch 
ſtützen. Kein inländiſcher Richter darf dem Ausländer bei der 
Verwirklichung einer ſolchen Forderung behilflich ſein. Es 
müſſen daher auch jene Gerichtshandlungen unterbleiben, die 
lediglich eine Sicherſtellung der fraglichen Vermögensrechte 
bezwecken. Der im Ausland wohnende Berechtigte kann infolge 
deſſen jetzt von einem deutſchen Gericht auch keinen Arreſt“) 
und keine einſtweilige Verfügung ze) erwirken. Desgleichen 

23) Pgl. namentlich OLG. Hamburg VI. 3S. vom 1. Dezember 
1914 Bf. VI 201/14 in DIZ. 1915 Sp. 431 — „Recht“ 1915 Sp. 56 
Nr. 181; Sp. 226 Nr. 378; vgl. auch SächſArchfR. 1915 S. 52 Ziff. 10. 

24) Vgl. z. B. bezüglich der Widerklage RG. II. 35. vom 
9. Oktober 1914 II 350/14 in DIZ. 1914 Sp. 1385 Leipz 3. 1915 
Sp. 43 Nr. 3b „Recht“ 1915 Sp. 12 — WarnJahrb. A Bd. 13 
S. 501 Nr. 2; I. 3S. vom 11. November 1914 I 124/14 in Warn. 
1915 Nr. 1 S. 1 — „Recht“ 1915 Sp. 12 Nr. 144; vgl. hierzu auch 
DRA. 1915, 46 l. und SächſArchfR. 1915 S. 50 Ziff. 3; ſiehe 
ferner noch KG. XVII. 3 S. vom 20. Februar 1915 mit Quellen- 
angabe oben bei Fußnote 3 und namentlich auch OLG. Dresden II. 38. 
vom 27. Januar 1915 2 O. 239/14 in Leipzg. 1915 Sp. 647 f. 
— „Recht“ 1915, 280 Nr. 431 = SöchſosG. 1915 (Bd. 36) S. 276 f: 
weiter LG. Leipzig vom 29. Mai 1915 5 Cg. 61/15 in JW. 1915, 732 f. 

25) Vgl. OLG. Kolmar III. 3 S. vom 12. Dezember 1914, oben 
in Fußnote 11 ſchon näher angegeben; vgl. hierzu auch Sächſürchfg. 
1915, 51 f. (Hallbauer); vgl. weiter OLG. Hamburg I. 35. vom 
8. Februar 1915 Bf. 1 29/15 und die in dieſem Urteil erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung des II. ZS. in Sachen der AG. R. G. und Sch. gegen N. in 
Leipz3. 1915 Sp. 562 f. Nr. 10 „Recht“ 1915 Sp. 170 f. Nr. 320 
—Franklfg. Nr. 122 Morgenblatt vom 8. Mai 1915 und LG. Metz vom 
12. Februar 1915 im „Recht“ 1915 Sp. 106 Nr. 225. 

26) Pgl. Os G. Cöln IX. 8 S. vom 5. Januar 1915 9 U. 372¼14 
in DIZ. 1915 Sp. 201; vgl. dagegen auch Knipſchaar in DZ. 
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wird man folgerichtig annehmen müſſen, daß der Auslands⸗ 
gläubiger zur Zeit auch keinen Antrag auf Beweisſicherung 
außerhalb eines Rechtsſtreites ſtellen kann, da auch hierin bie 
Geltendmachung eines Anſpruchs erblickt werden muß.) 

Gleichgültig iſt, ob die Geltendmachung des Anſpruchs 
durch eine Leiſtungs⸗ oder eine Feſtſtellungsklage geſchieht. Es 
ſoll jede den Anſpruch auch nur für ſpäter ſteſtſtellende Tätig⸗ 
keit der deutſchen Gerichte unterſagt ſein. Es kann daher nur 
gebilligt werden, wenn das Reichsgericht?) ausſprach, daß 
unter die vermögensrechtlichen Anſprüche des 8 1 des Aus⸗ 
landsmoratoriums auch die negativen Feſtſtellungsanſprüche, 
z. B. ein Anſpruch auf Nichtbeſtehen eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs, fallen. 

Ob es ſich bei dem Vermögensanſpruch um einen Haupt⸗ 
oder Nebenanſpruch handelt, iſt für die Geltung der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 belanglos. Der Ausländer 
iſt — nach dem Obſiegen in einem Rechtsſtreit — auch ver⸗ 
hindert, gegen den unterlegenen Inländer (wie Ausländer) die 
Koſtenfeſtſetzung zu betreiben?“); denn auch damit wird ein 
ſelbſtändiger, eigener Vermögens anſpruch des Auslandsbewohners 
geltend gemacht. Ebenſo bildet die Feſtſetzung des Streitwertes 
einen Teil des Hauptverfahrens und kann daher nach deſſen 
Unterbrechung nicht mehr ſtattfinden. 0) 

Nicht minder klar ſollte ſein, daß auch jede die Forderung 
verwirklichende Mithilfe der deutſchen Gerichtsorgane nun⸗ 
mehr ausgeſchloſſen iſt. Gerade die Realiſierung der mehr⸗ 
bezeichneten vermögensrechtlichen Anſprüche ſollte hintangehalten 
werden zur Vergeltung gegenüber den zahlloſen — im feind⸗ 
lichen wie neutralen Ausland erlaſſenen — Moratorien, die 
den im deutſchen Inland befindlichen Gläubigern beinahe jegliche 


1915, 201; vgl. weiter OLG. Hamburg II. ZS. vom 1. Dezember 
1914 Bf. II 355 / 14 in OS GRſpr. 30, 14 f. = DIg. 1915 Sp. 323 — 
hier wurde ſogar einem inländiſchen Beklagten die Erlaſſung einer 
einſtweiligen Verfügung verweigert; ſiehe auch noch Mitteilungen vom 
Verband Deutſcher Patentanwälte 1915, 20 r. (Heymann). 

17) A. M.: LG. München I V. 8K. vom 20. November 1914 
715/14 in Leipz 3. 1915 Sp. 84 Nr. 3 — „Recht“ 1915 Sp. 105 
Nr. 218 und LG. Traunſtein vom 14. Januar 1915 563 A./14 im 
„Recht“ 1915 Sp. 170 Nr. 318; ebenſo „Recht“ 1915 Sp. 121 
(Steinert); SächſArchfR. 1915, 52 (Hallbauer) und JW. 1915, 
232 (Steffens); vgl. allgemein bezüglich des Arreſtes, der einſt⸗ 
weiligen Verfügung und der Beweisſicherung noch „Recht“ 1915 
Sp. 96 Fußnote 1 (Bendix); JW. 1914, 1003; 1915, 232 r. 
(Steffens); DR AZ. 1914, 185 (Hachenburg); DIZ. 1915 
Sp. 202 f. (Sauer); „Recht“ 1915 Sp. 41 ff. (Koch⸗Berlin); ſiehe 
auch noch LG. Karlsruhe 1. Dezember 1914 im „Recht“ 1915 
Sp. 176 bezüglich des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes. 

28) Pgl. Entſcheidung des III. ZS. vom 6. November 1914 III 
859/14 in Leipz 3. 1915 Sp. 43 Nr. 30 = „echt“ 1915 Sp. 105 
Nr. 215; a. M.: SächſArchfR. 1915 S. 55 Ziff. 14 (Hallbauer). 

29) Vgl. DR AZ. 1915, 8 l.; ſiehe auch OLG. Celle IV. 3S. 
vom 28. April 1915 5 W. 67/15 in Leipz Z. 1915, 9192; a. M. jedoch 
KG. XXIII. 3 S. vom 2. November 1914 W. 9294/14 in Leipz Z. 1915 
Sp. 75 Nr. 23 = OL GRſpr. 30, 254 Fußnote 1 „Recht“ 1915 
Sp. 105 Nr. 214 — hier war der Ausländer Beklagter geweſen und 
hatte nur den Koſtenerſtattungsanſpruch erhoben. 

0) Bel. OLG. Hamburg II. 35. vom 13. Oktober 1914 
Bs. II 89/14 in DIZ. 1914 Sp. 1307 — „Recht“ 1914 Sp. 729 = 
Os GRſpr. 29, 809 f. = Leipzg. 1915 Sp. 157 Nr. 19. 
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Möglichkeit rauben, ihre Rechte im Ausland zu verwirklichen. 
Auch die deutſchen Gerichtsorgane dürfen nicht dazu mitwirken, 
den Auslandsbewohnern in der Durchſetzung ihrer Forderungen 
zu helfen, während die ausländiſchen Gerichtsbehörden den im 
Deutſchen Reich ihren Wohnſitz habenden Perſonen jegliche 
Tätigkeit verweigern. Die in Deutſchland befindlichen Ver⸗ 
mögenswerte ſollten eben, ſoweit irgend angängig, dem deutſchen 
Volke und damit dem geſamten Wirtſchaftsleben Deutſchlands 
erhalten bleiben. Wenn man von dieſen höheren, die all⸗ 
gemeinen Intereſſen Deutſchlands berückſichtigenden Geſichts⸗ 
punkten aus die Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 
— als beabſichtigtes Gegenmoratorium gegenüber dem Aus⸗ 
land — prüft und auslegt, fo kann es keinem begründeten 
Zweifel unterliegen, daß der ausländiſche Gläubiger von den 
deulſchen Gerichtsorganen auch keine Zwangsvollſtreckungstätig⸗ 
keit — gegen in⸗ oder ausländiſche Schuldner — begehren 
kann.!) Auf den Wortlaut des § 1 Abſ. I Satz 2 der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 7. Auguſt 1914, daß bei rechtshängigen 
Anſprüchen das „Verfahren“ (= Erkenntnisverfahren) unter 
brochen werde, darf kein allzu großes Gewicht gelegt werden; 
denn es iſt immer und immer wieder zu betonen, daß gerade 
bei den Kriegsgeſetzen und verordnungen die grammatikaliſche 
Interpretation hinter die logiſche zurückzutreten hat. Zudem 
iſt die Ausdrucksweiſe und der Sinn eines Geſetzes in erſter 
Linie aus dieſem ſelbſt zu erläutern; es geht daher nicht an, 
den Wortlaut des Auslandsmoratoriums jenem des Kriegs⸗ 
teilnehmergeſetzes gegenüberzuſtellen und daraus wichtige 
Folgerungen abzuleiten. 

Wenn man ſich zu der Anſicht bekennt, daß für die 
Auslandsbewohner die Zwangsvollſtreckung im Inland aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſo muß man auch annehmen, daß die Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel zu einer vor dem 7. Auguſt 1914 
aufgenommenen vollſtreckbaren Urkunde unzuläſſig iſt; es ſoll 


31) Ebenſo LG. Beuthen vom 25. September 1914 5 T. 681/14 
in DRAZ. 1914, 154; LG. I Berlin vom 5. Oktober 1914 in 
KGBl. 1914, 127 = DR Az. 1914, 210 r.; LG. Traunſtein vom 
28. November 1914, ſiehe oben Fußnote 18; KG. VIII. 38S. vom 
28. November 1914 8 W. 4589/14 in KGBl. 1915, 10 f.; LG. I 
Berlin vom 11. Februar 1915 25 T. 185/15 im „Recht“ 1915 
S. 105 Nr. 221; KG. VIII. 38. vom 20. März 1915 8 W. 972/15 
in KGBl. 1915, 50 — „Recht“ 1915 S. 226 f. Nr. 382 — JW. 1916, 
464 f. = OL GRſpr. 30, 380 f; ebenſo LG. Elberfeld I. 3K. vom 
24. April 1915 in Leipz 3. 1915, 790 f. — „Recht“ 1915, 848 Nr. 591; vgl. 
auch noch JW. 1914, 990 (v. Harder), S. 1003 f. (Hirſch), S. 1134, 
1915, 232 f.; Leipzg. 1914 Sp. 1607 (Hachenburg): 1915 Sp. 418 
mit Fußnote 8 (Jäger); DZ. 1914 Sp. 1198 (Neumeyer); 
1915 Sp. 97 ff. (Nöldeke); DRAZ. 1914, 210 r.; 1916, 8 l.; 
Mitteilungen für Amtsgerichtsanwälte 1914, 108 f.; „Recht“ 1915 
Sp. 121 f. (Steinert), Sp. 294 f. (Hallbauer); Sp. 297 (für 
Schweizer Rechtsverhältniſſe); SächſArchfR. 1915 S. 51 Ziff. 5 
(Hallbauer); Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit 
2. Aufl. S. 71; a. M. jedoch OLG. Hamburg IV. 3S. vom 
28. September 1914 Bs. IV 113/14 in Dig. 1914 Sp. 1807 
= OL GRſpr. 29, 810 f. = „Recht“ 1914 Sp. 703 f.; 1915 Sp. 12 
— Leipz Z. 1915 Sp. 157 Nr. 20 und KG. XIII. 35. vom 19. No⸗ 
vember 1914 13 W. 4520/14 in DIZ. 1915 Sp. 111 f. Recht“ 1915 
Sp. 12, 105 Nr. 217 = KGBL. 1916, 6; ſiehe auch noch JW. 1915, 
63; 1915, 282 f. 


— 
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eben auch ſchon die Vorbereitung und Ermöglichung der künftigen 
Zwangsvollſtreckung verhindert werben. 3%) 


Ebenſo dürfte es richtig ſein, daß ein Auslandsbewohner 


auch in einem inländiſchen Verteilungs⸗, Konkurs⸗, Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfahren uſw., in einem Verfahren betreffend die 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung von Gegenſtänden 
des unbeweglichen Vermögens, ſeinen vermögensrechtlichen An⸗ 
ſpruch nicht geltend machen kann. Es ſoll ja den im Ausland 
ihren Wohnſitz habenden Perſonen der Rechtsſchutz im Deutſchen 
Reich — vorerſt bis zum 31. Oktober 1915 — überhaupt verſagt 
bleiben. Die deutſchen Gerichte haben ſolchen Gläubigern zur 
Zeit jeglichen Schutz zur. Beitreibung ihrer Forderungen zu 
verfagen.°) Schon die Anmeldung zum Konkurs ſeitens des 
Berechtigten für unzuläſſig zu erklären, wird aber wohl doch 
zu weit gehen.“) Dieſe kann man wohl ruhig und ohne 
Gefahr für das deutſche Wirtſchaftsleben zulaſſen. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber wird ſodann die Anmeldung ohne nähere ſachliche 
Prüfung auch bei offenkundiger Unzuläſſigkeit der gerichtlichen 
Geltendmachung entgegennehmen und die angemeldete Auslands⸗ 
forderung ſofort in die Konkurstabelle eintragen. Der Konkurs⸗ 
richter freilich wird die Zulaſſung jenes Anſpruchs zur fachlichen 
Erörterung im Prüfungstermin durch einen förmlichen, dem 
Anmelder zuzuſtellenden und durch ſofortige Beſchwerde anfecht⸗ 
baren Beſchluß vorläufig auf die Dauer des Auslands⸗ 
moratoriums verweigern.) Wäre das Konkursverfahren ſchon 
vor Inkrafttreten des deutſchen Gegenmoratoriums eröffnet 
worden und die Beteiligung eines Auslandsgläubigers ſchon 
vorher eingetreten, z. B. ſeine Forderung ſchon vorher feſtgeſtellt 
worden, fo müßte in entſprechender Anwendung des 8 1 Abſ. I 
Satz 2 die weitere Teilnahme am Konkursverfahren bis auf 
weiteres für unzuläſſig erklärt werden.“) Wenn man aber 
auch die Anmeldung zum Konkurs zuläßt, die richterliche 
Prüfung und Feſtſtellung des vermögensrechtlichen Anſpruches 
muß man wohl unter allen Umſtänden für verboten erklären.“ 


82) Vgl. dagegen OLG. München JI. 35. vom 10. März 1915 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 137/15 im „Recht“ 1915 Sp. 226 Nr. 381 
Leipzg. 1915 Sp. 647. 

3 So OLG. Hamburg J. 3S. vom 8. Februar 1915, oben 
in Fußnote 25 näher erwähnt, und KG. VIII. 3S. vom 20. März 1915 
oben in Fußnote 31 angegeben; vgl. hierher auch noch JW. 1914, 
1004 (Hirſch) und Leipz 3. 1915 Sp. 417 (Jäger). N N 

84) A. M. jedoch OLG. Hamburg vom 1. Februar 1915 
K. Bs. 23/14 im „Recht“ 1915 Sp. 170 Nr. 315; ſiehe hierzu 
OLG. Hamburg vom 22. Februar 1915 Bs. 3/15 im „Recht“ 1915, 
280 Nr. 432; OLG. Hamburg VI. 35. vom 27. April 1915 
Bs. Z. VI 99/15 in Leipz3. 1915, 7817 = OL GRſpr. 30, 378 f. 
— „Recht“ 1915, 281 Nr. 436. 

96) So ſehr zutreffend Jäger in Leipz 3. 1915 Sp. 417 f.; fiehe 
auch noch L. v. Seuffert im „Recht“ 1915, 359 ff. 

36) So gleichfalls Jäger a. a. O. Sp. 418. 

37) Bol. Leipz 3. 1915 Sp. 416 ff. (Jäger), Sp. 605 f. (Jäger 
unter Bezugnahme auf eine gemeinſame Außerung der Konkursrichter 
des AG. Berlin Mitte vom 13. März 1915); JW. 1915, 232 f. 
(Steffens); Bay gf. 1915, 37 (Haberſtumpf); SächſArchfR. 1915, 
165 ff.; a. M. aber LG. Plauen in den Entſcheidungen vom 
3. Dezember 1914 B. C. 429/14 und vom 21. Dezember 1914 
B. C. 464/14 in DRA. 1915, 8 l. und AG. Reichenhall in den 
Mitteilungen für Amtsgerichtsan wälte 1915, 16 l.; ſiehe auch noch 
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Allerdings kann dieſe Stellungnahme für den Auslands 
gläubiger mit den größten Härten und ſchwerwiegendſten Folgen 
verbunden fein. Dabei iſt aber zu beachten, daß die allerärgſten 
Unbilligkeiten wohl ſtets im Wege des 5 1 Abſ. II Satz 1 
RVO. durch den Reichskanzler beſeitigt werden.“) 

Gleichwohl wäre es der Erwägung wert, ob es nicht am 
Platze wäre, in das Auslandsmoratorium eine Beſtimmung, 
wie fie J 7 des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 
(NGBl. 328 ff.) enthält, einzufügen. Insbeſondere könnte die 
dortige Ziffer 2 entſprechend zur Anwendung gebracht werden. 
Der Bundesrat könnte für die ſämtlichen einſchlägigen Ber 
teilungsverfahren die Anmeldung der fraglichen Forderungen 
zulaſſen. Bei der Verteilung der an die Berechtigten aus⸗ 
zuſchüttenden Vermögensmaſſe ſollte dann ſo verfahren werden, 
als ob die Forderung des Auslandsbewohners und das für fie 
bei der Anmeldung etwa in Anſpruch genommene oder ſonſt 
wahrſcheinlich begründete Vorrecht bereits endgültig feſtgeſtellt 
wären. Die auf dieſe Forderung entfallenden Beträge wären 
bei der gerichtlichen Hinterlegungsſtelle zu hinterlegen. Statt 
der letzteren Beſtimmung könnte auch — entſprechend dem 5 3 
des Zahlungsverbots gegen England — angeordnet werden, 
daß die auf den einwandfrei feſtgeſtellten Anſpruch entfallenden 
Beträge bei der deutſchen Reichsbank für Rechnung des 
Auslandsbewohners hinterlegt werden. 

Schon weiter oben wurde erwähnt, daß für die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche der Auslandsperſonen eine — räumlich 
wie zeitlich beſchränkte — Unklagbarkeit feſtgeſetzt wurde. 
Daraus ergibt ſich, daß ſolche Forderungen zur Zeit überhaupt 
nicht ausgeklagt werden können. Wird aber trotzdem von 
einem Auslandsbewohner eine Forderungsklage vor einem 
deutſchen Gericht erhoben, fo iſt fie koſtenfällig als zur Zeit 
unzuläffig abzuweiſen [absolutio ab instantia, reines Prozeß⸗ 
urteil]. se) Auch wenn der Beklagte im Verhandlungstermin 
nicht erſcheint, iſt die Klage im Verſäumnisverfahren durch 
Prozeßurteil abzuweiſen.“o) Es tritt alfo nicht lediglich eine 
Unterbrechung des Prozeßverſahrens ein, wie dies z. B. in 
8 1 Abſ. I Satz 2 für bereits anhängige Nechtsſtreite vor⸗ 
geſehen iſt und für den Bereich des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes 
gegenüber den Kriegsbeteiligten Deutſchlands und Oſterreich⸗ 
Ungarns faſt allgemein angenommen wird. Mithin iſt ſchon 
die Zustellung der Klage an den Beklagten unwirkſam. Da ⸗ 
gegen wird man dem Vorſitzenden des angegangenen Gerichts 
nicht die Befugnis einräumen dürfen, bezüglich der eingereichten 
SächſArchfR. 1915 S. 55 f. Ziff. 18 (Hallbauer); BaygfR. 1915, 


87 f. (Dittrich) und Mitteilungen für Amtsgerichtsanwälte des 


Oberlandesgerichtsbezirks München 1914, 78 ff. (Stocker), wo be 
hauptet wird, daß die Forderungen der im Ausland wohnenden 
Perſonen im Inlandskonkurs ebenſo angemeldet, geprüft und hierbei 
beſtritten oder feſtgeſtellt werden könnten wie inländiſche Forderungen. 

88) Bol. hierher auch Jäger in Leipzg. 1915 Sp. 419. 

I) Vgl. KG. V. 8 S. vom 4. November 1914 in Oe SK ſpr. 
Bd. 29 S. 309 — „Recht“ 1915 Sp. 170 Nr. 316 und RE. 
XVII. 388. vom 20. Februar 1915 ſchon oben in Fußnote 3 näher 
angeführt; ſiehe auch Mitteilungen vom Verband Deutſcher Patent 
anwälte 1915, 21 r. (Heymann); a. M. JW. 1915, 233 l. 
(Steffens). 

0 Bol. Leipzg. 1914 Sp. 1606 (Hachenburg); DIZ 1914 
Sp. 1373 (Reichel); BaygfR. 1915 S. 37 (Haberſtumpß . 
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Klageſchrift die Anberaumung eines Verhandlungstermines ab⸗ 
zulehnen. Der Vorſitzende hat ja nur zu prüfen, ob das 
Schrifiſtück die unentbehrlichen Erforderniſſe einer Ladung 
enthält und ob dieſe Ladung nach Lage der Sache abſtrakt, 
nicht in ihrer konkreten Geſtalt, zuläſſig iſt. Er darf z. B. 
nicht die Zuläſſigkeit des Rechtsweges (Begrenzung der Gerichts⸗ 
barkeit in ſachlicher Beziehung) oder die Zuſtändigkeit (Be⸗ 
grenzung der Gerichtsbarkeit in räumlicher Beziehung) prüfen. 
Lediglich die Terminsbeſtimmung gegen Exterritoriale und 
Eximierte iſt von ihm, wenn ihm dieſe Eigenſchaft bekannt iſt, 
abzulehnen. Würde vom Gerichtsvorſitzenden ſchon die Ans 
beraumung eines Termines verweigert, ſo könnte der Kläger 
die Beſchwerde nach 8 567 ZPO. erheben.“ 1) Lehnt das 
Gericht ſpäter in der mündlichen Verhandlung ein Eingehen 
auf den Rechtsſtreit in ſachlicher Beziehung unter Bezugnahme 
auf das Auslandsmoratorium ab, ſo iſt dagegen Beſchwerde 
nach: 8 252 ZPO. zuläffig, weil dieſe Behandlung einer Aus⸗ 
ſetzung des Streitverfahrens gleichkommt.“) 

Aus der Abweiſung der Klage wegen ihrer temporären 
Unzuläſſigkeit oder aus der Unterbrechung des Verfahrens hin⸗ 
ſichtlich der Ausländerklage folgt aber nicht ohne weiteres die 
Unzuläſſigkeit der von einem Inländer erhobenen Widerklage; 
denn für die Gültigkeit der Erhebung einer Widerklage iſt 
nicht erforderlich, daß bezüglich der Hauptklage alle Bedingungen 
einer gültigen Klageerhebung, insbeſondere alle Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen, vorliegen.“) Das Verfahren über die Widerklage 
eines inländiſchen Beklagten wird ſohin nicht unterbrochen, 
auch wenn das Verfahren über die Klage aus dem Grunde 
unterbrochen iſt, weil die Klagepartei ihren Wohnſitz bzw. Sitz 
im Ausland hat. Dabei kann und muß unberückſichtigt bleiben, 
ob Klage und Widerklage in einem einheitlichen, untrennbaren 
Zuſammenhang zueinander ſtehen oder nicht. Auch wenn es 
ſich um ein und dasſelbe Rechtsverhältnis handelt, das auf 
die Klage bzw. Widerklage hin nur einheitlich und gleichmäßig 
feſtgeſtellt werden kann, ſoll dem inländiſchen Beklagten durch 
das lediglich gegen die Auslandsbewohner erlaſſene Gegen⸗ 
moratorium nicht die Möglichkeit genommen werden, ſeine An⸗ 
ſprüche im Wege der Widerklage durchzuführen. Das nicht 
unterbrochene Verfahren geht infolgedeſſen weiter; das verkündete 
und zugeſtellte Urteil wird inſoweit rechtskräftig; in dieſem 
Umfange muß auch das Rechtskraftszeugnis erteilt werden und 
kann die Zwangsvollſtreckung vom Inlandsbewohner gegen den 
Fremden durchgeführt werden.““) 


4) Bol. hierzu Gaupp⸗Stein ZPO. 11. Aufl. Bd. 1 S. 515 f. 
Anm. II zu $ 216 und Neukamp ZBO. 2. Aufl. S. 184 Anm. 2a 
und 3 zu § 216. 

40) Bgl. KG. XVII. 38S. vom 20. Februar 1915, oben in Fuß⸗ 
note 3 ſchon näher angegeben; vgl. auch noch Neukamp S. 184 
Anm. 3 zu § 216 30. 

©) So Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 98 Anm. II, 1 zu 8 33 mit 
Fußnoten 13 und 14; vgl. aber auch Neukamp ZRO. S. 26 f. 
Anm. 1 b, 5 und & zu 5 33. 

40 Bol. dazu RG. I. 3S. vom 11. November 1914 I. 124/14, 
oben in Fußnote 24 ſchon genauer angeführt; OLG. Dresden 
IL 3S. vom 25. November 1914 2 O. 103/14 im SächſurchſR. 1915, 
180 f. = DJ3. 1915, 212 f. — „Recht“ 1915 Sp. 105 Nr. 220; 
Entſcheidung des gleichen Senats des nämlichen Gerichts vom 
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Schon aus dieſen Bemerkungen über die Nichtunter⸗ 
brechung einer Widerklage ſeitens eines Inländers gegen 
einen Auslandsbewohner ergibt ſich, daß die inländiſchen 
Gläubiger in der Verfolgung ihrer Rechte in keiner Weiſe ein⸗ 
geſchränkt werden ſollten. Sie können nach wie vor ohne 
Rückſicht auf die Unterbrechung des vom Ausländer angeſtrengten 
Verfahrens alle ihre aus dem materiellen oder progeſſualen 
Rechte ſich ergebenden Befugniſſe ausüben. Insbeſondere können 
fie Anträge auf Schadenserſatz bzw. auf Rückerſtattung des 
von ihnen Geleiſteten nach den 88 302 Abſ. IV Satz 3 und 4, 
541 Abſ. II, 600 Abſ. II, 717 Abſ. II Satz 1, 245) ſtellen. 
Wenn auch die ZPO. dieſe Anträge nicht in jeder formellen 
und ſachlichen Beziehung als Widerklagen — die nach obigen 
Ausführungen ſtets von der Unterbrechung des Klageverfahrens 
unberührt bleiben — behandelt, ſondern als einfache Inzident⸗ 
anträge, “e) fo kann dies für die Entſcheidung der vorwürfigen 
Frage nicht von Bedeutung ſein; denn nicht auf die äußere 
Form, ſondern auf das innere Weſen der Sache kann es hier 
allein ankommen. Dem Inländer darf aber durch die zufällige 
Tatſache, daß der Klageteil ſeinen Wohnſitz bzw. Sitz im Aus⸗ 
land hat, die gerichtliche Feſtſtellung ſeiner vielleicht offenſichtlich 
begründeten Gegenanſprüche nicht auf längere Zeit genommen 
werden. Im Gegenſatz hierzu hat das Kammergericht“) 
die Anſicht ausgeſprochen, daß Ausſetzung des Rechtsſtreites 
geboten ſei, wenn es ſich nur noch um die Berufung des ver⸗ 
urteilten Inländers und deſſen Rückzahlungsanſpruch nach 
§ 717 Abſ. II ZPO. handelt. Dagegen iſt das OLG. Hamm 
in einer Entſcheidung vom 3. Oktober 191448) den Intereſſen 
des inländiſchen Beklagten vollauf gerecht geworden. Der in 
I. Inſtanz abgewieſene ausländiſche Kläger hatte die Berufung 
zurückgenommen; darauf beantragte der inländiſche Beklagte, 


27. Januar 1915, oben in Fußnote 24 ſchon angegeben; KG. XVII. 38S. 
vom 20. Februar 1915, oben in Fußnote 3 bereits näher bezeichnet 
und OLG. Darmſtadt II. 38S. vom 3. März 1915 W. 55/15 in 
DIZ. 1915 Sp. 530; ſiehe hierher auch noch DRA Z 1914, 210 r.; 
1915, 46 l.; SächſArchfR. 1915, 49 f. (Hallbauer), S. 150 Fuß⸗ 
note, S. 173 ff. (Joſef) und JW. 1915, 233 r. (Steffens); 
a. M. jedoch RG. II. 38. vom 9. Oktober 1914, oben in Fußnote 24 
ſchon angeführt; OLG. Dresden VII. 35. vom 29. Januar 
1915 7 O. 378/13 im SächſArchfR. 1915, 149 f. Leipz 3. 1915 
Sp. 379 Nr. 3 = DIE. 1915 Sp. 321 = OL GRKſpr. 30, 255 — 
„Recht“ 1915 Sp. 170 Nr. 319; OLG. Frankfurt a. M. IV. 36. 
vom 5. Mai 1915 4 U. 106/14 in Leipz3. 1915, 8528 = OL GRſpr. 
30, 378 — „Recht“ 1915, 349 Nr. 593; OL Königsberg IV. 38. 
vom 18. Mai 1915 2 U. 209/14 in DIZ. 1915, 726; ſiehe hierzu 
auch noch JW. 1915, 233 r. (Steffens) und S. 317 (Waſſermann). 

5) Vgl. hierzu z. B. JW. 1914, 974 (Schäffer) und 
SächſurchfR. 1915 S. 51 Ziff. 5 (Hallbauer); ſiehe hierher auch 
noch Gaupp⸗Stein 11. Aufl. Bd. 1 S. 101 Anm. I zu § 33 mit 
Fußnote 7 und Neumiller ZPO. 3./4 Aufl. S. 200 Note II z 
8 302. 

46) So Gaupp⸗Stein a. a. O. mit Fußnote 8 im Anſchluß 
an die ſtändige Rechtſprechung des Reichsgerichts. 

4) V. 3S. vom 4. November 1914, oben bei Fußnote 39 ſchon 
näher angegeben; ſiehe dazu auch DR AZ. 1915, 75 l. 

48) VI. 38S. in OL GRſpr. 30, 255; bezüglich der Nichtunter⸗ 
brechung der Klage eines Inländers durch die Widerklage eines 
Ausländers ſiehe OLG. Dresden VII ZS. vom 8. Juni 1915 


7 C. 151/15 in SächſArchfR. 1915, 296 f. 
109 
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jenen dieſes Rechtsmittels für verluſtig zu erklären (8 515 
Abſ. III Satz 2 mit Satz 1 ZPO.) Das genannte Gericht 
bemerkte hierzu, 8 1 des Auslandsmoratoriums ftünde dieſem 
Antrage nicht entgegen; denn es wollten von den inländiſchen 
Schuldnern wirtſchaftliche Schädigungen für die Dauer des 
Krieges möglichſt abgehalten werden; wenn aber der inländiſche 
Beklagte gegen eine ausländiſche Perſon im anhängigen Rechts⸗ 
ſtreite geſetzlich begründete Anſprüche geltend mache, ſo falle der 
geſetzgeberiſche Grund für die Anwendung der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 7. Auguſt 1914 fort. 

Schon oben wurde hervorgehoben, daß einige Gerichte 
und Schriftſteller darauf großes Gewicht legen, ob Klage und 
Widerklage in einem untrennbaren Zuſammenhang zueinander 
ſtehen, und bei Gegebenſein dieſer Vorausſetzung annehmen, 
daß die Unterbrechung des einen Verfahrens auch die Unter⸗ 
brechung des anderen ohne weiteres herbeiführe. Daß dieſe 
Auslegung des deutſchen Gegenmoratoriums dem Sinn und 
Zweck der Verordnung, die doch gerade die dem deutſchen 
Wirtſchaftsleben angehörenden Schuldner ſchützen, aber nicht 
ſchädigen will, ſchnurſtracks widerſpricht, wurde vorſtehend eben 
ausgeführt; die gegenteilige Meinung kann auch nicht mit dem 
Wortlaut der ZPO. begründet werden. Auf § 33 ZPO. kann 
man ſich wohl nicht berufen, da dieſe Beſtimmung für die 
Widerklage lediglich den Gerichtsſtand regeln will — ſie ſteht 
ja auch im zweiten Titel des 1. Abſchnittes im 1. Buch, wo 


vom „Gerichtstand“ gehandelt iſt — nicht aber die Voraus⸗ 


ſetzungen für die Zuläſſigkeit der Widerklage im allgemeinen.“) 
Die Widerklage iſt an und für ſich in jeder Beziehung des 
materiellen wie prozeſſualen Rechts ſelbſtändig nach den für die 
Klage geltenden Regeln zu behandeln.“) Ebenſowenig kann 
die gegenteilige Anſchauung auf 8 145 Abſ. II ZPO. geſtützt 
werden. Hier iſt beſtimmt, daß das Gericht anordnen kann, 
daß Klage und Widerklage in getrennten Prozeſſen verhandelt 
und entſchieden werden dürfen, wenn nicht gerade der Gegen⸗ 
anſpruch mit dem in der Klage geltend gemachten Anſpruch in 
einem rechtlichen Zuſammenhang ſteht. Abgeſehen davon, daß 
es ſich bei 8 145 Abſ. II ZPO. um eine Trennung 
kraft Richterſpruchs handelt, während infolge der Ausländer 
verordnung eine ſolche kraft geſetzlichen Zwanges in Frage 
kommt, wird ſchon von den Kommentatoren der ZPO.!) 
ausgeführt, daß die Trennung nicht mehr angeordnet werden 
dürfe, wenn die Klage aus prozeßrechtlichen oder materiell⸗ 
rechtlichen Gründen zur Entſcheidung reif iſt. Ob dieſe Ent⸗ 
ſcheidung definitiven oder nur proviſoriſchen Charakter trägt, 
wird wohl ohne Belang ſein. Maßgebender Geſichtspunkt iſt 
eben, daß die Trennung keinen Sinn mehr hat, wenn das eine 
Verfahren ohnehin ſchon — wenn auch nur auf Zeit — 
erledigt iſt. Das Verfahren über die Widerklage läuft dann 
weiter, gleichgültig, ob die Klage — mangels einer notwendigen 
Prozeßvorausſetzung — vorläufig abzuweiſen iſt oder ob das 
Klageverfahren lediglich unterbrochen wird, weil der Anſpruch 


40) So auch Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 101 Anm. II zu 8 33, 
freilich im Gegenſatz zur herrſchenden Meinung; ſiehe auch Neukamp 
S. 28 Anm. 2 zu $ 83 und SächſArchfR. 1915, 175 (Sofef). 

50) Vgl. auch noch Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 108 Anm. VI. 

51) 3. B. von Seuffert 11. Aufl. Bd. IJ S. 241 Anm. 3 b. 


ſchon vor dem 7. Auguſt rechtshängig geworden iſt. Daß die 
Widerklage zu ihrem rechtlichen Fortbeſtande der fortdauernden 
Anhängigkeit des Prozeſſes über die Klageanſprüche oder gar 
der fortwährenden Ununterbrochenheit dieſes Verfahrens nicht 
bedarf, ergibt ſich übrigens nicht nur aus § 145 Abſ. II, 
ſondern auch aus 8 301 Abſ. I ZPO., wo beſtimmt iſt, daß 
das Gericht, falls bei erhobener Widerklage nur die Klage 
oder die Widerklage zur Entſcheidung reif iſt, dieſe Entſcheidung 
durch ein Teilurteil zu erlaſſen hat.“) 

Satz 2 des 8 1 Abſ. I BRV. vom 7. Auguſt 1914 
ordnet an, daß das Verfahren unterbrochen ſei, wenn der 
Vermögensanſpruch vor dem 7. Auguſt 1914 bereits rechts⸗ 
hängig geworden ſei. Lehnt das Prozeßgericht unter Bezug⸗ 


nahme auf dieſe Beſtimmung ein Eingehen auf den Rechtsſtreit 


in ſachlicher Beziehung ab, ſo iſt hiergegen die Beſchwerde nach 
8 252 ZPO. zuläſſig; denn es handelt ſich um eine Ent 
ſcheidung, durch die mittelbar die tatſächliche Ausſetzung des 
Verfahrens herbeigeführt wird.“?) 

Schon aus den bisherigen Erörterungen erhellt, daß das 
deutſche Gegenmoratorium nur die im Ausland ihren Wohnſtz 
bzw. Sitz habenden Gläubiger treffen will. Eine Folge davon 
iſt, daß, wenn neben einer unter die Auslandsverordnung 
fallenden Perſon noch andere inländiſche Streitbeteiligte, die 
zuſammen keine notwendige Streitgenoſſenſchaft im Sinne der 
88 62, 69 ZRD. bilden, am Prozeſſe teilnehmen, das Ber 
fahren nur bezüglich des einen Auslandsbewohners unterbrochen 
wird.““) Aus ähnlichen Erwägungen ergibt ſich auch, daß der 
ſelbſtändige Koſtenanſpruch des inländiſchen Rechtsanwalts einer 
ausländiſchen Partei durch das Auslandsmoratorium nicht 
berührt wird; dieſer kann vielmehr nach wie vor durchgeführt 
werden. 6) Ebenſo kann es nur gebilligt werden, wenn das 
OLG. Hamburgs‘) ausſprach, daß die Unterbrechung des 
Verfahrens über einen Ausländeranſpruch ſich nicht auf das 
Beitreibungsverfahren der Gerichtskaſſe wegen der Gerichts- 
gebühren erſtrecke, weil es ſich inſoweit nicht um den Anſpruch 
eines Ausländers handelt, ſondern um den ſelbſtändigen An 
ſpruch der Gerichtskaſſe. 


52) Vgl. dazu noch Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 103 Note III 
Ziff. J zu § 33. 

53) So OLG. München vom 11. Januar 1915 im „Recht“ 1915 
Sp. 56 Nr. 180 — Leipzg3. 1915, 241 Nr. 18; ſiehe noch O6. 
Darmſtadt II. ZS. vom 3. März 1915 W. 55/15 in DIZ. 1916, 530 
= „Recht“ 1915, 292; vgl. auch Neukamp S. 233 Anm. 28 zu 
8 252 und die dort angeführte Rechtſprechung des Reichsgerichts. 

84) Vgl. OLG. Hamburg II. 8. Bs. II 89/14, oben bei 
Fußnote 30 ſchon näher angegeben; KG. III. 8 S. vom 28. Di 
tober 1914 3 W. 4189/14 in OsGRſpr. 29 308 f. — 838.1914 
Sp. 1887 — „Recht“ 1915 Sp. 12 und O26. Dresden II. 38. 
vom 25. November 1914 2 O. 103/14, bei Fußnote 44 bereits genauer 


bezeichnet; vgl. hierher noch SächſArchfR. 1915 S. 54 Ziff. 18 


JW. 1915, 232 l. (Steffens) und Gaupp⸗Stein Note 14 in den 
Vorbemerkungen vor 8 59. 

55) So DLG. Dresden IX. 8. vom 27. Oktober 1914 
9 C. 270/14 im SächſArchfR. 1915, 151 f. — DIE. 1915 Sp. 529; 
vgl. hierher auch Leipz3. 1914 Sp. 1792 Nr. 2 Niemeyer). 

56) II. 38. vom 17. September 1914 Bs. Z. II 84/14 in 
DIE. 1914 Sp. 1806 — „Reit“ 1914 Sp. 729 Leipig 1915 
Sp. 158 Nr. 21. 
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8 2 Abſ. 1 des deutſchen Gegenmoratoriums enthält die 
überaus wichtige Ausnahme, daß die Vorſchriften des 8 1 Abſ. I 
keine Anwendung finden auf Anſprüche, die im Betriebe der 
von den dort bezeichneten phyſiſchen oder juriſtiſchen Per ſonen 
im Inland unterhaltenen gewerblichen Niederlaſſungen ent⸗ 
ſtanden find. Ob es ſich bei dem Inlandsbetrieb um eine 
Haupt⸗ oder Zweigniederlaſſung handelt, iſt für dieſe Frage 
gleichgültig. § 2 iſt namentlich auch dann anwendbar, wenn 
der Anſpruch eines Auslandsgläubigers in Betracht kommt, 
der im Ausland die Hauptniederlaſſung und im Inland eine 
Zweigniederlaſſung hat und der Anſpruch im Betriebe der 
letzteren erwachſen if.) Es iſt natürlich nicht erforderlich, 
daß die Niederlaſſung derartig iſt, daß die Reichsgewerbe⸗ 
ordnung darauf Anwendung findet. Auch Handelsniederlaſſungen, 
von Ausländern im Inland geführt, ſollten bei der Ver⸗ 
wirklichung und Eintreibung ihrer Außenſtände begünſtigt 
werden. “s) Vorgeſchrieben iſt aber im Geſetz, daß die Nieder⸗ 
laſſung im Inland unterhalten wird; es wird ſich alſo hier 
eine Betriebsſtätte befinden müſſen, von der aus oder an der 
das gewerbliche Unternehmen betrieben wird. Auch wenn eine 
ausländiſche (offene) Handelsgeſellſchaft, deren ſämtliche Teil⸗ 
haber im Ausland ihren Wohnſitz haben, in Frage kommt, iſt 
§ 2 anwendbar, ſofern nur im Deutſchen Reiche eine Nieder⸗ 
lafſung beſteht. Es iſt dann auch ohne Einfluß, daß die Ins 
haber des inländiſchen Betriebs einem feindlichen Staate an⸗ 
gehören und der in Anſpruch Genommene etwa ein Reichs⸗ 
deutſcher iſt.““) 

Vorausſetzung iſt aber auch hier — wie im umgekehrten 
Falle des Auslandsbewohners —, daß die fragliche Inlands⸗ 
niederlaſſung ſowohl zur Zeit der Klageerhebung wie auch noch 
zur Zeit der Urteilsverkündung im Inland beſtehen muß. 
Der Zeitpunkt des Kriegsausbruchs iſt hierfür ohne Be⸗ 
deutung. 0) 

Das Weſen und der ganze Zweck der Bundesratsverordnung 
vom 7. Auguſt 1914 deutet darauf hin, daß die Streitsteile keine 
hiervon abweichenden Vereinbarungen treffen können. 
Die Beſtimmungen ſind öffentlichen und zwingenden Rechts. 
Insbeſondere können die Parteien nicht ausmachen, daß ein 
infolge des Auslandsmoratoriums unterbrochenes Verfahren 


— — 


57) Vgl. OLG. München J. 38S. vom 26. November 1914 Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 754/14 im „Recht“ 1915 Sp. 12 = OL GRſpr. Bd. 30 
S. 253 = JW. 1915, 54 f. = Frankf. Nr. 361 Abendblatt vom 30. Des 
zember 1914; vgl. bezüglich der in Oſterreich beſtehenden Nieder⸗ 
laſſungen die recht bedenkliche Entſcheidung des OLG. Naumburg 
II. 88. vom 7. Mai 1915 2 U. 31/11 in Leipz3. 1915, 7828 


= 2g. 1915, 726 — „Recht“ 1915, 349 Nr. 595; fiehe auch Leipzg. 


1914 Sp. 1606 (Hachenburg) und JW. 1915, 234 (Steffens). 

58) Pgl. auch JW. 1915, 234 l. (Steffens); ſiehe dazu noch 
Schiedsgericht der Hamburger Handelskammer vom 6. Oktober 1914 
im „Recht“ 1915, 280 Nr. 428. \ 

50) Dgl. auch noch die in Fußnote 57 angeführte Entſcheidun 
des Münchener OLG.; ſiehe ferner die in Fußnote 13 näher 
bezeichnete Entſcheidung des LG. Mannheim vom 13. November 1914; 
KG. VI. 3S. vom 14. Juni 1915 6 W. 2079/15 in DIZ. 1915 
Sp. 719 f. 

©) So auch OLG. Hamburg III. 3S. vom 25. Februar 1915 
Bf. III 47/15 im „Recht“ 1915, Sp. 227 Nr. 384 —= Leipzg. 1915 
Sp. 648. 
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wieder aufgenommen werde. Es wurde kraft Geſetzes unters 
brochen und bleibt dies unabänderlich, vorerſt bis 31. Oktober 
1915, wenn nicht der Reichskanzler auf Erſuchen des Fremden 
eine Ausnahme bewilligt. Auch könnte der Schuldner nicht 
zugunſten des ausländiſchen Gläubigers auf das Prozeßverbot 
verzichten, da es ſich nicht um ein höchftperſönlſhes, eigenes 
Recht des Schuldners handelt, ſondern das gefamte Wirtſchafts⸗ 
leben Deutſchlands als ſolches geſchützt werden ſoll.“ 1) Die 
durch das Moratorium beabfichtigte Wirkung kann auch nicht 
dadurch umgangen werden, daß der Betroffene den fraglichen 
Anſpruch an einen im Inland Befindlichen abtritt. Denn nach 
53 BRWO. gilt die in den 88 1, 2 vorgeſehene Beſchränkung 
auch für die ſämtlichen Individual⸗ wie Univerſalrechtsnachfolger 
der von der Auslandsverordnung getroffenen Perſonen, ſofern 
nicht der Anſpruch ſchon vor dem 31. Juli 1914 auf ſie über⸗ 


gegangen iſt. 


II. Perordunng des Rundesrats über die Jälligkeit 
im Ausland ansgeflellter Wechſel. 


Nach dieſer Bundesratsverordnung vom 10. Auguſt 1914 
(RG Bl. S. 368), die durch die Verordnungen vom 23. Dis 
tober 1914 (RGBl. S. 448) und 18. Januar 1915 (RGBl. 
S. 23) erweitert wurde — zuletzt iſt ſie nicht mehr ausgedehnt 
worden —, wurde die Fälligkeit aller Wechſel, die im Ausland 
vor dem 31. Juli 1914 ausgeſtellt worden und im Inland 
zahlbar find, um 3 (ſchließlich um 9) Monate hinausgeſchoben, 
falls ſie nicht ſchon am 31. Juli 1914 verfallen waren. Im 
Zuſammenhang hiermit iſt auf die Verordnung vom 12. Auguſt 
1914 (RG Bl. S 369) zu verweiſen, wonach für ſolche Auslands⸗ 
wechſel die Wechſelſumme ſelbſt ſich um 6 Prozent Jahreszinſen 
für die 3 (9) Monate erhöht (vgl. auch noch 8 1 Abſ. I Satz 2 
der Bundes ratsverordnung vom 22. Oktober 1914). Iſt der Wechſel 
im Inland ausgeſtellt, hat aber der Wechſelinhaber ſeinen Wohn⸗ 
ſitz im Ausland, ſo greift zwar nicht dieſe Verordnung vom 
10. Auguſt 1914 Platz, wohl aber iſt die Geltendmachung des 
Wechſelanſpruchs auf Grund des oben in Ziff. I erörterten 
Auslandsmoratoriums ausgeſchloſſen. 

Bei der Anwendung all dieſer Vorſchriften iſt von größter 
Wichtigkeit, was unter dem im Ausland ausgeſtellten Wechſel 
zu verſtehen iſt. Iſt der in der Wechſelurkunde, alſo lediglich 
auf dem Papier, angegebene Ort maßgebend oder kommt der 
wirkliche Ausſtellungsort in Betracht, an dem tatſächlich die 
Ausſtellerunterſchrift vollzogen worden iſt? Ein unbefangener 
Laie wird ſich wohl nicht lange befinnen, das letztere für richtig 
zu halten. In der Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung aber 
iſt die Frage äußerſt lebhaft umſtritten. Doch wird man der 
vorhin angedeuteten Laienanſicht recht geben müſſen, daß der 
tatſächliche Ausſtellungsort Maß zu geben hat. Wie 


61) Vgl. namentlich hierher RG. II. 3S. vom 22. September 1914 
II 228/14 im „Recht“ 1914 Sp. 615 = JW. 1914 S. 988 Nr. 12 = 
DIZ. 1914, Sp. 1385 — Leipz 3. 1915 Sp. 48 Nr. 3a, OLG. Dresden 
VIII. ZS. vom 15. Oktober 1914 8 C. 332/14 im „Recht“ 1914, Sp. 729; 
1915 Sp. 104 f., ſiehe hierzu auch Fußnote 2 oben; vgl. weiter KG. 
V. 38S. vom 4. November 1914, oben in Fußnote 39 erwähnt; und 
KG. XVIL 3 S. vom 20. Februar 1915, oben in Fußnote 3 näher 
angegeben, vgl. ſchließlich noch Leipz Z. 1914 Sp. 1782; 1915 Sp. 417 


Fußnote 3 und JW 1915, 233 r. (Steffens). , 
109 
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gegenüber dem deutſchen Gegenmoratorium willkürliche, den 
Geſetzeszweck umſtoßende Abmachungen hinfällig ſind, ſo wird 
man auch hier die Parteiwillkür ausſchließen müſſen. Eine 
einſeitige — möglicherweiſe mit Zuſtimmung des Wechſel⸗ 
ſchuldners betätigte — Handlungsweiſe des Wechſelausſtellers, 
die der Wahrheit nicht im mindeſten gerecht wird, kann nicht 
die Anwendbarkeit oder Unanwendbarkeit der Auslands wechſel⸗ 
verordnungen bewirken. Der Wechſel muß vielmehr als an 
dem Orte ausgeſtellt gelten, an dem die Ausſtellerunterſchrift 
tatſächlich vollzogen wurde, und nicht an dem, der zufällig und 
willkürlich in die Wechſelurkunde eingeſetzt wurde. Eine Partei 
darf ſich nicht gewiſſer unangenehmer Wirkungen beflimmter 
Vorſchriften einfach durch falſche Ortsangabe entziehen können. 
Freilich kann und wird man zunächſt, ſoweit keine anderen 
Anhaltspunkte gegeben ſind, davon ausgehen, daß an dem auf 
dem Wechſelpapier genannten Orte die Wechſelerklärung auch 
tatſächlich abgegeben wurde. 

Dieſer Standpunkt wurde im weſentlichen auch bisher von 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung zu der allgemeinen Wechſel⸗ 
ordnung, insbeſondere zu Art. 85 eingenommen“) Auch zu 
den neuen Bundesrats verordnungen kann dieſe Rechtsanſchauung 
als die in Praxis und Theorie herrſchende bezeichnet werden.“) 


III. Die Zahlungsverbote.“) 


Die Bundesratsverordnung vom 30. September 1914 
(RG Bl. S. 421) betr. Zahlungsverbot gegen England — die 
Vorſchriſten dieſer Verordnung wurden bekanntlich vom Reiche: 


) Vgl. Staub⸗Stranz, WO. 8. Aufl. S. 264 f. Anm. 3 zu 
Art. 85; vgl. dort auch S. 12 Anm. 21 zu Art. 1; Rehbein, 
WO. 8. Aufl. S. 141 f. Anm. 3 zu Art. 84; a. M.: RG. VI. 38S. 
vom 15. Januar 1894 in Samml. Bd. 32 S. 115 ff., insbeſondere 
S. 117 f. und Canſtein, Lehrbuch des Wechſelrechts S. 99 
§ 88, IIIa. 

68) Vgl. LG. Karlsruhe, Kammer für Handelsſachen in 
Pforzheim vom 16. September 1914 im „Recht“ 1914 Sp. 614 f.; 
1915 Sp. 51 vom 27. Oktober 1914 H. H. 276/14 im „Necht“ 1915 
Sp. 173 Nr. 333 und Os. Karlsruhe II. 35. vom 17. No: 
vember 1914 in Leipz3. 1914 Sp. 1886; ſiehe ferner DIZ. 1914 
Sp. 1199 Fußnote 1; Leipz3Z. 1914 Sp. 1884 ff. (Für ſt); JW. 1914, 
1104 l.; 1915, 12 mit Fußnote 5 (Waſſermann); a. M. jedoch 
LG. III Berlin vom 24. Oktober 1914 22 P. 323/14 in DIZ. 1914 
Sp. 1394 = „Recht“ 1915 Sp. 50; ſiehe ferner Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung Nr. 217 vom 10. September 1914; JW. 
1914, 797; „Recht“ 1915 Sp. 49 ff., 184 (Koch); DRAZ. 1914, 
210 l.; Sintenis, Finanz und wirtſchaftspolitiſche Kriegsgeſetze 
S. 93 Anm. 2; vgl. ſchließlich noch BankArch. 18, 407. 

64) Vgl. allgemein hierher Leipz Z. 1914 Sp. 1681 ff. (Hachen⸗ 
burg); D. 1914 Sp. 1259 ff. (Dalberg); BaygfR. 1915, 67 ff. 
(Friedländer); Leipzg. 1915 Sp. 280 ff. (Waſſermann), Sp. 416 
(Jäger); JW. 1914, 912 f. (Aſch); „Recht“ 1914 Sp. 696 ff. 
(Sieskind); ſiehe hierzu noch LG. 1 Berlin VI. Strafkammer vom 
18. Juni 1915 in Frankf. Nr. 168 Abendblatt vom 19. Juni 1915 
— Plutus 1915, 260 und dazu DIZ. 1915, 699 ff. Es ſei noch 
angeführt, daß auch Bezüge, welche im feindlichen Ausland ſich auf⸗ 
haltende Reichsdeutſche von inländiſchen Verſicherungsunternehmungen 
aus Rentenverſicherungen zu fordern haben, regelmäßig nicht aus⸗ 
gezablt werden dürfen (Reichsamt des Innern vom 11. März 1915 
in IW. 1915, 566 f.) v 
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kanzler auf Grund des 8 7 Abſ. II auch auf Frankreich, die 
ſranzöſiichen Kolonien und die auswärtigen Beſitzungen 
Frankreichs (vgl. Reichskanzlerbekanntmachung vom 20. Oktober 
1914 betr. Zahlungsverbot gegen Frankreich, RGBl. S. 443) 
ſowie auf Rußland und Finnland für anwendbar erklärt (vgl 
Reichs kanzlerbekanntmachung vom 19. November 1914 betr. 
Zahlungsverbot gegen Rußland, RGBl. S. 479) 46) — hat 
verhältnismäßig ſelten zu Rechtsſtreitigkeiten geführt, was wohl 
als ein erfreulicher Beweis dafür erachtet werden kann, daß 
auch von deutſcher Seite der von England gegen deutſches 
Privateigentum begonnene Wirtſchafts⸗ und Handelskrieg mit 
vollſter Schärfe und zum Teil weit über den Umfang des 
geſetzlichen Zahlungsverbots hinaus geführt wird. 

Es iſt klar, daß durch die Zahlungsverbote die innerhalb 
des deutſchen Reichs befindlichen Schuldner und die hier liegenden 
Vermögenswerte nur im Intereſſe der Erhaltung der Stärke 
der deutſchen Volkswirtſchaft geſchützt werden ſollen. Es kann 
auch kein Zweifel obwalten, daß eine engliſche Firma trotz dem 
engliſchen Zahlungsverbote nach wie vor auf Beranlaffung 
eines inländiſchen Gläubigers durch ein deutſches Gericht zur 
Zahlung verurteilt werden kann, weil eben dieſes engliſche 
Zahlungsverbot kein deutſches Prozeß⸗ oder Vollſtreckungsgericht 
wie auch kein deutſcher Gerichtsvollzieher berüdfichtigen darf. 
Ein ſolches Urteil kann in gleicher Weiſe wie früher gegen 
das geſamte in Deutſchland befindliche Vermögen der betreffen 
den Firma vollſtreckt werden.“) Die Zahlungsverbote der 
einzelnen Länder enthalten eben — gleich den Moratorien“) — 
öffentliches und zwar faſt ausſchließlich prozeſſuales Recht und 
binden daher die Gerichte anderer Staaten in keiner Weile, 
auch wenn der Rechtsſtreit vor dieſen ausgetragen wird und 
auf den Streitgegenſtand in materieller Hinſicht ſogar das 
Recht jenes auswärtigen Staates zur Anwendung kommen ſollte.“) 

Keine Vorſchrift der Zahlungsverbote beſtimmt, daß Am 
gehörige von Großbritannien, Irland, Frankreich, Rußland, 
Finnland, von den britiſchen und franzöſiſchen Kolonien oder 
von den auswärtigen Beſitzungen Großbritanniens und Frankreich 
als ſolche, auch wenn fie im deutſchen Inland ihren Wohnſit 
haben, kein Klagerecht hätten. Nicht die Angehörigen dieſer 
und feindlichen Staaten als ſolche ſollen auf Grund der 


66) Vgl. bezüglich der unter deutſcher Zivilverwaltung ſtehenden 
Gebiete Rußlands die Reichskanzlerbekanntmachung vom 4. Februar 
1915, RGBl. S. 69. 

66) So auch LG. I Berlin in der Täglichen Rundſchau vom 
4. Oktober 1914 und DRA Z. 1914, 154; bezüglich einer Zahlung an 
den deutſchen Pfändungsgläubiger einer engliſchen Firma ſiehe Be 
ſcheid des Reichsjuſtizamts vom 9. Juni 1915 in JW. 1915, 7281. 

67) Vgl. hierzu oben Ziff. I. mit Fußnote 22. 

68) gl. hierher Leipz3. 1914 Sp. 1688 (Hachenburt) 
JW. 1914, 900 f. (v. Harder); S. 911 r.; 1915, S. 71 L. Ziff.“ 
(Erlanger); S. 381 r. (Mahlert); Frankfg. Nr. 389 Abendblatt 
vom 7. Dezember 1914; AG. Hamburg vom 7. Dezember 1914 
5 S. 6/15 in Mitteilungen für die öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
anftalten 1915, 112 — 3VerſWeſ. 1915, 25; OLG. Hamburg 
III. 38. vom 19. Dezember 1914, ſiehe oben I. bei Fußnote 22; 
OLG. Hamburg V. 3S. vom 24. Februar 1915 Bf. V. 33/15 in 
Dig. 1915 Sp. 581 = Os GRſpr. 30, 360 f.; a. M. JW. 1914, 
1096 l.; vgl. auch noch „Recht“ 1914 Sp. 594 Ziff. 1, 5 (Lerid); 
JW. 1915, 317 f. (Cohn). 
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Zahlungsverbote ohne weiteres auf Zeit in der Geltendmachung 
ihrer Anſprüche verhindert werden, ſondern das Wirtſchaftsleben 
des gegneriſchen Staates als Ganzes ſoll geſchädigt werden. 
Es ſoll durch ſchwere Strafandrohungen die Leiſtung von 
irgendwelchen Zahlungen und die Abführung oder Überweiſung 
von Geld oder Wertpapieren nach dieſen Ländern verhindert 
werden. Die Zuläſſigkeit von Leiſtungen an feindliche Aus⸗ 
länder, die im Inland wohnen, wie auch der Inanſpruchnahme 
richterlicher Tätigkeit durch dieſe ergibt ſich ſowohl aus 5 2 
Abſ. I Satz 1 des gegen England erlaſſenen Zahlungsverbotes, 
der nur von natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen redet, die in 
einem jener feindlichen Gebiete ihren Wohnſitz oder Sitz haben, 
als auch aus 8 5, der ausdrücklich eine im Inland erfolgende 
Erfüllung von Anſprüchen zuläßt, die für die in jenen Gebieten 
wohnenden Perſonen im Betriebe ihrer im deutſchen Inland 
unterhaltenen Niederlaſſungen entſtanden find.) Für das 
Erkenntnisverfahren ſind ſohin die im Deutſchen Reich ihren 
Wohnfitz habenden Angehörigen der von den Zahlungsverboten 
betroffenen Gebiete zweifelsohne aktiv legitimiert; für das Voll⸗ 
ſtreckungs verfahren freilich iſt vom Gericht wie vom Gerichts⸗ 
vollzieher ganz beſonders ſtreng zu prüfen, ob nicht eine 
wenigſtens mittelbare Leiſtung nach einem feindlichen Gebiete 
vorliegt. 

Ahnliches iſt auch von den in Deutſchland ihren Sitz 
habenden Handelsgeſellſchaften, die keine juriſtiſchen Perſonen 
find, zu ſagen. Auch wenn die ſämtlichen Teilhaber der Ge⸗ 
ſamthandsgemeinſchaft einem feindlichen Staate angehören und 
dort auch ihren Wohnſitz haben, können zugunſten der inländi⸗ 
ſchen Niederlaſſung Klagen durchgeführt und Zwangs vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen bewerkſtelligt werden. Zahlungen an ſolche Be⸗ 
triebe würden nur dann gegen das Zahlungsverbot verſtoßen, 
wenn begründete Anhaltspunkte dafür beſtünden, daß die Gelder 
auf einem Umwege ins feindliche Ausland wanderten.) 

Aus dem Zwecke und Wortlaut der Zahlungsverbote 
ergibt ſich auch, daß in bereits beſtehende dingliche Rechte 
(1. B. durch Rechtsgeſchäft oder Zwangsvollſtreckung erlangte 
Pfandrechte, Sicherungseigentum) der feindlichen Staats⸗ 
mitglieder nicht eingegriffen werden wollte. Ein durch einen 
vor Kriegsbeginn erwirkten Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß erlangtes Forderungspfandrecht z. B. iſt beſtehen ges 
blieben. Eine Aufhebung oder auch nur eine Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung im Wege der Erinnerung nach 8 766 ZPO. 
kann demgemäß nicht in Frage kommen. Will der Schuldner 
ſich auf die in 8 2 des Zahlungsverbots gewährte Stundung 
berufen, fo kann er dies nur im Wege der Klage nach § 767 


60) Vgl. hierher KG. XIII. ZS. vom 8. Februar 1915, näher 
angeführt oben I. in Fußnote 9; ſiehe hierzu auch noch LeipzZ. 1914 
Sp. 1792 f. Ziff. 3 (Niemeyer) und die Reichskanzlerbekanntmachungen 
vom 22. und 20. Dezember 1914 (RG Bl. S. 542 und S. 550). 

0) Vgl. OLG. München I. 3S. vom 26. November 1914, oben 
unter I. bei Fußnote 57 bereits genauer angegeben und LG. Chemnitz, 
Kammer für Handelsſachen in FrantfZ. Nr. 362, I. Morgenblatt vom 
31. Dezember 1914; ſiehe auch OLG. Kiel J. 3S. vom 14. Mai 1915 
UI. 42/15 in Leipzg. 1915, 782 f. Nr. 9 — „Recht“ 1915, 351 
Nr. 619 und Schiedsgericht der Hamburger Handelskammer vom 
6. Oktober 1914 im „Recht“ 1915, 283, ſowie ſchließlich OSZ. Kolmar 
I. 3S. vom 7. Mai 1915 1 U. 15/15 in Leipz 3. 1915, 8529. 
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ZPO. tun und alsdann eine Einſtellung der Vollſtreckung 
gemäß § 769 ZPO. herbeiführen.“) 

Wenn der klageweiſe geltend gemachte Anſpruch nach § 2 
des Zahlungsverbots kraft geſetzlichen Zwanges als geſtundet 
gilt, ſo kann dem Antrag der Klagepartei, die Beklagten zur 
Zahlung einer Geldſumme an eine Perſon in London zu ver⸗ 
urteilen, nicht entſprochen werden. Freilich wird dadurch der 
Beſtand des Anſpruchs nicht berührt und deshalb auch nicht 
die Richtigkeit des Zwiſchenurteils, das die Schadenserſatzklage 
der Klagepartei dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt hat.) 


IV. Aberwachungs verordnung.) 


Die beiden Verordnungen, betreffend die Überwachung 
ausländiſcher Unternehmungen vom 4. September 1914 (RGBl. 
S. 397 f.) und vom 22. Oktober 1914 (RGBl. S. 447 f.), bes 
zwecken, daß während des Krieges der Geſchäftsbetrieb gewiſſer von 
vornherein wegen Begünſtigung des feindlichen Auslands ver⸗ 
dächtiger Unternehmungen nicht in einer den deutſchen Inter⸗ 
eſſen widerſtreitenden Weiſe geführt wird. Von beſonderer 
Wichtigkeit iſt hier der Wirkungskreis der Aufſichtsperſon. 
Dieſer iſt in 8 1 Abſ. I dahin beſtimmt, daß fie darüber zu 
wachen hat, daß der Geſchäftsbetrieb nicht in einer den 
deutſchen Intereſſen widerſtreitenden Weiſe geführt wird. In 
8 2 ſind ſodann einzelne Befugniſſe beiſpielsweiſe aufgeführt. 
Die Aufſichtsperſon hat hiernach an ſich kein Recht zu Hand⸗ 
lungen für den Betrieb und deſſen Vertreter. Iſt aber für 
eine unter Aufſicht geſtellte Unternehmung kein Leiter oder 
Angeſtellter im Inland vorhanden, der zu Rechtshandlungen 
für das Unternehmen befugt wäre, oder nimmt der Leiter oder 
Angeſtellte die erforderlichen Geſchäfle nicht wahr, ſo kann die 
Aufſichtsperſon bei dem Amtsgericht des belegenen Bezirks den 
Antrag ſtellen, daß dem Unternehmen vom Gericht ein Ver⸗ 
treter beſtellt wird. Dieſer amtlich beſtellte Vertreter hat dann 
die laufenden Geſchäfte der Unternehmung ganz oder teilweiſe 
zu erledigen und kann zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte 
auch neue abſchließen. Er hat aber ſtets, wie die Leiter und 
Angeſtellten des Unternehmens, den Anordnungen und Wei⸗ 
ſungen der Aufſichtsperſon, ſoweit fie zum Zwecke der Über 
wachung des Betriebes dienlich ſind, unbedingte Folge zu 
leiſten. Dieſer gerichtlich ernannte Geſchäftsvertreter hat, wenn 
ihm die Aufſichtsperſon keine andere Weiſung erteilt hat, auch 
die Vollmacht, ſelbſtändig Prozeſſe für das von ihm vertretene 
Unternehmen zu führen, ſoweit es ſich um die Beendigung 
laufender Geſchäfte handelt, oder um die Erledigung ſolcher 
neuer Geſchäfte, die gerade zur Beendigung ſchwebender Ge⸗ 


71) Vgl. dazu LG. Frankfurt a. M. in JW. 1915, 111 = 
„Recht“ 1915 Sp. 61 Nr. 200. 

72) So RG. V. 38S vom 17. Februar 1915 V. 449/14 im „Recht“ 
1915 Sp. 228 Nr. 392. 

73) Vgl. allgemein dazu DIZ. 1914, 1160 (Waldecker); „Recht“ 
1915 Sp. 163 ff. Ziff. 3 (Joſef); ſiehe hierher noch Bundesrats⸗ 
verordnung vom 24. Juni 1915 betr. Ergänzung der Verordnungen 
über die Überwachung und zwangsweiſe Verwaltung ausländiſcher 
Unternehmungen (RGGBI. S. 351); ferner „Recht und Wirtſchaft“ 
1915, 141 ff. (Waldecker). 
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ſchäfte eingegangen wurden; denn die Beendigung laufender 
Geſchäfte iſt oft nur im Prozeßweg möglich.“) 

Das OLG. München führte in einer ſchon öfters er⸗ 
wähnten Entſcheidung “) aus, daß die Tatſache, daß die 
inländiſche offene Handelsgeſellſchaft wahrſcheinlich von Eng⸗ 
land aus geleitet oder beauffichtigt werde, oder daß die Er⸗ 
trägniſſe des Unternehmens ganz oder zum Teil dorthin ab⸗ 
geführt werden, zwar die Möglichkeit einer Uberwachung der 
betreffenden Handelsgeſellſchaft begründen, nicht aber dazu 
führen könne, dieſer Geſellſchaft die Geltendmachung von Ver⸗ 
mögensanſprüchen im Prozeß vor deutſchen Gerichten zu verbieten. 


V. Zwangsweiſe Verwaltung ausländiſcher Anter 

ö nehmungen.“) 

Der Bundesrat hat bekanntlich mehrere Verordnungen betr. 
die zwangsweiſe Verwaltung ausländiſcher Unternehmungen ers 
laſſen, fo unterm 26. November 1914 (RGBl. S. 487 f.) bes 
züglich der franzöſiſchen“), unter dem 22. Dezember 1914 
(RGBl. S. 556) bezüglich der britiſchen und unter dem 4. März 
1915 (RGBl. S. 133) bezüglich der ruſſiſchen Unternehmungen. 
Die wichtigſte Beſtimmung dieſer Bundesratsverordnung ſteckt 
in dem 8 2; danach hat der Zwangsverwalter ſich in den 
Befitz des Unternehmens zu ſetzen. Er iſt auch zu allen Rechts⸗ 
handlungen für das feindliche Unternehmen befugt. Er kann 
insbeſondere das Unternehmen ganz oder teilweiſe fortführen, 
ſich aber auch auf die Beendigung der laufenden Geſchäfte be⸗ 
ſchränken. Während der Dauer dieſer zwangsweiſen Ver⸗ 
waltung ruhen die ſämtlichen Befugniſſe des Inhabers des Unter⸗ 
nehmens wie auch die Rechte anderer Perſonen zu Handlungen 
für das Unternehmen und ebenſo ruhen alle Befugniſſe der 
Organe. Im öffentlichen Intereſſe und im Intereſſe des deutſchen 
Wirtſchaftslebens iſt alſo dem Zwangsverwalter, was die Ge⸗ 
ſchäftsführungs⸗ und Vertretungsbefugniſſe anlangt, eine un⸗ 
beſchränkte Machtfülle eingeräumt worden. Zu dieſen Rechts⸗ 
handlungen, die der Zwangsverwalter an Stelle des Inhabers 
oder der geſetzlichen Vertreter und Organe kraft Geſetzes vor⸗ 
nehmen darf, gehört auch die Abberufung des bisherigen geſetz⸗ 
lichen Vertreters des Unternehmens, z. B. des Geſchäftsſührers 


74) Vgl. LG. Leipzig 12. Februar 1915 7 Du. 5/14 15 Cu. 
175 / 14 im „Recht“ 1915 Sp. 177 Nr. 362. 

75) Vom 26. November 1914 oben unter Ziff. I in Fußnote 57 
näher bezeichnet; ähnlich auch LG. Chemnitz, Kammer für Handels⸗ 
ſachen in der Frankf. Nr. 362, I. Morgenblatt vom 31. Dezember 1914. 

76) Pgl. allgemein hierher DIZ. 1915, 76 (Hachenburg); Leipzz 
1915 Sp. 422 f. (Deumer); ferner noch JW. 1915, 317 f. (Cohn); 
ſiehe dazu noch die oben in Fußn. 73 genannte Bundesratsverordnung 
vom 24. Juni 1915. Bezüglich des Nebeneinanderbeſtehens der 
politiſchen und der allgemeinen Zwangsverwaltung ſiehe DIZ. 1915, 
701 ff. (Mock) und insbeſondere die dort angeführten Entſcheidungen. 

77) Vgl. hierzu noch Verordnung vom 5. Januar 1915 
(RGBl. S. 13) betr. Anderungen hinſichtlich der Kapitalsbeteiligung 
an einem Unternehmen und vom 26. März 1915 (RGBl. S. 185) 
betr. die Erfüllung von Anſprüchen im Falle zwangsweiſer Ver⸗ 
waltung von Grundſtücken. Hinſichtlich der Eintragungen im Grund⸗ 
buch, ſoweit Grundſtücke in Frage kommen, ſiehe Bekanntm. d. BayJM. 
vom 1. Juli 1915 im JMBl. 1915, 52. Bezüglich der Zwangs⸗ 
verwaltung feindlicher Unternehmungen in den beſetzten Teilen 
Belgiens ſiehe DIZ. 1915, 412 f. (Waldecker). 


— 
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einer Geſellſchaft m. b. H. (nach 5 46 Nr. 7 GmbH.; vgl. auch 


5 46 Nr. 5 ebenda); er kann dieſen abberufenen Geſchäftsführer 
hernach auch zum Prokuriſten des gleichen Unternehmens bes 
ſtellen.“s) Im übrigen iſt die rechtliche Stellung dieſes Zwangs⸗ 
verwalters nicht unbeſtritten. Wenn man ihn nicht als geſetz⸗ 
lichen Vertreter des Inhabers des Unternehmens im eigentlichen 
Sinne betrachten will, ſo wird man ihn doch hinſichtlich der 
Durchführung bereits begonnener Prozeſſe und Vollſtreckungen 
dieſem gleichſtellen dürfen. Demnach finden bei ſchwebenden 
Prozeſſen die 88 241, 246 ZPO. Anwendung; ein begonnenes 
Zwangsvollſtreckungsverfahren dagegen wird nicht unterbrochen 
und iſt auch nicht einzuſtellen (ſo LG. 1 Berlin vom 22. März 
1915 25 T. 4 14/15 im „Recht“ 1915 Sp. 226 Nr. 377). 

Wenn ein Grundſtück auf Grund dieſer Vorſchriften unter 
zwangsweiſe Verwaltung geſtellt iſt, fo gilt dieſes Grunbftüd 
in Anſehung der Erfüllung von Anſprüchen, insbeſondere von 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen, ohne Rückſicht auf die Zeit 
ihrer Entſtehung und auf die Art der Benützung oder Bewirt⸗ 
ſchaftung dieſes Grundſtücks als eine im Inland unterhaltene 
Niederlaſſung im Sinne der Bundesratsverordnung vom 30. Sep⸗ 
tember 1914.79) 


VI. Bundesratsverordunng über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfriſten. 

Nach der Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 
(NEBL S. 359 f.) kann das Prozeßgericht im Urteil dem Schuldner 
eine Zahlungsfriſt von längſtens 3 Monaten so) gewähren, wenn 
die Lage des Schuldners ſie rechtfertigt, die Zahlungsfriſt dem 
Gläubiger nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt und 
Gegenſtand des Rechtsſtreites eine bereits vor dem 31. Juli 1914 
entſtandene Geldforderung iſt. Nirgends iſt aber vorgeſchrieben 
oder auch nur angedeutet, daß der Schuldner im Inland ſeinen 
Wohnſitz bzw. Sitz habe oder daß er die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit beſitze oder daß er feinen Wohnfitz im feindlichen 
Ausland nicht haben oder wenigſtens nicht einem feindlichen 
Staat angehören darf. Es ſteht für das Prozeßgericht an 


und für ſich nichts im Wege, auch Mitgliedern der gegen uns 


Krieg führenden Staaten eine Zahlungsfriſt zu bewilligen, 
wenn nur ihre Lage dies rechtfertigt. Unter der „Lage“ des 
Beklagten im Sinne des § 1 Abſ. I Satz 2 iſt, wie man aus 
dem Zuſammenhang und Zweck der Beſtimmung entnehmen 
muß, wohl nur die Wirtſchafts⸗ und Vermögenslage des 
Schuldners zu verſtehen. Die rein politiſche Lage und ſtaats⸗ 
rechtliche Verhältniſſe dürfen hierbei nicht berückſichtigt werden. 
Nur rechtliche Geſichtspunkte und nicht politiſche Momente dürfen 
bei der Gewährung der Zahlungsfriſt maßgebend ſein. Der 
Richter darf daher die Stundung nicht um des willen verweigern, 


78) Bl. KG. Ia. 8. vom 19. März 1915 Ia. X. 176/15 in 
LeipzZ. 1915 Sp. 649 f. Nr. 11. 

79) Vgl. die vorhin in Fußnote 77 ſchon erwähnte Verordnung 
vom 26. März 1915. 

80) Pgl. auch Bundesratsverordnung vom 22. Dezember 1914 
(ROLL. S. 543 f.), wonach für ganz beſtimmte Fälle eine Höchſtfriſt 
von 6 Monaten zugelaſſen iſt und weiter Verordnung vom 20. Mat 
1915 betr. Anderung der Verordnungen des Bundesrats vom 
7. Auguſt 1914 uſw. im RGBl. S. 288 ff., 290 ff., 293 und dazu 
ſiehe meinen Aufſatz in Leipz3. 1915, 869 ff. 
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weil der Staat, dem der Schuldner zugehört, durch feine 
kriegeriſchen Angriffe auf den Beſtand des Deutſchen Reichs 
die durch den Kriegsausbruch verurſachte wirtſchaftliche Notlage 
verſchuldet hat. Eine derartige Stellungnahme des Gerichts 
wäre Ausübung von Vergeltung, die allein dem Reiche zuſteht, 
aber nicht Rechtſprechung. Freilich ſucht das OLG. Dresdens!) 
darzulegen, daß bei der von ihm vorgenommenen, beſchränkenden 
Auslegung des richterlichen Moratoriums von einer Vergeltungs⸗ 
maßregel gegenüber dem feindlichen (ruſſiſchen) Staatsangehörigen 
nicht die Rede ſein könne, weil ja dem ansländiſchen Schuldner 
alle Rechte der früheren Friedenszeit blieben; nur würde ihm 
eine beſondere Wohltat, die für den Kriegszuſtand beſtimmt ſei 
und auf die er nach dem ſonſtigen Rechte keinen Anſpruch habe, 
verſperrt. Das Gericht überſah hier aber die ausſchlaggebende 
Tatſache, daß jenes frühere, ſonſt geltende Friedensrecht gerade 
mit Rückficht auf die Folgen des Krieges für das deutſche 
Wirtſchaftsleben abgeändert wurde und die Anwendung der 
Zahlungsfriſtverordnung für den einzelnen Schuldner keine 
außergewöhnliche Wohltat in ſich birgt. Die generelle Aus⸗ 
ſchließung der Ausländer oder wenigſtens der feindlichen Fremden 
von dieſer allgemeinen, keinen Unterſchied kennenden Rechts⸗ 
norm würde eine offenſichtliche Benachteiligung dieſer Perſonen 
bedeuten. Wenn man die feindlichen Angehörigen von der 
Anwendung der Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 
nicht grundſätzlich ausſchließt, braucht noch lange nicht 
angenommen zu werden, daß das Reichsgeſetz vom 
4. Auguſt 1914 über die Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen für die Abwendung wirtſchaft⸗ 
licher Schäden der Angehörigen feindlicher Staaten ſorgen 
wollte.“) Nicht die feindlichen Staatsangehörigen als ſolche, 
überhaupt nicht die einzelnen Schuldner ſollen durch die 
Gewährung richterlicher Stundung begünſtigt werden, ſondern 
das Wirtſchaftsleben Deutſchlands als Ganzes ſoll in ſeiner 
Kraft erhalten bleiben. Es kann daher nicht als richtig be⸗ 
zeichnet werden, wenn das OLG. Hamburg den allgemeinen 
Satz aufſtellt, es ſei nicht angemeſſen, wenn das Gericht aus 
dem Grunde Untertanen feindlicher Staaten Friſten bewilligen 
würde, weil die Verordnung ihrem Wortlaut nach keinen 
Unterſchied macht, welchem Staate derjenige angehört, der die 
Friſt verlangt. Freilich wird gerade auch in dieſer Entſcheidung 
hinzugefügt, es ſeien Fälle denkbar, in denen die Erteilung 
einer Friſt an die Angehörigen eines feindlichen Staates dem 
Intereſſe eines Gläubigers eines nichtfeindlichen Staates ent⸗ 
ſpreche. Wenn aber — wie im entſchiedenen Falle, wo es 


ſich um eine japaniſche Aktiengeſellſchaft handelte — das Intereſſe 


81) I. 3S. vom 22. Oktober 1914 J. O. 239/14 in JW. 1914, 
1044 f. = „Recht“ 1914 Sp. 705 f., 738 = DIZ. 1914 Sp. 1391 = 
Leipz Z. 1914 Sp. 1918 Nr. 6 — SächſArchfR. 1915, 147 f. = DRG: 
Rſpr. 30, 367 f.; vgl. dazu JW. 1914 S. 1044, 1135 r.; 1915 
S. 61, 163 f. 

82) So OLG. Hamburg III. 38S. vom 21. November 1914 
Bf. III 483/14 in JW. 1915, 55 f. = LeipzZ3. 1915 Sp. 154 f. Nr. 12 
= OLG Rſpr. 30, 251 f. = „Recht“ 1915 Sp. 15 Nr. 163; Sp. 114 
Nr. 288 = DIE. 1915 Sp. 323; vgl. hierher noch bezüglich der 
zſterreichiſchen Staatsangehörigen die ganz merkwürdige Entſcheidung 
des OLG. Karlsruhe vom 19. Oktober 1914 in SächſArchfR. 
1915, 161 l. (nach der „Bad. Rechtspr.“ 1914, 219). 
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nur auf der Seite des feindlichen Staatsangehörigen liege, 
könne es nicht angebracht ſein, eine Friſt zu bewilligen. 

Freilich würde in den allermeiſten Fällen die Erteilung 
einer Zahlungsfriſt an den feindlichen Ausländer dem inländiſchen 
Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringen, weil 
es ihm z. B. unmöglich iſt, zur Zeit im feindlichen Ausland 
ein deutſches Gerichtsurteil zu vollſtrecken. Würde aber die 
Sachlage derart ſein, daß der feindliche Staatsange hörige im 
Inland genügend Vermögen hat, ſo daß die ſpätere Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht gefährdet erſcheint, ſo würde es ganz unbillig 
ſein, ihm die richterliche Stundung nur deshalb zu verſagen, 
weil er einem feindlichen Staate zugehört. Auch er ſteht mitten 
im deutſchen Wirtſchaftsleben, und ſeine konkrete Vermögens⸗ 
lage kann gleichfalls die Erteilung der Friſt rechtfertigen. “s) 

Gar keinem Zweifel kann es wohl unterliegen, daß die 
Zahlungsfriſtverordnung auch dann anwendbar iſt, wenn für 
das den Gegenſtand des Rechtsſtreites bildende Rechtsverhältnis 
ausländiſches Recht maßgebend iſt. Denn die genannte Ver⸗ 
ordnung ſtellt prozeſſuales Recht dar; es ſollte lediglich die 
Möglichkeit einer Zwangsvollſtreckung hinausgeſchoben werden. 
Für das Prozeßrecht aber iſt allein die lex fori ausſchlag⸗ 
gebend.“ — 


VII. Verſchiedene andere reichsrechtliche und internationale 
Beſtimmungen. 

Verſchiedentlich ſind, namentlich im internationalen Handel, 
— auch von Deutſchen — Vereinbarungen über die Zu⸗ 
ſtändigkeit ausländiſcher Schiedsgerichte zur Entſcheidung 
von Rechtsſtreitigkeiten getroffen worden. Namentlich wurde 
auch wiederholt die ausſchließliche Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte des Auslands vereinbart (vgl. 88 38 ff. ZPO.). Durch 
den Krieg iſt aber jeder geordnete Verkehr zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und den mit uns Krieg führenden Staaten beſeitigt 
worden, ſo daß es nicht mehr wie billig iſt, wenn Verein⸗ 
barungen dieſer Art während der Kriegsdauer von keiner Partei 
mehr eingehalten zu werden brauchen. Selbſt wenn die Klage 
an ſich noch bei dem vereinbarten Gericht des feindlichen Aus⸗ 
lands anhängig gemacht werden könnte, ſo hätte doch die 
Durchführung des Prozeſſes mangels jeder Poſt⸗ und Eiſenbahn⸗ 
verbindung ohne Zweifel fortgeſetzt mit ſo erheblichen Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen, daß der inländiſchen (und ebenſowohl auch 
der ausländiſchen) Vertragspartei unter den völlig veränderten 
Verhältniſſen nicht mehr zugemutet werden kann, die Klage 
trotzdem noch vor den ausländiſchen Gerichten zu erheben. 


88) Vgl. hierher noch JW. 1914, 900 (v. Harder); S. 1003 r. 
(Hirſch); 1915, 321; Leipz 3. 1914 Sp. 1602; „Recht“ 1914 Sp. 590 
(Reihen, 593 f., 601 (Levis); Sp. 682 (Unger); 1915 Sp. 242 
(Tappen); a. M. jedoch DIZ. 1914 Sp. 1198 (Neumeyer); ſiehe auch 
noch JW. 1914, 971 Ziff. II, A und eine verwandte, nur auf einem 
anderen Gebiete liegende Entſcheidung des LG. Plauen vom 13. Ja⸗ 
nuar 1915 B. C. 3/15 in DR AZ. 1915, 46 r., wo ausgeſprochen 
wurde, daß die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurs⸗ 
verfahrens auch über einen (feindlichen) Ausländer verhängt werden 
kann; vgl. hierzu auch das unten unter Nr. VII in Fußnote 107 
erwähnte Urteil des RG. vom 26. Oktober 1914 und weiter die Zu⸗ 
ſammenſtellung im DR AZ. 1915, 160. 

84) Bol. z. B. JW. 1914 S. 900 f. (v. Harder); 1915, 71 l. 
(Erlanger) und „Recht“ 1914 Sp. 593 f.; Sp. 682 (Unger). 
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Vernünftigerweiſe kann nur angenommen werden, daß die 
Kontrahenten die Zuſtändigkeit des ausländiſchen Gerichts nur 
für die als fortdauernd angenommene Friedenszeit, nicht aber 
auch für die Zeit eines Krieges haben vereinbaren wollen.““) 
Aus den gleichen Erwägungen iſt auch die Beſtellung eines 
Schiedsgerichts im — nunmehr feindlichen — Ausland für die 
Kriegsdauer wirkungslos. Die Berufung des Gegners auf 
eine ſolche Schiedsgerichtsklauſel (8 274 Abſ. II Ziff. 3 ZPO.) 
trotz der gänzlich veränderten Sachlage und der Abſchneidung 
jedes regelmäßigen Verkehrs mit dem feindlichen Ausland 
würde gegen 88 133, 157 8B. verſtoßen. “) 

Das OLG. Dresdens“ führt aus, daß ein Verfahren 
nach 8 109 PO. — Rückgabe einer Sicherheit, wenn 
die Veranlaſſung hierzu weggefallen iſt — unzuläſſig ſei, wenn 
die Partei, zu deren Gunſten ſeinerzeit die Sicherheit geleiſtet 
worden iſt, ein Ausländer ſei; denn durch die Beſtimmung 
einer Friſt, binnen welcher dieſer Ausländer entweder die Ein⸗ 
willigung in die Rückgabe der Sicherheit zu erklären oder die 
Erhebung einer Klage wegen ſeiner Anſprüche nachzuweiſen 
hat, würde ihm eventuell etwas Unmögliches angeſonnen 
werden, da er jetzt eben wegen des Auslandsmoratoriums eine 
Klage nicht erheben könne. Das Gericht verkennt nicht die 
unbillige Wirkung, die in dieſer Stellungnahme liegt, weil ſo 
dem im Inland Wohnenden auf lange Zeit die Möglichkeit 
benommen iſt, die hinterlegte Sicherheit für ſich frei zu be⸗ 
kommen. Es war aber gar nicht notwendig, den Ausländer 
in dieſer Weiſe zu bevorzugen. Die Erhebung einer Klage 
durch ihn wegen ſeiner Anſprüche iſt zur Zeit nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen. Sind ſeine Anſprüche wirklich wohlbegründet, 
fo wird ihm wohl ohne Zweifel vom Reichskanzler nach 8 1 
Abſ. II Satz 1 BRVO. vom 7. Auguſt 1914 die Erlaubnis 
zur Durchführung des Prozeſſes gegeben werden. Im übrigen 
darf wohl allgemein bemerkt werden, daß wenn zwei Aus⸗ 
legungen möglich find, die deutſchen Gerichte die dem Inländer 
günſtigere zu wählen haben. In dem Grundſatz „In dubio 
pro Germano“ liegt keine Vergeltung, ſondern ein ſelbſt⸗ 
verſtändliches Prinzip. | 

Dieſer den deutſchen Intereſſen günſtige Standpunkt wird 
von den Gerichten namentlich auch in der Frage, ob feindliche 
Ausländer bezüglich der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten 
haben, eingenommen. Nach 8 110 Abſ. J ZPO. haben bekanntlich 
alle Ausländer als ſolche — ohne Rückſicht darauf, wo ſie ihren 


88) So LG. Frankenthal vom 12. November 1914 im „Recht“ 
1914 Sp. 742; vgl. auch LeipzZ. 1915 Sp. 182 ff. (Breit). 

66) So auch LG. Mannheim vom 23. Oktober 1914, Kammer 
für Handelsſachen I. H. H. 215/14 in Leipz Z. 1915 Sp. 84 f. Ziff. 5 = 
„Recht“ 1915 Sp. 117 Nr. 313; OLG. Hamburg I. 38S. vom 
24. Februar 1915 Bf. I. 41/15 in Leipz3. 1915 Sp. 579 Nr. 29 = 
„Recht“ 1915 Sp. 173 Nr. 335, Sp. 355 Nr. 675 = DLGRIpr. 
30, 861 f. = DIZ. 1915, 621 f.; OLG. Karlsruhe II. 8 S. B. R. 
60/15 vom 27. April 1915 in DIZ. 1915, 621 = „Recht“ 1915, 
355 Nr. 695; OLG. Hamburg J. 38S. vom 7. Mai 1915 Bf. 74/15 
in Leipz3. 1915, 924 0; ſiehe auch noch Leipz Z. 1915 Sp. 182 ff. 
(Breit) und DIZ. 1914 Sp. 1396 (GewG. Berlin 21. September 
1914 bezüglich Zuſtändigkeit der deutſchen Gewerbegerichte). 

87) II. 35. vom 27. Januar 1915 2 0. 239/14 in Leipz Z. 1915 
Sp. 647 f.; vgl. hierzu auch DR AZ. 1915, 128 r. 
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Wohnſitz haben ) —, wenn fie vor deutſchen Gerichten als 
Kläger auftreten, dem Beklagten auf deſſen Verlangen wegen 
aller möglichen Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten.“') Nach 
Abſ. II Ziff. 1 des nämlichen Paragraphen aber würde dieſe 
Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung nicht eintreten, wenn nach 
den Geſetzen des Staates, dem der ausländiſche Kläger an⸗ 
gehört, ein Deutſcher im gleichen Fall nicht zur Sicherheits⸗ 
leiſtung verpflichtet iſt. Die Frage iſt alſo die, ob das im 
Deutſchen Reich ſeit dem 27. April 1909 geltende Haager Ab⸗ 
kommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 (NGBl. 
1909, 409 ff. Art. 17 bis 19) auch jetzt noch während des 
Krieges zugunſten der Angehörigen der uns feindlichen Staaten 
gilt. Dieſe Frage iſt zu verneinen.“) Es muß mit der in 
Judikatur und Literatur herrſchenden Meinung angenommen 
werden, daß dieſes Haager Zivilprozeßabkommen durch den 
Kriegsausbruch zwiſchen den feindlichen Staaten tatſächlich und 
ſtillſchweigend aufgehoben iſt, auch wenn ein dahingehender 
Vertrag nicht geſchloſſen wurde und das Abkommen auch eine 
dieſe Wirkung ausdrücklich ausſprechende Klauſel nicht enthält. 
Das Abkommen ſetzt eben für die Geltung die normalen Friedens⸗ 
verhältniſſe voraus. Selbſt wenn es im allgemeinen richtig 
wäre, daß völkerrechtliche Abkommen durch einen Krieg zwiſchen 
den Vertragſchließenden nicht ohne weiteres von ſelbſt außer 
Kraft treten,) jo muß doch in dieſem Fall die beſondere 


88) Bgl. RG. in JW. 1891, 472 und LG. I Berlin 16. 3K. 
vom 6. November 1914 83 C. 122/14 in KGBl. 1915, 36 f. = „Kecht“ 
1915, 292 Nr. 543. 

86) Ahnlich liegt die Frage bezüglich 8 85 Abſ. I G KG., wonach 
die als Kläger auftretenden Ausländer das Dreifache des im 8 81 
beſtimmten Betrages als Vorſchuß zu zahlen haben; vgl. hierzu die 
vorſtehend in Fußnote 88 angegebene Entſcheidung des LG. 1 Berlin 
in KGBl. 1915, 37; ſtehe hierher noch KG. III. 38S. vom 26. Februar 
1915 im „Recht“ 1915, 291 Nr. 584. : 

90) gl. LG. Cöln vom 16. Oktober 1914 in JW. 1915, 110. 
= „Recht“ 1915, Sp. 57 Nr. 186 — in dieſer Entſcheidung iſt noch auf 
das frühere Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 14. November 
1896 Bezug genommen — LG. I Berlin vom 30. Oktober 1914 in den 
Mitteilungen vom Verband deutſcher Patentanwälte 1914, 159; LG. I 
Berlin 16. 3K. vom 6. November 1914, oben in Fußnote 88 bereits 
näher angeführt; KG. VI. 3S. vom 28. Januar 1915 6 U. 5890/14 


in DIZ. 1915 Sp. 317 f. = KGBl. 1915, 36 r.; KG. III. 3S. vom 


26. Februar 1915 3 U. 356/15 in OL GRſpr. 30, 239 f. = KB. 
1915, 49 = DIZ. 1915, 616 — „Recht“ 1915, 291 Nr. 584; KG. 
V. 3S. vom 6. März 1915 in OL GRſpr. 30, 240; LG. Leipzig 
vom 20. März 1915 in JW. 1915, 418 f. SächſurchfR. 1915, 222. 
— „Recht“ 1915, 291 Nr. 535 — alle hier erwähnten Entſcheidungen 
betreffen ruſſiſche Staatsangehörige bis auf jene des KG. vom 
6. März 1915, wo es ſich um einen Franzoſen handelte; vgl. ebenſo 
OLG. Hamburg L 3. vom 11. Juni 1915 in OL GRſpr. 31, 32 —; 
ſiehe auch noch DIZ. 1914 Sp. 1201 ff., 1296 (Meikel): 4. M.: 
JW. 1915, 289 f.; Mitteilungen vom Verband deutſcher Patentanwälte 
1915, 25 r. (Heymann); LG. Leipzig vom 29. Mai 1915 5 Cg. 
61/15 in JW. 1915, 732 f.; ſiehe auch noch JW. 1915, 789 (be 
zuglich der Italiener); zu Art. 18 des Haager Abkommens fiche 
OLG. Hamburg I. 3. vom 2. Juni 1915 in OL GRſpr. 31, Bl. 

91) A. M. wohl mit Recht KG. VI. 8 S. vom 28. Januar 1915 
(oben in Fußnote 90 ſchon genauer angegeben) im Anſchluß an Liszt 
in Birkmeyers Enzyklopädie 2. Aufl. S. 1378 und Meikel in DIZ. 
1914 Sp. 1202. 
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Sachlage zur Nichtgeltung des Prozeßabkommens führen. Die 
Ausländer waren in ihrer Eigenſchaft als Kläger vor deutſchen 
Gerichten um deswillen von der Sicherheitsleiſtung wegen der 
Prozeßkoſten befreit, weil das Reich davon ausging, daß die Beklagten 
im Falle des Unterliegens der ausländiſchen Kläger hinreichend 
Mittel und Wege fänden, um ihre Koſten erſtattet zu bekommen. 
Es war ja in dem Abkommen gleichzeitig die Vollſtreckbarkeit der 
Koſtenentſcheidung im fremden Staat zugeſichert worden.“) Die 
Möglichkeit der Beitreibung der Prozeßkoſten im Wege der 
Zwangsvollſtreckung im feindlichen Ausland iſt aber ſeit Kriegs⸗ 
beginn wohl völlig ausgeſchloſſen. Es iſt alſo die wichtige 
Vorausſetzung weggefallen, mit Rückſicht auf die das Abkommen 
ſeinerzeit vom Deutſchen Reich abgeſchloſſen und ſpäter als 
Keichsgeſetz veröffentlicht worden if. Iſt aber das inter 
nationale Abkommen vom 17. Juli 1905 durch die infolge des 
Krieges völlig veränderten Verhältniſſe von ſelbſt außer Kraft 
getreten oder wenigſtens auf die Kriegsdauer unanwendbar 
geworden,) fo muß dies auch beim deutſchen Reichsgeſetz, 
insbeſondere dem Geſetz zur Ausführung des Haager Ab⸗ 
kommens vom 17. Juli 1905 über den Zivilprozeß vom 
5. April 19090 gelten; denn das deutſche Geſetz beruht ja 
ganz und gar auf dem internationalen Abkommen und muß 
daher in ſeiner verbindlichen Kraft auch weiterhin fortwährend 
von deſſen Weitergeltung abhängen. Mit der ſtillſchweigenden 
Aufhebung des Haager Zivilprozeßabkommens zwiſchen den krieg⸗ 
führenden Ländern erloſch daher auch ſeine Wirkſamkeit inner⸗ 
halb des Deutſchen Reiches, ohne daß es einer ausdrücklichen 


Aufhebung durch Bekanntmachung im Reichsgeſetzblatte be⸗ 


durfte. °5) 

Das Außerkrafttreten dieſes Haager Abkommens vom 
17. Juli 1905 iſt auch noch in anderer Richtung von Bedeutung, 
nämlich wegen der Zuſtellungen in Belgien, überhaupt in 
feindlichen oder vom deutſchen Heer beſetzten Gebieten. Das 
Deutſche Reich hat gegenwärtig in Belgien weder eine 
diplomatiſche noch eine konſulariſche Vertretung, durch welche 
die nach 88 199 bis 202 ZPO. auszuführenden Zuſtellungen 
an die im dortigen Lande wohnenden Parteien vorgenommen 
werden könnten. Das unmittelbare Erſuchen einer belgiſchen 
Behörde um die Zuſtellung wäre ſchon vor Kriegsausbruch 


9%) Vol. Art. 18, 19 des Haager Abkommens; Gaupp⸗Stein 
d. IJ S. 333 Anm. II, 1 zu $ 110 und Bd. II S. 416 ff. Bem. III zu 
8 728 ſowie LG. I Berlin vom 6. November 1914 in KGBl. 1915, 
87 I. und ſchon vorher LG. Cöln in der oben in Fußnote 90 anges 
führten Entſcheidung. N 

3) Pgl. über dieſen Unterſchied RG. in JW. 1915, 145 10; und 
LG. 1 Berlin vom 6. November 1914 in KGBl. 1915, 36 f. und 
die dort angegebene Literatur; ſiehe auch LG. Leipzig 11. 3K. vom 
5. November 1914 in DIZ. 1915, Sp. 68 ff. und vom 20. März 1915 
in JW. 1915, 418 f. nebſt der dort angeführten Literatur. 

94) Gleichfalls ſeit dem 27. April 1909 in Kraft (RGBl. 1909, 
430 ff.) 

5) So namentlich KG. VI. ZS. in der ſchon oben bei Fußnote 90 
erwähnten Entſcheidung vom 28. Januar 1915; im Ergebnis auch ſo 
LG. Cöln in der gleichfalls oben in Fußnote 90 angeführten Ent⸗ 
ſcheidung vom 16. Oktober 1914; ähnlich bezüglich der Bewilligung 
des Armenrechts an Belgier OLG. Hamm 1.35. vom 12. Mai 
1915 1 W. 59/15 in JW. 1915, 602 f. = „Recht“ 1915, 852 Nr. 628. 
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unzuläſſig geweſen und kann auch jetzt nicht in Frage kommen 
da hierfür die Zuläſſigkeit des unmittelbaren Geſchäftsverkehres 
zwiſchen den Behörden Deutſchlands und Belgiens die Voraus⸗ 
ſetzung bilden würde, dieſe aber nicht vorliegt. Die entſprechend 
den Beſtimmungen des Haager Abkommens über die Geſetze 
und Gebränche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907, Art. 42, 43 
(RG Bl. 1910 S. 107 ff., 147, 375) eingeſetzte deutſche Ver⸗ 
waltung in dem von deutſchen Truppen beſetzten Teile Belgiens 
kann für die Zuſtellung nicht herangezogen werden, da die 
bürgerliche Rechtspflege und die Leiſtung von Rechtspflege in 
bürgerlichen Sachen nicht Gegenſtand dieſer Verwaltung iſt. be) 
In dieſem Zuſammenhang ſei noch erwähnt, daß unter 
den für die Zuſtellung im Ausland beſtehenden Vorſchriften 
des 8 203 Abſ. II ZPO. nicht die zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und dem feindlichen Ausland auf Grund von Staats⸗ 
verträgen gegebenen — während des Krieges überhaupt außer 
Wirkſamkeit geſetzten — Vorſchriften über die im Ausland zu 
bewirkenden Zuſtellungen zu verſtehen ſind, ſondern die Vor⸗ 
ſchriften des 5 199 ZPO., wonach im Ausland zu bewirkende 
Zuſtellungen mittels Erſuchens der zuſtändigen Behörden des 
fremden Staates oder des in dieſem Staate reſidierenden 
Konſuls oder Geſandten des Deutſchen Reiches zu erfolgen 
haben. Gegenwärtig iſt jedoch die Zuſtellung gemäß 8 199 
ZPO. im feindlichen Ausland unausführbar, da die dortigen 
Behörden Zuſtellungen während des Krieges ſelbſtverſtändlich 
nicht mehr vermitteln und ein deutſcher Geſandter oder Konful 
ich dort auch nicht mehr befindet. Es bleibt ſohin nur die 
öffentliche Zuſtellung nach 8 203 Abſ. II ZPO. möglich. o“ 
Eine Fülle von Entſcheidungen hat naturgemäß $ 247 38ND. 
veranlaßt. Dieſe Beſtimmung lautet: „Befindet ſich eine Partei 
„zu Kriegszeiten im Militärdienſte oder hält ſich eine Partei an 
einem Orte auf, welcher durch obrigkeitliche Anordnung oder 
durch Krieg oder durch andere Zufälle von dem Verkehre mit 
dem Prozeßgericht abgeſchnitten iſt, fo kann dasſelbe auch von 
Amts wegen die Ausſetzung des Verfahrens bis zur Beſeitigung 
des Hinderniſſes anordnen.“ Mehrere deutſche Gerichte ſprachen 
nun aus, daß dieſer 5 247 für die Angehörigen der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie nicht gelte, daß dieſe Vorſchrift vielmehr 


einzig und allein für den Dienſt beim Militär des Deutſchen 


Reiches gelte. Aus dem Wortlaut der Beſtimmung ergibt ſich 
mitnichten, daß ſie nur den deutſchen Militärdienſt und nur 
einen gegen das Deutſche Reich geführten Krieg im Auge hätte. 
Es ſoll im Gegenteil jede Partei ohne Rückſicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit gegen mögliche Prozeßnachteile geſchützt 
werden, wenn ſie ſich in Kriegszeiten überhaupt in einem 
Militärdienſte — gleichgültig welchen Staates — befindet oder 
wenn ſie ſich an einem Platze aufhält, der durch Krieg — 
gleichgültig, von wem oder gegen wen er geführt wird — von 
dem Verkehr mit dem Prozeßgericht abgeſchnitten iſt. Dieſe 
Vorausſetzung kann aber nicht bloß dann erfüllt ſein, wenn 
3. B. ein im ſüdweſtlichen Teile von Elſaß feinen Wohnſitz 


96) So eine Verordnung des Kgl. Sächſiſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 18. Januar 1915 53 I im SächſArchfR. 1915, 
109 f. = „Recht“ 1915, 291. 

N) So auch KG. VI. 38S. vom 26. Oktober 1914 6 W. 4151/14 


in DIZ. 1914 Sp. 1389 f. (Zuſtellung in Rußland). 118 
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habender Gläubiger als Kläger aufgetreten iſt, ſondern ebenſo⸗ 
gut auch dann, wenn ein in dem von den Ruſſen zeitweilig be⸗ 
ſetzten Teil von Galizien wohnender Gläubiger Klageteil iſt. 
Ahnliches wird zu gelten haben, wenn eine Prozeßpartei kurz 
nach Beſetzung eines feindlichen Gebietes in dieſem (z. B. in 
Antwerpen) wohnt. Entſcheidend ſoll immer nur ſein, ob die 
Partei durch das fragliche Ereignis am freien Betreiben ihres 
Prozeſſes gehindert iſt. “s) Etliche Entſcheidungen wurden ſpeziell 
zu der Frage gefällt, ob 5 247 ZPO. anwendbar iſt, wenn 
Ausländer in einem deutſchen Konzentrationslager interniert 
ſind. Zwei Senate des Kammergerichts haben — im 
Gegenſatz zum III. 8 S. des OLG. Dresden?) — das Ver⸗ 
fahren ausgeſetzt, weil die Partei, als dem Staate Groß⸗ 
britannien angehörend, in Ruhleben untergebracht war, und 
zwar bis zum Ende der Unterbringung, da der Aufenthalt der 
Partei, der auch im Anwaltsprozeß nach § 137 Abſ. IV 30. 
die Anweſenheit und das Wort vor Gericht geſtattet werden 
muß, im geſetzlichen Sinne vom Verkehr mit dem Prozeßgericht 
abgeſchnitten ſei. 

In den Fällen des § 247 iſt es in das Ermeſſen des 
Gerichts geſtellt, ob es von Amts wegen die Prozeßausſetzung 
bis zur Hindernisbeſeitigung anordnen will oder nicht. Der 
Richter wird die Gläubiger⸗ und Schuldnerintereſſen gegen⸗ 
einander abwägen und namentlich auch die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit einer Ausſetzung prüfen. Es wird z. B. als 
richtig anerkannt werden müſſen, daß eine Ausſetzung des Prozeß» 
verfahrens dann nicht mehr in Frage kommt, wenn zwar der. 
Aufenthaltsort des Streitteiles von dem Verkehr mit dem 
Prozeßgericht abgeſchnitten iſt, das Verfahren aber einen Ver⸗ 
kehr des Gerichts mit jener Partei gar nicht mehr nötig hat, 
weil z. B. der Rechtsſtreit ſchon ſoweit gediehen iſt, daß eine 
Information durch jene Partei nicht mehr nötig iſt. Dies wird 
z. B. auch zutreffen, wenn es ſich um eine Feſtſtellungsklage 
über die Nichtigkeit gewiſſer Vertragsabmachungen handelt und 
der Prozeßſtoff völlig vorliegt, alſo eine Endentſcheidung ge⸗ 
troffen werden kann. 00) 


98) Bol. OLG. Düſſeldorf VI. 3S. vom 25. November 1914 
6 U. 251/14 in Leipz Z. 1915 Sp. 163 Nr. 27; OLG. Colmar vom 
16. Dezember 1914 in DIZ. 1915 Sp. 215 — „Recht“ 1915 Sp. 116 
Nr. 310; ſiehe noch JW. 1914, 789; „Recht“ 1914 Sp. 589 f. 
(Reichel); BaygfR. 1915, 88 f. (Haberſtumpf); a. M. jedoch 
KG. XIII. 3 S. vom 22. Oktober 1914 13 W. 4118/14 in DIZ. 1914 
Sp. 1387 f. — „Recht“ 1914 Sp. 646 f., 743 — KGol. 1914, 141; 
KG. XIII. 8 S. vom 26. Oktober 1914 13 W. 4145/14 in „Recht“ 1914 
Sp. 704 = DIZ. 1914 Sp. 1388; ſiehe auch noch Seuffert 
ZRD. 11. Aufl. Bd. I S. 360 Anm. 3 zu § 247 mit Anm. 3 zu $ 20; 
Gaupp⸗Stein Anm. II, 2 zu § 247; Skonietzki⸗Gelpke Anm. 1a; 
Begründung zu 8 216 (= 247) bei Hahn, Materialien Bd. I 
S. 252. 5 

90) Bol. KG. V. 3S. vom 16. Dezember 1914 5 W. 4941/14 
in DIZ. 1915 Sp. 525 — „Recht“ 1915, 291 Nr. 540 und III. 3 S. 
vom 26. Februar 1915 3 W. 678/15 ebendort; a. M.: OLG. Dresden 
III. 8 S. vom 11. Dezember 1914 3 C. 295/14 in DIZ. 1915 Sp. 529 
— Leipzg. 1915 Sp. 651 = SächſArchfR. 1915, 197 = OL GRſpr. 
30, 364 = „Recht“ 1915, 291 Nr. 539. 

100) Vgl. OLG. Hamburg IV. 3S. vom 9. Oktober 1914 
Bs. IV 121/14 im „Recht“ 1914 Sp. 743 — Leipzg. 1915 Sp. 163 
Nr. 28. 
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Auch 5 263 Abſ. I ZPO. hat in der Jetztzeit ſchon mehr⸗ 
fach zu Entſcheidungen geführt, die das Verhältnis des Aus⸗ 
lands zum Inland berühren. In jener Vorſchrift iſt bekanntlich 
beſtimmt, daß durch die Erhebung der Klage die Rechtshängig⸗ 
keit der Streitſache begründet wird. Wie iſt es nun, wenn vor 
Erhebung der Inlandsklage ſchon im Ausland über den gleichen 
Streitgegenſtand eine Klage erhoben worden iſt? Das Reichs⸗ 
gericht hat früher ſchon mehrmals entſchieden, daß ein im 
Ausland ſchwebender Prozeß die Einrede der Rechtshängigkeit 
für den Inlandsprozeß nur dann begründet, wenn das aus⸗ 
ländiſche Urteil nach 5 328 der Anerkennung durch das deutſche 
Gericht fähig iſt. n) Auch neuerdings hat das Reichsgericht) 
ſich zu dieſen Grundſätzen bekannt. Schon das Berufungs⸗ 
gericht (KG.) hatte ſich dahin geäußert, daß der in Mailand 
anhängig gemachte Schadenserſatzprozeß gegenüber der ſpäter 
am LG. I Berlin erhobenen negativen Feſtſtellungsklage nicht 
die Einrede der Rechtshängigkeit begründe, weil nach dem 
deutſchen Geſetze für die bei dem Gericht in Mailand anhängig 
gemachte Klage auf Zahlung des Schadenserſatzes die italieniſchen 
Gerichte unzuſtändig ſeien. Wörtlich ſprach die Reviſionsinſtanz 
aus, daß einer im Inland erhobenen Klage auf Grund eines 
im Ausland anhängigen Rechtsſtreites die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit nur dann entgegengeſetzt werden könne, wenn das in 
dem ausländiſchen Rechtsſtreit ergehende Urteil im Inland als 
Urteil anzuerkennen iſt (RG. 49, 344 und 8 328 3P0.). 

Auch zu S 917 Abſ. II ZPO. wurde die frühere Aus⸗ 
legung des Reichsgerichts für die Jetztzeit vom OL. Celle 
(vgl. RG. 67, 22 und OLG. Celle IV. HS. vom 30. Januar 
1915 in Leipzg3. 1915 Sp. 720 f. Nr. 10) gebilligt; danach 
trifft dieſe Vorſchriſt nicht zu, wenn das im Inland befindliche 
Vermögen des ausländiſchen Schuldners dem Gläubiger ge⸗ 
nügende Unterlagen für eine Befriedigung bietet und auch nicht 
beſorgt zu werden braucht, daß dem Gläubiger dieſe Möglich⸗ 
keit durch Handlungen des Schuldners beeinträchtigt werde. 

Eine andere Streitfrage des internationalen Prozeßrechts 
iſt jetzt während der Kriegszeit gleichfalls im Sinne der früheren 
Stellungnahme des RG. entſchieden worden. Das LG. Leipzig 
und das OLG. Dresden!) haben nämlich ausgeſprochen, 
daß ausländiſche ſouveräne Staaten nach wie vor, ſelbſt 
wenn ſie jetzt gegen das Deutſche Reich Krieg führen, der 
Juſtizhoheit des Deutſchen Reiches nicht unterworfen ſind, daß 
alſo für inländiſche Anſprüche gegen auswärtige Staaten der 
Rechtsweg vor deutſchen Gerichten nicht gegeben iſt. 104) Freilich 
find dieſe beiden Erkenntniſſe ziemlich heftig angegriffen worden 109), 
aber wohl mit Unrecht, denn die Staatshoheit eines ſelb⸗ 


101) Vgl. Seuffert Bd. I S. 406 Anm. Id zu 5 263 und 
Neukamp ZPO. S. 244 Anm. 2c a am Ende und die dort an⸗ 
gegebene weitere Literatur und Judikatur. 

102) II. 35. vom 10. November 1914 II 340/14 in Warn ſpr. 
1915 S. 2 Nr. 4. | 

105) LG. Leipzig 11. 38K. vom 5. November 1914 in DIZ. 1915 
Sp. 68 ff. und OLG. Dresden vom 14. November 1914 ebenda 
Sp. 70 f.; fiehe dazu auch „Recht und Wirtſchaft“ 1915, 175 f. (Bondi). 

104) Vgl. RG. 62, 165 ff. und namentlich auch Gaupp⸗Stein 
Bd. I S. 16 VA. Ziff. 3 mit den Fußnoten 142 und 144 und bie 
dort verzeichnete reichliche Literatur und Judikatur. 

108) Siehe namentlich JW. 1915, 67 mit Fußnoten 4 und ö. 
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ſtändigen, unabhängigen Landes verbietet es — ſchon aus 
Gründen der Gegenſeitigkeit —, daß es gegen ſeinen Willen 
in einem fremden Staate unter deſſen Gerichtsbarkeit gezwungen 
wird. 10%) | 

Gleich unbeeinflußt von den jetzigen ſchrecklichen Kriegs» 
läuften, auf nämlicher Kulturhöhe ſtehend, zeigt ſich ferner eine 
Entſcheidung des 1.35. des Reichsgerichts vom 26. DI 
tober 191410”), die im Inland wie im Ausland ungeheures 


Aufſehen erregt hat. 18) Dieſes Urteil hat laute Zuſtimmung, 


aber auch recht ſcharfe Ablehnung erfahren.) Es handelte 
ſich um die für Induſtrie und Handel treibende Welt ſehr 
wichtige Frage, ob die Pariſer Konvention zum Schutze 


des gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883, insbeſondere 


Art. 4 über die Priorität eines ausländiſchen Patentes, jetzt 
noch im Verhältnis zweier kriegführender Staaten zueinander 
Gültigkeit befigt. Das RG. führte hierzu aus, dadurch, daß der 
Beitritt des Deutſchen Reiches zu jener Pariſer Konvention mit 
Wirkung vom 1. Mai 1903 am 9. April 1903 im Reichsgeſetzblatt 
(S. 147) bekanntgemacht wurde, ſei die Konvention zum Reichs⸗ 
geſetz erhoben und ein Beſtandteil des deutſchen Rechts, weiter 


aber auch unabhängig geworden von der völkerrechtlichen Ver⸗ 


bindlichkeit jenes internationalen Abkommens; internationale 
Verbindlichkeit und innerſtaatliche Wirkſamkeit ſeien nicht un⸗ 
bedingt voneinander abhängig; ſie ſtänden und fielen nur bei 
ſolchen Verträgen, deren Ausführung mit den Zwecken der 
Kriegsführung unvereinbar wäre; ſolange nicht ein beſonderes 
Geſetz eine andere Behandlung feindlicher Ausländer vorſchreibe, 
müßten dieſe nach deutſchem Rechte wie die Inländer behandelt 
werden. Es kann meines Erachtens nicht richtig ſein, daß 
Rechtsvorſchriften, die im Verhältnis mehrerer Staaten zu⸗ 
einander — zur Zeit wenigſtens — nicht mehr gelten, ohne 
weiteres als innerſtaatliches Recht weiterhin gültig ſein ſollen, 
obwohl ſie gerade mit Rückſicht auf jenes internationale Recht 
erlaſſen worden ſind. Fällt dieſe Grundlage dahin, ſo muß auch 


106) Vgl. auch noch Gaupp⸗Stein Bd. I S. 77 Anm. I zu 
8 24 (Ausnahme für den dinglichen Gerichtsſtand). 
107) Aktenz. I 83/14, abgedruckt in Leipz 3. 1915 Sp. 43 ff, 


Ziff. 4 = 2g. 1914 Sp. 1385 f. = JW. 1915, 14510 — „Recht“ 


1915 Sp. 113 Nr. 282 — Holdheims MSchr. 1915, 1 f. = Samm- 
lung Bd. 85, 374 ff.; ähnlich auch LG. Düſſeldorf vom 15. Ja⸗ 
nuar 1915 1 CL. 73/14 in den Mitteilungen für die öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten 1915 S. 112 ff. Jetzt iſt maßgebend 
Bundesratsverordnung vom 1. Juli 1915 über gewerbliche Schutz⸗ 


rechte feindlicher Staatsangehöriger (RGBl. S. 414 f.) und dazu die 


Ausführungsbeſtimmungen vom 2. Juli 1915 (RGBl. S. 417 f). 
108) Vgl. z. B. Frankf. Z. Nr. 352, III. Morgenblatt vom 
20. Dezember 1914 und Nr. 360, II. Morgenblatt vom 29. Dezember 
1914; ſiehe auch noch AG. Leipzig Abt. IIB. vom 27. März 1915 in 
Mitteil. v. Verb. Deutſcher Patentanwälte 1915, 64 und OLG. Dresden 
Straffenat vom 31. März 1915 5 Reg. 85/15 in SächſArchfR. 


‚1915, 244 f. = Frankſg. Nr. 181 Abendblatt vom 2. Juli 1915. 


109) Vgl. insbeſondere DJ Z. 1914 Sp. 1072 ff. (Oſterrieth); 
Leipz Z. 1915 Sp. 328 ff. (Junck); Bayg3fR. 1915, 157 ff. (Cahn, 
Nürnberg); Mitteilungen vom Verband deutſcher Patentanwälte 1915, 
23 r. ff. (Heymann); ſiehe auch noch allgemein „Recht“ 1915 
Sp. 82 ff. (Fuld) und „Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ 
1915 (Bd. 20) S. 49 ff. (Ming), S. 54 f. (Finger), S. 64ff. 
(Mintz und Oſterrieth). 
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das darauf fußende nationale Recht ſeine Geltung verlieren, 
wenn es nicht gerade ausdrücklich als innerſtaatliches Geſetz 
aufrechterhalten wird. 110) ö 

Auch in anderer Hinficht iſt das materielle internationale 
Privatrecht durch die Folgen des gegenwärtigen ungeheuren 
Weltkrieges umgeſtaltet worden. Da die Feinde Deutſchlands, 
namentlich England, den Krieg nicht bloß gegen die deutſchen 
Streitkräfte, ſondern noch mehr gegen den deutſchen Handel 
und Verkehr und überhaupt gegen das geſamte deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsleben Deutſchlands führen, ſo mußten zahlreiche, auf dem 
internationalen Verkehr beruhende Rechtsverhältniſſe hiervon 
ſehr ſtark beeinflußt werden. Namentlich auf dem Gebiete des 
Verſicherungsweſensl zeigen ſich die — für unſere Gegner 
nicht gerade angenehmen — Wirkungen. Durch das ſehr weit⸗ 
gehende Zahlungsverbot Englands gegenüber ſeinen Feinden 
iſt die Lage der deutſchen Verſicherungsnehmer engliſcher Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften bedeutend verſchlechtert worden. Das 
zum weitaus größten Teil in England befindliche Vermögen 
dieſer Geſellſchaften iſt jetzt für die Deutſchen, namentlich auch 
auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung, unerreichbar geworden. 
Zudem hat die engliſche Order in council vom 9. September 
1914 den engliſchen Verſicherern die Erfüllung aller ſchon vor 
dem Krieg mit Deutſchen geſchloſſenen Verträge unter An⸗ 
drohung ſchwerſter Strafen verboten. Unter Berüdfichtigung 
dieſer nunmehr ganz anderen Verhältniſſe muß den deutſchen 
Verſicherungsnehmern das Recht zugeſtanden werden, von den 
mit engliſchen Geſellſchaften geſchloſſenen Verträgen mit ſo⸗ 
fortiger Wirkſamkeit zurückzutreten. Die engliſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften können auch nicht verlangen, daß die deutſchen 
Verſicherten ſich an Stelle des bisherigen, jetzt unſicher ge⸗ 
wordenen Schuldners einen anderen ohne ihre eigene Zu⸗ 
ſtimmung aufdrängen laſſen. Die Garantieverträge alſo, welche 
die engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften mit deutſchen Geſell⸗ 
ſchaften abgeſchloſſen haben, können das Rücktrittsrecht der 
deutſchen Verſicherungsnehmer nicht ausſchließen. 111) 


110) Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu dem Haager Zivil⸗ 
prozeßabkommen vom 17. Juli 1905 in dieſer Ziff. VII oben mit 
Fußnoten 90 ff. und namentlich die in der Fußnote 90 erwähnten 
Entſcheidungen des KG. vom 28. Januar und 6. März 1915; ſiehe 
bezüglich der revidierten Pariſer Übereinkuuft zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums vom 2. Juni 1911 noch Bundesratsverordnung 
vom 7. Mai 1915 (RGBl. S. 272). | 

111) Vgl. hierher noch aus der Friedenszeit RG. vom 28. Ya: 
nuar 1905 in Sammlung Bd. 60 S. 56 ff., weiter LG. Altona 
vom 11. Dezember 1914 30488/14 in Zeitſchrift für Verſicherungs⸗ 
weſen (= Z.) 1915, 24 — Mitteilungen für die öffentlichen Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalten (= M.) 1915 S. 14 ff.; AG. Hamburg vom 
15. Dezember 1914 in Z. 1915, 51; LG. Bremen vom 15. Ja⸗ 
nuar 1915 O. II 149/14 in Z. 1915, 57 f. = M. 1915, 63 ff.; LG. 
Darmſtadt vom 18. Januar 1915 in 3. 1915, 103 f.; vom 1. Fe: 
bruar 1915 in M. 1915, 136 Fußnote; LG. Dortmund vom 
9. Februar 1915 5 0. 296/14 in 8.1915, 84 = M. 1915, 111; 
LG. Stade vom 22. Februar 1915 8. 8/15 in 3. 1915, 145 = 
M. 1915, 196 Fußnote 1; AG. Pfarrkirchen vom 4. März 1915 
in Z. 1915, 113 = M. 1915, 196 Fußnote 1; LG. Liegnitz 
2. ZK. vom 11. März 1915 3 S. 29/15 in 8. 1915, 103 S M. 1915, 
136; AG. Harzburg vom 17. März 1915 in Z. 1915, 113; OLG. 


Kiel vom 8. April 1915 U. 1/15/15 in M. 1915, 196 ff. = 3. 1915 
110 * 
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Mit Rückſicht auf vorſtehende Gründe wurde es daher 
auch von verſchiedenen Gerichten, ſo namentlich vom OLG. 
Hamburg n) für zuläſſig und insbeſondere für nicht gegen 
das Reichsgeſetz gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 
1909 verſtoßend erachtet, wenn von deutſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften in Zeitungsanzeigen behauptet wurde, die Verträge 
deutſcher Verſicherungsnehmer mit engliſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften ſeien zur Zeit völlig wertlos. Vorher hatte ſchon 
das erſtinſtanzielle Gericht, das LG. Bremen!!!) den nämlichen 
Standpunkt eingenommen. 

In den gleichen, dem feindlichen Ausland ungünſtigen 
Gedankengängen bewegt ſich eine Entſcheidung des OLG. 
Frankfurt a. M., 11.) wo ausgeſprochen wurde, daß es einen 


S. 165, 218 f. JW. 1915, 530 f. — „Recht“ 1915, 351 Nr. 611; ſiehe 
ferner noch AG. Oldesloe vom 6. November 1914 in Z. 1914, 600 — 
M. 1914, 560; AG. Hannover in M. 1915, 111 f.; Bezirksgericht 
Innsbruck Z. 1915, 39; LG. Frankfurt a. O. vom 22. April 1915 
in M. 1915, 239; KG. IX. 35. vom 28. Mai 1915 in OL GRſpr. 30, 
382 f. = Frankf. Nr. 169, III. Morgenblatt vom 20. Juni 1915 = 3. 
1915, 253 — M. 1915, 275 l.; RG. II. 3ZS. vom 11. Juni 1915 
II 107/15 in 3. 1915, 242 r. = Frankf Z. Abendblatt vom 5. Juli 1915 
DRAZ. 1915, 160; AG. München 672/15 in Z. 1915, 242; vgl. auch 
DIZ. 1915 Sp. 60 ff. (Hagen); M. 1915, 146 ff. und die dort angegebene 
Literatur und Judikatur (Blaſe); IW. 1915, 261 ff. (Kaufmann); 
DRAZ. 1915, 144; ZVerſWiſſ. 1915, 372 (Fuld) und M. 1915, 239; 
a. M. jedoch LG. München vom 5. November 1914 in M. 1914, 592; 
AG. Hamburg vom 7. Dezember 1914 5 S. 6/15 in M. 1915, 112 = 
Z. 1915, 25; AG. Harburg vom 9. Dezember 1914 in M. 1915, 94; 
AG. Breslau vom 16. Februar 1915 4 C. 1868/14 in Z. 1915, 
84; LG. Breslau 8. IR. vom 25. Februar 1915 in Z. 1915, 104; 
LG. Königsberg 13. März 1915 in Z. 1915, 165; LG. Hamburg 
VI. 3K. vom 3. März 1915 Z. Bf. VI. 15/15 in Frankf. Nr. 161, 
II. Morgenblatt vom 12. Juni 1915; AG. München vom 17. März 
1915 II A. 3131/14 in M. 1915, 239 = 3. 1915, 219 r.; AG. 
Simbach vom 12 April 1915 A. 235/14 in M. 1915, 239 = 8. 
1915, 219 r.; LG. Magdeburg III. 3K. vom 19. April 1915, 3 0. 
1/15 in M. 1915, 239 = 3. 1915, 219 r.; LG. Danzig vom 
22. April 1915 3 0. 436/14 in M. 1915, 239 = Z. 1915, 219 r.; 
LG. Hamburg XIII. 3K. vom 1. Juni 1915 Z. Bf. XIII 39/15 in 
Frankf. Nr. 161, II. Morgenblatt vom 12. Juni 1915; vgl. auch 
noch JW. 1915, 381 ff. (Mahlert), 3VerſWiſſ. 1915, 383 ff. (Werne: 
burg) und Z. 1915, 91 f. (2. Nachtrag zur Denkſchrift über 
wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges); ſowie FrankfZ. 
Nr. 138, I. Morgenblatt vom 19. Mai 1915 S. 3 bezüglich der 
Stellungnahme des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſicherung. 

112) VI. 35. vom 15. Dezember 1914 Bf. VI 485/14 in Frankf. 
17. Dezember 1914 und 9. Januar 1915 Abendblatt = DB. 1915 
Sp. 214 ff. = „Recht“ 1915 Sp. 35 f. Nr. 169 S Leipz3. 1915 
Sp. 161 ff. Nr. 26 = M. 1915, 16 ff. = 3. 1914, 619; 1915, 4f.; 
dieſe Entſcheidung wurde vom RG. in dem in Fußnote 111 an: 
gegebenen Urteil beſtätigt. 

113) Vom 5. Oktober 1914, I. Kammer für Handelsſachen in 
Dig. 1915 Sp. 60 Fußnote 2 — 3. 1914, 563 f. = M. 1914, 542; 
vol. hierher auch noch LG. Düſſeldorf vom 15. Januar 1915 10. 
73/14 in 8. 1915, 83 f. = M. 1915, 112 ff. 

114) Vom 16. Dezember 1914 4 U. 236/14 in JW. 1915, 417f.; 
vgl. auch allgemein noch hierher Seuff Arch. 70, 177 f.; (OLG. 
Hamburg VI. 38. vom 15. Dezember 1914 Bf. VI 500/14). 


wichtigen Grund im Sinne des 5 626 bzw. 723 BEB. zur 
friftlofen Kündigung eines Reklamevertrages darſtelle, wenn 
ſich der andere Vertragsteil nach Abſchluß des fraglichen 
Vertrages dem engliſch⸗amerikaniſchen Tabaktruſt angeſchloſſen 
hat. Es wurde beſonders hervorgehoben, das es der Klägerin, 
die ſelbſt Tabak: und Zigarrenhändlerin iſt, nicht zugemutet 
werden könne, zu dem Abſatz der Tabake einer Truſtſuma in 
der Weiſe mitzuwirken, daß fie für dieſe noch beſondere Reklame 
mache. Die Hauptſache ſei, daß die Klägerin ihre eigenen 
geſchäftlichen Intereſſen ſchädigen würde, wenn ſie zur Förderung 
einer Truſtfirma beitragen würde; denn das Endziel des Truſtes 
ſei ja gerade, die Selbſtändigkeit der Tabakhändler zu vernichten 
und ſelbſt die Regeln des Abſatzes der Produkte vorzuſchreiben. 
Die Klägerin habe mit einer ſelbſtändigen und unabhängigen 
Firma einen Reklamevertrag geſchloſſen und dieſes Vertrags: 
verhältnis ſei infolge der nachher erfolgten Verbindung der 
beklagten Firma mit dem engliſch⸗amerikaniſchen Tabaktruſt in 
ſeinen Grundlagen gänzlich verändert worden. 

Auch bei vielen Rechtsſtreitigkeiten über außerordentliche 
Beendigung von Dienſtverträgen ſpielte die Frage, ob die 
clausula rebus sic stantibus ſchon allein deshalb, weil der 
Dienſtverpflichtete einem feindlichen Staate angehört, zur An 
wendung kommen kann und den Dienſtherrn zur ſofortigen 
Löſung des Dienſtvertrages berechtigt, wiederholt eine große 
Rolle. Man wird aber — aus gleichen oder ähnlichen Gründen, 
wie ſie oben 116) bereits angeführt wurden — die bloße Tat⸗ 
ſache der Zugehörigkeit des Angeſtellten zum feindlichen Ausland 
noch nicht als einen Grund zur augenblicklichen Aufhebung des 
Arbeitsvertrages betrachten dürfen. Freilich kann ſich aus den 
beſonderen Umſtänden des Falles (3. B. Art der Beſchäftigung, 
Benehmen des feindlichen Angeſtellten, Verhalten der übrigen 
Mitarbeiter) eine Befugnis des Arbeitgebers zur friſtloſen 
Kündigung des Dienſtvertrages ergeben. 110) 

Zum Schluſſe ſei noch aus dem Familienrecht eine billigenz⸗ 
werte Entſcheidung des KG. vom 30. April 1915 Ca X 313/15 
in DIZ. 1915, 616 f. = „Recht“ 1915, 351 Nr. 618) mit 
geteilt. Hier wurde ausgeſprochen, daß das Intereſſe eine 
deutſchen Mündels im Falle der Beſtellung oder Beibehaltung 
eines einem feindlichen Staate angehörenden Vormunds den 
nötigen Schutz nicht finden würde. 

15) In Ziff. VI mit den Fußnoten 81 bis 83; vgl. hierher 
noch beſonders SächſArchfR. 1915, 140 f. (Oppermann), JW. 
1915, 613 (v. Harder). 

116) Vgl. hierzu Gewerbegericht (— GG.) Berlin, Kammer vl 
vom 19. Auguſt 1914 in Gewerbe: und Kaufmannsgericht (= 688.) 
1914/15 (Bd. 20) S. 22 f.; Kaufmannsgericht ( KfG.) Berlin 
Kammer III vom 24. Auguſt 1914 in GKG. 20, 82; KO. Berlin: 
Schöneberg in GKG. 20, 67 f.; a. M. jedoch KO. Berlin, 
Kammer III vom 11. September 1914 in GKG. 20, 66 l.; G6. Duis⸗ 
burg, Spruchkammer Duisburg vom 18. September 1914 in GKG. 
20, 57 f.; KG. Berlin vom 23. September 1914 in DIZ. 1915 
Sp. 116; G6. Berlin Kammer V in GKG. 20, 57; vgl. auch noch 
die allgemeinen Ausführungen in Ga. 20, 41 ff. (Lotmar, Weber‘ 
ſtein, Mantel); S. 116 ff. Nieſe) und S. 134 ff. (Lange); die 
letztangeführten Darlegungen erſcheinen beſonders beachtendwert 
Siehe auch noch Gruchot 1915 (Bd. 59) S. 400 fl. 
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Di vba. des Bundesrats! vom 23. 90111915 
gegen übermäßige Preisſteigerung. 

Von Juſtizrat Emil Koffla, Berlin. | 

Wer weiß heutzutage noch etwas vom Begriff des Dar⸗ 
danariats? Wer hätte vor dem Kriege an geſetzgeberiſche Maß⸗ 


nahmen gegen Wucherer nach Art der Dardanarier gedacht, von 
denen Ulpian, mit nee, Worten ſpricht: . „Praeteren 


3 


9 1.6 pr. Dig. de extr. erim. XLVII II. 


debebis custodire, ne dardanarii ullius mercis sint, ne aut 
ab his, qui coemptas merces supprimunt, aut a locupleti- 
oribus, qui fructus suos aequis pretiis vendere nollent, dum 
minus uberes proventus exspectant, annona oneretur“? Noch 
das gemeine deutſche Strafrecht kannte das Wucherdelikt des 
Dardanariats, das als eine in eigennütziger Abſicht unter⸗ 
nommene Handlung definiert wurde,“) durch welche Mangel oder 
Teuerung gemein verkäuflicher Waren bewirkt werden kann, und 
Spuren davon fanden ſich auch noch im preußiſchen Landrecht 
vor ($ 1290 II, 20 AL R.). Im neuen deutſchen Strafrecht war 
dieſes Wuchervergehen verſchwunden, bis es jetzt aus der Not 
der Zeit heraus in der Bundesratsverordnung vom 23. Juli 
1915 wieder auferſtanden iſt. 

Eine mehr und mehr um ſich greifende, nach 8 nach alle 
Artikel des täglichen Bedarfs erfaſſende Teuerung hat dieſe Ver⸗ 
ordnung veranlaßt als eine Ergänzung des Höchſtpreisgeſetzes 
vom 4. Auguſt 1914, die ſich als notwendig erwieſen hat, weil 


es nicht angängig iſt, für alle Gegenſtände des täglichen Bedarfs 


Höchſtpreiſe feſtzuſetzen, außerdem aber die Höchſtpreiſe wechſeln 
und die Erfahrung gelehrt hat, daß Waren, für welche Höchſt⸗ 
preiſe feſtgeſetzt waren, in der Erwartung zukünftiger Steigerung 
dieſer Preiſe dem Verbrauche vorenthalten ſind. 

Die Verordnung iſt im öffentlichen Intereſſe erlaſſen, alle 
ihre Vorſchriften find öffentlich-rechtlicher Natur, auch da, wo 
ſie in beſtehende Privatrechte eingreift. Sie zerfällt in zwei 
Abſchnitte, von denen der erſte, die 88 1 bis 4 umfaſſend, den 
öffentlich⸗rechtlichen Eingriff in das Privatrecht regelt und der 
zweite im § 5 Strafvorfchriften enthält. | 

Der erſte Abſchnitt handelt im § 1 von der Zuläffigfeit 
der ſtaatlichen Übertragung des Eigentums von einer Perſon 
auf eine andere. Dieſe Übertragung des Eigentums iſt ebenſo 
wie die Eigentumsübertragung nach § 2 des Höchſtpreisgeſetzes 


2) Feuerbach: Lehrbuch des gemeinen in Deutſchland gültigen 


einlichen Rechts § 441. 
e 0 111 
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vom 4. Auguſt 1914, $ 14 VO. vom 25. Januar / 6. Februar 
1915 über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und 
Mehl, §S 4 VO. vom 22. April 1915 über Reis, $ 6 VD. 
vom 17. Mai 1915 über Malz, 8 4 VO. vom 27. Mai 1915 


über Verbrauchszucker, 8 1 VO. vom 24. Juni 1915 über die 


Sicherſtellung von Kriegsbedarf ihrem Weſen nach eine Ent⸗ 
eignung und wird auch in der Verordnung als ſolche aufgefaßt, 
da § 3 ausdrücklich von dem „Enteignungsverfahren“ ſpricht. 
Iſt ſie aber Enteignung, ſo iſt ſie ein öffentlich⸗ rechtlicher Akt, 
kraft deſſen der Staat dem bisherigen Eigentümer das Eigentum 
entzieht und es derjenigen Perſon, zu deren Gunſten die Ent⸗ 
eignung erfolgt, verleiht. Denn die Theorie, welche in der 
Enteignung einen Zwangsverkauf geſehen hat, iſt jetzt nahezu 
allgemein aufgegeben, nachdem das RG. ſie in ſeinem in 
RG. 61, 102 ff.) abgedruckten grundlegenden Urteil mit ein⸗ 
gehender und erſchöpfender Begründung verworfen und die 
öffentlich-rechtliche Natur des Enteignungsaktes unangreifbar 
nachgewieſen hat. Freilich würde es wohl mehr im Sinne des 
Reichsgerichts geweſen ſein, wenn im Wortlaut der Verordnung 
(und ebenſo auch im § 2 des Höchſtpreisgeſetzes und in 
den anderen, oben angezogenen Bundesratsverordnungen) auch das 
Wort „übertragen“ vermieden worden wäre, da das RG. ſich 
gerade gegen die Vorſtellung wendet, als werde bei der Ent⸗ 
eignung das Eigentum von dem bisherigen Eigentümer auf 
einen anderen „übertragen“; aber dieſe nicht ganz glückliche 
Wortfaſſung der Verordnung kann an der rechtlichen Natur 
des von ihr angeordneten Enteignungsaktes nichts ändern. 

Aus dieſer Rechtsnatur der Enteignung ergeben ſich folgende 
zwei Schlußfolgerungen: 

1. Auf die Enteignung dürfen nicht etwa die Vorſchriften 
des BGB. über den Kauf angewendet werden. Es 
findet daher insbeſondere keine Gewährleiſtung ſtatt, 
und die Gefahr geht auf den Erwerber nicht etwa 
erſt mit der — dem Eigentumserwerb zeitlich nach⸗ 
folgenden — Übergabe über, was nach § 446 BGB. 
der Fall ſein würde, wenigſtens wenn man dieſen 
nach ſeinem Wortlaut anwenden würde und nicht 
etwa aus ſeinem Abſ. 2 einen abweichenden Sinn 
entnehmen dürfte. 

2. Gleichzeitig mit dem Eigentum des Enteigneten gehen 
auch alle dinglichen Rechte an der Sache unter. 
Denn, wie es in dem angezogenen Urteile des RG. 
heißt, es erlöſchen mit der Verleihung des Eigentums 
an den Erwerber auch alle bisher an der Sache be⸗ 
gründeten ſonſtigen privaten Rechte, da dieſe ihre Kraft 
aus dem Rechte des bisherigen Eigentümers ziehen und 
daher notwendig untergehen müſſen, wenn ein völlig 
neues, urſprüngliches Eigentum an der Sache entſteht. 

In Betracht kommt hier vorzugsweiſe das Pfandrecht, von 
dem man aber vermöge des Surrogationsprinzips wird an⸗ 
nehmen müſſen, daß es an Stelle der enteigneten Sache das 
Forderungsrecht auf Auszahlung des Übernahmepreiſes ergreift, 
fo daß dieſer gemäß $ 1281 BGB. nur an den Enteigneten und 
den Pfandgläubiger gemeinſam ausgezahlt werden darf. Hier 
nicht näher zu erörternde Zweifel ergeben ſich aber, wie ſich die 


5) JW. 1905, 509. 


Rechtslage geſtaltet, wenn der Schuldner ohne Kenntnis des 
Pfandrechts an den bisherigen Eigentümer allein zahlt. 

Ebenſo zweifelhaft iſt es, was aus einem Zurückbehaltungs⸗ 
recht des Beſitzers der enteigneten Sache wird, und ob der 
Beſitzer ohne Rückſicht auf fein Zurtickbehaltungsrecht zur Heraus: 
gabe verpflichtet iſt. Es würde zweckmäßig ſein, wenn über 
dieſe Fragen durch die in § 4 vorbehaltenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen der Landeszentralbehörden Klarheit geſchaffen 
werden würde. 

Betroffen werden von dem Enteignungsrechte die Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs, alſo dieſelben Gegenſtände, hin⸗ 


ſichtlich deren gemäß § 1 des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Auguſt 


1914 Höchſtpreiſe feſtgeſetzt werden können, dieſe Gegenſtände 
aber nur inſoweit, als ſie vom Eigentümer zur Veräußerung 
erzeugt oder erworben ſind. Hiernach umfaßt der Geltungs⸗ 
bereich der Verordnung in gleicher Weiſe die Gütererzeugung 
und die Güterverteilung. Ausgeſchloſſen von ihrem Geltungs⸗ 
bereich ſind aber ſolche Gegenſtände des täglichen Bedarfs, 
welche bei der Herſtellung und dem Betriebe von Kriegsbedarfs⸗ 
artikeln zur Verwendung gelangen können, weil für dieſen 
Kriegsbedarf die beſondere Verordnung vom 24. Juni 1915 gilt. 

Vorausſetzung für die Enteignung iſt das „Zurückhalten“ 
ſolcher Gegenſtände. Unter dieſem weitgefaßten und dem 
behördlichen Ermeſſen weiten Spielraum laſſenden Begriff iſt 
dasſelbe zu verſtehen, was Ulpian mit den Worten supprimere 
und vendere nolle ausgedrückt hat, es iſt ein „dem Verbrauche 
vorenthalten“, wie es in einem in den Zeitungen veröffent⸗ 
lichten Erlaß des preußiſchen Handelsminiſters an die Handels⸗ 
vertretungen heißt. Keineswegs iſt, wie aus der Gegenüber⸗ 
ſtellung des Tatbeſtandes des 8 1 mit dem Tatbeſtande des 
8 5 Ziff. 2 erhellt, für den Begriff der Zurückhaltung die Ab- 
ſicht erforderlich, durch ſpätere Veräußerung einen übermäßigen 
Gewinn zu erzielen. 

Die Enteignungsanordnung erläßt die Landeszentralbehörde 
oder die von dieſer bezeichnete Behörde nach Maßgabe der 
gemäß 8 4 zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen. Sie iſt 
an den Beſitzer (nicht Eigentümer) der Gegenſtände zu richten 
und verleiht dem Erwerber ohne Beſitzübergabe das Eigentum 
mit dem Zeitpunkte, wo ſie dem Beſitzer zugeht. Unter Beſitzer 
iſt zweifellos der unmittelbare Beſitzer, nicht dagegen auch der 
Beſitzdiener zu verſtehen. Beſitzen mehrere die Gegenſtände 
gemeinſchaftlich, ſo muß die Anordnung, um Eigentum über⸗ 
tragen zu können, an alle gerichtet werden. Als Beſitzer wird, 
wenn es nicht der Eigentümer iſt, vorzugsweiſe der Kommiſſionär, 
Spediteur, Lagerhalter und Pfandgläubiger in Betracht kommen. 

8 2 handelt von dem Übernahmepreis. Dieſer richtet fd 
nach dem Wert der Gegenſtände unter Berückſichtigung des 
Einkaufspreiſes. Es darf aber auch unter Umſtänden unter 
dieſen Einkaufspreis heruntergegangen werden, wie aus eimer 
Gegenüberſtellung von Abſ. 1 und Abſ. 4 hervorgeht, in 
welchem letzteren der Einkaufspreis für im Auslande gekaufte 
und nach dem 23. Juli 1915 eingeführte Gegenſtände zuzüglich 
eines Zuſchlags als Mindeſtpreis bezeichnet iſt. Solche Ein 
kaufspreiſe, welche in der Abſicht bewilligt worden find, einen 
höheren Überpreis zu erzielen, ſollen unter Anwendung des im 
8 13 des preußiſchen Enteignungsgeſetzes gegen doloſe Werts. 
erhöhungen aufgeſtellten Prinzips unberückſichtigt gelaſſen 
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werden, und es wird unwiderlegbar vermutet, daß eine ſolche 
doloſe Abſicht bei ſolchen Verträgen obgewaltet hat, die erſt in 
den letzten zwei Wochen vor der Bekanntgabe der Enteignungs⸗ 
anordnung an den Beſitzer geſchloſſen ſind. Eine gewiſſe 
Höchſtgrenze iſt für den Überpreis durch die Beſtimmung ge⸗ 
ſetzt, daß eine Feſtſetzung des Preiſes auf mehr als 5 Prozent 
über den Einkaufspreis der Beſtätigung der Landeszentral⸗ 
behörde bedarf. Selbſtverſtändlich liegt eine Höchſtgrenze auch 
in den gegebenenfalls auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſen. 

Die Feſtſetzung des Preiſes erfolgt nach Anhörung von 
Sachverſtändigen durch die höhere Verwaltungsbehörde nach 
Maßgabe der zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen. 

Der Preis iſt bar zu zahlen. An wen, iſt nicht geſagt. 
Es dürfte zweckmäßig ſein, in den Ausführungsbeſtimmungen 
anzuordnen, daß der Preis hinterlegt werden muß, wenn der 
Beſitzer nicht auch der Eigentümer iſt und ſein Eigentum ſofort 
nachweiſen kann. 

Der Anſpruch auf Zahlung iſt auch öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur, wie daraus hervorgeht, daß alle Streitigkeiten, die ſich 
bei dem Enteignungsverfahren ergeben, nach 8 3 durch die 
Landeszentralbehörde, beziehentlich die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zu entſcheiden find, womit der ordentliche Rechtsweg 
für dieſe Streitigkeiten ausgeſchloſſen worden iſt. Große Zweifel 
aber werden ſich in der Praxis darüber herausſtellen, wieweit 
ſich der Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs erſtreckt, ob 
z. B. auf Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Eigentums⸗ 
prätendenten, zwiſchen den Eigentümern und den Pfandrechts⸗ 
gläubigern oder Beſitzern, welchen ein Zurückbehaltungsrecht 
zugeſtanden hat. 

Ob und von welchem Zeitpunkte ab (dem des Eigentums⸗ 
oder dem des Beſitzübergangs) der Übernahmepreis zu verzinſen 
iſt, iſt nicht geſagt. Desgleichen fehlen Beſtimmungen darüber, 
daß der Beſitzer zur Aberlaſſung des Beſitzes an den Erwerber 
verpflichtet iſt, in welcher Weiſe der Erwerber die Befit- 
überlaſſung erzwingen kann, und ob die Zahlung des Über⸗ 
preiſes der Beſitzübertragung vorangehen muß. 

Hiernach iſt für Ausführungsbeſtimmungen der Landes⸗ 
zentralbehörden noch ein weiter Spielraum. 

Der zweite Abſchnitt der Verordnung, die Beſtimmung des 
5 5, entwickelt den Begriff des modernen ſtrafbaren Dardanariats 
unter 4 einzelnen Ziffern, welche in juriſtiſch meiſterhafter Form 
eine fortſchreitende Klimax enthalten. 

Ziffer 1 knüpft an die Wuchervorſchriften der 88 3028 
und e StGB. an, fie entnimmt dieſen den übermäßigen Gewinn, 
die Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe, insbeſondere der 
Marktlage und das „ſich oder einem andern gewähren oder 
verſprechen laſſen“. Der übermäßige Gewinn entſpricht dem 
auffälligen Mißverhältniſſe der SS 302 a und e. Nur iſt fein 
Begriff ein eingeſchränkterer, denn ein übermäßiger Gewinn liegt 
natürlich nicht vor, wenn der Fordernde die Ware ſelbſt ſchon 
übermäßig teuer gekauft hat und ſie nur mit einem normalen 
Gewinn weiterveräußern will. Hier kann zwar von einem 
auffälligen Mißverhältnis zwiſchen den objektiven Werten von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, nicht aber von übermäßigem Gewinn 
geſprochen werden. 
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Die geſamten Verhältniſſe entſprechen den Umſtänden des 
Falles der 88 302 a und e, die Marktlage etwa dem üblichen 
Zinsfuße des § 302 a. 

Eine Einſchränkung gegenüber den Wucherbeſtimmungen 
des Strafgeſetzbuches enthält Ziffer 1 aber inſofern, als es ſich 
in ihr nur um Verkaufsgeſchäfte handelt, und zwar nur über 
Gegenſtände des täglichen oder des Kriegsbedarfs (Gegenſtände 
des Kriegsbedarfs find hier im Gegenſatze zu § 1 mitbehandelt 
worden, weil die Strafvorſchriften der Verordnung vom 24. Juni 
1915 über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf ein gleichartiges 
Vergehen nicht behandeln). Eine Ausdehnung gegenüber den 
allgemeinen Wuchervorſchriften enthält die Ziffer 1 hier aber 
inſofern, als nicht nur der Abſchluß von Geſchäften betroffen 
wird, ſondern ſchon das bloße Fordern des übermäßigen Preiſes, 
alſo das bloße Vertragsangebot des Verkäufers. Eine weitere 
Ausdehnung liegt darin, daß die Ausbeutung der Notlage, des 
Leichtſinns oder der Unerfahrenheit eines anderen nicht zum 
Tatbeſtandsmerkmal gemacht worden iſt. Liegt doch die Not⸗ 
lage ohne weiteres in der Tatſache, daß die Zufuhr von 
Bedarfsartikeln durch den Krieg aufgehoben oder weſentlich ein⸗ 
geſchränkt iſt und der Bedarf durch die im Inlande vorhandenen 
Artikel gedeckt werden muß. 


Ziffer 2 bringt den eigentlichen Tatbeſtand des Dardanariats, 
fie enthält den Tatbeſtand des 8 1, vermehrt durch das weitere 
Merkmal, daß die Zurückhaltung in der Abſicht erfolgt, durch 
die ſpätere Veräußerung einen übermäßigen Gewinn zu 
erzielen. 

Da bei der Prüfung, ob ein übermäßiger Gewinn vorliegt, 
auf die Marktlage zurückgegriffen werden foll, ſo genügen die 
bisher behandelten Vorſchriften zur wirkſamen Bekämpfung des 
Wuchers mit Bedarfsartikeln nicht. Denn der Marktpreis ſelbſt 
kann ſchon durch unlautere Machenſchaften ſo in die Höhe 
geſchraubt ſein, daß eine Bewucherung des Publikums ſchon 
bei dieſem Preiſe vorliegt. Darum muß auch der unlauteren 
Steigerung des Marktpreiſes vorgebeugt werden, und dieſem 
Zwecke dient die Ziffer 3. Es iſt bekannt, daß Kartoffeln 
künſtlich zurückgehalten worden ſind und dadurch der Marktpreis 
für Kartoffeln unnatürlich in die Höhe geſchraubt worden iſ:. 
Sollte es richtig ſein, daß, wie in der Tagespreſſe behauptet 
worden iſt, Butterbeſtände zum Zwecke der Spekulation in 
Kühlhäuſern aufgeſtapelt und dem Handel in der Abſicht vor⸗ 
enthalten werden, ſie ſpäter zu höheren Preiſen abzuſetzen, ſo 
würde hierin der Tatbeſtand der Ziffer 3 liegen. 

Die Ziffer 4 endlich befaßt ſich mit dem bei jeder Art des 
Wuchers beſonders gefährlichen Komplottwucher auf dem Gebiete 
des Dardanariats. 

Zuſtändig für die Aburteilung des Vergehens find die Straf 
kammern, indes kann nach der Verordnung vom 4. Juni 1915 
die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts dadurch begründet werden, 
daß dieſes auf Antrag des Staatsanwalts einen Strafbefehl 
erläßt. 

Die Strafe iſt höher als diejenige bei Vergehen gegen 
das Höchſtpreisgeſetz, denn während $ s dieſes Geſetzes nur 
wahlweiſe Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geldſtrafe bis 
zu 10 000 & androht, können hier Gefängnisſtrafe bis zu 


einem Jahre und Geldſtrafe bis zu 10 000 & nebeneinander 
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auferlegt werden. Außerdem kann hier noch als Nebenſtrafe 
auf Einziehung der Vorräte und öffentliche Bekanntmachung der 
Verurteilung erkannt werden. Es iſt möglich, daß in idealer 
Konkurrenz ein Vergehen gegen beide Verordnungen begangen 
wird und alsdann die Beſtrafung nach der vorliegenden Ver⸗ 
ordnung erfolgen muß. 

8 6 endlich ermächtigt den Reichskanzler, den Zeitpunkt zu 
beſtimmen, zu welchem die am 24. Juli 1915, dem Tage ihrer 
Verkündung, in Kraft getretene Verordnung wieder außer Kraft 
treten ſoll. Es iſt zu hoffen, daß dieſer Zeitpunkt nicht allzu 
fern iſt, denn es handelt ſich um eine Kriegsverordnung, welche 
mit dem Ende des Krieges ihre Daſeinsberechtigung verliert. 


Die Verordnung iſt aber um ein Jahr zu ſpät gekommen. Wie 


ſo oft, hat man auch hier den Brunnen erſt zugedeckt, nachdem 


das Kind bereits hineingefallen war. Man ſollte aus dieſem 


Vorgange eine Lehre ziehen und aus der Verordnung in das 
allgemeine Strafrecht eine dem § 5 entſprechende Vorſchrift 
hinüberretten, welche die dort angeführten Handlungen unter 
Strafe ſtellt, falls ſie in Kriegszeiten vorgenommen werden. 


Die Verfügungsbeſchränkung bei Pacht⸗ und 
Mietzinjen.') 

Eine Erläuterung des Reichszgeſetzes vom 8. Juni 1915 zur 
Einſchränkung der Verfügung über Pacht- und Mietzinſen. 
Von M. Hallbauer, Kgl. Sächſ. Geheimem Rat und Senats⸗ 
präfidenten am OLG. Dresden. 


A. Der bisherige Rechtszuſtand. 

1. Der bisherige Rechtszuſtand war für den Hypotheken⸗ 
gläubiger nicht ſehr erfreulich. Vorauszahlungen, Abtretungen 
und Pfändungen der Mietzinſen — ich nenne hier nur die 
praktiſch bedeutſamen Rechtsgeſchäfte — mußte er gegen ſich 
gelten laſſen, ſoweit es ſich um die Mietzinſen für das zur 
Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende Kalender— 
viertelſahr handelte. Als Beſchlagnahme des Grundſtücks kam 
in dieſem Falle der Regel nach (vgl. im übrigen RG. 81, 146) 
nur die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung in 
„Betracht. War z. B. eines der drei Rechtsgeſchäfte am 5. Juli 
1914 erfolgt und wurde die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung am 10. Juli 1914 verfügt, ſo gingen die 
Mietzinſen den Hypothekengläubigern bis zum 31. Dezember 1914, 
alſo beinahe für ein halbes Jahr, verloren! Dieſe Folgerung 
ergab ſich aus SS 1023, 1024 (55 1192, 1200) BGB. in 
Verbindung mit § 148 3G. Beſonders hervorzuheben iſt 
dabei, daß die Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der 
Zwangaverſteigerung die zeitliche Wirkſamkeit der drei Rechts⸗ 
geſchäfte überhaupt nicht beeinfluſſen konnte. War, um an 
das oben gegebene Beispiel anzuknüpfen, die Beſchlagnahme am 
10. Juli 1914 zum Zwecke der Zwangsverſteigerung erfolgt, ſo 
tat ſie der Wirkſamkeit der drei Rechtsgeſchäfte überhaupt keinen 
Eintrag; eine Beſchränkung ihrer zeitlichen Wirkſamkeit konnte 
vielmehr erſt infolge der Verſteigerung ſelbſt eintreten. 5 

2. Nicht minder unerfreulich war aber auch der bisherige 
Rechtszuſtand für den Erſteher eines mit Hypotheken belaſteten 


1) Stillſchweig: IW. 1915, 619. 


Grundſtücks. Hier wirkten die drei Rechtsgeſchäfte — ich will 
ſie kurz als das gefährliche Kleeblatt bezeichnen — gegen den 
Erſteher in einer ungemein nachteiligen Weiſe — er mußte ſie 
gelten laſſen für das zur Zeit des Zuſchlags laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr. Dies folgte aus 8 57 3G. in 
Verbindung mit SS 573 Satz 1, 574, 575 BGB. War eines 
der drei Rechtsgeſchäfte am 4. Juli 1914 betätigt worden und 
erfolgte der Zuſchlag an den Erſteher am 4. Januar 1915, ſo 
gingen dieſem die Mietzinſen bis zum 30. Juni 1615 verloren. 
Er hatte faſt ein halbes Jahr keine Einnahmen aus dem Grund⸗ 
ſtücke, während er doch ſeine Laſten tragen mußte. Dadurch 
erhöhten ſich die Koſten der Erſtehung ſehr erheblich, da zu der 
Erſtehungsſumme noch der Verluſt an Mietzinſen hinzutrat, 
und dies führte wieder mittelbar zu einer Benachteiligung 
der Hypothekengläubiger, da der Erſteher wegen des Ausfalls 
an Mietzinſen die in Ausſicht genommene Erſtehungsſumme 
um den Betrag des Zinsverluſtes herabſetzen mußte. 

3. Beſonders verhängnisvoll wurde aber der bisherige. 
Rechtszuſtand dann, wenn das gefährliche Kleeblatt in beiden 
Richtungen — ſowohl gegen die Hypothekarier als gegen 
den Erſteher — wirkſam wurde. Uberdauerte die Zwangs⸗ 
verwaltung das der Beſchlagnahme nachfolgende Vierteljahr, ſo 
verlor das gefährliche Kleeblatt zunächſt ſeine Wirkſamkeit; kam 
es aber dann zur Verſteigerung des Grundſtücks, ſo wurde es 
gegenüber dem Erſteher wieder wirkſam; es konnten alſo zwei 
Vierteljahre dem Hypothekengläubiger, zwei Vierteljahre dem 
Erſteher verloren gehen. Die Mietzinſen wurden alſo unter 
Umſtänden ziemlich ein Jahr lang dem Zwecke entzogen, 
dem ſie eigentlich zu dienen hatten. Auch dieſe Folge⸗ 
rungen entſprachen dem bisherigen Rechtszuſtande (vgl. 
RG. 64, 415). | 

War die Abtretung der Mietzinfen am 4. Juli 1914, die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung am 10. Juli 
1914, die Verſteigerung des Grundſtücks am 4. Januar 1915 
erfolgt, ſo wirkte die Abtretung gegen den Zwangsverwalter 
bis zum 31. Dezember 1914, dann aber wieder gegen den 
Erſteher vom 4. Januar 1915 bis zum 30. Juni 1915 — 
die Mietzinſen wurden alſo ihrem eigentlichen Zwecke faſt ein 
Jahr entzogen. Denkt man an große ſtädtiſche Mietgrundftüde, 
ſo konnte es ſich dabei um die erheblichſten Beträge, um 
Summen von 50: bis 100 000 , handeln. Allerhand un 
ſauberen und lichtſcheuen Machenſchaften war damit Tür und 
Tor geöffnet. | . 

4. Das gefährliche Kleeblatt konnte aber nicht nur für 
den Erſteher, ſondern auch für den freihändigen Erwerber 
eines Grundſtücks verhängnisvoll werden. Wie ſich aus BGB. 
88 573 ff. ergibt, hatte er Vorauszahlungen, Abtretungen und 
Pfändungen des Mietzinſes der Regel nach bis zum Ende des 
auf ſeinen Erwerb folgenden Kalendervierteljahres gegen ſich 
gelten zu laſſen. Wurde der neue Erwerber am 4. Januar 1915 
als Eigentümer im Grundbuche eingetragen, fo konnten ihm 8 
Mietzinſen jedenfalls bis zum 30. Juni 1915 entzogen werder 
er hatte alſo fait ein halbes Jahr die Laſten des Grundstücks 
zu tragen, ohne die Nutzungen beziehen zu dürfen. 9 0 
Grundſtückserwerber iſt infolgedeſſen wirtſchaftlich zußrm : 
gegangen. Was half es ihm ſchließlich, wenn der Veräußerer 
wegen Betrugs beſtraft wurde? = 


44. Jahrgang. 
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B. Der neue Rechtszuſtand. 
I. der Shut der Supofßehengläußiger. 


Alte Faſſung: 
BGB. § 1123. 


Iſt das Grundſtück vermietet 
oder verpachtet, ſo erſtreckt ſich 
die Hypothek auf die Miet⸗ oder 
Pachtzins forderung. 

Soweit die Forderung fällig iſt, 
wird ſie mit dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Eintritte der 
Fälligkeit von der Haftung frei, 
wenn nicht vorher die Beſchlag⸗ 
nahme zugunſten des Hypotheken⸗ 
gläubigers erfolgt. Iſt der Miet⸗ 
oder Pachtzins im voraus zu 
entrichten, ſo erſtreckt ſich die 
Befreiung nicht auf den Miet⸗ 
oder Pachtzins für eine ſpätere 
Zeit als das zur Zeit der Be⸗ 
ſchlagnahme laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr. 


BGB. 8 1124. 

Wird der Miet⸗ oder Pachtzins 
‚eingezogen, bevor er zugunſten des 
Hypothekengläubigers in Beſchlag 
genommen worden iſt, oder wird 
vor der Beſchlagnahme in anderer 
Weiſe über ihn verfügt, ſo iſt 
die Verfügung dem Hypotheken⸗ 
gläubiger gegenüber wirkſam. Be⸗ 
ſteht die Verfügung in der Über: 
tragung der Forderung auf einen 
Dritten, ſo erliſcht die Haftung der 
Forderung; erlangt ein Dritter 
ein Recht an der Forderung, ſo 
geht es der Hypothek im Range 
vor. 

Die Verfügung iſt dem Hypo⸗ 
thekengläubiger gegenüber unwirk⸗ 
ſam, ſoweit ſie ſich auf den Miet⸗ 
oder Pachtzins für eine fpätere 
Zeit als das zur Zeit der Be 
ſchlagnahme laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr be⸗ 
zieht. 


inſoweit wirkſam, 


Neue Faſſung: 
BGB. § 1123. 

Iſt das Grundſtück vermietet 
oder verpachtet, ſo erſtreckt ſich 
die Hypothek auf die Miet⸗ oder 
Pachtzinsforderung. 

Soweit die Forderung fällig iſt, 
wird ſie mit dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Eintritte der 
Fälligkeit von der Haftung frei, 
wenn nicht vorher die Beſchlag⸗ 
nahme zugunſten des Hypotheken⸗ 
gläubigers erfolgt. Iſt der Miet⸗ 
oder Pachtzins im voraus za 
entrichten, ſo erſtreckt ſich die Be⸗ 
freiung nicht auf den Miet⸗ oder 
Pachtzins für eine ſpätere Zeit als 
das zur Zeit der Beſchlag⸗ 
nahme laufende Kalender⸗ 
vierteljahr; erfolgt die Be: 
ſchlagnahme innerhalb des 
letzten halben Monats eines 
Kalendervierteljahrs, ſo er⸗ 
ſtreckt ſich die Befreiung auch 
auf den Miet- oder Pachtzins 
für das folgende Kalender: 
vierteljahr. 


BGB. § 1124. 

Wird der Miet- oder Pachtzins 
eingezogen, bevor er zugunſten des 
Hypothekengläubigers in Beſchlag 
genommen worden iſt, oder wird 
vor der Beſchlagnahme in anderer 


Weiſe über ihn verfügt, fo tft 
die Verfügung dem Hypotheken⸗ 


gläubiger gegenüber wirkſam. Be⸗ 
ſteht die Verfügung in der Über⸗ 
tragung der Forderung auf einen 
Dritten, ſo erliſcht die Haftung der 
Forderung; erlangt ein Dritter 
ein Recht an der Forderung, ſo 
geht es der Hypothek im Range 
vor. 

Die Verfügung iſt dem Hypo⸗ 
thekengläubiger gegenüber unwirk⸗ 
ſam, ſoweit ſie ſich auf den Miet⸗ 
oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit 
als das zur Zeit der Beſchlag— 
nahme laufende Kalender: 
vierteljahr bezieht; erfolgt 
die Beſchlagnahme innerhalb 
des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, 
ſo iſt die Verfügung jedoch 
als ſie 
ſich auf den Miet: oder 
Pachtzins für das folgende 
Kalendervierteljahr bezieht. 
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1. Vertragsmäßig vereinbarte Vorauszahlung des 
Mietzinſes ($ 1123). 

War in Miet⸗ oder Pachtverträgen die Vorauszahlung des 
Miet: oder Pachtzinſes vereinbart, fo ſchied nach dem bisherigen 
Rechte die Mietforderung (es ſoll der Kürze halber immer nur 
von Mietforderungen geſprochen werden) mit dem Ablaufe eines 
Jahres nach dem Eintritte der Fälligkeit aus der Pfandhaftung 
aus, wenn nicht vorher die Beſchlagnahme zugunſten des 
Hypothekengläubigers erfolgt war; doch wirkte die Befreiung 
immer nur für das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr. Hatte z. B. A ſein Haus 
am 1. April 1913 dem B um 3000 & auf die Zeit vom 
1. April 1913 bis zum 31. März 1915 vermietet und war 
Vorauszahlung des Mietzinſes vereinbart worden, ſo ſchied die 
Mietzinsforderung, wenn ſie nicht zur Tilgung gelangte, an 
ſich am 1. April 1914 aus der Pfandhaftung aus; ſie konnte, 
wenn die Zwangsverwaltung nicht vor dem 1. April 1914, 
ſondern beiſpielsweiſe erſt am 15. April 1914 eingeleitet worden 
war, grundſätzlich vom Zwangsverwalter nicht eingehoben werden; 
doch war ſchon nach der bisherigen Geſetzgebung das Ausſcheiden 
aus der Haftung in der Weiſe zeitlich begrenzt, daß es nur für 
das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr geltend gemacht werden konnte. Der Zwangs⸗ 
verwalter konnte alſo den Mietzins auf die Zeit vom 1. Ok⸗ 
tober 1914 bis 31. März 1915 noch geltend machen und ein⸗ 
ziehen; immerhin entging ihm der Mietzins auf die Zeit vom 
15. April bis 30. September 1914, alſo beinahe auf ein halbes 
Jahr. Bei der neuen Faſſung des $ 1123 iſt die Befreiung 
aus der Pfandhaftung grundſätzlich auf das zur Zeit der 
Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr beſchränkt; es würde 
alſo in dem obigen Falle nur der Mietzins auf die Zeit vom 
15. April bis 30. Juni 1914 aus der Pfandhaftung ausgeſchieden 
fein; eine Ausnahme ſoll ſpäter erwähnt werden (ſ. unten bei 3). 


2. Verfügungen über den Mietzins Einziehung 
des Mietzinſes, Abtretung, Verpfändung, Pfändung, 
Erlaß des Mietzinſes [S 1124). 

Hier beſteht die Neuerung darin, daß die Verfügung den 
Hypothekengläubigern gegenüber immer nur für das zur Zeit der 
Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr wirkſam iſt. Dabei 
kann — wie auch bei 1 — nur die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung in Frage kommen, da ja die Beſchlagnahme 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung die Mietzinſen nicht mit 
ergreift. Tritt der Hauseigentümer A am 1. Juli 1915 die 
Mietzinſen ſeines Hauſes auf 2 Jahre an den B ab und erfolgt 
die Beſchlagnahme am 12. Januar 1916, ſo wirkt die Abtretung 
grundſätzlich nur bis zum 31. März 1916, nicht wie bisher bis 
zum 30. Juni 1916. 


3. Zu 1 und 2 war aber aus praktiſchen Gründen eine 
Ausnahme geboten. 

Im Verkehrsleben find die Fälle nicht ſelten, wo der Miet: 
zins im voraus nicht vierteljährlich, ſondern in kurzen Terminen 
zu entrichten iſt; es kommen wöchentliche, vierzehntägige, monat— 
liche Vorauszahlungen vor, und zwar deckt ſich bei monatlichen 
Vorauszahlungen der Fälligkeitstermin oft nicht mit dem erſten 
Tage des Monats. In ſolchen Fällen wäre es nun unbillig, 
Vorauszahlungen nur bis zum Ende des laufenden Kalender— 
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vierteljahrs wirken zu laſſen; der Mieter würde nicht ſelten ge⸗ 
nötigt ſein, den auf das nächſte Vierteljahr zu verrechnenden 
Teil des Mietzinſes noch einmal zahlen zu müſſen. Wird z. B. 
der Mietzins monatlich allemal am 15. des Monats im 
voraus bezahlt und tritt die Beſchlagnahme am 28. Juni 1917 
ein, ſo hätte der Mieter den Zins auf die Zeit vom 1. bis 
15. Juli 1917 noch einmal zu zahlen; das wäre eine unbillige 
Härte. Dasſelbe würde der Fall ſein, wenn am 29. Dezember 
1916 eine Wochenrate fällig und die Beſchlagnahme am 30. De⸗ 
zember 1916 verfügt wird. Hier hätte der Mieter den Zins auf 
die Zeit vom 1. bis 4. Januar 1917 nochmals zu begleichen. 

Andrerſeits iſt zu berückſichtigen, daß ängſtliche und peinliche 
Mieter den üblichen Vierteljahrsmietzins nicht ſelten einige Tage 
vor dem Fälligkeitstermine zu bezahlen pflegen; die Mieter ſind 
auch oft genötigt, dem Vermieter durch kurze Vorauszahlungen 
entgegenzukommen. Erfolgt nun die Beſchlagnahme kurz vor dem 
Ende des Kalendervierteljahrs, ſo müßten ſie noch einmal zahlen; 
auch das wäre unbillig. Zahlt der A den Zins auf die Zeit 
vom 1. Januar 1917 bis 31. März 1917 ſchon am 27. De⸗ 
zember 1916 — ſei es aus Angſtlichkeit, ſei es aus Gefälligkeit 
gegen den Vermieter — und kommt die Beſchlagnahme am 29. De⸗ 
zember 1916 dazwiſchen, ſo müßte er an ſich noch einmal zahlen. 

Um derartige Unbilligkeiten zu verhüten, hat der Geſetz⸗ 
geber verfügt, daß dann, wenn die Beſchlagnahme erſt im letzten 
halben Monat des Kalendervierteljahrs erfolgt, Verfügungen über 
den Mietzins bis zum Schluſſe nicht des laufenden, ſondern 
des nächſten Vierteljahrs wirken. Eine am 17. März 1916 
erfolgende Beſchlagnahme wirkt alſo nicht für den 31. März, 
ſondern für den 30. Juni 1916. Der Schutz des Mieters kann 
ſich alſo unter Umſtänden doch noch auf 3½ Monate erſtrecken. 


II. Der Schutz des Erſtehers. 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangs— 
verwaltung (RGBl. 1898 S. 713) 
Alte Faſſung: 
8 57. 

Iſt das Grundſtück einem Mieter oder Pächter überlaſſen, 
fo finden die Vorſchriften der 88 571, 572, des $ 573 Satz 1 und 
der 88 574, 575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 
Der Erſteher iſt jedoch berechtigt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen. Die Kündigung iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ſie nicht für den erſten Termin erfolgt, für den ſie 
zuläſſig iſt. 

Neue Faſſung: 
§ 57. 

Iſt das Grundſtück einem Mieter oder Pächter überlaſſen, 
fo finden die Vorſchriften der SS 571, 572, des § 573 Satz 1 und 
der 88 574, 575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach Maßgabe der 
88 57a und 57b entſprechende Anwendung. 


§ 57a. 

Der Erſteher iſt berechtigt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen. Die Kündigung iſt 
ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht für den erſten Termin erfolgt, für den 

läſſig iſt. 
fie zuläſſig if 9 5b 


Soweit nach den Vorſchriften des §S 573 Satz 1 und 
der SS 574, 575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die 
Wirkung von Verfügungen und Rechtsgeſchäften über den 


Miet⸗ oder Pachtzins der Übergang des Eigentums in 
Betracht kommt, iſt an deſſen Stelle die Beſchlagnahme 
des Grundſtücks maßgebend. Iſt dem Mieter oder Pächter 
der Beſchluß, durch den die Zwangsverſteigerung an: 
geordnet wird, zugeſtellt, ſo gilt mit der Zuſtellung die 
Beſchlagnahme als dem Mieter oder Pächter bekannt; die 
Zuſtellung erfolgt auf Antrag des Gläubigers an die 
von ihm bezeichneten Perſonen. Dem Beſchluſſe ſoll eine 
Belehrung über die Bedeutung der Beſchlagnahme für den 
Mieter oder Pächter beigefügt werden. Das Gericht hat 
auf Antrag des Gläubigers zur Feſtſtellung der Mieter und 
Pächter eines Grundſtücks Ermittelungen zu veranlaſſen; 
es kann damit einen Gerichtsvollzieher oder einen ſonſtigen 
Beamten beauftragen, auch die zuſtändige örtliche Behörde 
um Mitteilung der ihr bekannten Mieter und Pächter 


erſuchen. 


Der Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs verſteige⸗ 
rung ſteht die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung gleich, wenn ſie bis zum Zuſchlag fortgedauert 


hat. 
ihm verboten 


Iſt dem Mieter oder Pächter der Beſchluß, durch den 
ird, an den Schuldner zu zahlen, zugeſtellt, 


ſo gilt mit der Zuſtellung die Beſchlagnahme als dem 


Mieter oder Pächter bekannt. 


Auf Verfügungen und Rechtsgeſchäfte des 8 8885 
verwalters finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 


Alte Faſſung: 
8 578. 

Eine Verfügung, die der Ver⸗ 
mieter vor dem Übergange des 
Eigentums über den auf die Zeit 
der Berechtigung des Erwerbers 
entfallenden Mietzins getroffen 
hat, iſt inſoweit wirkſam, als ſie 
ſich auf den Mietzins für das zur 
Zeit des Überganges des Eigentums 
laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr bezieht. Eine 
Verfügung über den Mietzins für 
eine ſpätere Zeit muß der Erwerber 
gegen ſich gelten laſſen, wenn er 
ſie zur Zeit des Überganges des 
Eigentums kennt. 


§ 574. 

Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen 
dem Mieter und dem Vermieter in 
Anſehung der Mietzinsforderung 
vorgenommen wird, insbeſondere 
die Entrichtung des Mietzinſes, 
iſt dem Erwerber gegenüber wirk⸗ 
ſam, ſoweit es ſich nicht auf den 
Mietzins für eine ſpätere Zeit 
als das Kalendervierteljahr, in 


Neue Faſſung: 
8 573. 

Eine Verfügung, die der Ber: 
mieter vor dem Ülbergange des 
Eigentums über den auf die Zeit 
der Berechtigung des Erwerbers 
entfallenden Mietzins getroffen hat, 
iſt inſoweit wirkſam, als fie ſich 
auf den Mietzins für das zur 
Zeit des Überganges des Eigen⸗ 
tums laufende Kalendervierteljahr 
bezieht; erfolgt der Übergang 
des Eigentums innerhalb 
des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs, 
fo iſt die Verfügung auch in⸗ 
ſoweit wirkſam, als ſie ſich 
auf den Mietzins für das 
folgende Kalenderviertel⸗ 
jahr bezieht. Eine Verfügung 
über der Mietzins für eine ſpaͤtere 
Zeit muß der Erwerber gegen ſich 
gelten laſſen, wenn er ſie zur 
Zeit des Überganges des Eigen⸗ 
tums kennt. 

§ 574. 

Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen 
dem Mieter und dem Vermieter 
in Anſehung der Mietzins forderung 
vorgenommen wird, insbeſondere 
die Entrichtung des Mietzinſes, 
iſt dem Erwerber gegenüber wirk 
ſam, ſoweit es ſich nicht auf den 
Mietzins für eine ſpätere Zeit 
als das Kalendervierteljahr be 


44. Jahrgang. 


(Alte Faflung:) 
welchem der Mieter von dem Über: 
gange des Eigentums Kenntnis 
erlangt, und das folgende 
Vierteljahr bezieht. Ein Recht: 
geſchäft, das nach dem Übergange 
des Eigentums vorgenommen wird, 
iſt jedoch unwirkſam, wenn der 
Mieter bei der Vornahme des 
Kechtsgeſchäfts von dem Über: 
gange des Eigentums Kenntnis hat. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 


(Neue Faſſung:) 
zieht, in welchem der Mieter von 
dem Übergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt; erlangt der 
Mieter die Kenntnis inner⸗ 
halb des letzten halben Mo⸗ 
nats eines Kalenderviertel⸗ 
jahrs, fo iſt das Rechtsge⸗ 
ſchäft auch inſoweit wirkſam, 
als es ſich auf den Mietzins 
für das folgende Kalender: 


vierteljahr bezieht. Ein 
Rechtsgeſchäft, das nach dem 
Übergange des Eigentums vor: 
genommen wird, iſt jedoch un⸗ 
wirkſam, wenn der Mieter bei 
der Vornahme des Nechtsgeſchäfts 
von dem Übergange des Eigen⸗ 
tums Kenntnis hat. 
8 575 (ſiehe Bürgerliches Geſetzbuch). 
Faſſung unverändert. 


Die wichtige Neuerung des neuen Geſetzes beſteht darin, 
daß als Stichereignis für die Wirkſamkeit aller Verfügungen 
und Rechtsgeſchäfte über den Mietzins nicht mehr der Tag des 
Zuſchlags oder die Kenntnisnahme davon, ſondern die Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks oder die Kenntnis davon in Frage 
kommt; unter der Beſchlagnahme iſt hier auch die Beſchlag⸗ 
nahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung zu verſtehen, 
ſo daß der Hypothekarier, der das Grundſtück verſteigern laſſen 
will, um die dem Erſteher und damit dem Verſteigerungs— 
erlöſe günſtige Verſchiebung des Stichtages herbei— 
zuführen, nicht erſt die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung herbeizuführen braucht. Anderer⸗ 
ſeits wirkt die Verfügung grundſätzlich nur für das 
Kalendervierteljahr, in welchem das Stichereignis (die 
Beſchlagnahme oder die Kenntnis davon) liegt, alſo 
bis zum Ende des Kalendervierteljahrs, in welchem 
die Beſchlagnahme oder die Kenntnisnahme davon 
erfolgt iſt. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, wenn das 
Stichereignis innerhalb des letzten halben Monats des Kalender⸗ 
vierteljahrs liegt. Dann wirkt die Verfügung bis zum Schluſſe 
des nächſten Kalendervierteljahrs. ö 

Dabei iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Fällen des 8 573 
und denen des 8 574 BGB. 8 574 bezieht ſich auf die Rechts⸗ 
geſchäfte, die zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter 
in Anſehung der Mietzinsforderung vorgenommen worden ſind, 
alſo auf Vorauszahlung, Erlaß, Stundung des Mietzinſes. 
Hier iſt das Stichereignis, d. h. das Ereignis, das für die 
Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts von Bedeutung iſt, nicht der 
Eigentums wechſel, ſondern die Kenntnis davon. Dementſprechend 
iſt für das neue Recht das Stichereignis nicht die Beſchlag⸗ 
nahme, ſondern die Kenntnis des Mieters davon, die aber als 
vorhanden gilt, ſobald dem Mieter der die Beſchlagnahme an⸗ 
ordnende Beſchluß zugeſtellt iſt. 

Dagegen bezieht ſich § 573 auf die Rechtsgeſchäfte mit 
andern Perſonen, z. B. auf alle Abtretungen und Ver⸗ 
pfändungen des Mietzinſes, ſowie auf die gerichtliche 
Pfändung desſelben. Hier fällt das Stichereignis mit der 
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Beſchlagnahme zuſammen, hier kommt es nicht auf die 
Kenntnis des Vertragsgenoſſen oder des ſonſt Beteiligten von 
der Beſchlagnahme an. 

Dazu Beiſpiele: Hatte A am 1. Februar 1914 die Miet⸗ 
zinſen ſeines Grundſtücks dem B abgetreten und wurde das 
Grundſtück am 13. März 1914 für die Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung beſchlagnahmt und am 15. Juli 1914 zwangsweiſe 
verſteigert, ſo wirkte die Abtretung nach dem bisherigen Rechte 
bis zum 30. Juni 1914 gegen den Zwangsverwalter und vom 
15. Juli 1914 bis 31. Dezember 1914 gegen den Erſteher; 
nach dem neuen Rechte wäre die Abtretung gegen den Zwangs⸗ 
verwalter nur bis zum 31. März 1914, gegen den Erſteher gar 
nicht wirkſam geweſen. 

Hatte A am 1. Januar 1914 die Mietzinſen bis zum 
30. Juni 1914 vorausbezahlt und wurde das Grundſtück am 
10. Januar 1914 für die Zwecke der Zwangsverſteigerung 
beſchlagnahmt und am 20. März 1914 verſteigert, der Mieter 
aber am 22. März 1914 von der Verſteigerung unterrichtet, ſo 
hatte der Erſteher die ganze Vorauszahlung gegen ſich gelten 
zu laſſen. Nach dem neuen Rechte würde die Vorauszahlung, 
wenn man unterſtellt, daß der Mieter von der Beſchlagnahme 
am 20. Januar 1914 Kenntnis erhalten hat, nur bis zum 
31. März 1914 gewirkt haben. 

Durch das neue Geſetz iſt die unſelige Doppel⸗ 
wirkung der Verfügung beſeitigt; ſie kann, wenn eine Beſchlag⸗ 
nahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung eingeleitet war, 
gegen den Erſteher nie weiter wirken, als gegen den Zwangs⸗ 
verwalter. Sie kann auch, wenn ihre Wirkſamkeit gegen den 
Zwangsverwalter erloſchen war, ſpäter nicht noch einmal gegen 
den Erſteher wirkſam werden. Andererſeits gibt nun auch die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung in den 
Fällen, wo keine Zwangsverwaltung in Frage ſteht, ein Mittel 
in die Hand, die Wirkſamkeit der Verfügung gegen den Er⸗ 
ſteher weſentlich zu beſchränken. 

Im einzelnen iſt noch auf folgendes hinzuweiſen: 

1. Nach dem bisherigen Rechte waren Verfügungen des 
Eigentümers über die Mietzinſen, die während der Zwangs⸗ 
verwaltung vorgenommen wurden und nicht in Rechtsgeſchäften 
mit den Mietern beſtanden (Abtretungen, Verpfändungen u. dgl.), 
zwar gegenüber dem Zwangsverwalter, nicht aber gegenüber dem 
Erſteher unwirkſam. Ebenſo waren dergleichen Verfügungen des 
Eigentümers über die Mietzinſen, die hinter der Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung lagen, dem Erſteher gegenüber 
— wenn auch mit zeitlicher Beſchränkung — wirkſam, da ja 
in beiden Fällen bislang der Abergang des Eigentums maß⸗ 
gebend war. 

Der neue Stichtag hat nun zur Folge, daß der Eigen⸗ 
tümer dergleichen Verfügungen über den Mietzins 
mit Rechtswirkung gegen den Erſteher nicht mehr 
treffen kann, ſobald das Grundſtück zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung mit 
Beſchlag belegt worden iſt. 

2. Nach dem bisherigen Rechte war ein Rechtsgeſchäft, 
das der Eigentümer mit dem Mieter während der Zwangs— 
verwaltung wegen der Mietzinſen vorgenommen hatte, zwar 
gegenüber dem Zwangsverwalter, nicht aber gegenüber dem 
Erſteher unwirkſam. Gegen den Erſteher wirkte es mit der 
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zeitlichen Beſchränkung, die ſich aus der bisherigen Faſſung des 
8 574 BGB. ergab, nämlich bis zu dem Ende des Kalender⸗ 
vierteljahres, das dem Kalendervierteljahr folgte, in welchem 
der Mieter von dem Zuſchlage Kenntnis erhalten hatte. Mit 
derſelben zeitlichen Beſchränkung waren Rechtsgeſchäfte des 
Mieters mit dem Eigentümer gegen den Erſteher wirkſam, die 
nach der Beſchlagnahme des Grundſtücks zum Zwecke der 
Zwangsverſteigerung, aber vor dem Zuſchlage vorgenommen 
wurden. 

Der neue Stichtag hat nun zur Folge, daß der Eigentümer 
Rechtsgeſchäfte mit dem Mieter über den Mietzins mit Rechts⸗ 
wirkſamkeit gegen den Erſteher nicht mehr ſchließen 
kann, ſobald das Grundſtück zum Zwecke der Zwangs— 
verwaltung oder Zwangsverſteigerung mit Beſchlag 
belegt worden und dies dem Mieter bekannt iſt. 

Die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
wurde bislang den Mietern nicht bekanntgegeben; fortab iſt 
aber die Zuſtellung des Beſchluſſes über die Zwangsverſteigerung 
an die Mieter vorgeſchrieben; die Zuſtellung erfolgt auf Antrag 
des Zwangsverſteigerungsgläubigers an die von ihm bezeichneten 
Perſonen. Das Gericht hat auch auf Antrag des Gläubigers 
zur Feſtſtellung der Mieter des Grundſtücks Ermittelungen zu ver⸗ 
anlaſſen; es kann damit einen Gerichtsvollzieher oder einen ſonſtigen 
Beamten beauftragen, auch die zuſtändige örtliche Behörde um 
Mitteilung der ihr bekannten Mieter erſuchen. Iſt dem Mieter 
der Zwangsverſteigerungsbeſchluß zugeſtellt, ſo gilt damit die 
Beſchlagnahme als dem Mieter bekannt. Der Gegenbeweis da⸗ 
gegen iſt ausgeſchloſſen. Alle Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter 
und Eigentümer, die den Mietzins betreffen und hinter der Zu⸗ 
ſtellung liegen, ſind dem Erſteher gegenüber völlig unwirkſam. 

Im Zwangsverwaltungsverfahren war ja ſchon nach dem 
bisherigen Rechte dem Mieter ein Zahlungsverbot zuzuſtellen; 
auch bei dieſer Zuſtellung tritt die obenerwähnte Fiktion ein, 
ſo daß alſo Rechtsgeſchäfte, die zwiſchen dem Mieter und dem 
Eigentümer betreffs des Mietzinſes nach der Zuſtellung des im 
Zwangsverwaltungsverfahren erlaſſenen Zahlungsverbotes ab⸗ 
geſchloſſen werden, dem Erſteher gegenüber völlig unwirkſam ſind. 

3. Durch die Ausführungen unter 1 und 2 wird jedoch 
daran, daß dem Erſteher die Mietzinſen erſt vom Tage des 
Zuſchlags gebühren, nichts geändert; die unter 1 und 2 dar⸗ 
gelegte Unwirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte dem Erſteher gegenüber 
bezieht ſich daher immer nur auf die Mietzinſen vom 
Tage des Zuſchlags ab; bis dahin bleiben die in Frage 
ſtehenden Verfügungen, ſoweit nicht entgegenſtehende Rechte des 
Zwangsverwalters in Frage kommen, rechtswirkſam. 

4. Liegen mehrere Beſchlagnahmen vor, ſo kann ſich 
der Erſteher, um die ihm günſtigen Rechtsfolgen zu er⸗ 
zielen, auf jede von ihnen berufen; die ſpätere Beſchlagnahme 
kann beſonders dann wichtig werden, wenn der Fall unter 2 
vorliegt und dem Mieter der erſte Beſchlagnahmebeſchluß nicht 
zugeſtellt worden war. Hervorzuheben iſt aber, daß die Be: 
ſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung dem Erſteher 
günſtige Rechtsfolgen nur dann zeitigen kann, wenn fie bis zur 
Verſteigerung fortgedauert hat. 

5. Die bisherigen Ausführungen e ſich nicht ai 
Rechtsgeſchäfte des Zwangsverwalters, insbeſondere mit dem 
Mieter; hier bleibt der Tag des Zuſchlags der Stichtag; es 
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15. 1915. 


ſind alſo Rechtsgeſchäfte, die der Zwangsverwalter mit dem 
Mieter vor dem Zuſchlage geſchloſſen hat, z. B. die Vorauszahlung 
des Mietzinſes, dem Erſteher gegenüber auch für die Zeit hinter 
dem Zuſchlage, wenn auch mit der durch das neue Geſetz 
geſchaffenen zeitlichen Grenze wirkſam. Der Erſteher hat ſich 
ſolchenfalls mit dem Zwangsverwalter auseinanderzuſetzen. 

6. Da die Beſchlagnahme, ſei es zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung, ſei es zu dem der Zwangsverſteigerung, geraume 


Zeit vor der Zwangsverſteigerung zu liegen pflegt, ſo geht das 


praktiſche Ergebnis des neuen Geſetzes in der Regel dahin, 
daß dem Erſteher der Mietzins vom Tage des Zuſchlags 
an nicht mehr geſchmälert wird. Erfolgt z. B. die Beſchlag⸗ 
nahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung am 10. Februar 1916, 
und wird ſie den Mietern am 15. Februar 1916 bekanntgegeben, 


und findet andererſeits die Verſteigerung ſelbſt am 5. April 1916 


ſtatt, ſo wirken dem Erſteher gegenüber alle Vorausverfügungen 
nur bis zum 31. März 1916, der Mietzins vom 5. April 1916 
an kann ihm alſo nicht verkümmert werden. Eine praktiſch 
wenig bedeutſame Ausnahme wird nur dann eintreten können, 
wenn das Stichereignis innerhalb des letzten halben Monats 
des Kalendervierteljahrs liegt und deshalb die Verfügung bis 
zum Schluſſe des nächſten Kalendervierteljahres wirkt. 


III. Der Schutz des Grundſtückserwerbers und ähnliche Fälle. 

Die einſchlagenden SS 573, 574 BGB. in alter und neuer 
Faſſung ſiehe oben unter B II. 

1. Der Schutz des Grundſtückserwerbers iſt dadurch weſentlich 
geſteigert worden, daß Verfügungen des bisherigen Eigentümers 
über den Mietzins, die nicht in einem Rechtsgeſchäfte mit dem 
Mieter beſtehen — zu denken iſt dabei hauptſächlich an Ab⸗ 
tretung und Verpfändung des Mietzinſes, und Pfändungen 
ſtehen den Verpfändungen gleich — dem Erwerber gegenüber 
nur bis zum Schluſſe des Kalendervierteljahres wirkſam ſind, 
in dem ſich der Eigentumsübergang vollzieht. Die Wirkſam⸗ 
keit der Verfügungen wird alſo um ein volles Viertel⸗ 
jahr verkürzt. Eine Ausnahme findet nur dann ſtatt, wenn 
ſich der Eigentumsübergang in dem letzten halben Monate eines 
Kalendervierteljahrs vollzieht; dann bleibt es bei der bisherigen 
Regel; die Ausnahme rechtfertigt ſich aus den Gründen, die 
oben bei BI unter 3 ausführlich dargelegt find. 

2. Beſteht die Verfügung über den Mietzins aus einem 
Rechtsgeſchäfte zwiſchen Mieter und Vermieter —, Erlaß des Zinſes, 
Vorauszahlung des Zinſes u. dgl. — ſo bleibt es bei dem 
bisherigen Stichtage, dem Tage, an dem der Mieter von dem 
Eigentumsübergange Kenntnis erhielt; allein der Schutz des 
Mieters erſtreckt ſich nur bis zu dem Ende des Kalenderviertel⸗ 
jahres, dem dieſer Stichtag angehört. Auch hier wird der 
Schutz des Mieters zugunſten des Erwerbers um ein 
volles Vierteljahr verkürzt. Auch hier gilt die Au 
nahme, daß der bisherige Schutz des Mieters beſtehen bleibt, 
wenn er die Kenntnis vom Eigentumsübergange erſt in dem 
letzten halben Monate des Kalendervierteljahres erlangt. Auch 
hier find die oben unter B13 dargelegten Gründe maßgebend. 

3. Die SS 573 ff. BGB. bildeten gleichzeitig die Unter⸗ 
Tine für verwandte Fälle; ihre Abänderung . alſo 5 
für dieſe verwandten Fälle wirken. | 


1 


. 6. 


at 


* 1 


44. Jahrgang. 


a) 88 573 ff. find entſprechend anzuwenden in den Fällen, 


— 


wo der Nießbraucher ein Grundſtück über die Dauer des Nieß⸗ 


brauchs hinaus vermietet und verpachtet hatte, nun aber der 


Nießbrauch erliſcht und das Nutzungsrecht des Eigentümers wieder 
in Geltung tritt. Auch für dieſe Fälle iſt nunmehr die Wirkung 
der Vorausverfügungen der Regel nach auf das Kalenderviertel⸗ 


jahr beſchränkt, in welchem der Nießbrauch erloſch oder der 
Mieter davon Kenntnis erhielt. (BGB. § 1056.) 

b) Andererſeits wird bei dem ehemännlichen Verwaltungs⸗ 
und Nutznießungsrecht auf dem Boden des geſetzlichen Güter⸗ 
rechts, bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft und Fahrnisgemein⸗ 


ſchaft, ſoweit das eingebrachte Gut der Frau in Frage 


kommt, ſowie bei der elterlichen Nutznießung teils mittelbar, 
teils unmittelbar auf BGB. § 1056, und damit wieder auf 
BGB. 88 573 f. hingewieſen: BGB. SS 1423, 1546 Abſ. 3, 


1550 Abſ. 2, 1663, 1686. Wenn alſo die in Frage ſtehenden 


ehe⸗ und familienrechtlichen Befugniſſe in Wegfall kommen und 


die Nutzungsbefugniſſe wieder in die Hand des Eigentümers 


(der Frau, des Kindes) zurückgelangen, ſo wird die Wirkſamkeit 
der Vorausverfügungen der Regel nach auf das Kalender⸗ 
vierteljahr beſchränkt, in welchem die Nutzungsbefugniſſe 
weggefallen ſind oder der Beteiligte davon Kenntnis er⸗ 
halten hat. 

c) Auch für den Fall, wo der Vorerbe ein zur Erbſchaft 
gehöriges Grundſtück verpachtet oder vermietet hat, und nun 
während des Pacht⸗ oder Mietverhältniſſes die Nacherbfolge 
eintritt, iſt $ 1056 entſprechend anwendbar: BGB. § 2135. 
Da § 1056 auf die 88 573 S. 1 flg. verweiſt, wird auch hier 
die Wirkſamkeit der Vorausverfügungen beſchränkt, und zwar in 
der Regel auf das Kalendervierteljahr, in welchem die Nach⸗ 
erbfolge eintritt oder dem Beteiligten bekannt wird. 


C. Einzelheiten. 


1. 8 21 KO. enthielt für den Konkursfall Vorſchriften, 
die den 88 1123, 1124 BGB. entſprechen. Die einſchlagenden 
Vorausverfügungen wirkten für das zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung laufende und das folgende Kalendervierteljahr. 


Nach der jetzigen Faſſung des § 21 KO. iſt das zweite Kalender⸗ 


vierteljahr geſtrichen; die Vorausverfügung wirkt nur für das 
laufende Kalendervierteljahr. Lediglich für den Fall iſt eine 
dem bisherigen Rechte entſprechende Ausnahme geſtattet worden, 
daß die Konkurseröffnung innerhalb des letzten Monats eines 
Kalendervierteljahres erfolgt. Die Gründe, die auch hier 
maßgebend waren, find oben unter B I Ziff. 3 dargelegt 
worden. 


2. Nach S 21 Abſ. 3 KO. wirkt eine vom Konkursverwalter 
vorgenommene freihändige Veräußerung des Grundſtücks dem im 
Beſitze befindlichen Mieter oder Pächter gegenüber wie eine 
Zwangsverſteigerung. Dabei bleibt es, ſoweit $ 57a 3G. 
in Frage kommt. Allein der neue § 57b mußte hier aus⸗ 
geſchaltet werden, da er auf dieſen Fall nicht paßt. 

3. Bei der Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
einer Gemeinſchaft (ZUG. §§ 180 flg.) kommt das neue Geſetz 
nicht in Anwendung. Als Stichtag kommt alſo zugunſten des 
Erſtehers der Tag der Beſchlagnahme nicht in Frage; maßgebend 
bleibt der Tag des Zuſchlags. Dies iſt angemeſſen; denn bei 
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dieſer Verſteigerung handeltes ſich um Eigentümer, deren Ber: 


hältniſſe gut ſind und die ſich nur auseinanderſetzen wollen. 


Hier ſind argliſtige Machenſchaften nicht zu befürchten. Auf die 
Fälle in 8 172 3G. findet 8 57b ZVG. keine Anwendung 
(vgl. $ 173 3 WG.). 

4. a) Soweit 8 1124 die b des Miet⸗ 
zinſes den Hypothekengläubigern gegenüber für unwirkſam 
erklärte, war durch $ 1125 auch die Aufrechnungsbefugnis des 
Mieters zugunſten der Hypothekengläubiger beſchränkt. Durch 
die Abänderung des § 1124 iſt damit auch die Aufrechnungs⸗ 
befugnis des Mieters dem Zwangsverwalter gegenüber noch 
weiter verkümmert worden; ſie beſchränkt ſich nun— 
mehr in der Regel auf das zur Zeit der Beſchlagnahme 
laufende Kalendervierteljahr. 

b) Die Aufrechnungsbefugnis des Mieters gegenüber 
dem Erwerber des Grundſtücks war nach § 575 Abſ. 1 
durch Bezugnahme auf § 574 BGB. geregelt. Iſt nun durch 
die neue Faſſung des § 574 die Wirkung der Vorauszahlung 
des Mietzinſes dem Erwerber des Grundſtücks gegenüber in der 
Regel auf das Kalendervierteljahr beſchränkt worden, in welchem 
der Mieter von dem Eigentumswechſel Kenntnis erhielt, ſo gilt 
nun dieſelbe Beſchränkung auch für die Aufrechnungsbefugnis 
des Mieters, vorausgeſetzt, daß die Aufrechnung nach § 575 
S. 2 überhaupt zuläſſig iſt. 

5. Dem Erſteher gegenüber iſt, ſoweit die Aufrechnungs⸗ 
befugnis des Mieters in Frage kommt, als Stichtag zunächſt 
nicht der Zeitpunkt des Eigentumswechſels, ſondern der Zeit⸗ 
punkt der Beſchlagnahme anzuſehen (ſiehe oben bei B). In der 
Regel iſt der Tag maßgebend, wo der Beſchlagnahmebeſchluß 
dem Mieter zugeſtellt worden iſt. Andererſeits reicht die Auf⸗ 
rechnung infolge der Abänderung des § 574 BGB. in der 
Regel nicht über das Kalendervierteljahr hinaus, in dem der 
Beſchlagnahmebeſchluß dem Mieter zugeſtellt worden iſt. Es 
wird alſo die Aufrechnungsbefugnis des Mieters dem Erſteher 
gegenüber fo gut wie ausgeſchloſſen ſein.“ 

® 


Das Zwangsſyndilatsgeſetz. 
Von Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Flechtheim, Berlin.!) 


Der Bundesrat hat am 12. Juli 1915 eine Verordnung 
über die Bildung von Zwangsſyndikaten auf dem Gebiete der 
Kohleninduſtrie erlaſſen. Danach werden die Landeszentral⸗ 
behörden ermächtigt, die Beſitzer von Steinkohlenbergwerken 
und Braunkohlenbergwerken allgemein oder für beſtimmte Be⸗ 
zirke oder für beſtimmte Arten von Bergwerkserzeugniſſen ohne 
ihre Zuſtimmung zu Geſellſchaften zu vereinigen, denen die 
Regelung der Förderung, ſowie der Abſatz der Bergwerks— 
erzeugniſſe der Geſellſchafter obliegt (Art. . Die Verordnung 
ſelbſt iſt ganz allgemein gehalten. Tatſächlich haben wir es 
aber offenſichtlich mit einer lex specialis zu tun, veranlaßt 


2) Eine Reihe von Streitfragen ſowie die Rechtsverhältniſſe der 
Übergangszeit wie die nach dem Geſetze erforderliche Belehrung des 
Mieters ſollen in einem beſonderen Aufſatze erörtert werden. 

1) Vgl. meinen Artikel im Abendblatt der „Frankfurter Zeitung“ 
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durch die augenblickliche Lage des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlen⸗ 
ſyndikats. Dieſes wichtigſte und mächtigſte deutſche Syndikat 
befindet ſich bekanntlich in einer bedenklichen Kriſis. Die Er⸗ 
neuerungsverhandlungen des am 31. Dezember 1915 ablaufenden 
Syndikats ſtießen auf ungewöhnliche Schwierigkeiten. Im 
Innern des Syndikats ſind die alten Intereſſengegenſätze, ins⸗ 
beſondere die zwiſchen den reinen Zechen und den gemiſchten 
Werken, wieder heftig aufeinandergeſtoßen. Man konnte auch 
das Syndikat nicht verlängern, ohne die vielfach auf Koſten 
des Syndikats ſtark gewordenen Außenſeiter, die man bisher 
zum Teil nur durch Anſchlußverträge hatte feſſeln können, ganz 
in das Syndikat hineinzuziehen, damit ſie auch an den Laſten 
gleichmäßig beizutragen hätten. Endlich hieß es für die Auf⸗ 
nahme der ſtaatlichen Bergwerke eine geeignete Vertragsgrund⸗ 
lage zu finden. Die Verhandlungen werden ſchon ſeit Jahren 
geführt, auf allen Seiten mit der größten Energie und Zähig⸗ 
keit. Man war Anfang dieſes Jahres ſo weit, daß ein neuer 
Syndikatsvertrag im Entwurf den Mitgliedern vorgelegt werden 
konnte. Er wurde dann auch in der Verſammlung der Zechen⸗ 
beſitzer vom 8. Februar 1915 angenommen und von einer 
erheblichen Zahl der alten Mitglieder unterzeichnet. Es gelang 
auch, die alten Mitglieder noch rechtzeitig zu verpflichten, ſich 
bis zum 30. September 1915 der Vornahme ſelbſtändiger Ab⸗ 
ſchlüſſe mit Lieferungsterminen über den 1. Januar 1916 hinaus 
zu enthalten, und ſo Zeit zu weiteren Verhandlungen zu ge⸗ 
winnen. Nichtsdeſtoweniger ſchienen die Verhandlungen ſchließlich 
an einem toten Punkte angelangt zu ſein. Das Geſpenſt der 
Syndikatsauflöſung nahm ernſtere Geſtalt an. Im Laufe der 
Verhandlungen war bereits hin und wieder auch mit der 
Möglichkeit eines ſtaatlichen Eingriffs gedroht worden. Aber es 
ſchien doch noch ein weiter Schritt vom bloßen Gedanken bis zur 
lebendigen Tat. Jetzt hat die Regierung in etwas weitherziger An⸗ 
wendung der ihr durch $ 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des 
Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 erteilten Freiheit den gordiſchen Knoten zerhauen, und die 
Induſtrie muß fi mit der Tatſache dieſes ſtaatlichen Ein⸗ 
ſchreitens, es mag ihr ſympathiſch ſein oder nicht, wohl oder 
übel abfinden. Die Regierung will unter allen Umſtänden 
einen chaotiſchen Zuſtand in der Kohleninduſtrie aus Gründen 
des öffentlichen Wohles verhindern und ſchreckt deshalb nicht 
vor dem Gedanken zurück, den beteiligten Zechenbeſitzern gegen⸗ 
über, wenn ſie nicht willig ſind, Gewalt zu gebrauchen. Dieſes 
Bild iſt nicht ohne hiſtoriſchen Reiz, wenn man bedenkt, daß 
die Zeit noch nicht gar ſo lange hinter uns liegt, da das Be⸗ 
ſtehen des Kohlenſyndikats als eine öffentliche Gefahr angeſehen 
wurde. Inzwiſchen hat ſich eben die Auffaſſung über die 
volkswirtſchaftliche Nützlichkeit unſerer Kartelle und Syndikate 
gründlich gewandelt. Man weiß heute den Segen einer gut 
organiſierten Induſtrie und die Auswüchſe einer wildgewordenen 
Kartellpolitik wohl auseinanderzuhalten. Es iſt auch nicht das 
erſtemal, daß der deutſche Geſetzgeber den Zuſammenſchluß einer 
Induſtrie durch ſeine Maßnahmen bewußt fördert. Man kann 
im Gegenteil feſtſtellen, daß überall da, wo der Geſetzgeber in 
Deutſchland die Kartellbildung bisher überhaupt beeinflußt hat, 
es im Sinne der Stärkung des Syndikatsgedankens geſchehen 
iſt. So hat er durch feine Zoll: und Steuerpolitik die Bildung 
und Aufrechterhaltung der Spiritus⸗Zentrale und des Zündholz⸗ 
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ſyndikats ermöglicht.“) Noch deutlicher tritt dieſe Tendenz im 
Reichs⸗Kaligeſetz hervor, durch das das in Trümmer gegangene 
Kaliſyndikat wieder aufgerichtet werden ſollte. Die Gründe 
ſeines Zerfalls lagen, wie bei faſt allen Syndikaten, in Streitig⸗ 
keiten über die Beteiligungsziffern und die Preispolitik. Nach 
dem Geſetz wird nun jeder Kaliwerksbeſitzer, er mag Mitglied 
eines Syndikats ſein oder nicht, durch eine behördliche Ver⸗ 
teilungsſtelle in ſeinem Abſatz kontingentiert. Ferner werden 
amtlich Höchſtpreiſe feſtgeſetzt. Damit waren die der Synbilats- 
erneuerung entgegenſtehenden Hinderniſſe beſeitigt, und da aus 
der Zugehörigkeit zu einer Verkaufsvereinigung für den einzelnen 
Kaliwerksbeſitzer beſondere Vorteile entſtehen, ihm insbeſondere 
auch die Koſten einer eigenen Verkaufsorganiſation erſpart 
werden, lief die geſetzliche Regelung auf einen mittelbaren Zwang 
zum Eintritt in das Syndikat hinaus.“) Nur im uneigentlichen 
Sinne kann man hier alſo von einem Zwangsſyndikat ſprechen. 
Dagegen ſchafft die neue Verordnung für den Kohlenbergbau 
wirkliche und echte Zwangsſyndikate. Es mag wirtſchaftlich 
keinen allzu großen Unterſchied bedeuten, ob die Werkbeſitzer 
ohne ihre Zuſtimmung ſyndiziert werden, oder ob der Geſetz⸗ 
geber eine Lage ſchafft, die ſie zwingt, ſich freiwillig zuſammen⸗ 
zuſchließen. Für den Aufbau des Geſetzes iſt der Unterſchied 
von dem größten Belang. Er verlangt eine ganz andere recht⸗ 
liche Struktur eines ſolchen Syndikats. Es muß alles auf die 
Initiative des Geſetzgebers und der Behörden abgeſtellt werden. 
Die Verordnung des Bundesrats hat dieſe eigenartige Aufgabe 
richtig erfaßt und vom Standpunkt der juriſtiſchen Technik auch 
befriedigend gelöſt. 

Der Reichsgeſetzgeber begnügt ſich allerdings damit, nur die 
wichtigſten Umriſſe eines Zwangsſyndikats zu geben und alles 
Nähere der Landeszentralbehörde, hier alſo praktiſch dem preußiſchen 
Handelsminiſter, zu überlaſſen. 

Da das Geſetz das Zuſtandekommen des Syndikats von 
dem Willen der Beteiligten unabhängig machen will, konnte es 
für deren Vereinigung auch keine Geſellſchaftsform wählen, die 
auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruht. Die „Geſellſchaft“, 
wie die Verordnung mißbräuchlich dieſe Zwangsvereinigung der 
Zechenbeſitzer nennt, entſteht vielmehr durch einen einſeitigen Akt 
der Verwaltung, nämlich durch die Bekanntmachung der Satzung 
im Reichsanzeiger (Art. II § 1 Abſ. 2 VO.) Die „Geſellſchaft“ 
iſt rechtsfähig (daſelbſt Abſ. 3). Es entſteht rechtlich eine 
neue „Geſellſchaft“. Es wird nicht etwa das alte Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Kohlenſyndikat zwangsweiſe verlängert. Das jetzige 
Kohlenſyndikat hat eine eigenartige juriſtiſche Struktur.“) Es 
beſteht zunächſt eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſches Kohlenſyndikat A.⸗G.“, deren Aktionäre die be⸗ 
teiligten Zechenbeſitzer ſind. Dieſe Aktiengeſellſchaft dient als 
Verkaufsſtelle und als Vermögensträgerin des Syndikats. Die 
eigentliche Syndikatsorganiſation beruht aber auf einem be⸗ 
ſonderen Syndikatsvertrag, den die Zechenbeſitzer untereinander 
in Verbindung mit der Verkaufsſtelle geſchloſſen haben und durch 


2) Vgl. Keſtner, „Der Organiſationszwang“. Berlin 1912. 


S. 171 ff. 


) Bgl. das Nähere bei Flechtheim, „Deutſches Kartellrecht“ 
Bd. I. Mannheim 1912, S. 128 ff. 


4) Pgl. zum folgenden Flechtheim, S. 12 ff. 
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den unter ihnen eine beſondere Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
gebildet wird. Dieſer Vertrag begründet auch allein die eigent⸗ 
lichen Syndikatspflichten der Geſellſchafter, alſo insbeſondere die 
Beſchränkung ihres Abſatzes, die Ablieferung ihrer Produktion 
an die Verkaufsſtelle und die Leiſtung von Beiträgen. Dieſe 
eigenartige Form der Doppelgeſellſchaft hat ſich in der Praxis 
bewährt und iſt vielfach vorbildlich geweſen. Ich kann trotz des 
Widerſpruchs von Klein“) in einer ſolchen geſchickten Anpaſſung 
der vorhandenen Rechtsformen an neue wirtſchaftliche Bedürfniſſe 
kein Unglück erblicken und muß meinen Widerſpruch gegen die 
Schaffung einer beſonderen Geſellſchaftsform für Kartelle und 
Syndikate auch heute noch aufrechterhalten. Etwas ganz 
anderes iſt es natürlich mit einem Zwangsſyndikat. Hier iſt der 
Geſetzgeber genötigt, eine ganz neue Rechtsform zu ſchaffen, und 
es liegt für ihn kein Grund vor, das wirtſchaftlich einheitliche 
Verhältnis in zwei geſonderte Rechtsverhältniſſe zu ſpalten. So 
iſt die „Geſellſchaft“ im Sinne der Verordnung gleichzeitig 
Syndikatsgeſellſchaft und Syndikatsverkaufsſtelle. 

Die „Geſellſchaft“ iſt rechtsfähig, aber ſie iſt keine juriſtiſche 
Perſon des Privatrechts. Die SS 21 ff. BGB. find, wie eine 
Vergleichung ohne weiteres zeigt, ſelbſt als ergänzendes Recht 
durchweg unanwendbar. Noch weniger kommen die Rechtsſätze 
über die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts (SS 705 ff. BGB.) 
in Betracht. Die „Geſellſchaft“ iſt vielmehr eine juriſtiſche 
Perſon des öffentlichen Rechts mit privatrechtlicher Betäti⸗ 
gung, ähnlich in dieſer Hinſicht der Reichsbank. Die „Geſellſchaft“ 
iſt auch keine Handelsgeſellſchaft im techniſchen Sinne. Ob ſie 
die Eigenſchaft eines Kaufmanns hat, hängt nach 88 1 und 2 
HGB. davon ab, ob ſie ein Gewerbe betreibt. Dazu iſt aber 
weſentlich, daß ihre Tätigkeit auf Erwerb, d. h. auf Erzielung 
von Gewinn, gerichtet iſt. Gewinnabſicht liegt nicht ſchon dann 
vor, wenn man nur die Selbſtkoſten decken will.“) Deshalb 
find im allgemeinen Kartelle und Syndikate, die nur den reinen 
Kartellzweck verfolgen, keine gewerblichen Unternehmungen.“) 


Ein Verkaufsſyndikat insbeſondere will die Wirtſchaft ſeiner 


Mitglieder fördern, aber nicht ſelbſt Gewinn erzielen. Das 
gilt unbedenklich auch vom Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikat. 
Dieſes erhebt von ſeinen Mitgliedern gerade die Beiträge, die 
erforderlich ſind, die jährliche Unterbilanz zu decken. Die Folge 
davon iſt, daß die Bilanz des Kohlenſyndikats keinen geſetz⸗ 
lichen Reſervefonds aufweiſt.“) Im 8 34 des Entwurfes des 
neuen Syndikatsvertrages iſt bezeichnenderweiſe ausdrücklich 
hervorgehoben: 

„Der An⸗ und Verkauf von Kohlen, Koks und Briketts, 
ſowie die Tätigkeit des Syndikats nach 8 33 Ziff. 1 dieſes 
Vertrages dürfen nicht zum Zwecke eigener Gewinnerzielung, 
ſondern müſſen ausſchließlich zum Vorteile der Syndikats⸗ 


5) Die wirtſchaftlichen und ſozialen Grundlagen des Rechts der 
Erwerbsgeſellſchaften 1914 S. 60 ff. 

6) Düringer⸗Hachenburg, §S 1 HGB. Anm. 4; Staub, § 1 HGB. 
Anm. 7; Lehmann⸗Ring, $ 1 HGB. Nr. 4. 

7) Vgl. Silberberg in der Kartellrundſchau 1909 S. 807; 
Flechtheim, Kartellrecht S. 62 und in Düringer-Hachenburg, § 105 
HGB. Anm. 4. 

8) Paſſow, Materialien für das wirtſchaſtswiſſenſchaftliche 
Studium, Bd. 1, Leipzig 1911, S. 124; Flechtheim, S. 52. 
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mitglieder erfolgen. Die Aktiengeſellſchaft Rheiniſch⸗Weſtfäliſches 
Kohlenſyndikat kann ſomit einen Reingewinn nicht erzielen.“ 

Da das Zwangsſyndikat ſich auf die in der Verordnung 
vorgeſchriebenen Zwecke beſchränken muß, fehlt auch hier der 
Gewerbebetrieb und damit die Kaufmannseigenſchaft. Das iſt 
deshalb wichtig, weil das bisherige Kohlenſyndikat dadurch, daß 
die Verkaufsſtelle als Aktiengeſellſchaft gegründet iſt, trotz 
mangelnden Gewerbebetriebes Kaufmannseigenſchaft beſitzt. 
Dieſer Unterſchied wird ſich praktiſch vielfach bemerkbar machen. 
Die Angeſtellten der „Geſellſchaft“ ſind keine Handlungsgehilfen 
im Sinne der 88 59 ff. HGB. Die „Geſellſchaft“ kann keinen 
Prokuriſten beſtellen. Ihre Geſchäfte ſind keine Handelsgeſchäfte 
nach 88 343 ff. HGB. Auf ihre Verkäufe findet insbeſondere 
der 8 377 HGB. über die Pflicht zur unverzüglichen Mängel⸗ 
rüge keine Anwendung. Es wird Sache der Lieferungs⸗ 
bedingungen ſein, dieſer neuen Rechtslage gebührend Rechnung 
zu tragen. 

Die Rechtsverhältniſſe der „Geſellſchaft“ und der Geſell⸗ 
ſchafter werden, ſoweit ſie nicht in der Verordnung geregelt 
find, durch die Satzung beſtimmt (8 1 Abſ. 1). Erſt durch 
dieſe Satzung erhält die „Geſellſchaft“ Fleiſch und Blut. Die 
Satzung wird von der Landeszentralbehörde erlaſſen (8 1 Abſ. 2). 
Die Verordnung ſchreibt nicht vor, daß die Behörde vorher 
Vertreter der betroffenen Induſtrie zu hören hat. Es iſt dieſes 
vielmehr ausſchließlich Sache ihres guten Willens. Aber ſelbſt 
wenn die Satzung auf Grund eines Zuſammenarbeitens mit 
Vertretern der Induſtrie entſtehen ſollte, leitet ſie ihre verbind⸗ 
liche Kraft nicht aus dieſer Verſtändigung her, ſondern bleibt 
auch in dieſem Falle einſeitiger Verwaltungsakt. Sie hat den 
Charakter einer „aufoktroyierten Verfaſſung“. § 2 BO. führt 
an, worüber die Satzung Beſtimmungen enthalten ſoll. Der 
Rahmen iſt weit genug geſpannt und gibt insbeſondere der Be⸗ 
hörde Spielraum, ſich ſachlich an das erprobte Syſtem des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikatsvertrages anzulehnen. 

Als Geſellſchaftsorgane kennt die Verordnung nur den 
Vorſtand und die Geſellſchafterverſammlung. Sie ſpricht zwar 
auch von einem Beirat ($ 7 Abſ. 3), der ſich aus Vertretern 
des Bergbaues, des Kohlenhandels, der Induſtrie, der Land⸗ 
wirtſchaft, der Städte und der Eiſenbahnverwaltung zuſammen⸗ 
ſetzt. Dieſer iſt aber nicht Berater der „Geſellſchaft“, ſondern 
der Aufſichtsbehörde, alſo kein Geſellſchaftsorgan. Die Satzung 
muß Beſtimmungen enthalten über die Zuſammenſetzung und 
die Wahl, die Amtsdauer und die Befugniſſe des Vorſtandes, 
ſeine Einberufung und Beſchlußfaſſung, die Vertretung, ins⸗ 
beſondere die Zeichnung ſchriftlicher Erklärungen, die Form für 
den Ausweis der Vorſtandsmitglieder und die Beurkundung 
ihrer Beſchlüſſe (§ 2 Ziff. 4. Der Vorſtand hat die Stellung 
eines geſetzlichen Vertreters. Die „Geſellſchaft“ iſt für den 
Schaden verantwortlich, den er durch eine bei Erfüllung ſeiner 
Aufgaben begangene zum Schadenserſatz verpflichtende Hand⸗ 
lung einem Dritten zufügt (§§ 31, 89 BGB.). Die Satzung 
beſtimmt ferner die Gegenſtände, über die die Geſellſchafter— 
verſammlung zu beſchließen hat, ſowie die Vorausſetzung und 
die Form ihrer Einberufung, das Stimmrecht und die Der: 
tretung der Geſellſchafter (§S 2 Ziff. 3). Die Geſellſchafter— 
verſammlung kann alſo nicht autonom den Rahmen ihrer Zu— 
ſtändigkeit erweitern. Das Stimmrecht der einzelnen Geſell— 
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ſchafter wird vermutlich nach der Größe der Beteiligungsziffern ab⸗ 
geſtuft werden, vielleicht allerdings mit einer Beſchränkung nach oben. 
Die Satzung kann der Geſellſchafterverſammlung jedenfalls auch 
geſtatten, Ausſchüſſe zur Erledigung beſtimmter Fragen zu bilden. 

Geſellſchafter ſind alle Bergwerksbeſitzer, auf die die 
Verfügung der Landeszentralbehörde zutrifft. Die Verordnung 
läßt der Landeszentralbehörde freien Spielraum, das Syndikat 
örtlich oder ſachlich zu beſchränken. Die Verordnung ſpricht 
von Beſitzern, nicht von Eigentümern von Bergwerken. 
Es fehlt zwar an einer ausdrücklichen Beſtimmung nach dem 
Vorbilde des § 6 des Kaligeſetzes: „Kaliwerkbeſitzer iſt, wer 
ein Kalibergwerk auf eigene Rechnung betreibt.“ Gemeint iſt 
aber offenbar das gleiche. Im Falle der Verpachtung iſt alſo 
nicht der Verpächter, ſondern der Pächter Mitglied des Syndi⸗ 
kats, und der Beſitzer eines nicht mehr betriebenen Bergwerks 
wird überhaupt nicht Geſellſchafter, wie umgekehrt ein Geſell⸗ 
ſchafter, der ſeinen Betrieb endgültig ſtillegt, aus der „Geſell⸗ 
ſchaft“ ausſcheidet. Ferner ergibt ſich daraus, daß beim Wechſel 
in der Perſon des Unternehmers die Mitgliedſchaft ohne weiteres 
auf den Erwerber übergeht. 

Die Syndikatsmitgliedſchaft wird nicht durch irgendwelche 
Beitrittserklärung oder Anmeldung erworben, ſie entſteht viel⸗ 
mehr ipso jure mit der Entſtehung der „Geſellſchaft“ und 
ſpäterhin mit dem Beginn eines neuen Bergwerksbetriebes. 
Darin liegt eben das Weſen der Zwangsgemeinſchaft. Als 
eine naheliegende Analogie kann auf die Mitgliedſchaft des 
Unternehmers an der Berufsgenoſſenſchaft hingewieſen werden, 
die gleichfalls von Rechts wegen und ohne Rückſicht auf feinen 
Willen erworben wird. 

Die Rechtsſtellung des einzelnen Geſellſchafters in der 
Geſellſchaft wird weſentlich beſtimmt durch feine Beteiligungs: 
ziffer. Sie iſt im Zwangsſyndikat genau ſo wie in den frei⸗ 
willigen Syndikaten der Angelpunkt, da ſich in ihr das wirt⸗ 
ſchaftliche Machtverhältnis der einzelnen Geſellſchafter zueinander 
ausſpricht. Jedem Geſellſchafter wird eine „Beteiligung an der 
Förderung und am Abſatz“ zugewieſen. (§ 3.) Darunter iſt 
das Anteilsverhältnis jedes Geſellſchafters an der Geſamt— 
förderung und am Geſamtabſatz der im Syndikat vereinigten 
Bergwerksbeſitzer zu verſtehen. (Vgl. § 8 Abſ. 1 des Kali⸗ 
geſetzes.) Die Beteiligungsziffer wird im Zwangsſyndikat nicht 
vereinbart, ſondern, wie nach dem Kaligeſetz, autoritativ feſt— 
geſetzt. Die Feſtſetzung erfolgt zunächſt durch die Geſellſchafts⸗ 
organe. Die Verordnung ſagt nicht, durch welches, ob durch 
den Vorſtand oder die Geſellſchafterverſammlung. Da aber die 
Satzung die Gegenſtände beſtimmen muß, über die die Geſell— 
ſchafterverſammlung zu beſchließen hat, muß ſich aus der Satzung 
ergeben, ob die Landeszentralbehörde dieſe Aufgabe der Geſell— 
ſchafterverſammlung überweiſt oder dieſer geſtattet, einen be⸗ 
ſonderen Ausſchuß zur Feſtſetzung von Beteiligungsziffern 
einzuſetzen, oder aber mangels jeglicher Beſtimmung die Feſt⸗ 
ſetzung dem Vorſtande überläßt. Gegen die Feſtſetzung der 
Geſellſchaftsorgane findet Berufung an einen Ausſchuß ſtatt, 
der aus einem von der Landeszentralbehörde ernannten Vor⸗ 
ſitzenden und aus Mitgliedern beſteht, von denen je die Hälfte 
durch die Geſellſchafterverſammlung gewählt und von der Landes⸗ 
zentralbehörde ernannt wird. Es liegt auf der Hand, daß die 
von der Geſellſchafterverſammlung gewählten Mitglieder ſelten 
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ganz unintereſſiert ſein werden; jedenfalls liegt hier eine ergiebige 
Quelle für Unfrieden und Streit, für wirkliche und vermeintliche 
Benachteiligung einzelner Mitglieder, und es bedeutet für jeden 
Zechenbeſitzer die Ungewißheit der zukünftigen Feſtſetzung ſeiner 
Beteiligungsziffer Anlaß und Grund zu ernſter Unruhe und Sorge. 
Weitere Vorſchriften über die Feſtſetzung der Beteiligungsziffer 
enthält die Verordnung nicht. Alles Nähere ſoll die Satzung 
beſtimmen. Dieſe kann alſo zunächſt das Verfahren eingehender 
regeln. Sie muß insbeſondere angeben, ob die Beteiligungen 
nach abſoluten Ziffern, etwa nach Tonnen, wie im jetzigen 
Kohlenſyndikat, oder nach Prozentſätzen beſtimmt werden ſollen. 
Die Satzung kann aber auch materielle Grundſätze für die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe aufſtellen. Es könnten alſo z. B. Be⸗ 
ſtimmungen darüber getroffen werden, inwieweit die Beteiligungs⸗ 
ziffer im alten Kohlenſyndikat, oder der tatſächliche Abſatz, oder 
die Leiſtungsfähigkeit zugrunde gelegt werden müſſen. Es 
könnte auch ein Unterſchied gemacht werden zwiſchen Ge⸗ 
ſellſchaftern, die früher Mitglied des Syndikats waren, und den 
bisherigen Außenſeitern. Es müßten zweckmäßig Beſtimmungen 
getroffen werden, nach welchen Grundſätzen die Beteiligungs⸗ 
ziffern für neuerſchloſſene Bergwerke feſtgeſetzt werden ſollen. 
Es könnten hier, ähnlich wie nach dem Kaligeſetz, vorläufige 
Beteiligungsziffern (8 12 des Kaligeſetzes) eingeführt werden. 
Von der Regelung dieſer Frage wird es weſentlich abhängen, 
inwieweit das Aufkommen neuer Konkurrenz eingeſchränkt werden 
kann. Damit hängt die weitere Frage zuſammen, ob die 
Beteiligungsziffern endgültig ſein ſollen oder einer periodiſchen 
Neufeſtſetzung unterliegen, wie dieſes nach dem Kaligeſetz vor: 
geſehen iſt (§S 17 des Kaligeſetzes). Es werden auch Be 
ſtimmungen nicht zu entbehren ſein darüber, unter welchen 
Vorausſetzungen die feſtgeſetzten Beteiligungsziffern wegen er⸗ 
wieſener Leiſtungsunfähigkeit des Werkes herabgeſetzt, oder 
wegen geſteigerter Leiſtungsfähigkeit vergrößert werden können. 
Schließlich muß ſich aus der Satzung ergeben, ob eine einheitliche 
Beteiligungsziffer für alle Bergwerksprodukte, oder beſondere 
Beteiligungsziffern für Kohlen, Koks und Briketts feſtgeſetzt 
werden ſollen. Gegenſtand der Feſtſetzung iſt die Beteiligung 
des einzelnen Geſellſchafters, nicht des einzelnen Bergwerks. 
Danach werden auch in Zukunft mehrere Schachtanlagen, welche 
einem Geſellſchafter gehören, als ein Ganzes betrachtet (vgl. 
§ 2 Ziff. 5 des heutigen Syndikatsvertrages und § 18 Ziff.! 
des Entwurfs zu einem neuen). Es hat das wirtſchaftlich den 
großen Vorteil, daß der Beſitzer mehrerer Schachtanlagen bei 
allgemeiner Produktionseinſchränkung doch einen Teil ſeiner 
Schächte voll ausnutzen kann. Eine andere Frage iſt es, ob die 
Einheitlichkeit ſich auch auf ſolche Zechen bezieht, die ein Ge⸗ 
ſellſchafter nachträglich hinzuerwirbt, und davon wird es ab⸗ 
hängen, ob auch demnächſt noch Zechen nur zu dem Zweck 
erworben werden, um ihre Beteiligungsziffer aus dem nicht bis 
zur Höhe ſeiner Leiſtungsfähigkeit ausgenutzten alten Zechenbeſitz 
auszubeuten. Den gleichen Vorteil können ſich im jetzigen 
Syndikat die Mitglieder von Verkaufsvereinen verſchaffen (92 
Ziff. 6 des Vertrages, § 18 Ziff. 2 des Entwurfs). Unter dem 
Zwangsſyndikat wird das nur möglich fein, wenn die Saßung 
es beſonders zuläßt. 

Die Geſellſchafter find aber nicht nur durch die Feſtſetzung 
ihrer Beteiligung in ihrem Abſatze kontingentiert; ihr Abſaß 
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iſt auch zentraliſiert.“) Die Geſellſchafter find verpflichtet, 
vom Geſchäftsbeginn der Geſellſchaft ab ihre Bergwerkserzeugniſſe 
der Geſellſchaft zum Zwecke des Abſatzes zu überlaſſen ($ 4). 
Die Verordnung wählt mit Geſchick das farbloſe Wort „über⸗ 
laſſen“. Für das Zwangsſyndikat fällt die Frage, ob es ſich 
hier um einen Kauf, eine Kommiſſion, oder eine geſellſchaftliche 
Leiſtung handelt, naturgemäß fort. Die Überlaſſung erfolgt auf 
Grund einer geſetzlichen Verpflichtung. Die geſamten Bergwerks⸗ 
erzeugniſſe der Geſellſchafter ſind zugunſten der Geſellſchaft beſchlag⸗ 
nahmt. Dieſe hat allein darüber zu verfügen und der Geſell⸗ 
ſchafter hat den Anweiſungen entſprechend die Kohlen zu verſenden. 
Auf der andern Seite hat der Geſellſchafter aber auch ein Recht 
auf Abnahme ſeiner Erzeugniſſe im Verhältnis ſeiner Beteiligung 
zum Geſamtabſatze. Die Satzung muß vorſehen, in welcher Weiſe 
ein Geſellſchafter, dem hiernach zu wenig abgenommen wurde, 
entſchädigt wird. Eine andere Frage iſt es, ob der Geſell⸗ 
ſchafter auch zur Förderung von Bergwerkserzeugniſſen bis zur 
Höhe ſeiner Beteiligung verpflichtet iſt, oder ob er, wenn ihm 
die Preiſe keinen Gewinn laſſen, berechtigt iſt, ſeine Förderung 
zu beſchränken. 

Da der Geſellſchafter verpflichtet iſt, ſeine geſamte Produktion 
der Geſellſchaft zu überlaſſen, darf er weder ſolche an Dritte 
veräußern, gleichviel ob im Inlande oder ins Ausland, noch 
auch ſeine eigenen Erzeugniſſe ſelbſt verbrauchen. Damit führt 
die Beteiligungsziffer mittelbar auch zu einer Beſchränkung der 
Förderung. Wer Bergwerkserzeugniſſe der Verfügung der 
Gefellſchaft entzieht, ſei es durch Verkauf, ſei es durch Selbſt— 
verbrauch, verfällt nicht nur einer in der Satzung vorgeſehenen 
Ordnungsſtrafe, ſondern kann mit öffentlicher Geldſtrafe bis zu 
100 000 & beſtraft werden. Im Wiederholungsfalle kann 
außerdem auch auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten erkannt 
werden ($ 8). Im Falle einer rechtswidrigen Veräußerung 
von Bergwerkserzeugniſſen an Dritte iſt nach SS 134, 135 BGB. 
der Kaufvertrag wie auch die dingliche Verfügung unwirkſam. 
Die Verpflichtung zur ÜUberlaſſung aller Bergwerkserzeugniſſe 
an die Geſellſchaft gilt aber nur vorbehaltlich der Ausnahmen, 
die die Verordnung ſelbſt und die Satzung geſtatten. Die 
Verordnung enthält zunächſt eine Ausnahme für diejenigen 
Mengen, deren ein Bergwerksbeſitzer bedarf, um Verpflichtungen 
aus Verträgen, die er vor dem Geſchäftsbeginn der Geſellſchaft 
mit Selbſtverbrauchern geſchloſſen hat, zu erfüllen. Der Selbſt⸗ 
verbraucher muß ſich der Geſellſchaft gegenüber ausdrücklich 
verpflichten, die Erzeugniſſe nicht ohne Zuſtimmung der Geſell⸗ 
ſchaft weiterzuveräußern. Da die Gefahr beſteht, daß zur 
Vereitelung des Geſetzeszwecks ſolche Verträge mit Selbſt⸗ 
verbrauchern noch kurz vor dem Geſchäftsbeginn der Geſellſchaft 
geſchloſſen werden, iſt der Landeszentralbehörde freigeſtellt, 
die Begünſtigung für die in den letzten ſechs Monaten 
geſchloſſenen Verträge aufzuheben oder zu beſchränken. Ent⸗ 
ſteht Streit darüber, ob ein ſolcher Abſchluß mit einem 
Selbſtverbraucher vorliegt, ſo entſcheidet darüber die höhere 
Verwaltungsbehörde endgültig. Dieſe Entſcheidung iſt mittelbar 
auch ohne weiteres für das Verhältnis zwiſchen dem Zechen⸗ 
beſitzer und dem Käufer maßgebend. Denn ſoweit die Ver⸗ 
waltungsbehörde die Vorausſetzungen der Ausnahme verneint, 
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tritt für den Geſellſchafter die Unmöglichkeit der Erfüllung von 
ſelbſt ein. Die geſetzliche Ausnahme zugunften der alten Ber: 
träge erſtreckt ſich alſo nicht auch auf die Verträge mit Zwiſchen⸗ 
händlern. Dadurch ſollten offenbar vor allem die Verträge 
betroffen werden, durch die einige Zechen ſchon auf Jahre 
hinaus ihre geſamte Produktion an einige ihnen naheſteſtehende 
Händlerfirmen vergeben hatten, um hierdurch das Syndikat vor 
eine vollendete Tatſache zu ſtellen. Die Beſtimmung lautet 
aber allgemein. Die Zechenbeſitzer werden durch das Ver⸗ 
äußerungsverbot ohne ihr Verſchulden in die Unmöglichkeit 
verſetzt, die Verträge zu erfüllen und werden dadurch von ihren 
Verpflichtungen befreit (S 275 BGB.). Eine andere Frage 
iſt es, ob fie nicht unter Umſtänden nach §S 281 BGB. zu 
Erſatzleiſtungen verpflichtet ſind. 

Eine weitere Ausnahme ſieht § 6 VO. für die ſaatlichen 
Bergwerke vor. Dieſe dürfen ihre Erzeugniſſe an Verwaltungs⸗ 
und Betriebsſtellen des Reichs und der Bundesſtaaten unmittelbar 
abſetzen. Sie ſind hierbei hinſichtlich der Mengen und des 
Preiſes Beſchränkungen nicht unterworfen. Es iſt aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß dieſe Begünſtigung der ſtaatlichen Bergwerke 
bei der Feſtſetzung ihrer Beteiligungsziffern berückſichtigt werden 
muß, ſei es nun, daß dieſe entſprechend niedriger feſtgeſetzt 
werden, ſei es, daß eine Anrechnung der direkt abgeſetzten 
Mengen auf die Beteiligungsziffer ſtattfinden muß. Weitere 
Privilegien darf die Satzung den ſtaatlichen Bergwerken nicht 
einräumen. 

Endlich kann die Satzung Ausnahmen von der Ver⸗ 
pflichtung, alle Produkte der Geſellſchaft zu überlaſſen, vorſehen. 
Hier kommen hauptſächlich die Ausnahmen in Betracht, die im 
8 1 Ziff. 2 des jetzigen Vertrages und im § 6 des Entwurfs 
enthalten ſind. Es ſind dieſes vor allem die Mengen, die der 
Zechenbeſitzer zur Aufrechterhaltung des Grubenbetriebes (Zechen: 
ſelbſtverbrauch), oder für ſeine Hüttenwerke (Hüttenſelbſtverbrauch), 
oder zum Betriebe von Kokereien, Teerdeſtillation, Gasanſtalten, 
Brikettfabrikation, Ziegeleien uſw. bedarf, ferner der ſogenannte 
Landabſatz. Damit hat die Verordnung die Löſung einer der 
ſchwierigſten Fragen der ganzen Materie der Satzung und damit 
der Landeszentralbehörde überlaſſen. Die Satzung muß alſo 
Beſtimmungen darüber enthalten, ob, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen und bis zu welchem Höchſtmaß die Geſellſchafter be⸗ 
rechtigt find, die von ihnen gewonnenen Bergwerkserzeugniſſe 
für ihre eigenen Zwecke zu verbrauchen. Die Satzung kann 
alſo insbeſondere auch dieſen Selbſtverbrauch wiederum kon⸗ 
tingentieren durch Feſtſetzung einer ſogenannten Verbrauchs⸗ 
beteiligung. Die Verordnung enthält keinerlei Beſtimmungen 
darüber, welche Stelle dieſe Feſtſetzungen zu treffen hat und 
welche Rechtsmittel hiergegen gegeben ſind. Gerade dieſe Frage 
greift aber an den Lebensnerv und die Exiſtenzgrundlage vieler 
Geſellſchaften, ſo daß die Unſicherheit, die das kommende 
Zwangsſyndikat auch in dieſer Hinſicht mit ſich bringt, weſentlich 
zu Beunruhigungen der betroffenen Kreiſe beitragen wird. Im 
Zuſammenhang damit ſteht die Frage, ob den Zechenbeſitzern 
wenigſtens das Recht eingeräumt wird, den über die Verbrauchs⸗ 
beteiligung hinausgehenden Hüttenverbrauch aus ihrer eigenen 
Förderung von der Geſellſchaft zurückzukaufen. Ohne ſolche 
Möglichkeit wäre für die gemiſchten Werke die Entwicklung 
ihrer Hüttenwerke, wie auch ihrer Zechen ernſtlich gefährdet. 
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Zu den Aufgaben der Geſellſchaft gehört die Regelung 
des Abſatzes durch die Geſellſchaft und die Feſtſetzung 
der Preiſe und der Lieferungsbedingungen (8 2 Ziff. 6). 
Das Kohlenſyndikat hat bekanntlich eine außerordentlich um⸗ 
fangreiche Abſatzorganiſation geſchaffen, in der ungeheure 
Mittel inveſtiert ſind. Die Satzung kann Grundſätze über die 
Verkaufstätigkeit der Geſellſchaft aufſtellen, kann und wird aber 
vorausſichtlich dieſe Fragen den Geſellſchaftsorganen überlaſſen. 
Es werden alsdann die heute beſtehenden Zwiſchenhandels⸗ 
geſellſchaften ſich mit dem Zwangsſyndikat von neuem ver⸗ 
ſtändigen müſſen. Dieſes um ſo mehr, als ja nach dem oben 
Ausgeführten die alten Lieferungsverträge ohnehin hinfällig 
geworden ſind. Die Satzung ſoll Beſtimmungen enthalten über 
die Preiſe. Darunter find zunächſt wohl die Verkaufspreiſe 
für Lieferung an Dritte verſtanden. Mittelbar werden hier⸗ 
durch aber auch die Verrechnungspreiſe mit den Geſellſchaftern 
beeinflußt. Ihnen liegen die ſogenannten Richtpreiſe zugrunde. 
Dieſe werden durch die Geſellſchafterverſammlung feſtgetzt ($ 5). 
Damit wird grundſätzlich die Preispolitik der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung freigegeben. Sie kann insbeſondere Inlands⸗ und 
Auslandspreiſe differenzieren. Dieſe Autonomie wird aber 
ſofort wieder weſentlich eingeſchränkt. Die erſtmalige Feſtſetzung 
der Preiſe bedarf nämlich der Zuſtimmung der Landeszentral⸗ 
behörde. Dieſe hat das Recht, die beſchloſſenen Preiſe zu er⸗ 
mäßigen. Und auch im weiteren Verlauf iſt jede Erhöhung 
der Preiſe dadurch erſchwert, daß ſie der Zuſtimmung von mehr 
als 70 Prozent aller Stimmen bedarf, während umgekehrt, 
wenn ſich für eine Ermäßigung auch nur 30 Prozent aller 
Stimmen ausſprechen, die Landeszentralbehörde in der Lage iſt, 
die Herabſetzung der Preiſe anzuordnen. 

Die Geſellſchaft bedarf eines gewiſſen Betriebskapitals. 
Dieſes ſetzt die Satzung feſt. Die Satzung kann eine ein für 
allemal feſtſtehende Summe beſtimmen, aber auch eine Ver⸗ 
hältniszahl. Die Satzung regelt auch die Art der Aufbringung 
des Betriebskapitals. Sie beſtimmt alſo, in welchem Maße 
jeder Geſellſchafter beizutragen hat, wobei vorausſichtlich ſeine 
Beteiligungsziffer zugrunde gelegt werden wird. Sie wird aber 
auch vorſchreiben, ob das Kapital ſofort bar eingezahlt oder 
allmählich angeſammelt werden ſoll. Dann handelt es ſich um 
laufende Beiträge. Dieſe können wiederum nach der Beteiligungs⸗ 
ziffer, oder nach dem wirklichen Abſatz, oder aber als Tonnen⸗ 
umlage von der ganzen Förderung, alſo einſchließlich des Selbſt⸗ 
verbrauches, eingeführt werden. Es iſt auch eine Verbindung 
mehrerer Syſteme möglich (vgl. $ 31 des Entwurfes zu einem 
neuen Syndikatsvertrage). Von der Wahl des einen oder 
andern Syſtems wird es auch abhängen, ob die ſtaatlichen 
Bergwerke für ihre direkten Verkäufe zur Deckung der Syndikats⸗ 
unkoſten beitragen müſſen. 

Für die Schulden der Geſellſchaft haftet den Gläubigern 
gegenüber nur deren Vermögen. Da aber vermutlich die Satzung 
beſtimmen wird, daß die Geſellſchafter die durch die Geſchäfts⸗ 
führung der Geſellſchaft entſtehende Unterbilanz durch ihre Bei⸗ 
träge zu decken haben, wird die Geſellſchaft den Charakter einer 
Geſellſchaft mit unbeſchränkter Deckungspflicht haben. 

Weiterhin ſoll die Satzung Beſtimmungen treffen über 
Namen und Sitz der Geſellſchaft, den Geſchäftsbeginn, die 
überwachung der Mitglieder und ihrer Betriebe, die Feſtſetzung 


von Ordnungsſtrafen und die dagegen zuläſſigen Rechtsmittel, 
die Form für die Bekanntmachungen der Geſellſchaft, die Auf: 
ſtellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnungen und 
endlich über die Auflöſung und die Liquidation der Geſellſchaft. 
(S 2 Ziff. 1, 2, 7—11.) Bemerkenswert iſt, daß hiernach die 
Satzung das ſchiedsgerichtliche Verfahren nur als Rechtsmittel 
gegen die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen vorſchreiben kann. 
Es hängt dieſes wohl auch damit zuſammen, daß der neue 
Entwurf für das Kohlenſyndikat auf das Syndikatsſchiedsgericht 
mit Ausnahme eines einzelnen Falles von untergeordneter Be: 
deutung überhaupt ganz verzichtet. 

Die Satzung enthält auch keinerlei Beſchränkungen der 
Geſellſchafter in der Veräußerung ihrer Felder. Es bedurfte 
deſſen nicht, weil ja der Erwerber ohne weiteres in die Rechts⸗ 
ſtellung des Veräußerers eintritt. Die Satzung gibt aber auch 
nicht die Möglichkeit, unmittelbar die Aufſchließung neuer Berg⸗ 
werke zu verhindern oder einzuſchränken. Ein mittelbarer Schutz 
gegen die Entſtehung neuer Konkurrenzwerke kann dagegen durch 
Beſtimmungen über die Feſtſetzung von Beteiligungsziffern für 
neue Geſellſchafter gewährt werden. 

Es liegt in der Konſequenz eines Zwangsſyndikats, das 
ganz aus der Initiative des Staates entſtanden iſt, daß der 
Staat auch fortdauernd die Geſchäftsführung und Geſchäfts⸗ 
politik des Syndikats beaufſichtigt und damit allerdings auch 
die Verantwortlichkeit für ein nützliches Wirken ſeiner Schöpfung 
übernimmt. Die Geſellſchaft unterſteht der Aufſicht der Landes⸗ 
zentralbehörde (8 7). Dieſe iſt nach näherer Beſtimmung der 
Satzung befugt, an den Verſammlungen der Geſellſchaftsorgane 
durch einen Vertreter teilzunehmen. Dieſer hat an ſich nur 
beratende Stimme. Er kann aber auch Beſchlüſſe wegen Ver⸗ 
letzung der Geſetze, der Satzung oder öffentlicher Intereſſen 
beanſtanden. Die letztere kautſchukartige Formel geſtattet einem 
hinreichend temperamentvollen Staatskommiſſar eine außer⸗ 
ordentlich weitgehende Einmiſchung in die interne Geſchäfts⸗ 
führung. Gegen ſein Veto ſteht zwar den Geſellſchaftsorganen 


dein Rechtsmittel zu. Aber es entſcheidet alsdann über die 


Beanſtandung die Landeszentralbehörde, alſo die gleiche Behörde, 
als deren Vertreter der Staatskommiſſar gehandelt hat. Es 
bedeutet daher einen nur geringen Schutz, wenn die Verordnung 
vorſchreibt, daß die Landeszentralbehörde, ehe ſie über die 
Beanſtandung eines Beſchluſſes wegen Verletzung öffentlicher 
Intereſſen entſcheidet, den Beirat zu hören hat. Das Veto 
hat jedenfalls aufſchiebende Kraft. 

Die Verordnung hat hiernach das Zwangsſyndikat ſo aus⸗ 
geſtaltet, daß der Initiative der Landeszentralbehörde ein außer⸗ 
ordentlich weiter Spielraum gelaſſen iſt. Es iſt aber überall die 
Möglichkeit eines verſtändnisvollen Hand⸗in⸗Hand⸗Arbeitens der 
Regierung mit den Intereſſenten offengelaſſen, fo daß ſchließlich 
alles von dem Geiſte abhängen wird, in dem dieſes Geſetz von 
der Regierung gehandhabt werden wird. Jedenfalls bedeutet es 
einen außergewöhnlich weiten Schritt auf dem Wege zum extremen 
Staatsſozialismus und einen Eingriff in die Freiheit des Eigen⸗ 
tums und Gewerbebetriebes, wie wir ihn bisher nicht gekannt 
haben. Man wird deshalb auch kaum in der Annahme fehlgehen, daß 
die Regierung ſelbſt nicht wünſcht, von dieſer Verordnung prattiſchen 
Gebrauch machen zu müſſen. Der Charakter der Verordnung 
als Druck, und Drohmittel zur Förderung der noch ſchwebenden 


44. Jahrgang. ' 


Erneuerungsverhandlungen ergibt ſich unmißverſtändlich aus 
Art. III der Verordnung. Hiernach iſt von der Ermächtigung 
zur Bildung eines Zwangsſyndikats kein Gebrauch zu machen, 
wenn innerhalb einer durch die Landeszentralbehörde zu be⸗ 
ſtimmenden Friſt von Bergwerksbeſitzern, deren Förderung nach 
amtlichen Fördernachweiſungen mehr als 97 Prozent der Ge⸗ 
ſamtförderung des in Betracht kommenden Bezirks ausmacht, 
ein Syndikat durch Vertrag gebildet wird und die Landeszentral⸗ 
behörde durch den geſchloſſenen Vertrag die öffentlichen Intereſſen 
für gewahrt erachtet. In dieſem Sinne hat auch der preußiſche 
Handelsminiſter durch Verfügung vom 16. Juli angedroht, daß 
er für den Bezirk des Oberbergamts Dortmund und des Berg⸗ 
reviers Krefeld von der Ermächtigung zur Bildung eines Zwangs⸗ 
ſyndikats Gebrauch machen werde, wenn nicht bis zum 15. Sep⸗ 
tember 1915 ein dem Art. III entſprechendes Syndikat zuſtande 
kommt. Bemerkenswert an dieſem Art. III iſt, daß der Vertrag, 
um das angedrohte Zwangsſyndikat zu verhindern, die öffent⸗ 
lichen Intereſſen wahren muß. Das iſt ein Novum. Kartell⸗ 
und Syndikatsverträge regeln privatwirtſchaftliche Verhältniſſe und 
enthalten durchweg keine Beſtimmungen zum Schutz öffentlicher 
Intereſſen. Selbſtverſtändlich ſind Syndikate von der Art des 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats keine rein privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen. Sie haben außerordentlich wichtige 
öffentliche Intereſſen zu hüten und ſind ſich deſſen auch wohl 
bewußt. Aber der Schutz dieſer Intereſſen iſt nicht geſichert durch 
den Syndikatsvertrag, ſondern durch die Perſönlichkeit der führenden 
Männer, die die Syndikatspolitik beſtimmen. Jetzt verlangt Art. III, 
daß der Vertrag ſelbſt einen hinreichenden Schutz der öffentlichen 
Intereſſen gewährleiſtet. Es iſt anzunehmen, daß hiernach die 
Unterwerfung unter eine ſtaatliche Beaufſichtigung irgendwelcher 
Art verlangt wird. Dann würde aber auch auf dieſem Wege 
das Ende des alten freien Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats 
gekommen ſein, und es bliebe eben nur noch die Wahl zwiſchen 
dem ſtaatlich aufoktroyierten Zwangsſyndikatsvertrag und dem 
vertragsmäßigen Syndikat unter Staatsaufſicht. Es ſcheint, 
daß die Regierung die günſtige Gelegenheit, ſich unter allen 

mſtänden eine entſcheidende Stellung im Kohlenſyndikat zu 
ſichern, nicht hat verpaſſen wollen. Denn, wenn es ihr lediglich 
darum zu tun geweſen wäre, die einer Erneuerung des heutigen 
Syndikats widerſtrebenden Elemente einzuſchüchtern, ſo würde ſie 
dieſes Ziel durch die Einführung der Staatsaufſicht auch für das 
freiwillige Syndikat nicht nur nicht gefördert, ſondern geradezu 
gefährdet haben. Für die alten Mitglieder wird jetzt der Reiz, 
das alte Syndikat zu erhalten, weſentlich geringer ſein. Dieſe 
brauchen ja ohnehin nicht mehr mit der früher befürchteten 
Möglichkeit einer ſyndikatsloſen Zeit zu rechnen, und es fragt 
ſich, ob ſie neue Opfer bringen werden, nur um die mildere 
Form der Staatsaufſicht ſich zu ſichern. Umgekehrt hat die 
Verordnung ihnen eine wichtige Waffe entwunden. Man konnte 
hoffen, daß in der entſcheidenden letzten Stunde auch ein zäher 
Gegner die moraliſche Verantwortlichkeit für ein Scheitern des 
Syndikats und für den dann eintretenden chaotiſchen Zuſtand in 
der Kohleninduſtrie nicht übernehmen würde, während er jetzt 
mit gutem Grund darauf hinweiſen kann, daß auch im Falle 
des Nichtzuſtandekommens des freiwilligen Syndikats das ſtaat⸗ 
liche Zwangsſyndikat dieſer Gefahr vorbeugt, und daß dort die 


öffentlichen Intereſſen nicht ſchlechter aufgehoben ſeien, wie bei 
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einem ſtaatlich beaufſichtigten freiwilligen Syndikat. Allerdings 
kann angenommen werden, daß alle Zechenbeſitzer, ſie mögen 
bisher einen Standpunkt eingenommen haben welchen auch immer, 
ein ihnen ſtaatlich aufgedrängtes Zwangsſyndikat aufs äußerſte 
perhorreſzieren und ihr möglichſtes tun werden, es dahin nicht 
kommen zu laſſen. 


Das Güteverfahren und die Beſtrebungen zu ſeiner 
Wiederbelebung. 
Von A. Zeiler, L Staatsanwalt in Zweibrücken. 


Das große Völkerringen geht um Daſein und Zukunft. 
Gegenüber dieſem Kampfe drängt es ſich doppelt klar zum Be⸗ 
wußtſein, wie klein und erbärmlich oft der Gegenſtand iſt, um 
den in einer Rieſenzahl von Rechtsſtreitigkeiten um kleine Ver⸗ 
mögenswerte erbittert geſtritten wird. Kein Wunder, daß gerade 
jetzt mit beſonderer Lebhaftigkeit die Frage erörtert wird, ob 
nicht endlich Mittel und Wege gefunden werden könnten, dieſen 
Zivilrechtsſtreitigkeiten um kleine Werte, und dem unheimlichen 
Anſchwellen ihrer Zahl Einhalt zu tun. 

Nicht darum handelt es ſich, daß der Streitrichter ſuchen 
ſolle, den anhängig gewordenen Rechtsſtreit durch Ver⸗ 
gleich aus der Welt zu ſchaffen. Denn erſtens iſt kaum zu er⸗ 
warten, daß ſich die heutige Vergleichsziffer für eine ſolche Er⸗ 
ledigung der einmal anhängig gewordenen Sachen würde 
weſentlich erhöhen laſſen; zweitens aber iſt die Erledigung der 
einmal anhängig gewordenen Rechtsſtreite, auch wenn ſie durch 
Vergleich geſchieht, um deswillen wenig erfreulich, weil ſolche 
ſpät kommende Vergleiche weit entfernt ſind, immer bei beiden 
Teilen Befriedigung auszulöſen und weiteren Feindſeligkeiten der 
Beteiligten mit Sicherheit vorzubeugen. Der Erreichung dieſes 
Ziels ſteht ſehr oft die Beſchwerung der Sache mit den hohen 
bereits entſtandenen Koſten und das allzu lange Leben der Be⸗ 
teiligten in der Kampfſtimmung des Rechtsſtreits im Wege. 

Auch kann uns nicht Hilfe werden durch eine immer ſtärkere 
Förderung des Schiedsgerichts weſens. Auch das Schieds⸗ 
gericht iſt Gericht und auch das Verfahren vor ihm iſt Streit 
mit all ſeinen leidigen Folgen. Ob dann den Schiedsgerichten 
wirklich die Vorteile zukommen, die es vergeſſen laſſen könnten, 
daß ihre allgemeinere Einführung zu einer Schädigung der ordent⸗ 
lichen Rechtspflege führen müßte, iſt eine Frage für ſich. Sicher 
iſt jedenfalls ſo viel, daß die von ihrer Verallgemeinerung er⸗ 
warteten Vorteile von weit geringerem Gewichte wären, als 
wenn es gelänge, durch geeignete Maßregeln ſchon der Ent⸗ 
ſtehung des Rechtsſtreits, ſeinem Anhängigwerden 
vorzubeugen. 

Dieſes Ziel haben die Beſtrebungen, ein „Güteverfahren“ 
vor den Rechtsſtreit zu ſetzen; zu ſchlichten, bevor es zum 
Richten kommt. | 

Freilich find die Beſtrebungen in der Auffaſſung über den 
beſten Weg zum Ziele noch nicht einig. Wohl auch hier wird 
es mehr Wege geben, die nach Rom führen. 

Vor allem iſt da dankbar des Wirkens zu gedenken, das 
die, von manchen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften ins Leben 
gerufenen Einigungs- oder Vermittlungsſtellen entfalten. So hat 
das von den Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin eingerichtete 
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Einigungsamt in Wettbewerbſachen und ſeit Kriegsbeginn all⸗ 


gemein in Fragen der Forderungsſtundung in dem örtlich und. 
ſachlich beſchränkten Wirkungsgebiet ſchöne Erfolge erzielt; ſo 
nicht minder da und dort die pon Handelskammern errichteten 


Vermittlungsſtellen; ſo ferner die gemeindlichen Einigungsämter 
für Miet⸗ und Grundpfandſachen. Daneben ſtehen mancherorten 
die unentgeltlichen Rechtsauskunfts⸗ und Beratungsſtellen, die 
zugleich in der Verhandlung zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
dem Rechtsſtreit vorzubeugen verſtehen. 

Doch das ſind leider Einrichtungen, die aus ſachlichen oder 
örtlichen Gründen nur für einen recht beſchränkten Kreis von 
Rechtsſtreitigkeiten in Frage kommen, ihre Wirkung alſo nicht 
in die Breite entfalten können. Allgemein müſſen ſolche Ein⸗ 
richtungen geſchaffen werden. 


Was wir hier heute haben, iſt herzlich wenig. Insbeſondere 


kommt zur Zeit der preußiſchen Schiedsmännereinrichtung nur 
eine verſchwindend geringe Bedeutung zu. Viel wichtiger iſt 
hier, wenn ſie auch nicht der Offentlichkeit kund wird, die ſtille 
Arbeit des gewiſſenhaften Rechtsanwalts, der in recht vielen 
Fällen dem Ausbruch des Rechtsſtreits vorzubeugen hilft. Aber 
mag der Rechtsanwaltſchaft, was wir alle von Herzen hoffen 
wollen, immer die Gunſt der Verhältniſſe derart erhalten bleiben, 
daß ſie von dieſer edeln Auffaſſung und Ausübung ihres Berufes 
nicht abgedrängt wird, ſo muß gleichwohl aus mancherlei Gründen 
die Schaffung einer eigenen Stelle, eines allgemein zugäng— 
lichen Friedensgerichts oder Sühne⸗, in ge 
fordert werden. 

Aber wie ſoll die Einrichtung geſtaltet, vor Al wer 
ſoll ihr Träger ſein? Man iſt ſich darüber einig, daß der 
Friedensrichter ein Mann ſein muß, der vom Vertrauen der 
Bevölkerung getragen iſt. Man hat als Friedensrichter nach 
dem Vorbilde von Italien und der Schweiz Beamte, Kaufleute, 
frühere Offiziere vorgeſchlagen, die ehrenamtlich gegen mäßige 
Vergütung tätig zu werden hätten. Oder es ſollten Friedens⸗ 
amtmänner ernannt werden aus dem Kreiſe der Notare und. 
Rechtsanwälte.!) Oder es ſollte bei jedem Amtsgerichte ein 
oder ſollten mehrere Amtsrichter zu Friedensrichtern ernannt 
werden, denen wie jenen Nichtrichtern in erſter Linie die gütliche 
Schlichtung der Sache vor dem Rechtsſtreit obliegen ſollte. 

Dieſe verſchiedene Auffaſſung über den Träger der Güte⸗ 
einrichtung zeigt einen bemerkenswerten Gegenſatz. Während 
die einen den Juriſten und gar den in der ſtreitigen Rechts⸗ 
pflege großgewordenen Juriſten, den Streitrichter, für die 
geeignete Perſon auch für das Güteverfahren halten, legen die 
andern auf dieſe Eigenſchaft kein Gewicht, ja, mehrfach wird 
darin geradezu ein Hemmnis für ein günſtiges Wirken des 
Güteverfahrens erblickt: nicht nach dem Rechte und nicht 
beſchwert durch genauere Kenntnis dieſes Rechtes ſoll der 
Friedensrichter ſeines Amtes walten, ſondern nach Billigkeit ſoll 
er und nach dem angeborenen Rechtsgefühl die Beteiligten einen. 

Eine weitere Meinungsverſchiedenheit beſteht darüber, ob 
dem Friedensrichter außer der Aufgabe, den Streit vorbeugend 
zu ſchlichten, auch die weitere zugewieſen werden ſoll, über die 
Sache, wenn ſie nicht e werden kann, zu richten, alſo 


1) Vgl. zu dieſem Vorſchlag d die e von Lütkemann: 
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ein Urteil zu erlaſſen, ſei es nun allgemein oder auch nur 
mit der Beſchränkung auf Streitwerte bis zu 100 &. Der 
eine ſieht in der Berechtigung des Friedensrichters, nach dem 
Scheitern des Güteverfahrens das Urteil zu ſprechen, ein wert⸗ 
volles Mittel, das ihm die Hinwirkung auf die gütliche Erledigung 
erleichtern ſollte, wobei man natürlich noch nicht an plumpe 
Drohungen damit zu denken braucht, daß der Richter, wenn die 
Partei ſeinen Vergleichsvorſchlag nicht annehmen wolle, dem⸗ 
nächſt durch Urteil ihr ganz unrecht geben würde. Gerade 


umgekehrt vertreten andere die Auffaſſung, daß der Friedens⸗ 


nur der nicht 
von verſteckten Drohungen beeinflußte Wille der Beteiligten, 


richter nur dies ſein und nicht entſcheiden dürfe: 


nur ihr freies Vertrauen zur Einrichtung des Güteamts und. 
zur Perſönlichkeit des Schlichters und nur die ruhige Über⸗ 
zeugung durch dieſen könnten die Grundlage bilden, auf der 
das Güteverfahren gedeihen könne; möge es auch im einzelnen 
Falle unter der Ausſicht auf ein demnächſt ergehendes Urteil. 
nicht ſelten zu einer Einigung kommen, die ſonſt nicht erfolgen 
würde, ſo befriedige die ſo gewonnene Einigung die Beteiligten 
doch nicht und jedenfalls ſei der Nachteil für die Einrichtung 


als Ganzes größer als die Vorteile der gütlichen ee 


jener Einzelfälle. 


In ähnlicher Weiſe beſteht auch keine Einigkeit über die 
Frage, ob auf die Beteiligten ein Zwang irgendeiner Art 
ausgeübt werden ſolle, ſich vor der Eröffnung des Rechtsſtreits 
an den Friedensrichter zu wenden. Auch hier ſind manche 
der Meinung, daß, zumal gegenüber der Hochflut der Rechts⸗ 
ſtreite um kleine Werte, eine ausgiebige Vorbeugung nur durch 
ein Pflichtverfahren vor dem Friedensrichter zu erreichen ſei; 
während auch hier andere jeden Zwang verwerfen und ſicher 
damit rechnen, daß die günſtigen Ergebniſſe der friedens⸗ 


richterlichen Tätigkeit und die Erziehung der Volksgenoſſen ſchon 


ohnehin und beſſer als der Zwang immer mehr zu ihrer Be⸗ 
nutzung führen müßten. 


Verordnung vom 15. Dezember 1914 über die Einigungsämter 
als gänzlich unzureichend erklärt, und daran vor allem be⸗ 
mängelt hat, „daß die Bundesratsverordnung nicht einen 
obligatoriſchen, ſondern nach verſchiedenen Richtungen einen 
fakultativen Charakter trage“; ſchon daß es den einzelnen Ge⸗ 
meinden freigeſtellt ſei, ob ein Einigungsamt geſchaffen werde, 
ſei ein Fehler. Ich möchte dem zuſtimmen. Man kann es als: 
das Höhere einſchätzen, wenn im Wege der Belehrung, der Über: 


zeugung, Erziehung der Volksgenoſſen der Weg zum Einigungs⸗ 


amte gewieſen werde. Aber hat nicht auch die Regierung wie 
die Preſſe mit vielem Nachdruck und häufig genug auf bie 
Pflicht zur Sparſamkeit mit unſeren Lebensmitteln hingewieſen, 
als es galt, den Aushungerungsplan unſerer Feinde zu ver⸗ 
eiteln, und haben alle dieſe Belehrungen und Mahnuntzen viel 
geholfen? So ſind wir auch gegenüber dem Anwachſen der 
Rechtsſtreitzahlen nicht in der Lage, Jahre und Jahrzehnte 
zuzuſehen und geduldig darauf zu warten, bis auf dem 91 55 
der allmählichen Entwicklung, durch Mahnung, Belehrung, Er 

ziehung das Ziel erreicht werden könnte. Wird die Anrufung 
des Schlichters mit der Zeit zur ſelbſtverſtändlichen Übung, fo 
wird der Zwang entbehrlich und damit feine Anordnung von; 


Als bezeichnend für diefe Frage mag 
aber erwähnt werden, daß vor kurzem der Schutzverband für 
deutſchen Grundbeſitz in einer Eingabe an den Bundesrat deſſen 
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ſelbſt bedeutungslos. Aber vorerſt ift ohne ihn wenig zu er⸗ 
reichen, und wir brauchen ihn zumal jetzt, wo der Krieg mit 
doppeltem Ernſte mahnt, allen Streit im Innern zu meiden, 
der ſich irgend vermeiden läßt. 

Die Frage, wie das Sühneverfahren am beſten geſtaltet, 
wem vor allen es übertragen werden ſoll, läßt ſich nach unſeren 
bisherigen Erfahrungen jedenfalls nicht ſicher beurteilen. Ich 
ſelbſt halte keinen der einzelnen Zweifelpunkte für ſo wichtig, 
daß an dem Zweifel die Schaffung einer Friedenseinrichtung, 
ob ſo oder anders, ſcheitern dürfte. Ich halte es vor allem 
für ſegensreich, wenn die gemeinnützigen Rechtsauskunftsſtellen 
weiter ausgebaut werden und ſich immer mehr das Vertrauen 
der Beteiligten zu gewinnen wiſſen. Ich halte es auch für 
vorteilhaft, wenn, ſei es für beſtimmte Gruppen von Volks⸗ 
genoſſen oder für beſtimmte Arten von Streitigkeiten, beſondere 
Einrichtungen neben den Gerichten für die Pflege des Güte: 
verfahrens geſchaffen werden. Aber ich halte es weiterhin 
für notwendig, daß bei den Amtsgerichten ſelbſt 
Friedensrichter beſtellt werden. Dies vor allem ſchon 
deshalb, weil die gemeinnützige Rechtsauskunftsſtelle eine Ein⸗ 
richtung iſt, die zwar gut an größeren Orten, nicht aber am 
kleinen Amtsgericht durchführbar iſt (da es hier oft an einer 
geeigneten Kraft fehlen würde) und weil hier auch die Beſtellung 
beſonderer Friedensrichter (neben dem Amtsgerichte) auf Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen würde. Ich halte es aber auch deshalb für not⸗ 
wendig, einen Amtsrichter als Friedensrichter zu beſtellen, weil 
das Güteverfahren vor dem eigentlichen Rechtsſtreit in allen 
Fällen durchgeführt werden würde und dann für das Güte⸗ 
verfahren vor einer beſtehenden Rechtsauskunftsſtelle oder dem 
beſonderen Friedensrichter der Zwang zur Angehung entbehrlich 
wäre. Die Rechtslage wäre alſo die: Immer dann, wenn ein 
Zwang hierzu beſteht, haben die Beteiligten eine beſtehende 
Friedenseinrichtung anzugehen. Beſteht kein Zwang, ſo können 
ſie ſich an eine vorhandene ſolche Einrichtung wenden. Iſt 
aber weder auf Grund Zwanges noch aus freiem Entſchluſſe 
eine ſolche Anwendung des Sühneverfahrens geſchehen, ſo muß 
es vor dem zum Friedensrichter beſtellten Amtsrichter vor⸗ 
genommen werden. Darüber aber, ob dieſe Durchführung noch 
geſchehen muß, trifft der Amtsrichter allein die Entſcheidung. 

Eine ähnliche Geſtaltung der Rechtslage iſt zum Beiſpiel 
vorgeſehen in der Ordnung, die die Stadt München dem 
Einigungsamt nach der Bundesratsverordnung vom 15. De⸗ 
zember 1914 gegeben hat: „Durch das Einigungsamt ſoll die 
bisherige bewährte Tätigkeit der Wohlfahrtsausſchüſſe und des 
Kriegsausſchuſſes des Grund- und Hausbeſitzervereins nicht aus⸗ 
geſchaltet werden; vielmehr ſoll das Einigungsamt in Mietſachen 
erſt dann wirkſam werden, wenn die Tätigkeit jener Ein⸗ 
richtungen, an die ſich die Beteiligten ſtets zunächſt zu wenden 
haben, zu keinem Ziele führt.“ Allerdings eine Geſtaltung nur 
ähnlich der von mir empfohlenen: ich würde ein Eingreifen des 
amtsgerichtlichen Friedensrichters nur für den Fall vorſchreiben, 
daß bisher keine andere zum Güteverfahren berufene Stelle 
tätig geworden war, nicht aber auch dann, wenn die 
Einigung verſucht worden, aber geſcheitert iſt. Dem einen 
Güteverfahren zwangsweiſe ein zweites folgen zu laſſen, wäre 
des Guten zu viel. Daß in dem nunmehr anhängig werdenden 
Rechtsſtreit der Amtsrichter nun nach aller Regel des Prozeß 
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rechts immer noch Anlaß nehmen dürfte, eine gütliche Einigung 
der Streitteile zu verſuchen, bedarf kaum der Erwähnung. 

Die Beſtellung von Friedensrichtern bei allen Amtsgerichten 
böte den wenn auch nur vorübergehenden, aber gerade für die 
jetzige Zeit wichtigen Vorteil, daß damit zugleich durchgreifend 
für überall die berufene Stelle geſchaffen wäre, ſo daß dann 
ohne Mberftürzung die Schaffung eigener Stellen für das Güte: 
verſahren betrieben werden könnte, mag das nun durch Ausbau 
der Rechtsauskunft oder, wo es paßt, durch Aufſtellung von 
nichtrichterlichen Friedensämtern geſchehen. Mag mancher Ein⸗ 
richtungen dieſer Art als das Beſſere preiſen, ſo ſoll auch hier 
nicht das Beſſere der Feind des Guten ſein; am leichteſten und 
am raſcheſten ließe ſich der Amtsrichter zum Friedensrichter 
beſtimmen und damit wäre fürs erſte und bis auf weiteres das 
Bedürfnis befriedigt. 

Ich ſehe kein Hindernis, eine Einrichtung der Art durch 
Bundesratsverordnung zu ſchaffen, wie noch jüngſt der Bundesrat 
auf einem andern Gebiete durch einen Eingriff in das Prozeß⸗ 
recht eine wichtige und erfreuliche Neuerung geſchaffen hat: daß 
für Zehntauſende von Strafverfahren, die uns die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe der Kriegszeit gebracht haben und die zur 
Zuſtändigkeit der Strafkammer gehören, die Erledigung durch 
Strafbefehl eröffnet worden iſt. Ein ganz beſonderer Vorteil 
ſcheint mir bei der Beſtellung von Amtsrichtern zu Friedens⸗ 
richtern darin zu liegen, daß die ganze Einrichtung, die dem 
Staate und namentlich den Beteiligten Millionen ſparen ſoll, 
keinen Pfennig koſten würde. 

Daß dem Friedensrichter eine möglichſt freie Stellung ein⸗ 
zuräumen wäre, verſteht ſich von ſelbſt. Alſo Vorladung der 
Beteiligten mit Erſcheinungspflicht, oder Vorladung nur des 
einen von ihnen, wo dies der Friedensrichter für ausreichend 
hält, oder auch ein Abſehen vom Güteverfahren, wo Krankheit, 
weite Entfernung des Wohnorts und die mangelnde Möglichkeit, 
einen Vertreter zu ſchicken, dem einen Teil die Durchführung 
des Güteverfahrens ſtark erſchweren. Und von ſelbſt verſteht 
es ſich, daß das Güteverfahren durch möglichſte Mäßigkeit der 
Gebühren gefördert werden muß. Ich halte es für wünſchens⸗ 
wert, daß ein ſo geſtaltetes Güteverfahren für ſämtliche beim 
Amtsgericht anhängig werdenden Sachen vorgeſchrieben werde. 

Die zu ſchaffende Einrichtung wäre auch für das Privat: 
klagverfahren zugänglich zu machen. Dem Strafrichter iſt 
es heute erſchwert, auf dem Boden des beſtehenden Prozeßrechts 
vor der Hauptverhandlung eine gütliche Einigung herbeizuführen. 
Mehrere Landgerichte haben es als prozeßordnungswidrig er⸗ 
klärt, die Beteiligten vor der Hauptverhandlung zu einem nur 
für einen Sühneverſuch beſtimmten Termin zu laden. Aber 
was hier die Prozeßordnung nicht vorſieht, alſo (wie man 
daraus ſchließt) verbietet, das könnte mit einem Federſtrich der 
Bundesrat geſtatten. Und gerade hier wäre das Wirken eines 
Friedensrichters beſonders ſegensreich. Denn ſolange wir nicht 
von dem ganzen Privatklagverfahren, dieſer ſchlechteſten aller 
prozeßrechtlichen Schöpfungen, überhaupt erlöſt ſein werden, iſt 
jedes Mittel zu begrüßen, das es geſtattet, ihm den Giftzahn 
auszubrechen. 

Vor kurzem hat in Berlin unter einer Anzahl von Freunden 
des Güteverfahrens eine Beſprechung darüber ſtattgefunden, wie 


ihrer aller Wunſch am ſicherſten und beſten befriedigt werden 
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könnte. Es iſt zu hoffen, daß dieſe Beratung und die weitere 
Arbeit eines hierzu beſtellten Ausſchuſſes bald ein gutes Er⸗ 
gebnis bringen werde. Es würde zuweit führen und wäre 
verfrüht, wollte ich hier Einzelheiten über die bisherigen Er⸗ 
gebniſſe der Verhandlungen berichten; wer nähere Mitteilungen 
wünſcht oder wer ſich als Freund des Güteverfahrens an der 
Förderung der Beſtrebungen beteiligen will, dem wird der um 
die Sache verdiente Notar Lütkemann in Hannover jedenfalls 
bereitwilligen Aufſchluß erteilen. 
* * 
2* 

Seitdem dieſe Ausführungen geſchrieben worden ſind, hat 
der Arbeitsausſchuß der Vereinigung von Freunden des Güte⸗ 
verfahrens unter dem 26. Juli 1915 eine näher begründete 
Eingabe an den Bundesrat gerichtet mit der Bitte, eine Kriegs⸗ 
verordnung „etwa folgenden Inhalts zu erlaſſen: 

In den Rechtsſtreitigkeiten, die vor die Amtsgerichte 
gehören, find die Parteien neben ihren Vertretern per⸗ 
ſönlich zu einem Güteverfahren zu laden, das unmittelbar 
vor Beginn der erſten mündlichen Verhandlung ſtatt⸗ 
findet. Bleibt der Kläger unentſchuldigt aus, ſo wird 
der Termin vertagt. Als Entſchuldigung gelten wichtige 
Gründe. Das Ergebnis des Güteverſuchs, insbeſondere 
der Vorſchlag des Richters und die Erklärungen der 
Parteien find feſtzuſtellen. — Das Güteverfahren iſt 
nicht erforderlich, wenn eine Partei ihren Wohnſitz außer⸗ 
halb des Gerichtsbezirks hat; doch iſt es auch in dieſem 
Falle erforderlich, wenn es ſich um Streitigkeiten zwiſchen 
Ehegatten, Eltern und Kindern oder Geſchwiſtern handelt. 

Von dem Güteverfahren kann abgeſehen werden, wenn 
der Kläger nachweiſt, daß er bereits einen Guteverſuch 
vor einer ſtaatlichen Sühnebehörde, einem Einigungsamt 
oder einer ähnlichen Stelle erfolglos verſucht hat. Die 
Landeszentralbehörde beſtimmt, vor welchen Stellen Ver⸗ 
ſuche gütlicher Schlichtung ſtattfinden können.“ 


Zum Einfluß des Kriegszuſtandes auf das 
kaufmänniſche Anſtellungs verhältnis. 
Von Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 

(Fortfegung aus Nr. 18, 1915.) 


II. 

Das Rechtsverhältnis aus dem kaufmänniſchen Anſtellungs⸗ 
vertrage unterliegt auch dann dem deutſchen Recht, wenn der 
Angeſtellte (Handlungsgehilfe uſw.) Ausländer iſt, ſofern er im 
Inlande bedienſtet iſt. Eine von der Herrſchaft der privat⸗ 
rechtlichen Vorſchriften abweichende Beurteilung müßte deshalb, 
da das Privatrecht ſelbſt keinen Unterſchied macht, ihre Grund⸗ 
lage im öffentlichen Recht als dem vorgehenden finden, Da es 
ſich bei der im folgenden zu erörternden Streitfrage um das 
friſtloſe Kündigungsrecht des Prinzipals gegenüber dem An⸗ 
geſtellten, welcher in einem der mit Deutſchland im Krieg be⸗ 
findlichen Staaten ſtaatsangehörig iſt, handelt, müßte der Satz, 
auf welchen die das Aufhebungsrecht bejahende Meinung ihre 
Anſicht fügen könnte, lauten: der Kriegszuſtand hebt auch die 


privatrechtlichen Beziehungen zu den Angehörigen der feindlichen 


8 8 iellen für das hier 
Staaten auf. Denn daß es an einer ſpeziellen für 

behandelte Rechtsverhältnis maßgebenden Vorſchrift dieſes Inha lts 
gebricht, darüber beſteht kein Streit. Auch der allgemeine Satz 


— 


iſt nirgends ausgeſprochen. Beſteht er trotzdem als anerkannter 
Grundſatz unſeres Rechtes? Das RG. hat Veranlaſſung gehabt, 
ſich darüber auszuſprechen. Es iſt geſchehen in dem bekannten 
Urteil des I. Zivilſenates vom 26. Oktober 1914, ) alſo während 
des gegenwärtigen Krieges; letzteres iſt weſentlich, weil damit 
alle die Deduktionen hinfällig werden, welche zwar vor der An⸗ 
erkennung des allgemeinen Satzes zurückſcheuen, ſeine Berechtigung 
aber aus der wirklichen oder auf Grund der Mitteilungen der 
Tagespreſſe angenommenen Handlungsweiſe der mit Deutſch⸗ 
land im Krieg befindlichen Völker herleiten wollen. Das RE. 
äußert ſich in dem erwähnten Urteil hierüber wie folgt: 

„Dem deutſchen Völkerrecht liegt die Anſchauungsweiſe 
gewiſſer ausländiſcher Rechte fern, daß der Krieg unter möglichſter 
wirtſchaftlicher Schädigung der Angehörigen feindlicher Staaten 
zu führen iſt und daß dieſelben daher im weiten Umfange der 
Wohltaten des gemeinen bürgerlichen Rechts zu berauben ſind; 
vielmehr gilt der Grundſatz, daß der Krieg nur gegen den 
feindlichen Staat als ſolchen und gegen deſſen bewaffnete Macht 
geführt wird und daß die Angehörigen der feindlichen Staaten 
in bezug auf das bürgerliche Recht in demſelben Maße den 
Inländern gleichgeſtellt ſind, wie dies vor dem Kriege der Fall 
war, d. h. ſoweit nicht geſetzliche Ausnahmen beſtehen, in allen 
Beziehungen.“ 

Eine Widerlegung dieſes unzweifelhaft richtigen Satzes ift 
in der Literatur nirgends zu finden. Der gefühlsmäßige 
Talionsſtandpunkt wird allerdings in Aufſätzen und Schriften, 
die ſich wie Haßgeſänge in Juriſtendeutſch ausnehmen, ohne 
viel Kopfzerbrechen darüber, inwieweit die zur Grundlage der 
Deduktion genommenen Tatſachen einwandfrei feſtzuſtellen find, 
mit leidenſchaftlichen Deklamationen geltend gemacht. Horrwitz') 
glaubt, mangels anderer Rechtsquellen die Entſcheidung Shake⸗ 
ſpeare entnehmen zu ſollen, und überfchreibt feinen Auſſatz mit 
einem Zitat aus den Königsdramen: 

Wir haben Krieg für Krieg, 
Und Blut für Blut, 
Zwang wider Zwang — 
Antwortet Frankreich das. 

Er führt die nähere Quelle nicht an; wer aber etwa ver⸗ 
ſucht ſein ſollte, dieſe Drohung im Munde des im Heinrich IV. 
auftretenden Oberrichters, des Muſters eines Rechtswalters 
ohne Anſeh'n der Perſon zu finden, würde ſich getäuſcht fühlen; 
er muß zurückgehen bis in die erſte Szene des König Johann. 
Und hier wird er finden, daß der König als Repräſentant des 
Staates nach außen dem Geſandten Frankreichs Chatillon dieſe 
Antwort gibt auf die unter Kriegsdrohung geſtellte Forderung 
der Herausgabe Englands, Irlands, von Anjou, Maine uſw. 
an Frankreich. Damit wird das Zitat etwas unpaſſend für 
die Entſcheidung der Frage, ob die Rechtſprechung ohne geſetz 
liche Grundlage zu Vergeltungsmaßregeln befugt erſcheint. 
Vielleicht hätte Horrwitz paſſendere Zitate in anderen San 
Shakeſpeares finden können. Aber auch „Maß für Maß“ ver 
ſagt, denn hier richtet ſich die Drohung des Herzogs, Gleiches 
mit Gleichem zu vergelten, nicht gegen den Ausländer, ſondern 
gegen den ſein ſtellvertretendes Herrſcheramt zur 5 
mißbrauchenden Angelo. Und im „Kaufmann von Venedig 


1) Vgl. z. B. JW. 1915, 145; Markenſchuß und en. 
Jahrg. XIV Nr. 4 S. 113. Mitteilungen der Handelskammer 
Berlin, 1915, Nr. 1 S. 38 ff. 

2) DIZ. 1914 Sp. 1334 ff 
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weift Porzia in der Richterrolle die Zumutung Baſſanios, das 
Recht zum Nachteil des gewiß unſympathiſchen Shylok zu 
kränken, mit den Worten zurück: 

Es darf nicht ſein; kein Anſeh'n in Venedig 

Vermag ein gültiges Geſetz zu ändern. 

Es würde als ein Vorgang angeführt, 

Und mancher Fehltritt nach demſelben Beiſpiel 

Griff um ſich in dem Staat — es kann nicht ſein. 

Verlaſſen wir deshalb lieber die Poeſie und kehren zur 

Jurisprudenz zurück. Ihr iſt der Talionsgedanke nicht fremd. 
Er ſtellt den urwüchſigen Ausdruck der Reaktion gegen das 
Unrecht dar und iſt uns geläufig aus dem Satze, der zu den 


„Alten“ geſagt iſt: Auge um Auge, Zahn um Zahn! Als 


moraliſcher Grundſatz iſt er von Jeſus durch die Ideal⸗ 
anforderung erſetzt: Liebet eure Feinde! In unſerer inner⸗ 
ſtaatlichen Rechtsentwicklung haben wir ihn überwunden durch 
die Erſtarkung der modernen Staatsgewalt, die das Maß der 
Reaktion wider das Unrecht unter Berückſichtigung aller Kultur⸗ 
und ſozialen Anforderungen bindend für den Staatsbürger wie 
für den Richter feſtſetzt. Im Verhältnis der Staaten zu⸗ 
einander fehlt es an dieſer übergeordneten rechtsſchöpferiſchen 
Macht. Hier gilt noch das: Krieg für Krieg und Blut für 
Blut. Zwang wider Zwang. Aber die mit dieſen Mitteln 
den Kampf ums Recht führen dürfen, ſind nur die Staaten 
ſelbſt, nicht ihre zur Rechtsübung berufenen Organe. Darum 
muß es der Staatsgewalt vorbehalten bleiben, die Anweiſungen 
zu geben, inwieweit Talion zu üben iſt. Iſt ſie doch auch am erſten 
imſtande, den wirklichen Sachverhalt von den Produkten der 
Kriegspſychoſe zu ſondern.?) Sie hat Vergeltungsmaßregeln 
getroffen, insbeſondere in den erlaſſenen Zahlungsverboten. 
Aber zunächſt beruhen dieſe gleich den Maßnahmen feindlicher 
Staaten, gegen die ſie ſich abwehrend richten, auf dem Territorial⸗ 
ſyſtem und leiden ſchon deshalb nicht einmal analoge Anwendung 
auf das Anſtellungsverhältnis des feindlichen Ausländers in 
ſeiner Eigenſchaft als Angeſtellter eines inländiſchen Prinzipals. 
Und eine direkte Verordnung, welcher dieſes Vertragsverhältnis 
unterliege, iſt eben nicht ergangen. „Als ganz ſelbſtverſtändlich 
hätte man erwarten können, daß unſere Regierung Vergeltungs⸗ 
maßregeln gegen die Angehörigen der feindlichen Staaten an⸗ 
ordnen würde. Dieſe Hoffnung hat ſich nicht erfüllt.“ Mit 
dieſem Seufzer der Enttäuſchung beſtätigt Schmeißer*) die hier 
vertretene Auffaſſung von der Rechtslage. Aber ſtatt daran 
die Folgerung zu knüpfen, daß er dieſes von der zuſtändigen 
Stelle gewollte Recht als Richter anzuwenden hat, bis es ihm 
gelungen iſt, ſeinen Rachegefühlen zur geſetzlichen Anerkennung 
zu verhelfen, wählt er einen anderen Weg. „So müſſen wir 
denn verſuchen, auf einem anderen Weg zu einem befriedigenden 
Ergebnis zu kommen, und hier hilft uns allem Widerſpruch 
der Gegner zum Trotz gerade die Anwendung des „wichtigen 
Grundes.“ Offenherziger konnte nicht dargetan werden, daß 
der geſuchte Weg ein Umweg iſt, um im bewußten Widerſpruch 
mit dem erkannten aber nicht gebilligten Willen des Geſetz⸗ 
gebers der ſubjektiven Meinung zum Siege zu verhelfen. Denn 
Schmeißer hatte ja auf Vergeltungsmaßregeln „gehofft“, er 


3) Treffend ſchildert Magnus den auf ungenauen Zeitungs⸗ 
nachrichten begründeten Spektakel über den angeblichen engliſchen 
Patentraub in den „Berichten der deutſchen pharmazeutiſchen Gefell: 
ſchaft“ Jahrg. 25 Heft 1 S. 10 f. 

1) „Der Einfluß des Krieges uſw.“ S. 49 ff. 
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muß fie alfo für erforderlich gehalten haben. Sein Aufſuchen 
eines anderen Weges iſt nur ein „Verſuch“ und der „wichtige 
Grund“ nur eine „Hilfe“, die allem Widerſpruch zum Trotz 
ergriffen wird. Dies Eingeſtändnis iſt wertvoll, weil natürlich 
der Vorſchrift der 88 70, 72 HGB. bei der Entſcheidung der 
Streitfrage die maßgebende Stimme einzuräumen iſt. Und 
darum war auch die bisherige, zunächſt von dieſer Vorſchrift 
abſehende Erörterung nicht überflüffig. 

Bei der Prüfung der Anwendbarkeit der Vorſchrift vom 
„wichtigen Grunde“ wird hier von Handlungen des feindlichen 
Ausländers abgeſehen. Nicht nur feindſelige Schritte gegen 
unſer Vaterland, ſondern auch Verſtöße gegen das Gebot takt⸗ 
voller Zurückhaltung aller Sympathiebezeugung für das Heimat⸗ 
land des feindlichen Ausländers können natürlich als wichtige 
Gründe zur friſtloſen Kündigung anerkannt werden. Aber dann 
iſt es eben die betreffende Handlung, nicht die Zugehörigkeit 
zum feindlichen Staate als ſolche, welche den wichtigen Grund 
abgibt. Aber die Anweſenheit des feindlichen Ausländers im 
Geſchäft kann an fi eine Gefahr darſtellen, namentlich wenn 
es ſich um Fabrikation von Kriegsmaterial und ähnliche Betriebe 
handelt. Zunächſt iſt es allerdings Sache des Staates, Vor⸗ 
kehrungen gegen die Gefahr der Spionage und dergleichen Dinge 
zu treffen: er überwacht den Nachrichtenverkehr, er ſchreitet zu 
Internierungen. Aber daneben können konkrete Verhältniſſe 
ſich als das Staatswohl gefährdend darſtellen. Dann wird 
der Prinzipal, wenn ihm eine Garantie für Ausſchluß ſolcher 
Gefahr zu geben nicht möglich iſt, zur Entlaſſung des feindlichen 
Ausländers zu ſchreiten haben. Es fragt ſich nur, ob dieſer 
ſeines Gehaltsanſpruchs für die Zeit bis zum Ablauf der 
regulären Kündigungsfriſt verluſtig geht, ob alſo der „wichtige 
Grund“ zur friſtloſen Entlaſſung zu bejahen iſt. Der Prinzipal 
wußte ja — dies wird hier vorausgeſetzt, andernfalls liegt die 
Sache natürlich anders — daß er einen Ausländer engagierte. 
Er mußte ſich ſagen, daß der Ausbruch eines Krieges mit dem 
Lande, in welchem ſein Handlungsgehilfe ſtaatsangehörig iſt, 
im Bereiche der Möglichkeit liegt. Wollte er trotzdem einen 
Ausländer anſtellen — vielleicht wegen ſeiner Sprachkenntnis 
oder aus ſonſtigen in ſeinem Intereſſe liegenden Urſachen —, 
ſo mag er auch das Riſiko der Sicherung gegen nur möglichen, 
durch keine Tatſachen wahrſcheinlich gemachten Mißbrauch der 
Stellung des Handlungsgehilfen auf ſeine Taſche nehmen. 
Immerhin mag zugegeben werden, daß es konkrete Umſtände 
geben kann, die die Eigenſchaft des feindlichen Ausländers zum 
wichtigen Grund im Sinne der angeführten Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs machen. Aber die Frage, welche uns 
hier beſchäftigt, iſt, ob dieſe Folge ohne ſolche beſonderen 
Umftände an die Eigenſchaft als feindlicher Ausländer zu 
knüpfen iſt. | 

Sie iſt zu verneinen. Auszuſcheiden hat zunächſt das 
Schuldmoment. Eine Kollektivverantwortlichkeit für Aus⸗ 
ſchreitungen des Pöbels eines Volkes iſt ebenſowenig anzu⸗ 
erkennen wie eine Haftung des an der Staatsleitung un⸗ 
beteiligten und auf ihre Maßnahmen einflußloſen Staats⸗ 
angehörigen für dieſe Maßregeln. Deshalb brauchen wir uns 
auch nicht mit der Frage aufzuhalten, weshalb der feindliche 
Ausländer die Staatsangehörigkeit bei uns nicht erworben hat, 
ob mit bewußter Abſicht, oder weil er die nötigen Schritte aus 
Gleichgültigkeit verabſäumt hat, oder weil ihm die nachgeſuchte 
Einbürgerung verweigert iſt. Auf die Häufigkeit des letzteren 
Falles verweiſt Paul Lange im Gewerbe- und Kaufmanne⸗ 
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gericht“) bei feiner Mitteilung, daß die in Berlin aus den 
Reihen des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen hervor⸗ 
gegangenen Gehilfenbeiſitzer ſich einmütig dahin ausgeſprochen 
hätten, daß die Zugehörigkeit zu einem feindlichen Staat nicht 
ohne weiteres als ein wichtiger Grund zur ſofortigen Ent⸗ 
laſſung angeſehen werden könne. Darauf kommt es, wie geſagt, 
nicht an, weil unſer Recht die wirtſchaftliche Betätigung im 
Inland auch dem Ausländer unter regelmäßigen friedlichen 
Verhältniſſen geſtattet, ein Feſthalten an der angeborenen Staats⸗ 
zugehörigkeit, die wir mit Recht unſern eignen Mitbürgern im 
Ausland durch die Neuregelung des Erwerbs und Verluſtes 


der Reichsangehörigkeit haben erleichtern wollen, auch niemand 


zum moraliſchen Vorwurf gemacht werden kann. 

Schmeißer ) will den wichtigen Grund für gegeben 1 
weil es ſich bei der Entlaſſung feindlicher Ausländer um „die 
Betätigung des höchſten und edelſten Gefühls, der vaterländiſchen 
Geſinnung“ handle. Daß Patriotismus und Völkerhaß nicht 
identiſch ſind, darüber iſt hier nicht der Ort, ſich auseinander⸗ 
zuſetzen. Emft Troeltſch hat dieſes Problem in fo wunder⸗ 
voller Weiſe in der „Frankfurter Zeitung“ vom 23. Mai d. J. 
(Nr. 142) erörtert, daß einfach darauf verwieſen werden kann. 
Daß bei der ſchädigenden Handlung der friſtloſen Entlaſſung 
die vaterländiſche Geſinnung ſehr wohl nicht das wahre Motiv, 
ſondern eine vorgehaltene Maske ſein kann, wird dem nicht 
unglaublich erſcheinen, den die Beobachtung, wie häufig ſich der 
Patriotismus bei Aufſpüren feindlichen Kapitals gerade in 
Konkurrenzunternehmungen regt, zu einer gewiſſen Skepſis ver⸗ 
anlaßt hat. Vor allem aber hat nur der Patriotismus moraliſchen 
Wert, der auf eigene Rechnung ſich betätigt, nicht auf Koſten 
des für feine Perſon unſchuldigen ausländiſchen Angeſtellten. 
Darauf hat mit Recht ſchon Lotmar,”) die größte Autorität 
über die Lehre vom Arbeitsvertrag, hingewieſen. Das gleiche 
gilt von der Rückſicht auf die anderen Angeſtellten. Zunächſt 
bleibt feſtzuſtellen, ob fe. Anſtoß an dem Zuſammenarbeiten mit 
dem feindlichen Ausländer nehmen. Daß dieſe Empfindung 
nicht allgemein iſt, ergibt ſich aus dem oben (bei Note 5) an⸗ 
geführten Beſchluß von 37 Handlungsgehilfenbeiſitzern des 
Berliner Kaufmannsgerichts und Mantels unten zu erwähnender 
Ausführung. Abwegig iſt deshalb die — im Tone der Entrüſtung 
gegenüber dem den entgegengeſetzten Standpunkt vertretenden 
Meperftein®) gehaltene — Ausführung Schmeißers, daß man nie: 
mals einem Deutſchen unter den jetzigen Verhältniſſen zumuten 
könne, mit einem Feinde des eigenen Landes — d. h. dem Staats⸗ 
angehörigen eines feindlichen Landes — zuſammen zu arbeiten. 
Die Untreue im Dienſt und die erhebliche Ehrverletzung gegen 
den Prinzipal, welche S 72 HGB. als Entlaſſungsgründe an⸗ 
führt und an welche Schmeißer ſich klammert, können deshalb 
nicht herangezogen werden, weil es ſich dabei um ſchuldhafte 
Handlungen handelt. Ein allgemeiner Schutz des „Gefühls“ 
iſt im Geſetz nirgends anerkannt, wie gerade daraus folgt, daß 
einzelne Fälle, wie die Pietät gegen verſtorbene Angehörige, 
veligiöfe,, Gefühle uſw., einen ſpeziellen ſtrafrechtlichen Schutz 
gefunden haben. Wenn Schmeißer daraus folgert, daß das ihm 
höherſtehende „deutſchvölkiſche“ Gefühl ebenſo geſchützt werden 
müſſe, und zwar auch durch privatrechtliche Benachteiligung des 
ohne ſein Verſchulden us feindlichen Ausländer gewordenen 


9 Jahrg. 20 Nr. 5 Sp. 185. 0 A a O. S. 51. 
7) Gewerbe: u. Kaufmannsg., Jahrg. 20 Nr. 2 Sp. 45. 
b) Gewerbe u. Kaufmannsg., Jahrg. 20 Nr. 2 Sp. 46 f. 
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Mitkontrahenten, ſo ſetzt er ſich eben an die Stelle des Geſetzgebers. 
Daß dieſem die Entſcheidung zuſteht, nimmt auch, unter Be⸗ 
rufung auf Planck und das RG., der Vorſitzende des Berliner 
Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichts, Magiſtratsrat von Schulz,) 
an. Er widerlegt auch die von Horrwitz auf Grund einer 
falſchen Zeitungsnotiz gebrachte Mitteilung, daß die Vorſitzenden 
der Kammern des Berliner Kaufmannsgerichts bis auf einen 
ſich zu der Anſicht von der Zuläſſigkeit friſtloſer Entlaſſung 
bekannt hätten. Die Kaufmannsgerichte ſelbſt haben nicht ein⸗ 
heitlich erkannt.!) Grundſätzlich ſteht auf dem den wichtigen 
Entlaſſungsgrund bejahenden Standpunkt Nieſe, 11) auf dem 
verneinenden noch Oertmann, !) Mantel 18) und v. Harder.) 
Eine objektive Darſtellung der entgegengeſetzten Anſchauungen 
gibt Joſef. 19) Er wendet ſich ebenfalls dagegen, daß das 
Vergeltungsrecht von dem zur Aburteilung berufenen Gericht 
geübt wird. | 

In der Tat iſt das die Hauptſache. Der Krieg ſoll uns 
kein Anlaß werden, die feſten Grundlagen unſerer Rechtſprechung 
zu erſchüttern. Politik gehört nicht in die Urteilsfällung. Seinen 
Patriotismus bewährt der deutſche Richter am beſten durch 
leidenſchaftsloſe Ausübung ſeines Richteramts. Die Urteile 
ſind die beſten, in denen ſich die Zeitſtrömungen, unter denen 
ſie gefällt werden, am wenigſten bemerkbar machen. Heute iſt 
es der feindliche Ausländer, der ſich um Rechtsſchutz an die 
Gerichte wendet. Morgen ſpielt ſich der Streit der Leidenſchaften 
vielleicht wieder einmal zwiſchen den eigenen Volksgenoſſen ab, und 
die Theorie von der Kollektivverantwortlichkeit richtet ſich gegen 
die Anhänger irgendeiner beſtimmten Richtung. Wie ſagt doch 
Porzia? 

Es würde als ein Vorgang angeführt, 

Und mancher Fehltritt nach demſelben Beiſpiel 

Griff um ſich in dem Staat — es kann nicht ſein 


Militärhinterbliebenenverſorgung.) 
Von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Die im Kriege gegen Frankreich von den deutſchen Heeren 
1870/71 erſtrittenen Erfolge waren der Anlaß für die Ent⸗ 
ſtehung des erſten deutſchen Militärpenſions⸗ und Verſorgungs⸗ 


9) Gewerbe und Kaufmannsgericht. Jahrg. 20 Nr. 1 Sp. 16 ff. 

10) Gewerbe: und Kaufmannsgericht a. a. O. Sp. 22, 32; Nr. 2 
Sp. 66 ff. 

11) Gewerbe: und Kaufmannsgericht. 

u) Recht 1914 Sp. 682. 

12) Gewerbe: und Kaufmannsgericht. 

1) JW. 1915, 613. 

15) Gruchots Beitr. Jahrg. 59 Heft 3 S. 400 ff. 

1) Das Militärhinterbliebenengeſetz (Mo.), das mit jedem 
Tage der Fortdauer des Krieges immer weitere Volkskreiſe berührt 
und daher auch für die Juriſten, insbeſondere aber die Anwälte, von 
ſtets größerem Intereſſe wird, kann hier nur in ſeinen Grundzügen 
dargeſtellt werden. Wegen aller Einzelheiten und der Stellungnahme zu 
den zahlreichen Streitfragen, wird auf das in dieſen Tagen im Verlage 
von Franz Vahlen in Berlin erſchienene Militärhinterbliebenen: 
geſetz, erläutert von Dr. Th. v. Olshauſen, Regierungsrat 
und Mitglied des Reichsverſicherungsamts, Hauptmann 
der Reſerve und Hilfsreferent im Verſorgungs— und 
Juſtizdepartement des Königl. . Kriegsminiſteriums 
verwieſen. 


Jahrg. 20 Sp. 116. 


Jahrg. 20 Sp. 49. 


mt 


, 
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44. Jahrgang. 


geſetzes. Das Geſetz vom 27. Juni 1871 behandelte ge⸗ 
ſondert die Penſionsverhältniſſe und die Verſorgung der Hinter⸗ 
bliebenen der Offiziere und die Verhältniſſe der Unteroffiziere 
und Soldaten. Die Verſchiedenartigkeit der für die beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche maßgebenden Geſichtspunkte hatte auch äußerlich 
zu einer Trennung des Geſetzes in zwei Teile geführt. Zahl⸗ 
reiche abändernde Geſetze folgten dieſem erſten Reichsgeſetze auf 


dem Gebiete des Militärverſorgungsrechts. Ausſchließlich mit 


den Hinterbliebenen befaßte ſich zuerſt das Geſetz, betr. die 
Fürſorge für die Witwen und Waiſen von Angehörigen des 
Reichsheeres und der Marine, vom 17. Juni 1887 (RGBl. 
S. 237). Die Bezüge der invaliden Kriegsteilnehmer wie auch 
der Kriegshinterbliebenen wurden ſodann weſentlich aufgebeſſert 
durch das Geſetz, betr. die Verſorgung der Kriegsinvaliden und 
Kriegshinterbliebenen, vom 31. Mai 1901 (RGBl. S. 193). 
Die Zerſplitterung des ſchwierigen Rechtsſtoffs in nicht weniger 
als ſechs Geſetze hatte jedoch eine derartige Unüberſichtlichkeit 
zur Folge, daß durch Vorlegung beſonderer neuer Geſetze für 
Offiziere, Mannſchaften und Hinterbliebene unbedingt Wandel 
geſchaffen werden mußte. So entſtanden das Offizierpenſions⸗ 
und das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz vom 31. Mai 1906 
(RGBl. S. 565 und 593). Eine neue Regelung der Militär: 
hinterbliebenenverſorgung brachte ſodann das MHG. vom 
17. Mai 1907 (RGBl. S. 214). Dieſes Geſetz iſt noch heute 
unverändert in Geltung und hat jetzt gewiſſermaßen ſeine ER 
probe zu beſtehen. 


1. Allgemeine Grundſätze des Geſetzes. 
Das Geſetz zerfällt in drei Teile, die ſich auf das Reichs⸗ 


heer, die Kaiſerliche Marine und die Kaiſerlichen Schutztruppen 


in den afrikaniſchen Schutzgebieten beziehen. Der erſte Teil 
des Geſetzes iſt ſo geordnet, daß zunächſt die Verſorgung der 
Hinterbliebenen mit Witwen⸗ und Waiſengeld, ſogenannte all⸗ 
gemeine Verſorgung — Abſchnitt I —, und ſodann die Kriegs⸗ 
verſorgung im Abſchnitt II behandelt wird. Hieran ſchließen 
ſich im Abſchnitt III allgemeine, für die beiden vorhergehenden 
Abſchnitte gemeinſam gültige Vorſchriften. Von größter Be⸗ 
deutung für die Verſorgung der Hinterbliebenen aus Anlaß des 


gegenwärtigen Krieges iſt die Klarſtellung des Verhältniſſes der 


allgemeinen Verſorgung zu der Kriegsverſorgung. Die erſte 
Verſorgungsart, auch Friedensverſorgung genannt, iſt diejenige, 
die vor dem Kriege faſt ausſchließlich zur Anwendung gelangte. 
Es würde aber falſch ſein, hieraus zu folgern, daß jetzt 
während des Krieges lediglich die Vorſchriften über die Kriegs⸗ 


verſorgung gelten. Vielmehr kommen auch in Kriegszeiten die 


Vorſchriften beider Verſorgungen in Betracht. Beide Ver⸗ 


ſorgungsarten ſchließen einander nämlich nicht aus, ſondern 


werden nach ausdrücklicher Beſtimmung des Geſetzes neben⸗ 
einander gewährt. Dieſer wichtige Grundſatz wird beim 
flüchtigen Leſen des Geſetzes allerdings kaum erkennbar, da er 
ſich nicht an der Spitze der Kriegsverſorgung, ſondern nur 
gelegentlich zwiſchen Vorſchriften anderer Art ausgeſprochen 
findet (vgl. $ 29 Nr. 4). Als verſorgungsberechtigte Hinter: 


bliebene kommen in erſter Linie die Witwen und die ehelichen 


oder legitimierten Kinder in Betracht. Die geſchiedene Frau 
gilt nach dem Tode des Mannes nicht als ſeine Witwe und 
iſt daher auch dann nicht witwengeldberechtigt, wenn der Mann 
vom Gericht für den allein ſchuldigen Teil erklärt worden iſt 
und bis zu ſeinem Tode den Unterhalt der geſchiedenen Frau 
beſtritten hat. Die Witwe geht des Rechts auf den Bezug dos 
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Witwengeldes verluftig, wenn fie wieder heiratet (§S 30 Nr. 1). 
Uneheliche Kinder haben nach dem geltenden Recht keinen geſetz⸗ 
lichen Anſpruch auf Verſorgung. Auch ſind an Kindes Statt 
angenommene Kinder nach dem MHG. nicht verſorgungs⸗ 
berechtigt, während dieſe Kinder nach dem BGB. die rechtliche 
Stellung ehelicher Kinder einnehmen und auch nach der RWO. 
dieſen gleichgeſtellt ſind. Das Waiſengeld fällt mit der Ver⸗ 
heiratung oder der Vollendung des 18. Lebensjahres fort (S 30). 
Die Feſtſetzung des Witwen⸗ und Waiſengeldes ſowie der 
Gebührniſſe aus der Kriegsverſorgung und die Beſtimmung 
darüber, an wen die Zahlung zu leiſten iſt, erfolgt durch die 
oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontingents, dem der 
Verſtorbene zuletzt angehört hat. Die oberſte Militär⸗ 
verwaltungsbehörde kann dieſe Befugniſſe jedoch auf andere 
Behörden übertragen ($ 28). 


2. Die Allgemeine Ferſorgung des 0. 

Auf die allgemeine Verſorgung, die in Witwen⸗ und 
Waiſengeld beſteht, haben außer den Hinterbliebenen der Berufs⸗ 
offiziere Anſpruch die Hinterbliebenen der Militärperſonen der 
Unterklaſſen, die während der Zugehörigkeit zum aktiven Heer 
entweder infolge einer Dienſtbeſchädigung oder nach zehnjähriger 
Dienſtzeit geſtorben ſind und — von den ehemaligen Kapitulanten 
abgeſehen — die Hinterbliebenen derjenigen Angehörigen der 
Unterklaſſen, die infolge einer Dienſtbeſchädigung vor Ablauf 
von ſechs Jahren nach der Entlaſſung aus dem aktiven Dienſt 
geſtorben ſind. Die allgemeine Verſorgung kann, wenn der 
Tod durch eine Dienſtbeſchädigung verurſacht iſt, nach dem Er⸗ 
meſſen der Militärverwaltungsbehörde ferner bewilligt werden 
an die Hinterbliebenen von Offizieren des Beurlaubtenſtandes, 
von ausgeſchiedenen, zum aktiven Militärdienſt vorübergehend 
wieder herangezogenen Offizieren, von Heeresbeamten des Be⸗ 
urlaubtenſtandes und von Beamtenſtellvertretern. (88 1, 11, 12.) 
Als Dienſtbeſchädigungen gelten alle Geſundheitsſtörungen, die 
infolge einer Dienſtverrichtung oder durch einen Unfall während 
der Ausübung des Dienſtes eingetreten oder durch die dem 
Militärdienſt eigentümlichen Verhältniſſe verurſacht oder ver⸗ 
ſchlimmert worden ſind. Das Vorliegen einer ſolchen Dienſt⸗ 
beſchädigung iſt die weſentlichſte Vorausſetzung für die 
Gewährung der allgemeinen Verſorgung. Hieraus ergibt 
ſich, daß den Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer neben der 
beſonderen Kriegsverſorgung in der Regel auch die allgemeine 
Verſorgung zuſteht. Denn als eine Dienſtbeſchädigung, die 
durch den Krieg herbeigeführt worden iſt (vgl. § 36 Nr. 1), 
gelten neben dem Tode auf dem Schlachtfeld oder infolge einer 
Kriegsverwundung alle geſundheitlichen Schädigungen, die durch 
die beſonderen Verhältniſſe des Krieges verurſacht worden ſind. 
Das Witwengeld aus der allgemeinen Verſorgung beträgt bei 
den Unterklaſſen in der Regel 300 &, das Waiſengeld 60 4 
für jedes Kind. Bei Offizieren wird die allgemeine Verſorgung 
von der Penſion berechnet, zu welcher der Verſtorbene berechtigt 
geweſen ſein würde, wenn er am Todestage in den Ruheſtand 
verſetzt worden wäre. Das Witwengeld beträgt 10 dieſer 
Penſion, mindeſtens aber 300 &, höchſtens jedoch 5000 &, 
das Waiſengeld für jedes vaterloſe Kind ¼8, für jedes eltern⸗ 
loſe Kind / dieſes Witwengeldes. Auch Witwen von Offizieren 
des Beurlaubtenſtandes, die zwar keinen Rechtsanſpruch auf die 
allgemeine Verſorgung haben, pflegt dieſe von der Militär⸗ 
verwaltung gewährt zu werden. Bei den Reſerve⸗ und Land⸗ 
wehroffizieren wird jedoch, da ſie regelmäßig eine Dienſtzeit 
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unter zehn Jahren haben, ſtets die unterſte, mit zehn Jahren 
erdiente Penſion des betreffenden Dienſtgrades der Berechnung 
der Hinterbliebenenverſorgung zugrunde gelegt. 


3. Die Kriegsverſorgung des MAG. 


Der Kriegsverſorgung, welche für die Hinterbliebenen von 
Militärperſonen zur Zeit von beſonderem Intereſſe iſt, hat das 
Geſetz nur neun Paragraphen gewidmet (88 19 bis 27) und 
dennoch hat gerade dieſer Abſchnitt des Geſetzes zu einer Fülle 
von Streitfragen geführt. Kriegsverſorgung, d. h. Kriegs⸗ 
witwen⸗ und Kriegswaiſengeld, erhalten die Hinterbliebenen der 
zum Feldheer gehörigen Offiziere, Sanitätsoffiziere, Beamten 
und der Militärperſonen der Unterklaſſen mit Einſchluß der auf 
dem Kriegsſchauplatz verwendeten Perſonen der freiwilligen 
Krankenpflege, die im Kriege geblieben oder infolge einer 
Kriegsverwundung oder an den Folgen einer ſonſtigen 
Kriegsdienſtbeſchädigung geſtorben ſind (§ 19). Die Frage, 
wer zum Feldheer gehört, iſt eine militärtechniſche. Nicht 
jeder Angehörige der bewaffneten Macht iſt in Kriegs⸗ 
zeiten etwa deshalb auch Angehöriger des Feldheeres. Die 
Kriegsformation des Heeres beſtimmt nach S 6 Mil. der 
Kaiſer und durch den Mobilmachungsbefehl verſetzt er nach 
Maßgabe des Mobilmachungsplanes das Heer von der Friedens⸗ 
formation in die Kriegsformation. Innerhalb dieſer Kriegs⸗ 
formation wieder iſt zwiſchen mobilen und immobilen Heeres⸗ 
teilen zu unterſcheiden. Die zur unmittelbaren Verwendung 
gegen den Feind beſtimmten Truppen find als mobile oder mit 
anderen Worten als Teile des Feldheeres anzuſehen. Die 
Hinterbliebenen dieſer Kriegsteilnehmer haben einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Kriegsverſorgung. Die Kriegsverſorgung der 
Hinterbliebenen iſt von dem Geſetze bei Mannſchaften ſowohl 
wie bei Offizieren nach dem militdrifchen Dienſtgrade der Männer 
und nach feſten Sätzen geregelt. Das Kriegswitwen⸗ und ⸗waiſen⸗ 
geld iſt bei den Militärperſonen der Unterklaſſen — das ſind 
diejenigen vom Feldwebel einſchließlich abwärts — verſchieden 
bemeſſen, je nachdem, ob die allgemeine Verſorgung !) zuſteht 
oder nicht. In dem erſten, die Regel bildenden Falle beträgt 
das Kriegswitwengeld für die Witwe eines Feldwebels, Unter⸗ 
offiziers und Gemeinen 300 &, 200 4 und 100 , das 
Kriegswaiſengeld für jedes vaterloſe Kind 108 &, für jedes 
elternlofe 140 4. Wird keine allgemeine Verſorgung gewährt, 
ſo ſind die entſprechenden Sätze des Kriegswitwengeldes 
600 4, 500 & und 400 & und die des Kriegswaiſengeldes 
168 & und 240 &. Das Kriegswitwengeld der Witwe eines 
Hauptmanns, Oberleutnants, Leutnants oder Feldwebelleutnants 
beträgt 1200 &, gleichviel, ob allgemeine Verſorgung zuſteht 
oder nicht. Die Witwen aller Offiziere bis zum Stabsoffizier 
einſchließlich abwärts erhalten, wenn allgemeine Verſorgung 
gewährt wird, 1500 & jährlich. Steht keine allgemeine Ver⸗ 
ſorgung zu, ſo beträgt das Kriegswitwengeld bei Generalen 
2000 &, bei Stabsoffizieren 1600 &. Das Kriegswaiſengeld 
wird bei den Offizieren — von den höchſten Dienſtgraden ab⸗ 
geſehen — durch die allgemeine Verſorgung in ſeiner Höhe nicht 


5) Über den Begriff der allgemeinen Verſorgung und die für 
die Unterklaſſen beſonders wichtige Frage, ob darunter im Sinne der 
88 20, 21 MHG. auch die den Hinterbliebenen des Verſtorbenen aus 
deſſen Anſtellung im Zwildienſt erwachſenen Anſprüche auf Witwen⸗ 
und Waiſengeld zu verſtehen find vgl. v. Olshauſen, MHG. Anm. 2 
zu 8 20. 
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berührt. Es beträgt ſtets 200 & für jedes vaterloſe, 300 4 
für jedes elternloſe Kind eines Offiziers (SS 20, 21). Außerdem 
kann den Verwandten der aufſteigenden Linie derjenigen Kriegs⸗ 
teilnehmer, die im Kriege geblieben oder an einer ſonſtigen 
Kriegsdienſtbeſchädigung geſtorben find, für die Dauer der 
Bedürftigkeit ein Kriegselterngeld gewährt werden, wenn der 
Verſtorbene vor dem Eintritt in das Feldheer ihren Lebens⸗ 
unterhalt ganz oder überwiegend beſtritten hat (8 22). Ein 
Rechtsanſpruch auf dieſes Kriegselterngeld beſteht nicht, viel⸗ 
mehr hängt die Bewilligung von dem Ermeſſen der oberſten 
Militärverwaltungsbehörde des Kontingents ab. Vorausſetzung 
für die Gewährung der Kriegsverſorgung iſt, daß der Kriegs⸗ 
teilnehmer im Kriege gefallen, infolge einer Kriegsverwundung 
oder an den Folgen einer ſonſtigen Kriegsdienſtbeſchädigung 
geſtorben iſt. Aber nicht eine jede während der Kriegsdienſt⸗ 
leiſtung erlittene Dienſtbeſchädigung gilt als Kriegs dienſt⸗ 
beſchädigung. Eine ſolche iſt vielmehr nur dann anzunehmen, 
wenn die Dienſtbeſchädigung unmittelbar oder mittelbar auf 
die beſonderen Verhältniſſe des Krieges zurückzuführen iſt.“) 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß auch Kriegs freiwillige, 
da ſie zu den aktiven Perſonen des Soldatenſtandes gehören, 
wenn im übrigen die geſetzlichen Vorausſetzungen vorliegen, 
kriegsverſorgungsberechtigt find. Hat der Verſtorbene nicht dem 
Feldheer, ſondern etwa einem immobilen Erſatztruppenteil oder 
dem Wachkommando eines Gefangenenlagers angehört, ſo iſt 
ein Anſpruch auf Kriegsverſorgung nicht gegeben. Wohl aber 
haben die Hinterbliebenen in ſolchen Fällen Anſpruch auf die 
allgemeine Verſorgung, wenn die betreffende Militärperſon an 
den Folgen einer Dienſtbeſchädigung verſtorben iſt. Die gleiche 
Stellung nehmen die zu nicht mobilen Armierungsbataillonen 
zuſammengefaßten Armierungsſoldaten und die Armierungs⸗ 
arbeiter ein, letztere allerdings nur inſoweit, als ſie dem Land⸗ 
ſturm angehören. War der Verſtorbene infolge des eingetretenen 
Krieges außerordentlichen Anſtrengungen oder Entbehrungen oder 
dem Leben und der Geſundheit gefährlichen Einflüſſen ausgeſetzt, 
ſo kann ſeinen Hinterbliebenen ein den Beträgen der Kriegs⸗ 
verſorgung entſprechendes Witwen⸗, Waiſen⸗ und Elterngeld 
gewährt werden (S 26). Die Bewilligung dieſer Zuwendung 
hängt von dem Ermeſſen der oberſten Militärverwaltungsbehörde 
des Kontingents ab, einen im Klagewege verfolgbaren Reckts⸗ 
anſpruch haben die Hinterbliebenen jedoch nicht. j 


4. Zuſammentreffen von Militär · und Deamien- 
HinterBließenenverforgung. 


Die Bezüge aus der allgemeinen Berforgung gelangen 
inſoweit nicht zur Hebung, als die Hinterbliebenen von Angehörigen 
des Beurlaubtenſtandes aus einer Beſchäftigung des Verſtorbenen 
in einer Zivildienſtſtelle eine Verſorgung von gleicher oder ge⸗ 
ringerer Höhe beziehen (vgl. 8 31 Nr. 1). Dieſe Verrechnung 
der militäriſchen allgemeinen Verſorgung kommt bei jeder An⸗ 
ſtellung als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten im 
Reichs-, Staats⸗ oder Kommunaldienſte, bei den Verſicherungs⸗ 
anſtalten für die Invalidenverſicherung oder bei ſtändiſchen oder 
ſolchen Inſtituten in Betracht, die ganz oder zum Teil aus 
Mitteln des Reichs, Staates oder der Gemeinden unterhalten 
werden. Wenn dagegen Witwen oder Waiſen von Privatbeamten 


) ber Einzelheiten und Zweifelsfragen, wie z. B. Tod infolge 
Selbftmordes oder beim Baden, vgl. v. Olshauſen, Mö. Anm 8 
zu 8 11, Anm. 4 zu 5 19, Anm. II ; zu 8 26. 
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44. Jahrgang. 
von einer Großbank oder einem Induſtrieunternehmen Hinter⸗ 
bliebenenverſorgung beziehen, ſo wird ihnen daneben unverkürzt 
die allgemeine Verſorgung aus Militärmitteln gezahlt. Der 
Anſpruch der Hinterbliebenen eines Angehörigen des Beurlaubten⸗ 
ſtandes, der im Zivilberuf z. B. ſtaatlicher oder kommunaler 
Beamter iſt, auf Beamtenhinterbliebenenverſorgung berührt das 
Recht auf die Kriegsverſorgung nach dem MHG. jedoch in 
keiner Weiſe. Ein kinderloſer Poſtbote oder Schutzmann z. B., der in 
feiner Zivilſtelle bereits penſionsberechtigt iſt, fällt als Unteroffizier. 
Von der Zivildienſtbehörde wird dann zunächſt ein Witwengeld 
ſeſtgeſetzt, deſſen Höhe auf 220 & angenommen werden mag. 
Hierzu kommt ein Zuſchuß aus Militärmitteln auf Grund des 
8 31 Nr. 1b MHG., indem der Verſtorbene hinſichtlich der all⸗ 
gemeinen militäriſchen Verſorgung ſo behandelt wird, als wenn 
er die im Zivildienſt verbrachte Zeit auch im Militärdienſt zurück⸗ 
gelegt hätte.) Die Differenz zwiſchen dem hiernach zu berechnenden 
Militärwitwengeld und dem Zivilwitwengeld beträgt im vor⸗ 
liegenden Falle 80 4. Außer dieſem Betrage bekommt die Witwe 
noch das Kriegswitwengeld mit 200 &, To daß fie im ganzen eine 
jährliche Einnahme von 500 & hat. War der Gefallene, der den 
Krieg als Freiwilliger, Reſerviſt oder Landſturmmann mitgemacht 
hat, ohne einen höheren militäriſchen Dienſtgrad als den des 
Gemeinen erlangt zu haben, nicht Beamter, ſo erhält die Witwe 


ein allgemeines Witwengeld von 300 & und ein Kriegswitwen⸗ 


geld von 100 &, die Waiſengelder betragen für jedes Kind 60 4 
aus der allgemeinen und 108 & aus der Kriegsverſorgung. 
Ein anderes Beiſpiel mag die Lage der Hinterbliebenen eines 
Reſerveoffiziers, der in ſeinem Zivilberuf Staatsbeamter iſt, ver⸗ 
anſchaulichen. Ein Berliner Amtsrichter mit 14 penſionsfähigen 
Dienſtjahren iſt als Oberleutnant und Batterie oder Kompanie⸗ 
führer am 15. März 1915 auf dem Schlachtfeld gefallen. Er 
hinterläßt eine Witwe und zwei Kinder. Die Witwe bezieht dann 
zunächſt für die Monate April, Mai und Juni die Gnaden⸗ 
bezüge aus der Zivilſtelle — d. h. das volle Gehalt — mit 
1225 & und daneben die militäriſchen Gnadengebührniſſe für 


die gleiche Zeit mit 259 & monatlich, im ganzen alſo 


777 K. Vom 1. Juli 1915 ab erhält fie aus Mitteln der 
Juſtizverwaltung /o der von dem Ehemann erdienten Penſion 
von 1791 & als Witwengeld in Höhe von 716,40 & und für 
jedes Kind ein Waiſengeld von 143,30 &. Dazu kommt die 
Kriegsverſorgung aus Militärmitteln, und zwar ein Kriegs⸗ 
witwengeld von 1200 & und ein Kriegswaiſengeld von 200 A 
für jedes Kind. Die Witwe hat demnach auf Grund der geſetz⸗ 
lichen Hinterbliebenenverſorgung für ſich ein Einkommen von 
jährlich 1916,40 & und für die Kinder außerdem die Summe 
von 686,50 &. Hat fie neben den Witwengeldbeträgen kein 
weiteres Einkommen, fo wird ihr noch der Betrag von 83,60 4 
gewährt, damit ihr eigenes Jahresgeſamteinkommen, abgeſehen 


von den Waiſengeldern, 2000 & jährlich erreicht (vgl. § 20 


Abſ. 2). Die Hinterbliebenen eines Rechtsanwalts, der im 


Kriege denſelben Dienſtgrad und dieſelbe Dienſtſtellung wie 


der Amtsrichter bekleidet hat, haben einen Rechtsanſpruch 
auf Kriegswitwen⸗ und ⸗waiſengeld in der gleichen Höhe. Sie 
erhalten aber regelmäßig außerdem die allgemeine militäriſche 
Verſorgung, da § 31 Nr. 1 MHG. auf einen Anwalt, ſelbſt 
wenn die Witwe aus einer von ihm etwa als Syndikus 


9) In dieſer Weiſe wird von der Heeresverwaltung verfahren. 
Die Auslegung des 8 81 Nr. 1 MHG. tft jedoch beſtritten. Näheres 
vgl. v. Olshauſen, MHG. Anm. 2 zu 820, Anm. 1 zu 8 31 
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bekleideten Zivilſtelle eine Verſorgung erhalten würde, nicht 
anwendbar iſt. Das Witwengeld aus der allgemeinen 
Verſorgung würde für dieſe Anwaltswitwe 639 4 
jährlich und das Waiſengeld für jedes Kind 129 4 
jährlich betragen. Die Witwe bezieht daher für ſich jährlich 
1839 & aus Militärmitteln. Hat fie neben dieſem Einkommen 
noch aus Vermögensbeſitz, einer Lebensverſicherung des Mannes, 
einer Anwaltswitwenkaſſe oder eigenem Erwerb regelmäßige 
Einnahmen in ſolcher Höhe, daß ihr Jahresgeſamteinkommen 
ohne die Waiſengelder 2000 & überſchreitet, ſo kann ihr von 
der Militärverwaltung weiter nichts bewilligt werden. Solange 
ihr aber jegliche anderen Einnahmen fehlen, würde ſie auf 
Grund des § 20 Abſ. 2 MHG. noch die Summe von 161 4 
jährlich von der oberſten Militärverwaltungs behörde des Be: 
treffenden Kontingents erhalten. War der gefallene Anwalt 
als Leutnant oder Oberleutnant nicht Kompanieführer, ſondern 
Kompanie⸗ oder Batterieoffizier, ſo würde das Witwengeld aus 
der allgemeinen Verſorgung nur 468 , das Waiſen⸗ 
geld 96 betragen. War er hingegen Hauptmann, fo be: 
läuft ſich das Witwengeld auf 864 &, das Waiſengeld auf 
174 &. 


5. Die Verfolgung der Auſyrüche auf Srund des Militär- 
hinterbliebenengeſetzes. | 

Die Verſorgung der Militärhinterbliebenen kann in Kriegs⸗ 
zeiten nicht ohne eine Mitwirkung der Hinterbliebenen ſelbſt er⸗ 
folgen, vielmehr bedarf es einer Antragſtellung durch dieſe. 
Der Antrag auf Bewilligung der Verſorgungsgebührniſſe iſt an 
die Ortspolizeibehörde des Wohnorts oder des anläßlich des 
Krieges gewählten Aufenthaltsorts oder wenn der Verſtorbene 
eine Zivilbeamtenſtelle innegehabt hatte, an die letzte vorgeſetzte 
Behörde des Verſtorbenen zu richten. An Belegſtücken find bei⸗ 
zufügen: die Geburtsurkunden der Eheleute,“) die Heiratsurkunde, 
der Nachweis über das Ableben des Ehemannes, Geburts⸗ 
urkunden für die Kinder unter 18 Jahren ſowie amtliche Be⸗ 
ſcheinigungen darüber, daß die Ehe nicht rechtskräftig geſchieden 
ware) und die Töchter über 16 Jahre nicht verheiratet find. 
Außerdem iſt in dem Antrage anzugeben, ob und wo der 
Verſtorbene als Beamter angeſtellt war, und an welchem 
Orte die Witwe ihren Wohnſitz nimmt. Die Anträge 
gehen dann auf dem Wege über die Bezirkskommandos an die 
ſtellvertretenden Korpsintendanturen. Dieſe entſcheiden in Preußen 
über die Verſorgungsanträge von Angehörigen der Unterklaſſen 
ſelbſt und geben die Anträge der Offizierswitwen und ⸗waiſen 
zur Entſcheidung an das Kriegsminiſterium weiter. Gegen die 
Entſcheidung der Intendanturen kann innerhalb von ſechs 
Monaten der Einſpruch bei der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde des Kontingents eingelegt werden. An eine beſondere 
Form iſt die Einlegung des Einſpruchs nicht gebunden. Iſt 
hierdurch der Inſtanzenweg bei den Militärverwaltungsbehörden 
erſchöpft worden, ſo iſt binnen einer weiteren Ausſchlußfriſt von 


5) Dieſe ſind nicht erforderlich, wenn die Geburtstage aus der 
Heiratsurkunde erſichtlich ſind oder wenn nur Waiſen⸗ und Kriegs⸗ 
waiſengeld beanſprucht wird oder wenn die Ehe über neun Jahre 
beſtanden hat. 

c) Dieſe Beſcheinigung iſt nicht erforderlich, wenn in der Sterbe⸗ 
urkunde die Ehefrau des Verſtorbenen mit ihrem Ruf-, Mannes: und 
Geburtsnamen als deſſen Witwe bezeichnet oder die Heiratsurkunde 
nach dem Tode des Ehemannes ausgeſtellt iſt. 
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ſechs Monaten die Klageerhebung gegen den Militärfiskus 
zuläſſig. Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
iſt ſtets, daß nach dem Geſetz ein Rechtsanſpruch vorliegt und 
die Bewilligung der Zuwendung nicht nur in das freie Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt. Während z. B. die 
Hinterbliebenen der Berufsoffiziere einen erforderlichenfalls vor 
den Gerichten zu verfolgenden Anſpruch auf allgemeine Ver⸗ 
ſorgung haben, iſt das bei den Offizieren des Beurlaubtenſtandes 
nicht der Fall. Dagegen haben alle Offiziershinterbliebenen 
einen Rechtsanſpruch auf die Kriegsverſorgung. Der materielle 
Inhalt der Klageſchriften richtet ſich nach der Rechtslage des 
einzelnen Falles und bedarf hier keiner weiteren Erörterung. 
Es ſei aber hervorgehoben, daß es ſich empfiehlt, auch diejenigen 
Einſprüche, welche ſich gegen die Verſagung von Zuwendungen 
richten, auf die kein Rechtsanſpruch beſteht, ſachlich zu be⸗ 
gründen, um der oberen Militärverwaltungsbehörde eine geeignete 
Handhabe für die Entſcheidung in zweiter Inſtanz zu geben. Ins⸗ 
beſondere gilt dies für Anträge auf Bewilligung von Kriegs⸗ 
elterngeld, die gerade bei Angehörigen des Beurlaubtenſtandes 
— Mannſchaften ſowohl wie Offizieren — eine große Rolle 
ſpielen. Die Behauptung, daß der verſtorbene Kriegsteilnehmer 
der überwiegende Ernährer ſeiner Eltern geweſen iſt und dieſe 
in Bedürftigkeit zurückgelaſſen hat, wird tunlichſt durch Beifügung 
von Beweisſtücken, unter Umſtänden auch durch Benennung von 
Zeugen, glaubhaft gemacht. 

Dieſe kurze Darſtellung wird bereits gezeigt haben, ein wie 
ſchwieriges Rechtsgebiet die militäriſche Hinterbliebenenverſorgung 
iſt. Um das Verſtändnis nicht zu erſchweren, iſt vermieden 
worden, auf geſetzgeberiſche Anregungen einzugehen, vielmehr 
ausſchließlich das geltende Recht behandelt worden. Wenn nach 
einer ſiegreichen Beendigung des Krieges die Zahl der Kriegs⸗ 
invaliden und der Kriegswitwen und ⸗waiſen ſich einigermaßen 
überſehen läßt, dann wird die Zeit gekommen fein, in eine Er⸗ 
örterung legislativer Fragen einzutreten. 


Zur Frage der Auslegung der Kriegsklauſel. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wirtz, Düſſeldorf. 


Der Aufſatz „Zur Entſcheidung des Reichsgerichts über 
die Kriegsklauſel“ (JW. 1915, 741) kommt zu dem Ergebnis, 
daß das Gericht auch bei einer an ſich klaren Kriegsklauſel 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben bei jedem Einzelfall 
zu prüfen habe, inwieweit der Kriegsausbruch eine Veränderung 
der Lieferungs möglichkeit des Lieferanten herbeigeführt hat, 
um danach zu urteilen, ob in dem betreffenden Fall der Eintritt 
der Kriegsklauſel zu bejahen iſt oder nicht. Ebenſo ſtellen auch 
die anderen Schriftſteller, die die Kriegsklauſel behandelt 
haben, meiſt die Frage der Lieferungsmöglichkeit in den 
Vordergrund. 

Dieſes einſeitige Betonen der Lieferungsmöglichkeit verkennt 
das Weſen der Kriegsklauſel. Wenn der Verkäufer die Kriegs⸗ 
klauſel in ſeine Verträge aufnimmt, ſich alſo für den Fall des 
Krieges den Rücktritt vorbehält, ſo geſchieht dies deshalb, weil 
er ſich ſagt, daß der Krieg regelmäßig völlig veränderte Ver⸗ 
hältniſſe bringt, die ſich im voraus nicht überblicken laſſen. 
Gegenüber dieſen veränderten Verhältniſſen will er nicht durch 
alte Verträge gebunden ſein. Er will berechtigt ſein, die 
alten Verträge aufzuheben, um ſich alsdann zunächſt neu 
orientieren zu können. Auf Grund dieſer Neuorientierung wird 
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er feine Verfügungen treffen und, ſoweit es möglich ift, von 
neuem anfangen, Geſchäfte zu machen. Dies iſt der Zweck 
der Kriegsklauſel. Ob durch den Krieg die Lieferung tat⸗ 
ſächlich unmöglich gemacht oder auch nur erſchwert wird, iſt 
gleichgültig. 

Wenn man die Entſcheidung darauf abſtellt, „inwieweit 
der Kriegsausbruch im Einzelfalle eine Anderung der Lieferungs⸗ 
möglichkeit des Lieferanten herbeigeführt hat“, ſo wird der Ver⸗ 
käufer zunächſt den tatſächlichen Verlauf des Krieges abwarten 
müſſen. Denn bei Anfang des Krieges läßt ſich regelmäßig 
noch nicht ohne weiteres überblicken, ob und wieweit der Krieg 
die Lieferung behindern wird. In den erſten Tagen des Krieges 
lag das Geſchäft völlig danieder, und wohl kaum jemand hat 
damals gedacht, daß ſich die geſchäftliche Lage ſpäter in ſolchem 
Umfange, wie es geſchehen iſt, wieder heben werde. Umgekehrt 
haben die Franzoſen in Nordfrankreich ſicher nicht gedacht, daß 
ſchon ſo bald ihr Land beſetzt und damit jeder geſchäftliche 
Verkehr mit den anderen Landesteilen unterbunden werde. 
Ebenſo haben auch wir im Anfange des Krieges nicht gedacht, 
daß England, entgegen dem bisherigen Völkerrecht, jeden über⸗ 
ſeeiſchen Handel mit den neutralen Staaten auch in ſolchen 
Waren, die bisher üblicherweiſe nicht unter den Begriff der 
Bannware fielen, unterbinden werde. Wenn man die Frage, 
inwieweit der Verkäufer auf Grund der Kriegsklauſel zum 
Rücktritt berechtigt iſt, darauf abſtellt, ob und inwieweit ſeine 
Lieferung durch den Krieg tatſächlich behindert wird, ſo würde 
dies alſo bedeuten, daß er den Verlauf des Krieges abwarten 
müßte. Da es ſich aber bei den Verträgen, die die Kriegs⸗ 
klauſel enthalten, meiſt um Sukkzeſſivlieferungsverträge von 
längerer Dauer handelt, ſo würde hierdurch eine unerträgliche 
Ungewißheit geſchaffen werden, die gerade durch die Kriegsklauſel 
vermieden werden ſoll. Man wird von dem Verkäufer, der die 
Kriegsklauſel in ſeine Verträge aufgenommen hat und von ihr 
Gebrauch machen will, verlangen müſſen, daß er dies un⸗ 
verzüglich nach Kriegsausbruch erklärt, und haben die Verkäufer 
auch wohl ſämtlich bereits in den erſten Tagen des Auguſt 
durch Rundſchreiben ihrer Kundſchaft die Annullierung an⸗ 
gezeigt. Wer dies nicht getan und trotz des Krieges weiter 


geliefert hat, kann ſich ſpäter nicht mehr auf die Kriegsklaufel 


berufen. In der Weiterlieferung nach Kriegsausbruch wird 
regelmäßig ein Verzicht auf Geltendmachung der Kriegsklaufel 
liegen. 
Nach den vorſtehenden Ausführungen kommt es für die 
Anwendung der Kriegsklauſel nicht darauf an „inwieweit der 
Kriegsausbruch eine Veränderung der Lieferungsmöglichkeit des 
Lieferanten herbeigeführt hat“, die Entſcheidung iſt vielmehr 
darauf abzuſtellen, ob ſich durch den Krieg die allgemeinen oder 
beſonderen Verhältniſſe in ſolchem Maße geändert haben, daß 
für den Verkäufer eine geſchäftliche Neuorientierung erforderlich 
wird. Die Beſchränkung der Lieferungsmöglichkeit kann hierfür 
einen Grund abgeben, aber ſie iſt nur ein Grund unter vielen. 
Der jetzige Krieg hat den Kreditverkehr erheblich eingeſchränkt. 
Die meiſten Geſchäfte find ſeit Kriegsausbruch Kaſſageſchäfte. 
Das Betriebskapital der Firmen, die mit dem feindlichen Aus⸗ 
lande arbeiten, iſt um den Betrag ihrer dort ausſtehenden 
Forderungen gekürzt. Viele Firmen haben bedeutende Verluſte 


in der Kundſchaft gehabt. Die Selbſtkoſten find durch Ber 


ringerung des Umſatzes, höhere Koſten für Rohmaterial und 
Betriebsſtoffe, Mangel an gelernten Arbeitern, höhere Löhne uſw. 
geſtiegen. Es handelt ſich hier um Anderungen ſo einſchneidender 


1 
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notwendig machte. 


44. Jahrgang. 


Natur, daß ſie eine völlige Neuorientierung des Kaufmannes 
und eine entſprechende Anderung ſeiner geſchäftlichen Maßnahmen 
erfordern. Anfangs Auguſt 1914 ließ ſich natürlich noch nicht 
im einzelnen überſehen, wie ſich die Verhältniſſe geſtalten 
würden. Jedenfalls ſtand aber damals ſchon feſt, daß dieſer 
Weltkrieg alle Verhältniſſe änderte und eine Neuorientierung 
Für dieſen Fall wollte der Kaufmann, der 
die Kriegsklauſel in ſeine Verträge aufgenommen hat, in ſeinem 
Handeln frei ſein, indem er ſich das Recht vorbehielt, alle alten 
Verträge aufzuheben. 

Insbeſondere bei den Großmühlen, auf die ſich der Aufſatz 
JW. 1915, 741 und die dort wiedergegebene Entſcheidung des 
Reichsgerichts beziehen, hat der Krieg die ganzen Verhältniſſe 
umgeſtaltet. Unſere Großmühlen vermahlen zum größten Teil 
ausländiſches Getreide, aus Kanada, Argentinien, Auſtralien, 
Rußland uſw. Sie verkaufen das Mehl auf weite Monate 
hinaus und decken ſich dementſprechend in Getreide, das erſt 
noch aus dem Auslande eingeführt werden muß, auf feſte 
Termine ein. Durch den Krieg ſind die Mühlen von den aus⸗ 


ländiſchen Produktionsländern abgeſchnitten. Das Getreide, 
das ſie zur Deckung der laufenden Kontrakte angekauft hatten 


und deſſen Preis die Grundlage für die Preiſe der laufenden 
Kontrakte bildete, konnte nicht mehr nach Deutſchland herein. 
Die Mühlen waren ausſchließlich auf ihre Vorräte und auf 
das inländiſche Getreide angewieſen. Die Folge davon war, 
daß die Preiſe für inländiſches Getreide mit dem Kriegs⸗ 
ausbruch ſofort in die Höhe ſchnellten, ſo daß ſich die Ein⸗ 


führung von Höchſtpreiſen erforderlich zeigte. 


Abgeſehen davon, daß hiernach die Beſchaffung des Roh⸗ 
materials äußerſt ſchwierig wurde und auch die Preiſe für 
dasſelbe gegenüber den Friedenszeiten erheblich geſtiegen waren, 
ſtellten ſich weiterhin auch die Fabrikationskoſten bedeutend 
teurer. Die Koſten für die Betriebsſtoffe, wie Kohlen, Ol uſw., 
ebenſo wie die Löhne ſind außerordentlich geſtiegen. Hierzu 
kommt noch der geringe Umfang der Beſchäftigung der Mühlen, 
die den Anteil, den die Einzelmengen von den allgemeinen 
Geſchäftsunkoſten aufbringen müſſen, erheblich ſteigen läßt. 

Der Krieg hat hiernach gerade bei den Großmühlen die 
Bedingungen für den Einkauf, wie auch die Bedingungen für 
die Fabrikation völlig geändert. Hinzu kommen die direkten 
Verluſte, die die Großmühlen durch den Kriegsausbruch erlitten 
haben. Im überſeeiſchen Getreidehandel iſt Zahlung gegen 
Dokumente üblich, ſo daß alſo das Getreide von der Mühle bezahlt 
wird, ſobald ihr die Konnoſſemente vorgelegt werden, d. h. zu 
einer Zeit, wo meiſt das Getreide noch auf der See ſchwimmt. 
In den meiſten Fällen iſt das auf der See ſchwimmende 
Getreide nicht mehr nach Deutſchland hereingekommen, ſondern 
von den Engländern beſchlagnahmt worden. Ob die Mühlen 
für dasſelbe jemals eine Entſchädigung erhalten werden, iſt 
zweifelhaft. Weiter ſind den Mühlen nach Kriegsausbruch 
vielfach noch Dokumente präſentiert worden, deren Aufnahme 
ſie abgelehnt haben, weil die Ware nicht mehr hereinzubekommen 
war. Die Verkäufer haben ſich in dieſem Falle regelmäßig auf 
den Standpunkt geſtellt, daß die Mühlen trotz des Krieges und 
trotz der Gewißheit, daß die Ware nicht mehr hereinkomme, zur 
Aufnahme der Dokumente verpflichtet ſeien und haben auch die 
Gerichte ſich bisher auf den Standpunkt der Verkäufer geſtellt. 
Auch hier iſt es ſelbſtverſtändlich zweifelhaft, ob die Mühlen 
für das von den Engländern beſchlagnahmte Getreide eine Ent⸗ 
ſchädigung erhalten werden. Schließlich kommen noch die Ver⸗ 
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Iufte der Mühlen in der Kundſchaft hinzu, da mancher Abnehmer 
durch den Krieg zahlungsunfähig geworden iſt. 

Selbſtverſtändlich ließen ſich im Frieden, zur Zeit als die 
laufenden Verträge geſchloſſen worden, die Folgen eines etwaigen 
Krieges im einzelnen nicht überſehen. Aber das wußte immerhin 
jeder in der Mühlenbranche, daß der Krieg hier, wo das über⸗ 
ſeeiſche Geſchäft eine Hauptrolle ſpielt, gänzlich veränverte Ver⸗ 
hältniſſe ſchaffen werde. Daher haben ſich faſt alle Mühlen 
und auch die Großhändler in Mühlenfabrikaten in den Ab⸗ 
ſchlüſſen mit ihren Abnehmern „den Krieg vorbehalten“. Sie 
alle wollten, falls ein Krieg ausbrach, der die Verhältniſſe von 
Grund aus ändert, frei ſein. 

Das RG. hat in dem JW. 1915, 741 angeführten Urteil 
die Entſcheidung nicht etwa lediglich auf die Lieferungsunmög⸗ 
lichkeit abgeſtellt, ſondern es für genügend erklärt, daß der 
jetzige Krieg ein ſo gewaltiges Ereignis darſtelle, daß alle Ver⸗ 
hältniſſe von Grund aus geändert ſeien. Nachdem in dem Urteil 
zunächſt der Wortlaut der Klauſel wie folgt angegeben wird: 

„Feuer, Streiks, Beſchädigung der Maſchinen, Mobil⸗ 
machung, Krieg, Blockade, Aus⸗ und Einfuhrverbot, 
ſowie ſonſtige Fälle höherer Gewalt vorbehalten.“ 
heißt es in den Gründen: 
„Offenbar iſt nicht jeder Streik, Krieg, Maſchinenſchaden, 
die ſich irgendwo in der Welt zutragen, gemeint. Wenn 
Chile an Peru den Krieg erklärt, wenn geringfügige 
Streiks im deutſchen Transportgewerbe ausbrechen, ſelbſt 
wenn kleine Maſchinenſchäden in Planges Mühlen entſtehen, 
ſo iſt das nicht der Tatbeſtand eines Krieges, Streiks, 
Maſchinenſchadens im Sinne des vertraglichen Vorbehaltes. 
Gemeint find offenbar nur ſolche Ereigniſſe der be: 
zeichneten Art, die auf Betriebe, von denen der Beklagte 
für ſeine Lieferung abhängt, weſentlich ſtörend einwirken.“ 
Und dann weiter: 

„Der Ausbruch des gegenwärtigen Krieges hat alle 
Vorausſetzungen, unter denen der Beklagte und der hinter 
ihm ſtehende Fabrikant arbeiten, geändert. Daß Lieferungs⸗ 
pflichten, die ſich über Monate erſtrecken, für ſie nach 
Ausbruch des Krieges eine ganz andere Laſt bedeuten, 
als in gewöhnlichen Zeiten, liegt auf der Hand. Des⸗ 
wegen iſt jeder Zweifel ausgeſchloſſen, daß durch Aus⸗ 
bruch des gegenwärtigen Krieges ein Tatbeſtand ein⸗ 
getreten iſt, für deſſen Eintritt der Beklagte ſich Befreiung 
von ſeiner Lieferungspflicht vorbehalten hat. Ob der 
Beklagte nach den Vorräten, die er zu ſeiner 
Verfügung hatte, imſtande geweſen wäre, die 
laufenden Verträge zu erfüllen, iſt gleichgültig.“ 

Die Zitate JW. 1915, 741 ſind irreführend, weil ſie, 
obgleich in Anführungsſtrichen geſetzt, nicht den Wortlaut des 
Utteils wiedergeben, ſondern den Sinn, wie ihn der Einſender 
auffaßt. Dieſe Auffaſſung iſt dazu noch unzutreffend, indem 
überſehen iſt, daß das RG. die Frage der objektiven Lieferungs⸗ 
möglichkeit für unerheblich erklärt und es für genügend erachtet, 
daß ſich die allgemeinen geſchäftlichen Verhältniſſe für den Ver⸗ 
käufer geändert haben. 

Die vorbehaltsloſe A elkierung der Verträge hat in der 
Praxis keineswegs zu unbilligen Ergebniſſen geführt. Die 
Mühlen wurden, indem ſie die alten Verträge annullierten, von 
Lieferungsverpflichtungen befreit, die ſie unter ganz anderen 
Verhältniſſen eingegangen waren. Die Händler, die von den 


Mühlen mit Kriegsklauſel gekauft hatten, hatten regelmäßig an 
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die Bäcker nur mit derſelben Klauſel weiterverkauft, konnten 
alſo auch die Abſchlüſſe mit ihrer Kundſchaft annullieren. Wenn 
der eine oder andere Händler ſich gegenüber ſeiner Kundſchaft 
den Kriegsfall nicht vorbehalten haben ſollte, ſo mag er in eine 
ſchwierige Lage geraten ſein. Er kann hierfür aber nur ſich 
ſelbſt verantwortlich machen. Er muß ſich den Vorwurf des 
Leichtſinns gefallen laſſen, wenn er unter anderen Bedingungen 
weiterverkauft hatte, als er ſich ſeinerſeits eingedeckt hatte. Was 
ſchließlich die Bäcker betrifft, denen von den Händlern die Ver⸗ 
träge annulliert wurden, ſo waren ſie in der Lage, ſich den 
geänderten Verhältniſſen ohne weiteres anzupaſſen. Wenn die 
Preiſe für Mehl erhöht werden, fo können fie ihre Preiſe für 
Backwaren von einem zum anderen Tage erhöhen. 

Die Befürchtungen JW. 1915, 741, daß es durch die 
Annullierung aller Verträge privaten Aufkäufern erleichtert 
werde, die Rohſtoffe einzuſperren und die Preiſe unmäßig in 
die Höhe zu treiben, iſt durch die bisherigen tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht gerechtfertigt worden. Von der Bildung großer 
Pools zum Ankauf von Rohware, um dieſelbe einzuſperren und 


damit ihrerſeits die Preiſe beſtimmen zu können, hat man 


nirgendwo etwas gehört. Wenn die Preiſe in die Höhe gegangen 
ſind, ſo iſt dies bei der allgemeinen Teuerung, die der Krieg 
in allen Staaten gebracht hat, und bei dem faſt völligen 
Abſchluß Deutſchlands vom Weltmarkte ſelbſtverſtändlich. Wo 
die Preiſe für Rohmaterialien, die für die Allgemeinheit not⸗ 
wendig find, unmäßig in die Höhe getrieben worden find, war 
es Sache der Regierung, einzuſchreiten, wie ſie es auch durch 
die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen vielfach getan hat. Es iſt 
aber verfehlt, lediglich deshalb, weil ſich bei einzelnen Waren 
unmäßig hohe Preiſe gezeigt haben, von dem Verkäufer zu ver⸗ 
langen, daß er trotz der Kriegsklauſel heute unter völlig ver⸗ 
änderten Verhältniſſen zu den alten Bedingungen liefern ſoll. 
Das Verlangen der Verkäufer, mit Rückſicht auf die geänderten 
. Verhältniffe, ohne durch alte Verträge gebunden zu fein, neu 
disponieren zu können, iſt gerechtfertigt. 

Sobald ſich hierbei Mißſtände ergeben, iſt es Sache der 
Regierung einzuſchreiten. Sie wird hierbei den veränderten 
Verhältniſſen Rechnung tragen, wie ja auch die Höchſtpreiſe 
allgemein die Preiſe, die wir von Friedenszeiten her gekannt 
haben, bedeutend überſteigen. Die Regierung hat hiermit ſelbſt 
anerkannt, daß die veränderten Verhältniſſe andere Preiſe be⸗ 
dingen. Der Grundgedanke der Kriegsklauſel, daß der Ver⸗ 
käufer bei den durch den Krieg veränderten Verhältniſſen frei 
ſein ſoll, um ſich neu orientieren und hiernach neu disponieren 


zu können, iſt geſund und wirtſchaftlich gerechtfertigt.) 


) Anmerkung. Die im vorſtehenden Aufſatze erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung iſt jetzt in dieſer Nummer der JW. (S. 912 Nr. 2) abgedruckt. 
Es kann auch auf die Bemerkungen hierzu (S. 961) und Oe. 
Dresden (S. 934) verwieſen werden. Wenn die Kriegsklauſel den 
vom RG. angenommenen und in der vorſtehenden Abhandlung ver⸗ 
teidigten Inhalt hat, dann kommt die Lieferungsmöglichkeit nicht 
mehr in Betracht. Es hängt aber alles davon ab, ob dieſe Aus⸗ 
legung zutrifft und ob ſie die Auffaſſung auch der Käufer berückſichtigt. 
Bei einer Auslegung dagegen, die auch den Krieg nur als höhere 
Gewalt in ſeiner Einwirkung auf die Erfüllung gelten läßt, wird 
die Lieferungsmöglichkeit wieder erheblich. Der Streit um die Be⸗ 
deutung der Kriegsklauſel iſt im Grunde ein Streit um den 
durch den Krieg verurſachten und aus der Preisſteigerung fließenden 
Nutzen. | H. 
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Einfluß des Krieges auf Zivilrecht und Zivilprozeß 
| in Öfterreich. 
Von Hof: und Gerichtsadvokat Dr. Paul Abel, Wien. 


Im folgenden ſoll in kurzen Umriſſen — ohne irgend⸗ 
welchen Anſpruch auf Vollſtändigkeit — dargeſtellt werden, in 
welcher Weiſe das bürgerliche Recht und ſeine Anwendung 
in Oſterreich durch den Krieg beeinflußt wurde. 3 

1. Die unmittelbarſte und einſchneidendſte Wirkung auf alle 
Rechtsverhältniſſe des bürgerlichen Rechtes übte das Mora⸗ 
torium) aus. Die erſte Moratoriumsverordnung [KV. ) vom 
31. Juli 1914] wurde ſeither durch eine Reihe weiterer Verordnun⸗ 
gen abgelöſt, deren letzte (VI.) vom 25. Mai 1915 datiert. Als 
Grundſatz wurde bezüglich der nicht unmittelbar durch den Krieg 
betroffenen Gebiete feſtgehalten, daß nur privatrechtliche 
Geldforderungen, und zwar nur ſolche, welche vor dem 
1. Auguſt 1914 entſtanden find, und auch dieſe Forderungen 
nicht ausnahmslos, der geſetzlichen Stundung unterliegen. Die 
Erörterung der einzelnen teilweiſe ſehr verwickelten Beſtimmungen 
der Stundungsvorſchriften erſcheint überflüſſig, weil das Mora⸗ 
torium für den größten Teil Oſterreichs im weſentlichen der 
Vergangenheit angehört. Im Laufe der Zeit erfolgte nämlich 
ein ſtufenweiſer Abbau des Moratoriums, ſo daß Ende 
Auguſt 1915 — von einzelnen Ausnahmen abgeſehen — die 
unmittelbar auf Grund des Geſetzes eingetretene Stundung 
auch derjenigen Forderungen und Forderungsteile, die derzeit 
noch geſtundet ſind, ihr Ende erreicht haben wird. Dagegen 
kann richterliche Stundung auch über dieſe Zeit hinaus 
längſtens bis 3 1. Dezember 1915 gewährt werden. Voraus⸗ 
ſetzung für die richterliche Stundung iſt, daß die wirtſchaftliche 
Lage des Schuldners den Aufſchub verlangt und daß der 
Gläubiger dadurch keinen unverhältnismäßigen Nachteil erleidet. 
Auch richterliche Stundung kann in der Regel nur gewährt 
werden, wenn es ſich um Geldforderungen privatrechtlicher 
Natur handelt, die vor dem 1. Auguſt 1914 entſtanden find. 

Beſondere Beſtimmungen gelten für Galizien und die 

Bukowina einerſeits, für Dalmatien, das Küſtenland und 
die Kreisgerichtsſprengel von Rovereto und Trient anderer⸗ 
ſeits. Schuldnern, die ihren Wohnſitz (Sitz) in Galizien oder 
der Bukowina haben, wird für ihre vor dem 1. Auguſt 1914 
entſtandenen privatrechtlichen Geldverpflichtungen — aus⸗ 
genommen u. a. die Forderungen aus Dienſt⸗ und Lohn 
verträgen, Miet: und Pachtverträgen, die Anſprüche auf Zinſen 


grundbücherlich ſichergeſtellter Forderungen und (mit beſtimmten 


Einſchränkungen) die Forderungen aus laufender Rechnung und aus 


Sparkaſſenbüchern — auch weiterhin volle Stundung vorläufig 


bis 30. September 1915 gewährt; für Forderungen aus 
Wechſeln und Schecks, die in Galizien oder der Bukowina 
zahlbar ſind oder deren Bezogener, bzw. bei eigenen Wechſeln 
deren Ausſteller in einem dieſer Länder wohnt, gilt dies auch 


dann, wenn die Ausſtellung nach dem 31. Juli 1915 erfolgte. 


Von der Entwickung der Verhältniſſe wird es abhängen, ob 
nach dem 30. September 1915 die Stundung für Galizien und 


1) Siehe JW. 1914, 855 ff.; 1915, 387 ff. 
) Abkürzungen: KV. — auf Grund des $ 14 des Staats 


grundgeſetzes vom 21. Dezember 1867 erlaſſene Kaiserliche Ver: 


ordnung; B. = Verordnung; E. = Entſcheidung; OGH. = k. k. öſterr. 
Oberſter Gerichtshof; ABGB. — öſterreichiſches allgemeines bürger; 
liches Gefehbud). a 
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die Bukowina ungeſchmälert aufrechterhalten oder ob mit dem 
Abbau des Moratoriums begonnen werden wird. 

Für die erwähnten ſüdlichen Gebiete Oſterreichs trifft 
die V. vom 28. Juni 1915 Sonderbeſtimmungen. Aktien⸗ 
banken mit einem Grundkapital von nicht mehr als 1 Million 
Kronen, Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchaften, welche 
in dieſen Gebieten ihren Sitz haben, brauchen von den For⸗ 
derungen aus laufender Rechnung und Einlagen, die vor dem 
21. Mai 1915 entſtanden ſind, monatlich nur beſtimmte Be⸗ 
träge zurückzuzahlen. Für Kleinhändler, die nicht mehr als 2, 
und andere Gewerbetreibende, die nicht mehr als 5 Hilfsarbeiter 
beſchäftigen und die ihren Sitz in Trieſt oder Umgebung haben 
— dieſe Erwerbsgruppen ſind infolge der Störung des Schiff⸗ 
fahrtsbetriebes beſonders ſtark in Mitleidenſchaft gezogen —, 
find bezüglich ihrer vor dem 21. Mai 1915 entſtandenen Ver: 
pflichtungen die Vorausſetzungen für die Bewilligung der richter⸗ 
lichen Stundung erleichtert. 

2. Aus ähnlichen Erwägungen wie das Moratorium 
wurde die Einrichtung der Geſchäftsaufſicht geſchaffen (KV. 
vom 17. September 1914). Als Vorbild dienten die ein⸗ 
ſchlägigen im Deutſchen Reiche erlaſſenen Beſtimmungen, an 
denen jedoch einige Anderungen vorgenommen wurden. Die 
Geſchäftsaufſicht iſt über Antrag des Schuldners zu verhängen, 
wenn deſſen Zahlungsunfähigkeit durch die kriegeriſchen Er⸗ 
eigniſſe entſtanden oder bei dieſem Anlaſſe hervorgetreten iſt; 
antragsberechtigt iſt auch der Gläubiger, wenn er den Beſtand 
ſeiner — wenngleich noch nicht fälligen — Forderung und 
den Umſtand beſcheinigt, daß infolge der Gebarung des Schuldners 
deſſen Gläubiger während der geſetzlichen Stundung von Geld⸗ 
forderungen gefährdet ſind. Die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht wird öffentlich bekanntgemacht. Die Aufſichtsperſon 
wird vom Gerichte beſtellt; ſie ſoll kein Angeſtellter, kein naher 
Angehöriger und kein Konkurrent des Schuldners ſein (V. vom 
29. Dezember 1914). Die Handlungsfähigkeit des Schuldners 
wird durch Verhängung der Geſchäftsaufſicht den Gläubigern 
gegenüber eingeſchränkt. Nach Anordnung der Geſchäfts⸗ 


aufſicht kann Konkurs über den Schuldner nicht eröffnet und 


es kann an den ihm gehörigen Sachen richterliches Pfand⸗ 
oder Befriedigungsrecht nicht erworben werden; nicht be⸗ 


rührt werden jedoch Anſprüche aus Rechtshandlungen des 


Schuldners, welche nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht mit 
Zuſtimmung der Aufſichtsperſon vorgenommen wurden oder 
ohne deren Zuſtimmung vorgenommen werden durften, ferner 
Ausſonderungs⸗ und ſolche Anſprüche, die im Konkurſe vorzugs⸗ 
weiſe zu befriedigen ſind. Die Judikatur hat mit Rocht aus⸗ 
geſprochen, daß die Verhängung der Geſchäftsaufſicht über eine 
offene Handelsgeſellſchaft auf Zwangsvollſtreckungen gegen die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter ohne Einfluß iſt. 

3. Während Moratorium und Geſchäftsaufſicht dazu 
beſtimmt waren, den durch den Krieg verurſachten wirtſchaft⸗ 
lichen Störungen entgegenzuarbeiten, mußte andererſeits Vor⸗ 
ſorge getroffen werden, daß die zu den Waffen einberufenen 
Staatsbürger nicht infolge ihrer Abweſenheit und der dadurch 
bedingten Unmöglichkeit, ihre zivilrechtlichen Angelegenheiten zu 
beſorgen, Nachteil erleiden. 

Zum Teil iſt hiefür ſchon in der öſterrreichiſchen ZPO. 


vorgeſorgt, deren § 162 (ähnlich wie 8 247 der deutſchen ZPO.) | 


beſtimmt, daß das Gericht auf Antrag oder von Amts wegen 
die Unterbrechung des Verfahrens verfügen kann, wenn ſich 
eine Partei zu Kriegszeiten im Militärdienſte befindet 
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oder ſich an einem Orte aufhält, der durch obrigkeitliche Ver⸗ 
fügung, durch Krieg oder durch andere Ereigniſſe von dem 
Verkehre mit dem Gerichte, bei welchem die Rechtsſache anhängig 
iſt, abgeſchnitten iſt, und wenn zugleich die Beſorgnis 
beſteht, daß dieſe Umſtände die Prozeßführung zuungunſten 
der abweſenden Partei beeinfluſſen könnten. Mit Recht 
hält die Praxis eine Unterbrechung auch dann für zuläſſig, 
wenn nicht die Militärperſon ſelbſt, ſondern eine offene 
Handelsgeſellſchaft, deren Geſellſchafter die Militärperſon 
iſt, als Prozeßpartei auftritt (E. des OGH. vom 12. Ja: 
nuar 1915). 

In Erweiterung und Ergänzung dieſer Beſtimmung der 
ZPO. wurde die KV. vom 29. Juli 1914 erlaſſen. Nach 
derſelben kann die Unterbrechung auch nach Beendigung des 
Verfahrens mit Wirkſamkeit von dem Zeitpunkte an aus⸗ 
geſprochen werden, zu welchem die Militärperſon zum Militär⸗ 
dienſte herangezogen wurde; die Aufhebung der Unterbrechung 
kann — außer über Antrag der Militärperſon ſelbſt — nicht 
vor dem durch eine ſpätere Verordnung feſtzuſetzenden Tage 
erfolgen. Der Begriff der Militärperſon iſt in der V. 
genau umſchrieben; es fallen darunter insbeſondere auch zu 
Kriegsleiſtungen herangezogene Perſonen, ferner vom Feinde 
als Gefangene oder Geiſeln feſtgenommene und ſolche Per⸗ 
ſonen, die durch den Krieg vom Verkehre mit dem Gerichte 
abgeſchnitten ſind, wenn zugleich die Beſorgnis beſteht, daß 
dieſe Umſtände das Verfahren oder ſeine Ergebniſſe zuungunſten 
der Partei beeinfluſſen könnten. Den Militärperſonen find 
zufolge der V. vom 27. November 1914 unter der Vorausſetzung 
der Gegenſeitigkeit die bei der Wehrmacht eines ver⸗ 
bündeten kriegführenden Staates in weſentlich gleicher Stellung 
befindlichen Perſonen gleichzuhalten; die V. vom 30. Ja⸗ 


nuar 1915 ſtellt das Vorhandenſein der Gegen⸗ 
ſeitigkeit gegenüber den Militärperſonen und den 


ihnen Gleichgeſtellten des Deutſchen Reiches feſt. 

Bei Anwendung der Beſtimmungen über die Unter⸗ 
brechung des Verfahrens hat ſich nunmehr nach anfänglichem 
Schwanken eine ziemlich allgemein befolgte Praxis heraus⸗ 
gebildet: Iſt die Klage oder eine gerichtliche Verfügung einem 
Kriegsteilnehmer, der nicht ohne weiteres erreichbar iſt, zuzu⸗ 
ſtellen, fo wird für denſelben nach S 276 ABGB. ein Kurator 


beſtellt; die meiſten Anwälte haben ſich bereiterklärt, derartige 
Kuratelen unentgeltlich zu übernehmen. Ergibt ſich nach den 


Umſtänden des Falles und insbeſondere auf Grund des Vor⸗ 
bringens des Kurators, daß dem Kriegsteilnehmer infolge ſeiner 
Abweſenheit aus der Durchführung des Rechtsſtreites ein Nachteil 
erwachſen könnte, ſo wird die Unterbrechung des Verfahrens 


ausgeſprochen, wobei die Gerichte in der Regel den für den 


Kriegsteilnehmer günſtigſten Standpunkt einnehmen. Dieſes 
Verfahren wird auch in Mietſtreitigkeiten gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer eingeſchlagen. Seitens der Vermieter wurde in den 
erſten Kriegsmonaten mitunter darüber Klage geführt, daß es 
den Vermietern, welche die Kündigung einem für den Eingerückten 
beſtellten Kurator zuſtellen ließen, nicht möglich ſei, trotz unter⸗ 
laſſener Zinszahlung über die mittlerweile von der Familie des 
Eingerückten weiterbenützte Wohnung zu verfügen, weil eben 
der Kurator Einwendungen gegen die Kündigung erhob und 
die Verfahrens unterbrechung erwirkte. Die Kriegshilfsämter,“) 


3) Unmittelbar nach Kriegsbeginn wurden in den einzelnen 


Kronländern Oſterreichs wirtſchaßfffrre Landeshilfsbureaus ge⸗ 
114* 


904 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


insbeſondere das wirtſchaftliche Hilfsbureau der Ge— 
meinde Wien und die von der niederöſterreichiſchen 
Advokatenkammer eingeſetzte unentgeltliche Rechtsſchutz⸗ 
ſtelle für Einberufene und deren Angehörige, haben in ſolchen 
Fällen wiederholt eine den Intereſſen beider Parteien gerecht 
werdende vermittelnde Tätigkeit entfaltet. 

Durch die KV. vom 29. Juli 1914 wurde weiters verfügt, 
daß gegen Militärperſonen vom Zeitpunkte ihrer Heranziehung 
zum Militärdienſte bis zu dem durch eine ſpätere Verordnung 
zu beſtimmenden Tage wegen Geldforderungen jeder Art, alſo 
auch Unterhaltsforderungen, keine befriedigungsweiſe, ſondern 
nur ſicherſtellungsweiſe Exekution und einſtweilige 
Verfügungen ſtattfinden dürfen und daß der Militärperſon 
auch durch dieſe Exekutionsmittel nicht der Beſitz beweglicher 
Sachen — darunter fällt nach einer E. des OGH. vom 
27. Januar 1915 auch die tatſächliche Innehabung — oder 
der Genuß von Gehalts- oder Lohnforderungen entzogen 
werden darf. Auf Grund eines gegen einen Kriegsteilnehmer 
erwirkten vollſtreckbaren Exekutionstitels können ſomit nur ſolche 
Exekutionsakte vollzogen werden, welche nach öſterreichiſchem 
Rechte (8 374 ExekOrdn.) als Exekutionsmittel zur Sicherung 
anwendbar ſind, und zwar auch dieſe nur mit der angeführten 
Beſchränkung, alſo beiſpielsweiſe Pfändung (nicht auch Ver⸗ 
wahrung) beweglicher Gegenſtände, Pfändung von Forderungen 
mit Ausſchluß von Gehalts⸗ und Lohnforderungen, Pfändung 
von Anſprüchen auf Herausgabe beweglicher Sachen, bücherliche 
Pfandrechtsvormerkung auf Liegenſchaften oder auf ſolchen 
haftenden Rechten, nicht aber Zwangsverſteigerung, Zwangs⸗ 
verpachtung von Unternehmungen, Überweiſung von Forde⸗ 
rungen an Zahlungs Statt oder — allerdings mit einer 
Ausnahme — zur Einziehung. Dagegen bedarf es der 
ſonſt als Vorausſetzung einer Sicherungsexekution er⸗ 
forderlichen Beſcheinigung der Gefahr nicht, da eben die 
Exekution auf Grund eines nicht mehr anfechtbaren 
Exekutionstitels erfolgt (Pleniſſimar⸗Entſcheidung des DOGS. 
vom 5. Januar 1915). 


ſchaffen, denen Bezirkshilfskomitees unterſtellt ſind. In Wien 
insbeſondere wurde von der Gemeinde das wirtſchaftliche Hilfs⸗ 
bureau für Privatangelegenheiten der Eingerückten und 
von der niederöſterreichiſchen Advokatenkammer eine Rechts⸗ 
ſchutzſtelle für Einberufene und deren Angehörige ins Leben 
gerufen. Beide Hilfsſtellen dienen der unentgeltlichen Beratung der 
Einberufenen und deren Angehörigen in allen Fragen rechtlicher 
und wirtſchaftlicher Natur. Die Summe der geleiſteten ſozialen 
Fürſorgetätigkeit erhellt am beſten aus dem Umſtande, daß bis 
Ende Mai 1915 die Zahl der im Hilfsbureau der Gemeinde Wien 
erſchienenen Parteien mehr als 31 000 und die Zahl der in der 
Rechtsſchutzſtelle der Advokatenkammer erfchienenen Perſonen mehr als 
6000 betrug. Mehr als die Hälfte der Fälle betraf Wohnungs: 
und Mietzins angelegenheiten und es gelang insbeſondere durch 
die Tätigkeit des Hilfsbureaus der Gemeinde Wien, welches Mietzins⸗ 
beihilfen aus Mitteln der Gemeinde Wien zu bewilligen in der Lage 
iſt, trotz der kriegeriſchen Verhältniſſe eine bemerkenswerte Stabilität 
der Wohnungsverhältniſſe in Wien herbeizuführen und zwangsweiſe 
Wohnungsräumungen auf eine ſehr geringe Zahl herabzudrücken. In 
einem großen Prozentſatze der Fälle, in welchen die Tätigkeit der 
beiden Hilfsſtellen angerufen wurde, handelte es ſich um Fragen des 
ſtaatlichen Unterhaltsbeitrages für Angehörige der Einberufenen; 
in dieſen ſowie in allen übrigen Belängen wurde eine überaus ſegens⸗ 
reiche Tätigkeit entwickelt. 
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4. Durch eine Reihe weiterer Vorſchriften ſoll ebenſo wie 
auf anderen Gebieten auch im Bereiche des bürgerlichen Rechtes 
Rechtsnachteilen vorgebeugt werden, welche durch die infolge 
der Kriegsereigniſſe eingetretene Verſäumung von Friſten 
entftehen könnten. | 

So beſtimmt u. a. die V. vom 8. Oktober 1914, daß die 
Zeit, während der ein Gericht infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe 
ſeine Amtstätigkeit eingeſtellt hat, in die Friſt, innerhalb 
welcher bei dieſem Gerichte eine Klage zu erheben iſt, nicht 
eingerechnet wird. 

Durch mehrere Verordnungen wurden die Friſten zur 
Präſentation zur Zahlung, zur Proteſterhebung und 
Notifikation bei Wechſeln und Schecks verlängert, und 
zwar zuletzt durch die V. vom 17. Juni 1915 allgemein auf 
6 Werktage bei Wechſeln und Schecks, welche in den Monaten 
Juli und Auguſt 1915 zahlbar ſind. Steht der Präſentation 
oder Proteſterhebung ein durch die kriegeriſchen Ereigniſſe ein: 
getretenes unüberwindliches Hindernis (höhere Gewalt) ent: 
gegen, ſo hat dies nach den Moratoriumsverordnungen die 
Verlängerung der erwähnten Friſten bis nach Wegfall des 
Hinderniſſes, und zwar mindeſtens bis zum Ablaufe von 
10 Tagen nach Beſeitigung des Hinderniſſes, zur Folge. 

5. Die Bedeutung der Verordnungen, welche der Vor⸗ 
ſorge für den Nahrungsbedarf während des Krieges gelten, 
liegt weſentlich auf öffentlich⸗ rechtlichem und wirtſchaftlichem 
Gebiete; allein auch in dieſem Belange zeigen ſich Aus: 
ſtrahlungen auf das Zivilrecht. Mit V. vom 31. März 1915 
wurden Hoffnungs- und Bauſchkäufe über die inländiſche 
Ernte des Jahres 1915 an landwirtſchaftlichen Bodenerzeugniſſen 
mit Ausnahme von Wein und Obſt für verboten und un⸗ 
gültig erklärt, desgleichen alle Käufe von inländiſchem Getreide 
der Ernte des Jahres 1915. Dieſen Grundgedanken weiter 
ausbauend, verfügt die KV. vom 21. Juni 1915 die ſtaatliche 
Beſchlagnahme des inländiſchen Getreides der Ernte 
des Jahres 1915 mit dem Zeitpunkte der Trennung jom 
Ackerboden und ſpricht die Nichtigkeit aller Rechtsgeſchäfte 
aus, welche dieſer Beſchlagnahme zuwiderlaufen. Ghnliche 
Beſtimmungen wurden bezüglich der Hülſenfrüchte ſowie von 
Raps und Rübſen aus der inländiſchen Ernte 1915 getroffen 
(V. vom 23. und 25. Juli 1915). | 


6. Unmittelbar durch den Krieg hervorgerufen find zwei 
weitere in einem gewiſſen Zuſammenhange ſtehende Kaiſerliche 
Verordnungen, die KV. vom 9. Juni 1915 über die Haftung 
für Schadenserſatz bei hochverräteriſchen, in Kriegs⸗ 
zeiten begangenen Handlungen und die KV. vom 12. Juni 
1915 über Militärlieferungsverträge. Beiden KV. liegt 
die Erwägung zugrunde, daß die geltenden Beſtimmungen nicht 
ausreichen, um die zivilrechtlichen Folgen ſtaatsfeindlicher, 
in Kriegszeiten doppelt gefährlicher und verwerflicher Hand⸗ 
lungen zu regeln, ſei es, daß ſich dieſe Handlungen direkt 
gegen das Staatsweſen richten oder durch nicht entſprechende 
Ausführung von Lieferungen für den Heeresbedarf die Wehr 
fähigkeit des Staates zu gefährden geeignet find. 

a) Nach der KV. vom 9. Juni 1915 hat, wer als Militär⸗ 
perſon zum Feinde deſertiert oder wer in Kriegszeiten rechts⸗ 
widrig (alſo nicht als Angehöriger des feindlichen Staates 
ſelbſt) die Waffen gegen die öſterreichiſch-ungariſche Mon⸗ 
archie oder eine mit ihr verbündete Macht führt oder der 
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feindlichen Kriegsmacht durch Ausſpähung oder in anderer 
Weiſe durch Rat oder Tat Hilfe leiſtet, jeden dem Staate 
unmittelbar oder mittelbar verurſachten Schaden zu erſetzen 
und außerdem als Sühne nach freiem, durch die Würdigung 
aller Umſtände geleitetem Ermeſſen des Gerichtes eine an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zu leiſten. Der Erſatzanſpruch des 
Staates unterliegt nicht der ſonſt ($ 1489 ABGB.) für 
Schadenserſatzanſprüche geltenden dreijährigen Verjährung sfriſt. 

Zur Sicherung des Erſatzanſpruches des Staates — 
und dies iſt die wichtigſte und einſchneidendſte Beſtimmung 
der V. — kann bei Vorhandenſein eines Verdachtes der er⸗ 
wähnten Handlungen die Beſchlagnahme des inländiſchen 
beweglichen oder unbeweglichen Vermögens des Beſchuldigten 
angeordnet werden. Zuſtändig hierfür iſt, und zwar auch dann, 
wenn das Strafverfahren bei einem Militärgerichte anhängig 
iſt, der Zivilſtrafgerichtshof. Zur Wahrung der Intereſſen 
des Beſchuldigten iſt der Beſchluß, wenn deſſen Zuſtellung an 
ihn ſelbſt oder deſſen geſetzlichen Vertreter nicht ausführbar iſt, 
einem zu beſtellenden Kurator und außerdem auch, wenn 
möglich, dem Ehegatten des Beſchuldigten, deſſen Eltern und 
Kindern zuzuſtellen, welchen auch das Beſchwerderecht zuſteht. 
In allen Fällen iſt der Beſchluß amtlich zu verlautbaren. 
Die Wirkung der Beſchlagnahme iſt der Verluſt des Ver⸗ 
fügungsrechtes unter Lebenden über das der Beſchlagnahme 
unterzogene Vermögen. Den gegenüber dem Beſchuldigten 
unterhaltsberechtigten Perſonen iſt der Unterhalt aus den 
Erträgniſſen des beſchlagnahmten Vermögens auszufolgen, wenn 
ſie im Inlande leben und bedürftig und ſchuldlos ſind; unter 
den gleichen Vorausſetzungen können dieſelben im Beſitze des 
Vermögens oder eines Teiles desſelben belaſſen und ermächtigt 
werden, die zur ordentlichen Wirtſchaftsführung unerläßlichen 
Verfügungen zu treffen. Beſchlagnahme iſt auch gegenüber einem 
noch nicht eingeantworteten Nachlaſſe zuläſſig. 

Wird der Beſchuldigte zum Schadenserſatze verurteilt, ſo 
iſt der Anſpruch des Staates aus dem beſchlagnahmten Ver⸗ 
mögen zu befriedigen, das verbleibende Vermögen iſt nach Ab⸗ 
rechnung der Verwaltungskoſten dem Verurteilten oder deſſen 
Erben auszufolgen; die Ausfolgung hat auch zu geſchehen, 
wenn entſchieden wird, daß ein Erſatzanſpruch nicht beſteht, und 
zwar ſind, wenn die Beſchlagnahme infolge Einſtellung des 
Verfahrens oder Freiſpruches aufgehoben wird, nur diejenigen 
Koſten als Verwaltungsauslagen abzurechnen, welche der Be⸗ 
ſchuldigte ſelbſt zur ordentlichen Verwaltung ſeines Vermögens 
hätte aufwenden müſſen. Kann der Beſchuldigte nicht vor 
Gericht geſtellt werden, ſo dauert die Beſchlagnahme bis zu 
ſeinem Tode, falls der Anſpruch auf Schadenserſatz nicht früher 
verjährt. 

b) Die KV. vom 12. Juni 1915 regelt das Recht der 
Militärlieferungsverträge. Sie verſteht unter letzteren 
„entgeltliche Verträge, die mit dem Arar über Leiſtungen für 
die bewaffnete Macht der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie oder eines Bundes genoſſen oder einer mit ihr 
gemeinſam handelnden Macht abgeſchloſſen werden.“ 

Nach 8 919 ABGB. — anders nach Handelsrecht (Art. 354 ff. 
HGB.) — berechtigt bei zweiſeitigen Verträgen die Verletzung der 
Vertragspflicht des einen Vertragsteiles den anderen Teil nicht zum 
Rücktritte vom Vertrage. Die KV. ſchafft diesfalls Wandel; 
ſie knüpft hiebei in mehreren Beziehungen an die Grund⸗ 
gedanken an, von welchen der vom öſterreichiſchen Herrenhauſe 
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beſchloſſene Entwurf einer Novelle zum ABGB. ſich leiten läßt, 
geht aber üher den Entwurf vielfach hinaus; ihre Beſtimmungen 
haben in der Literatur teils uneingeſchränkte Zuſtimmung, teils 
manche Kritik gefunden. Die KV. findet auf alle nach dem 
31. Juli 1914 geſchloſſenen Militärlieferungsverträge An⸗ 
wendung. 

Nach der KV. vom 12. Juni 1915 kann das Arar (der Fiskus) 
bei Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung eines 
Militärlieferungsvertrages entweder Erfüllung verlangen oder 
— ohne Setzung einer Nachfriſt — vom Vertrage zurücktreten, 
und zwar bei einem in Teilleiſtungen zu erfüllenden Vertrage 
hinſichtlich einer einzelnen, mehrerer oder aller noch ausſtehenden 
Teilleiſtungen. Liegt Verſchulden des Verpflichteten vor, 
ſo kann das Arar, wenn noch anderweitige vom Ver⸗ 
pflichteten nicht erfüllte Militärlieferungsverträge zwiſchen beiden 
Teilen beſtehen, auch von dieſen ganz oder teilweiſe zurück⸗ 
treten. Der Verpflichtete haftet für allen durch die nicht ge⸗ 
hörige Erfüllung verurſachten Schaden, wenn nicht er den 
Mangel eines Verſchuldens beweiſt. Beſtand auf Seite des 
Verpflichteten offenbar die Abſicht, das Arar zu ſchädigen, 
ſo verliert er den Anſpruch auf die Gegenleiſtung für die 
vertragswidrige Leiſtung und muß die ſchon erhaltene Gegen⸗ 
leiſtung ſamt Zinſen ohne Anſpruch auf Rückſtellung der ver⸗ 
tragswidrigen Leiſtung oder Anrechnung des Wertes derſelben 
zurückerſtatten — eine weitgehende, aber bei nachgewieſener 
Schädigungsabſicht nicht unbegründete Strafbeſtimmung! 

Der aus einem Militärlieferungsvertrage Verpflichtete haftet 
auch für das Verſchulden der Perſonen, deren er ſich bei Ver⸗ 
mittlung, beim Abſchluſſe oder bei der Erfüllung des 
Vertrages bedient.“) Die durch die KV. begründeten Anſprüche 
des Arars können auch gegenüber ſolchen Perſonen geltend ge⸗ 
macht werden, welche nach Kundmachung der V. (dem 13. Juni 
1915) die Forderung des Verpflichteten an das Arar oder Rechte 
an dieſer Forderung, wenn auch in gutem Glauben, erworben 
haben; dieſe Norm ſoll Geſetzesumgehungen verhindern, wird 
aber die Gewährung von Krediten an Militärlieferanten in Hin⸗ 
kunft erſchweren. 

Erwähnt ſei noch, daß zugunſten von Forderungen des 
Arars auf Grund von Militärlieferungsverträgen einſtweilige 
Verfügungen ohne Vorhandenſein der ſonſt hiefür erforder⸗ 
lichen Vorausſetzungen (Beſcheinigung des Anſpruches und der 
Gefahr) zu bewilligen ſind. 

7. Eine beſondere Gruppe bilden eine Reihe zwilrechtlich 
höchſt bedeutſamer, gleichfalls unter Anrufung des Notverord⸗ 
nungsrechtes (§ 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dezember 
1867) erlaſſener geſetzlicher Beſtimmungen, welche — ſeit langer 
Zeit vorbereitet — wohl auch ohne Eintritt des Krieges früher 
oder ſpäter Geſetzeskraft erlangt hätten, deren Erlaſſung aber — 
wenigſtens zum großen Teile — infolge des Krieges als be⸗ 
ſonders dringlich und wünſchenswert erſchien. Die hierher ge⸗ 
hörigen KV. ſind zum Teile umfangreiche Geſetzeswerke, deren 
Erörterung im Rahmen der vorliegenden zuſammenfaſſenden 

Aberſicht nicht möglich iſt. Es können daher im folgenden nur 
ganz flüchtige Andeutungen gemacht werden: 

a) Durch KV. vom 12. Oktober 1914 wurde eine Teil⸗ 
novelle zum ABGB. erlaſſen. Hierbei wurde im weſentlichen 


4) Eine dem $ 278 BGB. entſprechende Beſtimmung fehlt in 
dieſer Allgemeinheit im öſterreichiſchen Recht. 
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der bereits erwähnte, von dem öſterreichiſchen Herrenhauſe über 
Ungers Anregung beſchloſſene Entwurf einer Novelle zum 
ABGB. berückſichtigt, jedoch unter Beſchränkung auf perſonen⸗, 


familien- und erbrechtliche Beſtimmungen. Durch die Novelle 


iſt in vielen Beziehungen eine Annäherung des böſterreichiſchen 
bürgerlichen Rechtes an das deutſche BGB. erfolgt. 
Die Friſten für die Todeserklärung werden abgekürzt. 


Die Beſchränkungen der Frauen bezüglich ihrer Fähigkeit, 


als Teſtaments⸗, Akts⸗ und Identitätszeugen zu erſcheinen, 
werden beſeitigt. | | 

Die Fürſorgebeſtimmungen für Minderjährige werden 
erweitert und die recht unzureichenden Beſtimmungen des 
ABGB. bezüglich der Obſorge für Kinder geſchiedener oder 
getrennter Ehegatten entſprechend abgeändert. 

Die Rechtsſtellung der unehelichen Kinder wird ver: 
beſſert. Dem Ehemanne wird das Recht eingeräumt, dem un⸗ 
ehelichen Kinde ſeiner Frau ſeinen Namen zu geben. Der 
außerehelichen Kindesmutter wird gegenüber dem Kindesvater 
der — unter Umſtänden ſchon vor der Geburt ſicherzu⸗ 
ſtellende — Anſpruch auf Erſatz der Entbindungskoſten 
und der Koſten des Unterhaltes der Mutter während der erſten 
ſechs Wochen nach der Entbindung gewährt. 

Frauen werden allgemein zur Vormundſchaft zugelaſſen 
— bisher galt dies nur von der Mutter und väterlichen Groß⸗ 
mutter. Das Inſtitut der Anſtalts⸗ und Generalvormund⸗ 
ſchaft und des Vormundſchaftsrates wird eingeführt. 
Der bei jedem Vormundſchaftsgerichte zu beſtellende Vormund⸗ 
ſchaftsrat, deſſen Mitglieder ehrenamtlich wirken, hat die 
Aufgabe, dem Gerichte für die Einleitung und Führung der 
Pflegſchaftsgeſchäfte wichtige Tatſachen mitzuteilen, das Gericht 
bei der Überwachung der Vormünder und Kuratoren zu unter⸗ 
ſtützen und demſelben hiebei wahrgenommene Mängel und Pflicht⸗ 
widrigkeiten anzuzeigen. Dem Vormundſchaftsrate kann auch 
die Vormundſchaft über Minderjährige oder die Aufſicht über die 
an Privatperſonen in Koſt und Pflege abgegebenen Ziehkinder 
übertragen werden. Insbeſondere kann der Vormundſchaftsrat 
Waiſenpfleger und Waiſenpflegerinnen behufs periodiſcher Nach⸗ 
ſchau und Überwachung von Minderjährigen beſtellen. 

Das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten, 
das bisher bei Vorhandenſein anderer geſetzlicher Erben bloß in 
einem Viertel des Nachlaſſes, bei Vorhandenſein von Kindern 
höchſtens in dem Fruchtgenuſſe eines Viertels des Nachlaſſes 
beſtand, wird erheblich erweitert, dagegen das geſetzliche Erb⸗ 
recht der Verwandten auf die erſten drei Linien (Kinder, 
Eltern und deren Nachkommenſchaft, Großeltern und deren Nach⸗ 
kommenſchaft) und die Urgroßeltern (nicht auch deren Nach⸗ 
kommenſchaft) eingeſchränkt. | 

Dieſe Beſtimmungen werden bei Regelung der zahlreichen 
durch den Krieg hervorgerufenen Nachlaßfälle und bei der Für⸗ 
ſorge für die vaterlos gewordenen Kinder überaus ſegensreich 
wirken. 

Demſelben Zwecke dient auch die durch die KV. vom 
10. Auguſt 1914 und die Durchführungsverordnung vom 
11. Auguſt 1914 getroffene Verfügung, daß unter Umſtänden 
an Stelle des ſonſt berufenen Gerichtes des Wohnſitzes das 
Gericht des ſtändigen Aufenthaltes des Minderjährigen zur 
Führung der Vormundſchaftsgeſchäfte berufen iſt. 

Durch KV. vom 22. Juli 1915 (zweite Teilnovelle 
zum ABGB.) wurden, und zwar gleichfalls in Anlehnung an 
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den oben erwähnten von dem öſterreichiſchen Herrenhaus be⸗ 
ſchloſſenen Entwurf, die Beſtimmungen des ABGB. über die 
Erneuerung und Berichtigung der Grenzen abgeändert. 
Die neuen Beſtimmungen ermöglichen es, in Fällen von 
Grenzſtreitigkeiten, wenn die Grenzzeichen zwiſchen zwei 
Grundſtücken verletzt wurden oder wenn die Grenzen unkennbat 
oder ſtreitig ſind, im außerſtreitigen Verfahren, alſo ohne 
Durchführung eines Prozeſſes, die Grenzerneuerung oder ⸗be⸗ 
richtigung vorzunehmen. 

Im Anſchluſſe hieran ſei die KV. vom 9. Auguſt 1915 
erwähnt, durch welche der Verarmung des Bauernſtandes 


vorgebeugt werden ſoll. Die KV. erklärt, daß während der 


Dauer der durch den Krieg verurſachten außerordentlichen Ver⸗ 
hältniſſe die Übertragung des Eigentums eines dem land⸗ 
oder forſtwirtſchaftlichen Betriebe gewidmeten Grundſtückes 
— mit einzelnen genau beſtimmten Ausnahmen — durch 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden nur mit Zuſtimmung der am 
Sitze eines jeden Bezirksgerichtes zu bildenden Grundverkehrs⸗ 
kommiſſion erfolgen kann; dieſe Zuſtimmung iſt insbeſondere 
dann zu erteilen, wenn das Gut in ſeinem weſentlichen Beſtand⸗ 
teile erhalten bleibt und vom neuen Erwerber ſelbſt bewirtſchaftet 
werden ſoll, ferner wenn das Gut ohne Vermittlung einer 
Perſon, die daraus Gewinn ziehen will, aufgeteilt wird und 
die Teile zur Bildung oder Vergrößerung von Bauerngütern 
verwendet werden ſoll; der Begriff der Bauerngüter wird in 
der KV. feſtgeſetzt. Die KV. findet auf ſtädtiſche Grundſtücke 
und auf Grundſtücke, die das Ausmaß eines Bauerngutes 
offenbar überſchreiten, keine Anwendung. 

b) Durch KV. vom 10. Dezember 1914 wurde eine neue 
Konkursordnung, eine Ausgleichs ordnung und eine An: 
fechtungsordnung eingeführt. Der große Umfang dieſer 
Geſetze läßt eine auch nur andeutungsweiſe Erörterung un⸗ 
möglich erſcheinen. 

Grundgedanke der Konkurs ordnung iſt Beſchränkung 
der Gläubigerautonomie, die ſich im bisherigen Rechte 
nicht bewährt hatte, Erhöhung des Einfluſſes des Gerichtes 
und Verbilligung des Verfahrens. Die Anfechtung der 
vor der Konkurseröffnung vorgenommenen Rechtshandlungen 
wird in ſehr ſinnreicher Weiſe geregelt. Die Anfechtungs⸗ 
tatbeſtände außerhalb des Konkurſes ſetzt die Anfechtungs⸗ 
ordnung feſt. 

Durch die Ausgleichsordnung, welche ähnlich wie die 
V. über die Geſchäftsaufſicht die Erhaltung wirtſchaftlicher 
Exiſtenzen bezweckt und der daher gerade zu Kriegszeiten be 
ſondere Bedeutung zukommt, wird dem Schuldner bei Vor⸗ 
handenſein der Vorausſetzungen der Konkurseröffnung 
(Zahlung sunfähigkeit, welche nach den Beſtimmungen der 
Konkursordnung insbeſondere auch bei Zahlungseinſtellung 
anzunehmen iſt, bei Verlaſſenſchaften und juriſtiſchen Per: 
ſonen auch Uberſchuldung) die Möglichkeit gegeben, an Stelle 
des Konkurſes die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens zu 
beantragen. Das Verfahren, die Behandlung der Ansprüche 
der Gläubiger, die Vorausſetzungen für die Majorität, welche 
zum Zuſtandekommen des Ausgleiches erforderlich iſt, werden 
genau geregelt. Die Ausgleichsordnung beſtimmt, daß nicht 
bevorrechteten Gläubigern die Bezahlung einer mindeſtens 
25 prozentigen Quote ihrer Forderungen innerhalb zweier Jahre 
angeboten werden muß, ſchiebt jedoch mit Rüdficht auf die 
derzeitigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe das Inslebentreten dieſer 


— . — — — he 


LE — „ F ũ „ 1 .. — » 2 — PE 


u — un 


r — — en — — —— 1 WE .. 2 


LIE I20 


1 7 1 
2 „ —n 


44. Jahrgang. 


Beſtimmung bis zu einem ſpäter feſtzuſetzenden Zeitpunkte hinaus. 
Das Ausgleichsverfahren darf in der Regel höchſtens 90 Tage 
währen; in den Gebieten des nördlichen und ſüdlichen Kriegs⸗ 


ſchauplatzes hat das Gericht nach der V. vom 28. Juni 1915 


das Recht, dieſe Friſt zu erſtrecken. 

c) Auch die Abänderung des Wuchergeſetzes durch die 
KV. vom 12. Oktober 1914 wurde mit dem Hinweis auf die 
Kriegsereigniſſe begründet, doch iſt hier der Zuſammenhang wohl 
nur ein mehr äußerlicher. Wenngleich die Bedeutung dieſer KV. 
in erſter Linie auf ſtrafrechtlichem Gebiete liegt, ſo enthält die⸗ 
ſelbe doch auch zivilrechtlich wichtige Normen. 

Als wucheriſch und daher nichtig wird ein Vertrag erklärt, 
wenn jemand den Leichtſinn, die Zwangslage, Verſtandes⸗ 
ſchwäche, Unerfahrenheit oder Gemütsaufregung eines 
anderen dadurch ausbeutet, daß er ſich oder einem Dritten 
für eine Leiſtung eine Gegenleiſtung verſprechen oder ge⸗ 
währen läßt, deren Vermögenswert zu dem Werte ſeiner Leiſtung 
in auffallendem Mißverhältniſſe ſteht. Das Tatbeſtands⸗ 
merkmal des bisher geltenden Wuchergeſetzes, daß die Ver⸗ 
mögensvorteile „das wirtſchaftliche Verderben des Kreditnehmers 
herbeizuführen oder zu befördern geeignet fein müſſen,“ wurde 
befeitigt. 

Jedes wucheriſche Geſchäft ift ſohin mit Nichtigkeit bedroht, 
ohne Unterſchied, ob es ſich um Kreditwucher oder um Sach— 
(Bar⸗wucher handelt; dagegen iſt dieſe Unterſcheidung für die 
Strafbarkeit von Bedeutung, indem Barwucher nur unter der 
Vorausſetzung der Gewerbsmäßigkeit und überdies nur dann 
mit Strafe bedroht wird, wenn es ſich um Erwerb oder Ver⸗ 
äußerung einer Sache oder eines Rechtes, nicht auch um einen 
Vertrag über perſönliche Leiſtungen handelt. Ein wucheriſcher 
Dienſtvertrag iſt daher nichtig, nicht aber ſtrafbar. 

Die Folge der Nichtigkeit iſt, daß jeder der beiden Teile 
alles zurückzuſtellen hat, was er aus dem nichtigen Geſchäfte 
zu ſeinem Vorteile erhalten hat. 

Die Nichtigkeit des Wuchergeſchäftes kann ſowohl im Straf⸗ 
als im Zivil verfahren ausgeſprochen werden. Der Zivilrichter 
kann das Verfahren, auch wenn es ſich ſchon im Exekutions⸗ 
ſtadium befindet, bei Vorliegen des Verdachtes des Wuchers bis 
zum Abſchluſſe des Strafverfahrens unterbrechen. 

Die zivilrechtlichen Beſtimmungen des Wuchergeſetzes finden 
— mit einzelnen Ausnahmen — auch auf ſolche Geſchäfte An⸗ 
wendung, die vor Beginn der Wirkſamkeit der KV. zuſtande 
gekommen ſind. 

8. Zum Schluſſe ſeien noch einzelne Fragen herausgegriffen, 
die ſich infolge des Krieges bei der Rechtsanwendung in 
Osterreich ergeben haben, Fragen, welche eine endgültige Löſung 
durch die Praxis zum Teile noch nicht gefunden haben. 

a) Nach 8 33 ABGB. genießen zwar Fremde gleiche Rechte 
mit den Inländern, fie müſſen jedoch in zweifelhaften Fällen 
beweiſen, daß der Staat, dem ſie angehören, die öſterreichiſchen 
Staatsangehörigen „in Rückſicht des Rechtes, wovon die Frage 
iſt, ebenfalls wie die ſeinigen behandle“. Auf Grund dieſer 
Geſetzesbeſtimmung und infolge der in den feindlichen Staaten 
gegenüber den öſterreichiſchen Staatsangehörigen erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen ſtellen ſich die öſterreichiſchen Gerichte unter An⸗ 
wendung des Grundſatzes der Retorſion meiſt auf den Stand⸗ 
punkt, daß dem Angehörigen eines feindlichen Staates Prozeß⸗ 
fähigkeit mangelt, inſolange derſelbe nicht beweiſt, daß ſein 
Heimatſtaat die Prozeßfähigkeit öſterreichiſcher Staatsangehöriger 
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anerkennt. So wird die Zurückſtellung der Konkursanmeldung 
einer franzöſiſchen Firma bis zum Nachweiſe der Gegenfeitigleit 
durch E. des OGH! vom 9. Dezember 1914 gebilligt. Die 
Anwendung der Retorſion führte im einzelnen zu mannigfachen, 
ſehr beſtrittenen Fragen; ſo war beiſpielsweiſe zu entſcheiden, 
ob einer in Oſterreich eingetragenen und daſelbſt in geſchäft⸗ 
licher Tätigkeit befindlichen Geſellſchaft m. b. H., deren Geſell⸗ 
ſchafter in Frankreich wohnende franzöſiſche Staatsangehörige 
find, die Prozeßfähigkeit zukommt; das OLG. Wien (E. vom 
20. April 1915) hat die Prozeßfähigkeit verneint. 

b) Die durch die Erfolge der verbündeten Armeen zum 
größten Teile wieder beſeitigte, vorübergehende Beſetzung eines 
Teiles Galiziens durch ruſſiſche Truppen ließ die Frage ent⸗ 
ſtehen, ob Kriegsflüchtlinge an ihrem Aufenthaltsorte 
zivilrechtlich belangt werden können. Der OGH. (E. vom 
26. Mai 1915) nimmt dies an, weil nach 8 86 M. der 
Gerichtsſtand des Aufenthaltes für Perſonen begründet erſcheint, 
welche ſich an einem Orte unter Umſtänden aufhalten, die ihrer 
Natur nach auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweiſen. 

Die durch Beſetzung einzelner Teile Galiziens geſchaffene 
tatſächliche Lage hat die Entſcheidung des OGH. bewirkt, daß 
dann, wenn ein beſonderer Gerichtsſtand ſubſidiär für den Fall 
des Nichtvorhandenſeins eines Wohnſitzes des Beklagten im 
Inlande gilt und wenn der Beklagte ſeinen ordentlichen Wohnſitz 
in einem vorläufig vom Feinde beſetzten Gebiete Galiziens hat, 
aus dem er geflüchtet iſt, der ſubſidiäre Gerichtsſtand angerufen 
werden kann (E. vom 20. April 1915). 

c) Auch in Oſterreich ſpielte und ſpielt die Einwirkung 
des Kriegszuſtandes auf beſtehende Vertrags verhältniſſe eine 
große Rolle. 

4. Bei Lieferungsverträgen iſt nunmehr die Meinung 
eine ziemlich allgemeine, daß ein Rücktrittsrecht infolge des 
Krieges nur dann beſteht, wenn nach der Eigenart des 
einzelnen Falles Lieferung oder Abnahme unmöglich iſt, 
wobei die Unmöglichkeit auch vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkte 
aus beurteilt werden muß. Als ſolche Unmöglichkeit iſt ins⸗ 
beſondere die Beſchlagnahme der verkauften Ware durch den 
Staat anzuſehen; ob der Verkäufer den Überpreis, den er 
nach erfolgter Beſchlagnahme der Ware bei deren Abſatz an 
den Staat oder an die von dem Staate zugewieſene Abnahme⸗ 
ſtelle erzielt, ſeinem früheren Gegenkontrahenten abzuführen hat, 
wurde, ſoweit bekannt, in Oſterreich noch nicht entſchieden, dürfte 
aber nach geltendem Rechte eher zu verneinen ſein. 

f. Im Bereiche des Mietrechtes entſtand die Frage, 
ob der Eigentümer einer Realität, die in einem vom Feinde 
beſetzten Gebiete gelegen iſt, Anſpruch auf Bezahlung des 
Mietzinſes gegenüber dem geflüchteten Mieter oder Pächter 
erheben kann. Die Judikatur ſchwankt; die Beſtimmung des 81104 
ABGB. („Wenn eine in Beſtand genommene Sache wegen 
außerordentlicher Zufälle, als Feuer, Krieg oder Seuche ..., 
gar nicht gebraucht oder benützt werden kann, ſo iſt auch kein 
Miet⸗ oder Pachtzins zu entrichten“) wird von manchem nur 
dann als zutreffend erachtet, wenn das Beſtandobjekt ſelbſt 
infolge der Kriegsereigniſſe zerſtört und daher aus e 
Gründen unbenützbar wurde. 

7. Bezüglich der Dienſtverträge, welche mit Handlungs— 
gehilfen und denſelben geſetzlich gleichgeſtellten Perſonen ab⸗ 
geſchloſſen wurden, verfügt das öſterreichiſche Handlungsgehilſen⸗ 
geſetz vom 16. Januar 1910, daß der Bedienſtete bei mindeſtens 
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einjährigem Beſtande des Dienſtverhältniſſes im Falle mili⸗ 
täriſcher Einberufung Anſpruch auf ſeine Geldbezüge bis zur 
Dauer von 4 Wochen behält, weiters, daß nach Ablauf dieſer 
Friſt der Dienſtgeber zur Erklärung berechtigt iſt, das Dienſt⸗ 
verhältnis vorzeitig zu löſen. Die herrſchende Anſicht geht 
dahin, daß dies auch bei Dienſtverträgen Anwendung ſindet, 
die auf beſtimmte Zeit abgeſchloſſen wurden. 

Der Umſtand, daß der Direktor einer Fabrik unmittelbar 
vor der feindlichen Invaſion die Fabrik verläßt und flüchtet, 
berechtigt den Dienſtgeber nach einer E. des LG. Wien vom 
15. Februar 1915 ebenſowenig zur Vertragslöſung wie die durch 
die Invaſion bewirkte vorübergehende Unterbrechung des Betriebes. 

d. Das Recht des Arbeitsvertrages wurde durch In⸗ 


anſpruchnahnie von In duſtrieanlagen zu Kriegs leiſtungen. 


beeinflußt. Nach dem Kriegsleiſtungsgeſetze vom 26. Dezember 
1912 ſind die in einem ſolchen Unternehmen beſchäftigten Per⸗ 
ſonen, die an ſich zu perſönlichen Kriegsleiſtungen herangezogen 
werden können, verpflichtet, in ihrem bisherigen Arbeitsver⸗ 
hältniſſe für die Dauer der Inanſpruchnahme des Betriebes zu 
verbleiben. Die Unternehmer ſind nach der Durchführungs⸗ 
Verordnung vom 14. November 1914 zu verpflichten, ohne Ein⸗ 
verſtändnis des Arbeitnehmers weder die beſtehenden Arbeits⸗ 
bedingniſſe abzuändern noch Mehrleiſtungen ohne angemeſſene 
Vergütung zu fordern. Ein privatrechtlicher Anſpruch des 
Arbeiters auf Beſchäftigung in dem Unternehmen erwächſt jedoch 
dem Arbeiter nicht, mit Zuſtimmung der Militärbehörde kann 
vielmehr das Arbeitsverhältnis nach Maßgabe der allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen, alſo insbeſondere durch Kündigung 
ſeitens des Unternehmers gelöſt werden (E. des LG. Brünn 
vom 10. März 1915); andererſeits iſt der Arbeiter un⸗ 
geachtet der Stellung des Unternehmens unter das Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetz zur ſofortigen Löſung des Dienſtverhältniſſes 
berechtigt, wenn ein Umſtand eintritt, der dem Arbeitnehmer 
nach den Beſtimmungen der Gewerbeordnung das Recht des 
ſofortigen Austrittes gibt. 

d) Eine auf Grund des geltenden öſterreichiſchen Rechtes 
ſchwer zu entſcheidende, praktiſch aber ſehr wichtige Frage iſt 
die folgende: 

Nach dem Kriegsleiſtungsgeſetze iſt die Heeresverwaltung 
berechtigt, zur Förderung und Sicherung von Kriegsoperationen 
u. a. Gebäude zu demolieren; der hiedurch verurſachte 
Schaden iſt zu erſetzen. Haben die Hypothekargläubiger 
und die ſonſtigen an der Liegenſchaft dinglich Berechtigten ein 
Recht auf die Entſchädigungs ſumme? Oder iſt die Ent⸗ 
ſchädigungsſumme zwar dem direkten Zugriffe der Gläubiger 
entzogen, jedoch derart, daß ſie zum Wiederaufbau des zer⸗ 
ſtörten Gebäudes verwendet werden muß? Oder endlich, iſt 
ſie dem Grundeigentümer zur freien Verfügung auszufolgen? 
Dieſelben Fragen werden auch entſtehen, wenn es ſich um die 
Vergütung der durch die Invaſion der Ruſſen verurſachten 
Grund⸗ und Gebäudeſchäden handeln wird. Die Löſung dieſer 
Rechtsverhältniſſe wird wohl nur im Geſetzgebungswege möglich 
ſein. Es wurde auch in der Tat die Erlaſſung einer hierauf 
bezüglichen Notverordnung von hervorragender Seite angeregt. 

Der Krieg hat eben wie auf allen Gebieten ſo auch im 
Bereiche des Zivilrechtes Probleme entſtehen laſſen, an die 
früher nicht gedacht wurde und vielfach auch nicht gedacht 
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werden konnte. Um ſo freudiger können wir es begrüßen, daß 
die bei Kriegsausbruch an manchen Stellen zutage getretene 
Unſicherheit bald gewichen iſt und daß auch in Oſterreich das 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben in ruhiger Weiſe ſeinen Fortgang 
nimmt. ö 


Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


[“ Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in der 

amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 

gedruckt. — + Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebſt Anmerkungen.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

T 1. Die von einem Elektrizitätswerk ausgehenden Fern 
leitungen find nicht Beſtandteile, ſondern Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks, auf dem das Elektrizitätswerk fich befindet.] 

Der Beklagte zu 1, H., iſt eingetragener Eigentümer des 
Anweſens Haus⸗Nr. 24 in A., das zum Betriebe eines Elektri⸗ 
zitäts⸗Aberlandwerks eingerichtet if. Auf dem Anweſen laſten 
für den Kläger zu 1 eine Hypothek von 29 000 & und für 
ſeinen Vater, den Kläger zu 2, Hypotheken von 47 000 und 
20 000 &. Kläger zu 2 war früher Eigentümer des Anweſens 
geweſen, das er im Jahre 1899 erworben hatte, und hatte das 
Anweſen im Jahre 1901 an den Kaufmann E. Sch. veräußert. 
Dieſer hatte in dem bisherigen Mühlanweſen, in dem auch ein 
Sägewerk betrieben wurde, ein Elektrizitätswerk eingerichtet, von 
dem Fernleitungen lauch Freileitungen genannt], das iſt auf 
Trägermaſten ruhende Drahtleitungen ausgingen, die zur Ver⸗ 
ſorgung der Ortſchaften A. und B. mit Elektrizität beftimmt, 
waren. Sch. konnte ſich auf dem Anweſen nicht halten. Kläger 
zu 2 erwarb, angeblich in der Zwangsverſteigerung, das An⸗ 
weſen zurück. Am 19. Auguſt 1910 verkaufte er es an den 
Kaufmann Bl. Dieſer geriet in Konkurs. Beklagter H. erwarb 
dann das Anweſen aus der Konkursmaſſe durch Vertrag vom 
4. Januar 1911. Er. erhielt vom Kläger zu 2 ein Darlehn 
von 20 000 & und ließ zur Sicherung die vorgenannte Hypothek 
von 20 000 & für den Kläger zu 2 auf das Anweſen ein⸗ 
tragen. Die beiden anderen Hypotheken der Kläger, die bereits 
früher eingetragen waren, hatte er in Anrechnung auf den Kauf: 
preis übernommen. Der Beklagte H. vergrößerte das Fern⸗ 
leitungsnetz bedeutend, indem er Fernleitungen nach einer An: 
zahl [12] weiterer Ortſchaften in der Umgegend zur Strom⸗ 
verſorgung führte. Demnächſt aber verkaufte er das geſamte 
Fernleitungsnetz, für ſich allein ohne das Anweſen, durch Ver⸗ 
trag vom 29. Januar 1913 an die Beklagte zu 2, die Elektri⸗ 
zitätslieferungsgeſellſchaft, für 150 000 &. Zugleich verpachtete 
er das Elektrizitätswerk [auch Zentrale genannt] ſelbſt auf 
2 Jahre ebenfalls an die Beklagte zu 2, die ſeitdem das ber⸗ 
landwerk in A. betreibt. Mit der Klage beantragten die Kläger, 
die beiden Beklagten zu verurteilen, 1. anzuerkennen, daß die 
von dem Beklagten zu 1 durch Vertrag vom 29. Januar 1913 
an die Beklagte zu 2 veräußerte, zu dem Anweſen Haus⸗Nr. 24 
in A. (Überlandwerk A.] gehörige geſamte Freileitung von der 
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Haftung für die zu ihren, der Kläger, Gunſten auf dem An⸗ 
weſen Haus⸗Nr. 24 in A. eingetragenen Hypotheken umfaßt ſei; 
2. die Entfernung oder Abtrennung dieſer Freileitung von dem 
ihnen, den Klägern, hypothekariſch verpfändeten Anweſen Haus⸗ 
Nr. 24 [Überlandwerk A.] bei Meidung einer Haftſtrafe für 
jeden Zuwiderhandlungsfall zu unterlaſſen. Der erſte Richter 
verurteilte die beiden Beklagten nach den Klaganträgen und 
legte ihnen die Koſten des Rechtsſtreits auf. Der BerR. wies 
die Berufung der Beklagten zu 2 zurück und änderte auf die 
Anſchlußberufung der Kläger die erſtinſtanzliche Koſtenentſcheidung 
dahin ab, daß er die beiden Beklagten verurteilte, die Koſten des 
Rechtsſtreits in I. Inſtanz „unter ſamtverbindlicher Haftung“ zu 
tragen. Die Reviſion der Beklagten zu 2 wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Allerdings iſt der Anſicht des BerR., 
daß das ganze Fernleitungsnetz Beſtandteil des Grundſtücks des 
H. ſei, nicht beizutreten. Die tatſächlichen Verhältniſſe, auf die 
der Ber R. feine Anſicht gründet, find zum größten Teil un⸗ 
ſtreitig, zum andern Teil auf Grund der Gutachten der ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen E. und L. vom Ber. feſtgeſtellt. 
Danach befindet ſich auf dem Grundſtück ein Gebäude, das zum 
Betriebe eines Elektrizitätswerkes, insbeſondere als Zentrale 
eines Uberlandwerkes eingerichtet iſt. Von dieſem Gebäude gehen 
die Fernleitungen aus, vermittels deren 14 Ortſchaften in der 
Umgegend bis zu einer Entfernung von 4—5 km mit elektriſchem 
Licht und Strom verſorgt werden. Die Fernleitungen beſtehen 
aus Leitungsmaſten, den an dieſen als Trägern angebrachten 
Drähten und den zugehörigen Transformatoren. Der weitaus 
größte Teil der Leitungsmaſten iſt in fremden, d. h. nicht dem 
H. gehörigen Grundſtücken befeſtigt. Die Verbindung des Fern⸗ 
leitungsnetzes mit dem Gebäude iſt durch einige Schrauben und 
Klemmen hergeſtellt; ſie iſt durch Entfernung der Schrauben 
und Klemmen „manuell“ einfach zu löſen. Das Fernleitungs⸗ 
netz iſt wertvoller als das Elektrizitätswerk mit den vorhandenen 
Dynamomaſchinen und den ſonſtigen Betriebseinrichtungen. Das 
Elektrizitätswerk beſitzt nur eine Leiſtungsfähigkeit von 130 kW, 
das Netz aber eine Aufnahmefähigkeit von 732 kW. Im Falle 
der Entfernung des Netzes würde das Elektrizitätswerk als Über: 
landwerk nicht betrieben werden können. Dieſe tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe rechtfertigen nicht die Anſicht des Ber R., daß das ge⸗ 
ſamte Fernleitungsnetz Beſtandteil des zum Betriebe des Elektri⸗ 
zitätswerkes eingerichteten Gebäudes und damit Beſtandteil des 
Grundſtücks des H. ſei. Der BerR. verkennt den Begriff der 


Sache und des Sachbeſtandteils nach dem hier maßgebenden 


Sachenrecht des BGB. Danach [gl. SS 90, 93, 97 BGB.) 
iſt als eine Sache ein nach natürlicher Anſchauung für ſich allein 
beſtehender, im Verkehrsleben beſonders bezeichneter und be⸗ 
werteter körperlicher Gegenſtand zu verſtehen, und als Beſtand⸗ 
teil der Sache ein unſelbſtändiges Stück dieſes Körpers. Aller⸗ 
dings kann eine Sache auch aus Teilen beſtehen, die nicht, wie 
z. B. die Teile eines Tieres, eines Steins, ſchon von Natur 
miteinander eine Einheit bilden, ſondern erſt zuſammengeſetzt ſind 
und vor der Verbindung ſelbſt für ſich beſtehende Sachen waren. 
Jedoch iſt, wie der erkennende Senat in zahlreichen Entſcheidungen 
zusgeſprochen hat, ein aus bisher ſelbſtändigen Sachen zuſammen⸗ 
geſetztes Ganzes nur dann als eine einzige Sache zu erachten, 
wenn das Ganze ſich nach allgemeiner natürlicher Anſchauung 
als eine Körpereinheit darſtellt und die zu dem Ganzen ver⸗ 
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bundenen Gegenſtände ihre frühere Eigenſchaft als ſelbſtändige 
Sachen durch die Verbindung dergeſtalt verloren haben, daß ſie 
fortan nur als unſelbſtändige Stücke jener Körpereinheit er⸗ 
ſcheinen. Für die Frage, ob dies der Fall iſt oder nicht, iſt die 
Art und Weiſe der Zuſammenſetzung von weſentlicher Bedeutung. 
Allerdings kann auch im Falle einer nur loſen, leicht lösbaren 
Verbindung ſich das Ganze als durch die Zuſammenſetzung zu 
einer Körpereinheit geworden darſtellen. Dann wird aber, in 
der Regel wenigſtens, ein beſonderer Umſtand vorliegen müſſen, 
der zu der Anſchauung führt, daß die zuſammengeſetzten Gegen⸗ 
ſtände trotz der nur loſen Verbindung ihre körperliche Selb⸗ 
ſtändigkeit verloren haben und, ſolange die Verbindung dauert, 
nur noch unſelbſtändige Stücke des Ganzen ſind; ſo namentlich, 
daß die Gegenſtände einander beſonders angepaßt oder zur Her⸗ 
ſtellung des Ganzen verfertigt ſind, wie z. B. Teile einer Lampe, 
eines Wagens. Weiter iſt, wie der erkennende Senat ebenfalls 
in zahlreichen Entſcheidungen dargelegt hat, zur richtigen Er⸗ 
faſſung des Sachbegriffs nach Sachenrecht wohl zu unterſcheiden 
zwiſchen einem durch Zuſammenſetzung früher ſelbſtändiger Gegen⸗ 
ſtände zu einer Körpereinheit, einer Sache, gewordenen Ganzen 
und einer zur Erreichung eines wirtſchaftlichen Zweckes zuſammen⸗ 
gebrachten Sachgeſamtheit, der im Verkehrsleben eine einheitliche 
Bezeichnung gegeben zu werden pflegt. Eine ſolche Sach⸗ 
geſamtheit iſt, auch wenn ſie wirtſchaftlich als Einheit erſcheinen 
mag, doch nach Sachenrecht nicht eine Körpereinheit, eine Sache, 
ſondern ſie beſteht aus einer Mehrheit von Sachen, die trotz 
ihrer Zuſammenbringung zur Erreichung des wirtſchaftlichen 
Zweckes ihre körperliche Selbſtändigkeit bewahrt haben. Von 
dieſen Geſichtspunkten aus hat der erkennende Senat in einer 
Reihe von Fällen Maſchinen und andere bei einem für einen 
gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten Gebäude zu dem 
Betriebe beſtimmte Gerätſchaften [vgl. 8 98 Nr. 1 BGB.], die 
mit dem Gebäude durch Schrauben oder andere leicht lösbare 
Bindemittel verbunden waren, für keine Beſtandteile der be⸗ 
treffenden Gebäudeſachen erklärt, weil ſie zwar zur Erreichung 
eines wirtſchaftlichen Zweckes mit den Gebäudeſachen zuſammen⸗ 
gebracht ſeien und inſofern mit dieſen eine wirtſchaftliche Einheit 
bildeten, ſie aber ihre körperliche Selbſtändigkeit bewahrt hätten 
und das Ganze nicht eine Körpereinheit, eine einzige Sache, 
ſondern eine Mehrheit ſelbſtändiger Sachen ſei. Nicht anders 
verhält es ſich im gegebenen Falle mit dem ſtreitigen 
Fernleitungsnetz in bezug auf das für den Betrieb eines 
Elektrizitätswerkes dauernd eingerichtete Gebäude. Die Ver⸗ 
bindung des Fernleitungsnetzes mit dem Gebäude, die nur 
durch Schrauben hergeſtellt iſt und durch Entfernung der 
Schrauben aufgehoben werden kann, iſt als eine loſe zu 
erachten. Der BerR. erklärt ſie allerdings für eine ſehr feſte, 
weil die Löſung nicht jederzeit und ganz beliebig möglich ſei, 
ſondern nur unter großen Vorſichtsmaßregeln und erſt nach 
Abſtellung des Stromes. Damit verkennt aber der BerR., daß 
die Art der Verbindung für die Frage der Beſtandteilseigen⸗ 
ſchaft nur inſofern von Bedeutung iſt, als ſie ein äußeres 
Merkmal dafür bietet, ob die verbundenen Gegenſtände ſich als 
eine Körpereinheit oder trotz der Verbindung als eine Mehrheit 
ſelbſtändiger Sachen darſtellen. Nach dieſer Richtung iſt hier 
die nur durch Schrauben hergeſtellte Verbindung eine loſe, da 
ſie die Möglichkeit einer Löſung bietet, von der „ ver⸗ 
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bundenen Gegenſtände in ihrer äußeren Erſcheinung nicht oder 
doch nicht weſentlich betroffen werden. Daß bei der Löſung 
Vorſichtsmaßregeln anzuwenden ſind, damit nicht der Löſende 
verletzt wird oder ſonſt ein Schaden entſteht, rechtfertigt es 
nicht, die mit einem ſolchen Bindemittel verbundenen Gegen⸗ 
ftände als feſt miteinander verbunden aufzufaſſen. Da die vor⸗ 
bezeichneten tatſächlichen Verhältniſſe auch nicht einen Umſtand 
ergeben, aus dem zu entnehmen wäre, daß die Fernleitungen, 
trotz der nur loſen Verbindung mit dem zum Betriebe eines 
Elektrizitätswerkes eingerichteten Gebäude, ihre körperliche Selb⸗ 
ſtändigkeit verloren hätten und ſich als unſelbſtändige Stücke 
dieſer Gebäudeſache darſtellten, iſt zu verneinen, daß die Fern⸗ 
leitungen, beſtehend aus Trägermaſten, Drahtleitungen und 
Transformatoren, Beſtandteile der Gebäudeſache ſind. Der 
BerR. erklärt zwar, im Verkehr würden ſolche Fernleitungen 
nicht als ſelbſtändige Sachen, ſondern als Beſtandteile des 
zum Betriebe eines Elektrizitätswerkes eingerichteten Gebäudes 
angeſehen. Seine Gründe ergeben aber keine tatſächlichen 
Unterlagen für das Beſtehen einer ſolchen Verkehrsanſchauung, 
laffen vielmehr erkennen, daß die angebliche Verkehrsanſchauung 
nichts anderes iſt als ſeine eigene Auffaſſung. Dieſe Auffaſſung 
aber iſt rechtsirrig, einesteils, weil nach ihr die Gebäudeſache 
die auf fremde Grundſtücke weit hinaus ſich erſtreckenden Fern⸗ 
leitungen, beſtehend aus Trägermaſten, Drähten und Trans⸗ 
formatoren, mitumfaſſen ſoll, andernteils, weil fie dem Begriff 
der Sache eine über die Körpereinheit hinausgehende Aus⸗ 
dehnung gibt. Das Ganze, das ſich aus dem zum Betriebe 
des Elektrizitätswerkes eingerichteten Gebäude und den Fern⸗ 
leitungen zuſammenfetzt und das als Aberlandwerk bezeichnet 
wird, iſt nicht eine Gebäudeſache und überhaupt auch nicht eine 
einzige Sache. Vielmehr beſteht es aus einer Mehrheit ſelb⸗ 
ſtändiger Sachen, die nur zur Erreichung eines wirtſchaftlichen 
Zweckes, nämlich zur Verſorgung umliegender Ortſchaften mit 
elektriſchem Licht und Strom, zuſammengebracht worden find. 
Dieſe Sachen ſind zwar Teile des unter der genannten Be⸗ 
zeichnung Zuſammengefaßten und ſie, insbeſondere auch die 
Fernleitungen, mögen zur Erreichung des wirtſchaftlichen Zweckes 
des Ganzen notwendig ſein. Aber ſie ſind nicht Beſtandteile 
einer Körpereinheit, einer einzigen durch ihre Zuſammenſetzung 
gebildeten Sache. Demnach ſind die ſtreitigen Fernleitungen 
nicht zufolge ihrer Verbindung mit dem auf dem Grundſtück 
des H. befindlichen, zum Betriebe des Elektrizitätswerkes ein⸗ 
gerichteten Gebäude Beſtandteile dieſes Grundſtücks. In dem 
Urteil des VII. 3 S. des RG. vom 8. Juli 1913 VII 213/13 
RG. 83, 671) iſt auch bereits auf Grund tatſächlicher Verhält⸗ 
niſſe, die im weſentlichen die gleichen wie hier waren, verneint 
worden, daß Außenleitungen und Transformatoren eines Elek⸗ 
trizitätswerkes Beſtandteile des Grundſtücks ſeien, auf dem ſich 
das Elektrizitätswerk befinde. Der Bert. meint zwar, der hier 
vorliegende Tatbeſtand ſei von demjenigen, der dem Urteil des 
VII. 3S. zugrunde gelegen habe, weſentlich verſchieden, weil 
es ſich dort um ein großes Überlandwerk gehandelt habe, bei 
dem ſich das Leitungsnetz auf eine Entfernung von mehreren 
hundert Kilometern erſtreckte. Für die Frage aber, ob das 
unter der Bezeichnung Überlandwerk Zuſammengefaßte ſich als 
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eine einzige Sache oder als eine Mehrheit ſelbſtändiger Sachen 
darſtellt und ob die dazu gehörigen Fernleitungen mit Bezug 
auf das Zuſammengefaßte als Sachbeſtandteile oder als für 
ſich beſtehende Sachen zu erachten ſind, kann es keinen weſent⸗ 
lichen Unterſchied machen, ob ſich die Fernleitungen auf mehrere 
hundert Kilometer oder nur auf 4 bis 5 km hinaus erſtrecken. 
In dem Urteil des erkennenden Senats vom 7. November 
1900 V 200/00 [RG. 48, 267]*) iſt allerdings das Leitungsnetz 
eines Elektrizitätswerkes auch inſoweit, als es ſich über die 
räumlichen Grenzen des Grundſtücks, auf dem ſich das Elektri⸗ 
zitätswerk befand, hinaus erſtreckte, als Subſtanzteil dieſes 
Grundſtücks erachtet worden. Jedoch beruht dieſe Entſcheidung, 
wie ſchon in dem Urteil des VII. 83S. bemerkt it, auf den 
Vorſchriften des PrALR. über die Subſtanz einer Sache. 
Soweit beiläufig geſagt iſt, auch nach dem BGB. ſei das 
Leitungsnetz als Beſtandteil des betreffenden Grundſtücks an⸗ 
zuſehen, kann dies nicht aufrechterhalten werden. Daß andere 
Entſcheidungen des RG. der Auffaſſung, daß die von einem 
Elektrizitätswerk ausgehenden Fernleitungen nicht Beſtandteile 
des Grundſtücks ſind, auf dem das Elektrizitätswerk ſich befindet, 
nicht entgegenſtehen, iſt in dem Urteil des VII. 3S. zutreffend 
dargelegt worden. Danach iſt der Reviſion zuzugeben, daß die 
Annahme des Ber., es ſei das ganze ſtreitige Fernleitungsnetz 
Beſtandteil des Grundſtücks des H., auf Rechtsirrtum beruht. 
Dennoch iſt die Entſcheidung des BerR. aufrechtzuerhalten. 
Die Fernleitungen ſind nämlich, wenigſtens ſoweit ſie ſich auf 
fremden Grundſtücken befinden, nach den vorbezeichneten tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen als Zubehör des Grundſtücks des H. zu 
erachten. Nach § 97 Abſ. 1 Satz 1 BGB. find Zubehör beweg⸗ 
liche Sachen, die, ohne Beſtandteile der Hauptſache zu ſein, dem 
wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſind 
und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung entſprechenden räum⸗ 
lichen Verhältniſſe ſtehen, und gemäß § 98 Nr. 1 BGB. ſind 
bei einem für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichteten 
Gebäude die zu dem Betriebe beſtimmten Maſchinen und 
ſonſtigen Gerätſchaften dem wirtſchaftlichen Zwecke der Haupt⸗ 
ſache zu dienen beſtimmt. Vorliegend ſind die Fernleitungen 
bei dem auf dem Grundſtück des H. befindlichen, für den Be⸗ 
trieb eines Elektrizitätswerkes dauernd eingerichteten Gebäude 
als zu dem Betriebe beſtimmte Gerätſchaften anzuſehen. Denn 
ſie ſind dazu beſtimmt, den von dem Elektrizitätswerk erzeugten 
elektriſchen Strom aufzunehmen und nach Ortſchaften in der 
Umgegend weiterzuführen. Belanglos iſt in dieſer Hinſicht, daß 
das Elektrizitätswerk nur eine Leiſtungsfähigkeit von 130 kW, 
das Leitungsnetz aber eine Aufnahmefähigkeit von 732 kW 
beſitzt. Wenn auch das Leitungsnetz mehr elektriſche Kraft auf⸗ 
zunehmen und weiterzuführen imſtande wäre, als das Elektri⸗ 
zitätswerk zu erzeugen vermag, ſo iſt doch das Leitungsnetz zur 
Aufnahme und Weiterführung der von dem Elektrizitätswerk 
tatſächlich erzeugten elektriſchen Kraft und ſomit zu dem Be⸗ 
triebe des Elektrizitätswerkes beſtimmt, da dieſes ohne das 
Leitungsnetz die erzeugte elektriſche Kraft nicht an die Ort⸗ 
ſchaften in der Umgegend hinausſenden könnte. Hieran ändert 
es auch nichts, daß mit dem Elektrizitätswerk, nach der Be⸗ 
hauptung der Beklagten erſt am 18. Januar 1914 im Laufe 
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des Prozeſſes, das Kraftwerk Bu. verbunden worden iſt und 
daß die Fernleitungen von beiden Werken zuſammen mit elek⸗ 
triſcher Kraft verſorgt werden. Denn immer haben die Leitungen 
die Beſtimmung, Betriebsgerätſchaften für das Elektrizitätswerk 
zwecks Aufnahme und Weiterführung der erzeugten elektriſchen 
Kraft zu fein. Daher find gemäß 8 98 Nr. 1 BGB. die 
Fernleitungen dem wirtſchaftlichen Zwecke des Elektrizitätswerkes 
als der Hauptſache zu dienen beſtimmt. Dem ſteht nicht ent⸗ 
gegen, daß die Fernleitungen einen höheren Wert haben als 
das Elektrizitätswerk. Das für den gewerblichen Betrieb 
dauernd eingerichtete Gebäude iſt im $ 98 Nr. 1 BGB. als 
die Hauptſache erklärt, deſſen wirtſchaftlichem Zwecke die zu 
dem Betriebe beſtimmten Gerätſchaften zu dienen beſtimmt 
ſeien, ohne daß erfordert iſt, daß das Gebäude einen höheren 
Wert hat als die Gerätſchaften. Auch die weitere Voraus⸗ 
ſetzung für die Zubehöreigenſchaft nach 8 97 Abſ. 1 Satz 1 
Halbſ. 2 BGB., daß zu der Hauptſache ein der genannten Be⸗ 
ſtimmung entſprechendes räumliches Verhältnis beſteht, iſt ge⸗ 
geben. Denn die Fernleitungen ſind unmittelbar mit dem 
Elektrizitätswerk verbunden und die Verbindung ſetzt ſich ver⸗ 
möge der Leitungen ununterbrochen fort bis zu den Ortſchaften, 
die mit der von dem Elektrizitätswerk erzeugten elektriſchen 
Kraft verſorgt werden ſollen. Daß die Fernleitungen zum 
weitaus größten Teil auf fremden Grundſtücken ſich befinden, 
ſteht der Annahme, daß ſie Zubehör des Elektrizitätswerkes 
und ſomit auch des Grundſtücks ſind, auf dem das Elektrizitäts⸗ 
werk errichtet iſt, nicht entgegen. Zubehör eines Grundſtücks 
können auch ſolche Sachen ſein, die ſich auf anderen Grund⸗ 
ſtücken befinden, ſofern nur ſie dem wirtſchaftlichen Zwecke 
jenes Grundſtücks zu dienen beſtimmt ſind und zu dem Grund⸗ 
ſtück trotz ihrer Lage auf anderen Grundſtücken in einem dieſer 
Beſtimmung entſprechenden räumlichen Verhältnis ſtehen [vgl. 
RG. 47, 197; 55, 284; WarnRſpr. 1910 Nr. 312]. Aus: 
geſchloſſen allerdings wäre die Annahme der Zubehöreigen⸗ 
ſchaft, wenn die Fernleitungen Beſtandteile der fremden Grund⸗ 
ſtücke wären. Denn Beſtandteile eines Grundſtücks ſind nicht 
bewegliche Sachen und können daher [Ss 97 Abſ. 1 Satz 1 
BGB.] nicht Zubehör, insbeſondere eines anderen Grundſtücks, 
ſein [RG. 55, 283].“) Der Umſtand, daß ein Teil der Fern⸗ 
leitungen ſich auf dem Grundſtück des H. befindet und daß 
die Leitungen ſich über die Grenzen dieſes Grundſtücks 
ununterbrochen fortſetzen, würde nicht ausſchließen, daß 
die Leitungen Beſtandteile der fremden Grundſtücke wären, 
wenn die Vorausſetzungen für die Beſtandteilseigenſchaft ſonſt 
gegeben ſein würden; die fremden Grundſtücke würden von den 
Grenzen jenes Grundſtücks ab die Leitungen als ihre Beſtand⸗ 
teile ergreifen [vgl. RG. 65, 36355) 70, 201; JW. 1911 
S. 211,7) 366].?) Für die Frage des Vorliegens ſolcher Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft käme die Art der Verbindung der Trägermaſten 
mit den Grundſtücken, auf denen ſie ſtehen, in Betracht. Wären 
die Trägermaſten mit dem Grund und Boden feſt verbunden, 
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ſo wären fie nach § 94 Abſ. 1 Satz 1 BGB. weſentliche Br 
ſtandteile der Grundſtücke. Die Art dieſer Verbindung iſt in 
den Vorinſtanzen von den Parteien nicht erörtert worden, und 
der BerR. hat darüber keine Feſtſtellung getroffen. Nach der 
Sachlage kommt es aber auch nicht darauf an. Gemäß 8 95 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. gehören zu den Beſtandteilen eines Grund⸗ 
ſtücks ſolche Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden 
Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden ſind. Ein ſolche 
Verbindung der Fernleitungen mit den fremden Grundſtücken 
liegt hier vor. Der Ber. verneint allerdings, daß die Leitungs! 
maſten, welche die Fernleitungen trügen, nur zu einem vorüber⸗ 
gehenden Zwecke mit den fremden Grundſtücken verbunden ſeien. 
Er erklärt in dieſer Hinſicht: Es ſei anzunehmen, daß die Ver⸗ 
bindung von H. nicht in Ausübung eines dinglichen Rechtes an 
den fremden Grundſtücken hergeſtellt worden ſei; denn das dem 
Gericht übergebene Formblatt laſſe erſehen, daß von H. mit den 
Grundſtückseigentümern lediglich ſchuldrechtliche Mietverträge ab⸗ 
geſchloſſen worden ſeien. Daraus ergibt ſich aber als tatſächliche 
Feſtſtellung, daß H. mit den Eigentümern der andern Grund⸗ 
ſtücke Mietverträge geſchloſſen hat, wonach er berechtigt iſt, bie 
Leitungsmaſten mit den Drahtleitungen, ſolange die Miet⸗ 
verhältniſſe dauern, auf den fremden Grundſtücken zu halten. 
Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG., von der abzugehen 
kein Anlaß vorliegt, ſind Sachen, die der Mieter eines Grund⸗ 
ſtücks mit dem Grund und Boden in der Abſicht verbindet, daß 
die Verbindung nur für die Dauer des Mietverhältniſſes be⸗ 
ſtehen ſoll, als nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem 
Grund und Boden verbunden zu erachten [RG. 55, 2845 
59, 20;%) 63, 421;1%) JW. 1904, 3361) Warngſpr. 1913. 
Nr. 39], und zwar gleichviel, ob das Mietverhältnis von kürzerer oder 
längerer Dauer ift [RG. 61, 192; 63, 421.18) Hieraus folgt, 
daß die Fernleitungen, ſoweit ſie durch die Trägermaſten mit 
den fremden Grundſtücken verbunden ſind, nicht Beſtandteile 
dieſer Grundſtücke ſind. Wenn ſie aber nicht Grundſtücksbeſtand⸗ 
teile find, fo gelten fie rechtlich als bewegliche Sachen. Denn 
das BGB. ſcheidet alle Sachen in bewegliche und unbewegliche. 
Unbeweglich find ihm nur die Grundſtücke und die mit dieſen 
verbundenen Beſtandteile. Alle ſonſtigen Sachen ſind beweglich 
[RG. 55, 284; “) 59, 20].18) Daher würden die Fernleitungen, 
ſoweit ſie ſich auf den fremden Grundſtücken befinden, auch dann, 
wenn die Trägermaſten mit dem Grund und Boden der Grund⸗ 
ſtücke feſtverbunden wären, als bewegliche Sachen anzuſehen 
ſein. Sind ſie aber bewegliche Sachen, ſo können ſie auch⸗ 
Zubehör fein [RG. 55, 284.16) Da im übrigen die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zubehöreigenſchaft vorliegen, ſind die auf den 
fremden Grundſtücken befindlichen Fernleitungen als Zubehör 
des Elektrizitätswerkes und ſomit auch des Grundſtücks des H. 
zu erachten. — Soweit die Leitungen ſich auf dieſem Grundſtück 
ſelbſt befinden, ſind ſie, wenn die Trägermaſten mit dem Grund 
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13) JW. 1906, 541; Neumann, Rſpr. J S$ 93 ff. Erk. d. 

14) IM. 1903, Beil. 119; Neumann, Reſpr. I SS 97, 98 Anm. 2. 

15) Neumann, Rſpr. I §8 93 ff. Anm. 2. 

14) IW. 1903, Beil. 119; Neumann, Reſpr. 1 „ Anm. 2. 
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und Boden feft verbunden find, nach 8 94 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
Beſtandteile des Grundſtücks, andernfalls deſſen Zubehör. Nach 
8 1120 BGB. erſtreckt ſich die Hypothek auf die Beſtandteile 
und auf das Zubehör des Grundſtücks. Daher haften für die 
auf dem Grundſtück des H. eingetragenen Hypotheken der Kläger 
die ganzen mit dem Elektrizitätswerke verbundenen Fernleitungen. 
Von dieſer Haftung ſind die Fernleitungen auch nicht gemäß 
9 1121 BGB. frei geworden. H. hat fie zwar an die Be⸗ 
klagte zu 2, die Reviſionsklägerin, veräußert. Aber von ſeinem 
Grundſtück ſind ſie nicht entfernt worden. Sie ſind vielmehr 
nach wie vor mit dem Elektrizitätswerk verbunden. Danach iſt 
der Klagantrag zu 1 auf Feſtſtellung, daß die von H. durch 
Vertrag vom 29. Januar 1913 an die Beklagte zu 2 ver⸗ 
äußerte geſamte Fernleitung von der Haftung für die Hypotheken 
der Kläger umfaßt ſei, gerechtfertigt, wenn die Vorausſetzungen 
für eine Feſtſtellungsklage nach 8 256 ZPO. gegeben find. 
Tatſächlich liegen die Vorausſetzungen für eine Feſtſtellungsklage 
vor. [Wird weiter ausgeführt.] Gegen den von den Vor⸗ 
inſtanzen den Klägern ebenfalls zuerkannten Klaganſpruch zu 2 
auf Unterlaſſung der Entfernung oder Abtrennung des Fern⸗ 
leitungsnetzes von dem Grundſtück des H. iſt von der Reviſion 
ein Angriff nicht erhoben worden. Mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
ſchriften der SS 1134, 1135 BGB. und auf die Veräußerung 
des Leitungsnetzes durch den Grundſtückseigentümer H. an die 
Beklagte zu 2 ſowie auf die Feſtſtellung des BerR., daß durch 
die Abtrennung des Leitungsnetzes von dem Grundſtück die 
Sicherheit der Hypotheken der Kläger erheblich gefährdet werden 
würde, beſteht auch kein rechtliches Bedenken gegen den Anſpruch. 
H. u. Gen. c. Sch. u. Gen., U. v. 2. Juni 15, 19/15 V. — 
Bamberg. [B.] 

*. . 2. 5 157 BGB. Freizeichnung für den Fall des Krieges.] “) 

Der Beklagte hat dem Kläger 300 Sack Weizenmehl, 
Fabrikat Pl., lieferbar in monatlichen gleichen Raten Oktober 
bis Dezember 1914, verkauft und das Geſchäft in ſeinem Briefe 
vom 17. Juli 1914 beſtätigt, deſſen weſentliche Teile lauten: 
„Beſtätige, unter nachfolgenden Bedingungen an Sie verkauft 
zu haben: uſw. uſw. — — Feuer, Strike, Beſchädigung der 
Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, Blockade, Aus⸗ und Einfuhr⸗ 
verbot, ſowie ſonſtige Fälle höherer Gewalt vorbehalten.“ Der 
Beklagte hat am 8. Auguſt unter Berufung auf dieſen Vorbehalt 
wegen der erfolgten Mobilmachung den Vertrag für aufgehoben 
erklärt. Er behauptet, daß ſein Lieferant Pl. auf Grund einer 
ähnlichen Klauſel die Erfüllung ablehne, und daß er deswegen 
außerſtande ſei, zu liefern. Kläger will dies nicht gelten laſſen. 
Der Vorbehalt habe nur den Sinn, daß der Beklagte frei werde, 
wenn ihm durch einen der aufgeführten Umſtände die Lieferung 
unmöglich ſei. Das treffe nicht zu. Wenn Pl. zu Unrecht nicht 
liefere, müſſe der Beklagte ihn durch Klage zwingen. Übrigens 
ſei er ſehr wohl imſtande, zu liefern; denn er habe die gleiche 
Ware zu höherem Preiſe anderen Firmen angeboten. Kläger 
hat deswegen auf vertragsmäßige Lieferung geklagt. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen. Das OLG. München hat die Be: 
rufung zurückgewieſen. Es führt aus: Durch Vorbehalte, wie 
den ſtreitigen, ſichere ſich der Verkäufer für den Fall des Ein⸗ 


17) Vgl. hierzu Dicken, IW. 1915, 741; Wirtz, S. 934 und 
OxrG. Dresden, S. 900. 
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tritts von Exeigniſſen, die die Lieferung regelmäßig erſchweren 
oder unmöglich machen. Er wolle ſich durch den Vorbehalt 
gerade von dem Nachweiſe der Unmöglichkeit der Lieferung 
befreien und bedinge ſich das Recht, dieſen Beweis durch die 
einfache Berufung auf den Eintritt des vorbehaltenen Falles 
zu erſetzen. Das verſtoße keineswegs gegen die guten Sitten 
und ſei rechtswirkſam. Die Berufung auf die Klauſel unterliege 
nur der Einſchränkung, daß ſie nicht lediglich zum Zwecke der 
Schädigung anderer erfolgen dürfe ($ 226) und nicht nach den 
beſonderen Umſtänden des Falles einen Verſtoß wider die guten 
Sitten darſtelle (S 826). Im vorliegenden Falle könne von 
Anwendbarkeit des § 226 keine Rede fein. Aber auch ein 
Verſtoß gegen § 826 liege nicht vor. Unbeſtrittenermaßen 
habe der Fabrikant Pl. dem Beklagten die Lieferung verweigert, 
ſo daß dieſer zunächſt außerſtande ſei, die Ware zu beſchaffen. 
Die Zumutung, daß Beklagter gegen dieſen prozeſſieren ſolle, 
ſei nach Sachlage unbillig. Er mache alſo keineswegs einen 
ſittenwidrigen Gebrauch von dem Vorbehalte. Der Sinn des 
Verhaltens ſei völlig klar, weshalb es einer Vernehmung von 
Sachverſtändigen darüber, wie er nach der Verkehrsſitte zu 
verſtehen ſei, nicht bedürfe. Deswegen ſei der Beklagte nicht 
zur Lieferung verpflichtet. Der Kläger hat Reviſion gegen 
dieſes Urteil eingelegt. Aus den Gründen: Der Beklagte 
hat in ſeinem Schlußſchein vom 17. Juli 1914 beſtätigt, dem 
Kläger die ſtreitigen 300 Sack Mehl verkauft zu haben: „Feuer, 
Strike, Beſchädigung der Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, 
Blockade, Aus⸗ und Einfuhrverbot, ſowie ſonſtige Fälle höherer 
Gewalt vorbehalten“. Damit hat er deutlich erklärt, daß er 
den Kauf nur unter Vorbehalt dieſer Ereigniſſe abſchließe, alſo 
im Falle ihres Eintritts nicht an den Vertrag gebunden ſein 
wollte. Er wollte alſo keineswegs, wie die Reviſion behauptet, 
nur dann frei werden, wenn die vorbehaltenen Ereigniſſe 
Unmöglichkeit der Leiſtung verurſachten, ſondern wenn ſie über⸗ 
haupt eintraten. Der Vertrag iſt in dieſem Punkte ſeinem 
Wortſinne nach völlig deutlich, und feine Auslegung, die ſelbſt⸗ 
verſtändlich gemäß SS 133, 157 BGB. erfolgen muß, bietet 
inſoweit keine Zweifel und Schwierigkeiten. Denn daß die 
namentlich aufgeführten Ereigniſſe „ſonſtigen Fällen höherer 
Gewalt“ gleichgeſtellt ſind, erklärt ſich daraus, daß fie alle 
ihrer Natur nach durch die Kräfte des Verkäufers nicht 
abgewandt werden konnten, alſo, wenn ſie ſeinen Geſchäfts⸗ 
betrieb treffen, als höhere Gewalt auf ihn einwirken. Zweifel 
beginnen erſt bei der Frage, welche Tatbeſtände mit den kurzen 
Worten Strike, Krieg uſw. gemeint find. Hierüber ſpricht ſich 
der Vertrag nicht aus, weshalb er gemäß $ 157 nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ergänzend 
ausgelegt werden muß. Offenbar iſt nicht jeder Strike, Krieg, 
Maſchinenſchaden, die ſich irgendwo in der Welt zutragen, 
gemeint. Wenn Chile an Peru den Krieg erklärt, wenn gering: 
fügige Strikes im deutſchen Transportgewerbe ausbrechen, ſelb 

wenn kleine Maſchinenſchäden in Pl.s Mühlen entſtehen, fo it 
das nicht der Tatbeſtand eines Kriegs, Strikes, Maſchinen⸗ 
ſchadens im Sinne des vertraglichen Vorbehaltes. Gemeint 
ſind offenbar nur ſolche Ereigniſſe der bezeichneten Art, die auf 
Betriebe, von denen der Beklagte für ſeine Lieferung abhängt, 
weſentlich ſtörend einwirken. Wie erheblich aber die Einwirkung 
ſein muß, damit nach dem Sinne des Vertrages ein vorbehaltenes 
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Ereignis vorliegt, kann zweifelhaft ſein. Man denke z. B. an 
den Fall, daß ein Viertel oder Drittel von Pl.s Mühlen ab⸗ 
gebrannt wäre. In ſolchen Fällen iſt die Grenze nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu ziehen; und 
wenn ein ſolcher Grenzfall vorläge, könnte die Reviſion darin 
recht haben, daß das Gericht den § 157 verletzt, wenn es den 
Vertrag auslegt, ohne die Verkehrsſitte durch Sachverſtändige 
feſtzuſtellen. Es liegt aber kein Grenzfall vor. Der Ausbruch 
des gegenwärtigen Krieges hat alle Vorausſetzungen, unter 
denen der Beklagte und der hinter ihm ſtehende Fabrikant 
arbeiten, geändert. Daß Lieferpflichten, die ſich über Monate 
erſtrecken, für ſie nach Ausbruch des Krieges eine ganz andere 
Laſt bedeuten als in gewöhnlichen Zeiten, liegt auf der Hand. 
Deswegen iſt jeder Zweifel ausgeſchloſſen, daß durch Ausbruch 
des gegenwärtigen Krieges ein Tatbeſtand eingetreten iſt, für 
deſſen Eintritt der Beklagte ſich Befreiung von ſeiner Liefer⸗ 
pflicht vorbehalten hat. Ob der Beklagte nach den Vorräten, 
die er zu ſeiner Verfügung hatte, imſtande geweſen wäre, die 
laufenden Verträge zu erfüllen, iſt gleichgültig. Der von ihm 
bedungene Vorbehalt ſchließt es nach ſeinem klaren Sinne aus, 
daß er ſich mit den Käufern auf Erörterungen über ſeine 
geſchäftlichen Interna einzulaſſen hätte. Er wollte frei ſein, 
wenn ein Krieg eintrat, worunter nach Treu und Glauben nur 
ein ſolcher Krieg zu verſtehen iſt, von dem ſein Betrieb in 
erheblicher Weiſe betroffen wurde. Da dies geſchehen iſt, iſt 
er frei geworden. Wenn, wie Kläger behauptet, die meiſten 
deutſchen Mühlen und ihre Vertreter ihre Verträge nach Maß 
ihrer Vorräte erfüllt haben, ſo iſt das gleichgültig. Es mag 
in völlig abweichenden Vertragsabreden ſeinen Grund haben, 
wie ſie z. B. bei dem Verein der ſüddeutſchen Handelsmühlen 
augenſcheinlich vorliegen, oder es mag auf Entgegenkommen 
beruhen. Der Beklagte dagegen hat ſich nicht für den Fall 
ſeines durch Krieg hervorgerufenen Unvermögens, ſondern für 
den Fall des Krieges freigezeichnet. Daß die Berufung auf 
dieſen Vorbehalt keinen Verſtoß wider die guten Sitten enthält, 
iſt vom OLG. zutreffend dargelegt und bedarf keiner weiteren 
Begründung, zumal auch Kläger darauf nicht zurückkommt. 
Die Reviſion iſt demnach unbegründet. Th. e. N., U. v. 
20. Mai 15, 83/15 II. — München. [S.] 

＋ 3. 88 227, 826 BOB. Erlaubte Notwehr. Selbſthilfe. 
Boykott unter Umſtänden erlaubtes Kampfmittel. Bedeutung 
der inneren Geſinnung des Handelnden für den Tatbeſtand des 
8 826] 

Der Kläger gab ſeit dem Jahre 1905 in L. eine Zeitſchrift 
heraus, die anfangs als Monatsſchrift unter dem Titel „Der 
Kampf“, ſpäter als Halbmonatsſchrift mit dem Namen „Deutſcher 
Kampf“ und einer Beilage „Leipziger Roland“ erſchien. In 
ſeiner Zeitſchrift befaßte er ſich auch mit den Angelegenheiten 
der Leipziger Tagespreſſe und wurde ſo in einen Streit mit 
dem „Leipziger Tageblatt“ und den „Leipziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ verwickelt, der zu einer „Erklärung“ führte, die von 
den beiden Zeitungen übereinſtimmend am 21. November 1909 
mit der Unterſchrift „Verlag und Redaktion der Leipziger 
Neueſten Nachrichten“ bzw. „des Leipziger Tageblatts“ ver⸗ 
öffentlicht wurde. Der Kläger hat auf die Erklärung ge⸗ 
antwortet, ſtellte aber ſchon Mitte Februar 1910 das Erſcheinen 
ſeiner Zeitſchrift ein, wozu er durch die „Erklärung“ genötigt 
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ſein will. Dieſe habe ferner die Herausgabe eines von ihm 
geſchriebenen Romans „Millionen⸗Brand“ verhindert und ihm 
überhaupt ſein Fortkommen als Schriftſteller erſchwert, ins⸗ 
beſondere die Erlangung einer Anſtellung als Schriftleiter für 
abſehbare Zeit geradezu unmöglich gemacht. Den ihm hierdurch 
ſeiner Behauptung nach entſtandenen Schaden verlangt der 
Kläger von den Beklagten als Geſamtſchuldnern. Seine Klage 
hat das LG. L. abgewieſen, dagegen iſt ſie von dem OLG. D. 
dem Grunde nach zur Hälfte für berechtigt erklärt worden. 
Die Beklagten haben Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: 
Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß die Beklagten zu der Zeit, 
als die „Erklärung“ veröffentlicht wurde, Verleger und Redakteure 
der genannten Leipziger Zeitungen waren, daß ſie die Erklärung 
geleſen und gebilligt haben, und ſchließt hieraus zutreffend, daß 
fie für eine dem Kläger etwa mit der Erklärung zugefügte 
Schädigung nach Maßgabe der Geſetze einzuſtehen haben. Er 
führt aus, daß die Erklärung die wirtſchaftliche Vernichtung 
des Klägers bezwecke und daher unſittlich ſei. Sie greife ferner 
in das allgemeine Perſönlichkeitsrecht des Klägers auf gewerb⸗ 
liche Betätigung ein und ſtöre ſeinen eingerichteten Gewerbe⸗ 
betrieb als Verleger. Notwehr liege nicht vor, wolle man ſie 
aber annehmen, ſo komme in Betracht, daß die Beklagten über 
die Grenzen der erforderlichen Abwehr hinausgegangen ſeien 
und den Kläger vorſätzlich herabgeſetzt und geſchädigt hätten. 
Schaden fei dem Kläger entſtanden, er habe ihn aber durch 
ſeine Angriffe mitverſchuldet, und daher ſei es angemeſſen, feinen 
Schadenserſatzanſpruch nur zur Hälfte dem Grunde nach als 
berechtigt zu erklären. Das gelte in gleicher Weiſe, wenn man 
unlauteren Wettbewerb annehme, es brauche daher nicht geprüft 
zu werden, ob die Beſtimmungen des Geſetzes vom 7. Juni 1909 
Platz greifen könnten. Dieſe Ausführungen geben in mehrfacher 
Richtung zu Bedenken Anlaß. Zutreffend iſt es, daß ſich die 
Erklärung in ſcharfer Weiſe gegen den Kläger wendet. Es 
wird ihm vorgeworfen, daß er ſich „als Sittenrichter und 
Tugendwächter“ aufſpiele und die Leipziger Zeitungen durch 
Anrempelungen zu provozieren ſuche, aber hinzugefügt, daß eine 
journaliſtiſche Auseinanderſetzung „mit dieſem Menſchen, deſſen 
Element der Skandal und die Beſchimpfung“ ſei, für Beklagte 
dauernd unmöglich bleibe, Kläger ſei auch journaliſtiſch nicht 
ſatisfaktionsfähig. Mit einer Klage ſei nichts gegen ihn aus⸗ 
zurichten, ſogar in Fällen, in denen der Kläger zwei Offizier⸗ 
korps Unterſchlagung vorgeworfen habe, in denen er in eine 
fremde Wohnung unter falſchem Namen eingedrungen ſei und 
fremdes Eigentum an ſich genommen habe, ſei nur auf Geld⸗ 
ſtrafe erkannt, eine Sühne von ein paar Mark dafür, daß er 
„allen, die ihm unbequem ſind, fortgeſetzt die tollſten Schändlich⸗ 
keiten anhängt, daß er den einzelnen Redakteuren bis zum 
Einbruchsdiebſtahl ſo ziemlich alle Vergehen andichtet“, diene 
„dieſem Kolporteur von Schmutzgeſchichten erfahrungsgemäß nur 
zu einer neuen breitſpurigen Selbſtvergötterung und einer weit⸗ 
ſchweifigen Reklame“. Sehe er, daß er ſich feſtgerannt habe, 
jo bitte Kläger „um gut Wetter“, er ſinke zu „einem Häufchen 
heulenden Elends“ zuſammen, das um „Rückſicht auf ſeinen 
greiſen Vater“ jammere. Kläger ſei ein „Schädling“, an deſſen 
Vernichtung alle anſtändigen Elemente Leipzigs ein großes 
eigenes Intereſſe hätten, jeder im öffentlichen Leben Stehende 
ei der Gefahr ausgeſetzt, von „dieſem Menſchen beſuͤdelt zu 
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werden“. Mit der fteten niederträchtigen Bedrohung der Bürgers 
ſchaft, mit dieſer öffentlichen Gefahr müſſe aufgeräumt werden, 
an das ſächſiſche Juſtizminiſterium werde die Aufforderung 
gerichtet, mit ſo radikalen Mitteln vorzugehen, daß der dauernden 
Beunxuhigung einer ganzen Stadt ein Ende gemacht werde. 


Bis dahin gebe es „für die Leipziger Bürgerſchaft nur das 


Mittel der Selbſthilfe, weder durch Kauf, Abonnement oder 
Inſerate jenes Skandalblatt zu unterſtützen“, andernfalls mache 
man ſich zum Mitſchuldigen an dem gemeingefährlichen Treiben 
des Klägers. Das BG. findet in der Erklärung, insbeſondere 
in ihrem Schluſſe, die Aufforderung, den Kläger oder doch 
ſeine Zeitſchrift zu boykottieren, hierin liege aber ein unerlaubtes 
Handeln im Sinne des BGB. Mit Recht hält die Reviſion 
dieſe Auffaſſung für rechtsirrig. Wie das RG. wiederholt 
ausgeſprochen hat, iſt der Boykott nicht grundſätzlich unſittlich, 
RG. 64, 56,18) ſondern kann ſich auch als erlaubtes Kampfmittel 
baritellen, wobei freilich zu beachten iſt, daß für ihn wegen 
ſeiner Gefährlichkeit ein beſonders zureichender Anlaß vorhanden 
fein muß, IW. 1913, 917. Die beſondere Gefahr einer ſolchen 
namentlich in den gewerblichen Kämpfen zwiſchen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern nicht ſeltenen Verrufserklärung liegt vor 
allem darin, daß ſie regelmäßig ſehr ſchwer in das Erwerbs⸗ 
leben des Gegners eingreift und daß ſie nicht unmittelbar 
beteiligte Dritte in den Streit hineinzuziehen ſucht. Beides 
wird von den Beklagten angeſtrebt, denn ſie wollen der nach 
ihrer Behauptung vorhandenen öffentlichen Gefahr durch die 
Bekämpfung des Klägers und feiner Zeitſchrift in der Weiſe 
begegnen, daß ſie die Leipziger Bürgerſchaft auffordern, den 
„Deutſchen Kampf“ in keiner Form zu unterſtützen. Daß eine 
ſolche Aufforderung in zwei vielgeleſenen Tageszeitungen geeignet 
war, das Publikum zum Nachteile des Klägers zu beeinfluſſen, 
iſt nicht zu verkennen. Ebenſowenig darf aber außer acht 
gelaſſen werden, daß ſich die hier gegebene Sachlage von den 
Fällen, in denen der Boykott in den Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder zwiſchen Gewerbetreibenden 
untereinander verhängt wird, dadurch weſentlich unterſcheidet, 
daß es in jenen Fällen meiſt größere, wohl organiſierte Ver⸗ 
bände ſind, die ihre Gegner, Einzelperſonen oder andere Ver⸗ 
bände, in Verruf erklären und daß dieſen Verbänden insbeſondere 
ihren Mitgliedern gegenüber weittragende Mittel der Beeinfluſſung 
und des Zwanges zur Verfügung ſtehen. Einer Sperre, die 
3. B. von einer Arbeitervereinigung gegen die Werkſtätten eines 
Unternehmens oder von einem Fabrikantenverbande gegen einen 
auf ihn tatſächlich angewieſenen Abnehmer verhängt wird, 
kommt daher regelmäßig eine viel weitgehendere Wirkung zu, 
als einer von Privatperſonen, ſelbſt wenn ſie eine angeſehene 
Stellung einnehmen, in den Tageszeitungen erlaſſenen Erklärung, 
und es geht nicht an, Grundſätze, die für Fälle der erſteren 
Art zutreffen, ohne weiteres auf jede öffentliche Aufforderung 
anzuwenden, in der das Publikum erſucht wird, ſich der Unter⸗ 
ſtützung eines beſtimmten Unternehmens zu enthalten. Ihre 
geringere Gefährlichkeit für den Betroffenen und für das all⸗ 
gemeine Wohl darf bei der ſtets gebotenen Prüfung der Frage, 
ob das angewendete Mittel im richtigen Verhältnis zu dem 
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angeſtrebtem Zwecke ſteht, nicht unbeachtet bleiben [vgl. auch 
JW. 1911, 43 50].10) Mit Recht macht die Reviſion darauf auf 
merkſam, daß ſchon die Bemerkung des Vorderrichters, das Ziel 
der Veröffentlichung ſei die wirtſchaftliche Vernichtung des 
Klägers geweſen, in dieſer Allgemeinheit nicht ohne Bedenken 
iſt. Allerdings wird in der Erklärung von der „Vernichtung 
dieſes Schädlings“ geſprochen, ihrem Sinne nach richtet ſich 
aber die Erklärung nur gegen die vom Kläger im „Deutſchen 
Kampfe“ entwickelte Tätigkeit, in der die Beklagten eine „ſtets 
niederträchtige Bedrohung der Leipziger Bürgerſchaft“, eine 
„öffentliche Gefahr” finden. Daß fie dem Kläger auch eine 
andere Art journaliſtiſcher oder ſonſt ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit 
hätten unmöglich machen wollen, iſt nicht erſichtlich. Für die 
Anwendung des § 826 BGB. fragt es ſich daher, ob die 
Beklagten dadurch gegen die guten Sitten verſtoßen haben, daß 
ſie der Betätigung des Klägers im „Deutſchen Kampfe“ und 
ſeinen Anlagen mit ihrer Erklärung entgegengetreten ſind 
hierfür aber iſt die Haltung dieſer Zeitſchrift von beſonderer 
Bedeutung. Trotz dieſer von dem Vorderrichter für eine 
mildere Beurteilung entwickelten Geſichtspunkte unterliegt es 
keinem Zweifel, daß der „Deutſche Kampf“ geeignet war, weite 
Kreiſe des Publikums zu beunruhigen. Wenn der Vorderrichter 
ſeine Gemeingefährlichkeit deswegen ablehnt, weil der Kläger 
nicht ſkrupellos mit der Ehre und Exiſtenz anderer umgegangen 
ſei, ſo ſtimmt das nicht mit der anderen Feſtſtellung überein, 
daß der Kläger nicht nur bei der Abgabe ſeines eigenen Urteils, 
ſondern auch in der Behandlung des ihm zugetragenen Stoffes 
leichtfertig und rückſichtslos ſich gezeigt habe. Es ſteht auch 
nicht in Frage, wie eine Zeitſchrift zu beurteilen wäre, in der 
öffentliche Angelegenheiten und andere Vorgänge von allgemeinem 
Intereſſe zwar mit ſcharfer Kritik aber doch ſachlich behandelt 
und Perſönlichkeiten nur inſoweit erwähnt werden, als die 
fachliche Erörterung dies erfordert. Innerhalb der fo gezogenen 
Grenzen hat ſich der „Deutſche Kampf“ nach den getroffenen 
Feſtſtellungen nicht gehalten. Für die Frage nach ſeiner 
Gemeinſchädlichkeit oder Exiſtenzberechtigung kommt das Blatt 
nach ſeiner wirklich vorhandenen Geſtalt, alſo mit den feſt⸗ 
geſtellten Auswüchſen in Betracht. Dem Publikum muß aber 
die Befugnis zugeſtanden werden, eine Zeitſchrift zu bekämpfen, 
in der ohne ausreichende Gründe die ſchärfſten Angriffe gegen 
die verſchiedenſten Perſonen gerichtet und Einzelheiten in der 
Abſicht, die Angegriffenen bloßzuſtellen, veröffentlicht werden. 
Das BG. führt ſodann zwar aus, die Beklagten hätten ſelbſt 
dann gegen § 823 Abf. 1 BGB. gehandelt, wenn die ſchrift⸗ 
ſtelleriſche Betätigung des Klägers gemeinſchädlich und deshalb 
im öffentlichen Intereſſe auszurotten geweſen ſei, denn dann 
ſeien der Staat und ſeine zuſtändigen Organe allein zum Ein⸗ 
ſchreiten berufen geweſen, nicht aber dürften ſich die einzelnen 
Staatsbürger ſelbſtändig an die Stelle des Staates ſetzen. 
Es iſt aber nicht erſichtlich, welche Mittel die beſtehende Geſetz⸗ 
gebung dem Staate an die Hand geben ſoll, um einem ver⸗ 
werflichen ſchriftſtelleriſchen Treiben wirkſam entgegenzutreten, 
gerichtliche Schritte im Wege des Strafverfahrens hatten jeden⸗ 
falls keinen durchgreifenden Erfolg, wie die große Zahl der 
früheren Strafprozeſſe ergibt. Ob mit Unterlaſſungsklagen oder 
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einſtweiligen Verfügungen beſſere Ergebniſſe zu erzielen geweſen 
wären, erſcheint mindeſtens zweifelhaft. Vor allem aber iſt 
nicht abzuſehen, weswegen nicht auch der einzelne ſein Recht 
der öffentlichen Meinungsäußerung im allgemeinen Intereſſe 
zur Bekämpfung öffentlicher Mißſtände gebrauchen dürfte. Den 
Beklagten ſteht aber nicht nur dieſes allgemeine Recht zur 
Seite, vielmehr kommt noch in Betracht, daß die zwei Zeitungen 
von dem Kläger unmittelbar in der heftigſten Weiſe angegriffen 
worden ſind. Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß ſich der Kläger 
beſonders in dem Jahrgang 1909 ſeiner Zeitſchrift vielfach mit 
den „Neueſten Nachrichten“ und dem „Leipziger Tageblatt“ 
beſchäftigt hat, daß er ſich aber nicht auf ſachliche Auseinander⸗ 
ſetzungen beſchränkte, ſondern ehrverletzende Angriffe erhob, die 
naturgemäß die Beklagten als Redakteure und Herausgeber 
treffen mußten. Beide Blätter beſchuldigte er, Revolver⸗ 
journalismus zu treiben. Bei dem „Tageblatt“ wurde die 
Unabhängigkeit und die fachmänniſche Zuverläſſigkeit des 
Handelsteils in Frage gezogen, den „Neueſten Nachrichten“ 
aber vor allem in mehrfacher Wiederholung die Beförderung 
der Proſtitution durch ihr Annoncenweſen vorgeworfen, einmal 
auch die Beförderung des Darlehnsſchwindels. Dazu kommt, 
daß er beide Zeitungen häufig mit verächtlichen Ausdrücken 
belegte, wofür der Vorderrichter zahlreiche Beiſpiele beibringt. 
Solchen Angriffen gegenüber durften ſich die Beklagten in 
nachdrücklicher Weiſe wehren, 8 227 BGB., auch durften fie 
verſuchen, künftigen Angriffen in geeigneter Weiſe vorzubeugen. 
Nach der vom Kläger gewollten Eigenart des „Deutſchen 
Kampfes“ und den vom Vorderrichter feſtgeſtellten Eigenſchaften 
des Klägers war aber dieſer berechtigte Zweck nicht anders zu 
erreichen, als durch die Beſeitigung des „Deutſchen Kampfes“ 
überhaupt. Wenn ſich daher die Beklagten bei dieſer Sachlage 
an die Offentlichkeit mit der Aufforderung wendeten, den 
„Deutſchen Kampf“ in keiner Weiſe zu unterſtützen, ſo kann 
hierin ſelbſt dann kein Verſtoß gegen die guten Sitten nach 
8 826 BGB. gefunden werden, wenn die Aufforderung als 
Boykottierung des Klägers anzuſprechen fein ſollte. Anderenfalls 


würde in Frage kommen, ob die Beklagten im November 1909 


nach Lage der Sache der redlichen Überzeugung ſein durften, 
ſie könnten zur beſſeren Abwehr ſich mit der erwähnten Auf⸗ 
forderung an die Offentlichkeit wenden. Wenn auch das 
Bewußtſein, gegen die guten Sitten zu verſtoßen, nicht zum 
Tatbeſtande des § 826 gehört, ſo iſt doch, wie der Senat in 
einem Urteile vom 5. November 1914, Rep. VI 321/14, aus⸗ 
geführt hat, die innere Geſinnung des Handelnden nicht ohne 
Bedeutung, denn es kann regelmäßig von der ſittlichen Ver⸗ 
werflichkeit einer Handlung dann nicht die Rede ſein, wenn der 
Täter der Überzeugung iſt, daß er in der Verfolgung ſeines 
erlaubten Intereſſes ſo, wie geſchehen, handeln dürfe, vgl. auch 
RG. 71, 112.30) An dieſem Ergebnis wird dadurch nichts 
geändert, daß die Erklärung in bezug auf den Kläger ſcharfe 
Wendungen enthält, die nach Form und Inhalt ehrverletzend 
find. Ob ſie ein ſtrafrechtliches Verfahren gegen die Beklagten 
hätten begründen können, iſt hier nicht zu erörtern, jedenfalls 
vermögen ſie weder für ſich allein noch in Verbindung mit dem 
ſonſtigen Inhalt der Erklärung eine Schadenserſatzklage aus 
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8 826 BGB. zu ſtützen. Es mag ſein, daß die in der 

Erklärung enthaltene vernichtende Beurteilung des Klägers ihn, 

wie der Vorderrichter annimmt, nicht nur als Verleger des 

„Deutſchen Kampfes“, ſondern auch in ſeiner ſonſtigen Verlags⸗ 

tätigkeit ſowie in ſeinem Anſehen als Schriftſteller überhaupt 

ſchwer getroffen hat, das war aber eine notwendige Folge der 

berechtigten Abwehr der Beklagten, die ſich, wenn ſie nicht auf 

die Verfolgung ihrer gerechtfertigten Zwecke verzichten wollten, 

nicht vermeiden ließ und die ihre Handlungen noch nicht zu 

ſittenwidrigen macht. Auch hat der Beklagte dieſe Beurteilung 

durch die Haltung feiner Zeitſchrift herausgefordert und. ver 
ſchuldet. Daß ſich nicht jede einzelne Wendung rechtfertigen 
läßt, die die Beklagten gebraucht haben, erſcheint unerheblich. 

Rechtsirrig iſt es ferner, wenn das BG. den Tatbeſtand des 
§ 823 Abſ. 1 BGB. für gegeben anſieht, weil die Beklagten 
das durch die SS 27, 28 der Sächſiſchen Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſtete allgemeine Perſönlichkeitsrecht auf freie, individuelle, 
darunter auch gewerbliche Betätigung beeinträchtigt hätten. 
Nähere Feſtſtellungen, die gemäß § 562 ZRO. für das 
Reviſionsgericht maßgebend ſein könnten, hat das BG. über 
den Inhalt dieſes Perſönlichkeitsrechts nicht getroffen, es muß 
daher davon ausgegangen werden, daß die angeführten Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmungen nur das allgemeine Recht der Staats⸗ 
bürger ausſprechen, ſich nach Maßgabe der Geſetze gewerblich 
frei zu betätigen. Eine ſolche Befugnis kann aber nicht unter 
den Begriff der ſonſtigen Rechte im § 823 geſtellt werden, 

denn ein derartiges Recht muß wie das vorher genannte 
Eigentum ein wirkliches, andere ausſchließendes Recht ſein, die 
Berechtigung, ſich gewerblich frei zu betätigen oder, wie es in 
dem angezogenen § 28 heißt, ſeinen Beruf und ſein Gewerbe 
nach eigener Neigung zu wählen, läßt ſich nicht als ſonſtiges 

Recht nach § 823 betrachten. Daß ein eingerichteter und aus 
geübter Gewerbebetrieb zu den ſonſtigen Rechten zu zählen iſt, 
nimmt der Vorderrichter zutreffend an. Ein rechtswidriger 
Eingriff liegt aber hier noch nicht in jeder nachteiligen Ein⸗ 
wirkung auf den Ertrag des Geſchäfts, ſondern erſt in der 
widerrechtlichen Antaſtung des Gewerbebetriebs als ſolchen, in der 
unmittelbaren Hinderung und Hemmung von Betriebshandlungen, 
RG. 64, 553) 77, 219,22) wie fie z. B. in dem in RG. 76, 
35 ff.) entſchiedenen Falle durch aufgeſtellte Poſten ſtattgefunden 
hatte. Von einer ſolchen unmittelbaren Einwirkung auf das 
Verlagsgeſchäft des Klägers iſt vorliegend nicht die Rede. Die 
von den Beklagten erlaſſene Erklärung konnte und ſollte den 
Vertrieb des „Deutſchen Kampfes“ beeinträchtigen, ſie mag 
mittelbar zu einer Schädigung des Klägers geführt haben, eine 
unmittelbare Antaſtung ſeines Gewerbebetriebs enthielt ſie 
nicht [JW. 1911, 7127]. Daß aber die Schädigung des Ver⸗ 
mögens an und für ſich noch keinen Anſpruch aus 8 823 
Abſ. 1 BGB. gewährt, iſt unbedenklich, RGRKom., Anm. 1, 
9 zu 8 823 BGB. Der Revifion war daher ſtattzugeben und 
gemäß § 565 ZPO. zugleich in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 
H. u. Gen. c. P., U. v. 6. Mai 15, 8/15 VI. — Dresden. [S.] 
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4. 8 328 Abi. 2 BGB. Kommt durch die Aufnahme 
und Einweifung eines Mitgliedes der Ortskrankenkaſſe in das 
einem Dritten gehörige Krankenhaus ein Vertragsverhältnis 
zuſtande, durch das auch Vertragsrechte des betreffenden Mit⸗ 
gliedes gegen den Dritten begründet werden?] 

Der Kläger wurde im Jahre 1911 auf Veranlaſſung der 
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe, deren Mitglied er war, wegen 
einer Magen⸗ und Darmerkrankung in das der Beklagten 
gehörige und von ihr geleitete Krankenhaus zu B. aufgenommen. 
In das Zimmer, in dem er lag, wurde am 13. Oktober 1911 
auf Veranlaſſung des Dr. med. S. in B., der die Erlaubnis 
hatte, Patienten zur Vornahme von Operationen in der Anſtalt 
unterzubringen, der Knabe E. gebracht, der im Anſchluß an 
eine Scharlacherkrankung mit einem Ohrenleiden behaftet war. 
Dies führte zur Anſteckung des Klägers mit Scharlach. Dieſer 
macht die Beklagte für den ihm hieraus erwachſenen und noch 
erwachſenden Schaden haftbar. Er behauptet, E. ſei bei der 
Aufnahme in das Krankenhaus nicht unterſucht worden, die 
Scharlacherkrankung ſei daher den Anſtaltsärzten unbekannt 
geblieben; auch Dr. S., der durch den behandelnden Arzt über 
die Erkrankung unterrichtet geweſen ſei, habe den Anſtaltsärzten 
keine Mitteilung hierüber gemacht. Die Beklagte müſſe für 
dieſe Nachläſſigkeiten einſtehen. Das OLG. hat auf die Berufung 
des Klägers gegen das klagabweiſende Urteil des LG. den 
Klaganſpruch, ſoweit er auf Geldzahlung gerichtet iſt, dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und wegen des Betrags 
dieſes Anſpruchs die Sache an die Vorinſtanz zurückverwieſen. 
Der Feſtſtellungsklage hat es ſtattgegeben. Die Beklagte hat 
Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. Aus den Gründen: 
Das BG. führt aus, daß durch die Einweiſung und Aufnahme 
des Klägers in das Krankenhaus der Beklagten zwiſchen dieſer 
und der Ortskrankenkaſſe ein Vertragsverhältnis zuſtande 
gekommen ſei, durch das auch Vertragsrechte des Klägers gegen 
die Beklagte begründet worden ſeien. Die Verlegung des 
Knaben E. in dasſelbe Zimmer mit dem Kläger bedeute wegen 
der durch ſie herbeigeführten Anſteckungsgefahr eine Verletzung 
dieſer Vertragsrechte. Da die Unterbringung des Knaben in 
dem Zimmer auf einem unachtſamen Verhalten der Kranken⸗ 
ſchweſter C. oder des Aſſiſtenzarztes Dr. H. beruhe, alſo auf 
dem Verſchulden von Perſonen, die als Erfüllungsgehilfen der 
Bellagten im Sinne von § 278 BGB. anzuſehen ſeien, fo 
müfle die Beklagte dem Kläger für den durch die Anſteckung 
verurſachten Schaden aufkommen. Die Reviſion greift die An⸗ 
nahme eines unmittelbaren Vertragsverhältniſſes zwiſchen den 
Parteien als rechtsirrtümlich an. Die „Aufnahmebeſtimmungen“ 
der Beklagten gewähren allerdings keinen Anhalt hierfür, ent⸗ 
halten aber auch, wie das BG. zutreffend ausführt, keine damit 
unvereinbare Beſtimmung. Gemäß $ 328 Abi. 2 BGB. iſt 
daher zu prüfen, ob die Umſtände des Falles, insbeſondere der 
Zweck des Vertrags dafür ſprechen, daß durch dieſen eine un⸗ 
mittelbare Berechtigung des Klägers geſchaffen werden ſollte, 
und das iſt zu bejahen. Zwar gewährte die Ortskrankenkaſſe 
dem Kläger die Krankenhauspflege auf Grund des ihr nach 
§ 20 Abſ. 1 Nr. 1 verbunden mit § 7 KrankVerſG. zuſtehenden 
Wahlrechts an Stelle der ihr nach § 6 obliegenden Leiſtungen 
und ſonach zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Fürſorgepflicht. Auch 
iſt zuzugeben, daß nicht bei jedem Vertrag, der die Fürſorge 
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für einen Dritten bezweckt, den Vertragſchließenden ohne weitere? 
die Abſicht zu unterſtellen iſt, unmittelbare Rechte des Dritten 
gegen den Vertraggenoſſen des Verſprechenempfängers zu be⸗ 
gründen. Die Aufnahme einer ſolchen Auslegungsregel in das 
BGB. iſt von der Kommiſſion für die zweite Leſung des Geſetzes 
gerade aus der Erwägung heraus abgelehnt worden, daß der 
Fürſorgezweck nicht unter allen Umſtänden auf den Willen der 
Vertragſchließenden hinweiſe, dem Dritten Vertragsrechte zu 
verſchaffen [Protokolle, Guttentagſche Ausg. Bd. 1 S. 751 
unter 3 und S. 754/755]. Allein die Aufgabe der öffentlichen 
Krankenverſicherung iſt es, die Verſicherten vor den Gefahren 
einer dauernden Schädigung durch Krankheit und den damit 
verbundenen wirtſchaftlichen Nachteilen zu bewahren und ihre 
Heilung zu fördern. Da ſich die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung 
der Kaſſe gegenüber den Verſicherten in der Gewährung von 
Krankenhilfe erſchöpft und ſich auf deren Durchführung nicht 
miterſtreckt, ſo kann die Erfüllung dieſer Verpflichtung nicht 
als der eigentliche oder wenigſtens nicht als der alleinige Zweck 
gelten, der mit der Einweiſung und Aufnahme eines Kaſſen⸗ 
mitglieds in ein Krankenhaus verbunden wird. Vielmehr iſt 
als der einzige oder als zweiter gleichwertiger Zweck der Vertrag⸗ 
ſchließenden mit der Krankenhausverwaltung die Beſchaffung 
einer ſachgemäßen Krankenbehandlung für den Verficherten und 
folgeweiſe auch deſſen Sicherſtellung gegen falſche Maßnahmen 
des Krankenhausperſonals anzuſehen, welche die Geneſung 
hindern oder erſchweren. Dieſer alleinige oder weitere Zweck 
iſt nur dadurch zu erreichen, daß der Dritte durch den Vertrag 
zwiſchen der Kaſſe und dem Krankenhausunternehmer ein eigenes 
Recht auf ordnungsmäßige Krankenhausbehandlung erlangt. 
Zwiſchen der Kaſſe und den Verſicherten beſtehen lediglich 
öffentlich⸗rechtliche Beziehungen und wenn ſelbſt die entſprechende 
Anwendung des § 278 BGB. auch auf ſolche Rechtsverhältniſſe 
gerechtfertigt fein ſollte [RG. 74, 165]%°) fo entfällt doch die 
Haftung der Kaſſe für etwaige Fehlgriffe der in dem Kranken⸗ 
haus bei der Heilbehandlung und Pflege mitwirkenden Perſonen, 
weil die Verpflichtung der Kaſſe, wie ſchon erwähnt, nur in der 
Verſchaffung der Heilgelegenheit beſteht und das Heilverfahren 
nicht mitumfaßt. Der Krankenhausunternehmer würde ſich beim 
Mangel einer vertraglichen Beziehung zwiſchen ihm und dem 
Kaſſenmitglied im Falle einer Schädigung des Verſicherten durch 
ſchuldhaftes Verhalten des Krankenhausperſonals, wenn nicht 
ausnahmsweiſe feine Haftung aus §8 823 BGB. begründet 
wäre, durch Erbringung des in § 831 BGB. vorgeſehenen 
Entlaſtungsbeweiſes von der Verpflichtung zum Schadenserſatz 
befreien können. Die Inanſpruchnahme des Schuldigen ſelbſt 
wird in zahlreichen Fällen, zumal bei erheblicher und dauernder 
Benachteiligung, wegen der beſchränkten Mittel des Haftpflichtigen 
das geſchädigte Kaſſenmitglied nicht zum Ziele führen. Endlich 
kann auch die Krankenkaſſe ſelbſt auf Grund ihres Vertrags⸗ 
verhältniſſes zum Unternehmer des Krankenhauſes nicht die 
Vergütung des dem Verſicherten durch ſachwidrige Behandlung 
entſtandenen Schadens fordern und dieſem deshalb auch nicht 
durch Abtretung ihrer Rechte die eigene Verfolgung von Erſatz⸗ 
anſprüchen gegen den Unternehmer ermöglichen. Die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen nach der Rechtſprechung des RG. eine 


25) JW. 1910, 934; Neumann, Ripr. II § 278 Erk. a. 


uw 


85913 


f 
. 


7... ee 


14. 


N . 4 4 * 


1 DE eG 


44. Jahrgang. 
Vertragspartei gegen die andere im Falle der Vertragsverletzung 
den hierdurch verurſachten Schaden eines Dritten geltend machen 
kann [RG. 62, 334/335; 26) 75, 172,70 liegen nicht vor. Bei 
dieſer Sach⸗ und Rechtslage fordert der Zweck der Verträge 
zwiſchen den Krankenkaſſen und Krankenanſtalten geradezu 
gebieteriſch die Auslegung in dem Sinne, daß den unterzu⸗ 
bringenden Verſicherten ein Rechtsanſpruch auf die nach den 
Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft gebotene Behandlung 
zuſtehen ſoll. Ob ſich die Beteiligten bei der Eingehung des 
Vertrags dieſer Tragweite ihrer Vereinbarungen bewußt geworden 
find, iſt unerheblich. Dem Vertragszweck im Sinne von § 328 
Abſ. 2 BGB. iſt die Bedeutung eines objektiven Maßſtabs 
für die Ermittlung des Vertragsinhalts beizumeſſen, ſo daß 
alle Verabredungen als vom Vertragswillen umfaßt gelten 
müſſen, welche die Parteien getroffen haben würden, wenn fie 
ſich die aus dem Zwecke zu entnehmenden Verpflichtungen ver⸗ 
gegenwärtigt hätten. Die auslegungsweiſe Ergänzung des 
Parteiwillens mit Hilfe des Vertragszwecks iſt ebenſo unbedenklich 
wie die durch § 157 BGB. gebotene Feſtſtellung desjenigen 
Vertragsinhalts, über den ſich die Parteien nicht beſonders 
geeinigt haben, aber verſtändigt haben würden, wenn ſie ſich 
deſſen, was aus dem Grundſatze von Treu und Glauben folgt, 
bewußt geweſen wären. Der Vertragszweck kann zwar als 
Anhalt für die Beantwortung der Frage, ob einem Dritten 
durch den Abſchluß eines Vertrags ein Recht auf vertragliche 
Leiſtungen eingeräumt werden ſoll, nur benützt werden, wenn 
der Zweck für beide Vertragſchließende erkennbar war. Daran 
iſt jedoch bei Verträgen der in Frage ſtehenden Art im Hinblick 
auf den innigen Zuſammenhang des Zwecks mit der allgemein 
bekannten Aufgabe der öffentlichen Krankenverſicherung nicht zu 
zweifeln. Die Reviſion beruft ſich für ihre die unmittelbare 
Berechtigung der Verſicherten verneinende Anſicht auf die Gründe, 
welche der Entſcheidung des OLG. Braunſchweig, abgedruckt in 
OL GRſpr. 16, 26, beigefügt find. Dort wird auf das 
„Unterordnungsverhältnis“ hingewieſen, in dem die Verſicherten 
infolge der Krankenaufſicht [§ 6a Ab. 2, 8 26a Abſ. 1 Nr. 2 
Krank VerſG.] zu den Kaſſen ſtünden. Es wird ferner hervor⸗ 
gehoben, daß den Krankenkaſſen nach dem Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz das Recht zugeſtanden habe, in zweifelhaften Fällen über 
die Dauer der Krankenhausbehandlung, über etwaige beſondere 
Aufwendungen für den Kranken oder deſſen Überführung in 
eine andere Anſtalt zu entſcheiden. Mit dieſen Rechten der 
Kaſſen wird die Annahme von Vertragsrechten der in ein 
Krankenhaus eingewieſenen Verſicherten für unvereinbar erklärt. 
Es kann unerörtert bleiben, ob die hierbei zugrunde gelegte 
Auffaſſung über die Machtbefugniſſe, die den Krankenkaſſen, 
insbeſondere Ortskrankenkaſſen, unter der Herrſchaft des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes zuſtanden, allenthalben zutreffend iſt. Jeden⸗ 
falls ſcheitern die daraus abgeleiteten Bedenken ſchon an der 
vom BG. für durchſchlagend erachteten Erwägung, daß die 
Kaſſen ſich ihre Rechtszuſtändigkeiten in den bezeichneten 
Richtungen durch einen Vorbehalt wahren können, wonach es 
ihnen freiſteht, die Rechte der Verſicherten gegenüber dem 
Krankenhausunternehmer aufzuheben oder zu ändern [S 328 
0) JW. 1906, 191; Neumann, Ripr. I 8 249 Erk. c. 
7) JW. 1911, 331. 
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Abſ. 2 BGB.]. Ein folder Vorbehalt muß gegebenenfalls als 
vereinbart gelten. Der VI. ZS. des RG. hat allerdings einem 
Verſicherten, der auf Grund von § 18 InvVerſG. im Ge⸗ 
neſungsheim einer Landesverſicherungsanſtalt untergebracht war 
und dort durch das pflichtwidrige Verhalten eines Hausdieners 
zu Schaden kam, das Recht auf Schadenserſatz gegen die Anſtalt 
aberkannt [RG. 59, 1971.28) Sollte die gleiche Rechtsanſchauung 
Platz zu greifen haben, wenn das Mitglied einer Krankenkaſſe 
im eigenen Krankenhaus der Kaſſe untergebracht und dort 
durch falſche Maßnahmen des Heilperſonals geſchädigt wird, ſo 
würde ſich hieraus ein Widerſpruch mit der hier getroffenen 
Entſcheidung nicht ergeben. Die Verſchiedenheit in der Be⸗ 
urteilung würde ihre Erklärung darin finden, daß dort nur ein. 
dem öffentlichen Recht angehörendes Verhältnis zwiſchen dem 
Verſicherten und der Kaſſe beſteht, das vom Geſetz und der 
Satzung der Kaſſe beherrſcht wird, hier dagegen durch die Ein⸗ 
weiſung und Aufnahme des Kaſſenmitglieds in das fremde 
Krankenhaus ein bürgerlichrechtlicher Vertrag zuſtande kam. — 
Die Reviſion mußte deshalb zurückgewieſen werden. St. A. Pfarr⸗ 
gemeinde c. U., U. v. 4. Juni 15, 581/14 III. — Düſſel⸗ 
dorf. (B.] 

75. Übernimmt der Käufer eines Grundſtücks eine Hypothek, 
ſo gilt es nach der Verkehrsauffaſſung als Regel, daß dies in 
privativer Abſicht, nicht in kumulativer, geſchieht.] 

Eine Schuld kann in der Weiſe von einem Dritten über⸗ 
nommen werden, daß dieſer an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt. Wird eine ſolche Schuldübernahme durch 
Vertrag zwiſchen dem Dritten und dem Schuldner vereinbart, 
jo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags — $ 415 BGB. — 
von der Genehmigung des Gläubigers ab. Im vorliegenden 
Falle iſt, wie das BG. feſtſtellt, der Kläger bei Abſchluß des 
die Schuldübernahme enthaltenden Kaufvertrags vom 14. Sep⸗ 
tember 1903 zugegen geweſen, er hat den geſamten Inhalt 
des Vertrags gekannt und ſich mit ihm einverſtanden erklärt, 
mithin ihn genehmigt. Daß die Genehmigung ſogleich beim 
Vertragsabſchluſſe erfolgen konnte, unterliegt keinem Bedenken 
— RG. 60, 4152) —. Das BG. erachtet die perſönliche Haftung 
der Beklagten deshalb für nicht erloſchen, weil es den Nachweis 
vermißt, daß die Schuldübernahme als eine ſolche mit be⸗ 
freiender Wirkung gewollt, oder daß es der ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend erklärte Wille des Klägers geweſen ſei, die Be⸗ 
klagten aus der perſönlichen Haftung zu entlaſſen. — Allein 
eines ſolchen beſonderen Nachweiſes bedurfte es nicht. — Über⸗ 
nimmt der Käufer eines Grundſtückes eine Hypothek in An⸗ 
rechnung auf das Kaufgeld, ſo gilt entſprechend der Verkehrs⸗ 
auffaſſung als Regel, daß der Übernehmer nicht neben dem 
bisherigen Schuldner (kumulative Schuldübernahme), ſondern 
daß er an deſſen Stelle (private Schuldübernahme) haften foll. 
In dieſem Sinne hat ſich — RG. 56, 200; 20) 75, 339,91) JW. 
1911, 6443?) — das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen, und 
hieran iſt feſtzuhalten. Daß bei Übernahme der Hypothek durch 
die Eheleute W. der Vertragswille ein anderer geweſen iſt, 


28) Neumann, Rſpr. I § 278 Anm. 1. 

29) Neumann, Rſpr. IS 415 Anm. 1. 

) JW. 1909, 59; Neumann, Rſpr. 1 $ 416 Erk. b. 
31) JW. 1911, 442; Neumann, Rſpr. II § 416. 


32) Neumann, Rfpr. II § 415 Anm. 4, § 416 Anm. 2. 
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dafür bietet der feſtgeſtellte Sachverhalt und insbeſondere auch 
der Inhalt des Kaufvertrags keinen Anhalt. Unerheblich iſt 
auch, ob der Kläger, wie er behauptet, die Beklagten aus der 
perſönlichen Haftung nicht hat entlaſſen wollen. Die befreiende 
Wirkung der Schuldübernahme ergab ſich als geſetzliche Folge 
aus der Genehmigung des Vertrags. Daß der Kläger die 
Genehmigung nur unter Vorbehalt erteilt hat, wird von ihm 
ſelbſt nicht behauptet, und das Gegenteil ergibt ſich aus der 
getroffenen Feſtſtellung, wonach der Kläger ſich mit dem ge⸗ 
ſamten Inhalte des Vertrages und alſo mit dem Vertrage ſo, 
wie er abgeſchloſſen war, einverſtanden erklärt hat. Die Be⸗ 
klagten waren in dem Umfange, wie es das BG. annimmt, 
nicht beweispflichtig, ſie hatten nicht mehr darzutun, als die 
Schuldübernahme und deren Genehmigung durch den Kläger. 
M. c. H., U. v. 17. Mai 15, 79/15 V. — Frankfurt a. M. [S.) 
* 6. Die vergleichsweiſe Verpflichtung des Beleidigers zum 
öffentlichen Widerruf der Beleidigung iſt rechtlich zuläſſig und 
zivilprozeſſualiſch einklagbar.] 

Im Jahre 1912 hatte der Beklagte in ſeiner Gaſtwirtſchaft 
zu anderen Perſonen geäußert, der Kläger habe ſeine Mühle in 
Brand geſteckt. Kläger erhob deshalb Privatklage und der Be⸗ 
klagte wurde vom Schöffengericht wegen öffentlicher Beleidigung 
des Klägers zu 100 & Geldſtrafe ſowie zu der Nebenſtrafe 
aus $ 200 Abſ. 1 StGB. verurteilt. Er legte Berufung ein. 
Darauf kam vor der Berufungsſtrafkammer am 2. Auguſt 1913 
ein Vergleich zuſtande. Der Kläger nahm die Privatklage zurück, 
der Beklagte übernahm die Koſten, erklärte die behaupteten Be⸗ 
leidigungen zu Protokoll für unwahr und verpflichtete ſich, dieſe 
Erklärung in zwei Zeitungen und durch einwöchigen Aushang 
an der Gemeindetafel auf ſeine Koſten zu veröffentlichen. Da 
er dieſer Verpflichtung nicht nachkam, wurde Kläger mit dem 
Antrage klagbar, den Beklagten zur Vornahme der Veröffentlichung 
zu verurteilen. Das LG. erkannte nach dieſem Antrage, und die 
Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. . .. Die Bu: 
läſſigkeit des Rechtsweges wird von der Nevifion mit Unrecht 
in Zweifel gezogen. Der Vergleich, um deſfen Erfüllung es ſich 
handelt, betrifft die Genugtuung für eine Beleidigung, die der Be⸗ 
klagte dem Kläger zugefügt hatte, alſo für eine Verletzung der 
Ehre des Klägers. Das Rechtsgut der Ehre fällt aber keineswegs 
ausſchließlich in den Bereich des öffentlichen Rechts, berührt 
vielmehr gerade in erſter Linie die beſondere Rechtsſphäre des 
einzelnen. Der von den Parteien geſchloſſene Vergleich iſt dem⸗ 
nach als ein Geſchäft des bürgerlichen Rechts, als ein privat⸗ 
rechtlicher Vertrag anzuſehen. Der Umſtand, daß der Vergleich 
die Beendigung eines Strafverfahrens bezweckte und daß er vor 
einem Strafgerichte geſchloſſen wurde, kann an dieſem Ergebnis 
nichts ändern. Was die Sache ſelbſt anbelangt, ſo wird vom 
BerR. ausgeführt, die freiwillige Übernahme des öffentlichen 
Widerrufs der vom Beklagten begangenen Beleidigung verſtoße 
gegen kein Geſetz, insbeſondere nicht gegen § 11 EG StPO., 
denn dieſe Vorſchrift beziehe ſich nicht auf einen Widerruf, zu 
welchem ſich der Täter durch Vertrag verpflichtet habe. Die 
Reviſion rügt Verletzung des $ 6 EGStGB. und des 8 11 
EGSEPD. Sie meint, der öffentliche Widerruf einer Beleidi⸗ 
gung ſtelle eine Selbſtdemütigung dar, die überwiegend den 
Charakter einer den Beleidiger treffenden Strafe trage, und zwar 
einer Strafe, die als mit dem modernen Rechtsbewußtſein un⸗ 
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vereinbar aus der Reihe der geſetzlich zuläſſigen Strafen aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei. Demnach könne es auch nicht für zu⸗ 
läſſig erachtet werden, daß ſich jemand vergleichsweiſe, alſo durch 
Vertrag, zu einem öffentlichen Widerrufe verpflichte. Dieſer 
Auffaſſung iſt nicht beizutreten. Es iſt zwar richtig, daß die 
früher partikularrechtlich zuläſſig geweſenen Strafen des Wider⸗ 
rufe, der Abbitte und der Ehrenerklärung durch $ 6 EGStGg. 
als Strafen beſeitigt ſind, und es mag auch zugegeben werden, 
daß ſich die Geſetzgebung zu dieſem Schritte entſchloſſen hat, 
weil angenommen wurde, daß ſolche Strafen für den Ver⸗ 
urteilten demütigend und beſchämend ſowie mit dem modernen 
Rechtsbewußtſein nicht vereinbar ſeien. Daraus folgt aber noch 
nicht, daß ſich der Beleidiger auch durch Vertrag nicht rechts: 
wirkſam zu einer von jenen Kundgebungen verpflichten könne. 
Ein ſolcher Schluß würde vielmehr nur dann gerechtfertigt ſein, 
wenn angenommen werden müßte, daß der Geſetzgeber jene 
Kundgebungen überhaupt und ſchlechthin gemißbilligt habe. Allein 
die bloße Beſeitigung des öffentlichen Widerrufs und ähnlicher 
Erklärungen als Strafe beweiſt, auch wenn man die bereits er⸗ 
wähnten Motive mit in Betracht zieht, mehr nicht, als daß der 
Geſetzgeber jene Maßregeln als geeignete öffentliche Strafen 
nicht angeſehen hat. Auch aus 8 11 EG—Stp O. iſt zugunſten 
der Reviſion nichts herzuleiten. Wenn dort geſagt iſt, daß die 
Verfolgung von Beleidigungen nur nach den Vorſchriſten der 
StPO. ſtattfinde, fo iſt dabei erſichtlich nur an die ſtrafrecht⸗ 
liche Verfolgung des Täters, nicht an die Geltendmachung von 
zivilrechtlichen Anſprüchen gedacht. Der § 11ů a. a. O. bildet 
daher weder ein Hindernis für den Abſchluß von Verträgen 
über den Widerruf einer Beleidigung, noch ſteht er der Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs bezüglich der Anſprüche aus ſolchen 
Verträgen entgegen. Denkbar iſt, daß unter Umſtänden der 
8 138 BGB. in Frage kommen könnte. Allein im vorliegenden 


Falle liegt zweifellos ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht 


vor. Weder der Inhalt der vom Beklagten abzugebenden Er⸗ 
klärung noch die Art der Bekanntmachung und der damit ver⸗ 
folgte Zweck können in dieſer Beziehung Bedenken erregen. Die 
Reviſion beruft ſich auf das Urteil des VI. ZS., RG. 60, 12.) 
Damals handelte es ſich aber nur darum, ob der Beleidigte 
ſchon auf Grund des Geſetzes, insbeſondere nach § 249 903. 
einen Anſpruch auf Widerruf der Beleidigung hat. Uber die 
Frage, ob Verträge über den Widerruf rechtswirkſam und klagbar 
ſind, iſt nicht entſchieden und ſollte nicht entſchieden werden. 
Unbegründet iſt endlich die Rüge, die ſich auf 8 123 868. 
bezieht. Der BerR. hält nicht für erwieſen, daß die Andeutung, 
die der Kläger über den Fortgang des Strafverfahrens machte, 
dazu dienen ſollte, den Beklagten zum Abſchluſſe des Vergleichs 
zu beſtimmen. Damit entfiel aber eine weſentliche Voraus- 
ſetzung der Drohung im Sinne des §S 123. W. c S., U. v. 
18. Mai 15, 6/15 VII. — Breslau. [S.] 
＋ 7. Bereicherungsanſpruch. Nur der nach Abwägung der 
Vorteile und Nachteile gegeneinander ſich ergebende Aberſchuß 
ſtellt ſich als rechtloſe Bereicherung dar.] 
Die Mitglieder der offenen Handelsgeſellſchaft P. A, Mar 
und Hermann G., haben am 16. November 1912 mit dem 


Beklagten einen Vertrag geſchloſſen, worüber eine u 
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folgenden Inhalts aufgenommen wurde: „Wir... verkauften 
am 16. November 1912 an Herrn Simon W. einen Poſten 
Stoffe im Betrage von 1500 . Den Herren Gebr. G. 
ſteht das Recht zu, die Ware bis 1. März 1913 zurückzukaufen. 
Sollten bis dahin die Herren Gebr. G. von dieſem Recht keinen 
Gebrauch machen, gehört die Ware Herrn Ww. Ur⸗ 
kunden gleicher Art wurden errichtet am 18. November 1912 
über 2500 , Rückkaufstermin 1. März 1913, am 31. Dezember 
1912 über 868 &, Termin 1. April 1913, und am 7. Januar 
1913 über 594 , Termin 10. April 1913. Ende Februar 1913 
wurde über das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft das 
Konkursverfahren eröffnet. Im September 1913 erhob der 
Konkursverwalter Klage, weil die Verträge wegen Wuchers 
nichtig ſeien. Der Klagantrag ging dahin, den Beklagten zu 


verurteilen, die Kleiderſtoffe herauszugeben oder den Wert mit 


10 837,11 4 nebſt Zinſen zu zahlen. Das LG. wies die 
Klage ab. In der Berufungsinſtanz beantragte der Kläger, 
den Beklagten zur Zahlung von 10 837,11 4 nebſt Zinſen zu 
verurteilen. Das OLG. erklärte den Anſpruch auf Werterſatz 
dem Grunde nach für gerechtfertigt und verwies die Sache an 
das LG. zurück. Der Beklagte legte Reviſion ein, die zur 
Aufhebung des angefochtenen Urteils führte. Aus den 
Gründen: Das BG. hat ausgeführt: Der Beklagte habe die 
arge Geldverlegenheit und die Zwangslage der Handelsgeſell⸗ 
ſchaft gekannt. Er habe ihre Notlage ausgebeutet und ſich 
übermäßigen Gewinn für ſeine Leiſtungen verſprechen laſſen. 
Die ihm verſprochenen Vermögensvorteile ſtünden in auffälligem 
Mißverhältniſſe zu feiner Leiſtung. Der Tatbeſtand des § 138 
Abſ. 2 BGB. ſei gegeben. Der Kläger verlange nach § 812, 
§ 818 Abſ. 2 Erſatz des Wertes der Waren. Nach § 812 
ſei der Beklagte wegen ungerechtfertigter Bereicherung zur 
Herausgabe des auf Grund der Verträge Empfangenen ver⸗ 
pflichtet. Da er hierzu unſtreitig wegen Weiterveräußerung 
nicht in der Lage ſei, habe er nach § 818 Abſ. 2 den Wert 
der Sachen zu erſetzen. Die Anwendung des § 138 Abſ. 2 
auf den von dem BG. feſtgeſtellten Tatbeſtand unterliegt keinem 
Bedenken. Dagegen beſtehen in anderer Richtung Bedenken. 
Nach der Auffaſſung des BG. hätte das LG. den Wert der 
Kleiderſtoffe, die der Beklagte erhalten hat, zu ermitteln und 
den Beklagten zur Zahlung des Wertbetrags zu verurteilen 
ohne Rückſicht darauf, daß der Beklagte beim Empfang der 
Stoffe mehr als 4900 & der Handelsgeſellſchaft hingegeben 
haben ſoll. Zu einem ſolchen Ergebniſſe kann die Anwendung 
der Vorſchriften der SS 812 ff. nicht führen. Wie ſchon des 
öfteren von dem RG. ausgeſprochen worden iſt, ſind, wenn es 
ſich um die Ausgleichung einer ungerechtfertigten Bereicherung 
handelt, Vorteile und Nachteile gegeneinander abzuwägen; nur 
der fo ſich ergebende Überſchuß ſtellt ſich als rechtloſe Bereicherung 
dar; nach den Grundſätzen über Aufrechnung und Zurückbehaltung 
beurteilt ſich die Ausgleichung nicht; der Werterſtattungsanſpruch 
iſt in ſich beſchränkt [vgl. WarnErg Bd. 1911 Nr. 325].“) Auf 
Verkennung dieſer Rechtsſätze beruht die Entſcheidung des OLG. 
Das Urteil iſt deshalb aufzuheben. Eine Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt läßt ſich nicht treffen, da einerſeits nicht feſtſteht, 
welche Beträge der Beklagte an die Handelsgeſellſchaft gezahlt 
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hat, andererſeits nicht klargeſtellt iſt, wie es ſich mit dem von 
dem Kläger zunächſt erhobenen Anſpruch auf Herausgabe der 
Kleiderſtoffe [SS 985 ff. BGB.] verhält. Zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung iſt deshalb die Sache an das BG. 
zurückzuverweiſen. W. c. R., U. v. 10. Juni 15, 4/15 IV. — 
Frankfurt a. M. [B.] 1 
8. 8 812 BGB. Ein Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Schuldner auf Grund 
Vereinbarung mit ſeinem Gläubiger das dieſem Geſchuldete an 
einen Dritten leiſtet.] 

Der Ber. ſtellt auf Grund der vorgelegten Schriftſtücke uſw. 
folgenden Sachverhalt feſt: Der Kläger habe ſich gegenüber der 
Geſellſchaft Vereinigte Wietze⸗Steinförder Erdölwerke G. m. b. H. 
verpflichtet gehabt, mit Bezug auf ſeine Anſtellung eine Kaution 
von 5000 & zu ſtellen. Er habe dieſe Kaution durch Abtretung 
einer ihm zuſtehenden Hypothek von 5000 & ſtellen wollen. 
Den Beklagten habe er für ein Organ oder einen Vertreter 
oder einen Beauftragten der Geſellſchaft gehalten. Um die 
übernommene Verpflichtung zur Stellung einer Dienſtkaution 
zu erfüllen, habe er am 31. Januar 1912 die ſtreitige 
Hypothek an den Beklagten abgetreten. Der Beklagte habe 
mit der Niederdeutſchen Handelsgeſellſchaft m. b. H. zu W. den. 
Vertrag vom 15. Januar 1912 geſchloſſen gehabt. Dieſe 
Geſellſchaft habe ſich ihm gegenüber verpflichtet, zu bewirken, 
daß zur Sicherung ſeines Anſpruchs auf prompte Zahlung des 
Kaufpreiſes der Kläger ihm eine Hypothek von 5000 & abtrete. 
Er habe dann, als der Kläger ſich in H. eingeſtellt und 
ihm die ſtreitige Hypothek abgetreten habe, die Abtretung in 
dem Glauben angenommen, ſie geſchehe zur Erfüllung der von 
der Niederdeutſchen Handelsgeſellſchaft ihm gegenüber ein⸗ 
gegangenen Verpflichtung zur Sicherung ſeiner Kaufpreis⸗ 
forderung. Bei dieſer einzigen Gelegenheit, bei der in jener 
Zeit die Parteien perſönlich zuſammengekommen ſeien, ſei über 
den Grund der Abtretung nicht geſprochen worden. Jeder der 
beiden Parteien habe zur Zeit der Abtretung der Grund dieſer 
Abtretung klar und zweifelsfrei geſchienen. Tatſächlich hätten 
fie fih aber mißverſtanden. Der Grund des Rechtsgeſchäfts 
ſei für jede der beiden Parteien ein anderer geweſen. Der 
Kläger habe durch die Abtretung einen von ihm mit der Geſell⸗ 
ſchaft Wietze⸗Steinförder Erdölwerke G. m. b. H. geſchloſſenen 
Vertrag erfüllen wollen; der Beklagte habe gewollt, daß durch 
die Abtretung ein von ihm mit der Niederdeutſchen Handels⸗ 
geſellſchaft geſchloſſener Vertrag erfüllt werde. Auf Grund 
dieſes feſtgeſtellten Sachverhalts erachtet der Ber R. den Anſpruch 
des Klägers auf Rückübertragung der Hypothek wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung des Beklagten nach $ 812 BGB. für 
begründet. Der BerR. lehnt zwar die Auffaſſung des erſten 
Richters ab, daß deswegen, weil zwiſchen den Parteien das 
von ihnen beabſichtigte obligatoriſche Kauſalgeſchäft nicht zuſtande 
gekommen, der Bereicherungsanſpruch für den Kläger gegeben 
ſei; vielmehr erklärt er, nach ſeiner Überzeugung hätten die 
Parteien einen obligatoriſchen Vertrag nicht ſchließen wollen, 
da beide die Abtretung der Hypothek als Erfüllung eines bereits 
geſchloſſenen Vertrages gewollt hätten, wobei ſie beide allerdings 
verſchiedene Verträge als zu erfüllende Verträge im Sinne 
den L hätten. Dagegen nimmt der BerR. an, daß die aus 


em Vermögen des Klägers ohne ein Aquivalent in das Ver⸗ 
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mögen des Beklagten übergegangene Hypothek vom Beklagten 
auf Koſten des Klägers erlangt, und daß dies ohne rechtlichen 
Grund geſchehen ſei, weil die beiden obligatoriſchen Verträge, 
die nach ihrem Inhalt geeignet geweſen wären, einen rechtlichen 
Grund für die Hypothekübertragung abzugeben, nicht zwiſchen 
den Parteien geſchloſſen worden ſeien und jede der beiden 
Parteien bei der Hypothekabtretung ein anderes obligatoriſches 
Grundgeſchäft im Sinne gehabt habe. Danach faßt der BerR. 
die Sachlage dahin auf, daß der Kläger durch die Abtretung 
der Hypothek an den Beklagten eine ihm gegenüber der Geſell⸗ 
ſchaft Wietze⸗Steinförder Erdölwerke obliegende Verbindlichkeit 
gemäß der mit B., dem Geſchäftsführer der Geſellſchaft, 
getroffenen Vereinbarung durch Leiſtung des der Geſellſchaft 
geſchuldeten Gegenſtandes an den Beklagten habe erfüllen wollen 
und erfüllt habe. Der Kläger ſoll dabei den Beklagten für ein 
Organ oder einen Vertreter oder einen Beauftragten der Geſell⸗ 
ſchaft gehalten haben. Wäre dieſe Auffaſſung richtig, ſo würde 
der Kläger mit Unrecht den Beklagten auf Rückübertragung der 
Hypothek in Anſpruch nehmen. Wenn ein Schuldner auf Grund 
Vereinbarung mit ſeinem Gläubiger das dieſem Geſchuldete an 
einen Dritten leiſtet, ſo iſt ihm gegenüber die an den Dritten 
vorgenommene Leiſtung rechtlich als an den Gläubiger bewirkt 
anzuſehen. Denn ſein und des Gläubigers Wille iſt darauf 
gerichtet, ſeine Schuld in der Weiſe zu tilgen, daß er an den 
Dritten leiſtet und dieſer an Stelle und für Rechnung des 
Gläubigers die Leiſtung empfängt. Daher wird durch ſeine 
Leiſtung an den Dritten ſchuldrechtlich nur ſeine Rechtsſtellung 
zum Gläubiger als deſſen Schuldner betroffen. Aus welchem 
rechtlichen Grunde der Gläubiger an den Dritten geleiſtet wiſſen 
und dieſer an Stelle jenes die Leiſtung empfangen will, iſt für 
ihn ohne Bedeutung. Der Dritte kommt für ihn nur inſofern 
in Betracht, als er an Stelle des Gläubigers die Leiſtung in 
Empfang nehmen ſoll, und er hat lediglich ein Intereſſe daran, 
daß der Dritte die Leiſtung überhaupt annimmt. Geſchieht 
letzteres, ſo hat er das Geſchuldete wirkſam geleiſtet und iſt er 
ſtets von ſeiner Schuld gegenüber dem Gläubiger befreit. Ein 
für ihn erwachſendes Recht zur Rückforderung des Geleiſteten 
von dem Geſichtspunkt einer ungerechtfertigten Bereicherung 
könnte nur inſofern in Frage kommen, als die Schuld, zu deren 
Tilgung er die Leiſtung an den Dritten bewirkte, in Wirklichkeit 
nicht beſtanden hätte oder ſpäter hinfällig geworden wäre. 
Deswegen aber müßte er ſich an ſeinen Gläubiger halten. 
Denn dieſer gilt ihm gegenüber mit Bezug auf das Schuld—⸗ 
verhältnis, das den Grund zu der Leiſtung abgab, und, da er 
gemäß der getroffenen Vereinbarung die Leiſtung an den 
Dritten ſtatt an den Gläubiger bewirkte, rechtlich als Empfänger 
der Leiſtung. Zu dem Dritten, dem tatſächlichen Empfänger, 
ſteht er ſchuldrechtlich in keiner Rechtsbeziehung. Wenn der 
Dritte aus einem anderen Grunde als demjenigen, der für ihn 
zur Bewirkung der Leiſtung maßgebend iſt, dieſe annimmt, 
wenn insbeſondere, was hier nach der Auffaſſung des BerR. 
in Betracht kommt, der Dritte die Leiſtung in der Meinung 
annimmt, ſie geſchehe zur Erfüllung einer anderen Verbindlichkeit, 
fo gewährt dies für ſich allein ihm überhaupt nicht ein Rück⸗ 
forderungsrecht, jedenfalls nicht ein Rückforderungsrecht gegen 
den Dritten. Denn auch in dieſem Falle iſt die von ihm zum 
Zwecke der Tilgung ſeiner Schuld und gemäß der Vereinbarung 
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mit feinem Gläubiger an den Dritten vorgenommene Leiftung 
zufolge ihrer Annahme durch den Dritten als an den Gläubiger 
bewirkt anzuſehen, und er iſt von ſeiner Schuld befreit, hat 
alſo das erreicht, was er durch die Leiſtung an den Dritten 
erreichen wollte. Dies hat noch ganz beſonders dann zu gelten, 
wenn er ſelbſt, wie es der BerR. hier vom Kläger annimmt, 
den Dritten für den Vertreter oder den Beauftragten des 
Gläubigers gehalten hat. Danach iſt es rechtsirrtümlich, wenn 
der Ber R. von dem Geſichtspunkt aus, daß der Kläger durch 
die Abtretung der ſtreitigen Hypothek an den Beklagten eine 
ihm gegenüber der vorgenannten Geſellſchaft obliegende Ver⸗ 
bindlichkeit gemäß der mit dem Geſchäftsführer der Geſellſchaft 
getroffenen Vereinbarung zu erfüllen beabſichtigte, der Beklagte 
aber die Abtretung in der Meinung annahm, es ſolle dadurch 
eine der Niederdeutſchen Handelsgeſellſchaft in W. ihm 
gegenüber obliegende Verbindlichkeit erfüllt werden, einen An⸗ 
ſpruch des Klägers gegen den Beklagten aus ungerechtfertigter 
Bereicherung auf Rückübertragung der Hypothek für gegeben 
erachtet. Nur ein Anſpruch auf ſachenrechtlichem Gebiet könnte 
bei ſolcher Sachlage in Frage kommen. Wenn nämlich die 
Übertragung der Hypothek, alſo die bewirkte Leiſtung, felbit 
unwirkſam wäre, würde dem Kläger gegen den Beklagten der 
dingliche Anſpruch auf Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs gemäß § 894 BGB. zuſtehen, weil dann die 
Hypothek rechtlich nicht auf den Beklagten übergegangen und 
der wahre Gläubiger der Hypothek der Kläger wäre. Eine 
ſolche Unwirkſamkeit des dinglichen Ubertragungsgeſchäfts iſt 
aber vom BerR. nicht angenommen und auch vom Kläger nicht 
geltend gemacht worden. Ein Rechtsgrund für dieſe Unwirkſamkeit 
iſt auch aus dem Parteivortrage und dem vom BerR. feſtgeſtellten 
Sachverhalt nicht erſichtlich. Vielmehr iſt danach anzunehmen, 
daß beide Parteien darüber einig geweſen ſind, daß die Hypothek 
dem Beklagten übereignet werden ſollte. de C. e. B., U. v. 
29. Mai 15, 60/15 V. — Hamburg. [S.] 

+9. $ 847 BGB. Der Satz, daß bei Bemeſſung des 
Schmerzensgeldes die günſtigen pekuniären Verhältniſſe des 
Schuldners zugunſten des Gläubigers zu berückſichtigen find, 
gilt nicht, wenn der Fiskus Schuldner iſt.] 

Das Bu. enthält den Satz, daß der vom Kläger an 
Schmerzensgeld geforderte Betrag nicht den zu berückſichtigenden 
Verhältniſſen entſpreche, bei denen jedenfalls die Vermögenslage 
des Schuldners überhaupt nicht in Betracht zu ziehen I. 
Dieſer Satz wird von der Reviſion des Klägers als rechts⸗ 
irrtümlich beanſtandet. Es iſt nicht klar zu erſehen, ob das 96. 
den allgemeinen Satz hat ausſprechen wollen, daß bei der de 
meſſung eines Schmerzensgeldes die Vermögensverhältniſſe des 
Erſatzpflichtigen ſchlechthin nicht zu berückſichtigen ſeien; em 
ſolcher Satz würde allerdings als rechtsirrtümlich betrachtet 
werden müſſen RG. 63, 104; 88) IW. 1911, 279°] Wem 
das BG. dagegen hat ausſprechen wollen, daß die Vermögen‘: 
verhältniſſe des gegenwärtigen Beklagten, des Fiskus, bei der 
Bemeſſung des Schmerzensgeldes für den Kläger keine Noll 
zu ſpielen haben, ſo iſt in dieſer Beſchränkung ſein Ausſpruch 
zutreffend. Das Vermögen des Fiskus dient den öffentlichen 


*) JW. 1906, 336; Neumann, Rfpr. I $ 847 Anm. 6. 
3) Neumann, Kſpr. II § 847 Anm. 2. 
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Zwecken des Staates, es begründet keine Vermögenslage im 
privatwirtſchaftlichen Sinne und kann nicht zu dem Vermögen 
des Erſatzberechtigten in ein Verhältnis gebracht werden. 
G. c. Pr. E., U. v. 31. Mai 15, 54/15 VI. — Breslau. [S.)] 
Wechſelrecht. 

+10. Nach dem der Hingabe eines Gefälligkeitsakzepts 
zu grunde liegenden Vertrage iſt der Wechſelnehmer regelmäßig 
verpflichtet, für deſſen rechtzeitige Einlöfung zu ſorgen. Schadens⸗ 
erſatzklage wegen Nichteinlöſung des Gefälligkeitsakzepts.] 

Der Kläger ſtand ſeit dem Jahre 1902 mit der Beklagten 
derart in laufender Geſchäftsverbindung, daß er dieſer Ge⸗ 
fälligkeitsakzepte gab und die Beklagte feine Geſchäftswechſel 
diskontierte. Im Jahre 1908 geriet die Beklagte in Zahlungs⸗ 
ſchwierigkeiten und ſuchte bei ihren Gläubigern einen Zahlungs⸗ 
auffhub nach, für den ſich auch der Kläger verwendete. Die 
Verhandlungen zerſchlugen ſich aber, da nicht alle Gläubiger 
dem Vorſchlage der Beklagten beitraten. Inzwiſchen hatte die 
Beklagte eine Anzahl Gefälligkeitsakzepte des Klägers an die 
Wechſlerbank in B. weiterbegeben, die dieſe gegen den Kläger 
einklagte. Da der Kläger die Wechſelforderungen der Bank 
nicht befriedigte und die wegen der ausgeklagten Wechſelbeträge 
bei ihm vorgenommene Zwangsvollſtreckung fruchtlos ausfiel, 
ſo wurde auf Antrag der Wechſlerbank über das Vermögen 
des Klägers am 1. Juli 1908 das Konkursverfahren eröffnet. 
Im Laufe des Verfahrens wurden mehrere dem Kläger ge⸗ 
hörende Grundſtücke zur Zwangsverſteigerung gebracht. Der 
Kläger hat Schadenserſatzklage erhoben und beantragt, die Be⸗ 
klagte zur Zahlung von 32420 & nebft näher angegebenen 
Zinſen zu verurteilen. Er hat behauptet, die Konkurseröffnung 
und infolgedeſſen auch der Verluſt ſeiner Grundſtücke, die weit 
unter ihrem Werte verkauft worden ſeien, ſei auf das vertrags⸗ 
widrige Weiterbegeben der von ihm ausgeſtellten Gefälligkeits⸗ 
akzepte durch die Beklagte zurückzuführen, da er feinen eigenen 
Verbindlichkeiten ſehr wohl hätte nachkommen können und mit 
Rückſicht auf dieſe die bezeichneten Maßnahmen nicht hätte zu 
befürchten brauchen. Dem Antrage der Beklagten entſprechend 
hat das LG. die Klage abgewieſen. Die Berufung des Klägers 
ift zurückgewieſen worden. Gegen dieſes Urteil hat der Kläger 
mit Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Bei dem 
Mangel gegenteiliger Feſtſtellung iſt davon auszugehen, daß die 
Nichteinlöſung der Gefälligkeitsakzepte des Klägers ſeitens der 
Beklagten den Konkurs ſowie die Zwangsverſteigerung der 
Grundſtücke des Klägers und damit deſſen Schädigung zur 
Folge gehabt hat. Nach dem der Hingabe eines Gefälligkeits⸗ 
akzepts zugrunde liegenden Vertrage iſt der Wechſelnehmer regel: 
mäßig verpflichtet, für deſſen rechtzeitige Einlöſung zu ſorgen, 
den Akzeptanten von ſeiner Verpflichtung zu befreien und zu 
verhüten, daß dieſer aus dem Wechſel in Anſpruch genommen 
wird [vgl. RO HG. 19, 251 ff.]. Richtig iſt zwar, daß der 
Kläger dem Wechſelinhaber aus den Akzepten haftete und 
ſelber für rechtzeitige Deckung ſorgen mußte. Im Rechts⸗ 
verhältniſſe der Parteien aber beſtand eine ſolche Verpflichtung 
nicht. Kläger durfte ſich vielmehr darauf verlaſſen, daß die 
Beklagte für die Einlöſung der Wechſel rechtzeitig ſorgen würde. 
Dieſer Grundſatz iſt vom BG. verkannt. Rechtsirrig iſt auch 
ſeine Auffaſſung, daß der Bürge nicht den Hauptſchuldner auf 
Grund der bloßen Inanſpruchnahme aus der Bürgſchaft für 
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den ihm hierdurch entſtandenen Schaden verantwortlich machen 
könne. Der § 774 BGB. gibt dem Bürgen nach Befriedigung 
des Gläubigers einen Regreßanſpruch; im übrigen regelt es die 
rechtlichen Beziehungen zwiſchen Bürgen und Hauptſchuldner 
nicht. Dieſe beſtimmen ſich vielmehr nach dem zwiſchen ihnen 
beſtehenden Vertragsverhältniſſe. Dies war in 8 676 Abſ. 2 
des Entwurfs ausdrücklich ausgeſprochen und findet grund⸗ 
ſätzlich auch auf den vorliegenden Fall Anwendung [vgl. 
Mot. 2 S. 674 und 675]. Unſtreitig hat die Beklagte die 
Wechſel nicht eingelöſt und Kläger iſt daraus in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden. Die Erfüllung der Verpflichtung der Be⸗ 
klagten in vertragsmäßiger Weiſe iſt damit unmöglich geworden. 
Die Beklagte haftet daher nach $ 280 BGB. dem Kläger für 
den durch die Nichterfüllung entſtandenen Schaden, ſoweit die 
Leiſtung infolge eines von ihr zu vertretenden Umſtandes un⸗ 
möglich geworden iſt [gl. RG. 65, 137 ff.].s?ꝰ) Nach § 279 
BGB., der nicht bloß bei Zahlung von Geldſchulden, ſondern 
auch anwendbar iſt, wenn es ſich um Aufwendungen von Geld⸗ 
mitteln zu einem beſtimmten Zwecke handelt [vgl. Staudinger 
8 279 Anm. 2; Planck § 279 Anm. 2], hat der Schuldner fein 
Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihm 
ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Hiervon abgeſehen, trifft 


auch, was vom BG. wiederum verkannt iſt, die Beweislaſt, ob 


die Unmöglichkeit der Leiſtung die Folge eines von dem 
Schuldner zu vertretenden Umſtandes iſt, nach §8 282 BGB. 
den Schuldner. Die Beklagte ſelbſt hat ihr Verſchulden nicht 


in Abrede geſtellt, ſondern bloß den Kauſalzuſammenhang 


zwiſchen der Nichteinlöſung der Wechſel und dem Konkurſe aus 
dem Grunde beſtritten, weil dieſer wegen anderweiter Schulden 
des Klägers verurſacht ſei und Kläger durch Hypotheken⸗ 
beſtellungen auf den Grundſtücken die Konkurseröffnung ver⸗ 
ſchuldet habe. Dieſe Gründe berühren aber nicht die Frage, 
ob die Beklagte die Nichteinlöſung der Wechſel zu vertreten 
habe, ſondern die davon verſchiedene Frage des Kauſalzuſammen⸗ 
hanges zwiſchen der Nichteinlöſung der Wechſel und der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens. Das BU. iſt daher inſoweit, als der 
Schadenserſatzanſpruch des Klägers wegen mangelnden Nach⸗ 
weiſes eines der Beklagten zur Laſt fallenden Verſchuldens 
bezüglich der Nichteinlöſung der Wechſel abgewieſen iſt, in 
mehrfacher Hinſicht von Rechtsirrtum beeinflußt und daher 
aufzuheben. G. c. W. & Co., U. v. 1. Juni 15, 118/15 II. — 
Breslau. [B.] ü 

Börſengeſetz. | 
++ 14. Die im § 54 Abſ. 2 BörſG. vorgeſchriebene Sicherheit 
kann auch dadurch beſtellt werden, daß dem Bankier ein Gut⸗ 
haben des Kunden zur Sicherheit übereignet wird, welches 
zur Zeit der Beſtellung vorhanden iſt; die Beſtellung des 
jeweiligen Guthabens iſt unzuläſſig.] 

Mit der beklagten Geſellſchaft m. b. H., deren ſämtliche 
Gefchäftsanteile der Kaufmann K. La. beſitzt, ſtand 1912 der 
Kläger in laufender Rechnung. Daß ihm aus dieſer Geſchäfts⸗ 
verbindung eine Forderung von 5291,35 & erwachſen war, iſt 
außer Streit. Die Forderung würde ſich um 1058,85 & er: 
höhen, wenn der Beklagten nicht das Recht zuſtehen ſollte, 
aus ſeinem Guthaben in dieſer Höhe Befriedigung zu ſuchen 


7) JW. 1907, 176; Neumann, Ripr. 1 8 776 Erk. a. 
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wegen eines Anſpruchs aus einer Reihe mit dem börſentermins⸗ 
unfähigen Kläger abgeſchloſſener Börſentermingeſchäfte. Nach 
Behauptung der Beklagten hatte der Kläger eine ſchriftliche 
Erklärung des Inhalts ausgeſtellt, daß er der Beklagten ſein 
„jeweiliges Barguthaben“ [oder: fein „jeweiliges Guthaben“ 
und eine beſtimmte — von der Beklagten alsbald veräußerte — 
Aktie als Sicherheit für die von ihm abgeſchloſſenen Börſen⸗ 
termingeſchäfte beſtelle, und daß Guthaben und Aktie zur 
Deckung von Verluſten aus ſolchen Geſchäften dienen ſollten. 
Die Forderung des Klägers würde ſich um weitere 1931,93 &, 
zulſo insgeſamt auf 8282,13 & erhöhen, wenn gegen einen 
Anſpruch der Beklagten zu dieſem Betrage aus angeblichen 
Kaſſegeſchäften der vom Kläger geltend gemachte Spieleinwand 
durchgreift. Der Kläger erhob auf Zahlung von 8282,13 4 
nebſt Zinſen Klage, der die Beklagte eine ihr angeblich von 
K. La. abgetretene Schadenserſatzforderung aus unerlaubter 
Handlung in Höhe von mehr als 13 000 & aufrechnend ent⸗ 
gegenſetzte. Dieſe Forderung begründete ſie damit, daß der 
Kläger unter falſchem Namen mit K. La. durch deſſen Börſen⸗ 
agenten L. und in betrügeriſchem Zuſammenwirken mit dieſem 
Börſentermingeſchäfte abgeſchloſſen habe, die La. mit einem 
Verluſt in der angegebenen Höhe habe glattſtellen müſſen. Das 
LG. verurteilte klaggemäß, das KG. wies die Berufung zurück. 
Aus den Gründen: Dem Anſpruche der Beklagten aus den 
zwiſchen den Streitteilen abgeſchloſſenen Börſentermingeſchäften 
über Wertpapiere kann der Kläger, der zur Zeit dieſes Geſchäfts⸗ 
verkehrs nicht zu den Perſonen gehörte, die nach 8 53 BörſG. 
vom 8. Mai 1908 Börſentermingeſchäfte abſchließen können, 
die Unwirkſamkeit jener Geſchäfte [§§ 52 ff. Börf®.] und den 
Spiele und Differenzeinwand [88 762, 764 BGB.] entgegen⸗ 
halten. Doch iſt die Beklagte nach der Beſtimmung des 
8 54 Börf®. befugt, wenn eine den Vorſchriften des Ge⸗ 
fees entſprechende Sicherheit beſtellt iſt, wegen ihrer Anſprüche 
aus den Termingeſchäften Befriedigung aus der Sicherheit zu 
ſuchen. Die Sicherheitsleiſtung hat nach § 54 Abſ. 2 dieſe 
Wirkung nur, wenn ſie aus Geld oder aus Wertpapieren be⸗ 
ſteht, die einen Kurswert haben, und wenn der Beſteller dem 
anderen Teile ſchriftlich und ausdrücklich erklärt, daß die 
Sicherheit zur Deckung von Verluſten aus Börſentermingeſchäften 
dienen ſoll. Es fragt ſich, ob die vom Kläger angeblich erklärte 
Beſtellung ſeines „jeweiligen Barguthabens“ oder „jeweiligen 
Guthabens“ und der alsbald veräußerten und dem Erlöſe nach 
gutgeſchriebenen Aktie als Sicherheit dieſen Anforderungen ent— 
ſpricht. Der geſetzgeberiſche Gedanke der Vorſchriften über 
Gegenſtand und Form der Sicherheitsbeſtellung iſt der, daß der 
börſenterminsunfähige Kunde klar erkennen ſoll, welchen Einſatz 
er wagt, einen wie hohen Betrag er im ungünftigiten Falle 
verlieren kann. Deshalb ſchreibt das Geſetz vor, daß die 
Sicherheit in Geld oder kurshabenden Wertpapieren, alſo in 
Sachen beſtellt werden muß, deren Wert unmittelbar feſtſteht 
oder jederzeit ohne weiteres ermittelt werden kann, dem Kunden 
alſo ſtets mit vollſter Sicherheit bekannt iſt. Schon in der 
Begründung zum Entwurfe eines Geſetzes betr. die Anderung 
Abſchnitts IV des BörſG. vom 19. Februar 1904 [Sten B. über 
die Vhdl. des RT. 11. LP. I. Seſſ., 1060 Aktenſtück Nr. 244] 
war betont worden, daß bei dem Erfordernis der Sicherheits⸗ 
leiſtung jedenfalls im Intereſſe des Schuldners das Haupt⸗ 
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gewicht darauf zu legen ſei, daß das Maß ſeines Einſatzes von 
vornherein klar erkennbar und feſt begrenzt ſei. In jenem 
Entwurfe [$ 68 b] war die Beſchränkung des Gegenſtandes der 
Sicherheitsbeſtellung auf Geld und kurshabende Wertpapiere 
noch nicht vorgeſehen und nur ausgeſprochen, daß, wenn die 
Sicherheit in Wertpapieren beſtehe, dieſe nach Gattung und 
nach Zahl oder Nennwert in der ſchriftlichen Erklärung be⸗ 
zeichnet ſein müßten. Die Begründung hebt hervor, daß nach 
der Vorſchrift des Entwurfs der Schuldner überdies noch jeder⸗ 
zeit in der Lage ſei, zu erklären, daß die Sicherheit oder ein 
beſtimmter Teil von ihr für neu abzuſchließende Geſchäfte nicht 
mehr haften ſolle. Der § 68c des Entwurfes vom 28. No: 
vember 1906 läßt die Befriedigung aus der Sicherheit zu, 
wenn „die Sicherheit in barem Gelde, Banknoten oder in 
ſolchen Wertpapieren beſtellt worden iſt, bei denen ein Börſen⸗ 
oder Marktpreis amtlich feſtgeſtellt wird“ und die Begründung 
[Sten B. 11. LP. II. Seſſ. S. 5360 Aktenſtück Nr. 587] bemerkt 
dazu, der Bankier ſolle nicht in der Lage ſein, ſich zur Deckung 
ſeiner Forderung aus den Börſentermingeſchäften an alle Werte 
zu halten, die er aus irgendwelchem Anlaſſe für den Kunden 
in Gewahrſam habe, ſondern die als Sicherheit beſtellten Werte 
müßten die geſetzlich als ſolche zugelaſſenen und ferner aus 
dem Vermögen des Kunden ausgeſondert und unter genauer 
Bezeichnung für die etwaigen Verluſte aus Börſentermin⸗ 
geſchäften durch eine ſchriftliche Willenserklärung beſonders 
haftbar gemacht ſein. Dem jetzt geltenden Geſetze liegt der 
Entwurf vom 22. November 1907 zugrunde. Deſſen $ 55 
wollte neben den im Entwurfe von 1906 bezeichneten Gegen⸗ 
ſtänden zur Sicherheitsbeſtellung auch Waren derſelben Art wie 
die den Gegenſtand des Geſchäftes bildenden zulaſſen, ſeine 
Beſtimmung war nicht wie die des geltenden Geſetzes auf 
Börſentermingeſchäfte in Wertpapieren beſchränkt. Die Be⸗ 
gründung [Aktenſtück 483] führt aus, eine Beſchränkung der 
Haftung aus Börſentermingeſchäften auf beſtellte Sicherheiten 
werde für den ſoliden Handel nicht unerträglich ſein. Sie hebt 
die Unmöglichkeit, eine Verpflichtung zu nachträglicher Ergänzung 
der Sicherheit zu begründen, hervor und weiſt darauf hin, daß, 
wenn die Möglichkeit eines Verluſts auf beſtellte Sicherheiten 
beſchränkt bleibe, nur die Beſtellung realer Sicherheiten zu⸗ 
gelaſſen werde und eine zweckmäßige Beſchränkung der Gegen⸗ 
ſtände vorgeſehen werde, die als Sicherheit dienen könnten, 
wenn ſchließlich die Wirkſamkeit der Sicherheitsbeſtellung von 
der Wahrung ſtrenger Formen abhängig gemacht werde, die 
auch dem Leichtſinnigſten die drohende Gefahr klar machen 
müßten, fo erſcheine gleichzeitig „der Geſichtspunkt des Schutzes 
des Publikums ſoweit wie irgend tunlich gewahrt“ [S. 14] 
Der Kaufmann werde darauf zu achten haben, daß er von 
vornherein die Geſchäftsverbindung in den durch die beſtellte 
Sicherheit gezogenen Grenzen halte [S. 29]. Die Reichstags⸗ 
kommiſſion [Aktenſtück 847] beſchränkte die Geltung der Vor⸗ 
ſchrift [$ 55 des Entwurfs, § 52 der Kommiſſionsbeſchlüſe! 
auf Termingeſchäfte über Wertpapiere und den Kreis der zur 
Sicherheitsbeſtellung zuzulaſſenden Gegenſtände ſo, wie jetzt das 
Geſetz ergibt. Auch in den Kommiſſionsverhandlungen [S. 63] 
wurde der Zweck der Beſtimmung, Klarheit zu ſchaffen und 
einen Schutz für den Börſenterminsunfähigen, beſonders be⸗ 
leuchtet. Ein Regierungsvertreter erklärte, wenn der 
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nur ſolche Wertpapiere für die Sicherheitsbeſtellung zulaſſe, für 
die ein Börſen⸗ oder Marktpreis amtlich feſtgeſtellt werde, ſo 
verfolge er damit auch den Zweck, daß der Wert der geleiſteten 
Sicherheit ſtets feſtſtehen ſolle. Der Entwurf geſtatte den nicht 
zu den termingeſchäftsfähigen Kreiſen gehörenden Perſonen, ſich 
„in den Grenzen einer beſtellten Sicherheit“ durch Börſentermin⸗ 
geſchäfte zu verpflichten. Die Geſetzgebungsarbeiten in ihrer 
fortſchreitenden Entwicklung laſſen danach erſehen, daß beſtändig 
von den bei der Geſetzgebung Beteiligten darauf hingewirkt iſt, 
eine Vorſchrift zu ſchaffen, die eine klare Erkennbarkeit des 
Umfangs der Haftungsmöglichkeit und die unbedingte Be⸗ 
ſchränkung der Haftung auf die ihrem Werte nach unzweifel⸗ 
haft feſtſtehende Sicherheit forderte. Nur eine Sicherheit, die 
dieſen Anforderungen genügt, entſpricht dem Geſetze. Sie ſoll 
aus Geld oder aus Wertpapieren beſtehen, die einen Kurswert 
haben. Mit dieſen Mitteln ſoll die Sicherheit beſtellt werden, 
das Geſetz fordert nicht ihre Verpfändung. Zwar wird im 
Berichte der Reichstagskommiſſion [Druckſ. 847 S. 63] eine 


Regierungsäußerung dahin wiedergegeben, daß unter „Geld“ 


nicht nur Währungsgeld, ſondern auch „uſuelles Geld“, d. h. 
alles zu verſtehen ſei, was der Verkehr als Zahlungsmittel 
gelten laſſe, alſo auch ausländiſche Münzen, Reichskaſſen⸗ 
ſcheine uſw. Daraus mag zu folgern fein, daß die Regierung 
zunächſt an eine Verpfändung [beſtimmter Stücke] gedacht hat. 
In derſelben Richtung würde verwertet werden können, daß bei 
der zweiten Beratung in der Vollverſammlung am 7. April 
1908 der Abgeordnete Dove [S. 4772 C] offenbar an eine 
Verpfändung des Geldes dachte, wenn er erwähnte, bei Be⸗ 
ſtellung der Sicherheit mit Geld trage das Geld keine Zinſen. 
Anderſeits läßt eine Regierungsäußerung bei den Kommiſſions⸗ 
beratungen von 1905 erkennen [Kommiſſionsbericht von 1905 
S. 32], daß man damals von der Verzinslichkeit der aus 
barem Gelde beſtehenden Sicherheit ausging. Allein, wie es 
ſich damit auch verhalten mag, jedenfalls läßt ſich aus dem 
Geſetze nicht entnehmen, daß die Verpfändung die einzige zu⸗ 
läſſige Art der Sicherheitsbeſtellung hat ſein ſollen. Die Sicher⸗ 
heitsbeſtellung nach § 54, auf die die SS 232 ff. BGB. keine 
Anwendung finden, kann auch in der Weiſe geſchehen, daß das 
Geld oder die Wertpapiere dem anderen Teile zur Sicherheit 
übereignet werden — § 223 Abſ. 2 BGB. Geld und Wert⸗ 
papiere können im Wege des Darlehns oder der unregelmäßigen 
Hinterlegung [S 700 BGB.] hingegeben werden, ſei es, daß 
die Hingabe erfolgt zu Beginn der Geſchäftsverbindung bei 
Beſtellung der Sicherheit, ſe es, daß es ſich um bereits im 
Beſitze des anderen Teils befindliche Gelder und Wertpapiere 


des die Sicherheit Beſtellenden handelt. — Vgl. die Kom⸗ 


mentare zum BörſG.: Apt, 5. Aufl. S. 178 Anm. 4; Nußbaum, 
S. 267 Anm. Ie; Bernftein, S. 234 f. Anm. B II 3e; Hempten⸗ 
macher [Meyer] 3. Aufl. S. 142 Anm. 7; auch Neukamp im 
Verbandskommentar S. 237, 241 Anm. 13, 260 Anm. 5 S. 235 f.]; 
ebenſo die 9. Auflage des Kommentars von Staub⸗Könige zum 
Handelsgeſetzbuche, Exkurs zu $ 376 Anm. 37. — Der Kunde 
kann alſo die Sicherheit dadurch beſtellen, daß er dem Bankier, 
der für ihn Geld verwahrt, bei dem er Gelder ſtehen hat, 
dieſes Geld in der angegebenen Weiſe zur Sicherheit über⸗ 
eignet. Es würde eine leere Förmlichkeit ſein, wollte man 
verlangen, daß der Bankier zunächſt dem Kunden den Betrag, 
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den dieſer zu fordern hat, in barem Gelde herauszahle und 
der Kunde dann die empfangenen Stücke zur Sicherheitsleiſtung 
zurückübertrage. Dem Verkehrsbedürfnis muß inſofern entgegen⸗ 
gekommen werden, als anzuerkennen iſt, daß es dieſes Hin⸗ 
und Herzahlens der Geldſtücke nicht bedarf. Der Kunde beſtellt 
die Sicherheit durch Übereignung des Geldes, deſſen Auszahlung 
er auf Grund ſeiner Forderung an den Bankier verlangen 
könnte. In dieſem Sinne kann Sicherheit beſtellt werden mit 
dem Guthaben des die Sicherheit Beſtellenden bei dem anderen 
Teile. Dieſes Entgegenkommen gegenüber den Anforderungen 
des Verkehrs muß aber ſeine Grenze finden in der unbedingt 
gebotenen Beachtung des Geſetzeszweckes, der geſetzlich geforderten 
Klarheit über das Maß der Haftung und der geſetzlich geſchützten 
Haftungsbeſchränkung. Dem geſetzlichen Gebote trägt wohl 
Rechnung die Beſtellung der Sicherheit mit dem zur Zeit der 
Beſtellung vorhandenen Guthaben des Kunden. Dies 
Guthaben iſt nach Art und Größe unmittelbar und unzweifel⸗ 
haft ſofort feſtzuſtellen, der Kunde weiß, womit und bis zu 
welchem Betrage er im ungünſtigſten Falle haftet und Verluſte 
erleiden kann. Völlig anders iſt aber eine Sicherheitsleiſtung 
zu beurteilen, wie ſie nach Behauptung der Beklagten hier der 
Kläger bewirkt hat, eine Sicherheitsbeſtellung mit dem „je⸗ 
weiligen Guthaben“. Das wechſelnde, durch teilweiſe vor⸗ 
genommene Befriedigung des Bankiers ſich verringernde, durch 
Gutſchriften und Einzahlungen ſich mehrende Guthaben [vgl. 
Nußbaum, a. a. O. S. 269 Anm. IIb] kann nicht Gegenſtand 
einer den Vorſchriften des § 54 entſprechenden Sicherheits⸗ 
beſtellung ſein. Dieſe Art Sicherheitsleiſtung läuft vielmehr 
dem Geſetzeszwecke ſchnurſtracks zuwider. Hier kann nicht davon 
die Rede ſein, daß die vom Geſetz erforderte Klarheit und 
Sicherheit über den Umfang des möglichen Verluſtes von vorn⸗ 
herein vorhanden wäre. Im Gegenteil: die Art der Beſtellung 
weiſt geradezu auf die Unbeſtimmtheit der Höhe des Einſatzes 
hin. Dieſe Unſicherheit wird auch nicht dadurch gehoben, daß, 
der Kunde die Möglichkeit hat, zu beſtimmter oder auch be⸗ 
liebiger Zeit die Höhe ſeines Guthabens feſtſtellen zu laſſen. 
Die behauptete Sicherheitsbeſtellung mit dem jeweiligen Gut⸗ 
haben oder Barguthaben macht danach die Börſentermingeſchäfte 
der Streitteile nicht in dem Sinne wirkſam, daß die Beklagte 
ſich wegen ihrer Forderung für Termingeſchäftsverluſte aus 
dieſem Guthaben zu befriedigen befugt wäre. Die Sicherheits⸗ 
leiſtung mit der einen Aktie unterliegt einer anderen Beurteilung 
nicht: die Aktie iſt, unſtreitig im Einverſtändnis des Klägers, 
alsbald veräußert, ihr Erlös dem Guthaben zugeſchrieben worden. 
Dieſer Erlös kommt als Teil des „jeweiligen Guthabens“ in 
Betracht. Die Börſenterminsgeſchäfte der Streitteile ſind alſo 
auch nicht inſofern verbindlich und wirkſam, daß die Beklagte den 
Betrag von 1058,85 * von dieſem Guthaben kürzen könnte. 
St. & Co. c. S., U. v. 4. Juni 15, 582/14 III. — Berlin. [S.) 
Warenzeichengeſetz. N 
* 12. Das Warenzeichengeſetz hat dem eingetragenen In⸗ 
haber das ausſchließliche Recht der Zeichenführung nur in bezug 
auf die von ihm angemeldeten Warengattungen verliehen und 
hat den übrigen Gewerbetreibenden die Benutzung desſelben 
Zeichens für andere Waren freigeſtellt.] 
Für die Klägerin iſt am 26. April 1913 das Warenzeichen 
„Hawaka“ eingetragen worden, und zwar abgeſehen von anderen 
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Waren auch für Tee. Später hat die Beklagte ſich das Zeichen 
Ha⸗Ka⸗Wan für Tee ſchützen laſſen. Jede Partei fordert die 
Löſchung des gegneriſchen Zeichens. Die Beklagte hat in erſter 
Linie die Verwechſelbarkeit der Zeichen beſtritten, außerdem aber 
das Folgende geltend gemacht: Klägerin habe ſich das Zeichen 
Hawaka nicht eintragen laſſen, um es im eigenen Geſchäfts⸗ 
betriebe zu verwenden, nehme vielmehr nur das Intereſſe der 
Firma Joh. Gottl. Hauswaldt in Magdeburg wahr. Dieſer 
ſei das Zeichen Hawaka ſchon länger für Kaffeerſatzmittel, 
Kakao und Schokolade, ferner für Zuckerwaren und Biskuits 
eingetragen; da ſie aber keinen Tee führe, ſo könne ſie ſich das 
Zeichen für dieſe Ware nicht ſchützen laſſen. Klägerin führe 
eine Anzahl anderer Warengattungen, die die Firma Hauswaldt 
nicht führe, ſo auch Tee, und habe eine Anzahl Hauswaldtſcher 
Zeichen, unter anderen das Zeichen Hawaka, für ſich eintragen 


laſſen; nicht um ſie im Betriebe ihres Gewerbes zu benutzen, 


ſondern nach Abrede mit der Firma Hauswaldt, um den Schutz 
dieſer Firma geſetzwidrig auszudehnen. — Hierfür iſt Beweis 


angetreten. Dieſes Verfahren verſtoße gegen die guten Sitten. 


Die Klägerin hat ſich nicht darüber erklärt, ob ſie das Zeichen 
Hawaka für ihre Waren verwandt habe. Sie habe mit Haus⸗ 
waldt ein freundſchaftliches Abkommen getroffen, daß ſie das 
ſtreitige Zeichen einſtweilen für Tee nicht benutzen wolle. Was 
im übrigen die Beklagte über ihr Verhältnis zu Hauswaldt 
behauptet, hat ſie beſtritten. Das LG. Altona hat die Wider⸗ 
klage abgewieſen und die Beklagte zur Löſchung ihres Zeichens 
verurteilt. Das OLG. Kiel hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat die Beklagte mit Erfolg 
Reviſion eingelegt.... Die Verwechſelbarkeit der ftreitigen Zeichen 
iſt von dem BG. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. Dagegen ſind 
die Gründe, aus denen das BG. die weitere Verteidigung der 
Beklagten, daß die Klägerin mit ihrer Eintragung einen geſetz⸗ 
widrigen Zweck verfolge, zurückweiſt, rechtsirrig. Sie ſtehen 
auch in Widerſpruch zu dem vom RG. in dem Urteil vom 
1. Dezember 1914 in Sachen S. & Co. gegen H. & N. 
II 190/14] dargelegten Rechtsgrundſätzen. Es iſt ein Grund: 
ſatz des Warenzeichengeſetzes, daß jeder Gewerbetreibende ein 
Zeichen nur für ſolche Waren anmelden darf, die er in ſeinem 
Betriebe tatſächlich führt oder führen will, daß er bei der An⸗ 
meldung anzugeben hat, für welche Waren das Zeichen beſtimmt 
iſt, und daß die Eintragung ihm das ausſchließliche Recht der 
Zeichenführung nur in bezug auf Waren der angemeldeten Art 
verſchafft. Für Waren anderer — im Sinne des § 5 nicht 
ähnlicher — Art bleibt das Zeichen frei. Es iſt alſo der Wille 
des Geſetzes, daß niemand ein Warenzeichen gänzlich für ſich 
mit Beſchlag belegen darf. Machenſchaften, die auf dieſen 


Erfolg abzielen, ſind auf Vereitelung der geſetzlichen Ordnung. 


gerichtet und können daher den Schutz der Gerichte nicht bean⸗ 
ſpruchen. Das hat das OLG. in ſeinem Urteile nicht beachtet. 
Die Beklagte hat das Folgende behauptet und unter Beweis 
geſtellt: Das Zeichen „Hawaka“ ſei ſchon längere Zeit der 
Firma Hauswaldt in Magdeburg für Kaffeerſatzmittel, Kakao 
und Schokolade, ferner für Zuckerwaren und Biskuits ein⸗ 
getragen; da ſie aber keinen Tee führe, ſo könne ſie ſich das 
Zeichen ſür dieſe Ware nicht ſchützen laſſen. Die Klägerin 
habe ſich nun auf Grund eines mit Hauswaldt getroffenen 
Abkommens ſieben dieſer Firma zuſtehende Zeichen, unter ihnen 
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auch „Hawaka“ für vielerlei Waren, die fie führe, jo auch für 
Tee, eintragen laſſen; nicht um fie zu benutzen, ſondern um im 
Intereſſe der Firma Hauswaldt andere vom Gebrauche des 
Zeichens auszuſchließen. Dies ſteht allerdings noch nicht feſt. 
Die Klägerin hat nur zugegeben, ſie habe mit der Firma 
Hauswaldt ein freundſchaftliches Abkommen getroffen, daß ſie 
das ſtreitige Zeichen für Tee nicht weiter benutzen wolle. Es 
iſt dabei nicht einmal geſagt, ob dieſe Abrede vor oder nach 
der Eintragung getroffen iſt. Alles weitergehende Vorbringen 
der Beklagten iſt beſtritten, iſt aber von ihr unter Beweis 
geſtellt. Iſt es wahr, ſo hat die von der Klägerin erwirkte 
Eintragung nur den Zweck, andere Gewerbetreibende an der 
Benutzung des Zeichens „Hawaka“ für Waren anderer Art, 
als für die es der Firma Hauswaldt geſchützt iſt, zu hindern 
und das Recht Hauswaldts auf ausſchließlichen Gebrauch des 
Zeichens über die vom Geſetze gezogenen Grenzen auszudehnen. 
Das wäre ein Mißbrauch der Eintragung zur Beeinträchtigung 
fremder Rechte und zur Vereitelung der Rechtsordnung, der den 
Schutz der Gerichte nicht finden kann, gleichviel ob man darin 
ein Handeln wider die guten Sitten im Sinne des $ 826 BGB. 
erblicken will oder nicht. Das angefochtene Urteil macht hier⸗ 
gegen geltend, daß die Klägerin, auch wenn das Vorbringen 
der Beklagten wahr ſei, durch ihre Eintragung nur einer 
unlauteren Benutzung des Zeichens durch die Beklagte entgegen⸗ 
trete, alſo deren berechtigte Intereſſen nicht verletze. Aber auch 
dieſer Entſcheidungsgrund beruht auf Rechtsirrtum. Das Urteil 
beſagt zunächſt, an einer Aneignung des Hauswaldtſchen Waren⸗ 
zeichens für mit den Hauswaldtſchen verwandte Waren habe 
nicht die reelle, ſondern nur die unlautere Konkurrenz ein 
Intereſſe. Danach könnte das Gericht gemeint haben, daß Tee, 
für den die Beklagte ihr Zeichen verwendet, eine Ware gleicher 
Art im Sinne des § 5 Waren G. mit denjenigen Waren, wie 
Kaffeerſatz, Schokolade uſw. ſei, für die Hauswaldt ſich fen 
Zeichen hat ſchützen laſſen. Das Patentamt hat dies in ſeinem 
Beſchluſſe vom 30. Oktober 1913 verneint. Wäre es trotzdem 
richtig, ſo ſtände dem Hauswaldt die Klage auf Löſchung aus 
WarenzG. § 9 Nr. 1 gegen die Beklagte zu. Darüber, ob 
dieſe begründet wäre, hat der Senat keinen Anlaß ſich aus⸗ 
zuſprechen. Die Klägerin macht es nicht geltend und kann es 
nicht geltend machen, weil ſie ſonſt die Berechtigung ihres 
eigenen Zeichens verneinen würde. Das OLG. geht denn auch 
weiterhin davon aus, daß die Beklagte ihr Zeichen für eine 
andere Warengattung, als für die das Wort Hawaka der 
Firma Hauswaldt geſchützt iſt, habe eintragen laſſen. Es ſpricht 
aber aus, daß die reelle Konkurrenz — oder der anſtändige 
Geſchäftsmann — es vermeide, das Warenzeichen, das als 
Zeichen einer anderen Firma ſich eingebürgert hat, für andere 
Warengattungen zu verwenden. Damit ſetzt ſich das OLG. 
mit der geſetzlichen Ordnung in Widerſpruch. Das Geſetz hat 
dem eingetragenen Inhaber das ausſchließliche Recht der Zeichen⸗ 
führung ausdrücklich nur in bezug auf die von ihm an⸗ 
gemeldeten Warengattungen verliehen und hat überlegtermaßen 
den übrigen Gewerbetreibenden die Benutzung desſelben Zeichens 
für Waren, die nicht derſelben oder gleicher — d. h. ähnlicher — 
Art ſind, freigeſtellt. Die Beklagte machte alſo nur von der 


ihr vom Geſetzgeber abſichtlich gelaſſenen Freiheit Gebrauch, 
wenn ſie das Hauswaldtſche Zeichen für ſich zur Kennzeichnung 


— 


angefochtenen Entſcheidung fällt alfo dahin. 
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einer Ware anderer Gattung, als Hauswaldt führt, eintragen 
ließ. Es verſtößt folglich gegen das Geſetz, wenn das OLG. 
ſolches Verfahren für unlauter erklärt und die Eintragung der 
Klägerin auf alle Fälle deswegen aufrechterhalten will, weil ſie 
zur Bekämpfung einer gegen Hauswaldt gerichteten unlauteren 
Handlungsweiſe der Beklagten geſchehen ſei, und folglich kein 
berechtigtes Intereſſe der Beklagten verletze. Dieſer Grund der 
Es kommt viel⸗ 
mehr nur darauf an, ob das Vorbringen der Beklagten wahr 
iſt; weshalb das Urteil des OLG. aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an die Vor⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen war. H. S.⸗H. K. c. H., U. v. 


30. April 15, 29/15 II. — Kiel. [S.] 


Reichsſtempelgeſetz. 

1 13. Tarifnummer 8 Abſ. 2 RStempG. Wenn dient ein 
Kraftfahrzeug der Perſonenbeförderung?] 

Der Kläger hatte ſich im Herbſt 1911 ein Kraftfahrzeug 
zur Ab⸗ und Anfuhr von Bodenerzeugniſſen nach und vom 
Bahnhof K. angeſchafft. Im Jahre 1912 wurden in zwei 
Fällen Perſonen auf dem Kraftfahrzeug befördert. Im erſten 
Falle hatte der Kläger, als das Kraftfahrzeug zum Abtransport 
von Kohle nach K. fuhr, zwei bei ihm beſchäftigten Maurern 
auf ihre Bitte das Mitfahren geſtattet, damit ſie den von K. 
abgehenden Eiſenbahnzug nicht verſäumten. In dem anderen 
Falle hatte er auf Bitten des Paſtors L. in Kr. einen Jugend⸗ 


verein, der einen Ausflug nach R. machte, mit dem Kraftfahr⸗ 


zeuge von der Bahnſtation abholen laſſen. Aus dieſem Anlaß 
erforderte der Beklagte vom Kläger nach 5 56 und Tarifnummer 8 
Abſ. 2 RStempG. vom 15. Juli 1909 den Stempel für eine 
Erlaubniskarte für Kraftfahrzeuge mit 275 &. Der Kläger 
erhob Klage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß er von dieſer 
Abgabe freizuſtellen ſei. Das LG. erkannte dieſem Antrag ent⸗ 
ſprechend. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Die Reviſion blieb gleichfalls erfolglos. Gründe: Der er⸗ 
kennende Senat hat in ſeinem Urteile vom 28. November 1911 
[RG. 77, 433]88) dargelegt, daß die Anwendung der Tarifnummer 8 
RStempG. vom 15. Juli 1909 nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß ein Laſtkraftwagen nur gelegentlich für die Beförderung von 
Perſonen in Gebrauch genommen wird. An dieſer Auffaſſung, 


auf deren dort gegebene eingehende Begründung hier verwieſen 
wird, ift feſtzuhalten. Aus ihr folgt jedoch nicht, daß die Steuer⸗ 
pflicht ſtets durch eine derartige gelegentliche Ingebrauchnahme 


begründet wird. Die Entſtehung der Stempelpflicht hat viel⸗ 
mehr zur Vorausſetzung, daß das Laſtfahrzeug von ſeinem Eigen⸗ 
beſitzer oder einer an deſſen Stelle handelnden Perſon im ge⸗ 
gebenen Falle dazu beſtimmt worden iſt, zu Zwecken der Per⸗ 
ſonenbeförderung zu „dienen“, und weiterhin, daß dieſe Zweck 
beſtimmung auch durch eine entſprechende Ingebrauchnahme zum 
Ausdruck gebracht wird. Dieſe Vorausſetzung trifft aber nur 
zu, wenn auch der Beweggrund zum Unternehmen und Durch⸗ 
führen einer Fahrt nicht ausſchließlich in einer Beförderung von 
Laſten, ſondern ganz oder teilweiſe in einer Beförderung von 
Perſonen zu finden iſt. Iſt die Fahrt ausſchließlich zum Zwecke 


der Beförderung von Laſten unternommen, ſo kann auch die 


3) JW. 1912, 155. 
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bei Gelegenheit dieſer Beförderung erfolgte Mitnahme von 
Perſonen regelmäßig noch nicht zu der Annahme führen, daß 
das Kraftfahrzeug als ein der Beförderung von Perſonen 
„dienendes“, wie es der $ 56 RStempG. erfordert, in Gebrauch 
genommen iſt. Ob die Stempelpflicht dann begründet iſt, wenn 
der Beſitzer des Laſtkraftfahrzeugs dieſem allgemein die Beſtim⸗ 
mung gibt, bei der Beförderung von Laſten gelegentlich auch 
Perſonen mitzubefördern, und wenn dieſe Zweckbeſtimmung auch 
in der Art der Ingebrauchnahme, z. B. durch öfter wiederholtes 
Mitnehmen von Perſonen, in die äußere Erſcheinung tritt, ſo 
daß man ſagen darf, das Kraftfahrzeug „diene“ teilweiſe der 
Beförderung von Perſonen, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Denn daß der Kläger ſeinem Laſtfahrzeug eine derartige Zweck⸗ 


beſtimmung allgemein gegeben habe oder daß ſie ſonſt zum Aus⸗ 


druck gelangt ſei, iſt weder vom Beklagten behauptet noch ſonſt 
erſichtlich. Der BerR. ſtellt vielmehr feſt, daß, als den beiden beim 
Kläger beſchäftigten Maurern auf ihre Bitte das Mitfahren mit 
dem zum Abtransport von Kohle zum Bahnhof fahrenden Kraft⸗ 
fahrzeuge geftattet wurde, der Beweggrund zum Unternehmen 
und der Durchführung der Fahrt ausſchließlich in der Beför⸗ 
derung der Kohlen gelegen habe. Iſt hiernach das Kraftfahr⸗ 
zeug nur zum Zwecke der Kohlenbeförderung in Bewegung geſetzt 
worden und fand alſo die Fahrt ohne jede Rückſicht auf etwaige 


Mitbeförderung von Perſonen ſtatt, ſo iſt auch die Ingebrauch⸗ 


nahme nicht zum Zwecke der Perſonenbeförderung erfolgt 
[RGSt. 45, 161]. Auch im zweiten zur Entſcheidung ſtehenden 
Fall entſpricht die eine Stempelpflicht ablehnende Entſcheidung 
des BerR. im Ergebnis dem Geſetz. Bei dieſer Fahrt handelte 
es ſich zwar überhaupt nicht um die Beförderung von Laſten, 
der Beweggrund der Fahrt erſchöpfte ſich vielmehr in dem 
Willen des Beſitzers, die Mitglieder des Jugendvereins vom 
Bahnhofe nach R. zu befördern. Aber auch hier läßt ſich nicht 
aufftellen, daß das Laſtfahrzeug als ein im Sinne des Geſetzes 


der Perſonenbeförderung dienendes in Gebrauch genommen 


worden ſei. Zwar hat der erkennende Senat in ſeinem oben⸗ 
angeführten Urteil [RG. 77, 433] ausgeſprochen, es ſei nicht 
notwendig, als ein der Perſonenbeförderung dienendes Fahrzeug 


nur ein ſolches anzuſehen, das „regelmäßig“ nach der ihm vom 


Beſitzer verliehenen Beſtimmung Perſonen befördert; das Fahr⸗ 
zeug diene dem bezeichneten Zweck auch dann, wenn es für ihn 
nur „im Einzelfall oder in Einzelfällen“ benutzt wird. Dieſe 
Auffaſſung wird vom erkennenden Senct auch jetzt noch gebilligt. 
Aber auch hier zwingt jenes Urteil nicht zu der Annahme, daß 


jede nur einmalige oder vereinzelte Perſonenbeförderung die 


Wirkung habe, das Fahrzeug zu einem der Perſonenbeförderung 
„dienenden“ umzuwandeln. Das kann ſchon aus der Faſſung 
jenes Urteils entnommen werden, die den vereinzelten Gebrauch 
nicht zum häufigen, ſondern zum „regelmäßigen“ Gebrauch in 
Gegenſatz ſtellt. Es lag damals auch für das Reviſionsgericht 
kein Anlaß vor, zu prüfen, ob und unter welchen Vorausſetzungen 
eine einzelne Ingebrauchnahme ſchon die Stempelpflicht zur Ent⸗ 
ſtehung bringt, denn nach dem damals der Entſcheidung zugrunde 
liegenden Sachverhalt war das Laſtfahrzeug während dreier 
Jahre den Arbeitern des Beſitzers gelegentlich zu Sonntags— 
ausflügen überlaſſen worden, alſo öfter und gleichmäßig für 
eine längere Zeit. Der Senat hat es damals auch ausdrücklich 
dahingeſtellt ſein laſſen, ob Fälle denkbar ſeien, in denen im 
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Hinblick auf ganz beſondere Umſtände von einer Ingebrauch⸗ 
nahme des Kraftwagens zur Perſonenbeförderung im Sinne des 
Geſetzes nicht geſprochen werden könne und deshalb Steuer⸗ 
freiheit eintrete. Solche ganz beſonderen Umſtände liegen hier 
vor, wo bei einer außergewöhnlichen Gelegenheit der Kläger in 
einem Einzelfalle in der Abſicht, das Gemeinwohl zu fördern, 
das Fahrzeug zur Perſonenbeförderung verwendet hat. Dabei 
braucht auf dieſen gemeinnützigen Zweck ein beſonderes Gewicht 
nicht gelegt zu werden. Denn der S 56 RStempG. begründet 
die Stempelpflicht nicht ſchon dann, wenn ein Kraftfahrzeug zur 
Perſonenbeförderung in Gebrauch genommen wird, ſondern erſt 
dann, wenn ein der Perſonenbeförderung „dienendes“ Kraft⸗ 
fahrzeug zu dieſem Zweck in Gebrauch genommen wird. Ein 
ſolches „dienen“ ſetzt aber ſchon begrifflich eine gewiſſe Dauer 
der Benutzung zu dem beſtimmten Zweck voraus, dem das Fahr⸗ 
zeug dienen ſoll. Zwar kann die Annahme des Vorliegens eines 
Dienens unter Umſtänden ſchon bei einem einmaligen Gebrauche 
geboten ſein, nämlich dann, wenn der einmalige Gebrauch als 
die Erſcheinungshandlung eines für die Zukunft beabſichtigten 
dauernden Verhaltens anzuſehen iſt. Der Fall liegt dann nicht 
anders, als wenn aus einer einzelnen Erwerbshandlung auf den 
Beginn des Betriebes eines Gewerbes geſchloſſen wird. Der 
dem jetzigen Rechtsſtreite zugrunde liegende Sachverhalt bietet 
aber gerade wegen ſeiner Beſonderheit keinen Anhalt für die 
Annahme, daß die Beförderung der Mitglieder des Jugend⸗ 
vereins als ein Ausfluß dauernden zukünftigen Verhaltens des 
Beſitzers des Kraftfahrzeugs anzuſehen ſei. Daß nach der Abſicht 
des Geſetzes nicht ſchon jede einmalige Ingebrauchnahme die 
Stempelpflicht zur Entſtehung bringen ſollte, insbeſondere dann 
nicht, wenn ſie durch das zufällige Zuſammentreffen beſonderer 
Umſtände ohne eigenen Vorteil des Beſitzers, nur im Intereſſe 
anderer, und unter einem gewiſſen Zwange der Verhältniſſe 
veranlaßt worden iſt, kann auch daraus entnommen werden, 
daß, wie die Entſtehungsgeſchichte der Tarifnummer 8 RStempG. 
ergibt, die nach ihr zu entrichtende Steuer im weſentlichen die 
Natur einer Luxusſteuer haben ſollte, daß ferner die Steuer eine 
verhältnismäßig hohe iſt und das Geſetz für einzelne Ingebrauch⸗ 
nahmen einen beſonderen geringeren Steuerſatz nicht aufſtellt. 
Daß der hohe Steuerſatz ausnahmslos bei jeder vereinzelten 
Ingebrauchnahme habe voll entrichtet werden ſollen, iſt als 
Abficht des Geſetzgebers nicht zwingend aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte und dem geſetzgeberiſchen Zwecke der Tarifnummer 8 
zu entnehmen. Die gegenteilige Auffaſſung iſt mit dem Wort⸗ 
laute des § 56 und der Tarifnummer 8 vereinbar. Der Reviſion 
war hiernach der Erfolg zu verſagen. Preuß. Fiskus c. von R.⸗P., 
U. v. 1. Juni 15, 66/15 VII. — Breslau. (B.] 


Reichsbeſoldungsgeſetz vom 15. Juli 1909. 


+14. 858 3, 15 Reichsbeſoldungsc. Ein Offizier oder 
Beamter kann für Aufwendungen, die er infolge ſeiner dienſt⸗ 
lichen Tätigkeit machen muß, nur auf Grund beſonderer Be⸗ 
ſtimmung oder Zuſicherung des Fiskus Erſatz verlangen.] 

Der Kläger, der bis zum 30. September 1905 als aktiver 
Stabsarzt zur Frauenklinik der Königlichen Charité in Berlin 
kommandiert war und am 1. Oktober 1905 feinen Dienft als 
Stabs⸗ und Abteilungsarzt beim 1. Garde⸗Feld⸗Artillerie⸗Regi⸗ 
ment antrat, übernahm, nachdem er ſich hierzu zur Verfügung 


15. 1916. 


geſtellt hatte, neben ſeinem truppenärztlichen Dienſte die geburts⸗ 
hilflich⸗gynäkologiſche Behandlung der Soldatenfrauen der 
Garniſon Berlin [zunächſt des Gardekorps, dann auch des 
3. Armeekorps]! auf Befehl des vorgeſetzten Generalarztes an 
Stelle des bisher damit beauftragten, verſetzten Stabsarztes 
Dr. G. Er beanſprucht nun Erſatz der Aufwendungen, die 
ihm angeblich durch die Behandlung der Soldatenfrauen in der 
Zeit vom 1. Oktober 1905 bis 30. Juni 1911 erwachſen ſind, 
abzüglich der ihm bewilligten Entſchädigungen. Die Klage ift 
abgewieſen und die Berufung des Klägers zurückgewieſen. Er 
hat Reviſion erhoben. Aus den Gründen: Der Ber. 
nimmt mit Recht an, daß das Verhältnis zwiſchen den Parteien 
lediglich öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt und daß nicht etwa, wie 
der Kläger behauptet, ein privatrechtlicher Dienſtvertrag oder 
Auftrag vorliegt. Der Kläger hat in ſeiner Eigenſchaft als 
Militärarzt den dienſtlichen Befehl zur Übernahme der frauen⸗ 
ärztlichen Behandlung erhalten und nur auf Grund ſeines 
öffentlich⸗rechtlichen Sanitätsoffizier⸗Dienſtverhältniſſes dieſe Be⸗ 
handlung übernommen und ausgeführt. Ein Offizier oder 
Beamter kann aber für Aufwendungen, die er infolge feiner 
dienſtlichen Tätigkeit machen muß, von dem Fiskus Vergütung 
nur auf Grund einer dieſe vorſehenden beſonderen Beſtimmung 
oder einer Zuſicherung eines zur Vertretung des Fiskus be⸗ 
fugten Beamten, ſonſt aber nicht, und zwar auch nicht unter 
dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung, be⸗ 
anſpruchen. Er iſt auf Grund feines Dienſtverhältniſſes zur 
Tragung der mit feiner Tienſttätigkeit verbundenen Aufwen⸗ 
dungen verpflichtet; ſie werden durch das Gehalt und ſonſtige 
Dienſteinkommen mitabgegolten. In dem vorliegenden Falle 
handelt es ſich nun allerdings um eine außergewöhnliche Tätig⸗ 
keit. Während nach der Friedens⸗Sanitäts⸗Ordnung $ 31 die 


Militärärzte, und zwar in erſter Linie die Aſſiſtenzärzte und 


nur in ſchweren Krankheitsfällen auch die Stabsärzte, lediglich 
die Soldatenfrauen ihres Truppenteils zu behandeln haben, it 
dem Kläger als Stabs⸗ und Abteilungsarzt die geburtshilfliche 
Behandlung aller Soldatenfrauen der Garniſon Berlin über⸗ 
tragen worden. Das begründet aber keinen Unterſchied; auch 
auf ſolche außergewöhnliche Tätigkeit findet der obige Grundſaß 
Anwendung. Dies iſt in dem Reichsbeſoldungsgeſetz vom 
15. Juli 1909 88 3, 15 ausdrücklich anerkannt worden, indem 
dort — nicht als eine Neuerung, ſondern in Ubereinſtimmung 
mit dem bisherigen Rechte [ſ. den KommB. zu dieſem Geſeze, 
Druckſ. Nr. 1615 der Vhdl. des RT., 12. LP. I. Seſſ. 1907/09, 
S. 10, 149 f.) — ausgeſprochen ift, daß für Nebenämter und 
Nebenbeſchäftigungen Dienſteinkommen ebenſo wie Zulagen nur 
inſoweit bewilligt werden können, als der Reichshaushaltetat 
dies beſtimmt oder beſondere Fonds dazu zur Verfügung ſtellt 
Da der Kläger nun feinen Anſpruch weder auf eine allgemeine 
Beſtimmung noch auch auf eine den Fiskus verpflichtende Zu⸗ 
ſage eines zu deſſen Vertretung befugten Beamten jtügen kum, 
jo iſt die Klage mit Recht abgewieſen. Es bedarf daher keines 
Eingehens auf die Frage, ob, wenn die bürgerlichrechtlichen 
Vorſchriften hier Anwendung fänden, die Vorausſetzungen der 
ungerechtfertigten Bereicherung als gegeben zu erachten ſeien ; 
übrigens find auch in dieſem Punkte die Ausführungen des 
BG. frei von Rechtsirrtum. H. c. R., U. v. 8. Imi 15, 
594/14 III. — Berlin. (S.] | 
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44. Jahrgang. 


Zivilprozeßordnung. | 
*115. Die im § 559 Satz 2 ZPO. dem Reviſionsgericht 
übertragene Prüfung einer „ſonſtigen“ Geſetzesverletzung ſetzt 
voraus, daß die Reviſion friſt⸗ und formgerecht begründet ift.] 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Die Reviſion 
hat die Verletzung des § 286 ZPO. gerügt und dieſe Rüge 
lediglich damit begründet, das BU. habe die von dem Kläger 
angebotenen Beweiſe mit der Begründung abgelehnt, es werde 
ſich das bisher gewonnene Bild durch die neuen Beweismittel 
doch nicht mehr verſchieben laſſen. Abgeſehen davon, daß ſich 
ein ſolcher Satz in den Entſcheidungsgründen des angefochtenen 
Urteils an keiner Stelle findet, iſt die erhobene Rüge ſchon 
deshalb unbeachtlich, weil entgegen der Vorſchrift des § 554 
Abſ. 3 ZPO. Tatſachen, die den gerügten Mangel des Ver⸗ 
fahrens ergeben könnten, überhaupt nicht geltend gemacht worden 
ſind. Bei dieſer Sachlage würde die Reviſion an und für ſich 
als unzuläſſig zu verwerfen ſein, wenn nicht die weiter erhobene 
Rüge zu einem andern Ergebnis führen könnte. Denn der 
prozeſſuale, auf eine Verletzung des §S 286 ZPO. geſtützte 
Angriff iſt nicht in der durch § 554 Abi. 3 ZPO. vor: 
geſchriebenen Form, d. h. in der Weiſe erhoben worden, daß 
Tatſachen, die den gerügten Mangel des Verfahrens ergeben 
könnten, angegeben worden find. Dieſe formwidrige Begründung 
der erhobenen Rüge erheiſcht an und für fi) gemäß $ 554 a 
ZPO. die Verwerfung der Reviſion [vgl. IW. 1908, 4622. 
Insbeſondere kann bei einer derartig geſtalteten Rechtslage das 
Reviſionsgericht auch nicht in eine materiellrechtliche Prüfung 
des angefochtenen Urteils eintreten. Zwar iſt — im Gegenſatz 
zu der auf der Vorſchrift des §S 392 StPO. beruhenden Praxis 
der Strafſenate, wonach bei der Erhebung einer lediglich pro⸗ 
zeſſualen Rüge eine Nachprüfung des angefochtenen Urteils in 
materiellrechtlicher Hinſicht nicht ſtattfindet — das Reviſions⸗ 
gericht im Zivilprozeßverfahren gemäß § 559 ZPO. verpflichtet, 
das angefochtene Urteil von Amts wegen auch daraufhin zu 
prüfen, ob es nicht etwa Verſtöße gegen das materielle Recht 
enthält, wenngleich lediglich eine prozeſſuale Rüge von 
den Parteien erhoben worden iſt [vgl. IW. 1907, 181]. 
Dieſe Verpflichtung kann aber dem Reviſionsgericht nur dann 
obliegen, wenn die Rüge in zuläſſiger Form rechtzeitig er⸗ 
hoben worden iſt. Erweiſt ſich die prozeſſuale Rüge als un⸗ 
zuläſſig, weil ſie verſpätet erhoben oder in einer den geſetzlichen 
Vorſchriften nicht entſprechenden Form begründet worden iſt, 
ſo muß das Rechtsmittel der Reviſion ſelbſt als unzuläſſig 
verworfen werden, ohne daß überhaupt geprüft werden darf, 
ob das angefochtene Urteil zu materiellrechtlichen Bedenken 
Anlaß gibt. Dies folgt ſchon aus der Vorſchrift des §S 554 
3PO., die es dem Reviſionsgericht zur Pflicht macht, von 
Amts wegen zu prüfen, ob die Begründung der Reviſion in 
der geſetzlichen Form und Friſt erfolgt ſei. Ergibt dieſe Prüfung, 


ß es an einem der geſetzlich vorgeſchriebenen Erforderniſſe 
mangelt, ſo muß alsdann die Revifion als unzuläſſig verworfen 


werden. Da es nun zur geſetzlichen Form der Reviſions⸗ 


begründung gehört, dann, wenn lediglich prozeſſuale Rügen 


erhoben werden, die Tatſachen anzugeben, aus denen der gerügte 
Mangel des Verfahrens ſich ergeben ſoll, ſo folgt daraus von 
ſelbſt, daß das Reviſionsgericht gar nicht in der Lage iſt, eine 
materiellrechtliche Prüfung des angefochtenen Urteils vornehmen 
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zu können, wenn lediglich verſpätete oder in der Form un⸗ 
zureichend begründete prozeſſuale Reviſionsangriffe erhoben worden 
ſind. Dieſe aus dem Wortlaut des Geſetzes ſich ergebende 
Folgerung findet durch deſſen Entſtehungsgeſchichte eine unzwei⸗ 
deutige Beſtätigung. Der Begründungszwang, d. h. die durch 
die 88 554, 5544 ZPO. eingeführte Verpflichtung der Parteien, 
die von ihnen gegen das BU. anzubringenden Beſchwerden in 
einem Schriftſatz im einzelnen zu begründen, iſt lediglich ein⸗ 
geführt worden, um eine Entlaſtung des RG. herbeizuführen 
[vgl. Druckſ. des RT. Nr. 782 11. LP. I. Seſſ. 1903/05, 
Komm. zu der Novelle vom 5. Juni 1905 S. 26 ff.]. Dieſe 
Entlaſtung würde aber vollſtändig vereitelt werden, wenn es 
den Parteien ermöglicht wäre, durch das Vorbringen pro⸗ 
zeſſualer Rügen, die nicht einmal der geſetzlichen Vorſchrift des 
8 554 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. gemäß begründet find, eine fachliche 
Nachprüfung des angefochtenen Urteils herbeizuführen, obwohl 
ſie nicht einmal in der Lage ſind, irgendeinen Verſtoß der 
Berufungsinſtanz gegen das materielle Recht oder gegen eine 
Verfahrensvorſchrift geltend zu machen. Demnach kann die 
Vorſchrift des S 559 Satz 2 ZPO., die es dem Rerviſions⸗ 
gericht zur Pflicht macht, das angefochtene Urteil ſtets daraufhin 
nachzuprüfen, ob „ſonſt“, d. h. abgeſehen von den erhobenen 
Angriffen, das Geſetz verletzt ſei, nur dahin verſtanden werden, 
daß eine ſolche Prüfung auf das Vorhandenſein mageriellrect: 
licher Verſtöße nur dann vorzunehmen iſt, wenn überhaupt in 
der geſetzlichen Form und Friſt Reviſionsangriffe erhoben 
worden ſind. Eine Nachprüfung des angefochtenen Urteils 
dahin, ob es gegen das materielle Recht verſtößt, würde alſo 
im vorliegenden Falle ausgeſchloſſen ſein, wenn der Kläger 
lediglich die nach vorſtehendem in der geſetzlichen Form nicht 
begründete prozeſſuale Rüge erhoben hätte. W. c. H., U. v. 
3. Mai 15, 547/14 VI. — Stuttgart. [S.] 
Konkursordnung. 

+16. 5 43 KO. Was gehört zu einem Treuhand⸗ 
verhältnis 2] 

Dem Kläger ſteht auf Grund eines dinglichen Rechts auch 
von dem Geſichtspunkt einer Abtretung der Hypothekenforderungen 
ein Anſpruch auf Ausſonderung nicht zu. Aber auch auf Grund 
eines perſönlichen Rechts iſt für den Kläger, ſelbſt wenn ſeine 
vorbezeichneten Behauptungen als richtig unterſtellt werden, ein 
Ausſonderungsanſpruch nicht gegeben. Zur Annahme eines 
ſolchen Anſpruchs wäre nach $ 43 KO. erforderlich, daß die 
beiden Hypotheken zur Zeit der Konkurseröffnung der Ehefrau 
des Klägers, der Gemeinſchuldnerin, nicht „gehört“ hätten. 
Der Kläger will dieſe Vorausſetzung als vorliegend angenommen 
wiſſen, weil aus den von ihm behaupteten, auch von ſeiner 
Ehefrau als Zeugin bekundeten Tatſachen zu folgern ſei, daß 
zwiſchen ihm und ſeiner Ehefrau ein Treuverhältnis begründet 
worden, vermöge deſſen ſeine Ehefrau nur formell nach außen 
als Hypothekengläubigerin erſchienen, er in Wirklichkeit der 
Berechtigte geworden ſei. Das RG. hat allerdings wiederholt 
ausgeſprochen, daß ein Gegenſtand, den der Gemeinſchuldner 
zufolge ſog. Treuhandverfügung eines anderen [des Treugebers! 
nur als Treuhänder [Fiduziar! im formalen l[fiduziariſchen 
Eigentum habe, als dem Gemeinſchuldner „nicht gehörig“ im 
Sinne des § 43 KO. zu erachten ſei und deshalb dem andern 


ein Ausſonderungsanſpruch hinſichtlich des Gegenſtandes zuſtehe 
117 * 


928 


[vgl. RG. 31, 392; 45, 80; JW. 1890, 373 1]. Mit Recht 
verneint aber der BerR., daß hier nach den vom Kläger 
behaupteten Tatſachen ein Treuhandsverhältnis zwiſchen ihm 
und ſeiner Ehefrau als begründet anzuſehen ſei, zufolge deſſen 
die Ehefrau die beiden Hypotheken ihm gegenüber als Treugut 
[fiduziariſches Eigentum] innegehabt habe. Nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. iſt zur Begründung eines Treuhand⸗ 
verhältniſſes ein Rechtsgeſchäft erforderlich, durch das der eine 
Treugeber! aus feinem Vermögen dem andern [Treuhänder] 
einen Gegenſtand zur Erreichung eines gewiſſen Zweckes an⸗ 
vertraut, und zwar rechtlich übereignet, aber derart, daß der 
Gegenſtand wirtſchaftlich das Vermögen des andern nicht ver⸗ 
mehren und der andere den Gegenſtand nicht zu eigenem Vorteil, 
ſondern zur Erreichung des Zweckes gebrauchen ſoll [RG. 45, 86; 
79, 122; 80) 84, 217; Gruchots Beitr. 54,626]. Im vorliegenden 
Falle hat der Kläger die beiden Hypotheken ſeiner Ehefrau nicht 
anvertraut, ihr nicht rechtlich übereignet mit der Abſicht, daß 
die Hypotheken wirtſchaftlich Beſtandteile ſeines Vermögens 
bleiben ſollten; er hat die Hypotheken überhaupt niemals 
beſeſſen. Vielmehr hat die Ehefrau die Hypotheken aus den 
Vermögen Dritter, nämlich zufolge Beſtellung der Hypotheken 
für ſie durch die Eigentümer der belaſteten Grundſtücke erworben. 
Wenn auch, wie Kläger behauptet, ihm der zum Erwerbe der 
Hypotheken hingegebene Geldbetrag gehört und er an die den 
Geldbetrag auszahlende Bank den Auftrag erteilt hätte, für 
ihn die Hypotheken zu erwerben, würden doch die Hypotheken 
nicht als aus ſeinem Vermögen an die Ehefrau übertragen, 
als von ihm der Ehefrau zur Erreichung eines Zweckes an⸗ 
vertraut zu gelten haben. Vielmehr würde ihm, wenn nicht 
überhaupt nur eine Forderung auf Erſtattung des Geldes, ſo 
doch höchſtens ein perſönlicher [ſchuldrechtlicher! Anſpruch auf 
Übertragung der Hypotheken gegen ſeine Ehefrau zugeſtanden 
haben. Die Ehefrau hätte nicht von ihm fiduziariſches, ſondern 
von den Gepndſtückseigentümern durch die Hypothekbeſtellungen 
uneingeſchränktes Gläubigerrecht an den Hypotheken erlangt 
vgl. RG. in Gruchots Beitr. 54, 626]. Hieran würde auch 
nichts geändert ſein, wenn, wie der Kläger weiter behauptet, 
die Ehefrau ſpäter anerkannt hätte, daß die Hypotheken zu 
Unrecht auf ihren Namen ſtatt auf den Namen des Klägers 
eingetragen worden ſeien, und wenn zwiſchen den Eheleuten 
vereinbart worden wäre, daß die Umſchreibung der Hypotheken 
auf den Namen des Klägers zur Erſparung von Koſten vor⸗ 
läufig unterbleiben ſolle. Dieſe Tatſachen hätten nicht bewirken 
können, daß nunmehr die Hypotheken zu ſolchen, die der Kläger 
ſeiner Ehefrau zur Erreichung eines Zweckes aus ſeinem Ver⸗ 
mögen übertragen hätte, geworden, daß die von der Ehefrau 
erworbenen uneingeſchränkten Gläubigerrechte in fiduziariſche 
umgewandelt wären. Vielmehr hätten die Tatſachen nur die 
Bedeutung gehabt, daß die Ehefrau das Beſtehen des vor⸗ 
bezeichneten Anſpruchs des Klägers auf die Hypotheken an⸗ 
erkannte und daß von Erfüllung des Anſpruchs durch Über: 
tragung der Hypotheken auf den Kläger zur Erſparung von 
Koſten vorläufig abgeſehen werden ſollte. Da die Übertragung 
auch ſpäterhin nicht bewirkt worden iſt, war in jedem Falle die 
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Ehefrau uneingeſchränkte Gläubigerin der Hypotheken geblieben, 
ſo daß dieſe ihr „gehörig“ waren. Dem Kläger ſtand daher 
ein Recht auf Ausſonderung der Hypotheken aus der Konkurs⸗ 
maſſe zur Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens über das 
Vermögen ſeiner Ehefrau nicht zu. Deshalb hat er, nachdem 
die Hypotheken vom beklagten Konkursverwalter während des 
Konkursverfahrens veräußert worden ſind, auch nicht ein Recht 
auf Herausgabe des von der Konkursmaſſe durch die Veräußerung 
Erlangten nach Maßgabe des § 46 KO. Er kann ſeinen etwaigen 
ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Übertragung der Hypotheken mur 
als gewöhnliche Konkursforderung gemäß SS 3, 12, 69, 
139 ff. KO. gegen die Konkursmaſſe geltend machen. R. c. R., 
U. v. 29. Mai 15, 32/15 V. — Breslau. [S.] 
717. Anwaltshonorar.] 

Für den früher wegen Geiſtesſchwäche vom badiſchen 
Amtsgerichte A. entmündigten Beklagten iſt als Vormund hin⸗ 
ſichtlich der Vermögensverwaltung der Juſtizrat K. in H. als 
Vormund für die perſönlichen Angelegenheiten und als Gegen⸗ 
vormund ſeit 1. April 1911 der Kläger beſtellt worden. Nach 
dem Tod des Vaters des Beklagten, der in Baden im Mai 1911 
unter Hinterlaſſung eines Vermögens von etwa 2 Millionen 
Mark und eines formwidrigen Teſtamentes ſtarb und vom Be⸗ 
klagten nebſt ſeinen zwei Brüdern beerbt wurde, iſt der Kläger 
vom Vormund K. mit der Vertretung des Beklagten bei der 
Erbauseinanderſetzung beauftragt worden. Für ſeine Tätigkeit 
als Vormund und Gegenvormund in der Zeit bis 15. Sep⸗ 
tember 1912 hat der Kläger auf Grund der Bewilligung des 
Vormundſchaftsgerichts 1500 & erhalten; für die weitere gleiche 
Tätigkeit bis zu der am 10. Februar 1914 erfolgten Aufhebung 
der Entmündigung hat der Kläger vom Beklagten ſelbſt den 
Betrag von 1410 & verlangt, und dieſer hat die Summe 
dem Kläger am 21. März 1914 entrichtet. Mit der Klage 
verlangt der Kläger für feine Tätigkeit im Erbauseinander⸗ 
ſetzungsverfahren 6000 &. Der Klage iſt in beiden Vor⸗ 
inſtanzen entſprochen worden. Im Reviſionsverfahren hat der 
Beklagte den Antrag geſtellt, nach ſeinem Berufungsantrage zu 
erkennen. Aus den Gründen: Die Entſcheidung des BO. 
beruht darauf, daß die Parteien vertragsmäßig eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung des Klägers für feine Tätigkeit im Erb⸗ 
auseinanderſetzungsverfahren vereinbart hätten und daß nach 
dem Gutachten der Anwaltskammer der beanſpruchte Betrag 
von 6000 & ein angemeſſener ſei. Dieſe Erwägung läßt nach 
keiner Richtung einen Rechtsirrtum erkennen. Zunächſt beſteht 
kein grundſätzliches Bedenken gegen die Wirkſamkeit des feſt⸗ 
geſtellten Vertrags aus dem Grunde, weil lediglich die an 
gemeſſene Vergütung ohne Bezeichnung eines beſtimmten 
Betrags vereinbart worden iſt. Die Feſtſetzung eines beftimmten 
Betrags iſt allerdings, wie der erkennende Senat bereits M 
ſeiner Entſcheidung vom 18. Juni 1912 [Rep. III 488/1911] %0 
ausgeſprochen hat, die Vorausſetzung für eine gültige vertrags⸗ 
mäßige Gebührenfeſtſetzung im Sinne des § 93 RAGD. Allein, 
da die fragliche Tätigkeit des Klägers auf ein Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſich beſchränkte, fo konnt nach $ 1 
daſelbſt nicht dieſe, ſondern das badiſche Landesrecht zur Ar 
wendung, deſſen Nachprüfung der Reviſionsinſtanz entzogen it 


) JW. 1912, 885. 
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44. Jahrgang. 
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Weiterhin ſcheitert die Rüge der Reviſion, daß der Beklagte 


ſich nicht unbeſchränkt zur Gewährung einer angemeſſenen Ver⸗ 
gütung verpflichtet, vielmehr in ſeinem Briefe vom 23. Fe⸗ 
bruar 1914 jedenfalls nur eine geringere Vergütung als 
6000 & verſprochen habe, an den bedenkenfreien tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. In dem genannten Briefe hat der 
Beklagte dem Kläger zwar nicht die Bewilligung der von dieſem 
verlangten 6000 & zugeſagt, aber er hat die Erklärung ab: 
gegeben, daß er die Vergütung des Klägers nach dem Gegen⸗ 
ſtande, der Mühewaltung und überhaupt anſtändig und an⸗ 
gemeſſen belohnen werde; dieſes Angebot hat der Kläger nach 
der Auffaſſung des BG. angenommen. Unerheblich iſt, daß 
der Beklagte längere Zeit nachher in ſeinem Briefe vom 
23. März 1914 ſich auf einen anderen Standpunkt geſtellt hat. 
Unbegründet iſt endlich die gegen die Höhe der Vergütung 
erhobene Reviſionsrüge. Die Reviſion meint, daß die Erb⸗ 


teilungsverhandlungen zu der Tätigkeit des Klägers als Gegen⸗ 


vormunds gehört hätten, und daß deshalb in der dem Kläger 
als Gegenvormund gewährten Vergütung bereits eine Ent⸗ 
ſchädigung für ſeine Tätigkeit im Erbauseinanderſetzungsverfahren 
wenigſtens zum Teil enthalten geweſen ſei. Dem iſt entgegen⸗ 
zuhalten, daß die Vertretung im letzteren Verfahren nicht zur 
Tätigkeit des Klägers als Gegenvormund gehörte, weil deſſen 


Aufgabe in der Überwachung der Vormundſchaftsführung, nicht 


aber in der Vertretung des Mündels beſteht ($ 1799 BGB.), 
und daß nach der Feſtſtellung des BG. durch die beiden dem 
Kläger gewährten Bewilligungen von 1500 und 1410 4 


lediglich ſeine Tätigkeit als Vormund und Gegenvormund ab⸗ 
gegolten wurde. S. c. R., U. v. 1. Juni 15, 570/14 III. — 


Karlsruhe. S.] 


II. Preußiſches Recht. 
Preußiſches Waſſergeſetz vom 7. April 1913. 


"+18. Wem fällt nach dem preußiſchen Waſſergeſetz das 


durch Anſchüttungen entſtandene Land zu? Wie ſind vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes entſtandene, aber bisher nicht privat⸗ 
rechtsfähige Anlandungen zu beurteilen?! 

Die Beklagten A. und F. C. ſind Eigentümer des auf dem 
linken Rheinufer in der Gemeinde L. gelegenen, an den Rhein 


angrenzenden Gutes Sch., das ſie an den Beklagten van B. 


verpachtet haben. Der Kläger hat im Jahre 1850 zum Schutze 
des Ufers gegen die Strömung des Rheins da, wo er am Sch. 
vorüberfließt, ein Deckwerk errichtet, das in der Anſchüttung 
einer Steinböſchung und Pflaſterung eines ſchmalen Streifens 
der Oberkante des zum Gute Sch. gehörigen Ufergeländes 
beſtand [altes Deckwerkl. In den Jahren 1873 und 1874 hat 
der Kläger oberhalb des Deckwerks zehn Buhnen angelegt, in 
den Jahren 1888 und 1889 vier weitere Buhnen ſtromabwärts. 
Die Buhnenköpfe verband er in den 1890 er Jahren miteinander 
durch ein weiteres Deckwerk [neues Deckwerk. Allmählich 
entſtand in dem Raume zwiſchen dem alten und neuen Deck⸗ 
werke feſtes Land, das in einer Größe von etwa 2 ha als 


Wieſe nutzbar wurde. Dieſes Land wurde vom Kläger ver⸗ 


pachtet, dem Pächter wurde aber auf Veranlaſſung des Vaters 
und Erblaſſers der jetzigen Beklagten C. die Nutzung der Wieſe 
durch den Beklagten van B., dem dieſer es verpachtet hatte, 
entzogen. Der Kläger hat deshalb Klage erhoben mit dem 
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Antrage auf Verurteilung der Beklagten zur Anerkennung ſeines 
Eigentums an der Wieſe und demgemäß zur Wiedereinräumung 
des Beſitzes, ſowie zur Zahlung von 130 & Schadenserſatz für 
die entzogene Grasnutzung. Das LG. hat durch Teilurteil die 
Beklagten zur Anerkennung des Eigentums des Klägers und 
zur Wiedereinräumung des Beſitzes verurteilt. In der Berufungs⸗ 
inſtanz haben die Beklagten Abweiſung der Klage, der Kläger 
in erſter Linie Zurückweiſung der Berufung beantragt; hilfs⸗ 
weiſe hat der Kläger im Wege der Anſchlußberufung beantragt, 
feſtzuſtellen, daß den Beklagten C. kein Eigentum an der Wieſe 
zuſtehe, und ſie zu verurteilen, ſich aller Beſitzhandlungen daran 
zu enthalten. Dieſen Hilfsantrag hat er auf die Behauptung 
gegründet, daß die ſtreitige Wieſe, wenn ſie nicht Privateigentum 
des Klägers ſei, zum öffentlichen Eigentume [domaine public] 
gehöre. Das BG. hat durch das jetzt angefochtene Urteil auf 
die Berufung der Beklagten die Klage, ſoweit darüber in dem 
Teilurteile des LG. entſchieden war, abgewieſen und den mit 
der Anſchlußberufnng geſtellten Hilfsantrag des Klägers wegen 
der darin zu findenden Klagänderung zurückgewieſen. Die 
Reviſion des Klägers blieb erfolglos. Aus den Gründen: 
Der Bert. geht von der nach Maßgabe der dem BU. zugrunde 
liegenden mündlichen Verhandlung unſtreitigen Tatſache aus, 
daß die an den Rhein anſtoßende Fläche, an welcher der Kläger 
in erſter Linie privates Eigentum in Anſpruch nimmt, der Höhe 
nach zwiſchen der Linie des gewöhnlichen und der des 
höchſten normalen Waſſerſtandes des Rheins belegen iſt. 
Hieraus zieht er zunächſt die Folgerung, daß bis zum Inkraft⸗ 
treten des neuen preußiſchen Waſſergeſetzes, alfo bis zum 1. Mai 
1914, die Fläche nach den bis dahin in Geltung geweſenen 
waſſerrechtlichen Vorſchriften des Rheiniſch-Franzöſiſchen Rechts 
zum Flußbette gehörte und deshalb eine dem Privatrechte ent⸗ 
zogene, dem gemeinen Gebrauche dienende Sache [res omnium 
communis] im Sinne des Art. 714 Code civil war. Dabei 
legt er die in der Rechtſprechung des Rheiniſch-Franzöſiſchen 
Rechts anerkannte, auch vom RG. für dieſes Rechtsgebiet und 
für dasjenige des gemeinen Rechts ſtändig feſtgehaltene Rechts⸗ 
auffaſſung zugrunde, derzufolge die Grenze zwiſchen dem Fluß⸗ 
bette und dem Flußufer durch die Linie gebildet wurde, welche 
der Fluß bei ſeinem höchſten normalen Waſſerſtande 
erreicht. In Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze hat der BerR. 
ohne Rechtsirrtum angenommen, daß die Behauptung des Fiskus, 
er habe bereits vor dem 1. Mai 1914 Privateigentum an der 
ſtreitigen Fläche beſeſſen, unbegründet ſei. Der BerR. hat aber 
hilfsweiſe noch ausgeführt, auch wenn anzunehmen wäre, daß 
die ſtreitige Fläche nach bisherigem Rechte privateigentumsfähig 
geweſen ſei, ſo würde das Eigentum daran nicht dem klagenden 
Fiskus, ſondern den Eigentümern des angrenzenden Gutes Sch., 
nämlich den Beklagten C. bzw. ihren Vorbeſitzern, zugeſtanden 
haben. Es ſei nämlich erwieſen und auch jetzt nicht mehr be⸗ 
ſtritten, daß die ſtreitige Fläche noch nach der vom Kläger 
bewirkten Kiesaufſchüttung mit der Oberfläche unter dem 
Waſſerſpiegel des Rheins gelegen habe. Die Erdſchicht, 
welche ſich nach und nach auf der Kiesanſchüttung durch An— 
ſpülung angeſetzt und im Laufe der Jahre das jetzt nutzbare 
Wieſenland gebildet habe, ſei eine Anlandung [Alluvion]. Dieſe 
Anlandung gehöre ſowohl nach Art. 556 Code civil wie nach 
8 5 des preußiſchen Strombauverwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 
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1883 dem Ufereigentümer. Als Ufereigentümer ſei aber 
vorliegend nicht der Kläger anzuſehen; das in Betracht kommende 
Ufergrundſtück gehöre vielmehr zum Gute Sch. Durch die An⸗ 
legung des alten Deckbetts, das nur in der Anſchüttung einer 
Steinböſchung an dem Ufer und in der Pflaſterung eines 
ſchmalen Streifens der Oberkante des Ufers beſtand, habe ſich 
an den Eigentumsverhältniſſen nichts geändert, insbeſondere ſei 
dadurch kein neues ſelbſtändiges Grundſtück zwiſchen dem Fluß⸗ 
bette und den Ufergrundſtücken entſtanden. Die Eigentümer des 
Gutes Sch. ſeien nach wie vor Uferanlieger bis zum Flußbette 
geblieben. Die Deckwerke, Buhnen und Kiesanſchüttungen 
ſtellten ſich als Stromregulierungswerke dar, die im öffentlichen 
Intereſſe angelegt ſind und nach Vorſchrift der 88 5 und 3 
des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 die Entſtehung von Privat⸗ 
eigentum [der Uferangrenzer] an der durch ſie herbeigeführten 
bzw. beſchleunigten Anlandung für die Ufereigentümer nicht 
hindern. — Die Reviſion bezeichnet dieſe Ausführungen als 
„belanglos“. Ihre Richtigkeit könnte in der Tat dahingeſtellt 
bleiben, wenn ſie nur zur Begründung der Annahme dienten, 
daß der Fiskus nicht bereits vor dem 1. Mai 1914 Eigentümer 
der ſtreitigen Fläche geworden ſei, da dieſe Annahme ſchon durch 
den erſten Entſcheidungsgrund, wonach die Fläche bis dahin 
dem Privateigentume nicht zugänglich war, getragen wird. Die 
Ausführungen bilden aber zugleich die Grundlage für die 
Zurückweiſung des von dem Kläger in zweiter Linie geltend 
gemachten Angriffsmittels, daß er durch das neue Waſſergeſetz 
vom 7. April. 1913 Eigentümer der Fläche geworden ſei. In 
dieſem Zuſammenhange werden ſie deshalb zu erörtern ſein. 
Der Fiskus hat nämlich in zweiter Linie ſeinen Eigentums⸗ 
anſpruch darauf gegründet, daß ihm das Eigentum an der 
ſtreitigen Fläche durch das neue Waſſergeſetz zugefallen ſei. 
Der BerR. führt demgegenüber aus, das neue Waſſergeſetz 
ſpreche nicht für die Auffaſſung des Klägers, ſondern gegen ſie. 
Es beftimme nämlich in § 7, daß an den Waſſerläufen 
etfter Ordnung, zu welchen der Rhein gehöre, dem Staate 
das Eigentum zukomme. Die Grenze aber zwiſchen dem 
Waſſerlaufe und dem Ufergrundſtücke werde nicht mehr, wie 
nach bisherigem Rheiniſchen Rechte, durch die Linie des höchſten 
normalen Waſſerſtandes, ſondern nach § 12 des neuen Geſetzes 
durch die Grenze des Graswuchſes, und ſoweit dieſe über dem 
gewöhnlichen Waſſerſtande liege, durch dieſen beſtimmt. 
Sonach frage es ſich, wem die ſtreitige. Fläche jetzt gehöre, die 
unbeſtritten zwiſchen der Linie des gewöhnlichen und der des 
höchſten Waſſerſtändes liege, alſo nach jetzigem Rechte nicht 
mehr einen Beſtandteil des Waſſerlaufes bilde. Das neue 
Waſſergeſetz enthalte darüber keine ausdrückliche Beſtimmung; 
aus 8 12, durch welchen die Abgrenzung des Eigentums der 
Uferanlieger und des Eigentums am Waſſerlaufe eine geſetzliche 
Neuregelung erfahren habe, ergebe ſich aber, daß mit dem 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes alles über der neuen 
Uferlinie liegende Land nunmehr den Uferanliegern 
zuſtehen ſoll. Die gegenteiligen Ausführungen des Klägers 
ſeien unbegründet; insbeſondere entbehre die Behauptung des 
Klägers, daß die ſtreitige Fläche für einen Augenblick 
herrenlos geworden und dem Aneignungsrechte des 
Klägers unterworfen geweſen ſei, der geſetzlichen Grundlage. 
Dieſen Ausführungen kann inſofern nicht vollſtändig bei⸗ 
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gepflichtet werden, als aus 5 12 des Waſſergeſetzes hergeleitet 
wird, daß alles über der dort beſtimmten Uferlinie befindliche 
Land, gleichviel wie es entſtanden iſt oder entſteht, den Eigen⸗ 
tümern der bisher an den Waſſerlauf angrenzenden Grundſtücke 
als Eigentum zufalle. S 12 enthält nur die Abgrenzung 
zwiſchen Flußbett und Flußufer. Wem das zu Ufer werdende 
Land zufalle, iſt darin nicht beſtimmt. Den „Angrenzern“ iſt 
durch SS 17, 140, 162 des Geſetzes nur das Eigentum an 
Anlandungen zugeſprochen, ſei es, daß dieſe von ſelbſt oder 
infolge von Unterhaltungs oder Ausbauarbeiten entſtanden find. 
Solche Flächen, die unmittelbar durch künſtliche Aufſchüttungen 
entſtanden ſind, können den Anlandungen nicht gleichgeſtellt 
werden. Das ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute des § 17, 
der von „durch allmähliche Anſpülungen“ entſtehenden An: 
landungen ſpricht, wie auch aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes. Ein in der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes ge⸗ 
ſtellter Antrag, demzufolge: „das durch Anſchüttung oder ähnliche 
Maßnahmen im Anſchluſſe an das bisherige Ufer aus dem 
Waſſerlaufe entſtandene Land wie eine Anlandung behandelt 
werden ſollte“, iſt abgelehnt worden mit der Begründung, daß 
dadurch ein ungerechtfertigter Vorteil für die Angrenzer ent⸗ 
ſtehen würde, deren Intereſſen dadurch genügend gewahrt ſeien, 
daß ihnen durch anderweite Beſtimmungen des Geſetzes der 
Zugang zu dem Waſſerlaufe geſichert werde, auch wenn ihre 
Grundſtücke durch die Ausbauarbeiten von dem Waſſerlaufe ab⸗ 
gedrängt worden ſeien [vgl. Druckſ. des AbgH. 21. IP. 
V. Seſſ. 1912/13, Nr. 606 A zu 8 149, S. 176, 177 und 
Nr. 611 A zu § 149, S. 270, 271]. Es muß daher aller⸗ 
dings mit den Kommentaren [vgl. Holz⸗Kreuz zu § 17 Be. ! 
S. 116; Bitta und v. Kries zu § 162 S. 240] angenommen 
werden, daß nach dem neuen Waſſergeſetze durch künſtliche An⸗ 
ſchüttungen entſtandenes Land nicht den bisherigen Angrenzern, 
ſondern dem Eigentümer des Waſſerlaufes zufällt, wie für das 
Gebiet des PrALR. ſchon auf Grund des bisherigen Reckts⸗ 
zuſtandes vom RG. angenommen worden iſt [vgl. RG. 28, 209, 
71, 63].) Mit Unrecht behauptet aber die Reviſion, daß hier 
ein durch ſolche Anſchüttung entſtandenes Land vorliege. Nach 
den Feſtſtellungen des BerR. find allerdings von der Waſſerbau⸗ 
verwaltung auch Kiesanſchüttungen im Flußbette vorgenommen 
worden, aber ſie ſind unterhalb des Waſſerſpiegels des 
Rheins geblieben und erſt allmählich iſt infolge An: 
ſpülung über den Waſſerſpiegel hinausragendes Land oberhalb 
der Kiesanſchüttungen entſtanden. Unbedenklich handelt es ſich 
ſonach im vorliegenden Falle um eine infolge der aus⸗ 
geführten Arbeiten entſtandene Anlandung, welche 
nach § 5 des Strombauverwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 
1883 und ebenſo nach § 140 des neuen Waſſergeſetzes in der 
gleichen Weiſe, wie eine von ſelbſt entſtandene Anlandung, den 
Anliegern als Eigentum zufällt. Der BerR. hat auch ohne 
Rechtsirrtum verneint, daß das [alte] Deckwerk ſelbſt, welches 
im Jahre 1850 von dem Kläger errichtet worden iſt, ein be⸗ 
ſonderes Ufergrundſtück bilde, durch welches das Gut Sch. vom 
Ufer abgedrängt worden wäre. Nach den Feſtſtellungen des 
BerR. beſtand nämlich das Deckwerk nur in der Anſchüttung 


40 JW. 1909, 397; Neumann, Nſpr. II § 903 Anm. be, 5 925 
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einer Steinböſchung an das Ufer und in der Pflaſterung eines 
ſchmalen Streifens der Oberkante des Ufers, ſo daß, wie er 
erſichtlich annimmt, eine irgendwie erhebliche Erweiterung des 
Ufers in horizontaler Richtung in das Flußbett hinein nicht 
ſtattgefunden hat, ſondern die Anlage des Deckwerks, ſoweit ſie 
über den Waſſerſpiegel hervorragt, auf dem bisherigen Ufer, 
alſo auf dem zum Gute Sch. gehörigen Grund und Boden, 
erfolgt iſt. War aber das Deckwerk vom Staate auf Grund 
und Boden des Gutes Sch. errichtet, ſo wurde dadurch an den 
Eigentumsverhältniſſen des Ufergrundſtücks nichts geändert. 
Durch § 3 des Strombauverwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 
1883 [alfo eine nach der Errichtung des Deckwerks in Kraft 
getretene Beſtimmung! find die Ufereigentümer verpflichtet 
worden, zu den im öffentlichen Intereſſe zu errichtenden Deck⸗ 
werken uſw. den erforderlichen Grund und Boden zur Be: 
nutzung einzuräumen; daraus ergibt ſich, daß ihnen das 
Eigentum an dem Grund und Boden verbleibt. Das gleiche 
war aber auch vorher ſchon für das Gebiet des Rheiniſch⸗ 
Franzöſiſchen Rechts in Geltung. Die Bemerkung bei Mahraun 
lu § 3 des Strombauverwaltungsgeſetzes Anm. 9], nach bis: 
herigem Rechte habe der Staat auch durch tatſächliches Bauen 
auf fremdem Grund und Boden Eigentümer der in Beſitz ge⸗ 
nommenen Fläche werden können, bezieht ſich auf die beſondere 
Beſtimmung des PrALR. [S 332 I, 9J. Für das Rheiniſch⸗ 
Franzöſiſche Recht galt, ebenſo wie für das Gemeine Recht, der 
Grundſatz: „Inaedificatio cedit solo“, der in Art. 555 Code civil 
ſeinen Ausdruck und ſeine nähere Regelung gefunden hat. Bei 
dieſer Sachlage iſt die Annahme des BerR., daß auch die nach 
Errichtung des Deckwerks entſtandenen Anlandungen dem Gute 
Sch. als dem Ufergrundſtücke zugewachſen ſind, nicht zu be⸗ 
anſtanden. Dann erſcheint aber auch ſeine weitere Annahme 
gerechtfertigt, daß die ſtreitige Fläche mit dem Inkrafttreten des 
neuen Waſſergeſetzes Eigentum der Beklagten C. geworden iſt. 
Zwar hat § 140 des Waſſergeſetzes wohl nur den gewöhnlichen 
Fall ins Auge gefaßt, daß Anlandungen nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes durch Veränderungen des Flußbetts tatſächlich 
neu entſtehen. Er iſt aber unbedenklich auch auf den hier vor⸗ 
liegenden außergewöhnlichen Fall entſprechend anzuwenden, daß 
eine bereits tatſächlich entſtandene, aber bisher nicht privat⸗ 
rechtsfähige Anlandung durch das Inkrafttreten des Geſetzes 
Anlandung im Rechtsſinne geworden iſt. — Die Andeutung 
des Klägers ſchließlich, die ſtreitige Fläche könne bei dem 
Inkrafttreten des Geſetzes „einen Augenblick“ berrenlos geworden 
ſein und ſeinem Aneignungsrechte unterlegen haben, iſt vom 
BerR. ohne Rechtsirrtum als einer geſetzlichen Grundlage ent⸗ 
behrend bezeichnet. Die durch § 12 des neuen Waſſergeſetzes 
geſchaffene Privateigentums fähigkeit der bis dahin dem Privat⸗ 
eigentume entzogen geweſenen Fläche und ihr aus ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Anlandung im Sinne des 8 140 ſich ergebender 
Übergang in das Eigentum der Angrenzer traten gleichzeitig 
und kraft des Geſetzes, ohne ein dazwiſchenliegendes, wenn auch 
noch ſo kurzes Stadium der Herrenloſigkeit ein und ohne daß 
es einer Beſitzergreifung durch die Angrenzer bedurfte. Somit 
ſtellt ſich die Abweiſung des Anſpruchs des Klägers auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß er Eigentümer der ſtreitigen Fläche ſei, und des 
daraus hergeleiteten Anſpruchs auf Wiedereinräumung des 
Beſitzes lals frei von Rechtsirrtum dar. Die Frage, ob dem 


Juriſtiſche Wochenſchrift. Eu 931 


Kläger etwa auf Grund des § 140 Abſ. 2 ff. des Waſſergeſetzes 
ein Recht auf den Beſitz und die Nutzungen der ſtreitigen 
Fläche bis zur Erteilung der Erlaubnis zur Beſitznahme durch 
die Angrenzer und bis zur Erſtattung der auf die ‚Unter: 
haltungsarbeiten, deren Folgen die Anlandungen ſind, ver⸗ 
wendeten Koſten zuſteht, mußte außer Betracht gelaſſen werden, 
da der Kläger die Anſprüche, über welche der BerR. erkannt 
hat, aus einem ſolchen Rechte, das ſich, ſofern es privat⸗ 
rechtlicher Natur iſt, als ein Recht an einer fremden Sache 
darſtellt, nicht hergeleitet hat. Es kann deshalb auch un⸗ 
erörtert bleiben, ob für die Geltendmachung eines ſolchen Rechts 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten zuläſſig ſein 
würde [vgl. RG. 33, 332]. — Gegen die Abweiſung des mit 
der Anſchlußberufung geſtellten Hilfsantrags, die wegen un⸗ 
zuläſſiger Klagänderung erfolgt iſt, ſind von der Reviſion keine 
Rügen nach Vorſchrift der SS 554 Abſ. 3 Nr. 2 b, 559 ZPO. 
erhoben worden. Die Reviſion mußte aus dieſen Gründen 
zurückgewieſen werden. Preuß. Fiskus c. C. u. Gen., U. v. 
9. Juni 15, 91/15 V. — Düſſeldorf. [B.) 
Enteignungsgeſetz. 

+19. Wann iſt für einen enteigneten und für einen infolge 
der Zwangsenteignung neu errichteten Zaun Entſchädigung zu 
leiſten ?] | 

Es handelt ſich in der Reviſionsinſtanz nur noch um zwei 

Forderungen des Klägers, nämlich auf Entſchädigung wegen 
des Wertes eines alten, enteigneten Zaunes und eines aus 
Anlaß der Enteignung neu errichteten Zauns. Als Wert des 
alten Zauns hatte der Kläger in der Berufungsinſtanz den 
Betrag von 6000 & beanſprucht. Nachdem aber der Sach⸗ 
verſtändige V., dem der Ber R. im übrigen folgt, den Wert 
auf nur 2048 & feſtgeſtellt hat, beanſprucht der Kläger jetzt 
nur noch in dieſer Höhe die Gewährung einer Entſchädigung. 
Der BerR. hat dieſe Gewährung abgelehnt mit der Begründung, 
nur im Fall beſonderer polizeilicher Genehmigung der Errichtung 
dieſes Zauns, an der es hier fehle, würde der Kläger Ent⸗ 
ſchädigung beanſpruchen können; anderenfalls hätte der Grund⸗ 
ſtückseigentümer den Zaun auf eigene Gefahr errichtet, weil er 
immer mit der Durchführung des ihm amtlich bekahittgegehenen 
Bebauungsplans habe rechnen müſſen. Dieſe Begründung iſt 
nicht ſtichhaltig. Zwar war das Grundſtück des Klägers 
ſchon vor 1875 mit der öffentlich⸗rechtlichen Dienſtbarkeit der 
Unbebaubarkeit belaftet worden; es tft aber in der überein: 
ſtimmenden Rechtſprechung des RG., des PrOTr. und des OVG. 
anerkannt, auch im Schrifttum gebilligt, daß Zäune nicht als 
Gebäude im Sinne des Fluchtliniengeſetzes anzuſehen find [vgl. 
Friedrichs-von Strauß und Torney, Fluchtliniengeſetz, 5. Aufl., 
S. 146 Anm. 7 zu 88 13, 14], da der Zweck einer derartigen 
Einfriedigung nicht die bauliche Ausnutzung, ſondern die Sicherung 
der Nutzung an Grund und Boden iſt. Deshalb war eine 
baupolizeiliche Genehmigung zur Errichtung des Zaunes hier, 
wie der Ber. ſelbſt anerkennt, nicht erforderlich und iſt auch 
nicht erteilt worden. Auf Grund ſeines, abgeſehen von der 
Unbebaubarkeit, uneingeſchränkten Eigentums am Grundſtück 
ſtand es hiernach dem Eigentümer frei, den Zaun zu errichten 
und dadurch ſein Eigentum gegen Störung durch Dritte zu 
ſchützen. Ihm im Falle der Enteignung des Zaunes eine 
Entſchädigung dafür trotz des Grundſatzes des § 1 Enteign®. 
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zu verſagen, dazu gibt das Geſetz keinerlei Anhalt. Nur dann 


wäre die Entſchädigung nach § 13 EnteignG. abzulehnen 


geweſen, wenn aus der Art der Anlage, dem Zeitpunkt ihrer 
Errichtung oder den ſonſt obwaltenden Umſtänden erhellen 
würde, daß der Zaun nur in der Abſicht errichtet worden iſt, 
eine höhere Entſchädigung zu erzielen. Daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen hier zuträfen, hat aber die Beklagte ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet. Die geforderte, ihrer Höhe nach jetzt unbeſtrittene 
Entſchädigung war daher dem Kläger zuzuſprechen. Dagegen 
hat es der BerR. mit Recht abgelehnt, dem Kläger eine Ent⸗ 
eignungsentſchädigung für den Betrag zu gewähren, den er 
dafür hat aufwenden müſſen, daß er einen neuen Zaun zur 
Abſchließung ſeines Grundſtücks gegen die neue Straße, zu 
deren Anlegung die Enteignung erfolgt war, hat errichten 
müſſen. Der BerR. begründet die Ablehnung damit, daß das 
Reſtgrundſtück des Klägers durch die neue Straßenanlage einen 
Mehrwert erlangt habe, der die Koſten dieſes Zaunes erheblich 
überſteige. Dieſer Mehrwert beruht freilich auf einem aus der 
neuen Anlage, zu deren Durchführung die Enteignung beſtimmt 
war, erwachſenen allgemeinen Vorteil, der an ſich allen an 
der neuen Straße belegenen Eigentümern gleichmäßig zugute 
kam, ohne Unterſchied, ob ſie von der Enteignung betroffen 
worden waren oder nicht, und es iſt in feſter Rechtſprechung 
des RG. anerkannt, daß ſolche allgemeinen Vorteile nicht auf⸗ 
gerechnet werden dürfen gegen Nachteile, die dem Reſtgrundſtücke 
infolge der neuen Anlage erwachſen find. [RG. 57, 242;*°) 
67, 178.]“4) Dieſer Grundſatz aber verſagt, wenn es ſich nicht 


um beſondere, gerade das Reſtgrundſtück treffende Nachteile, 
ſondern um allgemeine Nachteile handelt, die alle Anlieger an 


der neuen Straße ohne Rückſicht darauf, ob ſie von der Ent⸗ 
eignung betroffen waren, gleichmäßig belaſtet und untrennbar 
mit jenen allgemeinen Vorteilen verknüpft ſind. In einem 
ſolchen Falle handelt es ſich um die einheitliche Wirkung einer 
und derſelben Tatſache, nämlich der Belegenheit des Reſt⸗ 
grundſtücks an der neuen Straße. Iſt dieſe Belegenheit durch 
die Enteignung eingetreten, ſo darf nicht eine einzelne nach⸗ 
teilige Folgewirkung aus der Geſamtwirkung als ſelbſtändiger, 
für ſich wirkender Faktor herausgelöſt und auf ihn ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegründet werden. Vielmehr iſt bei der 
Prüfung der Frage, ob für das Reſtgrundſtück ein Schaden 
entſtanden iſt, auf das Endergebnis zu ſehen, das die mit der 
neuen Anlage untrennbar verbundenen Vorteile und Nachteile 
in ſich zuſammenfaßt. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem ſchon 
angeführten in RG. 67, 173 abgedruckten Urteil zugrunde, und 
an ihr iſt feſtzuhalten, mag auch im einzelnen nicht allen dort 
dargelegten Entſcheidungsgründen beizupflichten ſein. Auch dort 
iſt ſchon ausgeſprochen, daß zwar die Aufrechnung allgemeiner 
Vorteile gegen die dem Reſtgrundſtück erwachſenen „beſonderen“ 
Nachteile unzuläſſig ſei, daß aber dieſer Grundſatz den Fall 
nicht treffe, wenn der Nachteil unmittelbar und untrennbar mit 
der werterhöhenden Tatſache verbunden ſei. In einem ſolchen 
Falle iſt der Nachteil ohne den entſprechenden Vorteil nicht zu 
denken, und er trifft, ohne Rückſicht auf eine Enteignung, jeden, 
der an dem Vorteil teilnimmt. Wollte man in einem ſolchen 
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Falle einem Straßenanlieger, dem eine Grundfläche zur Her: 
ſtellung der Straße enteignet worden iſt, eine Vergütung für 
derartige allgemeine Nachteile gewähren, ſo würde man ihn 
damit beſſer ſtellen als diejenigen Grundſtückseigentümer, die 
ohne das Dazwiſchentreten einer Enteignung an dieſelbe Straße 
zu liegen gekommen ſind. Denn für dieſe iſt eine Vergütung 
für jeden Nachteil ausgeſchloſſen, weil eine Entſchädigung nicht 
zu gewähren iſt, wenn durch eine allgemein wirkende Rechts⸗ 
norm allen Beteiligten eine Laſt auferlegt und nicht zugleich 
eine Entſchädigungspflicht geſetzlich begründet iſt. Eine ſolche 
verſchiedene Behandlung der Straßenanlieger kann das Ent: 
eignungsgeſetz nicht beabſichtigt haben. Gegen eine derartige 
Abſicht ſprechen dieſelben Gründe, die dazu geführt haben, dem 
Enteigneten eine Entſchädigung für die Koſten der Anliegerbeiträge 
zu verſagen [RG. 57, 249; “s) Gruchot 32, 718; 55, 1183; 
JW. 1910, 59238]. Da auch im vorliegenden Falle die Laſt der 
Einfriedigung eine allgemeine iſt, kann der Kläger für die aus 
dieſer Laſt erwachſenen Koſten eine Entſchädigung nicht be⸗ 
anſpruchen, und die Reviſion war inſoweit zurückzuweiſen. Damit 
rechtfertigt ſich die ergangene Entſcheidung. B. e. St. B., 
U. v. 18. Mai 15, 495/14 VII. — Berlin. [S.] | 
720. Zum Begriff der polizeilichen Verfügung im 
Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1842.] a 
Am 9. Juni 1912 wurde bei dem Brande des evangeliſchen 
Pfarrhauſes in P. faſt die ganze Habe des Pfarrers vernichtet. 
Der klagende Verein, der ihm als ſeinem Mitgliede Brand⸗ 
entſchädigung gezahlt zu haben behauptet, erhob Klage gegen 
die Gemeinde P., gegen deren Vorſteher und gegen den ftel: 
vertretenden Amtsvorſteher auf Erſatz des ziffermäßig noch zu 
ermittelnden Schadens, der dadurch entſtanden ſei, daß dieſe 
beiden Beamten bei dem Pfarrhausbrande pflichtwidrig gehandelt 
hätten. Er behauptete, der Gemeindevorſteher, dem die Feuer⸗ 
leitung obgelegen, habe die Spritzen teils ausſchließlich zum. 
Schutz der gar nicht gefährdeten Nachbargebäude verwandt, 
teils müßig ſtehen, teils ſofort wieder abrücken laſſen, habe von 
vornherein das Betreten des Hauſes verboten und die Ab⸗ 
ſperrung des Platzes nicht angeordnet. Durch dies vorſätzliche 
oder doch grob fahrläſſige Verhalten habe er die, gefahrlos. 
möglich geweſene, Rettung eines Teils der Habe des Pfarrers 
verhindert. Das LG. wies die Klage gegen die beiden Beamten 
ab, verurteilte dagegen antraggemäß die Gemeinde zum Schadens⸗ 
erſatz, ſoweit ein Schaden durch Pflichtwidrigkeiten des Gemeinde: 
vorſtehers entſtanden ſei. Das KG. wies auf die Berufung 
der beklagten Gemeinde auch die gegen dieſe gerichtete Klage 
ab, und zwar wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs. Aus den 
Gründen: Es iſt zutreffend, daß, wenn das Verhalten des 
Gemeindevorſtehers ſich als polizeiliche Verfügung im Sinne 
des Preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1842 darſtellt, der 
Rechtsweg für den Klaganſpruch deshalb unzuläffig iſt, weil 
dieſe Verfügung nicht im Wege der Beſchwerde als geſetzwidrig 
oder unzuläſſig aufgehoben iſt [SS 1, 6 des Geſetzes vom 
11. Mai 1842]. Allein jenem Verhalten kommt die Eigenſchaſt 
einer polizeilichen Verfügung nicht zu. Daß das Feuerlöſch⸗ 
weſen eine polizeiliche Angelegenheit iſt, und daß der Gemeinde: 
vorſteher bei dem Brande zur Wahrnehmung der Feuerſchuß⸗ 
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polizei und inſoweit auch zum Erlaſſe polizeilicher Verfügungen 
zuſtändig war, ergibt ſich aus § 10 des Allgemeinen Landrechts 
Bd. II S. 17, 5 6 des Polizeigeſetzes vom 11. März 1850, 
§ 59 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, § 90 der 
Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 und aus dem § 49 
der Feuerpolizei⸗ und Löſchordnung des Kreiſes Weſtprignitz. 


Der Gemeindevorſteher hat die Polizeigewalt ausgeübt und 


ausüben wollen. Aber nicht jede Amtshandlung eines dafür 
zuſtändigen Beamten in polizeilichen Angelegenheiten iſt eine 
polizeiliche Verfügung. Eine ſolche liegt vielmehr nur dann 
vor, wenn ein Gebot oder Verbot ausgeſprochen, eine Erlaubnis 
erteilt oder verſagt iſt oder unmittelbar in das Verkehrs⸗ und 
Rechtsleben eingegriffen wird [vgl. Stölzel, Rechtsweg S. 210 f.; 
Friedrichs, Das Polizeigeſetz S. 261 Anm. 1; derſelbe, Das 
Landesverwaltungsgeſetz S. 278 Anm. 5, S. 279 Anm. 7; 


v. Brauchitſch, Die neueſten Preußiſchen Verwaltungsgeſetze, 


20. Aufl., Anm. 232 zu § 127 des Landesverwaltungsgeſetzes; 
OVG. 20, 428 f.; 34, 430; 39, 202]. Nur auf polizeiliche 
Maßnahmen dieſes Inhalts findet das Geſetz von 1842 An⸗ 
wendung, es greift nicht Platz, wenn gegen einen die Polizei⸗ 
gewalt ausübenden Beamten ein Schadenserſatzanſpruch wegen 
einer pflichtwidrigen Unterlaſſung erhoben wird. Auch die 
Anweiſung des Polizeibeamten an die ihm dienſtlich Unter⸗ 
gebenen iſt keine polizeiliche Verfügung. Von dem, was mög⸗ 
licher Inhalt der Polizeiverfügung ſein kann, kommen hier nur 
Gebot und Verbot in Betracht. Daß die Unterlaſſung der 
Abſperrung nicht als polizeiliche Verfügung angeſehen werden 


kann, hat nach dem hier Ausgeführten das KG. mit Recht 


anerkannt. Dasſelbe muß ohne weiteres gelten von allen 
den Unterlaſſungen, die als notwendige Folge der von dem 
Gemeindevorſteher erlaſſenen Ge: und Verbote einen Teil ſeines 
Verhaltens ausmachen: die Nichtbeſchäftigung der verſchiedenen 
Spritzen, die Unterlaſſung von Maßnahmen des Feuerſchutzes 
für das Pfarrhaus und für deſſen Einrichtung gehören dahin. 
Als polizeiliche Verfügungen könnten höchſtens gelten: das Ver⸗ 
bot des Spritzens auf das brennende Pfarrhaus, das Gebot, 
nur auf die Nachbarhäuſer zu ſpritzen, das Verbot, zum Retten 
das Pfarrhaus zu betreten. Doch auch dieſe Willensäußerungen 
des die Feuerpolizei wahrnehmenden Gemeindevorſtehers bilden 
keine polizeilichen Verfügungen im Sinne des Geſetzes von 1842. 
Zum Begriffe der polizeilichen Verfügung im Sinne der Vor: 


ſchriften der SS 1, 6 des Geſetzes muß gefordert werden, daß 


ſich die Willensäußerung richtet wenn nicht an den Geſchädigten 
ſelbſt, ſo doch an eine beſtimmte Perſon, oder daß ſie in den 
Rechtskreis des Geſchädigten unmittelbar eingreift. Die An⸗ 
ordnungen hinſichtlich des Spritzens waren gerichtet an die dem 
Polizeibeamten zur Durchführung des Feuerſchutzes zur Ver: 
fügung ſtehende und untergebene Feuerwehrmannſchaft, das 
Rettverbot erging an dieſelbe Mannſchaft und an die den 
Brandplatz umgebende Volksmenge. Das ſind keine Verfügungen, 
gegen die dem Geſchädigten auch nur die Möglichkeit der Be⸗ 
ſchwerde — oder ſonſtigen Anfechtung nach Maßgabe des § 127 
des Landesverwaltungsgeſetzes — gegeben geweſen wäre [vgl. 
O. Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, 2. Aufl., Bd. 1 S. 247; 
OVG. 20, 428; 39, 202]. Es iſt danach rechtsirrtümlich, 
wenn das KG. in dieſen Anordnungen eine polizeiliche Ver: 
fügung im Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1842 findet. 
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Liegt aber eine ſolche Verfügung nicht vor, dann iſt der Rechts⸗ 
weg für den eingeklagten Schadenserſatzanſpruch nicht von der 
Aufhebung [oder Mißbilligung — RG. 20, 304 —] der An⸗ 
ordnung abhängig, die SS 6 und 1 des Geſetzes vom 11. Mai 
1842 ſind nicht anwendbar. E. c. G. P., U. v. 4. Juni 15, 
553/14 III. — Berlin. [S.] 


Beſcheid des Reichskanzlers. 


Was iſt unter „Niederlaſſungen“ im Sinne des 8 5 
der Bekanntmachung vom 30. September 1914 zu verſtehen? 

Nach § 5 der Bekanntmachung vom 30. September 1914 
finden die Vorſchriften der deutſchen Zahlungsverbote keine An⸗ 
wendung, wenn es ſich um eine im Inlande erfolgende Erfüllung 
von Anſprüchen handelt, die im Betriebe von im Inland unterhaltenen 
Niederlaſſungen entſtanden ſind. In der Praxis haben ſich vielfach 
Zweifel ergeben, welche Ausnahmen durch dieſe Beſtimmung um⸗ 
ſchrieben werden ſollen. Dieſe Zweifel ſucht folgender Beſcheid des 
Reichskanzlers an den Deutſchen Handelstag zu klären: 

„Unter Niederlaſſungen im Sinne des § 5 der Verordnung vom 
30. September 1914 (RGBl. S. 421) ſind nicht nur ſolche Nieder: 
laſſungen zu verſtehen, die den Begriff der Zweigniederlaſſung im 
Sinne des Handelsgeſetzbuchs erfüllen, oder ſich als ſelbſtändige Unter⸗ 
nehmungen darſtellen, und noch weniger kann eine ſelbſtändige Fabrikation 
vorausgeſetzt werden. Eine Niederlaſſung im Sinne des § 5 a. a. O. 
wird auch dann gegeben ſein, wenn die ausländiſche Firma an einem 
inländiſchen Orte dauernd in der Weiſe vertreten wird, daß ein zum 
Abſchluß von Verkäufen und zur Einziehung von Forderungen berechtigter 
Vertreter dort ein ſtändiges Lager ihrer Waren hält, jedenfalls wenn 
dieſes Lager einen größeren Umfang hat und Verkäufe auch unmittelbar 
vom Lager ſtattfinden. 

Auch die bloße Tatſache, daß ein inländiſcher Agent zum felb: 
ſtändigen Abſchluß von Geſchäften für die ausländiſche Firma bevoll: 
mächtigt iſt, kann, wenn die Agentur mit einem dauernden inländiſchen 
Wohnſitz und örtlich gebundenen Geſchäftseinrichtungen verknüpft iſt, 
die Annahme einer im Inland unterhaltenen Niederlaſſung im Sinne 
des § 5 a. a. O. begründen, z. B. beim Verſicherungsagenten. 8 

Daß die Anſprüche im Betrieb der inländiſchen Niederlaſſung 
entſtanden ſind, wird nicht ſchlechthin in allen Fällen, wo die Geſchäfte 
im Namen der inländiſchen Niederlaſſung abgeſchloſſen ſind, anzu⸗ 
nehmen ſein. Ein ſolcher rein äußerlicher Zuſammenhang mit dem 
inländiſchen Betrieb reicht, wie mir ſcheint, nicht aus. Vielmehr wird 
der wirtſchaftliche Zuſammenhang des Geſchäfts ſelbſt mit dem aus: 
ländiſchen Mutterhauſe oder der inländiſchen Niederlaſſung nicht un: 
berückſichtigt bleiben dürfen. 

Alle dieſe Fragen werden immer nur nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles beantwortet werden können, und die maßgebende 
Entſcheidung ſteht ausſchließlich den Gerichten zu. 

Für inländiſche Niederlaſſungen einer auswärtigen Bank iſt die 
Bundesratsverordnung vom 22. Dezember 1914 (RGBl. S. 542) 
maßgebend. 

Steht eine Niederlaſſung unter Aufſicht oder zwangsweiſer Ver⸗ 
waltung nach den Verordnungen vom 4. September 1914, 26. No⸗ 
vomber 1914 und den Bekanntmachungen vom 22. Dezember 1914 und 
4. März 1915 (RGBl. 1914 S. 397, 487, 556; 1915 S. 133), ſo 
erſcheint die Zahlung an fie erlaubt, auch wenn die Fälle des § 5 
der Verordnung vom 30. September 1914, in welchen die Zahlung 
auch erzwungen werden kann, nicht gegeben ſein ſollten. 

Iſt ein Grundſtück auf Grund der Verordnung, betreffend die 
zwangsweiſe Verwaltung franzöſiſcher Unternehmungen, vom 26. No⸗ 


vember 1914 (RGBl. S. 487) oder einer gemäß dieſer Verordnung 
118 


934 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ergangenen Bekanntmachung unter zwangweiſe Verwaltung geſtellt, ſo 
gilt nach der Bekanntmachung vom 26. März 1915 (RGBI. S. 185) 
das Grundſtück in Anſehung der Erfüllung von Anſprüchen, ins⸗ 
beſondere von Miet⸗ oder Pachtzinsforderungen, ohne Rückſicht auf die 
Zeit ihrer Entſtehung und auf die Art der Benutzung oder Bewirt⸗ 
ſchaftung des Grundſtücks, als eine im Inlande unterhaltene Nieder⸗ 
laſſung im Sinne des § 5 Satz 1 der Verordnung über das Zahlungs: 
ver bot.“ ö 


- 


Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Auslegung der Kriegsklauſel in dem Lieferungsvertrage 
zwiſchen einer Großmühle und ihren Abnehmern.) 


JI. 

Bei der Entſcheidung des Rechtsſtreites iſt davon auszugehen, daß 
es bei einem Lieferungsvertrage, wie dem vorliegenden, den Parteien 
grundſätzlich unbenommen iſt, für gewiſſe Fälle die Lieferungspflicht 
des Verkäufers durch vertragliche Vereinbarung entweder ganz aufzu⸗ 
heben oder doch einzuſchränken. Nach dieſer Richtung haben die all⸗ 
gemeinen Grundſätze von der Vertragsfreiheit Anwendung zu finden. 
Ergibt das hierüber im Vertrage Geſagte bei gehöriger Auslegung 
(8 133 BGB.) einen klaren Sinn, ſo iſt dieſer als der erklärte und 
wirkliche Vertragswille der Parteien bei der Feſtſtellung der gegen⸗ 
ſeitigen Rechte und Pflichten zugrunde zu legen. 

Wenn es im vorliegenden Falle unter Ziffer 10 der Schlußſchein⸗ 
beſtimmungen heißt: 

„Höhere Gewalt, Krieg in Europa oder in einem Produktions⸗ 
lande für Weizen reſp. Roggen, Ausſperrungen, Ausfuhrverbote, 
Streik, Waſſermangel entbinden die Verkäuferin von der Liefe⸗ 
rungsfriſt, bzw. hat Verkäuferin das Recht, ihre Lieferungen 
unter Berückſichtigung ihrer ſonſtigen Lieferungsverpflichtungen 

zu mindern“, N 
ſo iſt damit deutlich geſagt, daß die Verkäuferin unter anderem im 
Falle eines Krieges in Europa von ihrer Pflicht zur Einhaltung der 
Lieferungs friſt ſchlechthin entbunden ſein ſollte, während ihr im Nach⸗ 
ſatze nach ihrer Wahl noch das Recht zu einer verhältnismäßigen 
Minderung der Leiſtung eingeräumt worden iſt. Die Anſicht des 
Klägers, daß damit nur habe zum Ausdruck gebracht werden ſollen, 
daß die Verkäuferin von der Einhaltung der Friſt befreit ſein ſollte, 
wenn ihr durch den Krieg die friſtgemäße Lieferung unmöglich werde, 
findet in dem Wortlaut keinen Anhalt. Insbeſondere iſt es nicht 
gerechtfertigt, daraus, daß in dem zweiten Abſatze derſelben Schluß⸗ 
ſcheinbeſtimmung geſagt iſt: 

„Verkäuferin hat das Recht, aber nicht die Pflicht, im Falle 

einer ſolchen Behinderung oder bei Nichtabruf innerhalb der 

bedungenen Lieferfriſt, das Schlußquantum ſpäter nachzuliefern“, 
zu folgern, daß die Vertragsparteien die im erſten Abſatze aufgezählten 
Fälle der Entbindung von der Lieferungsfriſt nur dann als gegeben 
hätten gelten laſſen wollen, wenn durch die betreffenden Ereigniſſe die 
Verkäuferin an der friſtgemäßen Vertragserfüllung objektiv behindert 
werde. Bei ungezwungener Auffaſſung können nach Anſicht des Be— 
rufungsgerichtes die angeführten Worte nicht anders als in der 
Bedeutung verſtanden werden: „bei Eintritt eines der im voraus: 
gegangenen Abſatz aufgeführten Behinderungsfälle“. Der zweite Abſatz 
nimmt lediglich auf die im erſten geregelten beſonderen Fälle für ſeine 
weitere Beſtimmung Bezug, will aber nicht zum Ausdruck bringen, daß 
als Vorausſetzung des Platzgreifens der im Abſatz 1 und 2 getroffenen 
Beſtimmungen etwas weiteres erforderlich ſei, als der erſte Abſatz, für 


1) Pgl. auch Dicken, JW. 1915, 741; Wirtz, JW. 1915, 900; 
83 Ar JW. 1915, 912? und die Bemerkung zu dieſer Entſcheidung 
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ſich betrachtet, ergeben würde. Er will nur beſagen, die Beklagte 
behalte ſich für die aufgeführten Fälle der Entbindung von der Liefe⸗ 
rungsfriſt das Recht vor, nach Wegfall des befreienden Ereigniſſes 
nachzuliefern, nämlich die Leiſtung oder den Teil der Leiſtung noch zu 
bewirken, in Anſehung deſſen Entbindung von der Lieferungsfriſt ein: 
getreten war. Es war alſo lediglich ihrem Willen anheimgeſtellt, ob 
fie die Entbindung als eine ſolche bloß von der Lieferungsfriſt oder 
als eine ſolche von der an ſich fällig gewordenen Lieferung überhaupt 
behandeln wollte, wobei dahingeſtellt bleiben kann, welchen Einfluß 
das Ereignis bei Sukzeſſivlieferungsgeſchäften auf die etwa erſt nach 
ſeinem Wegfall fällig werdenden Teillieferungen auszuüben hat. 

Eine einſchränkende Auslegung des erſten Abſatzes aus einem 
Worte des einen ſelbſtändigen Vertragspunkt enthaltenden zweiten 
Abſatzes heraus erſcheint bei dem klaren Wortlaute des erſten Abſatzes 
um. ſo weniger gerechtfertigt, als regelmäßig der Zweck einer ſolchen 
Freizeichnungsklauſel nicht nur der iſt, zugunſten des Verkäufers die 
dieſem läſtige Beſtimmung des § 279 BGB. auszuſchalten, ſondern 
vor allem auch der, den Verkäufer des oft umſtändlichen und ſchwierigen 
Beweiſes zu überheben, daß ihm perſönlich (ſubjektiv) infolge des 
betreffenden Ereigniſſes die vertragsmäßige Leiſtung unmöglich geworden 
ſei. Er will dagegen geſchützt ſein, die Ware bei Eintritt beſtimmter 
ſchwieriger Verhältniſſe liefern zu müſſen, die ihre Herſtellung oder 
ihre Anſchaffung ihm erſchweren, wenn nicht unmöglich machen können. 
Deshalb bedingt er ſich für den Fall des Eintritts Freiheit von der 
Lieferung oder der Einhaltung der Lieferungsfriſt aus, ohne Kückſicht 
darauf, inwieweit die Lieferung ihm wirklich unmöglich geworden ſei. 
Dieſe regelmäßige Bedeutung der Klauſel, die auch der Entſcheidung 
des RG. in JW. 1913, 87 zugrunde liegt, iſt auch hier nach dem 
Wortlaute gewollt. 

Die Verweiſung des Klägers auf die Fälle des Streiks und des 
Waſſermangels ſpricht nicht gegen die hier vertretene Auslegung. 
Selbſtverſtändlich muß das von der Lieferung befreiende Ereignis den 


dem Verkauf zugrunde liegenden Geſchäftszweig betreffen; es kann auch 


zugegeben werden, daß eine kurze Dauer des Ereigniſſes die Berufung 
auf die Klauſel unter Umſtänden auszuſchließen vermag, aber jedenfalls 
iſt es nicht nötig, daß das Ereignis die Lieferung unmöglich gemacht 
haben muß. Das RG. erkennt in der angeführten Entſcheidung aus⸗ 
drücklich an, daß der Verkäufer im Streikfalle nicht verpflichtet ſei, 
fremde Arbeitskräfte heranzuziehen. Daß der Ausbruch des Krieges 
den Getreide- und Kleiemarkt mitbetroffen hat, kann nicht zweifel; 
haft ſein. 5 

Ebenſowenig ſpricht für die Auffaffung des Klägers die Er: 
mächtigung der Beklagten zur Verminderung ihrer Lieferungen. 
Damit iſt ihr nur eine Befugnis eingeräumt, keine Verpflichtung auf: 
erlegt. Das Ereignis entbindet fie ſchlechthin von der Lieferung, ſie 
hat aber, abgeſehen von der Nachlieferungsbefugnis, das Recht, die 
übernommene Lieferung zum Teil, nämlich inſoweit zu bewirken, als 
es das Verhältnis ihrer geſamten Lieferungsverpflichtungen zu der 
bei ihr vorhandenen Warenmenge geſtattet. 

Ob aus dem dargelegten Zweck der Klauſel nach den Grundſätzen 
von Treu und Glauben gefolgert werden müſſe, daß die Beklagte ſie 
nicht zur Erzielung eines beſonderen Gewinnes dadurch mißbrauchen 
dürfe, daß ſie trotz Beſitzes des zur Tilgung aller ihrer laufenden 
Verbindlichkeiten nötigen Kleiequantums die Lieferung bloß wegen der 
infolge des Kriegs eingetretenen Preisſteigerung unterlaſſe, kann 
unerörtert bleiben, da ein ſchlüſſiges Behaupten eines ſolchen Ber: 
haltens nicht vorliegt (wird ausgeführt). 

Wenn weiter der Kläger ausführt, daß bei der dem Vertrage 
durch die Beklagte jetzt gegebenen Auslegung der Käufer in unbiliger 
Weiſe zugunſten des Verkäufers benachteiligt werde, ſo iſt ihm 
entgegenzuhalten, daß es im freien Ermeſſen des Abkäufers lag, ſich 
der Vertragsklauſel zu unterwerfen oder nicht (urteil des OLG. 
Dresden vom 31. März 1915, 3 0. 251/14). 
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II. 

Das Berufungsgericht hält die Einwendungen des Beklagten 
gegen die Entſcheidung des III. Zivilſenats vom 31. März 1915 nicht 
für begründet und tritt vielmehr dieſer Entſcheidung in allen weſentlichen 
Beziehungen bei. Insbeſondere erſcheint der Geſichtspunkt beſonders 
naheliegend und durchſchlagend, daß ſich die Klägerin gegen die 
unangenehmen und in ihrem Umfange ganz unüberſehbaren Folgen 
gewiſſer Ereigniſſe in der Weiſe hat ſichern wollen, daß bei ihrem 
Eintritt zu ihren Gunſten die Lieferungsunmöglichkeit an: 
genommen werden ſoll. Des ſchwierigen und umſtändlichen Beweiſes, 
daß ſie zur Lieferung nicht imſtande ſei, wollte ſie eben ganz über⸗ 
hoben ſein, ſo daß nichts darauf ankommt, ob tatſächlich nur Erfüllungs⸗ 
erſchwerung oder wirkliche Unmöglichkeit vorliegt. Es bedarf keiner 
ausführlichen Darlegung, daß namentlich auch Krieg in Europa oder 
in einem Produktionslande für Weizen bzw. Noggen für größere 
Mühlen überaus ſchwere und ganz unüberſehbare Schwierigkeiten zur 
Folge haben konnte und wenn die Klägerin in ihren Schlußſchein⸗ 
bedingungen für dieſe Fälle ſich zwar alle Rechte wahrte, die Ver⸗ 
bindlichkeiten aber möglichſt von ſich abſchüttelte, ſo darf unbedenklich 
nicht bloß ihre Entbindung von der vereinbarten Lieferungsfriſt, 
ſondern auch ihre Befreiung von der Lieferungspflicht überhaupt 
als erkennbar ausbedungen und vertragsmäßig zugeſtanden gelten. 
Unter dieſen Umſtänden entfällt aber der anſcheinend vom Beklagten 
ſelbſt nicht mehr feſtgehaltene Geſichtspunkt eines Zuwiderhandelns 
gegen die Grundſätze von Treu und Glauben vollſtändig (Urteil des 
Od G. Dresden vom 25. Juni 1915, 20. 260/14). 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Echarti, Dresden. 
* % 
* 

Die Entſcheidung, durch die auf Grund der Verordnung 
vom 14. Januar 1915 die Beſtellung eines Vertreters an: 
geordnet wird, iſt der Anfechtung durch ein Rechtsmittel, 
insbeſondere ſeitens des vertretenen Kriegsteilnehmers 
ſelbſt, entzogen. | 

Maßgebend find in dieſer Hinſicht, da die Beſtellung des Per: 
treters eine prozeßrechtliche Maßnahme darſtellt, die Vorſchriften der 
ZPO. Nach 8565 ZRO. findet die Beſchwerde einerſeits in den im 
Geſetze beſonders hervorgehobenen Fällen, andererſeits gegen ſolche 
eine mündliche Verhandlung nicht erfordernde Entſcheidungen ſtatt, 
durch die ein den Rechtsſtreit betreffendes Geſuch zurückgewieſen wird. 
Weder ein Fall der erſteren noch ein Fall der letzteren Art liegt hier 
vor. Der Ausführung des Beſchwerdeführers, die Beſchwerde ſei gemäß 
§ 252 ZPO. deshalb gegeben, weil der angefochtene Beſchluß ſich 
ſachlich als Ablehnung der Ausſetzung des Verfahrens darſtelle, iſt 
nicht beizutreten. Die Beſtellung eines Vertreters und die Ablehnung 
der Ausſetzung ſind zwei voneinander begrifflich, in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen und Wirkungen völlig verſchiedene Entſcheidungen. Es ſei 
nur darauf hingewieſen, daß die Ausſetzung die Anhängigkeit des 
Verfahrens und einen Antrag des Kriegsteilnehmers bzw. ſeines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten vorausſetzt, während die Beſtellung eines Vertreters 
ohne Rückſicht auf die Rechtshängigkeit und gerade auf Antrag des 
Gegners des Kriegsteilnehmers erfolgt. Auch die Verordnung ſelbſt 
ſieht den Fall der Beſchwerde nicht vor. Im Gegenteil ſpricht die 
darin enthaltene bloße Sollvorſchrift, daß die Beſtellung des Vertreters 
dem Kriegsteilnehmer unverzüglich mitzuteilen ſei, gegen die Annahme, 
daß dem Kriegsteilnehmer gegen die Beſtellung ein Beſchwerderecht 
habe eingeräumt werden ſollen. Schließlich iſt der Fall gleichartig 
dem des § 57 3PO., der ebenfalls die Beſtellung eines Vertreters 
regelt. Gegen die auf Grund des § 57 erfolgte Beſtellung findet aber 
eine Beſchwerde nicht ſtatt (vgl. Stein, ZPO. [11] Anm. II 5 zu $ 57). 
Was nun die Fälle anlangt, in denen ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch zurückgewieſen iſt, ſo ſetzt die Beſchwerde die Zurückweiſung 
des Geſuchs voraus. Iſt dagegen dem Geſuche, wie im vorliegenden 
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Falle dem Antrage der Kläger auf Beſtellung des Vertreters, ftatt⸗ 
gegeben, ſo ſteht das Beſchwerderecht weder der einen noch der anderen 
Partei zu (vgl. Stein, ZPO. Anm. III 3 zu § 567). Beſchluß des 
KG. 2.35. vom 13. Juni 1915, 2 W. 2057/15.) 


* * 
* 


Verſagung der Ausſetzung wegen offenbarer Unbilligkeit.“) 


l. 

Die Klägerin erhob Klage auf Zahlung von Reſtkaufgeld; Be: 
klagter beantragte Ausſetzung des Verfahrens wegen Kriegsteilnahme. 
Die Klägerin beſtritt, daß Beklagter im Felde ſei und widerſprach dem 
Antrage auf Ausſetzung wegen offenbarer Unbilligkeit, weil der Vater 
des Beklagten deſſen Geſchäft in dem früheren Umfang weiterführe. 

Das LG. Hirſchberg wies den Antrag des Beklagten zurück, weil 
die Ausſetzung des Verfahrens nach den Umſtänden des Falles offenbar 
unbillig ſein würde. 

Die ſofortige Beſchwerde wurde für begründet erachtet. — 

Die Vorausſetzungen für die Ausſetzung des Verfahrens nach 
8 2 Abſ. 1 Ziff. 1, § 3 Abſ. 2 des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 ſind gegeben; die Ausſetzung iſt auch entgegen der 
Anſicht des LG. nicht offenbar unbillig im Sinne des 8 2 der 
Bundesratsverordnung vom 14. Januar 1915. 

Das Gegenteil folgt noch nicht daraus, daß der Vater des Be: 
klagten von dieſem Poſtvollmacht erhalten hat und ſein Geſchäft führt. 
Denn regelmäßig wird zur Vermeidung großer Verluſte, ja der 
Gefährdung der ganzen Exiſtenz des Kriegsteilnehmers und ſeiner 
Familie, ſein Geſchäft oder Gewerbe während ſeiner Abweſenheit von 
einem ſeiner Angehörigen geführt, ſo gut dieſer dazu imſtande iſt. 
Wollte man in allen ſolchen Fällen von der Ausſetzung des Verfahrens 
als „offenbar unbillig“ abſehen, ſo würde dieſe Ausſetzung die Aus⸗ 
nahme, die Abſtandnahme davon wegen offenbarer Unbilligkeit aber 
die Regel bilden. Dies würde der Abſicht des Geſetzgebers und des 
Bundesrats ſicher nicht entſprechen. (Beſchluß des OLG. Breslau vom 
24. Juni 1915, IV. 3S. [2 W. 102/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer, Hirſchberg i. Schl. 


* * 
* 


II. | 
Der Antrag des Beklagten, das Generalkommando in Münfter 
um eine Aubkunft darüber zu erſuchen, ob bei dem Beklagten die 


Vorausſetzungen des § 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 4. Auguft 1914 


vorliegen, und dann das Verfahren auszuſetzen, wird zurückgewieſen. 

Es iſt Sache der Partei, ihre Behauptung, daß die Voraus⸗ 
fegungen des § 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 auf fie 
zuträfen, durch Beibringung einer amtlichen Beſcheinigung oder in 
anderer Weiſe zu belegen. Aber auch wenn dies geſchähe, würde 
das Gericht die Ausſetzung des Verfahrens auf Grund des § 2 der 
Verordnung des Bundesrats vom 14. Januar 1915 ablehnen müſſen. 
Der Rechtöftreit betrifft einen nach der Behauptung des Klägers für 
lange Jahre rückſtändigen Arbeitslohn eines langjährigen Arbeiters 
des Beklagten. Prozeſſe dieſer Art bedürfen beſchleunigter Erledigung. 
Die Einwendungen, die der Beklagte gegen die Klageforderung erhebt, 
verſprechen nach dem bisherigen Ergebniſſe des Verfahrens wenig 
Erfolg. Schon aus dieſen Gründen würde es offenbar unbillig ſein, 
die Erledigung des Rechtsſtreits durch Ausſetzung zu verzögern. Um 
ſo mehr iſt aber die Anwendung der neuen Vorſchrift des § 2 der 
Verordnung vom 14. Januar 1915 gerechtfertigt, weil erſt in der 
Berufungsinſtanz der Beklagte Zeugen benannt hat, die er ſchon 
früher kannte, weil durch Ermittelung der Adreſſen dieſer Zeugen 
ſchon eine Verzögerung des Verfahrens eingetreten iſt, und weil 


1) Vgl. JW. 1915 S. 169, 415, 582, 665. ee 
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ſchließlich der Prozeßſtoff ſo einfacher Art iſt, daß der Beklagte den 


Schriftverkehr mit ſeinem Prozeßbevollmächtigten ohne Mühe neben 


ſeinen militäriſchen Dienſtverrichtungen führen kann. (Beſchluß des 
OLG. Hamm vom 19. März 1915, 10 U. 55/14.) 
Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Nieſert, Paderborn. 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Genießen die zur Bewachung von Kriegsgefangenen 
verwendeten Mannſchaften den Schutz des Geſetzes vom 
4. Auguſt 1914? 

Die Gläubigerin betreibt gegen die Schuldnerin die Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Der Gerichtsvollzieher hat die Verſteigerung der erlangten 
Pfandgegenſtände abgelehnt, weil der Inhaber der ſchuldneriſchen Firma 
nach den angeſtellten Ermittelungen zum Heeresdienſte einberufen ſei, 
zur Zeit der Bewachungstruppe im Gefangenenlager G. angehöre und 
ſomit gegen den Feind verwendet werde. Gegen die Weigerung des 
Gerichtsvollziehers hat die Gläubigerin Erinnerung erhoben und 
beantragt, daß ihn das AG. zur Verſteigerung der Pfandgegenſtände 
anweiſe. Das AG. hat die Erinnerung zurückgewieſen. 
Beſchluß hat die Gläubigerin ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

Das nach § 798 ZPO. zuläſſige Rechtsmittel kann nicht für 
begründet erachtet werden. Nach § 5 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſetzes 
betreffend den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer 
Rechte behinderten Perſonen vom 4. Auguſt 1914 ift die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen die im § 2 bezeichneten Perſonen wegen privat⸗ 
rechtlicher und öffentlich- rechtlicher Geldforderungen der Beſchränkung 
unterworfen, daß die Verſteigerung oder die anderweite Verwertung 
beweglicher, körperlicher Sachen unzuläſſig iſt. Mit Recht nimmt das 
AG. an, daß der Inhaber der ſchuldneriſchen Firma zu den bezeichneten 
Perſonen gehört. Wie der Gerichtsvollzieher feſtgeſtellt hat und von 
der Gläubigerin nicht weiter beſtritten wird, wird der zum Heeres dienſt 
einberufene Inhaber in der erwähnten Weiſe verwendet. Auch wenn 
er, wie die Gläubigerin angibt, nicht einem mobilen Truppenteile 
angehört, ſo muß er doch infolge ſeiner Verwendung zur Bewachung 
von Kriegsgefangenen als gegen den Feind verwendet angeſehen 
werden (8 2 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſetzes). Allerdings iſt dieſe Frage 
nicht unbeſtritten. Daß jedoch die Verwendung gegen den Feind auf 
dem Kriegsſchauplatze oder im Feindesland erfolge, wird vom Geſetz 
nicht erfordert; vielmehr genügt auch eine Verwendung in den vom 
Kriege ſelbſt nicht betroffenen Teilen des Inlandes, die ſich gegen 
den Feind richtet. Dies iſt aber hinſichtlich der Bewachung von 
Kriegsgefangenen inſofern der Fall, als dieſe Teile der feindlichen 
Streitmacht verbleiben und ihre Sicherung, d. h. die Entziehung der 
Möglichkeit, als feindliche Streitmacht verwendet zu werden, als eine 
gegen den Feind gerichtete Maßnahme erſcheint. Die Aufrechterhaltung 
der Gefangenſchaft bedeutet nicht nur eine kriegspolizeiliche Maßnahme, 
ſondern ſie erfüllt auch den Zweck, daß die Gefangenen der feindlichen 
Streitmacht dauernd entzogen werden. (Vgl. Güthe in Gruchots Beitr. 
59, 32; SächſOg G. 36, 48; OLG. Hamburg 30, 246.) 1) (Beſchluß 
der II. Ferien⸗Zivilkammer des LG. Dresden vom 24. Juli 1915.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Fiebig, Berlin. 


1) A. M. OLG. Cöln, JW. 1915, 202; Delius, JW. 1915, 539; 
Haberſtumpf, JW. 1915, 741; KG. in JW. 1915, 808. 

Auf eine Anfrage des Sächſiſch⸗Thüringiſchen Gläubigerſchutz⸗ 
verbandes hat ſich auch das preußiſche Kriegsminiſterium durch Beſcheid 
vom 25. Juli 1915 — Armee⸗Abteilung Nr. 3889/7. 15 A. 1. — dahin 
ausgeſprochen, daß „Angehörige eines zur Bewachung von Kriegs⸗ 
gefangenen verwendeten immobilen Truppenteils nicht zu den Perſonen 
zu rechnen feien, die im Sinne des $ 2 Ziff. 1 des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1914 vermöge ihres Dienſtverhältniſſes zu den mobilen oder gegen den 
Feind verwendeten Teilen der Land⸗ oder Seemacht gehören.“ — D. S. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Gegen dieſen 


M 15. 1915. 


Ausſetzung des Verteilungsverfahrens bei Ausſetzung 
eines Vorrechtsprozeſſes. 

Der Gerichtsvollzieher hat einen Verſteigerungserlös hinterlegt: 
1. weil die Hinterlegung vom Hauswirt kraft Vermietervorrechtz, 
erwirkt war (ZPO. 8 805 Abſ. 4); 2. weil ein Pfändungsgläubiger 
der Auszahlung des Erlöſes nach der Reihenfolge der Pfändungen 
widersprochen hatte. 

Der Vermieter hat bezüglich des geſamten Erlöſes den Vorrechts⸗ 
prozeß wider die Pfändungsgläubiger angeſtrengt. Der Prozeß iſt 
für die Dauer des Kriegszuſtands ausgeſetzt. Daraufhin iſt durch 
den angefochtenen Beſchluß die entſprechende Ausſetzung des Ver⸗ 
teilungsverfahrens angeordnet. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde 
iſt unbegründet. 

Das Verteilungsverfahren iſt lediglich dazu beſtimmt, unter 
mehreren Pfändungsgläubigern Streitigkeiten über die Verteilung 
eines Verſteigerungserlöſes zu beheben, der einem oder dem andern 
von ihnen gebührt. Wird der Erlös von einem Intervenienten 
(3PO. § 771 oder § 805) beanſprucht und iſt auch mit Nückſicht 
darauf feine Hinterlegung (gemäß ZPO. 88 771, 769, 805 oder 
auch BGB. $ 372) herbeigeführt worden, fo hat das Verteilungs⸗ 
verfahren überhaupt erſt einen Zweck und iſt demgemäß erſt zuläſſig, 
wenn feſtſteht, ob überhaupt ein Betrag und zutreffendenfalls welcher 
den Pfändungsgläubigern gebührt (vgl. RG. 49, 357; Dummer, 
Gruchots Beitr. 59, 77), mit anderen Worten erſt dann, wenn ein 
ſolcher Betrag in einer für alle Beteiligten maßgebenden Weiſe zu⸗ 
gunſten der Pfandgläubiger ermittelt iſt. Zum mindeſten läßt es 
ſich, wenn man ſeine Anordnung für ſtatthaft anſehen will, nicht eher 
fortführen, als bis die Pfändungsgläubiger die Rechte des Intervenienten 
beſeitigt haben. 

Im vorliegenden Falle hätte das Verfahren demnach entweder 
überhaupt nicht eingeleitet werden ſollen oder iſt doch, ſolange der 
Streit über den Erlös zwiſchen dem Vermieter und den Pfändungs⸗ 
gläubigern ſchwebt, nicht fortführbar und daher mit Recht ausgeſeßt. 

Will die Gläubigerin die Auszahlung der Maffe befchleunigen, 
da, wie ſie betont, die weitere Vorenthaltung des Geldes eine Härte 
ſei, ſo muß ſie den Fortgang des Vorrechtsprozeſſes mit dem Vermieter 
herbeizuführen ſuchen; denn vor deſſen Entſcheidung kann ſie ja, was 
ſie überſieht, keinesfalls in den Beſitz des ihr etwa gebührenden 
Erlösanteils gelangen. (Beſchluß des LG. 1 Berlin, 9. 3K. vom 
5. Juli 1915, 25 T. 849/15.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, Berlin. 
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Rechtsanwaltsgebühren im Ausſetzungsverfahren. 
Daß das Verfahren vor dem Vollſtreckungsgericht und den zu: 
ſtändigen Rechtsmittelgerichten auf Bewilligung der Kriegseinſtellung 
gemäß der Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 (jet in der 
Faſſung vom 20. Mai 1915) ein Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten iſt, auf welches die ZPO. Anwendung findet, ſteht außer 
allem Zweifel. Demnach bemißt ſich auch die Vergütung für die 
Berufstätigkeit des Rechtsanwalts in dieſem Verfahren nach ber. 
RA Gebo. (§ 1 das.). Dafür iſt es unerheblich, daß das Verfahren 
erſt nach dem Inkrafttreten der RA Gebo. geſchaffen iſt. Ebenſo wie 
die früher als jenes Verfahren in Kraft getretene ZPO. auf dieſes 
anzuwenden iſt, iſt die RAGEbO. und übrigens ebenſo das Gf. 
auch für dieſes erſt nachträglich geſchaffene Verfahren — jetzt nut 
mit den Beſonderheiten des § 6 der Bundesratsverordnung vom 
20. Mai 1915 — maßgebend. 
Der vom Vorderrichter in dieſer Hinſicht angeregte Zweifel iſt 
nicht begründet. 5 
Das hier geſtellte Kriegseinſtellungsgeſuch iſt durch den Vergleich 
vom 3. Mai 1915 endgültig erledigt worden. Auf die Vertretung 
des Gläubigers in dem es betreffenden Verfahren ſind daher die 


hen, 


— 


44. Jahrgang. u 


Beſtimmungen des bisherigen Koſtenrechts ohne die letzterwähnten 
Beſonderheiten anzuwenden. 

Dies ergibt, daß die Beſchwerde im dollen Umfang Erfolg 
haben muß. 

Das Beſchwerdegericht hat auf die Beſchwerde des Gläubigers 
mündliche Verhandlung hierüber angeordnet. In der Verhandlung iſt 
unter Mitwirkung der Parteivertreter ein Vergleich geſchloſſen worden. 
Wenn nun die hierfür vom Anwalt des Gläubigers berechnete 
Vergleichsgebühr nebſt Pauſchſatz vom Vorderrichter in Übereinftimmung 
mit dem Gerichtsſchreiber nicht zugebilligt iſt, ſo kann ihm darin nicht 
gefolgt werden. 

Maßgebend für die Berechtigung des Anſatzes iſt — was ſachlich 
übrigens keinen Unterſchied macht — formell nicht der vom Vorder⸗ 
richter angezogene § 23, ſondern der §S 41 RAGebO. Wenn dieſer 


nun beſtimmt: „Drei Zehnteile der in den 88 18—18 beſtimmten 


Gebühren erhält der Rechtsanwalt 1. in der Beſchwerdeinſtanz,“ ſo 
iſt damit zum Ausdruck gebracht, daß das Geſetz auch die Fälle im 
Auge gehabt hat, in denen es in der Beſchwerdeinſtanz zu mündlicher 
Verhandlung, Beweisaufnahme und Vergleich kommt, und daß in 
dieſen Fällen je nach der Geſtaltung des Verfahrens dem Anwalt neben 
der Beſchwerde⸗(Prozeß⸗)gebühr auch eine beſondere Verhandlungs-, 
Beweis⸗ und Vergleichsgebühr zuſtehen kann. 

Demnach iſt im vorliegenden Falle für den Anwalt des Gläubigers 
die Vergleichsgebühr nebſt Pauſchſatz erwachſen. 

Auch dagegen, daß er den Gegenſtand des Verfahrens auf 
40 000 &, d. i. den Betrag der zu vollſtreckenden Forderung, bewertet 
hat, beſtehen nach dem bisherigen Recht Bedenken nicht (vgl. IW. 1915 
S. 56, 57/58); es wird dies gerade durch die Sonderbeſtimmung des 
neuen § 6 a. a. O. beſtätigt. (Beſchluß des LG. 1 Berlin, 9. 3K. 
vom 5. Juli 1915, 25 T. 859/15.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, Berlin. 


* * 
* 


Unzuläſſigkeit der Aufrechnung . eine Forderung 
des Geſchäftsbeaufſichtigten. 

Zu 58 5 und 8 ber Seſchtsaufſichte⸗Belauntmach ang 

Die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht gemäß der Bek. vom 
8. Auguſt 1914 (RGBl. S. 363) hat nach § 5 die Wirkung, daß 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht über das Vermögen des 
Schuldners das Konkursverfahren nicht eröffnet werden darf und daß 
Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in das Vermögen des Schuldners 
nicht ſtattfinden dürfen, es ſei denn zugunſten der vom Verfahren 
nicht betroffenen, in § 9 bezeichneten Gläubiger. Gemäß § 8 find 
die vorhandenen Mittel des Schuldners, ſoweit ſie nicht zur Fort⸗ 
führung des Geſchäfts und zu einer beſcheidenen Lebensführung des 
Schuldners und ſeiner Familie erforderlich ſind, zur Befriedigung 
der Gläubiger zu verwenden, wobei Umfang und Reihenfolge der 
Befriedigung die Aufſichtsperſonen nach billigem Ermeſſen zu be 
ſtimmen haben. 

Dieſe Beſtimmungen ſchließen während der Dauer der Geſchäfts⸗ 
aufſicht jedes zwangsweiſe Vorgehen eines Gläubigers gegen den 
Schuldner, für den die Geſchäftsaufſicht angeordnet wurde, aus und 
laſſen die Befriedigung eines Gläubigers nur nach Maßgabe des Er⸗ 
meſſens und der Beſtimmung der Aufſichtsperſon zu und auch dies 
erſt nach Deckung des Lebensunterhalts des Schuldners, ſowie der 
Koſten der Fortführung des Geſchäfts. 

Mit dieſen Beſtimmungen iſt eine Aufrechnung, wie ſie die 
Beklagte erklärt hat, nicht vereinbar. Die Aufrechnung würde nicht 
nur die vollſtreckungsreife Forderung gegen die Klägerin, deren Voll 
ſtreckung während der Dauer der Geſchäftsaufſicht nicht ſtattfinden 
darf, auf einem Umwege zur Vollſtreckung bringen und eine Be⸗ 
friedigung eines Gläubigers auf einem anderen als dem in § 8 der 


Bek. vorgeſchriebenen Wege herbeiführen; ſie würde auch die Ein⸗ 
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nahmen, welche aus dem nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht mit 


der Beklagten abgeſchloſſenen Geſchäfte der Klägerin zufließen und in 


erſter Linie der Lebensführung des Schuldners und der Aufrecht⸗ 
erhaltung des weiteren Geſchäftsbetriebs dienen ſollten, dieſer Zweck⸗ 
beſtimmung entziehen und hiermit die Möglichkeit der vom Geſetzgeber 
gewollten Weiterführung des Geſchäftsbetriebes überhaupt in Frage ſtellen. 

Die Beſtimmungen der Bek. vom 7. Auguſt 1914 wie des ſie 
tragenden Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) find im 
öffentlichen Intereſſe ergangen. Sie beabſichtigen, die durch den 
Krieg hervorgerufenen wirtſchaftlichen Schäden tunlichſt zu mildern 
und dem Schuldner, der lediglich infolge des Krieges zahlungsunfähig 
geworden iſt, nicht nur eine beſcheidene Lebensführung, ſondern auch 
eine Weiterführung ſeines Geſchäftes bis zum Eintritt günſtigerer 
Verhältniſſe zu ſichern und ihm hierdurch die Möglichkeit einer 
wirtſchaftlichen Erholung zu gewähren. Das Intereſſe des Staates 


an der Hintanhaltung der wirtſchaftlichen Vernichtung einer Reihe 


von Exiſtenzen iſt hierbei ein höheres als das ſonſt beſtehende Intereſſe 
an der Befriedigung fälliger Verbindlichkeiten und demgemäß bewußt 
dieſem letzteren Intereſſe vorangeſtellt. 

Hieraus ergibt ſich, daß dieſe Beſtimmungen zwingender Natur 
und daß Rechtsgeſchäfte, die mit dieſen Beſtimmungen nicht vereinbar 
find, daher gemäß 8 184 BGB. nichtig find. 

Hierbei begründet es keinen Unterſchied, ob direkt gegen den 
Wortlaut der Beſtimmungen verſtoßen iſt, oder ob der durch fie ver: 
pönte wirtſchaftliche Erfolg auf einem Umweg erreicht werden ſoll 
(vgl. RGRKom. zum BGB. § 123 Anm. 1). 

Entſcheidend iſt, daß auch dieſer in den Beſtimmungen der 


„Bekanntmachung nicht genannte Weg zu einer Vereitelung des Geſetzes⸗ 


zweckes führen würde. (LG. Nürnberg, I. HK., Urteil vom 4. Fe⸗ 
bruar 1915, A. 973/14.) | 
Mitgeteilt von Rechtspraktikant Robert Held, Nürnberg. 
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Literaturbeſprechungen. 


Charles Heury Huberich: Das Engliſche Priſenrecht. Verlag 
Carl Heymann, Berlin. 1915. 

Das engliſche Priſenrecht iſt ein fortdauerndes Bild engliſcher 
Schande. Früher war es engliſche Judikatur, insbeſondere des 
Richters Stowell, welche mit den raffinierteſten und hintertriebenſten 
Mitteln darauf ausging, nicht nur die feindliche, ſondern auch die 
neutrale Schiffahrt während des Krieges zu ertöten; aber alle dieſe 
Beſtrebungen werden überboten durch die Priſenordnungen, die England 
während dieſes Krieges gegeben hat. Schon in der Schrift von Pohl, 
England und die Londoner Deklaration (1915) iſt auf die Mittel 
hingewieſen worden, mit denen England rückſichtslos das Ziel verfolgt, 
nicht nur den deutſchen Handel, ſondern auch den Handel der Neutralen 
zu vernichten und einen Aushungerungsplan gegen Deutſchland ins 


Werk zu ſetzen, wie er in der Geſchichte ſeines gleichen ſucht. Und 


als Pohl ſchrieb, war der Order in Council vom 11. März 1915 
noch nicht erlaſſen, welcher den Gipfelpunkt völkerrechtlicher Nieder⸗ 
trächtigkeit enthält. Deswegen iſt die Sammlung der Dokumente in 
der obenbezeichneten Schrift von Huberich ſehr ſchätzenswert. England 
kam es vor allem darauf an, den Transport von Lebensmitteln und 
von Artikeln, welche ſeinerzeit in der Londoner Deklaration als 
Freigut bezeichnet worden waren, einfach von Deutſchland fernzuhalten; 
daher erklärte ſchon der Order vom 20. Auguſt 1914, daß relativ 
Bannware (Konterbande) auch dann anzunehmen ſei, wenn es ſich 
um Artikel handle, welche an irgendeine Perſon adreſſiert ſind, die 
unter der Autorität des feindlichen Staates ſtehe, worunter natürlich 
jeder Deutſche, ja ſogar auch jede Perſon, welche in Deutſchland 
wohnt oder ſich aufhält, verſtanden werden kann. In dem Order 
vom 29. Oktober 1914 wurde dies allerdings ſcheinbar dahin gemildert, 
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daß relativ Bannware dann vorliegen fol, wenn fie von einem 
Agenten oder an einen Agenten des feindlichen Staates geſandt wird, 
aber es wurde beigefügt, daß in dem Falle, wenn Konnoſſemente an 
Order geſtellt ſind, oder wenn als Adreſſat eine Perſon bezeichnet iſt, 
welche zum feindlichen Territorium gehört, ſogar im Widerſpruch mit 
der Londoner Deklaration die Grundſätze der einheitlichen Reiſe in 
Anwendung kamen, mit anderen Worten, daß, wenn die Waren von 
einem neutralen Ort an einen anderen neutralen Ort geſchickt ſind, die 
Konfiskation erfolgen kann, ſobald anzunehmen iſt, daß von dem neutralen 
Ankunftsort die Ware nach Deutſchland weiterbefördert werden ſoll. 

Dazu kam nun die weitere Beſtimmung, daß unter Umftänden, 
ſelbſt wenn die Ware gelöſcht und die Sache erledigt iſt, das Schiff 
nichtsdeſtoweniger der Beſchlagnahme unterliege, wenn nachgewieſen 
wird, daß es entgegen den Schiffspapieren einen feindlichen Hafen 
angelaufen hat. Hiernach kann ein neutrales Schiff angehalten 
werden unter dem Vorwand, daß es ſeinerzeit im Widerſpruch mit 
ſeinen Papieren in einen deutſchen Hafen gelangt iſt, und zwar kann 
dies, nachdem feine Reife erledigt iſt, während der ganzen nächſten 
Reife geſchehen. Aber das iſt nicht genug, ſondern, um den Handel 
der Neutralen vollkommen zu erdroſſeln, iſt der Grundſatz aufgeſtellt 
worden, daß, wenn ein neutraler Staat Waren an Deutſchland liefert, 
dieſer neutrale Staat auf die erdenklichſte Weiſe ſchikaniert werden 
kann, vor allem in der Art, daß das fluchwürdige Prinzip der ein⸗ 
heitlichen Reiſe gegen ihn vollſtändig in Anwendung gebracht wird. 
Es wird dann jeder Transport von Waren von einem neutralen 
Hafen an einen Hafen dieſes neutralen Landes der Konfiskation 
unterworfen, ſobald anzunehmen ift, daß die Ware nicht in dem 
Lande verbraucht werden ſoll, ſondern ganz oder teilweiſe nach Deutſch⸗ 
land weiter befördert werden wird. Wie ſehr dies auf den neutralen 
Handel gewirkt hat, hat die Erfahrung gezeigt. Neutrale Staaten, 
die England nicht offen die Stirn zu bieten vermochten, haben ſich 
unter das kaudiniſche Joch gebeugt und ſich dazu verſtanden, daß ſie 
einen engliſchen Kommiſſar zuließen, der die bei ihnen eingekommenen 
Waren und die Schiffspapiere prüfte, um feſtzuſtellen, ob die Waren 
wirklich zum Verbrauch im Lande beſtimmt ſind, ob ſie nicht ganz 
oder teilweiſe nach Deutſchland kommen ſollen. 

Alles wurde aber überboten durch den Order in Council vom 
11. März 1915; denn danach kann jedes neutrale Schiff, welches 
Waren führt, die irgendwie nach Deutſchland kommen ſollen, an⸗ 
gehalten und gezwungen werden, die Waren in England auszuladen: 
ſie ſollen hier zwar nicht konfisziert, aber doch feſtgehalten, jedenfalls 
vom ferneren Transport ausgeſchloſſen werden. In gleicher Weiſe 
ſollen Waren, welche, von Deutſchland kommend, irgendwie auf einem 
neutralen Schiff verſchickt werden, in einem engliſchen Hafen feſt⸗ 
gehalten werden; ja ſolche Waren ſollen veräußert werden können 
und der Erlös ſoll — nach dem Ermeſſen des Gerichtshofs verteilt 
werden, — jedenfalls erſt nach Beendigung des Krieges! 

Damit ſind alle Beſtrebungen des Seerechtes früherer Tage, 
die auf Sicherung des Privateigentums und auf Erleichterung des 
Verkehrs abzielten, die Pariſer Deklaration, die Londoner Deklaration 
einfach zertrümmert worden. Aber auch die Rechtsübung zeigt das 
gleiche Bild. Entgegen der Neutralität des Suezkanals wurden die 
dort lagernden Schiffe beſchlagnahmt unter dem Vorwand, daß 
dadurch die Paſſage durch den Suezkanal gehemmt werden könnte; 
und in der Rumanianſache wurde die Konfiskation deutſchen Gutes 
verfügt, obgleich das Gut bereits abgeladen war und daher eine am 
Lande befindliche Ware darſtellte; mit anderen Worten: die fluch⸗ 
würdigen Konfiskationsgrundſätze des Seerechtes wurden auf das 
Landrecht ausgedehnt. Die Begründung des engliſchen Richters, daß 
die Ware als ein der Beſchlagnahme ausgeſetztes Gut in England 
gelandet worden ſei, hat nicht einen Funken von Jurisprudenz: die 
Möglichkeit der Beſchlagnahme iſt noch keine Beſchlagnahme; wenn er 
aber erklärt, daß die Unterſcheidung, ob das Gut im Schiff oder 
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außerhalb des Schiſſes liege, eine pedantiſche und irrtümliche ſei, jo 
iſt zu entgegnen, daß vielmehr die Verneinung dieſes Unterſchieds von 
einem vollſtändigen Mangel juriſtiſchen Verſtändniſſes zeugt. 

Das iſt Recht und Rechtſprechung des Landes, mit dem wir 
Krieg führen. Es iſt faſt beſchämend, mit einem ſolchen Gegner die 
Waffen kreuzen zu müffen! 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Joſef Kohler, Berlin. 


Earl Loreburn: Privateigentum im Seekrieg. Die deutſche 
Überſetzung herausgegeben von Theodor Niemeyer. Verlag 
von Duncker und Humblot, München und Leipzig. 1914. 
XIV und 171 Seiten. Preis geb. 4 M. 

Lord Loreburn, der langjährige Lord Chancellor von England, 
hat im April 1913, alſo lange vor dem Kriege, Aufſätze über das 
Privateigentum im Seekrieg, die er in engliſchen Zeitungen veröfſentlicht 
hatte, zu einem Buche zuſammengeſtellt. Dieſe Aufſätze hatten ſchon 
ſeiner Zeit wegen der hohen Stellung des Verfaſſers und der Frei⸗ 
mütigkeit ſeiner Beurteilung engliſcher Anſprüche Aufſehen erregt. 
Das deutſche Publikum muß dem Herausgeber dankbar ſein, daß er 
ihm die Kenntnis dieſes ausgezeichneten Werkes vermittelt hat. In 
ſieben Kapiteln werden die wichtigſten Punkte des Seekriegsrechts einer 
gerechten und unbefangenen Darſtellung unterzogen, insbeſondere die 
im gegenwärtigen Augenblick der Gegenſtand fortwährender Streitig 
keiten bildenden Fragen des Seebeuterechts, des Blockaderechts, der 
Kriegskonterbande und der Seeminen. Für den deutſchen Leſer bietet 
die Durchſicht des kleinen Werkes noch ein ganz eigenartiges Intereſſe. 
Man vergleicht dieſe vor dem Krieg gemachten Ausführungen eines 
Engländers unwillkürlich mit der Geſtaltung, die das Seekriegsrecht 
in der britiſchen Praxis des gegenwärtigen Krieges erhalten hat, und 
empfindet dabei mit beſonderer Genugtuung, daß zahlreiche Kriegsmaß⸗ 
nahmen der britiſchen Regierung bei Lord Loreburn eine vorherige 
Verurteilung erfahren haben. Von beſonderem Wert iſt, was der 
Verfaſſer, der ſeiner Zeit im Houſe of Lords für die Ratifizierung der 
Londoner Seerechtsdeklaration kraftvoll, aber vergeblich eingetreten 
war, über die Umwandlung von Handelsſchiffen in Hilfskreuzer (S. 21), 
über die Ausbungerung Deutſchlands (S. 45), über die Effektivität 
der Blockade (S. 77), vor allem über die unmäßige Ausdehnung der 
Kriegskonterbande (S. 102 ff.) ſagt. Eine Bemerkung ſoll mit Rüd: 
ſicht auf die im Luſitaniafall der deutſchen Regierung gemachten Vor: 
würfe beſonders hervorgehoben und den „Neutralen“ jenfeits des 
Ozeans vor Augen geführt werden. Lord Loreburn ſagt (S. 120): 
„Man kann von den Streitkräften eines um Tod und Leben kämpfenden 
Volkes nicht erwarten, daß es die Nachricht ruhig aufnimmt, feine 
Feinde erhielten im Felde Gewehre, Patronen und ſchnellfeuernde 
Kanonen von unternehmenden Fabrikanten, die in einem neutralen 
Lande ruhig den Segen des Friedens genießen. Wenn die Krieg⸗ 
führenden dies auf dem Feſtlande nicht hindern können, ſo werden ſie 
jedenfalls verſuchen, es auf See zu hindern.“ 

Dieſe eine Bemerkung würde genügen, um das Buch dem deutſchen 
Leſer zu empfehlen. Außerdem finden ſich aber ſo zahlreiche, verſtändige, 
würdige und klare Gedanken und Vorſchläge in dem Werkchen, daß 
jeder, der ſich über die einſchlägigen Fragen leicht und angenehm unter 
richten will, das Buch mit größtem Vergnügen durchleſen wird. Die 
vortreffliche, von Luiſe Niemeyer herrührende Überſetzung läßt den 
Leſer vergeſſen, daß das Buch urſprünglich in einer fremden Sprache 
geſchrieben iſt. Prof. Dr. Ed. Heilfron, Charlottenburg. 


Jäger, Eruſt: Die offene Handelsgeſellſchaft im Zivilprozeß. 
Aus der Feſtgabe der Leipziger Juriſtenfakultät für Rudolph 
Sohm. München, Leipzig. Duncker & Humblot. 1915. 
79 Seiten. 

Wiſſenſchaſtliche Probleme find wie Hochalpengipfel. Sie reizen 
immer wieder von neuem, bis ſie bezwungen ſind. Mißlingt es von 
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der einen, ſo wagen die Führer den Verſuch von einer neuen Seite. 
So kommt auch der Streit über das Weſen der o. H. nicht zur Ruhe. 


Jäger packt die Frage bei der Stellung der o. H. im Zivilprozeß an. 


Dort ſoll ſich das Ergebnis bewähren. „Der Mitgliedergemeinſchaft 
als ſolcher kommt Rechtsfähigkeit zu, aber juriſtiſche Perſon iſt die 
o. H. nicht“ (S. 3). „Trägerin der Geſellſchaftsrechte und Geſellſchafts⸗ 
pflichten und Partei in den Geſellſchaftsprozeſſen iſt die Gemeinſchaft 
der Mitglieder ſelbſt, und zwar der jeweiligen“ (S. 16). Sie ſtellt 
„eine Mittelſtufe der Rechtsfähigkeit dar, zwiſchen Individuum und 
juriſtiſcher Perſon“ (S. 16). 

Daß die o. H. im deutſchen Rechte keine juriſtiſche Perſon iſt, 
daran wird man heute feſthalten. Auch die Ausführungen von Kohler!) 
haben dieſe Meinung nicht erſchüttert. Er verdient vielleicht nicht 
die herbe Abweiſung Jägers (S. 6 Anm. 5). Aber ſeine Beweis⸗ 
führung durfte mit Recht trotz geiſtreicher Gedanken als nicht gelungen 
bezeichnet werden. 

Der Schwerpunkt liegt im zweiten Teile der Jägerſchen Theſe. 
Wenn das Subjekt der Rechte und Pflichten und damit die Prozeßpartei 
weder eine juriſtiſche Perſon iſt, noch die einzelnen Beteiligten ſind, 
dann muß es notwendigerweiſe ein Drittes ſein. Daher will Jäger 
zeigen, daß Partei im Prozeß der o. H. auch nicht „die einzelnen 
beim Prozeßbeginn der Geſellſchaft angehörenden Geſellſchafter 
als Streitgenoſſen“ ſind (S. 8). Den Beweis für den hier auf⸗ 
geſtellten Satz verſucht Jäger durch eine Betrachtung der o. H. in 
den verſchiedenen Stadien des Zivilprozeſſes. Dieſe Wanderung wird 
jeder, auch wenn er nicht zu den Ergebniſſen des Verfaſſers gelangt, 
als eine der wertvollſten Bereicherungen der Handels⸗ und Prozeß⸗ 
rechtswiſſenſchaft, die die letzten Jahre gebracht haben, empfinden. 
Man hält es kaum für möglich, auf ſo wenig Raum und mit ſo wenig 
Worten ſo viel zu ſagen. Ich habe die Ausführungen dreimal, einzelne 
Stellen noch öfters geleſen. Immer wieder boten ſich neue Ausblicke 
und neue Anregungen. Das kann nur der erreichen, der den Stoff 
völlig bemeiſtert. Freilich, den konſtruktiven Satz, von dem Jäger 
ausgeht, kann ich nicht für erwieſen anſehen. Es iſt nicht unmöglich, 
ſich ein Mittelding zwiſchen juriſtiſcher Perſon und Einzelmenſch zu 
denken. Es mag uns dies ſchwer fallen. Aber auch die juriſtiſche 
Perſon iſt nur ein Produkt menſchlicher Gedanken. Es iſt nicht ab⸗ 
zuſehen, weshalb die Rechtsentwicklung nicht noch eine weitere Er⸗ 
ſcheinung erzeugen. ſollte. Aber damit wir dazu ſchreiten, muß eine 
Notwendigkeit vorliegen. Solange dies nicht der Fall iſt, wird man 
mit den bisherigen Begriffen auszukommen haben. Mitunter ſind die 
für die Jägerſche Anſicht ins Feld geführten Punkte ſelbſt wieder 
beſtrittene Auslegungen. Sie können nicht als Stütze einer von der 
disherigen Auffaſſung der o. H. abweichenden dienen. Aber auch 
wenn man ſich überall auf Jägers Standpunkt ſtellt, ſo werden doch 
ſämtliche von ihm behandelten Momente auch bei Annahme der 
Geſellſchafter als Partei ſich in befriedigender Weiſe erklären laſſen. 

Jäger beginnt mit der Frage nach der Prozeßfähigkeit der o. H. 
Sie iſt prozeßunfähig (S. 18). Ihre zum Handeln ermächtigten 
Geſellſchafter oder Liquidatoren haben die Stellung geſetzlicher Ver⸗ 
treter (S. 26). Alſo ſind nicht Partei die Geſellſchafter als 
Streitgenoſſen (S. 19). Nun iſt aber die o. H. nicht prozeßunfähig, 
gleich der minderjährigen oder juriſtiſchen Perſon. Die Geſellſchafter 
ſind Partei, wenn auch nur als Geſamthand. Das ihnen zuſtehende 
Recht iſt gebunden. Daher auch die Eigenart feiner Geltendmachung. 
Zum geſetzlichen Vertreter werden die hierzu befugten Geſellſchafter aber 
dadurch nicht. Das zeigt ſich in ſeinen praktiſchen Folgen. Jäger 
(S. 35) läßt den von der Vertretung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter 
als Zeuge vernehmen. Damit wird allerdings verhütet, daß das 
Wiſſen des vielleicht am beſten unterrichteten Geſellſchafters im Prozeſſe 
unverwertet bleiben muß. Aber das wird ebenſo erreicht, wenn man 
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die Eideszuſchiebung oder den richterlichen Eid auch für die nicht zur 


Vertretung berufenen Geſellſchafter zuläßt. Aber auch einmal an⸗ 
genommen, der von der Vertretung ausgeſchloſſene Geſellſchafter ſei 
zeugnisfähig. Es iſt ja auch der Beitwtt jeden Geſellſchafters als 
Nebenintervenient im Prozeß der o. H. nicht mehr beſtritten (S. 37 ff.). 
Zweifellos ſteht ihm auch im Vollſtreckungsverfahren die Widerſpruchs⸗ 
klage zu, „wenn auf Grund des nur gegen die Geſellſchaft als ſolche 
erwirkten Titels Gegenſtände ſeines eigenen Vermögens mit Beſchlag 
belegt werden“. Es wird auch trotz RG.) an der Klage der o. H. 
gegen einen Geſellſchafter feſtzuhalten ſein. Treffend weiſt Jäger darauf 
hin, daß ja auch der Erbe trotz der Nachlaßverwaltung und der in ihr 
liegenden Güterſonderung Träger des ererbten Vermögens bleibt. Alſo 
iſt es falſch, daß niemand mit ſich ſelbſt prozeſſieren könne (S. 42). 
Alſo müſſen ſich aber auch die anderen von Jäger hervorgehobenen und 
bis in die feinſte Veräſtelungen verfolgten Erſcheinungen im Prozeſſe der 
o. H. erklären laſſen, ohne daß die Geſellſchafter aufhören müſſen, 
Partei zu fein. Aus der Bildung des Geſellſchaftsvermögens als 
Sondergut fließt mit Notwendigkeit die Sonderbehandlung. Das 
aber genügt, um die hervorgehobenen Erſcheinungen zu erklären. Das 
bildet auch den Ausgangspunkt zur praktiſchen Löſung der Schwierig⸗ 
keiten, die ſich im Prozeß der o. H. zeigen. 

Aus demſelben Prinzip exgibt ſich dann auch die Behandlung 
der Auflöſung der o. H. und ihre Stellung von dieſem Momente ab 
im Prozeß. Jäger bekämpft die Anſicht des RG.“ ), daß bei Voll: 
beendigung der Liquidation der Geſellſchaftsprozeß als Prozeß gegen 
die Geſellſchafter fortgeſetzt werde. Sie widerſpreche dem Geſetze. 
„Klage und Urteil gegen die Geſellſchaft bedeuten rechtlich etwas 
ganz anderes als Klage und Urteil gegen Geſellſchafter.“ „Wie 
könnte auch ſonſt die unentbehrliche und in der Praxis allgemein zu⸗ 
gelaſſene gleichzeitige Ausklagung von Geſellſchaft und Geſellſchaftern 
ſtatthaft ſein? Und was ſollte aus Prozeſſen eines Geſellſchafters 
gegen die Geſellſchaft, was aus ſolchen Einzelprozeſſen der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger gegen Geſellſchafter werden, die in geſondertem Verfahren 
vielleicht vor anderen Gerichten und in anderen Inſtanzen ſchweben? 
Schon die Koſtenfrage dürfte einer Prozeßverſchmelzung unüberwindliche 
Schwierigkeiten bereiten.“ Daher könne der Prozeß „mit der Geſell⸗ 
ſchaft ſelber ausgetragen werden“ (S. 57). Sie müſſe weiter beſtehen, 
bis der Prozeß beendet iſt. Die Ausführungen Jägers haben ſehr 
viel für ſich. Sie verdienen wie alle ſeine Anregungen eine ſorgfältige 
Nachprüfung. Daran, daß das Geſetz wegen einer ungetilgten Ge⸗ 
ſellſchaftsſchuld den Untergang der Geſellſchaft nicht ausdrücklich 
hintanhält, wird man ſich mit Recht nicht ſtoßen. Aber immer 
wieder drängt ſich derſelbe Gedanke auf. Auch bei Annahme der 
Jägerſchen Meinung iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Geſellſchafter 
ſelbſt Partei ſind. Sie werden dann durch den gegen ſie angeſtrengten 
Prozeß auch gegen ihren Willen in der Gebundenheit feſtgehalten. 

Die eigenartige Bedeutung der Rechtskraft des Urteils im Prozeß 
gegen die o. H. für ihre Mitglieder und deren Haftung für die Schulden 
jener (S. 58 —66) werden von Jäger eingehend erörtert. Aber auch 
ſie zwingen nicht zu einer Verneinung der Parteirolle der Geſellſchafter. 
Man kann allen Ergebniſſen Jägers zuſtimmen. Sie laſſen ſich alle 
von dem Geſichtspunkte des Sondervermögens und der Geſamt⸗ 
haftung aus begreifen. N 


Den Schluß der Betrachtung bildet die Vollſtreckung, ſowohl 
die Einzelvollſtreckung (S. 68 ff.) als der Konkurs (S. 71 fl.). 
Zur Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der o. H. bedarf es des 
gegen ſie gerichteten Titels. Das ſteht im Geſetze. Das hat wieder 
dieſelbe Urſache, wie die vorhergehenden Erſcheinungen, Bildung und 
geſetzliche Anerkennung eines Sondervermögens. Seine Träger ſind 


2) JW. 1914, 532 10, Leipz 3. 1914, 1202 Nr. 7. 
8) RG. 46, 39 ff.; vgl. Düringer und Hachenburg Bd. 4, Anm. 14 
zu § 124. 
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deshalb doch die Geſellſchafter in Gemeinſchaft. Beim Konkurſe führen 
dieſe Momente zum Sonderkonkurs der o. H. Hier iſt Jägers Darſtellung 
beſonders intereſſant. Nicht nur weil er ſeine eigenſte Domäne betritt, 
das Konkursrecht, ſondern, auch, weil hier die Folgerung aus der 
Annahme eines prozeßunfähigen Verbandes von ihm als dem Geſetz 
widerſprechend aufgegeben werden. „Die bis dahin beſtehende geſetzliche 
Vertretungsmacht (die bisherige Organſchaft) für den Konkurs erliſcht.“ 
(S. 72). Der Konkursantrag, der Vorſchlag eines Zwangsvergleichs, 
der Widerſpruch gegen eine angemeldete Forderung ſteht jedem einzelnen 
Geſellſchafter ohne Rüdfiht auf feine Vertretungsbefugnis zu. Wieder 
werden dieſe Fragen in allen Einzelheiten verfolgt. In wenig Strichen 
iſt ein ares Bild der Stellung der Mitglieder einer o. H. im Kon: 
kurſe gegeben. Sollte aber nicht gerade dieſe geſetzliche Regelung ein 
deutlicher Beweis dafür ſein, daß die Träger des Vermögens trotz des 
Sonderkonkurſes doch nur die einzelnen Geſellſchafter ſind? Man wird 
Jäger zuftimmen, wenn er auch die Rechtsminderungen des Gemein⸗ 
ſchuldners jedes einzelne Mitglied der o. H. treffen läßt (S. 76/77). 
Aber man wird gerade daran die Frage knüpfen, ob nicht ein un⸗ 
zweideutiges Anerkenntnis der einzelnen Mitglieder als Rechtsträger 
und Partei dadurch gegeben iſt. 

Als wirkſamſtes Argument gegen die Annahme einer juriſtiſchen 
Perſon dient Jäger der Hinweis auf die Einordnung der o. H. in die 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechts ($ 105 HGB. S. 6). Die o. H. tft 
eine ſolche durch die Eigenart ihres Gegenſtandes ausgezeichnete Geſell⸗ 
ſchaft. Hieran darf man am Ende der Beſprechung wieder erinnern. 
Iſt die o. H. wegen dieſer vom Geſetz gebotenen Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift des BGB. über die Geſellſchaft und wegen ihrer ſich hieraus 
ergebenden Struktur keine juriſtiſche Perſon, ſo iſt ſie auch aus dem⸗ 
ſelben Grunde keine beſondere Gemeinſchaft, die im Gegenſatz zu ihren 
Mitgliedern Rechtsſubjekt und Prozeßpartei wäre. Kechtsſubjekt und 
Prozeßpartei ſind die Geſellſchafter in Gemeinſchaft zur geſamten Hand. 

Iſt es nach dem Vorſtehenden noch erforderlich, daß ich, wie ſonſt 
am Schluſſe von Beſprechungen üblich, hervorhebe, daß trotz der ab⸗ 
weichenden Meinung eine vortreffliche Arbeit vorliegt? Ich glaube, 
daß dies wäre weder Jägers würdig noch bedürfen es ſeine Aus⸗ 
führungen. Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim. 


Dr. Georg Obſt, Bankdirektor a. D. und Privatdozent: Das 
Bankgeſchäft. Verlag Carl Ernſt Poeſchel, Leipzig. 1914. 
Erſter Band. 

Obſt zählt heute zu den am meiſten geleſenen Schriftſtellern des 
Bankweſens. Sein neueſtes und zugleich ſein umfaſſendſtes Werk 
— eine Darſtellung des Bankgeſchäfts in allen ſeinen Teilen — weiſt 
die gleichen Vorzüge auf wie ſeine früheren Werke. Die Darſtellung 
iſt klar und anſchaulich; auch derjenige, der dem komplizierten Bank⸗ 
betriebe ferner ſteht, vermag aus ihr ein treſſendes Bild der ver: 
ſchiedenen geſchäftlichen Vorgänge zu gewinnen. Von beſonderem 
Nutzen iſt für das Werk die langjährige Praxis des Verfaſſers in 
verſchiedenen Bankbetrieben. Zuletzt war er bekanntlich Vorſtands⸗ 
mitglied einer großen Aktienbank, und dieſe Stellung brachte ihn in 
einer der erſten deutſchen Handelsſtädte mit den verſchiedenſten Zweigen 
des Handels und der Induſtrie in enge Berührung. Er hat daher 
mancherlei geſehen, was der reine Theoretiker nicht ſieht, und weiß 
mancherlei zu ſagen, was ſonſt nicht ausgeſprochen wird. Es gibt 


Leute, die behaupten, daß für dieſe Möglichkeiten gerade im Betriebe 


des Bankgewerbes ein beſonders weiter Raum gegeben iſt. 

Es iſt unmöglich, bei der Beſprechung eines Werkes, das das 
Bankgeſchäft in allen feinen Teilen darſtellen will, auf Einzelheiten 
einzugehen. Ich muß mir daher von vornherein eine Beſchränkung 
in der Beſprechung auferlegen. 

Der erſte Teil des Werkes behandelt die Geſchäfte der Bank. 
Hierbei iſt insbeſondere der Scheckverkehr etwas ausführlicher dar⸗ 
geſtellt. Bei dieſer⸗ Gelegenheit hat Obſt auch rechtliche Fragen 
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geſtreift, die ja natürlich auch von einer Darſtellung des Schecks nicht 
durchweg zu trennen ſind. Hier lehrt Obſt, daß ein Widerruf des 
Schecks bis zu zehn Tagen nach der Ausſtellung nicht ſtatthaft iſt. 
Das iſt falſch oder doch zum mindeſten mißverſtändlich und ſollte in 
einem Werke, das auch für nicht rechtskundige Leſerkreiſe geſchrieben 
iſt, nicht geſagt werden. Der Widerruf eines Schecks iſt in Wahrheit 
ſtets ſtatthaft. Der Bankier braucht nur den vorzeitigen Widerruf 
nicht zu beachten. Beachtet er ihn — und das wird er jedenfalls 
dann immer tun, wenn der Ausſteller zu ſeinen Geſchäftsfreunden 
gehört —, ſo erwachſen ihm gegenüber niemanden irgendwelche Ver⸗ 
pflichtungen, weder gegenüber dem Ausſteller, der ja ſelbſt widerruft, 
noch gegenüher dem Inhaber, der überhaupt keine direkten Anſprüche 
gegen den Bankier hat. Beachtet der Bankier den Widerruf dagegen 
nicht, ſo iſt dies jedenfalls dann für ihn nicht ganz unbedenklich, 
wenn der Ausſteller den Widerruf motiviert (3. B. er ſei betrogen 
worden uſw.) Es iſt daher — trotz der unglücklichen Faſſung des 
Scheckgeſetzes — jedem Bankier nur zu raten, jeden Widerruf eines 
Schecks zu beachten: er wird dabei vom geſchäſtlichen wie vom recht⸗ 
lichen Standpunkte aus beſſer fahren, als wenn er ſich an die Be⸗ 
ſtimmung in § 13 Abſ. 3 ScheckG. hält, die er doch nicht verſteht. 
Denn dieſe Beſtimmung richtet ſich in Wahrheit nicht gegen den 
Bankier, ſondern gegen den Ausſteller. 

Daß der widerrufende Ausſteller die Einlöſung des Sets 
dadurch hindern kann, daß er fein Guthaben abhebt, betont übrigens 
auch Obſt. 

Dankenswert iſt die ziemlich ausführliche Darſtellung des Giro⸗ 
verkehrs und insbeſondere auch der internationalen Zahlungsaus⸗ 
gleichungen. Hier enthält ſich Obſt allen Eingehens auf rechtliche 
Fragen. Man wird ihm das an und für ſich deshalb nicht verdenken 
können, weil wir ein Girogeſetz nicht beſitzen — glücklicherweiſe nicht 
befigen! — und weil die im Giroverkehr auftauchenden Rechtsfragen 
überaus ſchwierig ſind. Auf der anderen Seite leidet das Buch 
dadurch allerdings an einer gewiſſen Ungleichartigkeit der Behandlung. 
Bankgeſchäft und Bankrecht fließen untrennbar ineinander. Auch 
eine Darſtellung des bloßen Bankgeſchäfts kann als ſolche nicht 
erſchöpfend ſein, wenn ſie nicht allenthalben die weſentlichſten rechtlichen 
Geſichtspunkte hervorhebt, ſondern Rechtsnormen nur dann mitteilt, 


wenn ſie ſich gleichzeitig zu Geſetzesparagraphen verdichtet haben. 


Aus der Darſtellung des Diskontgeſchäfts werden auch für den 
Juriſten die Mitteilungen Über Diskontierungen im Leipziger Rauch⸗ 
warenhandel neues bringen. Vollſtändig erſchöpft freilich Obſt gerade 
das Material, das ſich aus dem ſogenannten Brühl⸗Wechſel⸗Geſchüft 
für den Wechſelverkehr gewinnen läßt, bei weitem nicht. So hätte 
ich — um nur einiges zu erwähnen — ein Eingehen auf die 
wichtigen wirtſchaftlichen Funktionen des Prolongationswechſels und 
des Gefälligkeitswechſels für wünſchenswert erachtet. Obſt behandelt 
zwar den Kellerwechſel, das Austauſch- und Gefälligkeitsakzept, aber 
er betrachtet dieſe Erſcheinungen lediglich unter dem Geſichtspunkte 
des Wechſelmißbrauchs. Prolongationspapiere werden kaum dem 
Namen nach erwähnt. 

Auch die Darſtellung der Diskontierung offener Buchforderungen 
entbehrt der erforderlichen Vollſtändigkeit. Obſt betont mit Recht, 
daß das Buchdiskontierungsgeſchäft im Wachſen begriffen iſt. Er 
teilt auch aus ſeiner eigenen Erfahrung mit, daß oft der Wunſch 
ausgeſprochen wird, den Schuldner — im Text ſteht verſehentlich 
„den Gläubiger“ (S. 247) — nicht von dem Geſchäft in Kenntnis 
zu ſetzen. Aus Obſts Darſtellung gewinnt man aber den Eindruck, 
als ob es durchaus die Regel im Bankgeſchäft ſei, daß der Schuldner 
von der Abtretung der Forderung durch ein präziſes Formular 
unterrichtet wird. Das iſt ſicherlich nicht der Fall. Im allgemeinen 
begnügen ſich die Banken mit der Ermächtigung, den Schuldner zu 
unterrichten. Im Intereſſe des Kredits ihres Kunden halten ſie mit 
der Abſendung des Formulars jedoch zurück. Das iſt ja auch der 
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praktiſch einzig richtige Weg: Iſt der Kunde vertrauenswürdig, ſo 
beſteht keine Veranlaſſung, den Schuldner von der Abtretung in 
Kenntnis zu ſetzen; iſt er nicht vertrauenswürdig, ſo ſoll die Bank 
die Hand von der Diskontierung laſſen. Die Bedenken, die ſich gegen 
eine Diskontierung ohne Benachrichtigung ergeben, hätten etwas 
ſchärfer hervorgehoben werden können. Gerade hier hätte Obſt auf 
den einzigen Rechtsgrundſatz hinweiſen müſſen, der für die Anzeige 
ſpricht, alſo auf $ 407 BGB., und es hätte betont werden müſſen, 
daß die Bank, ſofern ſie die Überzeugung hat, daß der Kunde ſie 
nicht böswillig ſchädigen wird — etwa durch Annahme des geſchuldeten 
Betrages hinter ihrem Rücken oder durch irgendwelche fonftige Ver⸗ 
fügung über die Forderung —, keine Veranlaſſung zur Anzeige hat, 
weil ihr im Falle eines Konkurſes ihres Kunden die Forderung auch 
ohne vorherige Anzeige zuſteht. 

Einer eingehenderen Darſtellung wäre das Baugeldgeſchäft wert 
geweſen. Obſt widmet ihm nur eine Seite. Den größten Raum 
nimmt hierbei das Schreiben einer Baugeldbank ein, das durchaus 
nicht als allgemeiner Typus anerkannt werden kann. Die Gewährung 
von Baugeld, jeweilig auf Grund von Zwiſchentaxen „bis zu 60 Pro⸗ 
zent des geſchätzten Wertes“ iſt der weitaus ſeltenere Fall. In der 
Regel ift das Baugeld bekanntlich nicht nach dem Werte des jeweiligen 
Baues, ſondern nach beſtimmt feſtgelegten Bauſtadien zu zahlen. 

Beſonders eingehend behandelt Obſt mit gutem Grund das 
Effektengeſchäft (S. 356 bis 420). Hierbei werden auch die rechtlichen 
Grundlagen des Terminhandels kurz erörtert. Man ſtößt hier aber 
auf offenbare Unrichtigkeiten. So wird S. 404 Anm. 1 gelehrt, daß 
ein Abſchluß in Minenſhares an der Londoner Börſe, wenn er nicht 
nach den Uſancen der Londoner Börſe erfolgte, ein verbotenes Börſen⸗ 
termingeſchäft ſei, weil die Minengeſellſchaft ein Bergwerksunternehmen 
iſt. Das iſt nicht zutreffend (vgl. Düringer⸗Hachenburg, Bd. III 
S. 478). Das Verbot des Börſenterminhandels bezieht ſich natürlich 
nur auf die im Inlande geſchloſſenen Geſchäfte. Welches Intereſſe 
ſollte der deutſche Geſetzgeber haben, einem deutſchen Bankier Londoner 
Spekulationen in Minenſhares zu anderen als Londoner Bedingungen 
zu verbieten? 

Der zweite Teil des erſten Bandes des Werkes behandelt die 
Bankenorganiſationen. Es werden zunächſt die Einrichtungen einer 
Provinzbank, dann die einer Berliner Großbank und ſchließlich die 
der großen öffentlichen Banken (Reichsbank, Seehandlung uſw.) dar⸗ 
geſtellt. Auch aus dieſem Teil wird der Leſer vielfache Belehrung 
ſchöpfen. 

Für eine ſpätere Auflage, die gewiß nicht lange auf ſich warten 
laſſen wird, würde ich vorſchlagen, auf den ausführlichen Abdruck der 
zahlreichen Geſchäftsbedingungen und Geſchäftsordnungen zu verzichten. 
Sie gehören tatſächlich nicht in ein Werk, das im großen und ganzen 
doch Elementarzwecken dienen ſoll, und belaſten es nur. Im allgemeinen 
leſen ſchon diejenigen Leute, die mit einer Bank in Geſchäftsverkehr 
treten, die langatmigen Bedingungen nicht durch. Die Lektüre iſt weder 
vom ſprachlichen Standpunkte aus ein Genuß noch vom Standpunkte des 
kreditnehmenden Kunden aus eine beſondere Annehmlichkeit. Es iſt ein 
Irrtum, wenn Obſt glaubt, durch die Wiedergabe der Bedingungen 
den Inhalt der Abmachungen dem Verſtändnis näherzurücken. Ich 
behaupte, daß das Gegenteil der Fall iſt: die meiſten Leſer werden 
dieſe Bedingungen überſchlagen. Das Unweſentliche iſt hier von dem 
wenigen Weſentlichen nicht ſcharf getrennt. Für den Lernenden — 
und für ihn iſt das Buch geſchrieben — iſt es zweckmäßig, wenn 
die wichtigſten Leitſätze hervorgehoben werden und der Abdruck 
von Nebenſächlichkeiten dem Leſer erſpart bleibt. — 

Alle dieſe Ausſtellungen ſollen den Wert des Buches nicht 
ſchmälern. Es nimmt unter allen umfaſſenderen Darftellungen des 


Bankgeſchäfts die erſte Stelle ein. 
Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 
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W. Dunkhaſe, Geheimer Regierungsrat und Direktor im Kaiſerl. 
Patentamt zu Berlin: Beiträge zum Patentrecht: IV. Der 
Patentſchutz; V. Das Patenterteilungsverfahren 
und das Patentamt; VI Nichtigkeitsverfahren, 
Zwangslizenz und Zurücknahme des Patents. Berlin 
und Leipzig. G. J. Göſchen. 1914. 51 S. broſchiert 2,40 4; 
97 S. 4,30 4; 152 S. 5 &. 


Im Jahre 1911 erſchien die Abhandlung Dunkhaſes: „Die 
patentfähige Erfindung und das Erxfinderrecht.“ Ihre 
Aufnahme in der Kritik war ſehr geteilt. Eine Reihe ſehr anerkennender 
Beſprechungen erſchienen. Sie erfuhr aber auch eine Anzahl abfälliger 
Beurteilungen, namentlich durch Schanze. Der Verfaſſer ſelbſt hielt 
es für nötig, ſich in Gewgſchutz. 1911, 330 mit den verſchiedenen 
Kritiken auseinanderzuſetzen. Ich ſelbſt habe damals in der Elektro⸗ 
techn. Ztſchr. 1911, 1141 eine eingehende Beſprechung veröffentlicht. 
Dort habe ich die großen Vorzüge der Schrift gewürdigt und meine 
teilweiſen Bedenken geltend gemacht. 

Schon 1918 erwies ſich eine zweite Auflage der Schrift er: 
forderlich. Sie erſchien nunmehr erweitert nach Maßgabe der zwiſchen⸗ 
zeitlichen geſetzgeberiſchen Beſtimmungen als erſter Beitrag einer 
Sammlung von Beiträgen zum Patentrecht. Im gleichen Jahre 
erſchienen dann noch der 2. Beitrag über die Neuheit der Er: 
findung nach Patent: und Gebrauchsmuſterrecht und der 3. Beitrag, 
welcher die Prüfung der Erfindung auf Patentfähigkeit be⸗ 
handelt. Auch dieſe Beiträge habe ich in der Elektrotechn. Ztſchr. 1913, 
1472 eingehend beſprochen. Sie wurden allgemein ohne weſentlichen 
Widerſtand anerkannt. 

Freudig zu begrüßen iſt es, daß in raſcher Folge im Jahre 1914 
der 4., 5. und 6. Beitrag erſchienen find. Dieſelben ſtehen wiſſen⸗ 
ſchaftlich auf der gleichen Höhe wie die früheren Arbeiten des 
Verfaſſers. 

Der 4. Beitrag betitelt ſich Der Patentſchutz. Der Verfaſſer 
befaßt ſich zunächſt mit dem Gegenſtand des Patentſchutzes. Er geht 
aus von der Kennzeichnung der patentierten Erfindung im Patent⸗ 
anſpruch. Er unterſucht, inwieweit hiernach ein Gegenſtand vom 
Patentanſpruch erfaßt iſt. Erſtere Aufgabe unterſteht ausſchließlich 
der Zuſtändigkeit des Pat A. Die Löſung der letzteren iſt Sache der 
Gerichte unter Reſpektierung der patentamtlichen Zuſtändigkeit. Von 
ſelbſt ergibt ſich dann der Umfang des Patentſchutzes und die Be⸗ 
handlung der Aquivalenzlehre ſowie der Verbeſſerungserfindungen und 
ſonſt abhängiger Erfindungen. In der klaren logiſch ſelbſtverſtändlichen 
Entwicklung und Darſtellung findet hier, ohne ausdrücklich ausgeſprochen 
zu werden, die Kundgebungstheorie des Verfaſſers Erfolge. 

Im 2. Abſchnitt befaßt ſich Verfaſſer mit den Rechten des 
Patentinhabers. Er ſtellt zunächſt Inhalt und Umfang des Rechtes 
feſt, wie ſolches für den Patentinhaber aus dem durch das Patent 
gewährten Erfindungsſchutz fließt. Dann wendet er ſich zur Unter⸗ 
ſuchung des Begriffs und Umfangs der gewerblichen Benutzung und 
der Benutzungsarten. Mit Recht billigt er die weitgreifendſte Aus⸗ 
legung des Begriffs der Gewerbsmäßigkeit im Sinne des Patentgeſetzes. 
Dagegen ſteht er im Gegenſatz zur Rechtſprechung nicht auf dem 
Standpunkte völliger Übereinſtimmung des Benutzungsbegriffes bei 
Prüfung der Frage neuheitsſchädlicher offenkundiger Vorbemitzung und 
der Frage einer patentverletzenden Erfindungsbenutzung. Zweck der 
Prüfung iſt in beiden Fällen verſchieden. Einen verſchiedenartigen 
Benutzungsbegriff muß man aber meines Erachtens gleichwohl ſchon 
im Intereſſe der Rechts⸗ und Verkehrsſicherheit der Geſetzesauslegung 
unbedingt fernhalten. Wenn der Verfaſſer daher z. B. ein Inverkehr⸗ 
bringen oder Feilhalten eines Verfahrens, ſowie eine 5 
nicht als Benutzung anſehen will, ſo vermag ich ihm 5 
ſprechung des RG. nicht zu N Ich 8 * erechtfertigt 
des geſetzlichen Benutzungsbegriffs in dieſen Fällen Er, 
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und wirtſchaftlich geboten. Ich gebe dem Verfaſſer dabei ohne weiteres 
zu, daß an ſich als Handlung ein Verfahren nicht in Verkehr gebracht 
oder feilgehalten werden kann. Das Zugeſtändnis dieſer Möglichkeit 
wird aber ſchon weſentlich erleichtert, wenn man das Verfahren nicht 
ſubjektiv als Handlung, ſondern rein objektiv als Arbeitsgang ins 
Auge faßt. Mit Vorbehalt iſt der Auffaſſung gegenüberzutreten, daß 
im Feilhalten eines Gegenſtandes auch dann eine neuheitsſchädliche 
Vorbenutzung liegen müſſe, wenn der Gegenſtand nicht vorgelegt iſt 
und überhaupt noch nicht hergeſtellt iſt. Denn der Begriff des Feil⸗ 
haltens bedeutet ein Bereithalten zum Verkauf. Ob dieſes Bereit⸗ 
halten zum Verkauf, bevor ein Gegenſtand hergeſtellt iſt, und damit 
ein Feilhalten bejaht werden darf, iſt meines Erachtens Tatfrage des 
Einzelfalles, welche im Zweifel zu verneinen iſt. 

Ganz vorzüglich ſind die Ausführungen über die Wirkung des 
Patentſchutzes auf die nach einem geſchützten Verfahren „hergeſtellten 
Erzeugniſſe“ und über die Wirkung der 88 950, 951 BGB. auf den 
Patentſchutz. 

Der 3. Abſchnitt befaßt ſich mit der Lizenz und der verkehrs⸗ 
freien Benutzung. Von beſonderem Werte ſind hier die klaren Aus⸗ 
führungen über die bedingte Lizenz. 

Im 4. Abſchnitt wird das Vorbenutzungsrecht behandelt. In 
wiſſenſchaftlich trefflicher Weiſe entwickelt der Verfaſſer dasſelbe aus 
den grundlegenden Normen des Patentrechts heraus. Das Vor⸗ 
benutzungsrecht kann durch jede Benutzungsart erworben werden, alſo 
auch durch Feilhalten. Das trifft ſicher zu. Die Frage, ob auch 
durch die zu einem Feilhalten erforderlichen Veranſtaltungen ein 
Vorbenutzungsrecht begründet wird, wird im ſpeziellen nicht näher 
unterſucht. Meines Erachtens iſt dies möglich und Tatfrage des 
Einzelfalles, deren Beantwortung davon abhängt, ob in den Ver⸗ 
anſtaltungshandlungen ein Anfang der Ausführung der Benutzung 
(d. h. alſo des Feilhaltens) zu erblicken iſt oder nur eine Vor⸗ 
bereitungshandlung. Im Zweifel wird nur das letztere anzunehmen 
ſein, da es ſich bei Begründung des Vorbenutzungsrechts um Be⸗ 
gründung eines Ausnahmerechts handelt. Auch der Verfaſſer ver⸗ 
langt mit Recht zu einer das Vorbenutzungsrecht begründenden 
Benutzungsveranſtaltung eine Handlung, die mindeſtens einen Anfang 
der Ausführung der Benutzung darſtellt, und behandelt das Vor⸗ 
benutzungsrecht als Ausnahmerecht. 

Der 5. Abſchnitt ſtellt in außerordentlich überſichtlicher gedrängter 
und doch erſchöpfender Weiſe den gerichtlichen Schutz des Patentrechts 
dar in einer Klarheit, welche auch dem juriſtiſchen Laien ſicherlich 
einen vollen Einblick in die formelle rechtliche Ordnung des gericht⸗ 
lichen Patentſchutzes gewährt. 

Der 5. Beitrag behandelt Das Patenterteilungsverfahren 
und das Patentamt. 

Schon der zu behandelnde Stoff bietet hier weniger Möglichkeit 
wiſſenſchaftlicher Vertiefung als die Behandlung des materiellen 
Patentrechts. Um ſo erfreulicher iſt es, daß jede Gelegenheit wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Betrachtung wahrgenommen iſt. Beſonders verdienſtlich 
iſt aber die Klarheit und die knappe, dabei gleichwohl erſchöpfende 
Behandlung und der leichte Fluß der Darſtellung, welcher das Leſen 
der an ſich ſo trockenen Materie nicht nur zu einer lehrreichen, ſondern 
auch angenehmen Beſchäftigung macht. 

Der Verfaſſer beginnt mit kurzem Überblid über die Gliederung 
und Einrichtung ſowie den Geſchäftsbetrieb des Pat. Die folgenden 
10 Abſchnitte find dann dem Verfahren in Patentſachen gewidmet. 
Die Stoffbehandlung iſt nach hierbei beſonders wichtigen Geſichts⸗ 
punkten geordnet. Zahlungen an das Pat A., die Vertretung vor 
dem Patentamte, Zuſtellungen und Friſten werden zunächſt behandelt. 
Von beſonderer Bedeutung iſt der nunmehr folgende Abſchnitt über 
die Erforderniſſe der Anmeldung. Als erſtes Erfordernis iſt zutreffend 
die Geſchäftsfähigkeit des Anmelders hervorgehoben. Nicht erörtert 
iſt die Frage des Verluſtes der Geſchäftsfähigkeit nach Einreichung 
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der Anmeldung. Dieſe Frage wird dahin zu beantworten ſein, daß 
die vom Geſchäftsfähigen eingereichte ſonſt ordnungsmäßige Anmeldung 
wirkſam iſt und ihre Wirkſamkeit durch Verluſt der Geſchäftsfähigkeit 
des Anmelders nicht verliert. Doch wird natürlich für die dem 
Verluſt der Geſchäftsfähigkeit noch folgenden Erklärungen und Anträge 
des Anmelders das Pat A. die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
verlangen müſſen, fo z. B. auch wenn etwa jetzt zur Kriegszeit ein 
patentamtliches Verſahren gegenüber einem als fahnenflüchtig erklärten 
Anmelder im Lauf wäre, über deſſen Vermögen ein Pfleger beſtellt 
iſt. Schriftlichkeit, Antrag auf Patenterteilung und Beſchränkung der 
Erfindung werden als die weiteren Erforderniſſe der Anmeldung 
erörtert. Eingehende Würdigung findet die Mitwirkung des Pata. 
bei der Formulierung der Patentanſprüche, die Frage der Einheit 
und Teilung der Anmeldung und die Entſcheidungsvorbereitung im 
Wege des patentamtlichen Vorbeſcheids. Beſonders beachtlich ſcheinen 
mir ſchließlich noch die Ausführungen über das Verhältnis und die 
Rechtslage bei einer Mehrheit von Anmeldern. Im folgenden Ab⸗ 
ſchnitt wird das Zuſatzpatent einer wiſſenſchaftlichen und praktiſchen 
Beleuchtung unterzogen. Dann folgt der Abſchnitt über die Vor⸗ 
prüfung. Die Aufgabe und Stellung des Vorprüfers und der An⸗ 
meldeabteilung werden klargeſtellt. Der Vorbeſcheid wird in ſeiner 
ganzen Bedeutung und Tragweite vor Augen geführt. Einheit und 
Teilung der Anmeldung erfahren beſondere Betrachtung. Das Ver⸗ 
fahren vor der Anmeldeabteilung bis zur Bekanntmachung füllt den 
nächſten 8. Abſchnitt, die Bekanntmachung und das Verfahren nach 
der Bekanntmachung den 9. Abſchnitt. Hier ſind die Ausführungen 
über den Einſpruch und die rechtliche Stellung des Einſprechenden 
beſonders beachtenswert. Das Beſchwerdeverfahren (befriſtete Beſchwerde 
des 8 26 Pat., einfache Beſchwerde § 16 PatG.) findet in Abſchnitt 10 
ſyſtematiſche Behandlung. Der Verfaſſer hält Beſchwerde gegen die 
Begründung eines Beſchluſſes für unſtatthaft, z. B. wenn Patent⸗ 
verſagung wegen Entnahme verlangt, mangels Neuheit ausgeſprochen 
iſt. Allerdings kann der Beſchwerdeführer durch dieſe Begründung 
beſchwert fein. Gleichwohl ſtimme ich der Auffaffung des Verfaſſers 
zu. Denn ein Beſchwerderecht fehlt, wo dem Antrag entſprochen iſt. 
Gegenüber der ihm nicht behagenden Begründung bleibt dem Beſchwerde⸗ 
führer immer noch die Feſtſtellungsklage bei dem ordentlichen Gericht, 
ſoweit ein Rechtsverhältnis und ein rechtliches Intereſſe des Beſchwerde⸗ 
führers an deſſen alsbaldiger Feſtſtellung in Frage ſteht. Die Be 
handlung der Beſchwerde führt zur Beleuchtung der Rechtskraft der 
patentamtlichen Entſcheidungen und insbeſondere der rechtlichen Be⸗ 
deutung einer Verkündung der Entſcheidung des Pat. Im letzten, 
11. Abſchnitt wird ſchließlich noch das Verfahren beim Pat. nach 
Erteilung des Patentes mit der ſouveränen Stoffbeherrſchung des 
Praktikers und wiſſenſchaftlichen Forſchers eingehend behandelt. Be⸗ 
ſonders wichtig ſind die klaren Darlegungen über die Umſchreibung 
des Patentes und ihre Erforderniſſe, bei Anderung der Perfon des 
Patentinhabers. 

Den praktiſchen Gebrauchswert des Werkes ſteigert der anhangs⸗ 
weiſe Abdruck der für das Patenterteilungsverfahren in erſter Linie 
maßgeblichen Ausführungsverordnung und patentamtlichen Beſtimmungen 
ſowie des Patentanwaltsgeſetzes mit Prüfungsordnung. 

In ſelbſtändigem 6. Beitrag außerhalb feines beſprochenen Bei 
trags über das Patenterteilungsverfahren und das Pati. aber in 
weiterem Verfolg feiner dortigen Darlegungen behandelt der Verfaſſer 
das Nichtigkeits verfahren, die Zwangslizenz und Zurüd: 
nahme des Patents. Der erſte Abſchnitt befaßt ſich mit dem 
Nichtigkeitsverfahren, der zweite mit dem weiteren Thema. Die 
Nichtigkeitsgründe, die unheilbaren des Mangels der Patentfähigkeit 
nach 88 1 und 2 PatG. und der Vorpatentierung, ſowie der heilbare 
Nichtigkeitsgrund der widerrechtlichen Entnahme werden erörtert und 
in ihrem Verhältnis zueinander dargelegt. Abſolute Nichtigkeit des 
Patentes ſchließt Nichtigkeitsklage wegen widerrechtlicher Entnahme 
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nicht aus. Bei Nichtigkeitsklage wegen widerrechtlicher Entnahme darf 
nach Auffaſſung des Verfaſſers das Nichtigkeitsurteil nicht auf abſolute 
Nichtigkeit des Patentes geſtützt werden, da ein abſolut nichtiges 
Patent nur auf Antrag, nicht von Amts wegen als nichtig erklärt 
werden darf, ein abſoluter Nichtigkeitsgrund aber nicht anhängig 
gemacht iſt. Meines Erachtens iſt dieſe Auffaſſung bedenklich. Der 
Nichtigkeitskläger verlangt mit ſeinem Antrag die Nichtigerklärung 
des Patentes. Dieſem Antrag iſt entſprochen, wenn das Patent für 
nichtig erklärt iſt. Begründungs anfechtung halte ich hier nicht für 
zuläſſig, wie ja auch Verfaſſer eine ſolche für das Beſchwerdeverfahren 
im 5. Beitrag grundſätzlich verwirft. Der Nichtigkeitsprozeß iſt über⸗ 
dies anerkanntermaßen kein reiner vom Parteibetrieb ausſchließlich 
abhängiger Prozeß. Vielmehr hat das Gericht das Recht und die 
Pflicht zur Berückſichtigung ihm ex officio bekannt werdender, vom 
Kläger nicht vorgetragener Tatſachen, welche z. B. die offenkundige 
Vorbenutzung des Patentes beweiſen, auf deſſen Nichtigkeit mangels 
der Patentfähigkeit nach 88 1 und 2 PatG. geklagt iſt. Das Gericht iſt 
nur an die Partei anträge gebunden, inſofern es über dieſelben nicht 
hinausgehen, alſo z. B. nicht bei beantragter Teilnichtigkeit auf völlige 
Vernichtung erkennen kann. Dieſes Offizialprinzip rechtfertigt meines 
Erachtens auch bei Nichtigkeitsklage wegen rechtswidriger Entnahme, 
Patentvernichtung wegen abſoluter Nichtigkeit des Patentes, ſofern 
ſich dieſe im Laufe des Prozeſſes ergibt. 

Der Begriff und die Beweislaſt der widerrechtlichen Entnahme 
wird eingehend erörtert. Grund, Bedeutung und Tragweite der 
Präkluſivfriſt des § 28 Abſ. 3 PatG. werden einleuchtend dargelegt. 

Das PatG. hat die Nichtigkeitsgründe erſchöpfend angegeben. 
Andere Nichtigkeitsgründe kennt das PatG. nicht, insbeſondere keinen 
Nichtigkeitsgrund der Patenterſchleichung. Auch gibt es keinen 
Nichtigkeitsgrund vorgekommener Mängel des Erteilungsverfahrens. 
Liegen ſolche Mängel erheblicher Natur vor, ſo kann nur geltend 
gemacht werden, daß es an einem mit konſtitutiver Kraft erteilten 
Patent fehle und nur ein Scheinpatent vorliege. Erörtert werden 
ſodann eingehend die Gründe, welche der Wirkung eines Patentes 
entgegenſtehen können; die Möglichkeit und die Art ihrer Geltend⸗ 
machung wird geprüft. Das Verfahren des Nichtigkeitsprozeſſes 
I. und II. Inſtanz wird ſchließlich erſchöpfend geſchildert. 

Im 2. Abſchnitt werden die Grundſätze der Zwangslizenz dar⸗ 
gelegt. Sodann wird die Zurücknahmeklage beſprochen unter beſonderer 
Betonung der Grundſätze des für die deutſche Geſetzgebung hier vor⸗ 
bildlichen Art. 27 des engliſchen PatG. von 1907. Schließlich werden 
die in Betracht kommenden internationalen Verträge in die Behandlung 
einbezogen. 

Der Verfaſſer hat es in dankenswerteſter Weiſe verſtanden, wie 
ich zu zeigen verſuchte, ſein Werk gleichzeitig zu einem kaum ent⸗ 
behrlichen Rüſtzeug des Praktikers wie wiſſenſchaftlichen Forſchers auf 
dem Patentrechtsgebiete und gleichzeitig zu einer trefflichen Einführungs⸗ 
arbeit für den noch unerfahrenen Neuling auf dieſem Gebiet zu geſtalten. 

Rechtsanwalt Dr. Cantor, Karlsruhe. 


Dr. jur. et rer. pol. Bruno Birubaum: Die gemeindlichen 
Stenerſyſteme in Dentſchland. Berlin 1914. Franz 
Siemenroth. 

In der Einleitung wird erörtert, welche Steuerſyſteme für die 
Gemeinden in Frage kommen können und welches Syſtem dem Weſen 
der Gemeinde nach ihrer Stellung im Staate am beſten entſpricht; 
insbeſondere wird das Intereſſenprinzip: Leiſtung für Gegenleiſtung 
beleuchtet und zu der Frage der gemeindlichen Steuerautonomie 
Stellung genommen. Der Hauptteil enthält die quellenmäßige, 
ſyſtematiſche Darſtellung der Gemeindeſteuergeſetzgebung in den einzelnen 
Bundesſtaaten in der Ordnung der dort herrſchenden Steuerſyſteme: 
I. Selbſtändige Steuerſyſteme, II. Zuſchlagſyſteme, III. Autonome 
Steuerſyſteme. Für jeden Bundesſtaat ſind die maßgebenden Reichs⸗ 
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und Landesgeſetze nebſt Verordnungen überſichtlich vorangeſtellt. Die 
einzelnen Steuern, Gebühren und Beiträge werden in ihren Grund⸗ 
zügen aufgeführt, erläutert und auf ihre Ergebniſſe geprüft. In einer 
Schlußbetrachtung wird eine Vergleichung der gemeindlichen Steuer⸗ 
ſyſteme in den größeren Bundesſtaaten auf ihren materiellen Inhalt 
angeſtellt und daran gezeigt, daß die Syſteme in jedem Bundesſtaat 
eine ſelbſtändige Grundform vertreten, aber auch Ahnlichkeiten auf⸗ 
weiſen. Ein Anhang enthält die Novelle zur Reichswertzuwachsſteuer, 
den letzten Entwurf eines preußiſchen Kommunalabgabengeſetzes, eine 
ſynoptiſche Überſicht der gemeindlichen Steuerſyſteme Deutſchlands 
und ein alphabetiſches Stichwortverzeichnis. Der Verfaſſer hat es 
nicht leicht gehabt, aus den 27 Bundesſtaaten ſich den Stoff für ſeine 
Arbeit zu beſchaffen; um ſo anerkennenswerter iſt ſein Werk, mit dem 
er der Praxis und der Wiſſenſchaft gedient hat. Was er gewollt, 
hat er erreicht; man kann ſich aus ſeinem Buche über alle Fragen 
auf dem Gebiete der Gemeindeſteuern jedes einzelnen Bundesſtaats 
in dem oben gezeigten Umfang aufs ſchnellſte unterrichten. 


Oberverwaltungsgerichtsrat Mrozek, Berlin. 


Güthe und Schlegelberger: Kriegsbuch. Die Kriegsgeſetze 
mit der amtlichen Begründung und der geſamten 
Rechtſprechung und Rechtslehre. Sonderband des Jahr⸗ 
buches des Deutſchen Reiches. Berlin, Franz Vahlen. 1915. 
Preis des vollſtändigen Werkes geh. 19 &, geb. 22 M. 

Das Werk, deſſen beide Teile in kurzer Folge erſchienen ſind, 
unternimmt es, die geſamten Kriegsgeſetze und Kriegsverordnungen 
mit der Flut der Literatur, welche dieſes neugeſchaffene Kriegsrecht 
entfeſſelt hat, einheitlich zuſammenzuſtellen, nach dem Syſtem, welches 
des verſtorbenen Hugo Neumanns Jahrbuch des deutſchen Rechts 
vorgezeichnet hat. Der Stoff umfaßt nicht nur die für die gerichtliche 

Praxis unmittelbar erheblichen Geſetze, ſondern auch alles dasjenige, 

was auf wirtſchaftlichem und finanziellem Gebiete angeordnet und 

verordnet iſt. In erſterer Beziehung kommen die Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen über den Schutz der Kriegsteilnehmer und die Vertretung 
der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die Ber: 
ordnungen über die Bewilligung von Zahlungsfriſten, über die 

Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung, das 

Gegenmoratorium, die Geſchäftsaufſicht, die auf dem Gebiete der 

Zwangsvollſtreckung getroffenen Anordnungen, die Beſtimmungen über 

Einigungsämter und dergleichen, endlich die ſehr zahlreichen Anderungen 

des für den Frieden geltenden Handels⸗ und Wechſelrechtes, der Vor⸗ 

ſchriften über Handelsgeſellſchaften, Genoſſenſchaften uſw., gewerb⸗ 
liches Eigentum in Betracht. Auf volkswirtſchaftlichem Gebiete 
werden die Anderungen des Münz⸗ und des Bankgeſetzes, die Geſetze 
und Verordnungen über Kaſſenſcheine, Banknoten, Darlehnskaſſen, 

Kreditgewährung, Beſchaffung und Verwendung der Robftoffe, Vorrats⸗ 

erhebungen, Höchſtpreiſe, Beſchaffung der Arbeitskräfte, Kriegswohlfahrts⸗ 

pflege, Heeresverſorgung, Verkehrsbeſchränkungen, Vergeltungsmaßregeln 
erörtert. Neben dem Wortlaut der Geſetze und Verordnungen bringt 
das Buch die amtliche Begründung, die dem Reichstag vorgelegte 

Denkſchrift mit deren Nachträgen und die weſentlichſten Ausſührungs⸗ 

beſtimmungen, beſonders für Preußen, Dinge, die anderweit nur 

zerſtreut und mit Schwierigkeiten zu beſchaffen find, dann aber vor 
allem in größter Vollſtändigkeit alles dasjenige, was in Rechtfprechung 
und Rechtslehre bisher zu den zahlloſen Geſetzen und Verordnungen 
geäußert worden iſt. Die Außerungen ſind innerhalb der einzelnen 

Paragraphen ſyſtematiſch geordnet und die leider vielfach wider⸗ 

ſprechenden Anſichten der verſchiedenen Gerichte und Schriftſteller mit 

kurzer Inhaltsangabe wiedergegeben. Ein Literaturverzeichnis für die 

einzelnen Geſetze und die einzelnen Teile dieſer Geſetze und ein im 

Bedarfsfalle den Anmerkungen zu den einzelnen Paragraphen voran: 

geſtelltes, dem Syſtem angepaßtes Inhaltsverzeichnis erhöhen die 
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Überfichtlichleit der Arbeit. Welche Stoffmaſſe dabei zu bewältigen 
war, ergibt ein Blick auf dieſe Inhaltsverzeichniſſe und auf die 
einzelnen Geſetze. Beiſpielsweiſe umfaßt allein die Inhaltsüberſicht 
zu 8 1 der Verordnung über die Geltendmachung von Ausländer⸗ 
anſprüchen (Gegenmoratorium) mehr als eine Seite, die Erörterungen 
zu 8 2 des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Auguft 1914 mehr 
als 80 Seiten des Werkes. 

Bei den mehr dem wirtſchaftlichen als dem juriſtiſchen Gebiete 
angehörigen Verordnungen iſt für die Rechtſprechung wenig Raum 
und die Tätigkeit der Schriftſteller erheblich geringer. Hier beſchränkt 
ſich daher das Werk notgedrungenermaßen vielfach auf die Mitteilung 
des Wortlauts der Verordnungen, der Aus führungsbeſtimmungen und 
der Begründung. Der wörtliche Abdruck der Maßnahmen der Stadt 
Berlin in der Brotkartenſache wird, auch wenn dieſe Maßnahmen ihre 
praktiſche Bedeutung längſt verloren haben werden und gerade dann, 
dereinſt einmal ein intereſſantes geſchichtliches Dokument darſtellen. 
Bei denjenigen Verordnungen, die im Laufe der Zeit mehrfach ge⸗ 
ändert worden find, wäre eine größere Vollſtändigkeit und Aber⸗ 
ſichtlichkeit in der Mitteilung der verſchiedenen Faſſungen, trotz des 
dadurch erforderten größeren Raums, erwünſcht geweſen. Beiſpiels⸗ 
weiſe iſt bei dem Geſetze und den Verordnungen über Höchſtpreiſe 
auch für den Praktiker wichtig, in jedem einzelnen Falle zuverläſſig 
zu erſehen, welche Faſſung zu dem gerade erheblichen Zeitpunkte 
Geſetzeskraft hatte. Aber dies iſt ein nebenſächliches Bedenken. Den 
geſamten ſehr umfangreichen Stoff einheitlich und zuſammengefaßt 
vor ſich zu haben, iſt nicht nur für den jetzigen Zeitpunkt, ſondern 
auch für die Zukunft ſehr wertvoll und die Arbeit daher ſehr 
verdienſtvoll. 

Die ſyſtematiſche planmäßige Durcharbeitung des Rieſenſtoffes 
erforderte eine gründliche wiffenſchaftliche Vertiefung in die durch die 
Geſetze aufgeworfenen zahlreichen theoretiſchen und praktiſchen Fragen. 
Dem darauf verwandten außerordentlich eingehenden Studium verdankt 
die Theorie intereſſante Anregungen und die Praxis die durch das 
Buch gegebene Mberficht über alles dasjenige, was bisher auf dem 
neuen Rechtsgebiete geſchrieben worden iſt. Das Buch reicht bis zu 
den Verordnungen vom 12. Juli 1915. Das Wort „bisher“ führt 
gleichzeitig zu der Schranke, die den Verfaſſern von felbft gegeben 
war. Man erſchrickt faſt über die Unſumme von ſchriftſtelleriſcher 
und richterlicher Arbeit, die bereits jetzt durch die neuen Geſetze 
hervorgerufen iſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß damit auch eine ſehr 
ſtarke Zerſplitterung des Materials entſtanden iſt, eine Fülle von 
Wiederholungen, deren Exiſtenz durch die mühſame Arbeit der Ver⸗ 
faſſer des vorliegenden „Kriegsbuchs“ am deutlichſten hervortritt, und 
dabei find wir noch nicht am Ende, weder am Ende der Geſetze und 
Verordnungen noch am Ende der Literatur. Mit der weiteren Dauer 
des Krieges werden weitere Geſetze und Verordnungen, mit dieſen 
und der weiteren Lebensdauer der bereits vorhandenen Verordnungen 
werden neue Schriftwerke und neue Entſcheidungen der Gerichte und 
ſonſtigen Behörden kommen und die Verfaſſer heben mit Recht hervor, 
daß mit dem Ende des Krieges nicht ſofort wieder die unumſchränkte 
Herrſchaft des Friedensrechts beginnen wird. Sehr viele der Kriegs⸗ 
geſetze werden auch im Frieden noch jahrelang in der Praxis bedeutſam 
ſein. Man denke nur an die Einwirkungen der Beſchlagnahmen und 
Enteignungen und der Höchſtpreisgeſetze auf die ſchuldrechtlichen Verträge. 
So wird das vorliegende „Kriegsbuch“ nicht das Ende der Leiſtung der 
Verfaſſer darſtellen können; die weiteren Geſetze, vor allen Dingen aber 
auch die weiteren ſchriftſtelleriſchen Erörterungen werden ebenfalls, wenn 
die Überſicht eine vollſtändige ſein ſoll, durchgearbeitet werden müſſen 
und mit jeder Fortſetzung wird natürlich die Handhabung des Werkes 
erſchwert werden. In der Praxis zeigt ja auch das Vorbild des von 
den Verfaſſern geſchaffenen Werkes, das Neumannſche Jahrbuch des 
Deutſchen Reiches, daß jeder neue Jahrgang, wie er die Dankes ſchuld 
gegenüber dem Herausgeber und ſeinen Mitarbeitern vermehrt, ſo auch 
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den Gebrauch des Werkes in der Praxis erſchwert. Troß aller 
Regiſter, ja ſogar je forgfältiger dieſe Regiſter find, um fo mehr wird 
die Mühe des Nachſchlagens mit jedem neuen Band geſteigert. Die 
Gefahr iſt bei dem Kriegsbuch eine geringere, weil ſchließlich doch 
auch dieſer Krieg, ſeine Geſetze und ſeine Literatur ein Ende haben 
werden; aber fie beſteht auch hier. Es wird hoffentlich den Verfaſſern 
gelingen, auch bei weiterer Steigerung des Stoffes und bei Fort⸗ 
ſetzung des Werkes durch eine zuſammenfaſſende ſyſtematiſche Behandlung 


die Uberſicht zu erleichtern. Juſtizrat Dr. A. Heilberg, Breslau. 


Schlegelberger: Kriegsrecht der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Sonderabdruck aus Gruchots Beitr. Jahrg. 59). Berlin. Franz 
Vahlen. 1915. 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit gilt als das Stiefkind der Prapis, 
und auf den erſten Blick könnte man zu der Annahme neigen, daß 
ſie von dem Krieg und der Entwicklung des Krieges recht wenig 
berührt ſei. Die gründliche Erörterung, welche die vorliegende Schrift 
bietet, beweiſt leicht das Gegenteil. Die freiwillige Gerichtsbarkeit 
iſt ſogar ſchon während der Friedenszeit faſt reichlicher von dem Kriegs⸗ 
geſetz bedacht worden als die ſtreitige Gerichtsbarkeit. Die Regelung 
der Militärteſtamente und das Geſetz betreffend die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit und andere Rechts angelegenheiten in Heer und Marine vom 
28. Mai 1901, welch letzteres ſich freilich auch auf die ſtreitige Ge⸗ 
richtsbarkeit bezieht, ſind erheblich viel älter als die neuere Kriegs. 
geſetzgebung. In wie umfaſſender Weiſe teils die durch den Krieg 
geſchaffenen tatſächlichen Zuſtände, teils der Einfluß des Krieges auf 
die internationalen Verträge, teils endlich die ſeit Ausbruch des 
Krieges ergangenen Geſetze und Verordnungen die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit beeinfluſſen, ergeben die intereſſanten und eingehenden Dar⸗ 
legungen Schlegelbergers. Mit Recht weiſt er darauf hin, daß die 
Anordnungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei denen die Zuläſſigkeit 
der Abänderung wegen veränderter Umſtände faſt allgemein anerkannt 
iſt, in weit höherem Maße als die Entſcheidungen der Prozeßgerichte 
den Bedürfniſſen der Zeit ſich anpaſſen laſſen. Der Einfluß des 
Krieges auf die Kriegsteilnehmer und die im Verfahren beteiligten 
Ausländer, die durch den Krieg geſchaffenen neuen Aufgaben, der 
Einfluß des Krieges, ſeiner Ereigniſſe und ſeiner Verordnungen auf 
Vormundſchafts⸗ und Nachlaßſachen, die neueren Anordnungen in 
Handelsſachen, beiſpielsweiſe auch die durch die Überwachung und 
Zwangsverwaltung ausländiſcher Unternehmungen geſchaffenen neuen 
Verhältniſſe werden ausführlich und gründlich erörtert und fie er 
öffnen den Blick auf eine Reihe von Fragen, die auch für den Anwalt 
und Notar von praktiſcher Bedeutung find. Man vergleiche beiſpiels⸗ 
weiſe die für die Marineteſtamente und die Beurteilung ihrer Gültigkeit 
ſehr erheblichen Erörterungen Seite 59/60. So iſt das Buch nicht 
nur zum Nachſchlagen, ſondern auch zur Anregung des Studiums 
geeignet. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


R. Waſſermaun und L. Erlanger: Die Kriegsgeſetze privat⸗ 
rechtlichen Inhalts (Stand vom 1. Juni 1915). München, 
Berlin, Leipzig. J. Schweitzer Verlag (Arthur Seller). | 

Das Eilzugstempo, das die Geſetzgebung und ihr folgend bie 
ſie erläuternde Literatur und Rechtſprechung während der Kriegszeit 
eingeſchlagen haben, läßt die meiſten Bücher ſchon während des Drucks 
veralten. Was die Verfaſſer des Waſſermann⸗Erlangerſchen Kommentars 
dazu tun konnten, dieſem Schickſal vorzubeugen, iſt geſchehen. Obgleig 
der eigentliche Kommentar etwa Mitte April abgeſchloſſen il, find 
doch in Deckblättern, zwei Nachträgen und einem Anhang noch de 
neueren geſetzlichen Vorſchriften bis Anfang Juni wiedergegeben 

teilweiſe, wie z. B. die Abänderungsverordnung zur . 

über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten vom 20. Mat 

1915, auch mit kurzen Anmerkungen verſehen. 
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44. Jahrgang. 


Der ſachliche Umfang der Arbeit erſtreckt ſich auf faſt alle Kriegs⸗ 
notgeſetze mit Ausnahme derjenigen über Beſchlagnahme und Höchſt⸗ 
preiſe. Die Anordnung der einzelnen Maßnahmen in größeren Gruppen 
entſprechend dem Inhalt der Geſetze iſt geſchickt durchgeführt und 
erleichtert die Uberſicht über den umfangreichen Stoff. 

Soweit das Buch einen ausführlichen Kommentar bietet, d. h. für 
die bis Mitte April erlaſſenen Vorſchriften, kann man es als die 
gründlichſte und beſte Bearbeitung bezeichnen, welche die Kriegsnot⸗ 
geſetze bisher erfahren haben. Kaum ein wichtiger Aufſatz, kaum eine 
erhebliche Entſcheidung, ſei ſie auch nur in einer Tageszeitung ver⸗ 
öffentlicht, iſt übergangen. Auch ältere Urteile ſowie die großen 
Kommentare zur ZPO. ſind, ſoweit ſie zur Auslegung der Kriegs⸗ 
notgeſetze dienlich werden können, herangezogen. Da die Verfaſſer zu 
den Streitfragen auch ſelbſtändig Stellung nehmen, läßt ſich, wie bei 
der Zweifelhaftigkeit der Auslegung natürlich, über manches rechten. 

So erſcheint es nicht ganz folgerichtig, wenn auf S. 62 f. (Anm. Va 
zu 86) die Unterbrechung der Ausſchluß⸗, insbeſondere der An: 
fechtungsfriſten bei Ausſetzung des Konkursverfahrens mit dem Hinweis 
auf 8 249 ZPO. begründet wird, während bezüglich der in die Aus: 
ſetzungszeit fallenden Rechtshandlungen des Verwalters und des 
Gerichts von Anwendung von § 249 ZPO. keine Rede iſt. Richtiger 
wird es fein, auch für den Friſtenlauf $ 249 ZPO. aus dem Spiel 
zu laſſen, weil dieſe ſowie die anderen Vorſchriften der ZPO. über 
Unterbrechung und Ausſetzung auf das Konkursverfahren, das ſich 
ſyſtematiſch als ein Teil des Zwangsvollſtreckungsverfahrens darftellt, 
nicht ohne weiteres anwendbar ſind. Freilich hängt damit die vom 
Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz neu geſchaffene Ausſetzung des Konkurs⸗ 
verfahrens noch mehr in der Luft, als ſie es ohne dies tut, und die 
Beſtimmung der Ausſetzungswirkung bleibt demnach ganz der auf 
Grund des Geſetzeszweckes anzuſtellenden richterlichen Erwägung 
überlaſſen. Die teilweiſe Anwendung und teilweiſe Nichtanwendung 
des 8 249 ZPO. erſcheint jedenfalls kaum angängig. 

Recht zweifelhaft iſt es, wenn S. 85 das Verhältnis zwiſchen 
dem vom Richter gemäß der Bekanntmachung über die Vertretung 
des Kriegsteilnehmers in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 14. Ja⸗ 
nuar 1915 beſtellten Vertreter und dem Kriegsteilnehmer unter den 
Geſichtspunkt der unbeauftragten Geſchäftsführung gebracht wird. 
Tatſächlich kann dort, wo der Vertreter auf Grund einer ausdrücklichen 
Anordnung des Gerichtes handelt, davon, daß dies „ohne Auftrag“ 
geſchehen iſt, nicht gut die Rede ſein. Vielmehr wird, wie dies auch 
von andrer Seite geſchieht, ein Dienſt⸗ oder zum mindeſten ein Auf⸗ 
tragsverhältnis als vorhanden angeſehen werden müſſen. 

Bei der Bekanntmachung über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten (S. 102) [Bem. 1 Bd. 2] nehmen die Verfaſſer an, 
daß die Entſtehung der Regreßforderung des Bürgen gegen den 
Hauptſchuldner und der Ausgleichsforderungen von Geſamtſchuldnern 
untereinander bereits mit Übernahme der Bürgſchaft und Begründung 
der Geſamtſchuld erfolgt. Dieſe Anſicht hat zwar die Billigung des 
RG. für ſich (JW. 1910, 389; 1911, 275; RG. 78, 26), iſt aber 
außerordentlich bedenklich. Die Zahlung der Hauptſchuld durch den 
Bürgen und der Geſamtſchuld durch einen von mehreren Geſamt⸗ 
ſchuldnern ſind nicht Bedingungen, deren Eintritt einen bereits vorher 
beſtehenden Anſpruch zu einem unbedingten machen, ſondern Tat⸗ 
beſtandsmerkmale, die einen vorher nicht beſtehenden Anſpruch über⸗ 
haupt erſt zur Entſtehung bringen. Wenn trotzdem dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen eines Anſpruchs häufig als geſetzliche Bedingungen (conditiones 
iuris) bezeichnet werden, ſo iſt dies nichts als eine mißverſtandene 
Ausdrucksweiſe und rechtfertigt keineswegs die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über die rechtsgeſchäftlichen Bedingungen, deren Eigenart 
grade darin liegt, daß ſie einen bereits beſtehenden Anſpruch 
ſeiner ohne beſondere Vereinbarung kraft Geſetzes ſofort eintretenden 
Wirkſamkeit entkleiden und durch die Macht des Parteiwillens von 


einem ſpäteren Ereignis abhängig machen. 
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Ein augenſcheinlicher Druckfehler, der aber die Anſicht der Ver⸗ 
faſſer in ihr Gegenteil verkehrt, findet ſich S. 104, wo es heißt, daß 
eine Friſtgewährung bei Prozeßkoſten nur für die Koſten der nach 
dem 31. Juli 1914 vorgenommenen gebührenpflichtigen Handlungen 
möglich iſt, während ſich aus dem Sinne der Stelle ergibt, daß dies 
grade für die vor dem 31. Juli 1914 vorgenommenen Handlungen 
gelten ſoll. ; 

Nach dem eingangs Gefagten bedarf es keiner Erwähnung, daß 
mit der Geltendmachung dieſer abweichenden Anſichten keine Be⸗ 
mängelung der verdienſtvollen Arbeit beabſichtigt iſt. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 


Göppert: Geſetz betreffend die gemeinſamen Rechte der 
Beſitzer von Schuldverſchreibungen, in der Faſſung des 
Geſetzes vom 14. Mai 1914. Textausgabe mit An⸗ 
merkungen und Sachregiſter. 2. Auflage. Bearbeitet von 
Dr. Ernſt Trendelenburg, Amtsrichter. Berlin 1915. 


J. Guttentag. 

Der kleine Göppertſche Kommentar bedurfte ſchon wegen der 
Anderungen des Geſetzes durch die Novelle vom 14. Mai 1914 einer 
Neubearbeitung, der ſich Dr. Trendelenburg mit Erfolg unterzogen hat. 
Die Anmerkungen beſchränken ſich nicht auf eine kurze Erläuterung 
des Geſetzestextes, ſondern behandeln, wenn auch in knapper Form, 
zahlreiche bei der Anwendung des Geſetzes auftretende materiell⸗ 
rechtliche Fragen. So z. B. die Ausübung des Stimmrechts in den 
Gläubigerverſammlungen für den Fall, daß die Schuldverſchreibung 
verpfändet iſt, daß ein Nießbrauch an ihr beſtellt iſt, daß ſie zu einem 
Nachlaß, insbeſondere zu einer Nacherbſchaft, gehört. Das Rechts⸗ 
verhältnis, in welchem ſich der gemeinſame Vertreter der Schuld⸗ 
verſchreibungsbeſitzer zur Geſamtheit der Gläubiger, wie auch zu dem 
einzelnen Gläubiger befindet, und andererſeits die Rechtsſtellung dieſes 
Vertreters nach außen wird ſachgemäß erörtert. Daß die neuen 
Beſtimmungen der Novelle, welche im Druck des Textes erkennbar 
gemacht ſind, in den Bemerkungen des Herausgebers beſondere Be⸗ 
rückſichtigung gefunden haben, braucht nicht hervorgehoben zu werden. 
Im Handgebrauch der Praxis wird die Ausgabe wohl ſchnelle Ver⸗ 


breitung finden. 
Geheimer Finanzrat Dr. Ernſt Springer, Berlin. 


E. Endell: Die Vermögensrechte des Königs von Preußen. 
Eine rechtshiſtoriſche Studie. Verlag von R. Trenkel. Berlin 
1914. 47 Seiten 80. Preis 1 & 20 K. 

Der Verfaſſer behandelt im erſten Teile (S. 4 bis 37) die Ver⸗ 
mögensrechte des Königs öffentlicher Natur, namentlich gibt er die 
Entwicklung der Kronfideikommißrente. Dies iſt der Hauptteil der 
fleißigen Arbeit, denn der zweite Teil, der die Vermögensrechte privat⸗ 
rechtlicher Natur behandelt, beſchränkt ſich auf wenige Seiten (S. 88 
bis 45), die den überreichen Stoff kaum erſchöpfen. Der das freie 
individuelle Privateigentum des Königs behandelnde Abſchnitt (17 Reihen) 
iſt als völlig verfehlt zu erachten. Die Güter Paretz uſw. gehören 
nicht dem Könige, ſondern dem Prinzen Heinrich, auch dürfte nach 
der Darſtellung des Verfaſſers der Leſer zu dem falſchen Schluſſe 
geführt werden, daß der König berechtigt ſei, über 16 Schlöſſer in 
Berlin, Potsdam und Umgegend völlig frei zu verfügen. Es dürfte 
ſich ferner empfehlen, die Prinzen entweder mit allen Vornamen, oder 
mit dem Rufnamen zu bezeichnen; ſo verwirrt es den Leſer, wenn 
S. 39 von einem 1843 geſtorbenen Prinzen Auguſt Wilhelm geſprochen 
wird. Gemeint iſt Prinz Auguſt, mit dem die Ferdinandſche Linie der 
Nachkommen Friedrich Wilhelms I. erloſch, nachdem die Heinrichſche 
Linie bereits 1802 erloſchen war. Der 1806 erfolgte Tod des Prinzen 
Ludwig mußte dagegen an dieſer Stelle, da er nur zu Mißverſtändniſſen 
Anlaß geben kann, fortfallen. Dieſer Prinz iſt übrigens 1772 (nicht 
1792), ſein Bruder Auguſt 1779 (nicht 1797) geboren, und der Prin 
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Carl, der dritte Sohn Friedrich Wilhelms III., nicht 1833, ſondern 
1883 geſtorben. Sicherlich handelt es ſich hier (S. 40 bzw. S. 43) 
nur um Druckfehler, aber falſche Jahreszahlen erſchweren dem Leſer 
das Verſtändnis und hätten bei der Korrektur verbeſſert werden müſſen. 
Geh. Juſtizrat Kammergerichtsrat Dr. F. Holtze, Berlin. 


Dr. jur. G. Strutz, Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat und 
„Senatspräſident des Kgl. Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts: 
Einkommenſtenerpflicht und Einkommenſtenerveraulagung 
im Kriege. Berlin, Verlag von Julius Springer, 1915. 
75 Seiten. 1,20 &. 

Trotz aller großen Erfolge ſind wir in ein zweites Kriegsjahr 
gegangen, und es iſt wahrſcheinlich, daß auch in dieſem Kalenderjahre 
der Friede mit allen unſeren Gegnern noch nicht geſchloſſen wird. 
Noch einmal wird darum unter den ſchwierigen Zeitverhältniſſen die 
Veranlagung zur Einkommenſteuer erfolgen müſſen, und wiederum 
wird die Strutzſche Schrift, wie ſchon bei der Veranlagung für 1915, 
dabei weſentliche Dienſte leiſten können. Der neuen Veranlagung wird 
es zugute kommen, daß inzwiſchen die Anpaſſung aller wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in die kriegeriſchen Zuſtände allenthalben fortgeſchritten 
iſt und mit ihr auch das Gefühl der einzelnen dafür, daß die Steuer⸗ 
erhebung in dieſen Zeiten für den Staat nicht minder notwendig iſt 
wie im Frieden, und daß von den gewöhnlichen Erhebungsgrundſätzen 
nur ſoweit abgewichen werden kann, als es die veränderten Umſtände 
irgend erfordern. Die Ausführungen über den „Einfluß des Krieges 
auf die beſtehende Staatseinkommenſteuerpflicht“, Teil I der Schrift, 
werden diesmal zurücktreten gegenüber dem zweiten Teil über die 
Veranlagung für das neue Steuerjahr. Auch die Kriegsteilnehmer 
ſind wiederum ſteuerpflichtig; ſoweit ſie ſelbſt an der Abgabe der 
Erklärung verhindert ſind, kann die Erklärung von ihrer Ehefrau oder 
anderen Angehörigen auf Grund vermuteter Vollmacht abgegeben 
werden (S. 45), wenn nicht ein Bevollmächtigter beſtellt iſt. Die 
Abgabe der Erklärung durch dieſe Perſonen iſt gefahrlos, denn der 
Kriegsteilnehmer hat zur Einlegung von Nechtsmitteln gegen die Ver⸗ 
anlagung die erweiterte Möglichkeit der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand (S. 43 f.), wobei jetzt die Verordnung vom 24. Juli 1915 
(GS. S. 119) über die Ausdehnung dieſes Rechtsmittels beachtlich iſt. 
Der Einfluß des Krieges auf die Veranſchlagung des Einkommens 
(S. 47 ff.) iſt für das Jahr 1915 beſſer zu überſehen als für das 
Vorjahr; immerhin ſind zahlreiche Schwierigkeiten beſtehen geblieben. 
Durch die fortdauernden Einziehungen und durch die lange Dauer des 
Krieges ſind weitere Entlaſſungen und Gehaltsminderungen eingetreten, 
weitere Kapitalzinſen rückſtändig geblieben oder herabgemindert, weitere 
Pacht⸗ und Mieteinnahmen verringert oder ausgefallen; die Frage, 
inwieweit hierin eine weſentliche Anderung der betreffenden Einkommens⸗ 
quellen zu erblicken iſt, wird auf S. 50 ff. eingehend beleuchtet. Gerade 
dieſe Ausführungen werden für den Anwalt bei der Beratung der 
Steuerpflichtigen von Bedeutung ſein, insbeſondere diejenigen über die 
Veranlagung der Gewerbebetriebe im Kriege (S. 57 ff.) mit den Er⸗ 
örterungen über den Einfluß der Betriebseinſchränkungen und »ein⸗ 
ſtellungen, über die Bewertung von ausländiſchen Forderungen, von 
Wertpapieren und Rohſtoffen und ihr Verhältnis zur Bilanz. Für 
Anträge auf Ermäßigung einer bereits feſtgeſetzten Steuer wegen Weg⸗ 
falls einer Quelle oder außergewöhnlichen Unglücksfalles nach § 63 
EinkStG. find S. 19 ff. eingehende Hinweiſe enthalten; der Verfaſſer 
verneint S. 26 f. für die Einziehung eines Steuerpflichtigen das Vor⸗ 
liegen eines „außergewöhnlichen Unglücksfalles“ wie mir ſcheint mit 
Recht, trotz der neuerlich zunehmenden Stellung der Gerichte bei Gehalts⸗ 
prozeſſen. Über das Steuerrecht der Militärperſonen unterrichtet 
Teil IA der Schrift; ihr außermilitäriſches Einkommen bleibt von 
der Einberufung unberührt, insbeſondere für die Gemeindeſteuer; für 
die Staatsſteuer wird jedoch bei Unteroffizieren und Mannſchaften mit 
weniger als 3000 & Einkommen die Steuer nicht erhoben. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


As 15. 1915. 


— 


Ein Sachregiſter erleichtert die Benutzung der Schrift, die für 
die vielerlei Fragen des Steuerrechts im Kriege ein ausgezeichneter 
Führer iſt. Rechtsanwalt Dr. Lion, Berlin. 


Joachim und Korn: Die Reichsgebührenorduung für Zeugen 
und Sachverſtändige. Erläutert für Arzte und Gerichts⸗ 
beamte. Jena, 1915. Guſtav Fiſcher. 102 S. 3 4. 

Joachim und Korn, Arzt und Anwalt, haben ſich ſchon früher 
zur gemeinſamen Bearbeitung von Kapiteln des Arzterechts vereinigt. 

Die ſo entſtandenen Werke haben ſich durchweg durch Klarheit und 

Zuverläſſigkeit ausgezeichnet. Das vorliegende Buch behandelt im 

erſten Teil: den Arzt als Zeugen und Sachverſtändigen vor Gericht; 

im zweiten gibt es einen Kommentar zu den Beſtimmungen der Reichs⸗ 

gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige; im dritten werden 

die daneben noch beſtehenden Gebührenordnungen für gerichtsärztliche 

Leiſtungen in den einzelnen Bundesſtaaten mitgeteilt und erörtert; 

den vierten bildet eine Überſicht der zur Gebührenordnung für Zeugen 

und Sachverſtändige ergangenen Geſetze, Verordnungen und Ent⸗ 
ſcheidungen. Arzte wie Gerichtsbeamte, für die die Schrift beſtimmt 
iſt, erhalten in ihr, wie ein Einblick zeigt, einen nützlichen und 
praktiſchen Führer auf einem bekanntlich manche Schwierigkeiten 
bietenden Feld. 

Gerichtsarzt Geh. Med.⸗Rat Prof. Dr. F. Straß mann, Berlin. 


J. Neuberg, Regierungsrat in Berlin: Kriegsvölkerrecht. 
Sammlung völkerrechtlicher, namentlich auf den Krieg bezüg⸗ 
licher Vereinbarungen. Mannheim. J. Bensheimer. 1915. 
X und 344 S. Geb. 4 &. 


Zu rechter Zeit erſcheint dieſe, die Zeit von 1856 bis 1914 
umfaſſende überſichtliche Zuſammenſtellung von hauptſächtlich auf den 
Krieg bezüglichen Völkerrechtsquellen. Die Auswahl läßt deutlich 
erkennen, daß der Verfaſſer, deſſen Vorwort vom März 1915 datiert, 
gerade auf die durch den gegenwärtigen Krieg angeregten Intereffen 
Rückſicht nahm. Die Sammlung enthält daher im weſentlichen auf 
den Krieg bezügliche Abkommen und ſonſtige Quellen, wie die Pariſer 
Seerechtsdeklaration, die Genfer Konvention, die auf der I. und 
II. Haager Friedenskonferenz beſchloſſenen Abkommen, die Deutſche 
Priſenordnung vom 30. September 1909, die Deutſche Priſengerichts⸗ 
ordnung vom 15. April 1911. Während die Abkommen der II. Haager 
Friedenskonferenz, deren Geltung im gegenwärtigen Kriege beſtritten 
iſt, mitgeteilt ſind, fehlt die Londoner Seekriegsrechtsdeklaration von 
1909, weil ſie nicht ratifiziert iſt. Ihre Aufnahme wäre aber 
wünſchenswert geweſen, weil ſie eine im weſentlichen dem heutigen 
Völkerrecht entſprechende, nicht hoch genug zu veranſchlagende, 
übrigens auch der deutſchen Priſenordnung zugrunde liegende 
Kodifikation des Seekriegsrechts dem Leſer vor Augen führen 
würde. Neben dem Kriegsrecht ſind, vorausſchauend, auch Friedens⸗ 
verträge mitgeteilt, während andererſeits Neutralitätserklärungen 
fehlen. Warum der Internationale Vertrag zum Schutze der unter⸗ 
ſeeiſchen Telegraphenkabel, der nur für den Frieden gilt, und der 
Internationale Funkentelegraphenvertrag vom 5. Juli 1912 mitgeteilt 
ſind, erſcheint weniger einleuchtend. Die Mitteilung des letzteren Ver⸗ 
trags hätte auch die Berückſichtigung des Internationalen Telegraphen⸗ 
vertrages (Petersburg, 10.22. Juli 1875), der ihm zugrunde liegt, 
erheiſcht. Die eingehenden und kritiſchen „Völkerrechtsquellen“ von 
Fleiſchmann (1905) und von Rohland (1906) werden durch dies neue 
Büchlein, das nur einen ſchlichten Quellenabdruck liefert, nicht über: 
holt, abgeſehen davon, daß hier eine Fortführung bis in das 
Jahr 1914 vorliegt. 

Die für die Bedürfniſſe der Gegenwart berechnete Zuſammen⸗ 
ſtellung in einem gefälligen Büchlein wird zu Nachſchlagungszwecken 
ſehr willkommen ſein. Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 


1 
8 5 
7 3 ’ 
’ 

= 5 en 


11 144 
>» 2 


05 


ee 


4 r 


Air * 


44. Jahrgang. 

Dr. Erich Staedler, Oberpoſtinſpektor in Cöln: Die Poſt⸗ 
ordnung für das Dentſche Reich vom 20. März 1900. 
Handausgabe mit Erläuterungen. Berlin 1914. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. Preis 7 &. 

Die auf Grund des 8 50 PoſtG. erlaſſene Poſtordnung regelt 
die Beziehungen des Publikums zur Poſtverwaltung, ſoweit hierüber 
nicht das Poſtgeſetz Beſtimmungen trifft. Die Kenntnis der Poſt⸗ 
ordnung tft zum Verſtändnis des Poſtgeſetzes, deſſen Ergänzung fie 
bildet, unentbehrlich. Deshalb iſt es dankenswert, daß der Verfaſſer 
ſich einer Erläuterung der Poſtordnung unterzogen hat. Die vor⸗ 
liegende Arbeit füllt auch eine vorhandene Lücke aus, da es bisher 
an einer eingehenden Erläuterung der Poſtordnung in der Form eines 
Kommentars fehlte. Der Verfaſſer gibt den Text der Poſtordnung 
wieder und erläutert die einzelnen Beſtimmungen unter Stichworten. 
Die Erläuterungen ſchöpfen, was hervorgehoben werden muß, aus 
der Praxis und berückſichtigen die zahlreichen zur Ausführung der 
Poſtordnung ergangenen Verwaltungsbeſtimmungen. Sie weiſen überall 
auf den inneren Zuſammenhang der Beſtimmungen untereinander und 
mit anderen Vorſchriften, insbeſondere des Poſtgeſetzes, hin. Es gelangt 
alles zur Darſtellung, was auf der Grundlage der Poſtordnung an 
Einrichtungen und Vorſthriften im Bereich der NReichöpoftverwaltung 
beſteht. Die rechtliche Seite wird gebührend berückſichtigt. Ein 
Anhang bringt den Abdruck des Textes einzelner wichtiger Geſetze 
und Verordnungen. Die Arbeit liefert einen wertvollen Beitrag zur 
poſtrechtlichen Literatur. Sie wird für diejenigen beſonderes Intereſſe 
haben, denen die poſtaliſchen Einrichtungen und Vorſchriften von Haus 
aus nicht geläufig find. Poſtrat Dr. Triloff, Berlin. 


Dr. Demeter Koropatnicki, Ratſekretär des k. k. Oberſten 
Gerichts⸗ und Kaſſationshofes: Die Kriegsſchäden und deren 
Vergütung nach dem öſterreichiſchen und deutſchen Recht. 
Wien und Leipzig 1915. Verlag M. Breitenſtein, Preis 
2,40 Kr. . 

Die vorliegende Arbeit, eine erweiterte Ausgabe einer in der 
öſterreichiſchen „Gerichtshalle“ erſchienenen Artikelfolge, erörtert 
zunächſt den Begriff der Kriegsſchäden. Der Verfaſſer unter⸗ 
ſcheidet uneigentliche Kriegsſchäden, worunter er die Kriegs⸗ 
leiſtungen und die Requiſitionen durch den feindlichen Staat 
verſteht, und eigentliche Kriegsſchäden, welche er im Anſchluſſe an 
Otto Mayers „Deutſches Verwaltungsrecht“ als Vermögenseinbußen 


bezeichnet, „die im Drange des Kampfes ſelbſt, durch den Kampf 


und im unmittelbaren Zuſammenhange mit ihm zugefügt werden“, 
eine Begriffsbeſtimmung, gegen deren Richtigkeit ſich wohl manches 
einwenden ließe. Der Verfaſſer führt ſohin — und dies iſt ein 
weſentliches Verdienſt ſeiner Arbeit — die aus Anlaß der ver⸗ 
ſchiedenen kriegeriſchen Ereigniſſe im 19. Jahrhundert im Deutſchen 
Reiche und in Oſterreich erlaſſenen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
gütung von Kriegsſchäden ihrem Wortlaute nach an, wobei allerdings 
nicht überſehen werden darf, daß ſich manche dieſer Beſtimmungen 
nicht auf die eigentlichen Kriegsſchäden, ſondern auf Kriegsleiſtungen 
beziehen. Mit Recht verweiſt der Verfaſſer darauf, daß ein all⸗ 
gemeiner Erſatzanſpruch gegen den Staat auf Vergütung von 
Kriegsſchäden nicht beſtehe, daß die Grundlage der öffentlich⸗rechtlichen 
Entſchädigung vielmehr die Billigkeit ſei. De lege ferenda bezeichnet 
Ko ropatnicki es als Pflicht des Staates, dem geſchädigten Staats⸗ 
bürger die Möglichkeit zu bieten, ſeinem früheren Berufe wieder nach⸗ 
zugehen, es ſeien daher nicht alle vermögensrechtlichen Nachteile, 
ſondern nur Nachteile wirtſchaftlicher Natur, und zwar nur Nachteile 
an körperlichen Sachen nach deren gemeinem Werte zu vergüten, wobei 
auch die Frage geſtreift wird, ob auch Ausländern Vergütung gewährt 
werden ſoll. Über alle dieſe Punkte kann man gewiß auch anderer 
Meinung fein als der Verfaſſer. Allein rechtsphiloſophiſche Bes 
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trachtungen über den Umfang der Entſchädigungspflicht des Staates 
gegenüber Kriegsſchäden im eigentlichen Sinne des Wortes haben 
— wie der Verfaſſer nicht verkennt — überhaupt wenig Wert; denn 
die Vergütung von Kriegsſchäden kann naturgemäß nur nach Beendigung 
der betreffenden kriegeriſchen Ereigniſſe unter Berückſichtigung der 
geſamten politiſchen, finanziellen und wirtſchaftlichen Lage geregelt 
werden. Anders ſteht es bezüglich der Vergütung für Kriegs⸗ 
leiſtungen, die ſowohl in Oſterreich als im Deutſchen Reiche geſetzlich 
geregelt iſt. Koropatnickis Werk bringt den Wortlaut des 
öſterreichiſchen Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 26. Dezember 1912 
nebſt Durchführungs⸗ und Nachtragsverordnungen und den Wortlaut 
des deutſchen Geſetzes vom 13. Juni 1878 und erläutert ſohin die 
einzelnen Beſtimmungen dieſer Geſetze. Die ſehr wichtige Frage, ob 
der an einer Sache dinglich berechtigte Anſpruch auf die auszuzahlende 
Entſchädigungsſumme habe und wie dieſer Anſpruch geltend zu machen 
ſei, wird vom Verfaſſer kurz berührt. Es iſt zu bedauern, daß der 
Verfaſſer in eine Erörterung der zahlreichen anderen Fragen, zu denen 
die Praxis bei der Handhabung des Kriegsleiſtungsgeſetzes Anlaß 
geboten hat, nicht eingegangen iſt; ſo, ob der Staat, wenn er in 
eine auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes zur Benützung überlaſſene 
Fabriksrealität Inveſtitionen gemacht hat, dieſe letzteren bei der Rüds 
ſtellung der Realität in Anrechnung bringen darf, ferner welchen 
Einfluß die Unterſtellung eines Unternehmens unter das Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetz auf die beſtehenden Arbeitsverträge hat u. dgl. Dies 
ſoll jedoch keinen Tadel gegen die ſehr verdienſtvolle Arbeit 
Koropatnickis bedeuten, ſondern ſoll nur einem Wunſche für den 
Fall einer Neubearbeitung des Buches Ausdruck geben. 
Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Paul Abel, Wien. 


Wellſpacher: Der Streit um das Eintragungsprinzip im 
öſterreichiſchen Rechte. Wien 1914. Manzſche Hof⸗Verlags⸗ 
buchhandlung. 

Die Schrift, als Beitrag zur Feſtſchrift beſtimmt, mit welcher die 
deutſchen Juriſten den 70. Geburtstag Strohals zu feiern gedachten, 
iſt, da ſein Tod dazwiſchentrat, ſeinem Andenken gewidmet. In ſeiner 
Schrift: Zur Lehre vom Eigentum an Immobilien (1876) hatte Strohal 
die Tragweite des Eintragungsprinzips ſowie deſſen Verhältnis zum 
Vertrauensprinzip genau feſtgeſtellt, insbeſondere darauf hingewieſen, daß 
in Fällen rechtsgeſchäftlicher Abereignung die faktiſche Dbergabe für die 
Eigentumsübertragung bedeutungslos ſei, dem Traditionserwerber gegen⸗ 
über dem gebuchten Veräußerer nur eine Einrede aus dem obligatoriſchen 
Recht gebe (exc. rei venditae et traditae), daß dagegen die außerbücher⸗ 
liche Erſitzung dinglich wirke und eine Durchbrechung des Eintragungs⸗ 
prinzips darſtelle. Der Abwehr der Angriffe, die neuerdings gegen 
die jahrzehntelang unangefochten gebliebene Lehre gerichtet worden 
find, insbeſondere von Steinlechner, Zoll, Dnieſtrzanski, Till, dient 
die vorliegende Schrift. Die erſteren beiden meinen, daß, ſobald man 
die dingliche Wirkung der außerbücherlichen Erſitzung anerkenne, der 
Schluß auf die dingliche Wirkung der Tradition ein unabweisbares 
Poſtulat der Logik ſei. Durch Traditionserwerb vom wahren Eigen⸗ 
tümer erlange der Erwerber außerbücherliches Eigentum, wie durch 
Erſitzung beim Erwerbe vom Nichteigentümer; das Eintragungs⸗ 
prinzip gelte daher für den rechtsgeſchäftlichen Eigentumserwerb 
nicht. Dnieſtrzanski läßt das Eintragungsprinzip beſtehen, aber macht 
es praktiſch unſchädlich; denn er gibt dem außerbücherlichen Erwerber 
auf Grund rechtmäßigen, redlichen und echten Beſitzes einen dinglichen 
Anſpruch auf Zuerkennung des Eigentums gegen den Eigentümer und 
deſſen unredlichen Singularſukzeſſor, während Till meint, daß zur 
Übertragung des Eigentums die Eintragung allein nicht genüge, ſondern 
außerdem auch die faktiſche Übergabe erforderlich ſei. 

Wie Wellſpacher die herrſchende, von Strohal geſtützte Lehre 
gegen ihre Angreifer verteidigt, hat vorwiegend für öſterreichiſche 
Juriſten Intereſſe; für uns reichsdeutſche Juriſten find die Streit⸗ 
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fragen lange erledigt. Der rechtsgeſchäftliche Erwerb wird bei uns 
zweifelsohne beherrſcht vom Eintragungsprinzip. Durch Erſitzung findet 
eine Durchbrechung des Eintragungsprinzips nicht ſtatt; denn wir 
haben nur die Tabularerſitzung, die einen 30 Jahre beſtehenden Buch⸗ 
inhalt zum Rechte macht (BGB. § 900) und den Eigentumserwerb 
des nicht gebuchten Eigenbeſitzers durch Ausſchließung, bei dem das 
Eintragungsprinzip gewahrt iſt ($ 927). Was aber auch für den 
nichtöſterreichiſchen Juriſten von hohem Intereſſe iſt, iſt der 
Ausgangspunkt jener Angriffe. Was es nämlich erklärlich macht, wie 
ſich jene Theorien angeſichts des 8 431 ABGB. und feiner Überſchrift 
(Übergabe .... mittels Einverleibung ... .) haben bilden können, iſt 
der Hintergrund der galiziſchen Grundbuchverhältniſſe; dieſe werden 
als ſo troſtlos bezeichnet, daß die Gerichte vielfach es nicht wagen, 
die Konſequenzen des Eintragungsprinzips zu ziehen. Iſt es da 
verwunderlich, daß man gegen das Eintragungsprinzip Sturm läuft 
und durch „Neuinterpretation des geltenden Rechts“ dem Geſchädigten 
helfen will? Rechtsfindung iſt eben mehr Sache des Willens als der 
„Vorſtellung“. Und fo gut der. Wille jener Theoretiker von Steinlechner 
bis Till ſein mag, ſie überſehen, daß, wenn ſie ſich gegen das 
Eintragungsprinzip und für das Traditionsprinzip ereifern, ſie den 
Teufel mit Beelzebub austreiben. Je ſchärfer das Eintragungsprinzip 
durchgeführt iſt, um ſo gerechtfertigter iſt das Vertrauensprinzip, das 
auf ihm wurzelt. Wer das Eintragungsprinzip durchlöchert, entzieht 
dem Vertrauensprinzip ſeine innere Rechtfertigung und vergrößert und 
verewigt die Rechtsunſicherheit. Die Ereiferung für das Traditions⸗ 
prinzip gegenüber dem Eintragungsprinzip erinnert an die Weisheit 
derer, die die Poſtkutſche an Stelle der Eiſenbahn ins Leben rufen 
wollen, weil dieſe durch ihre Schnelligkeit das Leben der Reifenden 
gefährde. Sind die Grundbücher in Unordnung, ſo ſchaffe man 
Ordnung; man verſchärfe das Eintragungsprinzip, mache es aber 
nicht ſtumpf. Alles das iſt in der Schrift anſprechend ausgeführt. 
Das Eintragungsprinzip, ſo ſchließt Wellſpacher mit Recht — iſt auch 
vom zivilpolitiſchen — oder wie wir Reichsdeutſchen ſagen — rechts⸗ 
politiſchen — Standpunkt gerechtfertigt. „Freilich darf man dabei 
keine Zivilpolitik aus der Froſchperſpektive betreiben und wertvolle 
Einrichtungen über Bord werfen, um über zeitweilige Schwierigkeiten 
oder einzelne Rechtsfälle hinwegzukommen. Dafür gibt es andere 
Mittel.“ Was Wellſpacher hier über das Eintragungsprinzip ſagt, 
hat für das Rechtsleben noch eine weitere Bedeutung. 
Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Oſterreichiſche Gerichtsentlaſtungsnovelle. 


1. Dr. Moriz Sternberg: Die Gerichtsentlaſtungsnovelle. 
Mit erläuternden und kritiſchen Bemerkungen. Leipzig und 
Wien, 1914. M. Breitenſteins Verlagsbuchholg. Preis 2,40 Kr. 


Der Verfaſſer will die kaiſerliche Verordnung vom 1. Juni 1914 
nicht nur erläutern, ſondern auch zeigen, daß ſie ein völlig un⸗ 
zulängliches, die öſterreichiſchen Prozeßgeſetze verunſtaltendes Machwerk 
darſtelle, das ſchleunigſt von Grund aus abgeändert werden müſſe. 
In der Tat ſcheint mir die Novelle kein Meiſterwerk zu ſein. Wer 
es unternimmt, ein kunſtvoll ausgearbeitetes Geſetzbuch in der Weiſe 
zu reformieren, daß er, ſtatt das Ganze organiſch neu aufzubauen, 
hier ein paar Sätze ſtreicht, dort ein paar Paragraphen einſchiebt, 
wird es bei aller Sorgfalt nicht vermeiden können, daß ſich Unklar⸗ 
heiten und ſelbſt Widerſprüche einſchleichen. Der öſterreichiſche Geſetz⸗ 
geber iſt dieſer Gefahr nicht entgangen. Sein Werk ſtellt ſich als 
ein Not⸗ und Flickgeſetz dar, welches uns von neuem als warnendes 
Exempel, ſofern wir eines ſolchen noch bedürfen ſollten, dienen mag. 
Ob die überaus ſcharfe Kritik, die der Verfaſſer an den Einzelheiten 
des Geſetzes übt, durchweg begründet iſt, iſt freilich eine andere Frage. 

In einem der Hauptpunkte ſcheint mir der Verfaſſer jedenfalls 
den Intentionen des Geſetzgebers nicht gerecht geworden zu fein, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M15. 1915. 


e 


nämlich in der Würdigung des neuen § 7a der Jurisdiktionsnorm: 
danach gehören jetzt Objekte zwiſchen 1000 und 2500 Kronen in 
erſter Inſtanz nicht mehr vor das Kollegium, ſondern vor ein 
vom Vorſteher des Gerichtshofs erſter Inſtanz (Landgerichts) hierzu 
beſtimmtes Mitglied als Einzelrichter. Darüber, ob dieſe 
Schmälerung der Kollegialgerichtsbarkeit zugunſten des Einzelrichtertums 
einen Fortſchritt darſtellt, ſpricht ſich der Verfaſſer nicht aus. (Ich 
möchte die Frage verneinen und mich mit Richard Schmidt, 
Zeitſchrift für Politik 1, 268, zu der Überzeugung bekennen, 
„daß für die Prüfung des Streitfalls im engen geſchloſſenen 
Kollegium, in der überaus behaglichen, freundnachbarlichen und des⸗ 
halb fo fruchtbringenden Beratung der drei Männer einer Zivil 
kammer oder auch einer Kammer für Handelsſachen, durchſchnittlich 
mehr herauskommt als bei der Entſchlußfaſſung eines einzelnen“ .)!) 
Wenn aber der Verfaſſer bemängelt, daß man die erweiterte Einzel⸗ 
gerichtsbarkeit nicht den Bezirksgerichten übertragen habe, ſo ſcheint 
er mir die Abſichten des Geſetzgebers verkannt zu haben. Die Frage, 
ob der Amtsrichter oder der Landrichter der beſſere Einzelrichter iſt, 
iſt bekanntlich auch bei uns genügend erwogen worden, und es iſt 
mit guten Gründen der Satz verteidigt worden, daß im Zweifel der 
Richter des höheren Gerichts die größere Zuverläſſigkeit und Welt⸗ 
erfahrenheit für ſich hat, vgl. z. B. Volkmar, DIZ. 12, 120; Alts⸗ 
mann, ebenda S. 625; Th. Wolff, ebenda 13, 161; v. Bomhard im 
Recht 11, 34. Dieſe Erwägungen ſind natürlich auch für den öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzgeber maßgebend geweſen. Wenn der Verfaſſer dem 
gegenüber behauptet, bei der Übertragung der Einzelgerichtsbarkeit 
auf die Gerichtshöfe habe man die Rückſicht auf die Anwaltſchaft 
im Auge gehabt — ein auch in der öſterreichiſchen Geſetzgebung 
ſeltenes Motiv —, ſo kann ich das nicht nachprüfen. Die Anſicht, 
daß der Anwaltszwang um der Anwälte willen da ſei, iſt aber 
jedenfalls ganz verfehlt. Dies Inſtitut findet vielmehr feine Recht 
fertigung lediglich in den Intereſſen der Rechtspflege. Berückſichtigt 
man nun, daß der Geſetzgeber mit dem Verzicht auf die Mehrheit 
von Richtern eine ſtarke Garantie für die Zuverläſſigkeit der Recht. 
ſprechung aufgegeben hat, ſo wird man es um ſo begreiflicher finden, 
daß er wenigſtens an der Garantie, welche durch die Mitwirkung 
der Anwälte geboten wird, feſtgehalten hat. 

Berechtigte Kritik übt dagegen der DVerfaffer (16) an einer 
weiteren Entlaſtungsmaßnahme, dem Ausſchluß der Reviſion gegen 
beſtätigende Urteile der Berufungsgerichte über Streitgegenſtände bis 
zu 1000 Kronen: ſelbſt in dieſer Beſchränkung iſt das Konformitäts: 
prinzip durchaus zu mißbilligen. — Eine andere Anwendung des 
Konformitätsprinzips hat die Novelle beſeitigt: der § 505 III Saß 2 
3 O., wonach der Neviſion gegen beſtätigende Urteile zweiter Inſtanz 
hemmende Mirkung nicht zukam, iſt geſtrichen worden. Auch dieſe 
Anderung hält der Verfaſſer (18) für bedenklich, weil fie zu eier 
„überſchwemmung“ des Oberſten Gerichtshofs mit Reviſionen führen 
werde. Das halte ich nicht für entſcheidend. Maßgebend für die 
Beurteilung der neuen Vorſchrift kann doch wohl nur die Frage ſein, 
ob die Neuregelung den Intereſſen der Rechtſuchenden entspricht. 
Daß jeder Reviſion ſchlechthin Suspenſiveſſekt zukommt, iſt nun 
freilich kein Idealzuſtand, ebenſowenig aber die völlige Ausſchließung 
jeder Hemmungsmöglichkeit. Auch die Unterſcheidung zwiſchen ig 
formen und difformen Urteilen, wie fie der Oſt ZPO. in ihrer ib 
herigen Faſſung zugrunde lag, iſt als rein willkürlich zu verwerfen. 
Allein angemeſſen ſcheint mir die Regelung zu ſein, wonach bie Ein 

; i ; iſiondrichter 
legung der Revifion an ſich nicht hemmend wirkt, der Reviſionz ri ht 
aber in der Lage iſt, von Fall zu Fall durch eine — e DIN 
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allzu ſtrengen Vorausſetzungen zuläſſige — Anordnung die Pol: 
ſtreckung aus dem Berufungsurteil zu hemmen. 

Beſonders eingehend behandelt Sternberg die „Stampiglien⸗ 
judikatur“ (20—34). Darunter verſteht er die Beſtimmungen be⸗ 
treffend die Abfaſſung von Urteilen in abgekürzter Form unter 
Benutzung von Stempeln. Es mag nun richtig ſein, daß die Aus⸗ 
führungsverordnungen das Stampiglienweſen mit allerhand unnützen 
Komplikationen belaſtet hat. Man wird aber doch nicht leugnen 
können, daß an ſich die Zulaſſung abgekürzter Urteile ein recht 
brauchbares Mittel der Gerichtsentlaſtung darſtellt. Die Bedenken, 
die der Verfaſſer dagegen erhebt, ſcheinen mir zum Teil etwas 
formaliſtiſcher Natur zu ſein. 

Ein ſeltſames Verſehen iſt dem Geſetzgeber, wie Sternberg (13) 
zeigt, bei der Neuregelung des Mahnverfahrens unterlaufen. An 
die Stelle des § 2 des Geſetzes vom 27. April 1873, wonach für die 
Erlaſſung des Zahlungsbefehls das Bezirksgericht des Wohnſitzes des 
Schuldners allein zuſtändig iſt, iſt eine Vorſchrift getreten, welche 
dem Mahnverfahren die ſämtlichen Gerichtsſtände der Jurisdiktions⸗ 
norm eröffnet. Den § 3 des alten Geſetzes, wonach der Zahlungs⸗ 
befehl unzuläſſig iſt, wenn er außerhalb des Gerichtshofsſprengels 
des Mahngerichts zugeſtellt werden müßte, zu ſtreichen, hat dagegen 
der Geſetzgeber vergeſſen! — Auch die Vorſchrift, daß der Schuldner 
den Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl bei dem Bezirksgericht 
ſeines Aufenthaltsortes anbringen kann, erſcheint dem Verfaſſer mit 
Recht als verfehlt: trotz der gebotenen unverzüglichen Überſendung 
des Widerſpruchs an das Mahngericht iſt die Gefahr gegeben, daß 
der Gläubiger inzwiſchen den Vollſtreckungsbefehl erwirkt und voll⸗ 
zieht. (Daß ſich hier höchſt erbauliche Streitigkeiten ergeben können, wenn 
der Gläubiger behauptet, der Schuldner habe an dem Tage, an welchem 
er den Widerſpruch eingeſandt hat, ſeinen Aufenthalt gar nicht im 
Bezirk des Widerſpruchsgerichts gehabt, will ich nur nebenbei an⸗ 
deuten.) 

Unter den Anderungen, betreffend die Vorſchriften über die 
örtliche Zuſtändigkeit, iſt einmal bemerkenswert die betreffend den 
Gerichtsſtand des Erfüllungsorts (§ 88 I J.): während die 
Übereinkunft der Parteien bisher ſchriftlich getroffen ſein mußte, 
braucht ſie nach der Novelle nur urkundlich nachgewieſen zu werden. 
Mit Recht meint der Verfaſſer (51), daß dieſe Anderung eine Halbheit 
bedeutet. — Der Fakturengerichtsſtand iſt nach der neuen Vorſchrift 
des § 88 II IN. nicht gegeben, wenn der Schuldner den Fakturen⸗ 
vermerk „zahlbar und klagbar in E.“ oder die Faktura im allgemeinen 
als vertragswidrig beanſtandet oder ſie ohne Bemerkung zurückſtellt 
oder die fakturierte Sendung als nicht beſtellt zurückweiſt. Daß dieſe 
Anderung keine Verſchönerung bedeutet (50), iſt zuzugeben. Es 
fragt ſich, ob nicht der Geſetzgeber beſſer getan hätte, dieſen 
der Schikane Tür und Tor öffnenden Gerichtsſtand überhaupt zu 
beſeitigen. 

Der uneingeſchränkten Zuſtimmung jedes Praktikers iſt der 
Verfaſſer mit ſeinen Ausführungen über die Erweiterung der 
Exekutionsprivilegien ſicher (63 ff.). 8 251 Nr. 5, der früher 
neben den Beamten, Geiſtlichen uſw. die Perſonen, die einen 
wiſſenſchaftlichen Beruf ausüben, ſchützte, erſtreckt ſich jetzt auf 
alle diejenigen, die einen „geiſtigen Beruf perſönlich ausüben“. 
Der Einführungserlaß des Juſtizminiſters will dem Begriff des 
geiſtigen Berufs die denkbar weiteſte Auslegung geben: ſo ſollen z. B. 
die Inhaber von Auskunftsbureaus, die Realitäten: und Theater: 
agenten dazu gehören. Das Exekutionsprivileg erſtreckt ſich auf die 
zur Verwaltung des Dienſtes ſowie auf die zur Ausübung des 
Berufes erforderlichen Gegenſtände — womit, wie Sternberg mit 
Recht ausführt, für den Regelfall die Mobiliarerekution überhaupt 
ausgeſchloſſen wird —, ſowie auf „die anſtändige Kleidung“. (Früher 
hieß es: „eine anſtändige Kleidung“. Dieſe Anderung iſt, wie der 
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Juſtizminiſterialerlaß bemerkt, deswegen erfolgt, weil ein Beamter 
nicht nur ein vollſtändiges Gewand, ſondern eine Feſttagskleidung 
und allenfalls noch eine Uniform nötig habe.) Im übrigen begnügt 
ſich der Geſetzgeber nicht mit dem Schutz derer, die einen geiſtigen 
Beruf bereits ausüben, ſondern er ſchützt auch die, welche ſich nur 
auf einen ſolchen Beruf vorbereiten. Mit Recht fragt Sternberg, 
ob die Vorbereitung auch in dem Moment beginnen kann, in welchem 
der Vollſtreckungsbeamte das Zimmer des Schuldners betritt? — 
Recht weit geht auch das Exekutionsprivileg des 8 251 Nr. 6 EO., 
durch das außer Handwerkern, Kleingewerbetreibenden, Hand⸗ und 
Fabrikarbeitern „andere Perſonen“ geſchützt werden, „die aus Hand⸗ 
leiſtungen ihren Erwerb ziehen“ — darunter ſollen Leute wie 
„Kleinfuhrwerker“, kleine Spediteure, Ruderleute, Artiſten zu verſtehen 
ſein —, und zwar hinſichtlich der zur perſönlichen Fortſetzung der 
Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegenſtände oder nach ihrer Wahl 
hinſichtlich der zur Aufarbeitung beſtimmten Rohmaterialien bis zum 
Höchſtwert von 300 Kronen. So hat man es, wie der Verfaſſer zu⸗ 
treffend bemerkt, dahin gebracht, daß große Gruppen von Schuldnern 
ihre Schulden nicht mehr zu bezahlen brauchen. 


2. Ans dentſchen und öſterreichiſchen Zeitſchriften. Eine Über: 
ſicht über den Geſamtinhalt der Novelle bietet von Schauer, 
DIZ. 1914, 776. Allgemeineren Inhalts find auch die 
Abhandlungen von Klang, JurBl. 1914, 225; Hellmer, 
ebenda S. 247; Grabſcheid, OſtAGZ. 1914 S. 273, 299, 
313; vgl. endlich auch die Bemerkungen von Geller und 
Krämer, Oſt3Bl. 1914 S. 570 und 573. Über die nament⸗ 
lich den reichsdeutſchen Leſer intereſſierenden Neuerungen 
handeln Levin, IW. 1914, 1049, und Heinsheimer, 
33P. 45, 384. 

Eine eingehende wiſſenſchaftliche Unterſuchung über die Stellung 
des Einzelrichters im Verhältnis zum Kollegium hat Petſchek 
in der Oſt AG. 1914, 329 geliefert. Eine in dieſes Kapitel gehörige 
Einzelfrage behandelt Wieſelthier, Gerichtshalle 1915, 51: der 
Einzelrichter iſt zuſtändig, „wenn der Streitgegenſtand den Betrag 
von 2500 Kronen nicht überſteigt“. Beträgt aber die Geſamtforderung 
mehr als 2500 Kronen, ſo iſt das Kollegium und nicht der Einzel⸗ 
richter zuſtändig, auch wenn der eingeklagte Teilbetrag nicht höher 
als 2500 Kronen iſt. Das wird wohl mit Recht aus 8 55 JN. 
gefolgert, wonach der Wert des Streitgegenſtandes bei Teilklagen 
nach dem „Geſamtbetrag der noch unberichtigten Kapitalsforderung“ 
zu berechnen iſt. — Über die Bewertung der neuen Einzelgerichts⸗ 
barkeit ſind die Meinungen geteilt. Levin a. a. O. ſieht in der 
Zurückdrängung des Kollegialgerichtsverfahrens keine Verbeſſerung des 
Verfahrens; ähnlich urteilt Wahle, Oſt 3 Bl. 1914, 625 fſ., der darauf 
aufmerkſam macht, daß jetzt ein Bezirksrichter als Einzelrichter in 
Sachen amtieren kann, für die bisher gemäß § 32 IV des Gerichts⸗ 
organiſationsgeſetzes die Vorſchrift galt, daß dem Kollegium, vor dem 
ſie verhandelt wurden, nicht mehr als ein Bezirksrichter angehören 
dürfe. Dagegen findet Grabſcheid in der Erweiterung des Einzel⸗ 
richtertums einen Fortſchritt, und Scharfmeſſer, Gerichtshalle 1915, 3, 
möchte gar die erſtinſtanzliche Kollegialgerichtsbarkeit überhaupt 
abſchaffen, um fo noch mehr Richterkräfte zu ſparen. 

Daß, wenn man ſchon einmal das Einzelrichtertum erweitern 
will, die Einzelrichterabteilung bei dem Kollegialgericht zur Erledigung 
von Rechtsſtreitigkeiten über höhere Objekte geeigneter iſt als der 
Bezirksrichter, hat Heinsheimer treffend dargelegt. Daraus, daß die 
erſtere nur mit größeren Sachen befaßt, nicht außerdem noch mit 
der Flut der Bagatellſachen überhäuft iſt, folgt ohne weiteres ihre 
techniſche Überlegenheit. Dazu kommen die Garantien des Anwalts⸗ 
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Da der Einzelrichter ſtets ein Berufsrichter ſein muß und in 
den RNechtsmittelinſtanzen ebenfalls nur Berufsrichter mitwirken, fo 
verſchwindet in Handelsſachen von 1000 bis 2500 Kronen der 
Handelsrichter überhaupt. Wahle a. a. D. meint, daß das nicht 
weiter zu bedauern ſei: Handelsgebräuche kenne der Berufsrichter 
ebenſo gut wie der Laienrichter; daß einmal ein der ſpeziellen Branche 
kundiger Handelsrichter mitwirke, ſei ſowieſo ein Zufall und endlich 
werde der Handelsrichter als Konkurrent der Parteien von dieſen 
ſehr häufig „perhorreſziert“. 

Die Gerichtsſtände nach der Novelle werden eingehend von 
Wahle a. a. O. behandelt. Bettelheim, Oſt ug. 1914, 298, ftellt die 
erſte Tagſatzung, Löw, ebenda S. 289, 301, den Einfluß der 
Novelle auf die Rechts mittelvorſchriften und Lichtblau, ebenda 
S. 322, 387, den Einfluß derſelben auf das Exekutionsverfahren 
dar. Mit dem Inſtitut der Berweiſung des Rechtsſtreits an 
das zuftändige Gericht nach dem neuen 8 261 VI ZPO. beſchäftigt 
ſich Loebell, ebenda S. 246, und Beißer, ebenda S. 297, behandelt die 
Neviſibilität gemäß 8 502 IV 3. 

Eine namentlich die Anwaltſchaft intereſſierende Vorſchrift iſt 
der neue 8 31 IV ZPO. Danach kann ſich der Advokat bei der 
erſten Tagſatzung durch einen bei ihm angeſtellten vertretungs⸗ 
befugten Kanzleibeamten vertreten laſſen. (Wie man dies auf 
Umwegen ſchon vor der Novelle möglich gemacht hat, ſchildert 
Bettelheim a. a. O.) Die Bertretungsbefugnid wird vom Ausſchuß 
der Advokatenkammer gewährt. Von dieſer Möglichkeit wird, wie 
Hellmer, Jur Bl. 1914, 882 mitteilt, jetzt während des Krieges im 
Bezirk der niederöſterreichiſchen Advokatenkammer in großem Umfange 
Gebrauch gemacht. Es fragt ſich nun, ob zur Vertretung nur ſolche 
Kanzleibeamte beſtellt werden können, die auch fähig wären, außerhalb 
des Anwaltsprozeſſes als Parteivertreter aufzutreten, d. h. ſolche, die 
„eigenberechtigte Perſonen männlichen Geſchlechts“ ſind (8 29 380.) ? 
Die Frage iſt nach Helliner zu verneinen: die VBertretungsbefugnis 
iſt vom Vollmachtsverhältnis durchaus verſchieden; Voraus ſetzung 
der erſteren iſt nur die Fähigkeit, vor Gericht verhandeln zu können. 
Das hat die für die Kriegszeit höchſt bedeutſame Wirkung, daß als 
Vertreter des Advokaten für die erſte Tagſatzung (ſowie auch für 
alle im Zwangs vollſtreckungsverfahren vorkommenden Vollzug⸗ 
handlungen, Tagſatzungen und Einvernehmungen) auch minder⸗ 
jährige und weibliche Kanzleibeamte beſtellt werden können. 
Ferner iſt ſtreitig geworden, ob ein Kanzleibeamter, dem vom 
Ausſchuß der Advokatenkammer die Vertretungsbefugnis erteilt worden 
iſt, gleichwohl vom Gericht als unfähig zurückgewieſen werden 
kann. Die Frage iſt zu verneinen: über die Erteilung der Befugnis 
befindet lediglich der Ausſchuß. Das Gericht kann höchſtens die 
Zurücknahme der Befugnis beim Ausſchuß anregen, nicht aber, ſolange 
die Vertretungsbefugnis beſteht, dem Kanzleibeamten die Ausübung der 
Befugnis verſagen. Rechtsanwalt Dr. R. Kann, Berlin. 


Dr. Arthur 8. Kuhn, Rechtsanwalt in New Pork, Lecturer 
in Jurisprudence an der Columbia Univerſity (New Pork), 
Dozent mit Lehrauftrag (1914) an der Univerſität Zürich: 
Grundzüge des Engliſch „Amerikauiſchen Privat- und 
Prozeßrechts beſonders im Vergleiche mit den Syſtemen 
des enropäifchen Kontinents. Zürich 1915. Druck und 
Verlag: Art. Inſtitut Orell Füßli. Preis 6,50 &. 

Kenntnis fremder Rechte, fremder Handelsgebräuche und fremder 
Sprachen werden einen Teil des Rüſtzeuges zu bilden haben, mit dem 
nach dem Kriege im wirtſchaftlichen Wettkampf der Völker der Sieg 
über die Gegner errungen werden wird. Werke, die dieſes Ziel fördern, 
ſind daher, auch in den jetzigen Kriegswirren, warm zu begrüßen. 
Das Kuhnſche Werk ſetzt ſich dieſes Ziel, erreicht es aber nicht. Das⸗ 
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ſelbe iſt nach Form und Inhalt unzulänglich und nicht geeignet, die 
Kenntnis des engliſch⸗amerikaniſchen Rechts in zuverläſſiger Weiſe zu 
fördern. Titel und Inhaltsverzeichnis verſprechen mehr als ſie halten; 
es fehlt an der wiſſenſchaftlichen Durchbildung des Stoffes und der 
praktiſchen Uberſicht, fo daß weder der Theoretiker noch der Praktiker 
das Werk mit Erfolg benutzen kann. 

Die einzelnen Rechtsinſtitute werden faſt durchweg durch hiſtoriſche 
Einleitungen eingeführt; oft genug iſt aber die Grenze zwiſchen hiſto⸗ 
riſcher Vergangenheit und praktiſcher Gegenwart vollſtändig verwiſcht; 
ich verweiſe z. B. S. 126 auf die Stellung unehelicher Kinder nach 
engliſchem Recht. 

Den Hauptmangel des Werkes erblicke ich in der Form. An⸗ 
ſcheimend iſt dasſelbe urſprünglich in engliſcher Sprache abgefaßt und 
dann von einem des Deutſchen nicht genügend mächtigen Überfeger in 
die deutſche Sprache übertragen worden; ſelbſt wenn man faſt auf 
jeder Seite grobe grammatiſche Fehler mit in den Kauf nehmen will, 
ſo kann man einem deutſchen Leſer nicht wohl zumuten, ſich überall 
durch Satzperioden hindurchzuwinden, deren Sinn oft unklar bleibt 
oder ſich nur erraten läßt. 

Eine ſyſtematiſche Kritik des Werkes iſt unmöglich; einige Bei? 
ſpiele mögen die Richtigkeit meiner Beurteilung beſtätigen. S. 114 
heißt es: 

So kann z. B. ein Geiſteskranker längſt handlungsunfähig ſein, 
ehe das Gericht einen Vormund ernennt. . .. Das Vorhandenſein 
eines Vormundes iſt nicht der eigentliche Grund der Handlungs⸗ 
unfähigkeit, obwohl es meiſt gleichzeitig damit beſteht. 

Seite 98: 

Im Perſonenrecht wird natürlich auch die Rechtsſtellung ver⸗ 
ſchiedener Arten anormaler Perſonen, wie Minderjähriger, Geiſtes⸗ 
kranker, verheirateter Frauen behandelt. 

Seite 123: 

Mann und Frau ſind zu gegenſeitiger Gemeinſchaft, d. h. zum 
ehelichen Zuſammenleben berechtigt. Einmiſchung in dieſes Recht 
ſeitens Drittperſonen kann zu ex delicto Klagen zugunſten der 
geſchädigten Partei führen; ſo berechtigt z. B. Ehebruch der Frau 
den Ehemann zu einer Schadenserſatzklage gegen den Ehebrecher. 
Selbſt die Eltern der Frau oder des Mannes dürfen die Fortdauer 
ihrer gegenſeitigen Gemeinſchaft nicht ſtören. 

Bei der Erörterung des Weſens juriſtiſcher Perſonen heißt es 

Seite 103: 

Die Frage, ob eine juriſtiſche Perſon vorliegt oder nicht, ſcheint 
die kontinentale Jurisprudenz weſentlich an Hand der beſonderen 
Organiſationsart zu beſtimmen, während es in England und Amerika 
darauf ankommt, ob der Staat einer beſonderen Art von Organiſation 
ein von ihren Mitgliedern unabhängiges Daſein verliehen hat. Der 
Begriff der römischen societ as hat vielleicht das Reſultat auf dem 
Kontinent beeinflußt. In England dagegen fehlt der hiſtoriſche 
Zuſammenhang. Die gewöhnliche Kollektiv — oder offene Geſell⸗ 
ſchaft kann in England und Amerika — im Gegenſatz zum Kontinent 
(D. H. G. B. 124; S. O.⸗R. 559) nicht unter ihrer Firma klagen 
und verklagt werden. 

Dies bezieht ſich ebenſo auf Kommanditgeſellſchaften (D. H. G. B. 
161, 124; S. D.:R. 597). 

Ofſenſichtlich wirft der Verfaffer die einzelnen Begriffe vollſtändig 

durcheinander. | 

Auf S. 119 erachtet der Verfaſſer für die Eheſchließung in England 

einen „ſiebentägigen Wohnſitz“ — er meint anſcheinend Aufenthalt — 
für genügend. Das iſt falſch: Nach englischem Recht muß mindeſtens 
einer der Nupturienten ſiebzehn Tage in dem Bezirk, in dem die Ehe 
ſchließung ſtattfindet, ſich aufgehalten haben. 
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44. Jahrgang. 
Eigentümlich berühren die Ausführungen über die Ehe in den 
Vereinigten Staaten S. 121. Dort heißt es: 

Bei uns iſt die Ehe mehr Sache des einzelnen als der Familie 
und ſoweit die Eltern in Betracht gezogen werden, geſchieht es zum 
Beſten des Kindes, nicht zu demjenigen der Eltern ſelbſt oder der 

Familie. Darum wird die Eheſchließung mehr als eine Formſache 
betrachtet und ein unwiſſentlicher Fehler wird die Ehe weder nichtig 
noch annullierbar machen. 

Und dann: 

Es wird behauptet, die Erleichterung der Eheſchließung ver⸗ 
hindere die Zunahme der unehelichen Kinder. Es dürfte dies nicht 

ganz unrichtig ſein. 

Bei der Erörterung der partnership heißt es S. 189: 

Engliſche Richter entwickelten den partnership-Begriff als eine 
Art Vertragsverhältnis und nicht als ein ſelbſtändiges Inſtitut oder 
typiſches Rechtsverhältnis. Infolgedeſſen wird partnership nicht 
als eine von den partners unabhängig beſtehende Einrichtung 
betrachtet. Mit anderen Worten, es beſteht keine Firma, wie dies 
im Rechte kontinentaler Länder der Fall iſt, ſondern nur ein Firmen⸗ 
Name, obwohl auch engliſche und amerikaniſche Kaufleute von ihrer 
partnership ſprechen, als ob ſie ein beſonderes Beſtehen hätte. 

Derartige Beiſpiele laſſen ſich häufen. 

Dias Geleitwort, das der Verleger dem Werk mit auf den Weg 
gegeben hat: „Die deutſche Rechts⸗Literatur hat ihm zur Zeit nichts 
Gleiches an die Seite zu ſtellen“ bewahrheitet ſich, allerdings nicht in 
dem Sinne, den die Verlagsanſtalt damit verbunden hat. 


Juſtizrat Dr. Victor Schneider, Berlin. 


Das ſchieds gerichtliche Verfahren, insbeſondere im 
Rahmen der Ariegsustgeſetze. I. Eine der wichtigſten Fragen 
aus der Lehre vom Schiedsgericht, die insbeſondere für den Kartell⸗ 
praktiker von großer Bedeutung iſt, hat neuerdings eine Klärung un 
Bertiefung erfahren. | 

Es iſt die Frage, ob die Nichtigkeit eines Vertrages auch die in 
derſelben Urkunde enthaltenen Vereinbarungen über die Zuſtändigkeit 
des Schiedsgerichts ergreift. Man hatte ſich neuerdings in Anſchluß 
an die Nechtſprechung des RG. auf dem Gebiet der Börſentermin⸗ 
geſchäfte (RG. 27, 379; 31, 397; 43, 408; 58, 155; JW. 1905, 
4018; vgl. Gaupp⸗Stein 8 1025 IV und beſonders Fußnote 47) 
daran gewöhnt, als Regel aufzuſtellen, daß, wenn der Hauptvertrag 
nichtig ſei, damit auch der Schiedsvertrag in ſich zuſammenfalle. 
Nur ausnahmsweiſe, ſoferne ſich aus dem Vertrag ſelbſt ein anderes 
ergibt, könne unterſtellt werden, daß die Frage der Gültigkeit des 
Hauptvertrages die Gültigkeit der Schiedsgerichtsabrede im gleichen 
Vertrag nicht berühre. 

»Mit dieſer Regel in ihrer allgemeinen Formulierung ſcheint nun 
das RG. brechen zu wollen (vgl. die Entſcheidung des VI. ZS. vom 
10. Mai, die in JW. 1915, 697 auszugsweiſe mitgeteilt iſt und 
noch in der offiziellen Sammlung erſcheinen wird). Dort handelt es 
ſich allerdings um den Fall, daß in einem an ſich nichtigen Vertrag 
die Zuſtändigkeit eines ſtaatlichen Gerichts vereinbart war, aber 
es liegt kein Anlaß vor, die dort aufgeſtellten Grundſätze nicht auch 
mutatis mutandis zur Anwendung zu bringen, wenn es ſich um eine 
Schiedsgerichts vereinbarung handelt. Es ſind folgende Leitſätze, 
zu denen das RG. gelangt: N 

1. „Die Parteien haben die Zuſtändigkeit eines beſtimmten ſtaat⸗ 

lichen Gerichtes vereinbart zur Entſcheidung aller aus dem 
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Vertrag entſtehenden Streitigkeiten, damit alſo auch des 
Streites, ob der Vertrag rechtswirkſam geſchloſſen worden iſt.“ 
Es bedarf alſo nicht der beſonderen Anhaltspunkte im 
Vertrag, um zu dieſem Schluß zu gelangen, wenn der Vertrags⸗ 
inhalt im übrigen nichtig iſt. 

2. Dieſe Vereinbarung ſoll nur dann unbehelflich ſein, wenn ſie 

ſelbſt gegen die guten Sitten verſtößt, alſo ſittenwidrig iſt. !) 

3. Hievon wird „regelmäßig“ dann nicht die Rede ſein können, 

„wenn die Zuſtändigkeit eines ſtaatlichen Gerichts vereinbart 
wird, im Gegenſatze zu dem Falle, daß die Entſcheidung durch 
Schiedsſpruch erfolgen ſoll, wenn z. B. vereinbart wird, daß 
über die Anſprüche daraus und darüber, ob ein Spiel vorliege, 
durch Schiedsſpruch entſchieden werden ſoll“. 

Aus dem letzteren Satz wird man nicht — wie Hachenburg in 

ſeiner Anmerkung zu dieſer Entſcheidung in JW. S. 750 Fußnote 3 — 
ſchließen dürfen, daß das RG. die Frage der Zuſtändigkeitsvereinbarung 
eines ordentlichen Gerichts oder eines Schiedsgerichts verſchieden 
beurteilt. Für beide gelten vielmehr — und darin ſtimmen wir mit 
Hachenburg überein, glauben aber, daß auch das RG. die gleiche 
Anſchauung hat — dieſelben Grundſätze. Richtig bleibt natürlich der 
Satz Hachenburgs, daß der Auslegung ein weiterer Spielraum 
bleibt; denn wenn ſich auch aus der Nichtigkeit des Hauptvertrages 
noch nicht ergibt, daß die Schiedsgerichtsabrede in Wegfall kommt, ſo 
ergibt ſich deshalb auch doch noch nicht zweifelsfrei das Gegenteil. 
Die Beurteilung wird von den Umſtänden des Einzelfalles abhängen. 
Jedoch beſteht — und darin liegt die größte Bedeutung der Ent⸗ 
ſcheidung — nicht mehr, wie man bisher annahm, eine Vermutung, 
daß die Nichtigkeit der Schiedsgerichtsabrede durch das Wegfallen des 
Hauptvertrages begründet wird.) 
Die 2. Entſcheidung zu dieſer Frage rührt von einem Schieds⸗ 
gericht her. Sie ergänzt die eben gewürdigte Entſcheidung des RG. 
und zeigt, wie im einzelnen Fall die beſonderen Tatumſtände für die 
Entſcheidung herangezogen werden können. 

Die leitenden Sätze mögen deshalb hier ſtehen: 

„Die Frage nach der Rechtsgültigkeit des Schiedsvertrages muß 
nicht notwendig mit der Frage nach der Rechtsgültigkeit des Kartell⸗ 
vertrages, in welchem die Schiedsklauſel enthalten iſt, zuſammenfallen. 
Es kann ſehr wohl nach dem Willen der Parteien die Schiedsklauſel 
von der Rechtsgültigkeit des Hauptvertrages unabhängig fein. (Vgl. 
Gaupp⸗Stein zu § 1025 III.) Die Parteien können dem Schieds⸗ 
gericht gerade auch die Frage, ob der Hauptvertrag gültig zuſtande 
gekommen iſt, übertragen. (Vgl. RG. in JW. 1902, 171 und OLG. 
Dresden im SächſArch. 1918, 148.) Nun beſtimmt allerdings 8 9 
des Kartellvertrages, daß ‚alle Meinungsverſchiedenheiten aus dieſem 
Vertragsverhältnis“ durch ein Schiedsgericht erledigt werden ſollen. 
Daraus will die Beklagte ſchließen, daß das Schiedsgericht nicht auch 
über die Frage, ob überhaupt ein gültiges Vertragsverhältnis beſtehe, 
entſcheiden könne. Das wäre aber eine rein formal'juriſtiſche Wort: 
auslegung. Es kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob im vorliegenden 
Falle das Schiedsgericht ganz allgemein über alle etwaigen Gründe 
einer Ungültigkeit des Kartellvertrages zu entſcheiden berufen iſt. 
Es darf nicht überſehen werden, daß es ſich hier nicht um eine 
Nichtigkeit des Kartellvertrages aus außerhalb des eigentlichen 


1) Dies iſt ſtets dann der Fall, wenn die Schiedsgerichtsabrede den 
Zweck hat, einer verbotenen oder unſittlichen Abmachung zur Wirkſam⸗ 
keit zu verhelfen. Die bisherige Rechtſprechung hinſichtlich der Börſen⸗ 
termingeſchäfte (ſiehe oben) erfährt alſo keinerlei Einſchränkung. 
Vgl. dazu auch noch neuerdings RG., Urteil vom 14. Mai 1915, 
496/14 III, mitgeteilt in JW. 1905, 791 = Bank Arch. 1915, 335. 

u demſelben Standpunkt gelangt neuerdings eine Ent— 
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Vertragsbeſtandes liegenden Gründen, wie Formmangel, Unſittlichkeit, 
Betrug und ähnliches handelt, ſondern um die Frage, ob der an ſich 
zweifellos gültig zuſtande gekommene Kartellvertrag infolge Ausfalls 
einer Bedingung unwirkſam geworden iſt. Und hier wiederum dreht 
ſich der Streit nicht um die Frage, ob die Bedingung eingetreten iſt 
oder nicht, ſondern lediglich darum, ob die Wirkſamkeit des Vertrages 
überhaupt von dem Eintritt einer beſtimmten Bedingung abhängig 
gemacht worden iſt. Das iſt aber ausſchließlich eine Auslegungs⸗ 
frage. Die Auslegungsfrage iſt aber gerade die typiſche Aufgabe 
der Schiedsgerichte und namentlich die wichtigſte Tätigkeit der Kartell⸗ 
ſchiedsgerichte. Es wäre nicht zu verſtehen, weshalb die Parteien, 
die die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte für die Auslegung des 
Vertrages ausgeſchloſſen haben, hierbei die Frage, ob der Vertrag 
eine Bedingung enthält oder nicht, einer abweichenden Behandlung 
unterworfen haben ſollten. Nach der Auffaffung des Verkehrs verweiſt 
der Ausdruck: ‚Meinungsverſchiedenheiten aus dieſem Vertrags⸗ 
verhältnis nicht auf einen juriſtiſch definierten Komplex von Streit⸗ 
fragen, ſondern umfaßt alle diejenigen Meinungsverſchiedenheiten, die 
aus dem Tatbeſtande derjenigen Verhandlungen, die zum Abſchluſſe 
des Kartellvertrages geführt haben, entſtehen werden. Der Nicht⸗ 


eintritt einer erwarteten Tatſache kann in der verſchiedenſten Weiſe 


auf einen Vertrag einwirken, je nachdem dieſe Tatſache als auf⸗ 
ſchiebende oder als auflöfende Bedingung vereinbart iſt, oder einem 
Teil ein RNücktritts⸗ oder nur ein Kündigungsrecht gibt. Dieſe Unter⸗ 
ſchiede find juriſtiſch gewiß belangreich, werden aber für die Ent’ 
ſchließung der Parteien, ob ſie einen Streit über den Sinn einer 
ſolchen Vereinbarung dem Schiedsgericht oder dem ordentlichen Gericht 
übertragen ſollen, gänzlich ohne Intereſſe ſein. Für die Parteien 
entſcheidet hier überall der Umſtand, daß es ſich um die Auslegung 
des Vertrages handelt. Der vorliegende Fall gibt keinen Anlaß, den 
89 beſonders einſchränkend auszulegen, im Gegenteil ergibt ſich aus 
der Ausſage des Zeugen E., daß bei Abſchluß des Vertrages alle 
Teile in der friedfertigſten Stimmung waren, und daß nach ſeiner 
Anſicht alle etwa ſpäter auftauchenden Meinungsverſchiedenheiten 
unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs von einem Schiedsgericht 
entſchieden werden ſollten.“ 


II. Zur Frage des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens im Kriege 
hat ſich ſchon mehrmals Hallbauer (zuletzt DIZ. vom 1. Juli 1915, 
676 ff.) geäußert. Seine Ausführungen geben zu folgenden Be 
merkungen Anlaß. 

a) Im Gegenſatz zu Hallbauer nehmen wir an, daß ſich das 
Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz vom 4. Auguſt 1914 auf das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren nicht bezieht. Während Sieskind und Heß in 
ihren Kommentaren der von Hallbauer vertretenen Meinung zuneigen, 
ſtehen Güthe (Sonderabdruck vom PrIMBl. 1915, 4), Waſſermann⸗ 
Erlanger, Die Kriegsgeſetze privatrechtlichen Inhalts S. 19, und 
Mansfeld (BayzfR. 1914, 333) auf dem von uns vertretenen 
Standpunkt. 

Waſſermann⸗Erlanger begründen dies wie folgt: 

„Auf das Verfahren vor den Schiedsgerichten hingegen findet 
das Geſetz keine Anwendung, da die prozeſſualen Normen 
über die Unterbrechung des Verfahrens auf die an. die prozeß⸗ 
rechtlichen Vorſchriften nicht gebundene Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreites vor dem Schiedsgerichte nicht paſſen (RG. 62, 24); 
überdies gewähren die Vorſchriften des 8 1041 Ziff. 3 und 4 
ZPO. genügenden Schutz gegen Schädigungen des Kriegs⸗ 
teilnehmers.“ 

Dagegen findet — und ſoweit decken ſich wohl die Anſichten 
von Hallbauer und Waſſermann⸗Erlanger —, ſoweit eine Mitwirkung 
der Gerichte im ſchiedsgerichtlichen Verſahren erforderlich iſt (88 1029, 
1031, 1041, 1044 ZPO.) insbeſondere im Verfahren zur Erwirkung 
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des Vollſtreckungsurteils ($ 1042 3PO.) das Kriegsteilnehmerſchugz⸗ 
geſetz allerdings Anwendung.) 

d) Richtig iſt die Anſicht von Hallbauer, daß die Bekanntmachung 
vom 7. Auguſt 1914 (ſogen. Gegenmoratorium) auf das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren keine Anwendung findet. Wir können uns auf 
feine Ausführungen DIZ. 1915, 678 beziehen. Maßgebend iſt auch 
hier, daß ja das ſchiedsgerichtliche Urteil ohne Vollſtreckungsmöglich⸗ 
keit (und die bleibt dem Ausländer verſagt) nicht ermöglicht, Forde⸗ 
rungen einzuziehen. Nicht ganz zutreffend iſt es allerdings, wenn 
Hallbauer glaubt, daß dieſe Frage außer von ihm noch nirgends 
erwähnt ſei. Die Frage iſt nämlich in demſelben Sinne wie von 
Hallbauer auch bei Waſſermann⸗Erlanger S. 288 kurz behandelt, wo 
die gegenteilige Meinung Sieskinds abgelehnt wird. 

c) Hallbauer erörtert auch die Frage, ob dann, wenn ein Schieds⸗ 
richter zum Heere einberufen wird, ein Fall des § 1031 bzw. von 
1033 Ziff. 1 ZPO. gegeben iſt. Dies wird mit ihm zu bejahen ſein. 
(Ebenſo OS GRſpr. 1915, 361.) 9) 


Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, Münden. 


Don der Haftung des Gaſtwirts für Ariegsvertreter 
und gegenüber Ariegsteilnehmern. Die Einwirkung des 
Kriegs auf Dienſtverträge tft mehrfach erörtert,!) aber immer nur 
im Verhältnis des Dienſtberechtigten zum Dienſtverpflichteten. Indes 
wird der Umſtand, daß infolge der zahlreichen Kriegseinberufungen 
an Stelle des geſchulten und erfahrenen Perſonals neue, ungeübte 
Kräfte treten, vielfach auch Stoff bieten zur Erörterung der Frage, 
inwiefern der Dienſtberechtigte Dritten für Handlungen ſeiner An⸗ 
geſtellten haftet. Man nehme hier den Fall der Haftung des Gaſt⸗ 
wirts für ſeine Kellner, der ſchon in Friedenszeiten Gegenſtand wider⸗ 
ſprechender Entſcheidungen und Erörterungen geworden iſt. 


Im Recht 12, 315 beſpricht Rechtsanwalt Fränkel⸗Cöln ab⸗ 
lehnend ein Urteil des dortigen 2G., wonach ber Gaſtwirt für 
ſchadenserſatpflichtig erklärt wird, weil ein Kellner im Vorüber⸗ 
gehen einem Gaſt eine Speiſe auf den Rock gegoſſen hatte. 
Begründet iſt dieſe Entſcheidung dahin: der Wirt ſchließe mit jedem 
Gaſt einen ſtillſchweigenden Vertrag, dafür einzuſtehen, daß der Gaſt 
unangetaſtet in den Räumen verweile. Sei der Schade dem Gaſt 
zugefügt von jemand, deſſen ſich der Wirt zur Erfüllung der ihm 
gegenüber den Gäſten obliegenden Verbindlichkeiten „im allgemeinen 
bediene, ſo folge die Erſappflicht des Wirts aus § 278, auch wenn 
der Schädiger den Gaſt überhaupt nicht bedient hat. 

Dieſes Urteil ſteht im Widerſpruch mit einem Urteil des KG. 
in OS Rſpr. 10, 159 (Kecht 05, 223 Nr. 968): Ein im Wirtshaus 
des Beklagten, und zwar im Zimmer 2, Gäſte bedienender Kellner 
ſtieß beim Durchgehen durch Zimmer 1 an einen Stuhl; die ihm 
hierbei entfallende Schale mit Suppe befleckte das Kleid der im 
Zimmer 1 als Gaſt weilenden Klägerin. Ihre Schadenserſaßklage 
wies das KG. ab: der Wirt hafte für ſchädigende Handlungen eines 
Kellners dem Gaſt nur, wenn der die ſen Gaſt bedienende Kellner 
bei der Bedienung den Schaden verurſacht hat. Solange ein 
gellner nicht — ſei es aus eigener Entſchließung, ſei es auf Wunſch 
des Gaſtes oder auf Anordnung des Wirts — wirklich im Intereſſe 
der Bedienung gerade des einzelnen Gaſtes tätig werde, zähle er 
nicht zu den Hilfsperſonen, deren der Wirt zur Erfüllung ſeiner 
Vertrags verbindlichkeit gegenüber die ſem Gaſt ſich tatſächlich bedient. 


9) Vgl. dazu JW. 1915, 831 (Heilberg⸗ Schäffer). 
1) Vgl. Joſef in Gruchots Beitr. 59, 385 bis 422. 


en, 


44. Jahrgang. 


— Dem ift beizutreten und der hiergegen in JDR. 4 S. 111, 112 von 
der Schriftleitung erhobene Widerſpruch unbegründet: nicht jeder 
Kellner befindet ſich jedem Gaſt gegenüber in Erfüllung des „Wirts⸗ 
hausvertrages“; ſondern der Wirt erfüllt ſeine aus dieſem ſich er⸗ 
gebende Verpflichtung zur Bedienung des Gaſtes durch einen beſtimmten 
Kellner (Joſef in Gruchot 52, 537). 

Das RG. ſcheint aber die entgegengeſetzte Anſicht zu teilen; 
vgl. Urteil vom 10. 2. 11 in JW. 11, 360: Der Beklagte verwahrte 
in ſeiner Gaſtwirtſchaft eine dem Schützenverein gehörige Luftbüchſe, 
mit der mit ſpitzen Bolzen nach der Scheibe geſchoſſen wurde. Eines 
Tages benutzte in Abweſenheit des Beklagten deſſen Kellner S. die 
Büchſe zum Scheibenſchießen und legte ſie beim Eintritt von Gäſten 
geladen auf einen Tiſch. Um dieſe Zeit betrat der Kläger die Wirt⸗ 
ſchaft; einer ſeiner Begleiter drückte ſie auf den Kläger ab, der hier⸗ 
durch die Sehkraft auf einem Auge verlor. Das RG. erklärte den 
beklagten Gaſtwirt für erſatzpflichtig: Zwiſchen dem Gaſt und dem 
Wirt beſtehe über die Benutzung der Räume ein Vertragsverhältnis, 
kraft deſſen der Wirt dem Gaſt für die Sicherheit des Verkehrs in 
den Räumen hafte; der Wirt ſei danach auch verpflichtet, dafür zu 
ſorgen, daß in ihnen kein die Gäſte gefährdender Unfug verübt wird. 
Dieſe Pflicht gehe in ſeiner Abweſenheit auf ſeinen Vertreter, vor⸗ 
liegend den Kellner S., über, der ſie gröblich verletzte, indem er die 
geladene Waffe auf den Tiſch legte und hiermit deren Mißbrauch 
hervorrief. Die Pflichtverletzung ſtelle eine unmittelbare Zuwider⸗ 
handlung gegen die vertraglichen Pflichten des Wirts dar; die 
ſchuldhafte Handlung ſei nicht bei Gelegenheit, ſondern unmittelbar 
in der Erfüllung der allgemeinen Vertragspflicht des Wirts verübt, 
dieſer alſo nach 8 278 verantwortlich. 

In dieſer Allgemeinheit iſt dem RG. nicht beizuſtimmen. Aller: 
dings haftet der Wirt dem Gaſt für die Sicherheit des Verkehrs in 
den Gaſträumen; wenn er alſo dem Kellner die Beleuchtung, Reini⸗ 
gung, Beſeitigung gefährlicher Anlagen, Verwahrung von Waffen 
einmal oder allgemein überträgt, ſo bedient er ſich zur Erfüllung 
jener Verbindlichkeit des Kellners ebenſo wie bei der Verabreichung 
von Speiſen. Ein ſolcher Tatbeſtand lag hier aber nicht vor: der 
Kellner ſtand mit der Verwahrung der Büchſe in gar keiner Be⸗ 
ziehung, nahm fie vielmehr in Abweſenheit des Wirts an ſich und 
ließ ſie fahrläſſigerweiſe auf dem Tiſch liegen. Wenn nun ein Gaſt 
durch dieſe Fahrläſſigkeit des Kellners zu Schaden kam, ſo iſt die 
Rechtslage die gleiche, wie wenn der Kellner im Gaſtraum durch 
unvorſichtiges Umgehen mit ſeinem Taſchenmeſſer oder mit Licht oder 
durch einen ungeſchickten Tritt einen Gaſt beſchädigt hätte. In 
ſolchen Fällen kann man doch aber nicht ſagen, der Gaſtwirt habe 
ſich „zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit“ des Kellners bedient. — 
Der Wirt, der ſich auf einige Stunden aus der Wirtſchaft entfernt 
oder für einige Tage verreiſt, beſtellt hiermit auch nicht den Kellner 
oder gar jeden der mehreren Kellner als Vertreter zur Erfüllung 
jener allgemeinen (auf Verhütung gefährdenden Unfugs gerichteten) 
Sorgepflicht; das könnte nur in Ausnahmefällen zutreffen, ſo wenn 
3 B. dem Kellner eine ſolche Selbſtändigkeit eingeräumt iſt, daß er 
als beauftragt gelten muß, ſchlechthin für Abwendung von Unfug 
Sorge zu tragen. 

Dagegen iſt jene Haftung des Gaſtwirts durchaus begründet, 
wenn er ſelbſt zur Fahne eingezogen iſt und für ſeine hierdurch 
bedingte ſtändige oder vorübergehende Abweſenheit einen Vertreter 
beſtellt; für Verſchulden dieſes (mag er nun ein angeſtellter Kellner 
oder z. B. ein Verwandter ſein) haftet er wie für eigenes Ver⸗ 
ſchulden. 

Es iſt auch mehrfach vorgekommen, daß Gaſtwirte verwundeten 
Kriegsteilnehmern ſowie den zur Geneſung und Erholung in die 
Heimat beurlaubten Soldaten für längere oder kürzere Zeit unentgeltlich 
Obdach und Verpflegung boten oder an ſie ſonſtige Einladungen 
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ergehen ließen. Wie geſtaltet ſich in ſolchem Fall die Haftung des 
Gaſtwirts für die Verkehrsſicherheit? 

Schank⸗ und Speiſewirten liegt dieſe Haftung ob auf Grund des 
Geſetzes, alſo ganz allgemein und gegenüber jedermann, danach nicht 
bloß gegenüber den einkehrenden Gäſten; die Wirte haften vielmehr 
für Unfälle infolge mangelnder Verkehrsſicherheit auch dem, der nur 
behufs amtlicher Verrichtungen, privaten Beſuchs, Ausrichtung einer 
Beſtellung, Abwartung des Bahnzugs oder aus ſonſtigem Anlaſſe die 
Gaſtwirtſchaft betritt. Da dieſe Haftung aber aus § 823 folgt, fo 
befreit ſich der Wirt durch den Nachweis erfolgter Übertragung der 
Sorge für die Verkehrsſicherheit an einen zuverläſſigen Bedienſteten 
($ 831). Kehre ich nun aber in der Wirtſchaft ein, um dort etwas 
zu genießen, ſo kommt zwiſchen dem Wirte und mir ein Vertrag 
zuſtande, kraft deſſen mir der Wirt die Verkehrsſicherheit der Gaſt⸗ 
räume ſchuldet, ſie ſo einzurichten und zu erhalten hat, daß die Gäſte 
ohne Gefahr ſich darin bewegen können. Wenn ich die Berufsräume 
eines Anwalts, Arztes, Barbiers betrete, um deren Berufstätigkeit in 
Anſpruch zu nehmen, ſo iſt der Gebrauch der Räume für die von 
jenen mir geſchuldete Leiſtung nichts Weſentliches; dagegen erlange 
ich durch den „Wirtshausvertrag“ in weiteſtem Umfange den Gebrauch 
der geſamten Wirtſchaftsräume und Einrichtungen. Ob die Gebrauchs⸗ 
überlaſſung eine wirkliche Miete umfaßt oder nur ein mietähnliches 
Verhältnis, kann hier dahingeſtellt bleiben; in jedem Falle ſchuldet der 
Wirt dem Gaſte die Verkehrsſicherheit aus dem Vertrage, ſo daß 
er auch für das Verſchulden feiner Angeſtellten nach 8 278 dem 
Gaſte haftet und ihm der Entlaſtungseinwand aus $ 831 nicht zuſteht, 
wenn der Gaſt durch. Verſchulden des Kellnes oder Hausknechts, dem 
der Wirt die Beleuchtung und die Beſeitigung der Winterglätte, der 
Mängel an Kelleröffnungen und Treppengeländern übertragen hat, 
geſchädigt wird. Danach iſt alſo Vorausſetzung der erweiterten 
Haftung des Wirtes, alſo der Anwendbarkeit des § 278, daß ein 
„Wirtshaus vertrag“ vorliegt, alſo käufliche Beſtellung von 
Speiſen oder Getränken; folglich iſt die erweiterte Haftung nicht 
gegeben in den obenerwähnten Fällen, wo der Wirt verwundeten oder 
in der Ausheilung begriffenen Soldaten unentgeltlich Unterkunft 
gewährt. Der Fall liegt nicht anders, als wenn der Wirt anläßlich 
ſeines Namenstags ſeine Stammgäſte bewirtet. In Fällen dieſer Art 
handelt es ſich nicht um rechtsgeſchäftliche, ſondern um Verpflichtungen 
des geſelligen Lebens, die ganz außerhalb der Rechtsordnung liegen, 
alſo keine Vertragspflicht des Wirtes erzeugen, die Räume verkehrs⸗ 
ſicher zu halten. Hier kommt alſo nur die oben unter 1 gedachte 
allgemeine geſetzliche Pflicht zur Anwendung und dem Wirte ſteht 
alſo der Entlaſtungsnachweis aus § 831 zu, wenn die geladenen 
Gäſte oder Soldaten zu Schaden kommen.?) 

Inwieweit haftet der Gaſtwirt insbeſondere, wenn er den ein 
geladenen verwundeten oder erholungsbedürftigen Vaterlandsverteidigern 
die Benutzung der Kegelbahn überläßt, für deren Verkehrsſicherheit? An⸗ 
geknüpft ſei hier an das Urteil des RG. vom 4. November 1913 (Leipz 3. 8, 
679), dem folgender Sachverhalt zugrunde liegt: Der Kläger war beim 
Kegeln auf der zur Wirtſchaft des Beklagten gehörigen Kegelbahn infolge 
Glätte des Bodens gefallen, hatte ſich verletzt und erhob gegen den 
Beklagten Schadenserſatzanſprüche; das RG. erklärte ſie für begründet: 
zwar ſei nicht behauptet, daß der Kläger und ſeine Genoſſen für die 
Benutzung der Bahn etwas gezahlt hätten, auch nicht, daß ſie dort 
Gäſte geweſen, etwas verzehrt hätten. Daß aber der Wirt, der ſeine 
Kegelbahn anderen überläßt, dafür ein Entgelt entweder in einem 
beſonderen Kegelgeld oder in der Bezahlung von Speiſen, Getränken 
u. ä. enthält, entſpreche ſo ſehr dem natürlichen Verlaufe der Dinge, 
daß es Sache des Beklagten geweſen wäre, zu behaupten und nad: 
zuweiſen, daß die Kegelbahn dem Kläger und ſeinen Genoſſen ohne 


2) Vgl. Joſef in Gruchots Beitr. 52, 525 bis 544. 
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jedes unmittelbare oder mittelbare Entgelt überlaſſen ſei, daß biefe 
alſo weder ein Kegelgeld bezahlt noch auch Speiſen, Getränke uſw. 
beſtellt haben. Da der Beklagte letzteres nicht behauptet habe, ſei das 
Vorliegen eines Gaſtaufnahmevertrages mit Recht bejaht worden. — 
Dieſe Begründung iſt nicht zutreſſend und geeignet, den unrichtigen 
Schluß hervorzurufen, daß die Haftbarkeit des Wirts für die Sicherheit 
der Kegelbahn bedingt ſei durch das Vorliegen eines Vertrages, daß 
ſie alſo ausgeſchloſſen ſei, wenn ein Vertrag nicht vorliegt, danach 
auch in dem hier beſprochenen Fall, wo der Gaſtwirt den von ihm 
eingeladenen Soldaten ohne jeden Entgelt die Benutzung der Kegelbahn 
geſtattet, aus rein patriotiſch⸗geſellſchaftlichen Erwägungen. Jene 
Schlußfolgerung iſt aber entſchieden abzulehnen. Man ſetze den Fall: 
die Kegelbahn betritt ein Beamter behufs Vornahme einer Amtshand⸗ 
lung oder ein Privatbeſuch des Gaſtwirts, um ſie ſich anzuſehen, oder 
ein Handwerker behufs Vornahme von Ausbeſſerungen, oder ein 
Nachbar, deſſen Tier ſich dorthin verlaufen hat, und ſie gleiten 
infolge der Glätte des Bodens aus, ſo iſt der Wirt dieſen 
ebenſo erſatzpflichtig, wie den Mitgliedern eines Kegelklubs, der die 
Bahn gegen Entgelt, alſo auf Grund Vertrages benutzt. Der Unter⸗ 
ſchied iſt nur der: jenen erſteren und ebenſo den eingeladenen Soldaten 
gegenüber iſt die Haftung des Wirts nur aus dem Geſichtspunkt 
unerlaubter Handlung begründet, alſo aus § 823; folglich befreit ſich 
der Wirt, wenn der Beamte, der Handwerker, der Privatgaſt, die 
eingeladenen Soldaten ausgleiten, durch den Nachweis erfolgter Über⸗ 
tragung der Sorgepflicht an einen zuverläſſigen Dritten ($ 831). 
Benutzt dagegen jemand die Kegelbahn auf Grund Vertrages (ſo 
der Kegelklub und die eingekehrten Gäſte), ſo iſt die Gewährung der 
Sicherheit Vertragspflicht des Wirts, und er haftet nach 8 278 für 
Verſchulden des Bedienſteten oder des Schreiners, dem er die Reinigung 
oder die Beſeitigung der Glätte übertragen hat.“) 


Inwieweit haftet der Gaſtwirt den eingeladenen Vaterlandsver⸗ 
teidigern für die Beſchaffenheit der ihnen gelieferten Speiſen 
und Getränke? 

Dadurch, daß ich jemanden einen Stuhl anbiete oder ihm die 
Benutzung meiner Badeeinrichtung geſtatte oder ihn zu einer Mahlzeit 
einlade, kommt zwiſchen uns kein „Vertrag“ im Sinne des § 145 
BGB., folglich auch kein „Schuldverhältnis“ im Sinne des § 241 
zuſtande; die unter uns gewechſelten Erklärungen ſind nicht rechts⸗ 
geſchäftliche, ſondern gehören dem Kreiſe des rein geſellſchaftlichen 
Lebens an. Erleidet alſo der andere infolge der Mangelhaftigkeit 
der von mir gewährten Einrichtungen einen Schaden, ſo hafte ich nicht 
wegen Verletzung von Vertragspflichten, ſondern nur gemäß § 823 
aus unerlaubter Handlung. 

So erlangen auch die vom Gaſtwirt eingeladenen Soldaten, wenn 
ſie die Einladung zum Eſſen annehmen, gegen den Gaſtwirt keinen 
Anſpruch auf Gewährung der verſprochenen Mahlzeit; wohl aber hat 
die Tatſache, daß er das ſchenkweiſe verſprochene Eſſen gewährt, ihre 
Wirkung: ſetzt er den Soldaten nämlich vorſätzlich oder grob!) fahr: 
läſſig Speiſen vor, durch die ihre Geſundheit geſchädigt wird, ſo iſt 
er, obwohl das beſtandene Abkommen ihn nicht zur Gewährung der 
Speiſen rechtlich verpflichtete, ihnen erſatzpflichtig aus § 823 Abſ. 1, 
folglich auch nach § 847 haftbar für Schmerzensgeld. Denn er hat 
durch jene ſchuldhafte Handlung ihre Geſundheit verletzt, und dieſe 


3) Pgl. Joſef im SächſArch. 9, 371. 

4) Die Gewährung der Speiſen ſtellt ſich dar als eine Zuwendung, 
durch die ich aus meinem Vermögen den Empfänger bereichere, ſo daß 
hier eine Schenkung (§ 516 Abſ. 1) vorliegt. Nach 8 521 hat der 
Schenker nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten; folglich 
ergreift dieſe Beſchränkung auch den Deliktsanſpruch, der der Vertrags⸗ 
partei zuſteht, der Täter handelt hier nicht widerrechtlich im Sinne 
des 8 823. RG. im „Recht“ 1910 Nr. 3916; Staudinger Vorbem. III 
unter b vor $ 823. 
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Tatſache für ſich allein äußert ihre Wirkung, unabhängig davon, ob 
der Gewährung der Speiſen Erklärungen vorausgingen, durch die er 
zur Gewährung — ohne Rechtszwang — veranlaßt wurde. 5) 

j Rechtsanwalt Dr. Joſef, Freiburg i. Br. 


Befteht eine Schadenserſah verpflichtung des Termin- 
ſchuldners, wenn dieſer von vornherein die Abſicht hatte, 
den Differenjeinwand zu erheben und ihn daun [päter 
mit Erfolg erhoben hat? Die vorſtehende Frage iſt vom RG. 
in einem in der HanſG Z. Nr. 72 des diesjährigen Hauptblattes ab: 
gedruckten Fall verneint worden. Die diesbezüglichen Entſcheidungs⸗ 
gründe gipfeln in dem folgenden Leitſatz: f 

„Richtig iſt, daß die Behauptung, der Schuldner habe von 
vornherein die Abſicht gehabt, die Unklagbarkeit der mit der 
Klägerin geſchloſſenen Geſchäfte geltend zu machen, für ſich 
allein zur Begründung eines Vorwurfes im Sinne $ 826 868. 
nicht ausreichen würde.“ 


Hierbei wird alſo vorausgeſetzt, daß nachgewieſenermaßen 
die gedachte Abſicht dem Schuldner ſchon bei Abſchluß des Geſchäftes 
innegewohnt hat. x 

Vorwegzubemerken tft hierbei, daß dieſer Fall nicht etwa lo⸗ 
inzidiert mit den vom RG. 48, 282 und 70, 427 behandelten Fällen, 
in welchen es ſich lediglich um die Frage handelte: ob die vom 
Schuldner ſchon bei Abſchluß des Vertrages gehegte Abſicht, den 
Vertrag überhaupt nicht erfüllen zu wollen, die Anwendbarkeit 
des 5 826 BGB. rechtfertige. Hier handelt es ſich vielmehr um die 
Abſicht: den Vertrag erfüllen und die Vertragserfüllung ſeitens des 
Gegenkontrahenten verlangen zu wollen, falls das Geſchäft für den 
Leiſtungspflichtigen günſtig verlaufe, dagegen die Unklagbarkeit 
geltend machen zu wollen, wenn die Konjunktur ſich verſchlechtert. 
Der ſehr weitgehende Unterſchied liegt auf der Hand: Der Termin⸗ 
ſchuldner ſchließt das Geſchäft natürlich nur dann ab, wenn er glaubt, 
daß die Konjunktur für ihn günſtig verlaufen werde. Seine prin⸗ 
zipale Intention iſt alſo auf beiderſeitige Erfüllung gerichtet. Nur 
für den eventuellen Fall des Mißglückens ſeiner Spekulation iſt 
er entſchloſſen, von der Zuläſſigkeit des Differenzeinwandes Nutzen zu 
ziehen. Dieſer Fall iſt, ſoweit bekannt, vor dem jetzt erörterten von 
dem RG. nie behandelt worden. 

Es wäre im höchſten Grade bedauerlich, wenn die oben 
erwähnte Rechtsauffaſſung für die Zukunft maßgebend bleiben würde. 
Daß fie dem allgemeinen Rechtsgefühl der deutſchen Kaufmannſchaft 
geradezu diametral entgegenſteht, möchte wohl kaum einem 
Zweifel unterliegen. Es iſt ja durchaus richtig, daß an und für 
ſich nach dem nun einmal beſtehenden Börſengeſetz dem Terminſchuldner, 
der ſich des Spieleinwandes bedient, kein anderer als ein moraliſcher 
Vorwurf — nämlich derjenige der Verletzung des kaufmänniſchen 
Ehrgefühls — gemacht werden kann. Hier iſt aber die Frage die: 
ob dasſelbe auch dann der Fall iſt, wenn der Schuldner ſchon bei 
Abſchluß des Termingeſchäftes die Abſicht gehegt hat, im Falle 
eines für ihn ungünſtigen Ausfalls des Geſchäftes ſich durch 
die gedachte Einrede zu ſchützen. 

Geradezu verwerflich erſcheint dieſe Abſicht, weil der Termin⸗ 
ſchuldner ſich auf dieſe Weiſe nicht nur einen Gewinn auf Koſten 
eines andern ſichern will, ſondern vor allem deshalb, weil er die 
Gerichte zwingen will, trotz voller Erkenntnis dieſer mindeſtens 
illoyalen Handlungsweiſe ihn vor Verluſt zu ſchützen und den dieſem 
Verfahren gegenüber völlig wehrloſen Gegenkontrahenten um ſein 
Vermögen zu bringen. 


3) Vgl. Joſef im „Recht“ 1913, 658. 
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Als „völlig wehrlos“ darf der gutgläubige Gegenkontrahent be: 
zeichnet werden, weil in dem Handelsverkehr, der an Börſenplätzen 
zwiſchen einem Bankier — um den Gegenkontrahenten kurz zu be⸗ 
zeichnen — und ſeinen Kunden ſtattfindet, der erſtere (wenn keine 
beſonderen Umſtände dem entgegenſtehen) davon ausgehen darf, daß 
der Kunde ihm nicht von vornherein „eine Falle zu legen“ beabſichtigt. 
Das ſeit Jahrtauſenden geltende Wort „Quisque praesumitur bonus“ 
gilt, wenn es auch nicht in das Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen 
iſt, zweifellos noch heute in jedem Kulturſtaat. Wenn der Bankier 
ſich auch ſagen mußte, daß bei ungünſtiger Wendung der Konjunktur 
der Vertragsgegner ſich vielleicht durch die Notlage verleitet fühlen 
möchte, ſeine bisher anſtändige Geſinnung aufzugeben, ſo iſt dies 
doch himmelweit von dem hier fraglichen Fall verſchieden! 

Es folgt hieraus, daß der in den Gründen des Urteils dem 
Bankier implizite gemachte Vorwurf: er habe bei Eingehung des 
Geſchäftes das mit dieſem verbundene Riſiko nicht richtig eingeſchätzt, 
den im Handelsverkehr in Wirklichkeit herrſchenden Anſchauungen 
nicht entſpricht. 

Ebenſowenig erſcheint die Erwägung als berechtigt: daß der 
Bankier, welcher mit einem Nichtkaufmann Termingeſchäfte eingebe, 
ſich ja durch das Verlangen genügender Sicherſtellung vor Schaden 
ſchützen könne. In Wirklichkeit liegt nämlich die Sache ſo: daß in 
einer ſehr großen Anzahl von Fällen die hin⸗ und hergehandelten 
Effekten zu denjenigen gehören, welche an der betreffenden Börfe 
nicht offiziell zugelaffen ſind, und zwar ſind dies vor allem ſolche 
Wertpapiere, welche für die Spekulation vorwiegend mit in Betracht 


kommen, z. B. die Minen⸗Shares, die nordamerikaniſchen Eiſen⸗ 


bahnen u. dgl. m. Gemäß feſtſtehender Praxis kann auch abſeiten 
eines in das Handelsregiſter eingetragenen Kaufmanns, der in dieſen 
Effekten ſpekuliert hat, der Spieleinwand erhoben werden. Der Natur 
der Sache nach drehen ſich die meiſten Prozeſſe der hier fraglichen 
Art gerade um derartige Effektenkäufe reſp. ⸗verkäufe. Iſt nun der 
Terminſchuldner ein eingetragener Kaufmann, ſo entſpricht es nicht 
der kaufmänniſchen Gepflogenheit, bei dem Abſchluß einen Unterſchied 
zu machen: ob es ſich dabei um offiziell oder nichtoffiziell zugelaſſene 
Effekten handelt. Je nach dem Grad des Vertrauens, welches der 
Betreffende genießt, wird man vielmehr allgemein von ihm Sicherheit 
fordern oder nicht. Es wird daher meiſtenteils dem Bankier keinerlei 
Vorwurf daraus zu machen ſein, wenn er in dem bezüglichen Fall 
dem Kunden eine Sicherheitsbeſtellung nicht zugemutet hat. — Dasſelbe 
gilt bei plötzlich eintretenden großen Kursſchwankungen, welche die 
üblichen Sicherheitsbeſtellungen überſteigen, und insbeſondere auch 
dann, wenn der Kunde ſelbſt ein ſo hochachtbarer Mann iſt, daß 
er zweifellos nie daran denken würde, den Einwand zu erheben, an 
ſeine Stelle aber ſpäter ſeine Erben oder Teſtamentsvollſtrecker treten! 

Wenn eingewendet wird, daß die innere, nach außen nicht 
kundgegebene Abſicht des einen Vertragsſchließenden für die rechtliche 
Beurteilung der Folgen des abgeſchloſſenen Vertrages überhaupt 
von keiner rechtlichen Bedeutung ſei, fo darf u. a. auf den 8 116 
Satz 1 BGB. hingewieſen werden, der beſagt: 

„Eine Willenserklärung iſt nicht deshalb nichtig, weil ſich der 
Erklärende insgeheim vorbehält, das Erklärte nicht zu 
wollen.“ 

Es hat hiernach der Geſetzgeber ſolche innere Abſicht für wichtig 
genug erachtet, um ſpeziell hervorzuheben, daß ſie nicht geeignet ſei, 
den Vertrag für nichtig zu erklären. Die Frage, welche poſitiven 
Folgen ſie habe, iſt nicht beantwortet; die Antwort iſt vielmehr der 
Rechtſprechung für jeden einzelnen Fall überlaſſen. N 

Die zum Eingang dieſes Artikels erwähnten früheren Urteile 
des RG. haben ſich dahin ausgeſprochen, daß der im 9116 erwähnte 
innere Vorbehalt an und für ſich nicht genüge, um eine Schadens⸗ 
verantwortlichkeit zu begründen. Ganz anders liegt die Sache aber, 
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wenn der Leiſtungsſchuldner von Anfang an den Willen hegt, auf 
den Rücken des Vertragsgegners hin „à deux mains“ zu ſpekulieren. 

In dem hier zur Beurteflung ſtehenden ſpeziellen Fall kann 
jedenfalls die Antwort dahin gegeben werden: daß durch die Ber: 
ſchweigung der mehrerwähnten, wohl zweifellos als äußerft argliftig 
zu bezeichnenden inneren Abſicht der Gegenkontrahent zur Eingehung 
des ſchadenbringenden Vertrages verleitet und deshalb Schadens⸗ 
erſatz zu fordern berechtigt iſt. Übrigens können als analog liegende 
Fälle diejenigen des Kreditbetrugs, des ſeine Minderjährigkeit 
doloſe verheimlichenden minorennen Kontrahenten und der des § 240 
Abſ. 1 Nr. 2 KO. (welcher ja auch bei bloßer Zahlungseinſtellung 
in Betracht kommt), angeſprochen werden. 

Die Hauptſache iſt die, daß hiernach jedenfalls eine Möglichkeit vor⸗ 
liegt, in concreto die Lücke des § 116! cit. in einer für den gut⸗ 
gläubigen Kontrahenten günſtigen Weiſe auszufüllen. 

Iſt ſolche bloße Möglichkeit aber gegeben, ſo ſollte in dem 
Falle, der hier beleuchtet iſt, von ihm im Intereſſe des guten Glaubens 
im Handelsverkehr der ausgiebigſte Gebrauch gemacht und nicht noch 
verlangt werden, daß der Terminſchuldner durch noch weitergehende 
poſitive Einwirkungen auf den Willen des gutgläubigen Dritten ſeine 
bösliche Abſicht beſtätigt haben müſſe. 

Zum Schluß darf aber noch die folgende Argumentation zwecks 
Beſeitigung des vom NG. für nicht vermeidbar erachteten Reſultats 
zur Erwägung verſtellt werden: Der Differenzeinwand kann nur 
durchdringen, wenn dem Bankier (bzw. ſeinem Agenten) die Spiel⸗ 
abſicht des Gegners bekannt iſt oder doch ſein müßte. Nun geht aber 
die Abſicht des Terminſchuldners im Streitfall keineswegs darauf 
hinaus, einen (kurz gefaßt) zufälligen Umſtand darüber entſcheiden zu 
laſſen, welche der Parteien Gewinn oder Verluſt haben ſolle, 
ſondern im Gegenteil darauf: 

nur einen Gewinn zu erzielen, unter keinen Umſtänden aber 

einen Verluſt zu riskieren. 
Durch die präſumierte Kenntnisnahme von dieſer Willensrichtung des 
Terminſchuldners kann aber natürlich ein ſog. „Differenzgeſchäft“ 
nicht zuſtande kommen, da ja die „Abſicht“ ſich nicht etwa in zwei 
Teile teilen läßt. Es würde dann vielmehr entweder ein wegen 
Formmangels ungültiger ſchenkungsartiger oder ein unter keine 
der geſetzlichen Rubriken fallender Innominatvertrag vorliegen, welchem 
jedenfalls der Spieleinwand überhaupt nicht entgegengeſetzt werden 


könnte! Rechtsanwalt Dr. Max Cohen, Hamburg. 


Zu Art. 4 des Geſetzes zur Einſchränkung der Per- 
fügungen über Mietzins forderungen. Der Auslegung, 
welche Stillſchweig dem Art. 4 des „Geſetzes zur Einſchränkung 
der Verfügungen über Mietzins forderungen“ in Nr. 12 dieſer Wochen⸗ 
fchrift!) gibt, kann nicht beigetreten werden: Art. 4 beſagt, daß 
für die Wirkung von Verfügungen und Rechtsgeſchäften, die vor dem 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes (das iſt vor dem 20. Juni 1915) 
vorgenommen ſind, die alten Vorſchriften bis zum Ablauf des dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgenden Kalendervierteljahrs, das iſt 
bis zum 30. September 1915, in der bisherigen Faſſung maßgebend 


„bleiben. 


Stillſchweig meint, das könne zweierlei bedeuten, | 

1. daß die Verfügung jedenfalls bis 30. September wirken 
ſoll, auch wenn nach dem neuen Recht die Wirkung kürzer 
wäre, 

2. daß es bei der längeren Wirkungs 5 
verbleibe, wenn nur das kritiſche Ereignis bis zum 


tember erfolgt ſei. 


dauer des alten Rechts 
30. Sep⸗ 


1) S. 619 insbeſ. S. 628. 
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Stillſchweig und ebenſo Hagelber g)) — der fi ihm in feinem 
„Leitfaden zu dem neuen Geſetz“ ohne nähere Begründung anſchließt — 
entſcheiden ſich für das letztere. Danach würde, wenn z. B. in der Zeit 
vom 1. Juli bis 15. September 1915 eine Beſchlagnahme zugunſten 
der Hypothekengläubiger erfolgt und vor dem 20. Juni 1915 die 


Mieten gepfändet oder zediert ſind, Pfändung oder Zeſſion noch bis 


31. Dezember 1915 wirkſam bleiben. 

Daß das Gegenteil richtig iſt und die Wirkung auf die Zeit bis 
30. September beſchränkt bleiben muß, ergibt ſich aber klar aus den 
Motiven, mit denen der Geſetzentwurf dem Reichstag vorgelegt iſt. 
Danach ſollte durch Art. 4 nur ein Eingriff in wohlerworbene 
Rechte verhütet werden. Wer vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
Mieten gepfändet oder zediert erhalten hatte, hatte nach damaligem 
Recht — abgeſehen von Anfechtung nach dem Anfechtungdgefeg — 
die Mieten für das laufende und folgende Quartal ſicher. Deshalb 
wollte ihm der Geſetzgeber bei Anderung des Rechts das zur Zeit 
dieſer Anderung laufende und das folgende Quartal belaſſen. Das 
war der in der Begründung zweifelsfrei ausgeſprochene Sinn und 
Zweck des Art. 4 des Entwurfs, der unverändert Geſetz geworden iſt. 

Stillſchweig iſt nur deshalb anderer Anſicht, weil der Geſetz⸗ 
geber, wenn er die obige Auslegung zu 1 gewollt hätte, einfach die 
Anwendbarkeit des neuen Geſetzes ſtatuieren konnte, da nach dieſem, 
wenn das kritiſche Ereignis nach dem 20. Juni eintrete, die Ver⸗ 
fügung mindeſtens bis 80. September wirke. Das iſt richtig, ſchlägt 
aber nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes nicht durch. Zur 
Zeit, als der Geſetzesentwurf abgefaßt wurde, kannte man noch nicht 
das Datum des Inkrafttretens des Geſetzes. Dieſes war in dem 
Entwurf offengelaſſen. Wäre nicht die erſte Reichstagsberatung des 
Geſetzes vertagt worden, ſo hätte das Datum des Inkrafttretens 
leicht vor dem 15. Juni 1915 fallen können. Dann wäre ohne die 
vorſorgliche Beſtimmung des Art. 4 den vor dem Geſetz erfolgten 
Verfügungen über Mietzinſen ſchon am 30. Juni der Lebensfaden 
abgeſchnitten worden. Dagegen ſollte die Beſtimmung in Art. 4 
des Entwurfs ſchützen. Daß das Geſetz, infolge unvorhergeſehener 
Zufälle, erſt am 20. Juni in Kraft trat, kann nicht dazu führen, dem 
Art. 4 eine andere Bedeutung beizulegen, als er nach dem klaren 
Inhalt der Motive haben ſollte. Das Geſetz, das darauf abzielt, 
eine ſchwere Schädigung des Immobiliarkredits abzuſchneiden oder 
doch wenigſtens ſtark zu verringern, follte fo ſchnell als möglich feine 
Wirkung äußern. Die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgten 
Pfändungen und Zeſſionen von Mieten ſollten deshalb nur noch für 
das bei Inkrafttreten laufende und das folgende Quartal wirken, 
d. h. bis zum 30. September 1915, wenn die Beſchlagnahme vor 
dem 15. September 1915 erfolgt. 

Juſtizrat Leonhard Hirſch, Berlin. 


dur undes rats verordnung vom 14. Jannar 1915. 
1. Die erſte von Bovenſiepen (Leipz g. 1915 Sp. 884 ff.) 
aufgeworfene Frage, ob der Vertreter des KT. im Sinne der VD. 
vom 14. Januar 1915 ein Anwalt ſein müſſe, iſt richtig von ihm 
verneint, neben den von B. angeführten Gründen auch deshalb, 
weil in einem ſolchen Falle von „beſonderen Koſten“, die der Prozeß⸗ 
gegner des KT. zu erſetzen hätte, nicht wohl geſprochen werden könnte; 
alle Anwaltskoſten wären dem KT., auch wenn er dageweſen wäre, 
erwachſen. 

2. Die Fragen 2 und 3 ſtehen in einem gewiſſen Zuſammenhang. 
Beſteht nämlich kein Zwang zur Übernahme der Vertretung, ſo wird 
man auch nicht hindern können, daß ihre Übernahme von der Zuſage 
oder Sicherſtellung eines beſtimmten Entgelts abhängig gemacht wird. 
Aber de lege lata beſteht, wie ich ſchon JW. 1915, 159 ff. näher 


) Berlin, Conrad Habers Verlag, 1915, f. daſ. S. 65— 66. 


15. 1915. 


ausgeführt habe, hier ſo wenig ein Zwang, wie in dem auch von B. 
angeführten Falle des 8 57 ZPO. In beiden Fällen wird der Ber: 
treter — in Abweichung von den z. B. für die Abweſenheitspflegſchaft 
geltenden Grundſätzen — nur im Intereſſe und auf Antrag des 
Gläubigers ernannt. Auch wenn dieſer zur Zahlung der beſonderen 
Koſten des Vertreters nicht imſtande iſt, kann der KT. nicht dafür 
haftbar gemacht werden. Dies kann man nur dadurch erklären, daß 
es ſich nicht um den prozeſſualen Schutz des KT., ſondern des 
Gläubigers des KT. handelt; wenn ſich niemand zur Vertretung bereit 
findet, kann der Prozeß nicht durchgeführt werden. Der KT. kann 
dieſer Lage durch Beſtellung eines Vertreters ſofort ein Ende machen. 
B. erkennt denn auch durch die Worte „ſäumiger und böswilliger 
KT.“ an, daß es ſich nur um den Schutz des Gläubigers handelt. 
Dieſer aber wird in der Regel doch jemand finden können, der die 
Vertretung des KT. übernimmt und zu dem das Gericht Vertrauen 
hat. Freilich habe Wertheimer in JW. 1915, 159 und ich es als 
ſehr unbillig bezeichnet, daß der Gläubiger dieſen Vertreter zahlen 
muß. Gerade dieſe beſondere Fürſorge für die Koſten des Vertreters 
läßt aber auch erkennen, daß die BO. grundſätzlich davon ausgeht, 
daß dieſem Koſten erwachſen. Man kann hier freilich zunächſt an 
Auslagen denken, doch werden ſich Auslagenerſatz und Entgelt für 
Bemühungen nicht trennen laſſen. Was eine angemeſſene Vergütung 
für Mühewaltung iſt, iſt freilich gerade hier ſchwer zu ſagen. Ich 
habe das auch in JW. 1915, 160 ausgeführt. In der Praxis 
werden meiſt nahe Angehörige des KT. zu Vertretern ernannt, die in 
der Regel keine Vergütung verlangen. Deshalb ſind mir noch keine 
Entſcheidungen über dieſe Frage bekannt geworden. Auch die Er⸗ 
nennung von Vertretern nach $ 57 ZPO. iſt fo ſelten, daß bisher 
über die Handhabung durch die Gerichte nichts veröffentlicht wurde. 
Immerhin kann angenommen werden, daß die Verfaſſer der VO. vom 
14. Januar, indem ſie eine derjenigen des § 57 ſehr ähnliche Ein⸗ 
richtung ſchufen, die für jenen aufgeſtellten Auslegungsregeln angewandt 
ſehen wollten. ö | 

Wenn nun B. in Z. 4 die Beſchwerde gegen die Beſtellung zum 
Vertreter nicht zulaſſen will, ſo ſtimme ich ihm ſchon deshalb bei, 
weil der Beſtellte nach meiner Auffaſſung die Vertretung nicht zu 
übernehmen braucht, alſo durch die Beſtellung nicht beſchwert iſt. 
Der KT. wieder, dem der Vertreter nicht paßt, kann ſich durch die 
Ernennung eines andern helfen, der freilich keinen Koſtenerſatz vom 
Gegner verlangen kann. Daß dem Fall der Vertretung alſo über⸗ 
wiegende Billigkeitsgründe für die Durchführung des Prozeſſes gegeben 
ſeien, kann endlich auch noch vor dem Prozeßgericht vom Vertreter 
beſtritten und die Ausſetzung beantragt werden, gegen deren Ablehnung 
ſofortige Beſchwerde zuläſſig iſt. Die auf Sp. 885 von B. angeführte 
Anſicht des OLG. Kiel dürfte daher vor der des KG. den Vorzug 
verdienen. f 

Intereſſant wäre, wenn aus der Praxis Fälle veröffentlicht 
würden, in denen Ernannte die Vertretung ablehnten und das Gericht 
die Ablehnung für unberechtigt hielt. 


Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Keine Pollſtreckbarkeit des Feſchluſſes, der die An- 
ſprüche der Aufſichtsperſonen feſtſetzt. In dem Aufſat 
„Wichtige Koſtenfragen aus dem Gebiete der Geſchäftsaufſicht“ 
JW. 1915, 769 ff. erörtert Klien auch die Frage der Anſprüche der 
Aufſichtsperſonen und nimmt an, daß dieſe auf Grund einer voll: 
ſtreckbaren Ausfertigung des den Anſpruch feſtſetzenden Gerichtsbeſchluſſes 
jederzeit vollſtreckt werden könnten. Er meint unter Hinweis auf 
Literaturzitate, daß dieſe Auffaſſung die herrſchende ſei. 

Die Auffaſſung kann jedenfalls nicht richtig ſein. Der Beſchluß, 
durch welchen ein Honorar der Aufſichtsperſon feſtgeſetzt wird, iſt nicht 
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vollſtreckbar. Das Gegenteil findet ſich bereits angenommen in einem 
Aufſatz von Bendix „Über die rechtliche Stellung der Aufſichtsperſonen“ 
in der Leipz Z. 1915 Sp. 191 Anm. 12. Dort wird auch Jäger, 
Bankarchiv, zitiert, und zwar genau für die gegenteilige Auffaſſung 
wie von Klien. 

Intereſſieren wird es, daß ſowohl die ſämtlichen Konkursrichter 
des AG. Berlin⸗Mitte, als auch auf Klage das LG. 1 Berlin als 
Berufungsinſtanz auf dem Standpunkt ſtehen, daß der Beſchluß, durch 
welchen der Anſpruch der Aufſichtsperſonen feſtgeſetzt wird, nicht 
vollſtreckbar iſt. 

Auf Antrag, den Beſchluß für vollſtreckbar zu erklären, iſt einem 
Berliner Konkursverwalter als Aufſichtsperſon ein ablehnender Beſcheid 
zugegangen, mit der Begründung, daß die Vollſtreckbarkeit des Be⸗ 
ſchluſſes nicht gegeben ſei, da gemäß der BD. des Reichskanzlers vom 
8. 8. 14 der Beſchluß unanfechtbar ſei, und nach § 794 Abſ. 3 ZPO. 
die Zwangsvollſtreckung nur aus Entſcheidungen ſtattfindet, gegen 
welche das Rechtsmittel der Beſchwerde zuläſſig iſt. Der Klage der 
Aufſichtsperſon hat das LG. 1 Berlin, 38. Zivilkammer (Aktenzeichen 
44 5. 60/15) ftattgegeben, weil ein vollſtreckbarer Beſchluß nicht in 
Frage komme. 

Der mitgeteilte Beſcheid beruht, wie mir bekannt, auf der ein⸗ 
helligen Auffaſſung der Berliner Konkursrichter, denen die Geſchäfts⸗ 
aufſichten unterſtehen. 

Durchſchlagend im Sinne dieſer Entſcheidungen muß meines 
Erachtens das ſein, was in dem mitgeteilten Beſcheide erwähnt iſt. 

Um einen ſolchen Beſcheid für vollſtreckbar zu halten, müßten 
die Anhänger dieſer Auffaſſung zu erkennen geben, wie fie die Boll 
ſtreckbarkeit des Beſchluſſes betreffend das Honorar der Auſſichts⸗ 
perſonen begründen wollen. Es kommt doch nur die Beſtimmung 
des § 794 Ziff. 3 ZPO. in Frage; und da der hier ergehende Be⸗ 
ſchluß unanfechtbar iſt, ſo kann von einer Vollſtreckbarkeit keine 
Rede ſein. 

Sowenig es praktiſch erfreulich iſt, daß die Aufſichtsperſonen 
das für ſie feſtgeſetzte Honorar erſt einklagen müſſen, ſo wird 
hiergegen nach diesſeitigem Erachten ſo, wie die Bekanntmachung 
betreffend die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht jetzt lautet, nichts zu 
machen ſein. 

Rechtsanwalt Dr. Carl Erich Friedlaender, Berlin. 


Die Fürſorgeergiehung. (Bericht über die Verhandlungen 
des Allgemeinen Fürſorgeerziehungstages vom 15. bis 17. Juni 1914 
in Halle a. S. Herausgegeben vom Vorſitzenden P. W. Backhauſen. 
Zu beziehen durch die Geſchäftsſtelle des A. F. E. T. in Hannover⸗ 
Klefeld, Stephansſtift.) Seit dem 1. April 1901 iſt das preußiſche 
Fürſorgeerziehungsgeſetz in Kraft. Kurz vorher und bald nachher 
haben die übrigen Bundesſtaaten entſprechende Geſetze erlaſſen. Dieſe 
Geſetze ſind von ganz ungeheurer Bedeutung für das ſtaatliche und 
ſoziale Leben. In Preußen allein ſind etwa 54 000, in ganz Deutſch⸗ 
land wohl an 80 000 Minderjährige in Fürſorgeerziehung (FE.), 
mithin zum allergrößten Teile der Erziehung ihrer natürlichen Familie 
entzogen. Die öffentliche Teilnahme und die öffentliche Kenntnis 
deſſen, was hier geleiſtet und erſtrebt wird, entſpricht nicht der Be⸗ 
deutung der Sache. Der behördliche Eingriff in das Leben der 
Familie, der die Kinder entzogen werden, iſt ſo tief und einſchneidend 
wie kaum ein anderer; die pädagogiſche Aufgabe, Kinder außerhalb 
des Elternhauſes richtig zu erziehen, iſt von ungewöhnlicher Schwierig⸗ 
keit. Sie iſt nicht mit den früher bekannten Methoden zu löſen, die 
ſich im weſentlichen mit der Erziehung normaler Kinder im ſchul⸗ 
pflichtigen Alter beſchäftigten. Denn hier handelt es ſich beſtenfalls 
um Jugendliche, die in anormalen und ſchlechten Verhältniſſen auf⸗ 
gewachſen ſind, zum großen Teile um ſchwachſinnige und pſycho⸗ 
pathiſche und zum allergrößten Teile um ſolche, die von der früheren 
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Pädagogik überhaupt nicht mehr als Erziehungsobjekte angeſehen 
wurden, nämlich um Schulentlaſſene. Zahlreiche Perſonen werden 
im Alter von 16 und 17 Jahren, nachdem ſie wirtſchaftlich bereits 
ſelbſtändig geweſen ſind, den Erziehungsanſtalten zugeführt. 

Das Geſetz gibt für die Löſung dieſer ſchwierigen Aufgaben nur 
geringe Anhaltspunkte. Es weiſt die Anordnung der FE. den Vor⸗ 
mundſchaftsgerichten, die Durchführung in den allermeiſten Bundes⸗ 
ſtaaten den Verwaltungsbehörden zu. Dieſe Zweiteilung hat prak⸗ 
tiſche Nachteile, da nur, wer mit der Ausführung der F E. vertraut 
iſt, ſachgemäße Entſcheidung über die Anordnung treffen kann, und 
andererſeits nur wer die Anordnung getroffen hat, ſeine Wünſche bei 
der Ausführung zur Geltung bringen wird. Allein das Übel muß 
hingenommen werden, da der ſchwere Eingriff in das Familienleben 
nur unabhängigen Richtern anvertraut werden darf, dieſe aber die 
enorme Verwaltungstätigkeit der Ausführung nicht gut übernehmen 
können. Das gerichtliche — koſtenloſe — Verfahren vollzieht ſich 
ganz formlos; der Richter kann es mündlich, ſchriftlich oder teils 
mündlich, teils ſchriftlich geſtalten; vorgeſchrieben iſt nur eine An⸗ 
hörung der Polizeibehörde, der Gemeindebehörde, des zuſtändigen 
Geiſtlichen, bei Schulkindern des Schulleiters ſowie endlich der Eltern 
und geſetzlichen Vertreter der Minderjährigen. Die Mitwirkung von 
Rechtsanwälten im Verfahren iſt eine ſehr ſeltene Ausnahme. 

Iſt die FE. durch Gerichtsbeſchluß rechtskräftig angeordnet — 
eine vorläufige Unterbringung in dringenden Fällen iſt ſchon vorher 
möglich —, übernimmt die Verwaltungsbehörde den Jugendlichen zur 
weiteren Erziehung. Dieſe Erziehung kann in Anſtalten, in fremden 
Familien und in Ausnahmefällen auch unter Auſſicht in der eigenen 
Familie des Jugendlichen erfolgen. Nur in ſehr wenigen Fällen iſt 
es aber möglich, einen der FE. ÜUberwieſenen ſofort in Familienpflege 
zu geben. Faſt regelmäßig bedarf er zunächſt der Überweiſung in eine 
Beobachtungsſtation, die ſeine Eigenſchaften und Fähigkeiten prüft, um 
die Möglichkeit individueller Behandlung zu gewähren, und dann der 
Aufnahme in eine geſchloſſene Anſtalt zur erſten körperlichen und ſitt⸗ 
lichen Reinigung. Den Kommunalverbänden ſtanden eigene Erziehungs⸗ 
anſtalten, die zur Ausführung der FE. benutzt werden konnten, anfangs 
nur in ſehr geringer Zahl zur Verfügung; und wenn ſeither auch viele 
neue Anſtalten gebaut und eingerichtet ſind, ſo genügen ſie doch dem 
Bedürfnis nicht entfernt. Die Kommunalverbände waren daher genötigt, 
auf ſchon beſtehende Erziehungsanſtalten zurückzugreifen, mit ihnen 
Verträge abzuſchließen und ſie für die FE. nutzbar zu machen. Es 
boten ſich ſolche Anſtalten denn auch in recht erheblicher Zahl. Die 
evangeliſche Kirche hatte in ihren Rettungshäuſern, die katholiſche in 
ihren Erziehungsanſtalten Einrichtungen, die dem Ziele der FE. ſchon 
früher gedient hatten, und die nun deren Zwecken nutzbar gemacht 
werden konnten. Daneben gab es auch mancherlei interkonfeſſionelle 
Wohltätigkeitsanſtalten, die ſich der Erziehung verwahrloſter, miß⸗ 
handelter, verlaſſener Kinder widmeten, hier und da auch jüdifche 
Anſtalten. Alle dieſe und manche andere, die aus dem Bedürfnis 
heraus entſtanden, wurden nun mit Fürſorgezöglingen belegt. Es 
konnte nicht ausbleiben, daß dadurch zuerſt mancherlei Schwierigkeiten 
und Mißſtände entſtanden, deren Überwindung nur ſehr allmählich 
möglich war und auch jetzt noch nicht reſtlos gelungen iſt. Denn es 
iſt naturgemäß leichter, Minderjährige zu erziehen, die von ihren Eltern 
oder Vormündern freiwillig in Anſtalten gegeben werden, als ſolche, 
die den Eltern gewaltſam entriſſen und zwangsweiſe untergebracht 
ſind. Beſondere Schwierigkeiten bereiteten, wie ſchon erwähnt, die 
Sechzehn⸗ und Siebzehnjährigen und die pſychiſch Anomalen. Erſt 
allmählich lernte man das Zöglingsmaterial nach körperlicher und 
ſeeliſcher Eigenart in Gruppen zu ſcheiden und jede Gruppe der für 
ſie paſſenden Anſtalt zu überweiſen. In den Anſtalten ſelbſt mußten 
vielfach neue Einrichtungen geſchaffen und vor allen Dingen das 
Erzieherperſonal vermehrt und beſonders gut ausgebildet werden. 


Der Mangel eines geeigneten Erzieherperſonals, das insbeſondere den 
121 


958 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſchweren Anforderungen gewachſen war, das halberwachſene ſchwer 
Verwahrloſte an Nerven, Geduld, Takt, Herz und Klugheit ihrer Erzieher 
ſtellen, hat in den erſten Jahren der Wirkſamkeit des FEG. zu einer 
Reihe von Mißgriffen geführt, die die Offentlichkeit nicht mit Unrecht 
ſchwer beunruhigt haben. 

Auch die Familienerziehung ließ ſich nicht derart ausführen, daß 
die Zöglinge einfach bürgerlich ehrbaren Familien auf dem Lande oder 
in der Stadt in Pflege gegeben wurden. Zu groß iſt die Gefahr, 
daß die Aufnahme der Zöglinge nur zum Zwecke wirtſchaftlicher Aus⸗ 
nutzung erfolgt, zu klein die Erwartung ausſichtsvoller pädagogiſcher 
Behandlung. Wie die Erzieher in den Anſtalten, ſo mußten auch 
zahlreiche Familien erſt zu einſichtsvoller pädagogiſcher Behandlung 
abnormer Minderjähriger erzogen und durch ſtete Belehrung, Unter⸗ 
ſtützung und Beaufſichtigung auf dem richtigen Wege gehalten werden. 

Es ſind alſo ungeahnte Schwierigkeiten, die einem vollen Erfolge 
der FE., wie ihn ſich der Geſetzgeber gedacht hat, im Wege ſtehen, 
Schwierigkeiten, die nur langſam unter Aufbietung großer Kraft und 
Geduld überwunden werden können. Bei gerechter Würdigung muß 
zugeſtanden werden, daß an allen beteiligten Stellen Geduld geübt, 
Kraft aufgewendet und vielfach eine Begeiſterung für die großen 
Aufgaben der Volkserziehung, wie fie das FEG. ſtellt, entfeſſelt iſt, 
die ein ſchönes Zeugnis für den Idealismus der Nation bildet. Mit 
Mut werden neue Probleme angegriffen, mit Ausdauer wird pſycho⸗ 
logiſche und pädagogiſche Forſchung getrieben, unabläſſig wird an 
beſſerer Ausbildung des Erzieherperſonals gearbeitet. 

Zahlreiche Anregungen ſind dem preußiſchen Miniſterium des 
Innern zu verdanken, wertvolle praktiſche Arbeit haben die Kommunal⸗ 
verbände geleiſtet. Aber auch alle einzelnen Arbeiter auf dem Gebiete 
der FE. — Richter und Verwaltungsbeamte, Geiſtliche und Lehrer, 
Pſychologen und Arzte — laſſen es an eigener Initiative nicht fehlen, 
um zu lernen und zu lehren. Schon im Jahre 1907 haben ſie ſich 
zu einer großen deutſchen Vereinigung zuſammengeſchloſſen, die alle 
2 Jahre eine Tagung abhält, den „Allgemeinen Fürſorgeerziehungstag“. 
Die letzte Tagung fand in der Zeit vom 15. bis 17. Juni 1914 in 
Halle a. S. ſtatt. Der Bericht über die Verhandlungen, heraus: 
gegeben von dem verdienſtvollen Vorſitzenden P. W. Backhauſen 
(Hannover), iſt vor kurzem erſchienen. Die Hallenſer Tagung war 
nur pädagogiſchen Problemen gewidmet, während in früheren Tagungen 
auch die juriſtiſchen und verwaltungstechniſchen zu ihrem Rechte 
gekommen ſind. Es ſprachen Profeſſor Foerſter (München) über 
„Autorität und Selbſtregierung bei der Leitung der Jugendlichen“ 
und über „Moderne Erziehungslehren in kritiſcher Beleuchtung“, 
Direktor Remppis (Wabern) über „Die praktiſchen Verſuche mit 
der Selbſtbetätigung der Anſtaltszöglinge“, Domkapitular Bartels 
Gaderborn) über die „Organiſierung der Familienpflege“, Oberarzt 
Dr. Redepenning über „Die praktiſche Arbeit an pſychopathiſchen 
ſchulentlaſſenen männlichen Fürſorgezöglingen“, Paſtor Diſſelhoff 
(Kaiſerswerth) über „Die praktiſche Arbeit an ſchulentlaſſenen weib⸗ 
lichen Fürſorgezöglingen“. 

Die Berichte ebenſo wie die anſchließenden Diskuſſionen boten 
eine Fülle intereſſanten und wichtigen Materials, das die ſchwierigen 
Probleme ihrer Löſung näher brachte. 

Es iſt hier die Stelle nicht, pädagogiſche Fragen zu behandeln 
oder die Verhandlungen des Hallenſer Fürſorgeerziehungstages auch 
nur auszugsweiſe wiederzugeben. Es ſollte nur darauf hingewieſen 
werden, wie viele und wie ſchwierige Fragen ſich bei Ausführung der FE. 
ergeben und wie ehrlich an ihrer Vervollkommnung gearbeitet wird. 

An dieſer Arbeit darf auch der Juriſt nicht achtlos vorübergehen. 
Der Vormundſchaftsrichter muß ſich mit ihr vertraut machen, um 
unter den zahlreichen Mitteln, die ihm zur Bewahrung und Rettung 
gefährdeter, mißhandelter und verwahrloſender Kinder an die Hand 
gegeben ſind, das Rechte auszuwählen. 

Der Anwalt bedarf ihrer Kenntnis, um ſeine Mandanten nützlich 
beraten zu können. Nur ſelten wird er, während das gerichtliche 
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Verfahren in I. Inſtanz ſchwebt, um ſeine Hilfe angegangen. Um 
ſo häufiger erhält er Auftrag zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
gegen die Anordnung der FE. Dies oft ſelbſt von ehrenhaften Eltern, 
die an Erziehungsaufgaben geſcheitert find. Denn in den weiteſten 
Kreiſen des Volkes beſteht ein ungegründetes Mißtrauen gegen die FE. 
und die ſie ausführenden Behörden. Dies Mißtrauen iſt entſtanden 
durch einzelne ſchwere Mißgriffe und Mißhandlungen in den erſten 
Jahren, die ſich aber ſeit geraumer Zeit nicht wiederholt haben, und 
ſodann durch Zeitungsberichte über ſchwere Straftaten, die durch ent⸗ 
wichene oder entlaſſene Fürſorgezöglinge in regelmäßiger Wiederholung 
begangen werden. Es wird dabei überſehen, daß, wie der Arzt nicht 
jeden Kranken heilen, auch der Erzieher nicht jeden verderbten 
Jugendlichen zu einem ordentlichen Menſchen machen kann. Die Zeitungen 
berichten aber naturgemäß nur über die Minderheit derer, die, aller 
Erziehungsarbeit ſpottend, durch ſchwere Straftaten die Offentlichkeit 
erregen, die ſie nicht infolge, ſondern trotz der FE. begehen, nicht 
aber über die Mehrheit, die gebeſſert in die bürgerliche Geſellſchaft 
zurückkehrt und unliebſames Aufſehen vermeidet. Der Progzentſatz der 
Gebeſſerten zu den Unverbeſſerlichen ſtellt ſich nach einer ſorgſältigen 
miniſteriellen Statiſtik wie 70: 30. Daß unter den 70 Prozent 
Gebeſſerten eine große Anzahl ſehr wertvoller Mitglieder der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft vorhanden ſind, und daß dieſe ihren Erziehern 
freundliche und dankbare Geſinnung bewahren, beweiſt gerade der 
ſchwere Kampf, den wir jetzt durchfechten müſſen. Zahlreiche Fürſorge⸗ 
zöglinge ſind mit hinausgezogen zum Streite für das Vaterland, 
nicht wenige haben ihre Treue mit dem Tode beſiegelt; andere find 
mit dem Kreuze geſchmückt und zu Unteroffizieren befördert. An die 
Anſtalten gelangen aber in zahlreichen Feldpoſtbriefen die Empfindungen 
der Dankbarkeit und Anhänglichkeit. 

Wird alſo ein Anwalt von Eltern angegangen, Fürſorgeerziehungs⸗ 
beſchlüſſe anzugreifen, ſo ſollte er vorerſt ſorgfältig prüfen, ob wirklich 
ein richterlicher Fehlgriff vorliegt. Iſt dies nicht zweifellos der Fall, 
ſo ſollte der Anwalt ſeine Aufgabe darin ſehen, die naturgemäß 
erregten Eltern zu beruhigen und mit der FE. auszuſöhnen, ſie zu 
veranlaſſen, ſich mit den Erziehern, denen ihr Kind überliefert iſt, in 
freundliche Beziehungen zu ſetzen, falls eine unſachgemäße Unter 
bringung und Behandlung des letzteren erfolgt, bei den Dezernenten 
der Kommunalbehörden auf Anderung hinzuwirken, kurz alles zu tun, 
um die Ausführung der FE. dem Willen des Geſetzgebers und den 
wahren Erforderniſſen der Volkserziehung gemäß zu geſtalten. 

Nach den ſchweren Verluſten, die der Krieg uns auferlegt, werden 
wir doppelter Kraftanſtrengung zum Weiterbau des Staates, zur 
Fortführung großer Kulturaufgaben bedürfen. Jeder Minderjährige 
ſtellt ein wertvolles fittliches und wirtſchaftliches Kapital dar, zu 
deſſen Erhaltung und Nutzbarmachung wir beizutragen haben. 

Amtsgerichtsrat Dr. Köhne, Berlin. 


Die Arirgsnovelle zum FIſterreichiſchen Allgemeinen 
Bürgerlidien Geſepvnche. Mitten in den Stürmen des Belt 
krieges iſt in dem befreundeten Nachbarſtaate ein bedeutſames Geſehes⸗ 
werk zu einem vorläufigen Abſchluſſe gekommen. Seit dem Jahre 1904 
wurde auf die Anregung des großen öſterreichiſchen Juriſten Joſef 
Unger an der Neuordnung des bürgerlichen Rechtes gearbeitet. Das 
ehrwürdige „Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch für die geſamten deutſchen 
Erbländer der öſterreichiſchen Monarchie“, das am 1. Januar 1812 
in Kraft getreten iſt, ſollte nach Ungers Plane zwar nicht von Grund 
auf umgeſtaltet werden. Es ſollten vielmehr nur diejenigen de: 
ſtimmungen und Teile herausgegriffen werden, „die ſich im Verkehr 
als zu eng oder als unzulänglich erwieſen haben, wo alſo die Be 
ſtimmung des Geſetzes nicht bloß mit den fortgeſchrittenen Anſchauungen 
der Gegenwart in Widerſpruch ſteht, ſondern auch im praktiſchen 
Rechts: und Verkehrsleben als hemmend oder beſchränkend empfunden 
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wird“.!) Dieſem Plane entfprechend handelte es ſich „um moſaik⸗ 
artige Einzelkorrekturen, um Anderungen geſetzlicher Beſtimmungen 
rein poſitiver Natur, die durch Rechtswiſſenſchaft und Rechtsfindung, 
wollte man ihre Freiheit noch ſoweit ſpannen, nicht herbeigeführt 
werden können“. 1) Trotz dieſer Beſchränkungen blieb in Friedens⸗ 
zeiten der Rahmen des Reformwerkes noch weit genug geſpannt. Die 
Regierungsvorlage von 19079) bringt in 200 Paragraphen 
perſonen⸗ und familien⸗, ſachen⸗, erb⸗ und obligationenrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen, ferner ſolche über unerlaubte Handlungen, über den 
Dienſtvertrag, Anweiſung und Schuldübernahme ſowie über Ver⸗ 
jährung und Erſitzung. 

Der Krieg hat auch hier jäh in das Friedenswerk eingegriffen, 
nachdem gegen Ende des Jahres 1912 ein wichtiger Abſchnitt erreicht 
worden war in Geſtalt des vom Herrenhauſe des Reichsrates ver⸗ 
abſchiedeten Entwurfes eines Geſetzes betreffend die Anderung und 
Ergänzung von Beſtimmungen des ABGB. (Novelle zum ABGB.).?) 
Es erſchien unter dem Eindrucke der großen Umwälzungen der 
Regierung nicht mehr angängig, die geſamte Neuordnung länger 
hinauszuſchieben. Gewiſſe Unzulänglichkeiten und Rückſtändigkeiten 
des Privatrechts werden jetzt beſonders hart empfunden. Es wurden 
deshalb die perſonen⸗, familien⸗ und erbrechtlichen Beſtimmungen des 
Entwurfes herausgegriffen und durch Kaiſerliche Verordnung vom 
12. Oktober 1914 mit Geſetzeskraft vom 13. Oktober 1914 verſehen. 
„Für die Auswahl der in die Kaiſerliche Verordnung aufzunehmenden 
Beſtimmungen war der Anlaß dieſer Vorkehrung beftimmend.... 
Die durch den Krieg herbeigeführte Abweſenheit eines großen Teiles 
der männlichen Bevölkerung und die Verluſte an Menſchenleben 
bedingen die Dringlichkeit der durchgeführten Geſetzänderungen. Dies 
gilt ſowohl für die Beſtimmungen über die Friſten für die Todes⸗ 
erklärung als auch für die Anderungen im Familien⸗ und Vor⸗ 
mundſchaftsrechte, das übrigens ſchon lange eines zeitgemäßen Aus⸗ 
baues bedurfte, ſchließlich für die Verbeſſerung der geſetzlichen 
Erbfolgeordnung.““) Den Kernpunkt der Novelle bilden die vor: 
mundſchafts⸗ und erbrechtlichen Beſtimmungen, ſowie das Recht der 
unehelichen Kinder. Der weſentlichſte Fortſchritt, den ſie bringt, liegt 
in der beſſeren rechtlichen Stellung der Frauen, der unehelichen 
Kinder und des Ehegatten als Erben. Deshalb hat Müller die 
Novelle als „Frauen⸗ und Kinderrecht“ bezeichnet.“) 

Ihr wichtigſter Inhalt iſt folgender: 

1. Die für die Todes erklärung geltenden Verſchollenheitsfriſten 
find im Anfchluffe an das deutſche BGB. verkürzt worden. Der 
Tod wird vermutet, wenn 70 Jahre ſeit der Geburt des Verſchollenen 
und 5 Jahre ſeit der letzten Nachricht von ſeinem Leben oder 80 Jahre 
ſeit der Geburt und 10 Jahre ſeit der letzten Nachricht verſtrichen 
find. Für die Kriegs⸗ und Seeverfchollenheit beſteht eine einheitliche 
Friſt von 3 Jahren. Mit dieſer Neuregelung wird den veränderten 
Verkehrsverhältniſſen mit den überfceifchen Ländern Rechnung getragen, 
die es heute geſtatten, ſelbſt aus den fernſten Ländern raſch und 
ſicher Nachrichten in die Heimat gelangen zu laſſen. 

2. Durch die Vorſchrift des § 3 der Novelle, der die Fähigkeit 
der Frauen zur Verwendung als Solennitäts⸗, Akts⸗, Urkunds⸗ und 
Identitätszeugen allgemein feſtſtellt, wird der reichsdeutſche Leſer 
erſt daran erinnert daß die rechtliche Stellung der Frauen in Oſter⸗ 
reich bisher nicht gerade beneidenswert war. Im 8 591 ABGB. 
werden „Frauensperſonen“ neben Jünglingen unter 18 Jahren, Sinn⸗ 
loſen, Blinden, Tauben, Stummen und denjenigen, welche die Sprache 
des Erblaſſers nicht verſtehen, für unfähig als Teſtamentszeugen 
erklärt. Das wird jetzt anders. Die Regierung ſpricht offen von 
einer „alten Auffaſſung über die Stellung der Frau im Rechtsleben“ 
und erkennt die ſelbſtändigere Lage der Frauen im Erwerbsleben, 
ihre umfaſſendere und gründlichere Ausbildung und größere Lebens⸗ 
erfahrung an, wie die heutige Zeit fie mit ſich gebracht habe. “) 

3. In Anlehnung an den § 1666 DBGB. werden im 8 4 der 
Novelle die Befugniſſe des Gerichts im Falle des Mißbrauches der 
elterlichen Gewalt durch den Vater näher geregelt. Die Novelle 
enthält hier keine ſachliche Anderung des bisherigen Zuſtandes, ſondern 
nur eine Ausführung des geſetzgeberiſchen Gedankens, der dem alten 


1) 29 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des 
Herrenhauſes, XVIII. Seſſion 1907, Erläuternde Bemerkungen zu der 
Regierungsvorlage S. 57. N 

9 Geſetz betreffend die Anderung und Ergänzung einiger Bes 
ſtimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuches. 

9) Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des Abgeordneten⸗ 
en 7 1787, XXI. Seſſion 1912. 

ie Erläuterung des Juſtizminiſteriums, 
St. XXVII S. 548 f. ä 
5) DIg. 1914, 1328. 
e) Erläuterungen zur Regierungsvorlage von 1907 S. 64 f. 


IMVBl. 1914, 
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Rechte zugrunde lag. Wichtiger für die Kinderſchutz⸗ und Kinder⸗ 
fürſorgebeſtrebungen ift die neue Vorſchrift des 8 5: „Wenn eine 
Anſtalt oder ein Verein für Kinderſchutz oder Kinderpflege die Pflege 
und Erziehung eines mißhandelten, verlaſſenen oder verwahrloſten 
Kindes oder eines Kindes übernommen hat, dem die Eltern die 
notwendige Aufſicht und Erziehung nicht gewähren, kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Antrag der Anſtalt oder des Vereines nach 
Unterſuchung des Falles und Anhörung der Eltern ausſprechen, daß 
das Kind vor Beendigung ſeiner Erziehung nur mit Zuſtimmung des 
Gerichtes der Anſtalt oder dem Vereine gegen ihren Willen ab⸗ 
genommen werden kann.“ Mit Recht weiſt der öſterreichiſche Juſtiz⸗ 
miniſter darauf hin, daß ein zeitgemäßer und vollſtändiger Ausbau 
des Vormundſchaftsrechtes durch den Krieg unaufſchiebbar geworden 
ſei. Die Verluſte an Menſchenleben und die Störung der Lebens⸗ 
bedingungen vieler Familien würden die Folge haben, daß an die 
Vormundſchaftspflege, deren Einrichtung ſich ſchon in Friedenszeiten 
als unzureichend und veraltet erwieſen habe, größere und ſchwierigere 
Aufgaben heranträten als bisher. Andererſeits ſei infolge der Zeit⸗ 
ereigniſſe das Menſchenleben und eine geregelte Erziehung der Nach⸗ 
kommenſchaft für den Staat und die Allgemeinheit von höherem 
Werte als je.” 

4. Der 8 6 der Novelle befaßt ſich mit der Sorge für die 
Kinder im Falle der Scheidung oder Trennung der Ehe. 
Während hier bisher das Gericht grundſätzlich nur einzugreifen hatte, 
wenn die Eltern darüber nicht einig waren, und dann eine Verteilung 
der Erziehungslaſt auf Vater und Mutter je nach Geſchlecht und 
Alter der Kinder vorzunehmen hat, tritt jetzt zunächſt die Neuerung 
ein, daß ſchon die Einigung der Eltern der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts bedarf. Fehlt es aber an einer ſolchen Einigung, 
ſo kann das Gericht nach freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der 
beſonderen Verhältniſſe des Falles ohne jede zeitliche und ſonſtige 
Beſchränkung die Kinder ſämtlich oder zum Teile dem Vater oder der 
Mutter überlaſſen. Bei geänderten Verhältniſſen kann das Gericht, 
ohne an ſeine früheren Anordnungen oder an die Vereinbarung der 
Eltern gebunden zu ſein, neue Beſtimmungen treffen. Auch hier hat 
ſich die Novelle vorzugsweiſe vom Rechte der Frauen und dem 
Umſtande leiten laſſen, daß die bisherigen Beſtimmungen den Mann 
allzuſehr begünſtigten. 

5. Die Neuregelung des Rechtes der unehelichen Kinder 
beſeitigt vor allem den bisherigen Satz: „Uneheliche Kinder ſind 
überhaupt von den Rechten der Familie und der Verwandtſchaft aus: 
geſchloſſen“, der ſchon längſt als gehäſſiger aber auch nicht mehr zu⸗ 
treffender Ausdruck für die Rechtsſtellung der Unehelichen erkannt worden 
iſt.8) Die Novelle geſtattet ſodann zunächſt dem Ehemanne der Mutter 
nach dem Vorbilde des 8 1706 DBGB., dem Kinde feinen Namen zu 
geben. Sie gibt weiterhin dem Kinde einen Unterhaltsanſpruch gegen 
die mütterlichen Großeltern, wenn der Vater und die Mutter zur 
Gewährung des Unterhalts nicht imſtande ſind, und verpflichtet den 
Vater zum Erſatze der Entbindungs⸗ und der ſogenannten Sechs⸗ 
wochenkoſten. Schon vor der Geburt kann das Gericht mit beſonderen 
Einſchränkungen dem Vater die Hinterlegung der Unterhaltskoſten für 
die erſten drei Monate ſowie der Entbindungs⸗ und Sechswochenkoſten 
aufgeben. Dieſe Vorſchriften ſind dem deutſchen Rechte nachgebildet. 
Dagegen iſt die Vorſchrift des 8 1712 Abſ 2 DBGB. mit voller 
Abſicht von der Novelle nicht übernommen worden. Ohne daß der 
Erbe des Vaters ein Abfindungsrecht hätte, können, wenn die Vater⸗ 
ſchaft vom Vater gerichtlich oder außergerichtlich anerkannt iſt, un: 
eheliche Kinder, die im Hauſe des Vaters verpflegt und erzogen 
wurden, die weitere Verpflegung und Erziehung verlangen, aber nicht 
in größerem Umfange, als ſie nach dem hinterlaſſenen Vermögen den 
ehelichen Kindern zuteil wird. Allerdings beſteht kein Anſpruch des 
Kindes, im Hauſe des verſtorbenen Vaters belaſſen zu werden. 


6. Die Annahme an Kindes Statt wird dadurch erleichtert, 
daß Wahlväter oder Wahlmütter nur das vierzigſte, nicht, wie bisher, 
das fünfzigſte Lebensjahr zurückgelegt haben müſſen und daß die An⸗ 
nahme des eigenen unehelichen Kindes, die bisher verboten war, nun⸗ 
mehr zuläſſig iſt. 

7. Die Reform des eigentlichen Vormundſchaftsrechtes iſt eine 
der weſentlichſten Aufgaben der Novelle. Und auf dieſem Gebiete iſt 
es wiederum die Stellung der Frauen, die eine einſchneidende Anderung 
erfährt. Während nach dem bisherigen $ 192 ABGB. Frauen in 
der Regel nicht als Vormünder beſtellt werden ſollten, ſind jetzt 
Perſonen weiblichen Geſchlechtes allgemein zur Vormundſchaft zu— 
gelaſſen. Dieſe wichtige Neuerung entſpricht dem Streben nach 
rechtlicher Beſſerſtellung der Frauen, wie es das ganze Reformwerk 


7) IM Bl. S. 550. 
8) Bericht der Juridiſchen Kommiſſion des Herrenhauſes vom 
Juni 1912 (Beilage Nr. 78, XXI. Seſſion) S. 21. 
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durchzieht und auch ſchon in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
von 1907 zum Ausdrucke kam. „Die Frau nimmt heute am Wirt⸗ 
ſchaftsleben größeren Anteil als früher, viele Frauen ſind ökonomiſch 
ſelbſtändig und verdienen ſich ihren Unterhalt ſelbſt. Der Einwand, 
daß die Frau geringere Geſchäftsgewandtheit als ein Mann beſitze, 
iſt ſomit nicht ſtichhaltig, keinesfalls trifft er im allgemeinen zu.““) 
„Die allgemeine Zulaſſung der Frauen zur Vormundſchaft iſt nicht 
bloß Poſtulat der Frauenrechtsbewegung, ſondern zweifellos in zahl⸗ 
reichen Fällen die beſte Fürſorge für die minderjährigen Kinder, ja 
bei dem in vielen Gegenden herrſchenden Mangel an Männern, die 
zur Übernahme von Vormundſchaften tauglich und bereit wären, oft das 
einzige Mittel, den Bedarf zu decken, ohne über den Kreis der Familie 
der Pflegebefohlenen hinauszugehen.“ 10) Die Beſchränkungen der Zu⸗ 
laſſung von Frauen zur Vormundſchaft nähern ſich den deutſchen Vor⸗ 
ſchriften. Zunächſt haben die Frauen im allgemeinen nur das Recht, 
nicht die Pflicht, eine Vormundſchaft zu übernehmen. Nur die Mutter 
und die Großmutter können — wie übrigens auch ſchon nach bis⸗ 
herigem Rechte — zur Übernahme gezwungen werden. Ehefrauen 
bedürfen der Zuſtimmung des Gatten, außer wenn es ſich um ihr 
eigenes Kind handelt oder wenn der Gatte geiſteskrank, ſein Aufent⸗ 
halt unbekannt oder die Ehe geſchieden iſt. Nach dem Tode des 
Mannes ſteht der Witwe nicht, wie nach deutſchem Rechte, die volle 
elterliche Gewalt über ihre minderjährigen Kinder zu. Sie iſt aber 
in erſter Linie zur Vormundſchaft berufen, wenn letztwillig kein 
Vormund benannt iſt. In gewiſſen Fällen, beſonders wenn die 
Frau es verlangt, iſt der Vormünderin ein Mann als Mitvormund 
beizugeben. 


8. Eine geſetzliche Einichtung nach dem Muſter unſeres Gemeinde⸗ 


waiſenrates kannte das öſterreichiſche Recht bisher nicht, wenn auch in 
zahlreichen Gegenden derartige Organe als freie Vorkehrung der Ge⸗ 
meindeverwaltung beſtanden. Die Novelle ſchafft nun den „Vor⸗ 
mundſchaftsrat“, deſſen Organiſation und Befugniſſe im weſent⸗ 
lichen denen unſeres Waiſenrates nachgebildet ſind. Doch kann dem 
Vormundſchaftsrate die Generalvormundſchaft über Minderjährige 
übertragen werden, für die ein anderer Vormund nicht beſtellt iſt. 
Ihm liegt auch auf beſondere Verordnung die Aufſicht über das 
Ziehkinderweſen ob. 

9. Auch die Anſtalts- und Generalvormundſchaft find 
durch die Novelle neu geregelt. Die erſtere beſtand bisher in Oſterreich 
nur in öffentlichen Findelhäuſern. Sie wird jetzt auf Zwangsarbeits⸗, 
Beſſerungs⸗ und Fürſorgeanſtalten ausgedehnt, gleichviel ob es ſich 
um öffentliche oder private Häuſer handelt. Vorausſetzung für die 
Anſtaltsvormundſchaft iſt, daß der Minderjährige weder unbewegliches 
noch bedeutendes bewegliches Vermögen beſitzt. Dem Vorſteher der 
Anſtalt liegt in der Regel die Vormundſchaft über ſeine minderjährigen 
Zöglinge ob. Die Leitung eines Waiſen⸗ oder Findelhauſes iſt — 
entgegen der bisherigen Praxis — berechtigt, die Vaterſchaftsklage zu 
erheben, ſolange nicht etwa ein anderer Vormund beſtellt iſt. Die 
Generalvormundſchaft iſt vor allem für die unehelichen Kinder in 
großen Städten und Induſtriegegenden beſtimmt. „Während es keinen 
Schwierigkeiten unterliegt, für Minderjährige, die ſelbſt Vermögen 
haben oder einer bemittelten Familie angehören, einen Vormund zu 
gewinnen, haben die Gerichte in den Großſtädten und in den Induſtrie⸗ 
zentren mit den größten Schwierigkeiten zu kämpfen, um für alle 
Mündel, die eines Vormundes bedürfen, einen ſolchen zu ermitteln. 
Durch die lebhafte Wanderbewegung der Bevölkerungsſchichten, die 
der wechſelnden Arbeitsgelegenheit zu folgen genötigt ſind, infolge des 
ſtarken Zuganges vom Lande in die Stadt und unter der Rückwirkung 
der Verhältniſſe in den Großſtädten hat ſich der Familienverband 
vielfach gelockert. Während nun niemand gern die Vormundſchaft 
über ein fremdes Kind übernimmt, und wenn er ſie übernimmt, den 
Anſpruch erhebt, dadurch möglichſt wenig belaſtet zu werden, bedürfen 
gerade die vermögensloſen Pupillen, namentlich aber die unehelichen 
Kinder, einer ganz beſonders energiſchen Vertretung ihrer Rechte, da 
ſich in dieſen ihr geſamtes Intereſſe am Rechtsleben konzentriert.“ 11) 
Die Generalvormundſchaft iſt einem geeigneten Organe der öffentlichen 
Verwaltung oder einer Vereinigung für Jugendſchutz übertragen. Sie 
kann auch auf einzelne Rechte und Pflichten des Vormunds beſchränkt 
werden. 

10. Die Neuerungen der Novelle auf erbrechtlichem Gebiete 
betreffen — außer einigen weniger wichtigen Beſtimmungen über die 
Fähigkeit zur Zeugenſchaft bei letztwilligen Anordnungen — vor allem 


9) Erläuterungen zur Regierungsvorlage 1907 S. 70. 

10) Bericht der Juridiſchen Kommiſſion des Herrenhauſes von 
1912 S. 29. 

11) Erläuternde Bemerkungen zu der Regierungsvorlage (Beilage 
Nr. 2 der ſtenographiſchen Protokolle des Herrenhauſes, XXI. Seſſion) 
S. 86 f. | | 


. 


die geſetzliche Erbfolge. Das Erbrecht der Verwandten wird 
inſoweit eingeſchränkt, als von den Erben des vierten Grades nur 
die Urgroßeltern, nicht auch deren Abkömmlinge erbberechtigt find. 
Wichtiger iſt das neugeſchaffene geſetzliche Erbrecht der unehelichen Kinder 
gegenüber den mütterlichen Verwandten und umgekehrt. Das Erbrecht 
des überlebenden Ehegatten war bisher in ſehr unbefriedigender Weiſe 
geregelt. Er erhielt, wenn Kinder vorhanden waren, höchſtens ein 
Viertel des Nachlaſſes als Nutznießung, neben anderen Verwandten, 
mochten ſie noch ſo entfernt ſein, ein Viertel als Eigentum. Die 
Neuregelung beruft den Ehegatten in engem Anſchluſſe an das reichs⸗ 
deutſche Recht neben Abkömmlingen des Erblaſſers zu einem Viertel, 
neben Eltern, deren Nachkommen und Großeltern zur Hälfte des 
Nachlaſſes, und zwar zum freien Eigentum. Einen Pflichtteilsanſpruch 
hat der Ehegatte nicht; dagegen hat er, ſolange er nicht zur zweiten 
Ehe ſchreitet, den mangelnden anſtändigen Unterhalt aus den Mitteln 
des Nachlaſſes zu fordern, ſoweit er nicht durch ſeinen geſetzlichen 
Erbteil oder ein für den Fall des Überlebens bedungene oder letzt⸗ 
willig zugewendete Verſorgung gedeckt iſt. 

Die Teilnovelle unterſcheidet ſich weſentlich von den ſonſtigen 
Kriegsverordnungen und Kriegsgeſetzen dadurch, daß ſie nicht haſtig 
aus der Not der Zeit geboren iſt und nach der Wiederkehr ruhiger 
Verhältniſſe verſchwinden ſoll. Sie iſt vielmehr ſeit einer Reihe von 
Jahren in größerem Zuſammenhange in ſorgſamer wiſſenſchaftlicher 
Arbeit vorbereitet worden und wird den Krieg überdauern. Hoffen 
wir, daß nach baldigem ſiegreichen Frieden das große Reformwerk zum 
Abſchluſſe kommen und dem Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben der ver: 
bündeten Monarchie reichen Segen bringen möge. 

Gerichtsaſſeſſor Erich Warſchauer, Kattowitz. 
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Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 


1. Die auf Grund eines Mietvertrages auf fremden 
Grundſtücken angelegten Fernleitungen eines Uberlandwerks find 
weder Beſtandteile des Elektrizitätswerks und des Werkgrundſtücks 
noch des Grundſtücks, auf dem ſie ſich befinden. Sie ſind dazu 
beſtimmt, dem wirtſchaftlichen Zwecke des Werks, als der Haupt⸗ 
ſache, ir dienen und darum gemäß $ 98 Nr. 1 BGB. Zubehör 
des Elektrizitätswerks und damit des Werkgrundſtücks. Dies 
gilt auch dann, wenn die Aufnahmefähigkeit der Leitungen die 

eiſtungsfähigkeit des Werks übertrifft und wenn der Wert des 
Leitungsnetzes den des Elektrizitätswerks überſteigt.!“) 


1) Die Entſcheidung weicht ab von RG. (V. 38.) 48, 267 
(Elektrizitätswerk), dem dort angezogenen Urteil des IV. 3 S. (Gas⸗ 
anſtalt) und dem Urteil V. 100/05 (Brauereigrundſtück), wo die 
Leitungsnetze als Beſtandteile der Werkgrundſtücke angeſehen 
worden find. In RG. (II. 8 S.) 61, 24 find die Gasröhren Beſtand⸗ 
teile oder Zubehör der Straße und daher (vgl. dagegen RG. 83, 67 
und 61, 188) nicht Beſtandteile des Gasanſtaltgrundſtücks; in 


RG. (VI. 38S.) 67, 233 find die Leitungskabel Beſtandteile des 


Geſamtwerks, nicht des Werkgrundſtücks. Im Endergebnis 
kommt die vorliegende Entſcheidung dem Verkehrsbedürfnis ent⸗ 
gegen; den Klägern als Hypothekengläubigern war auch mit der 
Annahme der Zubehöreigenſchaft geholfen. Aber was dann, wem 
das Leitungsnetz nicht wie hier Fahrnis, ſondern Beſtandteil der 
belegenen fremden Grundftüde, alſo unbeweglich iſt und Zubehör nicht 


ſein kann? Dann ergeben ſich unter Umſtänden recht unerwünſchte 


Ergebniſſe, wenn man das Leitungsnetz nicht als Beſtandteil des 
Zentralgrundſtücks anſieht, nicht Körpereinheit (res composita), nur 
Wirtſchaftseinheit (universitas) annimmt. Ob das eine oder das 
andere vorliegt, ob die einzelnen Stücke — ich möchte Komponenten 
ſagen — ſelbſtändig geblieben oder unſelbſtändig geworden find, ob 
das Kompoſitum Körpereinheit oder nur Zweckeinheit geworden it, 
darüber kann nicht die Naturwiſſenſchaft, ſondern die Verkehrs ſitte 
entſcheiden (Pumpe mit Schlauch uſw.). Ob die Verkehrsanſchauung 
ſich immer darüber zur Klarheit kommen wird, was bloße Wirtſchafts⸗ 
einheit und was wahre Körpereinheit iſt, wann die Einheit nur formale 
Bezeichnung und wann reale Wirklichkeit iſt, iſt mir in hohem Grabe 
zweifelhaft. Deshalb empfiehlt es ſich, daran feſtzuhalten, daß die 
Maſchinen und Gerätſchaften, die zur Erfüllung der wirtſchaftlichen 
Zweckbeſtimmung eines Fabrikunternehmens gehören, ohne welche bie 
Fabrik ihr Weſen als Fabrik nicht erfüllen kann, Beſtandteile der 
Fabrik und wenn das Grundſtück ein Fabrikgrundſtück ift, Beſtandteile 
nicht bloß des Werks, ſondern des Werkgrundſtücks ſind. Hieraus 
würde ſich ergeben, daß das Leitungsnetz Beſtandteil des Elektrizität 
grundſtücks iſt, ein Ergebnis, das man wohl nur um der unglücklichen 
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44. Jahrgang. 


2. Der Vorbehalt von Feuer, Streik, Beſchädigung der 
Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, Blockade, Aus⸗ und Einfuhr⸗ 
verbot, ſowie ſonſtigen Fällen höherer Gewalt bei einem Verkauf 
iſt gemäß § 157 BGB. dahin auszulegen, daß der Verkäufer 
nicht durch jeden Streik, Krieg, Maſchinenſchaden uſw., die ſich 
irgendwo in der Welt zutragen, ſondern nur dann von der 
Lieferpflicht frei werden ſoll, wenn ſein Betrieb in erheblicher 
Weiſe durch ſolche Geſchehniſſe betroffen wurde. Ob er nach 
den ihm gu Verfügung ſtehenden Vorräten zur Erfüllung der 
laufenden Verträge imſtande iſt, iſt gleichgültig.?) 

Beſtimmung des § 93 BGB. wegen oder aus ſtempelpolitiſchen Gründen 
(vgl. RG. 83, 67; ZW. 1915, 569) vermeiden will. Auch ſonſt 
iſt die Entſcheidung bemerkenswert. In freier aber anſprechender 
Weiſe wird die tatſächliche Feſtſtellung (vgl. RG. 83, 67) 
des BG., daß eine Verkehrsanſchauung vorliege, mit der Be⸗ 
gründung abgetan, daß keine tatſächlichen Unterlagen für das 
Beſtehen einer ſolchen gegeben ſind, daß vielmehr nur eine 
irrige Rechtsauffaſſung vorliegt. Nur tritt nicht mit genügender 
Schärfe hervor, worin das Rechtsirrige liegt. Weshalb iſt die 
Zentrale mit ihrem Leitungsnetz nicht eine Gebäudeſache, eine Körper⸗ 
einheit? Weshalb hat das Leitungsnetz feine Selbſtändigkeit bewahrt? 
Weil die Trägermaſten uſw. nur loſe verbunden ſind? Das kann 
nicht und ſoll auch nach RG. 69, 152; 83, 87 nicht entſcheidend ſein. 
Weil die Fernleitungen ſich auf fremde Grundſtücke weit hinaus 
erſtrecken? Das RG. ſagt ſelbſt — zwar nicht ganz im Einklang mit 
IW. 1915, 569 aber zutreffend —, es könne keinen weſentlichen 
Unterſchied machen, ob ſich die Fernleitungen auf mehrere hundert 
Kilometer oder nur auf 4 bis 5 km hinaus erſtrecken (vgl. IW. 1915 
S. 615 N. 1). Der Sachbegriff und Sachbeſtandteilsbegriff bedarf 
noch der Klärung um ſo dringender, als auch der Sachenrechtsbegriff 
von ihm abhängt (vgl. mein Grundbuchrecht, S. 9, 19). Fuchs. 
Das RG. nimmt hier Stellung zu der ſogenannten Kriegs⸗ 
Hauſel. Es handelt fi) um eine Auslegung. Sie ift vom RG. 
dahin gegeben, daß der Ausbruch des gegenwärtigen Krieges einen 
Tatbeſtand eintreten ließ, für den ſich der Verkäufer Befreiung 
von ſeiner Lieferpflicht vorbehalten habe. Es komme nicht darauf 
an, daß er durch den Kriegsausbruch an der Lieferung verhindert 
wurde. Der Verkäufer habe deutlich erklärt, daß er den Kauf 
nur unter Vorbehalt dieſes Ereigniſſes abſchließt. Das RG. legt 
dabei dem Umſtande, daß der Krieg, die Blockade und die Mobil: 
machung neben Feuer, Streik, Maſchinenbeſchädigung ſteht, und daß 
all dieſe Momente als Fälle höherer Gewalt bezeichnet ſind, kein 
Gewicht bei. Es iſt auch durchaus möglich, daß ein Verkäufer bei 
Kaufabſchluß ſich ein ſolches Rücktrittsrecht für den Eintritt beſtimmter 
Ereigniſſe vorbehalten kann. Es iſt ebenſo zuzugeben, daß auch bei 
einer Klauſel, wie der vorliegenden, der Verkäufer es gewollt haben 
mag. Auffallend iſt aber, daß das RG. die Frage nicht berührt, ob 
auch der Käufer nach der Verkehrsſitte dieſen Willen des Verkäufers 
erkennen konnte. Iſt dies nicht der Fall, ſo wird nach der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des RG. der Verkäufer mit feiner Auslegung nicht 
gehört werden dürfen. Daher wird es auch erlaubt ſein, Zweifel 
an der allgemeinen Richtigkeit der Auslegung des RG. auszuſprechen. 
Es wird, wenn man den Käufer hört, in zahlreichen Fällen ihm nicht 
zum Bewußtſein gekommen ſein, daß der Verkäufer für den Fall des 
Kriegsausbruches als ſolchen, ohne daß er ihm die Lieferung unmöglich 
oder wenigſtens unerſchwinglich macht, vom Verkauf befreit ſein ſoll. 
Damit ſichert ſich der Verkäufer bei gleichbleibender Erfüllungs⸗ 
möglichkeit den enormen Gewinn, den die Umwälzung im Wirtſchafts⸗ 
leben durch den Krieg mit ſich bringt. Will er dies, ſo muß er es 
in einer unzweideutigen Weiſe ſagen. Es iſt ein anderes, wenn man 
heute unter Anhörung und Offenlegung der Beweggründe des Ber: 
käufers den Vertrag betrachtet, ein anderes, wenn ihn der Käufer im 
Friedensverkehr durchlieſt. Gerade das Zuſammenſtellen von Krieg 
und Blockade mit den Ereigniſſen, die nur das Unternehmen des 
Verkäufers, ſeine Maſchinen, ſeine Arbeitskräfte uſw. treffen, wirken 
auf den Käufer irreführend. Möglicherweiſe war in dem vorliegenden 
Rechtsſtreit dieſe Seite der Frage durch den Kläger nicht berührt. 
Man wird erwarten dürfen, daß in künftigen Fällen auch dieſes 
Moment zur Sprache gebracht und dann berückſichtigt werden wird. 


Die beiden in dieſer Nummer mitgeteilten Urteile des OLG. Dresden 


(S. 934) kommen zu demſelben Ergebniſſe wie das RG. Auch hier 
iſt nicht unterſucht, ob die „Freizeichnungs“klauſel in unverkennbarer 
Weiſe dieſen Willen des Verkäufers kund gab. Intereſſant iſt in 
dem Dresdener Urteile vom 31. März 1915 der Hinweis des Käufers 
auf den enormen Gewinn aus der Preisſteigerung, den ſich der Ver— 
käufer durch die Kriegsklauſel verſchaffe. Das Os G. vermißt ein 
ſchlüſſiges Behaupten eines gegen Treu und Glauben verſtoßenden 
Verhaltens. Mit dieſem Geſichtspunkte wird der Käufer auch wohl 
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3. Wenn auch das Bewußtſein, gegen die guten Sitten 
u verſtoßen, nicht zum Tatbeſtande des 8 826 BGB. gehört, 
0 iſt doch die innere Geſinnung des Handelnden nicht ohne 
Bedeutung, denn es kann regelmäßig von der ſittlichen Ver⸗ 
werflichkeit einer Handlung dann nicht die Rede ſein, wenn der 
Täter der Überzeugung iſt, daß er in der Verfolgung ſeines 
erlaubten Intereſſes ſo, wie geſchehen, handeln dürfe. — Der 
Boykott iſt nicht e unſittlich, ſondern kann ſich, 
wenn ein ausreichender Anlaß für ihn vorhanden war, als er⸗ 
laubtes Kampfmittel darſtellen. — Eine von Privatperſonen in 
Tageszeitungen an das Publikum gerichtete Warnung vor be⸗ 
ſtimmten Unternehmungen iſt bei der Frage, ob das angewandte 
Mittel im richtigen Verhältnis zu dem erſtrebten Zwecke ſteht, 
anders zu behandeln als eine von organiſierten Verbänden 
erlaſſene Sperre.) 


4. Durch die Einweiſung und Aufnahme eines Mitgliedes 
der Ortskrankenkaſſe in das einem Dritten gehörige Krankenhaus 
kommt zwiſchen der Kaſſe und dem Krankenhausunternehmer ein 
Vertrag zugunſten des Kaſſenmitgliedes zuſtande, durch welchen 
dieſes einen eigenen Anſpruch auf ſachgemäße Krankenbehandlung 
und Sicherſtellung gegen falſche Maßnahmen des Krankenhaus⸗ 


nicht durchdringen. Hat der Verkäufer ſich das Rücktrittsrecht un⸗ 
zweideutig bedungen, ſo kann in dem Gebrauche desſelben kein Unrecht 
liegen, auch wenn es dem Verkäufer Millionen in den Schoß wirft. 
Ein Verſtoß gegen Treu und Glauben liegt nur vor, wenn der Ver⸗ 
käufer eine unklare und mehrdeutige Beſtimmung benützt, um ſich 
dieſen vom Käufer nicht geahnten und erkannten Vorteil zu verfchaffen. 
Hachenburg. 
8) Die Materie des Boykotts iſt durch die Rechtſprechung des 
NG. geregelt. Es dreht ſich ſtets darum, ob die Verrufserklärung, 
weil gegen die guten Sitten verſtoßend, ſchadenserſatzpflichtig macht. 
Das hat das RG. als Regel verneint. Eine Handlung wird nicht 
deshalb unerlaubt, weil ſie für einen anderen nachteilig wirkt. Das 
iſt bei dem heutigen Wirtſchaftsſyſtem unvermeidbar. Das wird in 
den Erkenntniſſen wiederholt ausgeſprochen (RG. in Gruchots Beitr. 52, 
1034; RG. 51, 381). Der Vorteil des einen wird häufig der 
Nachteil des andern ſein. Aber das Anſtandsgefühl der gerecht und 
billig Denkenden verlangt, daß bei aller Freiheit ein gewiſſes Maß ein⸗ 
gehalten werde. Es gibt überall einen Punkt, deſſen Überfchreiten uns 
unrecht erſcheint. Hier ſetzt die Reaktion des Volksempfindens ein. Es 
ſoll „beſonnen und maßvoll“ verfahren werden und „unter billiger Be⸗ 
rückſichtigung der berechtigten Intereſſen des Betroffenen“ (RG. 79, 19). 
Durch die ganze Rechtſprechung des RG. zieht ſich dies wie ein roter 
Faden. Wo es die Klage abweiſt, iſt der Beklagte nicht über das 
erlaubte Maß hinausgegangen (RG. 51, 369; RG. in JW. 1906, 595; 
RG. in Gruchots Beitr. 52 S. 1026 und 1038). Wo es ihr ſtattgibt, 
iſt nicht Maß gehalten worden (RG. 48, 124; Gruchot 52, 1039). 
Unerlaubt wird das an ſich nicht verbotene Verhalten, wenn es 
in ſeiner Wirkung über das Maß hinausgeht, das bei dem Volks⸗ 
empfinden bei Erreichung des Zieles einzuhalten iſt. Die Vernichtung, 
Lahmlegung, oder wie man es ſonſt nennen mag, des Gegners iſt 
gegen das Anſtandsgefühl des billig Denkenden. In zahlreichen 
Urteilen findet ſich dieſe Bemerkung. Bei den verſchiedenſten Kon⸗ 
ſtellationen wird bei Abweiſung des Schadenserſatzes der Vorbehalt 
gemacht, daß es ſich ja nicht um eine vitale oder dauernde Schädigung 
handle. Und umgekehrt wird ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
dann angenommen, wenn eine wirtſchaftliche Exiſtenz vernichtet oder 
mit dauernden Nachteilen belaſtet wurde (RG. 51, 369; 56, 271; 
57, 428; 60, 104; 64, 158; RG. in Gruchot 52, 1026). Im vor⸗ 
liegenden Falle liegt unzweifelhaft eine Boykottierung vor. Es wird 
auch angenommen, daß der boykottierte Schriftſteller und Journaliſt 
in ſeiner Verlegertätigkeit, wie in ſeinem Anſehen als Schriftſteller 
ſchwer betroffen wurde. Trotzdem hat das RG. die Klage abgewieſen. 
Man wird mit Freuden dem energiſchen Vorgehen gegen die Revolver— 
preſſe zuſtimmen. Das RG. gibt in ſolchen Fällen auch der an⸗ 
ſtändigen Preſſe das Recht, im Wege der öffentlichen Meinungs- 
äußerung und im Intereſſe der Allgemeinheit ſolch öffentliche Miß— 
ſtände zu bekämpfen. Es nimmt Notwehr an. Dieſe braucht nicht 
vor der Exiſtenz oder dem guten Fortkommen des Schädlings halt— 
zumachen. Es zeigt ſich immer wieder, daß auch Rechtsgrundſaätze, 
die in einer ſtändigen Praxis zutage treten, nicht als für alle Falle 
gültig angeſehen werden dürfen. Ein Verkennen dieſes Momentes 
mag das Urteil des Berufungsgerichts beeinflußt haben. Cs wird 
aber immer Fälle geben, die durch ihre Sonderart wieder eine Sonder— 
behandlung verlangen. Hachenburg. 
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perſonals erlangt. Für Fehlgriffe der in dem Krankenhauſe 
bei der Heilbehandlung und Pflege mitwirkenden Perſonen haftet 
der Unternehmer dem Kranken auf Grund des 8 278 BGB.“) 


5. Übernimmt der Käufer eines Grundſtücks eine Hypothek 
in Anrechnung auf das Kaufgeld, ſo gilt, entſprechend der 
Verkehrsauffaſſung, als Regel, daß der Ubernehmer nicht neben 
dem bisherigen Schuldner (kumulative Schuldübernahme), ſondern 
daß er an deſſen Stelle (privative Schuldübernahme) haften oll.) 


6. Das Rechtsgut der Ehre fällt nicht ausſchließlich in den 
Bereich des öffentlichen Rechts, berührt vielmehr gerade in erſter 
Linie die Rechtsſphäre des einzelnen. Der zur Beendigung 
eines Privatklageverfahrens geſchloſſene Vergleich, daß eine 
Beleidigung widerrufen werden ſoll, iſt ein privatrechtlicher 
Vertrag. Es iſt rechtsgültig, weil nur der „Widerruf“ als 
öffentliche Strafe beſeitigt iſt. Seine Erfüllung kann im 
Zivilprozeß erzwungen werden, da es unerheblich iſt, daß er 
zur Beendigung eines Strafverfahrens und vor einem Straf⸗ 
gericht geſchloſſen ift.®) 

7. Bei Ausgleichung einer ungerechtfertigten Bereicherung 
ſind Vorteile und Nachteile gegeneinander abzuwägen; nur der 
ſich fo ergebende Aberſchuß ſtellt ſich als rechtloſe Bereicherun 
dar. Nach den Grundſätzen über Aufrechnung und Zurück⸗ 
behaltung beurteilt ſich die Ausgleichung nicht; der Wert⸗ 
erſtattungsanſpruch iſt in ſich beſchränkt.“ 

4) Die Entſcheidung bietet eine Fülle intereſſanter Rechtsfragen, 
die in überaus anſprechender Weiſe gelöſt ſind und in konſtruktiver 
Methode Recht und Billigkeit verſöhnen. Verneint man einmal eine 
Haftung der Kaſſe für Fehlgriffe des Heilperſonals, und kann die 
Kaſſe von der Anſtalt nicht Vergütung des dem Kranken erwachſenen 
Schadens fordern, weil es nicht Eigenſchaden, ſondern Fremdſchaden 
iſt, dann erfordert der Zweck der Verträge zwiſchen Kaſſe und Anſtalt 
allerdings „geradezu gebieteriſch“ eine Auslegung in dem Sinne, daß 
dem Kranken gegen die Anſtalt ein Rechtsanſpruch auf ſachgemäße 
Behandlung erwächſt. Ob aber beide Vorfragen ſchlechthin zu ver⸗ 
neinen ſind, ob insbeſondere ein Anſpruch der Kaſſe gegen die Anſtalt 
zu verſagen iſt, iſt eine andere Frage. Intereſſant iſt auch die 
Stellungnahme zu der Entſcheidung in Bd. 59, 197 und die Art, 
wie das anſcheinend ſich widerſprechende Ergebnis beider Entſcheidungen 
durch den Unterſchied von öffentlich⸗rechtlichem Verhältnis und bürgerlich: 
rechtlichem Vertrag erklärt wird. Der im eigenen Krankenhaus der 
Kaſſe untergebrachte Kranke iſt alſo gegen Fehlgriffe des Heil⸗ und 
Anſtaltperſonals ſchutzloſer als der in einer fremden Krankenanſtalt 
Untergebrachte. Fuchs. 


5) Die Entſcheidung entſpricht der bisherigen Rechtſprechung 
(RG. 56, 200; 75, 339; JW. 1911, 644) ebenſo wie der dort 
weiter aufgeſtellte Grundfat, daß die Befreiung geſetzliche Folge der 
Vertragsgenehmigung iſt und daß bei vorbehaltloſer Genehmigung der 
bloß innerliche Wille des Gläubigers, den Schuldner nicht entlaſſen 
zu wollen, belanglos iſt. Fuchs 


6) Es dürfte ſich empfehlen, Klagantrag und Urteilstenor fo zu 
ſaſſen, daß Kläger gemäß ZPO. § 894 vorgehen kann und nicht auf 
§ 888 beſchränkt iſt (Beklagten zu verurteilen, folgende Erklärung in 
der Zeitung abzugeben uſw.). Fuchs. 

7) Das Urteil wiederholt „bewährte Grundſätze“. Unter dem 
nach 8 812 herauszugebenden „etwas“ iſt „nicht etwa ein beliebiger 
einzelner aus dem Vermögen des einen in das des anderen hinüber⸗ 
gefloſſener Wert, ſondern nur die Geſamtheit des Hinübergelangten unter 
gleichzeitiger Berückſichtigung der dafür gegebenen Werte und der auf 
dem Empfangenen ruhenden Laſten“ zu verſtehen. So ſchon 
RG. 54, 141. Es entſpricht „der Billigkeit, welche die Grundſätze 
bezüglich der ungerechtfertigten Bereicherung beherrſcht, die auf Aus⸗ 
gleichung einer zwar dem formalen Recht entſprechenden, aber im 
Grunde ungerechtfertigten und dem natürlichen Rechtsgefühl wider⸗ 
ſtreitenden Vermögensverſchiebung gerichtet iſt, daß in ſolchem Falle 
die durch Leiſtung und Gegenleiſtung erwachſenen Vorteile und Nach⸗ 
teile gegeneinander abgewogen werden, daß, wie die Mot. II, 837 
ſich ausdrücken, in concreto auf die geſamte Vermögenslage des 
Empfängers Rückſicht zu nehmen iſt. Aufwendungen, welche der 
Empfänger aus Anlaß der ihm ohne rechtlichen Grund zugekommenen 
Vermögensvermehrung gemacht hat, gehen nicht zu ſeinen Laſten, 
ſondern zu Laſten des Rückforderungsberechtigten. Nur der aus der 
Veraleichung von Vorteilen und Nachteilen verbleibende Überſchuß 
ſtellt ſich als ungerechtfertigte Vereicherung dar, die zur Herausgabe 
verpflichtet.“ So „Recht“ 1910, 2817, ferner JW. 1911, 53824 — 
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8. Wenn ein Schuldner auf Grund Vereinbarung mit 
ſeinem Gläubiger das dieſem Geſchuldete an einen Dritten 
leiſtet, ſo iſt ihm gegenüber die an den Dritten vorgenommene 
Leiſtung rechtlich als an den Gläubiger bewirkt anzuſehen. — 


Ein Recht auf Rückforderung des Geleiſteten aus dem Geſichts⸗ 


punkt einer ungerechtfertigten Bereicherung kann für den Schuldner 
nur in Frage kommen, wenn die Schuld, zu deren Tilgung er 
die Leiſtung an den Dritten bewirkte, in Wirklichkeit nicht 
beſtand oder ſpäter hinfällig wurde. Dieſerhalb muß er ſich 
jedoch an ſeinen Gläubiger, nicht an den Dritten halten.“) 


9. Bei der Bemeſſung des Schmerzensgeldes find die 
günſtigen Vermögensverhältniſſe des Erſatzpflichtigen zu berück⸗ 
ſichtigen. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Fiskus Schuldner 
iſt, da ſein den öffentlichen Zwecken des Staates dienendes 
Vermögen keine „Vermögenslage“ im privatwirtſchaftlichen Sinne 
begründet.“) 


10. Nach dem der Hingabe eines Gefälligkeitsakzepts zu⸗ 
grunde liegenden Vertrage iſt der Wechſelnehmer im Zweifel 
verpflichtet, für deſſen rechtzeitige Einlöſung zu ſorgen, den 
Akzeptanten von ſeiner Verpflichtung zu befreien und zu ver⸗ 
hüten, daß dieſer aus dem Wechſel in Anſpruch genommen wird. 
Die Erſatzpflicht des Wechſelnehmers für den dem Akzeptanten 


Warn. 1911, 26335. Die Nachteile, die in einem urſächlichen 
Zuſammenhange ſtehen mit dem Tatbeſtande, der die Grundlage des 
Bereicherungsanſpruches bildet, ſind als Vermögensminderung in 
Abzug zu bringen. JW. 1911, 404. Es kommt — wie RG. 60, 74 
im Falle der Auseinanderſetzung zwiſchen einer Bank und einem 
Geiſteskranken, der mit ihr in Geſchäftsverbindung geſtanden hatte, 
ſagt — darauf an, daß eine Bereicherung im Ergebniſſe vorliegt. 
Trotz dieſer freien, dem natürlichen Rechtsgefühl und einer wirtſchaft⸗ 
lichen Betrachtung der auszugleichenden Vermögenslagen entſprechenden 
Auslegung des Begriffes der Bereicherung bleibt oft eine „im Grunde 
ungerechtfertigte und dem natürlichen Rechtsgefühl widerſtreitende 
Vermögensverſchiebung“ beſtehen, ſolange die Rechtſprechung des RG. 
feſthält an der engen Auslegung der Worte „auf Koſten eines 
andern“, indem ſie zwiſchen der Vermögensverminderung des einen 
und der Vermögensvermehrung des anderen einen unmittelbaren 
urſächlichen Zuſammenhang fordert. Daß nach der Rechtſprechung 
des RG. der Begriff der Bereicherung ein wirtſchaftlicher iſt, iſt im 
Auge zu behalten auch bei der Auslegung „des Erſatzes für den 
geſchuldeten Gegenſtand“ im Sinne des im Vordergrunde der Er⸗ 
örterungen ſtehenden 8 281 BGB., denn deſſen Wurzeln ragen in die 
Bereicherungslehre hinein. Rechtsanwalt Plum, Cöln. 

8) Das Urteil beruht zunächſt auf dem Gedanken, daß der 
Kläger durch die Leiſtung an den Beklagten von ſeiner Schuld, eine 
Kaution von 5000 & zu ſtellen, befreit wurde. In dieſem Falle 
war freilich kein Raum für eine Bereicherungsklage des Klägers. Sie 
entbehrte des praktiſchen Intereſſes für den Kläger. Daß der Kläger 
von feiner Schuld, eine Kaution von 5000 & zu ſtellen, durch 
Leiſtung an den Beklagten befreit wurde, beruht auf dem anerkannten 
Rechtsſatze, daß nicht nur Leiſtung an den Gläubiger ſelbſt, ſondern 
auch an deſſen Bevollmächtigten oder geſetzlichen Vertreter, oder an den, 
an den zu zahlen der Gläubiger den Schuldner ermächtigt hat, u. a. 
den solutionis causa adjectus, den Schuldner befreit. Die Aus⸗ 
führungen des Urteils: „Der Dritte kommt für ihn (den Schuldner) 
nur inſofern in Betracht, als er die Leiſtung in Empfang nehmen 
ſoll, und er hat lediglich ein Intereſſe daran, daß er die Leiſtung 
überhaupt annimmt“, könnten freilich in Verſuchung führen, Fragen 
aus dem Probleme des Rechtscharakters der Erfüllung: Vertrag, 
Rechtsgeſchäft, bloße juriſtiſche Handlung aufzuwerfen. Dafür, daß 
das Mißverſtändnis zwiſchen dem Kläger und dem Beklagten über 
die Anrechnung der abgetretenen Hypothek im Sinne des Klägers 
gelöſt wird, läßt ſich letzten Endes auch in dem § 366 BOB. 
beherrſchenden Gedanken eine Stütze finden. 

Rechtsanwalt Plum, Cöln. 

9) Sind die Vermögensverhältniſſe des Erſatzpflichtigen zu beachten, 
ſo erſcheint die Sonderſtellung des Fiskus nicht ausreichend begründet. 
Der Satz, daß fein Vermögen keine Vermögenslage im privat: 
wirtſchaftlichen Sinne bedeutet, dürfte Widerſpruch finden. Im 
privatrechtlichen, auf den es allein ankommt, ſteht der Fiskus nicht 
anders da wie eine Privatperſon. Was dann, wenn als erſatzpflichtig 
nicht der Fiskus, ſondern eine Stadtgemeinde, gemeinnützige Körper⸗ 
ſchaft, milde Stiftung in Frage kommt? Was dann, wenn der Fiskus 
und eine Privatperſon als Miteigentümer eines Grundſtücks aus 
§ 836 BGB. auf Schmerzensgeld haften? Fuchs. 


(t) [e. 
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durch Nichteinlöſung des Akzepts entſtehenden Schaden richtet 
ſich nach SS 279 ff. BGB. 10) 

11. Die im § 54 Abſ. 2 BörſG. vorgeſchriebene Sicherheit 
kann nn Verpfändung oder Sicherheitsübereignung des zur 
Zeit der Beſtellung vorhandenen Guthabens des Kunden beſtellt 
werden. Das „ durch teilweiſe vorgenommene Be⸗ 
friedigung des Bankiers ſich verringernde, durch Gutſchriften 
und Einzahlungen ſich mehrende jeweilige Guthaben kann 
jedoch nicht Gegenſtand der Sicherheitsbeſtellung ſein. Zweck 
des Geſetzes iſt, daß der börſenterminsunfähige Kunde klar er⸗ 
kennen ſoll, welchen Einſatz er wagt. 1) 

12. Die Eintragung eines Warenzeichens gewährt dem 
Anmelder das ausſchließliche Recht der Zeichenführung nur in 
bezug auf Waren der angemeldeten Art und auch mit 
dieſen gleichartigen (8 5) Waren; für Waren anderer Art bleibt 
das Zeichen frei. — Maßnahmen, die darauf abzielen, ein 
Warenzeichen gänzlich für alle Waren (auch die nicht geführten) 
mit Beſchlag zu belegen und andere Gewerbetreibende von der 

eſetzlich zugelaſſenen Benutzung abzuhalten, haben keinen An⸗ 
puch auf Schütz 

10) Das Urteil iſt intereſſant wegen der Auslegung des Ber: 
hältniſſes zwiſchen den Parteien des Gefälligkeitsakzeptes. Wer ſich 
eine ſolche Gefälligkeit erweiſen läßt, hat dafür zu ſorgen, daß der 
Gefaͤlligkeitsakzeptant nicht Schaden leidet. Der Zuſammenbruch des 
Gefalligkeitsakzeptanten kann auf die Nichteinlöſung der Wechſel durch 
den anderen Teil zurückgehen. Dann iſt er ſchadenserſatzpflichtig. 
Es entſpricht dieſe Auslegung zweifellos der regelmäßigen Auffaſſung 
im Verkehrsleben. Es können aber auch hier wieder Fälle eintreten, 
in denen ein anderer Parteiwille aus den Umſtänden ſich ergibt. Es 
iſt ebenſowohl denkbar, daß der Gefälligkeitsakzeptant in Kenntnis der 
Lage des von ihm unterſtützten Ausſtellers dieſem Kredit geben wollte. 
Dann hat er ſelbſt für die Einlöſung zu ſorgen. Er kann ſich nicht 
auf die Unterlaſſung durch ſeinen Freund beſchweren. Es erſcheint dies 
wohl ſelbſtverſtändlich. Aber bei der Neigung, Auslegungsergebniſſe 
des RG. zu verallgemeinern und als feſtſtehende Prinzipien hin⸗ 
zunehmen, muß immer wieder dieſes Moment unterſtrichen werden. 

achenburg. 

11) Mit dem Ergebnis der Entſcheidung werden ſowohl Juriſten⸗ 
wie Börfenkreiſe einverſtanden ſein. Es hätte keinen Zweck, bei einer 
Sicherheit in Geld die der nichtbörſenterminfähige Kontrahent dem 
Bankier gibt, die Hingabe von Geldſtücken zu fordern. Hat jener 
ein Guthaben bei der Bank, ſo iſt deſſen Verpfändung oder Sicherungs⸗ 
übereignung ebenſo wirkſam, als wenn der Kunde den Betrag bei der 
Bank erſt einzahlt. Das ſteht zwar nicht im Geſetze ſelbſt. Aber 
jede vernünftige Auffaſſung des Verkehrslebens muß zu dieſem Er⸗ 
gebnis führen. Ebenſo iſt es aber als mit dem Zwecke des Börſengeſetzes 
unvereinbar anzuſehen, wenn eine Sicherſtellung durch das jeweilige 
Guthaben erfolgen ſoll. Es fehlt dann die vom Geſetz erforderte 
Klarheit des Kunden über den Umfang ſeines möglichen Verluſtes. 
Es handelt ſich dann auch nicht um eine Abkürzung des Verfahrens, 
um das Erſparen eines zweckloſen Hin⸗ und Herzählens von Geld. 
Vielleicht darf aber gefragt werden, ob denn bei dieſem Ergebnis, 
mit dem auch die Auslegung in den Kommentaren übereinſtimmt, 
eine ſo eingehende Wiedergabe der Materialien des Geſetzes nötig war. 
Das NG. ſagt ſchließlich ſelbſt, „wie es ſich damit auch verhalten 
mag, jedenfalls läßt ſich aus dem Geſetze nicht entnehmen, daß die 
Verpfändung die einzig zuläſſige Art der Sicherheitsbeſtellung hat ſein 
ſollen“. Man wäre ſicher dem RG. dankbar, wenn es ſolche Vor⸗ 
arbeiten zu ſeinen Erkenntniſſen nicht in dieſe ſelbſt aufnehmen würde. 

Hachenburg. 

12) Die Entſcheidung ſteht im Einklang mit dem mit ſteigender 
Schärfe vom Patentamt und den Gerichten durchgeführten Grundſatz, 
daß das Warenverzeichnis den wirklich geführten Waren entſprechen 
müſſe (vgl. Markſch W. 14, 505; 13, 521; PMZBl. 1908, 278); 
es ſucht die Umgehung dieſes Grundſatzes durch die Dazwiſchen⸗ 
ſchaltung von Treuhändern zu verhindern. Dies iſt an ſich dankens⸗ 
wert. Wenn gleichwohl die Entſcheidung im wirtſchaftlichen End⸗ 
ergebnis nicht voll befriedigt, ſo iſt es, weil ſie den ebenſo ſchützenswerten 
Intereſſen, die zur Aufführung von Defenſivzeichen und Defenſiv⸗ 
warenverzeichniſſen geführt haben, nicht voll Rechnung trägt, auch dem 
Geſichtspunkt nicht Rechnung trägt, daß zwiſchen den beiden Fällen, 
daß mehrere Waren völlig voneinander verſchieden oder daß ſie gleich⸗ 
artig im Sinne des § 5 Waren 3G. find, Übergangsfälle beſtehen (wie 
hier: Kaffeerſatz, Kakao, Schokolade einerſeits und Thee andererſeits). 
Hier beſteht ein Intereſſe neben dem Schutz des 8 826 (den das RG. 
hier wiederholt angewandt hat, vgl. insbeſ. JW. 1908, 281 „Urquell⸗ 
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13. Die Anwendung der Tarifnummer 8 RStempG. wird 
zwar nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Laſtkraftwagen nur 
gelegentlich für die Beförderung von Perſonen in Gebrauch 
genommen wird. Die Entſtehung der Stempelpflicht hat aber 
zur Vorausſetzung, daß das Laſtfahrzeug von ſeinem Eigen⸗ 
tümer oder einer an deſſen Stelle handelnden Perſon im ge⸗ 
gebenen Falle dazu beſtimmt worden iſt, zu Zwecken der 
Perſonenbeförderung zu „dienen“ und daß dieſe Zweckbeſtimmung 
auch durch eine entſprechende Ingebrauchnahme zum Ausdruck 

ebracht wird. — Die bei Gelegenheit einer ausſchließlich zur 

aſtenbeförderung unternommenen Fahrt erfolgte Mitnahme von 
Perſonen begründet die Stempelpflicht regelmäßig nicht. Der 
einmalige Gebrauch des Fahrzeugs zur Beförderung von Perſonen 
kann zur Anwendung des §8 RStempG. führen, wenn er ſich als 
. eines für die Zukunft beabſichtigten dauern⸗ 
den Verhaltens darſtellt, nicht aber, wenn eine bei außergewöhnlicher 
Gelegenheit vorgenommene Einzelhandlung in Frage kommt. >) 

14. Ein Offizier oder Beamter kann für Aufwendungen, 
die er infolge ſeiner dienſtlichen Tätigkeit machen muß, von dem 
Fiskus Vergütung nur auf Grund einer beſonderen Beſtimmung 
oder einer Sufiherung eines zur Vertretung des Fiskus be⸗ 
fugten Beamten beanſpruchen; auch nicht aus dem Geſichts⸗ 
punkte der ungerechtfertigten Bereicherung. !*) 


entſcheidung“), auch einen formal geſicherten Schutz zu erhalten. 
Daher die Beſtrebungen zur Einführung eines „Firmenzeichens“ (ef. die 
Verhandlungen des Hamburger Kongreſſes für gewerblichen Rechtsſchutz 
von 1902, S. 86 ff.), die durch Entſcheidungen wie die vorliegende 
zweifellos erhöhte Berechtigung gewinnen. 

15) Im Urteil vom 28. November 1911 (RGZ. 77, 344; 
JW. 1912, 155) hat das RG. den m. E. mindeſtens anfechtbaren 
Kechtsſatz aufgeſtellt, ein Kraftfahrzeug „diene“ der Perſonenbeförderung 
im Sinne des RStempG. auch dann, wenn es nur im Einzelfall 
oder in einzelnen Fällen für den bezeichneten Zweck benutzt 
werde. Dieſer Rechtsſatz wird im Urteil vom 1. Juni 1915 nach 
zwei Nichtungen eingeſchränkt. Iſt die Fahrt ausſchließlich zum 
Zwecke der Beförderung von Laſten unternommen, ſo rechtfertigt die 
bei Gelegenheit dieſer Beförderung erfolgte Mitnahme von Perſonen 
regelmäßig noch nicht die Annahme, daß das Kraftfahrzeug als ein 
der Beförderung von Perſonen „dienendes“ in Gebrauch genommen 
iſt; das gleiche ſoll aber auch dann gelten, wenn nur bei einer 
außergewöhnlichen Gelegenheit im Einzelfalle das Fahrzeug aus: 
ſchließlich zur Perſonenbeförderung verwendet wird. Vermöge dieſer 
Einſchränkungen des im Urteil vom 28. November 1911 aufgeſtellten 
Grundſatzes nähert das RG. ſich wieder der in dieſem Urteil gemißbilligten 
Auffaſſung, daß der außergewöhnliche, nur gelegentliche Gebrauch eines 
Laſtautomobils zur Perſonenbeförderung den Vorſchriften des RStempG. 
nicht unterliegt. Geh. Juſtizrat Dr. Ernſt Heinitz, Berlin. 

14) Das Urteil lehnt es ab, einem Beamten für Aufwendungen, 
die er infolge ſeines Dienſtes zu machen hatte, mögen ſie auch außer⸗ 
gewöhnlich geweſen ſein, unter dem privatrechtlichen Geſichtspunkte 
der ungerechtfertigten Bereicherung Erſatz zu gewähren, weil das 
Verhältnis zwiſchen dem Beamten und dem Staate lediglich öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur ſei, und allein die Grundſätze des Reichsbeſoldungs⸗ 
geſetzes für die Beurteilung des Anſpruchs in Betracht kämen. Damit 
übereinſtimmend iſt das RG. ſchon früher (Recht 13, 105) dem Ber: 
ſuche entgegengetreten, einen nach dem Reichsbeſoldungsgeſetze nicht 
zu begründenden Gehaltsanſpruch eines Beamten durch Berufung auf 
ungerechtfertigte Bereicherung oder einen ſonſtigen zivilrechtlichen 
Rechtsgrund aufrechtzuerhalten. Freilich, im einzelnen von Un⸗ 
ebenheiten nicht frei, hat dagegen die Rechtſprechung des RG. es mit 
der Beſonderheit des öffentlich⸗ rechtlichen Dienſtverhältniſſes und der 
Eigenart des Gehalts eines Beamten für vereinbar gehalten, die 
Grundſätze über ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812, 818 Abſ. 3) 
anzuwenden in den Fällen, wo der Fiskus von Beamten Gehalt oder 
ſonſtige Bezüge, weil irrig zuviel gezahlt, zurückforderte. Siehe 
z. B. JW. 1910, 1087; RG. 83 S. 159, 161 in auffallendem 
Gegenſatze zu RG. 81, 340. 

Unter dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung hat 
das RG. Vergütung für Dienſte, die in einem privatrechtlichen 
Dienſtverhältniſſe geleiſtet waren, in dem Falle zugebilligt, daß eine 
erwachſene Frauensperſon in dem Haushalte und in der Ackerwirtſchaft 
eines Verwandten Dienſte geleiſtet, dafür zunächſt nur Unterhalt er— 
halten, auf den Lohn aber nur unter der dem Verwandten bekannten, 
ſpäter nicht erfüllten 5 N 5 15 

lli entſchädigen. Warngiſpr. 11, 303 67 — Recht 11, 5 
a e i ö Rechtsanwalt Plum, Cöln. 
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15. Das Reviſionsgericht hat im Zivilprozeßverfahren auch 
eine materiellrechtliche Prüfung des angefochtenen Urteils vor⸗ 
zunehmen, wenn von den Parteien in der geſetzlichen Form 
und Friſt lediglich eine prozeſſuale Rüge erhoben worden iſt. “) 

16. Ein Gegenſtand, den der Gemeinſchuldner nur als 
Treuhänder in formalem (fiduziariſchem) Eigentum hat, iſt als 
dem Gemeinſchuldner nicht gehörig zu erachten; dem Treugeber 
ſteht deshalb ein Ausſonderungsanſpruch hinſichtlich 1 85 
Gegenſtandes zu. — Zur Begründung eines Treuhandverhältniſſes 
iſt ein Rechtsgeſchäft erforderlich, durch das der Treugeber aus 
ſeinem Vermögen dem Treuhänder einen Gegenſtand zur Er⸗ 
reichung eines gewiſſen Zweckes anvertraut, und zwar formal 
rechtlich übereignet, aber derart, daß der Gegenſtand wirtſchaftlich 
das Vermögen des anderen nicht vermehren und der andere den 
Gegenſtand nur zur Erreichung des Zwecks, nicht zu eigenem 
Vorteil gebrauchen ſoll. “) 

17. Für eine gültige vertragsmäßige Gebührenfeſtſetzung im 
Sinne des § 93 Nc . it die Feſtſetzung eines beſtimmten 
Betrags Vorausſetzung. 

18. Nach dem Preußiſchen Waſſergeſetz vom 7. April 1913 
fällt durch künſtliche Anſchüttungen entſtandenes Land nicht den 
bisherigen Angrenzern, ſondern dem Eigentümer des Waſſer⸗ 
laufes zu. Anlandungen, die, infolge künſtlicher Anſchüttungen 
unterhalb des Waſſerſpiegels, allmählich entſtehen, werden 
Eigentum der Anlieger. — Bereits früher tatſächlich entſtandene 
und bisher nicht privatrechtsfähige Anlandungen werden durch 
das Inkrafttreten des Preußiſchen Waſſergeſetzes „Anlandung“ 
im Rechtsſinne und damit Eigentum der Angrenzer. “) 


15) Alfo: eine Nachprüfung der materiellrechtlichen Seite findet 
nicht nur dann ſtatt, wenn der Reviſtonskläger Verletzung materiellen 
Rechts rügt, ſondern auch dann, wenn er ausſchließlich Verletzung 
von Verfahrensnormen geltend macht. Ganz anders die Praxis in 
Strafſachen, welche, wenn nur Verfahrensverletzungen gerügt werden, 
auch nur inſoweit eine Nachprüfung geſtattet. Im Strafprozeß, in 
welchem der Ermittlung der materiellen Wahrheit eine viel größere 
Bedeutung zukommt als im Zivilprozeß, iſt ſomit gerade die materielle 
Nachprüfung eine bei weitem beſchränktere als im Zivilprozeß. 
Darauf, wie wenig ſachgemäß dieſe verſchiedenartige Geſtaltung des 
Rechtsmittels iſt, hat Neukamp in der Feſtgabe für Wach 2, 175 ff. 
hingewieſen. Seinem Vorſchlage, in den 8 559 ZPO. einen Satz 
einzuſchalten, wonach, wenn nur die Verletzung von Verfahrensnormen 
gerügt wird, eine weitergehende Nachprüfung des Bu. ausgeſchloſſen ſein 
ſoll, wird beizutreten ſein. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 

16) Das RG. hat ſich früher ſchon dahin ausgeſprochen, daß ein 
Treuhandverhältnis in dem Sinne, daß der Gegenſtand desſelben dem 
Treuhänder nicht „gehöre“, nur dann vorliegt, wenn dieſer Gegenſtand 
im Vermögen des Treugebers geweſen iſt und von ihm auf den Treu⸗ 
händer übertragen worden iſt. Es ſchaltet dagegen davon all die 
Fälle aus, in denen der Treugegenſtand zwar aus den Mitteln des 
Treugebers vom Treuhänder beſchafft, nie aber als ſolcher im Ver⸗ 
mögen des Treugebers geweſen iſt. Dieſen Grundſatz befolgt das RG. 
auch im vorſtehenden Fall. Es gelangt daher wieder zur Abweiſung 
der Ausſonderungsklage des Treugebers gegen die Konkursmaſſe des 
Treuhänders. Man wird ſich auf die Dauer mit dieſem Grundſatze 
nicht zufrieden geben können. Er hält zu ſehr an einem rein formalen 
Momente feſt. Im vorliegenden Falle ſind aus dem Vermögen des 
Treugebers auf den Namen des Treuhänders Hypotheken erworben. 
Will ſich jener gegen die Gefahr eines Zuſammenbruches des Treu⸗ 
händers ſchützen, dann müßte er zunächſt durch dieſen die Hypotheken im 
Grundbuch auf ſeinen, des Treugebers, eigenen Namen eintragen laſſen. 
Dann hätte der Treuhänder, der ja Vollmacht bekommen kann, mit ſich 
ſelbſt zu kontrahieren, die Hypotheken auf ſeinen Namen wieder um⸗ 
ſchreiben laſſen. Das iſt genau fo zwecklos, wie es ausweislich der oben 
beſprochenen Entſcheidung des RG. (Ziffer 11) das vorherige Auszahlen 
eines Guthabens des Kunden an die Bank, durch dieſe an jenen und die 
Rückzahlung von jenem an dieſe wäre. Nur daß bei der Hypotheken⸗ 


übertragung noch Koſten erwachſen. Dieſe ſteigern ſich zu ſehr erheb⸗ 


lichen Summen, wenn es ſich um den Erwerb von Immobilien handelt. 
Der Verkehr wird es nicht begreifen, weshalb bei einem doppelten Akt, 
der Speſen verurſacht, ein Treuhandverhältnis vorliegt, während es bei 
dem abgekürzten Verfahren nicht der Fall ſein ſoll. Hachenburg. 

17) Die vorſtehende Entſcheidung des RG. verdient wegen ihrer 
klaren Stellungnahme zu wichtigen waſſerrechtlichen Fragen beſondere 


Beachtung. Da das neue Waſſergeſetz für ſämtliche Waſſerläufe in 


M15. 1915. 


19. Bei Teilenteignung iſt die Aufrechnung allgemeiner 
Vorteile gegen die dem Reſtgrundſtück infolge der neuen Anlage 
erwachſenen Nachteile ausgeſchloſſen. Dieſer Ar verſagt 
jedoch, wenn es ſich nicht um beſondere, gerade das Reſtgrund⸗ 
ſtück treffende, ſondern um allgemeine Nachteile handelt, die 
alle Anlieger, ohne Rückſicht darauf, ob ſie von der Enteignung 
betroffen waren, gleichmäßig belaſten und untrennbar mit jenen 
allgemeinen Vorteilen verknüpft ſind. e) | 


20. Nicht jede Ba eines dafür zuftändigen 
Beamten in polizeilichen Angelegenheiten iſt eine polizeiliche 
Verfügung im Sinne des Preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 
1842. Eine ſolche liegt vielmehr nur dann vor, wenn ein 
Gebot oder Verbot ausgeſprochen, eine Erlaubnis erteilt oder 
verſagt iſt oder unmittelbar in das Verkehrs⸗ und Rechtsleben 
eingegriffen wird. Die Anweiſung eines Polizeibeamten an 
ſeine Untergebenen iſt keine polizeiliche Verfügung. — Das 
Geſetz vom 11. Mai 1842 greift nicht Platz, wenn gegen einen die 
Polizeigewalt ausübenden Beamten ein Schadenserſatzanſpruch 
wegen einer pflichtwidrigen Unterlaſſung erhoben wird. 


allen ihren Beſtandteilen das Privateigentum geſchaffen hat, ſo gewinnt 
die Abgrenzung zwiſchen Waſſerlauf und Ufergrundſtück erhöhte Be: 
deutung. Denn es werden ſich die Fälle mehren, in denen der 
Waſſerlauf und das Ufergrundſtück verſchiedenen Eigentümern 
zuſtehen. Die Regeln für die dh at dieſer Scheidelinie („Ufer⸗ 
linie“) gibt § 12. Deckt ſie ſich mit der vom bisherigen Rechte 
gezogenen Grenzlinie, ſo wird die Abgrenzung des Eigentums keinen 
beſonderen Schwierigkeiten begegnen. Weicht dagegen die Uferlinie 
von der früher rechtmäßigen Scheidelinie ab, ſo bietet das Eigentum 
an der zwiſchen dieſen beiden Linien liegenden Fläche zu Zweifeln 
Anlaß. Ihre Löſung glaubte das OLG. ſchon in § 12 ſelbſt zu 
finden, indem es ihn dahin auslegte, daß er alles über der neuen 
Uferlinie liegende Land den Uferanliegern zuweiſe. Dieſe Auffaſſung 
verwirft aber das RG., und es wird damit wohl allgemeine Billigung 
finden. Denn in der Tat enthält der § 12 nur die Abgrenzung zwiſchen 
Flußbett und Flußufer. Für die weitgehende Auslegung des OLG. 
bietet weder ſein Wortlaut noch ſeine Entſtehungsgeſchichte Raum. 
Die Eigentumsfrage kann alſo nur auf Grund der anderen, 
ſpeziell das Eigentum behandelnden Vorſchriften des Ges 
ſetzes gelöſt werden. i 
Wenn das RG. nun weiter ausführt, daß die unmittelbar 
durch künſtliche Aufſchüttungen entſtandenen Flächen den An⸗ 
landungen nicht gleichſtehen, ſo bekennt es ſich damit zu der 
wohl durchweg in der Literatur vertretenen Auffaſſung. Dem Begriffe 
der „Anlandung“ aber gibt es eine recht weitgehende Auslegung. 
Denn es rechnet dazu auch die Flächen, welche auf einer unterhalb 
des Waſſerſpiegels gebliebenen künſtlichen Aufſchüttung allmählich 
infolge Anſpülung über den Waſſerſpiegel hervorgetreten ſind. Die 
Zuweiſung ſolchen Neulandes an die Anlieger entſpricht dann dem 
klaren Wortlaute des § 140 Waſſer d. Das NG. ſtellt dabei noch 
ausdrücklich feſt, daß es unerheblich iſt, ob die Anlandung bisher 
privatrechtsfähig war oder nicht. Iſt ſie privatrechtsfähig ge⸗ 
worden, ſo iſt das Eigentum im Augenblick des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes auf den nunmehr Berechtigten über⸗ 
gegangen, ohne daß es einer beſonderen Handlung zwecks Erwerbs 
des Eigentums bedurfte. Die entgegengeſetzte Anſicht wird mit Recht 
als jeder geſetzlichen Grundlage entbehrend bezeichnet. Denn an keiner 
Stelle ſchreibt das Geſetz die Beſitzergreifung oder die Vornahme einer 
anderen Eigentumserwerbshandlung vor. Auf das Vorhandenſein 
einer Lücke zu ſchließen, wäre aber um ſo mehr verfehlt, als das Geſetz 
andererſeits in 8 880 ausdrücklich eine Rechtshandlung (Antrag auf Ein: 
tragung ins Waſſerbuch), verlangt, um beſtehende Rechte vor dem Unter 
gange zu bewahren. Rechtsanwalt Max Herrmann, Berlin. 


18) Mit der Bemerkung „mag auch im einzelnen nicht allen dort 
dargelegten Entſcheidungsgründen beizupflichten ſein“ tritt das Urteil 
einen Rückzug von dem unhaltbaren Ausſpruch des Urteils NG. 67, 
173 an, daß die Grundſätze über Vorteilsausgleichung verſagen, wenn 
es ſich um die einheitliche Wirkung einer und derſelben Tatſache 
handle. Wenn das Urteil trotzdem die Aufrechnung der Vorteile einer 
Straßenanlage gegen deren Nachteile zuläßt und dies damit begründet, 
daß ſolche Nachteile keine beſonderen, ſondern allgemeine, und daß 
allgemeine Vorteile gegen allgemeine Nachteile aufrechnungsfähig ſeien, 
fo iſt damit der in RG. 57, 242 eingehend begründete Standpunkt 
verlaſſen und der Gegenſatz gegen letzteres Urteil, der in RG. 67, 173 
durch die Art der Begründung verhüllt war, offenbart worden. 

Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 
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Der Rechtszuſtand in den okkupierten Gebieten 
Belgiens und Ruſſiſch⸗Polens.) 
Von Geheimem Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 
. In Nr. 9 des laufenden Jahrgangs der JW. habe ich 
Im Kampfe für das Daterland find verſucht, einen Abriß des Rechtszuſtandes in den offupierten 


er i Gebieten Belgiens und Ruſſiſch-Polens zu geben. Die Be: 
folgende Rechts anwälte gefallen: achtung, welche der Aufſatz gefunden hat, läßt es angebracht 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 15, 1915) erſcheinen, eine Ergänzung vorzunehmen, da die auf Deutſchland 
N übergegangene und durch den Generalgouverneur Belgiens 
Dr. Bertram Aſcher aus Hamburg. im belgiſchen, den Oberbefehlshaber Oſt im ruſſiſch-polniſchen 
Suflav Bernhardt aus Berlin. Okkupationsgebiet ausgeübte Verordnungsgewalt ſeitdem rüſtig 
Dr. Adolf Cnyrim aus Frankfurt a. Main. weiter gearbeitet, die Wiederanknüpfung wirtſchaftlicher Be⸗ 
Dr. Karl Domizlaff aus Hannover. ziehungen und der Ausbau der Organiſation, wie ſie im erſten 
Hermann Ebner aus Buchloe. Artikel in den Grundſtrichen dargelegt iſt, eine Reihe neuer 
Karl Jinter aus Pforzheim. Verhältniſſe geſchaffen hat, deren Kenntnis für die heimiſchen 
Mar Godlowski aus Memel. mit jenen Gebieten in Berührung kommenden Kreiſe wichtig, 
Dr. Grotßmaun aus Dortmund. aber ſchwer zu gewinnen iſt. Auch von öſterreichiſcher und 
Kurt Hampel aus Oſtrowo. ungariſcher Seite iſt mir der Wunſch ausgeſprochen, fortgeſetzt 
Dr. Karl Hermann Heye aus Bremen. über die zur Wiederherſtellung ordnungsmäßiger Verhältniſſe 
Bodo Jähnert aus Naumburg ea. S. — — 
Georg Kob aus Dresden. 1) Während Abfaſſung dieſes zweiten Artikels (vgl. den erſten 


. Artikel JW. 1915 Nr. 9 S. 425 ff.) erfuhr ich, daß Herr Profeſſor 
Dr. Edgar Arenkel aus e Dr. Heilfron das gleiche Thema für die JW. bearbeitet habe. Die 
Eruſt Krippendorff aus Rieſa. Einſicht der Korrektur ſeines auf Seite 971 abgedruckten Aufſatzes, 
2Bilhelm Ceipoldt aus Bremen. die mir gütigſt geſtattet wurde, überzeugte mich, daß ſeine ſich 


8 8 eng an den Inhalt der amtlichen Verordnungsblätter anſchließende 
Dr. Edgar Mandel aus Regensburg. ziemlich lückenloſe Wiedergabe der von deutſcher Seite erlaſſenen 


Dr. Erich Schleſinger aus Berlin. Vorſchriften ſich zwar mit meinem erſten Artikel, auf den er 
Otto Schmorell aus Mohrungen. auch Bezug nimmt, mehrfach berührt, wobei er aber die Bearbeitung 
ar bis zur Gegenwart durchführt, nicht aber mit dem bier wieder: 

Leopold Schultes aus Gemünden. gegebenen zweiten, den ich daher trotz der Doppelbehandlung des 
Franz Tenholter aus Wittlich. gleichen Themas veröffentliche. Dies beſonders deshalb, weil es 
: „ | br darauf ankommt, unter Benutzung mir zugänglichen nicht 

Dr. Richard Wagner aus Leipzig. „ . | min 
as ee veröffentlichten Materials, für deſſen Überlaſſung, ſoweit es die 
Zoſef Wörz aus Ehingen. Gerichtsverhältniſſe des ruſſiſch-polniſchen Gebiets betrifft, ich dem 


Leiter der dortigen Juſtizverwaltung und Rechtſprechung, Herrn 

Oberlandesgerichtsrat Ramdohr auch an dieſer Stelle verbindlichſten 
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im Okkupationsgebiet geübte Tätigkeit der deutſchen Behörden 
informiert zu werden, da die Aufgaben der verbündeten Staaten 
in den von ihnen beſetzten Gebieten parallel gehen. Die JW., 
welche die Brücke zwiſchen den Juriſtenkreiſen Deutſchlands und 
Oſterreich⸗Ungarns zu ſchlagen beſtrebt iſt, erſcheint als das 
geeignete Organ, auch hier vermittelnd zu wirken. 

Eine allgemeine Bemerkung aber ſei mir geſtattet, der 
weiteren Darſtellung des neugeſchaffenen Rechtszuſtandes voraus- 
zuſchicken. Es kann meine Aufgabe nicht ſein, das unverändert 
gebliebene fremde Recht der Okkupationsgebiete zu behandeln. 
Das belgiſche Zivilrecht der codes iſt für uns Deutſche leicht 
im Bedarfsfall zur Kenntnis zu bringen, eine Überſetzung der 
in Ruſſiſch⸗Polen geltenden Zivilrechtsvorſchriften wird, wie ich 
höre, vorbereitet. Gebrauchsanweiſungen für die Geltend— 
machung von Rechtsanſprüchen zu geben, iſt nicht meine 
Abſicht. Bezüglich des der Kaiſerlich Deutſchen Zivilverwaltung 
für Polen links der Weichſel unterſtellten Bezirkes, der ſich 
bereits im Mai auf eine Reihe dem Landkreis Lodz zugeteilter 
Ortſchaften ausgedehnt hat und entſprechend dem Fortſchritt 
unſerer Heere ſich vorausſichtlich weiter nach Oſt und Nordoſt 
ausdehnen dürfte,) ſoweit nicht eigene Verwaltungen eingeſetzt 
werden, kann ich aber auf Grund perſönlicher Fühlung mit der 
dortigen Juſtizverwaltung mitteilen, daß die Behörden ſelbſt, 
den Rechtſuchenden jede Förderung zuteil werden zu laſſen, 
beſtrebt ſind, Anfragen über die Mittel und Wege der Rechts⸗ 
verfolgung bereitwillig beantworten und Anträge, die mangels 
genügender Kenntnis der Zuſtändigkeitsverhältniſſe an die 
unrichtige Stelle gerichtet ſind, an die richtige leiten. Man 
kann ſich deshalb an die Gerichte wenden, ohne befürchten zu 
müſſen, aus formellen Gründen koſtenpflichtig abgewieſen zu 
werden. Die Notwendigkeit, eine ordnungsmäßige Juſtiz über⸗ 
haupt erſt wieder aus dem Nichts zu ſchaffen, hat bewirkt, daß 
die Grundſätze, welche uns in Fleiſch und Blut übergegangen 
ſind, wie Trennung der Juſtiz und Verwaltung, Aufbau der 


der Rechtsbehelfe in den Okkupationsgebieten zu geben, insbeſondere 
im ruſſiſch⸗polniſchen, in dem die ſpäter einſetzende Behördentätigkeit 
gegenüber Belgien noch zurückſteht und, wie mein erſter Artikel zeigt, 
viel mehr Neues zu ſchaffen war, da das Alte ſich der Anpaſſung an 
die durch die Beſetzung geſchaffenen Verhältniſſe verſagte. Anderer⸗ 
ſeits legte ich bei meinem erſten Artikel das Hauptgewicht nicht ſo 
ſehr auf vollſtändige Wiedergabe des Geſamtſtoffs der Verordnungen 
als auf Darſtellung der Grundzüge des Syſtems, aus welchen 
ſich die Einzelheiten dann ableiten laſſen. Ich habe nun im zweiten 
Artikel vorwiegend die Materien behandelt, welche für die Wieder: 
anknüpfung des Rechts- uud Wirtſchaftsverkehrs zwiſchen Deutſchland 
und den beſetzten Gebieten wichtig ſind. Das halte ich für den 
Augenblick für das wichtigſte. Eine vollſtändige, wiſſenſchaftliche 
Durcharbeitung des ganzen ebenſo ſchwierigen wie hochintereſſanten 
Gebiets der aus feindlicher Beſetzung ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe, 
wie ſie für die deutſche juriſtiſche Literatur grundlegend von Edgar 
Löning (die Verwaltung des Generalgouvernements im Elſaß, 
Straßburg 1874) im Anſchluß an den Krieg von 1870/71 gegeben 
iſt, muß ſpäterer Zeit vorbehalten bleiben. Vis jetzt befindet ſich 
alles im Fluß, und während mein Artikel, weil ſpäter abgeſchloſſen, 
wieder manche Neuerung, gegenüber dem Heilfronſchen, bringen kann, 
wird bis zu ſeinem Erſcheinen ſchon wieder manches anders ſein. 
Das unaufhörliche Vordringen unſrer und der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Heere nach Oſten hat die im Text ausgeſprochenen Zukunftsvermutungen 
zur Wirklichkeit werden laſſen. Aus Polen links der Weichſel iſt das 
Generalgouvernement Polen links und rechts der Weichſel mit dem 
Sitz in Warſchau geworden. Für Litauen und Kurland ſind Zivil⸗ 
verwaltungen errichtet. Wenn mir der Platz gewährt wird, wird der 
obige Artikel daher kaum der letzte über das Thema ſein. 


2) Das iſt inzwiſchen eingetreten. Vgl. Anm. 1. 


2 16. 1915. 


Prozeßvertretung auf der Zulaſſung nicht beamteter Reckts— 
anwälte, hier zugunſten eines patriarchaliſchen Zuſtandes, wie 


er im Preußen Friedrich Wilhelms L und Friedrichs des Großen 


etwa beſtanden hat, mehrfach verlaſſen ſind. Dennoch erfordert 
ſchon die Rückſicht auf die ſchwer belaſteten Gerichte, tunlichſt 
ſelbſt das Richtige zu tun und ſich an die richtige Adreſſe zu 
wenden, auch von Anträgen per saturam abzuſehen. Für die 
Leſer der JW. ſelbſt iſt es wohl nicht erforderlich, den folgenden 


Paſſus aus einem Schreiben des Leiters des Gerichtsweſens im 


okkupierten Gebiet „links der Weichſel“ mitzuteilen, aber auch 
ſie, namentlich die Herren Anwälte können auf andere, ihre 
Klienten uſw., hinwirken, den berechtigten Wünſchen der Behörden, 
nicht unnütz belaſtet zu werden, Rechnung zu tragen. Deshalb 
ſei das Folgende aus einem Beſcheid der Juſtizverwaltung auch 
hier mitgeteilt, woraus hervorgeht, daß der Humor der Behörde 
die überflüſſige Beläſtigung tragen helfen muß: 
„Schon jetzt gehen von deutſchen Gläubigern vielfach 
Geſuche bei dem Obergericht ein, die namentlich auch 
andere als Wechſel- und Scheckforderungen betreffen. 
Die glatte Erledigung würde weſentlich gefördert werden, 
wenn die Antragſteller darauf Bedacht nehmen wollten, 
für jeden Anſpruch ein beſonderes Geſuch mit beſtimmtem 
Antrag und kurzgefaßter Begründung zu überreichen. 
Nicht ſelten weiſt dieſelbe ſeitenlange Eingabe die ver: 
ſchiedenſten Dinge auf: z. B. Forderungen, deren Schuldner 
zum Teil im beſetzten deutſchen, zum Teil im beſetzten 
öſterreichiſchen, zum Teil in dem nicht unter Zivil: 
verwaltung ſtehenden Etappengebiete, zum Teil im Innern 
Rußlands wohnen; dazu Anfragen völlig fernſtehender 
Art: ob der Glockenturm oder die Kirche in X noch un— 
verſehrt iſt, über die „Verhältniſſe in Rußland“ über: 
haupt uſw. Die Tätigkeit der Gerichte würde es weſent⸗ 
lich fördern, wenn die Gläubiger ſelbſt, deren Unter: 
ſtützung natürlich mit allen Kräften angeſtrebt wird, ſich 
mehr Beſchränkung in allem Uberflüſſigen auferlegen und 
überhaupt in mehr ſachgemäßer Weiſe verfahren würden.“ 

Die neue Gerichtsverfaſſung ſelbſt und die Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen haben im vorigen Artikel ihre Darſtellung gefunden. 
Hier ſoll zunächſt der Sitz der Gerichte mitgeteilt werden. Wie 
der Sitz der Zivilverwaltung, iſt auch der des Obergerichts bei 
Abfaſſung dieſes Artikels Kaliſch.s) Eine Weiterverlegung nach 
Oſten hin — jedenfalls wohl nach Warſchau — ſteht mit der 
Ausdehnung der Beſetzung zu erwarten. An das Obergericht 
oder an das zuſtändige Bezirksgericht empfiehlt es ſich, die 
Anträge zu richten. Bezirksgerichte befinden ſich in folgenden 
Städten: 

Bendzin, Czenſtochau, Wielun, Kaliſch (für die Kreiſe 
Kaliſch und Sieradz), Lodz (für die Kreiſe Lodz und 
Lask), Kutno, Lenczyca, Wloclawek, Konin (für die 
Kreiſe Konin und Kolo). 

Bendzin, Lodz und Wloclawek find mit je zwei Richten 
beſetzt, die übrigen Bezirksgerichte mit einem Richter. Wegen 
der Beſetzung der Gerichte bei der Rechtsſtreitentſcheidung it 
auf den erſten Artikel zu verweiſen. 


9) Inzwiſchen iſt die Regierung nach Warſchau verlegt. Die 
dortigen Gerichtsbehörden ſind nach Zeitungsnachrichten wieder eröffnet. 
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Die unterſte Inſtanz hat ſeit der in Nr. 9 veröffentlichten 
Darſtellung eine teilweiſe Modifikation erfahren. Bekanntlich 
ſind die Gemeindegerichte, die regelmäßige Form der Gerichte 
I. Inſtanz, reine Laiengerichte. Ihre Zuſtändigkeit in Zivil⸗ 
und Strafſachen iſt ſehr ausgedehnt. Man hat darin wohl den 
Geſichtspunkt der Sparſamkeit als maßgebend anzuſehen. Häufige 
Reviſionen durch die Bezirksrichter haben bisher ein ſehr 
günſtiges Reſultat ergeben. Die Gemeindegerichte erfreuen ſich 
des Vertrauens der Bevölkerung, praktiſches Geſchick, Kenntnis 
der maßgebenden Vorſchriften und Arbeitsluſt ihrer Leiter werden 
mehrfach hervorgehoben. Eine Einſchränkung der Zuſtändigkeit 
iſt daher bisher nicht erfolgt. In den Induſtriezentren Lodz, 
Bendzin und Czenſtochau ſowie in Pabianice, Bezirksgericht Lodz, 
hat man aber von der Einrichtung von Gemeindegerichten ab- 
geſehen und ſie durch Friedensgerichte erſetzt, weil hier der 
Widerſtand der Bevölkerung oder einzelner ihrer Teile die 
Wiedereinſetzung der Gemeindegerichte untunlich erſcheinen ließ. 
Dieſe Friedensrichter (fünf in Lodz, drei in Bendzin, zwei in 
Czenſtochau, einer in Pabianice) find deutſche Richter, fie ver⸗ 
handeln in ihrer Mutterſprache, nötigenfalls mit Hilfe eines 
Dolmetſchers, und entſcheiden ſtets als Einzelrichter, ohne Zu- 
ziehung von Laienbeiſitzern. 

In Lodz hat infolge eines mit der dortigen Rechts⸗ 
anwaltſchaft ausgebrochenen Konflikts, der zu einer Unterſagung 
der Ausübung des Anwaltsberufs durch ſie führte, noch eine 
weitere Neuſchöpfung ſtattgefunden. Es iſt nämlich das Inſtitut 
der „Juſtizkommiſſarien“ der Alten Preußiſchen AGO. 
wieder aufgelebt. Zwei deutſche Rechtsanwälte, die Juſtizräte 
Lüdicke aus Spandau und Krochmann aus Bentſchen, üben in 
der wichtigen Induſtrieſtadt dieſes Amt aus, welches ſowohl die 
Prozeßvertretung und ſonſtige Anwaltstätigkeit als auch das 
Notariat umfaßt. Die für ihre Tätigkeit zu zahlenden Ge: 
bühren fließen in den Säckel der Verwaltung, während ſie 
ſelbſt auf Tagegelder angeſtellte Beamte ſind. Im übrigen 
üben die aus der Zeit vor der Okkupation verbliebenen Rechts: 
anwälte nach wie vor die Praxis faſt allerorten aus. Das 
Inſtitut der Rechtskonſulenten iſt der Konzeſſionspflicht 
unterworfen und geregelt, insbeſondere durch Einführung eines 
Buchführungszwanges. 

In weitgehendem Maße wird von dem richterlichen 
Sühneverfahren Gebrauch gemacht. Namentlich reiche: 
deutſche Gläubiger ſtellen dahingehende Anträge, wohl ſchon 
deshalb, weil ſie keine Möglichkeit haben, von hier aus die 
Zahlungsfähigkeit ihrer durch den Krieg wirtſchaftlich geſchädigten 
Schuldner im Okkupationsgebiet zu beurteilen. Der Erfolg 
der angeſtellten Sühneverſuche ſoll nach den Berichten der 
Bezirksgerichte ſehr günſtig für die Befriedigung der Gläubiger 
wirken. In der Zeit vom 14. April bis Anfang Juli ſind beim 
Bezirksgericht in Lodz insgeſamt 318 ſolcher Vermittlungsgeſuche 
eingereicht und großenteils zur Zufriedenheit der Gläubiger erledigt. 

Große Sckwierigkeit bereitet die Wiedereinrichtung der 
Grundbücher. Sie ſind teils vernichtet, teils haben die 
ruſſiſchen Behörden ſie mitgenommen, teils befinden ſie ſich an 
Orten, die zu dem unter öſterreichiſch-ungariſcher Verwaltung 
ſtehenden Etappengebiet gehören. 

Die Rechtshilfegeſuche können, ſoweit die Rechtshilfe 
von Behörden in dem der deutſchen Zivilverwaltung unter— 
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ſtehenden Teil des Zartums Polen begehrt wird,“) an das 
Obergericht gerichtet werden und gelangen dann durch deſſen 
Vermittlung an die zuſtändige Stelle. 

Nach dieſer Ergänzung des im erſten Artikel über die 
Gerichtsorganiſation Ruſſiſch⸗Polens Bemerkten ſoll nunmehr 
die Fortbildung des Rechtszuſtandes in den beiden Okkupations⸗ 
gebieten in dem ſeit meiner erſten Mitteilung verfloſſenen Zeit⸗ 
raum kurz dargeſtellt werden. Dabei werde ich, da im erſten 
Aufſatz und dem bisherigen Teil des gegenwärtigen der Aufbau 
der Rechtsſpruchbehörden dargeſtellt und damit das in den 
beiden Gebieten nicht Abereinſtimmende gekennzeichnet iſt, von 
jetzt ab eine äußerliche prinzipielle Scheidung von Belgien 
und Polen links der Weichſel nicht mehr vornehmen. 

Als weſentliche Züge ergaben ſich in dem bisher gegebenen 
Bild: Erhaltung des bisherigen Zivilrechtszuſtandes 
im allgemeinen, aber Gleichſtellung der okkupierten 
Gebiete mit dem Inland in bezug auf die deutſche 
Kriegsnotgeſetzgebung, daneben eine durch die in erſter 
Linie maßgebenden militäriſchen und Sicherungsintereſſen bedingte 
Ausübung des Verordnungsrechts auf öffentlichem wie privatem 
Rechtsgebiet. Dieſe Geſichtspunkte ſind insbeſondere für den 
Verkehr zwiſchen Heimatland und Okkupationsgebiet 
maßgebend. Die moderne Kriegführung und namentlich die 
Leiſtungen unſerer Heere ſind weſentlich mitbedingt durch die 
Beherrſchung und Sicherung der rückwärts vorhandenen oder wie 
in Ruſſiſch⸗Polen meiſt erſt zu ſchaffenden Verkehrsbeziehungen 
und Verbindungen. Mit der Beherrſchung dieſer Verkehrs⸗ 
beziehungen muß die ſtändige Kontrolle des Grenzverkehrs Hand 
in Hand gehen, ſchon um die Spionage zu verhindern. Das 
ſtellt ſich natürlich als Erſchwernis und vielfach Hindernis für 
die Anknüpfung und Wiedererneuerung wirtſchaftlicher und recht⸗ 
licher Beziehungen zwiſchen uns und jenen Gebieten dar, und 
die nach jeder Meldung einer Beſetzung durch unſere Truppen 
im Bericht des Großen Hauptquartiers ſich auf die Behörden, 
insbeſondere die Handelskammern entladenden Anfragen über 
die Einziehung von Außenſtänden, das Schickſal ausſtehender 
Forderungen oder im Okkupationsgebiet lagernder Güter ſehen 
nur zu ſehr von den realen Verhältniſſen und der Notwendigkeit, 
den Behörden Zeit für die dringendſten Aufgaben zu laſſen, ab. 
An ſich iſt natürlich die Wiederbelebung des Wirtſchaftslebens 
in den durch den Krieg hart mitgenommenen Landſtrichen dringend 
notwendig, da eine ihre Nahrung findende Bevölkerung im 
Rücken vorwärtsdringender Heere eine Sicherheit darſtellt gegen⸗ 
über einer hungernden. Aber das harte Gebot des Krieges 
erfordert es, zuerſt für die Sicherheit und Bedarfsbefriedigung 
der Heere zu ſorgen. Auch hier gehen übrigens die Beſchlag— 
nahmen und ſonſtigen Verfügungen meiſt parallel den Eingriffen, 
zu denen auch bei uns die Abſchließung von ausländiſcher Zu- 
fuhr genötigt hat. Natürlich werden davon auch die in den 
Oktupationsgebieten belegenen in deutſchen Händen befindlichen 
gewerblichen Betriebe betroffen. Man kann ſich nicht wundern, 
daß ſie das hart empfinden und, da namentlich im Zartum 
Polen deutſches Kapital in umfangreichem Maße in der Induſtrie 


4) Es handelt ſich natürlich nicht um Rechtshilfe im Felde. 
Wegen dieſer Geſuche vgl. IM Bl. 1915 S. 116 u. Nr. 30, e 
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inveſtiert iſt, fehlt es nicht an Klagen. Aber es kann auch hier 
wohl nur das Territorialprinzip maßgebend ſein. Das im 
okkupierten Gebiet befindliche Privateigentum genießt ohne 
Unterſchied der Nationalität des Eigentümers nur den völker⸗ 
rechtlichen Schutz des Abſchnitts 3 der Landkriegsordnung vom 
18. Oktober 1907. 

Zur Herſtellung und Aufrechterhaltung der Ordnung iſt 
vor allem die Anweſenheit der begüterten Teile der Einwohner⸗ 
ſchaft erwünſcht. Da aber der Aufenthalt im Okkupationsgebiet 
mit manchen Unbequemlichkeiten und Beſchwerden, teils wirklichen 
und noch mehr eingebildeten, verknüpft iſt, pflegen gerade dieſe 
Kreiſe einen Aufenthalt im Ausland, den ihnen ihre Vermögens⸗ 
lage geſtattet, vorzuziehen. In beiden beſetzten und unter Ver⸗ 
waltung geſtellten Gebieten hat ſich deshalb die deutſche 
Verwaltung veranlaßt geſehen, den animus revertendi 
durch Benutzung der Steuerſchraube zu ſtärken. (Belgien: 
Verordnungen vom 16. Januar, 22. Februar, 13. März, 
22. Mai 1915; Polen links der Weichſel: Verordnung vom 
3. Juli 1915.) 

Dagegen war es eine Hauptſorge der Verwaltung im 
ruſſiſch⸗-polniſchen Okkupationsgebiet, für die Unter: 
bringung eines Teils der durch die Kriegsereigniſſe brotlos 
gewordenen Arbeiterbevölkerung in der deutſchen Induſtrie und 
Landwirtſchaft zu ſorgen. Bekanntlich unterliegt die Beſchäftigung 
ruſſiſcher Wanderarbeiter in der Induſtrie in Preußen zeitlichen 
und regionalen Beſchränkungen. Ein Erlaß des preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 11. Mai d. J. läßt bis auf weiteres 
und längſtens für die Dauer des Krieges ruſſiſch-polniſche 
Arbeiter aus den okkupierten Gebieten zur Beſchäftigung in 
Hüttenwerken, Bergwerken und anderen induſtriellen Groß⸗ 
betrieben auch der mittleren und weſtlichen Provinzen Preußens 
zu. Zur Arbeitsvermittlung iſt die Berliner Arbeiterzentrale 
und ein dem Polizeipräſidenten in Lodz angegliederter Arbeits⸗ 
nachweis vorgeſehen. Die Beſtimmungen, welche vom Ober⸗ 
befehlshaber Oſt erlaſſen ſind, ſollen die Unterbringung der 
Arbeiter, die Sicherſtellung ihrer im Okkupationsgebiet zurück⸗ 
gebliebenen Angehörigen durch Überweiſung eines Teils der 
Lohnzahlung an ſie und ſonſtige damit zuſammenhängende 
Notwendigkeiten gewährleiſten. 

Das beſetzte feindliche Gebiet bleibt Beſtandteil des feind— 
lichen Staates. Der Grenzverkehr zwiſchen dem eignen 
Staatsgebiet und dem Okkupationsgebiet iſt alſo für Menſchen 
und Güter an ſich internationaler Verkehr. Er unterliegt 
der Regelung des Okkupierenden. Dieſer iſt auch durch keine 
internationalen Verträge in dieſer Regelung beſchränkt, denn 
durch den Kriegsausbruch ſind dieſe Verträge hinfällig geworden. 
Die Höhe der Zölle beiſpielsweiſe kann daher, ſoweit der Ver— 
kehr über die Grenze in Betracht kommt, vom beſetzenden Staat 
ohne Rückſicht auf etwaige vertragsmäßige Tarife feſtgeſetzt 
werden. Solange dies nicht geſchieht, werden, da die vertrags— 
mäßigen Sätze mit dem Handelsvertrag ſelbſt hinfällig ge: 
worden ſind, an ſich die autonomen Sätze der Tarife! Platz 
greifen. Der okkupierende Staat kann aber natürlich den bis⸗ 
herigen Vertragstarif beibehalten, er kann auch neue Zollſätze 
aufſtellen oder endlich den Güterverkehr über die Grenzen von 
jeder Abgabe befreien oder Einfuhr und Ausfuhr verſchieden 
behandeln. 


“ 


Dem belgiſchen Generalgouvernement ift der franzö⸗ 
ſiſche Gebietsteil Givet-Fumay aus Gründen der Lage zu: 
geſchlagen. Durch Verordnung vom 3. Japuar 1915 ſind in 
dieſem die belgiſchen Zoll- und Steuergeſetze für anwendbar 
erklärt. In Ruſſiſch-Polen iſt das deutſche und das öfter: 
reichiſch⸗-ungariſche Beſetzungsgebiet zu einem einheitlichen Zoll: 
gebiet vereinigt. Die für dieſes erlaſſene deutſche Zollordnung 
unterwirft die Artikel der Einfuhr aus Deutſchland in das 
Okkupationsgebiet in einer großen Zahl von Artikeln ermäßigten 
Sätzen auch gegenüber dem Vertragstarif. Die Ausfuhrartikel, 
welche unſere Wirtſchaft braucht und die im Okkupationsgebiet 
beſchlagnahmt und denn nach Deutſchland ausgeführt ſind, wie 
Rohbaumwolle, ſind großenteils zollfrei nach unſerem Tarif. 

Die Güterausfuhr aus Belgien wurde, nachdem ein Aus: 
fuhrverbot für Futtermittel vorhergegangen war, allgemein durch 
Verordnung vom 28. Februar 1915 von beſonderer Genehmigung 
im Einzelfall abhängig gemacht. Die Anträge ſind an den 
Kommiſſar des Kriegsminiſteriums beim Generalgouvernement 
Brüſſel, rue de la Loi 65, zu richten. Eine Neureglung bat 
ſodann die Ausfuhr durch die Verordnung vom 1. Juni d. J, 
ergänzt durch Verordnung vom 22. Juli, erfahren. Danach 
verbleibt es bei dem prinzipiellen Ausfuhrverbot ohne ſpezielle 
Genehmigung für eine Reihe hier nicht vollſtändig im einzelnen 
aufzuzählender, namentlich der für die Kriegsführung und die 
Heeresbedürfniſſe, ſowie für die Ernährung der Bevölkerung er: 
forderlichen Gegenſtände (insbeſondere lebender Tiere, Lebens 
und Genußmittel, Futtermittel, Metallbearbeitungsmaſchinen und 
Motore, Kriegsausrüſtungsgegenſtände, Flugzeuge, Telegraphen⸗ 
und Eiſenbahn⸗Material, Stablflafchen, Hindernismaterial, Ge 
ſchirre, Sättel, optiſche Inſtrumente, Scheinwerfer, Hufeiſen, 
Waffen, Munition, Rohgummi und Kautſchuk und Waren daraus, 
Metalle, Erze, Kohlen und Kohlenprodukte, Farbſtoffe, Verband: 
ſtoffe, Arzneimittel, Chemikalien, Düngemittel, Flachs, Hanf, 
Wolle, Baumwolle, Kapok, Jute, Seide und ihre Garne, Ge⸗ 
webe und Abfälle, Lumpen, Säcke, Ole, Fette und Harze, 
Zucker, Holz, mit Ausnahme des Grubenholzes, Zelluloſe, Papier, 
Druckſchriften, Films uſw.). Das gleiche gilt bezüglich aller 
Waren, die nicht als Stückgut verſendet werden, für die Aus⸗ 
fuhr nach anderen Ländern als Deutſchland, Luxemburg und 
dem von uns beſetzten Gebiet Frankreichs. Dagegen iſt die 
Ausfuhr der nicht allgemein davon ausgeſchloßnen, alſo der 
oben nicht aufgeführten Güter nach den letzterwähnten Ländern 
und Gebieten und die Stückgutausfuhr ſolcher Güter ohne Rückſicht 
auf den Beſtimmungsort frei. 

Einfuhrverbote nach Belgien ſind erlaſſen für Ole, Fette 
und Seifen. Auch hier kann das Generalgouvernement Aus 
nabmen bewilligen. Zollfrei dürfen eingeführt werden Bl 
und Buntſtifte. Werden in das belgiſche Zollgebiet eingeführte 
zollpflichtige Waren dem Empfänger vor der Entrichtung des 
Zolls ausgehändigt, ſo kann die Zollbehörde die Zahlung des 
Zolles unter Friſtſetzung einfordern und zwangsweiſe nad 
Ablauf der Friſt beitreiben. Es gibt gegen die Durchführung 
der Zwangsvollſtreckung nur Beſchwerde an den Verwaltungschef, 
deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 

Im ruſſiſch⸗polniſchen Okkupationsgebiet haben die 
Vorſchriften über den Grenzverkehr im einzelnen gewechſelt 
Über den Güterverkehr beſtehen zur Zeit folgende Vorſchriften: 


in u. 


ne 
wir 
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1. Der Ausfuhrverkehr aus Rußland über die deutſche 

Grenze iſt unterſagt. Ausgenommen von dieſem Verbote ſind: 

a) Geflügel jeder Art, nachdem die Seuchenfreiheit amts⸗ 
tierärztlich feſtgeſtellt iſt, 

b) Eier, Milch und Butter, 

e) friſches Fleiſch, Wurſt, Schinken, Speck bis zu einem 

Gewichte von 10 Pfund, 
d) Gemüſe, Tee, Zucker, Zuckerwaren, Salz und 
Petroleum. 

Im Bedarfsfalle können vom Chef der Zivilverwaltung 
auch für dieſe Gegenſtände für das ganze Gebiet oder für 
Teile desſelben Ausfuhrverbote erlaſſen werden. 

2. Der Geſellſchaft „Wareneinfuhr“ aus Poſen wird 
das Recht zugeſtanden, Waren aller Art, insbeſondere Ge— 
treide, Mehl und ſonſtige für Heeresverwaltung und die 
Volkswirtſchaft erforderlichen nützlichen Gegenſtände, nach 
dem für die Geſellſchaft maßgebenden Geſellſchaftsvertrage 
und ihrer Geſchäftsanweiſung von Rußland nach Deutſch⸗ 
land einzuführen. 

Der Chef der Zivilverwaltung für Ruſſiſch⸗Polen iſt 
befugt, dieſes Recht auch anderen zu erteilen. 

3. Die Ausfuhr von Pferden und Klauenvieh aus Ruß⸗ 
land nach Deutſchland iſt verboten, ſofern zur Ausfuhr nicht 
die Genehmigung des Chefs der Zivilverwaltung für Ruſſiſch⸗ 
Polen erteilt wird. Pferde dürfen die Grenze nur nach 
vorausgegangener Quarantäne auf den zu dieſem Zweck ein— 
gerichteten Quarantäneſtationen überſchreiten. Ein gleiches 
kann vom Chef der Zivilverwaltung im Bedarfsfalle für 
Klauenvieh angeordnet werden. 

»Die Geſellſchaft „Wareneinfuhr“ wurde in Anlehnung an 
die Poſenſche Landesgenoſſenſchaftsbank in Poſen errichtet. Es 
liegt außerhalb des Rahmens der JW. hier im einzelnen auf 
die deutſche Organiſationstätigkeit in den beſetzten Gebieten 
Belgiens und Ruſſiſch-Polens, ſoweit ſie der Volksernährung 
und Wiedererweckung wirtſchaftlicher Tätigkeit gewidmet iſt, 
einzugehen. Der Nationalökonom und Verwaltungswiſſenſchaftler 
wird hier reiches Material finden und mit Intereſſe verfolgen, 
wie die deutſche Verwaltung den verſchiedenen Bedürfniſſen 
beider Verwaltungsgebiete, des belgiſchen mit vorwiegend auf 
Fabrikatausfuhr und Rohſtoffeinfuhr angewieſenen Induſtrie⸗ 
gebiets und des ruſſiſch-polniſchen vorwiegenden Agrargebiets 
mit induſtriellem Einſchlag, unter ſchwierigſten Verhältniſſen 
gerecht zu werden verſtanden hat. Wenn es dabei nicht immer 
ohne Friktionen und Erſchwerungen abgeht, ſo wird nie aus 
den Augen gelaſſen werden dürfen: quantae molis erat. Es 
wird aber vom juriſtiſchen Standpunkt anerkannt werden müſſen, 
daß die Richtſchnur des Art. 43 des Haager Abkommens: 
möglichſte Wiederherſtellung der öffentlichen Ordnung und des 
öffentlichen Lebens und ihre Aufrechterhaltung, ſoweit kein 
zwingendes Hindernis entgegenſteht, unter Beobachtung der 
Landesgeſetze, in beiden Gebieten beobachtet iſt. 

Für den Verkehr mit dem Heimatland kommt der Nach⸗ 
richten⸗ und Perſonenverkehr weiter in Betracht. Seit Oktober 
vorigen Jahres wurde der Poſtverkehr in Belgien in ver— 
ſchiedenen Abſätzen wieder eröffnet; im ruſſiſch-polniſchen 
Beſetzungsgebiet gelten zur Zeit die folgenden Beſtimmungen: 
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In folgenden Orten ſind deutſche Poſtanſtalten eingerichtet, 

die auch den privaten Poft: und Telegraphenverkehr vermitteln: 

Bendzin, Czenſtochau, Kaliſch, Kolo, Konin, Lodz, Pa⸗ 
bianice, Sieradz, Wielun und Wloclawek. 

Zugelaſſen im Verkehr mit dieſen Poſtorten ſind nur 
offene, gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen (Briefe, 
Poſtkarten, Druckſachen, Warenproben und Geſchäftspapiere) 
ſowie Poſtanweiſungen bis 800 & und Telegramme in offener 
Sprache bis zu 15 Wörtern; Poſtſendungen und Telegramme müſſen 
in deutſcher Sprache abgefaßt ſein und dürfen keinerlei Mit⸗ 
teilungen über militäriſche Angelegenheiten enthalten. Der Abſchnitt 
der Poſtanweiſungen darf zu ſchriftlichen Mitteilungen nicht benutzt 
werden. Die Poſtſendungen und die Poſtanweiſungen ſind vom 
Abſender nach den Taxen des inneren deutſchen Verkehrs voll 
zu frankieren. In Ruſſiſch-Polen werden hierzu deutſche 
Poſtwertzeichen, die den ſchwarzen Aufdruck: „Ruſſiſch⸗Polen“ 
tragen, verwendet. Die Poſtanweiſungen, zu denen das Inlands⸗ 
formular zu benutzen iſt, ſind in deutſcher Währung auszuſtellen. 
Bei der Auszahlung der Beträge in Ruſſiſch-Polen wird der 
Umrechnung das Verhältnis von 100 & S 60 Rubel zugrunde 
gelegt. Die vom Abſender zu entrichtende Gebühr für Tele⸗ 
gramme beträgt das Dreifache der Telegrammgebühr für den 
inneren deutſchen Verkehr. 

Erheblichen Beſchränkungen unterliegt noch der Perſonen⸗ 
grenzverkehr mit Ruſſiſch⸗Polen. Er iſt von einer nur in Aus⸗ 
nahmefällen, nur auf Zeit und in der Regel nur auf Grund 
eines Paſſes zu erteilenden Genehmigung abhängig. 

Zur Erteilung der Genehmigung, ſoweit es ſich um die 
Überſchreitung der Grenze von Deutſchland nach Rußland handelt, 
ſind außer für Ruſſen zuſtändig die Armeeoberkommandos, die 
ſtellvertretenden Generaloberkommandos und der Beauftragte 
des Oberbefehlshabers Oſt bei der Zivilverwaltung für Ruſſiſch— 
Polen. f 

Die ſtellvertretenden Generalkommandos ſind befugt, die 
Berechtigung zur Ausſtellung der Genehmigungsausweiſe auf 
andere geeignete Dienſtſtellen zu übertragen, ſofern der Auf⸗ 
enthalt in Rußland die Dauer von ſieben Tagen nicht überſteigt. 

Ruſſen, die die Grenze von Deutſchland nach Rußland 


| überſchreiten wollen, bedürfen hierzu der Genehmigung des 


Beauftragten des Oberbefehlshabers Oſt bei der Zivilverwaltung 
für Ruſſiſch⸗Polen. 

Zur Erteilung von Genehmigungen zur Grenzüberſchreitung 
von Rußland nach Deutſchland ſind die Etappeninſpektionen, 
der Chef der Zivilverwaltung für Ruſſiſch⸗Polen und die Kreis⸗ 
chefs (Polizeipräſidenten) im Verwaltungsgebiet zuſtändig, die 
Kreischefs und Polizeipräſidenten jedoch nur dann, wenn die 
Dauer der Genehmigung den Zeitraum von ſieben Tagen nicht 
überſteigt. 

Für alle Beamten, insbeſondere die Zoll-, Poſt-, Telegraphen⸗ 
und Eiſenbahnbeamten, ſowie für die Telegraphen- und Eiſenbahn⸗ 
arbeiter treten die von ihrer vorgeſetzten Behörde ausgefertigten 
Ausweiskarten an Stelle der Päſſe und Grenzübertritts: 
genehmigungen. Beſondere Genehmigungen zum Grenzübertritt 
ſind nicht erforderlich. 

Die von der Zivilverwaltung für Ruſſiſch-Polen be— 
ſchäftigten Beamten und ſonſtigen Bedienſteten dürfen auf 
Grund der ihnen von dem Chef der Zivilverwaltung aus— 
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geſtellten Legitimationen jederzeit die Grenze überſchreiten. 
Päſſe benötigen ſie nicht. Dasſelbe gilt für die bei den 


Kreischefs und Polizeipräſidenten beſchäftigten Beamten und 


Perſonen, ſofern dieſe eine von dem betreffenden Kreischef oder 
Polizeipräſidenten ausgeſtellte Legitimation beſitzen. 

Zur Anwerbung von Arbeitern in dem unter deutſcher 
Verwaltung ſtehenden Gebiet von Ruſſiſch-Polen iſt eine 
ſchriftliche Erlaubnis des Chefs der Zivilverwaltung für Ruſſiſch— 
Polen oder des zuſtändigen Kreischefs (Polizeipräſidenten) 
erforderlich. 

Die auf Grund einer ſolchen Erlaubnis angeworbenen 
Arbeiter bedürfen zum Überſchreiten der Grenze weder eines 
Paſſes noch eines Grenzüberſchreitungsausweiſes, ſofern ſie in 
geſchloſſenen Trupps über die Grenze geführt werden und der 


Begleiter oder Führer des Transports eine beſondere vom 


Chef der Zivilverwaltung für Ruſſiſch-Polen oder den Kreischefs 
(Polizeipräſidenten) ausgeſtellte Beſcheinigung hat, in der die 
Zahl und die Namen der über die Grenze zu führenden Arbeiter 
enthalten ſind. 

Arbeiter, die von der deutſchen Arbeiterzentrale angeworben 
ſind, werden unter Bewachung den Grenzämtern der Arbeiter⸗ 
zentrale zugeführt und dort mit Inlandslegitimation verſehen. 
Eine beſondere weitere Erlaubnis iſt für ſie nicht erforderlich. 

Alle durch die Arbeiterzentrale oder die dazu ermächtigten 
Privatperſonen angeworbenen Arbeiter müſſen beim Mberjchreiten 
der Grenze den von der preußiſchen Medizinalverwaltung im 
ſanitätspolizeilichen Intereſſe geſtellten Bedingungen genügen. 
Dieſe beſtehen zur Zeit darin, daß die Arbeiter beim Paſſieren 
der Grenze | 

1. genau ärztlich unterſucht, 
2. gegen Pocken geimpft, 
3. gründlich und ſachgemäß entlauſt werden. 

Außerdem muß der Polizeibehörde der Arbeitsſtelle zwecks 
weiterer ſanitätspolizeilicher Aberwachung von dem bevor: 
ſtehenden Eintreffen der Arbeiter telegraphiſch Anzeige erſtattet 
werden. 

Arbeiter, die im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk im feſten 
Arbeitsverhältnis ſtehen oder mit Kulturarbeiten beſchäftigt 
werden, dürfen die Grenze auf Grund einer einfachen vom 
Kreischef (Polizeipräſidenten) auszuſtellenden Legitimation über— 
ſchreiten, die den Namen, Wohnort, Stand und Geſchlecht des 
Arbeiters, den Grenzübergang und das Unternehmen, in dem 
ſie beſchäftigt werden, enthalten muß. 

Perſonen, die auf beiden Seiten der Grenze Grundbeſitz 
haben, und deren Angeſtellte dürfen die Grenze überſchreiten, 
ſofern ſie eine vom Kreischef ausgeſtellte Legitimation haben, 
die den Namen und Wohnort des Inhabers ſowie den Namen 
derjenigen Gemeinde, in der der Grundbeſitz gelegen iſt, enthält. 
Dieſe Legitimationen haben nur für den Bereich der betreffenden 
Gemeinde Gültigkeit, was auf der Urkunde ausdrücklich zu ver— 
merken iſt. 

Arbeiter, die unmittelbar jenſeits der Grenze in Ruſſiſch⸗ 
Polen wohnen und in einem im Inland in der Nähe der 
Grenze gelegenen landwirtſchaftlichen Betriebe in einem feſten 
Arbeitsverhältnis ſtehen, dürfen die Grenze auf Grund einer 
vom Kreischef ausgeſtellten Legitimation überſchreiten, die den 
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Grenzübergang, Namen, Stand, Geſchlecht und Wohnort des 
Inhabers und die Arbeitsſtätte enthalten muß. 

Alle dieſe Legitimationen können gebührenfrei und für 
einen Kalendermonat ausgeſtellt werden. Die Legitimation 


kann durch einen auf den Schein zu ſetzenden Vermerk durch 


den Kreischef (Polizeipräſidenten) jedesmal um einen weiteren 
Kalendermonat verlängert werden. Ä 

Die Befolgung dieſer Vorſchriften iſt durch Strafandrobung 
(Geldſtrafe bis 1000 Rubel und Gefängnis bis 5 Jahren) 
ſowie, was den obenerwähnten Güterverkehr anlangt, Einziehung 
geſichert. 

Über Zahlungsverbote, Wechſelproteſtfriſten u. dal. 
iſt im erſten Artikel das Erforderliche enthalten. Es mag aber 
hier noch beſonders hervorgehoben werden, daß zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Belgien Zahlungsverbote überhaupt nie erlaſſen ſind. 
Selbſt darüber ſind ſich, wie Anfragen beweiſen, die Inter⸗ 
eſſenten am internationalen Verkehr nicht ſelten im unklaren. 
Das ruſſiſche Zahlungsverbot gegenüber Deutſchland, Oſterreich⸗ 
Ungarn und der Türkei iſt nunmehr auch durch den Gouverneur 
von Warſchau für ſeinen Bezirk aufgehoben. 

Die Hinausſchiebung der Wechſelproteſtfriſten und der 
Friſten für die ſonſtigen zur Wahrung des Regreſſes beſtimmten 
Rechtshandlungen iſt natürlich fortgeſetzt worden, in Belgien in 
monatlichen Raten, zuletzt bis Ende Auguſt, bei Erſcheinen 
dieſes Artikels jedenfalls weiter. Für Ruſſiſch-Polen hat man 
das zweckmäßigere Verfahren eingeſchlagen, die Verlängerung 
bis auf weiteres, vorläufig bis zum 30. September d. J. durch 
Verordnung vom 14. Mai d. J. in eins vorzunehmen. 

Zivilrechtlich wichtig ſind noch die belgiſche Verordnung 
vom 10. Juli d. J. über Pfändung von Forderungen an Be 
hörden und eine neuere Verordnung, wodurch der Friſtenlauf 
des Vorzugsrechts der Lieferanten von Maſchinen, deſſen Dauer 
nach Geſetz vom 16. Dezember 1851 2 Jahre beträgt, für die 
Dauer des Krieges gehemmt iſt. Die Verordnung vom 
10. Juli d. J. erklärt Forderungspfändungen und die nach 
belgiſchem Recht zuläſſigen Zahlungsverbote (saisie-arrét ou 
opposition Art. 557 f. der belgiſchen ZPO.) gegenüber deutſchen 
Behörden für unzuläſſig. Ein Gläubiger, der eine Forderung 
ſeines Schuldners gegen eine deutſche Behörde mit Beſchlag 
belegen will, hat ſich auf Grund der von dem Präſidenten des 
Gerichts I. Inſtanz am Wohnort des Schuldners nad- 
zufuchenden und nach causae cognitio zu erteilenden Erlaubnis 
an die Behörde zu wenden, die einen der Forderung ent: 
ſprechenden Betrag ihrer Schuld bei der Hinterlegungskaſſe — 
natürlich mit befreiender Wirkung gegenüber ihrem Gläubiger — 
hinterlegt, worauf das Pfändungsverfahren des Art. 557f. 
belgiſcher ZPO. eröffnet iſt. N 

Durch Verordnung vom 23. Juni d. J. ſind für Belgien 
die Prioritätsfriſten des Art. 4 der revidierten Pariſer Über⸗ 
einkunft über den gewerblichen Rechtsſchutz, ſoweit ſie nicht vor 
dem 31. Juli 1914 abgelaufen waren, bis auf weiteres Der 
längert. 

In Ruſſiſch-Polen iſt die im erſten Artikel (JW. Nr. 9 
S. 429 unter D) erwähnte Befugnis des Prozeßgerichts, 
Zahlungsfriſten zu bewilligen und die Zwangsvollſtreckung 
einzuſtellen, dahin geändert, daß die Friſt von drei auf 
ſechs Monate verlängert iſt (VO. vom 3. Juli d. J). 


F 
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Durch Verordnung vom 10. Juli d. J. iſt ferner die Möglichkeit 
der Verhängung der Zwangsverwaltung über Unternehmungen 
eingeführt, die vom feindlichen Ausland aus geleitet und beauf— 
ſichtigt werden, an deren Kapital, Ertrag oder Leitung zu 
mindeſtens einem Drittel Angehörige des feindlichen Auslandes 
beteiligt ſind, die weſentliche Teile ihres Betriebes im feindlichen 
Ausland unterhalten, bei denen ein deutſches öffentliches Intereſſe 
an der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des Betriebes 
beſteht oder deren Betrieb den deutſchen Intereſſen Abbruch zu 
tun geeignet iſt. Hier wie in Belgien ſind fortgeſetzt derartige 
Unternehmungen unter Aufſicht geſtellt. 

Was auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts in beiden 
Gebieten verordnet iſt, ſoll hier, dem Zwecke dieſes Aufſatzes 
entſprechend, im allgemeinen übergangen werden. Nur kurz ſei 


verwieſen auf die in beiden Beſetzungsgebieten zur Sicherung 


der Volksernährung erlaſſenen Verordnungen und geſchaffenen 
Organiſationen. Ich ſchreibe keinen Panegyrikus, ſchon weil 
das contra naturam mei generis iſt. Aber es darf darauf 
hingewieſen werden, daß die deutſche Verwaltung ſich auch vor 
allem der Gebiete angenommen hat, auf denen ſie rückſtändige 
Kulturzuſtände im Feindesland vorfand, der Volksſchulpflicht 
und der Fabrikgeſetzgebung in Belgien, dem Staßenbau in 
Ruſſiſch⸗Polen, um nur einige Beiſpiele zu nennen. Die 
Diktatur wird alſo im Sinne des aufgeklärten Deſpotismus 
geübt. Und ſoweit die Rückſicht auf die Kriegführung es ge 
ſtattet, wird die Bevölkerung zur Beteiligung am öffentlichen 
Leben zugelaſſen. Über das Verſammlungsrecht wird von 
anderer Seite das Erforderliche in der IW. mitgeteilt. Die 
Städteordnung für die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden 
Gebietsteile Ruſſiſch-Polens beruht auf den Steinſchen Ideen; 
die Selbſtverwaltung umfaßt die gleichen Gebiete wie bei uns. 
Die Städte haben Korporationsrechte, Nationalität und Religions— 
bekenntnis kommen grundſätzlich für die Beſetzung der ſtädtiſchen 
Ehrenämter nicht in Betracht; freilich iſt einſtweilen das Er— 
nennungsrecht der Stadtverordneten bis zum Erlaß der Wahl: 
ordnung eingeführt. Auf dieſe wie auf die Hauptorganiſationen 
des inneren Wirtſchaftslebens — Kohlenzentrale und Schmieröl— 
zentrale in Belgien, Bergordnung und Bergwerksſperre, Geſell⸗ 
ſchaft „Wareneinfuhr“ in Ruſſiſch-Polen, kann vielleicht, wenn 
die Verwaltungsverhältniſſe konſolidiert ſind, zurückgekommen 
werden, da einige weitere Organiſationen beabſichtigt ſind. 
Nur einige für den allgemeinen Geſchäftsverkehr wichtige Dinge 
mögen noch kurz berührt werden. 

Fi,ur die beſchlagnahmten Güter ſollen bekanntlich Requiſitions⸗ 
ſcheine ausgeſtellt werden. Die Rechtsnatur dieſer Scheine iſt 
nur die einer Empfangsbeſcheinigung, Wertpapiercharakter haben 
ſie nicht. In Belgien entwickelte ſich aber ein Handel mit 
teils wucheriſchem Beigeſchmack in dieſen Scheinen. Dieſem 
tritt ein Erlaß des Generalgouverneurs vom 15. Juni d. J. 
entgegen. Durch Verordnung vom 2. April d. J. war nämlich, 
um liquide Mittel den Inhabern ſolcher Empfangsſcheine vor 
ihrer Einlöſung zuzuführen, eine „Vorſchußkaſſe beim General⸗ 
gouverneur in Belgien“ errichtet, bei welcher Deutſche, An 
gehörige verbündeter Staaten, im Inland weilende Belgier und 
Neutrale nach erfolgter Prüfung Vorſchüſſe auf die Empfangs⸗ 
ſcheine für requirierte Maſſengüter erhalten konnten. Nachdem 
dann durch die Verordnung des Reichskanzlers vom 25. April 
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1915 die Reichsentſchädigungskommiſſion in Berlin eingeſetzt 
war, wurde die Vorſchußkaſſe dieſer als Vorprüfungskommiſſion 
angegliedert. 

In Ruſſiſch-Polen find die Valutaverhältniſſe neuer⸗ 
dings, wie folgt, geordnet: Deutſches Geld muß in Zahlung 
genommen werden, wobei 100 & = 60 Rubel gelten; bei vor 
dem 10. März 1915 fälligen Steuern und Abgaben, die in 
deutſcher Währung gezahlt werden, gelten 100.4 = 50 Rubel. 
Bei privatrechtlichen Zahlungsverpflichtungen, die vor dem 
10. März d. J. entſtanden ſind, hat der Gläubiger das Recht, 
Zahlungen in deutſcher oder ruſſiſcher Währung nach ſeiner 
Wahl zu verlangen. Dieſe Sätze enthalten zwingendes Recht. 
Die Errichtung einer Bank iſt in Vorbereitung. 

Endlich iſt, vielleicht als Verſuch für die ſpätere Reichs- 
geſetzgebung, im ruſſiſch-polniſchen Okkupationsgebiet ein 
Zigarettenverkaufsmonopol eingeführt. Ausgenommen ſind 
Liebesgaben, der Bedarf der Angehörigen der verbündeten 
Armeen und der Zivilverwaltung, bis zu 25 Stück zum Ver⸗ 
brauch von Reiſenden, Schiffern und Fuhrleuten. Das 
Zigarettenamt der Zivilverwaltung vermittelt den An⸗ und 
Verkauf der Zigaretten. Dieſe müſſen mit Banderole verſehen 
ſein und gehen zollfrei ein. Der Handel bedarf der Genehmigung 
der Kreischefs, der Verkauf darf nur in geſchloſſenen Packungen 
zu den auf der Packung angegebenen Kleinverkaufspreiſen ſtatt⸗ 
finden. Gewerbsmäßige Zigarettenherſtellung außer für eignen 
Bedarf und Einfuhr von Zigarettenmaſchinen iſt verboten. 
Die Einfuhr ſteht ausſchließlich der Zivilverwaltung zu. Geld⸗ 
ſtrafen von 50 bis 10 000 &, im Unvermögensfalle Freiheits- 
ſtrafen und Einziehung, für Anfertigung unechter Zigaretten⸗ 
ſtreifen prinzipale Gefängnisſtrafe nicht unter 3 Monaten ſollen 
das Monopol ſichern. 


Deutſche Geſetzgebung und Verwaltung 
in Feindesland.) 
Von Profeſſor Dr. Ed. Heilfron, Charlottenburg. 


Siegreich ſind die deutſchen Heere in Feindesland ein⸗ 
gezogen, und weite Strecken belgiſcher, franzöſiſcher und ruſſiſcher 
Erde ſind „feſt in deutſcher Hand“. Sobald eine gewiſſe 
Ständigkeit der militäriſchen Lage eingetreten war, ergab ſich 
für die deutſche Heeresverwaltung die Notwendigkeit, die beſetzten 
Teile auch wirtſchaftlich wieder in Ordnung zu bringen, nicht 
weniger im Intereſſe der Sicherheit des vorrückenden Heeres 
und feiner rückwärtigen Verbindungen, als in dem der Nutzbar⸗ 
machung des Beſetzungsgebietes für die Wirtſchaft ſeiner Be⸗ 
wohner und des Deutſchen Reiches. g | 

Mit deutſcher Gründlichkeit und Schnelligkeit haben ſich 
die berufenen Behörden dieſer Aufgabe unterzogen. Die eigen: 
artige Befähigung der Deutſchen, die ſelbſt unſere Feinde heute 
rückhaltlos anerkennen: mit klarem Blick und raſchem Entſchluß 
die der Sachlage entſprechenden Einrichtungen zu treffen, hat 
ſich auch in den Beſetzungsgebieten im Weſten wie im Oſten 


Dove, Der Rechtszuſtand in den okkupierten 


1) Vgl. hierzu: JW. 1915, 425 ff. (hier ab⸗ 


Gebieten Belgiens und Ruſſiſch-Polens, 
gekürzt: „Dove“). 
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bewährt. Wohin der Deutſche feinen Fuß ſetzt, da ſchafft er 
Ordnung, da herrſcht Pünktlichkeit und Sauberkeit. 

Bis zum Beginn des XX. Jahrhunderts war die Behand⸗ 
lung beſetzten feindlichen Gebietes in das freie Ermeſſen des 
Militärbefehlshabers geſtellt. Durch die beiden Haager Friedens⸗ 
konferenzen von 1899 und 1907 ſind die Geſetze und Gebräuche 
des Landkriegs auch hinſichtlich der militäriſchen Gewalt auf 
beſetztem feindlichen Gebiet feſtgeſtellt, und es iſt ſo eine ſichere 
Grundlage geſchaffen worden. Noch im Jahre 1870 fehlte dieſe, 
und dieſer Mangel eines Einverſtändniſſes über die dem be⸗ 
ſetzenden Staate im Beſetzungsgebiete zuſtehenden Rechte und 
Pflichten trug die Hauptſchuld daran, daß zahlreiche Anordnungen 
der deutſchen Behörden — ſchon während des Krieges und noch 
bis in die neueſte Zeit — einer abſprechenden Beurteilung durch 
Franzoſen und andere Ausländer unterworfen worden ſind. 

Gegenwärtig iſt der Leitſatz für die Verwaltung feindlichen 
Gebietes durch Art. 43 der Landkriegsordnung vom 18. Ok⸗ 
tober 1907 gegeben; er ſtimmt im weſentlichen mit Art. 43 der 
Landkriegsordnung vom 29. Juli 1899 überein, ſo daß es einer 
Erörterung der Frage, ob die Landkriegsordnung von 1907 im 
gegenwärtigen Kriege anwendbar iſt, nicht bedarf.“) 

Art. 43 ſagt: „Nachdem die geſetzmäßige Gewalt tatſächlich 
in die Hände des Beſetzenden übergegangen iſt, hat dieſer alle 
von ihm abhängenden Vorkehrungen zu treffen, um nach Mög⸗ 
lichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wieder 
herzuſtellen und aufrechtzuerhalten, und zwar, ſoweit kein 
zwingendes Hindernis beſteht, unter Beachtung der Landes⸗ 
geſetze. Hiervon ausgehend, hat die deutſche Militärverwaltung 
unter Zuziehung nichtmilitäriſcher Hilfskräfte baldmöglichſt für 
eine Wiederherſtellung der Ordnung im Beſetzungsgebiet Sorge 
getragen. 

In Belgien iſt durch Allerhöchſte Kabinettsorder vom 
26. Auguſt 1914 ein „Generalgouverneur“ und bei dieſem ein 
„Verwaltungschef“ ernannt worden. Seit dem 5. September 
1914 erſcheint ein „Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die okku⸗ 
pierten Gebiete Belgiens“,?) das von der politiſchen Abteilung 
bei dem Generalgouverneur in Belgien herausgegeben wird, 
und das außer den Bekanntmachungen des Generalgouverneurs 
und der ihm unterſtellten Behörden nur die — bisher im 
„Moniteur Belge“ veröffentlichten (B. Nr. 25, S. 86) — amt⸗ 
lichen Anzeigen enthält. Die Bekanntmachungen erfolgen in 
deutſcher, franzöſiſcher und flämiſcher Sprache. Maßgebend iſt 
der deutſche Text. 

Im ruſſiſchen Beſetzungsgebiet war der „Oberbefehlshaber 
Oſt“ zunächſt auch die Spitze der deutſchen Zivilverwaltung. 
Nach der Eroberung Warſchaus iſt auch für das öſtliche Be: 
ſetzungsgebiet ein „Generalgouverneur“ und ein „Verwaltungs⸗ 
chef“ ernannt worden. Seit dem 1. April 1915 erſcheint ein 
„Verordnungsblatt der Kaiſerlich Deutſchen Verwaltung in Polen“, 


7) Dove, S. 425. 

3) Die im Geſetz⸗ und Verordnungsblatt enthaltenen Bekannt⸗ 
machungen finden ſich bis Ende 1914 zuſammengeſtellt in: „Deutſche 
Geſetzgebung für die okkupierten Gebiete Belgiens“ von 
Charles Henry Huberich und Alexander Nicol⸗Speyer. 
Haag, Martinus Nijhoff. 1915. — Das „Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt“ (hier abgekürzt: „B.“) iſt übrigens auch durch die Poſt zum 
Preiſe von 2,50 / für das Vierteljahr zu beziehen. 
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das von der Nr. 10, vom 15. Juli 1915 an, den Titel „Ver⸗ 
ordnungsblatt der Kaiſerlich Deutſchen Zivilverwaltung für 
Polen links der Weichſel“ angenommen hat. Der Name des 
„Oberbefehlshabers Oſt“ und jetzt des „Generalgouverneurs“ 
bürgt dafür, daß unter dem langen Titel die Schneidigkeit in 
der Ausführung der Verwaltungsanordnungen nicht leiden wird. 
Dieſes in deutſcher Sprache mit polniſcher Überſetzung erſcheinende 
Verordnungsblatt nimmt außer den amtlichen Bekanntmachungen, 
für die Dr. v. Dziembowski in Poſen verantwortlich zeichnet, 
auch Anzeigen privater Natur auf.“) 

Die bisher erſchienenen Nummern der beiden Verordnungs⸗ 
blätter legen für die verſtändnis⸗ und rückſichtsvolle Tätigkeit 
der deutſchen Behörden ein ehrendes Zeugnis ab. Die beiden 
Verwaltungsgebiete ſind in den mannigfachſten Beziehungen, 
vor allen Dingen hinſichtlich des Kulturſtandes, völlig von⸗ 
einander verſchieden. Das zeigt ſich auch in der Art der für 
die beiden Verwaltungsgebiete erlaſſenen Vorſchriften. 


A. Vorſchriften allgemeiner Natur. 
1. Die von der deutſchen Verwaltung erlaſſenen An⸗ 


ordnungen erlangen verbindliche Kraft: im belgiſchen 


Gebiet mit dem Ablauf des Tages der Veröffentlichung 
(B. Nr. 1, S. 3), im polniſchen Gebiet mit dem Ablauf des 


dritten Tages nach dem Veröffentlichungstage (P. Nr. 1, S. I).. 


Die belgiſche Verwaltung ſpricht — wie auch der Titel des 
Veröffentlichungsblattes zeigt — von „Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen“, während die polniſche Verwaltung nur „Ver⸗ 
ordnungen“ erwähnt. Dieſe an ſich nicht erfreuliche Un- 
ſtimmigkeit hat keine ſachliche Bedeutung. Die belgiſche Ver⸗ 
waltung hat den materiellen, die polniſche den formellen Begriff 
von Geſetz und Verordnung vor Augen gehabt. Daß Geſetze 
im formellen Sinn auch in Belgien von der deutſchen Ver⸗ 
waltung nicht erlaſſen werden können, bedarf bei der Aus⸗ 
ſchaltung des belgiſchen Parlaments kaum der Erwähnung. 

2. Eine der erſten Verordnungen im polniſchen Gebiet 
(P. Nr. 3, S. 4) betrifft die Einführung des gregorianiſchen 
Kalenders (neuer Stil) an Stelle des bisher geltend ge: 
weſenen julianiſchen Kalenders. Dadurch hat die polniſche 
Bevölkerung in der Kulturentwicklung zunächſt einen Sprung 
von 13 Tagen nach vorwärts gemacht. Gleichzeitig iſt die 
mitteleuropäiſche Zeit (M. E. Z.) eingeführt und das Verbot 
der ruſſiſchen Regierung, an den ſogenannten „Galatagen“ 
Amtshandlungen vorzunehmen, aufgehoben worden. Wir 
nehmen an, daß es für die deutſchen Beamten, wenigſtens in 
der erſten Zeit, auch keine Sonn- und Feiertage geben wird! 


B. Vorſchriſten im Intereffe der militüriſchen Sicherheit. 


1. Dank dem tatkräftigen Vorgehen der deutſchen Militär⸗ 
behörden iſt das Franktireurunweſen in Belgien anſcheinend 
beſeitigt. Dagegen beſtehen naturgemäß immer noch Beziehungen 
unerlaubter und gefährlicher Natur zwiſchen den Bewohnern 
des Beſetzungsgebiets und den feindlichen Armeen. Der Unter⸗ 
drückung dieſer Zuſammenhänge dient z. B. der Vorbehalt hin⸗ 


4) Das Verordnungsblatt (hier abgekürzt: „P.“) iſt durch die 
Poſt zum Preiſe von 1,50 & vierteljährlich zu beziehen. 
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ſichtlich aller funkentelegraphiſcher, telegraphiſcher und Fern⸗ 
ſprechanlagen ſowie die Beſchränkung des Verkehrs mit Tauben 


jeder Art (B. Nr. 26, S. 90) und vor allem das Verbot an 


alle Perſonen zwiſchen 16 und 40 Jahren, ohne die vor⸗ 
geſchriebene Erlaubnis Belgien zu verlaſſen (B. Nr. 95, S. 777); 
endlich auch die Aufhebung aller belgiſchen Geſetze und Ver: 
ordnungen über die Miliz und die Garde civique (B. Nr. 21, 
S. 73). Zu den militäriſchen Vorbeugungsmaßregeln gehört 
ferner die ſowohl für Belgien (B. Nr. 97, S. 793) wie für 
Polen (P. Nr. 22, S. 27) angeordnete Ablieferung aller 
Waffen und Munitionsgegenſtände. Im polniſchen Beſetzungs⸗ 
gebiet wird die vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen das Ab— 
lieferungsgebot bei Ausländern, falls nicht mildernde Umſtände 
vorhanden find, mit dem Tode beſtraft (8 7)! 

Intereſſant iſt die in B. Nr. 98, S. 798 den Gemeinden 
auferlegte Verpflichtung, dafür Sorge zu tragen, daß Perſonen, 


die in Überwachung der Meldeämter ſtehen, den nach den 


Meldevorſchriften erlaubten Bezirk nicht verlaſſen. Bei un⸗ 
erlaubter Auswanderung Meldepflichtiger hat die Gemeinde eine 
Strafauflage in Geld zu gewärtigen. Die deutſche Verwaltung 
hat mit dieſer Haftbarmachung der Gemeinde für die Gemeinde: 
mitglieder erneut den Weg betreten, der ſchon 1870 ſich als 
praktiſch erwieſen, freilich auch vielen Widerſpruch hervorgerufen 
hat (Bonfils⸗Fauchille, Manuel, 7. A. 1914 S. 854, § 1219). 
Den gleichen Weg haben übrigens die Ruſſen und die Japaner 
im oſtaſiatiſchen, ſowie die Engländer im Burenkrieg ein: 
geſchlagen. Er widerſpricht auch nicht etwa dem Art. 50 der 
Landkriegsordnung: „Keine Strafe in Geld oder anderer Art 
darf über eine ganze Bevölkerung wegen der Handlungen Einzelner 
verhängt werden, für welche die Bevölkerung nicht als mit: 
verantwortlich angeſehen werden kann.“ Denn durch die 
deutſche Verordnung wird der Gemeinde eine Auffichtspflicht 
auferlegt und deren Nichterfüllung mit einer Strafe bedroht. 
Darüber war man ſich aber auf den Haager Konferenzen einig 
(Meurer, Das Kriegsrecht S. 287; Strupp, Das internationale 
Landkriegsrecht S. 108), daß eine Strafauflage im Falle einer 
auch nur paſſiven Verantwortlichkeit der Geſamtheit zuläſſig ſei. 

2. Zwecks Niederhaltung etwaiger Kundgebungen der Be— 
völkerung im Beſetzungsgebiet iſt ſowohl in Belgien (B. Nr. 34, 
S. 119) wie in Polen (P. Nr. 18, S. 21) das Vereins- 
und Verſammlungsrecht ſtarken Einſchränkungen unter: 
worfen worden; insbeſondere ſind alle Verſammlungen jeden 
Zweckes unter freiem Himmel und alle auch privaten und in 
geſchloſſenen Räumen ſtattfindenden Verſammlungen zur Gr: 
örterung politiſcher Angelegenheiten verboten, während alle 
ſonſtigen Verſammlungen der vorherigen ſchriftlichen Genehmigung 
der Polizeibehörde bedürfen. Alle politiſchen Klubs ſind auf— 


gelöſt und verboten. Es iſt ferner ſowohl in Belgien (B. Nr. 8, 


S. 21) wie in Polen (P. Nr. 31, S. 79) die Zenſur ein— 
geführt. 

In ſeiner würdigen Proklamation vom 2. September 1914 
hatte der erſte Generalgouverneur, Freiherr v. d. Goltz, die ſchönen 
Worte geſprochen: „Von niemand wird eine Verleugnung ſeiner 
vaterländiſchen Geſinnung verlangt, wohl aber eine vernünftige 
Fügſamkeit und unbedingter Gehorſam gegen die Anordnungen 
des Generalgouvernements.“ Wie wenig manche belgiſche 
Kreiſe dieſer Aufforderung und den beſtehenden Verhältniſſen 
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Rechnung zu tragen geneigt waren, zeigen die beiden Ver⸗ 
ordnungen (B. Nr. 89 und 90, S. 732 und 741), deren erſte 
die Anlegung und Ausſtellung belgifcher Abzeichen in 
herausfordernder Weiſe unter Strafe ſtellen mußte, während 
durch die zweite diejenigen Lehrperſonen mit Strafe bedroht 
werden, die im Unterricht oder bei ſonſtigen Schulveranſtaltungen 
ſich deutſchfeindlicher Umtriebe oder Kundgebungen („mendes 
ou manifestations germanophobes“) ſchuldig machen. 

3. Der Vermeidung von Ausſchreitungen der deutſchen 
Truppen dient die Verordnung (B. Nr. 86, S. 710), daß der 
Verkauf oder der Ausſchank anderer alkoholhaltiger 
Getränke als Wein und Bier an Heeresangehörige in 
öffentlichen Lokalen bei Strafe verboten iſt. Damit wird auch 
der etwaigen Verführung unſerer Feldgrauen zum Abſinthgenuß 
tunlichſt vorgebeugt werden. 


C. Vorſchriſten wirtſchaftlicher Natur. 

Die Wiederherſtellung des wirtſchaftlichen Lebens im 
Beſetzungsgebiet gehört zu den wichtigſten Betätigungszweigen 
der deutſchen Verwaltung in Feindesland. Es iſt bekannt, daß 
insbeſondere in Belgien die Geſchicklichkeit und Tatkraft der 
deutſchen Behörden es zuwege gebracht hat, daß die frucht⸗ 
baren Ländereien beſtellt, die Fabriken wieder eröffnet und die 
Bergwerke in Betrieb geſetzt werden konnten. In gleicher 
Weiſe ſind die entſetzlichen Wegeverhältniſſe in Polen mit dem 
Vordringen der Truppen ſtetig verbeſſert, neue Straßen angelegt, 
neue Eiſenbahnlinien geſchaffen worden. 

Zahlreiche Verordnungen ſorgen für die Erhaltung der 
im Beſetzungsgebiet vorhandenen Zivilbevölkerung. Dazu 
gehören in Belgien z. B.: die Beſtandsaufnahmen (B. Nr. 12, 
S. 37), die Ausfuhrverbote (B. Nr. 29, S. 100, und Nr. 45, 
S. 215), die Zulaſſung der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen durch 
die Militärgouverneure (B. Nr. 28, S. 95), die Beſchränkung 
der Herſtellung feiner Backware (B. Nr. 32, S. 111: „behufs 
Einſchränkung des Wohllebens und zur vermehrten Erhaltung 
der Landesvorräte für die Brotbereitung“), die Beſchlagnahme 
des Brotgetreides, der Gerſte, des Mehls, des Hafers und des 
Heus aus dem Erntejahr 1915 (B. Nr. 91, S. 747; Nr. 103, 
S. 837; Nr. 104, S. 853). Es iſt ferner eine „Kohlen⸗ 
zentrale“, deren Sitz zur Zeit in Brüſſel iſt, geſchaffen worden 
(B. Nr. 65, S. 475; Nr. 96, S. 784), an die alle in Belgien 
gewonnenen Steinkohlen, Koks, Briketts nebſt Nebenprodukten 
zwecks alleinigen Vertriebs abzuliefern ſind. Für Polen kommen 
in Betracht: die Verordnungen zur Sicherſtellung der Ernährung 
der Bevölkerung (P. Nr. 24, S. 41 und Nr. 29, S. 73) und 
zur Sicherſtellung der neuen Ernte (P. Nr. 38, S. 133). 


D. Verwaltungs vorſchriſten. 
a) Allgemeine Verwaltung. 

In Belgien (B. Nr. 18, S. 59; Nr. 28, S. 96) werden 
die dem König der Belgier zuſtehenden Befugniſſe vom Kaiſer— 
lichen Generalgouverneur, die nach den Geſetzen über die 
Provinzial- und über die Gemeindeverwaltung den Provinzial— 
gouverneuren zuſtehenden Befugniſſe von den Kaiſerlich Deutſchen 
Militärgouverneuren ausgeübt, in deren Namen die dieſen zu— 
geteilten Präſidenten der Zivilverwaltung die laufenden Geſchäfte 
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der Provinzialverwaltung ſowie die Geſchäfte und den Vorſitz 
in den Députations permanentes führen. Durch eine beſondere 
Verordnung (B. Nr. 38, S. 147) iſt der Erlaß von Polizei⸗ 
verordnungen und Polizeiverfügungen geregelt. Grundſätzlich 
erfolgt die Verwaltung, wie dies auch in Art. 43 der Land⸗ 
kriegsordnung vorausgeſetzt iſt, nach den bisherigen Geſetzen. 
Ob die belgiſchen Beamten ihr Amt unter der deutſchen Ver⸗ 
waltung fortführen wollen oder nicht, ſteht in ihrem Belieben. 
Ein Zwang wird keinesfalls ausgeübt. Andererſeits würde ein 
Verbot der bisherigen Regierung, wie dies z. B. 1870 in 
Frankreich ergangen war, für die beſetzten Landesteile wirkungslos 
ſein (B. Nr. 28, S. 96). Soweit die belgiſchen Beamten ſich 
entſchließen, unter der deutſchen Verwaltung zu arbeiten, was 
ſie in großem Umfange getan haben, ſind ſie (B. Nr. 54, 
S. 338) vom Zugehen der amtlichen Mitteilung über ihre Er⸗ 
nennung und Berufung an zur gewiſſenhaften Erfüllung ihrer 
Amtspflichten gehalten und würden ſich durch deren Ver⸗ 
nachläſſigung haftbar machen. Ein Dienſteid wird von ihnen 
nicht gefordert.) 

Auch in Polen iſt die bisherige Verwaltungseinrichtung 
unter deutſcher Oberleitung im allgemeinen aufrechterhalten. Die 
polizeiliche Gewalt der Kreis⸗Polizeibehörden (Polizeipräſidenten 
und Kreischefs) iſt durch P. Nr. 20, S. 23 geordnet; nach 
P. Nr. 21, S. 24 ſind ſie wegen aller in ihrem Bezirk verübten 
Vergehen und Übertretungen zum Erlaß polizeilicher Straf⸗ 
verfügungen bis zu 5000 Rubel Geldſtrafe und ein Jahr Ge⸗ 
fängnis befugt. Für die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden 
Gebietsteile Ruſſiſch⸗Polens iſt eine neue umfangreiche Städte⸗ 
ordnung erlaſſen worden, die am 1. Juni 1915 in Kraft ge⸗ 
treten iſt (P. Nr. 35, S. 37). 


b) Finanzverwaltung. 


Die völkerrechtliche Grundlage der finanziellen Befugniſſe 
des Beſetzungsſtaates bilden gegenwärtig die Art. 48 und 49 
der Landkriegsordnung, welche lauten: 


Art. 48: „Erhebt der Beſetzende in dem beſetzten Gebiete 
die zugunſten des Staates beſtehenden Abgaben, Zölle und 
Gebühren, ſo ſoll er es möglichſt nach Maßgabe der für die 
Anſetzung und Verteilung geltenden Vorſchriften tun; es erwächſt 
damit für ihn die Verpflichtung, die Koſten der Verwaltung des 
beſetzten Gebiets in dem Umfange zu tragen, wie die geſetz— 
mäßige Regierung hierzu verpflichtet war.“ 

Art. 49: „Erhebt der Beſetzende in dem beſetzten Gebiet 
außer den im vorſtehenden Artikel bezeichneten Abgaben andere 
Auflagen in Geld, ſo darf dies nur zur Deckung der Bedürfniſſe 
des Heeres oder der Verwaltung dieſes Gebiets geſchehen.“ 

In dem durch dieſe Vorſchriften gegebenen Rahmen bewegen 
ſich die für die Beſetzungsgebiete erlaſſenen Anordnungen. Es 
läßt ſich nicht verkennen, daß die in dieſen Gebieten tätigen 
deutſchen Behörden es leichter haben, als ſeinerzeit die deutſchen 
Verwaltungsbehörden in Frankreich. Denn hier hatten die 
unteren Verwaltungsſtellen auf Anweiſung ihrer Regierung ihre 
Mitwirkung bei der Erhebung der Abgaben uſw. für die deutſche 
Verwaltung grundſätzlich verweigert, ein Vorgehen, das zur 
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wechſelſeitigen Verbitterung und zu Zwangsauflagen führte, die 
der franzöſiſchen Bevölkerung ſelbſt am nachteiligſten waren. 

1. Durch Verordnung vom 10. Dezember 1914 (B. Nr. 27, 
S. 93) iſt der belgiſchen Bevölkerung eine Kriegskontribution 
von monatlich 40 Millionen Franks für die Dauer eines Jahres 
auferlegt; als Geſamtſchuldner haften die neun Provinzen. Die 
Abgaben, Zölle und Gebühren, die in dem beſetzten Gebiete zu⸗ 
gunſten des belgiſchen Staates beſtehen, werden vom General⸗ 
gouvernement weiter erhoben (B. Nr. 12 u. 25, S. 38 u. 85). 
Ein außerordentlicher Steuerzuſchlag in Höhe des Zehn— 
fachen der ſtaatlichen Perſonalſteuern iſt denjenigen Belgiern 
auferlegt, die nach Ausbruch des Krieges freiwillig ihren 
Wohnſitz verlaſſen und ſich länger als 2 Monate außerhalb 
Belgiens aufgehalten haben; hiervon erhalten das General⸗ 
gouvernement und die betreffende Gemeinde je die Hälfte 
(B. Nr. 33 u. 50, S. 115 u. 267). 


Für Polen iſt die Rückkehr der anſäſſigen Bevölkerung 


zum 1. Auguſt 1915 unmittelbar befohlen. Wer dieſem Befehl 
zur Rückkehr nicht nachkommt, kann hierzu durch eine nach dem 
Vermögen des Säumigen geſtaffelte Geldbuße bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 500 000 & angehalten werden. Nach Ablauf von 
4 Monaten kann die Geldbuße gegen den Säumigen von neuem 
feſtgeſetzt werden. Die Schätzung des Vermögens, die Feſtſetzung 
und Beitreibung der Geldbuße erfolgt durch den Kreischef 
(Polizeipräſident), in deſſen Verwaltungsgebiet der Säumige 
ſeinen Wohnſitz hat. Die feſtgeſetzte Buße wird im Verordnungs⸗ 
blatt veröffentlicht. Binnen 4 Wochen danach iſt gegen die 
Höhe der Buße Beſchwerde an den Chef der Zivilverwaltung 
zuläſſig, welcher endgültig unter Ausſchluß des Rechtsweges 
entſcheidet (P. Nr. 43, 44, S. 149 f.). 

Der belgiſche Staatshaushalt für 1915 iſt in der 
Einnahme auf 175, in der Ausgabe auf 198 Millionen Franks 
veranſchlagt. Die Deckung des Fehlbetrags von 23 Millionen 
iſt vorbehalten (B. Nr. 72, S. 529). 

2. Im Verhältnis zu den Beſetzungsgebieten gilt das 
Deutſche Reich nach wie vor als Ausland;e) die Einfuhr und 
Ausfuhr von Waren, ſoweit ſie überhaupt geſtattet iſt, unter⸗ 
liegt daher der Verzollung. In Polen iſt neben dem 
deutſchen auch noch ein öſterreichiſch-ungariſches Verwaltungs- 
gebiet vorhanden. Dieſe beiden Verwaltungsgebiete bilden jedoch 
ein gemeinſchaftliches Zollgebiet mit einheitlicher Zoll— 
ordnung und übereinſtimmender Zollrolle (Zolltarif). Die 
Zolleinnahmen werden nach Abzug von 20 Prozent für die 
Zollerhebung und Grenzbewachung zwiſchen den beiden Teilen 
je zur Hälfte geteilt (P. Nr. 23, S. 28, und 37, S. 113). 
Für Markenſammler wird der Hinweis von Intereſſe ſein, daß, 
an Stelle der für ungültig erklärten ruſſiſchen Stempelmarken 
und Stempelformulare, deutſche Stempelmarken zur Einführung 
gelangen; bis zu deren Ausgabe iſt der Stempelbetrag in bar 
zu entrichten (P. Nr. 31, S. 79). Ä 


c) Geſundheitspolizei. | 
Bei den geſundheitspolizeilichen Maßnahmen ſteht natur⸗ 
gemäß das öſtliche Beſetzungsgebiet im Vordergrunde. Durch 
P. Nr. 19, S. 22 iſt für alle anſteckenden Krankheiten eine 
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Anzeigepflicht eingeführt. Durch P. Nr. 30, S. 73 (sgl. 
B. Nr. 49, S. 251) ſind Maßnahmen gegen Viehſeuchen 
getroffen. Die durch das Zuſammenſtrömen großer Mengen 
junger Leute und die dadurch herbeigeführte Anſammlung von 
Proſtituierten in den größeren Städten nahegerückte Gefahr der 
Verbreitung von Geſchlechtskrankheiten iſt in beiden Verwaltungs⸗ 
gebieten Gegenſtand behördlicher Vorſorge geworden. In 
Belgien iſt für Groß⸗Brüſſel (B. Nr. 39, S. 159) und ſpäter 
auch für die übrigen größeren Städte (B. Nr. 52, S. 303) 
eine einheitliche Sittenpolizei eingerichtet worden. Zur Ver⸗ 
hütung der weiteren Ausbreitung von Geſchlechtskrankheiten im 
Oſtheere find durch eine am 1. Juli in Kraft getretene Ver⸗ 
ordnung vom 22. Juni 1915 (P. Nr. 40, S. 138) ſcharfe 
Maßnahmen getroffen worden. Beſonders bemerkenswert iſt 
$ 4, deſſen Übernahme in das neu zu ſchaffende Strafgeſetzbuch 
— vielleicht ſogar unter entſprechender Ausdehnung auch auf die 
Männer — der Erwägung wert iſt: „Frauensperſonen, die 
mit Männern (Zivil und Militärperſonen) geſchlechtlich verkehren, 
obſchon ſie wiſſen, daß ſie geſchlechtskrank ſind, werden mit 
Gefängnis von 2 Monaten bis zu 1 Jahre beſtraft. Außer⸗ 
dem haben ſolche Frauensperſonen zu gewärtigen, daß ſie in 
militäriſchen Gewahrſam und militärärztliche Behandlung ge— 
nommen werden.“ 


E. Geld- und Bankwefen. 


1. In beiden Beſetzungsgebieten iſt grundſätzlich das bis— 
herige Geldweſen aufrechterhalten worden. In Belgien muß 
deutſches Geld mit 1,25 Frank für 1 4 in Zahlung genommen 
werden (3. Nr. 6, S. 15). Dieſe Verpflichtung kann durch 
Parteivereinbarung nicht beſeitigt werden (B. Nr. 12, S. 39). 

2. Wenngleich das Beſetzungsgebiet ſtaatsrechtlich nach 
wie vor als Ausland anzuſehen ift,?) konnte die Tatſache, daß 
es mit dem Deutſchen Reiche dauernd in wirtſchaftlicher Ver: 
bindung ſteht, nicht unberückſichtigt bleiben. Es ſind daher 
einerſeits die ausländiſchen Zahlungsverbote gegen Deutſchland 
beſeitigt, anderſeits die im Vergeltungswege gegenüber den 
feindlichen Staaten erlaſſenen Zahlungsverbote auch auf die 
Beſetzungsgebiete ausgedehnt (B. Nr. 10 u. 17, S. 28 u. 53; 
P. Nr. 4 u. 5, S. 4). 

3. Die für Belgien beſtehende Beſchränkung der Zurück⸗ 
ziehung von Bankguthaben?) iſt mehrfach, zunächſt bis zum 
31. Auguſt 1915, verlängert worden (B. Nr. 99, S. 804). 
Dagegen iſt das von der ruſſiſchen Regierung erlaſſene Mora: 
torium für das polniſche Beſetzungsgebiet aufgehoben?) und 
durch die in Deutſchland beſtehenden Vorſchriften über die Ge⸗ 
währung von Zahlungsfriſten durch das Gericht erſetzt (P. Nr. 6, 
S. 6; Nr. 47, S. 161). 

4. Die des Notenprivilegs teilhaftige belgiſche National: 
bank hat während des Krieges auf Beſchluß des belgiſchen 
Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1914 ihren geſamten 
Metallbeſtand, eine große Menge zur Ausgabe fertiger Noten, 
ihre Notenkliſchees und Notenſtempel, ferner die bei ihr depo⸗ 
nierten Werte des Staates, die von Privaten als Kaution für 
den Staat hinterlegten Werte, ſowie die Wertpapiere der 
Caisse Générale d'Epargne et Retraite nach London gebracht. 
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Da die von der deutſchen Regierung verſuchte Zurückſchaffung 
ſeitens des belgiſchen Finanzminiſters verhindert wurde, und 
da ferner die Nationalbank in Widerſpruch mit ihren Statuten, 
die die Gewährung von Blankovorſchüſſen unterſagen, der 
belgiſchen Regierung große Summen ohne Deckung vorgeſchoſſen 
hat, ſo war die Grundlage der Notenausgabe, nämlich der 
Metallvorrat der Bank, ſeinem Zwecke, den Notenumlauf zu 
ſichern, entzogen, und die Gefahr einer Entwertung der Noten 
nahegerückt. Durch Verfügung des Generalgouverneurs vom 
22. Dezember 1914 (B. Nr. 24, S. 82) wurde deshalb der 
belgiſchen Nationalbank das Recht der Notenausgabe genommen 
und dem älteſten belgiſchen Bankinſtitut, der Société Générale 
de Belgique, übertragen. Die Noten dieſes Inſtituts erhielten 
Zwangskurs ohne Zulaſſung gegenteiliger Abmachungen, aber auch 
die rechtmäßig ausgegebenen Noten der Nationalbank behielten 
Zwangskurs (B. Nr. 31, S. 103). Die dem Notendepartement 
der Société Générale de Belgique geſtatteten Geſchäfte ſind 
ziemlich die gleichen wie die der Reichsbank zugewieſenen. Es 
iſt auch eine Dritteldeckung vorgeſehen; jedoch genügt zu dieſer 
außer der Bardeckung auch die Deckung durch Guthaben bei 
ausländiſchen Banken, durch Deviſen und durch Schatzſcheine 
ausländiſcher Staaten mit längſtens 1½ jähriger Laufzeit. 
Ferner ſind die von den neun belgiſchen Provinzen gemäß Be⸗ 
Ichluffes vom 9. Dezember 1914 ausgegebenen Schatzſcheine 
in Höhe des einfachen Betrages zur Deckung der Noten für 
geeignet erklärt.) Nach dem Ausweis vom 19. Auguſt 1915 
hatte das Notendepartement bereits 407 Mill. Frank Noten in 
Umlauf geſetzt; es beſtanden bei ihm 130 Millionen Giro. 
Guthaben. Die Deckung durch Metall und deutſches Geld 
belief ſich auf 113 Millionen; dazu traten u. a. 360 Millionen 
Schatzſcheine der belgiſchen Provinzen. Die Bank beſaß für 
35 Mill. Frank Wechſel und Schecks auf belgiſche Plätze, kommt 
alſo dem Kreditbedürfnis des Landes in größtem Umfange entgegen. 

5. Die in Belgien angeforderten Maſſengüter werden 
durch eine gemäß der Verordnung des Reichskanzlers vom 
25. April 1915 eingeſetzte Reichsentſchädigungskommiſſion ab⸗ 
geſchätzt. Zur Bevorſchuſſung der für ſolche Güter erteilten 
Empfangsſcheine iſt eine „Vorſchußkaſſe“ beim Generalgouver⸗ 
neur eingerichtet, die gleichzeitig der Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion in der Stellung einer Vorprüfungskommiſſion an⸗ 
gegliedert iſt (B. Nr. 59, S. 403; Nr. 80, S. 661). Mit den 
Requiſitionsſcheinen wird nach der Bekanntmachung B. Nr. 85, 
S. 702 ein unlauterer, vielfach an Wucher grenzender Handel ge- 
trieben; dem ſoll durch die Bevorſchuſſung entgegengetreten werden. 

6. Wie im Deutſchen Reich können in beiden Beſetzungs⸗ 
gebieten!) Unternehmen, die vom feindlichen Ausland geleitet oder 
beaufſichtigt werden, oder bei denen die Aufrechterhaltung oder 
Einſtellung des Betriebs im Intereſſe des Deutſchen Reichs 
ſteht, unter Zwangsverwaltung geſtellt werden (B. Nr. 41, 
S. 178; P. Nr. 14, S. 159). 


F. Rechtspflege. 
a) Belgiſches Beſetzungsgebiet. 
Nach Art. 43 der Landkriegsordnung ſind die Landesgeſetze 
aufrechtzuerhalten, ſoweit kein zwingendes Hindernis beſteht. 
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Dementſprechend beſchränken ſich die Eingriffe des General⸗ 
gouverneurs in den bisherigen Rechtszuſtand auf das Aller⸗ 
notwendigſte. 

1. Nach dem Reichsgeſetz vom 1. Mai 1878 bedürfen im 
Inlande ausgeſtellte öffentliche Urkunden keiner Beglaubi⸗ 
gung. Da nun das Deutſche Reich im Verhältnis zum belgi⸗ 
ſchen Beſetzungsgebiet Ausland iſt, iſt eine unmittelbare Ver⸗ 
wendung deutſcher öffentlicher Urkunden in Belgien unmöglich. 
Es iſt aber eine gewiſſe Vereinfachung geſchaffen worden durch 
die Verordnung vom 16. Juni 1915 (B. Nr. 86, S. 710): 
„Urkunden, die von einer deutſchen öffentlichen Behörde oder 
von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon des 
Deutſchen Reichs aufgenommen oder ausgeſtellt ſind, ſind zum 
Gebrauch in Belgien zuzulaſſen, wenn ſie durch den Ver⸗ 
waltungschef bei dem Generalgouverneur legaliſiert ſind.“ 

2. Forderungs-Pfändungen oder Zahlungsverbote 
(Saisie-Arrèt ou Opposition, Art. 557 ff. der Belgiſchen ZPO.) 
dürfen deutſchen Behörden gegenüber nicht vorgenommen 
werden. Will ein Gläubiger eine Forderung, die ſeinem 
Schuldner gegen eine deutſche Behörde (z. B. für eine An⸗ 
forderung) zuſteht, mit Beſchlag belegen, ſo hat er auf Grund 
einer beſonderen Erlaubnis, die von dem Präſidenten des Ge⸗ 


richts I. Inſtanz des Wohnortes des Schuldners nach Prüfung 


der Rechtslage erteilt wird, ein Geſuch an dieſe Behörde zu 
richten. Die deutſche Behörde wird dann in den ihr geeignet 
erſcheinenden Fällen den von dem Gläubiger beanſpruchten 
pfändbaren Betrag der Forderung bei der Hinterlegungskaſſe 
(Caisse de Depöts et Consignations) hinterlegen. Die Pfän⸗ 
dung ſelbſt erfolgt hierauf nach den Vorſchriften der Art. 557 ff. 
der belgiſchen ZPO. bei dieſer Kaſſe (B. Nr. 95, S. 676). 

3. In allen Fällen, in denen Ausländer infolge des 
Krieges verhindert ſind, ihre Rechte vor den Gerichtsbehörden 
in den okkupierten Gebieten Belgiens zu verteidigen, hat der 
Richter von Amts wegen Stundung gemäß Art. 1244 II des 
in Belgien geltenden Bürgerlichen Geſetzbuchs zu gewähren.!“ 
In keinem Falle dürfen Urteile oder richterliche Verfügungen 
gegen den verhinderten Ausländer erlaſſen werden (B. Nr. 5, 
S. 11). 

4. Der Lauf aller zivil-, ſtraf⸗ und prozeßrechtlichen 
Friſten ebenſo der Lauf der Verjährung iſt, ſoweit dieſe 
Friſten und Verjährungen gegen Deutſche, Oſterreicher, Otto— 
manen und Angehörige neutraler Staaten in den okkupierten 
Landesteilen Belgiens laufen oder geltend gemacht werden 
können, für die Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 15. November 1915 
gehemmt (B. Nr. 11, S. 37). 

5. Mieter, die infolge des Krieges an der Benutzung 
der Mietſache verhindert waren, find berechtigt, entweder Auf: 
löſung des Mietvertrags oder Herabſetzung des Mieipreiſes 
für die Zeit ihrer Verhinderung zu verlangen, ohne daß dem 
Vermieter hieraus ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Mieter 
zuſteht (B. Nr., 15, S. 47). Zur Entſcheidung von Miet: 
ſtreitigkeiten ſind beſondere Schiedsgerichte errichtet (B. Nr. 39, 
S. 162). 15) | 

6. Nach belgiſchem Recht haften die Gemeinden — in 
ähnlicher Weiſe wie in Preußen — für die infolge von Aus- 


12) Dove, S. 427. — 1) Dove, S. 428. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


A 16. 1915. 
ſchreitungen entſtandenen Schäden. Behufs Ermittlung und 
Feſtſtellung der im Auguſt 1914 infolge von Ausſchreitungen 
in mehreren Gemeinden Belgiens entſtandenen Schäden ſind 
Schiedsgerichte eingeſetzt, deren Entſcheidungen endgültig und 
ſofort vollſtreckbar find (B. Nr. 37, S. 131). ““) 

7. Rechtsgeſchäfte über Getreide auf dem Halm ſind 
rechtsgültig, wenn ſie mit ſchriftlicher Zuſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Kreischefs abgeſchloſſen werden (B. Nr. 95, S. 778). 


b) Tolniſches Beſetzungsgebdiet. 

Nach dem Vorſtehenden beſchränken ſich die Rechts⸗ 
änderungen in Belgien im weſentlichen auf einige durch den 
Krieg veranlaßte Eingriffe in das materielle Recht. Das 
Gerichtsverfahren iſt unberührt geblieben. Vor allem ſcheinen 
die belgiſchen Gerichtsbehörden ſich zum Weiterarbeiten unter 
der deutſchen Verwaltung entſchloſſen zu haben, und es ſind, 
dank beiderſeitigem Entgegenkommen, die Schwierigkeiten — 
vor allem in Anſehung der Frage, in weſſen Namen die Gerichte 
urteilen 1e) — vermieden worden, die im Deutſch⸗Franzöſiſchen 
Kriege in manchen Bezirken zeitweilig ein völliges justitium 
herbeigeführt hatten. 

Im polniſchen Beſetzungsgebiet ſind die Eingriffe in das 
materielle Recht (unten 1) bisher ſehr geringfügig geweſen. 
Dagegen hat die deutſche Verwaltung eine einſchneidende Um⸗ 
formung des Verfahrens vorgenommen (unten 2). 

1. Materielles Recht. 

a) In Anſehung des Strafrechts verbleibt es bei den 
bisher geltenden Rechtsnormen. Nur ſind die Strafarten 
denen des Reichsſtrafgeſetzbuchs angepaßt; ferner kommen für 
diejenigen Angehörigen des Deutſchen Reiches, die zur Zeit der 
Begehung der Straftat ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Deutſchen Reiche haben, die in Deutſchland und 
Preußen geltenden ſtrafrechtlichen Beſtimmungen mit der Maß⸗ 
gabe zur Anwendung, daß für derartige Sachen ſtets die 
Bezirksgerichte (ſ. u.) zuſtändig ſind (P. Nr. 10, S. 15). 

b) Ebenſo verbleibt es in Anſehung des bürgerlichen 
Rechts, einſchließlich des Handels- und Wechſelrechts, bei den 
bisher geltenden Rechtsnormen; ſind juriſtiſche Perſonen und 
ähnliche Rechtsgebilde, die zur Zeit keinen geſetzlichen Vertreter 
haben, bei einer Rechtsangelegenheit beteiligt, ſo iſt der erforder⸗ 
liche Vertreter auf Antrag oder von Amts wegen vom Gericht 
zu beſtellen (P. Nr. 11, S. 17). ö 

e) Der Lauf aller zivil-, ſtraf- und prozeßrechtlichen 
Friſten, ebenſo der Lauf der Verjäh rungen iſt, ſoweit dieſe 
Friſten und Verjährungen gegen Deutſche, Oſterreicher, Ottomanen 
und Angehörige neutraler Staaten in dem unter deutſcher Ver⸗ 
waltung ſtehenden Gebiete von Ruſſiſch⸗Polen laufen oder 
geltend gemacht werden können, für die Zeit vom 1. Auguſt 1914 
bis 1. April 1915 gehemmt (P. Nr. 6, S. 53). 

Die Friſten für die Vornahme einer Handlung zur Er⸗ 
haltung des Wechſelrechts oder des Regreßrechts aus einem 
Scheck ſind vorläufig bis zum 30. September 1915 verlängert 
F. Nr. 7, S. 7; P. Nr. 27, S. 57). 

d) Die Vorſchriften über das Bergwerksweſen ſind im 
allgemeinen aufrechterhalten; jedoch dürfen ruſſiſche Staats- 
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angehörige ruſſiſcher Nationalität die Bergwerkoeinduſtrie nicht 
ausüben und der Erwerb neuer, die Berginduſtrie betreffender 
Gerechtſame iſt bis auf weiteres geſperrt (P. Nr. 41 und 42, 
S. 139 ff.). 
N 2. Verfahrensrecht. 16) 
a) Gerichtsverfaſſung (P. Nr. 8, S. 7 ff.). 

In dem unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebiete von 
Ruſſiſch⸗Polen wird die geſamte ordentliche ſtreitige und die 
freiwillige Gerichtsbarkeit ausgeübt: durch Gemeindegerichte, 
durch Bezirksgerichte und durch das Obergericht. 

1. Jedes Gemeindegericht beſteht aus einem Friedens— 
richter als Vorſitzenden und mehreren Schöffen als Beiſitzern; 
es entſcheidet grundſätzlich in der Beſetzung von einem Vor— 
ſitzenden und zwei Beiſitzern. Die Mitglieder des Gemeinde— 
gerichts werden vom Kreischef durch ſchriftlichen Befehl berufen 
und durch Handſchlag an Eides Statt verpflichtet. 

Die Zuſtändigkeit der Gemeindegerichte umfaßt: 

bürgerliche Rechtſtreitigkeiten mit einem Streit⸗ 
wert bis 3000 Rubeln, aber nicht: Eheſcheidungsſachen, 
Anſprüche gegen einen deutſchen Fiskus oder deutſche 
Beamte, Streitigkeiten über Privilegien, Erfindungen, 
Grundſtücke und Grundſtücksrechte; 

in Strafſachen: ſämtliche Übertretungen, ferner die 
im Höchſtfalle mit 500 Rubeln Geldſtrafe oder 1 Jahr 
Gefängnis bedrohten Vergehen und endlich die den Ge— 
meindegerichten von den Bezirksgerichten überwieſenen 
Strafſachen. Nach Bedürfnis werden Amtsanwälte 
beſtellt; 

in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit: die— 
jenigen Angelegenheiten, die ihnen nach bisherigem Recht 
übertragen waren. In dieſen Sachen entſcheidet der 
Friedensrichter allein obne Mitwirkung der Schöffen. 


2. Die Bezirksgerichte beſtehen aus einem oder mehreren 


Bezirksrichtern, die die Fähigkeit zum Richteramt im Deutſchen 
Reiche haben müſſen, und aus Beiſitzern. Alle Mitglieder 
werden vom Chef der Zivilverwaltung durch ſchriftlichen Befehl 
berufen und durch den Kreischef durch Handſchlag an Eides 
Statt verpflichtet. 
Die Zuſtändigkeit der Bezirksgerichte umfaßt: 
in Strafſachen: alle nicht zur Zuſtändigkeit der 
Gemeindegerichte gehörenden ſtrafbaren Handlungen und 
alle Berufungen und Beſchwerden gegen die Ent— 
ſcheidungen der Gemeindegerichte. Dieſe Entſcheidungen 
ſind jedoch nur anfechtbar, wenn auf mehr als 100 Rubel 
oder auf mehr als 6 Wochen Freiheitsſtrafe erkannt iſt. 
Eine Überweiſung an die Gemeindegerichte zur Ent— 
ſcheidung iſt zuläſſig, wenn vermutlich nicht auf mehr 
als 1 Jahr Gefängnis oder 500 Rubel zu erkennen ſein 
wird. Gegen die Entſcheidungen der Bezirksgerichte in 
Strafſachen finden keine Rechtsmittel ſtatt. Bei jedem 
Bezirksgericht beſtebt eine Staatsanwaltſchaft; 
in den ſonſtigen Rechts angelegenheiten: alle 
nicht zur Zuſtändigkeit der Gemeindegerichte gehörenden 
Sachen, ſowie alle Berufungen und Beſchwerden gegen 
die Entſcheidungen der Gemeindegerichte. Dieſe Ent— 
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ſcheidungen find jedoch in vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten nur anfechtbar, wenn der Streitwert 1500 Rubel 
überſteigt. Für Eheſcheidungen zwiſchen Perſonen chriſt⸗ 
lichen Glaubens ſind die Bezirksgerichte nicht zuſtändig; 
vielmehr hat es inſoweit bei den bisher beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften ſein Bewenden. 


3. Das Obergericht beſteht aus dem Präſidenten und 
Oberrichtern und entſcheidet in der Beſetzung von einem Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Beiſitzern. Sämtliche Mitglieder des Ober⸗ 
gerichts müſſen die Fähigkeit zum Richteramt im Deutſchen Reich 
haben, werden durch ſchriftlichen Befehl des Chefs der Zivil: 
verwaltung berufen und durch Handſchlag an Eides Statt ver⸗ 
pflichtet. 

Die Zuſtändigkeit des Obergerichts umfaßt nur 
bürgerliche 'Rechtsſtreitigkeiten. Das Obergericht ent: 
ſcheidet in erſter und letzter Inſtanz, wenn der Wert des 
Streitgegenſtandes mehr als 30 000 Rubel beträgt oder wenn 
es ſich um Anſprüche gegen das Deutſche Reich oder einen 
deutſchen Bundesſtaat oder deren Beamte handelt. Im übrigen 
entſcheidet das Obergericht als Berufungs- oder Beſchwerde— 
gericht gegen die Entſcheidungen des Bezirksgerichts, ſofern 
der Wert des Streitgegenſtandes 15 000 Rubel überſteigt oder 
das Bezirksgericht ohne Rückſicht auf den Streitwert in erſter 
Inſtanz zuſtändig iſt. 

4. Die Berufung ſämtlicher Richter erfolgt für un: 
beſtimmte Zeit und unter Vorbehalt des Widerrufs. 

5. Die Gerichte und Staatsanwaltſchaften haben ſich unter: 
einander und auch andern Behörden Rechtshilfe und Bei— 
ſtand zu leiſten. Derartige Erſuchen von Gerichten und Be— 
hörden, die ihren Sitz nicht in den von der Zivilverwaltung 
beim Oberkommando Oſt betroffenen Gebietsteilen haben, ſind 
an den Präſidenten des Obergerichts zu richten. 

6. Die Gerichtsſprache bei den Gemeindegerichten iſt 
die polniſche, im übrigen die deutſche Sprache. Die Ent— 
ſcheidungen werden in der Sprache abgefaßt, in der die Ver⸗ 
handlung erfolgt. Von den in die höhere Inſtanz gelangenden 
Entſcheidungen der Gemeindegerichte in polniſcher Sprache iſt 
eine deutſche Überſetzung zu den Akten zu bringen, wenn ein 
Bedürfnis vorliegt. 

7. Bemerkenswert iſt die durch § 19 der Verordnung be: 
treffend die Gerichtsverfaſſung gegebene Möglichkeit der Er: 
gänzung von Lücken und der Beſeitigung von Widerſprüchen 
durch Entſcheidung des Obergerichts, dem hierdurch eine 
rechtsſetzende Tätigkeit zugewieſen iſt. 


b) Straf- und Zivilprozeß und Verfahren in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (P. Nr. 9, S. 12 ff.). 

1. Bei den Gemeindegerichten kommt das bisher geltende 
Recht zur Anwendung. 

2. Bei den übrigen Gerichten finden ſinngemäße An— 
wendung: in Strafprozeßſachen die StPO. unter tunlichſter 
Anlehnung an das ſchöffengerichtliche Verfahren; in Zivilprozeß— 
ſachen die ZPO. unter tunlichſter Anlehnung an das amts— 
gerichtliche Verfahren; in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit die Vorſchriften des deutſchen und preußiſchen 
Rechts. 
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3. In Strafſachen erfolgt die Einlegung von Nedht3: 
mitteln gegen die Entſcheidung der Gemeindegerichte ſchriftlich 
oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers binnen 2 Wochen ſeit 
Verkündung oder Zuſtellung, beim Gemeinde: oder beim Bezirks⸗ 
gericht. Die Strafvollſtreckung erfolgt durch den Bezirks⸗ 
richter mit Ausnahme der durch die Gemeindegerichte erkannten 
Geldſtrafen, deren Vollſtreckung dem Friedensrichter obliegt. 
Urteile auf Todesſtrafe oder lebenslängliche Freiheitsſtrafe be: 
dürfen der Beſtätigung des Oberbefehlshabers Oſt. Dieſem 
ſteht auch das Recht der Begnadigung ſowie die Entſcheidung 
über Strafumwandlung und Strafaufſchub zu. Glaubt der 
Bezirksrichter, daß die vom Bezirksgericht verhängte Freiheits— 
ſtrafe, auf die nach den beſtehenden Geſetzen erkannt werden 
mußte, unverhältnismäßig hart iſt, ſo hat er wegen Einleitung 
eines Verfahrens betreffend Strafmilderung im Gnadenwege an 
den Präſidenten des Obergerichts zu berichten. 

4. In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten gilt für kein 
Gericht Anwaltszwang. Die Parteien können ſich durch 
ſchriftlich beſtellte Bevollmächtigte vertreten laſſen; über die 
Zulaſſung eines Vertreters entſcheidet endgültig der Vorſitzende 
des Gerichts. 

Die Einlegung der zuläſſigen Rechtsmittel oder Rechts: 
behelfe hat binnen 2 Wochen ſeit Verkündung oder Zuſtellung 
ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des unteren 
oder des oberen Gerichts zu erfolgen. 


3. Hypotheken- und Grundbuchangelegenheiten (P. Nr. 12, S. 17). 
Es verbleibt grundſätzlich bei dem bisher geltenden Recht. 
Iſt ein Hypothekenbuch infolge der Kriegsunruhen oder aus 
einem anderen Grunde vernichtet oder dem Gericht nicht oder 
nur ſchwer zugänglich, ſo hat das letztere trotzdem alle das 
Grundſtück betreffenden Rechtsakte zu erledigen, ſoweit es ſich 
ohne das Hypothekenbuch ermöglichen läßt, falls erforderlich nach 
Vornahme von Beweiserhebungen. Insbeſondere wird die Ent- 
gegennahme von Erklärungen, die das Grundſtück und deſſen 
Rechtsverhältniſſe betreffen, nicht dadurch gehindert, daß die 
Eintragung im Hypothekenbuch zur Zeit nicht erfolgen kann. 


4. Konkursſachen und Geſchäftsaufſicht (P. Nr. 13 und 14, S. 18). 

a) Für das an ſich nach bisherigem Recht zu erledigende 
Konkursverfahren iſt das Bezirksgericht zuſtändig, deſſen Vor— 
ſitzender als Konkurskommiſſar einen oder mehrere Konkurs— 
verwalter zu ernennen hat. 

b) In Nachbildung der für das Deutſche Reich geltenden 
Vorſchriften iſt auch eine Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des 
Konkursverfahrens zuläſſig. 


5. Die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
(P. Nr. 15, S. 20) 


richtet ſich nach den bisher geltenden Rechtsnormen. 


6. Gebühren und Koſtenweſen (P. Nr. 16, S. 20). 

a) Bei den Gemeindegerichten bleibt es bei den bisherigen 
Vorſchriften. Für die übrigen Gerichte kommen die im Deutſchen 
Reiche und in Preußen geltenden Gerichtskoſtengeſetze, ſowie 
die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, Zeugen und 
Sachverſtändige zur ſinngemäßen Anwendung. 

b) Sämtliche Gebühren fließen in die Kaſſe der deutſchen 
Zivilverwaltung und werden aus dieſer Kaſſe bezahlt. Gebühren 
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und Koſten unter 3 Rubeln und ſolche, deren Beitreibung nach 
Lage der Verhältniſſe ausſichtslos erſcheint, kann der Vorſitzende 
des Gerichts in geeigneten Fällen niederſchlagen. 


* * 
* 


Die vorſtehende Überſicht zeigt, wie vielgeſtaltig die Auf: 
gaben ſind, vor welche ſich die zur Neuordnung der ſtaatlichen 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Feindesland berufenen 
deutſchen Beamten geſtellt ſehen. Es wird ihnen die Anerkennung 
nicht verſagt werden, daß ſie an die Löſung dieſer Aufgaben 
mit Geſchick und Tatkraft herangegangen ſind. Manche der 
dabei zutage geförderten ſchöpferiſchen Gedanken werden in 
den Schatz der dauernden Rechtseinrichtungen des Deutſchen 
Reichs übernommen werden können. Aber auch ſoweit es ſich 
um bloß vorübergehende und mit dem Ausnahmezuſtand ver⸗ 
ſchwindende Erſcheinungen händelt, iſt die von den leitenden 
und den zur Ausführung berufenen Juriſten und Verwaltungs⸗ 
beamten geleiſtete Arbeit nicht vergebens geweſen: ſie alle haben 
ſich um das deutſche Vaterland verdient gemacht und geholfen, 
den endgültigen Erfolg des ſchweren Ringens zu ſichern! Nee 
enim solos nostro imperio militare credimus illos, qui 
gladiis, clupeis et thoracibus nituntur, sed etiam — — iuris- 
consultos (1. 14 C. 2, 7). 


Teilweiſe Lieferungsunmöglichkeit infolge des 
Krieges. 
Von Rechtsanwalt Dr. Starke, Berlin. 


Die Einwirkungen des gegenwärtigen Krieges auf die 
Lieferungsverträge ſind vielfach derart, daß durch ſie die 
Lieferung nicht völlig ausgeſchloſſen wird. Vielmehr bleibt in 
vielen Fällen eine, wenngleich beſchränkte Möglichkeit der Erfüllung. 
Wie in dieſen Fällen ſich die gegenſeitigen Rechte und Pflichten 
beſtimmen, ſoll im folgenden auseinandergeſetzt werden. 

Die Gründe, welche, mit dem Krieg in Zuſammenhang 
ſtehend, dem Pflichtigen die Lieferung teilweis unmöglich machen, 
können ſehr verſchiedener Art fein. Falls Natur- oder Boden⸗ 
erzeugniſſe verkauft ſind, kann infolge von Arbeitermangel, 
Schwierigkeiten der Gewinnung oder der Beförderungsverhältniſſe 
die Ausbeute bzw. Zufuhr eine geringere als die vorausgeſetzte 
ſein. Sind Waren erſt herzuſtellen, ſo kann ſich eine Minderung 
der Erzeugung durch ungünſtige, auf Kriegsurſachen beruhende 
Beeinfluſſung der vielfältigen Faktoren der Erzeugung ergeben. 
Die vorhandenen Warenvorräte können zur Erfüllung der Liefer: 
pflichten nicht zureichen. Hinzukommt die Schwierigkeit der 
Warenbeſchaffung, die durch teilweiſe Verkehrsſtockung und 
Preisſteigerungen des Inlandsverkehrs, insbeſondere aber durch 
die erhebliche Unterbrechung des Handels mit dem Ausland 
herbeigeführt wird. 

In einſchneidendſtem Maße wirken ſchließlich die Beſchlag⸗ 
nahmeeingriffe der Behörden auf Grund des Kriegsleiſtunge 
geſetzes und der ergangenen Kriegsverordnungen ein. Vielfac 
erſtrecken ſich derartige Beſchlagnahmen nur auf einen Teil der 

Jaren, die zur Erfüllung der Lieferpflichten benötigt werden. 
In mehreren Verordnungen iſt das ausdrücklich vorgeſchrieben. 
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So ſind nach der Bekanntmachung über die Verwendung 
von Rohzucker vom 19. Februar 1915 (RGBl. S. 103/104) 
von dem in Rohzuckerfabriken und den dazugehörigen Lagern 
befindlichen Rohzucker aus dem Betriebsjahr 1914/1915 
65 Hundertteile des Kontingents dem Inlandsverbrauch vor⸗ 
behalten. Die übrigen 35 Hundertteile müſſen in ganz be⸗ 
ſtimmter Weiſe zur Erfüllung beſtehender Verträge verwandt 
werden, wobei Lieferungsverträge, die vor einem beſtimmten 
Zeitpunkt geſchloſſen bzw. zu erfüllen ſind, bevorzugt werden 
müſſen. Intereſſant iſt ferner die Bekanntmachung über den 
Anbau von Zuckerrüben vom 4. März 1915 (RGBl. S. 126), 
die in $ 2 und § 3 ausſpricht, daß die vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung geſchloſſenen Verträge der Zuckerſabriken über 
die Lieferung ihrer Erzeugniſſe aus dem Betriebsjahr 1915/1916 
ſowie der Zuckerfabriken oder der Rübenanbauer über Lieferung 
oder Bezug von Zuckerrübenſamen zur Ausſaat im Jahre 1915 
nur in Höhe von 34 der vereinbarten Mengen in Kraft 
bleiben. Als Beiſpiel einer teilweiſen Beſchlagnahme ſei 
ſchließlich die Verordnung über den Verkehr mit Gerſte aus 
dem Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 (RGBl. S. 386) 
angeführt, nach der die Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe 
die Hälfte ihrer Gerſtenernte an den Kommunalverband, für den 
ſie beſchlagnahmt iſt, käuflich zu liefern haben. 

Es ſei zunächſt davon ausgegangen, daß bei den erwähnten 
Fällen die teilweiſe Lieferungsunmöglichkeit lediglich auf Gründen 
beruht, welche von dem Lieferpflichtigen nicht zu vertreten ſind. 
Nach SS 275, 280, 323 BGB. iſt in ſolchen Fällen der Ver: 
käufer verpflichtet, die Lieferung, ſoweit ſie möglich iſt, zu 
bewirken; im übrigen erlangt er Befreiung von der Lieferpflicht. 
Inſoweit aber dem Verkäufer die Verpflichtung obliegt, die 
Lieferung vorzunehmen, hat er auch ein Recht, von dem Käufer 
Abnahme zu verlangen. Der Käufer iſt daher ſeinerſeits ver⸗ 
pflichtet, auch die teilweiſe Lieferung anzunehmen, wobei eine 
entſprechende Herabminderung ſeiner Zahlungspflicht eintritt, 
vgl. übereinſtimmend Titze, Unmöglichkeit der Leiſtung, S. 149; 
Oertmann, Kom. zu § 323 BGB., S. 191 7e (3./4. Aufl.); 
RGRKom. zu § 323 BGB. S. 352 (2. Aufl.), abweichend 
aber S. 356 Nr. 2. a 

Durch die erwähnten Geſetzesvorſchriften iſt der gegenteilige 
Grundſatz des $ 266 BGB. durchbrochen, nach dem an ſich 
der Schuldner zu Teilleiſtungen nicht berechtigt, der Gläubiger 
ſie daher auch nicht anzunehmen verpflichtet iſt. 

Die teilweiſe Annahmepflicht des Käufers kann für ihn 
erhebliche Nachteile herbeiführen. So wenn er ſeinen Geſchäfts⸗ 
betrieb auf die Lieferung ganz beſtimmter Warenmengen oder 
auf Erfüllung beſtimmter Abſchlüſſe eingerichtet hat. Ins⸗ 
beſondere tritt vielfach eine Schädigung des Händlers ein, der 
ſeinen Verkäufern gegenüber nur Anſpruch auf Teillieferungen 
erheben kann, ſeinen Abnehmern aber die Hinderungsgründe, 
welche die Lieferung teilweiſe unmöglich machen, nicht immer 
entgegenſtellen kann. 

Die gleiche Stellung nimmt das Geſetz auch grundſätzlich 
bei den Fällen ein, bei denen die Tatſachen, welche die 
Lieferungsunmöglichkeit herbeiführen, dem Pflichtigen zur Laſt 
zu legen ſind. Dieſe Tatſachen können auf mannigfachen 
Urſachen beruhen. Es ſeien hier die Fälle erwähnt, wo der 
Lieferant während des Krieges Lieferpflichten übernommen hat, 
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ohne ſich rechtzeitig einzudecken oder ohne ſpäter eintretende 
Knappheit von Rohſtoffen zu berückſichtigen oder wo er ſich 
mit Abſchlüſſen übernommen oder von den Behörden unter 
Hintenanſetzung ſeiner ſonſtigen Kundſchaft Heeresaufträge ent⸗ 
gegengenommen hat. 

Gemäß 58 280, 325 BGB. iſt bei teilweiſer ne 
unmöglichkeit, ſelbſt wenn die teilweiſe Lieferungsunmöglichkeit 
von dem Pflichtigen zu vertreten iſt, der Käufer zur teil: 
weiſen Annahme verpflichtet. Eine Ausnahme läßt das 
Geſetz nur dort zu, wo die teilweiſe Vertragserfüllung 
für den anderen Vertragſchließenden kein Intereſſe 
mehr hat. Es ſoll dann letzterer berechtigt ſein, von dem 
ganzen Vertrage zurückzutreten bzw. Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung der ganzen Verbindlichkeit zu fordern. 

Mangelndes Intereſſe an teilweiſer Vertragserfüllung iſt 
vorhanden, wenn die Teilleiſtung im Hinblick auf die vor⸗ 
zunehmende entſprechende Gegenleiſtung den verfolgten Vertrags⸗ 
zweck hinfällig macht (vgl. RG. 50, 143 = JW. 1902, Beil. 195). 

Das Geſetz geht nach SS 280, 325 BGB. davon aus, 
daß bei teilweiſer Erfüllungsunmöglichkeit das Intereſſe des 
anderen Vertragſchließenden an teilweiſer Aufrechterhaltung des 
Vertrages die Regel, das Fehlen eines ſolchen Intereſſes 
die Ausnahme bildet. Das RG. hat aber dieſe geſetzliche 
Annahme abgeſchwächt. Es hat in der angeführten Ent⸗ 
ſcheidung, insbeſondere aber weiter Bd. 67 S. 101 —105 aus⸗ 
geführt, daß aus Vorſchriften des BGB. in Übereinſtimmung 
mit der Verkehrsanſchauung für gegenſeitige Verträge der 
Rechtsgrundſatz zu entnehmen ſei, daß ſie als einheitliche Ver⸗ 
träge im allgemeinen nur einheitlich ſtehen oder fallen können. 
Bei teilweiſer Nichterfüllung eines ſolchen Vertrages könne 
dieſer nicht derart in mehrere Stücke zerlegt werden, daß nur 
von einem Teil zurückgetreten, bei dem anderen Teil dagegen 
ſtehen geblieben werde. 

Bei den von dem RG. entſchiedenen Fällen handelte es 
ſich in dem einen um den Veräußerungsvertrag eines Grund⸗ 
ſtücks, in dem anderen um einen Bierlieferungsvertrag. Bei 
derartigen Verträgen tritt tatſächlich der unteilbare Charakter 
der gegenſeitigen Vertragsbeziehungen in den Vordergrund. Die 
Gründe des RG. treffen aber für die handelsrechtlichen 
Lieferungsverträge nicht zu. Bei dieſen Verträgen wird durch 
Teilerfüllung der Beſtand des Vertrages nicht aufgehoben. 
Es iſt bei ihnen die Ausnahme, daß durch teilweiſe Nicht⸗ 
erfüllung der Käufer das Intereſſe an dem ganzen Vertrage 
verliert. Die Tatſachen, welche das Vorliegen einer ſolchen 
Ausnahme im einzelnen Falle rechtfertigen, ſind daher von dem 


Käufer darzulegen und zu beweiſen. 


Bleibt alſo im Regelfalle bei teilweiſer Lieferungsunmöglich⸗ 
keit der Vertrag zu dem Teile, zu dem ſeine Erfüllung möglich 
iſt, beſtehen, ſo erſtreckt ſich das Fortbeſtehen auch auf die 
Vertragsbedingungen. Die Höhe der Zahlung mindert ſich, 
wie bereits angeführt, in entſprechendem Verhältnis. Aber alle 
ſonſtigen Bedingungen, wie Zahlungsziele, Art der Regulierung 
und Vertragsſtrafen bleiben aufrechterhalten. 

Bei Konkurrenzverboten iſt zu prüfen, ob bei teilweiſer 
Lieferungsunmöglichkeit das Feſthalten an dem Verbot dem 
Vertragszweck zuwiderlaufen würde. Tritt ein ſolcher Wider⸗ 
ſtreit ein, ſo verliert das Verbot ſeine Wirkſamkeit. Z. B. eine 
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Gemeinde hatte ſich verpflichtet, ihren geſamten Bedarf an 
Brenn⸗, Heizungs⸗ und Leuchtmaterialien bei einer Firma zu 
beziehen. Die Firma kann infolge von Störungen, die auf den 
Krieg zurückzuführen ſind, teilweis nicht liefern. Hier iſt die 
Gemeinde als berechtigt zu erachten, die notwendigen Materialien 
anderweit zu beziehen, da Vorausſetzung des Konkurrenzverbotes 
die Vornahme vollſtändiger Lieferungen war. Ahnlich ſind auch 
die ſogenannten Bierlieferungsverträge zu beurteilen, in denen 
ſich Gaſtwirte verpflichten, nur bei einer beſtimmten Brauerei 
zu beziehen, vgl. Merzbacher im Recht 1915, 218. 

Es fragt ſich nunmehr, wie bei teilweiſer Lieferungs⸗ 
unmöglichkeit das Recht und die Pflicht des Lieferanten, die 
Lieferung herabzumindern, ausgeübt werden muß. Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß bei Eintritt der Tatſachen, welche die Lieferung 
teilweis unmöglich machen, der Pflichtige ſeinen Käufern 
Kenntnis zu geben hat. Andernfalls macht er ſich für den aus 
der Unterlaſſung der Anzeige entſtehenden Schaden verantwort⸗ 
lich; vgl. d. Verf. Lieferungsverträge unter Einwirkung des 
Krieges, S. 30/31. 

Insbeſondere bedarf der Klarſtellung, von welchem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Lieferpflichtige bei der Herabminderung ſeiner 
Lieferung auszugehen hat. Denn im Handelsverkehr ſieht ſich 
der Lieferant ſelten einem einzelnen Abnehmer gegenüber. Für 
gewöhnlich hat er an mehrere Kunden ſeines Abnehmerkreiſes, 
teils gleichzeitig, teils früher oder ſpäter verkauft. 

Über den zur Anwendung gelangenden Verteilungsmaßſtab 
war im Anſchluß an eine Entſcheidung des OLG. Naumburg, 
die von dem RG. (Bd. 84, 125 = JW. 1914, 464) abgeändert iſt, 
vor dem Ausbruch des Krieges ein lebhafter Meinungsſtreit 
entſtanden, vgl. einerſeits Schreiber, LeipzZ. 1914 S. 167/170; 
Heuer daſelbſt S. 370/372; andererſeits Kluckhohn im „Recht“ 
1914 S. 263/264 und Joſef daſelbſt S. 357,358, auch das 
OL G. Naumburg, OLG. 28 S. 65 bis 67. 

Dieſer Streit dürfte durch die vorerwähnte Entſcheidung 
des RG. für die Rechtspraxis ihre Erledigung gefunden haben. 
Das RG. nimmt a. a. O. an, daß Treu und Glauben von 
dem Verkäufer eine verhältnismäßige Verteilung der 
Mengen, deren Lieferung ihm noch möglich ſei, im Hinblick 
auf die Geſamtheiten ſeiner Lieferpflichten verlange. 
Die Rechte des Käufers beſtimmten ſich nicht danach, „wer 
zuerſt gekauft hatte oder wer künftig von dem Verkäufer zuerſt 
die Leiſtung fordern werde“. Vielmehr beftebe zwiſchen den 
einzelnen Käufern mit Bezug auf ihre Rechte und Pflichten 
gegen den Verkäufer eine Intereſſengemeinſchaft, deren Eintritt 
das RG. in dem entſchiedenen Falle für den Käufer als 
„vorausſehbar“ erachtet. Hiernach aber habe der einzelne Käufer 
nicht mehr zu verlangen, „als dem Verhältnis der ihm ver: 
kauften Mengen zu der geſamten verkauften Maſſe entſprechen 
würde“. 

Das von dem RG. hervorgehobene Moment der Voraus⸗ 
ſehbarkeit eines ſolchen Eintritts der Intereſſengemeinſchaft der 
Käufer kann meines Erachtens außer Betracht bleiben. Das 
RG. verwertet dieſes Moment auch nur, um eine Rechtfertigung 
des zugrunde gelegten Verteilungsmaßſtabes aus den Grund— 
ſätzen von Treu und Glauben berzuleiten. In der Tat wird 
der einzelne Käufer vielfach damit rechnen, daß er nicht alleiniger 
Abnehmer ſeines Verkäufers, ſondern in Konkurrenz mit anderen 
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Abnehmern iſt. Keinesfalls kann aber von dem Verkäufer, der 
die Verteilung vornimmt, der Nachweis erfordert werden, daß 
der einzelne Käufer bei dem Kaufabſchluß die Vorausſicht hatte 
oder haben mußte, daß ſeine Lieferanſprüche mit denen anderer 
zuſammentreffen würden. 

Die Richtigkeit des von dem RG. angewandten Verteilungs⸗ 
maßſtabes läßt ſich lediglich aus den Grundſätzen von Treu 
und Glauben ableiten. Daß tatſächlich die Verkehrsanſchauung 
ein derartiges Verteilungsprinzip als gerechtfertigt erachtet, 
zeigen vielfach gleichlautende vertragliche Regelungen. Auch 
dahingehende Handelsbräuche ſind feſtſtellbar, vgl. Lieferungs⸗ 
verträge a. a. O. S. 25/26. ö 

Die Verteilung der Liefermengen, deren Lieferung möglich 
iſt, hat ſomit lediglich nach der Höhe der Lieferanſprüche zu 
erfolgen, ganz gleich, ob die Anſprüche ſchon fällig ſind oder 
nicht. Nur diejenigen Anſprüche, die erſt zu einer Zeit zu 
erfüllen ſind, wo mit einem Aufhören der die Unmöglichkeit 
verurſachenden Gründe zu rechnen iſt, können zurückgeſtellt 
werden. Ohne Bedeutung iſt es ferner, ob der Lieferungs⸗ 
anſpruch bereits geltend gemacht iſt. Auch perſönliche Ver⸗ 
hältniſſe, wie langjährige Geſchäftsverbindung oder beſondere 
Dringlichkeit oder Benötigung für den Geſchäftsbetrieb des 
Abnehmers rechtfertigen keine Bevorzugung. Ausnahmen ſind 
nur inſofern zuzulaſſen, als die Abnehmer Militär⸗ oder ſonſtige 
Behörden ſind, die mit den Lieferungen ſtaatliche oder unauf⸗ 
ſchiebbare Aufgaben der Allgemeinheit zu erfüllen haben oder 
ſofern an Perſonen zu liefern iſt, die an die genannten Stellen 
weiter zu liefern haben. Aufſchiebend bedingte Anſprüche ſind 
wie unbedingte zu berückſichtigen. Sie brauchen aber gleich wie 
die ſpäter fällig werdenden erſt bei Eintritt der Bedingung 
bzw. bei Fälligkeit befriedigt zu werden. 

Vorſtehende nach der geſetzlichen Regelung ſich ergebenden 
Folgerungen erfahren vielfach durch Parteivereinbarungen Ab⸗ 
änderung. Es finden ſich häufig Kriegsklauſeln, z. B. etwa in 
folgender Form: | 

„Sollte das liefernde Werk aus irgendeinem Grunde, 
z. B. durch Betriebsſtörungen oder Betriebseinſchränkungen, 
Arbeiterausſtände ... höhere Gewalt jeder Art, wozu 
Mobilmachung, Kriegsfall und Verfügung von Staats⸗ 
behörden gehören, an der Lieferung behindert ſein, ſo 
erliſcht unſere Lieferungspflicht für die Dauer derartiger 
Behinderungen.“ 
„Behinderung“ der Lieferung bedeutet jede Störung von Er: 
heblichkeit, welche die Lieferungsmöglichkeit beeinflußt; fie iſt daher 
jedenfalls bei teilweiſer Lieferungsunmöglichkeit gegeben. Da 
bei Lieferungsbehinderung nach der Vereinbarung die Liefer⸗ 
pflicht „erliſcht“, alſo überhaupt aufhört, fo iſt der Liefer⸗ 
pflichtige bei teilweiſer Lieferungsunmöglichkeit nicht gehalten, 
in gemindertem Maße zu liefern, ſondern er iſt von jeder 
Lieferungspflicht während der Dauer der Behinderung befreit. 

Unter einem weſentlich anderen als dem bisher zur Er⸗ 
örterung gekommenen Geſichtspunkt müſſen diejenigen Fälle 
behandelt werden, wo eine Lieferungsmöglichkeit nicht beſteht, 
weil Beſtandteile des Liefergegenſtandes nicht geliefert 
werden können. Beſonders die Beſchlagnahme von Rohſtoffen 
durch die Behörden hat eine große Anzahl derartiger Fälle hervor⸗ 
treten laſſen. Beiſpielsweiſe ſei erwähnt, daß Beleuchtungs- 
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artikel verkauft wurden, bei denen die zur Herſtellung erforder: 
lichen Metalle mit Beſchlag belegt ſind, oder Lackwaren, die 
infolge der Beſchlagnahme des Benzins bzw. des Terpentinöles, 
das als Löſungsmittel verwandt wird, nicht geliefert werden können. 

In dieſen Fällen liegt nicht teilweiſe, ſondern vollſtändige 
Lieferungsunmöglichkeit vor. Denn der Verkäufer kann infolge 
der Beſchlagnahme der Rohſtoffe den Schuldgegenſtand überhaupt 
nicht leiſten. Was er liefern kann, iſt weder ein Teil des 
Liefergegenſtandes noch kann die überhaupt mögliche Leiſtung 
nach der Verkehrsanſchauung als teilweiſe Erfüllung der Liefer⸗ 
pflicht gelten. Es liegen erſt Stoffe vor, die noch eines mehr 
oder minder langwierigen Herſtellungsprozeſſes bedürfen, um 
nach Beiſetzung oder Verarbeitung mit anderen Stoffen den 
Liefergegenſtand zu erzeugen. Eine Lieferpflicht der Beſtandteile, 
deren Lieferung möglich wäre, beſteht daher nicht; vgl. zum 
Teil abweichend Planck, Kom. II 1 Vorb. zu SS 275 bis 292 
S. 212 und 213. Nur dort, wo es ſich bei der Zuſammen— 
faſſung der Beſtandteile um Miſchungen oder Mengungen bzw. 


um Verarbeitung oder Überarbeitung handelt, die eine erhebliche 


Tätigkeit nicht mehr erfordern, wird auch den Beſtandteilen des 
Liefergegenſtandes Teileigenſchaft zuzuſprechen ſein. Es wird 
dann Lieferung des Teiles beanſprucht werden können. 

Nicht im unmittelbaren Zuſammenhang mit der Frage 
nach der Lieferpflicht beantwortet ſich die Frage, ob bei Beſchlag⸗ 
nahmen von Beſtandteilen der Käufer Erſtattung der erzielten 
Preiſe bzw. der Überpreife beanſpruchen kann. Entſcheidend iſt 
die Auslegung, die dem 8 281 BGB. zu geben iſt. Ich ver: 
neine die Frage in Gemäßheit meiner Ausführungen in dieſer 
Zeitſchrift 1915 S. 561 ff. Wenn Oertmann in der Leipzz. 
1915 Nr. 12 S. 793 bis 799 mit bemerkenswerten Er⸗ 
wägungen im Anſchluß an die Ausführungen von Schulz, 
Arch ZivPrax. 105, 13 die gegenteilige Meinung vertritt, fo 
kann ihm für das geltende Recht nicht zugeſtimmt werden. 
Entwicklungsgeſchichte, Faſſung des Geſetzes und ſeine ſonſtigen 
Vorſchriften zwingen meines Erachtens, wie ich a. a. O. 
ausführte, zu dem Schluß, daß von einem Erſatz für den 
„geſchuldeten Gegenſtand“ im Sinne des § 281 BGB. nur 
geſprochen werden kann, wenn an Stelle des Liefergegenſtandes 
ſelbſt, nicht ſeiner Beſtandteile, andere Werte treten. (Mit 
Oertmann in Übereinſtimmung iſt auch die Ausführung bei 
Planck, a. a. O. S. 213.) 

Wenn Oertmann ſeine gegenteilige Auslegung des S 281 
BGB. mit der Analogie der Vorteilsausgleichung rechtfertigt, 
ſo iſt doch der Geſichtspunkt, unter dem beide Inſtitute zu 
betrachten ſind, kein übereinſtimmender. Bei der Vorteils⸗ 
anrechnung handelt es ſich darum, daß derjenige, der Schadens: 
erſatz begehrt, ſämtliche Vorteile zur Anrechnung zu bringen 
hat, die er ſeinerſeits aus dem ſchadenbringenden Ergebnis zieht. 
Denn inſoweit er Vorteile erlangte, kann von einem Schaden 
überbaupt nicht geſprochen werden. Bei der Unmöglichkeitslehre 
iſt dagegen die poſitiv⸗ rechtliche Regelung entſcheidend, die vor: 
ſchreibt, von wem und in welchem Maße das Riſiko und damit 
verbundene Vorteile eintretender Unmöglichkeit zu tragen ſind. 
Hier iſt eine verſchiedene geſetzliche Regelung möglich, und kommt 
es für das geltende Recht in erſter Hinſicht darauf an, den 
Gedankengang der beſonderen Beſtimmung des 8 281 BGB. 
feſtzuſtellen. 
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Die Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft 
und die Rechtsanwälte. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim. 

Am 15. Auguſt 1915 brachte die Handelszeitung des 
Berliner Tageblatt einen Artikel unter der Überſchrift „General⸗ 
verſammlungstypen. Rechtsanwälte“. Ein Verfaſſer iſt nicht 
genannt. Seine Ausführungen beruhen anſcheinend auf perſön⸗ 
lichen Erfahrungen und — auf perſönlichem Arger. Das letztere 
ſieht man aus einer Reihe mehr oder minder zugeſpitzter Be, 
merkungen. Aber auch aus der Tendenz der Verallgemeinerung. 
Vielleicht liegen der Darſtellung keine eigenen Erlebniſſe zugrunde. 
Dann gilt das Vorſtehende für ſeine Quelle. Das zeigt der 
ganze Aufſatz. Er findet, daß die Rechtsanwälte „in dem 
Beſtreben, Beweiſe für die Berechtigung ihrer Anweſenheit zu 
erbringen oder ſich hervorzutun, zu viel und zu oft reden“. Er 
tadelt die „endloſen Geſchäftsordnungsdebatten, die manchmal der 
Abſicht entſpringen, Anfechtungsgründe zu konſtruieren, manchmal 
auch bloß Rechthaberei und Fachſimpelei zur Urſache haben“. 
Er behauptet, daß die Anwälte, um ſich in finanziellen 
Kreiſen bekannt zu machen, ſich auch ohne Mandat in die 
Generalverſammlungen begeben, „bei denen Senſationen erwartet 
werden oder mit einiger Geſchicklichkeit hervorgerufen werden 
können“ uſw. 

Nun iſt nicht nur ein jedes gute Gedicht Gelegenheitsgedicht. 
Auch der wiſſenſchaftliche und wirtſchaftliche Aufſatz mag ſolche 
Gelegenheitsarbeit ſein. Aber auch dieſer nur im Goetheſchen Sinne. 
Der konkrete Vorfall muß in der Seele des Verfaſſers aufgelöſt 
werden. Er muß durch ſeine Perſon hindurchgeben. Dann wird 
das Erlebnis der Anſtoß zum tiefgehenden Betrachten, zum Er— 
gründen der Urſachen. Solange aber die durch den Zuſammenſtoß 
mit der Sache oder der Perſon unmittelbar hervorgerufene 
Empfindung noch lebendig iſt, wird nur eine Schilderung dieſer 
Wirkung im Empfinden des Einzelmenſchen möglich ſein. Zu 
einer typiſchen Erfaſſung des Problems kann er nicht gelangen. 
Das aber iſt die Aufgabe eines jeden, der ſich an die All: 
gemeinheit wendet. Seine perſönlichen Schmerzen intereſſieren 
ſie nicht. Daran aber krankt offenbar der Aufſatz im Berliner 
Tageblatt. Daher werde ich auch im folgenden nicht eine 
Widerlegung ſeiner Irrtümer Schritt für Schritt verſuchen. 
Eine ſolche Verteidigung verfiele in denſelben Fehler. Sie wäre 
ein Schriftſatz im Parteiintereſſe. 

Wohl aber mag jener Artikel den Anlaß geben, der Frage 
Aktiengeſellſchaft und Anwaltſchaft nachzugehen. Zweifellos 
enthalten die Ausführungen des Berliner Tageblatt gar manches 
Wahre. Nur iſt die Betrachtung eine einſeitige. Nur leidet 
ſie unter der Verallgemeinerung einzelner Vorkommniſſe. 
Der Verfaſſer glaubt Typen zu ſehen, wo doch nur 
Ausnahmeerſcheinungen vorliegen können. Er ſteckt zu 
ſehr in der Angelegenheit drin, um ſie unbefangen zu betrachten. 

Es iſt bekannt, daß die deutſchen Rechtsanwälte eine Er— 
weiterung ihres Arbeitsfeldes erſtreben. Sie wollen nicht nur 
Prozeßvertreter ſein. Ich halte dies für eine geſunde Gr: 
ſcheinung. Nicht nur, weil die wirtſchaftlich ſichergeſtellte Anwalt— 
ſchaft ſtets beſſer iſt als eine mit Sorgen beladene. Vorab 
wird auch nur die Heranziehung des Anwalts zu den Geſchäfts— 
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gewähren als die Vertretung im Prozeſſe. Und dem Kaufmann 
wieder kommt es zugute, wenn er vor dem Abſchluſſe größerer 
Unternehmungen den Rechtsfreund nicht nur wegen der juriſtiſchen 
Form, ſondern als den objektiven Beobachter des wirtſchaftlichen 
Lebens zu Rate ziehen kann. Dieſer Vorgang vollzieht ſich langſam 
und oft faſt unmerklich. Es iſt aber falſch, wenn man meint, daß 
der Anwalt in der Lage iſt, ein ſolches „Betätigungsgebiet für 
ſich zu entdecken“ und zu erobern. Das iſt ſo wenig möglich, 
wie der Staat durch ſeine Geſetze wirtſchaftliche Bewegungen 
und Bedürfniſſe hervorrufen kann. Dieſe bleiben dann immer 
totgeborene Kinder. Es gibt aber im wirtſchaftlichen Leben 
eines Volkes Momente, in denen der Geſetzgeber einzugreifen 
hat, weil das wirtſchaftliche Bedürfnis es fordert. Und ebenſo 
ſolche, in denen der Rechtskundige verlangt wird. Auch hier 
ruft nicht der Juriſt den Wendepunkt, ſondern der Wendepunkt 
den Juriſten hervor. Das hat ſchon Ihering für die Vergangen⸗ 
heit ausgeſprochen. Es gilt in erhöhtem Maße für die Gegen⸗ 
wart. Es wird in den kommenden Tagen nach dem Kriege und 
im Frieden doppelt zutreffen. 

Beſtünde ein Bedürfnis nach dem Rate und der Hilfe des 
Rechtsanwalts für die Aktiengeſellſchaft, für ihre Verwaltung 
wie der Aktionäre nicht, ſo wäre ein Eindringen des Juriſten 
in dieſes Gebiet unmöglich. Nur weil es immer ſtärker wird, 
eröffnet ſich ein Tätigkeitsfeld für die Anwälte. Worauf dieſes 
Verlangen beruht, wäre an ſich gleichgültig. Die „Tendenz zur 
Loslöſung der Aktie von der Perſönlichkeit des Vorbeſitzers“, 
wie es in dem Artikel des Berliner Tageblatts heißt, iſt es 
ſicher nicht. Denn dieſer Vorgang hat ſich abgeſpielt ſeit es 
Aktiengeſellſchaften gibt. Weit eher muß man ein ſtärker werdendes 
Verlangen des einzelnen Aktionärs, ſich ſelbſt um ſeine Intereſſen 
zu kümmern, beobachten. Das tritt auch in der Rechtſprechung des 
RG. zutage. Es verlangt, daß die Generalverſammlung befragt 
werde, wenn die Verwaltung ſich in Unternehmungen beſonderer 
Art einläßt. Das Berliner Tageblatt ſpricht von dem Über: 
gange „vom patriarchaliſchen zum demokratiſchen Charakter“. 
Das wird etwas übertrieben ſein. Doch iſt der hier nieder⸗ 
gelegte Gedanke inſofern richtig, als die Aktionäre durch die 
Generalverſammlung Einfluß auf die Schickſale der Geſellſchaft 
zu bekommen ſuchen. Es geht den Aktiengeſellſchaften wie 
den Republiken. Bei ſchlechten Ergebniſſen will das Parlament 
nicht nur die Regierung zur Rechenſchaft ziehen. Es will 
ſelbſt mitſprechen durch Kommiſſionen oder Vertrauensmänner. 
So erfolgt auch das Heraustreten des Einzelaktionärs aus 
der Reſerve meiſt in ſolchen Fällen. Daher das Bedürfnis 
nach dem Schutze durch den Rechtsanwalt ganz beſonders 
bei Aktiengeſellſchaften in ſchwieriger Lage bemerkbar iſt. 
Darauf beſchränkt er ſich aber — glücklicherweiſe — nicht. 
Es gibt auch Fälle, in denen die Geſchäfte der Aktiengeſellſchaft 
zu gut ſind. Dem vorſichtigen Aktionär wird bange vor den 
Ergebniſſen. Er will ein behutſameres Tempo der Ent⸗ 
wicklung. Oder er will wenigſtens genau die Unterlagen für 
die Gewinnzahlen wiſſen. Bei gutgehenden Geſellſchaften ent⸗ 
ſpinnt oft ſich der Kampf der Aktionäre und der Verwaltung 
um die Gewinnverteilung. Hier will der Aktionär häufig eine 
Ausſchüttung. Der Aufſichtsrat tritt für Reſerven ein. Dazu die 
Tantiemefrage. Ihr Satz wird in den Anfangsſtadien bei 
kleinen Ergebniſſen gern hoch beſtimmt. Aber der Betrag der 
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Tantieme iſt beſcheiden. Bei ſteigenden Gewinnziffern zeigen 
ſich aber immer größere Summen. Dann findet der Aktionär 
dies unangemeſſen. Er vergißt leicht die Jahre der Sorge, die 
der Aufſichtsrat durchlebte, bis er das Unternehmen in die 
Höhe brachte. All dieſe und zahlloſe anderen Momente erklären 
das Auftauchen der ſogenannten Oppoſition in der General 
verſammlung. 

Die Aufgabe des Rechtsanwaltes iſt, als Wahrer der 
Rechte dem Teile zu dienen, der ihn anruft. Das gilt für den 
Aktionär wie für die Verwaltung. Es liegt in dem Amte des 
Rechtsberaters, daß er heute der Beiſtand der einen Gruppe iſt und 
morgen in einer anderen Geſellſchaft der anderen zur Seite 
ſteht. Das iſt keine „Wandelbarkeit“ oder „Verwandlungs⸗ 
fähigkeit“. So wenig wie bei einem Bankdirektor, der in einer 
Generalverſammlung den Aktienbeſitz ſeiner Bank vertritt und in 
einer andern Geſellſchaft als Aufſichtsrat erſcheint. So wenig 
wie bei einem Kaufmann, der eben Käufer und dann wieder 
Verkäufer iſt. Nur muß der Anwalt ſtets die Würde ſeines 
Standes wahren. Er darf nicht die grundlegenden Anſichten, 
die er vertritt, je nach den Parteiwünſchen wechſeln. Denn er iſt 
nicht die Partei ſelbſt. Er wird dabei weit weniger oft in die 
Lage kommen, die Wahrung der ihm anvertrauten Intereſſen ab 
zulehnen, als man im Publikum annimmt. Die Fälle, in denen 
grundſätzliche Fragen erörtert werden, ſind ſehr ſelten. Wie 
im Prozeſſe wird die Beurteilung des konkreten Falles die 
häufige, ja regelmäßige Aufgabe ſein. Hier wird bei anderm 
Tatbeſtande dasſelbe Rechtsprinzip zu andern Ergebniſſen führen 
als bei einem kurz vorher behandelten. Der Laie iſt aber, 
namentlich wenn der Anwalt die Gegenſeite vertritt, nur zu 
leicht geneigt, darin eine Verleugnung der früher verteidigten 
Sätze zu ſehen. Man braucht ihn dabei nur auf die Recht⸗ 
ſprechung des RG. zu verweiſen. Er wird dann oft bei An⸗ 
führung eines früheren Erkenntniſſes die Antwort leſen, daß 
dort der Sachverhalt ein anderer iſt. Handelt es ſich nur um 
eine ſtreitige Rechtsfrage, ſo wird man dem Rechtsanwalte 
nur dann den Vortrag einer perſönlichen Meinung zumuten 
dürfen, wenn er ſie als ſeine perſönliche wiſſenſchaftliche 
Überzeugung niedergelegt hat. In der Generalverſammlung 
wie vor dem Gerichte darf er die Auslegung vortragen, die zu 
dem wirtſchaftlich verfolgten und erlaubten Ziele führt. Er 
ſtützt feinen Antrag auf die Autorität, die feinem Klienten günſtg 
iſt. Unzuläſſig iſt dies nur, ſobald das ſittliche Moment herein: 
ſpielt. Man mag darüber ſtreiten und paktieren, ob der General 
verſammlung das Recht zuſtehe, die Höhe des Gewinnanteils 
des Aufſichtsrats durch Mehrheitsbeſchluß auch während deſſen 
Amtsdauer mit Wirkung für feine Mitglieder herabzusetzen. 
Es gilt dasſelbe wie im Prozeſſe. Nur die Wahrung des 
Taktes bei dieſem Streite der Meinungen iſt notwendig. Nur 
die Darlegung muß in der Weiſe erfolgen, daß die verſchieden 
mögliche Auslegung erkennbar iſt. Wenn es ſich aber darum 
dreht, ob eine Handlung moraliſch erlaubt iſt, dann ift dieſer 
Standpunkt unmöglich. Man denke an die Fälle von Mehrheits⸗ 
beſchlüſſen, die unſittlich ſind, weil ſie gegen die guten Sitten 
verſtoßen. Hier gibt es keine Möglichkeit beider Auffaſſungen. 
Hier muß auch der Anwalt Partei ergreifen. 

Es zeigt ſich hier, was für die ganze Tätigkeit des Rechts. 
anwalts in der Generalverſammlung gilt. Er muß dabei wie 
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überall in feinem Auftreten ſich feiner oberſten Berufspflicht 
bewußt bleiben. Er ſoll wohl der Berater und Helfer, nie 
aber der Diener ſeiner Partei ſein. Er hat auch in der Sitzung 
der Aktiengeſellſchaft wie im Zivilprozeſſe zwar die Intereſſen, 
die ihm anvertraut find, zu wahren, aber ſtets nur in einer 
Weiſe, wie ſie ſeines Standes würdig iſt. Er muß es ab⸗ 
lehnen, ein Ziel erreichen zu helfen, das ihm unerlaubt er⸗ 
ſcheint. Er darf auch das erlaubte Ziel mit lauteren Mitteln 
erſtreben. Je reiner er ſich ſelbſt dabei hält, deſto mehr nützt er 
der Sache. Nicht ſtatthaft iſt, wenn er, obwohl beauftragt, 
den Standpunkt der Verwaltung zu vertreten, als „unabhängiger“ 
Aktionär in der Verſammlung auftritt. Damit erweckt er ein 
falſches Bild von ſeiner Stellung. Darin hat der Artikel im 
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rates hat der Anwalt abzulehnen. Auch dann, wenn er ſchon 
vor dem Mandate Aktionär war. Ein ſolches Vorgehen, wenn 
es ſtattfand, iſt aber ein vereinzeltes. Es iſt eine Ab⸗ 
irrung vom geraden Wege. Es mögen in den Großftäbten 
auch ſonſt ſich hie und da Auswüchſe zeigen. Nur iſt es falſch, 
dieſe Vorfälle zu verallgemeinern. Ein beſtimmter Anwalt mag 
in einem beſtimmten Falle ſo gehandelt haben. Aber eine 
typiſche Erſcheinung der Rechtsanwälte iſt dies nicht. Das⸗ 
ſelbe gilt von anderen Klagen des Berliner Artikels. Man 
wird es ſicher nicht billigen, daß ein Rechtsanwalt, der weder 
ſelbſt Aktionär iſt noch Aktionärvertreter, ſich in eine General⸗ 
verſammlung begibt, um dort ſich zu zeigen. Aber wo und 
wann iſt dies vorgekommen? Bei den Beſchwerden über das 
Zuvielreden wird man ſchon durch die Allgemeinheit der Be⸗ 
merkung zur Vorſicht genötigt. Wer urteilt denn darüber, ob 
die Wiederholung der Ausführung nötig war? Sicher nicht 
der, dem der Angriff galt. Bei der Wahrung der Parteirechte 
das rechte Maß zu halten, iſt ſtets eine Aufgabe, die feines 
Taktgefühl verlangt. Man bedenke aber auch, daß der 
Mandant oft in dem Schweigen des Anwalts die Ver⸗ 
nachläſſigung ſeiner Intereſſen ſieht. Intereſſant wäre es, 
einen Fall zu kennen, in dem ein Anwalt aus „Fachſimpelei“ 
die Verſammlung aufhielt. Oder indem er durch „endloſe Ge: 
ſchäftsordnungsdebatten“ den Beweis für die Berechtigung ſeiner 
Anweſenheit erbringen wollte. Es wird wohl gar manches Mal 
ſich zeigen, daß der angegriffene Teil in einer vielleicht ent⸗ 
ſchuldbaren Nervoſität die Anweſenheit des Anwalts als ſtörend 
und ſeine Reden als „endlos“ empfindet. Unrichtig iſt es aber, 
ſtets über einen ſolchen anſcheinend zutage tretenden Mißſtand nur 
im engeren oder weiteren Kreiſe zu ſchelten. Man habe den Mut der 
Konſequenz. Man teile den Vorfall dem Vorſtande der Anwalts⸗ 
kammer mit. Dazu gehört freilich mehr als zu einer Außerung 
des Unwillens. Auch mehr als zum Schreiben oder Veranlaſſen 
eines Zeitungsartikels über „die Rechtsanwälte“. Der konkrete 
Fall muß dann in ſeinen Einzelheiten dargeſtellt werden. Das koſtet 
nicht nur Arbeit. Es zwingt auch zur Überlegung. Gar manch⸗ 
mal findet der Beſchwerdeführer, daß ſeine erſte Erregung nicht 
begründet war. Wenn nicht, ſo bringt die Unterſuchung des 
Kammervorſtandes Licht in die Sache. Er hört beide Teile. Und 
findet er ein Unrecht auf ſeiten des Anwalts, dann ſchreitet er 
gegen ihn ein. Er warnt ihn vor künftigem ähnlichen Verhalten. 
Er gibt Richtlinien für die Vertretung der Partei in der General⸗ 
verſammlung. Man weiß in Deutſchland, daß die Ehrengerichte 
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ſtreng ihres Amtes walten. Man ſoll ſich daher davor hüten, 
ehe ſie geſprochen, der deutſchen Anwaltſchaft einen Vorwurf 
über typiſche Erſcheinungen zu machen. Ich kenne den Ein- 
wand, der ſtets bei dieſem Hinweiſe erfolgt. Die Kammer⸗ 
vorſtände wüßten eben nicht alles. Sie könnten nicht überall 
Hand anlegen. Aber darum dreht es ſich ja. Wer glaubt, 
daß in einem von ihm ſelbſt erlebten Falle ein Rechtsanwalt 
ſich ſeines Standes nicht würdig benahm, der rufe die Ent⸗ 
ſcheidung des Vorſtandes an. Er mache ſich aber nicht ſelbſt 
zum Richter in eigener Sache. Er ſchädigt ſonſt das deutſche 
Volk in einem koſtbaren Gute, dem Vertrauen zu ſeinen An⸗ 
wälten. 

Das Vertrauen iſt gerechtfertigt. Das gilt für die in 
der Entwicklung begriffene Stellung des Anwalts bei den 
Aktiengeſellſchaften wie bei der erprobten im Prozeſſe. Es iſt 
die alte Geſchichte. Einen Fehltritt erfährt das Publikum. 
Er intereſſiert wie jede Beſonderheit. Das ſoll auch ſo ſein. 
Das iſt ein treffliches Mittel zur Verhütung von Wieder⸗ 
holungen. Aber von den Hunderten und Tauſenden von Fällen, 
in denen der Rechtsanwalt ruhig und würdig ſeines Amtes waltet, 
ſpricht man nicht. Das iſt — Gott ſei Dank — bei uns 
ſelbſtverſtändlich. Das zeigt ſich auch bei der Mitwirkung des 
Rechtsanwalts in der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft. 
In zahlreichen Fällen iſt er es, der den Aktionären den rechten 
Weg zeigt. Seiner objektiveren Denkungsweiſe gelingt es, die 
berechtigten von den grundloſen Beſchwerden zu trennen. Seinem 
Einfluſſe dankt gar manche Aktiengeſellſchaft das Verhüten 
ſtürmiſcher Vorgänge durch eine vorhergehende Verſtändigung. 
Wer kennt die Fälle, in denen die Prozeſſe unterbleiben, weil 
der Anwalt davon abrät, manchmal nach langem Kampfe mit 
den Klienten? Wer weiß darüber etwas, wie oft der Anwalt 
den Aktionär davon zurückhält, in der Generalverſammlung 
grund⸗ und zweckloſe Beſchwerden und Anfragen vorzubringen? 
Das iſt dann freilich kein „Generalverſammlungs typ“, aber 
es iſt der Typus des ehrenhaften deutſchen Anwalts. Danach 
mißt ihn auch das rechtſuchende Publikum und nicht nach ver⸗ 
einzelten Ausnahmevorfällen. Gerade, daß die Anwaltſchaft 
als Geſamtheit gegen ſolches Verhalten reagiert, zeigt immer 
wieder, daß es ſich nicht um Typen handeln kann. 

Die Mitwirkung des Rechtsanwalts im Leben der Aktien⸗ 
geſellſchaften wird nicht zurückzudrängen ſein. Es mag dem 
einzelnen davon Berührten lieb oder leid ſein. Die Ent⸗ 
wicklung der wirtſchaftlichen Bedürfniſſe geht ihren Gang. 
Man wird künftig wohl den Anwalt nicht nur dann zu⸗ 
ziehen, wenn ein Streit zwiſchen zwei Gruppen droht oder 
ſchon ausgebrochen iſt. Die Zeichen mehren ſich, daß er aus 
Vorſicht, damit alles in Ordnung gehe, damit nichts verſäumt 
und verſehen werde, gebeten wird, dem Aktionär zur Seite zu 
ſtehen. Er wird mitunter gar nicht zu reden brauchen. Er hat 
eine ähnliche Aufgabe wie der Offizialverteidiger vor dem Schwur⸗ 
gerichte. Seine Anweſenheit wirkt beruhigend. Das iſt zunächſt 
noch ein Ausnahmefall. Wie weit ſich dieſe Tendenz ausbreitet, 
lehrt erſt die Zukunft. Es hängt von der Weiterentwicklung der 
Aktienunternehmungen und der Beteiligung weiter Kreiſe daran 
ab. Dieſe Vorgänge wieder ſind durch unſere ganze wirtſchaftliche 
Lage nach dem Kriege bedingt. Wir hoffen einen Aufſchwung 
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Schlachtſelde entſpricht. Dabei eine Ausdehnung auf neue 
Gebiete die Folge. Daran bildet für eine Anteilnahme der ganzen 
Bevölkerung die Aktiengeſellſchaft die gegebene Form. Der ein⸗ 
zelne Kleinaktionär bleibt einflußlos. Im Zuſammenſchluß mit 
andern wird er zu einem Machtfaktor. Dieſe mehreren bedürfen 
des Führers und Beraters. Das wird der Rechtsanwalt ſein. 
Durch die Ereigniſſe der Gründerzeit nach dem Kriege 1870/71 
haben wir vieles gelernt. Doch iſt die Gefahr, die in einer 
ſolchen Epoche des Wirtſchaftslebens aus dem Losſtürmen aller 
wieder freigewordenen Kräfte, Menſchen und Werte, erwachſen 
kann, auch heute nicht zu verkennen. Sie wird andere Wege gehen 
als vor 45 Jahren. Hier kann der Rechtsanwalt der Hüter und 
Wahrer der Intereſſen des Volkes werden. Das kann er als 
Berater der Verwaltung wie der Aktionäre tun. Gerade wenn 
und weil er außerhalb des Unternehmens ſelbſt ſteht, wird ihm 
der kühlere Kopf und der ruhigere Blick bleiben. 

Eines freilich muß er noch mitbringen. Das ſcheint eigent⸗ 
lich ſelbſtverſtändlich. Das iſt die genaue Kenntnis des Aktien⸗ 
rechts. Daß dieſes Rechtsgebiet „ſo recht voll von Knifflich⸗ 
keiten, Formalien und Untiefen“ iſt, wie der Artikel im Berliner 
Tageblatt meint, iſt freilich nicht richtig. Das kann nur jemand 
ſagen, der das Aktiengeſetz nicht durchdrungen hat. Die Materie 
iſt nicht leicht. Es kreuzen ſich dabei widerſtreitende Intereſſen. Es 
find vielfach fürſorgende Vorſchriften getroffen, die eine Ausbeutung 
des Unkundigen verhüten ſollen. Man kann das Aktienrecht 
nicht ohne die wirtſchaftliche Bedeutung der Aktienunternehmung, 
ihrer Vorzüge und ihrer Schattenſeiten, verſtehen. Aber man 
kann auch die kritiſchen Fragen einer Aktiengeſellſchaft nicht 
entſcheiden, ohne die leitenden Gedanken des Aktienrechts in ſich 
aufgenommen zu haben. Vielleicht nirgends ſo wie hier muß 
der Juriſt die Regeln des Geſetzes aus ihrer Starrheit löſen. 
Er muß den Geiſt des Rechts in ſich tragen. Dann, aber 
auch nur dann, wird er ſeines Amtes in der der Würde des 
Berufes entſprechenden Weiſe walten. 


Aus dem ſozialen Verſicherungsrecht. 
Von Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


Arankenverſicherung. 


Vorbemerkung: Mit dem Beginn des Jahres 1914 
find die Vorſchriften des zweiten Buches der RWO. über die 
Krankenverſicherung in Kraft getreten. Im Spruchverfahren 
hatte ſich das RVA. mit Anträgen auf Leiſtungen der 
Krankenverſicherung zum erſten Male in der Sitzung vom 
16. November 1914 zu befaſſen. Seitdem hat der höchſte 
Gerichtshof über eine Reihe wichtiger Fragen auf dieſem 
Gebiete entſchieden. Vielfach ergingen die Entſcheidungen auf 
Grund des 8 1693 RWO ., nach welcher Vorſchrift die Ober: 
verſicherungsämter Sachen von grundſätzlicher Bedeutung, in 
denen an ſich die Reviſion ausgeſchloſſen iſt, an das RWA. zur 
Entſcheidung abzugeben haben. Hierdurch war dem RA. die 
Möglichkeit gegeben, auch auf dem der Reviſion verſchloſſenen 
Gebiet auf eine einheitliche Rechtsanwendung hinzuwirken. 
Auch der durch die RBO. neugeſchaffene Beſchlußſenat der 
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Abteilung für Kranken-, Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſiche⸗ 
rung hatte namentlich in den auf Beſchwerde wegen Nicht⸗ 
genehmigung von Krankenkaſſenſatzungen ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen Gelegenheit, zu einer Reihe grundſätzlicher Fragen 
des neuen Krankenverſicherungsrechts Stellung zu nehmen. In 
dieſer Eigenſchaft hat das RWA. insbeſondere bei der Neu⸗ 
geſtaltung der Krankenkaſſen und zwar ſowohl hinſichtlich des 
inneren Ausbaus wie betreffs der äußeren Ausgeſtaltung 
weſentlich mitgewirkt. Manche Beſtimmungen von Kranken⸗ 
kaſſenſatzungen mußten für ungültig erklärt werden. So 
gaben z. B. die Satzungsbeſtimmungen hinſichtlich der beabſich⸗ 
tigten Gewährung der Krankenhilfe durch Heilkundige an 
Familienmitglieder der Verſicherten ſowie die in Ausſicht 
genommene Beſtrafung von Verſicherten wegen Übertretungen 
der Krankenordnung durch Familienangehörige zu Bedenken 
Anlaß. Bei den Streitigkeiten über die Satzungen der Kranken⸗ 
kaſſen hatte ſich der Beſchlußſenat wiederholt mit der Frage zu 
beſchäftigen, wem ein Beſchwerderecht zuſteht. Es wurde ein 
ſolches nur den zur Vertretung der Kaſſe befugten Organen 
zugeſprochen, dagegen den einzelnen Kaſſenmitgliedern verſagt. 
Ferner ließ die äußere Ausgeſtaltung der Kaſſe, insbeſondere 
die Wahl der Kaſſenorgane, zahlreiche Streitfragen entſtehen, 
da dieſe Wahlen zum erſten Male nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl ſtattfanden. Auf Einzelheiten kann hier natürlich 
nicht eingegangen werden. Es ſei nur hervorgehoben, daß für 
die Entſcheidungen des Beſchlußſenats in Wahlſachen im weſent⸗ 
lichen der Geſichtspunkt entſcheidend war, daß die Ausübung 
des Wahlrechts in keiner Weiſe beeinträchtigt werden darf und 
jeder unberechtigte Einfluß auf das Wahlergebnis ausgeſchaltet 
werden muß. Andererſeits hat der Beſchlußſenat den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß eine Wahl nur dann ungültig iſt, wenn 
unheilbare Verſtöße gegen das Geſetz vorliegen, weil es im 
eigenſten Intereſſe der Kaſſen gelegen iſt, daß die Wahl⸗ 
handlungen nicht wiederholt zu werden brauchen. 

Der diesmalige Bericht ſoll ſich in erſter Linie mit der 
Einwirkung des Krieges auf die Krankenverſicherung be⸗ 
faſſen. Dieſe ift, wie ohne weiteres einleuchtet, eine ſehr weſentliche. 
Hier ſei vor allem auf das bereits am 4. 8. 14 ergangene Geſetz 
betreffend die Erhaltung von Anwartſchaften aus der Kranken⸗ 
verſicherung (RGBl. S. 334) hingewieſen. Um das Recht der 
Weiterverſicherung der Kriegsteilnehmer unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des §S 313 RVO. zu ermöglichen, ſchreibt dieſes Geſetz 
vor, daß dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland im Sinne 
des 8 313 Abſ. 1 ein Aufenthalt im Ausland gleichſteht, der 
durch Einberufung zu Kriegs-, Sanitäts- oder ähnlichem Dienſt 
verurſacht iſt. Durch Verordnung des Bundesrats vom 26. 11. 14 
iſt dann weiter beſtimmt worden, daß dieſes Geſetz auch für 
Angehörige der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
gelten ſoll. Auch ſind die der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
geleifteten Kriegs⸗, Sanitäts- und ähnlichen Dienſte denjenigen 
gleichgeſtellt worden, die dem Deutſchen Reiche geleiſtet werden. 
Die enge Waffenbrüderſchaft Deutſchlands und Oſterreich⸗Ungarns 
kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß nach einer Verordnung 
des Bundesrats überhaupt ſämtliche auf Militärdienſtzeiten 
bezügliche Vorſchriften der RVO. entsprechend für Militärdienſt⸗ 
zeiten gelten, die während des jetzigen Krieges in öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Dienſten zurückgelegt worden ſind. 
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Gerade in der letzten Zeit hat das RA. wiederholt 
Gelegenheit gehabt, ſich mit Fragen auf dem Gebiete der 
Krankenverſicherung der Dienſtboten zu beſchäftigen. Da die 
hierbei aufgeſtellten Grundſätze für weite Kreiſe der Bevölkerung 
von großer praktiſcher Bedeutung ſind, wird die Kranken⸗ 
verſicherung der Dienſtboten beſonders in einer der nächſten 
Nummern der JW. behandelt werden. 


1. Kriegsteilnehmer, an deren Angehörige der Arbeitgeber 
einen Teil ihres bisherigen Gehalts während des Krieges 
weiterzahlt, unterliegen nicht der Kraukenverſicherung. 

Eine Aktiengeſellſchaft hatte ihre Angeſtellten, die zum 
Heeresdienſt einberufen worden waren, bei der Ortskrankenkaſſe 
abgemeldet, weil nach ihrer Anſicht das Beſchäftigungsverhältnis 
mit der Einziehung zum Heeresdienſt beendigt ſei. Das Dienſt⸗ 
verhältnis war nicht gekündigt worden, und die Geſellſchaft 
zahlt an die Ehefrauen der Einberufenen einen Teil des Gehalts 
weiter. Der Vorſtand der Ortskrankenkaſſe hat deshalb den 
Fortbeſtand des Beſchäftigungsverhältniſſes angenommen. Er 
verlangt infolgedeſſen die Weiterentrichtung der Beiträge. Das 
RA., dem die Sache zur grundſätzlichen Entſcheidung über⸗ 
wieſen worden iſt, hat folgenden Standpunkt eingenommen: 
Der 5 165 RWO. ſetzt für die Krankenverſicherungspflicht ein 
Beſchäftigtwerden gegen Entgelt voraus (vgl. Amtl. Nachr. des 


NVA. 1912, 721). Wie in der Entſcheidung des RVA. (Amtl. 


Nachr. des RWA. 1914, 813) ausgeſprochen wurde, iſt nicht 
erforderlich, daß eine Beſchäftigung tatſächlich ſtattfindet. Maß⸗ 
gebend iſt vielmehr, daß ein Beſchäftigungsverhältnis vorliegt. 
Ob dies der Fall iſt, beſtimmt ſich nach tatſächlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten, die mit den für ein Dienſtverhältnis 
im zivil⸗ oder öffentlich⸗rechtlichen Sinne maßgebenden nicht 
gleichbedeutend ſind. Ein ſolches Dienſtverhältnis kann noch 
beſtehen, ohne daß ein Beſchäftigungsverhältnis anzunehmen 
iſt (vgl. PrOVG. 38, 317). Es war daher vorliegend nicht 
entſcheidend, daß die Dienſtverträge nicht gekündigt worden ſind. 
Ein durch Antritt von Arbeit begonnenes Beſchäftigungsverhältnis 
dauert an ſich ſo lange fort, bis es tatſächlich gelöſt iſt. 
Letzteres war hier anzunehmen. Zum Weſen des Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes gehört die Verfügungsmacht des Arbeitgebers über 
den Beſchäftigten. Sie iſt anders als beiſpielsweiſe bei einer 
Krankheit des Beſchäftigten in Fällen der vorliegenden Art auf 
einen Dritten, nämlich die Militärbehörde, übergegangen. Aller⸗ 
dings trifft dies auch bei militäriſchen Ubungen zu, ohne daß 
dadurch das Beſchäftigungsverhältnis als beendigt angeſehen 
zu werden braucht (vgl. Hahn, Handb. der Krankenverſicherung 
Anm. 21 zu § 165 RVO.; Hoffmann, RVO. Anm. 23e zu 
§ 165). Indeſſen pflegen ſich militärische Ubungen nur auf 
einen von vornherein begrenzten Zeitraum zu erſtrecken. Bei 
ihnen kann nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge auf den 
Wiedereintritt des Beſchäftigten in das ungekündigte Dienſt⸗ 
verhältnis nach Beendigung der Übung gerechnet werden. 
Hiervon abweichend liegen die Verhältniſſe im Falle eines 
Krieges. In Ermangelung beſonderer Vereinbarungen wird 
hier die tatſächliche Löſung des Beſchäftigungsverhältniſſes der 
Abficht der Beteiligten regelmäßig entſprechen. Ihr hat auch 
der Arbeitgeber dadurch Ausdruck gegeben, daß er die An⸗ 
geſtellten bei der Kaſſe abgemeldet hat. Auch das zweite Er⸗ 
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fordernis für die Verſicherungspflicht, die Gewährung eines 
Entgelts, iſt hier nicht erfüllt. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob die Fortzahlung der bisherigen Vergütung inſoweit als 
Entgelt anzuſehen iſt, als nach 8 616 BGB. ein Anſpruch 
auf ſie beſteht. Denn die Vorausſetzung dieſer Vorſchrift, daß 
es ſich bei der Verhinderung des Angeſtellten an der Dienſt⸗ 
leiſtung um eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit handeln 
muß, liegt nicht vor. Auch kann unerörtert bleiben, ob die 
Weiterzahlung des bisherigen Gehalts ſich als Entgelt darſtellt, 
wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausdrücklich die Fortſetzung 
des Beſchäftigungsverhältniſſes nach Schluß des Krieges ver⸗ 
einbaren, und der Arbeitgeber das Gehalt ganz oder teilweiſe 
fortzahlt, um ſich die Arbeitskraft des Einberufenen für eine 
ſpätere Zeit zu erhalten (vgl. Hahn, Arbeiterverſorgung 1914, 
561). Eine ſolche Vereinbarung iſt nicht behauptet. Vielmehr 
wird hier ein Teil des Gehalts lediglich aus hilfsbereiter, hoch⸗ 
herziger Geſinnung weitergezahlt, um die Frauen und Kinder 
ehemaliger Angeſtellten in der Zeit nicht darben zu laſſen, in 
der ihr Ernährer das Vaterland gegen den Feind verteidigt. 
Aus ſolchen Beweggründen gewährte Zuwendungen ſind 
nicht als Gegenleiſtungen, ſondern als Unterſtützungen zu 
betrachten. Eine der erfreulichſten Begleiterſcheinungen einer 
großen Zeit würde verkannt, wenn dieſen, dem vaterländiſchen 
Pflichtgefühl entſprungenen Zuwendungen der Stempel des 
Entgelts aufgedrückt würde (Köhne, Zentralbl. der Reichs⸗ 
verſicherung 1915, 3). Die Auffaſſung, daß ein Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis gegen Entgelt hier nicht vorliegt und damit auch die 
Verſicherungspflicht entfällt, trägt auch der für die Verficherten 
durch den Krieg geſchaffenen Sachlage Rechnung. Der leitende 
Gedanke der Krankenverſicherung geht dahin, den erkrankten 
Verſicherten wiederherzuſtellen. Deshalb hat er Anſpruch auf 
Heilbehandlung und Krankengeld. Dieſe Leiſtungen, die den 
Beſchäftigten ſelbſt betreffen, ſowie das Sterbegeld, das eine 
angemeſſene Beſtattung ermöglichen ſoll, ſind Regelleiſtungen. 
Sie müſſen unter allen Umſtänden gewährt werden. Dagegen 
ſind die Leiſtungen an die Angehörigen, die Familienhilfe, als 
Mehrleiſtungen in das Belieben der Satzung geſtellt. Die vom 
Geſetzgeber in den Vordergrund geſtellte Fürſorge für den Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt iſt während des Krieges ausreichend anderweit 
gewährleiſtet. Es it inſoweit dem vorhandenen Bedürfniſſe 
genügt, und es bedarf hierzu nicht noch der weitergehenden Annahme 
der Pflichtverſicherung. Gegen ſie ſpricht auch die Erwägung, daß 
dadurch den Arbeitgebern vielfach unverhältnismäßig hohe 
Laſten aufgebürdet würden, die bei der durch den Krieg ge— 
ſchaffenen wirtſchaftlichen Notlage mancher Zweige der Induſtrie 
und des Handwerks ſchwer zu tragen wären. Dieſe Laſten 
könnten manche Arbeitgeber bei aller Opferwilligkeit dazu nötigen, 
die Fürſorge für die Angehörigen von Kriegsteilnehmern weſent⸗ 
lich einzuſchränken oder gar völlig einzuſtellen. Das würde aber 
ein nach allen Seiten unerwünſchtes Ergebnis ſein, durch welches 
beſonders die Kriegsteilnehmer, deren Intereſſen in erſter Linie zu 
ſchützen ſind, empfindlich geſchädigt würden. (RVA. 6. 2. 15.) 


2. Kraukengeldauſpruch derjenigen Kriegsteilnehmer, die ſich 
freiwillig weiterverſichert haben. 


Der Kläger iſt Anfang Auguſt 1914 als Reſerviſt zu den 
Fahnen einberufen worden. Vorher war er zwei Jahre lang 
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als Fabrikarbeiter verſicherungspflichtiges Mitglied der beklagten 
Krankenkaſſe. Am 22. Auguſt wurde er in Frankreich verwundet. 
Er hat darauf einige Zeit in Deutſchland in ärztlicher Behandlung 
geſtanden. Gegen die beklagte Kaſſe hat der Kläger Anſpruch auf 
Krankengeld während der Dauer ſeiner Krankheit erhoben mit der 
Begründung, daß er von feiner Firma weiterverſichert ſei. Die Kaſſe 
hat die Zahlung von Krankengeld verweigert, weil der Kläger nicht 
erſt durch ſeine Verwundung, ſondern ſchon durch ſeine Einberufung 
arbeitsunfähig im bürgerlichen Sinne geworden ſei, ferner weil 
die Heeresverwaltung für ihn ſorge und er nur mit deren Ein⸗ 
willigung Anſprüche erheben könne und weil die Arbeitstätigkeit 
des Klägers nicht von ſeinem Willen oder ſeinen körperlichen 
Fähigkeiten, ſondern von der Beſtimmung der Heeresverwaltung 
abhänge, ſo daß es an einem Maßſtabe für die Dauer der 
Unterſtützungspflicht fehle. Das RWA. führt in ſeiner zu⸗ 
gunſten des Klägers ergangenen Entſcheidung vom 17. 5. 15 
Folgendes aus: 

Der Kläger ſtützt feinen Anſpruch allein auf §S 313 RVO. 
Vorausſetzung dieſes Anſpruchs iſt, daß er nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung Mitglied 
geblieben iſt. Letzteres iſt der Fall, da in ſeinem Namen der 
Arbeitgeber den Vorausſetzungen des § 313 Abſ. 2 genügt hat. 
Ferner iſt nach $ 182 Nr. 2 RVO. Vorausſetzung des vom 
Kläger erhobenen Anſpruchs auf Krankengeld, daß ſeine Arbeits⸗ 
unfähigkeit eine Folge der Krankheit iſt. Arbeitsunfähigkeit iſt 
nicht gleichbedeutend mit Erwerbsloſigkeit. Arbeitsunfähig iſt 
vielmehr nur der, der infolge von Krankheit körperlich nicht 
fähig iſt, Erwerbshandlungen vorzunehmen (Hoffmann, RVO. 


8182 Anm. 11). Dieſer Zuſtand iſt im vorliegenden Falle nicht ſchon 


durch die Einberufung des Klägers, ſondern erſt durch ſeine Ver⸗ 
wundung herbeigeführt worden. Die im $ 313 geſetzte Bedingung, 
daß der Weiterverſicherte ſich im Inland aufhalten müſſe, iſt durch 
8 1 des Geſetzes vom 4. 8. 14 (RGBl. S. 334) für Kriegsteilnehmer 
beſeitigt. Der Einwand der Beklagten, daß der Kläger durch 
die Heeresverwaltung verſorgt ſei, trifft einmal auf das Kranken⸗ 
geld nicht zu, da ein ſolches von der Heeresverwaltung nicht 
gewährt wird, und iſt im übrigen auch um deswillen gegen⸗ 
ſtandslos, weil die Rechte des Klägers gegen die Krankenkaſſe 
auf Grund der Weiterverficherung durch die Fürſorge der Heeres⸗ 
verwaltung inſoweit nicht berührt werden. Verfehlt iſt auch 
der weitere Einwand der Kaſſe, daß der Kläger ohne Zuſtim⸗ 
mung der Heeresverwaltung keine Anſprüche erheben dürfe. Die 
Beklagte iſt daher zur Zahlung des dem Kläger nach der Satzung 
der Kaſſe zuſtehenden Krankengeldes verpflichtet. 


3. Weiterverſicherung von Kriegsteilnehmern durch Beitrags⸗ 
zahlungen Dritter. 


Die ſtädtiſche Ortskrankenkaſſe in X. hat ſich geweigert, der 
Klägerin nach dem Tode ihres Ehemanns, der am 30. 8. 14 
im Felde gefallen iſt, das ſatzungsmäßige Sterbegeld aus⸗ 
zuzahlen, weil die Klägerin zur Zeit des Ablebens ihres Ehe⸗ 
manns mit ihm nicht in häuslicher Gemeinſchaft gelebt und die 
Begräbniskoſten für ihn nicht beſtritten habe. Der im Kriege 
Gefallene war bis zu ſeiner Einberufung zum Kriegsdienſt am 
6. 8. 14 verſicherungspflichtiges Mitglied der beklagten Kaſſe; beim 
Ausſcheiden aus ſeiner Beſchäftigung hat der Rat der Stadt 
für ihn Beiträge an die Kaſſe fortbezahlt, in der Abſicht, ihn 
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bei der Kaffe weiter zu verſichern. Das RA., an das die 
Sache von dem OVA. zur grundſätzlichen Entſcheidung gemäß 
88 1693, 1695 RWO. abgegeben worden war, führt aus: 
Den aus der Verſicherungspflicht ausgeſchiedenen Kaſſenmitgliedern 
können Anſprüche auf Kaſſenleiſtungen nach $ 214 RO. oder 
auf Grund der Weiterverficherung nach $ 313 RO. zuſtehen. 
Die Anwendung des § 214 kommt hier ſchon deshalb nicht in 
Frage, weil der Verſicherungsfall nicht innerhalb drei Wochen 
nach dem Ausſcheiden aus der Beſchäftigung eingetreten iſt. 
Die Weiterverſicherung des § 313 aber erfordert in erſter 
Linie den Willen des ausgeſchiedenen Kaſſenmitglieds, freiwillig 
Mitglied ſeiner bisherigen Krankenkaſſe zu bleiben. Ferner 
bedarf es der Erklärung dieſes Willens. Sie kann ausdrücklich 
durch eine entſprechende Anzeige bei der Kaſſe oder ſtillſchweigend 
durch Beitragszahlung erfolgen. Hier liegen Erklärungen des 
ausgeſchiedenen Kaſſenmitglieds ſelbſt, die ſeinen Willen, die 
Mitgliedſchaft bei der Kaſſe fortzuſetzen, unmittelbar erkennen 
ließen, nicht vor. Beiträge hat er insbeſondere nicht fort 
entrichtet. Sie wurden vielmehr von dritter Seite, durch den 
Rat der Stadt, weiterbezahlt; das geſchah in der Abſicht, jene 
Mitgliedſchaft bei der Kaſſe aufrechtzuerhalten. Die Beitrags⸗ 
zahlungen find ſogar wahrſcheinlich erfolgt, ohne daß der Ge⸗ 
nannte hiervon Kenntnis hatte. Daraus iſt aber nicht der 
Schluß zu ziehen, daß eine Weiterverſicherung gegen den Willen 
des ausgeſchiedenen Kaſſenmitglieds vorliege, die bei der per⸗ 
ſönlichen Natur dieſes Rechtes allerdings unzuläſſig wärt. 
Vielmehr kann unbedenklich angenommen werden, daß die 
Weiterverſicherung feinem Willen entſprach. Denn ſie bezweckt 
die Aufrechterhaltung der ihm aus der bisherigen Kaſſen⸗ 
mitgliedſchaft zuſtehenden Rechte, mit der erhebliche wirtſchaft⸗ 
liche Vorteile verbunden waren, und die Abwendung von Schaden, 
der durch ihr Erlöſchen vorausfichtlich entſtanden wäre. Die 
Beitragszahlung durch die Stadt gewährte alſo Vergünſtigungen, 
die erfahrungsgemäß nicht zurückgewieſen zu werden pflegen. 
Kann man hiernach das Einverſtändnis des ausgeſchiedenen 
Kaſſenmitglieds mit der Fortſetzung ſeiner Verſicherung unter⸗ 
ſtellen und beachtet man weiter, daß die Beitragszahlung durch 
die Stadt in der Abſicht erfolgt iſt, ſeine Rechte bei der Kaſſe 
aufrechtzuerhalten, fo wird man den Umſtand, daß der Ehe 
mann der Klägerin ſelbſt keine Erklärung im Sinne des $ 313 
Abſ. 2 RD. abgegeben hat, nicht als einen die Wetter⸗ 
verſicherung ausſchließenden Umſtand anſehen können. Dabei 
wird man namentlich auch die beſondere Lage in billige Rüd- 
ficht ziehen müſſen, in der ſich der Ehemann der Klägerin, wie 
viele andere Kriegsteilnehmer, in den Tagen der Mobilmachung 
wegen der ſchleunigen Einberufung zum Kriegsdienst befunden 
haben werden. Sie werden in dieſer Zeit ſo viele eilige und 
dringlichere Geſchäfte haben ordnen müſſen, daß ſie kaum in 
der Lage waren, ſich auch um die Weiterverſicherung bei ihrer 
Krankenkaſſe zu kümmern, ein Umſtand, der den Rat der Stadt 
gerade mit veranlaßt haben wird, die Rechte der verficherten 
Kriegsteilnehmer gegenüber den Krankenkaſſen an ihrer Stell 
wahrzunehmen. Nach Lage der Verhältniſſe waren die einzelnen 
Kriegsteilnehmer auch wohl außerſtande, der Stadt noch eine 
beſondere ausdrückliche Ermächtigung zu den Beitragsgahlungen 
zu erteilen, wie auch die Stadt derartige Vollmachten ihrerfeit? 
nicht noch einholen konnte. Sie kann aber unter ben ob 
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waltenden Umſtänden zu den Beitragszahlungen als ſtill⸗ 
ſchweigend ermächtigt angeſehen werden, ſo daß dieſe Ver⸗ 
tretungshandlungen auch der Kaſſe gegenüber als wirkſame 
Erklärung der Weiterverſicherung zu gelten haben. Dabei kann 
dahingeſtellt bleiben, ob auch bei Löſung eines Arbeitsver⸗ 
hältniſſes unter den regelmäßigen Umſtänden der Friedenszeit 
gegebenenfalls eine ſtillſchweigende Ermächtigung eines Dritten 
zur Fortzahlung der Kaſſenbeiträge unterſtellt und als genügend 
angeſehen werden kann, die Weiterverficherung zu begründen. 
Jedenfalls würde es von den beteiligten Kriegsteilnehmern und 
ihren Angehörigen nicht mit Unrecht als eine unbillige Härte 
empfunden werden, wenn man die durch den Krieg geſchaffene 
beſondere Lage bei der Weiterverſicherung unberückſichtigt und 
die zu ihren Gunſten von Dritten geleiſteten Zahlungen lediglich 
wegen rechtlicher Bedenken nicht als wirkſam anſehen wollte. 
Die Ausſchließung von der Weiterverficherung würde in Fällen 
der vorliegenden Art als eine ungerechtfertigte Benachteiligung 
namentlich auch gegenüber denjenigen Weiterverſicherten empfunden 
werden, die bei Kriegsausbruch unter günſtigeren Verhältniſſen 
in der Lage waren, ſelbſt noch Anordnungen wegen Fort⸗ 
zahlung der Beiträge zu treffen oder die von dritter Seite 
erfolgten Zahlungen nachträglich zu genehmigen. Auch die Be⸗ 
dingung des § 313, daß der Weiterverſicherte ſich im Inlande auf⸗ 
halten müſſe, ift erfüllt.) Demnach liegt hier eine gültige Weiter: 
verſicherung vor. Es iſt deshalb weiter zu prüfen, ob die beſonderen 
geſetzlichen Vorausſetzungen für die Bewilligung des Sterbegelds 
gegeben find. Nach § 203 ift der nach Beſtreitung der Begräbnis: 
koſten verbleibende „Überſchuß“ den dortgenannten Angehörigen 
des Verſtorbenen, und zwar an erſter Stelle dem Ehegatten 
auszuzahlen, „wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur Zeit ſeines 
Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben“. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen liegen hier vor. Zunächſt iſt die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft zwiſchen der Klägerin und ihrem verſtorbenen Ehegatten 
nicht dadurch allein aufgehoben worden, daß der Letztere infolge 
der Einberufung zum Kriegsdienſt den gemeinſamen Haushalt 
verlaſſen hat. Der Begriff „häusliche Gemeinſchaft“ ſetzt zwar 
im allgemeinen ein räumliches Zuſammenleben voraus. Die 
Gemeinſchaft wird aber nicht durch jede tatſächliche Trennung 
der Ehegatten, auch wenn ſie auf eine im voraus nicht be⸗ 
ſtimmbare Zeitdauer erfolgt iſt, aufgelöſt (zu vgl. Amtl. 
Nachr. des NVA 1914, 694). Im vorliegenden Falle 
hat der Ehemann der Klägerin, wie ohne weiteres an⸗ 
genommen werden kann, als er der Einberufung zum Kriegs⸗ 
dienſt Folge leiſtete, die Abſicht gehabt, nach ſeiner Rückkehr 
die häusliche Gemeinſchaft wiederaufzunehmen; bei ſeinem Tode 
war daher die Gemeinſchaft noch nicht aufgehoben. Begräbnis: 
koſten ſind nicht erwachſen, weil der Verſtorbene im Felde 
militäriſch beftattet worden if. Von einem eigentlichen „Über: 
ſchuß“, d. h. einem nach Beſtreitung der Begräbniskoſten ver⸗ 
bleibenden Reſtbetrage des Sterbegeldes kann in ſolchen Fällen, 
wenn man ſich ſtreng an den Wortlaut des Geſetzes halten 
wollte, allerdings nicht die Rede ſein. Der Geſetzgeber hat 
indeſſen, wie nach Sinn und Zweck der Vorſchrift angenommen 
werden muß, hierbei die Regelfälle im Auge gehabt, in denen 
Begräbniskoſten tatſächlich erwachſen, ohne daß er die An⸗ 


1) Vgl. die unter 2 abgedruckte Entſcheidung. 
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gehörigen von dem Bezug des Sterbegelds dann ausſchließen 

wollte, wenn ausnahmsweiſe Aufwendungen hierfür nicht ge⸗ 

macht worden ſind. In Fällen, wo Begräbniskoſten nicht ent⸗ 

ſtanden find oder ein Begräbnis nicht ſtattgefunden hat (3. B. 

weil die Leiche nicht auffindbar war), muß deshalb das ganze 

Sterbegeld als Überſchuß im Sinne des § 203 angeſehen und 

in ſeinem vollen Betrage dem Bezugsberechtigten ausgezahlt 

werden (übereinſtimmend Hahn, Handb. der Krankenverſicherung 

Anm. 1 zu 8 203, Hoffmann, RVO., Anm. 3 zu $ 203). 

Der Einwand der beklagten Kaſſe endlich, daß die Unter⸗ 

ſtützungsanſprüche des Ehemanns der Klägerin wegen ſeiner 
Einberufung zum Militärdienſt geruht hätten, iſt ebenfalls nicht 
ſtichhaltig. Denn einmal ruhen nach §S 216 RWO. aus dieſem 
Grunde die Anſprüche Verſicherter an ſich überhaupt nicht; 
ferner bezieht ſich dieſe Vorſchrift nur auf die Krankenhilfe, nicht 
auch auf das Sterbegeld. Hiernach iſt die beklagte Kaſſe zur 
Zahlung des Sterbegeldes verpflichtet. (RV A. 1. 2. 15.) 


4. Kriegsteilnehmer, die innerhalb der erſten drei Wochen 

nach dem Ausſcheiden aus einer verſicherungs pflichtigen 

Beſchäftigung im Gebiete des Deutſchen Reichs verwundet 

werden, haben Auſpruch auf die Regelleiſtungen der Kranken⸗ 
kaſſen nach 8 214 RSO. 

Der Kläger war bis Auguſt 1914 verſicherungspflichtiges 
Mitglied einer Ortskrankenkaſſe. Er wurde zu Beginn des 
gegenwärtigen Krieges als Reſerviſt zum Heeresdienſt eingezogen 
und am 10. 8. 14 bei Saales i. E. verwundet. Am 15. 8. 14 
kam er in ein Lazarett in Straßburg i. E., aus dem er am 
19. 1. 15 als geheilt entlaſſen wurde. Sein Anſpruch auf 
Krankengeld wurde von der Kaſſe abgelehnt, vom Verſicherungs⸗ 
amt und Oberverſicherungsamt aber auf Grund des $ 214 RVO. 
anerkannt. Gegen dieſes Urteil hat die Kaſſe rechtzeitig Re⸗ 
viſion eingelegt. Sie hält den § 214 RWO. nicht füt an⸗ 
wendbar, weil Kriegsteilnehmer nicht erwerbslos im Sinne dieſer 
Vorſchrift?) ſeien. Das RWA. hat am 28. 6. 15 die Reviſion 
der Krankenkaſſe mit folgender Begründung zurückgewieſen: 
Mit Recht hat das OVA. den § 214 RWO. angewandt, denn 
es iſt unter Erwerbsloſigkeit das Fehlen einer Beſchäftigung 
gegen Entgelt zu verſtehen (vgl. Hahn, KrankVerſ. [8./9.], 
Anm. 4 a; Hoffmann, RVO. [5.], Anm. 4 zu § 214). Es 
genügt nach der RVO. ſchon die Tatſache der Erwerbsloſigkeit; 
darauf, ob ſie verſchuldet oder unverſchuldet iſt, kommt es nicht 
an. Der 8 214 RVO. kommt fomit nicht nur dem zugute, 
der nach dem Ausſcheiden aus der Krankenkaſſe auf dem all⸗ 
gemeinen Arbeitsmarkt keine lohnbringende Beſchäftigung finden 
kann, ſondern auch dem, der eine ſolche aus Bequemlichkeit oder 
ſonſtigen Gründen nicht verrichten will. 

Die Frage, ob die Tätigkeit eines Kriegsteilnehmers in 
Fällen der vorliegenden Art eine Beſchäftigung gegen Entgelt 


3) Der 8 214 lautet: Scheiden Verſicherte wegen Erwerbs⸗ 
loſigkeit aus, die in den vorangegangenen zwölf Monaten mindeſtens 
ſechsundzwanzig Wochen oder unmittelbar vorher mindeſtens ſechs 
Wochen verſichert waren, ſo verbleibt ihnen der Anſpruch auf die 
Regelleiſtungen der Kaffe, wenn der Verſicherungsfall während ber 
Erwerbsloſigkeit und binnen drei Wochen nach dem Ausſcheiden ein⸗ 
tritt. Der Anſpruch fällt weg, wenn der Erwerbsloſe ſich im Aus: 
land aufhält und die Satzung nichts anderes beſtimmt. 
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bildet, hat das OVA. mit Recht verneint. Das deutſche Heer 
beruht auf der allgemeinen Wehrpflicht. Der Deutſche wird 
ſomit regelmäßig Soldat in Erfüllung einer ſtaatlichen Pflicht. 
Iſt er noch nicht oder nicht mehr wehrpflichtig und tritt er in 
Kriegszeiten freiwillig in das Heer, jo tut er es in dem Be: 
wußtſein, daß jeder waffenfähige Deutſche berufen iſt, ſein 
Vaterland gegen den Feind zu verteidigen. Keineswegs will 
der nicht berufsmäßige Soldat durch ſeine Tätigkeit einen Ver⸗ 
dienſt erzielen. Er erhält allerdings, abgeſehen z. B. von Ein⸗ 
jährig⸗Freiwilligen in Friedenszeiten, außer Unterhalt und 
Kleidung auch Löhnung. Das geſchieht aber nur, weil der 
Soldat während des Dienſtes für ſeinen oberſten Kriegsherrn 
keine lohnbringende Beſchäftigung ausüben kann. Daher ſorgt 
der Staat für ſeinen Lebensbedarf und in Kriegszeiten unter 
Umſtänden in gewiſſem Maße auch für den Unterhalt ſeiner 
Angehörigen. Es würde dem Weſen dieſer ſtaatlichen Fürſorge 
und der Bedeutung des Heeresdienſtes als einer ſtaatlichen 
Pflicht widerſprechen, die dem Soldaten gewährten Zuwendungen 
als Entgelt oder Gegenleiſtung für ſeine Dienſte anzuſehen. 
Die Anwendung des § 214 ergibt ſich hiernach unmittelbar 
aus dem Geſetz. Es iſt unerheblich, daß den Kaſſen, wie die 
Beklagte geltend macht, weder in der RVO. noch in den bei 
Ausbruch des Krieges erlaſſenen Notgeſetzen beſondere Fürſorge⸗ 
pflichten gegenüber Kriegsteilnehmern auferlegt ſind. Auch kann 
es entgegen den Ausführungen der Kaſſe nicht bemängelt werden, 
daß keine Unterſtützungsanſprüche nach § 214 RWO. entſtehen, 
wenn der Kriegsteilnehmer nach Ablauf von drei Wochen ſeit 
dem Ausſcheiden aus der Kaſſe verwundet wird oder fällt. Die 
dreiwöchige Friſt des § 214 gilt für alle Erwerbsloſen. Will 
ein Kriegsteilnehmer die Beſchränkung der Anſprüche aus $ 214 
vermeiden, fo kann er ſich nach 5 313 RO. freiwillig weiter 
verſichern.s) Wenngleich der Geſetzgeber beim § 214 haupt⸗ 
ſächlich an den Fall des Stellenwechſels gedacht haben mag 
(vgl. Hahn, Arbeiterverſorgung 1915 S. 146), jo iſt der 
Wortlaut der Vorſchrift doch ſo allgemein gefaßt, daß ſie 
nicht lediglich auf dieſen Fall beſchränkt werden darf. 
Sie iſt vielmehr auch dann anzuwenden, wenn der Ver⸗ 
ſicherte nach dem Ausſcheiden aus der Kaſſe überhaupt 
keine lohnbringende Beſchäftigung verrichten will. Die An⸗ 
wendung des § 214) auf Kriegsteilnehmer iſt übrigens auch 
zur Vermeidung von Unbilligkeiten geboten. Sonſt hätten z. B. 
Verſicherte, die innerhalb der erſten drei Wochen nach der Ein⸗ 
ziehung zum Militärdienſt erkranken und darauf, vielleicht ohne 
Entſchädigung ſeitens der Militärverwaltung, als unbrauchbar 
entlaſſen werden, keinen Anſpruch auf Unterſtützung. Das 
müßte auch für den Fall gelten, daß ein zum Kriegsdienſt ein⸗ 
berufener Verſicherter in der Zeit zwiſchen der Beendigung der 
verſicherungspflichtigen Tätigkeit und der Einſtellung in das 


3) Vgl. RVA. 1. 2. 1915, oben Nr. 3. 

4) Für nicht anwendbar auf Kriegsteilnehmer wird dieſe Bor: 
ſchrift vom BadLVerſA. erklärt, da unter Erwerbsloſigkeit nur ein 
mit einer gewiſſen Mittelloſigkeit verbundener Mangel an Erwerb 
verſtanden werden könne und dem zum Kriegsdienſt Einberufenen im 
Bedarfsfalle die erforderliche Krankenhilfe von der Heeresverwaltung 
gewährt werde. Den gleichen Standpunkt hat auch das Sächſe VA. 
eingenommen. Übrigens ſieht auch die öſterreichiſche Judikatur das 
zum Militärdienſt eingerückte Kaſſenmitglied nicht als erwerbslos an. 


M16. 1915. 


Heer erkrankt. Wohl aber ſteht ein Unterſtützungsanſpru 
Perſonen zu, die ihre verſicherungspflichtige Beſchäftigung mu 
willig, unter Umſtänden ſogar rechtswidrig, aufgegeben habe 
Denn das vertragswidrige Ausſcheiden aus einer verfichert: 
Tätigkeit ſchließt die Anſprüche aus § 214 nicht aus. D 
Kriegsteilnehmer, deren Erwerbsloſigkeit durch Einziehung zu 
Dienſt für das Vaterland verurſacht iſt, würden demnach ! 
Nichtanwendung des § 214 ſogar gegenüber ſolchen Verſichert 
zurückgeſetzt, die ihre Erwerboloſigkeit ſchuldhaft herbeigefül 
haben. Im übrigen kann die Frage, ob 8 214 auch beim E 
tritt in den Militärdienſt anzuwenden iſt, für Kriegszeiten ni 
anders entſchieden werden als für Friedenszeiten. Für di 
hat der Herzoglich Braunſchweigiſche Verwaltungsgerichtshof 

bereits am 17. 1. 12 bejaht (vgl. Arbeiterverſorgung 1: 
S. 299). Hiernach iſt die Kaſſe mit Recht zur Gewährung 
Krankengeldes für die Zeit vom 10. 8. 14 bis zum 18. 1. 

verurteilt worden.“) 


5. Weiterverſicherung der nach 8 169 RSO.) 

verſicherungsfrei gewordenen Perſouen. 

Die Vorſchrift des §S 313 RVO. gibt — ebenſo wie 
§ 27 des früheren Krankenverſicherungsgeſetzes — nach ih 
Wortlaut das Recht der Weiterverſicherung nur ſolchen Ka 
mitgliedern, welche aus der die Mitgliedſchaft begründer 
„Beſchäftigung ausſcheiden“. Trotz dieſer Faſſung des Geſ 
hat aber die bisherige Rechtſprechung angenommen, daß 
Grund des Ausſcheidens aus der verſicherungspflichtigen 
ſchäftigung für die Berechtigung zur Weiterverſicherung 
Belang iſt. Mit Recht iſt ſchon unter der Herrſchaft 
Krankenverſicherungsgeſetzes die Anſicht vertreten worden, 
der Geſetzgeber für das Recht, ſich die Mitgliedſchaft zu erhe 
den Nichtübertritt zu einer anderen Beſchäftigung und nicht 
Austritt aus der bisherigen Beſchäftigung für entſcheiden 
halten habe; die anſcheinend gegenteilige und als nicht 
glücklich bezeichnete Faſſung des Geſetzes wird daraus er 
daß der Geſetzgeber vermeiden wollte, von einer Beendi 
der Mitgliedſchaft zu reden. In Übereinſtimmung mit 
Rechtsauffaſſung hat das PrOVG. in ſtändiger Rechtſpre 
z. B. angenommen, daß das Recht der Weiterverſicherung 
Arbeitern zuſteht, die in ihrem bisherigen Betrieb | 
meiſter oder Betriebsbeamte mit einem Jahreseinkommer 
mehr als 2000 & werden. Dieſen Standpunkt des Pr! 
erachtet auch das RWA. für zutreffend. Hat hiernac 


5 Im vorliegenden Falle war die Verwundung des s 
teilnehmers noch auf deutſchem Boden erfolgt. Unentſchieden i 
RA. die weitere Frage gelaſſen worden, ob Anſprüche auf K. 
geld aus § 214 RO. auch dann erhoben werden können, we 
Kriegsteilnehmer außerhalb der Grenzen des Deutſchen Reich 
wundet wird oder fällt. 

6) Nach dieſer Vorſchrift ſind verſicherungsfrei, die in Be 
oder im Dienſte des Reiches, eines Bundesſtaats, eines Ge 
verbandes, einer Gemeinde oder eines Verſicherungsträgers Beſchä 
wenn ihnen gegen ihren Arbeitgeber ein Anſpruch mindeſtens er 
auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer der Regelleiſtungen der K 
kaſſen oder für die gleiche Zeit auf Gehalt, Ruhegeld, Wartege 
ähnliche Bezüge im anderthalbfachen Betrage des Krankengeldes 


leiftet iſt. Das gleiche gilt für Lehrer und ee an öffe 
Schulen oder Anſtalten. 
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44. Jahrgang. 


durch die Erhöhung des Einkommens bedingte Anderung des 
Beſchäftigungsverhältniſſes aus einem verſicherungspflichtigen in 
ein nichtverſicherungspflichtiges die Bedeutung eines Ausſcheidens 
aus der die Mitgliedſchaft begründenden Beſchäftigung im Sinne 
des 8 313 RVO. (vgl. Hahn, Handb. der Krankenverſicherung, 
Anm. 2a zu $ 313), fo wird man die gleiche Bedeutung auch 
einer Anderung des Beſchäftigungsverhältniſſes aus einem 
verſicherungspflichtigen in ein nach S 169 RWO. verſicherungs⸗ 
freies beilegen müſſen. Denn der Geſetzgeber macht grundſätzlich 
keinen Unterſchied zwiſchen Nichtverſicherungspflicht und Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit. 
ſolange die Befreiung von der Verſicherungspflicht andauert, 
nicht in einem verſicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis. Aller⸗ 
dings beruht dieſe Ausnahme von der Verſicherungspflicht darauf, 
daß für die Betreffenden im Krankheitsfalle ſchon anderweit 
ausreichend geſorgt iſt. Allein dieſe Erwägung rechtfertigt 
lediglich die Befreiung von der Verſicherungspflicht, dagegen 
iſt nicht einzuſehen, weshalb aus dem gleichen Grunde den in 
Frage ſtehenden Perſonen das Recht der Weiterverſicherung 
verſchloſſen ſein ſollte, wenn dieſes Recht denen eingeräumt 
wird, die infolge Überſchreitens der Verſicherungsgrenze von 
2500 & aus der Verſicherungspflicht herausfallen. Wirtſchaftlich 
betrachtet, handelt es ſich bei den Beſchäftigten der in § 169 
bezeichneten Art in den meiſten Fällen um Perſonen mit ge⸗ 
ringem Jahreseinkommen, für die der Schutz gegen die durch 
längere Krankheit verurſachten wirtſchaftlichen Nachteile ein 
dringendes Bedürfnis iſt und durch die Fortgewährung des meiſt 
geringen Gehaltes nicht gewährleiſtet wird. (RVA. 14. 12. 14.) 


6. Aufbringung der Mittel bei den Betriebskrankenkaſſen. 


Nach § 381 Abſ. 1 RVO. find die Beiträge zur Kranken: 
verſicherung zu zwei Dritteln von dem Verſicherungspflichtigen, 
zu einem Drittel von dem Arbeitgeber zu tragen. Abweichende 
Beſtimmungen find auf öffentlich-rechtlichem Gebiete, unbeſchadet 
der Vorſchrift des S 384 Abſ. 1 RVO. über eine höhere Be: 
meſſung der Beitragsteile des Arbeitgebers und der 88 453 
bis 456, 458 über unſtändig Beſchäftigte, ſowie der SS 469 ff., 
489, 490 über hausgewerblich Tätige nach § 381 Abſ. 2 nur 
für Innungskrankenkaſſen zuläſſig. Bei dieſen kann entſprechend 
dem bisherigen Rechte beſtimmt werden, daß die Beiträge von 
dem Verſicherungspflichtigen und dem Arbeitgeber je zur Hälfte 
getragen werden. Daraus ergibt ſich, daß eine ſolche Be— 
ſtimmung für Betriebskrankenkaſſen unzuläſſig iſt. Das iſt auch 
verſtändlich, wenn man die öffentlich-rechtliche Natur der Satzung 
einer Betriebskrankenkaſſe berückſichtigt. Vermöge dieſer wirkt 
die Satzung gegen jeden Unternehmer des Betriebs, für den die 
Kaſſe errichtet iſt, alſo auch gegen die Rechtsnachfolger des 
jetzigen Unternehmers. Der neue Unternehmer iſt auch nicht 
in der Lage, die Satzung einſeitig zu ändern oder die Betriebs— 
krankenkaſſe aufzulöſen. Hierzu bedarf es vielmehr nach $ 345 
Abſ. 2 Nr. 6, 7, Abſ. 3, § 324 Abſ. 1, SS 272, 280 RVO. 
der Mitwirkung des Ausſchuſſes und des OVA. Mit Unrecht 
beruft ſich die Kaſſe für die von ihr beabſichtigte anderweite 
Beitragsverteilung auf $ 384 Abſ. 1, wonach die Beitragsteile 
des Arbeitgebers für einzelne Betriebe, mit denen eine erheblich 
höhere Erkrankungsgefahr verbunden iſt, höher bemeſſen werden 
können. Dieſe Vorſchrift ſetzt voraus, daß eine Kaſſe mehrere 


Ein nach § 169 Verſicherungsfreier ſteht, 
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Betriebe umfaßt und in einzelnen von ihnen die Krankheits⸗ 
gefahr erheblich höher iſt. Dann können die Beiträge für dieſe 
Betriebe nach höheren Hundertſteln des Grundlohns bemeſſen 
werden als die regelmäßigen Beiträge. In ſolchen Fällen 
haben jedoch die Verſicherungspflichtigen nur zwei Drittel dieſer 
regelmäßigen Beiträge zu zahlen, während der Mehrbetrag dem 
Arbeitgeber zur Laſt fällt. Hiernach können die Beiträge des 
Arbeitgebers unter Umſtänden allerdings denen der Verſicherungs⸗ 
pflichtigen gleich ſein oder ſie ſogar überſteigen. Die Vorſchrift 
des § 384 Abſ. 1 iſt aber als Ausnahmevorſchrift auf andere 
Fälle, als die ausdrücklich hervorgehobenen nicht auszudehnen. 
Keineswegs iſt aus ihr zu folgern, daß die Satzung einer 
Betriebskrankenkaſſe allgemein eine Verſchiebung der Beitragslaſt 
zuungunſten des Arbeitgebers und zugunſten der Verſicherungs⸗ 
pflichtigen anordnen kann. (NVA. 4. 4. 14.) 


Aufallverſicherung. 

Vorbemerkung: Auf die Unfallverſicherung iſt der Krieg 
naturgemäß von geringerem Einfluß als auf die Kranken⸗ 
verſicherung. Nur im Verwaltungswege hatte ſich die Abteilung 
für Unfallverſicherung bisher mit dieſen Fragen zu beſchäftigen. 
Mit dem immer größeren Umfang, den von Monat zu Monat 
die Arbeiten annehmen, die von deutſchen Unternehmern in 
militäriſch beſetzten feindlichen Gebieten ausgeführt 
werden, wird beſonders die Frage praktiſch, ob dieſe Arbeiten 
der deutſchen Unfallverſicherung unterliegen. Das RA. hat 
dieſe Frage bejaht, ſoweit den im Ausland vorgenommenen 
Arbeiten die Bedeutung eines unſelbſtändigen Beſtandteils in⸗ 
ländiſcher Betriebe zukommt. Man wird in dieſer Beziehung 
bei den ungewöhnlichen Verhältniſſen, die der Krieg geſchaffen hat, 
aber unbedenklich einen weniger ſtrengen Maßſtab als in Friedens⸗ 
zeiten anlegen können. Hiernach dürften die geſamten Arbeiten, 
die in Dienſten der Heeresverwaltung in den beſetzten Ländern 
ausgeführt werden, als eine ſogenannte Ausſtrahlung des in⸗ 
ländiſchen Heeresbetriebs und mithin als verſichert anzuſehen 
ſein. Infolge dieſer Auffaſſung find dann aber auch in der⸗ 
artigen Betrieben beſchäftigte Ausländer von der Verſicherung 
nicht ausgeſchloſſen, weil die deutſche Unfallverſicherung allen in 
einem Betriebe beſchäftigten Perſonen, mag es ſich um Inländer 
oder Ausländer handeln, die gleichen Rechte einräumt. Anders 
iſt jedoch nach verſchiedenen Beſcheiden des RVA. die Stellung 
der Kriegsgefangenen und der in Deutſchland zurückgehaltenen 
Angehörigen des feindlichen Auslandes, die in deutſchen 
Betrieben beſchäftigt werden. Dieſe unterliegen nämlich 
inſofern nicht der deutſchen Verſicherung, als ſie ſich, weil ſie das 
Inland nicht verlaſſen dürfen und nicht die Wahl des Aufenthalts 
und der Arbeit haben, nicht im Beſitze ihrer perſönlichen Freiheit 
befinden. So hat z. B. das RA. erklärt, daß die ruſſiſch⸗ 
polniſchen Arbeiter während der ganzen Dauer des gegen⸗ 
wärtigen Krieges nicht verſicherungspflichtig ſeien, vorausgeſetzt, 
daß ihre Unfreiheit wie bisher oder in anderen Formen beſtehen 
bleibt. Hinſichtlich der in Deutſchland beſchäftigten Italiener 
jedoch hat das RWA. in einer Verfügung vom 9. Auguſt 1915 
ſich dahin geäußert, daß dieſe zur Zeit nach Maßgabe der 
RO. verſichert ſeien, da die vorläufig nur polizeilichen und 
örtlichen Beſchränkungsmaßnahmen ſie vom Standpunkt der 


ſozialen Verſicherung noch nicht als unfrei erſcheinen ließen. 
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1. Unfälle eines Verſicherten auf dem Wege zur 
Betriebsſtätte. “) 


Das RA. hat in ſtändiger Rechtsübung angenommen, 
daß die Wege eines verſicherten Arbeiters von ſeiner außerhalb 
der Betriebsſtätte befindlichen Wohnung zur Betriebsſtätte und 
von dieſer zur Wohnung regelmäßig dem Betriebe nicht zuzu⸗ 
rechnen find (Handb. der Unfallverſicherung, Bd. I S. 109 ff.). 
Die Grundſätze über die verſicherungsrechtliche Beurteilung der 
Wege der Arbeiter von und nach ihrer Arbeitsſtelle find indeſſen 
auf die ſogenannten Kleinmeiſter, zu denen der Kläger gehört, 
nicht ohne weiteres anwendbar. Die tatſächlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe liegen bei beiden Gruppen verſchieden. 
Für den Arbeiter, der in der Fabrik oder am Bauplatz eine 
feſte, räumlich umgrenzte Arbeitsſtätte hat, iſt die Wohnung 
der Mittelpunkt ſeiner eigenwirtſchaftlichen Intereſſen. Seine 
Betriebstätigkeit beginnt regelmäßig erſt mit der Erreichung 
der Arbeitsſtelle und endet ſchon mit ihrem Verlaſſen. Bei 
den Wegen zwiſchen ſeiner Wohnung und der Arbeitsſtelle ſteht 
ſeine eigenwirtſchaftliche Tätigkeit, im Gegenſatz zur Betriebs⸗ 
tätigkeit, im Vordergrunde. Dieſe Wege ermöglichen zwar die 
Arbeitsverrichtung, können aber noch nicht als Betriebsvorgänge 
angeſprochen werden. Sie ſind vielmehr Handlungen des 
Arbeiters, die nur den Zweck verfolgen, ihn dem Betriebe und 
nach Beendigung der Arbeit ſeiner Wohnung zuzuführen. Die 
Verſicherung des Arbeiters muß deshalb im allgemeinen begrenzt 
werden durch die Tatſache und die Dauer ſeiner Tätigkeit auf 
der Betriebsſtätte des Arbeitgebers. Beim Kleinmeiſter, deſſen 
Gewerbe ſeiner Natur nach ganz oder zum Teil an fremden 
Arbeitsſtätten ausgeübt wird, hat die Wohnung eine andere 
Bedeutung. Hier dient ſie auch weſentlich der gewerblichen 
Tätigkeit. Denn der Kleinmeiſter nimmt in der Wohnung die 
geſchäftlichen Aufträge entgegen, führt dort die übernommenen 
Arbeiten aus oder trifft die für ſie nötigen Vorbereitungen. 
Von der Wohnung gehen die an auswärts gelegenen Betriebs⸗ 
ſtätten zu verrichtenden Arbeiten regelmäßig aus. Auch dann, 
wenn der Kleinmeiſter neben der Wohnung eine Werkſtätte oder 
doch einen Lagerraum für Arbeitsgerät und Materialien beſitzt, 
bleibt wegen der naturgemäß gegebenen regen und engen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Wohnung und Werkſtätte oder Lagerraum 
die Wohnung Mittelpunkt der Betriebstätigkeit des Klein⸗ 
meiſters. Seine Wege zwiſchen der Wohnung und den außer⸗ 
halb derſelben gelegenen Arbeitsſtätten ſtellen ſich daher als 
Wege von einer zu einer anderen Arbeitsſtelle dar. Sie ge⸗ 
hören als weſentliche Beſtandteile zur Betriebstätigkeit des Klein⸗ 
meiſters und laſſen ſich aus der eine einheitliche Betriebshand⸗ 
lung bildenden Ausführung der jeweiligen Arbeitsaufträge nicht 
ausſchalten. Sie ſind unmittelbar durch den Betrieb veranlaßt 
und werden daher in der Regel von der Verſicherung mit 
ergriffen. Deshalb iſt es auch unerheblich, ob der Kleinmeiſter 
Arbeitsgerät oder Betriebsmaterial auf dieſen Wegen bei ſich 
führt, und ebenſo, ob er nach der Heimkehr in ſeinem Betriebe 
noch tätig ſein will. Vorausſetzung für die Verſicherung iſt 
hier nur, daß dieſe Wege im Intereſſe des techniſchen, nicht 


7) Bgl. auch die JW. 1915 S. 640 unter Nr. 4 mitgeteilte 
Entſcheidung. 
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des rein kaufmänniſchen Teils des Betriebes zurückgelegt werden, 
und daß nicht etwa beſonderer Umſtände wegen der Zuſammen⸗ 
hang mit dem Betriebe gelöſt iſt. 

Solche Umſtände ſind vorliegend nicht gegeben. Insbeſon⸗ 
dere kann dem kurzen Aufenthalt des Klägers in dem Wirts⸗ 
haus nach Beſichtigung der Arbeiten auf der auswärtigen Be⸗ 
triebsſtätte eine ſolche Bedeutung nicht beigemeſſen werden. 
Ebenſowenig iſt der Kläger dadurch aus ſeinem Betriebe ge⸗ 
ſchieden, daß er ſich eines Rades zur Rückfahrt bedient hat. 
Denn das Rad iſt eine ordnungsmäßige Fahrgelegenheit, durch 
deren Benutzung die Unfallgefahr nicht unzuläſſig erhöht worden 
iſt. Daß der Kläger zur Zeit des Unfalls im techniſchen Teile 
ſeines Betriebes tätig geweſen war, iſt nicht zu bezweifeln. 
Denn er hatte die auswärtige Arbeitsſtätte aufgeſucht, um die 
von ihm übernommenen und bereits begonnenen Dachdecker⸗ 
arbeiten zu befichtigen und mit feinen Arbeitern wegen weiterer 
Betriebsverrichtungen zu verhandeln. (RVA., Großer Senat, 
27. 6. 14.) 


2. Der Stich einer die Malaria übertragenden Anophelesmüde 
als Betriebsunfall. 

Der verſtorbene Ehemann der Klägerin war von feiner 

Arbeitgeberin zur Ausführung einer Montage nach Algier 


geſchickt worden. Nach Aufnahme der ihm übertragenen Arbeit iſt 


er an Malaria erkrankt und an den Folgen einer hinzutretenden 
Parathyphusinfektion geſtorben. Nach den Darlegungen des 
ärztlichen Sachverſtändigen beſteht unter den maßgebenden 
Gelehrten Einigkeit darüber, daß für die Übertragung der 
Malariaparaſiten nur die Anophelesmücken verantwortlich zu 
machen ſind. Es gibt nach dem gegenwärtigen Stande der Wiſſen⸗ 
ſchaft keine anderen Einflüſſe, wodurch eine Malariainfektion 
beim Menſchen zuſtande käme. Daraus folgt, daß der Ver⸗ 
ſtorbene ſich die Malaria durch den Stich einer oder mehrerer 
Anophelesmücken zugezogen haben muß. Wie weiter aus dem 
ärztlichen Gutachten hervorgeht, war die Malaria inſofern 
weſentliche mittelbare Todesurſache, als der Monteur ſehr 
wahrſcheinlich leben geblieben wäre, wenn er nicht durch den 
Stich von Anophelesmücken malariakrank geworden wäre. Die 
weitere Frage, ob der verſtorbene Monteur die Malaria 
durch Betriebsunfall erworben hatte, hat das RWA. mit 
folgender Begründung bejaht: Allerdings ſteht nicht feſt, 
ob der Stich der Anophelesmücke während der Betriebs⸗ 
tätigkeit oder in der Ruhezeit, ob überhaupt an der Betriebs 
ſtätte oder in der Wohnung erfolgte. Darauf kommt es aber 
auch nicht an. Es genügt, daß der Betrieb, in deſſen Intereſſe 
der Verſtorbene tätig war, die Veranlaſſung dafür geweſen iſt, 
daß er in einer mit Malaria verſeuchten Gegend ſeinen Aufenthalt 
genommen hat. Denn damit iſt der urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen dem Betriebe und dem ſchädigenden Ereignis, der zur 
Annahme eines Betriebsunfalls unentbehrlich ift, gegeben. Es 
iſt nicht angängig, den Stich einer Anophelesmücke in einem 
Falle wie dem vorliegenden verſchieden zu beurteilen, je nachdem 
der Verſicherte davon während der Betriebszeit oder außerhalb 
derſelben betroffen worden iſt. Denn die Malaria herrſcht in 
dem Ort, in dem der Monteur Tag und Nacht zu weilen im 
Betriebsintereſſe gezwungen war. (NVA. 18. 2. 15.) 


„ 


44. Jahrgang. Eu 


3. Übertritt aus dem Betriebe der regelmäßigen Beſchäfti⸗ 
gung in einen anderen Betrieb (5 634 RBO.) 

Der Bauunternehmer S. in M. war von dem an dem⸗ 
ſelben Orte befindlichen Elektrizitätswerk um die Stellung einiger 
Arbeiter gebeten worden, die, wie ihm dabei ausdrücklich mit⸗ 
geteilt wurde, bei dem Abladen eines für das Werk beſtimmten 
Motors verwendet werden ſollten. S. ſchickte zu dieſem Zwecke 
ſofort zwei ſeiner ſtändigen Arbeiter dorthin, von denen der 
eine bei der Ausführung dieſer Arbeit eine ſchwere Verletzung 
erlitt, an deren Folgen er bald darauf verſtarb. Es iſt ſtreitig, 
ob zur Zeit des Unfalls in verſicherungsrechtlicher Beziehung 
ein Übertritt des Verſtorbenen in den Betrieb des Elektrizitäts⸗ 
werks ſtattgefunden hatte. Das RVA. hat dies am 15. 1. 15 
mit folgender Begründung verneint: Der den beiden Leuten 
von S. erteilte allgemein gehaltene Auftrag, im fremden Betriebe 
tätig zu werden, genügt zur Anwendung des § 634 RVO. Daß 
der Verunglückte bei dem Abladen des Motors den beſonderen 
Anweiſungen des Betriebsleiters des Elektrizitätswerks unter⸗ 
ſtand, iſt unerheblich, da dieſe Anweiſungen zur Erledigung des 
von S. erteilten Auftrags notwendig waren und zu ihm in 
innerer Beziehung ſtanden (vgl. Handb. der Unfallverſicherung 
Bd. 1 S. 380 Anm. 38). Für ſeine Tätigkeit im Betriebe des 
Elektrizitätswerks hatte der Verſtorbene einen Lohnanſpruch 
lediglich gegen ſeinen regelmäßigen Arbeitgeber, der ihm zu der 
Hilfeleiſtung den Auftrag gegeben hatte; ein Anſpruch auf 
Arbeitslohn dem Elektrizitätswerk gegenüber ſtand ihm nicht 
zu, da er zu dieſem in kein Vertragsverhältnis getreten war. 
Daß dem S. von dem Werke für die Überlaſſung der Arbeiter 
eine Entſchädigung gewährt wurde, iſt unerheblich, da es für 
die Anwendbarkeit des §S 634 RWO. lediglich darauf ankommt, 
wer dem Arbeiter gegenüber zu der Zahlung des Lohnes ver⸗ 
pflichtet iſt (vgl. Handbuch a. a. O. Anm. 39 und Ergänzungsbd. 
S. 24). Der inzwiſchen Verſtorbene war zur Zeit des Unfalls 
in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe mit ver⸗ 
ſicherter Tätigkeit beſchäftigt. Daß dieſe ausſchließlich dem 
Betriebe des Elektrizitätswerks, nicht aber zugleich dem des 
Bauunternehmers zugute kam, ſchließt die Anwendung des 
§ 634 RVO. nicht aus. Dies ergibt ſich aus der Faſſung 
der Vorſchrift, die gerade dieſen Punkt gegenüber der unklaren 
Faſſung des § 28 Abf. 4 Gew. klarſtellen ſollte. 


4. Rentenanſpruch unehelicher Kinder. 

Der § 588 RWO. macht den Rentenanſpruch des unehe⸗ 
lichen Kindes von der doppelten Vorausſetzung abhängig, daß 
der Vater zur Zeit des Todes zum Unterhalt geſetzlich ver⸗ 
pflichtet war und daß er bei ſeinen Lebzeiten zufolge dieſer 
Verpflichtung dem Kinde bereits Unterhalt gewährt hat. Der 
Geſetzgeber wollte nach dem klaren Wortlaut dieſer Vorſchrift 
eine Verpflichtung der Berufsgenoſſenſchaft nur für den Fall 
begründen, daß das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Kinde und 
dem natürlichen Vater ſchon zu deſſen Lebzeiten ſoweit geklärt 
war, daß nicht nur die Unterhaltspflicht des Vaters von 
dieſem anerkannt oder gegen ihn gerichtlich feſtgeſtellt, 
ſondern auch ſchon tatſächlich von ihm Unterhalt gewährt 
worden war. Beide Vorausſetzungen konnten im vor⸗ 
liegenden Falle nicht erfüllt ſein, weil der als Vater in 
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Anſpruch genommene Verunglückte bereits verſtorben war, als 
die Klägerin geboren wurde. An dem Fehlen der geſetzlichen 
Vorausſetzungen ändert auch nichts die Tatſache, daß die 
Vaterſchaft des Verunglückten in dem Zivilprozeß gegen ſeine 
Eltern rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt und daß die Eltern 
auch tatſächlich in Erfüllung der im Urteil feſtgeſtellten Unter⸗ 
haltspflicht eine Zahlung geleiſtet haben. Denn das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen der Klägerin und den Erben ihres natür⸗ 
lichen Vaters iſt für den Anſpruch aus der geſetzlichen Unfall⸗ 
verſicherung ohne Bedeutung. (RVA. 10. 10. 14.) 


5. Vorlänſige Reute und Dauerrente. 


a) Der 8 1585 RWO. beſtimmt, daß, falls die Rente noch 
nicht als Dauerrente feſtgeſtellt werden kann, der Verſicherungs⸗ 
träger berechtigt iſt, während der erſten zwei Jahre nach dem Unfall 
vorläuſig eine Entſchädigung feſtzuſtellen; ſpäteſtens mit Ablauf 
von zwei Jahren nach dem Unfall iſt jedoch die Dauerrente 
feſtzuſtellen. Als geſetzgeberiſcher Grund für die Einführung 
dieſer vorläufigen Rente kann nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes nur der Zweck angeſehen werden, in zweifelhaften Fällen 
die Möglichkeit zu gewähren, die endgültige Beurteilung der 
aus dem Unfalle ſich ergebenden Folgen einige Zeit hinaus⸗ 
zuſchieben, und im Intereſſe ſowohl des Verletzten wie des 
Verficherungsträgers unter billiger Berückſichtigung der Geſamt⸗ 
lage eine den Verhältniſſen entſprechende zeitweilige Entſchädigung 
zu gewähren. Erſt nach Eintritt des Beharrungszuſtandes, 
ſpäteſtens nach Ablauf von zwei Jahren ſeit dem Unfall, ſoll 
die Feſtſtellung der Dauerrente erfolgen, die eine neue, von 
früheren Feſtſtellungen unabhängige Beurteilung der geſamten 
Unfallsfolgen ermöglichen fol. Nach § 1585 Abſ. 2 RO. iſt 
für die Feſtſtellung der Dauerrente die vorher getroffene Feſt⸗ 
ſtellung der „Grundlagen für die Rentenberechnung“ nicht 
bindend. Die Rentenberechnung erfolgt unter Zugrundelegung 
des Jahresarbeitsverdienſtes einerſeits und des Maßes der Einbuße 
an Erwerbsfähigkeit anderſeits. Das Maß der Einbuße an 
Erwerbsfähigkeit aber iſt aus der Geſamtheit der durch den Unfall 
herbeigeführten Krankheitserſcheinungen und aus ihrer Ein⸗ 
wirkung auf die Erwerbsfähigkeit des Betroffenen zu ermitteln. 
Wenn auch der Ausdruck „Grundlagen der Renten berechnung“ 
an ſich nicht zweifelsfrei iſt und der Anſicht Raum geben könnte, 
daß darunter nur die ziffernmäßigen Unterlagen, der Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt und die prozentuale Bewertung der als Unfall⸗ 
folgen anerkannten Krankheitserſcheinungen mit Rückſicht auf 
ihre Einwirkung auf die Erwerbsfähigkeit, zu verſtehen ſeien, 
ſo iſt doch dieſe engere Auslegung ſchon durch den Wortlaut 
ſelbſt nicht geboten. Zweck und Sinn des Geſetzes aber drängen 
dahin, den Wortlaut in einem weiteren Sinne auszulegen und 
demgemäß alle Grundlagen, die für die Bemeſſung der Rente 
von Bedeutung ſind, als „Grundlagen der Rentenberechnung“ 
im Sinne des § 1585 Abſ. 2 RVO. aufzufaſſen. Insbeſondere 
alſo auch die Feſtſtellung, ob und welche Krankheitserſcheinungen 
als Folgen des Unfalls anzuerkennen ſind. Eine derartige bei 
Entſcheidung über eine vorläufige Rente getroffene Feſtſtellung 
iſt daher für die Feſtſtellung der Dauerrente nach $ 1585 Abſ. 2 
nicht bindend. Vielmehr iſt ſie wirkſam lediglich im Rahmen 
der vorläufigen Rente, es „handelt ſich“ nach an des 
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Geſetzes bei ihr lediglich „um eine vorläufige Rente“. Wollte 
man entgegen der dargelegten Auffaſſung der vorläufigen Renten: 
feſtſetzung dieſen Charakter nehmen, ſobald der Verletzte ein be⸗ 
ſtimmtes Leiden — im Gegenſatze zur Annahme der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft — dem Unfall zur Laſt legen will, ſo hätte es 
der Verletzte in der Hand, in jedem Falle durch Aufſtellen einer 
derartigen Behauptung die im § 1585 Abf. 1 zugelaſſene Feſt⸗ 
ſtellung einer „vorläufigen“ Rente unmöglich zu machen und 
damit dieſe vom Geſetzgeber aus wichtigen Gründen beſchloſſene 
Maßnahme zu vereiteln. (RWA. 7. 11. 14.) 

b) Aus dem Umſtande, daß 8 1585 Abſ. 1 Satz 1 RVO. 
nur von dem Rechte des Verſicherungsträgers ſpricht, während 
der erſten zwei Jahre nach dem Unfall eine vorläufige Ent⸗ 
ſchädigung nach Anderung der Verhältniſſe zu ändern, kann 
nicht gefolgert werden, daß innerhalb der genannten 2 Jahre 
eine vorläufige Rente nicht auch dann zuerkannt werden kann, 
wenn eine Rente nach einer Heilanſtaltpflege neu feſt⸗ 
zuſtellen iſt. Die Feſtſetzung einer Unfallrente nach Heilanſtalt⸗ 
pflege iſt in der RVO. überhaupt nur einmal, im 8 1583 
Abſ. 1 Nr. 3 beſonders erwähnt, ohne dort näher geregelt oder 
in ihrer Anwendbarkeit auf eine beſtimmte Rentenart beſchränkt 
zu werden. Ebenſowenig wie im § 1585 Abf. 1 iſt die Feſtſetzung 
der Rente nach Heilanſtaltpflege in den SS 608, 609 RVO. 
berückſichtigt worden. Und doch iſt die beſonders geartete Feſt⸗ 
ſetzung der Dauerrente nach Heilanſtaltpflege, welche die frühere 
Rentenfeſtſetzung endgültig beſeitigt und damit eine völlig neue 
Rentenfeſtſetzung ohne Rückſicht auf 8 608 erforderlich macht, 
unbedingt anzuerkennen. Die Rechtſprechung des RVA. hat 
während der Geltung des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes 
ſtets dieſe beſondere Geſtaltung ausgeſprochen und in den Ver⸗ 
handlungen des Reichstags bei Beratung der RVO. (Komm⸗Ber. 
zur RVO. III S. 84) iſt die Berechtigung der Stellungnahme 
der früheren Rechtſprechung ausdrücklich anerkannt worden. 
Aus dem Umſtande, daß in § 1585 Abſ. 1 Satz 1 die Zuläſſig⸗ 
keit der Neufeſtſtellung einer vorläufigen Rente nach Heilanſtalt⸗ 
pflege nicht erwähnt iſt, kann alſo nichts gegen dieſe Zuläſſigkeit 
gefolgert werden. Hiernach läßt ſich die Frage, ob nach einer 
Heilanſtaltpflege die Neufeſtſtellung einer vorläufigen Rente 
zuläſſig iſt, nur aus dem Weſen des Begriffs der vorläufigen 
Rente beantworten. Der Zweck der von dem Geſetzgeber 
vorgenommenen Scheidung der Renten in vorläufige und Dauer- 
renten geht aber dahin, während der erſten 2 Jahre nach dem 
Unfall eine freiere Beweglichkeit in der Feſtſetzung der Rente zu 
gewähren und die in jeder Unfallſache im allgemeinen nur 
einmal zuzulaſſende Anrufung der Rekursinſtanz in einem Zeit⸗ 
punkt zu geſtatten, in dem ſich der Zuſtand der Unfallfolgen 
konſolidiert hat. Dieſem Zweck würde die Feſtſetzung einer 
Dauerrente nach einem Heilverfahren nicht gerecht werden. 
Gerade der Umſtand, daß ſich ein Heilverfahren als notwendig 
erwies, ſpricht häufig dafür, daß ein Dauerzuſtand noch nicht 
eingetreten und damit für die mit Jahresbindung verknüpfte 
Dauerrente, ſowie für die Anrufung der Rekursinſtanz noch kein 
Raum iſt. (RVA. 22. 1. 15.) 

e) Für den Verletzten iſt es von erheblicher Bedeutung, 
ob die Rente als vorläufige oder als Dauerrente gewährt wird. 
Denn in der Regel kann er nur bei der erſten Feſtſtellung der 
Dauerrente eine Entſcheidung des Rekursgerichts anrufen. Es 
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iſt für ihn auch wichtig, daß er rechtzeitig in den Genuß der 
Dauerrente kommt, da nach deren Feſtſtellung Rentenänderungen 
nur in Zwiſchenräumen von einem Jahre vorgenommen werden 
dürfen. Es erſcheint deshalb gerechtfertigt, daß der Verletzte 
ſein Recht auf Gewährung der Dauerrente dem Verſicherungs⸗ 
träger gegenüber in höherer Inſtanz geltend machen kann. „ft 
hiernach die Befugnis des OVA. zur Nachprüfung anzuerkennen, 
ſo unterliegt es auch keinem Bedenken, daß das OVA., wenn 
die Vorausſetzungen der Dauerrente zutreffen, nicht nur die 
Zurückverweiſung der Sache an den Verſicherungsträger aus⸗ 
ſprechen, ſondern, falls die Sache zur Entſcheidung reif iſt, 
ſogleich die Dauerrente an Stelle der vorläufigen Rente feſt⸗ 
ſetzen kann. Die Zurückverweiſung würde in ſolchem Falle nur 
eine unzweckmäßige Wiederholung des Verfahrens vor dem 
Verſicherungsträger und Hinausſchiebung der Entſcheidung für 
den Verletzten bedeuten. Hat das OVA. eine vorläufige Rente 
in eine Dauerrente umgewandelt, ſo fragt es ſich weiter, ob 
das Rekursgericht die Frage nachzuprüfen hat, ob die Um⸗ 
wandlung gerechtfertigt war, oder ob die Entſcheidung des 
OV A., daß eine Dauerrente vorliege, maßgebend bleibt. Der 
Große Senat des RVA. hat dieſe Frage am 15. 5. 15 verneint. 
Die Kennzeichnung der Rente als Dauerrente durch das OVA. 
oder die Berufsgenoſſenſchaft bleibt für die Frage, ob der Rekurs 
zuläſſig iſt, maßgebend. Dieſe Auffaſſung wird auch in der 
Literatur, beiſpielsweiſe von Laß, Anm. 5 Abſ. 2 zu § 1585 
und von Marcus⸗Neißer, Die gewerbl. Unfallverſicherung nach 
der RVO. S. 146 vertreten. 


Reichsgericht. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 
l' Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebſt Anmerkungen.] 
I. Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
＋ 1. § 91 BGB. Maſchinen bekannter und gewöhnlicher 
Art und üblicher Beſchaffenheit ſind vertretbare Sachen.] 

Die Klägerin hat der Beklagten im Jahre 1909 Maſchinen 
und Maſchinenteile zu einer autogenen Rohrſchweißeinrichtung 
geliefert und Anzahlungen auf die Gegenleiſtung von der Beklagten 
erhalten. Die auf die Frage der Vertretbarkeit der gelieferten 
Maſchinen nebſt Zubehörſtücken gerichteten Ausführungen des Bll, 
die die Revifion zur Nachprüfung ftellt, laſſen einen Rechtsverſtoß 
nicht erkennen. Wie ſich aus ihnen ergibt, handelt es ſich um 
Maſchinen bekannter, gewöhnlicher Art und üblicher Beſchaffen⸗ 
heit, die nicht einem beſtimmten Raum oder Betrieb angepaßt 
ſein mußten und die deshalb nur bezüglich ihrer Quantität und 
Qualität Intereſſe für die Beteiligten hatten. Sachen dieſer Art 
find nach der in Betracht kommenden allgemeinen Rechtsanſchauung 
als vertretbare Sachen anzuſehen [d 91 BGB.; RG. 45, 63]. 
Daß die Maſchinen einem beſtimmten Zwecke zu dienen be 
ſtimmt waren, ſchließt ihre Eigenſchaft als vertretbare Sachen 
nicht aus. Maſchinen, die für einen Betrieb angeſchafft werden, 
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um in demſelben Verwendung zu finden, find vom Stand⸗ 
punkt des Käufers aus ſtets zu einem beſtimmten Zwecke 
zu dienen beſtimmt, nämlich zur Verwendung in jenem Betriebe. 
Darauf kommt es aber nicht an, vielmehr handelt es ſich lediglich 
darum, ob der Vertrag der Parteien auf die Herſtellung 
und Lieferung vertretbarer oder nicht vertretbarer Sachen gerichtet 
war [$ 651 BGB.], und dieſe Frage iſt lediglich vom Stand⸗ 
punkte des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrags ſelbſt, 
nicht vom Standpunkte des von der Beklagten mit dem Erwerb 
der Maſchinen einſeitig verfolgten Zwecks aus zu entſcheiden. 
Mit Recht hat hiernach der Ber R. auf den vorliegenden Vertrag 
die Vorſchriften über den Kauf angewendet. H. c. B., 
U. v. 22. Juni 15, 225/14 VII. — Hamm. [S.] 

2. 8 126 Abſ. 2 BGB. Schriftform bei Jagdpacht⸗ 
verträgen. Erfordernis der Unterzeichnung der Parteien auf 
derſelben Urkunde.] 

Bei der Verpachtung der Jagd in dem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirk Ue. und des Teils II des gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirks K. wurde im Auguſt 1913 dem Kläger von den Jagd⸗ 
vorſtehern der Zuſchlag auf 9 Jahre, vom 1. Mai 1914 an, 
erteilt. Der Kläger behauptet, durch Briefwechſel mit dem 
Beklagten vereinbart zu haben, daß dieſer die Jagdpachtungen 
übernehme. Auf Grund dieſer Vereinbarung ſei die Annahme 
des Beklagten als Mitpächter erfolgt. Dieſer beſtreite die ihm 
dadurch erwachſenen Verpflichtungen, deshalb iſt mit dem An⸗ 
trage geklagt: „feſtzuſtellen, daß der Beklagte verpflichtet iſt, 
den Kläger von ſämtlichen Verpflichtungen aus den beiden 
Jagdpachtverträgen den Verpächtern gegenüber zu befreien und 
ihn zu verurteilen, an die Gemeindekaſſen von Ue. und K. 
alljährlich, und zwar vom 15. April 1914 auf 9 Jahre, die 
Pacht für den Jagdbezirk der Gemeinde Ue. und für den 
2. Teil der Gemeinde K. an die Gemeindekaſſe zu zahlen.“ 
Der Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt. Das LG. 
hat nach dem Klageantrage erkannt, und die vom Beklagten 
eingelegte Berufung iſt vom OLG. zurückgewieſen worden. 
Dieſe Entſcheidung hat der Beklagte erfolgreich mit der Reviſion 
angefochten. Gründe: In dem angefochtenen Urteile iſt zu⸗ 
nächſt entgegen den Ausführungen des Beklagten bejaht, daß 
bei den vom Kläger mit den Jagdgenoſſenſchaften Ue. und K. 
geſchloſſenen Jagdpachtverträgen dem Erforderniſſe der Schrift⸗ 
lichkeit im Sinne des 8 22 der Jagdordnung vom 15. Juli 1907 
genügt ſei. Weiter nimmt das BG. an, daß auch die formellen 
Einwendungen gegen die Rechtsgültigkeit der vom Kläger 
behaupteten Übernahme der Jagden durch den Beklagten 
unbegründet ſind. Endlich wird für erwieſen erachtet, daß 
nach den Erklärungen und der Willensmeinung der Parteien 
tatſächlich eine Abtretung der Rechte des Klägers aus den 
Jagdpachtverträgen an den Beklagten erfolgt ſei und letzterer 
nicht bloß, wie er behaupte, die Jagden im eigenen Namen 
als ſtiller Stellvertreter des Klägers habe weiter verpachten 
ſollen. Aus dieſen Erwägungen wird in Übereinſtimmung mit 
dem erſten Richter das Klageverlangen als berechtigt beurteilt. 
Die Reviſion ficht die drei Entſcheidungsgründe an. Ihre gegen 
die erſte Annahme des BG. gerichteten Angriffe, mit denen die 
Wahrung der Schriftform für die zwiſchen dem Kläger und den 
Jagdgenoſſenſchaften über die Verpachtung getroffenen Verein⸗ 
barungen in Abrede geſtellt wird, dringen durch. Sie führen, 
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ohne daß es des Eingehens auf die gegen die weiteren Ent⸗ 
ſcheidungsgründe erhobenen Bedenken bedarf, zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils. Den Gegenſtand des Rechtsſtreits 
bildet der Anſpruch des Klägers auf Befreiung von ſeinen 
vertraglichen Verpflichtungen aus den im Tatbeſtande angeführten 
beiden Jagdpachtungen. Dieſer Anſpruch wird darauf geſtützt, 
daß unter den Parteien eine Vereinbarung dahingehend getroffen 
ſei, der Beklagte übernehme die beiden Jagden und der Kläger 
trete ihm ſeine Pachtrechte ab. Die erſte Vorausſetzung eines 
ſolchen Abkommens iſt, wenn es den Beklagten zu der von ihm 
verlangten Zahlung des Pachtzinſes verpflichten ſoll, daß dem 
Kläger ſelbſt die angeblich abgetretenen Pachtrechte zuſtanden, 
ihm in rechtsverbindlicher Art auf die Zeit, für welche der 
Beklagte in das Pachtverhältnis eingetreten ſein ſoll, übertragen 
ſind. Der Einwand des Beklagten, daß dies nicht geſchehen 
ſei, weil die in Betracht kommenden Jagdverpachtungen der im 
8 22 Nr. 1 der Jagdordnung für Pachtverträge mit Jagd⸗ 
genoſſenſchaften vorgeſchriebenen Schriftform entbehrten, iſt 
deshalb rechtlich erheblich. Nach § 24 a. a. O. Abſ. 1 find 
Pachtverträge, welche gegen die in den vorſtehenden Paragraphen 
gegebenen Vorſchriften, zu denen auch § 22 Nr. 1 gehört, ver⸗ 
ſtoßen, nichtig. Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit 
zwiſchen dem Jagdvorſteher und dem Jagdpächter unterliegen 
der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren [§S 24 Abi. 2]. 
Iſt aber, wie hier, in einem bürgerlichen Rechtsſtreite zwiſchen 
dem Jagdpächter und einem Dritten zu entſcheiden, ob der 
letztere in Jagdpachtverträge eingetreten iſt, ſo hat im Verhältnis 
der Parteien zueinander der ordentliche Richter die Rechts— 
wirkſamkeit der in Betracht kommenden Jagdpachtverträge zu 
prüfen. Von dieſem, ſeitens der Parteien nicht beanſtandeten 
rechtlichen Geſichtspunkte iſt der Vorderrichter ebenfalls aus— 
gegangen. Dem Ergebniſſe, zu welchem er gelangt iſt, kann 
aber nicht beigetreten werden. Ob ſchriftliche Pachtverträge 
vom Kläger mit den Jagdgenoſſenſchaften geſchloſſen ſind, iſt 
nach den in Abſchrift vorgelegten beiden Jagdverpachtungs⸗ 
protokollen vom 9. und vom 11. Auguſt 1913, deren Maß⸗ 
geblichkeit hierfür nicht beſtritten iſt, zu entſcheiden. Die 
Protokolle ſind aufgenommen an den zur öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerung der Jagden im Wege des Meiſtgebots beſtimmten 
Tagen. Sie enthalten zunächſt die Bedingungen, unter denen 
die Verpachtung erfolgen ſoll. Zu dieſer Bedingung gehört 
nach § 19 beider Protokolle die Beſtimmung, daß es dem 
Jagdvorſteher freiſteht, einem der drei Meiſtbietenden den Zu⸗ 
ſchlag zu erteilen, und daß die Meiſtbietenden bis zu der inner⸗ 
halb 14 Tagen erfolgenden Entſcheidung des Jagdvorſtehers an 
ihr Gebot gebunden find. Nach dem Vordrucke iſt ſodann zum 
Ausgebote geſchritten, und in dem Protokoll über die Verpachtung 
der Jagd in Ue. iſt der Kläger als Letztbietender aufgeführt. 
In dem Protokolle über die Verpachtung der Jagd in K. iſt 
dieſer Vordruck nicht ausgefüllt. Die Protokolle ſind darauf, 
wie es heißt, geſchloſſen und von den Intereſſenten unterſchrieben. 
Unter beiden befinden ſich die Unterſchriften des Klägers und 
eines Bürgen. Darunter iſt vorgedruckt „der Jagdvorſteher“ 
und im Protokoll über die Verpachtung der Jagd in Ue. folgt 
dann deſſen Unterſchrift. Im Protokoll, betreffend die Ver: 
pachtung der Jagd in K., fehlt ſie. Es folgt dann in beiden 
Schriftſtücken die vom Jagdvorſteher unterſchriebene, vom Tage 
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des Protokolls datierte Erklärung: „daß auf Grund des § 19 
des vorſtehenden Protokolls die Jagd dem Kläger zu dem von 
ihm gebotenen [zahlenmäßig ausgedrückten] Preiſe zugeſchlagen 
werde“. Nach der Auffaſſung des BG. iſt dem Erforderniſſe 
der Schriftlichkeit im erſteren Falle dadurch genügt, daß der 
Jagdvorſteher und der Kläger das alle Vertragsbeſtimmungen 
enthaltende Protokoll unterſchrieben haben. Es wird aber auch 
das Fehlen der Unterſchrift des Jagdvorſtehers unter dem 
Protokoll über die Verpachtung der Jagd in K. für nicht 
erheblich erachtet, da ſie durch die Unterſchrift des Jagdvorſtehers 
unter dem ſich anſchließenden Zuſchlagsvermerke, in welchem auf 
das vorſtehende Protokoll Bezug genommen werde, erſetzt ſei. 
Dieſe Beurteilung wird der Vorſchrift des S 126 Abſ. 2 BGB. 
nicht gerecht. Bei Verträgen, welche, wie der Jagdpachtvertrag, 
nach geſetzlicher Beſtimmung in Schriftform zu ſchließen ſind, 
muß, ſofern nicht mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen 
ſind, die Unterzeichnung der Parteien auf derſelben Urkunde 
erfolgen. Daß hier mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen 
ſind, iſt nicht behauptet. In den vorerwähnten Jagdverpachtungs⸗ 
protokollen aber findet ſich, wie die Reviſion mit Recht geltend 
macht, eine vom Kläger und vom Jagdvorſteher unterzeichnete, 
den Pachtvertrag enthaltende Urkunde nicht. Das BG. will 
mit Rückſicht darauf, daß das Verpachtungsprotokoll alle 
Vertragsbeſtimmungen enthält, dieſes als Vertragsurkunde an⸗ 
ſehen. Dem ſteht aber entgegen, daß inhaltlich des Protokolls 
erſt aufgefordert wird, unter den angeführten Bedingungen 
Angebote zu machen. Auch durch ein dementſprechendes An⸗ 
gebot gelangt aber der Vertrag noch nicht zum Abſchluſſe, denn 
es fehlt zur Willensübereinſtimmung noch das dem Zuſchlage 
vorbehaltene Einverſtändnis des Jagdvorſtehers. Das Ver⸗ 
pachtungsprotokoll beurkundet lediglich die Bereitwilligkeit des 
Anſteigerers, die Jagd zu dem von ihm abgegebenen Gebot 
unter den im Protokoll aufgeführten Bedingungen zu pachten. 
Damit, daß dieſes Protokoll von beiden Teilen unterſchrieben, 
beziehungsweiſe, wie das BG. annimmt, in dem Falle der Ver⸗ 
pachtung in K. die fehlende Unterſchrift des Jagdvorſtehers durch 
deſſen Unterſchrift unter dem Zuſchlage erſetzt wird, iſt ſonach ein 
ſchriftlicher Pachtvertrag nicht geſchloſſen. Eine andere, von 
beiden Teilen unterſchriebene Urkunde liegt nicht vor; die 
Zuſchlagserteilung iſt, wie erwähnt, allein vom Jagdvorſteher 
unterzeichnet. Es iſt nicht angängig, dieſe Unterſchrift dahin 
zu beurteilen, daß, weil ſie auf demſelben Formulare erfolgt 
iſt und die Annahme des vom Kläger im vorſtehenden Protokoll 
erklärten und auch unterſchriebenen Angebot enthält, damit eine 
Urkunde von beiden Parteien unterzeichnet iſt. Dem ſteht ent⸗ 
gegen, daß durch die erwähnten Namensunterſchriften nur ein⸗ 
ſeitige nacheinander abgegebene Willenserklärungen unterzeichnet 
ſind. Die getrennte Beurkundung von Antrag und Annahme 
iſt nach 8 128 BGB. aber nur bei geſetzlich vorgeſchriebener 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung eines Vertrags zuläſſig. 
Eine entſprechende Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung auf 
die vom Geſetze vorgeſchriebene Schriftform, auf Verträge, für 
welche 8 126 Abſ. 2 die Formvorſchrift der Unterzeichnung der 
Parteien auf derſelben Urkunde aufſtellt, würde ſich mit dem 
Geſetze in Widerſpruch ſetzen. Sind hiernach zwiſchen dem 
Kläger und den Jagdgenoſſenſchaften Verträge in der für 
Jagdpachtungen von Jagdgenoſſenſchaften vom Geſetze zu ihrer 
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Rechtswirkſamkeit erforderten ſchriftlichen Form nicht abgeſchloſſen, 
ſo entbehrt, wie vorſtehend ausgeführt iſt, das Klagverlangen 
der rechtlichen Grundlage. Die Klage unterliegt der Abweisung, 
und dieſe war, da die Sache zur Endentſcheidung reif iſt, nach 
§ 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. vom Reviſionsgerichte, wie geſchehen, 
auszuſprechen. W. c. B., U. v. 25. Juni 15, 99/15 VII. — 
Düſſeldorf. [B.] 

+3. 8138 Abſ. 1, 8 139 BGB. Ehrenwörtliche Beſtärkung 
eines Vertrags. 

Auf Grund des 8 5f des von den Parteien am 27. April 1913 
abgeſchloſſenen Vertrages hat der Beklagte den der Klage bei⸗ 
gefügten Sichtwechſel vom 1. Oktober 1914 über 60 000 4, 
zahlbar an eigene Order, auf feine Firma gezogen und ihn mit 
deren Akzept verſehen an den Kläger giriert. Der Kläger hat 
am 12. Oktober 1914 den Wechſel nach Vorzeigung mangels 
Zahlung proteſtieren laſſen und demnächſt im Wechſelprozeſſe 
klagend beantragt, den Beklagten zur Zahlung von 60 000 4 
nebit 6 v. H. Zinſen ſeit 12. Oktober 1914 und von 47,80 4 
Proteſtkoſten zu verurteilen. Der Beklagte hat die Wechſelſchuld 
beſtritten, weil der Vertrag vom 27. April 1913 nichtig ſei. 
Die Nichtigkeit hat er damit begründet, daß er durch den 
Vertrag in feiner Handlungsfähigkeit unzuläſſig beſchränkt 
„wirtſchaftlich geknebelt“! worden,, ferner damit, daß er in 
§ 23 des Vertrages fein Ehrenwort habe verpfänden müſſen, 
den darin dem Kläger gegenüber eingegangenen Verpflichtungen 
auf das Gewiſſenhafteſte nachzukommen. Das LG. hat den 
zweiten Nichtigkeitsgrund für durchgreifend erachtet und durch 
Urteil vom 9. November 1914 dem Verlangen des Beklagten 
entſprechend die Klage abgewieſen. Das OLG. hat am 
23. Januar 1915 unter Abänderung des erſten Urteils dem 
Klageantrage ſtattgegeben und dem Beklagten die Ausführung 
ſeiner Rechte vorbehalten. Es hat ausgeführt, daß dem wechſel⸗ 
mäßigen Anſpruche des Klägers allerdings die Nichtigkeit des 
Vertrages vom 27. April 1913 entgegenſtehen würde, daß aber 
der Vertrag aus keinem der beiden vom Beklagten geltend 
gemachten Gründe für nichtig zu erachten ſei. Die Reviſion 
iſt nicht begründet. Gegen die Gültigkeit des Klagewechſels als 
ſolchen ſind Bedenken nicht erhoben worden und von Amts 
wegen nicht zu erheben. Denn wenn auch feſtſteht, daß der 
Ausſteller und Remittent gleichzeitig alleiniger Inhaber der 
bezogenen Firma ift, fo geht doch aus der Wechſelurkunde ſelbſt 
dieſe Perſoneneinheit nicht hervor, und es iſt deshalb unerheblich 
daß die Zahlung nicht an einem anderen Orte als dem der 
Ausſtellung geſchehen fol. Der Reviſion iſt auch nicht etwa 
ſchon deshalb der Erfolg zu verſagen, weil dem Wechſelanſpruche 
des Klägers die etwaige Rechtsunwirkſamkeit des ihm zugrunde 
liegenden Vertrages vom 27. April 1913 nicht entgegenſtände. 
Vielmehr iſt mit dem BG. dem Beklagten darin beizupflichten, 
daß die Nichtigkeit dieſes Vertrages gemäß Art. 82 WO, auch 
wenn dem Kläger gegen den Beklagten ein Bereicherungsanſpruch 
zuftehen würde, zur Abweiſung der erhobenen Wechſelllage 
führen müßte [RG. 11, 191]. Auf der anderen Seite iſt die 
Feſtſtellung des BG., daß der Vertrag vom 27. April 1913 
ohne die Ehrenwortsverpfändung des § 23 eine nach 8 135 
Abs. 1 BGB. unzuläffige Beſchränkung des Beklagten in jener 
Handlungsfreiheit [eine „wirtſchaftliche Knebelung“] nicht ent 
halte, von der Reviſion nicht bemängelt worden und von 
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wegen gleichfalls nicht zu beanſtanden. Dagegen erfcheint es 
allerdings zweifelhaft, ob das BG., auch wenn es den $ 23 
des Vertrages dahin auslegen durfte, daß die ehrenwörtliche 
Bindung des Beklagten auf ſolche Vertragspflichten beſchränkt 
ſei, deren Erfüllung der Beklagte im Hinblick auf das Vertrauens⸗ 
verhältnis zum Kläger ohnehin als Ehrenſache habe betrachten 
müſſen, zu der Feſtſtellung berechtigt war, daß eine ſo beſchränkte 
Verpfändung des Ehrenwortes den guten Sitten nicht zuwider⸗ 
laufe. In dem von der Reviſion angeführten Urteile vom 
23. Januar 1912 [RG. 78, 258 ff.)] hat der III. ZS. des RG. 
ſeine Rechtsauffaſſung im allgemeinen dahin gekennzeichnet 
[S. 263]: „Der Verpfändung des Ehrenworts für eine 
vermögensrechtliche Verbindlichkeit ſteht das ſchwere Bedenken 
entgegen, daß die bloße Nichterfüllung dieſer Verbindlichkeit den 
Schuldner als wortbrüchig erſcheinen läßt, auch wenn ihn kein 
oder doch kein erhebliches Verſchulden trifft, daß der Vorwurf 
der Ehrloſigkeit gegen ihn erhoben werden kann, auch wenn er 
gar nicht unehrenhaft gehandelt hat. Dem heutigen ſittlichen 
Empfinden widerſtrebt es, den Schuldner der Gefahr einer 
ſolchen ungerechtfertigten Ehrenminderung auszuſetzen, nur um 
dem Gläubiger die Erfüllung einer beliebigen Forderung wirk⸗ 
ſamer, als dies mit den Mitteln des gerichtlichen Zwanges 
geſchehen kann, zu ſichern. Nur zum Schutze beſonderer, 
wichtiger Intereſſen kann der Gewiſſenszwang, den die Ver⸗ 
pfändung der Ehre auf den Schuldner ausübt, gerechtfertigt 
ſein und nur einer wirklich ehrloſen Handlung darf durch eine 
Verpfändung der Ehre vorgebeugt werden.“ Das BG. leugnet 
aber die Sittenwidrigkeit der ehrenwörtlichen Beſtärkung eines 
ganzen Pflichtenkreiſes, den es als durch das Vertrauens⸗ 
verhältnis der Parteien umgrenzt bezeichnet, ohne ſich, mit 
einer einzigen Ausnahme, darüber auszuſprechen, welche der 
zahlreichen von dem Beklagten in dem Vertrage übernommenen 
Verbindlichkeiten es als auf dem Vertrauensverhältniſſe beruhend 
anſieht, und ohne zu prüfen, welche beſondere Wichtigkeit den 
einzelnen Verbindlichkeiten beizumeſſen iſt. Einer Entſcheidung 
über die Haltbarkeit oder Unhaltbarkeit dieſes vom BG. ver⸗ 
tretenen Standpunktes bedarf es jedoch nicht, da das an⸗ 
gefochtene Urteil durch die Feſtſtellung getragen wird, daß, ſelbſt 
wenn die Verpfändung des Ehrenworts einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten enthalten und deshalb nach $ 138 Abſ. 1 BGB. 
nichtig fein ſollte, die Nichtigkeit der Beſtimmung des § 23 des 
Vertrages gleichwohl die der übrigen Vertragsbeſtimmungen 
nicht zur Folge haben würde, weil nach der ganzen Sachlage 
anzunehmen ſei, daß die Parteien den Vertrag, ſo wie geſchehen, 
auch ohne Verpfändung des Ehrenworts geſchloſſen hätten, falls 
ihnen die Nichtigkeit der Verpfändung bekannt geweſen wäre 
[vgl. § 139 BGB.]. Der III. 3S. des RG. hat zwar in 
mehreren, einen Dienſtvertrag mit Wettbewerbsverbot und 
Strafabrede betreffenden Entſcheidungen [Urteile vom 8. No⸗ 
vember 1910, RG. 74, 332,2) und vom 1. November 1911, 
Seuff Arch. 67, 181] die Anwendbarkeit des $ 139 BGB. mit 
der Begründung verneint, „daß die Verpfändung des Chren⸗ 
worts kein bloßes, dem Vertrage hinzutretendes Verſtärkungs⸗ 
mittel, keine Nebenabrede ſei, die unbeſchadet des Wettbewerbs⸗ 


1) JW. 1912, 382. 
5) JW. 1911, 29; Neumann, Kſpr. II 8 138 Erk. c. 
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verbotes ausgeſchieden werden könne, ſondern in Verbindung 
mit der Vertragſtrafe die einheitliche Grundlage für das Wett⸗ 
bewerbsverbot bilde [RG. 78, 260%). Seine Ausführungen 
laſſen jedoch nicht erkennen, daß er die ehrenwörtliche Beſtärkung 
eines Verſprechens und das Verſprechen ſelbſt für begrifflich 
untrennbar und deshalb die Wirkſamkeit des Verſprechens im 
Falle der Sittenwidrigkeit der ehrenwörtlichen Beſtärkung für 
ſchlechthin ausgeſchloſſen erachtete. Jedenfalls hat er in einer 
ſpäteren, einen gleichen Dienſtvertrag betreffenden Entſcheidung 
[Urteil vom 21. April 1914 — WarneyerErg.⸗Bd. 1914 
Nr. 178] den Standpunkt eingenommen, daß es lediglich Tat⸗ 
frage ſei, ob zwiſchen Ehrenwort und Verpflichtung ein unlöslicher 
Zuſammenhang beſtehe, oder nicht, und daß die Nichtigkeit der 
ehrenwörtlichen Beſtärkung die der Verpflichtung ſelbſt nicht 
notwendig nach ſich ziehe. Dieſer Standpunkt iſt als richtig 
anzuerkennen. Auch im vorliegenden Falle, wo die Verpfändung 
des Ehrenwortes am Schluſſe des Vertrages in einem beſonderen 
Paragraphen beurkundet iſt, war das BG. durch nichts gehindert, 
in der Verpfändung des Ehrenwortes nur ein Verſtärkungsmittel, 
keinen unlöslichen Beſtandteil der Verpflichtungserklärung des 
Beklagten zu erblicken und unter Berückſichtigung des Geſamt⸗ 
inhalts und der Vorgeſchichte des Vertrages deſſen Gültigkeit 
auch bei Annahme der Nichtigkeit der Ehrenwortsverpfändung 
zu bejahen. Es hat dies mit der Begründung getan, daß der 
Beklagte an der Verpfändung ſeines Ehrenwortes überhaupt 
kein Intereſſe gehabt habe, und daß ſich der Kläger zum Ab⸗ 
ſchluſſe des Vertrages auch ohne dieſe Verpfändung bereit 
gefunden hätte, wenn ihm deren Nichtigkeit auf Grund des 
§ 138 Abſ. 1 BGB. bekannt geweſen wäre. Das BG. hat 
hierbei die Behauptung des Beklagten, daß er dem Verlangen 
des Klägers nach Verpfändung des Ehrenwortes widerſprochen, 
der Kläger aber auf der Verpfändung beſtanden habe, als richtig 
unterſtellt, die behauptete Tatſache indes gegenüber den ſonſtigen 
zugunſten des Klägers ſprechenden Umſtänden für unerheblich 
erachtet, weil der Beklagte ſich dem Verlangen des Klägers 
gefügt habe und deshalb aus dem behaupteten Beſtehen des 
Klägers auf dem Verlangen nicht zu entnehmen ſei, daß der 
Kläger beim Feſthalten des Beklagten an ſeiner Weigerung den 
Vertrag nicht geſchloſſen hätte. Die Rüge der Reviſion, daß 
das BG. die Behauptung des Beklagten zu Unrecht für 
unerheblich erachtet habe, liegt auf rein tatſächlichem Gebiete und 
kann deshalb nicht durchgreifen. V. c. M., U. v. 25. Juni 15, 
79/15 II. — Celle. [S.] 

+4. 88 133, 157 BGB. Auslegung der Vertragsklauſel, 
nach welcher alle aus dem fraglichen Vertrage entſtehenden 
Rechtsſtreitigkeiten der Entſcheidung durch Londoner Schieds⸗ 
gerichte unterworſen, auch die ausſchließliche Zuſtändigkeit der 
engliſchen Staatsgerichte und die Anwendung des engliſchen 
Rechts vereinbart werden.] 

Durch den Vertrag vom 9. März 1914 haben die Parteien, 
zwei Hamburgiſche Firmen, alle aus dieſem Vertrag entſtehenden 
Rechtsſtreitigkeiten der Entſcheidung durch Londoner Schieds⸗ 
gerichte unterworfen und auch die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
der engliſchen Staatsgerichte ſowie die Anwendung des engliſchen 
Rechts vereinbart. Auf dieſe Vertragsbeſtimmung gründen ſich 
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die prozeßhindernden Einreden aus § 274 Ab. 2 Nr. 1 und 3 
ZRO., die die Beklagte der bei dem LG. in H. erhobenen 
Klage entgegengeſetzt hat. Das LG. hatte angenommen, daß 
nach dem wenngleich nicht ausdrücklich ausgeſprochenen Vertrags⸗ 
willen jene Vereinbarung nicht auch im Falle eines Krieges 
zwiſchen Deutſchland und England Geltung behalten ſollte. Das 
BG. meint, in ſolcher Allgemeinheit das nicht feſtſtellen zu 
können. Es nimmt aber an, daß infolge des Kriegsausbruchs 
und der dadurch zwiſchen beiden Ländern eingetretenen Ver⸗ 
hältniſſe die Anrufung des Londoner Schiedsgerichts und der 
engliſchen Staatsgerichte „nicht mehr in der von den Parteien 
vorgeſehenen Weiſe ausgeführt werden kann“. Das wird vom 
BG. näher dargelegt, und angeſichts dieſer Umſtände kommt es 
in Anwendung der 88 133, 157 BGB. zu dem Ergebniſſe, 
daß „im Sinne des Vertrages“ jene Vereinbarung „als außer 
Kraft getreten und die ordentlichen deutſchen Gerichte als zu: 
ſtändig geworden anzuſehen“ ſeien. Auch das BG. gründet 
demnach die Entſcheidung auf die Vertragsauslegung und die 
auf dieſer beruhende Feſtſtellung des kundgegebenen wirklichen 
Willens der Vertragſchließenden. Der Unterſchied iſt lediglich 
der, daß das LG. die erwähnte Klauſel als für den Kriegsfall 
überhaupt nicht gewollt anſieht, das BG. aber ſie nur für den 
Fall als nicht gewollt anſieht, daß infolge des Krieges die 
Vereinbarung nicht in der vorgeſehenen Weiſe durchführbar 
bleibe. Die Vertragsauslegung des BG. enthält demnach nur 
eine gewiſſe Einſchränkung derjenigen des LG. Zu rechtlichen 
Bedenken gibt die Auslegung des BG. keinen Anlaß. Die 
Reviſion meint, die SS 133, 157 BGB. ſeien durch ihre An⸗ 
wendung verletzt, da vertragsgemäß nicht deutſches, ſondern 
engliſches Recht maßgebend ſei. Dieſer Angriff muß ſchon 
daran ſcheitern, daß weder behauptet noch anzunehmen iſt, daß 
dem engliſchen Privatrechte die Grundſätze, die das deutſche 
BGB. in 58 133, 157 ausgeſprochen hat, fremd ſeien. It 
aber von der Übereinſtimmung beider Rechte in dieſen Grund⸗ 
ſätzen auszugehen, fo ergibt ſich von ſelbſt, daß auch bei An: 
wendung des engliſchen Rechts das BG. zu einer anderen 
Vertragsauslegung nicht gelangt ſein würde. Indes kommt es 
hierauf überhaupt nicht an. Die Vereinbarung, daß engliſches 
Recht maßgebend fein ſolle, ſteht in untrennbarem Zuſammen⸗ 
hange mit der Vereinbarung, daß Streitigkeiten vor engliſche 
Schieds⸗ und vor engliſche Staatsgerichte zu bringen ſeien. Die 
Klauſel bildet in allen dieſen Teilen ein einheitliches Ganzes. 
Iſt ſie infolge der durch den Krieg herbeigeführten Umſtände 
hinfällig geworden, ſo iſt ſie es in ihrem ganzen Umfange. 
Wird aber darüber geſtritten, ob das der Fall iſt, alſo auch 
ob das engliſche Recht maßgebend geblieben iſt oder nicht, ſo 
kann für dieſe Grundfrage ſelbſt nicht auch ſchon das engliſche 
Recht von dem deutſchen Richter als maßgebend behandelt 
werden; das würde die Vorwegnahme deſſen, was erſt noch zu 
entſcheiden iſt, in ſich ſchließen. Mit Recht hat darum das 
BG. jene Grundfrage nach heimiſchem Rechte beurteilt und 
deshalb bei der für ſie in Betracht kommenden Vertrags— 
auslegung die SS 133, 157 BGB. angewendet, von deren Ver: 
letzung durch dieſe Anwendung ſomit nicht die Rede ſein kann. 
In der Berufungsinſtanz war der „internationale Charakter“ 
der Verträge vorliegender Art geltend gemacht worden, der ſich 
auch hier darin kundtue, daß die ſchwimmende Ware von der 
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Beklagten an eine belgiſche Firma weiterverkauft worden ſei. 
Die Reviſion meint, dieſe Eigenart des Vertrages ſei vom B6. 
außer acht gelaſſen worden; gerade weil der Handel mit Olſaat 
ſich in Geſtalt eines „Kettenvertrages“ vollziehe, wobei ſich 
Vertragſchließende verſchiedener Länder aneinanderreihen, ſei es 
nötig geworden, für alle nacheinander Beteiligten eine und 
dieſelbe entſcheidende Stelle zu ſchaffen und ein und dasſelbe 
Recht für maßgebend zu erklären. Sofern mit dieſem Angriff 
ein Verfahrensmangel gerügt ſein ſoll, daß nämlich, unter Verſtoß 
gegen §S 286 3PO., jenes Vorbringen unbeachtet gelaſſen ſei, 
genügt der Hinweis auf den erſten Abſchnitt der Entſcheidungs⸗ 
gründe des angefochtenen Urteils, wo das Vorbringen aus- 
drücklich erwähnt ift — Beweis genug, daß das BG. es ke: 
achtet hat. Sachlich aber iſt nicht anzuerkennen, daß durch die 
behauptete Eigenart des Geſchäfts die Vertragsauslegung des 
BG. zwingend ausgeſchloſſen werde. Die Rückſicht auf eine 
Weiterveräußerung durch die Beklagte an eine ausländiſche Firma 
und auf etwa zu erwarten geweſene fernere Weiterveräußerungen 
reicht nicht aus, es als unmöglich erſcheinen zu laſſen, daß die 
Parteien ihr Verhältnis zueinander für den Kriegsfall ſo hätten 
regeln wollen, wie es nach der Feſtſtellung des BG. der Sinn 
des Vertrages iſt. Daß übrigens hiermit die Auffaſſung gerade 
auch in Hamburgiſchen Handelskreiſen, denen Weſen und Be: 
deutung derartiger Olſaatgeſchäfte ſicherlich nicht fremd find, 
übereinſtimmt, läßt ſich dem Umſtand entnehmen, daß in 
I. Inſtanz eine Kammer für Handelsſachen erkannt hat, die in 
der den Einreden entgegenſtehenden Vertragsauslegung, wie 
bereits erwähnt, ſogar noch weitergegangen iſt als das BO. 
In 8245 3] O. iſt beſtimmt, daß, wenn infolge eines Krieges 
die Tätigkeit des Gerichts aufhört, das Verfahren für die Dauer 
dieſes Zuſtandes unterbrochen wird. Dieſe Vorſchrift, auf die 
die Reviſion hingewieſen hat, regelt die von Geſetzes wegen 
eintretende Unterbrechung eines bei einem deutſchen Gericht an⸗ 
hängigen Verfahrens. Gegen die Vertragsauslegung des BO. 
iſt ihr irgendein rechtliches Bedenken ſchlechterdings nicht zu ent: 
nehmen, ſie hat mit der Frage der Vertragsauslegung keine 
Berührung. Daß der Krieg einmal ein Ende nehmen wird, hat 
das BG. ſelbſtverſtändlich nicht überſehen. Die Annahme 
endlich, daß für die Dauer des Krieges das engliſche Schieds⸗ 
gericht ſo wenig als ein engliſches Staatsgericht zur Verhandlung 
und Entſcheidung eines zwiſchen zwei deutſchen in H. anſäſſigen 
Firmen entſtandenen Streites bereitzufinden fein würde, liegt 
auf dem der Nachprüfung nicht zugänglichen Gebiete des Tat 
ſächlichen; aber auch ſoweit das nicht der Fall ſein ſollte, it 
dieſer Annahme unbedenklich zuzuſtimmen. Der Fall, für den 
nach dem feſtgeſtellten Sinne des Vertrages die erwähnte Klauſel 
ihre Geltung verliert, iſt ſonach eingetreten, ohne daß es roch 
darauf ankommt, ob die zur Erhebung der ſchiedsgerichtlichen 
Klage vertragsgemäß erforderliche Einreichung der Klageſchrift 
bei dem deutſchen Konſulat in London während des Krieges 
wirkſam, wie die Reviſion meint, durch Einreichung bei dem 
Konſulat der Vereinigten Staaten von Amerika erſetzt werden 
könnte. Durch die hiernach das Geſetz nirgends verletenden 
Feſtſtellungen des BG. iſt beiden prozeßhindernden Einreden der 
Boden entzogen, weshalb der Reviſion der Erfolg verſagt werden 
mußte. N. c. D. & Co., U. v. 29. Juni 15, 112/15 VII. — 
Hamburg. [B.) | 
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** 5. 8157 BGB. Von einer ergänzungsfähigen Vertrags: 
lücke kann nicht die Rede ſein, wenn die Ergänzung zu einer 
Erweiterung des Vertragsgegenſtandes führen ſoll.] 

Durch notariellen Vertrag vom 29. Dezember 1904 ver⸗ 
kaufte der Rittergutsbeſitzer v. M. ſein Rittergut L., dem das 
Rittergut J. als Beſtandteil zugeſchrieben war, ohne J. an den 
Beklagten. In § 5 des Vertrages iſt beſtimmt: „Der Käufer 
räumt dem Verkäufer bzw. deſſen Rechtsnachfolger im Beſitze 
des abzuzweigenden Ritterguts J. das Recht ein, die Weiche 
nebſt den Zufuhrwagen unentgeltlich für die Dauer des Eiſenbahn⸗ 
betriebes zu benutzen, und ſoll dieſe Berechtigung bei der Auf⸗ 
laſſung im Grundbuche eingetragen werden.“ Der betroffene 
Eiſenbahnbetrieb findet auf der Rübenbahn der Zuckerfabrik K. 
nebſt Ladeſtelle ſtatt; für die Fabrik iſt das Recht auf Benutzung 
der auf dem Gebiete von L. befindlichen Bahn im Grundbuche 
von L. eingetragen, und dem Beſitzer von L. anderſeits iſt das 
Recht auf Mitbenutzung der Bahn zugeſtanden. Durch notariellen 
Vertrag vom 29. Dezember 1904 verkaufte v. M. gleichzeitig 
das von L. abgetrennte Rittergut J. an den Kläger, wobei er 
nach § 5 dem letzteren dafür einſtand, daß das in § 5 des 
erſteren Vertrages vom 29. März 1904 bedungene Recht als 
Grunddienſtbarkeit auf L. eingetragen werde. Am 26. Januar 
1905 iſt L. an den Beklagten und J. an den Kläger aufgelaſſen 
und im Grundbuche von L. iſt in Abt. II unter Nr. 9 auch 
für den jeweiligen Eigentümer von J. die bedungene Grund⸗ 
dienſtbarkeit eingetragen worden. Neuerdings hat der Beklagte 
dem Kläger die Benutzung der auf dem Situationsplane Bl. 9 
der Akten mit 4 bezeichneten Wegeſtrecke, die geradewegs von 
J. nach L. und von hier zur Ladeſtelle der Eiſenbahn führt, 
geſperrt. Der Kläger behauptet dagegen, daß ihm gemäß § 5 
des erſteren Vertrages vom 29. Dezember 1904 das Benutzungs— 
recht auch an dieſer geſperrten Strecke zuſtehe, und mit der 
ferneren Behauptung, daß ihm infolge jener Sperrung ein 
erheblicher Schaden entſtehe, weil er nunmehr mit ſeinen 
Geſpannen einen ſehr großen Umweg zur Rübenbahn machen 
müſſe, iſt der Kläger mit dem Antrage klagbar geworden: den 
Beklagten zu verurteilen, a) zu dulden, daß der Kläger während 
der Dauer des Eiſenbahnbetriebes den Zufuhrweg A unentgeltlich 
benutzt; b) dem Kläger allen Schaden zu erſetzen, der ihm durch 
die Entziehung dieſer Wegeſtrecke erwachſe. Der Beklagte hat 
demgegenüber beſtritten, daß die Vereinbarung in § 5 des 
Vertrages und die daraufhin erfolgte Eintragung ſich auf die 
Wegeſtrecke A bezöge. Dieſe habe, ſo führte der Beklagte aus, 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes als öffentlicher, jedermann 
ohnehin zur Benutzung freiſtehender Weg gegolten, und davon 
ſeien er ſowohl wie auch v. M. beim Vertrage ebenfalls aus: 
gegangen. Erſt nachträglich habe er eine verwaltungsgerichtliche 
Entſcheidung erſtritten, durch die feſtgeſtellt worden ſei, daß die 
Wegeſtrecke kein öffentlicher Weg, ſondern ein zum Rittergute L. 
gehörender Privatweg ſei. Unter „den Zufuhrwegen“ in 8 5 
ſei nur dasjenige zur Ladeſtelle führende Wegeſtück verſtanden 
worden, welches jenſeits der Landſtraße K. — Jer. belegen ſei 
[die ſtreitige Wegeſtrecke A endet bei L. in jener Landſtraße!. 
Das LG. verurteilte den Beklagten nach dem Klageantrage. 
Im zweiten Rechtszuge machte der Beklagte noch geltend, daß 
er ſich, falls ſein Verkäufer v. M. die Erſtreckung des Wegerechts 
auch auf die Strecke A gefordert hätte, hiergegen geſträubt oder 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 997 


Preisminderung wegen der Wegeunterhaltungspflicht verlangt 
haben würde. Einen Schaden erleide der Kläger durch die 
Wegſperrung um deswillen nicht, weil ihm von J. aus ein 
guter und annähernd nur ebenſo langer Weg zur Bahnweiche 
in Jer. zur Verfügung ſtehe, den der Kläger bis zur Sperrung 
der Strecke A auch tatſächlich zur Verladung feiner Rüben 
benutzt habe. Der Kläger hat entgegnet, daß, falls der Beklagte 
und v. M. die Eigenſchaft des Weges A als Privatweg gekannt 
hätten, das Wegerecht auch an ihm eingeräumt worden wäre. 
Jetzt habe er ſich 1912 eine Rübenbahn leihweiſe durch die 
Firma O. und K. legen laſſen müſſen. Das OLG. hat die 
Berufung des Beklagten zurückgewieſen. Der Beklagte hat mit 
Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Der Reviſion 
mußte ſtattgegeben werden. Das geſamte Klagebegehren hängt 
von der Frage ab, ob dem Kläger das behauptete Wegerecht 
an der Wegeſtrecke rot A der Karte wirklich zuſteht. Die Nach⸗ 
prüfung dieſer Frage hat aber zu deren Verneinung führen 
müſſen. Der Kläger hat im zweiten Rechtszuge nur geltend 
gemacht, daß dem Rittergutsbeſitzer v. M. das Wegerecht an 
der Strecke A gleichfalls dann eingeräumt ſein würde, wenn 
den beiden Vertragsparteien die Eigenſchaft dieſer Strecke als 
Privatweg bereits bekannt geweſen wäre, und das LG. wie 
das OLG. find ebenfalls nur von dieſem Geſichtspunkte aus⸗ 
gegangen. Ihre Annahme, daß die ſtreitige Grunddienſtbarkeit 
ſich auch auf den Weg A erſtrecke, beruht mithin nicht etwa 
auf der Feſtſtellung, daß die Vertragsparteien über dieſe Er⸗ 
ſtreckung der Wegegerechtigkeit tatſächlich einig geweſen ſeien, 
und beruht alſo auch nicht auf einer dahingehenden Auslegung 
der tatſächlich vorliegenden Beſtimmung des $ 5 des Vertrages. 
Der Standpunkt der beiden Urteile iſt vielmehr der, daß, weil 
die Vertragsparteien davon abgeſehen hätten, ihre Vereinbarung 
auch betreffs der Wegeſtrecke A zu treffen, der Vertrag jetzt 
eine Lücke aufweiſe, die der Ausfüllung bedürftig, einer ſolchen 
im Wege ergänzender Auslegung gemäß $ 157 BGB. aber 
auch fähig ſei. Indeſſen der rechtliche Standpunkt der beiden 
Inſtanzgerichte kann nicht gebilligt werden. Ob unter Umſtänden 
auch eine ergänzende Auslegung einer Vertragsbeſtimmung, 
wie ſie hier beabſichtigt worden iſt, als zuläſſig und als geboten 
gelten kann, braucht gegebenenfalls nicht entſchieden zu werden. 
Denn für einen ergänzenden Ausſpruch des Richters unter An⸗ 
wendung der Grundſätze von Treu und Glauben mit Rüdficht 
auf die Verkehrsſitte kann unbedingt nur dann Raum ſein, 
wenn ein Vertrag innerhalb ſeines tatſächlich gegebenen Rahmens 
oder innerhalb der wirklich gewollten Vereinbarungen der 
Parteien eine erſichtliche Lücke aufweiſt, niemals aber kann von 
einer ergänzungsfähigen bloßen Vertragslücke die Rede ſein, 
wenn die Ergänzung zu einer Erweiterung des Vertragsgegen⸗ 
ſtandes ſelbſt führen ſoll. Derartiges ſteht nun hier in Frage. 
Was die Vertragsparteien mit der Beſtimmung des § 5 des 
Kaufvertrages gewollt haben, ſteht feſt; ebenſo ſteht aber auch 
feſt, was außerhalb ihres Vertragswillens lag. Ihr Wille 
ging nur dahin, das Wegerecht an den anderen Zugangswegen 
zu begründen, die fie bei $ 5 im Auge hatten; die Begründung 
eines Wegerechts auch an der Strecke A war dagegen überhaupt 
nicht beabſichtigt. Daß nunmehr die Beſtimmung des § 5 
innerhalb ihrer eigenen Grenzen eine Lücke enthielte, liegt 
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vielmehr, daß ihm ein Dienſtbarkeitsrecht bewilligt wird, das 
ſeinem Rechtsvorgänger bei Abſchluß des Vertrages vom 
29. Dezember 1904 gar nicht gewährt werden ſollte, ein Wege⸗ 
recht nämlich an der Strecke A, gegenüber dem Vertrage vom 
29. Dezember 1904 ſonach aber ein neues Recht, durch deſſen 
Zuerkennung nicht die Beſtimmung des § 5 innerhalb ihres 
Rahmens eine bloße Ergänzung erführe, ſondern dem Vertrage 
gegenſtändlich entſprechend ein neuer Inhalt gegeben werden 
würde. Daß das Gericht auch zur Herbeiführung eines derartigen 
Ergebniſſes befugt wäre, läßt ſich aus keinem Grunde annehmen. 
Die Anwendung des § 157 BGB., wie ſie durch das BG. 
erfolgt iſt, ergibt indes noch ein weiteres Bedenken. Das 
Gericht glaubte unter Anwendung des Grundſatzes von Treu 
und Glauben feſtſtellen zu können, daß, wenn die beiden 
Vertragsparteien die wahre Sachlage gekannt hätten, das 
Wegerecht ſchlechthin auch an der Wegeſtrecke A bewilligt 
worden wäre. Der Beklagte hatte ſich aber gegen eine ſolche 
Auslegung bereits nachdrücklich gewendet, und die Reviſion 
rügt mit Recht, daß das BG. auf dieſen Einwand überhaupt 
nicht eingegangen iſt. Der Beklagte hat nämlich dargelegt, 
wie er gegebenfalls damit hätte rechnen müſſen, daß die Mit⸗ 
benutzung des Weges A die Wegunterhaltungskoſten weſentlich 
ſteigern würde, und daß er ſomit ohne einen Preisnachlaß 
ſeinem Vertragsgegner ein Wegerecht an der Strecke A keineswegs 
zugeſtanden haben würde. Dieſer Einwand war durchaus nicht 
unbeachtlich. Wollte das Gericht feſtſtellen, in welcher Weiſe 
die Vertragsparteien ſich über das fragliche Wegerecht geeinigt 
haben würden, dann mußte es notwendig auch den Einwurf 
des Beklagten berückſichtigen, und hätte es das getan, dann 
hätte ihm nicht entgehen können, wie ſchwierig und bedenklich 
es iſt, jetzt rückſchauend überhaupt entſcheiden zu wollen, in 
welcher Weiſe ſich die Vertragsparteien geeinigt haben würden. 
Die Annahme dagegen, daß der Beklagte das fragliche Wege⸗ 
recht ſchlechthin unter den gegebenen Vertragsbedingungen nach 
Treu und Glauben eingeräumt haben würde, entbehrt einer 
hinreichenden tatſächlichen Grundlage. Da ſich indes aus dem 
geſamten Klagevorbringen überhaupt keine rechtliche Stütze für 
das Klagebegehren entnehmen läßt, und die geſamte Rechtslage 
in tatſächlicher Hinſicht ſchon jetzt völlig klar iſt, ſo war das 
Reviſionsgericht in der Lage, ohne weiteres in der Sache ſelbſt 
zu entſcheiden, und das mußte zur Abweiſung der Klage führen. 
G. e. Gz., U. v. 19. Juni 15, 51/15 V. — Poſen. (B.] 
+6. Sinngemäße Anwendung des $ 170 BGB.] 

Auf einem in Ch. belegenen Grundſtücke des Holzhändlers 
St. ſtehen für die Beklagte in Abteilung III Nr. 2 37 000 M 
ſeit dem 18. September 1908 und Nr. 7 20 000 & ſeit 
14. Oktober 1909 hypothekariſch in der Weiſe eingetragen, daß 
die ſofortige Zwangsvollſtreckung gegen den jedesmaligen Grund⸗ 
ſtückseigentümer zuläſſig iſt. Auf Grund der die erſte dieſer 
beiden Hypotheken betreffenden Schuldurkunde vom 9. Juli 1908 
ließ die Beklagte wegen eines Teilbetrags von 10 000 & nebſt 
Zinſen durch Beſchluß des AG. Ch. vom 18. Dezember 1913 
die Mieten des Grundſtücks in Höhe von je ½8 der Jahres⸗ 
miete pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen. Der Kläger 
hat geklagt auf Unzuläſſigkeitserklärung der Pfändung, da auf 
Grund eines für ihn am 7. Dezember 1910 eingetragenen 
Nießbrauchs für die Zeit bis zum 31. Dezember 1913 und 
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am 13. Oktober 1913 eingetragener Verlängerung 
31. Dezember 1918 die Miets forderungen ihm und 
Grundſtückseigentümer zuſtänden; ferner aber habe di 
durch ihren Direktor H. darauf verzichtet, die infolge! 
Zinszahlung eingetretene Fälligkeit der Hypothek geltend 
Die Beklagte hat den Nießbrauch beſtritten, ſich auf de 
Rang ihrer Hypothek berufen und den behaupteten | 
Abrede geſtellt. Das LG. hat nach dem Klageantra, 
Die Beklagte hat Berufung eingelegt und beſonders be 
wenn ſelbſt der Direktor H. die angebliche Verzicht 
abgegeben hätte, dieſe ſie nicht binden würde, da 
rechtsverbindliche Erklärungen für ſie nicht habe abgel 
Das KG. hat darauf die Klage abgewieſen. Die R 
Klägers führte zur Aufhebung des Urteils des KG. 
Gründen: Das BU. geht davon aus, daß der! 
Nießbraucher des Grundſtücks Gläubiger der Mietzins 
und daher an ſich aus § 771 ZPO. zum Wide 
rechtigt ſei gegenüber Zwangsvollſtreckungen in di 
die auf Grund eines gegen den Grundſtückseigen 
richteten Titels erfolgen. Dieſes Widerſpruchsrecht v 
gegenüber der Beklagten, die eine ältere, vorläufig » 
Hypothekenforderung beſitze und auf Grund dieſes 
Vollſtreckungstitels einen Pfändungs⸗ und Uberweiſr 
erwirkt habe. Dieſe Rechtsauffaſſung entſpricht d 
kennenden Senats [RG. 81, 147; “) IW. 1914, 679 
wird auch von der Reviſion nicht angegriffen. Der Klä 
ſeine Widerſpruchsklage dadurch zu retten verjud 
geltend machte, die Beſchlagnahme durch die Bekle 
zuläſſig geweſen mangels Fälligkeit ihrer Hypothek 
jedenfalls habe fie ihm gegenüber auf Geltendn 
Fälligkeit verzichtet. Das BG. hat die Frage 
gelaſſen, ob bei der ordnungsmäßig erfolgten P. 
Kläger ſich auf eine etwaige Nichtfälligkeit der den 
zugrunde liegenden Forderung berufen könne, denn d 
habe tatſächlich nicht beſtanden. Dagegen würde 
Beklagten bindend erklärter und vom Kläger ar 
Verzicht auf Geltendmachung der Fälligkeit ihm 
Vertrag eine Einrede gewähren, wenn ſie ſich trot 
Wirkung ihrer Beſchlagnahme zu ſeinen Ungun 
wollte. Dieſer Verzicht ſoll nach der Behauptung 
dadurch zuſtande gekommen fein, daß ihn am 10. 
der Direktor der Beklagten, H., bei einer Fernſpre⸗ 
ihm gegenüber erklärt habe. Da H. als Vorſtand 
Beklagten ſatzungsgemäß nur in Gemeinſchaft mit 
Vorſtandsmitglied Ho. oder einem Prokuriſten z1 
der Geſellſchaft befugt iſt, ſo müſſe, wie das BG. 
Kläger dartun, daß H. zu jener Erklärung bevolli 
oder daß die Beklagte auch abgeſehen von einer 2 
beſonderen Gründen daran gebunden iſt. Dieſer 
dem Kläger nach beiden Richtungen mißlungen 
daher der Beweisaufnahme darüber, ob H. d 
Verzichtserklärung abgegeben hat, nicht, und es 
davon auszugehen, daß die Beklagte infolge de 
Verſpätung der Zinszahlung zur alsbaldigen G 
ihrer Kapitalforderung berechtigt war. Die zur 
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dieſes Ergebniſſes im Urteile gegebenen Ausführungen erſcheinen 
nicht ſämtlich bedenkenfrei. Der Kläger hatte es als Verſtoß 
gegen die guten Sitten und daher als unzuläſſig bezeichnet, 
daß die Beklagte ihm gegenüber die Fälligkeit der Hypothek 
geltend mache, nachdem ihr Direktor ihm erklärt habe, daß dies 
nicht geſchehen werde, und ihn dadurch veranlaßt habe, die 
Zinſen der erſten Hypothek noch zu zahlen, was er ſonſt nicht 
getan haben würde. Das Urteil unterſtellt hier noch ferner 
zugunſten des Klägers, daß die Beklagte an der Bezahlung 
dieſer Zinſen durch ihn ein Intereſſe gehabt habe und H. ihn 
daher durch die Verzichtserklärung zu dieſer Zahlung habe ver⸗ 
anlaſſen wollen. Aber es verſagt auch für dieſen Fall einer 
Verzichtserklärung des H. die verbindliche Kraft im Verhältnis 
zur Beklagten. Denn es würde lediglich das Handeln eines 
Vertreters ohne Vertretungsmacht vorliegen, deſſen Wirkſamkeit 
von der, unſtreitig nicht erfolgten, Genehmigung des Vertretenen, 
der Beklagten, abhängen würde. Einen Rechtsanſpruch auf 
ſolche Genehmigung habe der Kläger nicht gehabt und ein 
ſolcher werde auch nicht begründet durch eine etwaige Vor⸗ 
ſpiegelung des Verzichts durch H. in der Abſicht, den Kläger 
zu jener Zinszahlung zu veranlaſſen, und zwar ſelbſt dann 
nicht, wenn die Beklagte den Beſchluß, die ſofortige Zahlung 
des Kapitals zu verlangen, erſt nach dem Geſpräch am Fern⸗ 
ſprecher gefaßt, H. an dieſem Beſchluſſe mitgewirkt haben ſollte 
und ſämtliche zu ihrer Vertretung berufene Perſonen die 
Verzichtserklärung des H. kannten. Die Reviſion greift dieſe 
Ausführungen an. Wenn die Beklagte ſich durch eine falſche 
Vorſpiegelung des H. einen Vorteil verſchafft habe, den ſie 
ohne dieſe nicht erhalten haben würde, ſo verſtoße es gegen 
Treu und Glauben, wenn ſie dieſe Erklärung, die ihr den 
Vorteil verſchaffte, aus formalen Gründen nicht gegen ſich gelten 
laſſen wolle, und bei dem Beſchluſſe hierüber gerade derjenige 
Direktor mitwirkte, der die ihr den unberechtigten Vorteil 
bringende Zuſage abgegeben habe. So beſtechend dieſe Dar⸗ 
legung auf den erſten Blick erſcheint, kann ſie doch nicht als 
zutreffend anerkannt werden. War H. allein zur Vertretung 
der Beklagten nicht befugt, ſo kam ein ſie bindender Verzichts⸗ 
vertrag mangels ihrer Genehmigung nach der klaren Vorſchrift 
des §S 177 Abſ. 1 BGB. nicht zuſtande. Es könnte daher nur 
in Frage kommen, ob die Beklagte ſich dadurch, daß ſie ſich 
auf ihr Recht beruft, das zwiſchen dem Kläger und H. ges 
troffene Abkommen nicht gelten zu laſſen, auch wenn es ihr 
Vorteil gebracht haben ſollte, der wirkſamen Gegeneinrede der 
allgemeinen Argliſt ausſetzt. Für die Entſcheidung dieſer Frage 
würde es, entgegen der Annahme der Reviſion, durchaus un- 
erheblich ſein, ob bei dem Beſchluſſe, die Verzichtserklärung 
nicht gelten zu laſſen, der Direktor H. mitgewirkt hat oder 
nicht. Denn das etwaige argliſtige Verhalten der Beklagten 
würde nicht durch die Mitwirkung des H. an dem Beſchluſſe 
bedingt oder auch nur verſtärkt werden, ſondern könnte nur 
gefunden werden in dem Aneignen eines Vorteils, den die 
Beklagte durch eine für ſie abgegebene Erklärung erreicht hat, 
die ſie nunmehr, fußend auf ihrem Rechte, nicht als für ſie 
verbindlich gelten laſſen will. Die Argliſt oder der Verſtoß 
gegen die guten Sitten würde beſtehen in der Geltendmachung 
dieſes ihr zur Seite ſtehenden Rechtes [Warneyer Erg Bd. 1914 
Nr. 273]. Aber ſie ſetzt ein früheres Verhalten der Partei 
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voraus, mit dem ihr Auftreten im Rechtsſtreit in einem Treu 
und Glauben verletzenden Widerſpruch ſteht [Warneyer Erg Bd. 
1914 Nr. 326]. Hier aber kann von einem früheren Verhalten 
der Beklagten nicht geſprochen werden, da nur ein ſolches eines 
Vertreters ohne Vertretungsmacht vorliegt. In Frage kommen 
könnte höchſtens eine Haftung der Beklagten aus einem etwaigen 


argliſtigen Verhalten des H. gemäß 8 31 BGB. RG. 74, 2575) . 


Dieſe Haftung würde ſich aber nur erſtrecken auf Erſatz des 
durch die Argliſt zugefügten Schadens, d. h. der Hypotheken⸗ 
zinſen, die der Kläger ſeiner Behauptung nach ohne die Argliſt 
des H. nicht bezahlt haben würde. Das BG. ſtellt auf Grund 
der Beweisaufnahme feſt, daß bei der Beklagten bis zum Aus⸗ 
ſcheiden des Direktors B. die einzelnen Vorſtandsmitglieder zur 
Abgabe von Willenserklärungen im Umfange der von ihnen 
bearbeiteten Angelegenheiten beſondere Vollmachten hatten, die 
jedoch nach dem Eintritte des Direktors H. aufgehoben wurden, 
ſo daß H. weder ausdrücklich noch ſtillſchweigerd ermächtigt ge⸗ 
weſen ſei, allgemein für die Beklagte rechtsverbindliche Er⸗ 
klärungen in der Angelegenheit des hier in Betracht kommenden. 
Grundſtücks oder in Zinsſtundungsangelegenheiten abzugeben. 
Der Meinung des Klägers ſei nicht beizutreten, daß er die 
Abänderung in der Vollmachtserteilung gegenüber der früheren 
Abung mangels Mitteilung nicht gegen ſich gelten zu laſſen 
brauche. Er ſelbſt behaupte nicht, daß H. jemals von der 
Beklagten die behauptete Vollmacht erhalten hätte und dies ihm 
von H. oder von der Beklagten mitgeteilt worden ſei. Un⸗ 
erheblich ſei, was ihm Direktor B. vor ſeinem Ausſcheiden über 
die Stellung ſeines Nachfolgers mitgeteilt habe, denn in dieſer 
Mitteilung könne nach den Umſtänden nicht die Erteilung einer 
Vollmacht geſehen werden. Da ſomit kein Fall der 88 170 
bis 172 BGB. vorgelegen habe, ſo habe auch dem Kläger 
keine Anzeige von dem Nichtbeſtehen der Vollmacht des H. ge⸗ 
macht zu werden brauchen. Zu Unrecht folgere endlich der 
Kläger das Beſtehen der Vollmacht daraus, daß H. ſtets mit 
ihm betreffs der Grundſtücke des St. allein verhandelt und 
Vereinbarungen getroffen habe. Daraus laſſe ſich jedoch kein 
Schluß auf eine allgemeine Bevollmächtigung ziehen, da in 
allen dieſen Fällen H. lediglich nach vorheriger Zuſtimmung 
ſeines Mitdirektors gehandelt haben könne, wie dies auch von 
den Zeugen bekundet worden ſei. Soweit die Reviſion etwa 
gegen den letzten Teil dieſer Ausführungen Bedenken erhebt, 
würden ſie unberechtigt ſein. Denn durch Handlungen des H., 
die dieſer ohne ausreichende Vollmacht vornahm und hinſichtlich 
deren der Kläger auch nicht behauptet hat, daß die Beklagte 
ſie trotz ihrer Kenntnis davon habe geſchehen laſſen [Warneyer 
Erg Bd. 1913 Nr. 130], konnte die Beklagte nicht verpflichtet 
werden. Dagegen erſcheint der Angriff gegen den übrigen Teil 
dieſer Ausführungen teilweiſe berechtigt. Nach § 170 BGB. 
bleibt eine durch Erklärung gegenüber einem Dritten erteilte 
Vollmacht dieſem gegenüber ſo lange in Kraft, bis ihm das 
Erlöſchen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. Dem Er— 
löſchen ſteht gleich die inhaltliche Abänderung, der §S 170 BGB. 
würde daher auch anwendbar ſein, wenn die Vollmacht eines 
Vertreters, der bisher allein zur Vertretung befugt war, dahin 
beſchränkt wird, daß er künftig nur noch gemeinſam mit einem 
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anderen zur Vertretung befugt fein ſoll [Staudinger, § 170 
BGB. Nr. 3. Würde alſo dieſe Einſchränkung während der 
Tätigkeit des B. als Vorſtandsmitglied der Beklagten ein⸗ 
getreten ſein und hätte dieſer die angebliche Verzichtserklärung 
abgegeben, ſo müßte die Beklagte ſie unbedenklich gegen ſich 
gelten laſſen, da hier eine Erteilung der Vollmacht durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Dritten im Sinne des S 167 BGB. 
anzunehmen ſein würde. Die Zuläſſigkeit dieſer beſonderen 
Bevollmächtigung ſcheint durch die Beſtimmung des $ 232 HGB. 
ausreichend gedeckt zu ſein. Allerdings wäre zur Erreichung 
des vom Kläger erwünſchten Erfolges vorauszuſetzen, daß — 
worüber es in dem Urteil an einer ausdrücklichen Feſtſtellung 
fehlt — die Erteilung der obenerwähnten beſonderen Voll⸗ 
machten den mit den Beklagten geſchäftlich Verkehrenden gegen⸗ 
über zum Ausdrucke gekommen iſt und daß dieſer Zuſtand der 
beſonderen Bevollmächtigungen eine gewiſſe Zeit hindurch an⸗ 
gedauert hat. Da hier die Einſchränkung der Vollmacht nach 
der Feſtſtellung des BG. erſt nach dem Ausſcheiden des Direktors 
B. und nach dem Eintritte des an deſſen Stelle getretenen 
Direktors H. erfolgt iſt, ſo hat H. jene allgemeine Vollmacht 
nie gehabt und iſt daher $ 170 BGB. nicht unmittelbar an⸗ 
wendbar, wohl aber möglicherweiſe ſinngemäß. Denn aus der 
Art des geſchäftlichen Verkehrs ergab ſich für den Kläger — 
vorausgeſetzt, daß jene eben erwähnten Feſtſtellungen getroffen 
werden können —, daß nicht gerade und ausſchließlich der 
Direktor B., ſondern eben der die betreffende Angelegenheit 
bearbeitende Direktor der Beklagten befugt war, für dieſe ver⸗ 
bindliche Abmachungen zu treffen. Sollte darin eine ein⸗ 
ſchränkende Abänderung eintreten, ſo muß nach dem für den 
geſchäftlichen Verkehr erforderlichen Maße von Treu und Glauben 
erfordert werden in ſinngemäßer Anwendung des § 170 BGB., 
daß die Beklagte davon, daß der neue Direktor nicht die gleichen 
Vertretungsbefugniſſe haben ſollte wie der ausgeſchiedene, dem 
Kläger Mitteilung machte. Man würde die Bedürfniſſe des 
Verkehrs verkennen, wenn man umgekehrt an den Kläger das 
Anſinnen ſtellen wollte, er hätte ſich infolge des Wechſels der 
Vorſtandsperſonen darum bekümmern müſſen, ob auch deren 
Befugniſſe ſich nicht geändert hätten, denn dieſe Perſonen 
kamen für ihn, wie bereits erwähnt, nicht als ſolche, ſondern 
lediglich als Vorſtandsperſonen der Beklagten in Betracht. 
Aus dieſem Grunde war das Urteil aufzuheben und die Sache 
an das BG. zurückzuverweiſen. R. c. Boden⸗A.⸗G. B.⸗N., 
U. v. 7. Juli 15, 117/15 V. — Berlin. [B.] 

+17, Die Verjährungsvorſchrift des § 196 Abſ. 1 Nr. 3 
BGB. bezieht ſich auch auf Anſprüche von Frachtfuhrleuten im 
Sinne des HGB. und auf Seetransporte.] 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob zwiſchen ihnen ein Fracht⸗ 
vertrag über den Transport von 24 000 ebm Rundweichholz 
von Galatz nach Rotterdam im Frühjahr 1910 zuſtande ge⸗ 
kommen iſt. Die Klägerin behauptet dies und hat als Fracht⸗ 
führerin von dem Beklagten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
beanſprucht. Das OLG. zu D. hat durch Teilurteil vom 
11. Februar 1915 den Klageanſpruch, wegen Verjährung ab⸗ 
gewieſen. Die Reviſion meint, das OLG. habe auf die Klage⸗ 
forderung mit Unrecht die Verjährungsvorſchrift des 5 196 
Abſ. 1 Nr. 3 angewendet. Dort ſei von den Anſprüchen der 
Frachtfuhrleute und Schiffer, der Lohnkutſcher und Boten die 
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Rede. Das deute auf kleine Verhältniſſe hin. T 
führer des HGB., der als Vollkaufmann fein Gewerk 
falle mit ſeinen Anſprüchen wegen der Fracht nicht 
bezeichneten Kategorien. Zu berüdfichtigen ſei auch, 
hier um einen reinen Seetransport gehandelt habe. 
ſcheide den vorliegenden Fall von dem in RG. 61, 
geteilten. Bei Seetransporten rechtfertige ſchon die S 
der Ermittelung des Sachverhaltes den Ausſchluß ein 
Verjährungsfriſt. Es ſei auf den eingeklagten A 
Verjährungsvorſchrift des S 196 Abſ. 1 Nr. 1 und 
zuwenden, da beide Teile Kaufleute ſeien, und der 
für den Gewerbebetrieb des Beklagten habe erfolgen 
Bedenken »der Reviſion find nicht begründet. Daß 
Abſ. 1 Nr. 3 nicht nur kleine Verhältniſſe und di 
kleiner Gewerbetreibender im Auge hat, ergibt die 
ſtellung der dort genannten Anſprüche mit denen 
bahnunternehmungen. Es iſt auch kein Grund erkenn 
der Geſetzgeber den Frachtanſpruch dieſer Unternehr 
ſichtlich der Verjährung anders behandeln ſollte, als 
Transportanſtalten. In der von der Reviſion ſelbſt 
Entſcheidung des II. ZS. vom 20. Oktober 1905 R 
[gl. RG. 61, 390 fg.“)] iſt denn auch bereits ausgeſ 
die damals zur Verhandlung ſtehende Forderung e 
geſellſchaft gegen eine kaufmänniſche Firma wegen 
Verjährungsvorſchrift des S 196 Abſ. 1 Nr. 3 unter 
damals handelte es ſich um einen Schadenserſatzan 
Nichterfüllung des Frachtvertrags. Das RG. hat a 
daß dies ein Anſpruch „wegen der Fracht“ im Sinn 
Abſ. 1 Nr. 3 ſei. Von der Anſicht des II. 3S. 
liegt kein Grund vor. Die geſamte handelsrechtli 
teilt feinen Standpunkt [vgl. die Kommentare zun 
Staub § 439 Anm. 2; Düringer⸗Hachenburg § 4 
Lehmann⸗Ring § 439 Nr. 1; Makower § 436 
8 439 Anm. 2; Ritter $ 439 Anm. 2]. Daß es 
liegenden Falle um einen reinen Seetransport, in d 
Urteile des II. ZS. um einen Land⸗ und Seetran 
kann eine abweichende Beurteilung nicht rechtfertigen 
geber, der die kurzen Verjährungsfriſten begünſtigt 
BGB., hat für die ſeerechtlichen Anſprüche grun 
eine nur einjährige Verjährungsfriſt feſtgeſetzt vgl. 
Abzulehnen iſt auch die von Roſenmeyer [DIR 
vertretene Anſicht, daß nicht §S 196 Abſ. 1 N 
§ 196 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 2 bezüglich der in § 
Anſprüche Anwendung finde, wenn beide Teile 
und die Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schi 
eine Anſicht, der Oertmann, Kommentar z. BO! 
und Planck, Kommentar z. BGB. 8 196 Anm. 
Die Vorſchrift des § 196 Nr. 3 trifft die ſpezielle 
ſie ſind, ſoweit Anſprüche unter Kaufleuten in 
aus der allgemeinen Vorſchrift der Nr. 1; 
Übrigens liegt auch hierzu bereits ein Ausſprut 
dem eben erwähnten Urteile feines II. ZS. vor, vf 
des I. ZS. vom 14. November 1905 Rep: I 1 
2878). Ihm hat ſich auch die Mehrzahl der 


6) 7) JW. 1908, 716; Neumann, Rfpr. I 8 1 
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angeſchloſſen [vgl. Staub a. a. O.; Ritter a. a. O.; Branda. a. O.; 
Staudinger, Kommentar zum BGB. $ 196 zu Nr. 3. D. & Co. 
c. P., U. v. 12. Juni 15, 53/15 J. — Düſſeldorf. [S.] 

+8. 8 254 BGB. Grundſätze für die Annahme eines 
mitwirkenden Verſchuldens.!] 

Auf zwei Grundſtücken in B. ſtanden hintereinander hypo⸗ 
thekariſch eingetragen je 24 000 & für die Bankfirma M., je 
10 000 & für die Beklagten und je 10 000 & für die Ehefrau 
des Klägers, der wegen ihm abgetretener Zinſen der M. chen 
Hypotheken die Grundſtücke zur Zwangsverſteigerung brachte. 
Vor dem Verſteigerungstermin will er mit dem Juſtizrat C., 
als dem Vertreter der Beklagten, vereinbart haben, daß er 
deren Hypotheken ausbieten ſolle, dieſe aber 10 Jahre unkündbar 
bleiben und die Beklagten für ſeine Gebote im Verſteigerungs⸗ 
termin keine Sicherheit verlangen ſollten. Dieſer Vereinbarung 
zuwider ſei aber, als er die Hypotheken der Beklagten aus⸗ 
geboten hatte, von deren Vertreter verlangt worden, daß er 
eine Sicherheit von 2000 & leiſte. Er habe ſich gegen dieſes 
Verlangen verwahrt, das mit einer Anfechtung der Vereinbarung 
wegen Irrtums über ſeine Verhältniſſe begründet worden ſei, 
und er habe unter der Androhung, daß er Schadenserſatz 
fordern werde, die Sicherheitsleiſtung verweigert, obwohl er für 
den Fall eines etwa von anderer Seite zu ſtellenden Sicherheits⸗ 
verlangens 2000 & zum Termine mitgebracht habe. Das 
Gericht habe dann unter Zurückweiſung ſeiner Gebote anderen 
auf niedrigere Gebote den Zuſchlag erteilt. Dadurch ſei ihm 


ein Gewinn von mindeſtens 18 300 & entgangen, wovon er 


5000 & und Zinſen eingeklagt hat. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen wegen des von den Beklagten geltend gemachten 
eigenen Verſchuldens des Klägers, der ſich, obwohl er dazu in 
der Lage geweſen, grundlos geweigert habe, Sicherheit zu leiſten. 
Der Kläger hat Berufung eingelegt und ausgeführt, daß ihn 
kein Verſchulden treffe, wenn er von ſeinem vertragsmäßigen 
Rechte Gebrauch gemacht habe, zu deſſen Aufgabe er, um 
andere vor Schaden zu bewahren, nicht verpflichtet geweſen ſei; 
die 2000 & habe er für andere Zwecke nötig gehabt. Das 
OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. Grün de: Wie ſich 
aus dem Tatbeſtande ergibt, hatte der Kläger bei der Zwangs— 
verſteigerung der beiden Grundſtücke das Meiſtgebot abgegeben. 
Es iſt daher davon auszugehen, daß er, wenn von den Be- 
klagten keine Sicherheit gefordert worden wäre, aber ebenſo, 
wenn er die geforderte Sicherheit geleiſtet hätte, den Zuſchlag 
erhalten und den ihm angeblich entgangenen Gewinn gemacht 
hätte, für den er jetzt teilweiſen Erſatz von den Beklagten 
beanſprucht. Dieſer Schaden iſt, wenn überhaupt, in erſter 
Linie entſtanden durch die Sicherheitsforderung der Beklagten, 
die zur Folge hatte, daß der Richter die Meiſtgebote des Klägers 
nicht berückſichtigte. Er wäre aber nicht entſtanden, wenn der 
Kläger dem Sicherheitsverlangen entſprochen hätte. Es würde 
ſich alſo, wenn den Kläger ein Verſchulden träfe, um ein mit— 
wirkendes Verſchulden im Sinne des S 254 BGB. Abſ. 1 
handeln. Ein mitwirkendes Verſchulden des Beſchädigten kann 
erſt dann von Bedeutung werden, wenn an ſich eine Haftung 
eines anderen beſtehen würde. Dieſe Haftpflicht begründet der 
Kläger mit der angeblich vertraglichen Verpflichtung der Be— 
klagten, von ihm keine Sicherheitsleiſtung für ſeine Gebote bei 
den Zwangsverſteigerungen der beiden Grundſtücke zu verlangen 
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und die Hypotheken 10 Jahre ſtehen zu laſſen. Das BG. hat 
von einer Prüfung dieſer beſtrittenen Behauptung abgeſehen, 
weil nach ſeiner Auffaſſung das Verſchulden des Klägers der⸗ 
artig überwiegt, daß eine etwaige Erſatzpflicht der Beklagten 
ganz zu verneinen ſei. Für die Beurteilung der Sache iſt mit 
dem BG. davon auszugehen, daß der Kläger im Verſteigerungs⸗ 
termin einen Betrag von 2000 & bei ſich hatte, die er für ein 
etwa von anderer Seite zu ſtellendes Sicherheitsverlangen mit⸗ 
gebracht hatte, und daß die Beklagten mit der Beſtellung einer 
Sicherheit in dieſer Höhe zufrieden waren. An ſich konnte er 
alſo dem Verlangen der Beklagten ohne weiteres entſprechen. 
Für die Beurteilung der Frage des Verſchuldens des Be⸗ 
ſchädigten im Sinne des § 254 BGB. handelt es ſich um 
Gebote des eigenen Intereſſes des Beſchädigten, deren Außer⸗ 
achtlaſſung ihn des Anſpruchs auf Erſatz ſeines Schadens ganz 
oder teilweiſe verluſtig gehen läßt. Dieſes Verſchulden ſetzt 
nicht die Verletzung einer beſonderen Rechtspflicht voraus, 
ſondern iſt ſchon dann gegeben, wenn der Beſchädigte Maß⸗ 
nahmen, die ihm nicht nur zur Abwendung des Schadens zu 
Gebote ſtanden, ſondern deren Ergreifung ihm auch nach Lage 
der Sache und nach den geltenden Verkehrsanſchauungen billiger⸗ 
weiſe zugemutet werden konnte, gleichwohl verſäumte, da es 
nicht nur Pflicht eines jeden iſt, ſchädliche Eingriffe in fremdes 
Recht zu vermeiden, ſondern auch Aufgabe eines jeden ordent⸗ 
lichen und verſtändigen Menſchen iſt, ſich und das Seinige 
tunlichſt vor Schaden zu bewahren. Wo die Grenze zu ziehen 
iſt, läßt ſich zwar nur unter Berückſichtigung aller Umſtände 
des einzelnen Falles entſcheiden. Indeſſen darf geſagt werden, 
daß ein Verſchulden des Beſchädigten durch eine Pflichtwidrigkeit 
des anderen nicht etwa ohne weiteres ausgeſchloſſen wird, daß 
ferner das Verhalten des Beſchädigten dann ſchuldhaft iſt, wenn 
es ſich lediglich als Eigenſinn oder als rückſichtsloſe Ausnutzung 
der Haftung des Schadenserſatzpflichtigen darſtellt. Dieſen 
Verſtoß gegen Treu und Glauben will das Geſetz treffen, der 
darin liegt, daß der Geſchädigte, pochend auf die Schadens⸗ 
erſatzpflicht eines anderen, jede Maßregel zur Abwendung oder 
Minderung eines ihm drohenden Schadens unterläßt [RG. 46, 
107; 52, 351; 71, 21650 83, 195) Urt. vom 10. März 1903 
(II 383/02); Urt. vom 6. November 1909 (V 16/09); Warneyer 
Erg.⸗Bd. 1910 Nr. 419; Gruchots Beitr. 58, 921; Planck Bd. II 
8 254 Nr. 2b a Abſ. 2, Nr. 3b; Staudinger § 254 Nr. 2 
Abſ. 2 Nr. 206; Oertmann $ 254 Nr. 1b f; RGRKomm. $ 254 
Nr. 2; Enneccerus Bd. J 2 S 236 Nr. 1c]. Von dieſen Grund⸗ 
ſätzen ausgehend, erklärt das BG., daß das Intereſſe des 
Klägers zur Zeit des Verſteigerungstermins gebieteriſch die 
Leiſtung der von dem Vertreter der Beklagten verlangten 
Sicherheit erforderte. Zur Begründung dieſes Satzes ſtellt es 
feſt, daß er damals bereits einen ganz erheblichen Gewinn aus 
dem Erwerbe der Grundſtücke erwartete und es ihm klar geweſen 
ſein müſſe, daß der Wert der für ſeine Ehefrau hinter den 
Hypotheken der Beklagten eingetragenen Hypotheken von je 
10 000 & im Falle ſeines Nichterwerbs verloren ginge. Sein 
Intereſſe daran, daß er gezwungen war, die 2000 & vorüber⸗ 


9) ZW. 1903, Beil. 1. 
10) ZW. 1909, 454; Neumann, Rſpr. II § 249 Erk. a. 
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gehend aus der Hand zu geben, ſei jo geringfügig geweſen, daß 
es gegenüber feinem Intereſſe am Erwerbe der Grundſtücke gar 
nicht in Betracht komme. Soweit ihm übrigens durch die 
erzwungene Hinterlegung ein Schaden entſtanden ſein würde, 
ſei es ihm unbenommen geweſen, ihn ſpäter geltend zu machen. 
Das BG. gelangt daher mit dem LG. zu dem Ergebnis, das 
Verhalten des Klägers erkläre ſich nur daraus, daß er in den 
Beklagten ſichere Erſatzpflichtige für den vollen ihm aus dem 
Nichterwerb der Grundſtücke erwachſenden Schaden zu haben 
geglaubt habe, dieſe rückſichtsloſe ſelbſtſüchtige Ausnutzung der 
Haftung aber ein Verſchulden im Sinne des $ 254 BGB. 
darſtelle, das bei der Entſtehung des Schadens ſo überwiegend 
mitgewirkt habe, daß die Erſatzpflicht der Beklagten ganz zu 
verneinen ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden dann nicht in Frage kommen könne, 
wenn der Schädigende argliſtig den Schaden herbeigeführt hat 
und den Beſchädigten ein gleichſtarker Vorwurf nicht trifft 
[RG. 69, 281; 76, 323; 78, 39413)J. Denn in nicht zu 
beanſtandender Weiſe erklärt das Urteil, daß, ſelbſt wenn die 
vom Kläger behauptete Vertragsverletzung der Beklagten be⸗ 
wieſen würde, die Sachlage doch nicht den geringſten Anhalt 
für eine bewußt rechtswidrige Vertragsverletzung, für ein arg⸗ 
liſtiges Verhalten der Beklagten oder ihres Vertreters gebe. 
Und mit Recht weiſt es darauf hin, daß der Kläger ſelbſt 
Argliſt nicht anzunehmen ſcheine, da er in der Berufungs⸗ 
begründung nur allgemein den Beklagten leichtfertiges Hinweg⸗ 
ſetzen über übernommene Pflichten vorwerfe. Demgegenüber 
kann die Reviſion keinen Erfolg damit haben, daß ſie das Ver⸗ 
halten der Beklagten als ſchuldhaft bezeichnet, für das ſowohl 
Vorſatz als grobe Fahrläſſigkeit in Betracht komme. Ebenſo⸗ 
wenig kann ſie nach dem Vorausgeſchickten die Feſtſtellung des 
mitwirkenden Verſchuldens unter Berufung darauf beſeitigen, 
daß der Kläger lediglich ein ihm zuſtehendes Recht geltend 
gemacht habe. Sie wirft ferner dem Urteile vor, daß es die 
Behauptung des Klägers, er habe die 2000 & anderweit nötig 
gehabt, zu Unrecht für nicht beachtlich erklärt habe. Daß dieſe 
Behauptung nicht mit Beweismitteln verſehen ſei, bemerkt das 
Urteil nur völlig beiläufig. Auf die dieſerhalb aus § 139 
ZPO. erhobene Rüge bedarf es eines Eingehens aber auch 
deshalb nicht, weil die Behauptung in der Tat unerheblich 
erſcheint. Mag auch die von dem Urteile gegebene Begründung, 
daß der Kläger, wenn er die Grundſtücke erwarb, einen Teil 
des Geldes alsbald zur Bezahlung von öffentlichen Laſten, 
Zinſen u. dergl. hätte verwenden müſſen, nicht völlig ausreichen, 
ſo genügt doch die eigene Erklärung des Klägers, daß er die 
2000 & im Hinblick auf ein etwa von anderer Seite zu er: 
wartendes Sicherheitsverlangen zum Termine mitgebracht habe. 
Hatte er danach von vornherein mit der Möglichkeit gerechnet, 
die 2000 & für Sicherheitsleiſtung im Bietungstermin ver⸗ 
wenden zu müſſen, und hatte er ſie zu dieſem Zwecke mit⸗ 
gebracht, ſo kann er nicht gleichzeitig dieſes Geld anderweit 
nötig gehabt haben. Dieſe Behauptung ſteht in unlösbarem 
Widerſpruch mit ſeiner eben erwähnten Erklärung. Es kommt 
aber hierauf nicht an, wie es auch keiner Stellungnahme dazu 


10 JW. 1908, 715; Neumann, Ripr. II 8 826 Anm. 10. 
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bedarf, wie die Sachlage zu beurteilen wäre, wenn die an- 
gebliche Vereinbarung die Beklagten nur verpflichtet hätte, vom 
Kläger keine Sicherheitsleiſtung zu fordern. Denn die Sachlage 
iſt nach der Behauptung des Klägers, von der auszugehen iſt 
und die auch von dem BG. berückſichtigt wird, eine andere. 
Er hatte behauptet, er habe angeſichts des vertragswidrigen 
Verhaltens der Beklagten gewärtigen müſſen, daß ſie auch ihre 
weitere vertragliche Pflicht, die Hypotheken 10 Jahre lang 
unkündbar ſtehen zu laſſen, nicht erfüllen würden. Es kann 
nicht gebilligt werden, daß das BG. darin keinen triftigen 
Grund zur Verweigerung der Sicherheitsleiſtung ſieht, weil er 
habe abwarten können, ob die Beklagten dieſer ihrer weſent⸗ 
lichen Verpflichtung demnächſt wirklich nicht nachkommen würden, 
und er habe den Schwierigkeiten, denen er entgegenging, rubig 
entgegenſehen können, wenn die Anfechtung der Erklärung der 
Beklagten wegen Irrtums unbegründet war. Mit dieſer Auſ⸗ 
faſſung verletzt das Urteil die oben zuſammengeſtellten Grund⸗ 
ſätze für die Annahme eines mitwirkenden Verſchuldens. Iſt 
der vom Kläger behauptete, von den Beklagten beſtrittene, fie 
zur Abſtandnahme von einer Forderung auf Sicherheitsleiſtung 
und zur zehnjährigen Feſtlegung ihrer Hypotheken verpflichtende 
Vertrag nicht zuſtande gekommen, oder erweiſt ſich feine An- 
fechtung wegen Irrtums als begründet, ſo könnte der Kläger 
allerdings mit dieſem Grunde für ſein Verhalten nicht gehört 
werden, da ihm dann der geltend gemachte Schadenserſatz⸗ 
anſpruch überhaupt nicht zuſteht. Anders dagegen, wenn der 
Vertrag geſchloſſen und zu Unrecht im Verſteigerungstermin 
angefochten worden iſt. Es kann zweifelhaft ſein, wie die von 
den Beklagten nicht beſtrittene Behauptung des Klägers zu 
verſtehen ſei, daß der Juſtizrat C. die Vereinbarung wegen an⸗ 
geblichen Irrtums über die Verhältniſſe des Klägers angefochten 
habe. Am nächſten liegt die Annahme, daß er die ganze vom 
Kläger behauptete Vereinbarung angefochten habe, alſo auch 
die Verpflichtung zum Stehenlaſſen der Hypotheken. Aber auch 
falls im Termine nur von der Verpflichtung, keine Sicherheit 
fordern zu dürfen, geſprochen worden ſein ſollte, ſo rechtfertigte 
die durch die Erklärung des Juſtizrats C. geſchaffene Sachlage 
die oben vom Kläger erwähnte Befürchtung durchaus. Und 
mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß dieſe Befürchtung 
durch das C.ſche Schreiben vom folgenden Tage beſtätigt wurde. 
Das BG. zieht auch die Berechtigung zu dieſer Befürchtung 
nicht in Zweifel, ſondern erachtet ſie nur nicht für ausreichend 
zur Begründung der Weigerung, die 2000 & zu hinterlegen. 
Dies erſcheint nicht zutreffend, wie bereits erwähnt. Davon it 
auszugehen, daß der Kläger den Beweis für den Abſchluß der 
Vereinbarung erbringt, und den Beklagten der Nachweis der 
Berechtigung zur Anfechtung mißlingt. Dann würde folgende 
Sachlage anzunehmen ſein. Der Kläger erfuhr, nachdem er die 
Hypotheken der Beklagten ausgeboten hatte, durch die Sicherheits 
leiſtung fordernde Erklärung ihres Vertreters und die dafür 
gegebene Begründung, daß er mit dem zehnjährigen Feſtſtehen 
der nicht in das geringſte Gebot fallenden Hypotheken der 
Beklagten, ſei es ſicher, ſei es vorausſichtlich, nicht zu rechnen 
habe, er ſie alſo im Kaufgelderbelegungstermin werde auszahlen 
müſſen, falls er den Zuſchlag erhalte. Es kommt hier m 
Betracht, daß auch, wenn er das Bargebot in dieſer Höhe nicht 
berichtigte, er trotz der Übertragung gemäß 8 118 88G. ges 
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baldige Einforderung des Betrags nicht geſichert war. Keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen erſcheint es, daß durch dieſe Ausſicht die 
Erwägungen, die ihn zum Entſchluſſe, die Grundſtücke zu er⸗ 
werben, beſtimmt hatten, völlig ihren Boden verloren und er 
ſich außerſtande ſah, dieſen Betrag von 20 000 & über die 
Beträge hinaus zu zahlen, die er ohne die Fälligkeit der 
Hypotheken der Beklagten hätte zur Verfügung haben müſſen. 
Würde er bei dieſer Sachlage ſich entſchloſſen haben, vom Er⸗ 
werbe der Grundſtücke abzuſehen und lieber den Verluſt der 


Hypotheken feiner Ehefrau auf ſich zu nehmen, jo würde zu: 


erwägen ſein, ob er damit nicht verſtändiger gehandelt und ſich 
und das Seinige eher vor Schaden bewahrt hätte [RG. 52, 3511, 
als wenn er die Grundſtücke erſtanden hätte, obwohl er ſich 
ſagte, daß er wahrſcheinlich oder möglicherweiſe ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nicht werde genügen können. Würde zuzugeben 
fein, daß bei dieſer Sachlage eine Aufgabe des Erwerbs: 
entſchluſſes dem Verhalten entſpreche, das man von einem 
ordentlichen und verſtändigen Menſchen erwarten darf, dann 
mußte die Weigerung, die Sicherheit zu beſtellen, als ebenſo 
ſachgemäß und im eigenſten Intereſſe des Klägers liegend 
bezeichnet werden, da er, falls weitere Gebote nicht abgegeben 
wurden, er alſo Meiſtbietender geblieben wäre, auf dieſe Weiſe 
gemäß 88 70, 67 3G. die Zurückweiſung feiner Gebote er: 
reichen konnte. Ob die Sachlage ein derartiges Verhalten des 
Klägers rechtfertigte und daher die Vorausſetzungen für ein 
mitwirkendes Verſchulden des Klägers im Sinne des § 254 
BGB. nicht gegeben waren, wird das BG. erneut zu prüfen 
haben. Denn die vom BG. gegebene Begründung erſcheint 
aus den eben entwickelten Gründen offenbar unhaltbar. Wenn 
auch, wie bereits erwähnt, nicht zu beanſtanden iſt, daß das 
BG. erklärt, die Sachlage biete nicht den geringſten Anhalt 
für ein argliſtiges Verhalten der Beklagten oder ihres Ver— 
treters, ſo kann es doch nicht gebilligt werden, daß das BG. 
ohne weiteres das Verſchulden des Klägers als ſo überwiegend 
bezeichnet, daß die Erſatzpflicht der Beklagten ganz zu verneinen 
ſei. Eine Beurteilung dieſer Frage, die für den Fall von 
Bedeutung iſt, daß das BG. bei erneuter Prüfung dazu 
gelangt, die Ablehnung der Sicherheitsleiſtung nicht für be⸗ 
rechtigt zu erklären, iſt nur möglich nach völliger Klärung der 
Sachlage, wie ſie vorausſichtlich geſchaffen wird durch die 
Beweisaufnahme über die Urſachen der Anfechtung, falls die 
Vereinbarung ſelbſt erwieſen wird. Denn wenn ſich auch die 
Anfechtung als unberechtigt erweiſen ſollte, ſo könnte doch in 
Betracht kommen für eine etwaige Verteilung des Schadens 
auf beide Parteien eine mehr oder weniger leichtfertige Geltend— 
machung der Anfechtung, wie auch aus der ſich etwa ergebenden 
Tatſache, daß die Beklagten die Anfechtungsgründe ſo zeitig 
kannten, daß fie nicht genötigt waren, den Kläger im Bietungs— 
termin damit zu überraſchen, Anlaß entnommen werden 
könnte, den Beklagten einen Teil der Haftung aufzuerlegen. 
M. c. W. u. Gen., U. v. 12. Juni 15, 83/15 V. — Braun: 
ſchweig. [S.] 

+9. 8 320 Abſ. 2 BGB. Ausübung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts wider Treu und Glauben. — Zuläſſigkeit der Reviſion 
gegen ein Schlußurteil, nach deſſen Inhalt die Reviſions⸗ 


14) JW. 1908, Beil. 1. 
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ſumme fehlt, wenn gegen das Teilurteil Reviſion eingelegt 
wurde.] 

Beide Reviſionen ſind zuläſſig. Die Reviſion gegen das 
Schlußurteil betrifft allerdings, ſoweit ſie aufrechterhalten iſt, 
nur die Entſcheidung über den Koſtenpunkt, und daher fehlt für 
ſie die Reviſionsſumme. Jedoch iſt für die Reviſion gegen das 
Teilurteil die Reviſionsſumme gegeben, und die in dem Schluß⸗ 
urteil erlaſſene Entſcheidung über den Koſtenpunkt betrifft auch 
den durch das Teilurteil erledigten Teil des Rechtsſtreits. Iſt 
gegen ein Teilurteil zuläſſig Reviſion eingelegt, ſo iſt gegen die 
im Schlußurteil getroffene Entſcheidung über den Koſtenpunkt, 
weil ſie ſich als Ergänzung des Teilurteils darſtellt, die Reviſion 
auch dann zuläſſig, wenn für ſie die Reviſionsſumme nicht vor⸗ 
handen iſt [RG. 68, 301; IW. 1888 S. 11, 383%; 
Gruchots Beitr. 40, 1028; 41, 998]. Beide Reviſionen find 
jedoch unbegründet. Hilfsweiſe haben die Beklagten noch die 
Einrede des Zurückbehaltungsrechts gegenüber den Klaganſprüchen 
erhoben. Sie haben in dieſer Hinſicht geltend gemacht, der 
Kläger habe ihnen die nach dem Kaufvertrag mitverkaufte Par⸗ 
zelle Nr. 4484 bisher noch nicht übergeben, daher ſeien ſie wegen 
der noch ausſtehenden Gegenleiſtung zur Verweigerung der 
ganzen vom Kläger geforderten Vertragsleiſtungen berechtigt. 
Der Kläger hat dem Einwande durch die gemäß dem Inhalt 
ſeines Schreibens vom 11. Juli 1914 aufgeſtellte Behauptung 
zu begegnen geſucht, daß tatſächlich die Parzelle Nr. 4484 nicht 
mitverkauft und dieſe Parzelle nur aus Verſehen ſtatt der in 
Wirklichkeit mitverkauften Parzelle Nr. 4079 in die Vertrags⸗ 
urkunde aufgenommen worden ſei. Der BerR. hat in dem 
Teilurteil, durch das er die Klaganſprüche in Höhe von 23 000 & 
nebſt Zinſen davon dem Kläger zuerkannt hat, die Entſcheidung 
über die Frage, ob die Behauptung des Klägers richtig ſei, 
dem über die weiteren 1000 % zu erlaſſenden Schlußurteil 
vorbehalten. Hinſichtlich der 23 000 & hat er die Zurück⸗ 
bebaltungseinrede auch für den Fall, daß die Parzelle Nr. 4484 
wirklich mitverkauft ſei, für unbegründet erklärt mit der Aus⸗ 
führung: In dieſem Falle hätte zwar der Kläger den Kauf⸗ 
vertrag von ſeiner Seite noch nicht vollſtändig erfüllt. Daraus 
würde aber nicht folgen, daß die Beklagten bis zu der voll⸗ 
ſtändigen Erfüllung den ganzen Kaufpreis von 24 000 & ein⸗ 
behalten dürften. Gemäß § 320 Abſ. 2 BGB. verſtieße eine 
ſolche Zurückbehaltung gegen Treu und Glauben. Da der 
Kaufvertrag zum weitaus größten Teil erfüllt ſei, insbeſondere 
in betreff der Hauptſache, des Wirtſchafts⸗ und Metzgereianweſens, 
ſtehe den Beklagten ein Zurückbehaltungsrecht in betreff eines 
höheren Betrags als 1000 & nicht zu. — Die Reviſion macht 
hiergegen geltend: Auch wenn eine Vertragspartei mit der Er- 
füllung eines nicht ſehr erheblichen Teiles ihrer Leiſtung im 
Rückſtand ſei, könne die andere Partei dennoch die Einrede des 
nichterfüllten Vertrages wegen der ganzen Gegenleiſtung erheben, 
wenn ihr Vertragsgegner von vornherein erkläre, den Reſt der 
Leiſtung überhaupt nicht bewirken zu wollen, und hierfür Gründe 
angebe, durch die unter Umſtänden der ganze Vertrag nichtig 
erſcheinen könne. — Jedoch iſt die Entſcheidung des Berg. 
nach der unſtreitigen Sachlage auf Grund des § 320 Abſ. 2 
BGB. für gerechtfertigt zu erachten. Nach $ 320 Abſ. 1 Satz! 
BGB. kann, wer aus einem gegenſeitigen Vertrage verpflichtet 
iſt, die ihm obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegen⸗ 
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leiftung verweigern. Wenn aber der Verpflichtete die dem 
anderen Vertragsteil obliegende Gegenleiſtung teilweiſe empfangen 
hat, kann er gemäß § 320 Abſ. 2 BGB. die von ihm geforderte 
Leiſtung inſoweit nicht verweigern, als die Verweigerung nach 
den Umſtänden, insbeſondere wegen verhältnismäßiger Gering⸗ 
fügigkeit des rückſtändigen Teiles der Gegenleiſtung, gegen Treu 
und Glauben verſtoßen würde. Aus letzterer Vorſchrift iſt 
allerdings nicht zu folgern, daß durch ſie die erſtere Vorſchrift 
dahin eingeſchränkt iſt, daß die Leiſtung allgemein nur zu einem 
dem rückſtändigen Teile der Gegenleiſtung entſprechenden Teile 
verweigert werden dürfe. Vielmehr kann grundſätzlich auch dann, 
wenn der rückſtändige Teil der Gegenleiſtung geringer als die 
Leiſtung iſt, die ganze Leiſtung verweigert werden [Urteil des 
erkennenden Senats vom 20. Januar 1915 V 386/14J. Nur 
inſoweit, als die Verweigerung nach den Umſtänden, insbeſondere 
wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles 
der Gegenleiſtung gegen Treu und Glauben verſtoßen würde, 
kann nach dem Abſ. 2 des S 320 die Leiſtung nicht verweigert 
werden. Vorliegend verſtößt aber, jedenfalls ſoweit die Be: 
klagten die vom Kläger geforderte Leiſtung von 24 000 & über 
die vom BerR. im Teilurteil als Zurückbehaltungsgegenſtand 
zugebilligten 1000 & hinaus verweigern, die Verweigerung 
gegen Treu und Glauben. Denn ſämtliche verkauften Grund⸗ 
ſtücke ſind den Beklagten aufgelaſſen, auch die Parzelle Nr. 4484. 
Ferner ſind ihnen, mit Ausnahme dieſer Parzelle, alle übrigen 
verkauften Grundſtücke übergeben, insbeſondere auch das Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Metzgereianweſen. Weiter haben ſie die Parzelle 
Nr. 4079, die ſie nicht mitgekauft haben wollen, als Gegenſtand 
des Kaufs vom Kläger angenommen. Sie haben dieſe Parzelle, 
die nach ihrer eigener Angabe nur 500 & weniger wert als 
die Parzelle Nr. 4484 iſt, auch gegenwärtig in Beſitz und 
Nutzung. Ihr Intereſſe an der Übergabe der Parzelle Nr. 4484, 
welche die Rückgabe der Parzelle Nr. 4079 an den Kläger zur 
Folge haben müßte, iſt daher als ein nur geringfügiges zu 
erachten. Unter dieſen Umſtänden widerſpricht es einem redlichen 
vertragstreuen Verhalten, wenn die Beklagten lediglich deswegen, 
weil der Kläger ihnen nicht die Parzelle Nr. 4484 bisher über⸗ 
geben hat, von der ihnen obliegenden Leiſtung außer den vor— 
genannten 1000 & noch weitere 23 000 & zurückbehalten 
wollen. G. c. S., U. v. 23. Juni 15, 118/15 V. — Stutt⸗ 
gart. [S.] 

+10. 5 326 BGB. Sit gegen den Gläubiger, der feine 
Rechte aus dem Friſtablauf nach § 326 geltend macht, unter 
Umſtänden die exceptio doli generalis zuläſſig?] 

Mit dem fruchtloſen Ablaufe der Friſt — ſo iſt in dem 
BU. ausgeführt — ſeien ohne weiteres die in 8 326 BGB. 
beſtimmten Rechtsfolgen eingetreten. Es liege kein Anlaß vor, 
die gemäß $ 326 BGB. beſtimmte Friſt anders als z. B. die 
Verjährung zu behandeln. Das möge im einzelnen Falle hart 
erſcheinen. Aber derartige Friſten hätten den Zweck, ſchwebende 
Verhältniſſe erkennbar und dauernd zu beendigen. Der Friſt⸗ 
ablauf habe im Falle des 5 326 BGB. nicht nur Folgen für 
den ſäumigen Teil, ſondern auch für den nichtſäumigen. Er 
könne nicht mehr Erfüllung verlangen. Wer auf den Friſt— 
ablauf ſich berufe, handele nicht gegen Treu und Glauben. 
Der abweichenden Anſicht von Staub, Exkurs zu § 374 An⸗ 
merkung 112, ſei nicht beizutreten. Am allerwenigſten ſei es 
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gerechtfertigt, ſich in dieſer Hinſicht auf die veränderte Markt⸗ 
lage zu berufen. Die Ausnutzung der Marktlage ſei das gute 
Recht, ja ſogar der Beruf des Kaufmannes. Er dürfe die 
Marktlage ſo weit ausnützen, als ihm das Recht freie Bahn 
dazu ſchafft oder läßt. Eine andere Frage ſei es, ob nicht im 
einzelnen Falle die Ergreifung eines Rechtsbehelfes gegen die 
guten Sitten verſtoßen könne. Zu einem ſolchen Verſtoße ſei 
niemand berechtigt. Aber eine Sittenwidrigkeit liege im Streit: 
falle nicht vor und ſei auch nicht behauptet. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Auffaſſung des BG., daß der Gläubiger, 
der auf den Friſtablauf des §S 326 BGB. ſich beruft, niemals 
gegen Treu und Glauben verſtoße, grundſätzlich beizupflichten 
Denn wenn auch dieſe Frage grundſätzlich anders zu 
beurteilen wäre, fo würde dies bei der vom BG. feſtgeſtellten 
Sachlage an dem Ergebniſſe der Entſcheidung doch nichts 
ändern. Denn jedenfalls hat das BG. darin recht, daß der 
§ 326 dazu dient, für den Fall des Friſtablaufs beftimmte, 
klare und dauernde Verhältniſſe zu ſchaffen und daß die für 
die Sicherheit des Rechtsverkehrs notwendige Klarheit und 
Beſtimmtheit der Verhältniſſe nicht ohne Not ins Wanken 
gebracht werden darf. Daher würde gegenüber der Geltend⸗ 
machung der im $ 326 BGB. für den Friſtablauf beſtimmten 
Rechtsfolgen die Verteidigung des ſäumigen Schuldners unter 
Berufung auf § 242 BGB. mit der exceptio doli generalis 
doch nur in einem ganz beſonders gelagerten Ausnahmefall 
zuläſſig ſein, nämlich nur dann, wenn es ſich um eine ganz 
geringfügige, noch dazu durch beſondere unverſchuldete Ver: 
hältniſſe des Schuldners verurſachte Friſtüberſchreitung handelt, 
ferner die geſchuldete Leiſtung vollſtändig angeboten würde und 
der Gläubiger an der genauen Einhaltung der Friſt nachweisbar 
kein berechtigtes Intereſſe hatte. Dieſe Vorausſetzungen liegen 
aber nach den Feſtſtellungen des BG. nicht vor. F. A. c. N, 
U. v. 25. Juni 15, 120/15 II. — Hamburg. [S.] 

+ 11. 58 351, 467 BGB. Der Ausſchluß der Wandelung 
erfordert nicht eine ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache, die 
vor der Wandelungs erklärung erfolgt ift.] 

Der Beklagte hatte den Einwand erhoben, die Wandelung 
des Hauskaufvertrags ſei auf Grund der Vorſchriften der 
SS 467, 351 BGB. ausgeſchloſſen dadurch, daß die Klägerin 
eine weſentliche Verſchlechterung des Grundſtückes verſchuldet 
habe. Er hatte eine Reihe von Beweiſen angetreten, durch 
welche dargetan werden ſollte, daß die Klägerin das Haus 
abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. Der BerR. erklärt dieſen 
Einwand nach der ganzen Sachlage für hinfällig, mit der 
Begründung, es komme nur eine ſchuldhafte Verſchlechterung 
vor erklärtem Rücktritte in Betracht, welcher ſchon in 
Dezember 1913, alſo kaum 8 Monate nach dem Kaufabſchluſe 
erfolgt ſei. Daß ſchon während dieſer Zeit eine Verſchlechterung 
eingetreten, ſei ausgeſchloſſen, auch nicht einmal behauptet 
worden. Es ſei auch der Klägerin nicht zum Verſchulden an; 
zurechnen, wenn ſie es mit Rückſicht auf die beabſichtigte 
Wandelung unterlaſſen habe, koſtſpielige Reparaturen vor 
zunehmen. Alles, was der Beklagte in der Berufungsbegründung 
in dieſer Beziehung anführe, beziehe fi in erkennbarer Weiß 
auf den gegenwärtigen Zuſtand des Haufes, nachdem der 
Prozeß bereits begonnen hatte, und ſolle dartun, daß die 
Klägerin mit Rückſicht auf die erklärte Wandelung das Haus 


rer 


„ 


1 * 
75 


44. Jahrgang 


abſichtlich habe verwahrloſen laſſen. Ob dem Beklagten aus 
dieſem Anlaſſe Schadenerſatzanſprüche zuſtehen würden, ſei nicht 
zu prüfen, da er ſolche nicht geltend gemacht habe. Dieſe 
Ausführungen beruhen auf Rechtsirrtum. Der Ber. verkennt, 
daß es ſich nicht um Ausübung eines Rücktrittsrechts, ſondern 
um die vom Geſetze beſonders geregelte Wandelung handelt, 
auf welche die in 8 467 einzeln aufgeführten Vorſchriften über 
das Rücktrittsrecht nur entſprechende Anwendung finden. 
Dieſe entſprechende Anwendung ergibt aber, daß der Ausſchluß 
der Wandelung gemäß § 351 in Verbindung mit § 467 nicht, 
wie der Ausſchluß des Rücktrittsrechts [vgl. RG. 71, 27710), 
eine ſolche ſchuldhafte Verſchlechterung der Sache erfordert, 
welche vor der Wandelungs erklärung erfolgt iſt. Denn die 
Wandelung vollzieht ſich nicht, wie der Rücktritt [S 349], durch 
einſeitige Erklärung, ſondern dadurch, daß ſich der Verkäufer 
auf Verlangen des Käufers mit ihr einverſtanden erklärt [$ 465 
BGB.] oder daß er rechtskräftig zur Einwilligung in die 
Wandelung oder, ſofern das für zuläſſig erachtet wird, unmittel⸗ 
bar zu den durch ſie bedingten Leiſtungen verurteilt wird. Erſt 
vom Eintritte eines dieſer Ereigniſſe ab kann daher von einem 
„Ausſchluſſe“ der Wandelung keine Rede mehr ſein, während 
kein Grund beſteht, Umſtänden, die vorher, wenn auch nach der 
einſeitigen Erklärung des Käufers, wandeln zu wollen, ein⸗ 
getreten ſind, die Bedeutung, daß dadurch die Wandelung 
„ausgeſchloſſen“ wird, abzuſprechen. In dieſem Sinne hat 
bereits der II. ZS. des RG. mit ausführlicher Begründung in 
dem Urteile vom 21. Oktober 1904 [RG. 59, 9716)] und ferner 
in dem Urteile vom 5. Januar 1912 II 324/11 [abgedruckt in 
Seuff A. Bd. 67 Nr. 17517)] erkannt. Der jetzt erkennende Senat 
ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an. Im vorliegenden Falle iſt die 
Wandelung noch nicht vollzogen, da der Beklagte ihr wider⸗ 
ſprochen hat und die ausgeſprochene Verurteilung zu den aus 
der Wandelung ſich ergebenden Leiſtungen noch nicht rechts⸗ 
kräftig iſt. Deshalb iſt es rechtsirrtümlich, daß der BerR. die 
über die Behauptung der ſchuldhaften Verſchlechterung des 
Grundſtücks durch die Klägerin vom Beklagten angetretenen 
Beweiſe mit der Begründung zurückgewieſen hat, es komme nur 
eine „vor erklärter Wandelung“ erfolgte Verſchlechterung in 
Betracht. Eine Veränderung der Rechtslage durch die Erklärung, 
wandeln zu wollen, kann nur inſofern in Frage kommen, als 
zu prüfen ſein wird, ob dieſe Erklärung zugleich das Angebot 
der Rückgabe des Grundſtücks enthalten hat und ob durch Nicht⸗ 
annahme dieſes Angebots der Beklagte in Gläubigerverzug 
geraten iſt, in welchem Falle die Klägerin von dieſem Zeitpunkte 
ab nur noch Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten haben 
würde [SS 293 ff., 300 BGB.]. Vgl. RG. 56, 270.8) Von 
dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus hätte der BerR. die 
Erheblichkeit der angetretenen Beweiſe einer Erörterung unterziehen 
müſſen. J. c. T., U. v. 9. Juni 15, 50/15 V. — Berlin. [S.] 
+12. SS 762, 764 BGB. Spieleinrede.] 

Die Beklagte ſchloß als Käuferin mit der Klägerin als 

Verkäuferin im Juni 1912 zwei Termingeſchäfte in Kupfer ab. 


15) JW. 1909, 456; Neumann, Rſpr. II 8 351 Anm. 1. 
16) IW. 1905, 18; Neumann, Ripr. I § 467 Erk. a. 
17) JW. 1912, 288. 

18) JW. 1904, 55; Neumann, Rfpr. I § 467 Anm. 1c. 
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Da Nachſchüſſe, die die Klägerin beim Sinken der Kupferpreiſe 
gefordert hatte, von der Beklagten nicht geleiſtet wurden, ſchritt 
die Klägerin zur Glattſtellung. Den hierbei zu ihren Gunſten 
ermittelten Saldobetrag machte ſie durch Klage bei einem 
Schiedsgericht geltend. Durch den Schiedsſpruch vom 18. No⸗ 
vember 1912 wurde die Beklagte zur Zahlung von 4898,10 4 
nebſt Zinſen an die Klägerin und in die Koſten verurteilt. 
Mit der gegenwärtigen Klage wird das Vollſtreckungsurteil zu 
dieſem Schiedsſpruche begehrt. Das LG. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Die Berufung der Beklagten hatte den Erfolg, daß 
das OLG. die Klage abwies. Gründe: Nach § 1042 Abſ. 2, 
§ 1041 Abſ. 1 Nr. 1 ZP. iſt das Vollſtreckungsurteil zu einem 
Schiedsſpruch zu verſagen, wenn das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
unzuläſſig war. Dieſes Verfahren beruhte im vorliegenden 
Falle auf dem Schiedsvertrage, der im Abſ. 5 der auf dem 
Schlußſcheinvordruck der Klägerin abgedruckten Geſchäfts⸗ 
bedingungen enthalten iſt. Daß die beiden Termingeſchäfte 
der Parteien auf der Grundlage dieſer Bedingungen abgeſchloſſen 
ſind, iſt außer Streit. Die Beklagte hat aber beiden Geſchäften, 
neben anderen Einreden, die Spieleinrede aus SS 764, 762 
BGB. entgegengeſetzt, und das BG. hat dieſer Einrede ent⸗ 
ſprechend die Geſchäfte, und mit ihnen in beiden Fällen den 
Schiedsvertrag, als unverbindlich erachtet. Daß bei beiden 
Geſchäften nach der übereinſtimmenden Abſicht der Vertrags⸗ 
ſchließenden Lieferung und Abnahme des gekauften Kupfers 
nicht erfolgen ſollte und von der Beklagten „nur auf den Preis⸗ 
unterſchied ſpekuliert“ wurde, mit anderen Worten: daß nach 
dem Vertragswillen die Erfüllung des Geſchäfts in der von 
dem verlierenden Teile an den gewinnenden zu leiſtenden 
Zahlung des Unterſchieds zwiſchen dem vereinbarten Preiſe 
und dem Börſenpreiſe der Lieferungszeit beſtehen follte [§S 764 
BGB.] hat das BG. einwandfrei feſtgeſtellt, und dieſe Feſt⸗ 
ſtellung iſt auch von der Reviſion nicht angegriffen. Nun iſt 
aber der Einwand aus 88 764, 762 gegenüber Börſentermin⸗ 
geſchäften in zum Börſenterminhandel zugelaſſenen Waren nach 
näherer Beſtimmung des § 58 BörſG. vom 8. Mai 1908 aus⸗ 
geſchloſſen. Daß Kupfer an der hier in Betracht kommenden 
Hamburger Börſe zu der in Betracht kommenden Zeit zum 
Terminhandel, was die Beklagte beſtritten hatte, ordnungs⸗ 
mäßig zugelaſſen war, hat das BG., inſoweit zugunſten der 
Klägerin entſcheidend, als feſtgeſtellt angenommen. Ebenſo hat 
es, inſoweit ebenfalls zugunſten der Klägerin entſcheidend, an⸗ 
genommen, daß die zur Zeit der beiden Geſchäftsabſchlüſſe un⸗ 
ſtreitig im Handelsregiſter eingetragene Beklagte nicht, wie ſie 
geltend gemacht hatte, Minderkaufmann im Sinne des § 4 HGB. 
war, ſondern zu den Vollkaufleuten gehörte und daß ſomit die 
Geſchäfte, wie im § 58 vorausgeſetzt, für die Beklagte nach 
8 53 BörſG. an ſich, d. h. abgeſehen von der Spieleinrede, 
verbindlich waren. Nach beiden Richtungen bedarf es einer 
Nachprüfung nicht, weil das BG. auch von dieſem der Klägerin 
günſtigen Standpunkte zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, 
ohne daß der Reviſion zugegeben werden kann, daß hierdurch 
das Geſetz verletzt ſei. Die im § 58 ausgeſprochene Aus— 
ſchließung der Einrede aus §§ 764, 762 BGB. kommt, wie 
in der Rechtſprechung des RG. feſtſteht, nur den ſogenannten 
offiziellen Börſentermingeſchäften, d. h. denjenigen zu, bei welchen 


die Vorausſetzungen des § 50 BörſG. erfüllt ſind. Vor der 
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Zulaſſung zum Börſenterminhandel find nach $ 50 Abſ. 2 die 
Geſchäftsbedingungen für dieſen Handel in den zuzulaſſenden 
Waren oder Wertpapieren feſtzuſetzen. Damit wird ein für 
allemal die Grundlage für die Geſchäfte des zugelaſſenen Börſen⸗ 
terminhandels geſchaffen, und deshalb kann zu den offiziellen 
Börſentermingeſchäften ein Geſchäft nur dann gerechnet werden, 
wenn es unter Einhaltung jener Bedingungen, wie ſie bei der 
betreffenden Börſe feſtgeſetzt ſind, abgeſchloſſen iſt. Das BG. 
hat nun zunächſt einige Punkte erörtert, in denen es zwiſchen 
den Geſchäftsbedingungen der Klägerin und jenen allgemein 
feſtgeſetzten Bedingungen, nämlich den „Hamburger Schluß⸗ 
ſcheinbedingungen für Geſchäfte in Kupfer“ des Vereins der am 
Metallhandel beteiligten Firmen in Hamburg, nicht Abweichungen 
von ſolcher Art als beſtehend annimmt, daß dadurch die mit 
der Beklagten geſchloſſenen Geſchäfte das Gepräge nichtoffizieller 
Börſentermingeſchäfte erhielten. Sodann hat aber das BG. 
die zu den Geſchäftsbedingungen der Klägerin gehörende Be⸗ 
ſtimmung in Betracht gezogen, wonach beim Ausbleiben der 
gegebenenfalls eingeforderten Nachſchüſſe die Klägerin berechtigt 
ſein ſoll, „ſämtliche oder einzelne der auf den Namen des 
Gegenkontrahenten lautenden Kontrakte ... durch Kauf oder 
Verkauf beſtmöglichſt an der hieſigen oder einer auswärtigen 
Börſe zu liquidieren und die ſofortige Begleichung eines ſich 
etwa ergebenden Verluſtes zu verlangen“. Schon der in 
J. Inſtanz zugezogene Sachverſtändige A. hatte hierin „eine 
über den Rahmen der für Geſchäfte in Hamburg geltenden 
Beſtimmungen hinausgehende Vorſchrift“ gefunden, inſofern 
„auch ein Verkauf an einer auswärtigen Börſe vorgeſehen“ ſei. 
Es kann auch nicht zweifelhaft ſein, daß hier eine weſentliche 
Abweichung von den gemäß § 50 Abſ. 2 BörſG. feſtgeſetzten 
Geſchäftsbedingungen vorliegt; denn nach 8 20 Abſ. 2 der nach 
der unangefochtenen Annahme des BG. dieſe Feſtſetzung ent⸗ 
haltenden Schlußſcheinbedingungen des genannten Vereins muß 
der Deckungskauf oder verkauf „durch Vermittlung eines von 
dem Verein zugelaſſenen Maklers ... zu einem offiziell notierten 
Preiſe ... erfolgen“, was natürlich zugleich bedeutet, daß die 
Glattſtellung an der Hamburger Börſe, und nur an dieſer zu 
bewirken iſt. Auch das LG. hat anerkannt, daß durch jene 
Beſtimmung in den Geſchäftsbedingungen der Klägerin dem 
anderen Vertragſchließenden „eine bedeutſame Garantie verloren 
geht“. Es iſt aber der Meinung, die darin liegende Bevor⸗ 
zugung der Stellung der Klägerin ſei immerhin noch nicht ſo 
weitgehend, daß das Geſchäft dadurch zu einem nichtoffiziellen 
Börſentermingeſchäfte würde. Das OLG. iſt der entgegen— 
geſetzten Anſicht und ihm iſt, auch in der dafür gegebenen Be— 
gründung, beizuſtimmen. Die Reviſion glaubt, dieſer Anſicht 
damit entgegentreten zu können, daß zwiſchen den verſchiedenen 
deutſchen Börſen in den feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen und 
auch in den Preiſen ein weſentlicher Unterſchied nicht beſtehe. 
Dieſer Einwand geht aber ſchon darum fehl, weil nach dem 
klaren Wortlaut der vorhin wiedergegebenen Vertragsbeſtimmung 
die Klägerin ſich ſogar das Recht vorbehalten hat, die Glatt⸗ 
ſtellung auch an einer ausländiſchen (nichtdeutſchen) Börſe vor⸗ 
zunehmen. Hierdurch iſt der andere Vertragsteil der in den 
Einrichtungen der deutſchen Börſen und in der ſtaatlichen Auf- 
ſicht über fie liegenden Gewähr beraubt [vgl. Urteil des RG. 
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vom 14. Juni 1911; RG. 76, 371,1 beſonders S. 373] Dieſer 
Nachteil wird auch nicht durch das an der erwähnten Stelle 
in den Schlußſcheinbedingungen der Klägerin hinzugefügte Wort 
„beſtmöglichſt“ beſeitigt. Dieſes Wort hat keineswegs, wie die 
Reviſion meint, die Bedeutung, daß die Glattſtellung an einer 
auswärtigen Börſe nur zuläſſig ſein ſolle, wenn ſie den Inter⸗ 
eſſen des anderen Teiles nützlich ſei. Es beſagt nur, daß der 
Kauf oder Verkauf, ſei es an der Hamburger oder an einer aus⸗ 
wärtigen Börſe, beſtmöglich zu erfolgen habe. Mit Recht bat 
hiernach das BG. es abgelehnt, die zwiſchen den Parteien 
geſchloſſenen Verträge als offizielle Börſentermingeſchäfte in dem 
vorhin angegebenen Sinne zu behandeln. Damit rechtfertigt 
ſich die Zulaſſung der Spieleinrede. Die aus SS 764, 762 
BGB. ſich ergebende Ungültigkeit der Verträge überhaupt bringt 
auch die Ungültigkeit der in ihnen mit enthaltenen Schieds⸗ 
verträge mit ſich, und aus ihr folgt die Verſagung des mit 
der Klage begehrten Vollſtreckungsurteils [S 1042 Abſ. 2, 
8 1041 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO.]. S. c. F., U. v. 18. Juni 15, 
14/15 VII. — Hamburg. [S.] 

* 13. 5 780 BGB. Das pactum de cedendo iſt fein 
abſtraktes von dem ſonſtigen Inhalte des Grundgeſchäfts 
unabhängiges Rechtsgeſchäft.] 

Der Reviſion war ſtattzugeben. Der Ber. iſt im weſent⸗ 
lichen den Ausführungen des LG. beigetreten und hat die Be⸗ 
rechtigung des Klageanſpruchs aus der Abtretungsurkunde vom 
21. Oktober 1912 hergeleitet, die mit Wiſſen und Willen des 
Beklagten in die Hände des Klägers gelangt ſei. Dingliche 
Wirkungen habe dieſe Abtretung mangels Übergabe des 
Hypothekenbriefes zwar nicht äußern können, aber ſie habe 
obligatoriſche Bedeutung. Dadurch, daß der Kläger die Urkunde 
angenommen habe, ſei ein Abtretungsvertrag, ein abſtraktes 
pactum de cedendo zuſtande gekommen, das den Beklagten zur 
Herausgabe des Hppothekenbriefes verpflichte. Dieſes Abkommen 
ſei ſelbſtändiger Natur und unabhängig von dem Kaupvertrage 
und den Abreden, die O. und der Kläger mit dem Treu 
händer S. getroffen hätten. Aus der Nichtigkeit des Kauf: 
vertrages und aus dieſen Abreden könne der Beklagte keine 
Rechte herleiten. Ebenſowenig werde der Abtretungsvertrag 
dadurch berührt, daß die Hypothek nicht valutiert geweſen und 
dem Grundeigentümer als Eigentümergrundſchuld zugeſtanden 
habe; es habe aber auch O. durch die Übernahme der felbit 
ſchuldneriſchen Bürgſchaft auf ſeine Grundſchuldrechte verzichtet 
und den Beklagten in den Stand geſetzt, über die Hypothek zu 
verfügen. Selbſt wenn die ganze Hypothekeneintragung wegen 
Geiſteskrankheit O.s nichtig ſein ſollte, bleibe der Beklagte aus 
dem Abtretungsvertrage verhaftet. Er müſſe dann für die Ein⸗ 
tragung einer gültigen Hypothek Sorge tragen und dieſe dem 
Kläger verſchaffen. Wegen des ihm abgetretenen Schadenerſatz 
anſpruchs habe er kein Zurückbehaltungsrecht, weil es ſich um 
zwei ganz verſchiedene Rechtsverhältniſſe handle. Der Reviſion 
war zuzugeben, daß dieſe Ausführungen nicht haltbar ſind. Der 
Bert. hat die Urteile des erkennenden Senats, auf die er ſeime 
Ausführungen über den Abtretungsvertrag ſtützt RG. 54, 1465 
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65, 62/64 51)], mißverſtanden. Dort iſt nur der Regelfall be⸗ 
handelt, wo der beurkundeten Abtretung ein mündliches oder 
ſonſtiges Abkommen [pactum de cedendo] unter denſelben 
Perſonen zugrunde liegt. Es verpflichtet, da es der Regel nach 
keiner Form bedarf, den anderen Teil zur Erfüllung, alſo zur 
Nachholung der für die dingliche Rechtswirkung vorgeſchriebenen 


Formen und Handlungen, namentlich zur Übergabe des Hypotheken⸗ 


briefes, auch dann, wenn mangels Beobachtung dieſer Formen 
und Handlungen die dingliche Rechtswirkung nicht eingetreten 
iſt. Nirgends iſt aber in den Urteilen des RG. geſagt, daß 
der Abtretungsvertrag [pactum de cedendo] ein abſtraktes, 
von den ſonſt der Abtretung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäften 
völlig unabhängiges Rechtsgeſchäft iſt. Die dingliche Abtretungs⸗ 
erklärung iſt ein ſogenanntes abſtraktes Rechtsgeſchäft, nicht aber 
das obligatoriſche Grundgeſchäft. Dieſes kann ſich auf die Ab— 
tretung beſchränken, braucht es aber nicht. Insbeſondere kann 
es, wie im vorliegenden Falle, Beſtandteil eines Kaufvertrages 
ſein, wird alſo in ſolchen Fällen von allen Mängeln des Haupt⸗ 
geſchäfts und von den Einreden, die daraus erwachſen, mit⸗ 
ergriffen [vgl. Motive zum BGB. Bd. II S. 120]. Noch 
weniger iſt in den obenerwähnten Urteilen des RG. aus⸗ 
geſprochen, daß die [dingliche] Abtretungserklärung ſtets einen 
lobligatoriſchen! Abtretungsvertrag unter denſelben Perſonen 
vorausſetzt oder einen ſolchen Vertrag herbeiführt. Wie die 
ſonſtigen Erfüllungsgeſchäfte der Verwirklichung von Verträgen 
anderer Perſonen dienen können, ohne ſelbſt obligatoriſche 
Wirkungen zu begründen, ſo iſt dies auch bei den Abtretungen 
der Fall. Sie können auch auf Anweiſung der Berechtigten 
vorgenommen werden. Wenn, wie im vorliegenden Falle zum 
mindeſten behauptet iſt, der Beklagte nur nomineller Inhaber 
der Hypothek war, in Wirklichkeit die Hypothek als Eigentümer— 
grundſchuld O. zuſtand, ſo konnte der Beklagte gar nicht, ohne 
ſich der Untreue oder des Betruges ſchuldig zu machen, auf 
eigene Hand Abtretungsverträge ſchließen, und es darf ihm 
ſolches nicht ohne weiteres zugemutet werden. Er hatte ſich 
nach den Anweiſungen des Berechtigten zu richten, der den 
Abtretungsvertrag geſchloſſen hatte, und kann ſelbſt nicht aus 
dieſem Vertrage in Anſpruch genommen werden. Daß der 
Kläger mit dem Beklagten unmittelbar in Verbindung getreten 
und mit ihm ein beſonderes Abkommen getroffen hätte, hat der 
Kläger nicht zu behaupten vermocht. Seine Klage iſt daher 
unbegründet, ohne daß es auf die ſonſtigen Einreden des Be— 
klagten, die Mängel des Hauptvertrages und der Hypotheken— 
eintragung, die Einrede, daß er im Einverſtändnis mit den 
Beteiligten den Beſitz des Hypothekenbriefes aufgegeben, und 
eventuell die Zurückbehaltungseinrede ankommt. Das BU. war 
aufzuheben und das landgerichtliche Urteil vom 7. Mai 1914 
abzuändern. W. c. v. W., U. v. 9. Juni 15, 68/15 V. — 
Berlin. [S.] 
14. Die Verpflichtung des Gaſtwirts, für die Sicherheit 
des Gaſtes zu ſorgen, beſchränkt ſich auf die Räume, die zur 
Benutzung des Gaſtes beſtimmt find.] 

Der Kläger beſuchte in der Nacht vom 18. zum 19. Juni 1913 
auf Einladung des Beklagten deſſen Wirtſchaftsräume, um dort 
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ein Glas Bier zu trinken, und fiel gegen 12 ½ Uhr die zum 
Damen⸗Ort führende Treppe hinab. Er machte geltend, der 
Beklagte habe nicht für einen Hinweis auf das Vorhandenſein 
einer Treppe und nicht für genügende Beleuchtung geſorgt und 
erhob Schadenserſatzanſprüche gegen den Beklagten. Dieſe 
Anſprüche wurden in der I. Inſtanz dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Die Berufung des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Der Beklagte hat Reviſion eingelegt. Aus 
den Gründen: Der Beklagte hatte den Kläger als Gaſt in 
ſeine Wirtſchaft aufgenommen und war deshalb verpflichtet, 
dafür zu ſorgen, daß er ſich in den Wirtſchaftsräumen 
ungefährdet bewegen könne. Dieſe Verpflichtung beſchränkt ſich 
aber in der Regel auf diejenigen Räume, die zur Benützung 
des Gaſtes beſtimmt ſind. Der Kläger verunglückte, als er 
den Damen⸗Ort betreten wollte. Dort hatte er nichts zu ſuchen. 
Er war nicht befugt, dieſen nach der Aufſchrift erkennbar nur 
für Damen beſtimmten Ort zu benützen, und der Beklagte 
brauchte auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt nicht damit zu rechnen, daß der Kläger dieſen Ort 
betreten werde, ſtatt den unmittelbar daneben befindlichen, 
ebenſo bequem zu erreichenden, für Herren beſtimmten Raum 
aufzuſuchen. Für eine gefahrfreie Beſchaffenheit des Damen⸗ 
Ortes hatte daher der Beklagte dem Kläger nicht einzuſtehen. 
Daß, wie das BG. bemerkt, bei dem Eingang zu dem für 
Herren beſtimmten Raum die gleiche Gefahr drohte, iſt belanglos. 
Denn der Kläger iſt tatſächlich nicht dort, ſondern am Eingang 
zum Damen-⸗Ort verunglückt, wo er nichts zu ſuchen hatte. 
Demnach iſt das BU. aufzuheben und die Klage abzuweiſen. 
H. c. F., U. v. 2. Juli 15, 30/15 III. — Hamburg. [S.) 

715. Umfang der Amtspflicht des Notars hinſichtlich der 
Belehrung der Parteien.] 

Der Kläger fordert Schadenserſatz, weil ihn der Beklagte 
zu 2 als beſtellter Vertreter des beklagten Notars bei der 
notariellen Aufnahme des Kaufvertrages vom 27. Juli 1912 
nicht darüber belehrt hat, daß die Vertragsbeſtimmung „Schulden 
und Forderungen des bisherigen Geſchäftsinhabers übernimmt 
St. nicht“ zu ihrer Wirkſamkeit der bekanntzumachenden Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter bedürfe. Die Inſtanzen haben 
aus übereinſtimmenden Gründen die Klage abgewieſen, und 
dieſen Gründen iſt lediglich beizupflichten. Die Amtspflicht des 
Notars geht über Klarlegung, Geſtaltung und Faſſung des in 
der aufzunehmenden Urkunde niederzulegenden Parteiwillens 
nicht hinaus. Es fehlt jede geſetzliche Grundlage, kraft deren 
die Amtspflicht auf weitere Fürſorge für die außerhalb der 
Beurkundung liegenden Rechtsverhältniſſe und Rechtsbedürfniſſe 
der Vertragsparteien erſtreckt werden könnte [vgl. Art. 40 PrF G. 
vom 21. September 1899 und die Begründung des Entwurfs 
dieſes Geſetzes S. 33J. Eine ſolche Erſtreckung würde jeder 
feſten Grenze und jeder ſicher zu handhabenden Beſchränkung 
entbehren und darum zu Ungewißheit über den Umfang des 
Notariatsamtes und zu Gefährdung des Notariatsberufes führen. 
Daran wird vorliegend nichts geändert dadurch, daß die an— 
geführte Vertragsbeſtimmung ohne bekanntzumachende Eintragung 
in das Handelsregiſter oder Mitteilung an die Gläubiger nach 
außen unwirkſam blieb. Das Beurkundungsgeſchäft hat eben 
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alſo bei einem zweiſeitigen Vertrage Klarheit und Gültigkeit 
zwiſchen den Parteien, zur Aufgabe, nicht aber für weitere 
im Intereſſe der einen oder andern Partei nach außen hin 
nötige Rechtsakte zu ſorgen. Den vom Kläger weiter behaupteten 
Geſchäftsbeſorgungsvertrag, kraft deſſen der Beklagte zu 2 als 
Rechtskundiger die Pflicht zur Ratserteilung und Belehrung 
übernommen habe, verneint der BerR. mit rechtsirrtumfreier, 
rein tatſächlicher Begründung. Die vom Kläger ausgeſprochene 
Bitte war ſchon ihrem Wortlaut nach nur eine deutliche 
Mahnung an die beiden Parteien gegenüber beſtehende Amts⸗ 
pflicht des Notars. Die vom Kläger angezogenen Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen können, ſoweit ſie einen beſonderen privatrechtlichen 
Geſchäftsbeſorgungsvertrag auf Erfüllung der dem Notar ſchon 
amtlich obliegenden Notariatspflichten annehmen, im Verfolg 
des Beſchluſſes der Ver ZS. des RG. vom 2. Juni 1913 
RG. 82, 85 ff.] für zutreffend nicht mehr erachtet werden 
[vgl. RG. 85, 409 ff.)]. Endlich kommt zu beiden Klaggründen 
weiter in Betracht, daß der Kläger, wie der Ber. feſtſtellt, 
die ihm von dem Bureauvorſteher des Notars während der 
Aufnahme der Vertragsurkunde angeſonnene ſofortige Verlaut⸗ 
barung des Vertrages zum Handelsregiſter ausdrücklich abgelehnt 
hat mit den Worten „dieſe ſolle vorläufig nicht“ oder „fie folle 
erſt ſpäter erfolgen“. Dieſe Ablehnung konnte der Beklagte zu 2 
nur dahin verſtehen, die Eintragung werde der Kläger ſelbſt 
und allein beſorgen oder der Kläger werde die Mitwirkung des 
Beklagten zu 2 ſpäter nachſuchen. Dieſer vom Kläger beliebte 
Aufſchub der Eintragungsangelegenheit enthob den Beklagten zu 2 
unter allen Umſtänden der Verpflichtung, trotzdem jetzt ſchon 
über Bedeutung und Notwendigkeit der Eintragung Belehrung 
zu erteilen. S. c. J., U. v. 29. Juni 15, 5/15 III. — 
Breslau. [S.] 
+16. Die vom § 1362 Abſ. 1 BGB. aufgeſtellte Vermutung 
kommt nur zur Anwendung zugunſten der Gläubiger des 
Ehemannes, nicht aber wenn eine Forderung gegen die Frau 
aus dem Vermögen beigetrieben werden foll.] 
Die Beklagte hat aus einem vollſtreckbaren Urteile vom 
19. Dezember 1912 wegen 10 012,60 & nebſt Zinſen und 
Wechſelunkoſten am 13. Januar 1913 bei der Ehefrau Auguſte 
M. in B. Möbel, Pferde und Geſchirre pfänden laſſen. Dieſe 
Gegenſtände nimmt der Kläger auf Grund eines mit der 
Schuldnerin am 11. November 1912 geſchloſſenen Kauf: und 
Mietvertrages als ſein Eigentum in Anſpruch. Der Klage— 
antrag geht auf Freigabe der Sachen. In I Inſtanz iſt die 
Entſcheidung von einem Eide des Klägers abhängig gemacht, 
der ſich auf die von der Beklagten erhobene Einrede der An— 
ſechtung bezieht. Auf Berufung der Beklagten hat das OLG. 
die Klage abgewieſen, weil Kläger bezüglich des Eigentums 
beweisfällig geblieben ſei. Kläger hat Reviſion eingelegt. 
Kläger ſtützt ſein Eigentum auf den mit der Schuldnerin ge⸗ 
ſchloſſenen Kauf: und Mietvertrag [3 930 BGB.]. Die 
Beklagte hat ſich u. a. damit verteidigt, die Schuldnerin habe 
dem Kläger das Eigentum nicht übertragen können, weil, wie 
nach 8 1362 Abſ. 1 BGB. zu vermuten ſei, das Eigentum dem 
Ehemanne M. zugeſtanden habe. Der Bert. iſt der Beklagten 
darin beigetreten, daß die Vermutung des § 1362 zu ihren 
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Gunſten hier Anwendung finde. Für die Forderung, wegen 
welcher gepfändet worden ſei, hafte der Beklagten auch der 
Ehemann M. Daß die Pfändung nur gegen die Ehefrau er⸗ 
folgt ſei, ſtehe der Beklagten nicht entgegen, denn es handle ſich 
hier nicht darum, ob die Beklagte ein rechtswirkſames Pfand⸗ 
recht erworben habe, ſondern darum, ob der Kläger der Zwangs⸗ 
vollſtreckung widerſprechen könne. Die Reviſion rügt, daß 
§ 1362 Abſ. 1 auf einen Fall angewendet worden, für den er 
nicht gegeben ſei. Dieſe Rüge muß für begründet erachtet 
werden. Nach jener Beſtimmung wird zugunſten der Gläubiger 
des Mannes vermutet, daß die im Beſitz eines oder beider 
Ehegatten B. befindlichen beweglichen Sachen dem Mame gehören. 
Die Beſtimmung betrifft, ebenſo wie $ 45 KO., den Fall, daß 
Forderungen gegen den Mann aus deſſen Vermögen beigetrieben 
werden ſollen. Die Gläubiger des Mannes ſollen dadurch gegen 
die Nachteile geſchützt werden, die ihnen aus der durch die 
eheliche Lebensgemeinſchaft regelmäßig eintretenden, häufig auch 
von den Ehegatten abſichtlich zum Zwecke der Verkürzung der 
Gläubiger des Mannes herbeigeführten tatſächlichen Vermiſchung 
des beiderſeitigen Vermögens drohen. [Motive z. BGB. IV 
S. 128.] Bei dieſer ganz beſchränkten Tragweite der geſetzlichen 
Vermutung erſcheint es unzuläſſig, ſie auch in einem Falle zur 
Anwendung zu bringen, wo eine Forderung gegen die Frau 
aus deren Vermögen beigetrieben werden ſoll. Der Umſtand, 
daß für dieſelbe Forderung im vorliegenden Falle auch der 
Mann haftet, iſt ohne Bedeutung; nach Sinn und Wortlaut 
des Geſetzes kommt es nur darauf an, in welcher Eigenſchaft 
der Gläubiger beider Eheleute ſeinen Zugriff nimmt, nur wo er 
als Gläubiger des Mannes auftritt, kann er ſich auf die 
Eigentumsvermutung berufen. An die Möglichkeit, daß auch 
ein Gläubiger der Frau gelegentlich einmal ein Intereſſe daran 
haben könnte, ſich auf das Eigentum des Mannes zu berufen, 
wie hier, wo die Widerſpruchsklage eines Sondernachfolgers 
der Frau zu Falle gebracht werden ſoll, hat der Geſetzgeber 
gewiß nicht gedacht. Die Vermutung des § 1362 Abſ. 1, die 
an die gegenwärtigen Beſitzverhältniſſe anknüpft, könnte auch 
kaum ohne Zwang auf einen Fall erſtreckt werden, wo darüber 
geſtritten wird, ob die Frau zu einem beſtimmten in der Ver⸗ 
gangenheit liegenden Zeitpunkt Eigentümerin geweſen war. 
L. c. L.⸗M., U. v. 22. Juni 15, 24/15 VII. — Berlin. [S. 
* 17. 58 1367, 1370 BGB. Ein von der Ehefrau be⸗ 
triebenes Erwerbsgeſchäft iſt eingebrachtes Gut, der 
daraus bezogene Erwerb Vorbehaltsgut der Frau. — Die 
Revenuen, die nach dem Verkaufe des Erwerbsgeſchäftes aus 
dem Erlöſe gezogen werden, find eingebrachtes Gut. — Um: 
fang der Rechnungslegungspflicht des Ehemannes. 

Die Parteien ſind etwa ſeit dem Jahre 1876 miteinander 
verheiratet. Seit dem 1. Januar 1900 leben fie in dem geſez⸗ 
lichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung nach dem 
BGB. Die Klägerin gehört zu den Teſtamentserben ſowobl 
ihres am 27. Oktober 1871 verſtorbenen Vaters als ihrer au 
29. Dezember 1898 verſtorbenen Mutter. Zum Nachlaſſe des 
Vaters gehörte ein von dieſem in Breslau betriebenes Handel 
geſchäft, das unter der Firma Th. J. F. Nachfolger von ſämt 
lichen Erben, jedoch unter ausſchließlicher Vertretungsbefugni 
der Witwe, weitergeführt wurde. Nachdem durch Vertrag von 
28. Dezember 1881 das geſamte Warenlager, das Juventus 
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und die Außenſtände an den langjährigen Prokuriſten des Ge⸗ 
ſchäfts, den Kaufmann W. A. in Breslau, übertragen worden 
waren, ſchloſſen am folgenden Tage dieſer und die Witwe F. 
einen Vertrag, durch den ſie ſich zu dem Zwecke vereinigten, 
vom 1. Januar 1882 ab in Breslau Handelsgeſchäfte gleicher 
Art wie bisher unter der Firma Th. J. F. Witwe und A. zu 
betreiben. Die neue Firma wurde in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen, die alte wurde gelöſcht. Nach dem Tode der Witwe F. 
ſchloſſen ihre Erben, nämlich ihre drei Töchter, darunter die 
Klägerin, unter Beitritt ihrer Ehemänner mit A. am 30. Januar 
1899 einen Vertrag, kraft deſſen ſie an Stelle ihrer Mutter 
als offene Geſellſchafterinnen in das Geſchäft eintraten. In 
8 1 des Vertrags war beſtimmt, daß die drei Schweſtern nicht 
berechtigt ſeien, die Handlung zu vertreten, daß vielmehr die 
Geſchäftsführung ausſchließlich A. zuſtehe und daß nur zur 
Beſtellung von Prokuriſten und zu Geſchäften, die außerhalb 
des gewöhnlichen Geſchäftsbetriebs liegen, die Zuſtimmung der 
Geſellſchafterinnen erforderlich ſei, die durch einen gemeinſamen 
Bevollmächtigten vertreten ſein müßten. Dieſer ſollte auch 
berechtigt ſein, jederzeit in den Geſchäftsräumen der Firma 
deren Bücher und Briefſchaften einzuſehen und außerdem jede 
Auskunft zu verlangen. Zum Bevollmächtigten ernannten die 
drei Schweſtern, auch dies in $ 1 des Vertrags, den Beklagten. 
Im Jahre 1910 ſtarb A. Das Geſchäft wurde nunmehr an 
die Firma S. und Sch. verkauft und vom 1. Januar 1911 
ab von dieſer übernommen. Indem ſie geltend machte, daß 
ihre Beteiligung an dem Vermögen, das in dem Breslauer 
Geſchäfte geſteckt habe, Vorbehaltsgut geweſen ſei, erhob die 
Klägerin Ende 1912 beim LG. I in Berlin gegen ihren Mann 
Klage mit dem Antrag, ihn zu verurteilen, 1. anzuerkennen, 
daß die Revenuen ihres Kaufpreisanteils aus dem Verkaufe des 
Geſchäfts der Firma Th. J. F. Witwe und A. ihr Vor⸗ 
behaltsgut ſeien, 2. ihr darüber Auskunft zu geben, ob und in 
welcher Weiſe er diejenigen Revenuen, die ihr aus dem Ge⸗ 
ſchäfte der bezeichneten Firma während ihrer Mitgliedſchaft und 
nach dem Verkauf aus dem Erlöſe zugefloſſen ſind, für ſie ver⸗ 
wendet und wie er die Überſchüſſe angelegt habe. Ohne Beweis: 
aufnahme wies das LG., dem Antrage des Beklagten ent⸗ 
ſprechend, die Klage ab. Die Berufung der Frau wurde, und 
zwar abermals ohne Beweisaufnahme, vom KG. als unbegründet 
zurückgewieſen. Gegen das kammergerichtliche Urteil hat jetzt 
die Klägerin Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Das 
KG. prüft zunächſt die Frage, welchen rechtlichen Charakter die 
Beteiligung der Klägerin an der Firma Th. J. F. Witwe und A. 
vor dem Verkaufe des Geſchäfts an die Firm S. und Sch. hatte. 
Es kommt zu dem Ergebniſſe, daß dieſe Beteiligung ſelbſt 
nicht zum Vorbehaltsgute, ſondern zum eingebrachten Gute der 
Klägerin gehört habe. Nur von den Einkünften, die ſie aus 
dieſer Beteiligung gezogen hat, wird angenommen, daß ſie Vor⸗ 
behaltsgut der Klägerin geweſen ſeien. Sodann erörtert das 
KG. den Einfluß, den der Verkauf des Geſchäfts hatte. Es 
iſt der Anſicht, daß infolge des Verkaufs auch die Revenuen 
des Kaufpreisanteils nicht mehr zum Vorbehaltsgute der 
Klägerin gehörten. Daraus wird gefolgert, daß der Klag⸗ 
antrag zu 1 ohne weiteres unbegründet ſei, und entnommen, 
daß auch der Antrag zu 2 inſoweit falle, als er auf Aus⸗ 
kunftserteilung über die aus dem Kaufpreisanteile gezogenen 
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Revenuen gerichtet iſt. Aber auch die Verpflichtung des Be: 
klagten, der Klägerin über die aus ihrer Geſchäftsbeteili⸗ 
gung bis zum Verkaufe bezogenen Revenuen Auskunft zu 
erteilen, verneint das KG. ſchließlich, weil es inſoweit weder 
die Vorausſetzungen des §S 1430 noch die des $ 666 BGB. 
für gegeben erachtet. Auf dieſe Weiſe kommt es dazu, die 
Klage mit dem LG. in vollem Umfang abzuweiſen. Im ein⸗ 
zelnen iſt folgendes zu bemerken: 1. Das KG. geht davon aus, 
daß die Klägerin dadurch, daß ſie, wenn auch unter Ausſchluß 
von der Vertretung, Teilhaberin der offenen Handelsgeſellſchaft 
Th. J. F. Witwe und A. geweſen ſei, im Sinne des § 1367 
BGB. ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig betrieben habe. Dieſer 
Ausgangspunkt iſt der Klägerin günſtig und wird von der 
Reviſion nicht beanſtandet, er iſt auch zutreffend. Daraus ergibt 
ſich ohne weiteres, daß das, was die Klägerin durch ihre Be⸗ 
teiligung an der offenen Handelsgeſellſchaft erwarb, insbeſondere 
alſo, was als Erwerb hier allein in Frage kommt, ihre Ein⸗ 
künfte aus dieſer Beteiligung Vorbehaltsgut der Klägerin 
waren. Die Reviſion vertritt aber die Meinung, daß auch die 
Beteiligung ſelbſt, der Anteil der Klägerin an dem in dem 
Erwerbsgeſchäfte der offenen Handelsgeſellſchaft angelegt ge⸗ 
weſenen Betriebsvermögen, Vorbehaltsgut der Klägerin geweſen 
ſei. Zur Begründung ſeiner entgegengeſetzten Anſicht verweiſt 
das KG. mit Recht darauf, daß Vorbehaltsgut die Ausnahme 
bildet und daß deshalb die Vorſchriften in den SS 1366 bis 
1370 BGB. eine ausdehnende Auslegung nicht geſtatten. Die 
Anſicht des KG., wonach Vorbehaltsgut gemäß § 1367 nur 
der Erwerb der Frau aus dem ſelbſtändigen Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts, nicht aber das Erwerbsgeſchäft ſelbſt 
und das dem Unternehmen dienende Vermögen der Frau ſind, 
entſpricht denn auch nicht nur der Auffaſſung, die in der Rechts⸗ 
lehre bei weitem überwiegt, ſondern ſteht überdies mit der 
Rechtſprechung des RG. in Einklang. In ſeinem Urteile vom 
29. September 1904, IV 116/04 [RG. 59, 25 ff.“ )] hat zwar 
der Senat die Frage unentſchieden gelaſſen. In ſeinem neuer⸗ 
dings ergangenen Urteile vom 26. April 1915, IV 447/14, 
jedoch hat er ſie, und zwar im weſentlichen aus demſelben 
Grunde, ſo entſchieden, wie ſie hier das KG. entſchieden hat. 
An dieſer Entſcheidung iſt feſtzuhalten. Es läßt ſich zwar nicht 
verkennen, daß die dort und hier vertretene Anſicht in ihrer Durch⸗ 
führung unter Umſtänden Unzuträglichkeiten im Gefolge haben 
kann. Aber einmal ändert das nichts daran, daß in §S 1367 nur 
der Erwerb durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
zum Vorbehaltsgut erklärt iſt, und ſodann laſſen ſich alle Miß⸗ 
ſtände, worauf mit Recht in der Rechtslehre hingewieſen wird, 
unſchwer durch Abſchluß eines Ehevertrags vermeiden. Wieſo, 
wie die Reviſion meint, ihre abweichende Anſicht darin eine 
Stütze finden ſoll, daß nach §S 1371 BGB. auf das Vor⸗ 
behaltsgut die bei der Gütertrennung für das Vermögen der 
Frau geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden, iſt 
nicht erſichtlich. Das KG. legt ſeinen Erörterungen über den 
rechtlichen Charakter einerſeits der Beteiligung ſelbſt, anderer— 
ſeits der Einkünfte der Klägerin aus dieſer Beteiligung die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. zugrunde. Nur nebenbei bemerkt es, ſoweit 
es ſich um die Zeit vor dem 1. Januar 1900 handele, habe 
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nach Maßgabe der Beſtimmungen des ALR. die gleiche Be: 
urteilung Platz zu greifen. Dieſe Bemerkung iſt allerdings be⸗ 
züglich der Einkünfte, für die fi. das KG. auf die 8S 211, 
219, 220 ALR. Tl. II Tit. 1 beruft, inſofern nicht richtig, als, 
mindeſtens in gewiſſem Umfang, Einkünfte aus einem „beſon⸗ 
deren Gewerbe“ der Frau zwar nicht dem Manne, ſondern der 
Frau zukommen [§ 219], aber, wenn nicht das Gewerbe bloß 
mit dem vorbehaltenen Vermögen getrieben oder ſonſt ein anderes 
ausdrücklich verabredet worden iſt, nur die Eigenſchaft des Ein⸗ 
gebrachten, nicht des Vorbehaltenen haben [S 220]. Allein dieſe 
Unrichtigkeit beſchwert die Klägerin nicht. Wohl aber iſt die 
Bemerkung bezüglich der Beteiligung ſelbſt richtig. Darüber 
kann nach den §§ 206 bis 209 ALR. Tl. II Tit. 1 gar kein 
Zweifel fein. Iſt dem jedoch fo, dann kann ununterſucht bleiben, 
ob nicht für die Beteiligung ſelbſt, den Anteil der Klägerin an 
dem in dem Geſchäfte der Firma Th. J. F. Witwe und A. 
angelegt geweſenen Betriebsvermögen, der ſich vom Eintritte der 
Klägerin in die offene Handelsgeſellſchaft — 30. Januar 1899 
— bis zum Übergange des Geſchäfts an die Firma S. und 
Sch. — 1. Januar 1911 — nicht verändert zu haben ſcheint, 
gemäß Art. 59 8 1 PrAGBGB. die Vorſchriften des beim 
Inkrafttreten des BGB. maßgebend geweſenen AL R., ſtreng 
genommen, die alleinige Grundlage zu bilden gehabt hätten. 
2. War die Beteiligung ſelbſt, der Anteil der Klägerin an dem 
im Geſchäfte der Firma Th. J. F. Witwe und A. angelegt 
geweſenen Betriebsvermögen, nicht Vorbehaltsgut, ſondern ein⸗ 
gebrachtes Gut der Klägerin, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß 
beim Verkaufe des Geſchäfts an die Firma S. und Sch. auch der 
an die Stelle dieſer Beteiligung und dieſes Anteils getretene 
Anteil der Klägerin an dem Kaufpreiſe nicht Vorbehaltsgut, 
ſondern eingebrachtes Gut der Klägerin geworden iſt. Fragen 
kann ſich nur, ob etwa die Revenuen, die nach dem Verkaufe 
des Geſchäfts aus dem Anteil der Klägerin am Erlöſe erzielt 
ſind und ſeitdem erzielt werden, als Vorbehaltsgut der Klägerin 
zu behandeln ſind. Das KG. verneint die Frage. Sie iſt auf 
Grund des § 1370 BGB. zu entſcheiden, wonach Vorbehaltsgut 
unter anderem auch iſt, was die Frau durch ein Rechtsgeſchäft 
erwirbt, das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht. Das KG. ver⸗ 
kennt nicht, daß die Revenuen aus dem Kaufpreisanteil im ge— 
wiſſen Sinne an die Stelle der Einkünfte der Klägerin aus der 
früheren Beteiligung an dem Geſchäfte getreten ſind, und läßt 
auch nicht außer acht, daß 8 1370 in feinem hier in Betracht 
kommenden Teile nicht einen unmittelbaren rechtlichen Zuſammen— 
hang erfordert, ſondern [gl. ſchon Motive IV S. 177/178] 
einen wirtſchaftlichen genügen läßt. Für maßgebend erachtet es 
aber mit Recht, daß das im Streitfalle eine Rolle ſpielende 
Umſatzgeſchäft, der Verkauf an die Firma S. und Sch., nicht 
die Einkünfte aus dem Erwerbsgeſchäfte, ſondern das Er— 
werbsgeſchäft ſelbſt zum Gegenſtande gehabt habe. Es fügt 
hinzu, zu einer anderen Beurteilung könnte man vielleicht bei 
einer Verpachtung kommen, bei der der Pachtzins der Gegen— 
wert für die überlaſſene Nutzung ſei. Ob dieſer von der Reviſion 
beanſtandete Zuſatz richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jeden— 
falls iſt richtig, daß der Verkauf eines Vermögensſtückes das 
Vermögensſtück ſelbſt und nicht die aus ihm fließenden Ein- 
künfte zum Gegenſtande hat und daß man deshalb im Sinne 
des § 1370 nicht davon ſprechen kann, der mit der Firma S. 
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und Sch. abgeſchloſſene Kaufvertrag habe ſich auf die Einkünfte 
aus dem Erwerbsgeſchäfte „bezogen“, die allein, ſoweit ſie der 
Klägerin zufloſſen, zu ihrem Vorbehaltsgute gehörten. Der 
Kaufvertrag „bezog“ ſich vielmehr ausſchließlich auf das Er⸗ 
werbsgeſchäft ſelbſt, die Beteiligung der Klägerin daran aber 
gehörte, wie dargelegt, nicht zu ihrem Vorbehaltsgute, ſondern 
zu ihrem eingebrachten Gute. In weiterer Folge traten dann 
freilich auch die Revenuen aus dem Kaufpreisanteile gewiſſer⸗ 
maßen an die Stelle der Einkünfte aus der früheren Beteiligung 
der Klägerin an dem Erwerbsgeſchäfte der Firma Th. J. F. 
Witwe und A., das reicht aber nicht aus, ſie im Sinne des 
§ 1370 als einen Erwerb anzuſehen, den die Klägerin durch ein 
auf dieſe Einkünfte bezügliches Rechtsgeſchäft gemacht hätte, 
Die neuen Revenuen wurden daher, da auf ſie auch die Vor⸗ 
ſchrift in $ 1367 nicht mehr zutraf, nicht Vorbehaltsgut der 
Klägerin. Dieſer rechtlich gebotenen Folgerung läßt ſich auch 
nicht dadurch entgehen, daß man mit der Reviſion ſagt, wenn 
auch nicht die Beteiligung ſelbſt und der Anteil der Klägerin 
an dem im Geſchäft angelegt geweſenen Betriebsvermögen, ſo 
ſei doch die Möglichkeit und das Recht, mit dieſem Vermögens⸗ 
anteile zu erwerben, Vorbehaltsgut der Klägerin geweſen, durch 
den Verkauf des Geſchäfts ſei dieſes Erwerbsrecht, das 
einen Vermögensbeſtandteil bilde und Vermögenswert habe, der 
Klägerin entzogen, auf Grund dieſes Erwerbsrechts ſei jetzt an 
ſeiner Stelle das Recht auf den Fruchtbezug aus dem Anteile 
der Klägerin am Kaufpreiſe getreten. Von einem derartigen 
Erwerbsrechte, das einen ſelbſtändigen als Vorbehaltsgut an⸗ 
zuſehenden Vermögensbeſtandteil bildete, kann nicht geſprochen 
werden. Das KG. hat auch recht, wenn es ausführt, auch der 
geſetzgeberiſche Grund, der zu der Vorſchrift geführt habe, daß 
Einkünfte der Frau aus dem ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts ihr Vorbehaltsgut werden ſollten, treffe nicht mehr 
zu, wenn ein Erwerbsgeſchäft, das ſelbſt nicht Vorbehaltsgut 
ſei, verkauft werde und an ſeine Stelle ein Kaufpreis trete. 
3. Wenn auch die Revenuen, die aus dem Anteile der Klägerin 
an dem beim Verkaufe des Geſchäfts erzielten Erlöſe gewonnen 
ſind und gewonnen werden, nicht zu ihrem Vorbehaltsgute ge⸗ 
hören, ſo erweiſt ſich die Reviſion, ſoweit ſie ſich gegen die 
Entſcheidung des KG. auf den Klagantrag zu 1 richtet, ſchlechtbin 
als unbegründet. Unbegründet iſt fie dann aber auch inſoweit, 
als die Klägerin in dem Klageantrage zu 2 von dem Beklagten 
Auskunft darüber verlangt, ob und in welcher Weiſe er dieſe 
Revenuen für fie verwendet und wie er die UÜberſchüſſe angelegt 
habe. Denn die Revenuen aus dem Kaufpreisanteile ſind, wie 
das KG. mit Recht ſagt, lediglich Nutzungen des eingebrachten 
Gutes oder genauer Nutzungen eines Vermögensbeſtandteils, der 
zum eingebrachten Gute gehört. Die Nutzungen des einge: 
brachten Gutes aber gebühren, ſoweit nicht das Geſetz aus: 
nahmsweiſe etwas anderes vorſchreibt, beim geſetzlichen Güter: 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung nicht der Frau, ſondern 
dem Manne [$ 1383 BGB.), fie werden nicht eingebrachtes 
Gut der Frau, ſondern Vermögen des Mannes, und über ſein 
eigenes Vermögen braucht der Mann der Frau niemals Aus⸗ 
kunft zu erteilen. Die Vorſchrift in § 1374 Satz 2 BOB, 
auf die ſich die Klägerin ftügt, ſchlägt nicht ein. Der Mann 
hat zwar „über den Stand der Verwaltung“ des eingebrachten 
Gutes der Frau auf Verlangen Auskunft zu erteilen, dieſe 
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Auskunftspflicht bezieht ſich aber ſelbſtverſtändlich nur auf den 
Stamm des eingebrachten Gutes, nicht auch auf die ihm kraft 
eigenen Rechts zufliegenden Nutzungen des eingebrachten Gutes. 
Es braucht deshalb nicht entſchieden zu werden, ob, wenn eine 
Auskunftspflicht nach § 1374 beſtünde, ihrer gerichtlichen Geltend⸗ 
machung § 1394 entgegenſtehen würde. 4. Die einzige Frage, 
die noch übrigbleibt, iſt die, ob der Beklagte verpflichtet iſt, der 
Klägerin über die aus ihrer Geſchäftsbeteiligung bis 
zum Verkaufe bezogenen Revenuen Auskunft zu erteilen. 
Das KG. verneint auch dieſe Frage. Soweit das Güterrecht 
in Frage komme, fo führt es aus, ſei nach $ 1430 BGB. zu 
entſcheiden. Die Klägerin habe die Einkünfte, die ihr aus ihrer 
Beteiligung zugefloſſen ſeien und die ihr Vorbehaltsgut geweſen 
ſeien, dem Beklagten zur Verwaltung überlaſſen. Ob § 1430 
überhaupt ein Recht auf Rechnungslegung oder Auskunft ver⸗ 
leihe, könne dahingeſtellt bleiben. Denn auf alle Fälle ſei ein 
ſolcher Anſpruch der Frau nur anzuerkennen für den Fall, daß 
Streit darüber beſtehe, ob der Mann ſeiner Verpflichtung, die 
Einkünfte entſprechend dem § 1430 zu verwenden, genügt habe. 
Ein derartiger Streit aber beſtehe hier nicht. Soweit die Klägerin 
dem Beklagten zum Vorwurfe mache, daß er offenbar Beträge 
zur Beſtreitung der Haushaltskoſten, d. h. des ehelichen Auf: 
wandes, verwendet habe, könne ſie rechtlich nicht gehört werden, 
da ihm inſoweit das ihm durch § 1430 gewährte freie Ermeſſen 
zur Seite ſtehe, $ 1430 verſage demnach. Aber auch der An⸗ 
ſpruch des Auftraggebers auf Auskunft nach § 666 BGB. ſtehe 
ihr nicht zu. Denn in dem Vertrage vom 30. Januar 1899 
ſei der Beklagte nur bevollmächtigt worden, die Klägerin und 
ihre Schweſtern in außergewöhnlichen Fällen der Geſchäfts— 
führung zu vertreten, die hier keine Rolle ſpielten, und auch das 
ihm dort eingeräumte Aufſichts- und Überwachungsrecht komme 
nicht in Betracht. Dieſe Erwägungen des KG. ſind nicht frei vom 
Rechtsirrtum. Bei der im $ 1371 BGB. vorgeſchriebenen Anz 
wendung des § 1430 beachtet das KG. nicht genügend, daß das 
Vorbehaltsgut, das die Klägerin der Verwaltung des Mannes 
überlaſſen hat, nach der eigenen Annahme des KG. nicht ihr 
Anteil an dem im Geſchäfte der Firma Th. J. F. Witwe und A. 
angelegt geweſenen Betriebsvermögen, ſondern nur die Reve— 
nuen geweſen ſind, die die Klägerin aus ihrer Geſchäfts— 
beteiligung bezogen hat. Nach § 1430 konnte deshalb der 
Beklagte nicht dieſe Revenuen ſelbſt, ſondern nur die Ein— 
künfte aus dieſen Revenuen, die er während ſeiner Verwaltung 
bezog, nach ſeinem freien Ermeſſen verwenden, ſoweit nicht ihre, 
d. h. der Einkünfte aus den Revenuen, Verwendung zu den 
in & 1430 angegebenen Zwecken erforderlich war. Die Sache 
liegt in dieſer Beziehung ganz ſo, wie ſie in dem ſchon erwähnten 
Falle lag, den der Senat durch das Urteil vom 26. April 
1915 entſchieden hat. Auch dort hatte das Vorbehaltsgut, 
das die Frau der Verwaltung des Mannes überlaſſen hatte, 
in den Reinüberſchüſſen eines von der Frau betriebenen Ge— 
ſchäfts beſtanden, und der Senat hat dort ausgeſprochen, 8 1430 
beſage in einem ſolchen Falle, daß der Mann, wenn die Frau 
die Reinüberſchüſſe des Geſchäfts ſeiner Verwaltung überlaſſe, 
die Einkünfte aus dieſen Reinüberſchüſſen, nicht aber die 
Reinüberſchüſſe ſelbſt, nach freiem Ermeſſen verwenden 
könne. Was das KG. zu § 1430 ausführt, möchte daher zu— 
treffen, wenn die Klägerin Auskunft über die Anlegung und 
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Verwendung der Einkünfte begehrte, die dem Beklagten, z. B. 
bei zinsbarer Anlegung der Gelder, aus den Revenuen etwa 
zugefloſſen ſind. Sie begehrt jedoch mit der Klage nicht Aus⸗ 
kunft über die Anlegung und Verwendung der Einkünfte aus 
dieſen Revenuen, ſondern Auskunft über die Anlegung und 
Verwendung der Revenuen ſelbſt, alſo bezüglich des 
Stammes des Vorbehaltsguts, das ſie der Verwaltung des 
Beklagten damals überlaſſen hatte. Bezüglich des Stammes 
des der Verwaltung des Mannes überlaſſenen Vermögens trifft 
aber § 1430 überhaupt keine Verfügung. Daraus folgt indeſſen 
nicht, daß der Mann inſoweit von jeder Auskunftspflicht frei 
wäre. Bezüglich des Stammes des Vermögens ſteht er viel⸗ 
mehr unter den allgemeinen Vorſchriften, die ſich aus dem der 
Überlaſſung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis ergeben, mit 
der Maßgabe nur, daß er immer bloß für diejenige Sorgfalt 
einzuſtehen hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt [S 1359J. Der Regel nach wird der Überlaſſung ein 
Auftrag zugrunde liegen. Dann trifft den Mann die in 
8 666 BGB. beſtimmte Auskunftspflicht. Auf das Vorliegen 
eines Auftragsverhältniſſes aber hatte ſich die Klägerin berufen. 
Nun ſtellt allerdings das KG. feſt, daß in § 1 des mehr: 
erwähnten Vertrags vom 30. Januar 1899 ein Auftrag lgeſagt 
iſt: Vollmacht! der Klägerin zur Verwaltung der Einkünfte aus 
ihrer Beteiligung am Geſchäfte nicht gelegen habe. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung wird zwar von der Reviſion bekämpft, aber ſie beruht 
auf einer Vertragsauslegung, die einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen läßt, und iſt daher für das Reviſionsgericht maß⸗ 
gebend. Allein daraus, daß in dem Vertrage vom 30. Januar 
1899 kein Auftrag zur Verwaltung der Revenuen zu finden 
iſt, iſt noch nicht zu entnehmen, daß der vom KG. ſelbſt an⸗ 
genommenen Überlaſſung der Revenuen zur Verwaltung über: 
haupt kein Auftragsverhältnis zugrunde lag. Freilich hatte 
die Klägerin nur von einem Auftragsverhältniſſe geſprochen, 
das „durch den Vertrag vom 30. Januar 1899 geſchaffen 
worden ſei“. Aber es liegt auf der Hand, daß ſie bei dieſer 
Wendung nicht bloß den Vertrag vom 30. Januar 1899 felbit, 
ſondern die ganzen Vorgänge im Auge hatte, die ſich an den 
Vertrag angeſchloſſen haben, insbeſondere alſo auch den Um⸗ 
ſtand, daß ſich die Klägerin tatſächlich nicht darauf beſchränkt 
hat, den Beklagten die in $ 1 des Vertrags erwähnten Rechte 
ausüben zu laſſen, ſondern daß ſie ihm eben auch die Revenuen 
aus ihrer Beteiligung am Geſchäfte zur Verwaltung überlaſſen 
hat. Das KG. hätte deshalb prüfen müſſen, ob nicht ſchon 
in dieſer Überlaſſung der Revenuen zur Verwaltung ein Auf⸗ 
trag zur Verwaltung lag, den der Beklagte dadurch, daß er die 
Revenuen in Beſitz nahm, ſtillſchweigend angenommen hat. Eine 
derartige Prüfung hat es nicht vorgenommen. Die Unterlaſſung 
nötigt dazu, das Urteil des KG. im Koſtenpunkte ſowie inſoweit 
aufzuheben, als es den Anſpruch der Klägerin betrifft, daß ihr 
der Beklagte Auskunft darüber erteile, ob und wie er die Re— 
venuen verwendet hat, die ihr aus ihrer Beteiligung an dem 
Geſchäfte der Firma Th. J. F. Witwe und A. während ihrer 
Mitgliedſchaft zugefloſſen ſind. Im übrigen iſt die Reviſion 
als unbegründet zurückzuweiſen. H. e. H., U. v. 28. Juni 15, 
57/15 IV. — Berlin. [S.] 

+18. 8 1396 BGB. Nur der dingliche, nicht auch der 
obligatoriſche Verpfändungsvertrag einer im geſetzlichen Güter: 
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ſtand lebenden Ehefrau 
wirkſam.] 

Der urſprüngliche Kläger, Gutsbeſitzer F. L. in O., war 
ſeit dem 12. Auguſt 1892 mit F. A. H. geb. B. verheiratet. 
Das eheliche Güterrecht beſtimmte ſich nach dem Wismarſchen 
Statut vom 9. Dezember 1875, an deſſen Stelle beim Inkraft⸗ 
treten des BGB. nach § 209 der mecklenburg ⸗ſchweriniſchen 
Ausführungsverordnung vom 9. April 1899 das geſetzliche 
Güterrecht des BGB. getreten iſt. Frau L. trennte ſich ſpäter 
von ihrem Manne. Ihr Bruder M. K. L. B. war Mitinhaber 
der offenen Handelsgeſellſchaft „Ch. F. G., B. u. Co.“ in H. 
bei H. Um dieſer Firma bei dem beklagten Bankverein Kredit 
zu verſchaffen, verpfändete Frau L. ohne Wiſſen und Willen 
ihres Ehemannes in zwei notariell beglaubigten Erklärungen 
vom 13. Dezember 1912 und 13. März 1913 eine zum ein⸗ 
gebrachten Gut gehörige Hypothek von 10 000 M, eingetragen 
im Grundbuch von B., und eine ebenfalls eingebrachte Grund⸗ 
ſchuld von 6000 &, eingetragen im Grundbuch des Allodial⸗ 
guts F., zur Sicherſtellung aller gegenwärtigen und künftigen 
vermögensrechtlichen Anſprüche des Beklagten an die oben⸗ 
bezeichnete Firma. Sie übergab den Hypotheken⸗ und Grund⸗ 
ſchuldbrief dem Beklagten und bewilligte auch die Eintragung 
im Grundbuch, die aber unterblieben iſt. Die Firma iſt dann 
am 22. Mai 1913 in Konkurs verfallen, wobei der Beklagte 
mit 7920,68 & in Verluſt geriet. Der Ehemann L. erhob 
im Auguſt 1913 auf Grund ſeines ehemännlichen Verwaltungs⸗ 
und Nießbrauchsrechts ſowie auf Grund einer Abtretungsurkunde, 
die ſeine Ehefrau ihm am 20. Auguſt 1913 ausſtellte, Klage auf 
Herausgabe des Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefs, iſt dann 
aber im November 1913 verſtorben und von ſeiner Ehefrau 
und ſeiner Schweſter, verehelichten B., den jetzigen Klägerinnen, 
beerbt worden. Dieſe haben die Klage aufrechterhalten, ſind 
jedoch vom LG. damit abgewieſen worden. Auf ihre Berufung 
hat das OLG. unter Aufhebung des landgerichtlichen Urteils 
den Beklagten zur Herausgabe des Hypotheken- und Grund⸗ 
ſchuldbriefs verurteilt. Dagegen hat der Beklagte Reviſion 
eingelegt. Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. 
Die Klage, die der Ehemann L. aus eigenem Recht erhoben 
hatte, war nach den SS 1396, 1412 BGB. an ſich begründet, 
fie hat ſich aber, wie der Ber R. mit Recht angenommen hat, 
durch L.s Tod erledigt, da deſſen Verwaltungs- und Nießbrauchs⸗ 
rechte perſönlicher Natur waren und mit ſeinem Tode erloſchen 
find [vgl. RG. 58, 38 a. E. 2)]. Die Anſprüche, die L. auf 
Grund der Abtretungsurkunde ſeiner Frau erhoben hatte und 
die nach ſeinem Tode an ſeine Erben, die beiden Klägerinnen, 
gefallen find, hat der Ber R. im Gegenſatz zum LG. für be: 
gründet erachtet. Er hat angenommen, daß nach 8 1396 BGB. 
nicht nur die Verpfändung ſelbſt, die dingliche Verfügung, ſondern 
auch der ſchuldrechtliche Verpfändungsvertrag unwirkſam geweſen 
ſei und zufolgedeſſen auch nachträglich Rechtswirkſamkeit nicht 
habe erlangen können. Deshalb hat er die vom Beklagten aus 
dem ſchuldrechtlichen Vertrage erhobene, vom LG. zugelaſſene 
Einrede der Argliſt verworfen. Die weitergehende Einrede des 
Beklagten, daß die Ehefrau L. ihn durch argliſtige Täuſchung 
geſchädigt habe, indem ſie ihm vorgeſpiegelt habe, ſie ſei von 


iſt nach dieſer Beſtimmung un⸗ 
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ihrem Ehemanne geſchieden, hat der Ber. zwar zugelaſſen, 
aber in ihren tatſächlichen Vorausſetzungen nicht für erwieſen 
erachtet. Die Reviſion hat nur die Annahme, daß der ſchuld⸗ 
rechtliche Verpfändungsvertrag unwirkſam geweſen ſei, angegriffen, 
und dieſer Angriff iſt in der Tat begründet. Sckuldrechtlich 
konnte ſich Frau L. nach $ 1399 BGB. verpflichten. Solange 
das ehemännliche Verwaltungs- und Nießbrauchsrecht dauerte, 
durfte allerdings wegen dieſer Verpflichtung nach § 1412 BGB. 
das eingebrachte Gut nicht in Anſpruch genommen werden; 
nachdem aber durch den Tod des Ehemannes das Verwaltungs⸗ 
und Nießbrauchsrecht weggefallen iſt, ſteht der Inanſpruchnahme 
nichts im Wege. Der $ 1396 Abſ. 1, 3 BGB. bezieht ſich 
ſeinem Wortlaut nach und nach ſtändiger Rechtſprechung nur 
auf die dingliche Einigung (Verfügung) [vgl. RG. 58, 36529 
49, 416 a. E.; IW. 1911, 3622; 26) auch die Motive zum BGB. 
Bd. IV S. 229; Prot. Bd. IV S. 197 f., 180]. Hiernach 
konnte der Beklagte dem Ehemann L., in ſeiner Eigenſchaft als 
Zeſſionar ſeiner Frau, und ſeinen Erben gegenüber mit dem 
Einwande der Argliſt geltend machen, daß er den Hypotheken⸗ 
und Grundſchuldbrief nicht herauszugeben brauche, weil die 
Kläger ſchuldrechtlich zur Verpfändung und zur Uberlaſſung 
der Briefe verpflichtet ſeien. Die Frage jedoch, ob ein ſolcher 
ſchuldrechtlicher Verpfändungsvertrag, der die Frau L. dem 
Beklagten gegenüber nach 8 1399 BGB. zur Beſtellung des 
Pfandrechts verpflichtete, in rechtsverbindlicher Weiſe zuſtande 
gekommen iſt [vgl. darüber 88 681 f. des Entwurfs zum BGB.; 
Motive Bd. II S. 684; Prot. Bd. II S. 488], iſt in den 
Vorinſtanzen noch gar nicht erörtert worden. Es iſt nicht 
einmal erſichtlich, ob zwiſchen Frau L. und dem Beklagten 
überhaupt irgendwelche Verhandlungen gepflogen worden ſind, 
und ob nicht Frau L. lediglich auf Veranlaſſung ihres Bruders 
die Verpfändung vor dem Notar erklärt hat. Demnach war 
das BU. aufzuheben und die Sache zur weiteren Erörterung 
in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Bankverein f. S.⸗H. c. L, 
U. v. 23. Juni 15, 90/15 V. — Hamburg. [S.] 

*+19. In welcher Form kann der letztlebende Ehegatte, der 
die Erbſchaft aus dem von ihm und dem verſtorbenen Cie: 
gatten errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente angenommen hat, 
dieſes Teſtament anfechten, wenn ihm nach der Errichtung des 
Teſtaments ein Pflichtteilsberechtigter erwachſen iſt?! 

Der Kläger hat mit ſeiner erſten Ehefrau, Agnes geb. G, 
am 24. September 1891 ein gemeinſchaftliches Teſtament er 
richtet, in dem die Eheleute ſich wechſelſeitig und außerdem 
ihre gemeinſchaftlichen Kinder — die Beklagten — zu Erben 
eingeſetzt haben. Dem Überlebenden ift darin ferner das Der: 
waltungs⸗ und Nießbrauchsrecht eingeräumt, das bei dem Ehe: 
manne bis zu ſeinem Tode dauern, bei der Frau aber ſchon 
bei einer etwaigen früheren Wiederverheiratung fein Ende 
reichen ſollte. Die Frau ſtarb am 27. November 1911. Das 
gemeinſchaftliche Teſtament wurde am 26. Februar 1912 ber: 
kündet. Der Kläger hat ſich am 23. Januar 1913 anderwen 
verheiratet und am 2. September 1913 bei dem AG. B. als 
dem Nachlaßgericht eine von dem Nebenintervenienten notariell 
beglaubigte Urkunde eingereicht, in der er erklärt, daß er 
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das gemeinſchaftliche Teſtament anfechte, weil ſeine jetzige Ehe⸗ 


frau an feinem Nachlaſſe pflichtteilsberechtigt fei, was ihm bei 
der Errichtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments nicht habe 
bekannt ſein können und nicht bekannt geweſen ſei. Außerdem 
enthält die Urkunde die Erklärung, daß er die Erbſchaft nach 
ſeiner verſtorbenen Frau ausſchlage und das gemeinſchaftliche 
Teſtament widerrufe. Die Beklagten halten die in dieſer Urkunde 
abgegebenen Erklärungen ſämtlich für rechtsunwirkſam und zwar 
die Anfechtungserklärung, weil ſie entgegen der nach ihrer An⸗ 
ſicht hier anzuwendenden Vorſchrift des $ 2282 Abſ. 3 BGB. 
nicht gerichtlich oder notariell beurkundet ſei. Der Kläger 
ſteht dagegen auf dem Standpunkte, daß die Vorſchrift des 
8 2081 Abſ. 1 BGB. maßgebend und deshalb die Anfechtung 
rechtswirkſam erklärt ſei. Er iſt daher mit dem Antrage klagbar 
geworden, feſtzuſtellen: 1. daß den Beklagten aus dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente in Anſehung ſeines Nachlaſſes keinerlei 
Anſprüche zuſtünden, und 2. daß die von ihm erklärte An⸗ 
fechtung dieſes Teſtaments rechtswirkſam, und er in ſeiner 
Teſtierfähigkeit durch das Teſtament vom 24. September 1891 
nicht mehr beſchränkt ſei. Das LG. iſt der Rechtsanſicht der 
Beklagten beigetreten und hat daher die Klage abgewieſen. 
Das BG. dagegen hat den Standpunkt des Klägers gebilligt 
und nach ſeinen Anträgen erkannt. Die Beklagten haben mit 
Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Streitig iſt unter den 
Parteien die Frage, in welcher Form der letztlebende Ehegatte, 
der die Erbſchaft aus dem von ihm und dem verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente angenommen hat, 
dieſes Teſtament anfechten kann, wenn ihm nach der Errichtung 
des Teſtaments ein Pflichtteilsberechtigter erwachſen iſt. Da 
die Ehefrau des Klägers nach dem 1. Januar 1900 geſtorben 
iſt, haben die Vorinſtanzen die Frage mit Recht unter Zugrunde⸗ 
legung der Vorſchriften des BGB. geprüft [RG. 77, 165%) unter 
Nr. 4 S. 172). Beſondere Vorſchriften für die Anfechtung 
eines gemeinſchaftlichen Teſtaments durch einen der Erb⸗ 
laſſer ſind im BGB. nicht gegeben. Es fragt ſich daher 
zunächſt, ob darauf die allgemeinen Vorſchriften der SS 2078 ff., 
insbeſondere alſo auch die Formvorſchrift des §S 2081 Abſ. 1 
Anwendung finden. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Weder der 
8 2078 noch auch der § 2079 beziehen fi) auf eine Anfechtung 
durch den Erblaſſer ſelbſt. Im § 2080 BGB. iſt vielmehr 
der Kreis der Perſonen, denen nach den 88 2078, 2079 BGB. 
das Anfechtungsrecht zuſtehen ſoll, erſchöpfend dahin geregelt, 
daß derjenige zur Anfechtung berechtigt iſt, welchem die Auf⸗ 
hebung der letztwilligen Verfügung unmittelbar zuſtatten kommen 
würde. Dem Wortlaute nach ließe ſich vielleicht dieſe Vorſchrift 
auf den Erblaſſer beziehen. Die Entſtehungsgeſchichte ergibt 
aber mit Sicherheit, daß dies nicht die Abſicht des Geſetzes 
ft. Der Entwurf I bezeichnete im § 1784 denjenigen als 
anfechtungsberechtigt, welcher, wenn die letztwillige Verfügung 
nicht errichtet worden wäre, als Erbe oder Vermächtnisnehmer 
berufen oder von einer Beſchwerung befreit ſein oder ein Recht 
erlangt haben würde. In dieſer Faſſung hätte die Vorſchrift 
auf den Erblaſſer nicht bezogen werden können. Die Ver: 
handlungen der Kommiſſion für die zweite Leſung des I. Ent⸗ 
wurfs, in der § 2080 ſeine jetzige Faſſung erhalten hat, ergeben 
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aber, daß eine fachliche Anderung nicht beabſichtigt war Mugdan 
Bd. 5 S. 545/7). Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung findet ihre 
Beſtätigung im Geſetze ſelbſt. Denn die Abſ. 2 und 3 des 
§ 2080 enthalten Einſchränkungen des im § 2080 Abſ. 1 auf⸗ 
geſtellten Grundſatzes [Mot. Bd. 5 S. 56 Mitte; Mugdan 
Bd. 5 S. 546 Antr. 3, S. 548]. Beide aber paſſen ihrem 
Wortlaute nach nicht auf den Erblaſſer. Dasſelbe gilt auch 
vom § 2079 ſelbſt. Denn Vorausſetzung der Anfechtung iſt 
danach, daß der Erblaſſer einen zur Zeit des Erbfalls 
[$ 1922 BGB.] vorhandenen Pflichtteilsberechtigten übergangen 
hat. Deshalb mußte auch im $ 2281 Abſ. 1 Halbſ. 2, der 
bei Erbverträgen dem Erblaſſer das Anfechtungsrecht gibt, an 
die Stelle dieſes Zeitpunktes derjenige der Anfechtung geſetzt 
werden: Endlich paßt auch 8 2081 BGB. nicht, weil vor dem 
Tode des Erblaſſers ein Nachlaßgericht hinſichtlich ſeines 
Nachlaſſes noch nicht vorhanden fein kann [vgl. $ 73 F GG.]. 
Beſtände ſchließlich nach den allgemeinen Vorſchriften des BGB. 
über letztwillige Verfügungen ein Anfechtungsrecht des Erblaſſers, 
fo hätte es der beſonderen Vorſchrift des 8 2281 BGB. nicht 


bedurft, da nach 8 2279 BGB. auf vertragsmäßige Zu: 
wendungen die für letztwillige Zuwendungen geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung finden. Der Ausſchluß des 


Anfechtungsrechts des Erblaſſers entſpricht auch der Natur der 
Sache. Der Entwurf kannte das gemeinſchaftliche Teſtament 
nicht, die Vorſchriften darüber find erſt von der Kommiſſion 
für die zweite Leſung beſchloſſen. Bei dem einſeitigen Teſtamente, 
das der Erblaſſer nach S 2253 BGB. jederzeit frei widerrufen 
kann, bedurfte es aber eines Anfechtungsrechts nicht. Damit 
iſt denn auch in den Motiven [Bd. 5 S. 48 zu § 1780 Entw. I] 
die Nichtaufnahme des Anfechtungsrechts des Teſtators gerecht⸗ 
fertigt; und in den Motiven zu § 1948 Entwurf I [= 8 2281] 
heißt es ausdrücklich: „In Abweichung von den Vorſchriften 
der 88 1780 ff. [= 88 2078 ff. des Geſetzes; muß bei dem 
Erbeinſetzungsvertrage dem die Verfügung Errichtenden 


das Anfechtungsrecht eingeräumt werden; dasſelbe wird hier 


nicht durch das ſtärkere Recht des freien Widerrufs entbehrlich.“ 
Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich zugleich, daß dem Erblaſſer 
das Anfechtungsrecht nicht ſchon nach 8 119 BGB. zuſtehen 
kann. Die Motive erkennen dies auch ausdrücklich an, indem 
ſie ſagen, diejenige Perſon, welche unter dem Einfluſſe einer 
gewiſſen Art von Willensunfreiheit verfügt habe, ſei in dem 
Zeitpunkte, in welchem die Wirkungen der Verfügung einträten, 
nicht mehr vorhanden und könne deshalb auch nicht anfechtungs⸗ 
berechtigt fein [Motive V S. 55 zu $ 1784 Entw. IJ. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde würde es auch an einem Anfechtungs gegner 
fehlen, da bei Lebzeiten des Erblaſſers auf Grund ſeiner letzt⸗ 
willigen Verfügung noch niemand unmittelbar einen rechtlichen 
Vorteil erlangt hat [S 143 Abſ. 4 Satz 1 BGB.]. Endlich 
handelt es ſich in den Fällen des S 2078 Abſ. 2 und des 
§ 2079 um einen Irrtum im Beweggrunde, der im 8 119 
BGB. als Anfechtungsgrund nicht anerkannt iſt. Steht hier⸗ 
nach dem Erblaſſer ſelbſt bei Teſtamenten ein Anfechtungs⸗ 
recht nach BGB. nicht zu, ſo kann ein ſolches bei gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamenten nur auf dem Wege der entſprechenden 
Anwendung der 58 2281 ff. BGB. zugelaſſen werden. Dieſe 
entſprechende Anwendung iſt aber auch ebenſo wie bei anderen 
Vorſchriften des BGB. über den Erbvertrag wegen der Gleich⸗ 
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heit der Rechtslage geboten, die zwiſchen dem durch Erbvertrag 
gebundenen Erblaſſer und dem überlebenden Ehegatten beſteht, 
der das ihm [korreſpektiv) Zugewendete angenommen hat [RG. 58 
S. 64,28) 77, 111%)). Auch das Urteil vom 16. Oktober 1911, 
RG. 77, 165 ff., so) ſteht auf demſelben Standpunkte [S. 167 ff., 
172 oben], wenn dort auch in erſter Linie die vorſtehend ab⸗ 
gelehnte Auffaſſung vertreten wird, daß der Überlebende Ehegatte 
das gemeinſchaftliche Teſtament „wenn nicht aus § 2079, fo 
doch aus 8 2078 Abf. 2“ anfechten könne [S. 171, Will 
man aber die vom BGB. für die Anfechtung des Erbvertrages 
gegebenen Vorſchriften auf das gemeinſchaftliche Teſtament über⸗ 
tragen, ſo gebietet es die Folgerichtigkeit, auch die Vor⸗ 
ſchriften des S 2282 BGB. über die Form, in der der 
Erblaſſer anfechten muß, zur Richtſchnur zu nehmen. Nicht 
nur die materiellen Vorausſetzungen der Anfechtung durch den 
Erblaſſer find in den SS 2281 ff., wenn auch unter teilweiſer 
Bezugnahme auf die 88 2078, 2079 geregelt, ſondern auch das 
Verfahren iſt ſelbſtändig und zum Teil abweichend von den 
88 2080 ff. geordnet. Wie die Motive V S. 322 zu 8 1948 
und die Beratungen der II. Kommiſſion [Mugdan V ©. 739 ff., 
749] ergeben, iſt dabei überall auf den Umſtand, daß gerade 
der Erblaſſer ſelbſt es iſt, deſſen Anfechtungsrecht in Frage 
ſteht, Rückſicht genommen. Die gegenteilige Auffaſſung des 
BG., das im erſten Teile ſeiner Gründe die Frage auch von 
dem Standpunkt aus prüft, daß das materielle Anfechtungs⸗ 
recht aus § 2281 herzuleiten ſei, kann nicht gebilligt werden. 
Es führt aus: Wenn in dem Abſchnitte des BGB. über 
gemeinſchaftliche Teſtamente [88 2265 bis 2273] Vorſchriften 
über die Anfechtung fehlten, ſo liege es näher, die Ergänzung 
der Lücke in den allgemeinen Vorſchriften über die Teſtamente 
zu ſuchen, als in den Sondervorſchriften über den Erbvertrag. 
Denn auch die durch die Erbſchaftsannahme unwiderruflich 
gewordene korreſpektive letztwillige Verfügung bleibe ein Teſtament 
und ſei als ſolches zu behandeln, ſoweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich im Geſetze vorgeſchrieben ſei oder ſich aus dem 
Weſen vertraglicher Gebundenheit ergebe. Das mag an ſich 
richtig ſein. Aber in den Vorſchriften über Teſtamente fehlen 
eben ſolche über die Anfechtung durch den Erblaſſer ſelbſt. 
Daß die Vorſchriften des BGB. über die Anfechtung von 
Teſtamenten durch Dritte an ſich auf die Anfechtung durch den 
Teſtator nicht paſſen, erkennt das BG. ſelbſt an, und es iſt 
nicht richtig, wenn das BG. meint, die entſprechende Anwendung 
jener Vorſchriften bei gemeinſchaftlichen Teſtamenten, die nach 
8 2271 Abſ. 2 durch Erbſchaftsannahme unwiderruflich geworden 
ſeien, ſei möglich, weil für den Erblaſſer nunmehr ein An⸗ 
fechtungsgegner [vgl. 88 2080, 2081? BGB.] und ein Nachlaß⸗ 
gericht [vgl. 8 2081 BGB.] vorhanden ſei. Denn auch bei dem 
wechſelſeitigen Teſtament erlangen die im Teſtamente von dem 
überlebenden Bedachten Rechte erſt mit deſſen Tode und vor 
dieſem Zeitpunkte iſt auch bezüglich feines Nachlaſſes kein Nachlaß⸗ 
gericht vorhanden. Und die 88 2080 und 2079 BGB. find aus 
den oben angeführten Gründen bei dem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment ebenſowenig wie bei dem einſeitigen anwendbar. Der vom 
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BG. ferner hervorgehobene Umſtand, daß die Bindung des 
Erblaſſers beim Erbvertrag und beim gemmeinſchaftlichen 
Teſtamente dem Grunde nach verſchieden iſt, begründet keine 
Verſchiedenheit in ihren Wirkungen. Vielmehr bildet, wie 
bereits geſagt, gerade die Gleichheit dieſer Wirkungen den Grund 
für die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den 
Erbvertrag. Das LG. hatte zur beſonderen Begründung der 
entſprechenden Anwendbarkeit des § 22823 BGB. noch darauf 
hingewieſen, daß im § 2271 Abſ. 1 Satz 1 BGB. die im 
8 2296 für den Rücktritt vom Erbvertrage vorgeſchriebene 
Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung auch für 
den Widerruf korreſpektiver Verfügungen anwendbar erklärt 
worden ſei. An ſich bedurfte es einer ſolchen beſonderen Be⸗ 
gründung nicht. Denn will man die im Geſetze vorhandene 
Lücke durch entſprechende Anwendung der für ein rechtsähnliches 
Verhältnis gegebenen Vorſchriften ausfüllen, ſo geht es, wie 
ſchon geſagt, nicht an, aus dieſen eine einzelne von der An⸗ 
wendung auszuſchließen. Immerhin beſtätigt es die Richtigkeit 
der hier vertretenen Auffaſſung, wenn auch die anzuwendende 
Formvorſchrift in den Rahmen der für gemeinſchaftliche 
Teſtamente gegebenen Formvorſchriften paßt. Das BO. aller: 
dings tritt dieſem Argument entgegen, indem es ausführt, der 
Widerruf, der Rücktritt und die Anfechtung ſeien ſo grund⸗ 
verſchiedene Begriffe, daß aus der Gleichſtellung zweier von 
ihnen, d. i. des Widerrufs und des Rücktritts, noch nichts für 
die Gleichſtellung aller folge. Das LG. hat aber das Geſetz 
und deſſen Entſtehungsgeſchichte für ſich. Denn es iſt nicht 
nur im § 2271 die Form des Widerrufs beim gemeinſchaftlichen 
Teſtament, ſondern auch im § 22823 die Form der An⸗ 
fechtungserklärung beim Erbvertrage nach dem Vorbilde 
des 8 2296 BGB., und zwar, wie die Beratungen der 
II. Kommiſſion ergeben, unter ausdrücklichem Hinweis darauf 
geregelt Mugdan V S. 724/5, 727, 739/40] Muß der Ehe: 
gatte den bei Lebzeiten des anderen zuläſſigen Widerruf 
gemäß § 2271 BGB. in gerichtlicher oder notarieller Form 
erklären, ſo iſt es folgerichtig, wenn die ihm nach dem Tode 
des letzteren offenſtehende Anfechtung denselben Formvorſchriften 
unterworfen wird. Können hiernach die Gründe, aus denen 
das BG. nach dem Klageantrag erkannt hat, nicht gebilligt 
werden, ſo fragt es ſich, ob es die anderen Klagegründe mit 
Recht verworfen hat. Inſoweit iſt aber dem BG. — wenigſtens 
im Ergebniſſe — beizutreten. Als Erbſchaftsausſchlagung war 
die Erklärung vom 1. September 1913 unwirkſam, weil damals 
die Friſt des $ 1944 BGB. abgelaufen war. Daran wurde 
auch, wie das BG. unter Bezugnahme auf JW. 1910, 745°) 
zutreffend ausgeführt hat, durch das hier in Betracht kommende 
märkiſche Provinzial⸗Güterrecht nichts geändert. Mit der Ver⸗ 
ſäumung der Ausſchlagungsfriſt war ferner nach den gemäß 
Art. 214% EG. noch maßgebenden 88 485, 492 Tl. II Tit.! 
ALR. das Recht des Klägers zum Widerruf untergegangen 
logl. Warneyer 1912 Nr. 314]. Übrigens hätte der Widerruf 
auch nur in der Form des Teſtaments und nicht in derjenigen 
des 8 2271 BCB. erklärt werden können, wie das BG. unrichtig 
annimmt [JW. 1911, 414 Nr. 42;3%) 1912, 799 Nr. 17; RO. 
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83, 3023). Schließlich ift auch die Meinung des Klägers, 
jedenfalls dürfe er nicht ſchlechthin mit der Klage abgewieſen 
werden, es ſei ihm vielmehr gemäß § 628 Tl. I Tit. 12 ALR. 
die Befugnis, über ¼0 des Nachlaſſes zu teſtieren, geblieben, 
nicht zu billigen. Denn dieſe für Erbverträge getroffene Vor⸗ 
ſchrift kann, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat, bei 
wechſelſeitigen Teſtamenten, abgeſehen von dem hier nicht vor⸗ 
liegenden Falle des § 494 Tl. II Tit. 1 AL R., nicht ent 
ſprechend angewendet werden, da im ALR. die Rechte des Erb⸗ 


laſſers bei gemeinſchaftlichen Teſtamenten erſchöpfend geregelt 


find [JW. 1890, 2411; 1897, 5548]. Die Entſcheidung des 
LG. ſtellt ſich hiernach als richtig dar, weshalb die Berufung 
dagegen zurückzuweiſen war. F. u. Gen. c. F. u. Gen., U. v. 
24. Juni 15, 27/15 IV. — Berlin. [B.] 

720. Der dem Vertrags- und dem Teſtamentserben aus 
wechſelſeitigen Teſtamenten gemäß § 2287 BGB. zuſtehende 
Bereicherungsanſpruch gehört nicht zum Nachlaß und kann des⸗ 
halb von dem Teſtamentsvollſtrecker nicht geltend gemacht 
werden. Nach PrAL R. gehört das durch unberechtigte Ver⸗ 
fügungen des Vorerben Weggegebene zum Nachlaß.] 

Karoline geb. L. war in erſter Ehe mit dem Pferdehändler 
Auguſt A. in Ch. verheiratet und hatte mit dieſem am 
30. Auguſt 1878 ein wechſelſeitiges Teſtament errichtet, worin 
die Eheleute ſich gegenſeitig zu Erben einſetzten, „dergeſtalt, daß 
der Letztlebende im ungeſtörten Beſitz, Genuß und der freieſten 
Dispoſition über das gemeinſchaftlich erworbene, als ungeteilte 
Maſſe anzuſehende Vermögen ohne alle Sicherſtellung, Rechnungs⸗ 
legung und eidliche Manifeſtation verbleiben, insbeſondere befugt 
ſein ſollte, darüber unter Lebenden frei zu verfügen. Was nach 
dem Tode des Letztlebenden von der gemeinſchaftlichen Maſſe 
noch vorhanden ſein würde, ſollte zur Hälfte auf die Geſchwiſter 
des Mannes, zur anderen Hälfte auf die der Frau übergehen 
und die Deſzendenz überall ſubſtituiert ſein.“ Als dann Auguſt 
A. ſtarb, übernahm die Witwe den Nachlaß und heiratete am 
24. März 1887 den Poſtſekretär Th., nachdem ſie am 21. des⸗ 
ſelben Monats mit ihm einen Ehe⸗ und Erbvertrag geſchloſſen 
hatte. Darin übereignete ſie ihm als Heiratsgut 2 Hypotheken 
von 9000 & und 15 000 &, die auf dem Grundſtück Spree⸗ 
ſtraße Nr. 50 in Ch. eingetragen waren, und wurde ſelbſt von 
Th. als Erbin eingeſetzt. Th. erwarb bald darauf, am 
30. September 1887, noch eine dritte, auf dem bezeichneten 
Grundſtück haftende Hypothek von 6000 & und erſtand ſpäter 
in der Zwangsverſteigerung das Grundſtück, wobei die Hypo⸗ 
theken zum größten Teil ausfielen. Dann verkaufte er durch 
Vertrag vom 23. November 1893 und Auflaſſung vom 19. Ja⸗ 
nuar 1894 das Grundſtück einem Tiſchler M. und ließ einen 
Kaufgelderreſt von 27000 & als Briefhypothek für ſich ein⸗ 
tragen. Er ſtarb am 7. März 1897. Auf Grund des Ehe⸗ 
und Erbvertrages ließ die Witwe am 28. Dezember 1911 die 
Kaufgelderhypothek auf ihren Namen umſchreiben und trat ſie 
am 17. Januar 1912 ihren Verwandten, den beiden Klägern 
ab. Mit ihrer Bewilligung wurde auch im Grundbuch am 
25. Januar 1912 die Hypothek auf den Namen der Kläger 
umgeſchrieben, ſie behielt jedoch den Hypothekenbrief, deſſen 
„Verwaltung“ ſie ſich ebenſo, wie den „lebenslänglichen Zins⸗ 
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genuß“ bei der Abtretung vorbehalten hatte. Sie ſtarb im 
Januar 1914. Nach ihrem Tode verlangten die Kläger von 
dem Teſtamentsvollſtrecker die Herausgabe des Hypothekenbriefes 
über die 27 000 & und machten geltend, die Abtretung ſei die 
Belohnung für die Dienſte geweſen, die ſie ihrer Tante dadurch 
geleiſtet hätten, daß ſie ihr jede freie Stunde gewidmet, ſie 
ins Theater und ſonſt bei den Ausgängen begleitet, unterhalten 
und als Gaſt beherbergt hätten. Der Teſtamentsvollſtrecker 
beſtritt die Rechtsverbindlichkeit der Abtretung und behauptete, 
die Hypothek gehöre zum Nachlaß. Sie ſtamme aus dem Ver⸗ 
mögen des Pferdehändlers Auguſt A., da weder Karoline L., 
die im ſtädtiſchen Waiſenhauſe erzogen worden und als 
Dienſtmädchen geheiratet habe, noch der Poſtſekretär Th. 
irgendwelches Vermögen beſeſſen hätten. Das LG. hat 
den Anträgen der Kläger entſprochen und den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker verurteilt: a) anzuerkennen, daß die Hypothek 
weder zum Nachlaß der Eheleute A. noch zum Nachlaß der 
Witwe Th., ſondern den Klägern gehöre; b) den Hypotheken⸗ 
brief den Klägern herauszugeben. Die Berufung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers iſt vom KG. zurückgewieſen worden. Seine Re⸗ 
viſion hatte Erfolg. Gründe: Der Ber. hat die Abtretung 
der Hypothek für formell rechtsverbindlich erachtet, weil den 
Vorſchriften des § 1154 BGB. genügt ſei. Eine ſchriftliche 
Abtretung ſei unſtreitig erteilt worden, den Hypothekenbrief 
hätten die Kläger allerdings nicht übergeben erhalten, die Über: 
gabe ſei aber durch die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes 
erſetzt worden, vermöge deſſen die Kläger den mittelbaren 
Beſitz erlangt hätten [$ 930 BGB.]. Denn die Erblaſſerin 
habe fi) die Nutznießung des Kapitals vorbehalten [$ 868 
BGB.]. Die weiteren Einreden des Teſtamentsvollſtreckers 
ſeien unbeachtlich, da ihm nicht das Recht zuſtehe, Verfügungen, 
die die Erblaſſerin als Vorerbin getroffen, als unberechtigt an⸗ 
zufechten. Die Einreden ſeien aber auch unbegründet, weil es 
ſich um Vermögen gehandelt habe, das Th. in eigenem Namen, 
wenn auch vielleicht mißbräuchlich, erworben habe. Eine Surro⸗ 
gation in ſo weitgehendem Umfang kenne weder das hier 
maßgebende preußiſche Recht [S 560 II, 1 AL R.] noch das 
BGB. [S 1382]. Die Reviſion hat zunächſt die Ausführungen 
des BerR. über die Rechtsverbindlichkeit der Hypothekenabtretung 
bemängelt. Ein Rechtsverhältnis im Sinne der 88 868, 930 
BGB. ſei wirkſam nicht vereinbart worden, weil ein Nießbrauch 
nach $ 873 BGB. wirkſam nur durch Eintragung im Grund⸗ 
buch habe beſtellt werden können. Nun iſt allerdings nicht 
feſtgeſtellt, ob bei der Umſchreibung der Hypothek auf den 
Namen der Kläger nicht auch das von der Witwe Th. vor⸗ 
behaltene Zinsgenußrecht miteingetragen worden iſt. Es be⸗ 
durfte aber deſſen nicht, weil für die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs an einem Recht nach $ 1069 BGB. die für die Über: 
tragung des Rechts geltenden Vorſchriften, alſo bei Hypotheken 
die SS 1153 f. BGB., maßgebend find. Dasſelbe gilt auch, 
wenn etwa nicht ein Nießbrauch, ſondern ein ſogenanntes Zins⸗ 
genußrecht im Sinne der Entſch. in RG. 74, 783% JW. 1915, 
394° gemeint war. Auch in dieſem Falle genügte der ſchriftliche 
Vorbehalt bei der von der Witwe Th. vorgenommenen Teil⸗ 
übertragung. Sonach iſt die Rechtswirkſamkeit des von dem 
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BerR. angenommenen Rechtsverhältniſſes [88 930, 868 BGB.] 
nicht in Zweifel zu ziehen und es bedurfte deshalb keiner Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob es auf dieſe Rechtswirkſamkeit überhaupt 
ankommt [vgl. darüber Biermann, Sachenrecht, Anm. 10 zu 
§ 930 BGB.]. Bedenklicher könnte bei den mangelhaften Feſt⸗ 
ſtellungen des Ber R. die Annahme des Beſitzkonſtituts ſelbſt 
[der Vereinbarung] ſein, da von einer Mitwirkung der Kläger 
nichts erhellt. Es iſt auch nicht erſichtlich, in welcher Weiſe 
ſich die nach 8 1154 BGB. erforderliche „Erteilung“ der Ab⸗ 
tretungserklärung [ſ. darüber JW. 1906, 558 Nr. 28 80)] vollzogen 
hat, doch werden etwaige Mängel in dieſer Beziehung nach 
§ 1154 Abſ. 2 BGB. durch die Umſchreibung im Grundbuch er⸗ 
ſetzt. Die Formen der 88 1154, 930 BGB. genügen nach § 518 
Abſ. 2 BGB. auch bei Schenkungen; eine das Beſitzkonſtitut 
ausſchließende Vorſchrift, wie fie das Pr ALR. § 1068 I, 11 
enthielt, iſt in das BGB. nicht aufgenommen worden [Mot. 
Bd. II S. 294; Prot. Bd. II S. 13, 18 f.J. Begründet er⸗ 
ſchienen aber die weiteren Rügen der Reviſion. Wenn der 
BerR. den Teſtamentsvollſtrecker für den Rechtsſtreit über die 
Verfügungen der Witwe A.⸗Th. nicht für legitimiert erachtete, 
ſo hätte er allenfalls dem zweiten Klageantrage, nicht aber dem 
erſten ſtattgeben dürfen. Die Bemängelung der Legitimation 
iſt aber auch unzutreffend. Das Urteil des RG., worauf ſich der 
BerR. berufen hat [JW. 1911, 76780, abgedruckt RG. 77, 5; 86) 
vgl. auch JW. 1912 S. 142 Nr. 18, 468 Nr. 1455)], betrifft das 
neue Recht des 8 2287 BGB., das dem Vertrags⸗ und dem 
Teſtamentserben aus wechſelſeitigen Teſtamenten nur einen 
perſönlichen Bereicherungsanſpruch gewährt, der nach jener 
Rechtſprechung nicht zum Nachlaß gehört und deshalb vom 
Teſtamentsvollſtrecker nicht geltend zu machen iſt. Ob dieſe 
Geltendmachung im Wege der Klage oder Einrede erfolgt, 
würde nicht entſcheidend fein, der S 2287 BGB. kann aber 
nach der eigenen Annahme des Bert. im vorliegenden Falle 
überhaupt keine Anwendung finden, weil nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des RG. in Fällen, wie der vorliegende, auch dann, 
wenn der Tod unter der Herrſchaft des neuen Rechts eintritt, 
für die Befugniſſe des Vorerben und die von ihm vorgenommenen 
Rechtshandlungen nicht die Vorſchriften des BGB., ſondern die 
des früheren Rechts [SS 468, 469 I, 12; SS 492 ff. II, 1 ALR.) 
maßgebend find [vgl. RG. 50, 316; 3) 78, 268 = JW. 1912, 
468 14 u. a.]. Nach früherem Recht [S 467 I, 12 AL R.;] gehört 
das durch unberechtigte Verfügungen des Vorerben Weggegebene 
zum Nachlaß und kann mit der Vindikation oder Reſtitutions⸗ 
klage zurückgefordert werden [vgl. Gruchots Beitr. 29, 898/900; 
40, 641; 51, 1143; JW. 1900, 304 5]. Die Legitimation des 
Teſtamentsvollſtreckers, der hiernach kein perſönliches Anfechtungs⸗ 
recht auszuüben, ſondern nur den Nachlaß zu verteidigen, 
Nachlaßgegenſtände in Beſitz zu nehmen, zu verwalten und 
darüber zu verfügen, auch die Rechtsſtreitigkeiten zu führen hat, 
kann ſonach nicht in Zweifel gezogen werden [vgl. 88 2205, 
2212 f. BGB.; Gruchots Beitr. 50, 390;%) RG. 32, 153/5; 
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59, 361/610. Unzutreffend find dann weiter auch die Aus⸗ 
führungen des Ber R., mit denen er die Einwendungen des 
Teſtamentsvollſtreckers als unbegründet deshalb abgelehnt hat, 
weil keine Surrogation ſtattfinde. Mit Recht hat die Reviſion 
darauf hingewieſen, daß nicht die von dem BerR. angezogenen 
familienrechtlichen Normen, ſondern die erbrechtlichen über die 
Verwaltung von Vorerbſchaften zur Anwendung kommen [vgl 
jetzt S 2111 BGB., für altes Recht RG. 7, 206/10). 
Der BerR. hätte daher den Sachverhalt aufklären und feſt⸗ 
ſtellen müſſen, ob die Witwe A.⸗Th. zu ihren Verfügungen 
berechtigt war. In dieſer Beziehung kommt in Betracht, daß 
die Witwe unter Lebenden die freieſte Verfügungsbefugnis 
hatte, die ſie möglicherweiſe auch zu Schenkungen ermächtigte 
[vgl. Gruchots Beitr. 29, 902; 35, 1038], daß es ſich jedoch 
anſcheinend nicht überall, namentlich bei der letzten Verfügung 
zugunſten der Kläger, um Rechtsgeſchäfte unter Lebenden, 
ſondern um Verfügungen für den Todesfall oder dem gleich⸗ 
zuſtellende Schenkungen handelte [ſ. Motive zum BGB. Bd. V 
S. 330]. Hiernach war, wie geſchehen, das BU. aufzuheben 
und die Sache zur weiteren Erörterung in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen. Teſtamentsvollſtrecker der Witwe Th. c. H. 
u. Gen., U. v. 3. Juli 15, 89/15 V. — Berlin. (B.] 
Reichshaftpflichtgeſetz. 

721. 8 1 HaftpflG., 8 254 BGB. Erhöhung der Betriebs 
gefahr für Reiſende, die bei Sonntagszügen auf der Plattform 
der Wagen ſtehen.] a 

Der Kläger fuhr am 25. Juni 1911, einem Sonntage, 


mit der Eiſenbahn von D. nach A. Während der Fahrt ſtand 


er auf der Plattform eines Amerikanerwagens; bei der Einfahrt 
in die Station S. ſtürzte er über das geſchloſſene Abſchluß⸗ 
gitter der Plattform und wurde ſchwer verletzt. Er nimmt auf 
Erſatz feines Schadens den Beklagten in Anſpruch. Das LO. 
hat die Klage abgewieſen, das OLG. hat abändernd den 
Anſpruch des Klägers, ſoweit er auf Erſatz der Heilungskoſten 
und des Erwerbsausfalls gerichtet iſt, zu / dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Gegen das Urteil des OLG. hat der 
Beklagte Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Das LO. 
iſt zur Abweiſung der Klage gelangt, indem es zwar eine 
Erſatzpflicht des Beklagten in den Grenzen des HaftpflG. an 
ſich anerkennt, dieſe aber wegen überwiegenden Verſchuldens des 
Klägers nach 8 254 BGB. für aufgehoben erachtet. Dieſes 
Verſchulden beſtehe darin, daß der Kläger während der Fahrt 
ſich mit dem linken Arm auf das Abſchlußgitter der Plattform 
geſtützt habe. Ein Verſchulden des Beklagten oder feiner An⸗ 
geſtellten und eine Erhöhung der Betriebsgefahr ſtehe dieſem 
groben Verſchulden nicht gegenüber, ſo daß die völlige Abweiſung 
der Klage gerechtfertigt fe. Das BG. gelangt in dieſem 
Punkte zu einem anderen Ergebniſſe. Ein Verſchulden des 
Klägers, erwägt es, ſei nicht darin zu erblicken, daß er auf 
der Plattform des Wagens überhaupt ſich aufgehalten habe; 
denn nach der Beweisaufnahme ſei der Zug übervoll geweſen, 
fo daß unter Duldung der Bahnbeamten viele Reiſende ihren 
Aufenthalt auf der Plattform nehmen mußten. Dagegen ſei 1 
allerdings für ſchuldhaft zu erachten, daß der Kläger ſich un 
mittelbar vor dem Unfall mit dem linken Arm in halbſeitiger 
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Stellung auf das zurückklappbare Abſchlußgitter gelehnt habe; 
der Unfall wäre vermieden worden, wenn er eine Stellung 
eingenommen hätte, die ihm auch einem Ruck gegenüber einen 
feſten Stand gewährt haben würde; mit dem Vorkommen ſolcher 
plötzlicher Erſchütterungen habe er rechnen müſſen, und bei 
ſeiner ausnahmsweiſen Körpergröße [1,77 m] habe die Gefahr 
eines Sturzes über das Gitter näher gelegen, als bei anderen 
Menſchen; das hätte ihn zu beſonderer Vorſicht veranlaſſen 
müſſen. Dieſem nach der Auffaſſung des BG. indeſſen nur 
ſehr geringem Verſchulden ſtehe eine erhöhte Betriebsgefahr der 
Eiſenbahn gegenüber: der Zug habe an der Unfallſtelle eine 
Weiche durchfahren und dabei einen heftigen Stoß erlitten, deſſen 
Stärke durch ein ſehr ſchnelles Fahren verurſacht wurde. Bei 
Abwägung des Verſchuldens des Klägers gegen die nicht un⸗ 
weſentlich geſteigerte Betriebsgefahr ſei dem Kläger ¼ des 
Schadens ſelbſt aufzuerlegen, im übrigen aber der Anſpruch des 
Klägers, jedoch nur in den Grenzen des HaftpflG., dem Grunde 
nach für gerechtfertigt zu erklären. Die Reviſion rügt die Ver⸗ 
letzung der 88 254, 823 Abſ. 2 BGB., § 1 Haftpfl®. und 
8 286 ZPO. Die bahnpolizeiliche Vorſchrift verbiete, wie das 
BG. anerkenne, den Aufenthalt auf der Plattform. Mindeſtens 
habe der Kläger, wenn er ſich in eine verbotene und gefährliche 
Lage begab, eine Haltung einnehmen müſſen, die dieſer Gefahr 
Rechnung trug. Daß er dies nicht tat, begründe ein ſo großes 
Verſchulden, daß daneben die Betriebsgefahr ganz zurücktrete. 
Die vom BG. als Erhöhung der Betriebsgefahr bewerteten 
Umſtände ſeien in Wirklichkeit nur gefahrerhöhend für Perſonen 
geweſen, die verbotswidrig auf der Plattform ſich aufhielten, 
die Gefahr ſich alſo ſelbſt geſchaffen hatten. Eine unzuläſſige 
Geſchwindigkeit habe der Zug übrigens nicht gehabt. Die 
Reviſion des Beklagten war ſachlich als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. Es iſt nur die Bewertung des eigenen Verſchuldens 
des Klägers im Verhältniſſe zu der von dem Beklagten zu ver⸗ 
tretenden Betriebsgefahr und die Berechtigung der Annahme 
des BG., daß eine erhöhte Betriebsgefahr dem eigenen Ver⸗ 
ſchulden des Klägers gegenüberſtehe, in der Reviſionsinſtanz 
Gegenſtand des Streites der Parteien. Wie es dem Kläger 
nicht als Verſchulden angerechnet werden kann, daß er an einem 
Sommerſonntage, wo alle Nahzüge überfüllt ſind, überhaupt 
mit der Eiſenbahn fuhr, ſo auch nicht, daß er auf die Plattform 
hinaus ging, weil die Abteile der Wagen ſämtlich mit Reiſenden 
vollgepfropft waren. War der Aufenthalt auf der Plattform 
an ſich verboten, ſo würde er doch nach der Feſtſtellung des 
BG. an ſolchen Sommerſonntagen von der Bahnbehörde geduldet, 
weil er unvermeidlich war, wenn alle Reiſenden befördert 
werden ſollten. Dieſe Duldung begründet kein Verſchulden der 
Eiſenbahnbehörde, ebenſowenig aber der Aufenthalt eines Fahr⸗ 
gaſtes auf der Plattform, wenn er im Innern keinen Platz 
finden konnte, ein Verſchulden des Fahrgaſtes. Wohl aber 
mußte ſich der Kläger, wenn er genötigt war, während der 
Fahrt ſeinen Aufenthalt auf der Plattform zu nehmen, bewußt 
bleiben, daß dieſer Aufenthalt mit gewiſſen Gefahren verbunden 
war, und ſich dort mit beſonderer Vorſicht benehmen, wozu ihn 
ſeine Körperlänge, die die Gefahr eines Abſturzes über das 
Abſchlußgitter vergrößerte, mehr wie andere veranlaſſen mußte. 
Wenn er daran nicht während der ganzen Fahrt dachte, wenn 
er ſogar ſeinen Arm auf das Abſchlußgitter lehnte, ſo hat ihm 
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das BG. dieſe Läſſigkeit als mitwirkendes Verſchulden an dem 
Unfall nach § 1 Haftpfl®., §S 254 BGB. angerechnet. Es iſt 
aber nicht rechtsirrtümlich, wenn das BG. dieſem Verſchulden 
gegenüber, das es nur als ein geringes bewertet, eine Erhöhung 
der Betriebsgefahr der Eiſenbahn angenommen hat und zur 
Abwägung bringt. Eine Erhöhung der Betrjebsgefahr bildet 
es ſchon, daß der Sonntagsverkehr den Aufenthalt von Fahr⸗ 
gäſten auf der Plattform der Wagen unumgänglich machte. 
Jedenfalls aber bedeutete für die Reiſenden, die auf den Platt⸗ 
formen ſtanden, eine vermehrte Schnelligkeit der Fahrt und ein 
plötzlicher Ruck eine beſonders erhöhte Betriebsgefahr, mochten 
dieſe Umſtände auch für die im Innern der Wagen ſitzenden 
Perſonen gefahrerhöhend nicht in Betracht kommen. Es iſt für 
die Annahme einer Erhöhung der Betriebsgefahr keineswegs 
erforderlich, daß die gefahrerhöhenden Umſtände für alle In⸗ 
ſaſſen des Zuges ſich fühlbar machen. Ein heftiger Ruck beim 
ſchnellen Durchfahren einer Kurve oder einer Weiche, wie er im 
gegebenen Falle feſtgeſtellt iſt, muß auf der Plattform bie dort 
ſtehenden Perſonen in gleicher Richtung aufeinander] drängen, 
ſo daß dadurch allerdings ſelbſt die Gefahr eines Abſturzes ver⸗ 
urſacht werden kann. Die Abwägung des mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens des Klägers gegenüber der erhöhten Betriebsgefahr 
der Eiſenbahn durch das BG. gibt zu rechtlichen Bedenken keine 
Veranlaſſung. B. E. c. F., U. v. 28. Juni 15, 106/15 VI. — 
München. [S.] | 
Geſetz, betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
＋ 22. Zum Begriff des Halters eines Kraftfahrzeugs] 
Aus den Gründen: Das BG. geht zutreffend, der Recht⸗ 
ſprechung des RG. folgend [RG. 77, 348; 1) 78, 179; 
79, 312; 4) JW. 1913, 337], davon aus, daß Halter eines Kraft⸗ 
fahrzeugs ſei, wer es für eigene Rechnung in Gebrauch habe und 
die Verfügungsgewalt darüber beſitze, die ein ſolcher Gebrauch 
vorausſetze. Das BG. verneint jedoch, daß dieſe Merkmale bei 
der Beklagten vorlägen. Sie habe durch den Vertrag vom 
29. Auguſt 1912 die fragliche Kraftdroſchke an T. verkauft, und 
dieſer habe ſie auf eigene Rechnung geführt. Danach ſei nicht 
die Beklagte, ſondern T. Halter geweſen, T. auch nicht von 
ihr zur Führung des Wagens beſtellt worden. Hieran werde 
weder durch die Beſtimmungen des Vertrags zugunſten der Be⸗ 
klagten noch durch den Umſtand etwas geändert, daß die Polizei 
die Erlaubnis zum Betrieb der Kraftdroſchke nicht dem T., ſandern 
der Beklagten erteilt habe, und dieſe der Polizei gegenüber für 
die ordnungsmäßige Inſtandhaltung des Wagens und die Auf⸗ 
rechterhaltung der Haftpflichtverſicherung verantwortlich geblieben 
ſei. Der Betrieb ſei wirtſchaftlich nicht auf Rechnung und Gefahr 
der Beklagten, ſondern des T. gegangen. Dabei bleibe es auch, 
wenn die Beklagte die polizeiliche Erlaubnis, ſechs Kraftdroſchken 
in Dienſt zu ſtellen, in andern Fällen ebenſo ausgenutzt habe 
wie durch den Vertrag mit T., und wenn dieſes Verfahren zur 
Folge habe, daß gegen die Abſicht der Polizei Halter der der 
Beklagten genehmigten Kraftdroſchken nicht die Beklagte, ſondern 
Perſonen ſeien, hinſichtlich derer der Polizei nicht nachgewieſen 
ſei, daß ſie als Halter gegen die Haftpflicht verſichert ſeien. 


Mit Recht macht die Reviſion dem BU. den Vorwurf, daß der 
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feſtſtehende Sachverhalt und das Vorbringen des Klägers nur 
lückenhaft und einſeitig gewürdigt ſeien. Am Schluß der Gründe 
gibt das BG. der Erwartung verhüllten Ausdruck, daß die Polizei 
künftig dem Zuſtand, daß die Beklagte Inhaberin der Betriebs⸗ 
erlaubnis bleibe, die nicht verſicherten Käufer ihrer Droſchken 
aber die für Unfälle verantwortlichen Halter ſeien, ein Ende 
bereiten werde. Es hält alſo ſelbſt das Ergebnis, zu dem es 
gelangt, für wenig befriedigend. Uber die Erlaubnis zum Kraft⸗ 
droſchkenbetrieb, die die Beklagte für ſich erwirkt hat, iſt nichts 
Näheres feſtgeſtellt. Es handelt ſich hierbei wohl nicht um die 
Zulaſſung von Kraftfahrzeugen gemäß 88 5, 6 der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 3. Februar 1910, ſondern um die der Orts⸗ 
polizeibehörde zuſtehende Genehmigung eines Fuhrwerksbetriebs 
auf öffentlichen Straßen und Plätzen nach §8 37 GewO., 8 2 


a. a. O. Die Bedingungen, die die Polizei an ſolche Genehmigung 


zu knüpfen pflegt, haben die Regelung und Sicherung des öffent⸗ 
lichen Verkehrs und den Schutz des Publikums zum Ziel. Eine 
dieſer Bedingungen war hier der Abſchluß einer Haftpflicht- 
verſicherung gegen die Gefahren des Kraftwagenbetriebes. Das 
BG. unterſtellt, daß das Verfahren der Beklagten, falls fie die 
polizeiliche Genehmigung zum Fahrbetrieb in andern Fällen 
ebenſo ausgenutzt habe wie durch den Vertrag mit T., die 
Abſicht der Polizei vereitelt habe, die Erlaubnis zu dem Be⸗ 
triebe nur Perſonen zu erteilen, die gegen Betriebsunfälle ver⸗ 
ſichert ſeien. Als Grund für dieſes Verfahren hat die Beklagte 
ſelbſt angegeben, daß T. nach den polizeilichen Beſtimmungen 
die Konzeſſion nicht ohne weiteres habe erhalten können. Die 
Konzeſſion ſcheint nach der polizeilichen Auskunft vom 18. Juni 
1913 ſogar erſt nach dem Verkauf der Droſchke an die Beklagte 
erteilt worden zu ſein. Danach iſt die Vermutung nicht abzu⸗ 
weiſen, daß durch die Veräußerungsverträge der Beklagten die 
im öffentlichen Intereſſe erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften um⸗ 
gangen werden ſollten, und daß die Käufer der Polizei gegen⸗ 
über als Droſchkenführer im Dienſt der Beklagten ausgegeben 
wurden. Jedenfalls hat T., wenn er, wie das BG. annimmt, 
ohne die erforderliche Genehmigung der Polizei den Betrieb der 
Kraftdroſchke unternahm, den § 147 Nr. 1 GewO. übertreten, 
und die Beklagte hat, wenn ſie ihm den ſelbſtändigen Betrieb 
übertrug, zu dem nur fie die Erlaubnis hatte, an der Über: 
tretung teilgenommen. Das BG. hätte daher erwägen ſollen, 
ob nicht der Vertrag zwiſchen der Beklagten und T., wenn er 
den Zweck verfolgte, dieſen wider das Verbot der SS 37, 147 
Nr. 1 GewO. zum ſelbſtändigen Unternehmer des Droſchken⸗ 
betriebes zu machen, nach 8 134 BGB. als nichtig anzuſehen 
ſei mit der Wirkung, daß die Beklagte rechtlich die Halterin 
der Droſchke blieb. [Vgl. RG. 63, 143; “) Urt. des RG. vom 
25. März 1907, VI 379 /06.] War der Vertrag vom 29. Auguſt 
1912 gültig, ſo würde ſich fragen, ob nicht der Betrieb der 
Kraftdroſchle auch für Rechnung der Beklagten gegangen iſt und 
ſie neben T. die Verfügung darüber gehabt hat; ob ſie mithin 
nicht neben T. als Halterin zu gelten hat. Durch den Ver⸗ 
trag hat die Beklagte die Droſchke unter Vorbehalt des Eigentums 
um den anſcheinend ungewöhnlich hohen Preis von 14 500 4 
gegen 1000 & Anzahlung, monatliche Abzahlungen von 2504 
und vierteljährliche Verzinſung des Rückſtands mit 5 Prozent 
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veräußert. T. verpflichtete ſich, den Wagen als anv 
Gut zu betrachten und der Beklagten von jeder Ge 
ihres Eigentums unverzüglich Nachricht zu geben. Die 
durfte, wenn T. mit der Zahlung einer Monatsrate g 
teilweiſe im Rückſtand blieb, vom Vertrag zurücktreten. 
des Rücktritts hatte T. den Wagen zurückzugeben. Die bis 
leiſteten Zahlungen ſollten in erſter Linie auf die Wertsm 
die der Wagen durch den Gebrauch erlitten, verrechnet 
Wertsminderung mit 10 Prozent des Neuwerts für jeden 
vier Monate, mit weiteren 5 Prozent für jeden ang 
ferneren Monat nach Lieferung des Wagens angeſetzt 
ohne daß es eines Nachweiſes für die MWertsminderung 
T. war gehalten, den Wagen bei einer der Beklagten 
Verſicherungsgeſellſchaft gegen Feuersgefahr zu verfic 
alle Reparaturen des Wagens bis zum Erlöſchen des C 
der Beklagten bei dieſer ausführen zu laſſen. Hienack 
Abzahlung des Wagens bei regelmäßiger Entrich 
Monatsraten erſt in 4½ Jahren beendet, hingegen 
preis kraft der Vereinbarung über die Berechnung der! 
bereits nach ſieben Monaten erſchöpft, ſo daß im 
Rücktritts die Beklagte den Wagen wieder an ſich ne 
den Abzahlungen aber, weil ſie durch die Abnutzung 
wurden, niemals etwas an T. zurückzuerſtatten hatt 
auch in der Regel beim Verkauf eines Kraftwag 
Eigentumsvorbehalt der Käufer und nicht der Vert 
Halter anzuſehen iſt, ſo wird doch zu prüfen ſein, ob 
Verhältniſſen, wie fie hier herrſchten, tatſächlich de 
in der Hauptſache im Intereſſe und zum Nutzen der 
geführt wurde, die in Geſtalt der Ratenzahlungen, 3 
Ausbeſſerungskoſten wohl den größeren Teil der 2 
nahmen bezog und wegen der vorerwähnten Vertragsb 
in beſonderem Maße an dem Betrieb beteiligt war, 
wenn die Behauptungen des Klägers richtig ſind, dur 
der Prämien der Haftpflichtverſicherung, wohl auch 
verſicherung, und der Steuern, ſofern ſie das Droſch 
angemeldet hatte, zu den Betriebsausgaben beitrug. D 
hätte das BG. der Frage, ob die Beklagte die Verfüc 
über den Betrieb beſaß, genauer nachgehen ſollen. 
der zu unterſtellenden Tatſache, daß ihr und nicht ! 
Zulaſſung nach 88 5, 6 der Bundesratsverordnung ! 
bruar 1910 ſowie die Genehmigung zum Betrieb de 
erteilt waren, würde ſich für ſie die Möglichkeit der 
über den Betrieb, worunter nicht die Verfügung 
einzelne Betriebshandlung zu verſtehen iſt, ergeben ha 
der Polizei und der Offentlichkeit gegenüber, wie es 
nur als ein von ihr angeſtellter Droſchkenführer zu 
war [gl. die Beſcheinigung der Polizei vom 24. Okt. 
Darauf, daß die Beklagte, mindeſtens neben T., Be 
war, weiſt auch die ihrer Faſſung nach tatfächliche 
des LG. hin, daß die Beklagte ſich des T. bedient 
ihre Verpflichtung aus der Konzeſſion zu erfüllen; e 
dazu beſtellt geweſen, an den Droſchkenhalteſtellen 
und Fahrgäſte zu befördern“. H. c. T. u. Gen., U. v. 
79/15 VL — Dresden. B.] 

23. Die Ausgleichungsgrundſätze der 88 17, 1 
gelten für alle Fälle, in denen Fahrzeughalter ode 
führer kraft Geſetzes dem Verletzten zum Schaden 
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pflichtet ſind; die Verpflichtung zum Schadenserſatz braucht nicht 
notwendig auf den Beſtimmungen des KraftfzG. beruhen.] 

Am 20. Juli 1913 iſt ein Straßenbahnwagen der Klägerin 
mit einer von der Beklagten zu 1 gehaltenen, von dem Beklagten 
zu 2 geführten Kraftdroſchke zuſammengeſtoßen, wodurch deren 
Inſaſſen, der Rechnungsrat Sch. mit Frau und Tochter, Ver⸗ 
letzungen erlitten, wegen deren ſie die Klägerin auf Grund des 
HaftpflG. auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen haben. 
Die Klägerin behauptet, der Unfall ſei ausſchließlich durch das 
Verſchulden des Beklagten zu 2 herbeigeführt worden, für das 
auch die Beklagte zu 1 haftbar ſei. Sie hat deshalb Klage 
mit dem Antrage erhoben, feſtzuſtellen, daß die Beklagten ver⸗ 
pflichtet find, der Klägerin allen Schaden zu erſetzen, der ihr 
aus dem erwähnten Unfall entſtanden iſt und entſtehen wird. 
Die Beklagten, die ein Verſchulden des Beklagten zu 2 und 
die Haftbarkeit der Beklagten zu 1 beſtreiten, haben um Ab⸗ 
weiſung der Klage gebeten. Die Vorinſtanzen haben dem 
Klagantrage entſprochen. Die Reviſion der Beklagten blieb 
erfolglos. Aus den Gründen: Das BG. geht davon aus, 
daß auf den hier in Betracht kommenden Ausgleichungsanſpruch 
nicht die Vorſchriften der 88 17, 18 KraftfzG., ſondern die⸗ 
jenigen der SS 421, 426, 840 BGB. anzuwenden ſeien, weil 
die Haftung der Beklagten gegenüber den Verletzten nicht auf 
dem KraftfzG. beruhe, da dieſe zur Zeit des Unfalls durch die 
Kraftdroſchke befördert wurden [§ 8 Nr. 1 KraftfzG.]. Dieſe 
Anſicht iſt rechtsirrtümlich und beruht auf einer Verkennung 
der Natur des Ausgleichungsanſpruchs. Dieſer iſt an und für 
ſich unabhängig von denjenigen Vorſchriften, auf welchen die 
Haftung der für den Unfall verantwortlichen Perſonen gegen⸗ 
über dem Verletzten beruht. Nur verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß eine „Ausgleichungspflicht“ eine Haftung der als aus⸗ 
gleichungspflichtig in Anſpruch genommenen Perſonen für den 
Unfall des Verletzten zur Vorausſetzung hat. [Vgl. RG. 84, 431. 
Der Ausgleichungsanſpruch hat aber im übrigen einen durchaus 
ſelbſtändigen Charakter und iſt auch durch beſondere Vorſchriften 
geregelt, die keineswegs notwendig mit denen zuſammenhängen, 
welche die Haftbarkeit für den Unfall des Verletzten dieſem 
gegenüber betreffen. Daß dies richtig iſt, zeigen gerade die 
hier in Betracht kommenden Vorſchriften der SS 17, 18 KraftfzG. 
aufs deutlichſte. Die darin enthaltenen Ausgleichungsgrundſätze 
gelten nämlich, wie ſchon der Wortlaut des Geſetzes klar ergibt, 
nicht bloß für ſolche Fälle, in denen die Haftung des oder der 
Fahrzeughalter oder führer gegenüber dem Verletzten auf den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes beruht, ſondern für alle Fälle, in 
denen die beteiligten Fahrzeughalter oder [gemäß § 18 Abſ. 3 
KraftfzG.] der oder die beteiligten Fahrzeugführer „kraft 
Geſetzes“ zum Erſatze des Schadens verpflichtet ſind, d. h. 
in denen das Geſetz, und zwar gleichviel welches Geſetz, einen 
unmittelbaren Schadenserſatzanſpruch gegen den Fahrzeughalter 
oder Fahrzeugführer erzeugt, alſo wenn z. B. ſeine Haftbarkeit 
in den allgemeinen Vorſchriften des BGB. über unerlaubte 
Handlungen [S8 823 ff. BGB.] ihren Grund hat. Nur für 
ſolche Fälle regeln 88 17 und 18 die Ausgleichungspflicht 
nicht, in denen die für den Unfall haftbaren Perſonen nicht 
„kraft Geſetzes“, ſondern auf Grund eines Vertrages ver⸗ 
antwortlich ſind. Dieſe ſchon dem Wortlaut des Geſetzes ent⸗ 
ſprechende Auslegung wird durch deſſen Entſtehungsgeſchichte 
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beftätigt. Es heißt nämlich in der amtlichen Begründung zum 
Entwurf des KraftfzG. [Druckſ. des RT. Nr. 988, 12. LP. 
I. Seſſ. 1907/09 S. 17; Begr. zu § 11 des Entw., § 17 d. G.] 
wörtlich: „. . . . Die Beſtimmungen desſelben [des Entwurfs! 
beziehen ſich übrigens nicht bloß auf den Fall, daß die Haft⸗ 
pflicht der Automobilhalter nach den beſonderen Vorſchriften 
des Entwurfs begründet it, ſondern fie wollen, wie ſich aus 
der Faſſung ergibt, auch dann Platz greifen, wenn die Haft⸗ 
pflicht auf die allgemeinen Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts 
geſtützt wird. Sie würden ſonſt den erſtrebten Zweck nicht 
vollſtändig erreichen. Dies zeigt ſich, wenn beiſpielsweiſe der 
Fall in Betracht gezogen wird, daß bei einem Zuſammenſtoße 
zweier Automobile die Fahrgäſte des einen Automobils verletzt 
werden und der Halter des letzteren, der das Fahrzeug ſelbſt 
lenkte, den Unfall durch ſeinen Leichtſinn verſchuldet hat, ſo daß 
er zwar nicht nach dem Entwurf [S 2], aber nach $ 823 BGB. 
den Verletzten haftet, wogegen den Halter des anderen Auto⸗ 
mobils die Mithaftung nur infolge einer unverſchuldeten Betriebs⸗ 
ſtörung trifft. Auch hier wäre es eine Unbilligkeit, wenn die 
Ausgleichung unter den beiden Automobilhaltern lediglich nach 
Kopfteilen geſchehen müßte.“ Vgl. die Urteile des erkennenden 
Senats RG. 82, 436; 84, 415, insbeſ. S. 429, und Iſaac, 
Kommentar zum KraftfzG. Anm. 5a zu $ 17.] Insbeſondere 
findet auch für die Ausgleichungspflicht des Beklagten zu 2 
lediglich der § 18 Abſ. 3 KraftfzG. Anwendung, fo daß die 
Vorſchrift des S 840 Abſ. 2 BGB. im vorliegenden Falle nicht 
Platz greift. Denn es handelt ſich hier auch auf ſeiten des 
Beklagten zu 2 lediglich um ſeine Ausgleichungspflicht gegenüber 
der Klägerin, als der bei dem Zuſammenſtoß beteiligten Straßen⸗ 
bahn, nicht aber um ſein Verhältnis zu der Beklagten zu 1, 
als derjenigen Perſon, die ihn gemäß § 831 BGB. zu der 
hier in Betracht kommenden Verrichtung beſtellt hatte. Der 
Wortlaut des § 18 Abſ. 3 KraftfzG. läßt aber keinen Zweifel 
darüber, daß dann, wenn die Ausgleichungspflicht des Kraft⸗ 
wagenführers in ſeinem Verhältnis zu Führern oder Haltern 
der anderen beteiligten Fahrzeuge oder einer Eiſen⸗ oder Straßen⸗ 
bahn, wie im vorliegenden Falle, in Frage ſteht, ausſchließlich 
dieſe Vorſchrift zur Anwendung zu bringen iſt. Hat alſo das 
BG. auch zweifellos die SS 17, 18 KraftfzGG. durch Nicht: 
anwendung verletzt, ſo kann dies gleichwohl der Reviſion nicht 
zum Erfolge verhelfen, da die angefochtene Entſcheidung ſich 
aus einem anderen Grunde als richtig darſtellt [§ 563 ZPO.]. 
Die Beklagte zu 1 haftet nämlich den drei Fahrgäſten des 
Kraftfahrzeuges auf Grund des mit ihnen bzw. zu ihren Gunſten 
abgeſchloſſenen Beförderungsvertrages für das Verſchulden des 
Kraftfahrzeugführers, als ihres Erfüllungsgehilfen, gemäß 
§ 278 BGB. geſamtſchuldneriſch mit der Klägerin für den 
jenen Perſonen durch den Unfall zugefügten Schaden. Die 
hieraus gemäß 58 421, 426 BGB. in Verbindung mit 
§ 254 BGB. hervorgehende Ausgleichungspflicht führt im 
Ergebnis zu der gleichen Beurteilung, zu der man gelangt, 
wenn man der Entſcheidung die SS 17, 18 KraftfzG. zugrunde 
legt. [Vgl. RG. 82, 436,46) insbeſ. 439.] Aus dieſem Grunde 
iſt es auch unerheblich, daß das BG. zu Unrecht angenommen 
hat, die Beklagte zu 1 habe den ihr nach $ 831 BGB. 
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obliegenden Entlaſtungsbeweis nicht in genügender Weiſe an- 
getreten. Endlich kann es auch nicht als rechtsirrig angeſehen 
werden, daß das BU. beide Beklagte in vollem Umfange, alſo 
geſamtſchuldneriſch, als ausgleichungspflichtig betrachtet, was 
von der Reviſion auch nicht angefochten iſt. Es iſt zwar richtig, 
daß gemäß § 426 BGB. mehrere Ausgleichungspflichtige im 
inneren Verhältnis an und für ſich nur anteilig haftbar 
ſind, wie der erkennende Senat in den Urteilen RG. 84, 415 
und JW. 1914, 9227 ausgeſprochen hat, in denen ſämtliche 
Geſamtſchuldner für ausgleichungspflichtig erklärt waren. Dieſe 
Beſtimmung gilt aber nur, ſoweit nicht ein anderes be- 
ſtimmt iſt. Da aber im vorliegenden Falle nach den inſoweit 
rechtsbedenkenfreien Feſtſtellungen des BG. die Klägerin auf 
Grund des § 254 BGB. als ausgleichungspflichtig völlig aus: 
ſcheidet, indem angenommen worden iſt, daß im Verhältnis der 
Parteien untereinander die beiden Beklagten den durch den 
Unfall den drei Fahrgäſten zugefügten Schaden allein zu tragen 
haben, fo iſt inſoweit auch für eine, ledig lich anteilige 
Haftung der Beklagten gegenüber dem Klaganſpruch kein Raum. 
Vielmehr führt die entſprechende Anwendung des § 254 BGB. 
dazu, dann, wenn der gemäß dieſer Vorſchrift von der Aus⸗ 
gleichungspflicht gänzlich frei bleibende Geſamtſchuldner von den 
übrigen Geſamtſchuldnern wegen ſeiner Inanſpruchnahme durch 
den Gläubiger Erſatz verlangt, eine geſamtſchuldneriſche Haftung 
der übrigen ausgleichungspflichtigen Perſonen für den Aus⸗ 
gleichungsanſpruch des klagenden Geſamtſchuldners anzunehmen, 
weil dieſer ſich ſachlich inſoweit als ein Erſatzanſpruch darſtellt. 
Die Klägerin nimmt gemäß § 254 BGB. im vorliegenden 
Falle an der Ausgleichungspflicht überhaupt nicht teil; auch 
daraus ergibt ſich, daß die beiden Beklagten ihr geſamt⸗ 
ſchuldneriſch haften und es jenen überlaſſen bleiben muß, ſich 
untereinander wegen ihrer Inanſpruchnahme durch die Klägerin 
letzten Endes auseinanderzuſetzen. Hiernach erweiſt ſich die 
angefochtene Entſcheidung als zutreffend. P. Motoren⸗ und 
Apparatenbau G. m. b. H. und Gen. c. Gr. B. Str. A.⸗G., 
U. v. 7. Juni 15, 7/15 VI. — Berlin. [B.) 
Verſicherungsrecht. | 
+24. Zur Frage der Verwirkung des Verſicherungsanſpruchs 
wegen Verletzung der Anzeigepflicht aus grober Fahrläſſigkeit.] 
Aus den Gründen: Der Einwand der Verwirkung des 
Verſicherungsanſpruchs ſtützt ſich auf Verſpätung der Anzeige 
vom Tode des Verſicherten [Verſicherungsbedingungen § 9 Nr. 1 
Abſ. 2, § 15]. Wie für dieſe Inſtanz zu unterſtellen iſt, hat 
die klagende Witwe die Verſicherungsgeſellſchaft vom Tode des 
Verſicherten telegraphiſch überhaupt nicht und ſchriftlich erſt 
durch eine vom 9. Mai 1913 datierte und am 13. desſelben 


Monats der Beklagten zugegangene Mitteilung benachrichtigt. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Witwe hierdurch die ihr 
obliegende Anzeigepflicht aus Fahrläſſigkeit verletzt hat. Die 
Vorinſtanzen haben aber die Fahrläſſigkeit als eine nicht grobe, 
ſondern leichte beurteilt und darum gemäß 8 15 der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen und 8 6 WVtG. angenommen, daß die 


vorgekommene Säumnis nicht zur Befreiung der Beklagten von 
Hiergegen 


ihrer vertraglichen Leiſtungspflicht geführt habe. 
ließen ſich mit der Reviſion Bedenken erheben, wenn grobe 
Fahrläſſigkeit lediglich aus Rückſicht auf Umſtände, die beim 
Tode eines Hausvaters regelmäßig eintreten, namentlich wegen 
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der natürlichen Erregung der Hinterbliebenen und ihrer In⸗ 
anſpruchnahme mit dringenden Geſchäften verneint worden wärt. 
Solche allgemeinen Gründe hat der erkennende Senat für 
Rechtsfälle aus der Zeit vor Geltung des WVtG. nicht als 
ausreichende Entſchuldigungsgründe zugelaſſen [vgl RG. 69, 
1750) ], und fie können auch unter der Herrſchaft des VVtG., 
nach deſſen 8 6 Abſ. 2 es nur noch auf Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit der Hinterbliebenen des Verſicherungsnehmers 
ankommt, zu deren Entlaſtung nicht ausreichen, da ſonſt der 
betreffenden Vertragsbeſtimmung für einen weiten Kreis von 
Verſicherungsfällen jede Bedeutung genommen würde. Hier iſt 
jedoch nicht anzunehmen, daß ſich der BerR. ausſchließlich von 
ſolchen allgemeinen Gründen bei Würdigung des Verhaltens 
der klagenden Witwe habe leiten laſſen. Er hat ausdrücklich 
noch auf den geringen Bildungsgrad der Klägerin hingewieſen 
und hiermit einen dem konkreten Sachverhältniſſe eigentümlichen 
Umſtand herangezogen, und ihm iſt vermutlich auch nicht ent⸗ 
gangen, daß hier, wie zutage liegt, die Witwe durch den Tod 
des Familienhauptes in die beſonders drückende Lage geriet, die 
Sorge für ſieben minderjährige Kinder allein zu übernehmen. 
Die Reviſion will namentlich die Tatſache, daß der Erblaſſer 
bei Verſchlimmerung ſeines Zuſtandes ſeine Angehörigen damit 
vertröſtet hat, ſie erhielten im Falle ſeines Todes die 5000 4, 
als Beweis dafür verwerten, daß die Unterlaſſung der vor⸗ 
geſchriebenen Anzeige auf grober Fahrläſſigkeit beruhe. Das 
erſcheint nicht zutreffend. Jener Umſtand läßt vielmehr darauf 
ſchließen, daß die Witwe auf den Eingang der 5000 & ſicher 
gerechnet und in dieſem Gefühl der Sicherheit es verabſäumt 
hat, die Vertragsbedingungen durchzuſehen und genau zu 
beachten. Im übrigen gehörte die Frage, ob das Verhalten 
der klagenden Witwe nur fahrläſſig oder grob fahrläſſig war, 
weſentlich dem Gebiet der tatſächlichen Würdigung an. Daß 
etwa der Bert. den Rechtsbegriff der groben Fahrläſſigkeit 
verkannt hätte, wird nicht erſichtlich. Iſt ſonach der Ent 
ſcheidungsgrund, die Verletzung der Anzeigepflicht beruhe nicht 
auf grober Fahrläſſigkeit, aufrechtzuerhalten, To fällt der Ein 
wand der Verwirkung des Klaganſpruchs. A. Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft c. K., U. v. 29. Juni 15, 68/15 VII. — Poſen. B. 

Beamtenunfallfürſorgegeſetz. 

25. Der Beamte, welcher die Koſten des Keilverſahrens 
erftattet verlangt, muß auf feinen Erfatzanſpruch ſich anrechnen 
laſſen, nicht nur was er durch den Heilverſuch außerhalb ſeines 
Haushalts daheim an Haushaltskoſten erſpart, ſondern auch die 
erſparten Koſten häuslicher Pflege und Wartung.] 

Dem infolge eines im Dienſte des Beklagten erlittenen 
Betriebsunfalls geiſteskrank gewordenen Kläger wurden als 
Penſion 66 vom Hundert feines jährlichen Dienſteinkommens 
und wegen feiner Hilfloſigkeit weitere 33 / vom Hundert, ins 
geſamt alſo das volle Dienſteinkommen im Betrage von 3048 A 
bewilligt. Der Beklagte brachte den Kläger mit Zuſtimmung 
ſeiner Pflegerin in der Landesirrenanſtalt in T. unter, zahlte 
ihm nun nicht mehr die 3048 4, ſondern behielt die 1017 4 
Hilfloſenrente zurück. Er zog von den übrigbleibenden 20314 
außerdem für die Zeit vom 1. November 1912 bis 31. Oktober 


1913 täglich 0,70 &, insgeſamt 255,50 &, mit der Begründung 
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Bm, 


Pe: 
„ 


44. Jahrgang. 


ab, daß infolge der Verpflegung des Klägers im Irrenhauſe 


dieſer Betrag daheim an Haushaltungskoſten geſpart werde. 
Der Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Einbehaltung der Hilf⸗ 
loſenrente und des weiteren Abzugs, verlangte aber nur Nach⸗ 
zahlung der 255,50 &. Das LG. wies die Klage ab, das 
KG. verurteilte klaggemäß. Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: Da der Kläger zwar 
nur 255,50 &, alſo den über die Hilfloſenrente hinaus ein⸗ 
behaltenen Betrag verlangt, aber auch die Zuläſſigkeit einer 
Einbehaltung der Hilfloſenrente beſtreitet, ſo iſt zu prüfen, ob 
der Beklagte berechtigt iſt, dieſe Rente ihm vorzuenthalten. 
Wenn der Verletzte infolge des Unfalls nicht nur völlig dienſt⸗ 
oder erwerbsunfähig, ſondern auch derart hilflos geworden iſt, 
daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht beſtehen kann, 
dann iſt nach §8 1 Abſ. 3 BeamtuFürſGG. [Faſſung vom 
18. Juni 1901] das Ruhegehalt bis zum vollen Dienſteinkommen 
zu erhöhen. Der Abſ. 6 des § 1 beſtimmt, daß nach dem 
Wegfalle des Dienſteinkommens dem Verletzten außerdem die 
noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens zu erſetzen ſind. 
Der Abſ. 3 iſt dem § 9 Abſ. 3 GewlVerſGG. vom 30. Juni 
1900 nachgebildet. Nach den Geſetzgebungsarbeiten zu dieſem 
Geſetze [Kommiſſionsbericht S. 28 ff.] ſoll die Ruhegehalts⸗ 
erhöhung nur ſo lange dauern, wie die Hilfloſigkeit beſteht. 
Es heißt dort [Sten B. S. 5232 A, 5237 A, 5238 D bis 
5239 A], überdies ſei ein gewiſſer Dauerzuſtand der Hilf: 
loſigkeit Vorausſetzung des Anſpruchs, und es genüge ins⸗ 
beſondere nicht, daß der Verletzte noch einem Heilverfahren 
unterworfen werde. Damit hat ſelbſtverſtändlich nicht geſagt 
werden ſollen, daß Hilfloſenrente und Heilverfahren einander 
grundſätzlich ausſchlöſſen, und daß bei Gewährung des Unfall⸗ 
ruhegehalts in der Höhe des vollen Dienſteinkommens nicht auch 
noch der Anſpruch auf Erſtattung des Heilverfahrens beſtehen 
könnte. Auch bei dauernder Hilfloſigkeit können Heilungs⸗ oder 
Linderungsverſuche unternommen werden und erſtattungsfähige 
Koſten des Heilverfahrens im Sinne des § 1 Abſ. 6 des 
Fürſorgegeſetzes verurſachen. Für den Kläger beſtand auf 
Grund der Bewilligung der Anſpruch auf das regelmäßige 
Unfallruhegehalt von 66 vom Hundert, auf die Hilfsloſen⸗ 
rente von weiteren 33¼ vom Hundert und daneben der An⸗ 
ſpruch auf die Heilungskoſten aus § 1 Abſ. 6. Was auf Grund 
des § 1 Abſ. 3 über das regelmäßige Ruhegehalt hinaus ge⸗ 
währt wird, empfängt der Beamte wegen ſeiner Hilfloſigkeit 
und zur Deckung der durch ſie verurſachten Wartungs⸗ und 
Pflegekoſten. Die „fremde Wartung und Pflege“ [$ 1 Abſ. 3] 
kann auch von Familienangehörigen oder anderen zum Haus⸗ 
ſtande des Verletzten gehörenden Perſonen geleiſtet werden. 
Der Anſpruch des Beamten auf die Ruhegehaltserhöhung hat 
nicht zur Vorausſetzung, daß die Dienſtleiſtung durch einen 
beſonders angenommenen Wärter erfolgt [Begründung zu $ 1 
Abſ. 3 des Entwurfs zum Geſetz vom 18. Juni 1901, Druckſ. 
des RT. 10. LP. II. Seſſ. 1900/01 Nr. 176]. Es iſt davon 
auszugehen, daß der Beamte die Hilfloſenrente ganz oder zum 
Teil, wenn er ſich zu Hauſe warten und pflegen läßt, auf⸗ 
wenden muß zur Deckung der durch dieſe häusliche Wartung 
und Pflege entſtehenden Koſten. In dieſem Umfange fällt die 
häusliche Aufwandsnotwendigkeit weg, wenn der Beamte ſich 
zu Heilungs⸗ oder Linderungsverſuchen außerhalb des Hauſes 
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aufhält. Nun entſpricht es einer vom RG. gebilligten Recht⸗ 
ſprechung, daß der Beamte, der die Koſten des Heilverfahrens 
erſtattet verlangt, auf ſeinen Erſatzanſpruch ſich anrechnen laſſen 
muß, was er durch den Heilverſuch außerhalb ſeines Haushalts 
daheim an Haushalts koſten erſpart. Der Billigkeit und 
dem Sinne des Geſetzes entſpricht es aber auch, daß, wenn er 
die Koſten des Heilungsverfahrens erſtattet verlangt, er ſich die 
erſparten Koſten häuslicher Pflege und Wartung, ſoweit ſie 
aus ſeiner Hilfloſigkeit erwachſen ſind, anrechnen laſſen muß. 
Die erſparten häuslichen Wartungs⸗ und Pflegekoſten können 
die 33¼ vom Hundert Hilfloſenrente erreichen, auch wohl über: 
ſteigen, ſie können auch darunter bleiben. Der Beklagte hat 
für Wartung und Pflege die ganze Hilfloſenrente einbehalten, 
und das BG. ſagt, da lediglich die 365 mal 0,70 & verlangt 
würden, komme es auf die Frage der Berechtigung diefer Ein⸗ 
behaltung nicht an. Das würde an ſich nur dann richtig ſein, 
wenn der häusliche Pflege⸗ und Wartungsaufwand des Klägers 
gerade ſo hoch war, oder geweſen ſein würde, wie der Aufwand 
für Pflege und Wartung im Heilverfahren außerhalb des Hauſes 
und nicht etwa niedriger, insbeſondere um 0,70 & täglich 
niedriger. Denn im letzten Falle wäre die Haushaltskoſten⸗ 
erſparnis [0,70 ] dem Kläger ſchon durch Einbehaltung der 
Hilfloſenrente mit angerechnet. Eine Feſtſtellung über die Koſten, 
die für Pflege und Wartung daheim entſtanden ſein würden, 
trifft das BG. nicht. Allein es beſteht nach den Verhandlungen 
kein Streit darüber, daß häusliche und auswärtige Pflege⸗ 
und Wartungskoſten einander gleich geweſen ſein würden. 
Die Geſamtkoſt en des Aufenthalts des Klägers in der Irren⸗ 
anſtalt T. überſteigen unſtreitig die Summe von Hilfloſenrente 
und täglich 0,70 &, und das LG. hat, ohne Mißbilligung 
durch das BG. zu finden, feſtgeſtellt, daß der Kläger durch 
feine Unterbringung in T. „mindeſtens“ zu Hauſe 1017 
[Hilfloſenrente! + 365 mal 0,70 4 = 255,50 & geſpart 
habe. Wäre danach die Sachlage die, daß nicht der Beklagte 
den Kläger in der Irrenanſtalt untergebracht hätte, ſondern 
der Kläger aus eigener Entſchließung ſeiner geſetzlichen Ver⸗ 
treterin ſich dorthin begeben und nun den Anſpruch auf Erſatz 
der Koſten des Heilverfahrens erhoben hätte, dann würde er 
Ruhegehalt, Hilfloſenrente und dieſe Koſten verlangen können, 
auf die er ſich aber das Erſparte [den der Rente gleichkommenden 
Betrag und 255,50 &] anrechnen zu laſſen hätte. Zur Be⸗ 
zahlung der Heilungskoſten erhielte er vom Beklagten nur die 
den Betrag der Hilfloſenrente 10174 + 255,504 = 1272,50 4 
überſteigende Summe und müßte zur Tilgung der Heilungs⸗ 
koſten die 1272,50 4 aus eigenen Mitteln aufwenden. Er 
würde alſo dazu die geſamte Hilfloſenrente und von dem Ruhe⸗ 
gehalt noch 255,50 & verwenden müſſen. Dadurch, daß es 
ſich im vorliegenden Falle nicht um einen Anſpruch des Klägers 
auf Erſatz von Heilungskoſten handelt, vielmehr die Unter⸗ 
bringung des Klägers zu Heilungsverſuchen durch den Beklagten 
erfolgt iſt, ändert ſich im rechneriſchen Ergebnis an ſich die 
Sachlage nicht. Der Kläger hat für die Heilung nichts aufgewandt, 
er kann verlangen [S 1 Abſ. 6], daß der Beklagte die Koſten der 
Unterbringung trägt, muß ſich aber das Erſparte anrechnen laſſen. 
Der Beklagte hat die vollen Koſten der Anſtaltspflege auf— 
gewandt, er hat einen Anſpruch auf Erſtattung in Höhe des 


Betrages, den durch die Unterbringung der Kläger an 
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Haushaltskoſten und Koſten häuslicher Pflege und Wartung 
geſpart hat. Mit dieſer Unterbringung war die geſetzliche 
Vertreterin des Klägers einverſtanden, der Anſpruch iſt deshalb 
aus dem Auftrage nach $ 670 BGB. begründet. Unter dieſen 
Umſtänden bedarf die vom BG. geprüfte Frage der Erörterung 
nicht, ob die Aufwendung dem Intereſſe des Klägers entſprochen 
hat. Nur das mag als ſelbſtverſtändlich betont werden, daß 
ein Intereſſe des Kranken daran, geſund oder gebeſſert zu 
werden, ſtets vorhanden, und ein Intereſſe, geiſteskrank zu 
bleiben wegen der Möglichkeit eines Weiterbezuges der Hilfloſen⸗ 
rente, nicht anzuerkennen iſt. Eine ungerechtfertigte Bereicherung 
des Klägers kommt nicht in Betracht. Die Forderung aus dem 
Auftrage auf Erſatz der Aufwendungen ſetzt der Beklagte dem 
Anſpruche des Klägers auf Ruhegehalt und Hilfloſenrente ent⸗ 
gegen. Nicht auf Grund eines Aufrechnungsvertrages, wie die 
Reviſion meint. Über einen ſolchen iſt in den früheren Rechts⸗ 
zügen weder etwas feſtgeſtellt noch auch nur behauptet, die 
Annahme eines derartigen Vertrages würde auch nicht der 
Sachlage entſprechen. Es handelt ſich um eine einſeitig vom 
Beklagten erklärte, den geſetzlichen Aufrechnungsbeſchränkungen 
unterſtehende Aufrechnung. Nach § 850 Nr. 8 ZPO. iſt die 
Penſion, d. h. hier das um die Hilfloſenrente erhöhte Ruhegehalt 
des Klägers, nur hinſichtlich eines Drittels des 1500 & jährlich 
überſteigenden Betrages der Pfändung unterworfen, alſo nur in 
Höhe von 516 & [3048 — 1500 = 1548: 3 = 516]. Soweit 
die Forderung der Pfändung nicht unterworfen iſt, findet auch 
die Aufrechnung gegen fie nicht ſtatt [§ 394 BGB.]. Mit 
ſeiner Auftragsforderung durfte alſo der Beklagte nur in Höhe 
von 516 & gegen den Ruhegehaltsanſpruch aufrechnen, nicht 
aber, wie er will, in Höhe von 1017 + 255,50 &, er darf 
daher die mit der Klage geforderten 255,50 dem Kläger 
nicht vorenthalten. Reichsfiskus c. Sch., U. v. 22. Juni 15, 
2/15 III. — Berlin. [B.] 8 

Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870. 

+26. 58 10, 11 StAngG.] 8 

Die Parteien haben am 20. März 1910 geheiratet. Bereits 
mit Klage vom 9. Juli 1910 beantragte der Kläger bei dem 
LG. I in Berlin, die Ehe für nichtig zu erklären, eventuell fie 
aus Verſchulden der Beklagten zu ſcheiden. Zur Begründung 
der Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts machte der damals 
ſchon in Beocſin [Ungarn] anſäſſige Kläger unter Berufung auf 
8 606° ZPO. geltend, daß er Deutſcher ſei und in Berlin 
ſeinen letzten inländiſchen Wohnſitz gehabt habe. Das LG. 
hielt die letztere Behauptung nicht für erwieſen und wies die 
Klage wegen Unzuſtändigkeit ab. Berufung und Reviſion hatten 
keinen Erfolg. Darauf erhob der Kläger dieſelbe Klage beim 
LG. in Zabern. Die Beklagte behauptete die Unzuſtändigkeit 
auch dieſes Gerichts. Sie gab zwar zu, daß der Kläger in 
Heming im Bezirke jenes Gerichts ſeinen letzten inländiſchen 
Wohnſitz gehabt habe, beſtritt aber ebenſo wie ſchon im Vor⸗ 
prozeſſe ſeine Eigenſchaft als Deutſcher. In dieſer Beziehung 
kommt folgendes in Betracht: Der Kläger iſt in Wien am 
18. Juli 1871 als unehelicher Sohn der Maria Thereſia W., 
einer Oſterreicherin, geboren. Die Mutter heiratete am 
27. Mai 1872 vor dem evangeliſchen Pfarramt in Wien den 
öſterreichiſchen Staatsangehörigen Johann H., der früher 
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Ordensgeiſtlicher in der Benediktiner⸗Abtei K. geweſen, aber 
aus dem Orden ausgetreten und ebenſo wie ſeine Braut zum 
evangeliſchen Glauben übergetreten war. Dieſer erkannte am 
16. September 1880 die Vaterſchaft über den Kläger an und 
ließ das Anerkenntnis in Geburts- und Taufregiſter eintragen. 
Seine Ehe mit der W. wurde auf Grund des 8 63 des öfters 
reichiſchen Allgemeinen Geſetzbuchs, der die Ehen von Geiſtlichen, 
welche ſchon höhere Weihen empfangen, und von Ordensperſonen, 
welche feierliche Gelübde der Eheloſigkeit abgelegt haben, ver⸗ 
bietet, von den öſterreichiſchen Gerichten in drei Inſtanzen für 
nichtig erklärt. Das Urteil des Oberſten Gerichtshofes erging 
am 8. Juni 1881. Vorher, nämlich am 11. März 1881, hatte 
Johann H., der inzwiſchen nach Berlin verzogen war, bei dem 
Polizeipräſidenten daſelbſt für ſich, ſeine Frau und ſeine Kinder 
die Verleihung der preußiſchen Staatsangehörigkeit erbeten. 
Dem Antrage wurde durch die Naturaliſationsurkunde vom 
9. Mai 1881, die ihm am 13. Mai desſelben Jahres zugeſtellt 
iſt, ſtattgegeben. In der Urkunde iſt beſcheinigt, „daß Johann H. 
auf ſein Anſuchen und behufs ſeiner Niederlaſſung in Berlin 
nebſt ſeiner Ehefrau Maria Thereſia geb. W. und folgenden 
minderjährigen, unter väterlicher Gewalt ſtehenden Kindern: — 
es folgen die Namen, an erſter Stelle derjenige des Klägers — 
die preußiſche Staatsangehörigkeit erworben hat.“ Die Beklagte 
iſt der Anſicht, daß der Kläger trotzdem nicht preußiſcher Staats⸗ 
angehöriger geworden ſei, weil die Ehe des Johann H. mit 
ſeiner Mutter nichtig und der Kläger deshalb in Wirklichkeit 
nicht ehelicher Sohn des Johann H. geweſen ſei. Beide Vor⸗ 
inſtanzen haben aber die preußiſche Staatsangehörigkeit, aller⸗ 
dings aus verſchiedenen Gründen, bejaht und die Einrede der 
örtlichen Unzuſtändigkeit verworfen. Die Beklagte hat Revifion 
eingelegt. Aus den Gründen: Das BG. läßt es dahingeftellt, 
ob der Kläger, wie das LG. angenommen hatte, als ehelicher 
Sohn des Johann H. anzuſehen ſei; es nimmt an, daß der 
Kläger ganz unabhängig davon, ob er zur Zeit der Naturaliſation 
des Johann H. unter deſſen väterlicher Gewalt geſtanden habe, 
durch die Urkunde vom 9. Mai 1881 die preußiſche Staats⸗ 
und damit die deutſche Reichsangehörigkeit erlangt habe. Dieſe 
Entſcheidung iſt zu billigen. Maßgebend iſt das Geſetz über die 
Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehbrrigkeit 
in ſeiner urſprünglichen, zur Zeit der Ausſtellung der Urkunde 
noch beſtehenden Faſſung vom 1. Juni 1870 [BGBl. S. 355) 
Zur Anwendung kommt nicht der § 8 Nr. 1, ſondern der 9 11 
dieſes Geſetzes, der den Fall behandelt, daß minderjährige Kinder 
die Staatsangehörigkeit gleichzeitig mit ihrem Vater erwerben 
ſollen, und beſtimmt, daß die Verleihung der Staatsangehörigteit 
an den Vater ſich in dieſem Falle, inſofern nicht dabei eine 
Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die noch unter väterlicher 
Gewalt ſtehenden Kinder erſtreckt. Dieſe Wirkung tritt em 
ohne Rückſicht darauf, ob darüber in der Naturaliſationsurkunde 
etwas vermerkt iſt. In ſolchem Falle wäre es Sache des 
Richters, im Streitfalle feſtzuſtellen, ob die Vorausſetzungen der 
Naturaliſation der Kinder nach 8 11 des Geſetzes zur Zeit der 
Ausſtellung der Urkunde vorhanden waren. Nach dem vom 
preußiſchen Miniſter des Innern durch Erlaß vom 5. Juni 1871 
[MBl. für die innere Verwaltung S. 161] vorgeſchriebenen 
Formular, dem die Naturaliſationsurkunde vom 9. Mai 1881 
entſpricht, ſollten aber die von der Naturalifation betroffenen 
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Kinder in der Urkunde namentlich aufgeführt werden [ugl. jetzt 
BRV. vom 27. November 1913, ZB. S. 1201]. Sit dies, 
wie im vorliegenden Falle, geſchehen, ſo iſt, wie das BG. es 
ausdrückt, der dispoſitive Rechtsſatz des § 11 Beſtandteil 
des öffentlich⸗ rechtlichen Rechtsgeſchäfts der Naturaliſation ge⸗ 
worden, mag dies nun — wie in der Rechtslehre ſtreitig iſt — 
ein einſeitiges oder ein zweiſeitiges, mit anderen Worten ein 
öffentlich⸗rechtlicher Vertrag ſein. Die zuſtändige Verwaltungs⸗ 
behörde hat ihrerſeits geprüft, ob die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 11 vorlagen und weil fie dieſe Vorausſetzungen 
für erfüllt erachtete, dem Kläger und ſeinen Geſchwiſtern ebenſo 
wie ihrer Mutter die Staatsangehörigkeit ausdrücklich ver⸗ 
liehen. Die Staatsangehörigkeit iſt alſo allerdings auf ſeiten 
der Kinder immerhin in dem Sinne eine abgeleitete und 
unſelbſtändige, als ſie nur deshalb verliehen iſt, weil ihr ver⸗ 
meintlicher Vater eingebürgert wurde [$ 11 des Geſetzes], nicht 
aber, wie das BG. richtig ſagt, in dem Sinne, daß die Ver⸗ 
leihung der Staatsangehörigkeit noch an die Bedingung geknüpft 
blieb, daß ſie die Eigenſchaft ehelicher Kinder wirklich beſäßen. 
Die Bezeichnung der von der Naturaliſation des Vaters be⸗ 
troffenen Kinder in der Urkunde hatte alſo rechtsbegründende 
Wirkung. Daß die Urkunde in der Tat dieſe Bedeutung haben 
ſollte, folgert das BG. auch mit Recht aus ihrem Schlußſatz, 
worin geſagt wird, daß „die Naturaliſationsurkunde nur für 
die darin ausdrücklich genannten Perfonen alle Rechte und 
Pflichten eines preußiſchen Staatsangehörigen begründe“. Der 
Satz hat nicht nur negative, ſondern auch poſitive Bedeutung. 

Die weitere Annahme des BG., daß eine formell ordnungs⸗ 
mäßige Naturaliſation nicht dadurch unwirkſam wird, daß nach⸗ 

träglich ein Irrtum der verleihenden Behörde in der Feſtſtellung 
ihrer geſetzlichen Vorausſetzungen über dieſe nachgewieſen wird, 
iſt von der Reviſion nicht angefochten. Sie entſpricht auch der 
in der Literatur herrſchenden Anſicht der Rechtſprechung des 
OVG. [ OVG. 13, 409; 27, 410; 55, 234] und vor allem 
auch dem praktiſchen Bedürfniſſe. Wenn man aber auch eine 
Rückgängigmachung der Naturaliſation wegen Irrtums für 
zuläſſig erachten würde, ſo könnte dieſe doch nur von der für 
die Erteilung zuſtändigen oder von der vorgeſetzten Behörde, 

nicht aber von dem Richter, der im Prozeß über die Staats⸗ 

angehörigkeit als eine Vorfrage für ein anderes Rechtsverhältnis 

zu entſcheiden hat, ausgeſprochen werden. Für dieſen bleibt die 

von der zuſtändigen Behörde erteilte Verleihung des Staats⸗ 
bürgerrechts maßgebend. Gerade im vorliegenden Fall hat 

aber, wie die dem BG. vorgetragenen Naturaliſationsakten 

ergeben, die Verwaltungsbehörde wiederholte Geſuche der Be⸗ 

klagten, dem Kläger aus den im gegenwärtigen Prozeſſe zur 
Sprache gebrachten Gründen die Staatsangehörigkeit zu ent⸗ 
ziehen, abſchlägig beſchieden. Es fragt ſich alſo nur noch, ob — 

was die Reviſion in Abrede ſtellt — die Aushändigung der 
Urkunde vom 9. Mai 1881 entſprechend der Vorſchrift des 

§ 10 des Geſetzes vom 1. Juni 1870 erfolgt iſt, da davon 

die Wirkſamkeit der Naturaliſation abhängt. Auch dieſe Frage 

iſt vom BG. mit Recht bejaht. Der Erwerb der Staats⸗ 

angehörigkeit beruht, wie ſich aus dem Erörterten ergibt, nicht 
auf einer Vertretung der Kinder durch den Vater, ſie tritt 
vielmehr kraft Geſetzes [ipso jure] infolge der Naturaliſation 

des Vaters ein, die dieſem auf Grund eines von ihm für 
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ſeine Perſon geſtellten Antrags bewilligt wird. Sie erſolgt 
alſo ohne und ſelbſt gegen den Willen der Kinder. Kann aber, 
wie ausgeführt, ein Irrtum über die tatſächlichen Vorausſetzungen 
des § 11 die Wirkſamkeit der Naturaliſation der Kinder, wenn 
ſie in der Urkunde ausgeſprochen iſt, nicht in Frage ſtellen, ſo 
muß, wie das BG. zutreffend ausführt, folgerichtig auch die 
Aushändigung an den Vater, als den zur Empfangnahme 
legitimierten Antragſteller den Eintritt der Wirkſamkeit der 
Naturaliſation auch der Kinder nach $ 11 des Geſetzes herbei⸗ 
führen. Für eine Tätigkeit des geſetzlichen Vertreters der 
Kinder iſt, da ſie an dem Abſchluſſe des Rechtsgeſchäfts über⸗ 
haupt nicht beteiligt ſind, kein Raum. H. c. H., U. v. 1. Juli 15, 
35/15 IV. — Colmar. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

27. 8 32 ZRO. Der Patentverletzer kann im Gerichts⸗ 
ſtand der unerlaubten Handlung auch auf künftige Unterlaſſung 
der Patentverletzung verklagt werden.] 

Klägerin iſt Inhaberin des mit Wirkung vom 18. Juni 
1908 erteilten Patentes Nr. 213 527, betr. „eine Einrichtung 
zur Wiedergabe langer Muſikſtücke mit Hilfe mehrerer Noten⸗ 
blätter, Schallplatten oder dgl., die abwechſelnd bewegt werden“. 
Sie behauptet, daß die Beklagte ohne ihre Erlaubnis In⸗ 
ſtrumente mit der geſchützten Vorrichtung herſtelle und verkaufe, 
und hat Klage beim LG. in Leipzig mit dem Antrag erhoben, 
die Beklagte zu verurteilen: 1. es bei Strafvermeiden zu unter⸗ 
laſſen, die geſchützte Einrichtung herzuſtellen, in Verkehr zu 
bringen, feil zu halten oder zu gebrauchen; 2. ihr über die 
Zahl der hergeſtellten, feilgehaltenen, in Verkehr gebrachten 
oder gebrauchten Einrichtungen Rechnung zu legen; 3. ihr den 
aus der Rechnungslegung ſich ergebenden Schaden zu erſetzen. 


Die Beklagte hat Abweiſung der Klage beantragt, indem ſie 


unter Verweigerung der Einlaſſung zur Hauptſache die Einrede 
der örtlichen Unzuſtändigkeit geltend machte. Die Klägerin hat 
die Zuſtändigkeit des Leipziger Gerichts einmal auf § 21 ZPO. 
geſtützt, weil die Beklagte in Leipzig eine Zweigniederlaſſung 
habe und in ihr Inſtrumente mit der geſchützten Vorrichtung 
auf Lager halte, ſodann auf § 32 ZPO., weil der Klag⸗ 
anſpruch auf unerlaubte Handlung der Beklagten beruhe. Der 
erſte Richter, Kgl. LG. zu Leipzig, hat durch Zwiſchenurteil 
vom 8. Oktober 1914 die Klage inſoweit abgewieſen, als ſie 
auf Verletzung des Patentrechts der Klägerin an ſich — ohne 
Rückſicht auf ein ſchuldhaftes Handeln der Beklagten — geſtützt 
wird, im übrigen aber die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit 
als unbegründet zurückgewieſen. Hiergegen hat Klägerin Be⸗ 
rufung, Beklagte Anſchlußberufung eingelegt. Das Kgl. OLG. 
zu Dresden hat durch Urteil vom 13. Januar 1915 die 
klägeriſche Berufung zurückgewieſen, auf die Anſchlußberufung 
der Beklagten das landgerichtliche Urteil aber dahin abgeändert, 
daß es die Klage inſoweit abwies, als mit ihr Verurteilung 
der Beklagten zur Unterlaſſung beantragt iſt. Aus den 
Gründen: Der Vertreter der Reviſionsklägerin hat vor: 
getragen, man müſſe für die Zuſtändigkeitsfrage zwiſchen der 
bloß drohenden und der bereits begangenen Patentverletzung 
unterſcheiden. Die präventive Unterlaſſungsklage werde bei 
drohender Patentverletzung auf Grund des abſoluten Rechtes 
des Patentinhabers erhoben; von einer Begründung aus der 
unerlaubten Handlung der Patentverletzung ſei dabei noch keine 
129* 
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Rede; deshalb könne auch nicht im Gerichtsſtande des § 32 
ZPO. geklagt werden. Dagegen ſetze die repreſſive Unter⸗ 
laſſungsklage die geſchehene Patentverletzung voraus; für ſie ſei 
daher der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung gegeben; 
vgl. Stein, Kommentar zur ZPO. 8 32 III; Hellwig, Lehr⸗ 
buch des deutſchen Zivilprozeßrechts Bd. II S. 261. Der Senat 
läßt es dahingeſtellt, ob dieſer Konſtruktion gefolgt werden 
darf. Er hält an der in den Urteilen vom 23. Mai 1887, 
Rep. 1115/87 und 19. Oktober 1889, Rep. I 197/89 [vgl. RG. 
im PatBl. 1887, 335; RG. 24, 394] niedergelegten Auffaſſung 
feſt. Die allein erhobene abwehrende Klage des Patentinhabers 
ſteht im vorliegenden Falle nicht in Frage. Vielmehr iſt auf 
Grund desſelben einheitlichen Tatbeſtandes auf Unterlaſſung, 
Rechnungslegung und Schadenserſatz geklagt. Das klägeriſche 
Vorbringen würde an ſich alle drei Anſprüche begründen und 
rechtfertigt daher die Zuſtändigkeit des Gerichts, in deſſen 
Bezirk die Patentverletzung begangen iſt. Mit Recht iſt in 
dem Urteile des Senats vom 23. Mai 1887 darauf hingewieſen, 
daß das Prozeßgeſetz mit ſeinen Beſtimmungen über die ver⸗ 
ſchiedenen Gerichtsſtände eine Erleichterung der Rechtsverfolgung 
bezweckt; ſie dürfen nicht Anlaß zu einer Erſchwerung bieten. 
Der Beklagte, der hinſichtlich des Anſpruchs auf Rechnungs⸗ 
legung und Schadenserſatz in dem Gerichtsſtand der unerlaubten 
Handlung Recht nehmen muß, wird nicht benachteiligt, wenn 
bei dieſem Gericht auch über den Unterlaſſungsanſpruch ent⸗ 
ſchieden wird, der ſich gleichfalls aus dem von der Klägerin 
vorgetragenen Tatbeſtand ergeben würde. Die Frage, ob 
Klägerin ihren Sachvortrag nachweiſen kann, berührt die Zu⸗ 
ſtändigkeit des angegangenen Gerichts nicht. Von „einem Ge⸗ 
richtsſtande des Zuſammenhangs“ kann im vorliegenden Falle 


nicht geſprochen werden, weil, wie erwähnt, derſelbe einheitliche 


Tatbeſtand die verſchiedenen Klaganträge rechtfertigt. Es wäre 
ein ſachlich unbegründeter Formalismus, den Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch deshalb auszuſcheiden und von dem Gerichtsſtand der 
unerlaubten Handlung abzuweiſen, weil er auch anders, nämlich 
durch Berufung auf das abſolute Patentrecht hätte begründet 
werden können. Hiernach war die Entſcheidung des OLG. auf⸗ 
zuheben und auf die Berufung der Klägerin gegen das erſt⸗ 
inſtanzliche Urteil unter Zurückweiſung der Anſchlußberufung, 
wie geſchehen, zu erkennen. H. c. Ph., U. v. 19. Juni 15, 
31/15 I. — Dresden. [S.] 8 | 
4 28. 8 313 Ziff. 3 ZPO. Erforderniſſe des Tatbeſtands.] 

Das frühere BU. iſt aufgehoben worden, weil ihm ein 

dem Geſetz entſprechender Tatbeſtand fehlte und auch die ihm 
beigegebenen Entſcheidungsgründe völlig ungenügend waren. 
Die Reviſion rügt, daß auch dem jetzt angefochtenen BU., durch 
das die Berufung gegen das die Klage abweiſende Urteil 
I. Inſtanz wiederum zurückgewieſen worden iſt, der gleiche 
Mangel anhafte. Dieſe Rüge iſt, was den Tatbeſtand betrifft, 
an ſich begründet. Es iſt unbedingt erforderlich, daß der Tat⸗ 
beſtand des BU., wenn dies nicht ſchon im landgerichtlichen 
Urteil geſchehen, die ſchließlich zur Aburteilung geſtellten Partei⸗ 
behauptungen wenigſtens in den Grundzügen derart kennzeichnet, 
daß das beiderſeitige Vorbringen ſachlich geordnet überſehen 
werden kann; es kann nicht Aufgabe des Reviſionsgerichts ſein, 
aus der Fülle von Verweiſungen auf einen anderen Rechts⸗ 

ſtreit ſich zunächſt einen brauchbaren Tatbeſtand zu bilden. 
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Jenes Erfordernis enthält auch der Tatbeſtand des jetzt an⸗ 
gefochtenen Urteils nicht und es iſt dies um ſo auffälliger, als 
in dem früheren Reviſionsurteil darauf hingewieſen worden 
war, wie ſehr derartige Tatbeſtände einer geordneten Rechts⸗ 
pflege widerſprachen und dem Reviſionsgericht feine Aufgabe 
in hohem Maße erſchweren. Wenn der erkennende Senat der 
jetzt erhobenen Rüge trotzdem nicht den gleichen Erfolg hat 
zuteil werden laſſen, wie dies gegenüber dem früheren BU. 
geſchehen, ſo beruht dies darauf, daß — entgegen der Meinung 
der Reviſion — nach dem Tatbeſtand des jetzt angefochtenen 
Urteils ſich wenigſtens keine Zweifel darüber mehr ergeben, 
welche Behauptungen vom Kläger der Beklagten gegenüber 
aufgeſtellt worden ſind, und daß der erkennende Senat im 
Intereſſe der Parteien und damit der bereits lange Jahre 
ſchwebende Rechtsſtreit endlich entſchieden werde, ſich der Auf⸗ 
gabe unterzogen hat, aus den Verweiſungen auf den Prozeß⸗ 
ſtoff in der gleichzeitig anhängigen Rechtsſache des Klägers 
gegen den Ehemann der Beklagten ſich einen Tatbeſtand zurecht⸗ 
zulegen. J. c. W., U. v. 21. Juni 15, 80/15 VI. — Cöln. [S.] 

+29. Zuläſſigkeit des Rechtswegs.] 

Die klagende Landesverſicherungsanſtalt hat dem bei ihr 
verſicherten Maurergeſellen W. vom 15. Mai 1893 ab eine Alters⸗ 
rente bewilligt. Am 12. Juli 1899 erlitt W. einen Unfall, in 
folgedeſſen die beklagte Baugewerksberufsgenoſſenſchaft ihm ſeit 
dem 12. Oktober 1899 eine Unfallrente von 600 & entrichtet. 
Die Klägerin behauptet, daß die Beklagte, obwohl ſie Kenntnis 
gehabt, daß W. eine Altersrente beziehe, ihr von der Feſtſtellung 
der Unfallrente erſt am 13. Dezember 1913 Mitteilung gemacht 
habe. Die Altersrente habe nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
neben der Unfallrente geruht, ſoweit beide zuſammen den 7¼ fachen 
Grundbetrag der Invalidenrente überſtiegen hätten, was hier der 
Fall geweſen ſei. Die Klägerin habe, weil die Beklagte pflicht⸗ 
widrig und ſchuldhaft unterlaſſen habe, ſie von der Feſtſtellung 
der Unfallrente zu benachrichtigen, die Zahlung erſt am 1. Januar 
1914 einſtellen können. Sie fordert von der Beklagten auf 
Grund des § 823 BGB. Erſatz ihrer an W. zu Unrecht be 
zahlten Renten, die von dieſem nicht mehr beigebracht werden 
könnten. Das LG. hat die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtswegs abgewieſen. Das KG. hat den Rechtsweg für 
zuläſſig erklärt. Die Reviſion der Beklagten blieb erfolglos. 
Gründe: Bei der Unterſuchung, ob der Rechtsweg zuläſſig it, 
muß von der Regel ausgegangen werden, daß die ordentlichen 
Gerichte zuſtändig find, ſofern nicht dieſe Zuständigkeit nach der 
Art der Klagebegründung, der Natur des verfolgten Anſpruchs 
oder durch beſondere geſetzliche Vorſchriften ausgeſchloſſen it 
[vgl. RG. 46, 248; 49, 321]. Die Klage bezielt Erstattung 
von Geldleiſtungen, die nach der Behauptung der Klägerin von 
ihr infolge ſchuldhafter Zuwiderhandlung der Beklagten gegen 
ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. bewirkt 
worden ſind. Der Anſpruch wird alſo auf das bürgerliche Recht 
geſtützt und ſeine Begründung dient nicht etwa nur zur Ver; 
ſchleierung eines der bürgerlichen Gerichtsbarkeit entrückten de 
gehrens. Die Klägerin leitet die Pflicht der Beklagten zur 
Benachrichtigung von der Feſtſtellung der Unfallrente für W. 
aus der Beſtimmung in § 141 InvuAltersVerſGG. vom 22. Juni 
1889 und 8 172 InvVerſ G. vom 13. Juli 1899 her, wonach 
den Berufsgenoſſenſchaften und Krankenkaſſen aufgegeben wurde, 
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den Verſicherungsanſtalten alle Mitteilungen zukommen zu laſſen, 
die für ihren Geſchäftsbetrieb von Wichtigkeit ſeien. Dieſe 
Pflicht, deren Unterlaſſung die Klägerin der Beklagten zum 
Vorwurf macht, beruht zwar nicht auf einer privatrechtlichen 
Beziehung, ſondern auf dem öffentlich⸗rechtlichen Verhältnis, in 
dem die Träger der Arbeiterverficherung zueinander ſtehen. 
Indes iſt der Umſtand, daß eine Verpflichtung, wegen deren 
Verletzung Schadenserſatz gefordert wird, auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts liegt, für die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
ohne entſcheidende Bedeutung [vgl. RG. 22, 288; 57, 353; 
65, 113], Bei den in Frage ſtehenden gegenſeitigen Mit⸗ 
teilungen handelt es ſich um Hilfsmittel, die die Geſchäfts⸗ 
führung der Verſicherungsträger erleichtern und fördern und 
dieſe vor Nachteilen bewahren ſollen. Sie fallen aber nicht in 
den Kreis hoheitsrechtlicher oder obrigkeitlicher Aufgaben. Die 
Berufsgenoſſenſchaften insbeſondere ſind und waren zwar Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts, haben aber keinen behördlichen 
Charakter [vgl. 88 1343, 685 RVO.]. Das behauptete Ver⸗ 
ſehen der Beklagten bildet ſohin nicht einmal eine behördliche 
Pflichtwidrigkeit. Hienach folgt weder aus der Art, wie der 
Anſpruch begründet iſt, noch aus ſeiner Natur, daß der Rechts⸗ 
weg unzuläſſig ſei, und es kann ſich nur fragen, ob durch das 
Geſetz für die Rechtsſtreitigkeit ein anderes als das gerichtliche 
Verfahren vorgeſchrieben wurde. Auch dies iſt zu verneinen. 
Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt eine Frage des Prozeß⸗ 
rechts. Prozeßrechtliche Vorſchriften ergreifen mit ihrem Inkraft⸗ 
treten die Rechtsſtreitigkeiten, auf die ſie anwendbar ſind, ſofern 
nichts anderes beſtimmt iſt. Maßgebend für die im April 1914 
erhobene Klage iſt alſo die RVO. [Art. 1 ff. EGRVO., Kaiſ. 
Verordn. vom 5. Juli 1912]. Dieſe enthält keine Beſtimmung, 
daß Erſatzanſprüche der vorliegenden Art dem ordentlichen Richter 
entzogen und dem Spruchverfahren [SS 1636 ff., 1771 ff.] zu⸗ 
gewieſen ſeien. Die von dem LG. und der Reviſion allein 
herangezogenen 88 1522 ff. beziehen ſich auf Erſatzanſprüche der 


Altersverſicherung überhaupt nicht; § 1526, welcher Erſatz⸗ 


anſprüche der in SS 1522 ff. behandelten Art dem Spruch⸗ 
verfahren zuweiſt, iſt daher hier nicht anwendbar. Demgemäß 
hat das BG. mit Recht die Zuläſſigkeit des Rechtswegs bejaht. 
Nordöſtliche Baugewerksberufsgenoſſenſchaft c. Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt P., U. v. 8. Juli 15, 84/15 VI. — Berlin. [B.] 
"730. Die während der Anhängigkeit des Rechtsſtreits vor 
dem RG. erfolgte Erhebung des Konflikts ſteht der Entſcheidung 
über die Reviſion nicht entgegen. Inwieweit iſt der Rechtsweg 
wegen eines Anſpruchs auf Verzinſung eines zu Unrecht ein⸗ 
gezogenen Steuerbetrages zuläffig?] 

Der Kläger wurde für das Jahr 1907/08 von der Be⸗ 
klagten zu einer Gemeindeeinkommenſteuer von 29 800 & ver⸗ 
anlagt. Der Bezirksausſchuß ſetzte durch Urteil vom 11. Juni 1912, 
das durch Zurückweiſung der Reviſion der Beklagten durch Er⸗ 
kenntnis des OVG. vom 10. Juli 1913 die Rechtskraft erlangte, 
den Steuerbetrag auf 16 159,67 4 herab. Der überhobene Betrag 
von 13 640,33 4 wurde dem Kläger am 19. September 1913 
zurückgezahlt. Dieſer beanſprucht jetzt als den ihm durch die 
verſpätete Rückzahlung entſtandenen Schaden Zinſen von dem 
überhobenen Betrage für die Zeit vom 11. Juni 1912 bis zum 
19. September 1913 und zwar für die einzelnen Zeitabſchnitte 
in verſchiedener Höhe mit der Begründung, er habe ſelbſt ſo 
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hohe Zinsſätze feiner Bank zahlen müſſen. Er ſtützt die Klage 
auf Verzug und ungerechtfertigte Bereicherung und vor allem 
auf Verſchulden des Stadtrats, der als Beamter und verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter der Beklagten die Steuerangelegenheit 
bearbeitet und durch Einlegung der Reviſion oder doch durch 
Hinauszögerung der Rückzahlung nach deren Verwerfung ſich 
einer Amtspflichtverletzung und eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten ſchuldig gemacht habe. Die Beklagte hat die Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs erhoben und die Verhandlung 
zur Hauptſache verweigert. Die Einrede iſt von dem LG. ver⸗ 
worfen und die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe 
zurückgewieſen, daß der Rechtsweg inſoweit zuläſſig ſei, als der 
Klaganſpruch auf ungerechtfertigte Bereicherung und auf Verzug 
geſtützt werde. Gegen dieſes Urteil, ſoweit dadurch die Einrede 
der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs verworfen iſt, hat die Be⸗ 
klagte Reviſion erhoben. Wenige Tage vor der mündlichen 
Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte hat der Oberpräſident 
der Provinz Brandenburg durch Beſchluß vom 2. Juni 1915 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Februar 1854, betr. die 
Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts: und Dienſt⸗ 
handlungen den Konflikt erhoben mit dem Antrage, das Rechts⸗ 
verfahren bis zur Entſcheidung über den Konflikt einzuſtellen. 
Er hat den Beſchluß dem LG. überſandt, bei dem der Rechts⸗ 
ſtreit in der Hauptſache noch anhängig iſt, und dieſes hat durch 
Beſchluß vom 5. Juni 1915 daraufhin das Rechtsverfahren 
einſtweilen eingeſtellt. Gründe: 1. Der erhobene Konflikt und 
der Einſtellungsbeſchluß des LG. ſtehen der Verhandlung und 
Entſcheidung der Reviſion nicht entgegen. Daß der Beſchluß 
des LG. ohne Wirkung auf das bei dem RG. anhängige Ver⸗ 
fahren iſt, bedarf keiner Darlegung. Zweifelhaft kann nur ſein, 


ob nicht auch das RG. verpflichtet iſt, auf Grund des Konflikts 


bis zu deſſen Entſcheidung das Reviſionsverfahren auszuſetzen. 
Dieſe Frage bedürfte freilich keiner Prüfung, wenn die [z. B. 
von Otto Meyer, Deutſches Verwaltungsrecht, 2. Aufl., Bd. I 
S. 206 ff. und von Jaſtrow in ZP. 39, 129 ff. vertretene] 
Anſicht zu billigen wäre, daß die Reichsjuſtizgeſetze einen Konflikt 
nur dann zulaſſen, wenn der Beamte ſelbſt, nicht dagegen, wenn 
ſtatt ſeiner wegen ſeiner Amtspflichtverletzung der Staat, die 
Gemeinde oder ein ſonſtiger Verband auf Schadenserſatz in 
Anſpruch genommen wird, und daß daher wegen Widerſpruchs 
mit den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen die Vorſchrift des § 2 
des preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 der Gültigkeit 
entbehrt, nach der bei der Inanſpruchnahme des Staates [oder 
des ſonſtigen Verbandes, § 4] die für den Fall der Verfolgung 
des Beamten geltenden Vorſchriften auf die Feſtſtellung, ob der 
Beamte ſich einer Amtspflichtverletzung ſchuldig gemacht hat, 
entſprechende Anwendung finden. Dieſer Anſicht kann aber 
nicht beigepflichtet werden; die Zuläſſigkeit der Vorſchrift des 
§ 2 iſt in der Begründung des Geſetzentwurfs und in den 
Beratungen der Kommiſſionen des Abgeordnetenhauſes und des 
Herrenhauſes, bei denen bereits Bedenken geltend gemacht 
wurden, von den Regierungsvertretern zutreffend dargelegt 
worden [Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes 1908/09, 
Druckſ. Nr. 32 S. 9 ff.; Kommd. Nr. 354A S. 7 fl.; 
Nr. 354B S. 12 ff.; Komm. des Herrenhauſes 1908/09 
Nr. 139 S. 5 ff.]. Liegt es ſchon an ſich nahe, daß dadurch 
allein, daß der Staat ſeine Haftung an die Stelle der Haftung 
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des ſchuldigen Beamten für eine Amtspflichtverletzung ſetzt, an 
den Vorausſetzungen der Feſtſtellung der Amtspflichtverletzung 
nichts geändert wird, ſo kommt hier hinzu, daß die Vor⸗ 
ſchrift des 8 2 mit Sinn und Zweck der Beſtimmungen des 
8 11 EGGVG. durchaus im Einklange ſteht. Selbſt wenn, 
wie von den Vertretern der abweichenden Meinung behauptet 
wird, der 8 11 Abſ. 2 lediglich den Schutz des Beamten gegen 
unbegründete ſchikanöſe Klagen bezweckte, würde ſich die Er⸗ 
ſtreckung auf den Fall rechtfertigen, daß ſtatt des Beamten der 
Staat, die Gemeinde uſw. in Anſpruch genommen wird; denn 
auch durch eine Klage gegen dieſe wird der dem Rückgriff aus⸗ 
geſetzte Beamte erheblich beläſtigt. Die Vorſchrift des 8 11 
Abſ. 2 ſoll aber keineswegs lediglich im Intereſſe der Beamten, 
ſondern in erſter Linie im Intereſſe einer unabhängigen Staats⸗ 
verwaltung haltloſe Klagen abſchneiden und Hemmungen ver⸗ 
hindern, die man bei der uneingeſchränkten Unterwerfung der 
Verwaltungshandlungen unter die Rechtſprechung der ordent⸗ 
lichen Gerichte befürchtete [vgl. RG. 20, 300; OVG. 8, 399; 
11, 412; 32, 435]. Mit 8 4 EGZRO. ferner, auf den ſich 
die Gegner noch berufen, iſt die Beſtimmung des 82 durchaus 
vereinbar; aus dem Grunde, weil als Partei der Staat, eine 
Gemeinde oder eine andere öffentliche Korporation beteiligt iſt, 
wird hier der Rechtsweg nicht ausgeſchloſſen. Der erhobene 
Konflikt iſt demnach nicht etwa wegen Widerſpruchs mit reichs⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen als unzuläſſig zu erachten; im Anſchluß 
an die den poſitiven Komp etenzkonflikt betreffende Entſcheidung 


der Ver ZS. in RG. 48, 195 iſt aber anzunehmen, daß, wie 


der poſitive Kompetenzkonflikt, To auch der hier fragliche 
Konflikt, wenn er während der Anhängigkeit des Rechtsſtreits 
vor dem NG. erhoben wird, den Fortgang des Reviſions⸗ 
verfahrens nicht hindert. Die Entſcheidung der Ver 33S. iſt 
zwar in erſter Linie auf den Wortlaut und die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 17 GLG. geſtützt, aber nicht nur auf dieſe; 
in ihr wird vielmehr auch der Grundſatz zum Ausdrucke gebracht, 
daß mit Rückſicht auf die ſtaatsrechtliche Stellung des RG. und 
die durchaus ſelbſtändige, von keiner bundesſtaatlichen Einwirkung 
abhängige Gerichtsbarkeit des Reichs, in die der Rechtsſtreit 
mit der Einlegung der Reviſion bei dem RG. für die Dauer 
des Verfahrens in der Reviſionsinſtanz gelangt, eine Landes⸗ 
behörde nicht befugt iſt, auf Grund einer landesrechtlichen 
Beſtimmung einem vor dem NG. ſchwebenden Verfahren Halt 
zu gebieten und den Urteilserlaß zu hindern, | oweit nicht eine 
unzweideutige reichsgeſetzliche Beſtimmung etwas anderes vor⸗ 
ſchreibt RG. 48 S. 197, 201 f., 206; vgl. daſelbſt 44 S. 7, 
380, 383]. Um einen ſolchen Eingriff in das vor dem RG. 
ſchwebende Verfahren handelt es ſich bei dem Konflikte nicht 
minder als bei dem poſitiven Kompetenzkonflikte. Wie bei dieſem 
durch das Eingreifen einer Landesverwaltungsbehörde die an 
ſich den Gerichten zuſtehende Prüfung der Frage der Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs [8 17 Abi. 1 GG.] dem Gericht entzogen 
und dem Gerichtshofe zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte 
oder der ſonſt zuſtändigen „beſonderen Behörde“ übertragen, 
das Gerichtsverfahren aber bis zur Entſcheidung der Behörde 
unterbrochen oder eingeſtellt wird [8 15 Nr. 1 EGZRO.; 
8 7 Preußiſche Verordnung vom 1. Auguſt 1879) fo wird 
durch die Erhebung des Konflikts dem ordentlichen Gerichte die 
ihm an ſich obliegende Entſcheidung, ob der Beamte ſich einer 
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Aberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer 
ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht hat, genommen 
und dem OVG. oder dem RG. übertragen, das Gerichtsverfahren 
bis zu dieſer Entſcheidung aufgehalten und im Falle der Ver⸗ 
neinung einer Amtspflichtverletzung der Rechtsweg unzuläſſig 
(vgl. RG. 20, 300), Daß in den durch $ 11 EGGVG. 
geregelten Fällen eine Ausnahme von dem obigen Grundſatze 
gelten ſoll, kann aus dem Inhalte des § 11 ebenſowenig ent⸗ 
nommen werden, wie nach den Ausführungen der Ver3S. die 
Beſtimmung des 8 17 GVG. eine Ausnahme für den Kompetenz⸗ 
konflikt zuläßt. Weder der Wortlaut noch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 11 ergibt etwas dafür, daß die Landesverwaltungs⸗ 
behörde auch in das Verfahren bei dem RG. einzugreifen und 
dieſes zu hindern befugt fein ſoll [vgl. über die Entſtehungs⸗ 
geſchichte Hahn, Materialien zum GG., 2. Aufl., Bd. II 
S. 990 f., 1453 ff., 1485, 1488, 1496, 1514 f., 1528, 1543 ff, 
1622 ff.. Das Beſtreben des Reichstags, möglichſt jede Be 
ſonderheit der Rechtsverfolgung der Beamten zu beſeitigen, 
Spricht vielmehr dagegen. Daß nach $ 11 Abſ. 2 Nr. 2 in 
erſter Linie dem oberſten Verwaltungsgerichtshof und nur in 
den Bundesſtaaten, in denen ein ſolcher nicht beſteht, dem RG. 
die Vorentſcheidung zusteht, genügt nicht zur Annahme einer 
Abweichung von dem obigen Grundſatze; im 5 17 GVG. iſt 
ſogar nur die „beſondere Behörde“ für zuſtändig erklärt, 
das RG. iſt kraft Reichsrechts überhaupt nicht zur Entſcheidung 
eines Kompetenzkonflikts berufen, ſondern kann nur gemäß 
8 17 EGGVG. für zuſtändig erklärt werden. Nebenbei mag 
ſchließlich noch auf die in RG. 44 S. 7, 383 f.; 48, 203 
hervorgehobenen Bedenken hingewieſen werden, die ſich aus der 
abweichenden Anſicht für den Fall ergeben, daß das NG. zur 
Vorentſcheidung zuſtändig iſt. Die Erhebung des Konflikts ſteht 
demnach der Entſcheidung über die Reviſion nicht entgegen. 
2. Die Reviſion iſt aber nicht begründet, da die Zuläſſigkeit 
des Rechtswegs für die Klage aus 8 839 BGB. in Verbindung 
mit 88 1, 4 des Preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 
unbedenklich zu bejahen iſt. Daß die Anſprüche gegen öffentliche 
Beamte wegen Amtspflichtverletzungen zu den bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im Sinne des 8 13 GVG. gehören und zwar ohne 
Rückſicht auf die Natur des Rechtsverhältniſſes, um das es ſich 
bei der Amtshandlung handelt, unterliegt nach den Vorſchriften 
der Reichsjuſtizgeſetze, namentlich nach den Beſtimmungen des 
g 11 EGGVG. keinem Zweifel, und für den gegebenen Fall 
kommt auch keine Sondervorſchrift in Betracht, durch die die 
Zuſtändigkeit den Verwaltungs behörden oder Verwaltungsgerichten 
übertragen wäre. Die den Rechtsweg in Anſehung der Verbindlich⸗ 
keiten zur Entrichtung von Gemeindeſteuern ausſchließenden Vor⸗ 
Schriften des PrALR., Tl. II Tit. 14 8 78, des Zuſtändigkeits G. 
vom 1. Auguſt 1883 $ 34 Nr. 2, § 160 und des Kommunal⸗ 
abgaben. vom 14. Juli 1893 88 69 f. finden auf Klagen aus 
8 839 BGB. keine Anwendung. Daß ferner die Anſprüche 
aus 8 839 nicht dann dem ordentlichen Richter entzogen werden, 
wenn ſie nicht gegen den Beamten ſelbſt, ſondern gemäß 88 1,4 
des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 gegen den Staat, die Gemeinde 
oder einen ſonſtigen Verband gerichtet ſind, erhellt unzweideutig 
aus den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 88 2, 5. Sollten die 
Ausführungen des BerR. dahin zu verſtehen ſein, daß er den 
Rechtsweg auch inſoweit für zuläſſig erachtet, als die Klage 
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mit einem gegen die guten Sitten verſtoßenden Verhalten des 
Beamten begründet iſt, für das die Beklagte auf Grund der 
88 31, 89, 826 BGB. hafte, jo würde dem nicht beizupflichten 
ſein. Bei dieſer Klagbegründung handelt es ſich, anders als 
bei der oben beſprochenen, um eine Inanſpruchnahme der 
Gemeinde wegen einer von einem verfaſſungsmäßig berufenen 
Vertreter und deshalb gleichſam von ihr ſelbſt begangenen 
unerlaubten Handlung. Hier findet der Grundſatz Anwendung, 
daß ein dem ordentlichen Rechtsweg entzogener öffentlich⸗rechtlicher 
Anſpruch nicht in Geſtalt einer Schadenserſatzforderung vor den 
ordentlichen Richter gebracht werden kann [vgl. RG. 70, 398 
und die dort angezogenen Urteile], insbeſondere auch nicht als 
Schadenserſatzanſpruch aus § 826 [Urt. vom 26. März 1909, 
VII 270/08, PrVerwBl. Jahrg. 31 S. 227). Daß aber ein 
Anſpruch auf Verzinſung eines zu Unrecht eingezogenen Steuer⸗ 
betrags nicht vor die ordentlichen Gerichte gehört, auch wenn 
die Zinsforderung als Schadenserſatzanſpruch und ohne den 
Hauptanſpruch nach deſſen Befriedigung durch Rückzahlung des 
überhobenen Betrags geltend gemacht wird, ift von dem RG. 
wiederholt erkannt [RG. 80, 372; 48) Urt. vom 7. Juli 1914, 
VII 124/14 40]. Der Rechtsweg iſt demnach in dem vorliegenden 
Falle nur für den Anſpruch aus $ 839 BGB. in Verbindung 
mit 88 1, 4 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 zuläſſig. Dies 
in dem entſcheidenden Teile zum Ausdrucke zu bringen, erſchien 
deshalb nicht erforderlich, weil das angefochtene Urteil von den 
Parteien nach deren Vortrage nicht anders verſtanden iſt; es 
iſt deshalb für genügend erachtet, dies hier klarzuſtellen. Stadt⸗ 
gemeinde B. c. P., U. v. 6. Juli 15, 597/14 III. — Berlin. [B.) 
31. Rechtliche Stellung des Schiedsrichters und die des 
Schiedsgutachters. Ob mehrere zu Schiedsgutachtern beſtellte 
Perſonen ihren Spruch durch Mehrheitsbeſchluß oder nur ein⸗ 
ſtimmig mit bindender Wirkung für die Parteien abgeben 
können, hängt von der durch Auslegung des Vertrags zu be⸗ 
antwortenden Frage ab, ob die Parteien dem Mehrheitsbeſchluſſe 
der Schiedsgutachter ſich haben unterwerfen wollen.] 

Eine Reihe von Grundbeſitzern, unter ihnen auch der 
Kläger, haben ſich vertraglich verpflichtet, dem Kaliwerke Stein⸗ 
förde, Aktiengeſellſchaft in Hannover, für deren Anlagen ihre 
ſüdlich von der Chauſſee Celle —Eyſtrup belegenen Grundſtücke 
zum Preiſe von 1500 & für den hannoverſchen Morgen ab⸗ 
zutreten. Zum Verkauf von nördlich der bezeichneten Chauſſee 
belegenen „Grundſtücken ſind die Eigentümer nur in zwingenden 
Fällen“ verpflichtet. Darüber, ob ein tatſächlich zwingender 
Fall vorliegt, ſoll nach 8 11 des Zuſatzvertrages vom 19. No- 
vember 1906 ein Schiedsgericht entſcheiden. Es ſoll aus dem 
Landrat des Landkreiſes Celle als Vorſitzenden und zwei 
Schiedsrichtern, von denen jede Partei einen erwählt, beſtehen. 
Das Kaliwerk verlangte vom Kläger und anderen Grund⸗ 
beſitzern zum Bahnanſchluß die ÜUberlaſſung von Land nördlich 
der Chauſſee. Das Land iſt auch in Benutzung genommen, 
der Kläger weigerte ſich aber den Grund und Boden zum 
Preiſe von 1500 & für den Morgen zu überlaſſen, weil ein 
zwingender Fall nicht vorliege. Es trat deshalb das vor⸗ 
geſehene Schiedsgericht unter dem Vorſitze des Landrats von 
Harlem zuſammen. Der Kläger ernannte den Hofbeſitzer Th., 
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das Kaliwerk den Beklagten zum Schiedsrichter. Nach ſtatt⸗ 
gehabter Verhandlung wurde am 7. Januar 1914 ein „Schieds⸗ 
ſpruch“ entworfen, in welchem als tatſächlich feſtſtehend an⸗ 
genommen iſt, daß ein zwingender Fall für die Inanſpruch⸗ 
nahme der Grundſtücke nördlich der Chauſſee für das Kaliwerk 
nicht vorgelegen habe. Dieſer „Schiedsſpruch“ iſt vom Vor⸗ 
ſitzenden und vom Schiedsrichter Th. unterzeichnet. Der Be⸗ 
klagte hat ſeine Unterſchrift verweigert, weil die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung dem Beſchluſſe des Schiedsgerichts nicht entſpreche. 
Der Kläger hat mit der vorliegenden Klage Verurteilung des 
Beklagten zur Erfüllung ſeiner ſchiedsrichterlichen Verpflichtung, 
insbeſondere zur Unterzeichnung des Schiedsſpruchs und die 
Feſtſtellung verlangt, daß der Beklagte zum Erſatze allen 
Schadens verpflichtet ſei, der durch die Nichterfüllung der 
Schiedsrichterpflicht, namentlich durch die Nichtunterzeichnung 
des Spruchs entſtanden iſt und noch entſtehen wird. Das LG. 
hat nach dem Antrage des Beklagten auf Abweiſung der Klage 
erkannt. Auf die Berufung des Klägers iſt vom OLG. im 
Urteil vom 23. Januar 1915 abändernd die Verurteilung des 
Beklagten nach dem Klageantrage ausgeſprochen. Gegen dieſes 
Urteil, auf deſſen Tatbeſtand verwieſen wird, hat der Beklagte 
Reviſion eingelegt. Das BG. ſieht von einer Entſcheidung 
darüber, ob der Beklagte auf Grund des Vertrages vom 
19. November 1906 als Schiedsrichter oder als Schieds⸗ 
gutachter ernannt worden iſt, ab. Denn es ſei — ſo führt 
das angefochtene Urteil aus — das Klageverlangen berechtigt, 
auch wenn der Beklagte als Schiedsgutachter habe tätig ſein 
ſollen. Als ſolcher habe er dem Kläger gegenüber die gleichen 
Pflichten wie ein Schiedsrichter; er ſei, indem er ſich zur Ent⸗ 
ſcheidung der Streitfrage bereit erklärt habe, in ein Vertrags⸗ 
verhältnis zu beiden Parteien getreten. Zu den Vertrags⸗ 
pflichten des Beklagten gehöre aber, auch wenn er Schieds⸗ 
gutachter ſei, die Mitwirkung bei der Unterzeichnung des Gut⸗ 
achtens. Die Erſtattung eines Gutachtens in ſchriftlicher Form 
ſei in einem Falle, wie es der vorliegende iſt, zweckmäßig und 
allgemein üblich. Wenn mehrere Perſonen darüber einig würden, 
Schiedsgutachter mit der Entſcheidung einer Streitfrage zu be⸗ 
trauen, ſo gingen ſie davon aus, daß dieſe bei der Erledigung 
in der allgemein üblichen Weiſe verfahren würden und dieſer 
Auffaſſung paßten ſich die Gutachter mit der Übernahme des 
Auftrages an. Daraus ergebe ſich die Folgerung, daß der 
Beklagte verpflichtet ſei, den nach der Erörterung der Streit⸗ 
frage durch die drei berufenen Perſonen zuftande gekommenen 
Ausſpruch mit ſeiner Unterſchrift zu verſehen. Die Unter⸗ 
zeichnung dürſe der Beklagte nicht verweigern, auch wenn ſeine 
Darſtellung zutreffe, die drei Schiedsrichter oder Schiedsgut⸗ 
achter ſeien nur über einen Ausſpruch des Inhalts, wie ihn 
Beklagter wiedergebe, einig geworden. Denn abgeſehen davon, 
daß zwiſchen dieſem Ausſpruche und dem in der Urkunde vom 
7. Januar 1914 enthaltenen Schiedsſpruche ein weſentlicher 
Unterſchied nicht beſtehe, ſtelle der letztere Spruch erſt die end⸗ 
gültige Entſcheidung dar. Dieſe Entſcheidung ſei von der 
Mehrheit der Beteiligten beſchloſſen, der Beſchluß ſei deshalb 
auch für den eine abweichende Anſicht vertretenden Beklagten 
verbindlich und ſeine Weigerung, zu unterſchreiben, entbehre der 
Berechtigung. Demgemäß ſei der Beklagte zur Erteilung ſeiner 
Unterſchrift zu verurteilen und er habe, da er vertragswidrig 
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gehandelt habe, dem Kläger auch den durch die Verletzung der 
Vertragspflicht bereits entſtandenen und den künftig davon zu 
erwartenden Schaden zu erfetzen. Die ſo begründete Ent⸗ 
ſcheidung ficht die Reviſion als das materielle Recht verletzend 
und gegen prozeßrechtliche Vorſchriften verſtoßend an. Die er⸗ 
hobenen Angriffe ſind zum Teil berechtigt und haben zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils geführt. Zu beanſtanden iſt 
zunächſt, daß das BG. es unentſchieden läßt, ob auf Grund 
des § 11 des Vertrages vom 19. November 1906 Schieds⸗ 
richter oder Schiedsgutachter ernannt werden ſollen und er⸗ 
nannt ſind. Die Annahme des angefochtenen Urteils, es ſei 
bei der Gleichheit der Pflichten beider rechtlich bedeutungslos, 
ob das Klageverlangen gegen den Beklagten in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Schiedsrichter oder als Schiedsgutachter gerichtet 
werde, wird von der Reviſion mit Recht als nicht zutreffend 
angegriffen. Es iſt dabei nicht beachtet, daß die rechtliche 
Stellung des Schiedsrichters den Streitteilen gegenüber eine 
andere iſt, als die des Schiedsgutachters. Das ſog. Rezeptum 
iſt, wie in dem vom BG. in Bezug genommenen Urteile des 
RG. vom 29. November 1904 [RG. 59, 247] ausgeführt iſt, 
ein Vertrag eigener Art, welcher dem Schiedsrichter, da er über 
den Parteien ſtehend einen Rechtsſtreit gleich wie der Staats⸗ 
richter entſcheiden ſoll, eine Stellung einräumt, wie ſie weder 
beim Auftrage, noch bei dem Dienſt⸗ oder Werkvertrage des 
BGB. zu finden iſt. Dieſe beſondere Stellung haben die 
Schiedsgutachter nicht. Ihre vertraglichen Beziehungen zu den 
Parteien, für die ſie ein Gutachten erſtatten ſollen, ſind nicht 
von vornherein ſchon durch einen Vertrag beſonderer Art ge⸗ 
regelt, ſondern ergeben ſich erſt aus den mit ihnen getroffenen 
Vereinbarungen; dieſe können in verſchiedenen Vertragsarten 
zum Ausdruck gebracht ſein und müſſen deshalb nach der Lage 


des einzelnen Falls beurteilt werden. Nur für das Rezeptum 


iſt in der Rechtſprechung des RG. die Klage beider Parteien 
auf Erfüllung und damit auch auf unterſchriftliche Vollziehung 
eines Schiedsſpruchs zugelaſſen. Wenn es ſich hier um Be⸗ 
ſtellung von Schiedsrichtern nicht handelt, ſind deshalb aus 
dieſer Rechtſprechung dem Beklagten ungünſtige Folgerungen 
nicht herzuleiten. Von der Prüfung, ob die drei hier in Be⸗ 
tracht kommenden Perſonen zu Schiedsrichtern beſtellt oder ob 
ſie zu Schiedsgutachtern ernannt ſind, darf daher nicht ab⸗ 
geſehen werden. Dieſe Frage kann aber, da es in dieſer Be⸗ 
ziehung weiterer tatſächlicher Erörterungen nicht bedarf, vom 
Reviſionsgericht entſchieden werden und zwar dahin, daß, ob⸗ 
wohl der § 11 des Vertrags vom 19. November 1906 von 
einem Schiedsgericht und von Schiedsrichtern ſpricht, doch ein 
Schiedsvertrag im Sinne des § 1025 ZPO. nicht geſchloſſen 
iſt und deshalb auch nicht Schiedsrichter, ſondern Schieds⸗ 
gutachter ernannt und in Tätigkeit getreten ſind. Nach der im 
Tatbeſtande wiedergegebenen Vertragsbeſtimmung ſoll ſchieds⸗ 
gerichtliche Entſcheidung darüber getroffen werden, ob, wenn 
das Kaliwerk Grundſtücke nördlich der Chauſſee Celle —Eyſtrup 
in Anſpruch nehmen will, ein zwingender Fall hierfür vorliegt. 
Dem Schiedsgericht iſt damit nicht, wie dies 5 1025 ZPO. 
zur Vorausſetzung hat, die Entſcheidung eines Rechtsſtreits 
durch einen den Streit erſchöpfenden, dem Urteile des ordent⸗ 
lichen Richters gleichen Spruch übertragen, ſondern es ſoll nur 
über eine tatſächliche Vorfrage entſcheiden. Die Folgerungen, 
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welche ſich aus der Bejahung oder Verneinung dieſer nur ein 
Element der Entſcheidung bildenden Frage ergeben, ſind von 
den Schiedsrichtern nicht zu ziehen. Erſt die Folgerung aber, 
daß das in Anſpruch genommene Grundſtück dem Kaliwerke zu 
dem im Vertrage beſtimmten Preiſe zu überlaſſen iſt oder nicht, 
entſcheidet der Streit. Dem ſog. Schiedsgerichte iſt nur das 
Befinden darüber übertragen, ob das Kaliwerk zur Fortführung 
ſeines Unternehmens des betreffenden Grundſtücks aus zwingenden 
Gründen bedarf. Eine ſich hierüber verhaltende Außerung iſt 
lediglich ein nach Prüfung der tatſächlichen Verhältniſſe er⸗ 
ſtattetes Gutachten. Bloße Gutachten aber können durch Partei⸗ 
vereinbarungen zu Schiedsſprüchen nicht gemacht werden. [Vgl. 
RG. 65, 71.] Hiernach iſt mit der Reviſion das Vorliegen 
eines Schiedsvertrages und damit auch die Beſtellung des Be⸗ 
klagten zum Schiedsrichter zu verneinen. Nicht zu folgen aber 
iſt den ſich daran anknüpfenden Ausführungen der Reviſion, 
daß dann auch, da der Beklagte unſtreitig vom Kaliwerke zum 
Schiedsgutachter ernannt iſt, der Kläger überhaupt nicht zu 
ihm in ein vertragliches Verhältnis getreten ſei. Vielmehr iſt 
es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das BG. annimmt, der 
Beklagte habe damit, daß er ſich bereit erklärt habe, bei der 
Entſcheidung der nach dem Vertrage von drei Perſonen zu 
prüfenden Streitfrage mitzuwirken, nicht nur dem Streitteile, 
der ihn zugezogen hat, ſondern beiden Teilen gegenüber die 
Verpflichtung übernommen, die der zuſammengetretenen Kom⸗ 
miſſion geſtellte Aufgabe durchzuführen. Dieſe Auffaſſung ent⸗ 
ſpricht, mag mit den Gutachtern ein Auftragsverhältnis ein⸗ 
gegangen oder ein Dienſt⸗ oder Werkvertrag geſchloſſen ſein, 
der Lage der Sache und nicht willkürlich, ſondern nur wenn 
dies nach dem eingegangenen Vertragsverhältnis gerechtfertigt 
iſt, darf der Beklagte ſeine zugeſagte weitere Mitwirkung ver⸗ 
weigern. Weiter iſt auch darin dem BG. beizutreten, daß in 
einem Falle, wie der vorliegende iſt, ſchriftliche Begutachtung 
ſtillſchweigend verlangt und zugeſagt iſt. Dagegen entbehrt die 
hieraus hergeleitete weitere Folgerung des angefochtenen Urteils, 
der Beklagte dürfe deshalb die unterſchriftliche Vollziehung des 
nach dem Beſchluſſe der Mehrheit in dem Schriftſtücke vom 
7. Januar 1914 abgefaßten Gutachtens, weil er abweichender 
Anſicht ſei, nicht verweigern, bisher einer ſie ſtützenden Grundlage. 
Für das ſchiedsgerichtliche Verfahren iſt allerdings in § 1038 
ZPO. angeordnet, daß bei einem von mehreren Schiedsrichtern 
zu erlaſſenden Spruche die abſolute Mehrheit der Stimmen 
entſcheidend iſt, ſofern nicht der Schiedsvertrag ein anderes 
beſtimmt. Für eine entſprechende Anwendung dieſer Vorſchrift 
auf mehrere beſtellte Gutachter bietet das Geſetz aber keinen 
Anhalt. Vielmehr ordnen gegenteilig die von der Beſtimmung 
einer Leiſtung durch Dritte handelnden 88 317 ff. BGB. an, 
daß, wenn mehrere Perſonen über eine Leiſtung entſcheiden 
ſollen, dieſe Perſonen eine Einheit darſtellen. Abgeſehen von 
der bei der Beſtimmung von Summen zugelaſſenen Durchſchnitts⸗ 
berechnung ſoll, ſofern nichts anderes verabredet iſt, nur eine 
übereinſtimmend abgegebene Erklärung für die Vertragsſchließenden 
von entſcheidender Bedeutung ſein. Aus dieſen Beſtimmungen 
iſt zu entnehmen, wenn ſie auch nicht unmittelbar von Gut⸗ 
achtern ſprechen, daß bei Berufung mehrerer Perſonen zu einer 
Entſcheidung über eine Vertragsleiſtung die Maßgeblichkeit eines 
bloßen Mehrheitsbeſchluſſes vom Geſetze an ſich nicht anerkannt 
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wird. Eine für Gutachter etwas anderes ausſprechende Geſetzes⸗ 
vorſchrift iſt vom BG. nicht angeführt, es nimmt ohne weiteres 
an, daß der Beklagte ſich der Mehrheit zu fügen hat. Das 
beſchwert, da es an einem Anhalt dafür fehlt, den Beklagten 
und es bedarf in dieſer Beziehung noch weiterer Erörterungen 
und Feſtſtellungen. Dieſe haben ſich darauf zu erſtrecken, ob, 
da es ſich hier nicht um zwingendes Recht handelt, zunächſt die 
im $ 11 des Vertrages vom 19. November 1906 getroffene 
Vereinbarung dahin auszulegen iſt, daß ſich die Vertrags⸗ 
ſchließenden dem Mehrheitsbeſchluſſe der drei zur Entſcheidung 
der Frage, ob ein zwingender Fall vorliegt, berufenen Perſonen 
haben unterwerfen wollen oder ob nur eine übereinſtimmende 
Begutachtung hat maßgebend ſein ſollen. Bei der Auslegung 
des Vertrages im erſteren Sinne wird dann weiter zu prüfen 
und zu entſcheiden ſein, wie dem Beklagten die Begutachtung 
übertragen und wie ſie von ihm übernommen iſt, ob er nur ein 
von der Auffaſſung der beiden andern zur Entſcheidung be⸗ 
rufenen Perſonen unabhängiges Gutachten hat erſtatten oder ob 
er gegebenenfalls ſich einem Mehrheitsbeſchluſſe hat fügen wollen. 
Wird letzteres angenommen und ſoll daraus die Verpflichtung 
des Beklagten zur Vollziehung des Schriftſtückes vom 7. Januar 
1914 gefolgert werden, ſo wird vor der Entſcheidung noch zu 
erörtern ſein, ob der Beklagte durch die Verweigerung ſeiner 
Unterſchrift von dem Vertrage zurückgetreten iſt und ob er zu 
dem Rücktritt nach der von ihm gegebenen Darſtellung der 
Vorgänge oder aus ſonſtigen Gründen berechtigt war. Dabei 
bedarf es der Prüfung, welcher der ſchon erwähnten Vertrags⸗ 
arten die rechtlichen Beziehungen der Parteien zu unterſtellen 
ſind und wie ſich danach das Kündigungs- bez. Rücktrittsrecht 
des Beklagten geſtaltet. Zur Herbeiführung der nach den an⸗ 
gegebenen Richtungen hin erforderlichen Erörterungen und Feſt⸗ 
ſtellungen war unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entſcheidung in die Vor⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen. T. c. R., U. v. 18. Juni 15, 
74/15 VII. — Celle. [S.] 

Konkursordnung und Zivilprozeßordnung. 
+32. Einfluß des Zwangsvergleichs auf eine dem Handlungs⸗ 
gehilfen gemäß $ 62 HGB. zuſtehende Schadenserſatzforderung. 
Tragweite der Beſtimmung des § 850 Abſ. 3 ZPO. Der 
§ 157 VerſVtG. hat keine rückwirkende Kraft.] 

Die Klägerin ſtürzte am 14. Februar 1905 im Geſchäfts⸗ 
raum des Beklagten, bei dem ſie als Buchhalterin in Stellung 
war, von einer mangelhaft erleuchteten Treppe, die den Zugang 
zur Garderobe der Angeſtellten bildete, hinab in den Keller. 
Durch das in II. Inſtanz ergangene Urteil des LG. vom 
14. Mai 1907 iſt der Beklagte u. a. verurteilt worden, ihr 
zum Erſatz des eingetretenen Erwerbsſchadens eine fortlaufende 
Rente zu zahlen, und es iſt feſtgeſtellt worden, daß er verpflichtet 
iſt, ihr die Koſten der ärztlichen Behandlung, der Heilmittel 
und der beſonderen zu Heilzwecken erforderlichen Maßnahmen, 
ſoweit ſie nach dem Gutachten eines Sachverſtändigen notwendig 
waren, zu tragen. Am 12. Mai 1909 iſt zum Vermögen des 
Beklagten Konkurs eröffnet und am 21. Januar 1910 ein 
Zwangsvergleich auf 28 Prozent zuſtande gekommen. Im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreit verlangt die Klägerin vom Beklagten die 
Erſtattung von Koſten 1. für ärztliche Behandlung, Arzneien 
und Maſſage aus den Jahren 1907 bis einſchließlich 1910, 
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2. für eine beſondere ſtärkende Nahrung ſowie für Aufwartung 
und Pflege in der Zeit vom 1. Januar 1909 bis zum 
30. Juni 1912. Sie hat in I. Inſtanz die Verurteilung des 
Beklagten zur Bezahlung von 5617 & 81 & nebſt Zinſen 
beantragt. Das LG. hat angenommen, daß ihr in den be⸗ 
zeichneten Richtungen Anſprüche auf Erſatz von 5851 4 45 4 
erwachſen ſeien, daß dieſe Forderung ſich infolge des Zwangs⸗ 
vergleichs auf 1638 & 41 & ermäßigt habe und daß dieſer 
Forderung abgeſehen von 369 & 95 &, welche ſich die 
Klägerin kürzen läßt, Gegenanſprüche des Beklagten in Höhe 
von 1468 & 67 & aufrechenbar gegenüberſtünden. Demgemäß 
hat das LG. auf Klagabweiſung erkannt. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung haben beide Parteien Berufung erhoben. Die Beklagte 
beantragt, die Klage in Höhe von 900 & nicht auf Grund der 
Aufrechnung, ſondern als an ſich ungerechtfertigt abzuweiſen. 
Die Klägerin hat den Antrag geſtellt, den Beklagten zur Be⸗ 
zahlung von 5481 & 50 & nebſt Zinſen zu verurteilen. 
Außerdem hat ſie hilfsweiſe beantragt, den Beklagten zur 
Zahlung der im Hauptantrag genannten Beträge aus den ihm 
gegen die Transport-, Unfall: und Verſicherungsaktiengeſellſchaft 
in F. aus dem Unfall zuſtehenden Verſicherungsanſprüchen zu 
verurteilen. Das KG. hat ihr die Vergleichsquote von 28 Prozent 
des Betrags von 5181 4 50 A zugebilligt, davon an Gegen⸗ 
forderungen die Summe von 940 & 68 & gekürzt und dem⸗ 
gemäß den Beklagten unter Zurückweiſung ſeiner Berufung auf 
das Rechtsmittel der Klägerin zur Bezahlung von 510 & 14 ½ 
nebſt Zinſen verurteilt, wegen des Mehrgeforderten aber die 
Klage abgewieſen. Die Klägerin hat Reviſion eingelegt, die 
indes keinen Erfolg hatte. Aus den Gründen: Der Anſpruch 
der Klägerin auf Vergütung des ihr durch den Unfall ent⸗ 
ſtandenen Schadens findet, wie auch im Vorprozeſſe vom Gericht 
angenommen worden iſt, feine rechtliche Grundlage in § 62 
Abſ. 1 und 3 HGB. Die von Amts wegen zu prüfende Frage, 
ob für die Entſcheidung über derartige Anſprüche die ordentlichen 
Gerichte zuſtändig ſind oder gemäß § 5 Nr. 4 verbunden mit 
Nr. 2 KaufmannsgerichtsG. etwa eine ſondergerichtliche Zu: 
ſtändigkeit begründet iſt, war im Sinne der erſten Alternative 
zu beantworten. Die bezeichneten Vorſchriften ſind mit gewiſſen 
hier nicht in Betracht kommenden Abweichungen dem 8 4 Nr. 2 
und Nr. 4 Gewerbegerichts G. nachgebildet worden und beruhen 
demnach, wie dieſe, auf dem Gedanken, daß das Sondergericht 
über die Anſprüche entſcheiden ſoll, die ſich unmittelbar aus 
dem Dienſtverhältnis ergeben und Gegenſtand des eigentlichen 
Arbeitsvertrags find [Reichstagsverhandlung 10. LP. II. Seſſ. 
1900/01, Nr. 299 der Druckſ. S. 59/60]. Die in $ 62 HGB. 
geregelten Pflichten des Dienſtherrn ſind jedoch nicht lediglich 
vertraglicher Natur, ſondern ebenſo wie die in $ 618 BGB. 
aufgeführten Pflichten zugleich im öffentlichen Intereſſe feſtgeſetzt 
worden und beruhen daher nur mittelbar auf dem Dienſtvertrag 
[WarngRſpr. 1909, 348 Nr. 378]. Aus der Natur des dem 
Handlungsgehilfen in den Fällen des $ 62 HGB. zuſtehenden 
Anſpruchs als einer Forderung auf Schadenserſatz folgt, daß 
er mit dem die Haftung des Dienſtherrn begründenden Ereignis 
als ein einbeitlicher Geſamtanſpruch zur Entſtehung kommt. 
Der auszugleichende Schaden beſteht in der Verſchlechterung 
der wirtſchaftlichen Geſamtlage des Verletzten, die durch den 
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Der Anſpruch umfaßt daher von vornherein auch die dem 
Geſchädigten erſt in Zukunft erwachſenden Nachteile. Die 
einzelnen auf deren Ausgleichung gerichteten Forderungen 
hängen zwar in mannigfacher Weiſe von der Geſtaltung der 
zukünftigen Verhältniſſe, wie z. B. der Erwerbsfähigkeit und 
des Körperzuſtandes des Verletzten ab, gelangen aber nicht, 
wie die Unterhaltsanſprüche [S8 3 Abſ. 2 KO., Motive zum 
erſten Entwurf des BGB. Bd. 4 S. 677], mit dem Eintritt 
der erforderlichen Vorausfetzungen erſt zur Entſtehung, ſondern 
ſind als Beſtandteile des einheitlichen Schuldverhältniſſes, das 
mit der Begründung der Haftpflicht entſteht, von Anfang an 
gegeben. Der Erſatzberechtigte kann daher im Konkurſe des 
Dienſtherrn ſeine Forderung, auch ſoweit die noch nicht fälligen 
Leiſtungen in Frage kommen, geltend machen [88 83, 69, 70 KO.] 
und wegen dieſer ihrem vollen Umfang nach ein Stimmrecht, 
insbeſondere auch bei der Abſtimmung über einen Zwangs— 
vergleich, gemäß § 95 KO. in Anſpruch nehmen. Wird ihm 
das Stimmrecht nicht wegen der vollen Forderung gewährt, 
weil er die erſt in der Zukunft zu erwartenden Nachteile nicht 
zu beweiſen vermag, ſo befindet er ſich in keiner ungünſtigeren 
Lage als jeder andere Konkursgläubiger, dem die Stimm⸗ 
berechtigung wegen des mangelnden Beweiſes der von ihm an— 
gemeldeten, aber beſtrittenen Forderung ganz oder teilweiſe 
verſagt bleibt. Wenn daher die Reviſion geltend macht, daß 
die Klägerin wegen der ſchweren Erweislichkeit des künftigen 
Aufwands keine Ausſicht auf Bewilligung des Stimmrechts für 
ihre volle Forderung gehabt habe, ſo kann dies keinen Grund 
dafür abgeben, die herabmindernde Wirkung des Zwangsvergleichs 
auf die Aufwendungen zu beſchränken, die zur Zeit der Konkurs: 
eröffnung bereits notwendig geworden und deshalb nachweisbar 
waren. Die KO. bietet keinen Anhalt dafür, daß die Wirkſam⸗ 
keit des Zwangsvergleichs den nicht bevorrechtigten Konkurs— 
gläubigern gegenüber inſoweit ausgeſchloſſen ſein ſoll, als ſie 
durch Nichtgewährung des Stimmrechts für eine zum Stimmen 
berechtigende Forderung an deſſen Ausübung behindert worden 
find. Fehl geht ferner die Reviſionsrüge, daß § 394 Satz 1 


BGB. verbunden mit 8 850 Abſ. 3 ZPO. durch Nichtanwendung. 


verletzt ſei. Die zweite dieſer Vorſchriften bezieht ſich nur auf 
Geldrenten, die gemäß §S 843 BGB. wegen einer Verletzung 
des Körpers oder der Geſundheit zu entrichten ſind. Wenn 
hierunter auch die Renten mit zu verſtehen ſind, die auf Grund 
von 8 62 HGB. verbunden mit $ 843 BGB. geſchuldet werden, 
ſo kann die Vorſchrift doch keine, auch nur entſprechende, An— 
wendung finden, falls der Verletzte die Erſtattung von Auslagen 
fordert, die ihm durch die nur zeitweilige Steigerung ſeiner 
Bedürfniſſe infolge der Verletzung erwachſen ſind. So liegt 
aber die Sache im gegenwärtigen Falle, wo weder die von den 
Vorinſtanzen ihren Entſcheidungen zugrunde gelegten Gutachten 
des Medizinalrats Dr. St. noch die Ergebniſſe der Streit— 
verhandlung eine Unterlage dafür gewähren, daß die Klägerin 
dauernde Mehraufwendungen für Heil- und Pflegezwecke wird 
machen müſſen. Der erſte Entwurf des BGB. erklärte in 
§ 724 Abſ. 3 verbunden mit 8 296 Abſ. 2 die Pfändung der 
Rente für unzuläſſig, auf die der Unterhaltsberechtigte im Falle 
der Tötung ſeines Ernährers als Schadenserſatz Anſpruch haben 
ſollte. Begründet wurde die Vorſchrift mit dem Hinweis auf 
die wirtſchaftliche Beſtimmung der Rente, die. es rechtfertige, ſie 


M 16. 1915. 
hinſichtlich der Pfändbarkeit wie eine auf dem Geſetz beruhende 
Alimentenforderung zu behandeln. Die Erſtreckung des 
Pfändungsverbots auf die im Falle der Körperverletzung dem 
Geſchädigten gebührende Rente wurde abgelehnt, weil dieſe hier 
nicht an Stelle eines erloſchenen Unterhaltsanſpruchs trete und 
deshalb auch in wirtſchaftlicher Beziehung einem ſolchen nicht 
gleichzuſtellen ſei [Motive Bd. 2 S. 788 und 794]. Von der 
entgegengeſetzten Anſchauung ging die Kommiſſion für die 
zweite Leſung des BGB. aus, die beſchloß, die zuletzt bezeichneten 
Renten durch Einfügung einer entſprechenden Vorſchrift in den 
jetzigen §S 850 ZPO. bezüglich der Pfändbarkeit den Forderungen 
der im Privatdienſt dauernd angeſtellten Perſonen gleichzuſtellen 
und fie demnach bis zu einem Jahresbetrage von 1500 & der 
Pfändung zu entziehen. Die Kommiſſion erwog hierbei, der 
Verletzte bedürfe in vielen Fällen ebenſo dringend der Rente, 
wie derjenige, deſſen Unterhaltsanſpruch durch die Tötung des 
Ernährers erloſchen ſei. Die Rente trete an die Stelle desjenigen 
Erwerbs des Verletzten, der, ſoweit er aus Dienſtleiſtungen 
herrühre, durch das Geſetz und, ſoweit ihn der Verletzte als 


Unternehmer erzielt habe, der Natur der Sache nach tatſächlich ö 


vor völliger Beſchlagnahme geſchützt ſei. Eine Vorſorge gegen 
die völlige Pfändung ſei um ſo mehr geboten, als die Erwerbs⸗ 
fähigkeit des Verletzten aufgehoben oder beſchränkt und obendrein 
vielleicht noch eine Steigerung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten ſei. 
Da es ſich um eine dauernde Rente handle, ſo rechtfertige ſich 
die Gleichſtellung mit den Bezügen aus einem dauernden Dienſt⸗ 
verhältnis [Prot., Guttentagſche Ausgabe, Bd. 2 S. 628/629 
verbunden mit S. 620 unter c]. Die letzte dieſer Erwägungen 
iſt zwar angeſichts der Anderung, die 8 4 Nr. 4 Lohnbeſchlag⸗ 
nahme G. vom 21. Juni 1869 durch Art. III EG. zum Geſetz 
betr. Anderungen der ZPO. infolge der Beſeitigung des Cr: 
forderniſſes der dauernden Anſtellung erfahren hat, nicht mehr 
von ſelbſtändiger Bedeutung. Im Zuſammenhang mit der 
übrigen Begründung läßt ſie aber erkennen, daß für die von 
der Kommiſſion beſchloſſene Pfändungsbeſchränkung die Auf: 
faſſung der Rente als Erſatz für das zur Beſtreitung des 
fortlaufenden Unterhalts dienende Einkommen maßgebend 
war. In dieſer Zweckbeſtimmung der Rente wurde der Grund 
für die Gleichbehandlung mit dem Arbeits- und Dienſtlohn 
gefunden, deſſen Pfändbarkeit ebenfalls deshalb beſchränkt worden 
iſt, um dem Arbeitnehmer die Verwendung des Arbeitseinkommens 
für die Deckung des Lebensunterhalts zu ermöglichen. In 
Einklang hiermit wird in der Begründung, die dem Entwurf 
des Geſetzes betr. Anderungen der ZPO. bei der Vorlegung 
an den Reichstag beigegeben wurde, die dem jetzigen $ 850 
Abſ. 3 ZPO. entſprechende Vorſchrift damit gerechtfertigt, daß 
die Geldrente demſelben wirtſchaftlichen Zwecke wie der Arbeits⸗ 
lohn diene. Aus alledem iſt zu entnehmen, daß der Geſetzgeber 
der Beſchlagnahme nur derjenigen Erſatzanſprüche Schranken 
ziehen wollte, die dem Verletzten einen Ausgleich des durch 
Erwerbseinbuße und Mehrung der Bedürfniſſe entstehenden 
dauernden, nicht bloß zeitweiligen Schadens gewähren 
ſollen. Auch die Art und Weiſe, in welcher das BG. die 
Gegenforderungen des Beklagten auf die Klagforderung verrechnet 
hat, iſt im Ergebnis nicht zu beanſtanden. Nicht beizupflichten 
iſt allerdings der Anſicht des BG., die vor der Konkurs 
eröffnung entſtandenen Gegenforderungen ſeien von den 
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unverkürzten Anſprüchen der Klägerin, die nachher entſtandenen 
von dem Betrage in Abzug zu bringen, auf den ſich die An⸗ 
ſprüche unter der Einwirkung des Zwangsvergleichs ermäßigt 
hätten. Das BG., welches dieſe Verrechnungsweiſe mit dem 
Hinweis auf die SS 53, 54 KO. und die Ausführungen in 
RG. 80, 407 f.“ begründet, überſieht hierbei, daß die Aufrechnung 
nicht von der Klägerin, ſondern von dem Beklagten erklärt 
worden iſt. Die §§ 53 f. KO. regeln aber nur die Aufrechnungs⸗ 
befugnis, die ein Konkursgläubiger in Anſpruch nimmt 
[Leipzz. 1910 S. 232] und nur in bezug auf dieſe Befugnis 
iſt in der erwähnten Entſcheidung ausgeſprochen worden, daß 
ſie von einem Zwangsvergleich nicht berührt werde und nach 
dem Zuſtandekommen eines ſolchen ohne Beſchränkung auf die 
Vergleichsquote noch ausgeübt werden könne. Die Aufrechnung 
des ehemaligen Gemeinſchuldners beurteilt ſich dagegen nach 
den allgemeinen Vorſchriften in $ 387 f. BGB. Von der 
Forderung der Klägerin in ihrem urſprünglichen Beſtand ſind 
deshalb nur die Gegenforderungen zu kürzen, die ihr ſchon beim 
Eintritt der Rechtskraft des den Zwangsvergleich beſtätigenden 
Beſchluſſes [SS 184, 189 KO.] aufrechenbar gegenüberſtanden. 
Nach den vom BG. getroffenen Feſtſtellungen iſt jedoch bei 
Zugrundelegung dieſes Zeitpunktes eine andere Verrechnung, 
als im angefochtenen Urteil erfolgt iſt, nicht geboten. Endlich 
iſt auch die Stichhaltigkeit des Grundes nicht zu bezweifeln, 
aus dem das BG. dem Hilfsantrage der Klägerin die Beachtung 
verſagt hat. Wie die Klägerin nicht verkennt, kann die geſetzliche 
Grundlage für den Antrag nur in § 157 VerſVtG. geſucht 
werden. Denn nur wenn der Klägerin ein Abſonderungsrecht 
gemäß dieſer Vorſchrift erwachſen wäre, könnte davon die Rede 
ſein, daß ihr über den Konkurs hinaus ein Recht auf vorzugs⸗ 
weiſe Befriedigung aus dem durch die Haftpflichtverſicherung 
des Beklagten begründeten Anſpruche des Verſicherten gegen 
die Verſicherungsgeſellſchaft zuſtehe. Das BG. verneint jedoch 
mit Recht die Anwendbarkeit der Vorſchrift, weil ſie erſt am 
1. Januar 1910, alſo nach der Konkurseröffnung, in Kraft 
getreten iſt. Unter den Vorſchriften, denen der Art. 4 EGBGB. 
rückwirkende Kraft verleiht, iſt der § 157 nicht mit aufgezählt. 
Wenn jedoch auch der Art. 4 der Anwendung anderer als der 
dort bezeichneten Vorſchriften auf laufende Verſicherungsverträge 
nicht im Wege ſtehen mag, ſo kann eine Rückwirkung jedenfalls 
nur ſolchen Rechtsſätzen beigemeſſen werden, deren Inhalt oder 
Zweck den Schluß auf den Willen des Geſetzgebers zuläßt, ihnen 
ſofortige ausſchließliche Geltung zu verleihen. Dem Inhalt des 
$ 157 iſt ein ausreichender Grund für eine ſolche Ausſchließlich⸗ 
keit nicht zu entnehmen. Aus der zwingenden Natur der 
Vorſchrift folgt lediglich, daß ſie in Zukunft ohne Rückſicht 
auf etwaige abweichende Vereinbarungen der Beteiligten An⸗ 
wendung erheiſcht [RG. 42, 102; 54, 155J. Der Umſtand 
aber, daß die Beſtimmung dem geſchädigten Dritten ein Ab: 
ſonderungsrecht im Konkurſe des Verſicherungsnehmers gewährt, 
ſpricht eher gegen als für die Rückwirkung. Wenn auch ſchon 
für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Verſicherungsvertrag die Auffaſſung geboten war, daß der An⸗ 
ſpruch aus der Haftpflichtverſicherung nicht auf Zahlung der 
geſchuldeten Erſatzſumme, ſondern auf Befreiung von der Haft⸗ 
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pflicht zu richten ſei, ſo ließen ſich beim Mangel einer dem 
§ 157 entſprechenden Vorſchrift doch gewichtige Gründe dafür 
anführen, daß im Konkurſe zum Vermögen des Verſicherungs⸗ 
nehmers der Verwalter die Entſchädigungsſumme vom Verſicherer 
für die Maſſe einziehen könne [RG. 70, 257381) 71, 3635%)]. 
Von dieſem Standpunkt aus, mit dem auch die Begründung zu 
dem dem § 157 entſprechenden $ 154 des Entwurfs VerfVt®. 
rechnet [Druckſ. des RT. 11. LP. II. Seſſ. 1905/06 Nr. 22 
S. 197/198], hätte die Zubilligung des Abſonderungsrechts 
mit Wirkſamkeit für bereits eröffnete Konkurſe einen Eingriff 
in die durch die Konkyrseröffnung begründeten Anſprüche der 
Konkursgläubiger auf gemeinſame Befriedigung aus der Maſſe 
bedeutet. Damit wäre ein Rechtszuſtand geſchaffen worden, 
dem der § 15 KO. gerade entgegenwirken will, indem er dem 
Erwerb von Rechten der dort bezeichneten Art, zu denen auch 
die Abſonderungsrechte gehören, für die Zeit nach der Eröffnung 
des Konkursverfahrens die Wirkſamkeit gegenüber der Konkurs⸗ 
maſſe verſagt. Hätte der Geſetzgeber dieſen Grundſatz in bezug 
auf das Abſonderungsrecht des § 157 durchbrechen wollen, ſo 
hätte es nahegelegen, dieſe Abſicht zu beſonderem Ausdruck zu 
bringen. Ebenſowenig wie der Inhalt des § 157 liefert der 
mit der Vorſchrift verfolgte Zweck einen Beweisgrund dafür, 
daß ſie auch in bereits anhängigen Konkurſen Anwendung erleiden 
ſolle. Nach der Begründung zu § 154 des Entwurfs VerſVtG. 
ſollte durch die Einführung des Abſonderungsrechts ausgeſchloſſen 
werden, daß der Verwalter die vom Verſicherer zu zahlende 
Entſchädigungsſumme einziehe, ſie unter die Konkursgläubiger 
verteile und fo ihrer Beſtimmung, zur Befriedigung des erſatz— 
berechtigten Dritten zu dienen, entfremde. Das wirtſchaftliche 
Bedürfnis, welchem der Geſetzgeber zu Hilfe kommen will, iſt 
hiernach kein ſo dringendes, daß angenommen werden müßte, 
die Wohltat des Abſonderungsrechts habe den Haftfpflicht— 
gläubigern auch für bereits laufende Konkurſe zugewendet werden 
ſollen. Die Reviſion war daher zurückzuweiſen. M. e. A., 
U. v. 18. Juni 15, 80/15 III. — Berlin. [B.] 
Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

733. Weder der Zuſchlagsbeſchluß noch die Forderungs⸗ 
übertragung im Zwangsverſteigerungsverfahren ſchaffen hinſichtlich 
des Beſtehens der Forderung gegen den Erſteher materielle Rechts⸗ 
kraft. — Bedeutung der Vorſchrift des §S 91 Abſ. 2 ZIG.) 

Für die Klägerin war auf einem dem Ehemann der Be: 
klagten, Dr. D., gehörigen Grundſtücke eine Darlehnshypothek 
im Betrage von 155 000 & eingetragen, auf Grund einer 
notariellen Schuld: und Hypothekenbeſtellungsurkunde vom 
27. Juli 1911. In dem von der Klägerin betriebenen Zivangs- 
verſteigerungsverfahren in dieſes Grundſtück gab fie das Meiſt⸗ 
gebot im Betrage von 120 000 & ab, übertrug aber vor 
Erteilung des Zuſchlags ihre Rechte aus dem Meiſtgebote durch 
Vertrag vom 19. November 1912 an den Vater der Beklagten, 
den Eiſenbahnoberſekretär Paul R. Dabei wurde vereinbart, 
daß die nur zur Höhe von 119 490 & valutierte Hypothek 
unter Erhöhung des Zinsfußes auf 5 Prozent beſtehen bleiben 
und der Gläubigerin die Kündigung im Falle pünktlicher Zins- 
zahlung und Erfüllung der auf die Verſicherung des Grundſtücks 
ſich beziehenden Verpflichtungen durch den Erſteher nicht früher 
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als zum 1. Januar 1919 geftattet fein, andernfalls aber das 
Kapital ſofort fällig ſein ſollte. Zur Sicherung der Verpflichtungen 
des R. ſollte dieſer bis zum 21. November eine Sicherheit von 
6000 & leiſten und nach dieſer Leiſtung ſollte die Urkunde über 
die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebote dem Vollſtreckungs⸗ 
gerichte überreicht werden. Die Sicherheit wurde geleiſtet und 
die Urkunde von der Klägerin dem Gerichte überreicht. Durch 
Beſchluß vom 21. November 1912 wurde der Zuſchlag an R. 
erteilt. Dieſer ſtarb am 29. November 1912 und wurde von 
ſeiner Tochter, der Beklagten, beerbt. In dem Verteilungstermine 
vom 11. Februar 1913 erklärte der Vertreter der Klägerin, er 
wolle die in der bereits überreichten Urkunde vom 19. November 
1912 enthaltenen Erklärungen über das Stehenbleiben der 
Hypothek von 119 490 & nicht abgeben und bitte um Rückgabe 
der Urkunde. Daraufhin wurde ihm vom Gerichte die Urkunde 
zurückgegeben und es wurde nunmehr durch Anordnung des 
Gerichts die Forderung gegen die Beklagte als Rechtsnachfolgerin 
des Erſtehers auf Berichtigung des Bargebots in Höhe von 
119 572 & auf die Klägerin übertragen. Die von der Be⸗ 
klagten gegen dieſe Anordnung eingelegte ſofortige Beſchwerde 
iſt vom Beſchwerdegericht zurückgewieſen worden. Am 11. März 
1913 wurde ſodann die Beklagte als Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks im Grundbuche eingetragen und zugleich die bisherige 
Hypothek der Klägerin gelöſcht und eine Sicherungshypothek in 
Höhe von 119 572,27 & wegen der Forderung auf Berichtigung 
des Bargebots eingetragen. Die Klägerin hat auf Grund einer 
ihr erteilten vollſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlagsbeſchluſſes 
und der die Übertragung der Forderung auf Berichtigung des 
Bargebots enthaltenden gerichtlichen Anordnung erneut die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beantragt, die auch an⸗ 
geordnet worden iſt. Auf die von der Beklagten erhobene 
Widerſpruchsklage hat das LG. in B. die Zwangsvollſtreckung 
für unzuläſſig erklärt; die Klägerin hat gegen dieſes Urteil Be⸗ 
rufung eingelegt, über welche noch nicht entſchieden iſt. Die 
Zwangsvollſtreckung iſt aber durch Beſchluß des BG. bis zur 
Entſcheidung über die Berufung eingeſtellt. — Die Klägerin hat 
nunmehr Klage „im Urkundenprozeſſe“ erhoben mit dem Antrage, 
die Beklagte zu verurteilen, perſönlich und aus dem Grundſtücke 
an ſie 119 572,27 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 11. Februar 
1913 zu zahlen, unter Vorbehalt der Geltendmachung der Be⸗ 
ſchränkung ihrer Haftung auf den Nachlaß ihres Vaters Paul R. 
Die Beklagte hat der Klage widerſprochen. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen. Auf die Berufung der Klägerin hat das KG. 
die Beklagte im Urkundenprozeſſe verurteilt, perſönlich und aus 
dem Grundſtücke an die Klägerin den mit der Klage verlangten 
Betrag zu zahlen und ihr die Geltendmachung der Beſchränkung 
der Haftung auf den Nachlaß, ſowie die Ausführung ihrer 
Rechte im ordentlichen Verfahren vorbehalten. Auf die Reviſion 
der Beklagten iſt das BU. aufgehoben worden. Gründe: 
1. Die Gründe des BU. beichäftigen ſich zunächſt mit der 
Frage, ob die auf Verurteilung der Beklagten zur Zahlung aus 
dem Grundſtücke und als perſönliche Schuldnerin im Urkunden⸗ 
prozeſſe erhobene Klage zuläſſig iſt mit Rückſicht darauf, daß 
die Klägerin wegen der gleichen Forderung auf Grund der ihr 
erteilten vollſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlagbeſchluſſes und 
der Anordnung des Vollſtreckungsgerichts, durch welche die 
Forderung gegen die Beklagte als Rechtsnachfolgerin des Er⸗ 
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ſtehers auf ſie übertragen worden iſt, ein erneutes Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren in das Grundſtück eingeleitet hat, welches 
bis zur Entſcheidung über die von der Beklagten erhobene 
Vollſtreckungsgegenklage, die zur Zeit des BU. noch in der 
Berufungsinſtanz ſchwebte, eingeſtellt worden iſt. Der BerR. 
erklärt zunächſt den Einwand der Rechtskraft, auf Grund 
deſſen das LG. die Klage abgewieſen hatte, für unbegründet, 
indem er unter Bezugnahme auf das in RG. 46, 306 ab⸗ 
gedruckte Urteil ausführt, daß der Zuſchlagsbeſchluß einem in 
einem Prozeſſe ergangenen Urteile keineswegs in jeder Be⸗ 
ziehung gleichſtehe, vielmehr nur formell den Weg eröffne, ohne 
neuen Prozeß die im Verſteigerungsverfahren gegen den Erſteher 
begründeten Verpflichtungen geltend zu machen. Dieſe Aus⸗ 
führung, gegen welche Angriffe von der Reviſion nicht erhoben 
ſind, läßt einen von Amts wegen zu beachtenden Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Der BerR. nimmt zutreffend an, daß weder 
der Zuſchlagsbeſchluß noch die Forderungsübertragung hinſichtlich 
des Beſtehens der Forderung gegen den Erſteher materielle 
Rechtskraft ſchaffen. — Aber auch die von der Beklagten er⸗ 
hobene Einrede der Rechtshängigkeit iſt von dem BerR. 
ohne Rechtsirrtum zurückgewieſen worden mit der Begründung, 
daß in dem durch die Vollſtreckungsgegenklage der Beklagten 
anhängig gemachten Rechtsſtreite die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Zuſchlagsbeſcheide ausgeſprochen werden 
ſoll, während in dieſem die Beklagte zu einer Leiſtung ver⸗ 
urteilt werden fol. Das RG. hat bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß zur Begründung der Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit es nicht genügt, daß der in dem einen Prozeſſe er: 
hobene Anſpruch für den in dem anderen Prozeſſe erhobenen 
von präjudizieller Bedeutung iſt, daß vielmehr Identität der 
in beiden Prozeſſen erhobenen Anſprüche erforderlich iſt 
[RG. 50, 419; 54, 50]. Eine ſolche Identität der Anſprüche 
iſt im Verhältnis der Vollſtreckungsgegenklage des Schuldners 
zu der Leiſtungsklage des Gläubigers nicht vorhanden, da die 
erſtere nur auf die Erklärung der Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung, 
die letztere auf Verurteilung zur Leiſtung gerichtet iſt, ſomit die 
Rechtsſchutzziele nicht die gleichen find [vgl. auch Stein zu 
§ 767 Bem. I 4 bei Anm. 20]. Der BerR. legt ſchließlich 
noch dar, daß es auch an einem „Rechtsſchutzbedürfniſſe“ zur 
Anſtellung der Klage für die Klägerin nicht fehle, da die 
Zwangsvollſtreckung infolge der Gegenklage der Beklagten ein⸗ 
geſtellt ſei und durch die Klage im Urkundenprozeſſe die Klägerin 
einen Schuldtitel erlangen könne, aus dem ſie „ohne weiteres“ 
— nämlich ohne daß infolge von Einwendungen der Beklagten 
eine Einſtellung der Zwangsvollſtreckung erfolgen könne — zu 
vollſtrecken in der Lage ſei, da das Urteil im Urkundenprozeſſe 
binfichtlih der Zwangsvollſtreckung und der Rechtsmittel als 
Endurteil anzuſehen ſei [§ 599 Abſ. 3 ZPO.] und ihm gegen⸗ 
über nach eingetretener Rechtskraft der Beklagten nur der Weg 
übrigbleibe, ſich durch Arreſt einen etwaigen Schadenerſatz⸗ 
anſpruch zu ſichern. Durch dieſe Ausführungen iſt in bedenken⸗ 
freier Weiſe dargetan, daß die Klägerin ungeachtet des ein⸗ 
geleiteten Vollſtreckungsverfahrens ein Intereſſe an der Erhebung 
der Klage im Urkundenprozeſſe hatte, die Erhebung dieſer Klage 
alſo keinesfalls unnötig oder gar ſchikanös war. Es kann 
deshalb unerörtert bleiben, ob und unter welchen Vorausſetzungen 
etwa der Mangel eines „Rechtsſchutzbedürfniſſes“, das vom 
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Geſetze keineswegs als allgemeines Erfordernis für eine Klage: 
erhebung aufgeſtellt wird, dazu führen kann, eine Klage als 
unzuläſſig erſcheinen zu laſſen. Daß das bloße Vorhandenſein 
eines vollſtreckbaren Titels dazu nicht ausreicht, hat das RG. 
wiederholt ausgeſprochen [vgl. RG. 46, 304; ferner II 387/03, 
Urteil vom 1. Juli 1904). 2. Iſt ſonach die Annahme des 
BerR., daß die Klage zuläſſig ſei, nicht zu beanſtanden, ſo war 
doch zur Verurteilung der Beklagten im Urkundenprozeſſe die 
weitere Feſtſtellung erforderlich, daß der erhobene Anſpruch be⸗ 
gründet und die von der Beklagten gegen ihre Zahlungspflicht 
erhobenen Einwendungen entweder nicht erheblich oder der 
Beweis dafür nicht mit im Urkundenprozeſſe zuläſſigen Beweis⸗ 
mitteln angetreten oder geführt worden ift [SS 597, 598 ZPO.]. 
Nun ſtellt ſich allerdings der Anſpruch der Klägerin auf Grund 
der von ihr vorgelegten Urkunden, nämlich der Ausfertigung 
des Zuſchlagbeſchluſſes und der Anordnung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts, durch welche die Forderung gegen die Beklagte als 
Rechtsnachfolgerin des Erſtehers auf ſie übertragen worden iſt, 
an und für ſich ohne weiteres als begründet dar. Auch kann 
die Beklagte mit der Einwendung, daß dem Vollſtreckungsrichter 
die Vereinbarung über das Beſtehenbleiben der Hypothek durch 
Vorlegung der notariellen Urkunde vom 19. November 1912 
gemäß § 91 Abſ. 2 3G. nachgewieſen worden ſei und er 
deshalb die Forderung nicht auf die Klägerin habe übertragen 
dürfen, nicht mehr gehört werden. Denn gegen die auf Grund 
des § 118 3G. erfolgte Anordnung ſtand der Beklagten die 
ſofortige Beſchwerde zu [§ 793 ZPO. in Verbindung mit 
§8 95 ff. ZVG.]. [Vgl. OLG. 2, 238; 20, 388; Jaeckel⸗ 
Güthe, ZVG. zu § 118 Bem. IV 2 a 5 (r. 6 S. 516). 
Von dieſem Rechtsmittel hat die Beklagte Gebrauch gemacht; 
ihre Beſchwerde iſt aber zurückgewieſen, und zwar mit der Be⸗ 
gründung, daß die Vorausſetzungen für das Stehenbleiben der 
Hypothek dem Vollſtreckungsrichter nicht gemäß § 91 Abſ. 2 
3G. nachgewieſen worden ſeien, da er die ihm überreichte Ur⸗ 
kunde, ohne von ihr Kenntnis zu nehmen, der Klägerin auf 
ihr Verlangen zurückgegeben habe, wozu er verpflichtet geweſen 
ſei. Dadurch iſt inſoweit Rechtskraft geſchaffen, als das Ver⸗ 
fahren des Vollſtreckungsrichters in Frage ſtand. Damit 
ſind aber die von der Beklagten gegen ihre Zahlungspflicht er⸗ 
hobenen materiellen Einwendungen, die ſie aus der Vereinbarung 
vom 19. November 1912 hergeleitet und über welche ſie 
Beweis durch Bezugnahme auf die bei den Akten befindliche 
notarielle Urkunde angetreten hatte, keineswegs ohne weiteres 
erledigt. In der Rechtslehre und Rechtſprechung wird die 
Bedeutung der Vorſchrift des 8 91 Abt. 2 3G. dahin aufgefaßt, 
daß der dort vorgeſchriebene Nachweis der Vereinbarung lediglich 
die Vorausſetzung für die Berückſichtigung der Vereinbarung 
durch den Vollſtreckungsrichter in dem Verteilungsverfahren 
bilde, daß aber die Gültigkeit der Vereinbarung im übrigen 
nicht dadurch berührt werde, daß die Führung dieſes Nachweiſes 
unterbleibt [vgl. Pringsheim, Weſen und Form der Ber: 
einbarung des § 91 Abſ. 2 3G. (3 BlF G. 13, 585 ff.); 
OLG. Poſen 17. Mai 1911 (Poſ Schr. 1911, 104); Jaeckel⸗ 
Güthe zu § 91 3G. Bem. II 4 (Nr. 7 S. 404) ]. Ob dieſe 
Auffaſſung in dem Sinne zu billigen iſt, daß das dingliche 
Recht [die bisherige Hypothek des Gläubigers an dem Grund⸗ 
ſtücke! beſtehen bleibt, auch nachdem es auf Anordnung des 
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Vollſtreckungsrichters gelöſcht worden iſt [jo Pringsheim a. a. O.], 
kann zweifelhaft erſcheinen. Die ſchuldrechtliche Wirkung 
der Vereinbarung unter den Vertragſchließenden wird jedenfalls 
durch die Vorſchrift des § 91 nicht berührt. Im vorliegenden 
Falle hatte aber die Beklagte geltend gemacht, daß die Klägerin 
durch die Vereinbarung ſich verpflichtet habe, die alte Hypothek 
beſtehen zu laſſen und nicht vor dem 1. Januar 1919 zu 
kündigen. Der BerR. hätte daher prüfen müſſen, ob dieſe 
Verpflichtung nicht der Geltendmachung des perſönlichen und 
dinglichen Anſpruchs auf Zahlung aus der Übertragung der 
Forderung und der dafür eingetragenen Sicherungshypothek 
entgegenſtand. Die Beklagte hatte aber weiter noch geltend 
gemacht, daß die Klägerin ſchuldhafterweiſe durch Zurücknahme 
der überreichten Urkunde die Führung des in § 91 Abſ. 2 er⸗ 
forderten Nachweiſes verhindert und dadurch die Übertragung 
der Forderung auf ſie und die Löſchung der Hypothek herbei⸗ 
geführt habe. Auch von dieſem Geſichtspunkte wäre zu prüfen 
geweſen, ob nicht dadurch die Geltendmachung der übertragenen 
Forderung gegen die Beklagte ausgeſchloſſen wird. Der BerR. 
hat nach keiner von dieſen Richtungen die Einwendungen der 
Beklagten hinſichtlich ihrer Erheblichkeit oder hinſichtlich der 
Zuläſſigkeit im Urkundenprozeſſe einer Prüfung unterzogen. 
Der hierin liegende Begründungsmangel, der von der Reviſion 
gerügt iſt, muß, da es ſich um die Übergehung eines ganzen 
Verteidigungsmittels handelt, auf Grund des 8 551 Ziff. 7 
ZPO. ohne weiteres zur Aufhebung des Urteils führen. 
Übrigens kann auch das Beruhen des Urteils auf dem 
Prozeßverſtoße [SS 286, 549 ZPO.] nicht verneint werden. 
Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. 
zurückverwieſen werden. D. c. Terraingeſellſchaft R. L. G. m. b. H., 
U. v. 16. Juni 15, 93/15 V. — Berlin. (B.] 

+34. Sit der beklagte Zwangsverwalter, der die Apotheken⸗ 
einrichtung als Zubehör des unter ſeiner Zwangsverwaltung 
ſtehenden Grundſtücks dem mit der Feſtſtellungsklage klagenden 
Konkursverwalter gegenüber für die Zwangsverwaltungsmaſſe 
in Anſpruch genommen hat, der rechte Beklagte? Stellung des 
Zwangsverwalters.] 

Der Kläger iſt der Verwalter in dem über das Vermögen 
des Apothekers B. in B. eröffneten Konkursverfahrens. Von 
dem Gemeinſchuldner wurde auf dem ihm gehörigen Grundſtück 
Belle⸗Alliance⸗Straße 25 die „K.⸗Apotheke“ betrieben. Nach 
Eröffnung des Konkursverfahrens wurde auf Antrag zweier 
Hypothekengläubiger die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung über das Grundſtück eingeleitet. Der Beklagte 
wurde zum Zwangsverwalter beſtellt. Der Kläger ließ den 
Betrieb der Apotheke fortführen. Durch Schreiben vom 6. Juli 
1914 forderte der Beklagte den Kläger auf, ſich jeder Heraus: 
nahme der Apothekeneinrichtung, Geräte uſw. zu enthalten; das 
Grundſtück ſei als Apotheke eingerichtet und er, Beklagter, 
müſſe daher ſämtliches Apothekenzubehör für die Immobiliar— 
maſſe in Anſpruch nehmen. Ende Juli 1914 erhob darauf 
der Kläger gegen den Beklagten Klage mit dem Antrag, feſt— 
zuſtellen, daß der Beklagte als Zwangsverwalter des Grund— 
ſtücks des Gemeinſchuldners B. nicht berechtigt ſei, ibm, dem 
Kläger, zu unterſagen, die Einrichtung der im Grundſtücke be— 
findlichen Apotheke, insbeſondere die Geräte, Gefäße uſw., aus 
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dem Grundſtück zu entfernen. Der Kläger machte geltend: 
Das Apothekeninventar ſei als zum Betriebe einer Apotheke 
unentbehrlich gemäß 8 811 Nr. 9 ZPO. vom Zwangsverſteige⸗ 
rungs- und Zwangsverwaltungsverfahren nicht betroffen, wohl 
aber gehöre es gemäß § 1 Abſ. 2 KO. zur Konkursmaſſe; 
daher ſtehe die Verfügung darüber ihm als Konkursverwalter, 
nicht dem Beklagten als Zwangsverwalter zu. Demnächſt aber 
ſtellte er den Antrag, den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, 
a) daß ihm, Kläger, die alleinige Verfügung über die Apotheken⸗ 
einrichtung zuſtehe, b) daß der Betrieb der Apotheke nicht zur 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks des Gemeinſchuldners ge⸗ 
höre. Zur Begründung dieſer Anträge führte der Kläger aus: 
Es komme ihm nicht nur auf die Feſtſtellung an, daß die 
Apothekeneinrichtung ſeiner Verfügung unterliege, ſondern ſeine 
Klage bezwecke weitergehend die Feſtſtellung des Ausſchluſſes 
der Apothekeneinrichtung und des Apothekenbetriebes von der 
Immobiliarzwangsvollſtreckung. Der Beklagte erkannte den 
Antrag zu b an, verwahrte ſich aber gegen die Koſtenlaſt, da 
er zu dieſer Klage keinen Anlaß gegeben habe, insbeſondere 
auch nicht durch ſein Schreiben vom 6. Juli 1914, das ſich 
mit der Frage der Fortſetzung des Apothekenbetriebes nicht 
befaßt habe. Gegenüber dem Antrag zu a rügte der Beklagte 
zunächſt unzuläſſige Klagänderung. Ferner führte er aus, die 
Apothekeneinrichtung ſei Grundſtückszubehör und werde daher 
von der Zwangsverwaltung ergriffen. — Der Kläger ſuchte dem⸗ 
gegenüber darzulegen, daß die Apothekeneinrichtung nicht Zu⸗ 
behör des Grundſtücks ſei, weil es ſich bei dem fraglichen Haufe 
im weſentlichen um ein mehrere Etagen enthaltendes Miethaus 
handle, bei dem lediglich ein Teil des Erdgeſchoſſes dem Apo⸗ 
thekenbetriebe dienſtbar gemacht ſei, die in Rede ſtehende Apo⸗ 
thekengerechtigkeit auch nicht ein dem Grundſtück anhaftendes 
Privileg, ſondern eine im Jahre 1884 einem Rechtsvorgänger 
des Gemeinſchuldners verliehene veräußerliche Konzeſſion ſei. 
Der erſte Richter verurteilte den Beklagten gemäß ſeinem An⸗ 
erkenntnis nach dem Antrage b, wies dagegen den Kläger mit 
dem Antrag a ab und legte dem Kläger die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits auf. Er verneinte, daß der Kläger durch die nachträg⸗ 
liche Stellung des Antrags zu a die Klage unzuläſſig geändert 
babe, erklärte aber den Antrag für unbegründet, weil die Apo⸗ 
thekeneinrichtung Zubehör des fraglichen Grundſtücks ſei, daher 
gemäß SS 20, 146 ZVG., S 1120 BGB. von der Zwangs⸗ 
verwaltung ergriffen werde und deshalb der Verfügung des 
Beklagten als des Zwangsverwalters unterliege. In der Be— 
rufungsinſtanz verblieb der Kläger dabei, daß die Apotheken⸗ 
einrichtung nicht Zubehör des Grundſtücks des Gemeinſchuldners 
ſei und daher nicht zur Immobiliarmaſſe, ſondern zur Konkurs⸗ 
maſſe gehöre. Der Beklagte erhob weiter den Einwand, der 
Klageweg ſei überhaupt nicht gegeben, weil es ſich um einen 
Zuſtändigkeitsſtreit zwiſchen den beiden Verwaltern hinſichtlich 
der Verfügung über Sachen handle, die demſelben Schuldner 
gehörten, und dieſer Streit im Rahmen des Zwangsvollſtreckungs— 
verfahrens auszutragen ſei. Der Ber. ſchloß ſich dieſem Ein⸗ 
wande an und wies deswegen die Berufung des Klägers, die 
ſich gegen die Abweiſung ſeines Antrags zu a und gegen die 
Koſtenentſcheidung, auch bezüglich des Antrags zu b, richtete, 
zurück. Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg. Gründe: 
J. Der Ber. erklärt den „Rechtsweg“ für nicht gegeben, weil 
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der fragliche Streit zwiſchen den beiden Verwaltern nicht durch 
gerichtliche Klage, ſondern durch Erinnerung bzw. Beſchwerde 
des Konkursverwalters über den Zwangsverwalter zum Aus⸗ 
trag zu bringen ſei. Der Beklagte hatte geltend gemacht, der 
Klageweg ſei nicht gegeben, der Zuſtändigkeitsſtreit zwiſchen den 
beiden Verwaltern ſei im Rahmen des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens auszutragen. Danach handelt es ſich in Wirklich⸗ 
keit nicht um die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs, alſo 
darum, ob die Streitigkeit vor die ordentlichen Gerichte gehört, 
oder für fie die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichten begründet ift [§8 13 GVWG.], ſondern um 
die Frage, ob die Streitigkeit vor den ordentlichen Gerichten 
im Wege der Klage oder innerhalb des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens im Wege der Erinnerung oder der Beſchwerde zum 
Austrag zu bringen iſt. Auf einen ſolchen Fall bezieht ſich 
nicht die Vorſchrift des 8 547 Nr. 1 3PO., wonach die Re: 
viſion ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
ſtattfindet, inſoweit es ſich um die Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs handelt [vgl. RG. 25, 334/35; Gruchots Beitr. 34, 1203; 
JW. 1895, 2385]. Indeſſen iſt die Reviſion gemäß 8 546 
ZPO. deswegen zuläſſig, weil durch das vom Reviſionskläger 
beigebrachte Gutachten über den Wert der ſtreitigen Apotheken⸗ 
einrichtung das Vorhandenſein der Reviſionsſumme glaubhaft 
gemacht iſt. II. Die Reviſion iſt auch begründet. Nach 81 


Abſ. 1 KO. umfaßt das Konkursverfahren das geſamte einer 


Zwangsvollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuld⸗ 
ners, welches ihm zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens ge 
hört. Die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Geräte, 
Gefäße und Waren find nach § 811 Nr. 9 ZPO. der Pfän⸗ 
dung nicht unterworfen. Jedoch gemäß § 1 Abſ. 2 KO. kommt 
dieſe Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung im Konkursverfahren 
nicht zur Anwendung. Daher fielen die hier ſtreitigen Ein- 
richtungen der Apotheke des Gemeinſchuldners, auch ſoweit fie 
Gegenſtände im Sinne des 8 811 Nr. 9 ZPO. waren, in die 
Konkursmaſſe, und dem klagenden Konkursverwalter ſtand gemäß 
86 0. an Stelle des Gemeinſchuldners die Verfügung darüber 
zu. Gleiches galt zunächſt auch von dem dem Gemeinſchuldner 
gehörigen Grundſtück. Der Konkursverwalter hätte das Grund⸗ 
ſtück freihändig veräußern, auch gemäß § 126 KO. die Zwangs 
verwaltung und die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks nach 
Maßgabe der SS 172 ff. ZVG. betreiben können. Dies hat 
er nicht getan. Vielmehr iſt auf Antrag zweier Hypotheken⸗ 
gläubiger die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
eingeleitet worden. Dieſe Gläubiger machten damit wegen 
ihrer Hypotheken ihr Recht auf abgeſonderte Befriedigung geltend. 
Denn nach § 47 KO. dienen zur abgeſonderten Befriedigung 
die Gegenſtände, welche der Zwangsvollſtreckung in das um 
bewegliche Vermögen unterliegen, für diejenigen, welchen ein 
Recht auf Befriedigung aus denſelben zusteht. Die abgeſon⸗ 
derte Befriedigung aber erfolgt gemäß § 4 Abſ. 2 KO. un⸗ 
abhängig vom Konkursverfahren. Die Parteien ſtreiten darüber, 
ob die fraglichen Einrichtungsgegenſtände Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks des Gemeinſchuldners ſind oder nicht. Nach 8 865 
Abſ. 1 ZPO. umfaßt die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen auch die Gegenſtände, auf welche ſich bei Grund 
ſtücken die Hypothek erſtreckt, und nach 8 1120 BGB. erſtredt 
ſich die Hypothek auch auf das Zubehör des Grundſtücks mit 
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Ausnahme der Zubehörſtücke, welche nicht in das Eigentum des 
Eigentümers des Grundſtücks gelangt find. Wären die Ein⸗ 
richtungsgegenſtände, die unſtreitig dem Gemeinſchuldner ge⸗ 
hören, Zubehör des fraglichen Grundſtücks, ſo würden danach 
auch ſie von der von den beiden Hypothekengläubigern zwecks 
ihrer abgeſonderten Befriedigung außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens betriebenen Zwangsvollſtreckung umfaßt werden. 
Ferner beſteht zwiſchen dem Falle der vom Konkursverwalter 
und dem Falle der von einem Abſonderungsberechtigten be⸗ 
antragten Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung der 
hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Verfügung über Zubehörſtücke 
weſentliche Unterſchied, daß im erſteren Falle gemäß § 173 ZG. 
der Beſchluß, durch den das Verfahren angeordnet wird, als 
Beſchlagnahme, abgeſehen von zwei hier nicht in Betracht kom⸗ 
menden Ausnahmen, nicht gilt und daher der Konkursverwalter 
bis zur Verſteigerung auch über Zubehörſtücke verfügen kann, 
ſoweit nicht die Rechte der Hypothekengläubiger der Verfügung 
ein Maß ſetzen [vgl. SS 1134, 1135 BGB.; RG. 69, 9159)], 
während in dem zweiten Falle nach 88 20, 23, 146, 148 3G. 
der Beſchluß, durch den die Zwangsverſteigerung oder die 
Zwangsverwaltung angeordnet wird, zugunſten des betreibenden 
Gläubigers als Beſchlagnahme des Grundſtücks und derjenigen 
Gegenſtände, auf welche ſich bei einem Grundſtücke die Hypo⸗ 
thek erſtreckt, alſo nach $ 1120 BGB. auch des Zubehörs, mit 
der Wirkung eines Veräußerungsverbots gilt. Es verbleibt in 
dem letzteren hier in Rede ſtehenden Falle, wenn lediglich die 
Zwangsverſteigerung angeordnet iſt, dem Konkursverwalter an 
Stelle des Gemeinſchuldners noch die Verwaltung und Be— 
nutzung des Grundſtücks gemäß § 24 ZVG. innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft, während, wenn die 
Zwangsverwaltung angeordnet iſt, ihm gemäß § 148 Abſ. 2 
3G. die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks ganz 
entzogen iſt. Die weitere Folge davon, daß die abgeſonderte 
Befriedigung außerhalb des Konkursverfahrens erfolgt, iſt im 
Falle der Verfolgung abgeſonderter Befriedigung aus einem 
Grundſtück, das dieſes und diejenigen Gegenſtände, auf die 
ſich bei einem Grundſtück die Hypothek erſtreckt, alſo auch das 
Zubehör, aus der zur anteiligen Befriedigung der Konkurs— 
gläubiger dienenden Konkursmaſſe ausſcheiden und, ſoweit es 
fh wenigſtens um die Befriedigung der nach S 47 KO. Ab⸗ 
ſonderungsberechtigten handelt, eine Sondermaſſe bilden; nur 
ein etwa ſich ergebender Überſchuß gebührt den Konkurs: 
gläubigern. Der Konkursverwalter aber hat als ein im öffent: 
lichen Intereſſe geſchaffenes Organ für die Durchführung des 
Konkurszweckes [vgl. RG. 29, 36; 42, 89] nicht bloß die 
Intereſſen des Gemeinſchuldners, ſondern zugleich auch die der 
Konkursgläubiger wahrzunehmen [RG. 52, 140]. Er iſt daher 
im Intereſſe der Konkursgläubiger auch berechtigt, zur Geltung 
zu bringen, daß Gegenſtände, die in Verfolgung eines Ab— 
ſonderungsrechts hinſichtlich eines Grundſtücks als von der 
Beſchlagnahme umfaßt und zur abgeſonderten Befriedigung 
dienend in Anſpruch genommen werden, nicht der abgeſonderten 
Befriedigung unterliegen, insbeſondere alſo auch, daß ſie nicht 
Zubehör ſind und deshalb die Hypothek auf ſie ſich nicht 
erſtreckt. Hierbei handelt es ſich nicht, wie der Ber R. meint, 
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um die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung im Sinne des 
8 766 3PO., ſondern um die Feſtſtellung, daß das geltend 
gemachte Recht auf abgeſonderte Befriedigung die betreffenden 
Gegenſtände nicht umfaßt, dieſe vielmehr gemäß 8 3 KO. zur 
gemeinſchaftlichen Befriedigung der Konkursgläubiger dienen. 
Mithin wird die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Rechts⸗ 
verhältniſſes begehrt und iſt daher eine Klage auf dieſe Feſt— 
ſtellung gemäß §8 256 ZPO. unter den dort beſtimmten Voraus: 
ſetzungen zuläſſig. Allerdings iſt hier der Antrag des klagenden 
Konkursverwalters auf die Anerkennung gerichtet, daß ihm die 
alleinige Verfügung über die Apothekeneinrichtung zuſtehe. Aber 
beim Zuſammenhalt mit der Begründung, nach der geltend 
gemacht wird, die Einrichtung ſei nicht Zubehör des unter 
Zwangsverwaltung ſtehenden Grundſtücks, iſt dem Antrag doch 
die Deutung zu geben, daß die Feſtſtellung begehrt wird: die 
Einrichtung gehöre zu der der Zwangsverwaltung unterliegen⸗ 
den, zur abgeſonderten Befriedigung der Abſonderungsberechtigten 
dienenden Immobiliarmaſſe nicht, ſondern zu der Konkursmaſſe, 
aus der der Konkursverwalter die Konkursgläubiger anteilig zu 
befriedigen habe. Es fragt ſich daher nur, gegen wen eine 
ſolche Klage zu richten iſt. Im Falle der Zwangsverſteigerung 
wird die Klage des Konkursverwalters allerdings gegen den 
die Zwangsverſteigerung betreibenden abſonderungsberechtigten 
Gläubiger zu richten ſein, da er die betreffenden Gegenſtände 
für die abgeſonderte Befriedigung in Anſpruch nimmt. Es 
mag auch ſein, daß im Falle der Zwangsverwaltung, wenn 
der Abſonderungsberechtigte gegenüber dem Konkursverwalter 
beſonders geltend gemacht hat, die betreffenden Gegenſtände 
würden von der zu ſeinen Gunſten wirkenden Beſchlagnahme 
mitumfaßt und es würde, falls die Gegenſtände zu der der 
gemeinſchaftlichen Befriedigung der Konkursgläubiger dienenden 
Maſſe gezogen würden, ſein Recht auf abgeſonderte Befriedi— 
gung beeinträchtigt werden, die Feſtſtellungsklage ebenfalls 
gegen dieſen betreibenden Gläubiger zu erheben iſt. Im übrigen 
aber iſt im Falle der Zwangsverwaltung der Zwangsverwalter 
als der rechte Beklagte zu erachten, wenigſtens dann, wenn er, 
wie hier, dem Konkursverwalter gegenüber den Standpunkt 
vertreten hat, daß die Gegenſtände zur Zwangsverwaltungs— 
maſſe gehörten. Der Zwangsverwalter iſt nicht Vollſtreckungs— 
organ, wie etwa der Gerichtsvollzieher, der Vollſtreckungs— 
handlungen gegen den Schuldner zwecks Befriedigung des be— 
treibenden Gläubigers vornimmt. Er wird zwar vom Voll— 
ſtreckungsgericht, das als Vollſtreckungsorgan auf Antrag des 
betreibenden Gläubigers die Zwangsverwaltung anordnet, zur 
Durchführung der angeordneten Zwangsverwaltung beſtellt, und 
das Vollſtreckungsgericht hat ihn nach S 153 3G. nach An: 
hörung des Gläubigers und des Schuldners mit der erforder— 
lichen allgemeinen Anweiſung für die Verwaltung zu verſehen. 
Er übt aber nach der Beſtellung die ihm zugewieſene Tätigkeit 
ſelbſtändig aus. Dem Vollſtreckungsgericht ſteht nur die Auf— 
ſicht über die Geſchäftsführung des Verwalters zu, namentlich 
nach der Richtung, daß vom Verwalter nicht pflichtwidrige 
Maßnahmen getroffen werden, und die betreibenden oder ſonſt 
beteiligten Gläubiger können nur zwecks Einſchreitens in dieſer 
Hinſicht beim Vollſtreckungsgericht vorſtellig werden, haben 
jedoch ſonſt keinen Einfluß auf die Zwangsverwaltung. Nach 
8 152 Abſ. 1 3G. hat der Zwangsverwalter aber nicht nur 
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das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die 
erforderlich ſind, um das Grundſtück in ſeinem wirtſchaftlichen 
Beſtande zu erhalten und ordnungsmäßig zu benutzen, ſondern 
er hat auch Anſprüche, auf welche die Beſchlagnahme ſich 
erſtreckt, geltend zu machen. Daraus iſt zu folgern, daß er 
auch dazu berufen iſt, ſelbſtändig darüber zu entſcheiden, ob er 
gewiſſe Gegenſtände, als von der Beſchlagnahme ergriffen, zur 
Zwangsverwaltungsmaſſe ziehen will oder nicht, und daß des⸗ 
halb im Streitfalle mit ihm die Frage auszumachen iſt, ob 
ein gewiſſer Gegenſtand zur Zwangsverwaltungsmaſſe gehört 
oder ob dies nicht der Fall iſt [JW. 1902, 31835; Gruchots⸗ 
Beitr. 55, 682; RG. 80, 31550). Im gegebenen Falle iſt 
daher der beklagte Zwangsverwalter, der die Apothekeneinrich⸗ 
tung als Zubehör des unter ſeiner Zwangsverwaltung ſtehenden 
Grundſtücks dem klagenden Konkursverwalter gegenüber für die 
Zwangsverwaltungsmaſſe in Anſpruch genommen hat, der rechte 
Beklagte. Hiernach war das BU. aufzuheben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung, namentlich 
darüber, ob die Apothekeneinrichtung nach Lage der tatſächlichen 
Verhältniſſe Zubehör des in Rede ſtehenden Grundſtücks iſt 
[vgl. Gruchots Beitr. 54, 132], an das BG. zurückzuverweiſen. 
Konkursverwalter des Apothekers B. c. Zwangsverwalter über 
das Grundſtück des B., U. v. 7. Juli 15, 111/15 V. — 
Berlin. B. 


Erlaß des preußiſchen Bandelsminifters. 


Zum Zahlungsverbot gegen das feindliche Ausland 
hat der preußiſche Handelsminiſter an die Handelsvertretungen einen 
Erlaß gerichtet, in dem es unter anderem heißt: „Die Verordnungen 
betreffend Zahlungsverbot gegen England, Frankreich und Rußland 
verbieten ganz allgemein jede auch nur mittelbare Zahlung, Abführung 
oder Überweiſung nach dieſen Ländern ſowie nach den Kolonien und 
auswärtigen Beſitzungen dieſer Länder. Mit dieſer Vorſchrift erſcheint 
die in einigen Handelskreiſen vertretene Auffaſſung nicht vereinbar, 
daß eine Zahlung an eine Firma des neutralen Auslands auch 
dann erlaubt iſt, wenn kein Zweifel darüber beſteht, daß die neutrale 
Firma für die aus Frankreich und England bezogenen Waren dorthin 
Zahlung leiſtet. Die erwähnte Verordnung bietet für eine derartige 
Auffaſſung des Begriffs der „mittelbaren Zahlung, Abführung oder 
Überweifung” nach Feindesland keinen Anhalt. Sie unterſcheidet 
auch nicht, ob der Abfluß des gezahlten Betrages nach dem feindlichen 
Ausland „ſofort“ oder erſt ſpäter, ob er unverändert oder „nach 
einer Umwertung“ im Geſchäftsbetrieb der neutralen Firma, ob er 
ganz oder nur zum Teil erfolgt, ſowie ob die neutrale Firma für 
eigene Rechnung die Ware aus dem feindlichen Ausland bezieht oder 
nur als Kommiſſionär des deutſchen Beſtellers. Der Umſtand, daß 
mit einem Weiterfließen auch nur eines Teiles des gezahlten 
Preiſes nach dem feindlichen Ausland gerechnet werden muß, genügt, 
die Zahlung als mittelbare Zahlung, Abführung oder Überweiſung 
nach dem feindlichen Auslande im Sinne der Verordnung erſcheinen 
zu laſſen. Wenn deutſche Firmen ſolche Zahlungen vornehmen, ſo 
iſt das Mißbrauch, und es wird in allen zur Kenntnis der Behörden 
gelangenden Fällen von — nicht ausdrücklich genehmigten — 
mittelbaren Zahlungen nach dem feindlichen Ausland im Wege der 
Strafverfolgung vorgegangen werden. Ausnahmen von dem 
Zahlungsverbot werden bei dem Herrn Reichskanzler (Reichsamt des 
Innern) häufig nachgeſucht, und die Erlaubnis zur Zahlung iſt 
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überall, wo ein beſonderes Intereſſe anzuerkennen war, dem 
Geſuchſteller, ſei es für einen Einzelfall, ſei es allgemein, erteilt 
worden. 


Kusführungsanweiſung der preußiſchen Miniſter 
zur Bundesrats verordnung gegen übermäßige 
Preisſteigerungen vom 23. Juli 1916. 


Für das im 8 1 der Bundesratsverordnung vorgeſehene Ber: 
fahren der Übertragung des Eigentums an Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs iſt neben der Landeszentralbehörde der Regierungspräſident, 
im Landespolizeibezirk Berlin der Polizeipräſident zuſtändig. Höhere 
Verwaltungsbehörde im Sinne der 88 2 und z der Verordnung (für 
die Feſtſetzung von Preiſen und die Schlichtung von Streitigkeiten 
aus der Enteignung) iſt der Regierungspräfident, im Landespolizei⸗ 
bezirk Berlin der Polizeipräſident. Die Möglichkeit der Übertragung 
des Eigentums ſoll übermäßigen Preisſteigerungen bei Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs und der Neigung entgegenwirken, ſolche Gegen⸗ 
ſtände in der Erwartung ungewöhnlicher Preisſteigerung einſtweilen 
dem Verkehr vorzuenthalten. Es liegt im allgemeinen Intereſſe, 
wenn das Enteignungs verfahren gegebenenfalls rückſichts⸗ 
los angewendet wird. Die Bekanntmachung über Vorratserhebungen 
vom 2. Februar 1915 bietet die Möglichkeit, Aufſchluß darüber zu 
gewinnen, ob ein im Verkehr auftretender Mangel an Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs durch eine ſpekulative Zurückhaltung 
verurſacht iſt. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs über Gebühr zurückgehalten worden ſind, wird häufig die 
Perſon des Eigentümers von Bedeutung ſein. Sind die Gegen⸗ 
ſtände von dem Eigentümer in Ausübung ſeines Berufs zur Ber: 
äußerung erzeugt oder erworben, ſo werden die Vorausſetzungen für 
die Enteignung inſoweit nicht gegeben ſein, als die Vorräte die 
Mengen nicht überſteigen, die im regelmäßigen Wirtſchaſts⸗ und Ge 
ſchäftsbetriebe zur allmählichen Verſorgung des Marktes er 
forderlich ſind und erſt nach und nach abgegeben zu werden pflegen. 
Dieſe Geſichtspunkte kommen im allgemeinen nicht in Betracht, wenn 
ſich die Gegenſtände, namentlich in größeren Mengen, in der Hand 
von Perſonen befinden, die ſich vor Ausbruch des Krieges nicht 
mit ihrem Vertriebe befaßt haben. Der Zurückhaltung der 
Gegenſtände iſt es gleich zu achten, wenn ſie den Verbrauchern und 
dem Handel nur zum Scheine oder zu übermäßigen, die Möglichkeit 
von Ankäufen beeinträchtigenden Preiſen oder unter Bedingungen an⸗ 
geboten werden, die das Angebot als nicht ernſt gemeint erkennen 
laſſen. 

Der mit der Verordnung verfolgte Zweck verlangt, daß die zu 
enteignenden Gegenſtände ſobald wie möglich dem Verbrauch zu 
geführt werden. In der Regel werden daher die Gemeinden, orts⸗ 
anſäſſige Händler oder Konſumvereine, die bereit find, den 
Abſatz der Gegenſtände zu bewirken, als Erwerber in Frage kommen. 
Ihnen iſt die Verpflichtung aufzuerlegen, die Gegenſtände unverzüglich 
zu einem von der enteignenden Behörde zu beſtimmenden oder zu ge⸗ 
nehmigenden Preiſe an das Publikum abzugeben. Zur Einleitung 
des Verfahrens der Übertragung des Eigentums iſt ein Antrag nicht 
erforderlich. Die örtlichen Verwaltungsbehörden haben, ſobald 
ihnen ein Fall bekannt wird, in dem die geſetzlichen Voraus- 
ſetzungen für die Enteignung gegeben ſind, unverzüglich, nötigenfalls 
telegraphiſch, die höhere Verwaltungsbehörde zu benachrichtigen 
und dabei möglichſt eine Perſon zu bezeichnen, die bereit iſt, die u 
enteignenden Gegenſtände zum Verkauf zu übernehmen. Vor dem 
Erlaß der Anordnung, durch die das Eigentum übertragen wird, if 
der Beſitzer der Gegenſtände zu hören, falls ihm nicht bereits bei den 
Erhebungen über die Zuläſſigkeit der Enteignung Gelegenheit zur 
Außerung gegeben iſt. 
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Der Übernahmepreis iſt, falls nicht etwa ein niedrigerer 
Höchſtpreis beſteht, in der Regel in Höhe des Einkaufspreiſes, bei 
ſelbſterzeugten Gegenſtänden in Höhe der Herſtellungskoſten feſtzuſetzen. 
Sind die Gegenſtände zu dieſem Preiſe nicht verwendbar, ſo iſt der 
Übernahmepreis entſprechend niedriger feſtzuſetzen. Dies gilt nicht für 
die nach dem 23. Juli 1915 aus dem Ausland eingeführten Gegen⸗ 
ſtände. Auf die Anhörung von Sachverſtändigen kann im Einver⸗ 
ſtändnis mit dem bisherigen Beſitzer der Gegenſtände verzichtet werden. 
Die Fälligkeit des Übernahmepreiſes iſt bei der Feſtſetzung 
zu beſtimmen. Kann der Übernahmepreis nach Lage der Verhältniſſe 
nicht ſofort ermittelt werden, ſo iſt eine angemeſſene, ſofort fällige 
Abſchlagszahlung feſtzuſetzen. Die Übertragung des Eigentums und 
die Zuführung der enteigneten Gegenſtände an den Verbrauch dürfen 
dadurch nicht aufgehalten werden, daß die Feſtſetzung des Übernahme 
preiſes nicht ſofort erfolgen kann. Die baren Auslagen des Ver⸗ 
fahrens, insbeſondere die den Sachverſtändigen zu gewährende Ver⸗ 
gütung, ſind in der Regel dem bisherigen Eigentümer der 
Gegenſtände aufzuerlegen; ſie können bei der Feſtſetzung des Über⸗ 
nahmepreiſes berückſichtigt werden. Gebühren werden nicht erhoben. 


Allgemeine Derfügung des Juftizminifters vom 

8. September 1915, — betreffend die Bekanntgabe 

der Firmen, für die eine Staatsaufficht angeordnet 
iſt, an die Regiſtergerichte. 

Im allgemeinen Intereſſe iſt es erwünſcht, die Amtsgerichte in 
die Lage zu ſetzen, Auskunft darüber zu erteilen, ob eine im Handels⸗ 
regiſter eingetragene Firma auf Grund der Verordnung, betreffend die 
Überwachung ausländiſcher Unternehmungen, vom 4. September 1914 
(RGBl. S. 397) unter Staatsaufſicht geſtellt iſt. Der Herr Miniſter 
für Handel und Gewerbe hat daher veranlaßt, daß den Regiſter⸗ 
gerichten die Firmen ihres Bezirkes, für die eine Staatsaufſicht an⸗ 
geordnet iſt, unter Mitteilung des Namens und der Wohnung der 
Aufſichtsperſon bekanntgegeben, und daß ſie auch von einem Wechſel der 
Aufſichtsperſon und einer Aufhebung der Staatsaufſicht benachrichtigt 
werden. Die Mitteilungen ſind bei den Handelsregiſterakten auf⸗ 
zubewahren. Die Auskünfte darüber, ob eine Firma unter 
Staatsaufſicht geſtellt iſt oder nicht, ſind gegen Erſtattung 
der Koſten zu erteilen. 


Oberlandesgerichte. 


Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Pfändbarkeit des Anſpruchs auf Entſchädigung für in den 
Okkupationsgebieten beſchlagnahmtes Privateigentum?!) 


I. 

Auf Antrag der Gläubiger hat das LG. Oſtrowo gegen die 
Schuldner einen Arreſtbefehl erlaſſen und in deſſen Vollziehung den 
angeblichen Anſpruch der Schuldner 

gegen den Reichsmilitärfiskus und preußiſchen Staatsfiskus, 

vertreten durch das preußiſche Kriegsminiſterium, Kriegs⸗ 

rohſtoffabteilung, 
auf Aushändigung der auf Anordnung des Ortskommandanten in 
Kaliſch bei den Schuldnern beſchlagnahmten und an die Kriegs⸗ 
rohſtoffabteilung oder die Kriegslederaktiengeſellſchaft in Berlin oder 
an den Spediteur H. daſelbſt abgeſandten Ledervorräte der Schuldner 
und auf Bezahlung des den Schuldnern ſür Lederwaren zuſtehenden 
Gegenwerts (Kaufpreis oder Requiſitionsguthaben) gepfändet. Die 
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Schuldner zu 2 und 3 kommen nur als perſönlich haftende Geſell⸗ 
ſchafter der ſchuldneriſchen Handelsgeſellſchaft zu 1 in Betracht. 

Gegen dieſe Pfändung hat das Kriegsminiſterium, Kriegsrohſtoff⸗ 
abteilung, Erinnerung eingelegt. 

Die Gläubiger halten die Pfändung für zuläſſig und machen 
noch geltend, daß „der größte Teil der Inhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft S. & C.“ deutſche Staatsbürger ſeien. 

Das LG. hat die Erinnerung gegen die Pfändungsbeſchlüſſe 
zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß hat das Königlich Preußiſche 
Kriegsminiſterium, Kriegsrohſtoffabteilung, rechtzeitig ſofortige Be⸗ 
ſchwerde eingelegt mit dem Antrage, unter Aufhebung des angefoch 
tenen Beſchluſſes der Erinnerung des Beſchwerdeführers ſtattzugeben. 
Es hat auch auf beſondere Anfrage erklärt, daß das Kriegsminiſte⸗ 
rium, dem die Kriegsrohſtoffabteilung angegliedert worden, als geſetz⸗ 
licher Vertreter des als Drittſchuldner in Frage kommenden Reichs⸗ 
militärfiskus und des preußiſchen Staatsfiskus die Erinnerung ge⸗ 
zogen und Beſchwerde eingelegt habe. 

Gegenüber der Faſſung des Beſchluſſes des LG. iſt zunächſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß die die Erinnerung einlegende Partei nicht das 
preußiſche Kriegsminiſterium mit der ihm angegliederten Rohſtoff⸗ 
abteilung, ſondern der deutſche Reichsmilitärfiskus iſt, da es ſich um 
Anſprüche auf Grund der Maßnahme eines deutſchen Militärbefehls⸗ 
habers handelt. Als ſolche kommt hier nur die Beſchlagnahme 
von Ledervorräten, nicht aber ein abgeſchloſſener Kaufvertrag in 
Betracht. Das Kriegsminiſterium erſcheint nur als Vertreter und 
iſt auch als ſolcher anzuerkennen. Allerdings ſind mit der wirtſchaft⸗ 
lichen Verwaltung in Angelegenheiten des deutſchen Heeres in der 
Regel die Intendanturen betraut (Laband, Staatsrecht Bd. 4 S. 364; 
RG. 54, 202), ſobald aber eine Verwaltung nicht zum Geſchäfts⸗ 
bereiche der Intendanturen gehört, ſind nicht dieſe zur Vertretung be⸗ 
rufen, ſondern die verwaltende Zentralſtelle. Dieſe iſt die Kriegs⸗ 
rohſtoffabteilung des preußiſchen Kriegsminiſteriums, da es ſich hier 
um die preußiſche Kontingentsverwaltung handelt [RG. 77, 355.]%) 

Weiter kommt in Frage, ob das LG. zur Entſcheidung auf die 
Erinnerung zuſtändig war. Zu entſcheiden hat nach 8 766 ZPO. 
das Vollſtreckungsgericht. Wenn hier gemäß § 930 Abſ. 1 ZPO. das 
LG. als zuſtändiges Vollſtreckungsgericht die Pfändung ausgeſprochen 
hat, ſo mag es dahingeſtellt bleiben, ob ſeine Zuſtändigkeit als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht ſich auf jegliche Erinnerung erſtreckt; jedenfalls 
aber hat es die vorliegende Frage, ob die von ihm aus⸗ 
geſprochene Pfändung an und für ſich betrachtet, zuläſſig war oder 
nicht, auf die Erinnerung hin zu entſcheiden. OLG. 17, 190; 18, 396. 

Unbedenklich iſt auch der Reichsmilitärfiskus als Drittſchuldner 
zur Erhebung der Erinnerung berechtigt. RG. 66, 234; Stein (11), 
Anm. 2 3 zu 8 766. 

Es fragt ſich aber, ob die vom LG. angeordnete Pfändung zu— 
läſſig iſt. Die Zuläſſigkeit iſt davon abhängig, ob die Arreſtſchuldner, 
deren angebliche Rechte die Gläubiger geltend machen, einen Anſpruch 
gegen den Militärfiskus haben, und zwar einen privatrechtlichen; denn 
die ordentlichen Gerichte haben ſich nach § 13 GVG. — abgeſehen 
von einzelnen hier nicht in Frage kommenden Ausnahmebeſtimmungen — 
nur mit bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu befaſſen. Das Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren bildet einen Teil des bürgerlichen Prozeß⸗ 
verfahrens. Dieſes läßt nach § 804 Abſ. 1 ZPO. durch die Pfändung 
ein Pfandrecht an den gepfändeten Gegenſtänden entſtehen. Dieſes 
Pfandrecht iſt das im BGB. behandelte, es kann nur an privaten 
Berechtigungen erworben werden. Eine, wie erwähnt, hier nicht in 
Betracht kommende Ausnahme beſteht nur inſofern, als dann, wenn 
nach beſonderer Vorſchrift einzelne vermögensrechtliche Anſprüche nach 
den Regeln des Privatrechts übertragen werden können, wie z. B. 


2) JW. 1912, 89. 
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Beamtengehälter, auch ihre Pfändbarkeit nicht ausgeſchloſſen iſt. 
Vgl. Stein, ZPO. (11), Anm. I. Ziff. 3 zu § 857. 

Die zu pfändende Forderung braucht allerdings zur Zeit der 
Pfändung noch nicht zu beſtehen, es würde vielmehr genügen, wenn 
auch nur wenigſtens eine rechtliche Grundlage vorhanden wäre, aus 
der ſie ſpäter zur Entſtehung gelangen könnte. RG. 74, 82; 82, 
227. Iſt aber nur ein Tatbeſtand gegeben, der rechtlich nach ſeiner 
Grundlage durch weitere Entwicklung eine Forderung nicht zu be⸗ 
gründen geeignet iſt, ſo kann dieſer das Beſtehen und Entſtehen einer 
Forderung ausſchließende Tatbeſtand nicht dazu dienen, daß deshalb, 
weil durch ſpätere rechtlich ganz anders geartete Vorkommniſſe eine 
Forderung begründet werden kann, ſchon im voraus ein gänzlich un⸗ 
beſtimmter Rechtsvorgang Gegenſtand einer rechtlichen Verfügung werde. 

Eine Forderung auch in dieſem möglichſt weiten Sinne iſt aber 
für die Arreſtſchuldner nicht vorhanden. Die Forderung foll ent⸗ 
ſtanden ſein aus einer Handlung kriegeriſcher Gewalt in beſetztem 
feindlichem Gebiet, nämlich aus der Beſchlagnahme von Ledervorräten 
für militäriſche Zwecke ſeitens des Ortskommandanten in Kaliſch nach 
der Beſetzung des Gebiets durch das deutſche Heer. Eine geſetzliche 
Beſtimmung, daß aus einer aus der Staatshoheit des kriegführenden 
Staates herzuleitenden Kriegshandlung gegenüber dem mittelbar oder 
unmittelbar hiervon betroffenen Angehörigen des feindlichen Staates 
für dieſen private Rechte gegen den in ſeine Rechte eingreifenden 
Staat entſtehen können, iſt nicht gegeben, und es wäre nur zu prüfen, 
ob etwa völkerrechtliche Abmachungen in dieſem Falle ſolche privaten 
Rechte begründen. 

In Frage kommt zunächſt das Haager Abkommen vom 18. Oktober 
1907 (RGBl. 1910, 107), enthaltend die „Ordnung der Geſetze und 
Gebräuche des Landkriegs“, das von Deutſchland und Rußland ratifiziert 
iſt und deſſen Geltung — zugunſten der Arreſtgläubiger — hier unter⸗ 
ſtellt wird, auch wenn es nach Art. 2 zwiſchen den Vertragsmächten 
nur dann Anwendung findet, wenn die Kriegführenden ſämtlich 
Vertragsparteien find. In Art. 23 g. h. iſt die Zerſtörung oder Weg: 
nahme feindlichen Eigentums, außer wo dieſes „durch die Erforder— 
niſſe des Krieges dringend erheiſcht wird“, und ferner die Aufhebung 
oder zeitweilige Außerkraftſetzung der Rechte der Gegenpartei oder die 
Ausſchließung ihrer Klagbarkeit unterſagt. Nach Art. 46 Abſ. 2 darf das 
Privateigentum nicht eingezogen werden. Dieſe Beſtimmungen ſind aber 
im vorliegenden Falle gegenſtandslos, vielmehr beſtimmt der Art. 52: 


„Naturalleiſtungen und Dienſtleiſtungen können von Gemeinden 
oder Einwohnern nur für die Bedürfniſſe des Beſatzungsheeres 
gefordert werden 

Die Naturalleiſtungen ſind ſoviel wie möglich bar zu bezahlen. 
Anderenfalls ſind dafür Empfangsbeſcheinigungen auszuſtellen. Die 
Zahlung der geſchuldeten Summe ſoll möglichſt bald bewirkt werden.“ 


Der Anſpruch auf Aushändigung der beſchlagnahmten Vorräte 
iſt ohne weiteres unbegründet, da dieſe kraft eines ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechts in den Beſitz der Militärverwaltung gelangt ſind, und nicht 
einmal das Haager Abkommen einen ſolchen Anſpruch kennt. Wohl 
aber iſt nach Art. 46 eine ſofortige oder fpätere Vergütung für die 
beſchlagnahmten Gegenſtände vorgeſehen. Allein der Perſon, der 
durch die Beſchlagnahme Sachen entzogen worden ſind, entſteht daraus 
kein Anſpruch, am allerwenigſten ein im Wege des Zivilprozeſſes ver— 
folgbare, gegen die Militärbehörde des beſchlagnehmenden Staates. 
Die Beſtimmung iſt, wie das ganze Abkommen lediglich völkerrechtlich, 
zwiſchen den beiden Staaten abgeſchloſſen; berechtigt und verpflichtet 
ſind nur die beiderſeitigen Staaten, nicht aber deren Untertanen. 
Davon, daß irgendwie private Rechte von Untertanen gegenüber den 
Vertragsſtaaten begründet werden ſollen, iſt nirgends die Rede. Nur 
der Staat ſoll und kann gegen den anderen aus der Verletzung der 
Normen Rechte herleiten. „Erſt wenn die Vereinbarung die Geſtalt 
eines nationalen Geſetzes annimmt, entſteht daraus für den Staats— 
bürger Recht und Pflicht ſeinem Staat und nur dieſem gegen— 
über.“ Liſzt, Völkerrecht (4) S. 154, 167, 171, 180. 

Aber auch eine ſonſtige geſetzliche Vorſchrift, aus der die Arreſt— 
ſchuldner ein perſönliches klagbares Recht gegen den Reichsfiskus ab— 
leiten könnten, iſt, wie vorerwähnt, nicht vorhanden. Soweit eine 
Haftung des Militärfiskus auf Grund des Geſetzes vom 22. Mai 1910 
(RG Bl. S. 798) in Frage käme, würde fie nach §7 dieſes Geſetzes 
ausgeſchloſſen ſein, da den Angehörigen eines ausländiſchen Staates 
ein Erſatzanſpruch für Verletzung von Amtspflichten eines Militär— 
befehlshabers nur inſoweit zuſteht, als Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 
Es würde hierbei gleichgültig ſein, daß einige Geſellſchafter deutſche 
Reichsangehörige ſind. Denn die Geſellſchaft — und gerade das 
iſt entſcheidend — hat ihren Sitz im Auslande, zudem ſind einige 
Geſellſchafter ruſſiſcher Staatsangehörigkeit, dieſen aber kann die 
Eigenſchaft der Inländer auch nicht indirekt zugute kommen. Jeden: 
falls aber iſt auch gar nicht geltend gemacht und kann nicht in Frage 
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kommen, daß hier eine vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung von 
Amtspflichten in Ausübung der öffentlichen Gewalt vorliege (8 1 
desſelben Geſetzes). 

Nur eine internationale geſetzliche Vorſchrift könnte hier die Ent⸗ 
ſcheidung bringen, da die Geſellſchaft, deren Haftbarkeit die Grundlage 
bildet, als ſolche im Auslande ihren Sitz hat. Weil es ſich um die 
rechtlichen Folgen einer Ausübung von ſtaatlichen Hoheitsrechten 
handelt, würde es eine ſtaatsrechtliche Norm ſein müſſen, die gleich⸗ 
zeitig privatrechtliche Befugniſſe verleiht, wie das angeführte Geſetz 
vom 22. Mai 1910. Jedenfalls würde der § 75 Einlzum ALR. ohne 
weiteres ausſcheiden, da dieſe Vorſchrift nur für das Inland — und 
zwar nur für das Gebiet Preußens (vgl. RG. 64, 186) gilt, nicht 
aber für eine im Auslande vorgenommene Handlung zugunſten des 
Staates und die Allerhöchſte Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 
(GS. S. 255) den ordentlichen Rechtsweg gerade für Klagen auf 
Erſatz von Kriegsſchäden ausſchließt. Zu den „Kriegsſchäden“ aber 
gehörte die von unſeren Staatsorganen aus Kriegsgründen mittels 
ſtaatshoheitlicher Gewalt bewirkte tatſäche Entziehung des Beſitzes 
von Sachen. Auch die Anwendbarkeit des 8 904 BGB. (vgl. Bendix 
in JW. 1915, 67) iſt deshalb ausgeſchloſſen. 

Eine geſetzliche Norm, die den Anſprüchen der Arreſtſchuldner 
gegen den Reichsmilitärfiskus Klagbarkeit verleihen könnte, iſt demnach 
überhaupt nicht vorhanden. Dies Ergebnis iſt auch in keiner Weiſe 
befremdend, vielmehr würde das Gegenteil mit Rückſicht auf das 
Geſetz über Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 (RGBl. S. 129) 
eine vom Geſetzgeber nicht beabſichtigte Folge haben. Es würde 
nämlich der deutſche Staatsangehörige, der nach 8 4 Abi. 3, 88 28, 
24, 25 bis 27 des angeführten Geſetzes Kriegsleiſtungen gemacht 
hätte, dem in gleicher Lage befindlichen Ausländer gegenüber be 
nachteiligt ſein, da jedenfalls, wenn keine Vergütung feſtgeſetzt, eine 
Klagbarkeit auf Grund dieſes Geſetzes nicht gegeben iſt. Vgl. Stölzel, 
Rechtsweg S. 97, und Landsberg in Poſ Schr. 1915, 8. Wenn für 
die beſonderen Fälle der 88 25 bis 27 dieſes Geſetzes in der Ver: 
ordnung des Bundesrats vom 12. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 370) die 
Abtretung und Pfändung dieſer Anſprüche zugelaſſen wird, ſo iſt dies eine 
ausdrückliche Sondervorſchrift, der allgemeine Gültigkeit nicht zukommt. 

In gleichem Sinne hat ſich gegen die Zuläſſigkeit einer Pfändung 
im Falle der Beſchlagnahme übrigens auch ein Beſchluß des Hanſde6. 
in Hamburg vom 27. April 1915 (Br. S. III 65/1915 [18]) aus⸗ 
geſprochen (vgl. aber a. M. Freudenthal in Nr. 215 des Berliner 
Tageblatts vom 26. April 1915, ferner Handelskammer in Oppeln 
in Nr. 28 der Zeitſchrift „Handel und Gewerbe“ vom 1. Mai 1915 
und die Anordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos des 
V. Armeekorps vom 14. September 1914 III Nr. 905) — alle ohne 
eine nähere Begründung der ſtreitigen Frage. (Beſchluß des Ferien 
ſenats des OLG. Poſen, vom 23. Juli 1915, 10 W. 33/15.) 


Mitgeteilt von Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Da die Annahme des LG., die von dem deutſchen Reichsfiskus 
für beſchlagnahmtes Metall zu zahlende Entſchädigung begründe keinen 
Rechtsanſpruch, unzutreffend iſt, zum mindeſten das vorliegende Tat: 
ſachenmaterial nichts enthält, was dieſe Annahme rechtfertigt, und für die 
. $ 45 Abſ. 1 Satz 2 GKG. maßgebend iſt, wird be 
ſchloſſen: 

Der angefochtene Beſchluß zu II wird aufgehoben. Das L. 
wird veranlaßt, von dem darin erörterten Bedenken Abſtand du 
nehmen und, wenn ſonſtige Gründe nicht entgegenſtehen, dem Pfän⸗ 
dungsgeſuch der Gläubigerin zu entſprechen. (Beſchluß des KG. 
4. F3S. vom 25. 8. 15, 21 W. 3115/15.) 


Mitgeteilt vom Geh. Juſtizrat Timendorfer, Berlin. 


* * 
* 


Auslegung der Kriegsklauſel. Verlangen der Erkenn— 
barkeit des Freizeichnens. !)) 
Die Erntſcheidung über die Bedeutung der Kriegsklauſel kann 
nicht aus allgemeinen Erwägungen abgeleitet werden. Es iſt viel 
mehr, wie das LG. richtig ausgeführt bat, der Wortlaut der Klauſel gene! 
ins Auge zu faſſen und zu prüfen, ob die Klägerin aus dieſem Wort: 


1) Dem vorſtehend mitgeteilten Urteil lag derſelbe Kontrakt mit 
derſelben Klauſel wie dem Urteile des NG. vom 20. Mai 1915, J. 
1915, 912 zugrunde. Die in der Bemerkung zu dieſem Erkenntnis 
(daſ. S. 961) angeregte Frage, ob der Wille des Verkäufers dem Käufer 
deutlich erkennbar gemacht wurde, iſt vorſtehend in Betracht gezogen. 
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laut erkennen mußte, daß die Beklagte fich für den Kriegsfall völlige 
Entſchließungs freiheit vorbehalten wolle. Für die Verneinung dieſer 
Frage fällt für das Berufungsgericht ſchon der Geſichtspunkt erheblich 
ins Gewicht, daß die Kammer für Handelsſachen unter der Mitwirkung 
von zwei erfahrenen Kaufleuten die Kriegsklauſel nicht in dem von 
der Beklagten vertretenen Sinn verſtanden hat. Es kann daher 
ſchwerlich behauptet werden, daß der Sinn der Klauſel, ſo wie die 
Beklagte ſie verſtanden wiſſen will, aus dem Wortlaut klar hervorgehe. 

Entſcheidend iſt die Gleichſtellung des Kriegsfalls mit „den 
ſonſtigen Fällen höherer Gewalt“. Würde die Klauſel einfach gelautet 
haben: „Krieg vorbehalten“, ſo wäre die Auslegung im Sinne der 
Beklagten klar (ſiehe Bundſchuh in DIZ. 1915, 273), da die Worte 
„Krieg vorbehalten“ gleichbedeutend mit den Worten: „Krieg entbindet 
von der Erfüllung“ ſind. Wenn aber, wie im vorliegenden Fall (ſiehe auch 
darüber Bundſchuh a. a. O. S. 274) der Krieg ausdrücklich „ſonſtigen 
Fällen höherer Gewalt“ an die Seite geſetzt und dadurch in ſeiner 
rechtlichen Wirkſamkeit ihnen gleichgeſtellt wird, dann wird man den 
Krieg auch nicht anders behandeln können wie die ſonſtigen Fälle 
höherer Gewalt, wird den Kriegsfall alſo nur dann für rechtserheblich 
anſehen können, wenn und inſoweit er die Erfüllungsmög— 
lichkeit beeinflußt. Die Beklagte wird ſelbſt nicht behaupten 
wollen, daß jedes Feuer, Streik, Maſchinenſchaden ſie zur Aufhebung 
aller beſtehenden Verträge berechtigte, ſie wird dieſes Recht vielmehr 
vernünftigerweiſe nur dann in Anſpruch nehmen, wenn und inſoweit 
das Feuer, der Streik, der Maſchinenſchaden ihre Lieferungsmöglichkeit 
beeinflußt. Dasſelbe muß aber vom Krieg angenommen werden, 
wenn er ausdrücklich als Fall der höheren Gewalt aufgeführt wird. 
Dabei darf nicht vergeſſen werden, daß auch ein weitblickender Kauf⸗ 
mann einen Welt: und Wirtſchaftskrieg des Umfangs, wie er nunmehr 
ausgebrochen iſt, im Frühjahr 1914 nicht in den Kreis ſeiner 
Berechnungen gezogen hat und daß ſich ein Krieg geringeren Umfangs, 
auch ein ſolcher in den das Deutſche Reich verwickelt iſt, denken läßt, 
der die Lieferungsmöglichkeit der Beklagten in keiner Weiſe beein: 
trächtigt haben würde. Die Vereinbarung, daß der Beklagten in den 
genannten Fällen und den ſonſtigen Fällen höherer Gewalt der Rücktritt 
vom Vertrage vorbehalten ſein ſolle, kann daher, wie das LG. zutreffend 
darlegt, nur ſo verſtanden werden, daß der Vorbehalt wirkſam ſein ſolle, 
wenn und inſoweit die Lieferungsmöglichkeit aufgehoben oder doch weſent— 
lich beeinträchtigt ſein würde. Der Vorbehalt iſt aber nicht wirkſam, 
inſoweit die Beklagte in der Lage iſt, aus vorhandenen Beſtänden zu 
liefern, wenn ihr dadurch auch die Möglichkeit, eine durch den Krieg 
eintretende Preisſteigerung für ſich auszunutzen, entgeht. (OLG. Tüffel: 
dorf, 7. ZS. vom 20. Mai 1915, 7. 1/15.) 

Mitgeteilt von OLG.⸗Rat Dr. Colm, Düſſeldorf. 


* * 
* 


Entlaſſung des Vormundes wegen Zugehörigkeit zum 
ſeindlichen Auslande. !) 

Der Mangel der deutſchen Reichsangehörigkeit iſt kein Untauglich— 
keitsgrund für die Beſtellung zum Vormund. Nur iſt nach § 1785 
BGB. ein Nichtdeutſcher zur Übernahme der Vormundſchaft nicht 
verpflichtet. Hat ein ſolcher aber die Vormundſchaft übernommen, 
ſo berechtigt die Ausländereigenſchaft allein das Vormundſchaftsgericht 
nicht zur Entlaſſung des Vormundes. Dieſe kann vielmehr nur unter 
den Vorausſetzungen des 8 1886 BGB., alfo nur dann erfolgen, wenn 
die Fortführung des Amtes des Vormundes das Intereſſe des Mündels 


— 


1) Ebenſo wie die Förderung des religiöſen Empfindens gehört 
die Pflege der vaterländiſchen Geſinnung des Mündels zu den Perſonen— 
ſorgepflichten des Vormundes. — Die Zugehörigkeit zu einer anderen 
Religionsgemeinſchaft ſoll nach §S 1779 Abſ. 2 BGB. bei der Wahl 
des Vormundes berückſichtigt werden. Die Rückſichtnahme auf das 
religibſe Bekenntnis tft jedoch nur für diejenigen Fälle beſtimmt, in 
denen eine Auswahl des Vormundes ſtattfindet, alſo weder bei 
geſetzlicher Berufung zur Vormundſchaft (8 1776 BGB.) noch bei 
Eintritt einer Gemeindevormundſchaft (Art. 136 EGG BGB.). Iſt von 
dem Grundſatze des § 1779 Abſ. 2 aus beſonderen Gründen oder 
verſehentlich abgewichen worden, jo kann die Sorge für die religiöfe 
Erziehung des Mündels dem andersgläubigen Vormunde entzogen 
werden (S 1801 BGB.). — Die Ausländereigenſchaft bildet kein 
Hindernis für die Berufung zur Vormundſchaft und gibt keinen Grund 
zur teilweiſen Entziehung der Perſonenſorge. Wo die nationalen 
Intereſſen des Mündels durch die Zugehörigkeit des Vormundes zum 
feindlichen Auslande gefährdet erſcheinen, kann nur die Entlaſſung 
auf Grund des 8 1886 BGB. helfen. Dieſe Maßnahme hat das 
KG. mit der vorſtehenden Entſcheidung in Übereinſtimmung mit dem 
LG. gebilligt. Vgl. jedoch Hachenburg, DIZ. 1915, 787! 
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gefährden würde. Das LG. tft zu der Annahme gelangt, daß dieſe 
Vorausſetzung in dem vorliegenden Falle erfüllt iſt, indem es aus⸗ 
geführt hat: Wenngleich der Vormund ein Schwager des Beſchwerde⸗ 
führers ſei, ſo liege die Fortführung des Amtes als Vormund durch 
ihn als den Angehörigen einer mit dem Deutſchen Reiche im Kriege 
befindlichen Macht nicht im Intereſſe des Mündels. Die Vormund⸗ 
ſchaft ſei zwar ein Privatamt, immerhin aber ein Amt, eine öffent⸗ 
liche Funktion. Daß ein ſolches Amt von einem feindlichen Ausländer 
geführt werde, liege nicht im Intereſſe eines deutſchen Mündels. 
Dieſe Ausführungen ſind frei von Rechtsirrtum. 

Das Amt des Vormundes iſt nach dem Geiſte des Geſetzes eine 
auf einer obrigkeitlichen Anordnung beruhende beſondere Vertrauens⸗ 
ſtellung, die grundſätzlich mit Selbſtändigkeit ausgeſtattet und nur 
einer Beaufſichtigung durch das Vormundſchaftsgericht unterworfen iſt. 
Daß ein Angehöriger eines mit dem Deutſchen Reiche im Kriegs⸗ 
zuſtande befindlichen ausländiſchen Staates die Aufgaben einer ſolchen 
Stellung einem deutſchen Mündel gegenüber erfüllen und das in 
ihn zu ſetzende Vertrauen rechtfertigen werde, muß ganz allgemein 
bezweifelt werden. Indem davon auszugehen iſt, daß auch er als 
Ausländer national empfindet, erſcheint die Annahme begründet, daß 
ſeine nationale Geſinnung und die nationalen Intereſſen des deutſchen 
Mündels in einem ſolchen erheblichen Gegenſatze ſtehen. daß eine ge: 
deihliche, die Intereſſen des Mündels voll wahrende Führung der 
Vormundſchaft durch ihn nicht zu erwarten iſt, ganz abgeſehen davon, 
daß einem minderjährigen Mündel gegenüber die Pflege deutſcher 
Geſinnung zu den weſentlichſten Aufgaben des Vormundes gehört. 
(Beſchluß des KG. vom 30. Juli 1915, 1 a. X. 318/15. KGJ. 47 A 41.) 


Rechtsſtellung des einem franzöſiſchen Unternehmen 
zwangsweiſe beſtellten Verwalters.) 


Nach § 2 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 26. No⸗ 
vember 1914 (RGBl. S. 487) hat der Verwalter des unter zwangs⸗ 
weiſe Verwaltung geſtellten Unternehmens ſich in deſſen Beſitz zu 
ſetzen. Er iſt zu allen Rechtshandlungen für das Unternehmen be⸗ 
fugt. Er kann es ganz oder teilweiſe fortführen oder ſich auf die 
Beendigung der laufenden Geſchäfte beſchränken. Während der Dauer 
der Verwaltung, fo beſtimmt der Abſ. 3 des § 2, ruhen die Befug: 
niſſe des Inhabers des Unternehmens ſowie die Befugniſſe anderer 
Perſonen zu Rechtshandlungen für das Unternehmen. Das gleiche 
gilt von den Befugniſſen aller Organe. 

Der Zuſammenhang dieſer Vorſchriften ergibt, daß im deutſchen 
öffentlichen Intereſſe und im Intereſſe des deutſchen Wirtſchaftslebens 
dem Zwangsverwalter, was die Geſchäftsführungs⸗ und Vertretungs⸗ 
befugnis betrifft, eine unbeſchränkte Machtfülle eingeräumt iſt. Während 
der Dauer der Verwaltung ruhen die Befugniſſe des Inhabers des 
Unternebmens und aller Organe, ſtatt deſſen iſt der Verwalter zu 
allen Rechtsbandlungen für das Unternehmen befugt. Er übt alſo 
alle Befugniſſe der Geſellſchafter, der Geſchäftsführer, des Aufſichts⸗ 
rats und der Geſellſchafterverſammlungen aus, letztere auch dann, 
wenn ſonſt nach dem Geſetz oder der Satzung ihre Beſchlüſſe zu 
ihrer Gültigkeit einer konkreten Mehrheit der bei der Beſchlußfaſſung 
abgegebenen Stimmen bedürfen würden. Zu dieſen Befugniſſen ge— 
hört aber auch die nach § 46 Nr. 5 GmbHG. der Beſtimmung der 
Geſellſchafter unterliegende Befugnis, den oder die für die Geſellſchaft 
beſtellten Geſchäftsführer abzuberufen. Zwar ruht während der Dauer 
der Verwaltung die Geſchäftsführungs- und Vertretungsbefugnis des 
bisherigen Geſchäftsführers, gleichwohl kann aber für den Verwalter 
ein Intereſſe daran beſtehen, den Geſchäftsführer von ſeinem Amte 
abzuberufen, ohne daß er verpflichtet iſt, dem Regiſtergerichte gegen⸗ 
über dieſes Intereſſe glaubhaft zu machen. Daß der Verwalter befugt 
iſt, den abberufenen Geſchäſtsführer zum Prokuriſten zu beſtellen, kann 
nach § 2 Abſ. 3 Bek. in Verb. mit § 46 Nr. 7 GmbHG. nicht zweifel⸗ 
haft erſcheinen. (Beſchluß d. KG. v. 19. März 1915, 1 a. X. 176/15. 
KJ. 47 A 113.) 


1) Vgl. Rehm, Die Rechtsſtellung des kriegsrechtlichen Zwangs— 
verwalters. LeipzZ. 1915, 1121 ff. Der von ihm aufgeftellte Satz: 
„Nicht pflegen, ſondern ſchädigen iſt das oberſte Prinzip der Zwangs— 
verwaltung“ (1127), dürfte dem Geiſte des deutſchen Geſetzes nicht 
entſprechen. Rehm mildert dieſe Regel auch durch die nähere Aus— 
legung des Begriffs der Schädigung. Trotzdem ſind ſolche Prinzipien 
gefährlich. Sie werden leicht mißverſtanden. Der Zwangsverwalter 
iſt verfügungsberechtigt unter Ausſchluß des Geſchäftsinhabers. Er 
hat die Verwaltung im öffentlichen Intereſſe zu führen. Eine Schä— 
digung liegt nicht in ſeinem Auftrage. Hachenburg. 


% * 
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Arbeiter in einer Gewehrfabrik ſind keine Kriegs- 
teilnehmer im Sinne des 8 247 3). 


Kläger klagte auf Baugeld gegen den Beklagten, der zur Zeit 
in der Königlich Preußiſchen Gewehrfabrik in Danzig als Schloſſer 
beſchäftigt iſt. Beklagter verlangte die Ausſetzung des Verfahrens 
gemäß § 247 ZRD., weil die Gewehrfabrik eine rein militäriſche 
Einrichtung mit ſtreng militäriſch geregeltem Betriebe ſei, und die 
Arbeit in derſelben mit Rückſicht auf die gegenwärtige Kriegszeit als 
Militärdienſt anzuſehen ſei. Das LG. Hirſchberg wies den Ausſetzungs⸗ 
antrag zurück. Die eingelegte Beſchwerde war erfolglos. Denn nach 
der Auskunft der Gewehrfabrik befinde ſich der Beklagte nicht im 
Militärdienſt, vielmehr liege feiner Beſchäftigung ein Arbeitsvertrag 
zugrunde. § 247 ZPO. ſei daher auf den vorliegenden Fall nicht 
anwendbar. (Beſchluß des OLG. Breslau vom 8. Juni 1915.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer, Hirſchberg i. Schl. 


* * 
* 

Ausſetzung des Beweisſicherungsverfahrens wegen 
Kriegsteilnehmerſchaft des Gegners.) 

Die Anſicht des Klägers, die Beweisſicherung ſei ein Verfahren, 
welches außerhalb des Rechtsſtreites über die Hauptſache ſtehe, mithin 
durch einen die Hauptſache betreffenden Ausſetzungsbeſchluß nicht be⸗ 
rührt werde, iſt nicht haltbar. Die Beweisſicherung iſt nichts anderes 
als ein beſchleunigtes Beweisaufnahmeverfahren innerhalb des Rechts⸗ 
ſtreites über die Hauptſache. Die Beweisaufnahme wird nicht nur 
in der Regel von dem Prozeßgericht angeordnet, ſie ſteht auch bei 
ordnungsmäßigem Verfahren gemäß § 493 Abſ. 1 ZPO. der ſonſtigen 
Beweisaufnahme in dem Rechtsſtreit völlig gleich. Die Beweisſicherung 
gehört alſo zu den Prozeßhandlungen, die durch die Ausſetzung des 
Verfahrens der Hauptſache mitbetroffen werden (vgl. auch Güthe, 
die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1915, Sonder⸗ 
abdruck aus dem IMBl. S. 41 vom 10. Oktober 1914 II 1b). Es 
iſt nicht zu verkennen, daß die Ausſetzung des Verfahrens hiernach 
auch Wirkungen gegen die Perſon äußern kann, zu deren Schutz dieſe 
Anordnung beſtimmt iſt. Dieſe Folgerung kann aber nicht dazu 
führen, anzunehmen, daß die Ausſetzung auf die Beweisführung ſich 
nicht erſtrecke. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß eine Geſetzesbeſtimmung 


1) Über die Meinungsverſchiedenheiten, die über dieſe Frage in 
Literatur und Rechtſprechung hervorgetreten ſind, vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung von Heilberg und Schäffer, JW. 1915, 840 Nr. 9. Soweit das 
Beweisſicherungs verfahren innerhalb des Prozeſſes ſtattfindet, dürfte ohne 
weiteres die Erwägung entſcheiden, daß die Unterbrechung den Prozeß 
in allen ſeinen Beſtandteilen ergreifen muß. Wie ſteht es aber mit 
dem Beweisſicherungsverfahren außerhalb des Prozeſſes? Hier wird es 
auf die rechtliche Natur des Beweisſicherungsverfahrens ankommen. 
Stellt man ſich mit Stein, Nr. 1 vor § 485; Peterſen⸗Anger, Nr. 2 
vor 8 485; Schneider, 38P. 29, 104 und dem OLG. Hamburg, 
Rſpr. 5, 75 auf den Standpunkt, daß das Beweisſicherungsverfahren 
außerhalb des Prozeſſes ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſei, 
ſo ſteht es im Ermeſſen des Gerichts, ob dem Verfahren Fortgang 
zu geben iſt oder nicht. Ebenſo würde zu entſcheiden ſein, wenn man 
mit Hellwig, Lehrbuch 1, 56 dafür hält, daß das Beweisſicherungs⸗ 
verfahren ein Verfahren beſonderer, nicht zivilprozeſſualer Natur ift. 
Allein wenn man berückſichtigt, daß es angeſichts der einheitlichen 
Regelung des inner⸗ und des außerprozeſſualen Beweisſicherungs⸗ 
verfahrens keinen Unterſchied machen kann, ob die Beweisſicherung 
vor oder während des Prozeſſes ſtattfindet (oder, nachdem ſie vor 
Beginn des Prozeſſes angefangen hatte, während desſelben fortdauert), 
ſo muß man zu dem Ergebnis gelangen, daß auch die vor Beginn 
des Rechtsſtreits eingeleitete Beweisſicherung ein Verfahren der 
ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit iſt, vgl. auch Weismann, Lehr⸗ 
buch 1, 206; Skonietzki⸗Gelpcke Nr. 1 vor 8 485; Fiſcher, Recht und 
Rechtsſchutz S. 12; Markus, GruchotsBeitr. 34, 368. Mithin unter⸗ 
liegt auch ein außerprozeſſuales Beweisſicherungsverfahren, ſofern es 
ſich gegen einen Kriegsteilnehmer richtet, der Unterbrechung. Es 
beſteht freilich die Gefahr, daß der Antragſteller ſeinen Beweis⸗ 
ſicherungsantrag trotzdem durchſetzt, indem er in ſeinem Geſuch nicht 
den Kriegsteilnehmer, ſondern eine andere Perſon als Gegner bezeichnet: 
eine Nachprüfung der Frage, ob der im Geſuch angegebene Gegner 
auch der richtige iſt, ſteht dem Gericht nicht zu. Nur wenn überhaupt 
tein Gegner bezeichnet worden iſt, weil der Beweisführer zur Be⸗ 
zeichnung des Gegners außerſtande zu ſein behauptet (§ 494), hat 
das Gericht ein Prüfungsrecht. Iſt die Unterbrechung des Beweis⸗ 
ſicherungsverfahrens offenbar unbillig, ſo iſt der Fall der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 14. Januar 1915 gegeben. 


Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 


M 16. 1915. 


ſich zum Teil oder in Ausnahmefällen auch ganz in ihrer Wirkung 

gegen eine Perſon kehrt, zu deren Schutz fie erlaſſen iſt. (Beſchluß 

des OLG. Marienwerder vom 23. März 1915, 4 W. 5/15.) 
Mitgeteilt von Juſtizrat Aronſohn, Thom. 


* * 
** 


Zur Anwendung des § 14 Abſ. 1 der RAGGebd. im 
amtsgerichtlichen Verfahren. 


Unzutreffend iſt auch die Beanſtandung des Beklagten, der Kläger 
könne höchſtens die halbe Prozeßgebühr beanſpruchen, weil es ſich bei 
ſeinem Anrufen wegen eines neuen Verhandlungstermins vor dem 
AG. nicht um eine von ihm betriebene Zuſtellung eines Ladungs⸗ 
ſchriftſatzes gehandelt habe, die Ladung vielmehr von Amts wegen 
erfolgt ſei. Letzteres iſt nach 8 497 ZPO. in der Faſſung des Keichs⸗ 
geſetzes vom 1. Juni 1909, betr. Anderungen des GVG., der ZPO, 
des GKG. und der RAGEbD. zwar richtig; nach dem geſetzgeberiſchen 
Gedanken, welcher zu der Ausnahmebeſtimmung des § 14 R2Gebd. 
geführt hat, muß aber ſeit jener Geſetzesnovelle trotz der — offenbar 
nur verſehentlichen — Nichtabänderung dieſes Paragraphen im Sinne 
ſeines Abſ. 1 im amtsgerichtlichen Verfahren die Einreichung eines 
Schriftſatzes mit Antrag auf weitere Terminsbeſtimmung jedenfalls 
dann, wenn daraufhin eine ſolche erſolgt und auch die Ladung des 
Gegners durch den Gerichtsſchreiber veranlaßt worden iſt, der Zu⸗ 
ſtellung eines Parteiſchriftſatzes im kollegial⸗gerichtlichen Prozeß durchaus 
gleichgeſtellt werden, zumal nach der Geſamttendenz der genannten 
Novelle dadurch jedenfalls eine Herabſetzung der Rechtsanwaltsgebühren 
tunlichſt vermieden werden ſollte. (Urteil des J. 3S. des OLG. 
Karlsruhe vom 7. Juli 1915, ZI BR. 201/202 14.) 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Bucherer, Karlsruhe. 
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Ermäßigung der Gerichtsgebühren zufolge 84 jetzt 96 
der Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914| 
20. Mai 1915. 


Der Rechtsſtreit war bei Abſchluß des gerichtlichen Vergleichs 
vom 14. Dezember 1914 ſchon ſeit Zurückweiſung der Reviſion gegen 
das oberlandesgerichtliche Urteil durch das reichsgerichtliche Urteil 
vom 18. Mai 1914 bezüglich drei Fünftel ſämtlicher Schadenserſatz 
anſprüche durch Abweiſung der Kläger damit in allen Inſtanzen end⸗ 
gültig entſchieden, und nur über die Höhe des den Klägern dem 
Grunde nach rechtskräftig bloß zu zwei Fünfteln zugeſprochenen 
Schadenserſatzes war noch ein Nachverfahren beim LG. anhängig; 
lediglich dieſes hat ſodann durch den genannten Vergleich feine Er: 
ledigung gefunden. „Durch Vergleich erledigt“ im Sinne des 94 
(jetzt 8 6) der Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 
20. Mai 1915 über die Bewilligung von Zahlungsfriſten wurde alſo 
nur ein Rechtsſtreit über zwei Fünftel der erhobenen Schadenserſak⸗ 
anſprüche, wogegen ein Rechtsſtreit über die weiteren drei Fünftel 
dieſer Anſprüche bei Abſchluß des Vergleichs überhaupt nicht mehr 
vorhanden war. Es durften daher auch nur die Gerichtsgebühren 
jenes Rechtsſtreits auf die Hälfte ermäßigt werden, während die durch 
den Rechtsſtreit bezüglich der längſt zuvor rechtskräftig abgewieſenen 
drei Fünftel der Schadenserſatzanſprüche entſtandenen Gerichtsgebühren 
in vollem Betrag zu erheben waren. Hieran vermag auch der Umſtand 
nichts zu ändern, daß die in I. Inſtanz im Verfahren über den Grund 
des Schadens erwachſenen Gerichtsgebühren aus dem geſamten Streit 
wert der vollen Schadenderſatzanſprüche einheitlich zu berechnen find, 
es hat dies vielmehr lediglich zur Folge, daß als „Gerichtsgebühren 
des durch Vergleich erledigten Rechtsſtreits“ bloß ein entſprechender 
Teil jener Gebührenanſätze anzuſehen iſt (vgl. 8 12 GKG.) x dei 
dieſer Entſcheidung befindet ſich der erkennende Senat in we 
ſtimmung mit der Rechtſprechung des OLG. Hamburg (vgl. DII- nn 
323 und Leipgg. 1915, 240 Nr. 9 und 11), während er den 5 
weichenden Ausführungen des OLG. Stuttgart in der Leipzg. 191 ! 
156 Nr. 18 nicht beizutreten vermag. Es handelt ſich bei 99 0 
Auffaſſung keineswegs um eine durch den Wortlaut des § 4 (biw. a 
nicht gerechtfertigte einſchränkende Auslegung, wie das Orc em ag 
meint, und ſie wird auch dem geſetzgeberiſchen Zweck möglichſter 10 
günſtigung von Vergleichsabſchlüͤſſen während der Kriegsdauer für 
reichend gerecht; dagegen würde die umgekehrte Anſicht zu 3 7 
die Erreichung dieſes Zweckes keineswegs erforderlichen, dur i 
unbilligen Ergebnis führen, daß Parteien, die einen Rech gel 
hohem Streitwert hartnäckig durch alle Inſtanzen verfolgt und a = 
bloß noch über einen dabei nicht zugleich auch endgültig on 
Reſtanſpruch von ganz geringfügiger Bedeutung weitergeſtritten h coſeß 
durch vergleichsweiſe Abſtandnahme von dieſem unerheblichen f 
ohne nennenswertes Nachgeben es erreichen könnten, der Staa 
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ganz beträchtliche, längſt bezahlte Gerichtskoſtenbeträge wieder zu ent⸗ 
ziehen und ſo zu deren Nachteil nicht nur für die von ihnen beim 
Vergleichsabſchluß gebrachten, möglicherweiſe ganz belangloſen Opfer 
ſich völlig ſchadlos zu halten, ſondern hinterher auch noch einen recht 
erheblichen Gewinn herauszuſchlagen. (Beſchluß des Ferienſenats des 
OLG. Karlsruhe vom 12. Auguſt 1915, ZI BS. 49/15.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Bucherer, Karlsruhe. 


Landgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Pfändbarkeit des Entſchädigungsanſpruchs für von 
der Heeresverwaltung in den Okkupationsgebieten in 
Anſpruch genommenes Privatgut.!) — Zuftellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes an die Reichsentſchädigungskommiſſion. 
— Unanwendbarkeit des Haager Abkommens über die 
Geſetze und Gebräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907. 

Gepfändet iſt der Anſpruch auf Entſchädigung, den die Schuld⸗ 
nerin, eine in Ruſſiſch⸗Polen anſäſſige Firma mit inländiſcher Zweig⸗ 
niederlaſſung, nach der Anſicht der Gläubigerin gegen den Fiskus 
des Deutſchen Reiches, vertreten durch den preußiſchen Kriegsminiſter 
und die Kaiſerliche Entſchädigungskommiſſion in Berlin, für die 
Wollvorräte hat, welche durch die deutſche Heeresverwaltung bei der 
Schuldnerin in Lodz zur Verwendung für den Bedarf des Heeres in 
Anſpruch genommen und nach Deutſchland geſchafft worden ſind. 
Die durch die Verordnung des Keichskanzlers vom 25. April 1915 
— Beilage zum Deutſchen Reichsanzeiger Nr. 96 — eingeſetzte Reiche: 
entſchädigungskommiſſion, welcher der Pfändungsbeſchluß zugeſtellt 
iſt, beantragt im Wege der Erinnerung, die Pfändung aufzuheben. 
Ihre Ausführungen laufen darauf hinaus, daß das Reich, wenn es 
im feindlichen Auslande Güter für ſich in Anſpruch nehme, damit in 
völkerrechtlich zuläſſiger Weiſe Staatshoheitsrechte ausübe und dafür 
nicht nach Privatrecht den von der Beſchlagnahme betroffenen Per⸗ 
ſonen, ſondern höchſtens nach Maßgabe des Völkerrechts dem feind⸗ 
lichen Staate in einer beim Friedensſchluß zu regelnden Weiſe Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten habe. Auch die Verordnung des Reichskanzlers 
vom 25. April 1915 gewähre keine Rechtsanſprüche, ſondern ein auf 
Billigkeitserwägungen beruhendes Verwaltungsverfahren, jedenfalls 
ſetze die Entſtehung des Anſpruchs einen Beſchluß der Entſchädigungs⸗ 
kommiſſion voraus, durch den die Entſchädigung angeordnet werde, und 
vorher ſei auch die Beſchlagnahme des künftigen Anſpruchs nicht möglich. 

Die Vertretung des Reichsfiskus durch die Entſchädigungs⸗ 
kommiſſion iſt nicht zu beanſtanden. Die Kommiſſion iſt zwar in 
erſter Linie als Spruchbehörde geſchaffen, darüber hinaus aber auch 
mit Verwaltungsaufgaben betraut. Schon ihre Aufgabe, die Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten zu ermitteln, ſchließt die Befugnis in ſich, von 
Rechtsbehelfen der vorliegenden Art mit Wirkung für den Fiskus 
Gebrauch zu machen. 

Die Inanſpruchnahme des Privateigentums, die ſich formell als 
Staatshoheitsakt, und zwar, wie nicht in Zweifel gezogen werden 
ſoll, als gültiger Staatshoheitsakt darſtellt, hat ihrem ſachlichen In⸗ 
halte nach, da weder Abgabe noch Strafe in Betracht kommen, den 
Charakter einer Enteignung und zieht als ſolche nach allen geltenden 
Rechten die Entſchädigungspflicht des Staates nach ſich, ſoweit ſie 
nicht durch beſondere Rechtsnormen ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
wird. Das PrAL R. enthält dieſen Grundſatz im § 75 der Einleitung. 
Er gilt nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG. 64, 186) 
auch in den nicht landrechtlichen Teilen Preußens, iſt ferner ſeit 
Jahrhunderten gemeines Gewohnheitsrecht (RG. 41, 145), und endlich, 
worauf es hier ankommt, auf Grund des Art. 545 des in Ruſſiſch⸗ 
Polen geltenden code civil: „Man kann niemand zwingen, fein 
Eigentum abzutreten, es ſei denn um des öffentlichen Nutzens willen 
und vermittels einer gerechten und vorläufigen Entſchädigung“, nach 
dem Zeugniſſe des Reichsgerichts in RG. 64, 187 auch im franzöſi⸗ 
ſchen Recht anerkannt. 

Der Umſtand allein, daß die Enteignung hier nicht durch die 
ruſſiſch⸗polniſche Behörde, ſondern durch die deutſche Heeresverwaltung 
erfolgt iſt, vermag daran nichts zu ändern. Im Verhältnis zu den 
Bewohnern des beſetzten Gebietes tritt die deutſche Verwaltung nur 
an die Stelle der in der Ausübung gehemmten ruſſiſch⸗polniſchen 
Staatshoheit. Sie bleibt auch an die dortigen Geſetze gebunden, 
ſoweit ſie nicht nach Völkerrecht unbeachtlich oder durch neue Ver⸗ 
ordnungen abgeändert ſind. 


1) Vgl. auch KG., JW. 1915, 1038 und a. M. OLG. Poſen, 
IW. 1915, 1037. 
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Weil nur die dort geltenden Geſetze in Betracht kommen, ſcheidet 
mithin der von der Erinnerung berufene § 35 des deutſchen Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 aus; denn das ganze Geſetz 
regelt nur die Verpflichtung zu Kriegsleiſtungen im Reichsgebiet. 

Was das Völkerrecht angeht, fo ſtützt ſich die Reichsentſchädi⸗ 
gungskommiſſion auf Art. 53 Abſ. II des Haager Abkommens 
über die Geſetze und Gebräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 
1907 (RGBl. 1910, 150). Dieſe Beſtimmung wird man wohl 
dahin auslegen können, daß für die im Privateigentum ſtehenden 
Kriegsvorräte, die in beſetztem Feindesland in Anſpruch genommen 
werden, eine Entſchädigungspflicht nur gegenüber dem feindlichen 
Staat und nur nach Maßgabe des Friedensvertrages beſtehen ſollte; 
man müßte bei der beſonderen Lage des gegenwärtigen Krieges auch 
Wolle zu den Kriegsvorräten rechnen. Indeſſen das erwähnte Ab⸗ 
kommen findet nach Art. 2 zwiſchen den Vertragsmächten nur dann 
Anwendung, wenn die Kriegsführenden ſämtlich Vertragsparteien 
ſind. Das iſt jetzt nicht der Fall, weil, ſoweit bekannt, weder 
Serbien noch Montenegro noch die Türkei, auch nicht Italien jenes 
Abkommen ratifiziert haben. Das nach Art. 4 noch in Betracht zu 
ziehende erſte Haager Abkommen vom 29. Juli 1899 (RGBl. 1901, 
452) hatte im Art. 53 Abſ. II nicht die gleiche Beſtimmung, ſondern 
beſchränkte das Enteignungsrecht des Beſetzungsheeres hinſichtlich des 
Privateigentums auf das Eiſenbahnmaterial, die Landtelegraphen, 
die Fernſprechanlagen, die Dampfſchiſſe und andere Fahrzeuge, die 
Waffenniederlagen und die Kriegsmunition. Nur in Beziehung auf 
dieſe Gegenſtände, nicht auf Kriegsvorräte im allgemeinen war darin 
die Entſchädigungsfrage dem Friedensſchluß vorbehalten. 

iernach wäre das Gericht nur dann in der Lage, die Ent⸗ 
ſchädigungspflicht des Reiches gegenüber den Privateigentümern zu 
verneinen, wenn es feftftellen könnte, daß die in Art. 53 Abſ. II des 
zweiten Haager Abkommens enthaltene Beſtimmung, unabhängig von 
der Gültigkeit dieſes Vertrages, zu einem anerkannten Satz des 
Völkerrechts geworden iſt. Dafür fehlt ein hinreichender Anhalt, 
und die Verordnung des Reichskanzlers vom 25. April 1915 über 
das Verfahren vor der Reichsentſchädigungskommiſſion ſpricht dagegen. 
Wäre die Reichsregierung der Meinung, von Rechts wegen nur dem 
feindlichen Staat und nur nach Maßgabe des künftigen Friedens⸗ 
vertrages zur Entſchädigung für die von ihr im Auslande beſchlag⸗ 
nahmten Güter verpflichtet zu ſein, ſo würde ſie den davon betroffenen 
Privatperſonen ohne Zweifel nur ganz ausnahmsweiſe aus Billig: 
keitsgründen eine Entſchädigung gewähren. Die erwähnte Verord⸗ 
nung deutet aber mit keinem Worte an, daß die Kommiſſion nach 
freiem Ermeſſen die Entſchädigung verſagen oder gar ſie nur aus— 
nahmsweiſe zubilligen ſoll. Sie weiſt der Entſchädigungskommiſſion 
vielmehr ohne jede Einſchränkung die Aufgabe zu, die Eigentümer 
dieſer Güter feſtzuſtellen, über die Entſchädigungs„anſprüche“ der 
Eigentümer und anderer „Berechtigter“ zu entſcheiden und die 
Zahlung der Entſchädigung zu veranlaſſen. Die Kommiſſion ſoll in 
aller Form die Beteiligten hören, unter Umſtänden deren Vertretung 
durch Anwälte fordern, Beweiſe erheben, Protokolle aufnehmen, Ter⸗ 
mine abhalten, förmliche Beſchlüſſe faſſen und über die Koſten des 
Verfahrens befinden. Es kann alſo nur ein Spruchverfahren zur 
Entſcheidung wirklicher Rechtsanſprüche gemeint ſein. Die Kommiſſion 
ſoll ja auch, wenn die Aufklärung der Rechtsverhältniſſe Schwierig⸗ 
keiten bereitet oder die Entſchädigung von mehreren Beteiligten be⸗ 
anſprucht und eine Einigung zwiſchen ihnen nicht erreicht wird, den 
Betrag der Entſchädigung unter Verzicht auf das Recht zur Rück⸗ 
nahme hinterlegen (8 1 Abſ. II), ganz wie ſonſt der Schuldner bei 
Unkenntnis über die Perſon des Gläubigers ſich durch Hinterlegung 
von einer Verbindlichkeit befreit ($ 3722 BGB.). 

Von dem hier gekennzeichneten Rechtsſtandpunkt aus kann auch 
davon keine Rede ſein, daß der Entſchädigungsanſpruch erſt durch 
die Entſcheidung der Kommiſſion entſteht. Dieſe hat vielmehr, wie 
alle Rechtsſprüche, grundſätzlich deklaratoriſchen Charakter. 

Wenn die Feſtſtellung der Entſchädigungsanſprüche überhaupt 
einem beſonderen Verwaltungsverfahren überwieſen worden iſt, ſo iſt 
das offenbar von der Rechtsanſicht aus geſchehen, der ordentliche 
Rechtsweg ſei unzuläſſig. In der Tat hat das ein durch Allerhöchſte 
Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 gebilligtes und in der 
preußiſchen Geſetzſammlung (S. 255) zur Befolgung der Gerichte 
abgedrucktes Gutachten des Staatsminiſteriums vom 16. November 
1831 angenommen und auch der preußiſche Gerichtshof zur Ent— 
ſcheidung der Kompetenzkonflikte in einem Urteil vom 14. Juni 1902 
— DIZ. S. 584 — ausgeſprochen. Zu dieſer Frage braucht das 
LG. indeſſen nicht Stellung zu nehmen. Denn hier wird nicht dieſer 
Entſchädigungsanſpruch der Schuldnerin gegen das Reich, ſondern der 
Anſpruch der Gläubigerin gegen die Schuldnerin geltend gemacht. 
Die bloße Pfändung des Entſchädigungsanſpruchs ſteht auf einer⸗ 


1042 


Linie mit der Vorpfändung und Übertragung, und auch Anfprüche, 
die, ſtatt im ordentlichen Rechtswege, vor Sondergerichten oder 
Verwaltungsbehörden zu verfolgen ſind, können beim Mangel eines 
geſetzlichen Verbots übertragen, verpfändet und gepfändet werden. 
(Beſchluß der Ferienzivilkammer des LG. Thorn vom 19. Juli 1915, 


3 Q. 19/15.) Mitgeteilt von Landrichter Cohn, Thorn. 


Pfändung der Forderung auf Erſatz von Kriegsſchaden. !) 


Die Gläubigerin hat auf Grund vollſtreckbarer Titel beantragt, 
u. a. den Anſpruch des Schuldners a) gegen den Herrn Regierungs⸗ 
präſidenten in Allenſtein, b) gegen die Kreiskaſſe in Neidenburg auf 
Zahlung einer Kriegsentſchädigung zu pfänden und ihr zur Einziehung 
zu überweiſen. 

Durch Beſchluß vom 31. Mai 1915 hat das Kgl. AG. in Soldau 
die Pfändung der zu erwartenden Kriegsentſchädigung abgelehnt. Die 
hiergegen von der Gläubigerin eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt 
nicht begründet. 

Zunächſt iſt die Anſicht der Beſchwerdeführerin, daß das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht bei einem Pfändungsantrage das Beſtehen der mit 
Beſchlag zu belegenden Forderung überhaupt nicht zu prüfen habe, 
in dieſer Allgemeinheit nicht richtig. Sobald nämlich aus dem 
eigenen Vorbringen des Gläubigers hervorgeht, daß ein Anſpruch, der 
gepfändet werden ſoll, gar nicht beſteht, ſo iſt die Pfändung als 
zwecklos abzulehnen (vgl. Sydow⸗Buſch, ZPO. 14. Aufl. $ 829 Anm.; 
ſiehe OLG. Bd. 28 S. 214). Im vorliegenden Falle liegt ein Anſpruch, 
der gepfändet werden könnte, nach dem eigenen Vorbringen der 
Gläubigerin gegenwärtig keineswegs vor. Es beſteht allein die 
Tatſache, daß nach den Erklärungen der Staatsregierung eine Ent⸗ 
ſchädigung der durch den Krieg, insbeſondere den Ruſſeneinfall be⸗ 
troffenen Oſtpreußen in Zukunft zu erwarten iſt und daß von der 
Regierung ſchon jetzt aus freiem Willen als Vorentſchädigung Beträge 
an die Geſchädigten gezahlt werden, um ihnen über die erſte Not 
hinwegzuhelfen und eine Weiterführung des Wirtſchaftslebens zu er⸗ 
möglichen. Dieſe Vorentſchädigungen werden aber nicht auf Grund 
eines Rechtsanſpruchs der Geſchädigten gezahlt, ſtellen ſich vielmehr 
als eine Beſtätigung der ſtaatlichen Fürſorge dar, denn es fehlt zur 
Zeit an jeder geſetzlichen Beſtimmung, die einen Anſpruch auf Ent 
ſchädigung für die durch den feindlichen Einfall verurſachten Nachteile 
ausſpricht. Im Geſetze über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1878 
iſt in 8.36 ausdrücklich ausgeſprochen, daß in derartigen Fällen der 
Umfang und die Höhe der etwa zu gewährenden Entſchädigung und 
das Verfahren ihrer Feſtſtellung durch jedesmaliges Sonderblatt des 
Reiches beſtimmt werden ſollen. Hierdurch wird außer Zweifel geſtellt, 
daß vor dem Erlaß eines derartigen Geſetzes irgendein rechtlicher 
Anſpruch auf Entſchädigung für Kriegsſchäden, ſofern ſie nicht in 
eigentlichen Kriegsleiſtungen beſtehen, keineswegs gegeben iſt. Ein 
ſolches Geſetz iſt aber noch nicht ergangen. 

Es war weiterhin zu prüfen, ob die beantragte Pfändung als 
Beſchlagnahme einer künftigen Forderung zuläſſig und daher aus⸗ 
zuſprechen ſei. Auch dieſe Frage war zu verneinen. Selbſt wenn 
man ſich im Gegenſatz zu der bei Gaupp⸗Stein § 829 Anm. Ia ver: 
tretenen Anſicht auf den Standpunkt ſtellt, die Möglichkeit der Ab⸗ 
tretung künftiger Forderungen und daher auch ihre Pfändbarkeit als 
gegeben anzuerkennen (RG. 55, 384), fo iſt hier ein zur Pfändung 
geeigneter künftiger Anſpruch nicht gegeben. Denn ein ſolcher kann 
den Gegenſtand der Pfändung ſo lange nicht bilden, als er ohne reale 
Grundlage lediglich als in der Zukunft möglich gedacht iſt. Es muß 
bereits ein Rechtsfundament für den künftigen Anſpruch des Pfändungs⸗ 
ſchuldners in der Gegenwart gegeben ſein. Auch das RG. hat in 
DIZ. 1904, 698 betont, daß bei Fehlen eines ſolchen Rechtsbodens 
die Pfändung künftiger, lediglich durch die Bezeichnung ihres möglichen 
Entſtehungsgrundes und die Perſon des Schuldners gekennzeichneten 
Forderungen abzulehnen ſei. Im vorliegenden Falle beſteht lediglich 
für die Zukunft die Möglichkeit, daß dem Pfändungsſchuldner aus 
dem ihm erwachſenen Kriegsſchaden Anſprüche irgendwelcher Art 
gegen irgend jemand entſtehen werden. Auf welchem Wege das zu 
erwartende Reichsgeſetz die Entſchädigung gewähren wird, ob durch 
Geldzahlung oder Wiederherſtellung der zerſtörten Gegenſtände in 
Natur, wer ferner der Träger der Entſchädigungspflicht ſein wird, ob 
das Reich oder die Einzelſtaaten oder vielleicht irgendwelche dazu 
geſchaffenen Behörden oder Körperſchaften, ob endlich erwachſene An⸗ 
ſprüche pfändbar ſein oder für unpfändbar erklärt werden mögen, 
alles dieſes ſteht vorläufig noch nicht feſt und iſt in keiner Weiſe zu 
überſehen. Inbeſondere muß ſehr angezweifelt werden, daß der Re: 


1) Vgl. auch JW. 1915, 782. 
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gierungspräſident in Allenſtein oder die Kreiskaſſe in Neidenburg als 
Schuldner des Eptſchädigungsanſpruches in Frage kommen werden. 
(Beſchluß des LG. Allenſtein vom 10. Juli 1915, 3 T. 184/15.) 


Mitgeteilt von Juſtizrat Aronſohn, Thorn. 


* * 
* 


tof Keine Kriegseinſtellung bei Einziehung von Gerichte: 
oſten. 

Das Kriegseinſtellungsgeſuch betrifft eine Forderung der Gerichts⸗ 
kaſſe auf Zahlung von Gerichtskoſten. Die Einziehung von Gerichts 
koſten erfolgt in Preußen im Wege des Verwaltungszwangszverfahrens 
gemäß der Kgl. VO. vom 15. November 1899 (PrGͤKGG. 8 16). Zur 
Anordnung eines Vollſtreckungsaufſchubs wegen einer ſolchen öffentlich⸗ 
rechtlich begründeten und entſprechend einzuziehenden Forderung iſt 
aber das Vollſtreckungsgericht überhaupt nicht zuſtändig. Dies ergibt 
ſich klar aus dem fachlichen Inhalt der Vorſchrift im § 5 der BRV. 
vom 20. Mai 1915, ihrem Zuſammenhalt mit dem in den 88 1—3 
daſelbſt geregelten Fällen und ihrem Gegenſatz zu der Beſtimmung 
des § 5 des Schutzgeſetzes vom 4. Auguſt 1915, wo die privat: und 
öffentlich⸗rechtlichen Geldforderungen behandelt ſind. 

Der Schuldner einer ſolchen im Verwaltungszwangsverfahren 
beizutreibenden Forderung kann ſich demnach nicht an das Vollſtreckungs⸗ 
gericht wegen Bewilligung von Kriegseinſtellung wenden. Vielmehr 
muß er die zuſtändige Verwaltungsſtelle um Stundung angehen, die 
darüber nach den für fie maßgebenden Beſtimmungen zu befinden bat; 
ſo bezüglich der Gerichtskoſten gemäß der Allgemeinen Verordnung des 
Juſtizminiſters vom 5. Auguſt 1914 über die Einziehung von Koſten 
(JMBl. 15, 660). (Beſchluß des LG. Berlin, 9. ZK. vom 12. Juli 
1915, 25 T. 889/15.) 
Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Neuenfeldt, Berlin. 


* * 
* 


Pflicht des Klägers zur Tragung der Koſten für idie 
Prozeßvertretung des Beklagten durch den ihm gemäß 
der Verordnung vom 14. Januar 1915 als Vertreter be⸗ 
ſtellten Rechtsanwalt. 


Durch Beſchluß des Prozeßgerichts iſt gemäß der Verordnung 
vom 14. Januar 1915 als Vertreter des Beklagten der Rechtsanwalt K. 
beſtellt. Im Urteile, durch das Verurteilung nach dem Klageantrage 
erfolgte, ſind die Koſten des Rechtsſtreits dem Beklagten auferlegt, 
„jedoch mit Ausnahme der durch die Beſtellung des Rechtsanwalts K. 
als beſonderen Vertreter des Beklagten entſtandenen Koſten“, die der 
Klägerin zur Laft gelegt find. Dem Antrage des Rechtsanwalts K., 
ſeine Koſten für die Vertretung des Beklagten im Rechtsſtreite gegen 
die Klägerin feſtzuſetzen, hat der Gerichtsſchreiber entſprochen. Die 
Klägerin hat hiergegen erinnert. Sie meint, nur die etwaigen dur 
die Beſtellung des Vertreters entſtandenen Koſten könnten ihr zur 
Laſt fallen, nicht aber die Koſten, die der Vertreter für ſeine Tätigkeit 
als Anwalt im Rechtsſtreit zu beanſpruchen habe. Dieſe fielen unter 
§ 91 ZBO., träfen alſo lediglich den Beklagten. Das AG. hat durch 
Beſchluß vom 12. Juni die Erinnerung zurückgewieſen, weil ſowohl 
nach dem Urteile als nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 
14. Januar 1915 die Klägerin diejenigen Koſten zu tragen habe, die 
infolge der Vertretung des Beklagten durch Rechtsanwalt K. ent⸗ 
ſtanden ſeien. BR 

Mit der hiergegen eingelegten Beſchwerde wiederholte die Klägerin 
ihren Antrag auf Aufhebung des Feſtſetzungsbeſchluſſes des Gerichts⸗ 
ſchreibers. Sie macht geltend: Die Verordnung vom 14. Januar 
ſpreche nicht von den Koſten der Vertretung, ſondern von den be⸗ 
ſonderen Koſten, die durch die Beſtellung eines Vertreters erwachſen. 
Die Koſten der Führung des Rechtsſtreits, um die es ſich hier handele, 
ſeien nicht als Koſten zu betrachten, die durch die Beſtellung des 
Vertreters erwachſen ſind, weil darunter nicht ſolche Koſten zu verſtehen 
ſeien, die durch beſondere Eigenſchaften der Perſon des Vertreters, 
insbeſondere durch ſeine Eigenſchaft als Rechtsanwalt, entſtänden. 
Im übrigen ſei aber auch Rechtsanwalt K. zur Berechnung von 
Anwaltsgebühren in dieſem Falle überhaupt nicht befugt. Ein Rechts 
anwalt könne Gebühren nur berechnen gemäß § 1 NàAcGebd. als 
Prozeßbevollmächtigter oder gemäß § 7 daſelbſt in eigenen Sachen 
oder gemäß § 124 ZBO. als Armenanwalt. Keiner dieſer Fälle jet 
hier gegeben. . 

Die Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. Das Urteil legt 
ausdrücklich diejenigen Koſten, die durch die Beſtellung des Rechts 
anwalts K. zum Vertreter des Beklagten entſtanden ſind, der Klägerin 
zur Laſt. Dies kann nur dahin verſtanden werden, daß der genannte 
Anwalt, der unftreitig einen Gebührenanſpruch gegen die von ihm 
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vertretene Partei auf Grund feiner vom Gericht erfolgten Be 
ſtellung nicht hat, ſeine Gebühren und Auslagen unmittelbar von 
der Klägerin beitreiben kann. In der Rechtslehre, die bisher über 
dieſe Frage bekannt geworden iſt, wird übrigens angenommen, daß 
allemal der zum Vertreter beſtellte Anwalt in entſprechender Anwendung 
des § 124 ZPO. feine Koſten unmittelbar gegen den Gegner feſtſetzen 
laſſen kann, der zur Tragung der durch die Beſtellung entſtandenen 
Koſten verurteilt iſt. (Mayer, das Privatrecht des Krieges in 
materieller und formeller Beziehung, S. 216; Güthe⸗Schlegelberger, 
Kriegsbuch, Erſte Hälfte, Anm. 5 zu §3 VO. vom 14. Januar 1915, 
S. 153.) Dieſer Auffaſſung, die allein dem Bedürfnis der Praxis 
Rechnung trägt, hat das Beſchwerdegericht ſich angeſchloſſen. (Beſchluß 
des LG. Eſſen vom 7. Juli 1915, 7 T 421/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Ferdinand Poelmann, Datteln. 


* * 
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Gerichtsgebühren bei Vergleich vor Ablauf der Rechts- 
nittelfriſt. 

Wie die Klägerin angezeigt hat, iſt der Rechtsſtreit durch Vergleich 
erledigt. Allerdings iſt in J. Inſtanz ein Urteil ergangen; dieſes 
unterlag jedoch dem Rechtsmittelzuge und brachte den Rechtsſtreit 
noch nicht zur Erledigung. Es ſtand deshalb den Parteien frei, vor 
Rechtskraft des Urteils einen Vergleich zu ſchließen, der eine definitive 
Erledigung des Rechtsſtreits herbeiführt. Demnach kommt § 4 der 
Bundesratsverordnung vom 7. Auguſt 1914 zur Anwendung und iſt 
die Koſtenrechnung zu berichtigen. (Beſchluß des LG. Beuthen O. S. 
vom 14. Juli 1915, 6 0. 166/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Adolf Brauer, Oppeln. 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. Reinhard Frank, Profeſſor der Rechte in München: Die 
belgiſche Neutralität, ihre Entſtehung, ihre Bedeutung und 
ihr Untergang. Tübingen. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
1915. 39 Seiten. Preis geh. 0,75 M. 


Eine anregend und gemeinverſtändlich geſchriebene Schrift, die, 
zumal in der Gegenwart, auf die ſie ausmündet, das Intereſſe des 
Leſers von Anfang bis zu Ende feſſelt. Sie zerfällt in einen politiſch— 
hiſtoriſchen Teil, einen Überblick über die Literatur betr. die Bedeutung 
der belgiſchen Neutralität und eine eigene Würdigung dieſer Neutralität 
durch den Verfaſſer vom Zeitpunkte nach der deutſchen Beſetzung 
Belgiens. Man läßt ſich gern daran erinnern, daß Belgien unter 
Kaiſer Karl V. zum Deutſchen Reiche gehörte und ſeitdem bis zu den 
Wirren der franzöſiſchen Revolution dauernd unter habsburgiſchem 
Zepter ſtand, zunächſt (Philipp II.) unter dem der ſpaniſchen Linie, 
ſeit dem Utrechter Frieden (1713) unter dem des öſterreichiſchen 
Zweiges. Der Verfaſſer weiſt in der geſchichtlichen Darſtellung be: 
ſonders auf das „Barrière⸗Syſtem“ hin, kraft deſſen im 18. Jahr: 
hundert Belgien im weſentlichen die Bedeutung eines Schutzſtaates 
für Holland gegen Frankreich hatte, bis es ſchließlich (im Jahre 1797, 
Frieden von Campo Formio) in Frankreich einverleibt wurde, ein 
Schickſal, das im Jahre 1810 auch Holland ereilte. Durch den 
Wiener Kongreß, der Belgien und Holland zum Königreich der Ver: 
einigten Niederlande verband, wurde das Barrière-⸗Syſtem, wiederum 
mit der Spitze gegen Frankreich, neu belebt, inſofern die Befeſtigung 
des neuen Königreichs zum Schutze der gegen Napoleon verbunden 
geweſenen Mächte, insbeſondere Englands, beſchloſſen und durchgeführt 
wurde. Dieſes Syſtem zerfiel, als mit der Neuſchöpfung eines König: 
reichs Belgien (im Jahre 1830) die Neutraliſierung des Landes ver: 
einbart wurde, die nach der geſchichtlichen Entwicklung und überein— 
ſtimmenden Anſicht in der Literatur jedenfalls nicht im eigenen 
Intereſſe Belgiens erfolgt iſt. 

Der Verfaſſer gibt ſodann eine Überſicht über die Bedeutung 
der belgiſchen Neutralität, wie ſie von hervorragenden belgiſchen und 
franzöſiſchen Schriftſtellern aufgefaßt wurde (auf deutſche Schriftſteller 
geht der Verfaſſer nicht ein, wohl weil allein die franzoſiſch-belgiſche 
Literatur zu zeigen geeignet iſt, wie man in Belgien, beſonders in 
der letzten Zeit, die eigene Neutralität aufgefaßt hat). Er weiſt hier 
treffend das Beſtreben nach, die Bedeutung dieſer Neutralität möglichſt 
einzuſchränken, insbeſondere dahin, daß ſie nur für den Kriegsfall, in 
Friedenszeiten dagegen überhaupt keine Verpflichtungen in ſich ſchließe, 
ſo daß Belgien trotz ſeiner Neutralität Allianzen aller Art ſchließen 
könne, wodurch es ſeine Neutralität höchſtens im Kriege verletzen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1043 


könne. Neuere belgiſche Schriftſteller behaupteten ſogar, daß Belgien 
ſeine Neutralität jederzeit durch einſeitige Erklärung aufkündigen dürfe. 

Dieſe dekadente Rechtsliteratur unſerer weſtlichen Gegner hat 
den Boden vorbereitet für die politiſchen Ereigniſſe, die ſich im. 
Zuſammenhang mit dieſem Kriege in Belgien abſpielten. Mit großer 
Objektivität und Zurückhaltung teilt der Verfaſſer aus dem von der 
deutſchen Regierung aus Brüſſeler Akten veröffentlichten Material nur 
einzelne Punkte mit. Er erachtet Konſpirationen Belgiens mit England 
und die erfolgte Einweihung Englands in die Geheimniſſe des 
belgiſchen Militärweſens, insbeſondere in ſeine Mobilmachung und die 
Verteidigung Antwerpens, für feſtgeſtellt und hält dies mit Recht für 


einen zweifelloſen Neutralitätsbruch, vorausgeſetzt, daß man einen 


ſolchen überhaupt in Friedenszeiten für möglich hält. Daß aber die 
franzöſiſch-belgiſche Theorie, welche dieſe Möglichkeit verneint, jedem 
unbefangen und hiſtoriſch Betrachtenden abſurd erſcheinen muß, wird 
man dem Verfaſſer unbedingt zugeben müſſen. Er drückt in dieſem 
Zuſammenhang auch eine Vermutung dahin aus, daß Belgien für den 
Fall eines deutſch-engliſchen Krieges die Aufkündigung ſeiner Neutralität 
ins Auge gefaßt habe. 

Die intereſſante, auch in franzöſiſcher und engliſcher Sprache 
erſchienene kleine Schrift, die sine ira et studio, doch nach gründ: 
lichem „Studium“ verfaßt iſt, kann wärmſtens empfohlen werden. 


— 


Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 


Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907. Erläutert 
von Dr. Theodor von Olshauſen, Regierungsrat und 
Mitglied des Reichsverſicherungsamts, Hauptmann d. R., 
Hilfsreferent im Verſorgungs- und Juſtizdepartement des 
Kgl. Preuß. Kriegsminiſteriums. Verlag von Franz Vahlen 
in Berlin. 194 Seiten. Preis geb. 3 &. 


Das Militärhinterbliebenengeſez vom 17. Mai 1907 gilt noch 
heute unverändert und bildet die rechtliche Grundlage für die Ver⸗ 
ſorgung der Witwen, Waiſen und bedürftigen Eltern aller Kriege: 
teilnehmer, die im Kriege gefallen oder infolge einer Kriegsdienſt— 
beſchädigung verſtorben ſind. Es hat daher ſeit Ausbruch des 
gegenwärtigen Krieges eine gewaltige, ſich täglich ſteigernde praktiſche 
Bedeutung für weite Kreiſe unſeres Volkes. Ohne eingehende und 
ſachkundige Erläuterung iſt das ſchwierige, in ſeinen Zuſammenhängen 
ſchwer überſehbare Geſetz nicht leicht zu verſtehen. Mit Dank wird 
daher die vorliegende Arbeit allgemein begrüßt werden, da es bisher 
an einem juriſtiſch durchgearbeiteten Erläuterungsbuche über die 
Militärhinterbliebenengeſetzgebung fehlte. 

Dem Verfaſſer iſt bei der Auslegung des Geſetzes ſeine praktiſche 
Tätigkeit bei der für die Hinterbliebenenverſorgung zuſtändigen oberſten 
Militärverwaltungsbehörde ſehr zuſtatten gekommen. Sie ermöglichte 
es ihm, in zahlreichen Fällen Auskunft über die maßgebende Ver⸗ 
waltungspraxis in vielen ſtreitigen Fragen zu geben. 

Es kam dem Verfaſſer in erſter Linie darauf an, die durch den 
Krieg geſchaffene Lage der Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer zu 
würdigen. Aus dieſem praktiſchen Zwecke des Buches erklärt es ſich, 
daß Teile des Geſetzes, deren Bedeutung gegenwärtig gegenüber zeit⸗ 
gemäßeren Fragen zurücktritt, weniger eingehend erläutert worden ſind. 
Für dieſe Art der Bearbeitung kann man dem Verfaſſer nur dankbar 
ſein. Sein Werk hat dadurch an Wert für die Gegenwart bedeutend 
gewonnen, daß es, frei von überflüſſigem Ballaſt rein theoretiſcher 
Erörterungen, die praktiſchen Ziele ſtets im Auge behalten hat. 

Sehr überſichtlich und klar iſt die dem Geſetze vorangeſtellte 
Einleitung, die einen guten und ſchnellen Überblick über die Geſamt⸗ 
materie und ihre Zuſammenhänge ergibt. Mit Recht wird dabei die 
Aufmerkſamkeit des Leſers beſonders auf den Umſtand gelenkt, daß 
jetzt während des Krieges nicht etwa lediglich die Vorſchriften über 
die Kriegsverſorgung (Abſchnitt II des Geſetzes) gelten. Vielmehr 
kommt in Kriegszeiten auch die im Abſchnitt I abgehandelte fogenannte 
Friedensverſorgung („Allgemeine Verſorgung“) in Betracht. Beide 
Verſorgungsarten ſchließen ſich nicht aus, ſondern ſind nebeneinander 
anzuwenden. 

Sorgfältige Durchſicht der „Einleitung“ kann daher allen Be— 
nutzern des Werkes nur dringend empfohlen werden. Übrigens hat 
der Verfaſſer erſt kürzlich in der JW. 1915, 896 ff. einen beſonderen 
Aufſatz über die „Militärhinterbliebenenverſorgung“ erſcheinen laſſen, 
in dem — ähnlich wie in der Einleitung des vorliegenden Buches, 
nur auf etwas breiterer Grundlage — die Grundzüge der Materie 
dargeſtellt ſind. 

Die Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen des Geſetzes 
lehnen ſich erfreulicherweiſe nicht unmittelbar an die einzelnen Worte 
des Geſetzestextes an, ſondern find ſyſtematiſch gegliedert und ge 
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ordnet. Das fördert die Überſichtlichkeit und das ſchnelle Zurecht⸗ 
finden ungemein und hält auch ſtets das Intereſſe des Leſers wach. 
Die Erläuterungen behandeln nicht nur die eigentliche Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung, ſondern auch die Gewährung der Gnadenbezüge, die An⸗ 
ſprüche der Hinterbliebenen aus der ſozialen Verſicherung und die be⸗ 
ſonderen Rechtsverhältniſſe der Vermißten und fen Angehörigen. 

Das in der Praxis häufige Zuſammentreffen von Verſorgungs⸗ 
bezügen mit Kriegsfamilienunterſtützungen auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Februar 1888/4. Auguſt 1914 gab Veranlaſſung, auch die 
hierbei auftauchenden Fragen zu berückſichtigen. Ebenſo ſind die 
Anſprüche, die für die Hinterbliebenen aus einer Zivilbeamteneigenſchaft 
des Verſtorbenen hervorgehen, an den einſchlägigen Stellen eingehend 
berückſichtigt werden. Alles dies erhöht die praktiſche Brauchbarkeit 
des Buches ungemein. 

Auch die neben dem Militärhinterbliebenengeſez in Frage 
kommenden geſetzlichen Vorſchriften ſind mit abgedruckt; dazu gehören: 
das Fürſorgegeſetz für militäriſche Luftſchiffer, das Geſetz über die 
Kriegsverſorgung von Zivilbeamten, das Geſetz betr. die Unterſtützung 
von Familien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften und die ge⸗ 
ſamte Beamtenhinterbliebenengeſetzgebung des Reiches und Preußens. 
Schließlich ſind auch die Ausführungsbeſtimmungen des Kriegs⸗ 
miniſteriums, ſoweit ſie ſich nicht ausſchließlich auf den inneren 
Dienſtbetrieb beziehen, regelmäßig in den Anmerkungen zu den einzelnen 
Paragraphen mitgeteilt. Dieſe Aufzählung beweiſt, welch“ gewaltiges 
Material in dem Buche verarbeitet worden iſt. 

Zu den zahlreich auftauchenden Streitfragen iſt überall mit guten 
Gründen Stellung genommen; natürlich wird man mitunter anderer 
Meinung ſein können wie der Verfaſſer. So wird man z. B. der auf 
S. 25 Anm. 9a vertretenen Anſicht, daß der Witwe eines Offiziers, 
der ohne die erforderliche Genehmigung ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde die Ehe geſchloſſen hatte, keine Hinterbliebenenanſprüche zu⸗ 
ſtänden, nicht beitreten können. Richtig iſt freilich, daß eine ſolche 
Ehe, die ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis geſchloſſen iſt, nach § 1315 
Abſ. 1 BGB. verboten und nach § 150 Abſ. 1 Mil StGB. ſtrafbar iſt. 
Das Ehehindernis des § 1315 Abſ. 1 BGB. hat aber nur auf 
ſchiebenden Chakakter. Auf die Rechtsgültigkeit der geſchloſſenen Ehe 
iſt der Mangel der Erlaubnis ohne Einfluß. Dies beſtimmen aus⸗ 
drücklich §S 38 Abſ. 1 Satz 2 PerſStG. und § 150 Abſ. 2 Mil StGB. 
Iſt aber die verbotswidrig geſchloſſene Ehe rechtsgültig, ſo zeitigt ſie 
alle Rechtsfolgen wie jede andere wirkſame Ehe. Die aus ſolcher 
Ehe zurückbleibende Witwe hat daher dieſelben Rechtsanſprüche wie 
eine Witwe, deren Ehemann die erforderliche Erlaubnis eingeholt hatte. 

Dem Buche kann eine ſchnelle Verbreitung in den weiteſten Kreiſen 
vorausgeſagt werden. Dafür bürgen die Gediegenheit ſeines Inhalts 
und die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens, das ſchon lange nach 
einem ſolchen Werke verlangt hatte. Der Erfolg, den das Buch haben 
wird, wird dem Verfaſſer der wohlverdiente Lohn für ſeine mühevolle 


Arbeit fein. Kammergerichtsrat Dr. Brand, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Arthur Liebrecht, Magiſtratsrat in Berlin: Geſetz betreffend die 
Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener 
Maunſchaften. Vom 28. Februar 1888 in ſeiner Neufaſſung 
vom 4. Auguſt 1914 nebſt den preußiſchen, bayeriſchen, 
württembergiſchen und badiſchen Ausführungsbeſtimmungen 
und den Bundesratsverordnungen betreffend Wochenhilfe 
während des Krieges mit Erläuterungen. Zweite vermehrte 
Auflage. Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 9, Link⸗ 
ſtraße 16. Preis geb. 2 &. 


Geſetz über die Kriege leiſtungen vom 13. Juni 1873 nebſt 
den hierzu ergangenen reichsrechtlichen und preußiſchen Ver⸗ 
ordnungen und Erlaſſen. Erläutert. Verlag von Franz 
Vahlen in Berlin W. 9, Linkſtraße 16. Preis geb. 2,20 &. 

In der erſten Auflage des Kommentars des Kriegsunterſtützungs⸗ 
geſetzes hat der Verfaſſer die reizvolle, aber nicht leichte Aufgabe 
gelöſt, ein völlig unbebautes Gebiet urbar zu machen und der Praxis 
die erſten Wege zu weiſen. Dann aber ergingen in ſchneller Folge 
die vom Reichskanzler angeregten Erlaſſe der Einzelſtaaten, welche 
die Geſetzesbeſtimmungen nicht nur in ſozialem Sinne auslegten, 
ſondern ihr Anwendungsgebiet bedeutend erweiterten. Die zweite 

Auflage erſchien daher in völliger Umgeſtaltung. Sie enthält eine 

überſichtliche und intereſſante Zuſammenſtellung der zerſtreuten und 

ſonſt ſchwer auffindbaren Ausführungserlaſſe, daneben eine klare 

Kommentierung des Geſetzes, deſſen Zweifelsfragen durch eine leider 

recht lange Kriegspraxis jetzt wohl alle als gelöſt zu betrachten ſind. 

Der kleine Kommentar, der auch die Bekanntmachungen über die 

Wochenhilfe kurz erläutert, iſt von beſonderem Wert für die Organe 


der großen Kommentarwerke vorerſt kaum zu erwarten. 
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der Privatwohlfahrtspflege, denen zu planmäßiger Ergänzung der 
ſtaatlichen Unterſtützungen das Studium des Geſetzes dringend an: 
zuraten iſt. 

ür ein kleineres Publikum beſtimmt iſt die von demſelben 
Verfaſſer kommentierte Ausgabe des Kriegsleiſtungsgeſetzes. Sie 
enthält die Ausführungsverordnung und ein überſichtliches Verzeichnis 
aller in Betracht kommenden Behörden der einzelnen Bundesſtaaten. 
Sie wird vorwiegend den Kommunalbeamten der Grenzgebiete dienlich 
ſein können, da den Gemeinden des inneren Landes zum Glück bisher 
die Notwendigkeit erſpart geblieben iſt, mobile Truppenmaſſen zu 
verpflegen. 

Amtsgerichtsrat Dr. Friedeberg, Berlin ⸗Weißenſee. 


Dr. Eruſt Hagelberg: Abtretung und Pfändung von 
Mieten (Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen vom 8. Juni 1915). Ein 
Leitfaden für Juriſten und Grundſtücksintereſſenten, Conrad 
Haber's Verlag, Berlin 1915, 74 S. 


Der vorliegenden Schrift wird trotz der buchhändleriſch un⸗ 
günſtigen Zeit eine gute Verbreitung prophezeit werden können. Das 
Geſetz vom 8. Juni 1915 hat — abgeſehen von ſeinen Zuſätzen zum 
3G. und zur KO. — die erſte für die tägliche Praxis bedeutſame 
Abänderung des BGB. gebracht. Die Anſchaffung der Hagelbergſchen 
Arbeit wird ſich daher für die Beſitzer von BGB.⸗Kommentaren als 
notwendig erweiſen, denn nach Lage der Sache ſind neue Auflagen 
Dazu kommt, 
daß das Geſetz dem Verſtändnis außerordentliche Schwierigkeiten 
bereitet und auch von dem Juriſten ohne Anleitung kaum zutreffend 
angewendet werden kann. Dieſe Anleitung wird durch die Schrift 
Hagelbergs in ſehr brauchbarer Weiſe geboten. Der Verfaſſer be⸗ 
handelt den Gegenſtand ſyſtematiſch; der Text wird von Anmerkungen 
begleitet, in denen die Rechtſprechung, und zwar, wie es ſcheint, voll⸗ 
ſtändig wiedergegeben iſt. Die Ausführungen des Verfaſſers zeigen 
die Sachkunde, die von ihm nach ſeinen früheren Veröffentlichungen 
auf verwandten Gebieten zu erwarten war. Bezüglich einiger Fragen 
hätte ich eine etwas ausführlichere Erörterung gewünſcht. Die Recht⸗ 
ſprechung des KG. über die Anfechtbarkeit der Mietsabtretungen iſt 
zwar kurz wiedergegeben, aber doch nicht in ihrer außerordentlichen 
Tragweite gewürdigt. Dieſe Rechtſprechung hat ja praktiſch dahin 
geführt, daß die Mietsabtretung, wenn fie dem Hypothekengläubiger 
Nachteile bringt, grundſätzlich als anfechtbar angeſehen wird. Es 
liegt darin eine ebenſo wichtige wie erfreuliche Fortbildung des 
geltenden Rechts, die auch unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes 
Bedeutung behält, und die Gemeingut der Rechtſprechung und Wiſſen⸗ 
ſchaft werden ſollte. Ferner vermiſſe ich eine Erörterung der Frage, 
ob und inwieweit es ſich auch nach neuem Recht empfiehlt, neben 
der Zwangsverſteigerung die Zwangsverwaltung zu beantragen, und 
endlich iſt ganz ausgefallen die Materie der Mietshinterlegungen 
(Form! Rechtöfolgen!), die künftig in der Praxis eine außerordentliche 
Rolle ſpielen und noch zu manchen Prozeſſen Anlaß geben werden. 
Hoffentlich wird der Verfaſſer in nicht allzu ferner Zeit bei Ver⸗ 
anftaltung der zweiten Auflage dieſe Dinge zum Nutzen der Praris 
aufklären können. . 
Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Adolf Stölzel: Aufrechnung in der Bernfungsinſtanz. Berlin 
1915. Franz Vahlen. 109 S. Geb. 3,50 &. 


Der Verfaſſer bezeichnet es als Ziel ſeiner tiefgründigen, zum 
Nachdenken anregenden Unterſuchungen, den Nachweis zu bringen, 
daß es irrtümlich iſt, für Fälle ſpruchreifer Gegenforderungen bei 
erſt in der Berufungsinſtanz geltend gemachter Aufrechnung ein Vor⸗ 
verfahren darüber zu verlangen, daß die Geltendmachung unver⸗ 
ſchuldet in der Vorinſtanz unterblieb. Das iſt eine Aufgabe, welche 
ſich berührt mit dem großen Arbeitsgebiet des Verfaſſers: der Auf 
rechnung ſpruchreifer Gegenforderung gegen eine nicht ſpruchreife 
Klagforderung. In der letzteren Frage teile ich den bekannten Stand- 
punkt des Verfaſſers nicht und vermag ihm auch darin nicht bei⸗ 
zutreten, dan das Ergebnis der vorliegenden Abhandlung etwas zur 
Beantwortung jener Frage bringt (ſiehe S. 95, 104, 106). Aber 
dem Ergebnis der jetzigen Abhandlung trete ich bei. Mit der ihm 
eigenen Schärfe hebt der Verfaſſer immer wieder den Zweck des 
§ 529 ZPO. hervor: die Verhütung der Prozeßverſchleppung. Er 
verkennt nicht, daß der Wortlaut gegen ihn ſpricht („zurückweiſen⸗, 
ſiehe S. 52, 70), aber er führt den Nachweis geſchichtlich wie dogma⸗ 
tiſch, daß der Wortlaut, wie ſo oft, nicht zwingend einer ſachlich 
brauchbaren Auslegung entgegenſteht. Der Auslegung des 9 529 
ſchickt er nicht nur eine Betrachtung des Paragraphen in feiner alten 
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44. Jahrgang. 


Faſſung (§ 491) voran, ſondern er behandelt als „Grundlagen“ für 
die Auslegung des § 529 eingehend verwandte Fragen: den Ur: 
kundenprozeß (insbeſondere das Recht des Beklagten, alle ſachlichen 
Einwendungen vorzubringen, und die Pflicht des Richters, zu prüfen, 
ob nicht, abgeſehen von jedem Beweiſe, ſchon die Klage abzuweiſen 
ſei); ſodann die Glaubhaftmachung (insbeſondere den Schlußſatz des 
§ 424); weiter die inkonnexen Gegenforderungen; endlich die prozeß⸗ 
hindernden Einreden (insbeſondere den Abſ. 2 des § 274). Dieſen 
reichen Stoff verwendet der Verfaſſer zu dem eindringlichen Nach⸗ 
weis, daß die ZPO. den Berufungsbeklagten gegen die Geltend⸗ 
machung neuer, ein Beweisverfahren erfordernde Gegenforderungen 
ſchützen will, daß aber entſcheidungsreife Gegenforderungen behandelt 
werden ſollen, wie wenn ſie in I. Inſtanz vorgebracht wären. 


Zum Schluſſe macht der Verfaſſer ſeine Lehre (auf deren Boden 
grundſätzlich auch Stein [10] zu § 529 unter V2 ſteht) durch Beiſpiele 
anſchaulich und wendet ſich insbeſondere gegen ein Urteil des RG., 
3S. II vom 11. Februar 1908, welches H. Meyer in SeuffBl. 74, 
494 beſprochen und gebilligt hat. In dieſem Urteil iſt, entgegen dem 
Berufungsgericht (Breslau), kurz ausgeſprochen, daß das Berufungs⸗ 
gericht nach ZPO. § 529 Abſ. 3, wenn der Kläger nicht einwilligt 
und der Beklagte nicht die vom Geſetz erforderte Glaubhaftmachung 
bringe, die Gegenforderung zurückweiſen müſſe und ihre ſachliche 
Prüfung erſt im Nachverfahren vornehmen dürfe. Aber derſelbe Senat 
hat — was der Verfaſſer nicht erwähnt — in feinem Urteil vom 
10. Februar 1911 (Seuff . 66 Nr. 175) das Gegenteil als richtig 
anerkannt, denn er ſagt hier: der Auffaſſung des OLG. Cöln, daß die 
Zurückweiſung der auf Aufrechnung gegründeten Einwendung im 
§ 529 Abſ. 3 nur zur Verhütung einer Prozeßverſchleppung vor: 
geſchrieben und daher dann nicht geboten ſei, wenn die Einwendung ohne 
weiteres ſich als ſpruchreif darſtelle, könne „nach Grund und Zweck 
des § 529 Abſ. 3 nur beigetreten“ werden. Allerdings äußert ſich 
wieder derſelbe II. 3S. im Urteil vom 12. Juni 1911 (RG. 76, 346) 
derartig, daß man annehmen muß, er ſei zu der früheren Meinung 
zurückgekehrt. Was dort weiter über das Intereſſe der Parteien an 
der Vorſchrift des § 529 Abſ. 3 geſagt iſt, iſt nur geeignet, den 
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Standpunkt des Verfaſſers zu ſtützen, der auch ſchon vom OLG. Kiel. 


(Recht 1906 Nr. 2274), und OLG. Braunſchweig (OL GRſpr. 17, 22) 
befolgt ward. Man kann vom Standpunkt des Praktikers nicht ein⸗ 
wenden, daß der Kläger durch ſeine Einwilligung eine ſofortige Prüfung 
der Gegenforderung ermöglichen könne. Entſcheidend iſt, wie der 
Verfaſſer immer wieder hervorhebt, ob das Berufungsgericht ſofort 
über die Gegenforderung erkennen darf, wenn es einer Beweis⸗ 
aufnahme nicht bedarf. Der Kläger kann aber nicht wiſſen, ob 
das Gericht die Gegenforderung für beweisbedürftig halten wird oder 
nicht, und wird deshalb regelmäßig ſeine Einwilligung nicht geben, 
denn wenn er ſelbſtverſtändlich auch nichts einzuwenden hat gegen eine 
ſofortige Verwerfung der Gegenforderung, ſo will er doch nicht die 
Gefahr laufen, daß durch eine Beweisaufnahme über die Gegen⸗ 
ſorderung die Erledigung der Sache verzögert werde. 


Es iſt daher die wertvolle Abhandlung des Verfaſſers ſowohl 
vom Standpunkt der Wiſſenſchaft wie der Praxis mit großem Dank 
zu begrüßen und ihre Beachtung dringend zu empfehlen. 


Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


Dr. Georg Hamburger: „Das Recht aus der Haftung und 
die Unmöglichkeit der Leiſtung“. Berlin 1915. Franz 
Vahlen. 4,80 M. 


I. Die hiſtoriſche Bedeutung der Unterſcheidung von Schuld und 
Haftung ſteht außer Zweifel. Mag auch im einzelnen noch vieles 
ungeklärt ſein, ſo iſt doch das Grundprinzip dahin klargeſtellt, daß 
ſich nach germaniſcher Auffaſſung das Schuldverhältnis auf das 
rechtliche Sollen beſchränkte und daß erſt das Haftungsverhältnis dem 
Gläubiger die Macht gewährte, die Leiſtung zu erzwingen. Beides 
war auch praktiſch ſtreng geſchieden, indem die altgermaniſchen Formal⸗ 
geſchäfte, wie die Pfandſetzung und das Treugelübde, ſich nur auf 
die Haftung bezogen. Sie ſetzten eine beſtehende Schuld voraus, 
deren Begründung formlos geſchah. Sollte auch Haftung begründet 
werden, ſo mußten die Formalgeſchäfte hinzukommen. Sehr wahr⸗ 
ſcheinlich hat dieſer Unterſchied auch das urſprüngliche griechiſche Recht 
und vielleicht auch das älteſte römiſche Recht beherrſcht, während ohne 
Zweifel im klaſſiſchen römiſchen Recht die beiden Elemente Schuld 
und Haftung bei der Obligation in keiner Weiſe geſchieden wurden. 
Gemeinrechtlich rezipiert wurde dieſer römiſch⸗ rechtliche Obligations⸗ 
begriff, was um jo leichter geſchehen konnte, als auch im ſpäteren 
deutſchen Recht beide Elemente ſo zuſammengewachſen waren, daß 
als die normale Folge jeder Schuld auch Haftung eintrat und die 
Erkenntnis des begriſſlichen Unterſchiedes verlorengegangen war. 
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Neuerdings mehren ſich die Verſuche, den begrifflichen Unter⸗ 
ſchied für das heutige bürgerliche Recht wieder nutzbar zu machen. Auch 
die Arbeit Hamburgers iſt dieſem Zweck gewidmet. Die Arbeit iſt 
eine Erſtlingsarbeit, jedoch inhaltlich ſo bedeutſam, daß ſie weit über 
das Maß derartiger Arbeiten herausragt und demgemäß eine ein⸗ 
gehendere Betrachtung und Durchprüfung erfordert. 

Die Grundgedanken der Hamburgerſchen Schrift lehnen ſich 
eng an die Lehre an, welche v. Tuhr ſeinem allgemeinen Teil in 
Bindings Handbuch zugrunde gelegt hat. Mit ihm geht er davon 
aus, daß Haftung nichts weiter als Vollſtreckung iſt. Auffallend iſt, 
daß Hamburger mit Haftung anfänglich die Erzwingbarkeit der 
Schuld überhaupt bezeichnet, alſo alle Fälle darunter begreift, in 
denen der Gläubiger ſich ohne Hilfe des Schuldners befriedigen kann, 
d. h. außer der Vollſtreckung insbeſondere die Aufrechnung, daß jedoch 
von letzterer im weiteren Verlauf mit keinem Worte mehr die Rede 
iſt. Mit dieſer Definition, die ohne Begründung an die Spitze geſtellt 
wird, verkennt Hamburger, daß das moderne Problem von Schuld 
und Haftung im Schuldbegriff liegt und daß, wenn überhaupt, ſo vor 
allem die Lehre von den Naturalobligationen und von der Grundſchuld 
diejenigen Gebiete ſind, bei welchen die Theorie von Schuld und 
Haftung nutzbar gemacht werden kann. Dieſe Verkennung geht ſo weit, 
daß Hamburger die Frage, ob die Zwangserfüllung wirkliche Er⸗ 
füllung oder Erfüllungserſatz iſt, für terminologiſch hält und mit 
wenigen Worten abtut. Wer aber nicht einfach Haftung und Voll⸗ 
ſtreckung identifiziert, ſondern Haften mit Einſtehen für etwas oder 
Erſatzleiſten definiert, wird ſofort vor den ſchwerwiegenden Einwand 
Sibers geſtellt, daß die Zwangsbeitreibung nach heutiger Auffaſſung 
begrifflich Erfüllung ſei. Kann von den Gegnern hierauf nur erwidert 
werden, daß dies zwar vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus zutreffe, 
rechtlich aber der Gläubiger, der erſt vollſtrecken müſſe, nicht das 
erhalte, was er ſoll, ſo ſcheint ſich die Lehre von Schuld und Haftung 
doch erheblich mit der modernen auf die Tatſachen des wirklichen 
Lebens gerichteten Auffaſſung in Widerſpruch zu ſetzen und auf 
dogmatiſche Spitzfindigkeiten hinauszulaufen. Wie aber kann überhaupt 
geleugnet werden, daß bei der Vollſtreckung von Anſprüchen auf Vor⸗ 
nahme einer Handlung u § 888 ZRO., wenn fie Erfolg hat, 
der Gläubiger nicht genau das erhält, worauf er Anſpruch hat? 
Vorſichtig ſcheidet Hamburger gerade dieſe Fälle von ſeinen Unter⸗ 
ſuchungen von vornherein aus! 


II. Stellen wir uns aber einmal auf den Boden der 
Ham burgerſchen Definition und prüfen wir, zu welchen neuen 
Ergebniſſen Hamburger gelangt. 

1. Wiederum im engen Anſchluß an v. Tuhr ſucht Hamburger den 
Gedanken, daß das Recht aus der Haftung ein Geſtaltungsrecht 
ſei, für die Vermögenshaftung, für die Sachhaftung und für die 
Rechtsverhältniſſe am Erlöſe durchzuführen. Es mag ſein, daß 
in einzelnen Fällen die Verwirklichung der Haftung durch Aus⸗ 
übung eines Geſtaltungsrechts erfolgt, d. h. durch ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft (wenn auch mit Hilfe des Staates), welches die 
Rechtslage verändert. Keineswegs trifft dies für alle Fälle zu. 
So wird die Verurteilung zur Eigentumsübertragung nicht nur 
durch die Wegnahme der beweglichen Sache gemäß § 897 3) 0., 
ſondern auch gemäß § 894 ZPO. vollſtreckt, genau wie die frei⸗ 
willige Rechtsänderung Übergabe und Einigung erfordert. Bei 
der Geltendmachung des Mobiliarpfandes fehlt das Geſtaltungs⸗ 
recht vollends, denn der Pfandgläubiger erwirbt das Verkaufs⸗ 
und Verfügungsrecht ipso jure, auch beim Forderungspfandrecht 
iſt es nur teilweiſe vorhanden. Hinſichtlich der Rechtsverhältniſſe 
an dem aus einer öffentlichen Verſteigerung beweglicher Sachen 
erzielten Erlöſe kann Hamburger ſein Prinzip nur retten, indem 
er gegen den klaren Wortlaut von § 1247 BGB. und § 819 3 PO. 
behauptet, der Erlös ginge ſtets zunächſt in voller Höhe auf den 
Eigentümer des Pfandes über und der Gläubiger habe nur ein 
Aneignungsrecht. Alſo zum mindeſten ein in zahlreichen und 
wichtigen Fällen durchlöchertes Prinzip. 

2. Näher charakteriſiert Hamburger die Geſtaltung dahin, daß ſie 
durch einen Doppeltatbeſtand erfolge, d. h. durch die Ausübung 
eines privaten Geſtaltungsrechts ſeitens des Gläubigers (z. B. 
die Beauftragung des Gerichtsvollziehers) und durch einen Ge— 
ſtaltungsakt des Staates (z. B. die Pfändung). Der Gläubiger 
übe demnach zwei Rechte aus: das publiziſtiſche Vollſtreckungsrecht 
gegen den Staat und das private Geſtaltungsrecht gegen den 
Schuldner, welches den Gläubiger dem Schuldner gegenüber be— 
rechtige, den Eingriff des Staates zu veranlaſſen. So erkläre 
ſich auch die Schadenserſatzpflicht für ungerechtfertigte Vollſtreckung 
eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils (§S 717 II 3PO.): der 
Titel verleihe die Geſtaltungsmacht auch ohne Befteben des privaten 
Geſtaltungsrechts. Obwohl die Vollſtreckung publiziſtiſch-prozeſſual 
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rechtswidrigen Eingriff des Gläubigers in die Rechte des Schuldners 
darſtellen. Die Handlung des Gläubigers ſei zwar verboten, aber 
dieſes Verbot habe keinen Einfluß auf das Recht des Gläubigers, 


vom Staate die Vornahme der verbotenen Handlung zu verlangen. 


Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Wie ſoll es denkbar ſein, 
daß derſelbe Staat, der eine Handlung verbietet, dem Gläubiger 
gegenüber verpflichtet iſt, die Handlung trotzdem vorzunehmen? 

Von den weiteren Ausführungen ſeien beſonders diejenigen hervor⸗ 
gehoben, welche ſich auf den Umfang der unbeſchränkten Vermögens⸗ 
haftung beziehen. Die grundſätzliche Haftung des Schuldners mit 
ſeinem Vermögen wird dahin charakteriſiert, daß entweder der 


Gewahrſam oder das Verfügungsrecht des Schuldners haften. 


Ausnahmsweiſe gebe es Fälle, in denen Sachen haften, obwohl 
ſie weder im Gewahrſam noch unter der Verfügung des Schuldners 
ſtänden, ſo die Haftung des mit einem Vermögensnießbrauch 
belaſteten Vermögens für Schulden des Beſtellers (S 1086 BGB.), 


die des eingebrachten Gutes für Schulden der Ehefrau ($ 1411 


BGB.) und die des Nachlaſſes, wenn ein Teſtamentsvollſtrecker 
(S 2213 BGB.) oder Nachlaßverwalter (8 1985 BGB.) beſtellt 
iſt. In den Fällen der SS 1086 und 1411 werde ferner nicht 


nur der Gewahrſam oder das Verfügungsrecht des Nießbrauchers 


Nutznießungsrecht ſelber. 


| bzw. des Ehemanns gebrochen, ſondern auch die abſoluten Rechte 


beider, der Nießbrauch bzw. das ehemännliche Verwaltungs- und 
Es ſei dies eine Erweiterung des 


gläubigeriſchen Geſtaltungsrechts, wie ſich aus der prozeſſualen 


Regelung ergebe: der Duldungstitel gegen Nießbraucher bzw. 
Ehemann ſei in allen Fällen nötig, auch z. B. dann, wenn die 
zum Nießbrauchsvermögen bzw. eingebrachten Gut gehörenden 
Sachen, in welche vollſtreckt werden ſolle, ſich aus irgendeinem 


Grunde noch im Gewahrſam des Nießbrauchbeſtellers bzw. der 


Ehefrau befänden. Wie ebenfalls die prozeſſuale Regelung ergebe, 
gelte der Grundſatz der Identität des Vollſtreckungsſchuldners und 
Haftungsgegners, d. h. grundſätzlich ſei zur Vollſtreckung ein Titel 
gegen den Gewahrſamsinhaber und den Verfügungsberechtigten 


erforderlich und ausreichend, nicht dagegen gegen den Leiſtungs⸗ 


ſchuldner und — von Ausnahmen abgeſehen — gegen den 
Eigentümer der Haftungsobjekte. Das ergebe ſich deutlich aus 
den 88 787, 739, 740, 748 3 O. 

Dieſe Ausführungen, welche ein teilweiſes Auseinandergehen 
von Schuld und Haftung erweiſen ſollen und insbeſondere das 
Erfordernis des Duldungstitels gegen den Ehemann (§ 739 ZRO.) 
damit erklären wollen, daß der Ehemann nur hafte, ohne zu 
ſchulden, ſind meines Erachtens verfehlt. Zunächſt, wie nochmals 
hervorgehoben ſei, deshalb, weil ſie für den nichts beſagen, der, 
wie wir, die Gleichſtellung von Haftung und Vollſtreckung verwirft. 
Aber auch abgeſehen hiervon iſt die Beweisführung Hamburgers 
in ſich lückenhaft. Zu Unrecht leitet er aus der Tatſache, daß die 
Zivilprozeßordnung in einem Fall einen Titel erfordert, in einem 
anderen nicht, Grundſätze ab. Viele Beſtimmungen der SS 7385 ff. 
ſind nur aus praktiſchen Gründen erklärlich und haben mit der 
Rechtslogik nichts gemein. Obwohl z. B. bei der Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechts dieſelbe Situation vorliegen kann wie bei der 
Gütergemeinſchaft, nämlich dann, wenn nur ein Geſellſchafter die 
Verwaltung führt, iſt nach § 736 ſtets ein Titel gegen alle Geſell⸗ 
ſchafter erforderlich, während nach § 740 ein Titel gegen den 
Mann genügt. Obwohl ferner das elterliche Nutznießungsrecht 
durchaus die Parallele zu dem ehemännlichen Recht bildet, iſt im 
Falle des § 739 ſtets ein Duldungstitel erforderlich, während 
nach § 746 ein gegen das Kind ergangenes Urteil genügt. Der 
Grund für dieſe verſchiedene Behandlung beider Fälle liegt, wie 
Gaupp⸗Stein § 746 I im Anſchluß an die Motive ausführt, 
lediglich darin, daß nach $ 1659 BGB. (abw. von 8 1411 daſ.) 
die Gläubiger des Kindes ohne jede Ausnahme die Befriedigung 
aus dem Kindesvermögen ohne Rückſicht auf die elterliche Nutz⸗ 
nießung verlangen können: für einen Prozeß gegen die Eltern 
hätte es alſo an einer zu entſcheidenden Frage ſchlechthin gefehlt, 
er wäre „eine überflüſſige Formalität“ geweſen. Alſo der Feſt⸗ 
ſtellung, ob die Schuld der Frau eine ſolche iſt, für die nach 
§ 1411 das Eingebrachte haftet, und ob keine der Ausnahmen der 
88 1412 bis 1414 B58. vorliegt, dient der Titel des $ 739 — 
nicht der Notwendigkeit, das abſolute Recht des Ehemanns zu 
brechen. Die Erklärung, die Hamburger für die bekanntlich 
ſehr beſtrittene Rechtsſtellung des Ebemanns gegenüber den Voll⸗ 
gläubigern dahin gibt, „daß den Vollgläubigern in dem Ehemann 
ein neuer Haftungsgegner“ (nicht Schuldner) „entgegentrete, deſſen 
Rechte erſt gebrochen werden müffen, damit die Vollgläubiger das 
eingebrachte Gut zu ihrer Befriedigung verwerten können,“ entbehrt 
daher der zureichenden Begründung. 
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in Ordnung ſei, könne ſie infolge des fehlenden Privatrechts einen 


M16. 1915. 


4. Auch der im zweiten Teil feiner Schrift gemachte Verſuch 
Hamburgers, aus der Unterſcheidung von Schuld und Haftung 
Konſequenzen für die Unmöglichkeitslehre zu ziehen, kann nicht als 
gelungen bezeichnet werden. 

Es gäbe Fälle, meint Hamburger, in denen der Schuldner 
nicht leiſten, der Gläubiger ſich aber durch Ausübung des Rechts 
aus der Haftung befriedigen könne. Auf dieſe Fälle ſeien die 
Regeln über die Unmöglichkeit der Leiſtung nicht anzuwenden, der 
bisherige Begriff der Unmöglichkeit ſei daher unzulänglich. Es 
genüge nicht die Leiſtungsmöglichkeit, ſondern es müſſe auch Be 
friedigungsunmöglichkeit vorliegen. 

Wie Hamburger ſelber zugibt, iſt ſein Grundſatz mit Not⸗ 
wendigkeit nur für den einzigen Fall aufzuſtellen, daß die Ehefrau 
kraft einer vorehelichen Schuld eine beſtimmte zum eingebrachten 
Gut gehörige Sache ſchulde. Verweigert der Mann die Zuſtimmung 
zur Verfügung über die Sache oder ihre Herausgabe, ſo liegt nach 
der herrſchenden Lehre nachfolgende Unmöglichkeit vor, welche je 
nachdem verſchuldet oder unverſchuldet iſt. Die Anwendung der 
Unmöglichkeitsregeln führt aber, ſo meint Hamburger, zu ſo 
unbrauchbaren Ergebniſſen (Notwendigkeit, Mann und Frau getrennt 
zu verklagen uſw.), daß in Wahrheit Unmöglichkeit gar nicht vor⸗ 
liegen könne. Das Geſetz ſtehe offenbar auf einem anderen Stand⸗ 
punkt, wie die herrſchende Lehre, es verſage ja auch dem Gläubiger, 
wie aus § 1411 BGB. § 739 ZPO. hervorgehe, keineswegs die 
Leiſtungsklage gegen die Frau. Daß dieſer ausgetüftelte Fall An: 
laß geben könnte, den Unmöglichkeitsbegriff zu revidieren, erſcheint, 
von vornherein wenig wahrſcheinlich. Die Begründung, welche 
lediglich auf die unpraktiſchen Ergebniſſe verweiſt, iſt ſchon deshalb 
nicht zwingend. Andererſeits wird niemals ein Gläubiger in die Ber: 
legenheit kommen, ſich über die angeblich unbrauchbaren Konſequenzen 
zu beklagen da er gemäß § 739 ZRO. ſtets zu feinem Ziele kommt. 
Auf die übrigen Anwendungsfälle des Hamburgerſchen Satze 
einzugehen, erübrigt ſich, da dieſe nach Hamburgers eigener 
Darſtellung auch anders erklärt werden können. 


‚ III. überblicken wir unſere Ausführungen, fo mußten fie ſowobl 
hinſichtlich des Ausgangspunktes der Hamburgerſchen Schrift ald 
auch in bezug auf die Ergebniſſe negativ ausfallen. Der Sache wegen 
mußte aber deutlich gezeigt werden, daß die Theorie, wenn fie die 
oben ſkizzierten Bahnen etwa weiter verfolgen ſollte, den berechtigten 
Kern, der der Unterſcheidung von Schuld und Haftung auch heute 
noch zugrunde liegt, bei allen praktiſch Denkenden immer mehr in 
Mißkredit bringen wird. 

um ſo bereitwilliger ſei nochmals betont, daß trotzdem die umfang: 
reiche Arbeit Hamburgers. die eine Unmenge intereſſanter Probleme 
aufrollt und vielfach in ſelbſtändiger und beifallswerter Weiſe löſt — 
worauf hier nicht eingegangen werden konnte —, eine wertvolle Be 
reicherung der Literatur darſtellt. So enthalten beſonders die beiden 
Exkurſe über die Rechtsſtellung des Ehemannes gegenüber den Gläubigen, 
welche Befriedigung aus dem eingebrachten Gut verlangen können und 
über die rechtliche Stellung des Teſtamentsvollſtreckers und des Rad: 
laßverwalters manches Beachtenswerte. Ebenſo bekunden die — das 
eigentliche Thema nicht unmittelbar berührenden — Ausführungen 
über die Nichtzumutbarkeit der Leiſtung (im Anſchluß an Krückmann), 
über die Diligenzpflicht und über die Verantwortlichkeit der Ehefrau 
für Verſchulden des Ehemanns, des Beſtellers eines Vermögensnieß⸗ 
brauches für Verſchulden des Nießbrauchers, des Erben für Verſchulden 
des Teſtamentsvollſtreckers und des Nachlaßverwalters ein bemerkens⸗ 
wertes Geſchick und juriſtiſches Verſtändnis für die ſtreng wiſſenſchaftliche 
Behandlung ſchwieriger dogmatiſcher Fragen. . 

Rechtsanwalt Dr. Philipsborn, Berl. 


Dr. Othmar Spaun, Profeſſor der Nationalökonomie in Brüm: 
Kurzgefaßtes Syſtem der Geſellſchaftslehre. Berlin 
Guttentag. 1914. 


Millionen Gebildeter wiſſen nichts von der wunderbaren 5 
habenheit und Größe der Geſtirnwelt; noch viel mehr ſind nn 
gegen den noch viel größeren Zauber der menſchlichen Geſellſchaftzwe ji 
Die Soziologie, wie fie Comte, oder Geſellſchaftslehre, wie ſie 8 
Verfaſſer nennt, als die Lehre vom Weſen und den Erſcheinuns 
formen, die uns in Staat und Geſellſchaft umgeben, gehört zu und 
Wiſſenſchaften, die ihre Erkenntnis aus dem Erlebnis inöplen 55 
eine Perſönlichkeit erfordern. Eine ſolche Perſönlichkeit iſt un 10 
Verfaſſer. Er führt uns in dieſem Werk vortrefflich ein in gen 
Gefüge und den Lebensinhalt der menſchlichen Geſellſchaft ma een 
ihren Verzweigungen und Teilgeſtaltungen und entrollt 5 
zugleich farbenprächtiges und tieflehrendes Bild vom 1 bot 
Gattung. Volles Verſtändnis bringt der Verfaſſer der eſtegha 
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dringenden“ ſogenannten Freirechtsſchule entgegen, die in den Mittel⸗ 
punkt der Rechtswiſſenſchaft ſtellt: die rechtsſchöpferiſche Fortbildung 
des geformten Rechts durch Beobachtung jener Wirkungen im ſozialen 
Leben, die ſich im Sinne des Geſetzes als wertvoll erweiſen („Zweck⸗ 


forſchung im Rechts ſinn“). 
| Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


Prof. Dr. H. Reichel: Geſetz und Richterſpruch. Zur 
Orientierung über Rechtsquellen⸗ und Rechtsanwendungslehre 
der Gegenwart. Zürich. Orell Füſſli. 1915. 155 Seiten. 


Die ſehr lesbar gehaltene Darſtellung dient zunächſt dem Zweck 
der Orientierung in dem bewegten Gange der Methodenlehre der 
letzten Jahrzehnte. Die „Emanzipation des Richters“ wird in großen 
Linien geſchildert und führt, wenn auch die Gegenſätze um der 
Deutlichkeit willen vielleicht allzu kräftig herausgearbeitet ſind, doch 
eben darum zu einem ſehr überſichtlichen Bilde der Meinungen und 
Gegenmeinungen. Nur ſcheint mir Reichel dem tatſächlichen Verlauf 
der Dinge inſofern nicht völlig gerecht geworden zu ſein, als er die 
Schriften von E. Fuchs als nur „zeitweilig bedeutſam“ in einer 
Anmerkung kurz abtun zu können glaubt. Was er über deren allzu 
polemiſchen Ton und gegen gewiſſe ſachliche Argumente derſelben ſagt, 
iſt zwar völlig zutreffend, hat aber nicht nur nicht gehindert, ſondern 
vielleicht gerade veranlaßt, daß dieſe Schriften in den Kreiſen, auf 
die es doch ſchließlich vor allem ankommt, nämlich bei den Praktikern 
der Rechtſprechung, erheblich mehr Beachtung fanden als zahlreiche 
andere Arbeiten zur Methodenfrage, die es zwar ſachlich verdienten, 
viel mehr erhoben zu werden, trotzdem aber viel weniger fleißig geleſen 
wurden. — In dem zweiten Teil der Schrift werden ſodann die 
Grundſätze der richterlichen Rechtsfindung unter den lberſchriften 
„Entſcheidungen gemäß dem Geſetz“, „in Ermangelung des Geſetzes“, 
„entgegen dem Geſetz“ im einzelnen behandelt. Beſonders inſtruktiv 
ſind dabei die Belege, die aus der tatſächlichen Praxis angeführt 
werden, wie ja überhaupt der bisher nicht unternommene, allerdings 
auch ſehr ſchwierige Verſuch, die in der richterlichen Praxis unſerer 
Zeit, tatſächlich befolgten Prinzipien der Rechtsanwendung 
eindringlich zu ſchildern, ſehr viel fruchtbarer ſein dürfte als die ſtets 
erneute Erörterung über die Prinzipien, die nach der Meinung des 
jeweiligen Autors die richterliche Praxis beherrſchen ſollten. Min⸗ 
deſtens könnte auf jenem Wege ein ſehr viel ſichereres Material zu 
grundſätzlichen Erörterungen gewonnen werden als bei dem um⸗ 
gelehrten Verfahren. Im einzelnen intereſſiert natürlich praktiſch — 
denn im übrigen handelt es ſich doch oft genug mehr um die richtige 
Faſſung als um die ſachliche Begründung eines Urteils — vor allem 
die Frage, ob und wann der Richter „praeter legem“ entſcheiden 
dürfe. Wenn Reichel hierzu zunächſt ausführt, er dürfe es, wenn 
ein derogierendes Gewohnheitsrecht das Geſetz außer Kraft geſetzt 
f ſo iſt das zwar gewiß richtig, aber doch kein Fall der Ent⸗ 
cheidung gegen das Geſetz. Denn eine ſolche würde nur dann vor⸗ 
liegen, wenn der Richter ein Geſetz, das er als geltend anerkennt, 
trozdem nicht zur Anwendung bringt. In dem angeführten Falle 
wird aber das Geſetz eben aufgehoben, wenn auch durch eine 
andere Rechtsquelle, und kann daher auch nicht mehr „nicht angewendet“ 
werden. Aber auch in dem zweiten von Reichel erwähnten Falle: 
Nichtanwendung eines Geſetzes cessante ratione, handelt es ſich nicht 
um Entſcheidung praeter legem; wenn ein während eines Krieges 
zum Nachteil von Ausländern erlaſſenes Geſetz nach Friedensſchluß 
verſehentlich nicht aufgehoben wird (ein von Reichel gewähltes 
Beiſpiel), fo handelt der Richter, der es gleichwohl nicht anwendet, 
nicht gegen, ſondern gemäß dieſem Geſetz, wenn er aus ſeinem Inhalt 
feſtſtellen kann, daß es nur in Kriegszeiten angewendet ſein will; 
es iſt ein Fall einſchränkender Auslegung. Das eigentliche Problem 
der ganzen Lehre ſteckt in der dritten Theſe: „Der Richter iſt ver⸗ 
pflichtet, von einer geſetzlichen Vorſchrift abzuweichen, wenn ſie mit 
dem ſittlichen Empfinden der Allgemeinheit dergeſtalt in Widerſpruch 
ſteht, daß durch Einhaltung derſelben die Autorität von Recht und 
Geſetz erheblich ärger gefährdet ſein würde als durch deren Außeracht⸗ 
ſetzung.“ Was Reichel hierzu als Belege aus der Gegenwart anführt, 
ſcheint mir dieſe gefährliche Theſe in keiner Weiſe zu ſtützen: wenn 
(S. 150) ſchweizeriſche Gerichte Aktienfirmen mit Mitgliedernamen 
eingetragen haben, obwohl das ausdrücklich verboten iſt, ſo handelt 
es ſich dabei nicht um Urteile, ſondern um Verwaltungsakte 
(freiwillige Gerichtsbarkeit); die reichsgerichtliche Judikatur zum 
Bordellkauf aber (S. 149) mag richtig oder falſch fein, auf keinen Fall 
hat das RG. hier einer dem Geſetz widerſtrebenden Volksüberzeugung 
ſtattgegeben, ſondern den Eigentumsübergang wegen ſeiner abſtrakten 
Natur für gültig, die Hypothek wegen ihrer Abhängigkeit von dem als 
unſittlich nichtigen Kaufvertrag für ungültig erklärt, weil es eine 
ſolche Unterſcheidung als dem Geſetz entſprechend anſieht. In der 
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Tat iſt der von Reichel aufgeſtellte Satz durchaus zu bekämpfen und 
in unſerer heutigen deutſchen Rechtſprechung zweifellos nicht an⸗ 
erkannt. Im Mai 1908 hat der Reichstag die Tierhalterhaftung des 
8 833 BGB. in der bekannten Weiſe abgemildert; man darf getroſt 
ſagen, daß er damit einer in den weiteſten Kreiſen herrſchenden Üiber: 
zeugung von der Ungerechtigkeit der bisherigen Norm Ausdruck und 
Folge gegeben hat; aber — hätte demnach ein Richter ſchon im 
April 1908 dem $ 833 die Anwendung verſagen dürfen? Das würde 
Reichel ſelbſt doch gewiß nicht zugeben. In Zeiten von Staats⸗ 
umwälzungen mögen Lagen eintreten, die den Richter in ſchwerſte 
Gewiſſenskonflikte bei Anwendung von ſogenannten Geſetzen bringen. 
Aber unſere grundſätzlichen Feſtlegungen müſſen von dem normalen 
Stand der Dinge ausgehen: die Volksüberzeugung über die Un⸗ 
angemeſſenheit eines Geſetzes muß ſich in einem neuen Geſetze oder, 
ſoweit das möglich iſt, in einem neuen Gewohnheitsrecht äußern; 
der Richter aber hat nicht nach ihr, ſondern nach dem geltenden Recht 
zu entſcheiden. Dieſe kurzen Bemerkungen können dem reichen Inhalt 
der Schrift freilich nicht annähernd gerecht werden; möchten ſie um 
ſo mehr Leſer anregen, ſich ſelbſt mit ihr auseinanderzuſetzen. 
Profeſſor Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


Handwörterbuch der Preußiſchen Einkommenſtener und Er⸗ 
She meienr. Bearbeitet von Oberregierungsrat Maatz, 
i Dr. Jacobi, Geheimen Regierungsrat 
Friedberg, Regierungsrat Dr. Glatzer, Regierungsrat 
Buck, Regierungsrat Ratzlaff, Regierungsaſſeſſor Dr. 
Nowag, Steuerſekretär Mengel. (VIII und 1222 S.) 
Hannover 1915. Herausgeber: W der mittleren 
Staatsſteuerbeamten Preußens, Geſchäftsſtelle Hannover. 
Preis geb. 18,50 &. 

Das Werk ſtellt den erſten Verſuch dar, die preußiſche Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete der Einkommen⸗ und der Ergänzungsſteuer in 
Form eines Wörterbuchs zu behandeln. Der Gedanke an ſich iſt ein 
glücklicher und zweckentſprechender. Im Steuerrecht iſt eine in vieler 
Hinſicht kaſuiſtiſche Behandlung nicht zu vermeiden, für welche ſich die 
alphabetiſche Anordnung durchaus eignet. Das handliche Buch bietet 
ein bequemes Mittel, ſich über die verſchiedenſten in der Praxis auf⸗ 
tauchenden Fragen des 1 und Ergänzungsſteuerrechts 
kurz und ſchnell zu orientieren und die einſchlägigen Entſcheidungen 
des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts aufzufinden. Die Namen 
der Verfaſſer, unter denen wir einer Reihe erfahrener Praktiker der 
Steuerverwaltung, an ihrer Spitze Oberregierungsrat Maatz, begegnen, 
bürgen für die praktiſche Zuverläſſigkeit in der Behandlung der ein⸗ 
zelnen Fragen. Die Fülle des unter allgemeineren Schlagworten 
zuſammengeſtellten Materials, aus dem als umfangreichere Artikel 
unter anderem die Erörterungen zu den Worten: Abſchreibung, Ande⸗ 
rung der Ertragsquelle, Berufung, Bilanz, Ermäßigung der Steuer⸗ 
ſätze, Zu⸗ und Abgangsweſen beiſpielsweiſe hervorgehoben werden 
mögen, läßt ſorgfältige Sammlung der einſchlägigen neueſten Judikatur 
erkennen. Die außerordentliche Reichhaltigkeit der vielfach bis in das 
Allerſpeziellſte gehenden Stichworte (Badereiſe, Hebräiſch, Heirats⸗ 
vermittlung, Hengſthaltung, Kieſelguhrerde, Lieferanteneſſen, Militär⸗ 
ſattler, Stiefmutter, Pferdevormuſterungskommiſſar, Ventilatormaſchinen 
uſw.) erleichtern die praktiſche Verwendbarkeit in hohem Maße. Als 
dankenswert mögen auch diejenigen Artikel erwähnt werden, die ſich 
mit dem techniſchen Apparat beſchäftigen (wie z. B.: Eingangsvermerk, 
Gebäudeſteuer, Kataſterkanzleiweſen bei den Veranlagungskommiſſionen, 
Schätzungsbogen, Urliſten, Vernichtung der Akten uſw.) und von 
erfahrenen Steuerſekretären geſchrieben ſind. Als Ganzes kann das Werk 
dem Praktiker, insbeſondere auch dem Anwalt, zur raſchen Orientierung 
in einzelnen Einkommenſteuerfragen angelegentlich empfohlen werden. 

Für eine neue Auflage wird in erſter Linie zu erwägen ſein, ob 
nicht das Gewerbeſteuergeſetz, deſſen vielfach nahe verwandte Judikatur 
teilweiſe bereits berückſichtigt iſt, in die Bearbeitung miteinzubeziehen 
ſein wird. Andererſeits wird ſich der bisherige Umfang in mancher 
Hinſicht kürzen laſſen. Unter ſo allgemeinen Stichworten, wie: 
Abſicht, Bindung, Hoffnung, Rechtsauffaſſung, Tatſachen, Unzufriedenheit 
oder unter Stichworten, wie z. B.: „Bis auf weiteres Anſtellung“, 
„Zwei Bilanzen“ uſw. dürfte man in einem Wörterbuch des Ein— 
kommenſteuerrechts ſchwerlich nachzuſchlagen verſucht fein. Die all: 
gemeinen juriſtiſchen Darlegungen und Definitionen (vgl. z. B. bei 
den Stichworten: Argumentum e contrario, abſtraktes Rechtsgeſchäft, 
Rektapapier, Rechtsgrund uſw.) könnten als nicht ſpezifiſch ſteuerliche 
Erörterungen zumeiſt fortbleiben. Einzelnes iſt nicht unter dem 
richtigen Schlagwort eingeordnet. Unter dem Stichwort: „Gemeinde⸗ 
abgaben“ findet ſich eine Behandlung des Geſetzes betreffend die 
Heranziehung von Militärperſonen zu Abgaben ey 
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vom 29. Juni 1886, während man eine kurze Darlegung der Grund⸗ 
züge des Gemeindeeinkommenſteuerrechts oder zum mindeſten eine 
Behandlung des Verhältniſſes der Gemeindeeinkommenſteuer zur 
Staatseinkommenſteuer erwartet. Bei dem Wort „Sozietät“ begegnet 
man nur der Bemerkung, daß Beiträge an Sozietäten zur Regelung 
eines Waſſerlaufs abziehbar ſind. Unter dem Stichwort „Bindung“ 
wird die Judikatur zitiert, nach welcher Steuerbehörden durch private 
Vereinbarungen nicht gebunden werden können, während man eine 
prinzipielle Erörterung über dieſe praktiſch nicht unwichtige und 
theoretiſch ungeklärte Frage unter dem Stichwort „Vertrag“ oder 
„Vereinbarung“ vergebens ſucht. Auch die organiſche Verſchmelzung 
der einzelnen Teile des Buches wird einer nochmaligen redaktionellen 
Überprüfung bedürfen. Unter dem Stichwort „Legat“ findet ſich 
beiſpielsweiſe eine kurze Erörterung der Steuerpflicht zinstragender 
Legate ohne Verweiſung auf das Wort „Vermächtnis“, bei welchem 
die einſchlägigen Steuerfragen viel eingehender behandelt werden. Vor 
allem aber iſt dem Werk eine wiſſenſchaftlich allgemeinere Vertiefung 
im Zuſammenhang mit der allgemeinen Steuerlehre und der Ber: 
waltungsrechtswiſſenſchaft überhaupt und dementſprechend eine theo⸗ 
retiſch eingehendere Gruppierung der Darſtellung unter Berückſichtigung 
der wiſſenſchaftlichen Steuerliteratur, insbeſondere in den grund⸗ 
legenden Artikeln zu wünſchen. (vgl. beiſpielsweiſe das in dieſer 
Hinſicht muſtergültige Stengel⸗Fleiſchmannſche Wörterbuch des deutſchen 
Staats- und Verwaltungsrechts.) Dazu, nur als praktiſche Eſelsbrücke 
zu dienen, iſt das Werk ſeiner ganzen Anlage und der aufgewendeten 
Mühe nach zu ſchade. 

NMaʒaoge dem verdienſtvollen Unternehmen eine weite Verbreitung 
und baldige Neuauflage beſchieden ſein. 


Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


—— —— 


Erſte Tagung der Freien Vaterländiſchen Bereinigung. 
Die in Berlin am 28. Februar 1915 gegründete Freie Vaterländiſche 
Vereinigung (FBRL.) hat am 25. Juli 1915 in Weimar ihre erſte 
Tagung abgehalten. Beides unter dem Vorſitze eines Mannes, deſſen 
Namen in juriſtiſchen Kreiſen einen guten Klang hat, des Geh. 
Juſtizrats Profeſſor Dr. Kahl, Berlin. Jeder politiſche Verein hat 
auch für das Rechtsleben Bedeutung. Jede Politik iſt heute auch 
Wirtſchaſtspolitik. Das Zivilrecht iſt Regelung der wirtſchaftlichen 
Fragen. Das Intereſſe der Juriſten gilt in erhöhtem Maße einem 
politiſchen Verbande, der keine Partei fein will. Die großen Errungen: 
ſchaſten unſerer Zeit im ſittlichen und rechtlichen Empfinden ſollen in 
die Friedenszeiten gerettet werden. In einer Reihe von Aufgaben 
ſoll nur das vaterländiſche Intereſſe, nicht das Parteiprogramm ent⸗ 
ſcheiden. Solche Fragen gab es ſchon früher. Sie werden nach dem 
Frieden zahlreicher denn je. Gerade der Juriſt kennt ſie. Das Amt 
des Juſtizminiſters galt von jeher als das parteifreieſte. Wie oft 
war es unbegreiflich, daß bei ſolchen Materien die Parteien 
ſich trennten und bekämpften. Man kam zu Kompromiſſen, die nicht 
durch ſachliche Meinungsverſchiedenheiten begründet waren. Parteien 
ſind in jedem Staatsleben notwendig. Sie ſind die Gedanken im 
Volksgehirne. Ohne fie ſtagnierte jede Bewegung. Aber deshalb gibt 
es doch zahlreiche Momente, die eine Betrachtung von einem Stand⸗ 
punkte außerhalb der Partei verlangen. Das weiß auch jede Partei. 
Das verſucht ſie auch. Aber die Schwierigkeit beſteht eben darin, 
daß ſie ſich von ſich ſelbſt loslöſen ſoll. Deshalb verſteht der Juriſt 
vielleicht am eheſten den Verſuch, eine Vereinigung ohne Parteifarbe 
zu bilden. Es ſollen alle Schattierungen darin vertreten ſein. Sie 
ſollen ſich kennen und verſtehen lernen. Das Gemeinſame ſoll hervor⸗ 
treten. Sie werden ſich dann einigen, wenn die Frage der Partei 
entzogen werden kann. Dann aber wird dieſe Einigung wieder auf 
die Parteien zurückwirken. Die Geſetzgebung wird auf neutralem 
Boden eine rein ſachliche Vorbereitung erhalten. Man hat kein Recht, 
dieſes Ziel für unmöglich zu halten. Am allerwenigſten heute. Wo 
ſolche Wunder durch die Kraft unſerer Heere und durch die Stärke 
der Organiſation geſchehen, weshalb ſoll nicht auch dieſe Erhebung 
der Menſchen zur objektiven Betrachtung gemeinſamer Aufgaben 
errei ſein? Dieſer ganze Gedanke iſt ſo ſchön und ideal, daß 
ſchon deshalb die Verwirklichung erſtrebt werden muß. Daher wird 
der Juriſt die erſte Tagung der FBV. mit Intereſſe verfolgen. Ihre 
Aufgabe war zunächſt die Organiſation. Der Vorſitzende entwickelte 
die Ziele der F 3B. und die daraus erwachſenden Aufgaben. Die 
anweſenden Bertrauensmänner der einzelnen Bezirke und die Vertreter 
der wirtſchaftlichen Körperſchaften berichteten. Es ſoll eine De⸗ 
zentraliſation überall durchgeführt werden. Zuletzt machte die FBV. 
die erſte Probe ihrer Wirkſamkeit auf praktiſchem Gebiete. Die 


Frage des Nahrungs⸗ und Lebensmittelwuchers wurde beſprochen. 
Eine Verſtändigung von rein vaterländiſchem Geſichtspunkte aus war 
möglich. Die FVV. erhob ihre Stimme aus der Seele des Volles 
heraus. Sie verlangte, daß die Ausbeuter gebrandmarkt werden. 
Einmütig wurde ein Antrag angenommen, dies in einer Erklärung 
zum Ausdrucke zu bringen. Dieſe hat folgenden vom Vorſtitzenden 
feſtgeſtellten Wortlaut: 

„Über alles Lob iſt die Opferwilligkeit des deutſchen 
Volkes. Während aber die Geſamtheit der Nation in 
unbegrenzter Hingabe alles, was ſie ihr Eigen nennt, 
dem Vaterlande opfert, hat der Eigennutz einzelner es 
verſtanden, aus der Zwangslage des Staates und der Not⸗ 
lage der Volksgenoſſen Vorteil und Gewinn für fid ſelbſt 
zu ziehen. Mit erfreulicher Entſchiedenheit ſind gegen 
ſolch wucheriſches Treiben neuerlich die Militärbebörden 
eingeſchritten; und der Bundes rat iſt ihnen mit der Ber: 
ordnung vom 23. Juli 1915 gefolgt. Aber dabei darf ed 
nicht ſein Bewenden behalten. Auch wenn die getroffenen 
Maßnahmen für die Zukunft vollen Erfolg haben, und der 
Fortſetzung dieſes Tuns ein Riegel vorgeſchoben wird, — 
das geſunde und gerechte Empfinden des Volkes verlangt 
mehr. Es gönnt jeder reellen Erwerbstätigkeit den wohl⸗ 
verdienten Lohn in vollem Umfang, aber es. verlangt, daß 
diejenigen, die aus der ſittlichen Pflicht eine gewinn⸗ 
bringende Beſchäftigung gemacht haben, nicht unbehelligt 
und in ungeſchmälertem Beſitz und Genuſſe verbleiben; 
daß fie vielmehr als ſolche, die ſich an Staat und Boll 
verſündigt haben, zur Verantwortung gezogen werden, 
daß 155 nicht etwa leichthin im Frieden vergeben und 
vergeſſen wird, was ſie im Kriege gefrevelt haben.“ 

Allerdings bringt dieſe Reſolution nichts völlig Neues. Man 
wird vielleicht finden, daß ſie von der Verordnung des Bundesrats 
vom 23. Juli 1915 ausgeht. Auch iſt in der Preſſe ſchon derſelbe 
Gedanke ausgeſprochen. Aber gerade darum handelt es ſich ja. Die 
FVV. ſoll der Reſonanzboden für ſolche Stimmen und Stimmungen 
des ganzen Volkes ſein. Sie ſoll ſie ſammeln und wiedergeben 
Wenn ſich die FV. über ganz Deutſchland verbreitet, wenn iht 
Hunderttauſende angehören, dann wird auch die Nechtsbildung durch 
ſie befruchtet werden. Die Zeit nach dem Frieden wird ihr Aufgaben 
in Fülle zuweiſen. Hachenburg. 


Verſammlungsrecht und Polizeigewalt im deuiſch 
verwalteten Ruffiſch-Polen. Auf S. 113 ff. DStrafg. beſpricht 
Geh. Oberjuſtizrat Lindemann einige kürzlich erlaſſene Verordnungen 
des Generalgouverneurs in Belgien, die das Verſammlungsrecht und 
die Polizeigewalt im deutſch verwalteten Belgien betreffen. Es dürſte 
nicht unintereſſant ſein, in Parallele hierzu die auf gleichem Gebiet 
liegenden Verordnungen im deutſch verwalteten Ruſſiſch⸗Polen kennen 
zu lernen. Sie ſind zu finden in dem in deutſcher und polniſcher 
Sprache erſcheinenden „Verordnungsblatt der Kaiſerlich Deutſchen 
Verwaltung in Polen“. 

1. Die erſte dieſer Verordnungen iſt am 4. April 1915 erlaſſen 
und betrifft „Verſammlungen und Vereine für das unter 
Verwaltung ſtehende Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen“, abgedruckt im Ver⸗ 
ordnungsblatt S. 21 ff. unter Nr. 18. Auch in Polen find, ebenſo 
wie in den okkupierten Gebietsteilen Belgiens, Verſammlungen unter 
freiem Himmel ſchlechthin verboten ($ 1). Weiter find ſchlechthin 
verboten Aufzüge auf öffentlichen Straßen; dieſe ſind in der für 
Belgien erlaſſenen Verordnung vom 16. Januar 1915 nicht erwähnt. 
Beide Begriffe, ſowohl „Verſammlung unter freiem Himmel“, als auch 
„Aufzüge auf öffentlichen Straßen“ ſind nicht näher definiert; ihre 
Auslegung iſt daher aus den 88 7 und 8 RG. zu entnehmen. 
Grundſätzlich verboten ſind ferner Verſammlungen, öffentliche oder 
private, in denen politiſche Angelegenheiten erörtert und beraten 
werden ſollen, auch wenn fie in geſchloſſenen Räumen ftattfinden ($ 2). 
Dieſe Beſtimmung geht alfo, da fie auch private Verſammlungen 
betrifft, über die für Belgien gültige Verordnung und auch über 8 5 
RVG. hinaus. 

Alle übrigen öffentlichen und privaten Verſammlungen bedürfen I 
Ruſſiſch⸗Polen, ſoweit es unter deutſcher Verwaltung ſteht, der ſchrift, 
lichen Genehmigung der Kreispolizeibehörden, die mindeſtens fünf 
Tage vorher einzuholen iſt. In Belgien genügt die formloſe, alſo 
eventuell auch mündlich erteilte Genehmigung des Ortskommandanten. 
Ausgenommen von dieſer Genehmigungspflicht ſind in Kufſiſch Peri. 
lediglich öffentliche Verſammlungen zu gottes dienſtlichen Zwecken. 2 
weitere Ausnahme von der Genehmigungspflicht, die für Belgien ſich 
auch auf private Verſammlungen zu rein kirchlichen, beruflichen 
geſelligen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Zwecken erſtreckt, kenn 
die Verordnung vom 4. April 1915 nicht. 
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Nach § 6 ſind für Zuwiderhandlung gegen dieſe Verordnung 
verantwortlich, ebenſo wie in Belgien, nicht nur die Einberufer, Ver⸗ 
anſtalter und Leiter, ſondern auch die Beſucher der Verſammlung. 
Über die belgiſche Verordnung hinaus ferner auch die Beſitzer der 
Räume, in denen die Verſammlung ſtattfindet, ſowie diejenigen, die 
deren Zuſammentritt durch Anfertigung oder Verbreitung von Druck⸗ 
oder Schriftſtücken fördern. 

Analog der belgiſchen Verordnung ſind auch im deutſch verwalteten 
Ruſſiſch⸗Polen alle Klubs und Vereine zu politiſchen Zwecken oder zur 
Erörterung politiſcher Angelegenheiten geſchloſſen und Neubildungen 
verboten worden. Die Neubildung ſämtlicher Vereine anderer Art 
bedarf zudem in Polen der Genehmigung der Kreispolizeibehörden, 
denen gleichzeitig die Befugnis zugeſtanden iſt, alle bereits beſtehenden 
Vereine, auch wenn ſie nicht politiſche Zwecke verfolgen, zu ſchließen 
(§ 5), eine erhebliche Verſchärfung gegenüber den in Belgien geltenden 
Beſtimmungen. Weiter iſt in der Verordnung vom 4. April 1915 
den Kreispolizeibehörden die Überwachung ſämtlicher Verſammlungen 
und Zuſammenkünfte vorbehalten. Den Anordnungen des überwachenden 
Beamten iſt unbedingt Folge zu leiſten (§ 4); erklärt er demnach die 
Verſammlung für geſchloſſen, ſo haben alle Anweſenden ſofort den 
Verſammlungsraum zu verlaſſen. 

Als Strafen für Zuwiderhandlung gegen die Verordnung ſind 
Geldſtrafen bis zu 5000 Rubel oder Freiheitsſtrafen bis zu 1 Jahr 
Gefängnis eingeſetzt. Während aber in Belgien zur Aburteilung ſämt⸗ 
licher Zuwiderhandlungen die Militärgerichte zuſtändig ſind, werden 
in Ruſſiſch⸗Polen die Strafen durch polizeiliche Strafverfügung der 
Kreispolizeibehörden feſtgeſetzt. Rechtsmittel gegen dieſe Feſtſetzung 
ſind nicht gegeben. | 


2. Auch in Ruſſiſch⸗Polen iſt das Recht zum Erlaſſe von Polizei: 
verordnungen, Polizeiverfügungen und polizeilichen Strafverfügungen 
nur in ganz knappen Zügen in den Verordnungen vom 22. März und 
4. April 1915 geregelt — vgl. Verordnungsblatt S. 23 ff. unter 
Nr. 20 und 21. 

a) Polizeiverordnungen — Verordnung vom 22. März — können 
erlaſſen werden von den Kreispolizeibehörden, alſo dem Polizeipräſidenten 
und den Kreischefs. Anders wie das deutſch verwaltete Belgien iſt 
das okkupierte Gebiet Ruſſiſch⸗Polens nämlich lediglich in Kreiſe ein⸗ 
geteilt, mit je einem Kreischef an der Spitze. Übergeordnete Inſtanz 
iſt der Polizeipräſident. Natürlich dürfen die Polizeiverordnungen 
mit den Verordnungen der vorgeſetzten Behörden nicht im Widerſpruch 
ſtehen. Sie ſind aber andererſeits an den Inhalt noch beſtehender 
ruſſiſcher Geſetze nicht gebunden und dürfen ſich insbeſondere auch auf 
wirtſchaftliche Maßnahmen erſtrecken (8 1). Im übrigen enthält aber 
auch die Verordnung für Ruſſiſch⸗Polen, ebenſo wie die belgiſche, keine 
nähere generelle Beſtimmung darüber, über welche Gegenſtände Polizei: 
verordnungen erlaſſen werden dürfen. 

Während in Belgien nur die Gouverneure in der Strafandrohung 
völlig unbeſchränkt, die Kreischefs und Kommandanten dagegen lediglich 
zur Androhung geringer Strafen befugt find (vgl. S. 115 DStrafz.), 
iſt in Ruſſiſch⸗Polen den Kreispolizeibehörden ganz allgemein eine recht 
erhebliche Strafandrohung zugebilligt. Die Polizeiverordnungen dürfen 
nämlich, gleichgültig ob vom Polizeipräſidenten oder den Kreischefs 
erlaſſen, Geldſtrafe bis zu 5000 Rubel oder Freiheitsſtrafe bis zu 
5 Monaten androhen. Die Form der Veröffentlichung der Verord⸗ 
nungen beſtimmen die Kreispolizeibehörden für ihren Bezirk. 
Aus alledem geht die große Selbſtändigkeit der Polizeibehörden 
in Ruſſiſch⸗Polen hervor; die Kreischefs ſind allerdings inſofern 
beſchränkt, als ſie die von ihnen erlaſſenen Polizeiverordnungen um⸗ 
gehend, ſpäteſtens aber bei der amtlichen Bekanntgabe, dem Chef der 
Zivilverwaltung einzureichen haben. Dieſer prüft ſie auf ihre Zweck⸗ 
mäßigkeit und Rechtsgültigkeit und verfügt nötigenfalls ihre Aufhebung 
oder Abänderung. 

b) Polizeiverfügungen — § 3 der Verordnung vom 22. März — 
können von den gleichen Kreispolizeibehörden zur Regelung von Einzel: 
ſällen erlaſſen werden, alſo analog der für Belgien erlaſſenen Ver⸗ 
ordnung vom 5. Februar 1915. Auch für Polen gilt der von Linde⸗ 
mann S. 115 TStrafß. erwähnte Satz, daß alles, was Gegenſtand 
einer Polizeiverordnung ſein kann, auch zum Inhalt einer Polizei⸗ 
verfügung gemacht werden darf. Hierbei iſt zu bemerken, daß die 
Polizeiverfügungen nicht etwa auf das Gebiet der Sicherheits- und 
Ordnungspolizei beſchränkt ſind, ſondern daß fie, ebenſo wie die Polizei⸗ 
verordnungen, auch Maßregeln wirtſchaftlicher Natur umfaſſen dürfen. 
Als Beiſpiel hierfür bezeichnet die Verordnung vom 22. März: Be: 
ſtellung der Acker, Ausdruſch des Getreides, Betrieb von Fabriken. 
Die Kreispolizeibehörden können zur Durchſetzung der Polizeiver⸗ 
fügungen nach Wahl — vgl. die belgiſche Verordnung vom 5. Februar — 
die Ausführung durch einen Dritten anordnen und alsdann die Koſten 
von dem Pflichtigen einziehen, oder Zwangsſtrafe bis zur Höhe von 
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5000 Rubel feſtſetzen, oder endlich unmittelbaren Zwang anwenden. 
Die Feſtſetzung einer Freiheitsſtrafe primär iſt unzuläſſig; lediglich 
im Falle der Nichtbeitreibung der Geldſtrafen können dieſe in Freiheits⸗ 
ſtrafen — Haft oder Gefängnis — umgewandelt werden, wobei der 
Betrag von 1— 30 Rubel einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich zu 
erachten iſt. N 

c) Polizeiliche Strafverfügungen — Verordnung vom 4. April 
1915 —. Hier ſind zwei Arten zu unterſcheiden: 

Einmal die Verfügungen, durch welche Zuwiderhandlungen gegen 
Polizeiverordnungen geahndet werden. Zuſtändig zu ihrem Erlaſſe 
ſind wiederum die Kreispolizeibehörden; Rechtsmittel ſind gegen die 
Strafverfügung nicht zuläſſig. Alſo anders wie in Belgien, wo gegen 
die polizeilichen Strafverfügungen ganz allgemein die Beſchwerde 
gegeben iſt. 

Ferner die polizeilichen Strafverfügungen der Kreispolizeibehörden 
wegen der in ihrem Bezirke verübten Vergehen und Übertretungen, 
ſoweit dieſe nicht nach den Militärgeſetzen durch die Feldgerichte zu 
erledigen ſind. Für derartige Delikte können die Kreispolizeibehörden 
nicht nur Strafverfügungen, ſondern auch eine etwa verwirkte Ein⸗ 
ziehung verhängen ($ 1). Auch gegen Minderjährige im Alter von 
10 —17 Jahren iſt eine derartige Verfügung zuläſſig. Die Vollſtreckung 
liegt der erlaſſenden Behörde ob. Auch dieſe Strafverfügungen ſind 
endgültig; eine Anfechtung oder ein Rechtsmittel iſt nicht ſtatthaft. 

Für beide Arten der polizeilichen Strafverfügungen iſt als Höchſt⸗ 
betrag der Geldſtrafe 5000 Rubel, als Höchſtdauer der wegen eines 
Vergehens feſtgeſetzten Gefängnisſtrafe 1 Jahr eingeſetzt. Haftſtrafe 
iſt nur bis zu 6 Wochen möglich. Erachtet die Kreispolizeibehörde 
eine höhere Geld⸗ oder Freiheitsſtrafe für gerechtfertigt, ſo iſt die 
Einleitung der ſtrafgerichtlichen Verfolgung herbeizuführen. 

3. Eine Verordnung, betreffend die Einrichtung einer einheitlichen 
Sittenpolizei, wie ſie im deutſch verwalteten Belgien ſeit dem 3. Februar 
1915 beſteht (S. 116 DStrafz.), iſt für Ruſſiſch⸗Polen zwar vorgeſehen, 
aber noch nicht erlaſſen. Kriegsgerichtsrat v. Loßberg, Allenſtein. 


Zuſtizverwaltung und Zufßellungen in Belgien. In 
den Aufſätzen von Schäffer und Menner JW. 1915 S. 828 und 
873 wird die Anſicht ausgeſprochen, daß Zuſtellungen auf Erſuchen 
deutſcher Behörden in den von deutſchen Truppen beſetzten Teilen 
Belgiens nicht erfolgen können, vielmehr öffentliche Zuſtellung ſtatt⸗ 
ſinden müſſe, da die dortige deutſche Verwaltung ſich nicht mit der 
bürgerlichen Rechtspflege befaſſe. Dieſe Auffaſſung iſt unzutreffend: 

Die Zuſtellungen können nach $ 199 ZPO. erfolgen und er: 
folgen tatſächlich auch fo. Die Frage der Fortgeltung des Haager 
Prozeßabkommens kann für dieſen Punkt völlig außer Betracht bleiben. 
Die deutſchen Behörden in Belgien üben die belgiſche Staatsgewalt 
im Namen des Deutſchen Reiches aus, insbeſondere auch die Juſtiz⸗ 
verwaltung, ſoweit dieſe nicht Sache der beſtehenden belgiſchen Gerichte 
iſt; die den Kaiſerlich Deutſchen Militärgouverneuren in den belgiſchen 
Provinzen zugeteilten Präſidenten der Zivilverwaltung (val. Ver⸗ 
ordnung des Generalgouverneurs in Belgien vom 3. März 1915, 
Geſetz- und Verordnungsblatt S. 61) find die „zuſtändige Behörde 
des fremden Staats“, an die das Erſuchen um Zuſtellung zu richten 
iſt, und die die Zuſtellung dann durch den belgiſchen Gerichtsvollzieher 
(huissier) ausführen laſſen; ſie vermitteln den Zuſtellungsauftrag 
ebenſo, wie es früher die ihrerſeits durch Vermittlung der deutſchen 
Konſuln erſuchten belgiſchen Juſtizbehörden taten. Die Zuſtellungen 
ſind mit Erfolg ausführbar, ſo daß die Vorausſetzungen des § 203 
Abſ. 1 ZPO. nicht vorliegen und öffentliche Zuſtellungen gar nicht 
ſtattfinden dürfen. Es iſt auch nicht in vollem Umfange richtig, daß 
die deutſchen Verwaltungsbehörden ſich nicht mit der bürgerlichen 
Rechtspflege befaſſen: ſo ſind z. B. durch Verordnungen vom 3. Februar, 
27. März und 20. Juli 1915 (a. a. O. S. 131, 348 und 807) Schieds⸗ 
gerichte für Mietſachen, für Schäden durch Ausſchreitungen und für 
Streitigkeiten mit der Gerſtenzentrale eingeſetzt unter Ausſchluß des 
ordentlichen Rechtswegs, nach der Verordnung vom 23. Dezember 1914 
(a. a. O. S. 86) nimmt das Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die 
okkupierten Gebiete Belgiens ſtatt des Moniteur belge die öffentlichen 
Bekanntmachungen der Gerichte und anderer Behörden uſw. auf. 
Das Blatt enthält auch fortwährend Bekanntmachungen der belgiſchen 
Gerichte, davon möchte ich die Urteile der Gerichte J. Inſtanz beſonders 
hervorheben, die die Wiederherſtellung der durch Kriegsereigniſſe zer: 
ſtörten Perſonenſtandsregiſter anordnen, nämlich des Gerichts in 
Charleroi vom 11. März 1915 wegen der Regiſter von Mont: Sainte: 
Genevieve (S. 339), das im Namen Alberts, Königs der Belgier, 
ausgefertigt iſt (vgl. DIZ. 1915 Sp. 805 f.) und des Gerichts in 
Dinant wegen der dortigen Regiſter vom 21. Januar 1915 (Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt S. 664 f.) ebenſo wieder des Gerichts in 
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Charleroi vom 18. Februar 1915 we der Regiſter von Aiſeau 
(S. 824 f.), dieſe beiden ohne jeden feierlichen Vermerk bei der Aus⸗ 
fertigung. Endlich iſt in der Verordnung vom 2. Mai 1915 (a. a. O. 
S. 529 ff.) über das belgiſche Budget für 1915 auch der Juſtizetat 
geregelt worden. grechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann, Krefeld. 


in d unter d lt end 
S 2, e 


§ 199 ZPO. maßgebend. 
Im Sinne der deutſchen ZPO. ſind Ausland nicht nur die 
fremden Staaten, ſondern auch die deutſchen Schutzgebiete, die ſtaats⸗ 
rechtlich nicht Beſtandteile des Reiches, ſondern nur Zubehör ſind 
(vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. Bd. 1 S. 12). Das gleiche gilt für die 
Konſularbezirke. Die in den deutſchen Konſularbezirken und in den 
deutſchen Schutzgebieten beſtehende Ordnung iſt für die Beurteilung 
der Rechtslage in denjenigen Gebieten des feindlichen Auslandes, 
welche ſich nicht mehr in der Hand des Feindes befinden und in 
welchen während der Dauer des Krieges die Gebietshoheit im Namen 
des Deutſchen Reiches ausgeübt wird, als maßgebend heranzuziehen; 
denn nach der am 21. März 1915 erlaſſenen und ſeit 1. April 1915 
in Kraft getretenen Verordnung des Befehlshabers der geſamten 
deutſchen Streitkräfte im Oſten betreffend den Strafprozeß, Zivilprozeß 
und das Verfahren in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit für das 
unter deutſcher Verwaltung ſtehende Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen, Ab⸗ 
ſchnitt I „Allgemeines“ § 3b, finden für das Verfahren vor ſämtlichen 
Gerichten, abgeſehen von den Gemeindegerichten, in Zivilprozeßſachen 
die Vorſchriften der deutſchen ZPO. in ihrer neueſten Faſſung ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. Da die ſtaatsrechtlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und ſeinen Schutzgebieten nicht nur als im 
Sinne des deutſchen Staatsrechts geordnet, ſondern auch als völker⸗ 
rechtlich — ſei es ſtillſchweigend oder ſonſt wie — anerkannt gelten 
dürfen, während gleiches weder vom Geſichtspunkte des deutſchen 
Staatsrechts noch von dem des Völkerrechts für die Beziehungen 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und den gegenwärtig unter kaiſerlich 
deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebietsteilen Ruſſiſch⸗Polens gilt, 
führt die ſinngemäße Anwendung der die deutſchen Schutzgebiete als 
Ausland behandelnden deutſchen ZPO. zu der Schlußfolgerung, daß 
ebenſo wie die Schutzgebiete, auch die unter kaiſerlich deutſcher Ver⸗ 
waltung ſtehenden Gebietsteile Ruſfiſch⸗Polens für die Vornahme von 
Prozeßhandlungen, insbeſondere für die Bewirkung von Zuſtellungen, 
als Ausland zu behandeln ſind. Demnach können die unter dem 
Namen „Erſatzzuſtellung“ zuſammengefaßten Zuſtellungsarten nicht in 
dem unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebiete von Ruſſiſch⸗Polen 
vorgenommen werden. 

Da die deutſche ZPO. für Parteien, die nicht im Deutſchen 
Reiche wohnen, die Verpflichtung zur Benennung eines Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten vorſchreibt (§ 174 Abſ. 2 ZPO.), falls die Partei 
nicht einen Prozeßbevollmächtigten beſtellt hat, der am Orte oder 
Bezirke des Prozeßgerichts oder innerhalb des Amtsgerichtsbezirks, in 
welchem das Prozeßgericht ſeinen Sitz hat, wohnt, empfiehlt ſich für 
diejenigen Firmen, die ihren Sitz in den unter kaiſerlich deutſcher 
Verwaltung ſtehenden Gebieten Ruſſiſch⸗Polens haben, wenn weder 
ein geſetzlicher Vertreter noch ein Prokuriſt ſich im Deutſchen Reiche 
befindet, die Benennung eines Zuſtellungsbevollmächtigten. 

Jedenfalls aber erſcheint die Verweigerung der Annahme einer 
Zuſtellung, welche in den Geſchäftsräumen ſolcher Firmen gemäß 
8184 ZPO. erfolgt, geſetzlich begründet, fo daß bei ſolcher Annahme: 
verweigerung die Zurücklaſſung des zu übergebenden Schriftſtücks am 
Orte der Zuſtellung (8 186 ZPO.) nicht die Zuſtellung bewirkt. 

Rechtsanwalt Dr. Albert Katz, Berlin. 


Zur Geltendmachung aunsländiſcher Anſprüche im 
Inlande. Nach Steffens, JW. 1915, 233, iſt, wenn der im 
Ausland Wohnende — entgegen der Bundesratsverordnung vom 
7. Auguſt 1914 einen Anſpruch vor inländiſche Gerichte bringt, die 
Klage nicht abzuweiſen, denn das Verbot der Geltendmachung 
beſtehe nicht ſchlechthin, ſondern nur für beſtimmte Zeit. Auch 
Reichel ift mit Steffen der Anſicht, 15 die Klagezuſtellung wirkſam, 
das Verfahren nur unterbrochen werde (DIZ. 1914, 1378). Dagegen 
iſt nach Menner, JW. 1915, 864 und der von ihm daſelbſt Note 39 
und 40 zitierten Literatur — Reichel ausgenommen —, und Recht⸗ 
ſprechung des KG. die Klage als prozeſſual unzuläſſig abzuweiſen, 
auch wenn der Beklagte im Termin nicht erſcheint. Die Zuſtellung 


der Klage iſt nach Menner a. a. O. unwirkſam. Erachtet man Menners 
Anſicht als zutreffend, ſo ergibt ſich die weitere Frage, ob die Zu⸗ 
ſtellung der Klage nachträglich prozeſſuale Wirkſamkeit erlangt, wenn 
nach derſelben und vor absolutio ab instantia der Reichskanzler, ſei 
es für den ſpeziellen Klageanſpruch (was bisher allerdings wohl ab⸗ 
geſehen von Klagen öſterreichiſcher Gläubiger nur höchſt ſelten geſchehen 
ſein dürfte) oder allgemein, für die in einem beſtimmten Lande do⸗ 
mizilierenden phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen Ausnahmen von dem 
Verbot des 51 Abſ. 1 VO. gemäß Abſ. 2 daſelbſt erlaſſen hat. Aus 
zugehen bei Beantwortung dieſer Frage iſt davon, daß die BRB. 
zwar aus volks⸗ und privatwirtſchaftlichen Gründen (ſiehe Schäffer, 
JW. 1915, 975) die Geltendmachung von im Auslande domizilierenden 
Perſonen vor inländiſchen Gerichten bis zu den in ihr und in den zu 
ihr ergangenen Nachträgen bezeichneten Zeitpunkten zwingend verboten 
hat, und daß der Richter allerdings einen dem zuwider erhobenen 
Anſpruch von Amts wegen durch Prozeßurteil abzuweiſen hat; daß 
aber die prozeſſualen Normen im übrigen von der Verordnung nicht 
berührt worden find. Wird alfo, bevor es zur rechtskräftigen Ab: 
weiſung der Klage auf Grund der Verordnung kommt, eine den 
Klageanſpruch ſpeziell oder generell betreffende Ausnahme vom Reiche 
kanzler zugelaſſen, fo iſt der Berückſichtigung der den Zuſtellungs⸗ 
vorſchriften der ZPO. entſprechenden Klagezuſtellung und der durch 
ordnungsgemäß zugeſtellten Zahlungsbefehl bewirkten Rechtshängigkeit 
keine Schranke mehr gezogen; vielmehr iſt auch hier der Grundſaz 
anzuerkennen, daß der Richter nur diejenigen Bedenken zu beachten 
hat, die zur Zeit des Erlaſſes des Urteils gegen die Zuläſſigkeit 
der Rechtsverfolgung ſprechen. Das RG. hat (RG. 52 Nr. 36) 
den Grundſatz aufgeſtellt, daß die örtliche Zuſtändigkeit des angerufenen 
Gerichts auch auf Tatumſtände geſtützt werden kann, die erſt nach 
der Zuſtellung der Klageſchrift eingetreten ſind. 


Um zu einer entſprechenden Anwendung dieſer Entſcheidung auf | 


die Beantwortung unſerer Frage zu gelangen, braucht man nicht 
etwa die BRV. und folgeweiſe auch die vom Reichskanzler zus 
gelaſſenen Ausnahmen als Prozeßnormen anzuſehen. Vielmehr 
würden bei dieſer Beurteilung die Ausnahmen ſchwerlich rückwirkende 
Kraft beanſpruchen können, da der prozeßkonſtituierende Akt der Klage⸗ 
erhebung ſich nach den Vorſchriften zur Zeit ſeiner Vornahme richtet. 
Entſcheidend iſt, daß die ratio legis, der wirtſchaftliche Zweck der 
Verordnung mit der Ausnahme inſoweit entfällt. Der Richter, dem 
die anfänglich der Verordnung zuwiderlaufende Klage mit der zu 
gelaſſenen Ausnahme zur Entſcheidung vorliegt, hat die Prozeßlage 
ſo zu beurteilen, als ob der Klage von vornherein ein Hemmnis nicht 
im Wege geſtanden hätte. Ebenſo wie die zitierte Entſcheidung des 
RG. (die übrigens Heilung der örtlichen Unzuſtändigkeit nur bei vor 
der erſten mündlichen Verhandlung eingetretenen Tatumſtände annahm, 
auch die Verzichtbarkeit der Unzuſtändigkeitseinrede berückſichtigte), 
mit Recht auf das Beſtreben der ZPO. hinwies, die Zahl der Prozeſſe 
zu vermindern, wird ſicherlich auch die fragliche Verordnung unter 


Berückſichtigung dieſer Tendenz des Geſetzgebers auszulegen fein. Es 


kann nicht die Abſicht der Verordnung ſein, den Kläger, deſſen Klage 
ihr urſprünglich zuwiderlief, zur Zurücknahme der Klage zu zwingen 
und von neuem zu klagen, wenn vor rechtskräftiger oder wenigſtens 
vor zweitinſtanzlicher Abweiſung der Klage die Ausnahme zugelaſſen 
wird. Selbſtverſtändlich hat der Kläger alsdann trotz Obſiegens in 
der Hauptſache die geſamten Koſten zu tragen, wenn der Beklagte 
alsbald anerkennt. Tut er das nicht, ſo hat Kläger immerhin meines 
Erachtens die durch das Verfahren bis zur Zulaſſung der Ausnahme 
entſtandenen Koſten zu tragen. War nach Erlaß des erſtinſtanzlichen 
Urteils die Ausnahme zugelaſſen, fo kann der Kläger daraufhin, 
ſofern das Urteil noch nicht rechtskräftig war, Berufung gegen das⸗ 
N einlegen. Gegen das die Abweiſung beftätigende oder aus⸗ 
prechende Berufungsurteil iſt die Reviſion dann zuläſſig, wenn 
6 Ausnahme vor Erlaß des Berufungsurteils zugelaſſen wurde 
549 ZRD.). 

Entſprechend dieſen Ausführungen iſt anzunehmen, daß die Ver⸗ 
jährung des Ausländeranſpruchs als durch die Klageerhebung unter⸗ 
brochen anzaſehen iſt, ſofern die Ausnahme vor Erlaß des Berufungs⸗ 
urteils zugelaſſen wurde, wenn man nicht mit Höchſter (JW. 1914, 
1096 gegen v. Harder daſelbſt S. 991; 1915, 63) annimmt, daß die 
Verjährung infolge des Ausländermoratoriums überhaupt gehemmt tft. 


Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 


Zur Schuldner- Zwangsverwaltung. 1. Den Ausführungen 
von Güthe, JW. 1915, 473 f. hat Weinmann, ebenda S. 695, zu 
einem Punkte widerſprochen. Er iſt der Anſicht, daß die Beftellung 
des Verwalters der Anordnung der Zwangsverwaltung zeitlich nach⸗ 
folgen kann. In dem Geſetze ſelbſt iſt allerdings nicht ausgesprochen, 
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daß dieſe beiden Akte zuſammenfallen müſſen. Gleichwohl dürfte fich 
bei näherer Prüfung das von Güthe als ſelbſtverſtändlich angeſehene 
Verfahren als richtig herausſtellen. 

Mit der Zuſtellung des die Zwangsverwaltung anordnenden 
Beſchluſſes an den Schuldner oder mit dem Eingehn des Erſuchens an 
das Grundbuchamt um Eintragung des Zwangs verwaltungsvermerkes 
wird die Beſchlagnahme des Grundſtückes wirkſam (88 146, 22 3 G.). 
Durch die Beſchlagnahme wird dem Schuldner nach $ 148 Abſ. 2 ZIG. 
die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks entzogen. Mit dieſem 
Augenblick darf der Schuldner alſo das Grundſtück nicht mehr ver⸗ 
walten. Falls nun ein Verwalter nicht beſtellt iſt, iſt niemand vor⸗ 
handen, der für das Grundſtück ſorgt, der auf ihm etwa notwendig 
werdende Maßnahmen trifft. Daraus können die bedenklichſten en 
entſtehen. Man nehme nur ein landwirtſchaftliches Grundſtück, das 
vom Eigentümer ſelbſt bewirtſchaftet wird. Tagtäglich ſind hier die 
wichtigſten Anordnungen zur Einbringung der Ernte, Beſtellung der 
Felder, Erhaltung des Viehbeſtandes zu treffen. Ein Ruhen der 
Tätigkeit an nur wenigen Tagen kann bereits erhebliche Verluſte 
bringen. Auch ſtädtiſche Grundſtücke dürfen vielfach nicht ohne ver⸗ 
antwortliche Verwaltung gelaſſen werden. Es kann durch ein ſtarkes 
Unwetter, durch einen Waſſerrohrbruch oder durch andere Zufälligkeiten 
plötzlich ein gefährlicher Zuſtand auf dem Grundſtück entſtehen, der 
ſofortige Abhilfe erfordert. Berechtigt iſt ſelbſtverſtändlich der Schuldner, 
als Geſchäftsführer ohne Auftrag hier einzugreifen. Aber eine Pflicht 
beſteht nicht. Gerade ein gewiſſenhafter Schuldner wird ſich wegen 
der ihm gerichtlich bekanntgegebenen Entziehung der Verwaltung von 
weiteren Maßnahmen fernhalten. Entſtehen nun in der nach dem 
Weinmannſchen Verfahren eintretenden herrenloſen Zeit, die nach 
ſeinen Ausführungen ſich ſehr wohl auf einen Monat ausdehnen 
kann, Schäden infolge mangelnder Beaufſichtigung, ſo wird der 
Richter ernſtlich mit einem Regreß zu rechnen haben. Ich halte des⸗ 
halb dieſen Zuſtand für weit bedenklicher als die Verzögerung der 
Beſchlagnahme, wenn auch ohne weiteres zuzugeben iſt, daß hierdurch 
ebenfalls erhebliche Mißſtände eintreten können. 

Die einzig mögliche Abhilfe ſcheint mir in einer tunlichen Be 
ſchleunigung der durch die neue Verordnung erforderlich werdenden 
Ermittlungen zu liegen. Um dieſe zu erreichen, habe ich an ſämtliche 
Anwälte des hieſigen Gerichts ſowie an die Hypothekenbanken und 
Geſellſchaften, die ihre Angelegenheiten ſelbſt vor Gericht vertreten, 
ein Rundſchreiben geſandt, in dem ich auf die oben erörterten Gefahren 
kurz hinweiſe. Im Anſchluß daran iſt in dem Schreiben gebeten, 
jedesmal ſofort beim Einreichen eines Zwangsverwaltungsantrages 
unter Beibringung von tatſächlichem Material ſich darüber zu äußern, 
ob der Schuldner für ungeeignet gehalten wird (Mietzeſſionen, ſchlechte 
Wirtſchaft, Schiebungen), weiter auch alsbald anzugeben, ob eine 
Aufſichtsperſon vorgeſchlagen werden kann, ob Gläubiger, falls er zu 
den Anftalten des § 3 gehört, einen Angeſtellten als Verwalter be 
nennen, oder ob er nach § 4 ſelbſt die Verwaltung übernehmen will. 
Erhält man auf dieſe Weiſe meiſtens bereits mit dem Antrag auf 
Zwangsverwaltung ausreichende Unterlagen, ſo kann durch beſchleunigte 
perſönliche Anhörung des Schuldners und ſofortige Anfrage bei den 
Anſtalten des § 3 unter kurzer Friſtbeſtimmung eine Verzögerung 
von mehr als einer Woche durchweg vermieden werden. Hinzu 
kommt, daß viele Anſtalten im Sinne des § 3 auf entſprechende 
Anfrage ſchon ein für allemal eine Perſönlichkeit als Verwalter be⸗ 
zeichnet oder erklärt haben, daß ſie niemals von dem Benennungsrecht 
Gebrauch machen wollen. 

Eine eigenartige und wenig erfreuliche Erſcheinung kann ſich 
beim Zuſammentreffen der hier beſprochenen Zwangsverwaltung mit 
anderen Kriegsgeſetzen ergeben. Nach $ 5 BO. über die Bewilligung 
von Zahlungsfriſten vom 20. Mai 1915 kann das Vollſtreckungsgericht 
die Vollſtreckung in das Vermögen des Schuldners auf deſſen Antrag 
für die Dauer von drei bzw. ſechs Monaten einſtellen. Bei der 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung wird nun durchweg auf 
Grund vollſtreckbarer Urkunden des § 794 Nr. 5 30. vollſtreckt. 
Die Vollſtreckungsklauſel für die jeweils erfallenden Zinſen iſt alsbald 
nach Aufnahme der Urkunde erteilt, auch iſt dieſe längſt zugeſtellt. 
Der Gläubiger kann alſo ſofort nach Fälligkeit der Zinſen den Antrag 
auf Zwangsverwaltung ſtellen. Erläßt man nun den Anordnungs⸗ 
beſchluß, ohne gleichzeitig den Verwalter zu ernennen, ſo wird der Fall 
nicht ſelten ſein, daß nachträglich ein Einſtellungsbeſchluß gemäß 
55 BD. vom 20. Mai 1915 vorgelegt wird. Damit wird jedenfalls 
eine weitere Vollſtreckungstätigkeit ausgeſchloſſen. Es müßte dann 
auch die Beſtellung eines Zwangsverwalters unzuläſſig ſein, und das 
Grundſtück würde ohne jede Verwaltung bleiben. Dieſer Zuſtand 
wäre natürlich ganz unzuläſſig. Man wird ihn ja wohl auch mit 
der Erwägung ausräumen können, daß die Beſtellung des Zwangs⸗ 
verwalters eine notwendige Ergänzung der Zwangsverwaltungs⸗ 
anordnung iſt und daß ſie daher trotz Einſtellung der Zwangs⸗ 
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vollſtreckung erfolgen darf und muß. Immerhin läßt auch dieſer 
Einzelfall den wunden Punkt des Weinmannſchen Vorſchlags erkennen. 

2. Güthe weiſt darauf hin, daß bei der Schuldner⸗Zwangs⸗ 
verwaltung ein Mietvertrag mit dem Schuldner nach 8 181 BGB. 
unzuläſſig iſt. Er iſt aber der Anſicht, daß das Vollſtreckungsgericht 
dem Schuldner⸗Zwangsverwalter den Abſchluß von Rechtsgeſchäften 
mit ſich ſelbſt geſtatten könne. Hiergegen wird kaum etwas einzuwenden 
fein. Ohne dieſen Behelf würde auch eine zweckmäßige Ausmutzung 
des Grundſtücks in vielen Fällen unmöglich ſein. Im Gegenſatz zu 
Güthe iſt nämlich darauf hinzuweiſen, daß die Vermietung an den 
Schuldner durchaus nicht ſelten iſt. Überall, wo der Schuldner auf 
dem Grundſtück ein Gewerbe betreibt, bildet fie in der Praxis die 
Regel. Nach Jaeckel⸗Güthe § 152 Anm. 3 hat allerdings der Zwangs⸗ 
verwalter ohne weiteres auch dieſes Gewerbe für den Schuldner 
auszuüben. Dieſe Anſicht wird aber, ſoviel ich ſehe, in der Praxis 
nirgends gebilligt. Sie würde auch zu einer direkten Erfaſſung eines 
Gewerbebetriebes durch die Zwangsvollſtreckung führen, wie ſie ſonſt 
in der ZPO. nicht zugelaſſen iſt. Darf der Zwangsverwaltet das 
Gewerbe des Schuldners nicht ausüben, ſo wird — zumal jetzt im 
Kriege — die Vermietung der gewerblich benutzten Räume an den 
Schuldner das zweckmäßigſte ſein. Daß der Schuldner, wenn er auch 
die Hypothekenzinſen nicht aufzubringen vermocht hat, doch in der 
Lage ſein kann, aus ſeinem Gewerbebetrieb einen den Zeitverhältniſſen 
entſprechenden Mietzins für die gewerblich benutzten Räume zu zahlen, 
iſt kaum zu bezweifeln. Es läge alſo kein Grund vor, dieſe Vermietung 
abzulehnen. 

Bei der Schuldner: Zwangsverwaltung muß der Verwalter in 
ſolchen Fällen mit ſich ſelbſt einen Vertrag ſchließen. Eine ſchriftliche 
Aufzeichnung wird meiſt erforderlich ſein. Der Vertrag iſt auch, ab⸗ 
geſehen von § 181 BGB., nach § 6 Abſ. 5 der preuß. Verf. vom 
8. Dezember 1899 über die Geſchäftsführung der Zwangsverwalter 
dem Gericht zur Genehmigung vorzulegen. Für einen Juriſten mag 
dieſes Verfahren nichts Befremdliches bieten, für den rechtsunkundigen 
Laien — und das wird der Schuldner meiſt ſein — iſt es ein 
ſchwerverſtändliches Vorgehen. 

3. Nach der Verordnung vom 22. April 1915 werden jetzt vielfach 
Perſonen zu Zwangsverwaltern beſtellt, die mit den einſchlägigen 
geſetzlichen Beſtimmungen und Verwaltungsvorſchriften (preuß. Verf. 
vom 8. Dezember 1899) nicht vertraut ſind. Da ſich ihre Tätigkeit 
auch meiſt auf ein einzelnes Grundſtück beſchränken wird, ſo fehlt 
ihnen die Gelegenheit, nach und nach die erforderliche Kenntnis zu 
erwerben. Das gleiche gilt für die bei der Schuldner-Zwangs⸗ 
verwaltung zu beſtellende Aufſichtsperſon. Es ſind daher zahlloſe 
Verſtöße und häufige Rückfragen beim Gericht zu erwarten. Meiſt 
wird die Genehmigung einer einfachen Buchführung gemäß $ 29 Abſ. 2 
der Verf. vom 8. Dezember 1899 am Platze ſein. Aber abgeſehen 
hiervon dürfte eine kurze gemeinverſtändliche ſchriftliche Aufklärung 
über die hauptſächlichen Aufgaben des Zwangsverwalters und der 
Aufſichtsperſon zweckmäßig ſein. Die Aushändigung eines ſolchen 
Merkblattes wird manche ſonſt regelmäßig wiederkehrende Verſehen 
des Verwalters und der Aufſichtsperſon verhüten. 


Amtsrichter Dr. Buhe, Cöln. 


Zn Art. 4 des Geſetzes zur Einſchräunkung der Per- 
fügungen über Miet- und Pachtyins forderungen. 


A. Hirſch hat auf S. 955 meiner Auslegung dieſer Geſetzesſtelle 
(S. 622, 623) widerſprochen, ich glaube mit Unrecht. Hirſch hätte 
ſich nicht auf das von ihm gewählte Beiſpiel beſchränken ſollen, 
dann hätte er das Unzutreffende ſeiner Auslegung erkannt. Es 
ſei die Verfügung über die Mietzinſen vor dem 20. Juni 1915, die 
Beſchlagnahme am 22. September 1915 erfolgt. Nach Hirſch wollte der 
Geſetzgeber im Art. 4 das zur Zeit der Geſetzesänderung (20. Juni) 
laufende und das folgende Quartal dem aus der Verfügung Berechtigten 
belaſſen, ſein Recht würde alſo vorliegend mit dem 30. September 
enden. Das kann nicht die Abſicht des Geſetzgebers ſein; denn nach 
neuem Recht würde, da die Beſchlagnahme in der zweiten Hälfte 
des letzten Quartalmonats ſtattgefunden, die Wirkung der Verfügung 
bis 31. Dezember reichen (ebenſo wie nach altem Recht). Das tat: 
ſächliche zur Anwendung kommende Ubergangsrecht will die Fort: 
wirkung der Verfügung dem neuen Recht gegenüber begünſtigen, 
fie jedenfalls nicht ſchwächen; das würde aber geicheben, wenn die 
Verfügung nach Hirſch ſchon am 30. September ihre Kraft verlieren 
würde. Nach meiner Auffaſſung iſt der Fall ebenſo wie der von 
Hirſch zum Ausgangspunkt ſeiner Betrachtungen geſtellte auf Grund 
des Art. 4 dahin zu entſcheiden, daß, weil die Beſchlagnahme 
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bis zum 80. September erfolgt ift, das alte Recht zur An: 
wendung kommt, mithin die Wirkung der Verfügung ſich bis zum 
31. Dezember erſtreckt. Die gleichen Erwägungen habe ich übrigens 
bei Darſtellung des Übergangsrechts hinſichtlich der den Erſteher 
benachteiligenden Verfügungen angeſtellt, wo ich das oben angeführte 
Argument gegen die jetzt von Hirſch vertretene Auffaſſung verwertet 
habe (S. 623, 2 f.); das ſcheint ihm entgangen zu ſein. Seine Aus⸗ 
legung verſagt vollends in den Fällen, in denen die Verfügung vor 
dem 20. Juni, die Beſchlagnahme aber nach dem 30. September 
1915 ſtattgefunden (S. 623, 2 g). Nach meiner Auslegung des Art. 4 
liegt, eben weil die Beſchlagnahme nach dem 30. September ſtatt⸗ 
gefunden, überhaupt kein Übergangsfall vor; es kommt ſchlechthin 
neues Recht zur Anwendung. Hirſchs Auffaffung würde in dieſen 
Fällen zu keiner Entſcheidung führen; der Endpunkt für die Wirkung 
der Verfügung, den er für ausſchlaggebend hält, der 80. September, 
wäre eingetreten, bevor überhaupt die Beſchlagnahme erfolgt iſt, 
während doch die Verfugung noch eine gewiſſe Zeit nach der Beſchlag⸗ 
nahme ihre Wirkung bewahren ſoll. Damit iſt der Standpunkt Hirſchs 
meines Erachtens widerlegt. Es iſt auch nicht zutreffend, daß nach 
der Begründung dem aus der Verfügung Berechtigten die Mietzinſen 
für das zur Zeit der Anderung des Rechts laufende und das 
folgende Quartal belaſſen bleiben ſollen. Davon ſteht in der Be 
gründung nichts; es heißt dort vielmehr, daß der Art. 4 eine ſolche 
Verfügung bis zum Ablauf des dem Inkrafttreten des Geſetzes folgen⸗ 
den Kalendervierteljahrs unberührt läßt. Dieſe Ausdrucksweiſe der 
Begründung entſpricht der des Geſetzes, iſt daher ebenſo unklar wie 
dieſe und bedarf in gleicher Weiſe der Auslegung. Die Begründung 
ſpricht daher durchaus nicht für die Hirſchſche Anſicht, am allerwenigſten 
„zweifelsfrei“. Übrigens wäre die Bezugnahme auf die Begründung 
von vornherein kein ſchlüſſiges Argument, denn wie in meinem Auf⸗ 
ſatz mehrfach hervorgehoben, deckt ſie ſich durchaus nicht immer mit 
dem Geſetz. 

Hirſch beſchäftigt ſich nur mit Verfügungen zum Nachteil des 
Hypothekengläubigers (Art. 2 III), nicht mit denen zum Nachteil des 
Erſtehers (Art. 1). Das Übergangsrecht bezüglich dieſer habe ich 
S. 623, 624 behandelt. Die Differenz zwiſchen der Hirſchſchen Auf⸗ 
faſſung und der meinigen wiederholt ſich auch hier; ich nehme auf 
Fall 2f und g S. 623 Bezug. 

Zweifel bezüglich des ÜUbergangsrechts find ferner in den Fällen 
entſtanden, in denen mit dem Fortfall der Zwangsverwaltung, alſo 
mit dem Zuſchlag, die durch Einleitung der Zwangsverwaltung in 
ihrer Wirkung gehemmte Verfügung über die Mietzinſen wieder⸗ 
auflebt (RG. 64, 415). Es liegt hier ein Widerſtreit zwiſchen den 
Rechten des aus der Verfügung Berechtigten und denen des Erſtehers 
vor; es kommen lediglich die eben erwähnten Regeln zur Anwendung, 
wie ich fie S. 623 zu a bis g entwickelt habe. Über den Zeit⸗ 
punkt hinaus, von dem ab dem Erſteher hiernach die Miet⸗ 
zinſen zufallen, findet ein Wiederaufleben nicht ſtatt; wo 
zwiſchen dem Zuſchlage und dem angegebenen Zeitpunkte ein leerer 
Raum bleibt (in den einzelnen Fällen iſt dies ſtets hervorgehoben) 
vollzieht ſich inſoweit ein kurzes Wiederaufleben. Daß ein ſolches 
kurzes Wiederaufleben auch nach neuem Recht unter ähnlichen Um⸗ 
ſtänden an ſich möglich iſt, iſt auf S. 622 Sp. 2 oben ausgeführt.!) 

Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


B. Hirſch (JW. S. 955) wendet ſich gegen die Auslegung des Art. 4 
der Nov. v. 8. Juni 1915, wie ſie von Stillſchweig (JW. S. 623) und 
von dem Unterzeichneten in dem Leitfaden S. 65 f. vertreten wird. 
Zur Begründung ſeiner gegenteiligen Auffaſſung beruft ſich Hirſch auf 
den klaren Inhalt der Motive. Demgegenüber iſt jedoch die Frage 
aufzuwerfen, ob der klare Wortlaut des Geſetzes nicht vorgeht, zumal 
wenn der in den Motiven zum Ausdruck gelangte Zweck der Be⸗ 
ſtimmung durch den ſeither erfolgten, nicht vorausgeſehenen Zeit⸗ 
ablauf bis zum Erlaß des Geſetzes gegenſtandslos geworden iſt. 

Es iſt richtig, daß die Begründung zum Entwurf des Geſetzes 
(S. 12) den Art. 4 dahin auslegt, daß eine vor Inkrafttreten des 
Geſetzes erfolgte Verfügung über die Mieten ihre Wirkſamkeit für 
den gleichen Zeitraum behalte, wie wenn fortdauernd das frühere 
Recht maßgebend geblieben wäre, der Übergang des Eigentums uſw. 
aber ſchon bei Inkrafttreten des neuen Geſetzes, alſo am 20. Juni d. I., 
eingetreten wäre. Mit dieſer Auslegung vergleiche man den Wort⸗ 
laut des Art. 4: f 

„Für die Wirkung von Verfügungen und Rechtsgeſchäften, die 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in Anſehung der Miet⸗ oder 


1) Auf S. 622 Sp. 2 Zeile 11 von unten muß es ſelbſtverſtändlich 
ftatt „Kalendervierteljahr“ „Kalenderjahr“ heißen. 
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Pachtzinsforderung vorgenommen find, bleiben die im Art. 2 und im 
Art. 3 unter 1 bezeichneten Vorſchriften bis zum Ablauf des dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgenden Kalendervierteljahrs in der 
bisherigen Faſſung maßgebend.“ N 

Alſo nicht die Wirkung der Verfügung bleibt bis zum 
Ablauf des nächſtfolgenden Kalendervierteljahrs beſtehen, ſondern die 
alten Geſetzesbeſtimmungen bleiben bis zu dieſem Zeitpunkt 
für die Wirkung der Verfügungen maßgebend. Fällt daher das 
maßgebende Ereignis, z. B. der Eigentums wechſel, in den Juli 1915, 
fo iſt der §8 573 BGB. in alter Fe lun maßgebend; Voraus⸗ 
verfügungen ſind daher für das laufende und das folgende Kalender⸗ 
vierteljahr wirkſam. Nach Hirſch ſoll die alte ung nur bis Ende 
September maßgebend ſein und dann auf denſelben, ſchon akut ge⸗ 
wordenen Fall die neue Faſſung des Geſetzes Anwendung finden. 
Das iſt aber undurchführbar. Am 5. Juli erwirbt B. das Grundſtück 
des A. Das Geſetz in ſeiner maßgebenden Faſſung ſpricht aus, daß 
die geſchehenen Vorausverfügungen für das laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr wirkſam ſind, alſo bis Ende Dezember 1915. 
Damit iſt doch Recht zwiſchen den Parteien geſchaffen, das vielleicht 
ſogar durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt wird, bevor der 1. Of: 
tober heranrückt. Wie ſoll nun die neue Faſſung des Geſetzes dieſen 
Rechtszuſtand zwiſchen den Parteien wieder umwerfen können? Die 
rechtliche Beurteilung eines beſtimmten Rechtsfalles kann doch nur 
nach einem Geſetz erfolgen, ſoweit es ſich um die Wirkung eines 
einmaligen Ereigniſſes, nämlich des Eigentums wechſels, auf früher 
erfolgte Mietzeſſionen oder Pfändungen handelt. Entweder find 
dieſe Verfügungen für ein oder für zwei Vierteljahre wirkſam; 
beides nebeneinander kann das Geſetz nicht beſtimmen. 

Die Auslegung der Motive ſteht daher mit dem Wortlaut des 
Geſetzes in unlösbarem Widerſpruch und hat überdies bei dem nun 
einmal vorliegenden Datum des Inkrafttretens (20. Juni) kein Er: 
gebnis, welches nicht ſchon ohne die ganze Vorſchrift des Art. 4 vor⸗ 
handen wäre. Alſo eine Sondervorſchrift ohne beſonderen Gegen⸗ 
ſtand. Solche Auslegung erſcheint nicht angängig. 


Rechtsanwalt Dr. Hagelberg, Berlin. 


„Eine wichtige Koſtenfrage aus dem Gebiet der Ge- 
ſchñf ts auf ſi Klien, JW. 1915, 769 ff., und LG. Leipzig, a. a. O. 
S. 806, ſind darüber einig, daß unter Geſchäftsaufſicht (GA.) Stehende, 
die den Klaganſpruch ſofort anerkannt haben, zu den Prozeßkoſten nicht 
verurteilt werden können. In dem Satze: „Der Schuldner, der 
wegen der Anordnung der GA. zur Zahlung nicht verpflichtet iſt, 
iſt dazu auch nicht berechtigt“, werden aber zwei Geſichtspunkte 
zuſammengeworfen. Dem Gläubiger, der eine fällige Forderung 1 1 
gegenüber ift der Schuldner zur Zahlung verpflichtet; nur die GA. 
hindert ihn an der Zahlung. Er iſt nicht ſchlechthin, ſondern mit 
Rückſicht auf ſeine übrigen Gläubiger verpflichtet, die Zahlung zu 
unterlaſſen, ebenſo wie ein anderer zahlungsunfähiger Schuldner, 
der keine GA. beantragt hat. Der ſtrafrechtliche Schutz des § 241 KO. 
greift in beiden Fällen durch. Gleichwohl iſt es vor Einführung der 
GA. niemandem eingefallen, den Gläubiger für koſtenpflichtig zu er 
klären, demgegenüber der Schuldner nur anerkennt, aber mit Rüdficht 
auf ſeine ſonſtigen Verpflichtungen die Zahlung verweigert. Aber 
ſelbſt der geſetzliche Vertreter eines Minderjährigen wird ſich von der 
Haftung für die Prozeßkoſten nicht durch den Hinweis auf die Ver⸗ 
weigerung der an ſich nötigen Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts (§8 1921, 1922 BGB.) berufen können, wenn das Mündel 
zur Vornahme der Rechtshandlung an ſich verpflichtet war. Ebenſo 
liegt der Fall bei Verweigerung der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
perſon. Die durch die GA. eintretende Beſchränkung der Handlungs⸗ 
fähigkeit wirkt ja, wie Klien richtig hervorhebt, nur nach innen, im 
Gegenſatz zur Vormundſchaft, alſo etwa wie die Bindung des Kon 
kursverwalters an die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes in ge 
wiſſen Fragen. Der Konkursverwalter kann ſich aber nicht damit 
entſchuldigen, der Gläubigerausſchuß habe die Genehmigung ver⸗ 
weigert. Es iſt oft beklagt worden, daß die BO. über die GA. 
keine Teilnahme der Gläubiger vorſieht; daraus kann aber wohl 
entnommen werden, daß bei einem Vollſtreckungsverſuch die OR. 
nach außen hervortreten ſoll. Die von Klien am Schluſſe gemachten 
Vorſchläge über Benachrichtigung der Gläubiger und ſchriftlicher An⸗ 
erkennung der Forderungen machen die urteilsmäßige Feſtſtellung 
nicht überflüſſig. Eine Hemmung der Verjährung tritt durch die 
GA. nicht ein, die Anerkennung ändert nichts am Rechtsgrunde, daher 
fängt ſofort eine neue Verjährung, z. B. des Wechſelregreßanſpruct. 
zu laufen an. Die Aufhebung der GA. wird nicht öffentlich 8 
gemacht; ſoll der Gläubiger, dem ſchon durch die Unterſagung de 
Vollſtreckung die Rechtsverfolgung genügend erſchwert iſt, auch wem 
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er eine anerkannte Forderung einklagen will, ſich fortlaufend auf 
dem Amtsgericht nach der Aufhebung der GA. erkundigen müſſen. 
Sonſt können ihm die andern Gläubiger zuvorkommen. 

Abgeſehen davon, daß auch ſonſt (§§ 257, 258 ZPO.) die Er: 
wirkung von Urteilen für noch nicht fällige Forderungen ohne Gefahr 
für die Beibringlichkeit zugelaſſen iſt, wäre es daher unbillig, wenn 
die Gläubiger auch anerkannter Forderungen ſich nur auf eigene 
Koſten gegen den unter GA. Stehenden ſollten einklagen können. 
Ebenſo OLG. Dresden, Leipz3. 15 S. 1115 Nr. 6; OLG. Hamburg, 


ebenda S. 1086. Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Die Erledigung des Klageanſpruchs. Der Klageanſpruch 
iſt hinſichtlich der Hauptſache für erledigt zu erklären, wenn im Laufe 
des Rechtsſtreits die Vorausſetzungen für das urſprünglich erbetene 
Urteil entfallen find. Beſchränkt ſich alsdann der Kläger auf die 
Erbittung eines Koſtenurteils, ſo liegt weder Verzicht noch Klage⸗ 
zurücknahme vor, vielmehr wird die Entſcheidung über einen beſchränkten 
Antrag erbeten. Für die Koſtenverteilung iſt alsdann zu prüfen, ob 
die Klage urſprünglich begründet war. (RG. in JW. 1911, 591; 
RG. 57, 385; 58, 417.) 

Manche Gerichte neigen dazu, in der Erklärung, der Klageanſpruch 
ſei erledigt, eine Klagezurücknahme bzw. einen Verzicht auf den Klage⸗ 
anſpruch zum mindeſten dann zu erblicken, wenn der Beklagte beſtreitet, 
daß die Hauptſache erledigt ſei. Demgegenüber erklärt RG. in JW. 1911, 
591 es mit Recht für gleichgültig, ob der Beklagte beſtreitet, daß eine 
Erledigung des Anſpruchs vorliegt. Nur müſſe in dieſem Falle in 
der Urteilsformel feſtgeſtellt werden, daß der Prozeß in der Hauptſache 
erledigt iſt. Den gleichen Standpunkt nimmt Gaupp⸗Stein ein und, 
ſoweit erſichtlich, ſind auch in der übrigen Rechtslehre Zweifel nicht 
mehr vorhanden. 

Namentlich bei der Unterlaſſungsklage iſt die Frage der Erledigung 
des Klageanſpruchs von großer praktiſcher Bedeutung. Iſt z. B. der 
Kläger nicht mehr Inhaber des gewerblichen Betätigungsrechts, auf 
Grund deſſen die Klage erhoben wurde, hat er etwa ſein Geſchäft 
pendente lite veräußert, dann iſt die Aktivlegitimation für die Unter⸗ 
laſſungsklage nicht mehr vorhanden und der Klageanſpruch muß für 
erledigt erklärt werden. Das gleiche gilt für den Fall, daß die Rechts⸗ 
ſchutzvorausſetzung der Unterlaſſungsklage, die . 
im Laufe des Prozeſſes entfallen iſt. Dieſe Gefahr muß am Schluſſe 
der letzten mündlichen Verhandlung noch vorliegen. (RG. 60, 8 
= IW. 1905, 140; 84, 148 = JW. 1914, 538; RG. in 
IW. 1913, 543; RG. in Gewgſchutz 1911, 80; RG. in Markſch W. 13, 
69). Die Wiederholungsgefahr muß objektiv gegeben ſein: „Ob 
eine Wiederholungsgefahr beſteht oder nicht, iſt objektiv feſt⸗ 
zuſtellen; es kommt hierbei nicht auf die Auffafſung der Parteien 
an.“ (RG. in Gewgſchutz 1911, 341.) In LeipzzZ3. 1911, 893 
habe ich dargelegt, daß der auf Unterlaſſung Klagende nach Fort⸗ 
fall der Wiederholungsgefahr ſofort ſeinen Klageanſpruch für erledigt 
erklären muß, wenn er nicht die geſamten Koſten des Rechtsſtreits 
tragen will. Der Fall kann ſo liegen, daß durch Abgabe einer Erklärung 
im ſchwebenden Prozeß die Wiederholungsgefahr objektiv ausgeſchloſſen 
wird, oder daß der Beklagte nach abgeſchloſſener Beweiserhebung ſeine 
Handlungsweiſe als rechtswidrig einräumt. Hier muß alſo, ſofern 
nach Sachlage Wiederholungsgefahr objektiv nicht mehr vorliegt, der 
Klageanſpruch in der Hauptſache für erledigt erklärt werden. Dieſen 
Standpunkt hat das RG. (in Gewgſchutz 1912, 373) gebilligt. Auf 
die Zuſtimmung des Beklagten kommt es alſo nicht an. rigens 
würde ja auch alsdann der Kläger unter Umſtänden in die Unmög⸗ 
lichkeit verſetzt, eine Unterlaſſungsklage mit Erfolg durchzuführen; denn 
hält er den Klageanſpruch aufrecht, obwohl die Wiederholungsgefahr 
entfallen iſt, dann muß er mit ſeiner Klage abgewieſen werden, mag 
auch die Klageerhebung urſprünglich gerechtfertigt geweſen ſein. 

Ob eine Erledigung des Hauptanſpruchs in Wirklich: 
keit vorliegt, iſt belanglos. Es ſteht dem Kläger in jedem Falle 
frei, die Entſcheidung über einen beſchränkten Anſpruch zu erbitten, 
d. h. ſich mit einem Koſtenurteil zu begnügen. (Der ferneren Er⸗ 
hebung derſelben Klage wäre der Einwand der Schikane entgegen⸗ 
zuſetzen, es ſei denn, daß fernere Rechtsverletzungen vorgekommen ſind. 
Dieſe würden ja aber auch an ſich eine neue Klage rechtfertigen, weil 
jeder — auch nur objektiv widerrechtliche — Verſtoß einen neuen 
Unterlaſſungsanſpruch erzeugt.) Das Gericht iſt in vielen Fällen 
überhaupt nicht in der Lage, im gegebenen Rahmen des Rechtsſtreits 
nachzuprüfen, ob eine Erledigung des Klageanſpruchs wirklich vorliegt. 
Hierzu iſt unter Umſtänden eine Beweiserhebung darüber erforderlich, 
ob der Beklagte zu der Beſorgnis Anlaß gegeben hat, daß er weitere 
Beeinträchtigungen vornehmen werde, ob alſo eine Wiederholungs⸗ 
gefahr objektiv feſtzuſtellen iſt. Dieſe Beweiserhebung liegt überhaupt 
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nicht im Rahmen des Rechtsſtreits, ganz abgeſehen davon, ob die 
Parteien entſprechende Beweisanträge geſtellt haben. Man ſieht alſo, 
daß die Frage, ob wirklich eine Erledigung des Klageanſpruchs vor⸗ 
liegt, vom Gericht nicht nachzuprüfen iſt, daß es vielmehr genügen 
muß, wenn der Kläger etwa folgenden Standpunkt einnimmt: „Bei 
Erhebung meiner Unterlaſſungsklage lag Wiederholungsgefahr vor, 
wie ich behauptet und unter Beweis geſtellt habe; die im Prozeß vom 
Beklagten abgegebene Erklärung akzeptiere ich und erblicke darin den 
Ausſchluß fernerer Beeinträchtigungen. Ich erkläre alſo den Klage⸗ 
anſpruch in der Hauptſache für erledigt und beantrage ein Koſten⸗ 
urteil.“ Hierbei iſt vorausgeſetzt, daß ein äußerer Anlaß, der ſich im 
Laufe des Prozeſſes ereignet hat, den Kläger zur Erklärung beſtimmt, 
der Klageanſpruch ſei erledigt. Dieſer äußere Anlaß kann, wie oben 
dargelegt, ſowohl in der Perſon des Klägers (Aufgabe des Geſchäfts) 
liegen, als auch in der Perſon des Beklagten (Fortfall der Wieder⸗ 
holungsgefahr). 

Noch weiter geht der 2. Senat des HanfDLG. in feinem Urteil 
Bf. II 223/13. Dort heißt es, daß der Kläger ſich ſtets, auch ohne 
äußeren Anlaß, für befriedigt erklären kann, „mag er es auch 
objektiv nicht ſein; dem Beklagten gereicht dies nicht zur Beſchwer.“ 
Dieſer Standpunkt des 2. Senats — es handelt ſich in jenem Falle 
um eine Unterlaſſungsklage — iſt gerechtfertigt. Die Unterlaſſungs⸗ 
klage iſt nicht anders zu behandeln als z. B. die Zahlungsklage. 
Beide ſind auf eine „Leiſtung“ gerichtet. Wie es dem ein Darlehen 
Einklagenden freiſteht, im Laufe des Prozeſſes zu erklären, daß er die 
Rückzahlung nicht mehr verlangen, ſondern ſich mit einem Koſten⸗ 
urteil begnügen wolle, ſo kann fraglos auch der auf Unterlaſſung 
Klagende ſeinen Antrag dahin beſchränken, daß er nur noch Ver⸗ 
urteilung des Beklagten in die Koſten begehrt. 


Einen anderen Standpunkt hat der 3. Senat des HanfDL®. 
(Bs. Z. III 74/14) eingenommen: Eine Erledigung des Anſpruchs, 
ſei es durch Befriedigung, ſei es in ſonſtiger Art, ſei nicht erfolgt; 
ſie werde auch von der Klägerin ſelbſt nicht behauptet, vielmehr der 
Anſpruch von ihr ausdrücklich als fortbeſtehend hingeſtellt, und nur 
auf Grund ihrer freien Entſchließung von ſeiner Durchführung Ab⸗ 
ſtand genommen. Indem aber die Klägerin erkläre, der in Wahr⸗ 
heit nicht erledigte Anſpruch werde im Prozeſſe nicht aufrecht 
erhalten, ſondern für erledigt erklärt, verzichte ſie auf den geltend⸗ 
gemachten Anſpruch, und das habe zur Folge, daß ſie als unterliegende 
Partei die Koſten des Rechtsſtreits auf Grund S 91 ZRO. tragen 
müſſe, ohne dieſe Folge dadurch abwenden zu können, daß fie erkläre, 
den Anſpruch auf Koſtenerſtattung aufrechthalten zu wollen. 


Dieſer Standpunkt des 3. Senats des HanſOsL G., der zu dem 
oben dargelegten Standpunkt des 2. Senats im Widerſpruch ſteht, 
läßt ſich nicht halten. Ein Klageverzicht liegt nicht vor, wie ſich aus 
obigem ergibt. Der 3. Senat erblickt den Klageverzicht an ſich nicht 
darin, daß der Kläger den Klageanſpruch für erledigt erklärt, ſondern 
darin, daß ein vom Kläger als noch nicht erledigt bezeichneter Klage: 
anſpruch gleichwohl für erledigt erklärt wird. Dann würde alſo ein 
und dieſelbe Erklärung, daß nämlich der Klageantrag erledigt iſt, nach 
der Meinung des 3. Senats einen doppelten Sinn haben können. 

1. die Aufrechterhaltung eines beſchränkten Klageantrags, 

2. den Verzicht auf den Klageanſpruch (alſo das Umgekehrte). 
Welche von beiden — ſich gegenſeitig ausſchließenden — Bedeutungen 
der Erklärung, daß der Klageanſpruch erledigt ſei, zukommt, das ſoll 
nach der Meinung des 3. Senates aus der dieſer Erklärung beigefügten 
Erläuterung ſich ergeben, wonach nämlich der Kläger der Meinung 
iſt, daß eine Erledigung des Klageanſpruchs in Wirklichkeit nicht 
vorliegt. Gibt er dieſer Meinung Ausdruck, dann ſoll ein Verzicht 
vorliegen, ſonſt das Gegenteil, nämlich die Aufrechterhaltung des 
Klageanſpruchs. Nun ſtellt ſich aber doch die Erklärung, daß der 
Klageanſpruch erledigt iſt, rechtlich als eine verfügende Prozeßhandlung 
dar, die bekanntlich pure wirkt und durch irgendwelches Beiwerk nicht 
berührt wird. Alſo iſt es undenkbar, ein und dieſelbe prozeſſuale 
Verfügung in doppeltem Sinne, in entgegengeſetzter Bedeutung auf⸗ 
zufaſſen, je nach der Meinung, die nebenbei die Partei über die in 
Wirklichkeit vorliegende oder nicht vorliegende Erledigung des Klage⸗ 
anſpruchs zu haben behauptet. Was die Partei über die Erledigung 
des Klageanſpruchs ſich ſubjektiv vorſtellt, muß in jedem Falle 
belanglos bleiben und kann keinerlei Wirkung auf die prozeſſuale 
Verfügungshandlung ausüben. Höchſtens könnte man ſagen, daß die 
Erklärung, der Klageanſpruch ſei erledigt, nur dann abgegeben werden 
kann, wenn objektiv eine Erledigung vorliegt. Dies aber ſagt der 
3. Senat nicht. Es würde ſich ja auch dann ſofort die Frage er: 
heben, ob im obigen Falle in dem Verhalten des Beklagten ein 
Ausſchluß der Wiederholungsgefahr objektiv gegeben ſei. Den objektiven 
Sachverhalt zu erforſchen, liegt aber dem Kläger in ſolchem Falle 
nicht ob. Er kann ſeinen Klageanſpruch für erledigt erklären, und es 
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berührt ihn nicht, wenn ſich herausſtellen follte, daß in Wirklichkeit 
eine Erledigung nicht ſtattgefunden hat und das Unterlaſſungsurteil 
doch hätte gefällt werden können. Manchmal wird es auch ganz von 
der Auffaſſung des Gerichts abhängen, ob der Klageanſpruch in 
Wirklichkeit als erledigt anzuſehen iſt oder nicht. Namentlich bei der 
Frage, ob Wiederholungsgefahr noch vorliegt, kann man darüber 
ſehr wohl verſchiedener Meinung ſein. In ſolchen Fällen nun darf 
man es dem Kläger doch nicht verwehren, den Klageanſpruch für 
erledigt zu erklären, um wenigſtens ein Koſtenurteil zu erlangen. 
Denn hält der Kläger in ſolchem Falle den Klageanſpruch aufrecht, 
fordert alfo den Ausſpruch des Unterlaffungsgebots, fo muß das 
Gericht prüfen, ob im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung 
die Wiederholungsgefahr objektiv noch vorlag. Dann müßte alſo der 
Kläger unter Umſtänden völlig unterliegen, obwohl ſeine Klage⸗ 
erhebung urſprünglich gerechtfertigt war. Man darf alſo den Kläger 
nicht in das Dilemma bringen, entweder den Prozeß zu verlieren, 
weil er den Klageanſpruch aufrechterhalten hat, oder ihn deshalb 
zu verlieren, weil er ihn für erledigt erklärt hat, obwohl er objektiv 
noch nicht erledigt war. 
a Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Hamburg. 


Nochmals die Aſſeſſerprüfung in Kriegs- und 
Friedenszeiten.) Mit der großen juriſtiſchen Staatsprüfung haben 
ſich an dieſer Stelle kürzlich Geheimer Juſtizrat Dr. Neumann 
(1915 S. 421, 614), Geheimer Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs (1915, 
421) und Juſtizrat Dr. Bödiker (1915, 614) beſchäftigt. Von ihnen 
befürwortet Neumann, die Prüfung durch Fallenlaſſen der häuslichen 
Arbeiten einfacher zu geſtalten, während Fuchs und Bödiker für 
die Beibehaltung der jetzigen Regelung eintreten. 

Zu dieſer bedeutſamen Frage möge noch ein Jüngerer zu Worte 
verſtattet werden. 

Meines Erachtens kann Neumann für ſeinen im vermeintlichen 
Intereſſe der Kandidaten gemachten Vorſchlag unter dieſen auf wenig 
Freunde rechnen. Es iſt — die Erfahrung zeigt es — nicht jeder⸗ 
manns Sache, in zweimal 5 Stunden einen wichtigen Teil der 
Prüfung ſo zu erledigen, daß die Arbeiten ein zutreffendes Bild von 
der Fähigkeit des Examinanden geben. Nun meint Neumann allerdings, 
ob in ruhiger Beſchaulichkeit Tüchtiges geleiſtet werde, komme für den 
künftigen Praktiker weit weniger in Betracht, als ob er die Gabe 
ſchneller Entſchließung beſitze, und gerade zur Erprobung ſeiner 
Schlagfertigkeit ſeien Klauſuren und mündliche Prüfung das beſte 
Sprungbrett. Er überſieht dabei, daß die raſche Entſchlußfähigkeit 
in der Praxis ſich gegenüber Fragen, die Dritte betreffen, zeigen 
ſoll, während die Klauſuren unter dem Gefühl geſchrieben werden, 
damit ſein eigenes Lebensſchickſal zum Guten oder Schlechten zu 
wenden (vgl. Bödikers „Zwangslage“ und „Damoklesſchwert“). Die 
Wahrheit des Wortes, daß der Anwalt nicht ſeine eigenen Prozeſſe 
führen ſoll, zeigt ſich auch hier: Mancher, der die Klauſuren mit einer 
ihren Ausfall wenig fördernden Unruhe geſchrieben, wird den 
Fragen der Praxis, die ihn nicht unmittelbar perſönlich betreffen, 
ſicheren Blicks und ſchnell entſchloſſen gegenüberſtehen. Daß das 
Gefühl, in der kurzen für die Klauſuren beſtimmten Zeitſpanne ſein 
Schickſal ſo oder ſo zu beeinfluſſen, zuungunſten der zu liefernden 
Arbeiten noch erhöht werden müßte, wenn dem Kandidaten die 
Möglichkeit genommen würde, in ſechs⸗ und dreiwöchentlichen Arbeiten 
weitere Proben ſeines Könnens zu geben und damit die Bedeutung 
der Klauſuren abzuſchwächen, bedarf keines Wortes. | 

Gegen die Beibehaltung der großen Arbeiten — zum mindeſten 
der dreiwöchentlichen unbeſtritten „praktiſchen“ — neben den Klauſuren 
hat Neumann das Bedenken, daß ſich, da die unter Aufſicht zu 
fertigenden Arbeiten auch praktiſche ſind, derſelbe Faden unter ver⸗ 
ſchiedenen Nummern mehrmals fortfpinnen würde. Zugegeben! Aber 
würde nicht die Vermehrung der Klauſuren, die Neumann für den 
Wegfall der häuslichen Arbeiten ins Auge faßt, zu demſelben von 
ihm als Mißſtand empfundenen Ergebnis führen? 

Den Anlaß, aus dem Neumann ſeine Forderung, es mit den 
Klauſuren und der mündlichen Prüfung genug ſein zu laſſen, erhebt, 
hat der Bericht des Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion für 
1914 (JMBl. 1915 Nr. 7 S. 28 ff.) gegeben. In ihm wird die 
„geſteigerte Willenskraft, lebendige Auffaſſung, Entſchlußfähigkeit und 
Sicherheit des Urteils“ der ſich der Notprüfung Unterziehenden hervor⸗ 
gehoben. Dieſe die Notexamenskandidaten vor ihren anderen Genoſſen 


1) Wir hatten zwar die Diskuſſion über das Prüfungsthema zur 
Zeit geſchloſſen, glauben aber im Intereſſe der Gerechtigkeit nicht bloß 
den Alten, ſondern auch einem Vertreter der Jugend das Wort erteilen 
zu ſollen. D. S. 
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vorteilhaft auszeichnenden Eigenſchaften werden im Bericht weſentlich 
darauf zurückgeführt, „daß die Mehrzahl der Referendare nicht durch 
längeres angeſtrengtes Arbeiten ausſchließlich für Examenszwecke, durch 
übermäßige Belaſtung mit reinem Gedächtnisſtoff und andauernden 
ausſchließlichen Verkehr mit anderen Examenskandidaten angegriffen 
und beunruhigt waren, daß fen infolgedeſſen mehr Unbefangenheit und 
Vertrauen zu ihrem Wiſſen, ihrem Auffaſſungs⸗ und Arteils⸗ 
vermögen hatten.“ 

Nach Außerungen ſehr vieler Notexaminanden dürften aber ihre 
Unbefangenheit und ihr Vertrauen meines Erachtens namentlich auf 
zwei Gründe zurückzuführen ſein, von denen ſich der erſte in etwas 
mit einem der im Prüfungsbericht angegebenen deckt, der andere 
bisher noch nicht erwähnt iſt. 

Einmal hörte man immer wieder: „Wir beherrſchen den für 
erforderlich erachteten Gedächtnisſtoff nicht — aber das kann man ja 
von uns auch nicht verlangen.“ Dieſe Außerung entſpringt der 
allgemein unter den Kandidaten verbreiteten Auffaſſung: Es iſt 
unmöglich, auch nur auf ſämtlichen Gebieten geltenden Rechts fo 
beſchlagen zu ſein, daß man alle Fragen, ſoweit ſie Gedächtnis 
vorausſetzen, zu beantworten vermag. Beantwortet man ſie nicht, ſo 
bedeutet das an ſich ein Manko, das man natürlich durch Aneignen 
des Gedächtnisſtoffes möglichſt zu vermeiden ſucht. Da nun damit 
gerechnet werden muß, daß die Prüfung auch auf Gebiete, zu deren 
voller Beherrſchung das Gedächtnis nicht ausreicht, übergreift, ſo 
erklärt ſich das Gefühl der Unſicherheit im allgemeinen. Das Aus⸗ 
ſchlaggebende für die Sicherheit der Notexaminanden war, daß ſie 
mit Recht vertrauten, man würde bei ihnen den beſonderen Umſtänden 
Rechnung tragen und das Verſagen bei Fragen des Gedächtniſſes, 
ſoweit ſie nicht grundlegende ſeien, überſehen. 

Zum anderen hieß es: Das Notexamen ſei ein Verſuch, der, 
wenn er nicht glücke, jedenfalls nichts ſchaden könne — eine Auf: 
faſſung, zurückzuführen auf eine Beſtimmung, wonach die nicht⸗ 
beſtandene Notprüfung als nicht unternommen gilt. Daß das 
Bewußtſein: Keinesfalls kannſt du etwas verſehen — den Kandidaten 
ſicher macht, leuchtet ohne weiteres ein. 

Läßt man aber dieſe Gründe gelten, fo muß es recht fraglich 
erſcheinen, ob „Unbefangenheit und Vertrauen“ auch nach dem Kriege 
ſich weiter zeigen würden, wenn man vom Examinanden lediglich 
Mündliches und Klauſuren verlangte, denn die beiden Hauptſtützen, 
die die Sicherheit der Notexamenskandidaten trugen, fallen dann fort! — 

Schließlich noch eine Frage: Kann uns die im Bericht enthaltene 
Statiſtik einen Anhalt dafür geben, welche Art des Examens — die, 
der ſich die ordentlichen, oder die, der ſich die Notexamenskandidaten 
unterziehen mußten — einen ſichereren Prüfſtein dafür biete, Kenntriſſe 
und Fähigkeiten des Prüflings zu erkennen? 

Die Zuſammenſtellung im Bericht zeigt, daß der Prozentſat 
derer, die die Notprüfung beſtanden, viel günſtiger iſt, als bei denen, 
die ſich dem ordentlichen Examen erfolgreich unterzogen. Nicht ein 
einziger Bezirk iſt da, in dem nicht die Kandidaten in der Notprüfung 
prozentual beſſer abgeſchnitten hätten, als im ordentlichen Examen. 
Von den 14 Bezirken beträgt das günſtigere Refultat in der Rot 
prüfung gegenüber dem ordentlichen Examen 


in 2 unter 5 Prozent, 

„ 5 über 5 unter 10 Prozent, 

70 4 7. 10 71 15 71 

„ 1 „, 15 „ 20 „ 

„ 1 „ 20 „ 25 „ 
und „ 1 ſogar über 30 Prozent. 


Dies Ergebnis läßt nur dreierlei Deutung zu: 
1. Man könnte annehmen, daß die ſich der Notprüfung Unter 
ziehenden durchweg ein beſſeres juriſtiſches Material dargeſtellt hätten, 
als diejenigen Kandidaten, die ordentliche Prüfungen unternahmen. 
Dafür liegt aber ſonſt keinerlei Anhaltspunkt vor. Dagegen ſpricht 
immerhin auch der ungünſtige Ausfall der Klauſuren in der er 
prüfung (S. 33 des Berichts). a 

2. Man könnte namentlich mit Hinſicht auf das oben über bie 
Beherrſchung des Gedächtnisſtofſes Geſagte meinen, daß es gerade 
die Fragen, die lediglich das Gedächtnis betreffen, find, die eine 
große Anzahl von Kandidaten zu Fall bringen. Damit erklärt fi 
aber meines Erachtens der große Unterſchied des Erfolges bei Not 
prüfung und ordentlichem Examen nicht. Schon mancher hat erfahren 
müſſen, daß man fih durch ein Verſagen bei Fragen, bei denen Wi 
lediglich auf Gedächtnis ankommt, das Prädikat verſcherzen Tann; ic 
wüßte aber keinen Fall, in dem ausſchließlich das Nichtbeantworten 
ſolcher Fragen zum Nichtbeſtehen der Prüfung geführt hätte. daß be 

8. Danach bleibt wohl nur die Möglichkeit anzunehmen, 
Art, in der das ordentliche Examen te geht, gegenüber ber Kor 


44. Jahrgang. 


prüfung mehr Mittel an die Hand gibt, erhebliche Lücken des 
Kandidaten auch in ſeiner juriſtiſchen Auffaſſungsfähigkeit aufzudecken. 

Da es aber letzten Endes Zweck des Examens iſt, Ungeeignete 
von der Praxis fernzuhalten, ſo dürfte es ſich nicht nur, wie oben⸗ 
erwähnt, im Intereſſe der Kandidaten, ſondern auch im Intereſſe des 
Staates empfehlen, die bisher der ordentlichen Prüfung zugrunde 
liegende Regelung beizubehalten. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Gerhard Geneſt, z. Zt. Berlin⸗Friedenau. 


Grundſütze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 


1. Maſchinen bekannter, gewöhnlicher Art und üblicher 
Beſchaffenheit, die nicht einem beſtimmten Raum oder Betrieb 
angepaßt ſein mußten, ſind vertretbare Sachen, auch wenn 
ſie einem beſonderen Zwecke zu dienen beſtimmt waren. 

2. Streitigkeiten über die Frage der Nichtigkeit des 
Jagdpachtvertrages zwiſchen dem Jagdvorſteher und 
dem Jagdpächter unterſtehen nach §S 24 Abſ. 2 Jagd O. der 
Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren, Streitigkeiten 
zwiſchen dem Jagdpächter und einem Dritten (ob letzterer 
in den Jagdpachtvertrag eingetreten iſt) den ordentlichen Ge— 
richten. Zur Wahrung der für den Jagdpachtvertrag erforder⸗ 
lichen Schriftform muß die Unterſchrift der Parteien auf 
derſelben Urkunde erfolgen, ſofern nicht mehrere gleichlautende 
Urkunden aufgenommen ſind. Die Unterzeichnung des Jagd⸗ 
verpachtungsprotokolls durch den Pächter und die unterſchrift⸗ 
liche Vollziehung des in demſelben Formular enthaltenen Zu⸗ 
ſchlagsvermerks durch den Jagdvorſteher reichen zur Wahrung 
der Schriftform nicht aus. 1) 160) 

3. Die Nichtigkeit der ehrenwörtlichen Bindung an ver⸗ 
mögensrechtliche Vertragspflichten berührt die Gültigkeit des 
Geſamtinhalts des Vertrages nicht, wenn die Parteien die 


18) Erfreulich iſt das Ergebnis nicht. Daß man es aus dem 
für maßgeblich erachteten 8 126 Abſ. 2 Satz 1 BGB. herausleſen muß, 
iſt nicht zuzugeben. Das Geſetz verlangt nur, daß die Unterzeichnung 
von Antrag und Annahme auf derſelben Urkunde erfolgen muß. 
Daß die Unterſchriften unter der Annahmererklärung beieinanderſtehen 
müſſen, ſagt das Geſetz nicht. Auch wenn dieſem Erfordernis genügt 
iſt, werden übrigens „einſeitige nacheinander abgegebene Willens⸗ 
erklärungen unterzeichnet“. Denn auch im zweiſeitigen Vertrage werden 
erfahrungsmäßig Antrag und Annahme nicht gleichzeitig, ſondern 
nacheinander erklärt. Das Geſetz verbietet nicht, daß der Antragende 
zuerſt den Antrag, dann der Annehmende die Annahme unterzeichnet. 
Der Beiderſeitigkeit der Erklärungen muß nur durch die Unterzeichnung 
auf derſelben Urkunde Rechnung getragen werden. Das iſt hier 
geſchehen. Der § 128 iſt unter Beihalt des Satz 2 in § 126 Abſ. 2 
nicht als Gegenſchluß, ſondern eher als Gleichheitsſchluß zu ver⸗ 
werten. | Fuchs. 


15) Freilich lag im Streitfalle nicht das Muſter eines ſchriftlichen 


Jagdpachtvertrages im Sinne des § 221 JagdD. vom 15. Juli 1907 
vor. Aber ob nicht doch — wie im Gegenſatz zum RG. über⸗ 
einſtimmend die unteren Gerichte annahmen — der Jagdpachtvertrag 
immerhin noch ſchriftlich abgeſchloſſen war? Der Zweck, der mit 
der Schriftlichkeit eines Vertrages verfolgt wird, iſt durch die im 
Streitfalle gewählte Form erreicht. Das Verpachtungsprotokoll enthielt 
alle Vertragsbeſtimmungen. Keiner der beiden Vertragsteile wird im 
Ernſte beſtreiten können, daß er durch ſeine Unterſchrift nachweisbar 
ſein Einverſtändnis mit dieſen Vertragsbeſtimmungen gegeben hat. 
Demgemäß wird die Auffaſſung des Urteils, „daß durch die erwähnten 
Namensunterſchriften nur einſeitige nacheinander abgegebene Willens: 
erklärungen unterzeichnet“ ſeien, zu formaliſtiſch erſcheinen. Der 
Vertragswille iſt deutlich ausgedrückt. Oder was konnte bei der 
Faſſung im Streitfalle einen Zweifel begründen, daß die Verhandlungen 
wirklich zum Abſchluß eines Vertrages geführt habe? Schließt aber 
die Faſſung einen derartigen Zweifel aus, ſo dürfte doch der Zweck, 
den § 126 mit dem Erfordernis, daß die Parteien eine und dieſelbe 
Urkunde unterzeichnen oder bei mehreren Urkunden jede Partei die 
für die andere Partei beſtimmte Urkunde unterzeichnet, erreichen will, 
erreicht ſein. Da die zu beurteilende Faſſung eben als eine von 
beiden Parteien unterzeichnete Urkunde aufgefaßt werden kann, folgt 
aus dem Hinweis auf § 128 nichts. Rechtsanwalt Plum, Cöln. 
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Verpfändung des Ehrenwortes nur als Beſtärkung der recht⸗ 
lichen Verpflichtung, nicht als einen unlöslichen Beſtandteil der 
Verpflichtungserklärung gewollt haben.“) 

4. Eine Vertragsbeſtimmung, nach welcher alle zwiſchen 
den Parteien entſtehenden Streitigkeiten der Entſcheidung aus⸗ 
ländiſcher Schiedsgerichte unterworfen, auch die aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit der ausländiſchen Staatsgerichte und 
die Anwendung des ausländiſchen Rechts vereinbart wird, iſt 
nach Treu und Glauben für den Fall als nicht gewollt an⸗ 
zuſehen, daß infolge Krieges die Vereinbarung nicht in der vor⸗ 
geſehenen Weiſe durchführbar iſt. — Die Frage, ob die Klauſel 
infolge des Krieges hinfällig geworden iſt, iſt von deutſchen 
Richtern nach deutſchem Recht zu entſcheiden.? “) 35) 


7) Iſt die Verpfändung des Ehrenwortes nicht grundſätzlich ein 
unlöslicher Beſtandteil der Verpflichtungserklärung und nach Lage des 
Falles deren Gültigkeit auch Annahme der Nichtigkeit der Ehren⸗ 
wortsverpfändung zu bejahen, dann iſt die nicht unbedenkliche Trag⸗ 
weite von RG. 78, 260 = JW. 1912, 382 in erfreulicher Weiſe ab: 
geſchwächt. Fuchs. 

32) Die Entſcheidung betritt ein Gebiet von wirtſchaftspolitiſcher 
Bedeutung, die Loslöſung des deutſchen Handels von England. Sie 
behandelt allerdings nur den beſonderen Fall der Londoner Arbitrage. 
Aber die Art, wie die durch den Krieg entſtandene Frage beantwortet 
wird, unterſtützt die Los⸗von⸗England⸗Bewegung. Zwei Meinungen 
ließen ſich vertreten. Die eine hält an der Vertragsabrede feſt. Der 
Kontrakt vereinbare das Londoner Schiedsgericht. Daran blieben die 
Parteien gebunden. Iſt derzeit die Austragung vor dieſem Schieds⸗ 
gerichte nicht möglich, ſo müſſe das Ende des Krieges abgewartet 
werden, das ſei ja auch nicht anders, wenn ein Rechtsſtreit vor den 
ordentlichen Gerichten nicht anhängig gemacht werden könne. Dagegen 
hat ſich der Handel gewehrt. Er wollte nicht im Ungewiſſen bleiben, 
bis der Krieg zu Ende ſei. Auch hatte man wenig Luſt, ſich dann 
dem Schiedsſpruche engliſcher Kaufleute zu unterwerfen. Dabet zeigte 
ſich das Mißliche der Londoner Vorherrſchaft im Überſeehandel. 
Dieſer Richtung hat ſich das RG. angeſchloſſen. Man wird ihm 
dafür Dank wiſſen. Auch für die Durchführung, unbekümmert um 
juriſtiſch⸗formale Hinderniſſe. Es beſeitigt den Einwurf, daß ja auch 
die Auslegung des Vertrages nach engliſchem Recht zu erfolgen habe, 
mit dem Hinweiſe, daß dieſe Klauſel mit der Schiedsgerichtsabrede 
eine Einheit bilde. Das trifft hier ſicher zu. Die Parteien wählen 
das engliſche Recht nur, weil die Londoner Schiedsgerichte zuſtändig 
ſind. Das RG. erlöſt den Vertrag zwiſchen dem deutſchen Verkäufer 
und Käufer auch von dem engliſchen Rechte. Das Mittel zu dieſem 
Ergebnis iſt auch hier wieder die Auslegung nach Treu und Glauben. 
Die Parteien hätten die Beſtimmung nicht getroffen, wenn ſie gewußt 
hätten, daß zwiſchen England und Deutſchland Krieg ausbricht. Das 
führt zu einem Rücktrittsrecht für jeden Vertragsteil von dieſer Abrede. 
Damit werden die Fragen aus dieſen Londoner Kontrakten noch nicht 
erledigt ſein. Wie iſt es, wenn ein Teil eine in England anſäſſige 
ale iſt? Wird auch dann dieſe Auslegung möglich fein? In den 

ontrakten iſt verlangt, daß die Anſprüche innerhalb eines Jahres 
ſeit Ablauf der Verladezeit vor das Schiedsgericht gebracht werden. 
Beſteht dieſe Friſt auch bei den veränderten Umſtänden? Muß ſie 
durch Erhebung der Klage bei dem ordentlichen Gerichte gewahrt 
werden? Muß nicht wenigſtens dem Berechtigen der Beweis geſtattet 
ſein, daß er die Friſt ohne ſein Verſchulden verſäumte? 
Hachenburg. 
3b) Iſt ein Vertrag nach ausländiſchem Recht zu beurteilen, ſo 
müſſen auch die Auslegungsnormen des ausländiſchen Rechts zur 
Anwendung gebracht werden, denn dieſe Normen ſind nicht, wie 
Zitelmann, Internationales Privatrecht 2, 212 meint, Kunſtregeln, 
die der inländiſche Richter immer zur Anwendung bringen dürfe und 
muß, gleichviel ob deutſche oder fremdländiſche Verträge zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehen, ſondern Rechtsnormen, durch welche die Willens⸗ 
erklärungen der Vertragſchließenden unmittelbar ergänzt werden. Daß 
im vorliegenden Falle die Auslegungsnormen des engliſchen Rechts 
Platz greifen, nimmt auch das RG. an. Es hilft ſich aber mit der 
— methodiſchen recht anfechtbaren und bei der Eigenart des engliſchen 
Rechts höchſt gewagten — Unterſtellung, daß die Auslegungsregeln 
der 88 133, 157 BGB. dem deutſchen und dem engliſchen Recht 
gemeinſam ſeien. — Im übrigen hätte ſich das vom RG. gebilligte 
Ergebnis wohl auf folgende Weiſe gewinnen laſſen: ſoweit durch die 
Vereinbarung der Parteien die Anrufung der deutſchen Gerichte aus: 
geſchloſſen worden iſt, ſteht überhaupt gar kein privatrechtlicher, ſondern 
ein prozeßrechtlicher Vertrag (ſogenannter „negativer Kompetenz: 
133 * 
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5. Für einen ergänzenden Ausſpruch des Richters unter 
Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte iſt nur dann Raum, wenn ein Vertrag 
innerhalb ſeines tatſächlich gegebenen Rahmens oder innerhalb 
der wirklich gewollten Vereinbarungen der Parteien eine erſicht⸗ 
liche Lücke aufweiſt, nicht aber dann, wenn die ang zu 
einer Erweiterung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt führen würde.“) 

6. Wird die Vollmacht eines zur Alleinvertretung beſtellten 
Vertreters dahin beſchränkt, daß er künftig nur noch 0 
mit einem anderen zur Vertretung befugt ſein ſoll, ſo gilt 
Dritten gegenüber die * Vollmacht ſo lange als fort⸗ 
beſtehend, bis ihnen die Einſchränkung angezeigt wird (8 170 
BGB.). — War ein ausgeſchiedenes Vorſtandsmitglied einer 
juriſtiſchen Perſon zur Abgabe rechtsverbindlicher Erklärungen 
befugt, ſo dürfen Dritte bis zur Bekanntgabe einſchränkender 
Abänderungen davon ausgehen, daß auch ſeinem Rechtsnachfolger 
die gleichen Vertretungsbefugniſſe zuftehen.S) 

7. Die Anſprüche der Frachtfuhrleute wegen der Fracht 
unterliegen der zweijährigen Verjährung des § 196 Abſ. 1 
Nr. 3 BGB. auch dann, wenn beide Teile Vollkaufleute ſind und 
der Transport für den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgte. 


8. Mitwirkendes Verſchulden im Sinne des §S 254 BGB. 
ſetzt nicht die Verletzung Feiner beſonderen Rechtspflicht voraus, 
ſondern iſt ſchon dann gegeben, wenn der Beſchädigte Maß⸗ 
nahmen verſäumt, die ihm nicht nur zur Abwendung des 
Schadens zu Gebote ſtanden, ſondern deren Ergreifung ihm 
auch nach Lage der Sache und nach den geltenden Verkehrs⸗ 
anſchauungen billigerweiſe zugemutet werden konnte. Ein Ver⸗ 
ſchulden des Beſchädigten wird durch eine Pflichtwidrigkeit des 
Schädigers nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen. Das Verhalten 
des Beſchädigten iſt dann ſchuldhaft, wenn es ſich lediglich als 
Eigenſinn oder als rückſichtsloſe Ausnutzung der Haftung des 
Schadenserſatzpflichtigen darſtellt. 

9. 5 lich kann auch dann, wenn der rückſtändige 
Teil der Gegen le geringer als die Leiſtung ift, die ganze 
Leiſtung verweigert werden. Nur inſoweit, als die Verweige⸗ 


vertrag“) in Frage. Deſſen Wirkſamkeit kann aber, da er die in⸗ 
ländiſche Gerichtsbarkeit betrifft, nur nach inländiſchem Prozeßrecht 
beurteilt werden. Von dieſer Anſchauung aus bedurfte es überhaupt 
nicht der Heranziehung des engliſchen Rechts. Nach deutſchem Recht 
würde dann weiter mit der Erwägung zu helfen ſein, daß die 
Parteien die deutſche Gerichtsbarkeit offenbar nur in der Vorausſetzung 
ausgeſchlofſen haben, daß die von ihnen für zuſtändig erklärte engliſche 
Inſtanz erreichbar ſein würde. Da dies auf abſehbare Zeit unmöglich 
geworden iſt, und da kein Anhalt dafür vorliegt, daß die Parteien 
eventuell die Anrufung der Gerichte überhaupt ausſchließen wollten 
(was an ſich nicht unzuläſſig wäre, vgl. RG. vom 7. Februar 1908, 
DIZ. 13, 483), fo muß die Anrufung des an ſich zuſtändigen deutſchen 
Gerichts ſtatthaft ſein. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 


4) Das RG. zieht die Grenze der Auslegungsmöglichkeit da, 


wo die Ergänzung „zu einer Erweiterung des Vertragsgegenſtandes 
führen ſoll“. Daß ſie im vorliegenden Fall abgelehnt werden mußte, 
kann kaum einem Zweifel unterliegen. Es wird ſich aber der Streit 
künftig darum drehen, ob ein neuer Vertragsgegenſtand eingeführt 
wird, und ob ſich die Ergänzung noch innerhalb des „gegebenen 
Rahmens“ hält. Man könnte vorderhand auch das letztere verteidigen. 
Der Schwerpunkt liegt wohl mehr in dem zweiten Teile der Ent⸗ 
ſcheidung. Dem Beklagten konnte die Erweiterung des Wegerechts 
nicht „ſchlechthin“ zugemutet werden. In dieſer Art des Verlangens 
des Klägers liegt der Verſtoß gegen Treu und Glauben. Wie der 
Fall läge, wenn der Kläger eine ſachentſprechende Vergütung geboten 
hätte, iſt nicht entſchieden. Eine Vertragsergänzung in dem Sinn, 
daß die Pflichten beider Teile feſtgeſtellt werden, iſt zuläſſig. 
Hachenburg. 

5) Überſpannt man nicht die Tragweite des § 170 BGB. und 
den Pflichtenkreis einer Aktiengeſellſchaft, wenn ſie jedem, der mit ihr 
verhandelt hat, mitteilen muß, daß ihr neuer Direktor nicht die gleichen 
Vertretungsbefugniſſe habe, wie der ausgeſchiedene? Soll dieſer Grund⸗ 
ſatz nur für juriſtiſche Perſonen oder auch für Geſellſchaften und für 
jede Privatperſon gelten, die im Laufe ihrer Geſchäftsbeziehungen mit 
einem Dritten einen Wechſel in der Perſon ihrer Vertreter vor⸗ 
nimmt? Fuchs. 
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«WE 16. 1915. 


— 


rung nach den Umſtänden — insbeſondere wegen verhältnis⸗ 
mäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles der Gegen⸗ 


leiſtung — gegen Treu und Glauben verſtoßen würde, kann 


nach § 320 Abſ. 2 BGB. die Leiſtung nicht verweigert werden. 


10. Gegenüber der Geltendmachung der in § 326 B08. 
für den Friſtablauf beſtimmten Rechtsfolgen iſt die Verteidigung: 
des ſäumigen Schuldners mit der exceptio doli generalis nur 
dann gegeben, wenn es ſich um eine geringfügige, noch dazu 
durch beſondere unverſchuldete Verhältniſſe des Schuldners 
verurſachte Friſtüberſchreitung handelt, ferner die geſchuldete 
Leiſtung vollſtändig angeboten wird und der Gläubiger an der 
genauen Innehaltung der Friſt kein berechtigtes Intereſſe hatte.“ 

11. Die Wandelung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſich die Kauf: 
ſache in der Zeit zwiſchen der Wandelungserklärung und der 
Vollziehung der Wandelung durch Verſchulden des Käufers 
weſentlich verſchlechtert. 


12. Ausſchließung der Spieleinrede nach § 58 Börj®. nur 
bei offiziellen Börſentermingeſchäften (d. h. unter Einhaltung 
der an der e Börſe feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen 
abgeſchloſſenen Geſchäftenh! — Die Unhültigkeit der Termin: 
geſchäfte bringt auch die Ungültigfeit der in ihnen mitenthal⸗ 
tenen Schiedsverträge mit ſich!“) 

13. Das pactum de cedendo iſt kein abſtraktes, von 
dem ſonſtigen Inhalte des der Abtretung zugrunde liegenden 
Geſchäfts unabhängiges Rechtsgeſchäft; es wird von allen 
Mängeln des Hauptgeſchäfts und von den Einreden, die daraus 
erwachſen, mitergriffen. 8) 

14. Die Verkehrsſicherungspflicht des Gaſtwirts gegenüber 
feinen Gäſten beſchränkt ſich regelmäßig auf diejenigen Räume, 
die zur Benutzung der betreffenden Gäſte beſtimmt ſind. 


15. Die Amtspflicht des Notars geht über a 
Geſtaltung und Faſſung des in der aufzunehmenden Urkunde 
niederzulegenden Parteiwillens nicht hinaus. Es fehlt jede geſetz⸗ 
liche Grundlage, für die Erſtreckung der Amtspflicht auf weitere 
Fürſorge für die außerhalb der Beurkundung liegenden Nechts⸗ 
verhältniſſe und Rechtsbedürfniſſe der Vertragsparteien. “) ®) 


6) Die Entſcheidung iſt für künftige Fälle wichtig. Die Mög⸗ 
lichkeit, daß trotz des Friſtablaufs dem Gläubiger die Annahme 
der geſchuldeten Leiſtung angeſonnen werden kann, iſt vom RO. 
zugegeben. Namentlich in den Kriegszeiten kann eine verhältnismäßig 
geringe Friſtüberſchreitung, die durch beſondere unverſchuldete Ter: 
hältniſſe des Schuldners verurſacht wurde, leicht vorkommen. Der 
vom RG. hier niedergelegte Grundſatz kann in der Hand der Ge 
richte ein Mittel bilden, einem allzu ſchroffen Vorgehen der Berech⸗ 
tigten entgegenzutreten. Noch einfacher iſt freilich der Weg, die 
geſtellte Friſt als zu kurz zu bezeichnen. Hachenburg. 

7) Das RG. hält hier an dem Grundſatze feſt, daß die In: 
gültigkeit des Vertrags infolge des Spieleinwandes auch die Schieds⸗ 
klauſel vernichte. Auf den Widerſpruch mit dem im anderen Falle, 
bei der Ungültigkeit wegen Wuchers, aufgeftellten Satz iſt ſchon früher 
hingewieſen. Vgl. IW. 1915, 749 Anm. 3. Hachenburg. 

9 unter „Abtretungsvertrag“ iſt hier nicht etwa die Abtretungs 
einigung (§ 398), ſondern das obligatoriſche Grundgeſchäft (pactum 
de cedendo) zu verſtehen. Zu der Sreitfrage, ob die Einigung einen flag: 
baren Anſpruch begründet (Fuchs, Grundbuchr. § 873 Nr. 28, RORK. 
5 878 Nr. 13) ſoll durch die Worte: „oder einen ſolchen Vertrag herbei; 
führt“ wohl nicht Stellung genommen werden. Denn es iſt mur in 
Abrede geſtellt, daß die dingliche Abtretungserklärung ſtets einen 
obligatoriſchen Abtretungsvertrag unter denſelben Perſonen vorausſetzt 
oder einen ſolchen Vertrag herbeiführt. Fuchs. 
9e) Inſoweit die Entſcheidung die Amtspflicht des Notars auf dit 
Klarlegung, Geſtaltung und Faſſung des zu beurkundenden Patteiwillen⸗ 
beſchränkt, wiederholt fie bewährte Rechtsgrundſätze. Beachtenswert if 
die ſcharfe Hervorkehrung des Satzes, daß der Notar nur für Klarheit 
und Gültigkeit zwiſchen den Parteien, nicht aber für weitere im 
Intereſſe der einen oder anderen Partei nach außen hin nötige 
Rechtsakte zu ſorgen habe. Damit ſcheinen Entſcheidungen ber Jr 
ſtanzengerichte, in denen der Notar für haftbar erklärt worden if, 
weil er die Parteien nicht darauf aufmerkſam gemacht habe, da 

Geſchäft nur obligatoriſche nicht dingliche Wirkungen habe (auf pon 


Hölzern auf dem Stamm, Erbrechten usw.), oder daß die Einführung 
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16. Die Eigentumsvermutung des § 1362 Abi. 1 BGB. 
gilt nur zugunſten der Gläubiger des Ehemanns, nicht deren 
der Ehefrau, alſo dann nicht, wenn eine Forderung gegen die 
Frau aus deren Vermögen beigetrieben und die Widerſpruchs⸗ 
klage eines Sonderachfolgers der Frau zu Falle gebracht 
werden ſoll. 

17. Beim geſetzlichen Güterſtande iſt das Erwerbs⸗ 
geſchäft der Ehefrau eingebrachtes Gut, der Erwerb 
Vorbehaltsgut. Überläßt die Frau dem Manne die Ver⸗ 
waltung des Geſchäftseinkommens, ſo kann er nur die aus 


“feiner zinsbaren Anlegung fließenden Einkünfte, nicht das Ge⸗ 


en ſelbſt nach freiem Ermeſſen verwenden. — Bei 
Veräußerung des Erwerbsgeſchäfts werden die aus dem Kauf⸗ 
preiſe bezogenen Revenuen nicht Vorbehaltsgut, ſondern gebühren 
als „Nutzungen“ des Eingebrachten dem Manne. ö 


18. $ 1396 BGB. macht nur die dingliche Einigung 
(Verfügung) über eingebrachtes Gut von der Zuſtimmung des 
Ehemannes abhängig; die obligatoriſche Verpflichtung der Frau 
zu der Verfügung iſt auch ohne Zuſtimmung des Mannes 
rechtswirkſam. 


19. Die Anfechtung eines gemeinſchaftlichen korreſpekiven 
Teſtaments durch den überlebenden Ehegaten, der die Erbſchaft 
angenommen hatte, wegen Übergehung eines Pflichtteilsberech⸗ 
tigten, deſſen Vorhandenſein ihm bei der Teſtamentserrichtung 
nicht bekannt war, bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 0) 


einer neuen Steuer bevorſtehe, ebenſo reprobiert, wie die Haftbar⸗ 
machung des Notars dafür, daß er die Parteien nicht veranlaßt habe, 
naturalia negotii klarzuſtellen, für die das Geſetz eine, wenn au 
in concreto nicht gerade praktiſche Regelung gibt. Fuchs. 
9d) Nachdem das RG. (RG. 82, 85 ff.) von der hartnäckig 
verteidigten irrigen Anſicht, daß zwiſchen Auftraggebern und Gerichts⸗ 
vollziehern durch den Auftrag zur Zwangsvollſtreckung ein privat⸗ 
rechtlicher Vertrag entſtehe, zu der richtigen Anſicht übergegangen war, 
daß der Auftrag an einen Staatsbeamten, ein Amtsgeſchäft vorzu⸗ 
nehmen, nur dem öffentlichen Rechte angehöre und Privatgeſchäfte 
ausſchließe, war zu erwarten, daß dieſe Anſicht auch für das Verhältnis 
des Publikums zum Notar durchgreifen werde. In ſeiner Entſcheidung 
Bd. 85 S. 409 ff. hat das RG. dieſen Schritt getan und feinen neuen, 
ſonſt recht alten Standpunkt in der oben abgedruckten Entſcheidung 
wiederholt betont. Die wichtigſten Folgen find, daß der Notar bei 
Amtsgeſchäften nur aus Verletzung ſeiner Amtspflicht in dem be⸗ 
ſchränkten Umfange des $ 889 BGB. haftet und daß Anſprüche auf 
Schadenserſatz in drei Jahren gemäß 5 852 BGB. verjähren. Nach 
ſteht ferner nunmehr der Notar dem Richter der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit völlig gleich; es dürfen ihm daher keine 
weiteren Pflichten als dieſem zugemutet werden. Denn alle Über⸗ 
ſpannung des Pflichtmaßes für den Notar hat ſtets in dem angeblichen 
privatrechtlichen Verhältnis zwiſchen Partei und Notar ſeinen Grund 
gehabt. Juſtizrat Rausnitz, Berlin. 

10) Die vorliegende Entſcheidung des RG. iſt von großer 
Bedeutung, und zwar nicht nur für gemeinſchaftliche Teſtamente, die 
in allen Teilen den Vorſchriften des BGB. unterſtehen, ſondern auch für 
ſolche gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügungen, bei denen ſich die 
Gebundenheit des Überlebenden gemäß Art. 214 Abſ. 2 EGBGB. 
nach den zur Zeit der Errichtung geltenden Geſetzen beſtimmt. 

Iſt der Anfechtungsgrund nach dem Inkrafttreten des BG. ent: 
ſtanden oder zur Kenntnis des Anfechtungsberechtigten gelangt, ſo 
gilt für die Anfechtung ausſchließlich neues Recht, gleichviel, ob der 
Tod des erſtverſtorbenen Ehegatten unter der chaft des älteren 
oder des neuen Rechtes eingetreten iſt, RG. 77, 165 (JW. 1912, 23); 
KGJ. 44 A 92. Vgl. hierzu auch Kretzſchmar, JW. 1914, 953 ff. und 
Buka, JW. 1913, 8. 

Die Rechtsſtellung des überlebenden Ehegatten, der durch An⸗ 
nahme der Zuwendungen des Erſtverſtorbenen an ſeine in einem 
gemeinſchaftlichen Teſtamente enthaltenen korreſpektiven Verfügungen 
gebunden tft, iſt in der Rechtſprechung des RG. immer mehr nach den 
für einen durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer geltenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen ausgeſtaltet worden. Zunächſt wurde in RG. 58, 64 
(JW. 1904, 377); RS. 77, 5 (JW. 1911, 767); RS. 77, 111 
(JW. 1911, 985); RG. 78, 268 (JW. 1912, 467) ein Herausgabe⸗ 
anſpruch des durch böswillige Schenkungen des Erblaſſers verletzten 
Erben in Anwendung des § 2287 BGB. anerkannt, dann gewährte 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1057 


20. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt nicht legitimiert, den 
Bereicherungsanſpruch geltend zu machen, der einem durch Erb⸗ 


RG. 77, 165 (JW. 1912, 23) dem überlebenden Ehegatten das Recht, 
das gemeinſchaftliche korreſpektive Teſtament ſelbſt wegen Übergehung 
eines Pflichtteilsberechtigten anzufechten ($ 2285 BGB.) und verneinte 
die Anfechtungsmöglichkeit durch die im 8 2080 BGB. genannten 
Dritten, wenn das Anfechtungsrecht des Erblaſſers durch Friſtablauf 
($ 2283) oder Beſtätigung (8 2284) erloſchen war. Jetzt wird auch 
für die Erklärung der Anfechtung durch den Erblaſſer die Wahrung 
der im $ 2282 Abſ. 3 BGB. für die Anfechtung eines Erbvertrages vor- 
geſchriebenen Form gerichtlicher oder notarieller Beurkundung gefordert. 

Die Gründe, welche das RG. für die Formaliſierung der 
Anfechtung anführt, ſind Analogieſchlüſſe: Die Anfechtung eines 
Teſtaments durch den Erblaſſer iſt im Geſetze nicht geregelt; die 
88 2078 ff. BGB. beziehen ſich nur auf das Anfechtungsrecht der 
jenigen, welchen die Aufhebung der letztwilligen Verfügung unmittelbar 
zuſtatten kommen würde. Ein Anfechtungsrecht des an ein korreſpektives 
gemeinſchaftliches Teſtament gebundenen Erblaſſers laſſe ſich mur bei 
Heranziehung der für den Erbvertrag beſtehenden Grundſätze gewinnen, 
wie dies das RG. (NE. 77, 165 = JW. 1912, 23) — ihm folgend 
das KG. (KGJ. 44 A 92; KGBl. 12, 133) und Breslau (AK. 13, 56) 
ſowie das OLG. Braunſchweig (SeuffArch. 69, 470) mit der herrſchenden 
Meinung in der Rechtslehre (vgl. Staudinger, Neumann, Planck zu 

2271, Strohal § 43 a, Kretzſchmar § 48, Enneccerus⸗Kipp⸗Wolff 

28, Paul Meyer S. 54, Dernburg § 92) — angenommen habe. 

Zu begrüßen tft, daß gegen Frommhold und Wilke zu § 2271, 
Manthey, Gruchots Beitr. 52, 390 und OLG. Hamburg (HanſGZ. 12 
Beibl. 212) ein ſolches Anfechtungsrecht gegeben iſt. Es fragt ſich 
nun, ob dieſes Anfechtungsrecht in Anſehung ſeiner Vorausſetzungen, 
ſeiner Ausübung und ſeiner Wirkungen den für den Erbvertrag in 
den 88 2281 ff. BGB. getroffenen materiellen und formellen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen ausnahmslos zu unterftellen iſt. 

Wenn ſelbſt ein Anfechtungsrecht bei gemeinſchaftlichen Teſtamenten 
nur auf dem Wege der entſprechenden Anwendung der Erbvertrags⸗ 
normen zugelaſſen werden könnte, ſo „gebietet es die Folgerichtig⸗ 
keit“ keineswegs, auch die für die Anfechtung des Erbvertrages 
geltenden Formvorſchriften zur Richtſchnur für die Anfechtung des 
gemeinſchaftlichen e zu nehmen. Formvorſchriften ſind wie 
jedes ſinguläre und formelle Recht der Analogie unzugänglich. Ohne 
beſondere geſetzliche Vorſchrift gibt es keinen Formzwang. (Man denke 
an die Frage, ob die kumulative Schuldübernahme, die das Geſetz 
nicht erwähnt hat, den Formvorſchriften des § 766 unterliegt. Die 
Frage iſt von der Kechtſprechung verneint, trotz wirtſchaftlicher Aqui⸗ 
valenz beider Rechtsgeſchäfte.) Bon der Ausfüllung einer Geſetzeslücke 
kann nicht geſprochen werden. Wo das Geſetz Formzwang nicht be: 
ſonders ſtatuiert, gilt Formfreiheit. Die Anfechtung iſt grundſätzlich 
formfrei, $S 143, 2081. 

Zu einer analogen Anwendung der Anfechtungsformen des 
Erbvertrages liegt um ſo weniger Anlaß vor, als auch ſonſt für 
gemeinſchaftliche Teſtamente nicht in aller und jeder Bezi die 
formellen und materiellen Normen des Erbvertrages gelten, Gleichheit 
der Rechtslage auch nicht vorliegt. Die Formen der Errichtung find 
dort und hier verſchieden; hier beruht die Bindung auf der letztwilligen 
Verfügung, dort auf anderen Umſtänden (Tod, Annahme der korreſpektiven 
Zuwendung). 

Die 3 der Formaliſierung der Anfechtungserklärung durch 
den Erblaſſer war bisher in Rechtſprechung und Rechtslehre noch nicht 
erörtert worden; ſie iſt zweifelhaft, auch trotz der vorliegenden Ent⸗ 
ſcheidung. Auch wo man durch die grundlegende Entſcheidung 
NG. 77, 165 (JW. 1912, 23) darauf hingewieſen war, daß der durch 
ein gemeinſchaftliches korreſpektives Teſtament gebundene Erblaſſer 
ſeine in dieſem Teſtament getroffenen Verfügungen anfechten kann 
und muß, wenn er einem nachträglich hinzugetretenen Pflichtteils⸗ 
berechtigten mehr als den Pflichtteil zukommen laſſen will, wird man 
ſich meiſt, wie im Streitfalle, mit einer formloſen Anfechtungs⸗ 
erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht (88 2081, 143 Abſ. 3 BGB.) 
begnügt haben. Iſt die einjährige Ausſchlußfriſt des § 2283 Abſ. 1 
BGB. noch nicht abgelaufen, fo kann eine Wiederholung der Erklärung 
unter Wahrung der Beurkundungsform den Willen des Erblaſſers 
noch jetzt zur Geltung bringen; iſt ein Jahr nach Erlangung der 
Kenntnis von dem Anfechtungsgrunde ſchon verſtrichen, ſo iſt das 
Teſtament nicht nur für den Erblaſſer, ſondern auch für denjenigen, 
dem der Fortfall der letztwilligen Verfügung zuſtatten käme, un⸗ 
anfechtbar geworden. 

Waren dieſe Fragen bisher unaufgeklärt, fo werden jedenfalls 
von jetzt ab die Rechtsberater gut tun, für die Innehaltung 
der Form gerichtlicher oder notarieller Beurkundung 
Sorge zu tragen. 
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vertrag ER En Teſtament berufenen Erben gemäß 
5 2287 BGB. gegen den Beſchenkten zuſteht. — Nach Pr ALR. 
gehört das durch unberechtigte Verfügungen des Vorerben Weg⸗ 
e zum Nachlaß und kann mit der Vindikations⸗ oder 
eſtitutationsklage ſeitens des Teſtamentsvollſtreckers zurück⸗ 
gefordert werden. !) | 
21. Für die Annahme einer Erhöhung der Betriebsgefahr 
iſt es keineswegs erforderlich, daß die gefahrerhöhenden Umſtande 
ſich für alle Inſaſſen des Zuges fühlbar machen. — Wenn ein 
Fahrgaſt im Innern des Amerikawagens nicht mehr Platz findet 


1) Die Abgrenzung der Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers 
wird allſeitige Zuſtimmung finden: Handelte es ſich um bösliche 
Schenkungen aus dem Vermögen des überlebenden Ehegatten, ſo iſt 
nur der Erbe, nicht auch der Teſtamentsvollſtrecker, zur Rückforderung 
berufen; gehörten die verſchenkten Gegenſtände zu der dem Überlebenden 
als Vorerben angefallenen Hinterlaſſenſchaft des Erſtverſtorbenen, ſo 
iſt der Teſtamentsvollſtrecker zur Geltendmachung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs legitimiert. ö 

Zu prüfen iſt zunächſt, ob das gemeinſchaftliche Teſtament die Ein⸗ 
ſetzung des Überlebenden zum Vorerben und die Berufung der Dritten 
zu Pacherben oder die Ernennung der nach dem Ableben des Zweit⸗ 
verſterbenden in Betracht kommenden Perſonen zu Erben des beider⸗ 
ſeitigen, einheitlichen Nachlaſſes enthält. 

Four die Auslegung des Teſtaments iſt das zur Zeit des Todes 
des erſtverſterbenden Ehegatten geltende Recht maßgebend. (Art. 213 
EGG BGB.; vgl. RG. 59, 80 [JW. 1905, 12]; 60, 115 [JW. 1905, 
a 76, 20.) Für das im Streitfalle zur Anwendung gelangende 
PrALR. war die Anſicht herrſchend, daß der durch ein wechſelſeitiges 
Teſtament berufene überlebende Ehegatte als Fiduziarerbe des Erſt⸗ 
verſterbenden und die Dritten als deſſen fideikommiſſariſche Erben 
anzuſehen ſeien. (Vgl. Gruchot 487; Dernburg 530; Förſter⸗ 
Eccius 484; OdTr. 64, 169; 70, 289; RG. in JW. 1891, 364; 
1893, 167.) Da die Teſtierenden aber ausdrücklich von dem 
„gemeinſchaftlich erworbenen und als einheitliche Maſſe anzuſehenden 
Vermögen“ ſprechen, konnte auch bei Anwendung des PrALR. als 
ihr Wille ermittelt werden, daß der Nachlaß des zuerſt Verſtorbenen 
mit dem Vermögen des Überlebenden in deſſen Hand zu einem Ganzen 
verſchmelzen und nach dem Tode des Zweitverſterbenden die Erbfolge 
der alsdann berufenen Perſonen in dieſes einheitliche Ganze ſtatt⸗ 
finden ſollte. (Vgl. RG. in Gruchots Beitr. 50, 391.) 

Die Rechtsſtellung des Vorerben zur Vorerbſchafts⸗ 
maſſe, fein Rechtsverhältnis zum Nacherben und deſſen Rechtspoſition 
nach dem Eintritt des Falles der Nacherbfolge iſt nur dann nach 
altem Rechte zu beurteilen, wenn der Tod des erſtverſterbenden Ehe⸗ 
gatten vor dem 1. Januar 1900 eintrat. Ob der Vorerbe den Zeit⸗ 
punkt des Inkrafttretens des BGB. überlebte oder nicht, iſt ohne 
Belang. (Art. 213 EGBGB. Vgl. auch RG. in JW. 1906, 223; 
1907, 126; 1909, 158.) Die Frage, inwieweit jeder Ehegatte nach 
dem Ableben des anderen über ſein eigenes Vermögen unter 
Lebenden frei verfügen kann, richtet ſich beim Vorhandenſein eines 
gemeinſchaftlichen korreſpektiven Teſtaments nach den zur Zeit der 
Teſtamentserrichtung geltenden Geſetzen, gleichgültig, ob der Tod des 
erſtverſterbenden Ehegatten vor oder nach dem Inkrafttreten des BGB. 
erfolgte. (Art. 214 Abſ. 2 EGBGB. Vgl. RG. 78, 268; JW. 1912, 
467; 1911, 220; 1912, 799.) 

Bei Erbrechtsfällen, bei denen BGB. und PrALR. konkurrieren, 
kommt man, je nach der Anwendung des bisherigen oder des geltenden 
Rechts, zu einem verſchiedenen Ergebnis. > 

Auch nach dem PrAL R. waren dem Borerben zwar Verfügungen 
aus bloßer Freigebigkeit unterſagt (§ 469 I, 12 AL R.); doch konnte 
der Erblaſſer ihm die Befugnis zu unentgeltlichen Zuwendungen 
durch beſondere Anordnung gewähren. (Vgl. Dernburg, § 160 Anm. 6.) 
Das BGB. geſtattet dem Erblaſſer nicht, den Vorerben von dem 
Verbote ſchenkweiſer Verfügungen zu befreien (588 2136, 2113 Abſ. 2 
BGB). Jede nicht durch ſittliche oder Anſtandspflicht gerechtfertigte 
Schenkung iſt dem Nacherben gegenüber unwirkſam. 

Die Schenkungsfreiheit des durch korreſpektives gemeinſchaftliches 
Teſtament gebundenen Erblaſſers in Anſehung ſeines Vermögens iſt 
für das Recht des BGB. von Rechtſprechung und Rechtslehre durch 
entſprechende Anwendung des für den Erbvertrag gegebenen § 2287 
eingeſchränkt worden. (Vgl. die oben zu Entſch. Nr. 19 angeführten 
Entſcheidungen.) Für das PrALR. iſt die Heranziehung der für den 
Erbvertrag geltenden Geſetzesbeſtimmungen nur geboten, wenn ſich 
die Ehegatten in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente ausdrücklich des 
Widerrufsrechts begeben haben ($ 494 II, 1 AL R.), vgl. das unter 


V 16. 1915. 


und auf der Plattform bleibt, ſo liegt hierin ebenſowenig ein 
Verſchulden wie in der Duldung dieſes Aufenthalts durch die eier 
bahnbehörde. Der Fahrgaſt muß jedoch bei dem Aufenthalt auf 
der Plattform beſonders vorſichtig ſein. “) 3 5 

22. „Halter“ eines Kraftfahrzeugs iſt, wer es für eigene 
Rechnung in Gebrauch hat und die Verfügungsgewalt darüber 
beſitzt, die ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt. Wenn auch in der 
Regel beim Verkauf eines Kraftwagens unter Eigentumsvorbehalt 
der Käufer und nicht der Verkäufer als Halter anzuſehen ift, 
ſo iſt doch in Fällen, wo die polizeiliche Erlaubnis zum Betriebe 
des Kraftfahrzeugs dem Verkäufer erteilt iſt, er auch der Polizei 
gegenüber zur ordnungsmäßigen Inſtandhaltung des Wagens 
und Aufrechterhaltung der Haftpflichtverſicherung verantwortlich 
geblieben iſt, zu prüfen, ob nicht der Betrieb tatſächlich in 
der Hauptſache im Intereſſe und zum Nutzen des Verkäufers 
geführt wird.“) 8 | 


Nr. 19 S. 1012 abgedruckte Erkenntnis des RG. a. E. ſowie RG. 
in JW. 1912, 799. Wo ein ſolcher Verzicht auf das Widerrufsrecht 
fehlt, iſt der die Erbſchaft aus dem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
annehmende Ehegatte in der Verfügung über ſein eigenes Vermögen 
unter Lebenden in keiner Weiſe beſchränkt, er kann es auch beliebig 
verſchenken. Vgl. Förſter⸗Eccius S. 487; Dernburg S. 554; Rehbein 
S. 326; RG. in JW. 1912, 799. 


11) Das Urteil beruht auf der zwar in der Rechtslehre nicht 
unangefochten gebliebenen ſtändigen Rechtſprechung des RG., daß ab: 
zuwägen ſind nicht erſt das Verſchulden des Eiſenbahnunternehmers 
und das Verſchulden des Verletzten, ſondern ſchon die Urſächlichkeit 
der allgemeinen Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs und des Ver⸗ 
ſchuldens des Verletzten. (Siehe z. B. RG. 53, 399, mit nochmals 
grundſätzlicher Stellungnahme Warnfipr. 1911, 379. 

Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


10) Bezüglich des Begriffs des Halters eines Kraftfahrzeugs 
iſt das RG. — nach Ausſcheidung mehrerer unbrauchbarer Begriffs⸗ 
merkmale (Gebrauch für eigene Zwecke; Gebrauch im eigenen Intereſſe; 
Dauer; |. JW. 1918, 337), die früher eine gewiſſe Rolle geſpielt 
haben — ſeit der Entſcheidung Bd. 78 S. 179 anſcheinend zu einer 
feſten Auslegungspraxis gelangt. Halter iſt, wer 

1. das Fahrzeug für ſeine Rechnung gebraucht und 2 

2. die entſprechende umfaſſende Verfügungsgewalt darüber 
hat. Dieſe Praxis iſt ein Fortſchritt gegen die frühere. Immerhin 
iſt auch ſie noch nicht ganz befriedigend, da die beiden Momente 
(Gebrauch für eigene Rechnung und Verfügungsgewalt) zwar in der 
Regel, aber nicht ſtets zuſammentreffen werden und dann der Kläger 
wieder in der unangenehmen Lage iſt, nicht zu wiſſen, wen er ver⸗ 
klagen ſoll, ein Übelftand, wie er namentlich bei Tierhalterprozeſſen 
noch immer nicht beſeitigt iſt. N ER 

Tatſächlich würde, in Übereinſtimmung mit den Motiven zum 
Geſetz, das erſte Moment: Gebrauch für eigene Rechnung, volk 
ſtändig ausreichen. Die Haftpflicht ſoll ein Paſſivum des Betriebs 
fein, fie ſoll den treffen, der die finanzielle Sorge für den Betrieb 
hat. Dies entſpricht dem wirtſchaftlichen Intereſſe des Verletzten und 
führt zu einer klaren und einfachen Rechtſprechung, die auf dieſem 
Gebiete beſonders wünſchenswert erſcheint. Sollte der ungewöhnliche 
Fall eintreten, daß jemand ganz allein die Verfügung über das Fahr⸗ 
zeug hat, ohne auch nur einen Teil der Koſten tragen zu. müſſen, ſo 
wird er regelmäßig auf Grund ber §8 823, 831 BGB. zur Haftung 
herangezogen werden können, während der andere mit Fug und Re 
als Halter haftbar gemacht wird. 

Gewöhnlich aber — und fo liegt auch der obige Fall 22 — 
geht eine Teilung des Herrſchafts verhältniſſes über das Fahrzeug 
Hand in Hand mit einer Teilung der finanziellen Sorge. Dam 
werden eben regelmäßig beide Perſonen als Halter in Betracht 
kommen. So in obigem Fall, der im Ergebnis durchaus zutreffend 
entſchieden iſt. Das Fahrzeug ging für Rechnung ſowohl des der 
äußerers, wie des Käufers; beide hatten die wirtſchaftliche Sorge für 
das Fahrzeug und damit auch für die Betriebsſicherheit und für die 
Vermeidung von Verkehrsgefahren. Der Beklagte haftete außerdem 
8 Fall zweifellos aus §§ 823, 831 BOB. (vgl. Run 

Die Bedeutung des Moments der wirtſchaftlichen Sorge für 
das Fahrzeug tritt gerade im vorliegenden Falle beſonders hervor, 
wo dem Beklagten die Haftpflichtverſicherung von der Polizei vor 
geſchrieben und auch offenbar von ihm abgeſchloſſen war. 
Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 
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Standpunkt, daß das Vorliegen grober 


44. Jahrgang. 


23. Die Ausgleichungsgrundſätze der SS 17, 18 KraftfzG. 
elten nicht nur für ſolche Fälle, in denen die Haftung der 
arge oder ⸗führer gegenüber dem Verletzten auf den 
orſchriften des KraftfzGG. beruht, ſondern für alle Fälle, in 
denen der Schadenserſatzanſpruch gegen die beteiligten Fahrzeug⸗ 
halter oder führer auf dem Geſetz — gleichviel welchem Geſetz —, 
nicht aber, wenn ſie auf einem Vertrag beruht. — Scheidet 
ein Geſamtſchuldner auf Grund des 8 254 BGB. als ausgleichs⸗ 


pflichtig aus, ſo kann er von den übrigen Geſamtſchuldnern 


wegen ſeiner Inanſpruchnahme durch den Gläubiger vollen Erſatz 
verlangen.!“ | 

24. Umftände, die beim Tode eines 1 regel⸗ 
mäßig eintreten, insbeſondere die natürliche Erregung der 
Hinterbliebenen und ihre Inanſpruchnahme mit dringenden Ge⸗ 
ſchäften reichen nicht aus, um grobfahrläſſige Verletzung der 
im Verſicherungsvertrage beſtimmten Anzeigepflicht zu ent⸗ 
ſchuldigen. “) 

25. Der Beamte, der die Koſten des Heilverfahrens er⸗ 
ſtattet verlangt, muß ſich nicht nur die durch den Heilverſuch 
außerhalb des Hauſes an Haushaltskoſten mitaufgewendeten 
Beträge, ſondern auch die erſparten Koſten häuslicher Pflege 
und Wartung anrechnen laſſen, ſoweit ſie aus ſeiner Hilfs⸗ 
loſigkeit erwachſen ſind. 10) 


. 1) Wird ein Schaden durch mehrere Kraftfahrzeuge oder durch 
ein Kraftfahrzeug und ein Tier oder durch ein Kraftfahrzeug und eine 
Eiſenbahn (Straßenbahn) verurſacht, ſo haften die 7 prä beteiligten 
Halter und Fahrer untereinander (nicht dem Verletzten gegenüber) 
nach dem Grundſatze des § 254 BGB., d. . nach Maßgabe der über⸗ 
wiegenden VBerurſachung. Dieſen Grundfatz erſtreckt die vor⸗ 
liegende Entſcheidung — und das iſt das Neue — auch auf 
den beklagten Kraftfahrzeughalter, obwohl er im vorliegenden 
Falle nicht „kraft Geſetzes“, ſondern nur „kraft Vertrages“ haftet. 
Dieſen Standpunkt hat mein Kommentar, im Gegenſatz zur 55 
M ſtets vertreten, weil nicht einzuſehen ſei, warum die Ha 

aus 8 278 BGB. nicht ebenſo eine Haftung „kraft Geſetzes“ iſt, wie 
die Haftung aus 88 828 ff. Die vorliegende Entſcheidung kommt zu 
demſelben Ergebnis, wenn auch mit anderer Begründung, nämlich 
unter Heranziehung der 88 421, 426, 254 BGB. Daß das RG. 
jetzt ſtändig den § 254 auch auf die Ausgleichung nach dem bürger⸗ 
lichen Recht (88 421, 426) anwendet, ift mit Freuden zu begrüßen 
(ſ. Bd. 75, 251; JW. 1911, 753; 1914, 468; Bd. 84, 430). 

Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


15) Die Entſcheidung iſt für die Auslegung des § 6 VBVtG. von 
Bedeutung, Dieſer Paragraph hat bekanntlich die Verwirkungsklauſel 
im Verſicherungsrecht einzuſchränken geſucht. Für die hier in Betracht 
kommende Obliegenheit nach Eintritt des Verſicherungsfalles iſt Un⸗ 
wirkſamkeit der Verwirkungsklauſel für den Fall vorgeſehen, daß die 
Nichtbeachtung der Obliegenheit weder auf Vorſaß noch auf grobe 
Fahrläſſigkeit zurückzuführen iſt. In dieſer Entſcheidung tritt das 
KG. einer ausdehnenden Auslegung entgegen. Es ſteht auf dem 

äſſigkeit nicht etwa aus 
allgemeinen Umſtänden, wie ſie beim Todesfall allgemein en 
pflegen, verneint werden darf, ſondern nur aus beſonderen 
des einzelnen Falles. Die Entſcheidung iſt d von großer Trag⸗ 
weite. Sie läßt erkennen, daß das RG. die Anzeige vom Ber 
ſicherungsfall und deren Rechtzeitigkeit beachtet wiſſen will und daß 
eine Unterlaſſung dieſer Anzeigepflicht ſehr nachteilige Folgen bei Bers 
einbarung der Verwirkungsklauſel haben kann. 

Juſtizrat Gerhard, Berlin. 

10) In Ausführung des Grundſatzes, daß der Verletzte durch das 
Heilverfahren nicht bereichert werden ſoll, erklärt die Entſcheidung 
neben den erſparten Haushaltskoſten auch die infolge des außerhalb 
vorgenommenen Heilverſuchs erſparten Koſten häuslicher Pflege und 
Wartung als anrechnungsfähig auf den dem Verletzten nach dem 
Beamtenunfallgeſetz zuſtehenden Anſpruch auf Erſatz der Heilungs⸗ 
koſten. Sie billigt demgemäß auch dem Verſicherungsträger, der das 
Heilverfahren beſorgt hat, den Anſpruch auf Erſatz des Betrages zu, 
um den die nach dem Vorſtehenden anzurechnenden Erſparniſſe den 
Betrag der Heilungskoſten überſteigen. Da jedoch eine Aufrechnung 
dieſes Erſatzanſpruchs gegenüber dem Rentenanſpruch bzw. der 
Penſion nur im Rahmen des 8 394 BGB. zugelaſſen wird, ſteht im 
Endergebnis der Verletzte, der das Heilverfahren ſelbſt beſorgt hat, 
ſchlechter als derjenige, der es ſich vom Verſicherungsträger gewähren 
läßt. Die RNeichsverſicherungsordnung enthält für das Heilverfahren 
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26. Mit Aushändigung der Naturaliſationsurkunde an den 
Vater iſt auch die Naturaliſation der Kinder erfolgt. Die Be⸗ 
zeichnung der von der Naturaliſation des Vaters betroffenen 
Kinder in der Naturaliſationsurkunde hat rechtbegründende 
Wirkung. Ein Irrtum der die Staatsangehörigkeit verleihenden 
Behörde über die tatſächlichen Vorausſetzungen des Exwerbs 
der abgeleiteten Staatsangehörigkeit ($ 11 StAngG.) ſtellt die 
Wirkſamkeit der Naturaliſation der Kinder nicht in Frage. 
27. Für die allein erhobene Unterſagungsklage des Patent⸗ 
inhabers iſt der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung nicht 

eben. Iſt jedoch auf Grund desſelben einheitlichen Tat⸗ 
beſtandes auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Schadens⸗ 
erſatz geklagt, ſo iſt die Zuständigkeit des Gerichts, in deſſen 
Bezirk die Patentverletzung begangen iſt, für alle drei An⸗ 
ſprüche begründet.!“ | FE | 

28. Der Tatbeſtand des Berufungsurteils muß die ſchließ⸗ 


lich zur Aburteilung geſtellten Parteibehauptungen wenigſtens 


in den Grundzügen derart kennzeichnen, daß das beiderſeitige 
Vorbringen ſachlich geordnet überſehen werden kann. Dies 
kann allerdings auch durch Bezugnahme auf das erſtinſtanzliche 
Urteil erfolgen.“! ?) a 
29. Die Regel iſt die Zuftändigfeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte. — Der Umſtand, daß eine Verpflichtung, wegen deren 
Pa eh Schadenserſatz gefordert wird, auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes liegt, iſt für die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs ohne Bedeutung. | =. 
30. Die „Erhebung des Konflikts“ iſt auch zuläffig, wenn 
nicht der Beamte al ſondern der Staat, die Gene oder 
ein ſonſtiger Verband in Anſpruch genommen wird. — Die 


für den Berſicherten weſentlich günſtigere Normen, die aber im 
Rahmen des Beamtenunfallverſicherungsgeſetzes nicht zur Anwendung 
kommen. — Bemerkenswert ift der beiläufig ausgeſprochene Satz, 
daß ein Intereſſe der Kranken daran, geſund zu werden, ſtets 
vorhanden iſt, auch wenn die Geſundung eine Vermögenseinbuße mit 
ſich bringt. Dieſer Grundſatz dürfte namentlich bei der bekannten 
Streitfrage, inwieweit der Arzt aus Geſchäftsführung ohne Auftrag 
Erſatz verlangen kann, Bedeutung gewinnen (vgl. auch Holz, JW. 
1914, 1124.) Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. 


17) Die Entſcheidung iſt von großer praktiſcher Bedeutung. Das 
NG. läßt die Streitfrage, ob bei Patentverletzungen die Unterlaſſungs⸗ 
klage im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung ($ 32 ZPO.) erhoben 
werden könne, wenn ſie durch eine bereits begangene Patentverletzung 
veranlaßt wird („repreſſive“ Unterlaſſungsklage im Gegenſatz zur 
ypreventiven“, vgl. dazu z. B. einerſeits Seligſohn PatG. 5. Aufl. 
8 4 Nr. 22 S. 140, andererſeits Iſay 2. Aufl. § 4 Anm. 41 und 44) 
unentſchieden. Es bewendet alſo inſofern vorerſt bei der Entſcheidung 
Bd. 24 S. 394, nach welcher der Gerichtsſtand der unerlaubten Hand⸗ 
lung für die Unterlaſſungsklage auch dann nicht gegeben iſt, wenn 
nach dem Vortrage des Klägers die ſie veranlaſſende Patentverletzung 
wiſſentlich oder grob fahrläſſig begangen tft. Auch die Verbindung 
der Unterlaſſungsklage mit der Schadenserſatzklage begründet nicht als 
ſolche für die erſtere den für die Deliktsklage gegebenen Gerichtsſtand. 
Dem würde § 260 ZPO. entgegenſtehen. Das RG. beſtätigt vielmehr 
gegenüber den durch die Plenarentſcheidung Bd. 27 S. 385 wach⸗ 
gerufenen Zweifeln feine frühere Auffaſſung (PatBl. 1887, 335 und 
RG. 24, 394), daß aus Gründen der Erleichterung der Rechtsverfolgung 
der Unterlaſſungsanſpruch neben den Anſprüchen auf Rechnungslegung 
und Schadenserſatz im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung 
zuzulaſſen ſei, wenn das klägeriſche Vorbringen „an ſich alle drei 
Anſprüche begründen würde“, ihnen alſo ein „einheitlicher Tatbeſtand“ 
zugrunde liegt. Juſtizrat Prof. Dr. Ganz, Leipzig. 


18) Entweder find die gerügten Mängel des Tatbeſtandes ein 
Reviſionsgrund oder fie find es nicht. Wenn aber das Reviſions— 
gericht in dem einen Falle wegen Unbrauchbarkeit des Tatbeſtandes 
aufhebt und zurückverweiſt, in dem anderen Falle dagegen ſich ſelbſt 
der Mühe unterzieht, einen Tatbeſtand zuſammenzuſtellen — und dies 
noch dazu in demſelben Rechtsſtreit —, ſo entſteht ein recht bedenk— 
licher Zuſtand von Rechtsunſicherheit. Die gewichtigſte Beſchwerde, 
die gegen die Reviſionspraxis des RG. erhoben wird, iſt die, daß 
ſich die Chancen einer Reviſion regelmäßig nicht beurteilen ließen. 
Urteile wie das vorliegende ſind nicht geeignet, dieſe Beſchwerde 
verſtummen zu laſſen. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 
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während der Anhän Flak des Rechtsſtreits vor dem Reichs⸗ 
gericht erfolgte Konffi tserhebung ſteht der Reviſion nicht ent⸗ 
gegen. — Der Anſpruch auf Verzinſung eines zu Unrecht ein⸗ 
gezogenen Steuerbetrags gehört nicht vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte, auch wenn die Zinsforderung als Schadenserſatzanſpruch 
und nach Rückzahlung des überhobenen Steuerbetrags geltend 
gemacht wird. 


31. it dem Schiedsrichter nicht die Entſcheidung des 
Streites durch einen erſchöpfenden Rechtsſpruch, ſondern nur 
eine tatſächliche Feſtſtellung übertragen, ſo liegt kein Schieds⸗ 
vertrag, ſondern ein Vertrag über ein Schiedsgutachten ($ 317 
BGB.) vor. — Durch Auslegung des Vertrags iſt zu er⸗ 
mitteln, ob die Parteien ſich einem Mehrheitsbeſ lufe der 
Gutachter unterwerfen wollten, oder ob nur eine über⸗ 
einſtimmende Begutachtung für ſie maßgebend ſein ſollte. 

32. Die zugunſten des eee in § 62 HGB. 
1 Schutzvorſchriften ſind nicht lediglich vertraglicher 

atur; ſie ſind zugleich im öffentlichen Intereſſe feſtgeſetzt. — 
Aus der Natur des dem Handlungsgehilfen in den Fällen des 
§ 62 HGB. zuſtehenden Schadenserſatzanſpruchs folgt, daß er 
mit dem die Haftung des Dienſtherrn begründenden Ereignis 
als ein einheitlicher Geſamtanſpruch zur Entſtehung 
kommt. Der Erſatzberechtigte kann daher im Konkurſe des 
Prinzipals ſeine Forderung, auch hinſichtlich der noch nicht 
fälligen Leiſtungen, geltend machen. Er hat das Stimmrecht 
im vollen Umfange. — 8 850 Abi. 3 680 bezieht ſich nur 
auf Geldrenten, die gemäß § 843 BGB. wegen einer Ver⸗ 
letzung des Körpers oder der Geſundheit zu entrichten ſind, 
nicht aber auf zu erſtattende Auslagen, die dem Verletzten durch 
die nur zeitweilige Steigerung ſeiner Bedürfniſſe infolge der 
Verletzung erwachſen ſind. — Die n 53 f. KO. regeln nur 
die Aufrechnungsbefugnis, die ein Konkursgläubiger in Anſpruch 
nimmt; die Aufrechnung des Gemeinſchuldners regelt ſich nach 
ss 387 f. BBG. 

33. Der vollſtreckbare Zuſchlagsbeſcheid in Verbindung 
mit der Anordnung des Vollſtreckungsgerichts, daß die Forderung 
gegen den Erſteher dem Gläubiger zu übertragen ($ 125 Satz 2 
38650, begründet keine materielle Rechtskraft gegen den Er⸗ 
ſteher. Der Vollſtreckungstitel ſchließt eine Klage nicht aus, 
mag ſie gegen den Erſteher perſönlich oder auf Zahlung aus 
dem Grundſtück gerichtet ſein. — Die in der Leiſtungsklage 
und in der Vollſtreckungsgegenklage geltend gemachten Ansprüche 
ſind nicht identiſch in dem Sinne, daß der ſpäter erhobenen 
Klage der Einwand der Rechtshängigkeit entgegenſteht. Der 
Umttand, daß die eine Klage für die andere präjudiziell ift, 
begründet den Einwand der Rechtshängigkeit nicht. — Der im 

91 Abſ. 2 ae vorgeſchriebene Nachweis, daß das Beſtehen⸗ 
leiben des Rechts am Grundſtück zwiſchen Gläubiger und Er⸗ 
ſteher vereinbart worden, bildet lediglich Vorausſetzung für die 
Berückſichtigung der Vereinbarung durch den Vollſtreckungsrichter 
im Verteilungsverfahren. Unterbleibt der Nachweis oder be⸗ 
rückſichtigt ihn der Vollſtreckungsrichter nicht, ſo wird die 
Gültigkeit der Vereinbarung, insbeſondere ihre ſchuldrechtliche 
Wirkung nicht berührt. “) 

19) Daß die Vollſtreckungsbefugnis allein die Erhebung einer Klage, 
mit welcher der auf den Vollſtreckungstitel ſich gründende Anſpruch 
geltend gemacht wird, nicht ausſchließt, entſpricht der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung. So hindert das Vorliegen einer vollſtreckbaren Schuld⸗ 
urkunde nicht die Erhebung der Klage. Ob das Vorliegen eines rechts⸗ 
kräftigen oder vollſtreckbaren Urteils der Erhebung einer neuen, ſei 
es auf das urſprüngliche Rechtsverhältnis, ſei es auf das ältere Urteil 
(Judikatsklage) geſtützten Klage entgegenſteht, iſt bekanntlich zweifel⸗ 
haft (vgl. RG. 16, 481; 46, 806). In der Rechtslehre wird die 
Zuläſſigkeit der Klage bei bereits vorhandener Vollſtreckungsbefugnis 
von einem beſonderen „Rechtsſchutzbedürfnis“ abhängig gemacht (vgl. 
Stein, vor $ 253 3PO. Nr. IV 2a; Förſter⸗Kann, § 253 380. 
S. 617 b, 690). Die vorliegende Entſcheidung läßt dieſe Frage dahin⸗ 
geſtellt, erklärt aber doch, daß ein ſolches Rechtsſchutzbedürfnis vom 
Geſetz keineswegs als allgemeines Erfordernis für eine Klageerhebung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 16. 1915. 


— ee 


34. Der Streit zwiſchen Konkursverwalter und dem für 
das Grundſtück des Gemeinſchuldners beſtellten Zwangsverwalter 
hinſichtlich der Verfügung über Sachen des im Konkurſe be: 
findlichen Eigentümers braucht nicht im Rahmen des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahrens (durch Erinnerung bzw. Beſchwerde) 
ausgetragen zu werden; es iſt vielmehr der 9929055 zuläffig. 
Insbeſondere iſt der Konkursverwalter befugt, gegen den 
Zwangsverwalter Feſtſtellung zu verlangen, daß Gegenſtände, 
insbeſondere ſolche, die als Zubehörteile des Grundſtücks in 
Anſpruch genommen werden, dieſe Eigenſchaft nicht beſitzen, daß 
die 19 05 ek ſich auf fie nicht erſtreckt und fie daher von der 
Verwaltungsbeſchlagnahme nicht betroffen werden. 0) 


— Te 


aufgeſtellt wird. Ob gegen die neue Klage materielle Rechtskraft in 
dem Sinne eingewendet werden kann, daß der Anſpruch durch den 
früheren Vollſtreckungstitel unbeſtreitbar geworden iſt, hängt von 
deſſen Natur ab. 

Bedeutſam iſt der zweite Grundſatz über das Verhältnis der 
Leiſtungs⸗ und Vollſtreckungsgegenklage zueinander; er ſteht im Ein: 
klang mit der vom NG. in ſtändiger Praxis betonten Annahme, daß 
Rechtskraft und Rechtshängigkeit ſich keineswegs decken. 

Der dritte Grundſatz entſpricht der in Schrifttum und Kecht⸗ 
ſprechung vertretenen Anſicht. Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 

20) Die Entſcheidung enthält beachtliche Grundſätze über die Nechts⸗ 
ſtellung des Konkursverwalters und die des Zwangsverwalters, 
namentlich aber auch über das bisher noch ſehr wenig geklärte Ber: 
hältnis beider zueinander. Sie hebt ferner zutreffend die Unterſchiede 
a die zwiſchen dem Fall der vom Konkursverwalter und dem 

U der von einem Hyppothekengläubiger beantragten Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung hinſichtlich der Verfügung über 
Zubehörſtücke beſtehen, und die im weſentlichen darauf zurückzuführen 
find, daß das auf Antrag des Konkursverwalters eingeleitete Ber: 
fahren eine Beſchlagnahme nicht zur Folge hat (§S 178 KD.). 

Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


dad — —— 


Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Mitgliederverſammlung wird auf den 
26. September 1915, vormittags 11 Uhr, nach Halle a. S. 
in die ee der Kaſſe, Alte Promenade 6, Eingang II, 
eine Treppe einberufen. 
Beratungsgegenſtände. 
1. Jahresbericht, Rechnungslegung und Entlaſtung. 
2. Antrag des Vorſtandes und des Auſſichtsrats: 

Der Vorſtand wird ermächtigt, mit Zuſtimmung des 
Aufſichtsrats bedürftigen Hinterbliebenen der im gegen: 
wärtigen Kriege gefallenen Kaſſenmitglieder widerruflich 
Renten bis zur Höhe der tarifmäßigen Mindeſtrenten 
auch dann zu bewilligen, wenn die Wartezeit nicht voll, 
aber wenigſtens 10 einem Drittel abgelaufen iſt. Die 
bisher in dieſer Weiſe geſchehenen Rentenbewilligungen 
werden genehmigt. 

Wird die Rente widerrufen, ſo werden die geleiſteten 
Beiträge unter Abzug der gezahlten Rentenbeträge 
zurückgewährt; überſchießende Rentenbeträge werden 
nicht zurückgefordert. 

3. Genehmigung des Wieder⸗Inkraftſetzens einer erloſchenen 
Verſicherung. 

4. Genehmigung einiger Rentenbewilligungen. 

5. Wahl von Aufſichtsratsmitgliedern und Reviſoren. 


Halle, den 2. September 1915. 


Der Porſtand. 
Weißler. 


— 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 


für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitt 


eilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 3. 


Druck: W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin S. 14. 
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Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte. 


vom 9. September 1915 [RSSl. S. 562). 


Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes über 
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) folgende 
Verordnung erlaſſen: 


Mahnverfahren vor den Candgerichten. 
8 1. 


Wird im Verfahren vor den Landgerichten eine Klage— 
ſchrift eingereicht, in der lediglich ein im Mahnverfahren 
verfolgbarer Anſpruch geltend gemacht wird, ſo ſoll der Vor⸗ 
ſitzende binnen vierundzwanzig Stunden zunächſt einen bedingten 
Zahlungsbefehl erlaſſen. Von dem Erlaſſe des Zahlungsbefehls 
ſoll abgeſehen werden, wenn der Kläger glaubhaft macht, daß 
der Beklagte den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage 
einlaſſen werde. 

Der Klage ſoll eine Berechnung der Koſten beigefügt 
werden, deren Erſtattung der Kläger verlangt. 

82. 

Entſpricht die Klageſchrift nicht den Vorſchriften des 
5 253 Abſ. 2 ZPO. oder ergibt ſich aus ihrem Inhalt, daß 
die Klage oder der Koſtenanſpruch ganz oder teilweiſe nicht 
begründet iſt, ſo ſoll von dem Zahlungsbefehl abgeſehen werden. 
Vor der Terminsbeſtimmung ſoll der Kläger gehört werden. 

8 3. 

Der Zahlungsbefehl enthält den Befehl an den Beklagten, 
binnen einer vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Friſt, die vom 
Tage der Zuſtellung läuft, bei Vermeidung ſofortiger Zwangs— 
vollſtreckung den Kläger wegen des Anſpruchs nebſt den dem 
Betrage nach zu bezeichnenden Koſten des Verfahrens und den 
geforderten Zinſen zu befriedigen oder, wenn er Einwendungen 
gegen den Anſpruch habe, bei dem Gerichte Widerſpruch zu 
erheben. Die Friſt iſt den Vorſchriften über die Einlaſſungs— 
friſt entſprechend zu bemeſſen. | 

Der Zahlungsbefehl muß den Hinweis enthalten, daß der 
Widerſpruch nur durch einen bei dem Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt erfolgen kann. 
| Der Zahlungsbefehl wird auf die Urſchrift der Klage oder 
ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. Im letzteren Falle 
findet die Vorſchrift des § 313 Abſ. 3 Satz 6 ZPO. ent: 
ſprechende Anwendung. 

8 4. 

Auf die Zuſtellung einer mit dem Zahlungsbefehle verſehenen 

Klage finden die Vorſchriften über die Zuſtellung einer Klage— 


ſchrift entſprechende Anwendung. Die Zuſtellung hat die 
Wirkungen, die mit der Zuſtellung einer mit der Termins⸗ 
beſtimmung verſehenen Klage verbunden ſind. 


85. 

Der Beklagte kann gegen den Anſpruch oder einen Teil 
des Anſpruchs Widerſpruch erheben, ſolange der Vollſtreckungs⸗ 
befehl nicht verfügt iſt. Der Widerſpruch wird durch Einreichung 
eines Schriftſatzes erhoben. Der Gerichtsſchreiber hat dem 
Beklagten auf Verlangen eine Beſcheinigung darüber zu erteilen, 
daß er rechtzeitig Widerſpruch erhoben habe. 

Die Vorſchriften des $ 2 und des § 5 Abſ. 2 der Ver: 
ordnung über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten 
(RGBl. 1915 S. 290) finden entſprechende Anwendung. 

Einer Zurückweiſung des nicht rechtzeitig erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs bedarf es nicht. 

8 6. 

Durch die rechtzeitige Erhebung des Widerſpruchs gegen 
den Anſpruch oder einen Teil des Anſpruchs verliert der 
Zahlungsbefehl ſeine Kraft. Die Wirkungen der Rechtshängig⸗ 
keit bleiben beſtehen. | 

8 7. 

Wird rechtzeitig Widerſpruch erhoben, ſo beſtimmt der 
Vorſitzende von Amts wegen Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung. Die Parteien ſind von Amts wegen zu laden; die 
Ladungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage. 


88. 

Der Zahlungsbefehl iſt nach Ablauf der darin beſtimmten 
Friſt auf ſchriftlichen Antrag des Klägers für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar zu erklären, ſofern nicht vor der Vollſtreckbarkeitserklärung 
von dem Beklagten Widerſpruch erhoben iſt. Die Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung wird von dem Gerichtsſchreiber verfügt. In 
den Vollſtreckungsbefehl ſind die von dem Kläger zu berechnen⸗ 
den Koſten des bisherigen Verfahrens aufzunehmen. | 

Will der Gerichtsſchreiber dem Antrag nicht entſprechen, 
ſo hat er das Geſuch nach Anhörung des Klägers dem Gerichte 
zur Entſcheidung vorzulegen. Gegen den Beſchluß des Gerichts, 
durch welchen der Antrag zurückgewieſen wird, findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. N 

Der Vollſtreckungsbefehl wird auf die mit dem Zahlungs— 
befehle verſehene Klage oder auf ein damit zu verbindendes Blatt 
geſetzt. Im letzteren Falle findet die Vorſchrift des 8 313 
Abſ. 3 Satz 6 ZPO. entſprechende Anwendung. 
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8 9. 

Der Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärten, auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteile gleich. 
Gegen den Vollſtreckungsbefehl findet der Einſpruch nach den 
Borſchriften der 88 339 bis 346 3P0O. ſtatt. 


8 10. 
In den Fällen der SS 1 bis 3 findet eine Anfechtung der 
Entſcheidung des Vorſitzenden nicht ſtatt. 


8 11. 
Für den Urkunden⸗ und Wechſelprozeß gelten die folgenden 
beſonderen Vorſchriften: 

1. Die Urkunden ſollen in Urſchrift oder in Abſchrift der 
Klage beigefügt und in Abſchrift mit der Klage zu⸗ 
geſtellt werden. 

2. Bei Erlaß des Zahlungsbefehls (§ 1) und des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls (8 8) bedarf die Statthaftigkeit der 
gewählten Prozeßart keiner Prüfung. 

3. Beſchränkt ſich der Widerſpruch auf den Antrag, dem 
Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte vorzubehalten, 
ſo iſt der Vollſtreckungsbefehl ($ 8) unter dieſem Vor⸗ 
behalte zu erlaſſen. Auf das weitere Verfahren findet 
die Vorſchrift des 8 600 380. entſprechende An⸗ 
wendung. 

4. Die Ladungsfriſt (8 7) beträgt mindeſtens vierund⸗ 
zwanzig Stunden. 


8 12. 

Im Verfahren vor den Landgerichten werden für den Erlaß 
eines Zahlungsbefehls (8 1) zwei Zehntel der vollen Gebühr 
(5 8 GKG.) erhoben. Die Gebühr wird auf ſpätere Gebühren 
des Rechtsſtreits angerechnet. Die Entſcheidung über den An⸗ 
trag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls (5 8) gilt im Sinne 
des Gerichtskoſtengeſetzes als Entſcheidung über den Antrag auf 
Erlaß des Verſäumnisurteils. 

Im Verfahren vor den Landgerichten gilt der Antrag auf 
Erlaß des Vollſtreckungsbefehls (8 8) im Sinne der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte als ein in nicht kontradiktoriſcher 
Verhandlung geſtellter Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils. 


Mahnverfahren vor den Amtsgerichten. 
8 13. 

Ein Anſpruch, der zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
gehört, ſoll unbeſchadet der SS 500, 510 3 PO. im Mahn: 
verfahren geltend gemacht werden, wenn es gemäß § 688 ZPO. 
zuläſſig iſt. 

§ 14. 


Wird bei dem Amtsgerichte der Vorſchrift des § 13 zu⸗ 
wider eine Klage angebracht, die lediglich auf einen im Mahn⸗ 
verfahren verfolgbaren Anſpruch gerichtet iſt, ſo gilt ſie als 
Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls, es ſei denn, daß der 
Kläger glaubhaft macht, der Beklagte werde den Anſpruch 
beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen. 

Der Klage ſoll eine Berechnung der Koſten beigefügt 
werden, deren Erſtattung der Kläger verlangt. 

Der Zahlungsbefehl wird auf die Urſchrift der Klage oder 
ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. Im letzteren Falle findet 
die Vorſchrift des § 313 Abſ. 3 Satz 6 ZPO. entſprechende 
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Anwendung. Der Zahlungsbefehl braucht die im 8 690 Nr.! 
bis 3 ZPO. bezeichneten Erforderniſſe des Geſuchs nicht zu ent- 
halten. 

Die Zuſtellung einer mit dem Zahlungs befehle verſehenen 
Klage hat die Wirkungen, die mit der Zuſtellung eines Zahlungs⸗ 
befehls verbunden ſind. 

An die Stelle der Zurückweiſung des Geſuchs ($ 691 380.) 
tritt die Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung. 


8 15. 
Der Zahlungsbefehl wird als Urkunden⸗ oder als Wechſel⸗ 
Zahlungsbefehl bezeichnet: 

1. wenn das Geſuch des Gläubigers auf den Erlaß 
eines Urkunden: oder eines Wechſel⸗Zahlungsbejfebls 
gerichtet iſt; 

2. wenn im Falle des 8 14 Abſ. 1 die Klage die Er⸗ 
klärung enthält, daß im Urkunden⸗ oder Wechſel⸗ 
prozeſſe geklagt werde. 


§ 16. 
Für das Urkunden⸗ und Wechſel⸗Mahnverfahren gelten 
folgende beſonderen Vorſchriften: 

1. Die Bezeichnung als Urkunden⸗ oder als Wechſel⸗ 
Zahlungsbefehl hat die Wirkung, daß die Klage, 
wenn rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, als im 
Urkunden⸗ oder im Wechſelprozeß erhoben anzuſehen iſt 
2. Die Friſt für den Widerſpruch wird vom Gericht 
in dem Zahlungsbefehle beſtimmt; ſie iſt den Vor⸗ 
ſchriften über die Einlaſſungsfriſt entſprechend zu 

bemeſſen. 

Die Urkunden ſollen in Urſchrift oder in Abſchrift 
dem Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls (8 15 
Nr. 1) oder der Klage (§ 15 Nr. 2) beigefügt und 
in Abſchrift mit dem Zahlungsbefehle zugeſtellt werden. 

4. Bei Erlaß des Zahlungsbefehls und des Vollſtreckungs⸗ 
befehls bedarf die Statthaftigkeit der gewählten 
Prozeßart keiner Prüfung. 

Beſchränkt ſich der Widerſpruch auf den Antrag, dem 
Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte vorzubehalten, 
ſo iſt der Vollſtreckungsbefehl unter dieſem Vorbehalte 
zu erlaſſen. Auf das weitere Verfahren findet die 
Vorſchrift des 8 600 ZRO. entſprechende Anwendung. 

5. Die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage; 
ſoweit die Einlaſſungsfriſt kürzer iſt, entſpricht fir 
dieſer. 


? 


St 


§ 17. 
Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt: 
I. die Sätze des 8 9 der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte für die Erwirkung des Zahlungsbefehls, ein- 
ſchließlich der Mitteilung des Widerſpruchs an den 
Auftraggeber; 
zwei Zehntel der Sätze des 899 für die Erhebung 
des Widerſpruchs; 
3. fünf Zehntel der, Sätze des § 9 für die Erwirkung 
des Vollſtreckungsbefehls. 
Die Gebühren in Nr. 1 und 2 werden auf die in dem 
nachfolgenden Rechtsſtreit zustehende Prozeßgebühr voll an: 
gerechnet. 


* 
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Im Urkunden: oder Wechſel⸗Mahnverfahren (88 15, 16) 
erhält der Rechtsanwalt nur ſechs Zehntel der Gebühren in 
Nr. 1 bis 3. 


Sühneverſuch und Verfahren in geringfügigen Sachen. 


8 18. 
Im Verfahren vor den Amtsgerichten ſoll das Gericht, 
wenn im Termine beide Parteien erſcheinen, vor Eintritt in die 
mündliche Verhandlung die Sühne verſuchen. 


§ 19. 
Die Vorſchrift des § 91 Abſ. 2 ZPO. findet keine An: 
wendung: 

1. im Verfahren vor den Amtsgerichten, wenn der Wert 
des Streitgegenftandes (88 3 bis 9 ZPO.) nicht mehr 
als fünfzig Mark beträgt; 

2. im Verfahren auf erhobene Privatklage. 


§ 20. 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
iſt die Zuläſſigkeit der Berufung durch einen den Betrag von 
fünfzig Mark überſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
bedingt. 

In betreff des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes kommen 
die SS 3 bis 9 ZPO. zur Anwendung. 

Der Berufungskläger hat dieſen Wert glaubhaft zu machen; 
zur Verſicherung an Eides Statt darf er nicht zugelaſſen werden. 

In Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche die Land⸗ 
gerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
ausſchließlich zuſtändig ſind, findet gegen die in erſter Inſtanz 
erlaſſenen Endurteile der Landgerichte die Berufung ohne Rück⸗— 
ſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtatt. 


8 2. 

In den Fällen der SS 3, 4 der Verordnung über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten (RGBl. 1915 
S. 290) iſt die Zuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde durch 
einen die Summe von fünfzig Mark überſteigenden Betrag der 
Forderung bedingt. 

8 22. 

Entſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten unterliegen einer 
Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von 
fünfzig Mark überſteigt. 


Mündliche Verhandlung. 
8 23. 

Sind die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten, ſo kann 
mit deren Einverſtändnis ohne mündliche Verhandlung ent— 
ſchieden werden, wenn das Gericht den Sach- und Streitſtand 
auf Grund einer früheren mündlichen Verhandlung und nach 
dem Ergebnis einer etwaigen Beweisaufnahme für hinreichend 
geklärt erachtet. Die Verkündung der Entſcheidung wird durch 
ſchriftliche Mitteilung erſetzt. 

Dieſe Vorſchriften finden in dem Verfahren vor den Ober: 
landesgerichten und vor dem Reviſionsgerichte keine Anwendung. 
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0 Arteil. 
8 24. 

Die Darſtellung des Tatbeſtandes kann durch eine Bezug⸗ 
nahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze und auf 
die zum Sitzungsprotokoll erfolgten Feſtſtellungen erſetzt werden, 
ſoweit fie den Sach- und Streitſtand richtig und vollſtändig 


wiedergeben. 
8 25. 


Das Verzeichnis der verkündeten und unterſchriebenen Ur⸗ 
teile (S 316 ZPO.) fällt fort. Die im § 320 ZPO. vor: 
geſehene Friſt beginnt mit der Zuſtellung des Urteils. 
Die Berichtigung des Tatbeſtandes iſt ausgeſchloſſen, wenn 
ſie nicht binnen drei Monaten ſeit der Verkündung des 


Urteils beantragt wird. 
$ 26. 


Für die Ausfertigung landgerichtlicher Urteile findet die 
Vorſchrift des 8 496 Abſ. 6 ZPO. entſprechende Anwendung. 


Zuſtändigkeit. 


8 27. 

Die Vorſchrift des $ 505 ZPO. findet im Verfahren 
vor den Landgerichten entſprechende Anwendung. Verweiſt 
das Landgericht einen Rechtsſtreit an ein anderes Gericht, 
ſo bildet das weitere Verfahren vor dem anderen Gerichte 
mit dem Verfahren vor dem Landgericht im Sinne des § 28 des 
Gerichtskoſtengeſetzes Eine Inſtanz. 


Armenrecht. 
8.28. 

Soll von einem unehelichen Kinde ein Anſpruch auf 
Unterhalt gegen ſeinen Vater geltend gemacht werden, ſo bedarf 
es zur Bewilligung des Armenrechts des im § 118 Abſ. 2 PO. 
vorgeſehenen Zeugniſſes nicht. 


Schluß vorſchriften. 
§ 29. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1915 in Kraft. 
Der Bundesrat beſtimmt, wann und in welchem Umfang dieſe 
Verordnung außer Kraft tritt. 

§ 30. 

Eine Friſt, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Ver⸗ 
ordnung läuft, wird nach den bisherigen Vorſchriften beendet. 
§ 31. 
| Die Zuläſſigkeit der Berufung und der Beſchwerde gegen 
die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung verkündeten Ent⸗ 


ſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


Das gleiche gilt für die Zuläſigkeit der Beſchwerde gegen 
andere Entſcheidungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung ergangen ſind. 


Berlin, den 9. September 1915. 


Der Reichskanzler. 


von Bethmann Hollweg. 
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Juriſtiſche Wochenschrift. 


N16. 1915. 


Die gundesratsverordnung zur Entlaſtung 
der Gerichte, vom 9. September 1915. 


Von Amtsrichter Dr. Ernſt Trendelenburg, 
Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt. 


Der Aufforderung der Schriftleitung der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift, eine Darſtellung der weſentlichſten Anderungen 
zu geben, die vom 1. Oktober 1915 ab auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Streitverfahrens Platz greifen werden, bin ich gerne 
nachgekommen, denn die Neuerungen, welche die Verordnung 
zur Entlaſtung der Gerichte mit ſich bringt, ſind ziemlich zahl— 
reich und von nicht unbeträchtlicher Bedeutung. So glaube ich 
den an der Ausübung der Rechtspflege beteiligten Kreiſen den 
Übergang erleichtern zu können, wenn ich den Verſuch mache, 
über Zweck und Inhalt der Verordnung einen Überblick 
zu geben.“) 

Die Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte verfolgt, wie 
ſchon ihr Name ſagt, den Zweck, durch Vereinfachungen und 
Erleichterungen des bürgerlichen Streitverfahrens die ordentlichen 
Gerichte zu entlaſten. Ihr Erlaß hat ſich als notwendig er— 
wieſen, weil infolge der zunehmenden Einberufungen zum Heeres— 
dienſte zu befürchten war, daß es bei längerer Dauer des 
Krieges nicht mehr möglich ſein würde, mit den verfügbar 
gebliebenen Kräften an Richtern, Rechtsanwälten, Gerichte: 
ſchreibern und Unterbeamten eine zuverläſſige und ſchnelle 
Rechtspflege zu gewährleiſten. Um den nachteiligen Rück⸗ 
wirkungen vorzubeugen, welche eine auch nur geringfügige 
Störung oder Verzögerung der Rechtspflege notwendig auf das 
Wirtſchaftsleben ausüben müßte, ſucht die Verordnung die 
Geſchäftslaſt der Gerichte in dem durch die Verhältniſſe ge— 
botenen Maße zu vermindern. 

Die neue Regelung konnte ſich zwar in vielen Beziehungen 
auf Wünſche und Anregungen ſtützen, die bei den Vorerörte— 
rungen über eine umfaſſende Neugeſtaltung des bürgerlichen 
Streitverfahrens laut geworden ſind. Dennoch wird man die 
Verordnung nicht als Verſuch betrachten dürfen, die Ordnung 
unſerer Rechtspflege zu verbeſſern, unter Abwägung der Vor— 
züge und Nachteile der geltenden Vorſchriften der künftigen 
Rechtsgeſtaltung die Wege zu weiſen. Würde ſchon an ſich 
die jetzige Zeit für die Einleitung einer umfaſſenderen Reform 
der Zivilprozeßordnung kaum geeignet ſein, ſo verbot es der 
beſchränkte Zweck der Verordnung geradezu, Neuerungen in die 
Wege zu leiten, die um ihrer ſelbſt willen vielleicht gewünſcht 
werden, aber mit der Geſchäftslaſt der Gerichte in keinem un— 
mittelbaren Zuſammenhang ſtehen. Die Verordnung will einer 
künftigen Reform des bürgerlichen Streitverfahrens nicht vor— 
greifen, fie will lediglich die Rechtspflege den durch die Ein— 
berufungen zum Heeresdienſte herbeigeführten beſonderen Ver— 
hältniſſen anpaſſen und iſt für die künftige Geſtaltung der 


1) Wegen Einzelheiten kann auf die vom Verfaſſer beſorgte 
Textausgabe mit Anmerkungen und amtlicher Begründung verwieſen 
werden, die im Verlage von Franz Vahlen in Berlin W. 9 erſchienen 
iſt (115 Seiten 8 0. 


Dinge nicht präjudizierlicher als irgendeine andere auf dem 
Gebiete des Rechts- und Wirtſchaftslebens getroffene Kriegs⸗ 
maßnahme. 

Der durchaus praktiſche und vorübergehende Zweck der 
Neuerungen iſt auch beſtimmend geweſen für den Weg, auf 
dem die Verordnung die erforderliche Entlaſtung erreichen will. 
Die Verordnung nimmt ihren Ausgangspunkt mehr von der 
tatſächlichen Handhabung der Verfahrensvorſchriften als von 
den theoretiſchen Grundlagen des Prozeßrechts. Um tiefere 
Eingriffe in den Gang der Rechtspflege, wie er ſich unter der 
Herrſchaft des geltenden Rechtes tatſächlich ausgeſtaltet hat, 
zu vermeiden, leiſtet fie Verzicht auf eine folgerichtige Turd- 
führung einfacher Grundgedanken, ſcheut fie nicht davor zurück, 
über Grundſätze des Prozeßrechts hinwegzugehen, two die ge: 
richtliche Praxis dieſe Grundgedanken ſchon jetzt im Drange der 
Geſchäfte häufig nur noch der Form, nicht dem Weſen nach 
zu beobachten in der Lage war. 

Bei der Wahl der Maßregeln, die für eine Entlaſtung 
der Gerichte in Frage kommen konnten, mußte die Verordnung 
die gegenwärtig beſtehende Verteilung der Geſchäfte auf Amts— 
gerichte und Landgerichte möglichſt zu erhalten ſuchen. Denn 
nur auf dieſe Weiſe war einerſeits zu erreichen, daß die Ent 
laftung den verſchiedenen Arten der Gerichte möglichſt gleich— 
mäßig zugute kommt, andererſeits aber auch zu vermeiden, daß 
in die Organiſation und die Verhältniſſe der Rechtsanwaltſckhaft 
tiefer als notwendig eingegriffen wird. 

Auch die äußere Form, in welche die Neuerungen gekleidet 
worden find, bekundet den vorübergehenden Zweck der Ver— 
ordnung. Wie bei früheren für die Kriegszeit getroffenen geſetz 
lichen Anordnungen iſt die Form eines Sondergeſetzes gewählt, 
ſo daß die Zivilprozeßordnung und die Koſtengeſetze nicht 
förmlich geändert werden. Welche Abweichungen von dem 
bisherigen Verfahren ſich im einzelnen für die Ordnung der 
bürgerlichen Streitgerichtsbarkeit aus den Vorſchriſten der Tr: 
ordnung ergeben, bleibt der praktiſchen Handhabung überlaſſen. 

Die Überſicht über die Vorſchriften der Verordnung, die 
insgeſamt 31 Paragraphen umfaßt, iſt durch Uberſchriften er 
leichtert. Hiernach gliedert ſich die Verordnung in folgende 
Abſchnitte: Mahnverfahren vor den Landgerichten (8$ 1 bis 12) 
Mahnverfahren vor den Amtsgerichten (SS 13 bis 17), Sühne⸗ 
verſuch und Verfahren in geringfügigen Sachen ($$ 18 bis 220, 
Mündliche Verhandlung ($ 23), Urteil (SS 24 bis 26), Ju 
ſtändigkeit (5 27), Armenrecht ($ 28), Schlußvorſchriften (53 2° 
bis 31). Es empfiehlt ſich, in der Beſprechung dieſer An— 
ordnung zu folgen. 


Notwendiges Mahnverfahren (8$ 1 bis 17. 

Als ein Mittel, die Geſchäftslaſt der Gerichte zu erleichtern, 
iſt die Einführung eines Zwanges zur vorgängigen Beſchreitung 
des Mahnverfahrens ſchon ſeit längerer Zeit vielfach empfohlen 
worden. Dabei wird insbeſondere darauf hingewieſen, daß die 
wrründlihe Verhandlung bei den ſogenannten Verſäumnisſachen 
in der Regel nur formelle Bedeutung habe und fomit eine 
ſchriftliche Erledigung ſolcher Streitſachen, wie fie im Mabn⸗ 
verfahren ermöglicht wird, keinen Bedenken unterliege. Die 
Verordnung erblickt in der Einführung eines notwendigen Mahn⸗ 
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verfahrens ein wirkſames Mittel, die Zahl der mündlichen 
Verhandlungen in Verſäumnisſachen zu vermindern, was eine 
erhebliche Entlaſtung nicht nur der Richter und Rechtsanwälte, 
ſondern auch der Gerichtsſchreibereien bedeuten würde. 

Die Zivilprozeßordnung läßt das Mahnverfahren, deſſen 
Durchführung den Amtsgerichten obliegt, ſchon jetzt auch bei 
Anſprüchen zu, die zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehören. 
Deshalb hätte es nahegelegen, vorzuſchreiben, daß Anſprüche 
jeder Höhe, die im Mahnverfahren verfolgbar ſind, zunächſt in 
dieſem Verfahren geltend gemacht werden müſſen. Mit einer 
ſolchen Regelung würde man aber die Landgerichte einſeitig 
zugunſten der Amtsgerichte entlaſtet haben. Man würde ferner 
den bei den Landgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälten einen 
Teil der bisher von ihnen erledigten Geſchäfte entzogen und 
den amtsgerichtlichen Anwälten zugeführt haben, was namentlich 
für ländliche Verhältniſſe einen erheblichen Eingriff in die 
Organiſation der Rechtsanwaltſchaft bedeutet haben würde. Man 
würde aber zugleich wegen der im Falle des Widerſpruchs 
notwendigen Verweiſung des Rechtsſtreits an das Landgericht 
die Arbeitserſparnis durch eine Vermehrung des Schreibwerkes 
und der Aktenbewegung verringert haben. Die Verordnung 
nimmt deshalb bei Anſprüchen, die zur Zuſtändigkeit der Land— 
gerichte gehören, von einem Zwang zur vorgängigen Be: 
ſchreitung des amtsgerichtlichen Mahnverfahrens Abſtand und 
ſieht ſtatt deſſen ein beſonderes landgerichtliches Mahnverfahren 
vor. Dieſer Weg bot zugleich den Vorteil, daß die Möglichkeit 
der alsbaldigen Beſchreitung eines dem Anwaltszwang unter: 
liegenden Verfahrens beibehalten wird, eines Verfahrens, bei 
dem die Erhebung unbegründeter und lediglich der Verſchleppung 
dienender Einwendungen ſchon durch die mit der Beſtellung 
eines Rechtsanwalts verbundenen Koſten weſentlich erſchwert 
iſt. Die Ausſonderung der nicht ſtreitigen Sachen wird alſo 
im landgerichtlichen Mahnverfahren gründlicher erfolgen, als 
im amtsgerichtlichen Mahnverfahren erwartet werden könnte. 


Mahnverfahren vor den Landgerichten (SS 1 bis 12). 


Das Mahnverfahren vor den Landgerichten iſt in ſeiner 
Ausgeſtaltung im weſentlichen den Vorſchriften der Zivilprozeß— 
ordnung über das amtsgerichtliche Mahnverfahren (SS 688 ff.) 
nachgebildet. Gegen den Beklagten wird ein Zahlungsbefehl 
erlaſſen, der nach Ablauf einer beſtimmten Friſt, wenn Wider⸗ 
ſpruch nicht erhoben wird, für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
wird. Wird Widerſpruch erhoben, fo kommt der Rechtsſtreit 
zur mündlichen Verhandlung. Abgeſehen von nicht unweſent— 
lichen Abweichungen in Einzelheiten, iſt aber beſonders zu be— 
achten, daß das landgerichtliche Mahnverfahren nicht, wie das 
amtsgerichtliche Mahnverfahren, ein dem ordentlichen Ver— 
fahren gewiſſermaßen vorgelagertes beſonderes Verfahren dar— 
ſtellt. Das landgerichtliche Mahnverfahren iſt vielmehr lediglich 
eine Abart des ordentlichen landgerichtlichen Verfahrens, ein 
Teil des Rechtsſtreits ſelbſt, der ſich nur nicht in mündlicher, 
ſondern in ſchriftlicher Verhandlung abſpielt. 

Nach wie vor wird das Verfahren vor den Landgerichten 
durch Einreichung einer Klageſchrift in Gang geſetzt (S 1). 
Betrifft die Klageſchrift lediglich einen im Mahnverfahren ver: 
folgbaren Anſpruch ($ 688 ZPO.), fo ſoll der Vorſitzende, ſtatt 
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Termin zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen, zunächſt 
einen bedingten Zahlungsbefehl erlaſſen. Der Zahlungsbefehl 
wird auf die Urſchrift der Klage oder auf ein damit zu ver⸗ 
bindendes Blatt geſetzt ($ 3 Abſ. 3). Für die Zuſtellung der 


mit dem Zablungsbefeble verſehenen Klage hat der Kläger zu 


ſorgen (§S 4 Satz 1). Die Friſt für den Widerſpruch iſt nicht, 
wie im amtsgerichtlichen Mahnverfahren, eine geſetzliche, ſondern 
eine richterliche Friſt. Sie iſt von dem Vorſitzenden in dem 
Zahlungsbefehle feſtzuſetzen und den Vorſchriften über die Zu⸗ 
laſſungsfriſt entſprechend zu bemeſſen (8 3 Abſ. 1). Damit die 
Koſten des Verfahrens in dem Zahlungsbefehl berüdfichtigt 
werden können, iſt vorgeſchrieben, daß der Klage eine Berechnung 
der Koſten beigefügt werden ſoll, deren Erſtattung der Kläger 
verlangt (S 1 Abſ. 2). 

Um eine Verzögerung ſtreitiger Sachen tunlichſt zu ver⸗ 
meiden, iſt vorgeſchrieben, daß von dem Erlaſſe des Zahlungs: 
befehls abgeſehen werden ſoll, wenn der Kläger glaubhaft macht, 
daß der Beklagte den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage 
einlaſſen werde (§S1 Abſ. 1 Satz 2). Als Mittel der Glaub: 
haftmachung werden insbeſondere Briefe in Frage kommen. In 
Fällen dieſer Art hat der Vorſitzende alsbald Verhandlungs⸗ 
termin anzuberaumen. 

Ehe der Vorſitzende einen Zahlungsbefehl erläßt, hat er 
zu prüfen, ob die Klageſchrift den geſetzlichen Erforderniſſen 
(S 253 Abſ. 2 ZPO.) entſpricht und ob ſich nicht aus ihrem 
Inhalt ergibt, daß die Klage oder der Koſtenanſpruch ganz oder 
teilweife unbegründet iſt. Dieſe Prüfung iſt in prozeſſualer 
Hinſicht auf alle von. Amts wegen zu berückſichtigenden Um: 
ſtände zu erſtrecken, insbeſondere die Parteifähigkeit, die Prozeß 
fähigkeit, die Vertretungsmacht eines geſetzlichen Vertreters und 
die Zuläſſigkeit der Rechtsverfolgung eines Ausländers. In 
materieller Hinſicht ſoll ſich die Prüfung nicht, wie bei der Ent— 
ſcheidung über den Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils 
($ 331 3P O.), darauf erſtrecken, ob das tatſächliche Vorbringen 
der Klageſchrift den Antrag rechtfertigt, ſondern nur auf die 
Frage, ob der Anſpruch nicht nach dem Inhalte der Klageſchrift 
ganz oder teilweiſe nicht begründet iſt (vgl. $ 691 Abſ. 1 ZPO.). 

Erachtet der Vorſitzende auch nur einen Teil der Klage 
oder des Koſtenanſpruchs nicht' für begründet, ſo ſoll er nicht 
ohne weiteres die Klage mit der Terminsbeſtimmung verſehen, 
ſondern zunächſt den Kläger hören, um ihm Gelegenheit zu 
geben, den Anſtand, falls möglich, zu beſeitigen, oder die Klage 
zurückzunehmen. Wird der Mangel beſeitigt, ſo kann nunmehr 
der Zahlungsbefehl erlaſſen werden. Andernfalls iſt Per: 
handlungstermin zu beſtimmen, damit der Kläger Gelegenheit 
hat, eine gerichtliche Entſcheidung über ſeinen Anſpruch herbei— 
zuführen. 

Eine Anfechtung der Entſcheidungen des Vorſitzenden findet 
nicht ſtatt (S 10). Der Beklagte iſt durch die Möglichkeit des 
Widerſpruchs gegen den Zahlungsbefehl hinreichend geſchützt. 
Wird der Zahlungsbefehl nach 82 nicht erlaſſen, fo wird über 
den in der Klage geltend gemachten Anſpruch mündlich ver— 
handelt und vom Gericht entſchieden. Hierdurch und durch die 
Zulaſſung der ſofortigen Beſchwerde gegen die Verſagung des 
Vollſtreckungsbefehls (§ 8 Abſ. 2) ſind auch die Intereſſen des 
Klägers hinreichend gewahrt. 
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Die Zuftellung einer mit dem Zahlungsbefehle verſehenen 
Klage hat die Wirkungen, die mit der Zuſtellung einer mit 
der Terminsbeſtimmung verſehenen Klage verbunden ſind 
(5 4 Satz Y. Sie begründet alſo insbeſondere die Rechts⸗ 
hängigkeit der Streitſache. 

Der Beklagte kann, wie im amtsgerichtlichen Mahnver⸗ 
fahren, Widerſpruch erheben, ſolange der Vollſtreckungsbefehl 
nicht verfügt iſt. Doch bedarf der Widerſpruch der Schriftform 
(5 5 Abſ. 1 Satz 2). Die Erklärung des Widerſpruchs zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers iſt nicht zugelaſſen. Daraus 
ergibt ſich mit Rückſicht auf 8 78 3PO., daß der Widerſpruch 
im Verfahren vor den Landgerichten dem Anwaltszwang unter⸗ 
liegt. Auf die Notwendigkeit anwaltſchaftlicher Vertretung muß 
der Beklagte im Zahlungsbefehl ausdrücklich hingewieſen werden 
($ 3 Abſ. 2). 

Die Wirkung des rechtzeitig erhobenen Widerſpruchs iſt die 
gleiche, wie im amtsgerichtlichen Mahnverfahren: der Zahlungs⸗ 
befehl verliert ſeine Kraft, d. h. es kann Vollſtreckungsbefehl 
nicht erlaſſen werden, doch bleibt der Rechtsſtreit anhängig (8 6). 
Zu ſeiner Erledigung bedarf es nunmehr einer mündlichen Ver⸗ 
handlung. Termin dazu wird — abweichend von der Regelung 
im amtsgerichtlichen Mahnverfahren — von Amts wegen be⸗ 
ſtimmt, die Parteien werden von Amts wegen geladen, die 
Ladungsfriſt beträgt mindeſtens 3 Tage. Mit dieſer Regelung 
will die Verordnung unnötigen Verzögerungen und Weiterungen 
vorbeugen. 

Der Vollſtreckungsbefehl wird wie im amtsgerichtlichen 
Mahnverfahren vom Gerichtsſchreiber verfügt ($ 8). Er wird 
auf die vom Kläger einzureichende, mit dem Zahlungsbefehle 
verſehene Urſchrift der Klage geſetzt. Die Zuſtellung der Klage 
bat der Kläger nachzuweiſen. Will der Gerichtsſchreiber dem 
Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls nicht entſprechen, 
ſo hat er das Geſuch nach Anhörung des Klägers dem Gericht 
zur Entſcheidung vorzulegen. Gegen den Beſchluß des Gerichts, 
durch welchen der Antrag zurückgewieſen wird, findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt (8 8 Abſ. 2). 

Der Vollſtreckungsbefehl ſteht wie im amtsgerichtlichen 
Mahnverfahren einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten, auf 
Verſäumnis erlaſſenen Endurteil gleich ($ 9 Satz 1). Von einer 
Sicherheitsleiſtung des Klägers iſt die Vollſtreckung nicht ab⸗ 
hängig zu machen. Der Vollſtreckungsklauſel (3 725 3 PO.) 
bedarf der Vollſtreckungsbefehl nur, wenn die Zwangsvollſtreckung 
für einen anderen als den in dem Befehle bezeichneten Gläubiger 
oder gegen einen anderen als den im Befehle bezeichneten Schuldner 
erfolgen ſoll (§ 796 Abſ. 1, 88 728, 729, 738, 742, 744, 
745, 749 ZPO.) Für die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls 
hat der Kläger zu ſorgen. Gegen den Vollſtreckungsbefehl ſteht 
dem Beklagten der Einſpruch nach 55 339 bis 346 ZPO. zu 
89 Satz 2). 

Einige beſondere Vorſchriften gelten für das landgerichtliche 
Mahnverfahren, wenn die eingereichte Klage im Urkunden⸗ oder 
Wechſelprozeß (55 592 ff. ZPO.) erhoben wird (8 11). In 
dieſem Falle iſt das Mahnverfahren eine Abart des Urkunden⸗ 
oder Wechſelprozeſſes, die ſich von ihm dadurch unterſcheidet, 
daß nicht mündlich, ſondern zunächſt ſchriftlich verhandelt wird. 
Im einzelnen gelten folgende Beſonderheiten. 
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Während nach § 593 Abſ. 2 ZPO. die Urkunden, durch 
deren Vorlegung der Kläger Beweis antreten will, auch einem 
vorbereitenden Schriftſatze beigefügt werden können, ſchreibt 
§ 11 Nr. 1 vor, daß die Urkunden der Klage in Urſchrift oder 
in Abſchrift beigefügt und in Abſchrift mit der Klage zugeſtellt 
werden ſollen. Dieſe Vorſchrift verfolgt den Zweck, daß der 
Beklagte durch den Kläger in den Stand geſetzt wird, die 
Urkunden zu prüfen, ſobald ihm die mit dem Zahlungsbefeble 
verſehene Klage zugeſtellt wird. Von dieſer Prüfung wird es 
nämlich vielfach abhängen, ob Widerſpruch erhoben werden 
ſoll, oder nicht. 

Nach § 597 Abſ. 2 ZRO. iſt im Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
prozeß die Statthaftigkeit der gewählten Prozeßart von Amts 
wegen zu prüfen. Einer ſolchen Prüfung ſoll es, ſolange ſich 
der Rechtsſtreit im Mahnverfahren abſpielt, nicht bedürfen 
(§ 11 Nr. 2). Insbeſondere kann der Erlaß des Zahlungs⸗ 
befehls oder des Vollſtreckungsbefehls nicht aus dem Grunde 
verweigert werden, weil die Zuläſſigkeit der gewählten Prozeßart 
nicht dargetan ſei. Deshalb brauchen auch die Urſchriften der 
Urkunden — abweichend von der Regelung bei dem mündlichen 
Verſäumnisverfahren — dem Gericht nicht vorgelegt zu werden. 

Der Beklagte kann den Widerſpruch auf den Antrag 
beſchränken, ihm die Ausführung ſeiner Rechte vorzubehalten 
(vgl. 8 599 ZPO). In dieſem Falle iſt der Vollſtreckungs⸗ 
befehl von dem Gerichtsſchreiber unter dieſem Vorbehalte zu 
erlaſſen. Der Antrag unterliegt, wie der Widerſpruch überhaupt, 
dem Anwaltszwange. 
ſeiner Rechte vorbehalten, ſo bleibt der Rechtsſtreit im ordentlichen 
Verfahren anhängig (8 600 3PO.). Der Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung des Rechtsſtreits in dieſem Verfahren wird 
gemäß § 7 von Amts wegen beſtimmt, die Parteien ſind von 
Amts wegen zu laden. 

Bleibt der Rechtsſtreit infolge unbeſchränkten Widerſpruche 
des Beklagten im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß anhängig, fo 
beträgt die Ladungsfriſt mindeſtens 24 Stunden, dieſe Friſt 
erſcheint als ausreichend, weil nach § 176 ZPO. nicht die 
Partei ſelbſt, ſondern der von ihr beſtellte, bei dem Prozeß⸗ 
gerichte zugelaſſene Rechtsanwalt zu laden iſt. 

Die Vorſchrift des 8 12 regelt ſchließlich die im land⸗ 
gerichtlichen Mahnverfahren zum Anſatz kommenden Gerichts⸗ 
und Anwaltsgebühren. Die Verordnung hat dabei, um möglichſt 
wenig in die zur Zeit beſtehenden Verhältniſſe einzugreifen, 
zum Ausgangspunkt genommen, daß im ſchriftlichen Mahn⸗ 
verfahren die gleichen Gebühren Platz greifen ſollen, wie im 
mündlichen Verſäumnisverfahren. Deshalb gilt die Entſcheidung 
über den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls im Sinne 
des Gerichtskoſtengeſetzes als Entſcheidung über den Antrag 
auf Erlaß des Verſäumnisurteils. Und der Antrag auf Erlaß des 
Vollſtreckungsbefehls ſelbſt gilt im Sinne der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte als ein in nicht kontradiktoriſcher Verhand⸗ 
lung geftellter Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils. An 
Gerichtsgebühren wird alſo für die Entſcheidung über den An⸗ 
trag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls gemäß § 18 Nr. 3 
Gaz. die volle Gebühr (8 8 GRG.), im Urkunden und 
Wechſelprozeß ſechs Zehntel der vollen Gebühr (8 25 GKG.) 
als Entſcheidungsgebühr erhoben. Den Rechtsanwälten ſtehen 
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im landgerichtlichen Mahnverfahren folgende Gebühren zu: die 
Prozeßgebühr des § 13 Nr. 1 RAGebdO., einerlei, ob der 
Rechtsanwalt Prozeßbevollmächtigter des Klägers oder des Be— 
klagten iſt. Die Gebühr iſt im ordentlichen Verfahren die volle 
Gebühr ($ 9 RAGEbO.), im Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe 
ſechs Zehntel der vollen Gebühr ($ 19 RAGebO.). Dem 
Rechtsanwalt des Beklagten ſteht neben der Prozeßgebühr eine 
beſondere Gebühr für den Widerſpruch nicht zu. Dem Rechts⸗ 
anwalt des Klägers ſteht für den Antrag auf Erlaß des Noll: 
ſtreckungsbefehls eine Verhandlungsgebühr zu. Sie beläuft ſich 
im ordentlichen Verfahren auf fünf Zehntel der vollen Gebühr 
($8 9, 16 RAGebD.), im Urkunden: und Wechſelprozeß auf drei 
Zehntel der vollen Gebühr (§§ 9, 16, 19 Satz 2 RAGebbd.). 

Eine beſondere, für das mündliche Verſäumnisverfahren 
nicht vorgeſehene gerichtliche Gebühr wird für den Erlaß eines 
Zablungsbefehls erhoben. Dies erſcheint gerechtfertigt, weil der 
Erlaß des Zablungsbefehls in gewiſſem Sinne als eine richter— 
liche Entſcheidung anzuſehen iſt. Die Gebühr beläuft ſich im 
ordentlichen Verfahren wie im Urkunden- und Wechſelprozeß 
auf zwei Zehntel der vollen Gebühr (8 8 GKG.). Sie wird 
auf ſpätere Gebühren des Rechtsſtreits, insbeſondere auf die 
bei Erlaß des Vollſtreckungsbefebls zuſtebende Gebühr, in voller 
Höbe angerechnet. 

Da das landgerichtliche Mahnverfahren kein von dem im 
Falle des Widerſpruchs nachfolgenden Verfahren unabhängiges 
und ſelbſtändiges Verfahren, ſondern einen Teil des durch die 
Zuſtellung der Klage nebſt Zahlungsbefehl anhängig gewordenen 
Rechtsſtreits bildet, jo bedurfte es einer dem § 698 ZPO. 
entſprechenden Vorſchrift, wonach die Koſten des Mahnverfahrens 
im Falle der rechtzeitigen Erhebung des Widerſpruchs als ein 
Teil der Koſten des entſtehenden Rechtsſtreits anzuſeben 
ſind, nicht. 


Mahnverfahren vor den Amtsgerichten (SS 13 bis 17). 


Während die Verordnung, um unnötige Eingriffe in die 
beſtehende Organiſation der Rechtspflege zu vermeiden, ſich 
genötigt ſah, für die an das Landgericht gelangenden Klage— 
ſachen ein eigenes landgerichtliches Mahnverfahren in die Wege 
zu leiten, konnte fie ſich binſichtlich der Anſprüche, die zur Zu— 
ſtändigkeit der Amtsgerichte gehören, im weſentlichen auf einen 
Zwang zur vorgängigen Beſchreitung des amtsgerichtlichen 
Mabnverfahrens, alſo einer ſchon jetzt beſtehenden Verfahrensart, 
beſchränken. Inſoweit beſtand zur Einführung eines beſonderen 
Verfahrens kein Bedürfnis, weil die geſchäftliche Behandlung 
der Streitſachen auch ohnedies in der Hand der gleichen Or— 
gane verbleibt, denen ſie bisher oblag. 

Die Verordnung ſtellt ſonach im § 13 den Grundſatz auf, 
daß ein Anſpruch, der zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehört, 
zunächſt im Mahnverfahren geltend gemacht werden ſoll, wenn 
es gemäß § 688 ZPO. zuläſſig iſt. Dieſer Grundſatz läßt 
aber die Vorſchriften der SS 500, 510% ZWEI. unberührt, wo— 
nach an ordentlichen Gerichtstagen, wenn beide Parteien er— 
ſcheinen, und im Sübneverfahren, die Klage durch mündlichen 
Vortrag erhoben werden kann. Denn in dieſen Fällen würde 
die vorgängige Beſchreitung des Mahnverfahrens zwecklos ſein. 
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Ferner ſoll ein Zwang zur vorgängigen Beſchreitung des 
Mahnverfahrens nicht Platz greifen, wenn der Kläger glaubhaft 
macht, daß der Beklagte den Anſpruch beſtreiten und ſich auf 
die Klage einlaſſen werde (8 14 Ab. 1). In allen anderen 
Fällen dagegen ſoll eine bei dem Amtsgerichte der Vorſchrift 
des § 13 zuwider angebrachte Klage als Geſuch um Erlaß des 
Zahlungsbefehls gelten, wenn die Klage lediglich auf einen im 
Mahnverfahren verfolgbaren Anſpruch ($ 688 ZPO.) gerichtet 
iſt (§S 14 Abſ. 1). 

Eine ſolche Klage iſt alſo vom Amtsrichter nicht mit der 
Terminsbeſtimmung, ſondern mit einem Zahlungsbefehl zu ver⸗ 
ſehen, ſofern die Vorausſetzungen für den Erlaß eines ſolchen 
auch im übrigen gegeben find ($ 691 3PO.). Kann ein 
Zahlungsbefehl nicht erlaſſen werden, ſo iſt auf die Klage Termin 
zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen ($ 14 Abſ. 5). Denn 
dem Kläger kann der Weg zu einer auf Grund mündlicher Ver: 
handlung ergehenden Entſcheidung über den in der Klage geltend 
gemachten Anſpruch nicht wohl verſperrt werden. Entſprechend 
dem § 1 Abſ. 2 iſt vorgeſchrieben, daß der Klage eine Berechnung 
der Koſten beigefügt werden ſoll, deren Erſtattung der Kläger 
verlangt (§S 14 Abſ. 2). Dies iſt notwendig, um die Berüd- 
ſichtigung der Koſten im Zahlungsbefeble zu ermöglichen. Der 
Zablungsbefehl wird im Falle der Einbringung einer Klage 
nicht beſonders ausgeſtellt, ſondern in abgekürzter Form auf die 
Klageſchrift oder auf ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. 
Die Zuſtellung der mit dem Zahlungsbefehle verbundenen Klage, 
die von Amts wegen bewirkt wird (S 693 Abſ. 1 3PO.), hat 
die Wirkungen der Zuſtellung eines Zahlungsbefebls (§ 693 
Abſ. 2 bis 4 ZPO.), nicht einer Klage (S 14 Abſ. ). 

Aus dieſer Regelung ergibt ſich, daß im Verfahren vor 
den Amtsgerichten das durch Einreichung einer Klage in Gang 
geſetzte Mahnverfahren ein Mahnverfahren im bisberigen Sinne, 
ein dem ordentlichen Streitverfahren gewiſſermaßen vorgelagertes 
beſonderes Verfahren iſt. Auf dieſes Verfahren finden alſo, 
ſoweit ſich nicht abweichendes aus § 14 ergibt, die Vorſchriften 
der SS 688 ff. ZPO. Anwendung. 

Eine wertvolle Ergänzung erhält das amtagerichtliche 
Mahnverfahren durch die Möglichkeit, in den Urkunden- und 
Wechſelprozeß überzugehen (SS 15, 16). Die Abſicht, im Falle 
des Widerſpruchs in dieſer Prozeßart zu verhandeln, muß dem 
Mahnbeklagten ſchon im Zablungsbefehl angekündigt werden. 
zu dieſem Zwecke wird der Zahlungsbefehl auf Antrag des 
Klägers als Urkunden: oder als Wechſel-Zahlungsbefehl be: 
zeichnet (S 15 Nr. 1). Dieſer Antrag gilt im Falle der Ein: 
reichung einer Klage (§ 14 Abſ. 1) als geſtellt, wenn die Klage 
die Erklärung enthält, daß im Urkunden oder Wechſelprozeſſe 
geklagt werde (§ 593 Abſ. 1, § 601 Abſ. 1 3PO., 8 15 
Nr. 2 WO.) 

Die Bezeichnung des Zahlungsbefehls als Urkunden: oder 
als Wechſel⸗Zahlungsbefehl bat die Wirkung, daß die Klage, 
wenn rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, nicht, wie nach 
§ 696 ZPO., als im ordentlichen Verfahren, ſondern als im 
Urkunden: oder Wechſelprozeß erhoben anzuſehen tt (§ 16 Nr. J). 
Im übrigen gelten für das Urkunden- und Wechſel-Mahn⸗ 
verfahren noch folgende beſondere Vorſchriften: 
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Der Natur des Verfahrens als einer ſchleunigen Prozeß⸗ 
art entſprechend iſt die Widerſpruchsfriſt nicht allgemein 
auf eine Woche bemeſſen, wie im gewöhnlichen Mahnverfahren 
(5 692 ZPO.). Vielmehr iſt die Widerſpruchsfriſt hier eine 
im Zahlungsbefehl feſtgeſetzt. 
Ihre Dauer entſpricht der Einlaſſungsfriſt, d. h. dem Mindeſt⸗ 
maße der Einlaſſungsfriſt (88 499, 226, 604 Abſ. 2 ZPO., S 16 
Nr. 2). Die Widerſpruchsfriſt kann auf Antrag des Klägers ab⸗ 
gekürzt werden, wenn erhebliche Gründe glaubhaft gemacht werden 
Einige weitere Beſonderheiten des 
Urkunden⸗ und Wechſel⸗Mahnverfahrens entſprechen der Regelung, 
die im § 11 Nr. 1 bis 4 für das landgerichtliche Mahnverfahren 
Die Urkunden, mit denen der Kläger 
gegebenenfalls Beweis antreten will, ſollen in Urſchrift oder in 
Abſchrift dem Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls oder der 
Klage beigefügt und in Abſchrift mit dem Zahlungsbefehle zu⸗ 
Die Prüfung der Statthaftigkeit 


richterliche Friſt. Sie wird 


($ 224 Abſ. 2 ZPO). 


getroffen worden iſt: 


geſtellt werden (§ 16 Nr. 3). 
der Prozeßart bleibt auch hier dem im Falle des Widerſpruchs 
oder Einſpruchs ſtattfindenden mündlichen Verfahren vorbehalten 
(5 16 Nr. 4). Der Beklagte kann den Widerſpruch gegen den 
Zahlungsbefehl auf den Antrag beſchränken, ihm die Ausführung 
ſeiner Rechte vorzubehalten ($ 16 Nr. 5). 


friſt kürzer ift als 3 Tage ($ 16 Nr. 6). 

| Wenn dieſe Ausgeſtaltung des amtsgerichtlichen Mahn⸗ 
verfahrens, wie im Intereſſe der Geſchäftslaſt zu hoffen i, 
dazu führen wird, daß künftig ein erheblicher Teil der bisher 


mündlich verhandelten Verſäumnisſachen im Mahnverfahren ſeine 


Erledigung findet, ſo läßt ſich nicht verkennen, daß damit ein 
gewiſſer Ausfall an gerichtlichen und außergerichtlichen Gebühren 
verbunden ſein würde, wenn die bisher geltenden Gebührenſätze 
aufrechterhalten blieben. Soweit es ſich um die Gerichts⸗ 
gebühren handelt, hat die Verordnung keine Bedenken getragen, 
die früheren Sätze aufrechtzuerhalten. Sie will dieſe an ſich 
ſchon geringen Sätze aber auch im Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
Mahnverfahren angewendet ſehen. 

Hinſichtlich der Anwaltsgebühren hat die Verordnung hin⸗ 
gegen geglaubt, eine allgemeine Erhöhung der im Mahnverfahren 
zuſtehenden Gebühren vornehmen zu müſſen, um einen gewiſſen 
Ausgleich gegenüber den durch das notwendige Mahnverfahren 
herbeigeführten Anderungen zu ſchaffen. Gleichzeitig war auch 
in Betracht zu ziehen, daß für die bei den Amtsgerichten 
tätigen Rechtsanwälte ein gewiſſer Ausfall an Gebühren infolge 
der Vorſchrift im 8 19 Nr. 1 eintreten wird, wonach in gering⸗ 
fügigen Streitſachen Anwaltskoſten nicht mehr unbedingt er⸗ 
ſtattungsfähig find. 

Der § 17 ſieht deshalb eine Erhöhung der den Rechts⸗ 
anwälten nach § 38 RAGebd. im amtsgerichtlichen Mahn⸗ 
verfahren zuſtehenden Gebühren vor. Bisher erhielt der Rechts⸗ 
anwalt die Sätze des 8 9 RAGebd. (Prozeßgebühr) für die 
Vertretung des Gläubigers, zwei Zehntel der Sätze des § 9 
für die Erhebung des Widerſpruchs. Auf die in dem nach⸗ 
folgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr wurde die erſtere 
Gebühr zu ſieben Zehnteln, die letztere Gebühr voll angerechnet. 
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Ein ſolcher Antrag 
hat die gleiche Bedeutung wie im landgerichtlichen Mahn⸗ 
verfahren ($ 11 Nr. 3). Schließlich iſt die Ladungsfriſt gegen⸗ 
über dem $ 696 Abſ. 2 ZPO. abgekürzt, ſoweit die Einlaſſungs⸗ 


16. 1915. 


Der § 17 der Verordnung ſieht eine Vermehrung der 
Gebühren um fünf Zehntel für die Erwirkung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls vor. Andrerſeits ordnet er an, daß die Prozeß⸗ 
gebühr für die Erwirkung des Zahlungsbefehls auf die in dem 
nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr nicht nur zu 
ſieben Zehnteln, ſondern voll angerechnet wird. In der Faſſung 
lehnt ſich die Vorſchrift an die frühere Faſſung der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte (RGBl. 1898 S. 692) an. 

Im Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren ſoll der Rechts⸗ 
anwalt, entſprechend dem § 19 RAGebdO., nur ſechs Zehntel 
der im ordentlichen Mahnverfahren zuſtehenden Gebühren er⸗ 
halten (§ 17 Abſ. 3). 


Sühneverſuch und Verfahren in geringfügigen 
Sachen (§§ 18 bis 22). 

Unter den Vorſchlägen, die zur Umgeſtaltung des bürger⸗ 
lichen Streitverfahrens gemacht worden ſind, hat die Forderung 
einer Neubelebung des Sühneverfahrens in wachſendem Maße 
Anklang gefunden. Erſt unlängſt hat ſich unter der Führung 
von Juſtizrat Bamberger, Oberlandesgerichtsrat N. Deinhardt, 
Amtsgerichtsrat Gräf, Notar K. W. Lütkemann, Landgerichtsrat 
Mangler, Liz. Dr. Mumm eine Vereinigung von Freunden des 
Güteverfahrens gebildet, die es ſich zum Ziel geſetzt hat, eine 
allgemeine und dauernde Regelung des Güteverfahrens vorzu⸗ 
bereiten und für die Zeit des Krieges eine vorläufige Regelung 
anzubahnen. Dieſe Beſtrebungen ſind auch in der diesjährigen 
Auguſttagung des Reichstags in einem Antrag der Kommiſſion 
für den Reichshaushaltsetat (Nr. 113 der Druckſachen von 
1914/15) zum Ausdruck gekommen. Die Reſolution geht dahin: 

Die verbündeten Regierungen zu erſuchen, auf Grund 
des Geſetzes über wirtſchaftliche Maßnahmen vom 
4. Auguſt 1914 eine Verordnung über das Güteverfahren 
in den Rechtsſtreitigkeiten, die vor die Amtsgerichte gehören, 
zu erlaſſen. 

Der Antrag wurde in der Sitzung vom 25. Auguſt 1915 
angenommen, nachdem er von dem Abgeordneten Mumm be⸗ 
fürwortet worden war und nachdem der Staatsſekretär des 
Reichs⸗Juſtizamts, Dr. Lisco, mitgeteilt hatte, es ſchwebten zur 
Zeit Erwägungen, das Güteverfahren in größerem Umfange, 
als es bisher der Fall iſt, einzuführen (Sten B. 335). 

Die Ausſprache, die der Beſchlußfaſſung vorangegangen 
iſt, läßt nicht deutlich erkennen, welche Ausgeſtaltung des Güte⸗ 
verfahrens im einzelnen der Mehrheit des Reichstages vorgeſchwebt 
hat. Doch dürfte man etwa an das Vorbild der Einigungs⸗ 
ämter gedacht haben, die auf dem Gebiete der Miets⸗ und 
Hypothekenſtreitigkeiten gemäß Bundesratsverordnung, betreffend 
Einigungsämter, vom 15. Dezember 1914 (RGBl. S. 511) in 
Tätigkeit getreten ſind. Auch die Freunde des Güteverfahrens 
erſtreben wohl, ſoweit ihre allgemeinen Richtlinien erkennen laſſen, 
möglichſt eine Loslöſung des Güteverfahrens von dem eigentlichen 
Prozeßverfahren, ) was durch die Schaffung eigener Organe am 
wirkſamſten erreicht werden könnte. 


) Vgl. neuerlich: Lütkemann, Geſetzentwurf über prozeß⸗ 
vorbeugendes Güteverfahren. „Recht“ XIV Sp. 443. 

Siehe auch: Zeiler, Das Güteverfahren und die Beſtrebungen 
zu feiner Wiederbelebung, JW. 1915, 891. D. S. 


Be! 
PORT 
ter: 


en 


in 


angeordnet wird. 


44. Jahrgang. 

Die Verordnung ſieht davon ab, eine beſondere Organiſation 
ins Leben zu rufen. Wie ſehr auch die Notwendigkeit, alle 
Kräfte für die Durchführung des gegenwärtigen Krieges zu— 
ſammenzuhalten, bei auftretenden Rechtsſtreitigkeiten auf den 
Weg gütlicher Einigung hinweiſt, ſo wenig iſt die jetzige Lage, 
fo führt die Begründung?) aus, dazu angetan, zu dieſem Zweck 
tiefgreifende Anderungen vorzunehmen und durch eine Um⸗ 
geſtaltung der beſtehenden Organiſation oder die Einführung 
neuer Organe in die allgemeine Ordnung der Rechtspflege ein⸗ 
zugreifen. 

Aus dieſen Gründen beſchränkt ſich die Verordnung darauf, 
die vergleichsweiſe Erledigung der zu den Amtsgerichten ge⸗ 
langenden Streitſachen anzuregen und zu fördern. 

Als ein geeignetes Mittel zur Förderung von Vergleichen 
hat ſich die Verminderung der Gerichtskoſten erwieſen, die 
in der Bundesratsverordnung über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfriſten (RGBl. 1914, 359; 1915, 290) für den 
Fall der vergleichsweiſen Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten 
Danach werden die Gerichtsgebühren in 
dieſem Falle nur zur Hälfte, bei einem Streitwert bis zu 1004 
überhaupt nicht erhoben. Iſt dieſe Vorſchrift dem Abſchluſſe 
von Vergleichen ſehr förderlich geweſen, wenn andere Koſten 
als die Gerichtskoſten nicht in Frage kommen, ſo verſagt der 
in der Koſtenerſparnis liegende Anreiz, wo außergerichtliche Koſten 
entſtanden ſind, insbeſondere Anwaltskoſten, die bei geringfügigen 
Streitſachen den Betrag der Gerichtskoſten wie auch den Wert 


des Streitgegenſtandes um ein Vielfaches überſteigen können. 


Im Koſtenpunkte ſetzt die Verordnung deshalb den Hebel an, 
indem fie vorſchreibt, daß bei einem Streitwerte bis zu 50 & 
die Koſten eines Rechtsanwalts von der unterliegenden Partei 
nur zu erſtatten ſind, wenn die Zuziehung des Rechtsanwalts 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
notwendig war. Dies ſoll die Parteien veranlaſſen, in gering— 
fügigen Sachen wenn irgend möglich zunächſt einmal ſelbſt und 
ohne Rechtsbeiſtand bei Gericht zu erſcheinen und damit dem 
Gegner Gelegenheit zu einer perſönlichen Ausſprache zu geben. 
Scheidet die Koſtenfrage in geringfügigen Streitſachen regel— 
mäßig aus, ſo braucht die Anrufung des Gerichts von dem 
Beklagten nicht mehr in dem Maße als unfreundlicher Akt 
empfunden zu werden wie bisher und der Weg für eine güt— 
liche Verſtändigung der Parteien iſt beſſer geebnet. 

Wie zu hoffen iſt, wird die Ausſchaltung der Koſtenfrage 
bei geringfügigen Sachen dazu führen, daß künftig ein ſehr 
erheblicher Teil dieſer Rechtsſtreitigkeiten im erſten Termin durch 
Vergleich erledigt werden wird. Das würde für die Gerichte 
gegenüber dem jetzigen Zuſtand eine erhebliche Entlaſtung 
bedeuten. 

Um die auf eine gütliche Einigung hinzielenden Be— 
ſtrebungen tunlichſt zu fördern, legt die Verordnung im $ 18 
den Amtsgerichten ausdrücklich die Verpflichtung auf, in jedem 
Rechtsſtreit, wenn beide Parteien erſcheinen, vor Eintritt in die 
mündliche Verhandlung die Sühne zu verſuchen. Wie erwartet 
werden kann, wird dieſe Vorſchrift dazu beitragen, daß die 
Amtsgerichte dem Abſchluß von Vergleichen ihre beſondere Auf— 


9) Reichsanzeiger Nr. 215 vom 11. September 1915. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1069 


merkſamkeit zuwenden und ſich den oft recht mühſamen Sühne⸗ 
verhandlungen mit Geduld unterziehen werden. Was für dieſen 
Zweck an Zeit und Arbeit aufgewendet wird, macht ſich er⸗ 
fahrungsgemäß für alle Beteiligten bei einem glücklichen Er- 
gebnis vielfältig bezahlt. Aber auch für eine etwaige richterliche 
Entſcheidung werden eingehende Erörterungen dieſer Art eine 
zuverläſſige Grundlage bieten, weil hierbei die wirklichen In⸗ 
tereſſen und Meinungen der Parteien klarer zutage treten als 
bei einer förmlichen Verhandlung des Rechtsſtreits. 

Was in Beziehung auf die außergerichtlichen Koſten von 
dem Verfahren in geringfügigen bürgerlichen Sachen gilt, trifft 
auch für das Verfahren auf erhobene Privatklage zu. Auch 
hier wird deshalb die Erſtattungsfähigkeit von Anwaltskoſten 
auf den Fall beſchränkt, daß die Zuziehung des Rechtsanwalts 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
notwendig war (§ 19 Nr. 2). 

Eine Gefahr, daß infolge der Beſeitigung der unbedingten 
Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten künftig die Bearbeitung 
geringfügiger Streitſachen aus den Händen der Rechtsanwälte 
in die Hände von Konſulenten übergehen wird, dürfte nicht 
vorliegen. Die Verordnung ändert nichts an der grundſätzlichen 
Stellung, welche die Geſetzgebung den nicht zugelaſſenen Kon⸗ 
ſulenten gegenüber einnimmt. Soweit in einer Streitſache eine 
Vertretung der Partei nach den Umſtänden des Falles, ins⸗ 
beſondere wegen Entfernung ihres Wohnſitzes vom Gerichtsorte, 
überhaupt geboten war, find die dem Rechtsanwalt nach geſetz— 
licher Vorſchrift zuſtehenden Gebühren von der unterliegenden 
Gegenpartei zu erſtatten. 

Das Verfahren in geringfügigen Streitſachen wird ferner 
dadurch vereinfacht, daß die Zuläſſigkeit der Berufung und der 
Beſchwerde gegen Urteile und gegen Koſtenentſcheidungen von 
einem den Betrag von 50 & überſteigenden Werte des Be— 
ſchwerdegegenſtandes abhängig gemacht wird (SS 20 bis 22). 

Beſchränkungen dieſer Art ſieht ſchon das bisherige Recht 
in verſchiedenen Beziehungen vor. In bürgerlichen Streitſachen 
iſt die Zuläſſigkeit der Reviſion von dem Vorliegen einer Reviſions— 
ſumme von mehr als 4000 &, die Zuläſſigkeit der weiteren 
Beſchwerde gegen Koſtenentſcheidungen der Landgerichte von dem 
Vorliegen einer Beſchwerdeſumme von mehr als 50 & abhängig. 
Im Verfahren vor den Gewerbegerichten iſt die Berufung nur 
zuläſſig, wenn der Wert des Streitgegenſtandes 100 , über: 
ſteigt, im Verfahren vor den Kaufmannsgerichten iſt die Zu— 
läſſigkeit dieſes Rechtsmittels durch einen den Betrag von 300 M 
überſteigenden Wert des Streitgegenſtandes bedingt. Die Ver⸗ 
ordnung zur Entlaſtung der Gerichte läßt den Wert des Be— 
ſchwerdegegenſtandes entſcheiden und macht die Berufung gegen 
Urteile, wie die Beſchwerde gegen Koſtenentſcheidungen, von 
dem Vorliegen eines die Summe von 50 & überſteigenden 
Wertes des Beſchwerdegegenſtandes abhängig. Die Einſchränkung 
der Rechtsmittel hält ſich alſo in ziemlich engen Grenzen, namentlich 
auch im Vergleich zu dem früheren Landesrecht. | 

Dieſe Regelung, gegen die bei den Erörterungen über eine 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Streitverfahrens vielfach Bedenken 
erhoben worden ſind, wird vorausſichtlich auch jetzt nicht un— 
geteilten Beifall finden. Die in der Rechtsmittelbeſchränkung 
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liegende Stärkung der Stellung des Richters wird nicht überall 
gebilligt werden. Die amtliche Begründung zeigt ſich deſſen 
bewußt, gibt aber der Hoffnung Ausdruck, die Bedenken möchten 
jetzt zurückgeſtellt werden, wo der Zwang der Verhältniſſe 
eine Beſchränkung der Rechtsbehelfe als unbedingt geboten 
erſcheinen laſſe. 

Die Einſchränkung der Rechtsmittel bezieht ſich zunächſt 
auf die Berufung in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche (S 20). Das find nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts zu §S 546 Abſ. 1 ZPO. ſolche, die aus Vermögens⸗ 

rechten abgeleitet werden, und ſolche, die ſich zwar aus nicht 
vermögensrechtlichen Verhältniſſen herleiten, aber eine vermögens⸗ 
werte Leiſtung zum Gegenſtand haben. Die Zuläſſigkeit der 
Berufung iſt durch einen den Betrag von 50 & überfteigenden 
Beſchwerdegegenſtand bedingt, deſſen Höhe vom Berufungs⸗ 
kläger glaubhaft zu machen und vom Gericht nach SS 3 bis 9 
ZPO. zu bemeſſen iſt. Beſchwerdegegenſtand iſt der Unterſchied 
zwiſchen dem, was der Beſchwerdeführer durch die angefochtene 
Entſcheidung erlangt hat, und dem, was er durch das Rechts⸗ 
mittel erlangen will. Für den Umfang des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes iſt alſo der Unterſchied zwiſchen dem Urteil und den 
Berufungsanträgen maßgebend. 

In den Sachen, in denen die Landgerichte ohne Rückſicht 
auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig 
ſind, findet gegen die in erſter Inſtanz erlaſſenen Endurteile 
der Landgerichte die Berufung ohne Rückſicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes ſtatt (§ 20 Abſ. 4). Dies entſpricht 
der Regelung bei der Reviſion (§ 547 Nr. 2 ZPO.) Eine 
Ausnahme von dem Erfordernis der Beſchwerdeſumme ent⸗ 
ſprechend dem § 547 Nr. 1 ZPO. auch für die Sachen vor⸗ 
zuſehen, in denen es ſich um die Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
handelt, erſchien nicht geboten. Jene Vorſchrift ſoll der Auf⸗ 
rechterhaltung der Rechtseinheit dienen. Dieſer Gedanke tritt 
aber bei der Zulaſſung der Berufung gegen amtsgerichtliche 
Entſcheidungen — ſolche würden regelmäßig in Frage kommen — 
natürlich in den Hintergrund. 

Der § 21 der Verordnung beſchränkt die ſofortige Beſchwerde 
gegen Zahlungsfriſtbewilligungen durch den Spruchrichter 
(88 3, 4 der Verordnung über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten, RGBl. 1915 S. 290). Hier wird die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels durch einen die Summe von 50 4 
überſteigenden Betrag der Forderung bedingt. Iſt nur wegen 
eines Teiles der Forderung Stundung bewilligt, ſo kommt es 
für die Zuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde auf den Betrag 
dieſes Teiles an. Nebenforderungen bleiben unberückſichtigt, 
da 8 21 nur von der Forderung ſpricht. Gegen die in der 
Zwangsvollſtreckung gemäß § 5 der Zahlungsfriſtverordnung 
ergangenen Beſchlüſſe findet die ſofortige Beſchwerde (8 793 
30.) ohne Beſchränkung ſtatt. 

Der § 22 beſchränkt die Beſchwerde gegen Koſtenent— 
ſcheidungen allgemein in der gleichen Weiſe wie § 568 Abſ. 3 
ZRO. die weitere Beſchwerde gegen landgerichtliche Koſten⸗ 
entſcheidungen. Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde iſt durch eine 
Beſchwerdeſumme von mehr als 50 & bedingt. Beſchwerde⸗ 
ſumme iſt auch hier der Unterſchied zwiſchen dem, was Beſchwerde⸗ 
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führer durch die angefochtene Entſcheidung erlangt hat, und dem, 
was er durch die Beſchwerde erlangen will (Gaupp: Ztein 
Anm. IV 2 zu § 568 3 O.). 


Mündliche Verhandlung (§ 23). 

„Eine erhebliche Arbeitslaſt erwächſt den Richtern und 
Rechtsanwälten aus der Vorbereitung auf die mündliche Ver⸗ 
handlung, namentlich in umfangreicheren Sachen. Allzu oft 
erweiſt ſich die Durcharbeitung der Akten als verfrüht, weil im 
Termine nicht verhandelt wird und die Sache auf Wochen 
hinaus vertagt werden muß. Streitſachen, die in letzter Linie 
aus dieſem Grunde ſich von Termin zu Termin hinſchleppen, 
dürften bei faſt allen Gerichten anzutreffen ſein. Sie bilden 
einen höchſt läſtigen Ballaſt, der die Arbeitslaſt für das Gericht 
und die Anwälte unnötig vermehrt und die Arbeitsfreudigkeit 
beeinträchtigt. Die Frage, wie den hierdurch hervorgerufenen 
Mißſtänden abgeholfen werden kann, bildet ſeit langem den 
Gegenſtand der Erörterung. Einer ſpäteren Reviſion der in 
Betracht kommenden Vorſchriften wird es vorbehalten bleiben 
müſſen, die Urſachen des Vertagungsunweſens aufzudecken und 
zu beſeitigen. 

Zur Zeit kann nur von der Tatſache ausgegangen werden, 
daß die zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Termine viel: 
fach nicht aus Gründen, die in der Sache ſelbſt liegen, ſondern 
nur deshalb der Vertagung anheimfallen, weil es nicht gelingt, 
die Beteiligten, insbeſondere die Prozeßbevollmächtigten der 
Parteien, zur feſtgeſetzten Terminsſtunde an Gerichtsſtelle zu 
vereinigen. An dieſem Punkte ſetzt der Entwurf ein. Er läßt 
die für das geltende Zivilprozeßrecht maßgebenden Grundſätze 
im weſentlichen unberührt und beſchränkt ſich darauf, die Mög: 
lichkeit zu ſchaffen, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen der 
Rechtsſtreit auch dann einer Entſcheidung entgegengeführt wird, 
wenn außerhalb der Sache ſelbſt liegende Hinderniſſe eine noch⸗ 
malige mündliche Verhandlung unmöglich machen. Der Ent: 
wurf ſchließt ſich dabei eng an die Handhabung der Prozeß⸗ 
vorſchriften an, wie ſie ſich im Drange der Geſchäfte namentlich 
bei den großen Amtsgerichten und Landgerichten herausgebildet 
bat, und will die Notwendigkeit einer nochmaligen mündlichen Ver: 
handlung nur da beſeitigen, wo die Schlußverhandlung ſchon 
bisher tatſächlich nicht viel mehr als eine bloße Form 
geweſen iſt.“ 

Dieſe Ausführungen der anıtlihen Begründung laſſen er: 
kennen, daß die Verordnung, indem ſie es zuläßt, von einer 
nochmaligen mündlichen Verhandlung eines Rechtsſtreits unter 
gewiſſen Vorausſetzungen abzuſehen, nicht einen völlig neuen 
Gedanken in unſere Rechtspflege hineintragen, ſondern nur 
ein bisher ſchon tatſächlich vielfach geübtes Verfahren durch 
Beſeitigung einer Form, mit der es bisher belaſtet war, cr: 
leichtern will. Bedeutet das Vorgehen der Verordnung auch 
formell einen Eingriff in den Grundſatz der mündlichen Ver⸗ 
handlung, ſo ſucht fie ſich doch von der tatſächlichen Hand: 
habung dieſes Grundſatzes möglichſt wenig zu entfernen. 

Demgemäß läßt die Verordnung es zu, daß im Verfahren 
vor den Amtsgerichten und vor den Landgerichten (§ 23 Abſ. 2) 
in Rechtsſtreitigkeiten, in denen bereits mündlich verhandelt 
worden iſt, ohne nochmalige Verhandlung eine Entſcheidung 
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gefällt wird, wenn das Gericht den Sach- und Streitſtand auf 
Grund der früheren Verhandlung und einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme für hinreichend geklärt erachtet. Das Verfahren iſt 
nur zuläſſig, wenn beide Parteien durch Rechtsanwälte ver⸗ 
treten find und wenn dieſe mit der Abſtandnahme von noch— 
maliger Verhandlung einverſtanden ſind. Das Erfordernis des 
Einverſtändniſſes aller Prozeßbeteiligten, des Gerichts wie der 
Parteivertreter, bietet eine Gewähr dafür, daß der Weg der 
Entſcheidung ohne nochmalige Verhandlung nur gewählt wird, 
wenn keinerlei Bedenken entgegenſtehen. Indem die Verordnung 


Einverſtändnis aller Prozeßbeteiligten fordert, ſtellt fie ſich auf. 


den bei dem 31. Deutſchen Juriſtentag in Wien von Degen 


„(Verhandlungen Bd. 1 S. 335) und Magnus (Verhandlungen 


Bd. 3 S. 876) vertretenen Standpunkt. Damit wird aber 
natürlich auch in dieſem Punkte der künftigen Neugeſtaltung 
des bürgerlichen Streitverfahrens nicht vorgegriffen, da die 
Verordnung, wie ſchon mehrfach betont wurde, ſich in erſter 
Linie von praktiſchen Geſichtspunkten leiten laſſen mußte. 
In der Handhabung der Vorſchrift wird, wenn es ſich 
um den Erlaß eines Beweisbeſchluſſes handelt, weiterer Spiel— 
raum gegeben werden können, als wenn ein Endurteil in Frage 
kommt. Das Einverſtändnis der Parteivertreter, das formlos 
erklärt werden kann, bezieht ſich nur auf die jeweils zu treffende 
Entſcheidung. Wird zunächſt ein Beweisbeſchluß erlaſſen, jo 
bedarf es für die demnächſtige Urteilsfällung erneuten Ein— 
verſtändniſſes. Die Entſcheidung erfolgt auf der Grundlage 
des Sachverhalts, den die Parteien in der letzten mündlichen 
Verhandlung vorgetragen haben, und des Ergebniſſes einer 
etwaigen Beweisaufnahme, wie es zu Protokoll feſtgeſtellt iſt. 
Eine Berückſichtigung des Inhalts vorbereitender Schrift⸗ 
ſätze, die noch nicht mündlich vorgetragen ſind, iſt nicht aus— 
geſchloſſen, wenn die Rechtsanwälte darüber einig ſind, daß die 
Schriftſätze als vorgetragen gelten ſollen. Das gleiche gilt 


von Urkunden, die nach der mündlichen Verhandlung vorgelegt 


worden ſind. 

Die Verkündung einer gemäß § 23 ohne nochmalige münd— 
liche Verhandlung gefällten Entſcheidung wird durch form— 
loſe Mitteilung erſetzt. 


Urteil (88 24 bis 26). 


Die Vorſchriften der SS 24 bis 26 ſehen einige Wer: 
einfachungen für die Abfaſſung, den Aushang und die Aue: 
fertigung der Urteile vor. Die Anderungen ſind nicht ſehr 
tiefgreifend, laſſen aber doch eine nicht unbeträchtliche Ver— 
minderung der Geſchäftslaſt erwarten. 

Der § 24 betrifft die Abfaſſung der Urteilstatbeſtände, 
er enthält eine Anderung des § 313 Abſ. 3 ZPO. Hiernach 
war ſchon bisher eine Bezugnahme auf Schriftſätze und Proto— 
kolle bei der Darſtellung des Tatbeſtandes nicht ausgeſchloſſen. 
Immerhin konnte dieſe Bezugnahme die eigene Darſtellung des 
Gerichts nur ergänzen, nicht erſetzen. Ein kurzer und klarer 
Rückblick über den Sach- und Streitſtand, wie er z. B. den 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen in muſtergültiger Weiſe voran— 
geſtellt zu werden pflegt, erleichtert das Verſtändnis des Urteils, 
namentlich für die höheren Inſtanzen, und wird auch in Zukunft 
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in umfangreicheren Sachen nicht wohl entbehrt werden können. 
Über dieſes Bedürfnis hinaus werden die Tatbeſtände aber 
z. Z. noch allzuſehr mit einer Wiedergabe des geſamten Inhalts 
der vorbereitenden Schriftſätze und durch eine Wiederholung 
der in den Schriftſätzen niedergelegten Anträge belaſtet. Wo 
die Schriftſätze und die Protokolle den Sach- und Streitſtand 
richtig und vollſtändig wiedergeben — namentlich in einfachen 
Sachen und im Anwaltsprozeſſe wird dies häufig der Fall 
ſein —, bedeutet es eine unnötige Schreibarbeit, wenn der 
Inhalt dieſer Schriftſtücke, die ſich bei den Akten befinden und 
den Parteien bekannt ſind, nochmals niedergeſchrieben wird. 
Dieſe Arbeit belaſtet nicht nur die Richter, ſondern auch die 
Kanzleien, denen die Ausfertigung der Urteile obliegt. 

Der § 24 ſieht deshalb vor, daß künftig die Darſtellung 
des Tatbeſtandes durch die Bezugnahme auf Schriftſätze und 
Protokolle erſetzt werden kann, ſoweit dieſe den Sach- und 
Streitſtand richtig und vollſtändig wiedergeben. 


Der § 25 der Verordnung beſeitigt den Urteilsaushang. 
Dieſe Einrichtung hat nicht die praktiſche Bedeutung gewonnen, 
die man von ihr bei Beratung der Zivilprozeßordnung erwartet 
hatte. Das Verzeichnis ſoll deshalb künftig fortfallen. Die 
Friſt für den Antrag auf Berichtigung des Tatbeſtandes, die 
bisher mit dem Aushang des Verzeichniſſes begann, ſoll künftig 
mit der Zuſtellung des Urteils beginnen. Doch ſoll die Be— 
richtigung des Tatbeſtandes ausgeſchloſſen ſein, wenn ſie nicht 
binnen drei Monaten ſeit der Verkündung (im Falle des § 23 
ſeit der Mitteilung) des Urteils beantragt wird. Dieſe neue 
Regelung dürfte den praktiſchen Bedürfniſſen genügen, zumal 
der Antrag auf Berichtigung des Tatbeſtandes auch ſchon vor 
der Zuſtellung des Urteils geſtellt werden kann ($ 320 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO.). 

Der § 28 beſtimmt, daß die Ausfertigung landgerichtlicher 
Urteile, ſofern nicht von der Partei ein anderes beantragt wird, 
unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe 
erfolgt. Die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung ſteht in den 
Wirkungen der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich. 
Dieſes Verfahren war bekanntlich ſchon bisher im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren zuläſſig und hat ſich dort gut bewährt. Es 
iſt zu hoffen, daß von abgekürzten Ausfertigungen ausgiebig 
Gebrauch gemacht werden wird. 


Zuſtändigkeit (8 27). 


Auch die Vorſchrift des § 27. überträgt Grundſätze, die ſich 
im amtsgerichtlichen Verfahren bewährt haben, auf das Ber: 
fahren vor den Landgerichten. Dort iſt durch §S 505 ZPO. 
vorgeſchrieben, daß, wenn auf Grund der Beſtimmungen über 
die örtliche oder ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte die Unzu— 
ſtändigkeit auszuſprechen iſt, das angegangene Gericht, ſofern 
das zuſtändige Gericht beſtimmt werden kann, auf Antrag des 
Klägers durch unanfechtbaren Beſchluß ſich für unzuſtändig zu 
erklären und den Rechtsſtreit an das zuſtändige Gericht zu ver— 
weiſen hat. Im Verfahren vor den Landgerichten mußte in 
Fällen dieſer Art bisher die Klage durch Urteil abgewieſen 
werden. Die Verordnung erklärt jedoch den S 505 3PO. im 
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Armenrecht (§ 28). 


Nach § 118 Abſ. 2 ZPO. fol dem Geſuch um Be: 
willigung des Armenrechts ein von der obrigkeitlichen Behörde 
der Partei ausgeſtelltes Zeugnis beigefügt werden, in welchem 
das Unvermögen zur Beſtreitung der Prozeßkoſten bezeugt wird. 
Für Perſonen, die unter Vormundſchaft ſtehen, kann das 
Zeugnis auch von der vormundſchaftlichen Behörde ausgeſtellt 
werden. 

Soweit es ſich um Unterhaltsanſprüche unehelicher Kinder 
handelt (88 1708 ff. BGB.), wird regelmäßig ein Zeugnis der 
Vormundſchaftsbehörde beigefügt. Die Ausſtellung dieſes Zeug: 
niſſes iſt meiſtens eine bedeutungsloſe Form, da Fälle, in denen 
ein unterhaltsberechtigtes uneheliches Kind Vermögen beſitzt, 
wohl denkbar ſind, aber tatſächlich nicht vorkommen. Die Ver⸗ 
ordnung ſchreibt deshalb vor (§ 28), daß es in dem be: 
zeichneten Falle der Vorlegung eines ſolchen Zeugniſſes nicht 
bedarf. Die Vorſchrift des §S 121 ZPO., nach der das Armen: 
recht zu jeder Zeit entzogen werden kann, wenn ſich ergibt, 
daß das Kind ausreichendes Vermögen beſeſſen oder erworben 
hat, bleibt dabei unberührt. 


Schlußvorſchriften (SS 29 bis 31). 

Die Verordnung tritt am 1. Oktober 1915 in Kraft. Sie 
ſoll nur für die Dauer der durch den Krieg geſchaffenen 
beſonderen Verhältniſſe Platz greifen. Doch gilt ſie nicht nur, 
wie z. B. das Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. Auguſt 1914, für 
den „gegenwärtigen Kriegszuſtand“, ſondern wie die Mehrzahl 
der ſonſtigen auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſenen 
Bundesratsverordnungen ſolange, bis ſie außer Kraft geſetzt 
wird. Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt der Bundes⸗ 
rat. Der Bundesrat ſoll auch den Umfang des Außerkrafttretens 
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beſtimmen. Dadurch wird die Möglichkeit geboten, die Verord: 
nung in der Weiſe außer Kraft zu ſetzen, daß ſchwebende Mahn- 
verfahren und Rechtsſtreitigkeiten, ſoweit erforderlich, nach den 
Vorſchriften der Verordnung weiter geführt werden. 

Der Übergang von der bisherigen Regelung des Ber: 
fahrens zu den Vorſchriften der Verordnung muß ſich nach dem 
allgemeinen Grundſatze vollziehen, daß neue Verfahrensvorſchriften 
ohne Rückſicht auf den Stand des Verfahrens mit dem Inkraft⸗ 
treten wirkſam werden. Die Vorſchriften über das Mahn: 
verfahren (SS 1 bis 17) ſind hiernach in allen Sachen an: 
zuwenden, in denen die Klage über das Geſuch um Erlaß des 
Zahlungsbefehls nach dem Inkrafttreten der Verordnung ein⸗ 
geht. Die Vorſchrift über den Sühneverſuch (§ 18) iſt an⸗ 
wendbar, wenn der erſte Verhandlungstermin am 1. Oktober 
1915 oder ſpäter ſtattfindet. Die Anwendung des § 19, welcher 
die unbedingte Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten in gering⸗ 
fügigen Sachen beſeitigt, ſetzt voraus, daß die Entſcheidung, 
welche die Verpflichtung zur Koſtenerſtattung begründet, nach 
dieſem Zeitpunkt erlaſſen iſt. 

Hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Rechtsmittel (SS 20 bis 22) 
regelt S 31 den Übergang dahin, daß es bei verkündeten Ent: 
ſcheidungen auf den Tag der Verkündung, im übrigen auf den 
Zeitpunkt ankommt, zu dem die Entſcheidung ergangen iſt. 
Die SS 23 bis 28 find vom 1. Oktober 1915 ab anwendbar, 
und zwar die SS 24, 26 unabhängig davon, wann das Urteil 
erlaſſen oder verkündet worden iſt. Eine am 1. Oktober 


laufende Friſt für den Antrag auf Berichtigung des Tat: 
beſtandes wird nach den bisherigen Vorſchriften beendet. 
Über die geſchäftliche Behandlung der Prozeßſachen nach 
der Verordnung iſt in Preußen die Allgemeine Verfügung vom 
14. September 1915 — I. 2057 — ergangen (JMBl. S. 204). 
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Erſte Jortſetzung. 


Schrifttum und Rechtfprehung zum Kriegsprozeßrecht. 


Don Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, Rechtsanwälten am Oberlandesgericht Breslau. 


A. Die ordentlichen Prozeßgeſetze. 


(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


J. Pas Haager Abkommen über den Bivilprozeß vom 
17. Juli 1905 (RG Bl. 1909, 409 ff.). 

Die ſchon früher überwiegend vertretene Anſchauung (vgl. 
SW. 1915, 827), daß durch den Kriegsausbruch das Haager 
Abkommen über den Zivilprozeß zwiſchen den feindlichen Staaten 
außer Kraft getreten ſei und daß aus dieſem Grunde dem 
feindlichen Ausländer die in dem Abkommen zugeſicherten Vorteile 
nicht mehr zugute kämen, iſt auch weiter die herrſchende ge— 
blieben (KG. [28. J. 15! JW. 1915, 802 [nicht identiſch mit 
der früher wiedergegebenen Entſcheidung vom gleichen Tage] 
KG. [15. II. 15] MSchu W. 1914, 237 = Recht 1915 S. 406, 
409; OLG. Hamburg [11. VI. 15] OL Ggiſpr. 31, 32 S LeipzzZ. 
1915, 1039 = Recht 1915, 409). Dazu wird noch aus: 
drücklich vom LG. Kiel (10. VII. 15, Leipz3. 1915, 1052) 
betont, daß ſich dieſe Aufhebung durch den Krieg nicht nur auf 
die Teile des Abkommens erſtreckt, die ein geordnetes und 
friedliches Verhältnis zwiſchen den Staaten vorausſetzen, ſondern 
daß das Abkommen im ganzen ſeine Wirkſamkeit verloren hat. 


II. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
§ 13. 

Die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt bei zwei 
infolge des Krieges beſonders wichtig gewordenen Gruppen von 
Anſprüchen in den Vordergrund getreten, nämlich 

a) bei Anſprüchen aus dem Militärhinterbliebenen— 
geſetz. Über den hier in gewiſſem Umfange gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen der Militärbehörden zuläſſigen ordentlichen Rechts— 
weg vgl. Olshauſen (JW. 1915, 896) und derſelbe in dem 
kürzlich bei Vahlen erſchienenen Kommentar. 

b) bei Anſprüchen aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz. 
Hier nimmt der Kommentar von Heilberg-Schäffer (Guttentag) 
S. 145— 157, insbeſondere S. 156 an, daß die Frage, ob 
eine Kriegsleiſtung im einzelnen Falle vorliege, ob ſie zu ver— 
güten iſt und wem die Vergütung zuſteht, ſowie eine Reihe 
anderer den Grund des Anſpruchs betreffender Fragen in 
dem ordentlichen Rechtswege geltend zu machen ſind, während 
der Rechtsweg dem Streite über die Höhe der Vergütung und 
die mit ihm zuſammenhängenden Feſtſtellungen verſchloſſen iſt. 
Nur in beſchränkterem Umfange erkennt Liebrecht (Kriegs- 


leiſtungsgeſetz [Vahlen S. 69 — 73) den Rechtsweg an, 
während die Ausführungen von Helms (PrVBl. Bd. 36, 418) 
und Hartmann (PrVBl. Bd. 36, 421) einer völligen Ausſchaltung 
des Rechtswegs gleichkommen. 


SS 157 ff. und Geſetz betr. die freiwillige Gerichts— 
barkeit und andere Rechtsangelegenheiten in Heer 
und Marine vom 28. Mai 1901. 

(RGBL. 1901, 185 8 1.) 

1. Die Möglichkeit, in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
Zeugenvernehmungen durch Rechtshilfe der Militär— 
juſtiz zu erlangen, iſt inzwiſchen allgemein anerkannt worden 
(Bay JM Bl. 1914, 201; Sächſ JM Bl. 1915, 55). 

Damit iſt aber noch nicht ausgeſprochen, daß die Gerichte 
nunmehr in allen Fällen, in denen es auf im Felde ſtehende 
Zeugen ankommt, von dieſer Möglichkeit Gebrauch machen 
müſſen. Vielmehr weiſt die in der bayr. Juſtizminiſterial⸗ 
bekanntmachung enthaltene Ermahnung zu ſparſamer Inanſpruch⸗ 
nahme der Militärjuſtiz darauf hin, daß bier den Gerichten 
eine Prüfung, ob beſondere Gründe, z. B. die Wichtigkeit des 
Zeugen für den Rechtsſtreit und die Bedeutung der ſtreitigen 
Sache ſelbſt, dieſe Maßnahme erheiſchen, erlaubt und ſogar 
geboten iſt (OLG. Stettin [22. VI. 15] PoſMSchr. 1915, 84; 
LG. Breslau bei Schweitzer; JW. 1915, 818). Wollte man 
dieſes Prüfungsrecht mit Schweitzer verneinen und die Ent: 
ſcheidung darüber, ob die Inanſpruchnahme militäriſcher Rechts⸗ 
hilfe angebracht iſt, dem erſuchten Militärjuſtizbeamten über⸗ 
laſſen, ſo würde man einmal die Arbeitslaſt der Militärjuſtiz 
ins Ungemeſſene erweitern, vor allem aber auch der Sache ſelbſt 
ſchaden, da die nur aus den Akten geſchöpfte notwendig unvoll⸗ 
kommene Sachkenntnis des erſuchten Richters weniger geeignet 
zur Beurteilung der Wichtigkeit des Zeugen und der Sache iſt, 
als die auf ausführlicher mündlicher Verhandlung beruhende 
Kenntnis des Prozeßgerichts (vgl. Bem. der Schriftleitung 
Poſ Schr. 1915, 85). 

2. Nur die Kriegs- und Oberkriegsgerichtsräte des Land— 
heeres ſind für das Rechtshilfeerſuchen zuſtändig. Handelt 
es ſich alſo um Vernehmung des Angehörigen einer Marine— 
oder Schutztruppe, ſo kann dieſe, auch wenn die Verwendung 
des Truppenteils auf dem Lande und im Zuſammenhang mit 
dem Landbeere erfolgt, durch Militärjuſtizbeamte nicht aus— 
geführt werden (Delius, Recht 1915, 248). 
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Kann oder will ſich das Gericht der Rechtshilfe der 
Militärjuftiz nicht bedienen, jo darf es doch nicht über den 
für weſentlich erachteten Zeugen hinweggehen, ſondern muß die 
Vernehmung bis zur Beendigung des Krieges ausſtehen laſſen, 
gegebenenfalls unter Beſtimmung einer Friſt gemäß § 356 ZPO. 
(vgl. zu § 356). 


III. Zivilprozeßordnung. 
Allgemeines. 


Die Frage, ob fremde Staaten durch den Ausbruch des 
Krieges mit Deutſchland und durch ihre vielfachen Verſtöße 
gegen das Völkerrecht das Recht verwirkt haben, als Staaten 
von der deutſchen Gerichtsbarkeit befreit zu ſein, verneinen das 
OxvG. Dresden (20. IV. 15) und das LG. Leipzig (DIZ. 
1915, 930 = DRAZ. 1915, 191), ebenſo wie fie es in gleich⸗ 
liegenden früheren Fällen getan haben (JW. 1915, 827). 


8 23. 

Die Begriffe „Inland und Ausland“ haben durch den 
Krieg eine Verſchiebung erfahren. Die deutſchen Schutzgebiete, 
die ſeit Ausbruch des Krieges infolge der Behinderung jeglichen 
Verkehrs und der Beſetzung durch den Feind vom Reiche ab⸗ 
geſchnitten ſind, werden, ſoweit die beſondere Regelung für 
das Ausland ihren Grund in den Schwierigkeiten und Uns 
ſicherheiten der Verbindung und der Unerreichbarkeit für die 
Reichsgewalt hat, als Ausland anzuſehen ſein. Dieſe vom 
OL G. Hamburg (12. V. 15, Recht 1915, 351 = OL GRſpr. 
30, 374 = DSB. 15, 932) für das freiwillige Gerichtsbarkeits⸗ 
geſetz ausgeſprochene Anſicht muß auch für das ſtreitige Ver⸗ 
fahren Geltung haben. Sie iſt von Bedeutung z. B. für die 
§8 201, 262, 606, 917 u. a. m. 


§ 110. 

Durch das Außerkrafttreten des Haager Abkommens über 
den Zivilprozeß ſind die den feindlichen Staaten angehörigen 
Ausländer zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet (vgl. oben Recht⸗ 
ſprechung zum Haager Abkommen). 


8 172. N 

1. Die für die Frage der Zuſtellungsart wichtige Offi— 
zierseigenſchaft der Feldwebelleutnants iſt neuerdings 
wieder von Gravenhorſt (PrV Bl. Bd. 36, 484) anerkannt 
worden. 

2. Der Anſicht des RG., daß bei allen als Unter⸗ 
offizieren und Mannſchaften eingezogenen Perſonen eine 
Erſatzzuſtellung ausgeſchloſſen iſt, hat ſich nunmehr auch 
das OLG. Stuttgart (18. V. 15, Recht 1915, 357) angeſchloſſen. 
Solange das höchſte Gericht feine Auffaſſung feſthält, muß 
man ihr bei Bewirkung und Empfang von Zuſtellungen not— 
gedrungen Rechnung tragen. Das kann nicht hindern, den 
Formalismus dieſer Anſicht zu bekämpfen, denn abgeſehen von 
den unglaublichen Folgen, die ſie nach ſich zieht (vgl. JW. 
1915, 828), iſt auch der Grundgedanke, auf dem ſie beruht, 
für heutige Verhältniſſe unrichtig. Mag es in Friedenszeiten 
der militäriſchen Disziplin entſprechen, daß Mannſchaften und 
Unteroffiziere, die ſich aus mehr oder weniger unreifen und 
teilweiſe mangelhaft vorgebildeten Perſonen zuſammenſetzen, 
keine Zuſtellungen ohne Kenntnis ihrer Vorgeſetzten erhalten, 


ſo trifft doch dieſer Grund für die jetzigen Kriegszeiten, in 


denen in großem Umfange ältere Leute jeden Standes bei der 
Fahne ſtehen, nicht mehr zu. Bei dem Wortlaut des Geſetzes 
wäre eine Auslegung, die den derzeitigen Verhältniſſen gerecht 
wird, ohne weiteres möglich geweſen; an die Motive des 
Geſetzgebers war das RG. nicht gebunden. 

3. Die Schwierigkeiten, welche die zu 2 erwähnte 
Rechtſprechung dem als Nichtoffizier eingezogenen Anwalte 
bereitet, ſucht Schäffer durch Aufſtellung von Leitſätzen für das 
Bureau des davon Betroffenen zu beſeitigen (Breslau AK. 1915, 40 
= Naumburg AK. 1915, 47). Auch von poſtaliſcher Seite iſt 
dieſer Frage nunmehr in dem Aufſatz von Holländer (DPoſtztg. 
1915, 604) Beachtung geſchenkt und dem Zuſtellungsbeamten 
ein die Unwirkſamkeit von Zuſtellungen möglichſt verhinderndes 
Verfahren empfohlen. 

4. Während nach der ZPO. die Zuſtellung an im 
Ausland befindliche Mannſchaften und Unteroffiziere wahl⸗ 
weiſe nach SS 172, 201 ZPO. ftattfinden kann, laſſen die 
poſtaliſchen Beſtimmungen eine Zuſtellung nach $ 172 ZPO. 
nur ſo lange zu, als ſich der Empfänger noch am Orte ſeines 
Wohnſitzes oder im Inlande befindet (Haberſtumpf, Recht 
1915, 299; Holländer, DPoſt Ztg. 1915, 604). Erfahrungs⸗ 
gemäß kommen auch Zuſtellungen, die an im Felde befindliche 
Perſonen gemäß § 172 ZBD. bewirkt werden ſollen, unerledigt 
zurück. Über die Folgen für das Mahnverfahren vgl. 5 688. 


8 201. 
Verhältnis des § 201 zu § 172 vgl. § 172 Bem. 4. 


8 225. 

Die Unwirkſamkeit der während des Stillſtandes der Rechts⸗ 
pflege eingelegten Berufung ſieht das OLG. Colmar (9. IV. 15, 
DRA. 1915, 170) als durch Verzicht behebbar an. Dieſes 
an ſich praktiſche Ergebnis iſt rechtlich unhaltbar, da hierdurch den 
Parteien eine ihnen im Zivilprozeß nicht zuſtehende Verfügungs⸗ 
befugnis über die von Amts wegen zu prüfenden Vorausſetzungen 
der Rechtsmitteleinlegung zugebilligt würde (vgl. auch IW. 1915, 
839, 2. Spalte oben.). 

8 233. 

In der JW. 1915, 829 zu § 233 Nr. 2 wiedergegebenen 
Entſcheidung des RG. vom 7. XI. 14 ſtand nicht die Ein: 
ziehung eines Patentanwalts in Frage; vielmehr wurde die 
Wiedereinſetzung wegen Erkrankung des Patentanwalts in 
Verbindung mit der Einberufung feines die Angelegenheit be- 
arbeitenden Angeſtellten und unter Berückſichtigung des Sonder⸗ 
falls gewährt. 

8 247. 

7553 

3. Die Prüfung, inwieweit bei den einzelnen im Militär: 
dienſt befindlichen Perſonen eine Ausſetzung angebracht 
iſt, hat individuell zu erfolgen. Maßgebend ſind dafür die 
Art der militäriſchen Tätigkeit und die Notwendigkeit 
der Mitwirkung im Rechtsſtreit (KG. [25. III. 15] DJs. 
1915, 719). Eine ſtändige Abhilfe durch Beſtellung eines Ver⸗ 
treters gemäß 8 1 der Bekanntmachung vom 14. I. 15 kann 
hier das Gericht nicht ſchaffen, da dieſe Bekanntmachung ſich 
lediglich auf die Fälle des Kriegsteilnehmergeſetzes bezieht (Ox G. 
Hamburg [24. III. 15] OL GRſpr. 30, 364 = DI. 1915, 931). 
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Das Vorhandenſein eines Vertreters würde auch die Ausſetzung 
nicht ſchlechthin ausſchließen; es hat vielmehr dieſe Folge nur 
dort, wo der Vertretene weder mit der Führung des Rechts⸗ 
ſtreits noch mit den in ihm behandelten ſachlichen Fragen un— 
mittelbar befaßt iſt, alſo ſelbſt gar nicht für die Informations⸗ 
erteilung in Betracht kommt, wie dies der Geheime Juſtizrat 
II. Inſtanz (1. VI. 15, JW. 1915, 802) mit Recht für den 
König von Preußen angenommen hat, für den merkwürdiger⸗ 
weiſe ſeitens ſeiner Prozeßvertreter der Kriegsteilnehmerſchutz 
nachgeſucht wurde. 

Inwieweit zur ordnungsmäßigen Prozeßführung die Mit⸗ 
wirkung der Militärperſon als geboten anzuſehen iſt, iſt 
ſtreitig. Eine mündliche Informationserteilung und die Gegen⸗ 
wart bei Beweisaufnahmen erſcheint der ſtrengeren Auffaſſung 
nur dann erforderlich, wenn ſie nach der Lage und Bedeutung 
der Sache für die Militärperſon eine wirkliche Notwendigkeit 
darſtellen (OL G. Dresden [27. IV. 15] SächſA. 1915, 221 = 
Recht 1915, 407). Wohlwollender iſt dem Eingezogenen die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Dresden vom 18. VI. 15 (Leipz Z. 1915, 1043), 
nach der eine Ausſetzung ſchon gewährt werden kann, wenn die 
Möglichkeit einer ſchriftlichen Information durch den Militär⸗ 
dienſt eingeſchränkt wird, weil man dem als Rekruten ein: 
gezogenen Soldaten nicht zumuten könne, in ſeinen knappen 
Mußeſtunden und einer zu der erforderlichen geiſtigen Kon: 
zentration denkbar ungeeigneten Umgebung dazu ohne die 
möglicherweiſe erforderlichen Hilfsmittel, Schriftſtücke und Bücher 
ſeinen Anwalt zu unterrichten, und weil er ſchließlich auch den 
berechtigten Wunſch haben dürfe, dem Gegner bei Verhandlungs⸗ 
und Beweisterminen ſelbſt entgegenzutreten. Noch weiter geht 
das gleiche OLG. Dresden in ſeiner Entſcheidung vom 29. VI. 15 
(SächſA. 1915, 327), in dem es einem Lazarettangeſtellten, trotz 
eines ihm zur Verfügung ſtehenden ausgiebigen Urlaubs die 
Ausſetzung bewilligt, weil der Urlaub zur Erholung von dem 
nervenaufreibenden Dienſte beſtimmt iſt und weil den ein: 
gezogenen Perſonen ganz allgemein die mit einem Prozeſſe not: 
wendig verbundene ſeeliſche Bedrückung und die Sorge um 
künftige Deckungsmittel erſpart werden ſoll. Gegen dieſe letzten 
beiden Entſcheidungen iſt zu bemerken, daß ſie Geſichtspunkte 
für die Ausſetzung heranziehen, welche nicht in der Lage des 
beſonderen Falles, ſondern in dem Militärdienſt im allgemeinen 
begründet find. Wollte das Geſetz ſtets ſchon auf dieſe Geſichts⸗ 
punkte hin eine Ausſetzung gewähren, ſo hätte es ſie ſchlechthin 
als notwendige Folge an den Militärdienſt als ſolchen geknüpft, 
was tatſächlich nicht geſchehen iſt (vgl. LG. Eſſen [8. IV. 15 
DIE. 1915, 935). 

8 249. 

Wird die Ausſetzung angeordnet, nachdem bereits ein voll: 
ſtreckbares Urteil ergangen iſt, ſo wird dadurch die Vollſtreckung 
nicht gehindert, vielmehr bedarf es alsdann einer beſonderen 
Einſtellung der Vollſtreckung gemäß 8$$ 707, 719 ZPO. (OLG. 
Hamburg [7. I. 15] OL GRſpr. 31, 83 Note 1; [5. III. 15 
OL GRſpr. 31, 83 = Recht 1915, 354). 


8 250. 


Iſt der Rechtsſtreit gemäß § 247 ZPO. ausgeſetzt, fo 
genügt zum Weiterbetrieb nicht eine einfache Wiederaufnahme 
und Ladung, ſondern der Gegner der Militärperſon muß den 
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Fortfall der Behinderung nachweiſen und einen Aufhebungs⸗ 
beſchluß durch das Gericht erwirken (OLG. Breslau [6. II. 15 
Breslau AK. 1915, 45). 

8 356. 

Bei dauernder Unmöglichkeit einer Zeugenvernehmung 
iſt ohne Rückſicht auf die Zeugen weiter zu verfahren. 
Bei infolge des Krieges mangels eines diplomatiſchen und 
Rechtshilfeverkehrs nur vorübergehend untunlichen Ver⸗ 
nehmungen (Belgien), wird die Anſicht, daß auf Antrag dem 
Beweisführer eine Friſt gemäß $ 356 ZPO. zu beſtimmen 
iſt, auch vom OLG. Dresden (26. IV. 15, OL GRſpr. 30, 
376 = Recht 1915, 356) geteilt. 

Ob dieſe Friſt kalendermäßig zu bemeſſen iſt oder auch 
von Beendigung des Krieges ab berechnet werden kann, iſt 
immer noch ſtreitig. Der letzteren, vom OLG. Dresden und 
LG. Liſſa (vgl. JW. 1915, 830) vertretenen Anſicht iſt ein 


beachtenswerter Gegner in Kretzſchmar (LeipzZ. 1915, 1046) 


erſtanden, der mit Recht ausführt, daß durch eine derartige 
nicht kalendermäßige Friſtbeſtimmung die Ungewißheit nicht 
behoben und damit gerade der Zweck des §S 356 ZPO. ver: 
eitelt wird. Als Auskunftsmittel empfiehlt Kretzſchmar die 
wiederholte Gewährung von kalendermäßig feſtbeſtimmten Friſten, 
wogegen freilich einzuwenden iſt, daß auch eine ſolche ſtetige 
Neuerteilung einer Friſt zu einer Beſchleunigung des Rechte- 
ſtreits kaum beitragen und damit dem § 356 ZPO. eben⸗ 
ſowenig gerecht wird. 
§ 401. 

Die Zeugengebühren einer mobilen Perſon bei 
Vernehmung vor einem Zivilgericht über dienſtliche Wahr⸗ 
nehmungen bemeſſen ſich nach der Kriegsbeſoldungsordnung vom 
29. XII. 87 (§ 28), nach der nur Fuhrkoſten und der Aus⸗ 
fall der militäriſchen Diäten während der Reiſezeit, nicht aber 
Tagegelder vergütet werden (OLG. Colmar [1. I. 15] veipzg. 
1915, 926 = Recht 1915, 409). 


8 485. 

Die Tatſache, daß ein Zeuge im Felde ſteht, gibt Anlaß 
zu der Beſorgnis, daß das Beweismittel verloren gehen oder 
ſeine Benutzung erſchwert werden könnte und rechtfertigt 
damit den Antrag auf Beweisſicherung (Schweitzer, JW. 
1915, 818). Freilich wird, ſoweit dieſe durch Erſuchen der 
Militärjuſtizbeamten im Felde zu erfolgen hat, erwogen werden 
müſſen, ob die Bedeutung des Rechtsſtreits und die Wichtigkeit 
des Zeugen für die Entſcheidung desſelben dieſe Maßnahme 
erheiſchen (vgl. oben zum GVG. §8 157 fl.). 


8 688. 
Da die Notwendigkeit einer Zuſtellung im Auslande 
den Erlaß eines Zahlungsbefehls überhaupt ausſchließt, 
Erſatzzuſtellungen für Kriegsteilnehmer, die nicht Offiziere oder 
höhere Beamte ſind, aber nicht erfolgen können (vgl. oben zu 
S 172), iſt, ſobald dieſe Perſonen die Grenze überſchritten 
haben, der Erlaß eines Zahlungsbefehls ausgeſchloſſen 
(Haberſtumpf, Recht 1915, 299). 8 
8 721. 
Während die in JW. 1915, 837 wiedergegebenen Ent— 
ſcheidungen, die durch das Umzugs- oder Zuzugsverbot 
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des militäriſchen Befehlshabers geſchaffenen Verhältniſſe 
zwiſchen dem Mieter und dem alten Vermieter betrafen, 
hat das LG. Königsberg (11. I. 15, PoſMSchr. 1915, 80) ſich 
mit der anderen Seite der Frage, dem Verhältnis des durch 
das Verbot am Beziehen der Wohnung gehinderten Mieters 
zum neuen Vermieter beſchäftigt. Die rein materiellrechtliche 
Frage, ob in einem ſolchen Falle der Mieter von der Ent⸗ 
richtung des Mietzinſes befreit iſt, wird von ihm verneint, 
weil der Vermieter mit der ordnungsmäßigen Bereitſtellung der 
Wohnung das Seinige tut, das Verbot des Umzugs oder 
Zuzugs aber einen in der Perſon des Mieters liegenden 
Hinderungsgrund ſchafft, der nach $ 552 BGB. die Miet⸗ 
zahlungspflicht unberührt läßt. 


8 752. 

Für die zwingende Natur der Anzeige von der bevor: 
ſtehenden Vollſtreckung an die vorgeſetzte Militärbehörde treten 
das braunſchweigiſche Staatsminiſterium (3. VI. 15, Zeitſchr. f. 
Rechtspfl. im Herzogtum Braunſchweig 1915, 91) und das 
KG. (21. IV. 15, OL GRſpr. 31, 89) ein, letzteres unter aus⸗ 
drücklicher Betonung, daß die Unterlaſſung der Anzeige die 
Vollſtreckung nichtig macht. Der Miniſterialerlaß begnügt ſich 
nicht mit der vorherigen Abſendung der Anzeige, ſondern er 
weiſt das Vollſtreckungsorgan an, die Vollſtreckung erſt dann 
zu beginnen, wenn ihm von der Militärbehörde eine Eingangs⸗ 
beſtätigung über die Anzeige zugegangen iſt. Die hierdurch 
herbeigeführte, oft für den Gläubiger verhängnisvolle, Ver⸗ 
zögerung findet im Geſetz keinerlei Grundlage. 

Da Zweck der Vorſchrift iſt, der vorgeſetzten Dienſtſtelle 
die Möglichkeit zu ſchaffen, die Militärperſon vor einer ſie gegen⸗ 
über ihren Untergebenen und Kameraden bloßſtellenden Art der 
Vollſtreckung zu ſchützen, wird die Anzeige nicht nur dann 
für erforderlich erachtet, wenn die Vollſtreckung in das 
perſönliche Vermögen des Soldaten, ſondern auch wenn 
ſie in das eingebrachte Gut der Ehefrau oder in ſeiner Ver⸗ 
waltung unterliegendes Kindervermögen erfolgt (KG. [21. IV. 15] 
OL GRſpr. 31, 89; LG. J Berlin [22. III. 15] Recht 1915, 232 
= KGBL. 1915, 60). 

§ 794 Nr. 5. 

Iſt in einer vollſtreckbaren Urkunde, in der ſich der 
Schuldner zu einer beſtimmten Zahlung verpflichtet, für den 
Fall der Mobilmachung eine neue Vereinbarung vorbehalten, 
ſo kann nach erfolgter Mobilmachung eine vollſtreckbare Aus: 
fertigung der Urkunde nicht mehr erteilt werden (OLG. Kiel 
[8. VI. 15] OLGNIpr. 31, 102). 


8 829. 

Der Pfändung unterliegen Anſprüche aus militäriſcher 
Beſchlagnahme von Vorräten nicht, weil ihre Geltend— 
machung vor militäriſchen oder diplomatiſchen Inſtanzen und 
nach öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen ſtattzufinden hat, pfändbar 
aber nur privatrechtliche oder dieſen gleichgeſtellte Forderungen 
find? (OLG. Hamburg 27. IV. 15] Recht 1915, 356; OLG. 
Poſen [23. VII. 15] JW. 1915, 1037 = DJZ. 1915, 934; 
a. M.: KG. [25. VII. 15] JW. 1915, 1038 und LG. Thorn 
19. VII. 15] JW. 1915, 1041; vgl. auch B. Freudenthal im Berl. 
Tageblatt v. 26. IV. 15; Handelskammer Oppeln, Zeitſchr. f. 
Handel u. Gewerbe 1915 Nr. 28). 


16a. 1915. 


8 850 Abf. 1 Nr. 508. 
über die Offizierseigenſchaft des Feldwebel— 
leutnants vgl. oben zu 8 172 Nr. 1. 


8 1025. 

Für die Vertragsklauſel, daß alle Rechtsſtreitigkeiten 
aus einem beſtimmten Abkommen einem von feindlichen 
Ausländern gebildeten Schiedsgericht und evtl. den 
Staatsgerichten des feindlichen Staates unterworfen und nach 
deſſen Recht zu entſcheiden find, hat nunmehr auch das NG. 
(29. VI. 15, JW. 1915, 995 = Keip. 1915, 975) ausgeſprochen, 
daß nach Ausbruch des Krieges das Weiterbeſtehen dieſer Ver⸗ 
einbarung nicht mehr im Sinne des unter anderen Ver⸗ 
hältniſſen geſchloſſenen Vertrages liegend angeſehen werden 
kann und das nach Fortfall dieſer Beſtimmung die deutſchen 
Gerichte zuſtändig find (ebenſo OLG. Stuttgart [14. VII. 15 
Recht 1915, 411), 

Die Anſicht von Breit (vgl. IW. 1915, 831), daß auch 
nach dem Kriege die Unwirkſamkeit dieſer Schiedsklauſel fort⸗ 
dauert, hält Liebmann, DIZ. 1915, 807 für das geltende Recht 
nicht für zutreffend; in Erkenntnis des Unbefriedigenden dieſes 
Ergebniſſes fordert er als Mindeſtmaßnahme eine geſetzgeberiſche 
Anordnung, die feindlichen Schiedsſprüchen jede Wirkſamkeit 
verſagt, wenn die deutſche Partei nachweiſt, daß ſie auf un⸗ 
richtiger Würdigung des Tatbeſtandes oder nicht zutreffender 
Anwendung des Geſetzes beruht. 


SS 1031, 1033. 

Der bereits früher vertretenen Anſicht, daß die Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft eines Schiedsrichters ſeinem Wegfall gleichſteht 
und die Notwendigkeit einer Neuernennung durch das Gericht 
oder überhaupt ein Außerkrafttreten des Schiedsvertrages 
bewirkt, haben ſich Hallbauer (DIZ. 1915, 676) und Waſſer⸗ 
mann (JW. 1915, 951) angeſchloſſen. 


B. Die notgeſetze. 


Geſetz, betreffend den Schutz der infolge des Krieges an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Verſonen vom 
4. Anguſt 1914. (RGBl. S. 328.) 


(Lon Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


88 2, 3. 
J. Geſchützte Verfahrensarten. 

1. Für das Schiedsgerichtsverfahren läßt Waſſer— 
mann (JW. 1915, 951) den Kriegsteilnehmerſchutz nur inſoweit 
zu, als eine Mitwirkung der ſtaatlichen Gerichte in Frage 
kommt, alſo insbeſondere für die Vollſtreckungs- und Auf 
hebungsklage. 


3. a) In dem preußiſchen Auseinanderſetzungs— 
verfahren iſt für den Kriegsteilnehmerſchutz nur inſoweit 
Raum, als bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten vorliegen, deren Ent⸗ 


AR 
. 
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ſcheidung gemäß § 14 GVG. der Auseinanderſetzungsbehörde 
als zugelaſſenem beſonderen Gerichte anvertraut iſt, d. h. 
Streitigkeiten, die auch außerhalb eines eigentlichen Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahrens vorkommen und alsdann im ordent⸗ 
lichen Rechtswege entſchieden werden. Es ſind dies im weſent⸗ 
lichen Prozeſſe über Eigentum, Dienſtbarkeiten und Reallaſten. 
Den Kriegsteilnehmerſchutz genießen dagegen nicht die den Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden als ſolchen zur Entſcheidung über⸗ 
laſſenen Streitigkeiten, die ſich in den Formen des Auseinander⸗ 
ſetzungsperfahrens abſpielen, wie das Rentengüterverfahren, die 
„allgemeine Regulierung“ und die rein öffentlich⸗ rechtlichen An⸗ 
gelegenheiten (Holzapfel, DIZ. 1915, 706). 

b) Der für Entſcheidungen von Rechtsſtreitigkeiten 
gegen den König und das Königliche Haus zuſtändige Ge- 
heime Juſtizrat in Berlin bildet — obwohl er mit dem 
Kammergericht „verbunden“ iſt — keinen Teil desſelben und 
gehört zu den Sondergerichten. Das Kr SchG. findet daher 
auf ihn keine Anwendung, jedoch iſt eine Ausſetzung gemäß 
8 247 ZPO. nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen (Geh. Juſtizrat, 
II. Inſtanz, 1. VI. 15, IW. 1915, 802). 

A 


II. Geſchützter Perſonenkreis. 


M 

4. Die Anſicht, daß der Begriff des mobilen Truppen: 
teils nach Erlaß des allgemeinen Mobilmachungsbefehls die 
geſamte Land⸗ und Seemacht umfaßt (JW. 1915, 833), hat 
neue Vertreter nicht mehr gefunden. 

Dagegen beſteht der Streit zwiſchen den beiden anderen 
Meinungen a und d (JW. 1915, 833) weiter, wenn auch das 
Übergewicht der erſteren immer ſchärfer hervortritt. Nach dieſer 
kommt es für jeden Truppenteil darauf an, ob er beſonders 
für mobil erklärt worden iſt (KG. [25. III. 15] DIZ. 1915, 
719). Bei welchen Truppenteilen dies der Fall iſt, iſt durch 
eine Auskunft von militäriſcher Stelle nachzuweiſen; es genügt 
aber nicht, wie in der Praxis vielfach üblich, das Zeugnis eines 
Feldwebels oder eines Subalternoffiziers, ſondern es iſt die 
Beſcheinigung einer höheren Kommandoſtelle erforderlich (Bendix, 
ZVerſWiſſ. 1915, 123). Wenn Bendix als dieſe leitende Stelle 
das Kriegsminiſterium anſieht, ſo iſt dies, wenigſtens für den 
Regelfall, nicht richtig. Vielmehr gehört nach der militäriſchen 
Organiſation die Auskunftserteilung zu den Aufgaben der ſtell⸗ 
vertretenden Generalkommandos. Oft erfolgt von dieſen, wenn 
es ſich um einen Truppenteil im Felde handelt, eine Verweiſung 
an den Truppenteil ſelbſt, deſſen Zeugnis dann natürlich 
ausreicht. Ablehnungen einer derartigen Auskunft unter Hinweis, 
daß es ſich um eine reine Rechtsfrage handele, hat bisher nur 
das ſtellvertretende Generalkommando des N. Armeekorps in 
Altona ausgeſprochen. 

Die Anſicht zu b, welche einen Truppenteil von dem Zeit— 
punkte an als mobil anſieht, in dem er ſeinen gewöhnlichen 
Standort verlaſſen hat, wird neuerdings von Schwabe (DIZ. 
1915, 811) vertreten. 

Von beiden Anſichten übereinſtimmend werden feſt ſtationierte 
Behörden, wie z. B. die Kriegsbekleidungsämter, nicht als mobil 
angefeben (KG. 25. III. 15] DSB. 1915, 719). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Die Frage, welche Truppenteile gegen den Feind ver— 
wendet find, hat durch Schwabe (DIZ. 1915, 811) eine 
grundſätzlichere Erörterung erfahren. Als „Feind“ im Sinne 
dieſer Vorſchrift erachtet Schwabe nur die feindliche Truppen⸗ 
macht als Ganzes, nicht die einzelnen von ihr losgelöſten Teile 
(ebenſo KG. [14. VI. 15] DIZ. 1915, 720). Daraus ergeben 
ſich eine Reihe von durchweg billigenswerten Folgerungen. Es 
ſind danach nicht gegen den Feind verwendet die zur Bewachung 
von Kriegsgefangenen im Inlande dienenden Truppenteile (preuß. 
Kriegsminiſterium vom 25. VII. 15, IW. 1915, 936 Anm. 1; 
KG. vom 24. VI. 15, Dig. 1915, 720 Recht 1915, 406; 
14. VI. 15, DIZ. 1915, 720; OLG. Bamberg, 10. IV. 15, 
Bang. 1915, 218; OLG. Breslau, 18. VL 15, Breslau. 
1915, 46; LG. Magdeburg, 7. I. 15, Recht 1915, 407; da: 
gegen OLG. Karlsruhe, 2. VIII. 15, DSZ. 1915, 932; LG. 
Dresden, 24. VII. 15, JW. 1915, 936), die zur Abwehr von 
Fliegern und zum Schutz von Gebäuden beſtimmten Mann: 
ſchaften ſowie überhaupt alle Perſonen, deren Verwendung fern 
vom Kriegsſchauplatz ſtattfindet. Demgegenüber halten OLG. 
Hamburg (12. VI. 15, Leipz3. 1915, 1035), OLG. Dresden 
(3. VI. 15, Leipz Z. 1915, 1036) bereits die Tätigkeit in einem 
Armierungsbataillon einer Grenzfeſtung für gegen den Feind 
gerichtet. 

N 

6. Für die Frage, ob eine zeitweiſe Erkrankung oder 
Beurlaubung den Kriegsteilnehmerſchutz aufhören läßt, kommt 
es ausſchließlich darauf an, ob durch ſie ein Ausſcheiden aus 
dem mobilen oder gegen den Feind verwendeten Truppenteil 
bewirkt wird. Abhängig iſt dies im einzelnen Falle lediglich 
von der Entſcheidung des militäriſchen Vorgeſetzten. Die Praxis 
geht dahin, bei Krankheiten, die im Felde behandelt werden 
und nach ihrer Heilung eine alsbaldige Felddienſtfähigkeit ermög— 
lichen, den Kranken bei ſeinem Truppenteil zu belaſſen, während 
bei Unterbringung in einem inländiſchen Lazarett und nad: 
träglicher, Garniſondienſtfähigkeit gewöhnlich ein Übertritt zu 
dem immobilen Erſatztruppenteil ſtattfindet (vgl. LG. Dresden, 
3. VI. 15, Recht 1915, 406). Beurlaubungen aus anderen 
Gründen haben allgemein einen Wechſel des Truppenteils nicht 
zur Folge. Die häufig induſtriellen Betrieben genehmigte Wieder— 
einſtellung von Soldaten als Arbeiter hat nicht in Form der 
Beurlaubung, ſondern der Entlaſſung zu erfolgen und führt 
daher ſtets ein Ausſcheiden aus dem Truppenteil herbei. 

N 

8. Die internierten deutſchen Zivilgefangenen 
rechnet Bendix (Z VerſWiſſ. 1915, 123) entgegen ſeiner früheren 
Anſicht (JW. 1915, 834) nicht mehr den Kriegsgefangenen zu. 
Tatſächlich dürfte eine entſprechende Behandlung derſelben nach 
dem Zwecke des KrTSchG. gerechtfertigt fein. Auch für fie 
beruht die Unfähigkeit zur Wahrnehmung ihrer inländiſchen 
Rechtsangelegenheiten, ebenſo wie für die Kriegsgefangenen und 
Geiſeln auf den ihnen infolge ihrer Reichsangehörigkeit durch 
den Kriegsausbruch bereiteten Schwierigkeiten. 


III. Geſchützte Prozeßſtellung. 
FFF N | ä 
J. Die Frage des Kriegsteilnehmerſchutzes für die offene 


Handelsgeſellſchaft, bei Abweſenbeit nicht aller Inhaber, 
l | 136 
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ift ſeit der Bekanntmachung vom 14. I. 15 von einer Rechts⸗ 
zu einer Billigkeitsfrage geworden. Daher haben auch die 
grundſätzlichen Erörterungen und Entſcheidungen abgenommen. 

Zu den Gerichten, die ſchon bei Kriegsteilnahme eines Geſell⸗ 
ſchafters der Off HGeſ. die Ausſetzung gewähren, find hinzugetreten 
das OLG. Dresden vom 27. IV. 15 (SächſA. 1915, 221 = 
Recht 1915, 407); LG. Freiberg (12. VI. 15) und AG. Noſſen 
29. V. 15, DRAZ. 1915, 173), während das OLG. Breslau 
(26. V. 15, JW. 1915, 664 = Recht 1915, 353) nur, wenn 
ſämtliche Geſellſchafter ins Feld gerückt ſind, die Vorausſetzungen 
des Kriegsteilnehmerſchutzes für gegeben hält, und von dieſem 
Grundſatz auch dann keine Ausnahme macht, wenn den Zurück⸗ 
bleibenden jeglicher Einblick in die ſtreitigen Verhältniſſe fehlt. 

N 

6. Hinſichtlich der Bedeutung der Kriegsteilnehmerſchaft 
für den Nebenintervenienten hat das KG. (6. I. 15, KGBl. 
1915, 37) die herrſchende Lehre, die höchſtens dem ſtreit⸗ 
genöſſiſchen Nebenintervenienten Schutz gewährt, in bedeutſamer 
Weiſe erweitert, indem es auch dort, wo mangels eines Rechts⸗ 
verhältniſſes zwiſchen dem Nebenintervenienten und den Parteien 
die Vorausſetzungen des 8 69 ZPO. nicht gegeben find, den 
Rechtsſtreit bei Kriegsteilnehmerſchaft des Nebenintervenienten 
als unterbrochen oder ausſetzungsfähig anſieht, wenn das Urteil 
ihm gegenüber z. B. als allgemein gültiges Statusurteil materielle 
Rechtskraft ſchafft, z. B. wenn beim Streit um die Ehelichkeit 
eines Kindes der im Falle der Unehelichkeit als Erzeuger in 
Betracht kommende Dritte Nebenintervenient iſt. 


IV. Umfang und Inhalt des Schutzes. 


nehmerſchaft kann die Partei nicht dadurch genügen, daß ſie vom 
Gericht die Einholung einer Auskunft des Generalkommandos 
fordert. Es iſt vielmehr Sache der Partei, alsbald ihre An⸗ 
führungen durch entſprechende Beſcheinigungen darzulegen oder 
den Richter in ſonſtiger Weiſe von ihrer Richtigkeit zu über⸗ 
zeugen (OLG. Hamm [14. III. 15! JW. 1915, 935). Mit 
dieſer Entſcheidung ſetzt ſich das OLG. Roſtock (20. V. 15, 
OL GRſpr. 30, 365 = Recht 1915, 362) in Widerſpruch, wenn 
es die Einholung der amtlichen Auskunft der Militärbehörde 
nur als Feſtſtellung des anzuwendenden Rechtes und daher 
bezüglich der Gebühren nicht als Beweisaufnahme anſieht, 
ebenſo Generalkommando des IX. Armeekorps Altona in einem 
vorliegenden Beſcheide vom 18. XI. 14; denn handelte es 
ſich um eine reine Rechtsfrage, ſo könnte die Partei deren 
Erforſchung ohne weiteres dem Richter überlaſſen. 

Tatſächlich liegt eine reine Tatfrage vor. Wenn dennoch 
keine Beweisgebühren für die Einziehung der Auskunft zur 
Hebung gelangen, ſo liegt das daran, daß es ſich um kein 
beſonderes durch Beweisbeſchluß anzuordnendes Beweisaufnahme— 
verfahren im Sinne von §S 358 3PO. handelt. 

4. Zur Frage des unwirkſamen Urteils ſpricht das 
KG. (21. VI. 15, DIZ. 1915, 927) aus, daß ein in Unkenntnis 
der Unwirkſamkeit erteiltes Rechtskraftatteſt auf Anrufung des 
Gerichts von dieſem zurückgezogen werden könne. (Anders: 
JW. 1915, 839.) 
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9. Das Beweisſicherungsverfahren foll von einer 
das Hauptverfahren betreffenden Unterbrechung oder Ausſetzung 
nach OLG. Marienwerder (23. III. 15, OL GRſpr. 30, 365 
= W. 1915, 1040; Recht 1915, 353) miterfaßt werden und 
gleichfalls in Stillſtand geraten; ein unbedenkliches Ergebnis, 
wenn man annimmt, daß die Möglichkeit beſteht, der Beweis⸗ 
ſicherung als ſolcher gemäß der Bekanntmachung vom 14. I. 15 
Fortgang zu geben, denn die Weiterführung eines derartigen, 
rein tatſächlichen Feſtſtellungen dienenden Verfahrens wird eine 
offenbare Unbilligkeit gegen den Kriegsteilnehmer kaum jemals 
darſtellen, zumal es dem Gericht überlaſſen bleibt, welchen Wert 
es den ohne Mitwirkung des Kriegsteilnehmers entſtandenen 
Protokollen beimeſſen will. 

Meer 

8 3. 
Sonderfragen zu 8 3. 

1. Ein! Prozeßbevollmächtigter ſtelltzeinen zur Wahr⸗ 
nehmung der Rechte berufenen Vertreter nur für die betreffende 
Inſtanz dar. Gedeiht der Rechtsſtreit in eine höhere Inſtanz, 
ohne daß ein für dieſe zugelaſſener Anwalt beſtellt iſt, ſo liegt 
ein Fall der Unterbrechung vor (RG. 16. IV. 15, DS. 
1915, 921). 

2. Eine Unterbrechung kommt nicht in Frage, wenn 
ein gemäß 8 1911 BGB. beſtellter Abweſenheitspfleger 
vorhanden iſt. Die Einſetzung eines ſolchen iſt auch neben der 
beſonderen Vertreterbeſtellung der Bekanntmachung vom 14. I. 15 
möglich geblieben. Nur darf die Beſtellung des Pflegers nicht 
weſentlich zu dem Zwecke erfolgen, den Prozeßbetrieb gegen 
den Kriegsteilnehmer erſt möglich zu machen, da ſie eine Maß⸗ 
nahme iſt, die lediglich im Intereſſe des letzteren angeordnet 
werden ſoll (Graßhof, DIZ. 1915, 707). 

Auch für eine Partei kraft Amtes, deren Kriegsteil⸗ 
nahme einen Unterbrechungsgrund darſtellt (JW. 1915, 838), 
kann eine Vertretung durch einen Bevollmächtigten in Frage 
kommen. Daß dies für den einzelnen Prozeß möglich iſt, bedarf 
als notwendige Folge des Anwaltszwanges vor den Kollegial⸗ 
gerichten keiner Auseinanderſetzung. Aber auch eine Vertretung 
in weiterem Umfange wird anerkannt; fo kann ein Teſtaments' 
vollſtrecker zwar nicht die geſamten Obliegenheiten ſeines 
Amtes dauernd auf einen anderen übertragen, wohl aber kann 
er für eine gewiſſe Zeit oder mit der Möglichkeit jederzeitigen 
Widerrufs eine Generalvollmacht erteilen (KG. 15. IV. 15, 
KGJ. 47 A 92 = Breslau K. 1915, 35. Wenn und ſolange 
eine ſolche Vollmacht beſteht, kommt keine Unterbrechung, ſondern 
nur eine Ausſetzung in Frage. 


248 = SächſA. 1915, 330). 

Ip One 

7. Eine zu Unrecht erſchlichene Ausfegung kann das Ör- 
richt von Amts wegen wieder aufheben (NG. 11. VI. 15, Recht 
1915, 408). 
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8 5. 

1. Über die Anzeigepflicht vor Bewirkung einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen einer Militärperſon oder ein 
ihrer Verwaltung unterliegendes Vermögen vgl. oben 8 752 3 PO. 

2. Die Vollſtreckungsbeſchränkung tritt nur ein, wenn der 
Vollſtreckungsgegner ſelbſt Kriegsteilnehmer iſt. Daraus 
ergibt ſich für ein Vorgehen gegen denjenigen, demgegenüber 
der Schuldner eine anfechtbare Rechtshandlung vorgenommen 
hat, folgendes: 

a) Für den Prozeß gegen den im Felde befindlichen 
Anfechtungsgegner gelten die Grundſätze zu 88 2 und 3 
KrTSchG. unverändert. 

b) Für die Vollſtreckung iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
dem Anſpruch auf Duldung der Vollſtreckung, wenn der an⸗ 
fechtbar veräußerte Gegenſtand noch im Beſitze des Anfechtungs⸗ 
gegners iſt, und dem Anſpruch auf Werterſatz, wenn dieſer ſich 
nicht in der Lage befindet, den Gegenſtand in urſprünglicher 
Form zurückzugeben. Im erſteren Falle iſt Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner nicht der Anfechtungsgegner, denn die Vollſtreckung 
richtet ſich materiell nicht gegen ihn, ſondern gegen den eigent⸗ 
lichen Schuldner. Es kommt daher nur deſſen Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft in Betracht (Bunge, DIZ. 1915, 920). Im 
anderen Falle dagegen, wenn es ſich nur noch um einen Wert⸗ 
erſatzanſpruch handelt, iſt der Anfechtungsgegner ſelbſt Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner und die Vollſtreckung unterliegt bei ſeiner 
Kriegsteilnehmerſchaft den Beſchränkungen des 8 5. 

8 

4. Die Beſchränkung der Vollſtreckung gegen das 
Frauengut bei Kriegsteilnehmerſchaft des Ehemannes greift 
nicht Platz, wenn es ſich um Vorbehaltsgut handelt (OLG. 
Poſen [28. IV. 15] PoſMSchr. 1915, 81; LG. I Berlin 
14. VI. 15] KGBl. 1915, 76). Die nicht unſtreitige Frage, 
ob die zu einem ſelbſtändigen Erwerbsgeſchäft von der Ehefrau 
benutzten Gegenſtände Vorbehaltsgut darſtellen, wird von der 
letztgenannten Entſcheidung mit Recht bejaht. 

Bei den Gütergemeinſchaften des Familienrechts ſchließt 
die Kriegsteilnehmerſchaft des führenden Gemeinſchafters die 
Verſteigerung und Verwertung aus, während die Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft der anderen Beteiligten wirkungslos bleibt 
(DLG. Hamm [15. III. 15] und LG. Eſſen [28. I. 15) DI2. 
1915, 726 = Recht 1915, 408). 

5. Mit der herrſchenden Lehre nimmt das OLG. Darmſtadt 
(15. II. 15, SächſA. 1915, 331) an, daß die Unzuläſſigkeit 
der Verwertungsakte von dem Vollſtreckungsorgan auch 
ohne vorher darüber ergangene Entſcheidung von Amts wegen 
zu beachten iſt. Geſchieht dies nicht, ſo ſteht dem dadurch 
Benachteiligten die Erinnerung gemäß 8 766 ZPO. zu. Dies 
iſt jedoch erſt dann der Fall, wenn bereits beſtimmte Ver⸗ 
wertungshandlungen in die Wege geleitet ſind, z. B. Anſetzung 
des Verſteigerungstermines erfolgt iſt, weil vorher eine Be— 
ſchwerung des Kriegsteilnehmers nicht gegeben iſt (Ox J. Darm⸗ 
ſtadt [19. II. 15] Dig. 1915, 621 = Recht 1915, 354). 

6. u. 7. Zuläſſig bleiben diejenigen Vollſtreckungs maß— 
nahmen, die keine Verſteigerung oder anderweite Verwertung 
darſtellen, z. B. die Zwangsverwaltung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen (OLG. Königsberg [13. X. 14] Leipzg3. 1915, 154) 
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und die Pfändung bei beweglichen Sachen (OLG. Frankfurt 
15. XII. 14] OS SRſpr. 30, 248 = SächſA. 1915, 331). 

8 10: 304% 

11. Erwirbt der Kriegsteilnehmer ein bereits zur Ver⸗ 
fteigerung ſtehendes Grundſtück, fo kann er ſich auf 
Grund des Schutzgeſetzes nicht gegen die Verſteigerung wehren, 
denn er hat durch den Erwerb eines in dieſer Rechtslage 
befindlichen Gegenſtandes auf die Beſchränkung verzichtet (LG. II 
Berlin [21. II. 15] Breslau AK. 1915, 46); (vgl. auch JW. 1915, 
842 f.). 


Anhang. 

Die Frage, ob die Kriegsteilnehmerſchaft des inter- 
ventionsberechtigten Dritten die Weiterführung der Voll⸗ 
ſtreckung hindert (JW. 1915, 843), wird immer noch verneinend 
beantwortet. Jedoch weiſt möglicherweiſe ein Grundſatz, den 
das LG. I Berlin (5. VII. 15, IW. 1915, 936) für ein 
ſchwebendes Verteilungsverfahren ausgeſprochen hat, hier den 
Weg zu einer befriedigenden Löſung. Wenn in jenem Falle 
das Gericht annahm, daß die Ausſetzung des über ein Vorrecht 
an dem hinterlegten Erlöſe ſchwebenden Prozeſſes wegen Kriegs⸗ 
teilnahme auf Antrag zu einer Ausſetzung des Verteilungs⸗ 
verfahrens führt, ſo läßt ſich dies auf den Fall der Intervention 
zwanglos dahin übertragen, daß, ſolange der Interventionsprozeß 
wegen Kriegsteilnahme eines Teiles unterbrochen oder ausgeſetzt 
iſt, auch eine zeitweiſe Einſtellung der Zwangsvollſtreckung er⸗ 
folgen kann. 

8 6. 

I, „ , , 2 

7. Über die vom Geſetze im dunklen gelaſſenen Wir⸗ 
kungen der Ausſetzung des Konkursverfahrens äußert ſich 
KG. (24. III. 15, Os GRſpr. 30, 381 — Recht 1915, 354) im 
gleichen Sinne, wie die erſte Mberficht (JW. 1915, 844) dahin, 
daß der Gemeinſchuldner durch die Ausſetzung ſeine Verfügungs⸗ 
macht nicht zurückerhält, dieſe vielmehr beim Verwalter bleibt, 
und daß danach Prozeſſe, die während dieſer Zeit gegen die 
Maſſe eingeleitet werden, gegen den Konkursverwalter zu richten 
ſind und ebenſo wie die bereits anhängigen durch die Aus⸗ 
ſetzung des Konkurſes in ihrer Durchführung nicht behindert 
werden. 

8. Bezüglich der Unterbrechung der Ausſchluß— 
friſten durch die Ausſetzung wendet ſich Schäffer (JW. 1915, 
944) gegen deren Herleitung aus §S 249 ZPO., während im 
übrigen von einer Anwendung des nur auf das Erkenntnis⸗ 
verfahren beſchränkten S 249 ZPO. insbeſondere auf die 
während der Ausſetzung vorgenommenen Handlungen des Konkurs⸗ 
verwalters und des Gerichts nicht die Rede iſt. Auch dieſe 
Wirkungen der Ausſetzung laſſen ſich vielmehr nicht aus einer 
beſtimmten Geſetzesvorſchrift, ſondern lediglich aus dem Zweck 
des Geſetzes entnehmen. 


§ 7. 
E 
4. Der Anſpruch auf Vertagung ſteht dem beteiligten 
Kriegsteilnehmer erſt im Verſteigerungstermin, nachdem 
ſich das Ergebnis herausgeſtellt hat, zu (OL G. München 


26. X. 14), Seuff A. 70, 124 = Leipz3. 1915, 74). 
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5. Auf Grund von § 36 3G. kann derjenige, der an 
der Hinausſchiebung des Verſteigerungstermins ein 
Intereſſe hat, nicht die Einſtellung der Vollſtreckung als ſolcher 
erlangen. Vielmehr kann nur das Gericht beim Vorliegen 
beſonderer Gründe entweder einen noch nicht angeſetzten Termin 
auf einen ſpäter als 6 Monate liegenden Zeitpunkt anberaumen 
oder einen bereits angeſetzten Termin aufheben und auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt verlegen. Dagegen iſt es nicht zuläſſig, 
einen Termin aufzuheben, ohne gleichzeitig einen neuen feſt⸗ 
zuſetzen (OLG. Poſen (24. IV. 15] Poſ Schr. 1915, 82). 

Lehnt das Gericht einen auf §S 36 ZVG. geſtützten Antrag 
auf Terminsverlegung ab, fo gibt es dagegen nur die Er: 
innerung. Bleibt dieſe erfolglos, ſo ſind weitere Rechtsbehelfe 
nicht vorhanden (OLG. Poſen [24. IV. 15] Poſ Schr. 1915, 82). 


88. 

1., 2, 3 

4. Den für die Frage der Hemmung wichtigen Begriff 
der Ausſchlußfriſt definiert Bendix (ZVerſWiſſ. 1915, 123) 
für das Verſicherungsweſen als eine Friſt, während deren 
eine beſtimmte Handlung oder Unterlaſſung ſeitens des 
Verſicherers oder Verſicherungsnehmers zur Vermeidung des 
Ausſchluſſes oder zum Wirkſamwerden von Rechtsfolgen ſtatt— 
finden muß. Nach dieſer auch über das Verſicherungsrecht 
hinaus geltenden Begriffsbeſtimmung ſind diejenigen Friſten 
keine Ausſchlußfriſten, bei denen die Rechtswirkungen unabhängig 
von einer beſtimmten Handlung oder Unterlaſſung eintreten. 
Bei welchen Friſten im Verſicherungsvertragsgeſetz das eine oder 
andere der Fall iſt, wird in dem Bendixſchen Aufſatz bis ins 
einzelne erörtert. 

Die von Bendix in ſeinem Kriegsſonderrecht (S. 33) und 
in der ZVerſWiſſ. (1915, 123) empfohlene Erweiterung des 
Geſetzes dahin, daß auch vertragliche Ausſchlußfriſten, 
insbeſondere die üblicherweiſe in den Verſicherungsbedingungen 
vorgeſehenen von der Hemmung betroffen werden, hält 
Hagen (ZVerſWiſſ. 1915, 360) für überflüſſig, da 5 6 VVtG. 
ſchon Vorſorge trifft, daß nur vorſätzliche oder grob fahrläſſige 
Friſtverſäumung eine Rechtsverwirkung zur Folge hat. 


5. Daß § 8 nur eine Hemmung, nicht eine Unter: 
brechung der Friſten herbeiführt, ſieht Bendix (ZVerſWiſſ. 
1915, 123) mit Recht als einen ſchweren Mangel an, denn 
dadurch, daß nur noch der Reſt der Friſt nach Aufhören der 
Kriegsteilnehmerſchaft weiterläuft, iſt bei Friſten, die wenige 
Tage vor dem Ablauf gehemmt werden, dem Gegner des 
Kriegsteilnehmers, der in der Regel vom Aufhören des mobilen 
Verhältniſſes nicht ſofort Kenntnis erhält, eine Wahrung ſo gut 
wie unmöglich. Auch der Kriegsteilnehmer ſelbſt, der bei 
Fortfall der Vorausſetzungen des $ 2 KrTSchG. noch keines⸗ 
wegs immer ſofort dem bürgerlichen Leben wiedergegeben wird, 
dürfte häufig die Innehaltung ſolcher binnen weniger Tage 
ablaufenden Friſten verſäumen. 

Ds 
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3. Die Kriegsteilnehmerſchaft des Vaters iſt nicht 
ohne weiteres ein Hindernis in der Ausübung der elterlichen 
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Gewalt und führt nur, wenn ſein derzeitiger Aufenthalt nicht 
bekannt oder eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich iſt 
oder er ſelbſt für ſeine Vertretung nicht geſorgt hat, zu einer 
Ausübung der Gewalt durch die Mutter (KG. [26. I. 15 
KGJ. 47 A. 61). Trotzdeſſen wird auch in dieſen Fällen, wenn 
der Vater zu dem Perſonenkreiſe des § 2 gehört, die Mutter 
aber die Ausübung der elterlichen Gewalt gemäß § 1685 BGB. 
nicht erlangt hat, das Kind als durch die Mutter kraft der ihr 
obliegenden „Nebenſorge“ ausreichend vertreten anzuſehen ſein, 
ſo daß es der Beſtellung eines beſonderen Vertreters gemäß 
89 Abſ. 2 nicht bedarf. 
A 


5. Zur Frage, ob der Kriegsteilnehmerſchutz auch 
der juriſtiſchen Perſon zuteil wird, deren Vorſtandsperſonen 
ſämtlich oder überwiegend im Felde ſtehen, liegen eine Reihe 
neuer Urteile vor, die im weſentlichen die Neigung der Praxis 
zur Ausdehnung des Schutzes beſtätigen (OGG. Dresden 
9. IV. 15] Sächſu. 1915, 219 = Recht 1915, 407; 3. VI. 15 
LeipzZ. 1915, 1036; OLG. Hamburg 10. II. 15! DIZ. 
1915, 725; vgl. auch Fuld, Recht 1915, 356; dagegen Os. 
Dresden [10. III. 15] OL GRſpr. 30, 363 = SächſA. 1915, 197 
— Recht 1915 S. 406, 407; OLG. Colmar [24. III. 15 
DRA. 1915, 173; Pat Amt, Nichtigkeitsabteil. [23. II. 15) 
JW. 1915, 666). 

Wie die Entſcheidungen des OLG. Dresden ergeben, be 
ſtehen aber doch immer noch häufig an demſelben Gerichte be: 
züglich dieſer wichtigen Frage Meinungsverſchiedenheiten. Zu 
welcher Rechtsunſicherheit das führen kann, beweiſt der in den 
viel zu wenig gekannten und gewürdigten Überſichten der DR. 
1915, 168 erwähnte Fall, daß das LG. Leipzig in zwei noch 
nicht drei Wochen auseinanderliegenden Entſcheidungen (vgl. 
JW. 1915, 846) derſelben G. m. b. H. einmal den Kriege: 
teilnehmerſchutz gewährt, das andere Mal mit Rüdfiht auf ihre 
Rechtsnatur als juriſtiſche Perſon verſagt hat. 


Welauutmachung über die Vertretung der Kriegs teilnehmer 
in Bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten vom 14. Januar 1915 
(RGBl. 1915, 17). 

E 

3. Das Anwendungsgebiet der Bekanntmachung dect 
ſich mit dem des Kr Sch. Daher iſt die Beſtellung eines 
Vertreters für eine zwar nicht unter § 2 Kr7SchG., wohl 
aber unter den in § 247 ZPO. genannten weiteren Kreis 
fallende Perſon unzuläſſig (OLG. Hamburg (24. III. 15 
OL GRſpr. 30, 364 = DIE. 1915, 931). 

Bezüglich der Rechtsſtreitigkeiten, die zwar vermögens⸗ 
rechtlich ſind, aber auf dem Familienverhältnis beruhen 
(. B. Alimentenklagen), iſt zwar grundſätzlich die Anwendung 
der Bekanntmachung nicht ausgeſchloſſen, allein es iſt, wur 
Haberſtumpf (DRZ. 1915, 568) in Bekämpfung der entgegen 
geſetzten Anſicht zweier ſüddeutſcher Landgerichte ausführt, bier 
dem Intereſſe des Kriegsteilnehmers an ſeiner perſönlichen Mir. 
wirkung beſonders Rechnung zu tragen (vgl. auch AO. München 
5. II. 15] Recht 1915, 113). Es wird daher bei ſolchen Klagen 
im Regelfalle von der Beſtellung eines Vertreters abqufeben 
oder eine Ausſetzung zu bewilligen fein. 
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1. Zum Begriff der offenbaren Unbilligkeit vgl. 
§ 2 Bem. 3. | 

2. Dafür, daß die Beſtellung eines Vertreters bereits durch 
das Vorhandenſein eines Prozeßbevollmächtigten ausgeſchloſſen 
wird, obgleich deſſen Wirkungskreis ein kleinerer als der des Ver⸗ 
treters iſt, liegt eine neue Entſcheidung des OLG. Braunſchweig 
vor (16. IV. 15, BraunſchwZ. 1915, 121). 

. 

5. Hinſichtlich der Auswahl des Vertreters im Anwalts- 
prozeß nimmt auch v. Harder (JW. 1915, 956 S Leipzz. 
1915, 962) an, daß der Vorſitzende nicht zur Beſtellung eines 
Anwalts als Vertreter gehalten iſt. 

6. Einen Zwang zur Übernahme der übertragenen 
Vertretung verneint mit der herrſchenden Lehre v. Harder 
(JW. 1915, 956 = Leipzg. 1915, 962; OLG. Hamburg 
[9. VI. 15] Leipz3. 1915, 1036 = Recht 1915, 408; DRG. 
Dresden [15. IV. 15] Leipzg3. 1915, 851 Recht 1915, 354). 
Da dem Vertreter die freie Entſcheidung über die Annahme 
der Vertretung zuſteht, kann er dieſe auch von Bedingungen, 
insbeſondere von der Zuſage und Sicherſtellung eines beſtimmten 
Entgelts ſeitens des Antragſtellers abhängig machen (v. Harder, 
JW. 1915, 956 = Leipz3Z. 1915, 962) [vgl. auch unten 8 3 
Bem. 2). 

7. Die Anſicht, daß dem Vertreter gegen ſeine Be— 
ſtellung keine Beſchwerde zuſteht, iſt zwar auch jetzt noch die 
herrſchende (KG. [18. VI. 15] DIZ. 1915, 927; OLG. Ham⸗ 
burg [9. VI. 15] Leipzg. 1915, 1036 = Recht 1915, 408; 
Bendix, SächſA. 1915, 301 und die Überfiht in DRA. 
1915, 174), doch machen ſich gerade in jüngſter Zeit abweichende 
Meinungen geltend. So will das LG. Guben (2. VI. 15, 
DRAZ. 1915, 174) dem Vertreter auf Grund feiner Pflicht, 
die Intereſſen des Kriegsteilnehmers wahrzunehmen, ein Be— 
ſchwerderecht gegen ſeine Beſtellung geben, wenn dieſer einer 
Verhandlung in ſeiner Abweſenheit widerſpricht. Haberſtumpf 
(Recht 1915, 363) leitet das Beſchwerderecht aus der Erwägung 
her, daß dem bereits beſtellten, nachträglich auf ſeine Entlaſſung 
antragenden Vertreter, gegen die Ablehnung dieſes Antrags 
gemäß § 567 ZPO. ohne weiteres eine Beſchwerde zuſteht und 
daß die völlig gleiche Sachlage dazu zwingt, auch dem erſt 
zu ernennenden oder ſoeben ernannten Vertreter die Beſchwerde 
zu gewähren. Verneint man dieſes Beſchwerderecht, ſo muß 
man entweder jede Anfechtung der Vertreterbeſtellung verſagen 
oder mit Bendix (SächſA. 1915, 301) eine ſolche Anfechtung 
dem gegen das ſchließlich ergehende Urteil zuläſſigen ordentlichen 
Rechtsmittel vorbehalten. Die letztere Meinung birgt die Ge⸗ 
fahr in ſich, daß ein voll durchgeführtes Verfahren nachträglich 
in letzter Inſtanz mangels einer ordnungsgemäßen Vertretung 
zuſammenbricht. Am richtigſten erſcheint eine Mittelmeinung, 
die ſich im Ergebnis mit der Haberſtumpfſchen deckt und nach 
der zunächſt die einfache Ablehnung des Amtes genügt und erſt 
dann, wenn das Gericht trotz dieſer Ablehnung die Vertreter⸗ 
beſtellung vornimmt oder zu Unrecht aufrechterhält, dem Ver— 
treter eine Beſchwerde gegeben iſt. In dieſen Fällen liegt in 
der Ablehnung oder in dem Antrage auf Aufhebung der Ver⸗ 
tretung ein das Verfahren betreffendes Geſuch, bei deſſen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1081 


Nichtberückſichtigung $ 567 ZPO. unmittelbare Anwendung 
finden kann. 

Iſt der Vertreter, nachdem das Gericht zunächſt die Be⸗ 
ſtellung abgelehnt hat, erſt auf Beſchwerde des Antragſtellers 
vom höheren Gericht beſtellt worden, fo iſt nach OLG. Dresden 
(15. IV. 15, Leipzg. 1915, 851 = Recht 1915, 354) das 
Geſuch um Befreiung von der Vertretung, ſowie der Antrag 
auf Ausſetzung bei dem Gericht einzureichen, das zuerſt über 
die Vertreterbeſtellung entſchieden hat. Man wird dieſe Anſicht 
jedoch nur für einen ſpäteren Antrag auf Befreiung von der 
bereits übernommenen Vertretung gelten laſſen dürfen, eine 
Ablehnung der noch zu übertragenden oder eine alsbaldige 
Zurückweiſung der ohne Befragen übertragenen Vertretung wird 
vielmehr in der Inſtanz ihre Erledigung finden müſſen, die ſie 
übertragen will oder übertragen hat. 

Der Vertretene hat kein Beſchwerderecht gegen die 
Beſtellung, ebenſowenig der Antragſteller gegen die Auswahl 
einer beſtimmten Perſon (KG. [13. VI. 15] JW. 1915, 935 = 
KGBl. 1915, 74). Dem Kriegsteilnehmer bleibt fein Recht, 
dem gerichtlich beſtellten Vertreter die Vertretungsbefugnis zu 
entziehen und ſeinerſeits einen Vertreter zu beſtellen. Alsdann 
iſt nur der letztere vertretungsberechtigt. Unterläßt der Kriegs⸗ 
teilnehmer in dieſem Falle die Aufhebung der Vollmacht des 
gerichtlichen Vertreters, dann wirken zunächſt beide Vertreter 
nebeneinander, und es kann ein Widerſpruch zwiſchen ihren 
Handlungen eintreten. Eine Beſeitigung dieſes Zuſtandes hält 
Bendix (SächſA. 1915, 301) in der Weiſe für möglich, daß 
entweder der Vorſitzende auf Antrag des Gegners und nach 
Anhörung des gerichtlich beſtellten Vertreters die Beſtellung 
aufhebt oder daß der vom Kriegsteilnehmer beſtellte Vertreter 
dem gerichtlich beſtellten die Vollmacht entzieht. 


3. Für die Stellung des Vertreters im Prozeß 
erhebt Bendix (SächſA. 1915, 301) die grundſätzliche Frage, 
ob er oder der Kriegsteilnehmer als Partei im Rechtsſtreit an: 
zuſehen iſt. Von Bedeutung iſt ihre Beantwortung für eine 
Reihe von Einzelfragen teils prozeſſualer, teils materieller 
Natur: 

a) für die Lage beim Tode des Kriegsteilnehmers, 

d) für die Bezeichnung des Zuſtellungsempfängers auf 
dem zuzuſtellenden Schriftſtück und damit für die Art 
der Zuſtellung, 

c) für den Parteieid, 

d) für die Möglichkeit einer Vernehmung als Zeuge. 
Außerdem hängt die rechtliche Konſtruktion anderer Beziehungen, 
wie z. B. der Koſtenvorſchußpflicht des Antragſtellers und des 
Koſtenanſpruchs des Vertreters gegen den Kriegsteilnehmer 
ſelbſt von ihrer Entſcheidung ab. 

Bendix (SächſA. 1915, 301) gelangt zu dem durchaus 
befriedigenden, Ergebnis, daß der vom Gericht beſtellte Vertreter 
den im bürgerlichen und Prozeßrecht ſich mehrfach vorfindenden 
Perſonen gleichzuftellen iſt, die auf Antrag des Gegners einer 
Partei oder eines ſonſt intereſſierten Dritten zur Vertretung 
beſtellt werden können, um die Erledigung gewiſſer Angelegen— 
heiten mit der tatſächlich behinderten Partei zu ermöglichen 
(SS 1913, 1141, 1189 BGB., 88 57,58, 779, 787 3 O.). Dieſe 
Stellung iſt ein echtes Vertretungsverhältnis, keine Amtsſtellung, 
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und es kommen daher allenthalben die Grundſätze über die Ver⸗ 
tretung zur Anwendung (vgl. auch Cahn, Bay. 1915, 98). 

Die Vertretungsmacht erftredt ſich nach Bendix 
(SächſA. 1915, 301) auf den geſamten Betrieb des 
Rechtsstreits, einſchließlich aller Vor⸗ und Nachwirkungen, alfo 
insbeſondere auch auf die Entgegennahme der den Rechtsſtreit 
einleitenden Schriftſtücke, auf die Zwangsvollſtreckung und auf 
die Wiederaufnahme des Streitverfahrens, nur muß es ſich ſtets 
um die gleiche Sache handeln. Danach umfaßt die Vertretung 
alle drei Inſtanzen, LG. Poſen (14. VI. 15, DIZ. 1915, 828); 
dagegen geht die Anſicht, daß die Vertretung das ganze mate⸗ 
rielle Verhältnis umſchließt (JW. 1915, 848) zu weit. 

Die vor ſeiner Beſtellung liegenden Teile des Rechtsſtreits 
wird der Vertreter pflichtgemäß daraufhin zu prüfen haben, ob 
in ihnen das Intereſſe des Kriegsteilnehmers voll gewahrt iſt, 
dagegen wird man ihm gegen Bendix (SächſA. 1915, 301) 
und das LG. Guben (2. VI. 15, DRAZ. 1915, 174) das Recht 
und die Pflicht abſprechen müſſen, die Vorausſetzungen der 
Vertreterbeſtellung als ſolcher einer ſelbſtändigen Nachprüfung 
zu unterziehen. Die Entſcheidung dieſer Frage, der er ſeine 
Vertretungsmacht verdankt, hat er vielmehr aus der Hand des 
Vorſitzenden hinzunehmen und bleibt, wenn er ſie nicht für 
richtig hält, auf die Beantragung der Ausſetzung gemäß § 3 
KrTSchG. beſchränkt. 

Gegen die für das Innenverhältnis von Waſſermann⸗ 
Erlanger (S. 85) und neuerdings von Bendix (SächſA. 1915, 301) 
geltend gemachte Auffaſſung der Vertreterſtellung als einer 
Geſchäftsführung ohne Auftrag, wendet ſich Schäffer in JW. 
1915, 944 mit dem Hinweis, daß die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag immer einen aus eigener Willensentſchließung hervor⸗ 
gehenden Eingriff des Dritten vorausſetzt und daß davon bei 
der Beſtellung durch den Vorſitzenden nicht gut die Rede ſein 
könne. Es dürften vielmehr eher die Grundſätze über die ent⸗ 
geltliche Geſchäftsbeſorgung zur Anwendung gelangen. 

Geht man hiervon aus, ſo ſteht dem Vertreter auch ein 
wenigſtens hilfsweiſer Anſpruch auf Erſtattung ſeiner 
Gebühren gegen den Kriegsteilnehmer ſelbſt zu. Vom 
Standpunkt der auftragloſen Geſchäftsführung würde ſich dieſer 
Anſpruch auf Erſtattung der tatſächlichen baren Auslagen ohne 
Entgelt für die Mühewaltung beſchränken (Bendix, SächſA. 1915, 
301); v. Harder (JW. 1915, 956 = Leipzg. 1915, 962) will 
dem Vertreter jeglichen Anſpruch gegen den Kriegsteilnehmer 
verſagen. 

9. Für den Grad der Haftung des Vertreters gegen⸗ 
über dem Kriegsteilnehmer iſt die rechtliche Konſtruktion un⸗ 
erheblich, weil er ſowohl bei der entgeltlichen Geſchäftsbeſorgung 
als bei der unbeauftragten Geſchäftsführung für jedes Ver⸗ 
ſchulden einzuſtehen hat. 

8 2. 

E ö 


3. Auch die neuere Rechtſprechung über den Begriff der 
offenbaren Unbilligkeit hat allgemeine Grundſätze nicht zu 
prägen vermocht, aber die zahlreichen Einzelfälle laſſen doch einen 
Anſatz zu gewiſſen feſten Richtlinien erkennen. Daß die Un⸗ 
billigkeit „offenbar“ ſein muß, bedeutet nicht etwa, wie das 
ORG. Dresden (11. v. 15, SächſA. 1915, 247) ausführt, daß fie 
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auf den erſten Blick erkennbar fein muß und daß daher eine 
Beweisaufnahme über ſie nicht zuläſſig iſt, ſondern nur, daß 
über die Unbilligkeit der feſtgeſtellten Tatſachen ein Zweifel nicht 
obwalten darf (DRAZ. 1915, 175). 

Im einzelnen ſind, wie in JW. 1915, 849, folgende Geſichts⸗ 
punkte maßgebend. 

a) Die materielle Lage des Kriegsteilnehmers. 

Ob die Weiterführung des Geſchäfts das Verlangen 
nach Ausſetzung offenbar unbillig macht, hängt von der Lage 
des Einzelfalles ab. Mit Recht ſagt das OLG. Breslau 
(24. VI. 15, JW. 1915, 935), daß, wenn man ſchon die zur 
Vermeidung eines wirtſchaftlichen Zuſammenbruches oft unbedingt 
notwendige Weiterführung durch einen Angehörigen oder eine 
andere mit Poſtvollmacht ausgeſtattete Perſon als Grund zur 
Verſagung der Ausſetzung anſehen wollte, die vom Geſetz als 
Regel gedachte Ausſetzung zu einer Ausnahme herabſinken müßte 
(Ebenſo OLG. Karlsruhe [23. II. 15] Recht 1915, 408). Anders 
ſteht es dann, wenn die militäriſche Verwendung des Kriegs⸗ 
teilnehmers ſtändig am Heimatsorte ſtattfindet, was an ſich mit 
ſeiner Zugehörigkeit zu einer der im $ 2 KrT7SchG. genannten 
Gruppen keineswegs unvereinbar iſt; denn alsdann iſt er, wenn 
man von der rein zeitlichen Behinderung abſieht, zur Weiter⸗ 
führung des Rechtsſtreits ebenſogut wie früher in der Lage 
OLG. Poſen [25. III. 15] OL GRſpr. 30, 372 — Recht 1915, 
353). Auch wenn die Fortführung durch einen voll ein⸗ 
gearbeiteten Vertreter, z. B. durch einen bereits längere Zeit in 
Dienſten ſtehenden Prokuriſten, erfolgt, wird die Ausſetzung ge: 
wöhnlich unbillig ſein, ebenſo, wenn der Vertreter ſelbſt die 
Schuld zum Zwecke der Fortführung des Geſchäftes eingegangen 
iſt (OLG. Dresden [17. II. 15] OL GRſpr. 30, 373). Auf 
alle Fälle iſt ſie es dann, wenn die Neigung des Kriegsteil⸗ 
nehmers den Rechtsſtreit zu verſchleppen irgendwie, z. B. durch 
verſpätetes Beſtreiten, hervortritt (OLG. Hamm [31. III. 15 
Recht 1915, 353 = DIZ. 1915, 623) oder wenn er gar bei 
unbeſtrittener Schuld dem Gläubiger nachteilige Vermögens⸗ 
verſchiebungen in die Wege leitet (OL G. Nürnberg [22. V. 15] 
Recht 1915, 407). 

Für die OffHGeſ. und für ſonſtige Fälle, in denen 
mehrere Perſonen zur Vertretung vorhanden ſind (mehrere 
Vorſtandsmitglieder einer juriſtiſchen Perſon), wird die Aus⸗ 
ſetzung dann als unbillig angeſehen, wenn der Zurückbleibende 
das Geſchäft mit Zuſtimmung des im Felde Befindlichen weiter⸗ 
geführt hat (OL G. Frankfurt [9. II. 15] SächſA. 1915, 331) 
oder auch ohne dieſe Zuſtimmung, wenn der Zurückbleibende 
durch ſeine Kenntnis der Vorgänge zur Führung des Rechts⸗ 
ſtreites ebenſogut wie der Kriegsteilnehmer geeignet iſt (OLG. 
Hamburg [12. III. 15] DSB. 1915, 826). Dies gilt aller: 
dings nur fo lange, als nicht in der Perſon des Zurück⸗ 
bleibenden eine Behinderung, ſei es auch aus anderen Gründen 
als der Kriegsteilnehmerſchaft, eintritt (OLG. Hamburg 
13. III. 15] Dig. 1915, 826). Etwas allgemeiner macht 
das OLG. Dresden (3. VI. 15, Leipzg3. 1915, 1036) die Ge 
währung des Kriegsteilnehmerſchutzes bei der G. m. b. H. davon 
abhängig, in welchem Grade ſie durch die Einziehung ihrer 
Geſchäftsführer in der Prozeßführung beſchränkt wird. 

Eine Unbilligkeit der Ausſetzung liegt dann nicht vor, 
wenn fie dem Gegner keinen weſentlichen Schaden bringt, 3- B. 
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weil er auf andere Weiſe, etwa durch eine Hypothek, eine aus⸗ 
reichende Sicherheit beſitzt (OL G. München [21. V. 15] Leipzz. 
1915, 850) oder bei einer OffHGeſ. durch die, ſei es auch nur 
über das Vermögen eines Mitinhabers, angeordnete Geſchäfts⸗ 
aufſicht für die ordnungsmäßige Abwicklung der Geſchäfte Vor⸗ 


. forge getroffen iſt (OLG. Nürnberg 21. V. 15] Recht 1915, 407). 


Dagegen wäre eine Ausſetzung offenbar unbillig, wenn ſie 
den völligen Zuſammenbruch des Klägers herbeiführen (OLG. 
Braunſchweig [24. V. 15] Braunſchw Z. 1915, 122) oder 
ſonſt z. B. durch Vorenthaltung wichtiger, für ſein Fortkommen 
unbedingt notwendiger Papiere entſcheidend in ſeine Lebens⸗ 
verhältniſſe eingreifen würde. (KG. [17. III. 15] DIZ. 1915, 927). 

Hervorzuheben iſt die dem Kriegsteilnehmer nach wie vor 
ungünſtige Rechtſprechung des OLG. Poſen (12. V. 15, 
PoſMSchr. 15, 83; vgl. JW. 1915, 849), nach der für die 
Frage der Unbillgkeit eine ſchlechte Geſchäftslage nur in Betracht 
kommt, ſoweit ſie durch das Fehlen der perſönlichen Arbeitskraft 
des Eingezogenen, nicht auch, ſoweit ſie durch den allgemeinen 
Kriegszuſtand verurſacht iſt. (Ebenſo OLG. Dresden [15. VI. 15] 
LeipzZ. 1915, 1036 = DIZ. 1915, 931; dagegen OLG. 
Dresden [17. IL 15] OL GRſpr. 30, 373; [29. VI. 15] DIg. 
1915, 931, wo als ausreichender Grund für die Billigkeit der 
Ausſetzung bereits die durch die Einziehung hervorgerufene 
Schwierigkeit der Beſchaffung von Deckungsmitteln angeſehen 
wird.) 

b) Art und Stand des Prozeſſes. 


Die OLG. Braunſchweig (24. V. 15, BraunſchwZ. 1915, 122) 
und Poſen (26. IV. 15, PoſMeSchr. 1915, 84) ſtellen eine all⸗ 
gemeine Regel dahin auf, daß die Ausſetzung dann nicht un⸗ 
billig iſt, wenn der Kriegsteilnehmer aus dem Felde die 
nötigen Informationen nicht zu erteilen vermag oder wenn ſein 
Vertreter durch zurückbleibende Perſonen nicht ſo genau unter⸗ 
richtet werden kann, daß er die Intereſſen des Kriegsteilnehmers 
ebenſogut wie dieſer ſelbſt wahrzunehmen vermag. Außerdem 
ſpielen eine Reihe von Nebenumſtänden eine Rolle, die, ſei es 
allein, ſei es in Verbindung miteinander, eine andere Ent⸗ 
ſcheidung rechtfertigen (vgl. auch die Ausführungen zu 8 247 
ZPO. Bem. 3); fo kann die Natur des geltend gemachten An⸗ 
ſpruchs, z. B. bei rückſtändigen Lohnforderungen (OLG. Hamm 
19. III. 15] IW. 1915, 935; vgl. auch Cahn, Bayß. 1915, 
98), oder die Prozeßart, z. B. beim Wechſelprozeß (OL G. Nürnberg 
22. IV. 15] Recht 1915, 406), mit als Grund gegen eine Aus: 
ſetzung in Frage kommen. Unerhehli wird es dagegen fein, 
ob ſich der Rechtsſtreit bereits vor Ausbruch des Krieges in 
verhandlungsreifem Zuſtand befunden hat (OL G. Hamburg 
30. III. 15] OL GRſpr. 30, 371 = Recht 1915, 354). 

Gegen die Ausſetzung kann ferner die geringe Stichhaltig⸗ 
keit der vom Beklagten erhobenen Einwendungen ſprechen 
(OLG. Hamm [19. III. 15 JW. 1915, 935), doch kann bei 
an ſich erheblichen Einwendungen nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß fie mutwillig oder nur zum Zwecke der Prozeß⸗ 
verſchleppung vorgebracht find (OL G. Dresden [27. IV. 15] 
DIZ. 1915, 732 = OL GRſpr. 30, 374), möglicherweiſe kann 
ſich aber eine ſolche Abſicht aus anderen Umſtänden, z. B. aus 
der verſpäteten Zeugenbenennung (OLG. Hamm [19. III. 15] 
JW. 1915, 935), aus der mangelnden Subſtantiierung der gegen 
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die Forderung vorgebrachten Einwände und der Notwendigkeit 
einer Ausſetzung ergeben (OLG. Hamburg (8. III. 15] OL GRſpr. 
30, 370 Recht 1915, 353; OLG. Poſen [1 2. V. 15] PoſMSchr. 
1915, 83). 

Als Grund für die Unbilligkeit der Ausſetzung kommt ferner 
der derzeitige Stand des Prozeſſes in Frage. Sind bei geklärtem 
Sachverhalt nur noch Rechtsfragen zu entſcheiden, ſo iſt die 
perſönliche Mitwirkung des Kriegsteilnehmers, beſonders wenn 
dieſer einen rechtskundigen Vertreter hat, von ſo geringer Be⸗ 
deutung, daß das Intereſſe des Gegners an der Fortſetzung des 
Rechtsſtreits überwiegt (RG. [12. VI. 15] Leipz3. 1915, 985 
= DIZ. 1915, 922 = Recht 1915, 408, OLG. Braunſchweig 
11. VL 15] BraunſchwZ. 1915, 122). Streitig iſt, ob der 
Wunſch des Kriegsteilnehmers, bei einer Eidesleiſtung der Gegen⸗ 
partei anweſend zu ſein, eine ſonſt unbillige Ausſetzung zu 
rechtfertigen vermag. Verneint wird dies vom OLG. Nürnberg 
(22. IV. 15, Recht 1915, 406), bejaht vom OLG. Braunſchweig 
(1. VI. 1915, Braunſchw Z. 1915, 123), und zwar ſogar für 
den Fall, daß der Gegner dadurch die Ausſicht auf Erſtattung 
ſeiner Prozeßkoſten verliert. 


Offenbar unbillig wäre es ferner, eine Ausſetzung für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren auszuſprechen, nachdem der Gegner 
des Kriegsteilnehmers in der Hauptſache den Sieg erſtritten 
hat (OLG. Nürnberg [27. IV. 15] Recht 1915, 406). 

Schließlich kann auch noch die ſchwer nachprüfbare Frage, 
ob ſchon in ausreichender Weiſe Information erteilt worden iſt 
(OL G. Nürnberg [22. IV. 15] Recht 1915, 406) und ob die 
noch zu erteilende Information ſo einfach iſt, daß ſie neben 
den Dienſtobliegenheiten erteilt werden kann (OL GO. Hamm 
19. III. 15! IW. 1915, 935), für die offenbare Unbilligkeit der 
Ausſetzung erheblich ſein. 

. 

5. Die Auffaſſung des Ox G. Dresden (11. v. 15, 
SächſA. 1915, 247) daß die Unbilligkeit der Ausſetzung nur 
dann „offenbar“ iſt, wenn ſie dem Richter ſofort dargelegt 
werden kann, und daß daher eine Beweisaufnahme über ſie 
unzuläſſig iſt, wird mit Recht von DRAZ. 1915, 174 bekämpft 
(vgl. oben Bem. 3 am Anfang). 

Liegt dieſe Unbilligkeit ſo klar zutage, daß kein Zweifel 
darüber obwalten kann, in welchen Tatſachen ſie gefunden wird, 
ſo bedarf es beſonderer Ausführungen darüber im Urteil nicht, 
anderenfalls muß dargelegt werden, welche einzelnen Umſtände 
die offenbare Unbilligkeit darſtellen und weswegen eine 
ſolche in ihnen zu finden iſt (OLG. Hamburg [23. III. 15] 
OL GRſpr. 30, 371). 


§ 3. 

1. Den „beſonderen“ Koſten, welche der Antragſteller 
ſchlechthin zu erſtatten hat, zählt Bendir (Sächſdl. 1915, 301) 
auch die Gerichtskoſten einer ſtreitigen Verhandlung zu, wenn 
dieſe auf ſeiten des Vertreters nur den Zweck hatte, ihm Zeit 
zu verſchaffen, um ſich mit dem Kriegsteilmehmer in Verbindung 
zu ſetzen. Dem kann nicht beigetreten werden. Beſaß der 
Vertreter nach ſeiner Beſtellung nicht mehr die erforderliche 
Zeit, ſo konnte er daraufhin bei dem Gericht eine Ausſetzung 
gemäß § 2 KrTSchGG. oder § 247 3PO. oder wenigſtens 
eine Vertagung beantragen (vgl. auch Cahn, Bayg. 1915, 98). 
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Wurden dieſe Anträge abgelehnt, ſo mußte er ſich damit 
beſcheiden und durfte nicht durch Erhebung proviſoriſcher Ein⸗ 
wendungen eine Vertagung erzwingen. Glaubte er noch weitere 
Information vom Kriegsteilnehmer erwarten zu können, ſo 
konnte er notfalls Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen laſſen, 
deſſen Koſten allerdings nur dann unter die beſonders vom 
Antragſteller zu erſtattenden gehören, wenn das über die Höhe 
entſcheidende Organ (vgl. Bem. 5) den Erlaß des Verſäumnis⸗ 
urteils als eine unmittelbare Folge der Vertreterbeſtellung und 
nicht etwa eines Verſchuldens des Vertreters wegen zu ſpäter 
Benachrichtigung des Kriegsteilnehmers anſieht. 

Die Anſicht von W. H. in DR AZ. 1915, 166, daß die 
geſetzliche Haftung des Antragſtellers ſich auf die Gebühren 
erſtreckt, die auch bei Anweſenheit des Kriegsteilnehmers ent⸗ 
ſtanden wären, kann nicht gebilligt werden, weil dies keine 
„beſonderen“ Koſten ſind. Eine Benachteiligung des Vertreters 
iſt hierin nicht enthalten, da dieſer ja vor Antritt ſeines Amtes 
die Möglichkeit hat, die Sicherſtellung ſeiner vollen Gebühren 
durch den Antragſteller zur Bedingung der Übernahme zu machen 
(vgl. Bem. Y. 


2. Mit Recht ſieht W. H. in DRAg. 1915, 166 die Ge⸗ 


bühren des zum Vertreter beſtellten Anwalts, ſofern 


er gleichzeitig Prozeßbevollmächtigter iſt, durch die Prozeß⸗ 


gebühren als abgegolten an. Dies entſpricht der herrſchenden 
Lehre (JW. 1915, 850). Doch kann der als Vertreter in 
Ausſicht Genommene die Annahme des Amtes von der Zu⸗ 
ſicherung und Sicherſtellung einer höheren Gebühr abhängig 
machen (Bendix, SächfA. 1915, 301; v. Harder, SW. 1915, 
956 = Leipzg3. 1915, 962). 

3. Über die Haftbarkeit des Kriegsteilnehmers vgl. § 1 
Bem. 8. 


5. Die Entſcheidung über die beſonderen Koſten hat 
im Urteil zu erfolgen. Sie bedarf einer beſonderen Hervor— 
bebung für den Fall, daß die übrigen Koſten dem Kriegs⸗ 
teilnehmer auferlegt werden (W. H. in DRAZ. 1915, 166), 
doch beſchränkt ſich das Urteil am beſten auf den allgemeinen 
Ausſpruch, daß die beſonderen Koſten dem Antragſteller zur 
Laſt fallen, und überläßt die Feſtſtellung, welche dies ſind, dem 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren (Bendix, SächſA. 1915, 301). Iſt 
ein Ausſpruch über die beſonderen Koſten im Urteil unter— 
blieben, ſo iſt ein Antrag auf Ergänzung gemäß § 321 3 OO. 
zu ſtellen (W. H. in DRA. 1915, 166). 


8 4. 

1. Schwebte die Beſchwerde über die erfolgte Ausſetzung 
zur Zeit des Inkrafttretens der Bekanntmachung, ſo kann das 
Beſchwerdegericht nicht in Anwendung von § 2 nachträglich die 
Ausſetzung wegen offenbarer Unbilligkeit ablehnen, ſondern dieſe 
neue Vorſchrift darf in dieſem Falle nur im beſonderen Auf⸗ 
nahmeverfahren gemäß $ 4 berückſichtigt werden (OLG. Colmar 
28. IV. 15] DIg. 1915, 932). 

3 

4. Die Vorſchrift, daß alsbald nach der Entſcheidung 
über die Aufnahme eine Verhandlung zur Hauptſache 
ſtattfindet, iſt nicht zwingend. Liegen z. B. die Voraus: 
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ſezungen zur Aufnahme des Rechtsſtreits am Beginn der 
Rechtsmittelfriſt vor und ift zur Zeit der Verhandlung über ſie 
die Rechtsmittelfriſt noch nicht abgelaufen, ſo kann der Ver⸗ 
tagungsanſpruch des Beklagten (§ 524 ZRO.) dazu führen, daß 
die Entſcheidung über die Verpflichtung zur Aufnahme durch ein 
Zwiſchenurteil gemäß § 303 ZPO. ergeht (RG. [12. vl. 15] 
LeipzZ. 1915, 985 = Recht 1915, 408). 


Wekannkmachung betreffend die Anordnung einer geſchäſts⸗ 
aufſicht zur Abwendung des Koukursverſahreus vom 
8. Auguſt 1914 (RGBl. S. 363). 


(Lon Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau.) 


Siteratur, 
Cahn: Wie bewährt ſich die Geſchäftsaufficht? in „Recht und 
Wirtſchaft “ 1914, 269. 
Hörle: Die Vorausſetzungen der Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
im Licht der Praxis, „Recht“ 1915, 222. 
Michels: Aus der Praxis der Geſchäftsaufſicht zur Abwendung 
des Konkurſes, „Recht“ 1915, 6. 


* | * 
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In Oſterreich iſt durch Verordnung vom 17. September 1914 
nach dem deutſchen Vorbild ebenfalls die Einrichtung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht geſchaffen. Aber abweichend von dem deutſchen Vorbild 
iſt auch der Gläubiger unter Umſtänden antragsberechtigt; die 
Anordnung wird öffentlich bekanntgemacht, die Handlungs⸗ 
fähigkeit des Schuldners gegenüber den Gläubigern eingeſchränkt 
(Abel, JW. 1915, 901). 

8 1. 

1. Bei welchen Perſonen iſt die Geſchäftsaufſicht zuläffig? 

Die von Kipp (DIZ. 1914, 1033) vertretene Anſicht, Vor⸗ 
ausſetzung der Zuläſſigkeit ſei, wenn auch nicht die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft, ſo doch ein Gewerbebetrieb des Schuldners, ſteht 
vereinzelt da. Vgl. JW. 1915, 851. 

Die Zuläſſigkeit der Aufſicht bei juriſtiſchen Perſonen ver- 
tritt auch Hörle, Recht 1915, 222. 

2. Die Frage, ob der Antragſteller „infolge des Krieges 
zahlungsunfähig geworden iſt“, darf, ebenſo wie die Frage, ob 
die Behebung der Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des 
Krieges in Ausſicht genommen werden kann, nicht nach eng: 
herzigen Geſichtspunkten entſchieden werden, ſonſt wird der 
Zweck der Verordnung vereitelt. Die Aufſicht iſt zuläffig, wenn 
auch der Krieg nicht allein, ſondern nur in Verbindung mit 
anderen Urſachen die Zahlungsunfähigkeit herbeigeführt hat; 
auch die bereits vor Kriegsausbruch eingetretenen wirtſchaftlichen 
Wirkungen des befürchteten Krieges ſind als Urſache mit zu 
berückſichtigen; und auch eine hohe Wahrſcheinlichkeit für die 
Urſächlichkeit des Krieges genügt, um die Aufſicht zuläſſig er: 
ſcheinen zu laſſen (Hörle, Recht 1915, 222; im weſentlichen 
übereinſtimmend mit Jäger, BankArch. 14, 33; Heß, Kriegs⸗ 
geſetze § 1). Vgl. auch S 3 Anm. 1. 

1. Die Frage, ob die Behebung der Jahlungsunfähigkeit 
nach Beendigung des Krieges in Ausſicht genommen werden 
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kann, darf nicht engherzig beurteilt werden. Freilich iſt die 
Frage ſchwierig. (Hörle, Recht 1915, 224.) Michels (Recht 
1915, 9) teilt mit, daß in einem erheblichen Prozentſatz der 
bei einem einzelnen Gerichte praktiſch gewordenen Fälle die 
Antragſteller auch abgeſehen vom Kriege ſchon geſchäftlich „krank“ 
waren. Hörle (a. a. O.) will auch mit dem günſtigen Einfluſſe 
der Aufſichtsperſon auf den Geſchäftsbetrieb, der äußerſten Ent⸗ 
wicklung der perſönlichen Leiſtungskraft des Schuldners während 
des Krieges, der Einziehung von Außenſtänden und der Hebung 
des Handels und Kredits nach Beendigung des Krieges rechnen, 
Umſtände, die freilich keineswegs in allen Fällen, angeſichts 
der langen Dauer des Krieges, entſcheidend ſein werden. 


S 4. 

Im Anſchluß an die Erörterungen über die Koſtenlaſt bei 
Erhebung der Klage gegen den unter Aufficht geſtellten Schuldner 
und ſofortigem Anerkenntnis empfiehlt Klien (JW. 1915, 770) 
alsbald nach der Anordnung den bekannten Gläubigern mit— 
zuteilen, daß und in welcher Höhe die Forderung anerkannt 
wird, auch zutreffendenfalls, daß die Aufſichtsperſon die derzeitige 
Zahlung unterſagt hat. Eine ſolche Maßregel wäre ſicherlich 
zweckmäßig, wird aber bei umfangreichen Geſchäften kaum durch— 
führbar fein. Ahnliche Vorſchläge bei Mendel, DIZ. 1915, 515. 


85. 

1. Daß die Geſchäftsaufſicht der Erhebung der Klage nicht 
entgegenſteht, iſt nach wie vor herrſchende Anſicht (auch OLG. 
Dresden [30. IV. 15] LeipzZ3. 1915, 1115). Die Wirkung 
beſchränkt ſich auf das Gebiet der Vollſtreckung. Demgemäß 
werden auch ſchwebende Prozeſſe nicht unterbrochen (KG. 
28. IX. 14] DIZ. 1914, 1303 = Recht 1914, 729). 

LG. Leipzig als Berufungsgericht (JW. 1915, 769 und aus⸗ 
führlicher 806) vertritt eine abweichende Anſicht. Der Schuldner 
ſolle ohne Zuſtimmung der Auſſichtsperſon nicht zahlen, ſei 
daher zur Zahlung weder berechtigt noch verpflichtet; der 
Gläubiger dürfe daher nur auf Feſtſtellung oder künftige Leiſtung 
klagen (3PO. SS 256, 259). Klien (JW. 1915, 769) bekämpft 
mit Recht dieſe Anſicht und weiſt darauf hin, daß der Schuldner 
wirkſam zahlen dürfe, alſo auch verklagt werden könne. 

Daß die Kriegsſchutzgeſetze über beſondere Friſtbewilligung, 
Erklärung des Nichteintritts der Verzugsfolgen uſw. auch bei 
Geſchäftsaufſicht zuläſſig find, iſt unſtreitig (Kipp, DIzZ. 1914, 
1032). Ob bei der Geſchäftsaufſicht eine etwa erbetene Friſt⸗ 
verlängerung u. dgl. erforderlich iſt, wird Sache der Prüfung 
des einzelnen Falles fein (OLG. Braunſchweig [25. IX. 14] 
DIg. 1914, 1216). 

2. Koſtenlaſt bei Erhebung der Klage. 

Die herrſchende Meinung, daß der unter Aufſicht Geſtellte 
die Koſten auch bei ſofortigem Anerkenntnis zu tragen habe, teilt 
auch OLG. Dresden (30. IV. 15) Leipz3. 1915, 1116. Vgl. 
auch Mendel, DIZ. 1915, 515. Die Meinung von Alien 
(JW. 1915, 770), Kläger ſei, auch wenn Beklagter im Verzuge 
war, koſtenpflichtig, wenn Beklagter den Anſpruch nie beſtritten, 
ſondern Zahlung nur wegen der Aufficht abgelehnt und im 
Prozeſſe den Anſpruch vorbehaltlich der Koſtenpflicht anerkannt 
habe, iſt nicht folgerichtig, wenn man erſt einmal dem Gläubiger 
ein Recht zur Klage auf ſofortige Zahlung gibt (vgl. Anm. 1). 
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Daß der Schuldner, der den Anſpruch anerkennt, von dieſem 
Anerkenntnis den Koſtenpunkt ausnehmen kann, iſt richtig (vgl. 
auch Anm. zu 8 4). 

Bei dieſer Sachlage können allerdings die Koſten der gegen den 
Schuldner zuläſſigen Prozeſſe eine recht unerwünſchte Belaſtung 
des Schuldners herbeiführen (Hachenbung, DIZ. 1915, 170). 

3. Die Frage, ob einſtweilige Verfügungen zuläſſig ſind, 
hat KG. (12. II. 15, OLG. 30, 369 = Recht 1915, 352) bejaht, 
in einem Falle, in welchem der Gläubiger einen Anſpruch auf 
Einſicht der Bücher des Schuldners im Wege der einſtweiligen 
Verfügung geltend machte. 


4. Umfang der Aufficht. 

Daß die Geſchäftsaufſicht über das Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft der Vollſtreckung in das Vermögen des 
einzelnen Geſellſchafters nicht entgegenſteht, nimmt auch OLG. 
Darmſtadt (8. III. 15, DIZ. 1915, 724 = Recht 1915, 406) 
an. Nach Abel (JW. 1915, 903) entſpricht dieſe Anſicht auch 
der öſterreichiſchen Rechtſprechung. In dem Falle des OLG. 
Darmſtadt handelte es ſich um Pfändung eines Anſpruchs des 
einzelnen Geſellſchafters gegen die unter Auſſicht geſtellte Ge⸗ 
ſellſchaft; ob und wieweit dieſer Anſpruch durchführbar iſt, iſt 
bei Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes nicht zu prüfen. 


5. Nach OLG. Dresden (30. IV. 15, LeipzZ. 1915, 1116) 
ſoll das Gericht in der Formel ausſprechen, daß die Vollſtreck— 
barkeit ſich auf die Zeit nach der Beendigung der Geſchäfts— 
aufſicht beſchränkt. Vgl. IW. 1915, 853 Anm. 8. 


§ 6. 

1. Einwirkung der Geſchäftsaufſicht auf die Rechtsſtellung 
des Schuldners. 

a) Schuldner iſt in der Verfügungsmacht über ſein Ver— 
mögen nicht beſchränkt. Der Grundbuchrichter darf daher, wenn 
der Schuldner die Auflaſſungserklärung abgibt, die Eintragung 
nicht deshalb beanſtanden, weil die Zuſtimmung der Aufſichts— 
perſon nicht nachgewieſen jet (KG. [21. I. 15! KGJ. 47, 141 
= DIZ. 1915, 525 = Recht 1915, 105 und 352; vgl. auch 
Kipp, DIZ. 1914, 1032). Der Schuldner iſt daher auch in feinen 
Prozeſſen Partei und kann nicht als Zeuge vernommen werden 
(Steffens, DIZ. 1915, 311) 

b) Die Aufſicht hat keinen Einfluß auf die von dem 
Schuldner geſchloſſenen Verträge; die gegen ihn beſtehenden 
Forderungen bleiben unberührt (KG. [28. IX. 14] DIzZ. 1914, 
1303 — Recht 1914, 729). 

Entgegen der herrſchenden Anſicht (JW. 1915, 854) will 
LG. Nürnberg (4. II. 15, JW. 1915, 937) die Aufrechnung 
nicht zulaſſen, weil ſie die Forderung gegen den Schuldner 
auf einem Umwege zur Vollſtreckung bringe und eine Befriedigung 
eines Gläubigers auf einem anderen als dem in § 8 der Ver: 
ordnung vorgeſchriebenen Wege herbeiführen, auch entgegen der 
Tendenz der Verordnung die zur Friſtung der Lebensführung des 
Schuldners und der Aufrechterhaltung des Geſchäftsbetriebes 
dienenden Einnahmen dieſem Zwecke entziehen würde. Indeſſen 
dieſe Erwägungen würden höchſtens ergeben, daß nicht in allen 
Fällen der Zweck der geſamten Einrichtung erreicht wird, 


können aber nicht den klaren Sinn der Verordnung aufheben. 
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2. Die Aufſichtsperſon iſt nicht Beauftragte der Gläubiger, 
ſondern nimmt ihre Stellung kraft öffentlichen Amtes ein (AG. 
Pforzheim [9. I. 15] Recht 1915, 172). 

3. Wenn die Auffichtsperfon einem Dritten die Geſchäfts⸗ 
führung überträgt (vgl. 8 6 Anm. 3, S. 854), fo hat fie ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch die Vergütung des Geſchäftsführers feſtzuſetzen 
(AG. Pforzheim [22. II. 15] Recht 1915, 172). Dem beſtellten 
Geſchäftsführer kann Vertretungsmacht übertragen werden, die 
von dem Schuldner nicht widerrufen werden kann, und nur 
durch den Zweck des ganzen Verfahrens als begrenzt anzuſehen 
iſt (Kipp, DIZ. 1914, 1031). Die Vertretungsmacht des 
Geſchäftsinhabers wird aber dadurch nicht beſchränkt (LG. 
Karlsruhe [2. II. 15] Recht 1915, 172). 

Die Frage, ob die Aufſichtsperſon ſelbſt die Geſchäfts⸗ 
führung übernehmen kann (JW. 1915, 854) wird von Kipp 
(DIZ. 1914, 1031) bejaht; die Aufſichtsperſon vertrete dann 
den Schuldner. 

4. Die in § 6 der Verordnung dem Gericht übertragene 
Entſcheidung iſt nach wirtſchaftlichen und Billigkeitsrückſichten 
zu treffen (Levis, Recht 1915, 240). Sie erſtreckt ſich nicht 
bloß auf die in § 6 und 8 der Verordnung erwähnten Fälle, 
ſondern tritt auch da ein, wo zwiſchen dem Schuldner und der 
Aufſichtsperſon ein Streit über die in § 7 erwähnten Be⸗ 
ſchränkungen entſteht (ebenda S. 239). Das Gericht kann alles 
anordnen, was es für erforderlich hält, und die Wirkung ſeiner 
Anordnung kann nur in dem Sinne verſtanden werden, daß 
ſie diejenigen Handlungen der Aufſichtsperſonen, die das Gericht 
bewilligt hat, legitimiert (Kipp, DIZ. 1914, 1031). 

So weitgehende Befugniſſe des Gerichts und ſo weitgeltende 
Wirkungen ſeiner Anordnungen wird man angeſichts der ganz 
allgemeinen Faſſung der Verordnung annehmen können und im 
Intereſſe der Durchführung des Zweckes auch annehmen müſſen; 
freilich iſt die Faſſung der Verordnung weder genau noch klar, 
und wenn die Aufhebung der Geſchäftsaufſicht auf Antrag des 
Schuldners erfolgen muß (freilich ſtreitig, JW. 1915, 858), 
hat es der Schuldner in der Hand, jede Anordnung des Gerichts 
für die Zukunft ihrer Wirkung zu berauben. 

5. Anſpruch der Aufſichtsperſon auf Erſtattung von Aus⸗ 
lagen und von Vergütung. 

Die gerichtliche Feſtſetzung erfolgt angemeſſenerweiſe von 
Zeit zu Zeit in nicht zu langen Zeitabſchnitten. Dies liegt 
nicht nur im Intereſſe der Aufſichtsperſon, ſondern verſchafft 
auch dem Schuldner einen Überblick über die Koſten des Ver⸗ 
fahrens und gibt dem Gericht die Möglichkeit, zutreffendenfalls 
auf Verbilligung hinzuwirken. Die Vergütung ſoll ſich in be⸗ 
ſcheidenen Grenzen halten (AG. Pforzheim [24. I. 15] Recht 
1915, 172). 

Die Meinung, der Beſchluß des Gerichts über Feſtſetzung 
der Vergütung bilde einen vollſtreckbaren Titel, wird ohne An⸗ 
gabe von Gründen vertreten (Klien, JW. 1915, 770), aber 
von den Konkursrichtern des AG. Berlin⸗Mitte und dem LG. 1 
Berlin, 38. Zivilkammer mit Recht mißbilligt. § 794 Nr. 3 
ZPO. iſt ſchon deshalb nicht anwendbar, weil gegen die Feſt⸗ 
ſetzung Beſchwerde nicht zuläſſig iſt (JW. 1915, 956; vgl. auch 
JW. 1915, 855). 

Der Hinweis auf § 794, Nr. 3 ZPO. iſt freilich ein rein 
äußerlicher Grund; denn der Ausſchluß der Beſchwerde iſt eine 
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in der vorliegenden Verordnung getroffene Ausnahmebeſtimmung. 
Aber die Verordnung enthält auch keinen poſitiven Anhalt, der 
die Vollſtreckbarkeit des Feſtſetzungsbeſchluſſes ergeben könnte. 

In einem der Aufhebung der Aufſicht folgenden Konkurſe 
will Klien (JW. 1915, 770) den Vergütungsanſpruch in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des § 224 Nr. 4 KO. wie eine Maſſe⸗ 
ſchuld behandelt wiſſen. 

87. 

1. Da die Aufſichtsperſon nicht Beauftragte der Gläubiger 
iſt, iſt ſie auch nicht verpflichtet, dem einzelnen Gläubiger 
regelmäßig Auskunft zu erteilen (AG. Pforzheim [9. I. 15) 
Recht 1915, 172). Der Gläubiger hat nur ein Recht auf 
allgemeine Auskunft über Fragen, an deren Beantwortung er 
ein ihn berührendes beſonderes berechtigtes Intereſſe hat. Für 
das geſamte Verfahren entſcheiden die Rechte und Pflichten des 
Schuldners, und daher hat von dem gleichen Geſichtspunkte aus 
der Gläubiger ein Recht auf Einſicht der Akten nur gemäß 
§ 299 Abſ. 2 ZPO. Ein rechtliches Intereſſe wird anzuerkennen 
ſein, wenn der Gläubiger gerichtliche Entſcheidung darüber 
fordert, ob die Aufſichtsperſon bei der in § 8 erwähnten Ver⸗ 
teilung ſich von billigem Ermeſſen leiten läßt (Mendel, JW. 
1915, 742). 

Von denſelben Geſichtspunkten ausgehend iſt dem einzelnen 
Gläubiger Einſicht in die Geſchäftsbücher des Schuldners nur 
zu gewähren, wenn ſein beſonderes dringendes Intereſſe dies 
verlangt. Ein ſolches Intereſſe iſt verneint worden, als ein 
Konkurrent des Schuldners, der durch die Aufſichtsperſon 
genügende Auskunft erhalten konnte, die Büchereinſicht ver⸗ 
langte (AG. Hamburg [21. XI. 14] Dig. 1915, 322 = 
Recht 1915, 171). 

2.87 Abſ. 2 der Verordnung enthält nur eine inſtruktionelle 
Vorſchrift. Eine Zuwiderhandlung ſchafft keine Unwirkſamkeit 
der Verfügung (Kipp, DIZ. 1914, 1032; vgl. § 6 Anm. 1). 

3. Abweichend von den Ausführungen zu § 7 Anm. 3 
(JW. 1915, 856) will ein nicht genanntes AG. (mitgeteilt von 
Levis, Recht 1915, 239) den Kreis der zur Fortführung des 
Geſchäfts notwendigen Handlungen auf das engſte beſchränken. 
Deshalb könne zwar ein Dienſtvertrag mit einer zur Fortführung 
des Geſchäfts unbedingt notwendigen Perſon ohne Genehmigung 
der Aufſichtsperſon eingegangen, nicht aber an einem bereits 
beſtehenden Dienſtvertrag während des Laufens des Vertrages 
eine Anderung vorgenommen werden. Auch dieſe Frage wird 
der Prüfung im einzelnen Falle unterliegen; im allgemeinen 
wird allerdings eine Anderung eines bereits beſtehenden und 
noch laufenden Vertrages nicht erforderlich ſein. Ausnahmen 
ſind aber auch hier ſehr wohl möglich. 

4. Wegen der Entſcheidung des Gerichts vgl. § 6 Anm. 4. 


8 8. 
Val. § 7 Anm. 1 Abſ. 3. 


8 9. 

1. Die Meinung, daß nur die objektive Sachlage, nicht der 
gute Glaube des Gläubigers über die Frage der Privilegierung 
entſcheidet, bezeichnet Kipp (DIZ. 1914, 1033) als „nicht um 
bedenklich“; ſie wird aber doch wohl, nicht am wenigſten im 
Intereſſe der anderen Gläubiger und des Zweckes des geſamten 
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Verfahrens, aufrechterhalten werden müſſen. Sicherlich liegt aber 
bei Verheimlichung der Geſchäftsaufſicht zivil- und ſtrafrechtlicher 
Betrug vor (Kipp a. a. O.). 

2. Einmal erworbene Pfandrechte eines Gläubigers werden 
durch die Aufſicht nicht berührt (LG. I Berlin [11. I. 15] 
Recht 1915, 105; vgl. SI Anm. 10; JW. 1915, 858). Im 
Falle der Pfändung des Anſpruchs auf Herausgabe der Sache 
iſt auch die Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung in die nach der 
Anordnung der Aufſicht herausgegebene Sache zuläſſig (OL G., 
Zivilkammer [15. VI. 15] Recht 1915, 410). Zwar erwirbt der 
Gläubiger durch die Pfändung des Herausgabeanſpruchs noch 
kein Pfandrecht an der herauszugebenden Sache (RG. 13, 344; 
25, 186), aber der nach $ I Nr. 3 anwendbare § 49 Nr. 2 KO. 
ſpricht von einem Pfändungspfandrecht an „Gegenſtänden“, 
nicht bloß an Sachen; der Gegenſtand, aus dem der Gläubiger 
abgeſonderte Befriedigung verlangen kann, iſt eben der Anſpruch 
des Schuldners auf Herausgabe. Anders wäre es freilich, 
wenn die Sache trotz Pfändung des Herausgabeanſpruchs vor 
Anordnung der Aufſicht dem Schuldner herausgegeben wäre. 

3. Das Privileg des Vermieters erſtreckt ſich auch auf die 
Koſten ſeiner Rechtsverfolgung; den gleichen Umfang hat auch 
das Privileg des Zeſſionars, dem die Mietzinsforderung und 
der bereits entſtandene Anſpruch auf Erſtattung der Koſten ab⸗ 
getreten iſt. Klagt aber der Zeſſionar, dem die Mietforderung 
abgetreten iſt, ſelbſt, ſo iſt ſein Anſpruch auf Erſtattung der 
Koſten keine Forderung des Vermieters aus dem Mietverhältnis 
und deshalb nicht privilegiert (LGS. I Berlin [16. II. 15) 
Recht 1915, 171). 
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4. Die Frage, ob einer vor Anordnung der Geſchäfts⸗ 
auificht gemäß § 845 ZPO. zugeſtellten Pfändungsankündigung 
nach Erlaß der Aufſichtsanordnung noch ein ein Privileg be⸗ 
gründender Pfändungsbeſchluß folgen könne (8 9 Anm. 11; 
IW. 1915, 858), wird auch von Rothbarth (Leipz 3. 1915, 963) 
verneint. Die Pfändungsankündigung habe überhaupt nur eine 
tatſächliche, keine Rechtswirkung; die folgende gerichtliche Pfän⸗ 
dung verfolge nicht ein bereits beſtehendes Abſonderungsrecht, 
ſondern ſtelle die Zwangsvollſtreckung wegen der rein obliga⸗ 
toriſchen Forderung dar. 

8 10. 

1. Die Aufhebung des Verfahrens wird Pflicht des Richters 
ſein, wenn ſich herausſtellt, daß aller Wahrſcheinlichkeit nach die 
Behebung der Zahlungsunfähigkeit auch nach der Beendigung 
des Krieges nicht in Ausſicht genommen werden kann (Michels, 
Recht 1915, 9). 

2. Der Erlaß von Übergangsvorſchriften für die Zeit nach 
Beendigung des Krieges wird auch weiter für dringend erforderlich 
gehalten (Hörle, Recht 1915, 225). 


8 11. 

Die Verſuche, entgegen dem klaren Wortlaut der Ber: 
ordnung in beſtimmten Fällen, fo bei der Auswahl der Aufſichts⸗ 
perſon (Bujakowski, Recht 1915, 124) eine Anfechtung der amts⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung für zuläſſig zu erklären, ſind in der 
Praxis nach wie vor zurückgewieſen worden. LG. Hamburg, 
21. XII. 14 und OLG. Hamburg, 3. II. 15 (DIZ. 1915, 322; 
Recht 1915 S. 106 und 172). 
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Ausländer im Inlanòsprozeß unter beſonderer Berückſichtigung der 
Kechtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 


Von Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


Verordnung des Bundesrats über die Geltendmachung 
von Anfprüden von Werfonen, die im Ausland ihren 
Wohuſttz haben. 

81 Abi. J. 

1. Zu den vermögensrechtlichen Anſprüchen, die, wenn ſie 
vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſind, vorläufig bis zum 
31. Oktober 1915 vor inländiſchen Gerichten nicht geltend gemacht 
werden können, falls der Berechtigte ſeinen Wohnſitz bzw. Sitz 
im Ausland hat, gehört auch der Anſpruch auf Rückgabe einer 
vom Gläubiger hinterlegten Sicherheit. Ein trotzdem gemäß 
§ 109 ZPO. geſtellter Antrag des ausländiſchen Gläubigers 
iſt deshalb zurückzuweiſen. Die inländiſchen Gerichte haben 
auch bezüglich ſolcher Anſprüche ihren Rechtsſchutz ſchlechthin zu 
verſagen (OL G. Cöln, 18. Juni 1915 J. W. 94/15 im „Recht“ !) 
Sp. 404 Nr. 709). 


2. Auch die Prüfung einer angemeldeten Forderung eines 
im Ausland anſäſſigen Gläubigers im Inlandskonkurs iſt 
unzuläſſig (OLG. Dresden, Ferienſenat, 19. Juli 1915 
II. C. 101/15 in Leipz Z. Sp. 11747 im Anſchluß an Jäger in 
Leipz 3. 415 ff., 419 — fo übrigens auch Bernhard Mayer— 
München, Das Privatrecht des Krieges in materieller und 
formeller Beziehung 1915 S. 90 Nr. 9; vgl. hierher auch 
Waſſermann⸗Erlanger, Die Kriegsgeſetze privatrechtlichen 
Inhalts, 2. Aufl. 1915 S. 289 f. Anm. 7 — gegen Seuffert 
im „Recht“ Sp. 359 ff.); denn ein Gläubiger, der im Konkurs— 
verfahren die Prüfung ſeiner angemeldeten Forderung begehrt, 
macht eben dieſen Anſpruch geltend. Darüber, ob ſchon die 
Anmeldung der Forderung zum inländiſchen Konkurs un— 
zuläſſig iſt, hat ſich das OLG. Dresden — im Gegenſatz zu 
der vorausgehenden Inſtanz — nicht ausgeſprochen. Die 
Uberſchrift für dieſen Beſchluß in der Leipz. a. a. O. ift daher 
inſoweit irreführend. Nach der Anſicht dieſes nämlichen OLG. 
it die Zulaſſung einer ausländiſchen Forderung zur konkurs— 
mäßigen Prüfung dann nicht mehr anfechtbar, nachdem der 
Konkursverwalter ſich auf die Prüfung eingelaſſen und die 
Forderung in vollem Umfang beſtritten hat. Der Streit 


) Wenn hier und im nachfolgenden bei den einzelnen Zeit: 
ſchriften keine Jahreszahl beigeſetzt iſt, ſo iſt das laufende Jahr 
1915 gemeint. 


kann nunmehr nur noch im Feſtſtellungsverfahren gemäß 
§ 146 KO. gegen den Konkursverwalter ausgetragen werden. 
Sachlich iſt hierdurch die Rechtslage des ausländiſchen Konkurs⸗ 
gläubigers nicht gebeſſert, da jetzt der Geltendmachung ſeiner 
Forderung im Feſtſtellungsprozeß wiederum § 1 Abſ. I des 
deutſchen Gegenmoratoriums entgegenſteht (ſo auch Mayer 
S. 90 unten). Damit iſt auch gleichzeitig für die Konkurs⸗ 
verwalter ein Umweg gezeigt, wie ſie, auch wenn Anmeldung 
und Prüfung der Auslandsforderungen im Inlandskonkurs 
geſetzlich zuläſſig ſein ſollten, die Befriedigung ſolcher Anſprüche 
verhindern können. 
§ 1 Abſ. II. 

1. Einen den Ausländern gegenüber überaus günſtigen 
Standpunkt nahm das Reichsgericht in ſeiner Entſcheidung 
vom 12. Juni 1915 (11/15 in Warn. S. 337) ein. Das 
Verfahren über die Widerklage einer in Dänemark wohnenden 
Beklagten war gemäß § 1 Abſ. 1 BRVO. vom 7. Auguſt 1914 
unterbrochen worden. Während dieſer Unterbrechung wurde 
das Urteil vom Berufungsgericht Hamburg erlaſſen und auch 
zugeſtellt. Erſt nachher hat der Reichskanzler gemäß § 1 Abſ. II 
Satz ! auf Antrag des Prozeßbevollmächtigten der Widerklägerin 
eine Ausnahme von jenen Vorſchriften des Abſ. I zugelaſſen. 
Das RG. führte hierzu aus, daß die während der Unter⸗ 
brechung vorgenommenen Prozeßhandlungen des Gerichts wie 
der Partei nicht nichtig, ſondern lediglich gemäß § 249 Abſ. II 
3PO. der anderen Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung 
waren. Dieſe — von der Unterbrechung des Widerklage⸗ 
verfahrens abgeſehen — vorſchriftsmäßigen Prozeßhandlungen 
wurden aber in der Zeit nach dem Erlaß des Reichskanzlers 
von der anderen Partei nach § 295 ZPO. genehmigt und find 
dadurch auch ihr gegenüber voll rechtswirkſam geworden. Es 
bat alſo, wenn auch nur mittelbar, die erſt nachträglich erteilte 
Bewilligung zur Durchführung der Widerklage der Ausländer⸗ 
partei mit rückwirkender Kraft heilend auf jene Prozeßhandlungen 
eingewirkt. 

2. Auch die Entſcheidung des OLG. Naumburg vom 
30. Juni 1915 (VI W. 49/15 in LeipzZ. Sp. 10360) iſt für 
die Ausländer überaus wohlwollend: Die in Chicago wohnende 
Klägerin hatte im November 1914 eine Klage auf Auszahlung 
ibres bereits rechtskräftig feſtgeſtellten Pflichtteils erhoben. Die 
beklagten Erben zeigten am 10. Februar 1915 dem Gericht mit 
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Schrifſatz an, daß ſie auf Grund der BRVO. vom 7. Auguſt 
1914 Abweiſung der Klage beantragen. Im Termin vom 
4. März 1915 wurde auf Antrag der Klägerin — freilich 
unter dem Widerſpruch der beklagten Partei — die Verhandlung 
auf den 20. Mai 1915 vertagt. Inzwiſchen wurde durch Ver⸗ 
fügung des Reichskanzlers vom 15. Mai 1915 „für den bereits 
anhängigen Rechtsſtreit eine Ausnahme von den Vorſchriften 
des § 1 Abſ. I zugelaſſen“. Noch vor dem Verhandlungs- 
termin, nämlich am 19. Mai 1915, bezahlten die Beklagten 
die eingeklagte Forderung. Im Termin vom 20. Mai wurde 
infolgedeſſen nur mehr über die Koſten verhandelt, die das LG. 
unter Beſtätigung durch das OLG. Naumburg den Beklagten 
auferlegte. Das Beſchwerdegericht bemerkte hierzu, daß durch 
die nachträgliche Prozeßbewilligung des Reichskanzlers die 
Prozeßlage derart umgeſtaltet worden ſei, daß nach dem 
15. Mai 1915 die vorher vielleicht (2) ſtatthafte Klageabweiſung 
ohne materielle Prüfung der klägeriſchen Forderung nicht mehr 
erfolgen konnte. Die Verpflichtung der Beklagten zur Tragung 
der Koſten wäre nach der Meinung des OLG. in ſinngemäßer 
Anwendung des § 93 ZRD. nur dann fortgefallen, wenn fie 
durch ihr Verhalten die — an ſich materiell begründete, wenn 
auch prozeſſual erſt nach ihrer Erhebung zuläſſig gewordene — 
Klage nicht veranlaßt hätten. Sie befanden ſich aber ſchon 
mehrere Jahre vor der Klageerhebung im Verzuge und hätten 
von Rechts wegen ihrer Zahlungspflicht ſchon längſt genügen 
müſſen. Das Beſchwerdegericht ſagt wörtlich, daß zur Zeit der 
Klageerhebung (November 1914, alſo nach Inkrafttreten des 
deutſchen Auslandsmoratoriums!) eine Leiſtungspflicht der 
Beklagten vorhanden war und das Gegenmoratorium ihr über: 
haupt kein, ihrer prozeſſualen Erzwingung aber nur ein zeit: 
weiſes Hindernis (das aber jetzt ſchon auf 15 Monate beſtimmt 
ft!) in den Weg legte. 

Dieſes Ergebnis ſamt der Begründung kann in keiner Weiſe 
gebilligt werden. Entweder hätte im erſten Verhandlungstermin 
vom 4. März 1915 die Klage wegen der zeitweiſen Unklagbarkeit 
der Forderung ab instantia abgewieſen werden müſſen (vgl. 
JW. S. 864 f. mit den Fußnoten 39 ff., ferner Mayer S. 89 
Nr. 7 und Waſſermann⸗Erlanger S. 286 Anm. 3 mit 
Fußnote 1), oder es hätten im Termin vom 20. Mai 1915 der 
Klägerin alle Koſten aufgebürdet werden müſſen; denn die erſt 
nachträgliche Gewährung einer Ausnahme von den Vorſchriften 
des § 1 Abſ. I durch den Reichskanzler kann meines Erachtens 
keine rückwirkende Kraft äußern (vgl. im Gegenſatz hierzu z. B. 
die beſondere Beſtimmung des 8 184 BGB.). Will die Klage⸗ 
partei keine Klageabweiſung und auch keine Verurteilung zur 
Tragung der Prozeßkoſten riskieren, ſo muß ſie ſchon vor der 
Zuſtellung der Klage, zum mindeſten aber vor dem erſten Ver— 
handlungstermin, die Einwilligung des Reichskanzlers zur gericht— 
lichen Geltendmachung der Auslandsforderung erwirkt haben. 
Auf das frühere Verzugsverhalten der beklagten Partei oder die 
ſchon längſt eingetretene Fälligkeit der Forderung hat nichts 
anzukommen. Die inländiſchen Schuldner ſollen ja gerade durch 
die zeitweiſe Unklagbarkeit der für das Ausland begründeten 
Forderungen geſchützt werden. Sie brauchen, wenn ſie nicht 
eben freiwillig leiſten wollen, an und für ſich ohne das Ein- 
greifen des Reichskanzlers während der Geltungsdauer dieſes 
Gegenmoratoriums keinen gerichtlichen Zwang zu befürchten, 
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und kommen nicht in Verzug, wenn ſie die fraglichen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche nicht erfüllen (ſo auch ſchon Mayer 
S. 88 Nr. 4 mit ausgezeichneter Begründung). 


8 2. 

Der § 1 des Gegenmoratoriums ſpricht ausdrücklich von 
Perſonen, die ihren Wohnſitz im Ausland „haben“, ſetzt alſo 
voraus, daß der Wohnſitz auch noch zur Zeit der Klage— 
erhebung im Ausland begründet iſt. Wenn dann in dem ſich 
anſchließenden §S 2 eine Ausnahme zugunſten der Anſprüche 
gemacht wird, die im Betriebe einer inländiſchen Niederlaſſung 
entſtanden ſind, ſo wird man annehmen dürfen, daß auch hier 
eine Niederlaſſung gemeint iſt, die noch zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung im Inland beſteht (jo OLG. Hamburg 24. März 
1915 Bs. Z. I 27/15 in DIZ. Sp. 931; vgl. auch JW. 
S. 861 l. mit Fußnote 15). 


Die Zahlungs verbote. 


8 1. 

1. Bei den Zahlungsverboten handelt es ſich um Maß⸗ 
nahmen gegen fremde, feindliche Staaten, welche ihrerſeits die 
Geltendmachung von Anſprüchen Deutſcher gegen die dortigen 
eigenen Staatsangehörigen hindern. Ohne weiteres folgt daraus, 
daß vom Deutſchen Reich erlaſſene Zahlungsverbote nicht gegen 
die eigenen deutſchen Schutzgebiete wirken, wobei ganz 
dahingeſtellt bleiben kann, ob dieſe überhaupt Ausland in ſtaats⸗ 
rechtlicher Hinſicht ſind. Dies gilt namentlich auch dann, wenn 
die in einem deutſchen Schutzgebiet anſäſſige Gläubigerin eine 
deutſche Geſellſchaft m. b. H. iſt. Daß in dieſer auch feindliches 
Kapital arbeitet, iſt unerheblich, da die Zahlungsverbote nur 
die Zahlungen in das feindliche Ausland betreffen (OLG. Ham— 
burg vom 25. März 1915 Bf. VI 502/14 in DIZ. Sp. 826 f., 
ſchon IW. S. 860 l. Fußnote 5 erwähnt). 

2. Aus den gleichen Erwägungen folgt auch, daß Zahlungen 
an die im deutſchen Inland befindlichen feindlichen Staats- 
angehörigen, gegen deren Staaten die Zahlungsverbote erlaſſen 
ſind, an ſich nicht ſtrafbar ſind. Solchen Angehörigen, die z. B. 
in Deutſchland freie Lohnarbeit weiter verrichten, ſind daher 
die ihnen etwa zuſtehenden Unfallrenten im Inland fortzuzahlen. 
Wenn freilich nach den Umſtänden des einzelnen Falles an⸗ 
zunehmen iſt, daß der Rentenberechtigte derartige Beträge nach 
den von einem Zahlungsverbot betroffenen Ländern, etwa zur 
Unterſtützung ſeiner Angehörigen, zu überführen beabſichtigen 
würde, ſo würde die Rentenzahlung als mittelbare Zahlung 
nach dem feindlichen Ausland unter die Zahlungsverbote 
fallen. Es wird überhaupt bei ſolchen Angehörigen der vom 
Zahlungsverbot betroffenen Staaten, welche ſich außerhalb dieſer 
Staaten — ſei es nun in anderen Auslandsſtaaten, ſei es im 
Deutſchen Reiche ſelbſt — aufhalten, der Geſichtspunkt einer ver: 
botenen mittelbaren Zahlung ſtets mit in Betracht zu ziehen und 
im einzelnen Falle genau zu prüfen ſein, ob nicht nach den Um— 
ſtänden, insbeſondere nach dem eigentlichen Wohnſitz oder nach 
dem gewöhnlichen Aufenthalt des Rentenbezugsberechtigten oder 
ſeiner Familie anzunehmen iſt, daß das Gezahlte demnächſt doch 
— etwa über ein neutrales Ausland hinweg — in das Gebiet 
eines vom Zablungsverbot betroffenen Staates übergeführt 
werden würde. Es iſt aber umgekehrt auch als zu weitgehend 
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zu erachten, den Angehörigen feindlicher Staaten über die 
Zahlungsverbote hinaus ihre wohlerworbenen Rechtsanſprüche 
zu entziehen. Insbeſondere find, wie ein Beſcheid des Reichs: 
kanzlers vom 28. April 1915 (in „Arbeiterverſorgung“ 
S. 425 f.) beſonders hervorhebt, die Unfallrentenanſprüche der 
Ausländer, die ſich in Schutzhaft oder in Konzentrationslagern 
befinden, im allgemeinen den ſonſtigen vermögensrechtlichen An: 
ſprüchen ſolcher Ausländer gleichzuſtellen, zumal da die dieſen 
Perſonen auferlegte Freiheitsbeſchränkung durchweg nicht auf ihr 
perſönliches Verſchulden zurückzuführen iſt. Nur wird nach den 
getroffenen Grundſätzen einem ſolchen Ausländer während der 
Zeit, in der er in dieſer Art ſeiner Freiheit beraubt iſt, die 
eigene Verwendung der Rente inſoweit verſagt, als die Rente 
nicht zur Ergänzung der Bekleidung notwendig gebraucht wird. 
Es iſt jedoch zugelaſſen, dieſe Rente mit Zuſtimmung des 
Empfangsberechtigten ſeinen Angehörigen zu überweiſen, ſofern 
ſich dieſe im Inland aufhalten. 

3. Zahlungen dürfen nach Rußland auch dann nicht 
ohne weiteres geleiſtet werden, wenn es ſich um die Einfuhr 
von Nahrungsmitteln aus Gebieten handelt, die von 
deutſchen Truppen beſetzt find, weil eben das Zahlungsverbot 
gegenüber Rußland keine Ausnahme zugunſten beſetzter Gebiete 
oder beſtimmter Zahlungen kennt. Auch für alle dieſe 
Zahlungen iſt die Genehmigung des Reichskanzlers nötig. 
Solche Geſuche um Ausnahmebewilligungen vom Zahlungs⸗ 
verbot müſſen beſtimmte Angaben darüber enthalten, welche 
Mengen von Nahrungsmitteln eingeführt werden ſollen, welche 
Geſamtſumme hierfür vorläufig zu zahlen iſt und auf welche 
Zeit ſich die Zahlung der Summe verteilt (ſo mit Recht 
Handelskammer Leipzig, mitgeteilt in der Frankf. Ztg. 
Nr. 252, I. Morgenblatt vom 11. September 1915). 


§ 5. 

Zu dem Begriff „Niederlaſſungen“ und „Anſprüche, 
die im Betriebe der im Inland unterhaltenen Niederlaſſungen 
entſtanden ſind“, iſt der wohl in allen Punkten zutreffende 
Beſcheid des Reichskanzlers an den deutſchen Handelstag 
(JW. S. 933 f.) zu vergleichen, dem natürlich nicht die Be⸗ 
deutung einer authentiſchen Interpretation zukommt; es wird 
darin übrigens ſelbſt geſagt, daß die erörterten Fragen immer 
nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beantwortet 
werden können und daß die maßgebende Entſcheidung aus⸗ 
ſchließlich den (Straf-) Gerichten zuſteht (ſiehe hierher auch OLG. 
Hamm v. 7. Juli 1915 unten bei den Ausführungen über das 
Verhältnis zu den engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften Nr. 4; 
Mayer S. 86 f. und Waſſermann-Erlanger S. 318 
Anm. I zu § 5 und ferner zum Vergleich auch noch Art. 1 
Abſ. II der im Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die okkupierten 
Gebiete Belgiens Nr. 41 v. 20. Februar 1915 enthaltenen 
Verordnung des deutſchen Generalgouverneurs in Belgien, wo 
ausdrücklich Zweigniederlaſſungen, Agenturen, Warenlager und 
Grundſtücke dem Unternehmen ſelbſt gleichgeſtellt werden.?) 


2) Die bezeichnete, die zwangsweiſe Verwaltung von feindes⸗ 
ländiſchen Unternehmungen in Belgien regelnde Verordnung iſt auch 
abgedruckt in dem recht intereſſanten Büchlein „Der Rechtszuſtand 
Belgiens nach einjähriger deutſcher Beſetzung“ von Dr. jur. Erwin 
Hirſchfeld. Berlin. Carl Heymanns Verlag. 1915. S. 11 ff. 
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QAderwadhungsverorbuung. 


§§ 1, 2, 4. 

1. Aufſichtspflichtige Verſicherungsunternehmungen 
unterliegen mit Rückſicht auf SS 1, 69 VàGeſ. nicht den 
Beſtimmungen dieſer Überwachungsverordnung (fo PrVA. 
13. April 1915 in VPrVA. 14, 21 „Recht“ Sp. 404 
Nr. 711; ſiehe dazu auch 88 der BRVO. über zwangsweiſe 
Verwaltung ausländiſcher Unternehmungen). 


2. Bezüglich der Wahrung der Rechte und Intereſſen der 
inländiſchen Gläubiger gegenüber beaufſichtigten ausländiſchen 
Unternehmungen ſiehe im nachſtehenden unter Nr. 6. 


Zwangsweiſe Verwaltung ausländifher Auternehmungen. 


89 1, 2, 5. 

1. Der in dieſer Zeitſchrift Nr. 14a (S. 870 Fußn. 76) be⸗ 
reits kurz erwähnte Beſchluß des OLG. Colmar v. 12. Mai 1915 
(I W. 13/15 in DJZ. Sp. 702 f. = „Recht“ Sp. 411 f. 
Nr. 775, 776 = ElſLoth Z. S. 210 ff. Nr. 86) erläutert ein⸗ 
gehend und geradezu vorbildlich mit klaren, ſchlagenden Gründen 
die rechtliche Stellung des Zwangsverwalters bei der 
ſog. „politiſchen“ oder „ſtaatlichen“ Zwangsverwaltung (ſiebe 
dazu neuerdings auch Rehm in LeipzZ. S. 1121 ff.). Her 
nach ift von der Einleitung dieſer Zwangsverwaltung an dieſer 
allein zu Rechtshandlungen, und zwar zu allen Rechtshandlungen, 
für das Unternehmen befugt, während der Inhaber des Unter: 
nehmens, deſſen bisherige Vertreter oder Organe während der 
Dauer der Zwangsverwaltung nicht mehr vertretungs⸗ und ver⸗ 
fügungsberechtigt find. Die politiſche Zwangsverwaltung be 
zweckt nicht die Verwertung der ausländiſchen Vermögenswerte 
zur Befriedigung der Anſprüche von Privatperſonen oder des 
Staates, ſondern lediglich die zwangsweiſe Zurückhaltung 
der ausländiſchen Vermögenswerte im Inland, und auch dies 
nur für die Dauer des Krieges (ſiehe dagegen Rehm in Leipzg. 
1121 ff., deſſen Ausführungen aber — beſonders mit Rückſicht 
auf die Bundesratsverordnung vom 24. Juni 1915 Art.! 
[RGBl. S. 351] wo die Schadenserſatzpflicht des Zwangs⸗ 
verwalters gegenüber den Privatberechtigten näher geregelt ift, — 
nicht unbedingt beigepflichtet werden kann; vgl. gerade zu 
letzterem Punkte noch Art. 7 der VO. des deutſchen General 
gouverneurs in Belgien im GVOBl. für die okkupierten Ge: 
biete Belgiens vom 20. Februar 1915 Nr. 41, abgedruckt bei 
Hirſchfeld, S. 11 ff., wonach der politiſche Zwangsverwalter 
für die Ausführung der ihm übertragenen Verwaltungsgeſchäfte 
ausſchließlich dem Generalgouverneur [nicht alſo auch etwa 
dem Inhaber des feindlichen Unternehmens] verantwortlich il). 
Jener Zweck ſteht einem Übergang von im Inland befindlichen 
Vermögenswerten eines feindlichen Ausländers in die Hände 
inländiſcher Gläubiger nicht entgegen. Vielmehr bat die 
politiſche Zwangsverwaltung ihrem Weſen und Zwecke nach 
vor den Rechten inländiſcher Gläubiger, die ſich aus 
dem inländiſchen Vermögen im Wege der Zwangsvollſtreckung 
unter Beobachtung der allgemeinen prozeſſualen Vorſchriften 
befriedigen wollen, zurückzutreten. Daraus ergibt ſich alſo, 
daß, auch nachdem über eine ſolche feindesländiſche Unter: 
nehmung die politiſche Zwangsverwaltung angeordnet ist, zu⸗ 
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gunſten inländiſcher Privatgläubiger noch vom Vollſtreckungs— 
gericht eine Zwangsverwaltung angeordnet werden kann 
und vom Inländer gegen das zwangsverwaltete Unternehmen 
überhaupt jegliche Vollſtreckungsmaßnahme betrieben werden 
kann; es können demgemäß insbeſondere auch Pfändungs— 
und Überweiſungsbeſchlüſſe erlaſſen werden (vgl. dazu 
„Recht“ Sp. 411 f. Nr. 776 — und nicht 764 —; a. M. 
Beſchluß des LG. Straßburg vom 23. März 1915 L. 25/15 
in DIZ. Sp. 701 f.). Den Organen der ſtaatlichen Rechts⸗ 
pflege im Prozeß⸗ wie Vollſtreckungsverfahren, wie z. B. dem 
vom Vollſtreckungsgericht aufgeſtellten Zwangsverwalter gegen⸗ 
über, iſt der politiſche Zwangsverwalter auf die Rechtsbehelfe 
des Inhabers des feindlichen Unternehmens beſchränkt. Nur 
ſoweit jene nicht eingreifen, iſt er frei. Er kann daher z. B. 
ein Grundſtück vermieten, ſolange es der gerichtliche Zwangs⸗ 
verwalter noch nicht in Beſitz genommen hat. Freilich die 
Verwaltung und Verwertung der Mietzinſen geht alsdann auf 
letzteren über (LG. Dresden 5. 3K. 1. Juli 1915, 5 Bl. 477/15 
im „Recht“ Sp. 411 Nr. 774). 

2. Wenn auch zugunſten inländiſcher Gläubiger gegen 
das unter politiſche Zwangsverwaltung geſtellte Unternehmen 
die Zwangsvollſtreckung betrieben werden kann, ſo kann doch 
die vermeintliche Forderung des Unternehmensinhabers gegen 
den Zwangsverwalter auf Auszahlung der von letzterem aus 
den Grundſtücken vereinnahmten Mietzinſen nicht gepfändet 
werden; denn ein ſolcher Anſpruch beſteht rechtlich gar nicht, 
da der Zwangsverwalter im Verhältnis zu einem Gläubiger 
und zum Inhaber des Unternehmens nicht Drittſchuldner 
iſt, ſondern inſoweit die rechtliche Stellung nach Art eines 
geſetzlichen Vertreters hat. Er hat dem Eigentümer des 
verwalteten Grundſtücks nicht die vereinnahmten Mietzinſen 
herauszugeben, ſondern, wie ſich aus § 5 Abſ. II Satz klar 
ergibt, die ſich ergebenden Überſchüſſe für Rechnung der feind⸗ 
lichen Ausländer bei der Reichsbank zu hinterlegen (ſiehe „Recht“ 
Sp. 411 Nr. 775). Es kann demgemäß, wie das OLG. Colmar 
noch beſonders hervorhebt, zugunſten der inländiſchen Berechtigten 
nur die Forderung der feindlichen Schuldner an die Reichs⸗ 
bank auf Auszahlung der (während oder nach Aufhebung der 
Zwangsverwaltung) vom Verwalter für ihre Rechnung dort 
hinterlegten Überſchüſſe und vielleicht noch die Forderung der 
feindlichen Schuldner gegen den Zwangsverwalter auf die nach 
Beendigung der Verwaltung in ſeinen Händen befindlichen, 
nicht für ihre Rechnung hinterlegten Überſchüſſe gepfändet 
werden. Gegen einen anders lautenden Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß hat der Zwangsverwalter die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde gemäß § 793 ZPO., da feine Intereſſen dadurch 
erheblich verletzt werden. 

3. Bei dem gleichzeitigen Nebeneinanderbeſtehen der poli— 
tiſchen und vollſtreckungsrechtlichen Zwangsverwaltung können 
allerdings, wie Mock (DIZ. Sp. 704) mit Recht hervorhebt, 
Unzuträglichkeiten entſtehen, wenigſtens dann, wenn zwei ver⸗ 
ſchiedene Perſonen in die Stellung als Verwalter berufen 
werden. Dies kann aber hintangehalten werden, wenn, falls 
keine beſonderen Bedenken beſtehen, die Amtsgerichte den für 
die politiſche Zwangsverwaltung beſtellten Verwalter zugleich 
zum Verwalter der vollſtreckungsweiſen Zwangsverwaltung 
beſtellen, wie dies der Präſident des OLG. Colmar in 
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einer allgemeinen Verfügung an die reichsländiſchen Amtsgerichte 
vom 25. März 1915 (DIZ. Sp. 704) angeordnet hat. 

4. Das OLG. Colmar hat die Frage, ob die Beſtellung 
des politiſchen Zwangsverwalters bei den von dieſer Ver⸗ 
waltung betroffenen Grundſtücken in das Grundbuch ein— 
zutragen iſt, mit Recht verneint (19. Juni 1915 II X. 1/15 
in DIZ. Sp. 803 f.; ſiehe auch Deumer in Leipz Z. Sp. 422 f.; 
Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch S. 884 ff. und JW. 
S. 870 l. Fußn. 77); denn die Anordnung dieſer Verwaltung 
ſchafft ein abſolutes, im öffentlichen Intereſſe liegendes Ver⸗ 
äußerungsverbot und nicht ein bloß relatives Veräußerungs⸗ 
verbot zum Schutze des politiſchen Zwangsverwalters. Die 
Vorſchriften des BGB. zugunſten derjenigen, die Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, gelten darum hier nicht; denn 
fie finden nach §8 135 Abſ. II BGB. zwar gegenüber einem 
Veräußerungsverbot, das nur den Schutz beſtimmter Perſonen 
bezweckt, Anwendung; dagegen gelangen ſie ohne beſondere 
Anordnung da nicht zur Geltung, wo im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit, wie hier des Wirtſchaftslebens des ganzen deutſchen 
Volkes, ein Veräußerungsverbot feſtgeſetzt iſt. Auch der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs (§S 892 BGB.) verſagt hier. 
Die im öffentlichen Intereſſe des Deutſchtums verhängte Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung hat in allen Fällen die Kraft, jeden 
Rechtserwerb eines Dritten unbedingt auszuſchließen, der nicht 
mit ihr im Einklang ſtände. Wo öffentliche Intereſſen zu 
ſchützen ſind, müſſen eben die Intereſſen des Privatrechts⸗ 
verkehrs zurückſtehen. Eine Entziehung der Verfügungsmacht, 
wie ſie hier deutlich vom Geſetzgeber verſügt iſt, wirkt allemal 
weiter als eine bloß zugunſten einer beſtimmten Perſon oder 
Perſonengruppe erlaſſene Verfügungsbeſchränkung. Sie macht 
Verfügungen, die der beſchränkt Berechtigte trotzdem noch trifft, 
nicht bloß einzelnen Perſonen gegenüber unwirkſam, ſondern 
läßt ſie ſchlechthin einſtweilen zu einer Wirkung überhaupt nicht 
gelangen. Verfügungen des beſchränkt Berechtigten über ein 
von der ſtaatlichen Zwangsverwaltung betroffenes Grundſtück 
können während ihrer Dauer irgendeine Rechtsveränderung 
weder hervorbringen noch auch vermöge einer etwa darauf er⸗ 
folgenden Eintragung im Grundbuch zugunſten eines ſpäteren 
Erwerbers nach ſich ziehen. 

5. Freilich wird man die Umſchreibung eines Eigen— 
tumswechſels im Grundbuch dann zulaſſen dürfen, wenn 
das obligatoriſche und dingliche Veräußerungsgeſchäft ſchon vor 
der Anordnung der politiſchen Zwangsverwaltung geſchloſſen 
wurde und auch bereits die Übergabe des Grundſtücks erfolgte. 
Wenn z. B. ein Inländer ſchon vor Jahren ein Grundſtück 
von einem franzöſiſchen Staatsangehörigen erworben, auch 
dinglich aufgelaſſen und übergeben erhalten hatte, jedoch erſt 
nach dem Erlaſſe des allgemeinen Veräußerungsverbotes durch 
die Landeszentralbehörde den Antrag auf Eintragung ſeines 
Eigentums ſtellte, ſo wird man in ſolchem Falle die ſchon 
längſt vor der Anordnung der politiſchen Zwangsverwaltung 
liegenden Rechtshandlungen des feindlichen Ausländers zugunſten 
des inländiſchen Berechtigten als wirkſam behandeln müſſen. 
Wenigſtens können entgeltliche Verfügungen des feindlichen 
Ausländers trotz dem ſpäteren Veräußerungsverbot Wirkſamkeit 
dann beanſpruchen, wenn bereits vor deſſen Inkrafttreten die 
Verfügung von dem Berechtigten in der Weiſe nach § 873 


1092 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M Isa. 1915. 


Abſ. II BGB. bindend erklärt war, daß darauf die Eintragung 
der Rechtsänderung im Grundbuch von dem Erwerber allein 
ſelbſtändig beantragt werden konnte (OLG. Colmar, 19. Juni 
1915, II 2/15 in Dig. Sp. 804 f. = Leipzg3. 1175 ff. 9). 
In dem letzterwähnten Beſchluſſe wurde auch ausgeſprochen, 
daß ein die künftige Einführung der politiſchen Zwangs— 
verwaltung zunächſt einmal ſicherndes beſonderes Verbot der 
Veräußerung und Übertragung an Dritte durch die Landes— 
zentralbehörde denſelben Charakter und dieſelben Wirkungen 
hat wie die Anordnung jener Zwangsverwaltung ſelbſt. 

6. Zur Auslegung der BRVO. vom 26. November 1914 
betr. die zwangsweiſe Verwaltung ausländiſcher Unternehmungen 
(ſ. dazu JW. S. 870 f.) und jener vom 4. September 1914 
betr. die Überweiſung ausländiſcher Unternehmungen (ſ. dazu 
JW. S. 869 f.) hat der Reichskanzler unterm 5. Juli 
1915 (SächſArch. S. 314) an den Statthalter von Elſaß⸗ 
Lothringen eine Verordnung gerichtet, die den wohlbegrün— 
deten fälligen Anſprüchen inländiſcher Gläubiger vollauf 
gerecht wird. Danach wird die Frage, ob Zahlungen an 
deutſche Berechtigte aus den Bankguthaben oder dem ſonſtigen 
Vermögen feindlicher Staatsangehöriger zuläſſig ſind, in allen 
Fällen zu bejahen ſein, wo nicht nach den beſonderen Um— 
ſtänden des einzelnen Falles mit einer Weiterführung der ge— 
zahlten Beträge nach dem feindlichen Ausland gerechnet werden 
muß und ſomit das Verbot der mittelbaren Zahlung gemäß 
§ 1 der BRVO. vom 30. September 1914 mit ihren ſpäteren 
Ergänzungen Platz greift. Wo beſondere Anhaltspunkte hier— 
für nicht vorliegen, dürfte bei Zahlungen an einen deutſchen 
Gläubiger im Inland ein Verſtoß gegen die Zahlungsverbote 
nicht in Frage kommen. Ob Zahlungen an einen Deutſchen, 
der den einem feindlichen Ausländer zugeſtandenen Anſpruch 
während des Krieges erſt erworben hat, ohne beſondere Ge— 
nehmigung gemäß § 7 des Zahlungsverbots als erlaubt an⸗ 
zuſehen ſind, wird dahingeſtellt bleiben können. Jedenfalls wird 
in dieſen Fällen beſondere Vorſicht geboten und namentlich die 
Berufung auf die Stundungseinrede nach $ 2 regelmäßig am 
Platze ſein. 

7. Das KG. hat neuerdings in einer Entſcheidung vom 
23. Auguſt 1915 (mitgeteilt im „Berliner Tageblatt“ Nr. 430 
vom 24. Auguſt 1915) ähnlich wie in jener vom 19. März 1915, 
welch letztere auch in dieſer Nummer S. 1039 wiedergegeben iſt, 
ausgeſprochen, daß der Zwangsverwalter den Geſchäftsführer 
einer unter Zwangsverwaltung geſtellten Geſellſchaft m. b. H. 
abberufen und ihn als Prokuriſten des gleichen Unternehmens 
anſtellen kann. 


Verſchiedene andere Beſtimmungen. 

Nr. 8, 32 ff., 41 Prod. und §§ 1, 37 PrGo. 

1. Sehr wichtig, namentlich für das neutrale Ausland, 
zur ſachgemäßen Vertretung vor den deutſchen Priſengerichten 
ſind die vom Kaiſerlichen Priſengericht Hamburg am 
1. Juni 1915 (PrG. 68) ausgeſprochenen Grundſätze, die des⸗ 
halb hier in etwas ausführlicherer Weiſe wiedergegeben ſein 
ſollen Leipzg. Sp. 1033 ff.). Die Priſengerichte ſind nationale, 
nicht internationale Gerichte. Sie ſind von ihrem Staate ein— 
geſetzt um feſtzuſtellen, ob deſſen den Seekrieg führende Organe 


diejenigen Normen, an die ſie ſich nach ihren Inſtruktionen 
halten ſollen, beobachtet haben oder nicht, und um die hiernach 
gebotenen Folgerungen auszuſprechen. Aus dieſer Zweck 
beſtimmung ergibt ſich, daß fie nad: dem von ihrem Staate 
gegebenen Rechte (die Kaiſerlich Deutſchen Priſengerichte alſo 
nach deutſchem Rechte) zu urteilen haben, gleichviel ob es 
mit beſtehenden völkerrechtlichen Sätzen übereinſtimmt oder 
nicht. Ob dies der Fall iſt, hierüber zu urteilen, iſt nicht 
Sache des (das nationale Recht anwendenden) Priſengerichts, 
ſondern des kriegführenden Staates, der allein den anderen 
(feindlichen wie neutralen) Staaten hierfür verantwortlich iſt. 
Die in der älteren Literatur ſtellenweiſe vertretene Aufſaſſung, 
daß die Priſengerichte internationales Recht anzuwenden hätten, 
auch dann, wenn es nicht Beſtandteil ihres nationalen Rechts 
iſt, iſt alſo grundſätzlich abzulehnen; das Argument, es müßte, 
falls das Priſengericht nach nationalem Rechte zu urteilen hätte, 
ein internationaler Priſengerichtshof, wie ihn das Haager Ab- 
kommen XII vom 18. Oktober 1907 vorgeſehen hat, als Be 
rufungsgericht ein anderes Recht anwenden wie die erſte Inſtanz, 
ſcheitert an der Tatſache, daß ein ſolcher internationaler Priſen— 
gerichtshof bisher nicht exiſtiert. Das deutſche Priſenrecht iſt 
niedergelegt in der — ſich inhaltlich mit der Londoner Eee: 
kriegsrechtsdeklaration im weſentlichen deckenden — deutſcken 
Priſenordnung vom 30. September 1909 (RGBl. 1914, 275). 
Dieſe Priſenordnung iſt mit Heymann (DIZ. 1914 Sp. 1047 
und Arndt (ebendort Sp. 1154) als eine ſich auf das Reichs 
geſetz betreffend die Priſengerichtsbarkeit vom 3. Mai 1884 
gründende Rechtsverordnung anzuſehen (ſiehe dazu noch 
Meene in DIZ. Sp. 910 ff.). 

Gegenſtände der relativen Konterbande können nur 
beſchlagnahmt werden, wenn die Vorausſetzungen von Nr. 32 
und 35 Prd. vorliegen. Es kommt alſo ſowohl auf die ört⸗— 
liche Beſtimmung des Schiffes wie auf die der Ladung an. 
Beide können verſchieden ſein. Unerbeblich iſt, ob der neutrale 
Ablader Eigentümer der Ladung geblieben iſt oder nicht. Auch 
er kann die Ware für den Gebrauch der feindlichen Streitmacht 
oder der Verwaltungsſtellen des Feindes „beſtimmt“ haben. 
Unerheblich iſt weiter, ob die Ware nur in Konſignation ins 
Land des Feindes gegangen iſt. Kann doch der Verkaufs 
kommiſſionär des neutralen Abladers gleichzeitig Einkaufs 
kommiſſionär der feindlichen Heeresverwaltung oder eines für 
ſie tätigen Händlers ſein. Richtig iſt, daß es ankommt auf 
die Beſtimmung der Ware zur Zeit der Aufbringung, nicht auf 
diejenige, die nach ihrer Ankunft ihr hätte gegeben werden 
können. Jene Beſtimmung aber, gleichviel ob ſie vom Ablader 
oder vom Deſtinatär ausgegangen iſt, braucht keine unbedingte 
zu ſein, ſondern kann auch eine eventuelle ſein. Mit Unrecht 
wird geleugnet, daß die Rechtsvermutungen der Tr. 
Nr. 33 auch für das priſengerichtliche Verfahren gelten. 
Dieſe Nr. 33 ſpricht allerdings nur davon, daß der Kom: 
mandant, fofern die Umſtände nicht dagegen ſprechen, die 
unter Nr. 32 bezeichnete feindliche Beſtimmung in gewiſſen Fällen, 
wenn z. B. die Sendung nach einem befeſtigten Platze des 
Feindes oder einem feiner Streitmacht als Operations- oder 
Verſorgungsbaſis dienenden Platze gerichtet iſt, als vorliegend 
anzuſehen hat. Aber daraus, daß nach § 1 des Geſetzes vom 
3. Mai 1884 die Aufgabe des Priſengerichts die Entſcheidung 
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über die Rechtmäßigkeit der in einem Kriege gemachten Priſen 
iſt, folgt, daß auch das Priſengericht ſich bei der Beurteilung 
dieſer Rechtmäßigkeit auf den Standpunkt des Komman— 
danten zu ſtellen hat. Damit ſteht nicht im Widerſpruch, daß 
für die Frage der Einziehung das Priſengericht auch neue, dem 
Kommandanten nicht bekannte und nicht einmal erkennbare Tat⸗ 
ſachen zum Gegenbeweis gegen die Vermutung der Nr. 33 zu 
berückſichtigen hat (PrGO. § 33 Satz 3). Das Gericht be⸗ 
zweifelte nicht, daß London, der Hauptſtapelplatz Großbritanniens, 
in dem alle kommerziellen und militäriſchen Fäden zuſammen⸗ 
laufen, die Hauptverſorgungsbaſis des engliſchen Heeres bildet. 
Ebenſowenig hatte das entſcheidende Gericht Bedenken, die Häfen 
von Südafrika (Kapſtadt, Eaſt London, Algoa Bay, Port 
Elizabeth, D' Urban) einſchließlich des die ehemaligen Buren- 
republiken verſorgenden portugieſiſchen Hafens Delagoa Bay 
ſowie Johannisburg als Verſorgungsbaſen für das ſüdafrikaniſche, 
gegen Deutſch⸗Südweſtafrika operierenden Heeres, Mombaſſa als 
eine Verſorgungsbaſis für die gegen Deutſch⸗Oſtafrika operierenden 
Truppen des Feindes anzuſehen. 

Das Priſengericht ſprach ſchließlich aus, daß der nach 
London beſtimmte holländiſche Dampfer „Batavier“, um den 
es ſich im vorliegenden Falle handelte und der wegen Beförde— 
rung von Konterbande aufgebracht worden war, nicht der Ein— 
ziehung unterliege, weil die Konterbande nach Gewicht und Wert 
nicht mehr als die Hälfte der Ladung ausgemacht hat (Pro. 
Nr. 41 Abſ. ID. Es wurde auch zum Ausdruck gebracht, daß 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz des am freigegebenen oder nicht 
einziehbaren Schiffe oder an deſſen Ladung Berechtigten gemäß 
Nr. 8. Abſ. I PrO. dann nicht beſtehe, wenn ausreichende 
Gründe für die Beſchlagnahme vorgelegen haben. Wo ſich die 
Beſchlagnahme des Schiffes und der einzelnen Ladungsteile gar 
nicht trennen läßt, kann dieſe Vorſchrift nicht dahin ausgelegt 
werden, daß für die Beſchlagnahme jedes einzelnen Gegen— 
ſtandes beſonders ausreichende Gründe vorgelegen haben müſſen. 
Es muß vielmehr genügen, wenn die Aufbringung ſich nach 
PD. Nr. 39 rechtfertigt. Soweit den Reklamationen ſtatt⸗ 
gegeben wurde, wurden die Koſten des Verfahrens dem Reiche 
auferlegt, aber ohne die notwendigen Koſten der Reklamanten, 
da für die priſenrechtliche Maßregel, auf welche ſich die Rekla⸗ 
mation bezog, ausreichende Gründe vorgelegen haben (PrGo. 
§ 37 Abſ. III); dies ſei insbeſondere dann der Fall, wenn die 
Aufbringung des Schiffes nach Nr. 39 Pro. gerechtfertigt iſt. 

2. In dem Falle des ſchwediſchen Dampfers „Elida“, 
der am 13. Oktober 1914 von einem deutſchen Torpedoboote 
aufgebracht und nach Swinemünde übergeführt worden war, 
hat das Oberpriſengericht am 18. Mai 1915 (Ber. Reg. 
Nr. 2 in LeipzZ3. 1166 ff.) im Gegenſatz zum Priſengericht 
Kiel, das in erſter Inſtanz entſchieden hatte, die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche des ſchwediſchen Reeders des Dampfers dem Grunde 
nach für begründet erklärt und dabei bemerkenswerte Grundſätze 
ausgeſprochen, die das Gerechtigkeitsgefühl und die ſtrenge 
Objektivität der deutſchen Richter wieder in hellſtem Lichte er: 
ſtrahlen laſſen. Die deutſche Priſenordnung enthält hiernach 
die von dem Kaiſer als Inhaber der oberſten Kommando⸗ 
gewalt innerhalb ſeiner reichsrechtlichen Zuſtändigkeit feſtgeſtellten 
Grundſätze für die zur Seekriegsführung gehörende Ausübung 
des Priſenrechts und bildet daher die in erſter Linie maßgebende 
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Norm nicht nur für die Kriegsmarine, ſondern, ſoweit die 
Rechtmäßigkeit priſenrechtlicher Handlungen der Seebeſehlshaber 
in Frage ſteht, auch für die hierüber entſcheidenden inlän⸗ 
diſchen Behörden, insbeſondere für die Priſengerichte. 
An ſich muß die Frage, ob eine Beſtimmung dieſer Priſen⸗ 
ordnung mit allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen im Ein: 
klang ſteht, für die Entſcheidung der Priſengerichte ausſcheiden. 
Übrigens verſtößt die Vorſchrift Nr. Za unſerer Priſenordnung, 
welche die Ausübung des Priſenrechts lediglich in der Zone 
bis zu drei Seemeilen (nicht, wie in Schweden und Norwegen, 
bis zu vier Seemeilen) von der Niedrigwaſſergrenze neutraler 
Küſten unterſagt, keineswegs gegen allgemeine Grundſätze des 
Völkerrechts. Nicht jeder einzelne Staat iſt befugt, kraft auto⸗ 
nomer Feſtſetzung die Grenze ſeiner Hoheitsgewäſſer über die 
Dreiſeemeilenzone hinaus bis auf Kanonenſchußweite auszudehnen. 
Bei der Tragweite der heutigen Geſchütze würde dies zu ganz 
unhaltbaren Ergebniſſen führen und den einzelnen Staaten die 
Möglichkeit gewähren, große Teile der offenen See, deren Frei: 
heit im gemeinſamen Intereſſe aller feefabrenden Nationen liegt, 
ihrer Gebietshoheit zu unterwerfen. 

Wenn die Londoner Deklaration in Art. 24 und die deutſche 
Priſenordnung in Nr. 23 von „Feuerungsmaterial“ 
ſprechen, ſo iſt darunter zunächſt Material zu verſtehen, wie 
ſolches nach den herrſchenden Verkehrs- und Preisverhältniſſen 
zum Zwecke der Feuerung tatſächlich zur Verwendung kommt, 
wie es allgemein zu dieſem Zwecke gewonnen, hergerichtet und an 
ſeinen Beſtimmungsort befördert wird. Insbeſondere Holz als 
Feuerungsmaterial, Brennholz, unterſcheidet ſich begrifflich 
von jeder Art von Nutzholz, das ſchon durch ſeine Be— 
arbeitung in der Regel eine Wertſteigerung erfahren hat. Freilich 
eine ſcharfe Grenze zwiſchen Brennholz und Nutzholz iſt nicht 
gezogen. Es entſpricht vielmehr ganz der Rechtslage, wie 
ſie durch die Priſenordnung geſchaffen war, wenn im Sep— 
tember 1914 das deutſche Auswärtige Amt die ſchwediſche 
Regierung dahin verſtändigte, daß alle Holzarten in unbearbeiteter 
oder nur robbearbeiteter Form als relative Kriegskonterbande 
anzuſehen ſeien und daß zu dieſen Holzarten auch Gruben— 
hölzer und Papierhölzer, roh oder entrindet, gerechnet 
würden, nicht dagegen jene Holzarten, die infolge ihrer Be— 
arbeitung durch Menſchenhand oder Maſchinen eine erhebliche 
Wertſteigerung erfahren hätten, ſo daß ihre Benützung als 
Feuerungsmaterial den auf ſie verwendeten wirtſchaftlichen Wert 
zerſtören würde (ſ. auch die Reichskanzlerbekanntnachung vom 
17. November 1914 über die Behandlung von Feuerungs— 
material als relative Konterbande, RGBl. 1914, 475). Ent⸗ 
ſcheidend für die Verwendbarkeit eines Holzes als Feuerungs— 
material iſt ſohin die objektive Beſchaffenheit des Holzes. 
Kantiges Bauholz darf daher nicht ſchon aus dem Grunde 
für Feuerungsmaterial erklärt werden, weil es ſich viel— 
leicht als Grubenholz verwenden läßt. Der Priſenoffizier 
mag ſich in dieſer Beziehung in einem entſchuldbaren Irrtum 
befunden haben. Wenn er ſich für die Beſchlagnahme des mit 
dem kantigen Holz beladenen Schiffes entſchied, ſo iſt dies 
geſchehen, weil er die deutſche PrO. unrichtig ausgelegt und 
dem Begriffe des „Feuerungsmaterials“ eine mit dieſem un— 
vereinbare Ausdehnung gegeben hat. Die unzutreffende 
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niemals als ausreichender Grund für die Beſchlagnahme 
betrachtet werden, ſo daß die auf die Beſchlagnahme von Schiff 
und Ladung geſtützten Schadenserſatzanſprüche des ſchwediſchen 
Reeders dem Grunde nach begründet erſcheinen. 


SS 199 ff., 203 Abi. II ZB. 

1. Die von Kaufmann⸗-Crefeld in dieſer Nummer S. 1049 
gegen JW. S. 873 mit Fußn. 96, 97 und S. 828 r. gerichteten, 
fait ausſchließlich rein tatſächlichen Ausführungen können 
meines Erachtens die für die öffentliche Zuſtellung nach Belgien 
ſprechenden, namentlich vom ſächſiſchen Juſtizminiſterium 
in der angeführten Verordnung näher dargelegten Rechtsgründe 
nicht umſtoßen. Alles, was Kaufmann vorbringt, ſind mehr 
oder minder nur tatſächliche Geſichtspunkte, wodurch lediglich 
dargetan wird, wie die von Deutſchland nach Belgien zu be⸗ 
wirkenden Zuſtellungen tatſächlich ausgeführt werden. Aber 
damit wird nicht ſchon bewieſen, daß die für ſolche unmittel⸗ 
bare Zuſtellungen getroffenen Anordnungen und Einrichtungen 
auch mit der deutſchen ZPO. und dem internationalen Prozeß⸗ 
recht übereinſtimmen. Es darf nie überſehen werden, daß das 
von den deutſchen Truppen beſetzte Gebiet von Belgien nach 
wie vor während der Kriegsdauer Deutſchland gegenüber als 
Ausland gilt (ſ. dazu auch JW. S. 425 ff. [Dove], ins⸗ 
beſondere S. 427 ff.; DIZ. Sp. 805 f. und namentlich Sp. 845, 
849 ff.; ſerner Hirſchfeld a. a. O. S. 2; Thieſing, „Die 
Rechtſprechung im beſetzten Feindesland“ im „Berliner Tage⸗ 
blatt“ Nr. 458 vom 8. September 1915 und namentlich 
Meurer „Die völkerrechtliche Stellung der vom Feinde beſetzten 
Gebiete“ im ArchOffR. Bd. 33 [1915] S. 353 ff., insbeſondere 
S. 364 f., 371, 376, 377 ff. [S 4 „Die Rechtſprechung“], 387). 
Die notwendigen Zuſtellungen müſſen demgemäß immer noch 
auf dem für Auslandszuſtellungen geſetzlich vorgeſchriebenen 
Wege erfolgen. Bei einer im beſetzten Belgien zu bewirkenden 
Zuſtellung iſt aber nach dem Wegfall jeglicher konſulariſchen 
oder diplomatiſchen Vertretung des Deutſchen Reiches daſelbſt 

die Befolgung der für dieſe Zuſtellung beſtehenden, zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Belgien ehedem geltenden Vorſchriften 
unausführbar geworden. Die durch Vermittlung zu be: 
treibende Zuſtellung iſt ſeit Beginn des Kriegszuſtandes zwiſchen 
dem deutſchen und belgiſchen Staate nicht mehr möglich. Alſo 
iſt die Vorausſetzung des § 203 Abſ. II ZPO. erſte Alter⸗ 
native für die öffentliche Zuſtellung nach Belgien gegeben. 
Freilich wäre es im Intereſſe der Erleichterung und Beſchleuni⸗ 
gung des Rechtsverkehrs ſehr zu begrüßen, wenn ein rechtlich 
einwandfreier Weg (etwa mit Hilfe einer ſtaatsrechtlichen. Ver: 
einbarung zwiſchen dem die geſamte Staatsgewalt im beſetzten 
Belgien tatſächlich ausübenden Generalgouverneur in Belgien 
und der deutſchen Reichsregierung oder möglicherweiſe ver: 
mittelſt einer einſeitigen, die gewöhnliche Zuſtellung von Deutſch⸗ 
land nach dem okkupierten Belgien und umgekehrt zulaſſenden 
Verordnung des Generalgouverneurs) gefunden werden könnte, 
um die ſtets langwierigere und auch mit höheren Koſten ver⸗ 
bundene öffentliche Zuſtellung für die nach den beſetzten Teilen 
Belgiens zu bewirkenden Zuſtellungen in Wegfall zu bringen 
(vgl. hierher auch noch Anlage zum Haager Abkommen bes 
treffend die Geſetze und Gebräuche des Landkriegs vom 18. Of: 
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tober 1907 RGBl. 1910 S. 107 ff., 132 ff., hier insbeſondere 
Dritter Abſchnitt „Militäriſche Gewalt auf beſetztem, feindlichem 
Gebiete“ S. 147 ff., namentlich Art. 43, 48, 55). 

2. Für die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebiete 
von Ruſſiſch⸗Polen hat zwar das OLG. Breslau in einem 
Beſchluß vom 31. Mai 1915 (II W. 90/15 in Leipz Z. Sp. 1180 10) 
angenommen, daß dorthin keine öffentliche Zuſtellung zu 
bewilligen, ſondern die gewöhnliche Zuſtellung möglich ſei. 
Es wurde aber zur Begründung dieſer Anſicht ausdrücklich auf 
die im Verordnungsblatt der Kaiſerlich Deutſchen Verwaltung in 
Polen S. 7 ff. veröffentlichte beſondere Verordnung betr. die 
Gerichtsverfaſſung für das unter deutſcher Verwaltung ſtehende 
Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen vom 21. März 1915 hingewieſen, 
wo ſpeziell im § 18 beſtimmt iſt, daß ſich die (zum Teil neu: 
gebildeten) Gerichte untereinander und auch anderen (ſogar 
deutfchen?) Behörden Rechtshilfe zu leiſten haben. Das LG. 
bat dann auch an den im $ 18 Abſ. II erwähnten Präſidenten 
des Obergerichts das Erſuchen gerichtet, die Zuſtellung 
durch die zuſtändige Behörde zu bewirken. Von der Nicht⸗ 
ausführbarkeit der Auslandszuſtellung auf dieſem Wege 
könne daher nach der Meinung des OLG. keine Rede ſein. 


; 274 Abſ. II Nr. 2 ZPO. 

Die in JW. S. 874 f. mit Fußnoten 103 bis 106 er: 
wähnten Entſcheidungen des LG. Leipzig und des Os. 
Dresden vom 14. November 1914 und eine neuere, im 
weſentlichen mit jenen früheren Entſcheidungen übereinſtimmende 
Entſcheidung des nämlichen OLG. Dresden vom 26. April 1915 
(5. ZS. 50 8/15 in DIZ. Sp. 930, auszugsweiſe auch im 
Berliner Tageblatt Nr. 391 vom 3. Auguſt 1915 und in der 
Frankfurter Zeitung Nr. 225 IT. Morgenblatt vom 15. Auguſt 
1915 wiedergegeben) wurden im Berliner Tageblatt Nr. 412 
vom 14. Auguſt 1915 bekämpft; aber die dort angegebenen 
Gründe können meines Erachtens gegenüber dem bisher 
herrſchenden Völkergewohnheitsrecht und der in den Ent⸗ 
ſcheidungen des OLG. Dresden zum Teil angeführten, überaus 
reichhaltigen Literatur und Judikatur nicht für durchſchlagend 
erachtet werden. In dem erwähnten Erkenntnis des ſächſiſchen 
Oberlandesgerichts vom 26. April 1915 heißt es: Wenn 
auch durch den Krieg die mit dem Gegner geſchloſſenen (völker⸗ 
rechtlichen) Verträge unwirkſam geworden ſeien, ſoferne ſie nicht 


gerade für den Kriegsfall geſchloſſen ſind, ſo könne dies doch 


nicht gelten bezüglich ſolcher Rechtsnormen, deren Anerkennung 
auf ſo ſelbverſtändlichen, unveräußerlichen und durch 
den Krieg an ſich nicht berührten Grundſätzen des 
Volkerrechts, wie dem der Staatshoheit, beruht, um bindende 
Kraft zu beſitzen. Die Frage, ob nicht wenigſtens die völker⸗ 
rechtswidrigen Akte des gegneriſchen (ruſſiſchen) Staates von 
der Einhaltung der aus dem Völker (gewohnheits) recht ent 
ſpringenden Pflichten ihm gegenüber entbinden, ſei zu verneinen 
aus dem für alle Rechtsgebiete anerkannten Grundſatz, daß 
wenn ein Geſetz verletzt, es dadurch nicht ſchon aufgehoben 
wird. Dafür, daß ſich eine Rechtsübung bei den krieg führenden 
Völkern herausgebildet habe, die den Grundſatz, wonach eu 
Staat grundſätzlich nicht vor die Gerichte eines anderen Staates 
gezogen werden könne, für den Kriegsfall aufgehoben bätte, 


Hau) 
va 
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feien keine Anhaltspunkte gegeben (vgl. hierzu Goldſchmidt im 
Oktoberheft von „Recht und Wirtſchaft“: Die Gerichtsbarkeit 
über feindliche Staaten). 


§§S 850 ff. ZPO., S 13 GVG. 

Ein Anſpruch aus Beſchlagnahme von Vorräten ſeitens 
des militäriſchen Befehlshabers im beſetzten Feindesland iſt 
nicht gegen den Reichmilitärfiskus klagbar und daher 
auch unpfändbar; denn das Zwangsvollſtreckungs verfahren 
kann grundſätzlich nur privatrechtliche Anſprüche („bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten“ im Sinne des § 13 GWG.) zum Gegen: 
ſtand haben. Die für die zu pfändende Forderung allerdings 
genügende rechtliche Grundlage fehlt hier ganz, weil nur anders 
geartete ſpätere Ereigniſſe (wie z. B. ein privatrechtliches An: 
erkenntnis ſeitens des Staates oder ein Akt der Geſetzgebung) 
erſt eine privatrechtliche Forderung begründen können. Der 
inländiſche Gläubiger kann alſo inſoweit nicht mit Zwangs⸗ 
vollſtreckungsmaßnahmen gegen den Schuldner des beſetzten feind— 
lichen Auslands vorgehen (vgl. OLG. Hamburg 27. April 1915 
Br. S. III 65/19 und OLG. Poſen 23. Juli 1915 X W. 33/15 
in IW. 1915, 1037 = DIZ. Sp. 934. Vgl. aber auch a. M. 
KG. 25. 8. 15, JW. 1915, 1038 und LG. Thorn 19. 7. 15, 
JW. 1915, 1041). 


ss 1025 ff., 1033 Nr. 1 3PO., Ss 133, 157 BGB. 

1. Die in JW. S. 872 l. mit Fußnote 86, übrigens auch von 
Schäffer S. 831 — bier freilich mit unrichtigem Verkündungstag 
— erwähnte Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 24. Februar 
wurde inzwiſchen durch das RG. im Urteil vom 29. Juni 1915 
(VII 112/15 in Warn. S. 337 ff. = JW. 1915, 995, Leipzz. 
Sp. 975) beſtätigt. Das Berufungsgericht hatte bekanntlich 
angenommen, daß infolge des Kriegsausbruchs und der dadurch 
zwiſchen Deutſchland und England eingetretenen Verhältniſſe 
die Anrufung des Londoner Schiedsgerichts wie der 
engliſchen Staatsgerichte nicht mehr in der von den 
Parteien (Hamburger Kaufleuten) im Vertrag vorgeſehenen 
Weiſe ausgeführt werden kann. Angeſichts dieſer Umſtände 
war es in Anwendung der SS 133, 157 BGB. zu dem Er⸗ 
gebnis gekommen, daß im Sinne des Vertrages jene Verein— 
barung als außer Kraft getreten und die ordentlichen deutſchen 
Staatsgerichte als zuſtändig geworden anzuſehen ſcien. 
Das Berufungsgericht ſah alſo die erwähnte Schiedsgerichts 
klauſel nur für den Fall als nicht gewollt, daß infolge des 
Krieges die Vereinbarung nicht in der vorgeſehenen Weiſe 
durchführbar bleibe (ſ. auch OLG. Hamburg 7. Mai [oder 
Juni?) 1915, Bf. 17115 in DIZ. Sp. 932). Dieſe Vertrages: 
auslegung gab dem RG. keinen Anlaß zu Rechtsbedenken. 
Bezüglich der Nichtanwendung des für den Vertrag als 
maßgebend vereinbarten engliſchen Rechts ſagte das RO. 
folgendes: Die Vereinbarung, daß engliſches Recht maßgebend 
ſein ſoll, ſteht in untrennbarem Zuſammenhang mit der Ber: 
einbarung, daß alle Streitigkeiten vor engliſchen Schieds- und 
Staatsgerichten auszutragen ſeien. Die Klauſel bildet in allen 
Teilen ein einheitliches Ganze. Iſt ſie infolge der durch den 
Krieg herbeigeführten Umſtände hinfällig geworden, ſo iſt ſie es 
in ihrem ganzen Umfang. Wird aber darüber geſtritten, ob 
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dies der Fall iſt, ob alſo engliſches Recht maßgebend geblieben 
iſt oder nicht, ſo kann für dieſe Grundfrage ſelbſt nicht 


-auch ſchon das engliſche Recht von dem deutſchen Richter 


als maßgebend behandelt werden. Das würde die Vorweg— 
nahme deſſen, was erſt noch zu entſcheiden iſt, in ſich 
ſchließen. Mit Recht hat darum — nach der Meinung des 


RG. — das Berufungsgericht Hamburg jene Grundfrage 


nach heimiſchem Rechte beurteilt und deshalb bei der für ſie in 
Betracht kommenden Vertagsauslegung die 8$ 133, 157 BGB. 
angewandt. Die Rückſicht auf eine Weiterveräußerung durch 
die Käuferin an eine andere Firma und auf etwa zu erwarten 
geweſene fernere Weiterveräußerungen (ſog. „Kettenvertrag“) 
reicht nicht aus, es als unmöglich erſcheinen zu laſſen, daß die 
Parteien ihr Verhältnis zueinander für den Kriegsfall ſo hätten 
regeln wollen, wie es nach der Feſtſtellung des Berufungs- 
gerichts der Sinn des Vertrags iſt. Auch §S 245 ZPO. kann 
nach der Anſicht des RG. an der Vertragsauslegung durch die 
zweite Inſtanz nichts ändern. Dieſe Vorſchrift regelt die von 
Geſetzes wegen eintretende Unterbrechung eines bei einem 
deutſchen Gerichte anhängigen Verfahrens. Beiden prozeß⸗ 
hindernden Einreden des § 274 Abſ. II Nr. 1 und 3 3P0. tft 
ſohin der Boden entzogen. 

2. Auch das OLG. Stuttgart iſt ſpäterhin (14. Juli 
1915 U. 140/15 im „Recht“ Sp. 410 f. Nr. 773) mit ähn⸗ 
licher Begründung zum gleichen Ergebnis gelangt, daß die 
Beſtimmung in einem zwiſchen deutſchen Kaufleuten geſchloſſenen 
Lieferungsvertrage, alle aus dieſem Vertrage entſtehenden Rechts- 
ſtreitigkeiten ſollten durch engliſche Schiedsgerichte und Staats- 
gerichte, und zwar nach engliſchem Rechte, entſchieden werden 
(ſog. Londoner Arbitrage), infolge des zwiſchen England und 
Deutſchland ausgebrochenen Krieges unwirkſam geworden ſei. 
Mit den engliſchen Schiedsgerichten und Staatsgerichten fällt 
auch die Anwendung des engliſchen Rechts weg; denn ſie ſteht 
mit der vereinbarten engliſchen Gerichtsbarkeit im engſten 
formellen und ſachlichen Zuſammenhang und hat keine ſelbſtändige 
Bedeutung. Dagegen liegt kein Grund vor, wegen des Weg— 
falls engliſcher Richter und engliſchen Rechts die Unwirkſam— 
keit des ganzen Vertrags anzunehmen. Ob dem Vertrage 
ähnliche Verträge zwiſchen anderen Parteien über die Ware 
vorausgegangen oder nachgefolgt ſind, iſt hierher unerheblich. 


| 8 1042 ZRO. 
Vgl. hierher de lege ferenda den Artikel in Dig. 
Sp. 807 f. von Juſtizrat Dr. Liebmann -Frankfurt a. M., 
deſſen Ausführungen natürlich nur für die Zeit nach Wieder— 
eintritt des Friedensſtandes Geltung haben können; denn 
während des Kriegsſtandes vorerſt wenigſtens bis zum 


31. Oktober 1915 — kann vom Ausland aus, abgeſehen von 


Oſterreich⸗Ungarn und der Schweiz (bei letzterer gelten wieder 
verſchiedene Einſchränkungen), zu einem ausländiſchen 
Schiedsſpruch vor den deutſchen Gerichten kein Voll— 
ſtreckungsurteil erwirkt werden (ſ. bierher auch Waſſer— 
mann⸗Erlanger S. 288 Anm. 5). 
§S 85 GKG. 
Auch wenn eine inländiſche, unabhängig vom Stamm— 


haus die Fabrikation und den Vertrieb ihrer Erzeugniſſe bes 
| 138* 
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treibende Zweigniederlaſſung einer franzöſiſchen Firma 
klagt, und wenn es ſich um Anſprüche handelt, die im Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb dieſer Zweigniederlaſſung entſtanden ſind, hat ſie 
gemäß § 85 Abſ. I GKG. das Dreifache des im 8 81 dort 
beſtimmten Betrages als Gebührenvorſchuß zu zahlen. 
Materiell handelt es ſich eben hier um eine ausländiſche Firma. 
Nur prozeſſual iſt der Zweigniederlaſſung inſofern eine gewiſſe, 
rein formelle Selbſtändigkeit verliehen, als der Inhaber der 
Firma unter der Firma der inländiſchen Zweigniederlaſſung 
klagen kann, wenn der Gegenſtand des Rechtsſtreits in deren 
Geſchäftsbetrieb fällt. Bei juriſtiſchen Perſonen kommt es ſohin 
für die Beurteilung der Ausländereigenſchaft als einer Frage 
des materiellen Rechts lediglich darauf an, wo dieſe Perſon 
ihren Hauptſitz hat. Die Errichtung einer Zweigniederlaſſung 
im Inland vermag hierauf keinen Einfluß auszuüben (f. hierzu 
auch Gaupp-Stein, ZPO. 11. Aufl. Bd. 1 S. 332 Bem. 11 
mit der dort in Fußn. 5 angeführten Entſch. d. OLG. Ham⸗ 
burg). Auch die Überwachungsverordnung des Bundesrats 
vom 4. September 1914, ändert daran nichts, weil hierdurch 
die Rechtsſtellung ausländiſcher Unternehmungen nicht verbeſſert 
werden wollte. Ferner kommt auch das Haager Zivilprozeß⸗ 
abkommen vom 17. Juli 1905 der inländiſchen Zweignieder⸗ 
laſſung einer feindesländiſchen Firma nicht zugute, da es durch 
den Kriegsausbruch zwiſchen Deutſchland und Frankreich außer 
Kraft geſetzt iſt; denn dieſes Abkommen ſetzt an zahlreichen 
Stellen friedliche und geordnete Beziehungen der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten zueinander voraus und hat als unter der 
ſtillſchweigenden Bedingung ihres Fortbeſtehens abgeſchloſſen zu 
gelten (ſ. dazu auch noch OLG. Dresden, 26. Mai 1915, 
VIII O. 28/15 in Leipz3. Sp. 11770. Es läßt ſich auch 


nicht ſagen, daß wenigſtens diejenigen Vorſchriften, welche, wie, 


die Beſtimmung der Befreiung der betreffenden Ausländer von 
der erhöhten Koſtenvorſchußpflicht, einer Mitwirkung fremder 
Behörden gar nicht bedürfen, in Geltung geblieben ſeien. Denn 
das Prozeßabkommen bildet ein einheitliches, untrennbares 
Ganze, deſſen ſämtliche Glieder miteinander ſtehen und fallen. 
Es iſt daher ſchon die Anberaumung eines Termines 
durch den Vorſitzenden unſtatthaft und weiterhin vom 
Gericht jegliche Tätigkeit abzulehnen, ſolange bis die Nieder— 
laſſung den dreifachen Koſtenvorſchuß eingezahlt und überdies 
der beklagten Partei gemäß § 110 Abt. 1 ZPO. Prozeßkoſten⸗ 
ſicherheit leiſtet (LS. Kiel, 10. Juli 1915, L. O. 112/15 
in Leipz Z. Sp. 1052 f.). 


§ 766 BGB. 

Wenn ein einen Kauf vermittelnder Agent die inländiſche 
Verkäuferin gegen alle Nachteile ſicherſtellte, die für dieſe 
daraus erwachſen, daß die Käufer im — nunmehr feindlichen — 
Ausland (England) ihren Wohnſitz bzw. Sitz haben, ſo iſt 
darunter auch der Nachteil zu verſtehen, daß der Inländer ſein 
Recht während des jetzigen Krieges gegen einen feindlichen 
Ausländer im Ausland nicht verfolgen kann. Er hat daher 
insbeſondere dafür einzuſtehen, daß die inländiſche Verkäuferin 
infolge der Kriegswirren weder freiwillig noch im Wege der 
Zwangsvollſtreckung eine Zahlung aus England erhalten kann. 
(Ox. Hamburg 7. V. [oder VI. 2J 15 Bf. 174/15 in Leipz. 
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Sp. 924 = DIZ. Sp. 932 = „Recht“ Sp. 405 Nr. 716 
— an der letzteren Stelle muß es freilich „Käufer“ ftatt 
„Verkäufer“ heißen —.) 


§ 1886 BGB. 

Wenn die Fortführung des Amtes des Vormundes das 
Intereſſe des Mündels gefährden würde, kann der Vormund 
nach der oben angegebenen Beſtimmung vom Vormunſdſchafts⸗ 
gericht entlaſſen werden. Das Verhalten des Vormunds braucht 
durchaus nicht pflichtwidrig zu ſein. Dieſer Fall iſt vielmehr 
nur als ein Beiſpiel vom Geſetzgeber ausdrücklich hervorgehoben. 
Es iſt daher zu billigen, wenn das KG. in der bereits W. 
S. 876 r. unten erwähnten Entſcheidung vom 30. April 1915, 
die auch in JW. 1915, 1039, abgedruckt iſt, ausgesprochen 
hat, daß ein Angehöriger eines mit dem Deutſchen Reiche im 
Kriegszuſtand befindlichen ausländiſchen Staates die mit dem 
Amte eines Vormunds verbundenen Aufgaben einem deutſchen 
Mündel gegenüber nicht gut erfüllen und das in ihn zu ſetzende 
Vertrauen nicht wohl rechtfertigen wird. Seine nationale Ge⸗ 
ſinnung und die nationalen Intereſſen des deutſchen Mündels 
ſtehen in einem ſolchen erheblichen Gegenſatz zueinander, daß 
eine gedeihliche, die Intereſſen des deutſchen Mündels voll 
wahrende Führung der Vormundſchaft durch ihn regelmäßig 
nicht zu erwarten iſt. Die teilweiſe gegen dieſe Begründung 
gerichteten Ausſetzungen von Hachenburg (in DIZ. Sp. 7861) 
vermögen meines Erachtens die Richtigkeit der prima-facie- 
Annahme nicht zu erſchüttern, daß ein feindesländiſcher 
Vormund, wenn er eine charaktervolle, auf feine Staats- 
angehörigkeit etwas haltende Perſönlichkeit ift, für das geistige 


und ſittliche Wohl des Sckützlings nicht in geeigneter 


Weiſe ſorgen und insbeſondere die vaterländiſche Er— 
ziehung ſeines Mündels leicht und, ohne daß er es unmittelbar 
beabſichtigt, gefährden kann. 


Art. 25 EGBGB. 

Das deutſche Nachlaßgericht iſt für die Anordnung 
einer Nachlaßverwaltung zum Zwecke der Befriedigung von 
Nachlaßgläubigern nicht ſachlich zuſtändig, wenn es ſich um 
den Nachlaß eines im Inland verſtorbenen Ausländers handelt, 
der nach ausländiſchem Rechte beerbt wird. (OL G. Dresden 
17. Februar 1914 bei Johow-Ring, KGJ. 47 [1915 
S. 238 ff.) 

§ 22 HGB. 

Ein Geſchäft kann mit Rückſicht auf ein Verbot des Gou— 
verneurs der Feſtung Straßburg, franzöſiſche Inſchriften und 
Firmenbezeichnungen zu führen, ſeine Firma „Dreyfus frerers 
in „Gebrüder Dreyfus“ umwandeln und die Eintragung dieſer 
verdeutſchten Firma in das Handelsregiſter beantragen, auc 
wenn es ſich um eine abgeleitete Firma im Sinne des 8 5 
HGB. handelt. In der wortgetreuen Überſetzung von „freres 
in „Gebrüder“ iſt feine mit dem Grundſatz des § 22 und der 
Rechtsſicherheit unvereinbare Anderung zu erblicken. Das Ent 
ſcheidende iſt, daß es ſich hierbei um eine ſinn- und wortgetreue 
Übertragung des franzöſiſchen Ausdrucks in die deutſche Sprache 
handelt. Ein Verſtoß gegen die Vorſchrift der Unabänderlichkei 
der Firma im Sinne des § 22 HGB. kann ohne zu formaliſtiſche 


— 
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Auslegung des Geſetzes nicht angenommen werden, wenn ein 
Kaufmann, ſei es freiwillig, ſei es unter dem Zwange be— 
hördlicher Anordnungen, eine ſolche Verdeutſchung ſeiner Firma 
vornimmt. (LG. Straßburg II. Kammer für Handelsſachen 


6. R. 39/15 vom 16. April 1915 in DIZ. Sp. 828; a. M.: 


AG. Straßburg, ebendort Sp. 828.) 


§ 131 ff. HGB. 

Die Tatſache, daß unter den heutigen Kriegsverhältniſſen 
zwei engliſche Staatsangehörige Geſellſchafter eines 
in Hamburg als offene Handelsgeſellſchaft betriebenen Reederei⸗ 
und Schiffsmaklergeſchäfts ſind, bildet einen wichtigen Grund, 
der das Verlangen des dritten deutſchen Geſellſchafters nach 
Auflöſung der Geſellſchaft rechtfertigt; denn die wirtſchaftlichen 
Grundlagen, auf denen das gemeinſame Geſchäftsunternehmen 
der Handelsgeſellſchaft bis zum Kriegsausbruch ruhte, ſind nicht 
nur erſchüttert, ſondern haben eine tiefgreifende Umgeſtaltung 
erfahren. Unter den heutigen Zeitumſtänden bedeutet für ein 
in Hamburg betriebenes Geſchäft die Tatſache, daß zwei der 
Inhaber Engländer ſind, eine ganz außerordentliche Erſchwerung 
für einen gedeihlichen Geſchäftsbetrieb. Dagegen iſt der deutſche 
Mitgeſellſchafter nicht berechtigt, zu verlangen, daß die 
Ausſchließung der beiden engliſchen Geſellſchafter ausgeſprochen 
wird und daß er ſeinerſeits für befugt erklärt wird, das 
Geſchäft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven und 
der Firma zu übernehmen. Die Ausſchließung von Ge— 
ſellſchaftern will das Geſetz nur dann ausgeſprochen wiſſen, wenn 
dies den Umſtänden des Falles nach der Billigkeit entſpricht, 
was hier das OLG. Ham burg in der Entſcheidung vom 1. Juli 
1915 (Bf. II 194/15 in Leipz3. Sp. 1116 f.“ = Frankf. Nr. 201 
II. Morgenblatt vom 22. Juli 1915 S. 2 und Nr. 228 
II. Morgenblatt vom 18. Auguſt 1915 S. 4) in ſtreng objektiver, 
vollkommen unparteilicher, den Hochſtand deutſcher Rechtſprechung 
ausgezeichnet beleuchtender Weiſe nicht für gegeben erachtet. 
Durch die Zuweiſung des Geſchäftes mit der Firma an den 
deutſchen Mitinhaber würde es dieſem möglich werden, auch 
ſolche Beziehungen ſich nutzbar zu machen, die im Falle ein: 
facher Auflöſung der Geſellſchaft von den engliſchen Geſell— 
ſchaftern für ſich würden erhalten werden können. Es bleibt 
daher die Wahrſcheinlichkeit oder Möglichkeit beſtehen, daß den 
engliſchen Mitgeſellſchaftern die Ausſchließung aus der Geſell— 
ſchaft eine poſitive Einbuße bringen würde. 


§1 Nr. 3 des preußiſchen Fürſorgeerziehungsgeſetzes. 

Das nach § 43 FGG. zuſtändige preußiſche Vormundſchafts⸗ 
gericht kann, wenn der Tatbeſtand des § 1 Nr. 3 des preußiſchen 
Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 
1900 (GS. S. 264; vgl. allgemein dazu DIZ. Sp. 916 f.) 
vorliegt, ohne die Feſtſtellung, ob der Heimatſtaat die 
Perſonenſorge übernimmt, die Unterbringung zur Fürſorge— 
erziehung anordnen, wenn es ſich um einen nichtdeutſchen 
Minderjährigen handelt, deſſen Perſonenſorge nach ſeinem 
Heimatſtaat weder einem Vormund noch einem Pfleger obliegt. 
Das Haager Abkommen zur Regelung der Vormundſchaft über 
Minderjährige vom 12. Juni 1902 (RGBl. 1904 S. 240) und 
der Art. 23 EGBGB. findet auf einen ſolchen Fall nicht An— 
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wendung. Ein Fall des Art. 19 des letzteren Geſetzes iſt nicht 
gegeben (KG. 15. Januar 1915, 1a X. 1215/14 bei Johow⸗ 
Ring, KJ. Bd. 47 [1915] S. 48 fl.). 


SS 123, 124 RGewd. 

Der Umſtand, daß 3 Mitglieder eines erſt am 30. De⸗ 
zember 1914 mit 14tägiger Kündigung eingeſtellten Quartetts 
Italiener ſind, während das 4. Mitglied ein Ungar iſt, 
berechtigt den Dienſtherrn nicht, bei Ausbruch des Krieges 
zwiſchen Italien und Oſterreich die 3 Italiener ohne Kündigung 
ſofort zu entlaſſen. Selbſt wenn man mit dem Kgl. LG. J 
Berlin (Urteil vom 13. November 1914 in Sachen Girguski 
c. Birnbaum) der Anſicht iſt, daß die Zugehörigkeit zu einem 
feindlichen Staate einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auf⸗ 
löſung des Arbeitsverhältniſſes bildet, ſo greift doch dies hier 
nicht durch. Ein wichtiger Grund des $ 123 RGewdo. kommt 
nicht in Frage, wenn die Entlaſſung lediglich mit der italieni⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit begründet wird. Daß die beklagte 
Firma unter Umſtänden wegen des möglichen Ausbleibens 
der bisher in ihrem Lokal verkehrenden Offiziere geſchäftliche 
Schädigungen erlitten hätte, wenn ſie die Italiener weiter be⸗ 
ſchäftigt hätte, mag fein, kann aber nach der Anſicht des Ge: 
werbegerichts Berlin 6. Kammer (GewefmG. S. 273 fl.) 
nicht zu einer anderen Entſcheidung führen. Es war leider vor 
Ausbruch des Krieges ein arger Mißſtand im Muſikergewerbe, 
daß Gaſt⸗ und Kaffeehauswirte einem abwegigen Geſchmacke der 
Gäſte entgegenkommend, ausländiſche Kapellen den deutſchen 
vorzogen, obwohl unſere deutſchen Muſiker Vortreffliches leiſteten. 
Damals ſind alſo ausländiſche Kapellen um des geſchäftlichen 
Vorteils willen herangezogen worden. Haben die deutſchen 
Wirte auf dieſe Weiſe einen Vorteil von der Einſtellung auge: 
ländiſcher Kapellen gehabt, ſo müſſen ſie auch die Nachteile mit 
in Kauf nehmen, die jetzt entſtehen können, wenn ſie gezwungen 
werden, die Verträge bis zum Ablauf der geſetzlichen oder ver⸗ 
einbarten Kündigungszeit innezuhalten. Die Tatſache, daß die 
beklagte Firma den ungariſchen Muſiker weiter beſchäftigen 
wollte, iſt unerheblich (vgl. zu dieſen einſchlägigen Fragen 
JW. S. 895 f. [Dove] und GewKfmG. 20 S. 262 ff. 
[Kögel-Duisburg] und S. 294 f.). 


Anionsvertrag. 


I. Durch den gegenwärtigen Krieg hat der Unionsvertrag 
zwiſchen den feindlichen Staaten als aufgehoben zu gelten 
(a. A.: Beer, Zeitſchrift für Internationales Recht 1915, 
S. 37 ff.; wenigſtens England gegenüber wird der U. V. 
wegen Vertragsbruchs für aufgehoben erachtet von Rathenau, 
Zeitſchrift für Völkerrecht 1915, S. 63 ff.). Dann kann 
von einer bloßen Ausſetzung des Verfahrens keine Rede 
ſein. Vielmehr muß in dieſem Falle mangels jeglicher 
geſetzlichen oder vertraglichen Grundlage für den beantragten 
Geſchmacksmuſterſchutz die Zurückweiſung der Eintragung 
erfolgen. Iſt aber die gegenwärtige Zurückweiſung begründet, 
dann iſt auch die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß bei 
einer ſpäteren Eintragung des Geſchmacksmuſters in das Muſter— 
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zurückgewieſene — Anmeldung zurückdatiert wird (AG. 
Leipzig 11. Mai 1915 Abteilung II B in „Mitteilungen 
v. Verb. deutſcher Patentanwälte“ S. 75 r.). Für das Gebiet 
des gewerblichen Rechtsſchutzes kommt jetzt die Bek. des 
Bundesrats vom 1. 7. 1915 (RGBl. S. 414) in Betracht. 

2. Zu der in JW. S. 875 mit den Fußnoten 107 bis 110 
behandelten Frage, ob die Pariſer Konvention zum Schutze des 
gewerblichen Eigentums vom 20. 3. 1883/2. 6. 1911 im 
Verhältnis zwiſchen Deutſchland und den mit ihm im Krieg 
befindlichen Staaten zur Zeit noch anwendbar iſt, ſind auch 
noch die beiden bedeutſamen Aufſätze von Rathenau zu 
erwähnen in der „Zeitſchrift für Völkerrecht“ Bd. 9 S. 63 ff. 
und in „Recht und Wirtſchaft“ 1914 S. 242. 


Verſicherungs verträge mit englifhen Heſellſchaften. 

1. Ahnlich wie die bereits JW. S. 876 Fußn. 111 cr: 
wähnte Entſcheidung des KG. Berlin vom 28. Mai 1915 
9 . 2075/1522), die nunmehr im vollen Wortlaut in Zeit: 
ſchrift für Verſicherungsweſen ( Z.) S. 320 f. und in den 
Mitteilungen für die öffentlichen Verſicherungsanſtalten (S M.) 
S. 295 ff. abgedruckt iſt, haben auch die Landgerichte Berlin 
29 S. 93/15, Frankfurt a. M. 5. O. 544/14 und Lands⸗ 
berg a. W. 2 8. 56/15 — dieſe drei Entſcheidungen find in M. 
S. 295 Fußn. kurz erwähnt — ſich für die Juläſſigkeit des Nüd- 
trittes deutſcher Verſicherungsnehmer gegenüber engliſchen Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften ausgeſprochen (vgl. allgemein hierher 
noch Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtſchaft im Deutſchen Reich 1915 S. 183 ff., 191 „Der 
engliſche Handelskrieg gegen Deutſchland“ eine handelspolitiſche 
Studie von Jacobs-Berlin). Das KG. namentlich hat die 
Berufung der deutſchen Verſicherten auf die völlig veränderten 
Umſtände und auf die in den SS 133, 157 BGB. und § 146 
HGB. zum Ausdruck gebrachten Grundſätze von Treu und 
Glauben im Rechtsverkehr zugelaſſen. Der preußiſche höchſte 
Gerichtshof ſagte wörtlich, es würde wider die den Verſicherungs— 
vertrag im weiteſten Maße beherrſchenden Grundſätze von Treu 
und Glauben verſtoßen, wenn man die deutſchen Verſicherungs⸗ 
nehmer am Vertrag mit den engliſchen Geſellſchaften feſthalten 
und ihnen das Recht zur außerordentlichen Kündigung verſagen 
wollte, ſobald in den wirtſchaftlichen und rechtlichen Verhält— 
niſſen, mit deren Fortbeſtehen die deutſchen Verſicherungsnehmer 
beim Vertragsſchluß rechnen durften, eine weſentlich ein— 
ſchneidende nachteilige Veränderung eintrat. Eine ſolche 
Veränderung hielt aber das KG. in dem zu entſcheidenden Falle 
infolge des Krieges und der engliſchen VO. vom 9. September 
1914 für gegeben. Die deutſche Zweigniederlaſſung der Com— 
mercial Union kann nur noch mit dem in Deutſchland befind— 
lichen Vermögen für die Vertragserfüllung den deutſchen Ver— 
ſicherten einſtehen. Dieſes in Deutſchland vorhandene Vermögen 
beträgt einſchließlich einer Kaution von 500 000 &, nach den 
eigenen Angaben der engliſchen Inlandsniederlaſſung nur etwas 
über 3 Millionen Mark, während zur Zeit des Vertrags: 
ſchluſſes den Verſicherungsnehmern das ganze Grundkapital 
der C. U. haftete, das ſich nach dem Verſicherungsſchein auf 
59 Millionen belief. Nur ein kleiner Bruchteil (etwas 
über 10 des Vermögens alſo, im Vertrauen auf deſſen 
Fortbeſtand die deutſchen Verſicherungsnehmer den Ver⸗ 
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trag geſchloſſen haben, kann jetzt zur Erfüllung der 
allenfallſigen Anſprüche bereitgeſtellt werden. Es kann auch 
nicht eingewendet werden, daß ja ſchon vor Kriegsausbruch 
und vor dem 9. September 1914 den deutſchen Verſicherten 
der Zugriff auf das in England befindliche Vermögen nach 
engliſchem Rechte ſehr erſchwert war, und daß ja neben 
dem in Deutſchland befindlichen Vermögen das in near: 
tralen Ländern befindliche Vermögen der Geſellſchaft in 
Betracht komme. Denn vor dem Kriege durften die deutſchen 
Verſicherungsnehmer damit rechnen, daß, wenn das Inlands- 
vermögen zur Schadensdeckung nicht ausreichen wird, das 
Stammhaus mit ſeinen ſonſtigen Mitteln eintreten würde. 
Bezüglich des in neutralen Ländern befindlichen Vermögens iſt 
darauf hinzuweiſen, daß deſſen Inanſpruchnahme den Deutſchen 
während des Krieges ſo gut wie unmöglich geworden iſt. Nach 
alledem iſt die ganze Grundlage des Vertragsverhältniſſes der: 
artig erſchüttert und verändert, daß nicht anzunehmen iſt, 
die deutſchen Verſicherten würden mit der Geſellſchaft in ihrer 
gegenwärtigen Lage abgeſchloſſen haben, und daß ihnen nach 
Treu und Glauben ein Feſthalten am Vertrage nicht zuzu— 
muten iſt. Hieran ändert auch nichts der Verſuch der Geſell— 
ſchaft, durch den Vertrag mit der Frankfurter Allgemeinen 
Verſicherungsgeſellſchaft A.⸗G. die Lage der Deutſchen zu beſſern. 
Es kann nicht geſagt werden, daß durch dieſen Vertrag die 
Erfüllungsmittel der deutſchen Niederlaſſung der Commercial 
Union derartig verſtärkt ſeien, daß die einſchneidende Ver⸗ 
änderung der ſeinerzeit für den Vertragsſchluß weſentlichen 
Momente dergeſtalt wieder beſeitigt iſt, daß anzunehmen wärt, 
die deutſchen Berficherten würden mit der Geſellſchaft in ibrer 
gegenwärtigen Lage abgeſchloſſen haben. Aus der Mitteilung 
des Verſicherers, daß die Frankfurter Geſellſchaft ein Ver 
mögen von über 48 Millionen Mark habe, könne der 
deutſche Verſicherungsnehmer nicht erſehen, ob das Vermögen 
dieſer Frankfurter Geſellſchaft noch nach dem Hinzutritt der 
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ausreicht, um auch das Riſiko der letzteren zu decken. Den 
deutſchen Verſicherten kann nicht zugemutet werden, ihrerſeits 
darüber Nachforſchungen anzuſtellen und Material zu ſammeln, 
noch weniger ihren Entſchluß von dem Ergebnis einer Beweis 
aufnahme in dieſem Prozeſſe abhängig zu machen. 

2. Den auf den Krieg und namentlich das von England 
erlaſſene Zahlungsverbot geſtützten Rücktritt von den Ver⸗ 
ſicherungsverträgen, die Deutſche mit engliſchen Geſellſchaften 
geſchloſſen haben, läßt auch das OLG. Hamburg (26. Jun 
1915 Bf. III 90/15 in Leipz Z. Sp. 1178 f) zu. Hier wurde 
insbeſondere auch noch ausgeſprochen, daß die engliſche Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft über die Zeit der Beendigung des Ver; 
trages hinaus (Zeit nach der Rücktrittserklärung) keinen An: 
ſpruch mehr auf Prämienzahlung habe und demgemäß den 
entſprechenden Teil der bereits für die ganze Vertragsdauer 
im voraus entrichteten Prämie nach den Grundſätzen über un: 
gerechtfertigte Bereicherung zurückzuerſtatten hat, ebenſo daß 
ſie für ſog. Generalunkoſten keinen entſprechenden 
Abzug machen kann. Eine entſprechende Anwendung der 88 40 
Abſ. II, 60 Abſ. III, 174 Abſ. IV PR. für Fälle ander 
Art verbiete ſich ſchon deshalb, weil es ſich hierbei um Ru. 
nahmebeſtimmungen handelt, die nach allgemeinen Auslegungs⸗ 
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grundſätzen eine extenſive Interpretation nicht geſtatten. Aus 
allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts aber könne ein 
ſolcher Anſpruch der Verſicherungsgeſellſchaft nicht hergeleitet 
werden. 

3. Das Reichsgericht hat ſich über dieſe Fragen bisher 
noch nicht unmittelbar äußern können; denn ſeine oft genannte, 
bereits JW. S. 876 mit Fußnote 111, 112 erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung des II. ZS. vom 11. Juni 1915, die inzwiſchen im 
vollen Wortlaut in 3. S. 302 f., M. S. 327 und D. 
Sp. 921 f. abgedruckt wurde, bezieht ſich lediglich auf die be⸗ 
hauptete „Wertloſigkeit“ der mit engliſchen Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften geſchloſſenen Verträge. Es wurde, wie angegeben, 
die Entſcheidung des OLG. Hamburg, daß dieſe Behauptung 
den Tatſachen entſpreche, weil die engliſchen Verſicherungen den 
deutſchen Verſicherten zur Zeit nicht mehr, wie dies unbedingt 
zu beanſpruchen war, die volle Sicherheit dafür gewährten, daß 
ihnen alsbald nach Eintritt und Feſtſtellung des Schadens 
Erſatz geleiſtet werde, vom RG. beſtätigt. Dabei wurde jedoch 
vom höchſten deutſchen Gericht ausdrücklich darauf hingewieſen, 
daß die Garantieübernahme deutſcher Verſicherungsgeſell— 
ſchaften für die Verbindlichkeiten der engliſchen Verſicherer erſt 
im September 1914, alſo erſt geraume Zeit nach der Ver— 
breitung jener Behauptungen erfolgt iſt. Gerade die — 
meines Erachtens nicht unwichtige und anſcheinend auch nach 
der Anſicht des RG. durchaus nicht belangloſe — Tatſache, 
daß die engliſchen Geſellſchaften ihre Verbindlichkeiten durch an⸗ 
geſehene, kapitalkräftige deutſche Geſellſchaften haben verbürgen 
laſſen, ſpricht dafür, daß die während des Krieges von den 
deutſchen Niederlaſſungen engliſcher Geſellſchaften allein gebotenen 
Sicherheiten den Anſprüchen aller Verſicherten in Deutſchland 
nicht mehr genügten; wenn aber einmal die — möglicherweiſe 
auch den deutſchen Verſicherungsnehmern eigene Anſprüche gegen 
den Garanten gewährende und zum mindeſten all ihre Erſatz⸗ 
anſprüche voll deckende — Rückverſicherung der engliſchen 
Geſellſchaften durch deutſche Verſicherungsgeſellſchaften gegeben 
iſt, dann könnte wohl auch das Reichsgericht veranlaßt ſein, 
eine andere den engliſchen Verſicherern günſtigere Stellung 
einzunehmen. 

4. Auf dieſen Standpunkt hat ſich bereits das OLG. 
Hamm in ſeinem vielerörterten Urteil vom 7. Juli 1915 
(. U. 75,15 in M. S. 327 ff. = Z. S. 332 f. = Berliner 
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namentlich mit Rückſicht auf die Bürgſchaftsübernahme durch 
deutſche Verſicherungsgeſellſchaften, LG. Greifswald, 2. ZR., 
10. Mai 1915, 2. 0. 397/15/24 in 3. S. 293 und LG. III 
Berlin 19. 3K., 8. Juni 1915, 31 0. 60/15 in Z. S. 292 f.) 
in bewußtem und gewolltem Gegenſatz zu den Entſcheidungen 
der Oberlandesgerichte Kiel und Berlin geſtellt. Auch hier 
handelte es ſich um die Commercial Union. Auch hier war 
auf Anregung der Reichsregierung und mit Genehmigung des 
Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſicherung mit der Frank⸗ 
furter allgemeinen Verſicherungsgeſellſchaft AG. ein Rück⸗ 
verſicherungsvertrag und mit der Diskontogeſellſchaft ein gewiſſer 
Deckungsvertrag geſchloſſen worden. Das OLG. Hamm führte 
dazu wörtlich aus, es ſei zweifellos, daß trotz dem günſtigen 
Rückverſicherungsvertrag die Vermögenslage der engliſchen 
Geſellſchaft infolge der oben angezogenen engliſchen VO., welche 
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den deutſchen Verſicherten den Zugriff auf das in England 
vorhandene Grundvermögen unmöglich macht, eine Anderung 
erfahren habe. Der deutſche Verſicherte kann aber nach der 
Anſicht dieſes Gerichts den Einwand der Unmöglichkeit der 
Erfüllung durch den engliſchen Verſicherer nicht bringen. Auch 
eine Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums über die 
Zahlungsfähigkeit der engliſchen Geſellſchaft iſt unbegründet, 
weil dieſe eine den deutſchen Verſicherten gefährdende Ver⸗ 
ſchlechterung nicht erfahren hat. Zwar iſt während des Krieges 
den inländiſchen Verſicherten die Möglichkeit genommen, ſich an 
das Grundvermögen der Geſellſchaft in England zu halten, welches 
auf dem Verſicherungsſchein mit 59 Millionen Mark angegeben 
iſt. Aber an Stelle deſſen haftet ihnen das über 48 Millionen 
Mark betragende Vermögen der Frankfurter Allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft; zwar haftet ihnen letzteres nicht un⸗ 
mittelbar. Aber die Haftung des engliſchen Grundkapitals 
vor dem Kriege für die deutſchen Verſicherungsnehmer war auch 
nicht leichter und bequemer, wie jetzt die des Vermögens der 
Frankfurter Geſellſchaft. Man braucht nur die Schwierigkeiten 
und großen Koſten, welche die Rechtsverfolgung oder Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen einer Forderung einem Deutſchen in England 
bereitet hat, in Vergleich zu ziehen mit dem einfachen Wege, 
durch eine Klage gegen die deutſche Niederlaſſung der engliſchen 
Hauptgeſellſchaft vor einem deutſchen Gericht und einen gegen die 
Frankfurter Allgemeine Verſicherungsgeſellſchaft A.⸗G. als Dritt⸗ 
Schuldner erlaffenen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß 
die Befriedigung der Forderung zu erreichen. Man wird dann der 
Meinung beiſtimmen, daß dieſe indirekte Haftung des Geſamt⸗ 
vermögens der Frankfurter Geſellſchaft eber eine Verbeſſerung, 
keineswegs aber eine Verſchlechterung der Lage der 
deutſchen Verſicherten im Verhältnis zu der früher beſtehenden 
Haftung des ausländiſchen Vermögens der engliſchen Haupt⸗ 
geſellſchaft bedeutet. Es bleibt dann nur die Differenz, daß 
das den inländiſchen Verſicherten zur Zeit nicht zugängliche 
Grundvermögen der Commercial Union 59 Millionen betrug, 
das ihnen dafür während des Krieges haftende Vermögen der 
Frankfurter Geſellſchaft aber nur mehr als 48 Millionen 
betragen ſoll. Dieſe Differenz ſtellt aber keine erhebliche 
Veränderung der Zahlungsfähigkeit des Verſicherers dar. 
Darf aber davon ausgegangen werden, daß der Verſicherer 
nach Abſchluß eines ſolchen Rückverſicherungsvertrags volle 
Gewähr bietet für die Erfüllung aller während der Kriegsdauer 
an ihn aus inländiſchen laufenden Verſicherungen herantretenden 
Anſprüche, ſo erledigt ſich damit auch der Einwand der deutſchen 
Verſicherten, den Vertrag wegen veränderter Umſtände 
(RG. Sammlg. Bd. 60 S. 58) aufheben zu dürfen. 

Aus Vorſtehendem darf man den Grundſatz ableiten, daß 
ſtets von Fall zu Fall zu entſcheiden iſt, ob nach den 
beſonderen Umſtänden eine ernſtliche, erhebliche Gefährdung der 
Vertragsrechte der deutſchen Verſicherungsnehmer eingetreten iſt, 
ſo daß ihnen die Aufrechterhaltung des Vertrages nicht mehr 
zuzumuten it. Dabei iſt vom OLG. Hamm meines Erachtens 
ſehr zutreffend angedeutet worden, daß es durchaus nicht er— 
forderlich iſt, daß die deutſchen Verſicherten einen unmittel— 
baren Anſpruch gegen den deutſchen Garanten haben; ſie 
können ja evtl. im Zwangsvollſtreckungswege alle Rechts: 
anſprüche der engliſchen Geſellſchaft bzw. ihrer deutſchen Nieder⸗ 
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laſſung gegen die deutſche Geſellſchaft, welche die Haftung über: 
nommen hat, pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen. 

5. Daß dieſe in der Entſch. des OLG. Hamm angeführten, 
wegen der großen Wichtigkeit des Gegenſtandes hier abſichtlich 
etwas ausführlicher wiedergegebenen Gründe ganz (sic!) 
unhaltbar ſind, wie in M. S. 336 ſehr kühn behauptet 
wird, wird durchaus nicht jeder rechtsverſtändige Leſer alsbald 
finden. Wenn die Wiederlegung dieſer Gründe ſo leicht und 
ſelbſtverſtändlich geweſen wäre, ſo hätte es jener Verſaſſer wohl 
zweifellos unternommen. Gerade wenn man auch die für die 
vorliegenden Streitfragen ſehr bedeutungsvolle Beſtimmung des 
§ 321 BGB. heranzieht, wird man in ſehr vielen, tatſächlich 
ganz gleichgelagerten Fällen zu ähnlichen Ergebniſſen gelangen 
müſſen wie das OLG. Hamm. Politiſche Strömungen 
und Gedanken werden das objektive, ſtreng unparteiiſche Urteil 
des deutſchen Richters nie trüben! 

6. Bei ähnlicher Sach⸗ und Rechtslage iſt übrigens auch 
das OLG. Darmſtadt in feiner Entſcheidung vom 14. Juli 1915 
(J U. 28/15/47 in Z. S. 348) zum gleichen Ergebnis gelangt, 
wo insbeſondere auch eingehender dargelegt iſt, daß die 
deutſchen Verſicherten in der jetzigen Kriegsgegenwart gegenüber 
den Friedenszeiten nicht weſentlich ſchlechter geſtellt ſind, da 
die — auch da wieder in Frage kommende — engliſche Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft Commercial Union — einſchließlich einer 
hinterlegten Sicherheit — in Deutſchland ein eigenes Vermögen 
von 5 369 217 & habe und überdies mit der ein Vermögen 
von über 54 Millionen Mark beſitzenden Frankfurter Allgemeinen 
Verſicherungsgeſellſchaft einen auch den deutſchen Verſicherungs⸗ 
nehmern eigene Rechte gewährenden Rückverſicherungsvertrag 
abgeſchloſſen habe. 

7. Die in M. S. 336 f. hervorgehobenen Bedenken 
können nicht für begründet erachtet werden. Die in Deutſch⸗ 
land beſtehenden, behördlich zugelaſſenen Zweigniederlaſſungen 
engliſcher Verſicherungsgeſellſchaften müſſen durch einen Haupt⸗ 
bevollmächtigten ſelbſtändig vertreten werden können. Der Be⸗ 
vollmächtigte vertritt, wie auch das KG. in dem vorhin be— 
ſprochenen Urteil wörtlich ſagt, die engliſche Hauptgeſellſchaft 
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nach außen unbeſchränkt. Dies ergibt ſich übrigens auch 
aus 8 86 Abſ. II Nr. 3 Satz 2 im Zuſammenhang mit den 
SS 88, 89 des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen vom 12. Mai 1901. Es kann daher meines Er⸗ 
achtens kein Zweifel beſtehen, daß dieſe Hauptbevollmächtigten 
mit deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften — und zwar mit Wir⸗ 
kung gegen ihre Stammgeſellſchaft — Rückverſicherungsverträge 
ſelbſtändig abſchließen können, worauf übrigens ſchon die Tat⸗ 
ſache weiſt, daß dies auf Anregung und mit Billigung deutſcher 
Reichsbehörden geſchehen iſt. Denn derartige Hauptbevoll⸗ 
mächtigte gelten eben kraft Geſetzes ohne weiteres als ermächtigt, 
die ausländiſchen Verſicherungsunternebmungen in allen die 
inländiſchen Verſicherungsverhältniſſe berührenden gewöhn— 
lichen oder außergewöhnlichen Angelegenheiten zu ver: 
treten. Allenfallſige interne Dienſtanweiſungen des Mutter: 
hauſes an dieſe auswärtigen Vertreter find für die Rechtswirt⸗ 
ſamkeit der trotzdem von ihnen geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
belanglos. Daß der Hauptbevollmächtigte von dem Willen der 
Hauptgeſellſchaft bei Prozeſſen, Zahlungen uſw. unabhängig it, 
iſt allerdings undenkbar. Dies ändert aber an der ihm vom 
deutſchen Geſetzgeber eingeräumten unbeſchränkten Ver: 
tretungsbefugnis nichts. 


5 1 Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 

Das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz ergreift zwar alle im 
Inland ausgeübte Tätigkeiten ohne Rückſicht auf die Staats⸗ 
angehörigkeit des Angeſtellten; es ergreift aber nicht die von 
einem Ausländer im Ausland für einen ausländiſchen 
Arbeitgeber ausgeübten Tätigkeiten. Der gleiche Grund: 
ſatz gilt auch für die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes. 
Was aus einem nicht vom Geſetz erfaßten Angeſtelltenverhältnis 
gewonnen wird, bleibt für die Berechnung des Jahresarbeite: 
verdienſtes außer Betracht. Der Jahresarbeitsverdienſt im 
Sinne des § 1 Abſ. III beſchränkt ſich ſohin auf die aus dem 
inländiſchen Anſtellungsverhältnis gewonnene Summe. (Renten: 
ausſchuß Berlin, 23. Oktober 1914 in „Arbeiterverſorgung“ 
S. 544 f.) 
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Peter Idel aus Crefeld. 

28. Kömſtedt aus Eſſen (Ruhr). 
Otto Corey aus Frankfurt a. M. 
Ceo Perl aus Breslau. 


ö Wilhelm Pfannenſchmidt aus Bad Oeynhauſen. 
Im Kampfe für das Vaterland find nn ee = nn ' 
= 8 Dr. Konra udolph aus Berlin. 
folgende Rechts anwälte gefallen: Immanuel Saul aus Duisburg. 
(Fortſetzung der Liſte von Nr. 16, 1915) Dr. Schäfer aus Peine. 

Dr. Sans Braſch aus Leipzig. Johann Schmelter aus Czersk. 

Curt Brümmer aus Niederwüſtegiersdorf. Dr. Paul Schöldgen aus Solingen. 

Martin Citron aus Berlin. Hugo Solms aus Berlin. 

Walter Domſch aus Chemnitz. Erich Thyret aus Nürnberg. 


Am 22. September entſchlief zu Leipzig der Rechtsanwalt am Reichsgericht, 


Juſtizrat Dr. Schall. 


Der Derewigte hat dem Dorftande des Deutſchen Anwaltvereins von Mitte 1903 ab 6½ Jahre 
angehört und hat mehr als 5 Jahre hindurch — bis zu ſeinem Ablehen — durch ſeine Mitarbeit an 
der Bearbeitung der Entſcheidungen des Reichsgerichts für die Juriſtiſche Wochenſchrift das Intereſſe des 
Deutſchen Anwaltvereins und der geſamten Rechtspflege gefördert. Der Deutſche Anwaltverein gedenkt WB 
daher dankbar der Derdienfte, die er ſich um das Wohl des Dereins erworben hat. N 

Die vielen Berufsgenoffen in Süd und Nord, die mit ihm zuſammen gewirkt haben oder fonft in N 
eine perſönliche Beziehung zu ihm getreten find, werden das Andenken an den edlen Mann in Ehren f 
halten, der durch die größte Pflichttreue, durch die Cauterkeit feines Charakters und durch feine wohl— Fi 
wollende, kollegiale Geſinnung in weiten Kreifen die größte Hochſchätzung und Verehrung erworben hat. 


Der Doritand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Haber, Geh. Juſtizrat, Dr. Drucker, Rechtsanwalt, 
Vorſitzender. Schriftführer. 
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Die Verordnung des Bundesrats zur Entlaſtung 
der Gerichte. 
Von DDr. Adolf Wach, Leipzig. 


Die Verordnung vom 9. September d. J., RGBl. Nr. 121, 
ausgegeben am 11. September 1915, tritt am 1. Oktober 1915 
in Kraft (§ 29) und gilt, bis der Bundesrat fie aufhebt. Sie 
iſt Kriegsverordnung, ruhend auf dem Ermächtigungsgeſetz vom 
4. Auguſt 1914. Aber ihre Bedeutung überſteigt die einer 
vorübergehenden Kriegsnothilfe bei weitem. Sie bezeichnet ihren 
Zweck mit den Worten „zur Entlaſtung der Gerichte“ höchſt 
unbeſtimmt und allgemein; denn erſtens bezieht ſie ſich, ab⸗ 
geſehen von § 19 Nr. 2 (Privatklage betreffend), nur auf den 
Zivilprozeß, und zweitens kann von der Entlaſtung der Gerichte 
durch ihre Vorſchriften nur inſoweit die Rede ſein, als 
Beſchleunigen und Vermeiden ſtreitigen Verfahrens die Arbeits⸗ 
laſt des Richters zu verringern geeignet erſcheint. Aber nicht 
in dieſer Wirkung als vielmehr in dem Gewinn ſolches ver⸗ 
einfachten Rechtsgangs und damit effektvolleren Rechtsſchutzes 
möchte ich das Weſen der Neuerung ſehen. Jene Entlaſtung 
iſt nur ein durch die augenblickliche Lage in den Vordergrund 
gerücktes Nebenprodukt. Ob die Verordnung zu einer nennens⸗ 
werten Perſonalerſparnis zugunſten des Heeresbedarfs führen 
wird, muß dahingeſtellt bleiben. 

Die Verordnung verrät zum nicht geringen Teil den Einfluß 
von Reformgedanken, die in den letzten Jahren vor dem Kriegs⸗ 
ausbruch den Gegenſtand öffentlicher Beratungen, insbeſondere des 
Richtertags, gebildet haben. Das gilt vornehmlich von den auf 
die Vermeidung der Verhandlung, des Kontradiktoriums abzielenden 
Vorſchriften über das Mahnverfahren. Hier haben die Anregungen 
Lobe's und des Richtertages Frucht getragen, wenn auch die Ver⸗ 
ordnung ſich ihren Weg ſelbſtändig geſucht hat. Sie ſtellt das 
Mahnverfahren an die Spitze und widmet ihm nicht weniger 
als 17 Paragraphen von den 28, die außer den „Schluß⸗ 
vorſchriften“ ihren Inhalt bilden. Aber bei der Darſtellung 
und Kritik desſelben, die im folgenden gegeben wird, iſt die 
Verwertung des Zahlungsbefehls hinter die ſehr verſchieden⸗ 
artigen anderen Beſtimmungen zurückzuſtellen. 


I. 
Allgemeines. 


1. Das löbliche Beſtreben, den Prozeß zu vermeiden, findet 
Ausdruck im obligatoriſchen Sühneverſuch vor dem Beginn 
der mündlichen Verhandlung in allen amtsgerichtlichen Sachen 
beim Erſcheinen beider Parteien ($ 18). Recht ſchön! Nur iſt 
nicht einzuſehen, weshalb nicht gleiches im Anwaltsprozeß gelten 
ſoll; denn unter den „Parteien“ im 8 18 ſind doch auch die 
Parteivertreter begriffen. Einen erheblichen Gewinn dürfen 
wir uns von dieſer Maßregel nicht verſprechen; denn der ver⸗ 
ſtändige Richter hat es bisher ſchon an Vergleichsſtiftung nicht 
fehlen laſſen, und der unverſtändige weiß den Sühneverſuch 
durch Gleichgültigkeit zum ſchnellen Scheitern zu bringen. 
Welche Rolle bei der Sühnebeſtimmung § 19 Nr. 1 zu ſpielen 
hat, wird unten erwogen. 

2. Auf Wünſche, die mündliche Verhandlung zu verkürzen, 
geht 5 23 ein mit feiner Erläßlichkeit der mündlichen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— 


17. 1915. 


Schlußverhandlung bei Spruchreife auf Grund vorgängiger 
mündlicher Verhandlung und etwaiger Beweisaufnahme, ſowie 
Einverſtändnis der beiden Anwälte. Unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung kann die „Entſcheidung“, wie man gemeinrechtlich ſagte, 
in vim publicationis inſinuiert oder, wie die Verordnung will, 
„mitgeteilt“ werden. So im Partei⸗ wie im Anwaltsprozeß, 
wenn die Parteien durch Anwälte vertreten ſind, denn deren 
Einverſtändnis iſt erforderlich. Dieſes bedeutet, ähnlich der 
mittelalterlichen „conclusio in causa“, den Verzicht auf weiteres 
Vorbringen, welcher ſelbſtverſtändlich ſeine Wirkung verliert, 
wenn des unerachtet das Gericht mündliche Verhandlung an⸗ 
ordnet, und welcher immer nur wirkt für die demnächſtige Ent⸗ 
ſcheidung. Iſt dieſe wider Erwarten nicht Endurteil, ſondern 
Beweisbeſchluß, ſo nimmt das weitere Verfahren ſeinen regel⸗ 
mäßigen Verlauf. — Die Mündlichkeit des Verfahrens wird 
bei richtiger Auffaſſung derſelben durch § 23 nicht berührt. 
Nur die Vorſchrift §S 285 Abſ. 2 ZPO. verliert ihre Wirkſamkeit; 
es bedarf der durch die Beweisaufnahme des erſuchten oder 
beauftragten Richters entſtandene Prozeßſtoff nicht des informa⸗ 
toriſchen Vortrags der Partei; nichts weiter. 

3. Das Urteilsverfahren will der 8 24 vereinfachen. 
Was § 24 über den Tatbeſtand ſagt, iſt überflüſſig. Nach 
ihm „kann die Darſtellung des Tatbeſtandes durch eine Be: 
zugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze und 
auf die zum Sitzungsprotokoll erfolgten Feſtſtellungen erreicht 
werden, ſoweit ſie den Sach⸗ und Streitſtand richtig und voll⸗ 
ſtändig wiedergeben“. Das iſt nichts anderes, als $ 313 
Abſ. 2 ZPO. ſagt: „bei der Darſtellung des Tatbeſtandes iſt 
eine Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze 
und auf die zum Sitzungsprotokoll erfolgten Feſtſtellungen nicht 
ausgeſchloſſen“. Nur eine falſche Auslegung des § 313 Abſ. 2 
kann den $ 24 rechtfertigen. Auch nach ihm iſt ein Tatbeſtand 
des Inhalts: „der Tatbeſtand erhellt aus den Schriftſätzen 
und Protokollen“ ausgeſchloſſen, wenn dieſe Schriftſtücke den 
„Sach⸗ und Streitſtand“ nicht „richtig und vollſtändig wieder⸗ 
geben“. Andernfalls iſt ſchon nach $ 313 Abſ. 2 ſolch all⸗ 
gemeine Bezugnahme ſtatthaft. So kann dem 8 24 allenfalls 
die Bedeutung einer authentiſchen Interpretation zukommen, 
aber nicht einer Notverordnung, die der Bundesrat ſpäter 
wieder beſeitigen ſoll. 

Sehr erwünſcht iſt der Fortfall des Urteilsverzeichniſſes 
($ 25), der bereits durch die novelliſtiſche Vorſchrift § 316 
Abſ. 3 ZPO. angebahnt iſt, und die folgeweiſe Datierung der 
Friſt für die Tatbeſtandsberichtigung von der Urteilszuſtellung. 
Damit verbindet ſich zweckmäßig eine Ausſchlußfriſt von 3 Monaten 
ſeit der Urteilsverkündung, der — wie hinzuzufügen iſt — die 
Urteilsmitteilung des § 23 gleichſteht. Zweckmäßig wird die 
verkürzte Urteilsausfertigung des 8 496 Abſ. 6 ZPO. ver: 
allgemeinert (8 26). 

4. Dasſelbe iſt von der Ausdehnung des § 505 ZB. 
auf den Anwaltsprozeß zu ſagen. Indem die Verweiſungs⸗ 
regeln dieſes Geſetzes auf das landgerichtliche Verfahren herüber⸗ 
genommen werden, ſoll die ungeſunde Zwieſpältigkeit in der 
Behandlung der Zuſtändigkeitsfrage (88 275 f., 505 3 PO.) 
verſchwinden und die der Rechtsverfolgung abträgliche Klag⸗ 
abweiſung wegen örtlicher Unzuſtändigkeit durch den Verweiſungs⸗ 
beſchluß vermieden werden können. Aber wie weit geht die 
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gegenſtandes, wie bei der Reviſion. 
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„entſprechende Anwendung“ des § 505? Bedeutet fie, daß 
nunmehr auch im Anwaltsprozeß das Beſchlußverfahren an 
Stelle des Urteilsverfahrens bei der Verweiſung tritt? An 
der Vorſchrift des 8 275 wird nicht gerüttelt und ſo ſcheint 
§ 276 den Weg zu weiſen derart, daß, was hier für den Fall 
der ſachlichen Unzuſtändigkeit ausgeſprochen iſt, fernerhin auch 
für die örtliche gelten ſoll. Aber dann wäre es rationeller ge— 
weſen, die Erweiterung des § 276 auszuſprechen. Und wo 
bliebe die Unanfechtbarkeit der auf der Unzuſtändigkeit fußenden 
Verweiſungsentſcheidung? Schaltet man fie und die Beſchluß— 
form aus, ſo läßt ſich kaum noch von einer „entſprechenden 
Anwendung“ des § 505 reden. 


II. 
Geringfügige Sachen. 

Die Kriegsnovelle ſpricht vom „Verfahren in geringfügigen 
Sachen“ und verſteht darunter Sachen mit einem Streitwert 
bis 50 & einſchließlich in erſter oder höherer Inſtanz. Sie 
ſollen nicht unter dem Kriege leiden; ſie werden erſtinſtanzlich 
mit der gleichen Sorgfalt behandelt werden wie bisher. Es 
gibt kein neues Bagatellverfahren, aber in einigen wichtigen 
Stücken ſoll doch der Geringwertigkeit Rechnung getragen 
werden. | 

1. Die Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten 
wird nicht mehr, wie nach § 91 Abſ. 2 3 0., ſchlechthin an⸗ 
erkannt, vielmehr durch §8 19 Nr. 1 dem Grundſatz des § 91 
Abs.! unterſtellt, alſo nur bejaht, wenn die Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendig war. Die Meinung iſt offen— 
bar, hierdurch die Beteiligung der Anwaltſchaft in dieſen Bagatell⸗ 
ſachen einzuſchränken und damit wohl auch die Ausſichten des 
obligatoriſchen Sühneverſuchs ($ 18) zu fördern. Viel dürfen 
wir uns von dieſem kleinen Mittel „zur Entlaſtung der Ge: 
richte“ nicht verſprechen. 

2. Um ſo bedeutſamer iſt die Einführung einer Be— 
rufungs- und Beſchwerdeſumme durch 88 20 f. Es han— 
delt ſich nicht um eine Beſchränkung der Berufung in amts⸗ 
gerichtlichen Sachen, ſondern unterſchiedslos in allen vermögens⸗ 
rechtlichen Prozeſſen. Nicht ein Minimalwert des Streitgegen⸗ 
ſtandes, wie in gewerbe⸗ und kaufmannsgerichtlichen Sachen, 
bedingt die Appellabilität, ſondern der Wert des Beſchwerde— 
Das gleiche gilt, ſoweit 
die Zuläſſigkeit der Beſchwerde in S 22 vom Wert abhängig 
gemacht wird; letzteres gilt von Entſcheidungen über Prozeßkoſten. 


Damit wird die Vorſchrift des 8 568 Abſ. 3 ZRO. verallgemei⸗ 


nert und nicht nur die Beſchwerde gegen Beſchlüſſe in Koſten⸗ 
ſachen, ſondern auch das Koſtenurteil des § 99 Abſ. 3 ZPO. 
getroffen. Gegen all das iſt nichts einzuwenden. Hier wird 
in der Tat eine nicht unerhebliche Entlaſtung der Gerichte 
erreicht werden. 


Eine beſondere Stellung nimmt 8 21 ein. Die ſofortige 


Beſchwerde gegen die Bewilligung der Zahlungsfriſt gemäß 
89 3, 4 VO. vom 20. Mai 1915, die Zahlungsfriſten be— 
treffend, wird abhängig gemacht von einem Wert der Forderung 
über 50 . Das iſt nicht der Wert des Beſchwerdegegen— 
ſtandes — und ſofort erhebt ſich die Frage, ob nicht die Zu: 
läſſigkeit der Berufung gegen das die Zahlungsfriſt bewilligende 
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Urteil in dieſem Sinne ebenſo zu bemeſſen iſt, und ferner, ob 
nicht das gleiche zu ſagen iſt von der Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
gegen die Vollſtreckungsbefriſtung nach der angezogenen Vo. 
§ 5 und der VO. über die Bewilligung von Zahlungsfriſten 
bei Hypotheken⸗ und Grundſchulden. Die Analogie ſcheint mir 
zwingend und der Gegengrund, daß ſinguläre Vorſchriften nicht 
„entſprechend“ angewendet werden können, trifft nicht zu. Denn 
es handelt ſich nicht um eine Singularität, ſondern um eine 
prinzipielle Einſchränkung der Rechtsmittel. )) Man kann nur 
zweifeln, ob man nicht die Wertgrenze durchweg hätte höher 
ziehen ſollen. 
III. 
Mahnſachen. 

Als Mahnſachen bezeichne ich hier alle nach 8 688 ZRO. 
zum Betrieb im Mahnverfahren geeigneten Anſprüche. Die 
Kriegsverordnung hat der Verſuchung widerſtanden, das Mahn⸗ 
verfahren in allen Fällen ſeiner Zuläſſigkeit für die einzig ſtatt⸗ 
hafte Form der Rechtsverfolgung zu erklären. Sie hat den 
weſentlichen Effekt in eigenartiger und feinſinniger Weiſe er: 
ſtrebt. Selbſtverſtändlich bleibt das geltende Mahnverfahren der 
55 688 f. ZPO. unberührt. Nur wird es inſofern obligatoriſch, 
als es nach § 13 gewählt werden ſoll, wenn die Mahnſache 
zur amtsgerichtlichen Zuständigkeit gehört. Das unbeſchadet 
der SS 500, 5100 ZPO. Wird dem 8 13 entgegen geklagt, 
ſo iſt nicht etwa die Klage als unzuläſſig abzuweiſen, ſondern 
als Geſuch auf Erlaß des Zahlungsbefehls zu behandeln, es 
ſei denn, daß der Kläger glaubhaft macht, der Gegner werde 
den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen ($ 14). 
Und ebenſo iſt zu verfahren, wenn die Mahnſache in land— 
gerichtlicher Klage geltend gemacht wird (8 7). Das iſt die 
große Neuerung der Kriegsnovelle: dieſe offizielle Überleitung 
des ordentlichen, durch Klage begonnenen Prozeſſes ins Mahn⸗ 
verfahren, falls nicht von vornherein erſichtlich, daß es doch 
zum Kontradiktorium kommen wird. Sicherlich haben wir davon 
eine weſentliche Beſchleunigung und Vereinfachung des Rechts⸗ 
ganges zu erwarten, wenn auch vielleicht für den Vorſitzenden 
nicht gerade eine Erleichterung des Lebens. Zu dieſem mit 
ordentlicher Klage beginnenden Mahnverfahren geſellt ſich noch 
die Erfindung des Urkunden- und Wechſelmahnverfahrens, das 
einer beſonderen Beſprechung vorbehalten bleiben muß. Bus 
nächſt das Erforderliche über das Mahnverfahren auf ordent⸗ 
liche Klage. 

1. Die amtsgerichtliche klageweis angebrachte Mahn⸗ 
ſache wird (88 13 f.) ſchlechthin nach den Regeln des Mahn⸗ 
verfahrens (SS 688 f. ZPO.) mit folgenden Abweichungen be⸗ 
handelt: der Zahlungsbefehl iſt in entſprechender Anwendung 
des § 313 Abſ. 3 Schlußſatz ZPO. auf die Urſchrift der Klage 
oder ein damit zu verbindendes Blatt zu ſetzen und enthält nicht 
(braucht nicht zu enthalten“) die Erforderniſſe des §691 Nr. 147). 
Eine „Zurückweiſung des Geſuchs“ (8 691 30.) findet nicht 
ſtatt, weil ein „Geſuch“ nicht geſtellt iſt; eignet ſich die Klage 
nicht zum Mahnverfahren, ſo wird eben Termin zur mündlichen 


1) A. M.: Trendelenburg, Die Bundesratsverordnung zur 
Entlaſtung der Gerichte, 8 21 Note 1. 
5) In der VO. ſteht nicht 4, ſondern 3. Aber 4 fällt ſelbſt⸗ 
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Verhandlung anberaumt?), Die Klage ſoll eine Berechnung 
der Koſten enthalten, deren Erſtattung der Kläger verlangt 
(8 14 Abſ. 2). Jedenfalls hat der Zahlungsbefehl auch im Koſten⸗ 
punkt der Vorſchrift des $ 692 ZPO. zu genügen. 

Wie aber ſteht's mit Klagen, die in die landgerichtliche 
Kompetenz fallende Mahnſachen in prorogierbaren Fällen beim 
Amtsgericht geltend machen? Dieſe Frage hat man ſich bei 
Abfaſſung der Kriegsverordnung offenbar nicht vorgelegt; denn 
man hat ſie nicht beantwortet. Redet doch § 13 nur von einem 


zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörigen Anſpruch, und. 


bezieht fi) das Offizialmahnverfahren der 88 14 f. nur auf eine 
Klage, die ſolchen Anſpruch dem § 13 zuwider geltend macht. 
Nur ſie ſoll als „Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls“ 
gelten. Nun wäre es aber offenbar zweckwidrig, mit der Tendenz 
der Kriegsverordnung und doch auch mit der Struktur des 
Mahnverfahrens, beſonders im Hinblick auf 8 697 ZPO. im 
Widerſpruch, wenn man bei dem die amtsrichterliche Zuſtändigkeit 
überſteigenden Summenanſpruch das ordentliche Verfahren Platz 
greifen laſſen, alſo ausnahmslos Termin anberaumen wollte. 
Man wird alſo unbedenklich S 14 der Kriegsverordnung aus: 
dehnend auslegen und auch auf ſolche Klagen anwenden müſſen, 
2. Die amtliche Überleitung der landgerichtlichen Klag— 
ſache ins Mahnverfahren (SS 1 bis 12) vollzieht ſich durch den 
Vorſitzenden, der innerhalb 24 Stunden nach Klageingang den 
Zahlungsbefehl zu erlaſſen und in ihm die Widerſpruchsfriſt zu 
beſtimmen hat (88 1, 3). Sie ſoll den Vorſchriften über die 
Einlaſſungsfriſt entſprechend beſtimmt werden. Das iſt nicht 
folgerichtig; denn es könnte ſich hiernach in landgerichtlicher 
Sache eine kürzere Widerſpruchsfriſt ergeben, als die geſetzliche 
im gewöhnlichen Mahnverfahren (ZPO. § 262 Abf. 1 Satz 2, 
8 226 vgl. mit § 692). Ein verſtändiger Vorſitzender wird 
darauf angemeſſen Rückſicht nehmen — um ſo mehr, als der 
Ablauf der Einlaſſungsfriſt nicht präjudiziell iſt, der Wider⸗ 
ſpruch dem Anwaltszwang unterliegt (§ 3 Abſ. 2) und durch 
Einreichung eines Schriftſatzes erhoben werden muß (§ 5 Abſ. 1). 
Die Koſtenberechnung in der Klage wird konform dem amts— 
gerichtlichen Verfahren gefordert, aber ſeltſamerweiſe mit der 
Beſonderheit, daß, wenn „der Koſtenanſpruch ganz oder teil: 
weiſe nicht begründet iſt,“ vom Zahlungsbefehl abzuſehen iſt 
(S 2). Das iſt nicht zu billigen; denn die Koſtenberechnung iſt 
nicht eſſentiell, und amtlich zu berichtigen, wenn ſie falſch iſt. 
Hieran ſollte das Mahnverfahren nicht ſcheitern. Übrigens ſoll, 
falls Gründe gegen das Mahnverfahren vorliegen, zweckmäßig 
vor der Terminsanberaumung der Kläger gehört werden. — 
Die Form der Abſetzung des Zahlungsbefehls, die Zuſtellung 
und ihre Wirkungen, die Behandlung und Wirkung des Wider— 
ſpruchs und des Vollſtreckungsbefehls, der Einſpruch gegen ihn, 
die Unanfechtbarkeit der Entſcheidung des Vorſitzenden gemäß 
88 1 bis 3 find durchweg den Grundſätzen über das Mahn: 
verfahren einwandfrei angepaßt. — Hervorgehoben mag werden 
die Anwendbarkeit der SS 2 und 5 Abſ. 2 der Kriegsverordnung 
über die Zahlungsfriſten, nicht nur — wie 8§ 5 Abſ. 2 aus⸗ 
ſpricht — in landgerichtlichen, ſondern auch amtsgerichtlichen 
klageweiſen Mahnſachen. 
— 9 Die BO. $ 14 Abſ. 5 ſagt unlogisch: „an die Stelle der 


Zurückweiſung des Geſuchs (§ 691 ZPO.) tritt die Anberaumung 
eines Termins zur mündlichen Verhandlung“. 
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3. Von einer Erläuterung der Koſtenbeſtimmungen (88 12, 17) 
kann abgeſehen werden; dagegen bedarf, wie ſchon bemerkt, das 
Urkunden: und Wechſel-Mahnverfahren näherer Be 
trachtung. Die Kriegsverordnung behandelt es in den 88 11, 15, 16, 
und bringt damit eine völlige Neubildung recht komplizierter Art, 
deren Regelung an Ordnung und Klarheit zu wünſchen übrig läßt. 

Es iſt ein berechtigter Gedanke, dem Gläubiger im Falle 
des Widerſpruchs gegen den Zahlungsbefehl das Recht auf 
den Urkunden⸗ und Wechſelprozeß nicht zu verkümmern. So 
wird auch nach $ 696 ZRO. mit gutem Grund verteidigt, 
daß im Falle des Widerſpruchs dem Kläger die Erklärung 
offenſteht, er klage im Urkunden⸗ bzw. Wechſelprozeß.“) Sm: 
gegen iſt ein „Urkunden⸗ oder Wechſel⸗Zahlungsbefehl“ eine 
nicht glückliche, überflüſſige Erfindung. Die Kriegsverordnung 
ergibt folgendes Bild: 

a) Neben das bisherige Mahnverfahren tritt das „Urkunden⸗ 
und Wechſelmahnverfahren“, in dem das Mahngeſuch gerichtet 
wird auf den Erlaß eines „Urkunden⸗ oder eines Wechſel⸗ 
Zahlungsbefehls“ ($ 15 Nr. 1). Es müſſen dem Geſuch die 
Urkunden in Urſchrift oder Abſchrift beigefügt und in Abſchrift 
mit dem Zahlungsbefehl zugeſtellt werden ($ 16 Nr. 3). Der 
Erlaß des letzteren hängt nicht ab von der Statthaftigkeit der 
gewählten Prozeßart ($ 16 Nr. 4). Das iſt ein ſeltſam zwie⸗ 
ſpältiges Verfahren, deſſen Sinn und Zweck ſchwer zu faſſen 
iſt. — Das Weſen des Mahnverfahrens ruht gerade darin, 
daß ohne richterliche Sachprüfung und Entſcheidung auf die 
nackte Behauptung hin der bedingte Zahlungsbefehl ergeht und 
die Intereſſen der Verteidigung durch das nur zeitlich begrenzte 
Widerſpruchsrecht gewahrt werden. Was ſoll nun dieſes 
Mahngeſuch mit urkundlicher Liquidität? Was ſoll ſie, wenn 
die Statthaftigkeit der „gewählten Prozeßart“ nicht zu prüfen 


iſt? In der Tat iſt ja die gewählte Prozeßart das Mahn⸗ 


verfahren und nicht der Urkundenprozeß. 

Allerdings gewinnt vermöge anderweiter Erfindung dieſes 
Verfahren einen beſonderen Sinn. Nicht wenn der Schuldner 
bis zum Erlaß des Vollſtreckungsbefehls einfach widerſpricht: 
denn dann bleibt die Sache im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß 
anhängig. Anders, wenn er widerſpricht mit dem Antrag, ihm 
die Ausführung ſeiner Rechte vorzubehalten; denn dann ergeht 
der Vollſtreckungsbefehl mit dieſem Vorbehalt und der Folge 
vorläufiger Vollſtreckbarkeit und der Anhängigkeit im ordentlichen 
Prozeß nach 8 600 ZPO. (§ 16 Nr. 5). Aber iſt das nicht 
eine doktrinäre Bildung? Welcher Schuldner wird, wem er 
widerſprechen will, es mit dem Antrag tun, ihm die Ausführung 
feiner Rechte vorzubehalten, und ſich dadurch der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung ausſetzen? Und wie ſteht es mit dem 
Einſpruch gegen den für vollſtreckbar erklärten Urkunden⸗ oder 
Wechſel⸗Zahlungsbefehl? Soll auch mit ihm ein Antrag der 
bunden werden können auf Vorbehalt der Rechte mit der Folge des 
Ordinariums, oder ſoll die Sache vorerſt im Urkundenprozeß 
anhängig ſein? 

b) Durchaus rationell und folgerichtig iſt, daß bei erhobener 
Urkundenklage, mag fie amts⸗ oder landgerichtlich fein (88 11, 15 
Nr. 2), das Gericht vorerſt den Zahlungsbefehl erläßt und im 


) Bgl. Stein, ZPO. 8 696 Nr. III, 4. Der Gedanle det 
Klagänderung erſcheint mir unzutreffend. 
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Falle des Widerſpruchs bzw. Einſpruchs die Sache im Urkunden⸗ 
prozeß anhängig bleibt. Dagegen iſt gegen den „Urkunden⸗ oder 
Wechſel⸗Zahlungsbefehl“, den Widerſpruch mit dem Vorbehalts⸗ 
antrag und den unter Vorbehalt der Rechte ergehenden Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl das Geſagte zu wiederholen. So komplizierte 
und praktiſch unergiebige Dinge ſcheinen nicht in eine Kriegs⸗ 
verordnung zu paſſen. 


Die Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte 
vom 9. September 1915. 
Von Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


Die Frage, ob die Verordnung des Bundesrats vom 
9. September 1915 im Rahmen derjenigen „„wirtſchaftlichen 
Maßnahmen“ liegt, zu denen der Bundesrat durch Geſetz vom 
4. Auguſt 1914 ermächtigt worden iſt, ſoll hier ebenſowenig 
geprüft werden wie die Frage, ob die Gerichte vor Anwendung 
der Verordnung die Berechtigung ihres Erlaſſes nachzuprüfen 
haben. Hier ſoll, die Anwendbarkeit der Verordnung und die 
Kenntnis ihres Inhalts vorausgeſetzt, lediglich ein Blick auf 
die praktiſchen Folgen der Verordnung geworfen werden, auf 
die Frage, wie ſich Richter und Anwälte bei der Anwendung 
verhalten ſollen. Daneben wird aber auch, wie bei allen 
anderen während des Krieges getroffenen Maßnahmen im 
Hintergrund ſtets die Frage ſtehen, ob und wieweit die neuen 
Anordnungen auch für die Zeit nach dem Kriege Teil der 
Geſetzgebung werden können oder ſollen. 

1. a) Das landgerichtliche Mahnverfahren, das dem 
ordentlichen Verfahren vorangeht, führt ſelbſtverſtändlich in allen 
Sachen, in denen gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch erhoben 
wird, eine unerwünſchte Verzögerung, aber auch das Gegenteil 
einer Entlaſtung herbei. Deshalb ſoll von dem Zahlungsbefehl 
abgeſehen werden, wenn der Kläger glaubhaft macht, daß der 
Beklagte den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage ein⸗ 
laſſen werde. 

Ob wohl die Hinzufügung der Worte: „und ſich auf die 
Klage einlaſſen“ eine beſondere Bedeutung haben ſoll? Jeden⸗ 
falls wäre es höchſt unerwünſcht, wenn etwa der Vorſitzende 
auch dann das Mahnverfahren einleiten ſollte, wenn glaubhaft 
iſt, daß der Beklagte den Anſpruch beſtreiten werde, eine weitere 
Glaubhaftmachung aber nicht erbracht iſt. Im Intereſſe der 
Partei wie des Gerichts wird es überhaupt liegen, wenn der 
Vorſitzende bei der Prüfung der Glaubhaftigkeit nicht engherzig 
iſt. Unter dem „Anſpruch“, deſſen Beſtreiten glaubhaft gemacht 
werden ſoll, wird der in der Klage erhobene Anſpruch zu ver⸗ 
ſtehen ſein, das heißt alſo in den Regelfällen der Anſpruch auf 
ſofortige Zahlung. Wird glaubhaft gemacht, daß der Beklagte 
zwar nicht das Beſtehen, wohl aber die Fälligkeit der Forderung 


beſtreiten, alſo beiſpielsweiſe eine ihm gewährte Stundung ein⸗ 


wenden wird, ſo wird dies genügen müſſen, um von dem 
Mahnverfahren abzuſehen. | 

Eine augenſcheinliche Verzögerung und eine Mehrbelaftung 
des Gerichts bedeutet aber die ganze Einrichtung wieder in 
denjenigen Fällen, in denen eine Glaubhaftmachung dafür, daß 
der Schuldner den Anſpruch beſtreiten werde, nicht beigebracht 
wird noch beigebracht werden kann, in denen aber der Kläger 
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ganz genau weiß, daß der Beklagte die gerichtliche Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt nachſuchen wird. (VO. § 5 Abf. 2 und 
RD. vom 20. Mai 1915 § 2.) Wenn Parteien über die Dauer 
der Friſt ſich nicht einigen können, ſpielt ſich ein Verfahren von 
faſt burlesken Formalitäten ab: 

Der Vorſitzende exläßt den Zahlungsbefehl, der Beklagte 
beantragt durch ſeinen Anwalt, ihm eine Friſt von 3 Monaten, 
bei einer Hypothek von 6 Monaten zu bewilligen; der Kläger 
erhält Abſchrift des Antrages, erklärt ſich mit der beantragten 
Friſt nicht einverſtanden, vielleicht weil er ſchon vorher lange 
Friſt gewährt hat; nunmehr gilt der Antrag des Beklagten 
als Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl und der Vorſitzende 
ſetzt Termin an. 

Mit anderen Worten: Parteien, die genau wiſſen, daß 
der Streit ſich nur um die Beſtimmung und die Länge der 
richterlichen. Friſt drehen wird, müſſen erſt ein zeitraubendes 
Vorverfahren über ſich ergehen laſſen. 

Nun iſt freilich die Vorſchrift des §8 1 nur eine „Soll 


vorſchrift“; ein praktiſch blickender Vorſitzender, dem glaubhaft 


gemacht wird, daß der Beklagte zwar nicht den Anſpruch be⸗ 
ſtreiten, wohl aber richterliche Friſtbewilligung nachſuchen wolle, 
wird von dem Erlaß des Zahlungsbefehls abſehen und Termin 
anſetzen, eine Entſchließung, die nicht anfechtbar iſt (§ 10). 
Der Anwalt des Klägers, der den Antrag auf Friſtbewilligung 
vorausſieht, wird guttun, den zu erwartenden Hergang glaub⸗ 
haft zu machen und entſprechende Anträge zu ſtellen. Aber 
es iſt zu beſorgen, daß nicht in allen Fällen Anwalt und 
Richter den Bedürfniſſen der Praxis Rechnung tragen werden, 


und dann iſt der Zweck der ganzen Einrichtung in das Gegen⸗ 


teil verkehrt: Verlangſamung, Vermehrung der Arbeit! 

b) Entſprechendes gilt, wenn der Beklagte auf Grund der 
Verordnung über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung 
einer Geldforderung vom 18. Auguſt 1914 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 20. Mai 1915 die Anordnung zu 
haben wünſcht, daß dieſe beſonderen Rechtsfolgen als nicht 
eingetreten gelten oder nur bedingt eintreten. 

Der Anwalt des Klägers, der einen ſolchen Antrag zu 
erwarten hat, wird guttun, bereits bei der Erhebung der 
Klage darauf hinzuweiſen und die Abſtandnahme vom Mahn⸗ 
verfahren nahezulegen. 

c) Die in § 1 Abſ. 1 VO. erwähnte Glaubhaftmachung 
wird am leichteſten durch Briefe des Schuldners, durch Über: 
reichung des Briefwechſels, wonach der Anſpruch ſtreitig iſt, 
erfolgen. Auch jede andere nach S 294 ZPO. zuläſſige Form 
der Glaubhaftmachung iſt denkbar. Vielfach wird auch der 
Hinweis auf die Art des Streites und die Perſönlichkeit der 
Parteien genügen. Bei einer Klage auf Zahlung eines hohen 
Schadenserſatzes wegen Nichtlieferung von Waren, deren Be: 
ſchaffung während des Krieges erſchwert iſt, bei einer Klage 
gegen den Fiskus oder eine andere öffentliche Korporation, 
bei einer Klage gegen einen als zahlungsfähig und ſolide be— 
kannten Fabrikanten auf Zahlung einer Agentenproviſion und 
dergleichen wird es für den praktiſchen Richter keiner anderen 
Glaubhaftmachung als des Hinweiſes auf die Natur des Streites 
bedürfen. | 

2. a) Außerordentlich ſchwere Gefahren für die Praxis, 
für Richter und Anwälte kann 8 2 O. herbeiführen. In 


— 
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den Fällen dieſes Paragraphen „ſoll“ der Vorſitzende von 
einem Zahlungsbefehl abſehen, aber vor der Terminsbeſtim⸗ 
mung den Kläger hören, das heißt, in dieſem Falle wird die 
Friſt zwiſchen Einreichung der Klage und Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls oder der Klage um mindeſtens einige Tage 
verlängert, denn der „gehörte“ Kläger muß doch erſt ſeine 
Gegenerklärung abgeben. Die Wirkungen der Klageerhebung 
treten aber nicht mit der Einreichung der Klage, ſondern erſt 
mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls oder der Klage ein. 

In den wenn auch wenigen Tagen der Verzögerung können 
Verjährungs⸗ und Präkluſivfriſten, zumal kurze, ablaufen und 
der Rattenkönig der Regreßprozeſſe erſcheint im Hintergrund: 
Prozeſſe gegen den Fiskus, weil der Vorſitzende zu Unrecht 
von dem Zahlungsbefehl abgeſehen hat ($ 839 BGB. und 
Preußiſches Geſetz vom 1. Auguſt 1909), der Regreßprozeß des 
Fiskus gegen den Richter, der Regreßprozeß gegen den Anwalt, 
der die Klage nicht ordnungsmäßig gefertigt habe uſw. 

Hier rächt ſich die Gelegenheitsgeſetzgebung: Die 88 263, 
267 ZPO., § 209 BGB. und die entſprechenden Vorſchriften 
anderer Geſetze ſtehen in enger Verbindung mit § 216 Abf. 2 ZPO., 
wonach der Vorſitzende binnen 24 Stunden den Termin zu be⸗ 
ſtimmen hat; ſie rechnen nicht mit der jetzt eingeführten Mög⸗ 
lichkeit der Verzögerung. § 693 Abſ. 3 ZPO. iſt im landgericht⸗ 
lichen Mahnverfahren nicht anwendbar; die landgerichtliche Klage 
iſt kein Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls. 

Daraus ergibt ſich für Richter und Anwalt die Pflicht 
ganz beſonderer Vorſicht. Der Anwalt wird insbeſondere gut⸗ 
tun, auf bevorſtehenden Friſtablauf bei Überreichung der Klage 
alsbald aufmerkſam zu machen, auch unter dem Geſichtspunkt 
des § 254 BGB. 

b) Die Faſſung des § 2 führt aber auch ſachlich zu recht 
großen Bedenken! Den Erforderniſſen des 8 253 Abſ. 2 ZPO. 
wird zwar der Regel nach eine von einem Anwalt erhobene 
Klage entſprechen, beſonders bei den Anſprüchen, die im Mahn⸗ 
verfahren verfolgbar ſind, die alſo allein unter § 1 fallen. 
Aber das Verfahren des § 2 ſoll auch dann eintreten, wenn 
ſich aus dem Inhalt der Klage ergibt, daß die Klage oder der 
Koſtenanſpruch ganz oder teilweiſe nicht begründet iſt. Was 
Trendelenburg (JW. 1915, 1065) über die Bedeutung dieſer 
Vorſchrift ſagt, iſt aus dem Wortlaut der Verordnung nicht 
ohne weiteres zu folgern; es iſt zu beſorgen, daß ſo mancher 
Vorſitzender materiell prüfen wird, ob das tatſächliche Vor⸗ 
bringen den Klageanſpruch rechtfertigt. Wenn aber wiederum, 
wie Trendelenburg a. a. O. meint, alle von Amts wegen zu 
berückſichtigenden Umſtände, beiſpielsweiſe die Vertretungsmacht 
eines geſetzlichen Vertreters, geprüft werden, jo eröffnet fich erſt 
recht die Ausſicht auf die ſchwerſten Unzuträglichkeiten. Das 
Fehlen der Angabe der Vorſtandsmitglieder der klagenden 
Aktiengeſellſchaft, vielleicht ſelbſt das Fehlen der Überreichung 


eines Auszuges aus dem Handelsregiſter, der Beſtallung des 


Vormundes oder Konkursverwalters können zu läſtigen, zeit⸗ 
raubenden Zwiſchenverfügungen und Zwiſchenverhandlungen 
führen. 

Ganz beſonders bedenklich iſt die Beſtimmung, daß das 
Verfahren des § 2 ſelbſt dann eintreten ſoll, wenn nach dem 
Inhalt der Klageſchrift der Koſtenanſpruch auch nur teilweiſe 
nicht begründet iſt. Dieſe Beſtimmung muß im Hinblick auf 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 17. 1915. 


§ 1 Abſ. 2 dazu führen, daß ein Irrtum des Anwalts über 
den Koſtenanſatz oder eine Meinungsverſchiedenheit über den 
Wert des Streitgegenſtandes, wie ſie bei einem Anſpruch „auf 
Leiſtung einer beſtimmten Quantität vertretbarer Sachen oder 
Wertpapiere“ (S 688 ZPO.) leicht denkbar iſt, eine Unſtimmig⸗ 
keit, die ſich vielleicht auf wenige Mark erſtreckt, ſachlich ſchädliche 
Weiterungen herbeiführt. 

Auch hier wird ein verſtändiger Vorſitzender lieber ohne 
weitere Rückfrage Termin anſetzen. 

3. Abweichend von § 692 ZPO. iſt die Friſt für den 
Widerſpruch keine geſetzliche, ſondern wird von dem Richter be⸗ 
ſtimmt. Es iſt zu beſorgen, daß die Praxis in dieſem Punkte 
eine ſehr verſchiedene werden wird. Für die Kriegszeit muß 
aber den Vorſitzenden der dringende Wunſch nahegelegt 
werden, trotz aller Neigung zu „prompter Rechtspflege“ die 
Friſt nicht zu kurz zu bemeſſen. Bei den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen treten, und zwar zuweilen ganz plötzlich und ohne daß 
es in weiteren Kreiſen bekannt wird, beſonders in den Grenz⸗ 
gebieten Verzögerungen der Poſtbeförderung ein, die leicht dazu 
führen können, daß ſelbſt ein alsbald nach Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls abgehender Auftrag zur Erhebung des Widerſpruchs 
verſpätet dem Anwalt zugeht. Dazu kommt, daß bei den zahl⸗ 
reichen militäriſchen Einziehungen von Rechtsanwälten vielfach 
der Adreſſat nicht oder nicht rechtzeitig erreicht wird. So 
mancher Anwalt hat ſein Bureau ſchließen müſſen; mit der Be⸗ 
ſtellung von Vertretern hapert es ganz außerordentlich, und 
vielfach iſt der Vertreter, zumal bei kleinen Landgerichten, nicht 
am Wohnſitz des Anwalts wohnhaft oder infolge der Vertre⸗ 
tung anderer benachbarter Anwälte zu Reiſen genötigt. Ein 
nicht am Gerichtsſitze, vielleicht in weiterer Entfernung wohn⸗ 
hafter Beklagter, der von den perſönlichen Verhältniſſen der 
Anwälte nichts weiß noch wiſſen kann, kann dadurch in ſchlimme 
Lage geraten. 

Alles dies iſt um ſo bedenklicher, als der Vollſtreckungs⸗ 
befehl vorläufig vollſtreckbar iſt, ſelbſt bei den Anſprüchen 
höchſten Werts. So kann es, zumal da eine Zurückweisung 
des rechtzeitig erhobenen Widerſpruchs nicht erforderlich iſt 
(5 5 Abſ. 3), bei kurzer Bemeſſung der Widerſpruchsfriſt einem 
Beklagten, der rechtzeitig das Seine getan hat, um einen An⸗ 
walt zu beſtellen, geſchehen, daß er plötzlich mit der Voll: 
ſtreckung wegen hoher Forderungen überraſcht wird. 

Schließlich wird aber die Beſtimmung einer zu kurzen 
Widerſpruchsfriſt zu der Gefahr führen, daß der von dem Be: 
klagten beſtellte Anwalt nicht ausreichende Zeit erhält, um volle 
Information einzuziehen und die Berechtigung des Widerſpruchs 
zu prüfen, und daß behufs Wahrung der Friſt ein Widerſpruch 
erhoben wird, der bei gründlicherer Prüfung unterblieben wäre. 

Die allgemeine Gefahr jedes Mahnverfahrens, die Ver⸗ 
ſuchung für den Beklagten, zunächſt behufs Verzögerung des 
Verfahrens Widerſpruch zu erheben, wächſt natürlich mit der 
Höhe des Streitgegenſtandes. Die Möglichkeit einer kurzen 
Ladungsfriſt (§ 7) wird bei größeren, ſtark beſchäftigten Ge⸗ 
richten ein unzulängliches Heilmittel ſein, und ſo bleibt die Be⸗ 
ſorgnis, daß die Verordnung trotz der wohlgemeinten Abſicht, 
die Gerichte zu entlaſten, das Verfahren zu beſchleunigen, 
gerade bei denjenigen Schuldnern die entgegengeſetzte Wirkung 
haben wird, bei denen die Erreichung der Abſicht am meiſten 
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erwünſcht wäre. Diejenigen Schuldner, denen die Vollſtreckung 
kein Schreckmittel iſt, werden das Gericht auch noch mit dem 
Erlaß des Vollſtreckungsbefehls belaſten und erſt nachher Ein⸗ 
ſpruch einlegen ($ 9). 

4. a) Das amtsgerichtliche Mahnverfahren iſt theoretiſch von 
dem landgerichtlichen Verfahren verſchieden; es iſt ein beſonderes 
dem ordentlichen Verfahren vorgelagertes Verfahren, während 
das landgerichtliche Verfahren ein Teil des landgerichtlichen 
Rechtsſtreits ſelbſt iſt (Trendelenburg, IW. 1915, 1065). 
Dieſer theoretiſche Unterſchied und der Wunſch, ſich an die be— 
ſtehende Geſetzgebung anzulehnen, hat leider dazu geführt, daß 
auch praktiſche Unterſchiede eingeführt find, die die Prozeß— 
geſetzgebung noch unüberſichtlicher machen, als ſie es ſchon war. 
Für das landgerichtliche Verfahren enthält $ 1 eine Soll— 
vorſchrift für den Vorſitzenden, für das amtsgerichtliche Ber: 
fahren 8 13 eine Sollvorſchrift für die Partei oder deren 
Anwalt. Wenn die Partei dieſer Sollvorſchrift nicht genügt, 
alſo nicht ein Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls, ſondern 
eine Klage einreicht, ſo hat nunmehr der Amtsrichter zu be— 
finden, ob glaubhaft gemacht iſt, der Beklagte werde den An— 
ſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen (vgl. oben 
Nr. 1 a). 

Hält er dies für glaubhaft, ſo wird die Klage wie jede 
amtsgerichtliche Klage der bisherigen Prozeßordnung behandelt. 
Hält er es nicht für glaubhaft, ſo erläßt er einen Zahlungs— 
befehl in der beſonderen Form des § 14 Abſ. 3 VO. Für 
das ſo geſchaffene Mahnverfahren gelten dann die allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen; die Widerſpruchsfriſt iſt alſo hier die 
geſetzliche von einer Woche, nicht eine beſonders zu beſtimmende 
richterliche. 

Die oben zu 2a erwähnte Gefahr des Ablaufes einer Ver— 
jährung oder Ausſchlußfriſt beſteht hier nicht. Denn für die 
Wahrung der Friſt oder die Unterbrechung der Verjährung tritt 
die Wirkung der ſpäteren Zuſtellung bei der amtsgerichtlichen 
Klage wie bei dem amtsgerichtlichen Mahnverfahren bereits mit 
der Einreichung der Klage oder des Antrages auf Erlaß des 
Zahlungsbefehls ein (SS 496 Ab. 3, 693 Abſ. 3 ZPO.). 

b) Ja es ſcheint ſogar, als ſei die Gefahr, die in dieſer 
Richtung aus der jetzigen Faſſung des $ 691 ZPO. erwachſen 
kann, durch die Verordnung beſeitigt. Freilich iſt die Bedeutung 
des § 14 Abſ. 5 WO. nicht ganz klar. Nach § 691 ZRO. iſt 
der Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls zurückzuweiſen, 
wenn das Geſuch nicht den Formvorſchriften des S 690 ZPO. 
entſpricht oder wenn ſich aus dem Inhalt des Geſuͤchs ergibt, 
daß der Anſpruch überhaupt oder zur Zeit nicht begründet iſt. 

Dabei iſt vorherige Anhörung des Gläubigers nur im 
Falle des 8 691 Abſ. 2 a. a. O. vorgeſchrieben, alſo nur, wenn 
ein Bedenken nur wegen eines Teiles des Anſpruches beſteht. 
Die erſte Alternative entſpricht der in 8 2 VD. enthaltenen 
Bezugnahme auf $ 253 ZPO., die zweite im weſentlichen der 
zweiten Alternative des 8 2, nur daß von dem Koſtenanſpruch 
hier nicht die Rede iſt. 

Stellt nun der Gläubiger gemäß $ 13 BD. den Antrag 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls, ſo kann unter Umſtänden, ohne 
daß er gehört wird, ſein Geſuch zurückgewieſen werden und die 
Gefahr des Friſtablaufs beſteht, zumal da eine Anfechtung der 
zurückweiſenden Verfügung nicht ſtattfindet. 
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Der Kläger, der entgegen der Sollvorſchrift des § 13 
ſeinen Anſpruch nicht im Mahnverfahren geltend macht, ſondern 
eine Klage anbringt, hat es beſſer. Meint der Richter, daß er 
einen Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls, wenn er der 
Sollvorſchrift entſprechend geſtellt wäre, aus § 691 ZPO. 
zurückweiſen müſſe, ſo hat er dies nicht zu tun, ſondern Termin 
anzuſetzen. „Denn dem Kläger kann der Weg zu einer auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergehenden Entſcheidung über 
den in der Klage geltend gemachten Anſpruch nicht wohl ver: 
ſperrt werden“ (Trendelenburg, IW. 1915, 1067). Daraus 
ergibt ſich eine merkwürdige, wohl nicht beabſichtigte Folge: 
Der Gläubiger, der zweifelt, ob die Vorausſetzungen des § 688 
ZPO. gegeben find, wird guttun, entgegen der Sollvorſchrift 
des § 13 eine Klage einzureichen. Er wälzt damit die Prüfung 
auf den Richter ab, erſpart die Koſten und den Zeitverluſt, die 
mit der Zurückweiſung eines Geſuchs um Erlaß des Zahlungs: 
befehls verbunden find, und ſichert ſich, mindeſtens in vielen 
Fällen, gegen die Gefahr des Friſtablaufs. Denn die wirk— 
lichen oder vermeintlichen Mängel des Geſuchs werden ſich oft 
abſtellen laſſen. 

c) Eine zweifellos mit Freuden zu begrüßende Verbeſſerung 
iſt die Beſtimmung, daß das Mahnverfahren auch als Urkunden⸗ 
oder Wechſelmahnverfahren geſtaltet werden und daß ſich als⸗ 
dann dem Mahnverfahren im Falle des Widerſpruchs der Ur: 
kunden⸗ oder Wechſelprozeß anſchließen kann. Es ſcheint 
wunderbar, daß die Zivilprozeßordnung faſt 40 Jahre leben 
mußte, ehe dieſe Neuerung geſchaffen wurde; daß ſie den Krieg 
überlebt, kann wohl als ſicher angenommen und auch gewünſcht 
werden. 

5. Unter der Überſchrift „Sühneverſuch und Verfahren in 
geringfügigen Sachen“ bringt die Verordung eine Reihe von 
Beſtimmungen über Sühneverſuch, Koſtenerſtattung und Be: 
ſchränkung der Rechtsmittel. 

a) Die Beſtimmung über den Sühneverſuch entſpricht wohl 
kaum den Erwartungen, die die recht lebhafte Bewegung der 
„Vereinigung von Freunden des Güteverfahrens“ hegte. Eine 
„Sollvorſchrift“ für den Amtsrichter für den Fall, daß beide 
Parteien im Termin erſcheinen. 

Die Frage des Güteverfahrens zu erörtern, iſt hier nicht 
der Platz, und die Motive der Verordnung ſagen mit Recht, daß 
ſich grundſätzliche Anderungen nicht füglich im Wege der Not— 
verordnung einführen laſſen. 

b) Bei einer Anwendung des $ 19 VO. wird es um 
ſo mehr auf den Takt und das Verſtändnis des Richters an⸗ 
kommen, als ſeine Entſcheidung vielfach nach § 22 unanfechtbar 
ſein wird. Selbſtverſtändlich kann jede Beſchränkung der Pflicht, 
Anwaltskoſten zu erſtatten, als Benachteiligung der Rechts— 
anwaltſchaft aufgefaßt werden; aber ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt 
dieſer Geſichtspunkt nicht allein entſcheidend. Die Klagen über 
die „Prozeßnot“ ſind vielfach übertrieben; aber daß die oft mit 
größter Leidenſchaftlichkeit geführten Prozeſſe um kleine und 
kleinſte Werte und die kläglichen Beleidigungsprozeſſe vielfach 
nicht nur eine unverhältnismäßige Beläſtigung der Gerichte und 
auch der Anwälte, ſondern auch einen argen Unſegen für die 
Bevölkerung mit ſich bringen, muß anerkannt werden, und wer 
in dieſer Richtung helfen will, wird ſich hier, wie überall, klar 
ſein müſſen, daß es keine geſetzliche Anordnung gibt, die lediglich 
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wohltätig und nicht auch in manchen Fällen ungerecht und nadı- 
teilig wirkt. Das iſt nun einmal die notwendige Folge jedes 
allgemeinen Geſetzes. 

Die Hoffnung, daß künftig ein ſehr erheblicher Teil der 
kleinen Rechtsſtreitigkeiten im erſten Termin durch Vergleich er⸗ 
ledigt werden wird, ſcheint freilich etwas gewagt. Wie viel in 
dieſer Richtung von örtlichen und perſönlichen Verhältniſſen ab⸗ 
hängt, lehrt ein Blick auf die Statiſtik der Gewerbe- und Kauf: 
mannsgerichte, die meiſt unter für den Vergleich günſtigeren 
Bedingungen arbeiten. 

Selbſtverſtändlich iſt auch im Falle des §8 19 VO. die 
Frage, ob die Anwaltskoſten zu erſtatten ſind, von Fall zu Fall 
zu prüfen und nicht bloß für den Fall zu bejahen, daß die ver⸗ 
tretene Partei auswärts wohnt. 

Zweckmäßig wird es in dieſer Richtung ſein, auch auf die 
Verhältniſſe und das Verhalten des Koſtenpflichtigen Rückſicht 
zu nehmen. 

Eine augenfällige Flüchtigkeit der Redaktion iſt es, wenn 
8 19 VO. auch den zweiten Satz des § 91 Abſ. 2 für ſchlecht⸗ 
hin unanwendbar erklärt. 

c) Noch einſchneidender als die Beſchränkung der Koſten⸗ 
erſtattungspflicht iſt die Beſchränkung der Rechtsmittel bei kleinen 
Objekten. Die grundſätzliche Frage iſt bei den bisherigen Er⸗ 
örterungen der Prozeßreform ausgiebig behandelt worden; daß 
der Ausſchluß jedes Rechtsmittels die Sicherheit und Zuver⸗ 
läſſigkeit der Rechtſprechung im allgemeinen wie die Rechts⸗ 
ſicherheit der Parteien gefährdet, bedarf keiner Ausführung. 
Die endgültige Selbſtändigkeit, die bei einem aus älteren Richtern 
zuſammengeſetzten Kollegium erträglich iſt, iſt bei einem jungen 
Amtsrichter, einem möglicherweiſe eben aus dem Staatsexamen 
heimgekehrten Aſſeſſor mehr als bedenklich, und auch für ihn gilt 
das Gebet „Führe mich nicht in Verſuchung“. Übrigens gilt 
die Beſchränkung auch dann, wenn das Landgericht als erſte 
Inſtanz erkannt hat. 

Will man aber die jetzige Beſtimmung als Kriegsmaß⸗ 
regel gelten laſſen, ſo iſt doch zweierlei zu beklagen: 

Erſilich kommt auch hier wieder die immer und immer be: 
klagte, von der einen Seite auf die hohen Staatsintereſſen, von 
der anderen Seite im weſentlichen auf die Eigenbrödelei des 
Fiskus zurückgefuhrte Beſtuimmung wieder, wonach in Rechts⸗ 
ſtreuigkeiten über Anſpruche, für welche die Landgerichte ohne 
Ruckſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zu- 
ſtandig ſind, gegen die erſtinſtanzlichen Urteile der Landgerichte 
die Berufung ohne Rückſicht auf den Wert des Srreitgegen⸗ 
ſtandes ſtattfindet. Alſo auch während der Kriegszeit werden 
der Frage, ob 1,50 & Stempel für ein Schriftſtück zu liqui⸗ 
dieren ſind oder nicht, drei Inſtanzen mit zuſammen 15 Richtern 
und 6 Anwälten ausgiebig Zeit und Arbeitskräfte opfern 
müſſen. 

Sodann iſt die Beſchränkung der Beſchwerde in den Fällen 
der 88 3, 4 VO. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten zu beklagen. Gerade bei den kleinſten Objekten iſt die 
Gewährung oder Nichtgewährung und die Beſtimmung der 
Dauer der Zahlungsfriſt im Intereſſe beider Teile ſorgfältiger 
Prüfung bedürftig. 
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d) Eine erfreuliche, freilich tief einſchneidende Neuerung 
bringt 8 27 VO. durch die Ausdehnung des § 505 ZPO. in 
der Faſſung der Novelle von 1909 auf das landgerichtliche 
Verfahren. Die jämmerlichen bisher durch Monate, unter 
Umſtänden Jahre ſich hinziehenden Streitigkeiten über die Frage, 
ob Landgericht X. oder Y. für den Prozeß zuſtändig iſt, werden 
in Zukunft durch einen unanfechtbaren ſofort wirkſamen Beſchluß 
des Landgerichts erledigt. 

In den Beratungen der Zivilprozeßkommiſſion des Deutſchen 
Anwaltvereins herrſchte bisher Einigkeit darüber, daß die bis⸗ 
herige Behandlung der Zuſtändigkeitsfrage unerträglich ſei, und 
hier beſchreitet die Verordnung einen Weg, der auch in Friedens⸗ 
zeiten, wenn auch mit einigen Veränderungen, gangbar 
ſein wird. 

Für die Parteien und ihre Anwälte ergibt ſich aber daraus 
die Dringlichkeit der ſchon oft geäußerten Mahnung, nicht ohne 
Not Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zu veranlaſſen; der Kläger mag 
lieber im allgemeinen Gerichtsſtand klagen, wenn der andere 
Gerichtsſtand nicht zweifellos iſt, denn bei der Verweiſung vor 


ein anderes Gericht werden ſtets neue Anwaltskoſten entſtehen 


und die Mehrkoſten trägt Kläger in jedem Falle ($ 505 
Abſ. 3 ZPO.). 

Die künftige Prozeßgeſetzgebung wird hoffentlich die Zu⸗ 
ftändigfeitsftreitigfeiten auch für den Fall vereinfachen und 
abkürzen, daß das erſtinſtanzliche Gericht den Einwand der 
Unzuſtändigkeit für begründet hält. 

e) Eine dankenswerte Neuerung enthält ſchließlich $ 25 VD. 
Um der Tatbeſtandsberichtigung — ohnedies eines ſtumpfen, 
faſt wertloſen Inſtituts — willen beſteht auch noch das auf: 
gehängte Urteilsverzeichnis, ein Blatt Papier, das dem Gerichts⸗ 
ſchreiber und der Kanzlei Arbeit macht und das viele Wochen 
lang ein einſames, ungeleſenes Daſein führt, ehe einmal ein 
Anwalt es für nötig hält, es anzuſehen. Daß die Berichtigung 
des Tatbeſtandes innerhalb einer einwöchentlichen Friſt nach 
Zuſtellung des Urteils beantragt werden muß, ſpäteſtens aber 
binnen 3 Monaten nach Verkündung, verringert natürlich den 
Wert des ganzen Berichtigungsverfahrens noch mehr; nach ſo 
langer Zeit „erinnert“ ſich das Gericht noch weniger als jetzt. 

6. Handelt es ſich bei den bisher erörterten Abänderungen 
mehr um einzelne praktiſche Fragen, ſo rühren an die wichtigſten 
Grundlagen unſerer ganzen Prozeßordnung, beſonders an die 
grundlegende Frage der Mündlichkeit des Verfahrens die 
88 23, 24. 

a) Vorweg: Nur die fortgeſetzte mündliche Verhandlung, 
nicht die erſte mündliche Verhandlung kann beſeitigt werden, 
nur wenn die Parteien durch Anwälte vertreten ſind und nur 
mit deren Einverſtändnis. Die ergehende „Entſcheidung“ kann 
ein Beweisbeſchluß oder ein Urteil ſein; das Einverſtändnis 
bezieht ſich immer nur auf die eine bevorſtehende Entſcheidung, 
nicht etwa auf jede weitere Entſcheidung in derſelben Inſtanz, 
und die Einrichtung gilt nur für das Amts⸗ und Landgericht, 
für dieſes letztere freilich auch, wenn es Berufungsgericht it. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Frage, ob dieſes Einverſtänd⸗ 
nis erklärt wird, für den anſtändigen und verſtändigen Anwalt 
— und dies iſt ja zum Glück der bei weitem größte Teil der 
deutſchen Anwaltſchaft — ohne jede Rückſicht auf die Ge⸗ 
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bührenfrage und auf den im Falle des Einverſtändniſſes 
möglicherweiſe eintretenden Wegfall einer weiteren Verhandlungs⸗ 
gebühr gelöſt werden wird. Aber ſchon die Tatſache, daß eine 
unverſtändige Partei, insbeſondere ein unverſtändiger Gegner 
und möglicherweiſe auch ein kurzſichtiger oder minder wohl⸗ 
wollender Richter — ſo iſt ja zum Glück der bei weitem kleinſte 
Teil der deutſchen Richter — dem Anwalt, der ſeine Zu⸗ 
ſtimmung verſagt, einen ſelbſtſüchtigen Beweggrund, ſei es auch 
nur in Gedanken, unterſtellen kann, kann eine ſehr unerfreuliche, 
für das Verhältnis zwiſchen Richter und Anwaltſchaft ſchädliche 
Nebenwirkung der neuen Beſtimmung werden (vgl. Degen, 
31. Juriſtentag von 1912, Gutachten 1, 338). 

Aber die Hauptſache: Die Motive der Verordnung knüpfen 
an an den Übelſtand unnötiger Terminsvorbereitungen bei 
darauf folgender Vertagung, an die Vertagungen, die deshalb 
eintreten, weil die Prozeßbevollmächtigten nicht „zur feſtgeſetzten 
Terminsſtunde“ (gemeint iſt: zu derjenigen, manchmal Stunden 
nach der feſtgeſetzten Terminsſtunde liegenden Zeit, in der 
der Aufruf der Sache erfolgt) an Gerichtsſtelle ſich ver⸗ 
einigen können, und an die Tatſache, daß bei beſchäftigten 
Amts⸗ und Landgerichten die mündliche Verhandlung „tatſächlich 
nicht viel mehr als eine bloße Form“ geweſen iſt. 

Das klingt alles „ſehr praktiſch“; und es iſt leider manches 
auch wahr. Vor allem iſt es wahr, daß bei manchen Gerichten, 
zum Glück nicht bei allen, in vielen Fällen die mündliche Ver⸗ 
handlung zu einer bloßen Form erniedrigt wird, bei der ſich 
die Anwälte auf die Schriftſätze beziehen, die freilich bei dem 
Landgericht mindeſtens ein Richter nicht kennt, bei der die An⸗ 
wälte den Sachvortrag demnächſt dem Berichterſtatter für die 
Beratung überlaſſen, einen Vortrag, den ſie nicht kontrollieren, 
nicht durch Aufklärung von Mißverſtändniſſen, Ergänzungen, 
rechtlichen Geſichtspunkten im Intereſſe der Partei und vor 
allem im Intereſſe der Rechtsfindung beleuchten können, einen 
Vortrag, der für Richter, Anwälte und Rechtspflege alle Nach⸗ 
teile der „Heimlichkeit“ hat (vgl. Magnus, Juriſtentag 1912, 
Berichte 3, 883). Wahr iſt ferner, daß eine fortgeſetzte münd⸗ 
liche Verhandlung unter Umſtänden, beiſpielsweiſe, wenn der 
von dem Beklagten vorgebrachte einzige Einwand der Stundung 
von dem einzigen darüber benannten und vernommenen Zeugen 
nicht beſtätigt iſt, höchſt überflüſſig iſt; freilich wird bei ver⸗ 
ſtändigen Richtern und Anwälten eine derart fortgeſetzte Ver⸗ 
handlung weder eine erhebliche Vorbereitung noch einen erheb- 
lichen Zeitaufwand erfordern. Aber ſolche Fälle ſpielen auch 
für die Praxis keine Rolle. 

Es iſt in dieſem Zuſammenhange nicht angängig, die nicht 
nur grundſätzliche, ſondern vor allem auch praktiſche Bedeutung 
der Mündlichkeit und die Frage, ob und in welchem Umfange 
ſie beizubehalten oder einzuſchränken iſt, zu behandeln. Die 
„Mündlichkeit“ hängt mit zahlloſen anderen Fragen der Ge⸗ 
ſtaltung des Prozeſſes zuſammen und iſt vereinzelt überhaupt 
nicht zu erörtern (vgl. die Gutachten, Berichte und Debatten 
des 31. Deutſchen Juriſtentages 1912 und die ſeitdem nicht 
müde gewordene Literatur). Auch die Frage, ob, wie es 
§ 23 BD. tut, die Entſcheidung über die „Mündlichkeit“ der 
Parteidispoſition überlaſſen werden kann (vgl. 31. Juriſtentag. 
Vierhaus 3, 859 gegen Degen und Magnus ebenda S. 873 


Juriſtiſche Wochenſchrift. nu 1109 


und 876, Eugen Fuchs ©. 935), iſt hier zu übergehen. Hier 
ſoll nur geprüft werden, wie ſich zweckmäßigerweiſe die Praxis 
nach der Verordnung geſtalten ſollte. 

a) Trotz aller theoretiſchen Bedenken kann der Grund⸗ 
gedanke des § 23 als annehmbar gelten. Wenn „das Gericht“ 
der Amtsrichter iſt, kann ſich die Sache auch einfach abſpielen; 
der Richter kann gelegentlich der Anſetzung des Termins, den 
er nach der Beweisaufnahme von Amts wegen anſetzt, ſich 
ſchlüſſig machen und das Einverſtändnis der Anwälte einholen. 
Am Terminstag ſelbſt, vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
es zu tun, ſetzt ſchon die Anweſenheit beider Anwälte voraus, 
und alsdann wird gerade in den einfachen Sachen, die die 
Behandlung des 8 23 vertragen, die mündliche Verhandlung 
auch kaum erhebliche Zeit in Anſpruch nehmen. 

b) Schwieriger iſt die Sache bei dem Landgerichte. Will 
das Gericht ehrlich und gewiſſenhaft ſein, ſo müſſen nicht nur 


Referent und Vorſitzender, ſondern auch der dritte Richter bei 


derjenigen Beratung mitwirken, vermöge deren das Gericht 
entſcheiden ſoll, ob es „den Sach- und Streitſtand für 
hinreichend geklärt erachtet“. Die Anwälte brauchten freilich 
die Anregung des Gerichts nicht abzuwarten, ſondern könnten 
auch aus eigenem Antriebe ihr Einverſtändnis mit dem Wegfall 
der mündlichen Verhandlung erklären; nach Eingang ſolcher 
Erklärungen der Anwälte müßte dann das Gericht beraten, ob 
der Fall des § 23 vorliegt, und die Verſuchung, ſich dann über 
etwaige Zweifel im Intereſſe der glatten Erledigung der Sache 
hinwegzuſetzen, taucht auf. 

c) Unter dieſen Umſtänden muß an die Richter wie an 
die Anwälte die dringendſte Mahnung gerichtet werden, der 
Verſuchung der mangelnden Gewiſſenhaftigkeit Widerſtand zu 
leiften. | 

Es gibt Kammervorſitzende, vielleicht ſehr fleißige und 
leiſtungsfähige Juriſten, die, für ihre Perſon glänzend vor⸗ 
bereitet, die Verhandlung mit den Worten eröffnen: „Sie be⸗ 
ziehen ſich wohl auf die Schriftſätze; wir wollen dieſe als 
vorgetragen gelten laſſen.“ Die Anwälte, die dann wider⸗ 
ſprechen und darauf Gewicht legen, den Inhalt der Schriftſätze 
in ſachlichem Zuſammenhange, unter Würdigung der An⸗ 
führungen des Gegners und in rechtlicher Beleuchtung vorzu⸗ 
tragen, ſind nicht eben die beliebteſten; es ſind aber vielleicht 
die gewiſſenhafteſten und tüchtigſten Anwälte. Die bedauerlichſte 
Rolle ſpielt bei derartigen Geſprächen der dritte Richter, der 
die Sache nicht kennt — er ſitzt vielleicht das erſtemal in der 
Sache mit —, der nicht entſcheiden kann, ob die Schriftſätze 
erſchöpfend ſind, und nun ſich mit demjenigen beſcheiden muß, 
was ihm in der Beratung Referent und Vorſitzender ſagen. 
„Soll die Beſtimmung des § 23, deren geſunder Kern 
durchaus anerkannt werden mag, nicht eine Prämie auf die 
mangelnde Gewiſſenhaftigkeit der Richter und Anwälte werden, 
ſo werden Richter und Anwälte ſie nur dann anwenden dürfen, 
wenn in der Tat eine vorangegangene mündliche Verhandlung 
und die Beweisergebniſſe erſchöpfend und klar ſind; und das 
Gericht wird die Pflicht und das Recht gemäß $ 156 ZPO. 
die Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung anzuordnen, 
ohne Rückſicht auf die damit verbundenen Aufwendungen an 
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Arbeit und Zeit üben müſſen, wenn es bei der Beratung 
Bedenken findet, die der Aufklärung durch neue Verhandlung 
bedürfen. | 

d) Daneben aber erſcheint als Schreckgeſpenſt die Gefahr 
der nachträglichen Schriftſätze, die mit Beweiswürdigungen, 
Rechtsausführungen und Wiederholungen vollgepfropft ſind. 
Wir alle kennen die Anwälte, die vor lauter Gewiſſenhaftigkeit 
und — Mangel an Selbſtvertrauen und an Vertrauen zur 
Gründlichkeit des Gerichts, glauben, alles „wiederholt hervor⸗ 
heben“, jede Zeugenausſage nochmals würdigen, jede Rechts: 
ausführung dreimal in verſchiedenen Worten vortragen zu 
müſſen und denen ſelbſt die tiefgründige Bemerkung, „die Ehe⸗ 
frau des Gegners ſei keine klaſſiſche Zeugin, überdies nicht 
beeidet,“ ſtets der neuen Hervorhebung bedürftig erſcheint. Sie 
werden das Gericht und den Gegner, wie zu befürchten iſt, mit 
nachträglichen Schriftſätzen nach Abgabe der Erklärung aus 
§ 23 VO. zu bombardieren geneigt fein. Hier wird ſich die 
Anwaltſchaft etwas mehr Selbſtzucht auferlegen müſſen, wenn 
ſie ſich nicht dem Vorwurf der Vielſchreiberei ausſetzen will. 

e) Wie ſteht es aber mit wirklich neuen Anführungen, 
die noch nicht vorgetragen ſind, mit neuen Urkunden, die über⸗ 
reicht werden? und iſt die Erklärung des Einverſtändniſſes aus 
§ 23 a. a. O. widerruflich? hat die Partei ein Recht, die noch: 
malige mündliche Verhandlung zu verlangen? 

Nach meiner Auffaſſung nicht! Die Entſcheidung im Falle 
des § 23 erfolgt „auf Grund einer früheren mündlichen Ver⸗ 
handlung und nach dem Ergebnis einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme“. Iſt das Einverſtändnis der Anwälte erklärt, ſo 
kann und muß das Gericht entſcheiden. Verlangen die An⸗ 
wälte übereinſtimmend die nochmalige mündliche Verhandlung, 
ſo gilt dasſelbe wie jetzt im Falle des §S 156 ZPO. 

Wollte man aber mit Trendelenburg (JW. 1915, 1070) 
die Berückſichtigung neuer, noch nicht vorgetragener Schriftſätze 
und neuer Urkunden zulaſſen, „wenn die Rechtsanwälte darüber 
einig ſind, daß ſie als vorgetragen gelten ſollen“, ſo würde 
dies den Erſatz des mündlichen Verfahrens durch das ſchriftliche 
bedeuten. Dies aber widerſpricht dem § 23. 

Eine neue Mahnung für Gericht und Anwälte gewiſſenhaft 
zu prüfen, ob der Fall des § 23 auch wirklich gegeben iſt, ehe 
der Anwalt ſein Einverſtändnis mit deſſen Anwendung erklärt, 
das Gericht ihn anwendet. 

Trotz aller dieſer Bedenken kann der 823 YO. viel Zeit 
und Arbeit erſparen, wenn diejenige Bedingung eintritt, ohne 
die kein Verfahrens⸗Geſetz gute Folgen haben kann, wenn ver⸗ 
ſtändige, gewiſſenhafte Richter und Anwälte zuſammen arbeiten. 

7. Viel bedenklicher für die Grundſätze und die Sicherheit 
unſeres Verfahrens iſt S 24, ſcheinbar eine harmloſe Erweiterung 
des 8 313 Abſ. 2 ZPO., in Wahrheit geeignet, das Verfahren 
umzuſtürzen. 

ö a) Der Tatbeſtand, deſſen Vorbereitung durch die Anwälte, 

deſſen Herſtellung durch das Gericht eine ſchwere Kunſt iſt, die 
Sorgfalt und Aberlegung erfordert, kann erſetzt werden durch 
Bezugnahme auf die Schriftſätze und die Feſtſtellungen zum 
Protokoll. Das iſt unbedenklich bei kurzen, knappen, klaren 
Schriftſätzen; das würde die Klarheit und das Verſtändnis 
geradezu verheeren, wenn weitſchweifige, unklare, von Wider⸗ 
ſprüchen und Berichtigungen nicht freie Schriftſätze ſchlechthin 
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in Bezug genommen werden. Wie ſoll alsdann die Frage der 
Klageänderung für die zweite Inſtanz, die Frage der Rechts⸗ 
hängigkeit und vor allem die Frage der Rechtseraft entſchieden 
werden? Bisher war das Urteil, wenn der Prozeß beendet 
war und ſpätere Streitigkeiten der Parteien kamen, der ruhende 
Pol in der Erſcheinungen Flucht. Aus dem Urteil war meiſt 
zu erſehen, was in Rechtskraft übergegangen war. In Zukunft 
wird man, wenn die Bezugnahme nicht ſorgfältig abgemeſſen 
iſt, das Urteil ohne Einſicht der Schriftſätze überhaupt nicht, 


auch bei Einſicht der Schriftſätze manchmal nur unvollſtändig 


würdigen können, und mit der Vernichtung der Gerichtsakten, 
die der Regel nach nach einigen Jahren erfolgt, wird das Urteil 
vollends unverſtändlich. 

Die Juſtizverwaltungen werden erwägen müſſen, ob die 
Vorſchriften über die Vernichtung der Akten nicht einer Reviſion 
bedürfen werden, beiſpielsweiſe bei Prozeſſen, welche länger 
währende Rechtsverhältniſſe behandeln. 

b) Dem Berufungs- und dem Reviſionsgericht ſowie den 
dort tätigen Anwälten erwächſt aus der neuen Beſtimmung 
eine gewaltige Mehrarbeit. Der Tatbeſtand, über den der 
Vorderrichter entſchieden hat, muß unter Umſtänden mühſelig 
aus den in Bezug genommenen Schriftſätzen zuſammengeſucht 
und von dem Anwalt der Rechtsmittelinſtanz neu hergeſtellt 
werden. Die Arbeit, die S 313 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. bisher 
dem Richter der unteren Inſtanz auferlegte, wird in Zukunft 
unter Umſtänden der Rechtsmittelkläger und ſein Anwalt leiſten 
müſſen; der Tatbeſtand aber, über den der Rechtsmittelrichter 
entſcheidet, wird unſicher und ſchwankend. 

c) Theoretiſch gilt dabei der Satz, daß nur das mündlich 
Vorgetragene zum Tatbeſtand gehört. Sachlich wird, wenn 
Anwälte und Richter nicht ſehr ſorgfältig zu Werke gehen, das 
Ganze darauf hinauslaufen, daß alle Schriftſätze als vorge⸗ 
tragen bezeichnet und in Bezug genommen werden werden, an ſich 
bequem für den Anwalt, der jeder Prüfung und Berichtigung 
des Tatbeſtandes überhoben iſt, aber ſachlich oft unwahrhaftig 
und unüberſichtlich. 

Die Beſtimmung kann nur als Maßregel der Kriegsnot 
hingenommen werden und wird für unſeren Zivilprozeß nur 
dann ungefährlich ſein, wenn die beteiligten Perſonen ihrer 
Pflichten gegenüber der Rechtspflege ſich dauernd und ſcharf 
bewußt bleiben. Vor allem kann und muß die Anwaltſchaft 
der Vorſchrift die Lehre entnehmen, daß die Herſtellung von 
Schriftſätzen, beſonders derjenigen Schriftſätze, welche dem 
erſten Schriftſatz der Inſtanz folgen, eine ſorgfältige einheitliche 
Durcharbeitung des geſamten Materials erfordert. Wenn 
je, ſo wird die deutſche Anwaltſchaft hier zu bewähren haben, 
daß ſie nicht nur der Vertretung von Einzelintereſſen, ſondern 
auch der Mitarbeit am Geſamtwerk der Rechtspflege dienen 
will und dient. 

Hier wie bei der ganzen Verordnung wird es Sache der 
Richter und Anwälte ſein, dem Geſetz nicht mechaniſch zu 
dienen, ſondern es geiſtig zu beleben und fruchtbar zu machen. 

Ob aber die Verordnung eine weſentliche Entlaſtung der 
Gerichte herbeiführen wird, bleibt recht zweifelhaft. 


mi, 


44. Jahrgang. 


Die Verfügungsbeſchränkung bei Pacht- und 
Mietzinſen.) 

Eine Erläuterung des Reichsgeſetzes vom 8. Juni 1915 zur 
Einſchränkung der Verfügung über Pacht⸗ und Mietzinſen. 
Von M. Hallbauer, Kgl. Sächſ. Geheimem Rat und Senats⸗ 
präſidenten am Oberlandesgericht Dresden. 
(Fortſetzung aus Nr. 15, 1915.) 


D. Die Wirkung des neuen Geſetzes auf den 
Rechtsverkehr. 


I. Die Aechtsſtellung des Mietzinszeffionars und des Pfand- 
gläubigers nach dem neuen Rechte. 

Die Abtretung der Mietzinſen hat nach dem neuen Rechte 
nur ſehr beſchränkte Wirkungen; ſie gewährt nur eine ſchwache 
Sicherſtellung und ungenügende Befriedigung, ſo daß derartige 
Rechtsgeſchäfte nur mit größter Vorſicht betätigt 
werden können. Andererſeits iſt dadurch unlauteren Machen: 
ſchaften ein Riegel vorgeſchoben. 

1. Dem Zwangsverwalter gegenüber wirkt die Ab— 
tretung in der Regel nur bis zu dem Ende des Kalender— 
vierteljahrs, in dem die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverwaltung erfolgt iſt. Sind die Mietzinſen am 
10. Oktober 1915 abgetreten und die Beſchlagnahme erfolgt 
am 14. Oktober 1915, ſo iſt die Abtretung dem Zwangs— 
verwalter gegenüber, wenn die Mietzinſen im voraus zu zahlen 
waren, in der Regel völlig gegenſtandslos. Denn die am 
J. Oktober 1915 fälligen Mietzinſen waren bei der Abtretung 
bezahlt und die am 1. Januar 1916 fälligen gebühren 
dem Zwangsverwalter. Eine — auch die rückſtändigen 
Zinſen umfaſſende — Abtretung würde ſolchenfalls nur 
bezüglich der am 1. Oktober 1915 fällig geweſenen Mietzinſen 
Wirkung haben, die am 10. Oktober 1915 noch nicht bezahlt 
waren. Handelt es ſich um Mietzinſen, die vierteljährlich 
hinterher zu zahlen waren, ſo kommen dem Zeſſionar nur die 
am 31. Dezember 1915 fälligen Zinſen zugute. Im Regel⸗ 
falle kann alſo der Zeſſionar höchſtens auf ein Vierteljahr Miet⸗ 
zins rechnen, in den meiſten Fällen wird er nichts erhalten. 

Günſtiger ſteht der Zeſſionar nur dann da, wenn die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung in der 
zweiten Hälfte des letzten Monats des laufenden Kalender— 
viertelſabrs, alſo — um an obiges Beiſpiel anzuknüpfen — 
am 18. Dezember 1915 erfolgt. Dann wirkt die Abtretung 


1) Bisher erfchienene Literatur: Kommentare: Dr. Trendelen: 
burg, Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet: und 
Pachtzinsforderungen, Berlin (Vahlen) 1915; Dr. Hagelberg, Ab— 
tretung und Pfändung von Mieten, Berlin (Haber) 1915. Aufſätze: 
Stillſchweig, in dieſer Zeitſchrift S. 619 und 1051, ganz beſonders 
wertvoll hinſichtlich der Übergangszeit, die in einem ſpäteren Aufſatz 
noch beſprochen werden ſoll; Hirſch a. a. O. S. 955; Hagel: 
berg a. a. O. S. 1052; Dr. Kretzſchmar, Bayqpfl3. 1915, 221 ff.; 
Dr. Mittelſtein, Dig. 1915, 656 ff. und Recht 1915, 391 ff.; 
Dr. Joſef, Recht 1915, 386; Reinhard, 3856. 1915, 185 ff.; 
Marcus a. a. O. S. 587 ff. Ergänzend iſt zu bemerken, daß in dieſem 
Aufſatze S. 885 Sp. 1 Ziff. 15 v. u. ſelbſtverſtändlich kwiſchen den 
Worten „letzten“ und „Monats“ das Wort „halben“ eingefügt 
werden muß. Siehe auch Cohen in dieſer Nummer S. 1145. 
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zum Nachteile des Zwangsverwalters bis zum Schluſſe des 
nächſten Vierteljahrs, bis zum 31. März 1916. Hier kann 
der Zeſſionar mit Sicherheit auf ein Vierteljahr Mietzins 
rechnen, alſo im gegebenen Falle auf den Mietzins bis zum 
31. März 1916. Die Abtretung liefert alſo nur dann 
ein einigermaßen ſicheres und greifbares Ergebnis, 
wenn ſie in der zweiten Hälfte des letzten Monats 
des laufenden Kalendervierteljahrs erfolgt, ohne 
daß eine Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs— 
verwaltung vorausgegangen war. 

Iſt einmal die Zwangsverwaltung eingeleitet, ſo iſt eine 
nach dieſem Zeitpunkte erfolgende Abtretung der Mietzinſen 
dem Zwangsverwalter gegenüber grundſätzlich gegenſtandslos; 
denn der Eigentümer kann nun überhaupt nicht mehr über die 
Mietzinſen zum Nachteile der Hypothekengläubiger verfügen. 

2. Dem Erſteher gegenüber iſt die Abtretung der Miet— 
zinſen nach dem neuen Rechte in der Regel völlig gegenſtandslos. 
Denn danach wirkt die Abtretung ihm gegenüber nur bis zum 
Ende des Kalendervierteljahrs, in dem die Beſchlagnahme zum 
Zwecke der (bis zur Verſteigerung fortdauernden) Zwangs⸗ 
verwaltung oder zum Zwecke der Zwangsverſteigerung erfolgt 
iſt. Da zwiſchen der Beſchlagnahme und der Verſteigerung ſaſt 
immer ein erheblicher Zeitraum liegt, wird der Zeſſionar 
von dem vom Zuſchlage ab laufenden Mietzins in der Regel 
nichts erhalten. Iſt die Abtretung am 10. Oktober 1915 
erfolgt und findet die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verſteigerung am 14. Oktober 1915, die Verſteigerung ſelbſt 
aber am 10. Februar 1916 ſtatt, ſo wirkt die Abtretung dem 
Erſteher gegenüber nicht über den 31. Dezember hinaus; der 
vom Zuſchlage (vom 10. Februar 1916) laufende Mietzins 
kommt alſo vollſtändig dem Erſteher zugute. 

Auch hier hat der Zeſſionar eine günſtigere Rechtsſtellung in 
der Regel nur dann, wenn die Beſchlagnahme — ſei es zum Zwecke 
der Zwangsverwaltung, ſei es zu dem der Zwangsverſteigerung — 
in der zweiten Hälfte des letzten Monats des laufenden Kalender⸗ 
viertelſahrs erfolgt war; dann wirkt fie auch dem Erſteher 
gegenüber bis zum Schluſſe des nächſten Kalendervierteljahrs. 
Iſt die Abtretung am 15. November 1915 erfolgt, das Grundſtück 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung am 28. Dezember 1915 
beſchlagnahmt und findet die Verſteigerung mit Zuſchlag am 
20. März 1916 ſtatt, ſo kann der Zeſſionar dem Erſteher 
gegenüber den Mietzins auf die Zeit vom 20. bis 31. März 
1916 beanſpruchen. Abtretungen, die hinter der Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks liegen, haben aber dem Erſteher gegen— 
über grundſätzlich überhaupt keine Wirkſamkeit. 

3. Dem freihändigen Erwerber des Grundſtücks 
gegenüber wirkt die Abtretung nur bis zum Schluſſe des 
Kalendervierteljahrs, in welchem der Grundſtückserwerb — die 
Auflaſſung — erfolgte; geſchah die Abtretung am 10. Oktober 
1915, die Auflaſſung am 14. Oktober 1915, jo wirkt die Ab— 
tretung nur bis zum 31. Dezember 1915, und es gilt ganz 
das unter 1 Ausgeführte; die Abtretung wird alſo, wenn es 
ſich um im voraus zu zahlende Vierteljahrszinſen handelt, in 
der Regel gegenſtandslos fein. Eine Ausnahme greift nur 
dann Platz, wenn der Eigentumswechſel in der zweiten Hälfte des 
letzten Monats des laufenden Kalendervierteljabres erfolgt, im 


obigen Falle am 20. Dezember 1915; dann „ Abtretung 
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dem neuen Eigentümer gegenüber bis zum Schluſſe des nächſten 
Vierteljahrs, alſo bis zum 31. März 1916. Alles dies gilt 
ſelbſtverſtändlich nur einem gutgläubigen Erwerber gegenüber. 
Auch hier iſt alſo die Entgegennahme der Abtretung mit großer 
Vorſicht zu betätigen, tunlichſt erſt in der zweiten Hälfte des 
letzten Monats des laufenden Kalendervierteljahrs. 

4. Aus alledem ergibt ſich, daß die Abtretung der 
Mietzinſen dermalen nur geringe Sicherheit gewährt, 
und daß kein Zeſſionar mit Beſtimmtheit ein greif— 
bares Ergebnis erwarten darf. Die Abtretung gewährt 
ihm den Vorteil, daß er, ſoweit nicht die Anfechtbarkeit der 
Abtretung in Frage kommt, dem Pfändungsgläubiger vorgeht, 
d. h. dem perſönlichen Gläubiger des Eigentümers, der die Miet⸗ 
zinſen pfänden läßt. Außerdem wird er in den ſeltenen Fällen 
etwas Greifbares erlangen können, wo bloß eine Beſchlagnahme 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung vorliegt; denn dann 
ſind ihm immerhin die Mietzinſen bis zum Zuſchlage an den 
Erſteher ſicher. In den Fällen, wo nur eine Beſchlagnahme 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung vorliegt, iſt auch eine nach 
der Beſchlagnahme erfolgende Abtretung nicht gegenſtandslos; 
denn ſie iſt eben nur dem Erſteher gegenüber unwirkſam, ver⸗ 
ſchafft alſo die Mietzinſen bis zum Zuſchlage. 

5. Was vom Zeſſionar gilt, gilt aber genau ebenſo 
auch vom Pfandgläubiger, d. h. dem perſönlichen 
Gläubiger des Eigentümers, der die Mietzinſen 
pfänden läßt; auch er erhält nur eine ſehr unvollkommene 
Sicherheit, geht aber felbjtwerftändlich jedenfalls dem vor, der 
ſich nach der Pfändung die Mietzinſen abtreten läßt. 


II. Die Rechtsſtellung des Mieters nach dem neuen Rechte. 


1. Dem Zwangsverwalter und Erſteher gegenüber. 

Das wirtſchaftliche Leben hat ſich ſo entwickelt, daß die 
vierteljährliche Zahlung des Mietzinſes die Regel iſt, und 
zwar pflegt der Zins in Großſtädten im voraus, in Provinzial⸗ 
ſtädten und auf dem platten Lande hinterher gezahlt zu werden. 

a) Wird der Zins hinterher gezahlt, ſo kann bei der 
Zwangsverwaltung eine Gefährdung des Mieters nicht ein- 
treten. Wird die Zwangsverwaltung eingeleitet, ſo zahlt der Mieter 
den erſten nach Einleitung der Zwangsverwaltung fälligen Zins an 
den Zwangsverwalter, und ſo geht es fort, bis das Grundſtück 
verſteigert und dem Erſteher zugeſchlagen wird. In dieſem 
Falle iſt der Zins bis zum Tage des Zuſchlags an den 
Zwangsverwalter, von da an bis zum Fälligkeitstage an den 
Erſteher zu zahlen. War die Zwangsverwaltung am 10. Januar 
1916 eingeleitet, ſo iſt der am 31. März 1916 fällige Zins 
voll an den Zwangsverwalter zu zahlen, ebenſo der am 30. Juni 
1916 fällige Zins; kommt es dann am 20. Juli 1916 zur Ver⸗ 
ſteigerung und zum Zuſchlage, ſo iſt der am 30. September 
1916 fällige Zins auf die Zeit vom 1. bis 20. Juli 1916 an 
den Zwangsverwalter, auf die Zeit vom 20. Juli 1916 bis 
zum 30. September 1916 an den Erſteher zu zahlen. Der 
Mieter hat alſo, wenn er ganz ſicher gehen will, ehe er eine 
Hinterherrate zahlt, nur nötig, ſich beim Verſteigerungsgerichte 
zu erkundigen, ob etwa inzwiſchen die Verſteigerung des Grund⸗ 
ſtückes erfolgt iſt. 

p) Iſt der Zins im voraus zu zahlen, ſo kann bei der 
Zwangsverwaltung auch hier eine Benachteiligung des Mieters 
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nicht eintreten. Tritt nach Zahlung des Mietzinſes innerhalb des 
laufenden Kalendervierteljahrs die Zwangsverwaltung ein, ſo 
wirkt die Vorauszahlung auch dem Zwangsverwalter gegenüber bis 
zum Schluſſe des Kalendervierteljahrs. Der nächſte Vierteljahrs⸗ 
zins iſt an den Zwangsverwalter zu zahlen, und ſo geht es weiter, 
ſolange die Zwangsverwaltung beſteht; wird dann im Laufe 
des Kalendervierteljahrs, für das der Zins am Quartalserſten 
an den Zwangsverwalter bezahlt worden iſt, das Grundſtück 
verſteigert und zugeſchlagen, ſo wirkt die Zahlung auch gegen 
den Erſteher; wird die Zwangsverwaltung am 10. Juli 1916 
eingeleitet, nachdem der Zins am 1. Juli 1916 an den Ver⸗ 
mieter vorausbezahlt worden war, ſo hat der Mieter nicht 
nochmals an den Zwangsverwalter zu zahlen; den am 1. Of: 
tober 1916 und 1. Januar 1917 fälligen Zins zahlt er an 
den Zwangsverwalter; wird das Grundſtück am 20. Januar 
1917 verſteigert und zugeſchlagen, jo hat der Erſteher die Zins 
zahlung vom 1. Januar 1917 gegen ſich gelten zu laſſen und 
muß ſich wegen des Zinſes vom 20. Januar 1917 an 
mit dem Zwangsverwalter verrechnen. Der Mieter hat 
alſo, wenn er ganz ſicher gehen will, ehe er eine Vorausrate zahl, 
nur nötig, ſich zu erkundigen, ob die Zwangsverwaltung noch beſtebt 
oder ob inzwischen die Verſteigerung des Grundſtücks erfolgt is. 

c) Geht der Zwangsverſteigerung keine Zwangs 
verwaltung voraus, fo darf der Mieter im Falle n 
(Nachzahlungspflicht), ſobald ihm die Beſchlagnabne 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung bekanntgemacht worden 
iſt, nur noch den bis zum Zuſchlage zu berechnenden Mietzins 


an den Vermieter zahlen. Tritt alſo die Fälligkeit einer Polt 


numerandorate vor dem Zuſchlage ein, ſo hat der Mieter an 
den Vermieter zu zahlen. Tritt die Fälligkeit der Nate nach 
dem Zuſchlage ein, ſo iſt der Zins anteilig an den Vermieter 
und den Erſteher zu zahlen. Iſt z. B. der Nachmietzins am 
30. Juni, 30. September und 31. Dezember fällig, wird die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung dem Mieter 
am 14. Juni bekanntgegeben, der Zuſchlag aber am 25. Sp 
tember erteilt, ſo iſt der am 30. Juni fällige Mietzins an den 
Vermieter, der am 30. September fällige für die Zeit vom 
1. Juli bis 25. September an den Vermieter, für die Zeit vom 
26. bis 30. September an den Erſteher zu zahlen. Sind dem 
Mieter zu der Zeit, wo der Zins fällig wird, die den Zuſchlag 
betreffenden Verhältniſſe nicht bekannt, ſo kann er den Zins 
hinterlegen. Es iſt alſo dem Mieter anzuraten, daß er id, 
wenn eine Mietzinsrate fällig wird, bei dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
gericht erkundigt, ob der Zuſchlag erteilt iſt. Iſt dies der Fal 
und iſt der Zuſchlag auch rechtskräftig geworden, ſo zahlt er 
den Zins anteilig an Erſteher und Vermieter. War der du: 
ſchlag bei Fälligkeit der Rate noch nicht erteilt, fo zahlt er den 
Zins an den Vermieter. War der Zuſchlag bei Fälligkeit der 
Rate erteilt aber noch nicht rechtskräftig, fo warte er bis ut 
Rechtskraft; fällt der Zuſchlag wieder weg, iſt an den Ver⸗ 
mieter, wird er beſtätigt, ſo iſt anteilig an Vermieter und 
Erſteher zu zahlen. Jedenfalls darf aber der Mieter, wen Ih 
die Zuſchlagsverhältniſſe unbekannt oder wenn fie noch und 
find, auch hinterlegen. (§S 372 BGB.) 

Geht der Zwangsverſteigerung kein Zwangsverwaltung 
verfahren voraus und iſt die Miete im voraus zu ent: 
richten, fo iſt dann, wenn der Zahlung ber Bränumerandorat 
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die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung nach⸗ 
folgt, die Mietzahlung voll gegen den Erſteher wirkſam. Iſt z. B. 
die Miete am 1. Januar 1916 im voraus zu entrichten und 
entrichtet worden und tritt die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangsverſteigerung am 5. Januar 1916 ein, ſo wirkt dieſe 
Zahlung auch gegen den Erſteher. War aber die am 
1. Januar 1916 fällige Miete bei Bekanntgabe der Beſchlag⸗ 
nahme an den Mieter noch nicht bezahlt, ſo wirkt eine ſpäter 
erfolgende Zinszahlung an den Vermieter nicht gegen den 
Erſteher, der Mieter iſt alſo der Gefahr ausgeſetzt, dann, wenn 
der Zuſchlag vor dem 31. März 1916 erfolgt, einen Teil des 
Zinſes nochmals an den Erſteher zahlen zu müſſen. Er kann 
alſo hier den Zins hinterlegen. Wird dann wieder eine 
Pränumerandorate fällig, zunächſt die am 1. April 1916, ſo 
iſt dem Mieter anzuraten, ſich beim Vollſtreckungsgericht zu 
erkundigen, ob der Zuſchlag rechtskräftig erteilt iſt. Iſt dies 
am 1. April 1916 der Fall, ſo zahlt er die Aprilrate an den 
Erſteher. Iſt es noch nicht der Fall, ſo hinterlegt er. So 
geht es mit den folgenden Raten weiter. Die Ungewißheit 
über die Zuſchlagsverhältniſſe berechtigt zur Hinterlegung. So⸗ 
bald dem Mieter bekannt iſt, ob und wann der Zuſchlag 
rechtskräftig erteilt iſt, kann und muß er die rückſtändige 
Pränumerandozinsrate je nach der Sachlage an den Ver⸗ 
mieter oder an den Erſteher oder anteilig an beide zahlen. 
Die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
iſt erfolgt am 10. Januar 1916, dem Mieter bekanntgegeben 
am 12. Januar 1916. War die Zahlung der Januarrate 
erfolgt vor dem 12. Januar 1916, wirkt ſie auch gegen den 
Erſteher, war ſie am 12. Januar 1916 noch nicht erfolgt, 
hinterlegt der Mieter die Januarrate. Am 1. April 1916 
ſteht feſt, daß der Zuſchlag rechtskräftig erteilt iſt; der Mieter 
zahlt die Aprilrate an den Erſteher; ſteht dagegen für den 
Mieter feſt, daß der Zuſchlag noch nicht erteilt iſt oder herrſcht 
Ungewißheit über den Zuſchlag, ſo hinterlegt er; iſt der Zuſchlag 
am 1. April 1916 zwar erteilt, aber noch nicht rechtskräftig, 
wartet der Mieter die Rechtskraft ab und zahlt nach Rechts⸗ 
kraft an den Erſteher, bei Aufhebung des Zuſchlags hinterlegt 
er. Solange Ungewißheit über die Rechtskraft herrſcht, darf 
der Mieter aber auch gleich von vornherein hinterlegen, ſo wie 
er denn überhaupt die Hinterlegungsbefugnis ſo lange 
hat, als ihm nicht bekannt iſt, wem der Mietzins zu— 
kommt oder wie er zu verteilen iſt. Sobald ihm die ein— 
ſchlagenden Verhältniſſe bekannt werden, kann er nicht mehr 
hinterlegen, ſondern muß nach Maßgabe derſelben zahlen, ent— 
weder an den Erſteher oder an den Vermieter oder an beide. 
Jedenfalls aber iſt große Vorſicht geboten. In dieſer Hinſicht 
wird der Mieter dadurch unterſtützt, daß ihm nach den Ber: 
ordnungen der meiſten Landesjuſtizverwaltungen der Zuſchlag 
und ſeine Rechtskraft bekanntgegeben werden. Auf Grund dieſer 
Bekanntmachungen wird er beurteilen können, an wen er zu 
zahlen hat. Immerhin iſt keine Gewähr dafür vorhanden, daß 
dieſe Bekanntmachungen erſchöpfend und in allen Fällen erfolgen, 
und es muß deshalb der Mieter zu großer Vorſicht ermahnt 
werden; am ſicherſten iſt es, wenn er vor jeder Zahlung 
bei dem Verſteigerungsgerichte über die Zuſchlags— 
verhältniſſe ſelbſt Auskunft einholt. Bleibt darnach 
etwas ungewiß, ſo hinterlege er! 
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2. Dem Zeſſionar und dem Pfandgläubiger 
gegenüber. 

Dabei wird vorausgeſetzt, daß die Rechtsnachfolge zweifellos 
und dem Mieter bekannt iſt.?) Hier wird der Mieter durch 
Zahlung an den Rechtsnachfolger des Vermieters nur inſoweit 
befreit, als dieſer nach den Ausführungen unter I 1 und 2 
dem Zwangsverwalter und dem Erſteher gegenüber Rechte 
erlangt hat. 

a) Wird die Zwangsverwaltung eingeleitet und hatte 
der Mieter den vierteljährlich im voraus zu entrichtenden Zins 
pünktlich an den Rechtsnachfolger abgeführt, fo wirkt dieſe 
Zahlung auch gegen den Zwangsverwalter. War der 
Pränumerandozins bei Einleitung der Beſchlagnahme noch nicht 
bezahlt, oder iſt der Zins vierteljährlich hinterher zu bezahlen, 
ſo iſt in beiden Fällen der Zins an den Rechtsnachfolger ab⸗ 
zuführen, da ja die Verfügung zu deſſen Gunſten jedenfalls bis 
zum Schluſſe des Kalendervierteljahrs wirkſam iſt, in welchem 
die Beſchlagnahme erfolgt. Für das der Beſchlagnahme nach⸗ 
folgende Kalendervierteljahr aber kann der Zins nur dann an 
den Rechtsnachfolger gezahlt werden, wenn die Beſchlagnahme 
in der zweiten Hälfte des letzten Monats des Kalendervierteljahrs 
erfolgt war. 

b) Wird das Grundſtück zum Zwecke der Zwangsverſteige⸗ 
rung beſchlagnahmt, ohne daß eine Zwangsverwaltung 
vorliegt, fo wirkt die bereits erfolgte Zahlung des vierteljähr⸗ 
lichen Pränumerandozinſes an den Rechtsnachfolger jedenfalls auch 
gegen den Erſteher. Nicht minder iſt der rückſtändige Pränumerando⸗ 
zins und der vierteljährliche Poſtnumerandozins an den Rechts— 
nachfolger zu zahlen. Der Zins für das der Beſchlagnahme nach— 
folgende Kalendervierteljahr iſt nur dann unter allen Umſtänden 
an den Rechtsnachfolger zu zahlen, wenn die Beſchlagnahme 
in der zweiten Hälfte des letzten Monats des Kalenderviertel— 
jahrs erfolgt war. Soweit dieſe Sätze nicht Platz greifen, 
alſo in der Regel für die Zeit nach dem die Beſchlagnahme in 
ſich ſchließenden Kalendervierteljahre, gelten die Ausführungen 
unter II 1c Abſ. 2 mit der Anderung, daß das, was dort vom Ver: 
mieter gilt, vom Rechtsnachfolger gilt. Hervorzuheben iſt aber, 
daß der Mieter Abtretungen und ihr gleichſtehende Rechtsakte, 
die nach der Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
liegen, überhaupt nicht berückſichtigen darf, ſoweit dadurch 
die Zeit nach dem Zuſchlage berührt wird. Er darf ſich 
inſoweit, da nötig, durch Hinterlegung ſichern. Ä 

3. dem freihändigen Grundſtückserwerber gegen: 
über. 

a) Hier verſteht es ſich von ſelbſt, daß der Mieter mit 
dem Vermieter Rechtsgeſchäfte mit Wirkung gegen den Er— 
werber nicht mehr vornehmen kann, wenn ihm der Rechts— 
übergang bekannt geworden iſt; dies gilt insbeſondere von der 
Zahlung des Mietzinſes. 

b) Handelt es ſich um Rechtsgeſchäfte, die noch vor dem 
Übergange des Eigentums oder vor der Kenntnis des Mieters 
vom Tlbergange liegen, fo wirken fie dem Erwerber gegenüber 


2) Iſt die Rechtsnachfolge nicht liquid, ſo kann der Mieter auch 
in den Fällen, wo er an ſich an den Rechtsnachfolger zu zahlen hätte, 
hinterlegen. Iſt ſie nicht bekannt, ſo wird er durch Zahlung an den, 
abgeſehen von der Rechtsnachfolge, Berechtigten frei. 
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bis zu dem Schluſſe des Kalendervierteljahrs, in dem der 
Mieter von dem Eigentumsübergange Kenntnis erlangt; dies 
gilt auch von der Zinszahlung. Nur ausnahmsweiſe geht 
dieſe Wirkung ein Vierteljahr weiter, wenn die fragliche 
Kenntniserlangung in der zweiten Hälfte des letzten Monats 
eines Kalendervierteljahrs erfolgt war. 

Die vierteljährliche Vorauszahlung des Mietzinſes iſt 
jedenfalls gegen den neuen Erwerber wirlſam. Anderer⸗ 
ſeits iſt der vierteljährliche Poſtnumerandozins, wenn bei ſeiner 
Fälligkeit der Eigentumsübergang noch nicht eingetreten war, an 
den Vorbeſitzer, dann, wenn er nach dem Eigentumsübergange 
fällig geworden iſt, grundſätzlich an den neuen Erwerber zu 
zahlen; doch iſt in dieſem Falle der gutgläubige Mieter, der 
von dem Eigentumsübergange keine Kenntnis hatte, geſchützt; 
er wird durch Zahlung an den Vorbeſitzer frei. 


E. Winke für den Rechtsverkehr. 


1. Der Zeſſionar oder Hilfspfandgläubiger einer Mietzins 
forderung verlaſſe ſich nicht mehr darauf, daß ihm dieſe ſichere 
Deckung gewähre; es handelt ſich dabei nach dem neuen Geſetze 
um ein ſehr unſicheres Deckungsmittel. 

2. Der Mieter hüte ſich unter allen Umſtänden vor freiwilligen 
Vorauszahlungen des Mietzinſes, d. h. vor Zahlungen vor 
Fälligkeit des Zinſes; ſie können nach dem neuen Geſetze 
leicht zu Verwicklungen führen. Unter allen Umſtänden ver: 
meide man ſolche Vorauszahlungen, die über ein Vierteljahr 
hinausgehen. 

3. Nach der Beſchlagnahme des Grundſtückes zum Zwecke 
der Zwangsverwaltung oder der Zwangsverſteigerung hüte ſich 
der Mieter vor Abmachnungen mit dem Vermieter; ſie ſind in 
der Regel unwirkſam. | 

4. Der Mieter hüte fih in Zukunft tunlichſt vor dem 
Abſchluſſe von Mietverträgen, nach denen der Zins für mehr 
als ein Vierteljahr vorauszuzahlen iſt, alſo insbeſondere auch 
vor Mietverträgen mit halbjährlicher Vorauszahlung; ſie können 
nach dem neuen Geſetze leicht zu Verluſten führen. 

5. Alles dies gilt auch bei Pachtverträgen. 

6. Die Gerichte ſeien dem Mieter gegenüber hinſichtlich der 
Hinterlegungsbefugnis nicht ſo ängſtlich wie bisher. Gerade 
das neue Geſetz bringt den Mieter (beſonders nach den 
Ausführungen unter D II Ic, 2b) in eine ſchwierige Rechts— 
lage, und er muß von den Gerichten tunlichſt unter: 
ſtützt werden; der Mieter kann oft nicht wiſſen, ob und 
wie er den Mietzins zu verteilen hat, da hier auf der 
einen Seite Anſprüche des Vermieters oder ſeines Rechts— 
nachfolgers, auf der anderen Seite Anſprüche des Erſtehers in 
Frage kommen. Bedenkt man ferner, daß nun auch wieder 
zwiſchen dem Vermieter und ſeinem Rechtsnachfolger oder 
zwiſchen den einzelnen Rechtsnachfolgern untereinander Streitig⸗ 
keiten beſtehen können, ſo iſt die ſchwierige Lage des Mieters 
klar, und die Gerichte dürfen an die dem Mieter nach 8 372 
BGB. obliegende Prüfungspflicht keine hohen Anforderungen 
ſtellen. Beſſer wäre es geweſen, wenn der Geſetzgeber dem 
Mieter in den Fällen, wo lediglich die Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung angeordnet wird, wo alſo kein 
Zwangsverwalter als Empfangsberechtigter vorhanden iſt, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Das Urteil hierüber ſteht der Aufſichtsbehörde zu. Für den 


1 
J 17. 1915. nn 
ſchlankweg die Hinterlegungsbefugnis eingeräumt hätte, noch 
beſſer freilich, wenn der Geſetzgeber verfügt hätte, daß die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung ohne 
weiteres auch die Einleitung der Zwangsverwaltung 


in ſich ſchließe. 5 

7. Die Hypothekarier tun gut, die Beſchlagnahme nicht N 
erſt nach dem Ende des Kalendervierteljahres zu zu erwirken, weil 7 22 
ſich ſonſt deren Wirkung abſchwächt. Andererſeits haben die W 
Zeſſionare und Pfandgläubiger am meiſten Ausſicht auf Erfolg, . 


wenn fie die Vorausverfügung erſt nach dem Ende des Kalender: 
vierteljahres zu erwirken. 


8. Der Mieter hinterlege den Zins unter Verzicht auf au 
Rücknahme, weil er dadurch von feiner Schuld befreit wird a 
(BGB. 8 376 3.1). eG 
| ar 

A 
Neuere Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 5 


verwaltungsgerichts auf dem Gebiete des 
Gemeindewahlrechts.“) 

Von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. BR: 

(Fortſetzung zu Nr. 14 von 1915 S. 774.) = 


V. Wahlbeeinfluſſung. EN 
Zuſtändigkeitsgeſetz 88 10, 11, 27, 28. we 

l. Unzuläffige Beeinfluffung von Wählern durd en 

den Bürgermeiſter. Eine unzuläſſige Beeinfluſſung von 2 10 
Wählern der erſten Abteilung iſt nicht geeignet, das Ergebnis 2 8 
der Wahlen in der dritten Abteilung zu berühren. — Der "un 
Bürgermeiſter hat mit Wählern über die bevorſtehende Wahl A 
ſowohl in feinem Amtszimmer wie auch am dritten Orte il 
geſprochen. Ob die Zitierung von Wählern auf das Amts⸗ Bas 
zimmer des Bürgermeiſters und noch dazu durch einen Stadt: 85 
diener für angemeſſen und mit der Stellung des Bürgermeiſters 
vereinbar zu erachten war, muß dabei außer Betracht bleiben. 


Verwaltungsrichter, der lediglich über die Gültigkeit der Wahlen 
zu entſcheiden hat, kommt es allein darauf an, ob der Bürger⸗ 
meiſter bei jenen Geſprächen die Grenzen des Erlaubten über: 
ſchritten hat. Es iſt im Wahlkampfe üblich, daß in Zeitungen 
und Flugblättern, in öffentlichen Verſammlungen und bei 
privaten Unterhaltungen auf die Entſchließung der Wähler ein⸗ 
gewirkt wird. Dieſe Einwirkung iſt, ſolange dabei nicht 
unlautere Mittel, wie insbeſondere die Ankündigung von Vor: 
teilen oder die Androhung von Nachteilen, zur Anwendung 8 
gelangen, nicht geeignet, das Ergebnis der Wahl in Frage zu “= 
ſtellen. Mit dieſer Einſchränkung ift die Berechtigung zur Ein- = 
wirkung, die jedermann zuſteht, auch einem Bürgermeiſter nicht 5 
abzuſprechen. Aber auch wenn er in unzuläſſiger Weiſe ver: 
fahren haben ſollte, iſt ſeine Beeinfluſſung für die Gültigkeit N 
der Wahl dann ohne Bedeutung, wenn ſie ohne Erfolg geblieben = 
iſt. (Urt. v. 1. J. 12 i. S. Kantor A. in N. u. Gen. c. BR. 5 
Nordenburg. I. Sen. I B. 56/11. Bez. ⸗A. Königsberg i. Pr.) 

2 Wahlbeeinfluſſung durch den Stadtverordneten— 
vorſteher. Daß die Kandidaten B. und K. ſich am Wahltiſch 


1) Nachdruck ohne genaue Quellenangabe verboten. 
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aufgehalten hätten, daß der Stadtverordnetenvorſteher geäußert 
habe, nur dem Stadtverordnetenkollegium genehme Kandidaten 
dürften gewählt werden, und daß der Stadtrat B. Kreuz- und 
Querfragen an die Wähler gerichtet habe — alles das kann 
nicht als geeignet angeſehen werden, den Willen von Wählern 
derart umzuſtimmen, daß die Stimmabgabe nicht mehr als der 
Ausdruck ihrer wirklichen Überzeugung gelten kann. (Urt. 
v. 10. XII. 12 i. S. Bür.⸗Vorſt. F. in S. c. St.⸗V.⸗V. Salz⸗ 
wedel. I. Sen. IB. 36/12. Bez.⸗A. Magdeburg.) 


Oſtliche Städteordnung $ 27. 


3. Empfehlung eines Kandidaten durch ein 
Magiſtratsmitglied. Darin, daß der Stadtrat Z. einen 
Wahlaufruf für K. unterſchrieben hat, iſt eine unzuläſſige Wahl— 
beeinfluſſung nicht zu finden. Es kann einem Magiſtratsmitgliede 
wie jedem anderen Intereſſenten nicht verwehrt ſein, auf das 
Zuſtandekommen von nach ſeiner Auffaſſung günſtigen Wahlen 
durch Empfehlung von Kandidaten einzuwirken (vgl. PrVerwBl. 
Jahrg. 15 S. 72). 

4. Heranholung von Wählern durch einen Bei— 
ſitzer. Daß ein Beiſitzer des Wahlvorſtandes ſäumige Wähler 
im Intereſſe von K. hat heranholen laſſen, war ungehörig und 
wäre inſolgedeſſen beſſer unterblieben. Wie indeſſen der Gerichtshof 
bereits Bd. 57 S. 48 ausgeſprochen hat, kann in einem der— 
artigen Vorgehen eine erhebliche Unregelmäßigkeit ſelbſt dann 
nicht gefunden werden, wenn dabei die amtliche Wählerliſte 
benutzt ſein ſollte. Denn das geſamte Wahlverfahren findet 
unter der Kontrolle der Offentlichkeit ſtatt, und die Wählerliſte 
insbeſondere hat öffentlich ausgelegen, ſo daß die Feſtſtellung 
der Säumigen jedem Intereſſenten möglich war. (Urt. v. 
21. VI. 12 i. S. Kaufm. Th. u. Gen. in F. e. St.⸗V.⸗V. 
Frankfurt a. O. u. Gen. I. Sen. IB. 8/12. Bez.⸗A. Frank⸗ 
furt a. O.) 

Zuſtändigkeitsgeſetz 88 10, 11. 

5. Anweſenheit eines Beamten im Wahllokale. 
Daß der im Wahllokal anweſend geweſene Polizeibeamte auf 
die Wähler einen die Freiheit ihrer Entſchließung beeinträchtigenden 
Einfluß ausgeübt habe, iſt nicht nachgewieſen. Die bloße An— 
weſenheit des Beamten im Wahllokale iſt unerheblich, vgl. 
PrVerwBl. Jahrg. 16 S. 269. (Urt. v. 24. I. 13 i. S. 
St.⸗V.⸗V. Hadmersleben c. Mag. u. Gen. I. Sen. IB. 38/12. 
Bez.⸗A. Magdeburg.) 

6. Bekanntmachung der Werkleitung. Die durch 
Anſchlag veröffentlichte Bekanntmachung ſtellt ſich als eine 
bloße Empfehlung der Kandidaten dar, welcher hinſichtlich der 
Kandidaten R. und B. nur größerer Nachdruck durch die Be: 
merkung gegeben wurde, daß auf deren Wiederwahl beſonderer 
Wert gelegt werden müſſe. Über die Grenzen einer ſolchen 
Empfehlung geht auch nicht die Aufforderung hinaus, welche 
die Werkleiter an die Beamten und Meiſter dahin gerichtet 
haben, daß ſie ſelbſt im Sinne der Bekanntmachung wählen 
und dafür ſorgen möchten, daß auch die Arbeiter ſo wählten. 
Ein Inausſichtſtellen von Nachteilen, ausdrücklich oder in ver— 
ſchleierter Form, hat dabei nicht ſtattgefunden. Eine bloße 
Einwirkung auf die Entſchließung der Wähler iſt aber 
niemandem verwehrt (vgl. PrVerwöl. Jahrg. 31 S. 748). 
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Von einem Wahlterrorismus, wie er nach der Entſch. Bd. 58 
S. 31 zur Ungültigkeit der Wahlen dann führen würde, wenn 
bei Hinzurechnung der Nichtwähler zu den Stimmen der unter— 
legenen Kandidaten eine Mehrheit nicht mehr feſtzuſtellen wäre, 
kann demnach nicht die Rede ſein. Der Behauptung, daß bei 
dem Arbeiterſekretär G. über den Wahldruck der Werkleitung 
Klage geführt worden ſei, fehlt die Subſtantiierung. Es hätte 
dargelegt werden müſſen, daß die Empfindung der Wähler, 
eine nicht genehme Stimmabgabe würde ihnen Nachteile ver— 
urſachen, objektiv gerechtfertigt war. Wahlbeeinfluſſungen 
können als erhebliche, die Ungültigkeit der Wahl herbeiführende 
Unregelmäßigkeiten nur angeſehen werden, wenn und ſoweit das 
Wahlergebnis durch ſie, wenn auch nur abſehbarerweiſe, be— 
einflußt iſt. (Urt. v. 3. XII. 12 i. S. Werkm. B. zu B. u. Gen. 
c. St.⸗V.⸗V. zu Bochum. I. Sen. IB. 29/11. Bez.⸗A. Arnsberg.) 

7. Empfehlung von Kandidaten. Kontrolliſten 
Vorgeſetzter. Zur bloßen Empfehlung der Wahl beſtimmter 
Kandidaten ſind auch die Vorgeſetzten von Arbeitern und andere 
mit einer gewiſſen Autorität bekleidete Perſonen berechtigt. 
Auch das Heranbringen von Wählern würde an und für ſich 
noch keine unzuläſſige Wablbeeinfluſſung in ſich ſchließen, ſo— 
lange nicht dabei zugleich eine Androhung von Nachteilen bei 
Unfolgſamkeit oder Verſprechen von Vorteilen bei Nachgiebigkeit 
ſtattgefunden hat. Ebenſowenig iſt die Führung von Kontroll: 
liſten durch Vorgeſetzte im Wahllokale für die Gültigkeit der 
Wahlen von Erheblichkeit, da die bloße Anweſenheit Vorgeſetzter 
als ein ausreichender Anlaß nicht anzuſehen iſt, um den Wähler 
von ſeinem Entſchluß, einen beſtimmten Kandidaten zu wählen, 
abzuhalten. (Selbſtverwaltung Bd. 36 S. 756.) [Urt. v. 
3. XII. 12 i. S. Werkm. B. zu B. u. Gen. c. St.⸗V.⸗V. zu 
Bochum. I. Sen. I B. 29,11. Bez.⸗A. Arnsberg.] 

8. Merkmale unzuläſſiger Wahlbeeinfluſſung. 
Nur in dem Falle, daß jemand auf B. durch Drohung oder 
ähnliche Mittel derart eingewirkt hätte, daß er unter dem 
Drucke dieſer Einwirkung ſeiner freien Willensbeſtimmung für 
die Wahl beraubt geweſen wäre, konnte ſeine für die Kläger 
angegebene Stimme als ungültig geſtrichen werden. — Der 
Buchhalter W. hat offenbar aus Rückſicht auf den Wunſch 
ſeines Geſchäftsherrn für die Partei X. gewählt und nicht 
feiner inneren Überzeugung gemäß für die Partei . In ähn⸗ 
licher Weiſe iſt auch der Fabrikmeiſter B. von feinem Geſchäfts⸗ 
herrn gefragt worden, ob man auch auf ſeine Stimme zählen 
könne. Mag damit auch der Gefragte an eine vermeintliche 
Pflicht, in einem beſtimmten Sinne zu wählen, haben erinnert 
werden ſollen, fo iſt darin doch nicht eine unzuläſſige Wahl— 
beeinfluſſung zu erblicken. — Ob ſich die Kläger entgegen ihrer 
politiſchen Aberzeugung als Kandidaten haben aufſtellen laſſen, 
iſt für die Gültigkeit ihrer Wahlen bedeutungslos. — Wenn 
Wähler ihrerſeits, um dem Gläubiger oder Bürgen zu Willen 
zu ſein, anders gewählt haben, als ſie es ſonſt getan hätten, 
ſo genügt das nicht, um ihre Stimmen als ungültig erſcheinen 
zu laſſen. Eine ehrenwörtliche Verpflichtung, an der Wahl teil— 
zunehmen, kann als unzuläſſig nicht erachtet werden. — Die 
Fälle, welche die Beklagte aus der Zeit früherer Wahlen an— 
führt, um darzutun, daß Wahlbeeinfluſſungen in D. üblich 
ſeien, haben hier auszuſcheiden. Es fragt ſich allein, welche 
Stimmen bei der letzten Wahl als unfreiwillig abgegeben zu 
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ſtreichen find. (Urt. v. 21. 4. 13 i. S. St. ⸗V.⸗V. Dülken 
e. Architekt R. und Gen. in D. I. Sen. I B. 14/13. Bez.⸗A. 
Düſſeldorf.) 

Oſtliche Städteordnung 8 27. 


9. Irrtumserregung keine Wahlbeeinfluſſung. 
Vor dem Wahllokal waren Zettel mit der Aufſchrift verteilt 
worden: „Wählt für Bankier M. Stadtverordneten K.“ Daß 
dadurch bei einzelnen Wählern der Irrtum erregt worden iſt, 
daß der Kandidat M. freiwillig zurückgetreten ſei und an ſeiner 
Stelle K. empfohlen werde, kann möglich ſein. Eine Wahl⸗ 
beeinfluſſung in dem Sinne, daß damit die freie Willens⸗ 
äußerung der Wähler beeinträchtigt oder aufgehoben wurde, 
kann indeſſen in der Verteilung der Zettel um ſo weniger 
gefunden werden, als M. ſich unter den für die Wahl auf⸗ 
geſtellten Kandidaten befand und bei dem Mangel einer Er⸗ 
klärung desſelben über ſeinen etwaigen Rücktritt von der 
Kandidatur die Wähler bei einiger Überlegung darüber nicht 
im Zweifel ſein konnten, daß die Zettel nur ein Wahlmanöver 
waren und ihnen ein ernſthafter Hintergrund fehlte. 

10. Zurückweiſung eines Wählers. Hieraus würde 
ein Grund, die Wahl für ungültig zu erklären, nicht ent⸗ 
nommen werden können, weil die Wahlzulaſſung des Sch. auf 
das Wahlergebnis keinen Einfluß ausgeübt und auch bei Hinzu⸗ 
rechnung der Stimme des Genannten M. nicht die abſolute 
Stimmenmehrheit erhalten haben würde (vgl. OVG. 7, 199; 
PrVerwBl. Jahrg. 15 S. 556). [Urt. v. 21. VI. 12 i. S. 
Kaufm. Th. u. Gen. in F. c. St.⸗V.⸗V. Frankfurt a. O. u. Gen. 
J. Sen. I B. 8/12. Bez.⸗A. Frankfurt a. O.] 


Zuſtändigkeitsgeſetz 88 10, 11. 

11. Vorgänge bei früheren Wahlen müſſen aus⸗ 
ſcheiden, wo es ſich nur darum handelt, ob und welche Stimmen 
bei der jetzigen Wahl als unfreiwillig abgegeben für das Wahl⸗ 
ergebnis zu ſtreichen ſind. Die Aufforderung eines Arbeitgebers 
an ſeinen einer anderen Partei angehörigen Arbeiter, er möge 
die Kandidaten der Partei des Arbeitgebers wählen, kann deſſen 
Stimme, die daraufhin entſprechend der Aufforderung abgegeben 
iſt, nur dann als ungültig erſcheinen laſſen, wenn die Auf⸗ 
forderung mit dem Androhen von Nachteilen oder dem Ver⸗ 
ſprechen von Vorteilen verbunden und tatſächlich oder wenigſtens 
möglicherweiſe von Erfolg geweſen iſt; die bloße einſeitige Be⸗ 
fürchtung des Wählers ihm ſtehe die Dienſtentlaſſung bevor, 
wenn er dem Wunſche des Dienſtherrn nicht willfahre, genügt 
nicht, auch nicht, wenn Arbeiter, die entgegen dem Willen des 
Dienſtherrn bei einer früheren Wahl ihrer Willensrichtung gemäß 
geſtimmt und deshalb ſpäter Nachteil erlitten haben. (Im 
Intereſſe der Wahlfreiheit bedauerliche Entſcheidung. Görres.) 
Urt. v. 18. IX. 13 i. S. St.⸗V.⸗V. Dülken c. Kaufm. T. in D. 
I. Sen. IB. 16/13. Bez.⸗A. Düſſeldorf.] 

12. Einfluß ungültiger Stimmabgabe auf die Ge— 
ſamtſtimmenzahl. Haben Wähler unter dem Drucke einer 
unzuläſſigen Wahlbeeinfluſſung gewählt, während ſie ohne die 
Beeinfluſſung anders oder gar nicht geſtimmt hätten, ſo iſt 
ihre Stimmabgabe ungültig, weil ſie dem wahren Willen der 
Wähler nicht entſprochen hat. Erſtreckt ſich dieſe Ungültigkeit 
auf alle zu einem Wahlgange zuſammengezogenen Stimmabgaben, 
ſo haben die betreffenden Wähler keine gültigen Stimmen ab⸗ 
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gegeben; ihre Stimmen würden daher ebenſo zu behandeln ſein, 
als ob ſie überhaupt nicht abgegeben worden wären und infolge⸗ 
deſſen bei Zuſammenzählung der erſchienenen Wähler nicht mit⸗ 
zurechnen ſein. (Urt. v. 18. IX. 13 i. S. St.⸗V.⸗V. Dülken 
c. Kaufm. T. in D. I. Sen. I B. 16/13. Bez.⸗A. Düffeldorf.) 


Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 


[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 

amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 

gedruckt. — 7 Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebft Anmerkungen.] 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

11. 8 138 Abſ. 2 BGB. Begriff des Wuchers.] 

Der BerR. hat den vom Kläger erhobenen Einwand des 
Wuchers verworfen. Hiergegen richtet ſich die Reviſion, die 
für begründet erachtet werden muß. Zu den weſentlichen 
Vorausſetzungen des Wuchers gehört nach 8 138 Abſ. 2 BGB., 
daß ſich jemand für eine Leiſtung Vermögensvorteile ver⸗ 
ſprechen oder gewähren läßt, die den Wert der Leiſtung der⸗ 
geſtalt überſteigen, daß den Umſtänden nach die Vermögens⸗ 
vorteile in auffälligem Mißverhältniſſe zur Leiſtung ſtehen. 
Die Leiſtung, die der Beklagte nach dem Beſtätigungsſchreiben 
vom 1. Oktober 1912 der Firma H. & Co. verſprochen hatte, 
beſtand in der Gewährung eines Lombarddarlehns von 2500 M. 
Die Leiſtung iſt in der Weiſe erfolgt, daß eine Wechſelſchuld 
aus einem am 29. September 1912 fällig geweſenen Wechſel 
über 1480 &, den die Firma H. & Co. dem Beklagten als 
Wechſelgläubiger nicht bezahlen konnte, in eine Darlehnsſchuld 
umgewandelt und der Reſt von 1020 & bar gezahlt wurde. 
Dem Berg. iſt darin beizutreten, daß der Beklagte hiernach 
der Gemeinſchuldnerin ein Darlehn von 2500 , nicht bloß 
ein ſolches von 1020 # gewährt hat. [S 607 Abſ. 2 BGB.] 
Der Umſtand, daß, wie die Reviſion behauptet, der Wechſel 
über 1480 & wegen bereits eingetretener Zahlungseinſtellung 
der Schuldnerin wertlos war, kann nicht dazu führen, daß die 
Leiſtung des Beklagten nur auf 1020 & zu berechnen wäre. 
Das Geſetz erfordert nicht, daß die umgewandelte Forderung 
ſicher war oder daß der Schuldner im Augenblick der Um⸗ 
wandlung den geſchuldeten Betrag wirklich beſaß. Die Ver⸗ 
mögensvorteile, die dem Beklagten von der Firma H. & Co. 
für die Gewährung des Lombarddarlehns von 2500 & auf 
4 Wochen zugeſagt wurden, beſtanden zunächſt in einer feſten 
Vergütung von 400 &. Außerdem wurde ihm das Recht ein: 
geräumt, die verpfändeten Waren [zirka 60 cbm Holz] zu ver⸗ 
kaufen und den den Betrag von 80 & pro Kubikmeter über: 
ſteigenden Teil des Erlöſes für ſich zu behalten. Die 3 Waggons 
Holz, auf welche das Darlehn von 2500 4 gegeben wurde, 
hatten nach der Behauptung des Klägers bei Abſchluß des 
Vertrages einen Wert von 4500 . Der Ber. verneint, 
daß zwiſchen der Leiſtung des Beklagten und den ihm dafür 
verſprochenen Vermögensvorteilen ein auffälliges Miß verhältnis 
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beſtanden habe, indem er hervorhebt, daß das Riſiko des Be⸗ 
klagten nicht unbedeutend geweſen ſei. Die Erwägungen, die 
ihn zu dieſem Ergebnis geführt haben, ſind jedoch nach ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen zu beanſtanden. 1. Zu Unrecht nimmt 
der BerR. an, daß die 60 ebm Holz auch als Pfand für die 
nach ſeiner Anſicht vom Beklagten zu verauslagende Fracht 
und Nachnahme von 2010,20 & und 186,65 & ſonſtige Un⸗ 
koſten hätten dienen ſollen. Dieſe Annahme iſt mit dem In⸗ 
halte des Beſtätigungsſchreibens vom 1. Oktober 1912 völlig 
unvereinbar, denn dort war ausdrücklich geſagt, daß die 
3 Waggons Holz als Sicherheit für das Lombarddarlehn von 
2500 & dienen ſollten. Als Sicherheit für die Anlieferung 
des Holzes und demnach auch als Sicherheit für die etwa mit 
der Anlieferung verbundenen Auslagen wurden dem Beklagten 
nach dem Vermerk am Schluſſe des Beſtätigungsſchreibens die 
Wechſel S. und M. über den Geſamtbetrag von 2674,40 4 
gegeben. 2. Gleichfalls zu Unrecht nimmt der BerR. an, daß 
der „Verdienſt“ von 400 & und der etwaige Mehrerlös aus 
dem Holzverkaufe zugleich als Vergütung für die Verauslagung 
von Fracht und Nachnahme und ſonſtigen Unkoſten hätten dienen 
ſollen. Von einer ſolchen Verauslagung war in dem Schreiben 
vom 1. Oktober 1912 überhaupt keine Rede, und im übrigen 
kann nach Wortlaut und Zuſammenhang kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß die 400 & und der Mehrerlös aus dem Holz⸗ 
verkaufe nur die Vergütung dafür bilden ſollten, daß der Firma 
H. & Co. auf 4 Wochen ein Darlehn von 2500 & gewährt 
wurde. 3. Den Wert des verpfändeten Holzes nimmt der 
BerR. nur auf 3587,75 4 an, weil es ſchließlich für dieſen 
Betrag verkauft und verſteigert worden iſt. Für die Frage, 
welche Sicherheit das Pfand gewährte, kam es aber nur auf 
die Verhältniſſe zur Zeit des Vertragsſchluſſes an. Um feſt⸗ 
zuſtellen, ob ſich der Beklagte des Wuchers ſchuldig gemacht 
hatte, hätte hiernach gefragt werden müſſen, ob die Vergütung 
von 400 & und der etwaige Mehrerlös aus dem Holzverkaufe 
den üblichen Zinsfuß für ein auf 4 Wochen gegebenes Dar⸗ 
lehn von 2500 & im Hinblick auf die beſtellte Sicherheit, alſo 
bei Berückſichtigung des Wertes des verpfändeten Holzes, der⸗ 
geſtalt überſtieg, daß die verſprochenen Vermögensvorteile in 
auffälligem Mißverhältniſſe zur Leiſtung ſtanden. Da dieſe 
Frage weſentlich tatſächlicher Natur iſt, muß das Bu., ſoweit 
es angefochten iſt, aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz 
zurückverwieſen werden. S. c. K., U. v. 19. Juni 15, 129/15 VII. 
— Berlin. [S.] 

＋ 2. § 462 BGB. Welche Zuſicherungen find erforderlich, 
um die „Eigenſchaft“ einer beſtimmten Rentabilität eines ver⸗ 
kauften Geſchäfts als zugeſichert anzunehmen?! 

Die Reviſion iſt nicht begründet. Der Vorderrichter geht 
davon aus, daß der entgeltliche Erwerb eines Handelsgeſchäfts 
nach den Grundſätzen des Kaufs zu beurteilen ſei, und daß die 
vertragliche Zuſicherung, daß das Geſchäft während eines vor 
dem Kaufabſchluß liegenden Zeitraumes einen beſtimmten Rein⸗ 
ertrag abgeworfen habe, die Zuſage einer beſtimmten Eigenſchaft 
enthalte. Er ſtellt feſt, daß im vorliegenden Fall dem Käufer 
der angegebene Reingewinn des letzten Geſchäftsjahres vor dem 
Verkauf vertraglich zugeſichert ſei, und gelangt zu dem Schluß, 
daß, wenn dieſer Reingewinn ſo viel geringer geweſen iſt, wie 
nunmehr der Kläger behaupte, ſein Anſpruch auf entſprechende 
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Minderung des Kaufpreiſes nach 8 462 BGB. begründet ſei. 
Es könnte in Frage kommen, ob nicht hierin ſchon der Vorder⸗ 
richter dem Kläger zu weit entgegenkommt. Es iſt richtig, daß 
die Rechtſprechung unter der Führung des RG. anerkennt, daß 
auch in Angaben über die allgemeinen Verhältniſſe eines 
Handelsgeſchäfts und überhaupt eines gewerblichen Unternehmens, 
über Geſchäftsumſatz, über Umfang des Abſatzes, über den 
Kundenkreis, über den Reingewinn uſw. die Angabe und 
gegebenenfalls die Zuſicherung einer „Eigenſchaft“ des Unter⸗ 
nehmens gefunden werden kann. Aber gerechtfertigt iſt das 
nur, weil Mitteilungen dieſer Art einen Maßſtab für die Be⸗ 
urteilung der Art, des Umfanges und allgemein des Wertes 
des betreffenden Geſchäfts an die Hand geben. Das trifft 
zu, wenn der wöchentliche oder jährliche Abſatz oder der auf 
Grund längerer Beobachtung berechnete Durchſchnittsumſatz 
genannt wird oder wenn, was insbeſondere den Reingewinn 
eines kaufmänniſchen Geſchäfts angeht, die Gewinne einer Reihe 
von Jahren oder wenn der Durchſchnittsgewinn gemeint wird. 
Dagegen gibt der Gewinn, wie er ſich in der Schlußbilanz 
eines einzelnen Geſchäftsjahres darſtellt, keinen Maßſtab ab 
für eine auch nur einigermaßen ſichere Beurteilung der Be⸗ 
ſchaffenheit des Geſchäftes. Das Ergebnis einer ſolchen Bilanz 
kann ein reines Zufallergebnis ſein, wie ſich jeder verſtändige 
Kaufmann ohne weiteres ſelbſt ſagen muß, und gerade in 
Fällen, wie der vorliegende, wo zwecks des Verkaufs des 
Geſchäfts, nachdem es längere Zeit in einer Hand geweſen iſt, 
die Bilanz zur Beſtimmung des Verkehrswertes des Geſchäfts 
eigens aufgeſtellt wird, kann es auch bei durchaus loyaler 
Behandlung der Sache dazu kommen, daß in ihr Gewinne oder 
Verluſte in die Erſcheinung treten, die nicht auf die Rechnung 
des einen Jahres kommen, für welches der Abſchluß gemacht 
iſt. Es hätte daher ſehr wohl noch der Überlegung bedurft, 
ob hier überhaupt ein Fall nach $ 459 BGB. gegeben war. 
Es kann das indeſſen auf ſich beruhen, weil auch abgeſehen 
hiervon die Angriffe der Reviſion die Entſcheidung nicht zu 
erſchüttern vermögen. K. c. R., U. v. 9. Juli 15, 166/15 II. — 
Berlin. [S.] 
+3. Schenkung mit bedingter Auflage.] 

Die Parteien ſind die geſetzlichen Erben des am 9. Januar 
1911 verſtorbenen Albert W. Der Kläger nimmt als zum 
Nachlaſſe gehörig in Anſpruch 6 Anteile, mit denen der Erb⸗ 
laſſer bei einer offenen Handelsgeſellſchaft K., H. & Co. 
in S. beteiligt war, während die Beklagte behauptet, dieſe 
Anteile von dem Erblaſſer durch gerichtlichen Vertrag vom 
16. Oktober 1906 erworben zu haben. Durch Urteil des LG. 
wurde feſtgeſtellt, daß die Teilnahmerechte des verſtorbenen 
Albert W., des Ehemanns der Beklagten, an der genannten 
offenen Handelsgeſellſchaft zum Nachlaſſe desſelben gehören und 
deshalb dem dem Kläger als Miterben des Nachlaſſes zu— 
ſtehenden Rechte auf Teilnahme an der Verwaltung und Nutzung 
des fraglichen Nachlaſſes unterliegen. Das die Berufung der 
Beklagten gegen dieſes Urteil zurückweiſende Urteil des OLG. 
wurde durch Urteil des RG. vom 26. März 1914 aufgehoben. 
Auf Grund erneuter Verhandlung wurde durch Urteil des OLG. 
vom 16. Februar 1915 unter Aufhebung des landgerichtlichen 
Urteils die Klage abgewieſen. Der Kläger legte Reviſion ein, 


indes ohne Erfolg. Gründe: Das BG. ſtellt in rechtlich ein— 
Il 
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wandfreier Auslegung des feinem Wortlaute nach nicht klaren 
und unzweideutigen gerichtlichen Vertrages vom 16. Oktober 
1906 feſt, daß Gegenſtand der darin beurkundeten Übertragung 
des K. hofes „nebſt allen Beſtandteilen und Zubehör“ nach dem 
übereinſtimmenden Willen der Vertragſchließenden auch die hier 
fragliche Beteiligung des Albert W. an der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft K.,, H. & Co. war. Da das BG. ferner feſtſtellt, 
daß die Aufnahme der Beklagten in die Geſellſchaft die Zu⸗ 
ſtimmung ſämtlicher Geſellſchafter gefunden hat, ſo iſt, wie das 
BG. gemäß der rechtlichen Beurteilung annimmt, die der in 
dem Urteile des RG. vom 26. März 1914 ausgeſprochenen 
Aufhebung zugrunde liegt, die Übertragung der Mitgliedſchaft 
an die Beklagte als mit Abſchluß des Vertrages vom 16. Ok⸗ 
tober 1906 erfolgt anzuſehen. Inſoweit iſt auch ſeitens der 
Reviſion ein Angriff nicht erhoben. Der Kläger hatte aber 
weiter geltend gemacht, Albert W. habe gar nicht die Abſicht 
gehabt, die in dem Vertrage vom 16. Oktober 1906 aufgeführten 
Vermögensgegenſtände der Beklagten für ſie ſelbſt zu über⸗ 
tragen, er habe dieſelben ihr vielmehr nur fiduziariſch über⸗ 
eignen wollen, um ſie für die gemeinſame Tochter als Anerbin 
zu erhalten. Da nun mit dem Tode der Tochter der Zweck 
der Übertragung weggefallen ſei, müſſe die Beklagte das ganze 
ihr durch den Vertrag vom 16. Oktober 1906 übertragene Ver⸗ 
mögen, insbeſondere den Hof nebſt der hier fraglichen Be⸗ 
teiligung, zum Nachlaſſe des Albert W. zurückgewähren. Das 
BG. verneint eine ſolche Verpflichtung der Beklagten. Zur 
Begründung führt es aus, in der Erhaltung des Hofes für die 
Anerbin erſchöpfe ſich der Vertragszweck nicht. Vielmehr habe 
die Übertragung an die Beklagte den weiteren Grund gehabt, 
dem Albert W. wegen feiner Trunk⸗ und Verſchwendungsſucht 
die Verfügung über ſein Vermögen zu entziehen und die Familie 
vor dem Vermögensverfall zu bewahren; der Vertrag ſei ein 
Akt der Fürſorge für die ganze Familie geweſen, auch für die 
Beklagte. Daraus folgert das BG., daß die Zuwendung an 
die Beklagte auch nach dem Tode der Tochter noch bei Beſtand 
geblieben und der Tod nur die Folge gehabt habe, die Beklagte 
von ihrer Verpflichtung zur Hofabgabe an das Kind zu befreien. 
In dieſem Endergebniſſe iſt dem BG. zuzuſtimmen. Nach In⸗ 
halt des Vertrages vom 16. Oktober 1906 iſt die Beklagte zur 
Abtretung des durch den Vertrag Erlangten nur verpflichtet 
inſofern, als ſie, „ſobald das nach Bauernrecht als Anerbe in 
Frage kommende gemeinſame Kind das 21. Lebensjahr vollendet 
hat“, dieſem den K.hof zu Eigentum zu übertragen hat. Da 
es von vorneherein ungewiß war, ob das gemeinſame Kind die 
Vollendung des 21. Lebensjahres erleben werde, ſo war die 
Verpflichtung der Beklagten bedingt von dem Eintritt dieſes 
ungewiſſen Ereigniſſes. Das letztere iſt nicht eingetreten, die 
Bedingung ohne Zutun der Beklagten nicht erfüllt, das einzige 
gemeinſame Kind iſt vor dem 21. Lebensjahre geſtorben. Dem⸗ 
nach iſt die vertragsmäßige Verpflichtung der Beklagten nicht 
eingetreten. Der Fall, der eingetreten iſt, daß das einzige Kind 
der Vertragsparteien vor Vollendung des 21. Lebensjahres und 
vor der Mutter ſtarb, iſt im Vertrage nicht geregelt. Wohl iſt 
der Fall geregelt, daß die Beklagte vor dem Kinde und bevor 
dasſelbe das 21. Lebensjahr vollendet hatte, ſterben würde. 
In dieſem Falle ſollte das Gehöft bis zum Ubergange auf den 
Anerben von einem Pfleger unter Oberaufſicht des Vormund— 
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ſchaftsgerichts verwaltet werden. Es würde alſo das Gehöft 
in den Nachlaß der Frau, deren geſetzliche Erben ihr Kind und 
ihr Ehemann geworden wären, gefallen ſein mit der Verpflichtung 
der Herausgabe bei Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes. 
Die weiter in dem Vertrage ($ 3) enthaltene Beſchränkung der 
Beklagten in der Verpfändung und Veräußerung des ihr über⸗ 
tragenen Grundvermögens nebſt Zubehörſtücken findet ſeine Er⸗ 
klärung in der auf dieſe Weiſe zu ſichernden Verpflichtung der 
ungeſchmälerten Übertragung auf das als Anerbe in Frage 
kommende Kind. Hiernach liegt allerdings die Annahme nahe, 
daß die Vertragsparteien nicht daran gedacht haben, das ge⸗ 
meinſame Kind werde die Vollendung des 21. Lebensjahres 
nicht erleben. Daraus wäre aber nicht zu folgern, daß die 
Beklagte, da dieſer von den Vertragsparteien nicht ins Auge 
gefaßte Fall eingetreten iſt, die ihr übertragenen Gegenſtände 
ihrem Manne oder zu deſſen Nachlaß herauszugeben hätte. Dazu 
wäre die Beklagte nur verpflichtet, wenn die Übertragung an 
die Beklagte nach den in dem Vertrage vom 16. Oktober 1906 
enthaltenen Erklärungen der Vertragsparteien rechtlich abhängig 
fein ſollte von der ſpäteren Übertragung an das gemeinſame 
Kind oder von dem Eintritte der Verpflichtung der Beklagten 
hierzu. Eine ſolche Abhängigkeit würde vorliegen, wenn die in 
dem Vertrage feſtgeſetzte — nur bedingte — Verpflichtung der 
Beklagten zur ſpäteren Herausgabe an das Kind die Gegen⸗ 
leiſtung für die an ſie erfolgte Übertragung bildete, der Ver⸗ 
trag vom 16. Oktober 1906 mithin als ein gegenſeitiger im 
Sinne der SS 320 ff. BGB. anzuſehen wäre. Das iſt aber 
nicht der Fall. Denn die Beklagte hat ſich nicht zu irgend⸗ 
welcher Leiſtung aus ihrem eigenen Vermögen durch den Ver⸗ 
tragsſchluß verpflichtet, ſondern nur die Verpflichtung über⸗ 
nommen, mit dem ihr von ihrem Manne unentgeltlich über: 
tragenen Vermögen in einer beſtimmten Weiſe zu verfahren, 
nämlich dasſelbe dem gemeinſamen Kinde bei Vollendung des 
21. Lebensjahres herauszugeben. Der Vertrag vom 16. Oktober 
1906 iſt danach nicht ein gegenſeitiger Vertrag und ſcheidet 
ſomit die von der Reviſion darauf geſtützte Rechtsfolge, daß 
Beklagte wegen Unmöglichkeit der ihr obliegenden Gegenleiſtung 
nach 8 323 Abſ. 3 BGB. das ihr Geleiſtete herausgeben mühe, 
aus. Der Vertrag ſtellt ſich vielmehr als ein Schenkungs⸗ 
vertrag dar mit der der beſchenkten Beklagten gemachten Auf: 
lage, das Geſchenkte dem gemeinſamen Kinde bei Vollendung des 
21. Lebensjahres herauszugeben. Dieſe Auflage aber iſt weg⸗ 
gefallen, weil ſie an die nicht eingetretene Bedingung geknüpft 
war, daß das Kind das 21. Lebensjahr vollende. Selbſt wenn 
man mit der Reviſion ſpäter eingetretene Unmöglichkeit der 
Erfüllung der Auflage annehmen wollte, wäre die Beklagte, da 
ſie die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat, lediglich von der 
ihr auferlegten Leiſtung befreit worden, nicht aber, in Er 
mangelung der in § 527 BGB. erwähnten Vorausſetzungen, 
zur Herausgabe des ihr gemachten Geſchenks, auch wur teil 
weiſe, verpflichtet. Wenn auch die Vertragsparteien bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages vorausgeſetzt haben mögen, das gemem— 
ſame Kind werde das 21. Lebensjahr erleben und die Ve⸗ 
pflichtung der Beklagten, ihm dann das durch den Vertrag 
Übertragene herauszugeben, werde wirkſam werden, ſo läßt ſic 
daraus nicht eine Verpflichtung der Beklagten zur Herausgabe 
nach $ 812 BGB. herleiten. Denn nach dem Inhalte des 


mn 


44. Jahrgang. 


Vertrages iſt die Übertragung des Vermögens keinesfalls ab⸗ 


hängig gemacht von dem Eintritte jener Vorausſetzung. Es 
haben die Vertragsparteien durch ihre Vertragserklärungen nicht 


zu erkennen gegeben, daß die Übertragung an die Beklagte auf⸗ 
löſend bedingt ſein oder rückgängig gemacht werden ſollte im 
Falle des Todes des Kindes vor Vollendung des 21. Lebens⸗ 
jahres. Vielmehr iſt nach der Feſtſtellung des BG., daß der 
Vertrag nach ſeinem Inhalte eine Fürſorge auch zugunſten der 


Beklagten gegen naheliegende nachteilige Verfügungen ihres 


Mannes bezweckte, anzunehmen, daß die Übertragung an die 
Beklagte beſtehen bleiben ſollte, auch wenn das Kind das 
21. Lebensjahr nicht vollenden und alſo das Übertragene nicht 


erhalten würde. Der zugunſten der Frau bezweckte Erfolg: ift- 


durch die in dem Vertrage geſchehene bedingungsloſe Über⸗ 
tragung des Vermögens an die Beklagte erreicht. Dafür, daß 
durch den Vertrag das Vermögen der Frau nur als einer Treu⸗ 
händerin übertragen ſei in der Weiſe, daß die Beklagte nur 
nach außen hin Trägerin der ihr übertragenen Vermögens⸗ 
rechte werden, dieſes Treuhandverhältnis aber nach dem Tode 
ihres Mannes mit dem Wegfall der die Veranlaſſung des Ber: 
trages bildenden Gefahr der Vermögensverſchleuderung durch 
den Mann aufhören und Beklagte alsdann zur Zurücküber⸗ 
tragung an die Erben des Mannes verpflichtet ſein ſollte, bietet 
der Vertrag keinerlei Anhalt. 
neben dem gerichtlichen Vertrage mündlich oder ſchriftlich ge⸗ 
troffen ſei, iſt nicht behauptet. W. c. W., U. v. 25. Juni 15, 
127/15.II. — Braunſchweig. [B.) 

＋ 4. 58 823 BGB. Haftung der Schlittenfahrer und des 
Landesfiskus für einen bei Sportſchlittenfahrten auf öffentlicher 
Landſtraße verurſachten Unfall.] 

Am: 28. Dezember 1911 iſt die Klägerin auf der Ohrdrufer 
Landſtraße zwiſchen Oberhof und der Oberen Schweizerhütte 
von einem von dem Erblaſſer der Beklagten zu 1 geſteuerten 
Lenkſchlitten, deſſen Bremſe der Beklagte zu 2 bediente, an⸗ 
gefahren worden, ſo daß ſie einen Beinbruch erlitt. Wegen 
des ihr hierdurch erwachſenen Schadens verlangt ſie von den 
drei Beklagten als Geſamtſchuldnern Schadenserſatz. Der 
Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. 1. Mit Recht rügt 
die Reviſion, daß das BG. den Begriff der Fahrläſſigkeit, 
ſoweit es ſich um das Verhalten des Mitbeklagten O. handelt, 
nach mehrfacher Richtung hin verkannt hat. a) Zwar kann der 
Reviſton darin nicht beigepflichtet werden, daß O. ſchon deshalb 
fahrläſſig gehandelt habe, weil er überhaupt auf einer öffentlichen 
Landſtraße ſich an einer Fahrt auf einem Lenkſchlitten beteiligt 
hat, der lediglich ſportlichen Zwecken diente. In dieſer Hinſicht 
geht die Revifion ſelbſt davon aus, daß das Fahren mit einem 
Lenkſchlitten auf der Ohrdrufer Landſtraße grundſätzlich nicht 
verboten war; ſie ſieht vielmehr gerade darin, daß der Beklagte 
zu 3 ein derartiges Verbot nicht erlaſſen hat, eine Fahrläſſigkeit 
dieſes letzteren. War aber von dem Eigentümer der Landſtraße, 
falls dieſer zugleich Inhaber der Polizeigewalt iſt, das Fahren 
eines Lenkſchlittens auf der dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Straße geſtattet, ſo kann dem Beklagten O. ein Vorwurf daraus 
nicht gemacht werden, daß er die Landſtraße zu dieſem Zwecke 
benutzt hat, b) Dagegen rügt die Reviſion mit Recht, daß das 
BG. angenommen hat, O. habe im vorliegenden Falle nicht 
ſahrläſſig gehandelt, obwohl er zu einer Zeit mit dem Lenk⸗ 
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ſchlitten fuhr, zu der das Befahren der Landſtraße mit Lenk. 
ſchlitten durch eine Polizeiverordnung verboten wann In diefer 
Hinſicht führt nämlich das BG. aus, das: Verbot käme deshalb 
nicht in Betracht, weil der Poſten, der am Schloßhotel auf 
geſtellt war, den Schlitten hätte abfahren laſſen, ohne deſſen 
Inſaſſen auf das Verbot aufmerkſam zu machen, und weill dieft 
das Verbot „vielleicht“ gar nicht kannten. Ob aber dit: Nicht: 
kenntnis auf Fahrläſſigkeit beruhte, das hänge ganz davon ab, 
in welcher Weiſe die Verordnung bekanntgemacht war; auch 
in dieſer Richtung habe die Klägerin keinerlei Behauptungen 
aufgeſtellt oder Beweiſe angeboten. Dieſe Ausführungen! ſind 
nach mehrfacher Richtung hin rechtsirrtümlich. O. iſt, wie die 
Feſtſtellungen des erſten Urteils klar ergeben, mit J: an dem 
Unfalltage nicht zum erſten Male mit dem Lenkſchlitten gefahren. 
Er hat vielmehr dieſes Fahren ſportsmäßig betrieben und zwar 
ſo, daß er und J. mit Rückſicht auf die grüne Sportkleidung 
und. das ſchnelle Fahren als die „grüne Gefahr“ bezeichnet 
wurden. Er iſt demnach für einen durch einen unerlaubten 
Betrieb des Lenkſchlittenſports verurſachten Unfall in derſelben 
Weiſe verantwortlich zu machen, wie J. Demnach mußte: er 
ſich auch, ehe er überhaupt die für den Fahr⸗ und Fußgänger: 
verkehr beſtimmte Landſtraße, die, wie das LG. feſtſtellt, keine 
„Bobſleighbahn“ bildete, zum Sportbetriebe mittels. Lenkſchlittens 
benutzte, ſeinerſeits danach erkundigen, unter welchen Bedingungen, 
in welcher Art und zu welcher Zeit dieſer Sportbetrieb auf der: 
Landſtraße geſtattet war. Schon darin, daß er: dies zu tun 
unterlaſſen, muß eine Fahrläſſigkeit erblickt werden, ſo daß 
die Annahme des BG., er habe ſchon deshalb nicht fahrläſſig 
gehandelt, weil er auf das Fahrverbot nicht beſonders aufmerkſam 
gemacht worden ſei, rechtlich verfehlt erfcheint: Das BG. hat 
ferner nicht geprüft, ob nicht die Polizeiverordnung vom 
20. Januar 1911, die das Befahren der Staatsſtraße Oberhof — 
Untere Schweizerhütte mit „Bobſleighs“ zu beſtimmten Zeiten. 
gänzlich unterſagt, als ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 
Abſ. 2 BGB. anzuſehen iſt. Ferner fehlt es in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil an einem beſtimmten Ausſpruch daruber) 
ob jene Polizeiverordnung nicht bloß zugunſten des Fuhrverkehts 
und der Fußgänger, ſondern auch zugunſter anderer ſport⸗ 
treibender Perſonen, als der Lenkſchlittenfahrer! erlaſſen iſt, eine 
Ammahme, der: anfcheinend allerdings; das BG. zuzuneitzen 
ſcheint und wofür auch der Umſtand ſpricht, daß das Verbot 
ſich lediglich gegen den Verkehr mit „Bobfleighs“ richtet. 
Weiterhin war zu prüfen, ob die Klägerin, die, wie feſtſteht, 
zur Zeit des Unfalls lediglich als Fußgängerin von der 
Oberen Schweizerhütte nach Oberhof ging, während ihre in 
ihrer Nähe befindliche Tochter einen Rodelſchlitten zog, zur Zeit 
des Unfalls überhaupt als „Sporttreibende“ anzuſehen war, 
zumal nicht einmal ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, daß ſie mit dem 
Rodelſchlitten heruntergefahren war. Ferner hätte das BG. 
erörtern müſſen, ob dem Beklagten O. ohne Fahrläſſigkeit die 
Kenntnis der Polizeiverordnung vom 20. Jamiar 1911 unbekannt 
geblieben fein kann, wenn er überhaupt, was aus dem Tate 
beſtand nicht einmal klar erhellt, die Behauptung aufgeftellt 
haben ſollte, daß er fie nicht gekannt habe. Als rechts⸗ 


irrtümlich muß aber unter allen Umſtänden die Annahme des 


BG. angeſehen werden, die Klägerin hätte behaupten und 


beweiſen müſſen, daß dem Beklagten O. die Polizeiverordnung 
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bekannt oder aus Fahrläſſigkeit nicht bekannt geweſen ſei, 
während umgekehrt vielmehr O. einen Entlaſtungsbeweis in 
dieſer Richtung anzutreten hatte [vgl. Warn. Erg.⸗Bd. 1909 
Nr. 297: Urteil des erkennenden Senats vom 10. Dezember 1907, 
VI 90/07; vom 15. April 1908, VI 300/07]. Auch darüber 
läßt das BG. jede Erörterung vermiſſen, ob nicht die beiden 
Beklagten J. und O. — und auch in dieſer Hinſicht trifft beide 
die gleiche Verantwortung — die Fahrt mit dem Lenkſchlitten 
gänzlich hätten unterlaſſen müſſen, weil, wie das BG. feſtſtellt, 
die linke Seite der Fahrbahn allein noch für Schlitten fahrbar, 
die rechte dagegen durch das Tauwetter ſchon unbenutzbar war, 
ſo daß ſich der ganze Verkehr „entgegen den allgemeinen 
Regeln” auf dieſer linken [Berg] Seite abwickelte. Auch in 
dieſer Hinſicht hätte geprüft werden müſſen, ob nicht die Vor⸗ 
ſchrift, wonach die Lenkſchlitten [ebenſo wie ſonſtige Fahrzeuge! 
die rechte Straßenſeite innezuhalten haben, ein Schutzgeſetz 
darſtellt, das für die lediglich dem Vergnügen oder dem Sport 
obliegenden Perſonen die Verpflichtung mit ſich bringt, die 
Ausübung dieſes Sports zu unterlaſſen, wenn dieſer nicht ohne 
Verletzung jenes Schutzgeſetzes, alſo unter Gefährdung des 
Wagen⸗ und Fußgängerverkehrs, ausgeübt werden kann. Endlich 
iſt auch der Satz des BG., mit dem es das nach Bekundung 
mehrerer Zeugen erfolgte übermäßig ſchnelle Fahren des Be⸗ 
klagten O. zu rechtfertigen verſucht, man müſſe berückſichtigen, 
daß der Sport gerade im ſchnellen Herabfahren beſtehe und 
daß er ohne dies ſeinen Reiz verlieren würde, inſofern nicht 
unbedenklich, als es ſich hier um die Ausübung des Sports 
auf einer öffentlichen „Landſtraße“ handelt, die in erſter 
Linie nicht ſowohl zu „ſportlichen Zwecken“, als vielmehr zum 
Verkehr für Wagen und Fußgänger beſtimmt iſt. Ohne daß 
es eines Eingehens auf die ſonſt noch erhobenen Reviſionsrügen 
bedurft hätte, ſoweit dieſe die erfolgte Abweiſung der Klage 
gegen O. durch das angefochtene Urteil bekämpfen, war dies 
wegen Verletzung der 88 276, 823 BGB. aufzuheben, ſoweit 
es die Klage gegen O. abweiſt. 2. Mit Recht rügt ferner die 
Reviſion die Abweiſung der Klage gegen den Staatsfiskus, der 
nach den Feſtſtellungen des BG. der Eigentümer der Landſtraße 
iſt, und auf dieſer einen öffentlichen, ſowohl für Wagen, wie 
für Fußgänger beſtimmten Verkehr eröffnet hat. In dieſer 
Hinſicht ermangelt es in dem BU. an jeder Prüfung und Feſt⸗ 
ſtellung darüber, ob der beklagte Staat nicht bloß Eigentümer 
der hier fraglichen Landſtraße, ſondern zugleich auch Inhaber 
der Polizeigewalt war und ſchon deshalb geeignete Vorkehrungen 
hätte treffen müſſen, um einen die Sicherheit des Wagen- und 
Fußgängerverkehrs erheblich gefährdenden Sport, wie das 
Fahren mit Lenkſchlitten, entweder gänzlich zu verbieten oder 
unmöglich zu machen oder doch nur in einer ſolchen Weiſe zu⸗ 
zulaſſen, daß Leben und Geſundheit der auf der Landſtraße 
verkehrenden Perſonen gegen derartige Unfälle, wie den vor⸗ 
liegenden, nach Möglichkeit geſchützt waren. [Vgl. IW. 1911, 759 
Nr. 1731) vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 14. November 
1912, VI 253/12, teilweiſe abgedr. in DIZ. 1913 Sp. 167.] 
Selbſt wenn man es aber auch für ausreichend erachten wollte, 
daß durch die Polizeiverordnung vom 20. Januar 1911 das 
Befahren der Staatsſtraße Oberhof — Untere Schweizerhütte an 


1) Neumann, Ripr, II 5 828 Anm. 6, 8 und 18e. 


Sonn und Feſttagen vollſtändig und an den übrigen Tagen 
für die Zeit von 11 Uhr 45 Min. bis 12 Uhr 45 Min. mittags 
und von 3 bis 3 Uhr 45 Min. nachmittags, ſowie nach 6 Uhr 
abends gänzlich verboten war, ſo hätte ſich der Beklagte, falls 
er, wie hier zunächſt zu unterſtellen, auch Inhaber der Polizei⸗ 
gewalt war, mit dem Erlaß eines derartigen Verbots nicht 
begnügen dürfen, ſondern auch für deſſen Beachtung Sorge 
tragen müſſen. Daß dies aber nicht geſchehen zu ſein ſcheint, 
dafür bieten gerade die Feſtſtellungen des BG. einen hin 
länglichen Anhalt, indem es ſelbſt darlegt, daß der Poſten, der 
am Schloßhotel aufgeſtellt war, im vorliegenden Falle den 
Lenkſchlitten hätte abfahren laſſen, ohne die Inſaſſen auf das 
beſtehende Verbot aufmerkſam zu machen. Auch nach dieſer 
Richtung hin liegt ſomit eine ungenügende Prüfung und Er⸗ 
örterung des Sachverhalts vor, die die Annahme einer Verletzung 
der Vorſchrift des §S 823 BGB. durch das BG. nahelegt. 
Die Begründung, mit der das BG. die Anwendbarkeit des 
5 823 BGB. verneint hat, muß als abwegig bezeichnet werden. 
Das BG. geht nämlich davon aus, daß, weil die Klägerin 
beim Sportbetrieb verunglückt ſei, der Staat für ihre Sicherheit 
zu ſorgen nicht verpflichtet geweſen; jeder Sportteilnehmer ſei 
vielmehr verpflichtet, die mit dem Sportbetrieb verbundenen 
Gefahren auf ſich zu nehmen. Dieſe Ausführungen geben nach 
einer doppelten Richtung hin zu Bedenken Anlaß. Einmal 
fehlt es für die Annahme, daß die Klägerin „beim Sport 
betriebe“ verunglückt ſei, an der erforderlichen tatſächlichen 
Unterlage, wie ſchon unter 1 ausgeführt worden iſt. Sodann 
aber kann es auch nicht gebilligt werden, wenn das BG. ar 
nimmt, der Staat habe, indem er die Landſtraße zum Sport 
betriebe freigab, die Sportteilnehmer ſchalten und walten laſſen 
dürfen, ohne die für ihre Sicherheit oder die Sicherheit des 
Verkehrs überhaupt getroffenen Maßnahmen zu überwachen: 
hatte der Staat den Verkehr mit Lenkſchlitten überhaupt zu 
einer gewiſſen Stunde verboten, ſo mußte er auch für die 
Durchführung dieſes Verbots ebenſoſehr im Intereſſe der 
Fußgänger, wie der den verhältnismäßig harmloſen Rodeliport 
treibenden Perſonen Sorge tragen, der von dem viel gefährlicheren 
Sport mit Lenkſchlitten wohl zu unterſcheiden iſt. Hiernach 
unterliegt das angefochtene Urteil wegen Verletzung der 89 276, 
823 BGB. der Aufhebung. A. c. J. u. Gen., U. v. 12. Juli 19, 
150/15 VI. — Jena. (S.] 

1 5. Att. 214 Abſ. 2 EGBGB. Begriff und Umfang der 
„Bindung“ des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder gemem 
ſchaftlichen Teſtament.] 

Am 13. Februar 1900 verſtarb in M. der Kreistierarg 
und Molkereiverwalter J. K. Er hatte mit ſeiner Ehefrau 
Barbara geb. L. am 18. Juni 1889 ein wechſelſeitiges Teftament 
errichtet. Auf Grund dieſes Teſtaments wurde, wie die Kläger 
an der Hand eines von dem zuſtändigen Nachlaßgericht au 
geſtellten Erbſcheins behaupten und die Beklagte nicht befreite, 
die überlebende Witwe Vorerbin ihres Ehemannes, während M 
Nacherben die Parteien zuſammen mit anderen Perſonen berufen 
waren. Nach dem Tode ihres Ehemannes machte die Witwe 
aus ſeinem Vermögen der Beklagten Zuwendungen im Geſamt 
betrage von 22 495,34 . Nachdem am 15. Oktober 1909 
auch die Witwe verſtorben war, machten die Kläger die Untoirk 
ſamkeit dieſer, wie fie behaupteten, unentgeltlich erfolgten gü. 


44. Jahrgang. 


wendungen in Höhe von 21 089,64 & geltend. Geſtützt auf 
§ 2113 Abſ. 2 BGB. erhoben fie beim LG. Klage. Gegen 
das oberlandesgerichtliche, die Klage abweiſende Urteil haben 
die Kläger mit Erfolg Reviſion eingelegt. Die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits hängt in erſter Linie von der Beantwortung 
der Frage ab, inwieweit bei einem vor dem Inkrafttreten des 
BGB. errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente die Befugnis 
des überlebenden Ehegatten über das ihm zugewandte Vermögen 
des verſtorbenen Ehegatten zu verfügen, nach altem oder nach 
neuem Rechte zu beurteilen iſt, wenn die Ehegatten nach dem 
31. Dezember 1899 geſtorben ſind. Auszugehen iſt bei der 
Beantwortung dieſer Frage von den Vorſchriften in den Art. 213 
und 214 EGBGB. Danach bleiben für die erbrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe, wenn der Erblaſſer vor dem Inkrafttreten des BGB. 
geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze maßgebend Art. 213]. Die 
vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgte Errichtung oder Auf: 
hebung einer Verfügung von Todes wegen wird aber nach den 
bisherigen Geſetzen beurteilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem 
Inkrafttreten des BGB. ſtirbt [Art. 214 Abſ. 1). Das gleiche 
gilt für die Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder 
einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, ſofern der Erbvertrag oder 
das Teſtament vor dem Inkrafttreten des BGB. errichtet worden 
iſt [Art. 214 Abſ. 2]. Von dieſen Vorſchriften kommt vor allem 
die in Art. 214 Abſ. 2 in Betracht, und es iſt deshalb mit 
dem OLG. zunächſt zu prüfen, was das Geſetz in Art. 214 
Abſ. 2 unter „Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag 
oder einem gemeinſchaftlichen Teſtamente“ verſtanden wiſſen will. 
Der Gegenſtand der Bindung, an den gedacht iſt, wird im Geſetze 
nicht ausdrücklich genannt. Der Zuſammenhang ergibt jedoch 
klar, daß die Bindung gemeint iſt, die für den einzelnen Erb— 
laſſer durch die Errichtung des Erbvertrags oder des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments eintritt. Durch die Errichtung eines 
Erbvertrags oder eines gemeinſchaftlichen Teſtaments wird aber 
der einzelne Erblaſſer nur inſoweit gebunden, als er ſelbſt 
Verfügungen von Todes wegen in dem Erbvertrage oder dem 
gemeinſchaftlichen Teſtamente getroffen hat. Art. 214 Abſ. 2 
beſagt alſo, die bisherigen Geſetze ſollten auch für die Be— 
urteilung der Frage maßgebend bleiben, ob und in welchem 
Umfange der einzelne Erblaſſer demjenigen gegenüber, mit dem er 
den Erbvertrag geſchloſſen, das gemeinſchaftliche Teſtament er⸗ 
richtet hat, oder den dadurch Bedachten gegenüber an ſeine in 
dem Erbvertrag oder in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente ge⸗ 
troffenen Verfügungen gebunden iſt oder ob, bis zu welchem 
Grade und unter welchen Vorausſetzungen ihm geſtattet iſt, von 
dieſen Verfügungen wieder abzugehen, ſie zu widerrufen. So 
iſt denn auch der Begriff der Bindung ſchon in den Motiven 
S. 311/312] zu dem im weſentlichen gleichlautenden Art. 129 
Abſ. 2 Satz 2 des J. Entwurfs erklärt, fo wird er meiſt in der 
Rechtslehre beſtimmt, und ſo iſt er auch in der neueren Recht— 
ſprechung des RG. [vgl. die Senatsurteile vom 16. Oktober 
1911, IW 594/10, RG. 77, 172;2) vom 4. Mai 1912, IV 568/11, 
JW. S. 79917; vom 2. Dezember 1912, IV 362/12; vom 7. De: 
zember 1912, IV 601/11 und vom 19. Mai 1913, IV 38/13], 
feſtgelegt. Dieſe Begriffsbeſtimmung zu verlaſſen, liegt keinerlei 
Anlaß vor. Namentlich kann nicht anerkannt werden, daß ihr, 
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wie das OLG. zu meinen ſcheint, die Wendung „Bindung bei 
einem Erbvertrag oder einem gemeinſchaftlichen Teſtament“ ent⸗ 
gegenſtünde und daß es, wenn von ihr ausgegangen wäre, 
heißen müſſe „Bindung durch einen Erbvertrag oder ein gemein⸗ 
ſchaftliches Teſtament“. Das Wort „durch“ hätte vielleicht auch 
gebraucht werden können, das Wort „bei“ braucht aber keinen 
anderen Sinn zu haben. Zur Frage der Bindung des Erb⸗ 
laſſers an die von ihm in dem Erbvertrag oder dem gemein 
ſchaftlichen Teſtamente getroffenen Verfügungen gehört nach der 
feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. [vgl. außer den vorhin 
angeführten Erkenntniſſen noch die Senatsurteile vom 5. Februar 
1912, IV 229/11, RG. 78, 268°) und vom 10. April 1915, 
IV 512/14, Warneyer Ergänzungsband Nr. 147] auch die 
Entſcheidung darüber, inwieweit der Überlebende ſeine Ver⸗ 
fügungen bei Lebzeiten durch Schenkungen vereiteln kann. 
Auch dieſe Frage iſt, wenn der Erbvertrag oder das Teſtament 
vor dem 1. Januar 1900 errichtet iſt, nach altem Rechte zu 
beurteilen. Iſt daher der Überlebende auf Grund des Erb⸗ 
vertrags oder gemeinſchaftlichen Teſtaments Vollerbe des Ver⸗ 
ſtorbenen geworden und hat er ſelbſt in dem Erbvertrag oder 
dem gemeinſchaftlichen Teſtament über ſein Vermögen unter⸗ 
ſchiedslos verfügt, ſo umfaßt die Bindung an ſeine eigenen 
Verfügungen auch die Frage, ob und inwieweit er über das 
vom Vorverſtorbenen ererbte Vermögen bei Lebzeiten durch 
Schenkungen verfügen kann. Das hat der Senat bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen [vgl. wiederum die vorhin angeführten Urteile 
vom 2. Dezember 1912, IV 362/12 und vom 19. Mai 1913, 
IV 38/13]. Ganz anders aber liegt in der hier in Betracht 
kommenden Beziehung die Sache, wenn der Vorverſtorbene den 
Überlebenden in dem Erbvertrag oder dem gemeinſchaftlichen 
Teſtament zwar auch zum Erben ernannt hat, aber nicht zum 
Vollerben, ſondern nur zum Vorerben, alſo mit der Beſtim⸗ 
mung, daß nach ſeinem Wegfall ein anderer Erbe werden ſolle. 
Dann erwirbt der Nacherbe allerdings auch auf Grund des Erb— 
vertrags oder des gemeinſchaftlichen Teſtaments, indeſſen nicht 
auf Grund der Verfügung des Überlebenden, ſondern auf Grund 
der des Vorverſtorbenen. Dann kann eine Vereitelung der Ver⸗ 
fügungen des Überlebenden durch Schenkungen bei dem er⸗ 
erbten Vermögen, abgeſehen von deſſen Nutzungen, gar nicht in 
Frage kommen. Der Überlebende kann dann zwar über das 
ererbte Vermögen, wenigſtens über deſſen Stamm, unter Lebenden 
nur in beſchränktem Umfange verfügen, aber das iſt eine Folge 
nicht ſeiner Gebundenheit an die eigenen Verfügungen, die er 
in dem Erbvertrag oder dem gemeinſchaftlichen Teſtamente ge⸗ 
troffen hat, ſondern des Umſtandes, daß ihn der Vorverſtorbene 
in ſeinen Verfügungen nur mit Beſchränkungen zum Erben 
ernannt hat. In einem ſolchen Falle kann daher von einer 
Anwendung des Art. 214 Abſ. 2 keine Rede ſein. Für die 
Frage, in welchem Umfange der Vorerbe in der Verfügung über 
die zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände beſchränkt iſt, gibt 
deshalb nicht Art. 214 die Richtſchnur, der als Ausnahme— 
vorſchrift nicht über ſeinen klaren Sinn hinaus erſtreckt werden darf 
[Urteil vom 14. Oktober 1904, VII 100/04, IW. 1905, 12 Nr. 1), 
ſondern die Regelvorſchrift in Art. 213, der zwar ausdrücklich 
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nur den Fall behandelt, daß der Erblaſſer vor dem 1. Januar 
1900 geſtorben iſt, zugleich aber mit Sicherheit für den um⸗ 
gekehrten Fall als Willen des Geſetzes erkennen läßt, daß die 
erbrechtlichen Verhältniſſe nach dem BGB. beurteilt werden 
ſollen. Die Befugnis des Vorerben zur Verfügung über die 
Erbſchaftsgegenſtände richtet ſich alſo, wenn der Erblaſſer nach 
dem 1. Januar 1900 geſtorben iſt, ſelbſt dann nach dem BGB., 
wenn die Beerbung auf Grund eines Erbvertrags, der, oder 
eines gemeinſchaftlichen Teſtaments erfolgt, das vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. errichtet iſt. Auch das hat der Senat in 
einer Sache, die der vorliegenden gleich lag, ſchon anerkannt 
Urteil vom 7. Jannar 1009, IV 135/08, PoſMSchr. S. 27]. 
Im Streitfalle war die Witwe K. nach der übereinſtimmenden 
vom OLG. überdies als zutreffend bezeichneten Annahme beider 
Parteien nur Vorerbin ihres am 13. Februar 1900 verſtorbenen 
Ehemannes, aus deſſen Vermögen ſie der Beklagten die den 
Gegenſtand des Rechtsſtreits bildenden Zuwendungen gemacht 
hat. Die Frage, ob und inwieweit ſie zu dieſen Zuwendungen 
befugt war, iſt daher mit dem LG. und der Reviſion nach dem 
BGB. und nicht mit dem OLG. nach dem ALR. zu entſcheiden. 
Nach dem BGB. aber hat das OLG. den Rechtsſtreit noch nicht 
geprüft. Sein Urteil unterliegt daher der Aufhebung. Die 
Sache iſt zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an 
das BG. zurückzuverweiſen. N. u. Gen. c. Ch., U. v. 8. Juli 15, 
51/15 IV. — Poſen. [S.] 


Handelsrecht. 

* „6. Wie iſt die cif⸗Klauſel mit der weiteren Vertrags⸗ 
beſtimmung zu vereinen: Kaſſe gegen Dokument bei Dampfer 
Ankunft 7] 

Durch Vertrag vom 20. Mai 1914 verkaufte die Klägerin 
an die Beklagte zirka 10 t Hankow Holzöl für 52,25 4 per 
100 kg cif Hamburg, Juli⸗Abladung von China, Kaſſe minus 
1 Prozent Skonto gegen Dokumente bei Ankunft des Dampfers, 
Hamburger ausgeliefertes Bruttogewicht, Hamburger Arbitrage. 
Die Ware iſt rechtzeitig mit Dampfer E. auf den Transport 
gekommen, bisher aber in H. nicht eingetroffen. Klägerin be⸗ 
hauptet, das Schiff ſei in einem neutralen Hafen — der nicht 
namhaft gemacht wird — liegen geblieben. Die Beklagte hat 
ſich geweigert, die Dokumente gegen Zahlung des Preiſes auf⸗ 
zunehmen. Klägerin beanſprucht 5382,50 &, hat ſich aber. 
damit einverſtanden erklärt, daß ein vom Gericht zu ſchätzender 
Betrag einſtweilen abgeſetzt werde, um der Beklagten für den 
Fall Deckung zu gewähren, daß die Ware in der Qualität 
abfalle oder ein Gewichtsmanko ſich ergebe. Das LG. hat, 
dieſen Betrag auf 1000 & anſetzend, die Beklagte durch Teil⸗ 
urteil zur Zahlung von 4382,50 & nebſt 5 Prozent Prozeß⸗ 
zinſen verurteilt. Auf die Berufung der Beklagten hat das 
OLG. das Urteil aufgehoben und die Klage — ſoweit über fie 
erkannt iſt — abgewieſen. Die Klägerin hat ohne Erfolg 
Reviſion eingelegt. Gründe: In Übereinſtimmung mit dem 
erſten Richter geht der Vorderrichter davon aus, daß nach all⸗ 
gemeiner Verkehrsauffaſſung bei cif⸗Verkäufen der Abladehafen 
für die Vertragspflichten des Verkäufers jedenfalls inſoweit 
Erfüllungsort iſt, als es ſich um die Übergabe der verkauften 
Ware an den Käufer handelt, und daß ſomit nach SS 447, 
446 BGB. die Gefahr des zufälligen Unterganges oder einer 
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zufälligen Verſchlechterung der Ware mit ihrer Auslieferung 
an den Schiffer auf den Käufer übergeht. Das entſpricht der 
ſtändigen Rechtſprechung und wird auch von den Parteien nicht 


beanſtandet. Mit Recht nehmen des ferneren die Vorinſtanzen 


an, daß hieran im vorliegenden Falle auch nichts durch die 
Klauſel geändert worden iſt: Hamburger ausgeliefertes Brutto⸗ 
gewicht, Hamburger Arbitrage. Denn wenn damit auch ver⸗ 
einbart iſt, daß die maßgebliche Feſtſtellung des Gewichts und 
eintretenden Falles auch der Beſchaffenheit der Ware erſt in 
Hamburg ſtattfinden ſoll, ſo iſt das doch nicht unvereinbar mit 
dem Übergang der Gefahr der Reiſe auf den Käufer. Iſt auch 
an ſich das Ergebnis der Hamburger Feſtſtellungen maßgeblich, 
ſo bleibt doch dem Verkäufer unbenommen, geltend zu machen, 
daß die feſtgeſtellten Mängel während der Reiſe entſtanden 
ſind. Der Zweifel, der auftritt, iſt, wie dieſe cif⸗Klauſel mit 
der weiteren Beſtimmung des Vertrages: Kaſſe gegen Dokument 


bei Dampfer Ankunft zu vereinen iſt. Während der Kaufpreis 


auch dann ſoll geſchuldet werden, wenn Schiff und Ladung 
Hamburg nicht erreichen, ſoll doch der Käufer zur Zahlung 
nicht eher verpflichtet ſein, als bis der Dampfer in Hamburg 
eingetroffen iſt. Der erſte Richter hat angenommen, daß es 
ſich bei dieſem Sachverhalt in letzterer Klauſel nicht um eine 
Bedingung handeln könne, ſondern nur um eine Zeitbeſtimmung, 
die mit Rückſicht darauf, daß bei eif⸗Verkäufen auch die Ber: 
zögerung der Reiſe „zu Laſten des Käufers“ iſt, dahin um⸗ 
gedeutet werden müſſe, daß Zahlung in dem Zeitpunkt verlangt 
werden könne, in welchem normalerweiſe das Schiff auf der 


‚Elbe eingetroffen wäre. Dieſe Auslegung lehnt das OLG. ab, 


indem es die Klauſel vielmehr dahin verſteht, daß der Käufer 
trotz der gehörigen Andienung der Dokumente erſt bei Ankunft 
des Dampfers oder der Ware in Hamburg zu bezahlen braucht, 
ſolange nicht feſtſteht, daß mit einer ſolchen Ankunft und darauf 


folgenden Andienung der Ware überall nicht mehr zu rechnen 


iſt. Dem iſt zuzuſtimmen. Von der Reviſion wird es ver⸗ 
geblich bekämpft. In der Tat fügen ſich die beiden Klauſeln 
ohne Schwierigkeit ineinander. Iſt durch die cif⸗Bedingung 


vereinbart, daß der Preis auch gezahlt werden muß, wenn der 


Dampfer nicht ankommt, ſo kann in der Klauſel wegen der 
Art der Zahlung mit dem Zuſatz bei Ankunft des Dampfers 
nicht eine Bedingung, ſondern nur eine Zeitbeſtimmung gemeint 
fein. An dieſes Ereignis, die Ankunft des Dampfers, wird 
nicht die Verpflichtung zur Zahlung geknüpft, ſondern nur die 
Dauer der bewilligten Befriſtung, die ein Ende nehmen muß, 
ſobald der Nichteintritt des Ereigniſſes feſtſteht. Man iſt alſo, 
um Einklang in die Beſtimmungen des Vertrages zu bringen, 
nicht genötigt, in der Auslegung der Klauſel ſoweit zu gehen, 
wie das LG. es tut. Es iſt aber auch aus ſachlichen Gründen 
nicht berechtigt. Mit Recht hat der BerR. dieſe Auslegung 
mit dem Hinweis darauf abgelehnt, daß es fi) bei dem Zuſatz: 
bei Ankunft des Dampfers um einen Vorbehalt des Käufers 
handelt, an welchem dieſer ein ganz beſtimmtes und erhebliches 
Intereſſe hat und welchen man nicht ohne dringenden Grund 
im Wege der Auslegung einfach beſeitigen darf. Gerade die 


von der Reviſionsklägerin in den unteren Inſtanzen vorgetragene 


und, wie ſie hier rügt, vom Vorderrichter angeblich unbeachtet 
gelaſſene Entſtehungsgeſchichte der Klauſel könnte nur dazu 
dienen, in der Auffaſſung, die der Vorderrichter vertritt, zu be⸗ 


a 


— 
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ſtärken. Indem die Käufer ſich darauf einließen, ſtatt lang⸗ 
friſtiger Akzepte das bare Geld zu geben, taten ſie das nicht 
ohne den Vorbehalt: bei Ankunft des Dampfers, und es iſt 
verſtändlich, daß wenn ſie ſchon in der Klauſel: Kaſſe gegen 
Dokument ſich zur Vorauszahlung des Preiſes verſtanden, ſie 
doch das Geld zu zahlen nicht eher verpflichtet ſein wollten, 
als bis ſie durch Ankunft des Schiffes die Gewähr hätten, daß 
ſie nur für kürzeſte Zeit in die Lage kämen, die Ware und das 
Geld zugleich zu entbehren. Wie es ſich aber auch mit der 
geſchichtlichen Entwicklung der Klauſel verhalten mag, ſo beſteht 
jedenfalls ſachlich dieſer für die kaufmänniſchen Verhältniſſe 
ſehr bedeutſame Zuſammenhang zwiſchen der Zuſage barer 
Vorauszahlung einerſeits, Vorbehalt der Ankunft des Schiffes 
andererſeits. Käufer und Verkäufer ſind hierauf übereingekommen, 


und nur aus zwingenden Gründen wäre es zu rechtfertigen,. 


daß man es bei jener Zuſage des Käufers zwar beläßt, ihm 
dieſen Vorbehalt aber ſtreicht. Das LG. hat ſich zu ſeiner 
Auslegung durch die Erwägung beſtimmen laſſen, daß, wie über⸗ 
haupt die Gefahr der Reiſe ſo auch die einer Verzögerung 
derſelben den Käufer treffe. Dem iſt der Vorderrichter mit 
Recht nicht gefolgt. Die SS 446, 447 BGB., die den Über⸗ 
gang der Gefahr beſtimmen, handeln nur von dem Schaden, 
der an den Gütern entſteht. Von dem Verzögerungsſchaden 
als ſolchem iſt hier nicht die Rede. Was dieſen angeht, ſo 
trifft ſelbſtverſtändlich der Verluſt den Käufer, wenn er durch 
die Verzögerung der Reiſe Schaden leidet. Aber daraus folgt 
nicht, daß er Dritten — einſchließlich des Verkäufers — für 
deren Schaden aufzukommen hätte, wenn ſie infolge der Ge— 
ſtaltung der Verhältniſſe ebenfalls ein Intereſſe an der recht— 
zeitigen Ankunft der Güter haben. Und wenn es daraus folgte, 
dann würde es hier nichts verſchlagen. Es handelt ſich hier 
nicht um Schadenserſatz, ſondern um Vertragserfüllung und 
die Gefahr, daß er bei verſpätetem Eintreffen des Schiffes 
auch die Bezahlung erſt ſpäter erhält, hat der Verkäufer eben 
dadurch vertragsmäßig auf ſich genommen, daß er ſich auf die 
Klauſel ſo, wie ſie lautet, einließ. Nach allem hat der Vorder⸗ 
richter mit Recht angenommen, daß, wenn die Reiſe eine Ver⸗ 
zögerung erleidet, auch der Zeitpunkt, in welchem die Aufnahme 
der Dokumente beanſprucht werden kann, hinausgeſchoben wird, 
ſolange noch mit der Ankunft des Schiffes mit den Gütern zu 
rechnen iſt. Im vorliegenden Falle ſcheinen die Beteiligten 
nicht zu wiſſen, wo ſich das Schiff mit den Gütern befindet. 
Jedenfalls iſt eine Behauptung darüber nicht aufgeſtellt. Es 
wird behauptet, es habe irgendeinen neutralen Hafen als Not⸗ 
hafen aufgeſucht. Danach wäre alſo die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß es nach beendeter Gefahr ſeine Reiſe fortſetzt 
und feinen Beſtimmungsort erreicht. C. P.⸗G. m. b. H. c. H. & V., 
U. v. 2. Juli 15, 162/15 II. — Hamburg. [B.] 


Wechſelrecht. 

7 7. Rechtliche Bedeutung des Umſtandes, daß ein Giro 
aus Verſehen durchſtrichen ift.] 

Die Beklagte zu 2 iſt die Ausſtellerin, der Beklagte zu 1 
der Akzeptant eines an eigene Order der Ausſtellerin geſtellten 
Wechſels über 10 000 &, fällig am 23. September 1913. 
Der Wechſel war von der Ausſtellerin, der B.er Eiſen⸗ und 
Werkzeug⸗Handlung A. & Co. und von der Allgemeinen Auktions⸗ 
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geſellſchaft m. b. H. in blanko indoſſiert. Er iſt im Auftrage 
des klägeriſchen Zedenten S. rechtzeitig proteſtiert. Nachdem 
2000 & abbezahlt waren, hat S. den Wechkſel gegen ſämtliche 
Wechſelſchuldner eingeklagt. Im Prozeſſe hat ſich herausgeſtellt, 
daß die ſämtlichen Indoſſamente durchſtrichen waren. Die 
Klage iſt demzufolge abgewieſen worden. Nach Behauptung 
der jetzt erhobenen Klage iſt die Durchſtreichung durch ein un⸗ 
aufgeklärtes Verſehen geſchehen, während der Wechſel ſich im 
Gewahrſam der Anwälte des S., der jetzigen Nebeninter⸗ 
venienten, befand. S. mißt ſich Anſprüche aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung bei und hat dieſe an den Kläger abge⸗ 
treten. Kläger behauptet, daß durch die Durchſtreichung der 
Indoſſamente ohne rechtlichen Grund die ſeinem Zedenten zu⸗ 
ſtehende Wechſelforderung vernichtet und die Beklagten von 
ihrer Wechſelverbindlichkeit befreit ſeien. Sie ſeien deshalb 
dem Zedenten gemäß $ 812 BGB. zur Herausgabe des Be⸗ 
trages verpflichtet, von deſſen Zahlung ſie ohne Grund befreit 
ſeien. Er hat demgemäß auf Grund des abgetretenen Rechtes 


gegen die drei Beklagten als Geſamtſchuldner auf Zahlung von 


8000 & nebſt Zinſen ſeit dem Tage des Proteſtes und 45 4 
93 Wechſelunkoſten geklagt. Gegen die Beklagten zu 1 und 
2 iſt die Klage vom LG. abgewieſen worden. Das KG. hat 
die Berufung des Klägers zurückgewieſen. In der Literatur 
wird darüber geſtritten, welche rechtliche Bedeutung dem Um⸗ 
ſtande zukommt, daß ein den Kläger legitimierendes Giro aus 
Verſehen oder von einem Unbefugten auf dem Wechſel durch⸗ 
ſtrichen worden iſt. Nach der einen Meinung ſoll dadurch das 
Wechſelrecht ſelbſt, weil es von der Urkunde und deren Zus 
ſtande abhängt, untergehen, nach der andern ſoll ſich der Nach⸗ 
teil für den Gläubiger darauf beſchränken, daß die Urkunde 
zum Nachweiſe ſeiner Legitimation nicht mehr ausreicht, daß 
ihm aber beim Nachweiſe des Verſehens oder des unbefugten 
Eingriffs das Recht aus dem Papiere ſelbſt erhalten bleibt. 
Das RG. hat bisher zu dieſer Streitfrage grundſätzlich noch 
keine Stellung genommen. Auch der vorliegende Streitfall 
nötigt nicht dazu. Denn die angefochtene Entſcheidung des 
KG., die in Übereinſtimmung mit dem Gerichte I. Inſtanz dem 
Kläger den geltend gemachten Bereicherungsanſpruch verſagt, 
erweiſt ſich im einen wie im andern Falle als rechtlich ein⸗ 
wandfrei. Folgt man der Meinung, daß durch die Ver⸗ 
änderung des Papiers das Recht aus dem Wechſel ſelbſt 
untergegangen iſt, ſo ergibt ſich die Verſagung des Bereiche⸗ 
rungsanſpruchs, wie das KG. mit Recht darlegt, ſchon aus 
der formalen Natur des Wechſels. Gewiß gibt es Rechtsſätze, 
die an einen beſtimmten Tatbeſtand eine Rechtsveränderung 
knüpfen, ohne damit auch die herbeigeführte Vermögensver⸗ 
ſchiebung als endgültig billigen zu wollen. Dazu aber ge⸗ 
hören die Formvorſchriften des Wechſelrechts nicht. Das folgt 
unmittelbar aus der Vorſchrift des Art. 83 WO. Folgt man 
aber der andern Anſicht, ſo läßt ſich doch im vorliegenden 
Falle dem Kläger nicht mehr helfen, weil ſeinem Anſpruche die 
Rechtskraft des im Wechſelprozeſſe ergangenen Urteils ent: 
gegenſteht. Die Vorſchriften des BGB. über ungerechtfertigte 
Bereicherung haben nicht die Bedeutung, daß mit ihrer Hilfe 
rechtskräftig entſchiedene Streitfälle nach Belieben wieder auf: 
genommen werden könnten. Z. c. P. u. Gen., U. v. 15. Juni 15, 
61/15 II. — Berlin. [S.] 
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Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 

8. Unter welchen Vorausſetzungen können die Mitgeſell⸗ 
ſchafter zur Deckung einer rückſtändigen Stammeinlage des 
ſäumigen Geſellſchafters herangezogen werden?] 

Die Klägerin iſt Inhaberin mehrerer vollſtreckbarer Titel 
gegen die H. werke G. m. b. H. Sie hat auf Grund dieſer Titel 
die Anſprüche ihrer Schuldnerin gegen deren Geſellſchafter, zu 
denen die Beklagten gehören, pfänden und ſich überweiſen 
laſſen. Dieſe Anſprüche werden im vorliegenden Prozeſſe mit 
der folgenden Begründung geltend gemacht. Ein gewiſſer W. 
habe bei der erſten Kapitalerhöhung der Geſellſchaft einen 
Anteil von 50 000 & übernommen, aber nicht gehörig ein⸗ 
bezahlt. Auf die erſten 25 000 & ſei er anderweitig in An⸗ 
ſpruch genommen. Er ſei außerſtande, die weiteren 25 000 & 


zu zahlen, weshalb dieſer Betrag gemäß 8 24 GmbHG. von. 


den übrigen Geſellſchaftern aufzubringen ſei. Die Beklagten 
ſeien bei einer zweiten Kapitalerhöhung der H. werke Geſell⸗ 
ſchafter geworden. Außer ihnen ſeien zahlungsfähige Geſell⸗ 
ſchafter nicht vorhanden. Sie hätten alſo den geforderten 
Betrag nach Verhältnis ihrer Anteile zu zahlen. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen. Das KG. hat die Berufung der 
Klägerin zunächſt durch Verſäumnisurteil vom 12. Juni und 
Endurteil vom 5. Oktober 1912, nach deſſen Aufhebung noch⸗ 
mals durch Urteil vom 1. April 1913, und nachdem das RG. 
auch dieſes Urteil aufgehoben hatte, durch das jetzt angefochtene 
Urteil vom 30. Januar 1915 zurückgewieſen. Die früheren 
Entſcheidungen des KG. beruhten auf Gründen des materiellen 
Rechtes, die vom RG. nicht gebilligt wurden und die durch 
die beiden früheren Reviſionsurteile erledigt ſind. Jetzt handelt 
es ſich ausſchließlich um die Einrede der Beklagten, daß ihre 
Haftung von der Erfüllung der Vorſchriften der 88 21 bis 23 
GmbHG. abhängig ſei und daß dieſe nicht erfüllt ſeien. Nach 
der Feſtſtellung des OLG. hat der Geſellſchafter W. den Offen⸗ 
barungseid geleiſtet und iſt zur Zahlung der Stammeinlage 
außerſtande. Daß eine Verſteigerung des Geſchäftsanteils ohne 
Erfolg verſucht iſt, hat die Klägerin zwar behauptet, aber nicht 
erwieſen. Unſtreitig iſt aber W. nicht gemäß $ 21 zur Zahlung 
aufgefordert noch auch ſeines Anteils für verluſtig erklärt 
worden. Das KG. führt nun aus: Falls ein Geſellſchafter 
die Einzahlung nicht leiſte, ſo könnten nach der ausdrücklichen 
und klaren Vorſchrift des § 22 etwaige Rechtsvorgänger nur 
in Anſpruch genommen werden, nachdem der Geſellſchafter auf 
Grund eines dem § 21 entſprechenden Verfahrens ſeines An 
teils verluſtig erklärt ſei. Wenn dann auch von den Rechts— 
vorgängern Zahlung nicht zu erlangen ſei, müſſe der Geſchäfts⸗ 
anteil verſteigert werden, und erſt wenn dies geſchehen, könnten 
die übrigen Geſellſchafter angehalten werden, den Fehlbetrag 
aufzubringen. Vorausſetzung der Inanſpruchnahme der übrigen 
Geſellſchafter ſei alſo, daß die Rechtsvorgänger des Säumigen 
ohne Erfolg belangt ſeien, und da dies ohne Ausſchließung 
des Säumigen nicht geſchehen könne, ſo ſei mittelbar auch die 
Kaduzierung Vorausſetzung eines Anſpruches aus § 24 gegen 
die übrigen Geſellſchafter. Ob im Einzelfalle Rechtsvorgänger 
vorhanden ſeien, kann hierbei keinen Unterſchied machen und 
ebenſo ſei es angeſichts der poſitiven Vorſchriften des Geſetzes 
bedeutungslos, ob ihre Erfüllung einen wirtſchaftlichen Erfolg 
verſpreche. Außerdem könne von der Ausſchließung des 
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ſäumigen Geſellſchafters ſchon deshalb nicht abgeſehen werden, 
weil ſonſt die Zahlungen auf einen ihm zuſtehenden Geſchäſts⸗ 
anteil erfolgen würden. Danach ſei alſo die Einrede der Be⸗ 
klagten begründet und es müſſe bei der Abweiſung der Klage 
verbleiben. Die Klägerin hat gegen dieſes Urteil ohne Erfolg 
Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Es fragt ſich, ob 
die Mitgeſellſchafter auf Grund $ 25 GmbHG. zur Deckung 
einer rückſtändigen Stammeinlage erſt dann herangezogen werden 
können, wenn die in den 88 21 bis 23 bezeichneten Mittel zur 
Befriedigung der Geſellſchaft — d. h. die Ausſchließung des 
ſäumigen Geſellſchafters, die Heranziehung etwaiger Rechts⸗ 
vorgänger, die Verſteigerung des Geſchäftsanteils und die In⸗ 
anſpruchnahme des Ausgeſchloſſenen ſelbſt — ohne Erfolg ver⸗ 
ſucht ſind, oder ob die Mitgeſellſchafter auch ohne Durchführung 
dieſer Verſuche in Anſpruch genommen werden können, wenn 
deren Ausſichtsloſigkeit feſtſteht. Das KG. ſpricht aus, das 
Geſetz habe die von ihm aufgeſtellten Regeln zur unbedingt 
erforderlichen Vorausſetzung der Haftpflicht gemacht und mit 
Rückſicht auf das Ineinandergreifen der betreffenden Vorſchriften 
könne nicht von einer einzelnen wegen ihrer Bedeutungsloſigkeit 
im Einzelfalle abgeſehen werden. Ob dies für die in den 
88 22 und 23 angeordneten Maßregeln, die die Einziehung 
der Stammeinlage zum unmittelbaren Gegenſtande haben, zu: 
trifft, mag dahingeſtellt bleiben. Der Wortlaut des 9 24 
ſowohl, wie die Begründung des Geſetzentwurfs [zu 8 24 
S. 56] geben in dieſem Punkte zu Bedenken Anlaß. Jedenfalls 
iſt aber, wie das KG. mit Recht ausführt, die im § 21 ge⸗ 
ordnete Ausſchließung des ſäumigen Geſellſchafters die not⸗ 
wendige Vorausſetzung für die Haftpflicht der in zweiter und 


dritter Linie verpflichteten Rechtsvorgänger und Mitgeſellſchafter, 


weil erſt durch die Ausſchließung ermöglicht wird, daß der 
Gegenwert der geforderten Einzahlungen dem Zahlenden und 
nicht mehr dem ſäumigen Geſellſchafter zugute kommt. Für 
die Rechtsvorgänger iſt dies ausdrücklich beſtimmt. Sie können 
gemäß der deutlichen Vorſchrift des $ 22 nur haftbar gemacht 
werden, nachdem der ſäumige Geſellſchafter durch das Verfahren 
des § 21 ſeines Anteils verluſtig erklärt iſt. Nur dann können 
die Rechtsvorgänger gemäß § 22 Abf. 4 gegen ihre Zahlung 
den Geſchäftsanteil erwerben. Es wäre nicht folgerichtig, wenn 
die Mitgeſellſchafter, die doch erſt nach den Rechtsvorgängern 
haften, in dieſem Punkte ungünſtiger geſtellt wären, und ver⸗ 
pflichtet ſein ſollten, auf einen dem ſäumigen Geſellſchafter noch 
zuſtehenden Anteil Zahlung zu leiſten. Geſchähe dies, ſo würde 
der Gegenwert ihrer Zahlung nicht ihnen, ſondern dem ſäumigen 
Geſellſchafter zugute kommen, was nicht nur gegen alle Billig: 
keit, ſondern auch gegen die in der Begründung des Entwurfes 
ausgeſprochene Abſicht des Geſetzgebers iſt. Laut der Be⸗ 
gründung ſoll ein Übergang der kaduzierten Geſchäftsanteile 
auf die zur Deckung herangezogenen Mitgeſellſchafter nur be 
halb nicht ſtattfinden, weil ſie ſchon durch den Wegfall des 
Ausgeſchloſſenen — alſo in der Vergrößerung ihres Anteils 
an der Geſellſchaft — den Gegenwert für ihre Zahlung er 
halten. In dem öſterreichiſchen Geſetze, das nach dem Muſter 
des deutſchen verfaßt iſt, findet ſich dies ſogar ausgeſprochen; 
denn es heißt dort in $ 70 Abſ. 4: „Falls der Geſchäftsanteil 
nicht verkauft worden ift, erwerben die Geſellſchafter im Ver⸗ 
hältnis zu ihrer Beitragsleiſtung einen Anſpruch auf den dieſem 
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Geſchäftsanteile zufallenden Gewinn und Liquidationserlös.“ 
In dem deutſchen Geſetze iſt freilich nicht mit ausdrücklichen 
Worten geſagt, daß die nach § 24 in Anſpruch genommenen 
Geſellſchafter gegen ihre Zahlungen den Genuß des Anteils 
des ſäumigen Geſellſchafters erhalten ſollen. Es tritt aber 
ohne weiteres ein, wenn nur vor ihrer Heranziehung der 
ſäumige Geſellſchafter ausgeſchloſſen wird. Wenn dann vom 
Rechtsvorgänger nichts zu erlangen iſt, oder ſolche, wie im 
Streitfalle, nicht vorhanden ſind, ſo ſoll in erſter Linie der 
Anteil verſteigert werden. Erfolgt die Verſteigerung, ſo können 
die ſubſidiär haftenden Geſellſchafter durch Mitbieten ihr Intereſſe 
wahren. Erweiſt ſie ſich als unmöglich, ſo fällt der Anteil der 
Geſellſchaft anheim, wodurch der den Mitgeſellſchaftern zufließende 
Anteil an Gewinn und Vermögen der Geſellſchaft ſich ent⸗ 
ſprechend vergrößert. Die Zahlungen der Mitgeſellſchafter 
kommen alſo dem Werte ihrer Anteile zugute. Könnten die 
Mitgeſellſchafter ohne Ausſchluß des Säumigen zur Deckung 
der Einlage herangezogen werden, ſo käme ihre Zahlung zu⸗ 
nächſt einmal dieſem zugute, indem ſie den Wert ſeines Anteils 
erhöhte, und ſie wären auf den Erſatzanſpruch gegen den 
Säumigen beſchränkt. Das kann unmöglich die Meinung des 
Geſetzes ſein. Das Gegenteil hat denn auch in der Faſſung 
des Geſetzes einen erkennbaren Ausdruck gefunden. Da laut 
8 22 die etwaigen Rechtsvorgänger nur nach Ausſchluß des 
ſäumigen Geſellſchafters in Anſpruch genommen werden können, 
und laut 88 23, 24 die Verſteigerung des Anteils, ſowie die 
Heranziehung der Mitgeſellſchafter erſt ſtattfinden darf, wenn 
feſtſteht, daß von den Rechtsvorgängern Zahlung nicht zu er: 
langen iſt, ſo ergibt der Zuſammenhang der Vorſchriften, daß 
die Ausſchließung des ſäumigen Geſellſchafters die Voraus— 
ſetzung jedes Vorgehens nicht nur gegen die Rechtsvorgänger, 
ſondern auch gegen die in dritter Linie haftpflichtigen Geſell— 
ſchafter iſt. Daraus folgt allerdings, daß die Gläubiger der 
Geſellſchaft zu einer erfolgreichen Zwangsvollſtreckung in die 
der Geſellſchaft aus § 24 zuſtehenden Anſprüche nicht gelangen 
können, ſolange die Geſellſchaft nicht kaduziert hat; wozu ſie 
nicht gezwungen werden kann. Das iſt aber die unvermeidliche 
Folge der folgerichtigen und wirtſchaftlich gerechten Ordnung 
der geſellſchaftlichen Verhältniſſe. Es enthält auch keine un⸗ 
billige Benachteiligung des einzelnen Geſellſchaftsgläubigers. 
Er kann in ſolchem Falle die Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen der Geſellſchaft erwirken, damit der Konkurs⸗ 
verwalter die Kaduzierung erklärt und die Geſellſchafter zur 
Deckung des Stammkapitals heranzieht. Daß dann die letzten 
Mittel einer zahlungsunfähigen Geſellſchaft nicht dem einzelnen, 
ſondern allen Gläubigern gleichmäßig zugute kommen, erſcheint 
eher wünſchenswert als das Gegenteil. Da demnach die auf 
5 24 Gmb. begründete Klage mit Recht abgewieſen iſt, 
weil der ſäumige Geſellſchafter nicht gemäß § 21 feines Anteils 
verluſtig erklärt iſt, mußte die Reviſion zurückgewieſen werden. 
R. c. A.s Erben, U. v. 11. Juni 15, 105/15 II. — Berlin. [B.) 


II. Preußiſches Recht. 
7 9. Rechtsgrundſätze bezüglich der Geſundheitsſchädigung 
von Nachbarn durch Bergbaubetrieb. 
Der Kläger behauptet: In mehreren von ihm gegen die 
Beklagte angeſtrengten Prozeſſen ſei bereits feſtgeſtellt worden, 
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daß die von den Tagesanlagen der Zeche der Beklagten aus⸗ 
gehenden Zuführungen in einer das gemeinübliche Maß erheblich 
überſteigenden Weiſe ſeine Geſundheit beſchädigten. Auf Grund 
dieſes Sachverhalts begehrt er Schadenserſatz. Das LG. wies 
die Klage ab. Das BG. iſt zu ſeiner dem Kläger ungünſtigen 
Entſcheidung gekommen, indem es auf der Grundlage des 
§ 823 Abſ. 1 BGB. ein von der Beklagten zu vertretendes 
Verſchulden an der behaupteten Geſundheitsſchädigung als 
Vorausſetzung des geltend gemachten Schadenserſatzanſpruchs 
hinſtellt und in dem Vorbringen des Klägers einen ausreichenden 
Anhalt für die Annahme eines ſolchen Verſchuldens vermißt. 
Den ſich hiergegen richtenden Angriffen der Reviſion war keine 
Ohne Grund bezieht dieſe ſich in erſter Be⸗ 
ziehung auf den in ſtändiger Rechtſprechung des RG. anerkannten 
Rechtsſatz: daß der Eigentümer, dem durch beſondere geſetzliche 
Beſtimmungen oder polizeiliche Verfügungen die Möglichkeit, 
Eingriffe in ſein Eigentum mittels der ordentlichen Rechtsbehelfe 
abzuwehren, entzogen iſt, einen Anſpruch auf Erſatz des ihm 
durch ſolche Eingriffe verurſachten Schadens ohne Rückſicht auf 
ein dem Störer zur Laſt fallendes Verſchulden habe [gl. RG. 
Bd. 58 Nr. 32 auf S. 134; 6) Bd. 70 Nr. 43 auf S. 1553) 
Bd. 81 Nr. 50 auf S. 224;7) bei Gruchot Bd. 45 auf S. 1018; 
Bd. 54 auf S. 640 und Warngſpr. 1911 Nr. 331; 1913 
Nr. 226]. Sie überſieht, daß ſich dieſer Rechtsſatz nur auf 
Schadenserſatzanſprüche wegen Verletzung des Eigentums und 
jedenfalls nicht auf Schadenserſatzanſprüche wegen Körper⸗ 
verletzung oder Geſundheitsſchädigung bezieht. Sie geht aber 
auch in der Annahme fehl, daß der Kläger durch Beſtimmungen 
des preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes verhindert ſei und 
geweſen ſei, den Zuführungen aus den Anlagen der Beklagten 
mit der Klage auf Beſeitigung und Unterlaſſung nach Maßgabe 
der §§ 903, 906, 1004 BGB. entgegenzutreten. Allerdings 
iſt der Grundeigentümer namentlich auch gegenüber Zuführungen 
zugunſten des Bergwerkseigentümers im Gebrauche der ordent— 
lichen Rechtsbehelfe beſchränkt, jedoch nur mit Rückſicht auf den 
Bergwerksbetrieb, und dieſer begreift nur die auf Förderung 
des verliehenen Minerals gerichtete, insbeſondere im 8 54 
ABergG. bezeichnete Tätigkeit und nicht auch Verrichtungen, 
die, wie der Betrieb in den Tagesanlagen und Koksöfen der 
Beklagten, der Verarbeitung oder Verwertung des gewonnenen 
Minerals dienen [vgl. RG. Bd. 2 Nr. 59; Bd. 26 Nr. 41; 
Bd. 35 Nr. 41; Daubenſpeck, Bergrechtl. Entſch. Bd. 1 S. 284/5; 
Bd. 2 S. 161/25 ferner bei Gruchot Bd. 55 auf S. 1169/11710.) 
Einen ausreichenden Anhalt für die Annahme eines von der 
Beklagten zu vertretenden Verſchuldens will die Reviſion im 
Gegenſatz zum BG. in der Behauptung des Klägers finden, 
daß er die Beklagte [ſ. h. ihre Vorſtandsmitglieder] bereits vor 
vier Jahren unter Mitteilung eines Gutachtens des Kreisarztes 
Dr. A. darauf hingewieſen habe, daß ſeine Geſundheit durch 
ihre Zuführungen beſchädigt werde. Und es iſt ihr zuzugeben, 
daß das BG. hierbei ohne Grund eine Angabe über den Inhalt 
des Dr. A.ſchen Gutachtens vermißt; denn die Behauptung des 


5) JW. 1904, 360; Neumann, Rſpr. IS 1004 Erk. d. 

6) IW. 1909, 110; Neumann, Rſpr. II S 906 Erk. a. 

7) IW. 1913, 374. 

8) JW. 1911, 338; Neumann, Rfpr. II 53 905 ff. Anm. 6. 
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Klägers iſt ohne weiteres dahin aufzufaſſen: daß das danach 
der Beklagten mitgeteilte Gutachten ſeinen Hinweis auf die 
Schädigung ſeiner Geſundheit durch die Zuführungen beſtätigt 
habe. Allein das BG. begründet ſeine Stellungnahme zu 
dieſer Behauptung des Klägers und zur Verſchuldensfrage ganz 
unabhängig von dem eben berührten Umſtande weiterhin mit 
der Ausführung: die Beklagte habe die angebliche geſundheitlich 
ſchädigende Wirkung darauf zurückführen dürfen, daß der Kläger 
infolge einer befonderen körperlichen Veranlagung den Ein⸗ 
wirkungen der mit Dämpfen und Gaſen aller Art angefüllten 
Luft im weſtfäliſchen Induſtriegebiet mehr ausgeſetzt ſei, als 
andere Perſonen von einem normalen körperlichen Befinden. 
Dieſe Ausführung iſt an ſich um ſo weniger zu beanſtanden, 
als der Kläger, wie das BG. hervorhebt, nicht behauptet hat, 
daß bei der Beklagten auch von anderen Nachbaren Klagen 
über Geſundheitsſchädigungen durch die Zuführungen angebracht 
worden ſeien. Und durfte die Beklagte oder durften ihre 
Vorſtandsmitglieder die ihr oder ihnen vom Kläger angezeigte 
Geſundheitsſchädigung auf eine beſondere körperliche Veranlagung 
des Klägers und auf die mit Dämpfen und Gaſen aller Art 
angefüllte Luft im weſtfäliſchen Induſtriegebiet zurückführen, ſo 
kann in der Tat ein Außerachtlaſſen der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt [ſ. S 276 BGB.] auf ihrer Seite nicht darin gefunden 
werden, daß nicht auf die Anzeige des Klägers hin etwas zur 
Beſeitigung oder Unſchädlichmachung ihrer Zuführungen getan 
iſt. Auf Schädigungen, die ſich aus Zuführungen insbeſondere 
der im § 906 BGB. bezeichneten Art für andere nur bei 
beſonderer körperlicher Veranlagung und Empfindlichkeit ergeben, 
kann der normale Verkehr nicht Rückſicht nehmen. S. c. Rh. St., 
U. v. 13. Juli 15, 119/15 V. — Hamm. (S.] 


Oberlandesgerichte. 


Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Der im Konkurſe befindliche Kriegsteilnehmer iſt 
ſelbſtändig berechtigt, Beſchwerde gegen die Zwangs— 
verſteigerung ſeines Grundſtücks einzulegen. 

Das dem Konkursverwalter durch 8 6 KO. übertragene Ver⸗ 
waltungsrecht ſchließt die Befugnis des Gemeinſchuldners nicht aus, 
Maßregeln der Zwangsvollſtreckung, die nicht bloß gegenüber den 
Konkursgläubigern, ſondern ſchlechthin unwirkſam ſind, im Wege der 
Erinnerung gemäß § 766 ZPO. zu beanſtanden (RG. 28, 284, 29, 
76). Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Nach 85 Abſ. 1 Ziff. 2 des 
Kriegsteilnehmergeſetzes vom 4. Auguſt 1914 iſt die Verſteigerung von 
Grundſtücken eines Kriegsteilnehmers wegen Geldforderungen un: 
zuläſſig. Die Vorſchrift iſt zwingenden Rechts. Ihre Verletzung kann 
daher von einem Kriegsteilnehmer auch dann geltend gemacht werden, 
wenn er ſich im Konkurſe befindet und ſeine Grundſtücke nicht vom 
Konkursverwalter freigegeben ſind, ſondern zur Konkursmaſſe gehören. 
Für die nach § 5 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 erhebliche Frage, 
ob es ſich um eine Zwangsvollſtreckung gegen einen Kriegsteilnehmer 
handelt, iſt es ohne Belang, daß der Kriegsteilnehmer, wenn über 
ſein Vermögen das Konkursverfahren eröffnet iſt, gemäß § 6 KO. mit 
der Eröffnung des Verfahrens die Befugnis verliert, ſein zur 
Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu verwalten und darüber zu 
verfügen. Weſentlich iſt allein, daß die Konkursmaſſe trotzdem ſein 
Vermögen bleibt. Die Zwangsvollſtreckung in die zur Konkursmaſſe 
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eines Kriegsteilnehmers gehörigen! Grundſtücke iſt daher eine 
Zwangsvollſtreckung gegen den Kriegsteilnehmer ſelbſt, mag auch yu: 
folge beſonderer geſetzlicher Vorſchriften die Vollſtreckungsklauſel auf 
den Konkursverwalter umzuſchreiben, der vollſtreckbare Schuldtitel dem 
Konkursverwalter zuzuſtellen und in dem Einleitungsbeſchluß über die 
Zwangsverſteigerung der Grundſtücke der Konkursverwalter auf: 
zuführen fein. Die Vertretungsmacht des Konkursverwalters ändert 
nichts daran, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des in 
Konkurs geratenen Kriegsteilnehmers und nicht in das Vermögen des 
Konkursverwalters geht (Güthe in JMBl. 1914, 747 c). Es kommt 
auch nicht darauf an, ob der Kriegsteilnehmer Alleineigentümer oder 
Miteigentümer des zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Grundſtücks iſt, 
auch wenn er nur Miteigentümer iſt, gehört das Grundſtück zu ſeinem 
Vermögen. (Beſchluß des 8. Ferienzivilſenats des KG. vom 30. Juli 
1915, 11 W. 2817, 2818/15.) 
Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Redlich, Berlin. 
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Ausſetzung des Prozeſſes, wenn die Geſchäftsführer 
einer Geſellſchaft m. b. H. zum Militärdienſt ein⸗ 
berufen find.) 

Die Beklagte iſt eine Geſellſchaft m. b. H. Von ihren beiden 
Geſchäftsführern befindet ſich der eine ſeit dem 3. Auguſt 1914 beim 
Heere, während der andere ſeit dem 80. März 1915 fi im Oſten 
befindet. Der Prokuriſt ſteht gleichfalls beim Heere. Von den ſonſtigen 
Inhabern der Geſchäftsanteile — vier Frauen und ein Minder⸗ 
jähriger — ſcheint ſich niemand für eine geordnete Geſchäftsführung 
zu eignen; die verw. T. iſt nur aus formalen Gründen als Geſchäfts⸗ 
fihrerin beſtellt worden. Der Kläger klagt auf reſtliche Erfüllung 
eines Schluſſes in Trockenſchnitzeln. Die Beklagte will ſich auf die 
in dem Schlußſchein enthaltene Kriegsklauſel und auf Unmöglichkeit 
der Leiſtung berufen. Daß zur Begründung des letzteren Einwandes 
umfaſſende Darlegungen gehören, die nur eine in die geſchäftlichen 
Verhältniſſe eingeweihte Perſon zu geben vermag, liegt auf der Hand. 
Unter dieſen Umſtänden erſcheint das Verlangen der Beklagten nach 
Ausſetzung des Verfahrens gerechtfertigt. Inwieweit die Kriegsſchut 
geſetze Geſellſchaften m. b. H. zugute kommen, tft zwar lebhaft um 
ftritten [gl. die im SächſArch. 1915, 158 angeführten Entſcheidungen 
und SächſoL G. 36, 44].2) Der Sent ſchließt ſich der der Beklagten 
günſtigen Auffaſſung an. Es handelt ſich bei der Beklagten allen 
Anſcheine nach um eine Familiengründung, in der ein großer Tei 
des Vermögens der Familienangehörigen feſtgelegt iſt. Von den beiden 
Geſchäftsführern iſt der eine durch ſeine Verheiratung Mitglied jener 
Familie geworden, und er ſowohl wie der einzige männliche Anteils 
eigner — außer einem Minderjährigen — befinden ſich im Felde 
Ebenſo iſt der zweite Geſchäftsführer dem Geſchäfte entzogen worden. 
Durch die Einberufung aller ihrer bisherigen Vertreter iſt die Beklagte 
ohne Zweifel in eine ſchlimme Lage verſetzt worden. Die im Geschäfte 
angelegten Werte werden weſentlich gefährdet, wenn die Beklagte jet! 
Prozeſſen ausgeſetzt iſt, in denen ſie ohne die Hilfe ihrer abweſenden 


Vertreter iſt. Wenn aber eine Geſellſchaft m. b. H. durch Einberufung 


ihrer Vertreter und Anteilseigner ſo wie hier durch den Krieg in 
Mitleidenſchaft gezogen iſt, kann fie von den Vergünſtigungen ber 
Kriegsſchutzgeſetze nicht ausgeſchloſſen fein, ſollen nicht Vermögenswerte 
der Vernichtung nur um deswillen preisgegeben werden, weil ſie in 
der durchaus gebräuchlichen Form einer Kapitalvereinigung angelegt 
worden ſind. Daß die Ausſetzung des Verfahrens gleichwohl unbillig 
ſei, will der Kläger noch daraus gefolgert wiſſen, daß die Bellagte 
nach Kriegsausbruch neue Geſchäfte zu höheren Preiſen ue 
und dieſe unter Zurückſetzung ihrer älteren Kundſchaft erfült habe. 


9 Dot. IM. 1914. 961; 1915 S. 665, 729, 848, 1000. 
?) Vgl. die Zuſammenſtellung JW. 1915 S. 846 und 10% 
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Ihre etwaige Berechtigung hierzu könnte wiederum nur im Nahmen 
des geſamten Verkehrs in Trockenſchnitzeln, wie er ſich ſeit dem Kriegs⸗ 
beginn geſtaltet hat, richtig beurteilt werden. Jedenfalls erſcheint es 
glaubhaft, daß gegenwärtig und ſchon ſeit einiger Zeit das Geſchäft 
fo gut wie vollſtändig ruht, einerſeits infolge der Einberufung des 
letzten Geſchäftsführers und dem Wiedereinrücken des Prokuriſten, 
andererſeits zufolge der im Verkehr mit Trockenſchnitzeln angeordneten 
geſetzlichen Beſchränkungen (vgl. RGBl. 1915, 78 ff.). Der frühere Ab: 
ſchluß neuer Geſchäfte kann daher, ſelbſt wenn er an ſich zu beanſtanden 
geweſen wäre, jetzt nicht mehr gegen die Beklagte verwertet werden. 
Angeſichts ihrer jetzigen Lage erſcheint es auch bedenklich, ſie darauf 
zu verweiſen, bei dem Regiſtergerichte auf die Beſtellung beſonderer 


Vertreter anzutragen. Dieſe Vertreter würden, wenn ſie ſich ernſtlich 


den ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten widmeten, erhebliche Koſten ver: 
urſachen, ohne doch bei Stilliegen des Betriebes im übrigen dem 
Unternehmen ihrerſeits poſitive Werte zuzuführen. Überdies dürfte 
die Wahl geeigneter Vertreter nicht ganz einfach fein. Würde man — 
was mit gleichem Recht geſchehen könnte — alle juriſtiſchen Perſonen 
auf dieſes Aushilfsmittel verweiſen, ſo würde dies im Ergebniſſe ſich 
mit der Auffaffung decken, die ihnen grundſätzlich die Wohltaten der 
Kriegs ſchutzgefetze vorenthalten will. (Beſchluß des OLG. Dresden 
vom 8. Juni 1915, 4. C. 152/15, Bauers g. 1915, 274). 
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Inwieweit iſt das Gericht der Hauptſache zuſtändig, 
eine einftweilige Verfügung gegen eine unter Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſtehende Perſon zu erlaſſen? 

Die Frage, ob angeſichts der Beſtimmung des § 5 der BRV. 
vom 8. Auguſt 1914 betr. die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht der 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung zuläſſig erſcheint, dürfte wohl 
zu verneinen ſein, ſofern die einſtweilige Verfügung auf dem Wege 


der Zwangsvollſtreckung die Maſſe (das Vermögen des Schuldners) 


angreifen würde. (Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch 1915 S. 344). 
Ob in dem gegebenen Falle die einſtweilige Verfügung unter Vor⸗ 
behalt der Rechte der Aufſichtsperſon aus $ 8 der VO. vom 8. Auguft 
1914 erlaſſen werden könnte, kann hier dahingeſtellt bleiben, da dieſe 
Beſtimmung dem Erlaß einer einſtweiligen Verfügung inſofern ent⸗ 
gegenſteht, als das Gericht der einſtweiligen Verfügung in die 
Kompetenz des Aufſichtsgerichts in Sinne des $ 8 eingreifen würde. 
Denn Umfang und Reihenfolge der Befriedigung beſtimmen die Auf⸗ 
ſichtsperſonen nach freiem Ermeſſen, in Streitfällen hat das Auf⸗ 
ſichtsgericht endgültig zu entſcheiden. Der Streit kann beſtehen 
zwiſchen dem Schuldner und den Aufſichtsperſonen oder unter den 
Aufſichtsperſonen oder zwiſchen einem Gläubiger und den Aufſichts⸗ 
perſonen. Bei der Verteilung ſind alle Umſtände, auch der wahr⸗ 
ſcheinliche Ausgang eines Rechtsſtreits, zu berückſichtigen; im Gegen⸗ 
ſatz zum Konkursverfahren, in dem nichtfeſtgeſtellte Forderungen nicht 
zu berückſichtigen ſind, können in dem Aufſichtsverfahren auch ſtreitige 
Forderungen durch die Aufſichtsperſon berückſichtigt werden, denn in 
dieſem Verfahren findet eine vorherige Prüfung und Feſtſtellung der 
Forderungen nicht ftatt (vgl. JW. 1914, 799; Sieskind, Prozeß⸗ 
ſchuz während der Kriegszeit, 2. Aufl., S. 98 Note 24; Güthe⸗ 
Schlegelberger, Kriegsbuch S. 361, 362 zu § 8 BO.) Hiernach iſt 
die Kompetenz des Aufſichtsgerichts gegeben, ſofern Streitigkeiten 
wegen Verwendung der Mittel eintreten ſollten, und unter dieſen 
Umſtänden iſt für den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung durch das 
Prozeßgericht kein Raum mehr, dieſes hat vielmehr nur darüber 
Entſcheidung zu treffen, ob und in welcher Höhe die Forderung 
beſteht. (Beſchluß des OLG. Darmſtadt F3 S. vom 4. Auguſt 1915, 
W. 185/15. Heſſiſche Nechtſpr. 1915, 158.) 


* * 
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Geltendmachung der Anſprüche von Perſonen, die im 
Auslande ihren Wohnſitz haben.“) 

Nach § 1 Satz 1 BRV. vom 7. Auguſt 1914 können Perſonen, 
die im Auslande ihren Wohnſttz haben, vermögens rechtliche Anſprüche, 
die vor dem 81. Juli 1914 entftanden find, vor inländiſchen Gerichten 
nicht geltend machen. Dieſe Vorſchrift findet auf jede Art gerichtlicher 
Geltendmachung, auch auf 88 722, 723, 828 ZPO. erhobene Klage 
auf Erlaſſung eines Vollſtreckungsurteils Anwendung, auf Haupt⸗ 
anſpruch und Prozeßkoſtenerſatzanſpruch. (Vgl. Heß, Kriegsgeſ., 2. Aufl. 
S. 182 Anm. Ba und Be; Sintenis, Kriegsgeſ. S. 96 Anm. 6; Waffer⸗ 
mann⸗Erlanger, Kriegsgeſ. 2. Aufl. S. 288 Anm. 7, S. 287 Anm. &c.) 
Soweit die vermögensrechtlichen Anfprüche vor dem 31. Juli 1914 ent⸗ 
ſtanden find, war die entgegen der Vorſchriſt des 8 1 Satz 1 erfolgte 
Einklagung unzuläſſig, weil das aus öfſentlichen Intereſſen aufgeftellte, 
zwingende Verbot der gerichtlichen Geltendmachung entgegenſtand. 
Solchenfalls hätte das Klagverbot zur Folge, daß die Klage „an⸗ 
gebrachtermaßen“ (zur Zeit) abzuweiſen wäre. Eine „Unterbrechung“ 
tritt nicht ein; dieſe findet nur ſtatt, wenn der Anſpruch ſchon vor 
dem Inkrafttreten der BRV. (bei einem inländiſchen Gericht) rechts⸗ 
hängig geworden iſt. — Vgl. KG. 15. II. 1915, DIZ. 1915, 318, 
LeipzZ. 1914, 1606, JW. 1915, 316/17. — Soweit der geltend 
gemachte Anſpruch erſt nach dem 31. Juli 1914 entſtanden wäre, 
findet die BRV. überhaupt keine Anwendung und kann, da deſſen 
Geltendmachung unbeſchränkt zuläſſig wäre, eine Unterbrechung des 
Verfahrens (§ 1 Satz 2 der Bek. vom 7. Auguſt 1914) nicht in Frage 
kommen. (Beſchluß des OLG. Karlsruhe vom 29. Juni 1915, 3 S., 
BadRpr. 1915, 118.) 


* 
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ZPO. 8 110 Nr. 1. Internationales Abkommen über 
den Zivilprozeß Art. 17. Bekanntmachung vom 7. Auguſt 
1914 8 1. 3 PO. § 247, 8 2745. Einrede mangelnder 
Prozeßſicherheit gegen feindliche Ausländer. 

Die in Frankreich anſäſſigen Kläger haben eine Unterlaſſungsklage 


auf Grund des Wettbewerbsgeſetzes gegen die in Hamburg anſäſſige 


Beklagte erhoben und am 13. Juli 1914 ein obſiegendes Urteil des 
LG. Hamburg er wirkt. Die Beklagte hat Berufung eingelegt und die 
Ermächtigung des Reichskanzlers zur Fortſetzung des Prozeſſes gemäß 
§ 1 Abſ. 2 der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 über bie 
Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die im Auslande 
ihren Wohnſitz haben, nachgeſucht und erhalten. Darauf hat das 
Berufungsgericht Termin zur Verhandlung über die Berufung an⸗ 
beraumt. In dieſem Termine machte die Berufungsklägerin in erſter 
Linie die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten 
geltend. Der Vertreter der Kläger beantragte, dieſe Einrede zu ver⸗ 
werfen; für den Fall aber, daß das Gericht die Einrede für begründet 
erachten ſollte, das Verfahren gemäß § 247 ZPO. auszuſetzen, da 
durch den Krieg die Verbindung mit den in Frankreich anſäſſigen 
Klägern abgeſchnitten und dieſe weder tatſächlich noch rechtlich in der 
Lage ſeien, eine Sicherheit nach Deutſchland zu überweiſen. 

Das OLG. erklärte die Einrede für begründet und legte den 
Klägern auf, binnen zwei Monaten eine Sicherheit von mehreren 
hundert Mark zu leiſten. Den Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens 
gemäß § 247 ZPO. lehnte das Gericht ab. 

Gründe: Im Hinblick auf § 110 ZPO. Nr. 1 kann ſich nur 
fragen, ob der Art. 17 des Internationalen Abkommens über den 
Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 421 unter III) jetzt 
infolge des Krieges im Verkehr zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
ſeine Geltung verloren hat. Dies iſt aber in Übereinſtimmung mit 
dem LG. Cöln (JW. 1915, 110) deshalb anzunehmen, weil inter— 
nationale Verträge, ſoweit es ſich handelt um Regelung des 


1) Vgl. IW. 1914 S. 911, 988 ff., 1003, 1134; 1915 S. 10, 
208, 231, 291, 316, 464, 466, 817. 
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gerichtlichen Verfahrens zwiſchen den Angehörigen der Konventions⸗ 
ſtaaten, geordnete Beziehungen zwiſchen dieſen Staaten zur notwendigen 
Vorausſetzung haben und dieſe Vorausſetzung infolge des Kriegszuſtands 
fortfällt, inſoweit es ſich um franzöſiſche Staatsangehörige handelt.!) 
Dieſe Auffaſſung ſteht in Einklang mit der in der Bundesrats⸗ 
bekanntmachung vom 10. Auguſt 1914 (RGBl. 1914, 367) aus⸗ 
geſprochenen Annahme, daß die Handelsverträge mit den gegen das 
Deutſche Reich Krieg führenden Staaten infolge des Krieges auf⸗ 
gehoben ſeien. Die demnach mit Recht auf Grund ZPO. § 247 
Nr. 5 geltend zu machende Einrede mangelnder Koſtenſicherheit konnte 
in der Vorinſtanz nicht geltend gemacht werden, weil erſt nach Er⸗ 
laſſung des Vorderurteils der Krieg ausbrach und bis dahin die 
Kläger nach ZPO. § 110 Nr. 1 kautionsfrei waren. Mithin trifft 
jetzt zugunſten der Beklagten der letzte Abſatz des §8 274 ZPO. am 
Schluß zu. 

Eine Veranlaſſung, das Verfahren gemäß § 247 ZPO. auszu⸗ 
ſetzen, liegt nicht vor. (Urteil des Hanſo LG., 1. ZS., vom 11. Juni 
1915, 362/14, 541/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. M. Waſſermann, Hamburg. 


Landgerichte. 
Kriegs rechtliche Entſcheidung. 


Koſten des Verfahrens wegen Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt. 

Der Anſicht des Vollſtreckungsgerichts, daß es ſich nicht um einen 
Rechtsſtreit zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner handle, kann 
nicht beigetreten werden. Zwar iſt nicht vorgeſchrieben, daß der 
Gläubiger über den Antrag des Schuldners auf Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt gehört werde, die Verhandlung kann vielmehr nur 
zwiſchen Schuldner und Gericht ſtattfinden, dann liegt kein Streit 
zwiſchen den Parteien vor. Wenn aber der Gläubiger zur Außerung 
aufgefordert wird und ſeinerſeits Anträge ſtellt, welche denen des 
Schuldners widerſprechen, ſo liegt ein Streit zwiſchen den Parteien 
vor, welcher vom Gericht zu entſcheiden iſt. Die Entſcheidung aber 
hat ſtets, abgeſehen von den geſetzlichen beſtimmten Ausnahmen, zur 
Folge, daß auch über die Koſtenfrage entſchieden werden muß. Daß 
der Streit über eine Zahlungsfriſt Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren 
erzeugt, iſt durch die Verordnung vom 20. Mai 1915 klargeſtellt. Es 
folgt aus 8 6 Abſ. 3 daſelbſt, der beftimmt, daß bei Gewährung einer 
Zahlungsfriſt im Falle § 4 und 5 die Gebühren 7/0 betragen, nicht, 
daß dieſe Gebühren nur vom Schuldner an das Gericht und von 
ſeinem eigenen Prozeßbevollmächtigten bezahlt werden ſollen. Im 
Falle des Streites müſſen vielmehr, wie ſonſt allgemein die Koſten 
beider Teile von dem Unterliegenden bezahlt werden. Der in Güthe, 
Kriegsbuch S. 269, vertretenen Auffaſſung kann nicht beigetreten 
werden. (Beſchluß des LG. Hannover, Ferienzivilkammer vom 
18. Auguſt 1915, T. 289/15.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat F. Grote, Hannover. 


— — — —w— 


Von den im Offenbarungseidverfahren überreichten 
Vermögensverzeichniſſen ſind andern ſich legitimierenden 
Gläubigern desſelben Schuldners auf Verlangen Ab— 
ſchriften zu erteilen.“ 

Es wird vielfach angenommen, daß der Gläubiger, deſſen 
Schuldner auf Antrag eines andern Gläubigers den Offenbarungseid 


1) Ebenſo auch KG., IW. 1915, 802; OLG. Hamm, JW. 1915, 602; 
LG. Leipzig, IW. 1915, 418; a. M.: LG. Leipzig, JW. 1915, 752. 
Vgl. hierzu die Bemerkung von Waſſermann, MarkſchW. 1915, 405. 


2) Bol. auch JW. 1915, 678. 
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geleiſtet hat, zwar mit Erlaubnis des Gerichtsvorſtandes das vor⸗ 
gelegte Vermögensverꝛeichnis einſehen und für ſich abſchreiben, eine 
Abſchrift davon durch das Gericht aber nicht erhalten dürfe (Ermel 
in DIZ. 1903, 427; Arlt in DIZ. 1908, 474; Landgerichte Halle, 
Cöln, Gießen nach IDR. 5, 891; 6, 926; 7, 798). Andere geben 
zwar zu, daß der Gläubiger kein Recht auf Erteilung der Abfchrift 
habe, daß aber der Gerichtsvorſtand durch § 299 Abſ. 2 ZRO. nicht 
gehindert werde, die Abſchriftserteilung zu geſtatten (Stein [10] 
Bem. III zu § 299 und Bem. III zu § 903 ZRO.). Manche find 
dagegen der Anſicht, daß in dem Rechte auf Akteneinſicht das Recht 
auf Abſchrifterteilung enthalten ſei (Struckmann⸗Koch [9] Bem. 2 zu 
§ 299 ZPO.; LG. Kiel nach IDR. 7, 798). Vereinzelt iſt ſogar 
die Anſicht vertreten, daß ein ſolcher Gläubiger als Partei im Sinne 
des § 299 Abſ. 1 ZPO. anzuſehen ſei, weil die Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides auch ihm gegenüber nach §8 903 ZPO. wirke (Conze in 
DIZ. 1909, 487; Neubürger in JW. 1913, 759) oder daß der 
Gläubiger ein Recht auf Abſchrifterteilung aus dem Rechte des 
Schuldners gemäß § 792 ZPO. herleiten könne (LG. Fürth nach JW. 
1913, 759 und LG. Hof nach IDR. 4, 760). Von einigen Seiten 
wird behauptet, daß § 299 ZPO. hier überhaupt nicht anwendbar 
ſei, weil der Gläubiger nicht Partei ſei oder weil dieſe Vorſchrift 
ihrer Stellung im zweiten Buche der ZPO. gemäß nur von Prozeß 
nicht von Vollſtreckungsakten ſpreche, und daß dem Gläubiger bei 
entſprechender Anwendung des § 299 oder § 760 ZPO. ein Recht auf 
Abſchrifterteilung zuzugeſtehen ſei (Falkmann, Zwangsvollſtreckung [2] 
8 74 Ziff. 14 S. 982; Kuhnt in JW. 1913, 455). 

Die zuletzt erwähnte Anſicht geht von dem richtigen Ausgangs⸗ 
punkte aus. Man muß dies nur ſchärfer begründen. Der $ 299 
ZPO. gehört nicht zu den „Allgemeinen Beſtimmungen“ im erſten 
Buche der ZPO., ſondern zu den Vorſchriften des erſten Titels im 
erſten Abſchnitte des zweiten Buches, die von dem Verfahren vor den 
Landgerichten „bis zum Urteil“ handeln. Er will den Beteiligten 
das Recht verleihen, ſich in dieſem Abſchnitte dieſes Verfahrens auch 
außerhalb der mündlichen Verhandlung über den Stand und Verlauf 
des Rechtsſtreites, namentlich des Beweisverfahrens, zu unterrichten 
(RG. in JW. 95, 1837). Auf das ähnliche Verfahren vor den 
Amtsgerichten als Prozeßgerichten, vor dem Berufungsgerichte und 


vor dem Revifiondgerichte findet er nur deshalb Anwendung, weil 


dies durch die 88 495, 523, 557 ZPO. ausdrücklich angeordnet if. 
Da eine ſolche Anordnung für das zudem weſentlich anders geordnete 
Zwangsvollſtreckungsverfahren fehlt, iſt er hierauf nicht anwendbar. 

Beſondere Vorſchriften über die Einſicht in die gerichtlichen 
Vollſtreckungsakten oder über die Erteilung von Abſchriften daraus 
find aber in dem von der Zwangsvollſtreckung handelnden achten 
Buche der ZPO. nicht enthalten. Der § 760 läßt zwar erkennen, daß 
das Geſetz die Kenntnis von Vollſtreckungsakten dritten Perſonen, die 
bei dem Verfahren beteiligt ſind, nicht grundſätzlich vorenthalten will. 
Er ſpricht aber nur von den Akten des Gerichtsvollziehers und kann 
deshalb auf die Gerichtsakten nicht angewandt werden. Der $ 792 
ZBO. handelt nicht von gewöhnlichen Abſchriften, ſondern von Ur⸗ 
kunden, und zwar nur von ſolchen, die der Gläubiger zum Zwecke der 
Zwangsvollſtreckung aus Rechtsgründen haben muß. Mit dieſer Vor⸗ 
fchrift kommt man auch deshalb nicht weiter, weil man erſt beweiſen 
müßte, daß der Schuldner ein Recht auf Erteilung der Abſchrift habe. 

Hiernach hat die ZPO. dem Gläubiger kein Recht darauf ber 
liehen, daß ihm eine Abſchrift des von ſeinem Schuldner in einer 
andern Sache vorgelegten Vermögensverzeichniſſes erteilt werde. 
Anderſeits fehlt es an Vorſchriften, wie derjenigen des § 299 Abi. 1 
und 2 und des § 915 Abſ. 3 ZPO., aus denen man ſchließen könnte, 
daß die Abſchrift nicht erteilt werden ſolle. Die Juſtizverwaltung, 
der die Verfügung über die Akten zuſteht, hat deshalb freie Hand. 
Für ihre Entſchließung kommen folgende Erwägungen in Betracht. 
Der Gläubiger hat ein rechtliches Intereſſe daran, das von ſeinem 
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Schuldner in einer andern Sache vorgelegte Vermögensverzeichnis 
genau kennen zu lernen; denn der Offenbarungseid wirkt auch gegen 
ihn, wenn das Verzeichnis ordnungsmäßig ift (§ 903 ZPO.; Fall: 
mann [2] S. 980, 982). Niemand bezweifelt deshalb, daß der 
Gläubiger das Verzeichnis einſehen darf. Das iſt aber für auswärts 
wohnende Gläubiger ſogar mit Koſten verknüpft. Jedenfalls iſt es 
für alle Gläubiger umſtändlich und zeitraubend, da ſie ſich meiſtens 
Abſchriften anfertigen müßten, wenn die Einſicht Wert haben ſoll. 
Es liegt deshalb in ihrem Intereſſe, daß ihnen dieſe Abſchriften auf 
ihren Antrag vom Gerichte erteilt werden. Die Intereſſen des 
Schuldners und anderer Gläubiger werden dadurch nicht verletzt. 
Der Juſtizverwaltung kann es aber nur lieb ſein, die Abſchriften zu 
erteilen. Sie braucht dann nicht die Akten daraufhin durchſehen zu 
laſſen, ob ſie geheimzuhaltende Stellen enthalten. Ferner fällt die 
Notwendigkeit weg, den Gläubiger während der Akteneinſicht zu be⸗ 
aufſichtigen. Den Schreiblohn muß aber der Gläubiger bezahlen. 
Danach ſind die Abſchriften der Vermögensverzeichniſſe zu erteilen. 

Selbſtverſtändlich dürfen ſie nicht jedem erteilt werden, der 
behauptet, Gläubiger des Schuldners zu ſein. Wenn ſich aber der 
Antragſteller durch einen vollſtreckbaren Schuldtitel als Gläubiger des 
Schuldners ausweiſt, kann ſeinem Antrage unbedenklich entſprochen 
werden. Daß er ſchon die Zwangsvollſtreckung betrieben habe, iſt 
nicht nötig. 

Der Gerichtsvorſtand braucht die Erteilung der Abſchriften auch 
nicht in jedem einzelnen Falle ſelbſt zu verfügen. Es iſt vielmehr 
unbedenklich, die Gerichtsſchreiber allgemein hierzu unter der im 
vorigen Abſatze erwähnten Vorausſetzung zu ermächtigen. Die 
preußiſche Landesjuſtizverwaltung, die zu den hier behandelten Rechts⸗ 
fragen allerdings nicht Stellung genommen hat, geht ſogar davon 
aus, daß die Gerichtsſchreiber ohne weiteres befugt ſeien, die Ab⸗ 
ſchriften zu erteilen; denn ſie hat angeordnet, daß die Gerichtsſchreiber 
die Geſuche dem Gerichtsvorſtande vorzulegen hätten, wenn ſie ihnen 
nicht ſtattgeben wollten (PrJ MBl. 1908 S. 242).1) 

Hiernach war der Beſchwerde ſtattzugeben. (Entſcheidung des 
Präſidenten des LG. Braunſchweig vom 2. Juni 1915, 1 CR. 
1335/15.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat V. Heymann, Braunſchweig. 


1) Bedarf es wirklich ſolcher Umwege, um zu dieſem den An: 
forderungen der Praxis allein entſprechenden Ergebnis zu gelangen? 
Daß § 299 in dem Abſchnitt über das „Verfahren bis zum Urteil“ 
ſteht, kann ſchwerlich entſcheidend ſein, denn er handelt von den 
„Prozeßakten“. Darunter iſt aber nicht nur derjenige Teil der Akten 
zu verſtehen, der bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung entſteht. 
Auch was dahinterliegt, fällt unter den Begriff der Prozeßakten, auch 
das Urteil und alles, was darauf folgt, mithin auch die Offenbarungs⸗ 
eidsakten, gleichviel ob man ſie in die Hauptakten einheftet oder eine 
beſondere „Blattſammlung“ aus ihnen bildet. Will man gleichwohl 
weder die unmittelbare noch eine entſprechende Anwendung des § 299 
zulaſſen, ſo iſt die Gewährung der Einſicht in die Offenbarungseids⸗ 
akten überhaupt nicht zu rechtfertigen — am allerwenigſten mit dem 
Hinweis darauf, daß die Juſtizverwaltung die „Verfügung über 
die Akten“ habe. Allerdings hat die Inſtizverwaltung Eigentum 
und Beſitz an den in ihren Händen befindlichen Urkunden. Aber dieſe 
dingliche Macht gibt ihr nicht die Befugnis, nach ihrem Ermeſſen mit 
dem Akteninhalt zu ſchalten, auch nicht nach „allgemeinen Grundſätzen“. 
Vielmehr iſt der oberſte Grundſatz, der hier zu beachten iſt, der der 
Wahrung des Dienſtgeheimniſſes. (Vgl. dazu auch Heldmann, Z3P. 42, 
89). Nun beſteht zwar über die Grenzen des Dienſtgeheimniſſes keines⸗ 
wegs völlige Klarheit. Daß aber die Beſtandteile des Offenbarungs— 
eidsverfahrens geheim find, ergibt ſich ſchon daraus, daß dieſes Ver: 
fahren unter Ausſchluß der Offentlichkeit ſtattfindet. — Eine andere 
Frage iſt die, inwieweit die Erteilung von Abſchriften aus Offen⸗ 
barungseidsakten verlangt werden kann: ob und unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen die Juſtizverwaltung den Intereſſenten ihre Schreibkräfte 
zur Verfügung ſtellen will, iſt eine reine Ermeſſensfrage, über die 
lediglich die Juſtizverwaltung ſelbſt zu befinden hat. 

Ganz anders verhält es ſich mit den gemäß § 915 ZPO. zu 
führenden Schuldnerverzeichniſſen. Dieſe ſind nicht Prozeßakten, 
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Zur Frage der Haftung des Anwalts als Zweitſchuldners 
für den Vollmachtsſtempel.!) 

In der Koſtenrechnung war der Vertreter des Beklagten als 
Zweitſchuldner für den Vollmachtsſtempel der auf ihn ausgeſtellten 
Prozeßvollmacht für haftbar erachtet worden. Gegen dieſe Heran⸗ 
ziehung hat er Einwendung erhoben und dieſe damit gerechtfertigt, 
daß er die Vollmacht nur als Bote des Beklagten zu den Gerichts⸗ 
akten überreicht habe. 

Nach § 13 Abſ. 10 LStG. haftet für die Entrichtung der Stempel⸗ 
ſteuer jeder Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem geſetzlichen Stempel 
nicht verſehenen Urkunde, welcher ein rechtliches Intereſſe an dem 
Gegenſtande hat. Letztere Vorausſetzung trifft auf den mit der Führung 
eines Prozeſſes beauftragten Rechtsanwalt bedenlenfrei zu. 


Die Erteilung der Vollmacht zur Führung des Rechtsſtreits kann 
ſowohl dem Gericht als auch dem Gegner als auch dem Vertreter 
gegenüber erfolgen (Gaupp⸗Stein Anm. 6 zu § 80 ZPO.) Nach 
Meinung des als Zweitſchuldner in Anſpruch genommenen Rechts⸗ 
anwalts ſoll im erſteren Falle der Vertreter ſelbſt nichts mit der 
Vollmachtsurkunde zu tun haben und niemals Inhaber oder Vorzeiger 
geweſen ſein, und er werde dies auch nicht dadurch, daß er ſich auf 
die von den Parteien ſelbſt zu den Gerichtsakten überreichte Vollmacht 
beruft. Inhaber der Vollmachtsurkunde iſt, wer die tatſächliche Ver⸗ 
fügungsmacht über die Urkunde beſitzt. Dafür, daß der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte die tatſächliche Verfügungsmacht über die Urkunde gehabt 
hat, fehlt jeder Anhalt. Es iſt nicht erſichtlich, daß der Beklagte dem 
Prozeßvertreter nach Vollziehung der Urkunde ihm dieſe zur Verfügung 
übergab. Wenn der Prozeßvertreter als Bote des Beklagten die Urkunde 
überbrachte, ſo iſt das für ſeine Stempelhaftbarkeit unweſentlich, da 
der Bote für den Stempel nicht haftet (KGJ. 40, 375). Der 
Prozeßbevollmächtigte iſt alſo vorliegend nicht Inhaber. 

Er kann auch als Vorzeiger nicht angeſehen werden. In der 
angeführten Entſcheidung führt das KG. aus, daß das Vorzeigen einer 
Urkunde ſchon rein ſprachlich eine geſtattete Einſicht in eine in der 
Verfügungsmacht des Vorzeigenden befindliche Urkunde, alſo eine aktive 
Tätigkeit hinſichtlich der Urkunde, vorausſetzt. Von ſolcher könne bei 


ſondern Regiſter, und zwar, da ihre Einſicht gemäß $ 915 III ZPO. 
jedem geſtattet iſt, öffentliche Regiſter, wie die ſtandesamtlichen, die 
güterrechtlichen uſw. Berückſichtigt man das, ſo ergibt ſich ohne 
weiteres, daß es auch jedem geſtattet ſein muß, ſich Abſchriften und 
Auszüge beliebigen Umfangs aus dem Schuldnerverzeichnis zu machen. 
Zu einem ganz anderen Ergebnis iſt freilich, ausgehend von dem 
verhängnisvollen Gedanken der „Verfügung über die Akten“, 
das preußiſche Juſtizminiſterium in der allgemeinen Verfügung vom 
9. Mai 1914 (IMS 512) gelangt. Das Recht auf ſogenannte 
Gruppenabſchriften iſt hier nur Handelskammern und ähnlichen Inter⸗ 
eſſenvertretungen eingeräumt worden. Für Privatperſonen dagegen 
ſoll grundſätzlich folgendes gelten: „Aus dem geſetzlich gewährten 
Rechte, das Schuldnerverzeichnis einzuſehen, ergibt ſich die Befugnis, 
Vermerke über einzelne Eintragungen anläßlich ſolcher Einſicht 
zu machen. Dagegen beſteht ein Recht auf die Entnahme ſelbſt⸗ 
gefertigter Abſchriften aus dem Schuldnerverzeichniſſe nicht.“ Dazu. 
iſt zu ſagen, daß, nachdem der Geſetzgeber das Schuldnerverzeichnis 
zum öffentlichen Regiſter geſtempelt hat, die Juſtizverwaltung dieſe 
Offentlichkeit nicht kraft ihres Aktenverfügungsrechts wieder eindämmen 
kann. Sie kann demgemäß niemand daran hindern, daß er ſich ſo viele 
„Vermerke über einzelne Eintragungen“ macht, wie er will, auch wenn 
die Summe dieſer Vermerke einen vollſtändigen Auszug aus dem Regiſter 
darſtellt. Ebenſowenig kann ſie verbieten, daß jemand, der das Regiſter 
eingeſehen und ſich den Inhalt im Gedächtnis eingeprägt hat, das Geſehene 
zu Haufe niederſchreibt, auch wenn dabei eine „Gruppenabſchrift“ heraus— 
kommt. Auch die weiteren Beſchränkungen der allgemeinen Verfügung, 
z. B. die, daß die von der Juſtizverwaltung gewährten Abſchriften nicht 
weitergegeben, nicht veröffentlicht und nach 5 Jahren nicht mehr 
gebraucht werden dürfen, ſind angeſichts des im Geſetz garantierten 
öffentlichen Charakters des Regiſters unzuläſſig. 
Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 


1) Vgl. hierzu Rath, JW. 1913, 1006. 
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einen bloßen Hinweis auf die bereits bei den Akten befindliche Urkunde 
nicht die Rede fein. Gegen dle Bleichftellung: mit ber. Bezugnahme 
auf die Vollmachtsurkunde ſpräche auch 8 16 Abſ. 2 LSts. Den im 
§ 18 Abſ. 1c genannten Perſonen wird in jener Vorſchrift die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, die Urkunde binnen zwei Wochen nach. dem Tage 
des Empfanges zu verſtempeln. Auch hier ſeien alſo als Inhaber 
oder Borgeiger nur: ſolche Perſonen zu erachten, welche die Urkunde 
empfangen, d. h. im Beſitz, und die tatſächliche Verfügungsmacht über 
fie erlangt haben. 

Folgt man dieſer Auffaſſung, jo war der Vertreter: des Beklagten 
nicht Vorzeiger. | 

Will man aber auch mit Jaſtrow (Rechtsgrundſätze der Entſcheidung 
des KG. II. S. 530) und im KGJ. 36 B 64 annehmen, daß die Bezug: 
nahme auf die Vollmacht dem Vorzeigen gleichzuachten iſt, ſo könnte 
der Progeßvertreter vorliegend doch nicht als Vorzeiger gelten. 

Es handekt ſich hier nicht etwa um einen Fall, in dem das Gericht 
den Mangel der Prozeßvollmacht von Amts wegen zu berückſichtigen 
hat, oder um den, daß der Gegner die Vorlegung der Vollmacht ver⸗ 
langt hat. Zur Entſcheidung ſtand zwar ein Scheidungsprozeß, aber 
der Beklagte hat nicht Widerklage erhoben, ſondern nur den Schuld⸗ 
antrag geſtellt. Dazu bedarf er keiner Vollmacht. Seine Tätigkeit 
beſchränkte ſich auf die bloße Hilfeleiſtung bei der Innehabung und 
Vorzeigung; ſolche aber reicht zur Anwendung des § 13 Abſ. 16 SSt. 
nicht hin. (KGJ. 36 a. a. O.). 

Deshalb war die Einwendung gerechtfertigt und der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte von feiner Mithaft bezüglich des Stempels freizuſtellen. 
(Beſchluß des LG. Breslau vom 8. Juni 1915, 2 R. 332/14.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Foerder, Breslau. 


* * 
* 


Teilweiſe Anrechnung des im Mahnverfahren ent⸗ 
ſtandenen Pauſchſatzes auf den Pauſchſatz des nachfolgenden 
Rechtsſtreits. 

In Erwägung, 

daß Pauſchſätze nach den gleichen Grundſätzen zu berechnen 
fiab: wie die Gebühren, neben welchen fie zur Entſtehung 
gelangen / 

daß es daher einer ſie betreffenden beſonderen Beſtimmung 
hinſichtlich ihrer Verrechnung im Mahnverfahren bei nach⸗ 
folgenden Prozeßverfahren gegenüber der Vorſchrift des. § 38 
Abſ. 2 RAG. nicht bedurfte, welche die. Anrechnung der 
Gebühr für die Vertretung des Gläubigers im Mahnverfahren 
auf die Prozeßgebühr des nachfolgenden Rechtsſtreites zu 
ſieben Zehnteilen beſtimmt, daß daher aus dem Fehlen einer 
ſolchen Beſtimmung nicht mit dem Beſchwerdeführer. dahin. ge: 
ſchloſſen werden darf; die hinſichtlich der Verrechnung der 
Vertretungsgebühr auf die Prozeßgebühr getroffene Vorſchrift 
des § 38 Abſ. 2 RAG. dürfe nicht gleichmäßig auch auf 
eine vom. Geſetzgeber nicht. beabfichtigte Verrechnung der 
Pauſchſätze des Mahnverfahrens auf diejenigen des nach⸗ 
folgenden Rechtsſtreites angewendet werden, 

daß vielmehr das Fehlen einer beſonderen Verrechnungs⸗ 
beſtimmung hinfichtlich der Pauſchſätze nicht auf einen entgegen: 
geſetzten Willen des Geſetzgebers, für welchen es an jedem 
inneren Grunde fehlen würde, ſchließen läßt, ſondern aus 
ſeiner vermutlichen Anſchauung zu erklären iſt, die Aufnahme 
einer ſolchen beſonderen Beſtimmung erſcheine gegenüber dem 
Eingangsleitſatze überflüſſig, 

daß daher in entſprechender Anwendung der Vorſchrift des 
§ 38 Abſ. 2 RAGO. der im Mahnverfahren entſtandene 
Pauſchſatz zu ſieben Zehnteilen auf den Pauſchſatz des nach⸗ 
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folgenden Nechtsſtreites, mithin im vorliegenden. Falle mit 


1.4 anzurechnen iſt, und daher nur noch 0,40 & feſtzuſeten, 
der Betrag von 1 & dagegen abzuſetzen wäre, 
daß aber die Beſchwerde nur wegen der Abdſetzung des 
Betrages von 0,90 .½ eingelegt iſt, 
wird beſchloſſen: 


Die Beſchwerde wird auf Koſten des Beſchwerdeführers 


zurückgewieſen. | 
(Beſchluß des LG. I Berlin vom 25. Mai 1915 71 T. 264/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt J. Rieſenfeld, Breslau. 


Amtsgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Wer hat die Feſtſtellung, ob der Schuldner immobilen 
oder gegen den Feind verwendeten Truppenteilen angehört, 
zu treffen? Ä 

Der Anficht der Gläubigerin, die Feſtſtellung, ob Schuldner mobil 
ſei, liege dem Gerichtsvollzieher ob und ſei von Amts wegen zu treffen, 
kann nicht beigetreten werden. Das folgt einerſeits aus der Auftrag⸗ 
ſtellung des Gerichtsvollziehers gegenüber der Gläubigerin, derzufolge 
die Gläubigerin verpflichtet iſt, dem Gerichtsvollzieher die Unterlagen 
für den Vollſtreckungsauftrag ſo vollſtändig zu unterbreiten, daß letzterer 
den Auftrag auch ausführen kann, und andererſeits aus der Beamten⸗ 
ſtellung des Gerichtsvollziehers, die ihm die Verſteigerung gegen einen 
mobilen Schuldner nach den beſtehenden Beſtimmungen verbietet. Noch 
viel weniger als der Gerichtsvollzieher iſt aber das Vollſtreckungs⸗ 
gericht verpflichtet, die genannte Feſtſtellung von Amts wegen zu treffen. 
Es muß vielmehr der Gläubigerin überlaſſen bleiben, die Feſtſtellung 
ſelbſt zu treffen. (Beſchluß des AG. Magdeburg, Abt. Buckau / vom 
21. Auguſt 1915, M. 153/15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Merzbach, Magdeburg. 


* * 
* 


Kann einem nach der Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 14. Januar 1915 beſtellten Vertreter das Urteil zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung zugeſtellt werden, oder 
iſt die Form des 5 752 ZPO zu beobachten?!) 

Auf Antrag eines Gläubigers war für einen Schuldner, der ſich 


"bei einem mobilen Truppenteil ſeit Beginn des Krieges im Felde 


befand, ein Vertreter beſtellt worden, da das Geſchäft des. Schuldners 
in unveränderter Weife. fortgeführt wurde und: bie. Beſtellung des 
Vertreters zur Verhütung offenbarer Unbilligkeit erforderlich erſchten. 
Der Vertreter erkannte den Klageanſpruch an. Auf Antrag des 
Gläubigers erging danach Anerkenntnisurteil. Der Gläubiger: be 
antragte Zuftellung: dieſes Urteils an den Vertreter. Der Gerichts: 
vollzieher lehnte jedoch die Ausführung der Zwangsvollſtreckung ab, 
weil die Anzeige an die vorgeſetzte Militärbehörde des Schuldners 
gemäß $ 752 ZPO. nicht erfolgt ſei. Auf die Erinnerung des 
Gläubigers hat das Vollſtreckungsgericht dieſen Standpunkt des 
Gerichtsvollziehers gebilligt. [Beschluß des AG. Königsberg i. Pt. 
vom 30. Auguſt 1915, 27 M. 2203/15. 


1) Bol. auch. Klotzſch. S. 1147. 

D Die Entſcheidung iſt bedenklich. Sie wid t nicht dem Sinne 
des 81 BR Bek. 14. I. 1915: V Kriegsteilnehmer 
ein Vertreter beftellt werden, der die Rechte und Berpftichtungen des 
Kriegsteilnehmers „im Rechtsſtreit“ wahrzunehmen hat. Zum Rechts⸗ 
ſtreit gehört aber auch das Zwangsvollſtreckmgsverfahren. Da in 
der Bekanntmachung keine Ausnahme gemacht ift, ſteht meines Er 


44. Jahrgang. 


Rechtfertigt der Krieg die Siſtierung von Anzeigen⸗ 
verträgen?!) 

Der Anzeigenvertrag iſt, wie die Beklagte ganz richtig ausführt, 
ein Werkvertrag. Es ſoll alſo ein Erfolg erzielt werden. Unrichtig 
iſt es jedoch, wenn die Beklagte dieſen Erfolg in der Wirkſamkeit 
der Reklame für ihre Zwecke erblickt. Der durch den Inſeratenauftrag 
zuſtande gekommene Werkvertrag geht vielmehr nur dahin, daß das 
Inſerat in dem von den Parteien bei Vertragsſchluß vorausgeſetzten 
Umfange erſcheint. Dies iſt der von den Parteien bei dem Inſeraten⸗ 
vertrag bezweckte Erfolg, und nur für dieſen Erfolg hat grundſätzlich 
der Zeitungsverleger einzuſtehen. Die Beklagte will aber in dem 
gegenwärtigen Prozeß einen ganz anderen Grundſatz durchſetzen. Sie 
meint, daß, wenn durch irgendwelche von ihrem Willen unabhängige 
Ereigniſſe der Inſeratenauftrag ſeinen Zweck, nämlich für die Er⸗ 
zeugniſſe der Beklagten Reklame zu machen, nicht erfüllt, dann der 
Inſerent an den Vertrag nicht mehr gebunden ſei. Dies iſt nichts 
weiter, wie auch die Beklagte ſelbſt erkennt, als eine Anwendung der 
Klauſel, daß jeder Vertrag nur ſo lange aufrechterhalten zu werden 
braucht, als ſich die ihn begründenden Verhältniſſe nicht weſentlich 
geändert haben. Einen ſolchen Grundſatz kennt das deutſche Recht 
aber nicht. Gerade gelegentlich der durch den Kriegsausbruch hervor⸗ 
gerufenen Veränderung aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe hat man 
verſucht, dieſen Grundſatz auf verſchiedenen Umwegen in die deutſche 
Rechtſprechung einzuführen. Es wird dadurch aber die ſichere Grund⸗ 
lage allen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entzogen. Nach dem BGB. 
können nur zwei Umſtände in dieſer Beziehung als einen Vertrag 
vernichtend in Betracht kommen: die Unmöglichkeit der Erfüllung und 
die Verletzung des Grundſatzes von Treu und Glauben. In beiden 
Beziehungen gibt die gegenwärtige Sachlage nicht die Möglichkeit, die 
Beklagte von den vertragsmäßig übernommenen Verpflichtungen zu 
entbinden. Wenn es ſich bei der Beklagten um Lieferung von Gegen- 
ſtänden handelte, deren Herſtellung oder Vertrieb durch die Kriegslage 
ſich als unmöglich erwies, fo käme § 323 BGB. in Betracht und 
man könnte fagen, daß die dem Zeitungsverleger obliegende Ber: 
pflichtung der Vorleiſtung unmöglich gemacht würde. Hier handelt 
es ſich aber um den ganz einfachen, und nicht nur bei Inferatenauf: 
trägen, ſondern in zahlloſen anderen Variationen vorkommenden Fall, 
daß der Inhaber eines Geſchäfts dieſes aus freiem Willen auflöſt, 


weil es ſich infolge der durch den Krieg verminderten Entnahme von 


Waren der von der Beklagten gelieferten Art, nämlich von Schuh⸗ 
leiſten, als nicht mehr genügend ertragreich erweiſt. Es iſt gar 
keine Rede davon, daß hier eine Unmöglichkeit der Vorleiſtung des 
Zeitungsverlegers in Betracht kommt. 

Was die Frage der Berückſichtigung von Treu und Glauben 
angeht, ſo gibt ebenfalls die Sachlage in dem gegenwärtigen Prozeſſe 
keinen Anlaß, aus dieſem Geſichtspunkte dem Kläger die Erfüllung 
ſeines Anſpruches zu verſagen. Wollte man ſo weit gehen, daß man 


achtens nichts im Wege, das Urteil dem beſtellten Vertreter zuzuſtellen 
und ſodann Zwangsvollſtreckung vorzunehmen. Die Entſcheidung des 
Gerichts erſcheint mir aber vor allem aus praktiſchen Gründen 
unhaltbar. Die VO. vom 14. 1. 1915 würde ihren Zweck vollſtändig 
verfehlen, wenn die Auffaſſung des Gerichts zuträfe und trotz Bei: 
ordnung eines Vertreters durch das Prozeßgericht die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unzuläſſig wäre, ſolange die vorgeſetzte Militärbehörde des 
Schuldners nicht ermittelt iſt. Die vorgeſetzte Militärbehörde iſt in 
den meiſten Fällen dem Gläubiger unbekannt und nur ſchwer, wenn 
überhaupt, zu ermitteln. Die Beiordnung eines Vertreters würde 
daher ohne jede Bedeutung für den Gläubiger ſein, wenn er gegen 
den Schuldner ohne die Anzeige keine Zwangsvollſtreckung betreiben 
könnte. Es bedarf daher meines Erachtens der Anzeige des 8 752 
ZPO. im Falle der Beſtellung eines Vertreters gemäß der BAT. 
vom 14. I. 1915 nicht. 
Rechtsanwalt Dr. Holz, Königsberg i / Pr. 


1) Vgl. auch Recken, JW. 1915, 253; Kauſen und Ebner 
a. a. O. S. 365 f. 
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jede Vertragspartei als gegen Treu und Glauben verſtoßend behandelt, 
die von ihrem vertragsmäßigen Rechte zu einer Zeit und unter Ber 
hältniſſen Gebrauch macht, die dem anderen Teil unbequem find, 
dann ſtände jeder Vertrag von Rechts wegen unter der Kriegsklauſel. 
Davon kann keine Rede ſein. Es iſt ſehr gut möglich, daß, wenn 
die Parteien den Kriegsfall ins Auge gefaßt hätten, die Beklagte ſich 
ausbedungen hätte, daß bei Kriegsausbruch die Inſerate ſiſtiert werden 
müßten. Aber es würde zu einer bedrohlichen Rechtsunſicherheit 
führen, wenn man die Kriegsklauſel bei jedem auf eine längere Zeit⸗ 
dauer geſchloſſenen Vertrag unterſtellen wollte. Es iſt aber auch 
gar nicht mehr feſtzuſtellen, ob nicht, wenn die Beklagte die Aufnahme 
einer Kriegsklauſel verlangt hätte, die Klägerin auf den ganzen 
Inſeratenauftrag verzichtet hätte. Alſo auch aus dieſem Geſichts⸗ 
punkte iſt dem Anſpruche der Klägerin die Anerkennung nicht zu ver⸗ 
ſagen. (Urteil des AG. Berlin⸗Mitte vom 18. Auguſt 1915, 62 C. 
766/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt O. Rothbarth, Frankfurt a. M. 


Literaturbeſprechungen. 


Zur Gerichtsentlaſtungsnovelle. 


1. Trendelenburg: Die Bundesratsverorduung zur Ent 
laſtung der Gerichte. Nebſt der amtlichen Begründung 
über den Wortlaut der ſonſtigen, die Zivilprozeßordnung 
berührenden Kriegsgeſetze und -verordnungen. (Berlin, Vahlen.) 


2. Rudolf Waſſermann: Verordnung des Bundesrats zur 
Entlaſtung der Gerichte. (J. Schweitzer, München, Berlin, 
Leipzig.) 

Die anſpruchsloſe Arbeit Waſſermanns (München) will 
lediglich einen Führer und eine Einleitung in die Praxis geben. 
Dieſe Aufgabe hat der durch ſeine Ausgabe der Kriegsgeſetze wohl 
bekannte Verfaſſer mit ſeiner Arbeit (welche den Text der Novelle 
nebſt der amtlichen Begründung, ergänzt durch Noten, enthält) gut 
gelöſt. 

Dagegen liefert Trendelenburg, der den Leſern dieſer Zeit⸗ 
ſchrift bereits eine treffliche Einführung in das Recht der Novelle 
geboten hat (S. 1064), jetzt einen vollſtändigen und trotz der Geſchwindig⸗ 
keit, mit der er gearbeitet hat, zuverläſſigen und ganz vorzüglichen 
Kommentar zu dem neuen Geſetz. 

Die Arbeit Trendelenburgs hat um fo mehr Anſpruch auf Be: 
achtung, als der Verfaſſer in ſeiner Eigenſchaft als Hilfsarbeiter im 
Reichsjuſtizamt ohne Zweifel mit dem „Willen des Gefetzgebers“ 
vertraut iſt. So klingt denn die Verſicherung (S. 9), daß die Form 
der Verordnung und nicht die der Abänderung des Geſetzes mit 
Rückſicht auf den vorübergehenden Zweck der Novelke gewählt fei, 
recht tröſtlich. Wir dürfen demnach mit Zuverficht hoffen, daß nach 
Beendigung des Krieges die Verordnung beſeitigt und nicht: etwa 
beabſichtigt wird, unſere Prozeßgeſetzgebung durch ein derartiges Flick 
geſetz — deſſen Tauglichkeit als Notverordnung ich im übrigen nicht 
bezweifeln will — dauernd zu entſtellen. 

Einige Einzelheiten geben mir Anlaß zu Bemerkungen: Für zu⸗ 
treffend halte ich die Anſicht des Verfaſſers, daß im landgerichtlichen 
Mahnverfahren gemäß § 2 der Vorſitzende nicht nur zu prüfen hat, 
ob die Klage nicht etwa „ganz oder teilweiſe nicht begründet iſt“, 
ſondern, daß ſich feine Prüfung auch auf die progeffuale Zuläſſig⸗ 
keit der Klage zu erftreden hat. Dagegen kann ich mich nicht mit 
den Grundſätzen befreunden, die der Verfaſſer hinſichtlich der Grenzen 
der materiellen Prüfung des Klaganſpruchs aufſtellt. Er meint, der 
Zahlungsbefehl dürfe nicht erlaſſen werden, wenn ſich aus dem Vor⸗ 
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bringen des Klägers ergebe, daß der Anſpruch „nicht begründet“ ſei. 
Dagegen ſei nicht Vorausſetzung für den Erlaß eines Zahlungsbefehls, 
„daß die Klage in dem tatſächlichen Vorbringen eine ausreichende 
Stütze findet“. Ich bekenne, dieſe Unterſcheidung nicht zu verſtehen. 
Zweierlei iſt doch nur möglich: entweder die Klage iſt begründet, 
oder ſie iſt es nicht. Ein Mittelfall, wie er dem Verfaſſer vorſchwebt, 
iſt nicht zu konſtruieren. Auch die Bemerkung des Verfaſſers, die 
Klage ſei nicht etwa wie im Verſäumnisverfahren gegen den Be⸗ 
klagten unter dem Geſichtspunkt zu prüfen, ob das tatſächliche Vor⸗ 
bringen der Klageſchrift den Antrag rechtfertige, halte ich für verfehlt. 
Wenn auch die Anwendung des § 331 ZPO. hier nicht vorgeſchrieben 
iſt, ſo kann doch die Prüfung der Begründetheit der Klage nach keiner 
anderen Methode erfolgen, als der in § 331 vorgeſchriebenen: hier 
wie dort muß geprüft werden, ob unter Zugrundelegung des Vor⸗ 
bringens des Klägers der Anſpruch begründet erſcheint. Es iſt zu 
hoffen, daß die Praxis ſich der Anſicht Trendelenburgs nicht anſchließen, 
ſondern einen Zahlungsbefehl nur wegen voll begründeter Anſprüche 
erlaſſen wird. g 
Erhebliche Bedenken erweckt der 5 23 der Novelle. Ob dieſe 
Vorſchrift in der Praxis eine große Rolle ſpielen wird, ſcheint mir 
freilich einigermaßen zweifelhaft zu ſein. Sie birgt zunächſt für die 
Anwaltſchaft eine große Gefahr: zwar ſoll der Verzicht auf die 
mündliche Verhandlung nur möglich ſein, wenn das Gericht den Sach⸗ 
und Streitſtand für hinreichend geklärt erachtet. Der Anwalt aber, 
der in ſolchem Falle den Verzicht auf die Schlußverhandlung erklärt, 
muß ſich bewußt ſein, daß, wenn ſich doch ein tatſächliches Miß⸗ 


verſtändnis eingeſchlichen hat, die Partei ihn wegen des Verzichts auf 


die mündliche Verhandlung, in welcher er den Irrtum hätte aufklären 
können, unweigerlich regreßpflichtig machen wird. 


Im übrigen bietet das Verfahren nach § 23 zu mancherlei 


Zweifeln Anlaß. Es iſt ſtatthaft, wenn die Parteien durch Rechts⸗ 
anwälte vertreten ſind. Den Parteien ſteht, wie Trendelenburg mit 
guten Gründen annimmt, der Nebenintervenient gleich. § 23 gilt 
auch für das Verfahren, in welchem der Staatsanwalt als Partei 
mitwirkt, alſo im Ehenichtigkeitsprozeß gemäß 88 632, 634 ZPO.; 
auch hier iſt mithin der Verzicht auf die Schlußverhandlung nur 
möglich, wenn der Staatsanwalt ſich durch einen Rechtsanwalt ver⸗ 
treten läßt. — Durch einen Rechtsanwalt vertreten iſt im Amts⸗ 
gerichtsprozeß auch diejenige Partei, die einen Spezialbevoll⸗ 
mächtigten gemäß § 83 II ZPO. beſtellt hat. Es iſt ſomit denkbar, 
daß z. B. eine Partei, die bei einem auswärtigen Amtsgericht prozeſſiert, 
einen Anwalt lediglich zur Verzichtserklärung gemäß § 23 beſtellt. — 
Der durch einen Rechtsanwalt vertretenen Partei ſteht diejenige 
Partei gleich, die ſelbſt Rechtsanwalt iſt. — Zuläſſig iſt der 
Verzicht auf die mündliche Verhandlung auch im Tatbeſtandsberichti⸗ 
gungsverfahren gemäß § 320, ſowie im Urteilsergänzungsverfahren 
gemäß § 321 ZPO., desgleichen im Zwiſchenſtreit gegen den die 
Ausfage verweigernden Zeugen gemäß 88 386 ff., vorausgeſetzt, daß 
der Zeuge ſeine Erklärungen in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht oder dem Richterkommiſſar, alſo nicht nur ſchriftlich 
oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers abgegeben hat (weil ſie in 
dieſem Falle nicht Beſtandteil der „früheren mündlichen Verhandlung“ 
geworden find), und ferner, daß er ſich im Zwiſchenſtreit durch einen 
Anwalt vertreten läßt. — Die Schlußverhandlung iſt entbehrlich, 
wenn der Sach⸗ und Streitſtand auf Grund einer früheren münd⸗ 
lichen Verhandlung geklärt iſt. Darunter kann jedenfalls nur 
eine Verhandlung zu verſtehen ſein, die in demſelben Prozeß ſtatt⸗ 
gefunden hat. (Das auf die Abänderungsklage des § 323 oder die 
Vollſtreckungsgegenklage des § 767 ZPO. eingeleitete Verfahren tft ein 
neuer Prozeß.) Es iſt aber weiter nötig, daß die frühere Verhandlung 
in derſelben Inſtanz ſtattgefunden hat: § 23 kann alſo nicht 
etwa dahin führen, daß im Berufungsverfahren vor dem Landgericht 
auf die mündliche Verhandlung mit Rückſicht darauf, daß die Sache 
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vor dem Amtsgericht ausreichend geklärt ſei, überhaupt verzichtet 
wird. Was die „etwaige Beweisaufnahme“ betrifft, ſo umfaßt meines 
Erachtens dieſer Begriff auch ein dem Rechtsſtreit vorausgegangenes 
Beweisſicherungsverfahren, ſoweit dasſelbe im Rechtsſtreit in zu⸗ 
läſſiger Weiſe verwertet worden iſt (5 493 3) O.). 

Ueber das Einverſtändnis der Parteien bemerkt Trendelen⸗ 
burg nur, daß es formlos erklärt werden könne. Es iſt aber wohl 
zu beachten, daß es ſich hier um eine Prozeßhandlung handelt. 
Es iſt daher eine Erklärung gegenüber dem Gericht zu fordern, wo⸗ 
gegen außergerichtliche Mitteilung an den Gegner nicht genügen dürfte. 

Iſt von der Schlußverhandlung abgeſehen worden, ſo kann das 
Gericht Termin zur Verkündung ſeiner — ohne nochmalige mündliche 
Verhandlung gefundenen — Entſcheidung anberaumen. Die Novelle ge⸗ 
ſtattet aber dem Gericht, das Verfahren noch einfacher zu geſtalten, 
indem fie ihm auch den Verkündungstermin erläßt. Erſetzt wird in 
dieſem Falle die Verkündung der Entſcheidung durch eine ſchriftliche 
Mitteilung. Damit iſt meiner Anſicht nach das Syſtem der 
Prozeßordnung in höchſt bedenklicher Weiſe durchlöchert worden. 
Formloſe Mitteilungen kennt zwar die Prozeßordnung bereits, vgl. 
§ 496 V (Mitteilung von Anträgen und Erklärungen ohne beſondere 
Form) und $ 497 II (formloſe Mitteilung der Terminsbeſtimmung 
an die Parteien). Eine formloſe Mitteilung der Entſcheidung iſt 
aber etwas völlig Neues und Unerhörtes. Was zunächſt die Geſtaltung 
der Mitteilung betrifft, ſo ſagt die Verordnung nur, daß ſie ſchriftlich 
zu geſchehen habe. Daß die Mitteilung gerade in der wörtlichen 
Wiedergabe des Tenors (des erlaſſenen Urteils oder Beſchluſſes) be⸗ 
ſtehen müſſe, wird man nicht verlangen können. Vielmehr wird nichts 
dagegen zu erinnern ſein, wenn den Parteien angezeigt wird, es ſei 
beſchloſſen worden, über die beiderſeitigen Beweisanträge Beweis zu 
erheben oder es ſei nach dem Klageantrage erkannt oder die Klage ſei 
abgewieſen worden. Die Mitteilung hat — darin wird man Tren⸗ 
delenburg folgen müſſen — entſprechend § 136 IV ZPO. durch den 
Vorſitzenden zu geſchehen. 

Durch dieſe ſchriftliche Mitteilung ſoll nun alſo die Verkündung 
der Entſcheidung erſetzt werden. Hier ergeben ſich große Schwierig: 
keiten. Während die Verkündung ſich in einem einheitlichen Zeitpunkt 
vollendet, iſt die Mitteilung erſt in dem Augenblick vollzogen, in 
welchem dieſelbe beiden Parteien oder, wenn ein Nebenintervenient 
mitwirkt, auch dieſem zugegangen iſt. Während ſomit das Datum 
der Verkündung jederzeit aus den Akten zu entnehmen iſt, iſt gar 
nicht abzuſehen, wie denn der Eingang der ſchriftlichen Mitteilung 
bei den Parteien feſtgeſtellt werden ſoll. (Deshalb weiß ich auch 


nicht, wie es möglich fein ſoll, daß, wie Trendelenburg meint, der 


Gerichtsſchreiber entſprechend $ 315 III ZPO. auf dem Urteil ſtatt 
des Verkündungsdatums „den Tag der Mitteilung“ vermerken ſoll, 
denn er wird in der Regel wenigſtens nur den Tag kennen, an welchem 
die Mitteilung abgeſchickt worden iſt.) Demgemäß wird es vielfach 
auch nicht möglich ſein, den Zeitpunkt feſtzuſtellen, in welchem die 
Rechtsfolgen, die an die Verkündung eines Urteils geknüpft werden, 
auf Grund der bloßen Mitteilung eingetreten ſind. Zu dieſen Folgen 
gehört der Eintritt der Rechtskraft eines nicht berufungsfähigen Amts⸗ 
gerichtsurteils ſowie eines zweitinſtanzlichen Landgerichtsurteils; vgl. 
auch § 317: nur von verkündeten Urteilen dürfen Ausfertigungen 
erteilt werden. — Eine weitere Frage iſt die, ob die Mitteilung des 
Urteils in wirkſamer Weiſe auch dann erfolgt iſt, wenn die an die 
Parteien geſandten Benachrichtigungsſchreiben (oder eines berfelben) 
nicht mit dem wirklich gefällten Urteil übereinſtimmen. Ich möchte 
die Frage bejahen. Es genügt, daß die Mitteilung erfolgt ift, gleichviel, 
welchen Inhalt fie hatte. „Verkündet“ iſt gleichwohl diejenige Ent 
ſcheidung, die das Gericht wirklich getroffen hat und deren Inhalt 
fih aus der in den Gerichtsakten enthaltenen Nieberfchrift ergeben 
muß. (Daß eine Entſcheidung mitgeteilt wird, ohne daß fie nieder“ 
geſchrieben worden iſt, iſt nicht ftatthaft: die entſprechende Anwendung 
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des § 311, der die Verkündung gewiſſer Urteile ohne zuvorige Nieder⸗ 
ſchrift zuläßt, iſt wohl ausgeſchloſſen.) Nach alledem kann ich vor 
dem neuen Rechtsinſtitut der „Mitteilung“ der Entſcheidung nur 
dringend warnen. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 


Wilhelm Jeruſalem: Der Krieg im Lichte der Geſellſchafts⸗ 
lehre. Stuttgart, Ferdinand Enke, 1915. Geh. 3 4, geb. 4 4. 
Weil es keine kurze anerkannte Begriffsbeſtimmung der Geſell⸗ 
ſchaftslehre (Soziologie) gibt — ſowenig wie der Philoſophie oder der 
Statiſtik —, kann man oft die Frage hören, was fie denn eigentlich 
ſei. Eine raſchere Antwort als von einem allgemeinen Syſtem 
erhalten die Fragenden, wenn ſie die ſoziologiſche Monographie Jeru⸗ 
ſalems über den unſer aller Köpfe und Herzen beſchäftigenden Welt⸗ 
krieg zur Hand nehmen. Die denkende Betrachtung des Weltkriegs 
müßte eine Soziologie ſchaffen, wenn ſie nicht ſchon da wäre, ſagt der 
Verfaſſer ohne Übertreibung. Das größte Gewicht in dem ſoziologiſchen 
Problem des Kriegs legt er auf den von ihm neu geprägten Begriff 
der Staaten würde, den er als gleichberechtigt neben die Staaten⸗ 
macht ſtellt. Alle, die die billige Phraſe nachſchwätzen, ein Völker⸗ 
recht gäbe es nicht mehr, weil es von den uns feindlichen Staaten 
täglich verletzt wird, können hier eines Beſſeren belehrt werden. Das 
Volkerrecht — das iſt die vom Verfaſſer auch ſonſt angewandte glück⸗ 
liche Formel — lebt in uns, wenn wir es jetzt auch vielfach nicht 
über uns ſtehen ſehen. Man kann noch hinzufügen: es bildet ſich 
in dieſem Weltkrieg mächtig fort. In den amerikaniſchen Noten zur 
Luſitania⸗Angelegenheit z. B. ſehen wir ſogar leibhaftig im Völkerrecht 
vor uns unſeren Streit zwiſchen ſtarrer Buchſtabenjurisprudenz und 
der für neue Geſtaltungen das Recht organiſch fortbildenden ſozio⸗ 
logiſchen Rechtswiſſenſchaft. Ihre Waffenlieferungen anderſeits ver⸗ 
fechten die Amerikaner als völkerrechtlich zuläſſig wiederum rein buch⸗ 
ſtabenjuriſtiſch ohne jede Berückſichtigung der eigenartigen „beſonderen 
Umſtände des Falles“, die ein anderes bis dahin „ungeſchriebenes 
Recht“ verlangen und in ſich tragen, als die alten, auf andere Ver⸗ 
hältniſſe paſſenden Schablonen und Präjudizien. Und ſelbſt von dieſen 
aus ſetzen ſich die Amerikaner über den alten Grundſatz hinweg: non 
omne quod licet honestum est. 

Das überaus anſprechende vortreffliche Buch, auf deſſen reichen 
Inhalt hier nicht weiter eingegangen werden kann, gehört ſicher zum 
Beſten und Tiefſten, was die wiſſenſchaftliche Kriegsliteratur hervor⸗ 
gebracht hat, und verdient allgemeine Beachtung. 


Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


Dr. jur. Herbert Kraus, Privatdozent für Völkerrecht an der 
Univerſität Leipzig: Der gegenwärtige Krieg vor dem 
Forum des Völkerrechts. (Vortrag, gehalten in der Aula 
der Kgl. Sächſ. Techniſchen Hochſchule zu Dresden zugunſten 
des Roten Kreuzes.) Berlin. Guttentag. 1914. Preis 
geh. IM. 

Die Schrift ſcheint eine wörtliche Wiedergabe des Vortrags zu 
ſein, deſſen Form ſie wahrt. Sie wendet ſich, wie der Inhalt zeigt, 
an die Gebildeten aller Stände. Zu Anfang wird die Frage auf⸗ 
geworfen, ob es überhaupt noch ein Völkerrecht gebe; die Antwort 
wird erſt am Schluß erteilt, und zwar in dem Sinne, daß das 
Völkerrecht nach wie vor beſtehe, aber einen Reinigungsprozeß durch⸗ 
mache, und daß der Sieg der deutſch⸗öſterreichiſchen Waffen ein neues 
Völkerrecht herbeiführen werde. Um dies darzutun, verweiſt der Ver⸗ 
faſſer zunächſt auf die Unfertigkeit dieſes Rechts und auf den Unterſchied 
zwiſchen Völkerrecht und Moral. In dieſem Zuſammenhang geißelt 
er mit berechtigtem Nachdruck die unmoraliſche Art, wie von unſeren 
Feinden im gegenwärtigen Kriege die Wahrheit proſtituiert wurde, 
dieſe Irreführung der öffentlichen Meinung zutreffend als ein neues 
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Kampfmittel bezeichnend, demgegenüber Deutſchland allerdings bisher 
den kürzeren gezogen habe. Als unmoraliſch bezeichnet er auch die 
Ausübung des Seebeuterechts gegen feindliche Schiffe in dieſem Kriege. 
Aber ſo ſehr man auch für die Abſchaffung des Seebeuterechts ein⸗ 
treten möge — Amerika und Deutſchland haben ſeit jeher an der 
Spitze dieſer Bewegung geſtanden —, ſo darf nicht verkannt werden, 
daß nach dem von unſeren Feinden, voran England, entfeſſelten 
Wirtſchaftskrieg auf allen Gebieten Deutſchland wohl oder übel 
gezwungen war, ſeinerſeits das Seebeuterecht, das ihm gegenüber 
angewendet wird, mit Nachdruck auszuüben. Der Vorwurf des Ber: 
faſſers ſcheint ſich auch lediglich gegen England zu wenden. (Der 
Vortrag iſt offenbar im Jahre 1914 gehalten; der Verfaſſer äußert 
ſich daher über den deutſchen Unterſeebootkrieg nicht.) Er geht dann 
auf die in den erſten Kriegsmonaten begangenen Völkerrechtsbrüche 
ein und behandelt zunächſt die Deutſchland vorgeworfenen, tatſächlich 
aber nicht vorhandenen Rechtsbrüche, wobei insbeſondere die Unter: 
drückung des Franktireurkriegs, die Beſchießung der Kathedrale von 
Reims und die Beſetzung Luxemburgs und Belgiens mit zutreffenden 
Gründen gerechtfertigt, die Beſetzung Belgiens auch durch Fälle aus 
der engliſchen Staatspraxis beleuchtet wird. Nähere Erörterungen 
ſind dem Nachweiſe des Satzes gewidmet, daß das Verbrechen, diefen 
Weltkrieg entfeſſelt zu haben, auf unſere Gegner fällt, die damit 
ſchwere und untilgbare völkerrechtliche Schuld auf ſich geladen haben. 
Es folgt dann eine Aufzählung einzelner Völkerrechtsbrüche unſerer 
Feinde, die nicht erſchöpfend ſein will und durch inzwiſchen eingetretene 
weitere Tatſachen, wie den Angriff auf den Kreuzer „Dresden“ in 
chileniſchen und auf „Albatros“ in ſchwediſchen Gewäſſern, leicht zu 
vermehren iſt, von Italiens Wort⸗ und Treubruch ganz abgeſehen. 

Die Darſtellung iſt ſchlicht und gemeinverſtändlich. Sie ſetzt 
Rechtskenntniſſe nicht voraus und führt in gefälliger Form die in 
den erſten Kriegsmonaten vorgekommenen wichtigſten völkerrechtlichen 
Tatſachen vor Augen. 

Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 


Dr. Ludwig Heß, Rechtsanwalt und Notar in Stuttgart: Die 
Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen. 
Mit ausführlicher Inhaltsüberſicht und Erläuterungen. 
Dritte, erweiterte Auflage. Stuttgart, J. Heß, 1915. 
372 Seiten. 


Der Verfaſſer bringt Erläuterungen zur Verordnung betreffend 
die Erklärung des Kriegszuſtandes vom 31. Juli 1914. Er berück⸗ 
ſichtigt weiterhin die zum Schutze der Kriegsteilnehmer erlaſſenen 
Beſtimmungen. Das Geſetz über die Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen und über die Verlängerung der Friſten 
des Wechſel⸗ und Scheckrechts im Falle kriegeriſcher Ereigniſſe findet 
eine ſeiner Wichtigkeit entſprechende Beachtung. Im Anſchluß daran 
find die Beſtimmungen über das Wechfel und Scheckrecht wieder⸗ 
gegeben. Das in ſeinen Wirkungen ſo ſegensreiche Darlehnskaſſengeſetz 
vom 4. Auguſt 1914 iſt kommentiert. Die Beſtimmungen über die 
Zahlungsfriſten und ähnlich wirkende Maßnahmen ſind erörtert. 
Eingehend werden die Beſtimmungen über das Handels- und Gewerbe: 
recht dargelegt. Die Anordnungen über Geld- und Münzweſen, 
Banken und Börſengeſchäfte werden zur Darſtellung gebracht. Die 
arbeiterrechtlichen Maßnahmen werden uns vor Augen geführt. Auch 
die Beſtimmungen über die Höchſtpreiſe ſind berückſichtigt. Die Maß⸗ 
nahmen zur Sicherſtellung der Volksernährung werden in ihrem 
ganzen Umfange gebracht. Wir finden die Bekanntmachungen betreffend 
Brot, Mehl und Fleiſchwaren, betreffend das Verbot des vorzeitigen 
Schlachtens von Vieh, betreffend das Schlachten von Schweinen und 
Kälbern und betreffend vorübergehende Anderungen des Weingeſetzes. 


Berückſichtigt ſind auch die Beſtimmungen 1 1 0 
i t in ſi i ben die Maßnahmen, 
verſicherung. Weiterhin ſind wiedergege 15 
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auf die zivilrechtlichen Wirkungen des Krieges auf die Beziehungen 


des Auslandes und der Ausländer zu uns erſtrecken. Auch eine 


Anzahl anderer das Wirtſchaftsleben betreffender kriegsrechtlicher Maß⸗ 
nahmen finden Berückſichtigung. 

Der Umſtand, daß es die Schrift zur dritten Auflage gebracht 
hat, iſt ein ausreichender Beweis dafür, daß der Verfaſſer es verſtanden 


hat, die kriegsrechtlichen Beſtimmungen in der richtigen Weiſe zu 


gruppieren und, ſoweit nötig, in dem angemeſſenen Umfange zu er⸗ 
läutern. Beſonders dankenswert iſt es, daß der Verfaſſer in der 
neuen Auflage in dem Anhange eine Erläuterung zu dem Geſetze zur 
Einſchränkung der Verfügungen über Miet: und Pachtzins forderungen 
vom 8. Juni 1915 bringt. 

Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 


J. Krauſe, Regierungsrat, Direktor des gemeinſamen Ober⸗ 
verſicherungsamts zu Gera: Kriegswochenhilfe. Bd. I 
Kommentar zu den Bekanntmachungen des Bundesrats: 
1. betreffend Wochenhilfe während des Krieges vom 
3. Dezember 1914, 2. über Krankenverſicherung und 
Wochenhilfe während des Krieges (88 4 bis 11) vom 
28. Januar 1915. Zweite durchgearbeitete und ergänzte 
Auflage. Bd. II Kommentar zu der Bekanntmachung des 
Bundesrats betreffend Ausdehnung der Wochenhilfe 
während des Krieges vom 23. April 1915. 1. und 
2. Auflage. Stuttgart, Verlag von J. Heß, 1915. Band I 
2 4, geb. 2,50 &; Band II 1,50 &, geb. 2 &. 

Es iſt für einen Kommentator nicht leicht, dem Eiltempo der 
Kriegsgeſetzgebung zu folgen. Als die Ausgabe der beiden erſten Ver⸗ 
ordnungen die Druckerpreſſe verließ, war fie ſchon durch die inzwiſchen 
ergangene Aprilbekanntmachung überholt. Daß die Auflage trotzdem 
nach zwei Monaten vergriffen war, ſpricht für den Wert des Buches 
wie für die Größe des Bedürfniſſes. Zugleich mit der zweiten Auflage 
iſt nun als Bd. II der Kommentar der neuen Bekanntmachung 
erſchienen. Den Texten ſind die amtlichen Erläuterungen beigegeben; 
erleichtert wird die Benutzung der Bücher noch durch den Abdruck der 
einſchlägigen Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung. 

Im einzelnen ſei nur bemerkt, daß die aus der erſten Auflage 
übernommenen Ausführungen über die Kaſſenmitgliedſchaft angeſichts 
der Ausdehnung der Wochenhilfe nicht mehr ganz zutreffen, weil die 
Verſicherung der Ehemänner nicht mehr die Vorbedingung des Anſpruchs 
bildet, ſondern nur noch für das Verfahren in Betracht kommt; es 
läßt ſich jetzt nicht mehr von einer Benachteiligung der Frauen der 
Hausgewerbetreibenden und anderer Unverſicherter ſprechen (S. 37 
und 38). Erwünſcht wäre hier ein Hinweis auf Bd. II, oder eine 
kurze zuſammenfaſſende Darſtellung der in drei Verordnungen zerriſſenen 
Materie unter Hervorhebung der Verfahrensunterſchiede. Im übrigen 
enthalten die Kommentare eingehende Erörterungen aller auftauchenden 
Fragen und zeichnen ſich durch eine klare, auch dem Laien leicht 
verſtändliche Faſſung aus. Für die mit der Handhabung der Ver⸗ 
ordnungen betrauten Organe bilden ſie einen unentbehrlichen Führer 
und auch denen, die in Vereinen oder Rechtsſchutzſtellen die ärmere 
Bevölkerung beraten, kann die Anſchaffung warm empfohlen werden. 

Amtsgerichtsrat Dr. Friedeberg, Berlin⸗Weißenſee. 


Dr. W. Kaufinaun, Rechtsanwalt in Leipzig: Die Einwirkung 
des Krieges auf die direkten Steuern im Königreiche 
Sachſen. Leipzig 1915. Roßbergſche Verlagsbuchhandlung 
Arthur Roßberg. Preis geh. 1,20 &. 

Die beachtenswerte Schrift gibt einen klaren Überblick über die 
den ſüchſiſchen Steuerzahler maßgebenden Grundſätze unter dem 

Zeichen des Krieges. Den weſentlichſten Raum nehmen naturgemäß 


die Ausführungen über die Staatseinkommenſteuer ein; ihnen ſolgt 
die Behandlung der Ergänzungsſteuer, der Gemeindeabgaben und des 
Wehrbeitrages. Der Verfaſſer hat die rechtlichen Grundlagen zu⸗ 
verläſſig zuſammengetragen und unter Heranziehung auch der teilweiſe 
abweichenden preußiſchen Verhältniſſe verarbeitet. Soweit er in der 
Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen von der Praxis der Steuer: 
behörden abweicht, wird auch dieſe mitgeteilt. Die Ausführungen im 
§ 8 (Deklaration und Reklamation der Kriegsteilnehmer) find zum 
Teil überholt durch das ſächſiſche Geſetz vom 21. Juli 1915, deſſen 
Entwurf der Schrift als Nachtrag noch beigegeben werden konnte. 
Ein Anhang bringt die hauptſächlichſten geſetzlichen Vorſchriften und 
die Entſcheidung des OVG. vom 29. April 1915 über die Auslegung 
des Begriffs „Militärperſonen“ im 8 3 des ſächſiſchen Geſetzes vom 
10. Februar 1888. 

Die Schrift findet eine wertvolle Ergänzung durch eine Abhand- 
lung des Verfaſſers über die Ermäßigung des Wehrbeitrages im 
Sächſiſchen Archiv für Rechtspflege 1915 S. 282. 

Landrichter Hans Müller, Leipzig. 


Dr. jur. H. Gerland, Profeſſor und Oberlandesgerichtsrat in 
Jena: Die Kontrollverſammlungen und der 8 38 B1 des 
Reichsmilitärgeſetzes. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1914. 
111 Seiten. 2,40 &. Auch abgedruckt in „Recht und 
Staat in Geſchichte und Gegenwart“, Bd. 5.) 

Der Verfaſſer hat es ſich zur Aufgabe gemacht, den militär⸗ 
rechtlichen Charakter der Kontrollverſammlungen zu unterſuchen und 
ſich dabei hauptſächlich mit der Frage beſchäftigt, ob die Teilnehmer 
an ſolchen Verſammlungen nur für die Dauer derſelben oder für den 
ganzen Tag der Kontrollverſammlung dem Militärſtrafrecht unter: 
ſtehen. In außerordentlich eingehender Weiſe beleuchtet der Verfaſſer 
dieſe Frage von allen Seiten. Zunächſt beſpricht er, unter Angabe 
der geſamten Literatur, die Umſtände, die das Reichsgericht und das 
Reichsmilitärgericht zu der Anſicht haben gelangen laſſen, daß die 
Beorderung zur Kontrollverſammlung eine Einberufung zum Dienft 
nach Maßgabe des $ 38 B 1 des RMilG. ſei, eine Einberufung, die 
das Beurlaubtenverhältnis der Teilnehmer aufhebe, ſo daß dieſe als 
aktive Militärperſonen anzuſehen ſeien. Sodann behandelt er die 
gegenteilige Anſicht, dahingehend, daß Beorderungen zum Kontroll 
dienſt, insbeſondere zur Kontrollverſammlung, nicht Einberufungen 
zum aktiven Heere darſtellten, daß derartige Beorderungen mithin die 
Beurlaubung nicht unterbrächen, daß der Kontrolldienſt mit anderen 
Worten Dienſt im Beurlaubtenverhältnis ſei. Dieſer zweiten Anſicht 
ſchließt ſich der Verfaſſer mit aller Entſchiedenheit an und gelangt 
demzufolge zu dem Schluſſe, daß der zur Kontrollverſammlung Br: 
orderte nicht für den ganzen Tag des Kontrolldienſtes, ſondern nur 
für die Zeit des präſenten Dienſtes, d. h. für die Dauer der Ber: 
ſammlung ſelbſt, den Militärgeſetzen und damit auch dem MilStGs. 
unterſtände, da § 38 B 1 RMilG. auf den Dienſt im Beurlaubten⸗ 
verhältnis keine Anwendung fände — vgl. insbeſondere S. 101 ff. —. 
Meines Erachtens muß man der Meinung des Verfaſſers beipflichten. 
Es iſt hochintereſſant, die in ſcharſſinniger und eingehender Weise 
dargeſtellte Begründung dieſer Anſicht kennenzulernen. Zunächſt wird 
die Kontroverſe ſelbſt und ihre äußere Geſchichte, ſowie der Rechts⸗ 
zuſtand vor dem RMilGG. von 1874 behandelt. Ursprünglich wurde 
ja von keiner Seite der ganzen Frage beſondere Beachtung geſchenkt, 
weil die Judikatur ſtändig die Auffaſſung vertrat, daß die Kontroll⸗ 
dienſttuer nicht dem aktiven Heere angehörten, demnach jedenfalls 
außerhalb der Kontrollverſammlung ſelbſt nicht den Militärgeſetzen 
unterſtellt ſeien. Der Kontrolldienſt wurde ſtets als inaktiver, niemals 
aber als aktiver Dienſt angeſehen. Intereſſant iſt die Fraße a 
tatſächlich erft geworden, als die Judikatur, die leitenden militäriſchen 
Stellen und auch die Reichsregierung die entgegengejehte Auffafſunz 
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vertraten. An Hand des RMIG. und der ſpäteren Geſetzgebung 
nimmt der Verfaſſer in eingehendſter Weiſe zu dieſer Frage Stellung. 
Er kommt mit Recht zu dem Ergebnis, daß mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit ſowohl die hiſtoriſche als auch die dogmatiſche Auslegung 
des § 38 B 1 RMilG. dahin führen müßte, daß die Beorderung zur 
Kontrollverſammlung keine Einberufung zum Dienſte im Sinne dieſes 
§ 38 ſei, und daß durch fie das Beurlaubtenverhältnis nicht auf: 
gehoben werde, der Beurlaubte nicht von neuem zum aktiven Soldaten 
würde. In längeren, ſehr leſenswerten Ausführungen bekämpft der 
Verfaſſer die gegenteilige Anſicht der Judikatur, insbeſondere diejenige 
des Reichsmilitärgerichts. Es iſt zu erwarten, daß die vorliegende 
Abhandlung weſentlich zur Klärung der wichtigen Frage beitragen 
wird, und es iſt mit dem Verfaſſer zu hoffen, daß ſich auch die 
Judikatur den angeführten Gründen nicht verſchließen und ihren 
Standpunkt ändern wird. Rechtsanwalt v. Loßberg, Berlin, 
zur Zeit Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


Dr. Ernſt Trendelenburg, Amtsrichter und Hilfsarbeiter im 
Reichsjuſtizamt: Das Geſetz zur Einſchränkung der Ver⸗ 
fügungen über Miet⸗ und Pachtziusforderungen, vom 
8. Juni 1915. Berlin 1915, Franz Vahlen. 101 Seiten. 

Dieſes neue Geſetz weiſt, obwohl erſt wenige Monate ſeit ſeinem 
Erlaß verſtrichen ſind, ſchon ein umfangreiches Schrifttum auf. Die 
vorliegende Schrift gibt den Stoff in dem bisher größten Umfang. 
In der Einleitung wird die wirtſchaftliche Seite der Fragen betrachtet; 
ihr folgt eine eingehende Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Der 
alte und der neue Wortlaut werden gegenübergeſtellt. Im Anhang 
wird die „Belehrung“ von Preußen, Bayern und Hamburg abgedruckt, 
erſtere auch erörtert. Den Kern der Ausgabe bildet die Erläuterung 
des Geſetzes (S. 32 — 85). Beſondere Hervorhebung verdient die 
Darſtellung der Zwangsverſteigerung. Hier hat der Verfaſſer in 
ſieben Regeln die maßgebenden Grundſätze aufgeſtellt und recht ein⸗ 
gehend erörtert, ſo daß ein abgeſchloſſenes Bild dieſer wichtigſten 
Seite des neuen Geſetzes gegeben iſt. Alle bisher hervorgetretenen 
Streitpunkte haben ſorgfältige Beachtung gefunden. In der Frage 
der Berechnung des „letzten halben Monats“ folgt der Verfaſſer der 
amtlichen „Belehrung“. Wenn der Verfaſſer aber argumentiert: die 
Begründung verweiſt auf § 189, „der letzte halbe Monat umfaßt 
alſo die letzten fünfzehn Tage“ (S. 49), ſo wird damit doch der 
Begründung zu viel Beachtung geſchenkt. Auch S. 57 entſcheidet ſich 
der“ Verfaſſer gegen mich (Recht 1915, 397). Aber es iſt gar 
nicht ſtreitig, daß nach den angeführten § 56 Z3VG., $ 101 Nr. 2 
BOB. ein Teil der Miete dem Vermieter, ein anderer dem Erſteher 
„zukommt“; ſtreitig iſt, ob der Mieter dem entſprechende Teilzahlungen 
machen muß oder den ganzen Zins an den Erſteher entrichten darf, 
der ſich dann mit dem Vermieter zu verrechnen hätte. 

Jedenfalls findet der Juriſt hier eine wertvolle Einführung und 
eine reiche Belehrung, welche bei der Eigenart des neuen Geſetzes 
nicht entbehrt werden kann. Das Buch kann daher nur der all: 
gemeinen Beachtung empfohlen werden. 

Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


Andreas von Thur: Der allgemeine Teil des deutſchen 
Bürgerlichen Rechts. Band II. Erſte Hälfte. Die rechts⸗ 
erheblichen Tatſachen, insbeſondere das Rechtsgeſchäft. Verlag 
von Duncker & Humblot. München und Leipzig 1914. 

Der angezeigte Band ſtellt einen Teil des großangelegten 
Bindingſchen Syſtematiſchen Handbuchs der deutſchen Rechtswiſſenſchaft 
dar, einer jener Sammlungen, deren Abſchluß ein Teil der Mit: 
arbeiter nicht zu erleben pflegt. Der erſte Band des Allgemeinen 
Teils, welcher die allgemeinen Lehren und das Perſonenrecht umfaßte, 
ift 1910 erſchienen, die zweite Hälfte des zweiten Bandes bereitet 
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von Thur vor. Die vorliegende erſte Hälfte gibt auf 636 Seiten 
eine Darſtellung der rechtserheblichen Tatſachen und des Rechts⸗ 
geſchäftes. Eine ſo eingehende Behandlung allgemeiner Lehren findet 
ihre Rechtfertigung in der Notwendigkeit logiſcher Durcharbeitung der 
Grundbegriffe der Zivilrechtslehre. Der Angriff, welchen die Frei⸗ 
rechtsſchule gegen die konſtruktive Begriffsjurisprudenz ausgeführt hat, 
mag als Kritik an den Ergebniſſen der Rechtſprechung von Nutzen 
geweſen ſein, eine grundſätzliche Bekämpfung konſtruktiver theoretiſcher 
Durcharbeitung der Rechtsprobleme würde die deutſche Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft an der Wurzel ihrer internationalen Bedeutung angreifen. Wie 
auf anderen Gebieten iſt auch auf dieſem richtige Praxis nur zu⸗ 
treffende Anwendung richtiger Theorie, und aus der begriffsmäßigen 
Durchforſchung des Rechts ſyſtems ergibt ſich keineswegs als not⸗ 
wendige Folge eine Abkehr von der Beobachtung der Tatſachen des 
praktiſchen Lebens. Thurs Vorzug beſteht gerade in der feinen Zer⸗ 
gliederung des Rechtsſtoffes, der Verfolgung der Rechtsbegriffe bis 
auf ihre urſprünglichſten logiſchen Grundlagen. Die Stellungnahme 
zu den verſchiedenen gerade in der Literatur des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zutage getretenen Theorien iſt dadurch gegeben, verhältnismäßig 
wenig wird die Rechtſprechung herangezogen, eben nur, ſoweit ſie 
prinzipielle Entſcheidungen enthält. Den eigenen Standpunkt bringt 
Thur überall bedächtig zur Geltung. Zutreffend ſchildert er beiſpiels⸗ 
weiſe in der Lehre von den Willensmängeln kurz, wie gegenüber dem 
Recht der älteren Kulturſtufen, welches auf den äußeren Tatbeſtand 
der Erklärung ohne Rückſicht auf den inneren Vorgang im Willen 
des Erklärenden Gewicht legte, das klaſſiſche römiſche Recht und ihm 
folgend die gemeinrechtliche Lehre die Willenstheorie zur Herrſchaft 
erhob, bis dann in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts 
ihr die Erklärungstheorie entgegentritt und im Bürgerlichen Geſetzbuch 
ein den praktiſchen Bedürfniſſen Rechnung tragender Ausgleich zwiſchen 
beiden angeſtrebt wird. Er nimmt dabei auf Hegels Phänomenologie, 
Logik und Philoſophie des Rechts Bezug, wonach dieſer Prozeß des 
Ausgehens von der einen Gedankenreihe und Durchlaufens zur 
entgegengeſetzten, um dann rückläufig zu einem mittleren Standpunkt 
zu gelangen, eine bei der Begriffsbildung häufig ſich wiederholende 
Erſcheinung iſt, an deren paralleles Vorkommen in der Lehre vom 
Schadenserſatz in bezug auf Verſchuldens⸗ und Haftungsprinzip er 
erinnert. 

Für den Praktiker bietet das Werk Thurs mannigfache Anregung, 
aber kein unmittelbar verwertbares handliches Material. Das iſt ja 
auch nicht die Aufgabe. Während im Anfang des 19. Jahrhunderts 
bis zu Vangerow die gemeinrechtlichen Lehrbücher noch vielfach als 
Niederſchlag des usus modernus erſcheinen, nehmen neuerdings ſelbſt 
unſere Standard⸗Kommentare mehr und mehr den Charakter von 
Monographienſammlungen über die im Geſetz behandelten und mit 
dieſen zuſammenhängenden Materien an. Es mag fraglich erſcheinen, 
ob dadurch ihr Hauptzweck, Führer in der Praxis zu ſein, nicht bis⸗ 
weilen beeinträchtigt wird. Das aber muß andererſeits betont 
werden, daß der Fortſchritt der deutſchen Rechtswiſſenſchaft weſentlich 
mitbedingt iſt durch die immer erneuerte ſyſtematiſche Denkarbeit der 
Theorie. Thurs Allgemeiner Teil bildet einen wichtigen Beitrag zu 
dieſer Syſtematik des Zivilrechts. 

Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 


Dr. Paul Oertmann, o. ö. Profeſſor der Rechte in Erlangen: 


Rechtsordnung und Verkehrsſitte insbeſondere nach 
Bürgerlichem Recht. Zugleich ein Beitrag zu den Lehren 
von der Auslegung der Rechtsgeſchäfte und von der Reviſion. 
Leipzig. A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung, 1914. (526 S., 
13,50 # broſch.) | 

Oertmann, der im Kampfe um die freie Rechtsfindung die 
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ſprechung mit entſchiedenen Worten verteidigt hat, bezeichnet fich in 
feinem Auflage „Billigkeit und freies Recht“, Bay Not. Z. 15, 178 
gleichwohl mit Recht als Anhänger des gemäßigten „Modernismus“, 
einer Mittelpartei des beſonnenen Fortſchritts. Fern liege dieſer 
Partei die Idee von einem auch inhaltlich lückenloſen Geſetze, „der 
poſitiviſtiſche Wahn“, daß man aus dem Oberſatze des Geſetzes 
einerſeits, dem Unterſatze des Tatbeſtandes andererſeits mit Hilfe 
eines rein logiſchen Schluſſes die richtige Entſcheidung müſſe finden 
können. Er weiſt mit Recht darauf hin, daß bereits O. Bülow vor 
einem Menſchenalter die Tätigkeit des Richters bei der Herſtellung 
des Rechtsinhalts richtig gewürdigt hat, und erkennt an, daß, wie 
Rümelin ſagt, Werturteile und Willensentſcheidungen regelmäßig den 
logiſchen Gedankenoperationen hinzutreten müſſen. 

Oertmann hat ſeinerſeits (nach Stammler, Schneider u. a.) die 
Lehre jener elaſtiſchen Ausfüllungsbegriffe, in denen ſich der eigentliche 
Rechtsinhalt frei von der Satzung des Geſetzgebers ergibt, durch 
tiefgehende Forſchungen in verdienſtvoller Weiſe gefördert. Er erörtert 
in dem vorliegenden Buche das Verhältnis von Rechtsordnung und 
Verkehrsſitte, Fragen, die für die unmittelbare Rechtsanwendung von 
der allergrößten Wichtigkeit ſind. Es handelt ſich darum, grundſätzliche 
Klarheit darüber zu ſchaffen, wie ſich die außerjuriſtiſchen Beurteilungs⸗ 
maßſtäbe zu den juriſtiſchen verhalten. Oertmanns Buch iſt eine 
Programmſchrift, hervorgerufen durch die bekannten Arbeiten von 
Danz. Es wendet ſich gegen die durch Danz eingeführte Aberſchätzung 
„geſellſchaftlicher Beurteilungsfaktoren“ in der Rechtsanwendung und 
will zeigen, daß die Verkehrsanſchauungen innerhalb der ihnen vom 
Geſetz gezogenen Grenzen zwar ihre große Bedeutung haben, daß ſie 
aber nicht imſtande ſind, ſtaatliche Sätze zurückzudrängen, daß dies 
gegenüber dem ſogenannten Dispoſitivrecht nur der erklärte Partei⸗ 
wille vermag. 

Die große Klarheit, die das Dertmannfche Buch auszeichnet, 
beruht darauf, daß es die rechtsgeſchäftliche Bedeutung der 
Verkehrsſitte, ihre Bedeutung für die Auslegung der Rechtsgeſchäſte, 
und ihre objektivrechtliche, die ſog. normative, geſetzesausfüllende 
Bedeutung für die Geſetzesauslegung und Geſetzesanwendung ſcharf 
voneinander ſcheidet und damit der ſchädlichen, in der Rechtsanwendung 
häufig vorkommenden Vermengung der Grundſätze der §§ 157 und 
242 BGB. entgegentritt. Hieraus ergibt ſich eine natürliche Zwei⸗ 
teilung des Buchs. Die Verkehrsſitte erſcheint zunächſt in 8 157 BGB. 
als Hilfsbegriff für die Feſtſtellung von Tatbeſtänden, die die Sätze 
der poſitiven Rechtsordnung zurückdrängen können. Dertmann bekennt 
ſich als Gegner der Unterwerfungs⸗ und Geſetzestheorie und Anhänger 
der Erklärungstheorie. Man könne freilich nicht mit den Motiven 
ſagen, das Übliche gelte, weil es einen Beſtandteil der Erklärung 
bilde. Die Verkehrsſitte ſei im Rahmen des § 157 ebenſowenig ein 
ſolcher Beſtandteil, wie etwa der individuelle Sprachgebrauch. Sie 
ſei nur eine Erkenntnisquelle für das, was als erklärt zu gelten habe. 
Der Erklärungswert der Verkehrsſitte iſt hiernach ein objektiver. 
Aber Oertmann erkennt das nur vorbehaltlich der Anfechtungs frage 
an und findet für dieſe Beziehung den feinen Ausdruck: Die Aus⸗ 
legung beſtimme ſich zwar nach der Erklärung, aber die Gültigkeit 
des ausgelegten Geſchäfts nach dem Willen. Es gelte in dieſem 
Sinne die richtig verſtandene Willenstheorie (S. 75). Im Anſchluß 
hieran hebt Oertmann — und hier beginnt feine treffende Kritik der 
Danzſchen Aufſtellungen — die Grenzen hervor, durch die die Maß⸗ 
geblichkeit der Verkehrsſitte eingeſchränkt iſt, insbeſondere das Er⸗ 
fordernis von Treu und Glauben, das auch für § 346 HGB. gilt, 
und keinesfalls mit Danz als eine Entſcheidung nach der Verkehrsſitte 
bezeichnet werden darf. 

Dieſe Grundauffaſſung wird von Oertmann bei der großen Zahl 
der in Betracht kommenden Einzelfragen feſtgehalten, überall ſorgfältig 
nachgeprüft und unter eingehender Berückſichtigung des geſamten 
Schrifttums erörtert. Insbeſondere wird das Verhältnis der Verkehrs⸗ 
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ſitte zum Parteiabkommen erſchöpfend feſtgeſtellt, die Bedeutung des 
beſonderen Sprachgebrauchs der Partei gewürdigt (S. 95 ff., 102 ff.). 
— Bei der Auslegung von Formalgeſchäften (S. 137 ff.) vertritt 
Oertmann einen freien, vielleicht zu freien Standpunkt. Er hält 
zwar daran feſt, daß ſich die weſentlichen Geſchäftsbeſtandteile aus 
der formalen Erklärung ergeben müſſen, will dies aber nur auf die 
weſentlichen Beſtandteile „in abstracto“, nicht aber darüber hinaus 
auf das bezogen wiſſen, was nach dem ſubiektiven Parteizwech 
weſentlich ſein ſoll. Er führt (wohl im Gegenſatz zu der herrſchenden 
Anſicht) aus, es ſei nicht einzuſehen, weshalb, wenn die Parteien, z. B. 
zwecks Hinterziehung von Gebühren, ſtatt 7000 & 6000 XL ſetzen, 
dieſer Akt nicht privatrechtlich die gewollten Wirkungen ſoll auslöſen 
können. Aber Oertmann gibt ſelbſt zu, daß für jenes verdeckte 
Geſchäft die vorgeſchriebene Form notwendig tft, für den Kaufpreis 
alſo im gegebenen Falle nicht gewahrt iſt. Weshalb ſich die Geſchäfts⸗ 
form des § 313 BGB. nicht auch auf die Preisangabe erſtrecken fol, 
wie Oertmann andeutet, iſt von ihm nicht näher begründet. 

In geiſtvoller Weiſe löſt Oertmann die überaus ſchwierige Frage 
der Willensergänzung, der Feſtſtellung des ſogenannten hypothetischen 
Parteiwillens (S. 159 ff.). Wie bei der Feſtſtellung des objektiven 
Rechts die Nechtsermittelung aus dem allgemeinen Geiſte und Zwecke 
des Geſetzes Auslegung (nicht etwa Neuſchaffung eines bis dahin 
noch nicht vorhandenen Rechtsinhalts durch den Richter) iſt, fo 
muß man bei der Auslegung eines Geſamtgeſchäfts auch die Aufgabe 
löſen, den erklärten Willen zu ergänzen. Da überhaupt eine Erklärung 
vorliegt, ſo ſind mittelbar auch ſolche Punkte mitgewollt, deren 
Regelung zur Erreichung der dem Geſchäftszweck entſprechenden 
Wirkungen notwendig war. Von dieſem Standpunkte aus — der 
auch vom NG. 67, 488 ff. und Gruchot 54, 387/88 mit Schärfe 
vertreten wird — muß man meines Erachtens zur Aufgabe der 
unglücklichen Kategorie der ſog. ſtillſchweigenden Bedingungen gelangen. 
Mit Recht findet Oertmann in $ 157 die maßgebende Geſetzesvorſchriſt 
für die Feſtſtellung der nicht beſonders geregelten Vertragspunkte. 
Gerade darin, daß ſich § 157 nicht auf die einzelnen Erklärungen 
beſchränkt, liegt ein weſentlicher Unterſchied gegenüber der Vorſchrift 
des 8 133 (S. 174). Aber die außerordentliche Bedeutung, die in 
der Zulaſſung einer ſolchen ergänzenden Auslegung liegt, nötigt auf 
der anderen Seite auch zu beſonderer Vorſicht (vgl. dagegen die An⸗ 
nahme eines „ſtillſchweigenden“ Ausſchluſſes der Tierhalterhaftung 
bei einem unentgeltlich aufgenommenen Fahrgaſt). 

Man kann Oertmann nur beipflichten, wenn er abweichend bon 
Danz den geſetzlichen Ergänzungsregeln (Dispoſitivſätzen) den Vor⸗ 
rang vor der Verkehrsſitte gewahrt wiſſen will, eine Forderung, die 
auch rechtspolitiſch zur Wahrung der Rechtseinheit erhoben werden 
muß. Es iſt ferner Oertmann als beſonderes Verdienſt anzurechnen, 
daß er dem Verhältnis der eigentlichen ſogenannten Auslegungsregeln 
G 157 ſeinerſeits enthält überhaupt keine allgemeine Auslegungs⸗ 
regel, ſondern einen Auslegungs grund ſatz, eine methodiſche Anleitung 
zur Gewinnung individueller Auslegungsergebniſſe) zu den ergänzenden 
Normen (Dispoſitivſätzen) eine zufammenfaffende, kritiſche Unterſuchung 
gewidmet hat (S. 218 ff.). Er findet den Unterſchied darin, daß ſich 
die Dispoſitivſätze auf den Rechts erfolg, die Auslegungsregeln auf 
den Tatbeſtand beziehen. Dabei wird in überzeugender Beweisführung 
gegen Danz der Satz verfochten, daß die Ergänzungsregel über den 
Parteien ſteht, in ihrer Anwendung von deren Wiſſen und Willen 
unabhängig ift, Geſetzes⸗ nicht Willenswirkungen hervorruft. Wer im 
übrigen die große praktiſche Bedeutung jenes Unterſchieds nachprüfen 
will, verfolge die Einzelabgrenzungen und Streitfälle bei Oertmann 
S. 255 bis 293. 

Der zweite Hauptteil des Oertmannſchen Buches beſchäftigt ſich 
mit der objektivrechtlichen (geſetzesausfüllenden) Bedeutung der 
Verkehrsſitte. Grundlegend wird das Verhältnis zwiſchen g 242 und 
§ 157 BGB. dahin feſtgeſtellt: Nicht ob, inwieweit man Schuldner 
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fei, läßt fih aus 8 242 entnehmen, ſondern was man zu tun habe. 
Der § 157 geht auf die Feſtſtellung des Tatbeſtandes, aus dem, wie 
andere Rechtsverhältniſſe, ſo auch beſonders Schuldverhältniſſe ent⸗ 
ſpringen können. Dagegen hat § 242 es ausſchließlich mit der 
Tragweite entſtandener Rechtsfolgen zu tun. Sodann wird über⸗ 
gegangen auf das „Kräfteverhältnis“ des § 242 zu den ergänzenden 
Regeln des Schuldrechts, zu der großen bedeutſamen Frage, ob § 242 
den Vorrang vor den Einzelſätzen des geſetzlichen Schuldrechts hat, 
ob dieſem letzteren, wie Stammler ſagt, nur hypothetiſche Bedeutung 
zukommt. ODertmann, der den Fortſchritt des Lebens und damit der 
rechtlichen Ordnung der Verhältniſſe nicht verkennt, entſcheidet ſich 
gleichwohl aus durchſchlagenden Gründen gegen die derogatoriſche 
Kraft des § 242 gegenüber den geſetzlichen Ergänzungsvorſchriften 
und führt die praktiſche Bedeutung des § 242 auf die Formel zurück: 
Er vermag Vertrag und Geſetz, nach denen ſich ein Schuldverhältnis 
beſtimmt, zwar nicht zurückzudrängen, wohl aber im weiteſten Umfange 
zu ergänzen (S. 338 § 5 Inst. III, 24 si quid in lege praetermissum 
fuerit, id ex bono et aequo debet praestare. — Klaſſiſches Beiſpiel: 
die Miete). Oertmann bekämpft weiter mit Entſchiedenheit die Lehre 
von Danz, der in den Sätzen der Verkehrsſitte eine Art von Gewohnheits⸗ 
recht erblickt und verkannt hat, daß es lediglich der in den 88 157, 242 
enthaltene Geſetzesbefehl iſt, dem der Richter bei der Entſcheidung 
„nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte“ nach 
zukommen hat. Man kann in dieſen Regeln wohl einen mittelbaren 
Geſetzesinhalt ſehen, es iſt aber nicht angängig, die unſelbſtändige An⸗ 
wendung durch die rechtſprechenden Organe als eine gewohnheits⸗ 
rechtliche, dem Geſetze gegenüber ſelbſtändige Rechtsquelle zu erblicken. 

Im letzten Teile ſeiner Arbeit nimmt Oertmann zu den prozeſſualen 
Fragen der Lehre Stellung, ſie auch hier durch eine Fülle neuer und 
tiefer Gedanken befruchtend. Der Abſchnitt über die Feſtſtellung der 
Verkehrsſitte (§ 55 S. 476 ff.) bringt bemerkenswerte Ergänzungen 
zu den grundlegenden Unterſuchungen von F. Stein (deſſen Werk 
„Das private Wiſſen des Richters“ in der Praxis der unteren Gerichte 
immer noch nicht genügend verwertet wird). Die Reviſion wird 
grundſätzlich nur bei Falſchanwendung der geſetzesausfüllenden 
Verkehrsſitte zugelaſſen. Oertmann geht davon aus, daß die Verkehrs⸗ 
ſitte in ihrer auslegenden Bedeutung zwar einen abſtrakten Maßſtab 
bildet, aber immerhin nicht der Anwendung des poſitiven Rechts, 
ſondern der Aufhellung des einzelnen Tatbeſtandes dient. Er verwirft 
daher die Zuläſſigkeit der Reviſion wegen unrichtiger Auslegung eines 
Rechtsgeſchäfts infolge falſchen Verſtändniſſes der dafür maßgebenden 
Verkehrsſitte (Anwendung einer in Wahrheit nicht anwendbaren oder 
umgekehrt Nichtanwendung der anwendbaren Verkehrsſitte). Er fordert 
die Unanfechtbarkeit auch aus rechtspolitiſchen Gründen, da bei der 
Beurteilung von Verkehrsſitten, wo die mannigfachſten tatſächlichen 
Verhältniſſe in Betracht zu ziehen ſeien, das Gericht die beſſeren 
Garantien für ſachgemäße Entſcheidung biete, das den beſonderen 
Lebensgebieten näherſtehe. Ich vermag Oertmann hier nicht zu 
folgen. Es iſt richtig, daß die Auslegung eines Rechtsgeſchäfts nicht 
„Subſumtion“ iſt. Aber mir ſcheint in dem Satze, daß die falſche 
Auslegung eines Geſchäfts überhaupt einen Reviſionsgrund nicht ab⸗ 
gibt, eine dem Weſen unſeres Rechtsmittels fremde Einſchränkung zu 
liegen. Falſchurteil iſt allerdings Geſetzes verletzung. § 563 ZPO., 
auf den Oertmann hinweiſt, iſt nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. 
Danach können die Gründe der Entſcheidung eine Geſetzesverletzung 
ergeben, während jene aus anderen Gründen richtig iſt. Das ſpricht 
doch aber nicht dagegen, das das Geſetz jedes, im Ergebnis falſche 
Urteil, jede Nichtanwendung des Geſetzes auf einen Tatbeſtand, auf 
den es hätte ſinngemäß angewendet werden müſſen (Stein S. 120), 
als Geſetzesverletzung angeſehen wiſſen will. Das einzige Bedenken, 
das zu beachten iſt, iſt hier dasſelbe wie bei der geſetzesausfüllenden 
Verkehrsſitte, wo Oertmann die Reviſion folgerichtig zulaſſen will. 
Es liegt in der Beſchränkung des § 549 ZPO., und Oertmann hat 
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allerdings darin unzweifelhaft Recht, daß die örtliche oder ſonſtige 
partikulare Verkehrsſitte nicht in höherem Grade reviſibel fein kann 
als eine Rechtsnorm von gleichem beſchränkten Umfange. 

Oertmanns Werk ſtellt eine dauernde, höchſt wertvolle Bereicherung 
der Lehre von der Auslegung der Rechtsgeſchäfte dar. Der Verfaſſer 
gehört zu jenen, im beſten Sinne modernen Rechtslehrern, die ein 
beſonders feines Verſtändnis für die ſich aus der Praxis ergebenden 
Frageſtellungen haben. Leider iſt die literariſche Aufnahmefähigkeit 
unſerer Praktiker keine große. Aber ich hoffe, daß Bücher, wie das 
vorliegende, die den untrennbaren Zuſammenhang zwiſchen Wiſſenſchaft 
und Praxis beweiſen, bei Anwälten und Richtern die gebührende 
Beachtung finden werden. 

Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin⸗Schöneberg. 


Eugen Preiſche: Die Praxis der Gründung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft. Dresden, Verlag Otto Hermann Höriſch. 

Das Buch ſoll „in beſchränktem Rahmen und in gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellung eine dennoch gründliche praktiſche Anleitung 
über die bei Gründungen von Aktiengeſellſchaften zu ergreifenden 
Maßnahmen und zu erörternden Geſichtspunkte geben“. Es wird 
in der Einleitung hervorgehoben, daß es nicht den Anſpruch 
erhebt, zu den vielfachen theoretiſchen Schwierigkeiten Stellung zu 
nehmen. — Es muß anerkannt werden, daß ſowohl theoretiſchen 
wie praktiſchen Schwierigkeiten in dem Buche ſorgfältig aus dem 
Wege gegangen iſt; ſo iſt zum Beiſpiel die ſo überaus wichtige und 
für die Entſchlüſſe derer, die eine Aktiengeſellſchaft gründen wollen, 
oft ſehr beſtimmende Stempel: und Koſtenfrage kaum geſtreift. Auch 
im übrigen findet ſich kaum eine der vielfältigen Streitfragen des 
Aktienrechtes behandelt. Durch dieſe Beſchränkung aber büßt das 
Buch, dem im übrigen eine leichtfaßliche Darſtellung nachzurühmen 
iſt, viel an praktiſchem Werte ein. Die Banken, die ja doch haupt⸗ 


ſächlich als Gründer von Aktiengeſellſchaften in Betracht kommen, 


werden wohl, wie man dies, ohne dem Verfaſſer zu nahe zu 
treten, behaupten kann, mehr von der Gründung verſtehen, als im 
Buche dargelegt iſt; ein Privatmann aber, der ſich über die Frage, 
ob er gründen ſoll, informieren will, kann leicht aus der allen 
Schwierigkeiten aus dem Wege gehenden Darſtellung den Schluß 
ziehen, daß die Gründung einer Aktiengeſellſchaft eine ſehr einfache 
Sache iſt, was der Wirklichkeit in keiner Weiſe entſpricht. Viel 
richtiger wäre es geweſen, die Schwierigkeiten der Gründung und vor 
allem die Verantwortung und Haftbarkeit aller, die dabei beteiligt 
ſind, zu behandeln. 

Einzelnes in dem Buche verführt zu direkt falſchen Schlüſſen. 
So iſt S. 43 geſagt, daß, wenn man die mit der Einbringungsgründung 
verbundenen Schwierigkeiten und Prüfungsmaßnahmen umgehen will, 
der Weg der Nachgründung bleibe, bei der die fertige Aktiengeſellſchaft 
die betreffenden Gegenſtände nachträglich erwirbt. Hierbei iſt über⸗ 
ſehen, daß nach jetziger Theorie und Praxis eine Umgehung der 
Vorſchriften des § 186 als unerlaubt gilt, ſo daß der Weg, den der 
Verfaſſer empfiehlt, zu den bedenklichſten Konſequenzen und ſehr 


ſchwerwiegenden Regreßanſprüchen führen kann. 
Juſtizrat Albert Pinner, Berlin. 


E. Schmalenbach, Profeſſor der Handelstechnik an der Handels⸗ 
hochſchule zu Cöln: „Finanzierungen.“ Leipzig 1915. 
G. A. Glöckner. 

Das Buch, welches im weſentlichen frühere Aufſätze des Ver⸗ 
faſſers aus der Zeitſchrift für handelswiſſenſchaftliche Forſchung in 
neuer Bearbeitung zuſammenfaßt, ſie aber auch vervollſtändigt, behandelt 
vom privatwirtſchaftlichen Standpunkt aus die hauptſächlichſten Lebens⸗ 
erſcheinungen der Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit 5 
Haftung. Alſo die Gründung, Kapitalserhöhung, Gi 15 ee; 
rückzahlung, Sanierung und Liquidation. Die reiche Litera 
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dieſem Gebiete hat bisher hauptſächlich die formal⸗juriſtiſche Seite 
dieſer Vorgänge behandelt, der Wichtigkeit entſprechend, welche den 
rechtsbegründenden Verträgen der Beteiligten, den Beſchlüſſen der 
Geſellſchaftsorgane und den handelsregiſterlichen Eintragungen zukommt. 
Schmalenbach beſchäftigt ſich dagegen unter Zurückſtellung der juriſtiſchen 
Geſichtspunkte mit den wirtſchaftlichen Vorgängen. So erörtert er in 
dem Abſchnitt über die Sachgründung eingehend die Frage der Be⸗ 
wertung einer einzubringenden Unternehmung. Er macht mit Recht 
darauf aufmerkſam, daß der Wert eines im Gange befindlichen Unter⸗ 
nehmens ſich nicht in der Summe der Werte der einzelnen Teile dar⸗ 
ſtellt, und daß durch deren Taxierung nicht der richtige Weg zur 
Wertermittlung des Unternehmens ſelbſt gefunden werde. Seine Aus⸗ 
führungen und Beiſpiele ſind lehrreich, wenn er auch in der Hint⸗ 
anſetzung des Wertes der Einzelgegenſtände gegenüber dem Ertragswert 
etwas weit geht. Jedenfalls ſind ſeine Darſtellungen für jeden lehr⸗ 
reich, der ſich bewußt bleibt, daß auf dieſem Gebiete jeder Fall indi⸗ 
viduelle Behandlung erfordert. Er gibt verſchiedene Beiſpiele für 
normale und von der Regel abweichende Feſtſetzungen des Einbringungs. 
wertes und ſtellt die durch die neue Geſellſchaftsform bedingte Ab⸗ 
weichung des zu erwartenden Ertrages zutreffend in Rechnung. Die 
finanztechniſchen Vorgänge bei der Kapitalsvermehrung und bei der 
Fuſion, in letzterem Falle namentlich das Umtauſchverhältnis der 
Aktien der untergehenden Geſellſchaft zu den neuen Aktien der auf⸗ 
nehmenden Geſellſchaft, die bücherlichen Vorgänge und die Einwirkung 
auf die Bilanz werden an Beiſpielen erläutert. Das gleiche gilt von 
den verſchiedenen Methoden der Sanierung. Weniger gelungen erſcheint 
der Abſchnitt über die „Verkörperung der Anteilsrechte“, in welchem 
die Natur und der Inhalt der Aktien, Vorzugsaktien und Genußſcheine 
behandelt wird, ein Gebiet, das ſich mehr für eine juriſtiſche Be⸗ 
arbeitung eignet. 

Den Schluß bildet ein Abſchnitt über die Emiſſion und die Zu⸗ 
laſſung zum Börſenhandel, welcher gerade vom privatwirtſchaftlichen 
Standpunkt aus hätte etwas vollſtändiger gehalten werden können. 
Der Verfaſſer erläutert hierbei z. B. unter der Überſchrift „Emiſſions⸗ 
Garantie“ das in England (und in Amerika) übliche Underwriting⸗ 
Syndikat, welches bei uns nicht vorkommt; es fehlen aber die für 
den deutſchen Leſer wichtigeren Ausführungen über die verſchiedenen 
bei uns üblichen Formen des Übernahme: und Emiſſionskonſortiums. 

Ohne daß man jeder einzelnen von dem Verſaſſer ausgeſprochenen 
Meinung beizutreten braucht, muß man das Verdienſtvolle ſeiner Arbeit 
anerkennen. Auch der Juriſt wird aus dem Buche Lehrreiches ent⸗ 


nehmen. Geh. Finanzrat Dr. Ernſt Springer, Berlin. 


Pariſins⸗Crüger, Kommentar zum Genoſſenſchaftsgeſetz. 
8. Auflage. Berlin, bei Guttentag. 1915. 

Schon nach vier Jahren mußte die neue 8. Auflage des bekannten 
Kommentars der gänzlich vergriffenen 7. Auflage folgen. Mehr 
braucht eigentlich zum Lobe des Werks überhaupt nicht geſagt zu 
werden. Gleichwohl iſt es möglich geweſen, deſſen Vorzüge in der 
neuen Auflage noch weſentlich zu ſteigern. Namentlich ſind die Er⸗ 
läuterungen zu den einzelnen Paragraphen, deren Umfang natur⸗ 
gemäß immer mehr gewachſen war, jetzt in zahlreiche einzelne, durch 
den Druck hervorgehobene Anmerkungen mit ſortlaufenden Nummern 
zerlegt, wodurch der Stoff wirkſamer gegliedert und die praktiſche 
Brauchbarkeit erhöht iſt. Daß die inzwiſchen erſchienenen neuen 
Entſcheidungen überall ſorgſam verarbeitet ſind, iſt ſelbſtverſtändlich, 
Leider ſcheidet das RG. als einheitliche Rechtsquelle für die Fort⸗ 
bildung des Genoſſenſchaftsrechts bei den heutigen Beſtimmungen 
über die Reviſionsſumme mehr und mehr aus, was die Mühe des Be 
arbeitens vermehrt. Ebenfo find ſelbſtverſtändlich die Beſtimmungen der 
Kriegsverordnungen und die auf Grund derſelben bis zum Juni d. J. 
ergangenen Entſcheidungen, ſoweit fie für Genoſſenſchaften erheb⸗ 
lich ſind, abgedruckt und erläutert. Trotz dieſer Vermehrung des⸗ 
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Stoffs iſt der Umfang des Werks von 712 auf nur 727 Seiten 
gewachſen, weil die geſchichtliche Entwicklung der einzelnen Be: 
ſtimmungen überall ſoweit irgend zuläſſig beſchränkt iſt. Crüger — 
der wie kein anderer Theorie und Praxis des Genoſſenſchaftsweſens, 
letzteres auch gerade nach der wirtſchaftlichen Seite hin beherrſcht — 
nennt übrigens in der Vorrede als Mitarbeiter Rechtsanwalt 
Crecelius, zur Zeit im Felde, der jetzt als Crügers Mitarbeiter in 
der Leitung des Allgemeinen Genoſſenſchaftsverbands an derſelben 
Stelle ſteht, an der Crüger ſelbſt ſeiner Zeit als Mitarbeiter von 
Pariſius vor 25 Jahren ſeine Tätigkeit an der 1. Auflage dee 
Kommentars begann. Geheimer Juſtizrat Dr. Harnier, Caſſel. 


Dr. Carl Friedrichs, Juſtizrat, Rechtsanwalt am O86. 
Düſſeldorf: Rheiniſches Verwaltungsrecht. Eine Sammlung 
der für die Rheinprovinz erlaſſenen Geſetze und Verordnungen 
verwaltungsrechtlichen Inhalts ſowie der wichtigſten Provinzial: 
ſatzungen in ihrer gegenwärtigen Geſtalt und Geltung. Tert⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen. Düſſeldorf 1915. Druck und 
Verlag von L. Schwann. XXVII und 593 S. Preis geb. 114. 

Die hundertjährige Zugehörigkeit der Rheinprovinz zu Preußen 
ſollte in dieſem eiſernen Jahre 1915 gefeiert werden. In der 
ſchlichten Geſtalt dankbarer Erinnerung und durch Feſtſchriften, noch 
mehr aber durch die ſich auszeichnende Beteiligung von Rheinlands 

Söhnen in Heer und Flotte iſt dies ſtill aber eindrucksvoll geſchehen. 

Dieſes verhältnismäßig nicht lange Verbundenſein mit der preußiſchen 

Monarchie und die Nachwirkungen der Fremdherrſchaft laſſen es be⸗ 

greiflich erſcheinen, daß auf weiten Gebieten des öffentlichen Rechts 

der Einfluß franzöſiſchen Rechtes noch heute wirkſam iſt. Auf anderen 

Gebieten iſt mindeſtens mittelbar der Einfluß weſteuropäiſcher Rechts; 

ideen offenſichtlich, wie in der weithin bekannten Eigenart der 

Rheiniſchen Städte⸗ und Landgemeindeverfaſſung. Aber auch die 

Rechtsbildungen nach 1815 weiſen infolge der von den öſtlichen 

Provinzen in zahlreichen Punkten abweichenden Struktur der Rhein: 


provinz Beſonderheiten allerſchärfſter Prägung auf. So kann man 


in der Tat von einem als geſchloſſen gedachten „Rheiniſchen 
Verwaltungsrecht“ ſprechen, das ſeine kennzeichnenden Züge im Laufe 
einer längeren Rechtsentwicklung erhalten hat. Das Vorhaben, dieſe 
Züge zu einem einheitlichen Bilde zuſammenzufaſſen, verdient volle 
Anerkennung: nur denkt man bei dem Namen eines „Rheiniſchen 
Verwaltungsrechts“ an eine ſyſtematiſche Bearbeitung des Reit: 
ſtoffes, nicht an eine Wiedergabe des Wortlautes der geltenden 
Geſetze und Verordnungen, wie man doch auch z. B. unter „Deutſchem 
Staatsrecht“ nicht einen Abdruck der Reichsverfaſſung und verwandter 
organiſatoriſcher Geſetze verſteht. Auch find nicht nur die Ber 
waltungs⸗ ſondern auch die Verfaſſungsgeſetze der Rheinprovinz 
wiedergegeben. Es iſt aber auch ſchon die unter ſyſtematiſchen 
Geſichtspunkten erfolgte Eingliederung des Geſetzesmaterials zweifellos 
ſehr dankenswert. Neben der Provinzialordnung finden wir Unter 
abteilungen, die das Material über die Provinzialbehörden, Provinzial 
beamten, das Wege⸗ und Bahnbauweſen, die Provinzialanſtalten und 
die Anſtalten der Reichsverſicherung bringen (Satzung der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt der Rheinprovinz und der Rheiniſchen Land: 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft), die Landwirtſchaftskammer, 
Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für Kommunalbeamte. Sogar 
die Viehſeuchenentſchädigungsfatzung vom 8. März (27. April) 1912 
fehlt nicht. Es folgen die Verfaſſungen der Kreiſe, Städte, Land: 
gemeinden, gemeinſame Beſtimmungen für Gemeinden und Gemeinde: 
verbände (aus denen die Unterabteilung über Gemeindevermögen und 
Gemeindeſchulden hervorgehoben ſeien), um dann die Beſonderheiten 
der Staatsverwaltung aufzuzeigen (innere Verwaltung und Polizei, 
Finanzverwaltung, Zwangs verfahren, Gerichtsbarkeit). Die Abteilung 
mit den Rechtsnormen des Kirchenrechts ſteht por der lezten Ab 
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teilung, die „Verwaltung und Pflege privater Angelegenheiten“ (nicht 
ganz glücklich) überſchrieben iſt und deren Inhalt durch die Stich⸗ 
worte: Adel, Jagd, Fiſcherei, Fährgerechtigkeit, Schiffahrt, Geſinde⸗ 
recht, Pflegehäuſer, und ferner dadurch gekennzeichnet iſt, daß anderweit 
nicht unterzubringende „verſchiedene Beſtimmungen“ hier ihren Platz 
finden und daß die noch gültigen Beſtimmungen des Rheiniſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuches den Schluß bilden. Es gehört viel Umſicht 
und Einzelkenntnis dazu, um eine „erſchöpfende, überſichtliche und 
der Gegenwart entſprechende Zuſammenſtellung“ der beſonderen Quellen 
des „Rheiniſchen Verwaltungsrechts“ darzubieten, viel entſagungsvolle 
Kleinarbeit und gewiſſenhafteſte Prüfung der Rechtsgültigkeit älterer 
Beſtimmungen. Der Herausgeber hat gute und ſolide Arbeit für alle 
diejenigen geleiſtet, die entweder als gelehrte Juriſten oder als 
Verwaltungsbeamten mit Fachbildung zur Anwendung des Rheiniſchen 
Verwaltungsrechts berufen ſind. 


Profeſſor Dr. Stier⸗Somlo, Cöln a. Rh. 


Dr. Otto Hirſchfeld, Referendar in Berlin: Beiträge zum 
Pfandrecht am eigenen Grundſtück. Verlag von Julius 
Springer, Berlin 1914. 

Verfaſſer gibt zunächſt einen geſchichtlichen Überblick über Ent⸗ 
ſtehung und Entwicklung des Eigentümergrundpfandrechts. Das 
Grundpfandrecht ſelbſt beſtimmt er — unter Ablehnung der Wert⸗ 
parzellentheorie — als dingliches Recht am Grundſtück, gerichtet auf 
einen beſtimmten Geldbetrag, der durch Verwertung des Grundſtücks 
in den Formen der Zwangsvollſtreckung zu erzielen iſt (32). Die 
Theorie der Realobligation, die den Eigentümer als ſolchen für ver⸗ 
pflichtet hält, aus dem Grundſtück zu zahlen, wird verworfen (33). 
Die Eigentümerhypothek und ⸗grundſchuld iſt eine wahre Hypothek 
bzw. Grundſchuld, trotz gewiſſer Schmälerungen, denen das Grund— 
pfandrecht infolge ſeiner Vereinigung mit dem Eigentum unterworfen 
iſt, und die ſich in ihrer Geſamtheit als Beſchränkung der Ausübung, 
als ein teilweiſes Ruhen charakteriſieren (37—41). Auf die Dar⸗ 
legungen der Entſtehungsgründe der Eigentümerhypothek und grund: 
ſchuld kann hier im einzelnen nicht eingegangen werden; beſonders 
eingehend und unter mannigfachen Geſichtspunkten iſt der Verzicht 
behandelt (48 ff.). — Die Streitfrage, ob § 1163 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
ſich auf Grundſchulden bezieht, wird mit dem RG. gegen Jaeckel und 
Güthe verneint (77 ff.). Der Rechtsnatur des Anſpruchs des Real: 
berechtigten am Verſteigerungserlöſe (des „Verſteigerungspfandrechts“), 
insbeſondere des Anſpruchs des Grundſchuldgläubigers in dem Falle, 
daß die Grundſchuld zur Sicherung einer nicht zur Entſtehung gelangten 
Forderung beſtellt iſt, werden eingehende Ausführungen gewidmet, die 
ſich namentlich gegen Strohal richten; der Verzicht auf den Verſteige⸗ 
rungserlös hat nicht etwa deſſen Zuteilung an den Subhaſtaten (ſo 
Strohal), ſondern ein Aufrücken der im Range nachſtehenden Berechtigten 
zur Folge (ſo RG. 60, 251); in der Erklärung des Grundſchuldgläubigers, 
ſeine Grundſchuld nur zu einem Teile zu liquidieren, da er nur inſo⸗ 
weit Valuta gewährt habe, liegt aber keine rechtsgeſchäftliche Erklärung, 
beſonders kein Verzicht; er bleibt daher auch inſoweit Gläubiger; der 
auf die ehemalige Grundſchuld entfallende Betrag iſt für ihn zu hinter⸗ 
legen. Hiermit befindet ſich Verfaſſer im weſentlichen in Überein⸗ 
ſtimmung mit den in NG. 78, 60 ff. entwickelten Grundſätzen. 
Andere hierher gehörige Fragen, wie ſie beſonders bei der nicht valu⸗ 
tierten Baugeldgrundſchuld aufgetaucht ſind, ſo ihr Verhältnis zur 
Löſchungsvormerkung, die Bedeutung der Vorrangseinräumung zu⸗ 
gunſten einer ſolchen Grundſchuld, zieht der Verfaſſer nicht in den 
Kreis ſeiner Erörterungen. Die Streitfrage, ob dem Eigentümer, der 
den Hypothekengläubiger zunächſt teilweiſe befriedigt (und damit den 
Rang nach der Reſthypothek erwirbt), und der dann auch die Reſt⸗ 
hypothek abträgt, nunmehr zwei verſchieden rangierende Eigentümer⸗ 
grundſchulden zuſtehen, wird mit Eugen Fuchs gegen die herrſchende 
Lehre verneint (110). Die Geſtaltung der Eigentümergrundſchuld 
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beim Miteigentum, insbeſondere die (direkte oder analoge) Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchriften über die Geſamthypothek werden erörtert (113 f.), 
doch war der Verfaſſer noch nicht in der Lage, die neuere ziemlich 
reichhaltige Literatur hierzu zu berückſichtigen. Die vielumſtrittene 
Frage, ob auch im Falle der Nichtigkeit der dinglichen Einigung, alſo 
der Hypothek ſelbſt, eine Eigentümerhypothek entſteht, wird mit der 
herrſchenden Meinung, beſonders dem RG., verneint. 

Verfaſſer beherrſcht die ſchwierige Materie und kennt die Literatur. 
Er weiß feine Anſichten ſcharfſinnig und formgewandt zu begründen. 
In der Polemik iſt er nicht immer glücklich; das gilt namentlich von 
der Form der Kritik, in der er ſich Maß auferlegen muß. — Seinen 
ferneren Veröffentlichungen darf man mit Intereſſe entgegenſehen. 

Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Dr. Juſtus Eruſt: Unſere Richter und die Rechtſprechung. 
Eine wohlmeinende Kritik im allgemeinen Volksintereſſe. 
Leipzig 1913. Verlag von O. Gracklauer. 

Verfaſſer ſagt 

a) vom römiſchen Recht (S. 6): 

„Mit Unrecht wird .. dieſem . noch immer viel zu viel Wichtigkeit 
beigelegt.. es gibt genug chriſtlich⸗ethiſche Rechtsquellen, wie den 
Sachſenſpiegel, Code Napoléon uſw., durch die das richtige Rechts: 
empfinden und Verſtändnis ebenſogut, wenn nicht beſſer zu erreichen. 
Es iſt daher auch nicht beſonders ſchade, wenn jene römiſchen Rechts⸗ 
quellen von nnjern jungen Juriſten auf der Univerſität mehr und 
mehr vernachläſſigt werden.“ 

b) von den Studenten (S. 8): 

„Aber ſo kommt es, daß der Student bald herausfindet, daß .. 
das Kollegiengeld eigentlich eine ganz unnütze Ausgabe iſt, die er 
dann tunlichſt ſpart und die Vorleſungen überhaupt nicht beſucht, 
vielmehr ſie bloß formaliter belegt da und ſoweit das Teftat 
darüber fürs ſpätere Examen notwendig iſt .“ 

e) von den Examinatoren (S. 9): 

„Einige ſollen ſich ſogar ſchon durch eine allzu lange und gründ⸗ 
liche Examenarbeit wegen des ihnen dadurch verurſachten größeren 
Zeitaufwandes zuungunſten des Prüflings beeinfluſſen laſſen.“ 

d) von unſern heutigen Richtern (S. 14): 

„..fie find nach ihrer Herkunft, Ausbildung und Stellung nicht 
mehr fähig, rein objektiv zu entſcheiden und überall mit gleichem 
Maß zu meſſen!.. In den Zivil: und Strafkammern iſt immer der 
Vorſitzende derjenige, von deſſen Anſicht und Votum die anderen ein: 
ſchließlich des Sachreferenten ſich meiſt leiten laſſen (S. 17) .. Jetzt 
iſt nur das Schlimme dabei, daß nicht diejenigen, die ſo ſind, wie 
fie von Rechts wegen fein ſollen, .. ſolcher ftaatlichen Auszeichnungen 
teilhaftig werden, ſondern vielmehr die ſchlechten ungerechten Richter, 
die gefügigen Beamtenſeelen, die ihre Pflichten verkennen und ſich 
groß vorkommen, wenn ſie der Regierungspolitik Gefolgſchaft leiſten 
uſw... Unleugbar gibt es bei uns eine parteiiſche Standes: und 
Klaſſenjuſtiz uſw. (S. 19) .. Den heutigen Richtern wohnt nicht der 
volle ſittliche Ernſt und das lebendige Verantwortlichkeitsgefühl dafür 
bei uſw. (S. 21). Es wird viel zu wenig Gewicht auf die Er⸗ 
mittelung der vollen Wahrheit gelegt, denn ſonſt müßten nicht bloß 
die Zeugen vereidigt werden, bei denen kein Verdacht einer unwahren 
Ausſage beſteht, ſondern vielmehr diejenigen, bei denen dies der 
Fall.. Nicht, wer wirklich im Recht iſt, gewinnt dabei, ſondern wer 
zufällig den geſchickteſten — um nicht zu ſagen verſchmitzteſten — 
Anwalt gefunden hat und eine ihm günſtige Stimmung des maß— 
gebenden Gerichtsvorſitzenden, wie es denn auch tatſächlich ſich er: 
eignet, daß jüngere Juriſten, Referendare uſw. auf den Ausfall der 
Prozeſſe Wetten entrieren. Darum haben ſich denn auch ſchon eigene 
Bureaus etabliert zur Aufdeckung von Rechtsirrtümern. (Solch 
Bureau beſtand z. B. in Jena von D. Wernsdorf und auch in Berlin 
ein ebenſolches uſw.) (S. 21/22.)“ 
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e) von unferen heutigen Anwälten (S. 26 ff.): 

„Wenn dieſe in dem .. Termin nicht verhandeln wollen, ſei es, 
daß fie zu faul waren... oder weil ſie vielleicht den Abend vorher ſtark 
gekneipt haben oder aus anderen ähnlichen Gründen nicht au fait 
ſind, dann wird nicht verhandelt, ſondern ein neuer Termin nach vier 
bis ſechs Wochen angefeßt.. . . Gewiß iſt es gut, wenn eine Rechts⸗ 
frage genau von beiden Seiten unterſucht und beleuchtet wird, aber 
die Anwälte gehen dabei faſt immer zu weit, indem ſie unwahre 
Behauptungen und Verdächtigungen, unmotivierte und ſpitzfindige 
formale Einwendungen erheben, die nur geeignet ſind, den wahren 
Sachverhalt zu verdunkeln und die Richter zu verwirren, um ſo 
uſw. uſw. Daher denn auch ihre volkstümliche Bezeichnung als 
„Rechtsverdreher“. So haben fie ſchon von alters her auch als 
Goldſchneider, Sophiſten oder Sykophanten wenig Liebe und Achtung 
im Volke genoſſen, und das iſt jetzt auch nicht viel anders. Iſt es 
doch gewiß ein trauriges und odioſes Geſchäft, um Verdienſtes willen 
ſelbſt wider die eigene Überzeugung unter Umſtänden einen ehrenhaften 
Menſchen als Gegner des Mandanten beſchuldigen und verdächtigen 
zu müſſen und für die Unſchuld dieſes eignen Mandanten einzutreten. 
trotzdem dieſer in Wirklichkeit ein großer Schuft iſt. Eine ſolche 
Tätigkeit iſt nicht geeignet, ſich Anerkennung und Achtung zu ver⸗ 
ſchaffen und verdirbt ſchließlich den Charakter, wie es ſich in den 
argen Verfehlungen, Unterſchlagungen und Betrügereien offenbart hat, 
die ſich neuerdings ſo viele Rechtsanwälte haben zuſchulden kommen 
laſſen .. Es erſcheint mehr als zweifelhaft, ob der Einfluß, den die 
Anwälte in jetziger Weiſe auf die Rechtspflege ausüben, nicht eher 
ſchädigend als nützlich wirkt für die richterliche Ermittlung. Es 
kommt hinzu, daß die Rechtsanwälte aus ihrer Vorbildung zum 
abſolutiſtiſchen Richteramt eine gewiſſe Uberhebung und Anmaßung 
mitbringen, die ſich im Verkehr mit der Klientel oft als recht übel 
empfundene Schroffheit und Rückſichtsloſigkeit kundgibt (S. 29). 
Das Beſtehen eines Anwaltzwanges iſt überhaupt an ſich ſchon 
eine unſinnige Einrichtung .. (S. 30). Hält es doch oft ſchon ſchwer, am 
Orte einen Anwalt zu finden, wenn es ſich um einen Prozeß gegen 
den Fiskus, gegen kommunale, militäriſche und ſonſtige einflußreiche 
Behörden oder Perſonen handelt, wobei ſie befürchten, ſich ſelbſt im 
Lichte zu ſtehen (S. 33).“ 

Was der Verfaſſer über die Rechtſprechung ſagt, ſteht ungefähr 
auf demſelben Niveau. Ihm ſteht es feſt, „daß das Vertrauen zu 
unſerer Rechtspflege ſtark erſchüttert iſt (S. 53). Die Ausbrüche von 
Wut und die Attentate gegen Richter im Gerichtsſaal zeigen — ſo 
ſagt er — deutlich, wie ſehr ihre Autorität gelitten hat. Iſt doch 
ſchon von Einführung kugelſicherer Richtertiſche die Rede geweſen. Die 
Richtervereine beweiſen, daß vieles faul im Richterſtande iſt (S. 59).“ 
Und ſo geht es weiter! 

Offenbar pſeudonym nennt der Verfaſſer ſich Doktor, gerecht 
(justus) und ernſt, ſeine Schrift wohlmeinend, Kritik und 
gemeinnützig. Das iſt ein ſechsfacher grober Flaggenmißbrauch! 

Geheimer Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Aus den Zeitſchriften. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Roeger, Leipzig. 


Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung und 
Bolkswirtſchaft. 47. Jahrg. Nr. 12, 48. Jahrg. Nr. 1 bis 6. 
Affolter: Die Perſönlichkeit, insbeſondere jene der Verbände und 
Stiftungen. Cramer: Die Gerichtsverfaſſung der Vereinigten 
Staaten. Ringel: Belgien. Reindl: Kriegsverſorgungsanſpruch 
der Hinterbliebenen von Beamten. Mettgenberg: Der deutſche 
Auslieferungsverkehr vor dem Kriege. Geigel: Elſaß⸗Lothringen 
dem Reiche! Wittſchewsky: Zur Entwicklung der Reichsfinanzen. 
Wolzendorff: Das Arbeitsrecht. Gentzſch: Über die Wirkung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen Rechts. 


N 17. 1915. 


der Aufhebung der Oktrois. Buff: Reichsbank und Krieg. Heber⸗ 
lein: Das Kleingewerbe in Bayern vor dem Krieg 1914/15 und 
die Beſtrebungen zu ſeiner Hebung. Pesl: Zur beſſeren Regelung 
des Erbbaurechtes. Waldecker: Die Anſtaltspolizei. Wieſinger: 
Der Außenhandel Deutſchlands mit Großbritannien. Kübel: Das 
bayeriſche Richterdiſziplinarrecht. Geigel: Deutſche Amts⸗, Geſchäfts⸗ 
Kirchen⸗ und Schulſprache in Elſaß⸗Lothringen. Merkle: Bayerns 
Entwicklung ſeit 1840. Ichenhaeuſer: Die Berliner Großbanken. 
Schmid: Zivilrechtlicher Inhalt der RVO. auf dem Gebiete der 
Unfall⸗, Kranken⸗ und Invalidenverſicherung. Zuläſſigkeit des 
Vergleichs und Verzichts nach der RVO. Werneburg: Argliſtige 
Täuſchung und teilweiſe Nichtigkeit bei Darlehns⸗ und anderen 
Rechtsgeſchäften. 

59. Jahrg. 

Viertes Heft. 

Adamkiewicz: Die „höhere Gewalt“ im Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Volmer: Zur Frage der Eintragungsfähigkeit der Pfändung und 
Überweifung des Berichtigungsanſpruchs. Rentner: Das Verfahren 
bei Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus nebſt Kritik des Regierungs⸗ 
entwurfes eines Geſetzes über das Erbrecht des Fiskus. 


Blätter für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt. Neue Folge. 


XII. Band. Viertes Heft. 
Morchutt: Rückblick und Ausblick in der Kriegszeit. Aus Amts⸗ 
und Landgericht in Gotha. Albrecht: dgl. Aus Amts: und Land: 
gericht in Meiningen. Knauth: Krieg und Verwaltungsrechtsſchut. 


Deutſche Juriſtenzeitung. 1915. Nr. 7 bis 14. 


v. Poſchinger: Fürſt Bismarck und die Gerichtsverfaſſung. Wolf: 
Wirtſchaft nach dem Kriege. Hatſchek: Der Kiautſchouvertrag und 
China Japan. Conrad: Der Einfluß des Krieges auf die Tätigkeit 
des Reichsgerichts in Strafſachen. Levin: Der Zivilprozeß bei den 
Amtsgerichten während des Krieges. Jacobi: Der Einfluß des 
Krieges auf das Verfahren betr. die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken. Falck: Der Krieg und die 
Staatsanwaltſchaft. Levy: Das Konkursgericht während des Krieges. 
Thormann: Die Zivilprozeßreform im Kanton Bern. Zehrfeld: 
Kriegseheſcheidungen. Laband: Die Entſchädigung für Kriegs⸗ 
ſchäden. Zitelmaun: Der Fünfzehnhundert⸗Mark⸗Vertrag. Rehm: 
Neue Fragen des deutſch⸗engliſchen Seekriegs. Mehliß: Prozeſſuale 
Fragen des Geſetzes über den Belagerungszuſtand. Heilfren: 
Eine Verteilungsſtelle für Rechtskandidaten. Galli: Die neueſten 
Hefte der Entfcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. Finger: 
Behandlung der Ausländer wegen Landes⸗ und Kriegsverrats. 
Waldecker: Zur Frage der Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide 
und Mehl. Schultzenſtein: Verwaltungsgerichtsbarkeit im Kriege. 
Lieber: Strafkammern im Kriege. Friedmann: Verteidigung im 
Kriege. Heinitz: Notariat im Kriege. Kohler: Der Luſitaniafall 
im Lichte des Völkerrechts. Schultzenſtein: Zur freien Über: 
zeugung. Heinsheimer: Der neueſte Band der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Zivilſachen. Auer: Die Beſtrafung von 
Mißbräuchen bei Heereslieferungen in Ungarn. Graßhof: Rand 
bemerkungen zu dem Prozeſſe der Witwe Hamm. Mrzszel: 
Der Wehrbeitrag in der Rechtfprechung des Steuerſenats des 
preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Crüger: Kriegsnotgeſetze zum 
Genoſſenſchaftsgeſez. Meyer: Hypothekennot während des Krieges. 
Hagen: Straßenbahn und Rechtsordnung. Heymann: Ein Gedenk⸗ 
tag der Reichsjuſtizgeſetzebung. Meene: Die internationalen 
Waſſerſtraßen zur Kriegszeit. Rießer: Vom Kapitol zum Tarpejiſchen 
Felſen. Laband: Der Einfluß des Krieges auf die Stellung des 
Papſtes. Strutz: Kriegsgewinnſteuer. Mittelſtein: Das Geſetz 
zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzinſen. 
Mendelſohn⸗Bartheldy: Der Kriegsbegriff im anglo⸗amerikaniſchen 
Recht. Scholz: Der Unterſeebootkrieg gegen England. Kohler: 
Die Mündlichkeit des Prozeßverfahrens und die automatische 
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44. Jahrgang. 


Sprechaufnahme. Hallbauer: Das ſchiedsgerichtliche Verfahren 
im Rahmen der Kriegsnotgeſetze. 

Fiſchers Zeitſchrift für Praxis und Geſetzgebung der Verwaltung. 

Band 44, Heft 4 bis 8. 

Bormann: Die Trink: und Nutzwaſſerverſorgung der Gemeinden 
im Königreich Sachſen. Meltzer: Über das Verfahren bei der 
Einziehung der nach § 66 der Sächſiſchen Armenordnung zu er⸗ 
ſtattenden Almoſen. 

Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht. 20. Jahrg. Nr. 6 bis 10. 
Oertmann: Nichtigkeit einzelner Klauſeln im Dienſtvertrag. 
Liſſauer: Gehaltsabzug und Kündigungsausſchluß. Schultz: Nächt⸗ 
liche Bewachung und Wach⸗ und Schließgeſellſchaften. Hartmann: 
Die Schadenserſatzpflicht des Arbeitgebers bei nichtrechtzeitiger 
Ausfertigung einer Arbeitsbeſcheinigung. Grünberg: Abänderungen 
des öſterreichiſchen Handlungsgehilfengeſetzes. Lieb: Aufrechnung 
und Zurückbehaltung gegenüber unpfändbaren Lohnforderungen. 
Oertmann: Gehaltskürzungen und Kündigung. Erdel: Einige 
wichtige Urteile aus letzter Zeit. Erdel: Fortſetzung der Dienſt⸗ 
und Arbeitsverhältniſſe nach dem Kriege. Baum „ Hirſchfeld: 
Kaufmannsgerichtsbeiſitzer zur Frage der Gehaltskürzungen. 

Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. 20. Jahrg. Nr. 1 bis 6. 
Kohler: Die „luſtige Witwe“ und das Autorrecht. Guggenheimer: 
Patentanwaltszwang für die Induſtrie. Iſay: Lizenzverträge über 
ungültige Gebrauchsmuſter. Wohlgemuth: Zur Praxis des Patent⸗ 
amtes bei der Anwendung des § 4 Ziff. 1 Waren ZG. — Iſt 
„Kriſtallit“ eine Beſchaffenheitsangabe? Spielmann: Zur Frage 
der materiellen Rechtskraft von Entſcheidungen im patentamtlichen 
Zeichenlöſchungsverfahren. Hellwig: Ein Rechtsſtreit über die 
Frage des Titelſchutzes. Recken: Die Bekämpfung der Preis⸗ 
ſchleuderei mit Markenartikeln. Roſenthal: Preisſchleudern mit 
Markenartikeln. Wernicke: Der Verkauf von Markenartikeln unter 
Preis. Hübel: Die Verhandlungen des Deutſchen Reichstags über 
das alte und künftige Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichen⸗ 
geſetz. Mintz: Der Krieg und der gewerbliche Rechtsſchutz. Ephraim: 
Die Beſchränkung britiſcher Patentrechte deutſcher Staatsangehöriger 
während des Krieges. Finger: Gewerbliche Schutzrechte während 
des Krieges. Oſterrieth: Deutſche Bezeichnungen für deutſche 
Ware. Recken: Made in Germany. Joſeph: Made in Germany. 
Wirth: Engliſche Zwangslizenz. Mintz, Oſterrieth: Der gewerbliche 
Rechtsſchutz und der Krieg. 

Iherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts. 

29. Band 3. und 4. Heft. 
Schneider: Das Erſatzrecht des Verſicherers nach § 67 VVG. und 
§ 281 BGB. Krückmann: Pflichterfüllung und Rechtsausübung. 
Hauſer: Die Anfechtung der Verſäumung der Erbausſchlagungsfriſt. 
$ 1956 BGB. 

Juriſtiſche Blätter. XLIV. Jahrg. Nr. 29. 
Schreiber: Das beſondere Schadensrecht für Elektrizitätsanlagen 
im Elektrizitätsgeſetzentwurfe. 

Juriſtiſche Monatsſchrift für Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreußen und 

Pommern. 17. Jahrg. Nr 12, 18. Jahrg. Nr. 4 bis 5. 

Landsberg: Ein Geſetz zum Schutze der Prozeßgegner von Kriegs⸗ 
teilnehmern. Landsberg: Der „Vertreter“ des Kriegsteilnehmers 
nach der BRV. vom 14. Januar 1915. Joſef: Oſtpreußiſche 
Landgüterpacht und Krieg. Cattien: Die Ausübung des Wieder: 
kaufsrechtes bei Rentengütern. 

Leipziger Zeitſchrift für Deutſches Recht. IX. Jahrg. Nr. 4 bis 13. 
Stein: Die prozeßrechtlichen Kriegsgeſetze und das künftige 
Friedensrecht. Galli: Aus der neueren Rechtſprechung zum Wein⸗ 
geſetze. Jaeger: Übertragung eines anfechtbar verkürzten Ver⸗ 
mögens. Mittelſtein: Mieteeinigungsämter und die BRNO. vom 
15. Dezember 1914. Hippel: Nationalkokarde und Strafrecht. 
Junck: Der Krieg und die Pariſer Übereinkunft zum Schutze des 
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gewerblichen Eigentums. Mausfeld: Zur Haftung des Arztes 
wegen Pflichtverletzung. Schweizer: Die Zuſtändigkeit der außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgerichte. Rehm: Die neue Phaſe des Seekrieges 
gegen England und Frankreich. Pollak: Das neue öfterreichifche 
Konkursrecht. Dalberg: Die Treuhandſchaft in der Kartell⸗ 
organiſation. Jaeger: Auslandsgläubiger im Konkurſe. Conrad: 
Das Verordnungsrecht des Militärbefehlshabers während des Kriegs⸗ 
zuſtandes. Allfeld: Das geſetzliche Pfandrecht des Unternehmers 
an Exemplaren eines urheberrechtlich geſchützten Werkes. Alsberg: 
Freie Ablehnbarkeit eines beantragten Sachverſtändigenbeweiſes im 
Strafprozeß? Recken: Die Sicherſtellung der Vertragserfüllung 
bei der Plakatreklame. Rehm: Repreſſalien und Neutrale. Brantl: 
Veröffentlichung von Briefen. Ebermeyer: Das Belagerungs⸗ 
zuſtandsgeſetz und andere Kriegsgeſetze in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts. Starke: Kriegsklauſeln in Lieferungsverträgen. 
Kirchberger: Der örtliche Gerichtsſtand für Wettbewerbsklagen. 
Berolzheimer: Dorfteſtament ohne Beſorgnis des vorzeitigen Ab: 
lebens? Oertmaun: Ein Kriegsrechtsfall aus der Unmöglichkeits⸗ 
lehre. Krückmann: Volkswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Theorien 
im BGB. Heinrici: Die BRV. vom 4. Juni 1915 über Zu: 
laſſung von Strafbefehlen bei Vergehen gegen Vorſchriften über 
wirtſchaftliche Maßnahmen. Menner: Die neuen Zahlungsfriſt⸗ 
verordnungen. Roſenthal: Sind Submiſſtonskartelle zuläffig? Krück⸗ 
mann? Volkswirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Theorien im BGB. 

Markenſchutz und Wettbewerb. XIV. Jahrg. Nr. 5 bis 10. 
Dunant⸗Chriſt: Bericht der ſchweizeriſchen Kommiſſion der Geſell⸗ 
ſchaft für Weltmarkenrecht. Dunkhafe: Gerichtliche und patent⸗ 
amtliche Zuſtändigkeit in Freizeichenfragen. Finger: Hat das Ab⸗ 
kommen vom 18. Oktober 1906 Einfluß auf den gewerblichen Rechts⸗ 
Hug? Hoffmann: Der Schutz der Zeichen britiſcher Kolonien in 
Deutſchland. Recken: Der Einfluß des Krieges auf die Omnibus⸗ 
und Straßenbahnreklame. Bericht der niederländiſchen Kommiſſion 
der Geſellſchaft für Weltmarkenrecht. Heimann: Heilverfahren⸗ 
Patente? Bericht der niederländiſchen Kommiſſion der Geſellſchaft für 
Weltmarkenrecht. Finger: Der Einwand der Freizeicheneigenſchaft 
gegenüber eingetragenen Zeichen. Dunkhafe: Der Lizenzvertrag über 
ein ungültiges Gebrauchsmuſter. Dunkhafe: Über die Berechtigung 
von Defenſivzeichen. Schanze: Erfindung, Kunſtwerk, Geſchmack⸗ 
muſter und Gebrauchsmuſter als Gegenſtände des Urheberrechts. 
Finger: Preisſchleuderei und Schutz dagegen. Dunkhafe: Über 
die Kolliſion von Zeichenrecht und Namenrecht. Abel: Patent⸗ 
rechtliche Ausnahmebeſtimmungen in Oſterreich. 

Mitteilungen für Amtsgerichtsauwälte. 6. Jahrg. Nr. 5/6. 
Leeb: Prozeßagenten und Rechtſprechung. Wittmaack: Zur Frage 
der Erſtattungsfähigkeit der Koſten von Rechtskonſulenten. Löwe: 
Geſetzlicher Wegfall der Zuwachsſteuer bei Anweſenswiedererwerb 
in der Zwangsverſteigerung. Vurgheim: Zur Vaterſchaft von 
Zwillingen. Schenk: Das Recht aufs Sterben. 

Mitteilungen vom Verband Dentſcher Patentanwälte. 15. Jahrg. 

Nr. 2/3. 

Heymann: Welchen Beſchränkungen find Ausländer und im Aus: 
lande wohnende Perſonen bei gerichtlichen Klagen auf dem Gebiete 
des gewerblichen Rechtsſchutzes unterworfen? Cahn: Präventiv⸗ 
verkehr und Patentgeſetz. Landenberger: Der umſichtige Fachmann. 
Werner: Patentrechtſprechung: Kammergericht. Zuſtändigkeit des 
Gerichtes. — Kein Gerichtsſtand des Sachzuſammenhanges. 

Notariats⸗Zeitſchrift für Elſaß⸗Lothringen. 35. Jahrg. Nr. 4/5. 
Joſef: Die Ausſchließung des Notars von der Beurkundungs⸗ 
tätigkeit in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied einer Genoſſenſchaft. 

Oſterreichiſches Zentralblatt für die Juriſtiſche Praxis. 33. Jahrg. 

Nr. 2 bis 6. 

Klein: Studien zum Interlokalen Privatrecht. Tauber: Loſe 
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Kukula: Unerwünſchte ſtrafrechtliche Geſetzeskonkurrenzen. Geller: 
Die vermeintliche Advokatenausſperrung. Klein: Studien zum 
Interlokalen Privatrecht. Halpern: Zur Lehre von den Vinkulations⸗ 
geſchäften. Till: Privatrechtliche Fragmente. Erlanger: Die 
Rechtsſtellung der Oſterreicher nach den deutſchen Kriegsſondergeſetzen. 
Weiß: Der Erwerb des Pflichtteils. Till: Privatrechtliche Fragmente. 
Klein: Studien zum Entwurf eines BGB. für Ungarn. 
Preußiſches Berwaltungs⸗Blatt. XXXVI. Jahrg. Nr. 42. 
Schmidt: Die amtlichen Befugniffe der ſtaatlichen Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten. Buck: Neue Schätzungsmethoden für das landwirtſchaftliche 
Einkommen. Gerling: Der ſtädtiſche Kriegsfinanzbedarf und 
ſeine Deckung. 

Recht und Wirtſchaft. 

Juli 1915. 
Lotz: Die Verwaltungsreform in Preußen nach dem Kriege. 
Warſchauer: Wirtſchaftswiſſenſchaftliche Unterſuchungen und Groß⸗ 
banken. Engel: Die Kriegsbereitſchaft Oſterreichs auf dem Gebiete 
der Geſetzgebung. Rhazen: Krieger⸗ und Angeſtelltenverſicherung. 
Potthoff: Lehren des Krieges für die Geſetzes technik. Schuchart: 
Über die Gründe der induſtriellen Produktionsverſchiebung in der 
deutſchen Kriegswirtſchaft. Dix: Kriegswirtſchaftslehre. Fritze: 
Adickes Vermächtnis für die Juſtiz. Luckwaldt: Bismarck und die 
Rückkehr zum Schutzzoll 1879. Witowski: Das ſoziale Verſicherungs⸗ 
recht während des Krieges. Ning: Erbe ſei das Vaterland! Glafey: 
Deutſchlands Textilinduſtrie im Kriege. Lemberg: Der Krieg und 
die Unmöglichkeit der Erfüllung von Kauf: und kaufähnlichen Ber: 
trägen. Schuchart: Uber die Gründe der induſtriellen Produktions⸗ 
verſchiebung in der deutſchen Kriegswirtſchaft. Bondi: Einberufung 
zum Kriegsdienſte ein „Unglück“ im Sinne des $ 63 HGB.? 
Düringer: Der Verein „Recht und Wirtſchaft“ während des Kriegs. 
Philippovich: Die Größe der Produktion von Nohſtoffen als Grund: 
lage einer wirtſchaftlichen Vereinigung zwiſchen Deutſchland und 
Oſterreich⸗Ungarn. Neukamp: Die Brotkarte. Weber: Piychofen 
und Neuroſen im Krieg. Kolb: Deutſchlands Stickſtoffbedarf im 
Kriegsjahr. Eberhard: Friedensrichter im Kriege. Buckeley: Eine 
Fürſorgekaſſe für Heeresangehörige der freien Berufe. Troeltſch: 
Die Gewerkſchaften Deutſchlands im Kriege. Waldecker: Über: 
wachung und Zwangsverwaltung feindlicher Unternehmungen in 
England, Frankreich und Deutſchland. Seidel: Deutſches und 
franzöſiſches Sparkaſſenweſen im Weltkriege. Buck: Die Sonder⸗ 
beſteuerung der Kriegsgewinne. Wölbling: Fortſetzung und Grenzen 
der Verwaltungsreform. Weigert: Die Tauſchmüllerei und die 
Bundesratsverordnung vom 25. Januar 1915. Bär: Einige 
Gedanken von geſchichtlicher und deutſcher Bildung. Bollert: 
Behördliche Bekanntmachungen. Wilden: Die Handwerksorganiſation 
im Kriege. Bondi: Im Kampfe gegen Formalismus und 
Bureaukratismus. Francke: Der deutſche Arbeitsmarkt im Kriege. 
Wehberg: Die Berückſichtigung der Billigkeit im Seekriegsrecht. 
Rheiniſche Zeitſchrift für Zivil- und Prozeßrecht. 7. Jahrg. 2. und 
3. Heft. 

8 Bartholdy: Die „Rechtsnachfolge“ im Zivilprozeß 
und die „ſtändige Rechtſprechung“ des Reichsgerichts. Merk: Die 
Entwicklung der Fahrnisverfolgung im franzöſiſchen Recht. Bopen⸗ 
ſiepen: Die Kurheſſiſche Zivilprozeßordnung vom 28. Oktober 1863. 
Kraft: Die Grundzüge des Wegerechts in ſeinen Beziehungen zum 
Privatrecht. Joſef: Erörterung zur Rechtsſtellung des Beklagten 
bei der Eigentumsklage. Kracht: Formell unrichtige Entſcheidungen 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts. Voſſen: Rheiniſches Waſſer⸗ 
recht nach franzöſiſchem Recht und unter dem neuen preußiſchen Geſetz. 
Sächſiſches Archiv für Rechtapflebe. 10. Jahrg. = nn a = 
Hallbauer: Zur Bekanntmachung vom 7. Auguf { 
Geltendmachung von Anſprüchen von 5 5 
ihren Vohnſit haben). Joſef: Der Bater 5 ö 
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Der Kauſalzuſammenhang zwiſchen Verzug und Schaden bei dem 
Schuldnerverzug. Oppermann: Rechtsfragen der Kriegszeit. Jaeger: 
Auslandsgläubiger im Konkurs. Joſef: Zwei Streitfragen aus dem 
Kriegsrecht. Hallbaner: Die Rechtsſtellung der Aufſichtsperſon im 
Sinne der Bekanntmachung vom 22. April 1915. Kretzſchmar: 
Militär⸗ und Marineteſtamente. Oertmann: Iſt der Beſitz ein 
die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne von § 771 ZPO? 
Hallbauer: § 247 ZPO. und fein Verhältnis zu dem Keichsgeſetze 
vom 4. Auguſt 1914. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 10. Jahrg. Nr. 20 bis 24, 


11. Jahrg. Nr. 1 bis 18. 

Bedall: Die Novelle zum Handelsgeſetzbuche. Keßler: Zur Bildung 
von Geſamtſtrafen. Verolzheimer: Das Aufrechnungsrecht des 
Erſtehers im Zwangsverſteigerungsverfahren. Neumiller: Verleſung 
der Ausſagen von Kriegsteilnehmern ($ 250 StPO.). Link: Ein 
Beitrag zur Auslegung des bayeriſchen Fideikommißedikts. Stepp: 
Die Berechnung des pfändbaren Gehaltes oder Lohnes (§ 850 ZRO., 
§§ 1, 3, 4 Lohn BG.). Rehm: Amneſtie und Koſtenvorſchuß. 
Mayer: Die Wählbarkeit von Kriegsteilnehmern zu Gemeinde⸗ 
äämtern. Wein: Umwandlung einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung in eine Aktiengeſellſchaft. Zeiler: Idealkonkurrenz und 
Anderung der Strafklage im Standrecht. Kriener: Die Zwangs⸗ 
verſteigerung aus dem dinglichen und dem perſönlichen Voll⸗ 
ſtreckungstitel. Neukamp: Der § 2 des Haftpflichtgeſetzes in feiner 
praktiſchen Bedeutung und ſeinem Verhältnis zum allgemeinen 
bürgerlichen Recht. Sendtuer: Die Anderungen im bahyeriſchen 
Gebührenweſen nach dem Geſetz vom 21. Auguſt 1914. Hell unth: 
Wann beginnt die Haftung der Poſtverwaltung für die ordnungs⸗ 
mäßige Ausführung der Aufträge, die der Inhaber eines Poſtſchec⸗ 
kontos erteilt? Köhler: Kriegsſtrafbeſtimmungen des Bundesrats. 
Sendtner: Die Anderungen im bayeriſchen Gebührenweſen nach 
dem Geſetz vom 21. Auguſt 1914 (Fortſ.). Krückmaun: Der 
Rückforderungsanſpruch des Wucherers. Full: Die Haftung für 
Pflichtverletzungen des bayeriſchen Volksſchullehrers bei Ausübung 
der Schulaufſicht und der Schulzucht. Schiedermair: Die Erſitzung 
von Grunddienſtbarkeiten und des Eigentums nach dem Gemeinen 
Recht, dem Bayeriſchen Landrecht und dem Preußiſchen Landrecht 
(Schluß folgt). Hanfer: Das Arreſtverfahren zur Sicherung der 
adminiſtrativen Zwangsbeitreibung. Meyer: Über die Strafrechts⸗ 
pflege während des Krieges. Köhler: Kriegsſtrafbeſtimmungen des 
Bundesrats (Schluß). Sendtner: Die Anderungen im bayerifchen 
Gebührenweſen nach dem Geſetz vom 21. Auguſt 1914 (Schluß). 
Becher: Die neurechtliche Kommunmauer. Friedländer: Zur Aus: 
legung der Zahlungsverbote gegen England, Frankreich und Rußland. 
Reindl: Verpflichtung zur Rückzahlung zuviel erhobener Gehalts, 
Penſions⸗ und Hinterbliebenenbezüge nach dem bayeriſchen Beamten: 
geſetz. Becher: Die neurechtliche Kommunmauer (Schluß). Krückmann: 
Die ſogenannte „Offerte ad incertam personam“. Cahn: Die Ver⸗ 
tretung der Kriegsteilnehmer. Seuffert: Die neue Bekanntmachung des 
Bundesrats über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten vom 14. Januar 1915. Stepp: Die bayeriſche 
Beſitzveränderungsgebühr und die beſchränkte Haftung des Erben. 
Schuntner: Kriegsbeſchlagnahme, Höchſtpreiſe und Zwangsver⸗ 
ſteigerung. Woerner: Die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen. Höchtl: 
Die im Bereiche des J. bayeriſchen Armeekorps geltenden Be: 
ſtimmungen über An: und Verkauf und Ausfuhr von Pferden. 
Heinsheimer: Zur Reform des Zivilprozeſſes. du Chesne: Zur 
Lehre von der Eintragungsbewilligung. Cahn: Krieg und Pariſer 
Konvention. Oertmann: Billigkeit und freies Recht. Kreß: Der 
Maſchinendreſchvertrag. 


Zeitſchrift für die geſamte Berſicherungs⸗Wiſſeuſchaft. Band NV 


2., 3. und 4. Heft. . 
Vortkiewicz: Wilhelm Lexis zum Gedächtnis. Bendix: Die Be⸗ 
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44. Jahrgang. 


deutung der deutſchen Kriegsnotgeſetze für die Privatverſicherung. 
Bielefeldt: Die Kinderverſicherung. Stier-Somls: Die Kranken⸗ 
verſicherung während des Krieges und das Eingreifen des Reichs 
auch in Friedenszeiten. Parthier: Das Aquivalenzprinzip in der 
ſozialen Penſionsverſicherung. Gruner: Beitrag zur Frage eines 
Verſicherungs⸗Monopols. Hoffmann: Kriegsfragen der Sozial: 
verſicherung. Feilcheufeld: Die bisherigen ärztlichen Kriegs: 
erfahrungen und ihre Bedeutung für die Lebens- und Unfall: 
verſicherung. Lubarſch: Betrachtungen über die Rückverſicherung 
der Kriegsgefahr in der Lebensverſicherung. Fuld: Einwirkung 
des Kriegs auf die Unfallverſicherung. Werneburg: Die Rechts: 
verhältniſſe der deutſchen Verſicherungsnehmer zu den engliſchen 
Feuerverſicherungsgeſellſchaften. Pilsty: Die Scozialverſicherung 
der Selbſtändigen. Abel: Die Verſicherung nicht normaler Leben 
nach neueſten Erfahrungen. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat und Zwangs⸗ 
verſteigerung. Jahrg. 15 Heft 15 bis 19, 22. s 
Joſef: Der Vormund im Kriege. Bauer: Die Waiſenratsſitzung. 
Weyl: Anderungen des Kriegsteſtamentsrechts. Marcus: Die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Lichte der 
Kriegsnotgeſetze des Jahres 1914. Joſef: Die Einwirkung des 
rechtskräftigen Urteils auf die Entſcheidungen des Gerichts der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Fraeb: Reelle und ideelle Subrepartition. 
Joſef: Ermittelung von Kriegsgreueln und Verletzungen des Völker⸗ 
rechts im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Ott: Der 
zugunſten eines anderen Abkömmlings oder des überlebenden Cbe: 
gatten erklärte Verzicht eines gemeinſamen Abkömmlings auf ſeinen 
Anteil am Geſamtgut der in Zukunft eintretenden fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, $ 1517 BGB. Marcus: Die Bekanntmachungen 
des Reichskanzlers (RK Bek.) vom 22. April 1915 über die 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken und über den dinglichen Rang 

oͤffentlicher Laſten. (Fortſetzung folgt.) 


—— — 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915.) 


A. 

Solange es im Belieben des einzelnen Gläubigers ſtand, ob er 
ſeinen Anſpruch im Mahnverfahren verfolgen wollte, konnte man 
es hinnehmen, daß für dies Verfahren dem § 36 Ziff. 2 bis 4 ent⸗ 
ſprechende Beſtimmungen fehlen. Wohnt z. B. der perſönliche Schuldner 
einer Hypothek im Bezirk eines andern Gerichts, als das, in 
deſſen Bezirk das Grundſtück liegt, ſo können beide im Gerichtsſtand 
der §§ 25, 26 verklagt und ebenſo gegen ſie Zahlbefehle erwirkt 
werden. Ruht die Hypothek aber auf verſchiedenen Grundſtücken, von 
denen jedes im Bezirk eines andern Gerichts gelegen iſt, ſo kann die 
dingliche Klage nicht zuſammen, ſondern muß bei jedem Gericht 
erhoben werden, in deſſen Bezirk ein Grundſtück liegt. In allen dieſen 
Fällen müßte nach der Bek. ein Mahnverfahren ſtattfinden; es wäre 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Endentſcheidungen einander widerſprächen. 

Wie liegt nun der Fall, wenn ein im Auslande Wohnender, 
dem im Inlande nicht zugeſtellt werden kann, und ein im Inlande 
Wohnender als notwendige Streitgenoſſen verklagt werden ſollen? 
Obwohl § 1 der Bek. nur von „im Mahnverfahren verfolgbaren An: 
ſprüchen“ redet, wird man annehmen dürfen, daß § 688 Abf. 2 
anwendbar, alſo das Mahnverfahren ausgeſchloſſen iſt, wenn der 
Zahlbefehl im Auslande oder öffentlich zugeſtellt werden müßte. 
Wird gegen den Zahlbefehl, ſoweit er den im Inland Wohnenden 
betrifft, kein Widerſpruch erhoben, ſo ergeht Vollſtreckungsbefehl, mit 


1) Im folgenden = Bel. 
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deſſen Rechtskraft der Streit auch gegenüber dem im Ausland Wohnen⸗ 
den entſchieden wäre. Dies Ergebnis iſt unbefriedigend; man kann 
ihm nur vorbeugen, wenn man den $ 1 BD. in dem Sinne auslegt, 
daß das obligatoriſche Mahnverfahren auch dann nicht ſtattfindet, 
wenn an einen von mehreren notwendigen Streitgenoſſen im Auslande 
oder öffentlich zugeſtellt werden müßte. Gerichtsſeitig wird dieſer 
Geſichtspunkt beſonderer Beachtung bedürfen; das geringere Übel iſt die 
Unterlaſſung der Erlaſſung eines Zahlbefehls, weil im ſtreitigen Ver⸗ 
fahren die Folgen der notwendigen Streitgenoſſenſchaft erörtert werden. 
Iſt dagegen einmal der Zahlbefehl erlaſſen, ſo wird der Gerichtsſchreiber 
wenig geneigt fein, durch Ablehnung des Vollſtreckungsbefehls die Rechte: 
anſicht des Gerichts zu beanſtanden. Die Streitfragen, die anläßlich 
der Frage der Wirkungen des gegen einen von mehreren notwendigen 
Streitgenoſſen erlaſſenen Urteils entſtanden ſind, würden auch 
hier wiederkehren. Wenn aber die notwendigen Streitgenoſſen alle in 
Deutſchland wohnen und es an einem gemeinſamen beſonderen Gerichts⸗ 
ſtand fehlt, weil z. B. die klagebegründende unerlaubte Handlung im 
Auslande begangen ift, macht ſich der Mangel einer dem § 86, 3 ZPO. 
entſprechenden Beſtimmung beſonders fühlbar. Hier wird wohl auch 


angenommen werden müſſen, daß das Mahnverfahren, obwohl gegen⸗ 


über jedem einzelnen Beklagten die Vorausſetzungen vorliegen, nicht 
ſtattfinden kann, weil es zu widerſprechenden Entſcheidungen über eine 
nur einheitlich zu regelnde Frage führen würde. Hier hätte § 1 der 
Bekanntmachung eine Ausnahme ausdrücklich zulaſſen ſollen. 
Allerdings kann man auch die Anſicht vertreten, daß vor Er⸗ 
laſſung des land gerichtlichen Zahlbefehls eine Entſcheidung nach § 36 
Ziff. 2 bis 4 ZPO. ergangen fein kann. Wenn das Gericht für den 
Prozeß zuſtändig iſt, jo auch für das Mahnverfahren. 8 1 ſieht ja 
kein Geſuch um Zahlbefehl vor. Anders mit § 13. Beim AG. iſt 
die Klage als Geſuch um Zahlbefehl zu behandeln, dort iſt alſo für 
die Anwendung von § 36 kein Raum. Das angegangene höhere 
Gericht würde in einem ſolchen Falle die Beſtimmung des zuſtändigen 
Gerichts ablehnen müſſen, denn ohne vorausgegangenen Zahlbefehl 
kann die Klage nicht erhoben werden, für den Zahlbefehl kann aber 
kein zuſtändiges Gericht beſtimmt werden. Man müßte denn ganz 
allgemein den § 36 ausdehnend dahin auslegen, daß auch die Zu— 
ſtändigkeit im Sinne von § 689 Abſ. 2 ZRD. begründet werden könne. 
Das widerſpricht jedenfalls der bisherigen Praxis. Es bleibt alſo 
nur übrig, in dieſer Frage, wenn man die Eingangs dargelegte Anſicht 
verwirft, einen tiefgehenden Unterſchied zwiſchen dem amts⸗ und land⸗ 
gerichtlichen Verfahren anzunehmen, wie er ja auch durch die letzte 
Novelle begründet wird und in der Art der Zuſtellung des Zahl— 
befehls — auf Parteibetrieb und von Amts wegen — hervortritt. 
Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


B. 

Zum Wechſelmahn verfahren nach der Behannt- 
machung fur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 
1915. Wenn ein Anwalt bisher einen eiligen Wechſelauftrag 
zu erledigen hatte, ſo konnte er damit rechnen, daß je nach der Ein⸗ 
laſſungsſriſt, vom Tage der Klageeinreichung bis zum Erhalt der 
vollſtreckbaren Urteilsausfertigung, dieſe Tage eingeſchloſſen, 4 bis 
11 Tage verſtreichen würden, vorausgeſetzt, daß er ſich perſönlich um 
raſche Erledigung bemühte und daß der Gegner keine ernſthaften 
Einwendungen hatte. 

Wie wird dies nunmehr im Mahnverfahren werden?!) 

Während das derzeitige Verfahren nur die einheitliche Wider— 
ſpruchsfriſt von einer Woche kennt (§S 692 ZPO.), iſt es nach Bek. 
§§ 3 und 16 Ziff. 2 der Vorſitzende oder Amtsrichter, die, von Fall 
zu Fall, die Friſt beſtimmen. Maßgebend dafür ſind die Vorſchriften 


1) Von vornherein ſtreitige Fälle, in denen die Glaubhaft⸗ 
machung der 88 1 und 14 Bek. zweifellos möglich fein wird, ſcheiden 
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über die Einlaffungsfriſt. Es wird alſo künftig in Fällen, da man bisher 
am 8. oder 4. Tage Termin und Urteil haben konnte, erft an dieſem 
Tage die Widerſpruchsfriſt ablaufen. Schon allein dieſer Umſtand 
wird eilige Wechſelſtreitigkeiten merklich verzögern. Nun kommt aber 
noch die Möglichkeit hinzu, durch einen ſchikanöſen Widerſpruch zu 
verſchleppen, der Hauptgrund, aus dem bisher kein Anwalt auf den 
Gedanken kam, einen Wechſelanſpruch im Mahnverfahren zu verſolgen. 
Hier beſteht ein wichtiger Unterſchied zwiſchen Landgerichts⸗ und 
Amtsgerichtsverfahren. Nach § 3 II Bek. herrſcht am LG. Anwalts⸗ 
zwang für den Widerſpruch. Dieſer Umſtand wird, von ganz ſeltenen 
Fällen abgeſehen, verhindern, daß Schuldner, nur um Zeit zu ge⸗ 
winnn, mit unbegründeten Einwendungen verſchleppen. Anders da⸗ 
gegen am AG. Gerade die erfahrenen Schuldner werden gewiß nicht 
von der Möglichkeit des § 16 Ziff. 5 Bek. Gebrauch machen und ihren 
Widerspruch beſchränken. Auch werden fie den Widerſpruch in letzter 
Stunde einreichen; die Folge iſt, daß in den eiligſten Wechſelſtreitig⸗ 
keiten am AG., wenn auch die Ladungsfriſt nach $ 16 Ziff. 6 Bek. 
in der Regel nur 3 Tage beträgt, beſtenfalls etwa die doppelte Zeit 
wie bisher nötig ſein wird, um eine vollſtreckbare Ausfertigung zu 
erhalten. 

Es erſcheint danach die zwangsweiſe Einbeziehung der 
Wechſelſachen in das Mahnverfahren als ein Rückſchritt 
gegen den derzeitigen Zuſtand. 

Sache des vorſichtigen Gläubigers wird es fein, dieſem Übel 
möglichſt zu ſteuern, Sache des verſtändigen, perſonenkundigen Richters, 
die Erforderniſſe der Glaubhaftmachung im Sinne der §§ 1 und 14 Bek. 
nicht zu hoch zu ſpannen. Z. B. wird ein Gläubiger, der 2 Wechſel 
von zuſammen über 600 „, gegen denſelben Schuldner einzuklagen 
hat, dieſe am beſten zuſammen am LG. einklagen laſſen, um die 
Gefahr unbegründeten Widerſpruchs zu verringern, während er früher 
vielleicht, um raſcher und billiger zum Ziele zu kommen, anwaltslos 
2 Klagen am AG. erhoben hätte; und es wird ein Nichter, der die 
ſchikanöſen Schuldner ſeines Bezirkes kennt, eine genügende Glaubhaft⸗ 
machung des zu erwartenden Widerſpruchs in dem früheren Verhalten 
eines ſolchen Schuldners finden. Auch wird ſchnelle Terminsbeſtim⸗ 
mung durch den Richter und ſofortige Beſorgung der Ladung durch 
den Gerichtsſchreiber nunmehr, wo auch die eiligſten Sachen dem 
Zwange des Mahnverfahrens unterliegen, noch wichtiger werden als 
bisher; und praktiſcherweiſe wird der Kläger in vielen Fällen gut⸗ 
tun, Abkürzung der Widerſpruchsfriſt, entſprechend derjenigen der 
Einlaſſungsfriſt, zu beantragen. 

Rechtsanwalt Ernſt Langenbach, Darmſtadt. 


b. 

Boftenfragen jur Sek. vom 9. September 1915. 

A. Landgerichtliches Verfahren. Ab 1. Oktober 1915 ſind 
in die Klagen, mit denen ein vermögensrechtlicher Anſpruch gemäß 
8 688 ZPO. geltend gemacht wird, die bis zur Zuſtellung erwachſenden 
Koſten mitaufzunehmen. 

Dieſe Koſten ſind: 

a) 1/0 Prozeßgebühr im ordentlichen Verfahren und 6/10 im 
Urkunden⸗ und Wechſelprozeß, 5/10 Prozeßgebühr im Arreſthauptprozeß, 
wenn die ganze Gebühr bereits im Arreſtverfahren verrechnet iſt, je 
mit entſprechendem Pauſchale. 

b) 10 Gerichtskoſten, und zwar für den ordentlichen und den 
Urkunden⸗ und Wechſelprozeß mit entſprechendem Pauſchale und der 

inhebegebühr zu 10 bzw. 20 7 
en ne Für Bayern jei bemerkt, daß auch aus dem Be: 
ſchluſſe des Oberſten Landesgerichts vom 28. Juli 1915 (Bab pflg. 1915 
Nr. 18 S. 294) hervorgeht, daß = 11 5 das Landgericht ein⸗ 
t Klage eine Stempelgebühr anfällt. 
1 auf die Zuſtellung des Klagezahlungsbefehles erwachſenden 


Zuſtellkoſten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


17. 19156. 


Dieſe betragen: Für Zuſtellung einer Klageſchrift am Orte der 
Gerichtsvollzieherei 65 , und wenn perſönliche Zuſtellung gewünſcht 
wird, 80 , bei Zuſtellung der Klage nach auswärts 80 & und 
ſoferne das Gewicht der zuzuſtellenden Klage einen Doppelbrief, alſo 
über 20 g gibt, 90 % Dieſe Zuſtellungskoſten fallen fo oft an, als 
Klageſchriften zugeſtellt werden müffen. 

Die Koſten des Vollſtreckungsbefehles ſind in die Klage nicht 
aufzunehmen, da fie geſondert mit dem Vollſtreckungsbefehle feft: 
geſetzt werden. 

Wird gemäß § 27 der Bekanntmachung und § 505 3]. Ber: 
weiſung an das zuſtändige Landgericht ausgeſprochen, ſo bildet das 
weitere Verfahren vor dem anderen Gerichte mit dem Verfahren vor 
dem zuerſt angegangenen Landgerichte im Sinne des § 28 RG. 
eine Inſtanz. Die durch den Anwaltswechſel entſtandenen Mehr⸗ 
koſten muß allerdings gemäß § 505 III ZPO. der Kläger tragen, 
ſelbſt wenn er obſiegt. Aber auch dies bedeutet immer noch gegenüber 
den bisherigen Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten einen Fortſchritt. 

Mit dem Antrage auf Erlaſſung eines Vollſtreckungsbefehles hat 
der Anwalt des Klägers die weiteren Koſten zu berechnen. 

Dieſe find: 5/10 Gebühr im ordentlichen Verfahren, / 0 Gebühr 
im Urkunden und Wechſelverfahren je mit Pauſchale, 10/10 Gerichts⸗ 
koſten im ordentlichen Verfahren, % Gerichtskoſten im Urkunden: 
und Wechſelverfahren. 

Die auf die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls, die der Anwalt 
des Klägers zu beſorgen hat, erwachſenden Koſten werden mit den 
Pfändungskoſten gemäß § 788 ZPO. beigetrieben. 

Wird gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch eingelegt, ſo bilden 
ſelbſtverſtändlich die bis dorthin erwachſenen Koſten einen Teil der 
Koſten des entſtehenden Rechtsſtreites. 

Die 0 Gerichtskoſten für den Zahlungsbefehl werden auf die 
weiter anfallenden Gerichtskoſten angerechnet, dagegen findet eine 
Anrechnung des aus den Zahlbefehlskoſten berechneten Pauſchales auf 
das ſpäter anfallende Pauſchale nicht ſtatt. 

Für die Widerſpruchseinlegung erhält der Anwalt des Beklagten 
eine beſondere Gebühr nicht; es ſteht ihm in dem nachfolgenden 
Rechtsſtreite eine Prozeßgebühr von 10/10, im Urkunden⸗ und Wechſel⸗ 
prozeß von %10 und auch hier für den Fall einer kontradiktoriſchen 
Verhandlung eine Prozeßgebühr von 10% zu. 

Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß die Einführung des 
Mahnverfahrens an den Gebühren des Anwalts nichts ändert, daß 
dagegen die Gerichtskoſten, die bisher beim Verſäumnisurteil nur 
10/0 bzw. 5/10 betragen haben, ſich um 7/10 erhöhen. 


B. Amtsgerichtliches Verfahren. Auch hier ſind mit der 
Einreichung des Geſuches um Zahlungsbefehl und der Klage, wenn 
ſchon eine ſolche gefertigt werden ſoll, die Koſten bekanntzugeben. 

Dieſe Koſten find: 10% p bzw. 5/10 Prozeßgebühr mit Pauſchale, 
Stempelgebühr, 7/0 Gerichtskoſten mit Pauſchale (GKG. § 37). 

Für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehles, der bei manchen 
Gerichten zugleich mit dem Zahlungsbefehl beantragt werden kann, 
bekommt jetzt der Anwalt eine beſondere Gebühr von 5/10 bzw. 10 
mit Pauſchale. 

Für Erhebung des Widerſpruchs erhält der Anwalt 10 bzw. / 

Die Gebühr für Erwirkung des Zahlungsbefehls und für Wider⸗ 
ſpruchserhebung wird auf die nachfolgende Prozeßgebühr ganz Mr 
gerechnet, was im erſteren Falle eine Anderung des bisherigen 
Zuſtandes bedeutet. 

Hierbei kommt wieder die alte Streitfrage der Anrechnung des 
Pauſchales zum Vorſchein; !) ich verneine die Anrechnung. 

Rechtsanwalt Adolf Deiler, Augsburg. 


1) Vgl. hierzu LG. Berlin, S. 1130. 
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44. Jahrgang. Eu 


Notwendige Ergäangungen zu dem Gelch betreffend 
Einſchränkung der Perfügungen über Mieten und 
Pachten. Die nachfolgende Darlegung beſchäftigt ſich lediglich mit 
der Notwendigkeit, einige Punkte des Geſetzes baldtunlichſt zu er⸗ 
gänzen bzw. abzuändern: 


Eine Ergänzung erſcheint nach der nachſtehenden Richtung hin 
als geradezu erforderlich, weil ſonſt in dem neuen Geſetze eine 
ſehr gefährliche Lücke aufrechterhalten bleiben würde. 
Der § 573 BGB. Satz 1 hat bekanntlich jetzt die folgende 
Faſſung erhalten: 
„Eine Verfügung, die der Vermieter vor dem Übergange des 
Eigentums über den auf die Zeit der Berechtigung des Er⸗ 
werbers entfallenden Mietzins getroffen hat, iſt inſoweit wirk⸗ 
ſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das zur Zeit des 
Übergangs des Eigentums laufende Kalendervierteljahr bezieht; 
erfolgt der Übergang des Eigentums innerhalb des letzten 
halben Monats eines Kalendervierteljahrs, ſo iſt die Verfügung 
auch inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für das 
folgende Kalendervierteljahr bezieht.“ 

Alsdann folgt aber der gegen die bisherige Faſſung nicht veränderte 

zweite Satz, welcher ſpeziell für den freihändigen Erwerber von 

der allergrößten Wichtigkeit iſt: 
„Eine Verfügung über den Mietzins für eine ſpätere Zeit 
muß der Erwerber gegen ſich gelten laſſen, wenn er ſie zur 
Zeit des Überganges des Eigentums kennt.“ 

Gegen dieſen Schlußſatz des § 573 richtet ſich die gegenwärtige 

Abhandlung. 

Würde nämlich dieſer Schlußſatz in Kraft bleiben, ſo würde die 
Folge die ſein: daß Verfügungen über Mieteforderungen (der Kürze 
wegen ſoll nur von dieſen die Rede ſein) ſelbſt dann, wenn ſie ſich 
3. B. auf 30 Jahre erſtrecken, für die ganze Dauer dieſer Zeit ihre 
volle Rechtswirkſamkeit behalten, falls der freihändige Erwerber des 
Grundſtücks zur Zeit „des Überganges des Eigentums“ Kenntnis von 
dieſen Verfügungen gehabt hat. — Bei einer oberflächlichen Be⸗ 
trachtung erſcheint dieſe Beſtimmung als gerechtfertigt, indem man 
davon ausgeht, daß es nicht mehr als recht und billig ſei, daß 
der Erwerber alle ſolche Verfügungen, welche er „zur Zeit des Er⸗ 
werbes“ gekannt hat, reſpektieren müſſe. Bei dieſer Annahme würde 
jedoch überſehen werden, daß der „Erwerb“ eines Grundſtücks nicht 
etwa ſchon durch den (wenn auch formell beurkundeten) Ankaufvertrag 
und ebenſowenig durch die bloße Auflaſſung, ſondern erſt durch 
die Eintragung in das Grundbuch erfolgt. Es ergibt ſich 
hieraus: daß auch alle ſolche Miete⸗Zeſſionen bzw. Pfändungen, 
welche dem Käufer weder bei der Einigung über die Veräußerung 
noch bei der Auflaſſung bekannt geworden ſind, ihn binden, wenn 
ſie ihm einen Augenblick vor der Eintragung — deren genaue 
Zeit er überdies nicht einmal zu kennen vermag — zur Kenntnis 
gebracht werden. Nun pflegt aber bei ſehr vielen Grundſtücksverkäufen 
der Käufer bereits nach Errichtung des beurkundeten Kaufvertrages 
und noch häufiger nach der Auflaſſung nicht nur Anzahlungen 
zu leiſten, ſondern auch Verfügungen aller Art — z. B. Vermietungen, 
Abſchließung von Baukontrakten und ſelbſt teilweiſe Bauausführung 
— zu treffen, bevor die Eintragung der Veräußerung in das 
Grundbuch erfolgt iſt. In allen dieſen Fällen würde der Käufer, 
falls ihm — ſei es abſeiten des Verkäufers oder, was häufiger ge⸗ 
ſchehen möchte, ſeitens des Zeſſionars (bei Pfändungen würde in 
der Regel das Grundbuch bereits das Nähere ergeben) — un⸗ 
mittelbar vor der Eintragung Mitteilung darüber zukommen würde, 
daß eine Zeſſion der Mieten auf eine lange Reihe von Jahren hinaus 
erfolgt ſei, vor der Alternative ſtehen: 

entweder die häufig gar nicht überſehbaren Nachteile zu 
riskieren, welche mit der Rückgängigmachung des ganzen Kauf⸗ 
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geſchäfts faſt ſtets für ihn verknüpft fein würden, oder aber 
ſich die bereits getroffenen Verfügungen über die Mieten ge: 
fallen zu laſſen! 

Es iſt hierbei zu erwähnen, daß zwar bei der Beratung des BGB. 
die Frage: ob der Schlußſatz des § 573 nicht Gefahren mit ſich 
bringe, geſtreift, daß aber dieſe Gefahren aus zwei Gründen für un⸗ 
beachtlich gehalten worden ſind, und zwar: 

1. weil dem Käufer bei Verſchweigung des Umſtandes, daß die 
Mieten auf lange Jahre hinaus zediert oder z. B. zwecks 
Sicherung einer allmählich abzutragenden Forderung ver⸗ 
pfändet ſeien, der volle Regreß gegen den Verkäufer 
zuſtehe; 

2. weil der Käufer (oder ſonſtige Erwerber) ja vor dem Abſchluß 
des formellen Veräußerungsvertrages bzw. vor der Auflaffung 
ſich bei den Mietern erkundigen könne, ob und eventuell 
welche Verfügung über die künftigen Mieten vorliege. 

Demgegenüber iſt zu 1 zu bemerken, daß, wenn der Verkäufer 
derartige Verfügungen gegenüber dem Käufer verſchweigt, dies faſt 
immer in böswilliger Abſicht zu geſchehen pflegt und daß ein 
Verkäufer, welcher ſich ſolcher Argliſt ſchuldig macht, in 99 von 
100 Fällen völlig außerſtande iſt, dem Erwerber Erſatz zu gewähren. 

Gegenüber dem Einwande zu 2 iſt hervorzuheben: daß nur bei 
Verpfändungen von Mieteforderungen die Mieter Benachrichtigung 
zu erhalten brauchen, während bei Zeſſionen dies nicht der Fall 
iſt, wie auch ſolche Benachrichtigungen ſehr oft abſichtlich unter⸗ 
laſſen werden, und zwar durchaus nicht immer in böswilliger Abſicht. 
Es pflegen nämlich bei auf lange Zeit hinaus wirkenden Zeſſionen 
Zedent und Zeſſionar ſehr häufig zu ſtipulieren, daß behufs der 
Schonung des Kredits des erſteren die Anzeige an die Mieter bis 
auf weiteres nicht zu erfolgen habe. Infolgedeſſen würde eine An⸗ 
frage bei den Mietern ſehr oft kein Refultat ergeben können, wobei 
ganz davon abgeſehen werden ſoll, daß derartige Anfragen aus nahe⸗ 
liegenden Gründen überhaupt nicht üblich ſind. 

Schließlich iſt in dieſer Beziehung noch als ein wichtiges Moment 
zu erwähnen: daß — wie ſchon oben geſtreift — der Erwerber faſt 
niemals in der Lage iſt, den Zeitpunkt, zu welchem die Eintragung 
erfolgen wird, vorher zu erfahren. Es kommt hinzu, daß der genaue 
Zeitpunkt — auf welchen es leicht ankommen kann — hinterher 
ebenfalls ſehr ſelten wird konſtatiert werden können. 


II. 


Eine Abänderung der neuen Beſtimmungen des Geſetzes iſt 
dringend zu wünſchen, ſoweit die halbmonatliche Ausnahmefriſt 
in Betracht kommt. 

Der Zeitraum des „laufenden Vierteljahrs“ iſt ja in dem neuen 
Geſetz nicht ausnahmslos durchgeführt, ſondern in den drei ab⸗ 
geänderten Geſetzen — nämlich dem BGB., dem 32G. und der 
KO. — in der Weiſe überſchritten, daß eine Verfügung über die 
Mieten (ſei es durch Zeſſion, ſei es durch Aufrechnung, Voraus⸗ 
zahlung uſw.) während des letzten halben Monats des Kalender⸗ 
vierteljahrs fo angeſehen werden fol, als wäre die Verfügung im 
laufenden Vierteljahr erfolgt, was ſowohl gegenüber dem hypo⸗ 
thekariſchen Gläubiger als auch dem Erwerber des Grundſtücks gilt. 
Es wird dies in den Motiven hauptſächlich damit begründet: daß es 
nicht ſelten vorkomme, daß die Mieter die Miete ſchon einige Tage — 
insbeſondere bei ſogenannten Wochenmieten — oder ſelbſt einige 
Wochen (bei monatlichen Mieten) vor der Fälligkeit bezahlen, was 
zur Folge habe, daß bei Feſthaltung des Zeitraums des laufenden 
Kalendervierteljahrs die betreffenden Mieter der Gefahr der Doppel: 
zahlung würden ausgeſetzt werden (vgl. hierzu u. a. Hallbauer in 
JW. 1915, 881 ff.). Man muß jedoch demgegenüber das folgende 
hervorheben: Einesteils iſt die Gewohnheit ſolcher Vorauszahlung 
in der Praxis nichts weniger als eine häufige, indem ja dabei die 
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Vorauszahlung einer erft im nächſten Kalendervierteljahr fällig 
werdenden Miete vorausgeſetzt wird! Anderenteils würde ſie in ſehr 
kurzer Zeit verſchwinden, wenn das neue Geſetz in ſachgemäßer 
Weiſe zur allgemeinen Kenntnis gebracht ſein würde. Es darf hier⸗ 
für darauf Bezug genommen werden, daß z. B. in Hamburg vor 
1868 jede Mietevorauszahlung den Hypothekariern gegenüber ungültig 
war und daß dennoch kaum jemals der Fall einer Doppelzahlung 
vorkam. — Als zweites Moment wird in den Motiven angeſührt, 
daß der Grundeigentümer durch die Ausnahmebeſtimmung in den 
Stand geſetzt werde, während des fraglichen halben Monats ſich 
durch Abtretung der Miete etwa nötigen Kredit zu verſchaffen. 
Dieſe Begründung würde aber zweifellos dazu führen, die Wohltat 
des neuen Geſetzes überhaupt zu einem ſehr weſentlichen Teil ein⸗ 
zuſchränken. Es könnten nämlich leicht die ſämtlichen während zwei⸗ 
undeinhalb Monate zurückgeſtellten Verfügungen ſich in dem Zeitraum 
des letzten halben Monats zuſammendrängen. Auch würde die ver⸗ 
meintliche „Krediterleichterung“ dem Reſultat nach dahin führen, 
daß der Grundeigentümer überhaupt keine neuen Hypotheken bekäme. 
Es erſcheint daher durchaus notwendig, dieſe Beſtimmung entweder 
ganz zu ſtreichen oder wenigſtens die „Reſpitſriſt“ auf etwa drei 
Tage herabzumindern.!) 

Natürlich liegen außer den beiden vorſtehend unter 1 und II 
erörterten Bedenken noch andere vor — z. B. wie es ſich nach dem 
neuen Geſetz verhält, wenn der Nießbraucher vermietet hat u. dgl.; 
man iſt indeſſen im Reichstag bei der Kommiſſionsberatung ſowie 
auch im Plenum über dieſe Bedenken leicht hinweggegangen, indem 


man davon ausging, daß ein tieferes Eingehen auf die Materie 


leicht das Scheitern des ganzen ſo ſehr notwendigen Geſetzes zur 
Folge haben könnte. Dies mag in einzelnen Beziehungen richtig 
geweſen ſein. Was aber die beiden oben erörterten Punkte an⸗ 
langt — deren erſter übrigens trotz vorheriger dies ſeitiger Obmotion im 
Reichstags Plenum überhaupt nicht zur Beſprechung gelangt iſt — fo 
handelt es ſich nach Anſicht des Verfaſſers dabei um zwei ſo gewichtige 
Bedenken, daß ihre Nichtberückſichtigung bei der Beſchlußfaſſung um ſo 
mehr zu bedauern iſt, als ja der Bundesrat dadurch, daß er von 
feinem Verordnungsrecht keinen Gebrauch machte, klar zu erkennen 
gegeben hatte, daß er eine ausgiebige Prüfung durch den Reichstag 
wünſche. — Zum Schluß mag nach dieſer Richtung hin noch bezüglich 
des beſonders gefährlichen Schlußſatzes des § 573 BGB. darauf 
hingewieſen werden, daß die durch ihn hervorgerufene Gefahr (wenn 
man aus prinzipiellen Gründen vor dem radikalen Mittel zurückſchreckte: 
an Stelle des Eigentumsüberganges den formellen Kaufabſchluß zu 
ſetzen) anſcheinend ſehr leicht z. B. dadurch hätte beſeitigt werden können, 
daß der Schlußſatz völlig geſtrichen und lediglich in den Motiven 
bemerkt wäre: daß durch — ſei es ausdrückliche ſei es implizite 
getroffene — Vereinbarungen zwiſchen den Parteien die Geltung der 
fraglichen Verfügungen ſelbſtredend auch für eine ſpätere Zeit herbei⸗ 
geſührt werden könne. 

Es wird unter dieſen Umſtänden als eine berechtigte Forderung 
erſcheinen: daß die Faſſung des neuen Geſetzes in einem der nächſten 
Reichstage einer Reviſion unterzogen werde. 

Rechtsanwalt Dr. Max Cohen, Hamburg. 


Erſahinſtellung und die okkupierten Gebiete Ruffiſch⸗ 
Polens. Die Anſicht von Katz (JW. 1915, 1050), daß Erſatzzuſtellungen 
nach Maßgabe der ZPO. hier nicht zuläſſig ſeien, iſt in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig: Der Teil des Zartums Polen, der unter 
deutſcher Zivilverwaltung ſteht, muß — wie Katz richtig betont — 
als Ausland angeſehen werden. Maßgebend für Zuſtellungen in 
Prozeſſen vor deutſchen Gerichten iſt daher der § 199 ZRBO. Danach 
ſind die Zuſtellungen in einem Rechtsſtreit vor einem Gericht in 


1) Vgl. hierzu Mittelſtein, DIZ. 1915, 656. 
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Deutſchland durch Erſuchen der deutſchen Zivilverwaltung vorzunehmen. 
Nach § 18 Abſ. 2 der Verordnung des Oberbefehlshabers Oſt vom 
21. März 1915 betreffend die Gerichtsverfaſſung für das unter 
deutſcher Verwaltung ſtehende Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen find ſolche 
Erſuchen an den Präſidenten des Obergerichts, jetzt in Warſchau, zu 
richten, der das Erforderliche zu veranlaſſen hat. 

Die Frage, ob die Zuſtellung im Auslande richtig erfolgt iſt, 
wird nach dem Recht des Staates zu beurteilen ſein, in dem die 
Zuſtellung geſchieht. Für das unter deutſcher Verwaltung ſtehende 
Gebiet von Ruſſiſch⸗Polen gilt noch § 3 der Verordnung betreffend 
den Strafprozeß, den Zivilprozeß uſw. vom 21. März 1915 bei dem 
Obergericht und dem Bezirksgericht ſowie den Friedensgerichten die 
deutſche ZPO. vom 30. Januar 1877. Nach dieſen Vorſchriften hat 
danach die Zuſtellung in Ruſſiſch⸗Polen zu erfolgen. Damit findet 
aber auch der § 184 ZPO. Anwendung, allerdings nur für die Zu: 
ſtellungen, die von den deutſchen Behörden in Ruſſiſch⸗Polen ausgehen 
oder durch ihre Vermittlung geſchehen. 

Die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten für Prozeſſe im 
Deutſchen Reiche nach Maßgabe des § 174 Abſ. 2 ZPO. halte ich 
auch für erforderlich, ſie hat aber meines Erachtens mit der Zu⸗ 
läſſigkeit der Erſatzzuſtellung nichts zu tun. 

Bei Gelegenheit dieſer Erörterung dürfte ſich gleichzeitig ein 
Hinweis auf die Frage ergeben, ob nicht auch neben dem Präſidenten 
des Obergerichts, die Bezirksgerichte für die Entgegennahme von 
Erſuchen deutſcher Behörden zuſtändig ſind. Die Frage kann wohl 
bejaht werden. § 18 der Verordnung vom 21. März 1915 betreffend 
die Gerichtsverfaſſung uſw. verpflichtet in Abf. 1 die Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften zur Rechtshilfe auch anderen Behörden gegen⸗ 
über. § 18 Abſ. 2 ſchreibt vor: Erſuchen von ſolchen Gerichten und 
Behörden, die ihren Sitz nicht in den von der Zivilverwaltung beim 
OK. O. betroffenen Gebietsteilen (jetzt Polen links der Weichſel) haben, 
find — ſoweit fie Rechtshilfe oder Beiſtandsleiſtung betreffen — an 
den Präſidenten des Obergerichts zu richten, der das Erforderliche zu 
veranlaſſen hat. Man wird annehmen können, daß die Beſtimmung 
des Abſ. 2 keine ausſchließliche Geltung haben fol, ſondern daß bei 
der allgemeinen Faſſung des Abſ. 1 auch direkte Erſuchen an die 
Bezirksgerichte möglich ſind. Das Bezirksgericht in Lodz hat dieſen 
Standpunkt auch ſtets geteilt und die zahlreichen Erſuchen, die direkt 
an es gerichtet waren, erledigt. Bezirksrichter Dr. Fiege, Lodz. 


Alagezurücknahmegebühr und Zfryo. vom 20. Mai 
1915 86. Während der Kriegszeit kommt es nicht ſelten vor, 
daß der klägeriſche Anwalt mit der Gegenpartei vor der mündlichen 
Verhandlung den Rechtsſtreit dadurch vergleicht, daß er von der ein: 
geklagten Summe eine beſtrittene Kleinigkeit nachläßt; die Gegen⸗ 
partei zahlt den unbeſtrittenen Reſt und die Anwaltskoſten, und der 
klägeriſche Anwalt zieht hierauf die Klage zurück. In dieſen Fällen 
kann, ohne daß es noch der gerichtlichen Protokollierung bedarf, 
die gerichtliche Klagezurücknahmegebühr (§ 46 GKG.) dadurch erſpart 
bzw. (wenn der Streitgegenſtand 100 & überſteigt) ermäßigt werden, 
daß der Kläger bei der Zurücknahme erklärt: die Zurücknahme erfolgt 
auf Grund abgeſchloffenen Vergleiches. Recht 1914, 649. 

Oberamtsrichter Dr. Haberſtumpf, München. 


Zur Verordunng vom 7. Auguf 1014 Ar. 4457. 
Menner auf S. 1089 nimmt im Gegenſatz zu den meiſten Schriftſtellern 
Reichel, DIZ. 1914, 1378; Hachenburg, Leipzg. 1914, 1606), wie 
es ſcheint in Übereinſtimmung mit Höchſter, JW. 1914, 1096 an, 
daß in der Verſagung der gerichtlichen Geltendmachung, abgeſehen von 
durch den Reichskanzler zu bewilligenden Ausnahmen, eine Stundung 
liege. Dieſe Auslegung der Verordnung geht zu weit. Wie ich ſchon 
auf S. 68 der JW. 1915 ausgeführt habe, wäre der Bundesrat 
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durch nichts gehindert geweſen, nach dem Muſter der portugieſiſchen 
Regierung ein Moratorium zu bewilligen für Schulden, wenn der 
Gläubiger im Ausland wohnt. Wenn er es nicht tat, ſo kann man 
in der freien Auslegung nach dem Zweck nicht ſo weit gehen, die 
Abſicht der Bewilligung zu unterftellen. Im Gegenteil wurde bald 
nach dem Ausbruch des Krieges von verſchiedenen Seiten ein 
Moratorium verlangt und von der Regierung naheſtehender Seite 
darauf hingewieſen, daß ein allgemeines Moratorium — ohne Rückſicht 
auf die Perſon des Schuldners — nicht bewilligt werden ſolle. Man 
muß ſich immer vor Augen halten, daß ſich die Verordnung vom 
7. Auguſt 1914 auch gegen deutſche Staatsangehörige richtet. Im 
höchſten Grade unbillig wäre es auch, wollte man mit Hallbauer die 
Aufrechnung mit Forderungen, die gerichtlich nicht geltend gemacht 
werden können, verſagen. Bisher ſind Urteile über dieſe Frage nicht 
bekannt geworden. Die Entſcheidungen JW. 1914, 990 links ſagen 
nur, daß die Parteien die gerichtliche Geltendmachung nicht vereinbaren 
können. Gerade wenn zwingendes Recht vorliegt, kann man ſchwer 
annehmen, daß dadurch etwas ſo vom Willen des einzelnen Abhängiges, 
wie die außergerichtliche Geltendmachung einer Forderung, habe getroffen 
werden ſollen. Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Beftellung eines Pertreters nach der gekanntmachung 
vom 14. Januar 1915 im Mahnverfahren. Nachdem nun: 
mehr gemäß der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte vom 
9. IX. 15 jede vermögensrechtliche Klage in der Regel mit dem 
Mahnverfahren eröffnet wird, dürfte die Frage, ob gleichzeitig mit 
dem Geſuche, bzw. mit der Einreichung der Klage der Antrag auf 
Beſtellung eines Vertreters für den beklagten Kriegsteilnehmer geſtellt 
werden könne, an praktiſcher Bedeutung gewinnen. Bisher haben ſich 
hierzu nur v. Seuffert (BayRpflZ. 1915, 113) und das LG. Leipzig 
(Recht 1915, 177 Nr. 360) geäußert. Beide lehnen dieſe Möglichkeit 
ab, das LG., indem es auf den Wortlaut des § 1 Abſ. 1 der Bek. 
und den §S 2 KTSchG. verweiſt, v. Seuffert, indem er die Unzweck⸗ 
mäßigkeit dieſer Regelung betont, da ja vor der Zuſtellung noch nicht 
feſtſtehe. ob der Kriegsteilnehmer es zur Ausſetzung bzw. Unterbrechung 
kommen laſſen werde. Beide Einwände ſcheinen mir aber jetzt nicht 
mehr ſtichhaltig zu ſein. 

Aus dem Wortlaut der Bek. vom 14. I. 15 ergibt ſich zunächſt 
keineswegs, daß der Rechtsſtreit bereits anhängig ſein müſſe. Im 
Gegenteil kann aus $2 KTSchG., auf den § 1 der Bek. vom 14. I. 15 
verweiſt, entnommen werden, daß Kriegsteilnehmer auch ſchon dann 
Partei im Sinne dieſes Geſetzes ſind, wenn der Rechtsſtreit erſt 
anhängig wird. Auch daß der Vertreter die Rechte und Pflichten 


des Kriegsteilnehmers im Rechtsſtreite wahrzunehmen hat, kann ſich 


ebenſowohl auf einen erſt anhängig zu machenden Prozeß beziehen. 
Entſcheidend iſt aber überhaupt nicht die Faſſung der Kriegsgeſetze, 
ſondern der praktiſche Zweck, den ſie verfolgen. 

Der Zweck der Bek. vom 14. J. 15 iſt, den Gläubiger vor den 
unbilligen Nachteilen einer Unterbrechung des Prozeſſes bis zum Ende 
des Krieges zu bewahren. Die Abſicht der Bek. vom 9. IX. 15 geht 
dahin, bei unſtreitigen Anſprüchen ein ſchnelleres, Termine erſparendes 
Verfahren zu ermöglichen. Beiden Beſtrebungen wird gedient, wenn 
ſchon vor Erlaß des Zahlungsbefehls ein Vertreter beſtellt werden 
kann, an den die Zuſtellung zu bewirken iſt. — Will man dem nicht 
folgen, fo muß der Zahlungsbefehl dem Kriegsteilnehmer ordnungs⸗ 
gemäß zugeſtellt werden; erſt dann iſt auf Antrag der Vertreter zu 
ernennen. Mit der Beſtellung beginnt die Widerſpruchsfriſt, die 
gemäß § 8 Abſ. 2 KTSchG. gehemmt war, zu laufen. Handelt es 
ſich nun wirklich um einen Anſpruch, wie ihn die Bek. vom 14. I. 15 
im Sinne hat, um eine unſtreitige Forderung, einen Schuldner, der 
wohl zahlen kann, aber nicht will, ſo iſt mit dieſem doppelten Ver⸗ 
fahren koſtbare Zeit verloren. Daß die Intereſſen des Schuldners 
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bei der ſorgfältigen Prüfung, welche die Bek. vorſchreibt, insbeſondere 
bei dem Erfordernis der Benachrichtigung des Kriegsteilnehmers, zu 
kurz kommen, iſt nicht zu beſorgen. Da der eingezogene Schuldner 
in der Regel im Auslande weilt, fo tft nach 8 262 ZPO. und 8 3 
der Bek. vom 9. IX. 15 eine Verlängerung der Widerſpruchsfriſt 
möglich. Aber vor allem — und dies ſcheint v. Seuffert zu über: 
ſehen — hat auch der Gläubiger ein Intereſſe daran, daß er vor 
dem Erlaß des Zahlungsbefehls und der damit verbundenen Ausgabe 
Gewißheit erhält, ob er ſeinen Anſpruch überhaupt weiterverfolgen 
kann. In vielen Fällen wird der Kläger das Mahnverfahren gar nicht 
beginnen, ſondern günſtigere Zeiten abwarten, wenn ſein Antrag auf 
Vertreterbeſtellung abgelehnt iſt. Auch aus dieſem Grunde dürſte 
das befürwortete Verfahren der Entlaſtung der Gerichte dienen. 

Nach § 1 der Bek. vom 14. I. 15 hat der Vorſitzende des Prozeß⸗ 
gerichts den Vertreter zu beſtellen. Es erhebt ſich die Frage, wer 
im Mahnverfahren vor dem AG. als Vorſitzender des Prozeßgerichts 
zu gelten hat, falls der Anſpruch zur Zuſtändigkeit des LG. gehört. 
Die Entſcheidung hat Bedeutung ſowohl für die anhängigen Mahn⸗ 
ſachen wie (wenn auch in geringerem Grade, da die Landgerichte nun⸗ 
mehr ebenfalls Zahlungsbefehle erlaſſen) für die nach dem 1. Oktober 
eingereichten Zahlungsbefehle, denn das regelmäßige Verfahren nach 
SS 688 ff. ZPO. iſt durch die Bek. vom 9. IX. 15 nicht beſeitigt. 
Meines Erachtens muß hier der Amtsrichter entſcheiden, nicht der 
Vorſitzende des LG. Denn ob das LG. zum Prozeßgericht wird, 
ſteht noch ganz dahin, erſt auf Antrag ($ 697 ZRBD.) wird der 
Rechtsſtreit an das LG. verwieſen. Bis dahin muß das AG. als 
Prozeßgericht angeſehen werden. Dies Ergebnis entſpricht auch der 
Zweckmäßigkeit, da der Amtsrichter in der Regel die einſchlägigen 
Verhältniſſe näher kennt als der Vorfigende am LG. 

Ger.⸗Aſſeſſor Dr. Kurt Peſchke, Hamburg. 


Der 8 752 350.) Zu einem wahren Mißſtand bei Vol: 
ſtreckung von Urteilen gegen Kriegsteilnehmer iſt der $ 752 35D. 
geworden; hat ein Gläubiger endlich die Beſtellung eines Kriegs⸗ 
vertreters gegen einen Kriegsteilnehmer und ſchließlich auch ein Urteil 
gegen ihn erwirkt, fo ſtellt ſich der Vollſtreckung des Urteils $ 752 
ZPO. derart hindernd im Wege, daß die Vollſtreckung in vielen Fällen 
ſcheitert. Dieſe Vorſchrift mag erträglich geweſen ſein in Friedens⸗ 
zeiten, wo jede Militärperſon ihren feſten Standort hat und daher 
auch die vorgeſetzte Militärbehörde leicht zu erreichen iſt. In Kriegs⸗ 
zeiten iſt es — namentlich wenn der Truppenteil in Feindesland iſt 
und ſeinen Standort je nach der Kriegslage fortwährend wechſelt — 
kaum möglich, die Anzeige aus § 752 ZPO. abzulaſſen und, was die 
Hauptſache iſt, eine Beſtätigung der Anzeige zu erlangen, da vor 
deren Eingang der Gerichtsvollzieher die Vollſtreckung ablehnt. Welche 
Nachteile durch eine Verzögerung der Vollſtreckung in eiligen Fällen 
bei Arreſten und Räumungsurteilen dem Gläubiger erwachſen können, 
braucht nicht auseinandergeſetzt zu werden. 

Bemerken möchte ich noch, daß während bei der Beſtellung eines 
Kriegsvertreters von Angabe der militäriſchen Adreſſe des Kriegsteil⸗ 
nehmers ſchließlich abgeſehen werden kann („ſoll“) dies bei der Voll⸗ 
ſtreckung nicht möglich iſt. Es erſcheint daher dringend geboten, daß 
während der Kriegsdauer in Ergänzung der Bundesratsverordnung 
vom 14. Januar 1915 § 752 ZPO., bei deſſen Schaffung man an 
einen Krieg ſicher nicht gedacht hat, außer Kraft geſetzt wird. 

Rechtsanwalt Klotzſch, Obornik. 


Söswillige Schuldner. Die Verordnung des Bundesrates 
vom 14. Januar 1915, durch die die Rechtsverfolgung gegen Kriegs: 
teilnehmer zur Verhütung offenbarer Unbilligkeit eröffnet wurde, iſt 


1) Pgl. auch AG. Königsberg, S. 1130. 
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allſeitig und namentlich in Hausbeſitzerkreiſen als erheblicher Fort⸗ 
ſchritt begrüßt worden. Tatſächlich aber hat ſie ſich als faſt wirkungslos 
erwieſen. Denn wenn einmal ein Fall offenbarer Unbilligkeit an⸗ 
genommen und dem Kriegsteilnehmer ein Vertreter für den Prozeß 
beſtellt wurde, ſo konnte zwar ein Urteil erwirkt, auf Grund dieſes 
Urteils auch gepfändet werden, aber eine Verſteigerung der Pfandſtücke 
erwies ſich regelmäßig als unzuläſſig, weil durch § 5 des Schutzgeſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 die Verſteigerung und die anderweite Verwertung 
beweglicher Sachen im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer regelmäßig ausgeſchloſſen iſt. Die bloße Pfändung ohne 
hinzukommende Verwertung der Pfandſtücke nützt aber dem Gläubiger, 
insbeſondere dem Hausbeſitzer, der ohnehin an den eingebrachten Sachen 
bereits das geſetzliche Pfandrecht hat, herzlich wenig; denn er braucht 
Geld und nicht ein Pfandrecht. Die Annahme, daß ſchon die Tatſache, 
daß eine Rechtsverfolgung gegen Kriegsteilnehmer überhaupt möglich 
ſei, Eindruck machen würde, hat ſich als verfehlt herausgeſtellt; bös⸗ 
willige Schuldner, und nur gegen ſolche richtet ſich ja die Verordnung, 
laſſen ſich dadurch nicht beeinfluſſen. So iſt die gut gemeinte Ver⸗ 
ordnung unpraktiſch geblieben und ihre Ergänzung, die ſchon mehrfach 
(JW. 1915, 288; DIZ. 1915, 392) gefordert worden, iſt dringend 
geboten, je länger der Krieg dauert. Die Fälle, auf die die Be⸗ 
gründung zu der Verordnung Bezug nimmt, mehren ſich: die Ehefrau 
des Kriegsteilnehmers bezieht ſein Einkommen weiter, ſetzt ſein Geſchäft 
mit Erfolg fort, kann die Schulden, insbeſondere die Miete zahlen, 
unterläßt es aber böswillig; der Vermieter kann Befriedigung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung nicht erreichen; er kann, wenn 
das Gericht „offenbare Unbilligkeit“ annimmt, unter Aufwendung 
von Koſten ein Urteil erwirken und die ohnehin ſeinem Pfandrecht 
unterliegenden Sachen pfänden, das iſt alles. Zur Beſeitigung der 
in geſteigertem Maße auftretenden Mißſtände, gegen die die Verordnung 
ſich wendet, wäre darauf hinzuwirken, daß für die hier fraglichen 
Fälle § 5 des Schutzgeſetzes beſeitigt und gleichzeitig 8 752 ZPO., 
wonach die Zwangsvollſtreckung gegen Kriegsteilnehmer erſt beginnen 
kann, nachdem die vorgeſetzte Militärbehörde Anzeige erhalten hat, 
geändert wird. Juſtizrat Margoninsky, Berlin. 


Anzuläſſigkeit der Aufrechnung gegen eine Forderung 
des Geſchäftsbeaufſichtigten? Zu dieſer Frage hat das LG. 
Nürnberg (Urteil vom 4. Februar 1915, JW. 1915, 987) Stellung 
genommen. Das LG. hält eine ſolche Anfrechnung für unzuläſſig. Die 
Begründung erſcheint nicht unbedenklich: Die fragliche BRV. vom 
8. Auguſt 1914 will in erſter Linie den durch den Krieg in ihren 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen bedrohten Geſchäftsleuten zur Hülfe 
kommen und da, wo infolge der Kriegsverhältniſſe Stockungen im 
Geld⸗ und Geſchäftsverkehr eintreten, die davon Betroffenen davor 
ſchützen, daß ſie in Konkurs geraten. Um dies zu vermeiden, bedurfte 
es der BRV. als einer beſonderen geſetzlichen Handhabe, da andern⸗ 
falls notwendig die Vorſchriften der KO. hätten Platz greifen 
müſſen. 

Die BRV. läßt den Geſchäftsbetrieb des Beaufſichtigten in un⸗ 
veränderter Weiſe beſtehen, um einerſeits die Möglichkeit zu an⸗ 
gemeſſenem Geſchäftsgewinn und damit zur Befriedigung der 
Gläubiger zu ſchaffen und andererſeits über die Anordnung der Auf⸗ 
ſicht ſo wenig wie möglich in die Offentlichkeit gelangen zu laſſen 
(8 4 Abſ. 2 BR.), damit der Schuldner in ſeinem geſchäftlichen Ruf 
und dadurch mittelbar auch vor wirtſchaftlichen Nachteilen geſchützt 
wird, welche die unausbleiblichen Folgen einer Konkurseröffnung ſind. 

„Die Geſchäftsaufſicht iſt nicht als ein Zwangsmittel, ſondern als 
eine Vergünſtigung gedacht und ausgeſtaltet, die dem infolge des 
Krieges zahlungsunfähig gewordenen Schuldner ermöglichen ſoll, Die 
mit dem Konkursverfahren verbundenen Schädigungen abzuwenden 
(ogl. Güthe⸗Schlegelberger, Kiegsbuch S. 329). 
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Weſentliche Vorausſetzung, ohne welche die Geſchäftsaufſicht nach 
dem Willen des Geſetzgebers nicht angeordnet werden ſoll, iſt die, 
daß mit der Behebung der infolge des Krieges eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des Krieges zu rechnen iſt. 
S 1, 3 BRV.) — alſo daß die Gläubiger, denen zwar ein Einfluß 
auf das Verfahren nicht eingeräumt iſt, doch ſämtlich nach und nach 
voll befriedigt werden. Dieſe Vorausſetzung und Zwecke der 
Geſchäftsaufſicht ſtehen der Zuläſſigkeit der Aufrechnung in keiner 
Weiſe entgegen. 

Um auf die Gründe des LG. Nürnberg einzugehen, ſo beſteht 
ohne Frage ein großes öffentliches Intereſſe daran, „die wirtſchaftliche 
Vernichtung einer Reihe von Exiſtenzen hintanzuhalten“. Was der 
Geſetzgeber zur Erreichung dieſes Zweckes für nötig erachtet, iſt in 
der BRV. enthalten. Der 8 8 überläßt nun Umfang und Reihen: 
folge der Befriedigung dem billigen Ermeſſen der Auffichtöperfonen 
und zeigt gerade damit, daß „zwingende“ Normen hier nicht am 
Platze find, weil fie eben der ganzen Natur der Geſchäftsaufſicht 
widerſprechen würden. Folglich können auch die Beſtimmungen in 
SS 5 und 8 nicht dahin ausgelegt werden, daß ſie ſchlechthin die Auf: 
rechnung gegen Forderungen des Geſchäftsbeaufſichtigten mit Gegen⸗ 
anſprüchen verbieten. 

Wenn auch eine zur Zeit der Anordnung der Geſchäftsaufſicht 
beſtehende Forderung nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung bei: 
getrieben werden ſoll, ſo iſt damit doch nicht dem betreffenden 
Gläubiger der Anſpruch auf Befriedigung überhaupt entzogen, vielmehr 
ſollen ſämtliche Gläubiger zu ihrem Recht kommen. 

Es iſt darum nicht erſichtlich, weshalb der Gläubiger einer aus 
der Zeit vor der Geſchäftsaufſicht ſtammenden Forderung mit dieſer 
gegen eine während der Geſchäftsaufſicht für ihn entſtandene Schuld 
nicht fol aufrechnen können, ſelbſt wenn auf dieſe Weiſe mal ein 
Gläubiger den Vorteil hat, etwas ſchneller Deckung für ſeine 
Forderung zu erhalten als andere Gläubiger. In dieſer Beziehung 
gibt eben 88 BRV. den Aufſichtsperſonen die erforderliche Freiheit, 
ſo zu handeln wie es verſtändigerweiſe im Intereffe des ganzen 
Geſchäfts geboten und ohne die eine erſprießliche Geſchäftsauſſicht 
nicht denkbar iſt. Hiernach muß grundſätzlich die Aufrechnung als 
zuläſſig angeſehen werden, womit die Anwendung des vom LG. an⸗ 
gezogenen § 134 BGB. entfällt. Für dieſe Auffaſſung vgl. auch 
Breit, JW. 1915, 170.1) 

Rechtsanwalt Frucht, Nienburg a. W. 


Die Pfändung von Erntefrüchten im Ariegt. Die 
Verordnungen des Bundesrats vom 28. Juni 1915 über den Verkehr 
mit Brotgetreide, Gerſte, Haſer, Futtermitteln zwingen zur Prüfung 
der Frage, ob die Pfändung ungetrennter und getrennter Feldfrüchte 
im Wege der Mobiliarvollſtreckung noch möglich und praktiſch iſt. 

Nach 8 1 BD. über den Verkehr mit Brotgetreide wird das Ge⸗ 
treide mit der Trennung vom Boden für den Kommunalverband des 
Bezirks beſchlagnahmt. Rechtsgeſchäftliche Verfügungen und Ver⸗ 
fügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung über die beſchlagnahmten 
Vorräte dürfen nur mit Zuſtimmung des Kommunalverbandes vor⸗ 
genommen werden ($ 2). Es liegt demnach vom Beginn der Be⸗ 
ſchlagnahme an ein grundſätzliches geſetzliches Veräußerungsverbot vor, 
wie es unſer Rechtsſyſtem gleichartig bei der Beſchlagnahme im Wege 
der Liegenſchaftsvollſtreckung kennt. Eine vor der Beſchlagnahme m 
Wege der Liegenſchaftsvollſtreckung durch ordnungsmäßige Pfändung 
in das getrennte oder ungetrennte Getreide begonnene Mobiliar⸗ 
exekution wird ohne Rückſicht auf die nachfolgende Beſchlagnahme 


f f ; ätzli Bedeutung 
1) Da es ſich hier um eine Frage grundſätzlicher 
handelt, ſo wären Mitteilungen über etwa ſonſt noch bekannte 
Gerichtsentſcheidungen erwünſcht. 
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durch Liegenſchaftsvollſtreckung durchgeführt, Seuffert zu 5 865 ZPO. 
Anm. 2b. Gilt das gleiche auch gegenüber der Beſchlagnahme der 
Kriegsverordnungen? 

Zunächſt wird nichts entgegenſtehen, eine vor der Trennung er⸗ 
folgende Pfändung und Verſteigerung auf dem Halm für zuläſſig zu 
erachten. Wortlaut und Zweck der Beſtimmungen ſprechen nicht da⸗ 
gegen. Die ſpäter beginnende Beſchlagnahme wirkt dem Erſteher der 
Früchte auf dem Halm gegenüber genau ſo, wie ſie dem früheren 
Eigentümer gegenüber gewirkt hätte. Iſt aber die Verſteigerung nicht 
vor der Trennung erfolgt, ſo wird ſie nach begonnener Beſchlagnahme 
nicht mehr zuläffig fein [$ 2,1) es ſei denn, daß der Kommunal: 
verband zuſtimmt. Das erworbene Pfandrecht bleibt jedenfalls un⸗ 
berührt. Findet nun Enteignung der beſchlagnahmten Vorräte ſtatt 
($ 88), fo wird nach Surrogationsprinzip anzunehmen fein, daß das 
Pfandrecht auf die Preisforderung gegen den Kommunalverband über⸗ 
geht, daß dieſer alſo, ſoweit gepfändet iſt, an den Gerichtsvollzieher, 
der gepfändet hat, zahlen muß. Der Gläubiger wird am beſten ſelbſt 
für rechtzeitige Benachrichtigung des Kommunalverbandes ſorgen. 
Analoges wird für den Fall gelten, daß der Schuldner gemäß 88 7, 21 
die Vorräte freiwillig an den Kommunalverband uſw. zur Abwendung 
der Enteignung verkauft. i 

Nach der Tennung der Früchte, alſo nach Beginn der Beſchlag⸗ 
nahme, iſt eine Pfändung ohne Genehmigung des Kommunalverbandes 
verboten ($ 2). Hier bleibt nur übrig, den Anſpruch auf Zahlung 
gegen den Kommunalverband und die Reichsgetreideſtelle (SS 7, 21) 
zu pfänden. Dieſer Weg führt aber nicht ſtets zum Ziel, z. B. dann 
nicht, wenn der Schuldner mit Genehmigung des Kommunalverbandes 
anderweitig veräußert (8 7) oder § 81 vorliegt. Am beſten wird 
man daher zunächſt die Zuſtimmung des Kommunalverbandes zur 
Pfändung und Verſteigerung zu erlangen verfuchen. 

Für Gerſte und Hafer gilt im ganzen das gleiche. Zu beachten 
wäre, daß von der Gerſtenernte nur die Hälfte abzuliefern iſt ($ 11). 
Beim Hafer iſt freihändige Veräußerung außer an den Kommunal⸗ 
verband auch an Heeres⸗ und Marineverwaltung und die Zentralſtelle 
zur Beſchaffung der Heeresverpflegung zuläſſig. (Pfändung der Preis⸗ 
forderung!) 

In den Beſtimmungen über Kraſtfuttermittel iſt eine eigentliche 
Beſchlagnahme nicht ausgeſprochen, eine Zwangsvollſtreckung auch nicht 
wie oben verboten. Die „Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte 
in Berlin“ hat aber das Bezugsmonopol (Pfändung der Preis⸗ 
forderung). Auf Antrag des Eigentümers hat die Vereinigung 
binnen 4 Wochen zu erklären, welche beſtimmt zu bezeichnende Mengen 
ſie abnehmen will. Der Reſt wird frei, ift alſo nachher wie vorher 
der Zwangsvollſtreckung zugänglich. 

Referendar Dr. jur. et rer. pol. F. Staub, Ratibor. 


Die Novelle zum Fürſorgeerziehungsgeſen. 1. Die 
Novelle zum Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 7. 7. 1915 (GS. 1915, 
S. 113) hat eine Anderung des § 1 Ziff. 1 des Geſetzes über die 
Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. 7. 1900 gebracht. 

Der qu. § 1 Ziff. 1 lautete in ſeiner bisherigen Faſſung: 
„Ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann der Förſorgeerziehung überwieſen werden: 

1. wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder des § 1838 
BGB. vorliegen und die Fürſorgeerziehung erforderlich 
iſt, um die Verwahrloſung des Minderjährigen zu ver: 
hüten.“ 

Im Anſchluß an dieſe Geſetzesbeſtimmung ergaben ſich in der 
Praxis Schwierigkeiten in den zahlreichen Fällen, in denen die 


1) Ebenſo Heinrici, die Bundesratsverordnungen über Brotgetreide, 
Mehl, Gerſte, Hafer und Futtermittel $ 2 Amn. 2 S. 27. 
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Trennung eines Minderjährigen von ſeinen Eltern und ſeine ander⸗ 
weitige Unterbringung — ohne beſondere erzieheriſche Maßnahmen — 
ſich als notwendig erwies und wegen der dadurch entſtehenden Koſten 
eine Hilfsbedürftigkeit des Kindes eintrat. 

War in Fällen dieſer Art vom Vormundſchaftsgericht die Unter⸗ 
bringung zur Fürſorgeerziehung angeordnet worden (85 3, 4 Abſ. 4 
FürſErzG.), und gelangte die Sache auf Grund weiterer ſofortiger 
Beſchwerde an das Kammergericht, ſo ſcheiterte hier das Fürſorge⸗ 
erziehungsverfahren an der in konſtanter Rechtſprechung feſtgehaltenen 
Rechtsauffaſſung des Kammergerichts, welche dahin ging: 

Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 1 Ziff. 1 FürſErzG. 
dürfe beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 1666 oder des 
8 1838 BGB. die Fürſorgeerziehung nur angeordnet werden, wenn 
ſie erforderlich ſei, um die Verwahrloſung des Minder⸗ 
jährigen zu verhüten. Der Geſetzgeber habe dieſes weitere Er⸗ 
fordernis (neben denen der 88 1666 reſp. 1838 BGB.) mit Vorbedacht 
aufgeſtellt, weil er, wie die Begründung zum Entwurf des FürſErzG. 
S. 13 ergebe — die Fürſorgeerziehung als eine ſubſidiäre Maß⸗ 
regel habe einführen wollen, die nur zur Anwendung kommen ſolle, 
wenn alle anderen zur Verfügung ſtehenden Maßregeln verſagen. 
Eine ſolche anderweitige Maßregel ſtehe aber zur Verfügung, nämlich 
eine Anordnung aus $ 1666 BGB., durch die dem Vater das 
Recht der Perſonenſorge entzogen und die anderweitige Unterbringung 
angeordnet werde. Eine derartige Anordnung ſei — wie in Über⸗ 
einſtimmung mit dem BAH. 3, 49; 16, 91; 19, 27; 28 S. 65 und 
117; 32 S. 45 und 148; 34, 79 ff.; 36, 52; 39, 30 anzunehmen 
ſei — für den Armenverband, ſofern beſondere erzieheriſche Maß⸗ 
nahmen nicht in Frage kommen, (für dieſe haftet der Armenverband 
nicht, KG. v. 21. 9. 1905, 1 9) 1010/05, vgl. 88 1, 63 PrAusfG. 
v. 8. 3. 1871 zum UWG. v. 6. 6. 1870) verbindlich. Da hiernach 
auf Grund der Anordnung aus § 1666 BGB. der Armenverband 
für die Koſten der Unterbringung einzutreten habe, ſei die Anordnung 
der Fürſorgeerziehung unzuläffig.!) 

Wurde nun dementſprechend eine Anordnung aus § 1666 BG. 
erlaſſen, ſo ſcheiterte die Durchführung dieſer Anordnung an dem 
Standpunkte des OVG., welches gemäß § 41 ZuſtG. v. 1. 8. 1883 
in Verbindung mit § 126 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. 7. 1883 auf Anfechtungsklage den Rechtspunkt 
nachzuprüfen berufen iſt. 

Das Oberverwaltungsgericht vertrat nämlich — entgegen 
dem Kammergericht — die Rechtsanſicht, daß der Beſchluß eines 
Vormundſchaftsgerichts, durch den die Unterbringung eines Kindes in 
einer geeigneten Familie oder einer Anſtalt angeordnet wird, für den 
Armenverband nicht verbindlich ſei. Die Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts aus § 1666 BGB. ſei familienrechtlicher Art, die 
Verfügungsgewalt des Armenverbandes über ein hilfsbedürftiges Kind 
entſpringe dagegen dem Armenrechte, welches von dem Familien: 
recht unabhängig ſei. Die Entſchließung darüber, in welcher Weiſe 
ein Hilfsbedürftiger zu unterſtützen ſei, ſtehe ausſchließlich dem Orts⸗ 
armenverbande zu (§S 8 UWG. vom 6. 6. 1870; §S§ 1, 63 PrAusfG. 
dazu vom 8. 3. 1871; § 41 ZuſtG. vom 1. 8. 1883). Das Bor: 
mundſchaftsgericht ſei aber weder ein Organ der Armenpflege, noch 
auch gegenüber dem Armenverband Beſchwerdeinſtanz; ebenſowenig 
ſei der Armenverband ausführendes Organ des Vormundſchaftsgerichts 
oder des von dieſem für das Kind beſtellten Pflegers. Weiterhin ſei 
aber auch die Frage, ob eine Hilfsbedürftigkeit vorliege, nach Lage 
der tatſächlichen Verhältniſſe zu beurteilen. Durch das Vorhandenſein 
eines Unterhaltspflichtigen, der — ohne die Trennung des Kindes 
von ihm — fähig ſei, ſeiner Unterhaltspflicht zu genügen, werde der 


1) KG. Beſchluß vom 3. 4. 1912, abgedruckt im Min Bl. f. d. i. V. 
1912 S. 153 ff.; KGJ. 22 A 242; 23 A 32; 24 A 158; 25 A 201; 


36 A 16. 
145 
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Armenverband der armenrechtlichen Fürſorge überhoben. Die ander: 
weitige Unterbringung des Kindes in der Abſicht, es dem ſchädlichen 
Einfluß der Eltern zu entziehen und es einer geordneten Erziehung 
zuzuführen, ſtelle ſich als eine Erziehungsmaßregel dar. Die 
Sorge für die Erziehung gehöre aber nicht zu den Aufgaben des 
Armenverbandes.?) 

Dieſer Zwieſpalt in der Rechtsauffaſſung zwiſchen KG. und 
OVG. hatte naturgemäß eine Unſicherheit über die zwecks Unter⸗ 
bringung eines Minderjährigen einzuſchlagenden Wege und langwierige, 
durch die Inſtanzen getriebene Verfahren zur Folge. Um derartigen 
Schwierigkeiten und Ungelegenheiten zu entgehen, wurden vielfach 
Anträge auf anderweitige Unterbringung von Kindern unterlaſſen. 
Damit wurde der vorbeugende Zweck des Fürſorgeerziehungsgeſetzes 
verfehlt, der darin beſteht, nicht nur bereits verdorbene Kinder zu 
beſſern, ſondern vor allem noch unverdorbene der Gefahr der Ver⸗ 
wahrloſung zu entziehen. 

Es ſchien deshalb geboten, die Streitfrage, wer die Koſten der 
anderweitigen Unterbringung zu tragen habe, durch Geſetz zu beſeitigen. 
Von einer Belaſtung der Armenverbände mit den Koſten der ander⸗ 
weitigen Unterbringung ſah man ab, einmal, weil es viele, ins⸗ 
beſondere kleinere Gemeinden gäbe, die eine weitere Erſchwerung der 
auf ihnen ruhenden Laſten kaum noch ertragen könnten, ferner, weil 
zu befürchten ſei, daß ſolche Gemeinden leicht aus Furcht vor den 
Koſten „in der Ausübung der Kontrolle und Wachſamkeit über eventuell 
gefährdete Kinder läſſig werden würden“. Man wählte deshalb die 
Abänderung des § 1 Nr. 1 FürſErzG., und zwar dahin, daß die 
Fürſorgeerziehung überall da anzuordnen ſei (die Koſten alſo von den 
in §8 14, 15 FürſErzG. bezeichneten Verbänden zu tragen ſeien), wo 
in Ermangelung privater Mittel öffentliche Mittel zur Koſtendeckung 
in Anſpruch genommen werden müßten.?) Der § 1 Nr. 1 FürſErzG. 
hat daher nach der Faſſung der Novelle folgenden Wortlaut erhalten: 

„Ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, kann der Fürſorgeerziehung überwieſen werden: 
1. wenn die Vorausſetzungen des 8 1666 oder des § 1838 
BGB. vorliegen und zur Verhütung der Verwahrloſung 
des Minderjährigen die anderweitige Unterbringung 
erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geeignete Unterbringung aber ohne In⸗ 
anſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht erfolgen kann.“ 

2. Die Aufnahme der Worte „eine nach dem Ermeſſen 
des Vormundſchaftsgerichts geeignete“ Unterbringung — in 
die Novelle iſt durch das Herrenhaus (Antrag Dr. v. Dziembowski) 
herbeigeſührt worden. Nach dem Regierungsentwurf war die Für⸗ 
ſorgeerziehung bezüglich des Koſtenpunktes an die Vorausſetzung 
geknüpft, daß die anderweitige Unterbringung „nicht ohne In⸗ 
anſpruchnahme öffentlicher Mittel erfolgen könne“. Hier⸗ 
gegen wurde von dem Antragſteller Dr. v. Dziembowski geltend 
gemacht, daß nach dieſer Faſſung das Vorhandenſein und die Bereit⸗ 
ſtellung privater Mittel die Fürſorgeerziehung ausſchließen. Es ſei 
zu befürchten, daß damit ein neuer Stein des Anſtoßes in das Für⸗ 
ſorgeerziehungsgeſetz hineingetragen werde. Denn es ſei nicht von 
der Hand zu weiſen, das irgendein Dritter zu Sonderzwecken, die 
nicht im Intereſſe der Allgemeinheit liegen, die Mittel für die ander⸗ 
weitige Unterbringung hergeben könne, daß insbeſondere Vereine, 
die nationale, ſprachliche, konfeſſionelle oder politiſche Ziele 
verfolgen, dieſes Gebiet für ſich in Anſpruch zu nehmen und 
durch Gewährung der Mittel für die Unterbringung die ſtaatliche 
Fürſorge auszuſchließen ſich beſtreben könnten. Dem müſſe vorgebeugt 


3) Vgl. O8 G. Bd. 52 S. 188, 193. 


3) Vgl. die Materialien zur Novelle: Ad. Druckſ. 1914 Nr. 242, 
Sten B. 1914 S. 4597 ff., 4754, 8788; HH. Sten. 1914 S. 184 ff., 


601 ff. 
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werden. Der Vormundſchaftsrichter ſolle der Vertreter der öffentlichen 
Intereſſen ſein, und man müſſe ihn zweifelsfrei in die Lage ſetzen, 
auch das öffentliche Intereſſe zur Geltung zu bringen. Es müſſe 
deshalb in dem Geſetze ſelbſt klipp und klar zum Ausdruck gebracht 
werden, daß dem Vormundſchaftsgericht die Prüfung zuſtehe, ob die 
dargebotenen privaten Mittel zur Unterbringung nach Art und Höhe 
derſelben ſowie nach Perſon und Abſicht des Gebers geeignete ſeien. 
Entgegen den Ausführungen des Regierungsvertreters, daß dem Vormund⸗ 


ſchaftsgericht dieſe Prüfung, ohne weiteres gemäß § 1666 BOB. zu⸗ 


ſtehe, wurde der beantragte Zuſatz im Intereſſe einer zweifelsfreien 
Klarſtellung in das Geſetz aufgenommen. Vgl. HH. Sten. S. 186 ff., 604. 

Nach dem Vorgeſagten ſoll auf Grund der Novelle im Falle des 
91 Ziff. 1 FürſErzc. die Fürſorgeerziehung überall eintreten, 
wo — für die Koſten der zur Verhütung der Verwahrloſung 
des Minderjährigen erforderlichen anderweitigen Unterbringung — 
keine oder keine geeignet erſcheinenden privaten Mittel vor: 
handen ſind. 

3. In den Beratungen über die Novelle iſt mehrfach die hohe 
ſoziale Bedeutung des Fürſorgeerziehungsgeſetzes betont und der 
dringende Wunſch zum Ausdruck gebracht worden, daß in weiteſten 
Kreiſen die vielfach nicht vorhandene Auftlärung über das Weſen 
der Fürſorgeerziehung verbreitet werden möge. Infolge der Novelle, 
die den Koſtenpunkt für die Fürſorgeerziehung klarſtelle, dürſe 
erwartet werden, daß der vorbeugende Charakter, den das Fürſorge⸗ 
erziehungsgeſetz unbeſtritten haben ſolle, ſtärker als bisher in die 
Erſcheinung treten, und daß ein raſches und möglichſt frühzeitiges 
Eingreifen im Intereſſe der gefährdeten Kinder erfolgen werde. 
Köhne hat in ſeinem verdienſtvollen Aufſatze „Die Fürſorgeerziehung“ 
(JW. 1915, 957 ff.) auf das wichtige Betätigungsfeld hingewieſen, 
das ſich auf dieſem Gebiete der Anwaltſchaft darbietet. Ich 
möchte auf dieſe Ausführungen beſonders hinweiſen und dieſelben 
kräftigſt unterſtreichen. Es iſt ein nobile officium der Anwaltſchaft, 
dabei mitzuwirken, daß der Fürſorgeerziehungsgedanke voll zur Ber: 
wirklichung gebracht wird. Denn es iſt richtig, was Köhne ſagt: 
„Jeder Minderjährige ſtellt ein wertvolles ſittliches und wirtſchaft⸗ 
liches Kapital dar, zu deſſen Erhaltung und Nutzbarmachung wir 
beizutragen haben.“ 

Juſtizrat S. Meyer, Charlottenburg (früher Stargard i. P.). 


Gerichtliches Ausgleichungs verfahren außerhalb des 
Konkurſes.!) Nicht ſeit Jahren und Jahrzehnten, ſeit Jahrhunderten 
bereits ſind die Schäden der Konkurseröffnung in juriſtiſchen Kreiſen 
nicht nur, ſondern — ganz naturgemäß — vor allem auch in der 
Erwerbswelt bekannt und zur Genüge dargelegt. Der alte Leyler 
erklärt — mit einiger Übertreibung — in feinen Med. ad pand. 
ſpeziell den Konkurs für das nach Krieg und Peſtilenz größte Mbel. 
Der Entwurf der deutſchen Gemeinſchuldordnung hatte in wahrer 
Erkenntnis der wirtſchaftlichen großen Schäden einer jeden Konkurs⸗ 
eröffnung in feinen 88 232 bis 256 ein gerichtliches Ausgleichungs⸗ 
verfahren geregelt und dabei für ſeine Zweckmäßigkeit warme Worte 
gefunden. Leider verſagte ſich die deutſche Konkursordnung mit der 
in keiner Weiſe paſſenden Begründung der großen volkswirtſchaftlichen 
Gefahren der Moratorien ſeiner Einführung. Aber die Bewegung 
zur Herbeiſchaffung eines gerichtlichen Präventivakkordes ſchlief nicht 
ein, im Gegenteil, immer weitere Kreiſe ergriff ſie. Die deutſche 
Kaufmannſchaft entwickelte das Zwangsausgleichs verfahren außerhalb 
des Konkurſes zum weſentlichſten Programmpunkt einer Konkursreform. 
Ein ſolches Verfahren empfahl namentlich — außer zahlreichen großen 
deutſchen Handelskammern — die 31. Vollverſammlung des deutſchen 
Handelstages am 15. und 16. Februar 1905 dringend. Der deutſche 


1) 1. Dr. Erneſt Lieblich: Gerichtliches Ausgleichsverfahren außer: 
halb des Konkurſes. Gutachten X zum 32. Deutſchen Juriſtentag 


Bd. I S. 321 bis 404. 

2. Dr. Hugo Cahn: Iſt die Schaffung eines gerichtlichen Aus 
gleichungsverfahrens außerhalb des Konkurſes wünſchenswert! Gut⸗ 
achten XVI zum 32. Deutſchen Juriſtentag Bd. 1 S. 695 bis 793. 
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44. Jahrgang. 


Anwaltstag ſchloß ſich mit großer Mehrheit am 13. und 14. Sep⸗ 
tember 1905 dieſem Vorgehen an. Auch die Literatur — ſo namentlich 
Jäger in ſeinem führenden Kommentar zur deutſchen Konkursordnung 
und in verſchiedenen Aufſätzen, Kiſch, Kohler und zuletzt auch Konrad 
Hellwig, um nur einige wenige Namen zu nennen — befürwortete den 
gerichtlichen Präventivakkord mit aller Entſchiedenheit. Auch der Deutſche 
Reichstag endlich ſprach ſich in feiner Sitzung vom 18. Februar 1913 
mit großer Mehrheit für ihn aus. Die Regierung gab ihre frühere 
grundſätzliche ablehnende Haltung — wie ſie in der Denkſchrift des 


Reichsjuſtizamtes vom 1. Dezember 1906 eingehend niedergelegt ift — 
auf und verſprach, die Angelegenheit von neuem eingehend zu prüfen. 
Durch den Ausbruch des Weltkrieges iſt die Frage beſonders brennend 
geworden. Das bedarf an dieſer Stelle keiner längeren Ausführungen. 
Zahlreiche Geſchäfte find durch die Umwälzung und Revolutionierung 
aller wirtſchaftlichen Verhältniſſe, Betriebsſtörungen, Einberufung 
von Angeſtellten und Arbeitern ebenſo wie der Kunden, Bedarfs⸗ 
verſchiebungen uſw. in die größten wirtſchaftlichen Schwierigkeiten 
geraten und haben auf das ſchwerſte um ihre Exiſtenz zu ringen. 
Die Bekanntmachung des Bundesrats vom 8. Auguſt 1914 (RGBl. 
S. 363) iſt zwar wohl gemeint, aber darüber, daß fie völlig un: 
zulänglich iſt und ganz dringend des Ausbaues und der Erweiterung 
durch Einführung eben des gerichtlichen Präventivakkordes bedarf, 
darüber herrſcht wohl kaum noch irgendeine Meinungsverſchiedenheit 
(vgl. inſonderheit: Waſſermann⸗Erlanger, „Die Kriegsgeſetze privat⸗ 
rechtlichen Inhalts“ 2. Auflage 1915 zu IV S. 216/17, und die zahl: 
reichen dort angeführten Schriftſteller). Gelingt der Aufſichtsperſon 
des unter Aufſicht geſtellten, in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
Schuldners die Sanierung nicht, ſo wird in der Tat, wie Erlanger⸗ 
Waſſermann a. a. O. hervorheben, „der größte Teil der unter 
Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner nach dem Außerkrafttreten der 
Verordnung in Konkurs verfallen“. | 

Die Frage der beſtmöglichſten Geſtaltung des Präventivakkordes 
bedarf deshalb gerade heute unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
einer beſonders ſorgſamen Unterſuchung. In Oſterreich iſt ſie bereits 
aus dem Stadium der akademiſchen Erwägung herausgetreten. Gleich: 
zeitig mit einer völlig neuen Konkursordnung und einer Anfechtungs⸗ 
ordnung hat dort die Ausgleichsordnung vom 10. Dezember 1914 
(RGBl. S. 1245 f.) allen berechtigten Wünſchen der Bevölkerung 
Rechnung getragen.“) 

Zuſammen mit der ganz ausgezeichneten Denkſchrift der Regierung 
bildet dieſes große Geſetzgebungswerk eine lautere Quelle der Er⸗ 
kenntnis für den deutſchen Juſtizreformer und Volkswirt. Die beiden 
uns zur Beurteilung vorliegenden, dem 32. Deutſchen Juriſtentage 
erſtatteten Gutachten von Lieblich und Cahn konnten ſie, da ſie bereits 
im April 1914 druckfertig vorlagen, nicht mehr benutzen. Sie beide 
gelangen mit Recht in ihren ſorgſamen und tiefgründigen Unter⸗ 
ſuchungen zu dem Ergebnis, daß die Einführung des gerichtlichen 
Präventivakkordes dringend wünſchenswert, ja geboten ſei. Der Auf⸗ 
bau und der Gang der Unterſuchungen ber beiden Gutachter iſt 
ungefähr in den Grundzügen wenigſtens der gleiche: Die Nachteile 
der Konkurseröffnung werden in erſchöpfender Weiſe dargelegt, die 
Vorzüge des Präventivakkordes finden beredte und überzeugende Dar⸗ 
ſtellung, die gegen ihn erhobenen Einwendungen, wie ſie namentlich 
die Denkſchrift des Reichsjuſtizamtes vom 1. Dezember 1906 über⸗ 
ſichtlich zuſammenſtellt, werden überzeugend widerlegt. Namentlich 
widmet ſich Cahn dieſer Aufgabe mit großem Geſchick (§ 19 ſeines 
Gutachtens). Die ausländiſche Geſetzgebung, die in weiteſtem Um⸗ 
fange — außer Oſterreich kennen faſt alle europäiſchen Kulturſtaaten 
ein gerichtliches Ausgleichungsverfahren, ſo namentlich: Frankreich, 
Belgien, Italien, England, die Schweiz und Norwegen — und die 
mit ihr gemachten Erfahrungen wird von beiden Schriftſtellern 
würdigend und rechtsvergleichend herangezogen. Das Material, auf 
dem Lieblich wie Cahn ihre ſorgſamen Unterſuchungen aufbauen, iſt 
im allgemeinen gleich reich und tragkräftig, nur zeichnet ſich das 
Gutachten Cahns inſofern noch durch beſonders erſchöpfende Reich⸗ 
haltigkeit aus, als es die Geſetzentwürfe des Berliner Juſtizrats 
Wagner: „Der Schuldnachlaß“ 1904, von Bernicken: „Der Präventiv⸗ 
akkord“ 1912 und die „äußerſt gelungene Diſſertation von Tiſchbein: 
„Der gerichtliche Zwangsvergleich“ 1914 kritiſch⸗vergleichend heranzieht. 

Auf die Einzelheiten der beiden, jedes in ſeiner Art trefflichen 
wiſſenſchaftlichen Arbeiten näher einzugehen, iſt hier nicht der Ort. 
Nur die leitenden Grundgedanken ſeien ganz kurz hervorgehoben. Die 
Vorſchläge Cahns zur Ausgeſtaltung des Verfahrens im einzelnen ſind 
verankert in einer liberal-individualiſtiſchen Staats⸗, Welt⸗ und 
Lebensauffaſſung, ſie fußen im Grunde auf einem optimiſtiſchen 


2) Vgl. über die neue öſterreichiſche Geſetzgebung die im Oktober⸗ 
heft der Rheiniſchen Zeitſchrift für Zivil⸗ und Prozeßrecht erſcheinende 
Abhandlung des Verfaſſers und Freiesleben, S. 1152. 
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ſchöneren Zutrauen zu der Ehrlichkeit des Schuldners. Eine ſtraffe 
Überwachung des Gebarens des Schuldners iſt zwar vonnöten, „aber 
möglichſt geringe Einmiſchung, die Aufrechterhaltung möglichſter 
Vertrags⸗ und Vergleichsfreiheit ſoll die künftige Präventivakkordordnung 
beherrſchen“ .... An der unbedingten Autonomie der Gläubiger ift 
feſtzuhalten (S. 788). Das Abwendungsverfahren ſoll möglichſt den 
Grundſätzen der freiwilligen Gerichtsbarkeit angepaßt werden. „Das 
Stille, Interne und Diskrete dieſes freiwilligen Gerichtsbarkeit⸗ 
verfahrens“ ſieht Cahn als „Attraktion“ an (S. 759). Die Prozedur 
darf „gar nicht verwickelt, beſchämend, langwierig, koſtſpielig und 
aufreibend ſein“. Alle Maßnahmen, die irgendwie nach Demütigungen 
des Schuldners ausſehen, ſind ſtreng zu vermeiden, ebenſo alle 
Konkursanalogien. Von dieſer Grundlage ausgehend verwirft Cahn 
daher: Jede öffentliche Bekanntmachung des Ausgleichungsvorſchlages 
des Schuldners, ſeine Exiſtenz oder Raf würden durch den „Eklat“ 
derartiger Ausſchreibungen angetaſtet (S. 761) und die „Scheu“ vor 
der Blamage derartiger Gerichtsannoncen würde die Geſchäftswelt 
vor der Einreichung von Ausgleichsvorſchlägen nur abhalten. Aus 
ebendemſelben Grunde: Schonung des Ehrgefühls des Schuldners, 
dürfe dieſer auch nicht zur Verſtärkung der Richtigkeit ſeiner — ganz 
genau zu haltenden — Angaben über ſeine geſchäftlichen Verhältniſſe 
durch Ableiſtung des Offenbarungseides genötigt werden können. 
Wenn auch die Einſetzung eines Reviſors, Kontrolleurs oder auch 
eines Komitees von Vertrauensmännern durch die Gläubiger nahe⸗ 
liege, ſo müſſe doch das eine vermieden werden, „daß eine nur dem 
Namen nach vom Konkursverwalter verſchiedene Perſönlichkeit in 
Wahrheit die Funktionen des Maſſeverwalters ausübt“ (S. 761). 
So ſehr bedenkliche Geſchäfte des Schuldners vor und auch nach Ein⸗ 
reichung ſeines Vorſchlags vom Richter zu bekämpfen find, fo ſehr 
muß doch anderſeits dem Schuldner „das Gefühl der Bevormundung“ 
ganz genommen werden (S. 762). Seine Verfügungsfähigkeit darf 
daher in keiner Weiſe angetaſtet werden, das Intereſſe an der un⸗ 
geminderten Fortführung ſeines Geſchäftes muß ihm voll erhalten 
bleiben. Irgendwelche Beſchränkungen der Dispoſitionsbefugnis des 
Akkordſchuldners durch ein Einſpruchsrecht eines Kontrolleurs, Reviſors 
oder Geſchäftsverwalters paſſen nicht recht in das Syſtem unſeres 
Privatrechts hinein. Gänzlich undiskutabel iſt weiter für Cahn der 
Gedanke, daß zur Abſtimmung über den vom Schuldner eingereichten 
Ausgleichsvorſchlag deſſen nahe Angehörigen nicht berechtigt ſein ſollen. 
Höchſt bedenklich und abzulehnen — als mit den Grundſätzen der 
Gläubiger: und Schuldnerautonomie im Widerſpruch ſtehend — iſt 
„ein weitgehendes Ermeſſen des Gerichts in bezug auf Beurteilung 
des Akkordantrages“ (S. 769). Die ziffernmäßige Abgrenzung der 
Mindeſtquote der den nichtbevorrechtigten Gläubigern vom Schuldner 
auf ihre Forderungen zu gewährenden Beträge erſcheint Cahn „als 
recht willkürlich“. 

Ohne im einzelnen in eine Polemik mit Cahn über dieſe Einzel⸗ 
heiten einzutreten, ſei nur das eine grundlegende Bedenken hervor— 
gehoben, daß ſein Vertrauen zur Güte der menſchlichen Natur 
inſonderheit zu den Anſtands⸗ und Ehrbegriffen der Schuldner doch 


wohl zuweit geht. Wären ſie alle ſittlich hochſtehende Perſönlichkeiten, 


ſo wäre der ſchöne Optimismus Cahns gewiß gerechtfertigt, aber er 
ſelbſt räumt rückhaltslos die mannigfachen Mißbräuche, die von un: 
ſoliden Elementen unter der Schuldnerſchaft mit Akkorden zu befürchten 
ſeien, ein. Zu ihrer rückhaltsloſen Bekämpfung ſind unſeres Erachtens 
die von Cahn zurückgewieſenen Vorſchläge unerläßlich. Auch die 
meiſten ausländiſchen Geſetzgebungen ſtehen übrigens auf dieſem 
Standpunkt und ſind von einem gewiſſen, geſunden Mißtrauen gegen 
den Schuldner erfüllt. 

Auch Lieblich ſteht in ſeinem Gutachten in all den erwähnten 
Fragen auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, und zwar mit unſeres 
Erachtens wohlerwogenen, überzeugenden Gründen. Nur betont er 
wieder in manchen Beziehungen zu ſehr die Aufſichtsbefugnis des 
Gerichts und übertreibt wohl auch die „wirtſchaftliche“ Würdigkeit — 
nur eine ſolche, nicht auch eine „ſittliche“ des Schuldners, verlangt 
er. Denn höchſt unbillig iſt es unſeres Dafürhaltens, daß der Richter 
ganz ausnahmslos von vornherein den Antrag auf Einleitung des 
Ausgleichsverfahrens nach Lieblich zurückweiſen muß, wenn ſeit dem 
Abſchluß eines Ausgleichs oder Zwangsvergleichs im Konkurſe oder 
ſeit einem ſolchen noch nicht volle fünf Jahre verſtrichen ſind. Mit 
Recht bemerkt Cahn gegenüber ſolchen Übertreibungen, daß ein 
Schuldner doch auch ſehr wohl obne das geringſte Verſchulden in 
dieſem und auch noch in kürzerem Zeitraum mehrmals vom wirtſchaft— 
lichen Unglück der Zahlungseinſtellung oder Zahlungsſchwierigkeit be— 
fallen werden könne. In dieſer Beziehung hat ſich denn auch die 


erwähnte neue öſterreichiſche Ausgleichsordnung vom 10. Dezember 1914 


den Vorſchlägen Lieblichs nicht angeſchloſſen, denn nach ihr (S3 Nr. 3) 

kann das Gericht einen Antrag auf Ausgleichsverfahren nur zurück— 

weiſen, wenn innerhalb eines Jahres eines der erwähnten Ereigniſſe 
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eingetreten war. Im übrigen aber hat fie — wie leider hier des 
näheren nicht dargelegt werden kann — faſt ausnahmslos der 
ſtrengeren Auffaſſung Lieblichs Folge geleiſtet: Die Mindeſtquote des 
Vergleichsvorſchlags beträgt 25 Prozent der nichtbevorrechtigten 
Forderungen (§ 3 Ziff. 2); es findet eine öffentliche Bekanntmachung 
des Ausgleichsverfahrens ſtatt (88 4 bis 6); von der Eröffnung des 
Verfahrens an darf des Schuldner bei Meidung der Nichtigkeit gegen⸗ 
über nichtgutgläubigen Geſchäftsgegnern alle ungewöhnlichen Geſchäfte 
ohne Zuſtimmung des vom Richter zu beſtellenden Ausgleichsverwalters 
nicht vornehmen (88 8 und 29 f.). Bei Meinungsverſchiedenheit ent: 
ſcheidet der Richter, der ſog. „Ausgleichskommiſſar“, er hat über in 
allen irgendwie wichtigeren Fragen diskretionäre Entſcheidungs⸗ 
gewalt. Der Gedanke des Imperiums des Richters und der 
Omnipotenz des Staates iſt bis zum äußerſten betont; bei der Ab⸗ 
ſtimmung über die Annahme des Vergleichsvorſchlags des Schuldners 
zählen die Stimmen der „nahen Angehörigen“ überhaupt nicht mit, 
wenn fie für Annahme des Vorſchlags find (§ 43). Als ſolche 
„nahen Angehörigen“ gelten aber nach § 82 OſtKO. nicht nur der 
Ehegatte und aller in gerader Linie Verwandten, ſondern auch Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte bis zum 4. Grade der Seitenverwandtſchaft 
oder Schwägerſchaft, ferner Wahl⸗ und Pflegekinder ſowie Perſonen, 
die mit dem Schuldner in außerehelicher Gemeinſchaft leben. Außer⸗ 
eheliche Verwandtſchaft ſteht hier der ehelichen völlig gleich. Auch ein 
gerichtliches Beſtätigungsrecht des von den Gläubigern angenommenen 
Vergleichs iſt in weiteſtem Ausmaße vorgeſehen (8 50 f.) So kann 
namentlich die Beſtätigung ſchon dann verſagt werden, „wenn die 
dem Schuldner im Ausgleich gewährten Vergünſtigungen im Wider⸗ 
ſpruch mit deſſen Verhältniſſen ſtehen oder wenn der Ausgleich dem 
gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger widerſpricht“ (§ 51 Ziff. 1). 
Damit wird freilich dem Richter eine in vielen Fällen kaum lösbare 
Aufgabe zugewieſen. 

Beide Gutachten, von denen das Lieblichſche, wie noch kurz er⸗ 
wähnt ſein mag, vorzugsweiſe die öſterreichiſchen Verhältniſſe berück⸗ 
ſichtigt, bieten neben der trefflichen — leider im Buchhandel nicht 
erhältlichen — Diſſertation von Tiſchbein, „der gerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich zur Abwendung des Konkurſes“ 1914, die beſte Einführung 
in das Studium des nachgerade brennend gewordenen Problems, das 
Jaeger bereits lange vor Ausbruch des Krieges zu „den wichtigſten 
aber auch heikelſten Aufgaben der Reichsgeſetzgebung“ zählt (Kommentar 
zur KO. zu § 173 S. 311, 3./4. Aufl.). Für den Geſetzgeber — jetzt 
zur Kriegszeit für den Bundesrat — bieten ſie in Verbindung mit 
der öſterreichiſchen Geſetzgebung unſchätzbare Vorarbeiten. Auch für 
jeden Privatmann, der ſich mit der Materie vertraut machen will, 
iſt ihr Studium unerläßlich. 


Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen, Kiel. 


Das öſterreichiſche Ausgleichs verfahren. Seit langer 
Zeit beſteht der Wunſch nach geſetzlicher Regelung des ſogenannten 
außergerichtlichen Akkords. Er richtet ſich auf die Schaffung eines 
Verfahrens, das zwiſchen dem konkursrechtlichen Zwangsvergleich und 
der bisher üblichen Form des Akkords ein Mittelding ſchafft, indem 
es die dieſem anhaftende Unzulänglichkeit — die Notwendigkeit ein⸗ 
ſtimmiger Annahme des Vorſchlags durch alle Gläubiger — durch 
Einführung eines die „Akkordſtörer“ ausſchaltenden Mehrheitsver⸗ 
fahrens behebt, ohne daß es andererſeits des umſtändlichen, koſt⸗ 
ſpieligen und die Exiſtenz des Schuldners in ihren Grundfeſten 
erſchütternden Konkursverfahrens bedarf. Daß das einzuführende 
Verfahren kein eigentlich „außergerichtliches“, ohne jede Mitwirkung 
obrigkeitlich beſtellter verantwortlicher Organe vor ſich gehendes Ver⸗ 
fahren ſein kann, liegt auf der Hand; denn ein ſolches würde in 
den Händen eines geriebenen, auf die Hilfe unzuverläſſiger „Rechts⸗ 
burcaus“ geſtützten Schuldners zu einer geradezu gemeingefährlichen, 
die Rechtsordnung und die Gläubigerintereſſen ſchwer bedrohenden 
Waffe werden. Das zu erſtrebende Ziel kann alſo nur heißen: die 
Schaffung eines gerichtlichen — oder ſonſt von einer Behörde 
geleiteten — Zwangsausgleichs außerhalb des Konkurſes. 

Ein ſolches Verfahren hat nun die im Zuſammenhang mit der 
neuen öſterreichiſchen KO. vom 16. XII. 1914 geſchaffene, jedoch ein 
durchaus in ſich geſchloſſenes Geſetz bildende Ausgleichsordnung 
eingeführt. Dieſes Geſetz hat für uns natürlich ein beſonderes 
Intereſſe, weil die Frage naheliegt, wieweit dieſe Ausgleichsordnung 
als Vorbild für eine künftige deutſche dienen kann und ob ſie ins⸗ 
beſondere den Forderungen entſpricht, die man ſowohl hinſichtlich der 
»Einfachheit und praktiſchen Brauchbarkeit, wie hinſichtlich der Zu⸗ 
verläſſigkeit an ein ſolches Verfahren zu ſtellen berechtigt iſt. 

Sehr richtig hat die öſterreichiſche Geſetzgebung erkannt, daß 
ohne ſtaatliche Aufſicht und verantwortliche Leitung ein jeden Miß⸗ 
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brauch ausſchließendes Ausgleichsverfahren nicht denkbar iſt. Die 
Organe des Verfahrens ſind deshalb die gleichen wie im öſter⸗ 
reichiſchen Konkursverfahren. Die Aufſicht ſteht beim Ausgleichs⸗ 
gericht, das namentlich bei Eröffnung des Verfahrens in Tätigkeit 
tritt und am Schluß durch Beſtätigung oder Verwerfung des an⸗ 
genommenen Ausgleichs in derſelben Weiſe wie beim Zwangsvergleich 
mitzuſprechen hat. Es beſtellt aus der Zahl ſeiner Richter den Aus⸗ 
gleichskommiſſär, dem hauptſächlich die Beſtellung des Ausgleichs⸗ 
verwalters und die Leitung des Ausgleichstermines obliegt. Die 
Hauptaufgabe des Ausgleichs verwalters iſt die Vorbereitung des 
Ausgleichstermines durch Ermittlung des tatſächlichen Vermögens⸗ 
ſtandes und Begutachtung des Ausgleiches. Ihm kann durch den 
Ausgleichskommiſſär ein Gläubigerbeirat beigegeben werden, wenn 
der Umfang des Geſchäftes es erfordert. 

Danach iſt der erforderliche Apparat ſogar noch umfangreicher 
als der des deutſchen Konkursprozeſſes, indem außer dem Einzel: 
richter, dem Ausgleichskommiſſär, noch das als Kollegialgericht 
beſchließende Ausgleichsgericht (der Gerichtshof I. Inſtanz, gegebenen: 
falls deſſen Kammer für Handelsſachen) in Tätigkeit tritt; für 
deutſche Verhältniſſe würde natürlich der Einzelrichter für alle richter⸗ 
lichen Funktionen völlig genügen. Daß die Leitung des Verfahrens 
derſelben Inſtanz unterſteht wie das Konkursverſahren, iſt durchaus 
zu billigen, ſchon im Hinblick darauf, daß ein geſcheitertes Ausgleichs 
verfahren meiſt im Konkursverfahren ſeine Fortſetzung finden wird. 
Auch die Rückſicht auf die große Verantwortlichkeit verbietet es un⸗ 
bedingt, der herrſchenden Modeſtrömung folgend, etwa Friedensrichter, 
Schiedsperſonen oder andere Laienkräfte mit der Leitung des Ver⸗ 
fahrens zu betrauen. 

Der Gang des Ausgleichsverfahrens weiſt große Ahnlichkeiten 
mit dem konkursrechtlichen Zwangsvergleichsverfahren auf. Seine 
Eröffnung iſt materiell und formell an genau dieſelben Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft, wie die auf Antrag des Schuldners erfolgende 
Konkurseröffnung nach deutſchem und öſterreichiſchem Recht. Außer: 
dem muß der Schuldner auch ſchon mit dem Antrag einen Auf: 
gleichsvorſchlag einreichen, der beſtimmten Anforderungen ($ 3 Ad!) 
entſprechen und namentlich den nichtberechtigten Gläubigern mindeſten 
25 Prozent ihrer Forderungen innerhalb von zwei Jahren dieten 
muß. Durch dieſe Vorſchrift wird dankenswerterweiſe eine Gewäbt 
dafür geſchaffen, daß die durch den Ausgleich den Gläubigen 
gewährten Vorteile nicht außer Verhältnis zu den Koſten und lim: 
ſtändlichkeiten des Verfahrens ſtehen, was ja leider bei unierem 
Zwangsvergleich nicht ſelten der Fall iſt. Auch die Vorſchriften 
über die Vorausſetzungen, unter denen das Gericht am Schluſſe des 
Verfahrens einen angenommenen Ausgleich zu verwerfen hat (8350 
51 Ad.), ſtimmen in ihren Grundgedanken mit den entſprechenden 
Vorſchriften über Verwerfung des Zwangsvergleichs in unſerer Kon: 
kursordnung überein. Wichtig iſt aber die dem Ausgleichsgericht bei 
gelegte Befugnis, den Ausgleich nach freiem Ermeſſen zu verwerfen, 
wenn die dem Schuldner im Ausgleich gewährten Begünſtigungen im 
Widerſpruch mit deſſen Verhältniſſen ſtehen oder wenn der Ausgleich 
dem gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger widerſpricht, oder wenn 
es infolge der Beſchaffenheit oder des Mangels geſchäftlicher Auf: 
zeichnungen des Schuldners nicht möglich iſt, einen hinreichenden 
Überblick über deſſen Vermögenslage zu gewinnen. Ferner iſt auc 
die Wirkung des Ausgleiches übereinſtimmend mit dem Zwangs 
vergleich dahin geregelt, daß er auch gegenüber ſolchen Gläubigern, 
die am Verfahren nicht teilgenommen haben, bindende Kraft erlangt. 
Natürlich bleiben auch hier Ausſonderungsanſprüche und Abſonderungs⸗ 
rechte unberührt; ebenſo gibt es mehrere Klaſſen bevorrechtigter 
Gläubiger, denen vorweg im Ausgleich volle Befriedigung gewährt 
werden muß. g ( 

Im Gegenſatz zu dieſen Parallelbeſtimmungen ſteht eine amen 
von Abweichungen, die ſich daraus ergeben, daß das Verfahren nich 
der Verwertung der geſamten Maſſe zugunſten der Gläubiger . 
ſondern lediglich der Aufrechterhaltung der Exiſtenz des Schuldner 
durch Befreiung von feiner Schuldenlaſt. Vor allem verliert der 
Schuldner nicht die Fähigkeit, wirkſam Verfügungen zu treffen 1 
Verpflichtungen einzugehen. Ihm iſt nur unterfagt, Liegenſchaften I 
veräußern oder zu belaſten, Abſonderungsrechte zu beftellen, 1 7 
ſchaften einzugehen und unentgeltliche Verfügungen zu treffen: abt 
dieſe Rechtshandlungen ſind ſämtlichen Gläubigern gegenüber . 
Im übrigen bedarf er zu Geſchäften, die nicht zum gewöhnli 5 
Geſchäftsbetriebe gehören, der Zuſtimmung des Ausgleichsverwvol 
während er auch im Rahmen feines Geſchäftsbetriebes liegende 
Handlungen bei Widerſpruch des Verwalters unterlaſſen muß, = 
gegen gewährt die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens dem Schuld 
vollen Schutz gegen alle Verfügungen durch Zwangsvollſtreckung; f 
eine Konkurseröffnung auf Antrag eines Gläubigers it bis zu 
Scheitern des Ausgleiches nicht zuläſſig. In der Zeit bis zun 
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Ausgleichstermine hat der Ausgleichsverwalter Sorge zu tragen, daß 
der Geſchäftsbetrieb des Schuldners möglichſt aufrechterhalten und 
ſein Vermögen nicht geſchmälert wird. 

Aus den gleichen Erwägungen heraus iſt auch das eigentliche 
Verfahren bis zum Termine inſofern einfacher geſtaltet, als die 
gerichtliche Tabelle und das Prüfungsverfahren mit gerichtlicher Feſt⸗ 
ſtellung der Forderungen wegfallen. Zwar hat die gerichtliche 
Bekanntmachung der Eröffnung die Aufforderung zur Anmeldung aller 
Forderungen innerhalb beſtimmter Friſt zu enthalten; jedoch beſtimmt 
das Geſetz nicht, daß die Unterlaſſung der Anmeldung auf das 
Stimmrecht einen Einfluß haben fol. Neben der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung erfolgt noch eine beſondere Mitteilung von der Eröffnung 
und dem Inhalt des Ausgleichsantrages an alle bekannten Gläubiger, 
deren Verzeichnis der Schuldner ſchon mit dem Antrage einzureichen 
hat. Der Verwalter hat in der Zeit bis zum Termine, der nicht 
über 6 Wochen nach Eröffnung hinaus angeſetzt werden ſoll, den 
Status zu prüfen und ſich über alle zur Beurteilung des Ausgleiches 
wichtigen Tatſachen ſo eingehend zu unterrichten, daß er im Termine 
ausführlich Bericht erſtatten kann. Im Termine ſelbſt, in dem der 
Schuldner perſönlich erſcheinen und auf Verlangen jedes Beteiligten 
den Offenbarungseid ablegen muß, find zunächſt grundſätzlich alle 
Gläubiger, die anweſend oder vertreten ſind, zur Abſtimmung nach 
Maßgabe ihrer geltend gemachten Forderung berechtigt, abgeſehen von 
beſtimmten geſetzlichen Beſchränkungen (z. B. 8 43: nahe Angehörige 
oder deren Rechtsnachfolger, die ihre Forderungen in den letzten 
6 Monaten durch Abtretung erworben haben, werden nur mitgezählt, 
wenn fie gegen den Antrag ſtimmen; § 41: Gläubiger, die erſt nach 
Zahlungsunfähigkeit die Forderung durch Abtretung erworben haben, 
dürfen bei Widerſpruch eines Gläubigers nicht mitſtimmen. Jedoch 
kann jeder Gläubiger ſowie der Schuldner — merkwürdigerweiſe nicht 
der Ausgleichsverwalter — das Stimmrecht eines anderen Gläubigers 
beſtreiten. In dieſem Falle wird hinſichtlich der beſtrittenen Stimmen 
feſtgeſtellt, ob das Ergebnis ein anderes iſt, je nachdem ſie mitgezählt 
werden oder nicht; nur wenn dies zutrifft, muß der Ausgleichskommiſſär 
entſcheiden, ob die einzelne beſtrittene Forderung Stimmrecht genießen 
ſoll. Zur Annahme des Ausgleiches ſind dieſelben Mehrheiten wie 
beim deutſchen Zwangsvergleiche erforderlich. Auch die in 8 182 
Abſ. 2 KO. vorgeſehene Wiederholung der Abſtimmung iſt zugelaſſen. 

Dies iſt in den Hauptzügen die Geſtaltung des öſterreichiſchen 
Ausgleichsverfahrens. Sie wird manchen Verfechter des Zwangs— 
vergleiches außerhalb des Konkurſes enttäuſchen, weil im Grunde 
doch der ganze Apparat des Konkursverfahrens aufgeboten werden 
muß und das Verfahren ſelbſt ſich äußerlich an Umſtändlichkeit doch 
nicht allzuſehr vom bisherigen konkursrechtlichen Zwangsvergleiche 
unterſcheidet und auch bei mäßiger Gebührenſtaffelung doch einen 
tüchtigen Koſtenbetrag verſchlingen wird. Immerhin erſcheint eine 
größere Vereinfachung ausgeſchloſſen, wenn nicht die Zuverläſſigkeit 
des Verfahrens gefährdet werden ſoll; ja es ſcheint eher die Frage 
nahezuliegen, ob das Verfahren denn auch die Gläubigerintereſſen 
ausreichend ſchützt und namentlich genügende Garantien bietet, daß es 
nicht zum Nachteil der Gläubiger zur Veranſtaltung betrügeriſcher 
Pleiten mißbraucht werden kann. Insbeſondere erſcheint der Wegfall 
des Prüfungsverfahrens auf den erſten Blick nicht unbedenklich. 
Berückſichtigt man aber, daß auch beim Zwangsvergleich im Konkurs 
keine volle Gewähr dafür beſteht, daß der Gemeinſchuldner den Ber: 
walter nicht zu Unrecht zur Anerkennung oder zum Beſtreiten beſtimmter 
Forderungen je nach der mutmaßlichen Stellungnahme der Gläubiger 
zum Zwangsvergleich beeinflußt, berückſichtigt man ferner die vortreff⸗ 
lichen Beſtimmungen über den Ausſchluß beſtimmter, nicht unbefangener 
Gläubiger (SS 41, 43) und über das freie richterliche Ermeſſen bei 
Beſtätigung des Ausgleiches durchs Gericht, ſo wird man ſagen 
müſſen, daß jene Gefahr ſchließlich doch nicht weſentlich größer tft 
als bei unſerem Zwangsvergleich. Die Möglichkeit, daß Gläubiger 
vom Verfahren keine Kenntnis erlangen, beſteht natürlich ebenfalls 
in gleichem Maße wie beim Zwangsvergleich; ihre Folgen werden 
aber durch die beſondere Vorſchrift gemildert, daß der Ausgleich für 
ſolche Gläubiger, die infolge Verſchuldens des Kridars nicht am 
Verfahren teilgenommen haben, nicht bindend iſt. Das ſtärkſte Be: 
denken, das man gegen das Verfahren erheben könnte, liegt darin, 
daß es meiſt ſehr ſchwer ſein wird, Schiebungen aufzudecken, durch 
die der Schuldner vorher ſeine Vermögenslage zuungunſten der 
Gläubiger verſchlechtert hat. Solche Schiebungen ſind im Konkurs— 
verfahren mit feinen ſtrengen Vorſchriften über die Berfünungs: 
beſchränkung des Gemeinſchuldners und mit der naturgemäß viel 
tiefgreifenderen Tätigkeit des Konkursverwalters natürlich viel leichter 
aufzudecken, als bei der in jedem Falle weit oberflächlicheren Tätigkeit 
des Ausgleichsverwalters. Immerhin wird man dieſe Eventualität, 
gegen die eben nur die Straſvorſchriften Schutz gewähren können, in 
den Kauf nehmen müſſen, wenn man überhaupt das Ausgleichs⸗ 
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verfabren einführen will. Doch wäre ſehr zu erwägen, ob es ſich 
nicht empfiehlt, dieſe im Vergleich zum Konkurs-Zwangsvergleich 
ſtärkere Gefährdung dadurch einigermaßen zu paralyſieren, daß man 
die zur Annahme des Ausgleichs erforderlichen Mehrheiten ſtärker 
qualifiziert. Das allergrößte Gewicht wird man jedenfalls ſtets auf 
die Auswahl geeigneter Ausgleichsverwalter legen müſſen, und nichts 
wäre verwerflicher, als wenn aus falſcher Sparſamkeit billige Arbeits⸗ 
kräfte hierfür herangezogen würden. Unter dieſer Vorausſetzung wird 
man das öſterreichiſche Ausgleichsverfahren unbedenklich als ein, wenn 
auch nicht allen Wünſchen entſprechendes, ſo doch durchaus brauch— 
bares Vorbild für eine künftige deutſche Geſetzgebung anerkennen 
dürfen; wieweit es ſich bewährt und ſeinen wirtſchaftlich ſo ungeheuer 
wichtigen Zweck der Aufrechterhaltung bedrohter Exiſtenzen zu erfüllen 
vermag, wird natürlich erſt die Praxis lehren. 
Rechtsanwalt Dr. Freiesleben, Leipzig. 


„Erbe fei dae Paterland.“ !) In der Märznummer der 
DIZ. haben Regierungsrat Buck und Juſtizrat Bamberger den Ge: 
danken angeregt, das durch die Not der Heimat angefochtene Vaterlands— 
gefühl unſerer Landsleute im Auslande für die Stärkung der Reichs— 
finanzen auszunutzen. So wünſchenswert eine Unterſtützung des Reiches 
durch die von der Kriegsnot nicht unmittelbar betroffenen Deutſchen 
angeſichts der gewaltigen Aufgaben auch ſein mag, die unſerer Finanz⸗ 
kraft nach dem Kriege harren, ſo wenig ſcheint mir der von Buck und 
Bamberger vorgeſchlagene Weg Erfolg zu verſprechen. — Sie wollen 
durch Aufrufe und andere Veröffentlichungen bei den Auslandsdeutſchen, 
namentlich bei den Deutſch-Amerikanern, darauf hinwirken, daß dieſe 
das Deutſche Reich zum Erben einſetzen. Ganz abgeſehen davon, daß 
es dem natürlichen Empfinden vieler widerſtreben wird, unſeren im 
Auslande lebenden Volksgenoſſen eine Anregung gerade hinſichtlich der 
letztwilligen Verfügung zu geben, fürchte ich auch, daß eine ſolche 
Werbetätigkeit — wenigſtens in den Vereinigten Staaten — nutzlos 
vertane Arbeit wäre, die noch dazu von unſeren Feinden als neuer 
Beweis für unſeren finanziellen Niederbruch ausgenützt werden würde. 
Die Deutſchen, die in Amerika zu Wohlſtand gelangt ſind, haben ſich 
in ihren Anſchauungen längſt dem neuen Lande angepaßt. Der 
Amerikaner aber iſt wohl freigebig — er gibt für wohltätige, ſoziale 
und wiſſenſchaftliche Zwecke ſogar ungebeure Summen aus —, er pflegt 
dies jedoch zu ſeinen Lebzeiten zu tun. Er will mit anſehen, was 
aus dem geſtifteten Gelde erwächſt; er will die Univerſität, die Anſtalt, 
das wiſſenſchaftliche Inſtitut, die aus ſeiner Freigebigkeit hervorgehen, 
ſelbſt entſtehen ſehen. Das hat feinen Grund in dem Wunſche des 
Gebers, die Geſtaltung des zu Schafſenden lenken, überwachen und 
nach eigenen Gedanken formen zu können. Der Stifter will nicht nur 
der Geldgeber, er will der Schöpfer ſein. — So erklärt es ſich, daß 
die Millionenſtiftungen amerikaniſcher Mäzene ſelten auf letztwilliger 
Verfügung, vielmehr meiſt auf Zuwendung unter Lebenden beruhen. 
Mit dieſer Neigung wird man aber auch bei den Deutſch-Amerikanern 
rechnen müſſen. Von Erbeseinſetzungen wird deshalb ſchwerlich viel 
zu erhoffen fein. 

Ob es nach amerikaniſchem Rechte überhaupt zuläſſig iſt, fremde 
Staaten letztwillig zu bedenken, hängt von der Geſetzgebung der Einzel— 
ſtaaten ab, die ich nicht überſehe. Auch im Falle der Bejahung würden 
die Gerichte der einzelnen Staaten, die für die Nachlaßregulierung 
zuſtändig ſind, derartige Zuwendungen, falls ſie ſich häufen ſollten, 
vermutlich als gegen die öffentliche Ordnung verſtoßend (against public 
poliey) und daher als nichtig behandeln. — Dieſe Schwierigkeit ließe 
ſich allerdings vermeiden, indem nicht das Deutſche Reich, ſondern 
der Deutſche Kaiſer oder Reichskanzler teſtamentariſch bedacht würden; 
üblicherweiſe würde der Erblaſſer eine ihm als vertrauenswürdig 
bekannte Perſon als Treubänder oder Teſtamentsvollſtrecker (executor) 
beſtimmen und derſelben die Ausantwortung der Zuwendung an den 
Kaiſer oder Reichskanzler aufgeben. Die Bedachten können durch das 
Rechtsinſtitut der „powers“ (Verfügungsanweiſungen) angehalten 
werden, die Zuwendung zum Wohle des Deutſchen Reiches anzulegen. 

In keinem Falle würde eine propagandiſtiſche Tätigkeit der Ner— 
treter des Reiches in Amerika den deutſchen Intereſſen entſprechen; 

1) Der vorſtebende Aufſatz enthält Mitteilungen, die mir von 
Herrn Amtsrichter v. Lewinski in Berlin und Herrn Staatsanwalt 
ſchaftsrat Neitzel in Metz gemacht worden ſind. Die genannten Herren 
waren zur Sammlung des Materials für eine Darſtellung des Rechts 
der Vereinigten Staaten von Amerika, welche demnächſt in der „Rechts— 
verfolgung im internationalen Verkebr“ erſcheinen wird, längere Zeit 
in Amerika. Von anderer, zuſtändiger Seite iſt mir die Richtigkeit 
ihrer Mitteilungen beſtätigt worden. 
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die Einbuße an Preſtige wäre unabſehbar. Die Werbetätigkeit könnte 
vielmehr nur von angeſehenen Deutſch⸗Amerikanern oder Freunden 
Deutſchlands ausgehen. Aber auch dann wäre eine Mißdeutung noch 
naheliegend genug. Um die nicht zu unterſchätzende Gefahr einer 
ſolchen und das Riſiko eines Mißerfolgs zu vermeiden, nehme man 
lieber von dem ganzen Plane Abſtand. 

Will man den, ſicherlich vorhandenen guten Willen, dem alten 
Vaterlande beizuſtehen, fruchtbar machen, ſo gebe man den Deutſchen 
in Amerika ein greifbares, gegenwärtiges Ziel; man propagiere — 
nur um einige Beiſpiele zu nennen — deutſch⸗amerikaniſche Stiftungen 
für völlig erwerbsunfähige, für erblindete, für einarmige Kriegsteil⸗ 
nehmer und überlaſſe den amerikaniſchen Deutſchen die Organiſation, 
in der ſie ohnehin unſere Meiſter ſind. Bei geſchickter Werbetätigkeit 
an Ort und Stelle wäre davon mit Sicherheit ein Erfolg zu erwarten, 
der größer und zuverläſſiger wäre als die Hoffnung auf ein dereinſtiges 
Erbe — eine Hoffnung, die noch dazu davon abhängig ſein würde, 
daß der Teſtator bis zu ſeinem Tode niemals Grund hätte, mit der 
äußeren oder inneren Politik des alten Vaterlandes unzufrieden zu ſein. 


Juſtizrat Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


Grundſätze ans den Reichsgerichtsentſcheidungen. 


1. Die Frage, ob Leiſtung und Gegenleiſtung in einem 
auffälligen Mißverhältnis zueinander ſtehen (§ 138 Abſ. 2 BGB.), 
iſt 5 den Umſtänden zur Zeit des Vertragsſchluſſes zu be⸗ 
urteilen. 


2. Auch in den Angaben über die allgemeinen Verhältniſſe 
eines gewerblichen Unternehmens Geſchäftsumſatz, Umfang des 
Abſatzes, Kundenkreis, Reingewinn uſw.) kann die Angabe und 
gegebenenfalls die Zuſicherung einer „Eigenſchaft des Unter⸗ 
nens gefunden werden, weil Mitteilungen dieſer Art einen 
Maßſtab für Art, Umfang und Wert des Geſchäfts abgeben. 
Dies trifft zu, wenn wöchentlicher oder jährlicher Abſatz oder 
der Durchſchnittsumſatz oder ⸗gewinn, nicht aber ohne weiteres, 
wenn der ſich aus der Schlußbilanz eines einzelnen Geſchäfts⸗ 
jahres ergebende Gewinn genannt wird.!) 8 


3. Der unter einer bedingten Auflage verſchenkte Gegen⸗ 
ſtand verbleibt dem Beſchenkten, wenn die Bedingung ohne ſein 
Zutun nicht eingetreten iſt. ) 


1) Die Entſcheidung iſt grundlegend. Sie zeigt, daß nicht 
in jeder Erwähnung einer Eigenſchaft eine Zuſicherung liegt. Daß 
das verkaufte Geſchäft im letzten Jahre einen Gewinn und welchen 
abwarf, iſt eine Eigenſchaft. Das läßt ſich nicht wohl beſtreiten. 
Ebenſogut wie ein etwa behauptetes Durchſchnittsergebnis. Ein Unter⸗ 
nehmen, deſſen beſte Bilanz 20 Prozent Nutzen zeigt, iſt ein anderes 
als das, welches mit einem Verluſte abſchloß. Das RG. betont aber 
mit Recht, daß eine ſolche einmalige Bilanz ein „Zufallsergebnis“ 
ſein kann. Das müſſe ſich „jeder verſtändige Kaufmann ohne weiteres 
ſelbſt ſagen“. Daraus folgt aber, daß er hier nicht mit einer Zu⸗ 
ſicherung rechnen durfte. Das wieder zwingt zu dem allgemeinen 
Gedanken, daß aus der Geſamtheit der Umſtände bei der Erklärung 
feſtzuſtellen iſt, ob eine Eigenſchaft „zugeſichert“ oder nur mitgeteilt 
werden ſollte. Im letzteren Falle wirkt die Angabe des Verkäufers 
nur erheblich, wenn ſie wiffentlich falſch war. Die Fälle der nicht 
zugeſicherten Eigenſchaften ſind häufiger, als man gemeinhin annimmt. 
In der Praxis wird dieſes Moment nicht immer genügend beachtet. 

Hachenburg. 

2) Die Bedeutung des Urteils liegt haupſächlich darin, daß es 
die Grundſätze in die Erinnerung zurückruft, die maßgebend ſind für 
die im einzelnen Falle oft ſchwierige Abgrenzung der Schenkung unter 
einer Auflage von den äußerlich ähnlichen Rechtsgebilden, wo der 
Empfänger einer Zuwendung ſeinerſeits etwas leiſten ſoll. 

Schenkung unter einer Auflage, oder bedingte Schenkung, oder 
gemiſchter (teils läſtiger, teils freigebiger) Vertrag, oder gegenſeitiger 
Vertrag, oder fiduziariſcher Auftrag? 

" Über das Verhältnis der Schenkung unter einer 
Auflage zum gegenſeitigen Vertrage ſ. außer RG. 60, 238 
JW. 1905, 286 10, Recht 1907, 1531, neueſtens Recht 1915, 1980, 
wo der Vertragswille für ausſchlaggebend erklärt wird. „Es kommt 
darauf an, ob die Leiſtung jedes Vertragsgenoſſen das Entgelt für 
die Leiſtung des Vertragsgegners darſtellen ſoll, oder ob die eine 
Vertragspartei der andern eine unentgeltliche Zuwendung mit der 
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17. 1916. 

4. Wer eine für den Fahr⸗ und Fußgängerverkehr be⸗ 
ſtimmte Landſtraße zum ſportsmäßigen Schlittenfahren benuzen 
will, muß ſich nach Po izeiverordnungen über Art, Zeit und 
Bedingungen dieſes Sportbetriebes erkundigen. — Der Inhaber 
der Polizeigewalt über eine öffentliche Landſtraße hat Vor⸗ 
kehrungen zur Sicherung des Fahr⸗ und Fußgängerverkehrs zu 
treffen und für ihre Beachtung Sorge zu tragen.) 

5. Durch die Errichtung eines Erbvertrages oder eines 
gemeinſchaftlichen Teſtaments wird der einzelne Erblaſſer nur 
inſoweit gebunden, als er ſelbſt Verfügungen von Todes 
wegen getroffen hat. Iſt die Verfügung vor dem Inkrafttreten 
des BGB. errichtet, ſo bleiben, auch wenn beide Erblaſſer 


Nebenbeſtimmung machen will, daß der Erwerber das Zugewendett 
oder ſeinen Wert für einen beſtimmten Zweck verwendet... Die 
Möglichkeit, daß das Geſchäft trotz der äußeren Erſcheinung im Ge 
wande der Schenkung als gegenſeitiger Vertrag betrachtet wird, liegt 
beſonders nahe dann, wenn der Wert der Zuwendung und der Wert 
der Auflage einander gleichſtehen.“ f 

Zur Schenkung gehört eine Bereicherung des Empfängers, auch 
zur Schenkung unter einer Auflage. Hat der Empfänger der Zu⸗ 
wendung dieſe ſelbſt oder deren Wert „unverkürzt“ zur Vollziehung 
der Auflage zu verwenden, ſo liegt keine Schenkung vor, „weil auch 
bei dieſer Art von Schenkungen dem Beſchenkten, wie ſich aus 
§ 527 BGB. ergibt, auch nach Vollziehung der Auflage noch eine 
Bereicherung verbleiben muß“. RG. 62, 390 — JW. 1908, 1964. 
Die Bereicherung des Beſchenkten muß „eine endgültige, materielle, 
nicht bloß eine formale“ fein. RG. a. a. O. Ohne eine ſolche Be: 
reicherung liegt datum ob causam, oder eine fiduziariſche Rechte: 
übertragung vor. „Fiduziariſch iſt das Eigentum überall da, wo der 
Eigentümer obligatorisch verpflichtet iſt, es nur in beſtimmter Richtung 
zu gebrauchen, es, nachdem der Zweck der fiduziariſchen Mbertragung 
erreicht iſt, wieder zurück⸗ oder an einen Dritten herauszugeben. 
RO. in dem erwähnten, die Schenkung unter einer Auflage beſonders 
vom fiduziariſchen Auftrag ſcheidenden, die Auffaſſung des DRG. 
Stuttgart, Recht 1906, 37399, beſtätigendem Urteile, RG. 62, 991. 
Wird freilich einer juriſtiſchen Perſon eine Schenkung unter einer 
Auflage gemacht, deren Erfüllung den Wert der Zuwendung erſchöpft, 
aber dem geſetzlichen oder ſatzungsmäßigen Zwecke der juriftifgen 
Perſon entſpricht, ſo fehlt es nach der annehmbaren Auffaſſung vom 
RO. 71, 140 = JW. 1909, 397% in dieſem Falle nicht „an der 
wirklichen (materiellen) und endgültigen Bereicherung, wie ſie die 
Schenkung erfordert“. Denn wer „dem Verein oder der Anſtalt 
die Mittel gewährt, die ſie befähigen, ihrem Daſeinszweck in voll 
kommenerer Weiſe gerecht zu werden, als es ohne die Zuwendung 
möglich wäre, bereichert ſie nicht bloß formal, ſondern materiell und 
endgültig“ (RG. 71, 148), ein Standpunkt, der meines Erachtens 
freilich auch in dem Falle RG. 62, 386 zur Annahme einer Schenkung 
unter einer Auflage hätte führen müſſen. Fragt man nach der nicht 
bloß formalen, ſondern materiellen und endgültigen Bereicherung im 
Streitfalle, ſo fehlt deren Angabe im einzelnen. Das Urteil beruht 
auf der allgemeinen Feſtſtellung, „daß der Vertrag ein Akt der Für⸗ 
ſorge für die ganze Familie, auch für die Beklagte war, .. nach 
ſeinem Inhalte eine Fürſorge auch zugunſten der Beklagten gegen nahe⸗ 
liegende nachteilige Verfügungen ihres Mannes bezweckte“. 

Beachtenswert iſt auch die rechtliche Beurteilung der unter⸗ 
bliebenen Vollziehung der Auflage. Die Auflage wird als bedingt, 
die Bedingung aber, die Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes, 
als nicht eingetreten angeſehen. Wollte man nachträgliche Unmöglich⸗ 
keit der Erfüllung der Auflage annehmen, ſo blieb, da die Beklagte 
die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hatte, die Zuwendung wirkſam, 
nur fiel die Verpflichtung der Beklagten weg, eine Auffaſſung, die der 
Rechtslage entſpricht, ſ. z. B. Oertmann § 525 Abſ. 5. a. E. 


Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


) I. Daß der Führer eines Fahrzeugs, namentlich eines ſolchen 
von beſonderer Gefährlichkeit, die Polizeivorſchriften lennen muß und 
ſich mit Unkenntnis nicht entſchuldigen kann, iſt ſtändige Rechtſprechung 
(vgl. Iſaac, Kommentar zum Kraftfahrzeuggeſetz S. 194 und die dort 
angeführten Entſcheidungen). — 2. Intereſſant iſt, daß die Haftung 
des Staats für Erlaß und Durchführung geeigneter Schutzvorſchriften 
ausgeſprochen wird. In einem Falle, der ſich vor einigen Jahren in 
Genf ereignet hatte, hat das Schweizeriſche Bundesgericht die Ver⸗ 


antwortlichkeit des Staats für unzureichende Auto⸗Verkehrsüberwachung 
verneint (Urteil vom 9. Mai 1912, Entſcheidungen des Schweizeriſchen 
Bundesgerichts 38 JJ 393). 


Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 
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7 
h 4 chrttreten des Ban. uberlebten, die bisberigen Ge: 


. re: den zur 


a Kecht.“) 


6 Ra cif Verkmien tit der Abladcbafen fur die Ver 
„rasen des Verkau'ers jedenialle mſewen Eriullungsort, 
nn ſich um die Überaabe der verkauften Wate bandelt; 
WITH zu'aacen Unter ganges oder einer zu'alligen 
„ cictung det Watc acht mit iter Auslicicrung an den 
ein aut den Kauer uber. Die Fertransbettunmung: 


Nr'raung 


Die 
ee gcgen Dokument ba Ankunit des Damr'crs“, it lem 
"many, ſendern eine Zeubeſnmmung. Die Klauſel it 
zu veriteben, daß der Kauer trotz geboriger Andienung 
Detamente erit bei Aukun't des Damriers oder der Ware 
= Mtmmungserte zu bezablen braucht, Solange nicht jeſt— 


Vezüglud der Nechiszrund tate, die das u. bier aukſtellt, 
S Reimtiisen auf dae J 1915, 1068 Anm. 11 zu der Ent: 
"ma vem 3. Juli 1915, a a. C S. 10% Autgehibrte permeien 
dc Dett ift auch die Betiiedenden des Eracbniſſet bei An 
* Nd Pre . und des 1 . etettert worden. 


Daß die Nechteſtellung des Voterben ſich auch bei alt 
* den Erkrertragen und aeman'taltlıden Teſtamenten nach dem 
na Ns erdialles geltenden Kchte richtet, eraibt ſich zwingend 
4 Ar: 213 hes. und in unitrentig. Daß nach Art. 214 Ab. 2 
N dei einem vor dem J. Januat Im) errichteten gemein 
"gen Tettamente die Bindung beider Erblaſſer und damit 
use det voabarfeıt der Bindung nach dem fruber geltenden 
x zu beurteilen t. auch wenn beide Edeaatten das An: 
teten des ist. uber lebten, entipndt der in Kecht, 
Beſtritten iſt aber, 
teu Kidertuflichkert -d.b die Meglichken und die Voraus 
-en des Abgebens ven den getronenen geſtimmungen — oder 
—2 der widettuf — d. h die auf die Auſbebung der Nertugung 
„tete Nillensetklarung —, wenn er nach dem 1. Januat Im 
:. den alttechtlichen Meickeönermen zu unteritellen iſt Das 
TAN geſtattete dei xebieiten beider Teſtierenden die einſeitiae 
& erung eines korreſpektiven gemeinſchaſtlichen Testamentes durch 
Te neue Verfugung von Todes weaen ( 45 II. 1 Ar). Lach 
e reicht ein, ſelbſt mit Zustimmung des anderen Edegatten 
TUE einſeitiges Teſtament zur Aufdebung der kotteſpektiwen 
der-zungen nicht aus, es wird vielmebr fur den widerruf eine for: 
maltttette, empfangsbedurftiae Yırllanserflarung vorgeſchrieben 
LTE, 22 sg), det obne Errichtung einer neuen letztwilligen 
eeiimmung die Widerruewirtung zukommt Wahrend Nc). 50, 318 
1, 210), 83, 302 (Im. 1914. 210. AM. 1911, 414; 
22 A 25, 45 A 143, Cs. 14, 289 (Gambura), 26, 852 
sau) in [lbereinſtiimmung mit Planck. Anm. 4, Keumann, 
“a 22. Niednet, Anm. 5 zu Art. 214 CG neg. und Hadicht, 
Al. S. 752 die Kechtsbandlung, durch welche die Aufbebung der 
Inulliccen Veriugung ven Todes wegen herbeisciubrt wird, obne 
echt auf die Zeit ibret Nornabme nach altem Rechte beurteilen, 
tm Huta, DJ In, 46; 1912. %, I 1913, , Kretſchmar, 
. 1914. 90, N. AatRom. 8 2253 Anm. 1, ſowie Bavo bvh. 8, 349 
dos zur Zeit des Widertuis geltende Kecht fur makachend. Reichel 
Zur xebre vom aemeinſchaitlichen Testament“ will dem Wider 
werden die freie Wabl zwichen der Widetrruksform des alten und 
des neuen Rechtes belaiſen. 
Du Anſicht. die nicht nur die Meglichkeit und die Notausſczungen, 
erdern auch die Art des Yrıderruis den bisberigen Gelegen unteritellt, 
entipticht den Wotiven, dem Sinne und Zweck des Art. 214 Abi. 2 
ne. und verdient darum den Vorzug Soweit der Widerruf nach 
dem maßgeblichen Landestechte durch Testament zu erfolgen bat, beſtimmt 
d, wenn dieſes nach dem Inkrafttreten des 86 B. errichtet wird, 
eine Form nach den Vorſchriften des neuen Rechts. So bat auch 
13.88, 302 (IW. 1914. 211) anerkannt, daß ein im Gediete des 
er Ax. errichtetes wechſelſeitiges Teſtament dei Lebieiten beider 
'degatten einſeitig durch Privatteſtament (8 2231 Ziff. 2 8668.) 
rechts wirtſam widerrufen werden kann. 


41 * 


& 
— 
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Jurrſtiſche Wochenſchriſt. 
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ſtebt, daß mit einer ſolchen Ankunft und darauffolgender An. 
dienung det Warc uberbaupt nicht mehr zu rechnen iſt.e) 


7. Der Wechiclinbaber, der mit der Mechſelklage gegen 
Aueſtellet und Akzeptanten abgewieſen iſt, nachdem die aui ibn 
auslau “ende Reibe der Indoſſamente verſchentlich geſtrichen it, 
but leinen Vercicherungsanſpruch gegen dieſe Wechielſchuldner 
aui Herausgabe des Wechielbetrages, von deſſen Zablung fie 
im'elge des Vetſebens obne Grund beircu ſeien.“) 


Man erfahrt aus dem Urteil, daß das R. an der bisberiaen 
Auflaffung ven den ubetſceiſchen cit Geichaſten feitbalt. Auch der 
Krieg anderte daran nichts Der Abladedaſen bleidt Erfullungsort. 
Der Mauſet trat allo die Geſaht der Kae. Auch die Vernichtung 
det Wate durch den Feind bleibt zu vaſten jenes. Man ſiedt ferner, 
daß auch det Lerch, aus einelnen Bestimmungen det Kontrakte 
cinen acgenteiliaen Willen det Parteien abzulenen, feblacbt. Auch 
die Klanſel, wonach erſt am Ankunſtsort das (Gewicht ſeſtgeſtellt 
witd und wonach uber Mangel der Wart das Schiedsgericht an 
dieſem lage entscheidet, laſſe dem Rerkaufet die Bctuanıs, geltend 
iu machen, „daß die ſeſtacſtelten Mangel wahrend der Reale ent. 
ſtanden ſind“. Wie es mit der Beweiskraft ſteht. ſollte diermit nicht 
entſcdieden werden. Weſentlich iſt die Ablehnung einer Adwalzung 
der Geiadt auf den Verkaufet. In all den Fallen, in denen der 
auslandiſche Verkauſet die Ware an den deutſchen Käufer bertits bei 
Aticasausdbruch abgeſandt bat, wird kein Schrut unternommen, den 
deut' den Importeur au vaſten des fremden Frporteurs zu beaunſtigen. 
Das ſcheint in Deutſchland ſeldſtperſtandlich. Es iſt nicht ſicher, od 
man in Enaland. oder Frankreich ebenſo urteilen wurde, od man nicht 
einen Weg ſuchte, das dem einbeimiſchen Dandel nachteilige Ergebnis 
ummbiegen. Weniger einſchneidend iſt die Ausleaung der Abrede: 
„Kane gegen Dokument bei Dampfers Ankunft“. Sie iſt keine all 
gemein ubliche. Wit der vom &. angenommenen Zeitbeſtimmung 
wird man fh wobl zufrieden geben konnen. Hachenburg. 


6) Das G. laßt die Frage dabingeſtellt, ob durch die verſebent⸗ 
liche Streichung der legitimietenden Indoſſamente der Wechſelinbabet 
das Wechſelrecht ubetdaupt verloren bat, oder ibm nur der Beweis 
det vetſentlichen Streichung obliegt. Es verneint in jedem Falle 
einen Nereicherungsanſpruch. Sei det Wechſelanſpruch erloſchen, fo 
ſeble mit Ruckſicht auf die formale Natur des Wechſels jede Grund 
lage fur eine Bereicherungellage. Sei der Wechſel in Kraft achlichen, 
ſo ſtebe der neuen Klage der Einwand der rechtskraftig entſchiedenen 
Sache entgegen. Der Entſcheidung des RW. iſt im Ergebnis dei 
zupflichten, der Begrundung aber nur teilweiſe. 

Die Klage iſt nicht aus dem Wechſel erboben, vielmehr aus der 
Heteicherung wie fie das Bs. als Anſpruchsgrundlage anerkennt 
(F812 BGB.. Demaemaß kam es weder darauf an, ob der Wechſel: 
anſpruch etloſchen war, noch ſtand im Hinblick auf die Verſchiedenbeu 
der Klage grundlage der neuen Klage der Einwand der techtskräſtig 
entſchiedenen Sache entacgen (Bernſtein, WO. S. 339). 

Der Wechſel ſtellt eine reine Urkundsverpflichtung zugunſten 
des legitimierten Indabers dar, obne daß es fur den Wechſel von 
Bedeutung iſt, ob und welche materielle Verpflichtung ihm zugrunde 
liegt. Daß der Wechſelſchuldner durch eine Leiſtung des Glaubigers 
etwas erlangt bat, wird durch den Wechſel nicht bewieſen. Es if 
danach nicht obne weiteres eine Bereicherung des Pechlelſchuldnets 
anunchmen, wenn er obne RNechtegrund aus der Wechſelverbindlichkeit 
ausſcheidet. Aus Billigteusgrunden macht das Wecdſelrecht ſelbſt 
biervon eine Ausnabme, indem es dem Wechſelglaubiger gegen den 
Aussteller und Axeptanten in Gebe der Bereicherung einen Anſpruch 
wuerlennt, wenn det Wechſelanſpruch durch Nichtinnebaltung der für 
feinen Beſtand votgeſchriedenen Formlichkeiten oder durch Vetjabrung 
erloſchen iſt (Art 83 WU.) Mu diefer Vorſchriſt iſt fur das Gebiet 
des Weckſelrechte der Bereichetungsanfpruch beatenzt. Es gibt keinen 
anderweiten Vereicherungsanſpruch auf Grundlage verlorengegangenen 
Wechielrcchts. 

Zwar geht durch Hingabe eines Wechſels zablungsbalbet der dem 
Wechſel etwa zugrunde liegende materielle Anſpruch noch nicht obne 
weiteres verloren und kann als folder bei Ruderftattung des Wechiels 
gegen den Schuldner verfohten werden. Dies iſt aber kein Be 
tticherunasanſpruch, ſondern der Anſpruch aus dem gemeinburgerlichen 
(Arundaeſ trait (Kauf, Miete uſw.), wenngleich der Anſpruch haufig 
falſchlich als Bereicberungsanſpruch deierchnet wird (Bernſtein, WO. 
S 347 ff.). Ein ſolcher Anſpruch iſt in dem vom R.. entſchiedenen 
Fall nicht erboben worden. 

Was die vom 43. unentſchieden gelaſſene Frage betrifft, welche 
rechtliche Bedeutung dem Umſtande zukommt, daß ein Giro aus Ver 
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die Einbuße an Preftige wäre unabſehbar. Die Werbetätigkeit könnte 
vielmehr nur von angeſehenen Deutſch⸗Amerikanern oder Freunden 
Deutſchlands ausgehen. Aber auch dann wäre eine Mißdeutung noch 
naheliegend genug. Um die nicht zu unterſchätzende Gefahr einer 
ſolchen und das Riſiko eines Mißerfolgs zu vermeiden, nehme man 
lieber von dem ganzen Plane Abſtand. 

Will man den, ſicherlich vorhandenen guten Willen, dem alten 
Vaterlande beizuſtehen, fruchtbar machen, ſo gebe man den Deutſchen 
in Amerika ein greifbares, gegenwärtiges Ziel; man propagiere — 
nur um einige Beiſpiele zu nennen — deutſch⸗amerikaniſche Stiftungen 
für völlig erwerbsunfähige, für erblindete, für einarmige Kriegsteil⸗ 
nehmer und überlaſſe den amerikaniſchen Deutſchen die Organiſation, 
in der ſie ohnehin unſere Meiſter ſind. Bei geſchickter Werbetätigkeit 
an Ort und Stelle wäre davon mit Sicherheit ein Erfolg zu erwarten, 
der größer und zuverläſſiger wäre als die Hoffnung auf ein dereinſtiges 
Erbe — eine Hoffnung, die noch dazu davon abhängig ſein würde, 
daß der Teſtator bis zu ſeinem Tode niemals Grund hätte, mit der 
äußeren oder inneren Politik des alten Vaterlandes unzufrieden zu ſein. 


Juſtizrat Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


——— — 


Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 


1. Die Frage, ob Leiſtung und Gegenleiſtung in einem 
auffälligen Mißverhältnis zueinander ſtehen ($ 138 Abſ. 2 BGB.), 
iſt nach den Umſtänden zur Zeit des Vertragsſchluſſes zu be⸗ 
urteilen. 


2. Auch in den Angaben über die allgemeinen Verhältniſſe 
eines gewerblichen Unternehmens (Geſchäftsumſatz, Umfang des 
Abſatzes, Kundenkreis, Reingewinn uſw.) kann die Angabe und 
gegebenenfalls die Zuſicherung einer „Eigenſchaft des Unter⸗ 
nehmens“ gefunden werden, weil Mitteilungen dieſer Art einen 
Maßſtab für Art, Umfang und Wert des Geſchäfts abgeben. 
Dies trifft zu, wenn wöchentlicher oder jährlicher Abſatz oder 
der Durchſchnittsumſatz oder ⸗gewinn, nicht aber ohne weiteres, 
wenn der ſich aus der Schlußbilanz eines einzelnen Geſchäfts⸗ 
jahres ergebende Gewinn genannt wird.“) 


3. Der unter einer bedingten Auflage verſchenkte Gegen: 
ſtand verbleibt dem Beſchenkten, wenn die Bedingung ohne ſein 
Zutun nicht eingetreten iſt.“) 


1) Die Entſcheidung iſt grundlegend. Sie zeigt, daß nicht 
in jeder Erwähnung einer Eigenſchaft eine Zuſicherung liegt. Daß 
das verkaufte Geſchäft im letzten Jahre einen Gewinn und welchen 
abwarf, iſt eine Eigenſchaft. Das läßt ſich nicht wohl beſtreiten. 
Ebenſogut wie ein etwa behauptetes Durchſchnittsergebnis. Ein Unter⸗ 
nehmen, deſſen beſte Bilanz 20 Prozent Nutzen zeigt, iſt ein anderes 
als das, welches mit einem Verluſte abſchloß. Das RG. betont aber 
mit Recht, daß eine ſolche einmalige Bilanz ein „Zufallsergebnis“ 
ſein kann. Das müſſe ſich „jeder verſtändige Kaufmann ohne weiteres 
ſelbſt ſagen“. Daraus folgt aber, daß er hier nicht mit einer Zu⸗ 
ſiche rung rechnen durfte. Das wieder zwingt zu dem allgemeinen 
Gedanken, daß aus der Geſamtheit der Umſtände bei der Erklärung 
feſtzuſtellen iſt, ob eine Eigenſchaft „zugeſichert“ oder nur mitgeteilt 
werden ſollte. Im letzteren Falle wirkt die Angabe des Verkäufers 
nur erheblich, wenn ſie wiſſentlich falſch war. Die Fälle der nicht 
zugeſicherten Eigenſchaften ſind häufiger, als man gemeinhin annimmt. 
In der Praxis wird dieſes Moment nicht immer genügend beachtet. 

Hachenburg. 

2) Die Bedeutung des Urteils liegt haupſächlich darin, daß es 
die Grundſätze in die Erinnerung zurückruft, die maßgebend ſind für 
die im einzelnen Falle oft ſchwierige Abgrenzung der Schenkung unter 
einer Auflage von den äußerlich ähnlichen Rechtsgebilden, wo der 
Empfänger einer Zuwendung ſeinerſeits etwas leiſten ſoll. 

Schenkung unter einer Auflage, oder bedingte Schenkung, oder 
gemiſchter (teils läſtiger, teils freigebiger) Vertrag, oder gegenſeitiger 
Vertrag, oder fiduziariſcher Auftrag? 

über das Verhältnis der Schenkung unter einer 
Auflage zum gegenſeitigen Vertrage ſ. außer RG. 60, 238 
= IW. 1905, 286 10, Recht 1907, 1531, neueſtens Recht 1915, 1980, 
wo der Vertragswille für ausſchlaggebend erklärt wird. „Es kommt 
darauf an, ob die Leiſtung jedes Vertragsgenoſſen das Entgelt für 
die Leiſtung des Vertragsgegners darſtellen ſoll, oder ob die eine 
Vertragspartei der andern eine unentgeltliche Zuwendung mit der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


* 17. 1915. 


4. Wer eine für den Fahr⸗ und Fußgängerverkehr be⸗ 
ſtimmte Landſtraße zum ſportsmäßigen Schlittenfahren benutzen 
will, muß ſich nach Polizeiverordnungen über Art, Zeit und 
Bedingungen dieſes Sportbetriebes erkundigen. — Der Inhaber 
der Polizeigewalt über eine öffentliche Landſtraße hat Vor⸗ 
kehrungen zur Sicherung des Fahr: und Fußgängerverkehrs zu 
treffen und für ihre Beachtung Sorge zu tragen.“) 


5. Durch die Errichtung eines Erbvertrages oder eines 
gemeinſchaftlichen Teſtaments wird der einzelne Erblaſſer nur 
inſoweit gebunden, als er ſelbſt Verfügungen von Todes 
wegen 180 hat. Iſt die Verfügung vor dem Inkrafttreten 
des BGB. errichtet, ſo bleiben, auch wenn beide Erblaſſer 


Nebenbeſtimmung machen will, daß der Erwerber das Zugewendete 
oder feinen Wert für einen beſtimmten Zweck verwendet... Die 
Möglichkeit, daß das Geſchäft trotz der äußeren Erſcheinung im Ge⸗ 
wande der Schenkung als gegenſeitiger Vertrag betrachtet wird, liegt 
beſonders nahe dann, wenn der Wert der Zuwendung und der Wert 
der Auflage einander gleichſtehen.“ 

Zur Schenkung gehört eine Bereicherung des Empfängers, auch 
zur Schenkung unter einer Auflage. Hat der Empfänger der Zu⸗ 
wendung dieſe ſelbſt oder deren Wert „unverkürzt“ zur Vollziehung 
der Auflage zu verwenden, ſo liegt keine Schenkung vor, „weil auch 
bei dieſer Art von Schenkungen dem Beſchenkten, wie ſich aus 
§ 527 BGB. ergibt, auch nach Vollziehung der Auflage noch eine 
Bereicherung verbleiben muß“. RG. 62, 390 = JW. 1906, 196 1. 
Die Bereicherung des Beſchenkten muß „eine endgültige, materielle, 
nicht bloß eine formale“ fein. RG. a. a. O. Ohne eine ſolche Be 
reicherung liegt datum ob causam, oder eine fiduziariſche Rechts⸗ 
übertragung vor. „Fiduziariſch iſt das Eigentum überall da, wo der 
Eigentümer obligatoriſch verpflichtet iſt, es nur in beſtimmter Richtung 
zu gebrauchen, es, nachdem der Zweck der fiduziariſchen Übertragung 
erreicht iſt, wieder zurück⸗ oder an einen Dritten herauszugeben.“ 
RG. in dem erwähnten, die Schenkung unter einer Auflage beſonders 
vom fiduziariſchen Auftrag ſcheidenden, die Auffaſſung des OLG. 
Stuttgart, Recht 1906, 378 919, beſtätigendem Urteile, RG. 62, 391. 
Wird freilich einer juriſtiſchen Perſon eine Schenkung unter eine 
Auflage gemacht, deren Erfüllung den Wert der Zuwendung erſchöpft, 
aber dem geſetzlichen oder ſatzungsmäßigen Zwecke der juriſtiſchen 
Perſon entſpricht, ſo fehlt es nach der annehmbaren Auffaſſung vom 
RG. 71, 140 = JW. 1909, 397% in dieſem Falle nicht „an der 
wirklichen (materiellen) und endgültigen Bereicherung, wie ſie die 
Schenkung erfordert“. Denn wer „dem Verein oder der Anſtalt 
die Mittel gewährt, die fie befähigen, ihrem Daſeinszweck in voll 
kommenerer Weiſe gerecht zu werden, als es ohne die Zuwendung 
möglich wäre, bereichert ſie nicht bloß formal, ſondern materiell und 
endgültig“ (RG. 71, 143), ein Standpunkt, der meines Erachtens 
freilich auch in dem Falle RG. 62, 386 zur Annahme einer Schenkung 
unter einer Auflage hätte führen müſſen. Fragt man nach der nicht 
bloß formalen, ſondern materiellen und endgültigen Bereicherung im 
Streitfalle, ſo fehlt deren Angabe im einzelnen. Das Urteil beruht 
auf der allgemeinen Feſtſtellung, „daß der Vertrag ein Akt der Für⸗ 
ſorge für die ganze Familie, auch für die Beklagte war, .. nach 
feinem Inhalte eine Fürſorge auch zugunſten der Beklagten gegen nahe 
liegende nachteilige Verfügungen ihres Mannes bezweckte“. 

Beachtenswert iſt auch die rechtliche Beurteilung der unter⸗ 
bliebenen Vollziehung der Auflage. Die Auflage wird als bedingt, 
die Bedingung aber, die Vollendung des 21. Lebensjahres des Kindes, 
als nicht eingetreten angeſehen. Wollte man nachträgliche Unmöglich⸗ 
keit der Erfüllung der Auflage annehmen, ſo blieb, da die Beklagte 
die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hatte, die Zuwendung wirkſam, 
nur fiel die Verpflichtung der Beklagten weg, eine Auffaſſung, die der 
Rechtslage entſpricht, ſ. z. B. Oertmann § 525 Abſ. 5. a. E. 


Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


3) 1. Daß der Führer eines Fahrzeugs, namentlich eines ſolchen 
von beſonderer Gefährlichkeit, die Polizeivorſchriften kennen muß und 
ſich mit Unkenntnis nicht entſchuldigen kann, iſt ſtändige Rechtſprechung 
(vgl. Iſaac, Kommentar zum Kraftfahrzeuggeſetz S. 194 und die dort 
angeführten Entſcheidungen). — 2. Intereſſant if, daß die Haftung 
des Staats für Erlaß und Durchführung geeigneter Schutzvorſchriften 
ausgeſprochen wird. In einem Falle, der ſich vor einigen Jahren in 
Genf ereignet hatte, hat das Schweizeriſche Bundesgericht die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Staats für unzureichende Auto⸗Verkehrsüberwachung 
verneint (Urteil vom 9. Mai 1912, Entſcheidungen des Schweizeriſchen 
Bundesgerichts 38 JI 393). 


Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


n 
. 
"x 


u, 


44. Jahrgang. 


das Inkrafttreten des BGB. überlebten, die bisherigen Ge: 
ſetze für die Beurteilung der Frage maßgebend a) ob und 
in welchem Umfange der einzelne Erblaſſer an ſeine Ver⸗ 
fügungen gebunden iſt oder ob, bis zu welchem Grade und 
unter ellen Vorausſetzungen ihm ein Widerruf geſtattet iſt; 
b) inwieweit der Überlebende ſeine Verfügungen bei Lebzeiten 
durch Schenkungen vereiteln kann. Dagegen richtet ſich beim 
Eintritte des Erbfalls nach dem 1. I. 1900 die Befugnis des 
Vorerben zur Verfügung über Erbſchaftsgegenſtände nach 
neuem Recht.“) 

6. Bei cif⸗Verkäufen iſt der Abladehafen für die Ver⸗ 
tragspflichten des Verkäufers jedenfalls inſoweit Erfüllungsort, 
als es ſich um die Ubergabe der verkauften Ware handelt; 
die Gefahr des zufälligen Unterganges oder einer zufälligen 
Verſchlechterung der Ware geht mit ihrer Auslieferung an den 
Schiffer auf den Käufer über. — Die Vertragsbeſtimmung: 
„Kaſſe gegen Dokument bei Ankunft des Dampfers“, iſt keine 
Bedingung, ſondern eine Zeitbeſtimmung. Die Klauſel iſt 
dahin zu verſtehen, daß der Käufer trotz gehöriger Andienung 
der Dokumente erſt bei Ankunft des Dampfers oder der Ware 
am Beſtimmungsorte zu bezahlen braucht, ſolange nicht feſt⸗ 


4) Bezüglich der Rechtsgrundſätze, die das RG. hier aufſtellt, 
kann im weſentlichen auf das JW. 1915, 1058 Anm. 11 zu der Ent⸗ 
ſcheidung vom 3. Juli 1915, a. a. O. S. 1050 Ausgeführte verwieſen 
werden. Dort iſt auch die Verſchiedenheit des Ergebniſſes bei An⸗ 
wendung des PrALR. und des BGB. erörtert worden. 

Daß die Rechtsſtellung des Vorerben ſich auch bei alt 
rechtlichen Erbverträgen und gemeinſchaftlichen Teſtamenten nach dem 
zur Zeit des Erbfalles geltenden Rechte richtet, ergibt ſich zwingend 
aus Art. 213 EGBGB. und iſt unſtreitig. Daß nach Art. 214 Abſ. 2 
EGBGB. bei einem vor dem 1. Januar 1900 errichteten gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente die Bindung beider Erblaſſer und damit 
die Frage der Lösbarkeit der Bindung nach dem früher geltenden 
Geſetze zu beurteilen iſt, auch wenn beide Ehegatten das In⸗ 
krafttreten des BGB. überlebten, entſpricht der in Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre herrſchenden Meinung. Beſtritten iſt aber, 
ob nur die Wider ruflichkeit — d. h. die Möglichkeit und die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abgehens von den getroffenen Beſtimmungen — oder 
auch der Widerruf — d. h. die auf die Aufhebung der Verfügung 
gerichtete Willenserklärung —, wenn er nach dem 1. Januar 1900 
erfolgt, den altrechtlichen Geſetzesnormen zu unterſtellen iſt. Das 
PrALR. geſtattete bei Lebzeiten beider Teſtierenden die einſeitige 
Aufhebung eines korreſpektiven gemeinſchaftlichen Teſtamentes durch 
eine neue Verfügung von Todes wegen ($ 485 II, 1 AL R.). Nach 
BGB. reicht ein, ſelbſt mit Zuſtimmung des anderen Ehegatten 
errichtetes einſeitiges Teſtament zur Aufhebung der korreſpektiven 
Verfügungen nicht aus, es wird vielmehr für den Widerruf eine for⸗ 
maliſierte, empfangsbedürftige Willenserklärung vorgeſchrieben 
($$ 2271, 2296 BGB.), der ohne Errichtung einer neuen letztwilligen 
Beſtimmung die Widerrufswirkung zukommt. Während RG. 50, 316 
(JW. 1902, 210); 83, 302 (JW. 1914, 211); JW. 1911, 414; 
K GJ. 22 A 25; 45 A 143; OLG. 14, 289 (Hamburg); 26, 362 
(Breslau) in Übereinſtimmung mit Planck, Anm. 4, Neumann, 
Anm. 2a, Niedner, Anm. 5 zu Art. 214 EGBGB. und Habicht, 
3. Aufl. S. 762 die Rechtshandlung, durch welche die Aufhebung der 
widerruflichen Verfügung von Todes wegen herbeigeführt wird, ohne 
Rückſicht auf die Zeit ihrer Vornahme nach altem Rechte beurteilen, 
halten Buka, DIZ. 1905, 403; 1912, 564; IW. 1913, 8; Kretzſchmar, 
JW. 1914, 958, RGRKom. § 2253 Anm. 1, ſowie BayObLG. 8, 349 
das zur Zeit des Widerrufs geltende Recht für maßgebend. Reichel 
„Zur Lehre vom gemeinſchaftlichen Teſtament“ will dem Wider: 
rufenden die freie Wahl zwiſchen der Widerrufsform des alten und 
des neuen Rechtes belaſſen. 

Die Anſicht, die nicht nur die Möglichkeit und die Vorausſetzungen, 
ſondern auch die Art des Widerrufs den bisherigen Geſetzen unterſtellt, 
entſpricht den Motiven, dem Sinne und Zweck des Art. 214 Abf. 2 
EGBGB. und verdient darum den Vorzug Soweit der Widerruf nach 
dem maßgeblichen Landesrechte durch Teſtament zu erfolgen hat, beſtimmt 
ſich, wenn dieſes nach dem Inkrafttreten des BGB. errichtet wird, 
ſeine Form nach den Vorſchriften des neuen Rechts. So hat auch 
RO. 83, 302 (JW. 1914, 211) anerkannt, daß ein im Gebiete des 
PrAL R. errichtetes wechſelſeitiges Teſtament bei Lebzeiten beider 
Ehegatten einſeitig durch Privatteſtament (8 2231 Ziff. 2 BGB.) 
rechtswirkſam widerrufen werden kann. 
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ſteht, daß mit einer ſolchen Ankunft und darauffolgender An⸗ 
dienung der Ware überhaupt nicht mehr zu rechnen ift.°) 


7. Der Wechſelinhaber, der mit der Wechſelklage gegen 
Ausſteller und Akzeptanten abgewieſen iſt, nachdem die auf ihn 
auslaufende Reihe der Indoſſamente N geſtrichen iſt, 
hat keinen Bereicherungsanſpruch gegen dieſe Wechſelſchuldner 
auf Herausgabe des Wechſelbetrages, von deſſen Zahlung ſie 
infolge des Verſehens ohne Grund befreit ſeien.“) 


5) Man erfährt aus dem Urteil, daß das RG. an der bisherigen 
Auffaſſung von den überſeeiſchen cif⸗Geſchäften feſthält. Auch der 
Krieg änderte daran nichts. Der Abladehafen bleibt Erfüllungsort. 
Der Käufer trägt alſo die Gefahr der Reife. Auch die Vernichtung 
der Ware durch den Feind bleibt zu Laſten jenes. Man ſieht ferner, 
daß auch der Verſuch, aus einzelnen Beſtimmungen der Kontrakte 
einen gegenteiligen Willen der Parteien abzuleiten, fehlgeht. Auch 
die Klauſel, wonach erſt am Ankunftsort das Gewicht feſtgeſtellt 
wird und wonach über Mängel der Ware das Schiedsgericht an 
dieſem Platze entſcheidet, laſſe dem Verkäufer die Befugnis, geltend 
zu machen, „daß die feſtgeſtellten Mängel während der Reife ent: 
ſtanden ſind“. Wie es mit der Beweiskraft ſteht, ſollte hiermit nicht 
entſchieden werden. Weſentlich iſt die Ablehnung einer Abwälzung 
der Gefahr auf den Verkäufer. In all den Fällen, in denen der 
ausländiſche Verkäufer die Ware an den deutſchen Käufer bereits bei 
Kriegsausbruch abgeſandt hat, wird kein Schritt unternommen, den 
deutſchen Importeur zu Laſten des fremden Exporteurs zu begünſtigen. 
Das ſcheint in Deutſchland ſelbſtverſtändlich. Es iſt nicht ſicher, ob 
man in England. oder Frankreich ebenſo urteilen würde, ob man nicht 
einen Weg ſuchte, das dem einheimiſchen Handel nachteilige Ergebnis 
umzubiegen. Weniger einſchneidend iſt die Auslegung der Abrede: 
„Kaſſe gegen Dokument bei Dampfers Ankunft“. Sie iſt keine all⸗ 
gemein übliche. Mit der vom RG. angenommenen Zeitbeſtimmung 
wird man ſich wohl zufrieden geben können. Hachenburg. 


6) Das NG. läßt die Frage dahingeſtellt, ob durch die verſehent⸗ 
liche Streichung der legitimierenden Indoſſamente der Wechſelinhaber 
das Wechſelrecht überhaupt verloren hat, oder ihm nur der Beweis 
der verſentlichen Streichung obliegt. Es verneint in jedem Falle 
einen Bereicherungsanſpruch. Sei der Wechſelanſpruch erloſchen, ſo 
fehle mit Rückſicht auf die formale Natur des Wechſels jede Grund⸗ 
lage für eine Bereicherungsklage. Sei der Wechſel in Kraft geblieben, 
ſo ſtehe der neuen Klage der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache entgegen. Der Entſcheidung des RG. iſt im Ergebnis bei⸗ 
zupflichten, der Begründung aber nur teilweiſe. 

Die Klage iſt nicht aus dem Wechſel erhoben, vielmehr aus der 
Bereicherung, wie ſie das BGB. als Anſpruchsgrundlage anerkennt 
(5 812 BGB.). Demgemäß kam es weder darauf an, ob der Wechſel⸗ 
anſpruch erloſchen war, noch ſtand im Hinblick auf die Verſchiedenheit 
der Klagegrundlage der neuen Klage der Einwand der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache entgegen (Bernſtein, WO. S. 339). 

Der Wechſel ſtellt eine reine Urkundsverpflichtung zugunſten 
des legitimierten Inhabers dar, ohne daß es für den Wechſel von 
Bedeutung iſt, ob und welche materielle Verpflichtung ihm zugrunde 
liegt. Daß der Wechſelſchuldner durch eine Leiſtung des Gläubigers 
etwas erlangt hat, wird durch den Wechſel nicht bewieſen. Es iſt 
danach nicht ohne weiteres eine Bereicherung des Wechſelſchuldners 
anzunehmen, wenn er ohne Rechtsgrund aus der Wechſelverbindlichkeit 
ausſcheidet. Aus Billigkeitsgründen macht das Wechſelrecht ſelbſt 
hiervon eine Ausnahme, indem es dem Wechſelgläubiger gegen den 
Ausſteller und Akzeptanten in Höhe der Bereicherung einen Anſpruch 
zuerkennt, wenn der Wechſelanſpruch durch Nichtinnehaltung der für 
ſeinen Beſtand vorgeſchriebenen Förmlichkeiten oder durch Verjährung 
erloſchen iſt (Art. 83 WO.). Mit dieſer Vorſchrift iſt für das Gebiet 
des Wechſelrechts der Bereicherungsanſpruch begrenzt. Es gibt keinen 
anderweiten Bereicherungsanſpruch auf Grundlage verlorengegangenen 
Wechſelrechts. 

Zwar geht durch Hingabe eines Wechſels zahlungshalber der dem 
Wechſel etwa zugrunde liegende materielle Anſpruch noch nicht ohne 
weiteres verloren und kann als ſolcher bei Rückerſtattung des Wechſels 
gegen den Schuldner verfochten werden. Dies iſt aber kein Be⸗ 
reicherungsanſpruch, ſondern der Anſpruch aus dem gemeinbürgerlichen 
Grundgeſchäft (Kauf, Miete uſw.), wenngleich der Anſpruch häufig 
fälſchlich als Bereicherungsanſpruch bezeichnet wird (Bernſtein, WO. 
S. 347 ff.). Ein ſolcher Anſpruch iſt in dem vom RG. entfchiedenen 
Fall nicht erhoben worden. 

Was die vom RS. unentſchieden gelaſſene Frage betrifft, welche 
rechtliche Bedeutung dem Umſtande zukommt, daß ein Giro aus Ver⸗ 
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8. Die Mitgeſellſchafter einer G. m. b. H. können zur 
Deckung einer rückſtändigen Stammeinlage erſt nach Aus⸗ 
ſchließung des ſäumigen Geſellſchafters herangezogen werden.“) 

9. a) Der Rechtsſatz, daß der Inhaber eines abſoluten 
Rechts, dem durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder 
polizeiliche Verfügungen die Abwehrklage entzogen iſt, wegen 
erfolgter Eingriffe auch ohne ein dem Störer zur Laſt fallendes 
Verſchulden einen Anſpruch auf Schadenserſatz hat, bezieht ſich 
nicht auf Schadenserſatzanſprüche wegen Körperverletzung oder 
Geſundheitsbeſchädigung. — d) Eine Abwehrklage des Grund⸗ 
eigentümers gegenüber dem Bergbau gibt es nur da nicht, wo 
es ſich um die Aufſuchung und Gewinnung des Minerals im 
Sinne des § 54 ABergG. handelt. — c) Wer im Induſtrie⸗ 
gebiet wohnt, hat keinen Anſpruch darauf, daß der dortige 
Betrieb darauf Rückſicht nimmt, daß die dabei erzeugten Gaſe 
und Dämpfe ihm infolge ſeiner beſonderen körperlichen Ver⸗ 
anlagung ſchädlich ſind; es liegt daher kein Verſchulden der 
We sbeſtzer vor, wenn ſie auf die Anzeige dieſer Schädigungen 
hin keine Anderungen im Betrieb vornehmen.“) 


— 


ſehen durchſtrichen iſt, ſo iſt ſie dahin zu entſcheiden, daß ſolchergeſtalt 
für den Wechſelinhaber infolge verlorengegangener Legitimation der 
Wechſelanſpruch erloſchen iſt. 

Das Indoſſament wirkt kraft feiner Form (Art. 36 WO.) . Bei 
Formalakten wird aber mit Beſeitigung der Form der davon abhängige 
Akt auch materiell beſeitigt (Bernſtein, WO. S. 181 f.). 


Juſtizrat Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


7) Das Urteil wird der Haftung der andern Geſellſchafter für den 
Ausfall eines Zahlungsunfähigen gerecht. Ihre ſubſidiäre Natur drohte 
andernfalls verkannt zu werden. Die Gründe des RG. find durchgreifend. 
Vor Kaduzierung des ſäumigen Geſellſchafters gibt es 
keine Umlage des Ausfalles unter die Mitgeſellſchafter. 
Daraus folgt weiter, daß dieſe Haftung für den Fehlbetrag nur 
bei Geldeinlagen möglich iſt. Denn nur bei der Nichtzahlung dieſer 
findet die Ausſchließung ſtatt (RG. 68, 271). Es folgt weiter, 
daß die andern Geſellſchafter auch die Ungültigkeit der Kaduzierung 
geltend machen können. Ein nachträglicher Verzicht des ausgeſchloſſenen 
Geſellſchafters vermag daran nichts zu ändern. Man wird endlich 
auch die vom RG. dahin geſtellte Frage, ob auch die in §§ 22 und 23 
GmbHG. vorgeſehene Maßnahmen Vorausſetzung der Umlage des 
Fehlbetrages ſind, bejahen. Die Bedenken aus dem Wortlaut des 
Geſetzes oder aus den Motiven find gegenüber der „folgerichtigen, 
wirtſchaftlich gerechten Ordnung“ nicht durchgreifend. Der § 24 ver: 
langt ja, daß vor dem Angriff gegen die übrigen Geſellſchafter alle 
andern Mittel erſchöpft ſind. 

Nicht ohne Intereſſe iſt es, daß das RG. den Gläubiger, der 
mangels Kaduzierung aus dem Anſpruch der Geſellſchaft gegen die 
anderen Geſellſchafter keine Deckung erhält, auf die Möglichkeit des 
Konkurſes verweiſt. Durch dieſen gleiten die Befugniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft in die Hände des Konkursverwalters. Das iſt ſicher zutreffend. 
Nun vergleiche man damit das Erkenntnis des RG. v. 23. 6. 11: 
NG. 76, 434 — IW. 1911, 825, wo die Pfändung der Einlageſchuld 
eines Geſellſchafters auch ohne den vom Geſetz verlangten Einforderungs⸗ 
beſchluß der Geſellſchafter mit Rückſicht auf die Befriedigung des 
Gläubigers zugelaſſen wurde. Dort müßte folgerichtig dasſelbe Ar⸗ 
gument gelten. Verſagt die Geſellſchaft durch Ablehnung der Ein— 
forderung dem Gläubiger dieſes Sicherheitsobjekt, ſo muß ſie mangels 
anderer Zahlungsmittel ihren Konkurs erdulden. Dann zieht der 
Verwalter dieſe rückſtändigen Einlagen wie in dem jetzt behandelten 
Falle die Umlagen des Fehlbetrags ein. Wo aber die G. m. b. H. 
zur Zahlung ihrer Schulden dieſer Einlagen nicht bedarf, hält 
ſie mit Recht die Gläubiger von der Einmiſchung in ihre inneren 
Angelegenheiten fern. Es muß ihr ebenſo überlaſſen bleiben, ob ſie 
die Einlagen überhaupt einfordert, oder ob fie den fäumigen Geſell⸗ 
ſchafter ausſchließt und die übrigen heranholt. Im Grundgedanken 
ſtehen beide Fälle gleich. Hachenburg. 

8) Der Grundſatz zu b) iſt allgemein anerkannt; vgl. z. B. 
Braſſert⸗Gottſchalk, ABergG. S. 585. Er unterliegt jedoch in den 
Fällen einer Beſchränkung, in denen es ſich um eine Benutzung fremder 
Grundſtücke im Sinne des § 135 ABergG. handelt; inſoweit iſt die 
Abwehrklage des Grundeigentümers auch gegen eine auf Förderung 
des Minerals gerichtete Tätigkeit zuläſſig. Vgl. z. B. RG. 2, 208; 
Gruchot 39, 1030. Die Grundſätze zu a) und c) ſind hier zum 
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M 17. 1915. 


Serichtigung zu Seite 1090. 


Die meiften Leſer der JW. werden wohl ſchon ſelbſt feftgefteit 
haben, daß die S. 1090 l. unter Nr. 3 mitgeteilte Stellungnahme 
der Handelskammer Leipzig der Rechtslage direkt wider⸗ 
ſpricht; denn die Reichskanzlerbekanntmachung vom 4./1 1. Februar 
1915 (RGBl. S. 69) beſagt ausdrücklich, daß das gegen Rußland 
erlaſſene Zahlungsverbot gegenüber den unter deutſcher Zivil⸗ 
verwaltung ſtehenden Gebieten Rußlands keine Anwen⸗ 
dung findet. Es können alſo ohne Genehmigung des Reichskanzlers 
für alle möglichen Gegenſtände und Leiſtungen Zahlungen nach den 
okkupierten Gebieten Rußlands geleiſtet ſowie Geld und Wertpapier 
dorthin frei abgeführt werden. Die Leſer mögen mein unliebfames 
Verſehen, daß ich nämlich die von der Leipziger Handelskammer be 
handelte Frage nicht näher an Hand des Geſetzes nachgeprüft habe, 
etwas milder mit Rückſicht darauf beurteilen, daß die Geſeßtzgebung 
jetzt während des Krieges fortwährend in ſehr raſchem Fluſſe iſt, daß 
es ſohin nicht allzu leicht iſt, ſich alle die Anderungen der früheren 
Beſtimmungen und das gerade momentan noch Gültige vorzuſtellen, 
daß zudem eine große, als ſehr zuverläſſig geltende Handelskammer, 
die überdies in nicht allzu großer Entfernung von dem von der Auf: 
ge: des Zahlungsverbots zunächſt betroffenen Gebiete ihren Siz 
at, den Beſcheid erteilt hat, und daß ſchließlich die Kundgebung in 
dem ſehr forgfältig geleiteten Handelsteil der Frankf. Ztg. wieder 
gegeben war. War alſo zwei gerade mit Handels- und Wirt⸗ 
ſchaftsfragen beſonders vertrauten Kreiſen die fragliche 
Keichskanzlerbekanntmachung entgangen, fo darf mir wohl auch einige 
Nachſicht geſchenkt werden. 

Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


erſten Male ausgeſprochen. Von beſonderer Bedeutung iſt der letzte, 
der in der allgemeineren Anwendung des dem § 906 BGB. zugrunde 
liegenden Rechtsgedankens beſteht. 

Rechtsanwalt Dr. H. Iſay, Berlin. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die einunddreißigſte ordentliche Generalverſammlung 
wird auf 
den 17. Oktober 1915, mittags 12 Uhr, 
nach Leipzig in den Geſchäftsräumen unſerer Kaffe, Otto⸗ 
Schil. Se III, a j 
Gegenſtände der Tagesordnung find: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit dem 
30. Juni 1915 abgelaufene Geſchäftsjahr, 
2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtandes, 
3. Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit des 8 9 
der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsprüfern, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 2. September 1915. 


Warth, Juſtizrat, 
ſtellvertretender Vorſitzender. 


Vereinsnachrichten. 


Der Terminkalender für 1916 kommt Ende Oktober d. J 
zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene Exemplare 
ſind umgehend unter Einſendung von 0,60 & in Briefmarken 
an das Bureau des Deutſchen Anwaltvereins in Leipzig, 
Schreberſtr. 3 I zu bewirken. 


Leipzig, den 15. September 1915. 


Dr. M. Drucker, Rechtsanwalt, 
Schriftführer. 
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Im Kampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 17, 1915) 


Paul Wienengräber aus Dresden. 
Böning aus Nordhauſen. 

Seinrich Heide aus Marxloh. 

Dr. Sngo Mattes aus Mainz. 

Dr. Sans Kei Möller aus Hamburg. 
Dr. Otte Flöttuer aus Plauen i. V. 
Dr. Faul Kaff aus Stuttgart. 


Gottfried Schäfer aus Beſigheim. 

Dr. Schaub aus Limburg a. Lahn. 

Dr. Gtte Eugen Schumann aus Plauen i. V. 
Dr. W. Schwabe aus Frankfurt a. M. 

Curt Simon aus Düſſeldorf. 

Dr. Jriebrich Wichelm Sprenger II aus Bremen. 


Gebührenfragen aus Anlaß der Bekanntmachung 
betreffend die Entlaſtung der Gerichte. 


Von Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


Die Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte hat 
eine nicht unerhebliche Einwirkung auf die Anwaltsgebühren. 


I. Mahnverfahren vor den Amtsgerichten. 

Die Bekanntmachung ſucht mündliche Verhandlungen tunlichſt 
zu erſparen. Deshalb beſtimmt § 13: Iſt für einen Anſpruch 
das Amtsgericht zuſtändig und iſt er des Mahnverfahrens fähig 
(§ 688 ZPO.) ſo ſoll er im Mahnverfahren geltend gemacht 
werden. § 13 ift zwar nur als inſtruktionelle Soll⸗Vorſchrift 
formuliert. Aber fie wird mit Sicherheit durch eine Fiktion 
durchgeführt: Wird vorſchriftswidrig eine Klage angebracht, 
ſo gilt ſie als Antrag auf Zahlungsbefehl. Dadurch er⸗ 
halten die Vorſchriften über die Mahnverfahrensgebühren des 
Anwalts erhöhte Bedeutung. 


Die bisherigen Vorſchriften hierüber, 8 38 GebD., werden 
aber ſtillſchweigend aufgehoben durch die Neuregelung in 
§ 17 Bek. 

1. 8 17 gewährt dem Anwalt zunächſt für die Erwirkung 
des Zahlungsbefehls die Sätze des 8 9 Gebd., alſo 
ebenſo wie bisher eine volle Gebühr. Neben dieſe tritt der 
Pauſchſatz, aber nicht der aus § 76 Abſ 3, ſondern Abſ. 2 
GebD., alſo 20 Prozent, jedoch (höchſtens 30 & und) mindeſtens 
50 % Der Andalt erhält aber nicht als Mindeſtſatz 4 4 
(als Höchſtſatz 50 4); denn dieſe Sätze gelten nur, „wenn 
dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Anwalte nach 8 13 
Nr. 1, § 19 die Prozeßgebühr zuſteht“. Dem Anwalt ſteht 
aber im Mahnverfahren nicht die Prozeßgebühr des 8 13 Nr. 1 
zu, ſondern der Satz des 5 9; dieſer iſt zwar fo hoch wie 
die Prozeßgebühr, iſt mit ihr aber nicht identiſch. 

Hieraus folgt: Erhebt der Anwalt entgegen § 13 Bek. 
eine Klage bei dem Amtsgericht, während er dort einen 
Zahlungsbeſehl hätte beantragen ſollen, ſo erhält er nicht den 
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Pauſchſatz des 8 76 Abſ. 3, daher als Mindeſtpauſchſatz nicht 
4 4, ſondern 50 ; denn die von ihm vorſchriftswidrig ein⸗ 
gereichte Klage gilt kraft der Fiktion des § 14 rechtlich nur 
wie ein Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls. Z. B. bringt 
die Einreichung einer Klage über 60 4 nicht wie bisher 34 
Prozeßgebühr und 4 & Pauſchſatz, ſondern nur 3,60 &. 

2. Dieſer Verringerung der Gebühren ſteht eine Erhöhung 
gegenüber. Der Anwalt erhielt bisher „die Sätze des § 9 
für die Vertretung des Gläubigers“. Hatte er dieſe Gebühr 
ſchon durch die Erwirkung des Zahlungsbefehls verdient, ſo 
mußte er den Vollſtreckungsbefehl ohne beſondere Gebühr be⸗ 
antragen. Nach 8 17 Nr. 3 Bek. bezieht er dagegen noch 
weitere „ 10 der Sätze des § 9 für die Erwirkung des Voll 
ſtreckungsbefehls“. Damit zieht das Geſetz die Konſequenz 
aus $ 700 3PO., wonach der Vollſtreckungsbefehl einem vor⸗ 
läufig vollſtreckbaren Verſäumnisurteil geichſteht; es ſtellt den 
Anwalt ſo, als ob er in mündlicher Verhandlung ein ſolches 
Verſäumnisurteil erwirkt hätte, 8 16 GebD., vgl. 8 12 Abſ. 2 
Bek. Neben die halbe Gebühr des § 9 für Erwirkung des 
Vollſtreckungsbefehls tritt natürlich der Pauſchſatz von 20 Prozent 
nach § 76 Abſ. 2 Gebo. Auch hier gilt nicht der Mindeſt⸗ 
pauſchſatz von 4 4 aus 85 76 Abſ. 3; denn es fehlt deſſen 
Vorausſetzung, daß dem Anwalt nach $ 13 Nr. 1 die Prozeß⸗ 
gebühr zuſteht. 

3. Die Faſſung in § 17 Bek. erweckt einen Zweifel: Sie 
gewährt die Gebühren in Nr. 1 für die Erwirkung des 
Zahlungsbefehls, in Nr. 3 für die Erwirkung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls. Fallen dieſe Gebühren alſo fort, wenn die 
Erwirkung mißlingt, die Anträge abgelehnt werden? Dieſe 
Frage iſt nicht neu. Denn die Faſſung des § 17 ſchließt ſich 
hier an die frühere Faſſung der GebO. an, wie fie vor der 
Novelle vom 1. Juni 1909 lautete. Schon damals aber hat 
man mit Recht angenommen, daß jene Gebühren nicht für die 
Erwirkung ſelbſt, ſondern für die auf Erwirkung gerichtete 
Tätigkeit verfallen. Denn die Tätigkeit des Anwalts iſt 
grundſätzlich gebührenpflichtig, gleichviel ob ſie Erfolg hat oder 
nicht, es ſei denn, daß er ſelbſt an der Erfolgloſigkeit ſchuld iſt. 
Die Anträge können aber ſehr wohl ohne Verſchulden des An⸗ 
walts abgelehnt werden, z. B. durch Verſehen des Gerichts 
oder Gerichtsſchreibers, der Antrag auf Vollſtreckungsbefehl 
insbeſondere deshalb, weil noch vor Erlaß des Vollſtreckungs⸗ 
befehls der Schuldner in letzter Minute Widerſpruch erhoben 
hat, § 699 ZPO. (ebenſo Walter⸗Joachim, RA Geb. 4. Aufl. 
§ 38 Anm. 7 und 10). 

4. Lehnt ſich 8 17 Bek. in Nr. 1 und 3 an die Faſſung 
des älteren 8 38 Gebo. an, fo weicht er doch von dieſem in 
folgendem ab: Die ältere GebD. beſtimmte, daß die Gebühr 
für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls auf die Gebühr für 
die Vollſtreckung angerechnet wird. Dies wäre im Sinne 
der Bek. aber konſtruktionswidrig. Denn die Erwirkung des 
Vollſtreckungsbefehls gilt der Bek. nicht als Teil der Voll⸗ 
ſtreckung, ſondern als Surrogat des in mündlicher Verhandlung 
zu ſtellenden Antrags auf Verſäumnisurteil. Deshalb gebührt 
dem Anwalt jetzt die Vollſtreckungsgebühr, 5 23 GebO., neben 
der Gebühr für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls. 

5. Vergleicht man die Gebühren, die der Anwalt im 
Mahnverfahren vor dem 1. Oktober 1915 erhielt, mit denen, 
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die er ſeitdem im Mahnverfahren zu fordern hat, fo find fie 
geſtiegen. Denn er erhielt früher für die Erwirkung des 
Zahlungs⸗ und des Vollſtreckungsbefehls 5/0 mit 20 Prozent 
Pauſchſatz, jetzt aber 5/10 mit 20 Prozent Pauſchſatz. Vergleicht 
man aber die Gebühren, die er vor dem 1. Oktober bei amts⸗ 
gerichtlichen Klagen im Falle des Verſäumnisurteils 
bezog, mit denen, die er dadurch erhält, daß ſeine Klage als 
Antrag auf Mahnverfahren fingiert wird, ſo ſind ſeine Ge⸗ 
bühren geringer. Denn er bekam früher 5/0 Prozeß⸗ und 
Verhandlungsgebühr nebſt 4 & Mindeſtpauſchſatz, nach der 
Bek. dagegen nur 5/0 mit 50 % Mindeſtpauſchſatz. Auch 
fällt bei dem nunmehr obligatoriſchen Mahnverfahren bie Koſten⸗ 
feſtſetzungsgebühr von ¼10 nebſt Pauſchſatz fort. Denn das 
Mahnverfahren kennt keine beſondere Koſtenfeſtſetzung. Zwar 
ſoll der Klage, die als Geſuch auf Zahlungsbefehl behandelt 
wird, eine Berechnung der Koſten beigefügt werden, 5 14 
Abſ. 2 Bek.; aber dieſe Berechnung iſt nicht techniſch ein Koften- 
feſtſetzungsgeſuch. 

6. Iſt es nach alledem bei amtsgerichtlichen Anſprüchen 
richtiger, einen Zahlungsbefehl zu beantragen, wie $ 13 dies 
fordert, oder eine Klage einzureichen, wie § 14 es duldet! 
Die Verringerung des Pauſchſatzes wird den Anwalt in der 
Regel veranlaſſen, Schreibwerk tunlichſt zu vermeiden und das 
kürzere Geſuch um Zahlungsbefehl vorzuziehen, zumal wenn die 
Klageſchrift weſentlich umfangreicher ausfällt und etwaige An- 
lagen viel Schreibwerk erfordern. Dazu kommt: Reicht er eine 
Klage ein, fo wird der Zahlungsbefehl auf die Urſchrift der 
Klage oder ein Anhangsblatt geſetzt, 8 14 Abſ. 3 Bek. Dam 
iſt dem Schuldner natürlich nicht nur der Zahlungsbefehl, 
ſondern die ihm zugrunde liegende Klage mit zuzustellen. Das 
ergibt eine weitere Vermehrung des Schreibwerks; denn es 
handelt ſich alsdann um einen „von Amts wegen zuzuſtellenden 
Schriftſatz“, dem man zur Vermeidung von Gerichtskoſten „die 
erforderliche Zahl von Abſchriften beifügen“ muß, § 79 Nr.! GRG. 
Das alles erſpart man, wenn man das kurze Geſuch um 
Zahlungsbefehl einreicht, 8 690 ZPO. 

7. Eine weitere Verringerung erfahren die Gebühren des 
Anwalts, wenn er nicht das normale Mahnverfahren, fondern 
das neue Urkunden⸗ oder Wechſelmahnverfahren in die Wege 
leitet. Dieſes beſonders geartete Verfahren tritt nach 9 15 Bel. 
ein: a) wenn der Gläubiger den Zahlungsbefehl ausdrüclic 
als Urkunden⸗ oder Wechſelzahlungsbefehl beantragt; b) wem 
eine Klage eingereicht wird, die die Erklärung enthält, daß im 
Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß geklagt werde. Im letzteren dall 
gilt die Klage kraft Fiktion als Geſuch um Erlaß eines Ur: 
kunden⸗ oder Wechſelzahlungsbefehls. In dieſem Verfahren 
erhält der Anwalt die Gebühren — 1%/ıo für Erwirkung des 
Zahlungsbefehls, 50 für die des Vollſtreckungsbefehls — MU 
zu 6/10, § 17 Abſ. 3 Bek. Das entſpricht den Gebühren des 
Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſes, 8 19 Gebd. Allerdings find 
die Gebühren im Urkunden: und Wechſelmahnverfahren geringer 
als im gewöhnlichen Mahnverfahren. Aber wie der Anwalt 
pflichtgemäß den Urkunden⸗ und Wechſelprozeß trotz geringeres 
Gebühren vor dem ordentlichen Prozeß vorzieht, wenn dies in 
Intereſſe ſeines Auftraggebers liegt, ſo wird er gegebenenfals 
das Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren vor dem gewöhnliche 
Mahnverfahren vorziehen, um dem Gläubiger die Vorteile zu 
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ſichern, die jenes Sonderverfahren nach § 16 Bek. mit ſich 
bringt. Dabei muß er trotz geringeren Pauſchſatzes die Ver⸗ 
mehrung des Schreibwerks mit in den Kauf nehmen, die ſich 
aus § 16 Nr. 3 ergibt: „Die Urkunden ſollen in Urſchrift 
oder in Abſchrift dem Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls 
oder der Klage beigefügt und in Abſchrift mit dem Zahlungs⸗ 
befehl zugeſtellt werden.“ Der Anwalt hat hiernach die Ur⸗ 
kunden nicht nur in Urſchrift oder Abſchrift einzureichen, ſondern 
auch ferner fo viel Abſchriften, als Schuldner find, § 79 Nr. 1 GKG.; 
ſonſt entſtehen Gerichtskoſten. 

8. Erledigt ſich der Auftrag zur Erwirkung des Zahlungs⸗ 
oder des Vollſtreckungsbefehls vor der Antragsſtellung, ſo ver⸗ 
fallen die Gebühren aus § 17 Nr. 1 oder 3 ($ 17 Abſ. 3) 
nur zur Hälfte. Das mochte nach dem bisherigen $ 38 Geb. 
zweifelhaft ſein (Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren 8. Aufl. 
§ 38 Anm. 1), denn dort war die Gebühr ausgeworfen für 
die „Vertretung“ des Gläubigers. Jetzt aber wird ſie gewährt 
für die „Erwirkung des Befehls“, d. h. für das Stellen des 
Antrags auf Erlaß des Befehls. § 14 Abſ. 2 GebO., der 
die Gebühr bei Nichtausführung eines Auftrags auf die Hälfte 
herabſetzt, paßt zwar nicht unmittelbar für das Mahnverfahren; 
denn er hat die Prozeßgebühr des eigentlichen Prozeſſes im 
Auge; aber er muß entſprechend angewendet werden ($ 89 
GebO.). 

9. Eine weitere Gebührenverringerung tritt gegenüber dem 
bisherigen $ 38 GebO. dann ein, wenn der Schuldner gegen 
den Zahlungsbefehl Widerſpruch erhebt. Denn in dem danach 
folgenden Rechtsſtreit wird die Gebühr aus $ 17 Nr. 1 für 
Erwirkung des Zahlungsbefehls auf die Prozeßgebühr voll an⸗ 
gerechnet, und nicht nur, wie nach $ 38, zu Yo. Im An⸗ 
ſchluß hieran werden alte Streitfragen wichtig. Steht dem 
Anwalt neben der Mahnverfahrensgebühr aus § 17 Nr. 1 der 
Pauſchſatz von 20 Prozent und außerdem neben der Prozeß⸗ 
gebühr der Mindeſtſatz von 4 & zu? Oder ſchließt dieſer 
Mindeſtſatz den Pauſchſatz des Mahnverfahrens in ſich? Das 
erſtere iſt das richtige; denn das Mahnverfahren iſt im Sinne 
der GebO. ein Sonderverfahren und bildet mit dem ſpäteren 
Rechtsſtreit im Sinne der GebO. nicht eine Inſtanz (vgl. 
Willenbücher a. a. O. Anm. 6 zu § 38). Die Faſſung der Bek. 
gibt keinen Anlaß, von dieſer — bisher wohl herrſchenden — 
Anſicht abzugehen. Denn § 17 Abſ. 2 ſagt: „Die Gebühren 
in Nr. 1 und 2 werden auf die in dem nachfolgenden Rechts⸗ 
ſtreit zuſtehende Prozeßgebühr voll angerechnet“ — alſo nur 
die Gebühren in Nr. 1 und 2. Dagegen iſt nicht vorgeſchrieben, 
daß die an die Gebühren ſich anhängenden Pauſchſätze auf den 
Pauſchſatz der Prozeßgebühr anzurechnen ſind. Solche An⸗ 
rechnung wäre auch nicht ſinngemäß. Denn die Pauſchſätze 
ſind nicht ſelbſt Gebühren, ſondern eine Vergütung der Ver⸗ 
mögensminderung, die der Anwalt durch Schreibwerk und Boft- 
auslagen erleidet; dieſe Vermögensminderung vergrößert ſich 
aber, wenn das Verfahren aus dem Mahnverfahren in den 
ordentlichen Prozeß übergeht. 

Noch eine zweite hiermit verwandte Streitfrage verlangt 
Beantwortung. Sydow-Buſch, GebO. § 76 Anm. 6 ſagen: 
„Ermäßigt ſich eine Gebühr infolge Anrechnung einer anderen, 
früher erwachſenen Gebühr, wie in den Fällen des § 38 
— . . . Mahnverfahren ... —, fo iſt der nach der neuen Gebühr ſich 
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beſtimmende Pauſchſatz nach dem ermäßigten Betrage dieſer 
Gebühr zu bemeſſen.“ Ebenſo Knebuſch, JW. 1910, 384. 
Betrug z. B. die Prozeßgebühr von 24 & infolge der An⸗ 
rechnung von Yo nur 7,20 4, fo wollen die genannten 
Schriftſteller nur 20 Prozent von 7,20 & als Pauſchſatz der 
Prozeßgebühr bewilligen, andere dagegen 20 Prozent von 24 &. 
Nur die letztere Anſicht verdient Beifall, und zwar aus dem 
oben erwähnten Grunde, daß die Pauſchſätze nicht Gebühren, 
ſondern Erſatz für Vermögensminderung ſind; deshalb können 
ſie darunter nicht leiden, daß Tätigkeits gebühren durch 
Anrechnung anderer Tätigkeits gebühren gekürzt werden. Die 
gegenteilige Anſicht müßte nach der neuen Anrechnungsvorſchrift 
des § 17 Abſ. 2 Bek. zu folgendem Reſultat führen. Die 
Mahnverfahrensgebühr der Nr. 1 wird jetzt auf die Prozeß⸗ 
gebühr voll angerechnet. Dann ſteht dem Anwalt rechneriſch 
eine Prozeßgebühr nicht zu. Würde nun der Pauſchſatz der 
Prozeßgebühr „nach dem ermäßigten Betrage dieſer Gebühr“, 
alſo von Null bemeſſen, ſo wäre er ſelbſt auch Null. Dann 
bekäme der Anwalt nur 20 Prozent der Mahnverfahrensgebühr 
d. h. mindeſtens 50 % und nach § 76 Abſ. 3 GebD. (als 
Mindeſtpauſchſatzz 4 &; denn rechtlich verfällt die Prozeß⸗ 
gebühr, auch wenn ſie rechneriſch Null beträgt. 

10. Unverändert geblieben iſt die Gebühr des Anwalts, 
der für den Schuldner Widerſpruch erhebt; er erhält dafür 
¼10 der Sätze des $ 9. Dieſe Gebühr wird ihm wie ehedem 
auf ſeine Prozeßgebühr des nachfolgenden Rechtsſtreits voll 
angerechnet. 


II. Mahnverfahren vor den Canudgerichten. 

Die Bek. überſchreibt die SS 13 bis 17: „Mahnverfahren 
vor den Amtsgerichten“, die 88 1 bis 12: „Mahnverfahren 
vor den Landgerichten“. In letzteren findet ſich nur eine 
Vorſchriſt über Anwaltsgebühren, nämlich 8 12 Abſ. 2: „Im 
Verfahren vor den Landgerichten gilt der Antrag auf Erlaß 
des Vollſtreckungsbefehls im Sinne der RAGebO. als ein in 
nicht kontradiktoriſcher Verhandlung geſtellter Antrag auf Erlaß 
des Verſäumnisurteils.“ Dieſe Vorſchrift iſt alſo parallel dem 
817 Nr. 3. Sie gewährt dem Anwalt /o der Verhandlungs⸗ 
gebühr, § 13 Nr. 2, $ 16 (eventuell 8 19) Gebb. Dagegen 
fehlt in den Vorſchriften über das landgerichtliche Mahn⸗ 
verfahren eine Beſtimmung darüber, wieviel der Anwalt des 
Klägers für die Erwirkung des Zahlungsbefehls, der des 
Beklagten für die Erhebung des Widerſpruchs erhält. Es 
wäre verkehrt, dieſe Lücke durch analoge Anwendung von $ 17 
Nr. 1 und 2 auszufüllen. Hätte der Bundesrat das gewollt, 
jo hätte er ſelbſtredend in §8 12 Abf. 2 Anlaß gehabt, dies 
ausdrücklich vorzuſchreiben. § 12 Abſ. 2 hätte dann überhaupt 
entbehrt werden können; man hätte dann einfach die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des ganzen $ 17 vorſchreiben können. 

Aber die Lücke in 88 1 bis 12 iſt nur eine ſcheinbare. Das 
landgerichtliche Mahnverfahren hat nämlich einen völlig anderen 
Charakter als das amtsgerichtliche. Nur letzteres iſt ein eigenartiges 
Sonderverfahren, das, wie die Denkſchrift bemerkt, dem ordentlichen 
Verfahren gewiſſermaßen vorgelagert iſt. An das Amtsgericht 
wendet ſich der Gläubiger mit dem ausdrücklichen ($ 13) oder 
ſtillſchweigenden (§S 14) Antrag auf Erlaß eines Zahlungs— 
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die Bek. geſtattet dem Gläubiger, ſolchen Antrag an das Land⸗ 
gericht zu richten. Es iſt für ſolchen Antrag gar nicht zuſtändig 
und müßte ihn, wenn nicht zugleich Klage eingeht, koſten⸗ 
pflichtig zurückweiſen. An das Landgericht kann ſich der 
Gläubiger nur mit gewöhnlicher Klageſchrift wenden, 
81 Bek. Enthält dieſe aber lediglich einen im Mahnverfahren 
verfolgbaren Anſpruch, fo ſetzt der Vorfigende auf die Urſchrift 
der Klage zunächſt keine Terminsbeſtimmung, ſondern einen 
Zahlungsbefehl. Dieſer Zahlungsbefehl bildet einen Teil des 
ordentlichen Klageverfahrens; das Mahnverfahren er⸗ 
öffnet den Rechtsſtreit, iſt gleichſam ſein erſter Teil, iſt 
ihm aber nicht als Sonderverfahren vorgelagert. Daraus 
folgt: der Anwalt des Klägers erhält die gewöhnliche Prozeß⸗ 
gebühr aus § 13 Nr. 1 Gebo. nebſt Pauſchſatz gemäß § 76 
Abſ. 3. Dieſelbe Prozeßgebühr mit entſprechendem Pauſchſatz 
erhält der Anwalt des Beklagten, auch wenn er weiter nichts 
tut, als gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch zu erheben, 
§ 5 Bek. Denn dieſe Widerſpruchserhebung iſt ein Akt des 
Geſchäftsbetriebes eines Prozeßbevollmächtigten in einem an⸗ 
hängigen Prozeß, fällt deshalb unter S 13 Gebo. Das folgt 
beſonders auch aus § 4 Bek.; danach hat nämlich die Zus 
ſtellung einer mit Zahlungsbefehl verſehenen Klage dieſelben 
Wirkungen, wie wenn ſie mit Terminsbeſtimmung verſehen wäre. 

Freilich ergibt das eine Disharmonie in der Gebühren⸗ 
behandlung gegenüber dem § 17: 1. bezüglich der Pauſchſätze, 
2. weil der Anwalt des Schuldners für Erhebung des Wider⸗ 
ſpruchs im amtsgerichtlichen Mahnverfahren nur 0 bekommt. 
Man ſage nicht, daß dieſe Disharmonie in praxi kaum vor⸗ 
komme, daß der Schuldner vielmehr ſeinen landgerichtlichen 
Anwalt bei dem Auftrag zur Widerſpruchserhebung ſtets auch 
ſachlich in vollem Umfang informieren werde. Letzteres iſt 
durchaus nicht nötig. Es kann ſehr wohl vorkommen, daß der 
Schuldner den Anwalt am letzten Tage der Widerſpruchsfriſt 
ſchriftlich beauftragt, ſofort Widerſpruch zu erheben, mit der 
Mitteilung, er werde ſpäter näher informieren, und daß der 
Prozeß ſich vor weiterer Information durch Zahlung, Ver⸗ 
gleich uſw. erledigt. 

III. Semeinſames. 


Für das amts- und landgerichtliche Mahnverfahren gilt 
gemeinſam folgendes: 

1. Wenn der Gläubiger das Verfahren in Gang bringt, 
ſoll er eine Berechnung ſeiner Koſten miteinreichen, alſo beim 
Amtsgericht, wenn er den Zahlungsbefehl beantragt, bei beiden 
Gerichten, wenn er die Klage einreicht. Dieſe Koſtenberechnung 
umfaßt beim Amtsgericht die Mahnverfahrensgebühr 5 17 Nr. 1 
und den Pauſchſatz ($ 76 Abſ. 2 Gebd.), beim Landgericht die 
Prozeßgebühr, den Pauſchſatz (8 76 Abſ. 3) und die vorausſicht⸗ 
lichen Koſten der Klagezuſtellung. Letztere entfallen beim Amts⸗ 
gericht, weil dort die Zuſtellung von Amtswegen erfolgt. Die 
Gebühr für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls nebſt Pauſchſatz 
iſt vom Gläubiger jetzt noch nicht zu berechnen, vielmehr erſt 
dann, wenn er den Vollſtreckungsbefehl beantragt, Bek. § 8, 
ZROD. 8 699. Feſtſetzungsgebühr wird nicht gewährt; I 5. 

2. Erhebt der Schuldner gegen den Vollſtreckungsbefehl 
Einſpruch, und kommt es darauf zur mündlichen Verhandlung, 
ſo gebührt dem Anwalt des Gläubigers die normale Verhand⸗ 
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lungsgebühr und daneben die Gebühr für Erwirkung des 
Vollſtreckungsbefehls. Denn letztere Gebühr ſteht der Gebühr 
für nichtkontradiktoriſche Verhandlung gleich, § 27 Abſ. 2 Gebd,, 
§ 12 Bek., 8 700 ZPO. 


IV. Verzicht auf mündliche Verhandlung. 

Falls bereits einmal mündlich verhandelt worden ift, kann 
das Gericht mit Zuſtimmung beider Anwälte auf Grund der 
Akten entſcheiden, 8 23 Bek. Folgt demgemäß einer Beweis⸗ 
aufnahme keine mündliche Verhandlung, ſo entfällt die erhöhte 
Verhandlungsgebühr des 8 17 GebD. Die Denkſchrift betont 
aber mit Recht, daß der Verzicht auf weitere Verhandlung nur 
dann weniger bedenklich ſein werde, wenn ein Beweisbeſchluß, 
bedenklicher, wenn ein Urteil zu erwarten ſei. Geſtattet alſo 
die Beweisaufnahme verſchiedene Würdigung, gibt ſie Anlaß 
zu Beweiseinreden, neuen Behauptungen, neuem Beweisantrit, 
Rechtsausführungen u. dgl. m., ſo wird der Anwalt von 
neuer mündlicher Verhandlung kaum abſtehen wollen und 
können. Iſt dagegen das Beweisergebnis einwandfrei, der 
Prozeß danach völlig ſpruchreif, der zu erwartende Urteilstenor 
zweifellos, ſo wird der Anwalt unter Verzicht auf die erhöhte 
Verhandlungsgebühr von weiterer Verhandlung abſehen, damit 
die Tendenz der Bekanntmachung verwirklicht werde: Entlaſtung 
der Gerichte! 


Die Verfügungsbeſchränkung bei Pacht ⸗ und 
Mietzinſen. 


Eine Erläuterung des Reichsgeſetzes vom 8. Juni 1915 zur 
Einſchränkuntz der Verfügung über Pacht ⸗ und Mietzinſen. 


Von M. Hallbauer, Kgl. Sächſ. Geheimem Rat und Senat 
präſidenten am Oberlandesgericht Dresden. 
(Fortſetzung aus Nr. 17, 1915.) 


F. Die Abergangsbenlimmungen. !“ 


Bei den Übergangsbeſtimmungen handelt es ſich in erfter 
Linie um Verfügungen, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
zugunſten Dritter getroffen worden find: Abtretungen, Ver; 
pfändungen und Pfändungen. Das Geſetz iſt am 20. Juni 1915 
in Kraft getreten. In zweiter Linie kommen vor dem 20. Juni 
1915 liegende Rechtsgeſchäfte des Vermieters mit dem Pieter 
in Betracht, insbeſondere Vorauszahlungen des Mietzinſes. 


1) Art. 4 des Geſetzes: Für die Wirkung von Verfügungen und 
Rechtsgeſchäften, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in An 
ſehung der Miet: und Pachtzins forderung vorgenommen find, d 
die im Art. 2 und im Art. 3 unter I (Art. 3 unter I bezieht ſch auf 
den Konkursfall) bezeichneten Vorſchriften bis zum Ablaufe des den 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgenden Kalendervierteljahrs in der > 
herigen Faſſung maßgebend. — Art. 5: Iſt das Miet obet Pad 
verhältnis vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründet worber 
fo bleiben für die Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäſten, die zwiſchen den 
Dieter oder Pächter und dem Vermieter oder Verpächter in Anfehuns 
der Miet- oder Pachtzinsforderung vorgenommen werden, 1 f 
Art. 2 und im Art. 3 unter I bezeichneten Vorſchriften in ber Di 
herigen Faſſung maßgebend, ſoweit es ſich um den Miet⸗ oder Pad 
zins für die Zeit dis zu dem erſten Termin handelt, fir den dt 
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I. Yorausverfügungen zugunſten Dritter. 


1. Das Rechtsverhältnis während der Übergangs: 
zeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Dritten 
(Zeſſionar, Pfandnehmer, Pfandgläubiger) und dem 
Hypothekarier (Zwangsverwalter): Übergangsbeſtimmun⸗ 
gen im Bereiche der 8§ 1123-1125 BGB. 

War die Zwangsverwaltung am 20. Juni 1915 bereits 
abgeſchloſſen, fo kommen die ÜUbergangsbeſtimmungen überhaupt 
nicht in Frage; es regelt ſich alles nach altem Rechte. Da⸗ 
gegen beziehen ſich die Ubergangsbeſtimmungen an ſich auf die 
Fälle, wo die Zwangsverwaltung am 20. Juni 1915 
noch im Gange iſt. “) Hier ſtehen die Abergangsbeſtimmungen 
auf dem Standpunkte, daß dem Verfügungsbeteiligten 
das ihm nach dem alten Rechte zuſtehende Mindeſtmaß 
von Rechten nicht verkümmert werden dürfe. Liegt nun 
die Sache ſo, daß der Verfügungsbeteiligte während der bereits 
laufenden Zwangsverwaltung das ihm nach dem alten Rechte 
zuſtehende Mindeſtmaß von Rechten bereits gewährt erhalten 
hatte, jo find die Übergangsbeſtimmungen für dieſen Fall 
gegenſtandslos. Dies trifft dann zu, wenn der 20. Juni 1915 
mindeſtens im zweiten Kalendervierteljahre nach dem der Beſchlag⸗ 
nahme liegt; denn dann hat der Verfügungsbeteiligte bereits 
die Mietzinſen für das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
und das folgende Kalendervierteljahr bezogen. Die Abtretung 
der Mietzinſen iſt im Oktober 1914 erfolgt, die Beſchlagnahme 
zum Zwecke der Zwangsverwaltung am 3. November 1914. 
Hier waren dem Verfügungsbeteiligten die Mietzinſen auf das 
vierte Vierteljahr 1914 und das erſte Vierteljahr 1915 bereits 
zugute gekommen; er hat das ihm nach dem alten Rechte zu⸗ 
ſtehende Maß von Befugniſſen ſchon genoſſen, und weitere 
Befugniſſe können für ihn überhaupt nicht in Frage kommen. 
Hier find die Ubergangsbeſtimmungen gegenſtandslos. 
Liegt dagegen die Sache ſo, daß der Verfügungsbeteiligte am 
20. Juni 1915 das ihm nach dem alten Rechte zuſtehende 
Maß von Befugniſſen noch nicht genoſſen hatte, ſo bleiben zu 
ſeinen Gunſten die Beſtimmungen des alten Rechts in Kraft. War 
beiſpielsweiſe die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung am 5. Juni 1915 erfolgt, ſo gehen die Befugniſſe 
des alten Rechts bis zum 30. September 1915, die des neuen 
nur bis zum 30. Juni 1915. Hier kommt dem Verfügungs⸗ 
beteiligten das alte Recht zugute, und feine Befugniſſe laufeu bis 
zum 30. September 1915.5) 


Kündigung des Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes zuläſſig iſt. Zur 
Literatur des Geſetzes iſt noch nachzutragen: Hackenberger im 
Sächſ Arch. 1915 S. 381. 

2) Hier muß ſelbſtverſtändlich die Vorausverfügung nicht nur 
vor dem 20. Juni 1915, ſondern auch vor der Beſchlagnahme liegen. 
Denn die nach der Beſchlagnahme, wenn auch vor dem 20. Juni 1915 
liegende Verfügung hat dem Zwangsverwalter gegenüber überhaupt 
keine Wirkung. 

8) Stillſchweig a. a. O. ſcheint hier anzunehmen, daß ein 
Übergangsfall nicht vorliege. Allein, wenn das neue Geſetz am 
20. Juni 1915 in Kraft tritt, ſo iſt damit an ſich geſagt, daß ſich 
nunmehr die Wirkungen der Vorausverfügungen nach dem neuen 
Nechte zu beſtimmen haben; dann wäre für den obigen Fall der 
30. Juni 1915 als Endtermin gegeben. Dieſe Folge wird durch 
Art. 4 beſeitigt. Im Endergebniſſe ſtimme ich freilich mit Still 
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Wie ſteht es nun aber in den Fällen, wo die Zwangs⸗ 
verwaltung erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes an⸗ 
geordnet wird? Wird hier die Zwangsverwaltung zwiſchen dem 
20. und 30. Juni 1915 eingeleitet, z. B. am 25. Juni 1915, ſo 
find die Ubergangsbeſtimmungen gegenſtandslos, da die Voraus⸗ 
verfügungen ſowohl nach dem alten als nach dem neuen Rechte 
bis zum 30. September 1915 wirken, nach dem neuen Rechte 
um deswillen, weil die Beſchlagnahme in der letzten Hälfte des 
letzten Monats des Kalendervierteljahrs erfolgte. 

Wird die Zwangsverwaltung nach dem 30. Juni und vor 
dem 16. September 1915 eingeleitet, ſo wird die Sache zugunſten 
des Verfügungsbeteiligten ſo angeſehen, als ſei das alte Recht 
noch in Geltung; die Vorausverfügung wirkt alſo bis zum 
31. Dezember 1915. 

Wird die Zwangsverwaltung nach dem 15. September und 
vor dem 1. Oktober 1915 angeordnet, ſo ſind wiederum die 
Abergangsbeſtimmungen gegenſtandslos, weil hier die Voraus⸗ 
verfügung ſowohl nach dem alten als nach dem neuen Rechte 
bis zum 31. Dezember 1915 wirkt, nach dem neuen Rechte um 
deswillen, weil auch hier die Beſchlagnahme in der letzten Hälfte 
des letzten Monats des Kalendervierteljahrs verfügt wurde. 

Findet die Beſchlagnahme nach dem 30. September 
1915 ſtatt, ſo regelt ſich die Wirkung der Vorausverfügung 
lediglich nach dem neuen Rechte. Die vorgeſetzliche Ab⸗ 
tretung wirkt alſo bei einer am 2. Oktober 1915 erfolgten 
Beſchlagnahme nur bis zum 31. Dezember 1915. 


2. Das Rechtsverhältnis während der Übergang?» 
zeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Dritten 
(Zeſſionar, Pfandnehmer, Pfandgläubiger) und dem 
Erſteher: Übergangsbeſtimmungen im Bereiche des § 57b 
3VG. in Verbindung mit $ 573 BGB. 

a) Iſt der Zuſchlag vor dem 20. Juni 1915 erfolgt, 
ſo iſt lediglich das alte Recht maßgebend. 

b) Für die Fälle, wo der Zuſchlag nach dem 19. Juni 
1915 erfolgt, iſt vor allem hervorzuheben, daß 
§ 59b 3G. (neues Recht) eine prozeſſuale Beſtim⸗ 
mung iſt, die unter allen Umſtänden auch den 
vorgeſetzlichen Vorausverfügungen gegenüber Platz 
zu greifen hat. Stichtag für den Beginn der 
Schutzfriſt des Verfügungsbeteiligten iſt ſonach 
ſchlechterdings und ausnahmslos der Tag der 
Beſchlagnahme, auch wenn dieſer vor dem 20. Juni 
1915 liegt; mittelbar wird dadurch allerdings eine 
Verſchiebung der Schutzfriſt zuungunſten des Ver⸗ 
fügungsbeteiligten herbeigeführt. Dagegen regelt ſich 
die Länge der Schutzfriſt, von dem Stichtage ab 
gerechnet, nach den Ubergangsbeſtimmungen des Art. 4. 

Hier herrſcht nun Streit, wie die Übergangszeit zu be⸗ 
rechnen ſei. Stillſchweig (a. a. O. S. 622) nimmt dann 
einen ÜUbergangsfall an, wenn die Beſchlagnahme bis zum 
30. September 1915 erfolgt iſt, mag auch der Zuſchlag nach 
dem 30. September 1915 eintreten. Derſelben Anſicht iſt 
Dr. Kretzſchmar (a. a. O. S. 225), da er bei einem ſeiner Bei⸗ 


ſchweig überein, der hier à priori das alte Recht für anwendbar 
erachtet und deshalb ohne weiteres zu dem 80. September 1915 als 
Endtermin kommt. 


1162 


fpiele die Ubergangsbeſtimmungen auch dann anwendet, wenn 
der Zuſchlag am 3. Oktober 1915 erſolgt iſt. Dr. Hagelberg 
(a. a. O. S. 67) hält einen Ubergangsfall nur dann für ge 
geben, wenn der Zuſchlag vor dem 1. Oktober 1915 erfolgt iſt, 
ſcheidet alſo die Fälle, wo die Beſchlagnahme vor dem 1. Ok⸗ 
tober, der Zuſchlag nach dem 30. September 1915 erfolgt iſt, 
aus dem Geltungsbereiche der Abergangsbeſtimmungen aus. 

Die praktiſche Bedeutung dieſer Meinungsverſchiedenheit 
ergibt folgendes Beiſpiel. Iſt die Beſchlagnahme am 4. Sep⸗ 
tember 1915, der Zuſchlag am 20. Dezember 1915 erfolgt, ſo 
liegt nach Stillſchweigs Anſicht ein Übergangsfall vor, und die 
vorgeſetzliche Vorausverfügung wirkt von dem neuen Stichtage 
ab mit der alten Friſt, alſo bis zum 31. Dezember 1915. Der 
Erſteher verliert alſo den Zins auf die Zeit vom 20. bis 
31. Dezember 1915. 

Dr. Hagelberg lehnt in dieſem Falle die Geltung der Über⸗ 
gangsbeſtimmungen ab und wendet lediglich neues Recht an, ſo 
daß der Verfügungsbeteiligte dem Erſteher gegenüber gar keine 
Rechte hat; denn ſeine Schutzfriſt läuft nur bis zum 30. September 
1915. Der Erſteher erhält den Zins vom 20. Dezember 1915 an. 

Beide Meinungen decken ſich, wenn ſowohl die Beſchlag⸗ 
nahme als der Zuſchlag vor dem 1. Oktober 1915 liegt, und 
es ſollen zunächſt die Fälle dieſer Art erörtert werden; das 
find Fälle, wo der Zuſchlag nach dem 19. Juni 1915, 
aber vor dem 1. Oktober 1915, die Beſchlagnahme aber ent⸗ 
weder vor oder nach dem Inkrafttreten des Geſetzes (20. Juni 
1915) erfolgt iſt. 

In allen dieſen Fällen iſt zugunſten des Verfügungs⸗ 
beteiligten das alte Recht anzuwenden, ſoweit die Länge der 
Schutzfriſt in Frage kommt. 

Iſt die Beſchlagnahme am 10. April 1915, der Zuſchlag 
am 10. Juli 1915 erfolgt, ſo wirkt die Vorausverfügung gegen 
den Erſteher bis zum 30. September 1915, während ſie nach 
neuem Rechte dieſem gegenüber gar nicht wirken würde. Die 
Miete iſt alſo auf das ganze Vierteljahr vom 1. Juli bis 
30. September 1915 an den Zeſſionar zu zahlen, ſo daß ſie 
dem Erſteher auf die Zeit vom 10. Juli 1915 bis 30. Sep⸗ 
tember 1915 entgeht. 

Hat die Beſchlagnahme am 1. Juli 1915, der Zuſchlag 
am 28. September 1915 ſtattgefunden, fo wirkt die Voraus⸗ 
verfügung gegen den Erſteher bis zum 31. Dezember 1915, 
während ſie ihm gegenüber nach neuem Rechte nur bis zum 
30. September 1915 wirken würde. Dem Erſteher entgeht daher 
die Miete nicht nur auf die Zeit vom 28. bis 30. September 1915, 
ſondern auch die vom 30. September 1915 bis 31. Dezember 1915. 

Ein Unterſchied zwiſchen dem alten und dem neuen Rechte iſt 
aber in allen den Fällen nicht vorhanden, wo die Beſchlagnahme 
in der zweiten Hälfte des letzten Monats des Kalender⸗ 
vierteljahrs erfolgt war, weil hier die Wirkungsdauer der 
Vorausverfügung nach altem und nach neuem Rechte gleich iſt. 

Die oben offengelaſſene Streitfrage, ob für den Schluß 
der Übergangszeit die Beſchlagnahme oder der Zuſchlag ent⸗ 
ſcheidend ſei, iſt meines Erachtens im Sinne Stillſchweigs zu 
löſen; denn das maßgebende Ereignis iſt nicht der Zuſchlag, 
ſondern die Beſchlagnahme; die Beſchlagnahme wird vom 
Geſetzgeber in bindender Weiſe als die Zeit des Eigentums⸗ 
üͤbergangs fingiert, und fie iſt es, die für die Wirkung der 
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Verfügungen maßgebend iſt. Es gelten daher die oben dargelegten 
Grundſätze auch in den Fällen, wo der Zuſchlag nach dem 
30. September 1915 erfolgt iſt, wenn nur die Beſchlagnahme 
nicht hinter dem 30. September 1915 liegt. Iſt die Beſchlag⸗ 
nahme am 10. Juli 1915, der Zuſchlag am 10. Oktober 1915 
erfolgt, ſo wirkt die Vorausverfügung gegen den Erſteher bis zum 
31. Dezember 1915, ſo daß ihm der Zins auf die Zeit vom 
10. Oktober 1915 bis 31. Dezember 1915 entgeht, während ſie 
nach neuem Rechte dem Erſteher gegenüber gar nicht wirken würde. 

Iſt die Beſchlagnahme nach dem 30. September 1915 
erfolgt, fo iſt ſchlechterdings das neue Recht anzuwenden, fo 
daß die Vorausverfügung, wenn die Beſchlagnahme am 
5. Oktober 1915, der Zuſchlag am 25. Januar 1916 geſchieht, 
nicht gegen den Erſteher wirken würde, während dies ſonſt 
bis zum 31. Januar 1916 der Fall wäre. 

3. Das Rechtsverhältnis während der e 
zeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Dritten 
(Zeſſionar, Pfandnehmer, Pfandgläubiger) und dem frei⸗ 
händigen Erwerber des Grundſtücks: Übergangsbeſtim⸗ 
mungen im Bereiche des $ 573 BGB. 

a) Hier kommt lediglich das alte Recht zur Anwendung, 
wenn der Erwerb des Grundſtücks vor dem 20. Juni 1915 
liegt. Andererſeits greift nur das neue Recht Platz, wenn das 
Eigentum nach dem 30. September 1915 übergegangen iſt. 

b) Als Übergangszeit kommen ſomit nur die Fälle in 
Frage, wo das Eigentum in der Zeit vom 20. Juni bis zum 
30. September 1915 übergegangen iſt. In dieſen Fällen iſt das 
alte Recht anzuwenden, das allerdings, wenn der Übergang des 
Eigentums zwiſchen dem 20. Juni und 1. Juli und zwiſchen 
dem 15. September und 1. Oktober erfolgt iſt, mit dem neuen 
zuſammentrifft. Iſt alſo beiſpielsweiſe das Eigentum am 
2. Juli 1915 übergegangen, ſo wirkt die vorgeſetzliche Voraus⸗ 
verfügung gegen den Erwerber nicht bis zum 30. September 
1915 (neues Recht), ſondern bis zum 31. Dezember 1915 
(altes Recht). 


II. Vorausverfügungen, die auf einem Aechtsgeſchäft 
zwiſchen dem Mieter und dem Vermieter (oder feinem 
Aechts nachfolger) beruhen. 

1. Das Rechtsverhältnis während der Über— 
gangszeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Mieter 
und dem Hypothekarier: Übergangsbeſtimmungen zu 
88 1124, 1125 BGB. 

An ſich ſallen ſolche Rechtsgeſchäfte bei der allgemeinen 
Faſſung von Art. 4 auch unter dieſe Geſetzesbeſtimmung, und es 
greifen an ſich dieſelben Erwägungen wie bei 1 1 Platz 
Iſt alſo z. B. die Vorauszahlung des Mietzinſes am 10. Juni 1915 
auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1915 erfolgt und geſchieht 
die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung am 
2. Juli 1915, ſo muß der Zwangsverwalter, da das alte Recht 
Platz greift, die Vorauszahlung nicht nur bis zum 30. Sep 
tember 1915, ſondern bis zum 31. Dezember 1915 gegen ſich 
gelten laſſen. Iſt die Beſchlagnahme vor dem 30. Sep⸗ 


tember 1915 erfolgt, iſt altes Recht, geſchieht ſie nach dem 
30. September 1915, iſt neues Recht maßgebend. 

2. Das Rechtsverhältnis während der Übergangs 
zeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Mieter und dem 
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Erſteher: Ubergangsbeſtimmungen zu $ 59 b 3G. in 
Verbindung mit 88 574, 575 BGB. 

Hier gilt dasſelbe wie bei 1. Auch hier iſt ſeiner all⸗ 
gemeinen Faſſung nach Art. 4 anwendbar, und man gelangt 
zu denſelben Ergebniſſen wie bei I 2. Das Stichereignis iſt 
zwar hier die Kenntnis von der Beſchlagnahme; allein, da der 
Mieter von der Beſchlagnahme in der Regel unverzüglich vom 
Gerichte in Kenntnis geſetzt wird, kann man die Beſchlagnahme 
und die Kenntnis davon für die Zwecke einer praktiſchen Dar⸗ 
ſtellung gleichſtellen. 

Hat der Vermieter am 10. April 1915 die Miete auf die 
Zeit vom 10. April bis 31. Dezember 1915 vorausbezahlt, 
erfolgt die Beſchlagnahme am 2. Juli 1915, ihre Bekannt⸗ 
machung am 4. Juli 1915, der Zuſchlag am 5. November 1915, 
ſo wirkt die Vorauszahlung bis zum 31. Dezember 1915, ſo 
daß dem Erſteher der Zins auf die Zeit vom 5. November bis 
31. Dezember 1915 entgeht; nach neuem Rechte wäre die Vor⸗ 
auszahlung dem Erſteher gegenüber wirkungslos. 

3. Das Rechtsverhältnis während der Übergangs— 
zeit zwiſchen dem verfügungsbeteiligten Mieter und 
dem Grundſtückserwerber: Mbergangsbeftimmungen zu 
SS 574, 575 BGB. 

Auch hier gilt dasſelbe wie bei 1, auch hier iſt ſeiner all⸗ 
gemeinen Faſſung nach Art. 4 anwendbar, und man gelangt 
zu demſelben Ergebniſſe, wie bei J 3; nur ift zu berüdfichtigen, 
daß das Stichereignis nicht der Eigentumsübergang, ſondern 
die Kenntnis des Mieters vom Eigentumsübergange iſt. Beides 
wird aber in der Regel nicht weit auseinander fallen. 

Hat der Vermieter am 7. Mai 1915 den Zins auf die 
Zeit bis zum 31. März 1916 vorausbezahlt, das Grundſtück 
wird am 2. September 1915 aufgelaſſen und dies dem Mieter 
am 10. September 1915 mitgeteilt, ſo wirkt die Vorauszahlung 
gegen den Erwerber bis zum 31. Dezember 1915, während ſie 
nach neuem Rechte nur bis zum 30. September 1915 wirken würde. 

Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß ſchon Art. 4 
dem Mieter einen erheblichen Schutz gewährt, dieſer war aber 
immerhin noch nicht genügend. Es kann nämlich 

4. die Sache ſo liegen, daß bei einem vor dem 20. Juni 
1915 geſchloſſenen Miet- (oder Pacht-) vertrage dem Mieter oder 
Pächter eine mehr als vierteljährliche, z. B. halbjährliche, Voraus⸗ 
zahlung des Zinſes zur Pflicht gemacht wird oder daß der 
vierteljährliche Zins nicht am Quartalserſten, ſondern innerhalb 
des Quartals fällig iſt. Hier würde der Mieter (der Kürze 
halber ſoll immer nur vom Mieter geredet werden), wenn nur 
die Mbergangsbeitimmung des Art. 4 vorhanden wäre, in ein 
arges Dilemma, in eine „Zwickmühle“ geraten. Er würde 
unter Umſtänden doppelt zahlen müſſen. Durch Art. 4 wäre 
er nur dann geſchützt, wenn die Zinszahlung vor dem 20. Juni 
1915, die Beſchlagnahme des Grundſtücks oder die Auflaſſung 
desſelben vor dem 1. Oktober 1915 erfolgte. Dann würde die 
Übergangsbeſtimmung des Art. 4 Platz greifen. Damit wäre 
ihm aber nicht gedient. Iſt z. B. bei einem am 30. Dezember 
1912 auf die Zeit vom 1. Januar 1913 bis 31. Dezember 1918 
abgeſchloſſenen Mietvertrage der Zins im voraus je am 
1. Januar und 1. Juli zu zahlen, und wird das Grundſtück, 
nachdem am 1. Juli 1917 die Miete auf die Zeit vom 1. Juli 
bis 31. Dezember 1917 bezahlt worden iſt, am 5. Juli 1917 
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zum Zwecke der Zwangsverwaltung beſchlagnahmt, fo kann Art. 4 
dem Mieter nicht zugute kommen, da eine vorgeſetzliche Verfügung 
nicht vorliegt, die Beſchlagnahme weit hinter dem 30. Sep⸗ 
tember 1915 liegt und die Übergangszeit im Sinne von Art. 4 
längſt verfloſſen iſt. Hier müßte der Mieter an ſich den Zins 
auf die Zeit vom 1. Oktober 1917 bis 31. Dezember 1917 noch 
einmal zahlen. Oder die Sache liegt ſo, daß nach dem bis 
Ende 1918 geſchloſſenen Mietvertrage der Vierteljahrszins im 
voraus je am 15. Januar, 15. April, 15. Juli, 15. Dezember zu 
zahlen iſt. Hier würde der Mieter den Zins, hätte er ihn am 
15. April 1917 vor der am 5. Mai 1917 erfolgenden Beſchlag⸗ 
nahme gewiſſenhaft abgeführt, für die Zeit vom 1. bis 15. Juli 
nochmals an den Zwangsverwalter zahlen müſſen. 

Hier mußte der Geſetzgeber Abhilfe ſchaffen. Dies iſt 
durch Art. 5 geſchehen, der ſich auch auf das Verhältnis des 
Verfügungsbeteiligten zum Erſteher bezieht. Danach bleibt das 
bisherige Recht, ſoweit die SS 1123 bis 1125, 573 bis 575 BGB. 
unmittelbar oder mittelbar in Frage kommen, maßgebend, ſoweit 
es ſich um den Zins für die Zeit bis zu dem erſten Termin handelt, 
für den die Kündigung des Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes zu⸗ 
läſſig iſt. Iſt alſo der Vertrag (vgl. das obige Beiſpiel) auf eine 
beſtimmte Zeit feſt abgeſchloſſen, ſo wirkt Art. 5 für die ganze 
Vertragszeit; iſt Kündigung zuläſſig, iſt z. B. der Vertrag nach 
zwei Jahren halbjährlich kündbar, ſo wirkt Art. 5 nur bis zum 
erſten Kündigungstermin. Der Mieter muß alſo in dieſem 
Falle, will er ſich nicht Gefahren ausſetzen, die erſte Kündigungs⸗ 
befugnis benutzen und in dem neuen Vertrage die halbjährliche 
Zinszahlung in eine vierteljährliche verwandeln, bzw. die Zins⸗ 
termine auf die Quartalserſten ſtellen. Dabei iſt aber, was das 
Verhältnis zum Erſteher anlangt, immer zu berückſichtigen, daß 
auch im Falle des Art. 5 unter allen Umſtänden $ 59 3G. 
maßgebend bleibt, daß ſich alſo der Anfang der Wirkungsfriſt 
jedenfalls nach der Beſchlagnahme beſtimmt und das alte Recht 
nur für die Dauer der Zahlungsfriſt maßgebend bleibt. 

Streit herrſcht darüber, ob bei Art. 5 nur an Rechts⸗ 
geſchäfte gedacht iſt, die auf Grund eines am 20. Juni 1915 
bereits abgeſchloſſenen Vertrags erfolgen mußten, oder ob frei⸗ 
willige Zugeſtändniſſe des Mieters in Frage kommen, alſo 
z. B. halbjährliche Vorauszahlungen, die der Mieter vorgenommen 
hat, obwohl er nach dem laufenden Mietvertrag vierteljährlich 
im voraus zu zahlen hatte. Die allgemeine Faſſung des 
Artikels ſcheint darauf hinzuweiſen, daß auch freiwillige Voraus⸗ 
zahlungen geſchützt ſein ſollen, und dies nehmen auch Still⸗ 
ſchweig (a. a. O. S. 624) und Dr. Hagelberg (a. a. O. S. 68) 
an. Dr. Mittelſtein (im „Recht“ S. 400/401) iſt entgegen⸗ 
geſetzter Anſicht, und ich pflichte ihm bei. Aus dem Zwecke 
und der Begründung des Artikels geht meines Erachtens 
zweifellos hervor, daß der Mieter nur gegen die Gefahren hat 
geſchützt werden ſollen, die ihm aus einer unabweisbaren 
Vertragspflicht drohten. Zahlt er nach dem 20. Juni 1915 
ganz ohne Not freiwillig im voraus, ſo bedarf er keines Rechts⸗ 
ſchutzes; es handelt ſich dabei um eine handgreifliche Un— 
vorſichtigkeit; hatte er vor dem 20. Juni 1915 freiwillig im 
voraus bezahlt, ſo hat er den Rechtsſchutz des Art. 4. Der 
Geſetzgeber wollte und mußte den Mieter nur dagegen ſchützen, 
daß ihm daraus, daß er vor der Beſchlagnahme den Zins infolge 
einer Rechtspflicht zahlte und zahlen mußte, ein Nachteil erwuchs. 
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Bei dieſer Auffaſſung ift, ſoweit Rechtsgeſchäfte mit dem 
Mieter in Frage kommen, das Verhältnis, in dem die Art. 4 
und Art. 5 zueinander ſtehen, folgendes: Handelt es ſich um 
Vorausverfügungen, die auf Grund des Mietvertrags 
verpflichtungsgemäß erfolgen mußten, ſo gibt Art. 4 nicht 
genügenden Schutz. Einmal bezieht er ſich nur auf Voraus⸗ 
verfügungen, die vor dem 20. Juni 1915 liegen, anderſeits iſt 
auch ſein Schutzgebiet zeitlich eng begrenzt, da es ſich nicht über 
den 31. Dezember 1915 hinaus erſtreckt. 

Art. 5 wird ſonach beſonders dann wirkſam und bedeutungs⸗ 
voll, wenn die auf einer Rechtspflicht beruhende Vorausverfügung 
nach dem 20. Juni 1915 erfolgt iſt oder, wenn ſie zwar vor dem 
20. Juni 1915 erfolgt iſt, ihr Endtermin aber über den 
31. Dezember 1915 hinausgeht. 

Art. 4 bleibt praktiſch beſonders bedeutſam für alle frei⸗ 
willigen Vorausverfügungen, die vor dem 20. Juni 1915 
erfolgt find. Freiwillige Vorausverfügungen, die hinter dem 
20. Juni 1915 liegen, fallen weder unter Art. 4 noch unter 
Art. 5, ſondern unter das neue Recht. 

4. Im Gegenſatz zu Stillſchweig behauptet Hirſch in dieſer 
Wochenſchrift 1915 S. 955,*) daß Art. 4 zugunſten der vorgeſetz⸗ 
lichen Vorausverfügungen nie über den 30. September 1915 
hinaus wirken könne. Dieſe Vorausverfügungen könnten alſo 
höchſtens bis zum 30. September 1915 praktiſche Bedeutung 
haben. Ich halte die Erwiderung Stillſchweigs in Nr. 16 
dieſer Zeitſchrift für durchaus zutreffend. Art. 4 ſagt nicht, daß 
die vorgeſetzlichen Vorausverfügungen bis zum 30. September 1915 
wirken, ſondern daß ihre Wirkungen bis zum 30. September 1915 
nach dem alten Rechte zu beurteilen ſeien. Die Frage, inwieweit 
eine ſolche Verfügung durch das maßgebende Ereignis (Beſchlag⸗ 
nahme, Eigentumswechſel, Kenntnis davon) beeinflußt werde, 
beſtimmt ſich alſo bis zum 30. September 1915, d. h. wenn 
dieſes Ereignis bis zum 30. September 1915 eintritt, nach 
altem Rechte. Die Vorausverfügung ſoll in der Übergangszeit 
(bis zum 30. September 1915) dieſelbe Wirkung haben, wie 
wenn das neue Recht noch nicht beſtände. 

Iſt die Abtretung am 10. Juni 1915 erfolgt, die Beſchlag⸗ 
nahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung am 2. Juli 1915, 
ſo ſoll der Verfügungsbeteiligte das erhalten, was er nach 
altem Rechte erhalten hätte, er ſoll nicht ſchlechter daſtehen 
als bisher. Es wird in dieſem Falle die Fortdauer des alten 
Rechtes zugunſten des Verfügungsbeteiligten fingiert. Dann hat 
er aber auch Schutz bis zum 31. Dezember 1915. Nach 
Hirſchs Auffaſſung hätte er nur Schutz bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1915, Art. 4 nützte ihm alſo gar nichts. 

Daß Hirſchs Auffaſſung nicht richtig ſein kann, iſt klar, 
wenn man mit Stillſchweig den Fall unterſtellt, daß die Beſchlag⸗ 
nahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung in der zweiten 
Hälfte des September 1915 ſtattgefunden habe. Dann würde 
die vorgeſetzliche Vorausverfügung nach Hirſchs Anſicht dem 
Zwangsverwalter gegenüber nur bis zum 30. September 1915 


4) Wie Stillſchweig: Dr. Hagelberg a. a. O. S. 66, Dr. Kretzſchmar 
a. a. O., wie auch aus dem Beiſpiele S. 225 hervorgeht und Dr. Mittel: 
ſtein (Vortrag vom 9. 10. 1915 in der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu 
Berlin). Wie Hirſch: Dr. Trendelenburg a. a. O. S. 82, der zugibt, 
daß bei feiner Auffaſſung Art. 4 überflüſſig und zwecklos wäre. Damit 
würde man dem Geſetzgeber ein Armutszeugnis ausſtellen. 
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wirken, während ſie doch ſogar nach neuem Rechte bis zum 


M 18. 1916. 


31. Dezember 1915 wirken würde. Man käme alſo, wie 
Stillſchweig mit Recht ausführt, zu dem auffälligen Ergebniſſe, 
daß Art. 4 den Verfügungsbeteiligten dem neuen Rechte gegen⸗ 
über nicht begünſtigte, ſondern benachteiligte. Dies kann nicht 
der Wille des Geſetzgebers geweſen ſein. Ein näheres Ein⸗ 
gehen auf dieſe Streitfrage muß bei dem Zwecke dieſes Auf⸗ 
ſatzes unterbleiben. 

5. Ergänzend ſei zu C Ziff. 3 dieſes Auſſatzes (S. 885) 
bemerkt, daß dort, wie der Zuſammenhang ergibt, nur die 
Anwendbarkeit von § 59b ZUG. nicht aber die von 88 573 
bis 575 BGB. in der neuen Faſſung hat ausgeſchloſſen 
werden ſollen. 


Rechtſprechung der deutſchen Priſengerichte. 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 
Mitglied des Kaiſerlichen Priſengerichts Hamburg. 


Das Reichsgeſetz, betr. die Priſengerichtsbarkeit, 
vom 3. Mai 1884 (RGBl. S. 49) beſtimmt in 8 1: 

„Die Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit der in einem 
Kriege gemachten Priſen erfolgt durch beſondere Be⸗ 
hörden (Priſengerichte).“ 

Nach 8 2 wird der Sitz der Priſengerichte, ihre Zuſammen⸗ 
ſetzung, das Verfahren vor denſelben ſowie die Verpflichtung 
anderer Behörden des Reichs oder der Bundesſtaaten, in Priſen⸗ 
ſachen mitzuwirken, durch Kaiſerliche Verordnung beftimmt. 

Das Geſetz hat ſeine erſte praktiſche Anwendung gefunden 
während einer heut faſt vergeſſenen Epiſode der deutſchen Kolo⸗ 
nialgeſchichte. Am 15. Februar 1889 erging auf Grund 8 2 
des Geſetzes die Verordnung, betr. die Ausübung der 
Priſengerichtsbarkeit aus Anlaß der oſtafrikaniſchen 
Blockade (RGBl. S. 5 ff.): über die Rechtmäßigkeit der von 
dem deutſchen Geſchwader aus Anlaß der Blockade der oft- 
afrikaniſchen Küſte gemachten Priſen ſollten entſcheiden in erſter 
Inſtanz das Priſengericht in Zanzibar, in zweiter Inſtanz das 
Oberpriſengericht in Berlin. 

Beim Ausbruch des Weltkrieges war auch für die Priſen⸗ 
gerichtsbarkeit alles Erforderliche vorbereitet. Die am 3. Auguſt 
1914 ausgegebenen Nrn. 50 und 51 des REBL enthalten bie 
Priſenordnung vom 30. September 1909 (S. 275 ff.) ), 
die Priſengerichtsordnung vom 15. April 1911 (S. 301 ff.) ), 
Ausführungsbeſtimmungen zur Priſengerichtsordnung 
vom 3. Auguſt 1914 (S. 315 ff.) und die Verordnung, 
betr. den Beginn der Priſengerichtsbarkeit und den 
Sitz der Priſengerichte, vom 3. Auguſt 1914 (S. 314). 
Die letztgenannte Verordnung ſchafft in § 2 zwei Priſengerichte, 
von denen das eine in Hamburg, das andere in Kiel ſeinen 
Sitz hat. Dieſe find entſcheidende Behörden erſter Inſtanz in 
Priſenſachen, während in zweiter Inſtanz das Oberpriſengericht 
in Berlin fungiert ($ 3 PrGO.). 

Der Wirkungskreis der Priſengerichte war im Anfange 
des Krieges kein großer. Verhältnismäßig wenige feindliche 

1) Berichtigungen, Erläuterungen, Abänderungen und Ergähzungen: 


RGBl. 1914 S. 392, 441, 475, 481, 509; 1915 S. 227 ff. 
2) Abänderungen: RGBl. 1915 S. 806, 446, 558. 
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Schiffe wurden an den deutſchen Küſten aufgebracht, und bis 
Priſenberichte unſerer Auslandskreuzer beim Admiralſtab ein⸗ 
liefen, dauerte es geraume Zeit. Erſt der Unterſeebootkrieg 
brachte erhöhten Arbeitsſtoff. 

Die deutſchen Priſengerichte hatten vielfach Gelegenheit, 
ſich mit Fragen zu beſchäftigen, die des Intereſſes weiterer 
Kreiſe wert ſind. Nachſtehend ſoll eine Ausleſe davon mit⸗ 
geteilt werden. 


J. Das anzuwendende Recht. Die Neuheit des Rechts: 
ſtoffes hatte unklare Vorſtellungen über das materielle Recht, 
das die Priſengerichte anzuwenden haben, zur Folge. Seitens 
der Reklamanten wurde vielfach die Anſicht vertreten, es ſei 
dem Urteil nicht deutſches, ſondern Völkerrecht zugrunde zu 
legen. Hiergegen wendet ſich das PrG. Hamburg in den 
Urteilen „Batavier V“) und „Zaanſtroom“. Es führt aus: 

„Die Priſengerichte ſind nationale Gerichte. Sie 
ſind von ihrem Staate eingeſetzt, um feſtzuſtellen, ob 
deſſen den Seekrieg führende Organe diejenigen Normen, 
an die ſie ſich nach ihren Inſtruktionen halten ſollen, 
beobachtet haben oder nicht, und um die hiernach ge⸗ 
botenen Folgerungen auszuſprechen. Aus dieſer ihrer 
Zweckbeſtimmung ergibt ſich, daß ſie nach dem von ihrem 
Staate geſetzten Rechte zu urteilen haben, gleichviel 
ob es mit beſtehenden völkerrechtlichen Sätzen überein⸗ 
ſtimmt oder nicht. Ob dies der Fall iſt, hierüber zu 
urteilen, iſt nicht Sache des Priſengerichts, ſondern des 
kriegführenden Staates, der allein den anderen Staaten 
hierfür verantworlich iſt. Die in der älteren Literatur 
ſtellenweiſe vertretene Anſicht, daß die Priſengerichte 
internationales Recht anzuwenden hätten, auch dann, 
wenn es nicht Beſtandteil ihres nationalen Rechtes ge: 
worden ſei, iſt alſo grundſätzlich abzulehnen (vgl. Hey⸗ 
mann, DIEB. 1914, 1048; Wehberg, Seekriegs⸗ 
recht 321). 

Sie würde ſich auch praktiſch gar nicht durchführen 
laſſen. Denn der Inhalt angeblicher Völkerrechtsſätze 
iſt in vielen Fällen ungewiß und nicht feſtſtellbar. Sofern 
dies nicht der Fall, können ſie infolge des Verhaltens 
beteiligter Kriegsparteien oder durch die Veränderung 
ihrer tatſächlichen Vorausſetzungen ihre Anwendbarkeit 
verloren haben. Es kann z. B. einem kriegführenden 
Teile, deſſen Gegner ein völkerrechtliches Abkommen, ſei 
es auch ausdrücklich für den Kriegsfall getroffen, ge⸗ 
brochen hat, nicht zugemutet werden, ſich daran zu halten 
und ſeinen Priſengerichten deſſen weitere Geltung vorzu⸗ 
ſchreiben. Und daß gewiſſe bisher als völkerrechtliches 
Gewohnheitsrecht geltende Sätze durch das Auftreten 
neuer Geſtalten der Seekriegsführung, wie des Unter⸗ 
ſeebootskrieges, beeinflußt werden müſſen und gegenſtands⸗ 
los werden können, bedarf keiner Ausführung. 

Das Argument endlich, es müßte, falls das Priſen⸗ 
gericht nach nationalem Rechte zu urteilen hätte, ein 
internationaler Priſengerichtshof, wie ihn das Haager 
Abkommen XII vom 18. Oktober 1907 vorgeſehen hat, 
als Berufungsgericht ein anderes Recht anwenden als 


9) Leipz 3. 1915, 1033. 
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die erſte Inſtanz, ſcheitert an der Tatſache, daß ein 
internationaler Priſengerichtshof bisher nicht exiſtiert. 
Gerade die Erkenntnis, daß die Schaffung dieſer (von 
Heymann S. 1048 als „phantaſtiſch“ bezeichneten) Ein⸗ 
richtung die Vereinheitlichung des materiellen Priſenrechts 
zur Vorausſetzung haben müſſe, hat Ende 1908 zur Ein⸗ 
berufung der Londoner Seekriegskonferenz geführt (Weh⸗ 
berg S. 52), deren Werk, die Londoner Deklaration, an 
dem Widerſtande Englands geſcheitert iſt. Das Recht 
dieſer Deklaration hätte jeder der beteiligten Staaten, 
wenigſtens im Verhältnis zu den übrigen Vertrag⸗ 
ſchließenden, zu ſeinem nationalen Rechte machen 
müſſen, ehe ein internationaler Priſengerichtshof hätte in 
Funktion treten können.“ 
Und das OPrG. ſagt in dem Urteil „Eliva“ *): 

„Das Völkerrecht begründet Rechte und Pflichten nur 
zwiſchen den Staaten als ſolchen. Für die Beurteilung 
der Rechtmäßigkeit priſenrechtlicher Akte durch die Priſen⸗ 
gerichte können daher allgemeine völkerrechtliche Grund⸗ 
ſätze nur inſoweit zur Anwendung kommen, als die PrO. 
keine Beſtimmungen enthält und daher ſtillſchweigend 
auf die Grundſätze des Völkerrechts verweiſt. An ſich 
muß mithin auch die Frage, ob eine Beſtimmung der 
Pro. mit allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen im 
Einklang ſteht, für die Entſcheidung der Priſengerichte 
ausſcheiden. Wird ein Widerſpruch in dieſer Beziehung 
behauptet, ſo iſt der Streitpunkt in anderer Weiſe zu 
erledigen.“ 


Anzuwenden iſt alſo, wenigſtens in erſter Linie, das 
nationale, das deutſche Recht. Zweifel aber wurden er⸗ 
hoben, ob die PrO. ſolches darſtelle. Während die Pr. ſich 
als Ausführungsverordnung zu dem Reichsgeſetz vom 3. Mai 
1884 bezeichne, tue das die PrO. nicht, fie wendet ſich viel⸗ 
mehr nur an die Seebefehlshaber: ſie ſei ein Ausfluß der 
kaiſerlichen Kommandogewalt, keine Rechtsverordnung. Dem⸗ 
gegenüber betont das PrG. Hamburg in den genannten Ur⸗ 
teilen, es treffe nicht zu, daß die PrO. ausſchließlich eine 
Inſtruktion für die Kriegsſchiffskommandanten ſei: das Gegen⸗ 
teil ergäbe vor allem eine Anzahl ihrer Vorſchriften, die ſich 
nicht auf die Tätigkeit des Kommandanten, ſondern nur auf 
diejenige des Priſengerichts beziehen können, wie die über die 
Gewährung von Schadenserſatz (Ziff. 8, 115, 121 Abſ. 3) und 
über die Einziehung (Ziff. 17, 41, 42). Mit Heymann S. 1047 
und Arndt, DIZ. 1914, 1154 ſei vielmehr die PrO. als 
eine ſich auf das Reichsgeſetz vom 3. Mai 1884 gründende 
Rechtsverordnung anzuſprechen.“) Ahnlich ſagt das OPrG. 
in dem Urteil „Elida“: 

„Die PrO. enthält die von dem Kaiſer als Inhaber 
der oberſten Kommandogewalt innerhalb ſeiner reichs⸗ 
rechtlichen Zuſtändigkeit ſeſtgeſtellten Grundſätze für die 
zur Seekriegsführung gehörende Ausübung des Priſen⸗ 
rechts und bildet daher die in erſter Linie maßgebende 

4) LeipzgZ. 1915, 1167. 

5) Zu dieſer Frage vgl. Heilfron, IW. 1915, 486; Wehberg, 
Oſt 3OffR. 2, 282; Meene, DIzZ. 1915, 910 ff. Sie wird auch 


geſtreift vom OPrG. im Urteil „Glitra“ (unten Note 20). 
147 
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Norm nicht nur für die Kriegsmarine, ſondern, ſoweit 
die Rechtmäßigkeit priſenrechtlicher Handlungen der See⸗ 
befehlshaber in Frage ſteht, auch für die hierüber ent⸗ 
ſcheidenden inländiſchen Behörden, insbeſondere die Priſen⸗ 
gerichte.“ 

Nationales Recht ſind aber neben der PrO. die vom 
Deutſchen Reich ratifizierten und im RGBl. veröffentlichten 
Staatsverträge, auch wenn fie in die ProO. nicht ausdrück⸗ 
lich aufgenommen find (OPrG. Fall „Fenix“ e) und, wie hin⸗ 
zuzufügen iſt, die vom Deutſchen Reich übernommenen Staats⸗ 


verträge Preußens, wie der Freundſchafts⸗ und Handels⸗ 


vertrag zwiſchen Preußen und den Vereinigten Staaten von 
1799, beſtätigt 1828. 


JI. Gegenſtand der Priſengerichtsbarkeit iſt die 
Entſcheidung über die Rechtmäßigkeit der in einem Kriege ge⸗ 
machten Priſen (PrGO. § 1), und Priſen im Sinne der 
Prod. find nach § 2 feindliche oder neutrale Kauffahrteiſchiffe 
ſowie auf ſolchen Schiffen befindliche feindliche oder neutrale 
Güter, ſofern ſie in Ausübung des Priſenrechts in Beſchlag 
genommen werden. Es ſcheiden alſo aus deutſche Schiffe und 
deutſche Ladungen auf feindlichen oder neutralen Schiffen: für 
Anſprüche auf ihre Herausgabe oder auf Entſchädigung für 
ihre Beſchlagnahme oder Zerſtörung ſind die Priſengerichte 
nicht zuſtändig (PrG. Hamburg, Urteil „Nyanga“). Das PrG. 
Kiel hat deshalb zu Unrecht im Urteil „Primula“ auf „Frei⸗ 
gabe“ deutſcher Ladung erkannt, ebenſo das Pr. Hamburg 
im Urteil „Pleione“. Die Reklamation einer deutſchen Geſell⸗ 
ſchaft auf Herausgabe einer mit einem engliſchen Dampfer 
beſchlagnahmten, an deſſen Reederei vermieteten Funkenſtation 
wurde vor der Entſcheidung des PrG. Hamburg zurückgezogen. 

Auf einem feindlichen Schiffe befindliche, dem neutralen 
Charterer gehörige Bunkerkohlen ſtellt das PrG. Hamburg im 
Urteil „Indrani“ ) priſenrechtlich den Gütern gleich. Nicht 
zu den letzteren gehört die Habe der Schiffsmannſchaft (PrG. 
Hamburg, Urteil „Pleione“), ebenſowenig im Privateigentum 
des Kapitäns befindliche Vorräte (PrG. Hamburg, Urteil 
„Björn “). 

Iſt, wie aus § 2 Pr. erſichtlich, dem Begriff der 
Priſe eine Beſchlagnahme weſentlich, ſo iſt ein der priſengericht⸗ 
lichen Aburteilung unterliegender Fall nicht gegeben, wenn 
Schadenserſatzanſprüche auf Grund der Einbringung eines 
Schiffes behufs Durchſuchung (PrO. Ziff. 91) erhoben werden 
(PrG. Hamburg, Beſchluß „Bertha Elizabeth“; PrG. Kiel, 
Urteil „Dux“). 


III. Ausübung des Priſenrechts. 

1. Ortlich. Das Priſenrecht iſt nicht geltend zu machen 
innerhalb derjenigen Gewäſſer, die vertragsmäßig den Kriegs⸗ 
operationen oder den Kriegsſchiffen verſchloſſen find (PrO. 
Ziff. 3 b), und innerhalb neutraler Hoheitsgewäſſer. Letztere 
werden in PrO. Ziff. 3 a definiert, als „das Seegebiet, das 
in einer Breiteausdehnung von 3 Seemeilen, von der 
Nedrigwaſſerküſtenlinie gerechnet, die Küſte und die zugehörigen 
Inſeln und Buchten begleitet“. Verſchiedene Staaten haben 


6) Hanſch 3. 1915, Hauptbl. Nr. 25. 
7) Leipzg. 1916, 1261. 
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landesrechtlich ihre Territorialhoheit über die Dreimeilenzone 
hinaus erſtreckt, fo Schweden und Norwegen auf 4 Seemeilen. 
Aber ein völkerrechtlicher Titel, der dem Deutſchen Reich gegen⸗ 
über wirkſam wäre, liegt zugunſten dieſer Staaten nicht vor. 
Daher iſt eine außerhalb der Dreimeilengrenze, aber möglicher: 
weiſe innerhalb der ſchwediſchen Viermeilenzone erfolgte Be 
ſchlagnahme im Falle „Elida“ ®) vom OPrG. für geſetzmäßiz 
erklärt worden. 

Regelmäßiger Schauplatz der Beſchlagnahme iſt die 
See nebſt den mit ihr in Verbindung ſtehenden Waſſerſtraßen: 
nur dort beſchlagnahmte feindliche Schiffe können, vom Falle des 
Art. 3 des Haager Abkommens VI (RGBl. 1910, 181) ab⸗ 
geſehen, eingezogen werden, während die Einziehung eines im 
Hafen beſchlagnahmten Schiffes nach dem genannten Abkommen 
unſtatthaft iſt. Unter Hafen im Sinne von Art. 1 und 2 
desſelben, iſt aber nur der eigentliche Hafen, nicht auch ein in 
unmittelbarer Nähe desſelben befindliches Gewäſſer zu verſtehen 
(OPrG., Urteil „Fenix“), z. B. gehört nicht zum Lübecker 
Hafen die Trave zwiſchen Lübeck und Travemünde (ORıG,, 
Urteil „Primula“) 9). 

2. Durch welche Behörden? Seinem Weſen nach wird 
das Priſenrecht in erſter Linie von Kriegsfahrzeugen ausgeübt. 
Aus § 23 Pro. ergibt ſich aber, daß der Geſetzgeber auch 
an andere Fälle gedacht hat, insbeſondere an die Ausübung 
des Priſenrechts durch Truppen oder Hafenbehörden. Daß in 
5 23 nur die 88 14 bis 22 für entſprechend anwendbar er: 
klärt ſind, ſchließt die Anwendung der ſonſtigen Vorſchriften 
des Priſenrechts nicht aus (OPrG., Urteil „Primula“: Yn- 
haltung des Schiffes durch das Lübecker Hafenamt auf An⸗ 
ordnung des Staatsſekretärs des Inneren). 

IV. Konterbande. Zu unterſcheiden iſt abſolute und 
relative Konterbande (PrO. Ziff. 21, 22, 23, 24). Die 
Gegenſtände beider Kategorien find entweder im Geſetz auf 
gezählt — geſetzliche Konterbande (PrO. Ziff. 21, 23) — 
oder ſie werden Konterbande erſt durch ausdrückliche Erklärung 
ſeitens des Reiches — erklärte Konterbande (Pro. Ziff. 22, 
24, 25). Während die Unkenntnis einer Konterbande⸗ 
erklärung zur Zeit der Anhaltung zwar nicht vor der Auf 
bringung des Schiffes, aber vor ſeiner Einziehung und vor der 
entſchädigungsloſen Einziehung der betreffenden Ladung ſchüßt 
Prod. Ziff. 44), iſt Unkenntnis nachträglicher Abänderung 
des geſetzlichen Konterbandeverzeichniſſes ohne Be 
deutung (PrG. Hamburg, Urteile „Bark Elſa“ und „Schooner 
Elſa“). 

Die Priſengerichte haben ſich verhältnismäßig wenig mit 
Gegenſtänden abſoluter Konterbande zu beſchäftigen gehabt. 
Bemerkenswert iſt ein Paſſus des Urteils „Björn“ des Pr. 
Hamburg, der die in Pro. Ziff. 21 Nr. 7 (neueſte Faſſung 
genannten Gegenſtände — „militärifche, als ſolche erkenntlich 
Kleidungs⸗ und Ausrüſtungsſtücke“ — betrifft. „Als ſolche 
erkenntlich“, führt das Gericht aus, können militäriſche Aus. 
rüſtungsſtücke fein nicht nur durch ihren äußeren Augenschein, 
ſondern auch durch andere Umſtände, z. B. durch ihre Arelle: 
Raſirmeſſer, adreſſiert an das Royal Army Clothing Depart 


8) Leipzg. 1915, 1167. 
9) Leipz3. 1915, 1249. 
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ment, ſeien daher erkenntlich als Ausrüſtungsgegenſtände für 
die engliſche Armee. 

Mehr Arbeit haben den Priſengerichten die Gegenſtände 
relativer Konterbande gemacht. Dieſe unterliegen der Be— 
ſchlagnahme und damit der Einziehung regelmäßig nur beim 
Zuſammentreffen von zwei Vorausſetzungen, nämlich 

a) auf einem Schiffe, das ſich auf der Fahrt nach dem 
feindlichen oder vom Feinde beſetzten Gebiete oder 
zur feindlichen Streitmacht befindet und dieſe Gegen⸗ 
ſtände nicht in einem neutralen Zwiſchenhafen aus: 
laden fol (PrO. Ziff. 35), 

b) wenn bewieſen wird, daß ſie für den Gebrauch der 
Streitmacht oder der Verwaltungsſtellen des feind— 
lichen Staates beſtimmt find (PrO. Ziff. 32). 

Punkt a — auf den es jetzt in den Fällen von PrO. Ziff. 35 
Abſ. 2 nicht mehr ankommt — ergibt kaum Schwierigkeiten 
(eine auch nur eventuelle Beſtimmung des Schiffes nach einem 
der genannten Punkte dürfte ausreichen!). Um fo mehr macht 
ſolche der Nachweis zu b. Dieſer Nachweis ſoll aber erleichtert 
werden durch die in PrO. Ziff. 33 feſtgeſetzten Vermutun⸗ 
gen, nach denen in gewiſſen Fällen die unter 32 bezeichnete 
feindliche Beſtimmung anzunehmen iſt ), ſofern die 
Umſtände dem nicht widerſprechen. Der richterlichen 
Beweiswürdigung wird hier eine manchmal nicht leichte Auf: 
gabe geſtellt, auch der Objektivität und dem guten Willen, ſich über⸗ 
zeugen zu laſſen. Unter allen Umſtänden iſt davon auszugehen, 
daß es nur ankommt auf eine feindliche Beſtimmung im 
Augenblicke der Beſchlagnahme, nicht darauf, ob die 
Ware oder gar ein aus ihr herzuſtellendes Fabrikat ſpäter 
möglicherweiſe für den Feind beſtimmt werden kann (Pr. 
Hamburg, Urteile „Batavier V“, „Zaanſtroom“, „Medea“; 
zuweitgehend Urteil „Maria“ ). Dieſe Beſtimmung kann dem 
Gute gegeben ſein vom Abſender oder vom Empfänger. Wem 
das Eigentum des Gutes zur Zeit der Beſchlagnahme zuſteht, 
iſt ebenſo gleichgültig wie ob es nur in Konſignation nach dem 
Lande des Feindes gehen ſollte (PrG. Hamburg, Fälle „Bata⸗ 
vier V/ „Zaanſtroom“, „Brilliant“) und ob regelmäßige Handels⸗ 
beziehungen zwiſchen Abſender und Empfänger vorlagen: denn 
auch ein Nichteigentümer, ein Konſignatar, ein regelmäßiger 
Kunde kann das Gut für die Streitmacht oder die Verwaltungs⸗ 
ſtellen des Feindes beſtimmt haben. In den Urteilen „Bata⸗ 
vier V“ 12) und „Zaanſtroom“ betont das PrG. Hamburg, 
daß die Beſtimmung nur eine eventuelle zu ſein braucht. 
Unverfänglich ſcheinende Schokoladenſendungen einer holländiſchen 
Firma an engliſche Kleinhändler lagen Reklamepakete der Ab⸗ 


10) Ziff. 33 lautet in alter Faſſung: „Der Kommandant 
hat, ſofern die Umſtände dem nicht widerſprechen, die unter 82 be: 
zeichnete feindliche Beſtimmung als vorliegend anzuſehen ..“ 
Einſtimmig haben ſich die Priſengerichte dahin ausgeſprochen, daß die 
Vermutungen der Ziff. 33 nicht nur für den Kommandanten, ſondern 
auch für das deſſen Verhalten nachprüfende Priſengericht zu gelten 
hätten (PrG. Kiel, Urteile „Alfred Hage“, „Louiſe“; PrG. Hamburg, 
Urteile „Maria“, „Batavier v“, „Zaanſtroom“; OPrG., Urteil 
„Havſö“). Jedem Zweifel hat die aus dem Text erſichtliche neue 
Faſſung der Ziff. 33 ein Ende gemacht. 

1) Hanſa 1915, 300 ff. 

19) Leipzg3. 1915, 1084. 
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ſenderin mit dem Aufdruck „for our soldiers“ bei, aus denen 
hervorging, daß die eventuelle Verwendung der Ware als 
Liebesgaben für die Angehörigen der engliſchen Armee ins 
Auge gefaßt war. 

Daß die Umſtände einer Beſtimmung für den 
Feind widerſprechen, hat nicht ausſchließlich der Reklamant 
nachzuweiſen: das ergibt ſich ſchon daraus, daß die Ent⸗ 
ſcheidung auch zu treffen iſt, wo keine Reklamation vorliegt. 
Das Gericht hat alſo unter Berückſichtigung aller ihm 
bekannt gewordenen Umſtände zu entſcheiden. Natur⸗ 
gemäß müſſen aber an die Feſtſtellung, daß die Umſtände der 
feindlichen Beſtimmung widerſprechen, hohe Anforderungen ge⸗ 
ſtellt werden, will man nicht Verſchleierungen Tür und Tor 
öffnen (PrG. Hamburg, Urteile „Maria“, „Batavier v“, 
„Zaanſtroom“). Deshalb iſt es verſchiedentlich abgelehnt 
worden, den meiſt formularmäßigen Erklärungen von Inter⸗ 
eſſenten oder von Perſonen, über deren Gläubwürdigkeit das 
Gericht kein Urteil hatte, Glauben zu ſchenken. Die deutſchen 
Priſengerichte haben ſich indeſſen davor gehütet, die ſich viel⸗ 
fach dem Rechtsbruch nähernde rigoroſe Handhabung des Priſen⸗ 
rechts durch die engliſchen Behörden nachzuahmen. Das OPrG. 
zeigte ſich geneigt, den Angaben engliſcher Empfänger über die 
Beſtimmung der Ladung vollen Glauben zu ſchenken (Fälle 
„Gefion“, „Alfred Hage“, „Havſö“, „Hanſa“ uſw.); das PrG. 
Hamburg hat in bezug auf Konterbandeſendungen, die zwar 
zunächſt nach London beſtimmt, aber dort, wie aus Durch⸗ 
konnoſſementen oder Fakturen erſichtlich, nach überſeeiſchen, mit 
dem Kriege nicht in unmittelbarer Beziehung ſtehenden Plätzen 
umzuladen waren, die Vermutung von Pro. Ziff. 33 für 
widerlegt erachtet; es hat weiter im Falle des holländiſchen 
Dampfers „Medea“ ſich überzeugen laſſen, daß die ausſchließ— 
lich aus Apfelſinen für London beſtehende, von ſpaniſchen Klein⸗ 
produzenten verſandte Ladung nicht einmal eventuell für den 
Feind beſtimmt war. Eine ihm zugegangene Aufſtellung des 
Admiralſtabs, enthaltend die der engliſchen Streitmacht als 
Operations⸗ und Verſorgungsbaſen dienenden Plätze (vgl. PrO. 
Ziff. 33 Abſ. 1c), hat das PrG. Hamburg für tatſächlich über⸗ 
zeugend, aber nicht für bindend erachtet [Urteile „Batavier V“), 
„Zaanſtroom “]. 

V. Wirkung der Einziehung. Die Einziehung nach 
Priſenrecht iſt eine originäre Eigentumserwerbsart, eine occu- 
patio jure belli, die dem Okkupanten das von jeder Belaſtung 
freie Eigentum an dem einzuziehenden Gegenſtande verſchafft. 
Etwaige Pfandrechte werden alſo jedenfalls hinfällig (PrG. 
Kiel, Urteile „Primula“, „Norden“; OPrG., Urteil „Fenix“). 


VI. Schadenserſatzpflicht des Reiches. 

1. Im Falle der Nichtbeſtätigung oder Aufhebung 
einer Beſchlagnahme haben nach Pro. Ziff. 8 die Be— 
teiligten Anſpruch auf Schadenserſatz, „es ſei denn, daß aus— 
reichende Gründe für die Beſchlagnahme vorlagen“. Die Worte 
„es ſei denn, daß uſw.“ legt das PrG. Kiel in mehreren Ent— 
ſcheidungen („Skaraborg“, „Norefos“, „Star“) dahin aus, daß 
es darauf ankomme, ob ein ſorgfältig prüfender Kom— 
mandant objektiv ausreichenden Grund für die An— 
nahme hatte, daß die Beſchlagnahme gerechtfertigt 


13) LeipzZ. 1915, 1035. : 
147 
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ſei; von der gleichen Erwägung geht das PrG. Hamburg im 
Urteil „Medea“ aus. Das OPrG. dagegen ſpricht weitergehend 
in dem Berufungsurteil „Skaraborg“ aus, es ſeien allein 
objektive Geſichtspunkte maßgebend und es komme 
auf die ſubjektive Auffaſſung des Kriegsſchiffkom— 
mandanten nicht an. Danach würde unter Umſtänden eine 
objektive Sachlage den Ausſchlag geben, die der Kriegsſchiff⸗ 
kommandant auch bei Anwendung größter Sorgfalt nicht er⸗ 
kennen konnte, wie im Falle „Medea“ die kommerziellen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Abladern und Empfängern. Das kann die 
Pro. nicht gewollt haben, die in Ziff. 8 Abſ. 2 als Beiſpiele 
für die „ausreichenden Gründe“ gewiſſe nur einen Verdacht 
begründende Tatſachen anführt, einen Verdacht, der ſich durch 
die objektive Sachlage als nicht gerechtfertigt erweiſen kann. 
Der Auslegung des PrG. Kiel iſt alſo der Vorzug zu geben. 
Zutreffend erachtet das OPrG. im Falle „Norefos“ )) die objektiv 
unrichtige Würdigung des dem Kommandanten vorliegenden 
Materials, im Falle „Elida“ 16) die unzutreffende Auslegung 
der PrO. durch den Kommandanten nicht als ausreichenden 
Grund für die Beſchlagnahme. Die Urteile des PrG. Ham⸗ 
burg „Pieter Jan“, „Sidney Albert“ und „Bertha Elizabeth“ 
ſehen keinen genügenden Grund zur Beſchlagnahme in dem ſich 
für den Kommandanten aus dem Fehlen der Muſterrolle er⸗ 
gebenden Verdacht neutralitätswidriger Unterſtützung, weil nach 
dem maßgebenden holländiſchen Recht eine Muſterrolle damals 
für Fiſcherfahrzeuge nicht vorgeſchrieben war. Nicht erforder⸗ 
lich iſt, daß die Umſtände, die einen ausreichenden Grund zur 
Beſchlagnahme darſtellen, dem Reeder oder der Beſatzung des 
aufgebrachten Schiffes zum Verſchulden gereichen (PrG. Kiel, 
Urteil „Skaraborg“). 

Unter den in PrO. Ziff. 8 Abſ. 2 aufgeführten Beiſpielen 
iſt genannt das Vorhandenſein falſcher oder gefälſchter 
Schiffspapiere an Bord. Gleichgeſtellt hat das PrG. Ham⸗ 
burg im Urteil „Haſenkamp“ 16) den Fall, daß echte Schiffs- 
papiere falſchen Inhalts vorgefunden wurden. Es handelte 
ſich um eine Muſterrolle, die andere Namen als die der tat⸗ 
ſächlichen Beſatzung enthielt, was den Verdacht neutralitäts⸗ 
widriger Unterftützung des Feindes durch Spionage nahelegt. 

Pro. Ziff. 8 Abſ. 1 iſt übrigens nicht dahin auszulegen, 
daß für die Beſchlagnahmen eines jeden einzelnen Gegen⸗ 
ſtandes ausreichende Gründe vorgelegen haben müſſen: es 
muß vielmehr genügen, wenn die Aufbringung des Schiffes 
ſich nach PrO. Ziff. 39 (oder ſonſtigen Vorſchriften) rechtfertigt 
(PrG. Hamburg, Urteile „Batavier ““ und „Zaanſtroom“). 
Entſprechend hat das PrG. Kiel im Urteil „Thorſten“ den 
Anſpruch eines Paſſagiers des mit Recht aufgebrachten Schiffes 
auf Erſatz ſeines Verzögerungsſchadens abgewieſen, wobei die Zu⸗ 
ſtändigkeit des PrG. für derartige Anſprüche dahingeſtellt blieb. 

2. Im Falle der Verwendung neutraler Vorräte. 
Nach PrO. Ziff. 110 können S. M. Schiffe im Bedarfsfalle 
aus der Ladung, dem Inventar und den Vorräten aufgebrachter 
feindlicher Schiffe ihren Bedarf ergänzen, ſoweit die Gegen⸗ 
ſtände nicht einwandfrei als neutrales Gut erwieſen ſind. In 
dem vom PrG. Hamburg entſchiedenen Falle „Indrani“ !“) haben 


10 LeipzZ. 1915, 1251. — 8) Leipzg3. 1915, 1170. — 
16) Hanſa 1915, 301 ff. — 1) Leipz 3. 1915, 1252. 
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ſich Bunkerkohlen und Kohlenladung des aufgebrachten Schiffes 
nachträglich als neutrales Eigentum erwieſen. Das recht⸗ 
fertigte die Schadenserſatzpflicht des Reiches. 

3. Im Falle der Zerſtörung beſchlagnahmter 
Schiffe. 

a) Neutrale Schiffe. Nur unter den Vorausſetzungen 
von PrO. Ziff. 113 iſt der Kommandant berechtigt, ein gemäß 
Ziff. 39 wegen Konterbande oder gemäß Ziff. 77, 78 wegen 
Blockadebruchs oder gemäß Ziff. 51 wegen neutralitätswidriger 
Unterſtützung aufgebrachtes neutrales Schiff zu zerſtören. Lagen 
die beſonderen Vorausſetzungen von Ziff. 113b nicht vor, fo 
haben die Eigentümer von Schiff und Ladung — mochten dieſe 
einziehbar fein oder nicht — Anſpruch auf Schadenserſatz 
(Ziff. 115 Satz 1). Lagen die fraglichen Umſtände zwar vor, 
erweiſen ſich aber das zerſtörte Schiff oder vernichtete neutrale 
Güter als nicht einziehbar, ſo haben die betreffenden Eigen⸗ 
tümer ebenfalls Anſpruch auf Schadenserſatz (Ziff. 115 Satz 2). 
Die letztgenannte Vorſchrift iſt praktiſch geworden in dem vom 
PrG. Hamburg entſchiedenen Falle „Medea“. 

Zu den nicht einziehbaren neutralen Gütern gehört nach 
Art. XIII des Preußiſch⸗Nordamerikaniſchen Freundſchafts⸗ und 
Handelsvertrages von 1799/1829 amerikaniſche Konterbande 
auf amerikaniſchen Schiffen. 

Ein gemäß Prod. Ziff. 56 aufgebrachtes neutrales Schiff 
wird unter der Vorausſetzung von Ziff. 112 Abſ. 1 Satz 2 wie 
ein feindliches (ſ. u.) behandelt. 

b) Feindliche Schiffe. Unter der Vorausſetzung von 
PrO. Ziff. 112 Abſ. 1 Satz 1 iſt der Kommandant berechtigt, 
ein gemäß Ziff. 10 bis 16b als feindliches aufgebrachtes Schiff 
zu zerſtören. Auch wenn jene Vorausſetzung nicht vorliegt, 
wird weder dem Eigentümer des Schiffes noch dem der mit 
zerſtörten feindlichen Ladung Schaͤdenserſatz geſchuldet 
Wie aber ſteht es mit der Schadenserſatzpflicht gegenüber mit⸗ 
zerſtörter neutraler Ladung? Lag die Vorausſetzung von 
Ziff. 112 nicht vor, d. h. hat der Kommandant das Schif 
zerſtört, obwohl ſeine Einbringung ihm nicht unzweckmäßig oder 
unſicher erſchien, etwa aus reiner Zerſtörungsluſt — ein Fal, 
der praktiſch kaum vorkommen wird —, ſo hat er rechtswidrig 
gehandelt, und der der neutralen Ladung erwachſene Schaden 
iſt zu erſetzen. Lag aber die Vorausſetzung von Ziff. 112 vor, 
fo wird der neutralen Ladung Schadenserſatz nicht geſchuldet 
Das hat das PrG. Hamburg grundlegend im Falle „Glitra“) 
ausgeſprochen und eingehend begründet; das Urteil, dem ſic 
der größere Teil der Literatur 15) angeſchloſſen hat, iſt am 
30. Juli 1915 vom OPrG. beſtätigt worden.“) 


15) Hanſ GZ. 1915, Hauptbl. Nr. 23. 

19) Kohler, DIZ. 1915, 540; Heilfron, JW. 1915, 466; 
Arndt, Berl. Tageblatt vom 18. Mai 1915, Abendausgabe, Haupt 
blatt S. 4; Nöldeke, Hamb. Fremdenblatt vom 8. Juni 1915, 
Abendausgabe S. 13; im Ergebnis auch Scholz, DIE. 1915, 768 
Einſchränkend Rehm, DIZ. 1915, 454 ff., und abweichend Wehberg, 
Seekriegsrecht 297 Note 3, auch Oſterr. Zeitſchr. für öff. und pr 
Verſicherung 1914/15 S. 530. 

0) Das mir erſt während des Drucks vorliegende Urteil de 
gründet ſeine Entſcheidung wie folgt: i 

Die Frage, ob neutrales Gut, das mit einem feindlichen Saif 
zerſtört iſt, Schadenserſatz beanſpruchen kann, werde in der pro. weder 
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Eine Ausnahmeſtellung für amerikaniſche Ladung 
beſteht nicht, da der Preußiſch⸗Nordamerikaniſche Vertrag 
von 1799 / 1828 nach dem allein maßgebenden franzöſiſchen 
Text amerikaniſche Güter auf nicht⸗amerikaniſchen Schiffen nicht 
betrifft [PrG. Hamburg, Urteile „Indrani“, 21) „Bowes Caſtle“, 
„Indian Prince“ ]. 7) 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober: 
verwaltungsgerichts zum Zuwachsſteuergeſetz.“) 
Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
(Fortſetzung aus Nr. 14, 1915.) 


Noch III. Der Wertzuwachs als Bemeſſungs grundlage. 
B. Hinzurechnungen zum Erwerbspreiſe oder werte 
(SS 14, 15, 16, 18 Zuw St G.). 

Wenn, wie in der vorigen Nummer dargelegt, ſchon der 
Preis: und Wertbegriff im ZuwStG. zu einer Fülle von 
Streitfragen führt, ſo ſind doch deren ergiebigſte Fundgrube die 
Vorſchriften über Hinzurechnungen zu und Abzüge von den der 
Bemeſſung des Wertzuwachſes zugrunde zu legenden Preiſen 
und Werten. Das liegt im Weſen der Zuwachsſteuer, deren 
ſteuertechniſche Schwierigkeit vor allem darin beſteht, daß die 
Geſamtheit der in einem langen Zeitraum in bezug auf ein 
Grundſtück ſtattgehabten wirtſchaftlichen Vorgänge in den Kreis 
der Berechnung gezogen wird. Im ZuwStG. ſind die ſich 


ausdrücklich noch mittelbar entſchieden. Insbeſondere ergebe ſich ihre 
Bejahung nicht aus Ziff. 114, zumal dieſe, im Gegenſatz zu anderen 
Beſtimmungen der Brd., kein materielles Recht geben wolle und gebe, 
ſondern nur ein Befehl des oberſten Kriegsherrn an die Schiffs⸗ 
kommandanten ſei. Müſſe man ſomit auf die allgemeinſten Rechts⸗ 
grundſätze in Verbindung mit den Normen des allgemeinen Kriegsrechts 
zurückgehen, ſo ergebe ſich mit voller Sicherheit, daß ein Anſpruch der 
Neutralen nicht beſtehe, wenn die Zerſtörung der Priſe durch die 
Umſtände gerechtfertigt war. Die Aufbringung und Wegnahme des 
feindlichen Schiffes ſei eine zuläſſige, völkerrechtlich gebilligte Kriegs⸗ 
maßregel gegen den fremden Staat. Aus ihr könnten Erſatzanſprüche, 
ſei es der Angehörigen der feindlichen Staaten, ſei es Neutraler, 
überall nicht erwachſen. Es fehle an jedem Rechtsgrunde für die 
Zurechnung des Schadens, den vielmehr der Neutrale ſelbſt dadurch 
verurſacht habe, daß er ſein Gut einem gefährdeten Schiffe anvertraute. 
Daher fehle es auch bei Rechtmäßigkeit der Kriegsmaßregel an einem 
Rechtsgrunde für die Zurechnung des Schadens, wenn die Güter 
dadurch verloren gehen, daß ſich die gegen das Schiff gerichtete 
Kriegshandlung notwendig zugleich gegen die Ladung richte. Art. 3 
der Pariſer Deklaration gebe dem neutralen Gute nur Schutz gegen 
das Seebeuterecht, nicht gegen die durch die Kriegslage gebotenen 
Handlungen der kriegführenden Partei. 

21) Leipz Z. 1915, 1252. 

22) HanſGZ. 1915, Hauptbl. Nr. 110. 

1) Im weiteren Verlaufe dieſer Aufſätze bezeichnet „E.“ die 
amtliche Sammlung der Entſcheidungen des OL G., „AM.“ die 
„Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachsſteuer“, jetzt über dieſe, 
die Neichsbeſitzſteuern und die Reichsverkehrsſteuern, die beigefügte 
fett gedruckte Zahl dort den Band, die römiſche hier den Jahrgang, 
die andere Zahl an beiden Orten die Seite. 
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hieraus ergebenden notwendigen Schwierigkeiten noch dadurch 
geſteigert, daß gerade die Beſtimmungen über die Zu⸗ und 
Abrechnungen im allerſtärkſten Grade Einheitlichkeit und Folge⸗ 
richtigkeit vermiſſen und ein Hin⸗ und Herpendeln zwiſchen 
Geſichtspunkten einer objektiven Wertzuwachs⸗ und ſolchen einer 
ſubjektiven Gewinnſteuer erkennen laſſen, auch in ihrer Faſſung 
wenig glücklich und nicht den verſchiedenartigen Verhältniſſen, 
auf die man ſie hätte zuſchneiden müſſen, angepaßt ſind. 

Am meiſten Schwierigkeiten bietet natürlich die Ermittlung 
derjenigen Anrechnungen, hinſichtlich deren der ganze für die 
Steuerberechnung maßgebende Zeitraum in Betracht 
zu ziehen iſt. Dieſer Zeitraum iſt bei den Regelfällen des 
Geſetzes, d. h. denen von Grundſtücksübertragungen gemäß 
88 873, 925 BGB., der Zeitraum von Grundbucheintragung 
zu Grundbucheintragung. Dies folgt vor allem daraus, daß 
das Geſetz die Steuerpflicht regelmäßig an den dinglichen 
Erwerbsvorgang knüpft. Daß ſich hieraus, namentlich dann, 
wenn der Übergang von Nutzungen und Laſten nicht mit der 
Grundbuchumſchreibung zuſammenfällt, Unbilligkeiten ergeben 
können, hat das OVG. wie der Bundesrat (AM. III 19) 
anerkannt, kann aber nicht zu einer anderen Auslegung führen, 
die übrigens auch der auf Erfaſſung des dem Grundſtücke ſelbſt 
objektiv zu teil gewordenen Wertzuwachſes, nicht des ſubjektiven 
Gewinnes des Eigentümers gerichteten, wenn auch nicht ſtreng 
durchgeführten Abſicht des Geſetzgebers, nicht entſprechen würde 
(E. VII C 79/13 vom 23. September 1913; E. 62 8; 
AM. II 10, 205; AM. III 141). 

Zurückzuweiſen iſt auch trotz der ſich in manchen Fällen 
herausſtellenden Unbilligkeiten die Meinung, daß eben die 
Beſtimmungen über die Hinzurechnungen im § 14 nur Bei: 
ſpiele brächten, die der Richter nach ſeinem Ermeſſen vermehren 
und im Wege der Analogie auf andere Fälle ausdehnen könnte 
(E. VII C 79/13 vom 23. September 1913). 

Zu einer in gewiſſer Hinſicht weiten Auslegung nötigt aller⸗ 
dings der Wortlaut des § 14 Ziff. 1 über die Anrechnung von 
Erwerbskoſten. Denn dieſer Wortlaut kennzeichnet die Vor⸗ 
ſchrift als eine zwingende, die, von dem Falle des Nachweiſes 
höherer Koſten abgeſehen, ein Zurückgehen auf die wirklichen 
Koſten des Erwerbes abſchneidet, indem ſie an deren Stelle 
einen Pauſchalſatz ſetzt, der in Anrechnung kommen muß, 
gleichviel, ob und in welcher Höhe dem Veräußerer tatſächlich 
Erwerbskoſten entſtanden ſind oder auch nur überhaupt ent⸗ 
ſtanden fein können (AM. V 118). 

Selbſt wenn den Pauſchalſatz von 4 v. H. überſteigende 
Koſten entſtanden ſind, kommt es ferner, ſofern ſie nachgewieſen 
ſind, nicht auf ihre Notwendigkeit, ſondern nur auf die nach⸗ 
gewieſene Tatſache ihrer Entſtehung an (E. VII C 203/13 vom 
13. Februar 1914). Ebenſowenig kommt es auf den Rechts⸗ 
grund des Erwerbes an. Daher hat die Anrechnung von 
Erwerbskoſten auch bei Erwerb in der Zwangsverſteigerung 
ſtattzufinden (E. 65 8). Nur wenn der Wert an die Stelle 
des Erwerbspreiſes tritt, hat nach poſitiver Vorſchrift des $ 14 
Ziff. 1, übrigens auch folgerichtigerweiſe, eine Hinzurechnung von 
Erwerbskoſten zu unterbleiben. Tritt umgekehrt nach 8 17 
Abſ. 3 oder 4 an die Stelle des gemeinen Wertes vor 40 Jahren 
oder am 1. Januar 1885 ein vorherliegender höherer Erwerbs— 
preis, fo find auch dieſem Erwerbskoſten nach § 14 Ziff. 1 
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hinzuzurechnen, da dieſer frühere Preis dann, ſoweit nicht be⸗ 
ſondere Vorſchriften (z. B. 817 Abſ. 5) entgegenſtehen, wie jeder 
andere Preis zu behandeln iſt (VII C 693/12 vom 9. Mai 1913). 

Andererſeits find Erwerbskoſten im Sinne des § 14 Ziff. 1 
und daher, wenn nachgewieſen, auch über den Pauſchalſatz hinaus 
anrechnungsfähig allerdings nur die mit dem Erwerbe in un: 
mittelbarem Zuſammenhange ſtehenden Koſten (vgl. unten 
zum Begriffe „Veräußerungskoſten“ bei S 22, E. VII C 203 
und 256/13 vom 13. Februar und 23. Januar 1914, wo 
allerdings die, wie die Erfahrung gelehrt hat, irreführende 
Wendung „die im unmittelbaren Zuſammenhange mit der Über: 
tragung des Grundſtücks notwendig gewordenen Koſten“ 
gebraucht iſt). Beſteht ein ſolcher unmittelbarer Zuſammenhang, 
dann gehören auch Prozeßkoſten zu den Koſten des Erwerbes 
(E. VII C 203/13 vom 13. Februar 1914). Dagegen gehört 
die vom Erwerber übernommene Zuwachsſteuer nicht zu den 
Erwerbskoſten im Sinne des § 14 Ziff. 1. Denn abgeſehen 
von ihrer Sonderregelung im § 24 (vgl. den Aufſatz in der 
vorigen Nummer) iſt ſie eine eigenartige Abgabe, die ihrer 
Natur nach den Veräußerer treffen ſoll; wird ſie vom Erwerber 
übernommen, ſo beſteht im allgemeinen nicht die Auffaſſung, 
als handle es ſich um die Übernahme von „Koſten“, ſondern 
der Erwerber iſt zufolge beſtehender Verkehrsſitte regelmäßig 
von der Anſchauung beherrſcht, er übernehme eine vom Koſten⸗ 
punkt unabhängige Verbindlichkeit des anderen Teiles. (E. 67 8; 
AM. IV 120, wo auch auf RGZ. 72 395, JW. 40 749, 
Gruchot 56 108 Bezug genommen iſt.) 

Sind mit dem Grundſtücke auch ſogenannte ſteuerfreie 
Gegenſtände im Sinne des ZuwStG., wie Inventar, Maſchinen, 
Früchte uſw., für einen Geſamtpreis erworben worden, dann iſt 
das Pauſchquantum von 4 v. H. im § 14 Ziff. 1 nicht nach 
dem Geſamtpreiſe, ſondern nur nach dem auf das Grundſtück 
entfallenden, nach dem Wertverhältniſſe zu ermittelnden Teile 
hiervon zu berechnen und ebenſo darf eine Hinzurechnung über 
das Pauſchquantum hinausgehender Koſten, auch ſolcher Ver: 
mittlergebühren, nur in dieſem Verhältniſſe ſtattfinden; denn 
der Ausdruck „Erwerbspreis“ im ZuwStG. tft zu ergänzen 
durch Hinzuziehung des Gegenſtands, für deſſen Erwerb ein 
Preis beſtimmt worden iſt, und als dieſer Gegenſtand kommen 
nach den Beſtimmungen in 88 1— 3, 10, 13 die vom Geſetze 
als „ſteuerfrei“ bezeichneten Gegenſtände nicht in Betracht. Ob 
der Erwerb im Wege der Zwangsverſteigerung erfolgt iſt, macht 
keinen Unterſchied. (E. 64 1, 32; AM. III 92; E. VII C 146/13 
vom 21. November 1913.) 

Eine in Anbetracht des keineswegs unklaren Wortlauts 
erſtaunliche Fülle von Steuerprozeſſen hat die Beſtimmung 
unter Ziff. 2 des § 14 über die Anrechnung von Hypotheken— 
ausfällen bei Erwerb in der Zwangsverſteigerung gezeitigt. 
Der Grund liegt vorzugsweiſe darin, daß die Steuerpflichtigen 
bei der Zuwachsſteuer — wohl infolge der über ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung und Berechtigung gepflogenen Erörte⸗ 
rungen — weniger wie bei jeder anderen Rechtsverkehrs— 
ſteuer ſich an den Gedanken gewöhnen wollen, daß bei einer ſolchen 
Steuer, wo fie ohne weitere Erläuterung Rechtsbegriffe an: 
wendet, dieſe, ſofern nicht die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
zweifellos einen anderen Sinn ergibt, keine andere Auslegung 
finden können, als die, welche ihnen auf dem Rechtsgebiete zu⸗ 
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kommt, dem ſie entſtammen (E. 64 7 und viele andere). Die 
Steuerpflichtigen kommen daher immer wieder mit Einwänden, 
wie, ſie ſeien zwar zur Zeit der Einleitung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung nicht Hypothekengläubiger im Rechtsſinne, wohl aber 
wirtſchaftlich geweſen, der Erſteher habe das Grundſtück nur 
für ſie, die Hypothekengläubiger, als ihr Fiduziar erworben, ſie 
hätten für die ausgefallene Hypothek Bürgſchaft geleiſtet und 
dergleichen mehr. § 14 Ziff. 2 verlangt aber, daß der „Ver⸗ 
äußerer“ zur Zeit der Einleitung der Zwangsverſteigerung 
„Hypotheken- oder Grundſchuldgläubiger“ war. Mit 
dem Worte „Veräußerer“ verbindet das ZuwStG., das ein⸗ 
heitliche Grundſätze zur Anwendung bringen will, ſtets den 
gleichen Sinn, und das iſt, wie namentlich ein Vergleich des 
Wortlauts des § 29 Abſ. 1 mit den Abſätzen 2 und 3 ergibt, 
derjenige, dem das Eigentum an dem Grundftüde bisher zu: 
ſtand. „Eigentum“ iſt aber ein Rechtsbegriff des bürgerlichen 
Rechtes, ſomit Eigentümer und daher „Veräußerer“ im Sinne 
des § 14 Ziff. 2 nur derjenige, dem das Eigentum in bürgerlich⸗ 
rechtlichem Sinne bisher zuſtand. Ebenſo find „Hypotheken⸗ 
gläubiger“ und „Grundſchuldgläubiger“ Begriffe des Bürger: 
lichen Rechtes. Daraus ergibt ſich, daß die Vergünſtigung des 
§ 14 Ziff. 2 ausſchließlich demjenigen zuſteht, der vor der 
ſteuerpflichtigen Veräußerung Eigentümer im bürgerlichrechtlichen 
Sinne war, und vor der Einleitung der Zwangsverſteigerung, 
in der er ſeinerzeit das Grundſtück erworben hat, Hypotheken⸗ 
oder Grundſchuldgläubiger ebenfalls im Sinne des bürgerlichen 
Rechtes war und bei dieſer Zwangsverſteigerung mit ſeiner 
Forderung ganz oder teilweiſe ausgefallen iſt. Die Ver⸗ 
günſtigung greift alſo nicht Platz, wenn der Veräußerer das 
Grundſtück als Treuhänder eines ausgefallenen Hypotheken⸗ 
gläubigers erworben oder wenn umgekehrt der Erſteher hin⸗ 
ſichtlich der ausgefallenen Hypothek ſich nur im Verhältniſſe des 
Treugebers oder Bürgen befand. Wie einerſeits auch der 
fiduziariſche Erwerber eines Grundſtücks Eigentümer im Rechts⸗ 
ſinne wird, fo erliſcht auch durch nur fiduziariſche, aber rechts 
förmliche Abtretung einer Hypothek oder Grundſchuld für den 
Abtretenden die Gläubigereigenſchaft im Rechtsſinne. (E. 64 53 
E. VII C 415/12 vom 2. Januar 1913, 566/12 vom 27. Februar 
und 710/12 vom 23. Januar 1913.) Gläubigereigenſchaft er 
langt der Bürge für eine Hypothek nicht ſchon durch Übernahme 
der Bürgſchaft, ſondern erſt durch Befriedigung des Hypotheken⸗ 
gläubigers (E. VII C 282/13 vom 7. Oktober 1913.) 

Auch wenn die Hypothek den ſämtlichen einzelnen Geſell 
chaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft zuftand und die 
Geſellſchaft als ſolche das Grundſtück erſteht, ſteht ihr der 8 14 
Ziff. 2 nicht zur Seite. Denn allerdings iſt die offene Handels⸗ 
geſellſchaft kein von ihren Mitgliedern verſchiedenes Rechts 
ſubjekt. Daraus folgt aber nicht, daß das Vermögen der Ge⸗ 
ſellſchaft ſich mit dem der Geſellſchafter deckt. Vielmehr beſigt 
die Geſellſchaft ein von dem Vermögen ihrer Mitglieder ge⸗ 
ſondertes Zweckvermögen, welches ſich von dem Einzelvermögen 
der Mitglieder beſonders dadurch unterſcheidet, daß es dieſen zur 
geſamten Hand zuſteht. Gehörte die Hypothek nicht jenem Or 
ſellſchaftsvermögen und iſt der Zuſchlag nicht den die Hypothek 
beſitzenden Geſellſchaftern, ſondern der Geſellſchaft erteilt, 1 
fehlt es daher an der nach § 14 Ziff. 2 gebotenen Jdentitit 
des Erſtehers und des ausfallenden Hypothekengläubiger 
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(E. VII C 622/12 vom 18. März 1913.) Erſt recht gilt dies 
natürlich, wenn es ſich um eine Geſellſchaft mit ſelbſtändiger 
Rechtsperſönlichkeit handelt, wie bei der Geſellſchaft m. b. H., 
und zwar ſelbſt dann, wenn der ausfallende Hypotheken⸗ 
gläubiger die ſämtlichen Geſchäftsanteile der erſtehenden Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. beſitzt oder umgekehrt der Erſteher der Be⸗ 
ſitzer ſämtlicher Geſchäftsanteile der mit ihrer Hypothek aus⸗ 
fallenden Geſellſchaft m. b. H. iſt. 

Daß hieraus Härten entſtehen, iſt zuzugeben; ihnen kann 
aber nicht durch den Verwaltungsrichter, ſondern nur auf dem 
durch 8 66 Abi. 1 ZuwStG. gewieſenen Verwaltungs⸗ 
wege abgeholfen werden (vgl. Mitteilung des Reichsſchatzamts 
AM. III 137). 

Andererſeits iſt es ein nicht ſelten bei den Zuwachsſteuer⸗ 
ämtern und ſelbſt bei Bezirksausſchüſſen wahrgenommener Irrtum, 
daß Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger im Sinne des $ 14 
Ziff. 2 immer nur der im Grundbuch eingetragene ſei. Aus⸗ 
ſchlaggebend iſt vielmehr nur, daß der Veräußerer zur Zeit der 
Einleitung der Zwangsverſteigerung nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts materiell Gläubiger war. Im Fall der 
Abtretung einer Hypothek oder Grundſchuld bedarf es daher der 
Umſchreibung der Poſt auf den Veräußerer nur bei ſog. Buch⸗ 
hypotheken und ⸗grundſchulden, während bei Briefhypotheken 
und grundſchulden die ſchriftliche Abtretungserklärung und 
Übergabe des Briefes genügt (§§ 1153, 1154, 1192 BGB.). 
(E. 64 92; E. VII C 80/13 vom 14. November 1913.) Auch 
der für die rechtsgeſchäftliche Abtretung der Hypothek vor⸗ 
geſchriebenen Form des § 1154 BGB. bedarf es zur Erlangung 
der Gläubigereigenſchaft nicht, wenn jemand, der Gefahr läuft, 
durch die Zwangsvollſtreckung ein Recht an dem Grundſtücke zu 
verlieren, den die Zwangsvollſtreckung betreibenden Gläubiger 
befriedigt ($ 268 BGB.); dieſes Ablöſungsrecht kann auch 
ſchon dann geltend gemacht werden, wenn der Gläubiger den 
Eigentümer zur Zahlung aufgefordert oder die Hypothek ge⸗ 
kündigt hat. Wenn und ſoweit dann der vom Ablöſungsrechte 
Gebrauch machende den Hypothekengläubiger befriedigt, geht 
deſſen Forderung mit der Hypothek kraft Geſetzes auf 
ihn über (E. VII C 864/13 vom 19. Mai 1914). 

Was nun die im 8 14 Ziff. 2 gezogenen Grenzen der ziffer⸗ 
mäßigen Zurechnung anlangt, fo will das Geſetz im 5 14 
den Leitſatz des 8 1 Abſ. 1 über Erhebung der Zuwachsſteuer 
von dem Wertzuwachs, der ohne Zutun des Eigentümers ent⸗ 
ſtanden iſt, zur Geltung bringen und daher den Erwerbspreis 
ſo beſtimmen, daß der Geſamtbetrag deſſen, was dem Erwerber 
das Grundſtück gekoſtet hat, d. i. alles, was er hierzu aus 
ſeinem Vermögen aufgewendet hat, zu ſeinen Gunſten berück⸗ 
ſichtigt wird. Zu dieſen Aufwendungen gehört aber für den 
das Grundſtück erwerbenden Hypothekengläubiger nicht nur das 
Kapital, ſondern gehören auch die ihm zufolge der Kapital⸗ 
überlaſſung an den Schuldner gebührenden, aber nicht gezahlten 
Zinsbeträge und die dem Gläubiger entſtehenden Koſten. 
Ganz folgerichtig erklärt der zweite Satz der angeführten Vor⸗ 
ſchrift des § 14 bei entgeltlichem Erwerbe der Hypotheken⸗ 
forderung nicht den Nennwert der Hypothek, ſondern die tat⸗ 
ſächlich von dem Erwerber der Hypothek gemachte Aufwendung 
für maßgebend. Dieſer Satz will aber nur den — zumal 
bei Abtretung bereits beſtehender Hypotheken häufig vor⸗ 
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kommenden — Fall treffen, wo die von dem Gläubiger gezahlte 
Valuta ſich mit dem Nennwerte der Hypothek nicht deckt, ſondern 
niedriger iſt. Dagegen denkt er nicht auch an den Fall, daß 
bei einer in voller Höhe ihres Nennbetrags von dem Gläubiger 
erworbenen Hypothek zu dem Kapitalbetrage noch Zinſen und 
Koſten hinzukommen. Unter „Forderungen“ ſind an ſich und 
daher auch im Sinne der beiden Sätze des § 14 Ziff. 2 
Kapitalforderungen zu verſtehen. Daraus aber iſt keineswegs 
der Ausſchluß von Zinſen und Koſten bei Anwendung dieſer 
Beſtimmungen zu folgern, vielmehr muß ihre rechtliche Natur 
als bloßer Nebenforderungen im Verhältniſſe zu der Haupt⸗ 
forderung ohne weiteres zu ihrer Mitberückſichtigung neben der 
Hauptforderung führen, ſoweit nicht ausdrücklich das Geſetz das 
Gegenteil anordnet, was hier nicht geſchehen iſt. (E. 64 35; 
AM. III 129.) 

Wenn andererſeits das Geſetz die Anrechnung des Aus⸗ 
falls nur „bis zu dem Werte“ des Grundſtücks zuläßt, ſo 
bedeutet das nicht etwa, daß nur der Betrag der ausgefallenen 
Forderung mit dem Grundſtückswerte zu vergleichen iſt, alſo 
z. B. drei ausgefallene Hypotheken des Erſtehers zu 100 000 4 
voll anzurechnen find, wenn der Grundſtückswert 200 000 & 
beträgt, da jede einzelne Hypothek dieſen Wert nicht überſteigt. 
Eine ſolche Auslegung würde am bloßen Wortlaute des Geſetzes 
haften, aber nicht dem wahren Sinne des Geſetzes gerecht 
werden. § 14 Ziff. 2 ordnet zugunſten des Hypotheken⸗ oder 
Grundſchuldgläubigers, der als Erſteher mit ſeiner Hypothek 
oder Grundſchuld einen Ausfall erlitten hat, eine Hinzurechnung 
dieſes Ausfalls zum Erwerbspreiſe an, jedoch mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß die Hinzurechnung nur bis zu dem Werte er⸗ 
folgen darf, den das Grundſtück zur Zeit der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder gegebenenfalls zur Zeit der Eintragung der 
Forderung gehabt hat. In der Faſſung der Regierungsvorlage, 
aus der die jetzige Faſſung ohne die erkennbare Abſicht einer 
ſachlichen Anderung hervorgegangen iſt, lautete die Vorſchrift 
dahin, „daß dem Erwerbspreis der nachweisliche Betrag 
der ausgefallenen Forderungen des Veräußerers hinzuzurechnen 
ſei, ſoweit dadurch der Wert des Gegenſtandes zur Zeit der 
Zwangsverſteigerung nicht überſchritten wird“. Die Be⸗ 
ſtimmung beſagt ſomit, daß der aus der Hinzurechnung 
des Hypothekenausfalls zum Erwerbspreiſe ſich ergebende Be⸗ 
trag nicht größer fein darf als der Wert, den das Grundſtück 
in dem angegebenen Zeitpunkte hatte. Innerhalb dieſer Grenze 
können aber die ausgefallenen Forderungen nicht ſchlechtweg 
nach ihrem Nennwerte, ſondern nur ſo weit berückſichtigt werden, 
als ſie nach Maßgabe ihres Rangverhältniſſes in dem 
Werte des Grundſtücks ihre Deckung finden. Denn das 
Geſetz will offenbar dem Erſteher nur eine Anrechnung der⸗ 
jenigen wirklichen Werte ſichern, die er hat preisgeben müſſen, 
um das Grundſtück zu erwerben. Der Wert oder Unwert 
einer Hypothek beſtimmt ſich aber nach ihrem Range, und es 
iſt rechtlich ſelbſtverſtändlich und bedurfte deshalb keiner be⸗ 
ſonderen Hervorhebung in dem § 14 Ziff. 2, daß jede einzelne 
Hypothek den Wert des Grundſtücks nur inſoweit in Anſpruch 
nehmen kann, als ihr nicht andere Rechte vorgehen, zu deren 
Befriedigung das Grundſtück zu dienen hat (SS 879, 1113 BGB.). 
Dafür, ſolche Hypotheken, die infolge des Vorranges anderer 
durch den Grundſtückswert nicht mehr gedeckt werden und daher 
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wirtſchaftlich wertlos find, gleichwohl zugunſten des Hypotheken⸗ 
inhabers zu berückſichtigen, fehlte jeder erkennbare Grund für den 
Geſetzgeber. Der von wirtſchaftlichen Erwägungen beherrſchte S 14 
Ziff. 2 hat vielmehr nur wirtſchaftlich wertvolle Hypotheken im 
Auge; er ſoll, wie die Begründung der Regierungsvorlage 
S. 36 bemerkt, unbillige Härten in Fällen verhüten, „in denen 
der Erſteher des Grundſtücks als Hypothekengläubiger zur 
Rettung ſeiner Forderung zum Erwerbe des Grundſtücks ge⸗ 
nötigt war“, und er ſoll zugleich die Möglichkeit ausſchließen, 
durch überhohe Beleihung des Grundſtücks Vorteile auf dem 
ſteuerlichen Gebiete herauszuſchlagen. Es iſt anzunehmen, daß 
dem Geſetzgeber die gleichfalls in der Begründung S. 36 er⸗ 
wähnte, allerdings anders gefaßte Tarifnummer 11a Sp. 4 
Ziff. 4 RStempG., die in Sp. 4 Anm. c von dem Geſamt⸗ 
betrage der Hypotheken⸗ und Grundſchuldforderungen des Er⸗ 
ſtehers und der dieſen vorgehenden Forderungen im 
Verhältniſſe zu dem Werte des Grundſtücks ſpricht, vorgeſchwebt 
hat, zumal die Abſicht einer grundlegenden Abweichung nirgends 
hervorgetreten iſt. Dem entſpricht es auch, wenn in den AM. 
I, 166 Ziff. Za zur Erläuterung des § 14 Ziff. 2 bemerkt 
wird, es dürfe keine Überbelaſtung des Grundſtücks vorliegen 
und, wenn die hpypothekariſche Belaſtung den Wert des 
Grundſtücks zur Zeit der Zwangsverſteigerung oder zur 
Zeit der Eintragung der Hypothek überſteige, könne der 
dieſen Wert überſteigende Betrag der ausgefallenen Forderung 
nicht angerechnet werden. Demnach geht die Bedeutung des 
§ 14 Ziff. 2 Satz 1 dahin, daß die ausgefallenen Hypotheken⸗ 
oder Grundſchuldforderungen des Erſtehers nur inſoweit, als 
ſie ſich unter Berückſichtigung der vorgehenden Forderungen 
innerhalb des Wertes des Grundſtücks halten, dem Erwerbs⸗ 
preiſe hinzuzurechnen ſind, daß aber in keinem Falle der aus 
dieſer Hinzurechnung ſich ergebende Geſamtbetrag den Wert des 
Grundſtücks zur Zeit der Zwangsverſteigerung oder gegebenen⸗ 
falls zur Zeit der Eintragung der Forderung überſchreiten darf 
(E. 64 85; AM. III, 216). Daraus folgt weiter, daß, wenn 
mit derjenigen des Erſtehers noch eine mit gleichem Range 
eingetragene Hypothek eines Dritten ausgefallen iſt, für die 
Grenze der Anrechnungsfähigkeit jener der Betrag maßgebend 
iſt, mit dem die Summe beider Hypotheken ausgeht; beträgt 
alſo z. B. der Grundſtückswert 200 000 & und ſtand die aus⸗ 
gefallene Hypothek des Erſtehers von 50 000 & mit einer 
andern gleichen Ranges von 50 000 & hinter 150 000 & ein⸗ 
getragen, dann kann der Erſteher nach § 14 Ziff. 2 nicht 
50 000 

50 000, ſondern nur 5 
Liegt der die erſte Vorausſetzung für die Anwendbarkeit 
des 8 14 Ziff. 2 bildende Erwerb in der Zwangsverſteigerung 
immerhin nur in einer Minderzahl der Steuerfälle vor, ſo gilt 
das ganze Gegenteil hiervon von der Ziffer 3: Aufwendungen 
für Verbeſſerungen des Grundſtücks kommen in der über⸗ 
großen Mehrzahl der Fälle in Frage, und ſie erſchweren die 
Veranlagung und ihre Nachprüfung um ſo mehr, je länger der 
für die Steuerberechnung maßgebende Zeitraum iſt. Voraus⸗ 
ſetzungen der Ziff. 3 ſind, daß für „dauernde beſondere Ver⸗ 
beſſerungen“ „Aufwendungen“ „gemacht find“. Eine Auf: 
wendung für „dauernde beſondere Verbeſſerungen“ iſt 
nur, „was für die objektive Verbeſſerung des Grundſtücks und 
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damit präſumtiv für die Erhöhung des Wertes des letzteren 
aufgewendet, was, wie man im täglichen Leben zu ſagen pflegt, 
in das Grundſtück hineingeſteckt (inveſtiert) iſt, und wovon man 
daher annehmen kann, daß es bei ſpäterer Veräußerung den 
von dem demnächſtigen Erwerber bewilligten Preis zu beeinfluſſen 
geeignet iſt“. Es können daher nur ſolche Aufwendungen 
hinzugerechnet werden, die an ſich geeignet ſind, den Wert des 
Grundſtücks zu heben, nicht auch Leiſtungen, die dieſe Wirkung 
nicht haben können. Anrechnungsfähig ſind hiernach bei Bauten 
die Koſten, die unmittelbar für die Ausführung des Baues auf⸗ 
gewendet, in den Bau hineingeſteckt worden ſind und damit den 
Wert des Grundſtücks erhöhen oder doch erhöhen können, nicht 
auch Ausgaben für die Beſchaffung des zum Baue verwendeten 
Geldes, da dieſe nicht dem Grundſtück als ſolchem zugute 
kommen, ſondern nur den Eigentümer perſönlich treffen, deſſen 
ſubjektiven Gewinn mindern, nicht aber den Grundſtückswert 
erhöhen. Mit dieſer aus den grundlegenden Beſtimmungen des 
Geſetzes zu entnehmenden Auslegung ſteht es keineswegs im 
Widerſpruch, daß das Architektenhonorar zu den Baukoſten 
zu rechnen iſt und nach dem zweiten Satze des § 14 Ziff. 3 
ein Zuſchlag zu den Aufwendungen gemacht wird. Denn das 
Architektenhonorar iſt ebenſo wie Arbeitslöhne ein Teil der 
Baukoſten und die Zurechnungen des Satzes 2 a. a. O. ſollen 
nur ein Entgelt für die angenommene oder tatſächlich feſtſtehende 
Tätigkeit des Eigentümers darſtellen, die, wenn ſie von einem 
Dritten geleiſtet wäre, vom Bauherrn zu bezahlen wäre und 
daher einen Teil der objektiven Koſten des Baues bilden würde. 
Ebenſo ſteht obige Auslegung einer Anrechnung der „Bau: 
zinſen“, d. h. der während des Baues für das Baugeld zu 
zahlenden Zinſen nicht entgegen, weil dieſe Leiſtung eine 
innerliche Folge der für den Bau gemachten Aufwendungen it. 
(E. 67 1; AM. IV 130, 228; E. WI C 114 und 348/13 vom 
6. Januar und 25. September 1914.) Dagegen würden ent⸗ 
gangene Zinſen für das eigene Baulapital nicht anzurechnen 
ſein, weil unter „Aufwendung“ „ſchon dem Wortſinne nach 
nur etwas wirklich Hergegebenes, Verausgabtes, nicht der 
Verzicht auf das, was man vielleicht hätte erwerben können, 
zu verſtehen“ iſt und auch die Geſetzesmaterialien beſtätigen, 
daß das Wort „Aufwendungen“ im engeren Sinne gemeint 
und nicht auf entgangenen Gewinn auszudehnen iſt (E. VII 
C 167/13 vom 5. Dezember 1913). Andererſeits beſchränkt 
ſich freilich der Begriff der Aufwendung nicht auf die Hergabe 
von Geld. 

Ebenſowenig wie die Aufwendungen für Beſchaffung des 
Baugeldes können nach obiger Begriffsbeſtimmung Ausgaben 
für Vermeſſung des Grundſtücks und Aufftellung eines 
Parzellierungsplans nach § 14 Ziff. 3 in Zurechnung 
kommen. Denn ſie dienen wohl dazu, dem Eigentümer die 
Veräußerung des Grundſtücks zu ermöglichen oder leichter und 
günſtiger zu geſtalten, bewirken aber nicht ſchon eine wirtſchaft⸗ 
liche Hebung des Grundſtücks. Dagegen können allerdings bie 
jenigen kataſteramtlichen Vorarbeiten, die zur Auflaſſung und 
Umſchreibung des Veräußerungsgegenſtandes im Grundbuche 
notwendig waren, nach § 22 Ziff. 1 vom Veräußerungspreiſe 
in Abzug gebracht werden. (E. 64 67; AM. III 174.) 

Ob es ſich im einzelnen Falle um eine „dauernde be 
ſondere Verbeſſerung“ handelt, iſt natürlich häufig ſehr zweifel 


“+: 


wir ** 


44. Jahrgang. 


haft. Namentlich ſind die Grenzen zwiſchen Verbeſſerungen 
und bloßen laufenden Bewirtſchaftungs- oder Werbungskoſten 
ſowie zwiſchen Inſtandſetzungs⸗ und bloßen Inſtandhaltungs⸗ 
koſten flüſſig, erſtere Grenzen namentlich bei landwirtſchaftlich 
genutzten Grundſtücken, letztere insbeſondere bei Gebäuden. 
Urbarmachung unkultivierten Landes hat an ſich mit der 
laufenden Bewirtſchaftung nichts zu tun, ſtellt ſich vielmehr als 
eine Aufwendung dar, die gemacht iſt, um eine neue Einnahme⸗ 
quelle zur Entſtehung zu bringen oder um eine ſchon vor⸗ 
handene Einkommensquelle zu erweitern, und bedeutet daher 
eine dauernde beſondere Verbeſſerung (E. VII 497/12 vom 
13. Juni 1913). Daß ſie nach und nach gemacht iſt, ſteht der 
Annahme einer ſolchen Verbeſſerung nicht entgegen. Was die 
Inſtandſetzungskoſten anlangt, fo hat es das OVG. als 
nicht rechtsirrig bezeichnet, jede bauliche Aufwendung, die 
der Erwerber eines verwahrloſten Grundſtücks macht, um dieſes 
in einen vermiet⸗ oder ſonſt brauchbaren Zuſtand zu verſetzen, 
den anrechnungsfähigen Verbeſſerungen zuzurechnen. In einem 
ſolchen Falle ſind die hierfür aufgewendeten Koſten auch in 
voller Höhe anrechnungsfähig, und es iſt nicht etwa ein Teil 
als Koſten bloßer baulicher Unterhaltung von der Anrechnung 
auszuſchließen. Denn die Maßnahmen, die dazu dienen, ein 
durch Vernachläſſigung ganz oder nahezu unbrauchbar ge⸗ 
wordenes Grundſtück in den Zuſtand der Brauchbarkeit zu ver⸗ 
ſetzen, dienen einheitlich dem Zwecke einer dauernden beſonderen 
Verbeſſerung, auch wenn ſich darunter Aufwendungen be: 
finden, die unter anderen Umſtänden ihrer Natur nach als 
bloße laufende Unterhaltungskoſten erſcheinen würden. Das 
ergibt ſich auch aus folgender Erwägung: nach dem unzweifel— 
haften Willen des Geſetzgebers ſoll als nicht vorhanden im 
Sinne des § 14 Ziff. 3 auch ein Gebäude gelten, das nicht 
mehr unterhalten und benutzt, ſondern dem Verfalle preis— 
gegeben oder deſſen Benutzung zu ſeinem urſprünglichen Zwecke 
weſentlich beeinträchtigt iſt; gilt aber ein derartiges mangel— 
haftes Gebäude als überhaupt nicht vorhanden, ſo kann der 
zur Beſeitigung des Mangels aufgewendete Geſamtbetrag nicht 
als teilweiſe der Unterhaltung eines im Sinne des § 14 Ziff. 3 
überhaupt nicht vorhandenen Gebäudes dienend angeſehen 
werden. (AM. IV 295.) Ob eine beſondere Einrichtung für 
eine beſondere Benutzungsart des Grundſtücks getroffen iſt und 
ihre Beibehaltung durch den Erwerber unwahrſcheinlich iſt, iſt 
für die Anrechnung bedeutungslos, da es nur auf die Beſitzzeit 
des Veräußerers ankommt (E. VII C 348 13 vom 25. September 
1914). Ebenſo macht das Geſetz keinen Unterſchied, ob es ſich 
um Grundſtücksverbeſſerungen durch Schaffung von rein kul— 
turellen oder von Verbeſſerungen handelt, die für eine mit dem 
Grundſtück zuſammenhängende, mit ihm verbundene und für die 
Dauer geſchaffene gewerbliche Anlage vorgenommen werden 
(E. VII C 690/13 vom 2. Oktober 1914). 

Erfordernis der Anrechnung iſt, daß die Bauten oder ſonſtigen 
Verbeſſerungen, für die die Aufwendungen gemacht ſind, bei der 
Veräußerung „noch vorhanden ſind“. Daß als nicht mehr 
vorhanden im Sinne des § 14° auch Anlagen anzuſehen find, 
die dem Verfalle preisgegeben ſind, oder deren Benutzung zu 
ihrem urſprünglichen Zwecke weſentlich beeinträchtigt iſt, wurde 
ſchon hervorgehoben. Als ein derartiges Gebäude erſcheint vor 
allem ein ſolches, das nur noch zum Abbruch beſtimmt iſt 
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(E. VII C 769/13 und 237/14 vom 18. September 1914 und 
12. Februar 1915). 

Völlig verſchieden hiervon iſt die Frage, ob und inwieweit 
die Anlage an Wert verloren hat. Iſt die Anlage „noch vor⸗ 
handen“ im vorbezeichneten Sinne, dann ſind die für ſie ge⸗ 
machten Aufwendungen in voller Höhe ohne Rückſicht auf 
eine eingetretene Abnutzung oder ſonſtige Wertvermin— 
derung anzurechnen. Der entgegengeſetzten Rechtsauffaſſung 
des ſächſiſchen OVG. und des württembergiſchen VGh. iſt das 
preußiſche OVG. nicht beigetreten. Es ſtützt ſeine Anſicht nicht 
bloß auf den Wortlaut, ſondern namentlich auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes, die erſehen laſſe, daß man gerade 
Schwierigkeiten vermeiden wollte, wie ſie aus der Erörterung 
der Frage des bei der Veräußerung noch vorhandenen Wertes 
einer Anlage entſpringen müſſen, vermeiden wollte (E. 65 14; 
AM. IV 8; E. VII C 237/14 vom 12. Februar 1915). 

Ebenſo iſt die Anrechnung nicht auf ſolche Aufwendungen 
beſchränkt, die von dem Veräußerer gemacht ſind; es kann 
daher, wenn der Erwerber vor ſeiner Eintragung als Eigen⸗ 
tümer einen Bau auf dem Grundſtück ausführt, der Veräußerer 
die von dem Erwerber hierfür gemachten Aufwendungen ſeinem 
Erwerbspreiſe hinzurechnen. Die entgegengeſetzte Auslegung 
würde nicht nur dem Wortlaut „gemacht“, ſondern auch der 
Abſicht, den objektiven Wertzuwachs des Grundſtücks zu 
erfaſſen, widerſprechen, ſie würde dazu führen, daß ſolche 
vom Erwerber, bevor er Eigentümer geworden iſt, gemachte 
Aufwendungen überhaupt nicht zur Anrechnung gelangten, mit 
anderen Worten als unverdienter Wertzuwachs beſteuert würden. 
Denn der Erwerber könnte fie bei demmächſtiger Weiterver⸗ 
äußerung nach dem klaren Wortlaute des § 145 nicht anrechnen, 
weil ſie nicht während des für die Beſteuerung der letztern 
maßgebenden, wie oben erwähnt, erſt von feinem Eigentums: 
erwerb ab laufenden Zeitraums gemacht ſind. (E. 64 30; 
AM. III 141; E. VII C 779/12 vom 19. September 1913.) 
Daß hierdurch gerade derjenige, der die Aufwendung gemacht 
hat, benachteiligt wird, iſt zuzugeben, folgt aber aus dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes. Abhilfe kann hier nur der § 66 Abſ. 1 
gewähren (vgl. Mitteilung des Reichsſchatzamts AM. III 19). 
Daß die Anlage im Zeitpunkt des Eigentumsüberganges bereits 
bezahlt oder auch nur vollendet iſt, iſt kein unerläßliches 
Erfordernis. Stellt das bereits Ausgeführte ſchon eine Ver⸗ 
beſſerung des Grundſtücks dar, dann ſind die Koſten dafür dem 
Erwerbspreiſe hinzuzurechnen, ſobald eine Verpflichtung zur 
Bezahlung der ausgeführten Arbeiten für deren Beſteller beſtand 
(E. 64 26; AM. III 95). 

Zu den Aufwendungen iſt nach § 14° Satz 2 ein Zuſchlag 
von 5 oder, wenn der Veräußerer Baugewerbetreibender 
oder Bauhandwerker iſt und ſelbſt der Bauunternehmer 
iſt, von 15 v. H. zu machen. Dieſe letztere erhöhte Anrechnung 
ſetzt zweierlei voraus. Einmal muß der Veräußerer ein be- 
ſtimmtes Gewerbe, nämlich das eines Baugewerbetreibenden oder 
eines Bauhandwerkers ausüben, alſo ſubjektiv eine beſtimmte 
Eigenſchaft beſitzen, und zweitens muß er gerade die Herſtellung 
des betreffenden Baues auf dem für den Beſteuerungsfall in 
Betracht kommenden Grundſtück unternommen haben, alſo ſich 
unmittelbar an ihm betätigt haben. Die ſich hiernach er— 
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die Frage, ob der Veräußerer ſelbſt der „Bauunternehmer“ 
war, iſt alſo von Bedeutung, ob und gegebenenfalls inwiefern 
er in bezug auf den auf dem veräußerten Grundſtück errichteten 
Baue eine ſelbſtändige Tätigkeit entfaltet hat. Dabei iſt die 
Tätigkeit, die ein Gewerbetreibender durch Angeſtellte ſeines 
Gewerbebetriebs entwickeln läßt, rechtlich ſtets als eigene Tätig⸗ 
keit des Inhabers des Gewerbebetriebs zu bewerten. 

Auch der Geſichtspunkt, daß der Veräußerer gewerbs⸗ 
mäßig nicht für fremde Rechnung, ſondern lediglich auf ſelbſt⸗ 
erworbenen, nach Bebauung weiterzuveräußernden Grundſtücken 
Bauten errichtet, ſchließt ſeine Eigenſchaft als Baugewerbe⸗ 
treibender nicht aus. Denn unter einem Gewerbebetrieb iſt 
eine ſelbſtändige fortgeſetzte auf Erzielung von Gewinn ge⸗ 
richtete, in der Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verkehre beſtehende Tätigkeit zu verſtehen. Als Baugewerbe⸗ 
treibender iſt daher, da das ZuwStG. beſondere Begriffs⸗ 
merkmale nicht aufſtellt, derjenige zu erachten, der eine Tätigkeit 
der vorgedachten Art durch Aufführung von Bauten entfaltet. 
Wie die mit der Bautätigkeit verfolgte Abſicht der Gewinn⸗ 
erzielung verwirklicht wird, ob dadurch, daß der Bauende, weil 
für fremde Rechnung arbeitend, einen Anſpruch gegen den Be⸗ 
ſteller des Baues auf Zahlung einer Vergütung erwirbt, oder 
dadurch, daß er, weil für eigene Rechnung arbeitend, ſpäter 
das bebaute Grundſtück zu entſprechend höherem Preiſe weiter⸗ 
veräußert, iſt für das Gebiet des Zuw StG. gleichgültig. Der 
Zweck des § 14 Ziff. 3 Satz 2 war, der zur Verbeſſerung des 
Grundſtücks aufgewendeten eigenen Arbeit und einem berechtigten 
Unternehmergewinn eine billige Berückſichtigung zuteil werden 
zu laſſen. Dieſer Zweck des Geſetzes erheiſcht eine Berück⸗ 
ſichtigung des geſamten Kreiſes derjenigen Perſonen, die ſich 
ſtändig und in Gewinnabſicht, alſo gewerbsmäßig, mit Bau⸗ 
unternehmungen befaſſen. Ob ſie außerhalb des betreffenden 
einzelnen Steuerfalls — in dem es ſich naturgemäß durchweg 
nur um von ihnen (als den Veräußerern) auf eigenem Grund 
und Boden errichtete Bauten handeln kann — ebenfalls für 
eigene Rechnung oder aber für fremde Rechnung arbeiten, 
berührt nicht das Maß des Aufwandes an Berufsarbeit und 
kann daher für die Frage der zu gewährenden geſetzlichen Ver⸗ 
günſtigung keinen Unterſchied begründen. Ob die vom Ver⸗ 
äußerer ausgeübte Bautätigkeit im weſentlichen einen künſt⸗ 
leriſchen Charakter trägt und daher nicht gewerbeſteuerpflichtig 
iſt, iſt gleichgültig; die Grundſätze des § 4 Ziff. 7 des preußiſchen 
Gewerbeſteuergeſetzes kommen für die Auslegung des Begriffs 
„Baugewerbetreibender“ im § 14? ZuwStG. nicht in Betracht. 
Auch der Umſtand, daß der Veräußerer Inhaber eines Grund⸗ 
ſtück⸗ und Hypothekenkommiſſionsgeſchäfts iſt, ſteht der 
Ausübung einer baugewerblichen Tätigkeit nicht grund⸗ 
ſätzlich entgegen. Eine beſondere berufliche Ausbildung in 
Geſtalt der Erlernung des Baufachs iſt für den Begriff des 
Baugewerbetreibenden nicht vorgeſchrieben und daher nicht 
weſentlich. Dem Nichtfachmann iſt die berufsmäßige Ausübung 
des Gewerbes insbeſondere in der Weiſe möglich, daß er 
dauernd Fachleute in feinen Dienſt nimmt. Andererſeits fehlt 
freilich ein notwendiges Merkmal des Baugewerbebetriebs, wenn 
die Bautätigkeit nicht eine auf eine gewiſſe Dauer der Wieder⸗ 
holung berechnete, ſondern eine nach Abſicht des Klägers von 
vornherein auf vereinzelte Fälle beſchränkte, alſo lediglich ge⸗ 
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legentlich ausgeübte, geweſen ift, während, wenn die Abſicht 
der Wiederholung zum Zweck der Erlangung einer ſtändigen 
Einnahmequelle beſtand, bereits deren erſte Betätigung den 
Beginn eines Gewerbebetriebs darſtellt. Auch hinſichtlich des 
Begriffs „Bauhandwerker“ ſtellt das ZuwStG. keine be: 
ſonderen Begriffsmerkmale auf. Nach allgemeinem Rechtsgrund⸗ 
ſatze kommt die Eigenſchaft eines Bauhandwerkers jedem Inhaber 
oder Mitinhaber eines Bauhandwerksbetriebs zu, und nach der 
maßgebenden Verkehrsanſchauung wird insbeſondere auch das 
Gewerbe der Bauzimmerei zu dem der Bauhandwerker gerechnet. 
Der größere oder geringere Umfang des Betriebs iſt für die 
Anwendung der Vorſchrift des 8 143 ohne Belang. Nach den 
heutzutage geltenden wirtſchaftlichen Anſchauungen iſt gerade 
auch der Kreis der Bauhandwerker nicht zu eng zu ziehen und 
iſt die Beſchäftigung einer größeren Arbeiterzahl mit der Natur 
des Betriebs als eines handwerksmäßigen ſehr wohl vereinbar. 
Der Inhaber eines Handwerksbetriebs wird allerdings in der 
Regel ſelbſt gelernter Arbeiter ſein. Ausnahmen ſind aber 
nicht ausgeſchloſſen; eine ſolche iſt z. B. in dem Falle 
anzuerkennen, wo nach dem Tode des früheren Inhabers deſſen 
Witwe — unter Aufnahme eines fachkundigen Teilhabers — 
das Geſchäft fortſetzt. Das weitere Erfordernis des 8 14“, daß 
der Veräußerer ſelbſt der Bauunternehmer ſei, iſt insbeſondere 
dann nicht erfüllt, wenn er die Herſtellung des geſamten Baues 
an einen anderen Unternehmer vergeben hat und infolgedeſſen 
für ihn eine eigene Tätigkeit bei der Herſtellung des Baues — in 
dem früher erörterten Sinne, das iſt eine, ſei es perſönlich, fei 
es durch Angeſtellte, ausgeübte Tätigkeit — wegfällt. Andernfalls 
aber muß nach dem Zwecke des Geſetzes ſchon eine verhälmis⸗ 
mäßig geringfügige Tätigkeit des Veräußerers, die zur Herbei⸗ 
führung des Baues notwendig war, genügen; namentlich braucht 
der Veräußerer bei der eigentlichen Bauaufführung nicht mit 
zuwirken und kann er ganze Teile des Baues anderen Unter⸗ 
nehmern übertragen. Ein Bauhandwerker insbeſondere muß 
ſchon bei Selbſtlieferung der in ſein Handwerk einſchlagenden 
Arbeiten für den Bau als Bauunternehmer gelten. (E. 64 61; 
AM. III 208; E. VII C 164/13 vom 21. November 1913 und 
684/12 vom 9. Mai 1913.) 

Die Höhe der nach § 145 anzurechnenden tatfächlichen Auf. 
wendungen kann nicht etwa bloß durch Beläge und dergleichen, 
ſondern auch durch Gutachten feſtgeſtellt werden (E. 64 30; 
AM. III 141). 

Mit Rückſicht darauf, daß der 8 14° nicht ausreiche, um 
bei landwirtſchaftlich, forſtwirtſchaftlich oder gärtnerisch benutzten 
Grundſtücken die Ausſonderung des verdienten Wertzuwachſes 
wirkſam durchzuführen, hat der Grundſatz des 8 14° für Fälle der 
Verbeſſerung von Moorland, Sumpfland, Ob» oder 
Heideland im 8 15 eine bedeutſame Erweiterung erfahren. Aller 
dings erfordert auch ſeine Anwendung das Vorliegen aller 
Vorausſetzungen des 8 14 (AM. V 9). Liegen dieſe aber vor, 
dann kann der Veräußerer verlangen, daß ohne Nückſicht auf 
die tatſächliche Höhe der Aufwendungen die „Erhöhung des 
Ertragswertes“ dem Erwerbspreiſe hinzugerechnet wird, alſo der 
Mehrbetrag des kapitaliſierten Ertrages nach der Verbeſſerung 
gegenüber jenem vorher. Dabei kommt es nicht darauf an, 
wie lange der Veräußerer bereits tatſächlich höhere Erträge be: 
zogen hat, ſondern nur darauf, daß eine Erhöhung der Ertrags⸗ 
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fähigkeit bereits vorliegt. Es kann alſo ſehr wohl der Fall 
eintreten, daß die dem Erwerbspreiſe zuzurechnende Erhöhung 
des Ertragswertes mehr als der ganze Veräußerungspreis be⸗ 
trägt. (E. VII C 89/13 vom 23. Februar 1915.) Eine Erhöhung 
des Ertragswerts ſetzt nicht einmal voraus, daß eine Erhöhung 
des Ertrages ſchon eingetreten iſt. Ein Ertragswert iſt bereits 
zu ſchätzen, wenn auch nur feſtſteht, daß ein Ertrag erzielt 
werden wird. Daß der Ertrag, der infolge der Verbeſſerung 
zu erwarten iſt, erſt ſpäter, vielleicht erſt in Jahrzehnten ver⸗ 
wertet werden wird, ſchließt nicht aus, daß der nach dieſem 
Ertrage zu ſchätzende Wert des Grundſtücks bereits infolge der 
Verbeſſerung erhöht iſt. Hierbei fällt auch die Möglichkeit nicht 
ins Gewicht, daß der Beſitzer den Eintritt dieſes künftigen Er⸗ 
trags vielleicht gar nicht abwarten oder durch eine andere Be⸗ 
wirtſchaftung wieder ausſchließen kann (AM. V9). Der 
Nachweis der Erhöhung des Ertragswerts kann auch durch 
Sachverſtändige geführt werden (E. VII C 853/13 vom 12. Fe⸗ 
bruar 1915). 

Die Aufwendungen, Leiſtungen und Beiträge für Straßen: 
bauten, andere Verkehrsanlagen und ſonſtige öffentliche Ein⸗ 
richtungen behandelnde Ziff. 4 des § 14 iſt in ihrer Faſſung 
allgemeiner als die Ziff. 3, inſofern ſie weder von einer 
„dauernden beſonderen Verbeſſerung“ ſpricht, noch davon, daß 
die „der laufenden Unterhaltung“ dienenden Aufwendungen 
auszuſcheiden haben. Die Notwendigkeit oder Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit eines ſolchen grundſätzlichen Ausſchluſſes iſt auch bei 
der Beratung des Geſetzes nirgends behauptet worden, nach 
deren Gang vielmehr das Anwendungsgebiet der Ziff. 4 tunlichſt 
weit gedacht war. So iſt in Ergänzung und Abänderung der 
urſprünglichen Beſtimmung über die Anrechnungsfähigkeit der 
„Leiſtungen und Beiträge für die Anlage von Straßen, für 
die Kanaliſierung, ſowie für ſonſtige öffentliche Arbeiten und 
Aufwendungen . ..“ die Vorſchrift auch auf Aufwendungen er: 
ſtreckt, und iſt der Ausdruck „Anlage von Straßen“ durch das 
Wort „Straßenbauten“ erſetzt worden, um beſſer zum Ausdrucke 
zu bringen, daß es ſich nicht um die Neuanlage einer Straße 
zu handeln brauche. Ebenſo ſollte die Einſchaltung des Wortes 
„entſprechende“ in § 14“ klarſtellen, daß nicht jede beliebige 
noch ſo kleine Gegenleiſtung die Anrechnung von Beiträgen für 
ſonſtige öffentliche Einrichtungen, wozu u. a. auch „Beleuchtung“ 
und „Waſſerleitung“ gerechnet wurden, ausſchließe. Auch wurde 
in der Vollverſammlung des Reichstags hervorgehoben, gerade 
bei Auslegung des § 14 ſei dem Grundgedanken des § 1 über 
die Beſteuerung lediglich des ſogenannten unverdienten Wert: 
zuwachſes Rechnung zu tragen; desgleichen, daß auch in einem 
beſonderen Vertrage beruhende Leiſtungen, auch nur mittelbare, 
anrechnungsfähige Aufwendungen ſein könnten. Ein Hauptfall 
der Anwendung des § 14 Ziff. 4 iſt die Leiſtung von Anlieger: 
beiträgen nach $ 15 des preußiſchen Fluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875, und da dieſe Geſetzesvorſchrift neben den eigent⸗ 
lichen Straßenbaukoſten gleichzeitig auch (für einen längeren 
Zeitraum) Unterhaltungskoſten in Betracht zieht und inſofern 
ein einheitliches, in Geſtalt dieſer beiden Koſtenarten einen 
Geſamtaufwand erheiſchendes Straßenunternehmen behandelt, 
muß aus dem Unterbleiben einer beſonderen Erwähnung der 
Nichtanrechnungsfähigkeit laufender Unterhaltungskoſten 
geſchloſſen werden, daß die Abſicht des Geſetzgebers nicht auf 
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deren grundſätzliche Ausſchaltung gerichtet geweſen iſt. Das 
Unterlaſſen einer ſolchen Ausſchaltung iſt aus der Erwägung 
heraus erklärlich, daß derartige Koſten mit dem eigentlichen 
Straßenbau im engſten Zuſammenhange ſtehen können. Nament⸗ 
lich iſt, wenn in einem Straßenbauvertrage von der Ge⸗ 
meinde dem an der Straßenſchaffung intereſſierten Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Verpflichtung zur längeren Unterhaltung der 
künftigen Straße auferlegt wird, bei der ausſchlaggebenden 
Stellung, die die Gemeinde in bezug auf die Anlage der Straße 
und deren Charakter als einer öffentlichen hat, die vertragliche 
übernahme der Unterhaltungskoſten durch den betreffenden 
Grundſtückseigentümer regelmäßig die Vorbedingung zur Herbei⸗ 
führung des Straßenbaues überhaupt. Wenn daher die Über⸗ 
nahme der Verpflichtung zur Unterhaltung der Straße aus⸗ 
drücklich deshalb geſchieht, um die Herſtellung der Straße oder 
die bauliche Ausnutzung des Grundſtücks herbeizuführen (zu 
vgl. § 15 des Fluchtliniengeſetzes), fo find auch die über: 
nommenen Unterhaltungskoſten ſchon nach allgemeinem Grund⸗ 
ſatze Verbeſſerungs-(Meliorations-⸗) Koſten des Grundſtücks 
und für den Grundſtückseigentümer auch Aufwendungen für den 
Bau der Straße, von dem ſie daher in ſolchem Falle nicht zu 
trennen ſind. (AM. IV 317.) 

Wenn nun auch die Ziff. 4 des § 14 inſofern weit auszulegen 
iſt, fo iſt doch auch fie wie die Ziff. 3 auf Aufwendungen zu 
beſchränken, „die dem Grundſtücke zugute kommen und geeignet 
ſind, deſſen Wert und damit den Veräußerungspreis und die 
Steuer zu erhöhen, die inſoweit, als ſie auf das Zutun des 
Eigentümers zurückzuführen iſt, unerhoben bleiben fol”. Das 
trifft z. B. nicht zu auf Leiſtungen für den Bau einer Gemeinde⸗ 
oder Sozietätsſchule. (E. VII C 1052/13 vom 1. Juni 1915.) 

Ebenſo kann die Beſtimmung nicht auf Steuern ausgedehnt 
werden, die der Veräußerer als Folge gewiſſer Bauanlagen hat 
zahlen müſſen. Steuern fallen überhaupt nicht darunter, woran 
auch der Umſtand nichts ändert, daß bis zu einem gewiſſen Grade 
es die Gemeinde in der Hand haben mag, ftatt nach 8 14 
anrechnungsfähigen Beiträgen Steuern zu erheben (E. VII C 704/14 
vom 20. Mai 1913). 

Dagegen wird ein zugunſten eines Bahnunternehmens 
von einem Grundbeſitzer gezeichneter Beitrag zu einem Garantie⸗ 
fonds in der Regel übernommen, weil der Grundbeſitzer für 
feinen Grundbeſitz ein wirtſchaftliches Intereſſe an dem Bahn⸗ 
unternehmen hat, und dann fallen ſolche geleiſtete Beiträge 
unter § 14“ (E. VII C 824/13 vom 10. November 1914). 

Daß andererſeits der Begriff der „Gegenleiſtung“ nicht 
ſo weit ausgedehnt werden darf, daß darunter auch bloße 
wirtſchaftliche Vorteile zu verſtehen ſind, die der Leiſtende von 
einer ausſchließlich oder überwiegend im öffentlichen Intereſſe 
geſchaffenen Einrichtung zu ziehen in die Lage verſetzt wird, 
folgt aus dem oben aus der Entſcheidung in AM. IV 317 
Mitgeteilten (E. VII C 824/13 vom 10. November 1914). 

Es iſt ferner auch nicht erforderlich, daß die Aufwendung 
in barem Gelde beſtanden hat. Beſtand die Leiſtung in der 
Hingabe von Grund und Boden gegen eine deſſen Wert nicht 
erreichende Entſchädigung — bei unentgeltlicher Hingabe greift 
gegebenenfalls 8 20 Abſ. 2 Platz —, fo kommt als Aufwendung 
in Anrechnung der die Entſchädigung überſteigende Mehrbetrag des 
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Dagegen erfordert auch § 14“, daß die Aufwendungen 
während des „für die Steuerberechnung maßgebenden Zeit⸗ 
raums“ gemacht find (AM. IV 317; E. VII C 590/12 vom 
29. April 1913). 

Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des § 14“ iſt ferner, 
daß die aufgewendete Leiſtung eine endgültige iſt. Hierfür 
kommt es jedoch nicht darauf an, daß die Aufwendung in der 
Perſon des leiſtenden Eigentümers eine dauernde iſt, ſondern 
entſprechend dem objektiven Charakter der Zuwachsſteuer als 
einer Abgabe von dem zwiſchen Erwerb und Veräußerung ein⸗ 
getretenen Mehrwert des Grundſtücks genügt es, wenn die 
Aufwendung als ſolche endgültig gemacht, d. h. mit Bezug auf 
das Grundſtück tatſächlich und ohne daß ein Rückforderungsrecht 
beſteht, geleiſtet iſt. Die Perſon des Leiſtenden oder desjenigen, 
dem ſchließlich die Ausgabe als eine dauernde zur Laſt fällt, iſt für 
den Begriff der Aufwendung im Sinne des § 14“ ebenſo unerheb⸗ 
lich wie nach 8 14°. (E. VII C 1005/13 vom 2. Oktober 1914.) 

Der bereits im § 14“ auftretende Grundſatz der Hinzu: 
rechnung von Zinſen für die Aufwendungen hat im $ 16 feine 
weitere Anwendung auf den Erwerbspreis — dem der an deſſen 
Stelle lautende Wert gleich zu behandeln iſt (E. VII C 657/12 
vom 4. April 1913) — und alle Hinzurechnungen gefunden. Dabei 
wird zwiſchen bebauten und unbebauten Grundſtücken unter: 
ſchieden. Ob ein Grundſtück im Sinne des 8 16 bebaut oder 
unbebaut iſt, hängt lediglich von deſſen objektiver Beſchaffenheit 
ab. Die Sache liegt hier anders wie bei der Frage, ob eine 
Umſatzſteuer nach dem Werte des Grundſtücks mit oder ohne 
die darauf befindlichen Gebäude zu berechnen ſei. Da kommt es 
darauf an, was umgeſetzt wird, aus dem Vermögen des einen 
Vertragſchließenden in das des andern übergeht, und das hängt 
von der Vertragsvereinbarung ab. Beim § 16 ZuwStG. aber 
handelt es ſich — ebenſo wie übrigens bei der verſchiedenen 
Normierung von Umſatzſteuerſätzen für bebaute und unbebaute 
Grundſtücke — lediglich um objektive, dem Parteiwillen entzogene 
Rückſichten. § 16 will einen Erſatz für die Berückſichtigung 
des Wertes der eigenen Arbeit darſtellen; die niedrigere 
Bemeſſung der Hinzurechnung für bebaute Grundſtücke hat ihren 
Grund darin, daß bei den eigentlichen Hausgrundſtücken die 
Momente, die für eine Pauſchalierung des verdienten Zuwachſes 
ſprechen, zwar auch vorhanden ſeien, aber nicht in dem Maße 
wie bei anderen Grundſtücken. Es ſteht alſo allein die objektive 
Tatſache in Frage, ob ein Grundſtück nach ſeiner Beſchaffenheit 
einer ſtärkeren oder ſchwächeren Berückſichtigung der etwa hinein— 
geſteckten Arbeit des Eigentümers Raum gibt, eine Tatſache, 
die von dem Willen der Beteiligten gänzlich unabhängig iſt. 
Ein Grundſtück freilich, das nur mit Gebäulichkeiten der im 
8 1 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten Art beſetzt iſt, wird auch im 
Sinne des 8 16 als unbebaut anzuſprechen ſein. Denn die 
Beſtimmung unter 8 1 Abſ. 2 Satz 2 kann zur Auslegung des 
8 16 herangezogen werden. Doch iſt die Frage ihrer An: 
wendung im weſentlichen tatſächlicher Natur und iſt ihre Ent⸗ 
ſcheidung deshalb der Nachprüfung des Reviſionsrichters als 
ſolchen entzogen. Unerheblich iſt dagegen, daß die Gebäude 
nur noch Ruinen ſind. Denn die Tatſache, daß das Gebäude, 
wenn auch in neuerdings verwahrloſtem Zuſtande, an dem vom 
Geſetze beſtimmten Stichtage überhaupt noch vorhanden iſt, 
liefert den Beweis dafür, daß der Grund für die mindere Be: 
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meſſung des Entgelts für die eigene Arbeit in Wirklichkeit 
vorgelegen hat. Dieſe Auffaſſung ſteht auch nicht im Wider⸗ 
ſpruche zu der Auslegung des „Nochvorhandenſeins“ im Sine 
des § 14°. 5 143 verlangt ausdrücklich, daß die „Ber: 
beſſerungen noch vorhanden“ ſind. Von einem Noch⸗ 
vorhandenſein von „Verbeſſerungen“ kann aber dann keine Rede 
fein, wenn eine urſprünglich eine Verbeſſerung des Grundſtücks 
bewirkende Anlage ſpäterhin derart verwahrloſt wird, daß ſie zu 
ihrem beſtimmungsmäßigen Zwecke Überhaupt nicht mehr benutzbar 
iſt. Mit der Hinzurechnung der Aufwendungen zu dem Erwerbs⸗ 
preiſe bezweckt das ZuwStG., wie früher erwähnt, dasjenige von 
der Beſteuerung auszuſchließen, was für die objektive Verbeſſerung 
des Grundſtücks und damit vermutlicherweiſe für die Erhöhung 
des Wertes des Grundſtücks aufgewendet iſt und wovon man 
daher annehmen kann, daß es bei der ſpäteren Veräußerung 
den von dem demnächſtigen Erwerber bewilligten Preis zu 
beeinfluſſen geeignet iſt. Die vorausſichtliche Einwirkung auf 
den Preis iſt alſo das Entſcheidende. Im Falle des 8 14° 
übt die durch das Vorhandenſein von Ruinen bewieſene Tatſache, 
daß früher einmal Verbeſſerungen vorgenommen worden find, 
gerade um deswillen eine ſolche Einwirkung nicht mehr aus, 
weil von den früheren Verbeſſerungen nur noch wertsunerhebliche 
Ruinen ſtehen. Im Falle des § 16 hingegen iſt mit einer 
ſolchen Einwirkung auch durch bloße Ruinen ſehr wohl zu 
rechnen, weil ſie den Rückſchluß auf ein beſonders geringes 
Maß der eigenen Arbeit geſtatten, das in feinem Ergebnis im 
Preiſe zutage tritt. Endlich kann auch der Umſtand, daß die 
Gebäude nur einen kleinen Teil des geſamten Grundſtücks cin: 
nehmen, nicht zur Annahme eines unbebauten Grundſtücks 
führen. Er könnte höchſtens den Zweifel erwecken, ob nicht 
z. B., wenn aus einer größeren Liegenſchaft ein kleines Stück 
herausgeſchnitten und mit einem Fabrikgebäude beſetzt wurde, 
die wirtſchaftliche Einheit des Geſamtgrundſtücks aufgehoben 
und neben einem unbebauten Grundſtück ein ſelbſtändiges 
Fabrikgrundſtück geſchaffen worden iſt. (E. VII C 51/15 vom 
30. April 1915.) | 

Die Hinzurechnung von Zinſen hat nach Abſ. 3 nur für 
volle Kalenderjahre nach Schluß desjenigen, in das der Begim 
des für die Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums oder die 
Aufwendung fällt, zu erfolgen. Dieſer Zeitpunkt iſt ſchlechthin 
maßgebend, ohne daß es z. B. darauf ankommt, ob Teile des 
Erwerbspreiſes erſt ſpäter fällig geworden oder bezahlt worden 
ſind (AM. IV 12). 

Aus dem Abſ. 3 folgt aber nicht, daß die Hinzurechnung 
der vollen Zinſen nach Abſ. 1 zur Vorausſetzung hätte, daß 
der für die Steuerberechnung maßgebende Zeitraum mehr als 
5 Kalenderjahre umfaßt. Der die Ermäßigung der Zinſen 
behandelnde Abſ. 2 erklärt lediglich die Dauer des Eigentums- 
beſitzes, nicht die Zahl der Kalenderjahre für entſcheidend. Der 
nachfolgende Abſ. 3 iſt nicht im Sinne einer anderweitigen 
geſetzlichen Regelung zu verwerten, ſondern regelt lediglich den 
Zeitabſchnitt, für den eine Hinzurechnung überhaupt fat 
zufinden hat, während Abſ. 1 und 2 lediglich die hiervon ver 
ſchiedene Frage behandeln, welcher Betrag an Zinſen für das 
einzelne Jahr anzurechnen iſt. (E. 65 8; AM. V 65 
E. VII C 54/13 und 159/14 vom 4. November 1913 ud 
27. April 1915.) Es kommt alſo für Abſ. 2 auf natürliche 
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(Zeit⸗) Jahre, für Abſ. 3 auf Kalenderjahre an. Selbſtredend 
können nach Abſ. 3 nur wirklich vollabgelaufene Kalenderjahre 
gezählt werden, alſo ſelbſt wenn die — dingliche — Ver⸗ 
äußerung z. B. am 31. Dezember erfolgte, nicht das mit Ende 
dieſes Tages ablaufende Kalenderjahr; das Geſetz beabſichtigt 
eben, nur dann die Anrechnung zuzulaſſen, wenn das Jahr ganz 
abgelaufen iſt und ſich der Veräußerungsvorgang in einem der 
folgenden Jahre ereignet hat (E. 65 29; AM. IV 46). 

Eine Hinzurechnung lediglich zu dem an die Stelle des 
Erwerbspreiſes tretenden Werte am 1. Januar 1885 ſieht die 


Sondervorſchrift des § 18 vor. Sie findet ferner auch nur 


für diejenigen Grundſtücke Anwendung, die von dem Veräußerer 
oder — wenn er das Grundſtück durch einen Rechtsvorgang 
ſteuerfreier Art erworben hat — von ſeinem Rechtsvorgänger 
vor dem Inkrafttreten des Rayongeſetzes und vor Eintritt 
der Rayonbeſchränkung, alſo rayonfrei erworben find (AM. V 36). 


Bemerkungen über die Anwendung der Kriegsgeſetze 
auf das Hypothekenweſen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. 


A. Bewilligung der ſechs monatlichen Zahlungs friſt. 

1. Die richterliche Bewilligung der gewöhnlichen dreimonat⸗ 
lichen Friſt nach der ZahlFrBewVO. wird vielfach davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß der Schuldner nach Ablauf der Friſt ver⸗ 
mutlich imſtande ſein wird, den zu ſtundenden Verpflichtungen 
ganz oder zum Teil gerecht zu werden. Dieſe an ſich voll⸗ 
kommen berechtigte Erwägung iſt gegenüber dem Hypotheken⸗ 
ſchuldner im allgemeinen durchaus unangebracht. Denn er hat 
durch die Verordnung vom 22. Dezember 1914 / 20. Mai 1915, 
betreffend die Bewilligung von Zahlungsfriſten bei Hypotheken 
und Grundſchulden — im folgenden HypFrVO. zitiert — eine 
Sonderſtellung erhalten, die nicht nur durch die längere (ſechs⸗ 
monatliche) Friſtdauer, ſondern außerdem durch die Wieder: 
holbarkeit der Friſtgewährung gekennzeichnet iſt. Die Kriegs⸗ 
geſetzgebung iſt alſo von vornherein darauf angelegt, daß der 
Hypothekenſchuldner bei unveränderter Sachlage ſtets von neuem 
Friſt erhalten ſoll (JW. 1915, 617 f.). Das erklärt ſich aus 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen. Mit der Dauer des Krieges 
nehmen nicht nur die Mietsausfälle zu, ſondern es bleiben auch 
für den Schuldner die Schwierigkeiten, ſich die für die Rück⸗ 
zahlung der Hypothek erforderlichen Kapitalien zu beſchaffen, 
unverändert. Es liegt deshalb — abgeſehen von wenigen be⸗ 
ſonders gearteten Ausnahmefällen — ſchon in der all⸗ 
gemeinen Kriegsnotlage des Grundbeſitzes begründet, 
daß der Schuldner bei Fortdauer des Krieges auch nach 
Ablauf der ſechsmonatlichen Friſt zur Aufbringung des 
Hypothekenkapitals regelmäßig ebenſowenig imſtande ſein wird 
wie vorher. Wollte man dem Hypothekenſchuldner die Friſt 
nur gewähren, wenn er ſchon für die Dauer der Friſt be⸗ 
gründete Ausſichten auf eine Beſſerung ſeiner Verhältniſſe hat, 
ſo würde — ohne Übertreibung — ein erheblicher Teil des 
großſtädtiſchen Grundbeſitzes der wirtſchaftlichen Vernichtung 
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preisgegeben und die wohlwollende Abſicht der Kriegsgeſetz⸗ 
gebung vereitelt ſein. 

2. Die ſechsmonatliche, gemäß 5 2 HypFr VO. wiederholbare 
Friſt kann nur gewährt werden, „wenn der Rechtsſtreit die 
Zahlung des Kapitals einer Hypothek oder einer Grundſchuld 
oder die Ablöſung einer Rentenſchuld zum Gegenſtande hat“. 
Der Ausdruck „Kapital einer Hypothek“ iſt dem BGB. un⸗ 
bekannt und in verkehrsüblichem Sinne zu würdigen. Mit 
Rückſicht hierauf und auf die klar erkennbaren Zwecke der Kriegs⸗ 
geſetzgebung iſt die HypFrVoO. nicht nur auf das dingliche Recht 
des Hypothekars, ſondern auch auf die mit der Hypothek ver⸗ 
bundene perſönliche Forderung zu beziehen. Hierüber beſteht in 
der Praxis kein Zweifel für den Fall, daß der Eigentümer und 
der perſönliche Schuldner identiſch ſind. Aber auch wenn Eigen⸗ 
tümer und perſönlicher Schuldner verſchiedene Perſonen ſind — 
ſei es nun daß für die hypothekariſche Forderung mehrere 
Geſamtſchuldner haften oder daß ein Auseinanderfallen von 
perſönlicher und dinglicher Schuld vorliegt, — ſo muß das 
Gleiche gelten. Das Gegenteil nimmt Heinitz, DIZ. 1915, 
914, an, weil es ſich bei der perſönlichen Forderung nicht um 
die „Zahlung des Kapitals einer Hypothek“ handele. Schon 
dies ſcheint mir nicht zutreffend, da die HypFrVO., wie bemerkt, 
ſich in ihrer Formulierung an den Sprachgebrauch des Lebens 
anlehnt. In jedem Falle aber iſt die Anſicht von Heinitz 
folgewidrig. Daß die perſönliche Forderung bei Identität des 
Schuldners und Eigentümers unter den Begriff des „Kapitals 
einer Hypothek“ falle, nimmt Heinitz ſelbſt an. Der rechtliche 
Zuſammenhang zwiſchen dem dinglichen und perſönlichen Recht 
iſt aber ganz der gleiche, wenn das letztere ſich gegen eine 
andere Perſon wie gegen den Eigentümer richtet. Kann die 
perſönliche Forderung überhaupt als „Kapital der Hypothek“ 
angeſprochen werden, ſo muß es ohne Rückſicht auf die Perſon 
des Schuldners geſchehen. Zu Unrecht beruft ſich Heinitz ferner 
für ſeine Anſicht auf den Zweck der Kriegsverordnung, die den 
„Schutz des Grundbeſitzes“ anſtrebe. Dieſer Schutz würde 
gerade durch Annahme der Heinitzſchen Anſicht vereitelt werden. 
Bekäme nämlich der perſönliche Hypothekenſchuldner nicht die 
ſechsmonatliche wiederholbare Friſt, ſo wäre er gezwungen, 
gegen den Eigentümer auf Grund des mit dieſem beſtehenden 
Rechtsverhältniſſes Rückgriff zu nehmen, und dieſem Rückgriff 
gegenüber könnte dann der Eigentümer ſich auf den Schutz der 
HypFrVoO. keinesfalls berufen. Im übrigen verdient der 
perſönliche Hypothekenſchuldner auch als ſolcher mindeſtens den 
gleichen Schutz wie der nur dinglich haftende Grundſtückseigen⸗ 
tümer. Die amtliche Begründung zur HypFrVoO. (Reichstags⸗ 
druckſachen 1914/15 Nr. 44 S. 3) rechtfertigt die ſechsmonat⸗ 
liche Friſt mit den „Schwierigkeiten, mit denen die Beſchaffung 
größerer Hypothekenkapitalien verbunden ſei“ und denen „durch 
die frühere dreimonatliche Friſt nicht hinreichend Rechnung 
getragen ſei“. Dieſe Schwierigkeiten ſind doch für den perſönlichen 
Hypothekenſchuldner ganz die gleichen, ja, ſie ſind für ihn noch 
größer, weil er ſich nicht einmal auf den Grundſtückswert und 
die Grundſtückseinnahmen ſtützen kann. 

Alle dieſe Gründe ſprechen zugleich dafür, die Friſt der 
HypFrVoO. auch dem Hypothekenbürgen zuzubilligen. Zweiſel⸗ 
hafter iſt dagegen, ob der perſönliche Schuldner ſich auf die 
HypFrVoO. auch gegenüber dem Gläubiger berufen kann, der 
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feine dingliche Sicherung nicht in der Form der Hypothek, ſondern 
in derjenigen der Grundſchuld erhalten hat. Dagegen ſpricht nicht 
nur der Mangel des rechtlichen Zuſammenhanges zwiſchen Forde⸗ 
rung und dinglichem Recht bei der Grundſchuld, ſondern auch der 
geſetzliche Sprachgebrauch, da das BGB. bei der Grundſchuld 
den Ausdruck „Kapital“, und zwar in ausſchließlicher Beziehung 
auf das dingliche Recht verwendet (SS 1193, 1194 BGB.). Durch⸗ 
ſchlagend iſt jedoch meines Erachtens weder das eine noch das 
andere Bedenken. Es iſt hier nicht der Ort, die Theſe näher 
zu begründen, daß die im Geſetz äußerlich anſcheinend ſo ſcharf 
durchgeführte Loslöſung der Grundſchuld von der perſönlichen 
Forderung durch die Rechtsentwicklung der Sache nach größten⸗ 
teils aufgehoben worden iſt. Jedenfalls hängt im Rechtsverkehr 
die Entſcheidung, ob die Form der Hypothek oder die der 
Grundſchuld gewählt werden ſoll, ganz überwiegend von unter⸗ 
geordneten Rückſichten und namentlich von Gewohnheiten ab. 
So wird in Mecklenburg lediglich unter der Einwirkung tief 
wurzelnder Überlieferungen noch heute die Grundſchuldform 
ſtark bevorzugt (mein „Deutſches Hypothekenweſen“ S. 135), 
ohne daß damit eine andere wirtſchaftliche Wirkung beabſichtigt 
oder erzielt würde wie mit der Hypothek. Wollte man alſo 
dem perſönlichen Schuldner gegenüber dem Grundſchuldgläubiger 
den Schutz der HypFrVoO. verſagen, fo käme man wiederum 
zu Ergebniſſen, die in offenbarem Widerſpruch zu dem Sinne 
der HypFrVoO. ftänden, denn die Schwierigkeiten der Kapital⸗ 
beſchaffung, auf die in der amtlichen Begründung zur HypFrVO. 
hingewieſen wird (ſiehe oben), find natürlich unabhängig 
davon, ob eine Hypothek oder eine Grundſchuld vorliegt. Es 
beſtätigt ſich eben auch hier wieder, daß — erklärlicherweiſe — 
der Wortlaut der Kriegsverordnungen nicht ſo ſorgfältig durch⸗ 
gearbeitet iſt wie der der Friedensgeſetze, und daß daher gegenüber 
den Kriegsverordnungen eine freiere Art der Auslegung geboten 
iſt. Vorausſetzung für die Anwendung der HypFrVO. auf die 
neben der Grundſchuld beſtehende perſönliche Schuld würde 
hiernach ſein, daß das Kapital der perſönlichen Forderung 
wirtſchaftlich zugleich das Kapital der Grundſchuld iſt — eine Vor⸗ 
ausſetzung, die trotz anſcheinender Unbeſtimmtheit meines Erachtens 
geeignet iſt, in der Praxis hinreichend ſichere Ergebniſſe zu liefern. 

3. Die Zahlungsfriſt kann nur bewilligt werden für eine 
„vor dem 31. Juli 1914“ entſtandene Hypothek. Die Bedeutung 
dieſer zeitlichen Beſtimmung iſt im allgemeinen durch Literatur 
und Rechtſprechung geklärt, insbeſondere dahin, daß Anſprüche, 
die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden, aber nachher fällig 
geworden ſind, durch die Kriegsgeſetzgebung betroffen werden, 
und zwar auch hinſichtlich der Zinſen und ſonſtigen Neben⸗ 
leiſtungen, die nach dem 31. Juli 1914 zu entrichten ſind 
(Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch 197 ff.). Als zweifellos darf 
ferner angeſehen werden, daß eine von dem Gläubiger nach dem 
31. Juli 1914 gewährte Stundung einer früher entſtandenen 
Forderung nach Ablauf der Stundungsfriſt der weiteren richter⸗ 
lichen Friſtgewährung nicht entgegenſteht. Hieran kann es nichts 
ändern, daß etwa bei der Stundung die Schuld neuen Be⸗ 
dingungen, insbeſondere hinſichtlich der Verzinſung, Rückzahlung 
oder Vollſtreckbarkeit unterworfen worden iſt. Gerade dies 
kommt auf dem Gebiet des Hypothekenweſens häufig vor. In 
ſolchem Falle darf die Vorlegung der aus der Kriegszeit her⸗ 
rührenden Urkunde über die unter neuen Bedingungen bewilligte 
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Verlängerung der Hypothek nicht daran irremachen, daß die 
letztere als ſolche vor dem 31. Juli 1914 entſtanden if. Es 
liegt auf der Hand, daß anderenfalls der Grundbefitz des ihm 
zugedachten Kriegsſchutzes zu einem großen und während des 
Krieges zunehmenden Teile beraubt werden würde. 

Schwieriger geſtaltet ſich die Beurteilung, wenn während 
des Krieges ein Wechſel in der Perſon des Geldgebers ein⸗ 
getreten iſt. Bekanntlich geſchieht dies in der Regel derart, 
daß die Hypothek von dem alten Geldgeber an den neuen ab⸗ 
getreten wird und zugleich eine entſprechende Veränderung der 
Hypothekenbedingungen zwiſchen dem letzteren und dem Eigen⸗ 
tümer ſtattfindet. Da in ſolchem Falle rechtlich an der Iden⸗ 
tität der Forderung trotz des Gläubigerwechſels kein Zweifel 
beſtehen kann, fo wird man auch hier den Schuß der Hypßr Vd. 
gewähren müſſen, obſchon wirtſchaftlich ein neues Kreditverhältnis 
begründet worden iſt. Wie aber, wenn der alte Gläubiger 
lediglich Quittung erteilt und die nunmehr auf den Eigentümer 
als Grundſchuld übergegangene Poſt zugunſten des neuen 
Gläubigers wegen des von ihm gegebenen Darlehns in eine 
Hypothek zurückverwandelt wird? ($ 1198 BGB.). Hier iſt 
die „Forderung“ (Zahl Fr BewVO. $ 1 Abſ. 2, HypFr Vd. 9) 
des neuen Gläubigers zweifellos erſt während des Krieges ent⸗ 
ſtanden, die Anwendung der Kriegsgeſetzgebung erſcheint daher 
ausgeſchloſſen. Man kann hiergegen nicht einwenden, daß bei 
ſolcher Auslegung der neue Geldgeber davon abgehalten werde, 
ſich auf die bequeme und billige Hypothekenabtretung einzulaſſen. 
Hierzu kann er ohnehin nicht genötigt werden. Denn er kann 
ja den Weg wählen, ſich eine neue Hypothek unter Löſchung 
der früheren eintragen zu laſſen. Ein ſolches Verfahren wäre 
aber noch erheblich teurer als die Umwandlung gemäß $ 1198 
BGB., und es liegt deshalb gerade im Intereſſe des Schuld- 
ners, den Gläubiger nicht auf den Weg der Löſchung und Neu⸗ 
eintragung zu drängen. 

Das Ergebnis iſt alſo, daß der neue Geldgeber ſich 
auf die Form der Hypothekenabtretung nicht einlaſſen 
darf, wenn er, was man ihm nicht verdenken kann, der 
Anwendung der Kriegsgeſetze auf feine Hypothek ent: 
gehen will. Andererſeits hat der Hypothekenſchuldner ein 
doppeltes Intereſſe daran, möglichſt eine Verlängerung 
der bisherigen Hypothek zu erlangen und einen 
Wechſel des Geldgebers zu vermeiden. Es find dies 
Geſichtspunkte, die von Anwälten und Notaren bei der Beratung 
ihrer Klienten nicht außer acht gelaſſen werden dürfen. N 

4. Iſt die Hypothek vollſtreckbar, insbeſondere alſo in 
einer vollſtreckbaren Urkunde aufgenommen, fo ift für die Frilt 
erteilung nicht mehr das Amtsgericht zuſtändig, bei welchem 
der Gläubiger den allgemeinen Gerichtsſtand hat, ſondern das 
Vollſtreckungsgericht. Dieſes gewährt die Friſt in der Form einer 
„Einſtellung der Zwangsvollſtreckung“ (§ 5 Zahl ewe O, 
82 HypFrO.). Die Einſtellung kann ſchon vor dem „Bezinn 
der Vollſtreckung“, das heißt doch wohl auch vor der & 
teilung der Vollſtreckungsklauſel erwirkt werden, fo daß beim 
Vorliegen einer vollſtreckbaren Urkunde der Schuldner, der gut 
beraten iſt oder der die Kriegsgeſetze kennt, vollauf Zeit ha, 
ſich vor Schaden zu ſchützen. Ruft er das Gericht jedoch er 
an, nachdem der Gläubiger auf Grund der vollſtreckbaren Ur 
kunde bereits mit Vollſtreckungsmaßnahmen vorgegangen ih 
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insbeſondere die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
ausgebracht hat, ſo befindet ſich der Schuldner in einer ſchwie⸗ 
rigen Lage. Denn bereits bewirkte Vollſtreckungsmaßregeln 
aufzuheben, iſt das Vollſtreckungsgericht nach der Zahl Fr Bew BD. 
uicht befugt (Güthe Gruchots Beitr. 59, 65); Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung und Aufhebung der erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln find eben verſchiedene Dinge (vgl. ZPO. SS 707 
Abſ. 1, 732 Abſ. 2, 769, 771 Abi. 3). Dieſe Beſchränkung 
der Befugniſſe des Vollſtreckungsgerichts hat vom Standpunkt 
der Zahl FrBewVoO. ihren guten Sinn. Wird der Gläubiger 
innerhalb der kurzen, dreimonatlichen Friſt nicht befriedigt, ſoll 
eben die Vollſtreckung fortgeſetzt werden können. Die Vorſchrift 
der Zahl Fr BewVO. iſt nun leider unverändert in die HypFrVoO. 
8 2 (durch die Bezugnahme auf § 5 Zahl FrBew VO.) über: 
gegangen. Das iſt zu bedauern. Der Hypothekenſchuldner ſoll 
im Gegenſatz zu andern Schuldnern einen langfriſtigen und 
erneuerungsfähigen Schutz genießen. Die Aufrechterhaltung der 
bereits eingeleiteten Vollſtreckungsmaßregeln iſt deshalb hier der 
Regel nach nicht ſachgemäß. Es kann nicht befriedigen, daß der 
Hypothekenſchuldner in dieſer Hinſicht den notwendigen Schutz nur 
zu erlangen vermag, indem er dem Gläubiger zuvorkommt; der 
in den Kriegsgeſetzen nicht bewanderte Hypothekenſchuldner, der 
das Vorgehen des Gläubigers glaubt abwarten zu dürfen, 
verdient den gleichen Schutz. Es empfiehlt ſich deshalb, den 
§ 2 HypFrVoO. dahin zu ergänzen, daß das Vollſtreckungs⸗ 
gericht auch die Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln anordnen dürfe. 


B. Die Abwendung der Jolgen nicht rechtzeitiger Zahlung. 

1. Nach der Verordnung vom 18. Auguft 1914 / 20. Mai 
1915 über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer 
Geldforderung (Geld Ford Zahl VO.) kann bekanntlich das Gericht 
die beſonderen Rechtsfolgen für „nicht eingetreten“ erklären, die 
nach Geſetz oder Vertrag wegen der Nichtzahlung oder der nicht 
rechtzeitigen Zahlung einer vor dem 31. Juli 1914 entſtandenen 
Geldforderung eintreten ſollten. Der typifhe Anwendungsfall 
auf dem Gebiet des Hypothekenweſens iſt, daß die Fälligkeit 
des Hypothekenkapitals, die vertraglich an die unpünktliche Zahlung 
der Hypothekenzinſen geknüpft iſt, durch Richterſpruch aufgehoben 
wird. Kann nun das Gericht auch diejenige Fälligkeit als nicht 
eingetreten erklären, die nach den Bedingungen der Hypotheken⸗ 
ſchuldurkunde daraus abgeleitet wird, daß über das Grundſtück 
die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung eingeleitet ift, 
daß eine Abtretung von Mieten erfolgt iſt, u. dgl.? Güthe 
(Gruchots Beitr. 59, 70) verneint die Frage, ) aber in dieſer 
Allgemeinheit ſicher zu Unrecht. Wenn etwa ein Hypotheken⸗ 
gläubiger auf Grund einer vollſtreckbaren Urkunde die Zwangs⸗ 
verwaltung oder Zwangsverſteigerung wegen unbezahlter Zinſen 
herbeiführt, noch bevor der Schuldner die Abwendung der Fällig⸗ 
keit des Kapitals gemäß der Geld Ford ZahlVO. erlangt hat, 
ſo iſt es klar, daß der Gläubiger ſich gegenüber dem Antrage 
des Schuldners auf Beſeitigung der Fälligkeit nicht darauf be⸗ 
rufen kann, die Hypothek ſei nunmehr auch wegen Einleitung 
der Zwangsverwaltung bzw. Zwangsverſteigerung fällig ge⸗ 


1) Die Frage wird auch von Mayer, Privatrecht des Krieges 
G. 78, berührt; doch iſt der Standpunkt Mayers nicht klar erkennbar. 
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worden, und die Geld Ford ZahlVO. ſei daher unanwendbar 
Das führt zu einem allgemeineren Geſichtspunkt. Zu den „be⸗ 
ſonderen Rechtsfolgen“ der nicht rechtzeitigen Zahlung einer 
Geldforderung ſind nämlich nicht nur die unmittelbaren, ſondern 
auch die mittelbaren Folgen zu rechnen, alſo auch die Kapitals⸗ 
fälligkeit, die nicht unmittelbar mit der unterlaſſenen Zahlung 
verknüpft iſt, ſondern mit einem Umſtand, der ſeinerſeits durch 
die unterlaſſene Zahlung verurſacht iſt. Zieht z. B. die unter⸗ 
laſſene Zahlung einer Geldforderung die Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung, die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes, die Pfändung der Mieten u. dgl. nach ſich, und iſt die 
Fälligkeit des Kapitals an einen dieſer Umſtände gebunden, ſo 
muß die Fälligkeit im Sinne der Geld Ford Zahl VO. gleichfalls 
als beſondere Rechtsfolge der unterlaſſenen Zahlung angeſehen 
werden. Angeſichts der üblichen Faſſung der Hypothekenurkunden, 
namentlich der Urkunden über die erſten Hypotheken, iſt es nur 
bei dieſer Auffaſſung möglich, den Zwecken der Kriegsgeſetz⸗ 
gebung gerecht zu werden. Unanwendbar iſt dagegen die 
Geld Ford ZahlVO. auf diejenigen hypothekariſchen Klauſeln, 
denen zufolge die Fälligkeit des Kapitals bei Veräußerung oder 
Verſchlechterung des Grundſtücks, Beſtellung eines Nießbrauchs, 
Abtretung von Mieten u. dgl. eintritt. Daß bei der Abtretung 
von Mieten und in einigen anderen Fällen die Zahlungs- 
unfähigkeit des Schuldners regelmäßig als Motiv in Betracht 
kommt, kann die Anwendung der Geld Ford Zahl VO. nicht recht⸗ 
fertigen; denn zwiſchen die Zahlungsunfähigkeit und die Fälligkeit 
ſchiebt ſich hier die freie Willenshandlung des Schuldners, der 
durch die fragliche Fälligkeitsklauſel entgegengetreten werden 
ſoll, und die deshalb für die rechtliche Beurteilung das ent— 
ſcheidende Moment darſtellt. 

2. Der Antrag auf Abwendung der beſonderen Rechts⸗ 
folgen iſt bekanntlich entweder beim Prozeßgericht oder bei dem 
vom Schuldner angerufenen Amtsgericht (Zahl Fr BewVO. 8 4, 
Geld Ford ZahlVO. § 1 Abſ. 3) zu ſtellen, bei welchem der 
Gläubiger den allgemeinen Gerichtsſtand hat. Wenn der 
Gläubiger jedoch „einen vollſtreckbaren Titel“ hat, ſo kann 
der Schuldner den Antrag auf Beſeitigung der Rechtsfolgen 
durch „Einwendung gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungs⸗ 
Haufel” (§S 732 ZPO.) geltend machen. Zur Entſcheidung iſt 
hier nicht das Vollſtreckungsgericht, ſondern das nach 
§ 732 ZPO. zuſtändige Gericht berufen, d. i. bei vollſtreckbaren 
notariellen Urkunden das Amtsgericht, in deſſen Bezirk der 
Notar feinen Amtsſitz hat ($ 797 Abſ. 3 ZPO.). Immer 
aber ſteht dem Schuldner die Anrufung des Amtsgerichts, in 
welchem der Gläubiger den allgemeinen Gerichtsſtand hat, offen. 
Beim Vorliegen eines vollſtreckbaren Titels ſind alſo dem 
Schuldner — abweichend von dem ähnlichen Falle der 
Zahl FrBewVO. § 4 Abſ. 1 Satz 2 — zwei Amtsgerichte 
wahlweiſe zur Verfügung geſtellt; die nach SS 732, 797 Abſ. 3 
ZPO. begründete Zuſtändigkeit fällt erſt dann fort, wenn das 
Amtsgericht des allgemeinen Gerichtsſtandes des Gläubigers die 
Abwendung der beſonderen Rechtsfolgen bereits angeordnet hat 
(Geld Ford ZahlVO. § 3 Satz 2). 

Die Möglichkeit, ſich trotz des Vorhandenſeins einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde an das Amtsgericht des allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtandes des Gläubigers zu wenden, iſt von erheblicher praktiſcher 
Bedeutung. Spricht nämlich jenes Amtsgericht die Abwendung 
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der beſonderen Rechtsfolgen, alſo z. B. die Aufhebung der 
durch unterlaſſene Zinszahlung eingetretenen Fälligkeit des 
Hypothekenkapitals aus, ſo ſteht nunmehr dem „durch die voll⸗ 
ſtreckbare Urkunde feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt“ eine Einwendung 
entgegen. Die Zwangsvollſtreckung wegen des Anſpruchs iſt 
jetzt überhaupt unzuläſſig. Der Schuldner kann zur Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage gemäß 88 767, 797 Abſ. 4 und 5, 
800 Abſ. 3 ZPO. ſchreiten, und wenn auch die Aufhebung 
der Vollſtreckungsmaßregeln in dem Beſchlußverfahren des 
8 769 3PO. nur gegen Sicherheitsleiſtung geſchehen ſoll, fo 
darf doch nicht außer acht gelaſſen werden, daß materiell der 
Gläubiger unter den Vorausſetzungen der Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage zur Beſeitigung der Vollſtreckungsmaßregeln bedingungslos 
bei Vermeidung von Schadenserſatzfolgen verpflichtet iſt. Dieſes 
Ergebnis iſt in feiner Anwendung auf die Geld Ford ZahlVO. § 1 
auch ſinngemäß, inſoweit die Abwendung der Fälligkeit nicht 
unter einer Friſtbeſtimmung, ſondern als dauernd angeordnet 
iſt. Auf dem durch Geld Ford Zahl VO. § 3, ZPO. 8732 
eröfneten Wege kann der Schuldner dagegen eine Auf— 
hebung der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
nicht erreichen (vergl. Stein ZPO. 11. Aufl. bei Note 17 
zu $ 732). Hierin liegt eine Unſtimmigkeit der Kriegsverord⸗ 
nungen. Sie könnte beſeitigt werden, indem auch das nach 
§ 3 Geld Ford Zahl BO. zuſtändige Gericht ermächtigt würde, 
die Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben. Dies wäre um ſo 
zweckmäßiger, als die Anrufung des genannten Gerichts beim 
Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Titels für den Schuldner 
das Gegebene iſt; die Rechtsverfolgung wird ihm aller Regel 
nach weſentlich erſchwert und verteuert, wenn er ſich an das 
Gericht des Wohnſitzes des Gläubigers wenden muß. 

3. Die Zuſtändigkeit des in den SS 732, 797 Abſ. 3 ZPO. 
bezeichneten Gerichts iſt, wie bemerkt, gegeben, „wenn der 
Gläubiger einen vollſtreckbaren Titel hat“. Über die Bedeutung 
dieſes Konditionalſatzes ſind in der Praxis Zweifel hervor⸗ 
getreten. Iſt gemeint, daß die Vollſtreckungsklauſel ſchon erteilt 
fein müſſe, oder ſoll es genügen, daß nur ein der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel fähiger Titel (z. B. eine vollſtreckbare Urkunde gemäß 
8 794 Ziff. 5 ZPO.) vorhanden iſt? Die Praxis ſcheint hie 
und da der erſteren Auffaſſung zu folgen, da 8 732 ZPO. all: 
gemein dahin verſtanden wird, daß er eine bereits erteilte 
Vollſtreckungsklauſel vorausſetze. (Stein a. a. O. bei Note 12 
zu § 732.) Indeſſen iſt dieſe Auffaſſung weder zutreffend noch 
im Ergebnis befriedigend. § 732 ZPO. iſt wohl nach 8 3 
Geld Ford ZahlVO. für die prozeſſuale Behandlung des 
Antrages auf Abwendung der „beſonderen Rechtsfolgen“ maß⸗ 
gebend, aber nicht für die Beſtimmung der Erforderniſſe des 
Antrages; dieſe find vielmehr der Geld Ford Zahl VO. ſelbſt zu 
entnehmen. Vaß nun aber der in der Verordnung gebrauchte 
Ausdruck „vollſtreckbarer Titel“ die ſchon geſchehene Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel nicht verlangt, iſt bereits vom RG. 
Bd. 71 S. 181 für den $ 845 ZPO. entſchieden. Wenn das 
RG. hier ausführt, daß bei der engeren Auslegung „Haupt⸗ 
zweck und Hauptwert“ der betr. Rechtseinrichtung (des vor⸗ 
läufigen Zahlungsverbotes) fortfalle, ſo trifft dies ebenſo auf 
die Rechtseinrichtung der nach $ 3 Geld Ford Zahl BO. begrün⸗ 
deten beſonderen Zuſtändigkeit zu. Denn bei der bekämpften 
Auslegung müßte der Schuldner, der nach 8 3 Geld Ford Zahl VO. 
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verfahren will, glaubhaft machen, daß die Vollſtreckungsklauſel 
ſchon erteilt ſei. Selbſt wenn nun der Schuldner die Unter: 
lagen für die Glaubhaftmachung erlangt hat les iſt dies praktiſch 
unter Umſtänden ſehr ſchwierig), ſo wird doch jetzt die Zeit zum 
gerichtlichen Vorgehen für ihn ſehr knapp ſein; es entſteht alſo 
auch hier wieder für ihn die Gefahr, daß der Gläubiger ihm 
mit der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung zuvor⸗ 
kommt. Warum aber der Schuldner in dieſe Drangſal gebracht 
werden ſoll, iſt ganz unerfindlich; denn irgendein ſachlicher 
Grund läßt ſich für die hier bekämpfte Auffaſſung nicht anführen. 


C. Gemeinſchaftliche Regeln zu A und B. 


1. Nicht ſelten kommt der Schuldner in die Lage, den 
Antrag auf Bewilligung der Zahlungsfriſt (4. B. wegen rück⸗ 
ſtändiger Zinſen) mit einem Antrag auf Abwendung der 
„beſonderen Rechtsfolgen“ (3. B. auf Aufhebung der Fälligkeit 
der Hypothek) zu verbinden. Hierbei muß, wenn die Hypothek 
in vollſtreckbarer Form aufgenommen iſt, die — praktiſch ſehr 
bedauerliche — Verſchiedenheit der Zuſtändigkeit (oben B 2) 
wohl beachtet werden. Selbſt wenn für beide Anträge tat⸗ 
ſächlich dasſelbe Gericht in Betracht kommt, ſo⸗ werden fie doch 
regelmäßig an verſchiedene Abteilungen gehen. Es empfiehlt 
ſich alſo, von vornherein möglichſt zwei ſelbſtändige Geſuche 
einzureichen. Allerdings werden ſich dabei leicht Schwierigkeiten 
ergeben, weil die zur Glaubhaftmachung beizufügenden Belege 
meiſt die gleichen ſein werden. Unter Umſtänden wird es des⸗ 
halb geboten ſein, die Aufhebung der vorzeitigen Fälligkeit nach 
der Geld Ford ZahlVO. zunächſt auf ſich beruhen zu laſſen und die 
ſechsmonatliche Friſt gemäß der HypFrVO. beim Vollſtreckungs⸗ 
gericht zu beantragen. Eine nachträgliche dauernde Beſeitigung 
der Fälligkeit ſelbſt durch das gemäß § 732 ZPO. zuſtändige 
Gericht wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, doch mag der Sicher⸗ 
heit halber bei Stellung des Antrages auf die ſechsmonalliche 
Friſt die Verfolgung der weitergehenden Rechte aus der Geld⸗ 
Ford ZahlVO. vorbehalten werden. 

2. Handelt es ſich um die Einſtellung der Zwangs 
vollſtreckung, ſei es auf Grund der HypFrVO. 8 2, ſei es auf 
Grund der Geld Ford Zahl O. 8 3, fo wird es häufig ſachgemäß 
ſein, das Verfahren der Zwangsverſteigerung und der Mobiliar⸗ 
pfändung, nicht dagegen das Verfahren der Zwangsverwaltung 
einzuſtellen, da letztere in vielen Fällen eine notwendige 
Sicherungsmaßregel für den Hypothekengläubiger bedeutet. Eine 
rechtliche Schwierigkeit, dem allgemein auf Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung gerichteten Antrage des Schuldners in einer 
auf Zwangsverſteigerung und Molbiliarpfändung beſchräntten 
Weiſe zu entſprechen, beſteht nicht, da die Zwangsverſteigerung, 
Zwangsverwaltung und Mobiliarpfändung rechtlich voneinander 
durchaus unabhängig ſind. Auch das Hypothekeneinigungsamt 
wird, wenn es über Einſtellung der Zwangsvollſtreckung em 
Gutachten erſtatten ſoll (VO. vom 22. Dezember 1914 8 
ſehr häufig das Richtige treffen, wenn es nur die Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung und Mobiliawvollſtreckung, aber nicht ne 
der Zwangsverwaltung befürwortet. Wenn hier auf dieſe ſelbſ⸗ 
verſtändliche Möglichkeit hingewieſen wird, fo geſchieht es deshalf, 
weil der Verfaſſer beobachtet zu haben glaubt, daß ſie bisweilen 
überſehen wird — vielleicht, weil ſie ſo nahe liegt. 
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44. Jahrgang. 


Einige Fragen aus den ſog. „Kriegsgeſetzen“. 
Von Landgerichtsrat Dr. Hirſch, Berlin. 


1. Kann eine Aktienbank als betreibende Gläubigerin 
ſelbſt zum Zwangsverwalter nach S 4 der Bekantmachung des 
Bundesrats vom 22. April 1915 (RG Bl. S. 233) beſtellt werden? 

Eine Aktienbank hatte dies beantragt. Die Beſtellung 
eines ihrer Vorſtandsmitglieder zum Verwalter hatte ſie aus⸗ 
drücklich abgelehnt. Zur Begründung ihres Antrages führte ſie 
folgendes aus: Weder die Entſtehungsgeſchichte des ZVG. noch 
dieſes ſelbſt enthielten etwas darüber, daß eine juriſtiſche Perſon 
nicht zum Zwangsverwalter beſtellt werden dürfe. Auch mache 
§ 4 der Bekanntmachung vom 22. April 1915 keinen Unterſchied 
zwiſchen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, erwähne auch 
im Gegenſatze zu § 1 Abſ. 2 nichts von dem „geſetzlichen 
Vertreter” des Gläubigers. Die Antragftellerin vertrat 
weiter den Standpunkt, daß die gegenteilige Auffaſſung eine 


ſchwere Benachteiligung derjenigen Gläubiger bedeute, die 


juriſtiſche Perſonen, nicht aber zugleich unter ſtaatlicher Aufſicht 
ſtehende Anſtalten im Sinne des $ 3 der Bekanntmachung feien. 

Der geſtellte Antrag iſt aus folgenden Gründen un⸗ 
ſtatthaft: Wenn eine juriſtiſche Perſon betreibende Gläubigerin 
iſt, ſo kann ſie nicht ſelbſt, ſondern es kann nur ihr Vorſtand 
für ſie zum Verwalter beſtellt werden (ſo auch Güthe in 
JW. 1915, 559 in II 1e am Schluß). Denn nach den Motiven 
zum 3G. (ſiehe hierüber Jaeckel⸗Güthe, ZVG. 1915, 629 
unter 2), dem § 150 3G. und der ganzen Faſſung der zu 
dieſem Geſetze ergangenen allgemeinen Verfügung des Herrn 
Juſtizminiſters vom 8. Dezember 1899 (PrJMBl. S. 791) 
kann nur eine natürliche Perſon Zwangsverwalter ſein. 
Denn nur bezüglich einer ſolchen Perſon kann das Vollſtreckungs⸗ 
gericht die ſichere Feſtſtellung treffen, daß ſie die nötigen 
Rechtskenntniſſe und ſonſtigen namentlich techniſchen Fähig⸗ 
keiten beſitzt, die für die ordnungsmäßige Führung einer 
Zwangsverwaltung nötig ſind, nicht aber bezüglich einer juriſti⸗ 
ſchen Perſon als ſolcher, deren vertretungsberechtigte Organe 
leichthin einem Wechſel ausgeſetzt ſind. Auch die allgemeine 
Verfügung vom 8. Dezember 1899 ſpricht dafür, daß der 
Zwangsverwalter ſtets eine natürliche Perſon ſein muß. 
Denn in $ 14 ſpricht fie wörtlich von der „perſönlichen“ 
Verhinderung des Verwalters, in § 16 von ſeinen „not⸗ 
wendigen Reiſekoſten“. — 8 1 Abſ. 2 und 5 3 der Bekannt⸗ 
machung vom 22. April 1915 ſprechen aber nicht für, 
ſondern gegen die Zuläſſigkeit des Antrages. Iſt nämlich der 
Schuldner oder iſt die unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Anſtalt 
eine juriſtiſche Perſon, ſo kann nach dieſen Beſtimmungen nur 
der geſetzliche Vertreter des Schuldners oder nur eine im Dienſte 
der Anſtalt befindliche Perſon, nicht aber die Anſtalt ſelbſt, 
zum Verwalter beſtellt werden. Solche Anſtalten, z. B. 
Hypothekenbanken, Verſicherungsgeſellſchaften, Sparkaſſen u. dgl., 
werden jedoch oftmals gleichzeitig die betreibenden Gläubiger 
ſein, ein Fall, an den der Geſetzgeber ſicherlich gedacht hat. 
Könnte hier die Anſtalt nach 8 4, wie die Antragſtellerin 
meint, ſelbſt zum Verwalter beſtellt werden, jo würde 8 3 
eine ziemlich überflüffige Vorſchrift fein. Auch enthielte dann 
die Bekanntmachung in den 88 3 und 4 einen innerlich nicht 
gerechtfertigten Unterſchied in der Behandlung der Gläubiger, 
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die juriſtiſche Perſonen find, je nachdem dieſelben unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehen oder nicht. Schließlich trifft es auch 
nicht zu, daß die hier vertretene Anſicht eine ſchwere Schädigung 
derjenigen Gläubiger bedeute, die juriſtiſche Perſonen, nicht 
aber zugleich unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Anſtalten ſind. 
Denn, wenn im konkreten Falle zur Begründung dieſer Anſicht 
geltend gemacht wurde, die Beſtellung der Vorſtandsmitglieder 
oder eines derſelben zum Verwalter für die juriſtiſche Perſon 
ſei und bleibe doch immer die Beſtellung einer ihr gegenüber⸗ 
ſtehenden, dritten Perſon, ſo iſt dies nicht richtig. Die 
Vorſtandsmitglieder einer juriſtiſchen Perſon ſind ihre geſetz⸗ 
lichen Organe, daher find fie ihr gegenüber in der 
geſetzmäßigen Ausübung ihrer Vertretungsmacht nicht „Dritte“. 
Sie verkörpern vielmehr die juriſtiſche Perſon nach außen 
hin, jo daß im Grunde genommen der Antrag, die juriſtiſche 
Perſon als Gläubigerin gemäß § 4 der Bekanntmachung zum 
Verwalter zu ernennen, in der Regel lediglich dahin zu ver⸗ 
ſtehen iſt, daß ihre — oder eines ihrer — Vorſtandsmitglieder 
für ſie zum Verwalter beſtellt werden ſollen. Denn die Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 22. April 1915 hat meines Er⸗ 
achtens an dem bisherigen Rechtszuſtande nichts geändert, 
wonach nur eine natürliche Perſon zum Zwangs— 
verwalter beſtellt werden kann. 

2. Kann eine Grundſtückserwerbsgeſellſchaft m. b. H. gemäß 
den 85 6 Abſ. 2, 4 der Bekanntmachung des Bundesrats vom 
22. April 1915 (RGBl. S. 233) als Gläubigerin zum Zwangs⸗ 
verwalter beſtellt werden, wenn ſich bei den vom Vollſtreckungs⸗ 
gerichte angeſtellten Ermittlungen ergibt, daß ſie unter „Geſchäfts⸗ 
aufſicht“ ſteht? 

Die Frage dürfte aus folgenden Gründen zu verneinen 
ſein: Zwar könnten an ſich nur die oder, wie Güthe meint 
(JW. 1915, 475 unter I 1 a), nur einer ihrer Geſchäftsführer 
für die Geſellſchaft zum Verwalter beſtellt werden. Aus den 
85 6 Abſ. 1 Satz 2, 7 Abſ. 2 der Verordnung des Bundesrats 
vom 8. Auguſt 1914 (RGBl. S. 363), betreffend die Anordnung 
einer Geſchäftsaufſicht in Verbindung mit den zum ZG. er⸗ 
gangenen SS 4 Abſ. 1 und 14 der allgemeinen Verfügung des 
Herrn Juſtizminiſters vom 8. Dezember 1899 (PrJMBl. 
S. 791) iſt aber zu ſchließen, daß, wer ſelbſt oder als ver⸗ 
tretungsberechtigtes Organ eines unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden 
Schuldners 

a) die ganze oder teilweiſe Übertragung der Geſchäfts⸗ 
führung auf eine andere Perſon bezüglich ſeiner 
eigenen Geſchäfte dulden muß, 

b) ohne Zuſtimmung der Auffichtsperfonen weder uns 
entgeltliche Verfügungen oder Verfügungen über 
eigene Grundſtücke und Rechte an Grundſtücken vor⸗ 
nehmen noch auch ſolche Verbindlichkeiten eingehen ſoll, 
die zur Fortſetzung des Geſchäfts erforderlich ſind, 

nicht zum Verwalter geeignet iſt. Denn, wenn auch die An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht die Abwendung des Konkurs⸗ 
verfahrens bezweckt, ſo will ſie doch während ihres Beſtehens 
nicht nur von dem Schuldner, ſondern auch von deſſen Gläubigern 
„wirtſchaftliche Schäden abwenden“. !) Dies beweiſen ihre 


1) Die Einleitung der Verordnung vom 8. Auguſt 1914 über 
die Anordnung der Geſchäftsaufſicht nimmt . Bezug auf 
1 
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85 6 bis 8, die dem zahlungsunfähigen, daher unter Geſchäfts⸗ 
aufſicht geſtellten Schuldner, weil eben kein voller Verlaß 
auf ihn beſteht, Einſchränkungen aller Art in der Führung 
ſeiner Angelegenheiten zugunſten ſeiner Gläubiger auferlegen. 
Wer aber zum Zwangsverwalter beſtellt wird, auf den muß 
— mag er auch nur das vertretungsberechtigte Organ eines 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners ſein — voller 
Verlaß fein, daß er die Verwaltung felbftändig?) und 
ordnungs mäßig?) im Intereſſe aller an dem Verfahren Be: 
teiligten führen kann und führen wird. Folgeweiſe trifft dieſe 
Annahme bei näherer Würdigung der vorgenannten 88 6 bis 8 
bei einem unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner nicht zu. 
Ein gleiches gilt aber von ſeinen vertretungsberechtigten 
Organen, falls der Schuldner eine juriſtiſche Perſon iſt. Denn 
in ſolchem Falle decken ſich dieſe Organe mit dem Schuldner 
(jo auch Güthe, ZW. 1915, 559 unter II Jö e Schlußabſatz). 


3. Iſt ein Schuldner zum Zwangsverwalter geeignet, der 
gleichzeitig mit dem Antrage auf Beſtellung zum Verwalter 
einen Antrag auf Einſtellung der Zwangsverwaltung aus 8 5 
der Bekanntmachung des Bundesrats vom 20. Mai 1915 
(RGBl. S. 290 ff.) ſtellt? 

Ein Amtsgericht hat dieſe Frage verneint, lehnte daher 
die Beſtellung des Schuldners zum Verwalter ab. Meines 
Erachtens zu Unrecht. Denn es überſah einmal, daß der 
Antrag aus § 5 mit dem Antrage auf Beſtellung zum Ver⸗ 
walter an ſich nichts zu tun hat, vor allem aber, daß der 
Antrag auf Einſtellung ohne weiteres abzulehnen war. Denn 
eine Einſtellung der Zwangsverwaltung kann dem Schuldner 
nichts nützen. „Sie verbietet ſich vielmehr durch die Natur 
der Sache von ſelbſt“ (Jaeckel⸗Güthe, ZVG. 1915 zu 8 161 
in Anm. 15), weil ſie weder die Beſchlagnahme des Grundſtücks 
noch deſſen Mieten und Pachtzinſen berühren würde. Ihre 
Folge wäre nur, daß der Zwangsverwalter keine Zahlungen 
mehr auf die Forderung des betreibenden Gläubigers leiſten 
dürfte, ſondern die von ihm beigetriebenen Gelder, inſofern er 
ſie nicht zur Verwaltung benötigt, hinterlegen müßte (ſo auch 
Unger im „Recht“ 1914, 725; vgl. auch OLG. 16, 347). 

Gegen die Fähigkeit und den Willen des Schuldners, die 
Zwangsverwaltung „ordnungsmäßig“ zu führen (ſiehe §S 1 der 
Bekanntmachung), ſpricht der Einſtellungsantrag aber meines 
Erachtens nicht. ö 

4. Kann ein Gemeinſchuldner, der zu den in § 2 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 328) bezeichneten Perſonen 
gehört, die Unzuläſſigkeit einer Zwangsverſteigerung in 
ein zur Konkursmaſſe gehöriges Grundſtück, die von Ab— 
ſonderungsberechtigten gegen den Konkursverwalter betrieben 
wird, nach § 5 Ziff. 2 desſelben Reichsgeſetzes bei dem Voll: 
ſtreckungsgerichte geltend machen? 

Dieſe Frage hat ein Amtsgericht deshalb verneint, weil 
fih in ſolchem Falle die Zwangsvollſtreckung nicht gegen den 


den § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu 
wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327). 
N Vgl. die 88 4 und 14 Satz 1 der allgemeinen Verfügung 
vom 8. Dezember 1899. 
8) Vgl. 8 1 der Bekanntmachung 
22. April 1915. 


des Bundesrats vom 
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im Felde ſtehenden Schuldner, ſondern gegen den Konkurs 
verwalter richte, gegen den die Vollſtreckungsklauſel zwecks Durch⸗ 
führung der Zwangsverſteigerung umgeſchrieben ſei (vgl. hier 
Jaeckel⸗Güthe, ZVG. 1915, 697 zu 8 172 in II Y. Der 
§ 5 enthalte aber nur Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung, 
wenn dieſelbe gegen die im § 2 bezeichneten Perſonen 
betrieben werde. Dies ſei hier aber nicht der Fall. 


Der Gemeinſchuldner griff dieſe Entſcheidung als eine rein 
formale, die den Zweck des § 5 verkenne, an. Seine Beſchwerde 
unterlag aber der Zurückweiſung, weil er, was das Amts: 
gericht nicht beachtet hatte, im gegebenen Falle überhaupt 
nicht befugt war, eine Erinnerung aus 8 766 ZPO. auf 
Grund des § 5 Ziff. 2 a. a. O. zu erheben. Denn als eine 
ſolche Erinnerung ſtellt ſich ſein Eingreifen bei dem Vollſtreckungs⸗ 
gerichte dar. Solange das Konkursverfahren ſchwebt, kann 
eine Erinnerung gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung in ein 
zur Konkursmaſſe gehöriges Grundſtück nur von dem 
Konkursverwalter erhoben werden, weil ſich eine ſolche Er⸗ 
innerung als eine Verwaltungshandlung im Sinme des 
56 KO. darſtellt (vgl. hierzu Jaeger, KO. 1913 Bd. I zu 9 6 
auf S. 87 in Anm. 23 bis 26; Jaeckel⸗Güthe, ING. 1915, 697 
zu § 172 in II 3; OLG. 16, 338). 


5. Kann aber in dieſem Falle der Konkursverwalter 
die oben erwähnte Erinnerung mit Erfolg erheben? 

Dieſe Frage iſt meines Erachtens aus einem ähnlichen 
Grunde zu verneinen, aus dem auch die bereits öfter in der 
Praxis aufgetauchte Frage zu verneinen iſt, ob der Konkurs⸗ 
verwalter einen Antrag auf Einſtellung der Vollſtreckung auf 
Grund des 8 5 der Bekanntmachung des Bundesrats von 
20. Mai 1915 (RGBl. S. 290 ff.) ſtellen kann, falls Ab⸗ 
ſonderungsberechtigte die Zwangsverſteigerung einer beweg 
lichen oder unbeweglichen Sache, an denen ihr Abſonderungs⸗ 
recht beſteht, gegen ihn betreiben (vgl. die 88 4 Abſ. 2, 47, 
127 KO.). 

Denn, wenn man ſelbſt nicht auf den unter 4 mitgeteilten Ent 
ſcheidungsgrund des Amtsgerichts greifen will, weil der Konkurs 
verwalter, wenngleich er nicht der Vertreter des Gemeinſchuld⸗ 
ners im Rechtsſinne iſt, doch im Konkursverfahren deſſen 
Intereſſen wahrzunehmen hat, — ich ſelbſt halte den Entſcheidungs⸗ 
grund des Amtsgerichts im vorliegenden Falle für durch 
greifend, weil der Konkursverwalter, gegen den die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel ungeſchrieben iſt, als eine Art Rechtsnachſolger des 
Schuldners, wenn auch nur in prozeſſualem Sinne,“) aw 
zuſehen iſt —, fo dürfte ein Anhalt für die Verneinung beider 
Fragen von der Erwägung aus zu gewinnen ſein, „daß mit 
der Eröffnung des Konkursverfahrens der wirtſchaſt— 
liche Kampf für den Eigentümer zu Ende iſt, und daß 
das, was nun folgt, nur den Zwecken des Konkurs— 
verfahrens dient“. (So RG. 69, 91.) Hält man ſich dies 
gegenwärtig und ſodann, daß das Reichsgeſetz vom 4. Auguſt 


) Anders wäre zu entſcheiden, wenn es ſich um ein konkurs“ 
freies Grundſtück des Gemeinſchuldners handelt. 

5) So NG. 58, 10; dagegen allerdings Jaeger, WO. aD 
Bd. 1 S. 78 ff. und Anm. 8 zu 86. — Dal. uf Gaupp⸗ Elin, 
ZPO. 1913 Bd. II S. 429 in III Abſ. 1. 


aan 38 


„.ur 


44. Jahrgang. 

1914 nach feiner Überſchrift „den Schutz der infolge des Krieges 
an der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen“ 
bezweckt, ſo iſt ſofort erkennbar, daß eine ſolche, behinderte, 
Perſon in unſerem Falle überhaupt nicht vorhanden iſt, ſoweit 
das Konkursvermögen in Frage kommt. Denn dieſes Vermögen 
wird, ſolange das Konkursverfahren ſchwebt, mag der Gemein⸗ 
ſchuldner im Felde ſtehen oder nicht, immer nur von dem 
Konkursverwalter gemäß § 6 KO. verwaltet. Dieſer allein 
hat die Rechte des Gemeinſchuldners an dem Konkursvermögen 
wahrzunehmen. Die Rechtsſtellung des Gemeinſchuldners ändert 
ſich alſo bezüglich dieſes Vermögens dadurch, daß er ins 
Feld rückt, in keiner Weiſe. 

Der Konkursverwalter kann aber auch keinen Antrag auf 
Einſtellung der Vollſtreckung auf Grund des § 5 der 
Bekanntmachung des Bundesrats vom 20. Mai 1915 (RGBl. 
S. 290 ff.) ſtellen. Denn dieſe Bekanntmachung wurzelt, wie ihre 
Einleitung zeigt, in § 3 des Reichsgeſetzes über die Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 
1914 (RGBl. S. 327), ſtellt ſich alſo als eine geſetzliche Maß⸗ 
nahme „zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen“ 
dar. Iſt aber der Konkurs über das Vermögen eines 
Schuldners hereingebrochen, ſein wirtſchaftlicher Ruin damit 
beſiegelt, ſo iſt die Bekanntmachung bezüglich ſeines im Konkurſe 
befindlichen Vermögens um deswillen unanwendbar, weil 
dann ihr Zweck, „wirtſchaftlich Schwachen zu Hilfe zu kommen“, 
ſie alſo gerade vor dem Konkurſe zu bewahren, nicht mehr 
erreichbar iſt. Anträge des Konkursverwalters auf Einſtellung 
der Vollſtreckung aus $ 5 a. a. O. bezüglich der von Abſonde⸗ 
rungsberechtigten betriebenen Zwangsvollſtreckungen ſind daher 
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meines Erachtens als unſtatthaft abzuweiſen. Sie würden 
wohl auch, inſoweit es ſich dabei um bewegliche Sachen 
handelt, dem geſetzgeberiſchen Zwecke des § 127 KO., einer 
Verzögerung der Verwertung von ſeiten des abſonderungs⸗ 
berechtigten Gläubigers vorzubeugen (vgl. hierüber Sydow⸗ 
Buſch, KO. zu § 127, Jaeger a. a. O. S. 153 in Anm. 7 zu 
§ 127), widerſtreiten. 

6. Wiederholt haben Konkursverwalter für einen im Felde 
ſtehenden Gemeinſchuldner den Antrag auf Ausſetzung des 
Konkursverfahrens gemäß § 6 des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 (RGBl. S. 328) geſtellt. Hierzu ſind ſie aber nicht 
berechtigt. Denn der Wortlaut des § 6 läßt keinen Zweifel 
darüber, daß nur der Gemeinſchuldner dieſen Antrag ſtellen 
kann. Der Konkursverwalter bedarf alſo zur Stellung dieſes 
Antrages einer Vollmacht des Gemeinſchuldners. 

7. Die Verpflichtung des Gerichts aus § 4 der Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 15. Dezember 1914 (RGBl. 
S. 511) geht, was in der Praxis mitunter verkannt wird, 
nicht ſo weit, daß das Gericht das Einigungsamt in jedem 
Falle vor ſeiner Entſcheidung gutachtlich hören muß. Denn 
die Anhörung wäre dann eine leere, lediglich das Verfahren 
zuungunſten des Gläubigers verzögernde Formalität, wenn das 
Gericht den Antrag, gleichviel wie das Gutachten ausfällt, 
aus Rechtsgründen zurückweiſen müßte, z. B. weil die 
Forderung, um die es ſich handelt, erſt nach dem 31. Juli 
1914 entſtanden iſt. Die Anhörung iſt vielmehr nur dann 
erforderlich, wenn der Antrag rechtlich ſtatthaft und ſchlüſſig 
begründet, auch die geſetzlich erforderte Glaubhaftmachung von 
dem Antragſteller beigebracht iſt. 


— —— ͤ 6U— — 


Die Moratorien im Ausland.) 
Von Oscar Meyer, Syndikus der Handelskammer zu Berlin. 


Die zahlreichen Anderungen und Neuerungen, die während des letzten Halbjahrs in der ausländiſchen Moratoriums⸗ 
geſetzgebung eingetreten find, haben eine Neubearbeitung der in Nr. 8 dieſer Beitfchrift veröffentlichten, nach dem Stand 


am 1. April 1915 angefertigten Überſicht erforderlich gemacht. 


Geſetzgebung am 1. Oktober 1915.“ 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


Name 
des Staates 


Verpflichtungen aus Geſchäſten mit im 
Krieg oder unter Moratorium be— 
findlichen Staaten (Wechſel uſw.). 


Argentinien 


1) Vgl. JW. 1914, 855; 1915, 387. 


Bis zum Aufhören des Aus⸗ 
nahmezuſtandes in den ein⸗ 
zelnen Staaten. 

gierung wird alsdann das 
Moratorium mit borgängiger 
30 tägiger Ankündigung als 
aufgehoben erklären. 


Die nachfolgende Tabelle berückſichtigt den Stand der 


— 


Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und befondere Bemerkungen 


Ausgenommen find Verbindlichkeiten aus 
nicht kaufmänniſchen Geſchäften, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſie geringer ſind als 
5000 3 Gold und keinen Teil von 
Wechſelgeſchäften über einen größeren 
Betrag bilden. | 

Der Wechſelgläubiger muß trotz dem 
Moratorium die ihm obliegenden Form⸗ 


pflichten erfüllen. 


Die Re⸗ 


b 


2) Wegen der Einzelheiten der ausländiſchen Geſetze, Verordnungen uſw. wird auf die von der Banbeibfannier zu Berlin 
herausgegebene Zuſammenſtellung „Moratorien und andere Sonderregelungen des Zahlungsverkehrs im Auslande“ verwieſen. 


149* 


1184 Juriſtiſche Wochenſchrift. ö M 18. 1916. 
Name Welche Verpflichtungen find 
des Staates aufgeſchoben? Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 
Auſtralien Verträge mit „ſeindlichen Staats⸗ — Wirkſam bleiben die vor dem Kriege ge⸗ 
| angehörigen“, die vor dem Kriege ſchloſſenen Verträge mit Feinden hin⸗ 
oder während des Krieges geſchloſſen ſichtlich der zu dieſer Zelt bereits daraus 
ſind, ſind unwirkſam. erfüllten Leiſtungen und den Gegen⸗ 
leiſtungen hierfür. 
Belgien 
a) Okku⸗ Auszahlung von vor dem 4. Auguſt Vorläufig bis 31. Oktober 1915. | Ausgenommen ſind Beträge, bie zu Lohn,, 
plierte 1914 angelegten Bankguthaben. Gehalts⸗ und Steuerzahlung benötigt 
Geblete werden. Im übrigen brauchen nicht 
mehr als 1000 Fr. für je 15 Tage aus⸗ 
gezahlt zu werden. 
Alle Zahlungsverpflichtungen nach Gewöhnlich bis 1 Monat nach Die Friſt der Proteſterhebungen und 
richterlichem Ermeſſen. Friedensſchluß. ſonſtigen der Wahrung des Regreſſes 
„dienenden Rechtshandlungen iſt bisher 
allmonatlich bis zum Ende des Monats 
verlängert worden. 
Zahlungen nach England, Frankreich, — Verboten. 
Rußland. 
p) Nicht Alle vor dem 1. Februar 1915 ein- | Bis zum Ende des Krieges. — 
okku⸗ gegangenen Zahlungsverpflichtungen. 
piertes 
Gebiet 
Braſilien Verpflichtungen aus ausländiſchen Um 90 Tage. Bel allen Verpflichtungen zur Zahlung in 
Wechſeln. Gold kann der Schuldner in laufender 
Münze zum Kurſe von 16 Pence zahlen, 
wobei er innerhalb von 8 Monaten nach 
Fälligkeit die Kursdifferenz zu zahlen hat. 
Bulgarien Geldverbindlichkeiten aus vor dem Bis auf weiteres. Ausgenommen ſind Verbindlichkeiten aus 
25. Juli / 7. Auguſt 1914 getroffenen Unterhaltsanſprüchen, Dienſt⸗ und 
Abmachungen. Mietsverträgen. 
Proteſt wegen Nichtannahme eines 
Wechſels muß auch während des Mora⸗ 
torilums erhoben werden; Proteſt 
mangels Zahlung eines akzeptlerten 
moratoriſchen Wechſels tft dagegen erſt 
nach Ablauf des Moratoriumd zu er 
heben. 5 
Zur Sicherung der aufgeſchobenen 
Forderungen kann Arreſt in das un⸗ 
bewegliche Vermögen der Schuldner de 
wirkt werden. 
Dinemar! Gewerbliche Schulden, die vor dem Vorläufig bis 15. Oktober 1915. . 
1. Auguſt 1914 im Ausland oder an 
das Ausland gemacht ſind. 
Geldſchulden, die durch Pfand an un- Bis 31. Dezember 1915. zer 
beweglichem Eigentum geſichert find. 
Auszahlung von Bank- oder Sparkaſſen⸗ Bis auf weiteres. Es brauchen nicht mehr als 300 Kr. in 


guthaben. 


Alle Zahlungsverpflichtungen zivll⸗ 
rechtlicher Art nach richterlichem 
Ermeſſen. 


der Woche ausgezahlt zu werden; die 
Beſchränkung bezieht ſich aber nicht auf 
Uberſchreibungen. 
Die Gerichte find (vorläufig) bis Nicht betroffen find Verpflichtungen zur 
15. Oktober 1915 befugt, die Zahlung von Hypothekenzinſen, Miete, 


Prozeſſe für längſtens 8 Monate Gehältern uſw. 
auszuſetzen. 
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Name 
des Staates 


Eenabor 


Egypten 
Englaub 


Frankreich 
nebſt den 
franzöſiſchen 
überfeeifchen 
Beſitzungen 


Griechenland 


Holland 


Italien 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


Elnlöſung von Banknoten in Gold 


Bezahlung von Wechſeln, die vor dem 
4. Auguft 1914 akzeptiert find und 
deren urſprünglicher Fälligkeitstag 
nach dem 8. Oktober 1914 liegt 


Leiſtungen an „ausländiſche Feinde“ 


Auszahlung auf Handelspapiere, die vor 
dem 4. Auguſt 1914 ausgeſtellt find 
und vor dem 1. November 1915 fällig 
werden, Bezahlung von Waren⸗ 
lieferungen, die vor dem 4. Auguſt 
1914 unter Kaufleuten ausgeführt 
find (mit Ausnahme der beſonders 
geregelten Börfengefchäfte), Berwirk⸗ 
lichung der vor dem 4. Auguſt 1914 
bewilligten Kredite, Einlöfung von 
Verſicherungsſcheinen, Auszahlung 
von Sparguthaben ſowie von Depots 
und Salden bei Banken (Handels- 
moratorium). 


Einlöſung von Schuldbverſchrelbungen, 
gezogenen Loſen, Zins⸗ und Gewinn⸗ 
anteilſcheinen 


Leiſtungen an Deutſche, Oſterreicher 
und Ungarn ſowie an in Deutſchland 
oder Oſterreich- Ungarn wohnhafte 
Perſonen 


Nach richterlichem Ermeſſen kön⸗ 
nen Zwangsvollſtreckungen eingeſtellt 
werden, Konkurserklärungen unter⸗ 
bleiben, Exmiſſtonsfriſten gewährt 
werden uſw. 


Verpflichtungen zur Zahlung von Geld⸗ 
ſummen, die vor dem 29. Juli 1914 
entſtanden ſind, nach richterlichem 
Ermeſſen. Ebenſo können Konkurs⸗ 
eröffnungen aufgeſchoben und Zwangs⸗ 
vollſtreckungen ausgeſetzt werden. 


Verpflichtungen von Kaufleuten, deren 
Aktivum das Paſſivum überſteigt und 
die infolge der Kriegslage Zahlungen 
nicht leiſten können, nach richter⸗ 
lichem Ermeſſen. 


Nach richterlichem Ermeſſen können 
wegen der Kriegslage unbeſchränkt 
prozeſſuale Friſten gewährt werden. 


Die Zahlungsfriſt 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Bis auf weiteres. 


Bis auf weiteres um 1 Monat 
nach Fälligkeit. 


Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Das Moratorium iſt abgelaufen. 


Verboten. 


Dauer des bisher gewährten Verſicherungsnehmer, Depotinhaber und 


Aufſchubs 450 Tage 


Bis auf einen noch zu beſtim⸗ 


menden Zeitpunkt nach Schluß 
der Feindſeligkeiten. 


Bis 31. Dezember 1915 ä. St. 


kann bis 
6 Monate betragen und ein 
oder mehrere Mal verlängert 
werden. 


Längſtens bis 60 Tage nach Ver⸗ 


öffentlichung des Friedens- 
ſchluſſes. 


Bankglänbiger haben Anſpruch auf 
beſtimmte Abſchlagszahlungen. Der 
Inhaber eines Handelspapiers muß, 
um ſein Recht auf Zinſen während der 
Aufſchubsfriſt zu wahren, dem Schuldner 
mitteilen, daß er im Beſitze des Papiers 
iſt und die Zahlung an ihn geleiſtet 
werden kann. 


Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung, 


da ſie einzulöſen waren, mit dem 
1. Juli 1914 aufgehört hatte, find von 
neuem unter denſelben Bedingungen 
wie früher zu verzinſen. 


Verboten. 


Die Vorausſetzung der Zahlungsunfähig— 


keit wegen des Krieges gilt ſtets als 
erwieſen, wenn der Schuldner unter 
den Waffen iſt. 
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Name Welche Verpflichtungen ſind 
des Staates aufgeſchoben? Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Mexiko — — Ob das am 19. Juli abgelaufene Mora⸗ 


torlum ausdrücklich erneuert worden iſt, 
iſt nicht bekannt. Jedenfalls ſtehen der | 
Einziehung von Forderungen vor wie g 
nach Schwierigkeiten entgegen. 


Montenegro — — Die jetzige Geſetzeslage iſt nicht bekannt. = 
. 
Nicaragna Allgemeines Moratorium. — Näheres nicht bekannt. 


Norwegen — — — Das Moratorium fft abgelaufen. 
Oſterreich — — Das geſetzliche Moratorium tft abgelaufen. 
Ein ſolches beſteht nur noch zugunſten 
der Aktienbanken mit nicht mehr als 
1 Million Mark Kapital, Sparkaſſen 
und Kreditgenoſſenſchaften in Dalmatien, 
im Küftenlande und In den Kreisgerichts⸗ 
ſprengeln Rovereto und Trient hin⸗ 
ſichtlich vor dem 21. Mal 1915 ent: 
ſtandener Forderungen aus Einlagen 
und aus laufender Rechnung; die ge⸗ 
nannten Kreditſtellen brauchen nur 
Zahlungen in begrenzter Höhe zu leiſten. 
Privatrechtliche vor dem 1. Auguft 1914 | Längſtens bis 31. Dezember 1915. | Ausgenommen find Verpflichtungen aus 
entſtandene Geldverpflichtungen nach Wechſeln und Schecks, ferner u. a. aus 
richterlichem Ermeſſen. N Staatsſchulden, Pfandbriefen u. dgl., 
aus Dienſt⸗, Lohn-, Miets⸗ und Pacht⸗ 
verträgen, und aus Kaufverträgen, die 
vor dem 1. Auguſt 1914 abgeſchloſſen 
worden find, wenn die Übergabe oder 
Lieferung erſt nach dem 31. Jull 1914 
bewirkt worden iſt oder bewirkt wird, 
es fei denn, daß fie vor dem 1. Auguſt 
1914 vorzunehmen war. Dieſe Aus⸗ 
nahmen find jedoch wieder teilweiſe | 
eingeſchränkt zugunſten von Export⸗ in 
geſchäften und Unternehmungen, die 
auf den Fremdenverkehr angewieſen 
ſind; noch weitergehend zugunſten von 
Perſonen, die ihren Wohnſitz oder ihre 
Niederlaſſung in Gebieten haben, die 
Kriegsſchauplätze ſind. 
Leiſtungen an Engländer, Franzoſen — Verboten. 
und Ruſſen, ſowie an in England, 
Frankreich und Rußland wohnhafte 
Perſonen. 
Verpflichtungen gegenüber ſonſtigen aus⸗ | — 8 
ländiſchen Gläubigern nach dem | | 
| 


aint 


ke 


Grundſatze der Reziprozität. 


——5—ł 53 —— 
. 
— — 


Bosnien und | Wie Oſterreich (vgl. oben). = 
die Serzege- 
wine. 


Sondermoratorium für die Kreditſtellen 
in den durch die Kriegserelgniſſe un⸗ 
mittelbar betroffenen Gebieten ebenſo 
wie für die Kreditſtellen im übrigen 
öfterreichifchen Kriegsgebiet (vgl. oben). | 


Kenn 
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Name Welche Verpflichtungen find 
des Staates aufgeſchoben? Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Ausgenommen ſind Verpflichtungen auf 
ſtaatsgarantierte Zahlungen, aus Dienſt⸗, 
Lohn⸗, Mietsverträgen uſw. Durch 
Kündigung geſtundeter Geldforderungen 
wird das Recht auf Ver zinſung während 
der Stundung gewahrt. 


Galizien nnd Die vor dem 1. Auguſt 1914 entſtandenen Bis Ende 1915. 
bie Bukswine privatrechtlichen Verpflichtungen. 


Die bis einſchließlich 31. Juli 1915 Die Schulden find zu beſtimmten [Dem Aufſchub unterliegen nicht Zinſen 
fällig gewordenen Geldſchulden aus Raten und innerhalb beſtimmter ſtaatlicher und ſtaatsgarantlerter Schul⸗ 
einem vor dem 1. Auguſt 1914 aus⸗ Friſten zu tilgen; Raten und den, Zinskoupons und ausgeloſte Stücke 
geſtellten Wechſel, einer derartigen Friſten ſind je nach dem von Pfandbriefen, gewiſſe Verpflich⸗ 
kaufmänniſchen Anweiſung, einem Schuldgrunde verſchieden. tungen aus Verſicherungsverträgen, 
derartigen Lagerſchein, Scheck oder Miets⸗ und Pachtzinſe, Schulden aus 
im allgemeinen aus einem ſolchen Dienſtverhältniſſen, Speditions⸗ und 


handelsrechtlichen Geſchäft oder einem Frachtgeſchäften u. a. 


anderen privatrechtlichen Rechtstitel, Ausnahmebeſtimmungen gelten zu⸗ 
der vor dem 1. Auguſt 1914 ent⸗ gunften der durch den Krieg unmittelbar 


ſtanden iſt. betroffenen Schuldner, bei denen weiter⸗ 
Die Goldklauſeln ſind aufgehoben. gehende Stundung in rlchterliches 
Wegen der Leiſtungen an Ausländer Ermeſſen geſtellt iſt. 

gilt dasſelbe wie für Oſterreich (vgl. | 

oben). 


Ungarn) 


Paraguay Verpflichtungen zur Zahlung in Gold [Nach dem letzten hier bekannt Ausgenommen find u. a nach dem 
oder fremder Münze, die vor dem gewordenen Geſetze bis 320 14. Auguſt 1914 entſtandene Bank⸗ 
11. Dezember 1914 entſtanden und Tage nach Fälligkeit. guthaben ſowie im 2. Halbjahr 1914 


nach dem 14. Auguſt 1914 fällig ge⸗ fällig gewordene Zinſen und Forde⸗ 
worden ſind. rungen in Gold oder fremder Währung, 


wenn fit in Papier zum Tageskurſe 
zahlbar gemacht werden. 


Das Moratorium, das für die Verbind⸗ 


Pern een 
lichkeiten Teilzahlungen in beſtimmten 
Friſten anordnete, iſt geſetzmäßig ab⸗ 
gelaufen. 

Portugal Verpflichtungen zu Zahlungen in fremder Nach dem letzten hier bekannt 


Währung, die aus Wechſeln, Schecks gewordenen Geſetze bis 540 

und laufender Rechnung ſtammen Tage nach Fälligkeit. 

und aus der Zeit vor dem 10. Auguſt Die geſtundeten Forderungen ſind durch 
1914 herrühren. g Teilzahlungen innerhalb beſtimmter 


Verpflichtungen aus Wechfelternin- | Bis 6. Juli 1916. Friſten zu erfüllen. 
geſchäften, die an den Börſen von 
Liſſabon und Porto bis zum 3. Auguſt 
1914 bewirkt worden ſind. 0 


Rumänien Verpflichtungen aus Geſchäften, die mit | (Vorläufig.) Bis 16 Monate nach Während der Dauer der Stundung darf 
dem Auslande vor Einreichung des Fälligkeit, bei unbefriſteten kein Proteſt erhoben, keine Klage ein⸗ 
Geſetzes vom 24. Dezember 1914 / oder vor Einreichung des gereicht, keine Konkurserklärung aus— 
6. Januar 1915 abgeſchloſſen find. nebenbezeichneten Geſetzes geſprochen werden. 
fälligen bis 4 Monate vom 
10./ 23. Dezember 1915 ab. 


5) In Kroatien und Slavonlen gelten neben den für Ungarn erlaſſenen Beſtimmungen ſcheinbar noch weitergehende, über die 
jedoch Näheres nicht bekannt iſt. 
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Name 
des Staates 


Ruß laub 


Okkupiertes 
Gebiet von 


Ruſſiſch⸗ 
Polen 


Schweden 


Schweiz 


Serbien 


Türkei 


Uruguay 


— — —ä— 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchobün? 


Verpflichtungen aus vor dem 17./ 80. Juli 
1914 ausgeſtellten Wechſeln in den 
Gouvernements des Zartums Polen 
und anderen weſtlichen Gouverne⸗ 
ments. 


Leiftungen an Deutſche, Oſterreicher, 
Ungarn und Türken. 


Ausfuhr von Geld uſw. im Werte von 
mehr als 500 Rubel ins Ausland. 


Die vor dem 31. Juli 1914 entſtandenen 


Geldſchulden nach richterlichem 
Ermeſſen. 


Leiſtungen nach England, Frankreich, 
Rußland. 


Die vor dem 5. Auguſt 1914 entſtandenen 
und nach dem 15. Juli fälligen Ver⸗ 
pflichtungen an Gläubiger, die außer⸗ 
halb Schwedens anſäſſig find. 


Alle Verpflichtungen der im Kriegs- 
dienſte befindlichen Wehrmänner 
(Rechtsſtillſtand zu deren Gunſten). 


Verpflichtungen gegenüber ausländi⸗ 
ſchen Gläubigern nach dem Grund⸗ 
ſatze der Reziprozität. 

Beitreibungsſtundung kann nach 
richterlichem Ermeſſen gewährt 
werden. 


Konkurseröffnungen. 


Allgemeines Moratorium. 


Alle Verpflichtungen, die auf bis zum 
21. Jul/3. Auguſt 1914 eingegangenen 
Verbindlichkeiten uſw. beruhen. 


Leiſtungen an Angehörige feindlicher 
Staaten und im feindlichen Auslande 
wohnhafte Perſonen. 


Einlöſung von Banknoten in Metall. 


— — 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Verſchleden, je nach dem Fällig⸗ 
keitszeitpunkt. 


Bis längſtens ſechs Monate nach 
der Verkündung des Urteils. 


Bis Ende 1915. 


Bis Ende 1915. 


Um 4 Monate. 


Bis 60 Tage nach der Demoblli⸗ 
flerung. 


Vorläufig bis 1./13. Oktober 1915. 


Bis zum Ablauf von drei Mo- 
naten nach Beendigung des 
europälſchen Krieges. 


Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Verboten. 


Verboten. 


Ausgenommen ſind Verpflichtungen gegen 
Gläubiger, die in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Holland, Nor⸗ 
wegen, der Schweiz und Spanien 
wohnen. 


Ausgenommen iſt die Beitreibung von 
Lohn⸗, Gehalt⸗, Unterhalt⸗ und Steuer: 
forderungen. 


Der Aufſchub hat zur Vorausſetzung, daß 
die Zahlungsunfählgkeit durch die Krlege⸗ 
ereigniſſe verurſacht iſt und der Schuldnet 
beſtimmte Abzahlungen leiſtet. 


Die geſtundeten Forderungen ſind durch 
Tellzahlungen innerhalb beſtimmter 
Friſten zu erfüllen; die Teilzahlungen 
find für Aktienbanken höher bemeſſen 
als für ſonſtige Schuldner. 


Verboten. 


Pe: 


44. Jahrgang. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Schall. 
[* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab: 
gedruckt. — + Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebft Anmerkungen.) 
Neichsrecht. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 

* ＋1. Falſche Behandlung der Einrede des nicht erfüllten 
Vertrags in der Berufungsinſtanz.] 

Der Kläger kaufte im Juli 1913 von dem Beklagten 
einen Kraftwagen, der erſt fertiggeſtellt und, da der Kläger 
vom 1. Oktober 1913 an feiner einjährigen Militärdienſtpflicht 
genügte, vorläufig bei dem Beklagten ſtehenbleiben ſollte. Im 
November 1913 überſandte der Beklagte dem Kläger eine 
Rechnung über 8790,21 4. Der Kläger zahlte darauf 7500 M. 
Mit der vorliegenden Klage verlangte der Kläger die Heraus⸗ 
gabe des Wagens. Er behauptete, daß er um 7500 & den 
Wagen ſamt vollem Zubehör gekauft habe. Der Beklagte trat 
der Klage entgegen, indem er geltend machte, daß der 
Kläger nach dem Vereinbarten einen höheren Preis zu 
zahlen habe. Er berechnete den ihm noch zuſtehenden Betrag 
auf 940,21 4 und erhob auf Zahlung dieſes Betrags nebſt 
Zinſen Widerklage. Das LG. gab durch Teilurteil der Klage 
ſtatt. Es nahm an, daß die Einrede des nicht erfüllten Ver⸗ 
trags [S 320 BGB.] dem Beklagten nicht mehr zuſtehen könne, 
weil er den Wagen nicht mehr als Verkäufer, ſondern als 
Verwahrer beſitze und daß er auch ein etwaiges Zurückbehaltungs⸗ 
recht aus $ 273 BGB. nicht mehr ausüben könne, nachdem 
der Kläger durch Hinterlegung von 1000 & Sicherheit geleiſtet 
habe. Auf die Berufung des Beklagten machte das OLG. 
die Entſcheidung von einem richterlichen Eide des Beklagten 
abhängig des Inhalts, daß der Kläger vor der Fertigſtellung 
des Wagens noch verſchiedene Einzelheiten beſtellt habe, die 
bei der Preisberechnung von 7500 & nicht berückſichtigt ge⸗ 
weſen ſeien, daß er, der Beklagte, den Kläger darauf aufmerkſam 
gemacht habe, daß ſich durch dieſe Beſtellungen der Preis von 
7500 erhöhe, und daß der Kläger mit dieſer Erhöhung ein⸗ 
verſtanden geweſen ſei. Im Falle der Leiſtung des Eides ſoll 
der Beklagte verurteilt werden, den Wagen Zug um Zug gegen 
Zahlung von 940,21 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
1. Dezember 1913 dem Kläger zu übertragen. Im Falle der 
Verweigerung der Eidesleiſtung ſoll der Beklagte verurteilt 
werden, den Wagen ohne weiteres zu übergeben. Der Kläger 
hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Das BG. iſt abweichend 
von dem LG. der Anſicht, daß eine Übereignung des verkauften 
Wagens bisher nicht ſtattgefunden habe, weder durch eine der 
Vorſchrift des 8 929 BGB. entſprechende Ubergabe noch durch 
den die Übergabe erſetzenden Abſchluß eines Verwahrungs— 
vertrags [8 930 a. a. O.]. Danach nimmt es an, daß in 
Frage nur komme die dem Beklagten unmittelbar aus dem 
Kaufvertrage obliegende Herausgabe: und Übereignungspflicht, 
und daß der Beklagte gegenüber dem aus dieſer Verpflichtung 
herzuleitenden Anſpruche des Klägers mit Grund die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags nach § 320 a. a. O. erhebe, wenn es richtig 
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ſei, daß der Kläger den Kaufpreis noch nicht vollſtändig gezahlt 
habe. Inſoweit iſt das Ausgeführte von der Reviſion nicht 
angegriffen und rechtlich auch nicht zu beanſtanden. Zur Auf⸗ 
erlegung des dem Beklagten ſchließlich anvertrauten richter⸗ 
lichen Eides kommt das BG., indem es weiter erwägt: wenn 
der Kläger wirklich noch über 900 & auf den Kaufpreis zu 
zahlen habe, ſo ſei dieſer Betrag nicht etwa ſo geringfügig, 
daß dem Beklagten nach 8 320 Abſ. 2 das Zurückbehaltungs⸗ 
recht zu verſagen wäre; der beweispflichtige Kläger habe nun 
nicht bewieſen, daß er nur einen Kaufpreis in Höhe der von 
ihm bereits gezahlten 7500 „/ zu entrichten habe, wohl aber 
ſei der Ausſage eines Zeugen A. zu entnehmen, daß der 
Kläger bei der urſprünglichen Preisberechnung nicht berück⸗ 
ſichtigte Einzelheiten nachbeſtellt habe; wenn dieſe Ausſage 
auch nicht genüge, um die Behauptung des Beklagten ſchon 
als bewieſen anzuſehen, ſo gebe ſie doch hinreichenden Anlaß 
zur Auferlegung des dem Beklagten anvertrauten richterlichen 
Eides; leiſte der Beklagte den Eid, dann ſei nach § 322 
Abſ. 1 BGB. die Klage freilich nicht abzuweiſen, der Kläger 
könne aber die Übereignung nur gegen vollſtändige Zahlung 
des von dem Beklagten behaupteten Kaufpreiſes verlangen und 
zwar ſei hierüber rechtskräftig entſchieden; anderſeits werde 
jedoch die nur einredeweiſe geltend gemachte Gegenforderung 
des Beklagten nicht rechtskräftig feſtgeſtellt, hierauf beziehe ſich 
die bei dem LG. noch anhängige Widerklage. Das BG. hat 
es danach nicht für erforderlich gehalten, eine Feſtſtellung 
darüber zu treffen, ob der Kläger einen das bereits Gezahlte über⸗ 
ſteigenden Kaufpreis ſchuldet und wie hoch der etwa geſchuldete 
Mehrbetrag iſt. Die Entſcheidung hierüber will es dem noch 
mit der Widerklage befaßten LG. vorbehalten. Dieſe, von 
der Reviſion angegriffene Behandlung der Sache iſt nicht zu 
billigen. Wenn es auch richtig iſt, daß eine der Rechtskraft 
fähige Entſcheidung über den Anſpruch des Beklagten in der 
Berufungsinſtanz nicht hat ergehen können, ſo war doch zur 
vollſtändigen Erledigung der aus dem Anſpruch abgeleiteten 
Einrede des Beklagten eine beſtimmte Stellungnahme zur Frage 
der Höhe des Anſpruchs notwendig. Dazu zwang ſchon die 
von dem BG. ſelbſt angeführte Vorſchrift des § 320 Abſ. 2 
BGB. Gegen dieſe Vorſchrift iſt aber, wie die Reviſion zu⸗ 
treffend geltend macht, auch noch in anderer Weiſe verſtoßen. 
Ob im einzelnen Falle die Verweigerung der Leiſtung wegen 
Unvollſtändigkeit der Gegenleiſtung den Grundſätzen von Treu 
und Glauben widerſpricht, iſt nicht ausſchließlich nach dem 
Umfange des rückſtändigen Teiles, ſondern nach den geſamten 
Umſtänden zu beurteilen. Im gegebenen Falle wäre auch zu 
berückſichtigen geweſen, daß der Kläger ſchon während des 
Verfahrens L Inſtanz 1000 & zur Abwendung der Ausübung 
des etwaigen Zurückbehaltungsrechtes hinterlegt hat. Wenn 
nun auch an ſich die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts 
aus § 320 BGB., im Gegenſatz zu demjenigen aus § 273, 
nicht durch Sicherheitsleiſtung abgewendet werden kann, ſo 
blieb die Tatſache der Sicherheitsleiſtung immerhin ein Umſtand, 
der zugunſten des Klägers mit in Betracht zu ziehen war. 
Das angefochtene Urteil war hiernach aufzuheben und die 
Sache, die weiterer auf tatſächlichem Gebiete liegender Er— 
örterung bedarf, an das BG. zurückzuverweiſen. v. G. c. A., 


U. v. 2. Juli 15, 164/15 II. — Frankfurt a. M. B.] 
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12. 8 454 und fein Verhältnis zu $ 326 BGB.] 

Die Kläger haben am 8. und 29. Februar 1912 mit der 
B.er Terraingeſellſchaft notarielle Kaufverträge abgeſchloſſen. 
Es ſind ihnen mehrere, in der Gemeinde K. belegene Grund⸗ 
-jtüde für den Preis von 121 900 & verkauft. Die Auflaſſung 
iſt erfolgt und für die Verkäuferin iſt eine Hypothek in Höhe 
des Kaufpreiſes im Grundbuch eingetragen. In der notariellen 
Verhandlung vom 7. Februar 1914 erklären die Verkäuferin 
und die Käufer, daß letztere die in den notariellen Kaufverträgen 
übernommenen Verpflichtungen weder ganz noch teilweiſe erfüllt 
hätten. Es ſei ihnen zur Bewirkung ihrer Leiſtung von der 
Verkäuferin eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmt, 
daß ſie nach Ablauf der Friſt die Annahme der Leiſtung ab⸗ 
lehne. Die Friſt ſei erfolglos verlaufen. Die Verkäuferin 
mache von dem ihr nach §S 326 BGB. zuſtehenden Rechte Ge⸗ 
brauch und trete von dem Kaufvertrage zurück. Infolge dieſes 
Rücktritts ſeien die Käufer verpflichtet, die empfangenen 
Leiſtungen zurückzugewähren. Hierzu erklären ſich dieſe zur 
Vermeidung einer Klage bereit. Der Kaufvertrag wird in 
allen ſeinen Teilen ſo aufgehoben, als ob er von Anfang an 
nicht beſtanden hätte. Die Eheleute J. bewilligen und die 
Verkäuferin beantragt, die B.er Terraingeſellſchaft als Eigen⸗ 
tümerin bei den in Betracht kommenden Grundſtücken einzu⸗ 
tragen; es wird auch beiderſeits die Löſchung der Kaufpreis: 
hypothek bewilligt und beantragt. Zu der Vertragsurkunde 
ſowie zu ihrer Ausfertigung iſt ein Stempel von je 3 & ver: 
wendet. Seitens des Beklagten wird eine Stempelſteuer in 
Höhe von 2032 & 5 & gefordert. Die It. ſchen Eheleute 
haben, dieſe Forderung für nicht berechtigt erachtend, Klage 
erhoben mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die erwähnte 
Stempelſteuer zu Unrecht verlangt wird. In II. Inſtanz iſt zu: 
gunſten der Kläger erkannt worden. Das BG. führt zur Be⸗ 
gründung ſeiner Entſcheidung aus: In der Urkunde vom 
7. Februar 1914 handle es ſich lediglich um eine Ausgleichung 
von Rechten und Verbindlichkeiten, wie ſie das Geſetz beim 
Rücktritt des Verkäufers von einem Kaufvertrag vorſehe. Dieſe 
Ausgleichung habe hier die Verkäuferin nach dem Geſetze 
erzwingbar verlangen können. Es ſei deshalb der Auffaſſung 
des Beklagten nicht beizutreten, daß die Verbindlichkeit zu der 
Ausgleichung erſt durch den in der Urkunde erklärten Rücktritt 
der Verkäuferin und durch die von den Käufern abgegebene 
Erklärung, ſie ſeien zur Vermeidung der Klage zur Rück⸗ 
gewährung bereit, begründet ſei. Das Vorbringen des Be— 
klagten, die Vorausſetzungen für den Rücktritt der Verkäuferin 
ſeien nicht vorhanden geweſen, laufe auf die Behauptung 
hinaus, daß die Vertragſchließenden die Steuerpflicht hätten 
umgehen wollen. Dafür biete aber die Urkunde vom 7. Fe⸗ 
bruar 1914 keine Anhaltspunkte und der hierfür beweispflichtige 
Beklagte habe einen dahingehenden Beweis auch nicht an- 
getreten. Es komme hiernach, da die getroffene Vereinbarung 
einer anderen Tarifſtelle nicht unterliege, lediglich der für Ver⸗ 
träge allgemein vorgeſchriebene Stempel von 3 & zum Anſatze. 
Durch die ſo begründete Entſcheidung erachtet ſich der Beklagte 
für beſchwert. Er hält aufrecht, daß hier der Kaufſtempel zu 
erheben ſei. Es handle ſich bei den in der Urkunde vom 
7. Februar 1914 getroffenen Vereinbarungen um einen in die 
Formen eines vereinbarten Rücktrittsrechts gekleideten Rückkauf. 
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Ein geſetzliches Rücktrittsrecht habe der Verkäuferin, da ſie den 
Kaufpreis geſtundet habe, nicht zugeſtanden [S 454 BOB.) 
Die Berechtigung der hiermit gegen die Entſcheidung des BG. 
erhobenen Bedenken iſt anzuerkennen. Im Anſchluß an die 
Rechtſprechung des RG. nimmt der Vorderrichter an, daß die 
Anwendbarkeit der Tarifſtelle 71 Abſ. 1 auf den Fall beſchränkt 
iſt, daß noch nicht durch teilweiſe oder vollſtändige Erfüllung 
des aufzuhebenden Vertrages eine dingliche Rechtsänderung 
eingetreten iſt. Iſt aber, wie hier, das verkaufte Gelände den 
Käufern bereits aufgelaſſen und für die Verkäuferin eine Kauf 
gelderhypothek eingetragen, dann genügt die einfache Erklärung 
der Vertragsparteien, der Kaufvertrag werde aufgehoben, zur 
Rückgängigmachung deſſen, was geſchehen iſt, nicht. Die bereits 
vollzogenen Erfüllungshandlungen müſſen rückgängig gemacht 
werden deshalb iſt Tarifſtelle 71 Abſ. 2 anzuwenden und 
danach zu prüfen, ob die Verabredungen über die Aufhebung 
des früheren Vertrages ſich als eine im Tarif beſonders auf: 
geführte Verhandlung darſtellen, deren Steuerſatz zu entrichten 
iſt. Weiter hat ſich das BG. auch bei der Entſcheidung der 
Frage, ob es ſich bei der Rückgängigmachung eines ganz oder 
teilweiſe erfüllten Kaufvertrages um einen Rückkauf handelt, 
auf den in der Rechtſprechung des RG. vertretenen Standpunkt 
geſtellt. Die Rückgängigmachung eines Kaufvertrages und 
Rückkauf ſind danach, wenn auch letzterer die Regel bildet, 
doch nicht ohne weiteres zu identifizieren. Vielmehr iſt, wenn 
eine geſetzliche Verpflichtung zur Rückgängigmachung eines Kauf 
geſchäfts beſteht, in dem der Erfüllung dieſer geſetzlichen Ver: 
pflichtung dienenden Vertrage ein läſtiges Veräußerungsgeſchäſt 
nicht zu erblicken [vgl. RG. 47, 303; 60, 398; 69, 143]. 
Soweit ſind die Ausführungen des angefochtenen Urteils nicht 
zu beanſtanden. Mit Recht aber macht die Reviſion geltend, 
daß die vorſtehend wiedergegebene Annahme des Vorderrichterd, 
der Verkäuferin habe ein geſetzliches Rücktrittsrecht zugeſtanden, 
der ausreichenden rechtlichen Grundlage entbehre, weil ſie ſich 
nur auf SS 326, 327, 346 BGB. ſtütze, die Beſtimmung des 
§ 454 a. a. O. aber unberückſichtigt laſſe. An ſich unterliegen 
Kaufverträge als gegenſeitige Verträge der Beſtimmung des 
§ 326 und wenn, wie hier beurkundet iſt, der Käufer die ihm 
im Kaufvertrage auferlegten fälligen Verpflichtungen nicht 
erfüllt, auch eine ihm vom Verkäufer hierzu geſtellte angemeſſene 
Friſt fruchtlos verſtreichen läßt, ſteht dem letzteren, ſoweit 
§ 326 allein zur Anwendung kommt, ein erzwingbares Rück 
tritisrecht zu. Der erfolgte Rücktritt verpflichtet dann die 
Parteien, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren 
[SS 327, 346). Von dieſen allgemeinen Vorſchriften nimm 
nun aber § 454 ſolche Kaufverträge aus, bei denen der Der: 
käufer den Vertrag ſeinerſeits erfüllt hat, der Kaufpreis aber 
geſtundet iſt, d. h. erſt nach der im weſentlichen vollendeten 
Erfüllung ſeitens des Verkäufers fällig fein ſoll [vgl. RG. 50, 
138]. Beim Vorliegen dieſer beiden Vorausſetzungen hat der 
Verkäufer nicht das im § 325 Abſ. 2 und im $ 326 beitimmit, 
alſo kein geſetzliches Rücktrittsrecht. Die Beftimmung it von 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des POP 
in das Geſetz aufgenommen. Es wurde erwogen, es erſchemn 
aus inneren Gründen gerechtfertigt, das Rücktrittsrecht auf 
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zuſchließen, wenn der Verkäufer den Vertrag erfüllt und den 
Kaufpreis geſtundet habe. Das Rücktrittsrecht beruhe auf dem 
Gedanken, daß bei gegenſeitigen Verträgen in der Regel Zug 
um Zug erfüllt werde oder doch jedenfalls die Leiſtung in Er: 
wartung der Gegenleiſtung erfolge. Mit der Stundung des 
Kaufpreiſes werde aber der innere Zuſammenhang zwiſchen der 
Lieferung der Ware und der Zahlung des Kaufpreiſes gelöſt. 
Es liege deshalb nahe, in der Stundung des Kaufpreiſes einen 
Verzicht auf das Rücktrittsrecht zu erblicken [vgl. Prot. II, 71 
in RG. 83, 179]. Es handelt ſich aber bei dem S 454 um 
eine Ausnahmevorſchrift, deren Anwendung nicht weiter aus— 
zudehnen iſt, als dies ihr Grund und Zweck erfordert und die 
deshalb auch eine Abweichung von dem allgemeinen Grundſatze 
der SS 325, 326 nicht zuläßt, wenn der Verkäufer ſelbſt zum 
Teil noch nicht erfüllt hat [vgl. Urteil des II. ZS. des RG. 
vom 10. Dezember 1907, II 310/07). Von dieſen rechtlichen 
Geſichtspunkten aus iſt zu prüfen, ob nach dem in der nota- 
riellen Verhandlung vom 7. Februar 1914 Beurkundeten der 
Verkäuferin ein geſetzliches Rücktrittsrecht von den mit den 
J.ſchen Eheleuten geſchloſſenen Kaufverträgen zuſtand, ob das 
über die Rückgewähr der Grundſtücke Vereinbarte ſich als 
Rechtsfolge des erzwingbaren Rücktrittsrechts darſtellt oder ob 
§ 454 BGB. dem entgegenſteht und deshalb auf freier Ent⸗ 
ſchließung der Beteiligten beruhende Vereinbarungen vorliegen. 
Die erſte Vorausſetzung des § 454 iſt gegeben. Die Ver⸗ 
käuferin hat, wie beurkundet iſt, den Kaufvertrag ihrerſeits 
durch die Auflaſſung der verkauften Grundſtücke erfüllt. Nach 
dem Beurkundeten iſt weiter auch das Kaufgeld geſtundet. 
Der Kaufpreis von 121 900 & iſt als Hypothek der Ver: 
fäuferin eingetragen, er ſollte bis auf einen noch ſpäter zu 
zahlenden Reſtbetrag von 27 000 & längſtens am 1. Oktober 
1913, alſo zu einem beſtimmten, zeitlich nach der Erfüllung 
ſeitens der Verkäuferin liegenden Termine fällig ſein. Daraus 
ergibt ſich, ſoweit als Gegenleiſtung der Käufer die Zahlung 
des Kaufpreiſes in Betracht kommt, auch das Vorliegen der 
zweiten Vorausſetzung des §8 454, die Stundung des Kauf: 
preiſes. Deshalb ſteht nach dem vorſtehend Ausgeführten der 
Verkäuferin ein geſetzliches Rücktrittsrecht, geſtützt auf Verzug 
der Käufer bei der Erfüllung der hinſichtlich der Zahlung des 
Kaufgeldes übernommenen Verpflichtungen, nicht zu. Die An⸗ 
wendung des § 326 iſt durch die im § 454 getroffene Be: 
ſtimmung ausgeſchloſſen. Nun ſpricht aber die Urkunde vom 
7. Februar 1914 noch von der weiteren Verpflichtung der 
Käufer, die Grundſtücke mit drei Doppelwohnhäuſern zu be— 
bauen. Auch mit dieſer ſofort nach Antritt zu erfüllenden 
Verpflichtung ſind ſie, wie beurkundet iſt, in Verzug gekommen 
und haben ſie auch innerhalb der ihnen mit der Erklärung 
geſtellten Friſt, daß die Annahme der Leiſtung nach dem Ab— 
laufe der Friſt abgelehnt werde, nicht erfüllt. Es bleibt des: 


halb noch die Frage offen, ob aus dieſem Grunde der Ver-. 


käuferin ein geſetzliches Rücktrittsrecht aus §S 326 BGB. zuſtand. 
Wie vorſtehend ausgeführt iſt, trifft S 454 eine Ausnahme: 
vorſchrift, beruhend auf dem Gedanken des Geſetzgebers, daß 
der Verkäufer, wenn er ſeinerſeits erfüllt, den Kaufpreis aber 
ſtundet, auf ſein geſetzliches Rücktrittsrecht wegen Nichterfüllung 
dieſer Gegenleiſtung des Käufers verzichtet. Als Ausnahme⸗ 
vorſchrift iſt §S 454 ſtreng, nicht ausdehnend auszulegen und 
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deshalb auch nur Verzicht auf das Rücktrittsrecht ſoweit, als 
die Stundung reicht, zu unterſtellen. Demgemäß iſt, wenn nur 
ein Teil des Kaufpreiſes geſtundet iſt, der Rücktritt auch nur 
wegen der Nichtzahlung dieſes Teils ausgeſchloſſen. Er bleibt 
zuläſſig, wenn die Vorausſetzungen des § 326 bei dem übrigen 
Teile des Kaufpreiſes vorliegen [gl. Staudinger, BGB. 
7./8. Aufl. Anm. 4d zu § 454; Staub, HGB. 9. Aufl. Exkurs 
zu $ 374 Anm. 120]. Aus der der Vorſchrift zugewieſenen 
Ausnahmeſtellung iſt aber weiter noch zu folgern, daß, wenn 
der Käufer neben dem Kaufgelde noch andere Zug um Zug zu 
erfüllende Gegenleiſtungen übernimmt, die Nichterfüllung dieſer 
dem Verkäufer trotz des geſtundeten Kaufpreiſes doch noch das 
Rücktrittsrecht aus 8 326 geben kann. Denn verzichtet iſt auf 
dieſes Rücktrittsrecht nur, ſoweit die Gegenleiſtung geſtundet 
iſt. Wenn nun auch im Regelfalle die Zahlung des Kauf⸗ 


‚preifes die dem Käufer obliegende Hauptleiſtung fein wird, iſt 


es doch nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen, daß andere vom 
Käufer übernommene Gegenleiſtungen nach der Lage des Falles 
für den Verkäufer von ſolcher Bedeutung ſind, daß ſie eben⸗ 
falls für die Anwendung des S 326 rechtfertigende Haupt⸗ 
leiſtungen zu erachten ſind. Aus dieſen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten bedarf es zur Entſcheidung des Rechtsſtreits noch der 
Prüfung, ob die vorerwähnte Verpflichtung der Käufer, die 
Grundſtücke mit drei Doppelwohnhäuſern zu bebauen, nach 
Lage der Sache als Gegenleiſtung in dem erörterten Sinne 
zu beurteilen iſt und damit ihre Nichterfüllung ein geſetzliches 
Rücktrittsrecht vom Kaufvertrage trotz des geſtundeten Kauf⸗ 
geldes für die Verkäuferin aus $ 326 BGB. begründet hat. 
Die Prüfung dieſer Frage erfordert tatſächliche Erörterungen, 
zu ihrer Herbeiführung und zur erneuten Entſcheidung auf 
Grund des gewonnenen Ergebniſſes war deshalb die Sache 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils in die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen. Pr. F. e. J. u. Gen., U. v. 6. Juli 15, 
91/15 VII. — Cöln. [S.) 

＋ 3. § 463 BGB. Betrifft das argliſtige Verhalten des 
Verkäufers einen Fehler des verkauften Grundſtücks, ſo be⸗ 
gründet es ohne Rüchſicht darauf, ob der Käufer dadurch in 
ſeinen Willenserklärungen beſtimmt worden iſt, einen Anſpruch 
auf Schadenserſatz nach $ 463 BGB.] 

Nicht ganz ungerechtfertigt iſt der Angriff, den die Re⸗ 
viſion gegen die Begründung richtet, mit der das BG. auch 
zur Zurückweiſung des Schadenserſatzanſpruches gekommen iſt, 
auf den der Kläger den Klageanſpruch in zweiter Reihe ſtützt. 
In tatſächlicher Beziehung hat das BG. feſtgeſtellt, daß der 
Beklagte dem Kläger bei den Kaufverhandlungen davon Mit⸗ 
teilung gemacht hat, daß er die polizeiliche Genehmigung zur 
Benutzung der für 300 & vermieteten Räume im Dachgeſchoß 
des verkauften Hauſes zu Wohnzwecken noch nicht hatte, und 
weiter feſtgeſtellt, daß der Beklagte mit der zuſätzlichen Be⸗ 
merkung: die Genehmigung werde beſtimmt mit dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Baugeſetzes erteilt werden, nur einer be⸗ 
treffenden gewiſſen Erwartung Ausdruck hat geben wollen und 
dabei guten Glaubens geweſen iſt. Dieſe Feſtſtellungen ſchließen 
eine den Beklagten in den betreffenden Punkten zur Laſt fallende 
Argliſt aus. Ein argliſtiges Verſchweigen hat das BG. dagegen 
darin gefunden, daß der Beklagte dem Kläger keine Mitteilung 
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beziehenden Vorgängen, insbeſondere nicht davon gemacht hat, 
daß er zur Räumung und zur Beſeitigung der Feuerungs⸗ 
anlagen aufgefordert worden war, und daß ſeine Geſuche und 
Vorſtellungen wegen Genehmigung der Weiterbenutzung ſämtlich 
zurückgewieſen worden waren. Es hat dazu ausgeführt: dieſe 
Vorgänge und Umſtände hätten die Ausſicht auf eine einſt⸗ 
weilige Geſtattung der Weiterbenutzung, wenn auch nur durch 
tatſächliche Duldung, und vollends auf eine endgültige Ge⸗ 
ſtattung für den Fall, daß die erwartete neue Bauordnung 
nicht zuſtande kommen ſollte, fo. gut wie ausgeſchloſſen, eine 
Ausſicht, mit der der Kläger gerechnet habe und unter gewöhn⸗ 
lichen Verhältniſſen auch habe rechnen können; die Kenntnis 
dieſer Vorgänge und Umſtände habe danach für die Entſchließung 
des Klägers, den Kaufvertrag zu dem geſtellten Preiſe ab⸗ 
zuſchließen, von erheblichem Gewicht ſein müſſen; der Beklagte 
habe ſich dies auch geſagt und von einer Mitteilung gerade 
deshalb abgeſehen, weil er gefürchtet habe, die Bewilligung 
des geforderten Preiſes und das Zuſtandekommen des Kaufs 
möchte ſonſt gefährdet werden. Mit dieſen Ausführungen iſt 
das angenommene argliſtige Verſchweigen in ausreichender, 
rechtlich einwandfreier Weiſe begründet. Trotz der Annahme 
aber hat das BG. den Schadenserſatzanſpruch des Klägers 
namentlich deshalb zurückgewieſen, weil dieſer Anſpruch ſich auf 
das „poſitive Erfüllungsintereſſe“ richte und der Kläger dies 
Erfüllungsintereſſe nur beanſpruchen könnte, wenn er über eine 
Eigenſchaft des Grundſtücks getäuſcht worden wäre, was nicht 
der Fall ſei. Hiermit hat es das Geſetz, insbeſondere den 
§ 463 BGB., verletzt. Zuzugeben iſt, daß die vom BG. an⸗ 
gewendeten 88 826 und 823 Abſ. 2 BGB. den Beklagten nur 
zum Erſatze des Schadens verpflichten würden, den er dem 
Kläger durch das feſtgeſtellte argliſtige Verhalten zugefügt hat, 
daß von einer ſolchen Schädigung des Klägers nur die Rede 
ſein könnte, wenn dieſer durch das argliſtige Verhalten zum 
Abſchluß des Kaufvertrages — überhaupt oder unter den ver⸗ 
einbarten Bedingungen — beſtimmt worden wäre, und daß der 
Schadenserſatz dann nach der Regel des §S 249 BGB. durch 
Herſtellung des Zuſtandes zu leiſten wäre, der beſtehen würde, 
wenn der Beklagte den Kläger nicht durch das argliſtige Ver⸗ 
halten in ſeinen Willensentſchließungen und Willenserklärungen 
beeinflußt hätte. Es iſt auch richtig und vom Senat wieder⸗ 
holt anerkannt, daß dieſes ſogenannte negative Vertragsintereſſe 
in dem Unterſchiede zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreiſe und 
dem Preiſe, den der Käufer bewilligt haben würde, wenn er 
nicht durch das argliſtige Verhalten beeinflußt worden wäre, 
nur dann gefunden werden kann, wenn ſich feſtſtellen läßt, daß 
der Verkäufer ſich auch mit dem niedrigeren Preiſe begnügt 
haben würde [vgl. bei Gruchot Bd. 55 auf S. 350 /1, ferner 
v 416/12 vom 29. Januar 1913, V 7/15 vom 1. Mai 1915, 
auch RG. Bd. 83 Nr. 54 auf S. 247/8). Betrifft das feſt⸗ 
geſtellte argliſtige Verſchweigen des Beklagten aber einen Fehler 
des verkauften Grundſtücks, ſo begründet es, und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob der Kläger dadurch in ſeinen Willens⸗ 
erklärungen beſtimmt worden iſt, einen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung nach dem angezogenen § 463. Und 
als Fehler im Sinne dieſes Paragraphen, wie des 8 459 
Abſ. 2 BGB., ſtellt ſich bei einem Hausgrundſtück eine Be⸗ 
ſchränkung in der Benutzbarkeit ſeiner Räume jedenfalls dann 
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dar, wenn ſie den Wert oder die Tauglichkeit des Grundſtücks 
zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch mindert. Es macht dabei keinen Unterſchied, 
ob die Beſchränkung in der Benutzbarkeit allein in der Be⸗ 
ſchaffenheit des Hauſes und ſeiner betreffenden Räume, oder 
darin nur in Verbindung mit anderen Umſtänden begründet iſt. 
Anerkannt iſt in der Rechtſprechung des RG. insbeſondere, daß 
die in baupolizeilichen Beſtimmungen oder Verfügungen be⸗ 
gründete Beſchränkung in der Benutzung eines Gebäudes oder 
feiner Räume ein Fehler des betreffenden Grundſtücks iſt ſogl. 
IW. 1907, 478 Nr. 92), und das BG. ſelbſt hat die öffentlich⸗ 
rechtliche Beſchränkung der Benutzbarkeit der Dachräume des ver⸗ 
kauften Hauſes, die ſich daraus ergab, daß die Genehmigung zu ihrer 
Benutzung als Wohnräume nicht erteilt war, als Sachmangel 
gemäß dem § 459 Abſ. 1 behandelt. Zur Begründung feiner 
in dem in Rede ſtehenden Punkte abweichenden Auffaſſung führt 
es aus: die Zurückweiſung der Geſuche habe den beſtehenden 
Mangel des Grundſtücks nicht beeinflußt; dieſer habe ſchon 
vorher beſtanden und würde in derſelben Weiſe beſtanden haben, 
wenn die Geſuche noch nicht zurückgewieſen worden wären. 
Dem widerſpricht jedoch die ſchon berührte Feſtſtellung, wonach 
der Kläger trotz der ihm bekanntgemachten Nichtgenehmigung 
mit einer Geſtattung der Benutzung der Dachräume zu Wohn⸗ 
zwecken durch die Baupolizeibehörde, ſei es auch nur in der 
Geſtalt tatſächlicher Duldung, unter gewöhnlichen Verhältniſſen 
hätte rechnen können, während die Ausſicht auf eine ſolche Ge 
ſtattung durch die dem Kläger vom Beklagten verſchwiegenen 
Vorgänge und Umſtände ſo gut wie ausgeſchloſſen war. Aus 
dieſer einleuchtenden und jedenfalls nicht zu beanſtandenden 
Feſtſtellung ergibt ſich eine mit der Tatſache der bloßen Nicht⸗ 
genehmigung noch nicht gegebene, ſondern erſt durch die ver: 
ſchwiegenen Vorgänge und Umſtände herbeigeführte weitere De: 
ſchränkung oder Behinderung in der Benutzung der Dachräume, 
die dementſprechend auch die Tauglichkeit des verkauften Grund: 
ſtücks zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage voraus: 
geſetzten Gebrauch weiter minderte, fo daß das feftgeftellte arg: 
liſtige Verſchweigen auch auf den in dieſer weiteren Beſchränkung 
der Benutzbarkeit zu findenden Fehler zu beziehen iſt. Die 
Zurückweiſung des Schadenserſatzanſpruchs des Klägers wird 
auch durch die weiteren vom BG. dafür angegebenen Gründe 
nicht gerechtfertigt. Der nach dem § 463 zum Schadenserſaz 
wegen Nichterfüllung verpflichtete Beklagte hat den Kläger 
gemäß dem 8 249 fo zu ſtellen, wie er ſtehen würde, wenn das 
verkaufte und dem Kläger übereignete Grundſtück frei von dem 
eben bezeichneten Fehler wäre. Dies kann nicht durch wirlich 
Herſtellung eines betreffenden Zuſtandes [ſogen. Naturalreftitution] 
ſondern nur durch Geld geſchehen, weil der Kläger nicht imftande 
iſt, die Vorgänge und Umſtände, aus denen ſich nach dem Or 
ſagten der von ihm zu vertretende Fehler ergibt, ungeſchehen 
zu machen oder in ihrer angegebenen Wirkung zu befeitigen 
ſſ. 8 251 BGB.]. Das dem Geldanſpruche des Klägers bei 
Berückſichtigung des negativen Vertragsintereſſes entgeze! 
gehaltene Bedenken greift hier demnach nicht Platz. Für die 
Bemeſſung des dem Kläger zu bewilligenden Schadenserſatzes it 
eine geeignete Unterlage in der Behauptung gegeben: bei Weg⸗ 
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fall der Dachwohnung habe er, der Kläger, einen jährlichen 
Mietausfall von 300 , der, mit 5 Prozent kapitaliſiert, zu 
einem Schadenserſatzbetrage von 6000 & führe. Zu berück⸗ 
ſichtigen bleibt dabei indes noch, daß die Dachräume mangels 
der Genehmigung ihrer Benutzung zu Wohnungszwecken doch 
noch eine anderweitige Benutzung und Verwertung zuließen, 
und daß der Beklagte, wie dargelegt, die Beſchränkung in der 
Benutzbarkeit der Räume nur inſoweit zu vertreten hat, als ſie 
ſich aus den dem Kläger von ihm verſchwiegenen Vorgängen 
und Umſtänden ergibt. Die der Schadensermittlung hiernach 
entgegenſtehenden Schwierigkeiten laſſen ſich bei Anwendung des 
§ 287 ZPO. ſehr wohl überwinden. H. c. K., U. v. 3. Juli 15, 
97/15 V. — Dresden. [S.] 
+4. Amtspflicht des Notars. 

Auf dem Grundſtücke eines gewiſſen Sch. ruhten mit dem 
Range nach 125 000 & mehrere Hypotheken im Geſamtbetrage 
von 16 600 &. Am 7. Januar 1907 ſchrieb der Bevoll⸗ 
mächtigte des Klägers an den beklagten Notar, der Kläger ſei 
bereit, dem Sch. eine zweitſtellige Hypothek von 16 600 & zu 
gewähren, der Beklagte möge die „notariellen Akte“ vorbereiten 
und werde noch beſonders darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
16 600 & unmittelbar hinter einer erſten Hypothek von 
125 000 & zu ſtehen kommen müßten. Am 9. Januar 1907 
nahm der Beklagte als Notar die Hypothekbeſtellung auf, er 
erfuhr dabei das Vorhandenſein von Zwiſchenbelaſtungen, ohne 
daß ihm Näheres mitgeteilt wurde. Die ihm angeſonnene 
Grundbucheinſichtnahme lehnte er ab. Die Löſchung der er⸗ 
wähnten insgeſamt 16 600 & wurde, nachdem die neue Hypothek 
von 16 600 & an der nächſten freien Stelle für den Kläger 
eingetragen war, betrieben und als ſie zum größten Teile er⸗ 
folgt war, zahlte der Kläger dem Sch. den entſprechenden Teil 
des Darlehns aus. Es ſtellte ſich nun heraus, daß der neuen 
Hypothek außerdem noch weitere 20 000 & im Range vor: 
gingen. Der Kläger erlitt in der Zwangsverſteigerung einen 
Ausfall und nahm unter der Behauptung, der Beklagte habe 
den Schaden ſchuldhaft verurſacht, er habe in der Zeit vom 
9. Januar bis 10. März 1907 — am 9. März fand die 
Auszahlung an Sch. ſtatt — den Auftrag erhalten und an⸗ 
genommen, die Belaſtungsverhältniſſe des Grundſtücks zu prüfen 
und dafür zu forgen, daß die Hypothek von 16 600 & un: 
mittelbar hinter voreingetragenen 125 000 & zu ſtehen komme, 
den Beklagten auf Erſatz in Anſpruch. Das LG. wies die 
Klage ab, das KG. machte die Entſcheidung abhängig von 
einem, dem Beklagten zugeſchobenen und von ihm an- 
genommenen, Eide über den ſoeben erwähnten Auftrag und 
deſſen Annahme. Die Verletzung einer Amtspflicht durch den 
beklagten Notar kommt nicht in Frage. Seine Amtspflichten 
erſchöpften ſich mit der Beurkundung vom 9. Januar 1907. Bei 
ihr war der Kläger ſich völlig klar darüber, daß die Belaſtungs⸗ 
verhältniſſe des zu beleihenden Grundſtücks noch geprüft werden 
mußten. Der Beklagte hatte ihn darauf gerade mit Rückſicht 
auf die Gefahr einer der beſtellten Hypothek im Range vor⸗ 
gehenden Neubelaſtung hingewieſen. Das Anſinnen des Klägers, 
für ihn das Grundbuch einzuſehen, lehnte der Beklagte ab. 
Zu einer weiteren Belehrung des Klägers in irgendeiner 
Richtung lag kein Anlaß vor. Er wußte, daß ohne die Grund⸗ 
bucheinſicht die Rangverhältniſſe derzeit nicht mit Sicherheit feſt⸗ 
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geſtellt werden konnten. Was nun noch zu geſchehen hatte, 
um den Sicherungszweck des Klägers zu erreichen, hing mit 
der Beurkundungstätigkeit des Notars und den aus ſeiner 
öffentlichen Stellung bei der Beurkundung ſich ergebenden 
Pflichten nicht zuſammen. Dieſen Pflichten war durch den 
Hinweis auf die Notwendigkeit der Grundbucheinſichtnahme 
jedenfalls genügt. Der von der Revifion angezogene Fall, 
IW. 1915, 3115, lag ganz anders: Dort beſtand eine Be: 
lehrungspflicht des Notars auch nach Erledigung der eigentlichen 
Beurkundungstätigkeit deshalb, weil das Verhalten des Be⸗ 
teiligten Zweifel an ſeinem Willen und an ſeinem Verſtändnis 
der Sachlage aufkommen ließ. Davon iſt hier nicht die Rede, 
hier war in der Tat mit der Beurkundung Amtstätigkeit und 
Amtspflicht des Beklagten beendet. Weitere Pflichten konnten 
ſich aus einem Dienſtvertrage [§ 675 BGB.] oder Auftrage 
ergeben. Gegenſtand eines ſolchen Vertrages können Amts⸗ 
pflichten des Notars nicht fein [RG. 85, 409].s) Das KG. 
ſpricht im Anſchluß an RG. 49, 26“) von Berufspflichten und 
„halbamtlichen“ Pflichten des Notars. Halbamtliche Pflichten 
des Notars gibt es nicht, und die Bezeichnung der Pflichten, 
die dem Notar bei ſeiner nichtamtlichen Tätigkeit eines rechts⸗ 
kundigen Beraters obliegen, als Berufspflichten ſowie den Ge⸗ 
brauch dieſes Ausdrucks in einem Gegenſatze zu „Amtspflichten“ 
hat der erkennende Senat neuerdings aufgegeben [III 381/14 
vom 2. Februar 1915J. Neben den Amtspflichten gibt es 
Vertragspflichten aus Verträgen, die der Notar als Rechts⸗ 
kundiger eingeht. Daß ein zu weiterer Tätigkeit und Sorgfalt 
außerhalb der Amtspflichten den Beklagten verbindender Vertrag 
nicht durch das Schreiben G.s vom 7. Januar 1907 und das 
ihm folgende Verhalten des Beklagten — Vorbereitung und 
Vornahme der Beurkundung — zuſtande gekommen iſt, führt das 
BG. unter rechtsirrtumsfreier Auslegung des Schreibens aus. 
Auch während der Beurkundung iſt nach der kammergerichtlichen 
Feſtſtellung ein ſolcher Vertrag nicht geſchloſſen. Die Pflicht, 
den Kläger vor ſchadenbringender Auszahlung durch Prüfung 
der Hypothekenrangverhältniſſe zu behüten, beſtand danach nur, 
wenn, wie unter Eideszuſchiebung behauptet, ein — durch die 
Eidesfaſſung näher umſchriebener — „Auftrag“ in der Zeit 
zwiſchen Beurkundung und Auszahlung erteilt und angenommen 
war. Daß ſich Erteilung und Annahme eines ſolchen Auftrags 
aus der ganzen Sachlage und den behaupteten Vorgängen er⸗ 
gebe, verneint das KG. auf Grund nicht nachzuprüfender Be⸗ 
weiswürdigung und unangefochtener tatſächlicher Feſtſtellungen. 
Nicht rechtsirrig ſind insbeſondere die Ausführungen, die ſich 
an die Einreichung eines ſogenannten Grundbuchauszugs durch 
Sch. bei dem Beklagten knüpfen. Auch aus der Nußerung des 
Beklagten, daß ſeines Erachtens der Auszahlung des Geldes 
an Sch. nichts im Wege ſtehe, folgt keine vertragliche Haftung. 
Dieſe Außerung iſt übrigens, was die Reviſion, die das Unter⸗ 
laſſen der Beweiserhebung darüber bemängelt, offenbar über⸗ 
ſieht, nach der Feſtſtellung des angefochtenen Urteils vom Be— 
klagten ſelber zugegeben. Sie tft aber unerheblich: der De: 
klagte, der unſtreitig von dem Vorhandenſein der Kaufgeld— 
reſthypothek von 20 000 & nichts wußte, nur das Beſtehen von 


8) JW. 1915, 92. 
4) JW. 1901, 549; Neumann, Rfpr. IS 278, Erk. d. 
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vorgehenden Hypotheken im Betrage von insgeſamt 16 600 & 
nach 125 000 & kannte und die Einziehung näherer Mit⸗ 
teilungen über die Rangverhältniſſe mit Wiſſen des Klägers 
abgelehnt hatte, konnte und mußte ſein Urteil über die Un⸗ 
bedenklichkeit der Auszahlung lediglich auf Grund der ihm 
gegebenen Unterlagen abgeben. Und der Kläger wußte, daß 
die Möglichkeit einer weiteren, als der dem Beklagten be: 
kannten, Belaſtung beſtand, eine Möglichkeit, auf die der Be⸗ 
klagte hingewieſen und deren Erforſchung er abgelehnt hatte. 
Der ohne ſorgſame Prüfung der Belaſtungsverhältniſſe erteilte 
Rat, auszuzahlen, war danach nur dann ſchuldhaft, wenn eine 
vertragsmäßige Pflicht zu ſolcher Prüfung beſtand, begründet 
durch den unter Eid geſtellten Auftrag. W. c. P., U. v. 
12. Juli 15, 18/15 III. — Berlin. [S.] 

+5. Paſſivlegitimation einer Stadtgemeinde, welche die 
Verwaltung einer Stiftung durch ihre ſtädtiſchen Organe führt, 
zum Prozeß über die Feſtſtellung des Inhalts der Satzung 
der Stiftung.] 

Die Amtsgerichtsräte Geheimen Juſtizräte P. und J. haben 
als Teſtamentsvollſtrecker nach dem am 26. Februar 1887 in 
Dresden geſtorbenen Rentier F. R. in Ausführung deſſen letzt⸗ 
williger Anordnungen die F. R.ſche Stiftung in C. errichtet, 
die auf Grund der Satzung vom 14. Dezember 1907 durch 
Allerhöchſten Erlaß vom 22. April 1910 die landesherrliche 
Genehmigung erhalten hat. Die Stiftung iſt eine Alters⸗ 
verſorgungs⸗ und Siechenanſtalt mit dem Zweck, alte verarmte 
Bürger und Bürgerinnen der Stadt C. ſowie arbeitsunfähig 
gewordene Dienſtboten und Arbeiter beiderlei Geſchlechts ohne 
Rückſicht auf das religiöſe Bekenntnis aufzunehmen und ihnen 
Wohnung, Koſt, Bekleidung und Pflege zu gewähren. Zu 
dieſem Zweck ſollen die Zinſen des der Stiftung von dem 
Erblaſſer F. R. letztwillig zugewendeten Kapitals dienen, deſſen 
eines Viertel von den Teſtamentsvollſtreckern zur Errichtung 
oder zum Ankauf eines geeigneten Anſtaltsgebäudes zu ver⸗ 
wenden war. Nach § 6 der Satzung find Verwaltungsorgane 
der Stiftung der Magiſtrat in C., die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung daſelbſt und die beiden F. R.ſchen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker. Der Magiſtrat iſt der Vorſtand der Stiftung, 
führt ihre Verwaltung und vertritt ſie nach außen, die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung übt die Kontrolle über die Verwaltung 
des Magiſtrats mit allen ihr bei der jeweiligen Kontrolle des 
Stadtvermögens zuſtehenden Befugniſſen, die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker haben die Befolgung der Anordnungen des Stifters 
zu überwachen und nötigenfalls zu erzwingen, außerdem die 
Stiftung bei Verträgen und Prozeſſen mit der Stadtgemeinde C. 
oder gegen Mitglieder des Magiſtrats aus Veranlaſſung der 
Stiftungsverwaltung zu vertreten, bei Satzungsänderungen, 
bei der Aufnahme oder Entfernung von Pfleglingen und bei 
der Beſchlußfaſſung über die Einrichtung, Hausordnung und 
Leitung der Anſtalt mitzuwirken. Die Kaſſenverwaltung erfolgt 
durch die ſtädtiſche Kämmereikaſſe. Gegen den Entwurf der 
Satzung war zunächſt von dem Magiſtrat in C. Widerſpruch 
erhoben worden, weil er der Meinung war, die Mitwirkung 
der Teſtamentsvollſtrecker bei der Verwaltung der Stiftung ſolle 
nach den Anordnungen des Erblaſſers mit der Ausantwortung 
des Stiftungsvermögens an den Stiftungsvorſtand ihr Ende 
erreichen. Im Hinblick auf dieſen Widerſpruch wurde die 
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landes herrliche Genehmigung vorerſt verſagt und den Teſtaments⸗ 


vollſtreckern aufgegeben, die zwiſchen ihnen und der Stadt: 


gemeinde C. beſtehende Streitfrage im Prozeßwege zur Erledigung 
zu bringen. Der Magiſtrat erklärte ſich demnächſt in einem 
Schreiben vom 23. Juli 1908 im Vergleichswege bereit, den 
zur Zeit im Amte befindlichen Teſtamentsvollſtreckern für deren 
Lebenszeit die in dem Satzungsentwurf vorgeſehenen Rechte 
zuzugeſtehen, falls dieſe ſich mit dem Wegfalle des Amtes nach 
ihrem Tode einverſtanden erklären würden. Die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker lehnten das Angebot ab. Der Magiſtrat erklärte 
darauf ſein Einverſtändnis mit dem Satzungsentwurf, nachdem 
die Teſtamentsvollſtrecker auf Verlangen die ihnen vorgelegte 
Erklärung unterzeichnet hatten, daß der Stadtgemeinde C. 
das Recht gewahrt bleibe, auch nach der vorbehaltloſen An: 
nahme der Satzung die Frage, ob nach dem Willen des Erb— 
laſſers die Mitwirkung der Teſtamentsvollſtrecker bei der 
Verwaltung der Stiftung nach der Ausantwortung des Nach⸗ 
laſſes an den Stiftungsvorſtand noch fortdauern ſolle, im 
Rechtswege zum Austrage zu bringen, und daß ſie aus der 
Annahme der Satzung durch die Stadtgemeinde in einem 
künftigen Rechtsſtreite keinen Einwand herleiten würden. Die 
Teſtamentsvollſtrecker haben im Namen der Stiftung und im 
eigenen Namen gegen die Stadtgemeinde C. auf Feſtſtellung 
geklagt, 1. daß die Beſtimmungen der Satzung der F. Rſchen 
Stiftung vom 14. Dezember 1907 über die Mitwirkung der 
Teſtamentsvollſtrecker, insbeſondere die SS 6, 16, 19 der 
Satzung den Beſtimmungen des F. Riſchen Teſtaments vom 
6. Februar 1881 entſprechen, 2. daß insbeſondere die in 9 
Nr. 1 des F. R.ſchen Teſtaments vom 6. Februar 1881 an: 
geordnete und in der Stiftungsſatzung feſtgelegte Mitwirkung 
der Teſtamentsvollſtrecker bei der Verwaltung der F. Nſcchen 
Stiftung eine dauernde Einrichtung der F. R.ſchen Stiftung it 
Aus den Gründen: Die Paſſivlegitimation der Beklagten 
ſieht das BG. als gegeben an, weil die beklagte Stadtgemeinde 
durch ihre Organe die Verwaltung der Stiftung neben den 
Teſtamentsvollſtreckern führe und ihrerſeits das Recht der 
Teſtamentsvollſtrecker zur Mitwirkung bei der Verwalnug 
beſtreite. Die Reviſion macht geltend: Das BG. verwechſcl 

die Stadtgemeinde als juriſtiſche Perſon mit den ſtädticchen 
Behörden. Die Stadtgemeinde nehme, wie ſie ausdrüclic 

erklärt habe, weder für ſich noch für ihre Organe ein Recht in 

Anſpruch, vielmehr beanſpruchten dieſe Organe und zwar nicht 

deren einzelne Mitglieder, ſondern die Behörde als ſolche en 

Recht der Stiftung gegenüber. Eine Behörde, wie der Magiſtat 

und die Stadtverordnetenverſammlung, könnten als Aufſicte⸗ 

organe für eine Stiftung beſtellt werden, welche die Stadt: 

gemeinde als ſolche nichts angehe. Der Streit könne mut 

zwiſchen den Teſtamentsvollſtreckern einerſeits und der Stiftung 

andererſeits ausgetragen werden. Dieſen Ausführungen kam 

nicht beigetreten werden. Es wird allerdings zu unterſcheden 

ſein, ob der Stifter beſtimmt hat, daß der Träger eines Ames 

oder die jeweiligen Mitglieder einer näher bezeichneten Behörde 

den Stiftungsvorſtand bilden oder ob die Behörde als ſelke 

Vorſtand ſein ſoll. In dem erſten Fall kann die Ynorbnung 

des Stifters fo aufzufaffen fein, daß er beſtimmte phoſſcl 
Perſonen in den Vorſtand hat berufen und ſie in der Beil 
näher hat bezeichnen wollen, daß die jeweiligen Inhaber 


et 
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beſtimmter Amter berufen fein ſollen. Dagegen erſcheint eine 
Unterſcheidung nach der Richtung, ob die Stiftung von einer 
öffentlichen Behörde oder ob ſie von dem durch die Behörde 
vertretenen öffentlich⸗rechtlichen Verbande verwaltet wird, nicht 
möglich. Offentliche Behörden ſind für ſich keine Rechtsſubjekte, 
ſondern nur Organe der öffentlich⸗rechtlichen Verbände, ſei es 
in deren Eigenſchaft als Vermögensſubjekte, ſei es als Ausüber 
öffentlich⸗ rechtlicher Befugniſſe [RG. 23, 264]. Wird alfo eine 
öffentliche Behörde als ſolche, d. h. als Organ eines öffentlichen 
Verbandes mit der Stiftungsverwaltung betraut, ſo wird die 
Verwaltung von dem Verbande durch ſein Organ geführt. 
Auch wenn die Anordnung des Stifters dahin geht, die 
Stiftung ſolle durch den Verband verwaltet werden, würden 
die Verwaltungsmaßnahmen nur durch die Verbandsorgane, d. h. 
durch deſſen öffentliche Behörden ausgeführt werden können. 
Ein Unterſchied beſteht hiernach zwiſchen beiden Fällen in recht⸗ 
licher Beziehung nicht, in jedem der beiden Fälle führt die 
Behörde als Organ des öffentlichen Verbandes die Stiftungs⸗ 
verwaltung. Dieſe Auffaſſung hat auch in den Beratungen 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des BGB. Ausdruck 
gefunden und iſt ferner der Vorſchrift des Art. 5 8 2 Pr AGBGB. 
zugrunde gelegt. Der I Entwurf des BGB. ſchrieb im § 61 
ljetzt 8 86 BGB.] die entſprechende Anwendung der für 
Vereine im § 44 Abſ. 6 [SS 28 Abſ. 2, 29 BGB.] gegebenen 
Vorſchriften auf Stiftungen vor. In der Kommiſſion wurde 
hiervon eine Ausnahme für Stiftungen, die unter der Ver⸗ 
waltung öffentlicher Behörden ſtehen, für angezeigt 
erachtet, weil die bezeichneten Vorſchriften z. B. in Fällen, in 
welchen eine Stiftung von der Gemeinde verwaltet werde 
und der Vorſtand der Gemeinde aus einer größeren Anzahl 
von Gemeindemitgliedern beſtehe, nicht als paſſend erſchienen 
[Prot. zu § 86 Satz 2 BGB.; Mugdan, Mat. I, S. 668 
unter el. Der Fall, in welchem eine Stiftung von der 
Gemeinde verwaltet wird, iſt alſo von der Kommiſſion als ein 
Fall der durch eine öffentliche Behörde geführten Stiftungs— 
verwaltung angeſehen worden. Das PrAGBGB. beſtimmt im 
Art. 5 § 2, daß das Vermögen einer rechtsfähigen Stiftung 
mit dem Erlöſchen der Stiftung, wenn ſie von einer Gemeinde 
oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechtes errichtet 
oder verwaltet war, an die Körperſchaft, in den übrigen Fällen 
an den Fiskus fällt. Vom Standpunkte der Reviſion aus 
müßte das Vermögen der aufgelöſten Stiftung auf Grund 
dieſer Vorſchrift an den Fiskus fallen, wenn der Stifter die 
Verwaltung der Stiftung dem Vorſtande einer Gemeinde oder 
ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Körperſchaft übertragen hat, und 
die Gemeinde oder Körperſchaft würde nur anfallsberechtigt 
ſein, wenn ſie ſelbſt ausdrücklich mit der Verwaltung betraut 
wäre. Dieſes Ergebnis würde jeder inneren Berechtigung ent⸗ 
behren und kann nicht als dem Willen des Geſetzes entſprechend 
angeſehen werden. Das Geſetz will offenſichtlich das Vermögen 
der von den Behörden der bezeichneten Körperſchaften ver⸗ 
walteten Stiftungen bei deren Auflöſung den Körperſchaften 
an Stelle des Fiskus zuweiſen, der Wortlaut des Geſetzes iſt 
damit zu erklären, daß in den Fällen der Verwaltung durch 
eine Behörde die durch dieſe als ihr Organ vertretene Körper⸗ 


ſchaft als das mit der Stiftungsverwaltung betraute Rechts⸗ 


ſubjekt angeſehen worden iſt, dem nach dem mutmaßlichen 
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Willen des Stifters bei der Auflöſung der Stiftung ein 
Anrecht auf das Vermögen zuſtehen ſollte. Führt hiernach die 
beklagte Stadtgemeinde durch ihre Organe die Verwaltung der 
F. R.ſchen Stiftung, fo iſt ſie auch für alle den Umfang ihres 
Verwaltungsrechts betreffenden Rechtsſtreitigkeiten aktiv und 
paſſiv legitimiert. Ob die Klage, ſoweit ſie von den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern perſönlich erhoben iſt, auch gegen die Stiftung hätte 
gerichtet werden können, kommt nicht in Betracht. Die Paſſiv⸗ 
legitimation der Beklagten würde dadurch nicht ausgeſchloſſen 
werden. C. c. F. R.ſche Stiftung und Gen., U. v. 1. Juli 15, 
63/15 IV. — Breslau. [S.] 

Reichshaftpflichtgeſetz. 
*＋ 6. 82 HaftpflG. Auch der Transport eines Maſchinen⸗ 
teils an den Ort, wo er verwendet werden ſoll, gehört zum 
Fabrikbetrieb. — 5 898 RVO. Eine nur einmalige vorüber⸗ 
gehende Beſchäftigung eines Arbeiters in einem ihm fremden 
Betriebe erfüllt nicht den Tatbeſtand des § 898 cit.] 

Am 30. April 1913 iſt der bei der Maurerberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft gegen Unfall verſicherte Kläger, der auf Veranlaſſung 
ſeines Dienſtherrn, des Maurermeiſters L. W., bei der Auf⸗ 
ſtellung eines von der Beklagten an den Hotelbeſitzer Wü. in S. 
gelieferten Sauggasmotors nebſt Zubehör tätig war, dadurch, 
daß das zu dem Motor gehörige Schwungrad beim Transport 
umſchlug, derart ſchwer verletzt worden, daß ihm der rechte 
Arm bis zum Ellenbogengelenk abgenommen werden mußte. 
Nach Abzug der ihm von der Maurerberufsgenoſſenſchaft ge⸗ 
währten Unfallrente verlangt der Kläger wegen des ihm durch 
den Unfall verurſachten Schadens die Zahlung eines Betrages 
von 209 & 60 ſowie einer Rente von monatlich 46 # 
und ferner ein Schmerzensgeld von 2000 & von der Be⸗ 
klagten. Die beiden erſterwähnten Anſprüche ſind von den 
Vorinſtanzen dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden. 
Unbegründet iſt die Rüge einer Verletzung des § 2 HaftpflG. 
Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen hat ſich der Unfall 
auf dem Transport eines zu einem Sauggasmotor gehörigen 
etwa 60 Zentner ſchweren Schwungrades ereignet, welche 
Gegenſtände die Beklagte dem Hotelbeſitzer Wü. in S. auf 
Grund käuflicher Lieferung dorthin geſandt hatte. Das 
Schwungrad ſollte von ſeiner in S. befindlichen Lagerſtelle 
aus über einen zum Hotelgrundſtück gehörigen Hof in den 
Maſchinenraum transportiert werden. Dieſer Transport, bei 
deſſen Ausführung der Kläger verletzt worden, wurde von dem 
Monteur der Beklagten, E., geleitet. Das BG. hat nun zu⸗ 
nächſt angenommen, daß nach dem zwiſchen dem Hotelbeſitzer Wü. 
und der Beklagten abgeſchloſſenen Vertrage das Heranbringen 
des Schwungrades an den Motor einen Teil der von ihr vor⸗ 
zunehmenden Aufſtellungsarbeit gebildet habe und ſomit auch 
in ihrem Betriebe erfolgt ſei. Die Auslegung, die in dieſer 
Hinſicht das BG. dem Vertrage dahin gegeben hat, daß es 
der Beklagten vertraglich obgelegen habe, auch dieſen Trans⸗ 
port ihrerſeits auszuführen, gibt zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß und entzieht ſich, ſoweit ſie auf tatſächlichen Erwägungen 
beruht, der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. Ferner hat 
das BG. ausgeführt, es habe ſich um die Aufſtellung eines 
Gasmotors außerhalb der Fabrik gehandelt, der in der Fabrik 
nur deshalb nicht fertiggeſtellt werden konnte, weil das Gewicht 
des Schwungrades von etwa 60 Zentnern den Transport des 
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zuſammengeſetzten Motors verhindert oder doch ſehr erſchwert 
hätte. Die zur fertigen Ablieferung des Motors am Auf⸗ 
ſtellungsort erforderliche Montage ſei deshalb nur ein Teil des 
Fabrikationsbetriebes, der aus Zweckmäßigkeitsgründen außer⸗ 
halb der eigentlichen Fabrikräume zu Ende geführt worden, 
aber um deswillen noch nichts von der dem Fabrikbetrieb eigen⸗ 
tümlichen Gefährlichkeit verloren habe; vielmehr habe dieſe 
außerhalb der Fabrikräume zu bewirkende Tätigkeit wegen des 
beſchränkten Vorhandenſeins oder des Mangels geeigneter Hilfs⸗ 
mittel die Gefahr des Betriebes ſogar vermehrt. Es gehöre 
demnach das Heranbringen des Schwungrades an den Motor 
zur Montage und dieſe wiederum ſei im Fabrikbetriebe der 
Beklagten erfolgt. Demgegenüber macht die Reviſion geltend, 
es könne nicht geſagt werden, daß der Transport des Schwung⸗ 
rades im Fabrikbetriebe der Beklagten erfolgt ſei, da mit 
dieſem Betriebe der Transport weder räumlich, noch zeitlich 
oder ſachlich etwas zu tun habe. Im Fabrikbetrieb ſei lediglich 
die Herſtellung des Werkes erfolgt- und damit ſei die Betriebs: 
tätigkeit abgeſchloſſen. Die Montage und was zu ihrer Vor⸗ 
bereitung diente, habe außerhalb des Fabrikbetriebes gelegen 
und wäre auf Grund beſonderer vertraglicher Abmachungen im 
Machtbereich und in den Räumen des Beſtellers zu leiſten ge⸗ 
weſen. Unerheblich aber ſei es, daß die Fortbewegung des 
Rades Gefahren in ſich geſchloſſen habe. Dieſen Ausführungen 
der Reviſion kann nicht beigepflichtet werden. Die Reviſion 
überſieht, daß nach den Feſtſtellungen des BG. die Montage 
im vorliegenden Falle eine Fortſetzung des Fabrikbetriebes 
inſofern darſtellte, als es mit Rückſicht auf die Schwere des 
Schwungrades von etwa 60 Zentnern unmöglich geweſen iſt, 
in den Fabrikräumen ſelbſt den Sauggasmotor gebrauchsfähig 
fertigzuſtellen, dies vielmehr erſt an demjenigen Orte möglich 
war, an welchem er zur Verwendung gelangen ſollte, alſo in 
dem Maſchinenraum des Hotels in S. ſelbſt. Auch der Um⸗ 
ſtand, daß der Unfall nicht bei der eigentlichen Montage, d. h. 
bei der Zuſammenſetzung des Gasmotors mit dem dazugehöri⸗ 
gen Schwungrad, ſondern bei dem Transporte des letzteren 
von feiner Aufbewahrungsſtelle im Hofraum zum Mafchinen- 
raum ſich ereignet hat, vermag im vorliegenden Falle an dem 
Ergebniſſe nichts zu ändern, daß auch dieſe Tätigkeit ohne Rechts⸗ 
irrtum als eine zum Fabrikbetriebe gehörige angeſehen werden 
konnte. Denn dieſer Transport ſtand mit der eigentlichen 
Montage im engſten Zuſammenhange, indem er dazu diente, 
dieſe letztere unmittelbar vorzubereiten. Ob die Sachlage 
anders zu beurteilen ſein würde, wenn der Unfall ſich während 
des Tranportes des Schwungrades auf der Eiſenbahn oder 
vom Bahnhof zur Lagerſtelle zugetragen hätte, braucht hier nicht 
erörtert zu werden. Im vorliegenden Falle erfolgte der Trans⸗ 
port des Schwungrades lediglich und unmittelbar zu dem Zwecke, 
um daran anſchließend die Aufſtellung und Montage des Saug⸗ 
gasmotors an der Stelle zu bewirken, an der er in Tätigkeit 
treten ſollte, und zwar wurde auch dieſer Transport unter 
Leitung des in Dienſten der Beklagten ſtehenden Monteurs E. 
ausgeführt, alſo derjenigen Perſon, die auch die eigentliche 
Montage zu bewerkſtelligen hatte. Danach aber konnte das 
BG. ohne Rechtsirrtum die Anwendbarkeit des § 2 HaftpflG. 
im vorliegenden Falle bejahen. Auch die Rüge einer Ver⸗ 
letzung des § 898 RVO. iſt verfehlt. Die Reviſion tft der 
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Anſicht, daß, wenn der Kläger während des Unfalls im Fabrik⸗ 
betriebe der Beklagten beſchäftigt geweſen ſei, die Vorſchrift 
des § 898 RWO. hier Platz greife und ſomit auch aus dieſem 
Grunde die Abweiſung der Klage geboten erſcheine. Dem kann 
gleichfalls nicht beigepflichtet werden. Das BG. hat vielmehr 


in dieſer Hinſicht zutreffend ausgeführt, daß der Kläger als ein 


im Betriebe oder in einer Tätigkeit der Beklagten beſchäftigter 
Arbeiter im Sinne des 8 544 RWO. nicht anzuſehen ſei, da 
er auch zu der Zeit, als er die Arbeit bei der Montage als 
Hilfskraft verrichtete, nach wie vor Arbeiter des Maurermeiſters 
L. W. geblieben ſei und deshalb in deſſen Betriebe den Unfall 
erlitten habe. Denn der Hotelbeſitzer Wü. habe die Hilfskräfte 
für die Montage ſtellen und entlohnen müſſen und zu dieſem 
Zwecke den Maurermeiſter W. mit dieſer Stellung beauftragt 
und dieſer habe wieder ſeinen Leuten, darunter auch dem 
Kläger, den Auftrag gegeben, bei der Aufſtellungsarbeit zu 
helfen. Dieſe Hilfsarbeit ſei nur eine vorübergehende Dienſt⸗ 
leiſtung geweſen, die den Kläger niemals in ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zu der Beklagten gebracht hätte, wenn er auch ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, den Weiſungen des Monteurs Folge zu 
leiſten. Dieſe Ausführungen find ausreichend, um das ange: 
fochtene Urteil zu tragen. Sie ſtehen insbeſondere nicht im 
Widerſpruch mit den Urteilen des erkennenden Senats in 
RG. 74, 2225) und 79, 51.5) Denn, wie das BG. mit Recht 
hervorhebt, handelte es ſich im erſteren Falle um eine 
dauernde Beſchäftigung, während hier eine einmalige vor⸗ 
übergehende Beſchäftigung in Frage ſtand; und im letzteren 
Falle [RG. 79, 51] iſt ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß 
der Verunglückte damals in ein beſonderes Arbeitsver⸗ 
hältnis und in eine perſönliche Abhängigkeit zu der Be 
klagten getreten war, was im vorliegenden Falle vom BO. 
verneint worden iſt. M. D. c. W., U. v. 8. Juli 15, 145/15 VL. 
— Darmſtadt. [S.] 

Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
* 7. Ortliche Zuſtändigkeit des Gerichts nach 8 24 Unl WG. 

Die Parteien ſtehen im Waffen⸗ und Munitionsgeſchäft 
nach China im Wettbewerb. Die Beklagte hat nach Behauptung 
der Klägerin von ihrer Zweigniederlaſſung in Peking aus einen 
Brief mit unrichtigen Behauptungen an den chineſiſchen Kriegs: 
miniſter gerichtet, und Klägerin hat, auf Grund des Geſetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb bei dem LG. Hamburg klagend, 
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, daß ſie dieſe Behauptungen 
unterläßt. Beklagte hat die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit 
des Gerichts erhoben. Die Beklagte hat ihre Hauptniederlaſſung 
in Schanghai. Sie hat mehrere Zweigniederlaſſungen, darunter 
eine in Deutſchland, nämlich in Hamburg, und eine in Peking. 
Das LG. hat die Einrede zurückgewieſen. Auf die Berufung 
der Beklagten hat das OLG. die Klage wegen örtlicher Un⸗ 
zuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Hiergegen hat Klägerin 
mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: Der Ber. verneint 
mit Unrecht die Zuständigkeit des Hamburgiſchen Gerichts. Es 
handelt ſich um eine Klage aus unlauterem Wettbewerb. Nach 
dem Stande der Parteibehauptungen hat Klägerin ihre Nieder⸗ 
laſſung in Hamburg, während Beklagte mehrere Niederlaſſungen 


5) JW. 1910, 844. 
6) JW. 1912, 649. 
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beſitzt, die Hauptniederlaſſung in Schanghai, Zweigniederlaſſungen 
in Hamburg und Peking. Danach erſcheint der Gerichtsſtand 
in Hamburg nach § 24 Satz 1 Unl WG. ohne weiteres gegeben. 
Allerdings ſpricht das Geſetz ſo, wie der Wortlaut gefaßt iſt, 
nur von den Fällen, wo der Beklagte überhaupt nur eine 
Niederlaſſung beſitzt. Daher treten Zweifel auf, wenn infolge 
davon, daß mehrere Niederlaſſungen beſtehen, die Möglichkeit 
einer Wahl zwiſchen mehreren Gerichten ſich auftut, während 
doch zugleich der Gerichtsſtand ein ausſchließlicher ſein ſoll und 
zwar, nebenbei geſagt, deshalb ein ausſchließlicher, um bei der 
Möglichkeit, daß bis zu einem gewiſſen Grade jedermann aus 
dem Volke die Klage erheben kann, den Beklagten vor dem 
Übelſtande zu bewahren, daß er wegen eines und desſelben 
Tatbeſtandes an ungezählten verſchiedenen Orten Rede und 
Antwort ſtehen muß. Es iſt das die Frage, mit der ſich die 
Entſcheidung RG. 44, 362 ff. beſchäftigt, die zu dem Ergebniſſe 
gelangt, daß der Ort der Niederlaſſung entſcheide, auf deren 
Geſchäftsbetrieb ſich die Wettbewerbshandlung „bezieht“. Aber 
dieſe Zweifel ſind doch nur möglich, wenn es ſich um mehrere 
Niederlaſſungen innerhalb des Deutſchen Reichs handelt. Be⸗ 
findet ſich nur eine Niederlaſſung im Inlande, ſo begründet 
dieſe einen inländiſchen Gerichtsſtand, mag auch der Inhaber 
im. Auslande noch Niederlaſſungen haben und mag auch die im 
Ausland befindliche Niederlaſſung die Hauptniederlaſſung ſein 
oder diejenige, auf welche ſich die unlautere Reklame bezogen 
hat. Inſoweit ergibt ſich ganz zwanglos die Zuſtändigkeit des 
Hamburgiſchen Gerichts. Bedenken könnten nur auftreten, weil 
die Beklagte noch eine Niederlaſſung in Peking hat und Peking 
in einem deutſchen Konſulargerichtsbezirk liegt (und, wie man 
hinzuſetzen muß, die Pekinger Vertreter der Beklagten un⸗ 
beſtrittenermaßen dieſer Gerichtsbarkeit unterſtehen). Nach § 19 
KonſGG. gilt das UnlWG. und alſo mit ihm der § 24 auch 
in den Konſulargerichtsbezirken und es fragt ſich, welche Be— 
deutung das für unſere Frage hat. Wenn das RG. 77, 262 ff. 
erklärt hat, daß bei Anwendung des § 28 dieſe Bezirke dem 
Inland gleichzuachten ſind, ſo hat das für gegenwärtige Frage 
keine ausſchlaggebende Bedeutung. Es handelt ſich dort darum, 
ob, wenn ein Eingeſeſſener eines ſolchen Bezirks (und, wie man 
wieder hinzuſetzen muß, dem deutſchen Gericht Unterworfener) 
nicht verklagt wird, ſondern klagt, ihm gegenüber auf Gewähr 
allgemeiner Gegenſeitigkeit zu beſtehen iſt, obwohl doch in Be: 
ziehung auf ſeine Perſönlichkeit die Gegenſeitigkeit jedenfalls 
inſofern gewährleiſtet erſcheint, als er dem deutſchen Recht 
unterſteht. Daß das RG. das verneint hat, iſt für gegen⸗ 
wärtige Frage ohne Bedeutung. Auf der anderen Seite iſt der 
Gedanke, daß die Konſulargerichtsbezirke in gewiſſem Sinne 
„als Inland zu gelten“ haben, nicht ſo abwegig, wie das LG. 
es angenommen hat. Die Frage hat eine allgemeinere Bedeutung. 
Die durch S 19 KonſGG. eingeführten deutſchen Geſetze ent: 
halten zahlreiche Beſtimmungen, wo verſchiedene Folgen aus: 
geſprochen werden, je nachdem ein beſtimmtes Tatbeſtandsmoment 
ſich im Inland vollzieht oder vollzogen hat, oder im Ausland. 
Alle dieſe Beſtimmungen ſetzen die Anwendung voraus, innerhalb 
des Deutſchen Reichs und die immer wiederkehrende Frage iſt, 
welche der beiden Alternativen zu gelten hat, wenn das Geſetz 
im Konſulargerichtsbezirk anzuwenden, d. h. alſo entſprechend 
anzuwenden iſt. Der § 26 KonſGGG. hat die Regelung dieſer 
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Frage einer Kaiſerlichen Verordnung vorbehalten, die bisher 
nicht ergangen ift, und nähere Überlegung zeigt auch ſofort, 
daß die Frage überhaupt nicht allgemein und abſtrakt entſchieden 
werden kann, ſondern nur von Fall zu Fall. Und wenn in 
den Motiven zum Geſetz als leitendes Prinzip genannt wird 
die Unterſcheidung, ob das Geſetz aus Rückſicht auf die weitere 
Entfernung oder aus Rückſicht auf die weniger geſicherten 
Rechtszuſtände verſchiedenes beſtimmt hat, je nachdem ob Inland 
oder Ausland, ſo iſt das ſicherlich ein in vielen Fällen brauch⸗ 
barer Anhaltspunkt, nur kann nicht verkannt werden, daß in 
vielen, wenn nicht den meiſten Fällen, beide Geſichtspunkte mit⸗ 
geſprochen haben werden. Wenn nach § 10 BGB. die Ehefrau 
dem Manne, der ſeinen Wohnſitz verlegt, nach dort folgen muß, 
es ſei denn, daß er ins Ausland geht, oder wenn nach $ 1602 
BGB. das Kind wegen ſeines Unterhaltes zunächſt den Vater, 
erſt in zweiter Linie den Großvater angehen kann, dieſer aber 
ſich der Verpflichtung nicht entziehen kann, wenn der Vater im 
Ausland wohnt, ſo wird man bei der Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen auf deutſche Verhältniſſe nicht zweifeln, daß die 
Frau dem Manne nicht zu folgen braucht, der Großvater das 
Enkelkind unterhalten muß, wenn der Mann oder der Vater 
ſich nach China, mag es auch innerhalb eines Konſulargerichts⸗ 
bezirks ſein, begibt. Wenn dagegen die Eheleute oder Groß⸗ 
vater, Vater und Kind in Peking wohnen und nun der Ehemann 
oder der Vater ſeinen Wohnſitz verlegt, dann wird bei ent⸗ 
ſprechender Anwendung jener Vorſchriften die eine oder die 
andere Alternative gelten, je nachdem der neugewählte Ort 
innerhalb desſelben Konſulargerichtsbezirks liegt oder außerhalb 
irgendwo im Ausland. In dieſem Sinne läßt ſich ſagen, daß 
für den betreffenden Fall der Tientſiner Bezirk für Inland, 
Japan dagegen uſw. für Ausland gilt und vielleicht nur dann 
könnte die Frage wieder zweifelhaft werden, wenn ſich der 
Mann oder der Vater nach Deutſchland begeben hätte. Was 
insbeſondere die Frage nach dem Gerichtsſtand angeht, ſo wird, 
wenn die Eheleute ihren Wohnſitz in Hamburg gehabt haben, 
die Frau die Scheidungsklage auch dann in Hamburg erheben 
können und müſſen, wenn der Mann ſie verlaſſen und ſeinen 
Wohnſitz nach Peking verlegt hat, § 606 Abſ. 2 ZPO.; fie 
wird nicht genötigt ſein, ſich an das dortige Konſulargericht zu 
wenden. Wohl aber wird fie nach § 606 Abſ. 1 ZPO. dort 
zu klagen haben, wenn die Eheleute ihren gemeinſchaftlichen 
Wohnſitz in Peking gehabt haben und der Mann entweder dort 
noch wohnt (Abſ. 1) oder ſich nach Japan uſw. (Abſ. 2) ſchließlich 
wohl auch dann, wenn er ſich nach Deutſchland begeben hat. 
Es kommt mit anderen Worten auf die ganzen Umſtände des 
Falles an, nicht nur darauf, wo der Beklagte ſeinen Wohnſitz 
oder ſeine Niederlaſſung, ſeinen Aufenthalt hat uſw. Es iſt zu 
beachten, daß das Geſetz (über die Konſulargerichtsbarkeit) bei 
der einen Materie, die es in dieſer Richtung ſelbſt geregelt hat, 
weil dieſe Regelung ein dringendes praktiſches Bedürfnis war, 
nämlich beim Zuſtellungsweſen nicht nur ſelbſtverſtändlich 
danach entſcheidet, wo ſich der Empfänger der Zuſtellung 
aufhält, ſondern auch danach, wo ſich derjenige befindet, der 
den Auftrag zur Zuſtellung gibt. Der Gerichtsbezirk gilt als 
Inland, wenn ſich der Auftraggeber in demſelben Bezirke be— 
findet, ſonſt als Ausland, 8 28 KonfGG. Man würde daher 


im vorliegenden Falle einen Gerichtsſtand in Tientſin anzunehmen 
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haben, wenn die Klägerin ihre Niederlaſſung oder überhaupt eine 
Niederlaſſung im dortigen Bezirk hätte, worüber nichts feſtſteht 
Hund auch in den unteren Inſtanzen Behauptungen nicht auf: 
geſtellt ſind. Aber man wird nicht die Hamburgiſche Firma 
nötigen wollen, ſich mit ihrer Klage an die Gerichte in Oſtaſien 
zu wenden. Aber auch wenn bei Anwendung des deutſchen 
Rechts auf die Konſulargerichtsbezirke und deren Eingeſeſſene 
von anderen Grundſätzen auszugehen wäre oder wenn man nach 
der einen oder anderen Richtung noch zu anderen Ergebniſſen 
als den obigen gelangen müßte, ſo würde gleichwohl im gegen⸗ 
wärtigen Falle an der Zuſtändigkeit Hamburgs nicht zu zweifeln 
ſein. Selbſt wenn man annähme, daß die Anwendung des 
auch in Peking geltenden Satz 1 des S 24 ohne weiteres auf 
die mehreren Gerichtsſtände nach Maßgabe der mehreren Nieder⸗ 
laſſungen der Beklagten führte, ohne Unterſchied, ob dieſe ſich 
im Inlande befinden oder in einem Konſulargerichtsbezirke, ſo 
läge die Frage hier doch noch weſentlich anders, wie in dem 
von dieſem Senat entſchiedenen, in RG. 44 berichteten Falle. 
Ob überhaupt an dem dort aufgeſtellten Prinzip feſtzuhalten iſt, 
ob es nicht zahlreiche Fälle geben wird, wo dieſes Prinzip ver⸗ 
ſagt, weil die Bedeutung der Reklame ſich nicht auf die eine 
einzelne Niederlaſſung beſchränkt, mag hier dahingeſtellt bleiben. 
Wo es die Wahl zwiſchen mehren Plätzen des Inlandes gilt, 
mag jenem Momente des ſachlichen Zuſammenhanges der Reklame 
mit dem Geſchäftsbetrieb der einzelnen Niederlaſſung entſcheidende 
Bedeutung beizumeſſen ſein. Um aber den Kläger in Deutſch⸗ 
land mit ſeiner Klage gegen einen Gegner, der in derſelben 
Stadt wohnt wie er, an ein Gericht in Oſtaſien zu verweiſen, 
erſcheint es nicht bedeutſam genug, zumal keine Gewähr beſteht, 
daß damit die allerdings denkbaren Fälle wirklich auch getroffen 
werden, wo wegen der Beurteilung der Verhältniſſe, Feſtſtellung 
des Tatbeſtandes uſw. es praktiſch wäre, die Sache vor dem 
Konſulargericht zu verhandeln. D. & Co. e. C. & Co., U. v. 
25. Juni 15, 98/15 II. — Hamburg. [B.) 
Erbſchaftsſteuerrecht. 

+8. Von welchem Zeitpunkt ab ſchuldet der Fiskus Zinſen 
von zurückzuzahlenden Steuerbeträgen? — Nur die Oberzoll⸗ 
direktion kann den Staat in vermögensrechtlicher Beziehung 
durch Rechtshandlungen verpflichten.] 

Der im Jahre 1909 verſtorbene Ehemann der Klägerin 
hatte der Frau R., ſpäter verehelichten M., ein Vermächtnis von 
140 000 & zugewendet. Die auf dies Vermächtnis entfallende 
Erbſchaftsſteuer bezahlte die Klägerin als die alleinige Vor⸗ 
erbin nach dem Erblaſſer zur Abwendung der von der Steuer⸗ 
behörde betriebenen Zwangsvollſtreckung im Geſamtbetrage von 
26 815 &, ohne ihre Verpflichtung zur Zahlung anzuerkennen. 
Der Frau M. gegenüber verweigerte ſie die Auszahlung des 
Vermächtniſſes, weil ſie deſſen Zuwendung wegen des vom 
Erblaſſer mit der Frau M. unterhaltenen ehebrecheriſchen Ver⸗ 
hältniſſes für nichtig hielt. Nachdem Frau M. auf Zahlung 
des vermachten Betrages Klage erhoben hatte, erklärte der Be⸗ 
vollmächtigte der Klägerin, da zu beſorgen war, daß bis zur 
Erledigung dieſes Rechtsſtreits die geſetzliche Klagefriſt für die 
Rückforderung der Steuer abgelaufen ſein werde, der Steuer⸗ 


behörde in zwei Eingaben, durch die er die Anſtellung der 


Klage mitteilte und die gezahlte Steuer zurückforderte, daß, 
wenn die Steuerbehörde die in jenem Prozeß ergehende Ent⸗ 
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ſcheidung nicht auch für die Frage der Steuerpflicht als maß⸗ 


gebend anerkennen wolle, eine Klage auf Rückzahlung der Steuer 
noch vor dem Ablaufe der Klagefriſt angeſtellt werden würde. 
Das Stempel⸗ und Erbſchaftsſteueramt Berlin antwortete durch 
das Schreiben vom 17. Oktober 1912: „Wenn der Prozeß 
M. gegen Sch. 242/12 zugunſten der Frau Eliſe Sch. rechts⸗ 
kräftig entſchieden werden wird, ſo iſt dies Urteil auch für die 
Beſteuerung maßgebend ... In dieſem Falle würde ich die 
Steuer für das Vermächtnis der Frau M. zur Erſtattung nach⸗ 
weiſen [Unterſchrift!“. Infolge dieſes Schreibens unterließ die 
Klägerin die Anſtellung der Rückforderungsklage gegen den 
Fiskus. In dem Prozeß der Frau M. gegen die Klägerin 
wurde Frau M. rechtskräftig abgewieſen. Der Bevollmächtigte 
der Klägerin überſendete am 24. April 1914 die mit dem 
Rechtskraftzeugniſſe verſehene Urteilsausfertigung dem Erbſchafts⸗ 
ſteueramt mit dem Antrage, der Klägerin nunmehr die von ihr 
gezahlte Steuer nebſt Zinſen zu erſtatten. Das Erbſchafts⸗ 
ſteueramt, dem dies Schreiben am 25. April 1914 zuging, 
zahlte, nachdem der Bevollmächtigte am 5. und 22. Juni und 
3. Juli 1914 an die Erledigung ſeines Antrags erinnert hatte, 
der Klägerin am 14. Juli 1914 den Steuerbetrag von 26815 4 
zurück, verweigerte aber die Zahlung von Zinſen. Die Klägerin 
berechnet ihren Zinsanſpruch auf 2314,60 & und verlangt 
hiervon mit der jetzigen Klage einen Teilbetrag von 900 A. 
Das LG. wies die Klage ab. Dieſe Entſcheidung wurde durch 
das Urteil des KG. in Berlin vom 26. Februar 1915 ab⸗ 
geändert und der Beklagte nach dem Klageantrage zur Zahlung 
verurteilt. Gegen dies Urteil, auf deſſen Tatbeſtand verwieſen 
wird, richtet ſich die Reviſion des Beklagten mit dem Antrage, 
unter Aufhebung des BU. die Berufung der Klägerin zurüd- 
zuweiſen. Da die Klägerin in der Reviſionsinſtanz unvertreten 
blieb, beantragte der Beklagte Erlaſſung des Verſäumnisurteils. 
Die im $ 57 Abſ. 1 RErbſch StG. für die Rückforderung ent⸗ 
richteter Erbſchaftsſteuer beſtimmte ſechsmonatige Klagefriſt iſt 
gewahrt. Dieſer Friſt unterliegt auch die Klage, durch die der 
Steuerpflichtige lediglich ſeinen Anſpruch auf Zinſen von dem 
gezahlten Betrage, der begrifflich die Natur einer Nebenforderung 


hat, geltend macht. Zwar ſind feit der vor 1914 erfolgten 


Zahlung der Abgabe bis zu der am 12. September 1914 er⸗ 
folgten Zuſtellung der Rückforderungsklage mehr als ſechs 
Monate verſtrichen; der Abſ. 1 beſtimmt aber weiter, daß, 
wenn die gänzliche oder teilweiſe Erſtattung der gezahlten 
Steuer wegen eines nachträglich eingetretenen Ereigniſſes ver⸗ 
langt werden kann, die Klagefriſt erſt mit dem Eintritt dieſes 
Ereigniſſes beginnt. Ein ſolches Ereignis iſt hier die im Rechts⸗ 
ſtreit M. wider Sch. ergangene rechtskräftige Entſcheidung, 
durch die der Anſpruch der Frau M. auf Zahlung des Ver⸗ 
mächtniſſes an ſie deshalb zurückgewieſen worden iſt, weil die 
Zuwendung als ſittenwidrig und deshalb als nichtig anzuſehen 
ſei. Denn nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. it, 
falls unter den Erbbeteiligten über einen Anfall oder deſſen 
Höhe Streit beſteht, daß dieſen Streit im ordentlichen Rechtsweg 
entſcheidende rechtskräftige Urteil, obgleich es nur unter den 
beim Rechtsſtreit Beteiligten ergangen iſt, auch dem Fiskus 
gegenüber für die Steuererhebung maßgebend [RG. 48, 30130 


7) JW. 1901, 270. 


vun 


44. Jahrgang. 
69, 321;8) Urteil vom 8. Dezember 1908, VII 88/08]. Die 
Rechtskraft des im Rechtsſtreit M. wider Sch. ergangenen BU. 
vom 22. Dezember 1913 iſt am 14. März 1914 mit dem Ab⸗ 
laufe der fruchtlos verſtrichenen Reviſionsbegründungsfriſt ein⸗ 
getreten [SS 554, 5544 ZPO.) und dementſprechend die Re⸗ 
viſion der damaligen Klägerin Frau M. durch den Beſchluß 
des RG. vom 8. April 1914 als unzuläſſig verworfen worden. 
Ob der Tag des Ablaufs der Reviſionsbegründungspflicht oder 
der Tag des Verwerfungsbeſchluſſes den Lauf der Klagefriſt in 
Bewegung geſetzt hat, kann hier dahingeſtellt bleiben, denn 
beide Tage liegen noch innerhalb der mit der Zuſtellung der 
jetzigen Klage [12. September 1914] endenden Klagefriſt von 
ſechs Monaten. Die hiernach rechtzeitig angeſtellte Klage iſt 
aber nur zum Teil begründet, im übrigen aber gegenüber der 
in der mündlichen Verhandlung ausgebliebenen Klägerin die 
Abweiſung auszuſprechen. Regelmäßig ſchuldet der Fiskus 
Zinſen von zurückzuzahlenden Steuerbeträgen nicht vom Tage 
der Zahlung ab, ſondern erſt ſeit der — hier am 12. Sep⸗ 
tember 1914 erfolgten — Zuſtellung der Rückforderungsklage 
und der durch fie eingetretenen Rechtshängigkeit [5 818 BGB.]. 
Die Verzinſungspflicht tritt aber nach S 819 Abſ. 1 ſchon 
früher ein, wenn der Empfänger der Abgabe den Mangel des 
rechtlichen Grundes bei dem Empfange kannte oder ſpäter er⸗ 
fahren hat. Einen früheren Zeitpunkt einer ſolchen Kenntnis 
als den 25. April 1914 hat die Klägerin nicht dargetan. Erſt 
an dieſem Tage hat der Beklagte von der Rechtskraft des in 
Sachen M. wider Sch. ergangenen Urteils Kenntnis erhalten, 
und deshalb beginnt auch der Lauf der vom Beklagten ge⸗ 
ſchuldeten Zinſen erſt mit dieſem Tage, und zwar nach § 819, 
„wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe [der zu Unrecht er- 
hobenen Steuer] zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre“. 
Dabei iſt es ohne Bedeutung, innerhalb welcher Friſt nach 
dieſem Zeitpunkt bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgange 
die Anweiſung zur Rückzahlung hätte erteilt werden können. 
Denn ebenſo wie im Falle des § 818 die Zinspflicht, auch 
wenn Verzug nicht dargetan iſt, nach 8 291 mit dem Tage 
der Rechtshängigkeit beginnt, ohne Rückſicht darauf, daß praktiſch 
die Rückzahlung des Abgabenbetrages auch bei ordnungsmäßigem 
Geſchäftsgange erſt ſpäter würde erfolgen können, wenn ſelbſt 
der Fiskus ſofort nach der Zuſtellung der Klage zur Rückzahlung 
bereit und entſchloſſen wäre, ebenſo iſt auch ohne Rückſicht auf 
dieſe Verzögerung der wirklichen Rückzahlung die Zinspflicht 
nach § 819 Abf. 1 ſchon mit dem Augenblick der Kenntnis des 
Mangels des rechtlichen Grundes des Steueranſpruchs ent⸗ 
ſtanden. Mit dieſer Auffaſſung ſteht keineswegs das über einen 
ganz abweichenden Sachverhalt entſcheidende, von der Reviſion 
angeführte Urteil des erkennenden Senats vom 4. Juli 1913, 
VII 176/13 in Widerſpruch. Dort war der Verzögerung, die 
durch die Erledigung einer Angelegenheit im ordentlichen Ge— 
ſchäftsgange für Geldzahlungen regelmäßig eintritt, ein Einfluß 
auf den Beginn der Zinspflicht nur deshalb zugeſtanden 
worden, weil die Pflicht zur Rückzahlung der Abgabe damals 
nicht auf den Vorſchriften des BGB. über ungerechtfertigte 
Bereicherung, insbeſondere nicht auf 8 819 beruhte, ſondern 
auf den $ 68 RZuwStG. Der BerR. ſpricht der Klägerin 


8) JW. 1908, 725. 
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Zinſen ſchon vom Tage des Schreibens des Erbſchafts⸗ 
ſteueramts an den Juſtizrat R. vom 17. Oktober 1912 
zu, weil darin eine Vereinbarung der Parteien dahin zu er⸗ 
blicken ſei, daß es unter ihnen ſo angeſehen werden ſolle, als 
ob die Klage an dieſem Tage bereits erhoben ſei. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob aus jenem Schreiben überhaupt eine 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärung des Ausſtellers entnommen 
werden kann oder nicht vielmehr das bloße Ausſprechen einer 
Rechtsanſicht und ein Inausſichtſtellen des Verſuchs, ſeiner 
Zeit die Oberzolldirektion zur Rückzahlung zu veranlaſſen, die 
nach § 5 Nr. 6 der Verwaltungsordnung für die Zollbehörden 
vom 15. Januar 1908 allein die Befugnis hat, Herauszahlungen 
zu verfügen. Denn dem Ber. iſt jedenfalls hier deshalb nicht 
beizutreten, weil nach $ 5 Nr. 5 daſelbſt nicht die Erbſchafts⸗ 
ſteuerämter, ſondern die Oberzolldirektion diejenigen Behörden 
ſind, die in Zollſachen den Staat in vermögensrechtlicher Be⸗ 
ziehung durch Rechtshandlungen, Verträge, Vergleiche uſw. ver⸗ 
pflichten dürfen. Zwar kann nach § 9 Nr. 2 daſelbſt der Finanz⸗ 
miniſter den Vorſtehern der Erbſchaftsſteuerämter die Befugnis 
zum ſelbſtändigen Abſchluß von Verträgen erteilen, es iſt von 
keiner Seite die Behauptung aufgeſtellt worden, daß hier eine 
ſolche Befugnis hinſichtlich des angeblich durch das Schreiben 
vom 17. Oktober 1912 zum Abſchluß gekommenen Vertrags 
vom Finanzminiſter erteilt worden ſei. Dieſe Behauptung 
kann dadurch nicht erſetzt werden, daß die Parteien ihrer Rechts⸗ 
anſicht dahin Ausdruck gegeben haben, das Erbſchaftsſteueramt 
ſei zur Abſchließung des Vertrages zuſtändig geweſen. Die 
Zinſen des am 14. Juli 1914 zurückgezahlten Steuerbetrages 
von 26 815 & betragen für die Zeit ſeit dem 25. April 1914 
bis zur Rückzahlung, alſo für 2/ Monate, 238,35 M. Zur 
Rückzahlung dieſes Betrages war der Beklagte zu verurteilen, 
im übrigen die Klage abzuweiſen. Die Vorſchrift des S 28 
Abſ. 2 RErbſchStG., nach der Steuerbeträge auf volle Mark 
nach unten abzurunden ſind, findet auf Zinsbeträge ſolcher 
Steuern keine Anwendung. Danach rechtfertigt ſich die er- 
gangene Entſcheidung. Pr. F. c. Sch., U. v. 6. Juli 15, 
135/15 VII. — Berlin. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

79 8 287 3PO. Aufgabe des Prozeßgerichts. — 
Pflichten des Dienſtberechtigten hinſichtlich der Beſchaffenheit 
der Dienfträume.] 

Der Kläger iſt Stadtſekretär der Beklagten und arbeitete in 
dieſer Eigenſchaft von 1907 bis 1910 im Hauſe Lützower Straße 
Nr. 11 und von 1910 bis 1913 im Hauſe Lützower Straße 
Nr. 15. Mit der Begründung, daß er infolge der ungewöhnlich 
ſtarken Fußbodenkälte, der die Beklagte trotz Beſchwerden nicht 
abgeholfen habe, an einer Mittelohrentzündung erkrankt ſei, die 
zu einer Schwächung des Gehörs geführt habe und den völligen 


Verluſt des Gehörs und damit ſeine Dienſtunfähigkeit zur Folge 


haben könne, verlangte der Kläger die Erſtattung von Auslagen 
und allgemein die Feſtſtellung der Erſatzpflicht der Beklagten. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung des Klägers zurück⸗ 
gewieſen. Der Kläger hat Reviſion eingelegt. Das BG. läßt 
unentſchieden, ob die Dienſträume mit dem vom Kläger be— 
haupteten Mangel behaftet waren, hält aber die Klage für 
unbegründet, weil weder der urſächliche Zuſammenhang des 
Schadens mit jenem Mangel noch ein e Beklagten 
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nachgewieſen ſei. Dies iſt zu beanſtanden. Die Würdigung 
des urſächlichen Zuſammenhanges entbehrt zunächſt der erforder⸗ 
lichen tatſächlichen Grundlage inſofern, als das BG. entſcheidet, 
ohne auch nur einen Zeugen oder Sachverſtändigen über die 
Beſchaffenheit der Dienſträume gehört zu haben. 
der vorliegenden Art hängt aber die Beurteilung des Zuſammen⸗ 
hanges weniger davon ab, daß ein Mangel überhaupt vorliegt, 
als davon, in welchem Maß und Umfang er beſteht, und 
darüber läßt ſich zuverläſſig nur auf Grund einer auf die 
einzelnen Umſtände eingehenden Beweisaufnahme, nicht auf 
bloß unterſtellte Parteibehauptungen hin urteilen. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe laſſen aber auch erkennen, daß das Vorbringen 
des Klägers entgegen der Vorſchrift des 8 286 ZPO. nicht 
vollſtändig gewürdigt worden iſt. Das BG. legt das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht immer wieder auf die Frage, welche Be⸗ 
deutung das Unterlaſſen rechtzeitigen Heizens im Auguſt 1912 
für die Erkrankung des Klägers gehabt habe. Nach der Dar⸗ 
ſtellung des Klägers, die im Schriftſatze vom 4. Dezember 1914 
enthalten, mit Beweis vertreten und in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vorgetragen worden iſt, bildete aber dieſer Fall nur 
die nächſte Urſache, den unmittelbaren Anſtoß. Den tieferen 
Grund ſeiner Erkrankung findet der Kläger in den geſundheits⸗ 
widrigen Verhältniſſen, denen er in den Dienſträumen jahrelang 
ausgeſetzt war. Dieſe Verhältniſſe müſſen in ihrer Geſamtheit 
und im Zuſammenhang auf ihren Einfluß für den Geſundheits⸗ 
zuſtand des Klägers, feine Widerſtandsfähigkeit gegen Erkrankungen 
überhaupt und gegen Erkältungen insbeſondere geprüft werden, 
da ſie, wenn dadurch auch nur der Boden für die Entſtehung 
einer ſonſt vorausſichtlich nicht eingetretenen Erkrankung bereitet 
worden iſt, wenigſtens als Miturſache derſelben zu betrachten 
ſind. Schon im Winter 1911/1912 ſollen ſich Beſchwerden im 
Ohr geltend gemacht haben, die wieder verſchwanden. Auch die 
Beſchaffenheit der Dienſträume in Nr. 11 iſt nicht bloß als 
unmittelbare Urſache einer einzelnen Erkrankung, ſondern auch 
in ihrer Einwirkung auf den ganzen Geſundheitszuſtand des 
Klägers zu würdigen. Das BG. verkennt aber auch die ihm 
nach 8 287 ZPO. zukommende Aufgabe, wenn es ausführt, 
daß der Mangel der Dienſträume nur eine von vielen möglichen 
Krankheitsurſachen und der Nachweis einer Nichteinwirknng der 
übrigen Möglichkeiten nicht zu erbringen, auch vom Kläger nicht 
verſucht worden ſei. Nach § 287 ZPO. ſoll das Gericht gerade 
in ſolchen Fällen, in denen der Beweis mit den gewöhnlichen 
Beweismitteln nicht in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe erbracht werden kann, nach freier Überzeugung über das 
Vorliegen eines Schadens und damit auch über den urſächlichen 
Zuſammenhang desſelben mit dem ſchädigenden Ereigniſſe ent⸗ 
ſcheiden. Wenn der Kläger in der Tat einem Zuſtande der 
von ihm behaupteten Art jahrelang ausgeſetzt war und wenn 
ferner erfahrungsgemäß ſolche Zuſtände geeignet ſind, die 
Geſundheit zu untergraben und Erkrankungen, wie die des 
Klägers hervorzurufen, ſo ſind ſie auch als Urſache des Schadens 
inſolange anzuſehen, als nicht beſondere, nötigenfalls von der 
Beklagten zu erweiſende Umſtände es als wahrſcheinlich erſcheinen 
laſſen, daß der Schaden ausſchließlich auf andere Urſachen 
zurückzuführen iſt. Aber auch die Beurteilung des Verſchuldens 
iſt nicht zu billigen. Gewiß kann der Beamte, namentlich bei 
älteren Gebäuden, nicht fordern, daß ſtets den neueſten An⸗ 
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forderungen der Wiſſenſchaft Rechnung getragen wird. Es iſt 
aber kein übermäßiges Begehren, wenn der Kläger verlangt, 
daß in den Dienſträumen eine Temperatur herrſcht, die den 
dauernden ſitzenden Aufenthalt während der Dienſtſtunden ohne 
Gefahr für die Geſundheit ermöglicht. Entſprachen die Dienſt⸗ 
räume dieſer Anforderung nicht, ſo war es Sache der Beklagten, 
ihr Verhalten zu rechtfertigen, und ein Verſchulden lag ſchon 
dann vor, wenn ſie, gleichgültig durch wen und auf welche 
Weiſe, von einem Mißſtand Kenntnis erhielt und trotzdem nicht 
für eine genügende Abhilfe ſorgte. Nun hatte für die Dienſt⸗ 
räume in Nr. 11 am 1. September 1908 der Bureauvorſteher St. 
und für Nr. 15 am 18. Dezember 1911 der Kläger ſelbſt Vor⸗ 
ſtellungen erhoben. Die Beklagte ergriff in beiden Fällen Maß⸗ 
regeln. Sie hätte ſich aber davon überzeugen müſſen, ob ſie 
genügten, dem Mangel abzuhelfen, und durfte ſich im zweiten 
Falle bei der Erklärung des Bauamtes um fo weniger beruhigen, 
als der Kläger in ſeiner Erklärung vom 20. Februar 1912 
ſeine Beanſtandungen aufrechthielt. Dazu kommt, daß nach 
den Behauptungen des Klägers, deren genauere Faſſung nach 
8 139 ZPO. herbeizuführen iſt, auch mündliche Vorſtellungen 
beim Bauhof und bei St. erfolgt fein ſollen. Die Beklagte 
haftet für das Verſchulden ihrer Baubehörden und es iſt mit 
Rückſicht auf die dem Burcauvorſteher zugewieſene Stellung 
und Geſchäftsaufgabe zu prüfen, ob nicht dem in § 278 868. 
ausgedrückten Grundſatze entſprechend auch die Kenntnis und 
das Verſchulden des Bureauvorſtehers der Beklagten zuzurechnen 
find. Das BU. muß daher aufgehoben werden. H. c. St. Eb, 
U. v. 6. Juli 15, 84/15 III. — Berlin. [S.] 
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b) Straf fachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


I. 
Entſcheidungen zur Höchſtpreisgeſetzgebung. 
A. Zuſländigkeit der Behörden. 
T Höchſtpreisfeſtſetzung auf Grund des Belagerungszuſtands⸗ 
geſetzes.] 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat der Angeklagte 
den vom Kommandanten der Feſtung Danzig laut Bekam 
machung vom 22. Oktober 1914 für Weizengrieß ſeſtgeſezten 
Höchſtpreis überſchritten. Die Strafkammer hat die Strafe 
gegen den Angeklagten, obwohl fie die Höchſtpreisfeſtſezung 
als ein vom Militärbefehlshaber im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit erlaſſenes Verbot im Sinne von § 9b des Gesetzes 
über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 anſah, auf 
Grund des § 4 HöchſtprG. vom 4. Auguſt 1914 verhäng, 
indem ſie davon ausging, daß das letztere Geſetz als Spezial 
geſetz die allgemeinen Strapvorſchriften des § 9b auf biefem 
Gebiet außer Kraft geſetzt habe. Mit Recht wird dieſe Auf 
faſſung in der Reviſion der örtlichen Staatsanwalkſchaft als 
rechtsirrtümlich bekämpft. Wie der erkennende Senat bereits 
in dem Urteil vom 7. Mai 1915, IV D 47/15 (Gst., 
161) näher dargelegt hat, kann der Militärbefehlahaber auf 
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Grund der nach § 4 des Geſetzes vom 4. Juni 1851 mit 
der Bekanntmachung der Erklärung des Belagerungszuſtandes 
auf ihn übergegangenen vollziehenden Gewalt an Stelle der 
Zivilbehörde, hier alſo des Magiſtrats, Höchſtpreiſe feſtſetzen. 
Daneben beſteht aber auch die für ihn in § 9 b des Geſetzes 
über den Belagerungszuſtand begründete Befugnis kraft eigener 
militäriſcher Machtvollkommenheit im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Höchſtpreiſe in dem ihm unterſtehenden Bezirk feſt⸗ 
zuſetzen und deren Überſchreitung zu verbieten. Je nachdem 
der Militärbefehlshaber die eine oder die andere Befugnis bei 
Feſtſetzung der Höchſtpreiſe ausgeübt hat, unterliegt die Über- 
ſchreitung der von ihm feſtgeſetzten Höchſtpreiſe der Beſtrafung 
auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes oder gemäß dem Geſetz über 
den Belagerungszuſtand. In welchem Sinne der Militär⸗ 
befehlshaber die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe vorgenommen hat, 
iſt vom Tatrichter im Wege der Auslegung der Bekannt⸗ 
machung zu ermitteln, wobei der erkennbare Zweck der An⸗ 
ordnung von ausſchlaggebender Bedeutung ſein wird. In dem 
angefochtenen Urteil iſt nun allerdings ſchon von der Vor⸗ 
inſtanz angenommen, es handle ſich hier um ein vom Militär⸗ 
befehlshaber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes 
Verbot, was ohne weiteres die Anwendung der Strafbeſtimmung 
des § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand nach ſich 
ziehen würde. Allein da die Strafkammer ſich der zwiſchen 
den verſchiedenen Befugniſſen des Militärbefehlshabers zu 
machenden Unterſcheidung erſichtlich nicht bewußt geweſen iſt, 
ruht auch dieſe Ausführung, für die das Urteil überdies auch 
jede Begründung vermiſſen läßt, nicht auf rechtlich einwand⸗ 
freier Grundlage. Zu einer näheren Begründung der Aus⸗ 
legung der betreffenden Bekanntmachung war aber hier um ſo 
mehr Anlaß gegeben, als die Anordnung des Kommandanten 
vom 22. Oktober 1914 ebenſo wie die darin in Bezug ge— 
nommene Anordnung vom 5. Auguſt 1914 eine ausdrückliche 
Angabe darüber nicht enthält, ob die Feſtſetzung der Höchſt⸗ 
preiſe auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes oder auf Grund des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand erfolgt iſt und aus 
welchem Geſetz Zuwiderhandlungen geahndet werden ſollen. 
Bei der erneuten Auslegung wird nicht nur zu beachten ſein, 
welches der Wille des Militärbefehlshaber war, ſondern auch, 
ob dieſer Wille aus dem Inhalt der Bekanntmachung oder aus 
ſonſtigen Umſtänden ausreichend erkennbar war. Urt. d. IV. Sen. 
v. 14. Juli 15 (154/15). — Danzig. 


B. Irrtum und Jahrläſſigkeit. 


+1. Strafbarkeit der fahrläſſigen Mbertretung.] 

a) Es iſt nicht ausdrücklich beſtimmt, daß auch die fahrläſſige 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe zu beſtrafen iſt. Daraus iſt 
jedoch, obwohl nach der angedrohten Strafe die Mberfchreitung 
der Höchſtpreiſe ein Vergehen iſt, noch nicht mit Sicherheit zu 
folgern, daß die fahrläſſige Uberſchreitung ſtraflos wäre. Ein 
Rechtsgrundſatz, daß die fahrläſſige Verletzung eines Straf- 
geſetzes nur ſtrafbar wäre, wenn dies im Geſetz ausdrücklich 
beſtimmt iſt, beſteht nicht, vielmehr muß, wenn das Geſetz über 
den inneren Tatbeſtand ſchweigt, immer noch gefragt werden, 
ob ſich die ſtrafrechtliche Bedrohung der Fahrläſſigkeit aus dem 
Zuſammenhang der geſetzlichen Beſtimmungen oder aus dem 
Grunde und Zweck des Geſetzes ergibt. Iſt das mit Sicher⸗ 
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(RGSt) 
heit feſtzuſtellen, allerdings auch nur dann, iſt auch die fahr 
läſſige Verletzung eines Strafgeſetzes ſtrafbar, ſelbſt wenn ſie 
ſich als Vergehen darſtellt. Insbeſondere iſt in Rechtslehre 
und Rechtſprechung anerkannt, daß nach Grund und Zweck des 
Geſetzes bei den ſogen. Polizeidelikten fahrläſſiges Handeln zur 
Beitrafung genügt. RGSt. 4, 233 (236); 30, 354 (356); 
38, 104 (105); 45, 394 (395); 48, 321 (323). Um ein 
Polizeidelikt handelt es ſich aber in § 4 HöchſtprG. Nicht 
Verletzung oder Gefährdung eines beſtimmten Rechtsguts, 
ſondern der Ungehorſam gegen das ſtaatliche Verbot der ber: 
ſchreitung der Höchſtpreiſe iſt dort mit Strafe bedroht, und 
dies Verbot iſt nach der Begründung zum Entwurf des Geſetzes 
erlaſſen, „um übertrieben hohen Preisſteigerungen entgegen⸗ 
zuwirken, die nicht in der Natur der Verhältniſſe begründet 
ſind, ſondern auf ſpekulative oder unlautere Maſchenſchaften 
einzelner zurückgehen“. Es ſollen Taxen im Sinne des Tit. V 
GewO. für beſtimmte Gegenſtände des täglichen Bedarfs feſt⸗ 
geſetzt werden und dabei ſoll das Intereſſe der konſumierenden 
Bevölkerung an ſolchen Preiſen berückſichtigt werden, die ihr 
den Ankauf des täglichen Bedarfs ermöglichen, aber auch der 
ſchwierigen Lage der Produzenten und Händler gebührend 
Rechnung getragen werden. Das Geſetz iſt alſo nicht etwa ein 
Wuchergeſetz, ſondern es dient dem Wohle des Gemeinweſens, 
wie in der Begründung bei Erörterung des in § 2 der zu: 
ſtändigen Behörde eingeräumten Enteignungsrechts auch aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen wird. Iſt alſo ſein Zweck der, 
Störungen der Ordnung des Gemeinweſens vorzubeugen, die 
ihr durch ſachlich nicht begründete Preisſteigerungen bei Gegen⸗ 
ſtänden des täglichen Bedarfs drohen, und der Bevölkerung die 
Beſchaffung des täglichen Bedarfs zu ermöglichen, ſo ſteht die 
polizeiliche Natur des Geſetzes und damit auch die Natur des 
nach feinem § 4 ſtrafbaren Vergehens als eines Polizeidelikts 
außer Zweifel, und daraus ergibt ſich, daß auch die fahrläſſige 
Verletzung dieſes Strafgeſetzes ſtrafbar iſt. Fahrläſſigkeit der 
Angeklagten iſt von der Strafkammer angenommen, weil es 
eine Nichtbeachtung der im Verkehr erforderlichen und nach 
ihrer Perſönlichkeit von ihr zu verlangenden Sorgfalt ſei, 
wenn ſie ſich nach den beſtehenden Höchſtpreisbeſtimmungen 
nicht erkundigte, obwohl fie genug von Höchſtpreiſen für allerlei 
Nahrungsmittel gehört hatte und ſelbſt geſchäftlich mit ſolchen 
befaßt war. Dagegen ſind Bedenken nicht zu erheben. Die 
Aufſtellung des Verteidigers, die Angeklagte habe ſich nach 
dem Höchſtpreis erkundigt, nämlich bei ihrer Abkäuferin, und 
habe auf die ihr gewordene Auskunft vertraut und vertrauen 
dürfen, findet in den Feſtſtellungen des Urteils keine Stütze 
und iſt deshalb nicht zu beachten. Dasſelbe gilt von der Be⸗ 
hauptung, die Angeklagte habe nicht nur die Beförderung bis 
zur nächſten Verladeſtelle, ſondern auch das Einladen in den 
Eiſenbahnwagen übernommen. Die Unkenntnis des feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſes, insbeſondere auch der Unzuläſſigkeit einer be⸗ 
ſonderen Vergütung für den Transport, entſchuldigt ſie nach 
§ 59 Abſ. 2 StGB. nicht, weil die Unkenntnis durch Fahr⸗ 
läſſigkeit verſchuldet iſt. Auch ſonſt beſtehen keine durchgreifenden 
Bedenken. Das Rechtsmittel war deshalb als unbegründet zu 
verwerfen. Urt. d. I. Sen. v. 12. Mai 15 (229/15). — Mainz. 

1b) Die Anſicht der Beſchwerdeführerin, daß § 4 HöchſtprG. 
eine Strafe auf die Vornahme einer rein objektiven Ordnungs⸗ 
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widrigkeit ſetze, kann nicht gebilligt werden. Das heutige Straf: 
recht wird von dem Grundſatz beherrſcht: keine Strafe ohne 
Schuld. Nur ausnahmsweiſe bedroht es, namentlich auf dem 
Gebiete der Zoll- und Steuergeſetzgebung, das rein objektive 
Unrecht mit Strafe. Eine ſolche Ausnahme iſt aber keineswegs 
ſchon deshalb zu machen, weil ein beſtimmtes Strafgeſetz das 
Erfordernis einer Verſchuldung nicht ausdrücklich aufſtellt. Viel⸗ 
mehr iſt, wenn es ſich nicht um eine bloße Übertretung handelt, 
davon auszugehen, daß ſolchenfalls nur die vorſätzliche Zuwider⸗ 
handlung ſtrafbar iſt, ſofern nicht aus dem Zuſammenhang der 
geſetzlichen Beſtimmungen oder aus dem Grunde und Zwecke 
der einzelnen Norm mit Sicherheit zu entnehmen iſt, daß die 
Strafdrohung auch der fahrläſſigen Zuwiderhandlung gilt 
(RGSt. 4 S. 233, 236; 22, 43; 30 S. 354, 356; 41 
S. 4, 7). § 4 HöchſtprG. iſt, wie der Senat in dem zum 
Abdruck beſtimmten Urteile gegen S. vom 30. März 1915 
(4 D 120/15) dargelegt hat, im letzteren Sinne auszulegen. 
Der präventiv⸗polizeiliche Charakter der zugrunde liegenden 
Norm, die außerordentliche Wichtigkeit der Erreichung ihres 
Zweckes, auch der Zuſammenhang mit den Vorſchriften der 
Gewerbeordnung über obrigkeitliche Taxen und über die Be⸗ 
ſtrafung ihrer Überjchreitung ergeben, daß bei Überfchreitung 
der für die Kriegszeit feſtgeſetzten Höchſtpreiſe Fahrläſſigkeit 
zur Beſtrafung genügen muß. Auch darin iſt dem LG. beizu⸗ 
pflichten, daß Unkenntnis der Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes 
gemäß § 59 StGB. die Strafbarkeit ausſchließt, ſofern fie 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruht. Die Feſtſetzung eines Höchſt⸗ 
preiſes iſt kein Beſtandteil des Strafgeſetzes, ſondern eine Ver⸗ 
waltungsanordnung, deren Daſein das Strafgeſetz vorausſetzt. 
Die Unkenntnis der Bekanntmachung des Magiſtrats zu G. 
vom 10. Auguſt 1914, die für eine Mandel Eier einen Höchſt⸗ 
preis von 1,25 & vorſchreibt, iſt deshalb vom LG. mit Recht 
als Irrtum über das Vorhandenſein eines Tatumſtandes be⸗ 
handelt worden. Begründet erſcheint jedoch die Rüge der 
Beſchwerdeführerin, daß die Fahrläſſigkeit der Unkenntnis nicht 
ſchon um deswillen verneint werden durfte, weil zwiſchen der 
Veröffentlichung der Bekanntmachung und der abgeurteilten 
Zuwiderhandlung nur der Zeitraum eines Tages gelegen hat. 
Zwar iſt es eine Frage der Beweiswürdigung, ob der Ange⸗ 
klagte bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen und billiger⸗ 
weiſe von ihm zu verlangenden Aufmerkſamkeit und Sorgfalt 
zur Zeit der Tat die Feſtſetzung des Höchſtpreiſes kennen mußte. 
Dabei durfte aber nicht außer acht gelaſſen werden, daß es 
ſich um eine polizeiliche Vorſchrift für den Kleinverkauf von 
Lebensmitteln handelt, den der Angeklagte gewerbsmäßig be⸗ 
treibt, und zwar um eine der durch die Gefahren des Krieges 
für die ganze Volksgemeinſchaft gebotenen Vorſchriften, deren 
Erlaß angekündigt und deshalb zu erwarten war. Unter dieſen 
Umſtänden beſtand für den Angeklagten die ganz beſondere 
Verpflichtung, ſich von ihrem Daſein und Inhalt auf jede 
ihm mögliche Weiſe Kenntnis zu verſchaffen, bevor er mit 
ſeinen Waren den Markt bezog und ſie feil hielt. Er durfte 
ſich keinesfalls darauf verlaſſen, daß ihm ein Abdruck der 
Magiſtratsbekanntmachung nicht zu Geſicht gekommen war. 
Eine Erörterung dieſer Geſichtspunkte läßt die Begründung 
des angefochtenen Urteils vermiſſen, was geeignet iſt, den Ver⸗ 
dacht zu erwecken, daß das LG. den Rechtsbegriff der Fahr⸗ 
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läſſigkeit zu eng aufgefaßt hat. Urt. d. IV. Sen. v. 14. Mai 15 
(1251/14). — Gleiwitz. | 

2. Überſpannung des Begriffs der Fahrläſſigkeit bei Un: 
kenntnis ergangener Verordnungen.] 

Wie der erkennende Senat bereits mehrfach und in Über: 
einſtimmung mit Entſcheidungen des IV. StS. ausgeſprochen 
hat, iſt lediglich das Höchſtpreisgeſetz und die darin enthaltene 
Strafdrohung das Strafgeſetz, deſſen Unkenntnis und mißver⸗ 
ſtändliche Auffaſſung den Täter nicht vor Strafe zu ſchützen 
vermag. Die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe dagegen, die durch 
den Bundesrat zufolge der ihm im Höchſtpreisgeſetz (neue 
Faſſung) beigelegten Befugnis oder durch die Landeszentral⸗ 
behörden oder die von dieſen beſtimmten örtlichen Amtsſtellen 
erfolgt, iſt kein Teil des Straſgeſetzes, ſondern eine Verwaltungs⸗ 
anordnung, deren Kenntnis und Verſtändnis für die vorſätzliche 
Verſchuldung unerläßlich iſt, während allerdings die Beſtrafung 
wegen fahrläſſiger Verfehlung trotz der Unkenntnis von dem 
Beſtehen der Feſtſetzung, ihrer Bedeutung und Tragweite dann 
nicht ausgeſchloſſen iſt, wenn dieſe Unkenntnis ſelbſt verſchuldet 
iſt ($ 59 Abſ. 2 StGB.). Die Strafkammer hat biernach 
ohne Rechtsirrtum vorſätzliches Handeln des Angeklagten ver⸗ 
neint. Ihre Entſcheidung iſt aber auch zutreffend und jedenfalls 
nicht durch Rechtsirrtum beeinflußt, wenn ſie auf Grund von 
tatſächlichen Erwägungen die Unkenntnis des Angeklagten als 
nicht durch Fahrläſſigkeit verſchuldet bezeichnet hat. Es be⸗ 
deutet eine erhebliche Uberſpannung auch der an den Gewerbe⸗ 
treibenden zu ſtellenden Anforderungen, wenn von ihm, wie es 
in der Reviſionsbegründung geſchieht, verlangt wird, daß er 
jede Nummer des Reichsgeſetzblatts einſieht, um ſich zu unter: 
richten, ob dort bundesrätliche Höchſtpreisfeſtſetzungen veröffent⸗ 
licht ſind, zumal dann, wenn er ſich nach der ihm bekannten 
Übung der örtlichen Verwaltungsſtellen im allgemeinen darauf 
verlaſſen kann, daß von dieſen für die ſachgemäße und reckt 
zeitige Bekanntgabe aller ſolcher Anordnungen ſowohl der vom 
Bundesrat wie den ſtaatlichen Verwaltungsſtellen ausgehenden 
Sorge getragen wird. Aus der Aktenſtelle, auf die das ange: 
fochtene Urteil Bezug nimmt, ergibt ſich, daß auch die Straf: 
verfolgungsbehörde die Bekanntmachung der Höchſtpreisfeſtſetzung 
lediglich im Amtsblatt des Kreisamts aufſuchte und daß ſie 
dort auch zu finden geweſen wäre, wenn nicht die rechtzeitige 
Veröffentlichung wegen Mangels an Raum unterblieben wäre. 
Übrigens müſſen die bundesrätlichen Höchſtpreisfeſtſetzungen 
nicht einmal im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht werden, die Felt 
ſetzung, die von den Landesbehörden oder Militärbefehlshabern 
ausgehen, erſcheinen dort überhaupt nicht, ſo daß den einzelnen 
Gewerbetreibenden das Leſen des Reichsgeſetzblatts vor Un: 
kenntnis gar nicht ſchützen und ſichern kann. Urt. d. I. Sen. 
v. 12. Juli 15 (367/15). — Darmſtadt. 

3. Fahrläſſigkeit bei Herſtellung und Verkauf.] 

Die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen gilt nach dem klaren 
Wortlaut der Bekanntmachung unterſchiedslos für jeden Klein: 
händler mit Mehl oder Backwaren, alſo für jeden, der ſolche 
Waren unmittelbar an Verbraucher verkauft. Als „Verkäufer“ 
iſt aber zunächſt der Kleinhändler ſelbſt anzusehen, d. h. 
derjenige, auf deſſen Namen und auf deſſen Rechnung 
der Gewerbebetrieb geht, in welchem der konkrete Kaufvertrag 
abgeſchloſſen worden iſt. Neben ihm find für Einhaltung der 
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feſtgeſetzten Höchſtpreiſe diejenigen Perſonen verantwortlich, die 
er zur Leitung des Betriebes odes eines Teiles desſelben 
oder zur Beaufſichtigung beſtellt hat, denn nach 8 151 GewO. 
trifft fie die Strafe, wenn bei Ausübung des Gewerbes polizei⸗ 
liche Vorſchriften von ihnen übertreten werden. Um polizei— 
liche Vorſchriften handelt es ſich bei der Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preifen für die Kriegszeit, denn fie ſtellt, wie auch die Be: 
gründung des Entwurfes des Höchſtpreisgeſetzes (Druckſ. des 
RT. von 1914 Nr. 14) betont, eine Taxvorſchrift im Sinne 
der GewO. dar, die einer übermäßigen Preistreiberei vorbeugen 
ſoll, alſo aus Rückſichten des öffentlichen Wohles erlaſſen wird. 
Aus der Urteilsbegründung iſt nicht zu entnehmen, wer der 
Inhaber der von der Angeklagten K. geleiteten Bäckereifiliale, 
alſo des Gewerbebetriebes iſt, in welchem der Verkauf der 
mindergewichtigen Semmel an die Zeugin H. ſtattgefunden hat. 
Aus der Feſtſtellung, daß die Angeklagte K. die Semmeln von 
dem Angeklagten Ki. „bezieht“, iſt aber zu ſchließen, daß ſie 
dieſelben von Ki. kauft, um ſie in der Bäckereifiliale weiter zu 
verkaufen. Alsdann kommt der Angeklagte Ki. hierbei lediglich 
als Zwiſchenhändler in Betracht, ſo daß die Bekanntmachung 
des Magiſtrats ihm gegenüber überhaupt nicht anwendbar iſt. 
Dagegen läßt ſich deren Anwendbarkeit auf die Mitangeklagte K. 
unbedenklich annehmen, da dieſe als „Filialleiterin“ zu den in 
§ 151 GewO. genannten „Leitern eines Teiles des Gewerbe⸗ 
betriebes“ gehört und in dieſer Eigenſchaft der in Rede ſtehen⸗ 
den polizeilichen Vorſchrift zuwidergehandelt hat. Die Feſt⸗ 
ſtellungen hinſichtlich des inneren Tatbeſtandes aber reichen 
bei keinem der beiden Angeklagten aus. Allerdings iſt, wie 
der Senat in dem zum Abdruck beſtimmten Urteile vom 
30. März 1915 (4 D 120/15) dargelegt hat, auch die bloß 
fahrläſſige Mberfchreitung feſtgeſetzter Höchſtpreiſe ſtrafbar. 
Worin aber eine Fahrläſſigkeit des Angeklagten Ki. bei dem 
Verkaufe der mindergewichtigen Semmel an die Zeugin H. 
gefunden worden iſt, wird im angefochtenen Urteil mit keinem 
Wort angedeutet. Unterſtellt man, daß er der ſtrafrechtlich 
verantwortliche Verkäufer geweſen iſt, ſo läßt ſich ihm doch 
nicht ohne weiteres der Vorwurf einer Vernachläſſigung der im 
Verkehr gebotenen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit machen, weil 
unter den von ihm unter Benutzung einer Teigteilmaſchine 
hergeſtellten Semmeln eine nicht das vorgeſchriebene Teig— 
gewicht hatte. Dies um ſo weniger, als die Strafkammer anzu⸗ 
nehmen ſcheint, daß der Angeklagte zu einem ſog. Bruche 
50 g Teig mehr verwandte, als er bei einem durchſchnittlichen 
Teiggewichte von 110 g für die einzelne Semmel zu nehmen 
brauchte. Die Benutzung von Teigteilmaſchinen dürfte wenig⸗ 
ſtens für größere Bäckereibetriebe als üblich und notwendig 
anzuſehen fein. Es iſt auch nicht als Regel vorauszuſetzen, 
daß fie ihrem Zwecke nicht entſprechen, ſondern ungleiche Ge— 
wichtsmengen verteilen. Nur Kenntnis oder Vorausſehbarkeit 


dieſes Umſtandes würde ihre Benutzung zu einer ſchuldhaften 


geſtalten können. Daß gerade die vom Angeklagten benutzte 
Teigteilmaſchine beſonders ungenau arbeite und daß ihm 
dies bekannt geweſen wäre oder hätte bekannt ſein müſſen, iſt 
nicht feſtgeſtellt. Ebenſowenig, daß die Maſchine nicht ſorg— 
fältig bedient worden oder der von ihr zerteilte Teig nicht ge— 
hörig zubereitet geweſen ſei. Endlich iſt nicht erörtert, ob der 
Angeklagte perſönlich dieſe Arbeiten verrichtet oder ſich hierzu 
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der Hilfe Dritter bedient hat und ob ihm letzterenfalls Nach⸗ 
läſſigkeit bei der Auswahl oder bei der Beaufſichtigung der 
Hilfsperſonen zur Laſt fällt. Unter dieſen Umſtänden fehlt es 
an einer zuverläſſigen Grundlage für die Beurteilung der Frage, 
ob dem Angeklagten mit Recht der Vorwurf einer fahrläſſigen 
Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der Magiſtrats⸗Bekannt⸗ 
machung gemacht worden iſt. Das gleiche gilt aber auch hin⸗ 
ſichtlich der Mitangeklagten K. Die Strafkammer begründet 
deren Fahrläſſigkeit damit, daß die Zeugin H. das geringe 
Gewicht der einen Semmel ſogleich merkte und daß dies um ſo 
mehr der Angeklagten hätte auffallen müſſen. Über den Um⸗ 
fang des von der Angeklagten geleiteten Filialgeſchäfts iſt in 
den Urteilsgründen nichts mitgeteilt. Danach aber richtete ſich, 
ob ihr eine genaue Kontrolle des Gewichtes jeder einzelnen 
Semmel vor oder bei dem Verkaufe überhaupt möglich war 
und nach der Verkehrsanſchauung zugemutet werden konnte. 
Daß ſie eine beſondere Veranlaſſung zu einer ſorgfältigen 
Kontrolle des Gewichts der von dem Mitangeklagten Ki. ge⸗ 
lieferten Semmeln gehabt habe, erhellt nicht, denn es iſt nicht 
feſtgeſtellt, daß er außer der einen, von der Zeugin H. ge: 
kauften noch jemals Semmeln von zu geringem Teiggewichte 
geliefert hätte. Unter dieſen Umſtänden erſcheint aber der 
Begriff der Fahrläſſigkeit überſpannt, inſofern eine Fahrläſſig⸗ 
keit der Angeklagten K ohne weiteres darin gefunden worden 
iſt, daß ſie eine mindergewichtige Semmel mitverkauft hat. 
Urt. d. IV. Sen. v. 7. Mai 15 (119/15). — Breslau. 


C. Strafbarer Tatbeſtand und Fäterſchaft. 


1. Bedingter Vorſatz.] 

Die Strafkammer hat in erſter Reihe eine vorſätzliche 
Überſchreitung des Höchſtpreiſes als erwieſen angeſehen. Sie 
geht davon aus, daß die allgemein gehaltene Anweiſung an 
den Geſellen, richtig zu backen, keine Gewähr für Herſtellung 
des richtigen Gewichts geboten habe; ſie nimmt ferner an, daß 
die Angeklagte, die ſich jeder Kontrolle über die Verwendung 
der gehörigen Menge Teiges enthalten habe, die Herſtellung 
von Broten mit Mindergewicht vorausgeſehen und dieſen Erfolg 
auch gewollt habe. Die weiteren Feſtſtellungen des angefochtenen 
Urteils ergeben, daß die Angeklagte dies Brot, obwohl ſie 
damit rechnete, daß es das volle Gewicht nicht habe, ohne 
Feſtſtellung des Gewichts zum Höchſtpreiſe in ihrem Laden 
verkaufte bzw. verkaufen ließ, alſo mit der etwaigen Über— 
ſchreitung des Höchſtpreiſes einverſtanden war. Damit ſind die 
Tatumſtände, in denen die Strafkammer den Eventualvorſatz 
der Angeklagten als nachgewieſen erblickte, in ausreichender 
und der Beſtimmung des § 266 Abſ. 1 StPO. entſprechender 
Weiſe angegeben. Es bedarf deshalb keines Eingehens auf 
die nur hilfsweiſe von der Vorinſtanz angenommene Fahrläſſig⸗ 
keit. Urt. d. IV. Sen. v. 4. Juni 15 (255/15). 

**2. Höchſtpreisüberſchreitung als fortgeſetztes Vergehen.] 

Es iſt eine tatſächliche Frage, ob die Uberſchreitungen der 
Höchſtpreiſe, die der Angeklagte ſich nach dem 23. November 1914 
hat zuſchulden kommen laſſen, mit den vorher begangenen 
und durch das rechtskräftige Urteil vom 22. Januar 1915 
begangenen gleichartigen Verfehlungen eine einheitliche Straftat 
bilden, und die Entſcheidung dieſer Frage unterliegt der Nach— 
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prüfung des Reviſionsgerichts nur nach der Richtung, ob ſie 
von Rechtsirrtum beeinflußt iſt. Einen ſolchen läßt die hier 
vom erſten Richter getroffene Entſcheidung nicht erkennen. Sie 
beruht auf der wiederum tatſächlichen und deshalb für dieſe 
Inſtanz bindenden Feſtſtellung, daß der Angeklagte, nachdem 
er am 23. November 1914 wegen des früher abgeurteilten 
Vergehens polizeilich vernommen worden war, von neuem den 
Entſchluß gefaßt hat, die Höchſtpreiſe zu überſchreiten. Dieſe 
Feſtſtellung ſchließt die Möglichkeit aus, die jetzt abgeurteilten 
Handlungen als weitere, für ſich unſelbſtändige Ausführungs⸗ 
akte der rechtskräftig abgeurteilten Tat zu betrachten (RGSt. 
44, 392 [398). Was der Verteidiger dagegen vorbringt, geht 
fehl. Es iſt unrichtig und keineswegs in den vom Verteidiger 
angeführten Urteilen des RG. ausgeſprochen, daß die Einheit⸗ 
lichkeit des Vorſatzes, die wichtigſte Vorbedingung für die 
Annahme einer ſogen. fortgeſetzten Handlung, erſt für die nach 
einer Beſtrafung liegenden Straftaten entfalle und alle vor 
dem Urteil liegenden gleichartigen Handlungen als ein fort⸗ 
geſetztes Vergehen anzuſehen ſeien. Die Rechtſprechung des RG. 
bezeichnet vielmehr die Anſicht als rechtsirrtümlich, es könne 
bei fortgeſetzten Geſetzesübertretungen immer erſt die Ver⸗ 
urteilung des Täters, nicht auch ſchon irgendein früherer 
geeigneter Umſtand, beiſpielsweiſe die Eröffnung des Straf⸗ 
verfahrens, den zum voraus auf künftige Wiederholung be⸗ 
ſtimmter Handlungen gerichteten Vorſatz wirkſam unterbrechen 
und ſo den ſpäteren Handlungen den Stempel einer ſelbſtändigen 
Tat aufdrücken (RGSt. 36, 42 [44 ].) Als ſolchen Umſtand die 
polizeiliche Vernehmung des Angeklagten wegen der bis 
23. November 1914 begangenen Höchſtpreisüberſchreitungen 
anzuſehen, war alſo die Strafkammer rechtlich nicht behindert. 
Daß ſowohl die jetzt abgeurteilten, wie auch die am 22. Januar 
1915 abgeurteilten Verfehlungen je für ſich als eine einheitliche 
Straftat angeſehen worden ſind, nötigt keineswegs zu der 
Annahme, daß auch dieſe beiden Straftaten unter ſich eine 
fortgeſetzte Handlung bilden, auch wenn ſie völlig gleichartig 
ſind. Endlich iſt es auch nicht rechtsirrig, daß die Strafkammer 
den vom Angeklagten nach ſeiner polizeilichen Vernehmung 
gefaßten Entſchluß, bei dem bis dahin betätigten Vorſatz, die 
Höchſtpreiſe zu überſchreiten, zu beharren, als eine im Ver⸗ 
hältnis zu dem zuerſt gefaßten Vorſatz neue Willensbeſtimmung 
anſah. Hat der Angeklagte nach der ihm durch die polizeiliche 
Vernehmung gewordenen Warnung, wie das Urteil feſtſtellt, 
die für und wider fein Tun, d. h. die Überſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe, ſprechenden Gründe abgewogen, und iſt er auf Grund 
dieſer Erwägungen zu dem Entſchluß gelangt, auch ferner die 
Höchſtpreiſe zu überſchreiten, jo find die ſpäteren Überſchreitungen 
dem hier gefaßten Vorſatz entſprungen und nicht dem früher 
gefaßten, der durch die polizeiliche Vernehmung mit der Wirkung 
unterbrochen war, daß ſich Hemmungsvorſtellungen geltend 
machten, die überwunden werden mußten, bevor der Angeklagte 
ſich entſchloß, weiter ſolche Straftaten zu begehen, wie er ſie 
vorher begangen hatte. Das iſt unbedenklich ein neuer und 
anderer Entſchluß, als der urſprüngliche vor der polizeilichen 
Warnung liegende Vorſatz, und nicht bloß, wie der Verteidiger 
meint, eine Bekräftigung dieſes Vorſatzes. (RGSt. 20, 316 
317/18). Urt. d. I. Sen. v. 14. Juni 15 (262/15). — Frank⸗ 
furt a. M. 
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73. Umgehung durch Nebenvergütungen.] 

a) Die Verkäufer haben nur den Höchſtpreis „verlangt“, aber 
noch um den Fuhrlohn gehandelt, den ſie für die Beifuhr der 
Gerſte bezahlen ſollten, während regelmäßig dafür kein Fuhrlohn 
bezahlt wird. Bei der Feſtſetzung des Fuhrlohns ſind die 
Vertragſchließenden einig geweſen, daß dabei etwas „heraus⸗ 
gebracht“, d. h. der Preis der Gerſte erhöht werden 
ſollte, und es iſt ein höherer als der ſachgemäße Fuhrlohn 
zwecks Umgehung des Geſetzes vereinbart worden. Danach 
war der Zuſchlag von 50 oder 40 &, der zu dem Höchſtpreis 
von 11,10 & vereinbart wurde, nach dem Willen der Ber: 
tragſchließenden wenn nicht ganz, ſo doch jedenfalls zum Teil 
ein Zuſchlag zum Kaufpreiſe, der dadurch über den feſtgeſetzten 
Höchſtpreis erhöht wurde. Ein Fuhrlohn von 40 oder 50 
iſt alſo tatſächlich nicht vereinbart worden, und deshalb braucht 
nicht erörtert zu werden, ob er hätte vereinbart werden dürfen. 
Der Feſtſtellung, welcher Fuhrlohn ſachgemäß war, bedurfte es 
nach der tatſächlichen Geſtaltung des Falls für die Entſcheidung 
der Schuldfrage überhaupt nicht, da auch ohne fie die Über: 
ſchreitung des Höchſtpreiſes gegeben war, darauf konnte es 
vielmehr nur für die Abmeſſung der Strafe ankommen, wenn 
dabei, wie es ſcheint, Gewicht darauf gelegt wurde, um 
welchen Betrag der Höchſtpreis überſchritten worden iſt. 
In den nach dieſer Richtung von der Strafkammer angeſtellten 
Erwägungen iſt ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen. Die Auf⸗ 
ſtellung des Verteidigers, daß bei Getreidekäufen an Orten, 
die einen eigenen Güterbahnhof nicht haben, Vergütung für 
den Transport bis zum Güterbahnhof trotz der Vorſchrift des 
§ 10 der Bundesratsverordnung vom 28. Oktober 1914 
(RGBl. S. 462) neben dem Höchſtpreiſe vereinbart werden 
dürfe, iſt unrichtig. Wenn dort beſtimmt iſt, daß die Höchst 
preiſe bei Getreide die Koſten des Transports bis zum Güter: 
bahnhof des Abnahmeorts in ſich ſchließen, fo kann ſchon nach 


dem Wortlaut dieſe Beſtimmung nicht auf Orte beſchränkt 


werden, die ſelbſt einen Güterbahnhof haben, und ganz unver⸗ 
einbar ift eine ſolche Beſchränkung mit dem Zweck des Geſetzes. 
Die dazu ergangene Ausführungsanweiſung des preußiſchen 
Handelsminiſters, Landwirtſchaftsminiſters und Miniſters des 
Innern vom 2. November 1914 (MBl. S. 462) ſagt darüber 
daß anders als im Kleinhandel, wo bei der Feſtſetzung der 
Höchſtpreiſe auf die örtlichen Verhältniſſe Rückſicht genommen 
werden könne, im Großhandel es ſich bei der Feſtſetzung der 
Höchſtpreiſe darum handele, den Preisnotierungen an den 
wichtigſten Handelsplätzen, nämlich den in 8 1 der Bundes 
ratsverordnung genannten Hauptorten, die die Grundlage für 
die Getreidegeſchäfte im Lande bieten, eine nicht überſchreitbar 
Grenze zu ſetzen, und daß deshalb, wenn die Höchftprrie 
richtig verſtanden werden ſollen, jeder Beteiligte, Landwirt 
wie Händler, darüber klar fein müſſe, daß kein Verkäufer an 
dem Orte, wo das Getreide letzten Endes vom Verbraucher 
oder Verarbeiter abzunehmen ſei, einen höheren Preis et 
zielen dürfe, als den für dieſen Ort geltenden Höchſtpreis, 
der die Koſten der Verladung und des Transports bis zum 
Güterbahnhof des Abnahmeortes bereits in ſich ſchließe. Des⸗ 
halb dürfe in allen früheren Stadien (d. h. von der Abnahme 
durch den Verbraucher), der vereinbarte Preis kein höherer 
fein, als der Höchſtpreis nach Abzug aller ſonſtiger Koſten 
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44. Jahrgang. 


und auch nach Abzug des angemeſſenen Handelsgewinns, der 
volle Höchſtpreis von den Produzenten beim Verkauf alſo 
nicht erzielt werden. Daß dies die Abſicht des Geſetzes war, 
beftätigt auch die den Reichstag vorgelegte Denkſchrift des 
Reichskanzlers über wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des 
Krieges (Druckſ. des RT. 1914 Nr. 26, 29, 44), die (S. 16 
des erſten Nachtrags vom 30. November 1914) beklagt, daß 
der Erzeuger glaube, ohne weiteres den Höchſtpreis ſeiner 
Bahnſtation beanſpruchen zu können, ſo daß es für den 
Handelsgewinn, Koſten und dergl. an Deckung fehle, und zur 
Begründung der durch die Bundesratsverordnung vom 19. De⸗ 
zember 1914 (RGBl. S. 523/27) vorgenommenen Anderung 
des Geſetzes ausführt (zweiter Nachtrag vom 8. März 1915 
S. 65, 66), die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe ſeien gegen die 
Abſicht der verbündeten Regierungen (bei Erlaß der 
Verordnung vom 28. Oktober 1914) nicht Höchſtpreiſe an den 
32 Hauptorten geblieben, unter die ſich die Preiſe der Neben⸗ 
orte und der Vorhände habe einſtellen ſollen, ſie ſeien vielmehr 
zu Preiſen geworden, die an der Station gezahlt würden, an 
der die Ware in Beſitz des Käufers übergehe, alſo im allge⸗ 
meinen an der Verladeſtation des Erzeugers, die Höchſt⸗ 
preiſe hätten ſich zu Produzentenpreiſen entwickelt. Hier wird 
alſo bei der Erörterung der Verordnung vom 28. Oktober 1914 
nicht, wie in dieſer ſelbſt, von dem Güterbahnhof des Ab⸗ 
nahmeorts ſondern von der Bahnſtation oder Verladeſtation 
des Erzeugers geſprochen. In dieſem Sinne iſt alſo der 
Ausdruck der Verordnung gemeint, und es bedeutet inſoweit 
keine Anderung, ſondern eine Klarſtellung, wenn in $ 8 der 
Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Roggen, Gerſte und 
Weizen vom 19. Dezember 1914 (RGBl. S. 528) beſtimmt 
iſt, daß der Verkäufer auf jeden Fall die Koſten bis zur Ver⸗ 
ladeſtelle des Orts, von dem die Ware mit der Bahn 
verſandt wird, zu tragen hat, und in 8 5, daß „Abnahme: 
ort“ der Ort iſt, bis zu dem der Verkäufer die Koſten der 
Beförderung trägt. „Güterbahnhof des Abnahmeorts“ im Sinne 
des § 10 der Verordnung vom 28. Oktober 1914 iſt alſo die 
Verladeſtation des Erzeugers, des Orts, der für ihn zur Ver⸗ 
ladung am günſtigſten gelegen iſt, und daraus ergibt ſich, daß 
die Beſtimmung nicht nur für ſolche Erzeuger gilt, die an 
einem Orte wohnen, der ſelbſt einen Güterbahnhof hat, und 
das ergibt ſich auch aus dem Zweck der Verordnung, die dem 

indler die Möglichkeit ſichern will, am Hauptort zum Höchſt⸗ 
reis verkaufen zu können, da das eben nicht möglich wäre, 
wenn er dem Erzeuger, der an ſeinem Wohnort keinen Güter⸗ 
bahnhof hat, die Beförderung zur Bahnſtation neben dem 
Höchſtpreis bezahlen müßte. Urt. d. I. Sen. v. 31. Mai 15 
(231/15). 

＋ b) In ſachlicher Hinſicht geht das LG. zutreffend davon aus, 
daß es für die Frage der Zuläſſigkeit einer Anfuhrvergütung 
neben dem geſetzlichen Höchſtpreiſe darauf ankommt, ob der 
Wohnort des Angeklagten K. als Abnahmeort im Sinne des 
§ 5 HöchſtprG. anzuſehen iſt. Da nach dieſer Vorſchrift als 
Abnahmeort derjenige Ort anzuſehen iſt, bis zu welchem der 
Verkäufer die Koſten der Beförderung zu tragen hat, iſt es 
weiterhin rechtlich einwandfrei, wenn das LG. an der Hand 
der von ihm angezogenen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts 
prüft, ob dieſe Vorausſetzung im vorliegenden Fall gegeben 
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(BGSt) 
iſt. Das LG. hat hierbei die Bedeutung einer Vereinbarung 
der Vertragsparteien in Anſehung der Beförderungskoſten nicht 
verkannt. Es gelangt aber auf Grund tatſächlicher Erwägungen, 
deren Richtigkeit in dieſem Rechtszuge nicht nachgeprüft werden 
kann, zu der Überzeugung, daß im vorliegenden Falle eine 
ſolche ernſtliche Vereinbarung gar nicht ſtattgefunden hat, daß 
die Vertragsparteien vielmehr übereinſtimmend die Anfuhr⸗ 
vergütung nur zum Schein verabredet haben, um damit die 
ihrem beiderſeitigen wirklichen Willen entſprechende Über: 
ſchreitung des Höchſtpreiſes zu verdecken. Auf dieſer Grund⸗ 
lage begegnet die Annahme einer ſtrafbaren Verfehlung gegen 


das Höchſtpreisgeſetz keinem rechtlichen Bedenken. Die Tat 


beſtandsmerkmale gemeinſchaftlichen Handelns im Sinne des 
§ 47 StGB. find bedenkenfrei nachgewieſen. Insbeſondere 
ergibt ſich aus den Feſtſtellungen des LG., daß der Ange⸗ 
klagte K. ſich nicht auf eine Beeinfluſſung des Mitangeklagten 
Sch. beſchränkt, vielmehr mit dem Willen, die Tat des Sch. 
als ſeine eigene zur Vollendung zu bringen, im bewußten und 
gewollten Zuſammenwirken mit dieſem jedenfalls bei den vor⸗ 
bereitenden Handlungen ſelbſttätig mitgewirkt hat. Urt. d. 
IV. Sen. v. 11. Juni 15 (274/15). — Bromberg. 

+6) Die Reviſion wendet ſich in erſter Linie dagegen, daß der 
Vorderrichter für die vertragsgemäß von den Verkäufern bewirkte 
Ausſonderung der allein den Gegenſtand der Käufe bildenden 
beſonders großen Kartoffeln nicht eine beſondere Vergütung 
neben dem Höchſtpreiſe zugelaſſen habe. Richtig iſt, daß die 
Höchſtpreiſe nur für gute, geſunde Speiſekartoffeln von 3,4 em 
Mindeſtgröße, nicht für die Lieferung durchweg beſonders großer 
Kartoffeln gelten, vgl. § 2 der Bekanntmachung vom 23. No⸗ 
vember 1914 (RGBl. S. 483). Ob an ſich für die Arbeit, 
die der Verkäufer durch die ihm angeſonnene Scheidung der 
beſonders großen von den mittelgroßen und kleinen Kartoffeln 
leiſtet, ohne Zuwiderhandlung gegen das Höchſtpreisgeſetz eine 
angemeſſene beſondere Vergütung vereinbart und entrichtet werden 
kann, bedarf hier nicht der Erörterung. Denn für den vor⸗ 
liegenden Fall erklärt die Strafkammer eine ſolche beſondere 
Vergütung deshalb für unzuläſſig, weil die Verkäufer, ohne 
eine beſondere Vergütung beanſpruchen zu können, die guten und 
geſunden Speiſekartoffeln ($ 2 der Bekanntmachung) von den 
dieſen Anforderungen nicht entſprechenden hätten ſcheiden 
müſſen und weil die hierbei zugleich vorgenommene Ausleſe 
der großen Kartoffeln keine, mindeſtens keine nennenswerte, 
eine beſondere Entlohnung rechtfertigende Mehrarbeit verurſacht 
habe. Dieſe Begründung iſt in ihrem erſten Teil rechtlich nicht 
zu beanſtanden und läßt auch im zweiten Teil, ſoweit dort nicht 
lediglich eine dem Reviſionsangriff entzogene Feſtſtellung tat⸗ 
ſächlicher Art getroffen iſt, einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Für die leihweiſe Mberlaffung der Säcke und ebenſo für die 
Hingabe von Richtſtroh hat der Vorderrichter die Gewährung 
einer beſonderen Vergütung, neben dem Höchſtpreiſe, zugelaſſen; 
daß er bei deren Feſtſetzung gegen irgendwelche Rechtsgrundſätze 
verſtoßen habe, ift nicht erſichtlich. Urt. d. I. Sen. v. 14. Juni 15 
(329/15). 

+4. Umgehung des Geſetzes durch Proviſionszuſchläge vor 
der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1914.] 

Der von der Strafkammer für die Freiſprechung angeführte 


Grund iſt nicht zutreffend. Von dem Abnehmer des Getreides 
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wurden 14 & 20 & für den Zentner bezahlt, 10 & behielt 
der Angeklagte für ſich. Den Reſt mit 14 & 10 & erhielten 
die Eigentümer. Der Angeklagte brachte vor, der Preis habe 
13 #4 80 & betragen, 40 & ſei als Proviſion bewilligt 
worden, von denen er 30 4 den Eigentümern ſchenkungsweiſe 
habe zukommen laſſen. Allein dadurch wird an der Tatſache 
nichts geändert, daß der den Abnehmern abgeforderte und von 
ihnen bewilligte Preis die zuläſſige Höchſtgrenze von 13 4 85 4 
überſchritt und der vom Angeklagten den Verkäufern gutgebrachte 
und bewilligte Preis 14 4 10 & betrug. Die Erwägung der 
Strafkammer, es hätten bis zur Bekanntmachung vom 19. De⸗ 
zember 1914 Proviſionen von beliebiger Höhe dem Kaufpreis. 
zugeſchlagen werden dürfen, kann nicht gebilligt werden. Die 
Strafkammer faßt das Verhältnis der letzteren Bekanntmachung 
zu der vom 28. Oktober 1914 unrichtig auf. Wie der Inhalt 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1914 zeigt, war zwar 
auch nach ihr ein Zuſchlag zum Höchſtpreiſe zuläſſig. Die ein⸗ 
zelnen Fälle find aber in §S 9 und § 10 (bei Lieferung von 
Säcken und bei Stundung des Kaufpreiſes) erſchöpfend auf⸗ 
geführt. Wenn ſodann die Bekanntmachung vom 19. Dezember 
die Proviſion erſtmals erwähnt, ſo rechtfertigt dies nur den 
Schluß, daß ihre Berückſichtigung bei Bildung des Höchſtpreiſes 
vorher unzuläſſig war. Aber auch die übrigen Beſtimmungen 
der beiden Bekanntmachungen ſtehen der Auslegung der Straf⸗ 
kammer entgegen. Die Bekanntmachung vom 28. Oktober ſetzt 
Großhandelspreiſe „in“ beſtimmten Marktorten feſt. Wie die 
Denkſchrift des Bundesrats über wirtſchaftliche Maßregeln aus 
Anlaß des Krieges (Druckſ. d. RT. Nr. 44 II. Seſſ. 1914/15 
S. 65) ergibt, ſollten ſich nach der Abſicht der verbündeten 
Regierungen die Preiſe an den Nebenorten nach dieſen Groß⸗ 
handelspreiſen einſtellen. Der Großhändler, der um den Höchſt⸗ 
preis verkaufen wollte, mußte alſo, um den handelsüblichen 
Nutzen zu haben, am Nebenort unter dem Höchſtpreis ein⸗ 
kaufen. Dem entſprach aber die Entwicklung nicht. Die Höchſt⸗ 
preiſe wurden zu den Preiſen an den Verladeſtellen der Erzeuger. 
Dieſem Umſtande ſollte die neue Bekanntmachung Rechnung 
tragen. Die Erwähnung des Großhandels in § 1 fiel weg. 
Die Denkſchrift führt dann weiter aus: „Nachdem ſich die 
Höchſtpreiſe zu Produzentenpreiſen in dem angegebenen Sinne 
entwickelt hatten, mußte dem Handel ein beſtimmter Spielraum 
für feine Betätigung freigegeben werden. Dabei iſt die Bundes⸗ 
ratsverordnung davon ausgegangen, daß der Getreideverkehr 
regelmäßig zwei Punkte berührt, die Abnahmeſtation des Ge⸗ 
treides, für welche der Höchſtpreis feſtgeſetzt iſt, und den letzten 
Empfänger, alſo die Mühle. Für alle Kommiſſionen und Ver⸗ 
mittelungsgebühren, Proviſionen, Auslagen uſw., die einem 
Zwiſchenhändler zwiſchen beiden Punkten entſtehen, ſollen 
ein beſtimmter Zuſchlag zu dem Höchſtpreis erlaubt ſein, den 
die Verordnung auf insgeſamt 4 & bemeſſen hat.“ Daraus 
folgt, daß die Bewilligung einer Proviſion eine durch die Be⸗ 
kanntmachung neu eingeführte Begünſtigung bildete, die auch 
jetzt nur in einem feſtbegrenzten Umfange zuläffig iſt. Deshalb 
kann nicht mit der Strafkammer angenommen werden, daß zuvor 
Zuſchläge für Proviſionen überhaupt und unbegrenzt geſtellt 
geweſen ſeien. Sie waren vielmehr ſchlechthin unterſagt. Auch 
iſt ihre Berückſichtigung nur beim Umſatz im Handel ($ 8 
letzter Abſatz der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1914) 


erlaubt. Dem Erzeuger war eine Erhöhung des Höchſtpreiſes 
wegen einer Proviſionsauslage niemals zugebilligt. Urt. d. 
I. Sen. v. 8. Juli 15 (305/15). — Zweibrücken. 

+5. „Erbieten“.] 

Der Angeklagte hat nach den Feſtſtellungen des Urteils 
am 24. Dezember 1914 anf die Anfrage eines Vertreters der 
Firma S. in N., ob er Weizen abzugeben habe, dies bejaht 
und erklärt, er verlange als Preis für den Doppelzentner 
2 4 50 & über den damaligen durch die Bekanntmachung 
des Stellvertreters des Reichskanzlers vom 19. Dezember 1914 
feſtgeſetzten Höchſtpreis. Gegen feine Beſtrafung gemäß $ 6 
Nr. 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 betreffend Höchſtpreiſe 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 
wendet der Angeklagte unrichtige Geſetzesanwendung ein, weil 
„ein Erbieten zu einem Vertrage“ im Sinne des bezeichneten 
Geſetzes nur angenommen werden könne, wenn wenigſtens Vor⸗ 
beredungen über alle Beſtandteile eines Vertrages, ſo über 
Menge und Güte, Erfüllungszeit, Zahlungsbedingung, Tragung 
der Gefahr uſw. ſtattgefunden hätten. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Die Strafvorichrift des $ 6 Nr. 2 Höchſt⸗ 
preis G., „ſich zu einem Vertrage erbieten, durch den die Höchſt— 
preiſe überſchritten werden“ bezweckt, die Sicherung der zur 
Volksernährung und gegen wucheriſche Ausbeutung getroffenen 
Maßnahmen vor Gefahren zu bewahren, die dadurch entſtehen 
können, daß ein anderer verlockt werden fol, von dem geſetz 
lichen Wege abzuweichen, wobei fi) der Erbietende zur Teil: 
nahme an dem ſtrafbaren Tun ernſtlich bereit erklärt. Dieſen 
Gefahren will das Geſetz ſchon in ihrem Entſtehen entgegen⸗ 
wirken. Es iſt deshalb nicht notwendig, daß bereits über alle 
Einzelheiten des Vertrags Willenserklärungen abgegeben fd, 
ein Erbieten zu einem Vertrage liegt ſchon vor, wenn aus den 
Erklärungen der ernſtliche Wille entnommen werden kann, über 
einen der Art und Gattung nach bezeichneten Gegenſtand einen 
in feiner allgemeinen Geſtaltung beſtimmten Vertrag abzuschließen. 
Dieſe Erforderniſſe hat — entgegen dem Reviſionsvorbringen 
— das Vordergericht in einer den Vorſchriften des $ 266 
Abſ. 1 StPO. entſprechenden Weiſe nachgewieſen. Urt. d. 
III. Sen. v. 7. Juni 15 (279/15). — München⸗Gladbach. 

18. Bloßes Feilhalten ohne vollendete Höchſtpreisüber⸗ 
ſchreitung.] 

Wenn der Höchſtpreis für Roggenbrot unter Zugrunde 
legung eines beſtimmten Einheitsgewichts feſtgeſetzt worden war, 
fo konnte der Höchſtpreis nicht nur dadurch überſchritten 
werden, daß für das vorgeſchriebene Gewicht des Brots em 
höherer als der zugelaſſene Höchſtpreis gefordert wurde, ſondem 
auch dadurch, daß für den erlaubten Höchſtpreis ein Minder⸗ 
gewicht geliefert wurde. Es muß auch als zutreffend erachtt 
werden, wenn die Strafkammer davon ausgeht, das für Brot 
feſtgeſetzte Einheitsgewicht müſſe beim Fehlen anderweiter dies 
bezüglicher Beſtimmungen in dem Augenblicke vorhanden ſen, 
in dem früheſtens eine Abgabe des Brots aus der Bäckerei 
erfolgen darf, d. i. bei Roggenbrot von mehr als 50 Gramm 
24 Stunden nach Beendigung des Backens (8 10 der Bundes 
ratsbekanntmachung vom 5. Januar 1915); und es erldent 
endlich auch nicht rechtsirrtümlich, wenn das LG. annimmt, 
daß bei Uberſchreitung der für die Kriegszeit feſtgeſetzten Hoc 
preiſe ſchon Fahrläſſigkeit des Täters zur Beſtrafung genügt 
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(vgl. RGSt. 49, 116 ff.). Im vorliegenden Falle fehlt es 
aber ſchon an einer genügenden Feſtſtellung des äußeren Tat⸗ 
beſtandes einer Überſchreitung der feſtgeſetzten Höchſtpreiſe. 
Dieſe Höchſtpreiſe ſelbſt wurden nicht ſchon dadurch überſchritten, 
daß der Angeklagte mindergewichtige Brote herſtellte und ſie 
zum Verkaufe bereit ſtehen hatte in der nach außen noch nicht 
erkennbar gemachten Abſicht, ſich dafür den für vollgewichtige 
Brote erlaubten Höchſtpreis zahlen zu laſſen; für ſolche Fälle 
ſind die Strafandrohungen des § 18 der Bundesratsbekannt⸗ 
machung vom 5. Januar 1915 ſowie des § 44 der Bundes⸗ 
ratsbekanntmachung vom 25. Januar 1915 gegeben. Von 
einer Überſchreitung der Höchſtpreiſe durch den Angeklagten 
würde vielmehr nur dann die Rede ſein können, wenn der 
Angeklagte die mindergewichtigen Brote für einen Gegenwert 
von 50 oder 70 && tatſächlich an andere überließ oder Preiſe 
von 50 oder 70 4 für die Überlaſſung wenigſtens forderte. 
In dieſer Richtung hat aber der Vorderrichter keinerlei Feſt⸗ 
ſtellung getroffen; es iſt weder erſichtlich, ob der Angeklagte ſchon 
vor der polizeilichen Reviſion vom 5. Februar 1915 für die 
von ihm hergeſtellten mindergewichtigen Brote Preiſe von 50 
und 70 & gefordert, noch angedeutet, ob er dies nach jener 
Reviſion getan hat; an ſich erſcheint die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß nach der Reviſion und durch ſie auf das 
Mindergewicht aufmerkſam gemacht, der Angeklagte zu einem 
billigeren und dem wirklichen Gewicht entſprechenden Preiſe 
abgelaſſen hat. Das angefochtene Unteil legt hiernach die 
Annahme nahe, daß der Vorderrichter den Rechtsbegriff der 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe verkannt hat. Es mußte des⸗ 
halb der Aufhebung unterliegen. Urt. d. III. Sen. v. 21. Juni 15 
(312/15). — Göttingen. 

77. Verlangen der Abänderung geſetzmäßiger Preisver⸗ 
einbarung. 

Die Annahme der Strafkammer, daß der Angeklagte nicht 
ſchon vor der Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln durch 
das zuſtändige Landratsamt, ſondern erſt nach dieſer Zeit und 
in Kenntnis der Verordnung die Kaufverträge über Kartoffeln 
feſt abgeſchloſſen habe, ruht auf einer der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts entzogenen Beweiswürdigung und läßt in 
rechtlicher Beziehung keinen Irrtum erkennen. Danach hat 
der Angeklagte tatſächlich gegen die Vorſchriften über die Be⸗ 
ſtimmungen des Höchſtpreiſes verſtoßen. Die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen reichen auch zur Annahme, daß er dies ſchuldhafter⸗ 
weiſe, vorſätzlich oder fahrläſſig, getan habe, aus, insbeſondere 
auch von der Unterſtellung aus, daß der Angeklagte der 
Meinung war, es ſeien bereits feſte Kaufverträge abgeſchloſſen 
geweſen. Denn der Angeklagte hat keineswegs behauptet, daß 
die von ihm bei der Lieferung geforderten, die geſetzliche 
Grenze überſchreitenden Preiſe bereits bei dem angeblichen 
früheren Abſchluß der Kaufverträge vereinbart worden ſeien. 
Er beſtreitet nur, daß überhaupt noch kein Kaufpreis vereinbart 
worden ſei, und behauptet, es habe der angemeſſene Kauf⸗ 
preis als vereinbart zu gelten. Hiermit will er augen⸗ 
ſcheinlich den Preis für maßgebend hinſtellen, den andere 
Kunden zahlen, JW. 1905, 43618, oder der der Marktpreis 
für Kartoffeln iſt. Mit Recht ſagt aber das Urteil, daß ſolchen 
Falles nur der Kaufpreis den Inhalt des Kaufvertrages bilde, 
der zur Zeit der Lieferung der Kartoffeln in dieſem Sinne 
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angemeſſen geweſen war, und daß dann kein höherer, als der 
geſetzlich zuläſſige Höchſtpreis in Betracht kommen könne. Wenn 
der Angeklagte daher zu dieſer Zeit von den Käufern einen 
höheren Preis forderte, ſo verlangte er nicht den angeblich 
vereinbarten Preis, ſondern begehrte Abänderung des Ver⸗ 
trages dahin, daß ſtatt des vereinbarten angemeſſenen der nicht 
vereinbarte höhere, den geſetzlichen Höchſtpreis überſteigende 
Kaufpreis gezahlt werde. Schon darin würde aber ebenfalls 
eine Überſchreitung des Höchſtpreiſes im Sinne von § 4 des 
Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 gelegen haben (5 D 1232/14 vom 
26. Jan. 15). Daß ſich deſſen der Angeklagte nach der Über⸗ 
zeugung des Gerichts bewußt geweſen iſt, ergibt der ganze 
Zuſammenhalt der Urteilsgründe und bedurfte keines ausdrück⸗ 
lichen Ausſpruches, da ſich der Angeklagte gar nicht dahin ver- 
teidigt hat, daß er den geforderten Preis für einen ſolchen 
gehalten habe, der dem Marktpreis entſpreche oder den andere 
Kunden ihm zahlten, eine Meinung, die er bei Kenntnis des 
beſtehenden Höchſtpreiſes gar nicht haben konnte. Für die An⸗ 
wendung von § 59 StGB., wie der Verteidiger will, war 
daher überhaupt kein Raum. Urt. d. IV. Sen. v. 14. Mai 15 
(191/15). — Gotha. 

78. Nachträgliche Herabſetzung.] 

Rechtlich ohne Bedeutung iſt, daß der Angeklagte nach⸗ 
träglich den Preis herabgeſetzt und bei der ſpäteren Abrechnung 
nur 16 Pfennig für das Liter berechnet hat. Die Verurteilung 
des Angeklagten gibt danach zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß. Unrichtig iſt es, wenn in dem entſcheidenden Teile 
des Urteils der Angeklagte eines Vergehens gegen die Bundes⸗ 
ratsverordnung über Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 1914 in 
Verbindung mit der Verordnung des Landrats vom 21. Januar 
(richtig: 25. Januar) 1915 für ſchuldig erklärt wird. Eine 
ſolche Bundesratsverordnung gibt es nicht; zur Anwendung 
gebracht iſt, wie die Urteilsgründe ergeben, das Geſetz be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt in der Faſſung vom 
17. Dezember 1914 und zwar § 6 Nr. 1 dieſes Geſetzes, da 
der Angeklagte nach den getroffenen Feſtſtellungen durch den 
Verkauf der Milch an die S. den durch die Anordnungen des 
Landrats vom 14. Dezember 1914 und 25. Januar 1915 feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreis fortgeſetzt überſchritten hat. Dieſem Mangel, 
der für die Entſcheidung ſelbſt ohne Einfluß war, konnte von 
hier aus abgeholfen werden, ſo daß die Reviſion mit dieſer 
Maßgabe zu verwerfen war. Die Eingabe vom 7. Juni 1915 
konnte als verſpätet nicht berückſichtigt werden. Urt. d. IV. Sen. 
v. 11. Juni 15 (259/15). 

79. Strafbarkeit des Käufers.] 

Die Auffaſſung der Reviſion, daß das Geſetz bei der 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe nur den Verkäufer, nicht auch 
den Käufer unter Strafe ſtellen wolle (ſofern letzterer ſich nicht 
etwa als Anſtifter ſtrafbar mache), geht fehl. Nichts weiſt 
auf eine derartige Einſchränkung hin. Aus der allgemeinen 
Faſſung: „wer die Höchſtpreiſe überſchreitet“ ergibt ſich im 
Gegenteil mit aller Deutlichkeit, daß ſchon nach § 4 des Ges 
ſetzes alter Faſſung auch der Käufer ſtrafbar iſt, wenn er den 
Kaufvertrag zu höheren als den von der zuſtändigen Behörde 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſen abſchließt. Den gleichen Standpunkt 
hat der erkennende Senat ſchon bisher mehrmals eingenommen 
Urt. d. I. Sen. v. 14. Juni 15 (282/15). 
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Nach den Feſtſtellungen des LG. hat die Angeklagte für 
einen halben Zentner Kleie, den der Zeuge G. kaufen wollte, 
außer 3 & 90 baren Geldes noch mehrere Pfund Kar: 
toffeln gefordert. Die Behauptung in ihrer Reviſionsbegründung, 
daß ſie ihrerſeits Kartoffeln von G. habe kaufen wollen und 
daß es ſich dabei um ein ſelbſtändiges, von dem Kleiekauf 
unabhängiges, Rechtsgeſchäft gehandelt habe, iſt alſo tatbeſtands⸗ 
widrig. Der Umſtand, daß die Angeklagte als Gegenleiſtung 
für die Hergabe der Kleie nicht lediglich bares Geld, ſondern 
daneben noch eine andere Leiſtung verlangte, berührt die recht⸗ 
liche Natur der Geſchäfts als eines Kaufvertrages nicht. Wäre 
der Vertrag auf der von der Angeklagten vorgeſchlagenen Grund⸗ 
lage zuſtande gekommen, ſo würde als Kaufpreis für den halben 
Zentner Kleie derjenige Geldbetrag vereinbart geweſen ſein, der 
ſich durch Hinzurechnung des Wertes der Kartoffeln zu den bar 
zu zahlenden 3 2 90 A ergab. Der Kaufvertrag würde nur 
die Beſonderheit aufgewieſen haben, daß ein Teil des Kauf⸗ 
preiſes durch Hingabe von Waren an Erfüllungs Statt zu ent⸗ 
richten war. Deshalb hörte er aber nicht auf, ein Kaufvertrag 
zu ſein. Ohne Rechtsirrtum hat das LG. daher angenommen, 
daß die Angeklagte für den halben Zentner Kleie einen höheren 
als den vom Bundesrat feſtgeſetzten Höchſtpreis, der nach der 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Januar 1915 
15 4 50 A für den Doppelzentner beträgt, gefordert hat. 
Die Annahme, daß die Angeklagte ſich durch das dem Zeugen 
G. gemachte Verkaufsangebot zu einem Vertrage erboten hat, 
durch den die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe, und zwar der Höchſtpreis 
für Kleie, überſchritten wurde, wäre nun rechtlich einwandfrei, 
wenn feſtſtünde, daß die Angeklagte Inhaberin des Gewerbe⸗ 
betriebes iſt, in welchem der Kleiekauf abgeſchloſſen werden 
ſollte. Nach der Urteilsbegründung iſt der Zeuge St. aber in 
das Geſchäft des Ehemannes der Angeklagten gegangen, um 
Kleie zu kaufen, dort hat er die Angeklagte getroffen und 
mit ihr verhandelt. Daß die Angeklagte an dem Unternehmen 
ihres Ehemannes perſönlich beteiligt ſei, ergibt die Urteils⸗ 
begründung nicht. Iſt aber der Ehemann der Angeklagten der 
alleinige Inhaber des gewerblichen Betriebes, ſo trifft die ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit für die Einhaltung der feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe zunächſt ihn als den Unternehmer. Nach § 151 
GewO. machen ſich allerdings auch diejenigen Perſonen, welche 
der Gewerbetreibende zur Leitung des Betriebes oder eines 
Teiles desſelben oder zur Beaufſichtigung beſtellt hatte, ſtrafbar, 
wenn von ihnen bei der Ausübung des Gewerbes polizeiliche 
Vorſchriften übertreten worden ſind, und zu den polizeilichen 
Vorſchriften im Sinne des 8 151 GewO. find allgemein alle 
in Reichs⸗ oder Landesgeſetzen enthaltenen Polizeigeſetze oder 
⸗verordnungen, insbeſondere auch die Taxvorſchriften der GewO. 
und die ſie ergänzenden Vorſchriften auf Grund der SS 1 und 5 
HöchſtprG. zu rechnen. Daß aber die Angeklagte zu den 
in 8 151 aufgeführten Perſonen gehört, ergibt das angefochtene 
Urteil nicht. Namentlich iſt daraus nicht mit Sicherheit zu 
entnehmen, daß der Angeklagten etwa von ihrem Ehemamie 
die Leitung des Ladengeſchäfts und die Beſtimmung der im 
Ladenverkauf zu fordernden Preiſe übertragen worden ſei. Zum 
mindeſten läßt das Urteil die Möglichkeit offen, daß die An⸗ 
geklagte bei den Kaufverhandlungen mit G. als gewöhnliche 
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Gewerbegehilfin ihres Ehemannes, wenn nicht gar lediglich auf 
Grund ihrer aus 8 1356 Abſ. 2 BGB. ſich ergebenden Verpflichtung 
zu Arbeiten im Geſchäfte des Mannes tätig geworden ift. Die 
Annahme ihrer Täterſchaft hat hiernach keine ausreichende 
Begründung erhalten. Urt. d. IV. Sen. v. 21. Mai 15 
(198/15). 

+11. Strafbarkeit der Vertreter und Angeſtellten als Täter.] 

Daß der Angeklagte nicht Eigentümer des Getreides war, 
ſteht der Beſtrafung nicht entgegen. Denn die Strafdrohung, 
die ſich allgemein gegen jede Aberſchreitung des Höchſtpreiſes 
richtet, trifft auch den Bevollmächtigten, Lagerhalter, Agenten. 
Urt. d. I. Sen. v. 8. Juli 15 (305/15). — Zweibrücken. 

12. Haftung des Kommiſſionärs.] 

Es iſt zwar richtig, daß nach den Feſtſtellungen des 
Urteils die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der An⸗ 
geklagte bei den Geſchäften, die Gegenſtand der Anklage bilden, 
für Rechnung eines anderen, alſo als Kommiſſionär im Sinne 
der 85 383 ff. HGB. gekauft oder zu kaufen verſucht hat, 
doch iſt nicht einzuſehen, was daraus zu ſeinen Gunſten ge⸗ 
folgert werden könnte. Nach dem Wortlaut des Geſetzes it 
ſtrafbar, wer die Höchſtpreiſe überſchreitet oder einen anderen 
zum Abſchluß eines Vertrages auffordert, durch den die Höchſt 
preiſe überſchritten werden. Beides hat der Angeklagte, wie 
der Verteidiger nicht verkennt, getan und damit hat er den 
Tatbeſtand des Geſetzes erfüllt und die Strafe verwirkt. Das 
Geſetz macht danach, aus welchem Beweggrund der Titer 
handelt und welche wirtſchaftliche Bedeutung der Kauf oder 
das Kaufangebot für ihn hat, keinen Unterſchied, und deshalb 
kommt nichts darauf an, ob er in fremdem Auftrage und für 
fremde Rechnung handelt, es genügt, daß er im eigenen Namen 
unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe gekauft oder zu kaufen 
verſucht hat. Die Beſtimmung des Geſetzes iſt völlig lla, 
für Auslegung bleibt deshalb kein Raum, insbeſondere auch 
nicht eine ſolche aus dem Zweck des Geſetzes. Was der Ver: 
teidiger daraus für die Anſicht entnehmen will, daß der 
Kommiſſionär, der unter Uberſchreitung der Höchſtpreiſe kauf, 
nicht ſtrafbar fei, ift aber auch durchaus verfehlt. Das Oct 
will die Möglichkeit ſichern, daß im Großhandel an den Haupt⸗ 
orten zu den dafür feſtgeſetzten Höchſtpreiſen verkauft werden 
kann, und geht davon aus, daß in der Vorhand und namenllic 
beim Produzenten der Preis ſo weit hinter dem feſtgeſetzten 
Höchſtpreis zurückbleibt, daß Deckung bleibt für die Unkoſten, 
die bis zum Übergang der Ware in die Hand des Verbrauchers 
oder Verarbeiters entſtehen (daher die ausdrückliche Beſtimmung 
des 8 4), namentlich aber auch für einen angemeſſenen Handels. 
gewinn. Es kann alſo keine Rede davon ſein, daß das Geſeh 
nur den Großhandel an die Höchſtpreiſe binden und all, die 
nicht Großhandel treiben, von der Beſchränkung freilaſſen wolle, 
und braucht nicht noch auf die wirtſchaftlichen Bedenken ein: 
gegangen zu werden, die einer derartigen den Großhan 
lahmlegenden Auslegung des Geſetzes entgegenſiehen würden 
Das Beiſpiel des Mäklers iſt ſchlecht gewählt, da er nich 
kauft und verkauft, wie der Kommiſſionär, der Mäller iſt aber 
auch keineswegs von der Straſdrohung des Höchſtpveisgeſche 
ausgenommen. Er iſt vielmehr ganz unbedenklich nach 9 6 
Nr. 1 des Geſetzes in Verbindung mit 8 49 Sts. mb 
ftrafen, wenn er zum Abſchluß eines Vertrages mitt) 
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durch den die Höchſtpreiſe überſchritten werden. Urt. d. J. Sen. 
v. 1. Juli 15 (392/15). — Würzburg. 
+13. Verantwortlichkeit des Geſchäftsherrn.] 

Darin, daß der Angeklagte ſich nicht ſelbſt von der ordnungs⸗ 
mäßigen Ausführung des dem Geſchäftsführer K. erteilten Auf⸗ 
trages, die Zweiggeſchäfte mit richtigen Preisverzeichniſſen zu 
verſehen, überzeugt hat, erblickt das LG. eine ſchuldhafte Außer⸗ 
achtlaffung der nach der obwaltenden Sachlage gebotenen 
Sorgfalt und Umſicht. Der Ausſpruch liegt auf tatſächlichem 
Gebiete und iſt nicht mit der Reviſion anfechtbar. — Ein 
urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des An⸗ 
geklagten und dem rechtswidrigen Erfolge — der Ueberſchreitung 
des zuläſſigen Höchſtpreiſes beim Verkaufe von 1 Pfd. Roggen⸗ 
mehl an die Zeugin B. iſt rechtlich einwandfrei für gegeben 
erachtet. Hätte der Angeklagte die den einzelnen Geſchäftsſtellen 
übermittelten Preisvorſchriften vor der Abſendung geprüft, ſo 
würde der unrichtige Anſatz von 27 4 für das Pfund „reines 
Roggenmehl“ entdeckt und geſtrichen, alſo der Preis „für Roggen⸗ 
mehl“ ohne Unterſchied der Sorte auf 24 M angegeben fein; 
es wäre dann nicht zu dem Verkaufe von Roggenmehl für 
27 & gekommen. — Der für den Begriff der Fahrläſſigkeit 
erhebliche Umſtand, ob die Überſchreitung des Höchſtpreiſes als 
Folge einer fehlerhaften Preisanſetzung vorausſehbar war, iſt 
im Urteil nicht beſonders erörtert. Das LG. geht aber erſichtlich 
davon aus, daß, wenn der Angeklagte auch die näheren Einzel⸗ 
heiten des urſächlichen Verlaufes, namentlich die der Verkäuferin 
D. untergelaufene Verwechſelung von ſog. Kriegsmehl mit beſſerem 
„reinem Roggenmehl“ nicht vorherſehen konnte, dadurch doch die 
Vorausſehbarkeit des Erfolges ſelbſt nicht in Frage geſtellt 
werde. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Urt. d. II. Sen. 
v. 2. Juli 15 (379/15). — LG. II Berlin. 

+14. Bedeutung des Verwendungszwecks.] 

Maßgebend für die Beurteilung dieſer Fälle ſind nach der 
Zeit der Begehung (Mitte Januar 1915) die Beſtimmungen der 
vom 11. Januar 1915 an geltenden Bekanntmachung über die 
Höchſtpreiſe für Kleie vom 5. Januar 1915 (RGBl. S. 12). 
Sie ſetzt die oben erwähnte Bekanntmachung vom 9. Dezember 
1914 außer Kraft ($ 6 Abſ. 2), ſtimmt aber inhaltlich mit 
ihr faft in allen Punkten überein, auch in ihr wird bei Ver⸗ 
käufen von 10 Doppelzentner oder weniger der Höchſtpreis für 
Kleie mit 15 4 50 K feſtgeſetzt und der Begriff „Kleie“ 
ſt in beiden Bekanntmachungen der gleiche. Dadurch, daß der 
Angeklagte in den Fällen L. und Z. einen und 4½ Zentner 
Futtermehl (Grießmehl), hinſichtlich deſſen der Höchſtpreis 
15 4 50 % für den Doppelzentner, alſo 7 & 75 & für 
den Zentner betrug, gegen die gleiche Gewichtsmenge Roggen, 
deſſen Höchſtpreis auf 10 & 80 & für den Zentner feſtgeſetzt 
war, vertauſchte, überſchritt er, vorausgeſetzt, daß der örtliche 
Marktpreis des Roggens mit dem geſetzlichen Höchſtpreis über: 
einſtimmte, auch hier die Höchſtpreiſe, da er für den Zentner 
Futtermehl 10 & 80 & ftatt 7 4 75 & erhielt. Das LG. 
hat ihn in dieſen Fällen freigeſprochen, weil das vertauſchte 
Grießmehl zum Backen habe verwendet werden können und 
deshalb nicht als „Kleie“ insbeſondere Grießkleie, anzuſprechen 
ſei. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt verfehlt. Nach Wortlaut und 
Zweck der Bekanntmachung vom 5. Januar 1915 5 4 ent⸗ 
ſcheidet nicht, ob das verkaufte — oder was dem gleich ſteht — 
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RGS: 
vertauſchte Erzeugnis (Urteil des Senats vom 25. Februar 1915 
gegen Behrens, 3 D 45/15) an ſich ein backfähiges Mehl dar⸗ 
ſtellt, ſondern ob es „als ſolches verkauft wird“. Hier wurde 
es nicht als backfähiges ſondern als Futtermehl verkauft, unter⸗ 
lag alſo dem für dieſes ſeſtgeſetzten Höchſtpreiſe. Urt. d. III. Sen. 
v. 8. Juli 15 (353/15). — Stargard i. Pom. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
a) Zivilſachen. 


Der Vollmachtsſtempel nach dem bayeriſchen 
Stempelgeſetze.!) 

Nach der Geſtaltung, die der Vollmachtsſtempel in der 
bayeriſchen Geſetzgebung erhalten hat, fallen die Vollmachten, 
von denen in einer gerichtlichen Angelegenheit der im 8 1 RGKG. 
bezeichneten Art Gebrauch gemacht wird (Prozeßvollmachten), 
unter die Vorſchrift des 8 2 Abſ. 2 RGKG., da fie nur mit 
Rückſicht auf ihren Gebrauch bei Gericht dem Stempel unter⸗ 
worſen ſind und ohne dieſen Gebrauch nicht ſtempelpflichtig ſein 
würden, der Stempel ſonach unter dieſen Umſtänden als eine 
Beſteuerung des Rechtsſtreits anzuſehen iſt. Die Erhebung des 
Stempels iſt daher bei Prozeßvollmachten ausgeſchloſſen, voraus⸗ 
geſetzt, daß von ihnen im Verfahren Gebrauch gemacht wird. 
Unter die Tarifſtelle 43 Abſ. 1 des Stempelgeſetzes fällt hienach 
die Vollmacht, die dem Rechtsanwalt oder, ſoweit eine Ver⸗ 
tretung durch Anwälte nicht geboten iſt, einer ſonſtigen prozeß⸗ 
fähigen Perſon zum Zwecke der Vertretung des Auftraggebers 
in einem bei dem LG. oder AG. anhängig zu machenden Rechts⸗ 
ſtreit, insbeſondere zur Erhebung der Klage erteilt wird; denn 
hier geht der Gebrauch der Vollmacht dem Verfahren voraus. 
Dagegen iſt der Eintritt der Stempelpflicht nach Tarifſtelle 43 
Abſ. 1 ausgeſchloſſen bei der Vollmacht, die der mit der Klage 
in Anſpruch genommene Beklagte einem Bevollmächtigten aus⸗ 
ſtellt, und bei den Vollmachten, durch die der Kläger oder der 
Beklagte in den höheren Inſtanzen einen Prozeß bevollmächtigten 
beſtellen; denn in dieſen Fällen wird von der Vollmacht im 
Verfahren Gebrauch gemacht. 

Das gleiche wie für die Stempelpflicht der Vollmachts⸗ 
urkunde hat aber auch für die Stempelpflicht der „erſtmaligen 
Anzeige“ im Sinne der Tarifſtelle 43 Abſ. 5 zu gelten. Die 
Anzeige des Abſ. 5 der Tarifſtelle 43 bildet ſtempelrechtlich 
einen Erſatz für die ſehlende ſchriftliche Vollmacht. Sie iſt 
daher hinſichtlich der Stempelpflicht ebenſo zu behandeln wie 
dieſe. Demnach unterliegt die in der Einreichung der Klage⸗ 
ſchrift namens des Klägers liegende oder damit verbundene 
Vertretungsanzeige des (nur mündlich) bevollmächtigten Anwalts 
dem Stempel der Tarifſtelle 43, dagegen bleibt jedoch fernere 
erſtmalige Anzeige des jeweils bevollmächtigten Vertreters der 
einen oder der anderen Partei in dieſer oder in der höheren 
Inſtanz ſtempelfrei.“) (Beſchluß des BayObs G., 2. ZS. vom 
23. Juni 1915.) 


1) Ogl. JW. 1915 S. 439 und 606. 
7) Danach unterliegt alſo lediglich die Klage 
Verfahren einleitende Parteiſchrift, z. B. das 


und jede andere ein 
Arreſtgeſuch, gleich⸗ 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, 
München. 


1. Tragweite des Art. 4 Ziff. 2 des bayeriſchen Ge: 
ſetzes über den Kriegszuſtand vom 5. November 1912 / 
6. Auguſt 1914 (im weſentlichen übereinſtimmend mit 8 9 
Lit. b des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand 
vom 4. Juni 1851). 

2. Fahrläſſige Zuwiderhandlung ſtrafbar. Das 
Kriegszuſtandsgeſetz will die notwendigen Grundlagen ſchaffen, 
um für den Fall des Eintritts unmittelbarer Kriegsgefahr die 
Sicherheit der Mobilmachung und die Schlagfertigkeit des Heeres 
zu gewährleiſten und zu erhöhen. Es läßt außerordentliche Maß⸗ 
nahmen zu, um den Staat gegen eine das gewöhnliche Maß 
überſteigende Bedrohung ſeiner Sicherheit und ſeines Beſtandes 
zu ſchützen. Der Zweck des Geſetzes iſt alſo nicht bloß 
dem Schutze des einzelnen gegen rechtswidrige Angriffe auf 
ſeine Perſon oder ſein Eigentum zu dienen, er erſtreckt ſich 
darüber hinaus auf die Sicherheit des Beſtandes des Staates 
ſelbſt gegenüber dem feindlichen Angriffe ſowie auf die Förde⸗ 
rung der eigenen kriegeriſchen Maßnahmen. Dieſer aus den 
Beſtimmungen des Geſetzes ſelbſt ſich unzweifelhaft ergebende 
Zweck muß bei der Auslegung und Anwendung der einzelnen 
Vorſchriften im Auge behalten werden. Von dieſem Standpunkt 
aus muß als zur „Erhaltung der öffentlichen Sicherheit“ er⸗ 
laſſen auch jede Vorſchrift gelten, die der Förderung kriegeriſcher 
Maßnahmen, der Landesverteidigung dient. 

Irrig iſt die Annahme der Strafkammer, daß nur eine 
vorſätzlich begangene Zuwiderhandlung gegen das von dem 
kommandierenden General auf Grund des Kriegszuſtandsgeſetzes 
erlaſſene Ausfuhrverbot ſtrafbar ſei. Ein Rechtsgrundſatz, daß 
die fahrläſſige Verletzung eines Strafgeſetzes nur ſtrafbar iſt, 
wenn dies im Geſetz ausdrücklich beſtimmt iſt, wurde im Straf⸗ 
geſetzbuch nicht aufgeſtellt, er kann auch nicht aus dem Grund⸗ 
gedanken des Strafrechts gefolgert werden. Beim Fehlen einer 
ausdrücklichen Beſtimmung iſt vielmehr entſcheidend, ob aus dem 
Zuſammenhange der geſetzlichen Beſtimmungen oder aus dem 
Inhalt und Zwecke der einzelnen Vorſchrift die Strafbarkeit 
einer bloß fahrläſſigen Zuwiderhandlung ſich ergibt. Das 
Verbot der Pferdeausfuhr iſt eine ſicherheitspolizeiliche Maß⸗ 
nahme, deren wirkſame Durchführung auch die Beſtrafung fahr⸗ 
läſſiger Zuwiderhandlungen erfordert. Daher beſteht kein Grund 
zu einer Ausnahme von der Regel, daß bei Polizeidelikten auch 
ohne ausdrückliche Beſtimmung das fahrläſſige Handeln ſtrafbar 
iſt. Ein Irrtum über das Strafgeſetz würde übrigens ein an 
ſich vorſätzliches Handeln nicht zu einem fahrläſſigen geſtalten. 
Denn da der Strafrechtsirrtum an ſich, alſo auch der unver⸗ 
ſchuldete, für die Beurteilung der Straftat unerheblich iſt, ſo 


gültig, ob eine ſchriftliche Vollmacht zugrunde liegt oder nicht, dem 
Vollmachtsſtempel. Dagegen iſt jede andere Parteiſchrift im Verfahren 
ſtempelfrei. Ergänzend ſei darauf hingewieſen, daß nach der Finanz⸗ 
miniſterialbekanntmachung vom 20. Juni 1915 (GVBl. S. 317 ff. 
unter 64 I S. 362) auch die Vollmacht zur Verteidigung im Straf⸗ 
verfahren dem Vollmachtsſtempel nicht unterliegt. Das Anwendungs⸗ 
gebiet des Vollmachtsſtempels iſt demnach ſehr zuſammengeſchrumpft. 
Rechtsanwalt Dr. Theodor Hennemann, Bamberg. 
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muß dies noch mehr von dem durch Fahrläſſigkeit verſchuldeten 
Irrtum gelten. Das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit iſt nach 
der herrſchenden Anſchauung, an der auch der Senat ſtets feſt⸗ 
gehalten hat, kein Merkmal des ſtrafrechtlichen Vorſatzes, dieſer 
beſteht vielmehr nur in dem Wiſſen und Wollen der ſämtlichen 
äußeren Tatbeſtandsmerkmale. (Urt. v. 28. Jan. 1915, Bay JBl. 
1915, 22 fl.) 


3. Tragweite des auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 des 
bayeriſchen Geſetzes über den Kriegszuſtand erlaſſenen 
Verbots, Gold einzuſammeln und aufzukaufen, um es 
ins Ausland zu bringen. 

Der ſtellvertredende kommandierende General des I. baye⸗ 
riſchen Armeekorps hat auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 des 
Geſetzes über den Kriegszuſtand und des 8 8 Abſ. 1 der Voll 
zugsvorſchriften vom 13. März 1913 „verboten, Gold ein⸗ 
zuſammeln und aufzukaufen zu dem Zwecke, es in das Ausland 
zu bringen“. 

Das Verbot bezweckt, das Gold dem Inland zu erhalten, 
damit es ſo viel als möglich der Reichsbank zugeführt werden 
kann, ſonach die wirtſchaftliche Kraft des Reichs zu ftärken 
und dadurch die öffentliche Sicherheit zu erhalten. Das Verbot 
iſt daher zuläſſig und dem § 8 Abſ. 3 der bezeichneten Voll 
zugsvorſchriften entſprechend in geeigneter Weiſe in den Mer 
Tagesblättern vom 5. November 1914 bekanntgemacht worden. 

Die Strafkammer nahm zwar zutreffend „ein Sammeln 
von Gold“ an, lehnte jedoch die Eröffnung des Hauptverfahren 
ab, weil „G. mit dem Goldgelde bei ſeinem beabſichtigten nur 
kurzen Aufenthalt in der Schweiz kein Geſchäft machen wollt, 
vielmehr das Gold ſchon im Inland umwechſeln konnte und 
dabei allerdings die Gewährung eines höheren Kurſes zu er 
warten hatte, als wenn er mit Papiergeld bezahlte“. Diese 
Gründe find nicht ſtichhaltig. Die letztere Anſchauung wider 
legt ſich durch den Hinweis auf die Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 23. November 1914, betreffend Verbot des 
Agiohandels mit Reichsgoldmünzen, die mit dem 26. November 
1914 in Kraft getreten iſt. 

Nach dem klaren und beſtimmten, darum einer Auslegung 
nicht zugänglichen Verbot iſt es gleichgültig, in welchen Mengen, 
aus welchem Grund und zu welchem Zwecke das geſammelte 
Gold in das Ausland gebracht werden ſoll. Das Verbot gilt une: 
geſchränkt. (Beſchl. v. 8. April 1915, BayJMBl. 1915, 95 ff) 


4. Zuſtändigkeit der ſtandrechtlichen Gerichte zu 
Entſcheidungen außerhalb der Hauptverhandlung. 

(Die einſchlägigen Vorſchriften des bayeriſchen Kriegszuſtands⸗ 
geſetzes vom 5. November 1912/6. Auguſt 1914 mit der Voll 
zugsbekanntmachung vom 13. März 1913 lehnen ſich an di 
88 10 ff. des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand 
vom 4. Juni 1851 an.) 

Nach Art. 5 des Geſetzes über den Kriegszustand kum 
bei Verhängung des Kriegszuſtandes das Standrecht (fand: 
rechtliches Gericht) angeordnet werden. Die fachliche Zuständig 
keit dieſer Gerichte regelt der Art. 6 des Geſetzes. Die Zabl, 
die Sitze und die Bezirke der einzuſetzenden ſtandrechtlichen 
Gerichte beſtimmt, ſoweit hierüber die das Standrecht an⸗ 
ordnende Königliche Verordnung nichts vorſieht, der Präſdent Des 
OLG. im Benehmen mit dem oberſten Militärbefehlshaber des 
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Bezirks (Art. 8 des Geſetzes). Die erforderlichen Vollzugs⸗ 
vorſchriften erläßt das Staatsminiſterium der Juſtiz im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit den übrigen beteiligten Miniſterien (Art. 12 des 
Geſetzes). Über die Beſetzung und das Verfahren der ſtand⸗ 
rechtlichen Gerichte enthält Art.7 des Geſetzes nähere Vorſchriften. 

Nach § 12 der Vollzugsvorſchriften zu dem Geſetz über 
den Kriegszuſtand ſind die vom Präſidenten des OLG. zu 
ernennenden Richter aus den Richtern des OLG. oder eines 
LG. oder AG. des Oberlandesgerichtsbezirks zu wählen. Mit 
den Geſchäften der Staatsanwaltſchaft beauftragt der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt, ſofern nicht das Staatsminiſterium der Juſtiz 
einen Beamten als Staatsanwalt bezeichnet hat, einen Staats⸗ 
anwalt oder Amtsanwalt oder einen anderen richterlichen Juſtiz⸗ 
beamten des Oberlandesgerichtsbezirks (8 16 der Vollzugsvor⸗ 
ſchriften). Den Dienſt eines Gerichtsſchreibers verſieht ein vom 
Oberlandesgerichtspräſidenten nach 8 17 der Vollzugsvorſchriften 
hierzu beſtimmter Beamter des Oberlandesgerichtsbezirks. 

Danach ſind weder die richterlichen Beamten noch die der 
Staatsanwaltſchaft noch der Gerichtsſchreiber einem beſtimmten 
Gerichte zu entnehmen. Dieſe Beamten können vielmehr für 
ein ſtandrechtliches Gericht aus verſchiedenen Gerichten aus⸗ 
gewählt fein. Eine Beſtimmung, daß die ſtandrechtlichen Ge⸗ 
richte einem ordentlichen Gerichte angegliedert werden oder daß 
die außerhalb der Hauptverhandlung zu erledigenden Geſchäfte 
von einem der beſtehenden ordentlichen Gerichte vorzunehmen 
ſeien, enthalten weder das Geſetz über den Kriegszuſtand noch 
die Vollzugsvorſchriften. Eine Beſtimmung ſolchen Inhalts 
kann namentlich nicht in der Anordnung in 8 9 Abſ. 4 der 
Vollzugsvorſchriften gefunden werden, daß die Kanzlei⸗ und 
Regiebedürfniſſe eines ſtandrechtlichen Gerichts von dem Amts⸗ 
gerichte zu beſtreiten ſind, in deſſen Bezirk es ſeinen Sitz hat. 
Den Bezirk des ſtandrechtlichen Gerichts beſtimmt der Ober⸗ 
landesgerichtspräſident nach ſeinem Ermeſſen. Es iſt hierbei 
keineswegs an die Grenzen der Landgerichtsſprengel gebunden. 

Demnach ſind die ſtandrechtlichen Gerichte in Bayern 
„Sondergerichte“ mit ausſchließlicher Gerichtsbarkeit gegenüber 
den ordentlichen Gerichten (vgl. Löwe-Roſenberg, StPO. 
14. Aufl.; GVG. § 3 Anm. 5, § 13 Anm. 11, 15, 8 16 
Anm. 4; EGStp0O. § 3 Anm. 30). 

Daraus folgt ihre ausſchließliche Zuſtändigkeit nicht bloß 
zur Erledigung der mit der Hauptverhandlung unmittelbar ver⸗ 
bundenen richterlichen Geſchäfte, ſondern auch zu Entſcheidungen, 
die in den ihnen zugewieſenen Strafſachen außerhalb der Haupt- 
verhandlungen notwendig werden. Nur ſoweit das Geſetz über 
den Kriegszuſtand oder eine in dieſem Geſetze wurzelnde Voll⸗ 
zugsvorſchrift eine Ausnahme zuließe, könnte die Zuſtändigkeit 
der ordentlichen Gerichte in Frage kommen (vgl. Recht 19, 80 ff.). 

Die Aufſtellung, daß dem ſtandrechtlichen Gerichte nach 
ſeinem Zwecke und Aufbau nur die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der Sache in öffentlicher mündlicher Verhandlung 
übertragen ſei, findet im Geſetze keine Stütze. Aus der Be⸗ 
ſtimmung in § 61 Abſ. 2 der Vollzugsvorſchriften hat das 
ſtandrechtliche Gericht in dem Beſchluſſe vom 16. Februar 1915 
mit Recht gefolgert, daß die ſtandrechtlichen Gerichte über die 
Koſten des Verfahrens zu entſcheiden haben, wenn nicht der 
Angeſchuldigte dem ordentlichen Gerichte übergeben wird. Haben 
aber die ſtandrechtlichen Gerichte nach den Beſtimmungen der 
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58 496 mit 499 StPO. über die Koſten des Verfahrens zu 
entſcheiden, fo find fie auch nach § 496 Abſ. 2 StPO. zur 
Entſcheidung zuſtändig, wenn über die Höhe der Koſten oder über 
die Notwendigkeit der unter ihnen begriffenen Auslagen Streit 
entſteht. (Beſchl. v. 15. April 1915, Bay J MBl. S. 111 fl.). 


5. Leichtfertige Ausſtreuung falſcher Gerüchte. 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit. 

Der kommandierende General hatte eine Bekanntmachung 
erlaſſen, die lautete: „Ich mache darauf aufmerkſam, daß leicht⸗ 
fertiges Ausſtreuen falſcher Gerüchte nach Art. 4 Ziff. 2 des 
Kriegszuſtandsgeſetzes beſtraft werden wird.“ Dieſe Bekannt⸗ 
machung enthält infolge ſeiner Bezugnahme auf das Kriegs⸗ 
zuſtandsgeſetz ein Strafverbot, nicht nur den Rat zur Befolgung 
des Verbots. 

Unter „Ausſtreuen eines Gerüchtes“ iſt nicht nur das 
erſtmalige Behaupten zu verſtehen, ſondern jede Kundgebung, 
die geeignet iſt, die kundgegebene falſche Tatſache dem Publikum 
zugänglich zu machen. 

„Leichtfertiges“ Ausſtreuen liegt auch dann vor, wenn der 
Täter das Gerücht nur im engſten, geſchloſſenen Kreis unter 
Bekannten erwähnt, und ſelbſt dann, wenn der Täter das 
Gerücht ſelbſt als falſch bezeichnet, da das leichtfertige Aus⸗ 
ſtreuen jedes ſachlich unwahren Gerüchtes verboten iſt. 

Die Vergehen nach Art. 4 Ziff. 2 des bayeriſchen Kriegs⸗ 
zuſtandsgeſetzes ſind Polizeidelikte, die vorſätzlich und fahrläſſig 
begangen werden können, aber zu ihrer Begehung nicht das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit erfordern. (Beſchl. v. 20. Mai 
1915, Bay JM Bl. 1915, 159 ff.). 


6. Unzuläſſigkeit von Anordnungen der Kommunal» 
verbände, wodurch die Verwendung von Kartoffeln 
und der Erzeugniſſe daraus zur Bereitung von 
Kuchen eingeſchränkt wird. 

Nach dem 8 1 BRWVO. vom 25. Januar 1915 find mit 
dem Beginne des 1. Februar 1915 die in dem Reiche vor⸗ 
handenen Vorräte von Weizen (Dinkel und Spelt), Roggen, 
allein oder mit anderer Frucht gemiſcht, auch ungedroſchen, für 
die Kriegs⸗Getreidegeſellſchaft m. b. H. in Berlin, die Vorräte 
von Weizen⸗, Roggen⸗, Hafer⸗ und Gerſtenmehl für den Kom⸗ 
munalverband beſchlagnahmt, in deſſen Bezirke ſie ſich befinden. 
Abſchnitt VII (SS 31 mit 44) enthält die Beſtimmungen über 
die Regelung des Verbrauchs der beſchlagnahmten Mehlvorräte. 
Daraus geht mit aller Deutlichkeit hervor, daß die Verordnung 
vom 25. Januar 1915, nur jenes Mehl betrifft, das aus 
Weizen-, Roggen⸗, Hafer: und Gerſtengetreide gewonnen wird; 
Kartoffeln und die aus ihnen gewonnenen Erzeugniſſe, wie 
Kartoffelflocken, Kartoffelwalzmehl oder Kartoffelſtärkemehl uſw., 
fallen nicht unter die Verordnung vom 25. Jannar 1915. 

Die Kommunalverbände ſind daher nicht berechtigt, auf 
Grund dieſer Verordnung Vorſchriften über den Verbrauch von 
der menſchlichen Ernährung dienenden Kartoffeln, worunter 
ſtets auch die aus ihr gewonnenen Erzeugniſſe inbegriffen ſind 
(§ 5 Abf. 1 und 2 BRBO. über die Bereitung von Backware 
vom 5. Januar 1915) zu treffen. Da bis jetzt der nach dem 
8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundes rate zu 
wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. allein zuſtändige Bundesrat, 
abgeſehen von der hier nicht einſchlägigen Verordnung vom 
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5. November 1914, betreffend Regelung des Abſatzes von Er⸗ 
zeugniſſen der Kartoffeltrocknerei, hinſichtlich der Kartoffelvorräte, 
ſoweit ſie zur menſchlichen Ernährung dienen, wirtſchaftliche 
Maßnahmen nicht getroffen hat, iſt der Verbrauch von Kar⸗ 
toffeln und den Erzeugniſſen hieraus in dieſem Umfange bis 
jetzt ebenſo unbeſchränkt wie in Friedenszeiten. Auch das 
Generalkommando des I. Armeekorps, zu dem M. gehört, hat 
dahingehende Vorſchriften, zu deren Erlaſſung es nach dem 
Art. 4 Ziff. 2 des Geſetzes über den Kriegszuſtand befugt ſein 
kann, nicht erlaſſen. 

Deshalb ſind die Anordnungen der Kommunalverbände, 
durch die der Verbrauch von Kartoffeln und der daraus ge⸗ 
wonnenen Erzeugniſſe zur menſchlichen Ernährung verboten oder 
eingeſchränkt ſind, rechtsunwirkſam, gleichgültig ob die Kartoffel 
und die Erzeugniſſe hieraus für ſich allein oder in Zuſammen⸗ 
ſetzung mit anderen Stoffen, z. B. mit Getreidemehl, zur menſch⸗ 
lichen Ernährung verwendet werden. 

Wie aus dem $ 5 VD. über die Bereitung von Backware 
vom 5. Januar 1915 hervorgeht, verbietet oder beſchränkt der 
der Bundesrat nicht nur nicht den Verbrauch von Kartoffeln 
und der Erzeugniſſe hieraus, ſondern begünſtigt ihn zur Ent⸗ 
laſtung des Verbrauchs von Getreidemehl, ſo daß eine möglichſt 
reichliche Verwendung von Kartoffeln bei Bereitung von Back⸗ 
waren den Abſichten des Bundesrats entſpricht. Demnach be⸗ 
zieht ſich die durch den S 36 b BRVO. vom 25. Januar 1915 
den Kommunalverbänden uſw. eingeräumte Befugnis, das Bereiten 
von Kuchen zu verbieten oder einzuſchränken, nur auf Kuchen, 
ſoweit zu deren Bereitung nur Weizen⸗, Roggen⸗, Hafer⸗ und 
Gerſtenmehl verwendet wird. 

Zur Bereitung von Kuchen können dagegen Kartoffeln und 
die daraus gewonnenen Erzeugniſſe in unbeſchränktem Umfange 
verwendet werden, eine gegenteilige Anordnung eines Kommunal⸗ 
verbandes iſt unzuläſſig und darum rechtsunwirkſam. Deshalb 
iſt auch die in $ 7 Abſ. 2 getroffene Anordnung des Stadt⸗ 
magiſtrats M. inſoweit rechtsunverbindlich, als fie bei Berei⸗ 
tung von Kuchen die Verwendung von Kartoffeln nur in be⸗ 
ſchränktem Umfange geſtattet. Sie trifft übrigens das Tun der 
Angeſchuldigten ſchon deswegen nicht, weil ſie nur Kuchen im 
Auge hat, die zum Teil aus Weizen⸗ und Roggenmehl be⸗ 
reitet ſind, nicht aber Kuchen, die nur aus Kartoffeln (Kartoffel⸗ 
mehl) hergeſtellt ſind. 

Inſoweit ſie den Zuſatz von Kartoffeln bei Bereitung von 
Kuchen beſchränkt, kann ſie auch nicht auf die Backverordnung 
des Bundesrats vom 5. Januar 1915 geſtützt werden. Nach 
dem 8 1 Abſ. 3 gilt als Kuchen im Sinne dieſer Verordnung 
jede Backware, zu deren Bereitung mehr als zehn Gewichtsteile 
Zucker auf neunzig Gewichtsteile Mehl oder mehlartiger Stoffe 
verwendet werden. Dieſe Verordnung und die vom 25. Januar 
1915 ſtehen in innigem Zuſammenhange; wie dieſe ſo enthält 
auch jene Beſchränkungen im Verbrauche des aus Brotgetreide, 
insbeſondere aus Roggen und Weizen gewonnenen Mehls; dieſem 
Mehle ſind die mehlartigen Stoffe gleichgeſtellt, das ſind Stoffe, 
die neben Mehl in einer dieſem gleichenden Art aus dem Brot⸗ 
getreide hergeſtellt find, z. B. Roggen: und Weizengrieß, Grieß⸗ 
mehl, Grießdunſt, Nudeldunſt uſw. (Heinrici, Note 1 zu 8 1 der 
Verordnung vom 25. Januar 1915 S. 34). Daß zu den 
mehlartigen Stoffen im Sinne des § 1 der Backverordnung 
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Kartoffeln und die aus ihnen gewonnenen Erzeugniſſe (Kartoffel- 
flocken, Kartoffelwalzmehl, Kartoffelſtärkemehl uſw.) nicht zu zählen 
find, ergibt ſich aus 8 8 der Backverordnung, wo ausdrücklich 
von mehlartigen Stoffen aus Weizen die Rede iſt, insbeſondere 
aber aus 8 5, durch den beſtimmt iſt, daß bei Bereitung von 
Roggenbrot neben Roggenmehl und anderen Mehlen oder mehl⸗ 
artigen Stoffen (8 1 Abſ. 1) auch Kartoffeln als natürliche Frucht 
oder in ihrer Verarbeitung verwendet werden müſſen. Hiernach 
ſind Kartoffeln und die daraus gewonnenen Erzeugniſſe in 
Gegenſatz zu den aus Brotgetreide ſtammenden Mehlen oder 
mehlartigen Stoffen geſtellt. Was von mehlartigen Stoffen im 
Sinne des § 1 Abf. 1 der Backverordnung (Roggenbrot) gilt, 
trifft ſelbſtverſtändlich auch auf die mehlartigen Stoffe im Sinne 
des Abſ. 3 (Kuchen) zu. (Beſchl. v. 17. Juni 1915, BayJ Ml. 
1915, 225 ff.) 


Oberlandesgerichte. 
a) Jivilſachen. 
Kriegsrechtliche Entscheidungen. 
Der völkerrechtliche Grundſatz, daß Staaten det 
Gerichtsbarkeit eines fremden Staates nur im Falle 


ihrer Zuſtimmung unterliegen, bleibt auch während eines 
Krieges zwiſchen den beteiligten Staaten in Geltung. 


Der Kläger, der für die ruſſiſche Regierung Arbeiten auf dem 
Leipziger Ausſtellungsgelände ausgeführt hatte, hat gegen den ruffiſchen 
Staatsfiskus ſeine Forderung von 11 400 & eingeklagt. Das 28. 
hat jedoch mit Recht angenommen, daß dem Kläger der Kechtsweg 
vor einem deutſchen Gerichte für die Verfolgung feines privatrechtlichen 
Anſpruchs gegen den Nuſſiſchen Staat grundſätzlich zu verſagen ſei. 
Es kann ſich daher nur fragen, ob ein deutſches Gericht durch den 
zwiſchen Deutſchland und Rußland beſtehenden Kriegszustand ober 
gewiſſe damit zuſammenhängende völkerrechtswidrige Akte der ruſſtſchen 
Regierung der Beachtung jenes völkerrechtlichen Grundſatzes überhoben 
worden ſei. Der Kläger hält einen Staat zur Beachtung irgendeines 
völkerrechtlichen Grundſatzes ſchon dann nicht mehr für verpflichte, 
wenn die Regeln des Völkerrechts ihm gegenüber verletzt worden ſeien. 
Dem muß folgendes entgegengehalten werden. Es mag richtig fein 
daß durch den Ausbruch des Krieges mit dem Gegner geſchlofſene 
Verträge außer Kraft geſetzt oder wenigſtens in ihrer Wirksamkeit 
gehemmt werden, ſoweit fie nicht gerade für den Kriegsfall geſchloſſen 
find (vgl. KG., DIZ. 1915, 317), und es mag auf den erſten BAE 
die Erwägung beſtehen, daß, was von vertragsmäßigen Abmachungen 
gelte, erſt recht von Rechtsbeziehungen geſagt werden müffe, die keine 
vertragsmäßige Feſtlegung erfahren haben. Allein bei näherer 
Prüfung hält dieſe Schlußfolgerung nicht ſtand gegenüber ſolchen 
Rechtsnormen, deren Anerkennung auf ſo ſelbſtverſtändlichen, unver: 
äußerlichen und durch den Krieg an ſich nicht berührten Grundfäher 
des Völkerrechts wie dem der Staatshoheit beruhen, daß fie gar keiner 
vertragsmäßigen Feſtlegung bedürfen, um bindende Kraft zu befigen, 
auf Grundſätzen, die, wie v. Liſzt (Völkerrecht 68) ſich ausdrückt, 
„den feſten Grundſtock aller ungeſchriebenen Nechtsſäte des Völlerrechts, 
feinen älteſten, wichtigſten, heiligften Beſtand bilden“. Wenn allo 
ſchon die Berückſichtigung des Urſprungs der inneren Bedeutung der 
Kraft jenes Nechtsgrundſatzes der Unabhängigkeit der am Völkerrechts 
verkehr beteiligten Staaten dazu führen muß, den Gedanken abzulehnen, 
daß er durch den Kriegsausbruch ohne weiteres beiſeite geſchoben 
werden könne (Riefe, Dig. S. 6), fo bedarf es nicht erſt des Ein 
gehens auf die praktiſch unhaltbaren Folgen, die eine gegentellig 
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Stellungnahme mit ſich bringen würde, es mag nur die Frage geſtreift 
werden, ob man einem in Kriegszeiten für zuläſſig erachteten, den 
Auslandſtaat verurteilenden Erkenntniſſe Wirkſamkeit auch über den 
Zeitpunkt des Friedensſchluſſes hinaus beilegen ſollte. 

Noch ſchneller iſt die Frage beantwortet, ob, wenn nicht der 
Kriegszuſtand ſchon allein, ſo doch wenigſtens völkerrechtswidrige Akte 
des gegneriſchen Staates, wie ſolche unter Beweis geſtellt, übrigens 
auch gerichtskundig, weil ſie allgemein bekannt ſind, von der Einhaltung 
der aus dem Völkerrecht entſpringenden Pflichten ihm gegenüber ent⸗ 
binden. Sie iſt zu verneinen aus dem für alle Rechtsgebiete an⸗ 
erkannten Grundſatze, daß, wenn ein Geſetz verletzt, es dadurch nicht 
aufgehoben wird. Allein beachtlich wäre geweſen, wenn ſich eine 
Rechtsausübung bei den kriegführenden Völkern herausgebildet hätte, 
die den Grundſatz, daß ein Staat nicht vor die Gerichte des anderen 
Staates gezogen werden könne, für den Kriegsfall aufgehoben hätte. 
Hierfür hat jedoch der Kläger nichts Tatſächliches hehauptet und iſt 
auch ſonſt kein Anhalt gegeben. (Urteil des OLG. Dresden vom 
26. April 1915 (OLG. 31, 175 = BankArch. 1915, 20). 


* * 
* 


Kein Gerichtskoſtenvorſchuß beim Antrag auf Be: 
ſtellung eines Vertreters. 

Die Klägerin hat beantragt, für den zum Kriegsdienſt eingezogenen 
Beklagten ſeine Ehefrau als Vertreterin zur Wahrnehmung ſeiner 
Rechte im vorliegenden Prozeß zu beſtellen. Das LG. Poſen hat 
deshalb von der Klägerin einen Vorſchuß erfordert und die Erinnerung 
der Klägerin hiergegen zurückgewieſen. Die gegen dieſe Entſcheidung 
eingelegte Beſchwerde hat das LG. Poſen als unzuläſſig verworfen, 
weil die Entſcheidung nach 8 6 PrGK G. im Aufſichtswege zu treffen 
ſei. Während der Landgerichtspräſident in Poſen in der Verfügung 
vom 3. Auguſt 1915 dieſer Anſicht beigetreten iſt und die Beſchwerde 
für ſachlich unbegründet erklärt hat, hält der Oberlandesgerichts⸗ 
präſident in Poſen den Aufſichtsweg nicht für gegeben und hat die 
Entſcheidung des Landgerichtspräſidenten aufgehoben. 

Die Klägerin hat nunmehr die weitere Beſchwerde gegen den 
Beſchluß des LG. beim OLG. Poſen eingereicht. 

Die weitere Beſchwerde war nach § 568 Abſ. 2 ZPO. zuläſſig, 
da die Entſcheidung des LG. einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund enthält. Das OLG. hatte ferner ſachlich zu entſcheiden; denn 
der ſtreitige Vorſchuß iſt nach § 84 DGK. erfordert, fo daß über 
die Erinnerung der Klägerin nach § 4 Abſ. 1 und 2 a. a. O. durch 
Richterſpruch, nicht im Aufſichtswege, ſachlich zu befinden war. 

Dem Rechtsmittel war auch der Erfolg nicht zu verſagen. 

Allerdings iſt in einem Rechtsſtreit bei jedem Antrag auf Vor⸗ 
nahme einer Handlung, mit der bare Auslagen verbunden ſind, von 
dem Antragſteller ein zu ihrer Deckung hinreichender Vorſchuß zu 
zahlen (8 84 a. a. O.). Durch das Verfahren, betreffend die Bes 
ſtellung eines Vertreters entſtehen aber für das Gericht zunächſt keine 
baren Auslagen. Wie ein Gebührenvorſchuß hierfür in entſprechender 
Anwendung des § 47 Nr. 9 DGG. nicht zu erheben tft, fo iſt auch 
für einen Auslagenvorſchuß nach § 80 b a. a. O. kein Raum, da dieſer 
Pauſchſatz eine zum Anſatz gelangende Gebühr vorausſetzt. Die Er⸗ 
hebung von ſonſtigen baren Auslagen und Zuſtellungskoſten nach 
88 79, 80a iſt zunächſt ausgeſchloſſen. Insbeſondere fehlt es für die 
Einziehung von Schreibgebühren und Zuſtellungskoſten an den geſetzlich 
vorgeſchriebenen Vorausſetzungen. 

Ebenſowenig kommen an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlende 
Gebühren zur Zeit in Frage, da ein ihre Vernehmung anordnender 
Beſchluß zur Prüfung der Vorausſetzung, ob hier die Beſtellung eines 
Vertreters geboten iſt, noch nicht erlaſſen iſt. 

Schließlich iſt das Gericht weder befugt noch verpflichtet, an den 
Vertreter für feine Mühewaltung eine Vergütung oder einen Vorſchuß 
zu zahlen. Die Pflicht einer ſolchen etwaigen Zahlung liegt lediglich der 
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Klägerin als der Antragſtellerin ob; vgl. Bendix im Recht 1915, 102; 
Landsberg in der PoſMSchr. 1915, 48. 

Hiernach fehlt es für die Einforderung des ſtreitigen Vorſchuſſes 
an der rechtlichen Grundlage. (Beſchluß d. OLG. Poſen vom 25. Sep: 
tember 15, 10 W. IV 103/15.) 

Mitgeteilt vom Juſtizrat Dr. Kaempfer, Poſen. 


Amortiſationshypothek. Jahreszahlung. Vorrang. 

Die Vorinſtanzen ſind der Anſicht, daß es genüge, wenn in 
Grundbuche eingetragen werde, es ſei eine Jahreszahlung von 
5 Prozent zu entrichten, und daß die Vereinbarung, wie weit dieſe 
Jahreszahlung als Zins und wie weit ſie als Tilgungsrate zu ver⸗ 
rechnen ſei, durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
habe zur Eintragung gebracht werden können. Dieſe Anſicht iſt im 
vorliegenden Falle nicht frei von Rechtsirrrum. Unter Jahres: 
zahlung iſt bei Amortiſationshypotheken gemeinhin eine 
Leiſtung zu verſtehen, die aus Zins und Tilgungsrate 
zuſammengeſetzt if. Dafür, wie weit beide zu verrechnen ſind, 
kann nun allerdings im allgemeinen auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden. Die Vorinſtanzen überſehen aber, daß im 
vorliegenden Falle bis zum 1. Januar 1916 die Jahreszahlung im 
vollen Umfang als Zins geleiſtet werden ſoll, daß alſo für die Zeit 
bis dahin der Zins, der bisher für die Hypothek höchſtens 4 Prozent 
betragen hatte, auf 5 Prozent erhöht iſt. Dieſe Zinserhöhung 
bedurfte nach §1115 BGB. der unmittelbaren, nicht durch 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung erſetzbaren 
Eintragung. Durch die Eintragung der „Jahreszahlung 
von 5 Prozent“ iſt dieſe unmittelbare Eintragung nicht 
als erfolgt anzuſehen, weil unter Jahreszahlung Zins 
und Tilgungsrate zu verſtehen ſind. Es iſt alſo aus der 
gegenwärtigen Eintragung, wenn man nicht die in Bezug genommene 
Eintragungsbewilligung zu Hilfe nimmt, zu entnehmen, daß die 
Zinſen keinesfalls 5 Prozent erreichen. Damit gibt aber der Ein⸗ 
tragungsvermerk die getroffenen Vereinbarungen, deren Eintragung 
beantragt iſt, nicht richtig wieder. 

Das AG. hat nunmehr zum mindeſten den in der erſten Beſchwerde⸗ 
ſchrift von der Beſchwerdeführerin vorgeſchlagenen Satz nachträglich 
einzutragen, daß von dem Darlehn vom 1. Oktober 1915 ab ein 
Zinsſatz von 5 Prozent und vom 1. Januar 1916 ab ein Zinsſatz von 
4½ Prozent zu entrichten ſei. Dabei wird dem AG. aber anheim⸗ 
geſtellt, zu erwägen, ob es unter dieſen Umſtänden den Eintragungs⸗ 
vermerk nicht ganz der von der Beſchwerdeführerin vorgeſchlagenen 
Faſſung anpaſſen will; denn wenn es auch richtig iſt, daß die Ein⸗ 
tragung der Verrechnung der Jahresleiſtung durch Bezugnahme erſetzt 
werden kann, ſo iſt es doch andererſeits klarer und überſichtlicher, 
wenn die Art der Verrechnung auch aus dem Grundbuche ſelbſt 
erſichtlich iſt, und es kann nicht etwa davon die Rede ſein, daß die 
Eintragung, welche hier die Beſchwerdeführerin vorgeſchlagen hat, das 
Grundbuch zu ſehr belaſte. Ferner iſt zwar an ſich die Faſſung des 
Eintragungsvermerks Sache des Grundbuchrichters. Bei einem 
bedeutenden Kreditinſtitut, wie es die Beſchwerdeführerin iſt, 
läßt ſich aber nicht das Intereſſe verkennen, in gleich⸗ 
liegenden Fällen gleichartige Eintragungen für ihre 
Amortiſationsdarlehen zu haben, weshalb es ſich für den 
einzelnen Grundbuchrichter empfiehlt, nicht ohne zwingen⸗ 
den Grund von einer vorgeſchlagenen Faſſung des Ein⸗ 
tragungsvermerks abzuweichen. 

Soweit die weitere Beſchwerde den Vermerk über die Vorrangs⸗ 
einräumung auf dem Hyypothekenbriefe betrifft, war fie aber zurück⸗ 
zuweiſen. Mit Recht hat das LG. ſchon darauf hingewieſen, daß die 
Entſcheidung des KG., KJ. 45, 291, nur den Fall der Neu⸗ 
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des § 57 Abſ. 2 Nr. 3 GO. betrifft, nicht aber den Fall der 
nachträglichen Rangänderung, für welche $ 62 Abſ. 1 GBO. an⸗ 
zuwenden iſt. Es iſt dem LG. auch darin beizutreten, daß der Satz: 
„Dieſes iſt im Grundbuche vermerkt“ nur dahin ausgelegt werden 
kann, daß die Vorrangseinräumung an allen geſetzlich gebotenen 
Stellen, alſo ſowohl bei der zurücktretenden als auch bei der vor⸗ 
tretenden Hypothek eingetragen ſei, was hier auch tatſächlich im 
Grundbuche geſchehen iſt. Die von der Beſchwerdeführerin verlangte 
Ergänzung dieſes Vermerks iſt deshalb überflüſſig und infolgedeſſen 
mit Recht von den Vorinſtanzen abgelehnt worden.!) 

(Beſchluß d. KG., I. Ferienzivilſenat vom 14. 8. 15, 1 X. 179/15.) 


1) Die Grundſätze der Entſcheidung find von erheblicher Tragweite 
für den Grundbuchverkehr. 

Beſonders dankenswert iſt es, daß das KG. den Grundbuchämtern 
nahelegt, bei großen Kreditinſtituten nicht ohne zwingenden Grund 
von der von ihnen vorgeſchlagenen Faſſung von Eintragungen 
abzugehen. Die Gründe laſſen erkennen, daß es auch bei Nichtkredit⸗ 
inſtituten ein Übermaß von Lakonismus und Bezugnahme nicht billigt, 
ſondern den Wunſch der Beteiligten nach Klarheit und Übers 
ſichtlichkeit unterſtützt, auch wenn dabei ein Wort mehr ins Grund⸗ 
buch geſchrieben werden muß, als unbedingt nötig wäre. Es wäre 
zu wünſchen, daß dieſer Anregung von den Inſtanzgerichten gerade 
auch bei Beteiligung von privaten Einzelperſonen in weiteſtem Um⸗ 
fange gefolgt würde. Eine zu weitgehende Sparſamkeit an Worten 
führt oft zu den unangenehmſten Dunkelheiten, Zweifeln und 
Weiterungen. 


Entſprechend dieſen Grundſätzen hatte das KG. bei Johow. 


Bd. 35 A S. 294 einen Anſpruch des Hypothekengläubigers darauf 
anerkannt, daß ihm im Hypothekenbriefe die Tatſache, daß die 
Vorrangseinräumung auch bei der zurücktretenden Poſt vermerkt iſt, 
beſonders beſcheinigt werde. Die vorliegende Entſcheidung ſchränkt 
dieſen Anſpruch auf den Fall der Neueintragung der (vorrückenden) 
Hypothek ein. Bei der Rangänderung zwiſchen bereits eingetragenen 
Hypotheken ſoll der Satz: „dies iſt im Grundbuch vermerkt,“ genügen, 
weil zu vermuten ſei, daß die Vorrangseinräumung an allen 
geſetzlich gebotenen Stellen eingetragen ſei. Die Entſcheidung beruht 
auf dem Gegenſatz von § 57 Abſ. II und § 62 GBO. (die Hypothek 
„betreffend“ — „bei“ der Hypothek), ohne zu § 57 Abſ. 3, „Inhalt 
des Grundbuchs“, Stellung zu nehmen. Gegen die unterſchiedliche 
Behandlung der beiden Fälle, die nach den Gründen nicht auf dem 
Gegenſatze „von Amts wegen“ ($ 62) und „auf Antrag“ (§ 57 Abſ. 3) 
beruht, können Bedenken erhoben werden. 

Die Motive zu 8 57 führen allgemein aus (S. 99): „Für den 
Verkehr mit Briefhypotheken iſt es im höchſten Maße wünſchenswert 
und den bisherigen Geſetzen entſprechend, daß der Brief über ſeinen 
notwendigen und zu ſeiner Gültigkeit erforderlichen Inhalt hinaus 
gewiſſe weitere, beſonders für die Prüſung der Sicherheit der Hypothek 
erhebliche Nachrichten bringe, da ſonſt ein jeder Erwerber das 
Grundbuch einſehen müßte. Dieſes Bedürfnis iſt ein all: 
gemeines und iſt deshalb durch eine reichsgeſetzliche Vorſchrift zu 
befriedigen.“ 

Der Abſ. 3 des § 57 ſpeziell „dient dem Intereſſe des Gläubigers“. 

„Durch 8 62 iſt dafür geſorgt, daß Veränderungen, die bei der 
Hypothek ſelbſt erfolgen, auf dem Briefe vermerkt werden. Dem 
Gläubiger iſt jedoch häufig auch daran gelegen, daß Veränderungen 
des ſonſtigen Rechtszuſtandes, namentlich ſolche, die eine Ver⸗ 
beſſerung ſeiner Rechtsſtellung herbeiführen, auf dem Briefe vermerkt 
werden. Dieſem Bedürfniſſe kommt Abſ. 3 entgegen.“ (Mot. S. 104, 
105; Güthe, $ 57 Anm. 2). 

Entſprechend dieſem Zweck und dem eingangs wiedergegebenen 
Grundſatz hat die Rechtſprechung bisher die bezüglichen Vorſchriften 
weitherzig ausgelegt. So wurde verlangt, daß eine vor Bildung des 
Briefes ſtattgehabte Vorrangseinräumung nicht nur durch Weglaſſung 
der zurücktretenden Poſt in der Rubrik „vorgehende und gleichſtehende 
Eintragungen“, ſondern durch beſonderen Vermerk kenntlich gemacht 
werde, eben, um Zweifel zu vermeiden und die Grundbucheinſicht zu 
erſparen (OLG. 9, 843 RA. 4, 177, KG.). In NIA. 11, 152 
wurde verlangt, daß außer der Tatſache des Rücktritts gewiſſer vor⸗ 
eingetragener Hypotheken noch weiter die Tatſache, daß dieſelben 
gewiſſen weiterhin eingetragenen Hypotheken im Range vorgingen, 
vermerkt würde, ſo daß der Brief den erſten Rang der vortretenden 
Jobe ergab, dies, obwohl bei den Zwiſchenhypotheken keinerlei 

nderungen zur Eintragung gelangt waren. In der im Beſchluß 
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b) Strafſachen. 
Nriegsrechtliche Entſcheidung. 


Die Anordnungen über die Regelung des Brot: 
verbrauchs können nur von den Kommunalverbänden 
erlaſſen werden. Direkte Anordnungen des Regierungs⸗ 
präſidenten ſind wirkungslos. 

Aus den Gründen: Die Angeklagte iſt wegen Vergehens 
gegen § 1 der auf Grund des § 37 der Bundesratsbekanntmachung 
vom 25. Januar 1915 (RGBl. S. 35) erlaſſenen Anordnung des 
Regierungspräſidenten in Frankfurt a. d. O. vom 3. Februar 1915 
(Sonderbl. vom 4. Februar 1915 zum RA Bl.) in Verbindung mit 
8 44 jener Bekanntmachung verurteilt worden, weil fie Roggenbrot 
unter dem vorgeſchriebenen Gewicht in den Verkehr gebracht habe. 
Dieſe Verurteilung beruht auf Rechtsirrtum. Das BG. verkennt 
die Bedeutung der Anordnung des Regierungspräſidenten, die gar 
kein Strafgeſetz iſt, deſſen Verletzung nach $ 44 der Bekanntmachung 
des Bundesrats geſtraft werden könnte, ſondern lediglich eine Weiſung 
an die Kommunalverbände und die mit der ſelbſtändigen Brot: 
verbrauchsregelung betrauten Gemeinden. 

Die Bekanntmachung hat in den §8 34 bis 36, 40 den Kom 
munalverbänden die Regelung des Verbrauchs von Brotgetreide und 
Mehl übertragen und ihnen ſowie den von ihnen gemäß $ 35 mit 
der ſelbſtändigen Verbrauchsregelung betrauten Gemeinden im 9 36 
die Befugnis zum Erlaß gewiſſer „Maßnahmen“ (zu vgl. 89 38, 44) 
erteilt. Die Art dieſer Regelung dürfen nach 8 37 die Landes 
zentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten höheren Verwaltungs 
behörden vorſchreiben. Dieſe Behörden dürfen alſo nicht ſelbſt die 
„Maßnahmen“ erlaſſen, ſondern nur die Art der zunächſt den Kom 
munalverbänden oder Gemeinden überlaſſenen „Regelung“ des Be: 
brauchs vorſchreiben. Sie find mithin nicht zum Erlaß von De 
ſtimmungen für das Publikum, ſondern nur von ſolchen für die 
Kommunalverbände und die von dieſen mit der ſelbſtändigen Ver⸗ 
brauchsregelung betrauten Gemeinden (§ 35) befugt (Heinrici, Nege⸗ 
lung des Verkehrs mit Brotgetreide uſw. S. 118 Anm. 3 zu $ 37 
der Bekanntmachung). Demgemäß find auch im 8 44 unter Strafe 
geſtellt nur Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen, die ein Kom: 


angezogenen Entſcheidung Johow Bd. 35 A S. 294 wurde dann, aller: 
dings nur im Anſchluß an einen Fall des § 57 Abſ. 2 GBD., das 
Erfordernis aufgeſtellt, daß auch der Vermerk bei der zurüd: 
tretenden Poſt in den Brief über die vortretende auf 
genommen werden müſſe. Dies entſprach dem Verkehrsbedürfnis, das 
§ 57 befriedigen ſoll, da nach Johow Bd. 44 A S. 258 ff. materiell: 
rechtlich in erſter Linie die Eintragung bei dem zurücktretenden 
Rechte maßgebend, diejenige bei dem vortretenden nur formell not: 
wendig ift und lediglich Berichtigungsfunktion hat. Das Bedürfnis 
wird aber zwiſchen urſprünglicher und nachträglicher Eintragung feinen 
weſentlichen Unterſchied machen. Wenn man nicht beide Eintragungen 
in ihrer Zuſammengehörigkeit als bei beiden Hypotheken ($ 62) erfolgt 
anſehen will, dürfte doch wohl die Eintragung dei der zurücktretenden 
Poſt ein für die vortretende intereffierender „Inhalt des Grundbuchs 
im Sinne des 8 57 Abſ. 3 ebenſo fein, wie fie im Sinne des Abf.? 
die vortretende Hypothek „betrifft“. 


Die Vermutung für die Ordnungsmäßigkeit der Eintragung if 
gerade in dieſer Frage erfahrungsgemäß nicht immer und jedenfall 
bei der Neueintragung nicht in höherem Maße begründet, als beim 
Kangwechſel zwiſchen bereits eingetragenen Hypotheken. Mit ihr it 
den Beteiligten auch deshalb nicht gedient, weil fie dem etwa jalfgen 
Grundbuch gegenüber nichts nützt. Wohl aber bietet eine amtlich. 
formelle Beſcheinigung darüber, daß die Eintragung an beiden Stellen 
erfolgt iſt, eine für den Verkehr, auch für die Treuhänder ber Oypo 
thekenbanken, weſentliche tatſächliche Gewähr für die Richtigkeit 
des Grundbuchs. Anderenfalls müßte jedesmal noch eine beſondere 
beglaubigte Abſchrift der auf die zurücktretende Hypothek bezüglichen 
Eintragung erbeten und dem Dokument zur Herſtellung zweifelfteier 
Verkehrsmöglichkeit beigefügt werden. j 

Rechtsanwalt Dr. b. d. Trend, Berlin. 
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munalverband oder eine Gemeinde zur Durchführung der ge⸗ 
dachten „Maßnahmen“ erlaſſen hat, nicht aber Zuwiderhandlungen 
gegen Anordnungen, welche die Landeszentralbehörden oder die 
höheren Verwaltungsbehörden erlaſſen haben. Dementſprechend be⸗ 
ſtimmt ferner die preußiſche Ausführungsanweiſung vom 25. Januar 
1915 zu $ 87 (HM Bl. 40, abgedr. bei Grotefend S. 24, und Hein: 
rici S. 118): 
„Erweiſen ſich die Anordnungen eines Kommunalverbandes 
oder einer Gemeinde gemäß § 36 als unzureichend, ſo kann 
der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident, eine 
andere Regelung vorſchreiben.“ 

Damit in Einklang ſteht es endlich, daß bei einer ſpäteren An⸗ 
ordnung vom 12. März 1915 (Sonderbl. vom 13. März 1915), die 
an die Stelle der Anordnung vom 3. Februar 1915 getreten iſt, der 
Regierungspräſident am Schluſſe die Landräte und die Magiſtrate 
der Stadtkreiſe uſw. erſucht, ihre eigenen Anordnungen ent⸗ 
ſprechend abzuändern (Sonderbl. vom 19. April 1915). 

Hiernach kann die auf Grund des § 37 der Bundesratsbekannt⸗ 
machung erlaſſene Anordnung des NRegierungspräfidenten vom 
Publikum überhaupt nicht übertreten werden. Die Angeklagte 
könnte ſich nur ſtrafbar gemacht haben, wenn ſie die von der Stadt 
Frankfurt a. d. O. erlaſſene Anordnung übertreten hatte (Aus⸗ 


führungsanweiſung zu § 1). Dieſe Anordnung iſt jedoch erſt am 


18. Februar 1915 ergangen, während die Angeklagte die Tat bereits 
am 13. Februar 1915 begangen hat; erſtere iſt alſo hier nicht an⸗ 
wendbar. (Urteil des KG. vom 6. Juli 1915. — Naumburg AK. 
1915, 55.) 


Landgerichte. 


Verpflichtung der Gerichtsſchreiberei, auf Antrag 
zwei Urteilsausfertigungen zu erteilen. 


Das Beſtreben aller Beteiligten muß nach Einführung der 
Schreibmaſchine verſtändigerweiſe darauf gerichtet ſein, daß Abſchriften 
in der erforderlichen oder auch nur zweckmäßigen Anzahl an der⸗ 
jenigen Stelle hergeſtellt werden, von der die Urſchrift ſtammt. So 
pflegen die meiſten Rechtsanwälte in Groß⸗Berlin dem Gegner auch 
eine für deſſen Auftraggeber beſtimmte Abſchrift ihrer Schriftſätze 
mitzuſenden und auch von Beſchwerden oder ſonſtigen Eingaben dem 
Gericht ſogleich eine für den Gegner beſtimmte Abſchrift mitzuüber⸗ 
reichen. Schon längſt haben die Gerichte dahin gewirkt, daß die 
Sachverſtändigen je eine Abſchrift ihrer Gutachten für die Parteien 
einreichen, und mit Recht iſt es neuerdings begrüßt worden, daß 
auch die Handelskammern und andere Körperſchaften ſich bereit erklärt 
haben, zwei Durchſchläge der von ihnen erforderten Auskünfte mit⸗ 
einzuſenden. Um ſo weniger werden ſich die Gerichte ſelber dem ent⸗ 
ziehen können, Abſchriften oder Ausfertigungen der Entſcheidungen in 
jeder gewünſchten Zahl zu erteilen, wobei es ſelbſtverſtändlich iſt, daß 
einem mißbräuchlichen Verlangen nicht ſtattgegeben zu werden 
braucht. Von einem Mißbrauch kann aber hier keine Rede fein, um 
ſo weniger übrigens, als die beiden gewünſchten Ausfertigungen 
gleichzeitig beantragt worden ſind und als bei Herſtellung der Urſchrift 
des Urteils mit der Schreibmaſchine ſogleich vier Durchſchläge an⸗ 
gefertigt werden. N 

Nun hat allerdings das KG. ſich in einer in OLG. 27, 84 
abgedruckten Entſcheidung und auch wiederholt anderweitig auf einen 
abweichenden Standpunkt geſtellt und die Ablehnung der Erteilung 
einer zweiten Ausfertigung für gerechtfertigt erklärt, wobei es den 
Antragſteller — einen Rechtsanwalt — auf den Weg verweiſt, ſich 
ſelber eine Abſchrift herzuſtellen und dieſe zum Zwecke der Zu⸗ 
ſtellung zu beglaubigen. Dieſer Entſcheidung kann aber nicht bei⸗ 
getreten werden; denn die vom KG. a. a. O. S. 41 verneinte 
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und dort auch wieder erörterte Frage nach der Erſtattbarkeit der 
Koſten einer zweiten Ausfertigung iſt eine ſpätere Sorge; von ihrer 
Beantwortung kann die Entſcheidung der diesſeitigen Frage nicht 
abhängig gemacht werden. Ebenſowenig begründet die Beantwortung 
der Frage, ob die Koſten von dem Antragſteller ſelbſt oder ſchließlich 
von feinem Auftraggeber zu bezahlen find, 8 76 RAGSD., eine Ab: 
weichung von dem Grundſatz. Dieſer Grundſatz aber iſt in § 299 
ZPO. klar und unzweideutig dahin ausgeſprochen: 

die Parteien können ſich aus den Prozeßakten durch den Gerichts⸗ 

ſchreiber Ausfertigungen und Abſchriften erteilen laſſen. 
[Beſchluß des LG. II Berlin vom 2. November 1914.] .) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Leo Cohn, Berlin. 


Amtsgerichte. 
Nriegs rechtliche Entſcheidung. 


Pfändbarkeit des Entſchädigungsanſpruches für von 
der Heeresverwaltung in den Okkupationsgebieten in An⸗ 
ſpruch genommenes Privatgut??) 

Durch Pfändungsbeſchluß des AG. zu Thorn iſt der angebliche 
Anſpruch der Schuldnerin (einer Firma in den okkupierten polniſchen 
Landesteilen) gegen den Fiskus des Deutſchen Reiches, vertreten durch den 
preußiſchen Kriegsminiſter und die Kaiſerliche Entſchädigungskommiſſion 
in Berlin, auf Auszahlung der Entſchädigung für die von der deutſchen 
Heeresverwaltung bei der Schuldnerin zur Verwendung für den Heeres⸗ 
bedarf in Anſpruch genommene und nach Deutſchland geſchafften Wolle 
und Wollwarenvorräte gepfändet worden. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Präſident der Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion Erinnerung eingelegt und Aufhebung des Beſchluſſes 
beantragt. 

Die Gläubigerin hat keine Erklärung auf dieſen Antrag abgegeben. 

Das Gericht hatte zunächſt keinen Zweifel, daß es ſich vorliegend 
nicht um einen privatrechtlichen Anſpruch handelt, welcher ſich als 
eine zivilrechtlich verfolgbare und pfändbare Geldforderung im Sinne 
der §§ 828 ff. der ZPO. darſtellt. Jedoch bedürfte es einer näheren 
Begründung dieſer Anſicht nicht, da ſchon folgende Erwägung zur 
Aufhebung des Beſchluſſes führen müßte. 

Nach § 844 ZPO. find bedingte und betagte Forderungen pfänd⸗ 
bar, dagegen nicht künftige Forderungen, deren Entſtehung nur als 
möglich vorausgeſetzt wird (RG. 60, 130). 

Daß die gepfändete Forderung zur Zeit der Erlaſſung des Be⸗ 
ſchluſſes noch nicht unbetagt exiſtierte, darüber herrſcht wohl kein Streit. 

Es konnte ſich nur fragen, war die gepfändete Forderung zur 
Zeit des Erlaſſes des Beſchluſſes eine bedingte oder eine künftige. 
Das Gericht hat ſich dahin entſchieden, daß die Forderung nur eine 
künftige war, deren Entſtehung nur als möglich vorausgeſetzt wird, 
und zwar um deswillen, weil nach §§ 1, 17 der Verordnung des 
Reichskanzlers vom 25. April 1915 die eingeſetzte Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion über etwa erhobene Entſchädigungsanſprüche zu entſcheiden 
und die feſtgeſetzte Entſchädigungsſumme zur Zahlung anzuweiſen hat. 
Eine ſolche Entſcheidung ergeht im Wege des Beſchluſſes. Bevor ein 
ſolcher Beſchluß ergangen, kann von der Exiſtenz einer zuläſſigen 
pfändbaren Forderung überhaupt keine Rede ſein. Bis dahin iſt alſo 


1) Die Entſcheidung ift — wie jede Entſcheidung, die auf Ber⸗ 
minderung des Schreibwerks und auf Beſchleunigung des Verfahrens 
hinzielt — ſehr zu begrüßen. Es iſt zu hoffen, daß namentlich das 
im erſten Satz ausgeſprochene Prinzip überall zur Anwendung 
gebracht werde. Die Kriegszeit mit ihrer Beſchränkung der Arbeits⸗ 
kräfte, macht ſeine Beobachtung vollends notwendig. 

2) Vgl. JW. 1915 S. 1037, 1038 und 1041. 
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die Forderung nicht einmal eine bedingte, da die Entſcheidung nur 
auf die Höhe des Anſpruchs beſchränkt werden kann (§ 1 a. a. O.). 
(Beſchluß d. AG. Berlin⸗Mitte vom 20. September 15, 82 M. 4184/15.) 


Mitgeteilt vom Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Literaturbeſprechungen. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin. Verlags -Verzeichnis mit 
geſchichtlicher Einleitung, herausgegeben zur Hundertjahr⸗ 
feier. 1915. 118 und 332 Seiten. 

In unſerer ſchnell lebenden Zeit iſt es ſchon ein Geſchehnis, 
wenn ein Handlungshaus 100 Jahre beſtanden hat; noch mehr 
ſicherlich, wenn ſolch ehrwürdiges Haus durch die Arbeit derſelben 

Familie aus kleinen Anfängen zu größter Bedeutung aufgeſtiegen iſt. 

Dieſes Glückes durfte ſich kürzlich, am 1. Oktober die jedem Rechts⸗ 

kundigen vertraute Firma Carl Heymanns Verlag rühmen. Unter 

dem beſcheidenen Titel eines Verlagsverzeichniſſes bietet fie ihren 

Freunden einen überaus ſtattlichen Band, der in feſtlicher Aufmachung 

den Werdegang des Geſchäfts ſchildert. Auf den erſten 117 Seiten 

wird eine ſehr geſchickt abgefaßte Firmengeſchichte gegeben. Sie zeigt, 
wie im Herbſte 1815 Carl Heymann, als Oberjäger aus dem Felde 
heimgekehrt, in ſeiner Vaterſtadt Groß⸗Glogau eine einfache Leih⸗ 
bibliothek nebſt Antiquariat begründete, wie er 1821 das Verlags⸗ 
geſchäft begann, 1835 nach Berlin überſiedelte und mit immer 
wachſendem Gelingen die Handlung bis zu ſeinem Tode, 1862, betrieb; 
wie dann 1871 fein Enkelſohn Dr. Otto Loewenſtein das Geſchäft 
übernahm, es bis zu ſeinem Tode, 1897, zu einem der einflußreichſten 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Verlagsunternehmungen Deutſchlands 
ausbaute und wie ſeitdem ſeine Witwe mit Hilfe des trefflichen 

Generalbevollmächtigten Georg Kreyenberg im Sinne des Gatten 

fortwirtt. Die neben den Porträts von Heymann und Loewenſtein 

dem Werke beigegebenen Darſtellungen der unſcheinbaren Stammhäuſer 
in Glogau und des heutigen prächtigen Geſchäftshauſes in der 

Mauerſtraße zu Berlin verſinnbildlichen den Unterſchied von einſt und 

jetzt. Eine Tafel gibt die Titelblätter der im Verlag erſcheinenden 
Zeitſchriften wieder, darunter ſtolze Namen, wie Zentralblatt für das 
Deutſche Reich, Reichs ⸗ Arbeitsblatt, Eiſenbahn⸗ Verordnungsblatt, 
Preußiſches Verwaltungsblatt, Verwaltungsarchiv, Patentblatt, 
Blatt für Patents, Muſter⸗ und Zeichenweſen, Gewerblicher 
Nechtsſchutz, Zeitſchrift für Zivilprozeß, Recht und Wirtſchaft. 
Von hohem Intereſſe find die ſtatiſtiſche Mberfiht und die 
graphiſche Darſtellung der Verlagstätigkeit von 1871 bis 1914. 
Die Geſamtzahl der Bogen eines Exemplars der in dieſer Zeit 
erſchienenen Druckſachen beträgt 155 568 zum Preiſe von 81 652 M. 
Die Tätigkeit ſteigert ſich von 17 Werken aus 1871 für 98,75 1 
auf 190 Werke aus 1918 für 1289,76 . Das Verlagsverzeichnis, 
das neben den von 1871 bis jetzt herausgebrachten nur einige wegen 
allgemeiner oder geſchichtlicher Bedeutung bemerkenswerte ältere 
Veröffentlichungen enthält, umfaßt nicht weniger als 268 Seiten. 
Auch hier ein ſtolzer Name nach dem anderen. An Bedeutung voran 
die Entſcheidungen des Obertribunals, die des Oberverwaltungsgerichts, 
die patentamtlichen und gerichtlichen Entſcheidungen in Patent-, 
Muſter⸗ und Markenſachen (in den letzten Bänden auch die öſterreichi⸗ 
ſchen Entſcheidungen umfaffend); an buchhändleriſchen Erfolgen vor 
allem die Brauchitſchſchen Verwaltungsgeſetze, deren 1. Band in 
21. Auflage vorliegt, Altsmanns Recht des BGB. in 12., Endemanns 
Lehrbuch des bürgerlichen Rechtes in 9., Fuiſtings Einkommenſteuer⸗ 
gefeh, Nölls Kommunalabgabengeſetz, Stmeond Recht und RNechtsgang 
Band I, Keil⸗Gallenkamps Geſetzſammlung je in 7. Auflage. — So 
iſt die Hundertjahrgabe ein Ehrenzeugnis deutſchen Strebens und 
Fleißes. Die Geſchichte des Verlags iſt mit den Wendepunkten der 
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Geſchichte des Reichs, mit den Jahren der Befreiung und der Einigung 
des Vaterlandes eng verbunden. Ein ruhmvoller Friede wird auch 
dieſem Hauſe neue Möglichkeiten der Entwicklung bringen. 


Senatspräſident Geh. Oberjuſtizrat Ring, Berlin. 


Die Bundes ratsverorduungen über Brotgetreide und Mehl, 
Gerſte, Hafer, Kraftfuttermittel und zuckerhaltige Futter⸗ 
mittel vom 28. Juni 1915. Erläutert von Dr. Carl 
Heinrici, Geh. Regierungsrat und vortragendem Rat im 
Reichsjuſtizamt. Berlin 1915. Verlag von Franz Vahlen. 


Heinrici, dem wir bereits die Kommentierung der Brot: 
getreideverordnung vom 25. Januar 1915 verdankten (Berlin 1915, 
Verlag Franz Vahlen), hat ſich nach ſeinem Vorwort zur Aufgabe 
geſetzt: „in das Verſtändnis der Bundesratsverordnung vom 28. Juni 
1915 einzuführen und ihre Durchführung zu erleichtern; die Er⸗ 
läuterungen ſuchen den Zweck und Inhalt der einzelnen Paragraphen 
klarzulegen und über ihr Verhältnis zu den übrigen Vorſchriften zu 
unterrichten.“ Jeder Rechtsanwalt wird in feiner Sprechſtunden⸗ 
praxis häufig die Verordnungen vom 28. Juni 1915 anwenden 
mäffen, auch in der Gerichtspraxis iſt deren Kenntnis in vielen 
Fällen notwendig, wenn auch die nach der Verordnung zu treffenden 


zivilrechtlichen Entſcheidungen meiſt in die Verwaltungsrechtspflege 


ſallen. 

Der Satz, daß zur praktiſchen Anwendung jedes Geſetes die 
Kenntnis des Geſetzes in ſeinem ganzen wirtſchaftlichen und recht⸗ 
lichen Zuſammenhang erforderlich iſt, gilt erſt recht für die kriegs⸗ 
wirtſchaftlichen Verordnungen. Sie beruhen auf der naturgemäß ganz 
eigenartigen Entwicklung der wirtſchaſtlichen und rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe im Kriege. Sie müſſen an vorhergegangene Verordnungen an: 
knüpfen, ſetzen vielfach auch die Entwicklung der Kriegsorganiſationen — 
Neichsgetreideſtelle (früher Kriegsgetreidegeſellſchaft, Neichsverteilungs⸗ 
ſtelle und Reichskommiſſar), Zentralſtelle zur Beſchaffung der Heeres 
verpflegung, Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte G. m. b. H. — 
und ihre Kenntnis voraus. Es iſt auch kein Vorwurf für den Geſel 
geber, wenn man es ausſpricht, daß fie geſetzestechniſch nicht fe 
ſorgfältig durchgearbeitet, nicht fo ſehr in organiſchen Zuſammenhang 
mit dem Rechtsſyſtem gebracht find, wie die in der Ruhe des Friedens 
entworfenen und durchberatenen Geſetze. Um ſo ſtärker iſt für den 
praktiſchen Juriſten das Bedürfnis nach einem Kommentar. Dies 
Bedürfnis wird von Heinrich, deſſen Kommentar nach rein praktiſchen 
Geſichtspunkten aufgebaut und durchgearbeitet iſt, in hervorragender 
Weiſe befriedigt. Jeder praktiſche Juriſt wird die „Einleitung“ — 
die den Überblick über die Wirtſchaftsorganiſation in ihrem Zufammen: 
hang mit den vorhergegangenen Wirtſchaftsverordnungen knapp und 
lar darlegt —, die „Einführungen“ zu jeder Verordnung, die die 
Grundzüge und den Aufbau der einzelnen Verordnungen enthalten, 
ſowie den Text der Verordnungen im Zuſammenhang mit Nutzen leſen. 
Er gewinnt dann den notwendigen Überblick, von dem aus er in der 
Praxis von Fall zu Fall die Anmerkungen zu den Einzelbeſtimmungen 
würdigen und benutzen kann. Natürlich wird der Juriſt hierbei feine 
Gewohnheit der ſelbſtändigen Prüfung der Bedeutung der einzelnen 
Beſtimmungen und der Ablehnung des Schwörens auf die Worte des 
Kommentators nicht untreu werden. 

Der Wert des Kommentars wird ſicherlich auch für den nicht 
vermindert, der in einzelnen Punkten zu anderen Anſichten gelangt. 

Einzelne derartige Fragen mögen hier erörtert werden: Nach 
Anm. 4 zu 829 BB. nimmt Heinrici an, daß ſich die Worte 
„gegen angemeſſenes Entgelt“ in § 29% nur auf die Hilfeleiſtung 
der RIESE. durch „Trocknung“ feuchten Brotgetreides für einen 
ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverband beziehen. Tatſächlich beziehen 
ſich aber die zitierten Worte auch auf die Hilfeleiſtung „durch Ab 
nahme feuchten Brotgetreides“. Nach der Entſtehungsgeſchichte dieſes 
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Paragraphen ſollte gerade beſonders darauf hingewieſen werden, daß 
die ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbände, falls ſie von der RGSt. 
Abnahme feuchten Brotgetreides verlangen, nicht nur einen Abzug 
wegen des durch den Waſſergehalt des Getreides bedingten Minder⸗ 
werts zu gewärtigen haben, ſondern auch eine angemeſſene Vergütung 
für die Koſten der Trocknung und des Transports zu und von der 
Trocknungsanſtalt leiſten müſſen. 

Zu juriſtiſchen — freilich für die Praxis minder bedeutungs⸗ 
vollen — Bedenken geben die Ausführungen Heinricis zu 8 4 K V. 
und zu 8 4 88 B. über die Auslegung des Begriffs der „käuflichen 
Überlaſſung“ ſowie zu 8 5 KFV. und 8 5 35%. über das angeblich 
mangelnde Klagerecht des Eigentümers von Futtermitteln, die die 
Bezugsvereinigung übernehmen zu wollen erklärt hat, auf Abnahme 
Beranlaffung. Ferner ſcheint mir die in Anm. 6 zu 82 3 V. nieder⸗ 
gelegte Anſicht, daß Zuckerfabriken, die nach ihrem Vertrage alle 
Schnitzel zurückzuliefern haben, aber nach der neuen geſetzlichen Be⸗ 

g hieran hinſichtlich eines Viertels gehindert find, den Wert 
der nicht gelieferten Schnitzel zu vergüten haben (ſtatt Abtretung der 
Forderung an die Bezugsvereinigung im Sinn des 8 281 BGB.), 
bedenklich. Eine Auseinanderſetzung im einzelnen über dieſe juriſtiſchen 
Fragen würde indes im Rahmen dieſer Beſprechung zu weit führen. 

13 88. beſtimmt, daß die Geſchäftsabteilung der Reichs⸗ 
getreideſtelle die ihr obliegenden geſchäftlichen Aufgaben „nach den 
grundſätzlichen Anweiſungen der Verwaltungsabteilung“ durchzuführen 
habe und fügt hinter die hier in Anführungszeichen wiedergegebenen 
Worte in Klammern „(8 14)“ hinzu. Dieſem Zuſatz hat Heinrici 
anſcheinend keine Bedeutung beigemeſſen, jedenfalls können ſeine 
Ausführungen in der Anmerkung zu § 18 und der Anmerkung 1 zu 
8 15 leicht zu Mißverſtändniſſen führen. Die in den Kriegsverord⸗ 
nungen zum erſtenmal aufgetretene eigenartige Verbindung von 
privatrechtlichen Geſellſchaften — der Reichsgetreideſtelle Geſchäfts⸗ 
abteilung G. m. b. H. und der Bezugsvereinigung der deutſchen Land⸗ 
wirte G. m. b. H., ſeit dem 9. Oktober auch der Geſchäftsabteilung 
der Reichskartoffelſtelle — mit Behörden — der Reichsgetreideſtelle 
Verwaltungsabteilung, der Reichsfuttermittelſtelle und der Reichs⸗ 
kartoffelſtelle — iſt höchſt intereſſant, der Umfang des Einfluſſes der 
„Behörde“ auf die „Firma“ verdient nicht nur um der „juriſtiſchen 
Kon ion“ willen Klarſtellung, ſondern iſt von erheblicher praktiſcher 
Bedeutung. Bei der Reichsgetreideſtelle iſt die Klarſtellung ſchwieriger 
als bei der Bezugsvereinigung. Für letztere beſtimmt § 4 Abſ. 1 
Ziff. 5 VO. über die Einrichtung einer Reichsfuttermittelſtelle 
(Heinrici S. 200), daß die RFSt. „die Grundſätze, nach welchen 
die Bezugsvereinigung deutſcher Landwirte G. m. b. H. von dem 
Recht, käufliche Aberlaſſung zu verlangen, Gebrauch zu machen 
hat“ feſtgeſetzt. Für die Reichsgetreideſtelle könnte man ohne 
den Zuſatz „(S 14)“ im 8 13 BV. vielleicht auf den zivilrechtlich 
(insbeſondere nach den Beſtimmungen des Geſetzes über die Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H.) unerträglichen Gedanken kommen, daß die Geſchäfts⸗ 
abteilung bei allen ihren Maßnahmen „grundſätzliche“ Anweiſungen 
der Verwaltungsabteilung zu gewärtigen habe, daß z. B. auch auf 
„Beſchwerden“ von Vertragsgegnern (Käufern, Verkäufern, Mühlen, 
Lagerhaltern, Trocknungsanſtalten uſw.) die Verwaltungsabteilung 
durch grundſätzliche Anweiſungen über Zahlungen, Verzicht auf An⸗ 
fprüche, Zins forderungen u. dergl. eingreifen könnte, wobei der Geſchäfts⸗ 
abteilung nur das Recht offenſtände, nach 8 10 Satz 2 die Entſcheidung 
des Reichskanzlers als Aufſichtsſtelle einzuholen. Dieſe Auffaffung, 
die man nach den erwähnten Stellen des Kommentars vielleicht 
gewinnen könnte, iſt unzutreffend. Durch den Hinweis auf § 14 im 
Text des 8 13 ſollte deutlich gemacht werden, daß die „grundſätzlichen 
Anweiſungen“ der Verwaltungsabteilung ſich nur auf Verwaltungs⸗ 
fragen ähnlich den im 8 14 einzeln aufgeführten beziehen können, 
nicht auf Fragen der geſchäftlichen Behandlung der der Geſchäfts⸗ 
abteilung obliegenden Aufgaben. Deshalb gibt es auch keine 
„Beſchwerde“ gegen eine geſchäftliche Maßnahme der Geſchäftsabteilung 
an die Verwaltungsabteilung, ſondern nur die Anrufung des Schieds⸗ 
gerichts im Sinn des 0 86 BV. und daneben die Anrufung des 
Reichskanzlers als Aufſichtsinſtanz gemäß § 10 Satz 2 BV. 

Bei der Erörterung des rnahmepreiſes bei Enteignungen 
(8 84 Abſ. 2 BV., $ 15 GV., 8 12 HV.) wäre vielleicht ein deutlicher 
Hinweis darauf zweckmäßig geweſen, daß der Höchſtpreis nur „berück⸗ 
ſichtigt“ wird, daß aber die Enteignungsbehörden in der Lage find, 
in den geeigneten Fällen den Beſitzern, die es auf die Enteignung 
ankommen laſſen, weniger zuzuſprechen, als ſie bei freihändigem 
Verkauf erzielt hätten (vgl. meinen Aufſatz über die BV. in 
IW. 1915 Nr. 14 unter III 3). 

Die Brauchbarkeit des Heinriciſchen Kommentars — auch für den 
Betrieb des Anwalts — wird dadurch erhöht, daß in zwei Anhängen 
die Verordnungen über das Ausmahlen von Brotgetreide, über das 
Verfuͤttern von Brotgetreide, Mehl und Brot, über die Einrichtung 
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einer Reichsfuttermittelſtelle, über die Bereitung von Backware, ferner 
die einſchlägigen Höch sverordnungen und die preußiſchen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen teilweiſe mit Kommentar wiedergegeben find. 
Rechtsanwalt Dr. Oppenheimer, Düſſeldorf, 
Geſchäftsführer der Reichsgetreideſtelle Geſchäftsabteilung C. m. b. H. 


Emil Koffka: Kommentar zum Geſetz äber die Euteigunng 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874. Zweite vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. Franz Vahlen, Berlin 1913. Geb. 
10 &. 


Nachdem Koffka durch feinen im Jahre 1905 in erſter Auflage 
erſchienenen Kommentar zum preußiſchen Enteignungsgeſetz die Literatur 
des Enteignungsrechts bereichert und die Anwendung des Geſetzes 
weſentlich erleichtert und gefördert, hat er in der zweiten Auflage, 
wie ſich nun nach längerer Benutzung derſelben in der Praxis mit 
um ſo größerer Sicherheit feſtſtellen läßt, ſein Werk erheblich erweitert 
und vertieft und damit für die Anwendung des Geſetzes ein den Ver⸗ 
waltungsbehörden wie den Gerichten und allen mit der Praxis des 
ee befaßten Organen unentbehrliches Hilfsmittel 
geſchaffen. 

Die Erweiterungen ergeben ſich nicht nur aus der Vervollſtändigung 
der Heranziehung der Literatur und Entſcheidungen, insbeſondere aus 
der Aufnahme und Verarbeitung der reichen, ſeit dem Erſcheinen der 
erſten Auflage ergangenen reichsgerichtlichen Rechtſprechung, ſondern 
auch daraus, daß Koffka ſeine ſelbſtändigen Ausführungen zu den 
wichtigſten Fragen des Enteignungsrechts — insbeſondere die Abſchnitte 
über die begrifflichen Grundlagen der Enteignung, über Eigentums⸗ 
entziehungen außerhalb des Enteignungsrechts, über den Begriff des 
vollen Werts und die Methoden feiner Ermittlung, über die Teil: 
enteignung und die ſogenannte Vorteilsausgleichung bei dieſer — auf 
erheblich breitere Grundlagen geſtellt hat. In hohem Grade dankens⸗ 
wert und die Bedeutung des Buches für die Praxis erhöhend iſt es, 
daß Koffka die bereits in der en Auflage begonnene Darſtellung 
der Lehre von der Entſchädigung für Abtretung von Straßenland — 
welche infolge der hier eingreifenden ſtraßenrechtlichen und ſonſtigen 
Beſtimmungen in en Beziehungen eine befondere Geſtaltung 
erfährt — in bedeutend erweitertem Umfange bringt und dabei ben fo 
überaus ſchwierigen 88 18 und 15 FluchtlG. vom 2. Juli 1875 in 
ihrer Bedeutung für die zu gewährenden Entſchädigungen eine ein⸗ 
gehendere Darlegung widmet, als ſie in den mehr die verwaltungs⸗ 
rechtliche Seite des Geſetzes behandelnden Kommentaren zum FluchtlG. 
zu finden iſt. 

Daß das Enteignungsgeſetz in ſeiner ganzen Anlage wie in der 
juriſtiſchen Formulierung ein wenig glückliches Geſetz iſt, dürfte, 
trotzdem es ſeit nunmehr über 40 Jahren in unveränderter Form 
gilt, nicht zweifelhaft ſein. Daher iſt es trotz einer faſt unüberſehbaren 
Maſſe von Entſcheidungen auch dem RG. bei vielen der wichtigſten 
Fragen der Enteignungsentſchädigung nicht gelungen, klare, beſtimmte 
und überzeugende Rechtsgrundſätze aufzuftellen, die für die Praxis und 
ihre immer wechſelnden tatſächlichen Verhältniſſe einen ſicheren Weg⸗ 
weiſer bieten. Es iſt einer der weſentlichſten Vorzüge des Koffkaſchen 
Buches, daß es in ſolchen Fällen klarſtellt, wie das NG. bis in die 
neueſte Zeit — zuweilen ohne ſich deſſen bewußt zu ſein — in ſeinen 
Grundſätzen ſchwankt. Es mag hier nur auf ſeine Ausführungen auf 
S. 99 f. über den für die Feſtſetzung der Entſchädigung maßgebenden 
Zeitpunkt und auf S. 118 f. über die Berechnung des vollen Werts 
bei x eilenteignungen im Wege der Differenzberechnung hingewieſen 
werden. 

Letztere Frage iſt, da die große Mehrzahl aller Enteignungen nur 
Teile von Grundſtücken betrifft, die für die Praxis wichtigſte des 
ganzen Enteignungsrechts. Es iſt daher ſehr dankenswert, daß Koffka 
auf S. 115 f. eine vollſtändige chronologiſche Darſtellung der Ent⸗ 
wicklung gibt, die die reichsgerichtliche Judikatur über dieſe Frage 
genommen hat. Auch den Angriffen, die er gegen die in neuerer 
Zeit vom RG. befolgte Art der Differenzberechnung richtet, iſt in den 
weſentlichſten Punkten beizutreten. Ob auch dem, was Koffla an die 
Stelle der reichsgerichtlichen Auffaſſung ſetzen will, in gleicher Weiſe 
überall beigetreten werden kann, möchte zu bezweifeln ſein. Der hier zur 
Verfügung ſtehende Raum geſtattet es nicht, die poſitiven Ausführungen 
Koffkas eingehend wiederzugeben und zu ihnen Stellung zu nehmen. 
Nicht haltbar erſcheint aber ſeine Ausführung S. 106 und 107, daß, 
wenn durch die Enteignung eines Teils eines eine F 
Einheit bildenden Grundſtücks die Benutzbarkeit des Reftgrundftüde 
in einem wirtſchaftlich unzweckmäßigen Grade beeinträchtigt wird, nicht 
der dem enteigneten Teil an ſich zukommende höhere Wert, ſondern 
nur der Durchſchnittswert zu erſetzen ſei, welcher von dem Geſamtwert 
des Grundſtücks auf den enteigneten Teil fällt. Die Durchſchnitts⸗ 
berechnung kann nur da Plaß greifen, wo von einem Ganzen jeder 
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Teil dieſelbe Funktion und Bedeutung für das Ganze hat, und wo 
dieſes den enteigneten Teil entbehren kann, ohne ſeine wirtſchaftliche 
Bedeutung zu verlieren. Wo letzteres nicht der Fall iſt, kann der 
Wert nur im Wege einer Differenzberechnung ermittelt werden. Nicht 
in dem Gedanken der Differenzberechnung an ſich, ſondern in der Art, 
wie das RG. dieſe vornimmt, liegt der Fehler. 

Das NG. vergleicht den Wert des Grundſtücks vor der Enteignung 
mit dem Wert des Reſtgrundſtücks nach der Enteignung. Daß dies 
nicht dem 8 8 GEnteign®. entſpricht, hat Koffka überzeugend nach⸗ 
gewieſen. Um zu einer dem Geſetz entſprechenden Entſchädigungs⸗ 
feſtſetzung zu gelangen, muß man zunächſt den Wert des enteigneten 
Teils ermitteln, und zwar indem man den Wert des Geſamt⸗ 
grundſtücks mit dem des Reſtgrundſtücks vergleicht, beide zur 
Zeit der Enteignung und unter den tatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniſſen, wie ſie zur Zeit der Enteignung ohne das Ent⸗ 


eignungsunternehmen beſtanden, alſo auch ohne Rückſicht auf die 


den Reſtbeſitz vorteilhaft oder nachteilig beeinfluſſende neue Anlage. 
Die Differenz dieſer beiden Werte ergibt den Wert des enteigneten 
Teils einſchließlich des Mehrwerts, den er durch ſeinen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Ganzen hat. Um dann weiter den Minder⸗ 
wert des Reſtgrundſtücks zu beſtimmen, muß man eine zweite Ver⸗ 
gleichung und Differenzberechnung vornehmen. Hierzu muß man von 
dem bei der erſten Differenzberechnung ermittelten Wert des Reſt⸗ 
grundſtücks ausgehen. Denn dieſer iſt der Wert, den das Reſtgrundſtück 
vor der Enteignung in dem von dieſer noch nicht berührten Ganzen 
neben dem ermittelten Wert der enteigneten Fläche hatte. Dieſer Wert 
iſt mit demjenigen Wert zu vergleichen, den das Reſtgrundſtück nach 
der Enteignung unter Berückſichtigung der Folgen der Enteignung, 
d. h. der Abtretung der enteigneten Fläche und ihrer Verwendung für 
das Enteignungsunternehmen und die neue Anlage hat, ſoweit dieſe 
Berückſichtigung der Folgen der neuen Anlage nicht durch beſondere 
Rechtsgründe ausgeſchloſſen iſt. Letzteres iſt z. B. hinſichtlich der An: 
liegerbeiträge für die neue Straße und hinſichtlich der allgemeinen 
Vorteile der Fall, die das Enteignungsunternehmen auch den Grund⸗ 
ſtücken bringt, denen nichts enteignet wird. Durch die Vergleichung 
dieſer beiden Werte des Reſtgrundſtücks ergibt ſich, ob und welchen 
Minderwert es durch die Enteignung erleidet, und dieſer Minderwert 
des Reſtgrundſtücks tritt zu dem durch die erſte Differenzrechnung ges 
fundenen Wert der enteigneten Fläche und bildet mit ihm die durch 
§ 8 feſtgeſetzte Entſchädigung. Nur durch dieſe Berechnungsweiſe, 
insbeſondere durch eine getrennte Prüfung des Werts des enteigneten 
Teils und des Minderwerts des Reſtgrundſtücks iſt Gewähr dafür zu 
erzielen, daß nicht die dem Reſtgrundſtück durch die Enteignung er⸗ 
wachſenden Vorteile von dem Wert der enteigneten Fläche abgerechnet 
werden, und daß nicht als Entſchädigung an Stelle der nach 5 8 feſt⸗ 
geſetzten Faktoren der nirgend im Geſetz als maßgebend erklärte 
Minderwert geſetzt wird, den das Geſamtgrundſtück durch die Ent⸗ 
eignung erleidet. 

Mag man ſomit auch zuweilen ſich den Auffaſſungen Koffkas 
nicht anſchließen können, ſo ſind dieſe doch überall durch ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit und Schärfe in hohem Grade anregend und geeignet, die 
richtige Erkenntnis des Geſetzes und ſeine Anwendung in der Praxis 
mehr als irgendein anderer Kommentar des Geſetzes zu fördern. 


Juſtizrat Dr. Samter, Berlin. 


Dr. Guſtav Müller: Die kaufmänniſche Erfolgsrechnung 
(Gewinn⸗ und Verluſtrechnung). Analytiſche Darſtellung ihrer 
Faktoren bei Handels⸗, Induſtrie⸗ und Bankunternehmungen 
nach handelstechniſchen und rechtlichen Geſichtspunkten. Berlin. 
Verlag von Julius Springer, 1915. 514 Seiten. 


Der Verf. ſtellt ſich die Aufgabe, „die Lehre von der kauf⸗ 
männiſchen Erfolgsrechnung in einer den praktiſchen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Intereſſen zugleich dienenden Form darzubieten“. 

Dieſes Ziel iſt jedenfalls nur unvollkommen erreicht. Das 
Werk enthält für den Bilanzpraktiker zweifellos manches intereſſante 
Detail. Wiſſenſchaftlich wertvolle neue Erkenntnis wird dagegen nicht 
geboten. Sie konnte auch bei dem faſt völligen Verzicht auf ſelb⸗ 
ſtändige Behandlung der theoretiſchen Probleme nicht erzielt werden. 
Die Hilfloſigkeit des Verf. gegenüber ſolchen Fragen tritt beſonders 
ſcharf bei der Behandlung der grundlegenden Bewertungslehre 
(S. 174 ff.) hervor. Nach einer ziemlich wahlloſen Mitteilung einzelner 
Literaturſtellen kommt der Verf. zu der reſignierten Erkenntnis 
(S. 176): „Schon aus der Tatſache der voneinander abweichenden 
Meinungen, deren jede ſich auf begründete Urſachen ſtützt, darf man 
folgern, daß eine erſchöpfende Beantwortung der die Bewertungslehre 
beherrſchenden Grundfrage durch das Aufſtellen eines allgemein gültigen 
Hauptgrundſatzes nicht möglich iſt.“ Der Verf. ſelbſt iſt der Anſicht, 
daß für Betriebsgegenſtände der für die Erfolgsrechnung maßgebende 
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Zeitwert „entweder auf Grund der Buchführung oder wenn 
inzwiſchen eingetretene, den Gebrauchswert oder den Tauſchwert 
beeinfluſſende beſondere Umſtände vermuten laſſen, daß der Buchwert 
zu hoch oder zu niedrig iſt, durch Taxierung von ſeiten 
unparteiiſcher Sachverſtändiger ermittelt werden kann“. 
ähnlicher Weiſe kommt er zu dem Ergebnis, daß „ſichern und materiell 
begründeten Anhalt für die Bewertung der Veräußerungsgegenſtände 
nach § 40 Abſ. 2 HGB. deren Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
bieten“. Es iſt ohne weiteres erſichtlich, daß der Verf. hier rein 
privatwirtſchaftliche Nützlichkeitsgrundſätze an die Stelle des geſetzlichen 
Wertbegriffes ſetzt, daß er alſo den wahren Kern des ganzen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Streites über den Begriff des Bilanzwertes nicht erfaßt 
hat. Dieſe Verwechſlung durchzieht das ganze Buch. Der Verf. 
hat ſich zwar das Ziel geſetzt, „den Stoff nach ſtreng ſyſtematiſchen 
Geſichtspunkten zu entwickeln“. Das iſt ihm auch bei der Gliederung 
des geſamten Werkes in 4 Kapiteln: Erfolgskontierung, Umſatz, Be 
wertung. Erfolgsverteilung, wohl gelungen. Dagegen läßt die Dar 
ſtellung der einzelnen Fragen jeden ſcharf ſyſtematiſchen Aufbau 
vermiſſen. Darin liegt gerade für dieſes Buch eine beſondere Gefahr, 
da das Handelstechniſche und das Juriſtiſche ohnehin leicht ineinander: 
fließen. Es muß ſowohl bei den grundſätzlichen Problemen, wie auch 
bei jeder einzelnen Buchungsfrage ſtets ſtreng unterſchieden werden: 

1. Welche Art der Buchung iſt geſetzlich zuläſſig oder geboten? 
Hierbei ergeben ſich wieder verſchiedene Antworten, je nachdem die 
lediglich privatrechtliche Zuläſſigkeit einer beſtimmten Buchung in 
Frage ſteht, wobei weiter zwiſchen dem Verhältnis der an einem 
Unternehmen Beteiligten untereinander und dem Verhältnis des 
Unternehmers zu dritten am Erfolg intereſſierten Perſonen zu unter 
ſcheiden iſt, oder ob die Zuläſſigkeit vom Standpunkt des öffentlichen 
Bilanzrechtes oder endlich vom ſteuerrechtlichen Geſichtspunkte zu 
entſcheiden iſt. 


2. Welche der rechtlich zuläſſigen Buchungsarten iſt vom handels⸗ 
techniſchen und privatwirtſchaftlichen Standpunkte aus am 
meiſten zu empfehlen? | 

3. Wie ſtellt ſich die Praxis zu der Frage? 

Ohne ſolche klare Scheidung der Geſichtspunkte kommt man nicht 
zu brauchbaren Ergebniſſen, und gerade an dieſem Mangel ſcheitert 
dann auch der Verf. faſt überall, wo er zu ernſtlichen Streitfragen 
Stellung nehmen muß. So z. B. bei der Behandlung der wichtigen 
Frage, wie verkaufte, aber noch nicht abgelieferte Waren zu bewerten 
ſind. Nach kurzer Überſicht über den Meinungsſtreit kommt der Verf. 
(S. 250) auch hier wieder zu dem Ergebnis, „daß die vorliegende 
Frage einheitlich überhaupt nicht beantwortet werden kann, weil die 
Antwort, je nach der Art des Falles, verſchieden ausfallen muß“. ) 

Er fährt dann fort: „Am einfachſten liegt die Frage, wenn die 
verkaufte Ware bereits zum Bilanztage lieferbar und zu biefem 
Termin auch angeſchafft oder hergeſtellt iſt. Dann kann auf zwie 
fache Weiſe verfahren werden. Entweder wird die Ware dem Lager 
entnommen und ſpäteſtens am Bilanztage verſandt, oder, um fie von 
der Inventuraufnahme auszuſchließen, wenigſtens in die Expeditions⸗ 
räume gebracht, worauf die Rechnung zu ſchreiben und danach der 
Kunde ſpäteſtens unter dem Bilanztage zu belaſten iſt. Dann 
die Spannung zwiſchen den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten und 
dem erzielten Verkaufspreiſe, die ebenſogut Gewinn wie Berluft be: 
deuten kann, ohne weiteres korrekt und berechtigt noch im Jahre 
des Lieferungsabſchluſſes zum bilanziellen Ausdruck.“ 

Es iſt richtig, daß man in der Praxis nicht ſelten auf dieſe An⸗ 
ſchauung ſtößt, durch die Kaufleute, die gern den Gewinn auf verkaufte 
Ware ſchon für das abgelaufene Jahr verrechnen möchten, ihr Gewiſſen 
zu beruhigen verſuchen. Aber das alles iſt nur eine beliebte Selbſt⸗ 
täuſchung, die der Verf. nicht für bare Münze hätte nehmen dürfen. 
Auch die im Expeditionsraum lagernde und ſchon fakturierte und be⸗ 
laſtete Ware iſt noch nicht abgeliefert, und es bleibt immer noch die 
grundſätzliche, übrigens meines Erachtens zu bejahende Frage zu 
beantworten, ob ein auf ſolcher Ware ruhender Gewinn ſchon ver 
rechnet werden darf oder nicht. 

Bezeichnend iſt auch die Art und Weiſe wie der Verf. ſich zu der 
Frage der Bewertung in der Zwangsverſteigerung erworbener Grund⸗ 
ftüde ſtellt. Der Streit dreht ſich hier darum, ob der Anſchaffungs⸗ 
preis ſich nach dem Meiſtgebot richtet, oder ob die Hypothek des 
Erſtehers, mit der dieſer ausgefallen ift, hinzuzurechnen iſt. Auch 
hier meint der Verf. (S. 288), die Antwort könne verſchieden lauten, 
je nachdem, ob man die Frage vom formellen oder vom materiellen 
Standpunkt aus entſcheide. Vom formellen, dem Stempelfiskus 
gegenüber maßgebenden Standpunkt, koſte das Grundſtück das Mei. 
gebot zuzüglich der Erwerbskoſten. Vom materiellen, für die Duch⸗ 
haltung zunächſt maßgebenden Standpunkt ſei jedoch noch die ans 
gefallene Hypothek hinzuzurechnen. Hier iſt zunächſt ſchon der Gegenlat 


ro 
EST Erz 


Henn F 


* . 
Pu 20 


71 


et” 


44. Jahrgang. 


vom „formellen“ und „materiellen“ Standpunkt ſchief. Die für den 
Stempelfiskus maßgebende Berechnung iſt wirklich keine bloß formelle. 
Überdies iſt die Annahme des Verf., daß für die Stempelberechnung 
nur das Meiſtgebot maßgebend ſei, irrig. Seine Annahme ſtimmte 
für das alte preußiſche Stempelgeſetz vom 81. Juli 1895. Nach der 
Novelle des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 26./80. Juni 1909 
(Tarifſtelle 32 Abſ. 2 Ziff. 2), ebenſo nach dem Reichsſtempelgeſetz 
vom 8. Juli 1913 (Stempeltarif Nr. 11 Anm. c) wird für die 
Stempelberechnung der Hypothekenausfall bis zum vollen Werte des 
Grundſtücks mit eingerechnet. (Vgl. auch 8 14 Ziff. 2 des Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetzes vom 14. Februar 1911.) 

Die eigentliche Streitfrage, wie hoch der Anſchaffungspreis iſt, 
hängt davon ab, ob der Hypothekenausfall als endgültiges Opfer an⸗ 
geſehen werden kann, oder ob Ausſicht beſteht, vom Hypotheken⸗ 
ſchuldner oder Bürgen noch Zahlung zu erlangen. Jedenfalls muß 
der Anſicht des Verf. entſchieden entgegengetreten werden, daß der 
Erſteher nach § 261 Ziff. 3 HGB. unter allen Umſtänden berechtigt 
ſei, den vollen Betrag der ausgefallenen Hypothek in Anſatz zu 
bringen, felbft wenn dieſe den wahren Wert des Grundſtückes über: 
ſteigt. Er überſieht, daß die Hypothek inſoweit vorher bereits wertlos 
war und daß die Aufgabe einer wertloſen Hypothek den „Anſchaffungs⸗ 
preis“ nicht erhöhen kann. Überdies wird in der Regel ein ſolches 
zur Rettung einer gefährdeten Hypothek erſtandenes Grundſtück nicht 
„dauernd zum Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft beſtimmt ſein“. Daß 
der wahre Wert alſo die äußerſte Grenze des Bilanzanſatzes eines 
ſolchen Grundſtückes bildet, iſt nicht nur ein Grundſatz ſolider Bilan⸗ 
zierung, ſondern ein unter allen Umſtänden zu achtender Satz des 
Bilanzrechtes. 

Es beſteht bekanntlich ein heftiger Streit darüber, ob bei Ein⸗ 
ziehung von Aktien aus dem Reingewinn (§ 227 HGB.) ein Reſerve⸗ 
fonds in Höhe des eingezogenen Betrages gebildet oder das Aktien⸗ 
kapital in unveränderter Höhe weitergeführt werden müſſe, oder aber 
ob das Aktienkapital ohne Bildung eines Reſervefonds einfach gekürzt 
werden dürfe. Der Verf. entſcheidet ſich dahin (S. 439): „Zwar 
muß man Staub gegen Simon darin zuſtimmen, daß eine geſetzliche 
Pflicht zu dauernder Rücklage in Höhe des amortiſierten Aktien⸗ 
kapitals nicht beſteht. Doch wird man im Sinne der obigen 
Darlegungen Simon wenigſtens prinzipiell darin beipflichten 
müſſen, daß ſolche Amortiſationsrücklagen mit dem Weſen der Aktien⸗ 
amortifation aus dem Reingewinn tatſächlich untrennbar ver 
bunden ſind.“ Ein Kaufmann, der wiſſen will, ob er den amortiſierten 
Betrag zurückſtellen muß oder zu Gewinnverteilung benutzen darf, 
findet alſo die Antwort, daß er das zwar darf, aber nicht kann. 

Dieſe Beiſpiele zeigen ſchon, daß nach der ganzen Methode des 
Buches die wiſſenſchaftliche Ausbeute jedenfalls für den Juriſten nur 
gering iſt. Auch der wiſſenſchaftliche Apparat läßt berechtigte An⸗ 
ſprüche unbefriedigt. Die Literatur iſt mit ziemlich willkürlicher 
Ausleſe benutzt. So wird das ausgezeichnete Buch von Zimmermann, 
„Die Jahresbilanz der Aktiengeſellſchaft nach deutſchem und ſchweize⸗ 
riſchem Recht, Zürich, 1912“ überhaupt nicht erwähnt. Die Judikatur 
wird faſt ausſchließlich nach den kurzen Berichten aus der „Handelsrecht⸗ 
lichen Rechtſprechung“ von Kaufmann zitiert. Daraus erklärt ſich 
mancher Mißgriff. Wichtige Entſcheidungen ſind überſehen. So wird 
3. B. (S. 467) ganz apodiktiſch behauptet, Bauzinſen könnten nicht 
im Wege der Satzungsänderung eingeführt werden, obgleich das Reichs⸗ 
gericht in ſeiner ſehr eingehenden Entſcheidung Bd. 77, S. 255 den 
gegenteiligen Standpunkt vertritt. 

Der Wert des Buches liegt ausſchließlich in den vielen, einer 
offenbar reichen praktiſchen Erfahrung entnommenen buchtechniſchen 
Einzelheiten. Das Buch kann daher von dem Juriſten wohl als 
Nachſchlagewerk von Fall zu Fall förderlich benutzt werden. Es 
ſetzt aber, wie der Verf. im Vorwort auch ſelbſt hervorhebt, ein 
ziemliches Maß buchhalteriſcher Kenntniſſe voraus. Schon deshalb 
eignet ſich das Buch auch nicht zur Einführung von Juriſten in das 
Bilanzrecht. Dieſen Zweck erfüllt jedenfalls weitaus beſſer das bei 
uns noch viel zu wenig gekannte und benutzte Buch von Zimmermann. 
Für den Gebrauch von Bilanzpraktikern, Bücherreviſoren uſw. kann 
das Buch nützlich ſein, zumal wenn es dem Verf. gelingt, bei einer 
zweiten Auflage das juriſtiſche Element ſchärfer herauszuheben und 
zuverläſſiger zu bearbeiten. Der Genuß des Buches würde ſich dann 
noch weſentlich erhöhen, wenn der Verf. gleichzeitig gewiſſe Uneben⸗ 
heiten der Ausdrucksweiſe ausmerzte. Er benutzt mit Vorliebe Fremd⸗ 
wörter, die nicht nur unſchön, ſondern auch willkürlich gebildet ſind. 
So wird fortgeſetzt von „inventierten“ Aktiven (vgl. S. 174) geſprochen. 
Der Verf. ſpricht von einer „Proviſionierung“ (S. 232). Häufig 
kehrt die Wendung wieder, daß „eine Abſchreibung von der Steuer⸗ 
behörde nicht paſſiert werden kann“ (vgl. z. B. S. 358). 

Ä Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 
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A. Köhne, Generaldirektor des Allgemeinen . 
Die deutſchen Knappſchaftsvereine, ihre Einrichtung und 
ihre Bedeutung. (Beiträge zur ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Fortbildung, H. 12) 96 Seiten. Hannover 1915, 
Helwingſche Verlagsbuchhandlung. Preis geh. 2 4. 

Das Buch gibt ein klares und anſchauliches Bild von dem 
Weſen und der Bedeutung der Knappſchaftsvereine. Es iſt aus 
einem Vortrag vor den Mitgliedern des Reichsverſicherungsamtes 
hervorgegangen. Dieſem Zwecke entſprechend gibt der Verfaſſer 
zunächſt einen kurzen Überblick über die hiſtoriſche Entwicklung des 
Knappſchaftsweſens und des Knappſchaftsrechtes ſeit dem 12. Jahr⸗ 
hundert bis in die neueſte Zeit, wobei er eingehender das preußiſche 
Geſez vom 19. Juni 1906 und feine Vorzüge für die Mitglieder 
der Knappſchaftsvereine behandelt. In knapper, aber klarer und 
gemeinverſtändlicher Ausführung legt er dabei die Beziehungen des 
Knappſchaftsrechtes zur ſozialen Reichsgeſetzgebung der achtziger Jahre 
des verfloſſenen Jahrhunderts, namentlich zum Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherungsgeſetz von 1889, und ſodann die Einwirkungen des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte dar. Es folgen Ausführungen 
über die Organiſation der Knappſchaftsvereine, wobei intereſſante 
Angaben über den Umfang der Verwaltung einiger größerer Vereine, 
beſonders des Bochumer Knappſchaftsvereins gemacht werden, und 
über die Leiſtungen, über die Beiträge und ſonſtigen Einnahmen und 
über das Vermögen der Vereine. Die Vorteile werden hervorgehoben, 
welche die Knappſchaftsgenoſſen durch ihre Zugehörigkeit zu knappſchaft⸗ 
lichen Krankenkaſſen in vielen, beſonders in den großen Knappſchafts⸗ 
vereinen über das geſetzlich vorgeſchriebene Maß hinaus genießen. 
über einzelne ſanitäre Einrichtungen der Vereine (EKrankenhauspflege, 
Familienhilſe) werden ausführlichere Angaben gemacht. Bei dem 
Kapitel über die Penſionskaſſenleiſtungen rechnet der Verfaſſer aus, 
daß im Durchſchnitt ein Berginvalide im Bochumer Knappſchaftsverein 
nach 25 Dienſtjahren Anſpruch auf eine Jahresrente von 748 &, 
nämlich 442 & knappſchaftlicher Penſion und 306 & Reichsinvaliden⸗ 
rente hat, und daß die Jahresrente bei 30 Dienſtjahren auf 818 4 
und bei 40 Dienſtjahren auf 968 & ſteigt. Mit dem Hinweis darauf, 
daß die Knappſchaftsvereine ſich bisher noch zu wenig angelegen ſein 
laſſen, den Bau von Arbeiterwohnungen zu fördern, ſchließt der Ver⸗ 
faſſer ſeine Ausführungen, die in wirkungsvoller Weiſe durch 
Abbildungen von knappſchaftlichen Krankenhäuſern illuſtriert und durch 
eine große Anzahl Tabellen ergänzt werden, die über die Leiſtungen 
einer größeren Zahl von Knappſchaftsvereinen, über die Entwicklung 
der preußiſchen Knappſchaftsvereine im allgemeinen (von 1870 bis 
1911), ſowie über Namen, Sitz und Mitgliederzahl aller deutſchen 
Knappſchaftsvereine Aufſchluß geben. Das Studium des Buches — 
das ein ehrendes Denkmal für den durch den Heldentod allzu früh 
entriſſenen Verfaſſer bildet, von dem das Knappſchaftsweſen noch 
manche Förderung zu erwarten gehabt hätte — kann allen Juriſten 
beſtens empfohlen werden, die auf verſicherungsrechtlichem Gebiete 
tätig ſind und ſich in kurzer Zeit über den behandelten Gegenſtand 
unterrichten wollen. Juſtizrat Milde, Tarnowitz. 


Fröhner, Engen, Dr. med. und Dr. med. vet. h. c., Geh. Re⸗ 
ierungsrat und Profeſſor, Direktor der mediziniſch⸗forenſiſchen 
linik der Kgl. Tierärztlichen Hochſchule in Berlin: Lehrbuch 

der gerichtlichen Tierheilkunde, 4. neubearbeitete Auflage. 
Berlin 1915, Richard Schötz. Preis geb. 10 *. 

Eine Neuauflage von Fröhners bekanntem Lehrbuch der gericht⸗ 
lichen Tierheilkunde iſt ein Ereignis. Ein Buch, das in einem Zeit⸗ 
raum von 10 Jahren (1. Auflage 1905) vier Auflagen erlebt, muß 
ſchon bedeutende innere Vorzüge haben, und dieſe ſind in der Tat vor⸗ 
handen. Was ich den früheren Auflagen in Beſprechungen nachrühmen 
konnte: Schärfe der Dispoſition, Kürze und Klarheit der Darſtellung, 
das iſt auch in der neuen Auflage vorhanden. Es iſt eine außer: 
ordentlich bedauerliche Tatſache: In den Gerichtsbibliotheken findet 
man die beſten Werke auf dem Gebiete der gerichtlichen Tierheilkunde, 
nämlich die Werke von Profeſſor Fröhner⸗Berlin und von Profeſſor 
Malkmus⸗Hannover (2. Auflage, Hannover 1910) nur jelten. Die 
Folge iſt die, daß der Richter ſich über die einfachſten Vorgänge der 
gerichtlichen Tierheilkunde im unklaren befindet und daß über die ein⸗ 
fachſten Behauptungen Beweis durch Sachverſtändige erhoben werden 
muß. Würde der Richter eines der beiden Werke von Fröhner und 
Malkmus zu Rate ziehen, fo würde in manchen Fällen eine . 
erhebung überflüſſig. Es kommt aber etwas weiteres Dude ne 
Juriſten find auf dem Gebiete der gerichtlichen Tierpinnan 5 riff 
Allein auch als Laie kann ich mich über manche mir nicht k 1 au 
der gerichtlichen Tierheilkunde unterrichten, beſonders 5 Malkmus 
ſo vorzügliche Behelfe wie die Lehrbücher von Fröhner 
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zur Verfügung ſtehen. Das hat aber eine weitere Folge: Bin ich 
als Laie unterrichtet, dann kann ich auch den beigezogenen tierärzt⸗ 
lichen Sachverſtändigen ganz anders fragen und ganz anders zur 
Sachaufklärung beitragen, als wenn ich von der ganzen gerichtlichen 
Tierheilkunde keine Ahnung habe. Hat der Richter vor der Ver⸗ 
nehmung in einem der Lehrbücher über gerichtliche Tierheilkunde ſich 
über die einſchlägigen Fragen orientiert, dann kann er zur Aufklärung 
des Sachverhaltes weſentlich beitragen, und er kann insbeſondere den 
Sachverſtändigen darauf hinweiſen, daß ſein Gutachten im Widerſpruch 
ſteht mit der Lehre wiſſenſchaftlicher Autoritäten. Wenn aber der 
Richter auf Grund feiner ihm durch die Literatur gewordenen Sach⸗ 
kenntnis Zweifel an der Richtigkeit des von dem Sachverſtändigen 
abgegebenen Gutachtens bekommt, dann wird ihn das dazu führen, 
ein Obergutachten einzuholen, um auf dieſe Weiſe eine wiſſenſchaftlich 
einwandfreie Feſtſtellung zu erzielen. 

Wenn man von dieſem Geſichtspunkt ausgeht, dann muß man 
ſagen, daß die beiden Werke von Fröhner und Malkmus für die 
Praxis der Gerichte und der Anwälte geradezu unentbehrlich find. 

will aus der Fülle des den Juriſten intereſſierenden Mate⸗ 
rials des Fröhnerſchen Buches nur einiges herausgreifen: Von 
manchem Praktiker wird die Tuberkulinimpfung als Diagnoſtikum 
für Tuberkuloſe bezeichnet. Nach Fröhner (S. 180) iſt ſie forenſiſch 
nicht zu gebrauchen, weil das Tuberkulin kein ſicheres Erkennungs⸗ 
mittel für die Tuberkuloſe bildet. Die Summe von Fehldiagnoſen 
bei der gewöhnlichen ſubkutanen Injektion beträgt in Deutſchland 
durchſchnittlich 13 Prozent und überſteigt ſogar zuweilen dieſe Zahl 
noch. Tuberkuloſe kann in einwandfreier Weiſe nur durch Schlach⸗ 
tung ſeſtgeſtellt werden Das Huſten beim Kind iſt nicht einmal 
immer als Symptom einer beſtimmten Krankheit zu deuten, viel 
weniger der Tuberkuloſe. 

Beim Kauf von Schlachtſchweinen nach Lebendgewicht (S. 261) 
gilt als Vorausſetzung, daß die Tiere nüchtern geliefert, alſo am 
Tag vor der Ablieferung und Schlachtung nur bis abends 8 Uhr 
gefüttert und getränkt werden. 

Der tierärztliche Sachverſtändige hat zu entſcheiden, ob es ſich 
um nüchterne Schweine handelt oder nicht. Fröhner (S. 262) bringt 
hier intereſſantes Verſuchsmaterial. 

Über Gewichtsverluſt bei Schweinen nach Transporten 
wird S. 262 ff. gehandelt. 

Von der Haftpflicht des Hengſthalters handeln die Aus⸗ 
führungen S. 320 ff. Vor wenigen Wochen wurde in meiner Praxis 
folgender Fall vorgetragen: Beim Beſchälakt drang der Penis des 
Hengſtes in den Maſtdarm der Stute ein und perforierte denſelben, 
die Stute ging ein. Haftet der Hengſthalter und ſein Gehilfe oder 
nicht? Über dieſe Frage finden wir klare Ausführungen bei Fröhner. 

Wir finden Darlegungen über die Abdeckerprivilegien, über die 
Frage: ob Schlachttiere dem Abdecker gehören, über die Haftung der 
Schlachthoftierärzte, über den Unterſchied zwiſchen dem forenſiſchen 
und dem veterinärpolizeilichen Begriff der Tuberkuloſe, uͤber die Haf⸗ 
tung der Tierärzte beim Selbſtdispenſieren, bei der Rotlaufimpfung, 
beim Gebrauch der ſogenannten Geburtsmaſchinen, ſowie bei der 
Anwendung von Lumbagin⸗ und Morphiumatropie, über die Zuchtfehler 
und Erbfehler der Hengſte, die Altersbeſtimmung der Kälber und die 
abgeſtorbene Frucht, über die Schwierigkeit der Unterſcheidung des 
Dummkollers von der akuten Gehirnentzündung u. a. 

Dieſe kurzen, in keiner Weiſe erſchöpfenden Angaben ſollen die 
Keichhaltigkeit des Fröhnerſchen Buches dartun. Ich kann nur wieder⸗ 
holen, was ich ſchon ausgeführt habe: Fröhners gerichtliche Tier⸗ 
heilkunde iſt nicht bloß das unentbehrliche Rüſtzeug des Veterinärs, 
ſondern auch des Juriſten, dieſes Lehrbuch darf in keiner juriſtiſchen 
Bibliothek fehlen, es iſt einfach unentbehrlich. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten. 


—— — 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 


A. 


ang in den Mahnverfahren vor den 

Nach der Verordnung des Bundesrats vom 
9, September 1915 über die Entlaſtung der Gerichte kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß das Geſetz in das Prinzip des Anwaltszwanges 
nicht unbeträchtliche Lücken geriſſen hat. Nach § 1 der BO. „ſoll“ der 
Vorſitzende der Zivilkammer, wenn eine Klageſchrift eingereicht wird, in 
der lediglich ein im Mahnverfahren verfolgbarer Anſpruch geltend gemacht 
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wird, einen Zahlungsbefehl erlaſſen. Hiervon ſoll nach § 2 der 20. 
nur abgeſehen werden, wenn die Klageſchrift nicht den Vorſchriften 
des 8 253 Ab ſ. 2 ZPO. entſpricht, oder ſich aus ihrem Inhalt ergibt, 
daß die Klage oder der Koſtenanſpruch ganz o 

begründet iſt. Der § 253 Abſ. 3 ZRO. 
vorſchrift“ nicht die Unterſchrift eines zugelaſſenen f 
Dieſe könnte nur aus $ 253 Abſ. 4 ZPO. der die allgemeinen 
Beſtimmungen über die vorbereitenden Schriftſätze auch auf die 
Klageſchrift zur Anwendung bringt, gefolgert werden. 

Obigem entſprechend muß gemäß 8 3 Abſ. 2 der Verordnung 
der vom Gericht zu erlaſſende Zahlungsbefehl, ohne Rüdficht darauf, 
ob die Klageſchrift dieſes ſchon gemäß 8 215 ZPO. enthält, den 
Hinweis enthalten, daß der Widerſpruch nur durch einen bei Gericht 
zugelaſſenen Rechtsanwalt erfolgen kann. Wird Widerſpruch recht 
zeitig und formgültig erhoben, ſo können etwaige Mängel der Klage⸗ 
ſchrift nicht ws geltend gemacht werden, da der rechtsgültig und 
unanfechtbar ($ 10 BD.) erlaſſene Zahlungsbefehl die 
Grundlage der Verhandlung und Entſcheidung bildet (cf. 5 69 
ZPO.). Naturgemäß muß im Termin ein zugelaſſener Anwalt für 
den Kläger erſcheinen (8 78 ZPO.). Wird kein Widerſpruch in rechts⸗ 
gültiger Form erhoben, ſo braucht ohne Zweifel der Antrag auf 
Vollſtreckbarkeitserklärung nicht durch einen beim LG. zugelafſenen 
Anwalt zu erfolgen ($ 78 Abſ. 2 ZROD.), da der Vollſtreckungzbeſehl 
durch den Gerichtsſchreiber verfügt wird. Hierdurch erhalten die 
neuen Beſtimmungen ein durchaus einheitliches Gepräge. 


Rechtsanwalt Dr. Denkhaus, Mülheim (Ruhr). 


smsrkungen zu 8 10 der Fererduung zur Entlakung 
der Gerichte. Herr Amtsrichter Dr. Trendelenburg beſchäftigt fd 
in Nr. 16 der ZW. mit der Bundes ratsverordnung vom 9. September. 
Zu den Schlußvorſchriften betr. Inkrafttreten der Verordnung bemerkt 
er u. a. „Die Anwendung des § 19, welcher die unbedingte Er 
ſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten in geringfügigen Sachen beſettigt, 
ſetzt voraus, daß die Entſcheidung, welche die tung dur 
Koſtenerſtattung begründet, nach dieſem Zeitpunkt (1. Oktober 1915) 
erlaſſen iſt.“ Er beruft ſich hierbei auf den allgemeinen Grundſaß, 
daß neue Verfahrensnormen ohne Rüdficht auf den Stand bei Ber: 
fahrens mit dem Inkrafttreten wirkſam werden. 

Dieſe Begründung erſcheint verfehlt. Die in die ZPO. auf 
genommenen Prozeßkoſtenvorſchriften, insbeſondere 5 91, enthalten 
keine Verfahrensvorſchriften, find vielmehr materiellrechtlicher Natur. 
Sie beruhen auf einem unter den Parteien beſtehenden Schuldverhältnis, 
das zweifellos mit der Erhebung der Klage zur Entſtehung gelangt 
und nicht etwa mit rechtskräftiger Entſcheidung der Koſtenfrage, dem 
dieſe bringt das Schuldverhältnis zum Abſchluß derart, daß Ber 
änderungen nicht mehr eintreten können und nur noch die lung 
übrig bleibt. Unter ſinngemäßer Anwendung des Art. 170 eden 
wäre hiernach § 91 II 3p. auch ferner für alle „geringfügigen 
Sachen im Sinne der Verordnung, ſoweit ſie vor dem 1. Oktober 1915 
anhängig wurden, anzuwenden. Ein Zurückgreifen auf Att. 170 
EGBGB. ſcheint geboten, weil die Verordnung 125 für den hier 
fraglichen Fall keinerlei Handhabe bietet. Im 8 29 heißt es mil 
übergroßer Kürze: „Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1915 in 
Kraft.“ Das läßt jeder der hier beſprochenen Deutungen Hölle 
freien Spielraum. 

Nicht zu verkennen iſt, daß das auf Erftattung der Progekfoften 
gehende Schuldverhältnis weſentlich durch die öffentlich'rech 
Verfahrensvorſchriften beſtimmt wird und daher aus 
rüdfichten in der ZPO. feinen geſetzlichen Ausdruck fand. Richtig M 
auch, daß, wie Stein (vor § 91 II 2) ausführt, der Erstattung 
anſpruch „trotz feiner privatrechtlichen Natur in der ZPO. deren 
erſchöpfend geregelt iſt, daß jedes Zurückgreifen auf die 
des Privatrechtes dabei ausgeſchloſſen tft“. Das kam ſic aber nF 
auf den inneren Gehalt der Koſtenvorſchriften, nicht auch auf Di 
Frage nach deren zeitlicher 5 beziehen, denn mit dieser 
letzteren beſchäftigt ſich die ZP. durchaus nicht, und das zugehörig 
Einführungsgeſetz hat mit der hier fraglichen Verordnung ni A 
tun. (Doch mag darauf vertiefen werden, daß $ 18 desſelben 
für die diesſeits vertretene Auffaffung eintritt.) 55 

Jedenfalls wird eine Regelung dahin, daß die Erſtattung 
Anwaltskoſten erſt für die vom 1. Oktober ab anl 
Prozeſſe in Wegfall kommen kann, allein zur Vermeidung von ne 
dienen. In allen vor Bekanntwerden der Verfügung anhängig gemach 
Sachen unter 50 & konnten die Parteien, wenn fie 
bedienten, damit rechnen, im Falle des Obſiegens die Anwaltskosten 
erſtattet zu erhalten. Mit Rückſicht hierauf iſt grade in ganz Bi 
einfach liegenden Sachen — alfo in Sachen, in denen die Behlehund 
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als weniger notwendig betrachtet werden konnte — die Tätigkeit eines 
Anwalts in Anſpruch genommen worden, was nicht geſchehen wäre, 
wenn die Neuregelung der Dinge bekannt geweſen wäre. Grade in 
dieſen Fällen aber erſchien der Erſtattungsanſpruch beſonders begründet 
und grade hier würde nun das Geſetz denen, die ſich darauf ſtützten, 
einen Strich durch die Rechnung machen. Die neue Verordnung 
würde alfo, wenn der 8 19 auch auf die vor dem 1. Oktober 1915 
anhängig gewordenen Sachen ſofort Anwendung fände, gegen den 
Grundſatz verſtoßen, daß ein neues Geſetz in wohlerworbene Rechte 
nicht ſchädigend eingreifen darf. 

Es iſt ohnehin zu erwarten, daß die Frage, ob die Beiziehung 
eines Anwalts als notwendig zu betrachten iſt, auch bezüglich der 
neu anhängig werdenden Sachen manchen Zweifel hervorrufen und 
den Gerichten eine Arbeit verurſachen wird, die den Zweck der Ver⸗ 
ordnung weſentlich in Frage ſtellen könnte. Selbſtverſtändlich aber 
werden die neu anhängig werdenden Sachen, in denen Rechtsanwälte 
tätig ſind und Erſtattung von deren Koſten verlangt wird, nur einen 
verſchwindenden Bruchteil von den Sachen ausmachen, die ſchon vorher 
rechtshängig waren und die zum größten Teil mit Rückſicht auf den 
Krieg ruhen, aber jeden Augenblick aufgenommen werden können und 
grade mit Nückſicht auf die durch die Verordnung eingetretene Unſicher⸗ 
heit auch tatſächlich aufgenommen werden. Der hierdurch zu erwartenden 
Mehrarbeit der Gerichte würde am einfachſten dadurch abgeholfen 
werden, daß im Wege einer neuen Verordnung beſtimmt wird, daß 
die Vorſchriften des § 19 erſt auf die vom 1. Oktober 1915 ab 
anhängig werdenden geringfügigen und Privatklageſachen Anwendung 
findet. Dann kann ſich keiner beklagen. 

Rechtsanwalt Dr. Schlechtriem, Düſſeldorf. 


Inu den Noſtenr riſten der undesrats verordnung 
vom 9. September 1915. Die Bundesratsverordnung zur Ent: 
laſtung der Gerichte enthält Koſtenvorſchriften in den 88 1, 8, 12, 17, 19 
und 22. Hiervon bezieht ſich § 12 Abſ. 1 auf eine die Parteivertreter 
nicht intereſſterende Berechnung von Gerichtskoſten. Die übrigen Vor⸗ 
ſchriften enthalten zunächſt eine Ordnungsvorſchrift inſofern, als der 
Klage vor den Land⸗ und Amtsgerichten eine Koſtenberechnung beigefügt 
werden fein Dieſe Koſtenberechnung wird allerdings niemals voll⸗ 
ſtändig ſein können, da Antragſteller im voraus nicht wiſſen kann, 
ob der Beklagte gegen die als Zahlungsbefehl zu behandelnde Klage 
Widerſpruch erheben wird. Es empfiehlt ſich jedenfalls, der Koſten⸗ 
berechnung die durch die Bundesratsverordnung neu eingeführte 
Gebühr für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls (5/,, der Sätze des 
89 Gebo.) im voraus beizufügen. Eventuell läßt ſich dies noch in 
dem Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls tun, zumal für das 
Verfahren vor den Landgerichten die von dem Kläger zu berechnenden 
Koſten des Verfahrens in den Vollſtreckungsbefehl aufzunehmen find. 
Es iſt hierbei zu beachten, daß eine gleiche Vorſchrift für das Mahn⸗ 
verfahren vor den Amtsgerichten nicht gegeben iſt, daß aber auch hier 
nichts im Wege ſtehen dürfte, in dem Antrag auf Vollſtreckungsbefehl 
die Gebühr für ſeine Erwirkung zu berechnen. Zu beachten iſt weiter, 
daß ein eigentliches Koſtenfeſtſetzungsverfahren im Mahnverfahren 
nicht ſtattfindet, und daß, wie bisher in dem normalen Mahnverfahren, 
auch die Koſten für die Vertretung des Gläubigers gleich mit an⸗ 
zugeben ſind, unter Berückſichtigung der durch § 17 vorübergehend 
neu eingeführten beſonderen Gebühr für den Vollſtreckungsbefehl. 

Lebhaften Widerſpruch dürfte bei den Anwälten der 8 19 BRVO. 
hervorrufen, der bei ſogenannten geringfügigen Sachen (Streitwert nicht 
mehr als 50 &) und in Privatklageſachen den § 91 Abſ. 2 ZPO. 
ausſchließt. Dieſe Beſtimmung bezweckte bekanntlich, den Streit über 
die Notwendigkeit der Zuziehung eines Anwalts im einzelnen Falle 
ein für allemal dadurch zu verhindern, daß die Koſten eines Anwalts 
ſtets als erſtattungsfähig bezeichnet wurden. Die, wenn auch nur 
vorübergehende, Beſeitigung der angeführten Beſtimmung durch die 
ausdrücklich als zur Entlaſtung der Gerichte, nicht alſo Koſtenver⸗ 
billigung beſtimmte Bundesratsverordnung enthält ein ausdrückliches 
Mißtrauensvotum gegen die Anwaltſchaft, indem die Bundesrats⸗ 
verordnung damit rechnet, daß durch die zwar nicht geſetzlich, aber 
der Wirkung nach eintretende Ausſchaltung der Anwälte eine Ver⸗ 
minderung der Prozeſſe eintreten wird. Wahrſcheinlich wird aber 
der Erfolg der fein, daß rechtsunkundige Parteien ſich an Winkel⸗ 
advokaten wenden und durch die von dieſen gefertigten rechtlich 
wie tatſächlich mangelhaften Schriftſätze nicht eine Ent⸗, ſondern eine 
Belaſtung der Gerichte eintritt. Die Bundes ratsverordnung verkennt, 
daß die Tätigkeit des Anwalts in vielen Fällen gerade darin beſteht, 
einer Rartei von einer ausſichtsloſen Klage abzuraten (wie oft z. B. 
in Beleidigungsſachen wegen des 8 193 StGB.). Da endlich die 
Anwälte von der Vertretung in den genannten Sachen nicht aus⸗ 
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geſchloſſen ſind, ſo wird ſich bei der Koſtenerſtattung in vielen Fällen 
ein unerquicklicher Streit darüber erheben, ob die Zuziehung des 
Anwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Verteidigung 
notwendig war. Soll insbeſondere ein Anwalt gegen ſeinen Kollegen 
die Notwendigkeit beſtreiten, und ſoll ein Anwalt ſich nicht dadurch 
gekränkt fühlen, wenn von der jetzt die Koſten feſtſetzenden Inſtanz 
ihm die Überflüſſigkeit feiner Tätigkeit beſcheinigt wird und das Gericht 
auf Erinnerung dieſer Anſicht womöglich beitritt? Es iſt daher ein 
dringendes Gebot der Gerechtigkeit, die jetzt zum Teil ſchwer um 
ihre Exiſtenz ringende Anwaltſchaft von dem Odium, das ſeit dem 
§ 19 BRVO. auf ihr ruht, fo bald wie möglich wieder zu befreien. 
Rechtsanwalt Klotzſch, Obornik. 


Jule Geltendmachung der Anſprüche von Ausländern 
im Inland. Auf S. 366, 1915 dieſer Zeitfchrift vertritt Leo die 
Anſicht, daß die Erhebung der Vollſtreckungsgegenklage aus § 767 
und der Interventionsklage aus 8 771 ZPO. durch Ausländer zuläſſig 
ſein müſſe, da es ſich dabei nicht um eine Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen im Sinne des 8 1 BRVO. vom 7. Auguſt 1914 handele.!) 
Dieſer Auffaſſung kann in vollem Umfange meines Erachtens nicht 
beigetreten werden. 

Auszugehen iſt bei der Erörterung der Frage von dem durch 
Leo richtig hervorgehobenen Geſichtspunkt, daß als Geltendmachung 
nur der poſitive Angriff, nicht aber die rein negative Abwehr auf⸗ 
zufaſſen ſei. Fraglich bleibt nur, was man als Angriff und was als 
Abwehr anzuſehen hat. Leo erachtet nun ſowohl die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage als auch die Interventionsklage als Maßregeln, die 
beſtimmt ſind, einen Eingriff in das Recht des Klägers abzuwehren, 
En aus prozeſſualen Gründen dieſe Abwehr in der Form einer 
beſonderen Klage erfolge. 

Dieſe Auffaſſung gibt zu Mißverſtändniſſen deshalb Ver⸗ 
anlaſſung, weil keineswegs feſtſteht, was man unter einem ſolchen 
„Eingriff“ in das Recht des Klägers zu verſtehen hat. Die Fälle 
des 8 767 und des 8 771 ZPO. liegen nämlich durchaus verſchieden 
und haben nur das eine Gemeinſame, daß durch beide Klagen die 
Durchführung einer Zwangsvollſtreckung verhindert werden ſoll. Dies 
Gemeinſame iſt aber etwas rein Außerliches. Denn während im 
Falle des 8 767 der Kläger das materielle Recht, das mit der Voll: 
ſtreckung zur Durchführung gebracht werden ſoll, nachträglich leugnet 
oder Einwendungen dagegen erhebt, ſo läßt die Interventionsklage 
dieſes Recht ganz unberührt und beſchäftigt ſich lediglich mit dem 
Gegenſtande, in den vollſtreckt werden ſoll. Die Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage iſt alſo ihrer ganzen Natur nach lediglich eine Fortſetzung des 
urſprünglichen Verfahrens, das zum Erlaß des Vollſtreckungstitels 
führte, freilich in der beſonderen prozeſſualen Form des 8 767 3PO. 
und mit vertauſchten Parteirollen. Die Interventionsklage dagegen 
bildet die Geltendmachung eines ſelbſtändigen materiellen Rechtes, 
das durch die Vollſtreckung betroffen wird; nur erfolgt auch ſie in 
der beſonderen prozeſſualen Form des § 771 ZPO. Mit anderen 
Worten: Die Vollſtreckungsgegenklage iſt Abwehr, die Interventions⸗ 
klage aber Angriff. Das zeigt ſich charakteriſtiſch in der Regelung 
der Zuſtändigkeit: Die Vollſtreckungsgegenklage ift beim Prozeßgericht 
erſter Inſtanz (alſo Fortſetzung des Verfahrens vor dem urſprünglich 
zuſtändigen Gericht unter Erhaltung aller Inſtanzen), die Inter⸗ 
ventionsklage dagegen bei dem Gericht anzubringen, in deſſen Bezirk 
das geltend zu machende Recht durch die Vollſtreckung verletzt iſt (ähnlich 
alſo dem forum delicti commissi). 

Die Folgen liegen auf der Hand. Die Rechtsverteidigung ſoll 
und darf dem Ausländer durch die BRV. nicht unmöglich gemacht 
werden; die Vollſtreckungsgegenklage des Ausländers wird daher 
genau ſo gut für zuläſſig anzuſehen ſein, als man dem im Inlande 
verklagten Ausländer das Vorbringen von Einwendungen gegen den 
Klageanſpruch nicht abſchneiden kann. An dem rein äußerlichen 
Moment der Vertauſchung der Parteirollen Anſtoß zu nehmen, wäre 
verfehlt; man wird beiſpielsweiſe auch in der Erhebung einer nega⸗ 
tiven Feſtſtellungsklage durch einen Ausländer keine Geltendmachung 
erblicken dürfen. | 

Ganz anders die Interventionsklage; denn fie bezweckt die 
Geltendmachung eines Rechtes. Wenn z. B. (und dies iſt in der 
Praxis der häufigſte Fall) in fremdes Eigentum vollſtreckt wird, ſo 
wird das Eigentum unzuläſſigerweiſe verletzt, und dieſe Verletzung 
erzeugt einen Anſpruch auf Herausgabe bzw. auf Unterlaſſung der 
Störung. Nur dieſer Anſpruch wird mit der Interventionsklage 
verfolgt. Denn ob die Eigentumsverletzung im Wege des Voll⸗ 
ſtreckungsverfahrens erfolgt oder ſonſtwie, iſt doch materiellrechtlich 
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1) Bgl. hierzu auch Menner, JW. 1915, 861 a 5 
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völlig gleichgültig. Wenn ein Ausländer im Inlande beſtohlen wird, 
ſo hat er einen Herausgabeanſpruch gegen den Dieb. Er kann dieſen 
Anſpruch ohne Genehmigung des Reichskanzlers, die allerdings in 

lchem Falle kaum verſagt werden wird, nicht geltend machen. Soll 
der Ausländer dem Eigentumsverletzer gegenüber, der keine ſtrafbare 
Handlung begangen, ſondern ſich lediglich im Rahmen der formalen 
Prozeßgeſetze gehalten hat, beſſergeſtellt fein als dem Straftäter 
gegenüber? Soll mithin das Unrecht privilegiert ſein? Die Unbillig⸗ 
keit liegt klar am Tage. 

Die Interventionsklage des Ausländers wird deshalb als un⸗ 
zuläſſig anzuſehen ſein. Die Auffaſſung, daß es ſich bei ihr um die 
Abwehr eines prozeſſualen Eingriffes handele, iſt äußerlich. Denn 
letzten Endes bildet jede Klage nur die Abwehr und Reaktion gegen 
die Verletzung des Rechtes, das ſie zur Durchführung bringen will. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Wodtke, Saarbrücken. 


5 281 368. und die Gstreide- und Mehlbeſchlag - 
nahme. I. Durch die Bundesratsverordnung vom 25. I. 15 
(GBl. S. 35 ff.) find mit dem Beginn des 1. II. 15 die im Reich 
vorhandenen Vorräte von Weizen und Roggen für die Kriegsgetreide⸗ 
geſellſchaft m. b. H. in Berlin, die Vorräte von Weizen⸗, Roggen», 
Hafer⸗ und Gerſtenmehl für den Kommunalverband, in deſſen Bezirk 
fie ſich befinden, beſchlagnahmt worden. Unter Aufhebung dieſer 
Verordnung tft dann durch die Bekanntmachung vom 28. VI. 15 
(RGBl. S. 368 ff.) das im Reich angebaute Brotgetreide einſchließlich 
des aus dieſem ermahlenen Mehls mit der Trennung vom Boden 
einheitlich für den Kommunalverband, in deſſen Bezirk es gewachſen 
iſt, beſchlagnahmt, während für die Vorräte aus früheren Ernten bis 
zum 15. VIII. 15 die Beſtimmungen vom 25. I. 15 gelten, mit dem 
Beginn des 16. VIII. 15 aber auch dieſe Vorräte für den betreffenden 
Kommunalverband beſchlagnahmt find und jetzt den Beſtimmungen 
der Verordnung vom 28. VI. 15 unterliegen (58 62 bis 66 BD. vom 
28. VI. 15.) .) 

Lieferungsverträge, die der durch die Beſchlagnahme Betroffene 
— der Händler — nach dieſer Beſchlagnahme über die beſchlagnahmten 
Gegenſtände mit einem andern — dem Kunden — abgeſchloſſen hat, 
find kraft ausdrücklicher Beſtimmung nichtig (§S 3 VO. vom 25. I. 15, 
§ 2 O. vom 28. VI. 15). Hingegen wird die Rechtsbeſtändigkeit 
der vor der Beſchlagnahme abgeſchloſſenen Verträge durch dieſe nicht 
berührt (a. M.: Kemritz in JW. 1915, 675). Jedoch wird dem 
Händler durch dieſe Beſchlagnahme die Erfüllung ſeiner Lieferungs⸗ 
verpflichtung nachträglich unmöglich gemacht, wenigſtens regelmäßig. 
Über die beſchlagnahmten Vorräte dürfen ſaſt ausnahmslos Ver⸗ 
ſügungen nur mit Zuſtimmung des betreſſenden Kommunalverbandes 
getroffen werden. Fehlt dieſe Zuſtimmung (vgl. auch noch 8 19 
VO. vom 28. VI. 15) — alſo weitaus in den meiſten Fällen —, liegt 
für den Händler eine Unmöglichkeit der Leiſtung vor. Durch die 
Beſchlagnahme aber iſt faſt das geſamte im Inlande befindliche 
Getreide dem freien Verkehr entzogen. Die geringfügigen Ausnahmen 
von der Beſchlagnahme und vereinzelten Möglichkeiten einer freien 
Veräußerung trotz der Beſchlagnahme kommen praktiſch für uns ſo 
gut wie nicht in Betracht, abgeſehen von der Beſtimmung des 8 68 
VO. vom 28. VI. 15,2) nach der ſich dieſe Vorſchriften nicht auf 
Brotgetreide oder Mehl beziehen, das nach dem 31. I. 15 aus dem 
Auslande eingeführt iſt. Letzteres ſteht alſo nach wie vor im freien 
Verkehr. Nur in den ſeltenen Fällen, in denen ſich die Lieferungs⸗ 
verpflichtung nicht irgendwie auf Brotgetreide oder Mehl beſchränkt, 
das ſich vor dem 31. J. 15 im Inland befand, kann unter Umſtänden 
die Leiſtung des Händlers trotz der Beſchlagnahme möglich bleiben, 
aber auch dies im Rechts ſinne nur dann, falls nicht etwa der Händler 
jetzt nur unter ſolchen Schwierigkeiten oder nur unter ſo großen Auf⸗ 
wendungen zu erfüllen vermöchte, daß ihm die Leiſtung nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte nicht zugemutet 
werden kann. Im folgenden werden dieſe Ausnahmefälle unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. 

Dieſe nachträgliche Unmöglichkeit der Erfüllung nun iſt von dem 
Händler nicht zu vertreten. Ihn trifft kein Verſchulden an dem 
a na Be San und infolge der allgemeinen Beſchlag⸗ 
nahme iſt au ie Leiſtung aus der Gattung ni 5 
6 220 600 5 8 | g nicht mehr möglich 

ab § 275 BOB. wird demnach der Händler dem Ku 
gegenüber von der Verpflichtung zur Leiſtung frei. Wie ſteht es nn 


) Über den Verkehr mit Gerſte und Hafer find glei 
28. VI. 16 beſondere Bekanntmachungen on (8081 9 ff, 
393 ff.). Die Rechtslage iſt für die im folgenden erörterten Fragen 
im Pe ui bei Brotgetreide. 
prechen O. vom 25.1. 15 mit Art. 
vom 6. II. 15. A 
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mit der Vergütung, die der Händler für die beſchlagnahmte Ware 
erhält, mit dem Übernahmepreis? Hat der Kunde nach § 281 808. 


einen Anſpruch auf dieſen? 


II. In unſerem Falle 


ift die Leiſtung des Händlers unmittelbar 


durch die Beſchlagnahme unmöglich geworden. Das Bedenken Beckers,“ 
die Beſchlagnahme einer Ware allein mache die Leiſtung noch nicht 
unmöglich, es müſſe vielmehr noch der weitere Umſtand hinzukommen, 
daß auch im Handel die beſchlagnahmte Ware nicht zu haben ſei, 
kann gerade bei der Getreide⸗ und Mehlbeſchlagnahme nicht auftauchen, 
da durch dieſe eben nicht allein die Vorräte des Händlers, fondern 
allgemein ſämtliche Vorräte im Handel betroffen werden. Andererſeits 
bat aber auch der Händler den Anſpruch auf den Übernahmepreis 
gegenüber dem betreffenden Kommunalverband ) infolge der Beſchlag⸗ 
nahme erlangt, ſo daß es ſich hier um ein „lucrum ex re“ und 
nicht um ein „lucrum ex negotiatione“ handelt. A erwiͤchſt 
dem Händler der Anſpruch auf den Übernahmepreis noch nicht durch 
die Beſchlagnahme an ſich, ſondern erſt durch die von der Beſchlag⸗ 
nahme zeitlich und inhaltlich getrennte Eigentumsübertragung (vgl. 
8 84 VO. vom 28. VI. 15). Eine ſolche Eigentumsübertragung iſt aber 
die regelmäßige Folge der Beſchlagnahme (§S 7 BO. vom 28. VI. 16). 
Die Anwendbarkeit des §S 281 BGB. ſetzt nun nicht voraus, daß der 
Umſtand, der die Leiſtung unmöglich macht, für ſich allein den Erwerb 
des Erſatzes oder des Erſatzanſpruches durch den Schuldner herbeiführt, 
wenn jener Umſtand nur für dieſen Erwerb urſächlich iſt. Dies trifft 
in unſerem Falle zu. Aus der Eigenſchaft des Eigentumsüberganges 
und damit des Erwerbes des Erſatzes durch den Händler als einer 
notwendigen Folge der Beſchlagnahme ergibt ſich aber auch, daß ſich 
der Wechſel der Werte (Erſatz ſtatt des Schuldgegenſtandes) in letzter 
Reihe ohne den Hinzutritt einer rechtsgeſchäftlichen Tätigkeit des 
Händlers vollzieht.?) 


III. Schwerer wiegt 


ein weiteres Bedenken. Es handelt ſich 


hier regelmäßig um eine Gattungsſchuld oder wenigſtens um eine 
ſogenannte begrenzte Gattungsſchuld, die beide rechtlich gleich behandelt 


werden. 


Kann aber 8 281 BGB. überhaupt bei Gattungsſchulden 


zur Anwendung gelangen, wo doch einerſeits bis zur Konzentration 
der Gattungsſchuld ($ 243 II BGB.) die ganze Gattung den Schuld: 
gegenſtand bildet, während andererſeits der Schuldner einen Erſaß 
nie allgemein für die Gattung, ſondern immer nur für eine beſtimmte 
Ware erhält, § 281 BGB. indeſſen vorausſetzt, daß der Erſat „für 
den geſchuldeten Gegenſtand“ erlangt wird? 

Es handelt ſich hierbei um eine grundſätzliche Frage, die er: 
ſtaunlicherweiſe meines Wiſſens bei der allgemeinen Erörterung des 
§ 281 BGB. überhaupt noch keine Prüfung erfahren hat, ſondern nur 
in Beziehung gerade auf unſeren Fall des Einfluſſes des Krieges auf 
Lieferungsverträge erörtert iſt. Auch hier begnügt man ſich aber 
regelmäßige) damit, zu erklären, bei Gattungsſchulden könne 9 281 
BOB. vor der Konzentration des Schuldverhältniſſes nicht zur An. 
wendung gelangen, da eben bis zu dieſem Augenblick die ganze 
Gattung und nicht nur der Gegenſtand, für den der Schuldner einen 
Erſatz bekommen habe, geſchuldet ſei. 

Dieſe Argumentation iſt gewiß an ſich vollkommen zutreffend; 
wir vermögen aber fo dem Geiſte des § 281 B., dem Zwecke, 
den dieſer verfolgt, nicht gerecht zu werden. Die Erwägungen, dle 
bereits im Gemeinen Rechte zur Aufſtellung des in § 281 BOB. aus: 
gedrückten Gedankens geführt haben, treffen genau ebenfo für Spezies 
wie für Genusſchulden zu. Das Prinzip des § 281 BGB. beruht 


auf der berechtigten Unte 
Schuldners darauf gericht 


rſtellung, daß der Verpflichtungswille des 
et ſei, dem Gläubiger im Falle der Un: 


möglichkeit der Leiſtung einen ſolchen Erſatzanſpruch zu verſchaſſen, 
und entſpricht zweifellos der Billigkeit (vgl. Mot. 2, 46 ff.). 
Inſoweit beſteht aber kein Unterſchied, ob jemand etwa ſchenkungs⸗ 


weiſ 


e einen wertvollen Kunſtgegenſtand oder eine Flaſche koſtbaren 


Weines aus einem nur noch kleinen Vorrat verſpricht. Entſprechendes 
bei gegenſeitigen Verträgen. Hier iſt vor allem folgendes 
entlich. Wird etwa einem Verkäufer die Lieferung einer Ware 


gilt 
weſ 


zufälli 
Erſatz 


8 unmöglich und erlangt er infolge desſelben Umſtandes einen 
„ der den Wert der geſchuldeten Leiſtung überfteigt, fo kann 


der Käufer gegen Zahlung des Kaufpreiſes Herausgabe des ganzen 


Erſatzes verla 


ſichtigung der 


28. 
in 
in 


in 


ngen: ein ſolcher Gewinn geht eben auf Koſten des 


) Beer in JW. 1915, 182 ff., allerdings in beſonderer Verba 


Lieferungsverträge in der Textilinduſtrie. 


vi 575 gegenüber der Neichsgetreideſtelle (vgl. 5 7 30. von 


So auch Starte in JW. 1915, 561 ff. Vgl. auch Löwenwarter 
JW. 1915, 111; Bendix in Recht 1815, 382 f.; Waſſermann in 


JW. 1914, 1114 ff. 


J. 1914, 1005 ff. Oßwald in JW. 1915, 203 — a. M.: Vece 


5. Lol. Bendir a. a. O.; Becker in JW. 1915, 182 ff.; Lemberg 


„Recht und Wirtſchaft⸗ 


1916, 101 ff. 
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44. Jahrgang. 


Käufers, der einen Erſatz dafür erhält, daß er die ihm elgentlich 


geſchuldete Leiſtung nicht mehr fordern kann, und nicht etwa auf 


Koſten des Verkäufers, der auch den Schuldgegenſtand ſelbſt hätte 
herausgeben müſſen. Auch hier ſind die Zweckmäßigkeitserwägungen 
die gleichen, mag es ſich um eine Spezies⸗ oder um eine Gattungs⸗ 
ſchuld handeln. 

Daß dementſprechend auch in dem uns beſchäftigenden Falle die 
Billigkeit für die Begründung einer Herausgabeverpflichtung bezüglich 
des als Übernahmepreis Erlangten ſeitens des Händlers an den 
Kunden, insbeſondere auch dafür ſpricht, dem Kunden den Betrag 
zuzuerkennen, um den etwa der Ubernahmepreis den zwiſchen Händler 
und Kunden vereinbarten Kaufpreis überſteigt, daß der Händler auf 
dieſen Gewinn berechtigterweiſe kein Anrecht haben kann, wird 
mehrfach anerkannt), ohne daß indeſſen die Frage geprüft wird, 
inwieweit 8 281 BGB. überhaupt bei Gattungsſchulden zur Anwendung 
gelangen kann. 

Iſt mithin 8 281 BGB. auf Gattungsſchulden unmittelbar nicht 
anwendbar, treffen andererſeits die Gründe, die zur Aufſtellung dieſes 
Surrogationsprinzipes geführt haben, in gleicher Weiſe wie bei 
Spezies, jo auch bei Genusſchulden zu, erfordern Billigkeitserwägungen 
die Anwendung dieſer Grundſätze auch auf letztere Schuldverhältniſſe, 
fo bleibt nur die eine Löſung: § 281 BGB. muß bei Gattungs⸗ 
ſchulden analoge Anwendung finden. 

IV. Für unſeren Fall ergibt ſich hiermit die Schlußfolgerung: 
Durch die Getreide: und Mehlbeſchlagnahme wird die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit von Lieferungsverträgen, die vor der Beſchlagnahme über die 
beſchlagnahmten Waren abgeſchloſſen ſind, nicht berührt, wohl aber 
wird die dem Händler obliegende Lieferungsverpflichtung regelmäßig 
unmöglich. Dafür erhält aber der Kunde einen Anſpruch gegen den 
Händler auf Herausgabe des von dieſem eingezogenen Übernahme: 
preiſes oder auf Abtretung des Anſpruches auf den ÜUbernahmepreis, 
wogegen der Kunde zur Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit verpflichtet 
bleibt, als nicht die Höhe des lbernahmepreiſes hinter dem Werte 
der geſchuldeten Ware zurückbleibt; ein infolge der Beſchlagnahme 
erzielter Gewinn kommt dem Kunden zugute. 

Abſchließend ſei noch bemerkt, daß für eine anteilmäßige Be⸗ 
friedigung mehrerer Kunden, wie ſie Bendix?) bei der begrenzten 
Gattungsſchuld glaubt zur Anwendung bringen zu können, kein Raum 
bleibt. Einen Unterſchied in der Behandlung der begrenzten 
Gattungsſchuld gegenüber einer ſonſtigen Gattungsſchuld in dieſem 
Punkte zu machen, erſcheint nicht gerechtfertigt, ganz abgeſehen davon, 
daß die von dem Reichsgericht aufgeſtellte Lehre einer gleichmäßigen, 
anteiligen Befriedigung mehrerer Gläubiger außerhalb des Konkurſes 
noch dringend der Nachprüfung bedarf.“) 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Kluckhohn, Göttingen. 


— —— 


Der Deutſche Motarverein hielt am 12. September d. J. 
zu Düſſeldorf eine Kriegstagung ab, in welcher die Errichtung 
einer Kriegshilfskafſe beſchloſſen wurde, aus welcher die durch 
den Krieg hilfsbedürftig gewordenen Mitglieder und ihre Familien 
unterſtützt werden ſollen. Die Notwendigkeit einer ſolchen Anſtalt iſt 
gerade für das Notariat augenfällig, da dieſes durch das Stocken 
des geſamten Grundkreditverkehrs um den größten Teil ſeiner Ein⸗ 
nahmen gebracht iſt. Aus dieſem Grunde mußte die Hilfe beſonders 
kräftig einſetzen. Und das iſt denn in einer Weiſe geſchehen, welche 
ſich von der ſonſt geübten bemerkenswert unterſcheidet. Es iſt nämlich 
die Kraft der Organiſation in Anſpruch genommen worden, durch 
die wir uns unſern Feinden ſo überlegen gezeigt haben. Die Kaſſe 
wird geſpeiſt durch Erhöhung des Mitgliederbeitrages um 
4½ l jährlich. Dieſe ergibt bei ganz geringfügiger Belaſtung des 
Einzelnen eine Jahreseinnahme von rund 16 000 *. Wenn nun 
auch wahrſcheinlich die Ausgaben der Kaſſe vorwiegend einmalige, 
nicht dauernde ſein werden, ſo läßt ſich doch auf eine feſte Jahres⸗ 
einnahme von ſolcher Höhe ein bedeutender Kredit ſtützen, ſo daß es 
der Kaſſe an Mitteln nicht fehlen wird. Überdies werden ihr weitere 
Mittel zugeführt durch die Uberſchüſſe der Vereinsverwaltung, die ihr 
zur Hälfte zufließen, und durch das Stammvermögen des Vereins, 
das bis zur Höhe von 20 000 angegriffen werden ſoll. Endlich 
ſollen freiwillige Beiträge geſammelt werden. Da nun die Mehrzahl 
der deutſchen Notare zugleich die Rechtsanwaltſchaft ausübt, die nicht 
in dem gleichen Maße wie das Notariat vom Kriege betroſſen iſt, 


— — — 


7) Vor allem Löwenwarter a. a. O. Vgl. auch Waſſermann 
a. a. O. Grundſätzliche, aber wenig überzeugende Erörterungen bei 
Starke a. a. O. 

8) Bendix a. a. O. Vgl. auch Starke a. a. O.; Neukamp in 
Leipz Z. 1914, 1825 ff. 

5) NG. 84, 125 ff. Vgl. auch Kluckhohn in Recht 1914, 268 ff. 
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und die außerdem in ihrer eigenen Hilfskaſſe einen mächtigen Rückhalt 
hat, ſo darf erwartet werden, daß die Kaſſe den an ſie herantretenden 
Anſprüchen genügen wird. Es mag dieſe Verbindung von Organi⸗ 
ſation und Freiwilligkeit geweſen, welche den der Verſammlung bei⸗ 
wohnenden gerichtspräſidenten von Düffelborf zu der Außerung 
bewog, dieſe Art der Hilfe habe ihm imponiert. Und die Einſtimmig⸗ 
keit, mit der ſie beſchloſſen wurde, mag wohl als Zeichen für den 
Durchbruch des Gedankens genommen werden, der die höhere Kraft 
der Organiſation anerkennt und dafür den mit ihr verbundenen 
Zwang willig in Kauf nimmt. 

Den zweiten Hauptgegenſtand der Tagesordnung bildete eine 
Erörterung der Kriegslage des deutſchen Grundſtücks⸗ und 
Hypothekenrechts, welche ein gründlicher Kenner dieſes Gebiets, 
Juſtizrat Dr. Fritz Meyer⸗Frankfurt a. M. mit einem großen Vor⸗ 
trage einleitete. Dreifach, führte er aus, iſt das Problem: die 
Beſchaffung neuer, die Verlängerung alter Hypotheken und die Er⸗ 
füllung der Zinsverpflichtung. Neue Hypotheken find augenblicklich 
überhaupt nicht und werden auch nach dem Kriege nur zu höheren 
Zinſen, zweite Hypotheken gar nicht zu haben ſein. Die Verlängerungs⸗ 
frage iſt für den Augenblick dadurch gelöſt worden, daß eine große 
Zahl von Hypothekenbanken und Verſicherungsgeſellſchaften ſich ver⸗ 
pflichtet haben, ihre fälligen Hypotheken bis drei Monate nach 
Beendigung des Krieges gegen 4¼ Prozent und ohne Proviſion ſtehen 
zu laſſen. Die Zinszahlung endlich iſt verhältnismäßig wenig geſtört 
worden; die Jahresberichte der 38 Hypothekenbanken zeigen nur einen 
durchſchnittlichen Zinsrückſtand von 2,47 des Zinſenſolls. Da aber 
die Mietausfälle ſehr bedeutend geweſen ſind, ſo müſſen zur Deckung 
von Zinſen die Spargroſchen in Anſpruch genommen worden ſein. 
Alles dies mag über die augenblicklichen Schwierigkeiten hinweghelfen. 
Aber auf die Dauer iſt dem Hausbeſitz nur zu helfen durch ſelbſtändige, 
aus der Selbſthilfe des organifierten Hausbeſitzes hervorgegangene und 
aus öffentlichen Mitteln unterſtützte gemeinnützige Kreditanſtalten, 
welche Zinshypotheken, das iſt einen beſonderen langen Kredit 
für die Zahlung der Zinsrückſtände und laufenden Zinſen, gewähren, 
ferner Tilgungshypotheken zu mäßigem Zinsfuße und endlich 
zweite Hypotheken. Die Frage der Geſundung des deutſchen 
Kealkredits iſt aus einer bloßen Intereſſenfrage eines Berufsſtandes 
zu einer nationalen geworden, für welche eine befriedigende Löſung 
gefunden werden muß. 

In einer eingehenden und ſehr ſachkundigen Erwiderung kam 
Juſtizrat Hans Pohl, Notar in Berlin, zu dem Schluſſe, daß die 
großen und mittleren Städte ſich zuſammenſchließen müßten zur 
Gründung von Provinzialpfandbriefbanken für ſtädtiſchen Grundbeſitz, 
welche auch zweite, das iſt 60 Prozent des Werts überſteigende 
Hypotheken, dieſe aber nur gegen Bürgſchaft der Gemeinde, ausgeben, 
die ihrerſeits gedeckt wird durch Bürgſchaft von Vereinen oder durch 
das Recht, die Grundſtücke unter eine Art von Geſchäftsaufſicht zu 
nehmen. 

Beſchlüſſe wurden nicht gefaßt. Die Vorträge werden weiteren 
Kreiſen zugänglich gemacht werden. Vgl. den Bericht in DNot V. 1915 
S. 629 — 671. Juſtizrat Weißler, Halle. 


—— nn 


Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 
a) Zivilſachen. 


1. Bei nur teilweiſe ausſtehender Gegenforderung kann 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrages nicht bloß wegen 
Geringfügigkeit des Reſtanſpruchs, ſondern auch aus anderen 
Gründen nach § 320 Abſ. 2 ausgeſchloſſen ſein, z. B. wenn für 
die beſtrittene Reſtpreisforderung Sicherheit geleiſtet und mit 
Rückſicht hierauf die ſernere Verweigerung der Lieferung als 
gegen Treu und Glauben verſtoßend anzuſehen iſt.!) 


1) Nach BGB. 8 320 Abſ. 1 Satz 3 iſt die Beſtimmung des 
§ 273 Abſ. 3, derzufolge das gewöhnliche Zurückbehaltungsrecht durch 
Sicherheitsleiſtung abgewendet werden kann, im Falle des gegenſeitigen 
Vertrags nicht anwendbar. Mit Recht: denn während das Zurück⸗ 
behaltungsrecht (3. B. für Auslagen des Beauftragten) ſelbſt nur ein 
Sicherungsmittel iſt, das durch ein anderes (Sicherheitsleiſtung) voll 
erfegt werden kann, beſteht beim gegenſeitigen Vertrag ein wahres 
Austauſchverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung; die Funktionen 
der Einrede des nicht erfüllten Vertrags würden vereitelt, wenn der 
die Leiſtung fordernde Teil ſtatt ſeiner Gegenleiſtung — und zwar 
auch wenn dieſe, wie die dem Käufer obliegende, nur in Geld beſteht — 
dem andern Teil eine bloße Sicherſtellung aufnötigen, ibn alſo zum 
Kreditieren, wenn auch zu pfandgeſichertem Kreditieren, zwingen könnte. 
Aber — während bisher überall dieſer Ausſchluß der Sicherheitsleiſtung 

154 * 
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2. 8 454 BGB. ift eine Ausnahmevorſchrift, alfo ſtren 
auszulegen: Iſt nur ein Teil des Kaufpreiſes geſtundet, ſo iſt 
der Rücktritt auch nur wegen der Nichtzahlung dieſes Teiles 
ausgeſchloſſen; er bleibt zuläfig, wenn die Vorausſetzungen des 

326 BGB. bei dem übrigen Teile des Kaufpreiſes vorliegen. 
15 der Käufer neben dem Kaufgelde noch andere, Zug um 

ug zu erfüllende, Gegenleiſtungen übernommen, ſo begründet 
die Nichterfüllung dieſer Leiſtungen trotz der 5 des 
Kaufpreiſes das Rücktrittsrecht aus 8 326 BGB. — Beſteht 
eine geſetzliche Verpflichtung zur Rückgängigmachung eines Kauf⸗ 
geſchäfts, 8 liegt in dem, der Erfüllung dieſer Verpflichtung 
dienenden Vertrage kein läſtiges Veräußerungsgeſchäft. 


3. Betrifft das argliſtige Verſchweigen des Verkäufers 
einen Fehler der Kaufſache, ſo begründet es — ohne Rückſicht 
darauf, ob der Käufer dadurch in ſeinen Willenserklärungen 
beſtimmt worden iſt — einen Anſpruch auf Erſatz des poſitiven 

llungsintereſſes ($ 463 BGB.). Einen „Fehler“ im Sinne 
der 88 459, 463 BGB. bildet bei einem Hausgrundſtück eine Be⸗ 
ſchränkung in der Benutzbarkeit ſeiner Räume jedenfalls dann, 
wenn ſie den Wert oder die Tauglichkeit des Grundſtücks zu 
dem gewöhnlichen oder dem vertraglich 5 Gebrauche 
mindert. Es macht dabei keinen Unterſchied, ob die Beſchränkung 
in der Benutzbarkeit in der Beſchaffenheit des Hauſes allein oder 
nur in Verbindung mit anderen Umſtänden begründet iſt.“) 


4. Amtspflichten des Notars können nicht Gegenſtand 
eines Dienſtvertrags ſein; doch kann der Notar neben ſeiner 
Amtstätigkeit als Rechtskundiger Dienſtverträge ſchließen und 
Aufträge übernehmen. Die Amtstätigkeit und die Amtspflichten 
des ausſchließlich zur Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 


gegenüber der Einrede des nicht erfüllten Vertrags als ein ſchlechthin 
geltender gelehrt wurde, zeigt das Reichsgericht jetzt, daß § 320 Abſ. 1 
Satz 3 eben nur das unbedingte Recht auf Abwendung dieſer 
Einrede durch Sicherheitsleiſtung verneint, daß aber im Falle nur 
teilweiſe rückſtändiger Gegenleiſtung der im § 320 Abſ. 2 aus: 
geſprochene Hinweis auf Treu und Glauben doch im Einzelfall 
folder Sicherheitsleiſtung Eingang gewähren kann. Wenn 7500 # 
vorausbezahlt und der angebliche Kaufpreisreſt von 900 & ftreitig 
iſt, iſt dies Ergebnis gewiß gerecht und verkehrsmäßig, ein Fortſchritt 
der Rechtſprechung. N 

Die prozeßrechtliche Lage des Falles ſoll hier nicht erörtert 
werden, dagegen gibt er zu einer nachdenklichen prozeßpolitiſchen 
Bemerkung Anlaß: 

Im Juli 1913 kauft G. ein Automobil zum Grundpreis von 
7500 A, das zunächſt beim Verkäufer A. ſtehen bleibt. Im No: 
vember 1913 zahlt er die 7500 &, verweigert aber eine Zuſatz⸗ 
forderung für angebliche Nebenlieferungen in Höhe von 900 * Um 
gleichwohl das Automobil zu erhalten, leiſtet er Sicherheit in Höhe 
von 1000 &. Nach — zwei Jahren hebt das RG. ein Berufungs⸗ 
urteil auf, das die Herausgabe von einem Eid des A. abhängig 
gemacht hat, und verweiſt die Sache in die Inſtanz zurück, während 
gleichzeitig die Widerklage des A. auf Zahlung der 900 noch in 
erſter Inſtanz anhängig tft. In Wirklichkeit ftreitig find 900 A, der 
„Streitwert“ aber iſt 7500 ., die Prozeßkoſten belaufen ſich heute 
ſchon, wenn ich recht rechne, auf über 1800 und — noch immer 
ſteht der Kraftwagen im Schuppen des Verkäufers, noch immer iſt 
unentſchieden, ob dieſer wirklich noch 900 LA zu fordern hat. Wo 
ſteckt bei ſolchem Prozeßverlauf der Fehler? wo die Schuld? Ich will 
dieſe Frage nur aufwerfen. Mit Sicherheit beantworten könnte ſie 
nur, wem mehr Material vorliegt, als der nackte Tatbeſtand. Aber 
eine andere Frage kann jeder Leſer ohne weiteres beantworten: iſt 
ein ſolcher Prozeßverlauf heute wirklich nur eine ſeltene Ausnahme?! 

Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


Das RG. beſtätigt feinen ſtändig eingenommenen Standpunkt, 
daß der Verkäufer, der einen Fehler argliſtig verſchweigt, auf das 
volle poſitive Erfüllungsintereſſe haftet. Dieſe Auffaſſung 
hat auch im Schrifttum einhellige Zuſtimmung gefunden. (Vgl. die 

uſammenſtellung bei Staudinger 7./8. Aufl. zu § 463 8 b F.) Uner⸗ 
ee blieb hier die damit m Zuſammenhang ſtehende Frage, ob das 
poſitive Erfüllungsintereſſe auch dann verlangt werden kann, wenn 
eine nicht vorhandene Eigenſchaft, ohne zugeſichert zu ſein, argliſtig 
vorgeſpiegelt wird. Das RG. bejaht (mit Recht!) dieſe Frage 
(vgl. insbeſondere RG. 66, 335). Dagegen Staudinger zu § 46 
hy und insbeſondere Matthieſſen, JW. 1918, 516 ff. | 
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für und gegen deren geſetzliche 


gegen die Stadtgemeinde. 


Geſichtspunkten entſchieden, die ſich ſchon in 


M 18. 1915. 


herangezogenen Notars erſchöpfen ſich mit der Vornahme det 
Beurkundung.) 

5. Wird eine öffentliche Behörde als ſolche — d. h. als 
Organ eines öffentlichen Verbandes — mit der Verwaltung 
einer Stiftung betraut, fo wird die Verwaltung von dem Der: 
bande durch ſeine Organe geführt. Der Verband iſt für alle 
den Umfang des Verwaltungsrechts betreffenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten aktiv und paſſiv legitimiert.“ 


6. 3) Der Transport eines Maſchinentcils von der Auf⸗ 
bewahrungsſtelle zum Aufſtellungsorte gehört zum Fabrilbetriebe. 
— b) Eine nur einmalige vorübergehende Beſchäftigung eines 
Arbeiters in einem fremden Betriebe begründet im sa 
rechtlichen Sinne kein Arbeitsverhältnis zwiſchen dem Betrie 
unternehmer und dem Arbeiter.“) 


J) Die grundſätzliche Bedeutung der Entſcheidung liegt nicht 
ſowohl darin, daß im vorliegenden Fall eine Vertragspflicht aus 
Dienſtwertrag oder Auftrag verneint wird — inſoweit liegen tatſäch 
liche Feſtſtellungen des BG. vor —, als darin, daß auch hier wieder 
die öffentlich⸗ rechtliche Stellung als Beurkundungsperſon 
und die privatrechtliche Tätigkeit als rechtskundiger Berater 
ſcharf geſchieden wird. Die unklare und irreführende Unterſcheidung 
zwiſchen Berufspflicht und Amtspflicht iſt wohl endgültig erledigt. 
Vgl. hierzu auch Joſef, KGBl. 1915, 97 f. Fuchs. 


4) In dem Falle des Urteils handelt es ſich nicht um eint 
unſelbſtändige fiduziariſche Stiftung, bei der das Stiftungsgut Cigen⸗ 
tum des Fiduziars, ſchuldrechtlich mit der Auflage, es zum Stiftungs⸗ 
zweck zu verwenden, belaftet iſt, ſondern um eine rechtsfähige 
ſelbſtändige Stiftung. (Urteil des RG. vom 14. März 1912 im 
„Recht“ 1912, 321.) 

Nimmt man nun mit dem Urteil an, daß die beklagte Stadt: 
gemeinde durch ihre Organe die Verwaltung der Stiftung führte, fo 
iſt doch die weitere Folge, daß die Stadtgemeinde für alle den 
Umfang ihres Verwaltungsrechts betreffenden Rechtsſtreitigkeiten aftit 
und paſſiv legitimiert iſt, bedenklich. Die Stadtgemeinde hat dam 
die Stellung des geſetzlichen Vertreters der Stiftung (BGB. SS 86, 26), 
aber fie iſt weder mit der Stiftung identiſch noch Inhaber der Rechte 
und Pflichten der Stiftung. Der Umfang des B rechts der 
Stadtgemeinde, das heißt des geſetzlichen Vertreters der Stiftung, 
der Umfang, in welchem der geſetzliche Vertreter die Stiftung berechtigt 
und verpflichtet, mag daher zwiſchen dem geſetzlichen Vertreter und 
der von ihm vertretenen juriſtiſchen Perſon ausgetragen werden. DI 
dafür der Rechtsweg zuläſſig iſt, ſei dahingeſtellt. Aber ein Dritter 
kann dieſen Streit nur mit der juriſtiſchen Perſon, nicht mit deren 
geſetzlichen Vertretern austragen. 

Das RG. hält es für unerheblich, ob die Klage der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker auch gegen die Stiftung hätte gerichtet werden können. 
Die Prüfung dieſer Frage iſt aber gerade die Probe auf das N 
Denn wenn eine ſolche Klage gegen die Stiftung zuläſſig iſt und 
erhoben wird, und wenn ſie zu einem anderen Ergebnis führt als die 
von dem RG. zugelaſſene Klage gegen die Stadtgemeinde, dam 
würde die eine Entſcheidung für und gegen die Stiftung, die andere 
Vertreter Rechtskraft ſchaffen 

Und wenn die Entſcheidung, welche gegen die Stabtgemenbt 
ergeht, im Verhältnis zur Stiftung keine Rechtskraft ſchafft, fo 
man das Feſtſtellungsintereſſe für den Prozeß der Teſtamentsvollſtretker 

Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


5) Zunächſt ein überzeugender Beitrag zu der Frage, wann je 
genannte „Außenarbeiten“ unter § 2 Haftpfl®. fallen. Von ice 
Gedanken gingen auch die Urteile NG. 67, 229 und ZW. 1908, 107 
aus. „Die Anwendung (des 8 2 Haftpfl G.) auf ſogenannte Außen 
arbeiten kann ſich nach den Umftänden aus dem Gefichtäpuntie vet 
fertigen, daß die betreffenden Arbeiten lediglich einen Teil des ee 
die eigentlichen Fabrikrkume hinausreichenden Fabrirbetredes us 
eine Ausſtrahlung desſelben darſtellen, jo bel Außenarbeiten e 
Elertrizitätswertes, einer Gasanſtalt, eines Nöhrenlettungsbetrich 
(vgl. RG. 67, 229). So JW. a. a. O. Siehe im übrigen Eger 
(J) 241 f. | 
Sodann ein Beitrag zum Begriffe des Unternehmers in 195 
des § 898 RBO.! Auch in dieſer Beziehung wird nach benfel 


Daß des, I 
RO. 74, 222; 78, 51; 82, 110 finden. Schade, daß diese unge 
ebenſo wie das neue Urteil von einer eingehenderen Entwidlung © 
den Unternehmer vom Dritten ſcheidenden Merkmale im abaſſch 
abgeſehen haben. Die Fülle der Rechtſprechung (f. die alas 
von Sauter, Gelegenheits- oder Gefälligfeitäverrichtungen IT. 
rechtliche Beurteilung auf dem Gebiete der öffentlichen Unfallb | 
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44. Jahrgang. 


7. Befindet ſich eine Niederlaſſung des wegen unlauteren 
Wettbewerbes Beklagten im Inlande, ſo begründet dieſe einen 
inländiſchen Gerichtsſtand; unerheblich iſt hierbei, ob der In⸗ 
haber noch Niederlaſſungen im Auslande hat, ſelbſt wenn die 
Niederlaſſung im Auslande die Hauptniederlaſſung oder die⸗ 
jenige iſt, auf welche ſich die unlautere Reklame bezogen hat. 
Als „Ausland“ in dieſem Sinne gilt auch ein deutſcher 
Konſulargerichtsbezirk, wenn nicht auch der Kläger in dieſem 
Bezirke eine Niederlaſſung hat.“) 

8. a) Der Fiskus ſchuldet Zinſen von zurückzuzahlenden 
Steuerbeträgen regelmäßig nicht vom Tage der Zablung ab, 
ſondern ſeit der Zuſtellung der Rückforderungsklage. Mit 
Kenntnis des Erbſchaftsſteueramts von dem Mangel des recht⸗ 
lichen Grundes des Steueranſpruches tritt die Verzinſungspflicht 
ſofort ein, ohne Rückſicht darauf, in welchem Zeitpunkte bei 
ordnungsmäßigem Geſchäftsgange die Anweiſung zur Rück⸗ 
zahlung hätte erteilt werden können. — b) In Zollſachen kann 
nur die Oberzolldirektion den Staat in vermögensrechtlicher 
Beziehung durch Rechtshandlungen, Verträge, Vergleiche uſw. 
verpflichten.“ 8 


JW. 1912, 1048), die irrige Berufung auf die vermeintliche Auffaſſung 
des RG. (ſ. RG. 82, 111) zeigen das Zweifelhafte der Rechtslage. 
Rechtsanwalt Plum, Cöln. 

6) Ob die Konſulargerichtsbarkeitsbezirke als Inland oder Aus⸗ 
land im Sinne einer geſetzlichen Beſtimmung zu behandeln ſind, kann 
nur von Fall zu Fall je nach Grund und Zweck der betreffenden 
Vorſchrift entſchieden werden: Wo es auf die örtliche Entfernung 
ankommt, iſt jeder Ort, der nicht zum Deutſchen Reiche gehört, Ausland, 
z. B. da wo der Aufenthalt im Auslande erheblich iſt, weil er die 
Wahrnehmung von Rechten tatſächlich erſchwert (vgl. Neumann, 
Handausgabe Anm. 1 zu Art. 1 EGBGB.; vgl. z. B. BGB. § 1944 
[Ausſchlagung einer Erbſchaft! $ 1954 [Anfechtung der Erbſchafts⸗ 
annahme oder ⸗ausſchlagung!;; ZPO. 83 262, 499 [Einlaßfrift], 
& 339 DE) wo die Verpflichtung zu einer Leiſtung durch 
die erſchwerte Erreichbarkeit des zunächſt Verpflichteten bedingt wird 
(8 1602 BGB.), wo die Notwendigkeit einer Vertreterbeſtellung im 
Intereſſe der Erleichterung der Rechtsverfolgung oder des Verkehrs 
mit Dritten beſtimmt iſt, wie bei $ 12 Abſ. 1 PatG., §S 23 WZ3G. 
(vgl. Seligſohn, PatG. Anm. 1 zu §12; Kohler, Handbuch S. 414; Allfeld 
S. 166, 685; Kent, PatG. J S. 834; Freund: Magnus, WG. S. 257). 

Weil die Gerichtsbarkeit in den Schutzgebieten nicht mit den 
Garantien umgeben ſein kann, mit denen die reichsdeutſche Recht⸗ 
ſprechung ausgeſtattet ift, hat (NG. 84, 259 = JW. 1914, 595) das 
LG. des letzten reichsdeutſchen Wohnſitzes eines im Schutzgebiete 
wohnhaften Ehemannes als zuſtändiges Gericht für die Eheſcheidungs⸗ 
klage (8 606 ZPO.) erachtet. Die Anſicht des RG. teilen Gaupp⸗ 
Stein, Förſter⸗Kann; a. M.: Doerr, Kolonialprozeß S. 104; Sabersky, 
der koloniale Inlands⸗ und Auslandsbegriff und Levis, Recht 1915 
S. 437. 

7) Die Entſcheidung bringt den Fall praktiſcher Bösgläubigkeit 
des Fiskus gemäß § 819 BGB. Die Zinspflicht des Fiskus für zu 
Unrecht erhobene Steuern beginnt, wie die Entſcheidung in Beſtätigung 
der ſtändigen Rechtſprechung wiederholt, nicht ſchon mit der Zahlung 
der Abgabe, ſondern regelmäßig erſt mit der Rechtshängigkeit der 
Rückforderungsklage, 88 8184, 291 BGB.; vgl. RG. 54, 25; 72, 152. 
Der frühere Beginn der Zinspflicht nach $ 819 BGB. verlangt 
poſitive Kenntnis vom Mangel des rechtlichen Grundes; ſelbſt grobe 
Fahrläſſigkeit über die rechtlichen Vorſchriften erſetzt die Kenntnis 
nicht. Für die Erbſchaftsſteuer wird — wie die Entſcheidung aus⸗ 
ſpricht — die Bösgläubigkeit des Fiskus in dem Augenblick begründet, 
in welchem dem Erbſchaftsſteueramt die Rechtskraft eines Urteils 
unter den Parteien über die Hinfälligkeit einer Zuwendung bekannt 
wird; dabei läßt das RG. die Kenntnis des Erbſchaftsſteueramts 
genügen, während für eine Rechtshandlung über die Steuer nur die 
Oberzolldirektion zuſtändig wäre. Auf andere Steuerarten kann die 
Entſcheidung nur Anwendung finden, wenn ein Vorprozeß unter den 
Er für die Steuererhebung maßgebend ift, fo z. B. im Falle des 
e 


256 PrStempG. — Daß die Zinſen zurückgezahlter Steuerbeträge 

lbſtändig im Klagewege zurückgefordert werden können, hat das RG. 
ſchon Bd. 29, 287 ausgeſprochen. Vorausſetzung iſt aber, daß über 
die Abgabepflicht ſelbſt der Rechtsweg offenſteht, daher keine Klage 
auf Verzinſung überhobener direkter Steuern, RG. in IMDB. 1897, 
274 —. Im Gegenſatz zum RG. verneint das Pr OG. in ſtändiger 
Kechtſprechung die Zinspflicht zu Unrecht gezahlter Steuern, ins⸗ 
beſondere die Anwendung der SS 818, 291 BGB.; vgl. z. B. OVG. 8, 
16; 28, 116; Pr Bl. 21, 517; 24, 549. 

Rechtsanwalt Dr. Lion, Berlin. 
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9. a) In Fällen, in denen der Beweis mit den gewöhnlichen 
Beweismitteln nicht zweifelsfrei erbracht werden kann, hat das 
Gericht nach freier Überzeugung über das Vorliegen eines 
Schadens und damit auch über den urſächlichen Zuſammenhang 
desſelben mit dem ſchädigenden Ereigniſſe zu entſcheiden. Iſt ein 
beſtehender Zuſtand erfahrungsgemäß geeignet, die Schädigung 
herbeizuführen, ſo iſt er auch als Urſache des Schadens inſolange 
anzuſehen, als nicht beſondere Umſtände es als wahrſcheinlich 
erſcheinen laſſen, daß der Schaden ausſchließlich auf andere 
Urſachen zurückzuführen iſt. — b) Auch den öffentlichen Beamten 
gegenüber beſteht eine e Pflicht des Staates und 
der 5 zur Beſchaffung geſundheitsgemäßer Dienſt⸗ 
räume. 


b) Strafſachen. 


A. Der Militärbefehlshaber kann auf Grund der nach 
Erklärung des Belagerungszuſtandes auf ihn übergegangenen voll⸗ 
ziehenden Gewalt an Stelle der Zivilbehörde oder kraft eigener 
militäriſcher Machtvollkommenheit im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Höchſtpreiſe in dem ihm unterſtehenden Bezirk feſtſetzen. 
Je nachdem er die eine oder die andere Befugnis ausgeübt hat, 
unterliegt die Überſchreitung der Höchſtpreiſe der e auf 
Grund des Höchſtpreisgeſetzes oder des Geſetzes über den Be⸗ 
lagerungszuſtand.!) 

B 1a) Das Höchſtpreisgeſetz iſt kein 1 „ ſondern 
es dient dem Wohle des Gemeinweſens und bezweckt, Störungen 
der Ordnung vorzubeugen, die ihr durch ſachlich nicht begründete 
Preisſteigerungen bei Gegenſtänden des täglichen Bedarfs drohen. 
Vergehungen gegen das Höchſtpreisgeſetz ſind daher Polizeidelikte, 
bei denen fahrläſſiges Handeln zur Beſtrafung genügt.“) 

8) Die Anwendung des 8 618 BGB. auf öffentlich : rechtliche 
Beamtenverhältniſſe entſpricht der dauernden Rechtſprechung des RG. 
(JW. 1908, 448 mit Zitaten; RGRKom. § 618 Anm. 1). Aber 
ſelbſt bei Anwendung des 8 278 BGB. ſcheint die Anforderung an 
die Sorgfaltspflicht einer Stadtgemeinde überſpannt. Bei der jetzt 
herrſchend gewordenen beſchränkenden Auslegung der SS 89, 81 BGB. 
(JW. 1915, 395) fragt man vergeblich, wie die für eine öffentlich⸗ 
rechtliche Korporation verantwortlichen Perſonen anders als durch die 
in ihrem Dienſt befindlichen Beamten die Ordnungsmäßigkeit der 
getroffenen Einrichtungen zu prüfen in der Lage ſein ſollen. Daß 
ein einzelner Beamter eines großen Beamtenkörpers ſeine Beſchwerden 
auch dann aufrechterhält, wenn die für die Kontrolle der Dienſträume 
verantwortlichen Beamten erklären, daß Abhilfe getroffen ſei, kann 
die Annahme eines Verſchuldens der juriſtiſchen Perſon nicht füglich 
begründen. Bei einer weitgehenden Anwendung des 8 278 BGB. 
würden aber ſchließlich Stadtgemeinde und Staat für das Verſchulden 
eines Heizers oder Haushälters als Erfüllungsgehilfen verantwortlich 
fein müſſen. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 

) Neben der Beſugnis des Militärbefehlshabers, gemäß 5 4 
Gef. vom 4. 6. 1851 an Stelle der Zivilbehörde auf Grund 8 5 
Höchſtpré. für Gegenſtände des täglichen Bedarfs Höchſtpreiſe feſt⸗ 
zuſetzen, ſteht dem Militärbefehlshaber nach dieſem Urteil das Recht 
zur Höchſtpreisfeſtſetzung ganz unabhängig von dem Höchſtpreisgeſetz 
ſchon nach dem Geſetz vom 4. 6. 1851 zu, weil er hiernach im Inter⸗ 
eſſe der öffentlichen Sicherheit Verbote erlaffen kann, und zu ſolchen 
Verboten auch die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen, d. h. das Verbot, für 
Bedarfsartikel höhere Preiſe zu nehmen als den feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preis, gehört. Je nachdem der Militärbefehlshaber bei der Feſtſetzung 
von Höchſtpreiſen auf Grund 8 5 HöchſtprG. oder aber auf Grund des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand handelt, ſtellt ſich ein Verſtoß 
gegen feine Anordnung als nach § 6 HöchſtprG. oder als nach 8 9b 
des Geſetzes über den Belagerungszuſtand zu beſtrafender Verſtoß dar. 
Im Zweifel wird anzunehmen ſein, daß der Militärbefehlshaber auf 
Grund des Höchſtpreisgeſetzes gehandelt hat; denn die Anordnungen 
nach § 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand ſind naturgemäß 
Ausnahmeverbote, zu denen man nur ſchreiten wird, wenn zu gleich⸗ 
artigen Maßnahmen in dem beſtehenden gemeinen Rechte, und als 
ſolches iſt hier das Höchſtpreisgeſez gegenüber dem Belagerungs⸗ 
zuſtande anzuſehen, keine Handhabe gegeben iſt. 

Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


2) Das Urteil ſtimmt mit dem Urteil des IV. StS. vom 
30. März 1915 (DIZ. 20, 716/17) jedenfalls im Ergebnis überein. 
Auch dort wird zur Beſtrafung der Uberſchreitung der Höchſtpreis— 
feſtſetzung (8 4 Höchſtpr. vom 4. Auguſt 1914, § 6 Nr. 1 der 
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M18. 1916. 


b) Der Verkäufer muß ſich auf jede ihm mögliche Weiſe 
von dem Vorhandenſein und dem gr einer Höchſtpreis⸗ 
ſeſtſetzung Kenntnis zu verſchaffen ſuchen, bevor er feine Ware 


Faſſung vom 17. Dezember 1914) fahrläſſige Begehung für 
genügend erklärt (ebenſo RG. III. StS. vom 1. Juli 1915 und 
Bayeriſches Oberſtes Landesgericht vom 5. März 1915 zur BRVO. 
über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl vom 25. Januar 1915, 
Leipz 3. IX S. 1218,19, 644). In der Begründung beſteht ein bemerkens⸗ 
werter Unterſchied: Zwar ſtützt auch der IV. Senat ſeine Entſcheidung 
auf den N Charakter des Verbots“ einer Über⸗ 
ſchreitung der feſtgeſetzten Höchſtpreiſe. Aber er verwahrt ſich dagegen, 
daß darin eine Anerkennung der Kategorie der „Polizeidelikte“ liege; 
denn „die Abgrenzung des kriminellen und des bloß polizeilichen 
Unrechts nach begrifflichen Merkmalen iſt bisher .... nicht in einer 
Weiſe gelungen, die auf allgemeine Billigung Anſpruch erheben könnte; 
tatſächlich iſt ſie vielmehr das Ergebnis geſchichtlicher Entwicklung 
und pofitiver Geſetzgebung, alb es bedenklich erſcheint, ihr für 
die Frage nach den geſetzlichen Erforderniſſen des ſchuldhaften Handelns 
grundſätzliche Bedeutung zuzuerkennen. Als richtig anzuerkennen iſt 
aber, daß bei der für das einzelne Delikt beſonders anzuſtellen⸗ 
den Unterſuchung der polizeiliche Charakter der Norm für die Straf⸗ 
barkeit der bloß fahrläſſigen Zuwiderhandlung ausſchlaggebend in das 
Gewicht fallen kann ... Dieſe Verwahrung gegen die Anerkennung 
der Kategorie der „Polizeidelikte“ iſt indeſſen eine protestatio facto 
contraria. Kann „für das einzelne Delikt“ der „polizeiliche Charakter“ 
ſeſtgeſtellt werden, ſo iſt damit die „Abgrenzung des kriminellen und 
des bloß polizeilichen Unrechts nach begrifflichen Merkmalen“ als 
möglich erwieſen. Die in dem Urteil des IV. Senats vom 30. März 
1915, wie auch ſonſt in Urteilsgründen, Geſetzesbegründungen und 
mitunter auch wiſſenſchaftlichen Arbeiten ſtereotyp wiederkehrende Ab⸗ 
leugnung einer ſolchen Möglicheit ändert daran nichts. Freilich iſt 
die Abgrenzung in der Tat „das Ergebnis geſchichtlicher Entwicklung 
und pofitiver Gefehgebung”. Das iſt indeſſen kein Gegenfag. 
Denn die Wiſſenſchaft hat nachgewieſen, daß der begrifflich ver⸗ 
ſchiedene Typus eines Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdelikts niemals mit 
einem beſtimmten Delikt begriffsweſentlich verknüpft iſt, 
ihm vielmehr durch die geſchichtliche Entwicklung und poſitive Geſetz⸗ 
gebung aufgeprägt wird (mein Verwaltungsſtrafrecht, 1902, S. 585). 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsdelikte unterſcheiden ſich eben nicht wie 
Farbige und Weiße, ſondern etwa wie Zivil und Militärperſonen. 
So nimmt denn das vorliegende Urteil des J. StS. vom 12. Mai 
1915 zutreffend an, daß die — grundſätzliche — Strafbarkeit auch 
der fahrläſſigen Begehung „insbeſondere“ eine allgemein anerkannte 
Eigentümlichkeit „der ſog. Polizeidelikte“ ſei. Es nimmt ferner 
zutreffend an, daß für die Eigenſchaft als Polizeidelikt der Umſtand 
entſcheidend iſt, daß „nicht Verletzung oder Gefährdung eines be⸗ 
ſtimmten Nechtsguts, ſondern der Ungehorſam gegen das ſtaatliche 
Verbot der Überſchreitung der Höchſtpreiſe“ mit Strafe bedroht, daß 
das Höchſtpreisgeſetz kein „Wuchergeſetz“, ſondern daß fein Zweck iſt, 
„Störungen der Ordnung des Gemeinweſens vorzubeugen“. Daß die 
Strafdrohung des 5 4 HöchſtprG. (Geldſtrafe bis zu 3000 A, im 
Unvermögensfalle Gefängnis bis zu 6 Monaten), welche in § 6 der 
Faſſung vom 17. Dezember 1914 noch weſentlich verſchärſt iſt (Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre oder Gelbftrafe bis zu 10000 Y, der 
Qualifizierung des Delikts als Polizeidelikt nicht entgegenſteht, iſt 
dem RG. zuzugeben. Die Ubertretungs⸗Eigenſchaft ift nach geltendem 
Recht zur Polizeidelikts⸗Eigenſchaft weder erforderlich noch aus⸗ 
reichend. Bedenklicher iſt ſchon, daß nach 8 6 BRB O. zur Fernhaltung 
unzuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 23. September 1915 
im der Überſchreitung der Höchſtpreiſe neben der Strafe 
die öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung auf Koſten des 
Schuldigen angeordnet, auch neben der Gefängnisſtrafe auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. Alſo bei 
einem Polizeidelikt Ehrverluſt! Trotzdem braucht auch das nicht zu 
beirren. Nicht nur im beſetzten Feindesgebiet, ſondern auch bis zu 
einem gewiſſen Grade im Inland finden wir heute den Militär⸗ 
polizeiſtaat (vgl. darüber meinen Aufſatz in der 3ZStW. 87, 57 f.). 
Insbeſondere iſt die Überſchreitung der Höchſtpreiſe, wenn fie ein 
Polizeidelikt iſt, ein Militärpolizeidelikt. Gegen ein ſolches 
können die ſchwerſten Strafen, ja unter Umſtänden der Tod angedroht 
werden (mein Aufſatz S. 60 f.). Denn während die polizeilichen 
Intereſſen in aller Regel hinter den Intereſſen der Rechtsordnung 
an Gewichtigkeit zurückſtehen, können die militärpolizeilichen Inter⸗ 
eſſen zur Zeit die Intereſſen der Rechtsordnung weit überwiegen. 
Eine andere Frage iſt, ob die Überſchreitung der Höchſtpreiſe, ſelbſt 
wenn fie ein Polizeidelikt iſt, nicht deſſenungeachtet Vorſatz vorausſetzt. 
gilt doch der Satz, daß bei Polizeidelikten zur Beſtrafung Fahr⸗ 
läſſigkeit genügt, wie ſchon oben angedeutet, nur „grundſätzlich“, 
d. h., wie ſich jetzt der Entwurf der Strafrechtskommiſſion (vgl. 


feil hält. Er darf ſich keineswegs darauf verlaſſen, daß ihm 
ein Abdruck der betreffenden Bekanntmachung nicht zu Geſicht 
gekommen ift.°) 


2. Lediglich das Höchſtpreisgeſetz und ſeine Straſandrohung 
5 das Strafgeſetz, deſſen Unkenntnis „nicht vor Strafe ſchützt“. 
ie Feſtſetzung der Höchſtpreiſe iſt kein Teil des ae alen 
an eine Verwaltungsanordnung, deren Kenntnis und Ver⸗ 
ändnis für die vorſätzliche Verſchuldung unerläßlich iſt. Iſt 
die Unkenntnis nicht fahrläſſig verſchuldet, ſo iſt auch ein Mi 
läſſiges Vergehen gegen das Höchſtpreisgeſetz zu verneinen.“) 
Dem Gewerbetreibenden kann nicht angeſonnen werden, jede 
Nummer des Reichsgeſetzblattes einzuſehen, zumal dann nicht, 
wenn er I nach der ihm bekannten Mbung der örtlichen Ver: 
waltungsſtellen darauf verlaſſen kann, daß von dieſen für die 
ſachgemäße und rechtzeitige Bekanntgabe bundesrätlicher Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzungen Sorge getragen wird. | 


Ebermayer, Entwurf eines deutſchen StGB., nach den Beſchlüſſen der 
Strafrechtskommiſſion 1914 S. 92) ausdrückt, „ſoweit nicht das 
Geſetz Vorſatz ausdrücklich erfordert oder unzweideutig vorausſeßt“ 
Von den anderen Miſchtatbeſtänden, wohl ſchon des 8 4 Höcfipr®., 
jedenfalls aber jetzt des § 6 der Faſſung vom 17. Dezember 1914, 
ſetzen manche Vorſatz „unzweideutig voraus“; fo wohl die Verheim⸗ 
lichung von Vorräten an Gegenſtänden, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 
ſind, die Nichtbefolgung der Aufforderung zu ihrem Verkauf, jeden⸗ 
falls aber die Aufforderung oder das Sicherbieten zum Abſchluß eines 
Vertrages, durch den die Höchſtpreiſe überſchritten werden. Alle dieſe 
Tatbeſtände ergänzen den Tatbeſtand der Tiberfchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe, der letztgenannte, indem er eine Vorbereitungshandlung dazu 
mit Strafe bedroht. Es wäre immerhin zu erwägen, ob nicht der 
Umſtand, daß von den übrigen Miſchtatbeſtänden des § 4 (6) Höchſtyrch. 
wohl fogar der größte Teil Vorſatz unzweideutig vorausſett, einen 
Rückſchluß auf die Nberfchreitung der Höchſtpreiſe ſelbſt gebietet. 
Prof. Dr. J. Goldſchmidt, Berlin. 


) Vgl. für die Strafbarkeit der Fahrläſſigkeit Entſch. B. 1a, 
für die Unkenntnis eines Höchſtpreiſes als Unkenntnis eines Tat 
umſtandes im Sinne des 859 StGB. Entſch. B. 8. 


Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


4) Dieſes Urteil vertritt, wie die mit ihm übereinſtimmenden 
früheren (vgl. z. B. Urteil des I. StS. vom 14. Juni 1915, Leipz g. IX, 972; 
und Urteil des IV. StS. vom 7. Juli 1915, ebenda S. 1226/27; 
vgl. auch Urteil des III. StS. vom 5. Juli 1915, ebenda S. 1217) 
den Standpunkt, daß die „Feſtſetzung der Höchſtpreiſe .. kein Teil bei 
Strafgeſetzes, ſondern eine Verwalkungsanordnung“ iſt, die für die 
vorſätzliche oder fahrläffige Begehung des Überſchreitungsdelikts als 
ein „Tatumſtand“ im Sinne des 8 59 StGB. anzuſehen iſt. Die 
Unkenntnis des Umſtandes, ob und welche Höchſtpreiſe feſtgeſezt find, 
ſchließt alſo den Vorſatz und, ſofern fie nicht fahrläſſig verſchuldet 
war, auch die Fahrläſſigkeit aus. Des weiteren wird ausgeführt, 
welches Maß von Sorgfalt ein Gewerbetreibender, in deſſen Gewerbe 
betrieb der Höchſtpreisfeſtſetzung unterliegende Waren (Gegenſtände 
des täglichen Bedarfs) fallen, aufwenden muß, um ſich auf dem 
laufenden zu halten, ob und bejahenden Falles welche Höchftpreife für 
ſeine Waren feſtgeſetzt ſind. Dieſer Standpunkt des Keichs⸗ 
gerichts ſteht im Widerſpruch mit dem des Vahyeriſchen 
Oberſten Landesgerichts, welches den Irrtum über das Beftehen 
oder die Höhe von Höchſtpreiſen für einen Irrtum über das Straf: 
geſetz erklärt (StS. vom 6. Mai 1915, Leipzg. IN, 848; vgl. auf 
vom 12. Juni 1915, ebenda 1032). Der Widerſpruch iſt nicht ver 
wunderlich angeſichts der Unſicherheit, die in der Nechtſprechung 
bezüglich des Rechtsirrtums herrſcht. Klafft doch innerhalb der 


Irrtum, ob überhaupt eine Beſchlagnahme erfolgt ſei, keinen Ekel: 
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3. Ob dem Verkäufer die genaue Kontrolle des Gewichts 
jeder einzelnen Semmel vor oder bei dem Verkaufe überhaupt 
möglich und nach der Verkehrsauffaſſung zugemutet werden 
kann, richtet ſich nach dem Umfange des Geſchäfts. Die Be⸗ 
nutzung einer ungenau arbeitenden Teigteilmaſchine iſt nur dann 
ſchuldhaft, wenn der Bäcker wußte oder vorausſehen konnte, 
daß ſie ungleiche Gewichtsmengen verteilt. 


des öffentlichen oder Privatrechts angehörige Normen“ beſtimmten. 
Was es mit dieſer Unterſcheidung, von der Wohl und Wehe des 
Angeklagten abhängig gemacht wird, auf ſich hat, weiß jeder, dem die 
reichsgerichtliche Rechtſprechung in Sachen des Rechtsirrtums geläufig 
ft. So hat das RG. (RGSt. 4, 418; 5, 407; 8, 149) erklärt, 
die Unkenntnis oder irrige Auslegung der den Strafdrohungen 
der 88 239, 240 KO. zugrunde liegenden Normen des Handels⸗ 
eſetzbuchs nicht entſchuldige, obgleich doch wohl an der „Selb⸗ 
tändigkeit“ dieſer Normen nicht zu zweifeln iſt. Und weiter hat das 
RG. (RGSt. 26, 314) die irrige Auslegung der wohl ebenfalls 
ſelbſtändigen Reichsmilitärgeſetze für einen unbeachtlichen Strafrechts⸗ 
irrtum erklärt. Den Irrtum über die das Beſtehen und den Umfang 
eines Züchtigungsrechts regelnden landes rechtlichen Normen hat das 
RG. bald für unbeachtlichen Strafrechtsirrtum (fo RGSt. 48, 280), 
bald für beachtlichen außerſtrafrechtlichen Rechtsirrtum (fo RGSt. 33, 
74; 42, 144) angeſehen. Fraglich iſt auch, ob mit der obigen Judi⸗ 
katur des RG. zum Höchſtpr. und dem Urteil des I. StS. vom 10. Juni 
1915 zur BR VO. vom 25. Januar 1915 im Einklang ſtehen das Urteil 
des III. StS. vom 25. Februar 1915 (DIZ. 20, 426), das den 
Irrtum über die maßgebende Höchſtpreisbeſtimmung, und die Urteile 
des J. StS. vom 17. Juni 1915 und IV. StS. vom 7. Juli 1915 
(Leipz Z. IX S. 971, 1232), die den Irrtum, daß die Erfüllung eines 
in Unkenntnis der Höchſtpreisbeſtimmung bzw. vor der Beſchlagnahme 
geſchloſſenen Vertrages nicht unter die Verbote falle, für einen un⸗ 
beachtlichen Strafrechtsirrtum erklären. Dagegen ſtimmt ſowohl mit 
der obigen Judikatur des RG. zum HöchſtprG. und der des I. StS. 
zur BR VO. vom 25. Januar 1915 als auch, wie dieſe Judikatur ſelbſt, 
mit der des RG. zu SS 145, 328 StGB. und zum Viehſeuchengeſetz 
(NGG St. 36, 362; 45, 395; 47, 143) überein die Judikatur des 
RG. zu § 9b PrBelag Zuſtcg. vom 4. Juni 1851 (I. StS. vom 
81. Mai 1915, II. StS. vom 6. Juli 1915, III. StS. vom 10. und 
31. Mai und 28. Juni 1915, IV. StS. vom 7. Mai 1915, v. StS. 
vom 22. Juni 1915; DIZ. 20, 822; Leipz Z. IX S. 824, 902, 1105, 
1107), wonach die Unkenntnis des von dem Militärbefehlshaber er: 
laſſenen Verbots dem Täter nur nach Maßgabe des § 59 II StGB. 
zuzurechnen iſt. 

Die Unhaltbarkeit der Unterſcheidung von ſtrafrechtlichem und 
außerſtrafrechtlichem Irrtum — wenigſtens im Sinne unſerer Judi⸗ 
katur — iſt fo allgemein anerkannt (auch die Strafrechtskommiſſion 
hat ſie in 2. Leſung aufgegeben, vgl. Ebermayer, Entwurf eines 
deutſchen Strafgeſetzbuches nach den Beſchlüſſen der Strafrechts⸗ 
kommiſſion 1914, S. 14, 15), daß ihre fortdauernde Konſervierung 
durch die Rechtſprechung kaum begreiflich iſt. Unbeachtlich ſollte nur 
der Rechtsirrtum über die Strafbarkeit einer Handlung ſein; 
dagegen ſollte mindeſtens jeder nachweisbare und entſchuldbare 
Rechtsirrtum über die Widerrechtlichkeit einer Handlung als 
Schuldausſchließungsgrund anerkannt werden, gleichgültig, ob er 
Rechts ſätze oder Rechtsbegriffe betrifft, die äußerlich nur dem Straf: 
geſez anzugehören ſcheinen. Um fo mehr iſt zu begrüßen, daß das 
RG. wenigſtens auf dem Gebiete des Verwaltungsſtrafrechts (das 
ſchließlich im geltenden Recht nur nach innerlichen, nicht nach äußerlichen 
Merkmalen abgegrenzt werden kann) die entſchuldbare Unkenntnis der 
Vorſchrifts widrigkeit als Schuldausſchließungsgrund gelten läßt. 
Freilich kommt im Verwaltungsſtrafrecht die Unkenntnis der Vorſchrifts⸗ 
widrigkeit nicht eigentlich als Unkenntnis der Rechtswidrigkeit, ſondern 
vielmehr als Unkenntnis der Verwaltungs (Polizei) widrigkeit in 
Betracht. Wer die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet, verletzt 
allerdings nicht nur die Norm: Du ſollſt die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe 
nicht überſchreiten — die nur ein Blankett iſt —, ſondern auch die 
blankettausfüllende Norm, z. B.: Der Preis für 100 kg Kupfervitriol 
in handelsüblicher Beſchaffenheit darf 67 & nicht überfteigen (RGBl. 
1915, 222). Auch dieſe letztere Norm iſt eine allgemeine, eine 
Rechts norm; daneben bleibt fie aber, wie das RG. oben zutreffend 
bemerkt, eine „Verwaltungsanordnung“, genau ſo, wie es ein für 
einen konkreten Fall erlaſſener Verwaltungsakt ift (vgl. meinen Auffatz 
in der DtſchStrafr tg. I, 226; auch RGSt. 36, 362). Deshalb bleibt 
ein Irrtum über fie, über die in 88 145, 328 StGB. § 9b PrBelagZuſtG. 
vorausgeſetzten Anordnungen, über die Getreide⸗ und Mehlbeſchlag⸗ 
nahme, erſt recht aber natürlich über deren Wirkung und Umfang 
(wie überhaupt Unkenntnis und irrige Auslegung ſtets gleich zu be⸗ 
handeln find), mag er daneben bei Allgemeinheit der Norm ein 
Rechtsirrtum fein, immer ein Irrtum über die Verwaltungs widrigkeit 
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C1. Bedingter Vorſatz iſt gegeben, wenn der Bäcker, 
obgleich er damit rechnet, daß das von dem zu 88 em Backen 
angewieſenen, aber nicht kontrollierten eſellen her⸗ 

eſtellte Gebäck nicht das vorgeſchriebene Gewicht habe, ohne Feſt⸗ 
ſiellung des Gewichts die Backware zum Höchſtpreiſe verkauft. 

2. Der von dem Angeſchuldigten nach ſeiner polizeilichen 
Vernehmung gefaßte Entſchluß, bei dem bis dahin betätigten 
Vorſatz, die Höchſtpreiſe zu überſchreiten, zu verharren, iſt als 
eine im Verhältnis zu dem zuerſt gefaßten Vorſatz neue 
Willens beſtimmung anzuſehen. Die fpäteren Uberſchreitungen 
find keine „fortgeſetzte Handlung“, ſondern ſelbſtändige Straftaten.) 

3. a) „Güterbahnhof des Abnahmeortes“ im Sinne des 
8 10 der Verordnung vom 28. Oktober 1914 iſt die Verlade⸗ 
ſtation des Erzeugers, des Ortes, der für ihn zur Verladung 
am günſtigſten gelegen if. Auch bei Getreidekäufen an Orten, 
die einen Güterbahnhof nicht haben, darf im Großhandel eine 
Vergütung für den Transport bis zum Güterbahnhof 
neben dem Höchſtpreiſe nicht vereinbart werden. 

b) Verabredung einer Anfuhrvergütung, um damit 
die dem beiderſeitigen Willen entſprechende Uberſchreitung des 
Höchſtpreiſes zu verdecken, ſtellt eine gemeinſchaftliche Verfehlung 
gegen das Höchſtpreisgeſetz dar. 

e) Ob für eine Ausleſe eine beſondere Vergütung neben 
dem Höchſtpreis gefordert werden kann, hängt davon ab, ob die 
Ausſonderung der zu liefernden Ware Mehrarbeit verurſacht, die 
beſonder Entlohnung rechtfertigt.“) 


der Handlung und als ſolcher ſtets beachtlich. So iſt begreiflich, daß 
die Rechtſprechung im Verwaltungsſtrafrecht eher geneigt iſt, wenigſtens 
Normunkenntnis der Tatunkenntnis gleichzuſtellen. Sobald bloße 
irrige Norm aus legung in Frage ſteht, wobei die Gleichartigkeit 
mit dem Rechtsirrtum mehr hervortritt, zeigt die Rechtfprechung auch 
im Verwaltungsſtrafrecht ſchon wieder die typiſche Unſicherheit. 

Prof. Dr. J. Goldſchmidt, Berlin. 


3) Das RO. verbleibt in dieſer Entſcheidung bei feiner bisherigen 
Auffaſſung, daß für die Annahme eines fortgeſetzten Vergehens neben 
der 1 des verletzten a die Einheitlichkeit des 
Entſchluſſes Vorausſetzung iſt. Das RO. hat ſtets angenommen, daß 
von einem fortgeſetzten Vergehen nur dann die Rede ſein kann, wenn 
der Täter die Tat in ihrer Geſamtheit in ſeinen Willen aufgenommen 
hat und die einzelnen Betätigungen ſich nur als einzelne Ausführungs⸗ 
handlungen der in ihrer Totalität beſchloſſenen Straftat darſtellen. 
Es iſt nur folgerichtig, daß dem 1 daß bezüglich eines Teiles 
der Ausführungshandlung ein Urteil ergangen iſt, das dieſe Einzel⸗ 
handlungen als fortgeſetzte Straftat behandelt, rechtlich nicht die 
Bedeutung beigelegt wird, daß damit ohne weiteres alle gleichartigen, 
urſprünglich demſelben Entſchluſſe entſprungenen, vor der Aburteilung 
liegenden Einzelhandlungen mitabgegolten ſeien. Mit Recht wird viel⸗ 
mehr betont, daß bezüglich dieſer bei der Verurteilung nicht mitberück⸗ 
ſichtigten Handlungen geprüft werden müffe, ob fie gleichfalls als Ausfluß 
des urſprünglich einheitlichen Entſchluſſes anzuſehen ſind, oder ob ihnen 
ein neuer Entſchluß zugrunde liegt. Dies iſt lediglich Tatfrage. 
Das RO. betont zutreffend, daß die Möglichkeit vorhanden iſt, der 
Täter habe ſeinen urſprünglichen Entſchluß, der die in Frage 
kommenden Ausführungshandlungen an ſich mitumfaßte, einer Nach⸗ 
prüfung unterzogen, zu der er durch äußere Umſtände, wie etwa durch 
ſeine Vernehmung bezüglich der bereits ausgeführten Einzelhandlungen, 
veranlaßt worden ſei; ſeine Entſchließung, bei dem urſprünglichen 
Entſchluſſe zu verbleiben, ſtelle ſich als neuer Entſchluß dar, der die 
fpäteren, auf Grund dieſes neuen Entſchluſſes begangenen Einzel⸗ 
handlungen gegenüber den vorher begangenen zu ſelbſtändigen Straf⸗ 
taten mache. Der Grundſat der Möglichkeit einer Unterbrechung des 
urſprünglichen Entſchluſſes und des Eintritts eines neuen, wenn auch 
nur auf Beharren auf dem ſchon gefaßten Entſchluſſe beruhenden 
Vorſatzes, erſcheint ſomit als die durchaus Iogifche Folge des Grund⸗ 
ſazes der Einheitlichkeit des Entſchluſſes als Vorausſetzung für die 
Einheitlichkeit der Tat. 

Geheimer Juſtizrat Leonhard Friedmann, Berlin. 


6) Dies Urteil iſt für die Auslegung des ſehr unglücklich ge 
faßten $ 2 BRBO. vom 23. 11. 1914 über die Höchſtpreiſe für Speiſe⸗ 
kartoffeln (RG Bl. S. 483) wichtig. Dieſer Paragraph lautet: „Die 
Höchſtpreiſe (§ 1) gelten für gute, geſunde Speiſekartoffeln von 
3,4 em Mindeftgröße bei ſortenreiner Lieferung.” Seinem Wortlaut 
nach müßte man annehmen, daß für Speiſekartoffeln, die nicht ſortiert 
ſind, die kleiner ſind als 8,4 em, die ſchlecht und ungeſund ſind, der 
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4. Vor der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1914 
waren Proviſionszuſchläge zum Höchſtpreiſe ſchlechthin 
unterſagt. Jetzt ſind he in dem durch $ 8 der Bekanntmachung 
feſtbegrenzten Umfange im i zuläſſig. Der 
Erzeuger darf eine Erhöhung des Höchſtpreiſes wegen einer 
Provifionsauslage niemals fordern. 

5. Ein „Erbieten“ zu einem Vertrage liegt ſchon vor, 
wenn aus den Erklärungen der ernſtliche Wille entnommen 
werden kann, über einen der Art und Gattung nach bezeich⸗ 
neten e einen in ſeiner allgemeinen Geſtaltung be⸗ 
ſtimmten Vertrag abzuſchließen. 

6. Von einer Überſchreitung der Höchſtpreiſe kann nicht 
ſchon bei Herſtellung und Feilhaltung mindergewichtiger Back⸗ 
waren, ſondern nur dann die Rede ſein, wenn das minder⸗ 
gewichtige Gebäck zu dem für vollgewichtiges feſtgeſetzten Höchſt⸗ 


preis verkauft oder wenigſtens angeboten wird. 

7. Iſt in einem vor abtun von Höchſtpreiſen ab⸗ 
e i die Zahlung eines zur Zeit der 
ieferung angemeſſenen Kaufpreiſes vereinbart, ſo darf der Ver⸗ 
käufer als vereinbarten Preis nur den im Zeitpunkte der 
Lieferung geltenden Höchſtpreis verlangen. 

8. Nachträgliche Herabſetzung des den n 
überſteigenden Preiſes ſchließt die Strafbarkeit der Verfehlung 
gegen das HöchſtprG. nicht aus. 

9. Auch der Käufer, der einen höheren als den von der 
zuſtändigen Behörde feſtgeſetzten Höchſtpreis zubilligt, iſt ſtrafbar.“) 

10. Werden als Gegenleiſtung neben barem Gelde andere 
Leiſtungen des Erwerbers verlangt, ſo gilt als „Kaufpreis“ 
derjenige Betrag, der ſich durch Hinzurechnung des Wertes der 
Nebenleistung zu der in bar zu zahlenden Summe ergibt.) 
Iſt eine Ehefrau, lediglich auf Grund ihrer aus 8 1356 
Abſ. 2 BGB. ſich ergebenden Verpflichtung, zu Arbeiten im 
Geſchäfte des Mannes tätig geworden, ſo trifft nicht ſie, 
ſondern den Ehemann die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für 
die von ihr bewirkte Überſchreitung der Höchſtpreiſe. 

11. Auch Bevollmächtigte, Lagerhalter und Agenten 
find für die Innehaltung der Höchſtpreiſe verantwortlich. 


Höchſtpreis überſchritten werden dürfe. Dies wäre natürlich wider⸗ 
ſinnig. Aus der Begründung des Urteils ergibt ſich, daß das RG. 
die Beſtimmung dahin auslegt, daß der Verkäufer, der ſich den Höchſt⸗ 
reis bezahlen läßt, verpflichtet iſt, dafür Kartoffeln der in 82 
benen Art zu liefern, und wenn er minderwertige Kartoffeln 
liefert, damit den Höchſtpreis überſchreitet. Der Satz: „Richtig iſt, 
daß die Höchſtpreiſe nur für gute, geſunde Eßkartoffeln von 3,4 em 
Mindeſtgröße, nicht für die Lieferung durchweg beſonders großer 
Kartoffeln gelten“ iſt aber anzweifelbar. 
Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 
7) Die Strafbarkeit des Käufers bei Überſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe mutet auf den erſten Blick etwas ſeltſam an, erſcheint aber 
durch die Erwägung begründet, daß jeder Gelegenheit vorgebeugt 
werden muß, die dem Verkäufer den Abſatz zu höheren Preiſen 
ermöglicht, um die Ware dem Markte zu dem feſtgeſetzten Höchſtpreiſe 
zu erhalten. Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 
8) Gegen die zivilrechtliche Ausführung des Urteils laſſen fich 
Bedenken nicht unterdrücken. Ein Vertrag, durch welchen ſich jemand 
für einen halben Zentner Kleie außer dem Kaufpreife von 8,90 4 
noch die Lieferung einiger Pfund Kartoffeln ausbedingt, iſt entweder 
ein aus Kauf und Tauſch gemiſchter Vertrag, oder ein Kaufvertrag, 
bei dem der Käufer außer dem Kaufpreiſe noch eine Nebenleiſtung zu 
gewähren hat (vgl. Staudinger VI zu 5 433 BGB.), aber kein 
Kaufvertrag zu einem höheren Preiſe als 3,90 , bei welchem für 
den den Betrag von 8,90 & überſteigenden Kaufpreis eine Lieferung 
von Kartoffeln an Erfüllungs Statt ausbedungen wäre. Aber im 
Refultat iſt das Urteil richtig. Um feſtzuſtellen, ob der Höchſtpreis 
überſchritten iſt, muß nach Analogie der SS 473 und 507 BGB. der 
Wert der eingetauſchten oder als Nebenleiſtung gegebenen Kartoffeln 
geſchäzt werden. Das Höchſtpreisgeſetz beſchränkt ſich auch nicht bloß 
auf Kaufgeſchäfte, ſondern umfaßt auch das Tauſchgeſchäft (vgl. 
Entſch. 14). Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 
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12. Ebenſo die Kommiſſionäre und die Mäller! 

13. Ob der Geſchäftsherr ſich von der Richtigkeit der 
durch den Geſchäftsführer den einzelnen Geſchäftsſtellen über: 
mittelten Preisvorſchriften überzeugen muß, hängt von den 
Umſtänden des Einzelfalles ab. 

14. Nicht die Gebrauchs möglichkeit, ſondern der ver⸗ 
traglich e Verwendungszweck der Ware ift für die 
Frage, ob der Kaufpreis den Höchſtpreis überſtieg, entſcheidend.“ 


9) Das Urteil erſcheint bedenklich! Backfähiges Mehl, welche! 
als Futtermehl verkauft wird, bleibt backfähiges Mehl. Wenn ez 
auch nach § 4 als Kleie gelten fol, weil es als I verkau 
iſt, fo muß doch der Gegenbeweis zuläſſig fein, daß es backfähig if. 
Daß dies dem Zweck der Beſtimmung entgegenſtehen ſoll, iſt nicht 
einleuchtend, es kommt nicht auf die Zweckbeſtimmung, ſondern lediglich 
auf die Beſchaffenheit an. Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Mitgliederverſammlung hat am 26. September d. J 

folgenden Beſchluß gefaßt über Bewilligung von Kriegsrenten: 

Der Vorſtand wird ermächtigt, mit Zuſtimmung des 

Aufſichtsrats bedürftigen Hinterbliebenen der im gegen: 

wärtigen Kriege gefallenen Kaſſenmitglieder widerruflich 

Renten bis zur Höhe der nn Mindeſtrenten 

auch dann zu bewilligen, wenn die Wartezeit nicht vol, 

aber mindeſtens zu einem Drittel abgelaufen it. Die 

bisher in dieſer Weiſe geſchehenen Rentenbewilligungen 
werden genehmigt. 

Wird die Rente widerrufen, fo werden die geleifteten 
Beiträge unter Abzug der gezahlten Rentenbeträge zurid: 
e überſchießende Rentenbeträge werden nicht zurüc⸗ 
gefordert. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechts anwälte. 


Die auf den 17. d. Mts. einberufene diesjährige General 
verſammlung findet infolge verſpäteten Erſcheinens der Nummer 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 1. d. Mts., in der die Ein 
ladung erlaſſen war, nicht ſtatt. | 

Die Mitglieder werden hiermit anderweit zur ordentlichen 
Generalverſammlung auf den 


28. November 1915, mittags 12 Uhr, 


nach Leipzig in die Geſchäftsräume unſerer Kaffe, Otto- Schl 
Straße 4 III, geladen. 


Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das nit dem 
30. Juni 1915 abgelaufene Geſchäftsjahr, 
2. Prüfung der Jahresrechnung und Ertlaſtung des dur: 
ſtandes, | 
3. Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit des 9 
der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsprüfern, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 11. Oktober 1915. 
Barth, Juſtizrat, 
ſtellvertretender Vorſitzender. 


ä 


— 


Fur die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 
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eilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 3. 
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Am 1. November iſt ein halbes Jahrhundert verſtrichen, ſeit der 


Präſident des Reichsgerichts, Wirkliche Geheime Rat 
r. Freiherr von Seckendorff 


im preußiſchen Juſtizdienſte die Laufbahn betreten hat, auf der er vor nunmehr 
zehn Jahren die hohe Stellung des erſten Richters Deutſchlands erreichte. 

Seiner großen Derdienfte um die Erhaltung des Rufes, den die reichs- 
gerichtliche Rechtſprechung genießt —, der allſeitigen Pochſchätzung, die feine 
Tätigkeit ihm erwarb —, der Dankbarkeit, die auch die deutſchen Rechtsanwälte 
ihm zollen, hat in deren Namen die Juriſtiſche Wochenſchrift gedacht, als ſie vor 
Jahresfriſt dem Siebzigjährigen ihre Glückwünſche darbrachte. 

Sie gibt heute erneut der Hoffnung Ausdruck, daß Sriſche des Geiſtes 
und Küſtigkeit des Körpers den verehrten Mann noch lange Jahre, nachdem das 
erſehnte Glück des Friedens dem deutſchen Volke wieder geſchenkt ſein wird, an dem 
Plate erhalten möge, an dem er ſegensreich wirkt als Vorbild deutſchen Richtertums. 
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Im Rampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 18, 1915) 


Dr. Otto Alfred Bahrmaunn aus Meißen. 
Ceopold Bergner aus Annaberg im Erzgebirge. 
Dr. Otto Germer aus Stendal. 

Werner Handtmann aus Hannover. 

Audolf Herten aus München⸗Gladbach. 


Bruno Curt Kirbach aus Herrnhut in Sachſen. 
Hugo Hohmann aus Berlin. 

Julius Mohr aus Hamburg. 

Dr. Hellmut Seidel aus Zoſſen. 


Neues Kriegsrecht. 


Die Verordnung des Bundesrats zur Entlaſtung der Strafgerichte 
vom 7. Oktober 1915.) 


Von Juſtizrat Dr. Mamroth, Breslau. 


Durch § 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 iſt der 
Bundesrat ermächtigt worden, während der Zeit des Krieges 
diejenigen geſetzlichen Maßnahmen anzuordnen, welche ſich „zur 
Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen“. 
Bei dem allergrößten Teile der zahlreichen, inzwiſchen erlaſſenen, 
bundesrätlichen Verordnungen hat niemand bezweifelt, daß ſie 
in den Rahmen dieſer generellen Ermächtigung hineinfallen. 
Als der Bundesrat Bedenken trug, die, von der ſog. lex Schiffer 
angeſtrebte, Milderung des § 9 b des Belagerungszuftands- 
geſetzes durch die alternative Zulaſſung von Geldſtrafen 
im Verordnungswege einzuführen, hat man die Verzögerung 
dieſer notwendigen und erwünſchten Abänderung einer obſoleten 
drakoniſchen Geſetzesvorſchrift bedauert, aber das Kompetenz⸗ 
bedenken gewürdigt. Mit der jetzt in Angriff genommenen 
Abänderung der großen Prozeßgeſetze durch Verordnungen aber 
hat der Bundesrat die Grenzen ſeiner Vollmacht zweifellos ſehr 
weit gezogen, wenn man auch zugeben mag, daß im Wortſinne 
die Überbürdung der Gerichte als „wirtſchaftliche Schädigung“ 
empſunden werden und ihre „Entlaſtung“ daher als eine Maß— 
nahme zur Abhilfe ſolcher Schädigungen bezeichnet werden kann. 

Immerhin bleibt es ein nicht unbedenkliches und nicht 
ungefährliches Unternehmen, in dem Geſchwindſchritt der Ver— 
ordnungsgeſetzgebung einzelnen, in der Praxis hervorgetretenen, 
Mängeln großer, in ſich geſchloſſener, Kodifikationen über das 
prozeſſuale Verfahren zu Leibe zu gehen. Die Befürchtung, 
daß mit wirklich eingreifenden Beſtimmungen ungewollt und 
unvorausgeſehen wichtige Zuſammenhänge des geſetzlichen Grund⸗ 
gedankens zerriſſen und unklar gemacht werden, iſt ebenſowenig 
von der Hand zu weiſen, wie daß durch Neuregelung neben— 
ſächlicher Punkte nur Flicken aufgeſetzt werden, von der Art, 
wie fie Geh. Rat Dr. Wach in ſeinem Auffage?) über die erſte 
Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September, 


1) Vgl. Raſch, PrVerwBl. 1915, 58. 
2) JW. 1915, 1103. 


bei der Erörterung der Einſchränkung der Erſtattungspflicht 
von Anwaltskoſten in amtsgerichtlichen Prozeſſen, mit Recht als 
„kleine Mittel“, von denen man ſich auch zur Entlaſtung der 
Gerichte „nicht viel verſprechen kann“, bezeichnet. 

Auf dem gleichen Gebiete greift übrigens dieſe erſte Der: 
ordnung bereits in das ſtrafrechtliche Gebiet der jetzigen vom 
7. Oktober hinüber, wenn fie die Anwendbarkeit des 8 91 
Abſ. 2 ZPO. auch für das Privatklageverfahren ausſchließt. 
Zweck dieſer Neuerung iſt offenbar die Verminderung der 
Privatklagen. Streitluſtige Parteien ſollen abgeſchreckt werden, 
wegen Lappalien zum Kadi zu laufen, indem man ihnen das 
Riſiko eröffnet, auch im Falle des Obſiegens die Koſten ihres, 
mit der Erhebung der Privatklage beauftragten, Anwalts ſelbſt 
tragen zu müſſen. Niemand wird bezweifeln, daß die Ver: 
minderung der Privatklagen ein „Ziel aufs innigſte zu wünſchen“ 
iſt. Aber ob dieſes Ziel durch das hier gewählte Mitte 
erreicht werden wird, muß ſehr bezweifelt werden. Wenn auf 
ſolche Weiſe eine häufige Ausſchaltung der Anwälte von der: 
artigen Streitigkeiten angeſtrebt wird, ſo vergißt man, daß man 
damit den Klägern auch den Weg zu denjenigen Beratern et: 
ſchwert, die in ungezählten Fällen durch vernünftiges Zureden, 
Hinweis auf die Möglichkeit der Widerklage des Gegners 
und dergl., die Erhebung der Klage verhindern, daß in 
anderen, ebenſo zahlreichen Fällen, die Parteien im Haupt: 
verhandlungstermin zur Annahme der richterlichen Vergleichs— 
vorſchläge nur durch dringende Befürwortung ſeitens des 
eigenen Anwalts beſtimmt werden, endlich — und nicht zum 
wenigſten — daß nun die Gerichte, ſtatt aus knappen, den 
juriſtiſchen Anklagekern beſtimmt bezeichnenden, anwaltlichen 
Klageſchriften, ſich aus weitläufigen, wirren, Weſentliches und Un⸗ 
weſentliches durcheinander mengenden, Schriftſätzen der Parteien 
ſelbſt oder ihrer Rechtskonſulenten das Material für ihre Cr 
öffnungsbeſchlüſſe mühſam zuſammenſuchen werden mühe. 
Denn auf die Hinzuziehung des Anwalts wird vielleicht mancher 
verzichten, wenn er glaubt, deſſen Koſten nicht erſtattet zu er 
langen, deshalb aber doch noch lange nicht auf die Verfolgung 
ſeiner Beleidigungsklage. So bezweifle ich gar ſehr, daß u 
neue Vorſchrift unſere Privatklagerichter „entlaſten“ Wir 
während andererſeits, unzweifelhaft, daraus für die Fraft 
manches Anwalts eine, unter den gegenwättigen, für die ah 


in — 


„„ 155 


44. Jahrgang. 


waltſchaft ganz beſonders bedrängten, wirtſchaftlichen Verhält— 
niſſen, doppelt empfindliche Schädigung erwächſt. 

Als es bekannt wurde, daß, über dieſe privatklagerechtliche 
Neuerung hinaus, auch eine Verordnung ſpeziell zur Entlaſtung 
der Strafgerichte bevorſtehe, ſah man ihr mit einiger Spannung 
entgegen. Jahrzehnte datieren die Bemühungen zur Beſeitigung 
allſeitig anerkannter Unzulänglichkeiten unſerer Strafprozeß⸗ 
ordnung zurück. Alle bisherigen Verſuche und viel tüchtige 
Arbeit ſcheiterten an der Schwierigkeit und Sprödigkeit gerade 
dieſer Materie. Sollte nun auf dieſem Wege ein neuer Verſuch 
zur Löſung der drängenden Fragen gewagt werden, weil auch 
Verbeſſerung der Strafrechtspflege „Abhilfe wirtſchaftlicher 
Schädigungen“ bedeutet? 

Die Verordnung vom 7. Oktober iſt — mit Recht — 
dieſes Wagnis nicht eingegangen. Sie rührt an keinem der, bei 
der Reform der Strafprozeßordnung umſtrittenen, Probleme. 
Ihre, nur vier Paragraphen umfaſſenden, Vorſchriften bewegen 
ſich auf anderen Bahnen: 

A. Sie erweitert das Anwendungsgebiet des amts— 
richterlichen Strafbefehls nach doppelter Richtung. Erſtens 
fol — unter Fortentwicklung der Grundſätze der, nun auf: 
gehobenen (§ 4 Abſ. 1), Verordnung über Zulaſſung von Straf: 
befehlen bei Vergehen gegen Vorſchriften über wirtſchaftliche 
Maßnahmen vom 4. Juni 1915 (RGBl. S. 325) — nunmehr 
die Feſtſetzung der Strafe durch Strafbefehl generell zuläſſig ſein 

„bei allen Vergehen gegen Vorſchriften, die auf Grund 
des § 3 Geſetz über die Ermächtigung des Bundesrates 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 
ergangen ſind oder noch ergehen und keine ſchwerere 
Strafe als Gefängnis bis zu einem Jahre oder Geld— 
ſtrafe, allein oder in Verbindung miteinander, oder mit 
Nebenſtrafen androhen“ (§ 1 Abſ. 1), - 
und das gleiche ſoll zweitens gelten 
„bei Vergehen, die nach $ 9 Buchſtabe b des qu. Geſetzes 
über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 oder 
Art. 4 Nr. 2 des bayeriſchen Geſetzes über den Kriegs— 
zuſtand vom 5. November 1912 ſtrafbar ſind“ (§ 1 Abſ. 2). 
Der Antrag auf Erlaß des Strafbefehls iſt vom Staatsanwalt 
bei dem zuſtändigen Schöffengericht zu ſtellen, und das weitere 
Verfahren regelt ſich nach den 88 447 bis 452 StPO. 

Die Anwendung der Vorſchrift auf die erſtgenante Art 
von Vergehen wird keine Schwierigkeit machen, und es iſt 
auch anzunehmen, daß durch Erſparung einer großen Zahl von 
Hauptverhandlungen eine Arbeitsverminderung für Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften erzielt werden wird. Beſonders wenn die 
Praxis ſich auf Feſtſetzung angemeſſen milder Geldſtrafen be— 
ſchränkt, werden ſicherlich zahlreiche der gerade hier in Betracht 
kommenden Art von Beſchuldigten, ſelbſt in zweifelhaften Fällen, 
es vorziehen, dem Strafbefehl zu genügen und die feſtgeſetzte 
Strafe zu zahlen, ſtatt Einſpruch einzulegen und ſich einer Ab— 
urteilung in öffentlicher Hauptverhandlung auf der Anklagebank 
zu unterwerfen. | 

Dagegen ift über die Tragweite der Verordnung hinſicht— 
lich der zweiten Kategorie von Vergehen bereits eine 
ſcharfe Kontroverſe entſtanden. Bekanntlich ſind auf Grund des 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 in 
Verbindung mit § 4 EGSt PdO. in zahlreichen Landgerichts⸗ 
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bezirken, für welche der Belagerungszuſtand erklärt iſt, Aus— 
nahmegerichte gebildet worden, die ſich, zur Unterſcheidung von 
den Kriegsgerichten der Militärſtrafprozeßordnung, „Außer: 
ordentliche Kriegsgerichte“ oder „Kriegsgerichte des Kriegs— 
zuſtandes“ nennen, und die, in der Beſetzung von zwei Berufs: 
richtern und drei Offizieren, zur Aburteilung von Nichtmilitär⸗ 
perſonen wegen einer großen Anzahl, ſonſt zur Zuſtändigkeit 
der Schöffengerichte, der Strafkammern und der Schwurgerichte 
gehörenden, deliktiſchen Tatbeſtände — von der Übertretung 
einer Polizeivorſchrift bis zu den mit Todesſtrafe bedrohten 
Verbrechen — beſtimmt ſind. Es ſei geſtattet, hinſichtlich der 
Einrichtung und Judikatur dieſer ſehr eigenartigen Gerichte auf 
meinen Aufſatz in der Deutſchen Strafrechtszeitung 1914 
Heft 12 S. 639 Bezug zu nehmen. Es herrſcht nun Streit, 
ob die Straffeſtſetzung bei den in Abſ. 2 des § 1 der neuen 
Verordnung bezeichneten Vergehen auch dort durch Strafbefehl 
erfolgen kann, wo zu deren Aburteilung Kriegsgerichte gebildet 
ſind, eine praktiſch um ſo wichtigere Frage, als dort, wo ſolche 
Gerichte beſtehen, ſie einen großen Teil der geſamten Straf— 
rechtſprechung des Landgerichtsbezirks erledigen. Die weit— 
tragende Folge davon wäre, daß dieſe Vergehen bei Einlegung 
des Einſpruchs auch weiter der Kompetenz der Kriegsgerichte 
entzogen würden — ſie gelten nach §S 2 dann „zur Zuſtändig⸗ 
keit der Schöffengerichte gehörig —, und daß nicht der in— 


appellable, in 24 Stunden vollſtreckbare Spruch des Kriegs: 


gerichts endgültig entſcheiden, ſondern dem Angeklagten der 
dreifache Inſtanzenzug der Strafprozeßordnung offenſtehen 
würde —, alſo eine erhebliche Entlaſtung der Kriegsgerichte, 
aber eine ſtarke Mehrbelaſtung der ordentlichen Inſtanzgerichte. 
Ein Teil der Kriegsgerichte negiert für ſich die Anwendbarkeit 
der Verordnung, weil dieſe der Kriegsgerichte keine Erwähnung 
tue. Mir ſcheint umgekehrt die Anwendbarkeit gegeben, weil 
ſie die Kriegsgerichte nicht ausnimmt, was ſicher geſchehen 
wäre, wenn für dieſe eine Ausnahme gelten ſollte. Die Ver— 


ordnung nennt ſich ganz allgemein: Bekanntmachung zur Ent— 


laſtung der „Strafgerichte“; auch die „Außerordentlichen 
Kriegsgerichte“ ſind ordentliche „Strafgerichte“, und es liegt 
auch ſachlich kein Bedenken vor, einen großen Teil der ihrer 
Zuſtändigkeit unterſtehenden Vergehen, inſoweit ſie in den 
Rahmen des § 1 Abſ. 2 WO. fallen, durch Strafbefehl zu er: 
ledigen, zumal wenn, wie zu erwarten, die lex Schiffer rediviva 
in der nächſten Reichstagsperiode die Einführung von Geld— 
ſtrafen auch für die Vergehen aus § 9b des Belagerungsgeſetzes 
bringen wird. Immerhin iſt die Frage zweifelhaft und wichtig 
genug, um eine authentiſche Interpretation darüber erwünſcht 
erſcheinen zu laſſen, ob die Verordnung auch die zur Kompetenz 
dieſer Kriegsgerichte gehörigen Vergehen einbeziehen wollte. 

B. Die wichtigſte Neuerung enthält S 3 und § 4 Abſ. 2 
TO, indem fie den S 75 GWG. außer Kraft ſetzt d. h. die 
Überweiſung der dort aufgeführten Deliktsgruppen durch die 
Strafkammern an die Schöffengerichte ſtreicht. Nicht nur in 
allen dieſen Fällen, ſondern überhaupt für ſämtliche Vergehen, 
die zur Zuſtändigkeit der Strafkammern gehören, mit Ausnahme 
der ſeltenen in S 74 GVG. aufgeführten, ſoll nun der Staats— 
anwalt ſelbſtändig die ſchöffengerichtliche Zuſtändigkeit begründen 
können, wenn er der Auffaſſung iſt, daß „keine ſchwerere 
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von 1500 & allein oder in Verbindung miteinander oder 
mit Nebenſtrafen, und keine höhere Buße als 1500 & zu 
erwarten iſt“. (Die bisherige Grenze des 8 27 Nr. 2 StPO. 
für die Mberweifung waren nur drei Monate Gefängnis 
und 600 & Geldſtrafe.) Wohl verſtanden: „Begründen“ ſoll 
der Staatsanwalt — und in gleicher Weiſe die Verwaltungs⸗ 
behörde, welche öffentlich Klage wegen Vergehen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
erhebt — die Zuſtändigkeit, und zwar einfach dadurch, daß er bei 
Einreichung der Anklageſchrift, die regelmäßig beim Amtsrichter 
direkt und nur, wenn Vorunterſuchung geführt war, beim Land⸗ 
gericht zu erfolgen hat, die Eröffnung des Hauptverfahrens vor 
dem Schöffengericht beantragt. Man muß alſo annehmen, daß 
dem Gericht eine anderweitige Zuſtändigkeitsbeſtimmung, auch 
wenn es die Erwartung des Staatsanwalts hinſichtlich der 
zukünftigen Strafbemeſſung nicht teilt, nicht zuſteht. Natürlich 
hindert dies das erkennende Schöffengericht nicht, über dieſen 
Strafrahmen hinauszugehen. 

Die Wirkung der neuen Vorſchrift iſt eine mehrfache, nach 
mancher Richtung, wie mir ſcheint, eine erwünſchte, ſchwerlich 
aber für die Entlaſtung gerade der Gerichte ſehr bedeutungs⸗ 
volle. Ich glaube, ſie dahin vorausſehen zu ſollen: 

1. Als eigentliche Arbeitsleiſtung erſpart bleibt den Straf⸗ 
kammern der Überweiſungsbeſchluß. Allzu wichtig dürfte dies 
nicht einzuſchätzen ſein. Die Prüfung dieſer Frage iſt kaum 
zeitraubend und ſchwierig. Die Fälle, in denen die Straf⸗ 
kammern abweichend von dem ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag 
die Überweiſung ablehnen und die eigene Zuſtändigkeit für die 
Verhandlung bejahen, ſind auch jetzt ebenſo ſelten, wie die um⸗ 
gekehrten, in denen die Staatsanwaltſchaft die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vor der Strafkammer beantragen, und die Be- 
ſchlußkammer ſich für Überweiſung an die Schöffengerichte 
ſchlüſſig macht. Nicht erſpart bleibt den Gerichten die weit 
ſchwierigere und folgenſchwerere Prüfung, ob das Ergebnis der 
Ermittlungen überhaupt den „hinreichenden Verdacht“ und 
damit die Eröffnung eines Hauptverfahrens rechtfertigt. Nur 
liegt dieſe Prüfung jetzt in zahlreichen Fällen dem Amtsrichter 
ob, in welchen ſie früher der beſchließenden Strafkammer zuſtand. 
Inſofern wird alſo dieſe, aber auf Koſten des Amtsrichters, entlaſtet. 

2. Entlaſtet werden natürlich auch die erkennenden Straf— 
kammern I Inſtanz, aber gleichfalls nur auf Koſten der 
Schöffengerichte, deren Zuſtändigkeit erheblich erweitert wird. 

3. Bringt die Verordnung auf dieſe Weiſe für die Ge— 
richte mehr eine Verſchiebung der Geſchäftslaſt, als eine, 
im Titel verſprochene, Entlaſtung, ſo iſt dagegen eine ſolche 
ſehr erheblich für die Staatsanwaltſchaft, weil dieſe in 
viel ſeltneren Fällen als bisher „die weſentlichen Ergebniſſe 
der ſtattgehabten Ermittlungen“ in die Anklageſchrift auf— 
zunehmen braucht. Denn 8 198 Abſ. 2 StPO. ſchreibt dies 
nur für die „vor dem Reichsgericht, den Schwurgerichten und 
den Landgerichten zu verhandelnden Sachen“ vor. Dem 
Fortfall dieſer Arbeitsleiſtung für die Staatsanwaltſchaften — 
der ihnen übrigens wohl zu gönnen iſt, denn ſie ſind aus— 
nahmslos durch die Kriegsverhältniſſe ſehr ſtark überlaſtet — 
entſpricht aber wiederum eine bedeutende Erſchwerung der Auf- 
gabe des Amtsrichters. Denn will er gewiſſenhaft prüfen, ob 
ausreichende Vorausſetzungen für die Eröffnung des Haupt: 


3 ² i ¹˙¹·¹ꝛmmm ¹ß m ¾ —m.ünln!.! ᷣꝗ m ]⅛ .., ]%ð : ͤ , ]7ðW— . ·˙ . . a en 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


19. 1915. 


verfahrens vorliegen, ſo fehlt ihm jetzt der, dieſe Aufgabe er⸗ 
leichternde, Wegweiſer durch den Akteninhalt, den bisher die 
Zuſammenfaſſung der Ermittlungsergebniſſe in der Anklage⸗ 
ſchrift bildete. Auch wenn man der Befürchtung nur ober: 
flächlicher Prüfung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Eröffnungsanträge 
und der formularmäßigen Faſſung der Eröffnungsbeſchlüſſe 
konform mit der Anklage keinen Raum geben will, ſo wird doch 

4. dem Angeſchuldigten in zahlreichen Fällen jetzt jede 
Einwirkung in dieſem Stadium des Verfahrens entzogen, in 
denen ihm bisher gemäß § 199 StPO. durch Zuſtellung der 
Anklageſchrift die Möglichkeit offenſtand, durch Anträge und 
Einwendungen auf Nichteröffnung des Hauptverfahrens hinzu: 
arbeiten — ein nicht zu unterſchätzender Nachteil für den An⸗ 
geſchuldigten. 

5. Der Entlaſtung der Strafkammern durch Fortfall der 
Überweiſungsbeſchlüſſe und Einſchränkung ihrer Tätigkeit als 
Beſchlußkammern und erkennende Gerichte ſteht auf der anderen 
Seite die Erweiterung ihres Geſchäftskreiſes als Beſchwerde⸗ 
gerichte bei Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens 
durch den Amtsrichter, und als Berufungsgerichte über die, 
nach Zahl und Wichtigkeit bedeutend anwachſenden, erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteile der Schöffengerichte gegenüber. Und damit bin ich 

6. bei der erwünſchteſten Wirkung der Verordnung angelangt, 
daß nämlich die Erweiterung der Zuſtändigkeit der Schöffen: 
gerichte, weil gegen ihre Urteile die Berufung zuſteht, die 
Möglichkeiten einer nochmaligen Nachprüfung des Tatſachen⸗ 
materials vermehrt und die Fälle vermindert, in denen die 
erſtinſtanzlichen Strafkammerurteile durch ihre „Feſtſtellungen“ 
auf ſachlichen Irrtümern formelles Recht aufbauen. 

Schon um dieſer Wirkung willen ſei, auch über den Krieg 
hinaus, ſo lange der Notſtand des Fehlens einer Berufung gegen 
die Strafkammerurteile andauert, die neue Verordnung willkommen. 


Das Mahnverfahren in der Kriegs verordnung 
vom 9. September 1915.) 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Eine der wichtigſten Beſtimmungen der zur Entlaftung 
der Gerichte ergangenen Bundesratsverordnung ift die Nur 
ordnung des Mahnverfahrens. Jene Entlaſtung kann für fe 
nur ein verhältnismäßig nebenſächliches Motiv bilden. Die 
Beſeitigung der Verſäumnistermine wird dem Richter nicht 
nennenswert mehr Zeit erſparen als die neue Mehrarbeit koſtet. 
Neben nutzloſen Zahlungsbefehlen und Prüfung der Ausnahme 
fälle iſt zu berückſichtigen, daß Hunderttauſende von Klagen 
vor dem erſten Termin ohne Verſäumnisurteil enden, weil die 
Klage gegen Zahlung oder Vergleich zurückgenommen wird. 
Hier wurde der Richter mit der materiellen Prüfung bisher 
erſt im Termin belaſtet. Jetzt muß er dieſe Prüfung ſchon 
beim Eingang der Klage vornehmen, um den Zahlungsbefehl 
erlaſſen zu können. Inwieweit überhaupt durch dieſe matereelt 
Prüfung der Richter behindert wird, welche Gefahren an Friſ⸗ 
verſäumnis eintreten können, wenn man nicht jeder Geld— 


) Pgl. auch Mangler, SächſRpflArch. 1915, 405 ff.; Neuwilet, 
Bay pfl. 1915, 313 ff. (320); Langenbach, Holdheims MSchr. 1915, IH: 
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klage auch vor dem LG. zugleich die materielle Wirkſamkeit 
des Geſuchs um Zahlungsbefehl beilegen will, hat Heilberg, 
JW. 1915, 1105, zutreffend nachgewieſen, ebenſo auch die 
Gefahren, welche daraus erwachſen, daß bei wirklichen Streit: 
fällen nicht rechtzeitig Widerſpruch eingelegt wird. 

Mir bleibt alſo im weſentlichen nur die Nachleſe über die 
Einwirkung des Mahnverfahrens auf den unſtreitigen Prozeß, 
den Hauptzweck der Verordnung. Sie iſt von dem richtigen 
Gedanken getragen, die Beitreibung unbeſtrittener Forderungen 
zu einem ſchriftlichen Verfahren zu geſtalten, den Schuldner zu 
zwingen, das zum Teil nicht vollſtreckbare Verſäumnisurteil 
mit dem Vollſtreckungsbefehl zu vertauſchen. Das bisherige 
Mahnverfahren hatte für beide Teile die Vorteile der Billig⸗ 
keit, der Erſparung der Anwaltskoſten und der Termine, da⸗ 
gegen den Nachteil, daß einfacher ſchriftlicher Widerſpruch alles 
beſeitigte, ohne daß irgendein Anreiz, Erſchwerung oder Koſten⸗ 
ſteigerung, den Schuldner beeinflußte. Dieſer Nachteil machte 
das Schwert des Mahnverfahrens ſtumpf. Die große Novelle 
verſuchte Verbeſſerungen Zahlungsbefehl des Erfüllungsorts, 
Überleitung in die Klage beim AG., die Aufnahme der Anträge 
auf Vollſtreckungsbefehl und Verhandlungstermin), doch genügte 
die geringe Steigerung den Wünſchen der Reformer nicht. Nun 
hat ſich die Kriegsnovelle zu weſentlichen Anderungen ent: 
ſchloſſen, die man offenbar praktiſch während des Kriegs— 
zuſtandes erproben will, um ſie nachher zu dauerndem Geſetz 
zu erheben. Da es ſich alſo nicht um eine Kriegsnot allein 
handelt, wird man die Fortſchritte ſchon jetzt prüfen dürfen. 

I. Als Löſung iſt das für den Regelfall notwendige Mahn: 
verfahren gewählt, das ſowohl vor dem LG. wie AG. bei 
Klagen, deren Gegenſtand vor dieſen Gerichten an ſich im 
Mahnverfahren erſtritten werden könnte, eintreten muß, falls 
nicht der Kläger ſelbſt die Nutzloſigkeit, d. h. die Wahrſcheinlich— 
keit der ſtreitigen Verhandlung glaubhaft macht. Die theoretiſche 
Verſchiedenheit in der Form (Vorlagerung beim AG., Nachfolge 
und Sollvorſchrift beim LG.) wird keinen praktiſchen Unterſchied 
bringen, weil man vor dem AG. doch aus praktiſchen Gründen 
oder zur Wahrung der Friſt zur Klage ſchreiten wird. Die 
Geſtaltung der Ausnahme erſcheint in der Theorie zutreffend. 
Der Richter darf nur die Prüfung der Glaubhaftmachung ſich 
ſelbſt nicht erſchweren. Daß es allerdings Fälle gibt, in denen 
der Zweck verſagt, weil die Klage die Glaubhaftmachung ver: 
gißt oder nicht durchführen kann, hebt auch Heilberg a. a. O. 
hervor. Hier ſchließt ſich die Entſcheidung der von Wach a. a. O. 
bejahten Frage an, ob bei dem amtsgerichtlichen Verfahren die 
Geldklage mit höherem Objekt auch als Mahngeſuch gelten muß. 
Das muß meines Erachtens verneint werden; ſie fällt eben 
bei dem AG. nicht in den Gebietskreis des notwendigen 
Mahnverfahrens, und wenn man das zuließe, ſo muß der 
Richter doch Termin anſetzen, weil der Kläger mit ſolcher Klage 
ſtets die Möglichkeit der Entſcheidung von einer Verein— 
barung vor Gericht über die Zuſtändigkeit in Abhängigkeit 
bringt. Man kann nicht etwa den Zirkel ſo ſchließen: Das 
AG. iſt unzuſtändig, für das Geſuch auf Zahlungsbefehl wäre 
es zuſtändig und ohne einen Antrag der Parteien würde es 
bei Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl bei ordentlichem 
Verfahren zuſtändig werden. Für ſolche Anſprüche bleibt immer 
das bisherige freie amtsgerichtliche Mahnverfahren beſtehen. 
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Wir haben alſo die Einrichtung, wie ſie wenigſtens für 
das amtsgerichtliche Verfahren bei der Beratung der Novelle 
von 1909 in der Kommiſſion voͤrgeſchlagen, aber abgelehnt 
wurde, und finden in der Faſſung der jetzigen Verordnung im 
weſentlichen das altpreußiſche Mandat wieder, welches dem 
Beklagten aufgibt, den Kläger klaglos zu ſtellen oder zu 


widerſprechen. 

II. Für das Verfahren vor dem LG. iſt als unleugbarer 
Fortſchritt in der Belaſtung des Widerſpruchs hervorzuheben, 
daß dieſer unter Anwaltszwang ſteht, was von moraliſcher 
Bedeutung iſt, und weiter eine nicht unerhebliche Koſtenlaſt 
auslöſt. Allerdings beträgt die Gebühr für den Widerſpruch 
nur 2/10, ) aber der Anwaltſchaft wird zu gleicher Zeit eine weitere 
Pflicht auferlegt. Der Anwalt wird die Einlegung des Wider— 
ſpruchs ablehnen müſſen, wenn der Beklagte ihm nicht zugleich 
darlegt, daß er auch wirklich triftige Gründe habe, wenn er 
davon ausgeht, daß der Beklagte verſchleppen will. Wo die 
Zeit zu kurz iſt, die vollſtändige Information zur Klagebeant— 
wortung aufzunehmen, wird er meiſt prüfen können, ob das 
Vorbringen des Beklagten für ein ſtreitiges Verfahren erheblich 
ſein kann. Der Anwalt wird dem Beklagten klarmachen, daß 
er allein zur Erhebung des Widerſpruches ſich nicht hergeben 
dürfe und ſich zur Sache melden müſſe. Freilich werden 
routinierte böswillige Schuldner auch hier noch den Anwalt 
täuſchen, indem ſie ihm die Einwände für ſtreitige Verhandlung 
vorſpiegeln, aber meiſt wird die Koſtendifferenz hoch genug ſein, 
um den Beklagten zur Überlegung zu bringen. Freilich, an: 
genehm iſt die dem Anwalt auferlegte Pflicht nicht, weil ſolche 
Schuldner im letzten Moment kurz vor der Friſtverſäumnis den 
Anwalt in Pflichtenkolliſion bringen können. 

Eine weitere Belaſtung der Verſchleppung tritt jedoch nicht 
ein, vielmehr wird dieſe Belaſtung ſogar durch eine eigenartige 
Koſtenpolitik der Novelle beinahe ausgeglichen. Bisher war 
das Mahnverfahren auch abgeſehen vom Ausſchluß des Anwalts— 
zwangs durch Verbilligung begünſtigt. Die Beitreibung koſtete 
3/0 Gerichtsgebühr und urſprünglich 570 Anwaltsgebühr. Bei 
der Novelle von 1909 erhöhte man die Gebühren der Anwalt— 
ſchaft allein, ohne fie zu fragen, auf Mo. Jetzt ſtellt die 
Kriegsverordnung im landgerichtlichen Mahnverfahren alle 
Gebühren ſowohl des Gerichts wie des Anwalts denen des 
Verſäumnisverfahrens gleich. Der einzige Unterſchied beſteht in 
der an ſich praktiſchen Erſparung der Koſtenfeſtſetzungsgebühr. 
Das Motiv ſcheint zu ſein, daß Fiskus und Anwaltſchaft durch 
den Mahnzwang und die Erſparung der Verſäumnistermine 
nicht Schlechter geſtellt werden ſollen. Dies ſcheint aber ſowohl 
ſozial⸗ wie prozeßpolitiſch unzutreffend; prozeßpolitiſch deshalb, 
weil gerade der billigere Weg des Mahnverfahrens den Schuldner 
zur Unterwerfung zwingen ſoll, während jetzt bezüglich der 
Koſten des Gerichts und des Gläubigers es für den Schuldner 
ganz gleich iſt, ob er ſich dem Vollſtreckungsbefehl gegenüber 
ſieht oder dem nicht vollſtreckbaren Verſäumnisurteil, und 
während der Vorteil, daß durch den Ausſchluß der Koſtenfeſt— 
ſetzung die Gefahr doppelter Vollſtreckung ausgeſchaltet wird, 
den Parteien nicht erkennbar iſt; ſozialpolitiſch, weil die ver— 


1) Abweichend Striemer S. 1160. Die Einſtellung der vollen 
Gebühr wird der Tendenz der Novelle nicht gerecht. 
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ſchiedenen Geſtaltungen der Beitreibung im Verhältnis zum 
ſtreitigen Prozeß ausreichend ſtark belaſtet ſind. 

Der Vollſtreckungsbefehl über 1000 &,, der im amtsgericht— 
lichen Verfahren vor der Novelle von 1909 dem Gläubiger 
eines böswilligen Schuldners auch bei Vertretung durch einen 
Anwalt ungefähr mit Zuſtellungskoſten 21 & koſtete, nach der 
Novelle auf 35 & ſtieg, koſtet jetzt nach der Neuordnung 
85 A, während die Anwaltskoſten für den Widerſpruch des 
Schuldners, falls er fie bezahlt, nur 33 & betragen. Eine 
Erleichterung des Gläubigers findet alſo nicht ſtatt. Als 
Vorteil erſcheint nur der mögliche Zeitgewinn in der Erlangung 
des vollſtreckbaren Titels. 

Alle Wünſche der Reformer, die die Verbilligung als 
Zwang erſtrebten, ſind nicht erfüllt, und deshalb zwingt dieſe 
Koſtenordnung zur Vergleichung des anderen Weges. 

Bei dem ordentlichen Mahnverfahren, das auch bei Land— 
gerichtsobjekten offenſteht, hat der Gläubiger nach den Be— 
ſtimmungenen der Verordnungen nur 10 der Gerichtskoſten zu 
erwarten, ſpart alſo bei unſerem Beiſpiel, falls der Schuldner 
ſich gutwillig gibt oder nicht erſtattet, 25 &, tauſcht aber 
andererſeits die Gefahr ein, daß der Schuldner, ohne zunächſt 
mehr Koſten zu zahlen, Widerſpruch erhebt. Ferner genießt er 
vor dem AG. im freien Verſahren die Freiheit vom Anwaltszwang. 

So ſtellt dieſe Koſtenpolitik den Gläubiger offenbar vor 
ein Dilemma und vor die Erwägung, ob es nicht zweckmäßiger 
erſcheint, LG. und Anwaltſchaft zu verlaſſen, und die Koſtenlaſt 
des Mahnzwangs wird ihn vielleicht zurückzwingen in das alte 
Verfahren, deſſen Mängel gerade beſeitigt werden ſollen. 


III. Amtsgerichtlicher Mahnzwang. Derſelbe be— 
ſchränkt ſich auf die geſetzliche Zuſtändigkeitsgrenze (vgl. auch 
Neukamp, S. 16). Die Geſtaltung iſt einfacher. Der Wider⸗ 
ſpruch iſt mit keiner erheblichen Koſtenerſchwerung belaſtet. Die 
Gerichtskoſten erhöhen ſich allerdings, wie früher, bei einem 
Unterſchied zwiſchen Vollſtreckungsbefehl und Verſäumnisurteil 
um 7/0. Wie beim LG. iſt das Beitreibungsverfahren an: 
ſcheinend, gleichgültig, ob es zum Vollſtreckungsbefehl oder 
Urteil führt, mit den gleichen Anwaltskoſten des Gläubigers, 
falls derſelbe ſich vertreten läßt, belaſtet, ſo daß der Anwalt 
des Gläubigers jetzt praktiſcherweiſe ſtets Klage erheben wird, 
weil für den Fall des Widerſpruchs der Tatbeſtand der Klage 
dann ſchon gegeben iſt, weil er auch (vgl. Heilberg a. a. O.) 
die Gefahr der Zurückweiſung erſpart. Aber die Anwalts— 
einnahmen werden doch dadurch gemindert, daß die Entſchädigung 
für die Auslagen ſich ändert, weil im Falle des Vollſtreckungs— 
befehls dem Anwalt das Mindeſtpauſchquantum von 4 & nicht 
zuſteht. Zwar iſt der Anwalt, der die Klage erhebt, die als 
Mahngeſuch anzuſehen ſein wird, zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellt, aber nach der Neuordnung ſteht ihm nicht die Prozeß— 
gebühr nach § 13, 1, § 19 und $ 52 zu, ſondern er erhält 
eben die Sätze nach § 17 der Kriegsverordnung, ſo daß dieſe 
mit Rückſicht auf 8 17 Abſ. 2, § 14 wohl fo ausgelegt werden 
muß, daß das Pauſchquantum von 4 & auf 50 & herabſinkt. ) 
Wenn alſo der Gläubiger durch einen Anwalt vertreten iſt, 

2) Die 2,10 erreichen den bisherigen Minimalſatz erſt bei dem 
Zahlungsbefehl in der Stuſe von 450 - 600% annähernd, bei dem 
Vollſtreckungsbefehl erſt in der Stufe von 300 450 ,. 
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was nur für die Objekte über 50 & von Bedeutung iſt, er. 
höhen ſich die Koſten des Verſäumnisverfahrens um jene beiden 
Poſten und die Feſtſetzungsgebübr. Ob dieſe Differenz zur 
Verhinderung des hier fo leichten Widerſpruchs ausreicht, wird 
die Probe erſt zeigen müſſen. 

IV. Wechſel- und Urkundenmahnverfahren. Die 
Erſetzung des Wechſelprozeſſes durch das Wechſelmahnverfabren 
wird ſich ſicher bewähren, jedenfalls im landgerichtlichen Ver⸗ 
fahren. Hier fehlt der Anreiz des Schuldners, durch den 
Widerſpruch längere Friſt zu erzwingen, weil auch das Ver— 
ſäumnisurteil vollſtreckbar iſt. Hier wird der Schuldner nur 
dann mit Einwendungen kommen, wenn er den ſtreitigen Prozeß 
herbeiführen will. Das Bedenken Landsbergs, daß durch dieſe 
Vorlagerung hier der Gang verlangſamt wird, teile ich des— 
wegen nicht. Hervorzuheben iſt nur das eine Moment, daß 
der Richter und der Schuldner nicht mehr das Original des 
Wechſels zu ſehen bekommen. Ob das in der Praxis zu Niß— 
helligkeiten führen kann, iſt nicht vorauszuſehen. 


V. Nach 8 2 BRVO. vom 20. Mai 1915 kann der 
Antrag auf Zahlungsfriſt im Mahnverfahren vorgebracht werden 
und gilt, falls der Gläubiger der Friſt widerſpricht, als Netter: 
ſpruch. Das muß auch für das neue notwendige Mahnverfahren 
gelten. Auch bei dem landgerichtlichen Mahnzwang kann daher 
der Antrag auf Zahlungsfriſt eingebracht werden, unterliegt 
aber nach der Faſſung der Novelle dem Anwaltszwang. Gerade 
in den Fällen, in denen man dem armen Schuldner entgegen 
Früher konnte 
der Schuldner wenigſtens im Mahnverfahren warten. Du 
Schuldner wird beim landgerichtlichen Mahnverfahren all 
gezwungen, entweder die Koſten zu bezahlen, um die Friſt zu 
erreichen, oder mit dem Friſtgeſuch bis in die Vollſtreckungs⸗ 
inſtanz zu warten. Andererſeits ſoll nicht verkannt werden, 
daß für die Begründung des Friſtgeſuches der Zivilkammer 
gegenüber die Mitwirkung des Anwalts erwünſcht iſt. 

VI. Vollmacht. Das landgerichtliche Verfahren ſab ven 
der Prozeßvollmacht ab. Meines Erachtens ift daber aus den 
Zweck des Geſetzes zu verneinen, daß der landgerichtliche Tel 
ſtreckungsbefehl einer ſolchen verlangt, während der amtögeridt 
liche ihrer bedarf. Das Geſetz will das landgerichtliche Nabu 
verfahren als Teil des landgerichtlichen Beitreibungsprozeſſes 
neu ſchaffen. Der Anwaltszwang beherrſcht auch das lande 
gerichtliche Mahnverfahren. Dem Anwaltszwang entſpricht die 
Erſparung der Vorlegung. Für den Teil würde ſenſt mehr 
verlangt als für das Ganze, und der Gläubiger noch mit mehr 
Unkoſten und Stempeln belaftet. 


VII. Koſtenfragen. 1. Die Angabe der Koſten in der 
Klage iſt inſtruktionell vorgeſchrieben. Das ift praktiſch und 
macht keine Mühe. Da Anwalts- und Gerichtskosten nat 
Pauſchſätzen zu liquidieren ſind, hätte ſogar die Angabe MM 
Anwaltskoſten entbehrt und die Koſten von Amts wegen Mt 
geſetzt werden können. Die Aufnahme in die Klage für den 
Fall des Verſäumnisurteils wird ſtellenweiſe ſchon jegt geübt 
Es iſt das deshalb weſentlich, weil für den Fall des Urteil: 
dann die Feſtſetzung der Koſten auf dem Urteil geſchehen Tan, 
was leider ein Teil der Gerichte bisher nock nicht geübt hat 
dadurch entſtanden unnbtigerweiſe doppelte Vollſtreckungen, an 
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die mit Recht Klage geführt iſt. Freilich „wird der Anwalt, 
was nicht zur Vereinfachung beiträgt, in der Klage jetzt neben 
den Koſten eines etwaigen Verſäumnisurteils die Koſten des 
Zahlungsbefehls angeben müſſen; die Koſten des Vollſtreckungs— 
befehls gehören jetzt in den betreffenden Antrag. 

2. Eine allgemeine geringe Gerichtskoſtenerhöhung tritt 
infolge des Mahnverfahrens ein inſofern, als bei allen Klagen, 
die dem Mahnzwang unterliegen, die bei ſpäterer Rücknahme 
eintretende /10-Gebühr infolge des Erlaſſes des Zahlungs- 
befehls verdoppelt wird. Wenn auch dieſe Koſten in den 
niederen Stufen nicht hoch ſind, ſo wird der Geſamtertrag bei 
der großen Anzahl ſolcher Prozeſſe immerhin nicht ganz be— 
deutungslos ſein. Dieſe Steigerung der Erträge ſteht im 
Widerſpruch zu den wirtſchaftlichen Prinzipien der früheren 
Bundesratsverordnungen. 

3. Die Erſtattungsfähigkeit liegt bei den Prozeſſen unter 
50 A künftig in den Händen des Gerichts. Die Koſten find 
an ſich ſchon im Zahlungsbefehl zu beſtimmen und werden 
durch den Vollſtreckungsbefehl erſtattungsfähig feſtgeſetzt. In 
welcher Form der Richter beim Mahnverfahren die Erſtattungs— 
fähigkeit zu prüfen und feine Entſcheidung mitzuteilen hat, 
darüber ſchweigen Geſetz und Begründung. Wollte man den 
Erſtattungsanſpruch nach § 691 als Teil des Anſpruchs an— 
ſehen, fo müßte der Gläubiger gehört, eventuell Termin an: 
geſetzt werden, was eine Verlangſamung nad ſich ziehen würde, 
insbeſondere dann, wenn die Klage vor einem vom Wohnort 
des Gläubigers entfernten AG. erhoben wird, wo gerade im 
ordentlichen Prozeß auch beim Verſäumnisverfahren die Ver— 
tretung durch den Anwalt notwendig wird. Zweckmäßig würde 
es daher ſein, wenn die Anwaltſchaft unter Hinweis auf die 
Hinderniſſe der Erſtattung auf ſolche Beitreibungen verzichtete; 
dann würden ſich aber die Sitzungszimmer der Berliner Amts⸗ 
gerichte mit Parteien füllen. 

4. Die Anwaltsgebühren kamen bisher in Höhe von 7/ıo 
in Anrechnung, während ſie nach der Novelle ganz angerechnet 
werden. Dieſe Beſtimmung iſt ſinngemäß und entſpricht der 
Erhöhung. Gegen dieſe Herabſetzung iſt vom Intereſſe der 
Parteien nichts einzuwenden. Ob dieſe Einbuße der Anwalt— 
ſchaft überhaupt eine nennenswerte iſt, vermag ich nicht zu 
überſehen.“) 

5. Dagegen ergibt ſich eine ſolche Verminderung weſentlich 
für die Amtsgerichtsanwaltſchaft aus zwei Momenten: einmal 
aus der Herabſetzung des Pauſchminimums und dem Verluſt 
der Koſtenſeſtſetzungsgebühr dort, wo die Novelle wirkſam das 
Verſäumnisurteil ausſchaltet. Dieſe Verminderung iſt prozentual 
eine nicht unerhebliche. Sie beträgt bei der Stufe von 
60/120 & ungefähr 33 ½ Prozent des Entgelts und fällt bis 
zur Stufe 200/300 & auf 10 Prozent des Entgelts des 
Anwalts. 

Ferner wird eine Verſchiebung inſoweit eintreten, als bei 
den vielen Beitreibungsprozeſſen des Handels und der Induſtrie, 
ax bon den Zentren ausgehen, die Verſäumnisurteile der Heinen 
Amtsgerichte des Schuldnerwohnſitzes verſchwinden und damit 


f 5) Die Anſicht Striemers, daß hier zwei Mindeſtpauſchquanten 
in Erſcheinung treten, teile ich nicht. Das des Mahnverfahrens 
kommt auf das des Prozeſſes in Anrechnung. | 
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die Terminsvertretung der Amtsgerichtsanwälte. Der Gläubiger 
läßt Schon jetzt die Klage durch feinen Anwalt feines Wohn⸗ 
ſitzes erheben; wenn dann der Zwangszahlungsbefehl voll⸗ 
ſtreckbar wird, bleibt für den Amtsgerichtsanwalt ſein Anteil 
aus. Wieweit dann weiter überhaupt die oben geſchilderte 
Wirkung des Geſetzes reichen wird, bleibt abzuwarten. 


VIII. So zeigt die Neuordnung des Mahnprozeſſes manche 
Vereinfachungen und Fortſchritte, deren Fortwirkung auch für 
die ſpätere Zeit erſtrebenswert ſein kann, und deren Erprobung 
für künftig bedeutungsvoll ſein wird; andererſeits wird der Zweck 
doch etwas durch einzelne Erſchwerungen und Koſtenbeſtim— 
mungen gehemmt, deren Nebenwirkungen zu beachten ſind. Für 
eine Verwirklichung des gewollten Ziels wird man ſchließlich 
auf ſtärkere Mittel angewieſen fein, vielleicht auf die Der: 
einigung folgender Grundſätze: 

1. Beſchränkung des notwendigen Mahnverfahrens auf 
die Geldklagen, welche erfahrungsgemäß den Kreis 
der unbeſtrittenen Anſprüche bilden, 

2. Loslöſung der Klage im Gebiet des notwendigen 

Mahnverfahrens vom Anwaltszwang, 

notwendige Verbindung des Widerſpruchs mit dem 
kontradiktoriſchen Prozeß. Der Widerſpruch kann nur 
im Vortermin ſelbſt erhoben werden, löſt dann den 
kontradiktoriſchen Streit, vor dem LG. beiderſeitigen 
Anwaltszwang aus, 

4. ſchärfere Koſtendifferenz zwiſchen ſtreitloſem und 
ſtreitigem Verfahren zur Verhinderung des nutzloſen 
Widerſpruchs. 

Dieſe Geſtaltung wird allein dem Grundgedanken des 
Geſetzes, daß nur der widerſprechen ſoll, der eine ſtreitige 
Verhandlung will, gerecht (vgl. Leipz3. 1914, 532). Einen 
Verſuch zur Löſung bringt der anliegende Entwurf einer geſetz— 
lichen Abänderung, der ſchon ungefähr zur Zeit jener Aufſätze ent: 
ſtanden iſt, die koſtenpolitiſche Regelung jedoch noch nicht umfaßt. 


= 


Eutwurf. 
7. Buch. Mahnverfahren. 
8 688. 

Wegen eines Anſpruchs, welcher die Zahlung einer be— 
ſtimmten Geldſumme zum Gegenſtand hat und ſich auf folgende 
Rechtsgründe ſtützt: Darlehn, Kaufpreis, Tauſchpreis, Wechſel⸗ 
forderung, Werklohn, Miete, Dienſtlohn, Mäklerlohn, wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen aus einem Schuldverhältnis oder einer 
geſetzlichen Verpflichtung, Hypotheken, Grundſchulden, Anſprüche 
aus dem Verſicherungsvertrage, Frachtvertrag, iſt auf Mahn: 
geſuch des Gläubigers ein Zahlungsbefehl zu erlaſſen. Jede 
Klage, die auf einen ſolchen Gegenſtand gerichtet iſt, gilt als 
Mahngeſuch, falls nicht das Gegenteil erklärt wird, und wird 
als Mahngeſuch behandelt. 

Das Mahnverfahren findet nicht ſtatt, wenn nach Inhalt 
des Geſuchs oder der Klage die Geltendmachung des Anſpruchs 
von einer noch nicht erfolgten Gegenleiſtung abhängig iſt, oder 
wenn die Zuſtellung des Zablungsbefebls im Auslande oder 
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen müßte. 

8 Die Erhebung des Mahngeſuchs iſt vom Anwaltszwang 
efreit. 
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8 689. 
Die Zahlungsbefehle werden von dem Gericht verfügt, an 
welchem der Schuldner ſeinen allgemeinen geſetzlichen Gerichts⸗ 
ſtand hat, bei den Landgerichten nur von einem einzelnen Richter. 


8 690. 
2 Geſuch muß enthalten: 
1. die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort; 
2. die Bezeichnung des Gerichts; 
3. die beſtimmte Angabe des Betrages oder Gegenſtandes 
und des Grundes des Anſpruchs; 
4. das Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls. 


8 691. 

Entſpricht das Geſuch nicht den Beſtimmungen der vor: 
ſtehenden Paragraphen oder ergibt ſich aus dem Inhalt des 
Geſuchs, daß der Anſpruch überhaupt oder zur Zeit nicht be⸗ 
gründet iſt, ſo wird dasſelbe zurückgewieſen. Treffen dieſe 
Vorausſetzungen auf eine Klage zu, die als Mahngeſuch gilt, 
ſo iſt Vortermin anzuberaumen. 

Das Geſuch iſt auch dann zurückzuweiſen, wenn der 
Zahlungsbefehl nur in Anſehung eines Teils des Anſpruchs 
nicht erlaſſen werden kann. 

Eine Anfechtung der zurückweiſenden Verfügung findet 

nicht ſtatt. 

| § 692. 
Der Zahlungsbefehl enthält: 

a) die im § 690 1 bis 3 bezeichneten Erforderniſſe des 
Geſuchs; 

b) die Anberaumung eines Termins, zu dem die Parteien 
geladen werden; 

e) den Befehl an den Schuldner, bis zum Termin den 
Gläubiger wegen des Anſpruchs ſowie der dem Be⸗ 
trage nach zu bezeichnenden Koſten des Verfahrens zu 
befriedigen oder in dem Termin ſelbſt Widerſpruch zu 
erheben; 

d) den Hinweis, daß, falls beides nicht geſchieht, dem 
Gläubiger der Vollſtreckungsbefehl erteilt werden wird, 

e) den Hinweis darauf, daß, falls der Schuldner grundlos 
Widerſpruch erhebt, die Koſten des Verfahrens ſich 
erheblich erhöhen, 

f) den Hinweis darauf, daß im landgerichtlichen Mahn: 
verfahren der Widerſpruch nur durch einen am Land⸗ 
gericht zugelaſſenen Anwalt erhoben werden kann, 
und daß, falls Beklagter nicht in der Lage iſt, recht⸗ 
zeitig ſich einen Anwalt zu beſtellen, er unter Über- 
reichung eines Armutsatteſtes Antrag auf Beſtellung 
unter Begründung des Widerſpruchsrechts rechtzeitig 


tellen muß. 
0 § 693. 


Mir der Zuſtellung des Zablungsbefehls an den Schuldner 
treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

Der Zahlungsbefehl mit der darin enthaltenen * iſt 
den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen. 


8 694. 
Der Schuldner kann gegen den Anſpruch oder einen Teil 
desſelben nur im Termin Widerſpruch erheben. Die Er⸗ 
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hebung des Widerſpruchs unterliegt in Prozeſſen, die zur Zu⸗ 
ſtändigkeit des Landgerichts gehören, dem Anwaltszwang. 


8 695. 

Erſcheint der Schuldner allein im Termin, ſo kann er 
den Anſpruch zu Protokoll anerkennen. Dies Anerkenntnis 
unterliegt nicht dem Anwaltszwang in Landgerichtsproꝛzeſſen. 
Die Tatſache des Anerkenntniſſes iſt dem Kläger mitzuteilen. 
Er erhält auf ſchriftlichen Antrag einen Vollſtreckungsbefehl 
auf Grund Anerkenntniſſes. Erhebt dagegen der Schuldner im 
Termin formgültig Widerſpruch, ſo bleibt der Prozeß im ordent⸗ 
lichen Verfahren anhängig. Iſt auch der Kläger in dieſem 
Fall anweſend, ſo gilt der Termin als Vortermin. Iſt der 
Kläger bei Erhebung des Widerſpruchs durch den Beklagten 
nicht anweſend, ſo wird ſofort ein neuer Termin anberaumt und 
beide Parteien zu dieſem Termin geladen. Die Einlaſſungsfriſt für 
dieſen neuen Termin beträgt acht Tage. Der Beklagte hat zu 
dieſem Termin eine ſchriftliche Klagebeantwortung zuzuſtellen. 

Erſcheint dagegen in dem auf den Zahlungsbefehl an⸗ 
beraumten Termin der Schuldner trotz ordnungsmäßiger Ladung 
nicht, ſo erhält der Kläger, gleichgültig, ob er in dem Termin 
erſcheint oder nicht, auf ſeinen ſchriftlich geſtellten Antrag den 
Vollſtreckungsbefehl. Die Entſcheidung über den Vollſtreckungs⸗ 
befehl wird dagegen ausgeſetzt, wenn der Schuldner im land⸗ 
gerichtlichen Verfahren vor dem Termin unter Uberreichung 
eines Armutsatteſtes und Begründung ſeines Widerſpruchsrechts 
Antrag auf Beſtellung eines Armenanwalts geſtellt hat, bis 
das Gericht über den Antrag Beſchluß gefaßt hat. In dieſem 
Fall gilt der Antrag als formell gültiger Widerſpruch. 


8 696. 

Wird formgültig Widerſpruch erhoben, fo iſt die Klage 
als mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls erhoben anzuſehen. 
Mit der Erhebung des Widerſpruchs beginnt in den bot 
dem LG. angeſtellten Mahnprozeſſen die Verpflichtung des 
Klägers, ſich durch einen Anwalt vertreten zu laſſen. 


8 697. 
(Fällt fort, weil er nun entbehrlich iſt.) 


8 698. 

Die Koften des Mahnverfahrens find im Falle der recht 
zeitigen Erhebung des Widerſpruchs als ein Teil der Koſten 
des entſtehenden Rechtsſtreites anzuſehen. 

Wird im Falle des § 696 Klage nicht binnen der be 
ſtimmten Friſt erhoben, fo hat der Gläubiger die Koſten des 
Mahnverfahrens zu tragen. 

8 699. 

Der Vollſtreckungsbefehl iſt von dem Gerichtsſchreiber auf 
den Zahlungsbefehl zu ſetzen; in ihm find die von dem Gläu⸗ 
biger zu berechnenden Koſten des bisherigen Verfahrens auf 
zunehmen. Die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls erfolgt 
auf Betreiben des Gläubigers. In dem vor dem AO 
ſchwebenden Mahnprozeß hat der Gerichtsſchreiber die Zustellung 
zu vermitteln, ſofern nicht der Gläubiger erklärt hat, ſelbſt 
einen Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung beauftragen zu 
wollen. Will der Gerichtsſchreiber dem Geſuch des Gläubigers 
nicht entſprechen, ſo hat er das Geſuch ſofort dem Richter 
vorzulegen. 
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Gegen den Beſchluß, durch welchen das Geſuch zurüd- 
gewieſen wird, findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


8 700. 
Der Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig voll- 
ſtreckbar erklärten, auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteil gleich. 
Gegen den Vollſtreckungsbefehl findet der Einſpruch ſtatt. 


§ 701. 

Wird in dem Falle, wenn Widerſpruch nicht erhoben iſt, 
die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls nicht binnen einer ſechs— 
monatigen Friſt, welche mit Ablauf der im Zahlungsbefehle 
beſtimmten Friſt beginnt, nachgeſucht, fo verliert der Zahlungs— 
befehl dergeſtalt ſeine Kraft, daß auch die Wirkungen der 
Rechtshängigkeit erlöſchen. Dasſelbe gilt, wenn die Erlaſſung 
des Vollſtreckungsbefehls rechtzeitig nachgeſucht iſt, das Geſuch 
aber zurückgewieſen wird. 

§ 702. 

Das Geſuch um Erlaſſung eines Zahlungsbefehls oder 
eines Vollſtreckungsbefehls werden der andern Partei abſchrift— 
lich nicht mitgeteilt. 

8 703. 

Des Nachweiſes einer Vollmacht bedarf es nicht, wenn 
für den Gläubiger die Erlaſſung eines Zahlungsbefehls nad): 
geſucht wird. | 

8 703a. 

Wer den Termin zur Erhebung des Widerſpruchs und 
damit die Erhebung verſäumt, weil er durch Naturereigniſſe 
oder andere verurſachende Momente verhindert worden iſt, hat 
das Recht auf Wiedereinſetzung. Die Wiedereinſetzung muß 
ſpäteſtens mit der Einlegung des Einſpruches gegen den Voll— 
ſtreckungsbefehl erfolgen. Die Entſcheidung des Gerichts erfolgt 
durch Beſchluß, der ohne mündliche Verhandlung ergehen kann. 
Erfolgt die Wiedereinſetzung, ſo iſt der Vollſtreckungsbefehl 
aufzuheben. 


Die Entlaſtungsverordnung und die Anwaltſchaft. 
Von Rechtsanwalt Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 


1. Iſt die VO. anwaltfeindlich? Nachdem die Frage 
einmal entſtanden iſt, empfiehlt es ſich, ſie offen zu erörtern 
trotz des Burgfriedens. Die freie Ausſprache iſt nützlicher als 
die im geheimen ſchleichende Mißſtimmung. 

Der Vorwurf der Anwaltfeindſchaft iſt, wenn damit geſagt 
werden ſoll, die Verfaſſer der VO. ſeien von Übelwollen gegen- 
über den Anwälten geleitet worden, nach meiner Überzeugung 
unbegründet. An verſchiedenen Stellen iſt das Beſtreben er: 
kennbar, dem Anwaltintereſſe Rechnung zu tragen: einer der 
Gründe, weshalb man von dem allgemeinen obligatoriſchen 
Mahnverfahren bei den Amtsgerichten abgeſehen hat, war die 
Rückſicht auf die Anwaltſchaft. „Man würde den bei den 
Landgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälten einen Teil der bisher 
von ihnen erledigten Geſchäfte entzogen und den amtsgericht⸗ 
lichen Anwälten zugeführt haben, was ... einen erheblichen 
Eingriff in die Organiſation der Rechtsanwaltſchaft bedeutet 
haben würde“ (Trendelenburg). Die Gebühren des Anwalts 
im Mahnverfahren (88 12, 17) find angemeſſen; die 5/10 Gebühr 
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für den Vollſtreckungsbefehl erſetzt freilich nur die Gebühr für 
die Erwirkung des Verſäumnisurteils; ſie iſt nicht (wie Tren⸗ 
delenburg irrtümlich meint) geeignet, die durch § 19 hervor: 


gerufene Beeinträchtigung der Einkünfte auch nur „rtullichſt“ 


auszugleichen. N 

2. Nicht der redliche Wille hat den Verfaſſern der Novelle 
(das iſt die VO., wenn ſie auch im Gewande des Sonder⸗ 
geſetzes auftritt) gefehlt, wohl aber die Vertrautheit mit den 
Verhältniſſen und deshalb der Einblick in die Folgen, die die 
VO. auf einzelne Gebühren des Anwalts, feine wirtſchaftliche 
Lage, ſeine Stellung als Organ der Rechtspflege und das 
Verhältnis zu den Richtern notwendig ausüben muß. Das iſt 
bedauerlich, aber verſtändlich. Denn die Verhältniſſe liegen bei 
den verſchiedenen Gruppen von Anwälten ganz verſchieden. 
Deshalb hat ſelbſt ein ſo berufener Beurteiler wie Heilberg 
— in der höheren Sphäre des Oberlandesgerichtsanwalts — 
die Einwirkung des 8 19 auf die Lage der Amtsgerichtsanwälte 
nicht im vollen Umfange erkannt. Es gibt Anwälte, die die 
VO. nicht berührt, und andere, denen es gar nicht unwill⸗ 
kommen iſt, daß ſie Bagatellſachen ablehnen können durch den 
Hinweis, daß der Klient die Anwaltskoſten nicht erſtattet erhält. 
Ihnen ſteht die große Schar von Kollegen gegenüber, denen 
ſie teils unmittelbar, teils mittelbar einen großen Teil ihres 
Einkommens nimmt. Dieſe Einbuße trifft zuſammen mit dem 
durch den Krieg ohnehin hervorgerufenen Rückgang der Praxis 
und der Verteuerung der Lebenshaltung. Leider find die Bes 
troffenen zumeiſt gerade diejenigen Anwälte, die ſchon ohnehin 
an der Grenze der Exiſtenzmöglichkeit ſtehen und denen deshalb 
in erſter Linie die Aufmerkſamkeit der Geſetzgebung gebührt. 
Vor allem werden die Anwälte an den kleinen Amtsgerichten 
berührt, namentlich in den Bundesſtaaten, in denen, wie in 
Bayern, Anwaltſchaft und Notariat getrennt ſind und deshalb 
der Anwalt auch in höheren Jahren mit ſehr beſchränkten Ein— 
kommensmöglichkeiten rechnen muß. Es iſt deshalb kein Zufall, 
daß gerade der frühere bayeriſche Juſtizminiſter Exzellenz 
v. Miltner in ſeiner im übrigen ſehr wohlwollenden Kritik 
(LeipzZ. 1915, 1265) auf dieſe Seite der Novelle aufmerkſam 
macht: „Unausgeſprochen kann nicht bleiben, daß die VO. ſo⸗ 
wohl in ihrer Geſamtwirkung, als vermöge einzelner ihrer 
Vorschriften, z. B. des § 19, auf eine Schmälerung der 
Gebühreneinnahmen der Rechtsanwälte hinauslaufen muß. Es 
iſt zu bedauern, daß es der VO. anſcheinend nicht möglich war, 
auch in Anſehung der Rechtsanwaltgebühren den Gedanken 
der Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen vorwalten zu laſſen.“ 

3. a) Die VO. nimmt dem Anwalt gewiſſe Gebühren. 
Er verliert in den Amtsgerichts- und Landgerichtsſachen, 
die ſich durch Vollſtreckungsbefehl erledigen, die Gebühr für den 
Koſtenfeſtſetzungsantrag nebſt Pauſchale. In Amtsgerichtsſachen 
erhält er, wenn er, wie es die VO. verlangt, ſtatt der Klage 
Zahlungsbefehl beantragt,) an Stelle des Mindeſtpauſchſatzes 
von 4 & nur 20 Prozent der Prozeßgebühr, d. h. bei einem 
Objekt von z. B. 100 & nur 80 K. Dieſer Hinweis mag 


—— 


1) Reicht er Klage ein, fo ſteht ihm meines Erachtens der 
Mindeſtpauſchſatz zu. Nur für die prozeſſuale Behandlung gilt die 
Klage als Mahngeſuch, nicht für die Koſtenfrage. A. M.: Striemer, 
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kleinlich erſcheinen, ift es aber nicht, denn der Mindeſtpauſchſatz 
von 4 & iſt ja gerade zu dem Zwecke eingeführt worden, einen 
Ausgleich zu ſchaffen für den Ausfall an Schreibgebühren, den 
die Anwälte bei den kleinen Objekten infolge des Pauſchal⸗ 
ſyſtems erleiden. Die Verfaſſer der VO. haben dieſe Folgen 
anſcheinend weder gewollt noch vorausgeſehen. Das gleiche 
gilt von dem Wegfall der Nachverhandlungsgebühr im Falle 
des ſchriftlichen Nachverfahrens (§ 23), wenn man nicht — wie 
ich es tue — die Anſicht vertritt, daß für dieſe häufig ſehr 
verantwortliche und zeitraubende Tätigkeit eine Gebühr ent⸗ 
weder in entſprechender Anwendung des § 17 Gebo. oder 
nach 8 89 GebdO. zugebilligt werden muß. 

b) Die BD. ſchafft neue Reibungsflächen zwiſchen Richter 
und Anwalt. Wenn dieſer es ablehnt, in das ſchriftliche Nach⸗ 
verfahren zu willigen, wird ſehr leicht der Verdacht rege, die 
Ablehnung erfolge nicht aus ſachlichen Gründen, ſondern im 
Gebührenintereſſe. Eine ſtändige Quelle von Schwierigkeiten 
mit dem Gericht wird die Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten 
bei den „geringfügigen“ Sachen bilden. Wir alle kennen den 
höchſt unerquicklichen Streit um die Korreſpondenzgebühr; er 
wird in verſtärktem Maße bei allen Objekten bis 50 & ſich 
wiederholen und für den Anwalt beſonders peinlich ſein, weil 
es in erſter Linie der Gerichtsſchreiber iſt, der darüber zu 
Gericht ſitzt, ob die Mitwirkung des Anwalts notwendig war. 
Auch dreht ſich — anders als bei der Korreſpondenzgebühr — 
der Streit nicht nur darum, ob dem Anwalt eine Gebühr zu 
bewilligen iſt, ſondern auch um deren Höhe. Etwas, nämlich 
ſoviel, wie die Partei nach 8 91 ZPO. bei perſönlicher Wahr⸗ 
nehmung der Termine zu beanſpruchen hätte, wird dem Anwalt 
nach richtiger Anſicht ſtets zuzubilligen ſein. Man kann ſich 
vorſtellen, wie unangenehm dieſer Koſtenſtreit namentlich bei 
kleinen Gerichten werden kann, wenn der Anwalt mit dem 
Richter oder dem Gerichtsſchreiber auf geſpanntem Fuße ſteht. 

c) Die Novelle ſchmälert das Arbeitsfeld des Anwalts 
durch die Einſchränkung der Berufung und der Beſchwerde. 
über die Zweckmäßigkeit der Rechtsmittelbeſchränkung beſteht 
Streit. Wer ſie, wie ich, als gerechtfertigt anſieht, wird zugleich 
anerkennen müſſen, daß das Gebührenintereſſe der Anwaltſchaft 
in den Hintergrund treten muß. Die geringfügigen Objekte 
erfordern einen Aufwand an Zeit, Arbeit und Geld, ber regel: 
mäßig in keinem Verhältniſſe zu dem wirtſchaftlichen Intereſſe 
der Beteiligten ſteht. Es iſt unwirtſchaftlich, wegen eines 
Objektes von 3 & einen Koſtenaufwand von 60 *, wegen 
21 4 einen ſolchen von 90 & zu verurſachen. (So hoch find 
häufig die Koſten, wenn in beiden Inſtanzen die Parteien durch 
Anwälte vertreten ſind.) Derartige Prozeſſe werden nur am 
Anfange wegen des eigentlichen Streitgegenſtandes, im weiteren 
Verlaufe aber hauptſächlich wegen der aufgelaufenen Koſten 
geführt. Gewiß entſcheidet der wirtſchaftliche Geſichtspunkt nicht 
allein; aber die Bemeſſung der Rechtsmittel nach dem mit der 
Klage verfolgten Intereſſe iſt eine Forderung der Rechtspolitik, 
und wo die Prozeßmaſchine in Vermögensſtreitigkeiten nur mit 
ganz unverhältnismäßiger Reibung arbeiten kann, ſtellt ſie lieber 
zum Vorteil aller Beteiligten ihre Tätigkeit ein. Selbſt auf 
die Gefahr, daß eine Anzahl von verkehrten Aſſeſſorenurteilen 
unangefochten bleiben muß. Keinesfalls kann während des 
Krieges, wo der Amtsrichter Entſcheidungen von größter Trag— 
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weite — man denke an die Geſchäftsaufſicht — unanfechtbar 
erlaſſen kann, die Beſchränkung der Berufung beanſtandet werden, 
zumal die Einſchränkung der Koſtenerſtattung (S 19) die Neigung, 
Berufung in geringfügigen Sachen einzulegen, zweifellos ſteigem 
würde.?) 

4. Der § 19 bedarf einer beſonderen Betrachtung. Wach 
ſieht in ihm ein „kleines Mittel“, von dem man ſich nicht viel 
Entlaſtung der Gerichte verſprechen dürfe. Heilberg und 
Levin (DSB. 1915, 971) beurteilen ihn günſtiger. 

Der Grundſatz, daß die Gebühren und Auslagen der 
obſiegenden Partei auch im Parteiprozeſſe unter allen Umſtänden 
zu erſtatten find, galt ſchon vor der ZPO. in Bayern und 
Württemberg; er iſt eine Folgerung aus der Tatſache, daß die 
Mitwirkung des Anwalts der Rechtspflege, nicht nur den Inter; 
eſſen der Partei dient. Die BO. zieht die Richtigkeit des 
Grundſatzes nicht in Frage, beſeitigt ihn aber gleichwohl für 
die geringfügigen Sachen, um die Vergleichsſtiftung zu erleichtern. 
Von dieſem Standpunkt iſt unverſtändlich, weshalb die Be: 
ſchränkung der Erſtattung ſchlechthin für alle Sachen bis zu 
50 %, auch die Verſäumnis- und Anerkenntnisſachen, 
die auch in dieſer Wertſtufe die große Mehrzahl bilden, aus⸗ 
geſprochen wurde. Der Gefahr, daß ein Beklagter mutwillig 
eine Sache ſtreitig macht, um den Anwaltskoſten zu entgehen, 
hätte man durch eine einfache Vorſchrift entgegenwirken können. 

Der 8 19 wird zweifellos die Folge haben, daß eine große 
Anzahl von Sachen bis 50 & „anwaltlos“ wird. Immerbin 
wird eine Reihe von Perſonen übrigbleiben, bei denen wenigstens 
eine Partei von einem Anwalt vertreten iſt. Vor allem wohl 
habende Parteien werden ſich den „Luxus“ eines Anwalts obne 
die Ausſicht auf Erſtattung der Koſten geſtatten. Die Dientt 
herrſchaft wird nach wie vor einen Anwalt annehmen, das arme 
Dienſtmädchen kann es nicht. Hier zeigt ſich der bedenklich 
antiſoziale Zug der Neuerung. 

Der 8 19 ſoll die Parteien „veranlaſſen, in geringfügigen 
Sachen, wenn irgend möglich, zunächſt einmal ſelbſt und obne 
Rechtsbeiſtand bei Gericht zu erſcheinen und damit dem Gegner 
Gelegenheit zu einer perſönlichen Ausſprache zu geben. Scheidet 
die Koſtenfrage in geringfügigen Streitſachen regelmäßig aus, 
ſo braucht die Anrufung des Gerichts von dem Beklagten nicht 
mehr in dem Maße als unfreundlicher Akt empfunden du 
werden wie bisher, und der Weg für eine gütliche Ver⸗ 
ſtändigung der Parteien iſt beſſer geebnet.“ Ich glaube an 
dieſe idylliſche Zukunft nicht. Die gebildete Partei hat gewöhnlich 
nicht die Zeit, wegen eines Objekts bis zu 50 4 ſtundenlang 
vor Gericht zu warten, die nichtgebildete traut ſich häufig nicht 
die Befähigung zur Verhandlung vor Gericht zu. Das Publilum 
wird ſich in der Folge den Rechtskonſulenten zuwenden, die — 
im Gegenſatz zum Anwalt — in der angenehmen Lage ſind, 
dem Klienten lediglich den Betrag in Rechnung zu ftellen, den 
das Gericht als erſtattungsfähig feſtſetzt. Der Konſulent kam 
feinem Auftraggeber fügen: Wenn du den Prozeß gewinn, 
koſtet dich meine Vertretung nichts, während umgekehrt . 

) Das landgerichtliche Mahnverfahren ſchmälert das Arbeits⸗ 
gebiet des Anwalts nicht. Die Anſicht, daß die Klage beim Land 
gerichte wegen eines mahnſähigen Anſpruchs dem Anwaltszwange nicht 
mehr unterliege Denkhaus, JW. 1915, 1220), ift irrig. 


wenn 


44 „ 


44. Jahrgang. 


Anwalt den Klienten darauf aufmerkſam machen muß, daß er 
ſelbſt im Falle des Obſiegens die Anwaltskoſten ſelbſt tragen 
muß. Wo — wie in Groß-Berlin (Levin, DIZ. 1915, 970) — 
dem Konſulenten 50 Prozent der Anwaltsgebühren zugebilligt 
werden, macht der einigermaßen beſchäftigte Konſulent ein gutes 
Geſchäft, und wenn er das erhält, was die Partei nach § 91 
3 PO. für Zeitverſäumnis fordern könnte, kommt er, namentlich 
wenn mehrere Termine in derſelben Sache ſtattfinden, gleichfalls 
auf ſeine Rechnung, zumal die Gebühren mehrerer Termine 
ſehr wohl die Höhe der Anwaltskoſten in der 1. oder 2. Wert⸗ 
klaſſe erreichen oder ſogar überſteigen können. Mit anderen 
Worten: Der Anwalt wird verdrängt durch den Kon— 
ſulenten, obwohl dieſer in vielen Fällen kaum billiger 
ſein wird. Das Bedenklichſte aber: Der Klient, der ſich wegen 
der Sachen bis zu 50 „ dem Konſulenten zugewendet hat, 
wird ihm auch die größeren Amtsgerichtsſachen übertragen. Er 
wird ſich vom Anwalt entwöhnen. 

Soweit die Parteien ohne Vertreter — ſei es Anwalt 
oder Konſulent — erſcheinen, iſt, wie zuzugeben iſt, die Mög- 
lichkeit, einen Vergleich herbeizuführen, eine größere. Es iſt 
aber eine Selbſttäuſchung, wenn die VO. annimmt, der Amts: 
richter — nur dieſer kommt in Betracht, da die Berufung nach 
§ 20 ausgeſchloſſen tft — werde dadurch weſentlich entlaftet. 
Nur der Richter kann einen Vergleich herbeiführen, der den 
Standpunkt beider Parteien kennt. Mit allgemeinen Redens— 
arten kann man — das hebt Levin treffend hervor — auf die 
Parteien nicht einwirken. Der Richter muß alſo zunächſt die 
Sache eingehend inſtruieren, die häufig unvollſtändige Klage 
durch Befragung des Klägers ergänzen, den Beklagten, deſſen 
Einwendungen ihm bis zum Termin unbekannt ſind, eingehend 
zu Worte kommen laſſen. Solche Sachen erfordern unendlich 
mehr Zeit als die durch Anwälte vorbereiteten; wer den Amts— 
gerichtsbetrieb kennt, weiß, daß zwei oder drei „anwaltloſe“ 
Sachen die Dispoſition des Terminstages vollkommen über 
den Haufen werfen und die übrigen Parteien zu endloſem 
Warten verurteilen. 

Was durch die größere Vergleichsmöglichkeit etwa an Zeit 
gewonnen werden ſollte, geht dadurch wieder verloren, daß die 
Zahl der ſtreitigen Sachen größer wird. Vielfach wird die 
rechtsunkundige Partei oder der Konſulent unſchlüſſige oder 
zweifelhafte Klagen anhängig machen, von denen der Anwalt 
abgehalten haben würde. Anderſeits wird der Beklagte häufig, 
auch wo er ſelbſt wenig Vertrauen zu ſeinen Einwendungen 
hat, geneigt ſein, die Sache ſtreitig zu machen. Das Ab— 
ſchreckungsmittel der verhältnismäßig hohen An— 
waltskoſten fehlt. 

Sehr erhebliche Mehrarbeit wird die Prüfung der 
Erſtattungsfähigkeit (volle Erſtattung? Keine Erſtattung? 
Erſtattung eines Teilbetrages in Höhe der Zeitverſäumnis, die 
die Partei gehabt haben würde?) verurſachen, zunächſt dem 
Gerichtsſchreiber, im Falle der Erinnerung dieſelbe Arbeit noch— 
mals dem Richter. 

In Privatklagſachen waren die Anwaltskoſten nach 
meinen Erfahrungen kein ernſthaftes Hindernis des Ver— 
gleichs. Wohl die Mehrzahl der Privatklagen, auch der von 
Anwälten geführten, wurde durch Vergleich erledigt. Der 
tppiſche Vergleich war bisher folgender: Der Angeklagte gibt 
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eine Ehrenerklärung und trägt die Koſten einſchließlich der 
Anwaltskoſten. Der Privatkläger nimmt die Klage zurück. In 
Zukunft wird der Angeklagte häufig vorziehen, es zum Urteil 
kommen zu laſſen, weil die Strafe geringer iſt, als die Anwalts⸗ 
koſten, die er im Vergleiche übernehmen fol. Wenn 8 19 Ziff. 2 
den üblichen Hausklatſch⸗Privatklagen Einhalt tun ſollte, wäre 
das durchaus zu begrüßen. Es gibt aber auch ſehr ernſthafte 
Beleidigungen. Daß der Verletzte, der ja in aller Regel auf 
den Weg der Privatklage beſchränkt iſt, in ſolchen Sachen auch 
noch ſeinen Anwalt bezahlen ſoll, iſt ſehr bedenklich, zumal 
leider damit gerechnet werden muß, daß gerade die Strafgerichte 
nur in ſeltenen Ausnahmen die Zuziehung des Anwalts als 
„notwendig“ anerkennen werden. 

Alles in allem: Die entlaſtende Wirkung des § 19 
iſt problematiſch, die Schädigung der Anwaltſchaft — die 
ideelle, wie die materielle — gewiß. 

Wollte die Novelle an den Koſtenvorſchriften der ZPO. 
ändern, ſo hätte nähergelegen ein Eingriff in den ſtarren 
Grundſatz der Koſtenpflicht des Unterliegenden. Die 
Koſtenfrage gehört zu den praktiſch wichtigen Dingen, die, wie 
das Verſäunisverfahren, in der ZPO. mit einer gewiſſen 
Flüchtigkeit behandelt worden ſind. Daß die unterliegende 
Partei ohne Rückſicht auf ein Verſchulden ſtets die Koſten zu 
tragen hat, wird theoretiſch damit gerechtfertigt, die Koſtenpflicht 
ſei die „Ergänzung des Verbots der Selbſthilfe und der voraus— 
ſetzungsloſen Klagbefugnis“ (Stein). Als Richtlinie iſt das 
richtig, nicht als ſtarrer Grundſatz. Man mag die Koſtenfolge 
als Nebenfolge gelten laſſen bei großen Objekten (obwohl auch 
hier große Härten vorkommen: In zwei Inſtanzen hat der Be— 
klagte auf Grund der bisherigen Rechtſprechung des RG. ge— 
wonnen; beim RG. unterliegt er, weil das RG. plötzlich ſeine 
Anſicht ändert. Beklagter trägt die Koſten aller Inſtanzen. 
Weshalb?), bei geringfügigen Sachen iſt ſie, weil die Koſten 
vielfach die Hauptſache ſind, grundſätzlich bedenklich. Es hätte 
deshalb gegen eine Vorſchrift etwa folgenden Inhalts kaum 
etwas eingewendet werden können: 

Das Gericht kann die Koſten aus beſonderen Gründen 
zu einem Teile dem Obſiegenden auferlegen, insbeſondere, 
wenn ſie, verglichen mit dem Streitgegenſtand, un: 
verhältnismäßig hoch ſind. 

Eine ſolche Vorſchrift, für die ein Vorgang im alten 
preußiſchen Prozeß zu finden iſt, würde dem Entlaſtungszwecke 
mindeſtens im gleichen Maße dienen, wie der § 19; fie würde 
aber die Brüskierung der Anwaltſchaft und die Verletzung ihrer 
ideellen Intereſſen (zum Teil auch der materiellen) vermeiden, 
ebenſo die Bevorzugung des Konſulententums und dem Richter 
die Möglichkeit geben, der böswillig prozeſſierenden Partei in jedem 
Falle auch die Koſten des gegneriſchen Anwalts aufzuerlegen. 

5. Wie können wir den Schädigungen, die die VO. unſerem 
Stande bringt, entgegenwirken? Nur durch ſeine Neuorganiſation 
und die Anpaſſung an die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
vor allem aber die Erweiterung des anwaltlichen Arbeitsgebiets. 
Die Standesfragen, die während des Krieges ruhten, ſind noch 
vor ſeinem Ende wieder lebendig geworden. Zu ihnen kann in 
dieſem Zuſammenhange natürlich nicht Stellung genommen, nur 
ein beſonders naheliegender Geſichtspunkt ſoll geſtreift werden. 
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in den Großſtädten find in den letzten Jahrzehnten Firmen 
entſtanden (3. B. Verſandgeſchäfte), die dem Anwalt im 
Laufe des Jahres eine große Anzahl von Kaufklagen (meiſt 
unſtreitigen) mit kleinen Objekten übergeben. Die Führung 
dieſer Sachen ſtieß ſchon vor der Novelle auf Schwierig⸗ 
keiten, weil unſere Gebo. auf fie nicht zugeſchnitten iſt 
und eine rationelle Koſtenberechnung nicht zuläßt. Die Koſten 
der in der Zwangsvollſtreckung erfolgloſen Sachen zehrte den 
Eingang aus den erfolgreichen ganz oder zum größten Teile auf. 
In Zukunft werden dieſe Aufträge, die für manche, 
namentlich jüngere Kollegen, die Haupteinnahmequelle bildeten, 
überhaupt verlorengehen, wenn nicht für ſchleunige 
Abhilfe — durch Anderung, ſei es der GebO., ſei es der 
Grundſätze der Anwaltskammern — Sorge getragen wird. Der 
einfachſte Weg iſt der, daß dem Anwalte geſtattet wird, einen 
Pauſchalvertrag zu ſchließen, der zur Prüfung feiner Ans 
gemeſſenheit der Anwaltskammer vorzulegen iſt. 


Die Stellung der Juſtizbeamten und Rechtsanwälte 
nach dem Angeſtelltenverſicherungsrecht. 


Von Geh. Oberjuſtizrat Lindemann, vortragendem Rat im 
preußiſchen Juſtizminiſterium. 


Dem nunmehr ſeit faſt drei Jahren in Geltung ſtehenden 
Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte iſt bisher ſeitens der Juriſten 
vielfach nicht die gebührende Beachtung gewidmet worden, ob- 
gleich es für ſie in doppelter Hinſicht von praktiſcher Bedeutung 
iſt. Sowohl als Arbeitgeber wie als verſicherungspflichtige 
Angeſtellte im Sinne des AVG. können nämlich Juſtizbeamte 
und Rechtsanwälte in Betracht kommen. 

Faßt man zunächſt Juſtizbeamte und Rechtsanwälte in 
ihrer Eigenſchaft als Arbeitgeber ins Auge, ſo iſt die Frage 
des Umfangs der Verſicherungspflicht der Bureauangeſtellten 
für ſie von beſonderer Wichtigkeit. Unter den Juſtizbeamten 
kommen als Arbeitgeber von Bureauangeſtellten hauptſächlich 
die Notare in Frage. Die Verſicherungspflicht der Bureau: 
angeſtellten iſt bisher keineswegs in allen Einzelheiten geklärt. 
Die Arbeitgeber tun aber gut daran, ſich über die bereits 
entſchiedenen Fragen zu unterrichten und zweifelhafte Fälle 
baldigſt der Entſcheidung den zuſtändigen Spruchbehörden zu 
unterbreiten. Denn der Arbeitgeber wird, falls für einen 
Verſicherungspflichtigen keine Beiträge gezahlt find, noch nach⸗ 
träglich zu ihrer Entrichtung angehalten und kann den Abzug 
der dem Angeſtellten zur Laſt fallenden Beitragshälften nur 
dann noch bei den ſpäteren Gehaltszahlungen nachholen, wenn 
die Beitragszahlung ohne ſein Verſchulden unterblieben iſt. 
Ein Verſchulden des Arbeitgebers wird ſchon dann als vor— 
liegend angeſehen, wenn er es unterlaſſen hat, rechtzeitig bei 
der zuſtändigen Stelle Auskunft über die Verſicherungspflicht 
eines Angeſtellten einzuziehen.“) Die Beſchränkung des nad): 
träglichen Abzugs von Beitragszahlungen iſt zwingender Natur, 
ſo daß ein Einverſtändnis des Angeſtellten in dieſem Punkte 


1) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 7. Dezember 1914, 
Angeſtelltenverſicherung 1915 S. 130. 
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bedeutungslos iſt. Iſt der Angeſtellte bereits aus dem Be⸗ 
ſchäftigungsverhältniſſe ausgeſchieden, ſo entfällt die Möglichkeit 
des Abzugs für den Arbeitgeber überhaupt.“) 
Bureauangeſtellte find nun nach $ 1 Abſ. 1 Nr. 2 ARE, 
nur dann verſicherungsfrei, wenn fie mit niederen oder mit aus 
ſchließlich mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigt ſind. Unter 
niederen Dienſtleiſtungen find nicht Schreibarbeiten, ſondem 
Botendienſte, Reinigungs, Aufräumungs⸗ und ähnliche Arbeiten 
zu verftehen.3) Unſicher iſt die Auslegung des Begriffs der 
lediglich mechaniſchen Dienſtleiſtung. Keinem Zweifel unterliegt 
es, daß nicht nur die Bureauvorſteher, ſondern auch Schreib⸗ 
kräfte, welche nicht nur mit reinen Abſchreibearbeiten, ſondem 
daneben mit der Anfertigung kurzer Benachrichtigungsſchreiben, 
mit der Vornahme von Rechenarbeiten irgendwelcher Art und 
ähnlichen, ein gewiſſes Maß von geiſtiger Anſpannung und 
Überlegung erfordernden Arbeiten beſchäftigt werden, keine rein 
mechaniſche Arbeit leiſten. Regiſtraturtätigkeit fällt nur dann 
unter die mechaniſchen Dienſtleiſtungen, wenn ſie lediglich nach 
Nummern oder dem Alphabet ſtattfindet.“) Dagegen iſt ein 
Bureauangeſtellter, der die eingehenden Schriftſtücke in die dazu 


gehörigen Akten zu legen und das Briefjournal zu führen, 


d. h. Eingänge zu vermerken und nach Erledigung wieder ab: 
zutragen hat, verſicherungspflichtig.s) Ebenſo fällt die Führung 
des Terminkalenders und die danach erfolgende ſelbſtändige 
Vorlegung von Prozeßakten nicht unter die mechaniſchen Tätig: 
keiten.?) Telephoniſtinnen find im allgemeinen nicht verſche⸗ 
rungspflichtig, es ſei denn, daß die ſchriftliche Aufnahme der 
Telephonmitteilungen nach Lage des Einzelfalls eine höhere 
geiſtige Arbeit erfordert.“) Verſicherungsfrei find Perſonen, 
welche die Schreibmaſchine unmittelbar nach mündlichem oder 
durch einen Sprechapparat (Parlographen) vermittelten Diktat 
bedienen.) Durch grundſätzliche Entſcheidung des Oberſchieds⸗ 
gericht3®) find dagegen für verſicherungspflichtig erklärt Bureau⸗ 
angeſtellte, die mit der Aufnahme von Stenogrammen nach Diktat 
oder mit der Übertragung von ſtenographiſchen Niederſchriften in 
Hand⸗ oder Maſchinenſchrift beſchäftigt werden. Das Oberſchieds⸗ 
gericht neigt offenbar überhaupt dazu, den Begriff der mit lediglich 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigten Bureauangeftellten 
eng zu uuigrenzen und als mechaniſche Dienftleiftung nur das 
reine Abſchreiben bereits im Zuſammenhange vorgeſchriebener 
Worte anzuſehen; insbeſondere iſt in einer Entſcheidung vom 


2) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 30. September 1914, 
Angeſtelltenverſicherung 1915 S. 129. 

3) Kommiſſionsbericht S. 68, 70; Sten. über die zweite Be 
ratung des Entwurfs S. 8182. 

4) Bericht des Direktoriums der Reichsverſicherungsanſtalt über 
das Geſchäftsjahr 1913 in Angeſtelltenverſicherung 1914 S. 160. 

5) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 15. Mai 1914, An⸗ 
geſtelltenverſicherung 1915 S. 10. 

6) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 1. September und 
13. Oktober 1913, Angeſtelltenverſicherung 1914 S. 14 u. 17. 

7) Grundſätze aus der Übung der Reichsverſicherungsanſtalt, 
Angeſtelltenverſicherung 1913 S. 126 Nr. 23. 

8) Grundſätze, Angeſtelltenverſicherung 1913 S. 125 Nr. 12. 

9) Beſchluß des Oberſchiedsgerichts vom 29. April 1914, An⸗ 
geſtelltenverſicherung 1914 S. 211, und vom 20. Februar 1918, 
a. a. DO. 1915 S. 114. 
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18. Juni 1915 hervorgehoben, daß das Ausſchreiben der Adreſſen 
der Parteien und ihrer Bevollmächtigten aus den Akten und 
deren Übertragung in Formulare ein ſo erhebliches Maß 
von Aufmerkſamkeit und Sorgfalt erfordere, wie es von einem 
einfachen — nur mit reinen Abſchreibarbeiten befaßten — 
Schreiber nicht aufgewendet zu werden brauche, und deshalb 
geeignet ſei, die Verſicherungspflicht zu begründen. Nun werden 
in den meiſten Bureaubetrieben die Schreiber häufig Angaben, 
die in den ihnen zum Abſchreiben gegebenen Vorlagen nicht 
enthalten ſind, (Adreſſen und ähnliches) in ihr Schreibwerk 
aufzunehmen haben. Bei Berückſichtigung der hervorgehobenen 
Rechtſprechung des Oberſchiedsgerichtes, gegen deren Richtigkeit 
allerdings, wie ich an anderer Stelle ausgeführt habe,!“ er⸗ 
hebliche Bedenken obwalten, werden ſich in zahlreichen Fällen 
Zweifel über die Verſicherungspflicht derartig beſchäftigter 
Schreiber ergeben. Wenn die Arbeitgeber ſichergehen wollen, werden 
ſie am beſten in ſolchen Zweifelsfällen die Verſicherungsbeiträge 
vorläufig entrichten und die auf den Angeſtellten entfallenden 
Hälften bei den Gehaltszahlungen abziehen, gleichzeitig aber 
behufs endgültiger Klarſtellung der Verſicherungspflicht die Ent⸗ 
ſcheidung der Spruchbehörden gemäß $ 210 AVG. anrufen. 
Grundſätzlich iſt dabei zu beachten, daß nur die ausſchließliche 
Beſchäftigung mit lediglich mechaniſchen Dienſtleiſtungen Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit begründet, alſo die Verſicherungspflicht ſchon 
dann Platz greift, wenn die nicht rein mechaniſchen Arbeiten 
gegenüber den mechaniſchen Dienſtleiſtungen nicht überwiegen 
oder gar neben dieſen nur gelegentlich ausgeübt werden; das 
Geſetz ſtellt keine Anforderungen hinſichtlich der Mindeſtdauer 
einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung.!!) Nur dann, wenn 
die nicht mechaniſche z. B. ſtenographiſche Tätigkeit lediglich in 
wirklichen Ausnahmefällen eintritt, wird der Arbeitgeber von 
der Verſicherung des Angeſtellten abſehen können.“?) Anders 
iſt die Sachlage zu beurteilen beim Zuſammentreffen von 
niederen Bureaudienſten in dem oben dargelegten Sinn und 
eigentlicher Bureauangeſtelltentätigkeit. Hier kommt es darauf 
an, welche von beiden ihrem Weſen nach verſchiedenen Dienſt— 
leiſtungen überwiegt. Überwiegen die niederen Bureaudienſte, 
ſo liegt Verſicherungspflicht nicht vor; überwiegt dagegen die 
eigentliche Bureautätigkeit, ſo hängt die Beurteilung der Ver— 
ſicherungspflicht davon ab, ob die Dienſtleiſtungen lediglich 
mechaniſcher Art ſind. 3) 

Juſtizbeamte und Rechtsanwälte können auch ſelbſt als 
Angeſtellte dem Verſicherungszwange des AVG. unterliegen. 
Der Umſtand, daß jemand obrigkeitliche Befugniſſe unter eigener 
Verantwortlichkeit ausübt, ſchließt nicht aus, daß er als An— 
geſtellter nach S 1 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes der Verſicherung 
unterliegt. So ſind in Preußen die nichtetatmäßigen Amts— 
anwälte, die mit Rückſicht auf den geringen Umfang ihrer 
Dienſtgeſchäfte nicht als ſolche im Hauptamt angeſtellt ſind, 

1 Dig. 1915, 955 ff. 

11) Beſchluß des Oberſchiedsgerichts vom 16. Juni 1914, An— 
geſtelltenverſicherung 1914 S. 232. 

12) Vgl. Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 6. Auguſt 
1915, IMBl. S. 409. 

15) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 14. Oktober 1914, Anz 
geſtelltenverſicherung 1915 S. 123. 
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verſicherungspflichtig.“) Rechtsanwälte ſind nur dann ver⸗ 
ſicherungspflichtig, wenn ſie als Syndizi oder in ähnlicher 
Stellung in einem dauernden Vertragsverhältnis zu einem 
Unternehmen ſtehen, dem ſie ihre Dienſte ausſchließlich oder 
überwiegend widmen, und die dafür gewährte Vergütung den 
Betrag von 5000 & nicht überſteigt. Zu beachten iſt dabei, 
daß in Fällen, in denen das Gehalt für die Dauer des Krieges 
auf weniger als 5000 & herabgeſetzt iſt, die Verſicherungs⸗ 
pflicht eingreift, ſolange die Herabſetzung des Gehalts beſteht. 1°) 
Dagegen iſt durch die Verhandlungen im Reichstag bei der 
zweiten Beratung des Entwurfs 10) klargeſtellt, daß Rechts⸗ 
anwälte, die zu einem älteren Kollegen in einem Vertrags: 
verhältniſſe ſtehen, wobei ihnen ein feſtes Entgelt gewährt wird, 
keinesfalls Angeſtellte im Sinne des Geſetzes ſind, weil ſie, 
mag das Verhältnis zwiſchen den beiden Anwälten geregelt 
ſein wie es will, immer vollkommen ſelbſtändig in diſziplinarer 
und ſtrafrechtlicher Beziehung bleiben; es fehlt bei ihnen das 
für das „Beſchäftigtwerden“ notwendige Verhältnis perſönlicher 
und wirtſchaftlicher Abhängigkeit des Beſchäftigten von einem 
Arbeitgeber.“) Aus ähnlichen Gründen wird auch für Gerichts— 
aſſeſſoren, die von der Landesjuſtizverwaltung zu Vertretern 
von Rechtsanwälten oder Notaren gemäß § 25 NAD., Art. 99 
PrF§GG. beſtellt find, die Verſicherungspflicht ſtets entfallen, 
einerlei, wie ihr Vertragsverhältnis zu dem Vertretenen bes 
ſchaffen iſt. Denn der öffentlich- rechtliche Akt der Beſtellung 
durch die Landesjuſtizverwaltung verleiht der Stellung des 
Vertreters das Gepräge; ſie macht ihn unabhängig von ſeinem 
„Arbeitgeber“, ſo daß ſich nicht ſagen läßt, er werde von dieſem 
als Angeſtellter beſchäftigt. Zweifel ergeben ſich aber hinſicht— 
lich derjenigen Gerichtsaſſeſſoren, welche zeitweiſe bei einem 
Rechtsanwalt gegen Entgelt tätig ſind, ohne als Vertreter be— 
ſtellt zu ſein. Die bayriſche Juſtizverwaltung erachtet die bei 
einem Rechtsanwalt gegen Entgelt beſchäftigten geprüften Rechts— 
praktikanten für verſicherungspflichtig, auch wenn ſie in das 
Verzeichnis der Bewerber um Anſtellung im Juſtizſtaatsdienſt 
eingetragen ſind.!“) Allerdings begründet die bloße Eigenſchaft 
als Gerichtsaſſeſſor und Juſtizbeamter nicht, wie eine weit 
verbreitete irrige Anſicht annimmt, die Verſicherungsfreiheit nach 
S 9 oder § 10 Abſ. 1 Nr. 1 des Geſetzes; !“ indeſſen bleibt 
in jedem Falle zu prüfen, ob die eben bezeichnete Beſchäftigung 
des Gerichtsaſſeſſors ſeinen Hauptberuf bildet, denn nur unter 
dieſer Vorausſetzung fällt er während dieſer Tätigkeit unter die 
in § 1 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten verſicherungspflichtigen 
Perſonenklaſſen. Das wird jedenfalls in allen den Fällen zu 
verneinen ſein, in denen die Beſchäftigung bei einem Rechts— 
anwalt nach der Allgemeinen Verfügung vom 3. Juli 1912 
(JM Bl. S. 214) als „Fortbildungsmittel“ erfolgt. In dieſen 
Fällen füllt zwar die Beſchäftigung des Gerichtsaſſeſſors ſeine 


1) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 8. Januar 1915, a. a. O. 
S. 158. 

15) Beſchluß des Rentenausſchuſſes vom 27. Februar 1915, 
Angeſtelltenverſicherung 1915 S. 142. 


16) Sten B. S. 821 1ff. 

17) Anleitung betreffend den Kreis der nach dem AG. ver: 
ſicherten Perſonen vom 20. Juni 1912 Ziff. 5 Abſ. 2. 

18) Bek. v. 17. Mai 1915, IM Bl. f. d. Kgr. Bayern S. 42. 

19) DI. 1915, 959. 
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Arbeitszeit aus, fie iſt aber für feine Lebensſtellung nicht aus: 
ſchlaggebend. Er bleibt nach wie vor der Staatsbeamte, der 
ſeiner baldigen etatmäßigen Anſtellung entgegenſieht und ledig⸗ 
lich für dieſen ſeinen Hauptberuf durch zeitweilige Beſchäſtigung 
auf anderem Gebiete Kenntniſſe und Erfahrungen ſammelt. 
Die Tatſache, daß ein Entgelt gezahlt wird, ſpielt für die 
Beurteilung des in Rede ſtehenden Verhältniſſes überhaupt 
keine entſcheidende Rolle; Weſen und Bedeutung des Beſchäfti⸗ 
gungsverhältniſſes ändert ſich nicht, wenn das Entgelt fortfällt. 
Eine grundſätzliche Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts über 
die berührten Zweifelsfragen iſt indeſſen bisher nicht ergangen. 
Sache der Beteiligten wird es ſein, zweifelhafte Fälle rechtzeitig 
Dieſe 
werden dabei hoffentlich dem bei der Beratung des Geſetzes 
wiederholt zum Ausdruck gelangten berechtigten Wunſche Rech⸗ 
nung tragen, daß nicht Perſonen in die Verſicherung einbezogen 
werden, die durch die Verhältniſſe, wie ſie ſich im Leben er⸗ 


der Entſcheidung der Spruchbehörden zu unterbreiten. 


geben, ſpäter nichts von dieſer Verſicherung haben. “) 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 


verwaltungsgerichts zum Zuwachs ſteuergeſetz. 


Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 


(Fortſetzung aus Nr. 18, 1915.) 


Noch III. Der Wertzuwachs als Bemeſſungsgrundlage. 
C. Abzüge vom und Hinzurechnungen 

zum Veräußerungspreiſe oder -werte (SS 22 bis 24). 
Minder vielgeſtaltig als die Hinzurechnungen zum Erwerbs⸗ 
preiſe find die im § 22 zugelaſſenen Abzüge vom Veräußerungs⸗ 
preiſe. Freilich bemühen ſich die Steuerpflichtigen, dieſen eine 
ähnliche Vielgeſtaltigkeit zu geben, indem ſie alle möglichen Dinge 
unter den Begriff der „Koſten der Veräußerung und Über— 
tragung“ bringen wollen und deshalb eine Unſumme ausſichts⸗ 
loſer Steuerſtreitverfahren bis ans OVG. treiben. Das letztere 
hat immer und immer — in Übereinſtimmung übrigens mit der 


Rechtsauffaſſung der höchſten Verwaltungsgerichtshöfe anderer 
Bundesſtaaten — ausgeſprochen, daß unter jenen Koſten nur 


die durch die Veräußerungs- und Übertragungs— 
verhandlungen ſelbſt erwachſenden Koſten zu verſtehen ſind, 
und zwar in der Regel nur ſolche, die an Dritte und nicht an 
eigene Angeſtellte zu zahlen ſind, ſo u. a. unter eingehender 
Würdigung der Geſetzesmaterialien in E. 62 59, AM. III 8. 
Dahin gehören Notar-, Gerichtskoſten, Umſatzſteuern und die 
im § 22 ausdrücklich genannten Vermittlergebühren, aber nicht 
Koſten der Vorbereitung des Verkaufs, allgemeine Geſchäfts— 
unkoſten, wie z. B. die Verwaltungskoſten von Grundſtücks⸗ 
geſellſchaften, geſchweige denn Koſten für Beſchaffung von 
Baugeld⸗ und ſonſtigen Hypotheken zugunſten des Käufers 
(a. a. O., ferner u. a. E. VII C 462/12, 79 und 944/13 vom 
16. Januar 1913, 23. September 1913 und 9. Juni 1914). 
Von einer Vermittlung, wofür die ortsüblichen Gebühren 
abzugsfähig ſind, kann begrifflich nur die Rede ſein, wenn ein 


0) Sten B. S. 8335. 
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Dritter tätig iſt, um die Gelegenheit zum Abſchluß eines 
Vertrags nachzuweiſen oder den Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts 
zwiſchen zwei Parteien zuſtande zu bringen. Eine Vermittlung 
iſt alſo ausgeſchloſſen, wenn durch die Maßnahmen und die 
Bemühungen einer Partei ſelbſt die Willensübereinſtimmung 
der andern Partei mit der ihrigen und damit die vertrags⸗ 
mäßige Vereinbarung erzielt wird. Eine Vergütung, die einem 
der Vertragsteile gewährt wird, iſt aber verſchleierter Kaufpreis. 
Dies gilt auch von der Proviſion, die den Vorſtandsmitgliedern 
einer veräußernden Aktiengeſellſchaft ſeitens der letzteren gewährt 
wird (E. 67 22). Die Vermittlertätigkeit muß ferner eine 
ſolche im Sinne des §8S 652 BGB., auf den Abſchluß des 
Veräußerungsgeſchäfts ſelbſt gerichtet geweſen fein; eine Aus: 
dehnung des § 22! auf Koſten für Vermittlung der Vermittlung, 
wie ſie in dem Zuſammenbringen des Veräußerers mit dem 
Mäkler liegt, oder auf Proviſionen für Beſchaffung eines 
die Veräußerung ermöglichenden Darlehens iſt ausgeſchloſſen 
(E. 64 52; E. VII C 894 und 575/13 vom 5. und 12. Januar 
1915). Abzugsfähig iſt die Vermittlergebühr in ortsüblicher 
Höhe. Doch iſt das Wort „ortsüblich“ nicht in dem Sinne 
auszulegen, daß es nur auf einen Ort, d. h. eine Gemeinde, 
ankomme; vielmehr richtet ſich die Ortsüblichkeit nach dem, was in 
einem gewiſſen Wirtſchaftsgebiet in gleichartigen Fällen vereinbart 
zu werden pflegt (E. VII C 672/12 vom 15. April 1913). 
Daß der Verwaltungsrichter ſich in ſeiner Praxis ſelbſt die zur 
Beurteilung der Ortsüblichkeit erforderliche Sachkunde aneignet, 
it nicht ausgeſchloſſen, und dann iſt es kein Verfahrensmangel, 
wenn er fie verwertet und von der Vernehmung von Each 
verſtändigen abſieht (E. VII C 473/13 vom 25. September 1913) 

Umfaßt die Veräußerung auch ſog. „ſteuerfreie Gegen: 
ſtände“, wie z. B. Inventar, Erzeugniſſe uſw., dann kann der 
Abzug einer nach dem Geſamtpreiſe bemeſſenen Vermittlergebühr 
nur inſoweit beanſprucht werden, als ſie verhältnismäßig auf 
den Preis für die ſteuerpflichtigen Gegenſtände entfällt (E. 64 32; 
AM. III 105; E. VII C 146/13 vom 21. November 1913) 

Wenn auch natürlich nicht fo regelmäßig wie die Vorſchrift 
des 5 14, aber immerhin ſehr häufig kommt die Vorſchrift 
der Ziff. 2 a. a. O. über den Abzug der Mindererträge 
gegen 3 v. H. des Erwerbspreiſes plus Zurechnungen in An- 
wendung. Sie iſt auch wieder eine von denen, deren Faſſung 
zu wünſchen übrig läßt, und hinſichlich deren die Materialien 
des Geſetzes nur ſehr mangelhaften Aufſchluß geben. Daß 
unter dem „Jahresertrag“ einerſeits nicht der Rohertrag, 
ſondern der Reinertrag, d. h. der Rohertrag abzüglich der 
Werbungskoſten zu verſtehen, andererſeits zur Darftellung dieſes 
Reinertrags nicht etwa auch die Hypothekenzinſen vom 
Rohertrage abzuziehen ſind, erſcheint freilich eigentlich ſelbſt— 
verſtändlich, iſt aber gleichwohl in Zweifel gezogen worden und 
hat erſt durch Entſcheidungen klargeſtellt werden müſſen (E. 65 25; 
E. VII C 409/13 vom 20. Oktober 1914). 

Dagegen können in der Tat erhebliche Zweifel darüber 
entſtehen, was namentlich in Fällen, wo das Grundſtück weder 
verpachtet oder vermietet noch vom Eigentümer zur Erzielung 
natürlicher Früchte verwendet wird, unter dem (Roh-) Ertrage 
zu verſtehen iſt. Und hier läßt die Entſtehungsgeſchichte des 


Geſetzes völlig im Stich. Das OVG. hat ſich neuerdings mit 


dieſer Frage eingehend in einem Urteil beſchäftigt, das zwar 
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verkündet, deſſen Ausfertigungen aber jetzt, wo ich dies ſchreibe, 
den Parteien noch nicht zugeſtellt ſind, und auf deſſen Inhalt 
ich daher heute noch nicht eingehen kann. Ich werde dies, 
nachdem die Zuſtellung erfolgt ſein wird, in einem Nachtrage 
zu dieſen Aufſätzen tun, da jene Entſcheidung namentlich für die 
häufigen Fälle, wo das Grundſtück dem Gewerbebetriebe des 
Veräußerers diente, von grundlegender Bedeutung iſt. 

Auch der Begriff der vom Rohertrage abzugsfähigen 
Werbungskoſten wird nicht ſelten zu eng oder zu weit auf— 
gefaßt. Werbungskoſten ſind alle, aber nur diejenigen Aus— 
gaben, die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Er— 
trages aus dem Grundſtücke dienen, nicht auch ſolche, die der 
Eigentümer des Grundſtücks für andere Zwecke gemacht hat, 
z. B. zur Vorbereitung oder Herbeiführung des Verkaufes, wie 
in concreto für Verkaufsanzeigen, Umdrucke des Bebauungs: 
plans, Bohrungen zum Zwecke der Feſtſtellung des Bau— 
grundes, ferner auch nicht Aufwendungen für beſondere dauernde 
Verbeſſerungen des Grundſtücks im Sinne des § 143, die 
vielmehr gerade im begrifflichen Gegenſatz zu den Werbungs— 
koſten ſtehen (AM. IV 322). Andererſeits iſt es verfehlt, 
die Möglichkeit von Werbungskoſten zur Erzielung, Sicherung 
und Erhaltung von Pacht- oder Mietseinnahmen in Abrede 
ſtellen zu wollen (a. a. O.). Auch ſind Grund- und Ge— 
bäudeſteuer in dem vollen gezahlten Betrage abzugsfähige 
Werbungskoſten. Die Einſchränkung ihrer Abzugsfähigkeit bei 
der preußiſchen Einkommenſteuer ($ 8 J 3 Einkommenſteuergeſetz), 
die überdies nicht etwa auf der Verneinung ihrer Eigenſchaft 
als Werbungskoſten, ſondern auf Rückſichten auf das Steuer— 
erträgnis und auf der Entwicklung, die in Preußen die direkte 
Staats- und Gemeindebeſteuerung ſeit 1891 genommen hat, 
beruht, kommt für die Reichszuwachsſteuer nicht in Betracht 
(E. VII C 237,14 vom 12. Februar 1915). 

Sowohl aus dem Worte „Ertrag“, wie aus demjenigen 
„Jahres“ertrag in Verbindung mit dem Erforderniſſe, daß 
dieſer Jahresertrag „nachweislich“ hinter 3 v. H. zurückgeblieben 
iſt, ergibt ſich ferner die Unrichtigkeit der von Steuerpflichtigen 
vielfach vertretenen Anſicht, es ſei auch mit den wirtſchaftlichen 
Ergebniſſen von Jahresteilen zu rechnen. Denn Ertrag einer 
dauernden Quelle der Gütererzeugung iſt nicht der Überſchuß 
der Einnahmen über die Ausgaben eines beliebig kurzen Zeit— 
raums, ſondern das Ergebnis der wirtſchaftlichen Nutzung 
innerhalb einer Wirtſchaftsperiode in dem engeren Sinne der 
durch die Art der Nutzung gegebenen eigentlichen Wirtſchafts— 
periode oder in dem weiteren eines Zeitraums, der zwar mit 
der gegebenen individuellen Wirtſchaftsperiode hinſichtlich ſeines 
Anfangs- und Endtermins nicht zuſammenfällt, ſondern Teile 
zweier ſolcher Wirtſchaftsperioden im engeren Sinne umfaßt, 
die indes zuſammen von ſolcher Dauer ſind, daß ſich in ihnen 
nach der Art der Nutzung alle ihr dienenden, regelmäßig wieder— 
kehrenden Vorgänge normalerweiſe mindeſtens einmal vollziehen. 
Ein ſolches Ergebnis liegt aber erſt vor, wenn dieſe Periode 
abgelaufen iſt. Vorher kann ſich wohl für den abgelaufenen 
Teil derſelben ein Überſchuß der bisher erzielten Einnahmen 
über die bisher geleiſteten Ausgaben ergeben. Aber dieſer 
Überſchuß iſt noch nicht Ertrag. Neben dieſem, nicht Ertrag 
des Teiles der Wirtſchaftsperiode bildenden, Überſchuß gibt 
es wohl einen nach Verhältnis der Zeit auf den Teil der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1243 


— 


Wirtſchaftsperiode entfallenden Teil des Ertrages der letzteren, 
aber keinen ſelbſtändigen Ertrag des Teiles der Wirtſchafts— 
periode. Dieſer Anteil an dem Ertrage der Wirtſchaftsperiode 
iſt auch quantitativ nicht identiſch mit dem innerhalb jenes 
Teiles der Wirtſchaftsperiode entſtandenen Überſchuß der Ein: 
nahmen über die Ausgaben, ſondern er beſteht in dem Anteil 
an dem Geſamtergebnis der ganzen Wirtſchaftsperiode. Aller— 
dings kennen andere Geſetze wohl eine Schätzung des Ertrages, 
ehe die Wirtſchaftsperiode abgelaufen iſt, aber auch dann — 
wenigſtens ſoweit es ſich nicht um Erträge handelt, die ſich 
erfahrungsmäßig gleichmäßig auf die ganze Wirtſchaftsperiode 
verteilen — nicht in der Weiſe, daß, wenn etwa ein Drittel 
der Periode abgelaufen iſt, nun der in dieſem Drittel ſich 
ergebende Einnahmeüberſchuß, mechaniſch mit 3 multipliziert, 
als Ertrag eingeſtellt wird. Man käme ſonſt ja auch z. B. bei 
Grundſtücken, die durch Ziehung natürlicher Früchte genutzt 
werden, bei den Saiſongewerben uſw. zu unhaltbaren Ergebniſſen. 
Von einer Anrechnung eines Anteils an dem geſchätzten Ertrage 
einer noch nicht abgelaufenen Wirtſchaftsperiode als „Ertrag“ 
des abgelaufenen Teiles kann aber nach § 22 Ziff. 2 nicht 
die Rede ſein; denn namentlich das Wort „nachweislich“ 
beweiſt, daß nur wirkliche, nicht geſchätzte, und zwar teilweiſe 
auf Grund von Vermutungen über die Geſtaltung in einem noch 
nicht abgelaufenen Teile einer Wirtſchaftsperiode geſchätzte Er: 
gebniſſe in Betracht kommen können. Als normale — kürzeſte — 
Periode, innerhalb deren ſich alle ein Wirtſchaftsergebnis 
beeinfluſſenden Vorgänge mindeſtens einmal zu vollziehen 
pflegen, gilt, zumal beim Grundbeſitz, das Jahr, d. h. ein Zeit— 
raum von 12 Monaten. Ohne weiteren Zuſatz verſteht man 
daher unter „Ertrag“ überall den Jahresertrag. Wenn nun 
gar im 8 22 ausdrücklich noch das Wort „Jahresertrag“ 
gebraucht wird, ſo kann man unmöglich annehmen, unter einem 
„Jahresertrag“, der „nachweislich“ hinter einer ebenfalls in 
dem Jahreszinsſatz ausgedrückten Verzinſung des Erwerbs— 
preiſes „zurückbleibt“, ſeien auch Einnahmeüberſchüſſe des Bruch— 
teils eines Jahres zu verſtehen, die überhaupt noch nicht „Ertrag“ 
ſind, wenn, wie das Geſetz es durchgängig annimmt, das Jahr 
die kürzeſte Wirtſchaftsperiode iſt. § 22 Ziff. 2 ſetzt daher 
voraus, daß der „für die Steuerberechnung maßgebende Zeit— 
raum“ mindeſtens ein volles Zeitjahr beträgt. Dieſe Auslegung 
ergibt ſich auch, wie das OVG. dargelegt hat, aus der Ent: 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes. (E. 62 1; AM. II 32.) 
Zweifelhafter iſt die Frage, ob ein Ertrag aus dem Grund— 
ſtücke vorliegt, wenn es der Eigentümer unentgeltlich einem 
andern zur Nutzung überlaſſen und alsdann lediglich dieſer 
andere, zu ſeinem eigenen Vorteile, durch Nutzung des Grund— 
ſtücks ihm einen Ertrag abgewonnen hat. Die Frage iſt vom 
OVG. in E. VII C 280/14 vom 11. Mai 1915 verneint 
worden. Denn ein derartiges Grundſtück ſei für den ver— 
äußernden Grundſtückseigentümer in der gleichen Weiſe wie ein 
Grundſtück, das er ganz brach liegen läßt, völlig ertraglos. 
Die von einem Antrage des Veräußerers abhängige Ver— 
günſtigung des § 222 bezwecke aber gerade, dem veräußernden 
Grundſtückseigentümer eine gewiſſe Verzinſung des in dem 
Erwerbspreis und gewiſſer Hinzurechnungen beſtehenden Anlage— 
kapitals ſteuerlich zu gewährleiſten, und habe daher in vollem 
Maße in all denjenigen Fällen Platz zu greifen, in denen das 
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Grundſtück dem veräußernden Grundſtückseigentümer ſelbſt 
irgendwelche Nutzungen nicht abgeworfen hat. 


Häufiger wird die ebenfalls nach dem Wortlaute des $ 222 


zweifelhafte Frage akut, ob nicht bloß die Differenz zwiſchen 
3 v. H. des Erwerbspreiſes (zuzüglich der Hinzurechnungen) 
und dem tatſächlich erzielten Ertrage, ſondern darüber hinaus 
auch poſitive Verluſte der einzelnen Jahre, alſo, wenn z. B. 
in einem Jahre nicht nur kein Ertrag erzielt, ſondern noch 
2 v. H. zugeſetzt ſind, nicht 3, ſondern 5 v. H. angerechnet 
werden können. Das DVG. iſt unter Berückſichtigung der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes zur Verneinung dieſer Frage 
gelangt. Dem § 22 Ziff. 2 liegt § 15 Ziff. 4 der Regierungs⸗ 
vorlage zugrunde, wonach vom Veräußerungspreis abzuziehen 
ſein ſollten „4 v. H. des Erwerbspreiſes unbebauter Grund⸗ 
ſtücke, die vom Veräußerer vor der Veräußerung bebaut worden 
ſind .... mit der Maßgabe, daß auf den Zinsabzug der 
während der Zeit aus dem Grundſtück erzielte Ertrag anzu⸗ 
rechnen iſt“. Die Beſtimmung, daß auf den Zinsabzug der 
Ertrag anzurechnen iſt, läßt — da nur innerhalb des 
Rahmens von 4 v. H. des Erwerbspreiſes die Anrechnung des 
Ertrags erfolgen ſoll — erkennen, daß über dieſen Rahmen 
auch dann nicht hinausgegangen werden darf, wenn gar 
kein Ertrag, ſondern nur ein Verluſt bzw. Zuſchuß das 
Ergebnis des betreffenden Wirtſchaftsjahrs bildet. Dieſer 
Grundgedanke kam auch noch in den Beſchlüſſen der Kommiſſion 
in erſter Leſung klar zum Ausdrucke, ſpäter nicht mehr ſo 
deutlich infolge Umwandlung der Wortfaſſung durch die Be⸗ 
ſchlüſſe der zweiten Leſung, welche jedoch ausweislich des Kom⸗ 
miſſionsberichts eine Abweichung von jenem Grundgedanken 
nicht darſtellen ſollten. Die neue Faſſung wurde dann bei den 
folgenden Beratungen beibehalten und iſt ſchließlich als 8 22 
Ziff. 2 Geſetz geworden. (E. VII C 643 und 644/13 vom 
27. November 1914.) 

Eine weitere Schranke für die Anwendung des $ 222 errichtet 
ſein Wortlaut, indem er erkennen läßt, daß nur Prozente eines 
nachgewieſenermaßen für das Grundſtück aufgewendeten Be: 
trages in Anrechnung kommen ſollen. Es kann alſo in dem Falle 
des § 17 Abſ. 4 bei Nichtnachweis oder Nichtnachweisbarkeit eines 
ſolchen aufgewendeten Betrags nicht etwa gleichwohl ebenfalls 
die prozentuale Anrechnung ſtattfinden, indem alsdann ſtatt 
eines früher gezahlten Erwerbspreiſes ein früherer Wert des 
Grundſtücks zur Berechnungsgrundlage gemacht wird. Der 
8 22 Ziff. 2 Satz 2 ſchließt ausdrücklich den nach § 17 Abſ. 4 
an Stelle des Erwerbspreiſes tretenden Wert als Berechnungs— 
unterlage aus und ſchreibt vielmehr eine Berechnung nach einem 
Erwerbspreiſe vor, der vor dem 1. Januar 1885 bei einem 
früheren Erwerbe bezahlt worden iſt. Iſt ſolch ein früher 
gezahlter Erwerbspreis nicht zu ermitteln, ſo kann es ſich daher 
höchſtens fragen, ob alsdann etwa in Anwendung des Grund— 
ſatzes des §S 11 Abſ. 1 des Geſetzes, wonach, wenn ein Preis 
nicht vereinbart oder nicht zu ermitteln iſt, an deſſen Stelle der 
— gemeine ($ 12) — Wert des Grundſtücks tritt, auf den— 
jenigen gemeinen Wert zurückzugehen iſt, den das Grundſtück 


zur Zeit des vor dem 1. Januar 1885 liegenden früheren 


Erwerbes hatte. Auch dies muß indeſſen im Hinblick auf den 
Wortlaut des Geſetzes verneint werden. Insbeſondere behandelt 
der Satz 2 Ziff. 2 des § 22 die Begriffe Wert und Erwerbs⸗ 
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preis als Gegenſätze und weiſt — durch die Schlußworte: 
F (Erwerbepreis, den der Steuerpflichtige ...) „gezahlt hat“ — 
auf die Notwendigkeit eines tatſächlich aufgewendeten und, wie 
ſchon der Satz! — durch das Wort „nachweislich“ — klargeſtellt 
hatte, näher darzulegenden Erwerbspreiſes hin. Danach will 
dieſe Geſetzesbeſtimmung die Berechnungsweiſe der 3 Prozent 
einzig auf der Ziffer eines nachzuweiſenden Erwerbspreiſes auf⸗ 
bauen, dagegen den bloßen Grundſtückswert ſchlechtweg und für 
alle Fälle als Berechnungsgrundlage ausgeſchaltet wiſſen. Die 
allgemeine Beſtimmung des § 11 Abſ. 1 iſt daher nicht an⸗ 
wendbar. In Ermangelung des erforderlichen Nachweiſes eines 
beſtimmten früher gezahlten Erwerbspreiſes, der grundlegenden 
Vorausſetzung des § 22 Ziff. 2 Satz 2, iſt alſo ein Abzug vom 
Veräußerungspreiſe im Sinne dieſer Beſtimmung unſtatthaft. 
Eine weſentliche Unterſtützung findet, wie das OVG. dargelegt 
hat, dieſe engere Auslegung des § 222 auch in der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes. (E. 62 28; AM. 11 86; E. VII C 27/12 
vom 31. Oktober 1912 und 355/13 vom 21. April 1914.) 
Dagegen darf aus dem Worte „nachweislich“ nicht ge⸗ 
folgert werden, daß der $ 22° unanwendbar ſei, wenn der 
Steuerpflichtige keine ziffermäßigen Beweiſe über ſeine Einnahmen 
und Ausgaben vorlegen kann; vielmehr kann der Nachweis des 
Jahresertrags auch durch das Gutachten Sachverſtändiger ge⸗ 
führt werden, und es ſteht auch nichts im Wege, daß der Ver⸗ 


waltungsrichter auf Grund der ihm zuſtehenden freien Beweis⸗ 


würdigung bei geeigneter Sachlage die bloßen vom Veräußerer 
über ſeine Erträgniſſe gemachten Angaben als ausreichenden 
Nachweis anſieht (E. VII C 232/13, 467/13 und 280/14 
vom 6. Januar 1914, 16. Juni 1914 und 11. Mai 1915 
AM. IV 297). 

Ebenſowenig beſteht hinſichtlich des Zeitpunkts der Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs aus 8 222 eine andere Schranke, als 
die, daß in der Reviſionsinſtanz neue Tatſachen nicht mehr mit 
Erfolg geltend gemacht werden können. Der Antrag braucht 
alſo nicht ſchon im Veranlagungsverfahren, ſondern kann auch 
noch ſpäter bis zur Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes geſtell 
werden (E. 62 63; AM. III 4; E. VII C 660/12 vom 4. April 
1913). 

Die vom ZuwStG. verlangten Hinzurechnungen zum 
Veräußerungspreiſe beſchränken ſich auf den ſchon früher 
erwähnten Fall der Übernahme der Zuwachsſteuer durch den 
Erwerber ($ 29) und auf nicht nachweislich zur Beſeitigung 
des Schadens verwendete Entſchädigungen für Wert⸗ 
minderungen ($ 23). Dieſe letztere Beſtimmung beruht 
auf dem Gedanken, daß, wenn die Entſchädigung zur Be 
ſeitigung des Schadens verwendet wird, es ſich nur um eine 
vorübergehende Wertminderung gehandelt habe und es daher 
ſteuerlich nicht anders anzuſehen ſei, als wäre das die 
Wertminderung bedingende ſchädigende Ereignis mit ſeinen 
Folgeerſcheinungen, Entſchädigungszahlung und verwendung, 
gar nicht eingetreten, daß aber andererſeits nicht zur Be⸗ 
ſeitigung des Schadens verwendete Entſchädigungen einen vorweg⸗ 
genommenen Erlös für das Grundſtück darſtellen, durch den 
der Grundſtückseigentümer bereits einen Teil des geſteigerten 
Wertes des Grundſtücks verwirklicht hat. Die Vorausſetzung 
für die Anwendbarkeit des § 23 iſt aber, ſofern es ſich nur 
um die Veräußerung eines Teiles eines eine wirtſchaftliche En⸗ 


an 
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heit bildenden Grundbeſitzes handelt, ſelbſt dann ſchon gegeben, 
wenn zwar der Schaden das veräußerte Trennſtück betraf, ſeine 
Beſeitigung aber durch Veranſtaltungen auf einem anderen Teile 
des Grundbeſitzes erfolgt, z. B. ein auf jenem ſtehendes Gebäude 
abgebrannt und mit der Entſchädigung auf einem andern Teil 
des Grundbeſitzes wieder errichtet iſt. Denn dann hat trotz 
der Entſchädigung das veräußerte Grundſtück, auf das es 
allein ankommt, einen Ausgleich des Schadens nicht erfahren 
und wirft infolgedeſſen bei ſeiner Veräußerung nur einen ent⸗ 
ſprechend niedrigeren Veräußerungspreis ab. Daraus folgt für 
einen ſolchen Fall einerſeits, daß der Erwerbspreis des Teil⸗ 
grundſtücks aus dem des Geſamtgrundſtücks nach dem Wert⸗ 
verhältniſſe vor dem Schaden zu ermitteln iſt, und daß anderer— 
ſeits bei ſpäterer Veräußerung des Grundſtücksteils, auf dem 
das neue Gebäude errichtet oder zu deſſen ſonſtiger Verbeſſerung 
die Entſchädigung verwendet iſt, die Aufwendungen hierfür nach 
§ 14° anzurechnen find. (AM. V 161.) 

Die Hinzurechnung nach § 23 iſt weiter davon abhängig 
gemacht, daß der Anſpruch auf die Entſchädigung während des 
für die Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums und nach dem 
1. Januar 1911, das iſt dem Tage des Wirkſamwerdens des 
Geſetzes (§S 62) „entſtanden“ iſt. Was hier unter der Ent: 
ſtehung des Anſpruchs zu verſtehen iſt, ſagt das Geſetz nicht 
und kann deshalb für die verſchiedenartigen Entſchädigungs— 
anſprüche, die nach § 23 in Betracht kommen können, nur nach 
den allgemeinen Rechtsgrundſätzen beurteilt werden, die für den 
einzelnen Anſpruch, um den es ſich handelt, maßgebend ſind. 
Entſtanden iſt begrifflich ein Anſpruch, ſobald er geltend ge— 
macht werden kann (vgl. SS 194 Abſ. 1, 198, 241 BGB.). 
Ein Anſpruch wegen Bergſchäden aus § 145 des Allgemeinen 
Berggeſetzes entſteht kraft Geſetzes, ſobald der Schaden ein— 
getreten iſt, nicht erſt, wenn die Höhe der Entſchädigung durch 
Urteil oder Vertrag auf einen beſtimmten Betrag feſtgeſetzt 
worden iſt (E. 64 28; AM. III 252). 


Aus dem ſozialen Verſicherungsrecht. 
Von Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung. 


1. Zur rechtlichen Geſtaltung der Waiſenausſtener 
($ 1252 RVO). 

a) Nach §S 1252 RWO. beſteht für Empfänger von Waiſen— 
renten bei deren Wegfall ein Anſpruch auf Waiſenausſteuer, 
wenn „die Witwe“ zur Zeit der Fälligkeit der Bezüge ſelbſt 
die Wartezeit für die Invalidenrente erfüllt und die Anwart⸗ 
ſchaft aufrechterhalten hat. Der Wortlaut des Geſetzes bietet 
ſomit für die Anſicht der beklagten Landesverſicherungsanſtalt, 
daß Waiſenausſteuer nur dann zu zahlen ſei, wenn die Witwe 
zugleich die leibliche Mutter der Waiſen ſei, keine Stütze. Eine 
einſchränkende Auslegung des § 1252 in dieſer Richtung würde 
bei der klaren, dem Wortſinne nach zweifelsfreien Faſſang der 
genannten Vorſchrift höchſtens dann zuläſſeg fein, wenn aus 
dem ſonſtigen Inhalt der RVO. oder ihrer Entſtehungsgeſchichte 
bedenkenfrei hervorginge, daß eine ſolche Auslegung dem wahren, 
im § 1252 verſehentlich nicht ausgedrückten Willen des Geſetz⸗ 
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gebers entſpräche. Das RWA. hat nicht die Überzeugung ers 
langt, daß dies hier zutrifft, wenn auch Bedenken darüber, ob 
der Wortlaut des § 1252 der vom Geſetzgeber verfolgten Abſicht 
völlig gerecht wird, unverkennbar beſtehen. Wie aus der Be⸗ 
gründung zum Entwurf einer RVO. (vgl. S. 367 ff.) hervor: 
geht, ſollen Witwengeld und Waiſenausſteuer den vom Geſetz⸗ 
geber für geboten erachteten Ausgleich dafür bilden, daß Witwen, 
die ſelbſt die Wartezeit für die Invalidenrente erfüllt und die 
Anwartſchaft aufrechterhalten haben, niemals in den Genuß 
der Witwenrente treten können, weil dieſe ſtets niedriger als 
ihre eigene Invalidenrente iſt und daher nach $ 1318 RWO. 
zu ruhen hat. Als Erſatz für dieſen Ausfall ſollen Bar⸗ 
zuwendungen in den beiden Zeitpunkten dienen, in denen den 
Hinterbliebenen beſonders große Ausgaben zu erwachſen pflegen, 
nämlich beim Tode des Ehemanns und beim Eintritt der 
Waiſen in eine Berufstätigkeit. Die rechtliche Geſtaltung der 
Waiſenausſteuer iſt hiernach inſofern eigenartig, als ſie zwar 
einerſeits an die Waiſen zu zahlen iſt und einen ſelbſtändigen 
Anſpruch von ihnen darſtellt, anderſeits aber ihre Gewährung 
von Vorausſetzungen, die in der Perſon der Witwe erfüllt ſein 
müſſen, abhängig iſt, und ſie nach der Abſicht des Geſetzgebers 
nicht etwa zur Entſchädigung der Waiſen, die ja auch tat⸗ 
ſächlich keinen Ausfall erlitten haben, ſondern zur Entſchädigung 
der Witwe für eine ihr entgangene Rente beſtimmt iſt. Da 
nun die Waiſen einen Unterhaltsanſpruch nur gegen ihre leib⸗ 
liche Mutter, nicht aber gegen ihre Stiefmutter haben, weil ſie 
nur mit der erſteren in grader Linie verwandt find (§ 1601 
BGB.), fo liegt der Gedanke nahe, daß der Geſetzgeber auch 
nur für den Fall einen Anſpruch auf Waiſenausſteuer habe 
begründen wollen, daß die Witwe zugleich die Mutter der 
Waiſen und daher dieſen gegenüber unterhaltspflichtig iſt. Eine 
dahin gehende Abſicht iſt jedoch in der Begründung zur RWO. 
nicht zum Ausdruck gebracht worden. Wenn in ihr zweimal 
das Wort „Mutter“ ſtatt „Witwe“ oder Ehefrau gebraucht 
wird, fo kann hieraus eine von dem Wortlaut des § 1252 
RWO. abweichende Abſicht des Geſetzgebers nicht entnommen 
werden. Es iſt vielmehr anzunehmen, daß den Verfaſſern der 
Begründung nur der Regelfall vorgeſchwebt hat, daß zwiſchen 
der Witwe und der Mutter der Waiſen Perſoneneinheit beſteht, 
daß ſie aber den hier vorliegenden Fall, in dem das nicht zu⸗ 
trifft, gar nicht in den Kreis der Betrachtung gezogen haben. 
Auch aus allgemeinen Erwägungen kann nichts anderes ge— 
folgert werden. Wenn auch die Waiſen einen rechtlich erzwing⸗ 
baren Unterhaltsanſpruch gegen ihre Stiefmutter nicht haben, 
ſo ſorgt doch tatſächlich in den größtenteils vermögensloſen 
Kreiſen der Verſicherten die Witwe regelmäßig auch für den 
Unterhalt der Kinder aus der erſten Ehe ihres verſtorbenen 
Mannes; ihr käme daher auch die Waiſenausſteuer tatſächlich 
zugute. Auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung iſt aber 
ſtets der wirklichen Lage der Verhältniſſe höhere Bedeutung 
beigemeſſen worden, als ihrer rechtlichen Geſtaltung. Hiernach 
beſteht ſehr wohl die Möglichkeit, daß der Geſetzgeber auch den 
Kindern erſter Ehe aus der Anwartſchaft der Witwe einen 
Anſpruch auf Waiſenausſteuer erwachſen laſſen wollte, und da 
der Wortlaut des § 1252 hiermit übereinſtimmt, ſo erſcheint 
eine einſchränkende Auslegung, die zuungunſten zahlreicher 


Waiſen von Verſicherten ausſchlagen würde, nicht angängig. 
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Die gegenteilige Auffaſſung würde übrigens auch zu dem offen: 
bar unbilligen Ergebnis führen, daß beim Vorhandenſein von 
Kindern aus beiden Ehen die Halbwaiſen aus zweiter Ehe 
Waiſenausſteuer erhalten, während die Vollwaiſen aus erſter 
Ehe leer ausgehen würden. Ob der Anſpruch auf Waiſen⸗ 
ausſteuer auch dann beſteht, wenn die erſte Ehe des Verſtorbenen 
nicht durch den Tod, ſondern durch Scheidung gelöſt worden 
iſt und die geſchiedene Ehefrau für den Unterhalt ihrer Kinder 
ſorgt, kann hier dahingeſtellt bleiben. (RV A. 22. 12. 13.) 

b) Die Waiſenausſteuer iſt, wie aus §S 1318 RVO. und der 
Begründung zum Entwurf einer RVO. (vgl. S. 367 ff.) hervor: 
geht, wenngleich ſie rechtlich den Waiſen zuſteht, wirtſchaftlich 
als Ausgleich für die Witwe geſchaffen, und deshalb iſt es 
eine weſentliche Vorausſetzung, daß die Mutter den Vater über⸗ 
lebt hat.!) Es mag befremdlich erſcheinen, daß Halbwaiſen, 
deren Vater verſtorben iſt, bei erfüllter Wartezeit und aufrecht⸗ 
erhaltener Anwartſchaft eines jeden Elternteils die Waiſen⸗ 
ausſteuer erhalten können, während ſie Vollwaiſen bei den 
gleichen verſicherungsrechtlichen Vorausſetzungen nicht zuſteht, 
wenn die Mutter vor dem Vater geſtorben iſt. Dies hat aber 
ſeinen Grund in dem vom Geſetzgeber beabſichtigten Zweck der 
Waiſenausſteuer und iſt gegenüber dem Wortlaut des Geſetzes 
nicht zu vermeiden. (RVA. 13. 7. 15.) 


2. Das Gebiet von Neutral⸗Moresuet ift im Sinne des 
§ 1268 VRO.) nicht Juland. 


Der verſtorbene Vater der Kläger war Belgier, alſo Aus⸗ 
länder; ſeine Kinder hielten ſich zur Zeit ſeines Todes 
gewöhnlich in Neutral⸗Moresnet auf; der Anſpruch auf die 
volle Waiſenrente mit Reichszuſchuß iſt ſomit davon abhängig, 
ob Neutral⸗Moresnet im Sinne des § 1268 RVO. zum Inland 
gehört oder nicht. Über die ſtaatliche Zugehörigkeit dieſes 
Gebietes hat beim Abſchluß des Grenzvertrags vom 26. 6. 1816 
zwiſchen dem Königreich Preußen und dem Königreich der Nieder⸗ 
lande, deſſen Rechtsnachfolger inſoweit das Königreich Belgien 
geworden iſt, eine Einigung nicht erzielt werden können. Infolge⸗ 
deſſen iſt in Art. 17 des genannten Vertrages (Preußiſche 
Geſetzſammlung 1818 S. 77 ff.) eine endgültige Abmachung 
hierüber vorbehalten und bis zum Zuſtandekommen einer ſolchen 
das ſtreitige Gebiet einer gemeinſchaftlichen Verwaltung unter⸗ 
worfen worden. Da die in Ausſicht genommene Vereinbarung 
bisher nicht getroffen worden iſt, ſo beſteht die damals als 
vorübergehend betrachtete Regelung noch jetzt. Die zwiſchen 
Preußen und Belgien ſtreitige Frage, ob Neutral-Moresnet zu 
Preußen oder zu Belgien gehört, iſt alſo in der Schwebe 
gelaſſen worden. Es handelt ſich ſomit nicht etwa um ein fo: 


1) Auch haben die Kinder eines verſtorbenen Verſicherten auf 
Waiſenausſteuer dann keinen Anſpruch, wenn die Ehe ihrer Mutter 
mit dem Verſtorbenen vor deſſen Tode geſchieden war (RVA. 
21. 4. 14). 

2) Dieſe Vorſchrift lautet: Der Anſpruch der Hinterbliebenen 
eines Ausländers, die ſich zur Zeit ſeines Todes nicht gewöhnlich im 
Inland aufhielten, beſchränkt ſich auf die Hälfte der Bezüge ohne 
Reichszuſchuß. Der Bundesrat kann dieſe Beſchränkung für aus⸗ 
ländiſche Grenzgebiete oder für Angehörige ſolcher auswärtiger Staaten 
ausſchließen, deren Geſetzgebung eine entſprechende Fürſorge gewähr⸗ 
leiftet. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 19. 1915. 


genanntes Kodominat, bei dem mehrere Berechtigte gemeinſam 
die Hoheitsrechte ausüben, ſondern um die als lediglich vor⸗ 
läufig beabſichtigte gemeinſame Verwaltung eines Gebietes durch 
zwei Staaten, von denen jeder nach wie vor die unbeſchränkte 
Gebietshoheit über die ganze ſtreitige Fläche in Anſpruch nimmt. 
Neutral⸗Moresnet iſt ſomit kein anerkannter Landesteil der 
preußiſchen Monarchie im Sinne des Art. 1 der preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde vom 31. 1. 1850. Die gleiche Anſicht hat 
das RG. in einem Urteil des I. Strafſenats mit eingehender 
Begründung ausgeſprochen (zu vgl. RGSt. 38, 289). Iſt aber 
Neutral⸗Moresnet nicht Teil des preußiſchen Staatsgebiets, fo 
iſt es, da ein anderer deutſcher Bundesſtaat nicht in Frage 
kommen kann, auch nicht Bundesgebiet im Sinne des Art.! 
der Reichsverfaſſung vom 16. 4. 1871 (vgl. Laband, Staats: 
recht [4] Bd. 1 S. 179). Da nun aber die Geltung der Reichs 
geſetze im allgemeinen an den Grenzen des Reichsgebietes endet, 
ſo gilt auch die RVO., von den in dieſem Geſetz ausdrücklich 
hervorgehobenen Ausnahmen abgeſehen, nur innerhalb des 
Reichsgebiets, alſo nicht auch in Neutral⸗Moresnet. Tide 
Anſicht hat das RA. bereits unter der Herrſchaft der früheren 
Unfallverſicherungsgeſetze hinſichtlich ihrer Geltung ausgeſprochen. 
Hiernach iſt Neutral⸗Moresnet, mag es auch in verſchiedenen 
anderen Beziehungen als Inland behandelt werden, doch im 
Sinne des 8 1268 RVO. Ausland. Dieſe Auffaſſung findet 
eine weitere Unterſtützung in dem Umſtand, daß der Bundesrat 
in der Bekanntmachung vom 16. 10. 1900 (Amtl. Nachr. des 
RVA. 1900, 740) Neutral⸗Moresnet unter den Grenzbezirken 
aufführt, für die die Beſtimmungen über das Ruhen der Rente 
bei Aufenthalt im Ausland außer Kraft geſetzt werden, dies 
Gebiet alſo als Ausland anſieht. Die genannte Belannt⸗ 
machung gilt gemäß Art. 104 EGRVD. auch noch gegentärtg, 
und zwar für das Gebiet der Invaliden⸗ und Hinterbliebenen: 
verſicherung nach §S 1314 RVO. Iſt Neutral⸗Moresnet aber 
Ausland, ſo haben die Hinterbliebenen des Klägers, eines Au⸗ 
länders, nur auf die Hälfte der Bezüge ohne Reichszuſchuß 
Anſpruch, da ſie ſich zur Zeit feines Todes nicht gemöhnlit 
im Inlande aufgehalten haben. Von der dem Bundesrat m 
§ 1268 Abſ. 2 gegebenen Befugnis, dieſe Beſchränkung füt 
ausländiſche Grenzgebiete auszuſchließen, hat er bisher keinen 
Gebrauch gemacht. (RVA. 28. 1. 14.) 


3. Gewährung des Kinderzuſchuſſes ($ 1291 R800). 


Nach § 1291 RWO. erhöht ſich, wenn der Empfänger 
einer Invalidenrente Kinder unter 15 Jahren hat, die Rente 
für jedes dieſer Kinder um ein Zehntel bis zu dem böchſten 
anderthalbfachen Betrage. Der Wortlaut dieſer Vorchrit 
macht alſo die Gewährung des Kinderzuſchuſſes lediglich davon 
abhängig, daß der Rentenempfänger Kinder unter 15 Jahren 
hat. Allerdings iſt der Zweck der Aufnahme des 8 1291 N 
die RVO. zweifellos der geweſen, die Notlage der Kinder 
erwerbsunfähiger Perſonen zu vermindern und im JIntereſſe der 
Wehrfähigkeit und der volkswirtſchaftlichen Wohlfahrt Deutſch⸗ 
lands die geſundheitliche Verkümmerung eines Teils der heran 
wachſenden Jugend zu verhüten. Dies ergibt ſich nicht nut 
aus der Natur der Sache, ſondern iſt auch bei Beratung des 
genannten Paragraphen in der Reichstagskommiſſon aus 
drücklich ausgeſprochen worden (Komm Ber. IV. Buch, Druck. 


* 
4 


44. Jahrgang. 


RT., 12. LP. II. Seſſ. 1909 bis 1911 Nr. 946 S. 103). Gegen⸗ 
über dem klaren Wortlaut des Geſetzes genügt dieſer Umſtand 
aber nicht, um die Gewährung des Kinderzuſchuſſes an die 
Vorausſetzung zu knüpfen, daß der Rentenempfänger den Unter: 
halt ſeiner Kinder bisher beſtritten hat. Vielmehr erſcheint eine 
ſolche Einſchränkung um ſo weniger zuläſſig, als in anderen 
Vorſchriften der RVO. der Anſpruch auf Leiſtungen der Ver— 
ſicherungsträger ausdrücklich von der Vorausſetzung abhängig 
gemacht wird, daß der Rentenberechtigte ſeine Angehörigen ganz 
oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt unterhalten hat, 
jo in SS 216 Nr. 1 und 1312 Abſ. 2. Übrigens findet ſich 
auch in anderen neuen Geſetzen die gleiche Unterſcheidung. So 
wird in § 33 des Geſetzes über einen einmaligen außerordent⸗ 
lichen Wehrbeitrag vom 3. 7. 13 die Ermäßigung des Beitrags 
für das dritte und jedes folgende Kind an die Vorausſetzung 
geknüpft, daß der Beitragspflichtige Kindern auf Grund geſetz⸗ 
licher Verpflichtung Unterhalt gewährt. Das gleiche wird in 
§ 27 des Beſitzſteuergeſetzes vom 3. 7. 13 für die Ermäßigung 
der Beſitzſteuer vorgeſchrieben. Mangels einer ſolchen aus— 
drücklichen Einſchränkung in $ 1291 RVO. muß der Kinder⸗ 
zuſchuß ſomit allen Rentenempfängern, die Kinder unter 15 Jahren 
haben, bewilligt werden, ohne Rückſicht darauf, ob ſie den 
Kindern Unterhalt gewähren bzw. gewährt haben oder nicht. 
Die gleiche Anſicht wird auch in den Kommentaren zur RVO. 
von Hanow-Lehmann (Anm. 2a zu § 1291 RVO.) und Dütt⸗ 
mann (Anm. 3 zu § 1291) geäußert. Übrigens hat das 
RVA. auf dem Gebiete der Unfallverſicherung bei Auslegung 
des § 16 Gew VerſG. bereits den Standpunkt vertreten, daß 
der Anſpruch der Witwe und der Kinder auf Hinterbliebenen— 
rente nicht dadurch berührt werde, daß ſie ſchon ſeit längerer 
Zeit nicht mehr von dem verſtorbenen Verſicherten unterhalten 
worden find (Handb. der Unfallverſicherung S. 293 Anm. 1). 
Zudem entſpricht die unterſchiedsloſe Gewährung des Kinder— 
zuſchuſſes an alle Rentenempfänger, die Kinder unter 15 Jahren 
haben, auch dem praktiſchen Bedürfniſſe. Denn einmal wird 
die durch § 1601 begründete Unterhaltspflicht des Vaters gegen: 
über ſeinen Kindern durch ſeine Erwerbsunfähigkeit rechtlich 
nicht aufgehoben; er hat vielmehr alle verfügbaren Mittel zu 
ſeinem, ſeiner Ehefrau und ſeiner Kinder Unterhalt gleichmäßig 
zu verwenden (§ 1603 BGB.). Der Umſtand, daß ein in ſeiner 
Erwerbsfähigkeit Beſchränkter vor der Rentenbewilligung ſich 
von ſeiner Familie ferngehalten und für den Unterhalt ſeiner 
Kinder nicht geſorgt hat, ſchließt die Möglichkeit nicht aus, 
daß er nach der durch die Rentenbewilligung erfolgten Er— 
höhung ſeiner Einnahmen ſeiner Unterhaltspflicht nachkommt. 


(RA. 7. 1. 14.) 


4. Berechtigung zum Bezuge der beim Tode des Verſicherten 
fälligen, noch nicht abgehobenen Rentenbeträge 
(S8 1302, 1303 RVO.) 


Der Anſpruch auf Rentenrückſtände geht auf Zahlung einer 
Geldſumme, iſt alſo rein vermögensrechtlicher Art. Seine Zu— 
gehörigkeit zum Nachlaß eines verſtorbenen Rentenempfängers 
könnte daher nur aus zwei Geſichtspunkten zweifelhaft ſein: 
Einmal, ob er nicht als höchſt perſönliches Recht unvererblich 
iſt, da derartige Rechte nicht zum Nachlaß gehören und 
ſodann, ob der auf öffentlichem Rechte beruhende Renten⸗ 
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anſpruch überhaupt zum bürgerlich-rechtlichen Nachlaß der 
Verſtorbenen gehört. Die bloße Ausſicht (Anwartſchaft) auf 
eine Invalidenrente iſt unzweifelhaft ein rein perſönliches Rechts⸗ 
verhältnis des Verſicherten, das als ſolches nicht zu ſeinem 
Vermögen und mithin nicht zu ſeinem Nachlaß gehört; denn in 
ſeinem freien Belieben ſteht es, ob und wann er den Antrag 
auf Gewährung der Invalidenrente, der erſt den Rechtsanſpruch 
erzeugt, ſtellen will. Der Rentenanſpruch ſelbſt entſteht erſt, 
wenn ſeine ſämtlichen geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind, 
und zu dieſen gehört auch die Anmeldung des Anſpruchs, die 
untrennbar mit der Perſon des Berechtigten verknüpft iſt. Da 
der Anſpruch auf Invalidenrente mithin erſt mit der Antrag⸗ 
ſtellung erworben wird, ſo verliert er von dieſem Augenblick ab 
aber auch ſeine höchſt perſönliche Natur, er wird eine reine 
Geldforderung, ein Vermögensrecht wie jedes andere, das nur 
in bezug auf ſeine Verpfändung und Übertragbarkeit aus 
Zweckmäßigkeitsrückſichten Beſchränkungen unterworfen iſt. Auch 
die öffentlich⸗rechtliche Entſtehung des Anſpruchs auf Invaliden⸗ 
rente hindert nicht die Vererblichkeit des Rechtes auf Auszahlung 
der fälligen Rente. Allerdings behandelt nach der in der 
Rechtswiſſenſchaft vorherrſchenden Anſicht das Fünfte Buch des 
BGB. und damit auch § 1922 BGB. an ſich nur das Erb⸗ 
recht im zivilrechtlichen Sinne; Rechte rein öffentlich⸗xechtlicher 
Art gehören nicht zum Nachlaß (Staudinger, BGB. Bd. V 
S. 1; Planck, BGB. Bd. W Vorbem. II). Jedoch darf hierbei 
nicht überſehen werden, daß gerade die Rechtswiſſenſchaft zumeiſt 
die auf Grund der Arbeiterverſicherungsgeſetze beſtehenden An» 
ſprüche der Verſicherten als Privatrechte anſieht, die nur nach 
Art des öffentlichen Rechtes geſchützt werden (Gierke, Deutſches 
Privatrecht, Bd. 1 S. 32; Wach, Handb. d. Zivilprozeſſes, 
Bd. I S. 8). In der Tat läßt ſich eine allgemeine und 
ſcharfe Grenze zwiſchen öffentlichem und privatem Recht nicht 
einheitlich ziehen, und namentlich läßt ſie ſich nicht „aprioriſtiſch“, 
ſondern nur an der Hand der Rechtsentwicklung in befriedigender 
Weiſe beſtimmen (Motive, EGBGB. S. 147). Es iſt hier 
nicht von entſcheidender Bedeutung, ob man das eigenartige 
Rentenrecht der ſozialen Verſicherung im wiſſenſchaftlichen Sinne 
nun als öffentlich-rechtlich geſchütztes Privatrecht oder ob man 
es wohl im Einklang mit den in der Rechtſprechung des RG. 
über die Abgrenzung des privaten und öffentlichen Rechts immer 
beſtimmter ausgebildeten Rechtsgrundſätzen als ein an ſich 
öffentliches Recht anſieht, das als Anſpruch auf die fälligen 
Geldleiſtungen die Rechtsnatur eines rein bürgerlich rechtlichen 
Vermögensrechts annimmt. In dem einen wie im anderen 
Fall kann feine Vererblichkeit nicht in Abrede geſtellt werden. 
Auch Anſprüche, die im öffentlichen Rechte wurzeln, haben 
privatrechtliche Natur, wenn ſie dem Vermögensrechte angehören; 
ſie ſind daher an ſich auch dem bürgerlichen Rechtswege zu— 
gänglich, wenn dieſer nicht, wie hier, durch beſondere Vorſchriften 
ausgeſchloſſen iſt. Für die Frage, ob ein Anſpruch zivilrechtlicher 
Art iſt — und damit auch, ob er dem bürgerlichen Erbrecht 
unterliegt —, entſcheidet nicht der Urſprung des Rechtes, ſondern 
der Umſtand, ob der Anſpruch ein vermögensrechtlicher iſt oder 
nicht (vgl. RG. Bd. 22 S. 288; Bd. 41 S. 272; Bd. 57 
S. 352; Bd. 70 S. 81). Verfehlt wäre es namentlich, wollte 
man den Rentenanſpruch der Arbeiterverſicherung lediglich deshalb 


nicht zu den bürgerlich⸗ rechtlichen und damit auch ee 
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Vermögensrechten zählen, weil feine Durchführung nicht im 
Zivilprozeſſe, ſondern in einem beſonderen öffentlich⸗ rechtlichen 
Verfahren erfolgt. Denn ſchon der Wortlaut des $ 13 GVG. 
ſetzt keine Schranke, Streitigkeiten, die nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen Vermögensrechte betreffen oder ſonſt bürgerlich⸗ 
rechtlicher Art ſind, vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden zu verweiſen. Die Anwendung des BGB. und 
der ZPO. auf die in der Arbeiterverſicherung erhobenen Anſprüche, 
ſoweit ſie vermögensrechtlicher Art ſind, iſt hiernach keineswegs 
»grundſätzlich auszuſchließen. Dies hat der Geſetzgeber der RVO. 
eim Einklang mit dem früheren Recht mittelbar dadurch anerkannt, 
daß er durch $ 119 RVO. die Anwendung jener Geſetze in 
bezug auf Pfändungen und Übertragbarkeit erheblich einſchränkte, 
eine Vorſchrift, die überflüſſig wäre, wenn die auf Grund der 
RVO. erhobenen Anſprüche rein öffentlich⸗ rechtlicher Natur 
waren. Auch auf dem Gebiete des Familienrechts des BGB. 
wird die bürgerlich⸗rechtliche Natur der Anſprüche der Arbeiter⸗ 
verſicherung allgemein unter anderem dadurch anerkannt, daß 
man die vor der Ehe erworbene Rentenforderung der Frau zu 
dem rein zivilrechtlichen Vorbehaltsgut zählt (vgl. Hanow⸗ 
Lehmann, RVO. [3.) Anm. 6 zu $ 1250). Daß die Renten: 
anſprüche auf dem Gebiete des bürgerlich:rechtlihen Erbrechts 
zu den vererblichen Vermögensrechten des Verſicherten gehören, 
iſt bisher in allen drei Zweigen der Arbeiterverſicherung von 
Anfang an und auch ſchon vor Einführung des BGB. ganz 
allgemein und auch in der Wiſſenſchaft angenommen worden. 
Es fragt ſich aber, ob etwa das Erbrecht des BGB. bezüglich 
des Invalidenrentenanſpruchs durch die RBO. als das ſpätere 
Reichsgeſetz beſeitigt worden iſt. Daß bei dieſer Regelung der 
Geſetzgeber der RVO. freie Hand hatte, daß er insbeſondere 
auch den Invalidenrentenanſpruch für ein höchſt perſönliches und 
völlig unvererbliches Recht hätte erklären können, iſt zuzugeben. 
Die Frage iſt nur, inwieweit er von dieſer ſeiner unbeſtrittenen 
Befugnis, ein älteres Reichsgeſetz einzuſchränken, Gebrauch ge⸗ 
gemacht hat. 

Nimmt man in Übereinftimmung mit dem bisher Dar: 
gelegten an, daß der Anſpruch auf rückſtändige Rentenbeträge 
an ſich zum Nachlaß des Verſicherten gehört, und ſich 
demgemäß nach den Vorſchriften des BGB. vererbt, ſo iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß dieſes bürgerlich-rechtliche Erbrecht nicht 
ſchon dadurch aufgehoben wird, daß die RWO. ein beſonders 
geartetes, vom Erbrecht verſchiedenes Bezugsrecht hier ein⸗ 
geſchaltet hat, welches in ſeinen Vorausſetzungen wie in ſeiner 
Geſtaltung eine gewiſſe äußere Ahnlichkeit mit dem ebenfalls 
neben dem Erbrecht beſtehenden „Recht des Dreißigſten“ (S 1969 
BOB.) beſitzt. Vielmehr wird mit Recht gefordert, daß es bei 
dieſer Rechtslage einer ausdrücklichen Vorſchrift bedurft hätte, 
um den höchſt ungewöhnlichen Rechtsvorgang klarzuſtellen, daß 
ein vom Verſicherten bereits erworbenes Rentenrecht in Er⸗ 
mangelung Bezugsberechtigter wieder aus dem Vermögen des 
Verſtorbenen auszuſcheiden und an den Verſicherungsträger 
zurückzufallen hat (ebenſo Hanow⸗Lehmann, RVO. Anm. 6 zu 
8 1302, und für die inſoweit gleichlautenden 88 66, 67 VGfA., 
vgl. Mentzel⸗Schulz⸗Sitzler, Anm. 7 zu § 66; Hagen, Anm. 1 
zu § 67). Sit dieſer Ausſchluß der bürgerlich- rechtlichen Erb: 
folge nicht dem Wortlaut der 88 1302, 1303 RBO. und 
namentlich nicht der bloßen Tatſache der Einführung einer 
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Reihe von Bezugsrechten zu entnehmen, ſo ergibt er ſich keines⸗ 
falls aus dem geſetzlichen Zuſammenhange. Dieſe Anordnung 
etwa ſchon aus der Überſchrift des Abſchnitts „Wegfall der 
Leiſtungen“ zu folgern, iſt nicht angängig. Denn daß di 
Rentenleiſtung als ſolche ſpäteſtens beim Tode des Be: 
rechtigten endet, ſteht außer Zweifel; die Frage iſt hier lediglich, 
welches Rechtsſchickſal die einzelnen, bis zum Tode fällig 
gewordenen Rentenzahlungen haben, und dieſe Frage iſt 
grundverſchieden von der, wann das Rentenrecht ſelbſt ſein 
Ende erreicht. 

Wollte man in den Fällen der SS 1302 und 1303 Rd. 
(und ebenſo des § 614) die Anwendung des bürgerlichen Erb: 
rechts ausſchließen, ſo ergäbe ſich übrigens ein ebenſo willkürlicher 
wie buntſcheckiger Rechtszuſtand: Während die vermögens⸗ 
rechtlichen Leiſtungen der Krankenverſicherung und ebenſo die 
Waiſenrente ſchlechthin nach bürgerlichem Recht vererblich ſind, 
würden in Ermangelung von Bezugsberechtigten, von der Waiſen⸗ 
ausſteuer abgeſehen, die ſonſtigen meiſt bedeutſameren und ebenfalls 
auf der Beitragsleiſtung der Verſicherten beruhenden Renten⸗ 
anſprüche der Invalidenverſicherung, und namentlich auch die dem 
Werte nach oft recht hohen Rentenrückſtände der Unfallverſicherung, 
an den Verſicherungsträger zurückfallen. Insbeſondere aber würde 
es dem Rechtsgefühl widerſprechen, wenn die durch freiwillige 
Zuſatzverſicherungen (88 1472 ff. RVO.) nach Art der privaten 
Verſicherung erhöhte Invalidenrente bezüglich ihrer vom Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt nicht abgehobenen Beträge nicht ſeinen Erben 
zugute kommen ſollte. In dem ſo gekennzeichneten Rechts 
zuſtande würde man einen leitenden Gedanken vermiſſen. Er 
würde auch das ſonderbare Ergebnis zeitigen, daß die nicht in 
häuslicher Gemeinſchaft lebenden Erben des Verſicherten zwar 
auf Grund der 88 586 ff., 1258 ff. RVO. Hinterbliebenen: 
bezüge erhalten können, daß ſie aber das bereits von den 
Erblaſſer erworbene Recht auf die fälligen Rentenbeträge nicht 
geltend machen könnten. Nimmt man hinzu, daß das bürger⸗ 
liche Erbrecht auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung jahr⸗ 
zehntelang durchgeführt worden .ift, ohne daß ſich ernſte Miß 
helligkeiten ergeben haben, fo iſt auch vom praktiſchen Stand— 
punkt aus gegen ſeinen Fortbeſtand in den hier gekennzeichneten 
Grenzen nichts einzuwenden. Die vom wirtſchaftlichen Stand: 
punkt aus hiergegen erhobenen Einwendungen können ſchon an 
ſich bei einer reinen Rechtsfrage nicht ausſchlaggebend ſein; 
überdies ſind ſie auch tatſächlich nicht zutreffend. Die Renten⸗ 
rückſtände ſind keineswegs immer gering, namentlich nicht in 
der Unfallverſicherung; andererſeits muß auch der kleinſte 
Rentenrückſtand nach der RBO. unter Umſtänden unter eine 
große Zahl von Bezugsberechtigten geteilt werden. Auch it 
nicht zu überſehen, daß in dem Haushalt Unbemittelter, wie 
ſie hier faſt ausſchließlich in Betracht kommen, auch geringere 
Barbeträge eine weſentliche Rolle ſpielen. Schließlich werden 
entferntere Erben häufig, wie bisher, den ihnen obliegenden, nit 
Koſten und Zeitverſäumnis verbundenen Nachweis ihrer Erb 
berechtigung ſcheuen. (RV A. 16. 3. 14.) 


5. Zur Rechtsſtellung der Kontrollbeamten der Verſicherungs⸗ 
anſtalten. 

Die Vertretung der Verſicherungsanſtalten liegt ihren Organen 

ob, das heißt Perſonen oder Perſonenmehrheiten, die vermöge 
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ihrer Stellung im Anſtaltsgefüge dazu berufen ſind, den Willen 
der Anſtalt zu bilden und zu äußern (vgl. Roſin, Recht der 
Arbeiterverſicherung, Bd. I S. 695 Anm. 41). Das Haupt⸗ 
organ der Verſicherungsanſtalt ift der Vorſtand. Seine Stellung 
iſt ähnlich geordnet, wie diejenige des Vereinsvorſtandes nach 
88 26 ff. BGB. Er hat die Stellung eines geſetzlichen Ver⸗ 
treters und verwaltet die Anſtalt, ſoweit Geſetz oder Satzung 
nichts anderes beſtimmen. Andere Organe ſind zur Vertretung 
der Anſtalt nur ſoweit berufen, als Geſetz oder Satzung es 
vorſchreiben. Wer nicht zu den Organen der Anſtalt gehört, 
kann ſie aus eigenem Recht nicht vertreten. Der Kontrollbeamte 


Jiſt nicht Organ der Verſicherungsanſtalt, ſondern Beauftragter 


ihres Vorſtandes. Er vertritt den Vorſtand nach Maßgabe des 


ibm von dieſem erteilten Auftrags. In der Beſtellung zum 


Kontrollbeamten liegt an ſich nur der Auftrag zur Überwachung 
der richtigen und vollſtändigen Beitragsentrichtung. Der Vor⸗ 
ſtand der Verſicherungsanſtalt iſt indeſſen nicht gehindert, dem 
Kontrollbeamten allgemein, insbeſondere durch die Dienſt⸗ 
anweiſung oder von Fall zu Fall auch andere, außerhalb des 
Rahmens der eigentlichen ÜUberwachungstätigkeit liegende Aufs 
träge zu erteilen. Die Rechtswirkungen einer ſolchen Stell⸗ 
vertretung ſind mangels beſonderer Vorſchriften der RVO. nach 


den Vorſchriften des BGB. zu beurteilen. Nach 8 164 BGB. 


gilt der Grundſatz der unmittelbaren Stellvertretung. Daraus 
folgt, daß der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt alle Hand⸗ 
lungen oder Erklärungen, zu denen er ſeinen Kontrollbeamten 
ermächtigt hat, in demſelben Umfang gegen ſich gelten laſſen 
muß, wie feine eigenen Handlungen und Erklärungen. Das ift 
auch anzunehmen von Anerkenntniſſen der Verſicherungspflicht 
oder der Verſicherungsberechtigung, zu denen er den Kontroll— 
beamten ermächtigt hat. 

Für eine Vollmacht beſteht allerdings keine Vermutung. 
Es bat ſich aber nach den Erfahrungen des RA. der Dienſt⸗ 


betrieb der Kontrollbeamten faſt durchgehends dahin entwickelt, 


daß dieſe das ganze Beitragsentrichtungsgeſchäft im weiteſten 


Sinne des Wortes in die Hand genommen haben, indem fie ,; 
über den Rahmen der eigentlichen Beitragsüberwachung hinaus, 


die Beteiligten über ihre Verſicherungspflicht oder ihre Ver⸗ 
ſicherungsberechtigung belehren, über die Bedeutung der Der: 


ſicherung und ihre Vorteile aufklären, und fo zur Beitrags- 


entrichtung anhalten oder anregen. Sie gelten daher beim 
Publikum über ihren eigentlichen Aufgabenkreis hinaus als Ver⸗ 
treter der Verſicherungsanſtalten. Dieſe können daher regel⸗ 
mäßig nicht für berechtigt erachtet werden, Erklärungen ihrer 
Kontrollbeamten anzufechten, die ſich als Anerkenntniſſe der Ver⸗ 
ſicherungspflicht oder der Verſicherungsberechtigung darſtellen. 
Vielmehr iſt überall da, wo die Umſtände nicht ausnahmsweiſe 
anders liegen und deshalb eine abweichende Beurteilung er⸗ 


fordern, eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung zur Abgabe folder 2 


Erklärungen anzunehmen. Eine Ermächtigung zur Abgabe von 
Erklärungen über die Verſicherungspflicht oder die Verſicherungs⸗ 


berechtigung iſt nur dann nicht anzunehmen, wenn die Ver⸗ 


ſicherungsanſtalt gegen eine ſo weitgehende Betätigung der 
Kontrollbeamten, rechtzeitig wirkſame Vorſorge getroffen hat, um 
den Kontrollbeamten an der Überſchreitung feiner Befugniſſe zu 
hindern. (RVA. 14. 6. 13.) 
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6. Verhältnis der Invalidenrente zur Unfallrente 
(8 1522 RVO.) 


Wenn ein Verſicherter infolge eines Betriebsunfalls ſeine 
Erwerbsfähigkeit ſoweit einbüßt, daß er invalide im Sinne des 
8 1255 RVO. geworden iſt, jo kann nach 81522 Abſ. 1 Rd. 
ſein Antrag auf Bewilligung der Invalidenrente nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil die Invalidität Folge eines entſchädigungs⸗ 
pflichtigen Unfalls iſt. Die Invalidenrente iſt vielmehr feſt⸗ 
zuſtellen und ſo lange voll zu zahlen, bis die Unfallrente gewährt 
wird. Wird aber die Unfallrente gewährt, ſo iſt nur der ſie 
überſteigende Betrag der Invalidenrente zu zahlen.?) Durch dieſe 
Vorſchrift ſollte zum Ausdruck gebracht werden, daß in Höhe 
der Unfallrente ein Anſpruch auf Invalidenrente nicht beſtehe. 
Eine Verpflichtung, die Invalidenrente, ſoweit ſie die gewährte 
Unfallrente überſteigt, zu gewähren, würde gegenüber der gleich⸗ 
zeitig getroffenen Feſtſtellung, daß umgekehrt die Unfallrente 
tatſächlich die Invalidenrente überſteige, ohne jeden Inhalt ſein. 
Der Wortlaut des § 1522 RWO. betrifft in erſter Linie den 
Fall, daß die Invalidenrente die gewährte Unfallrente überſteigt. 
Dieſe Vorſchrift enthält damit aber gleichzeitig die Anordnung, 
daß eine hinter der gewährten Unfallrente zurückbleibende 
Invalidenrente nicht zu zahlen ſei, weil ein Anſpruch auf die 
Invalidenrente in dieſem Falle nicht begründet iſt. Nun ließe 
ſich denken, es habe auch für den Fall, daß die gewährte 
Unfallrente die Invalidenrente überſteige, eine Feſtſtellung der 
Invalidenrente mit der Wirkung vorgeſchrieben werden ſollen, 
daß der Anſpruch auf Zahlung der Invalidenrente ohne weiteres 
in Kraft trete, wenn und ſoweit durch eine Veränderung der 
Verhältniſſe ein Zurückbleiben der Unfallrente hinter der In— 
validenrente eintrete. Die RVO. ſowohl wie die früheren 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetze kennen eine derartige, 
für die Zukunft wirkſame Feſtſetzung der Invalidenrente in den 


„Vorſchriften über das Ruhen der Rente. (Vgl. 88 1311 ff. 


RVO.) Aber gerade aus dem Umſtand, daß an dieſer 
Stelle der Fall, daß die Invalidität Folge eines ent— 
ſchädigungspflichtigen Unfalls iſt, nicht miterwähnt, obwohl hier 
der Fall des Rubens der Invalidenrente neben einer reichs 
geſetzlichen Unfallrente geregelt iſt, ergibt ſich mit Gewißheit, 
daß nicht auch im $ 1522 RVO. ein Ruhen der Invalidenrente 
neben einer ſie überſteigenden Unfallrente hat vorgeſchrieben 
werden ſollen. Schon unter der Herrſchaft des früheren Rechts 


= ift das RWA. der Auffaſſung, daß neben der Unfallrente, die 


für eine ausſchließlich auf Unfall beruhende Erwerbsunfähigkeit 
gewährt iſt, eine Invalidenrente zwar feſtzuſtellen, aber zum 


ö Ruhen zu bringen ſei, nicht nur mit dem Hinweis auf die 


widerſprechenden geſetzlichen Vorſchriften, ſondern auch aus 
inneren Gründen entgegengetreten (Amtl. Nachr. des RA., 
InvuAVerſ. 1895 S. 111). Es wird insbeſondere darauf hin- 
gewieſen, daß bei einem Herabſinken der Unfallrente infolge einer 


8) Für die Hinterbliebenenrente gelten die gleichen Grundſätze. 
Das Witwengeld gehört aber nicht zu dieſen Hinterbliebenenrenten, 
weil der Zweck, der mit dem Witwengeld verfolgt wird, mit der 
laufenden Entſchädigung der Hinterbliebenen nichts zu tun hat. Das 
Witwengeld iſt daher neben dem Sterbegeld und der Unfallwitwenrente 


voll zu zahlen. 
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Steigerung der Erwerbsfähigkeit möglicherweiſe Invalidität gar 
nicht mehr beſtehen könnte. Dies iſt auch heute noch zutreffend. 
Es kann alſo die Vorſchrift des §S 1522 RVO. nur dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß, wenn Invalidität infolge eines entſchädigungs⸗ 
pflichtigen Unfalles eingetreten iſt, neben einer dafür gewährten 
Unfallrente ein Anſpruch auf Invalidenrente nicht beſteht, 
und daß in ſolchen Fällen der Antrag auf Bewilligung einer In⸗ 
validenrente als unbegründet zurückzuweiſen iſt. (RVA. 11. 10. 13.) 


Die Juſtizverhältniſſe in Hamburg während des 
erſten Kriegsjahres 1914/15. 
Von Oberregierungsrat v. Daſſel, Hamburg. 


Daß ein Krieg, wie er jetzt ſeit länger als einem Jahre 
die Welt durchtobt, auf eine Stadt, deren Leben und Wohlſtand 
auf dem Handel, insbeſondere dem Überſeehandel aufgebaut iſt, 
einen tiefgehenden Einfluß ausüben mußte, liegt auf der Hand. 
Wenn Hamburg trotzdem bisher den Krieg ohne weſentliche 
Erſchütterungen ſeines Wirtſchaftslebens durchgehalten hat und 
ſicher auch weiter durchhalten wird, ſo iſt das ein glänzendes 
Zeichen der inneren Feſtigkeit ſeines Handels und ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft. Bei den nahen Beziehungen zwiſchen Rechtsleben und 
Wirtſchaft war es natürlich, daß ſich die Folgen des Krieges 
auch ſehr bald in dem Rechtsleben Hamburgs bemerkbar 
machten. 

Die Aufgabe der Juſtizverwaltung bei Ausbruch des Krieges 
war es, in erſter Linie dafür zu ſorgen, daß die Rechtſprechung 
einen ungehinderten Fortgang nahm. Dieſe Aufgabe wurde 
der Verwaltung dadurch erleichtert, daß der Krieg während der 
Gerichtsferien ausbrach, in denen die Zivilrechtspflege an ſich 
faſt ſtillſteht. Das änderte ſich ſehr bald nach Ende der Ge⸗ 
richtsferien. Wurden doch von den 35 Räten des HanfDLG. 
15, von den 97 Direktoren und Landrichtern des LG. 45 und 
von den 69 Richtern des AG. 38 zu den Fahnen einberufen. 
Ein Erſatz aus der Zahl der Aſſeſſoren, die ſelbſt zum größten 
Teile eingeſtellt waren (50 von 66), war nicht möglich, zumal 
nach Hamburger Recht die Aſſeſſoren nur in beſchränktem Umfang 
zur Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte befugt ſind. Man half 
ſich zunächſt mit Zuſammenlegung der Abteilungen. Aus den 
ſieben Senaten des OLG. ſind fünf geworden, die fünf Straf⸗ 
kammern des LG. ſind auf vier, die dreizehn Zivilkammern 
und die dreizehn Kammern für Handelsſachen ſind nach und 
nach auf je acht zuſammengeſchmolzen, und beim AG. ſind je 
zwei Zivilabteilungen und Abteilungen für Handelsſachen — 
bier find Handelsſachen und Zivilſachen ähnlich wie beim LG. 
getrennt — zu einer zuſammengelegt worden. Auch das genügte 
trotz gleichzeitigen Rückgangs der Zahl der Sachen nicht, die 
durch die Einberufung der Richter entſtandenen Lücken aus⸗ 
zufüllen. 

Die Juſtizverwaltung entſchloß ſich daher, ein Geſetz in 
Vorſchlag zu bringen, durch das die Möglichkeit gegeben wurde, 
Rechtsanwälte und Aſſeſſoren zu Hilfsrichtern oder Hilfsarbeitern 
bei der Staatsanwaltſchaft zu beſtellen. Dieſes Geſetz wurde 
von Senat und Bürgerſchaft angenommen und unter dem 
16. November 1914 verkündet. Es ermächtigt den Senat für 
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die Dauer des Krieges, auf Antrag des Präſidiums des LG. 
bei dem LG., auf Antrag des Präſidiums des AG. in Ham⸗ 
burg bei einem AG. Hilfsrichter zu beſtellen, ſoweit die Be⸗ 
ſtellung zur ordnungsmäßigen Erledigung der Geſchäfte erforderlich 
erſcheint. Zum Hilfsrichter kann beſtellt werden, wer die Be⸗ 
fähigung zum Richteramt beſitzt und dem hamburgiſchen Staats⸗ 
dienſt angehört oder angehört hat oder bei einem hamburgiſchen 
Gerichte zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen iſt. 
Wer zum Hilfsrichter beſtellt werden kann, kann auch zum Hilfe: 
arbeiter bei der Staatsanwaltſchaft beſtellt werden. Diejenigen 
Hilfsrichter und Hilfsarbeiter, die dem hamburgiſchen Staats⸗ 


dienſt nicht angehören, alſo die Rechtsanwälte, erhalten für die 


vollſtändige Wahrnehmung der Tätigkeit eines Richters oder 
Staatsanwalts eine Vergütung nach einem Jahresſatz von 
6000 &. Bei nur teilweiſer Übernahme der Tätigkeit eines 
Richters oder Staatsanwalts wird ein dem Umfang der Tätig: 
keit entſprechender Teil des Jahresſatzes als Vergütung gewährt. 
In erſter Linie kam das Geſetz für das AG. ſowie für das 
Gewerbe⸗ und das Kaufmannsgericht zur Anwendung. Bei 
dieſen Gerichten ſind zur Zeit noch 16 Hilfsrichter tätig, während 
beim LG. augenblicklich nur noch 1 Hilfsrichter — ein anderer 
iſt inzwiſchen einberufen — beſchäftigt wird. Außerdem ſind 
2 Richter, der Gefängnisdirektor und 1 Rechtsanwalt — letzterer 
hatte infolge des Krieges ſeine Praxis in Keetmannshoop auf⸗ 
geben müſſen — bei der Staatsanwaltſchaft als Hilfsarbeiter 
tätig. Von den Hilfsrichtern oder Hilfsarbeitern ſind oder 
waren 17 Rechtsanwälte, einer Notar, einer Oberregierungs⸗ 
rat a. D., einer Regierungsrat, einer Direktor der hamburgiſchen 
Gefängniſſe, einer Syndikus einer großen Reederei, die übrigen 
im Staatsdienſt beſchäftigte Aſſeſſoren. Der Oberregierungsrat, 
der Regierungsrat, der Notar und der Syndikus ſowie einige 
Rechtsanwälte ſind inzwiſchen, infolge Einberufung oder aus 
anderen Gründen ausgeſchieden und durch andere erſetzt. Da 
die Rechtsanwälte in der Mehrzahl den Wunſch ausgeſprochen 
hatten, ihre Praxis beizubehalten, wurde die Einrichtung der 
ſog. halben Dezernate geſchaffen, d. h. es wurde den Hilfs⸗ 
richtern beim AG. nur eine halbe Abteilung übertragen oder, 
mit anderen Worten, zwei Rechtsanwälte erhielten zuſammen 
eine Abteilung. Beim LG. und bei der Staatsanwaltſchaſt 
ließ ſich dieſes Verfahren aus praktiſchen Gründen nicht durch⸗ 
führen. Beim AG. hat es ſich, wie überhaupt die Einrichtung 
der Hilfsrichter, durchaus bewährt. 

Eine weitere Aufgabe, die infolge des Krieges an die 
Juſtizverwaltung herantrat, war die Regelung der juriſtiſchen 
Prüfungen. Wie in anderen Bundesſtaaten wurden auch in 
Hamburg alsbald nach Ausbruch des Krieges Beſtimmungen 
getroffen, die den zu den Fahnen eilenden Rechtskandidaten und 
Referendaren die Möglichkeit gewährten, die juriſtiſchen Prüfungen 
unter erleichterten Bedingungen ſchnell abzulegen. Für die erſte 
juriſtiſche Prüfung, die nicht in Hamburg, ſondern gemäß Ver⸗ 
einbarung mit verſchiedenen Bundesſtaaten bei den in dieſen 
gebildeten Kommiſſionen abgelegt wird, ſchloß ſich Hamburg 
jenen Bundesſtaaten an, indem unter dem 11. Auguſt 1914 
beſtimmt wurde, daß auch für die hamburgiſchen Kandidaten 
der erſten juriſtiſchen Prüfung diejenigen Erleichterungen gelten, 
die in den für die betreffende Prüfungskommiſſion erlaſſenen 
Vorſchriften vorgeſehen find. Von dieſer Vergünſtigung haben 
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faſt alle Kandidaten, die ſeit dem 1. Auguſt 1914 geprüft ſind, 
Gebrauch gemacht. Seit jener Zeit ſind 64 Kandidaten geprüft 
und von ihnen nur ſechs in ordentlicher Prüfung, die übrigen 58 
in Notprüfung. Es ſei hier die Bemerkung eingeflochten, daß 
von den hamburgiſchen Referendaren, 181 an der Zahl, 151 im 
Felde ſtehen. — Die zweite juriſtiſche Prüfung der hamburgiſchen 
Referendare wird vor einer hamburgiſchen Prüfungskommiſſion 
abgelegt. Im Anſchluß an die preußiſchen Beſtimmungen 
wurden folgende Erleichterungen eingeführt: Unter der Voraus⸗ 
ſetzung des Nachweiſes der Einberufung des Reſerendars zum 
Kriegsdienſt oder ſeines Eintritts in den Dienſt der freiwilligen 
Krankenpflege auf dem Kriegsſchauplatz kann die Juſtizprüfungs⸗ 
kommiſſion die ſchriftliche Prüfung auf die Anfertigung einer 
der beiden vorgeſchriebenen Arbeiten beſchränken. Die Zeit für 
die Ablieferung der Arbeit kann der Vorſitzende nach ſeinem 
Ermeſſen abkürzen. Da häufig den Kandidaten, die auf Urlaub 
aus dem Felde kommen, nur wenige Tage zur Verfügung ſtehen, 
iſt es üblich geworden, die Friſt auf 3 — 4 Tage zu verkürzen. 
Meiſtens wird ihnen zur Anfertigung einer Relation eine kleinere 
Amtsgerichtsakte zugeteilt, die in dieſer kurzen Zeit von einem 
genügend vorbereiteten Referendar erſchöpfend bearbeitet werden 
kann. Von dem ſonſt mit der mündlichen Prüfung zu ver⸗ 
bindenden freien Vortrag kann abgefeben werden. Wird dieſe 
„Notprüfung“ nicht beſtanden, ſo gilt ſie als nicht unternommen, 
eine Wiederholung iſt jedoch unſtatthaft. Endlich wurde eine 
Anrechnung der im Heeresdienſt verbrachten Zeit auf den Vor⸗ 
bereitungsdienſt in größerem Umfange zugelaſſen, als nach den 
bisherigen Beſtimmungen geſtattet war. Der Notprüfung haben 
ſich vom Beginn des Krieges an bis Mitte Juli 32 Referendare 
unterzogen, von denen 27 beſtanden haben. Außerdem wurden 
nur noch 6 Referendare in ordentlichen Prüfungen geprüft (im 
Jahre, 1913: 43). Bei denjenigen Prüflingen, die nach mehr: 
monatigem Kriegsdienſt während des Urlaubs ſich der Prüfung 
unterzogen, zeigten ſich zwar vereinzelt Lücken in den poſitiven 
Kenntniſſen, auf der anderen Seite machte ſich aber bei ihnen 
nicht ſelten auch eine friſche, raſche Auffaſſung bemerkbar, die ſie 
befähigte, die ihnen geſtellten Fragen treffend zu beantworten. 

Anlangend die Zivilrechtſprechung während des Krieges, fo 
haben naturgemäß der Krieg und die in ſeiner Folge erlaſſenen 
geſetzlichen Vorſchriften die Zahl der Prozeſſe erheblich ein: 
geſchränkt. Sogenannte „internationale“ Prozeſſe, d. h. Prozeſſe 
zwiſchen Ausländern allein oder Ausländern und Inländern, 
wie fie in Hamburg nicht ſelten find, ferner die Schiffskolliſions⸗ 
ſachen, die in gewöhnlichen Zeiten in der Rechtſprechung der 
Handelsgerichte einen großen Raum einnehmen, ſind faſt ganz 
in Fortfall geraten. Die Schiffahrt hat, abgeſehen von der 
Oſtſee, ſo gut wie aufgehört. Die Schiffskolliſionsſachen ſind 
beim OLG. um 50 Prozent gemindert, die noch anhängigen 
50 Prozent ſind meiſtens Sachen, die noch aus der Zeit vor 
dem Kriege ſtammen. Im übrigen geben folgende Zahlen ein 
anſchauliches Bild von dem Rückgang der Rechtſprechung beim 
Hanſo s. 


Berufungen gegen Urteile der Zivilkammern: 


1. Januar bis 30. Juni 1913 .... 971 
1. „ „ 30. „ 1914 1127 
1. „ „ 30. „ 1915 ... . 698. 
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Berufungen gegen Urteile der Kammern für Handelsſachen: 
1. Januar bis 30. Juni 1913. 733 
1. „ „ 30. „ 1914. . e732 
1. „ „ 30. „ 1915 .. . . 5683. 


An dieſen Zahlen wird auffallen, daß die Zahl der Handels⸗ 
ſachen weniger zurückgegangen iſt, als die Zahl der Zivilſachen. 
Das erklärt ſich aber daraus, daß der Krieg auf dem Gebiete 
des Handelsrechts eine Reihe von Fragen aufgeworfen hat, die 
jetzt zum erſten Male zur Entſcheidung gelangten und Ver⸗ 
anlaſſung zu Prozeſſen gaben. So z. B. entſtand bei vielen 
Lieferungsverträgen die Frage, ob der Lieferant wegen Un⸗ 
möglichkeit der Lieferung infolge Unterbindens der Schiffahrt 
zurücktreten könne. Die Entſcheidung zeigte ſich in all den 
Fällen beſonders ſchwierig, in denen die Beſchaffung der Waren 
an ſich, ſei es in Deutſchland ſelbſt oder im neutralen Aus⸗ 
land, wenn auch zu geſteigerten Preiſen, möglich war. Zu 
zahlreichen Prozeſſen gab auch die cif-Klaufel Anlaß, ins⸗ 
beſondere wenn ihr die Beſtimmung beigefügt war, daß die 
Konnoſſemente bei Ankunft des Dampfers auf der Elbe auf⸗ 
zunehmen ſind. Dieſe Fragen ſind namentlich bei Verſchiffungen 
von Oſtaſien und von den ſüdamerikaniſchen Staaten ſtreitig 
geworden. Ferner warf der Krieg verſicherungsrechtliche Fragen 
in größerer Menge auf, ſo die wichtige Frage, ob der deutſche 
Verſicherungsnehmer an die Verträge mit engliſchen Verſicherern 
gebunden ſei, ferner, wie es mit der Deckung des Kriegsriſikos 
bei cif-Gefchäften liege, wer zur Deckung dieſes Kriegsriſikos 
verpflichtet iſt, ob die Verſicherungsgeſellſchaften zur Zahlung 
von Kriegsſchäden verpflichtet find, wenn der cif-Berfäufer das 
Kriegsriſiko ohne ſpeziellen oder direkten Auftrag des Käufers 
gedeckt hat u. dgl. Die Entſcheidungen dieſer Prozeſſe, die 
naturgemäß den Gerichten viel Mühe machten, bewirkten, daß 
ſich der Ausfall an den ſonſtigen Prozeſſen bei den Handels⸗ 
gerichten weniger bemerkbar machte. 

Auffällig iſt beim OLG. der Rückgang der Patentſachen, 
der ſich auf 70 Prozent beziffert. In welchem Zuſammenhang 
dieſer Rückgang mit dem Kriege ſteht, iſt nicht erſichtlich, zumal 
die Patentſtreitigkeiten keineswegs in erheblichem Maße von Aus⸗ 
ländern gegen Inländer geführt werden. 


Der Einfluß des Krieges auf die Zivilrechtſprechung des 
LG. erhellt aus folgenden Zahlen: 


1. 3ivifkammern 
für das Jahr vom 1. Auguſt bis zum 31. Juli. 


Ordentliche Prozeſſe: 
! a 6 
IJ 4262 
Abnahme 2537, gleich rund 38 Prozent; 


Urkunden- und Wechſelprozeſſe: 
iT! 91 
CCC 47 

Abnahme 44, gleich rund 50 Prozent; 


Prozeſſe in Eheſachen: 
ir 1870 
Iiir 

Abnahme 798, gleich 44 Prozent; 
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Berufungen: 
// 2822 
1914715 Sana 1832 

Abnahme 990, gleich 35 Prozent; 

Beſchwerden: 
CC 1402 
e 1406 

alſo Zunahme 4; 
Armenrechtsanträge: 
rr A 66 
If ³· . 2320 


Abnahme 1446, gleich 39 ½ Prozent; 


Arreſte und einſtweilige Verfügungen: 

/r 1360 

rr / 865 
Abnahme 495, gleich 38 Prozent. 


2. Kammern für Sandelsſachen 
für das Jahr vom 1. Auguſt bis zum 31. Juli. 
Ordentliche Prozeſſe: 
1913714 20 AAA 4552 
IJ! 4380 
Abnahme 172, gleich etwa 4 Prozent; 


Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe: 


191314 e 1890 
191415 2 0... A 1392 
Abnahme 498, gleich rund 26 Prozent; 
Berufungen: 

1913/14 0.400.044 e AEREFEN 965 
1914/19. 42... AA 626 
Abnahme 339, gleich 34 Prozent; 
Beſchwerden: 

I!!! · A 8 146 
19141 Sa 212 


Zunahme 66; 


Arreſte und einftweilige Verfügungen: 
1913/14 d ĩðVy 445 
i 567 

Zunahme 122. 

Auch beim LG. zeigt ſich, daß die Handelsſachen in ge⸗ 
ringerem Umfang abgenommen haben als die Zivilſachen. 
Das erklärt ſich ebenſo, wie beim OLG., aus der Fülle von 
neuen Streitfragen, die der Krieg im Handelsverkehr aufgerührt 
hat. Die Zunahme der Arreſtſachen in Handelsſachen wird 
vermutlich mit den Anſprüchen gegen Ausländer zufammen- 
hängen, die in normalen Zeiten nicht als gefährdet galten. 

Ein bedauerliches Zeichen iſt der verhältnismäßig geringere 
Rückgang der Berufungsſachen. Es wird aus Richterkreiſen 
darüber geklagt, daß die Prozeßſucht der Parteien nur wenig 
unter dem Kriege gelitten hat. Über Objekte im Werte von 
nur wenigen Mark wird mit einer Erbitterung bis zur letzten 
Inſtanz geſtritten, als ob es in dieſer Zeit nichts Wichtigeres 
gäbe, als die Entſcheidung gerade dieſes Streites. 

Die Vermehrung der Beſchwerden erklärt ſich aus den 
vielen Beſchwerden, zu denen die Anwendung der Kriegsgeſetze 


und Kriegsverordnungen, wie z. B. Ausſetzung des Verfahrens, 
Anlaß geben. 
Bei dem AG. trat in den Zivilſachen ein ähnlicher Rück⸗ 
gang ein, wie beim LG. 
Es wurden anhängig 
bei den Zivilabteilungen 
in der Zeit vom 1. Auguſt bis 15. Juli 


1913/14 nase 101 532 
rr ( 53 877 


alſo Abnahme 47655 
gleich rund 47 Prozent, 


bei den Abteilungen für Handelsſachen 
für die gleiche Zeit 

TT 35 607 

III RR 23 107 


alſo Abnahme 12 500 
gleich rund 28 Prozent. 


Als Grund für die Abnahme der Prozeßſachen iſt übrigens 
nicht bloß der geſchäftliche Rückgang, der ja namentlich im 
Exporthandel eingetreten iſt, ſondern mindeſtens im gleichen 
Umfang das Reichsgeſetz vom 4. Auguſt 1914, betreffend den 
Schutz der Kriegsteilnehmer, anzuſehen. Sehr viele Klagen 
ſind lediglich deshalb unterblieben, weil die Beteiligten einer 
mobilen Truppe angehörten. 

Die Anwendung des erwähnten Geſetzes vom 4. Auuft 
1914 führte zu Zweifeln in Mieteſachen, wenn, wie vielfach 
üblich, die Ehegatten gemeinſam die Wohnung gemietet batten. 
In ſolchen Fällen iſt wiederholt von dem die Räumung der 
Wohnung beanſpruchenden Vermieter der Verſuch nemadt, die 
Räumung im Wege des Vorgehens gegen die Ehefrau allein 
durchzuſetzen. Da aber bei gemeinſchaftlichem Mieten auch die 
Rückgabe der Wohnung gemeinſchaftlich zu erfolgen hatte, ſo 
unterlag dieſes Verfahren Bedenken. Die Juſtizverwaltung 
wies daher durch Verfügung vom 6. Oktober 1914 die Ge⸗ 
richtsvollzieher an, die Vollſtreckung von Räumungaurteilen, die 
auf Grund eines von einem Kriegsteilnehmer und feiner Ehe 
frau gemeinſchaftlich geſchloſſenen Mietvertrags erlaſſen Ind, 
abzulehnen, falls ſich das Urteil gegen die Ehefrau allein 
richtet. Durch dieſe Verfügung wurde ſelbſtverſtändlich das 
Recht des Vermieters, im Wege der Erinnerung nach 8 766 
ZPO. eine Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts herbei 
zuführen, nicht berührt. ö 

Von beſonderer Bedeutung für die Wirkung des Krieges it 
natürlich die Statiſtik über Konkurſe und Zwangsverſteigerungen. 
Die Annahme, daß in beiden Richtungen eine große Steigerung 
eintreten werde, hat ſich erfreulicherweiſe nicht erfüllt. In der 
Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis zum 15. Juli 1915 find 1139 
Anträge leinſchließlich Beitritte)ß auf Zwangsverſteigerung ein 
gegangen und hierdurch 421 Grundſtücke zur Zwangsverſteigerung 
anhängig geworden. Die gleichen Zahlen für 1913 ſind 1439 
und 455. Der Krieg hat alſo nicht nur keine Steigerung, 
ſondern eine Abnahme der Zwangsverſteigerungsſachen gezeigt 
Gewiß iſt auch dieſe Wirkung auf das Reichsgeſez, betreffend 
den Schutz der Kriegsteilnehmer, vom 4. Auguſt 1914 qurüc⸗ 


f 
ae 


7 
4 
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44. Jahrgang. 


zuführen, aber doch nur zum Teil. Es verlautet aus den 
Grundeigentümerkreiſen, daß die Hypothekzinſen bis auf einen 
ganz geringen Prozentſatz regelmäßig eingehen. Im übrigen 
iſt durch Verfügung der Juſtizverwaltung vom 13. Auguſt 1914 
unter Bezugnahme auf das Urteil des RG., III. ZS., vom 
27. Februar 1914 (III 522 13, Warneyer Ergänzungsband 
1914 ©. 265) darauf hingewieſen, daß das Zwangsverſteigerungs— 
geſetz um § 36 Abſ. 2 die Möglichkeit gewährt, den Termin 
weit hinauszuſchieben und unter außergewöhnlichen Verhältniſſen 
ihn auch zu vertagen. Es iſt in der Verfügung die Erwartung 
ausgeſprochen, daß die Gerichte von den hiernach ihnen zu— 
ſtehenden Befugniſſen geeignetenfalls nach Anhörung der Be— 
teiligten einen Gebrauch machen werden, der die unter den 
obwaltenden Verhältniſſen für das Wirtſchaftsleben beſtehenden 
Gefahren nach Möglichkeit abwendet. 

Ein ähnlich günſtiges Bild, wie die Statiſtik der Zwangs— 
verſteigerung, bietet die Konkursſtatiſtik. 

In der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis zum 15. Juli 1915 
ſind 377 Konkurſe beantragt und davon 81 eröffnet. Die 
Zahlen für das Jahr 1913 find: 816 beantragt, 150 eröffnet. 
Die Abnahme erklärt ſich in erſter Linie aus der Bundesrats— 
verordnung vom 8. Auguſt 1914, durch die zur Abwendung 
des Konkurſes die „Geſchäftsaufſicht“ unter gewiſſen Voraus: 
ſetzungen zugelaſſen wird. Hiervon iſt bis zum 15. Juli 1915 
in 153 Fällen von 186 Anträgen Gebrauch gemacht, inzwiſchen 
ſind aber ſchon 19 aufgehoben. Die Einrichtung der Geſchäfts— 
aufſicht hat ſich gut bewährt. Für eine Großſtadt von mehr 
als 1 Million Einwohner ſind dieſe Zahlen außergewöhnlich 
klein, ſie beweiſen die Stärke des Wirtſchaftslebens in Hamburg! 
Von einem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch, von dem auswärtige 
Zeitungen reden, kann nicht geredet werden. 

Eine Verzögerung in der Erledigung des Konkursverfahrens 
trat mehrfach dadurch ein, daß Konkursverwalter zur Fahne 
einberufen wurden oder anderweit aus Anlaß des Krieges 
abweſend waren. Durch Verfügung der Juſtizverwaltung vom 
25. Auguſt 1914 wurde daher den Gerichten anheimgegeben, 
in ſolchen Fällen zum Zwecke der Vertretung des Verwalters 
neben ihm einen anderen Verwalter zu beſtellen. Die Zuläſſig— 
keit eines ſolchen Verfahrens iſt nach der herrſchenden Anſicht 
nicht zu bezweifeln (vgl. Jaeger, Kommentar zur KO. 5 78 
Anm. 6; Peterſen und Kleinfeller Anm. 5 zu 88 78 bis 80). 
Ebenſo kann auch, wenn die Mehrheit der Mitglieder des 
Gläubigerausſchuſſes zu den Fahnen einberufen iſt, eine beſchluß— 
fähige Mehrheit des Ausſchuſſes im Wege der Neuwahl oder 
Zuwahl der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern wieder 
geſchaffen werden. Endlich iſt in der gleichen Verfügung darauf 
hingewieſen, daß die infolge des Kriegsausbruchs hervorgetretenen 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten in manchen Fällen gemildert 
werden können, wenn durch baldige Auszahlung der in Konkurſen 
feſtgelegten Maſſen den Gläubigern Geldmittel zugeführt werden, 
und es wird deshalb den Amtsgerichten empfohlen, auf die 
Konkursverwalter im Sinne einer Beſchleunigung von Abſchlags— 
zahlungen und der Schlußverteilung einzuwirken. 

(Schluß folgt.) 
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Wie ſichert der Anwalt ſeine Ausgleichsvergütung? 
Von Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 


I. Je ſtärker der Krieg unſer Wirtſchaftsleben erſchüttert, 
deſto häufiger und deſto dankenswerter ſind die Bemühungen 
um das Zuſtandekommen konkursabwendender Ausgleiche. 
Beim Mangel jedes geſetzlichen Zwanges ſcheitern auch die beit- 
gemeinten Beſtrebungen an der Gleichgültigkeit oder Eigenſucht 
eines einzigen Gläubigers. So folgt leider den Sanierungs⸗ 
verſuchen nur allzu oft der Konkurs. Da ſie meiſt erſt 
beginnen, wenn der Schuldner ſeine Zahlungen bereits 
eingeſtellt hat, erhebt ſich ſofort die Frage, ob der Anwalt, 
Treuhänder, Bücherreviſor oder wer ſonſt ſich um die Rettung 
des notleidenden Unternehmens bemüht hat, die ihm gezahlte Ver⸗ 
gütung zur Konkursmaſſe zurückgewähren muß. In Be: 
tracht kommen die Sätze der beſonderen Konkursanfechtung 
(8 30 KO.). Die Rechtſprechung wendet fie vorwiegend im 
Sinne der Bejahung an. Wie ſehr die Anwaltſchaft durch dieſe 
Praxis bedrückt wird, melden mir zahlreiche Zuſchriften aus 
Anwaltskreiſen, beſonders in jüngſter Zeit. Sie veranlaſſen 
mich, noch einmal auf die von mir bereits Leipz3. 1914, 1609 f.; 
1915, 768 behandelte Frage einzugehen und ein Verfahren zu 
empfehlen, das den Anwalt auch bei engherziger Geſetzesaus⸗ 
legung ſicherſtellt. 

II. Der Standpunkt unſerer Gerichte iſt dieſer. 
Zuerſt hat das KG. in einem Urteil vom 8. Oktober 1912 
(LeipzZ. 1913, 746 f., mit Bemerkungen von Th. Wolff) die 
Anſicht vertreten, der auf die Sanierung gerichtete entgeltliche 
Geſchäftsbeſorgungsvertrag benachteilige ſchon durch feine „Ein: 
gehung“ die Gläubiger, da er den Schuldner verpflichte, Geld 
(alſo Befriedigungsmittel) für eine Arbeit (kein Befriedigungs— 
mittel) dahinzugeben. Das Rechtsgeſchäft ſei daher nach 8 30 
Nr. 1 Fall 1 Kd. anfechtbar. Das Gericht hat damit ein 
großes Wort gelaſſen ausgeſprochen. Wäre es wahr, dann 
würde ein zahlungsunfähiger Schuldner außer Verkehr geſetzt 
ſein. Der Einkauf von Lebensmitteln, die Zuziehung eines 
Arztes, die Einholung anwaltſchaftlicher Beratung, das alles 
wären anfechtbare Rechtsgeſchäfte. Die Zahlungen müßten zur 
Maſſe zurückerſtattet werden. Die noch ausſtehenden Gegen⸗ 
anſprüche könnten nicht einmal als Konkursforderungen durch⸗ 
geſetzt werden.) In Wahrheit kann bei Verträgen, die das 
gemeinſame Intereſſe der perſönlichen Gläubiger zu fördern 
bezwecken, von unmittelbarer Benachteiligung und damit von 
einer Anfechtbarkeit nach S 30 Nr. 1 Fall 1 KO. keine Rede fein. 

Greift aber vielleicht die Vorſchrift des S 30 Nr. 1 Fall 2 
Platz? In einer ſpäteren Sache bejaht das RG. dieſe Frage 
(VII. 35. vom 26. Februar 1915, Leipzg3. S. 767 f.) und 
weicht, wenn auch nur ſcheinbar (ſiehe III), einer Stellungnahme 
zur erwähnten Entſcheidung des KG. aus. Es hält zwar daran 
feſt, daß Bargeſchäfte, auf Grund deren Forderungen (die im 
ſpäteren Konkurſe Konkursforderungen fein würden) zwar ent— 
ſtehen, aber ſofort getilgt werden, nicht nach 8 30 Nr. 1 Fall 2 
anfechtbar ſind. Allein es ſpricht der Sanierungsübernahme die 
Eigenſchaft des Bargeſchäfts ab, weil in dem zur Entſcheidung 
gelangten Falle der Treuhänder den Vertragsantrag ſchon am 


Leipzg. 1914, 1609. 


1) Herz, JW. 1918, 248 f.; Jaeger, 155 
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22. oder 23. Oktober angenommen und die beanſpruchten 
„Vorſchüſſe“ erſt am 25. und 29. desſelben Monats erhalten 
habe (die Zahlungseinſtellung war hier an dem in Mitte liegenden 
24. Oktober erfolgt). Eine Vergütung, die nicht Zug um Zug 
gegen Annahme des Treuhänderamtes empfangen wird, ſoll 
danach dem Rückgewähranſpruch des 8 30 Nr. 1 Fall 2 
unterworfen ſein. Ganz ähnlich hat neueſtens das KG. in 
einem noch nicht veröffentlichten Urteile vom 3. Juli 1915 
(8 U. 755/15/43) erkannt.?) Die Gründe beſagen: 


Der Vorderrichter hat die Anfechtung auf Grund von § 30 
Nr. 1 Fall 2 KO. für begründet erklärt. Dieſem Urteil ſchließt 
ſich auch der erkennende Senat an. Wenn der Beklagte geltend 
macht, daß dieſe Geſetzesbeſtimmung überhaupt um deswillen keine 
Anwendung finden könne, weil es ſich um ein Bargeſchäft gehandelt 
habe, bei welchem die Zahlung allein nicht angefochten werden 
könne, ſo hat der Senat dieſen Ausführungen nicht folgen können. 
Vorausſetzung der Anfechtung nach § 30 Nr. 1 Satz 2 KO. iſt, 
daß einem Konkursgläubiger eine Befriedigung gewährt wird. 
Dieſe Vorausſetzung fehlt bei Bargeſchäften, d. h. bei ſolchen, bei 
denen die Forderung ſchon im Zeitpunkte ihrer Entſtehung getilgt 
wird. Tritt die Befriedigung bereits mit der Entſtehung der 
Forderung ein, dann läßt ſich nicht ſagen, daß zur Zeit der Be⸗ 
friedigung eine Geldforderung beſtanden hätte, die im Falle eines 
Konkurſes als Konkursforderung hätte angemeldet werden können. 

So liegt die Sache hier aber nicht. Die Forderung des 
Beklagten von 3000 & war durch den am 25. November 1913 
erfolgten Vertragsſchluß entſtanden. Getilgt wurde dieſe Forderung 
erſt dadurch, daß am 26. November 1913 die Kommerz⸗ und Dis⸗ 
kontobank für die Gemeinſchuldnerin 3000 A an den Beklagten 
gezahlt hat. Wäre vor dieſer Zahlung der Konkurs eröffnet 
worden und hätte deshalb die Kommerz⸗ und Diskontobank die 
Zahlung geweigert, dann hätte der Beklagte unzweifelhaft ſeine 
Forderung von 3000 & als Konkursgläubiger im Konkursverfahren 
geltend machen müſſen. Dies iſt das Ausſchlaggebende. Darauf, 
wie lange der Zeitraum iſt, der zwiſchen der Entſtehung der 
Forderung und der Tilgung derſelben durch Zahlung liegt, ob es 
ſich dabei um Tage, Wochen, Monate handelt, und darauf, ob die 
Beteiligten Barberichtigung, Bezahlung des Entgelts im voraus 
wollten, kommt es nicht an. Nun meint der Beklagte, die 
Grundſätze von dem Bargeſchäfte müßten auch dann gelten, wenn 
das Entgelt in einer Form gewährt ſei, die nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung als eine Barberichtigung angeſehen werde. Ob dies 
richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls hat vor⸗ 
liegend der Beklagte ſein Entgelt nicht in einer ſolchen Form 
erhalten. Ihm iſt bei oder unmittelbar nach dem Vertrags⸗ 
ſchluß eine Quittung der Gemeinſchuldnerin über eine von der 
Kommerz⸗ und Diskontobank an die Gemeinſchuldnerin geleiſtete 
Zahlung von 3000 & ausgehändigt, und er iſt ermächtigt worden, 
auf Grund derſelben ſich die 3000 & an der genannten Bank zahlen 
zu laſſen. Daß die Übergabe einer derartigen Quittung, von der 
Verkehrsauffaſſung als Barberichtigung angeſehen werde, kann 
nicht anerkannt werden. Ob für die Hingabe von Kunden⸗ 
wechſeln oder Schecks etwas anderes gelten würde, braucht nicht 
geprüft zu werden, da der Beklagte Papiere dieſer Art nicht erhalten hat. 

Es iſt alſo feſtzuſtellen, daß der Beklagte wegen ſeiner Honorar⸗ 
forderung in Höhe des hier in Frage ſtehenden Betrages von 
3000 & Befriedigung als Konkursgläubiger bekommen hat. 

Durch die Zahlung der 3000 & an den Beklagten find ferner 
die Konkursgläubiger benachteiligt, weil gegen ſie ein für die 


2) Ich verdanke die Mitteilung der Güte des Herrn Rechts⸗ 
anwaltes beim KG. Boronow. 


Gläubigerbefriedigung in Betracht kommendes Entgelt nicht in das 
Vermögen der Gemeinſchuldnerin gelangt iſt. Ihre Lage iſt da⸗ 
durch verſchlechtert worden, daß an Stelle der 3000 M keine 
Vermögenswerte getreten ſind, die ſie hätten mit Beſchlag belegen 
und zu ihrer Befriedigung verwenden können. 

Dieſe neue Entſcheidung des KG. iſt beſonders bezeichnend. 
Die Vorſchußvergütung von 3000 & war bei der Schwierigkeit 
und Größe der Aufgabe (das notleidende Unternehmen hatte 
noch im Konkursvorjahr einen Umſatz von 90 Millionen) jehr 
beſcheiden. Auch hatte der mit der Sanierung betraute Anwalt 
dieſe zu einer Tagesſtunde übernommen, in der die für den 
Schuldner leiſtende Bank bereits geſchloſſen hatte, ſo daß der 
Vorſchuß erſt am nächſten Morgen erhoben werden konnte. 
Gleichwohl wird beſtritten, daß die Aushändigung der Quittung, 
durch die der Anwalt zur Erhebung des Betrags ermächtigt 
worden war, im Verkehr als Barberichtigung angeſehen werde. 
Ja es wird offen gelaſſen, ob die Hingabe eines Schecks durch 
den Schuldner (hier eine große Bank!) als Barzahlung gelten 
könne. Dieſe Erwägungen richten ſich wider meine dem RO. 
entgegengeſtellte Behauptung (LeipzZ. 1915, 768), daß die 
Verkehrsauffaſſung darüber entſcheiden müſſe, wann eine 
Vergütung bar gewährt ſei. Jede auch nur eine Minute nach 
Abſchluß des Vertrags erfolgende Honorarzahlung ſoll als 
Befriedigung, die eine ſchon beſtehende Konkursforderung erfüllt, 
der Anfechtbarkeit nach 8 30 Nr. 1 Fall 2 unterliegen. Das 
iſt der Buchſtabe, nicht der Geiſt des Geſetzes. Von dieſem 
Standpunkt aus müßte jedes Bargeſchäft, auch ein Handlauf, 
der Anfechtbarkeit ausgeſetzt ſein. Denn die Schuldbegründung 
geht begriffsnotwendig der Erfüllung voraus. Es iſt gut, 
daß die Dinge fo auf die Spitze getrieben worden find. Die 
Unannehmbarkeit der Folgerung zeugt gegen den vom KO. wr: 
tretenen Grundſatz. 

In höchſt erfreulicher Selbſtändigkeit haben jüngft Amts⸗ 
und Landgericht Leipzig dieſen Grundſatz abgelehnt. Das vor⸗ 
treffliche Urteil des LG. (4. 3K. vom 4. Oktober 1915, 4 De. 
167/15) ſei hier wiedergegeben:?) 

Tatbeſtand. Die Gemeinſchuldnerin, eine Aktiengeſellſchaft in 
Deſſau, hatte am 13. Auguſt 1913 ihre Zahlungen eingeftel. 
Unter Mitteilung dieſer Zahlungseinſtellung hat fie den Beklagten 
(einen Leipziger Anwalt) am 16. Auguſt 1913 mit der Einleitung 
von Sanierungsverhandlungen beauftragt. Dieſer iſt vom 18. August 
bis zu der am 4. Oktober 1913 erfolgten Konkurseröffnung auftrags⸗ 
gemäß für die Gemeinſchuldnerin tätig geweſen. Gleich bei Beginn 
dieſer Tätigkeit, am 18. Auguſt 1913, hat er der Gemeinſchuldnerin 
erklärt, daß er feine Tätigkeit von der Zahlung eines Vorſchuſſes 
abhängig mache; mit Schreiben vom 28. Auguſt hat er dann einen 
Koſtenvorſchuß von 600 & erbeten, den ihm die Gemeinſchuldnerin 
am 29. Auguſt 1913 gezahlt hat. Dieſe Zahlung ficht der zum 
Konkursverwalter beſtellte Kläger an mit der ausdrücklichen Erklärung, 
daß er die Anfechtung nur auf 8 30 Nr. 1 zweiter Fall Kd. 
ſtütze. Seine auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
600 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 25. September 1914 
gerichtete Klage weiſt aber der Amtsrichter auf ſeine Koſten ab, 
weil ein nicht unter die angezogene Geſetzesbeſtimmung fallende? 
Bargeſchäft vorliege. 

Entſcheidungsgründe. Zweck der Vorſchrift in 8 30 Nr.! 
zweiter Fall KO. iſt, zu verhüten, daß der Gemeinſchuldner die 
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Zeit zwiſchen Zahlungseinſtellung und Konkurseröffnung dazu benütze, 
unter den zur Zeit der Zahlungseinſtellung vorhandenen Gläubigern 
mit fälligen oder bis zur Konkurseröffnung fällig werdenden 
Forderungen einzelne durch Befriedigung zu bevorzugen und dadurch 
die anderen durch die Schmälerung der zur gleichmäßigen anteiligen 
Befriedigung aller Gläubiger noch zur Verfügung ſtehenden Maſſe 
zu ſchädigen. Soweit dagegen der Gemeinſchuldner erſt nach der 
Zahlungseinſtellung Rechtsgeſchäfte eingeht und die ihm daraus 
erwachſenden Verpflichtungen alsbald erfüllt, liegt der zweite Fall 
des § 30 Nr. 1 KO. nicht vor, d. h. es kann dann die Zahlung 
nicht für ſich, fie kann nur zuſammen mit dem Rechtsgeſchäſte 
ſelbſt angefochten werden, vorausgeſetzt, daß für deſſen Anfechtung 
die Vorausſetzungen des erſten Falles der angezogenen VBeſtimmung 
gegeben find (was hier nicht zutrifft), . Daß Bargeſchäfte in dem 
angegebenen Sinne der Anfechtung aus § 30 Nr. 1 zweiter Fall KO. 
entzogen ſind, iſt denn auch anerkannten Rechtens, wird insbeſondere 
auch durch die vom Kläger angezogene Reichsgerichtsentſcheidung 
vom 26. Februar 1915 (Leipzz. S. 767) nicht in Frage gezogen. 

Wie in der bisher erörterten Frage muß die Berufungskammer 
dem Amtsrichter aber auch darin beiſtimmen, daß im vorliegenden 
Falle in der Tat ein Bargeſchäft in Frage ſteht. Unſtreitig 
hat der Beklagte alsbald bei Aufnahme ſeiner Tätigkeit für die 
Gemeinſchuldnerin Vorſchuß verlangt, hat er dieſes Verlangen nach 
zehn Tagen wiederholt und nunmehr alsbald die jetzt angefochtene 
Vorſchußzahlung erhalten. Dem Beklagten iſt darin beizuſtimmen, 
daß dieſer Zwiſchenraum zwiſchen dem Tätigkeitsbeginn und der 
Zahlung an dem Charakter des Geſchäftes als eines Bargeſchäftes 
nichts ändert. Es wäre ſchon zweifelhaft, ob ſelbſt bei einem 
Warengeſchäft eine ſo kurze Verzögerung der Zahlung der Annahme 
eines Bargeſchäfts entgegenſtehen würde, vorausgeſetzt natürlich, 
daß der Verkäufer ernſtlich Barzahlung vereinbart und auf dieſe 
dringt, und nur Umſtände, die von ſeinem Willen unabhängig ſind, 
die Zahlung um einen kurzen Zeitraum verzögern, daß alſo nicht 
etwa von Anfang an ein verſtecktes Kreditgeſchäft vorliegt, oder 
daß das Verhalten des Gläubigers als nachträgliche Kreditierung 
aufgefaßt werden muß. Mit Recht betont aber der Beklagte, daß 
ſein Verhältnis zur Gemeinſchuldnerin noch anders beurteilt werden 
muß als etwa ein gewöhnliches Warengeſchäft. Es würde, wie 
der Beklagte mit Recht hervorhebt, der Standespflicht eines 
Anwalts nicht entſprechen, einerſeits den Auftrag zu einem 
Sanierungsverſuche, alſo zu einem ſeiner Natur nach beſonderer 
Beſchleunigung bedürftigen Geſchäft, anzunehmen, andererſeits aber 
untätig zu bleiben, bis der geforderte Vorſchuß eingeht. Bei einem 
Anwalt kann es daher den Charakter des Geſchäftes als eines 
Bargeſchäftes keinesfalls in Frage ſtellen, wenn er eine mäßige 
Zeit vor dem Eingange des geforderten Vorſchuſſes bereits für den 
Auftraggeber tätig wird. Daß dieſer dem Anwalte jedenfalls zu 
laſſende mäßige Zeitraum im vorliegenden Falle überſchritten 
worden wäre, kann die Berufungskammer nicht finden. 

Freilich iſt das RG. in der oben angeführten Entſcheidung in 
einem zum mindeſten ganz ähnlich liegenden Falle zu der entgegen⸗ 
geſetzten Entſcheidung gelangt. Wenn der Beklagte meint, dort habe 
es ſich nur um einen Auftrag zur Herſtellung eines Statuts und 
überdies um die Gewährung eines übertriebenen Honorars gehan: 
delt, ſo ſind das Umſtände, die nur für die Beurteilung einer 
Anfechtung auf Grund von $ 30 Nr. 1 erſter Fall KO., nicht 
aber auf Grund des zweiten Falles von Bedeutung ſind. In 
dieſer letzteren Hinſicht liegt der einzige Unterſchied darin, daß in 
dem vom NG. entſchiedenen Falle der Beauftragte kein Rechts: 
anwalt war; er war aber eine Treuhandgeſellſchaft, an die man 
in bezug auf anſtändige Geſchäftsbehandlung kaum geringere An⸗ 
forderungen wird ſtellen müſſen als an einen Anwalt. Die Be: 
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rufungskammer iſt daher der Anſicht, daß man von dem Stand⸗ 
punkte des RG. in der angezogenen Entſcheidung aus allerdings 
zur Verurteilung des Beklagten würde gelangen müſſen. Sie 
vermag ſich aber aus den oben dargelegten Gründen dieſer ver⸗ 
einzelten Entſcheidung nicht anzuſchließen. 

Hiernach iſt die Berufung zurückzuweiſen. Nach § 97 Abſ. 1 
ZPO. treffen ihre Koſten den Kläger, der fie nach 8 59 Nr. 1 KO. 
aus der von ihm verwalteten Maſſe als Maſſeſchuld zu berichtigen 
hat. Dieſe Beſchränkung der Haftung gilt ſelbſtverſtändlich ebenſo 
für die erſtinſtanzlichen Koſten. Da aber auch der Amtsrichter 
zweifellos eine weitergehende Haftung nicht hat ausſprechen wollen, 
bedarf es auch inſoweit keiner Anderung des angefochtenen Urteils.“ 


III. So ſachlich und überzeugend die Erwägungen des 
landgerichtlichen Urteils ſind, werden wir doch nicht darauf 
bauen dürfen, daß ſie ſich in abſehbarer Zeit überall bei den 
oberen Inſtanzen durchſetzen. Anwälte und Treuhänder müſſen 
ſich daher ſo einrichten, daß ſie auch vom Standpunkte der 
Gegenanſicht aus keiner Rückgewährpflicht unterliegen. Das 
RG. hatte im Urteil vom 26. Februar 1915 (Leipz3Z. S. 768) 
eigens hervorgehoben: Eine Treuhandgeſellſchaft ſei in der 
Lage, „ſchon bei Abſchluß ihrer Verträge die Rechts— 
beziehungen derart zu regeln, daß im Falle eines Konkurſes 
ihrer Vertragsgegner nur der verhältnismäßig enge begrenzte 
Rahmen des Anfechtungstatbeſtandes des §S 30 Nr. 1 Satz 1 KO. 
in Frage kommen könne“. Wäre freilich die erſterwähnte Ent⸗ 
ſcheidung des KG. vom 8. Oktober 1912 (ſiehe oben S. 1253) 
richtig, dann würde ſolche Sicherung ausgeſchloſſen ſein. In 
Wahrheit hat alſo das RG. jenen Standpunkt verworfen. Es 
fragt ſich nur, auf welche Art der Geſchäftsbeſorger ſich zu 
decken vermag. Am ſicherſten ſo, daß er erſt annimmt, nachdem 
ihm der Vorſchuß ausbezahlt iſt. Das wird aber oft mit 
Rückſichten des Anſtandes, namentlich mit den Standes⸗ 
gepflogenheiten der Anwaltſchaft, unvereinbar ſein. Da wird 
es ſich dringend empfehlen, die vorgängige Honorarzahlung 
ausdrücklich als aufſchiebende Bedingung zu ſetzen und 
ihr ſo den Stempel des „Vorſchuſſes“ aufzuprägen. Alsdann 
entſteht nach §S 158 Abſ. 1 BGB. der Anſpruch auf die Ver: 
gütung erſt beim Eintritte der Bedingung, alſo nur, um ſofort 
zu erlöſchen. Der Vertrag iſt im Sinne des RG. a. a. O. 
„ein Zug⸗um⸗Zug⸗Geſchäft“ und als ſolches der Anfechtbarkeit 
des 8 30 Nr. 1 Satz 2 entrückt, während ihr die einer 
bedingungsloſen Annahme abredegemäß auf dem Fuße folgende 
Zahlung vom oberſten Gerichtshof unterworfen wird. Schön 
ſind ſolche Unterſcheidungen nicht und dem geſunden Verkehr 
leuchten ſie nicht ein. Ihre Überwindung wäre ein erfreulicher 


Fortſchritt. 


4) In der Formel des amtsgerichtlichen Urteils (vom 19. Mai 
1915, 37 Cg 1258/14), das die vom Konkursverwalter erhobene 
Anfechtungsklage abgewieſen hatte, hieß es: „Der Kläger wird mit 
ſeiner Klage abgewieſen und verurteilt, die Koſten des Rechtsſtreits 
zu tragen“. Der Eingang des Urteils hatte den Rechtsanwalt G. 
„als Verwalter im Konkurſe der Aktiengeſellſchaft“ in der Kläger: 
rolle aufgeführt. Die unrichtige Annahme, daß der Verwalter ſelbſt 
Kläger (Partei) ſei, bildet eine unerſchöpfliche Quelle von Schwierig: 
keiten. 


— ——— 


— — 


1256 


Die Zulaſſung der Rechtsanwälte zu den Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichten. 
Von Amtsrichter Dr. Matthaei, Hamburg. 


Zu den über dieſes Thema vom Landrichter Dr. Boven⸗ 
ſiepen in Nr. 14, 1913, gemachten Ausführungen ſeien einige 
ergänzende Bemerkungen geſtattet, die in der allgemeinen Sachlage 
begründet und durch die in dem Kriege gemachten Erfahrungen 
noch beſtätigt ſind. 

Maßgebend für die Entſcheidung über die Zulaſſung der 
Anwälte vor den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten müſſen für 
den Geſetzgeber die Intereſſen der rechtſuchenden Bevölkerung, 
nicht diejenigen der Rechtsanwälte ſein. Es iſt ja durchaus zu 
verſtehen, daß die Beſeitigung des Ausſchluſſes für die Anwalt⸗ 
ſchaft eine Standesfrage, weniger materieller als ideeller Natur, 
bedeutet. Aber der Geſetzgeber und der Nichtanwalt wird die 
Angelegenheit vom Standpunkt der Allgemeinheit aus 
anſehen müſſen. Er wird ſich daher fragen, ob für die Recht⸗ 
ſuchenden das Bedürfnis vorliegt, ſich bei ihren Prozeſſen vor 
den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten des Beiſtandes eines 
Anwaltes zu bedienen. Dieſe Frage iſt meines Erachtens zu 
bejahen. 

Die Sad: und Rechtslage iſt bei einem erheblichen Teile 
der Rechtsſtreitigkeiten, die dieſen Sondergerichten übertragen 
ſind, nicht ſo ganz einfach, wie man gewöhnlich annimmt. Das 
Recht des Arbeitsvertrages iſt bekanntlich im BGB. nur außer⸗ 
ordentlich dürftig behandelt, und auch die Spezialgeſetze laſſen 
den Richter vielfach im Stich. Beſondere Schwierigkeiten macht 
die Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen des BGB. auf 
das Recht des Arbeitsvertrages, da ſie im weſentlichen auf 
Sachleiſtungen und nicht auf Dienſtleiſtungen zugeſchnitten ſind. 
Wichtige Rechtsformen, wie der Akkordvertrag und der Tarif⸗ 
vertrag, ſind überhaupt nicht geſetzlich geregelt. Die Wiſſen⸗ 
ſchaft bat ſich des ganzen Rechtsgebietes erſt ſpät angenommen 
und iſt jetzt außerordentlich produktiv. Es gebört unter dieſen 
Umſtänden eine gründliche Beherrſchung der Literatur und ein 
feines Gefühl für die Bedürfniſſe des wirtſchaftlichen Lebens 
dazu, um das Recht des Arbeitsvertrages dem Geiſte des 
geltenden Rechts, aber auch dem Rechtsgefühl der beteiligten 
Bevölkerungskreiſe und den praktiſchen Erforderniſſen entſprechend 
anzuwenden und auszugeſtalten. Da ein einheitliches höchſtes 
Gericht fehlt, müſſen die Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte 
ihre Rechtſprechung untereinander tunlichſt in Mbereinftimmung 
bringen, um die Rechtsgleichheit und Rechtsſicherheit nicht zu 
gefährden. 

Es wäre eine wichtige Aufgabe der Anwaltſchaft, den 
Gerichten bei der Erfüllung dieſer Obliegenheiten zur Seite zu 
ſtehen. Dadurch aber, daß ſie von jeglicher Betätigung bei 
den Gewerbe- und Kaufmannsqgerichten ausgeſchloſſen iſt, iſt 
dieſem wichtigen Faktor der Rechtspflege jeglicher Einfluß auf 
ihre Rechtſprechung entzogen. Die Gerichte entbehren der An⸗ 
regung, Unterſtützung und Kontrolle, die ihnen durch die Mit⸗ 
wirkung der Anwälte gewährt werden würde, das rechtſuchende 
Publikum des Beiſtandes des dazu in erſter Linie berufenen 
Standes. Das ſind Mängel, die im Intereſſe der Rechtspflege 
lebhaft zu bedauern find. 
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Auch die tatſächliche Aufklärung der Streitſachen ift keines 
wegs immer einfach. Neben zahlreichen Sachen mit einfachem 
Sachverhalt gibt es einen nicht unerheblichen Prozentſatz von 
Sachen, die mit Schwierigkeiten verknüpft ſind. Es ſei z. B. 
an Abrechnungen aus Akkord⸗ und Proviſionsverhältniſſen cr: 
innert. Hierbei iſt die Feſtſtellung des Sachverhalts um ſo 
ſchwieriger, als faſt durchweg die Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung durch Schriftſätze fehlt. Auch in dieſer Beziehung 
würde die Mitwirkung der Anwaltſchaft nur geeignet ſein, die 
Gründlichkeit der Aufklärung zu fördern. 

Dieſe Umſtände ſind von beſonderer Bedeutung, weil der 
weitaus überwiegende Teil der gewerbe⸗ und kaufmannsgericht⸗ 
lichen Entſcheidungen nicht anfechtbar iſt, ſo daß alle Ver⸗ 
anlaſſung vorliegt, die erſte und einzige Inſtanz mit allen 
Kautelen ſorgfältiger und erſchöpfender Behandlung auszu⸗ 
ſtatten. 

Weiter kommen diejenigen Fälle in Betracht, in denen der 


Ausſchluß der Anwälte unter Umſtänden geradezu zur Rechts- 


verweigerung führen kann. Denn den Parteien, die wegen 
Abweſenheit oder Krankheit die Termine nicht ſelbſt wahrnehmen 
können und die auch nicht zufällig einen Bekannten oder An⸗ 
gehörigen haben, die das für ſie beſorgen, iſt es, falls nicht 
etwa das Gericht ihnen einen Vertreter beiordnet, unmöglich, 
ihre Sache durchzuführen. 

Gerade während des jetzigen Krieges hat ſich dies in 
beſonderem Maße gezeigt. Sowohl auf ſeiten der. Arbeitgeber 
wie namentlich auf ſeiten der Arbeitnehmer find zahlreiche 
Perſonen eingezogen, die von dem ihnen durch die Kriegägeiche 
gewährten Ausſetzungsrechte keinen Gebrauch machen wollen 
oder ein ſolches Recht nicht haben. Man denke an die vielen, 
die ihre Prozeſſe nicht auf unbeſtimmte Zeit hinaus auslegen 
laſſen können, weil eben ihre Familien das Geld, um das fie 
klagen, dringend gebrauchen, und an ſolche, die zu nicht mobilen 
Truppenteilen gehören. Hinzu kommt, daß in manchen Induſtrien, 
namentlich ſolchen, die ſich mit der Erzeugung für den Heeres⸗ 
bedarf befaſſen, alle noch im Lande befindlichen Arbeitskräfte, 
vollends vermöge der zahlreichen Einziehungen, aufs äußerste 
in Anſpruch genommen ſind, ſo daß es ihnen unmöglich ft, 
ihre Zeit auf dem Gewerbe- oder Kaufmannsgericht zuzu⸗ 
bringen. 

Die Arbeiter und Angeſtellten laſſen ſich in normalen Zeiten 
in Anbetracht dieſer Umſtände vielfach von den Angeftellten ihrer 
Berufsverbände oder ihren Arbeiterſekretären vertreten. Ich halle 
das für durchaus notwendig und wünſchenswert und kann nach 
meinen Hamburger Erfahrungen das ungünſtige Urteil, das 
von Bovenſieven und den ihm angeführten Handelskammern 
über das Verhalten dieſer Perſonen gefällt wird, in keiner 
Weiſe unterſchreiben. Im Gegenteil habe ich gefunden, daß 
ſie in der Regel durchaus ruhig und ſachgemäß verhandeln, 
meiſt leidenſchaftsloſer und ſachlicher als die Partei ſelbſt. Aber 
das Unerwünſchte dieſes Zuſtandes liegt darin, daß dadurch die 
Parität zuungunſten des Arbeitgebers durchbrochen iſt. Das 
ift ſelbſtverſtändlich ebenſo ſehr zu vermeiden, wie eine Der 
letzung der Parität zuungunſten der Arbeiter. Der Heine 
Gewerbetreibende fteht einem Gewerkſchaftsſekretär, der ihm in 
Prozeß durch ſeine ganze berufliche Tätigkeit überlegen if 
ebenſo hilflos gegenüber wie unter Umſtänden eine andert 
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Partei einem Anwalte. Es iſt daher eine Härte, daß er nicht 
die Möglichkeit hat, ſich der Hilfe eines Anwaltes zu bedienen. 

Iſt demnach ein Bedürfnis der rechtſuchenden Bevölkerung 
an der Zulaſſung der Anwälte als gegeben anzuerkennen, ſo iſt 
es doch nicht angängig, die entſprechenden Beſtimmungen der 
ZPO. ohne weiteres auf das gewerbe- und kaufmannsgerichtliche 
Verfahren zu übertragen. Die Grundprinzipien dieſes Ber: 
fahrens ſind Schleunigkeit, Billigkeit und Unmittelbarkeit 
(Mündlichkeit). Die konſequente und erfolgreiche Durchführung 
dieſer Prinzipien iſt es in erſter Linie, die die Exiſtenzberechtigung 
der Sondergerichte begründet und ſo lange begründen wird, wie 
das amtsgerichtliche Verfahren darin zurückbleibt. Es iſt zu ver— 
ſtehen, daß man bei der Schaffung der Sondergerichte von der 
Hinzuziehung der Anwälte eine Beeinträchtigung dieſer Vorzüge 
befürchtete und daß auch jetzt noch weite Kreiſe ihr deshalb 
ſkeptiſch gegenüberſtehen. 

Die Schleunigkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens iſt 
dadurch gewährleiſtet, daß die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
in der Regel mit den Parteien perſönlich und nicht durch 
Mittelsperſonen verhandeln und daß ſie zu dieſem Zwecke das 
perſönliche Erſcheinen durch Strafen erzwingen können. Dieſer 
weſentlichſte Vorzug vor dem amtsgerichtlichen Verfahren muß 
unbedingt erhalten bleiben. Nur dadurch, daß die Parteien 
ſelbſt oder höchſtens für den Arbeitgeber ein über die Angelegen— 
heit aus eigener Kenntnis unterrichteter Angeſtellter erſcheint, 
können ſich die Gerichte den gerade für die gewerblichen Streitig— 
keiten meiſt unentbehrlichen Eindruck von den beteiligten Perſonen 
verſchaffen und den Sach- und Streitſtand ſchnell und ohne 
Vertagungen durch Rede und Gegenrede aufklären. Außerdem 
wird dadurch eine Quelle vieler fehlerhafter Entſcheidungen 
verſtopft. Denn es liegt auf der Hand, daß die Erklärungen 
der Partei, wenn ſie erſt durch die Mittelsperſon des Anwalts 
gehen, leichter Mißverſtändniſſen bei dieſem und beim Richter 
ausgeſetzt ſind, als wenn ſie dem Gerichte unmittelbar gemacht 
werden. 

Auch hinſichtlich der Koſten der Rechtsanwälte bedarf das 
gewerbe- und kaufmannsgerichtliche Verfahren bei Zulaſſung der 
Anwälte einer beſonderen Regelung. Bovenſiepen iſt darin 
beizutreten, daß die Gebühren niedriger als im ordentlichen 
Verfahren ſein können. 

Weiter muß mit dem Grundſatz gebrochen werden, daß 
der unterliegende Teil in jedem Falle dem obſiegenden die 
Anwaltskoſten zu erſtatten hat. Das gewerbe- und kaufmanns⸗ 
gerichtliche Verfahren iſt ſo einfach geregelt, daß — von Aus— 
nahmefällen abgeſehen — jedermann in der Lage iſt, die 
Prozeſſe vor dieſen Gerichten ohne erhebliche Opfer an Mühe 
und Zeit perſönlich zu führen. Insbeſondere ſollte es den 
wirtſchaftlich Schwachen ermöglicht werden, ohne das Riſiko 
großer Koſten ihre Anſprüche geltend zu machen. Wenn jemand 
ſich veranlaßt fühlt, aus perſönlichen Gründen einen Anwalt 
zu nehmen, fo ſoll er es auf feine eigenen Koſten tun, denn 
man kann die Koſten nicht als eine Art Sukkumbenzſtrafe an— 
ſehen. In der Regel wird es der Arbeitgeber ſein, der ſich 
des Beiſtandes eines Anwalts bedient, während ſich der Arbeit— 
nehmer an ſeinen Verbands- oder Arbeiterſekretär wendet. Das 
Entgelt, das der Arbeitnehmer hierfür bezahlt, iſt in den Bei— 
trägen, die er an ſeinen Verband oder ſeine Partei entrichtet, 
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enthalten und nicht erſtattungsfähig. Es würde daher eine 
ungerechte Bevorzugung des Arbeitgebers bedeuten, wenn die 


Anwaltskoſten für erſtattungsfähig erklärt würden.!) 


Reichsgericht.“ 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in der 

amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 

gedruckt. — F Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebſt Anmerkungen.] 


Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
＋ 1. 5 138 BGB. Zur Frage der Sittenwidrigkeit von 
Abkommen zwiſchen mehreren Bietern. 
Im Dezember 1913 ſtellte die Oberförſterei D. eine größere 
Anzahl von Loſen Kiefernholz, die fie in 4 Wertklaſſen geteilt 
hatte, zum Verkauf. Sie erließ unter Mitteilung des für jede 


1) Die Richtigkeit der vorſtehenden Ausführungen kann ich auf 
Grund praktiſcher Erfahrungen als Vorſitzender eines größeren 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichts wie als Archivar des Verbandes 
deutſcher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte nur beſtätigen. Ich habe 
bereits in meinem Vortrag „Anwaltſchaft und Arbeitsgerichte“ (Ver⸗ 
öffentlichungen des Berliner Anwaltvereins Heft 26) dargelegt, welche 
Nachteile ſchon im Frieden der Ausſchluß der Anwälte mit ſich bringt 
und wie deren Zulaſſung erfolgen kann, ohne daß hierdurch irgendwie die 
Grundlage des Gewerbe- und Kaufmannsgerichtsweſens berührt werden. 
Selbſt diejenigen Kreiſe aber, die im Frieden gegen die Zulaſſung 
Bedenken hatten, werden dieſe jetzt im Kriege fallen laſſen müſſen. 
War es ſchon im Frieden ſchwer, einen geeigneten Vertreter zu finden, 
der die Sache lediglich aus Gefälligkeit wahrnahm, ſo iſt dies angeſichts 
der ſtarken Inanſpruchnahme aller nicht im Heeresdienſt Befindlichen 
jetzt ſaſt unmöglich. Viele Inhaber kleiner Betriebe, die zu immobilen 
Truppenteilen eingezogen ſind und deswegen keine Ausſetzung be— 
antragen können, haben ihr Geſchäft geſchloſſen und haben niemanden 
am Orte, der ſich ihrer annehmen kann. Ich habe in ſolchen Fällen 
verſchiedentlich dadurch geholfen, daß ich Beamte der Gerichtsſchreiberei 
zu Vertretern beſtellt habe. Dies Verfahren iſt aber aus verſchie⸗ 
denen praktiſchen Gründen, namentlich bei dem großen in den 
ſtädtiſchen Bureaus herrſchenden Perſonalmangel, auch ſchwer durch— 
führbar. Außerdem beſtehen gegen feine Zuläſſigkeit praktiſche Be: 
denken. Der beſoldete Beamte, der die ihm übertragene Vertretung 
auf Grund ſeiner Dienſtpflicht übernimmt, iſt ſchließlich ebenſo „ge— 
ſchäftsmäßiger Vertreter“ im Sinne des § 31 Gew. wie der Arbeiter: 
ſekretär, der die Vertretung auch nur kraft ſeiner Verufsſtellung übernimmt 
und für den einzelnen Fall keine beſondere Bezahlung erhält. Im 
übrigen leiden gegenwärtig auch die Arbeiterſekretariate und die 
Angeſtelltenverbände derartig an Überlaſtung und Perſonalmangel, 
daß viele von ihnen wahrſcheinlich gern die Vertretung vor den 
Gewerbe- und Kaufmannsgerichten an Anwälte übertragen würden. 
Unter dieſen Umſtänden dürfte tatſächlich die Zulaſſung der Anwälte 
bei den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten während der Zeit des 
Krieges eine Maßnahme ſein, die ſich zur Abhilfe wirtſchaftlicher 
Schädigungen als notwendig erweiſt. Der Bundesrat könnte daher 
hier ohne weiteres in der gleichen Weiſe Abhilfe ſchaffen wie mit 
ſeiner Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte. Pr. Baum, Berlin 
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Wertklaſſe feſtgeſetzten Mindeſtpreiſes und des Eröffnungs⸗ 
termins eine öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
in verſchloſſenen Briefen und verſprach dem Meiſtbietenden den 
Zuſchlag. Mit Bezug auf dieſe Ausſchreibung ſchloſſen die 
Parteien am 19. Dezember 1913 einen Vertrag, inhaltlich 
deſſen die Kläger dem Beklagten das Alleinrecht zum Bieten 
auf ſieben beſtimmte Loſe zuerkannten, während der Beklagte 
ſich verpflichtete, auf die übrigen Loſe nicht mitzubieten und, 
falls ſie den Klägern zugeſchlagen werden ſollten, auf ſie keinen 
Anſpruch zu erheben; die Kläger untereinander verpflichteten 
ſich, je auf beſtimmte, dem Beklagten nicht zuerkannte Loſe zu 
bieten und die ihnen zugeſchlagenen nach gewiſſen Verhältnis⸗ 
ſätzen unter ſich zu teilen. Eine Reihe der hiernach den 
Klägern vorbehaltenen Loſe erwarb der Beklagte in der Weiſe, 
daß ſein Schwager höhere Gebote, als die der Kläger, abgab, 
darauf den Zuſchlag erhielt und die Loſe ihm überließ. Die 
Kläger erblickten hierin eine Vertragsverletzung des Beklagten, 
ſie behaupteten, dadurch um mehr als 4000 & geſchädigt zu 
ſein, und verlangten klagend Erſatz. Das LG. wies, dem 
Antrage des Beklagten entſprechend, die Klage ab, weil es den 
Vertrag vom 19. Dezember 1913 wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten für nichtig erachtete. Das OLG. erklärte den 
Klageanſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt. Ein Ver⸗ 
trag, wie der hier in Rede ſtehende, könne nach § 138 Abſ. 1 
BGB. nichtig ſein, wenn ſich die Abſicht der Vertragſchließenden 
auf eine Täuſchung des Ausbietenden oder auf die Verſchaffung 
unberechtigter Vorteile richte. Dieſe Vorausſetzungen ſeien 
indes hier nicht gegeben. Die Aufforderung der Oberförſterei 
zur Einreichung von Geboten habe ſich an einen unbegrenzten 
Perſonenkreis gerichtet. Die Parteien ſeien deshalb genötigt 
geweſen, ihre Gebote nicht zu niedrig zu bemeſſen, um nicht 
von Dritten überboten zu werden. Auch habe ſich die Ober: 
förſterei durch Setzung von Mindeſtpreiſen gegen eine Ber: 
ſchleuderung des Holzes geſchützt. Die Abmachungen der 
Parteien und die der Kläger untereinander ſeien nicht anders 
zu beurteilen, als wenn einer von ihnen beauftragt geweſen 
wäre, das Holz zu erſtehen, um es hinterher unter allen zur 
Teilung zu bringen. Auf eine Täuſchung der Oberförſterei 
habe man es nicht abgeſehen gehabt. Dieſer ſeien offenbar 
aus den häufigen Verſteigerungen die Gepflogenheiten der 
Intereſſenten bekannt geweſen und ſie habe ihre Mindeſtpreiſe 
dementſprechend eingerichtet. — Die Reviſion des Beklagten iſt 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die Reviſion führt aus: 
Nicht nur der Zweck, ſondern auch die Mittel, deren ſich die 
Kläger bei Abſchluß des Vertrages bedient hätten, ſeien 
unſittlich. Es ſei klar, daß der Forſtfiskus, wozu er felbft- 
verſtändlich vollkommen berechtigt geweſen, darauf ausgegangen 
ſei, einen möglichſt hohen Preis über die von ihm geſetzte 
Mindeſttaxe hinaus zu erlangen. Auf der anderen Seite ſeien 
zwar auch die Kläger befugt geweſen, ſich zu einer Geſellſchaft 
zuſammenzutun, um das Holz für gemeinſame Rechnung tun: 
lichſt billig zu erſtehen, allein ſie hätten ſich hierzu unlauterer 
Mittel bedient, indem fie ihren Vertrag gegenüber dem Forit- 
ſiskus geheimgehalten hätten und einzeln als Bieter aufgetreten 
ſeien. Dadurch ſei, wie das LG. zutreffend annehme, der 
Forſtfiskus zu ſeinem Schaden getäuſcht worden. Hätte er 
von dem Vertrage gewußt, ſo hätte er ſeinerſeits Maßnahmen 
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treffen können, um einen entſprechend hohen Preis für das 
Holz zu erzielen. Dieſe Ausführungen der Reviſion werden 
jedoch der Begründung des BU. nicht gerecht. Das BG. it 
der Überzeugung, daß das von den Parteien vereinbarte 
Bietungsverfahren weder darauf berechnet, noch dazu geeignet 
geweſen ſei, die Oberförſterei D. zu täuſchen oder ſie zum 
Verkaufe des Holzes zu einem unangemeſſen niedrigen Preise 
zu nötigen. Es berückſichtigt auf der einen Seite, daß die 
Oberförſtereien mit der Gepflogenheit der Kaufluſtigen, durch 
Bildung von Ringen einer übermäßigen Preistreiberei entgegen⸗ 
zuwirken, bekannt ſeien, und daß ſie ſich gegen eine ihnen von 
den Ringen drohende Benachteiligung zu ſchützen wüßten, 
indem ſie einmal die Aufforderung zur Abgabe von Gebchen 
an einen unbegrenzten Perſonenkreis richteten und ſodann durch 
Setzung von Mindeſtpreiſen die Zulaffung zu niedriger Gebote 
ausſchlöſſen. Auf der anderen Seite erwägt es, daß die 
Ringe, um nicht von außenſtehenden Kaufluſtigen überboten 
zu werden, zur Abgabe abgemeſſener, die Mindeſtpreiſe über: 
ſteigender Gebote genötigt ſeien, ſowie daß es, in Ermangelung 
eines Ausſchluſſes irgendwelcher Käufervereinigungen vom Pit 
bieten oder eines Vorbehaltes der Oberförſterei, einer Käufe: 
vereinigung den Zuſchlag verſagen zu dürfen, unerheblich it, 
ob die Gebote der Ringteilnehmer durch eine oder durch 
mehrere Perſonen abgegeben würden. Beſondere Umſtände, 
die im vorliegenden Falle zu einer anderen Beurteilung führen 
müßten, find vom Beklagten nicht geltend gemacht worn 
und auch ſonſt nicht erkennbar. J. c. P. u. Gen., U.. 
13. Juli 15, 139/15 II. — Breslau. [L.] 

2. Annahme eines Vertragsantrages einer Bank duc 
nicht rechtzeitige Erhebung des Widerſpruchs ſeitens eins 
Kunden.] | 

Die Streitteile find Kaufleute; fie haben 1912 mehrfach 
Börſengeſchäfte über Wertpapiere miteinander geſchloſen. Der 
Beklagte kaufte u. a. von der Klägerin 50 Aktien der Peters. 
burger Internationalen Handelsbank und 15 Aktien des Notz 
deutſchen Lloyd „per ultimo September 1912“. Die Klägern 
behauptete, gegen Ende September ſei zwiſchen ihr und den 
Beklagten das Prolongationsgeſchäft zuſtande gekommen, auf mt 
ſich die Klage ſtützt. Sie habe nämlich vom Beklagten di 
Aktien zum Kurſe des erſten Geſchäfts gekauft und fie ihn 
„per ultimo Oktober 1912“ zum feſtgeſtellten Kurſe des 
30. September wieder verkauft. Der Beklagte beſtritt dat 
Prolongationsgeſchäft und focht es wegen argliſtiger Täuſchun 
ſowie wegen Irrtums an. Im Oktober verkaufte er, nacdden 
die Kurſe beträchtlich gefallen waren, die Aktien an die Klägern. 
Auch dieſen Verkauf focht er aus denſelben Gründen an. Die 
Klägerin forderte den Preis zum Kurſe vom 30. Septembtt 
abzüglich des Kurswertes zur Zeit des Oktoberverkaufs net 
Speſen und klagte den Saldo ein. Das LG. wies die Kae 
ab, das OLG. verurteilte klaggemäß. Die Reviſion hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: Die Annahme des BG., daß 
das Verlängerungsgeſchäft zwiſchen den Streitteilen zuſtanbe 
gekommen ſei, erſcheint frei von Rechtsirrtum. Das BO. felt 
feſt, daß an der Berliner Börſe ein Handelsbrauch des Juhalt 
beſteht, daß der Kunde, der von der Bank einen Schlucht 
erhält, ſofort Widerſpruch zu erheben hat, wenn er das in dem 
Zettel beurkundete Gefchäft nicht anerkennen will. Welche De 
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deutung dieſer Handelsbrauch haben würde gegenüber einem 
vom Schlußzettel begleiteten Vertragsantrage der Bank mit 
gänzlich unerwartetem, vom Kunden weder veranlaßtem noch 
vorausſehbarem Inhalte, kann ganz auf ſich beruhen. Denn 
hier handelt es ſich um das Verhältnis einer Bank und eines 
Kunden, die in ſtändigem Geſchäftsverkehr gerade über Wert⸗ 
papiere ſtanden, und um ein Geſchäft, das dem Kunden be- 
kannt, und über deſſen Abwickelung gerade in der Zeit der 
Überſendung des Schlußzettels mit Notwendigkeit zu verhandeln 
war. Der Beklagte wußte, daß das Geſchäft nur durch Glatt⸗ 
ſtellung oder durch Verlängerung zu erledigen war, und mußte 
auf das Anſinnen, das eine oder das andere vorzunehmen, in 
gleicher Weiſe gefaßt ſein. Er hatte weder bar gezahlt noch 
zum Stichtage Barzahlung in Ausſicht geſtellt, die Klägerin 
konnte danach ohne weiteres annehmen, daß er Verlängerung 
wünſche, und die im Vordruck ihres Anſchreibens enthaltenen 
Worte: „Ihrem Wunſche gemäß“ haben wir den Lieferungs⸗ 
termin auf den 31. Oktober 1912 hinausgeſchoben — ſind 
darum weder wahrheitswidrig noch unſachgemäß. Nach dem 
Handelsbrauche war alſo das Verlängerungsgeſchäft abgeſchloſſen, 
wenn der Beklagte nicht ſofort Widerſpruch erhob. Ob dieſer 
Handelsbrauch der Berliner Börſe den Beklagten bindet, braucht 
aber nicht einmal erörtert zu werden. Denn unter den ob- 
waltenden Verhältniſſen, nach der Art des Geſchäfts und den 
Beziehungen der Streitteile war eine ſofortige Erklärung des 
Beklagten ohnehin geboten. Die Rückſicht auf die Sicherheit 
des Geſchäftsverkehrs erfordert es, daß bei derartigen Geſchäften 
die Bank über die Entſchließung des Kunden unmittelbar und 
ſchleunigſt Gewißheit erlangt, und erforderte es im gegebenen 
Falle um ſo mehr, als der Stichtag vor der Tür ſtand und 
die Bank, je nach Ausfall jener Entſchließung, eingreifende 
Maßnahmen treffen mußte. Das Anſchreiben der Klägerin mit 
dem Schlußzettel iſt am 29. September 1912, an einem Sonn⸗ 
tage, in die Hände des Beklagten gelangt, und er hat, wie das 
BG. feſtſtellt, erſt am 1. Oktober 1912 durch den Fernſprecher 
Widerſpruch erhoben. Die Angriffe der Reviſion gegen dieſe 
auf Grund Zeugniſſes des Sch. getroffene Feſtſtellung gehen 
fehl. [Wird weiter dargelegt.] Der Beklagte hat alſo erſt 
am 1. Oktober widerſprochen, d. h. nach Ablauf des Stichtages 
und am zweiten Tage nach Empfang des Anſchreibens mit 
Schlußzettel. Das BG. ſpricht der zu dieſer Zeit abgegebenen 
Erklärung ohne Rechtsirrtum die Eigenſchaft einer ſofortigen 
und rechtzeitigen ab. Der in den Rechtszügen vorgetragene 
Briefwechſel der Streitteile ergibt, daß der Beklagte in dieſer 
Geſchäftsverbindung mehrfach Sonntags, auch am 29. Sep: 
tember, an die Klägerin geſchrieben, und daß er regelmäßig 
bei den Verhandlungen über das ſtreitige Geſchäft Draht: 
nachrichten an die Klägerin hat gelangen laſſen und vom Fern— 
ſprecher Gebrauch gemacht hat. Und nach den Gepflogenheiten 
und Einrichtungen des Verkehrs muß auch von einem Kauf— 
manne verlangt werden, daß er bei wichtigen, großer Eile be— 
dürftigen Geſchäften, wo es ſich darum handelt, in laufender 
Geſchäftsverbindung dem anderen Teile von maßgebenden Ent: 
ſchließungen alsbaldige Kenntnis zu geben, ſich zur Übermitte⸗ 
lung dieſer Erklärungen der Mitteilung durch Telegramm oder 
Fernſpruch bedient. In derartigen Fällen, und ſo auch im 
gegenwärtigen, wird der Pflicht zu ſofortiger Erklärung unter 
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Abweſenden durch briefliche Mitteilung nicht genügt. Der 
andere Teil kann vielmehr erwarten, daß ihm der erforderliche 
Beſcheid auf dem durch die heutigen Verkehrsmittel gegebenen 
ſchnelleren Wege zugeht. Da der Beklagte nicht ſofort, nicht 
rechtzeitig, nicht vor Ablauf des Stichtages widerſprochen hat, 
iſt der Verlängerungsvertrag abgeſchloſſen. Die Reviſion weiſt 
darauf hin, daß der Widerſpruch ja „niemals als verſpätet 
zurückgewieſen“ ſei. Allein das erklärt ſich aus der irrigen An⸗ 
nahme der der Bank nach Handelsbrauch vermeintlich zuſtehenden 
Verlängerungsbefugnis und daraus, daß die Bank ihre 
Geſchäftsbedingungen, ebenfalls irrtümlich, für maßgebend hielt. 
A. c. L. & Co., U. v. 21. Sept. 15, 13/15 III. — Caſſel. [B.) 
73 8 276 BGB. Ein Verſchulden des Rechtsanwalts 
liegt nicht vor, wenn er ſeiner Beratung eine vom RG. gebilligte, 
wenn auch in der Literatur bekämpfte Anſicht zugrunde legt.] 
Für den Kläger war auf dem Grundſtücke des Zimmer⸗ 
meiſters B. eine Hypothek von 8500 & eingetragen, der eine 
Grundſchuld von 100 000 & vorging. Die letztere diente der 
Sicherung eines Baugelddarlehns, das aber nur in der Höhe 
von 96 460 & ausbezahlt worden war. Für den nicht aus⸗ 
bezahlten Teil war eine Pfändung der Grundſchuld erfolgt. 
Als es ſich bei der Zwangsverſteigerung am 12. April 1911 
darum handelte, wieviel der Kaufmann P., Inhaber einer nach⸗ 
folgenden Hypothek, bieten müſſe, damit die Hypothek des 
Klägers gedeckt werde, berechnete der Beklagte als Berater des 
Klägers dieſen Betrag in der Weiſe, daß er für die Grund⸗ 
ſchuld nur die ausbezahlte Summe anſetzte, indem er annahm, 
der Reſt werde der in einem Urteil des RG. vom 8. März 1905 
RG. 60, 251]’) ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung entſprechend 
für die nachfolgenden Gläubiger frei und infolgedeſſen dem 
Kläger zugeteilt werden. Um einen dieſer Berechnung ent— 
ſprechenden Betrag erſteigerte P. das Grundſtück. In dem 
Verteilungsverfahren wurde jedoch der auf den Reſt der Grund: 
ſchuld treffende Betrag dem Pfändungsgläubiger zugeſprochen, 
und dieſe Verteilung wurde im Rechtsſtreit beſtätigt, nachdem 
das RG. in dem Urteil vom 6. Dezember 1911 [RG. 78 
S. 60, 69] 2) ſeinen früheren Standpunkt aufgegeben und aus: 
geſprochen hatte, daß in einem ſolchen Falle der fragliche 
Erlösteil an ſich dem Grundſchuldgläubiger zuſtehe, auf Grund 
des mit dieſem abgeſchloſſenen Vertrages oder auſ Grund des 
§ 812 BGB. auch von dem Beſteller der Grundſchuld in 
Anſpruch genommen werden möge, nicht aber den nachfolgenden 
Gläubigern zukomme. Der Kläger wirft dem Beklagten fahr⸗ 
läſſig falſche Beratung vor und verlangt Erſatz feines Ausfalles. 
Die Klage wurde abgewieſen, Berufung und Rerviſion ſind 
zurückgewieſen. Gründe: Die Berechnung des Beklagten ent⸗ 
ſprach der in RG. 60, 251°) ausgeſprochenen Rechtsauffaſſung. 
Daß der Beklagte dieſe Entſcheidung zugrunde legte, kann ihm 
nicht zum Vorwurf gemacht werden. Wenn ſie auch von der 
Literatur bekämpft wurde, und der Beklagte ſelbſt Zweifel an 
ihrer Richtigkeit hatte, ſo durfte er doch erwarten, daß die mit 
dem Verteilungsverfahren und mit einem Verteilungsſtreite be— 
faßten Gerichte ihr folgen würden, und brauchte auch nicht 


1) JW. 1905, 291; Neumann, Rſpr. I § 1192. 


2) JW. 1912, 242. 
3) JW. 1905, 291; Neumann, Ripr. I 8 1192. 
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damit zu rechnen, daß das NG. felbft feine Meinung ändern 
werde. Da das RG. entſchieden hatte, läßt ſich der Fall auch 
nicht anderen Zweifelsfällen gleichſtellen, in denen der Rechts⸗ 
anwalt damit rechnen muß, daß eine andere als die von ihm 
angewendete Rechtsauffaſſung zur Geltung kommen könne. 
Durfte der Beklagte aber von der Entſcheidung in RG. 60, 251 
ausgehen, dann konnte man es ihm auch nicht zumuten, nur 
um der bloßen Möglichkeit willen, daß der dort aufgeſtellte 
Grundſatz wider Erwarten nicht angewendet oder gar vom RG. 
ſelbſt wieder aufgegeben werden würde, ſeinem Auftraggeber oder 
auch nur einem Dritten ein höheres Gebot anzuſinnen, als nach 
der damals maßgebenden Entſcheidung des RG. nötig war. 
Es iſt daher unerheblich, ob P. auf Verlangen auch mehr 
geboten haben würde, und ob, wie das BG. annimmt, die 
Reviſion aber beſtreitet, der Beklagte bei anderer Berechnung 
von ſeinem Standpunkte aus ſogar mit Schadenserſatzanſprüchen 
hätte rechnen müſſen. Da eine Erörterung der Rechtsfrage 
mit dem Kläger, wie das BG. mit Recht hervorhebt, nur theo⸗ 
retiſche Bedeutung gehabt haben würde, hat der Beklagte die 
gebotene Sorgfalt auch dann nicht verletzt, wenn er von einer 
Mitteilung ſeiner rechtlichen Bedenken abſah, und das erforderliche 
Gebot aus eigener Entſchließung ſo berechnete, wie er nach 
RG. 60, 251 durfte. J. c. L., U. v. 21. Sept. 15, 23/15 III. 
— Berlin. [L.] | 


+4. 5 1144 BGB. Verpflichtung des befriedigten Hypo⸗ 
thekariers zur Erteilung einer Löſchungsbewilligung.!] 

Durch die beiden notariellen Verträge vom 15. Februar 
und 24. April 1911 verkaufte die Beklagte dem Kläger 4 Bau⸗ 
plätze an der Agnesſtraße in München. Die Kaufgelder ſollten 
an zweiter Stelle nach Vorgang von Baugeldern eingetragen 
werden. Die Beklagte erhielt am 14. Dezember 1911 vom 
Kläger 15 000 & gegen eine Quittung ausgezahlt, wonach die 
15 000 & auf „die Kapitalien Agnesſtraße Nr. 59 abbezahlt“ 
und im Grundbuch beim Kaufſchilling gelöſcht werden ſollten. 
Es entſtand dann aber Streit über die Löſchung, da die Be⸗ 
klagte die 15 000 & auf die einzelnen Grundſtücke je nach den 
Baugeldern verteilen wollte, der Kläger die Abrechnung bei 
dem Hausgrundſtück Nr. 59 verlangte. Der Klage, die 


Löſchungsbewilligung für einen Teilbetrag von 15 000 & bei. 


den Kaufgeldern auf Agnesſtraße Nr. 59 beanſpruchte, hat das 
LG. ſtattgegeben. In der Berufungsinſtanz beſchränkte ſich die 
Beklagte darauf, ihre Verpflichtung zur Ausſtellung einer 
Löſchungsbewilligung zu beſtreiten. Sie könne dies nicht, da 
durch die Zahlung eine Eigentümergrundſchuld entſtanden ſei; 
eine beglaubigte Quittung oder Einwilligung in die Grundbuch⸗ 
berichtigung nach 8 894 BGB. fei nicht verlangt. Das OLG. 
hat die Berufung der Beklagten zurückgewieſen; ihre Reviſion 
iſt zurückgewieſen. Gründe: Der in der Berufungsinſtanz 
neu erhobene Einwand, auf den ſich auch die Reviſion allein 
geſtützt hat, iſt nicht haltbar. Die Reviſion hat zugeben müſſen, 
daß Klagen, wie die vorliegende, allgemein üblich ſind und 
allgemein zugelaſſen werden, hat es aber für angezeigt erachtet, 
daß gegen dieſe fehlerhafte Praxis, die ſich nunmehr auch auf 
die Entſcheidung des RG. 56, 327) ftüße, Stellung genommen 


4) Neumann, Ripr. I SS 1184 f. Erk. d. 
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werde. Das Intereſſe der Beklagten, auf das in dieſer Ent⸗ 
ſcheidung Gewicht gelegt werde, ſei vorhanden, denn der Be⸗ * 
klagten müſſe daran liegen, daß der unbegründeten Klage nicht Re 
ſtattgegeben und daß ſie nicht in die Koſten verurteilt werde. 
Der Reviſion kann jedoch zunächſt nicht zugegeben werden, daß 
die Ausſtellung einer Löſchungsbewilligung durch den Hypotheken⸗ 
gläubiger, der vom Eigentümer des Grundſtücks Zahlung erhalten 
hat und deſſen Hypothek zufolgedeſſen nach 88 1163, 1177 909. Be 
als Eigentümergrundſchuld auf den zahlenden Eigentümer über 8 
gegangen iſt, rechtlich nicht mehr möglich iſt. Allerdings finden 
ſich Anklänge an dieſe Anſicht in den Entſcheidungen der Gerichte 
und in der Rechtswiſſenſchaft vgl. RG. 48, 48/55; 56, 322/70 
KGJ. Bd. 40 A S. 296,8; Güthes Grundbuchordnung, 3. Aufl, 
Bd. I S. 628 (Anm. 10 zu § 27); Turnau⸗Förſter, Liegenſchaſtz⸗ 
recht, 3. Aufl., $ 1163 BGB., Anm. II 4 (abweichend $ 114 
Anm. 1 und $ 1155 Anm. 4) ]. Dabei handelte es ſich abe 
um materielle Rechtsverfügungen, ſo namentlich in RG. 48, 48 
um eine Abtretung der Eigentümergrundſchuld, im übrigen um . 
eine Aufgabe des Rechts im Sinne der 88 875, 1183 969. 5 
Die Löſchungsbewilligung braucht aber nicht dieſe Bedeutung | 
zu haben, denn die Einwilligung in die Löſchung kann auch, ” 
wie der BerR. mit Recht ausgeführt hat, als Zuſtimmung zur 5 
Grundbuchberichtigung [8 894 BGB.] aufgefaßt werden und fo 


ausſchließlich formelle Bedeutung haben. In dieſem Sinne it 
fie m RG. 56, 327 zugelaſſen worden und deshalb wird fie = 
in ſolchen Fällen auch ſonſt von der Rechtſprechung und Rechts⸗ 15 


wiſſenſchaft nicht beanſtandet [vgl. insbeſondere die oben genannten 
Schriftſteller bei 8 19 GBO.; Güthe, Anm. 24; Tumau⸗ 7 
Förſter, Anm. II 12]. Bei der Löſchung einer durch Zahlung 5 
zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Hypothek handelt es Ich 
allerdings nicht um eine reine Grundbuchberichtigung, fondern 
um einen Vorgang, der ſich zuſammenſetzt aus einer materiellen | 
Verfügung [Löſchungsbewilligung, Löfhungsantrag] des Eigen⸗ N 
tümers und einer formellen, die Zuſtimmung enthaltenden 
Erklärung des eingetragenen Berechtigten, aber den Anſpruch 5 
darauf gibt im Anſchluß an das frühere preußiſche Hypotheken⸗ = 
recht der § 1144 BGB. dem zahlenden Eigentümer. Dieſer | \ 
ſoll nicht genötigt fein, zunächſt im Wege der Grundbud- 
berichtigung ſeine Eintragung im Grundbuch und dann erſt die 15 
Löſchung herbeizuführen, ſondern das Recht haben, unmittelbar W 
die Löſchung und die dazu erforderlichen Urkunden zu verlangen. 
Eine ſolche zur Löſchung geeignete Urkunde bildet gemäß 
3 894 ZPO. die den Sachverhalt klarſtellende Verurteilung * 
des eingetragenen Berechtigten zur Einwilligung in die Löſchung. ö 
Nun wird allerdings geltend gemacht, der zahlende Eigentümer f 
bedürfe einer ſolchen Einwilligung in die Löſchung nicht, weil = 
eine in den Formen des 8 29 GBO. ausgeſtellte [beglaubigte] N 
Quittung — nicht zu verwechſeln mit der ſogenannten löſchungs⸗ 


fähigen Quittung des früheren Rechts, die aus Quittung und 8 
Löſchungsbewilligung ſich zuſammenſetzte — dieſelben Dienſte 1 
leiſte. Mit einer ſolchen Quittung könne auch ohne Zu 5 


ſtimmung des eingetragenen Berechtigten [$ 894 BGB.] nach 
9 22 GBO. der Eigentümer im Wege der Grundbuchberichtigung 


die Umſchreibung, aber auch die Löſchung herbeiführen. Der 2 
IW. 1901, 239; Neumann, Rſpr. I 8 1168 Erk. a. . 
) Neumann, Rſpr. I 88 1184f. ke d 8 
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Eigentümer, dem § 894 BGB. das Recht gibt, die Einwilligung 
des Buchberechtigten zu verlangen, braucht ſich aber auf dieſen 
Weg nicht verweiſen zu laſſen [vgl. Urt. des erkennenden Senats 
vom 25. Oktober 1913, V 210/13. Man wird, wie in 
RG. 56, 327 angedeutet, einen ſolchen Einwand zulaſſen 
können, wenn der Beklagte ein berechtigtes Intereſſe hat, 
wenn z. B. Löſchungsbewilligung von ihm verlangt wird, nach⸗ 
dem er bereits beglaubigte Quittung ausgeſtellt hat. Ein ſolches 
Intereſſe bildet aber das von der Beklagten im vorliegenden 
Falle vorgeſchützte nicht. Sie würde Abweiſung der Klage 
und Verurteilung des Klägers zu den Koſten niemals erlangen 
können; denn auch, wenn ihr Einwand durchgriffe, würde dem 
Kläger die Quittung, als das Mindere gegenüber der verlangten 
Löſchungsbewilligung [Quittung und Zuſtimmung!, zuzuſprechen 
ſein und keinerlei Veranlaſſung vorliegen, dem Kläger auch nur 
einen Teil der Koſten aufzuerlegen. Von beſonderen, durch 
beſondere Intereſſen des Beklagten bedingten Ausnahmefällen 
abgeſehen, entſpricht es althergebrachtem Recht (Deklaration 
vom 3. April 1824 zu Anhang $ 52, ALR. I, 16 8 484; 
Grundeigentumsgeſetz vom 5. Mai 1872 § 63], an dem das 
darauf aufgebaute Recht des BGB. nichts hat ändern wollen 
[Motive zum I. Entw. 88 1096, 1119, Bd. III S. 731, 758 ff.], 
daß der zahlende Eigentümer die Wahl hat zwiſchen Quittung, 
Umſchreibung oder Löſchungsbewilligung. Dieſer Standpunkt 
wird auch, mit vereinzelten Ausnahmen, durchweg in der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft vertreten. [Vgl. RGRKom., Anm. 4 zu 8 1144 BGB.; 
v. Staudinger, Anm. 1a daſ.; Planck, Anm. 3b; Biermann, 
Anm. 2b; Oberneck, Reichsgrundbuchrecht Bd. II S. 231 
(S 138 25); derſ. in GruchBeitr. 47, 319.] Die Reviſion 
war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen. L. c. S., U. v. 
18. Sept. 15, 141/15 V. — München. [L.] 

7 5. 5 1568 BGB. Nicht ernſtlich gemeinte Drohungen 
können ſchwere Eheverfehlungen darſtellen, wenn der Wille des 
Drohenden darauf gerichtet war, den Eindruck ernſtlich gemeinter 
Drohungen zu erwecken.] 

Aus den Gründen eines im übrigen nicht intereſſierenden 
Eheſcheidungsurteils: Eine Eheverfehlung der Beklagten erblickt 
das KG. darin, daß ſie dem Kläger fortgeſetzt gedroht habe, 
ſie bringe ihn ins Irrenhaus, eine Drohung, durch die ſie ihn 
in ernſte Furcht verſetzt habe. Die Beklagte hatte unter Beweis 
geſtellt, daß ſie Dritten gegenüber erklärt habe, ſie würde es 
nie fertig bringen, ihren Mann ins Irrenhaus zu bringen, 
dazu tue er ihr zu leid. Das KG. hat den Beweis nicht 
erhoben. Die Reviſion meint, der Beweis habe erhoben werden 
müſſen; denn wenn er gelungen wäre, ſo wäre damit feſtgeſtellt 
geweſen, daß die Beklagte ihre Drohungen nicht ernſt gemeint 
habe. Allein darauf, ob die Drohungen ernſtlich gemeint waren, 
kommt es nicht entſcheidend an. Drohungen, namentlich ſolche, 
die, wie hier feſtgeſtellt iſt, in dem Bedrohten die Furcht vor 


ihrer Verwirklichung tatſächlich hervorgerufen haben, können 


vielmehr ſehr wohl Pflichtverletzungen und auch ſchwere Pflicht⸗ 
verletzungen im Sinne des § 1568 BGB. ſchon dann darſtellen, 
wenn ſie nicht ernſtlich gemeint waren, der Wille des Drohenden 
aber darauf gerichtet war, auf den Bedrohten den Eindruck 
ernſtlich gemeinter Drohungen zu machen. Daß die Beklagte 
bei ihren Drohungen dieſen Willen gehabt habe, ſpricht aller⸗ 
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dings das KG. nicht ausdrücklich aus, ſeine Ausführungen 
laſſen indeſſen in ihrem Zuſammenhalte keinen Zweifel darüber 
zu, daß es dies angenommen hat. F. c. F., U. v. 20. Septbr. 15, 
77/15 IV. — Berlin. [L.] 
+6. Unter welchen Vorausſetzungen iſt der Anſpruch des 
Mannes gegen die Frau auf Herausgabe des Kindes ungerecht⸗ 
fertigt?! ö 
Die Parteien, zwiſchen denen der Scheidungsprozeß ſchwebt, 
leben voneinander getrennt. Das am 5. März 1905 geborene 
Kind der Parteien befindet ſich bei der Mutter. Auf die Klage 
des Mannes iſt ſie in beiden Inſtanzen zur Herausgabe ver⸗ 


urteilt. Sie hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: 
Wie das BG. in Übereinſtimmung mit der ſtändigen Hecht: 


ſprechung des RG. annimmt, kann die Beklagte gegenüber dem 
Herausgabeanſpruche des Klägers nur geltend machen, daß der 
Kläger ihr gegenüber ſein Recht mißbrauche. Einwendungen, 
die dem Gebiete der Fürſorge für das Kind angehören, find 
im Prozeſſe nicht zuläſſig, darüber hat lediglich das "Bor: 
mundſchaftsgericht zu entſcheiden. Allein das BG. iſt der 
Verteidigung der Beklagten nicht gerecht geworden, wenn es 
annimmt, daß alles, was ſie vorbringe, darauf hinauslaufe, 
daß durch die Unterbringung des Kindes beim Vater deſſen 
Wohl gefährdet und das Verbleiben des Kindes bei der Mutter 
zweckentſprechend ſei. Das BG. überſieht, daß die Beklagte 
einen Indizienbeweis führen wollte. Sie hatte behauptet, der 
Kläger ſei nicht in der Lage, das Kind bei ſich aufzunehmen, 
als Kellner ſei er den ganzen Tag von Hauſe fern und habe 
niemand, der die Pflege des Kindes übernehmen könnte. Er 
habe keine Liebe zu dem Kinde, habe es vielmehr wiederholt 
mißhandelt und habe gedroht, er werde Mutter und Kind 
erſchießen. Das Kind habe deshalb große Angſt vor dem 
Kläger und laufe, wenn es ihn ſehe, vor ihm fort. Aus dieſen 
Tatſachen wollte die Beklagte den Schluß gezogen wiſſen, daß 
der Kläger nicht in Ausübung der Sorge für die Perſon des 
Kindes handele und deshalb mit ſeinem Herausgabeanſpruch 
nur den Zweck verfolgen könne, ſie zu ſchikanieren. Daß in 
ſolcher Weiſe grundſätzlich ein Rechtsmißbrauch des Mannes 
gegenüber der Frau nachgewieſen werden kann, ergibt das 
Urteil des Senats vom 19. März 1913, Warn. 1913 Nr. 298 a. E. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus hat aber das BG. die Be⸗ 
hauptungen der Beklagten nicht geprüft. Dabei iſt, wie das 
RG. wiederholt ausgeſprochen hat, zum Nachweiſe des Rechts⸗ 
mißbrauchs nicht einmal, wie im Falle des 5 226 BGB. nötig, 
daß der Mann mit dem Herausgabeverlangen ausſchließlich 
den Zweck einer Schädigung oder Kränkung der Frau verfolgt. 
Es genügt, wenn neben anderen Zwecken der unlautere Zweck 
überwiegt [Warn. 1912, 172]. Allerdings könnte die Beklagte 
mit ihrem Antrage auf Klageabweiſung nur durchdringen, wenn 
fie nach 8 1353 Abſ. 2 BGB. berechtigt iſt, die Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft zu verweigern [RG. 55, 419“) 
Warn. 1909 Nr. 107; 1912 Nr. 172 und 437). Bei der er: 
neuten Prüfung wird daher das BG. auch dieſe Frage in den 
Kreis der Erörterungen zu ziehen haben. N. c. N., U. v. 


23. Sept. 15, 100/15 IV. — Berlin. (B.] 


7) SW. 1903 Beil. 146; Neumann, Ripr. 1 § 1354. 
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Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

+7. 5 1 UnlWG., § 9 Waren ZG. in Verbindung mit 

§ 826 BGB.] | 
Die Klägerin hat den ausſchließlichen Vertrieb der von 
der Firma The Singer Manufacturing Co. — gewöhnlich kurz 
Singer Co. genannt — hergeſtellten, unter der Bezeichnung 
„Singer“ und „Singer-Nähmaſchinen“ bekannten Nähmaſchinen 
im Gebiete des deutſchen Reichs. Für dieſe Nähmaſchinen 
ſtehen der Klägerin die unter Nr. 8151 und 8174 der Zeichen⸗ 
rolle des Pat A. eingetragenen Zeichen „Singer“ und „Singer: 
Nähmaſchinen“ zu. Jedoch find durch Beſchluß des Pat A. vom 
7. September 1898 die Nähmaſchinen des ſogen. New Family 
Lit. A Types von dem Zeichenſchutz ausgeſchloſſen, weil für 
dieſen Typ, eine Geradlangſchiffchenmaſchine beſtimmter Kon⸗ 
ſtruktion, bereits ſeit langer Zeit die Worte „Singer“ und 
„Singer⸗Nähmaſchine“ in der deutſchen Nähmaſchineninduſtrie 
und im deutſchen Nähmaſchinenhandel als Syſtembezeichnung in 
Gebrauch geweſen ſeien. Der Beklagte betreibt in P. und 
einigen anderen Städten der Provinz P. den Handel mit Näh⸗ 
maſchinen, die er von anderen Fabrikanten als der Singer 
Manufacturing Co. bezieht. Von der letzteren hat er nur ge⸗ 
brauchte Nähmaſchinen auf Lager und zwar ſolche, die er beim 
Verkauf der von ihm feilgehaltenen anderen Fabrikate in Zah, 
lung genommen hat. Auf ſeine Anmeldung vom 3. Juli 1897 
iſt für ihn die Wortverbindung „L.s verbeſſerte Singer“ als 
Warenzeichen für „Singer-Nähmaſchinen des ſogen. New Family 
[Lit. A] Typs“ unter Nr. 36 826 der Zeichenrolle des Pat A. 
vom 29. März 1899 eingetragen. Die Klägerin behauptet, daß 
der Beklagte in ſeinen Ankündigungen ſeine nicht von der Singer 
Manufacturing Co. herrührenden Nähmaſchinen in Täuſchungs⸗ 
abſicht als Singer⸗Nähmaſchinen bezeichne und auch ſein Waren⸗ 
zeichen zu unlauterem Wettbewerb gegen ſie verwende. Durch 
Urteil des LG. wurde der Beklagte verurteilt: 1. die An⸗ 
kündigung von Singer⸗Nähmaſchinen zur Bezeichnung von Näh⸗ 
maſchinen, die nicht von der Singer Co. herrühren, zu unter: 
laſſen; 2. in die Löſchung des für ihn unter Nr. 36 826 der 
Zeichenrolle eingetragenen Zeichens „L.s verbeſſerte Singer“ zu 
willigen. Auf die Berufung des Beklagten iſt durch Urteil des 
OLG. der Antrag auf Löſchung abgewieſen und der Beklagte 
zur Unterlaſſung der Ankündigung von Singer-Nähmaſchinen 
zur Bezeichnung der nicht von der Klägerin herrührenden Fa⸗ 
brikate nur verurteilt, „abgeſehen von den Nähmaſchinen 
des ſogen. „New Family' [Lit. A] Typs“. Die Reviſion 
der Klägerin führte zur Wiederherſtellung des landgerichtlichen 
Urteils. Gründe: J. Mit Recht beſchwert ſich die Reviſion 
über die auf den Unterlaſſungsanſpruch der Klägerin ge— 
troffene Entſcheidung. Es iſt feſtgeſtellt, daß der Beklagte die 
Nähmaſchinen, die er zum Verkaufe in Verkehr bringt, von 
anderen Fabrikanten als der Singer Manufacturing Co. bezieht, 
daß er nur vereinzelt von der letzteren hergeſtellte Nähmaſchinen 
zum Verkaufe ſtellt und zwar lediglich gebrauchte, die er beim 
Verkaufe der von anderen Fabrikanten hergeſtellten Nähmaſchinen 
in Zahlung genommen hat. Auch die Nähmaſchinen des ſogen. 
New Family Type [Lit. A], die der Beklagte vertreibt, find nicht 
von der Singer Manufacturing Co. hergeſtellt. Trotzdem glaubt 
der Beklagte berechtigt zu ſein, in ſeinen Ankündigungen, wie 
dies in Zeitungsanzeigen, Preisverzeichniſſen und ſonſtigen 
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Empfehlungsſchriften von ihm geſchehen iſt, die von ihm feil⸗ 
gehaltenen Nähmaſchinen des New Family [Lit. A] Type als 
„Singer⸗Nähmaſchinen“ zu bezeichnen. Einer ſolchen Bezeichnung 
ſteht zwar nicht das Warenzeichen der Klägerin entgegen, da die 
Maſchinen des hier fraglichen Type ausdrücklich von dem Zeichen⸗ 
ſchutze ausgenommen ſind. Aber auch der Schutz des Waren⸗ 
zeichens des Beklagten verſagt, da er ſich nur auf die Wort 
verbindung „L.s verbeſſerte Singer“ bezieht. Entſcheidend iſt 
vielmehr, ob für Maſchinen des New Family [Lit. A] Type der 
Name Singer oder die Bezeichnung „Singer-Nähmaſchine“ ledig⸗ 
lich eine Syſtembezeichnung, ein allgemeiner Warenname, ge 
worden iſt und nur Eigenſchaften der Maſchine bezeichnet ohne 
Rückſicht auf deren Herkunft. In dieſer Beziehung ſtellt nun 
das BG. feſt, daß dem Publikum großenteils die Bedeutung 
des Wortes „Singer⸗Nähmaſchinen“ als Bezeichnung lediglich 
einer beſtimmten Gattung, ohne Rückſicht auf die Herkunft 
unbekannt iſt. Das BG. erklärt in dieſem Punkte feine Über: 
einſtimmung mit dem landgerichtlichen Urteil, das annimmt, der 
große Teil des kaufenden Publikums erblicke in der in den 
Ankündigungen des Beklagten gebrauchten Bezeichnung „Singer⸗ 
Nähmaſchinen“ in erſter Linie eine Herkunftsbezeichnung und 
mache nicht die Unterſcheidung, daß es jene Worte für den New 
„Family“ [Lit. A] Type, als Syſtembezeichnung, für alle übrigen 
Maſchinen aber als Herkunftsbezeichnung anſehe. Das BG. ſtellt 
weiter feſt, daß der Beklagte, um der Klägerin geſchäftlichen Ab- 
bruch zu tun, durch ſeine vorerwähnten Kundgebungen das kaufende 
Publikum über die Herkunft der von ihm angebotenen Fabrikate 
hat in Irrtum ſetzen und zu der Annahme bringen wollen, er 
führe Fabrikate der Singer Co. Daß nach dieſer Feſtſtelung 
der Beklagte die Abſicht der Täuſchung über die Herkunft, ins 
beſondere auch mit der Anwendung der Bezeichnung „Singer: 
Nähmaſchinen“ auf die von ihm feilgehaltenen Maſchinen des 
New „Family“ [Lit. A] Type, in ſeinen Ankündigungen verband, 
ergibt ſich aus der erläuternden Ausführung des BG,, daß der 
Beklagte ſeine Täuſchungsabſicht ausführte unter Benutzung des 
Wortlautes ſeines — doch nur den New Family Type ſchützenden 
— Warenzeichens und namentlich durch die Bezeichnung der 
von ihm angebotenen Fabrikate als „echte verbeſſerte Singer“, 
eine Bezeichnung, die nach Feſtſtellung des BG. der Beklagte 
in ſeinen Offertbriefen [folgt deren nähere Bezeichnung] gebraucht 
hat, wo ſie ſich nur auf die von dem Warenzeichen des Be⸗ 
klagten umfaßten Maſchinen des New Family [Lit. A] Type 
beziehen kann. Nach dieſen Feſtſtellungen des BG. war aber 
der Anſpruch der Klägerin auf Unterlaſſung in vollem Umfange 
gerechtfertigt, auch ſoweit die Ankündigungen des Beklagten 
Nähmaſchinen des New Family [Lit. A] Type zum Gegenſtande 
haben, und zwar nach $ 1 UnlWG. Denn das Verhalten des 
Beklagten verſtößt, auch ſoweit es die letzterwähnte Art von 
Nähmaſchinen betrifft, gegen die guten Sitten, weil dadurch 
dem kaufenden Publikum von dem Beklagten zu Zwecken des 
Wettbewerbes bewußt wahrheitswidrig vorgeſpiegelt wird, der 
Beklagte führe in ſeinem Geſchäft auch Maſchinen des New 
Family Type aus der Fabrik der Singer Co. und weil der 
Beklagte, wie das BG. weiter feſtſtellt, mit dieſer Vorſpiegelung 
bezweckt, den guten Ruf, den jedenfalls bei einem großen Teile 
des Publikums die bei Singer Co. hergeſtellten Nähmaſchinen 
genießen, zu ſeinem geſchäftlichen Vorteil auszunutzen. Mit 
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Unrecht hat daher das angefochtene Urteil von dem Verbote 
der Ankündigung von „Singer⸗Nähmaſchinen“ zur Bezeichnung 
der nicht von der Singer Co. herrührenden Fabrikate die Näh⸗ 
maſchinen des ſog. New Family [Lit. A] Type ausgenommen. 
Dieſe Ausnahme iſt nicht zu rechtfertigen mit der beſtehenden 
Eintragung des die letztere Art von Maſchinen betreffenden 
Warenzeichens des Beklagten, ſchon deshalb nicht, weil durch 
das Zeichen eine weſentlich andere Wortverbindung geſchützt iſt. 
Da ferner die tatſächlich vom Beklagten gebrauchte Bezeichnung 
„Singer⸗Nähmaſchinen“ ſchlechthin, um deren Verbot es ſich 
allein handelt, nach der eigenen Feſtſtellung des BG. in den 
maßgebenden Kreiſen des Publikums die Vorſtellung der Her— 
kunft von der Singer Co. hervorruft, ſo iſt es unerheblich, ob 
es denkbar iſt, jene Bezeichnung insbeſondere durch Zuſätze ſo 
umzugeſtalten, daß ſie die Bedeutung einer Herkunftsangabe 
verliert. Demnach erweiſt ſich ſchon nach den Feſtſtellungen 
des BG. der Unterlaſſungsanſpruch der Klägerin in vollem 
Umfange als gerechtfertigt. — II. Auch der Anſpruch der 
Klägerin auf Löſchung des Warenzeichens des Beklagten iſt 
gerechtfertigt. Nach den Feſtſtellungen des BG. erblickt ein 
großer Teil des kaufenden. Publikums in den in dem Waren— 
zeichen enthaltenen Worten „verbeſſerte Singer“ die Angabe 
der Herkunft aus der Fabrik der Singer Co. und iſt die Hinzu— 
fügung des Namens des Beklagten nicht geeignet, dieſe Auf⸗ 
faſſung des Publikums zu beſeitigen. In dem Geſchäfte des 
Beklagten werden aber Nähmaſchinen überhaupt, und zwar auch 
ſolche, die dem New Family Type Lit. A angehören, aus der 
Fabrik der Singer Co. nicht vertrieben, mit Ausnahme ſolcher 
gebrauchter Maſchinen verſchiedener Types der Singer Co., die 
der Beklagte gelegentlich des Verkaufs von Maſchinen anderer 
Fabrikanten von dem kaufenden Publikum in Zahlung nimmt. 
Dagegen hat der Inhalt des Warenzeichens nach der hier 
maßgeblichen Anſchauung eines großen Teils des kaufenden 
Publikums die Bedeutung, daß die von dem Beklagten feil— 
gehaltenen Maſchinen des New Family Lit. A Type, für die das 
Warenzeichen beſtimmt iſt, allgemein Fabrikate der Singer Co. 
ſind. Demnach entſpricht der Inhalt des Warenzeichens 
wenigſtens ſchon ſeit der Zeit der Klageerhebung nicht den tat— 
ſächlichen Verhältniſſen und begründet die Gefahr einer Täuſchung. 
Deshalb iſt auf Grund des § 9 Abſ. 1 Nr. 3 Waren 3G. die 
Klage auf Löſchung des Warenzeichens gerechtfertigt, wenn 
dasſelbe auch zur Zeit ſeiner Eintragung, etwa weil damals 
das Wort Singer lediglich als Syſtembezeichnung für den New 
Family Type aufgefaßt wurde, nicht täuſchend geweſen ſein mag. 
Schon aus dieſem Grunde rechtfertigt ſich auch hinſichtlich des 
Löſchungsanſpruchs die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
und die Entſcheidung des Reviſionsgerichts in der Sache ſelbſt. 
Übrigens wäre die gleiche Entſcheidung auch auf Grund des 
§ 1 UnlWG. und des §S 826 BGB. gerechtfertigt. Das BG. 
verkennt die Bedeutung des §S 826 BGB., wenn es denſelben 
hier nur für anwendbar erachtet, falls der Beklagte das Waren⸗ 
zeichen gegen die guten Sitten erlangt, deſſen Eintragung er 
beantragt hat. Es genügt in dieſer Beziehung auch, wenn die 
Benutzung des Warenzeichens gegen die guten Sitten verſtößt. 
Das aber iſt hier nach den Feſtſtellungen des BG. der Fall 
und deshalb nicht nur der Anſpruch auf Unterlaſſung des Ge⸗ 
brauches des Warenzeichens, ſondern auch der Anſpruch auf 
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Löſchung begründet. [cf. RG. 48, 2358) fgde.] Singer Co. c. L., 
U. v. 17. Sept. 15, 101/15 IL — Poſen. [L.] 

+8. 58 313, 666 3PO. Parteibezeichnung der Staats⸗ 
anwaltſchaft im Entmündigungsprozeſſe.] 

Der Kläger iſt durch Beſchluß des AG. Dresden wegen 
Geiſteskrankheit nach 8 6 Nr. 1 BGB. entmündigt. Auf feine 
Anfechtungsklage hat das LG. Dresden den Beſchluß inſoweit 
aufgehoben, als die Entmündigung wegen Geiſteskrankheit erfolgt 
iſt, hat aber die Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche aufrecht⸗ 
erhalten. Die Berufung des Klägers iſt durch Urteil des 
OLG. Dresden zurückgewieſen. Seine Reviſion war erfolglos. 
Aus den Gründen: Die Rüge einer Verletzung des § 143 
GVG., der 88 551 Nr. 5, 666 ZPO. iſt verfehlt. Nach 
§ 666 iſt die Anfechtungsklage gegen den Staatsanwalt zu 
richten. Nach 8 665 iſt für dieſe Klage das LG. ausſchließlich 
zuſtändig, in deſſen Bezirk das AG., welches über die Ent⸗ 
mündigung entſchieden hat, ſeinen Sitz hat. Hieraus ſolgt, 
daß die Klage gegen den Erſten Staatsanwalt dieſes LG. zu 
richten iſt [RG. 18, 405). Auf die hiernach zu Recht gegen 
den Erſten Staatsanwalt zu Dresden erhobene Klage hat das 
LG. Dresden entſchieden und demzufolge auch in ſeinem Urteil 
dieſen Erſten Staatsanwalt als beklagte Partei behandeln und 
als ſolche aufführen müſſen [$ 313 Nr. 1 ZPO.]. Entſchieden 
iſt alſo vom LG. über einen zwiſchen dem Kläger und dem 
Erſten Staatsanwalt anhängigen Rechtsſtreit. Gegen die 
zwiſchen dieſen beſtimmten Parteien ergangene Entſcheidung hat 
der Kläger Berufung eingelegt. Nach 8 518 ZPO. erfolgte 
die Einlegung dieſer Berufung durch die Einreichung der 
Berufungsſchrift, die das angegriffene Urteil bezeichnen muß 
und es nicht anders bezeichnen kann als durch die Angabe der 
Parteien, unter denen das Urteil ergangen iſt, des Gerichts, 
das das Urteil erlaſſen hat, und des Tages der Verkündung 
desſelben. Die Berufungsſchrift muß alſo den Erſten Staats⸗ 
anwalt des LG. als die Partei desjenigen Rechtsſtreits bezeichnen, 
in dem ſie Berufung erhebt. Nun fällt zwar für dieſen Erſten 
Staatsanwalt mit der Einlegung der Berufung die Möglichkeit 
weg, die Rolle des Prozeßgegners des Klägers während des 
Schwebens des Prozeſſes in II. Inſtanz weiter zu vertreten, 
weil nach der der Staatsanwaltſchaft gegebenen Organiſation 
derjenige Beamte, der das Amt der Staatsanwaltſchaft bei 
dem OLG. verſieht [§ 143 GG.], alſo der Oberſtaatsanwalt 
bei dieſem Gerichte, in dieſe Parteirolle von Amts wegen ohne 
weiteres eintrat, als die Sache mit Einlegung der Berufung 
eine vom OLG. zu behandelnde wurde [RG. 18, 405; 25, 419; 
36, 346]. Aber mit dieſem Eintritte des Oberſtaatsanwalts 
in die Parteirolle des Beklagten hört die Klage nicht auf, 
eine ſolche zu ſein, die gegen den Erſten Staatsanwalt des 
LG. nach § 666 zu richten war und gerichtet iſt, und auch 
das BG. hat nur darüber zu entſcheiden, ob die gegen dieſen 
Erſten Staatsanwalt gerichtete Klage ganz oder zum Teile 
berechtigt oder unberechtigt iſt. Der Erſte Staatsanwalt hat 
in I. Inſtanz obgeſiegt und in II. Inſtanz verfolgt der Kläger 
das Ziel, daß er, nicht aber derjenige Beamte der Staats- 
anwaltſchaft unterliegt, der für ihn in der Berufungs- oder 
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kann auch nur ein Urteil erwirken, das rechtskräftig feine An⸗ 
fechtungsklage demjenigen gegenüber für begründet oder 
unbegründet erklärt, der für die Klage ſein Prozeßgegner iſt, 
und nicht ein Urteil, das ſeine Klage je nach der Inſtanz, in 
der ſie durchdringt, gegenüber dem Erſten Staatsanwalt oder 
dem Oberſtaatsanwalt oder dem Oberreichsanwalt als Partei 
für begründet erklärt. Die Rolle des Beklagten iſt mit der 
Beſtimmung, daß der Erſte Staatsanwalt zu verklagen iſt, 
dieſem Beamten für den ganzen Rechtsſtreit, in dem über die 
Berechtigung der gegen ihn erhobenen Klage verhandelt und 
entſchieden wird, zugewieſen; die Vertretung dieſer Rolle liegt 
nur in den verſchiedenen Inſtanzen dem Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft bei dem mit der Sache befaßten Inſtanzgerichte 
ob. Das hat zur Folge, aber auch nur zur Folge, daß Rechts⸗ 
akte, die in den höheren Inſtanzen vorzunehmen ſind, den für 
dieſen Inſtanzen berufenen Beamten der Staatsanwaltſchaft 
gegenüber vorgenommen werden müſſen, und daraus erklärt 
ſich der Ausſpruch der ſchon angezogenen Entſcheidungen des 
RG., daß die Berufungsſchrift unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts dem Oberſtaatsanwalt zugeſtellt werden mußte, um als 
ordnungsmäßige Zuſtellung anerkannt werden zu können. Nach 
jetzigem Recht iſt dieſe Zuſtellung, wie ſie tatſächlich ſtattgehabt 
hat, aber auch an den Erſten Staatsanwalt des LG. zuläſſig 
[S 210 a ZPO.]. Im übrigen hat aber die Rolle des Beklagten 
in der Berufungsinſtanz tatſächlich der Oberſtaatsanwalt vertreten; 
nur er iſt in den mündlichen Verhandlungen in dieſer Rolle 
aufgetreten. R. c. Erſten Staatsanwalt bei dem LG. D., U. 
v. 16. Sept. 15, 104/15 IV. — Dresden. [L.] 

+9. Unter welcher Vorausſetzung kann ſich der Beklagte 
auf die Rechtshängigkeit der Streitſache bei einem ausländiſchen 
Gericht berufen?! 

Der Beklagte hat in einem am 8. Januar 1901 mit dem 
Kläger abgeſchloſſenen Verlagsvertrag dieſem ein Vorrecht auf 
Erwerb ſeiner Kompoſitionen eingeräumt und durch einen 
Nachtragsvertrag vom Jahre 1902 ſich für den Umgehungsfall 
zur Zahlung einer Vertragsſtrafe von 5000 & verpflichtet. 
Kläger behauptet, daß der Beklagte entgegen ſeiner Verpflichtung 
die Operette „Die M.“ dem Verleger B. in H. im März 1912 
in Verlag gegeben habe, ohne ſie ihm vorher angeboten zu 
haben, und hat deshalb im vereinbarten Gerichtsſtand bei dem 
LG. in St. im Februar 1914 Klage mit dem Antrag erhoben, 
feſtzuſtellen, daß dem Kläger ein Anſpruch auf Vertragsſtrafe 
in Höhe von 5000 & gegen den Beklagten zuſtehe, eventuell 
den Beklagten zur Zahlung von 5000 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen vom 1. Januar 1913 zu verurteilen. Der Beklagte 
hat Abweiſung der Klage beantragt, indem er die Einreden der 
Unzuſtändigkeit des Gerichts und der Rechtshängigkeit geltend 
macht. Die erſtere wurde damit begründet, daß der vereinbarte 
Gerichtsſtand nur für eine Leiſtungsklage, nicht für die Feſt⸗ 
ſtellungsklage gelte. Der Einrede der Rechtshängigkeit liegt 
folgender Sachverhalt zugrunde. Der Beklagte hat im Jahre 
1912 gegen den jetzigen Kläger beim K. K. Handelsgericht in 
Wien Klage auf Zahlung von Tantiemen in Höhe von 4441 4 
71 & nebſt Zinſen erhoben. Letzterer hat der Klage anfänglich 
die Einrede der örtlichen und ſachlichen Unzuſtändigkeit entgegen⸗ 
geſetzt, dieſe Einrede aber in der Folge ausdrücklich zurückgezogen 
und Abweiſung der Klage deshalb begehrt, weil er mit dem 
Anſpruch auf Vertragsſtrafe gegen die Forderung des jetzigen 
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Beklagten aufrechne. Das K. K. Handelsgericht in Wien hat 
durch Teilurteil vom 11. Dezember 1912 den jetzigen Kläger 
zur Zahlung nach Klageantrag verurteilt und feinen Auf: 
rechnungseinwand einem beſonderen Nachverfahren vorbehalten. 
Die Vollſtreckung dieſes Teilurteils iſt durch die Gerichte in 
St. im Deutſchen Reich für zuläſſig erklärt. In dem weiteren 
Verfahren über die Vertragsſtrafe erhob der jetzige Beklagte 
Inzidentfeſtſtellungsklage, daß ein Anſpruch auf ſie nicht beſtehe, 
der jetzige Kläger Feſtſtellungswiderklage, daß der Anſpruch 
beſtehe und aufzurechnen ſei. In der Folge hat das K. 
Handelsgericht in Wien durch Urteil vom 31. Dezember 1913 
feſtgeſtellt, daß die eingangs erwähnte Vertragsbeſtimmung 
ungültig ſei und die Gegenforderung des jetzigen Klägers auf 
die Vertragsſtrafe von 5000 & nicht beſtehe, jo daß der Aus 
ſpruch im Teilurteil vom 11. Dezember 1912 aufrechterhalten 
bleibe. Das Gericht nahm hierbei im Gegenſatz zu der Auf⸗ 
faſſung des RG. in einem Vorprozeß der Parteien an, daß 
die Vertragsbeſtimmung unſittlich ſei. Dieſes Erkenntnis vom 
31. Dezember 1913 wurde auf Berufung des jetzigen Kläger 
durch Urteil des K. K. OLG. in Wien vom 6. April 1914 
aufgehoben und die Sache an das K. K. Handelsgericht zurück 
verwieſen. In der vorliegenden Prozeßſache hat nun der erſte 
Richter, Königliches LG. St., auf Grund des Einwandes der 
Rechtshängigkeit durch Urteil vom 8. Juni 1914 die Mage 
abgewieſen. Die von dem Kläger eingelegte Berufung wurde 
durch Urteil des OLG. St. vom 1. Dezember 1914 zurück 
gewieſen. In der Berufungsinſtanz war vorgetragen worden, 
daß das K. K. Handelsgericht in Wien durch Erkenntnis vom 
10. November 1914 wieder den Anſpruch des jetzigen Klägers 
auf die Vertragsſtrafe für nicht zu Recht beſtehend erklärt hatte, 
jedoch konnte dieſes Erkenntnis ſelbſt nicht vorgelegt und auf 
nicht behauptet werden, daß es rechtskräftig geworden fa. 
Mit der Reviſion beantragt Kläger, das Urteil des OLG. auf: 
zuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. Dementſprechend 
iſt vom RG. erkannt worden. Gründe: Die Reviſion rügt 
Verletzung der 88 269, 322, 328 ZPO. Sie iſt begründet 
Allerdings hat der Kläger eingewilligt, daß über ſeinen Anſpruch 
auf die Vertragsſtrafe, der den Gegenſtand des vorliegenden 
Prozeſſes bildet, in dem Prozeſſe vor den Wiener Gerichten 
auf erhobene Inzidentfeſtſtellungsklage und Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
widerklage verhandelt und demnächſt entſchieden werde. In⸗ 
ſofern erſcheint die Einrede der Rechtshängigkeit auf den erſten 
Blick als begründet. Denn auch auf die im Auslande 
begründete Rechtshängigkeit kann ſich der Beklagte berufen. 
Er kann es aber doch nur unter der Vorausſetzung, daß das 
in dem ausländiſchen Prozeſſe zu erwartende Urteil im Inlande 
Anerkennung zu erlangen fähig iſt. [Vgl. Gaupp⸗Stein (10) 
§ 263 III, 4; RG. 49, 344.] Das Vorliegen dieſer Voraus 
ſetzung hat der Beklagte darzutun, der die Einrede vorſchüßt. 
Nun würde einer Entſcheidung, die in dem Wiener Prozeſſe 
ergeht, aber dann die Anerkennung nach 8 328 ZPO. zu ver 
ſagen ſein, wenn ſie mit der Rechtskraft des Urteils eines 
deutſchen Gerichts in Widerſpruch treten würde. Daß gegenüber 
einer unter denſelben Parteien über dieſelbe Frage ergangenen 
rechtskräftigen richterlichen Entſcheidung nicht mehr abweichend 
entſchieden werden darf, iſt ein Fundamentalgrundſatz des 
deutſchen Prozeßrechts [gl. 8 328 Nr. 4 ZPO), Ob im 
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vorliegenden Falle die Entſcheidung der öſterreichiſchen Ge⸗ 
richte mit dem Erkenntnis des RG. vom 27. März 1912 [Rep. 
I. 150/11],9) welches die Rechtsgültigkeit der eingangs erwähnten 
Vertragsbeſtimmung zwiſchen den Parteien rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt hat, nicht in Widerſpruch tritt, hat der Beklagte bisher 
nicht nachzuweiſen vermocht. Das OLG. mußte dieſen Nach⸗ 
weis verlangen, ehe es die Einrede der Rechtshängigkeit für 
begründet erklären konnte. Erſt wenn er erbracht iſt, ſteht 
ſeſt, daß der Beklagte in der Lage iſt, ſich auf die Anhängigkeit 
der Streitſache bei dem ausländiſchen Gericht zu berufen. Zwar 
hat der Vertreter des Reviſionsbeklagten in der Verhandlung 
vor dem RG. Urteile des OLG. und des oberſten Landes⸗ 
gerichts in Wien vorgelegt, aus denen ſich nach ſeiner Be⸗ 
hauptung ergibt, daß auch die öſterreichiſchen Gerichte die Rechts⸗ 
gültigkeit der Vertragsbeſtimmung anerkennen. Allein dieſe 
Behauptung kann als neues tatſächliches Vorbringen in der 
Reviſionsinſtanz keine Berückſichtigung finden. Das angefochtene 
Urteil, das in ſeiner Begründung eine Lücke aufweiſt, mußte 
hiernach aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. 
F. c. J., U. v. 12. Mai 15, 9/15 J. — Stuttgart. [B.] 
Verordnung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914. 
+10. Einfluß auf die Geltendmachung von Gegenforde⸗ 
rungen des Ausländers; Tragweite der Unterbrechung.] 

Die Klägerin, eine G. m. b. H. in Mülheim⸗Ruhr, verklagte 
die in Brüſſel anſäſſige Beklagte in Duisburg als dem Gerichts⸗ 
ſtand des Erfüllungsorts auf 2530 & nebſt Zinſen für gelieferte 
Kohlen. Die Beklagte entgegnete, der Aſchengehalt der Kohlen 
habe die zugeſicherte Höchſtgrenze überſtiegen. Aus dieſem Grunde 
ſchrieb ſie ſich einen Schadenserſatzanſpruch zu, den ſie auf— 
rechnungsweiſe und zum Betrage von 3620,52 & widerklagend 
geltend machte. Durch Urteil vom 3. Dezember 1913 erkannte 
die Kammer für Handelsſachen in Duisburg unter Abweiſung der 
Widerklage nach der Hauptklage. Am 26. März 1915 wurde 
dieſes Urteil vom OLG. Düſſeldorf beſtätigt. Auf die Reviſion 
des Beklagten iſt dieſes Urteil inſoweit, als es die Widerklage 
und die Prozeßkoſten betrifft, aufgehoben. Das Verfahren iſt 
in bezug auf die Widerklage für unterbrochen erklärt; im 
übrigen iſt die Reviſion zurückgewieſen. Gründe: Da die 
Beklagte im Auslande ihren Sitz hat, war das Verfahren über 
ihre Widerklage nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 der wiederholt, zuletzt bis 
zum 31. Juli 1915) verlängerten Bundesratsverordnung vom 
7. Auguſt 1914 [RGBl. 1914 S. 360, 449; 1915 S. 31, 236 
unterbrochen. Dieſe im öffentlichen Intereſſe erlaſſene Vor⸗ 
ſchrift hat zwingendes Recht geſchaffen, das der Abänderung 
durch den Parteiwillen nicht unterliegt [ogl. den Beſchluß des 
Senats II 228/14 vom 22. September 1914, JW. S. 988). 
Das BU., das das Eingreifen der Kriegsverordnung überſehen 
hat, iſt daher inſoweit, als es die Widerklage betrifft, zu Un⸗ 
recht ergangen. Da es nur im Rechtsmittelwege abänderlich 
iſt, kann ein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der Reviſion aus 
dem Mangel vorgängiger Aufnahme des Verfahrens nicht her⸗ 
geleitet werden [gl. RG. 45, 326 f.; 64, 361].11) Über die 


9) JW. 1912, 680. 

10) Jetzt bis zum 81. Januar 1916 durch BR BO. vom 22. Juli 
und 21. Oktober 1915 (RGBl. 451 und 679). 

11) JW. 1907, 51. 
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Widerklage hinaus hat die Bundesratsverordnung ſelber die 
Unterbrechung des Verfahrens nicht erſtreckt. Wenn in Satz 1 
allgemein von einer Unzuläſſigkeit, vermögensrechtliche Anſprüche 
„geltend zu machen“, die Rede iſt, ſo darf daraus nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß auch der zur Aufrechnung verwendete Teil 
der Gegenforderung von der Unterbrechung erfaßt ſei. Verbietet 
ſich eine ſolche Folgerung ſchon mit Rückſicht darauf, daß die 
in Satz 2 beſtimmte Vorausſetzung einer „Rechtshängigkeit“ des 
Anſpruchs bei der Aufrechnung fehlt [vgl. RG. 6, 422; 16, 375; 
18, 408; 27, 299; 31, 5], fo wird fie auch durch innere Gründe 
ausgeſchloſſen. Der Zweck der Verordnung vom 7. Auguſt 1914 
— des ſog. Gegenmoratoriums — iſt nur der, zu verhüten, 
daß Auslandsbewohner, die im Auslande durch Moratorien 
geſchützt ſind, im Inlande ihre Forderungen eintreiben. In 
der Verteidigung ſollen die Ausländer nicht gehemmt werden. 
Zweifelhaft kann nur ſein, ob nicht der Umſtand, daß die hier 
geltend gemachte Gegenforderung mit dem Klaganſpruch in recht⸗ 
lichem Zuſammenhange ſteht, nach dem Syſtem der ZPO. eine 
Ausdehnung der Unterbrechung auf das geſamte Verfahren auch 
über die Hauptklage nach ſich ziehen muß. Indes ließe ſich dies 
doch nur annehmen, wenn die materiellen Rechtsbehauptungen 
der Klage und Widerklage identiſch wären. Ob ſie das waren 
in der von der Reviſion angezogenen Sache des RG. II 350/14 
[vgl. den Beſchluß vom 16. Oktoben 1914, DYZ. 1385), bedarf 
keiner Erörterung. In der jetzt unterbreiteten Sache liegt 
Identität nicht vor, vielmehr handelt es ſich lediglich darum, 
daß die beiderſeitigen Forderungen auf dasſelbe Rechtsverhältnis 
gegründet find. In einem ähnlichen Falle hat der J. ZS. des 
RG. die Unterbrechung des Verfahrens mit Recht auf die 
Widerklage beſchränkt [Urt. J 124/14 vom 11. November 1914, 
Recht 1915, 12]. Indem das Geſetz bei Zuſammenhang der 
Forderungen nur die Trennung der Verhandlung mißbilligt, 
eine Entſcheidung durch Teilurteil aber zuläßt [vgl. § 145 
Abſ. 2 mit § 301 ZPO.) bringt es zum Ausdruck, daß es der 
bloßen Konnexität als ſolchen die Wirkung einer Unteilbarkeit 
des Verfahrens nicht beilegt. Im übrigen iſt zwar der Ubel— 
ſtand nicht zu verkennen, daß mitunter die Beweisaufnahme, die 
zur Klage ergangen iſt, ſpäter der Widerklage wegen wieder⸗ 
holt werden muß. Erhebliche Bedeutung kann dieſer Punkt 
aber nicht beanſpruchen. Weit wichtiger iſt es, den inländiſchen 
Kläger gegen eine ſachlich ungerechtfertigte Verkümmerung ſeiner 
Rechtsverfolgung zu ſchützen. Es darf ihm durch die Wider⸗ 
klage nicht die Möglichkeit entzogen werden, ſich aus dem im 
Inland befindlichen Vermögen des Ausländers zu befriedigen. 
War hiernach das OLG. an der Entſcheidung über die Klage 
nicht gehindert, fo iſt inſoweit eine Nachprüfung des BU. er: 
forderlich. Ein Rechtsirrtum tritt hierbei aber nicht zutage. 
[Wird dargelegt.] R. c. F. & Sch., U. v. 13. Juli 15, 169/15 II. 
— Düſſeldorf. [L.] 
b) Strafſachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 
A. Prozeßgeſetze. 

＋ 1. Offentlichkeit.] Es ſteht durch die dienſtlichen Er. 

klärungen des Vorſitzenden des Schwurgerichts und des in 
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der Verhandlung tätigen Staatsanwalts feſt, daß der Vor: 
ſitzende die im Sitzungsſaal anweſenden und zur Verhandlung 
zugelaſſenen Perſonen lediglich erſuchte, für die Dauer einer 
von ihm angeordneten und im Protokoll beurkundeten Unter⸗ 
brechung der Verhandlung den Saal zu verlaſſen, um der 
Angeklagten zu ermöglichen, ſich während der Pauſe unbeläſtigt 
von den Blicken den Zuſchauer zu erholen. Iſt dieſe Auf: 
forderung miſtverſtanden worden und haben ſolche Perſonen, 
denen die Anweſenheit in der Verhandlung geſtattet war, 
geglaubt, dieſe bei Wiederbeginn nicht wieder aufſuchen zu 
dürfen oder iſt ihnen die Rückkehr dorthin vom Aufſichts⸗ 
perſonal unbefugt verwehrt worden, fo iſt dies nicht auf un: 
zuläſſige Anordnungen des Vorſitzenden oder des Gerichts 
zurückzuführen. Solche Anordnungen ſind, wie das Protokoll 
ergibt, jedenfalls vom Gericht nicht erlaſſen worden; inſoweit 
iſt das Sitzungsprotokoll ausſchließlich beweiſend, weil Gerichts 
beſchlüſſe hätten beurkundet werden müſſen und die Nicht⸗ 
beurkundung von ſolchen voll beweiſt, daß ſie nicht ergangen 
ſind. Die Behauptung, daß der Vorſitzende durch Weiſungen 
an das Aufſichtsperſonal bewirkt hätte, daß den Zeugen und 
ſonſt zugelaſſenen Perſonen der Wiedereintritt in den Sitzungs⸗ 
ſaal verweigert wurde, kann allerdings nicht durch das Sitzungs— 
protokoll widerlegt werden, denn über die Vorgänge während 
der Unterbrechung der Verhandlung kann das Sitzungsprotokoll 
ebenſowenig Aufſchluß geben wie über Anordnungen, die der 
Vorſitzende außerhalb der Verhandlung trifft und deren Be- 
urkundung weder vorgeſchrieben noch möglich iſt. Daher würden 
die heute geltend gemachten Bedenken der von den Verteidigern 
beantragten Beweiserhebung nicht entgegenſtehen. Allein die 
Anordnung der Beweisaufnahme erübrigt ſich aus anderen 
Gründen. Die Behauptung, der Gerichtsdiener habe den Ein- 
tritt der zur Verhandlung zugelaſſenen Perſonen zufolge aus— 
drücklicher dahingehender Weiſung des Vorſitzenden und 
nicht etwa infolge mißverſtändlicher Auffaſſung feiner An— 
ordnungen verhindert, iſt erſt in der heutigen Verhandlung mit 
der nötigen Beſtimmtheit aufgeſtellt worden, während die Re— 
viſionsbegründung eine derartige beſtimmte Behauptung, wie 
fie nach § 384 Abſ. 2 StPO. in der geſetzlichen Friſt auf 
geſtellt werden muß, vermiſſen läßt. Sodann bietet aber auch 
dieſer Behauptung gegenüber die Erklärung des Vorſitzenden 


die zu ihrer Widerlegung geeignete Grundlage. Urt. d. 1. Sen. 


v. 3. Mai 15 (257/15). — Darmſtadt. 

1 2. Rechtshilfe zwiſchen ordentlichen Gerichten und Militär— 
gerichten.] Nachdem das AG. H. vom Kriegsgericht D. durch 
Vermittlung des Erſatz-Depots des Infanterie-Regiments Nr. 98 
„um Obduktion“ der in H. befindlichen Leiche eines erſtochenen 
Musketiers gemäß $ 224 MilStrGGO. erſucht war, hat es 
dieſem Erſuchen inſoweit entſprochen, daß in den von ihm 
beſtimmten Termine die Leiche dem Beſchuldigten vorgezeigt 
und nachdem er ſie anerkannt hatte, den Arzten zur Sektion 
übergeben, die Leichenöffnung demnächſt von zwei Arzten im 
Beiſein des Amtsrichters und des Gerichtsſchreibers vor— 
genommen und der ärztliche Befund zu Protokoll genommen 
worden iſt und die Arzte als Sachverſtändige zur Perſon und 
zur Sache vernommen und demnächſt vereidigt worden ſind. 
Die Arzte ſind nicht vom AG. ernannt und geladen, ſondern 
auf deſſen Erſuchen von der Militärbehörde „entſendet“ worden. 
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Das AG. hat den Standpunkt eingenommen, daß feine Mit 
wirkung an der Leichenöffnung, da dieſe gemäß § 224 cit. 
geſchehen ſolle, ſich auf die Aufnahme des Protokolls und eine 
etwaige Beeidigung der Sachverſtändigen beſchränke, und mit 
dieſer Begründung der Militärbehörde die Geſtellung der nötigen 
Arzte überlaſſen und deren ihm eingereichten Gebühren: 
berechnungen dem Kriegsgericht vorgelegt, demnächſt auch durch 
Verfügung vom 26. April 1915 die Zahlung der Gebühren 
trotz wiederholten Erſuchens des Kriegsgerichts ausdrücklich 
verweigert, weil das Kriegsgericht die Koſten der Leichenöffnung 
zu tragen habe. Die vom Kriegsgericht gegen dieſe Verfügung 
erhobene Beſchwerde iſt durch Beſchluß der Strafſenate des 
OLG. zu C. vom 6. Mai 1915 verworfen, weil die Anweiſung 
der Sachverſtändigengebühren nicht zur Erledigung des Er: 
ſuchens gehöre, da das AG. nicht um die Ladung der Eat 
verſtändigen erſucht ſei, dieſe vielmehr durch die Militärbehörde 
geſtellt ſeien. Dagegen hat das Gericht der Landwehrinſpektion 
D. weitere Beſchwerde eingelegt, und dieſe iſt zuläſſig und 
begründet. Das AG. in H. war um „Obduktion“ der Leiche, 
d. h. um Leichenöffnung erſucht, und hat darauf die Leihen: 
öffnung vorgenommen. Es iſt tatſächlich unrichtig, daß jene 
Mitwirkung eine andere, als die ſonſt dem Gericht bei der 
Leichenöffnung zufallende, eine (auf die Aufnahme des Protokolls 
und die Beeidigung der Sachverſtändigen) beſchränkte geweſen 

wäre, und es iſt rechtlich unzutreffend, daß das aus $ 224 ci 

zu folgern wäre. Die Vorſchriften über die Leichenöffnung m 


88 224, 226 MilStrGdO. ſtimmen bis auf die über die Aus 


wahl der Arzte völlig mit denen in 88 87, 88 StpbO. überein, 
insbeſondere ift die Art der Mitwirkung des Richters und des 
Gerichtsſchreibers, alſo des Gerichts, nach beiden Beſtimmungen 
genau dieſelbe. Deshalb iſt nicht einzuſehen, wie die Mugabe 
des erſuchten Gerichts, abgeſehen von der Beſchränkung in der 
Auswahl der Sachverſtändigen, eine andere oder beſchränktere 
hätte ſein können, als wenn um Leichenöffnung ſchlechthin 
erſucht worden wäre, und ebenſowenig iſt erſichtlich, was das 
erſuchte Gericht anderes oder mehr, als es getan hat, bei der 
Leichenöffnung hätte tun können. Es kann nicht mit Grund 
bezweifelt werden, daß die Arzte, die die Leichenöffnung vor— 
genommen haben, in einer Verhandlung tätig geworden find, 
die vor dem AG. in H. ſtattgefunden hat. Nach § 17 de 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige hat desbalt 
dieſes Gericht die ihnen zu gewährenden Beträge anzuweiſen. 
Darauf, wer die Sachverſtändigen ausgewählt und geladen 
hat, kommt nach dem Geſetze nichts an. Die Verweigerung der 
Anweiſung iſt alſo unbegründet. Die Feſtſetzung und Zahlung 
der Sachverſtändigengebühren gehört zur Erledigung des Rechte 
hilfeerſuchens. Die Weigerung der Koſtentragung iſt teilweise 
Ablehnung des Erſuchens. (RG. 24, 1.) Die Beſchwerde an das 
OxG. und die weitere Beſchwerde an das RG. war deshalb nad) 
3 12 Abi. 3 EGMUSHOD, zuläſſig. Es war deshalb, wie 
geſchehen, zu entſcheiden. Urt. d. I. Sen. v. 1. Juli 15 (37/15) 
— OLG. Celle. 
73. 8 56 Nr. 3 StPO. Nichtbeeidigung trotz Erledigung 
des Verdachts, der fie von Haus aus rechtfertigte.] Die Zeug 
R. wurde auf Grund der Schutzbehauptungen wegen Verdacht 
der Teilnahme an der den Gegenſtand der Anklage bildenden 
Tat unbeeidigt vernommen. Sie ift auch im ferneven Verla 


44. Jahrgang. 


der Hauptverhandlung nicht beeidigt worden, obwohl das Gericht, 
wie das Urteil ausweiſt, zu der Überzeugung gelangte, daß ſich 
die Zeugin an der Abfaſſung der die Straftat enthaltenden 
Briefe nicht beteiligt habe, die Urheberſchaft an dieſen Briefen 
und die Verantwortung für ihren Inhalt vielmehr einzig und 
allein die Angeklagte treffe. Von dem Augenblick än, da ſich 
die Strafkammer zu dieſer Auffaſſung bekannte, war aber der 
Verdacht der Teilnahme der Zeugin an der den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildenden Tat beſeitigt, und das Gericht war, 
wenn ein ſonſtiger Hinderungsgrund nicht in Frage kam, zur 
Beeidigung der Zeugin verpflichtet, mit der Maßgabe natürlich, 
daß ihr auch jetzt noch geſtattet werden mußte, gemäß § 54 
StPO. die Auskunft auf einzelne Fragen wegen der ihr ſelbſt 
oder einem Angehörigen drohenden Gefahr ſtrafgerichtlicher Ver— 
folgung zu verweigern. Das Geſetz ſteht auf dem Standpunkte, 
daß die Beeidigung eines Zeugen nur in den beſonders hervor— 
gehobenen Ausnahmefällen unterbleiben darf; nur im Falle des 
§ 57 StPO. entſcheidet über Vornahme oder Unterlaſſung der 
Beeidigung das richterliche Ermeſſen. Das Urteil beruht auch 
auf der gerügten Verletzung des Prozeßgeſetzes; denn mindeſtens 
im Strafmaß konnte die Entſcheidung anders, für die Ange— 
klagte günſtiger ausfallen, wenn ſich die R. über die Frage 
ihrer Teilnahme an der Abfaſſung und Abſendung der Briefe 
als beeidigte Zeugin zu äußern hatte. Urt. d. I. Sen. v. 
12. April 15 (122/15). — Mannheim. . 


B. Eutſcheidungen zur Höchſtpreisgeſetzgebung. 
1. S 2 StGB. Anderung der Höchſtpreiſe. 

a) Die in der Zeit zwiſchen Begehung und Aburteilung 
des Vergehens nach § 6 des Geſetzes vom 17. Dezember 1914 
(RGBl. S. 516) erfolgte Abänderung oder Aufhebung einer 
Höchſtpreisfeſtſetzung begründet keine Verſchiedenheit des Straf— 
geſetzes im Sinne von $ 2 Abſ. 2 StGB. Das LG. unter: 
ſtellt als wahr, daß es ſich bei den von der Witwe N. der 
Angeklagten gelieferten Kartoffeln um Saatkartoffeln gehandelt 
hat und daß die von der Angeklagten im Februar 1915 auf 
dem Markt in H. verkauften Kartoffeln aus dieſem Vorrat 
herrührten, alſo „ihrer Qualität nach Saatkartoffeln waren“. 
Gleichwohl iſt die Ausnahmevorſchrift des S 1 Abſ. 2 nicht 
für anwendbar erachtet worden, weil die Abkäufer der An— 
geklagten die Kartoffeln nicht zur Ausſaat, ſondern zum Ver— 
brauch als Nahrungsmittel, alſo als Speiſekartoffeln hätten 
verwenden wollen und die Angeklagte ſich deſſen auch bewußt 
geweſen ſei. Nach dem wirtſchaftlichen Zweck der erwähnten 
Verordnung müßten, abgeſehen von den erheblich teureren und 
nur in geringem Umfange gebauten Salatkartoffeln, nur die— 
jenigen Kartoffeln als von der Anordnung eines Höchſtpreiſes 
ausgenommen gelten, die auch tatſächlich durch Verwendung 
als Saatgut zur Schaffung neuer Ernährungswerte dienten. 
Dieſe Auffaſſung des LG., die auf die Willensmeinung der 
Beteiligten und auf die danach im einzelnen Falle mit dem An— 
und Verkauf der Kartoffeln verbundene Zweckbeſtimmung das 
entſcheidende Gewicht legt, iſt rechtlich zu beanſtanden. Der 
geſetzgeberiſche Grund für die Ausnahmebeſtimmung des § 1 
Abſ. 2 a. a. O. iſt erſichtlich der, daß für die im Verhältnis 
zu den gewöhnlichen Speiſekartoffeln wertvolleren Salat- und 
Saatkartoffeln der Höchſtpreis von 7 oder 8 / für das 
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Kilogramm zu niedrig, außerdem bei der geringen Nachfrage 
nach dieſen beiden Arten die Gefahr einer Überforderung 
der Kunden durch die Verkäufer nicht dringend erſchien. Geht 
man hiervon aus, ſo entſpricht die Auslegung der Strafkammer 
nicht deni Sinne der Verordnung. Dieſe verſteht, ebenſo wie 
§ 5 Abſ. 1 Satz 2 der Verordnung des Bundesrats vom 
15. Februar 1915 (RGBl. S. 95) unter Saatkartoffeln ſolche, 
die ihrer Beſchaffenheit nach beſonders geeignet find, zur Aus— 
ſaat zu dienen, weil fie aus fehlerfreien, gut ausgereiften, forten- 
reinen Knollen von mittlerer Größe beſtehen und deshalb eine 
gute Ernte erwarten laſſen. Der erkennende Senat hat dies 
zu der Verordnung vom 15. Februar 1915 in dem Urteil vom 
heutigen Tage gegen R., II D 412/15, näher dargelegt. Un⸗ 
erheblich iſt deshalb, wie der kaufende Verbraucher die Kartoffeln 
verwenden will; beabſichtigt er, ſie zu verzehren, wozu auch 
Saatkartoffeln ſich durchaus eignen, fo kann dieſe Abſicht nicht 
die Wirkung haben, daß die Saatkartoffeln zu Speiſekartoffeln 
werden, die den Höchſtpreiſen unterliegen. Auch bei den 
Salatkartoffeln, die neben den Saatkartoffeln von den Höchſt⸗ 
preiſen ausgenommen ſind, kommt es nicht auf eine Zweck— 
beſtimmung, ſondern lediglich auf die Beſchaffenheit an. Urt. 
d. II. Sen. v. 9. Juli 15 (373/15, 412/413/15). — CG. III 
Berlin. 
+») Strafgeſetzlicher Charakter der Bundesratsverordnung 
vom 16. Dezember 1914. 

Wie das RG. wiederholt entſchieden hat (Urteil IV. Senats 
vom 23. Februar 1915, IV D 6 15; Urteil I. Senats vom 
8. März 1915, I D 18/15 u. a.), ſteht $ 2 Abſ. 2 StGB. 
einer Beſtrafung aus dem Höchſtpreisgeſetz nicht entgegen, auch 
wenn ſich in der Zeit nach der Tat bis zur Aburteilung die 
Feſtſetzung der Höhe der Höchſtpreiſe geändert hat. Von dieſer 
Auffaſſung abzugehen, bieten die rechtlichen Ausführungen des 
Urteils der Strafkammer keine Veranlaſſung, zu denen im 
einzelnen bemerkt wird: Wie die Darlegungen am Schluß des 
Urteils ergeben, geht die Strafkammer von der Meinung aus, 
die im vorliegenden Fall allein anzuwendende Bekanntmachung 
des Bundesrats vom 17. Dezember 1914 (RGBl. S. 516) 
habe lediglich verordnungsmäßigen Charakter, ſie beruhe nicht 
auf dem Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 339), 
das für den vorliegenden Fall maßgebende Blankettgeſetz ſei 
überhaupt kein Geſetz im verfaſſungsrechtlichen Sinn, ſondern 
eine bundesrätliche Verordnung und nur als ſolche ſtaatsrecht— 
Jich zu betrachten. Das iſt nicht richtig. Eine Strafdrohung 
wegen Überſchreitung der Höchſtpreiſe, und zwar Geldſtrafe bis 
zu 3000 & oder im Unvermögensfalle Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten war in § 4 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
(RGBl. Nr. 4445 S. 339) enthalten. Das am gleichen Tag 
mit Zuſtimmung des Bundesrats und Reichstags ergangene 
Geſetz (RG Bl. Nr. 4336 S. 327) hatte aber auch den Bundes— 
rat ermächtigt, während der Zeit des Kriegs diejenigen geſetz— 
lichen Maßnahmen anzuordnen, welche ſich zur Abhilfe wirt— 
ſchaftlicher Schäden als notwendig erweiſen. $ 3 daſelbſt. Auf 
Grund dieſer Beſtimmung iſt die Bekanntmachung vom 17. De— 
zember 1914 (ABl. Nr. 4573 S. 513) erfolgt, welche den 
§ 4 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (S. 339) dahin ab⸗ 
ändert, daß die Strafe auf Gefängnis bis zu 1 Jahr oder 
Geldſtrafe bis zu 10000 & erhöht wird. Dieſer Neuregelung 
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kommt geſetzmäßiger Charakter zu. Sie iſt in die neue Faſſung 
des Höchſtpreisgeſetzes (RGBl. S. 516) aufgenommen, die fi 
ſelbſt als Geſetz bezeichnet. Zu dieſer neuen geſetzlichen 
Strafbeſtimmung war aber der Bundesrat auf Grund des 


Geſetzes vom 4. Auguſt 1915. (RGBl. S. 327) berechtigt. 


Es kann deshalb nicht etwa, wie die Strafkammer anzudeuten 
ſcheint, angenommen werden, daß die vom Bundesrat mit 
geſetzesgleicher Kraft getroffenen Anordnungen hinſichtlich ihrer 
Wirkſamkeit andern Normen des Strafrechts, wie dem 8 2 
Abſ. 2 StGB. gegenüber, zurückzutreten hätten. Die übrigen 
Ausführungen der Strafkammer berückſichtigen nicht den für 
die Auslegung des Höchſtpreisgeſetzes maßgebenden Umſtand, 
wonach ſeinen Beſtimmungen nur eine zeitlich beſchränkte 
Gültigkeitsdauer zukommt. Auf ſolche Normen iſt § 2 Abſ. 2 
StGB. nicht anwendbar, der auf dem Gedanken beruht, daß 
ſich die Auffaſſung des Geſetzgebers über die Strafwürdigkeit 
einer Handlung geändert habe. Davon kann bei Straf⸗ 
beſtimmungen nicht die Rede ſein, welche ſich ſelbſt eine be⸗ 
ſchränkte zeitliche Wirkſamkeit beilegen. Ebenſowenig iſt richtig, 
daß hier eine Verſchiedenheit der Geſetze zwiſchen der Zeit 
der begangenen Tat und der Aburteilung vorliegt, wie ſie 
§ 2 Abſ. 2 im Auge hat. Denn das Strafgeſetz iſt das 
gleiche geblieben Nach wie vor war die Mberjchreitung der 
Höchſtpreiſe mit Strafe bedroht. Vgl. Urteil des IV. Senats 
vom 23. Februar 1915, 4 D 6/15; DIZ. 1915 S. 425 u. a.; 
ferner RGSt. 13, 249 insbeſondere 253; 21, 294; 22, 290; 
31, 227; 16, 171; 33, 184. Strafandrohungen wegen zeit⸗ 
weiſe verbotener Handlungen haben den Zweck, der Rechts⸗ 
ordnung oder dem Gemeinwohl drohende Gefahren durch be⸗ 
ſondere Gebote oder Verbote zu bekämpfen und ihre Befolgung 
zu ſichern. Deshalb iſt es in dem Weſen ſolcher Straf⸗ 
drohungen begründet, daß, ſolange ſie in Kraft ſtanden, ein 
Verſtoß gegen ſie unbedingt als ſtrafbar zu gelten hat. Ihre 
Wirkſamkeit von dem zufälligen Umſtande abhängig zu machen, 
ob es gelingt, Verfehlungen gegen ſie noch vor einem beſtimmten 
Zeitpunkt zur Aburteilung zu bringen, würde zu dem Ergebnis 
führen, daß ein wirkſamer ſtrafrechtlicher Schutz gegen Eingriffe 
in die Rechtsordnung, der für gewiſſe Zeitabſchnitte, wie für 
die Dauer eines Krieges nötig iſt, nicht gewährt werden könnte. 
In Übereinftimmung mit dem Antrag des Oberreichsanwalts 
war deshalb, wie geſchehen, zu erkennen. Dem Antrag in der 
Reviſionsbegründung der örtlichen Staatsanwaltſchaft, gemäß 
8 394 Abſ. 1 StPO. gegen die Angeklagten auf die geſetzlich 
niedrigſte Strafe von 3 & zu erkennen, konnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden, da die Angeklagten im erſten Rechtszug aus 
erheblichen tatſächlichen Gründen ihre Freiſprechung beantragt 
hatten und dieſe Verteidigung nicht geprüft iſt. Urt. d. I. Sen. 
v. 14. Juni 15 (212/15). — Heidelberg. 

1e) Das Geſetz ſtellt ein ſogen. Blankettgeſetz dar. Die 
Feſtſetzung des Höchſtpreiſes, die nach 5 3 dieſes Geſetzes in der 
geänderten Faſſung vom 28. Oktober 1914 in erſter Reihe 
durch den Bundesrat zu erfolgen hat, bildet die Norm, deren 
Verletzung mit Strafe bedroht iſt. Wenn alſo der Bundesrat 
die in der Verordnung vom 28. Oktober 1914 für Getreide 
und Kleie feſtgeſetzten Höchſtpreiſe in der am 19. Dezember 1914 
erlaſſenen, am 24. Dezember 1914 in Kraft getretenen Ver⸗ 
ordnung durch die Beſtimmung erhöht hat, daß beim Umſatz 
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des Getreides durch den Handel dem Höchſtpreis Beträge zu: 
geſchlagen werden dürfen, die insgeſammt 4 . für die Tonne 
nicht überſteigen, ſo iſt hiermit lediglich die Norm geändert 
worden, deren Übertretung das Höchſtpreisgeſetz unter Strafe 
ſtellt, das Strafgeſetz ſelbſt hat hierdurch aber eine Anderung nicht 
erfahren. Nur die tatſächlichen Vorausſetzungen für die nach 
§ 6 Nr. 1 HöchſtprG. in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 
zu beurteilende Strafbarkeit ſind im Getreidehandel andere 
geworden, inſofern ein gewiſſer Zuſchlag zum Höchſtpreiſe ge: 
ſtattet iſt; das Geſetz ſelbſt iſt im Sinne von § 2 Abſ. 2 StGB. 
nicht milder geworden. (RG St. 16, 171; 31 S. 225, 27; 
46 S. 337, 338, 393, 396; Urteil des erkennenden 
Senats vom 23. Februar 1915, 4 D 6/15.) Die Frage nach 
dem milderen Geſetz kann aber hier auch aus dem Grunde 
nicht aufgeworfen werden, weil die Vorinſtanz nur eine fort⸗ 
geſetzte Handlung des Beſchwerdeführers als vorliegend ange⸗ 
nommen hat, die als Ganzes erſt mit Vornahme der letzten 
Einzelhandlung zum Abſchluß gelangte und dadurch erſt zur 
begangenen Handlung im Sinne von 8§ 2 Mi. 2 a. a. O. 
wurde. Da das letzte Kaufgeſchäft hier erſt am 29. Dezember 
1914 geſchloſſen iſt, fo fehlt es demnach auch an der in 8 2 
Abſ. 2 StGB. enthaltenen Vorausſetzung, daß der Wechſel 
der Geſetzgebung eingetreten iſt, nachdem die ſtrafbare Handlung 
in dieſem Sinne bereits abgeſchloſſen war. (RGSt. 43 S. 355, 
356.) Damit ſteht es nicht in Widerſpruch, wenn bei Prüfung 
der Frage, ob durch das einzelne Kaufgeſchäft der Höchſtprtis 
überſchritten ſei, von der Strafkammer der zur Zeit de 
jeweiligen Geſchäftsabſchluſſes geltende Höchſtpreis zugrunde 
gelegt worden iſt; denn für die Frage, ob durch eine Reihe 
von Einzelhandlungen, die unter ſich in Fortſetzungszuſanmen⸗ 
hang ſtehen, eine Norm übertreten ift, kann nur die zur Jet 
jeder Einzelhandlung geltende Norm herangezogen werden. 
(Urt. d. IV. Sen. v. 14. Juli 15 (383/15). 

1d) Es kann für die Frage, ob der Angeklagte zu beſtrafen 
iſt, auf die Schutzbehauptung, daß er die Gerſte als Saat 
getreide gekauft habe, allerdings nicht ankommen, weil zur 
Zeit des Kaufs der feſtgeſetzte Höchſtpreis für Gerſte ohne 
Unterſchied, alſo auch für Saatgerſte galt und der Umſtand, 
daß er jetzt für Saatgerſte weggefallen iſt, rechtlich ohne De⸗ 
deutung iſt. Das hindert aber nicht, bei der Strafabmeſſung 
darauf Rückſicht zu nehmen. Es iſt Frage tatſächlichen & 
meſſens, ob alles das eine mildere Beurteilung der Tat des 
Angeklagten rechtfertigen könnte, und dieſe Frage hat die Straf⸗ 
kammer offenſichtlich bejaht, da fie in dem Verteidigungsvor⸗ 
bringen nur deshalb keinen Strafmilderungsgrund findet, weil 
es unglaubwürdig ſei, die Wahrheit oder Glaubwürdigkeit der 
Schutzbehauptung aber erſt in Frage kommen konnte, wenn die 
behauptete Tatſache als Strafmilderungsgrund angeſehen wurde 
War dies aber der Fall, ſo durfte der Beweisantrag des der 
teidigers nicht „als für die Beurteilung des Falls belanglos 
abgelehnt werden. Durch die Ablehnung iſt deshalb die Der: 
teidigung des Angeklagten unzuläſſig beſchränkt worden, da der 
Angeklagte durch Führung des angebotenen Beweiſes wenn auch 
nicht Freiſprechung, ſo doch nach der Auffaſſung der Enaf 
kammer mildere Beſtrafung erreicht haben würde. Die jomt 
notwendig werdende Aufhebung des Urteils hatte ſich auf den 
Strafausſpruch und die ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen 
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zu beſchränken, da im übrigen das Urteil durch den Verſtoß 
nicht betroffen wird. Urt. d. I. Sen. v. 10. Mai 15 (225/15). 

+2. Iſt eine Großbrauerei „Verbraucher“ der von ihr ver: 
malzten Gerſte ?] \ 

a) Nach der Feſtſtellung hat der Angeklagte als Beauftragter 
der Aktiengeſellſchaft Hackerbräu in München und für deren 
Rechnung am 12. und 14. Januar 1915 in mehreren Ort⸗ 
ſchaften Niederbayerns von im ganzen acht Perſonen Gerſte in 
Mengen von 22 bis 60 Zentnern teils zu 12,50 , teils zu 
13 4 für den Zentner je mit der Abrede gekauft, daß die 
Gerſte von den Verkäufern an noch zu beſtimmenden Tagen auf 
den Bahnhof Landau a. / J. zu liefern ſei. Dort erfolgte dem 
auch die Ablieferung der Gerſte am 28. Januar und am 
5. Februar 1915; am erſteren Tage lieferten ſechs Verkäufer 
insgeſamt 260 Zentner, am 5. Februar die letzten zwei Ver⸗ 
käufer zuſammen 120 Zentner Gerſte an den Angeklagten ab. 
Dieſer bezahlte jeweils nach Ablieferung die Verkäufer mit dem 
von der Hackerbrauerei ihm hierzu überſandten Gelde. Die 
geſamte Gerſte ſandte ſodann der Angeklagte ab Landau an 
die Hackerbrauerei. Da der Höchſtpreis für Gerſte für das hier 
fragliche Gebiet in der Zeit vom 1. bis zum Ablaufe des 
14. Januar 1915 für den Zentner 11,92 4 betrug (in der 
Zeit vom 15. bis 31. Januar belief ſich der Höchſtpreis auf 
12 für den Zentner), fo liegt nach § 6 Abſ. 1 der Bekannt⸗ 
machung des Bundesrates vom 19. Dezember 1914 (RGBl. 
S. 528) hinſichtlich aller vom Angeklagten abgeſchloſſenen Käufe 
mit Rückſicht auf die vereinbarten Kaufpreiſe eine Überſchreitung 
des Höchſtpreiſes dann vor, wenn es ſich bei dieſen Geſchäften 
nicht um Verkäufe an einen Verbraucher im Sinne des 8 6 
a. a. O. handelte. Der Vorderrichter erachtet die Hacker— 
brauerei, für welche in allen Fällen, den Verkäufern erkennbar, 
gekauft wurde, nicht als einen Verbraucher, läßt aber dahin— 
geſtellt, ob ſich der Angeklagte ſchon durch den Abſchluß der 
Kaufverträge gegen 8 6 Nr. 1 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 
(RGBl. S. 516) verfehlt habe, weil ihm aus anderem Grunde 
eine ſchuldhafte — und zwar fahrläſſige — Zuwiderhandlung 
gegen dieſes Geſetz zur Laſt falle. Dieſe wird darin erblickt, 
daß der Angeklagte zu einer Zeit, da ihm bekannt geweſen, 
daß das bayeriſche Staatsminiſterium in Abweichung von der 
kurz zuvor kundgegebenen gegenteiligen Auffaſſung des bayeriſchen 
Miniſteriums des Außeren den Bierbrauer nicht zu den Ver⸗ 
brauchern zähle, die Gerſtelieferungen entgegengenommen und 
vertragsgemäß bezahlt habe, obne ſich vorher bei einer anderen 
Stelle als — wie geſchehen — bei der nächſtgelegenen 
Gendarmerieſtation wegen der geſetzlichen Zuläſſigkeit der Er: 
füllung der Verträge zu erkundigen. Die Annahme der Straf— 
kammer, die Höchſtpreiſe könnten nicht bloß durch den Abſchluß 
eines Kaufvertrages, ſondern auch durch deſſen Erfüllung, auf 
Seite des Käufers alſo durch Abnahme der Ware und Be— 
zahlung des Kaufſpreiſes überſchritten werden, iſt nicht zu bean: 
ſtanden. Der Wille, einen Höchſtpreis zu überſchreiten, gibt 
ſich am augenfälligſten gerade in der Bezahlung des höheren 
Kaufpreiſes kund. Der Ausführung der Reviſion, ein in 
geſetzlich zuläſſiger Weiſe zuſtande gekommener Vertrag könne 
durch einen Wechſel der Geſetzgebung (gemeint iſt die Bekannt⸗ 
machung des bayeriſchen Staatsminiſteriums des Innern vom 
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14. Januar 1915) nicht in ſeiner Erfüllung bedroht oder gar 
aufgehoben werden, iſt entgegenzuhalten: Die hier in Betracht 
kommenden Kaufverträge verſtießen von Anfang an gegen 8 6 
Abſ. 1 der Bekanntmachung des Bundesrates vom 19. Dezember 
1914, weil die Käuferin, wie weiter unten dargetan werden 
wird, als Großbrauerei nicht als Verbraucherin der Gerſte an- 
geſehen werden kann (die Eigenſchaft des Kleinhändlers, vgl. 
§ 6 Abſ. I a. a. O., liegt bei ihr gleichfalls nicht vor). An 
dem Begriffe des Verbrauchers, wie ihn die bundesrätliche Be- 
kanntmachung vom 19. Dezember 1914 aufgeſtellt hat, konnte 
durch die Kundgebung des bayeriſchen Miniſteriums des Außern 
vom 31. Dezember 1914 nichts geändert werden. Deshalb iſt 
es hierher ohne Bedeutung, wenn dieſes Miniſterium die An— 
ſicht ausgeſprochen bat, der Bierbrauer ſei Verbraucher der zur 
Herſtellung von Bier verwendeten Gerſte. Dieſe Auffaſſung 
trifft, zum mindeſten für den Geltungsrahmen des § 6 Abſ. 1 
der Bekanntmachung des Bundesrates vom 19. Dezember 1914, 
nicht zu. Das Geſetz ſelbſt unterſcheidet, wie ſich aus dem Zu— 
ſammenhalt des § 6 Abſ. 1 a. a. O. und des § 7 der früheren 
Bekanntmachung vom 28. Oktober 1914 (RG Bl. S. 462) ergibt, 
zwiſchen dem Verbraucher und dem Verarbeiter. Inwieweit der 
Begriff des Verbrauchens es ausſchließt, daß das Getreide vor 
ſeiner Verwendung zur Ernährung von Menſch oder Vieh durch 
irgend ein Verfahren verändert oder mit anderen Stoffen ver: 
mengt wird, bedarf nicht der Erörterung. Jedenfalls kann im 
Sinne des Höchſtpreisgeſetzes vom Verbrauchen — im Gegenſatz 
zum Verarbeiten — dann nicht mehr die Rede ſein, wenn, 
wie bei der Bierbrauerei, aus der Gerſte zunächſt Malz ge: 
wonnen und dieſes dann mit noch anderen Stoffen zur Her— 
ſtellung von Bier verwendet wird, das zum Abſatze an Dritte 
beſtimmt iſt. Bei ſolchem Verfahren wird die Gerſte ver: 
arbeitet, gleichviel ob ſchließlich noch mehr oder weniger ver: 
wertbare oder auch ganz wertloſe Beſtandteile davon übrig⸗ 
bleiben. Die Strafkammer nimmt daher mit Recht an, daß 
der Bierbrauer nicht Verbraucher der Gerſte im Sinne des 
§ 6 a. a. O. iſt. Auf Grund der Feſtſtellung des Urteils, daß 
der Angeklagte die Höchſtpreiſe für Gerfte, wie fie in der Zeit 
vom 1. bis 14. und vom 15. bis 31. Januar 1915 in der 
hier in Frage kommenden Gegend galten, gekannt hat, wäre 
nach dem Ausgeführten ſeine Verurteilung wegen vorſätzlicher 
Zuwiderhandlung gegen das Höchſtpreisgeſetz gerechtfertigt ge: 
weſen. Denn der Irrtum, infolgedeſſen der Angeklagte nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt die Vollziehung der am 12. und 
14. Januar 1915 abgeſchloſſenen Kaufverträge für nicht ſtraf— 
bar hielt, bezog ſich im weſentlichen auf den Begriff der Über⸗ 
ſchreitung der Höchſtpreiſe im Sinne der Strapvorſchrift des 
§ 6 des Geſetzes (Faſſung vom 17. Dezember 1914), fofern 
der Angeklagte annahm, die Erfüllung dieſer Kaufverträge ſtelle 
mit Rückſicht auf die den Bierbrauer zu den Verbrauchern 
zählende Kundgebung des bayeriſchen Miniſteriums des Außern 
und trotz der hiermit nicht im Einklang ſtehenden ſpäteren 
Kundgebung des Miniſteriums des Innern eine ſtrafbare ber- 
ſchreitung der Höchſtpreiſe vielleicht doch nicht dar. Dieſer 
Irrtum iſt als ein ſolcher über das Strafgeſetz nicht entſchuldbar 
und es kommt nicht darauf an, ob er auf Fahrläſſigkeit beruhte 
oder nicht, ob der Angeklagte vom Standpunkt des vorſichtigen, 
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Auskunft der von ihm angegangenen Gendarmerieſtation beruhigt 
hat. Der Angeklagte iſt daher durch die Verurteilung wegen 
nur fahrläſſiger Überfchreitung der Höchſtpreiſe nicht verletzt; 
auch dadurch nicht, daß das Gericht in Abweichung von der 
Rechtſprechung des RG. (vgl. RGSt. 41, 102), trotz der Feſt⸗ 
ſtellung eines nur fahrläſſigen Verſchuldens des Angeklagten 
eine fortgeſetzte Handlung angenommen hat. Urt. d. I. Sen. 
v. 24. Juni 15 (293/15). — Straubing. | 

Tb) Die Annahme der Strafkammer, daß der Bierbrauer 
nicht zu den Verbrauchern der Gerſte im Sinne des $ 6 der Be⸗ 
kanntmachung vom 19. Dezember 1914 (RG Bl. S. 528) gehöre, 
iſt nicht zu beanſtanden. Sie entſpricht der Rechtsauffaſſung, die 
der erkennende Senat ſchon in mehreren Entſcheidungen (vgl. 
1D 275/15 gegen Weil, 1 D 293/15 gegen Weileder, 1 D 
323/15 gegen Bachmeier) vertreten hat; von dieſer Anſicht 
abzugehen bieten die Ausführungen der Reviſion ebenſowenig 
Anlaß wie die Tatſache, daß ſich das bayeriſche Staats⸗ 
miniſterium des Außern in einer Kundgebung vom 31. Dezember 
1914 auf den gegenteiligen — ſpäter übrigens auch von dem 
bayeriſchen Miniſterium des Innern zum Ausdruck gebrachten — 
Standpunkt geſtellt hat. Weiterhin geht das Urteil davon aus, 
daß, wenn der Angeklagte T. in unrichtiger Auslegung des 
8 6 a. a. O. ſich als Brauer zu den Verbrauchern der Gerſte 
gerechnet, ein unbeachtlicher Irrtum über das Strafgeſetz vor⸗ 
gelegen habe. Von dieſer Auffaſſung aus gelangt das Gericht 
zu der Annahme, der Angeklagte habe die — ihm bekannt 
geweſenen — Höchſtpreiſe für Gerſte vorſätzlich überſchritten. 
Der erwähnte Irrtum des Angeklagten, den das Urteil wenig: 
ſtens als möglich unterſtellt, hätte ſich nun aber in Wirklich⸗ 
keit nicht auf das Strafgeſetz ſelbſt, den § 6 HöchſtprG. in der 
Faſſung vom 17. Dezember 1914, ſondern auf die Vorſchriften 
der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1914 bezogen, denen 
(wie der Senat ſchon in der Sache 1 D 275/15 ausgeſprochen 
hat) nicht die Bedeutung eines Strafgeſetzes zukommt, durch die 
vielmehr nur die tatſächlichen Vorausſetzungen für die An- 
wendung des Strafgeſetzes geſchaffen werden. Der etwaige 
Irrtum über die Verbrauchereigenſchaft des Bierbrauers iſt 
daher dem Angeklagten nach Maßgabe des § 59 StGB. zugute 
zu halten. Hiernach würde es, da auch die fahrläſſige 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe ſtrafbar iſt, zur Verurteilung 
wegen eines ſolchen Vergehens genügen, wenn der Angeklagte 
ſeinen Irrtum durch Fahrläſſigkeit verſchuldet hätte. Unter 
dieſem Geſichtspunkt hat die Strafkammer die Sache noch nicht 
geprüft. Urt. d. I. Sen. v. 12. Juli 15 (453/15). — München II. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit IL, 
N München. 


Verbot betr. den Verkauf von Pferden. Rechtliche 


Natur der Anordnung auf Grund des Kriegszuſtands— 
geſetzes. Irrtum über Tatumſtand oder über Straf— 


geſetz? 
Das Generalkommando hat den Verkauf von Pferden ver⸗ 


boten; hierunter iſt das Kaufgeſchäft zu verſtehen; unter das 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1 
0 


* 
0 ; 


k 


M 19. 1915. 


Verbot fällt demnach jede Beteiligung an dem Kaufgeſchäft, der 
Verkäufer und der Käufer.“) 

Die Vorſchriften im Sinne des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt. 
ſind nicht verwaltungsrechtliche Maßnahmen polizeilicher Natur, 
deren Übertretung nur dann ſtrafrechtlich verfolgt werden kann, 
wenn der Täter die Anordnung gekannt hat oder aus Fahrläſſigkeit 
nicht kannte. Vielmehr bilden die verkündete Anordnung als 
Strafnorm und die in Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtGG. enthaltene 
Strafſatzung zuſammen das Strafgeſetz. 

War der Angeklagte über Inhalt und Tragweite des 
Verbots im Irrtum, nahm er irrigerweiſe an, daß der Kauf 
von Pferden nicht unter das Verbot fällt, ſo irrte er nicht über 
einen Tatumſtand im Sinne des § 59 StGB., der Irrtum 
betraf vielmehr das Strafgeſetz und iſt deshalb rechtlich ohne 
Belang. Ob der Irrtum auf Fahrläſſigkeit beruht, iſt für 
die Schuldfrage ohne Einfluß; auch der unverſchuldete Straf⸗ 
rechtsirrtum iſt unerheblich. (Urt. v. 23. Sept. 1915, Rev. Reg. 
Nr. 212/1915.) 


Fahrläſſigkeit;?) Erkundigungspflicht bei Ver— 
gehen gegen das Kriegszuſtandsgeſetz. 

Das ObvG. hat ſchon wiederholt die Pflicht, ſich über dit 
durch den Kriegszuſtand veranlaßten Verfügungen zu erkundigen, 
als eine allgemeine Bürgerpflicht, zumal als eine Pflicht der an 
dem Gegenſtande gewiſſer Vorſchriften beruflich näher Beteiligten 
erklärt und Ausnahmen von der ſtrafrechtlichen Haftung auf 
unterlaſſener Erkundigung nur da zugelaſſen, wo es jemand 
trotz aller Mühe, Sorgfalt und Aufmerkſamkeit nicht möglich 
war, vom Inhalte jener Verfügungen Kenntnis zu erhalten. 
Was von Verfügungen und Verboten gilt, muß auch ven ihrer 
teilweiſen Aufhebung, von Ausnahmen und deren Tragrite 
gelten. Im gegebenen Falle lag nun für einen Beteiligten, 
der einräumt, die Mitteilungen des obrigkeitlichen Organs an 
ſeine Frau nur teilweiſe ſelbſt mitangehört zu haben, nichts 
näher als die Verpflichtung, entweder dieſe Mitteilungen, die 
doch gerade für ihn beſtimmt waren, ganz mitanzuhöten, oder 
ſeine Frau ſpäter nach deren geſamten Inhalte zu befragen; die 
weitere Frage, ob er nicht darüber hinaus verpflichtet war, ſic 
die erforderliche Kenntnis noch anderweitig — durch Leſen der 
Amtsblätter, Anfrage bei Behörden u. dgl. — zu verſchaffe, 
kann hier offenbleiben, ein fahrläſſiges Verſchulden liegt unter 
allen Umſtänden ſchon in der vorbezeichneten Verſäumung des 


Nächſtliegenden. (Urt. v. 23. Sept. 1915, BapqMBl. 1915, 
330 ff.) 


Endtermin der Reviſionsfriſt (8 385 Std.) 
Grad des Verſchuldens; Erkundigungspflicht bei der 
gehen gegen das Kriegszuſtandsgeſetz. 

Das Strafkammerurteil vom 15. Juli wurde dem Ver⸗ 
teidiger am 15. Juli, dem Angeklagten am 16. Juli zugeſtell. 
Da der Verteidiger zur „Empfangnahme von Zuftellungen jeder 
Art“ ſonach auch von Urteilsausfertigungen ermächtigt war, 
konnte die Zuſtellung an ihn mit Rechtswirkſamkeit erfolgen. 
Die Reviſionsanträge und deren Begründung gelangten aber 
erſt am 23. Juli, damit an ſich zu ſpät an die Strafkammer 

1) Ebenſo RG. Urt. v. 14. Juni 1915, vgl. JW. 1915, 1207. 

2) Vgl. auch RG., JW. 1915, 1201. 
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Da jedoch der Vorſitzende der Strafkammer die Zuſtellung des 
Urteils an den Verteidiger mit dem Beifügen anordnete, daß 
„der Lauf jeglicher Friſt mit der auch an den Angeklagten 
erfolgten Zuſtellung des Urteils beginnt“ iſt anzunehmen, daß 
der Vorſitzende dem Verteidiger nur eine Ausfertigung des 
Urteils mitgeteilt, nicht zugeſtellt wiſſen wollte und ſich nur 
in dem Ausdrucke vergriffen hat. Die Friſt des § 385 Abf. 1 
StPO. iſt mithin als gewahrt zu erachten. 

Das RG. und das OLG. haben wiederholt ausgeführt, 
daß in den ſchweren Kriegszeiten jeder Staatsbürger ſich hin- 
ſichtlich der Befolgung der auf den Krieg ſich beziehenden In: 
ordnungen der ſtrengſten Pflichterfüllung befleißigen muß und 
daß darum jedes noch ſo geringe Verſchulden mindeſtens als 
Fahrläſſigkeit zu erachten iſt. In den Urteilen der genannten 
Gerichte iſt wiederholt ausgeſprochen worden, daß die Pferde— 
beſitzer ſich nicht bloß über die bezüglich des Pferdehandels 
beſtehenden Anordnungen, ſondern auch über die Zugehörigkeit 
der Standorte der Pferde zu den Pferdegeſtellungsbezirken an 
zuſtändiger Stelle erkundigen müſſen, falls ſie nach dieſen 
Richtungen im Zweifel fein ſollten. Zum Ausſchluß des Ber: 
ſchuldens genügt nicht das Vertrauen auf die — objektiv 
unrichtigen — Angaben dritter Privatperſonen. 

Die Strafkammer hat deshalb zutreffend ein fahrläſſiges 
Verſchulden der Angeklagten darin erblickt, daß ſie die Erkundigung 
an zuſtändiger Stelle darüber unterlaſſen haben, zu welchem 
Pferdegeſtellungsbezirke die Pferde gehören. (Urt. v. 28. Sept. 
1915, Rev.⸗Reg. Nr. 199/1915.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Ausſetzung des Verfahrens wegen Geltendmachung 

einer Nachlaßforderung bei Kriegsbeteiligung eines Mit— 
erben. 
„1 Auf Antrag der Beklagten hat das LG. das Verfahren gegen 
beide Beklagten ausgeſetzt, weil der Beklagte zu 2 zu den mobilen 
Teilen der Landarmee gehört und im Hinblick darauf, daß ſich die 
Beklagten als Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft befinden und 
der Klageanſpruch ſich gegen den Nachlaß richtete, notwendige Streit: 
genoſſenſchaft vorliege [RG. 71, 371,1) der Beklagte zu 2 auch ein 
weſentliches Intereſſe daran habe, daß gegen die Beklagte zu 1 kein 
verurteilendes Erkenntnis ergehe und beſondere Gründe nicht vor— 
liegen, nach denen die Ausſetzung des Verfahrens als beſonders 
unbillig erſcheine. 

Die Beſchwerde der Klägerin iſt begründet, welche ſich gegen 
dieſen Beſchluß ſoweit richtet, als durch denſelben das Verfahren 
gegen die Beklagte zu 1 ausgeſetzt iſt. 

Denn die Gemeinschaft zur geſamten Hand, in welcher die Mit: 
erben vor der Erbteilung ſtehen, hindert (abgeſehen von der Aus: 
nahme des § 2039 Satz 2 BGB.) nur die Anſtellung von Aktiv⸗ 
prozeſſen von ſeiten eines einzelnen Miterben ohne Beteiligung aller 
anderen Miterben. Dagegen iſt die Klage eines Erbſchaftsgläubigers 
gegen jeden einzelnen Miterben auch vor der Teilung des Nachlaſſes 
zuläſſig, weil die mehreren Erben für eine Erbſchaftsſchuld nach 
§ 2058 BGB. als Geſamtſchuldner haften [RG. 68, 221 ff.; 2) 71, 37151) 
Gaupp⸗Stein, Anm. III 1 zu § 62 30 .]. 


1) JW. 1909, 490. 
2) JW. 1908, 336. 
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Die vorliegende Klage, welche nicht auf eine gegen alle Miterben 
nur einheitlich feſtzuſtellende Leiſtung, ſondern auf die Zahlung einer 
Geldforderung gerichtet iſt, kann daher gegen jeden einzelnen Erben 
verfolgt werden. Es kann auch nicht anerkannt werden, daß der 
Beklagte zu 2 in Anſehung der Frage, ob er zu der von der Klägerin 
verlangten Zahlung verpflichtet iſt, ein ernſtliches Intereſſe an dem 
Ausgang des gegen die Beklagte zu 1 angeſtellten Prozeſſes hat. 
Denn das gegen die Beklagte zu 1 ergehende Urteil wirkt weder für 
noch gegen den Beklagten zu 2. 

Übrigens würde ein ſolches Intereſſe des einen Beklagten, wenn 
es anzuerkennen wäre, die Ausſetzung des Verfahrens gegen einen 
anderen Beklagten nicht rechtfertigen können. )) (Beſchluß des KG., 
II. ZS., vom 17. September 15, 2 W. 2899/15.) 

Mitgeteilt vom Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


* * 
* 


Bedeutung der Beſchlagnahme und der Steigerung 
der Herſtellungskoſten ſowie der durch den Krieg herbei⸗ 
geführten Veränderung der Umſtände für den Einwand 
der objektiven und ſubjektiven Unmöglichkeit (8 157 BGB.). 
Der Krieg iſt kein „Unfall elementarer Gewalt“. 


Aus einem Schluß der Parteien vom 27. März 1913 waren 
am 28. Januar 1915 noch 140 kg Farbſtoffe abzurufen. Dieſen 
Abruf erklärte die Klägerin durch Schreiben vom 28. Januar 1915. 

Die Beklagte hielt ſich an den zugrunde liegenden Schluß 
nicht mehr für gebunden, erbot ſich jedoch zur Lieferung zu erhöhten 
Preiſen. Im Prozeß machte ſie folgende drei Geſichtspunkte geltend: 

1. Insbeſondere infolge der im September 1914 erfolgten amt 
lichen Beſchlagnahme des Salpeters einerſeits ſowie der weſent⸗ 
lichen Erhohung der Produktionskoſten andrerſeits ſei ihr die 
Erfüllung des Vertrages objektiv und ſubjektiv unmöglich ges 
worden. 

2. Infolge der durch den Krieg eingetretenen Anderung der Ver— 
haliniſſe habe ſich die Natur des zwiſchen den Parteien ab: 
geſchloſſenen Kaufvertrags derart verändert, daß das Feſt⸗ 
halten an ihm auf ſeiten der Klägerin ſich als eine unzuläſſige 
Ausbeutung der Beklagten darſtellen würde; der Vertrag ſei 
daher nach $ 157 BGB. dahin auszulegen, daß die Parteien 
berechtigt ſein ſollten, unter Umſtänden, wie ſie ſich vor⸗ 


— ñü—— 


3) Nach 88 2058, 2059 BGB. haften die Erben für Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten als Geſamtſchuldner; vor der Erbteilung kann jedoch 
von dem einzelnen Erben nur Befriedigung aus deſſen Nachlaßanteil 
beanſprucht werden. Die Klage gegen einzelne Miterben iſt hiernach 
zuläjjig, nur die Zwangsvollſtreckung tft beſchränkt (ct. Staudinger, 
Anm. 1b zu § 2059 und die dort angeführten). Der Gläubiger, der 
ſeinen Anſpruch nur gegen den einzelnen Miterben geltend machte, 
kann nicht Nachlaßgegenſtände, ſondern nur den Erbteil des Erben 
pfänden. Das Recht des Nachlaßgläubigers, Befriedigung aus dem 
ungeteilten Nachlaſſe von ſämtlichen Erben zu verlangen, iſt in 
§ 2059 Abſ. 2 3B. hervorgehoben. Der Nachlaßgläubiger hat alfo 
die Wahl, ob er nur einen oder einzelne Miterben, oder deren 
Geſamtheit belangen will. Auch beim Vorgehen gegen ſämtliche Mit⸗ 
erben beſteht inſofern keine notwendige Streitgenoſſenſchaft, als die 
Klage nicht gleichzeitig und gemeinſchaftlich gegen alle gerichtet zu 
werden braucht. Vgl. Staudinger, Anm. 1 zu § 2059 BGB.; Strohal, 
Erbrecht § 88 Note 4; Kretzſchmar, Erbrecht S. 599. Erhebt der 
Gläubiger aber die Geſamthandsklage auf Zahlung aus dem Nachlaſſe 
gleichzeitig gegen ſämtliche Miterben, ſo ſind die Beklagten notwendige 
Streitgenoſſen. Vgl. Gaupp⸗Stein; Förſter⸗Kann zu 5 62 38 O.; 
Staudinger; Planck; R GRRom. zu § 2059 BGB.; Kretzſchmar S. 600; 
RG. 71, 371 = JW. 1909, 490; JW. 1902 Beil. 208. Waren die 
beiden Beklagten die einzigen Mitglieder der Erbengemeinſchaft, ſo 
hätte die Kriegsbeteiligung des Beklagten zu 2 auch die Ausſetzung 
des Verfahrens gegen die Beklagte zu 1 gerechtfertigt, da der Rechts⸗ 
ſtreit beiden gegenüber nur einheitlich entſchieden 0 6 an 
Vgl. hierzu die Literaturzuſammenſtellung von e e , 
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liegend durch den Krieg ergeben haben, einfeitig vom Ber: 
trage zurückzutreten. 

3. Wenn auch keine direkte Kriegsklauſel im Vertrage enthalten 
ſei, ſo ſei der Krieg doch als „Unfall elementarer Art“ an⸗ 
zuſehen, und damit ſei fie mit Rüdficht auf die Schlußbeſtim⸗ 
mung des Kaufvertrages von der Verbindlichkeit der recht⸗ 
zeitigen Lieferung befreit. 

Das KG. hat keine dieſer drei Einwendungen als durchgreifend 
anerkannt. Dem Einwande der objektiven Erfüllungsunmöglichkeit 
ſtehe ein Schreiben der Beklagten entgegen, worin dieſe der Klägerin 
gegenüber ihr Bedauern ausſpricht, den Auftrag „zu den bisherigen 
Preiſen“ nicht mehr ausführen zu können, ſich jedoch erbietet, zu 
erhöhten Preiſen zu liefern. Der Einwand ſubjektiver Erfüllungs⸗ 
unmöglichkeit würde bei der in Rede ſtehenden Gattungsſchuld zu 
ſeiner Begründung mindeſtens vorausſetzen, daß die Produktions⸗ 
koſten der Beklagten ganz unverhältnismäßig geſtiegen wären. ſo daß 
nach Treu und Glauben der Beklagten die Lieferung zu den alten 
Preiſen nicht zugemutet werden könnte. Die Klägerin habe die Er⸗ 
höhung der Produktionskoſten ohne Widerſpruch der Beklagten auf 
etwa 25 Prozent angegeben; legt man eine ſolche Erhöhung der 
Herſtellungskoſten um 25 Prozent zugrunde, ſo erſcheint dieſelbe 
nicht erheblich genug, um eine ſubjektive Leiſtungsunmöglichkeit zu 
begründen; Preisſchwankungen von 25 Prozent ſeien im Handels⸗ 
verkehr auch unter normalen Verhältniſſen nicht ſelten und berech⸗ 
tigten den Schuldner nicht, die Leiſtung zu verweigern. Auch die 
Berufung auf $ 157 BGB. könne nicht durchdringen. Wie die Be⸗ 
Hagte bei Abſchluß des Vertrages vom 27. März 1913 das Intereſſe 
gehabt habe, ſich in der Klägerin eine Abnehmerin ihrer Produkte zu 
beſtimmten Preiſen zu ſichern, ſo habe die Klägerin das auch der 
Beklagten erkennbare Intereſſe gehabt, ſich die Lieferung auch für 
den Fall des Eintrittes ungünſtiger Konjunkturen zu ſichern. Die 
Steigerung der Herſtellungskoſten um 25 Prozent ſei, wie bereits 
bemerkt, keine ſo abnorme, daß die Parteien bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages vom 27. März 1913 damit nicht gerechnet haben ſollten. 
Für eine Anwendung des $ 157 BGB. im Sinne der Beklagten ſei 
daher kein Raum. Auch zu Unfällen elementarer Art, unter welche 
die Beklagte den Krieg bringen wolle, laſſe ſich der letztere ſchon 
nach der Bedeutung des Wortes „elementar“ nicht rechnen. Hätte 
die Beklagte ſelbſt eine andere Auffaſſung von dem Vertrage gehabt, 
ſo würde ſie ſich auch ſicher bereits in einem früheren Schreiben 
darauf berufen haben. (Urteil des KG. vom 21. 9. 15, 24 U. 3770/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Paul Pinner, Berlin. 


* * 
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§ 550 BGB. Objektiv ſtörender Nachtbetrieb auf Grund 
Anordnung der oberſten Militärbehörde. Zivilrechtliche 
Wirkung ſolcher Anordnung. 

Beklagter hat im Hauſe des Klägers mietweiſe ſein Betriebs⸗ 
lokal; er ſtellt daſelbſt ſeit Kriegsbeginn für die Militärverwaltung 
Zünderteller her, und zwar auch während der Nachtzeit, in einer die 
übrigen Mieter erheblich ſtörenden Weiſe. Klage auf Einſtellung des 
Nachtbetriebs wurde abgewieſen. Der lärmende Nachtbetrieb iſt zwar 
objektiv, aber nicht ſubjektiv vertragswidrig. Verſchulden iſt nicht 
ſchon in der Übernahme der Fabrikation für die Militärverwaltung 
zu erblicken. Freilich beſtand für Beklagten kein Zwang zur Über⸗ 
nahme. Unter Umſtänden könnte Verſchulden angenommen werden, 
wenn Beklagter von vornherein eine ſolche Arbeitsleiſtung übernommen 
hätte, die er bei ordnungsgemäßer Prüfung als nur durch Nachtarbeit 
zu bewältigen hätte erkennen müſſen. Tatſächlich aber mußte Be⸗ 
Hagter erſt Nachtarbeit einführen, als er durch Anordnung der Mili⸗ 
tärbehörde das doppelte Quantum gegen urſprünglich liefern mußte. 
Abgeſehen von der Frage der vertragsmäßigen Verpflichtung des 
Beklagten zur Einhaltung dieſer Verfügung der Militärbehörde iſt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 19. 1916. 


deren Befolgung im Hinblick auf ihre Zweckbeſtimmung, nämlich der 
notwendigen Munitionsbeſchaffung, nicht als Vertragsverſchulden zu 
erachten. Bei der gegenwärtigen Kriegslage erſcheint es geboten, die 
Intereſſen der Allgemeinheit ſo weit hintanzuſetzen, daß die Betätigung 
der für die letztere erforderlichen Handlungen ſubjektiv nicht als 
Vertragsverletzung zu erachten iſt. Überdies war durch Verfügung 
des Generalkommandos auf Grund des Art. 4 Ziff 2 Bay Kriegs ZuſtG.) 
Nachtarbeit für den Betrieb des Beklagten angeordnet worden. Wenn 
auch die unmittelbaren Folgen der Erklärung des Kriegszuſtandes auf 
ſtrafrechtlichem Gebiete liegen, ſo entbehren doch die Vorſchriften des 
Kriegszuſtandsgeſetzes nicht jeder Einwirkung auf das Zivilrecht. 
Enthält eine nach Art. 4 Ziff. 2 Bay Kriegs ZuſtG. erlaſſene Ber: 
fügung die Anordnung zur Vornahme einer beſtimmten Tätigkeit, ſei 
es der Allgemeinheit, ſei es einer Einzelperſon, ſo wird hierdurch ein 
dieſer Tätigkeit auf Grund des Zivilrechts entgegenſtehendes Ber: 
bietungsrecht beſeitigt. Der eine Vertragsteil kann ſich mit Recht 
dann nicht auf das ihm vertragsmäßig zuſtehende Verbietungsrecht 
berufen, wenn dieſes zur Übertretung der nach Art. 4 a. a. O. er 
laſſenen Verfügung führt. Kläger war deshalb nicht zur Unterſagung 
des Nachtbetriebs des Beklagten befugt, wie auch er durch dieſe Ber: 
fügung gegen etwaige Anſprüche feiner Mieter nach 88 538, 542 868. 
geſchützt iſt, weil er im Hinblick auf die Verfügung durch die Nicht 
beſeitigung der Nachtarbeit des Beklagten ſeine Vertragspflichten nach 
SS 536 ff. BGB. als Vermieter nicht ſchuldhaft verletzt hat. Dem 
Kläger brauchte die Verfügung nicht amtlich eröffnet zu werden; denn 
hierfür beſtand für das Generalkommando kein Anlaß, da es nicht 
deſſen Aufgabe iſt, allen Einzelperſonen, deren Rechte von einer ſolchen 
Verfügung etwa mittelbar betroffen werden können, dieſe amtlich zu 
eröffnen. (Urt. des OLG. München, III. Senat, vom 19. Juni 1915, 
1. 224/15.) 2) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. F. Goldſchmit II, Münden. 


* * 
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„Offenbar unbillig“ im Sinne der BRB. vom 


14. Januar 19150 (88 252, 577 38500). 


Die Ausſetzung des Verfahrens iſt nach der Begründung dieſer 
Verordnung offenbar unbillig nur, wenn ſie gegen Treu und Glauben 
in gröblichſter Weiſe verſtößt und dies ſich einer unbefangenen Be 
trachtung der tatſächlichen Verhältniſſe ſofort aufdrängen muß; dabei 
haben die Intereſſen der Kriegsteilnehmer im Vordergrunde zu ſtehen; 
ſelbſt ein erheblicher Nachteil des Gegners muß ihnen regelmäßig 
weichen. Die Vorſchrift des 8 3 des Geſetzes vom 14. Auguſt 1914 
verhält ſich zu der der Verordnung vom 14. Januar 1915 wie die 
Regel zur Ausnahme. Deshalb muß die Partei, welche ſich auf die 
Ausnahmevorſchrift beruft, ſolche Umſtände dartun oder wenigſtend 
glaubhaft machen, welche die Ausſetzung als offenbar unbillig er: 
ſcheinen laſſen. Die Ausſetzung mag offenbar unbillig fein, wenn 
ein Kriegsteilnehmer mit einer Klage einen unbegründeten Anſpruch 
verfolgt. Wenn aber der Kläger zur Begründung feines Anspruchs 


"umfangreichen Beweis anbietet und das Prozeßgericht die Erhebung 


des Beweiſes anordnet, ſo kann nicht davon geſprochen werden, daß der 
erhobene Anſpruch ohne weiteres unbegründet iſt. Auch der Umſtand 
rechtfertigt nicht die Ablehnung des Ausſetzungsantrages des Kläger, 
daß dieſer Gelegenheit hatte, feinen Vertreter über die zum Beweise 
ausgeſetzten Tatſachen zu informieren. Hierzu war der Kläger wohl 


y) Sachlich übereinſtimmend mit & 9 Lit. b Prvelguftc. Er 
) Der Senat hat ſich der Nuffaſſung von Staudinger #0 
angeſchloſſen, während die herrſchende Meinung (Planck, 1 
RERKOM., Mittelftein, Niendorf u. a. m.) zur Erfüllung des 2 
beſtandes von 
da lediglich Anſpruch auf Unterlaſſung beſtehe. 
9) Vgl. JW. 1915 S. 848, 1082, 
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bis zu feinem Abgange an die Front in der Lage, die mit der 
Verkündung des Beweisbeſchluſſes zuſammenfällt. Von da an iſt der 
perſönliche Verkehr des Klägers mit feinem Vertreter ausgeſchloſſen, 
und ſchriftliche Information durch den Kläger für den weiteren 
Prozeßbetrieb kann mit Rückſicht anf die Perſönlichkeit des Klägers, 
der einfacher Bauer iſt, und auf deſſen Eigenſchaft als Kriegsteil⸗ 
nehmer ſowie auf die nicht einfache Rechtslage den notwendigen un⸗ 
mittelbaren Verkehr zwiſchen der Partei und ihrem Vertreter nicht 
erſetzen. Bei der Beweisaufnahme können ſich Umſtände ergeben, 
welche dem Vertreter auch bei eingehender Information unbekannt 
ſind. Der Kläger hat Ausſetzung nicht beantragt, um die Erfüllung 
einer Verbindlichkeit zu verweigern, ſondern um den von ihm er⸗ 
hobenen Anſpruch durch perſönliche Einflußnahme auf den Fortgang 
des Prozeſſes durchzuſetzen. (Beſchluß des OLG. Bamberg, I. Senat, 
vom 10. Juni 1915, Nr. 89/15 J.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. F. Goldſchmit II, München. 


* * 
* 


Vernehmung im Felde.!) Anderung des Beweis: 
beſchluſfes ohne mündliche Verhandlung. Stillſchweigen⸗ 
der Antrag auf Erklärung zur Ferienſache. 

Die Vernehmung des im Felde befindlichen Zeugen iſt haupt⸗ 
ſächlich damit begründet, daß dieſes einzige Beweismittel dem Be⸗ 
klagten verlorengehen könne. Hiermit iſt ſtillſchweigend beantragt, 
die Sache zur Ermöglichung dieſer Vernehmung als Ferienſache zu 
erklären. Dieſem Antrage war inſoweit ſtattzugeben, da die Sache 
beſonderer Beſchleunigung bedarf. Die Vernehmung durch ein er⸗ 
ſuchtes Gericht kann nur erfolgen, wenn die Beauftragung des Land⸗ 
gerichtsrats N. mit der Vernehmung dieſes Zeugen zurückgenommen 
wird. Dieſe Zurücknahme iſt ohne vorherige mündliche Verhandlung 
möglich. 8 360 ZPO. bezieht ſich nur auf fachliche Anderung. Das 
Prozeßgericht hat von Amts wegen für Erledigung des Beweisbeſchluſſes 
zu ſorgen. Es kann die in ſein Ermeſſen geſtellte Betrauung eines 
Mitglieds des Gerichts auch wieder zurücknehmen. Auch aus $ 128 ZPO. 
kann die Notwendigkeit mündlicher Verhandlung nicht abgeleitet 
werden. Es handelt ſich nicht um Verhandlung über den Rechtsſtreit, 
ſondern um die Art und Weiſe der Erledigung des Beweisbeſchluſſes 
(RG. 16, 142; SeuffArch. Bd. 49 Nr. 211; a. M: Stein I 1 
§ 355 ZPO.). 

Wenn auch nach der Juſtizminiſterialentſchließung vom 14. Sep⸗ 
tember 1914 Vernehmungen von im Felde befindlichen Perſonen möglichſt 
vermieden werden ſollen, ſo kann dies dann nicht maßgeblich ſein, 
wenn, wie hier, der Streitwert nicht unerheblich iſt, der vorgeſchlagene 
und zugelaſſene Zeuge für die Partei abgeſehen vom Eid das einzige 
Beweismittel bildet, deſſen Verluſt zu beſorgen iſt. Hiernach iſt der 
Antrag des Beklagten auf Vernehmung des Zeugen durch das nach dem 
Reichsgeſetz vom 28. Mai 1901 betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit 
und andere Rechtsangelegenheiten im Heere und in der Marine zu 
erſuchende zuſtändige Militärgericht begründet. (Beſchluß des OLG. 
Bamberg, Ferienzivilſenat, vom 29. Juli 1915, A. 103/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. F. Goldſchmit II, München. 


— — 


Höhere Stempelkoſten einer Prozeßvollmacht ſind 
nicht erſtattungsfähig. 

Beklagter hat ſeinen Vertreter ermächtigt, „den Streitgegenſtand 
vom Gegner und Hinterlegungsſtelle in Empfang zu nehmen und 
über ihn zu quittieren“, hiermit aber den Rahmen einer gewöhnlichen 
Prozeßvollmacht überſchritten und dadurch den um 5 & höheren 
Stempel nach Nr. 73 des Tarifs zum PrStG. vom 31. Mai 1895 


— 


) Bol. JW. 1915 S. 827, 1073. 
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verwirkt; die Ausdehnung der Vollmacht war für den vorliegenden 
Kechtsſtreit zur zweckentſprechenden Verteidigung keineswegs erforder⸗ 
lich, insbeſondere auch dadurch nicht geboten, daß ſich an den vor⸗ 
liegenden Prozeß ein Nachlaßverfahren anſchließen kann, weil letzteres 
eine ganz beſondere, für ſich beſtehende Maßnahme bildet, auch im 
Prozeß über Vorfragen gar nicht abzuſehen iſt, wie ſich die Sache 
nachher formell geſtaltet; aus allen dieſen Gründen iſt die von dem 
Beklagten herbeigeführte Mehrausgabe für den Vollmachtsſtempel nicht 
erſtattungsfähig (vgl. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 8. Aufl., 
S. 89). [Beſchluß des OLG. zu Naumburg vom 26. Auguſt 1915, 
1 W. 89/15. — Naumburg AK. 19165, 55.] !) 


1 % 
** 


Erſtattungsfähigkeit der Koften eines Korreſpondenz— 
anwalts. 9 

Die Aufſtellung eines Korreſpondenzanwalts war zwar nicht 
notwendig. Die Klägerin hätte ſofort einen landgerichtlichen Anwalt, 
den ſie ohnehin als Prozeßbevollmächtigten aufſtellen mußte, mit ihrer 
Vertretung betrauen und bei ihm ſich Rat erholen können und ſollen. 
Zu dieſem Zwecke hätte die Klägerin aber mindeſtens eine Reiſe vor 
Erhebung der Klage und nach Zuſtellung der Klagebeantwortung an 
den Landgerichtsſitz machen müſſen; der Klägerin konnte eine briefliche 
Informationserteilung nicht zugemutet werden, noch weniger darf ihr 
Recht, mit ihrem Prozeßbevollmächtigten mindeſtens einmal perſönlich 
Rückſprache zu nehmen, verkümmert werden. Die Neifeloften der 
Klägerin hätten aber mindeſtens ſoviel betragen als die Koſten des 
Korreſpondenzanwalts. Unter dieſem Geſichtspunkt waren dieſe Koſten 
als erſtattungsfähig zu erklären. (Beſchluß des OLG. Bamberg vom 
17. Dezember 1914.) N 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Scholly, Brückenau. 


Landgerichte. 
Kriegs rechtliche Entſcheidung. 


Erſatzzuſtellungen an zum Heeresdienſte einberufene 
Rechtsanwälte.“) 

Die Vorſchrift des 8 172 ZPO., nach welcher für einen Unter: 
offizier — abgeſehen von der auch zuläſſigen perſönlichen Zuſtellung — 
die Zuſtellung an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommando⸗ 
behörde zu erfolgen hat, betrifft nur den Fall, daß eine Partei⸗ 
zuſtellung in Frage ſteht. Dies ergibt ſich aus einem Vergleich 
des § 172 mit $ 171, die beide Vorſchriften über die Zuſtellung an 
die Partei enthalten, und zwar der erſtgenannte für den Fall, daß 
die Partei im Militärdienſt ſteht. Da es ſich nun vorliegend um 
die Zuſtellung des Urteils an den Prozeßbevollmächtigten der 
Parteien handelt (§ 176 38 0.), fo verbleibt es bei der Vorſchrift 
§ 183 II 3PO., welche die Zuſtellung an einen Schreiber des Rechts: 
anwalts zuläßt, wenn letzterer in ſeinem Geſchäftslokal nicht an⸗ 
getroffen wird. Die prozeſſuale Stellung des Rechtsanwalts wird 
nicht dadurch berührt, daß er ſich im Felde befindet, da er ſeine 


1) Die Entſcheidung entſpricht der Anſicht Willenbüchers; ſie 
dürfte nicht zu beanſtanden ſein. Die Anwälte haben daher 
darauf zu achten, daß die Vollmacht in den Fällen, in denen 
ſonſt ein höherer Stempel zu verwenden iſt (alfo z. B. nach BrStempft®. 
bei Objekten von mehr als 3000 %), den Rahmen der Prozeß— 
vollmacht nicht überſchreitet, ſofern nicht eine Ausdehnung der 
Vollmacht zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung erforderlich iſt. Juſtizrat Irmler, Berlin. 

2) Vgl. Gaupp⸗Stein S. 278 zu 2; Förſter⸗Kann S. 306 und 
die dort zit. Entſch., LG. 1 Berlin IW. 1913, 350. 

3) Vgl. über dieſe praktiſch fehr wichtige Frage: Kaufmann, 
JW. 1914, 909 f.; Kahn, DIZ.1915, 310 und Schäffer, JW. 1915, 672. 
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Tätigkeit am Sitze des Landgerichts nach wie vor, und zwar jetzt 
durch einen Vertreter ausübt. (Beſchluß d. LG. Hannover, 1. 3K. 
vom 18. Oktober 1915, 1 T. 376/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Ochwadt, Hannover. 


—ͤ —QA— 


Zu $ 13 Abſ. 4 der Rechtsanwaltsgebührenordnung. 

Der Antragſteller hat im Termin zur mündlichen Verhandlung über 
die von ihm beantragte einſtweilige Berfügung mündlich eine eides⸗ 
ſtattliche Berſicherung abgegeben. Das Gericht hat fie zu Protokoll 
genommen und ſie in dem auf die Verhandlung hin erlaſſenen Urteil 
auch gewertet. Der Prozeßbevollmächtigte des Gegners hat in dem 
Termine mitgewirkt; es iſt nicht zu bezweifeln, daß ſich ſeine Ver⸗ 
handlung auch auf die Würdigung der abgegebenen Verſicherung er⸗ 
ſtreckt hat. Er begehrt nun für feine Tätigkeit in dieſer ganzen 
Verhandlung, außer der Verhandlungsgebühr nach § 132 RAGebd., 
noch eine Beweis: und weitere Verhandlungsgebühr nach 
88 13“ und 17 nebſt Pauſchſatz hierzu. Letztere Gebühren haben der 
Gerichtsſchreiber und ihm folgend das AG. zuzubilligen abgelehnt. 

Die hiergegen gerichtete Beſchwerde iſt begründet. 

Zunächſt kann nicht bezweifelt werden, daß auch ein vom Gericht 
angeordnetes Verfahren zur Glaubhaftmachung, z. B. Vernehmung 
geſtellter Zeugen, als ein Beweis aufnahmeverfahren im Sinne 
des § 134 anzuſehen iſt. Denn § 294 ZRO. bezeichnet die Mittel 
zur Glaubhaftmachung als „Beweismittel“ und ihre Erhebung als 
„Beweisaufnahme“. Zudem beſteht auch hinſichtlich der Mühewaltung 
des Rechtsanwalts kein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen einer 
Beweisaufnahme zur Glaubhaftmachung und einer ſolchen im ordent⸗ 
lichen Verfahren, z. B. hinſichtlich der Vernehmung geſtellter Zeugen. 
Wenn nun auch § 294 ZPO. die eidesſtattliche Verſicherung nicht 
direkt als Beweismittel bezeichnet, fo ſtellt er fie doch in Abſ. ! 
dieſen gleich, und bezeichnet er in Abſ. 2 das Verſahren zur Erhebung 
ohne Einſchränkung als Beweisaufnahme. 

Die Anordnung einer eidesſtattlichen Verſicherung kann auch 
ſinngemäß nur als Anordnung einer Beweisaufnahme angeſehen 
werden, da ſie zwecks Führung eines Beweiſes erfolgt; die Verſicherung 
iſt vom Geſetz als Erſatz für das Beweismittel der Eideszuſchiebung 
eingeführt, welches als Mittel zur Glaubhaftmachung ausgeſchloſſen 
iſt teils mit Nüdficht auf die Vereinfachung des Verfahrens, teils 
um einem ordentlichen Verfahren nicht durch die ſtrenge Beweiskraft 
eines Parteieides vorzugreifen. 

Die Abgabe einer cideöftattlihen Verſicherung muß aber 
richterlich angeordnet fein. Zur Anordnung einer Beweis: 
aufnahme iſt nun nicht erforderlich, daß die Anordnung ausdrücklich, 
etwa durch beſonderen Beweisbeſchluß, erfolgt; es genügt vielmehr, 
daß die Abſicht des Gerichts, eine Beweisaufnahme zu veranlaſſen, 
deutlich erkennbar iſt. Eine ſolche Abſicht erhellt vorliegenden Falles 
klar daraus, daß der Richter die eidesſtattliche Verſicherung zu 
Protokoll hat nehmen laſſen, und zwar — wie die Urteilsgründe 
beſtätigen — zu dem Zwecke, ſie als Beweismittel zu werten. 

Mithin liegt eine gerichtlich angeordnete Beweisaufnahme im 
Sinne des § 13 RAGCHD. vor und find dem Rechtsanwalt für feine 
Tätigkeit in dem Beweisaufnahmeverfahren und der ſich daran an— 
ſchließenden weiteren Verhandlung die Gebühren der SS 13“ und 17 
nebſt Pauſchſatz davon zuzubilligen. (Beſchluß des LG. Bonn vom 
1. Oktober 1915, 3 T. 287/15.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Fritſch, Bonn. 


* > 
* 


Keine Pflicht des Privatklägers, ſich auf Fragen des 
Gerichts ſchriftſätzlich zu äußern. 

Nach § 431 Abſ. 2 StPO. iſt das Gericht befugt, dem Privat: 
Häger unter Androhung der Einſtellung des Verfahrens eine Friſt zur 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


19. 1915. 


Vornahme einer prozeſſualen Handlung zu ſetzen. Hierbei muß es 
ſich aber ſtets um ſolche Erklärungen handeln, zu deren Abgabe er 
nach den Vorſchriften der StPO. verpflichtet iſt. Die einzige 
ſchriftliche Prozeßhandlung, die dem Privatkläger auferlegt iſt, iſt nun 
nach 8 431 StPO. die Erhebung der Privatklage felbft. Das weitere 
Verſahren richtet ſich nach 8 424 Abf. 1, das nach den Beſtimmungen, 
welche für das Verfahren auf erhobene öffentliche Klage gegeben find; 
hierbei hat der Privatkläger nach § 425 StPO. die Stellung des 
Staatsanwalis. Ebenſowenig wie für dieſen eine Verpflichtung be 
ſteht, ſich auf Fragen des Gerichts ſchriftſätzlich zu äußern, kann eine 
ſolche dem Privatkläger auferlegt werden. (Vgl. SächſOLG. 29, 482, 
Dresden 19. Februar 1908.) (Beſchluß des LG. Bochum vom 6. Sp 
tember 1915, 6 C. 92/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Löbenſtein, Herne i. W. 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. Vietor Ehrenberg, Profeſſor an der Univerfität 
Leipzig: Handbuch des geſamten Handelsrechts 

mit Einſchluß des Wechfel:, Scheck-, See: und Binnenſchiffahrtsrechts, 

des Verſicherungs rechts ſowie des Poſt⸗ und Telegraphenrechts. 5. Land, 
2. Abteilung. Leipzig, O. R. Reisland, 1915. Preis: 23.4. 


1. Dr. Erwin Riezler, Profeſſor in Erlangen: Die Geſchäfte des 

Buch und Kunſthandels. 5. Band, 2. Abteil., S. 1-11. 

Der durch fein „Deutſches Urheber: und Erfinderrecht“ (bisher 

1. Band erſchienen) als Fachmann wohlbekannte Verfaſſer behandelt 

im ſechſten Kapitel des Handelsbuchs auf S. 1 bis 109 die Kechte⸗ 
verhältniſſe des Buch⸗ und Kunſthandels. N 

Der Hauptteil (S. 1 bis 87) iſt der Darſtellung der Geschäfte 
der Verleger mit Urhebern von Schriftwerken gewidmet. Den zeiten 
Abſchnitt (S. 88 bis 91) nehmen die Geſchäfte des Kunftverlegers 
mit Künſtlern ein; den dritten Teil (S. 92 bis 109) eine Beſprechung 
der Organiſation und des Geſchäftsbetriebes des Buchhandels. 

Die ganze Arbeit zeichnet ſich durch Knappheit, volle Beherrſchung 
des Stoffs und ſorgfältige und wohlabgewogene Behandlung jeder 
Frage aus. 

Dies gilt vor allem von der Darſtellung des Verlagsrechtes an 
Schriftwerken. Der Inhalt des Verlagsrechtsgeſetzes wird in 
ſyſtematiſcher Darſtellung unter eingehender Benutzung der Keckt⸗ 
ſprechung und der Literatur erläutert. 

Nebenbei bemerkt iſt es ganz intereſſant, an der Hand ven 
Riezlers Arbeit, der neueſten Veröſſentlichung auf dieſem Gebiet, ſeſt 
zuſtellen, wie dürftig die Rechtſprechung auf dem Gebiet des Verlags 
rechtes iſt. — Vielleicht darf man aus dieſem Umſtande ſchließen, 
daß das Geſetz feinen Zweck, die Rechtsbeziehungen der Parteien 
zweckmäßig zu regeln, fo vortrefflich erfüllt, daß es Rechtsſtreite 
unnötig macht. Andererſeits iſt allerdings zu bedenken, daß in 
Verlagsrechtsſachen nur ausnahmsweiſe der Reviſionsſtreitwert erreicht 
wird, und daß, ſoweit das Geſetz Lücken enthält oder zu verſchiedenen 
Auslegungen Anlaß gibt, die Streitteile es wohl meiſt vorziehen, 
ſich zu einigen, ſtatt ſich dem unſicheren Ergebnis eines Rechts ſtreites 
auszuſetzen. f 

Die Arbeit Riezlers iſt allerdings ſo gründlich und wohldurchdacht, 
daß ſie wohl manchem den Mut geben wird, auf ſein Anſehen hin 
einen Rechtsſtreit zu wagen. 

Namentlich iſt es ein Verdienſt des Verfaſſers, daß er ſeine 
Darſtellung des Verlagsrechts in allen Punkten feſt im allgemeinen 
bürgerlichen Recht, namentlich in dem BGB. verankert. Damit 
ergänzt und vervollſtändigt er in glücklicher Weiſe den Inhalt des 
Sondergeſetzes, namentlich zum Vorteil der Urheber und Verleger, 


a un . 
ret U. Sr 
2 t L. 
Stec, 1 
a tt de. 
tue“ 
Mash, 


ein Sud N 
an 


r L 


44. Jahrgang. 


die in der Regel nur den Text des Verlagsrechtsgeſetzes zu Rate 
ziehen, und häufig durch das, was das Sondergeſetz nicht ſagt, da 
es ſich aus dem BGB. ergibt, in Verlegenheit gebracht werden. 

Bei Erörterung der zahlreichen Streitfragen, die Verfaſſer, 
ſoweit ſie in der Literatur zutage getreten ſind oder bei einer ein⸗ 
gehenden Durcharbeitung des Stoffes auftreten, mit großer Vollſtändigkeit 
behandelt, nimmt er durchweg einen ſehr geſunden, auch die rechts⸗ 
politiſchen Zwecke des Geſetzes berückſichtigenden Standpunkt ein. 

Kurz geſagt, verdient Riezler vollen Dank für die vortreffliche, 
belehrende und zugleich auch anregende Arbeit. 

Wenn im folgenden noch einige Vorbehalte gemacht werden, ſind 
dieſe im weſentlichen grundſätzlicher Natur. 

Riezlers Darſtellung zeugt von einer ſehr vollſtändigen und 
gründlichen Durcharbeitung des ganzen Rechtsſtoffes, vielleicht aber 
weniger von einer reichen eigenen Anſchauung der Verhältniſſe, die 
durch das Verlagsgeſetz geregelt werden. 

Als Gegengewicht gegen ſeine ziviliſtiſche Anſchauungsweiſe wäre 
es vielleicht gut geweſen, auch die techniſche und wirtſchaſtliche Seite 
des Verhältniſſes zwiſchen Verfaffer oder — wie Riezler mit Recht 
ſagt — zwiſchen „Verlaggeber“ und „Verlagnehmer“ heraus— 
zuarbeiten. 

Zwiſchen einem Urheber, der ein Werk durch Verlag an die 
Offentlichkeit bringen will, und dem Verleger, der als Unternehmer 
dieſe Veröffentlichung in gewerblicher Weiſe betreibt, ſtehen Leiſtung 
und Gegenleiſtung nicht in wirtſchaftlichem Gleichgewicht einander 
gegenüber. Vielmehr liegt bei dem Urheber regelmäßig noch ein 
Überſchuß perſönlicher Intereſſen vor, und gerade dieſer gibt dem 
Verlagsvertrage ſeine Beſonderheit. 

Die Berückſichtigung dieſer beſonderen perſönlichen Intereſſen, 
die Riezler übrigens in Einzelfragen durchaus nicht verkennt, drückt 
ſich auf dem Gebiet des Urheberrechts in der Anerkennung des 
Perſönlichkeitsrechts des Urhebers aus. Riezler billigt zwar dem 
Verſaſſer ein Perſönlichkeitsrecht zu, jedoch nur mit beſonderer Be: 
ziehung auf die Frage der Anderung des Werkes (S. 47). 

Es wäre aber vielleicht im Intereſſe des allgemeinen Ver— 
ſtändniſſes des Verlagsrechts und auch der Beurteilung einzelner 
Fragen zweckmäßig geweſen, wenn Verfaſſer in der allgemeinen Ein— 
leitung die Bedeutung des Perſönlichkeitsrechts, oder wenn er die 
Kohlerſche Lehre ablehnt, die grundſätzliche Bedeutung des perſönlichen 
Intereſſes des Urhebers für ſeine Stellung gegenüber dem Verleger 
auseinandergeſetzt hätte. Damit hätte er auch für manche ſeiner 
Anſichten in einzelnen Fragen, in denen er zu durchaus zu billigenden 
Ergebniſſen kommt, eine ſeſtere Grundlage gewonnen und ſeiner 
ganzen Darſtellung einen ſtrafferen Zuſammenhalt gegeben. 

Nicht ganz klar find die Ausführungen des Verſaſſers über die 
rechtliche Natur des Verlagsvertrages und des Verlagsrechtes (im 
engeren Sinne $ 8 VerlG.) 

Zunächſt (S. 6 f.) hebt er mit Recht hervor, der Verlagsvertrag 
ſei ein Vertrag des Inhalts, daß der Verlaggeber dem Verleger 
das Werk zur Vervielfältigung und Verbreitung für eigene Rechnung 
überläßt und der Verleger ſich zur Vervielfältigung und Verbreitung 
verpflichtet. 

Damit ſteht es aber nicht ganz in Einklang, wenn Verfaſſer 
(S. 10) die Rechtsähnlichkeit des Verlagsvertrages mit dem Miets— 
oder Pachtvertrag deswegen ablehnt, weil der Verlaggeber dem 
Verleger ein abſolutes Recht an dem immateriellen Gegenſtande (das 
Verlagsrecht) einräumt, wogegen der Pächter nur ein obligatoriſches, 
wenn auch in eigentümlicher Annäherung an die Dinglichkeit verſtärktes 
Recht erlange. 

Dieſer Einwand dürfte nicht zureichen. Weſentlich iſt dem 
Verlagsvertrag, daß der Verlagsgeber dem Verleger ein Genußrecht 
an der unkörperlichen Sache einräumt, das in der Regel durch die 
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Beſtellung des Verlagsrechts eine dinglich wirkende Schutzverſtärkung 
erhält. — Jedoch iſt die Beſtellung des Verlagsrechts kein notwendiges 
Erfordernis des Verlagsvertrages. 

Wie der Wortlaut des § 8 VerlG. ausdrücklich hervorhebt, 
können auch Verlagsverträge geſchloſſen werden ohne Einräumung des 
Verlagsrechts. Richtig iſt allerdings, daß die Rechtsähnlichkeit des 
Pachtvertrages nur vom Standpunkt des Verlegers aus anzuerkennen 
iſt, und daß der Vertrag vom Standpunkt des Verlaggebers aus 
mit dem Werkvertrag oder dem Dienſtvertrag — je nach welchen 
Merkmalen man beide abgrenzt — als rechtsähnlich anzuſehen iſt. 

Nicht unbedenklich ſcheint auch Riezlers Auffaſſung (S. 39), daß 
dem Verleger gegen den Verfaſſer, der vorſätzlich in das Verlagsrecht 
eingreift, die ſtrafrechtlichen Schutzmittel des Urheberrechtsgeſetzes zur 
Verfügung ſtehen. Das iſt wohl nicht zwingend aus $ 9 VerlG. 
Abf. 2 abzuleiten. Der Verlaggeber, der Urheber iſt und dem Ver⸗ 
leger das Verlagsrecht verſchafft, bleibt immer Inhaber des Urheber⸗ 
rechts und ſomit Berechtigter im Sinne des Urheberrechtsgeſetzes. 
Dritten gegenüber, die das Urheberrecht verletzen, ſtehen als Berechtigte 
ſowohl der Urheber als auch der Verleger gegenüber. — Der Urheber 
kann daher, da er ſelbſt berechtigt iſt, nicht ein Vergehen im Sinne 
der Strafbeſtimmungen des Urheberrechtsgeſetzes begehen. Verſtößt 
der Urheber gegen das Verlagsrecht, ſo macht er ſich nur einer 
Vertragsverletzung ſchuldig, auch wenn das Geſetz dem Verleger dem 
Verfaſſer gegenüber die gleichen Schutzmittel einräumt, die an ſich 
dem Urheber zuſtehen. Es handelt ſich immer um Schutzmittel zur 
Sicherung des Vertrages. Es liegt ſicher kein Grund vor, die Tragweite 
der an ſich nicht ſehr glücklichen Beſtimmung des § 9 Abſ. 2 VerlG. 
über das notwendige Maß hinaus zu erſtrecken. 

Zu bedauern iſt es, daß Riezler auf die Frage der Abrechnung 
bei dem Verlagsvertrag — und namentlich bei dem Kommiſſions⸗ 
verlag — nicht eingeht. Es wäre beſonders intereſſant geweſen, 
feine Anſichten über die neuerlich mehrfach praktiſch gewordene Frage 
der Berechnung der Selbſtkoſten des Verlegers zu hören. 

Das Kunſtverlagsrecht iſt mangels geſetzlicher Vorſchriſten von 
Riezler kurz behandelt, obwohl gerade auf dieſem Gebiet in neuerer 
Zeit ſehr intereſſante Rechtsſtreite, namentlich über die Abgrenzung 
der verſchiedenen Vervielſältigungsgebiete, ſich abgeſpielt haben. 

In dem Abſchnitt „Organiſation und Geſchäftsbetrieb des Buch— 
handels“ gibt Verſaſſer die Beſtimmungen der Verkaufsordnung und 
der Verkehrsordnung des Börſenvereins. — Dankenswert iſt die ein⸗ 
gehende Behandlung des Konditionsgeſchäſts. 

Rechtsanwalt Prof. Dr. A. Oſterrieth, Berlin. 


2. Dr. Ernſt Rundnagel, Geheimer Regierungsrat, vortr. Rat im 
preußiſchen' Miniſterium der öffentlichen Arbeiten (r): Ber 
förderungsgeſchäfte. Landfrachtrecht und Beförderungs- 
geſchäfte in Eiſenbahnen. Siebentes Kapitel des dritten 
Buches, Bd. V, II. Abteilung (S. 111—572), auch als 
Sonderabdruck erſchienen. Leipzig, O. R. Reisland. 1915. 
Preis des Sonderabdrucks 12 *. 

Eine vollſtändige ſyſtematiſche, auf den geltenden Rechtsquellen 
beruhende Darſtellung der Beförderungsgeſchäfte war bis jetzt nicht 
geſchrieben. Für die Lehre vom internationalen Frachtgeſchäft beſitzen 
wir die Werke von Gerſtner und Roſenthal. Das Eiſenbahntrans— 
portgeſchäft nach deutſchem Recht wird behandelt von Senkpiehl in 
dem 5. Bande ſeines Verkehrsrechts, iſt übrigens nur mit Vorſicht zu 
benutzen. (Vgl. meine Anzeige im Archiv für Eiſenbahnweſen 1909, 
S. 1069.) Wer ſich mit der Auslegung der Geſetze uſw. über das Be— 
forderungsgeſchäft nach deutſchem Rechte zu beſchaftigen hat und 
ſich über die vielen zweifelhaften und ſtreitigen Fragen unterrichten 
will, iſt im weſentlichen angewieſen auf die Kommentare zum deutſchen 
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Handelsgeſetzbuch und zur Eiſenbahnverkehrsordnung, die, fo wertvoll 
einzelne von ihnen ſind, für die wiſſenſchaftliche Durchdringung des 
Stoffes nur ſelten genügen. Einige beſonders wichtige Fragen 
werden in Monographien behandelt. 

Es kann alſo wirklich von einer Lücke in der Literatur über 
einen der praktiſch bedeutſamſten Teile des Handelsrechtes geſprochen 
werden, und dieſe Lücke wird, um das gleich vorauszuſchicken, durch 
das Buch von Rundnagel in geradezu muſtergültiger Weiſe ausgefüllt. 
Der Verfaſſer hat ſich durch ſein im Jahre 1909 in zweiter Auflage 
erſchienenes gediegenes Buch über die Haftung der Eiſenbahnen für 
Verluſt, Beſchädigung und Lieferfriſtüberſchreitung im deutſchen Eiſen⸗ 
bahnfrachtrecht (Leipzig, Dieterichſche Verlagsbuchhandlung) auch in 
der wiſſenſchaftlichen Welt ſehr vorteilhaft bekannt gemacht. Die dort 
behandelten Fragen werden auch in dem neuen Werke, wenngleich in 
verkürzter Form, erörtert, ſo daß das ältere Werk hierin eine will⸗ 
kommene Ergänzung des neuen darſtellt. Dieſes baut ſich — im 
Einklang mit der Einteilung des Handelsgeſetzbuchs Buch III, Ab⸗ 
ſchnitte 6 und 7 — auf auf dem Frachtgeſchäfte des gewöhn⸗ 
lichen Frachtführers. Die Lehre der Beförderung von Perſonen 
und Gütern bildet den zweiten Teil. Die Quellen des letzteren 
ſind außer dem Handelsgeſetzbuch die deutſche Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung in der Faſſung vom 23. Dezember 1908 nebſt den zu⸗ 
gehörigen, von den Eiſenbahnen getroffenen Ausführungsbeſtimmungen, 
ferner das Berner internationale Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
frachtverkehr und der Entwurf des (Berner) internationalen Über⸗ 
einkommens über den Eiſenbahnperſonen⸗ und Gepäckverkehr vom 
Jahre 1911. Bei der Anordnung des Stoſſes bindet ſich der Ver⸗ 
ſaſſer nicht durchweg an die Legalordnung der Quellen. Die Lehre 
vom Eiſenbahnbeförderungsgeſchäft beginnt mit einem allgemeinen 
Teil (Quellen, geſchichtliche Entwicklung, rechtliche Bedeutung), 
es folgen die Beſtimmungen über die Beförderung der Güter, der 
Tiere und Leichen, der Perſonen, des Reifegepädes und des Expreß⸗ 
gutes, während in der Verkehrsordnung nach den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen Perſonen, Gepäck uſw. kommen und die Güter den Schluß 
bilden. Ich ſtimme mit dem Verfaſſer überein, daß für eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Behandlung die von ihm gewählte Anordnung den 
Vorzug verdient. Innerlich iſt der Stoff ſo verarbeitet, daß 
die wichtigſten Grundſätze des Beförderungsgeſchäfts in dem Ab⸗ 
ſchnitt über das Landfuhrrecht behandelt werden. Hierauf wird in 
dem zweiten Abſchnitt verwieſen, in dem nur lediglich die Beſonderheiten 
des Eiſenbahnverkehrs zu erörtern ſind. Sehr zweckmäßig werden bei 
dieſen Beſonderheiten das deutſche und das internationale (der Ver⸗ 
faſſer verdeutſcht „das zwiſchenſtaatliche“) Recht zuſammen behandelt, 
meiſt in der Weiſe, daß bei völliger Gleichheit oder nur geringer 
Verſchiedenheit die internationalen neben die deutſchen Beſtimmungen 
geſtellt werden. Wo größere Verſchiedenheiten beſtehen, iſt den inter⸗ 
nationalen Beſtimmungen ein eigener Paragraph gewidmet. Der 
Entwurf des Übereinkommens über den internationalen Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr war bei Abſchluß des Werkes und iſt auch heute 
noch nicht von den Staaten, deren Vertreter ihn beraten und feſt⸗ 
geſtellt haben, genehmigt. Der Entwurf iſt auch meines Wiſſens 
nur veröffentlicht in den Druckſachen des preußiſchen Landeseiſenbahn⸗ 
rats, der ihn begutachtet und einmütig gebilligt hat. Dieſe Druck⸗ 
ſachen ſind dem preußiſchen Landtag mitgeteilt, alſo jedermann zu⸗ 
gänglich. Der Verfaſſer war hiernach ohne Zweifel berechtigt, den 
ſonſt noch nicht bekannten Entwurf zu benutzen und Beſtimmungen 
daraus abzudrucken. Nach Ausbruch des Krieges iſt meines Erachtens 
für abſehbare Zeit ausgeſchloſſen, daß der Entwurf von allen den 
Staaten, die an ſeiner Beratung beteiligt geweſen ſind, genehmigt 
wird, und auch nach Friedensſchluß wird es lange dauern, bis die 
ſich in erbitterter Feindſchaft gegenüberſtehenden Regierungen wieder 
zu Vereinbarungen über ein derartiges Friedenswerk zuſammentreten. 
Aber es erſcheint mir immerhin möglich, daß die jetzt befreundeten 
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und auch einzelne der neutralen Staaten ſich unter Feſthaltung an 
dem Entwurf über ein ſolches Übereinkommen ſpäter verſtändigen. 
Der jetzige Entwurf kann einſtweilen nur als ein Niederſchlag der 
Anſchauungen der Mehrzahl der mitteleuropäiſchen Staaten über die 
Grundſätze eines internationalen Perſonen⸗ und Gepäckrechts betrachtet 
werden, und wird als ſolcher einen dauernden Wert für die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Behandlung dieſes Rechtsgebietes behalten. Schon aus 
dieſem Grunde war es zweckmäßig, daß der Verfaſſer an dem Ent: 
wurf nicht ſtillſchweigend vorüberging. 

Die Darſtellung iſt eine ſtreng ſyſtematiſche. Zur Erleichterung 
des Benutzers werden die meiften Beſtimmungen der Rechtsquellen mi: 
weder im Text oder in den Anmerkungen in geſperrter Schrift wort 
getreu abgedruckt. Alle wichtigen Fragen — mit wenigen Aus 
nahmen — werden im Text ſelbſt erörtert, die Anmerkungen enthalten 
faſt durchweg nur Nachweiſungen aus der Literatur und aus der 
Rechtſprechung. Dieſe Nachweiſe ſind ungemein ſorgfältig und, vie 
ich mich durch Stichproben überzeugt habe, erſchöpfend. Nur einmal 
iſt mir aufgefallen, daß der Verfaſſer auf S. 116 Anm. 14 nicht 
erwähnt, daß der dort angezogene wichtige Schiedsſpruch vom 28. Seh: 
tember 1885 auch in dem, vielen Leſern leichter zugänglichen Archiv 
für Eiſenbahnweſen, 1886, S. 110 ff. abgedruckt iſt. Mit weitläufiger 
Bekämpfung gegneriſcher Anſichten befaßt ſich Nundnagel felte, 
meiſt bemerkt er nur, daß dieſer oder jener Schriſtſteller anderer 
Meinung iſt. Ebenſo finden ſich nur ſelten kritiſche Betrachtungen 
über das geltende Recht. Dieſe werden, häufig unter Beibringung 
von Beiſpielen, erläutert. Das Hauptſtreben des Verfaſſers geht 
dahin, Beſtimmungen, deren Auslegung gewiſſe Schwierigkeiten bietet, 
und über die die Anſichten der Theoretiker und Praktiker auseinander 
gehen, dem Verſtändnis nahezuführen. Überall gewinnt man die 
Überzeugung, wie gründlich er feinen Stoff beherrſcht und wie er in 
der umfaſſenden Literatur und Rechtſprechung zu Haufe iſt. 

Der Stoff iſt fo gegliedert, daß zunächſt die Rechtsquellen auf 
geführt und fodann das Weſen des Beförderungsvertrags, die Stellung 
des Frachtführers (der Eiſenbahn), des Verſenders, des Empfänger, 
die Vorgänge, insbeſondere die Unregelmäßigkeiten während der de 
förderung, die Haftung für Verluſt, Beſchädigung und Uberſchreitung der 
Lieferfriſt, der Untergang der Forderungen, insbeſondere die Verjährung, 
und zuletzt die Rechtsverhältniſſe erörtert werden, die bei Beteiligung 
mehrerer Frachtführer am Transport beſtehen. Die Darftellung der 
Beförderungsgeſchäfte der Eiſenbahn beginnt mit einer Einleitung, in 
der der Verſaſſer ſich zunächſt mit dem Begriff der Eiſenbahn abfinbet 
Er beſchränkt ſich darauf, die Aufgaben und die verſchiedenen Arten 
der Eiſenbahnen und ihre Bedeutung für den Verkehr zu erörtern, 
und vermeidet, eine feſte Begriffsbeſtimmung zu geben und auf dit 
hierüber in der Wiſſenſchaft beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten 
einzugehen. Es folgt ein Abriß der Quellen und der geſchichtlichen 
Entwicklung des Eiſenbahnbeförderungsrechts, ſoweit deren Kenntnis 
für das Verſtändnis der folgenden Abſchnitte unbedingt erforderlich 
iſt. In den §8 88, 89 äußert ſich der Verfaſſer über die rechtlich 
Natur des internationalen Übereinkommens und der Verkehrsordnung. 
Über die des internationalen Übereinkommens beſtehen keine Zweifel 
Es iſt ein Staatsvertrag mit der Bedeutung eines Geſetzes. Rund 
nagel hält es ebenſo für unzweifelhaft, daß die Eiſenbahnverkehek⸗ 
ordnung ſeit dem Inkrafttreten des neuen Handelsgeſezbuchs die 
Bedeutung einer Rechtsverordnung hat. Die Begründung und 
der Text des Handelsgeſetzbuchs ſtellen dies klar und unzweideutiß 
feſt. „Die Beſtimmungen der Eiſenbahnverkehrsordnung“, heißt ez 
S. 286 zutreffend, „haben die Eigenſchaften von Rechtsſätzen, nicht von 
Vertragsſatzungen. Ihre Verletzung begründet die Reviſion.“ Der 
Verfaſſer verwirft die Anſicht Labands, wonach, weil angeblich det 
Bundesrat zum Erlaß einer Rechtsverordnung verfaſſungsmäßig nich 
zuſtändig, die Eiſenbahnverkehrsordnung ungültig ſei. Diele — boch 
auffallende — Anſicht ift von der großen Mehrheit der Rechtslehre 
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verworfen, ſie hat in der Rechtſprechung keine Zuſtimmung gefunden, 
wird aber des ungeachtet von Laband hartnäckig aufrechterhalten. 
Rundnagel erklart (S. 285 Anm. 2) nicht mit Unrecht, daß eine 
Bemerkung, die Laband in der 3. Auflage ſeines Staatsrechts, § 74 
S. 124 Anm. 4, zur Begründung ſeiner Auffaſſung macht, „nicht ganz 
in den Rahmen des hervorragenden Werkes paſſe“. Ich habe mich, 
übereinſtimmend mit Rundnagel, zu der Frage in der Zeitſchrift für 
Handelsrecht LXV. S. 28 ff. geäußert. 

Von anderen Einzelbetrachtungen hebe ich nur wenige hervor. 
Während der Verfaſſer ſonſt wiederholt auf die Entſtehung der Ver⸗ 
kehrsordnung und die Gründe ihrer Anderungen, hauptſächlich infolge 
der Einführung des internationalen Rechts, ſowie auf wichtigere 
Verſchiedenheiten zwiſchen dem deutſchen und dem internationalen 
Recht eingeht, vermiſſe ich ein ſolches Eingehen bei der Beſprechung 
des Frachtbriefduplikats (von dem Ladeſchein des Landfuhrmanns 
wird überhaupt nicht geſprochen), bei den Erörterungen über das 
ſogen. Klarierungs-Monopol, bei der Zuläſſigkeit von Wegevorſchriften 
im deutſchen und im internationalen Recht. Auch bei der Lehre von 
der Höhe des Schadenserſatzes bei Verluſt uſw. würde es gewiß 
mancher Leſer begrüßen, wenn die geſchichtliche Entwicklung etwas 
ausführlicher nicht allein unter rechtlichen, ſondern auch unter mirt- 
ſchaftlichen Geſichtspunkten dargeſtellt und kritiſch beleuchtet worden 
wäre. S. 270 iſt dahin zu ergänzen, daß in Oſterreich und in 
Ungarn der Titel: Betriebsreglement nicht durch die deutſche Bezeich— 
nung: Verkehrsordnung erſetzt werden konnte aus ſtaats rechtlichen 
Gründen, und zwar nach dem Staatsvertrag von 1867 über das 
Verhältnis von Oſterreich zu Ungarn. Das Wort Tarif (tä rif) 
iſt ein arabiſches und bedeutet „Verzeichnis“, was S. 291 Anm. 5 
über den Urſprung des Wortes geſagt wird, iſt meines Erachtens 
nicht zutreffend. S. 348 wären wohl die verſchiedenen Einzel: 
verträge über Erleichterungen im Wechſelverkehr bei Beförderung der 
bedingungsweiſe zugelaſſenen Gegenſtände aufzuführen geweſen. Die 
Begleitung einer Leiche (S. 494) hatte doch wohl auch den weiteren 
Grund, daß die Eiſenbahn ſicher ſein wollte, daß bei Unfällen unter— 
wegs, z. B. wenn die Achſe des Leichenwagens heiß gelaufen war 
und der Wagen umgeladen werden mußte, eine verantwortliche 
Perſon da war, die die Umladung überwachte. An mehreren 
Stellen ſchlägt der Verfaſſer Verbeſſerungen des Textes, des Handels— 
geſetzbuchs und der Eiſenbahnverkehrsordnung vor, z. B. S. 180, 
218, 223, 401, 413, 546. Bei einer Umarbeitung dieſer Geſetze 
werden dieſe Bedenken, auf die ich hier nicht näher eingehen will, 
ſorgfältig zu prüfen ſein. S. 245 Anm. 12 wird mit Recht be⸗ 
dauert, daß bei der neueſten Reviſion der Eiſenbahnverkehrsordnung 
abſichtlich kein Unterſchied zwiſchen Annahme und Abnahme der 
Güter gemacht wird. 

Der Verfaſſer hatte ſein Buch vollendet, als er im Auguſt 1914 
in den Krieg zog. Gleich im Beginn des Feldzugs iſt er im Dienſte 
des Vaterlandes geſtorben; der Druck des Werkes iſt von Freunden 
und Verwandten überwacht worden. Der Herausgeber des Handbuchs 
des geſamten Handelsrechts gedenkt in dem Vorwort dieſes traurigen 
Geſchickes und fügt hinzu: „In Ernſt Rundnagel haben wir den 
beſten Kenner des Eiſenbahnrechts verloren. Schon ſein Buch über 
die Haftung der Eiſenbahn legte Zeugnis ab von ſeinem Scharfſinn, 
ſeinem geſunden, unbefangenen Urteil und von ſeiner vollſtändigen 
Beherrſchung des ſchwierigen und umfangreichen Stoffes; dieſe Leiſtung 
beſtimmte mich, ihm die Bearbeitung des geſamten Binnenfrachtrechts 
für das Handbuch anzuvertrauen, und der Leſer kann nunmehr ſelbſt 
beurteilen, in wie hohem Maße mein Vertrauen gerechtfertigt war. 
Viele und reiche Zukunftshoffnungen ſind mit dieſem ausgezeichneten 
Manne zu Grabe getragen; aber durch ſein hinterlaſſenes Werk hat 
er ſich die Dauer ſeines Namens geſichert.“ 

Mit dieſen Worten will ich dieſe Beſprechung ſchließen und den 
Wunſch hinzufügen, daß das Buch in den Kreiſen nicht nur der 
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Eiſenbahner, ſondern vor allem auch der Richter und der Anwälte, 
der Spediteure und aller der vielen Geſchäftsleute fleißig benutzt 
werden möge, die mit dem Beförderungsgeſchäft zu tun haben. 
Profeſſor Dr. v. der Leyen, Wirkl. Geh. Rat, 
Berlin⸗Wilmersdorf. 


3. Dr. Franz Scholz, Kammergerichtsrat: Das Poſt⸗, Tele⸗ 
graphen⸗ und Fernſprechrecht. Zweiter Teil des Hand⸗ 
buchs des geſamten Handelsrechts von Ehrenberg. Leipzig, 
O. R. Reisland, 1915. 

Der vorliegende Halbband V Abt. 2 des ganzen Werks bringt 
den erſten „Teil“, das Handelsrecht im engeren Sinne, zum Abſchluß 
und enthält ſodann als zweiten Teil das Poſt⸗, Telegraphen⸗ und 
Fernſprechrecht, welches nicht unter die Handelsgeſchäfte einzureihen 
war und deshalb gleich dem Wechſel-, Schiffahrts⸗ und Verſicherungs⸗ 
recht als beſonderer Teil behandelt iſt. Das Sachregiſter umfaßt 
dieſen — nur dieſen — Halbband; feine Überſichtlichkeit wird da⸗ 
durch erhöht, daß innerhalb jedes Stichworts, welches in mehreren 
Materien wiederkehrt, dieſe Materien in der dem Halbband ent 
ſprechenden Folgeordnung geſchieden ſind. 

Räumlich wie durch Erörterung ſolcher Fragen, welche auch für 
Telegraphen⸗ und Fernſprechrecht von Bedeutung ſind, überwiegt die 
Darſtellung des Poſtrechts. Der Abſchnitt „Allgemeines“ beginnt 
mit einer Überficht der Literatur und der Rechtsquellen, erörtert die 
Vorrechte ſowie die öffentlich rechtlichen Pflichten der Poſt mit Ein 
ſchluß des Poſtgeheimniſſes und ſondert die verſchiedenen Geſchäfts⸗ 
zweige nach dem Gegenſtande ſo, wie ſie nachher als gewöhnlicher 
Poſtbeförderungsvertrag, deſſen Modifikationen (Sendungen gegen 
Rückſchein, Zuſtellungsurkunde, Nachnahme), Poſtanweiſung, Poſt⸗ 
auftrag, Poſtüberweiſungs- und Scheckverkehr, Kreditbrief, Zeitungs⸗ 
vertrieb, Perſonenbeförderung vorgetragen ſind. Ausgeſchieden ſind 
die „der Poſt weſensfremden“ Geſchäfte, die — wie Verkauf von 
Wechſelſtempelmarken u. dgl., Verlag gewiſſer Druckſachen und Aus⸗ 
zahlungen auf Grund der Reichsverſicherungsgeſetze — mit der Poſt 
durch beſondere, einer Erweiterung zugängliche Reichsgeſetze verbunden 
ſind. Die Grundzüge dieſer Dispoſition kehren im Telegraphenrecht 
wieder; worauf im letzten Abſchnitt das Fernſprechprivatrecht: Fern⸗ 
ſprechvermittlungsvertrag, Anſchlußverhältniſſe, Rechtsverkehr mittels 
Fernſprechers behandelt ſind. 

Die Schrift reiht ſich den übrigen Beiträgen, ſoweit dieſe ſeither 
erſchienen ſind, würdig an. Durch gründliche Beherrſchung des 
ſchwierigen Stoſſs mit Einſchluß der Rechtſprechung, juriſtiſchen 
Scharfſinn in knapper und klarer Sprache, unbefangene Vertiefung 
in gegenteilige Anſichten, welche überall wiedergegeben ſind, bietet ſie 
eine für Theorie und Prapis gleich wertvolle Leiſtung. 

An folgenden Einzelheiten möchte ich nicht vorübergehen; ſie 
berühren zum Teil Fragen, deren Wiederkehr in dem ſechſten, noch 
ausſtehenden Teil „Handelsſtrafrecht“ möglich iſt. 

1. Die „Rechtsnormnatur“ der Poſtordnung iſt unter Erörterung 
der ſtreitenden Anſichten eingehend begründet. Bei Darlegung der 
Folgeſatze S. 582 iſt nicht erwogen, ob im Sinne des § 354 StGB. — 
Strafandrohung gegen Poſtbeamte, welche Briefe oder Pakete in 
anderen als den im „Geſetz“ vorgeſehenen Fällen eröffnen oder unter⸗ 
drücken — die PoſtO. Geſetz iſt.!) Vielleicht iſt die Abſicht geweſen, 
dies dem ſtrafrechtlichen Teil vorzubehalten. An anderer Stelle, 
beim Poſtgeheimnis S. 601, iſt der Umfang, in welchem das Geheimnis 
durch § 354 geſchützt iſt, dargelegt. Verfaſſer nimmt an, daß dieſe 
Vorſchrift ſich auf Poſtſendungen jeder Art beziehe, und bemerkt in 
Klammer, daß dies ſtreitig ſei. Die gegenteilige Rechtſprechung iſt 
in dieſem Punkte durchaus feſt; ſie iſt begründet in den Urteilen 
RGSt. 33, 276 und 36, 267. 


1) Vgl. hierüber veipz3. 1915, 1199. ” 
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2. Das durch den Poſtbeförderungsvertrag geſchaffene Verhältnis 
wird S. 602 als ein dem Privatrecht angehöriger Vertrag angeſehen. 
Die bei Feſthaltung dieſes Geſichtspunktes aus den „Poſtſonderrechts⸗ 
normen“ ſich ergebenden Schwierigkeiten haben den Verfaſſer mehrfach 
beſchäftigt. Er ſpricht dem mit einem geſchäftsunfähigen Abſender 
geſchloſſenen Vertrage die Gültigkeit ab, folgert S. 597, 608 aus 
dem öffentlich⸗rechtlichen „Kontrahierungszwange“, daß die Poſt hier 
„ohne Vertrag“ zu befördern habe, und kommt S. 648/49 auf das 
Privatrecht mit dem Ergebniſſe zurück, daß die Haftung der Poſt für 
eingeſchriebene und Wertſendungen gegenüber dem geſchäftsunfähigen 
Abſender nicht Platz greift. Er erkennt an, S. 582, 630, daß die 
nach $ 50 VI Boftd. eintretende Verpflichtung des die Sendung an: 
nehmenden Empfängers zur Entrichtung des fehlenden Portos aus 
dem Beförderungsvertrage nicht erklärt werden kann, und verſteht 
unter Annahme der Sendung in dieſem Zuſammenhange lediglich die 
tatſächliche Empfangnahme, zu welcher auch der Geſchäftsunfähige in 
der Lage ſei. Er erachtet S. 685 auf Grund des öffentlichen Zwanges 
für „nicht rechtswidrig“, wenn die Poſt den von einem geſchäfts⸗ 
unfähigen Abſender auf Poſtanweiſung eingezahlten Betrag, ſelbſt in 
Kenntnis dieſer Geſchäftsunfähigkeit, befördert und auszahlt. Mit 
ausgezeichneter Schärfe wird in dem Abſchnitt „Poſtzeitungsvertrieb“ 
die privatrechtliche Konſtruktion durchgeführt; ſie begründet S. 735 
die Anſicht, daß Schuldner der Zeitungsgebühr gegenüber der Poſt 
nicht der Bezieher, ſondern der Verleger ſei, obſchon erſterer nach 
PoſtO. 8 36 der Poſt die Beſtellgebühr für die Dauer der Bezugszeit 
im voraus zu zahlen hat. In dem Texte des Abſchnitts „Perſonen⸗ 
beförderung“ wird S. 745 die Frage ausgeſchieden, ob und wie die 
Poſt in dem Falle haftet, wo der Beförderungsvertrag wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit des Reiſenden oder weil er von der Poſtbeförderung 
reglementsmäßig auszuſchließen war, nichtig iſt; ſie wird aber daſelbſt 
Anm. 27 a ſoweit gelöſt, als nach den dort niedergelegten Anſichten 
in einem derartigen Falle eine Haftpflicht der Poſt nicht aus § 11 
Voft®., ſondern nur aus §8 823 ff. BOB. zu begründen iſt. Auch 
im Telegraphenrecht wirft die Konſtruktion ihre Schatten, insbeſondere 
da, wo die Wirkungen des zwiſchen Verwaltung und Abſender ge⸗ 
ſchloſſenen Beförderungsvertrages auf den Empfänger in Frage ſind. 
Angeſichts derartiger Schwierigkeiten dürfte die Frage kaum abzu⸗ 
lehnen ſein, ob die privatrechtliche Theorie der poſtaliſchen Verkehrs⸗ 
geſchäfte feſtzuhalten iſt. Vgl. S. 685 Anm. 15. 

3. Bedenklich iſt die Anſicht S. 807: die Telegrammausfertigung 
ſei „eine öffentliche Urkunde darüber, daß bei der Beſtimmungs⸗ 
anſtalt entſprechende telegraphiſche Zeichen eingetroffen find, zugleich 
auch mittelbar darüber, daß die Aufgabedepeſche einen gleichlautenden 
Inhalt hat“. Neben dem hierbei Anm. 34 angezogenen Urteil 
RGSt. 30, 238 — das weitere Zitat RGSt. 80, 338 beruht auf 
einem Verſehen — kommt RGSt. 46, 286 in Betracht, wonach die 
ausgefertigte Ankunftsdepeſche hinſichtlich ihres Inhalts ſich 
nicht als öffentliche Urkunde darſtellt und ſonach gegenüber Verfäl⸗ 
ſchungen des Inhalts nur als Privaturkunde durch 88 267, 
268, 355 StGB. geſchützt iſt. ö 

Reichsgerichtsrat a. D. Galli, Leipzig 


1. Dr. Emil Friedberg: Die Handelsgeſetzgebung des Dent⸗ 
ſchen Reiches. 10. Aufl., neu bearbeitet von Dr. Otto 
Schreiber, Privatdozent in Göttingen. Leipzig. Veit & Co. 
1914. XX u. 1065 Seiten. Geb. 7 M. 

2. Dr. A. Moſſe, Geh. Juſtizrat, Oberlandesgerichtsrat a. D., 
ord. Hon.⸗Profeſſor (früher F. Litthauer): Handelsgeſetzbuch 
(ohne Seerecht). 15. Aufl. Berlin. J. Guttentag. 1915. 
VIII u. 572 Seiten. Geb. 6 &. 

3. Dr. Heinrich Frankeuburger, Juſtizrat, Rechtsanwalt in 
München: Handelsgeſetzbuch für das Dentſche Reich (mit 
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Ausnahme des Seerechts). 4. ergänzte Aufl. München. 
J. Schweitzer. 1914. X u. 575 Seiten. Geb. 5 4. 

Die bekannte Friedbergſche Sammlung des für den Hochſchul 
unterricht weſentlichen Stoffes aus dem Handelsrecht iſt von 
O. Schreiber in einer den heutigen Anforderungen entſprechenden 
Form neu herausgegeben. Der Bearbeiter hat ſauber geſichtet und 
ergänzt. Manches hätte noch ohne Gefahr fortgelaſſen werden können, 
fo die Bremer V., betr. die Löfchnng der Seeſchiffe (S. 19). Eine 
Bereicherung ſtellt die Einſchaltung von Schlagworten als Para: 
graphenüberſchriften dar. Auch wer kein Schwärmer für Sprach⸗ 
reinigung iſt, wird empfinden, daß hier mehr deutſche Ausdrücke am 
Platze geweſen wären. Zumal wo das HGB. ſelbſt den Fingerzeig 
für Schlagworte in der Mutterſprache gibt, wie bei Zweigniederlaſſung, 
Verluſtigerklärung, Einziehung, Erneuerungsſchein (§8 201, 219, 227, 
230), braucht gewiß nicht von Filiale, Kaduzierung, Amortiſation, 
Talon geſprochen zu werden. Auch Einheits⸗ und Stufengründung 
ſtatt Simultan⸗ und Sukzeſſivgründung (§§ 188, 189) läßt ſich 
ſicherlich hören. Dieſe ſonſt belangloſe Ausſtellung hat für ein Werl, 
das gerade auf Studierende berechnet iſt, höhere Bedeutung. 

Die Litthauer⸗Moſſeſche Bearbeitung des HGB. gehört zum 
eiſernen Beſtande der Bücherei jedes Rechtsverſtändigen. Die neue 
Ausgabe wahrt überall die Höhe der früheren. Sie gibt in ſonſt 
kaum erreichter Weiſe auf knappſtem Raume alles, was von einer 
Handausgabe mit kurzen Anmerkungen überhaupt erreicht werden 
kann. Für die Rechtſprechung haben dergleichen Bücher, wie jeder 
Richter und Anwalt weiß, außerordentliche Bedeutung. Entſchcidungen, 
die in ihnen fehlen, find nahezu begraben. Um ſo ſchwerer wiegt 
das Verdienſt ſorgſamer Sammlung, wie es dieſem Bude nad: 
rühmen iſt. 

In fragwürdigerer Geſtalt naht ſich die „vierte ergänzte Auflage“ 
von Frankenburgers HGB. Nach dem Vorwort iſt der 6. Abſchnitt 
des 1. Buches mit Rückſicht auf die geänderte Geſetzgebung neu 
bearbeitet und dem Sachregiſter eine hierauf ſich beziehende Ergänzung 
beigefügt. Damit erſchöpft ſich aber auch die Abänderung der 
3. Auflage von 1911, die im übrigen ohne jede Nachtragung wieder 
erſcheint. Zur Nachahmung möchte ſolche eigentümliche Art von 
Titelauflage nicht zu empfehlen fein. Der Verfaſſer wird ſich ent⸗ 
ſchließen müſſen, fein auch durch einen gewiſſen bayeriſchen Zug recht 
wertvolles Buch mit den Errungenſchaften der neueren Rechtsfindung 
in Einklang zu bringen. Die eingeſtreuten Literaturangaben blieben 
dann beſſer ganz fort. Vollſtändigkeit in dieſer Hinſicht läßt ſich bei 
ſolch kleiner Handausgabe doch nicht erzielen, und es geht kaum an, 
daß, wie hier, kleine unbedeutende Aufſätze aus Holdheims Monat 
ſchrift angeführt werden, große Abhandlungen aus Goldſchmidts Zeit 
ſchrift dagegen unbeachtet bleiben. Wünſchenswert wäre auch, daß 
bei der Anführung von Entſcheidungen das Gericht bezeichnet würde. 
Für den, der ſich ſchnell über den Stand der Rechtſprechung unter 
richten will, iſt es gewiß nicht ohne Belang, daß die Anführun 
(S. 264): „M. (bedeutet Holdheims MSchr.) 1897, 165; 1906, 302° 
nicht auf Urteile des RG., ſondern auf ſolche des KG. und des 
OLG. Hamm verweiſt. 

Senatspräſident Geh. Oberjuſtizrat Ring, Berlin. 


Leopold Levy, Amtsgerichtsrat: Die Geſchäftsaufſicht zur 
Abwendung des Konkursverfahrens, Berlin 1915. Franz 
Vahlen, 64 Seiten. 1,50 M. 

Die kriegsrechtlichen Sondergeſetze haben ſich im weſentlichen in 
der Praxis bewährt und auch im Schrifttum Anerkennung gefunden. 
Nur über die Zweckmäßigkeit der Geſchäftsaufſicht haben ſich dit 
Meinungen noch heute nicht vollſtändig geklärt. Zweifellos geſund 
und ausbauwürdig iſt der Gedanke, einem von Vermögensverfall 
bedrohten Schuldner die Möglichkeit zu eröffnen, ohne Zertrümmerun 
feiner wirtſchaftlichen Exiſtenz feine Gläubiger nach Maßgabe ſeiner 
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Kräfte zu befriedigen und gleichzeitig ſein Gewerbe weiterzubetreiben. 
Dadurch werden auch die Intereſſen der Gläubiger gewahrt und 
weiter — ein ſehr weſentlicher Geſichtspunkt — denen der allgemeinen 
Volkswirtſchaft Rechnung getragen: Erhalten der Einzelwirtſchaft, 
Vermeiden abwendbarer Schädigungen der Gläubiger, keine Störung 
des regelmäßigen Güterverkehrs durch zwangsweiſe Ausſchaltung — 
raſche und daher immer unſachgemäße — Liquidation (Konkurs⸗ 
verkäufe, Konkursverſteigerungen) u. a. m. 

In der Not des Augenblicks geſchaffen, bezweckte die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 8. Auguſt 1914 nur die Regelung nächſtliegender 
und damals nur für kurze Zeit vorausgeſehener Bedürfniſſe. Sie iſt 
daher eigentlich nur abgeſtellt auf die Wahrung der Intereſſen des 
Schuldners. So hat z. B. nur der Schuldner das Recht, die An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht zu beantragen. Die Gläubiger ſind, 
man darf dies nach den Erfahrungen der Praxis und der Auslegung, 
welche einzelne Beſtimmungen der VO. gefunden haben, wohl ſagen, 
zu ſehr dem „Ermeſſen“ des Schuldners und der Auſſichtsperſon 
preisgegeben. Man kann daher Gegner der Geſchäftsaufſicht in der 
von der BD. gegebenen Geſtaltung fein, ohne zu verkennen, daß fie 
ausgezeichnetes empiriſches Material zur Löſung des mit an erſter 
Stelle ſtehenden geſetzgeberiſchen Problems der außerkonkursmäßigen 
gläuberbefriedigung zahlungsunfähiger Schuldner zeitigt. Sie felbft 
wird aber als Vorbild hierzu nicht dienen können. 

Der Kommentar Levys bietet hierfür eine Fundgrube wertvollſter 
Anregungen. Er ſammelt die Ergebniſſe der Rechtſprechung und des 
Schrifttums und bearbeitet ſie kritiſch. Wohltuend berührt hierbei der 
ſichere, geſunde Blick für die Erforderniſſe des wirtſchaftlichen Lebens. 
Im einzelnen ſei hervorgehoben: 

L. vertritt mit Recht die Anſicht, daß nicht nur Gewerbetreibende, 
ſondern auch Privatleute unter Geſchäftsaufſicht geſtellt werden können, 
wie auch daß ausländiſche, ja feindliche Schuldner, die im Inlande einen 
Wohnſitz oder eine Niederlaſſung haben, dieſes Schutzes ſich verſichern 
können. L. empfiehlt aus ſehr beachtlichen Gründen, den Zeitpunkt 
feftzulegen, in welchem der Beſchluß ergeht, durch den die Geſchäfts“ 
aufſicht angeordnet wird. Denn wenn auch § 108 KO. von der VD. 
nicht für anwendbar erklärt wird, ſo iſt dieſe Feſtſtellung doch zuläſſig 
und äußerſt zweckmäßig gegenüber etwa am gleichen Tage vollzogenen 
Arreſten, Pfändungen oder der bei einem anderen zuſtändigen Gerichte 
erfolgten Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Schuldners. 

Die bekannte Streitfrage, in welchem Verhältniſſe mehrere 
Aufſichtsperſonen zueinander in der Ausübung ibres Amtes ſtehen, 
entſcheidet L. mit praktiſchem Blicke zutreffend dahin: Es iſt nicht 
nötig, daß mehrere Aufſichtsperſonen gemeinſchaftlich handeln, es hat 
vielmehr bei der Beſtellung eine Trennung ihres Wirkungskreiſes zu 
erfolgen. Innerhalb des ihr zugewieſenen Wirkungskreiſes entſcheidet 
jede Aufſichtsperſon ſelbſtändig, unter Berückſichtigung der einheitlichen 
Geſichtspunkte, von denen aus die Geſchäfte erledigt werden müſſen. 

Die beſtrittene Auskunftspflicht der Aufſichtsperſon gegenüber 
den Gläubigern ergibt ſich meines Erachtens ſchon daraus, daß der 
Gläubiger Widerſpruch gegen den von der Aufſichtsperſon beſtimmten 
Umfang und die Reihenfolge der Befriedigung der Gläubiger erheben 
und die Entſcheidung des Gerichts anrufen kann. (§ 8 der Bek.) 

Zuzuſtimmen iſt L. auch darin, daß ein vor oder nach An⸗ 
ordnung der Geſchäftsaufſicht geſtellter Konkursantrag nicht abzuweiſen 
iſt. Derſelbe iſt vielmehr in Schwebe zu laſſen. Wird die Geſchäfts⸗ 
aufſicht aufgehoben, fo iſt im Anſchluß daran über dieſen Konkurs: 
antrag zu entſcheiden. 

Zutreffend führt L. aus, daß das Vollſtreckungsgericht, der 
Gerichtsvollzieher, wenn ihnen ein gehörig zugeſtellter, mit der Voll 
ſtreckungsklauſel verſehener Schuldtitel vorgelegt wird, die vom 
Gläubiger beantragte Zwangsvollſtreckungsmaßregel vorzunehmen 
haben, ohne NRüdficht darauf, daß die Geſchäftsaufſicht angeordnet 
worden iſt. Denn abgeſehen davon, daß ſich aus dem Vollſtreckungs⸗ 
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titel Entſtehungszeit und Grund der Schuld meiſt nicht erſehen laſſen, 
können ſie auch nicht beurteilen, ob der Schuldner nicht mit Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsperſon die Zwangsvollſtreckung eines vom 
Verfahren betroffenen Gläubigers dulden will. Es iſt Sache des 
Schuldners, im Wege der Erinnerung aus $ 766 ZPO. eine zu 
unrecht vorgenommene Zwangsvollſtreckung zur Aufhebung zu bringen. 
Trotzdem wird ſich eine vorherige Rückfrage beim Gläubiger, um 
unnötige Koſten zu vermeiden, empfehleo. 

Die Streitfrage, ob Rechtshandlungen des Schuldners beim 
Fehlen der Zuſtimmung der Aufſichtsperſon unwirkſam ſind, entſcheidet 
L. meines Erachtens zutreffend dahin, daß dieſe bei Verfügungen über 
bewegliche Sachen und Rechte nicht erforderlich iſt, ſofern dieſelben 
nicht etwa der Befriedigung und Sicherſtellung von Anſprüchen dienen. 
Veräußerungen uſw., die die Behebung der Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners nach dem Kriege gefährden, berechtigen zum Aufheben der 
Geſchäftsaufſicht. 

Rechtsanwalt Dr. Ludwig Wertheimer, Franfurt a. M. 


Dr. rer. pol. Walter Leiske: Die gemeindliche Kriegshilfe 
im großſtädtiſchen Bodenkredit. Berlin 1915. Verlag 
J. Guttentag. 52 Seiten. 

Der Verf. hat ſich im vorigen Jahre mit einem Buch, das „Die 
Finanzierung der Hypothekenanſtalten deutſcher Großſtädte“ über⸗ 
ſchrieben iſt, zugleich aber eine treffliche Einführung in die Organi⸗ 
ſation des großſtädtiſchen Bodenkredits überhaupt bietet, auf das 
vorteilhafteſte in die Wiſſenſchaft eingeführt. Seine neue Arbeit 
bringt gewiſſermaßen eine Ergänzung. Sie beſchäftigt ſich mit den 
Kriegs ſchöpfungen des großſtädtiſchen Bodenkredits, die ſich ja ganz 
überwiegend an die ſtädtiſchen Verwaltungen anlehnen. Der Verf. 
bezeichnet als den eigentlichen Zweck der Schrift, für etwaige Neu— 
gründungen ein Hilfsmittel zu bieten. Noch wichtiger iſt vielleicht — 
jedenfalls für den Leſerkreis dieſer Zeitſchrift — die durch die Schrift 
dargebotene Möglichkeit, ſich darüber zu unterrichten, welche öffent: 
lichen Organiſationen dem in Not geratenen Hypothekenſchuldner 
gegenwärtig zur Verfügung ſtehen und auf welchem Wege ihm ge— 
holfen werden kann. Die Arbeit des Verf. war im Augenblick des 
Erſcheinens (Juni 1915) an ſich vollkommen geeignet, dem einen 
wie dem andern Zweck zu genügen. Aber die Dinge ſind ſo ſehr im 
Fluß, daß die Schrift der Gefahr eines ſehr ſchnellen Veraltens aus— 
geſetzt iſt. Das gilt z. B. von der Materie der Hypothekeneinigungs⸗ 
ämter, über deren praktiſche Ergebniſſe der Verf. noch nichts mitteilen 
konnte, da im Juni 1915 noch nicht hinreichende Erfahrungen vor— 
lagen. Der Verf. würde ſich ein großes Verdienſt erwerben, 
wenn er, etwa in einer wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift, über die weitere 
Entwicklung regelmäßig Bericht erſtatten würde. Für die Form 
einer in ſich abgeſchloſſenen Monographie iſt das Thema ſeiner Arbeit 
meines Erachtens wohl von vornherein nicht recht geeignet geweſen. 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Dr. H. Tomforde: Die Uuterhaltsklage des unehelichen 
Kindes im In- und Ausland. (Heft 4 der Vierteljahrs⸗ 
hefte des Archivs deutſcher Berufsvormünder, herausgegeben 
von Dr. Chr. J. Klumker). Berlin 1915. Julius Springer. 
Preis 2 &. 

Die verdienſtvolle Veröffentlichung bezweckt, allen denen, die 
genötigt ſind, Unterhaltsanſprüche gegen den angeblichen Erzeuger 
eines unehelichen Kindes im In- oder Auslande zu verfolgen, einen 
erſten Überblick über die Rechtslage zu verſchaffen, um ſchnell die 
richtigen Wege einſchlagen zu können, unbeſchadet der Inanſpruch⸗ 
nahme der Vermittlung des Archivs Deutſcher Berufsvor⸗ 
münder in Frankfurt (Main), Stiftſtraße 30, ſoweit es 
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161 * 


1280 


find auf Grund der von dem Archiv gefammelten Vorarbeiten unter 
Quellenangabe die weſentlichen geſetzlichen Vorſchriften zuſammen⸗ 
geſtellt, welche zu einer erfolgreichen Durchführung der Unterhalts⸗ 
klage zu beobachten find. Das Recht folgender Staaten iſt berüd: 
ſichtigt: Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Schweiz, Frankreich, Nieder⸗ 
lande, Luxemburg, Belgien, Italien, Spanien, Portugal, Rußland, 
Dänemark, Schweden, Norwegen, Türkei, Balkanländer, Vereinigte 
Staaten von Nordamerika, Kanada und Großbritannien, Südamerika. 
Eine beigefügte Karte enthält eine graphiſche Darſtellung der in den 
einzelnen Ländern Europas für die Rechtsſtellung der unehelichen 
Kinder maßgeblichen Syſteme (der Kindſchaftsanerkennung, der Unter⸗ 
haltsklage oder beider gemiſcht) und der Rechtsſtellung, die den un⸗ 
ehelichen Kindern in Deutſchland vor 1900 zukam. Es iſt hiermit 
ein wertvolles Hilfsmittel geſchaffen, deſſen Zuverläſſigkeit die Praxis 


zu erproben haben wird. gammergerichtsrat Boſchan, Berlin. 


Der Strafantrag und die Privatklage der Nichtverletzten. 
Eine ſtrafrechtliche und ſtrafprozeſſuale Studie von Dr. jur. 
Albert Coenders, Privatdozent an der Univerſität Bonn. 
Enkes Verlag in Stuttgart. 1915. Geh. 4 M. 

Der Hauptgegenſtand der vorliegenden Schrift iſt die Frage, ob 
und inwieweit der Strafantrag und die Privatklage des geſetzlichen 
Vertreters, des Ehemannes und der vorgeſetzten Behörde (§§ 65, 195, 
196, 232 StGB., § 414 StPO.) auf eigenem Rechte dieſer „Nicht: 
verletzten“ beruht oder ob ihnen nur eine Befugnis zur Ausübung des 
Rechtes des Verletzten zuſteht. Leitgedanke der Unterſuchung iſt, daß ſo⸗ 
wohl Antrags als Privatklagerecht öffentlich rechtliche Befugniſſe find 
mit einem eigenartigen perſönlichen Charakter, der es verbietet, die Frage 
der Stellvertretung nach rein privatrechtlichen Geſichtspunkten, nach 
der Schablone von Vollmacht und unmittelbarer Vertretung zu löſen. 
So wird ſchon in der einleitenden Erörterung der allgemeinen Natur 
der Rechtsinſtitute — des Antrags und der Privatklage — die Be⸗ 
rechtigung eines Generalbevollmächtigten, wegen Vergehen gegen das 
Vermögen des Vollmachtgebers, Strafantrag zu ſtellen, mit dem RG. 
und über das RG. hinausgehend auch wegen Verletzung perſönlicher 
und immaterieller Rechtsgüter, zwar anerkannt, aber nur ſoweit, als im 
einzelnen Fall angenommen werden könne, daß die Antragsſtellung dem 
wirklichen Willen des Vollmachtgebers entſpreche. Namentlich erweiſt ſich 
aber der Grundſatz von der ſpezifiſchen Eigenart der Stellvertretung 
auf dem einſchlägigen Gebiete fruchtbar bei Erörterung des er: 
hältniſſes des ſelbſtändigen Antrags- und Privatklagerechts des 
geſetzlichen Vertreters zu den daneben beſtehenden gleichfalls ſelb— 
ſtändigen entſprechenden Rechten des mindeſtens achtzehnjährigen 
Minderjährigen. Die geſetzliche Beſtimmung, daß der Minderjährige, 
der, wenn er 18 Jahre alt iſt, eine ſelbſtändige Privatklagebefugnis be: 
ſitzt (§S 414 Abſ. 2 in Verbindung mit § 65 Satz 1 StGB.), dieſe 
Befugnis nur durch ſeinen geſetzlichen Vertreter „wahrnehmen“ kann 
($ 414 Abſ. 3 StPO.), iſt nur aus vermögensrechtlichen Gründen zivil⸗ 
prozeſſualer Art erlaſſen — keineswegs ſollte dem Minderjährigen die 
in § 65 StGB. ihm verliehene volle Antragsberechtigung für die 
Falle der Privatklagedelikte wieder entzogen werden. Wenn daher 
der geſetzliche Vertreter das höchſtperſönliche Antragsrecht des achtzehn⸗ 
jährigen Minderjährigen, wenn dieſer mit der Stellung des Antrags 
nicht einverſtanden ſei, nicht in deſſen Namen ausüben, vielmehr nur 
aus eigenem Rechte Antrag ftellen könne ($ 65 Satz 2), ſo gelte das⸗ 
ſelbe entſprechend von der Erhebung der Privatklage: Gegen den 
Willen des achtzehnjährigen Verletzten darf der geſetzliche Vertreter 
nur im eigenen Namen von der in ſeinem ſelbſtändigen Antragsrecht 
wurzelnden Privatklagebefugnis Gebrauch machen; der Verletzte braucht 
die materiellen Folgen der Klage nicht gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn ihre Erhebung mit ſeinem Willen in Widerſpruch ſtand und 
nicht im Rahmen pflichtgemäßen Ermeſſens lag, ob ſie nun in ſeinem 
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Vormundſchaftsgerichts ermächtigt hat. 


M 19. 1915. 


Namen oder im eigenen Namen vom geſetzlichen Vertreter erhoben 
war. Es tft zuzugeben, daß dieſe Auslegung des § 414 StPO. dem 
Weſen der Sache entſpricht. 


De lege ferenda wünſcht Verfaſſer aber auch das felbftändig 
Antrags⸗ und Privatklagerecht des geſetzlichen Vertreters eines 
mindeſtens achtzehnjährigen Verletzten beſeitigt zu ſehen: es ſei un 
billig und durch das praktiſche Bedürfnis nicht geboten, das lekterm 
zuerkannte Reaktionsrecht in irgendeiner Form gegen feinen Willen 
ausüben zu laſſen; wie der Achtzehnjährige ſtrafrechtlich voll ver: 
antwortlich ſei, müſſe auch fein Urteil darüber, ob ſeine Ehre verlcht 
ſei, ausſchlaggebend ſein. Ich habe Bedenken, hier dem Verfaſſer zu 
folgen; dem Achtzehnjährigen fehlt doch häufig die zu ſolchem Urteil 
erforderliche ſittliche Reife. Dagegen iſt meines Erachtens dem 
Vorſchlag beizutreten, dem Minderjährigen in gewiſſem Umfange auch 
die Befugnis ſelbſtändiger Erhebung der Privatklage einzuräumen, 
nämlich, ſoweit die Klage mit dem Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts 
zuſammenhängt, zu dem ihn der Vormund mit Genehmigung des 
Es iſt in der Tat eine Un: 
gereimtheit des geltenden Rechtszuſtandes, wenn der Minderjährige als 
ſelbſtändiger Inhaber eines Fabrikunternehmens zwar auf eigene daust 
einen Zivilprozeß wegen unlauteren Wettbewerbs führen darf G 52 
PO .), innerhalb desſelben Geſchäftskreiſes aber die Selbſtändigkeit ein. 
büßt, ſobald es ſich um die Verfolgung der nämlichen Rechte im Privat 
klageverfahren handelt. Dieſe Erweiterung der Privatklagebefugnis 
befürwortet Coenders, obwohl er ſich ſonſt grundſätzlich gegen eine 
Ausdehnung des Gebietes der Privatklage wendet. Dieſe Gegnerschaft 
ſtützt er auf die in der Literatur nicht ſeltene Beweisführung, daß 
die Verweiſung des Verletzten zur Privatklage durchſchnittlich gleich 
bedeutend ſei mit dem Verzicht auf Strafverfolgung überhaupt, da 
der Privatkläger als „beſter Belaſtungszeuge“ gegen ſeinen Wilen 
zeugnisunfähig gemacht werde. Es iſt aber keineswegs richtig, daß 


der Privatkläger der beſte Belaſtungszeuge iſt. Auch die öffentliche 


Klage wird regelmäßig nicht auf Grund des alleinigen Zeugniſſes des 
Verletzten erhoben. Tatſächlich gilt in der Praxis noch die rechtlic 
abgeſchaffte Beweisregel der Carolina, daß in Ermangelung ein 
Geſtändniſſes des Beſchuldigten außer dem Verletzten noch mindeften: 
ein zweiter unbefangener Zeuge zur Überführung gehött. dice 
pſychologiſch tief begründete Regel iſt ein Grundpfeiler des Schur 
des Staatsbürgers gegen böswillige Anzeigen, den wir jo mer 
miſſen wollen wie unſere Altvorderen. Es iſt daher nicht zutreffen, 
daß die Verweiſung zur Privatklage eine Verſchlechterung der 
Strafverfolgungsmöglichkeit bedeutet. 
Staatsanwaltſchaftsrat und Privatdozent Dr. Klee, Berlin. 


A. Förſter: Die preußiſche Gebührenordunng für approbierte 
Arzte und Zahnärzte vom 15. Mai 1896. Sechste ver 
mehrte Auflage. Berlin 1915. Richard Schötz. 


Der Kommentar zur Gebührenordnung, den der langjährig 
verdiente Leiter des preußiſchen Medizinalweſens herausgegeben 0 
iſt fo bekannt, daß er einer Empfehlung nicht mehr bedarf. Es gend. 
darauf hinzuweiſen, daß er nicht nur, wie bereits in früheren Auflage" 
in einem Anhang den ärztlichen Gebührenanſpruch und ſeine gerichlice 
Geltendmachung ſowie das Geſetz betreffend die Gebühren der Medümal 
beamten vom 14. Juli 1909 behandelt, ſondern auch neuerdings erpchli 
vermehrt iſt. Es iſt beſonders das zuletzt genannte Geſetz und M 
ihm beigegebene Tarif eingehender erläutert worden, es find einen 
wichtige Fragen, z. B. die des Honorars der Spegialiften, der FT 
lichen Gutachtertätigkeit ausgiebig beſprochen worden. Die Haupt 
beſtimmungen der neuen Gebührenordnung für Zeugen und Suche 
ſtändige vom 10. Juni 1914 find gleichfalls bereits in den Anmerbuge 
berückſichtigt. Die Erwartung des Verfaſſers, daß das Bud auch n 
ſeiner neuen Auflage ſich als guter und zuverläſſiger Berater in Ä 
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Gebührenfragen erweiſen werde, wird ſicherlich erfüllt werden. Bedauer⸗ 
lich erſcheint uns nur, daß der Verfaſſer bezüglich der Zahlbarkeit 
empfangener Vorbeſuche bei ſchriftlichen Gutachten einen von der 
gegenwärtigen Auffaſſung des Herrn Medizinalminiſters abweichenden 
Standpunkt vertritt und damit den, wie zu hoffen war, endlich 
gewonnenen geſicherten Rechtsboden in dieſer vielumſtrittenen Frage 
aufs neue erſchüttert. 
Gerichtsarzt Geh. Med.⸗Rat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Dr. jur. Hermann Neuerburg: Die Stellung des Staats⸗ 
miniſteriums in Preußen. Staatsrechtliche Abhandlung. 
Trier. Trierer Druckereigeſellſchaft 1915. 


Die ſtaatsrechtliche Stellung des preußiſchen Staatsminiſteriums 
ſtellt ein intereſſantes Thema dar. Von einer ſtaatsrechtlichen Ab⸗ 
handlung erwartet man aber etwas mehr Ertrag, als hier geboten 
wird. Von den 64 Seiten umfaſſen 40 die Vorgeſchichte. Das iſt 
gewiß nicht zu viel; im Gegegenteil: ein tieferes Eindringen in die 
Entwicklungsgeſchichte der preußiſchen Zentralbehörden wäre durchaus 
angebracht geweſen. Aber wenn man hinzunimmt, daß die eigentliche 
dogmatiſche Unterſuchung ſich ſchließlich auf die drei letzten Oktav⸗ 
ſeiten beſchränkt, nachdem noch die Stellung des Staatsminiſteriums 
ſelbſt auf Grund der Kabinettsorder vom 3. November 1817 und 
unter dem Einfluß der Verfaſſung vom 30. Januar 1850 auch 
weſentlich geſchichtlich behandelt iſt, ſo müßten jene kurzen Bemerkungen 
über die heutige ſtaatsrechtliche Stellung der preußiſchen Zentralinſtanz 
ſchon recht inhaltreich ſein, wenn ſie das Thema einigermaßen er⸗ 
ſchöpfen wollten. Das ſind ſie aber nicht. Ein Drittel davon entfällt 
auf Außerungen Bismarcks im Abgeordnetenhauſe 1873; gewiß eine 
auch ſtaatsrechtlich wichtige Quelle, wie denn Laband in ſeinem 
„Deutſchen Staatsrecht“ häufig auf Bismarcks Parlamentsreden als 
Quelle zurückgeht. Aber die von Neuerburg angezogenen Worte des 
großen Staatsmannes behandeln nicht ſowohl die ſtaatsrechtliche 
Stellung des Staatsminiſteriums als ſolchen, als vielmehr die des 
Miniſterpräſidenten zu ihm. Bismarck motiviert die zeitweilige 
Zurückziehung aus dieſer Stellung mit der Einflußloſigkeit des 
Präſidenten auf das Geſamtminiſterium im Vergleich zu der Ber: 
antwortung als leitender Staatsmann. Daß übrigens die Trennung 
zwiſchen Reichskanzleramt und Präſidium im preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium nicht der Erfolg verſprechende Weg ſei, hat er ſpäter 
ſelbſt eingeſehen, es iſt in der Capriviſchen Zeit von neuem klar 
geworden. Der Rückzug aus dem Staatsminiſterium beruhte in 
beiden Fällen auf dem Bewußtſein, den tatſächlich beberrſchenden Ein- 
fluß nicht mehr zu beſitzen; er führte im einen zur Wiederaufhebung 
der Trennung unter Überwindung des Widerſtandes, im andern zur 
Kriſis an beiden Stellen. Aber das alles hat mit dem eigentlichen 
Thema des Verfaſſers nichts zu tun. Seine Theſe iſt, daß das 
Staatsminiſterium nicht die Einheit der Verwaltung verkörpert, daß 
überhaupt der Preußiſche Staat grundſätzlich keinen rechtlichen Mittel— 
punkt beſitze. In Anlehnung an Zorn will er das daraus herleiten, 
daß dem Staatsminiſterium, wie er es ausdrückt, die „Beſchluß— 
fahigkeit“ fehle, d. h. daß es nicht die einzelnen Miniſter durch 
bindende Beſchlüſſe majoriſieren könne. Dieſes Reſultat in Verbindung 
mit dem an die Spitze der Arbeit geſtellten Zornſchen Satze: „Die 
Verwaltung eines Staates, ſelbſt eines kleinen, bedarf notwendig der 
Einheit in der höchſtentſcheidenden Inſtanz: ohne Einheit keine Kraft“ 
würde den Preußiſchen Staat als ein kraftloſes Weſen erſcheinen laſſen. 
Um ſo unverſtändlicher würde es dann ſein, daß ſelbſt ein Staatsmann 
von der durchgreifenden Energie Bismarcks zeitweilig vor dem Wider— 
ſtande des preußiſchen Partikularismus die Segel geſtrichen hat, daß 
das größte Hindernis einer zentraliſtiſchen Reichspolitik bis auf den 
beutigen Tag der Widerſtand der preußiſchen Faktoren darſtellt. 

Der grundſätzliche Fehler des Verfaſſers iſt der, daß er im 
Anſchluß an Zorn, aber im Widerſpruch mit Gneiſt, die Bedeutung 
des Staatsminiſteriums für den Geſamtorganismus der Verfaſſung 
üderſchätzt. Gneiſt hat vollſtändig recht, daß der König einzig 
und allein die exekutive Gewalt in der Verwaltung hat, und daß 
ibm gegenüber alle Beſchlüſſe der verwaltenden Organe immer nur 
Gutachten bedeuten können. Einzelne Verwaltungsmaßnahmen können 
naturlich durch die Geſetzgebung kollegialiſcher Beſchlußfaſſung einer 
Behörde überwieſen werden, wie das ja auch bei dem Staats— 
miniſterium der Fall iſt, beiſpielsweiſe in Diſziplinarſachen. Aber 
die Geſamtverwaltung an die zwingenden Beſchlüſſe eines Kollegiums 
zu binden, würde dieſes zu einem ausſchlaggebenden Faktor des 
Verfaſſungsorganismus machen, der ſich weder mit dem monarchiſchen 
noch mit dem konſtitutionellen Charakter der preußiſchen Verfaſſung 
vertragen würde. 

Formell aber hat das Staatsminiſterium die ihm überwieſenen 
Funktionen kollegialiſch zu handhaben. Das gilt insbeſondere auch 
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von der Beſchlußfaſſung über die zu machenden Geſetzes vorlagen. 
Inwieweit die formell kollegiale Behandlung auch eine tatfächliche iſt, 
das hängt natürlich von den jeweiligen Verhältniſſen und beteiligten 
Perſönlichkeiten ab. Selbſtverſtändlich muß die Spezialiſierung und 
Vermehrung der Verwaltungsaufgaben und Geſetzesmaterien den Ein⸗ 
fluß der Einzelreſſorts im Verhältnis zum Geſamtkollegium ſtärken. 
Je nach den Perſonen und beherrſchenden jeweiligen politiſchen Fragen 
wird ein oder der andere Miniſter vorwaltenden Einfluß im Kollegium 
gewinnen. Aber den Rechtscharakter des Kollegiums kann man deshalb 
nicht leugnen, weil für die meiſten Fälle ſeine Beſchlüſſe nicht wie 
die eines Gerichtskollegiums der Rechtskraft fähig ſind. 

Schließlich mag noch bemerkt werden, daß der ſprachlichen Seite 
vom Verfaſſer ſehr wenig Sorgfalt zugewendet iſt. Die „durch den 
König zu erfolgende Ernennung“ iſt undeutſch. Mit dem Wort 
„derſelbe“ treibt der Verfaſſer verſchwenderiſchen Aufwand. Beiſpiels⸗ 
weiſe Seite 51: 

„Dieſelbe ſetzt vielmehr in den wenigen Artikeln, in denen ſie 
demſelben materielle Beſtimmungen gibt, immer ſein Beſtehen voraus, 
woraus folgt, daß an ſeiner rechtlichen Natur nichts geändert, ſondern 
die alten Grundlagen, welche für das ſelbe bis dato maßgebend waren, 


in Geltung geblieben ſind.“ 
Geheimer Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 


Dr. Bruno Bockmühl: Der Perſonenkreis und die Bei⸗ 

tragspflicht der landkrankenkaſſeupflichtigen Perſonen. 

Dr. Walther Rotſchild, Berlin und Leipzig 1914. Preis 
M. 


7 

Die Reichsverſicherungsordnung ſteht zwar der Beſeitigung der 
ſogenannten Kaſſenzerſplitterung, wie ſie ſich unter der Herrſchaft des 
Krankenverſicherungsgeſetzes herausgebildet hatte, ſympathiſch gegenüber, 
hat aber trotzdem eine neue Kaſſenart, die Landkrankenkaſſe, eingeführt, 
die nach der Regel in örtlichen Bezirken neben der allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe beſtehen ſoll und der Durchführung der Krankenverſicherung 
der in der Landwirtſchaft, im Wandergewerbe und im Hausgewerbe 

Sind hiernach 
ſchon gegenüber dem Krankenverſicherungsgeſetz ganz neue Verhältniſſe 
geſchaffen, ſo kommt hinzu, daß die Art der Verſicherung nicht nach 
den allgemeinen Regeln, ſondern nach beſonderen Ausnahmevorſchriften 
eingerichtet iſt, die naturgemäß eine Unmenge von Zweifelsfragen 
veranlaſſen. Dieſe Regelung iſt zum Teil außerordentlich verwickelt 
und, wie es ſcheint, in manchen Punkten überhaupt nicht durchführbar. 
Iſt doch ſchon während des Krieges die hausgewerbliche Kranken— 
verſicherung außer Kraft geſetzt und der Zuſtand des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes, die ortsſtatutariſche Regelung der Kranken- 
verſicherung, wieder hergeſtellt worden! Hiernach liegt es auf der 
Hand, daß eine Erläuterung der in Frage kommenden Vorſchriften 
der Reichsverſicherungsordnung ein dringendes Bedürfnis iſt. Der 
Verfaſſer hat hierfür die ſyſtematiſche Darſtellung gewählt, in der er 
unter ausgiebiger Benutzung der Geſetzgebungsmaterialien und der 
Literatur ein umfaſſendes Bild von der Verſicherung entwirft. Das 
Buch zerfällt in drei Abſchnitte, von denen der erſte allgemeine 
Erörterungen über die Zuſtändigkeit der Landkrankenkaſſe und über 
die Ausdehnung der Verſicherungspflicht enthält. Der zweite Abſchnitt 
behandelt die einzelnen Gruppen der landkrankenkaſſenpflichtigen 
Perſonen, während ſich der dritte Abſchnitt mit der Beitragspflicht 
dieſer Perſonen befaßt. Mit der Darſtellung verbindet der Verfaſſer 
auch eine kritiſche Beleuchtung der geſchaffenen Einrichtungen und 
geſetzlichen Vorſchriften, die im allgemeinen das Richtige trifft. Ein 
abſchließendes Urteil über die neue Geſetzgebung wird naturgemäß 
erſt gewonnen werden konnen, wenn reichliche Erfahrungen geſammelt 
ſind. Das gilt insbeſondere auch hinſichtlich der Verſicherung der 
unſtändig Beſchäftigten, die in der gewählten Form gleichfalls zu 
verſagen ſcheint. 

Zur Einführung in die ſchwierige Materie kann die vorliegende 
Abhandlung nur empfohlen werden. Sie wird hier immer gute 
Dienſte leiſten. 

Wirkl. Geh. Ober⸗Reg. Rat Dr. Hoffmann, Berlin-Grunewald. 


Wörterbuch des deutſchen Staats- und Verwaltunasrechts. 
Begründet von Profeſſor Dr. Karl Freiherr v. Stengel. 
2. Auflage herausgegeben von Profeſſor Dr. Max Fleiſch— 
mann, 3 Bände. Bd. 1 (1911) 870 S; Bd. II (1913) 

Bd. III (1914) 1034 S. Tübingen. Verlag 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) Preis 72 & geb. 81 &&. 

Am „Schickſalstage 1. Auguſt 1914“ iſt das von Profeſſor 

v. Stengel begründete Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts in 


zweiter, völlig neu bearbeiteter und erweiterter Auflage unter Mit⸗ 
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wirkung unſerer erſten Theoretiker und Praktiker auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts vollendet worden. 

Das Werk verkörpert in ſeiner reichen Fülle der einzelnen 
Artikel, die trotz gedrängter Kürze vielfach den ſelbſtändigen Wert 
praktiſcher und wiſſenſchaftlicher Einzelabhandlungen haben, als Ganzes 
genommen, den heutigen Stand unſerer deutſchen Verwaltungs⸗ 
rechtswiſſenſchaft überhaupt. Dies mag eine über den Rahmen der 
Detailkritik hinausgehende Betrachtung unter allgemeinerem Geſichts⸗ 
winkel rechtfertigen. Einer „Empfehlung“ bedarf das Werk nicht. 


Habent sua fata libelli. Dies gilt in erſter Linie von Wörter⸗ 
büchern auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Iſt die in der 
franzöſiſchen Rechtswiſſenſchaft unverkennbare Vorliebe für die 
lexikaliſche Form im allgemeinen wie insbeſondere auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts!) im weſentlichen auf den äußeren Grund der 
praktiſchen Handlichkeit derartiger Zuſammenfaſſungen zurückzuführen, 
ſo begegnet man in Deutſchland ſchon früh dem Beſtreben, dieſe Form 
tieferliegenden Beweggründen dienſtbar zu machen und einem 
beſtimmten Ideenkreis als Ausdrucksmittel zu dienen. So ſtand 
das Staatslexikon von Rotteck und Welcker (1856 — 1866) unter dem 
Eindruck der liberal ⸗oppoſitionellen Grundauffaſſung der Herausgeber; 
das Projekt der jetzt in dritter Auflage (1908) erſchienenen auf 
katholiſchen Grundſätzen beruhenden Bachemſchen Staatslexikons hat 
das Programm der Görres⸗Geſellſchaft von ihrer Gründung an 
begleitet. 

Auch im Dienſte rein wiſſenſchaftlicher Beſtrebungen kennzeichnet 
ſich die Herausgabe eines umfaffenden Wörterbuches vielfach als ein 
Abſchnitt in der Entwicklungsgeſchichte der Darſtellung und der 
Erkenntnis des betreffenden Wiſſensgebietes. Die Schaffung des 
grundlegenden Conradſchen Handwörterbuchs der Staatswiſſenſchaften 
ſtellt einen Markſtein der Scheidung des verſchwommenen Komplexes 
der „Staatswiſſenſchaften““) nach der juriſtiſchen und der wirt⸗ 
ſchaftlich⸗ſozialen Seite dar. 

Auch bei uns allerdings iſt in neuerer Zeit die Spezialliteratur 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts in Form von Wörterbüchern 
im Dienſte vorwiegend praktiſcher Zwecke keine ſeltene Erſcheinung. 
Begegnen wir einerſeits Spezialwörterbüchern für beſtimmte Materien 
des öffentlichen Rechts, jo auf dem Gebiete des Militärrechts)), 
Verſicherungsrechts“), Einkommenſteuerrechtss) 6), fo zeigen anderer: 
ſeits die Handwörterbücher des preußiſchen und ſächſiſchen Ver⸗ 
waltungsrechts (von Bitter und von der Moſel) ſowie das Fiſcherſche 
Lexikon des in Bayern geltenden Verwaltungs-, Staats-, Polizei⸗ und 
Polizeiſtrafrechts das Beſtreben, einen örtlich begrenzten, poſitiven 
Verwaltungsrechtsſtoff in einer den Bedürfniſſen der Praxis ent⸗ 
ſprechenden gedrängten Kürze darzuſtellen. 

Das Stengel⸗Fleiſchmannſche Wörterbuch verfolgt über derartige, 
praktiſch naheliegende Ziele hinaus den Zweck, das deutſche öffent⸗ 
liche Recht, insbeſondere das Verwaltungsrecht, das, vom Reichsrecht 
abgeſehen, bei der Zerſplitterung des vielgeſtaltigen einzelſtaatlichen 
Rechtsſtoffes nur in der juriſtiſchen Idee exiſtieren kann, als ein in 
ſeinen Grundzügen einheitliches Ganzes darzuſtellen. 

Bereits als Stengel in den Jahren 1889 ff. das Werk in erſter 
Auflage erſcheinen ließ, war es mit ſeinen zirka 600 ſelbſtändigen 
monographiſch gehaltenen Artikeln erſter fachwiſſenſchaftlicher Autoritäten 
eine bedeutſame Erſcheinung. Nach dem damaligen Geleitwort war 
es als eine Darſtellung des geltenden Rechts unter Berückſichtigung 
politiſcher, ſozialer, wirtſchaftlicher und techniſcher Geſichtspunkte den 
Bedürfniſſen der Praxis zu dienen in erſter Linie beſtimmt.7) 


1) Es ſei nur an die Namen Merlin, Dalloz und Fuzier⸗Herman 
ſowie an die beliebten Dictionnaires de l’administration erinnert. 

2) Vgl. hierzu G. v. Mayr: Begriff und Gliederung der Staats: 
wiſſenſchaften, 3. Auflage, 1910. 

3) Vgl. Dietz, Handwörterbuch des Militärrechts 1912. 

4) Manes, Verſicherungslexikon 1909. 


5) Vgl. das jüngſt an dieſer Stelle beſprochene Handwörterbuch 
der preußiſchen Einkommenſteuer und Ergänzungsſteuer von Maatz. 


6) Vgl. auch Sterns Buchhaltungslexikon, mit deſſen Erwähnung 
zugleich daran gedacht werden mag, daß das Buchhaltungsrecht keine 
auf ſich ſelbſt geſtellte Wiſſenſchaft von den „Buchwerten“ (Fiſcher), 
auch keine rein privatrechtliche, vielmehr eine in weſentlichen Beſtand— 
teilen (Steuerrecht uſw.) öffentlich-rechtliche Materie iſt. 

7) Vgl. auch die Ausführung von Stengel gelegentlich einer Be: 
ſprechung des Weitzkeſchen Rechtslexikons in der Zeitſchrift für Staats⸗ 
wiſſenſchaften Bd. 38 (1882) S. 436: „Die richtige Begrenzung des 
Umfangs und des Inhalts eines deutſchen Rechtslexikons eraibt ſich 
aus der Erwägung, daß dasſelbe die Benützung der ſyſtematiſchen Be⸗ 
arbeitung der Rechtsdiſziplinen keineswegs überflüſſig machen, ſondern 
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Über die begrenzte Aufgabe praktiſcher Orientierung hinaus jedoch 
lag die wiſſenſchaftliche Bedeutung des Stengelſchen Unternehmens 
vor allem darin, daß auf dem allgemeinen Untergrunde der „Staats: 
wiſſenſchaften“ ſich hier der damalige juriſtiſche Gehalt des Ber: 
waltungsrechts als ſolcher in ſeiner Totalität darſtellte, und die 
übrigen, dem Geſamtgebiete der den Staat betreffenden Wiſſenſchaften 
angehörenden Wiſſenszweige nur als Hilfs diſziplinen im Dienfte der 
eigentlich juriſtiſchen Verwaltungsrechtswiſſenſchaft erſchienen. 

Seit dem find mehr als 20 Jahre vergangen. In dieſer Zeit 
hat vielleicht kein Zweig der deutſchen Rechtswiſſenſchaft eine folk 
innere Umgeſtaltung erfahren wie das deutſche Verwaltungsrecht 
Mit dem Bewußtſein der Selbſtändigkeit der Verwaltungsrechtswiſſen; 
ſchaft als einer beſonderen juriſtiſchen Disziplin ging das Streben 
Hand in Hand, über die Beherrſchung des poſitivrechtlichen Stoſſtz 
hinaus zur Erkenntnis des Allgemeinen auf dem Boden der viel: 
geſtaltigen Geſetzesgrundlage zu gelangen. So charakteriſiert ſich dieſe 
Zeit durch das Ringen um den „Allgemeinen Teil“ des Verwaltungs 
rechts, das im weſentlichen auf konſtruktive Bemühungen der 
Schaffung feſtumriſſener öffentlich⸗rechtlicher Begriffe hinausläuft. Nach⸗ 
dem Laband auf der einheitlichen Grundlage des Reichsſtaatsrechtt 
ein begrifflich feſtfundamentiertes Gebäude von unvergänglicher Be 
deutung errichtet hatte, iſt es für das Verwaltungsrecht vor allen 
Otto Mayer vorbehalten geweſen, in feinem 1895 erſchienenen Berk 
über „Deutſches Verwaltungsrecht“ eine allgemeine wiſſenſchaftliche 
Grundlage der juriſtiſchen Behandlung dieſer Materie zu ſchaffen. 
Die Reaktion gegen dieſe konſtruktive, ſich typiſch in Kormannz ge 
dankenreichem „Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staatsakte“ verlör: 
pernde Richtung blieb nicht aus. Wer einen krummen Stab gerade 
biegen will, bemerkt Stoerck gegen Laband in feiner leſenswerten 
Schrift: „Zur Methodik des öffentlichen Rechts“ (S. 81), mag nach 
Montesquieu ihn erſt nach der anderen Seite recht gründlich krumm 
biegen; das erklärt uns temporär die Tendenz, das Gebäude dei 
Staatsrechts auf der geſchichtsloſen Baſis rein logiſcher Dedultion 
auszuführen, aber es rechtfertigt dieſes Beginnen in unferen Augen 
nicht auf die Dauer.?) 

Wenn in dieſen Zeiten wiſſenſchaftlichen Aufſtieges und Kampfe 
der Methoden ein umfaſſendes Wörterbuch des Verwaltungsrecht auf 
völlig neuer Grundlage erſcheint, fo ergibt fi aus der Natur ber 
Sache, daß ſich dieſer Stand der Dinge im Inhalte des Werkes in 
gewiſſem Umfange widerſpiegeln muß. 

Eine äußere erhebliche Bereicherung hat das Werk, abgeſehen von 
einer eingehenden Darſtellung des Kolonialrechts vor allem dadurch 
erfahren, daß nunmehr auch das Staatsrecht in vollem Umfange 
in den Kreis der Darſtellungen aufgenommen iſt. Zum erſten Nalt 
erſcheint hier eine ſtaatsrechtliche Darſtellung, die verwaltung: 
rechtlichen Fundamenten ihre Entſtehung verdankt, während noch 
Laband das Verwaltungsrecht lediglich als ein Konglomerat von 
Rechtsſätzen des Privat, Straf-, Prozeß⸗ und Staatsrechts anſah.“ 

Wiſſenſchaftlich bemerkenswerte Bereicherungen haben der Ent 
wicklungstendenz entſprechend vor allem die Erörterungen zu den 
„Allgemeinen Teil“ erfahren, zu dem man nach dem heutigen Stande 
der Dinge allerdings die Bd. 2 S. XIII der alten Auflage zuſammen⸗ 
geſtellten Stichworte zum beträchtlichen Teil nicht mehr rechnen dürfte. 
Neben neu eingefügten Erörterungen allgemeiner Natur Staat und 
Staatswiſſenſchaften (Piloty) und Politik (Richard Schmidt) uf.) 
mag vor allem die tiefgehende Unterſuchung E. Kaufmanns über 
Verwaltung und Verwaltungsrecht (in erſter Auflage von L. v. Stein 
und ſeine kritiſche Auseinanderſetzung mit den von O. Maver über 
nommenen verwaltungsrechtlichen Kategorien des franzöſiſchen Recht 
hervorgehoben werden. Einen bedeutungsvollen Fortſchritt ſtellt der 
Abſchnitt „Verwaltungsakte“ von Kormann dar; leider ift der in det 
früheren Auflage von Stengel eingehend erörterte Vertragd und 


im weſentlichen nur einen gedrängten Überblick über den jeweiligen 
Stand der einzelnen Difziplinen geben und durch reichhaltige din 
weiſe auf die Literatur die Orientierung in einzelnen Fragen den 
Theoretiker wie dem Praktiker erleichtern ſoll.“ 
9) Gegen O. Mayer vgl. beſonders zur Methodik, Spiegel: 
Die Verwaltungsrechtswiſſenſchaften (1909); ſiehe auch E. Kaufmann 
in feiner Abhandlung: Verwaltung und Verwaltungsrecht im Wörter 
buch des Staats- und Verwaltungsrechts. 5 5 
Auch die Kontroverſe zwiſchen Bühler. (Die ſubjektiven in 
lichen Rechte und ihr Schutz in der deutſchen Berwaltungsruc 


ſprechung) und W. Jellinek (Geſetz, Geſetzmäßigkeit und Zweckmäßig 


keitserwägungen) beruht in vieler Hinſicht auf methodiſchen l 
dieſe Erkenntnis hätte die unnötige Schärfe ihrer gegenſeing 
Polemik weſentlich mildern können. (Vgl. JW. 1915, 669.) 

5) ArchOffR. 2, 155 ff. 
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Vereinbarungsbegriff etwas zu kurz gekommen. Zum erſten Male 
begegnen wir ferner der neuen Lehre von den „Offentlichen Anſtalten“ 
(Kormann) unter einem ſelbſtändigen Stichwort. In der trefflichen, 
jetzt einheitlich zuſammengefaßten Darſtellung des Polizeirechts von 
Roſin, den Erörterungen zu den Worten: „Geſetz, Verordnung, Ber: 
waltungszwang, Ordnungsſtrafe“ (Anſchütz, früher v. Stengel), 
„Offentliche Rechte und Pflichten“ (Gieſe, früher v. Stengel), „Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit“ (Bühler, Fleiſchmann u. a.) uſw. iſt die im 
Zuge der Zeit liegende begriffliche Vertiefung gegenüber der erſten 
Auflage unverkennbar. 

Auch die Ausblicke, welche ſich an die Betrachtung des Werkes 
in ſeiner Geſamtheit knüpfen, zeigen die tiefere Bedeutung desſelben. 
Sowohl die einſeitig konſtruktive wie die einſeitig hiſtoriſch⸗spoſitiv⸗ 
rechtliche Behandlung der Materie wird ſtets nur einen begrenzten 
Ausſchnitt des wirklich Vorhandenen in ganz beſtimmter Richtung 
bieten können. Wie Kaufmann in ſeiner Abhandlung über Verwaltung 
und Verwaltungsrecht im Ergebnis hervorhebt, 

gehören zum Ausbau der Wiſſenſchaft des Verwaltungsrechts 
beide Richtungen. 

Sie ſind aufeinander angewieſen, ja ſie müſſen ſich treffen, 
wenn die eine zum poſitiven Recht herab⸗ und die andere zur 
Syntheſe heraufſteigt. Aber auch ſonſt müſſen ſie gegenſeitig 
ertragen: die eine muß die zu ſtarken Generaliſationen der 
anderen ebenſo hinnehmen, wie dieſe die poſitiv⸗ rechtlich ana⸗ 
lytiſch⸗hiſtoriſche Art, die die Syntheſe ſcheut. Gerade aus 
dem Ringen beider Richtungen wird der Fortſchritt erwachſen. 

In einer neuen Beſprechung des O. Mayerſchen Buches 10) wird 
demgegenüber hervorgehoben, die Darlegungen Kaufmanns ſeien mehr 
geeignet aufzulöſen, als zu erfüllen. Das iſt unrichtig. Die Erfüllung 
ſelbſt ſchon liegt in dem Bemühen ſelbſtändiger, vorurteilsloſer Er⸗ 
kenntnis des realen Sachverhalts, ſowie in der Gegenſtändlichkeit 11) 
und Perſönlichkeit 12) der Darſtellung, auf die letzten Endes alles 
ankommt. Aller Methodenſtreit mag von gewiſſem Wert für die 
literariſche Orientierung ſein, für die Sache ſelbſt iſt er von unter⸗ 
geordneter Bedeutung. Liebhaber methodiſcher Schlagworte ſollten 
ſich gelegentlich daran erinnern, daß die hiſtoriſchen Darſtellungen 
des Mayerſchen Buches, des angeblich typiſchen Vertreters „rein kon⸗ 
ee Richtung“ zu den beftgelungenften Partien feines Werkes 
gehören. 

Noch iſt vieles zu leiſten. Noch fehlt der vielfach von erfahrenen 
Praktikern als notwendig erkannte, unmittelbare Zuſammenhang 
zwiſchen wiſſenſchaftlicher Erkenntnis und der Praxis gerade im Ver⸗ 
waltungsrecht in mancher Hinſicht. Auch in dem Wörterbuch macht 
ſich dies fühlbar. So ermangeln beiſpielsweiſe die mannigfachen 
praktiſchen Aufſätze des Wörterbuchs über Finanzrecht der allgemeinen 
Zuſammenhänge, die O. Mayer und Fleiner (Inſtitutionen des 
deutſchen Verwaltungsrechts) in ihren Erörterungen über die Finanz⸗ 
gewalt aufzudecken ſich bemühen, während gerade im Finanzrecht, worauf 
gelegentlich einer Kritik der 1. Auflage des O. Mayerſchen Werkes 
G. Jellinek treffend hinweiſt, 1) der richtige Ort iſt, die verwaltungs⸗ 
rechtliche Auffaſſung gegenüber der ſtaatswiſſenſchaftlichen im Detail 
durchzubilden. Noch ſteht auch wiſſenſchaftlich eine Fülle von Fragen 
offen. Es ſei z. B. an das verwaltungsrechtliche Organiſations⸗ 
problem 14) erinnert. Noch iſt der Vertreter der neuen (trotz des 
Krieges) zukunftsreichen Wiſſenſchaft des internationalen Verwaltungs⸗ 
rechts Neumeyer in dem beſprochenen Werk nicht in dem vollen, ihm 
gebührenden Umfange zu Worte gekommen. Noch ſtehen wir im Ver⸗ 
waltungsrecht im Zeichen rein praktiſch orientierter Kommentarform. 5) 


10) Vgl. Markull PrVBl. 36 (1915) S. 723. 
11) In dem Sinne etwa, wie Goethe in einem Geſpräch mit 
Eckermann von der Gegenſtändlichkeit ſeiner Poeſie ſpricht (Reklam 


S. 156). 

12) Vgl. z. B. den Abſchnitt bei Stoerck (Zur Methodik des 
öffentlichen Rechts) über „die Inhaltsentfremdung der nicht-politiſchen 
Darſtellungsart“ und Thoma: Rechtsſtaatsideen und Verwaltungs⸗ 
rechtswiſſenſchaft im Jahrbuch des öffentlichen Rechts IV (1910) 
S. 216 ff. 


13) Vgl. VerwArch. V S. 310. 

14) Val. Spiegel: Die Verwaltungsrechtswiſſenſchaft 1909 S. 59 ff. 
Man denke etwa an die mannigfaltigen Formen der Delegation der 
Amtsgewalt. i 

15) Vgl. neuerdings aber für das preuß. Verfaſſungsrecht 
Anſchütz: Die Verfaſſungs⸗Urkunde für den Preußiſchen Staat. Ein 
Kommentar für Wiſſenſchaft und Praxis Bd. J 1912. Anſätze zu 
einer anderen Geſtaltung auch in Kormanns Arbeit zu dem Kormann⸗ 
Görresſchen Kommentar zum Kaligeſetz. Vgl. auch Kormann, Jur. 
Literaturblatt Bd. 25 (1913) S. 126. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. Bu 1283 


Der Weg aber, auf welchem ſich methodiſch und praktiſch die 
Löſung vorbereitet, kann nicht beſſer gefunden werden, als auf der 
von Stengel und Fleiſchmann beſchrittenen Bahn der Vereinigung der 
Vertreter aller Richtungen zu einer gemeinſchaftlich umfaſſenden 
Geſamtdarſtellung. Hierin liegt nicht zuletzt die Bedeutung der neuen 
Auflage des Werkes und hierin auch ein Teil des wiſſenſchaftlichen 
Verdienſtes der mühevollen Arbeit des Herausgebers. 

Dieſem Ringen der Diſziplin des deutſchen Verwaltungsrechts 
um ſeine Exiſtenz und wiſſenſchaftliche Anerkennung ſteht die deutſche 
Anwaltſchaft bisher im weſentlichen fern. Das Wörterbuch ſelbſt 
beweiſt dies; nur ganz vereinzelte Artikel auf begrenzten praktiſchen 
Sondergebieten (vgl. z. B. die Stichworte: Auenrecht, Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft, Theaterrecht uſw.) ſind von Anwälten verfaßt. Auf das reiche, 
auch praktiſch dankenswerte Betätigungsfeld, welches das weite Gebiet 
des öffentlichen Rechts dem Anwalt bietet, kann nicht oft genug hin⸗ 
gewieſen werden. Anwaltlich verwaltungsrechtliche Spezial⸗ 
betätigungen allerdings, wie wir ſolchen in beſcheidenem Umfange 
z. B. auf dem Gebiete des Einkommenſteuerrechts, Wegerechts, 
Gemeinderechts, Sozialverſicherungsrechts, bei dem Verfahren vor dem 
Patentamt uſw. begegnen — können hier allein keinen Wandel ſchaffen. 
Es bedarf vor allem der leider durch die Univerſitäten vielfach unter⸗ 
laſſenen anſchaulichen Schulung in den Grundlagen des 
öffentlichen Rechts, die befähigt, in dem einzelnen praktiſchen 
Falle das Typiſche und Generelle zu ſehen und die allgemeinen öffentlich 
rechtlichen Zuſammenhänge zu erkennen. 

In einer gedankentiefen akademiſchen Antrittsrede: „Über die 
Umbildung zivilrechtlicher Inſtitute durch das öffentliche Recht“ 
(Tübingen, 1906 S. 24) hat Fleiner die Bedeutung des modernen 
Verwaltungsrechts mit den Worten gekennzeichnet: 

In keinem anderen Rechtsgebiet vermag der Juriſt aus der 
Geſamtanſchauung der Verhältniſſe und der Rechtsſätze und aus 
dem Abwägen der Intereſſen ſo frei zu geſtalten wie gerade 
Hern 

Welche neuen geiſtigen Werte die junge Diſziplin der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Doktrin zuführen wird, darüber vermag erſt die Zukunft 
zu richten. Die Wiſſenſchaft des deutſchen Verwaltungsrechts 
befindet ſich zur Stunde noch in den Anfängen. Doch unverrückbar 
ſteht vor ihr das eine Ziel: mitzuhelfen, daß ſelbſt gegen 
den Herrſcher Staat dem letzten Bürger im Lande ſein 
Recht wird. g 

Eine idealere und zugleich praktiſch verheißungsvollere Aufgabe 
gerade für den Anwalt läßt ſich ſchwer denken. 

Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


— — — 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 


A. 

IR ein Zahlungsbefehl zuläffie, wenn es ſich um nach 
deſſen Zuſtellung fällig werdende Jeiſtungen handelt? 
Die vorſtehende Frage wurde bisher verneint von den Auslegern der 
ZPO., weil die ſpätere Fälligkeit der Erlaſſung des Befehls an den 
Schuldner den Gläubiger innerhalb einer Woche zu befriedigen, ent⸗ 
gegengeſtanden wäre. Der Fall, daß die Fälligkeit innerhalb einer 
Woche ſeit der Zuſtellung eintritt, kann als verſchwindende Ausnahme 
hier außer Betracht bleiben. Auch nach dem Wortlaut der VO. vom 
9. 9. 1915 zur Entlaſtung der Gerichte § 2 wird die Frage verneint 
werden müſſen. Gleichwohl iſt die Frage der Prüfung wert, ob 
ſolchen Zahlbefehlen nicht durch die Auslegung Eingang verſchafft 
werden könnte, da nicht abzuſehen iſt, warum der Umſtand, daß erſt 
ſpäter vollſtreckt werden kann, vgl. § 751 Abſ. 1 ZPO., die Anwend⸗ 
barkeit der an ſich zweckmäßigen Beſtimmungen über den Zahlbefehl 
hindern ſollte. Hier zeigt nun der §S 2 VO. vom 7. 8. 1914 über 
gerichtliche Zahlungsfriſten in der Faſſung vom 20. 5. 1915 einen Weg, 
indem dort der Zahlbefehl mit Friſt zugelaſſen iſt. Die Friſt 
kann vom Gläubiger ohne Mitwirkung des Gerichtsſchreibers bewilligt 
und muß dann in den Vollſtreckungsbefehl aufgenommen werden. 
Dies ſetzt allerdings einen Antrag des Schuldners voraus. Aber 
warum ſollte es nicht zuläſſig fein, daß der Gläubiger ſchon im Geſuch, 
ohne den Antrag des Schuldners abzuwarten, die Friſt bewilligt? 
Geht man einmal ſoweit, ſo wird man die Friſtbewilligung auch 
dann zulaſſen müſſen, wenn der Gläubiger nicht etwa mit Rückſicht 
auf ein mögliches Stundungsgeſuch, ſondern nur deshalb bis zum 
Friſtablauf warten muß, weil die Forderung erſt ſpäter fällig wird. 
Allerdings läßt ſich dieſe Auffaſſung nur vertreten, wenn man für 
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ſolche Fälle dem Zahlungsbefehl einen vom § 692 ZPO. und § 2 VD. 
abweichende Faſſung gibt; er wird etwa dahin lauten müſſen: „dem 
Schuldner wird aufgegeben, wenn er nicht am .... den Gläubiger 
wegen ſeines Anſpruchs aus ..., in Höhe von M.... befriedigen 
will, Widerſpruch zu erheben“. Dieſe Abweichung vom Wortlaut 
hätte weder in der ZPO. noch in der VO. eine unmittelbare Grund⸗ 
lage; erwägt man aber, wie man es ſtets bei den Kriegsverordnungen 


ſoll, den Zweck, der zur Erlafjung der VO. vom 9. 9. 1915 führte, 


ſo wird man ſich mit der freieren Auslegung wohl befreunden können, 
da ſie das mit der Erlaſſung des Verſäumnisurteils verbundene 
Schreibwerk vereinfacht. Irgendein ſchutzbedürftiges Intereſſe am 
Ausſchluß des Mahnverfahrens in ſolchen Fällen läßt ſich nicht finden. 
Allerdings iſt bei Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls für künftige 
Leiſtungen für eine richterliche Zahlungsfriſt ſo wenig Raum wie im 
Urteil; wenn die BD. bei Fälligkeit noch zu Recht beſteht, kann ſich 
der Schuldner nur nach 85 BD. vom 7. 8. 1914 ſchützen. 

Es wäre vielleicht ſchon vor dem Kriege praktiſch geweſen, wenn 
man das Mahnverfahren auch für die in 88 257 bis 259 ZPO. er: 
wähnten Anſprüche zugelaſſen hätte; damals lag aber kein ſo dringendes 
Bedürfnis vor, weil die Anwendung dieſes Verfahrens ganz im Be⸗ 
lieben des Gläubigers ſtand. Für die Kriegszeit wäre eine dies⸗ 
bezügliche Beſtimmung der VO. am Platze geweſen; doch wird die 
Praxis vielleicht auf dem oben angegebenen Wege das Fehlende er: 
gänzen. Zur Entſcheidung berufen ſind die Amtsrichter, bzw. Vor⸗ 
ſitzenden der Landgerichte, die auch auf Klagen, die eine Zahlung in 
Zukunft verlangen, einen Zahlungsbefehl zu ſetzen hätten. Dem 
Gegner des Antragſtellers bzw. Klägers ſteht hiergegen nur der 
Widerſpruch zu, der, auch wenn das Gericht das Mahnverfahren für 
unzuläſſig hält, im Falle der Veranlaſſung zur Klagerhebung zur 
Auferlegung der Koſten an den Beklagten führen muß. Der beim 
Ausbleiben des Widerſpruchs zu erlaſſende Vollſtreckungsbefehl ermöglicht 
die Vollſtreckung ebenſo, wie ein ſolcher mit richterlicher Zahlungsfriſt. 
Auf einem andern Blatt ſteht allerdings, daß es nicht möglich iſt, 
wegen eines Anſpruchs mehr als einen Vollſtreckungsbefehl zu erhalten, 
und daß weitere Ausfertigungen eines ſolchen dem Geſetze unbekannt 
ſind. Bisher konnte der Gläubiger mit Rückſicht darauf vom Mahn⸗ 
verfahren abſehen; jetzt hat er keine Wahl. Dieſe Erwägung 
kann aber nicht zu einer einſchränkenden Auselgung der VO. vom 
9. 9. 1915 führen. Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


f B. 

Zu 8 17 der Bekanntmachung vom 9. September 1915. 
In IW. 1915, 1157 ff. führt Juſtizrat Striemer aus, daß 
nach § 17 der Bek. vom 9. 9. 1915 zu den Sätzen des § 9 der 
Pauſchſatz nach 8 76 Abſ. 2 RAGebdO., nicht Abſ. 3 hinzutritt, weil 
die Gebühren des § 17 nicht „Prozeßgebühr“ ſind.!) Dies iſt meines 
Erachtens aus folgenden Gründen unrichtig: 

I. 817 Abſ. 2 ordnet an, daß die „Gebühren“ in Nr. 1 und 2 
auf die in dem nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr 
voll angerechnet werden. Nachdruck iſt in dieſem Satze nicht auf das 
Wort „Prozeßgebühr“, ſondern auf „die in dem nachfolgenden Rechts 
ſtreite zuſtehende“ zu legen, wie dies von Landgerichsrat Pogge in 
DIZ. 1915, 1024 mit Recht ſchon bezüglich des 8 38 RAGebd. 
hervorgehoben wird. 

II. Auch die amtliche Begründung zu 8 17 der Bek. nennt 
ſelber die nach $ 38 RAGebO. dem Anwalt im Mahnverfahren zu: 
ſtehenden Sätze des 8 9: „Prozeßgebühr“. 

III. Die Prozeßgebühr ſteht dem Anwalt in der Regel zu, 
ſobald er als Prozeßbevollmächtigter eine Tätigkeit entwickelt hat 
(Sydow⸗Buſch, RAGebO. § 13 Note 3). Konnte man bezüglich des 
alten Mahnverfahrens vor dem 1. Oktober 1915 die (meines Er: 
achtens auch damals ſchon unrichtige) Anſicht vertreten, daß die 
Gebühren des Mahnverfahrens des §8 38 RAGCHD. nicht „Prozeß: 
gebühr“, ſondern anders geartete beſondere Gebühren ſind, weil das 
Mahnverfahren fakultativ neben dem ordentlichen Prozeßverfahren 
zuläſſig war, ſo iſt dies nach dem 1. Oktober 1915 gewiß unzutreffend, 
da nunmehr das Mahnverfahren rechtsnotwendig das Prozeßverfahren 
einleitet. Dadurch iſt mit Beſtimmtheit zum Ausdruck gebracht, daß 
das Mahnverfahren als Teil des ordentlichen Verfahrens dieſem 
vorausgeht. Dann aber tft die dem Anwalt als Prozeßbevollmäch—⸗ 
tigten für die Einleitung des Verfahrens zuſtehende Gebühr auch 
„Prozeßgebühr“, denn der Auftraggeber des Anwalts will, daß dieſer 
als ſein Prozeßbevollmächtigter eine Tätigkeit entwickelt. 

IV. Für den Fall, daß der Anwalt glaubhaft macht, der Be— 
klagte werde den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen, 
ſoll vom Mahnverfahren Abſtand genommen werden. Dann ſteht 
dem Anwalt alſo zweifellos die „Prozeßgebühr“ zu. Was beſteht 


I) Vgl. auch Kaufmann, JW. 1915, 1237 Ziff. Za und Lerch, 
JW. 1915, 1284. 
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nun für ein Unterſchied darin, ob ich eine Klage mit dieſer Glaub: 
haftmachung einreiche, ſo daß kein Mahnverfahren in Betracht kommt, 
oder ob ich eine Klage ohne ſolche Glaubhaftmachung einreiche, und 
die deshalb vom AG. als Zahlungsbefehl behandelt wird. Ob ich 
nachher Verſäumnisurteil oder Vollſtreckungsbefehl erwirke, wird mit 
der gleichen Gebühr abgegolten; nur die erſte Gebühr ſoll einmal 
eine „Prozeßgebühr“, das andere Mal eine „Gebühr im Mahn⸗ 
verfahren“ ſein. Das iſt unlogiſch. 

V. Noch greller tritt der Widerſinn der gegenteiligen Anſicht 
da zutage, wo auf Grund des 8 14 Abſ. 5 der Bek. Termin zur 
mündlichen Verhandlung anberaumt wird. Dann iſt kein Mahn⸗ 
verfahren zuſtande gekommen, ſondern der Rechtsſtreit wickelt ſich im 
ordentlichen Verfahren ab, und in dieſem ſteht dem Anwalt zweiſellos 
die „Prozeßgebühr“ zu. Beanſtandet alſo ein Gericht bei einer Klage 
den Anſatz des Mindeſtpauſchſatzes von 4 &, ſo darf es das Geſuch 
nicht zurückweiſen, ſondern muß gemäß § 14 Abſ. 5 Termin zur 
mündlichen Verhandlung anberaumen, und bewirkt dadurch gerade 


das Gegenteil von dem, was es beabſichtigte. 


VI. Der Streit wäre unerheblich und ein Streit um Worte, 
wenn nicht davon abhängig wäre, ob dem Anwalt bei den erſten 
ſieben Wertsklaſſen der Mindeſtpauſchſatz von 4 & oder nur 20 Prozent 
zuſtehen. Nach obigen Ausführungen ſteht ihm der Mindeſtpauſchſatz 
zu. Hierfür ſpricht außerdem auch die Abſicht der Bekanntmachung, 
die Lage der Anwälte, denen ſchon durch die Beſtimmung des $ 19 
eine große Zahl Sachen entzogen werden, nicht ſonſt noch ſchlechter 
zu geſtalten. Was hätte die Erhöhung in $ 17 Ziff. 3 für einen 
Sinn, wenn der Anwalt andererſeits durch den verminderten Pauſchſatz 
erheblich ſchlechter geſtellt wird. Die Bekanntmachung will auch die 
Anwälte „entlaſten“ und fie nicht, indem fie ihre Einnahmen ver: 
ringert, wirtſchaftlich „belaſten“. 

Rechtsanwalt Dr. Max Oppenheim, Berlin. 


C 


Zu 8 19 der Bekanntmachung vom 9. September 1915. 
Die Vorſchrift des § 19 Nr. 1 Bek. vom 9. September 1915 inter: 
eſſiert beſonders im Hinblick auf § 691 30. 

Wie bisher üblich, wird in den meiſten Fällen, wo der Gläubiger 
durch einen Rechtsanwalt vertreten iſt, dieſer in dem Antrag auf 
Erlaß eines Zahlungsbefehls ſeine Koſten liquidieren, damit dieſe 
gemäß § 692 ZBD. in den Zahlungsbefehl aufgenommen werden. 

Wie verfährt nun der Amtsrichter, wenn er gemäß $ 19 N..! 
Bek. vom 9. September 1915 bei einem Wert des Streitgegenſtandes 
unter 50 A die Koſten des Rechtsanwalts nicht für erſtattungefabig 
erachtet! 

Liegt ein Fall des 8 691 ZRO.? m 

Dies iſt meines Erachtens zu verneinen. Im $ 692 35d. 
unterſcheidet das Geſetz ausdrücklich zwiſchen dem Anſpruch des 
Gläubigers und den Koſten des Verfahrens. Die evtl. zu en 
ſtattenden Anwaltsgebühren gehören aber zu den Koſten des Verfahrens, 
was ſchon aus § 91 3] O. hervorgeht. Es liegt alſo insbeſondere 
nicht ein Fall des § 691 Abſ. 2 3 PO. vor, wo der Zablungsdeſcbl 
nur in Anſehung eines Teiles des Anſpruchs nicht erlaſſen werden 
kann. Daraus ergibt ſich, daß der Amtsrichter nicht auf Grund des 
§ 691 3PO. den Gläubiger über die Abſetzung der liquidierten 
Anwaltsgebühren zu hören hat. Demzufolge darf er auch, wenn der 
Gläubiger bei feinem Antrage verharrt, den Antrag auf Erlaß eines 
Zahlungsbefehls nicht zurückweiſen. 

Der Richter kann aber den Gläubiger vorher hören. , 

Es iſt dem Richter nicht verwehrt, vor Erlaß des Zahlung®: 
beſehls den Gläubiger darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
liquidierten Anwaltskoſten nicht erſtattungsfähig ſind. Vielleicht 
nimmt der Gläubiger in einem ſolchen Falle bei einem ganz kleinen 
Objekt feinen Antrag auf Erlaß des Jahlungsbefehls zurück. Vielleic. 
überzeuat der Gläubiger in einem anderen Falle durch Anführung 
neuer Tatſachen den Richter davon, daß die Anwaltskoſten doch AUF 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig find. (§ 91 Abſ. 13000 

Sei es nun. daß der Richter zuvor den Gläubiger gehört 1 
und dieſer bei ſeinem urſprünglichen Antrage verharrt, ſei es, . 
der Richter ein Gehör nicht für zweckmäßig erachtet, in beiden Fällen 
muß der Richter den Zahlungsbefehl wegen des Anſpruchs des 
Gläubigers erlaſſen. f 
Beelche Entſcheidung ergeht in einem ſolchen Falle aber über die 
liquidierten Anwaltskoſten? 

Denn das Gericht muß doch auf den vom Gläubiger geftelten 
Antrag eine Entſcheidung treffen, und dieſe Entſcheidung muß auch 
zur Kenntnis des Gläubigers gelangen. . 

Die Abſetzung der liquidierten Koſten in ben Zahlungsbefehl au 
zunehmen, halte ich nicht für zweckmäßig. Der Zahlungbefehl fel 
lediglich einen Beſehl an den Schuldner enthalten. Den Schulrner 
intereſſiert die Abſetzung der vom Gläubiger Uiquidierten Kosten nicht 
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Die Aufnahme der Koſtenentſcheidung würde auch die erforderliche 
Klarheit des an den Schuldner gerichteten Befehls gefährden. Sodann 
aber wird dem Gläubiger eine Ausfertigung des Zahlungsbefehls 
nicht zugeſtellt. Er würde alſo keine Kenntnis davon erhalten, daß 
die liquidierten Koſten abgeſetzt ſind. 

Meines Erachtens erläßt der Amtsrichter daher zweckmäßig 
neben dem Zahlungsbefehl einen beſonderen Beſchluß, worin der 
Antrag des Gläubigers auf Erſtattung der liquidierten Anwaltskoſten 
zurückgewieſen wird. Von dieſem Beſchluß wird dann der Gläubiger 
formlos in Kenntnis geſetzt. 

Eine förmliche Zuſtellung an Gläubiger und Schuldner, etwa 
gemäß § 329 Abſ. 3 ZPO., iſt nicht erforderlich. Denn der Beſchluß 
ergeht gleichzeitig mit dem Zablungsbefehl. Vor Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls tritt aber keine Rechtshängigkeit ein. Es ſind daher 
formell keine Parteien vorhanden. Eine förmliche Zuſtellung, auch 
nur an den Gläubiger allein, erſcheint ferner deswegen überflüſſig, 
weil eine Anfechtung der Entſcheidung nicht ſtattfindet. 

Nach § 22 Bek. vom 9. September 1915 unterliegen Ent: 
ſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten einer Beſchwerde nur, wenn 
die Beſchwerdeſumme den Betrag von 50 & überſteigt. 

In den zur Rede ſtehenden Fällen iſt aber der Wert des 
Streitgegenſtandes felber höchſtens 50 & ($ 19 Bek.). 

Der Gebührenſatz der II. Wertſtufe der RAGebO. (20 bis 60 4) 
beträgt nur 3 &. Zu dieſer Gebühr von 3 * ($ 38 NAGebd.) 
kommt noch ein Pauſchſatz von 20 Prozent mit 0,60 A. Der Be: 
ſchwerdegegenſtand würde danach im Höchſtfalle 3,60 , alſo weit 
unter 50 & betragen. Referendar Lerch, Marienwerder. 


Rechtshilfeerſuchen in den okkupierten Gebieten 
Ruſſiſch- Polens.!) 5 18 Abſ. 2 VO. vom 21. März 1915 be: 
treffend die Gerichtsverfaſſung für das unter deutſcher Verwaltung 
ſtehende Gebiet von Nuffiich : Polen iſt durch VO. des General: 
gouverneurs vom 8. September 1915 dahin geändert worden, daß 
Geſuche um Rechtshilfe von Deutſchland an den Präſidenten des 
Obergerichts gerichtet werden können, nicht mehr, daß ſie dahin zu 
richten ſind. Bezirksrichter Dr. Fiege, Lodz. 


öchſtpreiſe. 1. In der Praxis iſt folgende Frage beſtritten: 
Darf im Falle der Höchſtpreisfeſtſeung für einen beſtimmten 
Bezirk der in dieſem Bezirke wohnende Landwirt oder Händler nach 
auswärts, alſo über dieſen Bezirk hinaus um einen den Höchſtpreis 
überſteigenden Preis verkaufen? 

Beiſpicl: Stadt Kempten und Bezirksamt Kempten ſetzen für das 
Pfund Tafelbutter folgende Höchſtpreiſe feſt: 1,60 „ für den Verkauf 
vom Produzenten an den Händler, 1,80 & für den Verkauf vom 
Händler an den Konſumenten. 

Darf nun der im Bezirksamt Kempten wohnende Produzent 
nach Berlin das Pfund Butter um 1,90 / verkaufen, wenn ihm der 
Berliner Händler dieſen Preis als Engrospreis bezahlt? Die von 
mir geſtellte Frage iſt zu bejahen, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes für einen beſtimmten Bezirk, 
alſo beiſpielsweiſe für das Bezirksamt Kempten, wirkt nur für dieſen 
Bezirk, denn das Bezirksamt Kempten kann nicht eine Verfügung 
erlaſſen, welche beiſpielsweiſe den Bezirk Frankſurt a. M. oder Berlin 
bindet. Das ergibt ſich ſchon aus den allgemeinen Zuſtändigkeitsregeln. 
Für Verkäufe nach auswärts iſt der Produzent oder Händler an die 
lokal feſtgeſetzten Höchſtpreiſe nicht gebunden. 

2. Wäre die gegenteilige Anſicht richtig, daß die lokal feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe auch für den Verkauf nach auswärts maßgebend wären, 
dann würde das Reſultat eintreten, daß der auswärtige Handel zum 
Nachteil des Kemptener Handels ungerechtfertigterweiſe die größten 
Gewinne machen würde. Es darf aber nicht die Folge einer Höchſt— 
preisfeſtſetzung ſein, daß Handelskreiſe der Bezirke, die keine Höchſt— 
preiſe haben, einſeitig begünſtigt werden. Wenn beiſpielsweiſe der 
Bauer in Kempten an einen Berliner Händler das Pfund Butter nur 
um 1,60 & verkaufen dürfte, während dieſer im Großhandel für das 
Pfund mindeſtens 1,90 ./ erhält, im Kleinhandel ſelbſtverſtändlich 
bedeutend mehr, ſo würde der Berliner Händler auf Koſten des 
Kemptener Bauern einen außerordentlich hohen, aber unverdienten 
Gewinn einſtecken. Die Preiſe für Butter würden aber deshalb in 
Berlin nicht ſinken, weil die Butter außerordentlich knapp iſt, d. b. 
den Vorteil hätten nur die Berliner Händler, nicht aber die Berliner 
Konſumenten. 

3. Daß dieſe meine unter Ziffer 2 erwähnte Anſicht richtig iſt, 
ergibt ſich aus folgendem: 

Wenn der Kemptener Produzent dem Berliner Händler das 
Pfund Butter nur um den Höchſtpreis von 1,60 / verkaufen darf, 


1) Bol. JW. 1915, 1146. 
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dann hat der Kemptener Produzent kein Intereſſe mehr, nach Berlin 
zu verkaufen, er wird vielmehr danach trachten, unter Ausſchaltung 
des Zwiſchenhandels direkt an den Konſumenten in Kempten zu 
verkaufen, weil er da für das Pfund Butter 1,80 „ bekommt. Oder 
aber, es wird der Kemptener Produzent danach trachten, aus der 
Milch ein Produkt herzuſtellen, das ihm einen größeren Gewinn 
ſichert, als die Butterfabrikation, mit anderen Worten: Die Butter⸗ 
zufuhr in die Großſtadt geht zurück, und die Preiſe für Butter in 
der Großſtadt ſteigen noch mehr als bisher, die Volksernährung in 
der Großſtadt iſt gefährdet. 

II. Komme ich aus den angegebenen Gründen zu einer Bejahung 
der von mir eingangs geſtellten Frage, ſo muß ich doch ſagen, daß 
meines Erachtens die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für einen be: 
ſtimmten Bezirk eine verfehlte Maßregel iſt, und zwar aus folgen⸗ 
den Gründen: 

Die Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes für einen beſtimmten Bezirk 
hat doch den Zweck, die in dieſem Bezirk wohnende Bevölkerung vor 
Wucherpreiſen zu ſchützen und damit die Volksernährung in dieſem 
Bezirke zu ſichern. Die lokale Feſtſetzung von Höchſtpreiſen bewirkt 
aber tatſächlich nichts anderes, als das Abwandern der Ware 
nach Orten, wo ſolche Höchſtpreiſe nicht feſtgeſetzt ſind. 

Wenn der Kemptener Produzent bei ſeiner Lieferung nach Berlin 
an die Kemptener Höchſtpreiſe nicht gebunden iſt, dann liefert er 
ſelbſtverſtändlich nach Berlin, wo er höhere Preiſe bekommt als in 
Kempten Es iſt auch ſelbſtverſtändlich, daß Agenten aus allen 
möglichen Teilen Deutſchlands die Butter in ſolchen Bezirken auf⸗ 
zukaufen beſtrebt ſind, wo Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, ſie bezahlen 
höhere Preiſe und fo haben wir das Refultat: 

Durch die lokale Feſtſetzung von Höchſtpreiſen wird das Ab: 
wandern der Ware geradezu künſtlich gefördert und die Volksernährung 
in dem Bezirk, für welchen Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find, leidet Not. 
Es iſt alſo ſtatt Sicherung der Volksernährung in dieſem beſtimmten 
Bezirk das Gegenteil erreicht. Was ich hier ausgeführt habe, wird 
durch die Erfahrungen im Kemptener Bezirk beſtätigt. Seit Ein⸗ 
führung lokaler Höchſtpreiſe für Butter iſt die Zufuhr von Butter 
auf den Markt faſt gleich Null, während früher beinahe ein Über⸗ 
angebot vorhanden war. 

III. Die ganze Frage iſt eine außerordentlich ſchwierige und eine 
ideale Löſung der ganzen Höchſtpreisfrage gibt es nicht. Meines Er⸗ 
achtens läßt ſich die Sache nur ſo machen: 

1. Hochſtpreisfeſtſetzung nicht bloß für das Produkt, ſondern auch 
für den Rohſtoff, alſo beiſpielsweiſe nicht nur für Butter, ſondern 
auch für die Milch, und zwar für möglichſt große Bezirke. 

2. Ausfuhrverbot für das Produkt aus den einzelnen Landesteilen. 

3. Einführung einer Reichsverteilungsſtelle mit Landeszentral— 
ſtellen, von welchen aus die Verteilung der Ware an die einzelnen 
Landesteile erfolgt. 

Die neuen Bundesratsverordnungen vom 25. September 1915 
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs— 
regelung bietet den Weg, auf welchem die von mir unter I und II 
angeſührten unhaltbaren Konſequenzen aus der Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen für beſtimmte Bezirke beſeitigt werden können. Darüber 
dürfen wir uns aber auch bei der neuen Regelung keinem Zweifel 
hingeben: Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in den einzelnen Gebieten 
Deutſchlands ſind ſo verſchieden, daß eine Regelung der Höchſtpreis— 
frage, die alle Beteiligten vollftändig befriedigt, Produzenten und 
Konſumenten, nicht möglich iſt. 

Dieſe Zeilen waren bereits geſchrieben, als die Verfügung des 
ftellvertretenden Generalkommandos 1. Bayeriſchen Armeekorps vom 
1. Oktober 1915 erſchien. welche Höchſtpreiſe nicht bloß für Molkerei⸗ 
produkte, ſondern für die Milch ſelbſt feſtſetzte, außerdem eine Ber: 
teilungsſtelle für Erzeugniſſe der Milchwirtſchaft einführte und die 
Ausfuhr von Erzeugniſſen der Milchwirtſchaft von der vorherigen 
Genehmigung der Verteilungsſtelle abhängig machte. Kine reiche: 
geſetzliche Regelung der. Frage iſt nach den Mitteilungen der Preſſe 
in Vorbereitung. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten (Allgäu). 


Bedarf die Pfändung einer durch eine Vormerkung 
geſicherten Forderung der Eintragung? In einer Wider⸗ 
ſpruchetloge gegen den im Zwangsverſteigerungsverfahren aufgeſtellten 
Teilungsplan batte der Beklagte feinen Antrag auf Abweiſung der 
Klage auf S 830 3PO. geſtützt und dabei mit folgenden Ausführungen 
die Aktivlegitimation des Klägers beſtritten: 

Der Kläger habe zwar ſeine, des Beklagten, Forderung geaen 
den Grundſtückseigentümer, ſowie ſeinen Anſpruch auf Einräumung 
einer Sicherungshypothek aus der für die Forderung erwirkten Vor⸗ 
merkung gepfändet und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen; er könne 
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jedoch das auf dieſe Anſprüche im Verteilungsplan entfallende Liquidat 
nicht für ſich beanſpruchen. Letzteres ſtehe vielmehr ſeinem Gläubiger X 
zu, der wohl die vorerwähnte Forderung nebſt dem Anſpruche aus 
der für ihn eingetragenen Vormerkung nach dem Kläger habe pfänden 
und ſich überweiſen laſſen, die volle rechtliche Wirkſamkeit dieſer 
Pfändung dafür aber durch Bewirkung ihrer Eintragung in das 
Grundbuch herbeigeführt habe. 

Die Reihenſolge der erfolgten Pfändungen iſt unter den Parteien 
unbeſtritten. 

Der Beklagte ſtützt ſich zu Unrecht auf die Vorſchrift des § 830 
3PO., der von der Pfändung einer durch eine Hypothek geſicherten, 
und nicht einer durch eine Vormerkung geſicherten Forderung ſpricht. 
Vor dem Jahre 1900 waren Praxis und Doktrin allerdings über⸗ 
wiegend der Anſicht, daß die Vormerkung ein wirkliches, wenn auch 
bedingtes Pfandrecht gewähre, ſo daß beiſpielsweiſe auch die Pfändung 
der durch eine Vormerkung aus den 88 6 oder 7 des Geſetzes vom 
13. Juli 1883 geſicherten Forderung nach 1900 der Eintragung g mäß 
§ 830 ZPO. bedarf (vgl. OL GRſpr. 6, 404). Noch weiter ging das 
RG., indem es in der im 30. Bande von Gruchot auf S. 709 zitierten 
Entſcheidung ſagte: „Die Eintragung der Vormerkung, die für die 
einzutragende definitive Hypothek die Reihenfolge der Eintragung 
ſichert, verleiht dem Berechtigten ein wirkliches Hypothekenrecht, das 
ſich inhaltlich von dem durch die endgültige Eintragung einer Hypothek 
begründeten Recht in nichts als durch ſeinen proviſoriſchen Charakter 
unterſcheidet, deſſen es durch die Umſchreibung in eine definitive 
Hypothek dergeſtalt entkleidet wird, daß letztere als vom Zeitpunkt 
der Eintragung der Vormerkung beſtehend zu denken iſt.“ 

Anders iſt es ſeit 1900. Schon die zweite Kommiſſion lehnte 
die Ausgeſtaltung der Vormerkung zu einer dinglichen Belaſtung ab. 
Und obwohl noch heute die Meinungen über die rechtliche Natur der 
Vormerkung auseinandergehen, ſo ſind ſie immerhin darin einig, daß 
der Zweck der Vormerkung nur in der Sicherung eines perſönlichen 
Anſpruchs auf Anderung des dinglichen Rechtsſtandes beſteht, und daß 
ſie kein dingliches Recht begründet noch umwandelt, ſondern nur die 
Begründung durch nachfolgende Eintragung vorbereitet (vgl. Gruchot 
49, 531; Staudinger III Anm. 13 und 3a zu $ 883). Es iſt mithin 
der durch ſie geſicherte Anſpruch, auch wenn infolge nachträglicher 
Verfügungen an Stelle des durch die Vormerkung betroffenen Schuldners 
ein anderer in das Grundbuch eingetragen wird, dennoch wie bisher 
perſönlich gegen den urſprünglichen Schuldner gerichtet und gegen 
dieſen geltend zu machen (vgl. OL GRſpr. 14, 691; Staudinger Anm. V4 
zu § 883). An dieſer Auffaſſung von der Vormerkung als eines 
formellen Sicherungsmittels ändert auch nichts der Umſtand, daß der 
Vormerkung in gewiſſer Beziehung eine einem dinglichen Rechte ähnliche 
Wirkung beigelegt wird, fo im BGB. 8 8833 infofern, als fie dem 
perſönlichen Anſpruche die zur Zeit ihrer Verlautbarung offene Rang⸗ 
ſtelle vorbehält, ſo auch die auf ſie bezüglichen Vorſchriften in der KO. 
§ 24 und im 3G. SS 9, 48. . 

Was letzteres insbeſondere anbetrifft, ſo iſt das vorgemerkte Recht 
nach § 48 3G. zwar wie ein eingetragenes bei Feſtſtellung des 
geringſten Gebots zu berückſichtigen und demgemäß auch der vorgemerkte 
Gläubiger nach 8 9 3G. als Beteiligter im Verfahren anzuſehen. 
Dem ſpäterhin entſtandenen Rechte wird aber nur der Rang der Vor⸗ 
merkung gewahrt (§ 888 BGB.), nicht aber der Vormerkung der volle 
Inhalt des Rechtes ſelbſt gegeben. Auch für die Verſteigerung ſelbſt 
ſteht das vorgemerkte Recht dem eingetragenen nicht gleich: erſt wenn 
es eingetragen iſt, ſo iſt es als ſolches in die Klaſſen 4 bis 8, wenn 
nur vorgemerkt, früheſtens in Klaſſe 9 des § 10 3G. einzureihen 
(vgl. OS GRſpr. 11 S. 120, 121). 

Erhellt ſchon aus dieſen Ausnahmebeſtimmungen, daß Hypothek 
und Vormerkung nach Inbalt und Wirkung einander nicht gleichſtehen, 
ſo geht dies, wie das RG. im 65. Bande ſeiner Entſcheidungen auf 
S. 262 zutreffend auseinanderſetzt, auch aus dem Gegenſatze, in den 
das BGB. die beiden Inſtitute zueinander ſtellt, deutlich hervor. 
Nach den §§ 886, 887 BGB. werden im Falle zerſtörender Einreden 
oder eines Aufgebotsverfahrens wider ſie die Vormerkungen einfach 
beſeitigt, während in den 55 1168, 1169 und 1170 bei zerſtörenden 
Einreden oder Ausſchlußurteilen gegen wirkliche Hypotheken ausdrücklich 
der Eintritt von Eigentümerhppotheken angeordnet ift. 

Es folgt aus dem Vorhergeſagten, daß es einer Eintragung der 
Pfändung der durch die Vormerkung geſicherten Forderung des Beklagten 
gegen den Grundſtückseigentümer durch den Gläubiger X nicht bedurft 
hat, da es ſich lediglich um einen obligatoriſchen Anſpruch handelt. 
Die erſolgte Eintragung der Pfändung iſt belanglos: ohne Eintragung 
der vorgemerkten Hypothek gebührt dem Gläubiger X ein Prioritäts⸗ 
recht am Verſteigerungserlöſe nicht (vgl. OS Rſpr. 14,69; insbeſondere 
die am Ende zitierte Literatur). 


Rechtsanwalt Dr. Stanislaw Heimann, Hohenſalza. 
g (Am 1. September gefallen.). 


Zur Ehrenwortverpfändung. In ſeinem Urteil vom 
25. Juni 1915, JW. S. 994, erklärt das RG. einen Vertrag für 
rechtswirkſam, in deſſen § 23 der eine Vertragſchließende fein Ehren: 
wort dafür verpfändet, daß er den in den übrigen Vertragsbeſtimmungen 
eingegangenen Verpflichtungen gewiſſenhaft nachkomme. Es führt 
insbeſondere aus, das zu dem gleichen Ergebnis gelangende Be: 
rufungsurteil werde von der Feſtſtellung getragen, 

„daß, ſelbſt wenn die Verpfändung des Ehrenworts einen 
Verſtoß gegen die guten Sitten enthalte und deshalb nach 
§138 Abſ. 1 BG B. nichtig ſein ſollte, die Nichtigkeit 
der Beſtimmung des § 23 des Vertrags gleichwohl die 
der übrigen Vertragsbeſtimmungen nicht zur Folge haben 
würde, weil nach der ganzen Sachlage anzunehmen ſei, daß 
die Parteien den Vertrag, ſo wie geſchehen, auch ohne Ver⸗ 
pfändung des Ehrenworts geſchloſſen hätten, falls ihnen die 
Nichtigkeit der Verpfändung bekannt geweſen wäre (vgl. 
8 139 BGB.)“ 
Hiernach erblickt das RG. in der Verpfändung des Ehrenworts 
als ſolcher eine Erklärung, die der Nichtigkeit fähig iſt und daher 
auch als nichtiger Teil eines Rechtsgeſchäfts im Sinne von 
§ 139 BGB. in Betracht kommen kann. Dieſe, das ganze Urteil 
beherrſchende und durch das in übertragenem Sinn angewandte Wort 
„Verpfändung“ geförderte Vorſtellung iſt meines Erachtens unſchwer 
als irrig zu erweiſen. Der Nichtigkeit fähig find nur rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärungen und nur ſolche können einen nichtigen 
Teil eines Rechtsgeſchäfts im Sinne des § 139 BGB. darſtellen. 
Die „Verpfändung“ des Ehrenworts als ſolche iſt aber keine rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärung. Sie gehört nicht dem rechtlichen, ſondern 
lediglich — ſo RG. 78, 262 unten — dem ſittlichen Gebiet an. 
Die Verpfändung des Ehrenworts iſt begrifflich, unfähig Kechts⸗ 
wirkungen zu erzeugen oder zu verſtärken, ſie iſt daher auch begrifflich 
der Nichtigkeit unfähig. Nur als eine rechtsgeſchäftlichen Er: 
klärungen anhaftende Begleiterſcheinung rein tatſächlicher Natur kam 
fie die Rechtswirkſamkeit jener Erklärungen beeinfluſſen. 

Das Bedürfnis nach Abſchwächung der von Fuchs (JW. 1915, 
1055 Anm. 2) mit Recht als nicht unbedenklich bezeichneten Tragweite 
von RG. 78, 260 = JW. 1912, 382 kann daher jedenfalls dur 
unmittelbare Anwendung des § 139 BGB. nicht befriedigt werden. 


Rechtsanwalt Dr. Kullmann, Karleruk. 


Entgegnungen. 
Don den im Offenbarungseidsue en überreidten 
l,; find anderen Gläubigern dis 
elben Schuldners auf Berlangen Abſchriften m 


erteilen. 
Herr Rechtsanwalt Dr. Kann hat meine auf S. 1128 abgedruckt 
Entſcheidung mit einigen Geleitworten verſehen. Soweit er 
gegen die preußiſche Verfügung über die Schuldnerverzeichniſſe wendet, 
brauche ich nicht näher darauf einzugehen. Ich bemerke nur. 
die Offentlichkeit der Verzeichniſſe durch das Geſetz ſelbſt ($ 915 
Abſ. 3 ZRO.) eingeſchränkt iſt und daß deshalb bei uns Bedenken 
getragen iſt, die Erteilung von Gruppenabſchriften zu geſtatten. Er 
weit dagegen Herr K. die Ausführungen angreift, mit denen ich die 
Geſtattung der Akteneinſicht an andere Gläubiger als Vorausſezung 
der Abſchrifterteilung begründet habe, muß ich ihm widerſprechen. 
Herr K. rügt zunächſt, daß ich zu meinem Ergebniſſe auf einem 
großen Umwege gelangt ſei. Mein Entſcheidungsgrund beſhrere 
ſich jedoch auf die Erwägung, daß die Juſtizverwaltung mange 
entgegenſtehender Vorſchriften freie Hand habe. Einen kürzeren Weg 
gibt es wohl nicht. Was ich dieſer Erwägung vorausgeſchickt I 
tft nur eine Ablehnung anderer Anſichten. Wäre ich auf dieſe 5 
ſichten nicht eingegangen, ſo hätte mir mit Recht der Vorwurf 
Oberflächlichkeit gemacht werden können. 
Herr K. meint ſodann, daß meine Begründung am alerwengſt 
nac 
ihrem Ermeſſen mit dem Akteninhalt zu ſchalten. Ich habe aber bi 


vernichtung äußert und die in § 299 Abſ. 2 b a 
mithin als beſtehend vorausgeſetzt ift, einer Anzweiflung nicht behehr 
werde. Auch Herr K. ſcheint nur bezweifeln zu wollen, en 
Juſtizverwaltung nach ihrem Ermeſſen mit dem Alteninhalt lelmthr 
könne. Das habe ich aber auch nicht behauptet. Ich I, es an 
geſagt, die Juſtizverwaltung habe „deshalb“ freie Hand, w lic ein 
entgegenſtehenden Vorſchriften fehle. Herr K. findet nun fre dez 
Hindernis des Ermeſſens in der Verpflichtung zur W 

Dienſigeheimniſſes. Wenn aber das Dienſtgeheimnis die 


wird (Abf. 2). 


44. Jahrgang. 


der Einſicht in dieſe Akten nicht geſtattete, hätte der nach ſeiner 
Meinung anwendbare § 299 Abſ. 2 ZPO. fie verbieten müſſen. Ein 
Dienſtgeheimnis iſt jedoch hier nicht zu wahren. Das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren iſt trotz des Ausſchluſſes der Offentlichkeit bei dem 
Verfahren nicht gegenüber allen Perſonen geheim. Aus der Wirkſam⸗ 
keit, die ihm gegenüber anderen Gläubigern eingeräumt iſt, folgt 
vielmehr, daß die Akten dieſen Perſonen zugängig fein müſſen. Der 
§ 299 Abſ. 2 ZPO. geſtattet in feinem Anwendungsbereiche die 
Akteneinſicht beim Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes ſogar 
allgemein, ohne die Fälle auszunehmen, in denen die Offentlichkeit 
ausgeſchloſſen geweſen iſt. 

Will man gleichwohl, fo ſage ich umgekehrt, die Verſügungs⸗ 
gewalt der Juſtizverwaltung nicht gelten laſſen, ſo iſt die Gewährung 
der Einſicht in die Offenbarungseidsakten überhaupt nicht zu recht⸗ 
fertigen, da § 299 Abſ. 2 ZPO. hier nicht anwendbar iſt. Dieſe 
Vorſchrift ſteht in dem Abſchnitte über das „Verfahren vor den 
Landgerichten“. Herr K. hat dieſe Worte überſehen und hat deshalb 
nicht angegeben, weshalb die Vorſchrift trotz dieſer Beſchränkung auch 
für das Offenbarungseidsverfahren vor den Amtsgerichten gelte. Er 
hält ſich nur daran, daß der 8 299 in dem Titel über das „Ver: 
fahren bis zum Urteil“ ſteht, und meint, dies könne ſchwerlich ent⸗ 
ſcheidend fein, da § 299 von den Prozeßakten handle und zu dieſen 
auch die Schriftſtücke über das Verfahren nach dem Urteile, mithin 
auch diejenigen über das Offenbarungseidsverfahren gehörten. Selbſt 
wenn dies richtig wäre, würde es an der Sache nichts ändern 
können. Der § 299 handelt aber nicht von den Prozeßakten, ſondern 
von der Einſicht in die Prozeßakten, mithin nicht von einem das 
Verfahren „bis zum Urteil“ überdauernden Gegenſtande, ſondern 
von einer vorübergehenden Handlung. Wenn das Geſetz von einer 
ſolchen Handlung in dem Titel ſpricht, der das Verfahren vor den 
Landgerichten bis zum Urteil ordnet, kann es dieſe Handlung nur 
für den Fall geregelt haben, daß ſie in dieſem Verfahren vorgenom⸗ 
men werden ſoll. Daß dies der Wille des Geſetzes iſt, ergibt ſich 
klar aus den in meiner Entſcheidung angeführten, von Herrn K. 
jedoch überſehenen Vorſchriften, welche die Anwendung des § 299 
auf beſtimmte andere Verfahren, unter denen ſich das Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren nicht befindet, vorſchreiben. Der § 299 iſt deshalb ſo 
zu verſtehen: In dem Verfahren vor den Landgerichten bis zum 
Urteil können die Parteien von den Prozeßakten Einſicht nehmen und 
ſich aus ihnen Ausfertigungen, Auszüge und Abſchriften erteilen 
laſſen (Abſ. 1), dritten Perſonen kann in dieſem Verfahren die Akten: 
einſicht von dem Gerichtsvorſtande ohne Einwilligung der Parteien 
nur geftattet wer den, wenn ein rechtliches Intereſſe glaubhaft gemacht 
Landgerichtspräſident Wicke, Braunſchweig. 


Zur Frage der Auslegung der Ariegsklauſel. Das 
RG. hat in der in JW. 1915, 912 abgedruckten Entſcheidung mit 
Recht angenommen, daß bei Vereinbarung einer Krieasklauſel des 
der Entſcheidung zugrunde liegenden Wortlauts der Verkäufer von 


der Leiſtung frei wird, wenn ein Krieg eintritt, von dem ſein Betrieb 


in erheblicher Weiſe betroffen wird.!) Dieſe letztere Einſchränkung 
iſt gerechtfertigt. Die Kriegsklauſel iſt ein Unterfall der vertraglich 
vereinbarten clausula rebus sic stantibus®) mit zwei Abweichungen 
gegenüber den vom BGB. §§ 321, 610 zugelaſſenen Fällen der ges 
ſetzlichen clausula rebus sie stantibus. Die Anderung der Ver: 
hältniſſe, und zwar nicht der Vermögens verhältniſſe, ſondern der 
Betriebsbedingungen, muß auf den Eintritt beſtimmter, in der Klauſel 
aufgeführter Ereigniſſe zurückzuführen ſein, und dieſe Anderung der Ver⸗ 
hältniſſe tritt ein auf ſeiten des ſich freizeichnenden Teils, während ſich in 
den Fällen der §8§ 821, 610 die Anderung der Verhältniſſe auf ſeiten 
der Gegenpartei des zurücktretenden Teils vollzieht. Gemeinſam iſt 
aber dem Fall der Kriegsklauſel mit den Fällen der SS 321, 610, daß 
es ſich um eine weſentliche Anderung der Verhältniſſe handeln muß 
(88 321, 610: weſentliche Verſchlechterung), d. h. der Krieg muß 
den Betrieb in erheblicher Weiſe treffen; dieſe Einwirkung braucht aber 
keine ſo erhebliche zu ſein, daß ſie eine Leiſtungsunmöglichkeit oder 
Lieferungsunerſchwinglichkeit im Sinne der Auffaſſung des RG.) zur 
Folge hat. Bei der Verſchiedenheit der beiden Auffaſſungen handelt es 
ſich alſo nur um eine Verſchiedenheit des Grades der Einwirkung. 

Die von Hachenburg gegen die Entſcheidung geltend gemachten 
Bedenken (JW. 1915, 961) treffen meines Erachtens nicht zu. 
Hachenburg findet es auffallend, daß das RG. und die Dresdener 
Urteile die Frage nicht berühren, ob auch der Käufer nach der Ver— 
kehrsſitte den Freizeichnungswillen des Verkäufers erkennen konnte. 
Möglicherweiſe ſei dieſe Seite der Frage von dem Kläger in dem 


1) Vgl. die Entſcheidung des RG. über die Streikklauſel, 
IW. 1913, 87. 

2) Vgl. Haußmann, JW. 1915, 634. ö 

) RG. 57, 116; JW. 1904, 200. 
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vom RG. entſchiedenen Fall nicht berührt worden. Dies war aber 
offenbar geſchehen, und das RG. ſowie das OLG. Dresden haben ſich 
mit der von Hachenburg berührten Frage, wenn auch nur kurz, 
beſchäftigt. In dem vom RG. entſchiedenen Fall hat die Berufungs⸗ 
inſtanz (OLG. München) wörtlich folgendes ausgeführt (JW. 1915, 912): 
„Die Beklagte mache keineswegs einen ſittenwidrigen Gebrauch von 
dem Vorbehalte. Der Sinn des Verhaltens (ſoll heißen: Vorbehaltes) 
ſei völlig klar, weshalb es einer Vernehmung von Sachverſtändigen 
darüber, wie er nach der Verkehrsſitte zu verſtehen ſei, nicht bedürfe.“ 
Und das RG. ebenda: „Damit hat er (der Verkäufer) deutlich er: 
klärt, daß er den Kauf nur unter Vorbehalt dieſer Ereigniſſe ab⸗ 
ſchließe. — Der Vertrag iſt in dieſem Punkte feinem Wortſinne nach 
völlig deutlich und ſeine Auslegung, die ſelbſtverſtändlich gemäß 
$ 133, 157 BGB. erfolgen muß, bietet inſofern keine Schwierig⸗ 
keiten.“ Schließlich das OLG. Dresden (JW. 1915, 939): „Es darf 
unbedenklich nicht bloß die Entbindung von der vereinbarten Liefe⸗ 
rungsfriſt, ſondern auch die Befreiung von der Lieferungspflicht über: 
baupt als erkennbar ausbedungen und vertragsmäßig zugeſtanden 
gelten.“ Mit Recht hebt Hachenburg hervor, daß maßgebend für die 
Auslegung nur ſei, wie die Kriegsklauſel im Augenblick ihrer Verein⸗ 
barung, alſo im Frieden, nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte aufgefaßt werden mußte, dagegen kommt gar 
nichts darauf an, ob „dem Käufer in zahlreichen Fällen nicht zum 
Bewußtſein gekommen iſt, daß der Verkäufer für den Fall des 
Kriegsausbruchs als ſolchen, ohne daß er ihm die Lieferung unmöglich 
oder wenigſtens unerſchwinglich macht, vom Verkauf befreit fein ſoll“.“ 
Rechtsanwalt Otto Rothbarth, Frankfurt a. M. 


Die jüngſte Reichsgerichts entſcheidung über 8 126 888. 
| A. 


Die in JW. S. 993 Nr. 2 mitgeteilte Entſcheidung des RG. wird 
S. 1055 a. a. O. von Fuchs und Plum inſoweit mißbilligt, als das 
RG. die Unterzeichuung des Jagdverpachtungsprotokolls durch den 
Pächter und die unterſchriftliche Vollziehung des in demſelben For⸗ 
mular enthaltenen Zuſchlagsvermerks durch den Jagdvorſteher zur 
Wahrung der Schriftform für nicht ausreichend erachten. Dem RG. 
beipflichten muß indeſſen meines Erachtens ſelbſt der Gegner 
eines ſtarren Formalismus, wenn er, zwiſchen letzterem und den ex⸗ 
tremen Theorien der Freirechtler die „goldene Mittelſtraße“ haltend, 
ſich lediglich auf den Boden der „Geſetzestreue“ ſtellt. Fuchs ſagt: 

„Das Geſetz verlangt nur, daß die Unterzeichnung von Antrag 
und Annahme auf derſelben Urkunde erfolgen muß. Daß die 
Unterſchriften unter der Annahmeerklärung beieinanderſtehen müſſen, 
ſagt das Geſetz nicht.“ 

Angenommen, das Geſetz lautete ſo, wie in dem zuerſt zitierten 
Satze behauptet wird. ſo überſieht Fuchs, daß in dem gegebenen 
Falle der Anſteigerer die Annahme überhaupt nicht unter⸗ 
zeichnet hat, während doch Fuchs ſelbſt in jenem Satze die Unter⸗ 
zeichnung von Annahme und Antrag als ein vom Geſetze auf⸗ 
geſtelltes Erfordernis hinſtellt. Tatſächlich drückt ſich das Geſetz 
($ 126 Abſ. 2) im übrigen dahin aus: 

„Bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien auf 
derſelben Urkunde erfolgen.“ 

Hiernach muß — von dem Falle des Abſ. 2 Satz 2 abgeſehen — 
zweifellos die Unterzeichnung der Parteien, alſo aller Parteien, 
erfolgen unter einem Vertrage oder vielmehr — da der Vertrag 
erſt durch die Unterzeichnung perfekt wird — unter dem Entwurfe 
eines Vertrages. Das, was der Anſteigerer unterzeichnet hat, iſt 
aber doch kein Vertrag oder Vertragsentwurf, es iſt lediglich ein 
einſeitiges Angebot. Will man wirklich fo weit gehen, das ge: 
ſamte Verſteigerungsprotokoll mit ſeinen an verſchiedenen Orten 
ſtehenden Unterſchriften als eine und „dieſelbe“ Urkunde anzuſehen, 
ſo ſcheitert immer noch die Anſicht der Gegner daran, daß die „Ur⸗ 
kunde“, dieſer „Vertrag“ vom Anſteigerer nicht unterzeichnet iſt, 
daß letzterer vielmehr innerhalb des Textes ſeinen Namenszug ein⸗ 
gefügt hat, und zwar fo, daß vor dem Namenszuge vertragliche Er: 
klärungen überhaupt nicht beurkundet ſind. 

Es geht aber auch nicht an, hier von „derſelben Urkunde“ 
zu reden. Die Einheit der Urkunde kann weder aus dem Umſtande 
entnommen werden, daß die beiden getrennten Erklärungen auf dem: 


4) Auch die vorſtehenden Ausführungen ſcheinen mir nicht den 
Kernpunkt zu treffen. Gewiß hat das OLG. die Stelle des Kontraktes 
für „völlig klar“ angeſehen und das RG. hat fie für „deutlich“ ge: 
halten. Es iſt aber gerade die Frage, ob dieſer Teil des Urteils 
dem Standpunkte des Käufers gerecht wird, und ob dieſer im Mo— 
mente des Vertragsabſchluſſes „deutlich“ und „völlig klar“ erkennen 
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felben Bogen ſtehen, noch daraus, daß die Annahmeerklärung auf 
das Angebot Bezug nimmt und durch letzteres erſt feinen Inhalt 
gewinnt. Würde der Jagdvorſteher auf einen anderen Bogen die 
Erklärung geſetzt haben, er nehme das von dem Anſteigerer ab⸗ 
gegebene Gebot an, ſo würde man vermutlich nicht von „derſelben“ 
Urkunde reden. Soll denn der rein zufällige Umſtand der Benutzung 
desſelben Stückes Papier eine andere Beurteilung rechtfertigen? Und 
wenn dies der Fall, ſoll dann „dieſelbe“ Urkunde auch vorliegen, 
wenn z. B. in einem Hefte die erſte und die fünfte Seite beſchrieben 
wird? Wo iſt dann hier die Grenze? 

Ob etwa dann, wenn der Anſteigerer unter die Annahme⸗ 
erklärung nochmals ſeinen Namen geſetzt hätte, hierdurch die beiden 
Urkunden zu einer Urkunde zuſammengefaßt wären, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben. 

Wenn weiter — wie Fuchs ſagt — auch im zweiſeitigen Ver⸗ 
trage erfahrungsmäßig Antrag und Annahme nicht gleichzeitig, ſondern 
nacheinander erklärt werden, ſo liegt die Abweichung von vorliegendem 
Falle darin, daß dann eben jeder Teil nicht nur ſeine Erklärung, 
ſondern auch die des anderen Teils und ſomit in Wirklichkeit einen 
Vertrag unterzeichnet, was hier nicht geſchehen iſt. 

Der 8 128 BGB. kann meines Erachtens in keiner Weiſe zu: 
gunſten der gegenteiligen Anſicht verwertet werden. Dieſe Vorſchrift 
ſchafft für die an ſich ſehr erſchwerte Form der notariellen oder 
gerichtlichen Beurkundung eine gewiſſe Erleichterung. Nichts deutet 
aber darauf hin, daß dieſe Erleichterung auch für die mühelos zu 
erfüllende einfache Schriftform gelten ſollte, über deren Ausfuhrung 
das Geſetz im § 126 ſich genau ausſpricht; hätte der Geſetzgeber 
beabſichtigt, auch für die Schriftform eine dem § 128 entſprechende 
Ausführung zuzulaſſen, ſo würde er das ſicherlich klar zum Ausdruck 
gebracht haben, denn „wo er Formen ſetzt, ſucht er die Klarheit und 
Knappheit des Ausdrucks auf das höchſte Maß zu ſteigern. Darum 
darf man davon ausgehen, daß Formvorſchriften durch ſich ſelbſt 
verſtändlich ſind. Weil ſie Einfaches ordnen, darf man nicht zu viel 
Scharfſinn an ſie verſchwenden; weil ſie Außerlichkeiten ſetzen, nicht 
ſehr mit inneren Gründen, Zweck des Geſetzes, Natur der Sache 
operieren. Buchſtäbliche Auslegung wird hier meiſt mit der natür⸗ 
lichſten, unbefangenſten zuſammenfallen“. ) 

Dieſe durchaus zutreffenden Worte Weißlers möge auch Plum 
beherzigen, da er aus dem angeblichen Zwecke des Geſetzgebers einen 
Sinn des Geſetzes herleiten will, der mit deſſen klaren Wortlaute 
ſich ſchlechterdings nicht vereinigen läßt. Zu welchen Ungeheuerlich— 
keiten dieſes Zurückgehen auf den Zweck des Geſetzes gerade auch 
bei der Auslegung von Formvorſchriften führen kann, zeigen die geiſt— 
vollen Ausführungen von Wolff in JW. 1914, 122 ff. 

Ich gebe Plum zu, daß die Parteien tatſächlich einen Jagd⸗ 
vertrag des fraglichen Inhalts abſchließen wollten, und ich kann 
nicht leugnen, daß — wie Fuchs ſagt — das Ergebnis der Reichs— 
gerichtsentſcheidung nicht befriedigt. Letzteres wird ſtets mehr oder 
weniger bei jenen Entſcheidungen der Fall ſein, in denen die Form 
über den Willen der Beteiligten den Sieg davonträgt, davontragen 
muß, weil eben auch die Formvorſchrift, wie jedes andere Geſetz, 
ſeine Beachtung zu erzwingen hat, wenn anders wir nicht der Willkür 
und dem „Kultus der Nachläſſigkeit“ Tür und Tor öffnen wollen. 


Rechtsanwalt und Notar Carl Reigers, Neheim. 


B. 

1. Reigers nimmt für ſich und das RG. das Prädikat der 
Geſetzestreue in Anſpruch, die die goldene Mittelſtraße zwiſchen ſtarrem 
Formalismus und extremen Freirechtlicher-Theorien innehalten fol. 
In unſerem Streit handelt es ſich nicht um den Gegenſatz zwiſchen 
Freirecht und Geſetzestreue, ſondern um die Auslegung der Geſetzes— 
worte, alſo darum, was geſetzestreu iſt. Meine und Plums Aus— 
legung will ebenſo geſetzestreu ſein wie die des RG. und Reigers. 

2. Ob der Antragende auch die Annahme unterzeichnen muß 
oder ob es genügt, daß auf derſelben Urkunde der Antragende den 
Antrag, der Annehmende die Annahme unterzeichnet, das iſt die 
Frage. Was Reigers für zweifellos erklärt, gerade das iſt zu 
erweiſen. 

3. Das Geſetz ſagt nicht, daß der Vertrag von beiden Teilen 
unterzeichnet ſein muß, und könnte es nicht ſagen, ohne einen logiſchen 
Fehler zu begehen. Denn der Vertrag entſteht erſt durch die Unter— 
zeichnung. Das Geſetz ſagt aber auch nicht, daß der Vertrags entwurf 
von beiden Teilen unterzeichnet ſein muß, ſondern das Geſetz ſagt nur: 

„Bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Parteien 
auf derſelben Urkunde erfolgen.“ 
Nach dem Wortlaut des Geſetzes genügt es alſo, wenn nur „auf 
derſelben Urkunde“ der Antragende den Antrag, der Annehmende die 


) Weißler in DNotV. 1918, 616. 
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Annahme unterzeichnet. Wer mehr verlangt, iſt nicht etwa mehr 
geſetzestreu als derjenige, der nur das verlangt, was der Geſetzes 
wortlaut ſagt. 

4. Was dieſelbe Urkunde iſt, darüber ſollte kein Streit beſtehen. 
Reigers verwechſelt Vertragsurkunde und Vertragsinhalt. Ein Vertrags⸗ 
inhalt kann auf zwei Urkunden (BGB. § 128), zwei Verträge können auf 
einer Urkunde beurkundet werden. Stehen Antrag und Annahme auf 
demſelben Bogen, ſo iſt grundſätzlich das Geſetz erfüllt, es ſei denn, 
daß der innere Zuſammenhang beider durch äußere Umſtände durch⸗ 
brochen iſt. Würde der Jagdvorſteher auf einem anderen Bogen 
unterſchrieben haben, ſo hätte er natürlich nicht „auf derſelben Urkunde“ 
unterſchrieben, und dann wäre — inſoweit hat Reigers recht — das 
Geſetz nicht erfüllt. Aber ſeine weitere Ausführung, daß die Benutzung 
desſelben Papiers (Urkunde) ein rein zufälliger unerheblicher 
Umſtand iſt, iſt nicht mehr geſetzestreu. Ob Unterzeichnung auf 
verſchiedenen Seiten eines Heftes noch den Begriff der Unterzeichnung 
„auf derſelben Urkunde“ erfüllt, iſt quaestio facti. Hier intereſſiert 
die Frage nicht, weil hier die Unterzeichnung von Antrag und Annahme 
auf demſelben Formular erfolgt ſein ſoll und nichts dafür erbracht 
iſt, daß der innere Zuſammenhang beider Erklärungen durch äußere 
Umſtände unterbrochen iſt. 

5. Daß jeder Formenſieg unerfreulich iſt, ſage ich nicht. Auch 
Formvorſchriften haben ihren guten Sinn und müſſen getreulich erfüllt 
werden. Unerfreuliche Ergebniſſe ſollen aber nicht ohne Not auf 
Konto des Geſetzgebers geſetzt werden. Was bei der notariellen 
Urkunde im § 128 gefeglich ſanktioniert iſt, kann bei der privat: 
ſchriftlichen nicht unſinnig ſein. Läßt das Geſetz eine Auslegung zu, 
die zu erfreulicherem Ergebniſſe führt, die rei gerendae aptior iſt, ſo 
ſollte man es fo auslegen. Dabei kann von Freirecht, Willkür, 
Kultus der Nachläſſigkeit nicht die Rede ſein. 

| Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


E. 

Die Ausführungen von Reigers, die Schriftform, wie fie $ 126 
regelt, ſei im Falle des Urteils JW. 1915, 993 nicht gewahrt, 
haben mich in meiner gegenteiligen Auffaſſung nicht nur nicht er 
ſchüttert, ſondern beſtärkt. 

Fuchs betonte in feiner Anmerkung, daß § 126 nach feinem 
Wortlaute, ich, daß er nach ſeinem Zwecke erfüllt ſei. Sowohl 
nach ſeinem Wortlaute als auch nach ſeinem Zwecke halte ich den 
§ 126 für erfüllt. 

1. Reigers findet es bedenklich, daß ich bei Auslegung des 
§ 126 als einer Formvorſchrift den Zweck des § 126 verwertete. 
Trotzdem finde ich vor wie nach nichts natürlicher und richtiger, als 
daß, um die Bedeutung einer Formvorſchrift feſtzuſtellen, auch deren 
Zweck erforſcht wird. Ob, wie Reigers meint, ein „Zurückgehen auf 
den Zweck des Geſetzes gerade auch bei der Auslegung von Form: 
vorſchriften“ zu „Ungeheuerlichkeiten“ führen kann, ſtehe dahin, 
würde aber jedenfalls nichts beweiſen, ſoweit eine ſolche „Unacheuer: 
lichkeit“ ſich als Folge eines Sichvergreifens in Art und Maß des 
Zurückgehens auf den Zweck der Formvorſchrift herausſtellte. Ui: 
zweifelhaft aber kann doch mindeſtens ebenſo leicht gerade umgekehrt 
die unterlaſſene Beachtung des Zweckes einer Formvorſchrift zu den 
unerträglichſten Auslegungen führen. Daher iſt denn auch nichts 
natürlicher, als daß auch das höchſte deutſche Gericht ſelbſt, um die 
Bedeutung einer Formvorſchrift zu erkennen, auch deren Zweck ins 
Auge faßt. Zum Beiſpiel verweiſe ich auf RG. 74, 69 und, um 
ferner ein Erkenntnis aus neueſter Zeit herauszugreiſen, auf 
RG. 85, 120. In dem erſten Urteile ſind es die Vereinigten Zivil: 
ſenate, die gerade bei der Auslegung des § 126 es „für zuläſſig und 
geboten erklären, bei der Auslegung des Geſetzestextes die praktiſchen 
Rückſichten im Auge zu behalten“. In dem letztgenannten Urteile iſt 
es wieder auch der Zweck des Geſetzes, den das Reichsgericht prüft 
bei der Auslegung der Formvorſchrift des § 2238 BGB. und der 
Entſcheidung der Frage: kann der Erblaſſer feinen letzten Willen auch 
durch Gebärden ſtatt durch Worte erklären?, ſowie bei der Auslegung 
der Formvorſchrift des § 2242 und der Entſcheidung der Frage: 
laſſen ſich die mündliche Erklärung des letzten Willens und die Vor: 
leſung des Protokolles zu einem einzigen Verhandlungsvorgange zu 
ſammenziehen, oder muß die ſachliche Willenserklärung zweimal zu 
Gehör gebracht werden, einmal durch mündliche Kundgebung des Erb⸗ 
laſſers und ſodann durch Vorleſung des Protokolles? 

2. Es fragt ſich alſo: Was bezweckt § 126 und im beſonderen 
§ 126 Abſ. 2 Satz 1? § 128 regelt die Schriftform. Jedenfalls 
ein Hauptzweck einer ſchriftlichen rechtsgeſchäftlichen . 
es, deren Beweis zu ſichern. Die Urkunde ſoll beweiſen, daß eine 
beſtimmte Perſon eine rechtsgeſchäftliche Erklärung eines beſtimmten 
Inhaltes abgegeben hat. Bei einem Vertrage liegt nun nach der 
Natur des Vertrages ein ausreichender ſchriftlicher Beweis erſt vor, 
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wenn die Urkunde erſtens den Inhalt des Vertrags, die Vertrags— 
beſtimmungen, und zweitens die Willensübereinſtimmung der beiden 
oder mehreren Vertragsteile, den Vertragsſchluß, nachweiſt. Daß dies 
der Zweck auch des § 126 Abf. 2 Satz 1 iſt, ſcheint auch in der 
Rechtslehre anerkannt zu ſein. So bemerkt zum Beiſpiel Planck 
§ 126 Anmerkung 4: „Die geſetzliche Vorſchrift der ſchriftlichen Form 
für Verträge hat neben der Sicherung des Beweiſes den Zweck, eine 
Garantie dafür zu gewinnen, daß die Verhandlungen wirklich zum 
Abſchluſſe des Vertrags geführt haben und diejenigen Punkte feſtzu⸗ 
ſtellen, über welche eine Vereinbarung erreicht iſt.“ Nun war ich 
und bin ich noch trotz der gegenteiligen Auffaſſung von Reigers zu⸗ 
nächſt der Meinung, daß ein ernſtlicher Zweifel darüber nicht beſtehen 
kann, daß im Streitfalle eine Urkunde vorliegt. Das ſcheint mir 
jedenfalls die „natürlichſte, unbefangenſte“ Auffaſſung zu ſein. Ich 
bin aber vor wie nach weiter der Meinung, daß kein ernſtlicher 
Zweifel darüber beſtehen kann, auch Reigers hat keinen ſolchen zu 
begründen verſucht, daß durch den Inhalt und die Faſſung der 
ſtreitigen Urkunde der angeführte Zweck des Geſetzes, die möglichſt 
zweifelsfreie Feſtſtellung des Vertragsinhaltes und des Vertrags⸗ 
ſchluſſes erreicht iſt. Hinſichtlich der Frage des Vertragsſchluſſes 
kommt hier in meinem Sinne auch noch der unbeſtrittene Umſtand in 
Betracht, daß ausweislich der Urkunde „die Meiſtbietenden bis zu der 
innerhalb 14 Tagen erfolgenden Entſcheidung des Jagdvorſtehers an 
ihr Gebot gebunden“ waren und der Jagdvorſteher ſchon am Tage 
des Protokolles, alſo durch die Urkunde nachweisbar innerhalb 
jener Friſt, die Jagd zugeſchlagen hat. Kann bei dieſer Sachlage der 
natürlichen, unbefangenen Betrachtung gegenüber wirklich die Auf: 
faſſung ſtandhalten, daß, wie das Urteil ſagt, „durch erwähnte 
Namensunterſchriften nur einſeitige, nacheinander abgegebene Willens: 
erklärungen unterzeichnet ſind“? 


3. Nun meint Reigers, meine Anſicht laſſe ſich mit dem „klaren“ 
Wortlaute des Geſetzes „ſchlechterdings nicht vereinigen“. Nach dem 
Wortlaute des § 126 müſſe „zweifellos“ die Unterzeichnung „der 
Parteien, alſo aller Parteien, erfolgen unter einem Vertrage oder 
vielmehr, da der Vertrag erſt durch die Unterzeichnung perfekt wird, 
unter dem Entwurfe des Vertrages“. Der § 126 Abſ. 2 Satz 1 lautet 
aber doch nur: „bei einem Vertrage muß die Unterzeichnung der 
Parteien auf derſelben Urkunde erfolgen“. Wie aus dieſem 
Wortlaute die Reigersſche Auslegung folgen ſoll, verſtehe ich nicht. 
Spricht das Geſetz denn von der Unterzeichnung des Entwurfes eines 
Vertrages? Nach ſeinem Wortlaute gebietet das Geſetz ebenſo— 
wenig die Unterzeichnung des Entwurfes eines Vertrages wie es zu— 
nächſt die Unterzeichnung des Antrages durch den Antragenden und 
dann die Unterzeichnung der Annahme durch den Annehmenden ver— 
bietet, immer natürlich vorausgeſetzt, daß eine Urkunde vorliegt. 
Reigers meint, Fuchs überſehe, „daß in dem gegebenen Falle der 
Anſteigerer die Annahme überhaupt nicht unterzeichnet hat, während 
doch Fuchs ſelbſt die Unterzeichnung von Annahme und Antrag als 
ein vom Geſetz aufgeſtelltes Erfordernis hinſtellt“. Weshalb ſoll denn 
der Antragende die Annahme unterzeichnen? Sowenig es Sache des 
Antragenden iſt, die Annahme zu erklären, ebenſowenig braucht er 
ſie förmlich hier ſchriftlich zu erklären, zu unterzeichnen. 

4. Der Grundirrtum, worin unter Verkennung von 
Wortlaut und Zweck des Geſetzes das Urteil und Reigers be— 
fangen ſind, liegt darin, daß ſie beim ſchriftlichen Ver— 
trage in Wahrheit außer der Schriftform des § 126 noch 
etwas weiteres, eine Art Wortform, eine beſtimmte 
ſprachliche Faſſung, eine Verknüpfung der beiden Beſtand— 
teile des Vertrages, des Antrages und der Annahme, zu 
einem mehr oder weniger beſtimmten Satzgefüge ver— 
langen. Dieſes Erfordernis aber ergibt ſich weder aus dem Wort⸗ 
laute noch aus dem Zwecke des Geſetzes. Soll etwa allein die Faſſung: 


„A und B vereinbaren folgendes: 1. . ..., 2. .... oder 
ſchließen einen Vertrag folgenden Inhalts: J. 2. 


Unterſchriften: 4. ., B....“ 
dem $ 126 Abſ. 2 Satz 1 entſprechen, aber nicht etwa die Faſſung: 
„Ich A biete Ihnen B folgendes an: 1. 2% .... 
„ wh Unterſchrift: Aa. g 
in Verbindung mit dem auf demſelben Blatte ſtehenden Satze: 
„Ich B nehme hierdurch den vorſtehenden Vorſchlag des A an. 
Unterſchrift: B...“ 

Ich vermag mich auch nach den Reigersſchen Darlegungen 
nicht im entfernteſten zu überzeugen, inwiefern der Wortlaut 
des § 126 Abſ. 2 Satz 1 die erſte Faſſung gebieten, aber die zweite 
Faſſung verbieten ſoll, um ſo weniger, als eben nicht allein durch die erſte, 
ſondern auch durch die zweite Faſſung der Zweck des § 126 Abſ. 1 Satz 2 
erreicht wird, wie meines Erachtens als Beiſpiel ſchlagend gerade das 
erörterte Urteil zeigt. Rechtsanwalt Plum, Cöln. 
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Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 
a) Zivilſachen. 


1. Ein Abkommen zwiſchen mehreren Bietern einer öffent⸗ 
lichen Ausſchreibung, inhaltsdeſſen einer nicht mitbieten ſollte, 
damit der andere den Zuſchlag erhalte, iſt dann wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten nichtig, wenn ſich die Abſicht 
der Vertragſchließenden auf eine Täuſchung des Ausbietenden 
oder auf die Erlangung unangemeſſener Vorteile richtet.!) 

2. Der Kunde, der mit einer Bank in ſtändigem Ge: 
ſchaftsverkehr über Wertpapiere ſteht, muß ſofort Widerſpruch 
erheben, wenn er das in einem Schlußzettel beurkundete Ge- 
ſchäft nicht anerkennen will. — Bei wichtigen, großer Eile be— 
dürftigen Geſchäften, bei denen es ſich darum handelt, in 
laufender Geſchäftsverbindung dem anderen Teile von maß⸗ 


) Da das BG. tatſächlich feſtgeſtellt hatte, daß die Parteien 
weder eine Täuſchung noch eine Übervorteilung der ausſchreibenden 
Behörde bezweckten, brauchte das RG. nicht zu der Frage Stellung 
zu nehmen, ob die Täuſchungsabſicht allein ſchon derartige Submiſſions⸗ 
abreden wegen Sittenwidrigkeit nichtig macht. Das RG. hat nach 
einigem Taſten und Schwanken (vgl. RG. in ElſLothZ. 17, 139) 
entſchieden, daß derartige Abreden „ſo lange nicht als ſittlich ver— 
werflich anzuſehen find, als die etwaige Täuſchung nicht als Mittel 
benutzt wird, um zum Schaden des Verdingenden unangemeſſene 
Preiſe durchzuſetzen“. (Vgl. JW. 1908, 296; 1911, 642; 1913, 
734; Recht 1909 Nr. 1650; Holdheim 20, 194; Kartellcundſchau 131, 
276; vgl. ferner KG. in OLG. 8, 425; OLG. München in DYG. 20, 
50; OLG. Köln in RheinArch. 108, 308; Ox G. Hamburg in 
HanſGZ. 15, Beibl. 44.) In neueſter Zeit wurde dieſe Rechtſprechung 
von Roſenthal in LeipzZ. 1915, 877 heftig angegriffen. (Ahnlich 
ſchon Schneider in Holdheim 13, 222; vgl. auch OLG. Poſen in 
OLG. 7, 457; Kiel in Ox G. 20, 49.) Roſenthal ſieht derartige Ber: 
einbarungen regelmäßig als ſittenwidrig an, „ſofern demjenigen, der 
die Ausſchreibung erlaſſen hat, die einzelne Bewerbung als eine von 
den Konkurrenten unabhängige vorgetäuſcht wird“. Darüber hinaus 
erblickt er in der Verſtändigung der Bewerber die Verletzung einer 
ſtillſchweigend übernommenen Vertragspflicht. Das RG. hat in 
IW. 1913, 734 muſtergültig dargetan, wie infolge der Entwicklung 
des Verdingungsweſens die durch die Preisdrückerei der Schmutz— 
konkurrenz gefährdeten Unternehmer zu Submiſſionsvereinbarungen 
als Akt der Selbſthilfe gegriffen haben. Solange die Vereinbarung 
nur dieſem Abwehrzweck dient, iſt fie grundſätzlich nicht zu verwerfen. 
Der Ausſchreibende ſpekuliert zwar auf die preisdrückende Wirkung 
des freien und geheimen Wettbewerbes, aber er hat darauf weder 
geſetzlich noch vertraglich ein Recht. Die Bewerber ſind auch nicht 
verpflichtet, ihm ihre internen Vereinbarungen zu offenbaren. Der 
weitere Schritt, die getroffene Vereinbarung durch Abgabe ſogenannter 
„Schutzofferten“ zu verdecken, mag einem Mann mit feiner entwickeltem 
Anſtandsgefühl vielleicht ſchwer fallen. Aber als „Verſtoß gegen die 
guten Sitten“ wird auch eine ſolche Vereinbarung mit Recht vom 
RG. erſt dann angeſehen, wenn die Parteien bezwecken, ſich durch 
das Mittel der Irreführung unangemeſſene Vorteile zu verſchaffen. 
Um die immerhin als peinlich empfundenen Submiſſionsabreden zu 
beſeitigen, iſt jedenfalls ihre moraliſche und rechtliche Brandmarkung 
nicht das richtige Mittel. Dieſes liegt allein in einer Reform des 
Verdingungsweſens durch Geſetzgebung und Verwaltungspraxis. Vor 
allem muß die ausſchreibende Behörde ſelbſt ſachkundig ſein oder ſich 
einer unparteiiſchen Prüfungsſtelle bedienen. Sind die Bewerber 
ſicher, daß nicht allein auf den niedrigen Preis geſehen wird, ſondern 
auf gute, aber auch angemeſſen bezahlte Lieferung, ſo wird den Sub— 
miſſionsabreden der Nährboden von ſelbſt entzogen fein. Vor allem 
würde eine ſachkundige Behörde — die ja auch mit Abmachungen der 
Bewerber rechnen muß — ſich durch die Fernhaltung von Intereſſenten 
und die Einreichung von Schutzofferten nicht über die Unangemeſſenheit 
der Angebote täuſchen laſſen. Das gilt gerade auch von den In— 
tendanturen und Bekleidungsämtern, an deren Klagen der Aufſatz von 
Roſenthal anknüpft. Häufig iſt auch hier der Zweck der Abreden 
nicht bloß Sicherung angemeſſenen Verdienſtes, ſondern die Erzielung 
unverhältnismäßigen Gewinnes geweſen. Gegen derartige Verein⸗ 
barungen reicht aber die Rechtſprechung des RG. völlig aus. Sie 
ſchützt die Behörde gegen Täuſchung über die Unangemeſ ſenheit 
der eingereichten Angebote, ebenſo wie alle Vereinbarungen von 
Produzenten oder Zwiſchenhändlern nichtig ſind und zum „ 
erſatz verpflichten, die auf eine künſtliche . 
Marktpreiſes durch Ringbildung, Einſperrung der Ware uſw. ge 
find. (Vgl. Hachenburg in DIZ. 1915, 858.) a 

Proſeſſor Dr. Flechzheim, Berlin. 
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gebenden Entſchließungen alsbaldige Kenntnis zu geben, muß 
ein Kaufmann ſeine Erklärungen durch Telegramm oder Fernruf 
übermitteln; der Pflicht zu ſofortiger Erklärung unter Ab⸗ 
weſenden wird in ſolchen Fällen Pure bloß brieflich Mitteilung 
nicht genügt.“) 

3. Legt ein Rechtsanwalt ſeiner Beratung eine vom RG. 
gebilligte, wenn auch in der Rechtslehre bekämpfte und daher 
von ihm ſelbſt angezweifelte Rechtsauffaſſung zugrunde, ſo 
handelt er nicht ſchuldhaft. Zu einer Erörterung der Rechts⸗ 
frage mit der Partei hat er keine Veranlaſſung; er kann von 
der Mitteilung ſeiner rechtlichen Bedenken abſehen und aus 
eigener Entſchließung handeln.“) 

4. Wenn der Grundſtückseigentümer den Hypotheken⸗ 
1 befriedigt, ſo kann er regelmäßig nach ſeiner Wahl 

eglaubigte Quittung, Umſchreibung oder Löſchungsbewilligung 
verlangen.“) 

5. Objektiv nicht ernſtlich gemeinte Drohungen können 
gleichwohl ſchwere Verletzungen der ehelichen Pflichten darſtellen, 
wenn der Wille des Drohenden darauf gerichtet war, auf den Be⸗ 
drohten den Eindruck ernſtlich gemeinter Drohungen zu machen.“) 


5) Die Entſcheidung betrifft einen typiſchen Fall. Ein Bank⸗ 
kunde iſt ein Ultimo⸗Engagement eingegangen, er gibt zum erſten — 
oder nach erfolgter Verlängerung zu einem ſpäteren — Ultimo der 
Bank keine Weiſung, was geſchehen ſoll. Die Bank ſendet ihm daher 
am Prolongationstage, der einige Tage vor Ultimo liegt, unter Bei⸗ 
fügung der Schlußnote die Nachricht zu, daß das Geſchäft auf den 
nächſten Ultimo verlängert (reportiert) ſei; der Kunde widerſpricht 
zunächſt nicht, macht aber ſpäter Einwände. (Was zwar nicht im 
vorliegenden Falle, aber bisweilen damit zuſammenhängt, daß die 
Kurſe ſich mittlerweile zu ſeinen Ungunſten geändert haben.) Das 
RG. geht davon aus, daß ein Handelsbrauch, wonach die Bank im 
Zweifel zur Verlängerung der Engagements befugt ſei, nicht beſtehe 
(vgl. den Schlußſatz des Urteils); es verlangt zu der Verlängerung 
die Zuſtimmung des Kunden, die es als erteilt annimmt, weil nach 
den Umſtänden des Falles auch ein am 1. Oktober erklärter Wider⸗ 
ſpruch verſpätet ſei, wenn der Kunde den „Schlußzettel” am 29. Sep: 
tember empfangen habe. (Üblich und allein dem Geſetz entſprechend iſt 
der Ausdruck „Schlußnote“, vgl. 88 94 f., 102 HGB.; 88 15 ff. RStempG. 
Will man zugunſten der Verdeutſchung den geſetzlichen Sprachgebrauch 
aufheben, ſo wäre der Ausdruck „Schlußſchein“ dem „Schlußzettel“ 
aus mehr als einem Grunde vorzuziehen.) Der Entſcheidung iſt bei⸗ 
zupflichten. Doch iſt in der Begründung ein Irrtum börſentechniſcher 
Art untergelaufen: dem Kunden ſtanden zum Ultimo drei Möglich⸗ 
keiten offen, nämlich 1. Verlängerung, 2. Glattſtellung des Engagements 
(d. i. Vornahme eines Gegengeſchäfts), 3. effektive Abnahme der Wert⸗ 
papiere gegen Barzahlung des Kaufpreiſes. Das RG. erwähnt nur 
die Verlängerung und Glattſtellung, wobei es den letzteren Ausdruck 
irrtümlich auf die unter 3 genannte Möglichkeit bezieht. Sachlich 
ändert dies an dem Ergebnis nichts; denn der Bankier muß nach 
Treu und Glauben im Hinblick auf die Verkehrsſitte davon ausgehen, 
daß der Kunde mangels einer entgegenſtehenden Erklärung das 
Engagement beſtehen laſſen, alſo nicht „glattſtellen“ will. Auf der 
andern Seite läßt ſich die Entſcheidung des RG. noch durch einen 
gewichtigen weiteren Grund ſtützen. Nach § 19 der „Bedingungen 
für die Geſchäfte an der Berliner Fondsbörſe“ $ 16 der „Bedingungen 
für die Geſchäfte an der Frankfurter Börſe“ muß der Bankier, wenn 
das Geſchäft nicht reportiert wird, entweder am Tage nach dem Er⸗ 
füllungstage die Zwangs regulierung vornehmen, oder ſpäteſtens an 
demſelben Tage dem andern Teil erklären, daß er auf Erfüllung 
beſtehe, widrigenfalls die Anſprüche des Bankiers aus dem Geſchäft 
verlorengehen. Würde man alſo in dem vom RO. entſchiedenen 
Falle nicht die Verlängerung als erfolgt anſehen, ſo hätte der Bankier 
ſogar die vorher erworbenen Anſprüche eingebüßt. (Vgl. Gold⸗ 
ſchmidts Z. 74, 323.) . 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 

3) Vom Standpunkt der Anwaltſchaft aus iſt die Ent⸗ 
ſcheidung, daß der beratende Anwalt reichsgerichtlichen Entſcheidungen 
gegenüber keine Pflicht der Nachprüfung hat und auch angegriffene 
Entſcheidungen ſeinem Rate zugrunde legen kann, mit Freuden zu 
begrüßen. Fuchs. 

4) Ob Quittung das Mindere gegenüber einer Löſchungs⸗ 
bewilligung iſt, kann zweifelhaft ſein; die Entſcheidung ſelbſt tritt den 
formellen Einwendungen des Beklagten glücklich entgegen. Fuchs. 

6) Nicht in der Bedrohung, ſondern in der Einſchüchterung 
des bedrohten Ehegatten findet das RG. mit Recht ein ehewidriges 
Verhalten: Es komt nicht darauf an, was der Bedrohende meint, 
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6. Die zum Getrenntleben berechtigte Ehefrau kann dem 
Anſpruch des Mannes auf Herausgabe eines gemeinſchaftlichen 
Kindes nur entgegenſetzen, daß das Herausgabeverlangen einen 
Rechtsmißbrauch ihr gegenüber enthalte. Einwendungen, die 
dem Gebiete der Fürſorge für das Kind angehören, ſind im 
Prozeſſe nicht zuläſſig.“) 

7. Eine Herkunftsbezeichnung verliert nicht dadurch 
ihren geſetzlichen Schutz, daß ſie zugleich einen Hinweis 
auf die Art oder auf Eigenſchaften der Ware enthält. Aus 
§ 5 UnlWG., § 13 Waren 3G. kann daher ein Einwand nur 
dann entnommen werden, wenn die ſtreitige Warenbezeichnun 
ihre Herkunftsbedeutung gänzlich verloren hat und lediglich 
zu einer Beſchaffenheitsangabe oder lediglich zu einem all⸗ 
gemeinen Warennamen geworden iſt. 7) — Wenn eine Waren 
bezeichnung von einem großen Teil des kaufenden Publikums 
noch immer als Angabe der Herkunft aus einem beſtimmten 
Gewerbebetriebe aufgefaßt wird, iſt auch die Hinzufügung 
des Namens eines Konkurrenten nicht geeignet, dieſe 
Auffaſſung des Publikums zu beſeitigen. Einer ſolchen Mit⸗ 
benutzung einer fremden Warenbezeichnung kann daher auf 
Grund des $ 1 Unl WG. und § 826 BGB. entgegengetreten 
werden. b) — Ein Warenzeichen, welches eine ſolche Wort: 


ſondern wie der Bedrohte ſeine Außerung auffaſſen ſoll. Dies ent⸗ 


ſpricht auch den ſtrafrechtlichen Grundſätzen zu § 241 StGB., vol. 
hierzu Olshauſen, § 240 Anm. 5, und Liſzt, § 98 III 2. Drohungen, 
deren Nichternſtlichkeit dem Bedrohten erkennbar ſein mußte, könnten 
nur unter befonderen Umſtänden, z. B. wenn Empfindlichkeit oder Reiz 
barkeit eines Ehegatten dem anderen eine ungewöhnliche Kückſichtnahme 
zur Pflicht machen, als ſchwere Eheverfehlungen in Betracht kommen. 


6, Nach 8 1634 BGB. iſt die Sorge für die Perſon der Kinder 
während des Beſtehens der Ehe ein gemeinſchaftliches Recht der 
Eltern, mit bevorzugter Stellung des Vaters. Solange dem Pater 
das Sorgerecht nicht (durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts 
gemäß § 1666 BGB. oder während des Eheſcheidungsſtreits dur 
einſtweilige Verfügung des Prozeßgerichts [8 627 3POO.]) entzogen 
worden iſt, darf die zum Getrenntleben berechtigte Mutter das Kind 
nicht gegen den Willen des Vaters bei ſich behalten. Die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs auf Herausgabe erfolgt im Wege der Klage, 
nicht durch Antrag beim Vormundſchaftsgericht. Es handelt fid 
dabei ausſchließlich um die gegenſeitigen Anſprüche der Eltern ohne 
Rückſicht auf die Intereſſen des Kindes. Daß das Herausgabe 
verlangen des Vaters dem Wohle des Kindes widerſtreite oder daß 
es als ein Mißbrauch des Perſonenſorgerechts erſcheine, kann die 
Mutter daher im Prozeß nicht geltend machen. Streitig iſt, ob fie 
ſich darauf berufen kann, daß der Anſpruch auf Herausgabe ſich ihr 
gegenüber als Rechtsmißbrauch im Sinne des 8 1354 Abſ. 2 868. 
darſtelle. Mit dem RG. (vgl. RG. 55, 419 = JW. 1903 Veil. 146, 
JW. 1907, 6; 1912, 395; 1913, 646) haben Neumann, $ 1684 Anm. I, 
RGRKom. § 1634 Anm. 2, Dernburg, § 74; OsG. 21, 256 fl 
(Hamburg und Poſen); Recht 1908 Nr. 2812 (Naumburg); 1910 
Nr. 1570 (Dresden) der Frau ein ſolches Recht zugeſtanden, während 
Staudinger, § 1634 Abſ. 15, und OLG. 18, 279 (München), ihr 
nur den Einwand auf Grund des Schikaneverbots ($ 226 68) 
gewähren. Das RG. iſt in der vorliegenden Entſcheidung bei ſeiner 
bisherigen Rechtſprechung verblieben. 

Grundſatz 


72) Dieſer wichtige, fo oft außer acht gelaſſene G 
dürfte in der Rechtſprechung des RG. nunmehr geſichert fein (vgl. 
MarkſchW. 13, 107; JW. 1910 S. 204 N. 18; Pat Muſtgeich vl. 14, 
198, fo auch KG. in OL GRſpr. 1913, 280). Herkunfts bezeichnung 
einerſeits und Beſchaffenheitsangabe oder Warenbenennung anderer; 
ſeits ſind an ſich keine Gegenſätze. Es iſt die Folge einer ee 
natürlichen Entwicklung, daß der Name des Herſtellers einer vi 
gekauften Ware zugleich zu einer Benennung der Ware ſelbſt wird, 
ohne daß dadurch die Herkunftsbedeutung der Warenbezeichnung = 
lorengehen muß (vgl. Freund, Studien S. 362, und Gülland un 
Queck in MarkſchW. 13, 532). 


b) Das RG. iſt dieſem unlauteren Geſchäftsgebaren in 900 
zuerkennender Weiſe ſchon früher entgegengetreten, z. B. JW. 1900, 
497; 1905, 506 (vgl. auch KG. in MarkſchW. 13, 597 und er 
Warenzeichenrecht S. 166/167). Leider hat das RG. dieſen für i 
geſamte Gebiet des Wettbewerbs gültigen Grundſatz bei geogr”, 
phiſchen Herkunftsbezeichnungen nicht zur Anwendung gebracht = 
iſt dadurch zu der viel beklagten und im Widerſpruch mit den 
ſchauungen des rechtſchaffenen Geſchäftsverkehrs ſtehenden Jula 
von Warenbezeichnungen, wie „Radeberger Pilſener“, „Engelhar 


44. Jahrgang. 


verbindung enthält, unterliegt der Löſchungsklage aus § 1 
Unl WG., § 826 BGB., § 9 Abſ. 1 Ziff. 3 Waren ZG.) — 
Bei der Anwendung des $ 9 Abſ. 1 Ziff. 3 Waren ZG. kommt 
es nicht auf den Tatbeſtand zur Zeit der Eintragung, ſondern 
auf den zur Zeit der 1 uns an. Auch aus $ 1 
UnlWG. und § 826 BGB. iſt der Anſpruch auf Löſchung 
eines Warenzeichens nicht bloß dann begründet, wenn der Be⸗ 
klagte die Eintragung des Warenzeichens gegen die guten 
Sitten erlangt hat, ſondern auch dann, wenn die Benutzung 
des Warenzeichens im Laufe der Zeit eine Täuſchung des 
Publikums hervorruft. 4) 

8. Prozeßgegner für alle Inſtanzen der Anfechtungsklage 
iſt der Erſte Staatsanwalt des LG., in deſſen Bezirk das über 
die Entmündigung entſcheidende AG. ſeinen Sitz hat.“) 

9. Auf die im Auslande begründete Rechtshängigkeit kann 
ſich der Beklagte nur berufen, wenn das in dem ausländiſchen 
Prozeſſe zu erwartende Urteil im Inlande Anerkennung erlangen 
kann. Dieſe Vorausſetzung hat der Beklagte darzutun, der die 
Einrede vorſchützt.“) 


Pilſener“, gelangt (vgl. Kongreß f. gewerbl. Rechtsſchutz zu Augsburg, 
Leipz Z. 1914, 1883). 

o) Vgl. auch RG. 54, 127; 67, 349; Kent S. 212; Selig⸗ 
ſohn S. 131; Freund⸗Magnus S. 124. 

d) Vgl. auch RG. 85, 197. 

Geh. Juſtizrat Salinger, Berlin. 

8) Die Entſcheidung regt zur Unterſuchung der immer noch nicht 
geklärten Frage an, wer eigentlich als Partei anzuſehen iſt, wenn der 
Staatsanwalt als Kläger oder Mitkläger auftritt ($$ 632, 664 II, 
666 I, 673, 974 II ZPO.). Darüber, daß „der Staatsanwalt“ nicht 
ſelbſt Partei iſt, beſteht heute Einigkeit. Daß es aber auch nicht die 
Behörde als „Partei kraft Amtes“ ſein kann, ergibt ſich daraus, daß, 
wie das RG. treffend darlegt, die Parteien in allen Inſtanzen die⸗ 
ſelben bleiben, obwohl in jeder Inſtanz eine andere ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftliche Behörde mitwirkt. Dieſe in allen Inſtanzen gleichbleibende 
Partei kann aber natürlich nicht „der Erſte Staatsanwalt“ ſein 
(wenngleich ſich dagegen, daß dieſer in allen drei Inſtanzen im Ru: 
brum als Partei aufgeführt wird, nichts einwenden läßt); vielmehr 
kann als Partei nur der von der Staatsanwaltſchaft vertretene Staat 
ſelbſt angeſehen werden (vgl. auch Hellwig, Lehrbuch 2, 366 3; 
Syſtem 2, 12). Es verlohnt ſich, wie hier beiläufig bemerkt werden 
darf, überhaupt einmal der Nachprüfung der Lehre von der „Partei 
kraft Amtes“ im großen Stile. So gewiß es iſt, daß dieſe Denkform 
für das Verwaltungsſtreitverfahren unentbehrlich iſt — ſie allein 
bietet eine Handhabe, um zu erklären, wie es möglich iſt, daß ein 
Prozeßverhältnis zwiſchen den mehreren Behörden eines und desſelben 
Staates beſtehen kann —, ſo wenig ſcheint ſie zur Verwertung im 
Zivilprozeß geeignet zu ſein. Überall wo die Perſönlichkeit der 
Prozeßpartei im Zivilprozeß eine Rolle ſpielt, ergibt ſich, daß es doch 
nicht auf die als Partei kraft Amtes fungierende, ſondern auf die 
hinter dieſer ſtehende „andere Perſon“ ankommt, ſo z. B. wenn es 
ſich darum handelt, ob ein Richter oder Gerichtsſchreiber wegen ſeiner 
Beziehungen zu einer Partei vom Richteramt ausgeſchloſſen iſt 
(88 41 ff.), ob ein Sachverſtändiger wegen folder Beziehungen abge: 
lehnt werden kann (§ 406), ob ein Zeuge wegen ſolcher Beziehungen 
das Zeugnis verweigern darf (§ 383), ob das Verfahren infolge des 
Todes einer Partei oder des Verluſtes der Prozeßfähigkeit unter⸗ 
brochen worden iſt (88 239 ff.) uſw. In dieſen und zahlreichen 
anderen Fällen zeigt es ſich, daß die Konſtruktion der Partei kraft 
Amtes nicht leiſtet, was ſie leiſten ſoll. Es wäre daher ſehr zu 
wünſchen, wenn ſie aus der Dogmatik des Zivilprozeſſes überhaupt 
verſchwände, wozu freilich gegenwärtig ſehr wenig Ausſicht zu ſein 
ſcheint. | Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 

9) Dieſe Entſcheidung führt zu dem auffälligen Ergebnis, daß 
der Beklagte die Einrede der Rechtshängigkeit mit Rückſicht auf den 
in Oſterreich ſchwebenden Prozeß überhaupt nicht erheben kann, denn 
die Frage, ob das öſterreichiſche Gericht die Rechtskraft des deutſchen 
Urteils anerkennen wird, bleibt ſo lange in der Schwebe, bis die 
letzte öſterreichiſche Inſtanz entſchieden hat, die Rechtshängigkeit des 
öſterreichiſchen Verfahrens mithin beendet iſt. Daß ſich die erſte In⸗ 
ſtanz in ihrem — noch dazu inzwiſchen wieder aufgehobenen — Urteil 
über die Rechtskraft der deutſchen Entſcheidung hinweggeſetzt hatte, 
iſt natürlich für die Frage, ob das ſchließlich ergehende rechtskräftige 
Urteil der Anerkennung im Deutſchen Reiche fähig ſein wird, be⸗ 
deutungslos. . 

Bei folgerichtiger Durchführung des vom RG. eingenommenen 
Standpunktes ſtellt ſich aber die noch viel merkwürdigere Folge heraus, 
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10. Die BRVO. über das „Verbot der Geltendmachung 
von Anſprüchen im Auslande wohnhafter Perſonen“ (ſog. 
„Gegenmoratorium“) iſt zwingendes Recht. — Der Zweck 
iſt lediglich die Verhütung der Eintreibung inländiſcher 
Forderungen durch Auslandsbewohner; in ihrer Verteidigung 
ſollen die Ausländer nicht gehemmt werden, ſie können daher 
Gegenanſprüche zur Aufrechnung ſtellen. Nur wenn die mate⸗ 
riellen Rechtsbehauptungen von Klage und Widerklage identiſch, 
nicht ſchon dann, wenn die beiderſeitigen Forderungen auf 
dasſelbe Rechtsverhältnis gegründet ſind, zieht die e 
des Verfahrens über die von den Auslandsbewohnern angeſtrengte 
Gegenklage und die Ausdehnung der Unterbrechung auf das 
Geſamtverfahren auch über die Hauptklage nach ſich. ““) 


daß die Einrede der Rechtshängigkeit wegen eines vor einem aus⸗ 
ländiſchen Gericht anhängigen Prozeſſes überhaupt niemals mit 
Erfolg erhoben werden kann, denn: ſolange der ausländiſche Rechte: 
ſtreit noch nicht beendet iſt, läßt ſich niemals vorausſagen, ob nicht 
das ausländiſche Gericht in ſeinem Urteil irgendwelche fundamentale 
Grundſätze des deutſchen Rechts verletzen oder ſonſtige Verſtöße be⸗ 
gehen wird, welche die Anerkennung gemäß § 328 Nr. 4 (gegebenen⸗ 
falls auch gemäß § 328 Nr. 3) zur Folge haben werden. 

Nach alledem wird man die Einrede der Rechtshängigkeit nicht 
deswegen verwerſen können, weil die bloße Möglichkeit (oder auch 
Wahrſcheinlichkeit) beſteht, daß dem Urteil, welches in dem ausländi⸗ 
ſchen Prozeß künftig ergehen wird, die Anerkennung im Deutſchen 
Reiche zu verſagen ſein wird. Vielmehr wird dies nur dann geſchehen 
dürfen, wenn ſchon zur Zeit der Erhebung der Einrede der Rechts: 
hängigkeit feſtſteht, daß — wegen nicht verbürgter Gegenſeitigkeit, 
wegen Unzuſtändigkeit des ausländiſchen Gerichts oder wegen Nicht— 
einlaſſung des deutſchen Beklagten — das ergehende Urteil der An— 
erkennung nicht fähig ſein wird. 

Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin. 

10) Der 2. 3S. wiederholt in dieſer, auch Warn. 1915, 387 f. 
mitgeteilten Eniſcheidung die ſchon früher ausgeſprochenen Grundſätze, 
daß das ſog. Gegenmoratorium zwingendes, durch die Parteien 
nicht abzuänderndes Recht enthält (fo ſchon RG. vom 22. Sep: 
tember 1914, 11 228/14, ſ. dazu JW. 1915, 867 mit Fußn. 61) und 
daß die Unterbrechung des Verfahrens über die Widerklage des 
Auslandsbewohners grundſätzlich nicht auch die Unterbrechung 
des Verfahrens über die Klage des Inlandsbewohners bewirkt (ſo 
ſchon RG. vom 11. November 1914, I 124/14, ſ. dazu JW. 1915, 
862 mit Fußn. 24 und 865 mit Fußn. 44; vgl. aber auch RG. vom 
16. Oktober 1914, 11 350 / 14, ſ. dazu JW. 1915, 862 mit Fußn. 24 und 
865 f. mit Fußn. 43 ff.; ſ. auch JW. 1915, 1088 r. Nr. 1). Neu und 
billigenswert (ſ. auch Reichel in DIZ. 1915, 1373 f.; v. Harder 
in JW. 1915 S. 63 l., 1174 l., Waſſermann⸗Erlanger ©. 290; 
a. M.: Hallbauer im SächfArch. 1915, 50 f. Nr. 4 und Bernhard 
Mayer⸗ München im „Privatrecht des Krieges“ S. 92 Nr. 14; vgl. 
auch noch Güthe⸗Schlegelberger S. 308 Buchſt. g) an dieſem 
Urteil iſt, daß dem Auslandsbewohner die Einrede der Aufrechnung 
(vgl. hierher Gaupp⸗Stein 11. Aufl. Bd. I, 405 ff. Nr. VI, VII zu 
§ 145) nicht verſagt iſt. In der Erklärung der Aufrechnung, auch 
wenn ſie erſt im Prozeß erfolgt, liegt keine ſelbſtändige Geltend⸗ 
machung der Gegenforderung, alſo eines vermögensrechtlichen An⸗ 
ſpruchs vor einem inländiſchen Gerichte, ſondern nur eine Tilgung 
der gegneriſchen Klageforderung. Die Einrede der Aufrechnung führt 
eben nicht, wie die Klage, Widerklage oder Inzidentklage, einen neuen 
Anſpruch in den Prozeß ein, ſondern lediglich ein neues Verteidigungs⸗ 
mittel; ſie iſt keine unentwickelte Widerklage, ſondern reine Ver⸗ 
teidigung (jo Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 407 Nr. Za). Aus dieſer 
Stellungnahme des RG. darf mittelbar auch ohne weiteres abgeleitet 
werden, daß durch das Auslandsmoratorium keine Zwangsſtundung 
der betroffenen Forderungen herbeigeführt wird, daß vielmehr die 
Wirkung eine rein prozeſſuale, auf das Verbot der gerichtlichen 
Geltendmachung beſchränkte iſt und daß der Inhalt der Forderung 
materiellrechtlich nach wie vor von den allgemeinen Vorſchriften 
(des BGB., HGB. uſw.) beſtimmt wird. 

Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


b) Strafſachen. 
4 1. Es iſt kein Verſtoß gegen die Vorſchriften über die 
Offentlichkeit des Verfahrens, wenn infolge irrtümlicher Aus: 


legung einer Anordnung des Vorſitzenden oder des Gerichts 
das Publikum durch einen Gerichtsbeamten am Zutritt zur 
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5 behindert wird. Der Nachweis, daß außer⸗ 
halb der Hauptverhandlung eine die Offentlichkeit unzuläſſig 
beſchränkende Anordnung des Gerichts ergangen iſt, braucht 
nicht aus dem Sitzungsprotokoll hervorzugehen, ſondern kann 
durch jedes andere Beweismittel geführt werden, wenn nur die 
Rüge ſelbſt ordnungsmäßig und friſtgerecht erhoben iſt.“ 

2. Das ordentliche Gericht, welches auf Erſuchen eines 
Militärgerichts gemäß 8 224 Mil StG. die Obduktion einer 
Leiche vornehmen läßt, hat die Gebührenrechnung der im 
Obduktionstermin tätig geweſenen Sachverſtändigen auch dann 
u zahlen, wenn dieſe durch die Militärbehörde geſtellt worden 
End Feſtſetzung und Zahlung der Gebühren gehört zur Er: 
ledigung des Rechtshilfeerſuchens. Gegen die Weigerung der 
Koſtentragung findet Beſchwerde an das OLG. und weitere 
Beſchwerde an das RG. ftatt.?) 


3. Ein wegen Verdachts der Teilnahme unbeeidigt ge⸗ 
bliebener Zeuge muß nachträglich beeidigt werden, wenn ſich im 
weiteren Verlaufe der Verhandlung die Unbegründetheit des 
Verdachts ergibt.“) 


B 1. Die in der Zeit zwiſchen Begehung und Aburteilung 
des Vergehens gegen das Höchſtpreisgeſetz erfolgte Abände⸗ 
rung oder Aufhebung einer Höchſtpreisfeſtſ etzung begründet 
keine Verſchiedenheit des Strafgeſetzes im Sinne von 
s 2 Abſ. 2 StGB.“) 

Für die Frage der Überſchreitung der Höchſtpreiſe iſt nicht 
die Zweckbeſtimmung, ſondern lediglich die Beſchaffenheit maß⸗ 
gebend. 5) 


1) Die Entſcheidung ftellt eine folgerichtige Fortbildung des in 
früheren Entſcheidungen niedergelegten Grundſatzes dar, daß nur eine 
auf dem Willen des Gerichts oder deſſen Vorſitzenden zurückzuführende 
Beſchränkung der Offentlichkeit die aus 8 377 Nr. 6 StPO. erhobene 
Reviſionsbeſchwerde beyründet (RGSt. 2, 302; 43, 189; Goltd Arch. 40, 
50). Der bisherigen ſtändigen Rechtſprechung des NG. entſpricht es, 
daß die negative Beweiskraft des Sitzungsprotokolls nur auf ſolche 
Vorgänge ſich erſtreckt, die innerhalb der Hauptverhandlung ſich ereignet 
haben (RGSt. 3, 266; 17, 287; IW. XXII, 335). 

Juſtizrat Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


2) Da § 12 Abſ. 4 EGMilStGd. ausdrücklich beſtimmt, daß 
die Koſten der Rechtshilfe von der erſuchenden Behörde nicht erſtattet 
werden, iſt vom RG. aus dieſer Beſtimmung mit Recht gefolgert 
worden, daß die erſuchte Behörde ſie zu zahlen hat. Die gleichen 
Grundſätze finden Anwendung, wenn die Militärgerichte von den 
bürgerlichen Gerichten um Rechtshilfe erſucht werden (§S 13 EG Mil Std., 
vgl. auch Goltd Arch. 52, 259 ff.). 

Juſtizrat Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


3) Der Satz bildet eine folgerichtige Anwendung des allgemein 
geltenden Prozeßgrundſatzes, wonach auf Irrtum beruhende Prozeß⸗ 
verſtöße nach Klarſtellung des Irrtums ſeitens des Gerichts durch 
ordnungsmäßige Vornahme der vorgeſchriebenen Prozeßhandlung und 
gegebenenfalls auch durch Wiederholung der mit ihr im Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden weiteren Verhandlungsakte vor Verkündung des Urteils 
beſeitigt werden können und beſeitigt werden müſſen (RGSt. 35, 354; 
vgl. auch 28, 111). Juſtizrat Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


4) Das Urteil ſpricht ebenſo wie die Urteile a, c und d aus, 
daß ein Wechſel in der Höchſtpreisfeſtſetzung keine Verſchiedenheit der 
Strafgeſetze im Sinne des § 2 Abſ. 2 StGB. bedeute, ſtellt aber 
darüber hinaus noch den Rechtsgrundſatz auf, daß auch nach der für 
die Beendigung des Krieges zu erwartenden Aufhebung des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes noch Verſtöße beſtraft werden müſſen, welche gegen dieſes 
Geſetz während der Dauer ſeiner Geltung begangen, aber nicht zur 
Aburteilung gelangt find. — Im übrigen iſt die Geſetzeskraft der 
auf Grund des Geſetzes vom 4. 8. 1914 betreffend Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom Bundesrat 
erlaſſenen ſpäteren Abänderungen des Höchſtpreisgeſetzes vom 
4. 8. 1914 betont. Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 

5) Dieſe Entſcheidung des II. Senats ſteht im Widerſpruch zu 
dem Urteil des III. Senats vom 8. Juli 1915 (JW. 1915, 1209). 
Vgl. dazu die Anmerkung von Koffka, IW. 1915, 1228. 
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a) Haben z. B. Kartoffeln die Beſchaffenheit von Saat: 
oder Salatlartoffeln, fo kommt es für die Preisbemeſſung nicht 
el an, daß der Käufer fie als Speiſekartoffeln verwenden 
wollte. 

b) Die BRBek. vom 17. Dezember 1914 (RGBl. 513) 
hat den Charakter eines Strafgeſetzes. 

c) Bei Prüfung der Frage, ob durch eine Reihe von 
Einzelhandlungen, die unter ſich in Fortſetzungszuſammenhang 
ſtehen, die Höchſtpreiſe überſchritten ſind, muß für jedes Kauf⸗ 
geſchäft der zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes geltende Höchſt⸗ 
preis zugrunde gelegt werden. 

d) Bei der Strafabmeſſung kann darauf Rückſicht ge⸗ 
nommen werden, daß die Höchſtpreisfeſtſetzung für Saatgetreide 
zwiſchen der Höchſtpreisüberſchreitung und ihrer Aburteilung in 
Wegfall kommt. 


2. Der Bierbrauer iſt nicht Verbraucher der Gerſte 
im Sinne von $ 6 BRBek. vom 19. Dezember 1914 (RGBl. 528, 

a) Der Irrtum über die Strafbarkeit der von dem Bier: 
brauer (in der Annahme, er ſei „Verbraucher“) unter Über: 
ſchreitung der Höchſtpreiſe abgeſchloſſenen Geſchäfte iſt ein 
Irrtum über ein Strafgeſetz (§ 6 HöchſtprG. vom 4. Auguft; 
17. Dezember 1914) und daher nicht entſchuldbar. 

b) Ein Irrtum über ſeine Verbrauchereigenſchaft iſt dem 
der Uberſchreitung der Höchſtpreiſe angeklagten Bierbrauer nach 
Maßgabe des § 59 StGB. zugute zu halten, da ſich der In 
tum nicht auf das Höchſtpreisgeſetz, ſondern auf die Vorſchriſten 
der BRBek. vom 19. Dezember 1914 bezog.“) 


6) Beide Urteile unterſcheiden ſcharf zwiſchen verarbeiten und 
verbrauchen. Der Verarbeiter iſt nicht Verbraucher im Sinne des 98 
Bek. vom 19. 12. 1914; dahingeſtellt wird gelaſſen, ob ein Ler⸗ 
brauchen in gewiſſer Weiſe verarbeiteter Gerſte nicht noch als er: 
brauchen der Gerſte ſelbſt angeſehen werden kann. — In ſchrofen 
und direktem Gegenſatz ſtehen beide von demſelben Senat erlaſſenen 
und zeitlich nur durch eine Spanne von 18 Tagen vonemander 
getrennten Urteile hinſichtlich der Frage, ob ein Irrtum über 
die Verbrauchereigenſchaft ein Irrtum über das GStrafgefeg ſelbſ 
oder ein Irrtum über einen Tatumſtand im Sinne des $ 59 808. 
iſt. Das Urteil a nimmt erſteres, das Urteil b letzteres an. 


Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die auf den 17. d. Mts. einberufene diesjährige General 
verſammlung findet infolge verſpäteten Erſcheinens der Nummer 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift vom 1. d. Mts., in der die Ein 
ladung erlaſſen war, nicht ſtatt. 

Die Mitglieder werden hiermit anderweit zur ordentlichen 
Generalverſammlung auf den 


28. November 1915, mittags 12 Uhr, 


nach Leipzig in die Geſchäftsräume unſerer Kaſſe, Otto-Schil⸗ 
Straße 4 III, geladen. 
Gegenſtände der Tagesordnung find: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit den 
30. Juni 1915 abgelaufene Geſchäftsjahr, Bor 
2. a der Jahresrechnung und Entlaſtung des Dot 
andes, | 
3. Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit des 99 
der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsprüfern, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 11. Oktober 1915. 
Warth, Juſtizrat, 
ſtellvertretender Vorſitzender. 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 


für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: 


In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, Schreberſtraße 6. 


: W. Moc ſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. 


9225 


un 


na 


44. Jahrgang. 


Ne 198. 
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Zweite Tortſetzung. 


Schrifttum und Rechtfprehung zum Kriegsprozeßrecht. 


Don Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, Rechtsanwälten am Oberlandesgericht Breslau. 


A. Die ordentlichen Prozeßgeſetze. 


(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


I. Das Saager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 409 ff.). 

Auch das OLG. Dresden (26. V. 1915, Leipz3. 1915, 
1172 = DRAZ. 1915, 219) hat ſich auf den Standpunkt der 
herrſchenden Lehre, daß zwiſchen den kriegführenden Staaten 
das Haager Abkommen während des Krieges außer Wirkſamkeit 
getreten iſt, geſtellt. 


II, Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
A. Gerichtsverfaſſung der okkupierten Gebiete. 


Bei den ſich allmählich entwickelnden wirtſchaftlichen Be— 
ziehungen zu den okkupierten Gebieten Belgiens und Ruſſiſch— 
Polens treten die Fragen der dortigen Gerichtsorganiſation 
immer mehr in den Vordergrund. Eine Reihe grundlegender 
Vorſchriften find bereits in dem „Geſetz- und Verordnungsblatt 
für die okkupierten Gebiete Belgiens“ und dem „Verordnungsblatt 
der Kaiſerlich Deutſchen Verwaltung in Polen“ veröffentlicht 
worden. Allgemeine auch das Zivilprozeßrecht umfaſſende Über: 
ſichten über beide Gebiete gewähren die regelmäßigen Inhalts— 
angaben der Verordnungsblätter in der Deutſchen Juriſten⸗ 
Zeitung, die Aufſätze von Dove (JW. 1915 S. 425, 965), 
Heilfron (JW. 1915, 971) ſowie mit Beſchränkung auf Polen 
die Abhandlung von Reier (Gruchot 1915, 831). 

Einzelfragen, die im Verkehr mit den Gerichten der okku⸗ 
pierten Gebiete hervorgetreten find, ſoll in den ſpäteren Fort— 
ſetzungen eine beſondere Behandlung zuteil werden. 


B. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 157. 


Rechtshilfe durch Behörden der okkupierten Ge— 
biete für Bewirkung von Zuſtellungen vgl. zu 88 199 und 
203 ZPO. 

8 202. 

Die Erklärung einer Sache zur Ferienſache kann dadurch 
gerechtfertigt werden, daß ein Zeuge, deſſen Vernehmung bereits 
beſchloſſen iſt, vorausſichtlich ins Feld geht. Es iſt dann der 
ganze Rechtsſtreit zur Ferienſache zu erklären, nicht etwa nur 

ie Zeugenvernehmung. Ein lediglich auf die Vernehmung des 


Zeugen während der Ferien gerichteter Antrag kann auch nicht 
als Antrag auf Sicherung des Beweiſes aufgefaßt und berück⸗ 
ſichtigt werden. (Coulin, DIZ. 1915, 1020.) 


III. Zivilprozeßordunng. 
Allgemeines. 


Die deutſche Gerichtsbarkeit über feindliche Staaten bejaht 
Goldſchmidt (Recht und Wirtſchaft 1915, 240) mit der wenig 
überzeugenden Begründung, daß der ſie ausſchließende Völker⸗ 
rechtsſatz ſich nicht auf Kriegszeiten bezieht. Man wird dem 
entgegenhalten können, daß auch keine entgegengeſetzte Praxis 
für den Kriegsfall vorliegt, und daß der zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit berufene Richter kein mit der Bekämpfung des 
Feindes betrautes Organ und daher zur ſelbſtändigen Außerkraft⸗ 
ſetzung der für den Frieden geltenden Grundſätze nicht befugt 
iſt. Goldſchmidts Anſicht entſpringt auch einer mehr gefühls⸗ 
mäßigen Grundlage, wie er ſelbſt hervorhebt, ſogenannte 
„Jurisprudenz des Herzens“. Bekämpfenswert iſt auf alle 
Fälle feine Empfehlung an den deutſchen Richter, ſich auch in 
der Rechtspflege ſeiner nationalen Empfindung bedingungslos 
anzuvertrauen und nicht „allzu gerecht“ zu ſein. Das würde 
zu dem führen, was Stein (Leipz 3. 1915, 249) als „richterliche 
Kriegführung auf eigne Fauſt“ gemißbilligt hat und ſchließlich 
auch anderen Empfindungen, ſei es politiſcher, wirtſchaftlicher 
oder konfeſſioneller Natur, in foro Bürgerrecht verſchaffen. 
Auch das RG. hat ſich in der mit Recht ſo viel gerühmten Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. Oktober 1914 (JW. 1915, 145) nicht auf 
dieſen Standpunkt geſtellt. 


88 23, 27 III. 


Über die Begriffe „Inland“ und „Ausland“ unter dem 
Einfluſſe des Krieges (JW. 1915, 1074) vgl. unten zu § 606. 


8 172. 
11 


3. Die Frage der Zuſtellung an Anwälte die als 
Mannſchaften oder Unteroffiziere Kriegsdienſt tun, iſt 
trotz ihrer Wichtigkeit für die Rechtspflege noch nicht geklärt. 
Nach wie vor nehmen die Zuſtellungsorgane Erſatzzuſtellungen 
in den Bureaus der eingezogenen Anwälte vor, und zwar, wenn 
dort die Annahme unter Hinweis auf die vom Reichsgericht 


angenommene Unwirkſamkeit verweigert wird, durch Niederlegung 
163 
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bei den im $ 182 ZPO. bezeichneten Stellen, ein Verfahren, 
gegen das der Vertreter und das Bureau des Eingezogenen 
ſchlechterdings machtlos ſind. Die in JW. 1915, 828 emp⸗ 
fohlene Zuſtellung an den Generalvertreter in deſſen Wohnung 
oder Bureau lehnen die Poſtämter in der Regel ab, weil die 
poſtaliſchen Beſtimmungen eine ſolche nicht vorſehen. Zur Ver⸗ 
meidung von Schaden empfiehlt es ſich, daß die eingezogenen 
Anwälte durch ihre Vertreter die Gerichtsſchreibereien und Poſt⸗ 
behörden ausdrücklich auf die Entſcheidung des Reichsgerichts, 
nach der Erſatzzuſtellungen unmöglich ſind, hinweiſen und 
alsdann in jedem Prozeſſe, in dem durch Unwirkſamkeit einer 
trotzdem vorgenommenen Erſatzzuſtellung ein Schaden droht, 
dem einzelſtaatlichen Juſtizfiskus oder dem Reichspoſtfiskus 
alsbald den Streit verkünden. 


8 199, 203. 


1. In welcher Weiſe Zuſtellungen nach den okku⸗ 
pierten Gebieten zu erfolgen haben, iſt Gegenſtand eines 
regen Streits geworden. Den ſtrengeren Standpunkt vertritt 
bier Menner (JW. 1915, 1094), indem er nach Außerkrafttreten 
des Haager Abkommens und der Sonderverträge mit der 
ruſſiſchen und belgiſchen Regierung einen Weg des Verkehrs 
mit den dort beſtehenden Behörden nicht als gegeben und daher 
eine öffentliche Zuſtellung als notwendig anſieht (vgl. die JW. 
1915, 828 Angeführten). Daß die Praxis einen andern Weg 
gewählt hat und für Belgien die Präſidenten der Zivilverwaltung, 
für Ruſſiſch⸗Polen den Präſidenten des Obergerichts als zur 
Entgegennahme der Zuſtellungserſuchen deutſcher Gerichte und 
ſonſtiger Behörden zuſtändig anſieht (OLG. Breslau [31. V. 1915] 
Leipz Z. 1915, 1180; Kaufmann⸗Krefeld, JW. 1915, 1049; Fiege, 
JW. 1915, 1146), bietet an ſich, wie Menner mit Recht betont, 
noch keine unbedingte Gewähr für die Richtigkeit dieſes Weges 
und insbeſondere dafür, daß nachträglich dieſe Zuſtellungen als 
wirkſam gelten. Aber es läßt ſich der Standpunkt der Praxis 
auch mit guten Gründen belegen. Wenn auch die vor Ausbruch 
des Krieges übliche Art der Zuſtellung durch Erſuchen des 
deutſchen Konſuls an die Behörden des ausländiſchen Staats 
durch Fortfall der diplomatiſchen Vertreter und Außerkrafttreten 
des Haager Abkommens unzuläſſig geworden iſt, ſo bleibt doch der 
Zuſtand beſtehen, wie er vor Abſchluß des Haager Abkommens 
und der Sonderverträge beſtand. Es genügt danach, gemäß 
8 199 ZPO., wenn nach dem Rechte des ausländiſchen Staates 
eine zuſtändige Behörde für die Bewirkung deutſcher Zuſtellungen 
beſteht. Das iſt aber ſowohl für Belgien (Verordnung des 
Generalgouverneurs vom 3. III. 1915, Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt S. 61) als für Ruſſiſch-Polen (Verordnung des Ober⸗ 
befehlshabers Oſt vom 21. III. 1915 § 18 Abt. II S. 10) der 
Fall. Daß ein beſonderer Vertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und dem ausländiſchen Staate vorliegt, wird von der 
3 O. nicht gefordert und iſt daher auch nicht Vorausſetzung 
für die Gültigkeit der Zuſtellung. Möglicherweiſe könnte man 
aber ſogar darin, daß von den Befehlshabern der beſetzten 
Gebiete Behörden als gemäß § 199 ZPO. für Zuſtellungen 
zuſtändig bezeichnet worden ſind, den Abſchluß eines Vertrags 
oder den Erlaß einer Anordnung, wie ſie Menner verlangt, 
erblicken. 
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2. Eine andere, für Belgien und Polen verſchieden zu 
beantwortende Frage iſt die, nach welchen Vorſchriften von 
der zuſtändigen Behörde die Zuſtellungen ausgeführt werden 
müſſen. Hier iſt mit Fiege (JW. 1915, 1146) gegen Kat 
(JW. 1915, 1050) zu betonen, daß nur die für das betreffende 
Gebiet geltenden Zuſtellungsvorſchriften maßgebend ſind, da 
die deutſche ZPO. ſich mit Recht jeder Anordnung darüber 
enthält, wie die nach 8 199 ZP. zuſtändigen ausländiſchen 
Behörden weiter zu verfahren haben. Für Belgien bleibt da⸗ 
nach die Zuſtellung durch die von den Präſidenten zu beauftragen: 
den „huissiers“ maßgebend (vgl. Kaufmann, JW. 1915, 1049), 
während für Polen die nach 8 3b der Verordnung vom 21. III. 1915 
(Verordnungsblatt S. 13) anwendbare deutſche ZPO. mit allen 
ihren Zuſtellungsformen, z. B. auch Erſatzzuſtellungen, maß⸗ 
gebend iſt. Ebenſo Fiege (JW. 1915, 1146), anders Kuh 
(JW. 1915, 1050). Hervorzuheben iſt dabei, daß, wo die 
3PO. vom Ausland ſpricht, für die Anwendung im beſeßten 
Polen auch das Deutſche Reich darunter zu verſtehen iſt, ebenſo 
wie die beſetzten Gebiete für uns Ausland verbleiben. Dub 
find beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen nicht mır 
im beſetzten Polen angeſeſſene Parteien zur Benennung des 
Zuſtellungsbevollmächtigten gemäß § 174 Abſ. II ZPO. ver 
pflichtet (vgl. Katz, IW. 1915, 1050, und Fiege, JW. 1915 
1146), ſondern auch umgekehrt in Deutſchland angeſeſene 
Parteien, wenn es ſich um einen Rechtsſtreit vor einem polniſcen 
Gericht, mit Ausnahme der Gemeindegerichte (5 2 der Dr 
ordnung vom 21. III. 1915) handelt. 


§ 233. 

Das RG. (9. VII. 1915, Leipzg. 1915, 1160 = D 
1915, 219) hat es als ausreichenden Wiedereinſetzungs⸗ 
grund nicht angeſehen, wenn die Verſäumung der Nechtenittl 
friſt auf die Aufregung infolge des Kriegsausbruches und di 
im Drange der Ereigniſſe notwendig gewordene Nafhheit da 
Ordnung der eigenen Verhältniſſe einer zwar noch nicht en 
berufenen, aber mit ihrer Einberufung rechnenden Perſon zurlid 
zuführen iſt. Freilich legt es dabei auch Gewicht auf die Lay 
des Einzelfalls, die Welterfahrenheit, die ſoziale Stellung nd 
die Vermögensverhältniſſe der Partei, wobei es, vielleicht etwas 
zu optimiſtiſch, entgegen dem oft gehörten Worte von der Belt 
fremdheit der Juriſten, den Veſitz des Dr. jur. als Argument 
für vorhandene Welterfahrung anſieht. 


247. 
B s 


3. Daß die Vorſchriften der fogenannten Vertreter 
bekanntmachung vom 14. L 1915 einer Ausſetzung gend 
5 247 ZPO. weder entgegenſtehen, noch zu ihrer Aufhebung 
führen können, hat neuerdings wieder das OLG. Braunſchwei 
(28. VI. 1915) Oe G Rſpr. 31, 162 ausgeſprochen. (ll 
JW. 1915, 1044.) | 

Darüber, daß nur ein die Prozeßführung mirtlid 
hindernder Militärdienſt einen Ausfegungägrund im Sm 
der ZPO. darſtellt, herrſcht Einigkeit (LG. Breslau [18 J. 1913 
Dig. 1915, 935 DRA. 1915, 219); nur gehen auch ie 
noch die Anſichten darüber auseinander, wann biefe Bord 
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ſetzungen gegeben find. Die neu hinzugetretenen Entſcheidungen 
legen dabei beſonders Gewicht auf den Ort der militäriſchen 
Dienſtleiſtung. Iſt dieſer vom Gerichte weit entfernt, iſt es 
fraglich, ob der Partei bei ihrem Dienſt die zum ſchriftlichen 
Verkehr mit ihrem Berater erforderliche Zeit und ein Urlaub 
zum perſönlichen Erſcheinen vor Gericht gewährt wird, ſo iſt 
ein Ausſetzungsgrund gegeben (LG. I Berlin [16. VIII. 1915], 
Leipz Z. 1915, 1261), dagegen nicht, wenn der Eingezogene 
ſeinen Dienſt am Prozeßorte leiſtet, weil ihm dann regelmäßig 
die Möglichkeit ausreichender Vorſorge für den Rechtsſtreit 
gegeben iſt. (K. K. Oberſte Gerichtshof in Wien [15. VI. 1915), 
Jur Bl. 1915, 457; daſelbſt auch das dem Kriegsteilnehmer 
günſtigere Urteil des OLG. Wien vom 18. V. 1915.) Die 
Frage, inwieweit jemand durch den Militärdienſt ſo vollſtändig 
in Anſpruch genommen iſt, daß er ſeinen Prozeß nicht mehr 
betreiben kann, läßt ſich allgemein nicht entſcheiden (vgl. 
JW. 1915, 1075), ſie hängt mehr vom Einzelfall ab, da bei 
ihr außer der Verſchiedenheit der Prozeſſe auch die Verſchiedenheit 
der militäriſchen Inanſpruchnahme und die verſchiedene Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der einzelnen Perſönlichkeiten eine Rolle ſpielt. Jeden⸗ 
falls läßt ſich keinesfalls allgemein ſagen, wie es Schreiber 
(LeipzZ. 1915, 1294) in anderem Zuſammenhange (vgl. unten 
§ 1033) tut, daß, wer neben feinem Militärdienſt noch zu 
Nebenbeſchäftigungen Zeit findet, ſeine Soldatenpflicht verletzt, 
und daß daher jede ſolche Nebenbeſchäftigung ausgeſchloſſen iſt. 
(Vgl. über die hier in Betracht kommenden Geſichtspunkte auch 
unten die Ausführungen zu der Bekanntmachung vom 14. I. 1915, 
82 Note 3b.) 

Als „Militärdienſt“ im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch 
die Tätigkeit eines freiwilligen Krankenpflegers, voraus⸗ 
geſetzt, daß er unter militäriſcher Kommandogewalt und unter 
Militärgerichtsbarkeit ſteht (OLG. Hamburg [1. VII. 1915] 
DIZ. 1915, 1040), wogegen ein auf Grund eines privaten 
Vertrags in einer Waffenfabrik beſchäftigter Arbeiter, ſelbſt 
dann, wenn dieſe vollſtändig militäriſch eingerichtet iſt, die 
Ausſetzung nicht verlangen kann. (OLG. Breslau [8. VL 1915] 
JW. 1915, 1040.) 


4. In der Frage, ob auch feindlichen Ausländern, 
bei Behinderung des Verkehrs mit dem Prozeßgerichte die 
Ausſetzung gewährt werden darf (JW. 1915, 829), hat 
ſich der Oberſte Gerichtshof in Wien für die freiere, bejahende 
Auffaſſung entſchieden, und zwar mit der ſehr beachtlichen 
Begründung, daß die Unterwerfung von Ausländern unter die 
inländiſche Gerichtsbarkeit ihnen den Anſpruch gibt, auch nach 
den ihnen günſtigen inländiſchen Prozeßgeſetzen behandelt zu 
werden (AOſtGer Z. 1915, 391). Gegen dieſe Entſcheidung 
Dr. H. Kg. ebenda. 

8 485. 


Als Grund zur Beweisſicherung reicht es nach OLG. 
Breslau (18. VIII. 1915, Leipz3. 1915, 1338) nicht aus, 
wenn infolge der Ausſetzung wegen Kriegsteilnehmerſchaft einer 
Partei die Vernehmung eines Zeugen beträchtlich hinaus⸗ 
geſchoben wird und dadurch möglicherweiſe ſeine Erinnerung 
an die zu bekundende Tatſache ſich verdunkelt. Es bedarf 
vielmehr in ſolchem Falle noch anderer Gründe, wie Alien 
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allgemeine Gedächtnisſchwäche u. dgl., aus denen ein Verſagen 
des Erinnerungsvermögens zu befürchten iſt. 


88 606, 642, 648. 
(Bgl. JW. 1915, 1074 zu 8 23.) 

Für die Frage, was für den Gerichts ſtand der Ehe⸗ 
prozeſſe und Kindſchaftsprozeſſe als Ausland anzuſehen iſt, 
geht Levis (Recht 1915, 437) auf den Gedanken zurück, der 
hier zur unterſchiedlichen Behandlung von Inland und Ausland 
geführt hat. Er findet ihn mit dem RG. (RG. 84, 259) 
darin, daß den Parteien in dieſen wichtigſten Fragen die 
Sicherheit eines mit den Garantien der reichsdeutſchen Recht⸗ 
ſprechung umgebenen Verfahrens geboten werden ſoll, doch 
weicht er darin vom RG. ab, daß er dieſe Sicherheit bei den 
Gerichten der Schutzgebiete als gegeben anſieht. Dem Kriege 
als ſolchen billigt er im Gegenſatz zu der in JW. 1915, 1074 
zu 8 23 vertretenen Anſicht einen Einfluß auf die Frage, ob 
Inland oder Ausland vorliegt, überhaupt nicht zu; trotzdem 
gelangt er wenigſtens für die vom Feinde beſetzten Gebiete 
(Schutzgebiete und Teile vom Elſaß) zu dem gleichen Ergebnis, 
indem er den allgemeinen Satz prägt, daß dort, wo ein Gericht 
durch feindliche Beſetzung außer Wirkſamkeit getreten iſt, das 
Gericht des letzten inländischen Wohnſitzes zuſtändig iſt. Hieraus 
ergibt ſich für ihn die Notwendigkeit, das vom Feinde nicht 
okkupierte Schutzgebiet Oſtafrika anders zu behandeln als die 
übrigen Schutzgebiete, obgleich durch die völlige Behinderung 
jeden Verkehrs mit Oſtafrika ein tatſächlicher Unterſchied nicht 
beſteht. Ebenſo läßt es Reichel (DIZ. 1915, 1017) darauf 
ankommen, ob ein Gebiet vom Feinde beſetzt oder in unſeren 
Händen iſt; nur will dieſer für die beſetzten Teile keine beſondere 
Regel ſchaffen, ſondern ſie, inſoweit in Übereinſtimmung mit 
JW. 1915, 1074, als Ausland anſehen. 


8 688. 

Die Unzuläſſigkeit des nunmehr durch die Entlaſtungs⸗ 
Verordnung ſo beſonders wichtig gewordenen Mahnverfahrens 
war in JW. 1915, 1074 nur für den Fall angenommen, daß 
die Zuſtellung gemäß § 201 ZPO. an eine bereits im Aus⸗ 
land befindliche Militärperſon bewirkt werden müßte. Noch 
weiter geht Levis (Recht 1915, 437), der auch dort, wo gemäß 
8 201 ZPO. im Inland zugeſtellt werden kann, alſo bei 
mobilen Truppenteilen und der Beſatzung in Dienſt geſtellter 
Fahrzeuge mit Rückſicht auf den erſchwerten Verkehr und die 
Schwierigkeiten einer Widerſpruchseinlegung durch die Feldpoſt, 
das Mahnverfahren ausſchließen will, weil den Soldaten im 
Felde ein Nachteil nicht treffen darf. Tatſächlich enthält dieſe 
Auffaſſung bereits einen Übergriff in das Gebiet des Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzes und iſt abzulehnen, weil durch dieſen aus⸗ 
reichend Vorſorge getroffen iſt. Nachteile können hier dem 
Soldaten nicht erwachſen, weil er zu den durch §S 2 KrTSchG. 
geſchützten Perſonen gehört, was bei einer Zuſtellung gemäß 
8 201 ZPO. auch gerichtsbekannt fein muß, und weil daher 
wegen der Unterbrechung des Verfahrens die Widerſpruchsftiſt 
gegen ihn nicht läuft und ein Vollſtreckungsbefehl daher nicht 
erwirkt werden kann. Peſchke (JW. 1915, 1147) ſieht die 
Widerſpruchsfriſt als unter 8 8 Abſ. II KrTSchG. fallend und 


daher als ohne weiteres gehemmt an. 
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8 752. 


1. Für die zwingende Natur der Anzeige von der 
bevorſtehenden Vollſtreckung ſpricht ſich das OLG. Augsburg 
(26. V. 1915, Leipz3. 1915, 1339) aus. Danach iſt jede 
ohne dieſe Anzeige begonnene Vollſtreckung, ſelbſt wenn nach⸗ 
träglich die Anzeige bewirkt wird, unwirkſam. Auf die ſchon 
mehrfach (JW. 1915 S. 831, 1076) beklagte Schwerfälligkeit, 
die auf dieſe Weiſe das Vollſtreckungsverfahren für den bereits 
während des vorhergegangenen Rechtsſtreits ſtark behinderten 
Kläger annimmt, weiſen mit Recht Klotzſch und Margoniesky 
(JW. 1915, 1147) hin. Sie wird unerträglich, wenn man 
mit dem AG. Königsberg (30. VIII. 1915, JW. 1915, 1130) 
davon ausgeht, daß auch, wenn ein Vertreter gemäß 8 1 der 
Bekanntmachung vom 14. I. 1915 beſtellt iſt, die Notwendigkeit 
der Anzeige beſtehen bleibt (vgl. dagegen Holz, IW. 1915, 1131 
Note J; denn alsdann wird in einem Fall, in dem es als 
offenbar unbillig angeſehen iſt, daß dem Gläubiger die Ver⸗ 
folgung ſeines Anſpruchs erſchwert wird, nachdem dieſer Anſpruch 
ſelbſt als begründet anerkannt iſt, die Befriedigung aus einem 
rein formalen Grunde auf unabſehbare Zeit hinausgeſchoben und 
dadurch oft überhaupt vereitelt. 

Erwägt man den Zweck, dem §S 752 ZPO. ausgeſprochener⸗ 
maßen dienen ſoll (vgl. JW. 1915, 1076), nämlich den Soldaten 
gegen eine ihn vor Untergebenen und Kameraden bloßſtellende 
Art der Zwangsvollſtreckung zu ſchützen, fo iſt es eine 
weſentliche Unterſchätzung der auf der Gläubigerſeite vorliegenden 
Intereſſen, wenn man aus dieſem doch allzu ſchwerwiegenden 
Grunde dem Gläubiger ſchlechthin die Möglichkeit, zu dem ihm 
von Rechts wegen Zugeſprochenen zu kommen, nimmt. 


8 829. 

1. Die Pfändbarkeit der infolge der Kriegführung ein⸗ 
tretenden Rechte des einzelnen gegen den Staat auf Erſatz 
von Kriegsſchäden und Entgelt für entzogene Gegen⸗ 
ſtände wird weiter ſtark erörtert. Als Grund für die Un⸗ 
pfändbarkeit wird vom Fiskus in erſter Reihe angeführt, daß 
ein Anſpruch gegen das Reich überhaupt nicht beſteht. Hier 
iſt zwiſchen Kriegsſchaden einerſeits und Kriegsleiſtung 
oder Entziehung andererſeits zu unterſcheiden. Für Kriegs⸗ 
ſchäden beſteht tatſächlich ein Erſatzanſpruch im rechtlichen 
Sinne nicht. $ 35 KreG. enthält einen nur moraliſch 
verbindlichen Verweis auf den ſpäteren Erlaß eines Sonder⸗ 
geſetzes (Heilberg⸗Schäffer: Kriegsleiſtungsgeſetz S. 143). Ein 
Rechtsanſpruch iſt trotz des ſcharfſinnigen Verſuches von Lux 
(Dig. 1914, 1346), einen ſolchen aus § 75 Einl. d. ALR. 
herzuleiten, nicht gegeben (Arndt Recht 1914, 576; Schweitzer, 
IW. 1915, 271; Laband, DSB. 1915, 445). Was das Reich 
gewährt, gibt es freiwillig; erſt ſobald ein Sondergeſetz erlaſſen 
iſt, das dem einzelnen einen feſtumgrenzten Anſpruch zuſpricht, 
könnte von einer Pfändung die Rede ſein. Die bisher vom 
Reiche oder vom Einzelſtaat zur Feſtſtellung des Umfangs 
dieſer Schäden getroffenen Maßnahmen ſind nur vorbereitender 
Natur und ſtellen ein ſolches Spezialgeſetz noch nicht dar. 
Daher kann auch zunächſt von einer Pfändung noch keine Rede 
fein. (Vgl. JW. 1915, 831 und LG. Allenſtein (10. VII. 1915] 
JW. 1915, 1042.) 
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Anders ſteht es mit den Erſatzanſprüchen für Kriegs: 
leiſtungen und Enteignungen. Was zunächſt das In⸗ 
land betrifft, jo iſt für die hauptſächlichſten Kriegsleiſtungen 
im Geſetz vom 13. Juni 1873 die Entſchädigung feſtgeſtell. 
Die auf Grund dieſes Geſetzes erwachſenden Anſprüche unter: 
liegen ohne weiteres der Abtretung und der Pfändung. Die 
entgegengeſetzte Anſicht des OLG. Poſen (23. VII. 1915, JW. 
1915, 1037), daß für dieſe Forderungen die Pfändbarkeit nur 
in beſchränktem Umfange und überhaupt erſt durch die Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 12. VIII. 1914 geſchaffen worden 
ſei, beruht auf einem zweifelloſen Irrtum. Dieſe Bekannt 
machung ſetzt gerade die unbeſchränkte Pfändbarkeit voraus 
und will nur eine Einſchränkung für diejenigen Fälle bringen, 
in denen über die Erſatzforderung eine Anerkenntnisurkunde 
ausgeſtellt iſt (vgl. IW. 1915, 831 8 829 Note 1 und 
Heilberg⸗Schäffer, Kriegsleiſtungsgeſetz S. 110). Kriegsleiſtungen, 
die im Geſetz nicht beſonders erwähnt find oder durch neue 
Geſetze vorgenommene Enteignungen werden auf Grund dieſer 
neuen Geſetze entſchädigt. Ob auf die Entſchädigung ein Rechts 
anſpruch beſteht, hängt von dem einzelnen Geſetz ab. In der 
Regel iſt es der Fall. (Vgl. über die einzelnen Geſetze Nu 
kamp in Gruchot 1915, 769; für die Bekanntmachung vom 28. UI. 
1915 insbeſondere Predari, Gruchot 1915, 810.) Beſteht ein 
folder Rechtsanſpruch, dann iſt er auch, wo nicht ausdrücklich 
ein anderes geſagt wird, als abtretbar und pfändbar anzuſchen; 
denn inſoweit iſt er einem privatrechtlichen Anſpruche gif 
geſtellt. 

Für die Beſchlagnahme und Einziehung von Eigentum 
Privater im feindlichen Auslande (vgl. IW. 1915, 1076; 
auch Menner, JW. 1915, 1095) kann die Frage, ob ein Ir 
ſpruch überhaupt beſteht, zweifelhaft erſcheinen. Zwei rechtiche 
Geſichtspunkte find es, auf die ſich ein ſolcher Anſpruch Tüten 
läßt, einmal das Haager Abkommen über die Gebräuche des 
Landkrieges (Art. 52 Abſ. II) und ferner die in den einzelnen 
beſetzten Gebieten für die Entziehung von Privateigentun 
ſeitens des eigenen Staates in Betracht kommenden Geese 
Auf die Anwendbarkeit der letzteren gründet ſich eine Ent 
ſcheidung des LG. Thorn (19. VII. 1915, JW. 1915, 104, 
bereits erwähnt JW. 1915, 1076), welche davon ausgehend, 
daß die erobernde deutſche Staatsgewalt an die Stele der 
vertriebenen ruſſiſchen getreten iſt, den Art. 545“) des in Pilar 
geltenden Code civil für den Schadenserſatzanſpruch des 5 
eigneten Privaten gegen das Deutſche Reich ausſchlageben 
ſein läßt. Trotz der eingehenden, wahrhaft wiſſenſchaflichn 
Begründung des Thorner Urteils kann dieſem Standr 
nicht beigetreten werden. Die Beſchlagnahmehandlung sine 
der erobernde Staat nicht als Vertreter der ordentlichen Staat 
gewalt, ſondern gerade als fremder Staat vor. Er bürfte ft 
beiſpielsweiſe auch dann vornehmen, wenn nach dem im besehen 
Gebiete geltenden Staats- und Privatrechte eine N 
Privater gänzlich ausgeſchloſſen wäre. Es kommen daher : 
für das Verhältnis der urſprünglichen Staatsgewalt 3 
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Privaten maßgebenden Vorſchriften weder bezüglich der Form 
der Entziehung noch bezüglich der Entſchädigung zur An⸗ 
wendung. Anders liegt die Frage nach dem Haager Abkommen 
betreffend die Geſetze und Gebräuche des Landkrieges vom 
18. X 1907. (RG Bl. 1910, 107 ff.) Hier ordnet der Art. 52 
an, daß Natural⸗ und Dienſtleiſtungen ſoviel wie möglich den 
Herangezogenen bar zu bezahlen und die Zahlung der ge⸗ 
ſchuldeten Summe möglichſt bald zu bewirken iſt. Der vom 
OLG. Poſen (23. VII. 1915) IW. 1915, 1037, geltend gemachte 
Geſichtspunkt, daß aus Art. 52 nur ein Anſpruch des vertriebenen 
Staates gegen den erobernden, nicht aber auch ein ſolcher des 
Privaten erwachſe, erſcheint nicht ſtichhaltig; ebenſo wie z. B. 
die internationalen Verträge über das Urheberrecht und den 
gewerblichen Rechtsſchutz, ſobald ſie in den Vertragsſtaaten in 
geſetzmäßiger Weiſe veröffentlicht ſind, auch den einzelnen 
Privaten Anſprüche verleihen; ebenſo iſt dies auch bei dem 
hier in Frage ſtehenden Abkommen, ſoweit dieſes die Rechte 
Privater betrifft, der Fall. Daß als Schuldner hier ein 
andrer Staat und nicht ein Privater beteiligt iſt, vermag daran 
nichts zu ändern; iſt doch die Sachlage z. B. hinſichtlich des 
nach den internationalen Verträgen dem Angehörigen des einen 
Staates zuſtehenden Anſpruchs auf Erteilung eines Patentes 
in einem anderen eine ganz ähnliche. Aktiv legitimiert bleibt 
auch in ſolchen Fällen der Private. Die völkerrechtliche 
Literatur hat dies niemals irgendwie in Zweifel gezogen, 
ſondern ſich lediglich mit der Frage beſchäftigt, ob als Schuldner 
der beſetzende oder der beſetzte Staat in Betracht kommen. 
Menner: Die Haager Friedenskonferenz Bd. II, 297. Strupp: 
Das internationale Landkriegsrecht S. 112. Nys: Le droit 
international III, 261. Über die Praxis im Kriege 1870. 
Bonfils: Manuel de droit public 650. Die tatſächliche Hand⸗ 
habung des Reichs entſpricht auch allein dem hier vertretenen 
Standpunkt. Es wartet nicht ab, bis es nach Friedensſchluß mit 
den feindlichen Staaten in Verbindung treten und etwa im Wege 
der Verrechnung gegen die ſpätere Kriegsentſchädigung den An⸗ 
ſpruch ausgleichen kann, ſondern es wendet ſich ſchon jetzt an die 
einzelnen von den Beſchlagnahmen betroffenen Eigen— 
tümer und hat zur Entſcheidung über deren Anſprüche vom 
25. IV. 1915 (Reichsanz. Nr. 96 vom 26. IV. 1915) die Reichs⸗ 
entſchädigungskommiſſion eingeſetzt. Ja es hat ſogar den 
Eigentümern der in Belgien beſchlagnahmten Güter, ſoweit ſie 
nicht den kriegführenden Staaten angehören, für ihre Ent⸗ 
ſchädigungsforderungen alsbald ein Konto bei der Deutſchen 
Reichsbank eingerichtet, über das ſie ſelbſt durch Verpfändung 
und Veräußerung in gewiſſem Umfange verfügen dürfen (vgl. 
v. Biſſing: „Belgien unter Deutſcher Verwaltung“; Süddeutſche 
Monatshefte: „Belgien“ S. 77 und Hirſchfeld: Der Rechts⸗ 
zuſtand in Belgien S. 39. 

Wenn danach auch ein dem Privaten gegen das Reich 
zuſtehender Anſpruch als gegeben angenommen werden muß, 
ſo iſt damit die Frage der Pfändbarkeit noch nicht in be⸗ 
jahendem Sinne entſchieden, denn nach dem in JW. 1915, 1076 
angeführten Erkenntniſſe des OLG. Hamburg find diejenigen 
Anſprüche, die nach öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen geltend zu 
machen ſind, einer Pfändung im Sinne der ZPO. entzogen 
(vgl. auch Hartmann, Leipz3. 1915, 1295, für die entſprechend 
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liegende Frage der Aufrechenbarkeit). Es darf aber nicht un⸗ 
erwähnt bleiben, daß die herrſchende Lehre in der öffentlich⸗ 
rechtlichen Natur einer Forderung einen Grund gegen ihre 
Pfändbarkeit nicht erblickt, und daß daher nach ihr der Beſchlag⸗ 
nahme von Forderungen der einzelnen Eigentümer gegen das 
Reich wegen der Entziehung von Gütern und Waren Bedenken 
nicht entgegenſtehen. (AG. Berlin Mitte [20. IX. 15] JW. 
1915, 1214.) Für Belgien hat der Generalgouverneur (Ver⸗ 
ordnungsblatt Nr. 95 S. 676; vgl. auch Heilfron, JW. 
1915, 971) die Zuſtellung von Forderungspfändungen und 
Zahlungsverboten an dortige deutſche Behörden ausdrücklich 
unterſagt, ſich jedoch bereit erklärt, auf einfache Mitteilung hin 
in den geeignet erſcheinenden Fällen den Betrag in der Weiſe 
hinterlegen zu laſſen, daß die Forderung auf ſeine Herausgabe 
alsdann nach den belgiſchen Vorſchriften gepfändet werden kann. 
Der in letzter Linie gegen die Möglichkeit einer Pfändung ſolcher 
Anſprüche erhobene Einwand (AG. Berlin Mitte [20. IX. 15] 
JW. 1915, 1214), daß es ſich nicht um bereits entſtandene, 
ſondern um zukünftige Forderungen handelt, trifft einmal 
tatſächlich nicht zu, weil auch vor dem Beſchluſſe der Ent⸗ 
ſchädigungskommiſſion ſchon der ganze, die Forderung be⸗ 
gründende Sachverhalt verwirklicht iſt, dann aber iſt auch 
rechtlich die Pfändung künftiger Forderungen bereits dann als 
zuläſſig anzuſehen, wenn ſie hinreichend beſtimmt oder beſtimmter 
bezeichnet werden (RG. [2. V. 1913], RG. 82, 227), was hier 
ohne jeden Zweifel der Fall iſt. 

2. Für die Vertretung des Reichs bei Pfändungen 
von Anſprüchen gegen das Reich aus Entnahme von Waren 
im feindlichen Auslande iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Fällen 
vertraglicher Ubernahme, in denen die Militärintendantur zu⸗ 
ſtändig iſt, die den Vertrag geſchloſſen hat oder zu deren 
Dienſtbereich die Militärſtelle, die ihn geſchloſſen hat, gehört, 
und den Fällen der Entziehung im Wege der Requiſition, in 
denen der Präſident der Reichsentſchädigungskommiſſion in 
Berlin die Vertretung hat. Da die Unterſchiede von vertrag⸗ 
licher Mbernahme und Requifition oft nicht deutlich zu erkennen 
ſind, empfiehlt es ſich, in jedem einzelnen Falle die Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes an beide Stellen zu bewirken. 


§ 917. 


Als ausreichender Arreſtgrund iſt es nicht anzuſehen, 
wenn der Schuldner wegen bevorſtehender Kriegsteilnehmerſchaft 
und nicht etwa, um den Gläubiger zu ſchädigen, ſein Geſchäft 
ſchließt und die im weſentlichen leicht verderblichen Waren 
ausverkauft, ſofern nur dem Gläubiger in irgendwelcher Form 
eine Sicherheit für ſeine Forderung bleibt. KG. (5. VII. 1915) 
JW. 1915, 802; Recht 1915, 457. Mberhaupt können lediglich 
aus der militäriſchen Dienſtpflicht des Gegners abgeleitete Mög⸗ 
lichkeiten einer künftigen Beeinträchtigung des Antragſtellers an 
und für ſich den Arreſt nicht rechtfertigen. (K. K. Oberſter 
Gerichtshof in Wien [7. IV. 1915] JurBl. 1915, 457.) 


8S 1031, 1033. 
Dagegen, daß die Einziehung eines Schiedsrichters 
unter allen Umſtänden ſeinem Wegfall gleichzuſtellen iſt (vgl. 
JW. 1915 S. 831 und 1076, OLG. Kiel [11. III. 1915] 
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Leipy3. 1915, 1256), wendet ſich Bovenſiepen, Leipz Z. 1915, 1084 
mit der Anführung, daß es eine Reihe von Poſten im bes 
ſonderen bei den Beſatzungstruppen gibt, mit denen die Weiter⸗ 
führung des Schiedsrichteramts ſich ſehr wohl vereinen läßt, 
und daß man daher im einzelnen Falle prüfen müſſe, ob der 
Schiedsrichter in der Weiterführung ſeiner Tätigkeit behindert ſei. 

Man wird Bovenſiepen nur beipflichten können. Auch 
die Gerichte, welche den Wegfall des Schiedsrichters annehmen, 
taten es teilweiſee, weil ſie im Einzelfall eine tatſächliche Be⸗ 
hinderung für vorliegend erachteten, und hätten es, wie die 
Gründe ergeben, vorausſichtlich nicht getan, wenn ſie die 
Möglichkeit einer Weiterführung der Sache durch den Schieds⸗ 
richter gekannt hätten. Die Perſon des Schiedsrichters (8 1031) 
und das Beſtehenbleiben des Schiedsvertrages überhaupt 
(8 1033) find häufig für die Parteien von außerordentlicher 
Bedeutung, und es iſt daher durchaus gerechtfertigt, ihren 
Fortfall nur dann auszuſprechen, wenn es die Lage des ein⸗ 
zelnen Falles unbedingt erheiſcht. Ob der Schiedsrichter neben 
ſeinem Dienſt ſein Amt ausüben kann, wird freilich objektiv 
nicht feſtzuſtellen ſein; man wird ſich in dieſer Hinſicht auf 
ſeine eigene pflichtgemäße Erklärung verlaſſen müſſen. Auf 
mehr militäriſchen Erwägungen beruht die Anſicht Schreibers, 
Leipz Z. 1915, 1294, daß die Beibehaltung des Schiedsrichter: 
amts durch eine Militärperſon ſtets eine militäriſche Pflicht⸗ 
verletzung enthält, weil jeder Soldat durch ſeinen militäriſchen 
Dienſt voll ausgefüllt und zu irgendwelchen Nebenbeſchäftigungen 
nicht mehr imſtande ſei. Dagegen ſpricht einmal der Umſtand, 
daß das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz ſich nur auf ganz gewiſſe 
Teile der bewaffneten Macht erſtreckt, insbeſondere nicht auf 
die immobilen, alſo offenbar davon ausgeht, daß dieſe anderen 
Teile ſehr wohl in der Lage ſind, auch ihre Angelegenheiten, 
und zwar auch die ſchwierigeren, zu erledigen, und die weitere, 
gerade für die geiſtige Hochwertigkeit unſeres deutſchen Heeres 
zeugende Tatſache, daß in den Zeitſchriften aller wiſſenſchaft⸗ 
lichen Disziplinen umfangreiche und von umfaſſender Tätigkeit 
zeugende Arbeiten erſcheinen, deren Verfaſſer ſich bereits in 
der Aufſchrift als Angehörige des Heeres oder der Marine 
kennzeichnen. 


B. Die Notgeſetze. 


Seſetz, betreffend den Schutz der infolge des Krieges an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Verſonen vom 
4. Anguſt 1914. (ROLL. S. 328.) 


(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


8 2. 


BESTER SELL ²¼mꝗ )) SS ZZZZSES ZEN EZ ZI I EI 2 
so.» 


II. Geſchützter Perſonenkreis. 
1., 2, 3 
4. Zum Begriff des „mobilen“ Truppenteils hat das 
LG. Gießen (2. VI. 1915, HeſſRſpr. 1915, 149) ausgeſprochen, 
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daß Erſatztruppenteile ihrem Begriffe nach nicht mobil fein 
können, weil ihre Beſtimmung gerade dahin gehe, Soldaten, 
die ſpäter in mobile Truppen eingeſtellt werden ſollen, 
auszubilden. 

Zu den zahlreichen früheren Entſcheidungen (JW. 1915 
S. 833, 1077), nach denen der mit der Bewachung der 
Kriegsgefangenen betraute Landſturm nicht zu den gegen 
den Feind verwendeten Truppenteilen gehört, find zwei neue hinzu 
gekommen. Das OLG. Braunſchweig (28. VI. 1915, Leipzg. 1915, 
1171), das übrigens die Frage nur anläßlich eines den $ 247 
PO. behandelnden Falles berührt, begründet feine Anſicht etwas 
allgemein damit, daß der fo Beſchäftigte am Betrieb einer Prozeſſe 
nicht gehindert werde, während das LG. 1 Berlin (26. V. 1915, 
DIZ. 1915, 1043) von der deutſchen Auffaſſung, daß der 
Krieg nur gegen die feindlichen Staaten, nicht gegen die ein 
zelnen Volksgenoſſen geführt werde, ausgehend, betont, daß in 
dem Gefangenen kein Feind mehr zu ſehen ſei, und daß die 
der Waffe entbehrenden Leute in der Regel ungefährlich und 
dem Betriebe der eigenen Angelegenheiten nicht hinderlich ſeien 

In einem gewiſſen Gegenſatz zu dieſer Rechtsprechung 
ſteht es, wenn Landſturm⸗Bataillone, die als Beſaßung 
armierter Feſtungen dienen, ſchlechthin den Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutz genießen (OL G. Hamburg [14. VII. 1915] Leipzg. 1915, 
1170); denn die militäriſche Inanſpruchnahme folder For 
mationen wird in der Regel geringer fein, als die der zur 
Gefangenenbewachung befohlenen Mannſchaften; allein die 
Verantwortung hierfür trägt das Geſetz, welches den Be 
ſatzungen Schutz ohne weiteres zubilligt. Vermittels der Ber 
treterbekanntmachung vom 14. I. 1915 wird übrigens auch ie 
ein angemeſſener Ausgleich geſchaffen werden können. 


5. Da nur die vermöge eines Dienſtverhältniſſes, Amt 
oder Berufes zur Truppe gehörenden Perſonen den Eduf 
genießen, kommt er denen, die ſich des Erwerbs wegen 
beim Truppenteil aufhalten, wie 3. B. den Marketendern, 
nicht zu (LG. II Berlin [20. VIII. 1915] KGBl. 1915, 80 
Hinſichtlich der Perſonen, deren Zugehörigkeit nur auf enen 
zivilrechtlichen Dienſtvertrag beruht (Chauffeur eines Herzogs 
hat das OLG. Roſtock (15. XII. 1914, O GN üpr. 31, 160 
der ſchon JW. 1915, 804 erwähnten ſtrengeren Anfiht, de 
den Schutz verſagt, den Vorzug gegeben. 


1915, 1024). 


8. Unter die Gruppe der Kriegsgefangenen i 
Geiſeln fallen nicht ohne weiteres die Bewohner eine 0 
Feinde beſetzten Stadt. Vielmehr gehört dazu, daß der 
ſich der Perſon der einzelnen Bürger noch im befonder! 
bemächtigt hat (OLG. Colmar [5. VI. 1915 Elſsothg. 1915 a 
= DI3. 1915, 1042). 


7 8 4 


44. Jahrgang. 


III. Geſchützte Prozeßſtellung. 

„ 20045 

4. Den Kriegsteilnehmerſchutz für die OffHGeſ. 
als Prozeßpartei gewährt das OLG. Colmar (5. VI. 1915, 
ElſLoth Z. 1915, 278) bereits dann, wenn nur einer von 
mehreren Geſellſchaftern ſich im Felde befindet (vgl. auch die 
Bekanntmachung vom 14. L 1915 5 2 Note 3a). 

5. Iſt eine im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehe⸗ 
frau Partei, die „im Beiſtande“ ihres Mannes klagt, fo recht⸗ 
fertigt ſeine Kriegsteilnehmerſchaft nicht die Ausſetzung. Dies 
gilt natürlich nur dann, wenn er nicht gleichzeitig ſelbſt Partei 
iſt (RG. [11. III. 1915] Recht 1915, 454). 

6., J., 8., 99 


IV. Umfang und Inhalt des Schutzes. 

1. Die Unterbrechung tritt nach $ 2 KrTSchG. in den 
anhängigen Verfahren ein. Schwierigkeiten können erwachſen, 
wenn ein Abſchnitt des Verfahrens erledigt iſt, während der 
Reſt noch ſchwebt. So erörtert das OLG. Düſſeldorf 
(24. III. 1915, OL GRſpr. 31, 169) den Fall, daß in einem 
auf Rechnungslegung und Zahlung gerichteten Rechtsſtreit der 
Beklagte durch Teilurteil zur Rechnungslegung verurteilt iſt 
und das Verfahren auf Zahlung noch vor der Entſcheidung 
ſteht. Was kann hier der Einberufene tun, um die ihm auf⸗ 
erlegte Rechnungslegungspflicht bis zur Beendigung ſeines 
Kriegsdienſtes hinauszuſchieben? Ein Antrag gemäß $ 5 
KrTSchG. auf Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung kommt 
nicht in Frage, weil durch eine ſolche nur eine Verſteigerung 
verhindert werden kann. Das OLG. Düſſeldorf hilft, indem 
es mit Rückſicht auf den engen Zuſammenhang von Rechnungs— 
legungs⸗ und Zahlungsverfahren den ganzen Rechtsſtreit als 
anhängig anſieht und in vollem Umfange die Ausſetzung 
gewährt, weil es keinen Sinn habe, die Vollſtreckung des Teil⸗ 
anſpruches durchzuführen, wenn der Hauptanſpruch ausgeſetzt 
iſt. Man kann dem Ergebnis beipflichten, ohne die Gründe 
zu billigen. An ſich gibt die Vollſtreckung des Rechnungs⸗ 
legungsanſpruches für den Gläubiger, der dadurch raſcher die 
Grundlage für den Haupteinſpruch gewinnt, ſogar einen ſehr 
guten Sinn. Es iſt nicht, wie es nach der Entſcheidung des 
OLG. Düſſeldorf ſcheinen möchte, ſo, daß die Vollſtreckung nicht 
ohne Fortſetzung des Rechtsſtreits, ſondern gerade umgekehrt 
ſo, daß die Fortſetzung des Rechtsſtreits nicht ohne vorherige 
Vollſtreckung möglich iſt. Trotzdem aber wäre es unbillig, 
von dem im Felde ſtehenden Schuldner eine Rechnungslegung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung zu verlangen. Die Löſung gibt 
§ 888 ZPO. Es handelt ſich um eine unvertretbare Handlung, die 
für die Dauer der kriegeriſchen Tätigkeit vor dem Feinde vom 
Willen des Kriegsteilnehmers unabhängig iſt, und es iſt daher, 
da fie gleichzeitig eine unvertretbare Handlung darſtellt, ſo⸗ 
lange dieſe Behinderung dauert, die Vollſtreckung nicht durch⸗ 
führbar. 

2% Oeraaes 

4. Zur Frage der Unwirkſamkeit von während der 
Verfahrensunterbrechung getroffenen Maßnahmen hat das 
OLG. Colmar (5. VI. 1915, DIZ. 1915, 1042) ausgeſprochen, 
daß wenn ein Verſäumnisurteil gegen einen Kriegs- 
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teilnehmer ergeht, zugeſtellt und vollſtreckt wird, das Urteil 
ſelbſt zwar wirkſam, aber wegen des Fehlens einer gültigen 
Zuſtellung die Vollſtreckung unzuläſſig und daher die bereits 
verhängten Vollſtreckungsmaßnahmen auf eine Erinnerung des 
Kriegsteilnehmers hin zu beſeitigen ſeien. Das Ergebnis iſt 
richtig, dagegen iſt die Wirkſamkeit des Verſäumnisurteils zu 
verneinen. Zu beanſtanden iſt hier der Ausgangspunkt des 
OL G., daß 8 249 ZPO. nur die Rechtshandlungen der 
Parteien, nicht aber die des Gerichts unwirkſam mache. Tat⸗ 
ſächlich bietet die Vorſchrift für dieſe einſchränkende Auslegung 
keinerlei Anhalt. Nur ſoviel iſt richtig, daß richterliche 
Handlungen, ſelbſt wenn ſie unwirkſam ſind, nicht ohne weiteres 
als ungeſchehen gelten, ſondern einer beſonderen Beſeitigung 
durch die dafür vorgeſchriebenen Rechtsbehelfe bedürfen (vgl. 
JW. 1915, 839). 

„„ 8: 

9. Bei der Wirkung der Kriegsteilnehmerſchaft einer Partei 
auf das Beweisſicherungs verfahren macht Kann (JW. 
1915, 1040 Anm. 1) in einer Bemerkung zu der bereits JW. 
1915, 1078 behandelten Entſcheidung des OLG. Marienwerder 
einen Unterſchied zwiſchen dem Beweisſicherungsverfahren, das 
ſich im Rahmen eines Rechtsſtreits, und dem, welches ſich 
unabhängig von einem ſolchen abſpielt. Das erſtere unterliegt 
danach in jeder Hinſicht dem gleichen Schickſal wie der Haupt⸗ 
prozeß, wird alſo mit dieſem unterbrochen, ausgeſetzt und beim 
Vorliegen der erforderlichen Vorausſetzungen durch Beſtellung 
eines Vertreters oder Aufnahme fortgeführt. Beim ſelbſtändigen 
Beweisſicherungsverfahren iſt es ſtreitig, ob es als ein Teil 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, als ein beſonderes Verfahren 
nichtzivilprozeſſualer Natur oder ſchließlich als ein Teil der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit anzuſehen iſt. Das letztere nimmt 
Kann an und läßt daher auch hier durch die Kriegsteilnehmer— 
ſchaft Unterbrechung und Ausſetzung herbeiführen, wobei er auf 
die Möglichkeit hinweiſt, daß der Antragſteller durch Benennung 
eines andern nicht eingezogenen Antragsgegners die Durch— 
führung der Beweisaufnahme erzwingen kann, wenn ihm auch 
alsdann ihre Verwertung im Rechtsſtreit gegen den Kriegs— 
teilnehmer nur im Wege des Urkundenbeweiſes möglich iſt. 
Iſt die Unterbrechung oder Ausſetzung des ſelbſtändigen Beweis— 
ſicherungsverfahrens unbillig, ſo kann auch hier vermittels der 
Bekanntmachung vom 14. I. 1915 geholfen werden (vgl. IW. 
1915, 1078.) 

10 

8 3. 
Sonderfragen zu 83. 

1. Die Prozeßvollmacht für den Hauptprozeß macht 
den Prozeßbevollmächtigten zu einem zur Wahrnehmung der 
Rechte berufenen Vertreter auch für das Arreſt verfahren in 
der gleichen Sache, und zwar auch dann, wenn der Haupt: 
prozeß durch gerichtlichen Vergleich erledigt iſt und es ſich bei 
dem Arreſt um einen zur Zeit des Vergleichs noch nicht fälligen 
Teil desſelben Anſpruchs handelt. OLG. Roſtock (22. X. 1914), 
Recht 1915, 455. Eine recht bedenkliche Anſicht! 

In der JW. 1915, 841 (Note 1 zu $ 3) als zweifelhaft 
bezeichneten Frage, ob ein Prozeßbevollmächtigter im landgericht⸗ 
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lichen Verfahren durch Niederlegung der Vertretung ſeinem 
Machtgeber die Vorteile der Unterbrechung wahren kann, indem 
er einen Zuſtand der Vertreterloſigkeit herbeiführt, hat ſich das 
OLG. Poſen (28. VII. 1915, Dig. 1915, 1043) auf den 
dem Kriegsteilnehmer günſtigen Standpunkt geſtellt, daß 
§ 87 ZPO. hier keine Anwendung findet, weil es ſich nicht 
darum handelt, ob formell ein Vertreter im Sinne der Prozeß⸗ 
ordnung vorhanden iſt, ſondern darum, ob tatſächlich eine vom 
Kriegsteilnehmer ermächtigte Perſon ſeine Angelegenheiten wahr⸗ 
nimmt. Dies ſei aber nicht mehr der Fall, wenn die Ver⸗ 
tretung niedergelegt ſei. Der Frage kommt heute keine große 
Bedeutung mehr zu, weil dort, wo die infolge der Mandats⸗ 
niederlegung eingetretene Unterbrechung als offenbar unbillig 
erſcheint, gemäß der Bekanntmachung vom 14. L 1915 ein 
Sondervertreter beſtellt werden kann. 

Auf dem gleichen Gedanken, daß es nicht nur auf das 
Vorhandenſein einer zur Vertretung berechtigten Perſönlichkeit, 
ſondern auf ihre Tätigkeit oder zum mindeſten die Möglichkeit 
ihres Eingreifens zugunſten des Kriegsteilnehmers ankommt. 
fußt das OLG. Stuttgart (11. v. 1915) Leipzg3. 1915, 1114 = 
Recht 1915, 454, welches, im Falle der Vertreter von dem 
Rechtsſtreit weder Kenntnis erlangt hat noch erlangen 
konnte, ihn als überhaupt nicht vorhanden anſieht, ein Er⸗ 
gebnis, das einem Bedenken nicht unterliegt. 

2. Die nach dem Wortlaute des Geſetzes kaum zweifel⸗ 
hafte Frage, daß zu den nach Abſ. 2 zur Stellung des 
Ausſetzungsantrages befugten Vertretern auch der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte des Kriegsteilnehmers gehört, hat das 
OLG. Braunſchweig (5. V. II. 1915) Leipz3. 1915, 1173 = 
Recht 1915, 453 bejaht. | 


Anhang. 
Materiellrechtliche Wirkungen der SS 2 und 3 


auf dritte Perſonen. 
a) 


b) Dem in Anſpruch genommenen Bürgen, deſſen Haupt⸗ 
ſchuldner den Kriegsteilnehmerſchutz genießt, verſagt Reichel 
(Recht 1915, 435) die Befugnis, daraus eine „Einrede“ herzu⸗ 
leiten, indem er mit Recht den Kriegsteilnehmerſchutz als eine 
rein prozeſſuale Maßnahme anſieht, deren Wirkung ſich auf 
den Bürgen nicht miterſtrecken kann. Dagegen iſt Reichel 
nicht beizutreten, wenn er, wie ſchon in einem früheren Auffat 
(vgl. JW. 1915, 842), den Bürgen im Hinblick auf die Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft des Hauptſchuldners, die Einrede der Bor: 
ausklage entziehen will. Gegen ſeine Begründung, daß die 
Gedanken des § 773 Abſ. I, Nr. 2 und 4 BGB. (weſentliche 
Erſchwerung der Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner durch 
Wohnſitz oder Aufenthaltsveränderung und vorausſichtliche Nicht⸗ 
befriedigung des Gläubigers) iſt auf die in JW. 1915, 842 
wiedergegebenen Gegenanführungen zu verweiſen. 


85. 
1. Über die Anzeigepflicht vor Beginn der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen einer Militärperſon vgl. oben zu 
8 752 800. 
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3. Daß es bei einer Vertretung kraft Amts hin⸗ 
ſichtlich der Vollſtreckung anders, als im Erkenntnisverfahren, 
nicht auf die Kriegsteilnehmerſchaft des Amtsvertreters, ſondern 
auf die des Eigentümers der von der Vollſtreckung betroffenen 
Vermögensmaſſe ankommt, hat erneut (vgl. JW. 1915, 842) das 
KG. (30. VII 1915) JW. 1915, 1126 KGBl. 1915, 89 = 
Leipz Z. 1915, 1324 = DIE. 1915, 1036 angenommen. Es 
hat daher in einem Falle, in dem der Gemeinſchuldner im 
Felde ſtand, die Zwangsverſteigerung eines ihm gehörigen Grund⸗ 
ſtücksanteils für unzuläſſig erklärt, obgleich das der Vollſtreckung 
zugrundeliegende Urteil auf den Konkursverwalter lautete 
und ihm zugeſtellt war, ſowie der das Verſteigerungsverfahren 
einleitende Beſchluß auf ſeinen Namen ging. Ob freilich dem 
Gemeinſchuldner in ſolchem Falle ein ſelbſtändiges Erinnerung 
und Beſchwerderecht zuzubilligen iſt, erſcheint zweifelhaft; wird 
aber doch ſchließlich bejaht werden müſſen. Iſt auch ein ſolches 
zunächſt nicht erforderlich, da die Unzuläſſigkeit von Verſteigerungs⸗ 
maßnahmen gegen den Kriegsteilnehmer von Amts wegen zu 
berückſichtigen iſt (JW. 1915 S. 842 und 1079 Note 5) und 
daher eine einfache Anregung des Gemeinſchuldners genügen 
würde, ſo muß ihm doch, wenn das Gericht dieſem Hinweis 
nicht Folge leiſtet, die Möglichkeit gegeben werden, in höherer 
Inſtanz ſeinem Vorbringen Geltung zu verſchaffen. 

Daß die Kriegsteilnehmerſchaft der Perſonen, in 
deren Vermögen vollſtreckt werden ſoll, ausſchlaggebend 
und das Beſtehen einer Vertretung für die Möglichkeit der 
Verwertungsmaßnahmen ohne Bedeutung iſt, erkennt auch das 
OLG. Stuttgart (12. III. 1915) Leipzg. 1915, 1115 an, indem 
es bei einer Off Geſ. zwar für das Erkenntnisverfahren nur 
bei Kriegsteilnahme aller Geſellſchafter die Unterbrechung an⸗ 
nimmt, für das Vollſtreckungsverfahren aber ſchon, wenn ein 
einziger Geſellſchafter im Felde ſteht, die Beſchränkungen des 
§ 5 Platz greifen läßt. Aus dem gleichen Grunde können 
auch, trotzdem ein Vertreter gemäß der Bekanntmachung vom 
14. L 1915 beſtellt iſt, Verwertungsmaßnahmen nicht ſtattfinden, 
ein Ergebnis, das von Margoninsky (JW. 1915, 1147) als 
wenig befriedigend empfunden wird. 

4. Die Unerheblichkeit der Kriegsteilnehmerſchaft des 
Mannes für Vollſtreckungen in das Vorbehaltsgut der Ehefrau 
iſt erneut vom OLG. Roſtock (7. XII. 1914) OL GRſpr. 31, 169 
angenommen worden. Den Nachweis für die Vorbehalts⸗ 
eigenſchaft verlangt es dabei von dem vollſtreckenden Gläubiger. 
Die Frage, ob die zu einem ſelbſtändigen Erwerbsgeſchäft ver 
wendeten Möbelſtücke Vorbehaltsgut darſtellen, wird von ihm 
im Gegenſatz zu JW. 1915, 1079 zu Unrecht verneint. 

5. Nur in ſcheinbarem Gegenſatz zu JW. 1915, 842 
nimmt das AG. Magdeburg (21. VIII. 1915) JW. 1915, 1130 
an, daß die Feſtſtellung, ob der Schuldner zu den durch den 
Kriegsteilnehmerſchutz geſchützten Perſonen gehört, nicht dem 
Vollſtreckungsorgan, ſondern dem Gläubiger obliegt. Auch 
die dort angeführte Entſcheidung des OLG. München (deren 
Wiedergabe in Seufferts Archiv übrigens den betreffenden Saß 
nicht enthält) will nicht beſagen, daß der Gläubiger durch die 
von Amts wegen vorzunehmende Prüfung des Vollſtreckungs⸗ 
organs von ſeiner Pflicht, die nötigen Nachweiſungen beizubringen, 
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befreit wird; ihr Sinn geht grade im Gegenteil dahin, daß bier 
die Prüfung vom Gericht vorzunehmen iſt, auch wenn Anzeichen 
für eine Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners nicht vorhanden 
ſind; ſo iſt unſeres Erachtens das OLG. München zu verſtehen, 
wenn es ſagt: „mit Rückſicht auf den Zweck des Geſetzes wird 
hierbei davon auszugehen ſein, daß das Vollſtreckungsorgan und 
das Konkursgericht die ihnen angeſonnene, nach dem Geſetz aber 
unzuläſſige Maßnahme nur dann vornehmen dürfen, wenn ihnen 
glaubhaft nachgewieſen iſt, daß der Gegner kein Kriegsteilnehmer 
iſt; denn die Rechte des Kriegsteilnehmers könnten unwieder⸗ 
bringlich verloren ſein, wenn nicht von Amts wegen die Zuläſſig⸗ 
keit der Maßregel geprüft werden dürfte.“ OL GRſpr. 30, 1 ff. 
6 und 7. Da die Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners 
die Vollſtreckung nur bezüglich der Verwertung beſchränkt, 
hat ſie dort, wo eine Verwertung überhaupt nicht in Frage 
kommt, wie bei der Verurteilung zur Bewirkung von Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen, keinerlei Bedeutung. OLG. Düſſel⸗ 
dorf (24. III. 1915) OL GRſpr. 31, 169. Nur kann möglicher⸗ 
weiſe durch die Kriegsteilnehmerſchaft eine unvertretbare Handlung, 
die ſonſt ausſchließlich vom Willen des Schuldners abhängt, dieſe 
Eigenſchaft verlieren und daher eine Vollſtreckung praktiſch undurch⸗ 
führbar werden (§ 888 ZPO.), vgl. oben zu §§ 2 und 3 IVI, 
wo auch der Verſuch des OLG. Düſſeldorf, vermittels der Aus⸗ 
ſetzung des Erkenntnisverfahrens eine Vollſtreckung gegen den 
Kriegsteilnehmer zu verhindern, bekämpft wird. 
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1. Nach Peſchke (JW. 1915, 1047) gehört die Wider: 
ſpruchsfriſt im Mahnverfahren zu den gemäß § 8 Abſ. 2 
durch die Kriegsteilnehmerſchaft einer Partei gehemmten Aus— 
ſchlußfriſten, vgl. dagegen JW. 1915, 845 und Waſſermann— 
Erlanger S. 73. 

89. 

1,2. 8:20.00 

4. In den zahlreichen Prozeſſen, in denen die im geſetz— 
lichen Güterſtande lebende Ehefrau „im Beiſtande ihres 
Ehemannes“ klagt, iſt der Mann in der Regel nicht Prozeß— 
partei; dieſer Zuſatz beſagt nur, daß er ſeine Zuſtimmung zur 
Klage erteilt hat (RG. 60, 85). Daher iſt ſeine Kriegsteil— 
nehmerſchaft für den Fortgang des Rechtsſtreits ohne Be— 
deutung. RG. (11. III. 1915) Recht 1915, 454 (vgl. ZW. 
1915, 846). 

5. Die grundſätzliche Anwendbarkeit des Kriegsteil— 
nehmerſchutzes auf juriſtiſche Perſonen gewinnt in der 
Praxis weiter Boden (OLG. Dresden [6. VII. 1915] Leipzz. 
1915, 1114 = Recht 1915, 454 = Sächſ Arch. 1915, 377 
13. VI. 1915] JW. 1915, 1126 S Zeitſchr. f. Aktiengeſ. 
u. G. m. b. H. 1915, 274, letztere bereits in JW. 1915, 1082 
Ende der Seite angeführt, aber durch einen Druckfehler auf 
den 3. v. 1915 verlegt). Anders nur die allerdings ſchon 
längere Zeit zurückliegende Entſcheidung des OLG. Breslau 
(I. v. 1915) Leipzg. 1915, 1323. Über die von der Frage 
der Zuläſſigkeit zu unterſcheidende Frage, inwieweit im Einzel⸗ 
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falle gegenüber einer juriſtiſchen Perſon eine Ausſetzung der 
Billigkeit entſpricht, vgl. unten Bekanntmachung vom 14. I. 1915 
Note 2a zu 8 2. 


Bekanntmachung über die Vertretung der Kriegs teilnehmer 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 14. Jaunar 1915. 
(Von Rechtsanwalt Dr. Schäffer.) 


E 

3a) Unter bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt auch das 
Mahnverfahren inbegriffen, daher kann auch für dieſes ein 
Vertreter, und zwar bereits vor Erlaß des Zahlungsbefehls 
beſtellt werden. Die gegenteilige Anſicht würde dazu zwingen, 
in jedem Falle den Zahlungsbefehl zunächſt dem Kriegsteil⸗ 
nehmer zuzuſtellen und damit den Wert des Mahnverfahrens 
aufheben, weil alsdann das ordentliche Verfahren, bei dem 
nach der hier vertretenen Auffaſſung die Vertreterbeſtellung ſchon 
vor der Klageerhebung erfolgen kann (vgl. IW. 1915, 847 
Note 4 zu § 1), gewöhnlich raſcher zum Ziele führen würde. 
Beſondere Bedeutung gewinnt dieſe Frage ſeit der Entlaſtungs— 
verordnung vom 9. IX. 1915, nach der jeder amtsgerichtliche 
und eine gute Reihe der landgerichtlichen Prozeſſe ſich zunächſt 
im Mahnverfahren abſpielen werden (Peſchke, JW. 1915, 1147). 

Die von Peſchke angeregte Frage, ob bei einem im Mahn⸗ 
verfahren vor dem AG. geltend gemachten Anſpruche, der ſeiner 
Höhe nach vor das LG. gehört, dem Amtsrichter oder dem 
Vorſitzenden der entſprechenden Zivilkammer des LG. die Be— 
ſtellung des Vertreters obliegt, iſt mit ihm im erſteren Sinne 
zu entſcheiden, da es ja noch keineswegs ſicher iſt, ob über— 
haupt Widerſpruch eingelegt und damit das LG. zum Prozeß: 
gericht wird. 

b) Die Vertreterbeſtellung in familienrechtlichen, 
vor allem in Unterhalts angelegenheiten, von der nach JW. 
1915 S. 847 und 1080 Vorbem. 3 vor $ 1 nur ſparſaͤn Ge: 
brauch gemacht werden ſollte, hält LG. Kiel (9. IX. 1915, 
DIZ. 1915, 1044) in beträchtlich weiterem Umfange für 
wünſchenswert. Gerade im Gegenſatz zu den Ausführungen 
von Haberſtumpf (Dot Z. 1915, 568) ſieht es die im Alimenten⸗ 
prozeſſe zur Entſcheidung ſtehenden Fragen für ſo einfach und 
die Notwendigkeit der Fürſorge für das uneheliche Kind für ſo 
dringend, ſowie die Schwierigkeiten, die bei dem möglicherweiſe 
eintretenden Tode des Erzeugers durch die Verhandlung mit 
dem Erben erwachſen, für ſo beträchtlich an, daß es, wenn der 
Beklagte nicht von jeglichem Verkehr mit dem Prozeßgericht 
abgeſchnitten iſt, z. B. ſich in nicht zu weiter Entfernung, etwa 
in den deutſchen Küſtengewäſſern aufhält, und mit der Erteilung 
eines Urlaubs rechnen kann, für die Beſtellung eines Vertreters 
eintritt. 

8 1. 


1. Zum Begriff der offenbaren Unbilligkeit vgl. 8 2 
Bem. 3. 

2. Ein die Beſtellung eines gerichtlichen Vertreters aus— 
ſchließender Vertreter iſt dann nicht mehr vorhanden, wenn 
der Prozeßbevollmächtigte ſeine Vertretung niedergelegt hat. 
Dies gilt auch im landgerichtlichen Verfahren, obgleich dort 
5 87 ZPO. anordnet, daß die Aufhebung der Vollmacht des 
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alten Vertreters dem Gegner gegenüber erſt durch Benennung 
eines neuen Vertreters wirkſam wird. Denn für die Frage, 
ob im Sinne des § 1 ein Vertreter beſteht, kommt es nicht 
auf die rein formale Vorſchrift der ZPO., ſondern darauf an, 
ob der Kriegsteilnehmer tatſächlich jemanden beſitzt, der ſeine 
Angelegenheiten berechtigtermaßen wahrnimmt. (OL G. Poſen 
[28. VII. 1915] D38. 1915, 1043.) 


6. Die Freiheit, die von der Rechtſprechung dem als 
Vertreter des Kriegsteilnehmers in Ausſicht genommenen hin⸗ 
ſichtlich der Annahme und Ablehnung des Amtes gegeben 
iſt (JW. 1915 S. 848, 1081), dehnt das OLG. Poſen 
(28. VII. 1915, DIZ. 1915, 1043) dahin aus, daß er auch 
zur jederzeitigen ſpäteren Niederlegung des Amts befugt 
iſt. In einem ſolchen Falle wird das Gericht, auch ohne einen 
Antrag des Gläubigers eine andere Perſon als Vertreter zu 
beſtellen haben. 

7. Die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen die 
Vertreterbeſtellung wird in erneuten Entſcheidungen der OLG. 
Dresden (12. VIII. 1915, Dig. 1915, 1040 = SächſArch. 
1915, 378), OLG. München (28. V. 1915, OL GRſpr. 31, 
169) und OLG. Breslau (7. VII. 1915, Breslau AK. 1915, 68) 
verneint. Die letztgenannte Entſcheidung hebt ausdrücklich 
hervor, daß auch der mitverklagten Ehefrau nicht die Befugnis 
zuſteht, die Beſtellung eines Vertreters für ihren im Felde 
befindlichen Mann anzufechten. 

8. Zweifelhaft iſt, inwieweit die Tatſache der Vertreter⸗ 
beſtellung über die Entſcheidung des Rechtsſtreits hinaus 
Bedeutung hat, insbeſondere ob durch ſie die Anzeige von der 
bevorſtehenden Vollſtreckung an die übergeordnete Militärbehörde 
(8 752 ZPO.) ſich erübrigt. (Vgl. zu $ 752 ZPO.) Dies 
nimmt Holz. (JW. 1915, 1130 Anm. 2) an, während das AG. 
Königsberg (30. VIII. 1915, JW. 1915, 1130) den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt vertritt. Auf das Unbefriedigende dieſes 
Zuſtandes weiſen mit Recht Klotzſch (JW. 1915, 1147) und 
Margoninsky (JW. 1915, 1147) hin. Daß der Vertreter im 
Vollſtreckungs⸗, insbeſondere im Offenbarungseidsverfahren 
nicht mehr für den Kriegsteilnehmer tätig wird, ſpricht LG. 
Görlitz (11. V. 1915) Breslau AK. 1915, 68 aus. 

Für die Beſchränkung der Vollſtreckung ($ 5 
KrTSchG.) iſt das Vorhandenſein eines vom Gericht beſtellten 
Vertreters ohne Bedeutung, da (vgl. Anm. 3 zu 8 5 und JW. 
1915, 842) die Vorſchrift nicht beſtimmt iſt, einer mangelhaften 
Vertretung abzuhelfen, ſondern ſchlechthin das Vermögen des 
Kriegsteilnehmers vor der endgültigen Einziehung von Werten 
zu ſchützen. Auch hier verlangt Margoninsky (JW. 1915, 
1147) eine Abhilfe durch den Geſetzgeber. 


8 2. 


3. Eine allgemeine Richtlinie für die Frage, ob die 
Ausſetzung zu bewilligen iſt oder nicht, gibt OLG. München 
(J. IV. 1915, OL GRſpr. 31, 165), indem es die in der Fülle 
der Einzelgeſichtspunkte oft überſehene Tatſache ins Gedächtnis 
ruft, daß nach dem Geſetze die Ausſetzung die Regel 


iſt und Gründe, die für ausnahmsweiſe Nichtausſetzung 
ſprechen, einer beſonderen Darlegung bedürfen. Dieſe Gründe 
müſſen auch ſchwerwiegender Natur ſein; ſelbſt ein erheblicher 
Nachteil des Gegners muß dem Intereſſe des Kriegsteilnehmers 
weichen (OLG. Stuttgart [25. VI. 1915] Recht 1915, 455) 

Im einzelnen kommt, wie in den früheren Uberſichten, in 
Betracht: 

a) die wirtſchaftliche Lage des Kriegsteilnehmers. 

Die Weiterführung des Geſchäfts kam je nach ihrem 
Umfange eine Ausſetzung des Rechtsſtreits als unbillig er: 
ſcheinen laſſen. Wird der Betrieb nur beſchränkt aufrecht 
erhalten, ſoweit es zur Erlangung des Unterhalts der Familie 
des Eingezogenen, zur Erhaltung der Kundſchaft und eines 
kleinen Arbeiterſtammes erforderlich iſt, fo kann von einer 
offenbaren Unbilligkeit nicht die Rede fein (OLG. Jena 
21. VI. 1915] OL GRſpr. 31, 164). Das gleiche gilt, wenn 
die durch Fortführung des Geſchäfts erlangten Einkünfte jo 
gering ſind, daß ſie zur ganzen oder teilweiſen Schuldentilgung 
nicht ausreichen (OLG. Stuttgart [25. VI. 1915] Recht 1915, 455). 
Eine Ausnahme hiervon iſt nur für ſolche Schulden anzu⸗ 
nehmen, die, ſei es von dem Kriegsteilnehmer ſelbſt, ſei es von 
feinem Vertreter, gerade während und zum Zwecke der Weiters 
führung des Geſchäfts eingegangen wurden, insbeſondere für 
Kreditgeſchäfte, durch die der Gläubiger dem Kriegsteilnehmer 
die zur Weiterführung erforderlichen Barmittel oder Waren zur 
Verfügung geſtellt hat (OLG. Dresden [5. VIII. 1915] 
DIZ. 1915, 1040 = SächſArch. 1915, 378). Ebenſo wie eine 
Schuld für erſt nach der Einziehung des Inhabers beftelt 
Waren iſt eine Schuld zu behandeln, bei der zwar die de 
ſtellung der Ware vor, aber die Lieferung nach der Einziehung 
liegt, wenn der Eingezogene bei der Lieferung wußte, daß er 
die Ware nicht mehr im ordentlichen Geſchäftsverkehr veräußem 
und ſeinem Lieferanten bezahlen kann, trotzdem aber von einen 
ihm durch dieſen gewährten Rücktrittsrecht keinen Gebrauch 
macht (OLG. Dresden [2. VII. 1915] Leipzg. 1915, 117). 
Hier wird man mit Recht annehmen, daß eine Ausſetzung der 
Billigkeit widerſprechen würde. 

Für die Frage, wann bei Kriegsteilnehmerſchaft eines 
von mehreren Mitinhabern einer Off Geſ. die Ausſezung 
offenbar unbillig erſcheint, iſt auf die auch ſchon bei der 
Einzelpartei erhebliche Frage (OLG. Polen (26. IV. 1915] 
OL GRſpr. 31, 168) entſcheidendes Gewicht zu legen, ob Di 
Zurückgebliebenen den Sachverhalt fo genau kennen, daß It 
den Rechtsſtreit ſo gut wie der Einberufene ſelbſt wahrzunehmen 
vermögen, was bei einer verwickelten Sache, die der Zurück 
bleibende nicht ſelbſt bearbeitet hat, in der Regel ausgeſchloſſe 
ſein wird. Daher iſt es, wenn der eingezogene Geſellſchafte 
der einzige mit der Sache vertraute ift, bei der Ausſezung zu 
belaſſen, wenn auch Geſellſchafter zur Weiterführung der fonftigen 
Geſchäfte noch vorhanden find (OLG. Darmſtadt [14. VII. 1915] 
Leipzg. 1915, 1113 = Recht 1915, 454; OLG. Hambutg 
[3. VL 1915] OL Rſpr. 31, 163). Dies gilt insbeſonden 
dann, wenn in dem Rechtsſtreit ein Lebensintereſſe der Of 
auf dem Spiele ſteht (OLG. Hamburg (31. III. 1910 
OL GRſpr. 31, 163 Anm. 1). Ausnahmsweiſe iſt in der Aus 
ſetzung dann eine Unbilligfeit zu erblicken, wenn der eingezogen 
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Geſellſchafter vor ſeinem Ausrücken oder gelegentlich eines 
Urlaubs Gelegenheit hatte, ſeinem Anwalt in für den Rechts⸗ 
ſtreit ausreichender Weiſe ſein Sachwiſſen mitzuteilen (OLG. 
München [10. V. 1915] OL GRſpr. 31, 163). Iſt der zurück⸗ 
bleibende Geſellſchafter zwar über die Sachlage unterrichtet, 
herrſcht aber darüber, ob er allein zur Vertretung der Geſellſchaft 
befugt iſt, Streit, ſo hat es im Intereſſe des Kriegsteilnehmers 
bei der Ausſetzung zu verbleiben (OLG. Dresden [12. V. 1915) 
Leipz ZZ. 1915, 1113 = Recht 1915, 454). 

Zu wenig wird das OLG. Hamburg (8. III. 1915, 
Recht 1915, 454 = DIZ. 1915, 826) dem Intereſſe des 
Kriegsteilnehmers an der Ausſetzung gerecht, wenn es ſie in 
einem Rechtsſtreit über Beanſtandung einer Ware bei Einziehung 
des Verkäufers ſchon deswegen verſagt, weil der Fabrikant der 
beanſtandeten Ware dem Verkäufer als Streitverkünder bei⸗ 
getreten iſt und daher bis zu einem gewiſſen Grade deſſen 
Standpunkt wahrnimmt. 


In einer anderen, gleichfalls auf die Lage des Einzelfalls 


zugeſchnittenen Entſcheidung, bei welcher offenbar der Grund⸗ 
ſatz, daß in den jetzigen Kriegszeiten das Intereſſe des Gläubigers 
auf Sicherſtellung nicht zu ſtark betont werden darf (vgl. auch 
JW. 1915, 1083 oben) hat das OLG. München (7. IV. 1915, 
OL GRſpr. 31, 165) ausgeſprochen, daß ſelbſt bei unbeſtreit⸗ 
barer Forderung der Gläubiger einer durch den Krieg ſtark 
geſchädigten Off HGeſ., der ſchon gegen fie ein Urteil erwirkt 
habe, nicht auch noch die Macht haben ſoll, gegen einen einzelnen 
im Felde ſtehenden Geſellſchafter vorzugehen, und daß daher 
die dieſem bewilligte Ausſetzung nicht unbillig ſei. 

Für die Frage, wann die Ausſetzung gegenüber 
einer juriſtiſchen Perſon unbillig ift, erledigt das OLG. 
Dresden (3. VI. 1915, IW. 1915, 1126 = OL GRſpr. 31, 164) 
in einer ſchon im vorſtehenden mehrfach erwähnten, auch in 
anderer Hinſicht hochbedeutſamen Entſcheidung den gegen die 
Ausſetzung erhobenen Einwand, daß ja das durch Einziehung 
ſeiner geſetzlichen Vertreter benachteiligte Unternehmen, beim 
Regiſterrichter die Beſtellung beſonderer Vertreter beantragen 
könne, durch den Hinweis auf die Schwierigkeit geeignete Ver⸗ 
treter zu finden und auf die nicht unerheblichen Koſten einer 


ſolchen Vertretung, die bei dem ſonſtigen Stilliegen des Unter⸗ 


nehmens nicht in der Lage wäre, ihm durch ihre Tätigkeit 
einen entſprechenden Nutzen zu bringen. 

b) Stand und Art des Prozeſſes. Für den Einfluß, 
den Stand und Art des Rechtsſtreits für eine etwaige Unbillig⸗ 
keit der Ausſetzung beſitzen, ſpielt vor allem eine Rolle, inwie⸗ 
weit die perſönliche Anweſenheit des Kriegsteilnehmers 
für das Schickſal des Rechtsſtreits von Bedeutung ſein kann. 
Daher erſcheint die Ausſetzung dort unmöglich, wo der Rechts⸗ 
ſtreit zuungunſten der im Felde befindlichen Partei entſcheidungs⸗ 
reif iſt (LG. J Berlin 16. VIII. 1915] Leipz 3. 1915, 1258), oder 
wo ſich nach der bereits erkennbaren Stellungnahme der Parteien 
ſein weiterer Verlauf ziemlich einfach zu entwickeln verſpricht. 
(OLG. Dresden [6. VII. 1915] SächſArch. 1915, 377) und 
wo für ſeine fernere Geſtaltung ein Vertreter des Kriegsteil⸗ 
nehmers das gleiche leiſten kann wie dieſer ſelbſt (LG. I Berlin 
16. VIII. 1915] Leipz3. 1915, 1258). Deswegen iſt dem 
Kriegsteilnehmer auch dort, wo nach Lage der Sache anzu⸗ 
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nehmen iſt, daß ſeine Anweſenheit, beiſpielsweiſe in einem 
Beweistermine, eine weſentlichere Förderung herbeiführen 
würde, als die ſeines Prozeßbevollmächtigten, die Ausſetzung 
zuzubilligen. (OL G. Roſtock [6. III. 1915] Recht 1915, 454.) 


„ 

6. Hat das Gericht die Ausſetzung angeordnet, ſo lann 
es ſeinen Beſchluß, ohne daß eine Anderung der Sachlage 
eingetreten iſt, ſelbſt wenn er ihm nachträglich beſonders un⸗ 
billig erſcheint, nicht ohne weiteres aufheben. (Gentebrück, 
DIZ. 1915, 1023; A. M.: OLG. Naumburg [9. VII. 1915] 
ebenda.) Selbſt wenn aber eine Veränderung vorliegt, die 
eine andere Stellungnahme rechtfertigen würde, iſt es zum 
mindeſten empfehlenswert, vor Erlaß des Aufhebungsbeſchluſſes 
die Parteien zu hören (Gentebrück, DIZ. 1915, 1023; vgl. auch 
RG. 12. VI. 1915, Warneyer Rechtſprechung 1915, 290). 


8 8. 
1 


2. Nur demjenigen Vertreter, der die Stellung ange⸗ 
nommen und ſich in ihr betätigt hat, ſteht ein Anſpruch 
auf Entgelt dem Gegner gegenüber zu. Hat die als Ver⸗ 
treterin zugelaſſene Ehefrau ihrerſeits das Amt abgelehnt und 
den Antrag auf Vertreterbeſtellung Überhaupt bekämpft, ſo iſt 
darin eine ſolche Betätigung nicht enthalten und ſie hat daher 
einen Erſtattungsanſpruch nicht. (OLG. Breslau [1. VI. 1915] 
LeipzZ. 1915, 1173.) 

3. In der Frage (vgl. JW. 1915, 850 und 1082), ob 
dem Vertreter neben ſeinem Anſpruch gegen den Antragſteller 
auch eine Gebührenforderung gegen den Kriegsteil— 
nehmer zuſteht, hat ſich das LG. Eſſen (7. VII. 1915, JW. 
1915, 1042) auf den verneinenden Standpunkt geſtellt. 

Zu dem die Koſten des Vertreters gegenüber dem 
Antragſteller feſtſetzenden Beſchluß will das LG. Eſſen 
(7. VII. 1915, IW. 1915, 1042) entſprechend dem in 8 124 ZPO. 
erwähnten Beſchluß auf Koſtenerſtattung des ſiegreichen Armen⸗ 
anwalts, dem Vertreter das Recht geben, die Feſtſetzung un⸗ 
mittelbar auf ſeinen Namen zu erwirken. Tatſächlich 
liegen die Verhältniſſe in den weſentlichen Beziehungen gleich 
fo, daß gegen eine ſinngemäße Anwendung des 8 124 3. 
keine Bedenken beſtehen. 


84. 

Zu einer Übergangsfrage von heute kaum mehr prak⸗ 
tiſcher Bedeutung nimmt OLG. Breslau (23. I. 1915, Leipzg. 
1915, 1323) Stellung. Es war über einen Anſpruch, be⸗ 
züglich deſſen das Verfahren vor der Bekanntmachung vom 
14. L 1915 ausgeſetzt war, nachher ein auch die Koſtenpflicht 
regelnder Vergleich, der aber die Höhe der Koſten nicht be⸗ 
handelte zuſtande gekommen. Der Gegner des Kriegsteilnehmers 
wollte nun das Koſtenfeſtſetzungsverfahren betreiben und hier 
zunächſt die Ausſetzung im Wege der Beſchwerde beſeitigen. 
Das OLG. hielt dieſe Beſchwerde für unzuläſſig, und zwar 
ſowohl dann, wenn die Koſtenfeſtſetzung als ein Teil des 
alten Rechtsſtreits als auch, wenn ſie als ein beſonderes Ver⸗ 
fahren anzuſehen war. Im erſteren Falle ſah es, da es ſich 
alsdann immer noch um den alten anhängigen Rechtsſtreit 

164 * 
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handelte, nur eine Aufnahme durch Zuſtellung eines Schrift⸗ 
ſatzes gemäß § 4 der Bekanntmachung als möglich an. Im 
andern Falle erachtete es die Beſchwerde für überflüſſig, da die 
Ausſetzung ſich nur auf den eigentlichen Prozeß und nicht auf 
das ſelbſtändige Feſtſetzungsverfahren bezog. 


Bekanntmachung betreffend die Anordnung einer Geſchäfts⸗ 
anfſicht zur Abwendung des Konfursverfahrens vom 
8. Auguff 1914. 


(Bon Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau.) 
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* 5 1 

Für die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebiete 
von Ruſſiſch⸗Polen iſt durch Verordnung vom 21. März 1915 
(Verordnungsblatt der Kaiſerlich Deutſchen Verwaltung in 
Polen S. 18) eine im weſentlichen der deutſchen Verordnung 
entſprechende Verordnung erlaſſen worden (vgl. dazu Reier: 
Die neuen Zivilrechtsverhältniſſe in dem von Deutſchland be⸗ 
ſetzten Polen links der Weichſel; Gruchot 59, 848). 


8 1. 

1. Bei welchen Perſonen iſt die Geſchäftsaufſicht zuläſſig? 

a) Auch bei Perſonen, welche keinen Gewerbebetrieb haben, 
offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, juriſtiſchen 
Perſonen, nicht rechtsfähigen Vereinen, auch Ausländern, ſelbſt 
feindlichen Ausländern. Nicht bei dem Nachlaß, nicht bei der 
Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts, nicht bei der ſtillen Geſell⸗ 
ſchaft. (Levy, § 1 zu 1.) 

b) Auch Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, kleinere 
Vereine im Sinne des VAG. vom 12. Mai 1901 und Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften auf Aktien können eine Geſchäftsauſſicht 
beantragen. Die Befugnis der Verſicherungsaufſichtsbehörden 
aus 8 69 des Geſetzes vom 12. Mai 1901 beſteht daneben. 
Konflikte zwiſchen den beteiligten Aufſichtsorganen werden zweck⸗ 
mäßigerweiſe durch Verſtändigung zwiſchen dem AG. und dem 
Aufſichtsamt für Privatverſicherung etwa durch Beſtellung des 
Dezernenten des letzteren Amtes zur Aufſichtsperſon vermieden 
werden. (Ludwig Bendix, ZVerſWiſſ. 1915, 149.) 

c) Die Verordnung für Ruſſiſch-Polen ſagt ausdrücklich, 
daß die Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung finden, falls 
ein Nichtkaufmann den Antrag auf Anordnung einer Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſtellt. 

2. Der Antrag iſt zuläſſig, wenn auch der Antragſteller 
die Gefahr des Konkurſes auf andere Weiſe, z. B. nach § 6 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914, von ſich abwenden 
kann. (Levy, $ 1 Anm. 1 zu 1.) 
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Für weitherzige Prüfung der Vorausſetzungen auch 
Waldecker, Kriegsrechtliches Allerlei, Annalen des Deutſchen 
Reichs 1914, 661. 


8 3. 
In Polen entſcheidet über den Antrag der Vorſitzende des 
Bezirksgerichts. 
Vgl. auch 8 1 Anm. 2. 


8 4. 

In der Verordnung für Polen fehlt 8 4 Abf. 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 8. Auguſt 1914, weil die Beſtimmungen der 
deutſchen KO. nach der Verordnung Nr. 13 vom 21. März 1915 
betreffend die Konkursſachen in Polen nicht gelten. 


8 5. 

1. Die Geſchäftsaufſicht ſteht der Klage nicht entgegen. 
(OL G. Colmar, Urteil vom 7. Mai 1915, ElſLoth Z. 1915, 275.) 

2. Koſtenlaſt bei Erhebung der Klage. Die Beſchränkung 
der Handlungsfähigkeit des Schuldners wirkt nur nach innen. 
Der Mangel der Genehmigung zur Zahlung ſeitens der 
Aufſichtsperſon ſchützt daher den Schuldner nicht vor der 
Koſtenlaſt. (v. Harder, JW. 1915, 1052.) 

4a) Einſtweilige Verfügung. OLG. Darmſtadt (4. Auguſt 
1915, JW. 1915, 1127 = HeſſRſpr. 1915, 158) hält den 
Erlaß einer einſtweiligen Verfügung für unzuläſſig, ſofern die 
Verfügung auf dem Wege der Zwangsvollſtreckung die Maſſe 
des Vermögens angreifen würde. Im Streitſalle habe das 
Aufſichtsgericht über Umfang und Reihenfolge der Befriedigung 
der Gläubiger zu entſcheiden. Dieſer Entſcheidung könne das 
Prozeßgericht nicht vorgreifen. 

b) Die Eintragung von Vormerkungen aus einſtweiligen 
Verfügungen erachtet OLG. Karlsruhe (Urteil vom 4. Juni 
1915, OL GRſpr. 31, 173 = BadRpr. 1915, 116) für zu⸗ 
läſſig, weil § 5 nur Arreſte, nicht einſtweilige Verfügungen 
erwähnt, weil der. Schuldner gemäß § 7 Eintragung einer 
Vormerkung bewilligen könne, der Gläubiger aus $ 883 B68. 

»das Recht auf eine Vormerkung habe, daher auch das Recht 
haben müſſe, ohne Zuſtimmung des Schuldners die Vormerkung 
zu erlangen. Auch ſtänden die Gläubiger, denen ein Anſpruch 
auf Sicherheitshypothek z. B. nach § 648 BGB. zuſtehe, den 
in § 9 Nr. 3 angeführten Hypothekengläubigern nahe. 

7. Umfang der Aufſicht. Der Gläubiger des unter 
Geſchäftsaufſicht Geſtellten kann von dem Bürgen Zahlung 
verlangen, auch wenn dieſer nicht auf die Einrede der Voraus- 
klage verzichtet hat. Die Geſchäftsaufſicht gewährt keine 
Stundung, der Gläubiger kann ſich gegenüber dem Bürgen 
auf 8 773 BGB. berufen. (OLG. Hamburg, „Recht“ 1915, 
453 Nr. 797.) 

8 6. 

1. Einwirkung der Geſchäftsaufſicht auf die Rechtsſtellung 
des Schuldners. 

a) Die Verfügungsmacht des Schuldners iſt nicht be⸗ 
ſchränkt (Waldecker, a. a. O. S. 662). 

b) Die Anſicht des LG. Nürnberg über die Unzuläſſigleit 
der Aufrechnung (JW. 1915, 1085) wird auch von Frucht 
(JW. 1915, 1148) mit zutreffenden Gründen bekämpft. OLG. 
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Nürnberg (Leipzig. 1915, 1174) tritt aber der Meinung des 
LG. Nürnberg bei, weil die Forderung des Aufſichtsſchuldners 
für einen privilegierten Gläubiger nicht gepfändet, deshalb auch 
gegen fie nach $ 394 BGB. nicht aufgerechnet werden könne. 
Dies gelte auch, wenn die Unpfändbarkeit nicht aus der Natur 
der Forderungen, ſondern aus einem in der Perſon des 
Gläubigers liegenden Grunde folge. 

Trotz des Hinweiſes auf Wortlaut, geſetzgeberiſchen Grund 
und Entſtehungsgeſchichte des S 394 wird man dem nicht bei⸗ 
treten können. Dem nicht privilegierten Gläubiger iſt die 
Pfändung verſagt, aber eben nur dieſem. Die im Intereſſe 
des Schuldners und der öffentlichen Rechtsordnung eingeführten 
Pfändungsbeſchränkungen ſtehen alſo der Aufrechnung nicht 
entgegen. Wenn das Spezialgeſetz vom 8. Auguſt 1914 den 
nicht privilegierten Gläubigern die Zwangsvollſtreckung verbietet, 
ſo folgt daraus nicht, daß das allgemeine Geſetz des § 394 
BGB. auch der Aufrechnung entgegenſteht. 

2. Die Stellung der Auſſichtsperſon iſt in gewiſſer Hinſicht 
der des Konkursverwalters nachgebildet (Waldecker, a. a. O. 
S. 662). 

5. Der Beſchluß über Feſtſetzung der Vergütung iſt nicht 
vollſtreckbar, aber Grundlage der Klage, bei der das Prozeß— 
gericht an die Feſtſetzung gebunden iſt. (LG. I Berlin, 38 ZK.; 
Leipz Z. 1915, 1182.) 

6. In der Verordnung für Polen fehlt Abſatz 2 der 
deutſchen Verordnung (vgl. § 4). 


87. 

2. Verfügungen, die gegen die inſtruktionelle Vorſchrift 
vorgenommen ſind, nicht unverbindlich (Waldecker, a. a. O. 
S. 661). 

89. 


In der Verordnung für Polen fehlt 8 9 Nr. 4 der 
deutſchen Verordnung (vgl. oben § 4). 


8 10. 


2. Nach Aufhebung des Verfahrens finden gegebenenfalls 
die Strafbeſtimmungen der 88 239 ff. KO. Anwendung, eine 
genügende Garantie gegen widerſtrebende Schuldner. (Waldecker, 
a. a. O. S. 662.) 

3. Heyn (a. a. O. S. 86) hält es für unbillig, daß nach 
Aufhebung des Verfahrens die privilegierten Gläubiger kein 
Vorrecht haben, und legt dem AG. nahe, die geplante Auf⸗ 
hebung des Verfahrens dieſen Gläubigern mitzuteilen, damit 
ſie noch rechtzeitig vor Aufhebung der Geſchäftsaufſicht von 
ihrem Privileg Gebrauch machen können. Aber Heyn legt 
ſelbſt den Zweifel nahe, ob derartige Rechtshandlungen nicht 
im Konkurſe anfechtbar ſind. 


8 11. 


Auch der Schuldner hat keine Beſchwerde gegen die Felt 
ſetzung der Auslagen und Vergütung der Aufſichtsperſon. 
(OL G. Hamburg, 21. Auguſt 1915, DIZ. 1915, 1044.) 


1306 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 19a. 1915. 


Zweite Jortſetzung 


Ausländer im Inlandsprozeß unter beſonderer Serüdfichtigung der 
Kechtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 


Don Rechtsanwalt Klaus menner, München. 


I. Auslandsmoratorium. 


1. Die bereits JW. S. 1088 l. unter Nr. 2 mitgeteilte 
Entſcheidung des Ferienzivilſenats des OLG. Dresden vom 
19. Juli 1915 (II C. Reg. 101/15), die nunmehr auch in 
OL GRſpr. 31, 186 f. und im SächſArch.!) S. 342 f., 377 
abgedruckt ift*), wird im gleichen SächſArch. S. 341 ff. von 
Jaeger eingehend beſprochen, natürlich in zuſtimmendem Sinne, 
da ja gerade das ſächſiſche OLG. feine Anſicht mit der 
Jaegerſchen Rechtsauffaſſung begründet hatte. Jaeger fügt 
dort noch einige weitere Grundſätze an, die ſich in der Haupt⸗ 
ſache als Folgerungen aus dem allgemeinen Konkursrecht er⸗ 
geben. Auch die bevorrechtigten und rechtskräftig zu⸗ 
erkannten Forderungen ſollen von Auslandsgläubigern jetzt im 
Inlandskonkurſe nicht geltend gemacht werden können. Anderer⸗ 
ſeits bedürfen nur Konkurs forderungen gerichtlicher Prüfung, 
nicht auch Maſſe⸗, Ausſonderungs- und Abſonderungs⸗ 
anſprüche. Die außergerichtliche Geltendmachung ſolcher 
Anſprüche gegenüber dem Konkursverwalter fällt naturgemäß 
nicht unter § 1 des Auslandsmoratoriums. Der Konkurs⸗ 
verwalter würde ſogar pflichtwidrig handeln, wenn er etwa 
feſtſtehende Ausſonderungsanſprüche vereiteln wollte. Abgeſehen 
von feiner perſönlichen Haftung ($ 82 KO.) könnte ein ſolches 
Verhalten Anſprüche auch gegen die Konkursmaſſe ſelbſt aus⸗ 
löſen (88 46, 59 Nr. 1, 3 KO.), die ſchon mit Rückſicht auf 
ihre Entſtehung nach dem 31. Juli 1914 dem $ 1 des Aus⸗ 
landsmoratoriums nicht unterliegen würden. Die Konkurs⸗ 
forderungen der im Ausland anſäſſigen Gläubiger, die im 
Inlandskonkurs nicht geprüft und feſtgeſtellt werden dürfen, 
dürfen ſelbſtredend auch bei den Verteilungen in keiner 
Weiſe, weder durch Auszahlung noch durch Hinterlegung be— 
rückſichtigt werden. Von einer „ſinngemäßen“ Anwendung 
des 8 168 KO. kann gegenüber Forderungen, bezüglich deren 


1) Hier und im folgenden iſt immer, wenn keine beſondere 
Jahres⸗ oder Bandzahl angegeben iſt, der Jahrgang 1915 gemeint. 

2) Im SächfArch. S. 341 f. find auch die beiden voraus⸗ 
gegangenen, zum Teil ſtark abweichenden Entſcheidungen des AG. und 
LG. Leipzig vom 21. Mai und 28. Mai 1915, 2 B. C. 426/15, kurz 
wiedergegeben. 


jegliche Prüfung und Feſtſtellung unzuläſſig iſt, nach Jaeger 
keine Rede ſein. Ebenſowenig berechtigt eine ſo von jeder 
Konkursteilnahme ausgeſchloſſene Forderung zum Abſtimmen 
in Gläubigerverſammlungen, auch nicht beim Abſchluß eines 
Zwangs vergleichs; fie bleibt daher bei Berechnung der 
Mehrheiten des §S 182 KO. völlig außer Anſatz. 

2. Auch die auf 88 722, 723, 328 ZPO. geſtützte Klage 
auf Erlaſſung eines Vollſtreckungsurteils zu dem Urteil eines 
ausländiſchen Gerichts, mag es ſich um den Hauptanſpruch 
oder nur um den Prozeßkoſtenerſatzanſpruch handeln, fällt 
unter das Auslandsmoratorium. Schon die Klageerhebung iſt 
unzuläſſig. Eine trotzdem erhobene Klage iſt „angebrachter⸗ 
maßen“ (zur Zeit) abzuweiſen. Eine Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens kann ſolchenfalls nicht eintreten (OLG. Karlsruhe 
vom 29. Juni 1915, 3 8., BadRſpr. S. 118 = JW. S. 1127 r). 

3. Unter der Niederlaſſung des 8 2 BALD. vom 
7. Auguſt 1914 (RGBl. S. 360) kann nur eine ſolche verſtanden 
ſein, die noch im Zeitpunkt der Klageerhebung im Inland 
beſteht (OLG. Hamburg, 25. Februar 1915, Bf. III 452/14 
DIZ. Sp. 931 = OLG Rſpr. 31, 171 f.). 


IL Zahlungsverbote. 


1. Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
haben auf eine Anfrage mitgeteilt, daß es, damit eine inländiſche 


Niederlaſſung eines feindesländiſchen Unternehmens den Schutz 


des 8 5 genieße, nicht darauf ankomme, wo die Fabrikation 
ſtattfindet, ſondern nur darauf, ob vom Inland aus ſelbſtändig 
Geſchäfte abgeſchloſſen werden, wenn auch z. B. über im 
feindlichen Ausland angefertigte Waren. Dazu genügt nicht, 
daß lediglich ein inländiſcher Agent tätig iſt („Handel und 
Gewerbe“ S. 85 l.). 

2. Der Präſident des Deutſchen Handelstags führte 
in einer Eingabe vom 16. November 1914 an den Staats⸗ 
ſekretär des Innern aus: „Wir ſehen das Kriterium für die 
in dem 8 5 enthaltene Unterſcheidung nicht in einer Eigenſchaft 
der Niederlaſſung ſelbſt, ſondern in einer Beſonderheit des 
Anſpruchs, welche darin beſteht, daß er im inländiſchen Betrieb 
entſtanden ift oder nicht. Die Alteften der Kaufmannſchaft von 
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Berlin meinen, daß als im Betriebe der im Inland unter⸗ 
haltenen Niederlaſſung entſtanden nur ſolche Anſprüche anzuſehen 
ſind, die ſich auf vom Inland aus ſelbſtändig abgeſchloſſene 
Geſchäfte gründen. Die Richtigkeit dieſer Auslegung erſcheint 
indeſſen nicht völlig zweifellos und auch nicht frei von Schwierig⸗ 
keiten bei der praktiſchen Anwendung. Es müßte danach 
beiſpielsweiſe auch in denjenigen Fällen Zahlung geleiſtet 
werden, wo ein Lieferungsvertrag von der Niederlaſſung zwar 
im eigenen Namen abgeſchloſſen wurde, ſeine Ausführung ſich 
indeſſen tatſächlich als ein Geſchäft des im feindlichen Land 
belegenen Mutterhauſes darſtellt („Handel und Gewerbe“ 
S. 105 f.). Die hierauf erteilte Antwort des Reichskanzlers 
(Reichsamt des Innern) vom 14. Juli 1915 iſt bereits in 
JW. S. 1090 mitgeteilt; fie iſt auch z. B. in „Handel und 
Gewerbe“ S. 432 (Nr. 34 vom 24. Juli 1915) und in der 
„Deutſchen Wirtſchaftszeitung“ S. 441 f. abgedruckt. 

3. Mit den gegen das feindliche Ausland erlaſſenen 
Zahlungsverboten erſcheint die Auffaſſung nicht vereinbar, daß 
eine Zahlung an eine Firma des neutralen Auslands 
auch dann erlaubt iſt, wenn kein Zweifel darüber beſteht, daß 
die neutrale Firma für die aus England oder Frankreich 
bezogenen Waren dorthin Zahlung leiſtet. Der Umſtand, daß 
mit einem Weiterfließen auch nur eines Teiles des gezahlten 
Preiſes nach dem feindlichen Ausland gerechnet werden muß, 
genügt, die Zahlung als mittelbare Zahlung, Abführung oder 
Aberweiſung nach dem feindlichen Ausland im Sinne der von 
Deutſchland erlaſſenen Zahlungsverbote erſcheinen zu laſſen (ſo 
Erlaß des preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe 
vom 6. Auguſt 1915 an die ſämtlichen amtlichen Handels⸗ 
vertretungen in JW S. 1036, ausführlich mitgeteilt in „Handel 
und Gewerbe“ S. 471). 

4. Daß den zwangsweiſe zurückgehaltenen ruſſiſchen 
Arbeitern die Unfallrente und deren Ausbezahlung grund— 


ſätzlich nicht verſagt werden kann, hat auch das OVA. Leipzig 


am 31. Januar 1915 ausgeſprochen (Ortskrankenkaſſe S. 289, 
ſiehe hierher auch JW. S. 1089 r. unter Nr. 2). 


5. Über die Aufhebung des von Rußland erlaſſenen 
Zahlungsverbots in den von den deutſchen Truppen 
beſetzten Gebieten Rußlands und über die Neueinführung 
der deutſchen Zahlungsverbote, die gegen unſere Feinde 
erlaſſen worden ſind, in den dortigen Gebieten ſind die Ver⸗ 
ordnung Nr. 4 vom 21. März 1915 (im Verordnungsblatt der 
Kaiſerl. Deutſchen Verwaltung in Polen Nr. 1 vom 1. April 1915 
S. 4) und weiter die Verordnung Nr. 5 gleichfalls vom 
21. März 1915 (im nämlichen Verordnungsblatt S. 4 ff.) zu 
vergleichen (f. dazu auch Reier „Die neuen Zivilrechtsverhältniſſe 
in dem von Deutſchland beſetzten Polen links der Weichſel“ 
in Gruch. 59 [1915] S. 831 ff., hier insbeſondere S. 855 ff.; 
weiter vgl. IW. S. 975 l. unter Nr. 2). Als beſonders 
wichtig erſcheint der 82 der VO. Nr. 5 (a. a. O. S. 5), wo⸗ 
nach alle Arten von Zahlungen im Sinne des §1 nach allen 
ruſſiſchen (nicht notwendig: ruſſiſch-⸗polniſchen) Gebieten geſtattet 
find, wenn und ſoweit fie von deutſchen oder öfterreichifch- 
ungariſchen Truppen beſetzt find. Hinſichtlich der von Deutſch⸗ 
land erlaſſenen, auf das okkupierte ruſſiſche Gebiet ausgedehnten 
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Zahlungsverbote werden alſo die von den deutſchen wie 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen beſetzten Gebiete als Inland 
behandelt (ſ. dort auch 88 3 Abſ. II, 6, wo gleichfalls die 
okkupierten Gebiete Ruſſiſch⸗Polens dem deutſchen Reichsgebiet 
gleichgeſtellt werden; vgl. auch Art. 2 Abſ. II des vom General⸗ 
gouverneur in Belgien gegen die deutſchfeindlichen Staaten 
erlaſſenen Zahlungsverbotes in der Neufaſſung vom 3. November 
1914/12. Auguſt 1915 im GVBl. S. 907 und eine Entſch. des 
RG., Ferienſen. vom 26. Juli 1915 IV 407/15, im „Recht“ 
Nr. 2211, wo in bezug auf das Strafrecht ausgeſprochen iſt, 
daß tatſächlich, ſoweit die Beſetzung reicht, die Staatsgewalt 
des eingerückten ſiegreichen Staates an Stelle der fremden tritt, 
welch letztere ausgeſchaltet wird, aber im Intereſſe des Weiter⸗ 
beſtehens geordneter Zuſtände erſetzt werden muß); ſ. hierher 
auch noch JW. S. 1156 r. „Berichtigung“ zu S. 1090. 


6. Gegen Belgien iſt vom Deutſchen Reiche ein all⸗ 
gemeines Zahlungsverbot nie erlaſſen worden (über die in 
Belgien gegen England, Frankreich, Rußland und Finnland 
von der deutſchen Verwaltung erlaſſenen Zahlungsverbote 
ſ. GVBl. für die okkupierten Gebiete Belgiens S. 28 ff. RO. 
vom 3. November 1914], S. 58 [BD. vom 28. November 1914], 
S. 907 [VO. vom 12. Auguſt 1915). Dementſprechend haben 
auch die deutſchen Banken die von ihnen zunächſt geübte Sperre 
belgiſcher Guthaben im Rahmen der gewährten Gegenſeitigkeit 
aufgehoben. Auch das Deutſche Reich ſelbſt hat die Einlöſung 
der Zinsſcheine der Reichsanleihe im beſetzten Belgien längſt 
wieder aufgenommen (f. hierher auch einen Erlaß des General 
gouverneurs in Belgien über Wiederbelebung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs in der „Deutſchen Wirtſchaftszeitung“ S. 91 f.). 
Keineswegs iſt jedoch — wie in einem Schreiben des Reichs⸗ 
kanzlers vom 8. Juni 1915 ausgeführt wird (ſ. „Handel und 
Gewerbe“ S. 423 f. und „Deutſche Wirtſchaftszeitung“ 
S. 442 f.; vgl. dazu auch Hirſchfeld S. 2 Fußnote“) — 
ein endgültiger Abfluß von größeren Kapitalsbeträgen von 
Deutſchland nach Belgien oder eine ſtändige Überführung 
deutſcher Zahlungsmittel nach Belgien während des Krieges 
erwünſcht (wenn auch nicht ſtrafbar). Größere Beträge ſollen 
vielmehr im Intereſſe eines ſtarkbleibenden deutſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens auf ein geſperrtes Konto bei der Reichsbank hinter⸗ 
legt und die belgiſchen Gläubiger hiervon benachrichtigt werden 
mit dem Anheimſtellen, ſich durch Vermittlung der Soc'dte 
Générale de Belgique auf Grund des in Deutſchland befind⸗ 
lichen Guthabens Zahlungsmittel zu verſchaffen. 


III. Zwangsverwaltung feindlicher Nuternehmen. 


1. Daß Rehm mit ſeinen, die einzelnen politiſchen Zwangs⸗ 
verwalter mehr oder minder zu Vergeltungsmaßnahmen gegen 
die feindesländiſchen Unternehmungen auffordernden Aus⸗ 
führungen (in Leipz33Z. Sp. 1127 f.; ſ. hierzu ſchon JW. 
S. 1039 r. Fußnote 1) nicht das Richtige getroffen hat und 
insbeſondere den Abſichten der deutſchen Regierung wohl nicht 
gerecht geworden iſt, kann man aus einer neuerlichen Kund⸗ 
gebung in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ (vgl. dazu 
z. B. Frankf Z. Nr. 274 I. Morgenbl. vom 3. Oktober 1915) 
herausleſen, die veranlaßt worden iſt durch die Behauptungen der 
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feindlichen und zum Teil leider auch der neutralen Preſſe, als ob 
nämlich die deutſchen Behörden die Zwangsverwalter ſolcher 
feindlichen Geſchäftsbetriebe zu Zeichnungen aus den fremden 
Vermögenswerten für die 3. Kriegsanleihe gezwungen hätten. 
Wörtlich heißt es darin: „Für die Sequeſter der feindlichen 
Vermögen gilt lediglich der ſelbſtverſtändliche Grundſatz, 
daß ſie die verfügbaren Beſtände der beaufſichtigten Betriebe 
unter Wahrung der Intereſſen der abweſenden Eigen— 
tümer zu verwalten haben.“ 


2. Nicht das deutſche, ſondern das franzöſiſche Recht 
der Zwangsverwaltung feindlicher Unternehmen betrifft 
eine von der Frankf. Nr. 256 II. Morgenblatt vom 15. Sep: 
tember 1915 mitgeteilte Entſcheidung des Pariſer Gerichts, 
die in einem erfreulichen Gegenſatz zu vielen bekannt gewordenen 
Erkenntniſſen der in den feindlichen Staaten befindlichen Gerichte 
ſteht. Es wurde darin der Grundſatz aufgeſtellt, daß die 
franzöſiſchen Gläubiger gegenüber den feindesländiſchen bei dem 
Vorgehen gegen eine unter franzöſiſche Zwangsverwaltung 
geſtellte feindesländiſche Firma keine bevorzugte Stellung ein⸗ 
nehmen und insbeſondere keine Vorwegbefriedigung verlangen 
können. 


IV. Andere reichsrechtliche Vorſchriften. 
812 BGB. 


Das Namensrecht eines Ausländers iſt als Perfön- 
lichkeitsrecht nach dem Perſonalſtatut zu beurteilen (KG., 8. April 
1914, 10 U. 7422/13 in Leipz Z. Sp. 1327 ff.). Der Aus⸗ 
länder kann aber im Inland keinen weiteren Schutz genießen 
als 8 12 BGB. es zuläßt (ſ. RGRKom. 2. Aufl. Bd. 1 S. 23 
Anm. 2 zu $ 12). Daran hat auch die Pariſer Über⸗ 
einkunft vom 20. März 1883 mit Brüſſeler Zuſatzakte vom 
14. Dezember 1900 in der Waſhingtoner Faſſung vom 
2. Juni 1911 (. RGBl. 1913, 209 ff., 216 ff. und 236 ff.) 
nichts geändert. Denn Art. 8 betrifft nur den Schutz des 
Handelsnamens. Ob dem Franzoſen in Deutſchland ein geſetz⸗ 
licher Namensſchutz zuſteht, iſt alſo nach franzöſiſchem Rechte zu 
beurteilen. Das franzöſiſche Recht ſchützt den Namen gegen 
mißbräuchliche Verwendung, und zwar noch ſtärker als das 
deutſche Recht (Kohler, UnlWG. S. 109, 28 IV). Die ſämt⸗ 
lichen Beklagten haben das Namensrecht des Klägers dadurch 
verletzt, daß ſie die von ihnen hergeſtellten Waren (Käſe) mit 
ſeinem Namen Gervais bezeichnet haben (ſ. RG. 74, 310). 
Dieſe Entſcheidung des KG. ſtammt zwar aus der Zeit vor 
Kriegsbeginn; ſie kann aber auch jetzt leicht von Bedeutung 
werden, da das Auslandsmoratorium ſich nur mit den ver— 
mögensrechtlichen Anſprüchen befaßt. 


8 626 BGB. 

Ein wichtiger Grund im Sinne dieſer Beſtimmung iſt 
objektiv darin gelegen, daß ein Lehrer eines Muſikkonſer— 
vatoriums Angehöriger eines feindlichen Staates iſt 
(KG., III. ZS. vom 11. Juni 1915 in OL GRſpr. 31, 178 ff.). 
Der Beklagte hatte als Leiter eines großen Muſikinſtitutes auf 
die allgemeine Stimmung Rückſicht zu nehmen. In den weiteſten 
Kreiſen des deutſchen Volkes iſt es mit Genugtuung begrüßt 
worden, daß an öffentlichen Anſtalten den Angehörigen 
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feindlicher Staaten die Lehrtätigkeit entzogen worden iſt. 
Der Beklagte mußte auch die Möglichkeit in Betracht ziehen, 
daß viele ſeiner Schüler ſich nicht darein fügen würden, in der 
Zeit allgemeiner nationaler Erhebung von einem ruſſiſchen 
Staatsangehörigen Muſikunterricht zu erhalten. Der Beklagte 
gab auch an, daß das Lehrerkollegium ſich bereits geweigert 
habe, mit dem Kläger wieder zuſammen zu arbeiten. Auch 
mußte der Beklagte darauf gefaßt ſein, daß der Kläger durch 
die ſtrenge polizeiliche Kontrolle, der die Angehörigen feindlicher 
Staaten unterworfen ſind, oder durch Eingreifen des General⸗ 
kommandos jederzeit an der Ausübung ſeiner Tätigkeit ver⸗ 
hindert werden könnte, was dem Beklagten beſondere Schwierig⸗ 
keiten zu verurſachen geeignet geweſen wäre. Gerade bei der 
Lehrtätigkeit erſcheint die Einwirkungsmöglichkeit auf die 
Schüler in jeder Hinſicht bedeutend größer, als dies bei 
Konzertdarbietungen gegenüber den Zuhörern der Fall ift 
(vgl. hierzu auch JW. S. 1097 r. zu 88 123, 1244 RGewd.). 
In Übereinſtimmung mit dieſer Stellungnahme hat auch das 
preußiſche Kultusminiſterium am 30. Auguſt 1914 allen 
öffentlichen Schulen verboten, Angehörige feindlicher Staaten 
zur Lehrtätigkeit weiterhin zuzulaſſen. Auf Privatanſtalten 
bezieht ſich dieſer Erlaß naturgemäß nicht. Es entſpricht aber 
durchaus der hier kundgegebenen Auffaſſung und den durch den 
Krieg geſchaffenen Verhältniſſen, daß der Leiter einer Privat: 
lehranſtalt in der Lage iſt, die Lehrtätigkeit ſolcher Perſonen 
zu verbieten und dieſe aus ihren Verträgen zu entlaſſen, bie 
auch in öffentlichen Anſtalten nicht mehr als Lehrer wirken dürfen. 
(Vgl. zu dieſen Fragen noch Ortmann im JurLitBl. 27 1915, 
130 f., der für jeden einzelnen einſchlägigen Fall eine 
individualiſierende Behandlungsweiſe und eine Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände des einzelnen Falles fordert, was 
ſicherlich das einzig Richtige iſt.) 


88 1960, 1961 BEB., 88 73, 74 566. 


1. Die deutſch⸗-ruſſiſche Nachlaßkonvention vom 
12. November / 31. Oktober 1874 (RGBl. 1875, 136 ff.) iſt durch 
den gegenwärtigen Krieg aufgehoben. Jede Verpflichtung zur 
Benachrichtigung einer fremden Konſularbehörde von dem im 
Inland erfolgten Ableben eines Ruſſen iſt damit weggefallen. 
Vom Tage der Kriegserklärung an ſind für den in Deutſchland 
befindlichen Nachlaß eines ruſſiſchen Staatsangehörigen aus⸗ 
ſchließlich die deutſchen Geſetze maßgebend. Das nach den 
55 73, 74 FGG. zuſtändige Nachlaßgericht hat daher nur zu 
prüfen, ob in Anſehung des Nachlaſſes von den Maßnahmen 
Gebrauch zu machen iſt, die nach den 88 1960, 1961 BOB. 
zum Zwecke fürſorglicher Sicherung von Hinterlaſſenſchaſten 
Platz greifen. Dazu wird jedoch die Anſicht vertreten (. Schlegel: 
berger, Kriegsrecht der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Gruch. 
Bd. 59 [1915] S. 227 ff. und Staudinger 7./8. Auf. 
Anm. 6 zu 8 1960), daß auch der gerichtliche Schuß, der her 
kömmlich Nachläſſen von Ausländern zuteil wurde, mit deren 
Heimatſtaat kein Vertrag beſteht, feindlichen Ausländern gegen 
über mit Kriegsausbruch naturgemäß weggefallen ſei, jo daß 
nunmehr die Fürſorge für derartige Hinterlaſſenſchaften lediglich 
Sache der Verwaltungsbehörden ſei (jo ein Erlaß des 
ſächſ. Juſtizminiſteriums im SüchſArch. S. 199, auc 


— 
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44. Jahrgang. = 


wiedergegeben in DNotV. Bd. 15 [1915] ©. 624 mit einer 
kritiſchen Anmerkung unter Bezugnahme auf Art. 25 EGBGB.); 
vgl. über die Bedeutung der deutſch⸗ruſſiſchen Nachlaßkonvention 
auch eine frühere Entſcheidung des RG. vom 24. Juni 1909, 
IV 657/08, kurz wiedergegeben in dem von Rechtsanwalt 
Wertheimer-Frankfurt a. M. herausgegebenen Jahrbuch für 
den internationalen Rechtsverkehr 1912/1913 S. 663 f. 


2. Die JW. S. 1096 r. zu Art. 25 EGBGB. mitgeteilte 
Entſcheidung des ſächſ. OL G., wonach deutſche Gerichte über 
Ausländernachläſſe eine Nachlaßpflegſchaft zur Rechtsverfolgung 
nicht anordnen können, iſt auch abgedruckt im RIA. 13, 216 
= OLG. 30, 177 und kurz angeführt in DNotV. S. 392 oben, 
wo auch auf eine ähnliche Entſch. d. KG., Bd. 41 S. 62 = DNotV. 
1909, 571 hingewieſen wird; das KG. ſpricht hier den deutſchen 
Gerichten grundſätzlich die Zuſtändigkeit für Ausländer— 
nachläſſe ab und erlaubt ihnen nur, für Sicherung des Nach⸗ 
laſſes tätig zu werden. 


Vberſeeiſche Lieferungsverträge, insdefondere ſolche mit 
der fob- oder cif-Stlaufel. 


$ 346 HGB., 88 133, 157, 275, 323, 446, 447 BGB. 


Eine große Reihe von Streitfragen haben die überſeeiſchen 
Lieferungsverträge gezeitigt, da gerade letztere infolge des ganz 
willkürlichen, völkerrechtswidrigen Vorgehens der Engländer für 
immer oder wenigſtens auf unbeſtimmte Zeit hinaus unerfüllt 
bleiben müſſen. Zahlreiche Perſonen, Ausländer wie Inländer, 
Verkäufer wie Käufer, Produzenten wie Händler geraten hier⸗ 
durch nicht ſelten in recht unangenehme Lagen. Manche dieſer 
Zweifelsfragen werden in dem empfehlenswerten, von 14 Ham⸗ 
burger Warenvereinen herausgegebenen Büchlein: „Die Ein⸗ 
wirkungen des Krieges auf Kaufverträge über Importwaren 
aus überſeeiſchen Ländern“ (Hamburg, Verlag Ackermann und 
Wulff Nachfl., 31 S., Preis 0,20 ) behandelt und zumeiſt 
recht praktiſch, wenn auch nicht immer erſchöpfend, gelöſt. Die 
meiſten Schwierigkeiten dieſer Probleme müſſen naturgemäß von 
dem für Seerechtsfragen tonangebenden hanſeatiſchen OLG. ge- 
klärt werden. 


1. Zunächſt ſei ein mehr allgemeiner Typus aus dem 
Gebiete des Lieferungsvertragsrechts beſprochen. Eine Käuferin 
hatte einer Verkäuferin bezüglich eines vor Kriegsausbruch ge— 
ſchloſſenen Kaufvertrags über 10 Ballen Japanwachs am 
1. Auguſt 1914 geſchrieben: „Infolge der politiſchen Vorgänge 
ſehen wir uns genötigt, die Beſtellung zu ſuspendieren. Wir 
bitten, die Ware nicht zur Verſendung zu bringen. So— 
bald ſich die politiſche Lage ändert, werden wir Ihnen neue 
Verfügungen geben“. Eine Antwort wurde darauf nicht ge: 
geben. Das OLG. Hamburg (3. Juni 1915 Bf. II 486/14 
in Leipz Z. Sp. 1039 f. 1% jagt dazu, daß die beklagte Ver⸗ 
käuferin die Mitteilung dahin verſtehen durfte, daß die Käuferin 
den Vertrag nicht erfüllen, nämlich die Ware nicht abnehmen 
und den Kaufpreis nicht zahlen wollte, und daß ſie ihrer Los⸗ 
ſagungserklärung lediglich einige vertröſtende Worte hinzugefügt 
habe. Die Beklagte hat dadurch, daß ſie nicht geantwortet 
und die verkaufte Ware nicht weiter angeboten hat, mittels 
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ſtillſchweigender Willenserklärung die als Losſagung verſtandene 
Erklärung der Käuferin gutgeheißen. 

2. Ein unter den Streitsteilen geſchloſſener Vertrag auf 
Lieferung von Drahtgeflecht enthielt unter anderem die Klauſel 
„fob Bremen; netto Kaffe nach Verſchiffung“). Die 
Klägerin hatte in ihren allgemeinen Lieferungsbedingungen aus⸗ 
drücklich hervorgehoben, die Drahtgeflechte werden nur für den 
Export ab Bremen verkauft und dürfen unter keinen Umſtänden 
und unter keinen Verhältniſſen wieder ins Inland eingeführt 
werden. Der Ausbruch des jetzigen Krieges hat — wie das OLG. 
Hamburg (8. Juli 1915 Bf. I 6/15 in Leipzg. Sp. 13307) 
dazu entſchied — die Ausführbarkeit des Vertrags vereitelt. 
Bei redlichſtem Willen beider Parteien erweiſt es ſich als 
objektiv unmöglich, die vertraglich feſtgelegte Ausfuhr der 
verkauften Güter zu bewerkſtelligen. 

3. Die Klauſel ‚cif* (S cost, insurance, freight) ) bes 
deutet an ſich: der vereinbarte Preis enthält für den Ver⸗ 
käufer neben dem Kaufpreis für die Ware ſelbſt auch die vom 
Verkäufer zu tragenden Koſten ihrer Abladung im Verſchiffungs⸗ 
hafen, die Fracht bis zum Beſtimmungshafen (sort) und die 
übliche Verſicherung bis dorthin. Daß dieſe übliche Ver⸗ 
ſicherung nur die Seegefahr mit Ausſchluß der Kriegs⸗ 
gefahr umfaßt, iſt anerkannten Rechtens (ſ. OLG. Hamburg 
17. März 1915, Bf. I 59/15 in Frankf Z. Nr. 113 Abendaus⸗ 
gabe vom 24. April 1915 S. 3 = DIE. Sp. 826 = OL GRſpr. 
30, 399 f. = „Recht“ 237 f. [v. Daſſel] = 3VerſW. S. 135 l.). 
Wenn jedoch der Vertrag mit der cik⸗Klauſel erſt nach dem 
Kriegsausbruch geſchloſſen wurde, fo umfaßt die (jetzt) übliche“ 
Verſicherung ſelbſt ohne die beſondere Vereinbarung ‚cif in- 
cluding war risk‘ wohl auch die Verſicherung gegen die be- 
ſonderen Kriegsgefahren; denn jeder ordentliche Kaufmann 
($ 347 HGB.) wird in den jetzigen gefährlichen Zeitläuften, 
namentlich wegen der nicht geringen Unterſeebootsgefahren ſich 
gegen die beſonderen Kriegsunfälle verſichern. In vielen Fällen 
werden übrigens ſchon die bedeutend höheren Kaufpreiſe, wobei 
eben die Verſicherung der größeren Kriegsgefahren mit den er— 
höhten Prämien bereits berückſichtigt wurde, einen beachtens⸗ 
werten Hinweis auf dieſe Auslegung geben (vgl. hierzu 
ZVerſW. Nr. 38 vom 22. September 1915 S. 385 f.). 
Nach der in allen beteiligten Kreiſen maßgeblichen Verkehrs⸗ 
auffaſſung tft eine weitere Folge der cif⸗Klauſel, daß — mangels 
beſonderer entgegenſtehender Vereinbarungen — für die Vertrags⸗ 
pflichten des Verkäufers dem Käufer gegenüber der Abladungsort 
(Verſchiffungshafen) jedenfalls inſoweit Erfüllungsort iſt, als 


) Dgl. über die Klauſel ‚fob‘ = free on board Staub, 9. Aufl. 
Bd. 2 S. 24 Anm. 19 zu § 346; S. 444 Anm. 31 im Exkurs zu 
§ 872; S. 813 Anm. 20 zu § 377; S. 1005 Anm. 49 im Exkurs 
zu § 382; S. 1049 Anm. 119 im Exkurs zu § 882; ſ. auch noch 
Ritter im Arch BürgR. 37, 171. 

4) Vgl. dazu Staub a. a. O. S. 24 Anm. 19 zu $ 346; ©. 444 
Anm. 81 im Exkurs zu 8 372; S. 1005 Anm. 49 im Exkurs zu 
§ 382; S. 1049 Anm. 119 im Exkurs zu § 382; ſ. weiterhin Leo 
im BankArch. 1914, 92; Flechtheim in Leipzz. 1914, 1730 ff.; 
Bundſchuh in LeipzZ. 1914, 1836; Striemer in JW. S. 674; 
Fuld in ZVerſW. S. 251 ff.; ſ. dort auch S. 277; HanſGerichts 3. 


1914 Nr. 121 S. 265; 1915 Nr. 5, 8, 11, 12. 8 
0 
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es ſich um die Mbergabe der verkauften Waren an den 
Käufer handelt. Im übrigen hat der Verkäufer nur noch auf 
ſeine Koſten die übliche Verſicherung zu übernehmen und die 
Fracht zu bezahlen. Bei dem normalen cik⸗Geſchäft iſt, wie 
erwähnt, für die Verpflichtung des Verkäufers zur Übergabe 
der Ware an den Käufer der Abladungsort der Erfüllungsort 
(Abladegeſchäft). Der Käufer trägt daher gemäß 88 446, 447 
BGB. die Gefahr des Transportes und iſt durch die vom 
Verkäufer zu nehmende Verſicherung nur gegen einen Teil 
dieſer Gefahren (Seegefahr) gedeckt. Der Käufer iſt ſomit, 
auch wenn der Kaufvertrag weiter unter der Klauſel „Kaſſe 
gegen Dokumente“ geſchloſſen iſt, an ſich verpflichtet, gegen 
dieſe Dokumente (Konnoſſement und Seeverſicherungspolice) den 
ganzen Fakturenpreis zu bezahlen, einerlei wo die Ware ſich 
befindet, ob ihre Ankunft ſchon erfolgt iſt oder nicht, ob dieſe 
Ankunft rechtzeitig, verſpätet oder überhaupt nicht zu erwarten 
iſt, ob der Untergang der Ware feſtſteht oder vermutet werden 
kann uſw. 

Eine Anderung der Rechtslage tritt aber ein, wenn 
die Klauſel lautet: „Kaffe ... gegen Dokumente bei 
Ankunft des Dampfers“. Allerdings iſt ſolchenfalls nicht 
anzunehmen, daß die Ankunft des Dampfers bzw. der Ware 
in dem Beſtimmungshafen eine von dem Verkäufer zu bewirkende 
Vertragsleiſtung iſt, ohne deren Erfüllung der Verkäufer die 
Gegenleiſtung (Bezahlung des Fakturenpreiſes) keinesfalls ver⸗ 
langen könnte. Vielmehr wird durch eine ſolche Klauſel der 
durch die cif⸗Klauſel bedingte Grundcharakter des Geſchäfts als 
eines Abladegeſchäfts nicht berührt. Die Gefahr des Trans⸗ 
portes geht auch ſolchenfalls zu Laſten des Käufers. Anderer⸗ 
ſeits bedeutet aber die fragliche Klauſel mehr als eine bloße 
Zahlungsbefriſtung in dem Sinne, daß gegen Dokumente zu 
bezahlen iſt nicht nur bei Ankunft des Dampfers, ſondern auch 
ſobald ſeit Abfahrt des Dampfers vom Verſchiffungshafen ein 
der normalen Reiſedauer entſprechender oder dieſe überhaupt 
oder erſichtlich überſteigender Zeitraum verſtrichen iſt. Denn 
erſichtlich ſollte durch die Worte „bei Ankunft des Dampfers“ 
dem Käufer eine der einfachen Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ 
gegenüber erhöhte Sicherheit dafür geboten werden, daß der 
Zeitraum, welcher zwiſchen der Zahlung des Fakturenpreiſes 
ſeitens des Käufers und der Auslieferung der Ware an ihn 
notwendig liegen muß, verhältnismäßig klein ſei und eine 
übermäßige Ausdehnung nicht erfahren könne. Die Klauſel 
„Kaſſe .. . gegen Dokumente bei Ankunft des Dampfers“ 
bedeutet daher jedenfalls im vorliegenden Falle, daß die 
Beklagte trotz gehöriger Andienung der Dokumente erſt bei 
Ankunft des Dampfers bzw. der Ware zu bezahlen braucht, 
ſolange nicht feſtſteht, daß mit einer ſolchen Ankunft und 
darauf folgender Andienung der Ware überall nicht mehr 
zu rechnen iſt. Erſt wenn außer Zweifel iſt, daß die 
Ware (ohne Schuld der Verkäuferin) nicht mehr ankommen 
und angedient werden kann — einerlei ob dies auf einen durch 
die Seeverſicherung gedeckten Umſtand zurückzuführen iſt oder 
nicht — hat die Käuferin gegen Aushändigung der Dokumente 
den vollen Fakturenpreis zu bezahlen. 

Dieſe ſehr eingehend und wohl in allen Punkten zu⸗ 
treffend begründete Auffaſſung des hanſeatiſchen OLG. iſt 
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vom RG. (2. Juli 1915, II 162/15 in JW. 1915, 1122 f. 
[ſ. dazu auch S. 1155 Nr. 6 mit Fußn. 5] = ein}, 
Sp. 1221 f. 1s = „Recht“ Nr. 1973, 1974 = Münchener N. N. 
Nr. 341 vom 7. Juli 1915 S. 5) beſtätigt worden. Es ſagte 
noch beſonders: Die Beſtimmung „Hamburger ausgeliefertes 
Bruttogewicht; Hamburger Arbitrage“ läßt ſich inhaltlich ſehr 
wohl mit der Klauſel „Kaſſe ... gegen Dokumente bei An⸗ 
kunft des Dampfers“ vereinbaren. 


4. Noch eine andere Entſcheidung des OLG. Hamburg 
(13. Juli 1915, Bf. vI 181/15 im „Recht“ Sp. 453 Nr. 794 
— Leipz Z. Sp. 1255 f.3) iſt von grundlegender Bedeutung.“) 
ft eine Ware zur Verſchiffung nach dem Ausland (Bombay) 
„eif, Kaſſe gegen Dokumente“ verkauft, ſo wird der 
Käufer von der Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes be 
freit, wenn die Verſchiffung infolge des Kriegsausbruchs 
unmöglich geworden iſt. Es handelt ſich dabei um die Ab⸗ 
ladung ſelbſt und um deren Bedeutung für das Verhältnis 
zwiſchen Verkäufer und Käufer. Die Verpflichtung des Ver⸗ 
käufers, die Ware zur Verſchiffung nach Bombay eif abzuladen 
und Dokumente anzudienen, beſtimmte die rechtliche Natur 
des Geſchäftes in weſentlichen Punkten. Der Käufer 
ſoll nichts mit der Wahl des Verfrachters und dem Fracht⸗ 
vertrag nebſt ſeiner Ausführung, insbeſondere der Abladung zu 
tun haben. Es genügt aber auch nicht, daß der Verkäufer auf 
ſeine Koſten die Beförderung beſorgt, ſondern er muß dies in 
ganz beſtimmter Weiſe tun, nämlich durch Beſchaffung der 
Konnoſſemente über das Gut. Die Konnoſſemente ſollen 
dem Käufer nicht nur einen Beweis für die Abladung und eine 
Legitimation für den Empfang am Beſtimmungsort geben, ſondem 
fie ſollen ihn vor allen Dingen in die Lage verſetzen, ſchon über 
die ſchwimmende Ware verfügen zu können. Dem Käufer wird 
dadurch ermöglicht, ſofort über die Ware weiter zu verfügen. 
Er kann darauf Vorſchüſſe nehmen, ja er kann, wenn er gegen 
die Konnoſſemente zahlen ſoll, in leichter Weiſe den Kredit einer 
Bank in Anſpruch nehmen. Daß der Käufer, der „eif‘ und 
„Kaſſe gegen Dokumente“ gekauft hat, verlangen kann, daß 
ihm die Ware gegen Barzahlung am Erfüllungsort des Der 
käufers geliefert werde, beweiſt nur, daß der Käufer auf bie 
Rechte, welche ihm die beiden Klauſeln geben, verzichten 
kann. Dieſe Rechte find aber derart weſentlich, daß er ſic 
deren Wegfall nicht gefallen laſſen muß. St es den 
Verkäufer unmöglich, vertragsgemäß die Ware zur Verſchiffung 
zu bringen und Konnoſſemente zu liefern, fo iſt ihm eine weſent— 
liche Lieferungspflicht nicht möglich, weshalb er auch die 
Gegenleiſtung nicht beanſpruchen kann ($ 323 BOB.) 


88 13, 16, 23 ZPO. 

Wenn das inländiſche Gebiet, in dem der Wohnfig der 
die örtliche Gerichtszuſtändigkeit beſtimmenden Partei ſich be 
findet, vom Feinde auf unbeſtimmt längere Zeit beſetzt it, I 
tritt an die Stelle des in erſter Linie maßgebenden Wohn- 


9 Das urteil der 1. Inſtanz mit wichtigen allgemeinen Be 
merkungen über die fortschreitende Entwicklung des Seehandel, 
nämlich des 2G. Bremen, II. K. f. HS. vom 26. März 1915, 61/15 
iſt in Leipz Z. Sp. 723 ff. = „Recht“ Sp. 284 abgedruckt. 
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44. Jahrgang. 


fies (S 13 ZPO.) der im nichtbeſetzten Gebiet des Deutſchen 
Reiches gelegene Aufenthaltsort (ſ. Levis im „Recht“ 
Sp. 441 und Reichel, DIZ. Sp. 1017 f.). Unter Umſtänden 
iſt der letzte inländiſche Wohnſitz maßgebend ($ 16 ZPO.). 
Hat eine Perſon ihren Wohnſitz in einem vom Feinde beſetzten 
Gebietsteil, jo iſt auch S 23 ZPO. entſprechend anzuwenden 
(ſ. Reichel a. a. O. Sp. 1018). 


SS 110, 274 Abſ. II Nr. 5 ZPO. 

Daß das internationale Haager Zivilprozeß⸗ 
abkommen vom 17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 421) und ins⸗ 
beſondere deſſen Art. 17 infolge des Krieges im Verkehre zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich ſeine Gültigkeit verloren hat, 
hat auch das OLG. Ham burg (11. Juni 1915, Bf. I 362, 
541/14 in JW. S. 1127 f. = Dog. Sp. 1041 = MarkſchW. 
S. 405 = SeuffArch. 70, 417 f.; vgl. dazu auch JW. 
S. 1073 l.) wiederum ausgeſprochen. 


N ss 181 ff. ZPO. 

In den unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Gebieten 
Rußlands kann eine Erſatzzuſtellung wirkſam vorgenommen 
werden, auch wenn man — wie richtig ſein wird — annimmt, 
daß die von unſeren Heeren beſetzten Gebiete des feindlichen 
Auslands nach wie vor grundſätzlich bis zur Regelung im 
Friedensſchluß feindliches Ausland ſind; denn die VO. des 
Oberbefehlshabers Oſt, des Generalfeldmarſchalls von Hinden⸗ 
burg, vom 21. März 1915 8 18 Abſ. II (ſ. VOBl. der Kaiſerl. 
Deutſchen Verwaltung in Polen Nr. 1 vom 1. April 1915 S. 10) 
beſagt wörtlich, daß Erſuchen von Gerichten und Behörden, die 
ihren Sitz nicht in den von der Zivilverwaltung beim Ober⸗ 
kommando Oſt betroffenen Gebietsteilen haben, ſoweit ſie Rechts⸗ 
hilfe oder Beiſtandsleiſtung betreffen, an den Präſidenten des 
Obergerichts (jetzt in Warſchau) zu richten find, der das Er— 
forderliche zu veranlaſſen hat. Nur an dieſen Obergerichts⸗ 
präſidenten können meines Erachtens ſolche Erſuchen gerichtet 
werden, nicht auch an die Bezirksgerichte, da Abſ. I des 8 18 
ſich nur auf die Rechtshilfe und Beiſtandsleiſtung inländiſchen, 
d. h. im deutſch verwalteten Gebiete Rußlands befindlichen, Be— 
hörden gegenüber bezieht (a. M.: Fiege in IM. S. 1146 r.; 
ſ. hierher auch noch Katz in JW. S. 1050). 


55 274 Abſ. II Nr. 4, 328 3PO. 

Auch auf die im Ausland begründete Rechtshängig— 
keit kann ſich der Beklagte grundſätzlich berufen; er kann dies 
aber doch nur unter der Vorausſetzung, daß das in dem aus⸗ 
ländiſchen Prozeſſe zu erwartende Urteil im Inland An— 
erkennung zu erlangen fähig iſt (Gaupp-Stein 11. Aufl. 
Bd. 1 S. 636 Anm. III Nr. 4 zu § 263 mit Fußn. 39; 
ſ. namentlich noch die Entſch. des II. ZS. des RG. vom 
10. November 1914, hier IW. S. 874 r. mit Fußn. 102). 
Das Vorliegen dieſer Vorausſetzung hat der Beklagte dar— 
zutun. Einer Entſcheidung, die von den Wiener Gerichten 
erlaſſen würde, wäre die Anerkennung nach $ 328 ZPO. aber 
dann zu verſagen, wenn ſie mit der Rechtskraft des Urteils 
eines deutſchen Gerichts in Widerſpruch treten würde. 
Daß gegenüber einer unter denſelben Parteien über dieſelbe 
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Frage ergangenen rechtskräftigen richterlichen Entſcheidung nicht 
mehr abweichend entſchieden werden darf, iſt ein Fundamental⸗ 
grundſatz des deutſchen Prozeßrechts (ſ. § 328 Abſ. J Nr. 4 ZPO.). 
Ob im vorliegenden Falle die Entſcheidung der Wiener Gerichte 
mit dem Erkenntnis des gleichen L 35. des RG. vom 
27. März 1912 (Sammlg. Bd. 79 S. 156 ff.), welches die 
Rechtsgültigkeit des zwiſchen den Streitsteilen (einem Kom⸗ 
poniſten und einem Verleger) geſchloſſenen, unter anderem auch 
eine Konventionalſtrafe enthaltenden Vertrages rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt hat, nicht in Widerſpruch tritt, hat der Beklagte bisher 
nicht nachzuweiſen vermocht. Das OLG. Stuttgart mußte aber 
dieſen Nachweis von dem Beklagten verlangen, ehe es die 
Einrede der Rechtshängigkeit für begründet erklären konnte (ſo 
RG. 12. Mai 1915, I 9/15 in Leipz3. Sp. 1317 f. 19). 


5 274 Abſ. II Nr. 2 ZPO. 

Daß auch während des Krieges ein ausländiſcher feindlicher 
Staat von einem inländiſchen Gläubiger nicht vor den Gerichten 
ſeines Staates in Anſpruch genommen werden kann — wie das 
OLG. Dresden bereits in zwei Entſcheidungen ausgesprochen 
hat (. JW. S. 1094 r.)), wird auch von Gieſe in der Be: 
ſprechung der Schrift von Wilh. Kaufmann „Kriegführende 
Staaten als Schuldner und Gläubiger feindlicher Staats⸗ 
angehöriger“ im BankArch. 1915 (Bd. 14) S. 415 r. (vgl. dort 
auch S. 416 l.) mit Recht angenommen. 


8 606 Abſ. II 3PO. 

Der IV. 35. des RG. (5. März 1914, IV 476/13 in 
Sammlung Bd. 84 S. 259 ff.) hat bekanntlich den Standpunkt 
vertreten, daß die deutſchen Schutzgebiete in Eheſachen 
nicht als Inland, vielmehr als Ausland gelten. Dieſe Anſicht 
bekämpft Levis (im „Recht“ Sp. 437 ff.), meines Erachtens 
aber nicht mit voll überzeugenden Gründen; er ſtellt den Satz 
auf, daß die deutſchen Schutzgebiete im Sinne der 88 606 
Abſ. II, 642, 648 Abſ. II ZPO. — wie übrigens auch der 
55 36 Abſ. II, 73 Abſ. II FGG.) — als Inland anzuſehen 
ſeien; daß aber infolge der kriegeriſchen Verkehrsſtörungen die 
Perſonenſtandsſachen deutſcher Staatsangehöriger auf geraume 
Zeit der Erledigung durch deutſche Behörden unzugänglich 
bleiben, widerſpricht der Abſicht des deutſchen Geſetzgebers, der 
gerade dieſe nach deutſchem Rechte zu beurteilenden Perſonen⸗ 
ſtandsſachen durch deutſche Richter beurteilt wiſſen will. Es 
ſind deshalb nach der Meinung von Levis in den Fällen, wo 
das für die Regel zuſtändige deutſche Gericht der kriegeriſchen 
Ereigniſſe wegen tatſächlich mit der Sache nicht befaßt 
werden kann, die ausdehnenden Zuſtändigkeitsvorſchriften an⸗ 
zuwenden, die die ZPO. und das FGG. in den oben angeführten 
Beſtimmungen gibt. Levis faßt ſeine Ausführungen folgender— 


6) Das zuletzt ergangene Erkenntnis vom 26. April 1915 iſt 
nunmehr auch in OL GRſpr. 31, 175 f. und im BankArch. Nr. 1 
vom 1. Oktober 1915 S. 20 abgedruckt. 

7) Die zu § 73 FGG. ergangene, von Levis in den Gründen 
bekämpfte Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 12. Mai 1915 iſt 
auch in OLGRſpr. 30, 374 f. — Leipz Z. Sp. 1050 = „Recht“ Sp. 351 
Nr. 621 = Seuff Arch. 70, 431 f. abgedruckt; vgl. hierzu auch JW. 
S. 860 mit Fußn. 5. 
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maßen zuſammen (Sp. 441): Auch in Kriegszeiten find die 
Schutzgebiete im Sinne der für Perſonenſtandsſachen gegebenen 
Zuſtändigkeitsvorſchriften Inland; aber ſie ſind dem Ausland 


inſoweit gleich zu behandeln, als die tatſächlichen Verhältniſſe 


es für geraume Zeit hindern, daß das Schutzgebietsgericht die 
ihm zukommende Tätigkeit gegenüber deutſchen Staatsangehörigen 
entwickelt. 

SS 688 Abſ. II, 201 3PO. 

Levis iſt (a. a. O. Sp. 441 ff.) der Anſchauung, daß das 
Mahnverfahren — im Anſchluß an die Vorſchrift des 
§ 688 Abſ. II (Zuſtellung im Ausland) — immer dann un: 
zuläſſig ſein ſoll, wenn der Zahlungsbefehl im Wege des 
§ 201 ZPO. — gleichgültig ob im Inland oder im Ausland 
— zugeſtellt werden müßte. Dieſe Meinung widerſpricht 
nicht nur dem Wortlaut des Geſetzes, ſondern würde auch das 
ganze billige und raſche Mahnverfahren gerade in den Fällen 
ausſchließen, wo es am erwünſchteſten iſt. Daß dies unmöglich 
die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein kann, muß man rück⸗ 
ſchließend namentlich jetzt annehmen, wo das Mahnverfahren 
in feiner Anwendbarkeit durch die BRWVO. über die Entlaſtung 
der Gerichte bedeutend erweitert worden iſt. Die Schwierigkeiten 
der Zuſtellung im Wege des 8 201 ZPO. find überdies nicht 
ſo groß, daß man deretwegen das Mahnverfahren ausſchalten 
müßte. Ubrigens muß ja auch die Klage gemäß § 201 ZPO. 
zugeſtellt werden (vgl. hierher auch Haberſtumpf im „Recht“ 
Sp. 300). 

SS 828 ff., 850 ff. ZPO. 

1. Nach einer für deutſche wie für ausländiſche Gläubiger 
überaus wichtigen Verordnung des Generalgouverneurs in 
Belgien vom 10. Juli 1915 (GVBl. für die okkupierten 
Gebiete Belgiens S. 776) dürfen Forde rungspfändungen 
oder Zahlungsverbote (Saisie — Arret ou Opposition 
Art. 557 ff. Belg ZPO.) deutſchen Behörden gegenüber 
nicht vorgenommen werden. Will aber ein Gläubiger trotzdem 
eine Forderung, die ſeinem Schuldner gegen eine deutſche 
(Zivil⸗ oder Militär-) Behörde zuſteht, mit Beſchlag belegen, 
ſo hat er erſt auf Grund einer beſonderen Erlaubnis, die 
von dem Präſidenten des Gerichts erſter Inſtanz des Wohn⸗ 
orts des Schuldners — nach Prüfung der Rechtslage — er⸗ 
teilt wird, ein Geſuch an die ſchuldneriſche deutſche Behörde 
zu richten. Letztere wird ſodann in den ihr geeignet erſcheinenden 
Fällen (völlig freies Ermeſſen!) den von dem Gläubiger be⸗ 
anſpruchten pfändbaren Betrag der Forderung bei der Hinter⸗ 
legungskaſſe (Caisse des Depots et Consignations) hinter⸗ 
legen; die Pfändung ſelbſt erfolgt hierauf nach den Vorſchriften 
der Art. 557 ff. Belg ZPO. bei dieſer Kaſſe. 

2. Es wäre der Erwägung wert, dieſes neuartige Exekutions⸗ 
verfahren, das allen Umſtänden des einzelnen Falles gerecht 
werden kann, auch in den okkupierten Gebieten Rußlands 
unter Anpaſſung an die dortigen beſonderen Verhältniſſe ein⸗ 
zuführen, damit die deutſchen Gläubiger wiſſen, wie ſie gegen 
ihre ruſſiſchen Schuldner vorgehen und an welche deutſchen Be⸗ 
hörden fie ſich wenden müſſen, um Befriedigung oder Sicher⸗ 
ſtellung ihrer Anſprüche zu erlangen. Eine derartige Regelung 
würde auch die leidlichen Widerſprüche in der Rechtſprechung 
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beſeitigen (. dazu JW. S. 1037 ff., 1076, 1095 l.; die 
Entſch. des OLG. Poſen iſt auch in DIzZ. Sp. 934 ab⸗ 
gedruckt; vgl. am letztangegebenen Orte Fußnote 1 auch die 
Bemerkung Könnemannz zu der Frage ſ. namentlich auch den 
Beſcheid des Oberbefehlshabers Oſt nach einer Veröffentlichung 
der Handelskammer zu Oppeln in „Handel und Gewerbe“ 1915 
S. 334 Nr. 28 vom 1. Mai 1915 = „Deutſche Wirtſchafts⸗ 
zeitung“ S. 214 und Beſcheid des preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 5. März 1915 in „Handel und Gewerbe“ 
S. 356 r. Nr. 29 vom 15. Mai 1915). 


SS 1042, 1041 ZRO. 


Die ZRO. enthält keine beſonderen Vorſchriften darüber, 
unter welchen Vorausſetzungen zu einem ausländiſchen 
Schiedsſpruch ein Vollſtreckungsurteil erlaſſen werden 
kann (vgl. dazu Seuffert, ZPO. 11. Aufl. Bd. 2 S. 806 f. 
Anm. 3 zu § 1042 ZPO.). Das OLG. Colmar ſpricht ſich 
hierüber in einer ein belgiſches Börſentermingeſchäft behandelnden 
Entſcheidung vom 25. Juni 1914 (II U. 49/13 in ElſLothrz. 
1915 S. 296 ff.) folgendermaßen aus: Der 4. Abſchnitt des 
deutſchen Börſengeſetzes enthält Prohibitivbeſtimmungen, die aus 
wirtſchaftlichen Gründen erlaſſen find und den Zweck verfolgen, 
Unberufene von der Börſe fernzuhalten („Recht“ 1908 Nr. 1685; 
RG. 58, 154). Dem Zwecke dieſer Beſtimmungen würde es 
aber widerſprechen, wenn einem ausländiſchen Schiedsſpruch 
oder Vollſtreckungsurteil, in dem die Vorſchriften des deutſchen 
Börſengeſetzes nicht beachtet ſind, ſeitens der deutſchen 
Gerichte ſtaatlicher Rechtsſchutz gewährt würde (vgl. Art. 30 
EGBGB. und RG. 37, 266). Ebenſo müßte aber auch, falls 
der eine Vertragsteil ſich — unter Verzicht auf den Rechts⸗ 
ſchutz ſeines eigenen Staates — dem ausländiſchen, nach aus: 
ländiſchem Rechte zu erlaſſenden Schiedsspruch unterworfen 
hätte, eine derartige Abrede als unwirkſam gelten; denn es 
wäre in letzterer eine beabſichtigte Umgehung zwingender Vor⸗ 
ſchriften des deutſchen Rechts zu erblicken (RG. 58, 154; 
37, 266; JW. 1896, 725). 


Strafgerichtsbarkeit im Kriege über Ausländer. 


Die ganz drakoniſchen, über alles Völkerrecht ſich hinweg 
ſetzenden Strafurteile franzöſiſcher Gerichte über deutſche Offiziere, 
Mannſchaften und Sanitätsperſonen haben in Aufſehen er⸗ 
regender Weiſe auf nicht in allen Punkten ganz unbeftrittent 
Fragen hingewieſen, nämlich inwieweit Ausländer Militär. 
wie Zivilperſonen) während des Krieges der inländichen Straf— 
gerichtsbarkeit unterworfen find. Es iſt daher mit Danlbarkei 
zu begrüßen, daß Arndt in einem längeren Auſſaß (in der 
„Zeitſchrift für Politik“ 8. Bd. [1915] S. 513 bis 531) die 
wichtigſten Zweifelsfragen an Hand der reichhaltigen, ins und 
ausländiſchen, bis in die neueſte Zeit wiedergegebenen Literatur 
erörtert (vgl. hierher auch v. Schlayer „Zum auferorbenb 
lichen kriegsrechtlichen Verfahren gegen Ausländer im beiehten 
Feindesgebiet“ in DStrafr Z. Sp. 37 ff; Beling „Die rech 
liche Stellung von Straf- und Unterſuchungsgefangenen m 
kriegeriſch beſetzten Ausland“ in Leipz3. Sp. 89 ff.; 
in DIZ. Sp. 129 ff.; Coeſter in DStrafrg. Sp. 16 f. 
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Heilfron in DIZ. Sp. 39 ff.; Hachenburg in DIE. 
Sp. 172, 488). Hier können naturgemäß wegen Raummangels 
nur einige leitende Grundſätze wiedergegeben werden: Uniformierte 
Angehörige einer feindlichen Macht können für militäriſche 
Handlungen im inländiſchen Staatsgebiet nicht gerichtlich 
beſtraft werden. Ausländiſche Soldaten, die im militäriſchen 
Intereſſe oder auf militäriſchen Befehl ihres Heimatſtaates im 
Feindesland Wege zerſtören oder unbrauchbar machen, ihren 
Truppen Zeichen geben und Wege zeigen uſw., erfüllen eben 
lediglich ihre Soldatenpflicht. Unter Ausländern im Sinne 
der 85 160, 161 RMil StGB. vom 20. Juni 1872 können 
daher nur Zivilperſonen verſtanden werden. Alle — nicht 
zu den Truppen des Feindes gehörenden — ausländiſchen 
Perſonen, einſchließlich der Zivilbeamten der feindlichen Regierung 
verwirken die Todesſtrafe, wenn ſie es unternehmen, der feind⸗ 
lichen (alſo ihrer eigenen) Macht Vorſchub zu leiſten oder den 
deutſchen oder verbündeten Truppen Nachteil zuzufügen. Dieſe 
Perſonen ſind nach den deutſchen Strafgeſetzen abzuurteilen, 
wenn ſie im Felde oder in einem von den deutſchen Truppen 
beſetzten ausländiſchen Gebiete eine in den 88 134, 161 Mil StGB. 
bedrohte Handlung begehen. Die Strafgewalt in den beſetzten 
Landesteilen ſteht dem okkupierenden Staate zu. Für irgend⸗ 
welche Rechtshilfe des feindlichen Staates zur Verwirklichung 
jener Gewalt bleibt kein Raum. Die Bewohner der im Macht⸗ 
bereich der deutſchen Truppen befindlichen Teile des Feindes⸗ 
landes können von den deutſchen Gerichten abgeurteilt werden, 
ohne daß die Vorausſetzungen der Auslieferung vorliegen 
und eine ſolche bewilligt wurde (ſo RG. Ferienſenat 26. Juli 1915, 
IV 407/15 im „Recht“ Nr. 2211). Freilich iſt in der auf 
Grund § 3 EGMil StG. erlaſſenen Kaiſerl. VO. II vom 
28. Dezember 1899 über dieſes außerordentliche kriegsgerichtliche 
Verfahren gegen Ausländers) — abgedruckt im Preußiſchen 
Armee⸗Verordnungsblatt 1914 S. 283 — auch die Möglichkeit 
vorgeſehen, daß ein feldgerichtliches Verfahren überhaupt untunlich 
erſcheint; dann iſt nach dem Kriegsgebrauch zu verfahren. 
Im außerordentlichen, ſummariſchen Verfahren der Feld— 
gerichte gegen die Ausländer gelten die das Verfahren lediglich 
aufhaltenden Vorſchriften der MilStGᷣO. nicht. Die 
Wiederaufnahme des Verfahrens iſt in der Kaiſerl. VO. nicht 
geregelt. Aus § 15, wonach das Urteil nach Bekanntgabe 
an den Angeklagten unverzüglich zu vollſtrecken iſt, muß gerade 
die Unzuläſſigkeit des Wiederaufnahmeverfahrens 
gefolgert werden. Es iſt auch nicht anzunehmen, daß die 
Kaiſerl. VO. Ausländern im außerordentlichen kriegsgericht— 
lichen Verfahren einen Rechtsbehelf hat verleihen wollen, den 
das Belagerungszuſtandsgeſetz von 1851 (§ 13) nicht einmal 
den Inländern im außerordentlichen Verfahren gewährt hat. 
Das R Mil. hat daher mit Recht entſchieden (11. März 1915 
Nr. 62a II in DStrafr Z. Sp. 362 f. DIZ. Sp. 822 f. „Recht“ 
Sp. 454 Nr. 803), daß gegen ein Urteil des Feldgerichts eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht zugelaſſen iſt. 


8) Nach einer neueren VO. des Generalgouverneurs in Belgien 
vom 10. September 1915 (GVBl. für die okkupierten Gebiete Belgiens 
S. 1015 Nr. 117 vom 16. September 1915) find dieſe Vorſchriften 
auch dann anzuwenden, wenn der Beſchuldigte kein Ausländer iſt. 
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Kriegsgefangene ſind wegen der als ſolche d. h. in 
der Kriegsgefangenſchaft begangenen ſtrafbaren Handlungen 
den Geſetzen, und zwar den Militärgeſetzen des Nehmeſtaates 
unterworfen.) Das NMilStGB. gilt daher nicht für 
Handlungen vor der Kriegsgefangenſchaft. Handlungen 
eines Kriegsgefangenen aus der Zeit vor ſeiner Gefangennahme 
find daher grundſätzlich feiner heimiſchen Gerichtsgewalt unterſtellt. 
Iſt der Kriegsgefangene ein Inländer, ſo unterliegt er auch wegen 
der vor ſeiner Gefangennahme begangenen Handlungen der in⸗ 
ländiſchen Gerichtsbarkeit; iſt er — wie regelmäßig — ein Ausländer, 
ſo kann höchſtens das internationale Strafrecht zu einem Ein⸗ 
ſchreiten die Möglichkeit geben. Was von Kriegsgefangenen 
während der Gefangenſchaft gilt, muß auch von gefangenen 
Sanitätsperſonen gelten, da ihnen durch Art. 9 ff. der Genfer 
Konvention vom 5. Juli 1906 keineswegs Exterritorialität oder 
Immunität bezüglich ſtrafbarer Handlungen erteilt iſt. 

Die Taten des Invaſions- wie Okkupationsheeres 
auf feindlichem Gebiete gelten ſtrafrechtlich und völkerrechtlich 
als im Inland begangen. Auch die Patrouille iſt unter den 
Fahnen, alſo nicht im Ausland. Auch mit ihr zieht der Staat 
mit. 1) Auch fie bedarf des Schutzes des Inlands und findet 
beim Ausland keine Gerechtigkeit. Wie die deutſchen Schutz⸗ 
gebiete in einzelnen Hinſichten Inland (z. B. bezüglich des 
deutſchen Auslandsmoratoriums, vgl. dazu IW. S. 860 mit 
Fußnote 5), in anderen Hinſichten wieder Ausland ſind (z. B. 
bezüglich der Zuſtändigkeit der in den Schutzgebieten befind⸗ 
lichen, jetzt von allem Verkehre mit dem Mutterland ab⸗ 
geſchnittenen Vormundſchafts⸗ und Nachlaßgerichte; vgl. hierzu 
„Recht“ Sp. 437 ff. und hier oben bei § 606 Abſ. II 3 O.), 
ſo auch das invadierte oder okkupierte Gebiet. Die auf be⸗ 
ſetztem feindlichen Gebiete von einem Mitglied eines Invaſions⸗ 
heeres begangene ſtrafbare Handlung bleibt rechtlich in ſeinem 
Heimatland begangen. Der betreffende iſt nach wie vor ſeinem 
Heimatſtaat allein verantwortlich und kann beim feindlichen 
Staate auf keine Unparteilichkeit rechnen. 


Auslieferungsrecht. 


1. Nach dem Auslieferungsvertrag zwiſchen Preußen 
und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 16. Juni 
1852 iſt eine Strafverfolgung und eine Strapvollſtreckung zu: 
läſſig ausſchließlich wegen derjenigen Straftaten, deretwegen 
die Auslieferung bewilligt iſt (ſo auch Delius, Auslieferungs— 
recht S. 80 und im Jahrbuch für den internationalen Rechts— 
verkehr 1912/13 S. 535 ff., Lammaſch, Auslieferungspflicht 
und Aſylrecht S. 774, und Wittmaack, ZIntProOffR. 17, 377; 


9) Vgl. Art. 8 Haager Konvention betr. die Geſetze und Ge: 
bräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907 und 88 158 f. 
RMil StGB.; zu letzterem ſ. namentlich Kitzinger in Leipz Z. 
Sp. 1193 ff., „Die Flucht der Kriegsgefangenen in militäriſcher Be⸗ 
urteilung“; vgl. auch noch Arndt im „Recht“ Sp. 3 ff., 118 und 
Goldſchmidt, „Die ſtrafrechtliche Stellung der Kriegsgefangenen“ 
in Leipzg. Sp. 1633 ff., 1688 ff. 

10) Ein franzöſiſcher Völkerrechtsſatz z. B. lautet: Le soldat 
sous Je drapeau n'est jamais chez l’etranger; od est le drapeau, 
la est la France. Ä 
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RGSt. 45, 281). Es gilt eben der Grundſatz der Spezialität 
(RG. 16. April 1915, 2 W. 22/15 in LeipzZ. Sp. 1343 f.). 


2. Den gleichen Grundſatz ſprach das KG. ſpäter 
(18. Juni 1915, W. 170/15 in LeipzZ. Sp. 1341 f. 16) wieder 
aus. In dieſem Falle handelte es ſich um die Auslegung des 
Art. 4 Abſ. III des zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der 
Schweiz geſchloſſenen Auslieferungsvertrags vom 24. Januar 
1874. Wegen einer anderen Straftat, bezüglich der die Aus⸗ 
lieferung nicht bewilligt iſt, ſoll der Ausgelieferte nur verfolgt 
werden dürfen, wenn er ſich der Strafhoheit des Staates, der 
die Auslieferung erwirkt hat, freiwillig unterwirft. Ein ſolch 
freiwilliges Sichunterwerfen darf jedoch nur dann angenommen 
werden, wenn der Ausgelieferte frei von dem Drucke des Ver⸗ 
fahrens, das zur Auslieferung Anlaß gegeben hat, den Auf⸗ 
enthalt im Inland während einer gewiſſen Friſt fortſetzt oder 
in das Inland zurückkehrt. Darum iſt in beiden Fällen die 
Beendigung des Strafverfahrens zur Vorausſetzung ge⸗ 
macht. Die Rückkehr ins Inland ſoll die Verfolgung wegen 
anderer Straftaten insbeſondere dann nicht ermöglichen, wenn 
der Ausgelieferte gerade unter dem Drucke des Verfahrens, für 
das er ausgeliefert wurde, und geleitet von dem Wunſche, dieſes 
zum Abſchluß zu bringen, ins Inland zurückgekehrt iſt. Für 
dieſe Auffaſſung läßt ſich auch ein neuerer Auslieferungsvertrag, 
nämlich der mit den Niederlanden am 31. Dezember 1806 


—— —— ——— — — 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſt 
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geſchloſſene verwerten, der denſelben Gedanken des Art. 4 des 
Schweiz. Vertr. in Art. 6 in einer genaueren Faſſung bringt. 
Erſt ein Verlaſſen des Inlands und Rückkehr in dieſes, nach⸗ 
dem die Unterſuchung beendigt oder im Falle einer Verurteilung 
die Strafe verbüßt bzw. Begnadigung erfolgt iſt, hat die Wir: 
kung, daß auch wegen anderer ſtrafbarer Handlungen eine 
Strafverfolgung eingeleitet werden kann. 


3. Zu dieſem Art. 4 Abſ. III erging kürzlich auch eine 
Entſcheidung des RG. (3. Mai 1915, I 836/14 im „Recht“ 
Nr. 2210). Wenn der aus der Schweiz Ausgelieferte nad 
ſeiner Freiſprechung oder Außerverfolgungſetzung noch 3 Monate 
im Inland bleibt, ſo kann auch die Tat, wegen welcher gerade 
die Auslieferung geſchah, ſofern Freiſprechung bezüglich des 
Auslieferungsverbrechens oder Außerverfolgungſetzung erfolgt it, 
aus einem anderen rechtlichen Geſichtspunkt neuerdings 
verfolgt werden, wenn fie auch nicht Auslieferungsdelikt ift 
Es iſt daher nach Friſtablauf Verurteilung wegen Verführung 
für zuläſſig erachtet worden, nachdem der Täter wegen Not⸗ 
zucht ausgeliefert war, dann aber außer Verfolgung geſetz 
worden iſt, mit der Begründung, daß dieſes Verbrechen nicht 
erwieſen, die Verfolgung wegen Verführung aber nach dem 
Auslieferungsvertrag nicht zuläſſig ſei; vgl. zu dieſen Fragen auch 
Delius in Wertheimers Jabrbuch für den internationalen 
Rechtsverkehr 1912/13 S. 535 ff., hier insbeſondere S. 546 ff 
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Im Kampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 19, 1915) 


Dr. Wilhelm Bolm aus Düſſeldorf. 

Vong aus Bonn. 

Albert Capellmann aus Eupen. 

Carl Otto Collmann aus Oberaula (Bez. Caſſel). 
Walter Deutelmoſer aus Walsrode in Hannover. 
Dr. Friedrich Diehl aus Darmſtadt. 

Arnold Droſt aus Coſel in Oberſchleſien. 


Die Sicherſtellung feindlichen Vermögens zu 
Vergeltungszwecken. 
Von Rechtsanwalt Otto Bernſtein, Geſchäftsführer des Central⸗ 
verbandes des Deutſchen Bank⸗ und Bankiergewerbes, Berlin. 
Geſetzgeberiſche Maßnahmen zum Nachteile privater Ver⸗ 
mögensrechte feindlicher Staatsangehöriger ſind im gegenwärtigen 
Kriege in ungeahntem Umfange als Mittel der Kriegführung 
zur Anwendung gelangt. Während vorher nur dem engliſchen 


Recht ein grundſätzliches Verbot des „Handels mit dem Feinde“ 


und der Erfüllung von Verpflichtungen gegen feindliche Unter⸗ 
tanen bekannt war, ſind nunmehr Frankreich und Rußland zu 
ähnlichen Beſtimmungen übergegangen: in notgedrungener Ver⸗ 
geltung erließ das Deutſche Reich demgegenüber Zahlungs⸗ 
verbote gegen die drei genannten Mächte. Während noch nach 
Beginn des Krieges ſelbſt engliſchen Juriſten ein Wiederaufleben 
der durch den Krieg unterbrochenen oder gehemmten feindlichen 


Dr. Otto Jeldmann aus Mülheim a. Ruhr. 

Fritz Gollwitzer aus Nürnberg. 

Heinrich Krausmann aus Karlsruhe in Baden. 
Otto Krieger aus Karlsruhe in Baden. 

Alfons Ceppelmann aus Witten. 

Jakob Möller aus Altona a. Elbe. 

Juſtizrat Dr. Pierre Himèeon, RA. beim Reichsgericht. 


Vermögensbeziehungen nach beendetem Kriege als ſelbſtverſtänd⸗ 
licher Rechtsſatz erſchien,)) machte ſich bei den Ententemächten 
mit dem Fortſchreiten ihrer militäriſchen Mißerfolge das 
wachſende Beſtreben geltend, ſich in den in ihre Hand gegebenen 
deutſchen Vermögenswerten Pfand⸗ oder Kompenſationsobjekte 
zur Erzielung eines günſtigeren Friedens zu ſichern. Gegneriſcher⸗ 
ſeits zu dieſem Zwecke getroffene Zurüſtungen ließen auch bei 
uns die Vorbereitung einer Abwehr und Vergeltung durch ent⸗ 
ſprechende Behandlung des in deutſchem Machtbereich befindlichen 
feindlichen Vermögens geboten erſcheinen. Um eine Bor: 
bereitungsmaßnahme für ſpätere Vergeltung alſo, und nicht, 
wie bei den Zahlungsverboten, um eine bereits ins Werk geſetzte 
Vergeltungsmaßnahme, handelt es ſich bei dem Anmeldungszwang 
und den Verfügungsbeſchränkungen, denen die Bundesratsverord— 


1) Vgl. Schuster, The effect of war and moratorium on com- 


mercial transactions, 2 d edition, London 1914. 
166 
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nung vom 7. Oktober 1915 (RGBl. Nr. 136 S. 633) das im In⸗ 
lande befindliche Vermögen von Angehörigen jener drei Mächte 
unterwirft. In deutſchen wirtſchaftlichen Kreiſen iſt man, ohne vor 
einſchneidenden Vergeltungsmaßnahmen zurückzuſchrecken, über die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer ſolchen Vorbereitungs⸗ 
maßnahme geteilter Anſicht geweſen: heute iſt indeſſen eine zu⸗ 
treffende Abwägung ihrer Vorzüge und Nachteile wohl kaum ſchon 
möglich. Als ein Gewinn wäre es jedenfalls anzuſehen, wenn 
es durch Anmeldungszwang und Sperre feindlichem Vermögen 
unmöglich gemacht oder doch erſchwert werden würde, ſich durch 
Verſchiebung oder Auswanderung dem deutſchen Vergeltungs⸗ 
zugriff zu entziehen, und wenn das Ergebnis der Anmeldungen 
den maßgebenden Stellen in die Beſchaffenheit und Zuſammen⸗ 
ſetzung des im Inlande befindlichen feindlichen Vermögens 
Einblicke gewährte, dank denen ſpäter bei wirtſchaftlichen 
Kampfmaßnahmen, die nur allzuoft zweiſchneidig ſind, Mißgriffe 
vermieden werden. Auch als Warnung an unſere Gegner iſt die 
Maßnahme vielleicht von Wert, inſofern ſie ihnen die Zweckloſig⸗ 
keit einer Fortſetzung ihres Kampfes gegen das deutſche Privat⸗ 
eigentum ſinnfällig vor Augen führt. Dem allen ſtehen aber 
nicht gering anzuſchlagende Nachteile gegenüber: der unum⸗ 
gängliche, aber vor allem auch aus ideellen Gründen bedauer⸗ 
liche Eingriff in das Berufsgeheimnis der Rechtsanwälte und 
Notare, der Banken und Bankiers, die Vermehrung des 
Schreibwerks bei Anmeldepflichtigen und Anmeldeſtellen trotz 
täglich knapper werdender Arbeitskräfte. Dazu kommt die 
unendliche Vielgeſtaltigkeit der in Betracht kommenden Rechts⸗ 
verhältniſſe und internationalen Beziehungen, aus der ſich bei 
der Anwendung der Verordnung Schwierigkeiten und Zweifel 
in großer Anzahl ergeben haben und noch ergeben werden. An⸗ 
geſichts der großen Bedeutung, welche die Verordnung, ins⸗ 
beſondere während des bis zum Endpunkt der Anmeldefriſt, 
dem 15. Dezember, noch laufenden Monats namentlich für die 
Mitglieder des Anwaltſtandes als Berater von Anmelde⸗ 
pflichtigen und als ſelbſt Anmeldepflichtige haben wird, dürfte 
ein etwas ausführlicheres Eingehen auf den Inhalt der 
Verordnung und der zu ihr ergangenen Ausführungsvorſchriften 
in dieſer Zeitſchrift gerechtfertigt ſein, ohne daß es dabei freilich 
möglich wäre, die Geſamtheit der ee Fragen zu 
erſchöpfen. 


A. Allgemeines: Anmeldungszwang und Sperre in ihrem 
Verhältnis zueinander. 


Zum Zwecke der Sicherſtellung des im Inland befindlichen 
Vermögens von Angehörigen feindlicher Staaten für etwaige 
deutſche Vergeltungsmaßnahmen ſollen ſich der Anmeldungszwang 
gemäß $ 1 der Bundesratsverordnung (BRV.) in Verbindung 
mit den Ausführungsvorſchriften des Reichskanzlers vom 10. Ok⸗ 
tober 1915 (RGBl. Nr. 139 S. 653, hier RAV. abgekürzt) 
und die Sperre gemäß § 7 bis 10 BRV. gegenſeitig er— 
gänzen: Der Anmeldungszwang ſoll der Ermittlung der 
für deutſche Vergeltungsmaßnahmen in Betracht kommenden 
feindländiſchen Vermögensgegenſtände dienen, die Sperre ſoll 
verhindern, daß ſolche Gegenſtände durch Veränderungen recht⸗ 
licher oder tatſächlicher Art dem Vergeltungszugriff der deutſchen 
Regierung entzogen werden. Dieſer gemeinſame Zweck beider 
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Maßnahmen bedingt, daß für die Beſtimmung des Kreiſes der 
dem Anmeldungszwang und der Sperre unterliegenden Genen 
ſtände grundſätzlich die nämlichen Geſichtspunkte ſowohl nach 
ſubjektiver Richtung (Abgrenzung des Perſonenkreiſes der feind⸗ 
lichen Berechtigten) als auch nach objektiver Richtung (Ab: 
grenzung des Kreiſes der betreffenden Vermögensgegenſtände 
maßgebend zu ſein haben. Zweckmäßigkeitsrückſichten haben in: 
deſſen, wie noch zu zeigen fein wird, zu gewiſſen Ausnahme 
geführt. 


I. Gemeinſame Reſtimmung des Geltungshereids 
von Aumeldungszwang und Sperre. 


1. In ſubjektiver Beziehung: 


Als Angehörige feindlicher Staaten im Sinne der BR. 
kommen natürliche und juriſtiſche Perſonen in Betracht 
Für erſtere beſtimmt ſich die Zugehörigkeit zu dem feindliche 
Staate durch die Staatsangehörigkeit (BRV. 8 J), für 
letztere durch den Sitz (BRV. 8 5). Als feindliche Staaten 
im Sinne der BRV. ſind jedoch zunächſt nur Großbritannien 
und Irland, Frankreich, Rußland und Finnland ſowie die 
Kolonien und auswärtigen Beſitzungen dieſer Staaten (B 
8 4 Abf. 1) nicht aber Italien, Belgien, Serbien, Montenegro 
und Japan anzuſehen. Inwieweit der Begriff „Kolonien“ und 
„Beſitzungen“ ſich im Sinne der Verordnung auch auf fogenamnte 
halbſouveräne Staaten, die unter der Oberherrschaft ess 
Feindesſtaats ſtehen, erſtreckt, kann nicht generell, ſondern mur 
nach Lage des einzelnen Falles unter Berückſichtigung des Um: 
fanges der Abhängigkeit von dem Oberſtaate entidieen 
werden: Tunis wird in dieſem Sinne als franzöſiſche Kolani 
zu gelten haben, wohingegen auf Marokko die BRV. noch nicht 
ohne weiteres Anwendung findet?), ebenſo nicht auf Monalb, 
trotz ſeines engen Anſchluſſes an Frankreich). Der Reich 
kanzler kann jedoch (BRV. § 4 Abſ. 2) die Vorſchriften der 
Verordnung ganz oder teilweiſe auch auf andere feindliche 
Staaten ſowie auf — befreundete oder neutrale“) — Länder, 
die vom Feinde beſetzt ſind, (ſo z. B. Agypten) für anwendbar 
erklären. 


a) Die feindliche oder nichtfeindliche Suutwuelehe 
einer natürlichen Perſon entſcheidet ſich nach dem Recht des 
betreffenden feindlichen Staates. Ob ein feindlicher Staats 
angehöriger nebenher noch die Staatsangehörigkeit eines anderen, 
nichtfeindlichen Staates beſitzt, ift im Sinne der BR. un 
erheblich. Beſtehen hinſichtlich der feindlichen Staatsangehört 
keit Zweifel, fo gilt für die Anmeldepflicht — jedoch mit 
ohne weiteres für die aus den Sperrvorſchriften ſich a 
Rechtsverhältniſſe — die Rechtsvermutung des Art. 7 RR. (vgl 
unten S. 1322). 


b) Als juriſtiſche Perſonen, deren inländiſches on. 
dem Anmeldungszwang und der Sperre unterliegt, kommen fl 
beide Maßnahmen der Vergeltungsſicherung ſowohl ſolche ks A 
privaten, wie auch ſolche des öffentlichen Rechts in Betrach 


9) Ebenſo Alexander, BankArch. XV S. 47. aan 

) Vgl. v. Afzt, Völkerrecht, 10. Aufl. S. 5 noeh 

A) Nicht aber auf vom Feinde beſetzte Teile des ue 
weil Art. 3 RV. dem entgegenſtände. 


1 
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Wenn Art. 6 BRD. noch beſonders hervorhebt, daß hierzu für 
ihr Anwendungsgebiet auch die feindlichen Staaten ſelbſt ge— 
hören, fo iſt dies lediglich eine ſinngemäße Auslegung des Be: 
griffs der juriſtiſchen Perſon, die demnach auch für die Sperre 
gemäß SS 7 bis 10 BRV. Anwendung zu finden hat, was 
namentlich für ſolche inländiſchen Vermögensgegenſtände der 
feindlichen Staaten, hinſichtlich deren eine kriegsrechtliche 
Beſchlagnahme bisher nicht ſtattgefunden hat, von Bedeutung iſt. 

Beſtimmend für die Staatszugehörigkeit juriſtiſcher Perſonen 
iſt im Sinne der BRV. deren durch Geſetz oder Satzung be— 
ſtimmter Sitz, welcher bei Erwerbsgeſellſchaften mit dem Orte 
der Hauptniederlaſſung regelmäßig, aber nicht notwendig identiſch 
iſt. Befindet ſich der Sitz nicht auf feindlichem Gebiete, ſo 
gelten auch die auf feindlichem Gebiete befindlichen Nieder— 
laſſungen, mögen ſie Haupt- oder Zweigniederlaſſungen ſein, 
nicht als feindlich.“ 

Für Aktiengeſellſchaften und andere Kapitalgeſellſchaften 
mit juriſtiſcher Perſönlichkeit kommt es für die Frage der feind— 
lichen Staatszugehörigkeit ferner nicht darauf an, ob ſich die 
Aktien oder ſonſtigen Anteile in den Händen feindlicher oder 
nichtfeindlicher Staatsangehöriger befinden. Eine Aktiengeſell— 
ſchaft mit dem Sitze in Moskau, deren geſamtes Kapital in 
amerikaniſchem Beſitz iſt, wäre nichtsdeſtoweniger als feindlich 
anzuſehen, umgekehrt würde eine in Rom oder Mailand domi— 
zilierende Aktiengeſellſchaft, deren geſamte Aktien in franzöſiſchen 
oder engliſchen Händen ſind, als nichtfeindliche zu gelten haben. 

Nur bei offenen Handelsgeſellſchaften und anderen Perſonen— 
geſellſchaften iſt die Staatsangehörigkeit der Geſellſchafter für 
den feindlichen oder nichtfeindlichen Charakter des Unternehmens 
bedeutſam, denn nur bei ſolchen Geſellſchaften ſind die Geſell— 
ſchafter „Inhaber“ des Unternehmens im Sinne des Art. 5 
RAV.) Nur auf geſellſchaftliche Unternehmungen dieſer Art 
bezieht ſich danach die Vorſchrift des genannten Artikels, daß 
ſie im Hinblick auf die Anmeldepflicht trotz Anſäſſigkeit im 
feindlichen Ausland als nichtfeindlich gelten, wenn keiner der 
Inhaber feindlicher Staatsangehöriger iſt, und umgekehrt trotz 
Anſäſſigkeit im nichtfeindlichen Ausland als feindlich, wenn 
ſämtliche Inhaber feindliche Staatsangehörige ſind. Kürzer 
ausgedrückt: ungemiſcht feindliche Geſellſchaften find überall 
feindlich, ungemiſcht nichtfeindliche Geſellſchaften überall nicht— 
feindlich, nur bei „gemiſchten Geſellſchaften“ entſcheidet der 
Sitz des Unternehmens. Dieſen in der RAV. zunächſt nur für 
die Anmeldepflicht ausgeſprochenen Grundſatz wird man darüber 


5) Vgl. Alexander a. a. O. S. 49. 


6) Vgl. dazu Norddeutſche Allgemeine Zeitung Nr. 296 vom 
25. Oktober 1915. Der Begriff des Unternehmens wird für das 
ganze Gebiet der BRV. als der eines auf Dauer berechneten wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetriebes mit beſonderem, vom ſonſtigen Per: 
mögen der Inhaber abgetrennten Vermögen zu verſteben ſein. Bloße 
Gelegenheitsgeſellſchaften, wie Emiſſionskonſortien, fallen nicht darunter, 
ebenſo nicht gewöhnliche Gemeinſchaften nach Bruchteilen oder zur 
geſamten Hand. Bei Gemeinſchaften dieſer Art kommt es ſtets auf 
die Staatsangehörigkeit des einzelnen Berechtigten an. Vermögen 
des feindlichen Beteiligten ſind bei Gemeinſchaft nach Bruchteilen die 
einzelnen Gegenſtände in Höhe ſeiner Quote, bei Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand ſein Auseinanderſetzungsanteil am Gemeinſchafts— 
vermögen. 
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hinaus auch auf die Sperre anzuwenden haben, da das Geltungs⸗ 
bereich beider Maßnahmen angeſichts ihres gemeinſamen Zwecks 
in gleicher Weiſe umſchrieben werden ſollte, wo nicht der Wille 
zu verſchiedenartiger Regelung ausdrücklich im Geſetze hervortritt. 

c. Sowohl in der Staatsangehörigkeit natürlicher, wie 
auch in der Staatszugehörigkeit juriſtiſcher Perſonen können im 
Laufe des Krieges Veränderungen eintreten, deren Wirkungen 
für den Anmeldungszwang und für die Sperre verſchieden ſein 
können. Für die Anmeldung iſt nach Art. 13 RAV. grundſätzlich 
der Stand am 12. Oktober 1915, dem Tage des Inkrafttretens 
der RAV., maßgebend (vgl. jedoch unten S. 1319 unter II 2). 
Für die Sperre nach SS 7 bis 10 BRV. kann hingegen ſtets 
nur der Zuſtand zur Zeit der Vornahme der für die Sperre 
in Frage kommenden Rechtshandlung maßgebend ſein: hat ſich 
alſo jemand nach Inktafttreten der BRV., aber vor Vornahme 
einer Verfügung gemäß §8 8 BRV. feiner feindländiſchen Staats⸗ 
angehörigkeit begeben?) oder iſt in der Zwiſchenzeit an die 
Stelle des feindlichen Erblaſſers ein nichtfeindlicher Erbe getreten, 
ſo haftet den von dieſen Eigentümern vorgenommenen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäften der ſich aus der Sperre ergebende Mangel 
nicht an. 

2. In objektiver Beziehung. 

Anmeldungszwang und Sperre erſtrecken ſich auf das im 
Inlande befindliche Vermögen von — im Sinne des 
unter 1 Ausgeführten — feindlichen Berechtigten. 

a) Der Begriff Vermögen im Sinne der BRV. umfaßt 
lediglich Aktivvermögen; er wird im weſentlichen im Anſchluß 
an § 23 ZPO. zu beſtimmen fein. Zum Vermögen im Sinne 
der BRV. gehören mithin vermögenswerte Rechte aller Art, 
alſo namentlich 

aa) Eigentumsrechte (desgl. Miteigentumsrechte) und be— 
ſchränkte dingliche Rechte an unbeweglichen und beweglichen 
Sachen mit Einſchluß von Geld und Wertpapieren (für See— 
ſchiffe enthält Art. 10 Ziff. 4 RAV. eine Ausnahme vom 
Anmeldezwang, nicht von den Sperrvorſchriften, die 
ſich — wenn auch der Wortlaut zu Zweifeln Anlaß gibt — 
wohl nicht nur auf das Eigentum, ſondern auf Rechte aller 
Art beziehen ſoll). 

bb) Vermögensrechtliche Anſprüche aller Art ($ 6 
BR V.), gleichviel ob fie auf Geldleiſtungen oder auf ein ſonſtiges 
Tun, Dulden oder Unterlaſſen gerichtet ſind, gleichviel ob ſie 
aus Verträgen oder aus unerlaubten Handlungen oder aus 
Rechtsverhältniſſen des Familien- oder Erbrechts herrühren, 
gleichviel, ob fie übertragbar oder höchſtperſönlich ſind.s) Auch 
unklagbare, aber erfüllbare börſentermingeſchäftliche Anſprüche 
kommen als Vergeltungsobjekte und demnach auch als Ver— 
mögen im Sinne der BRV. in Betracht. 

Im Sinne der BRV. dürfte es liegen, unter vermögens— 
rechtlichen Anſprüchen auch Forderungen öffentlich-rechtlichen 


7) Eine abſichtliche Anderung der Staatsangehörigkeit zwecks 
Umgehung der Sperre würde nach Analogie des § 7 leicht wirkungs— 
los gemacht werden können. 

8) Höchſtperſönliche Anſprüche, wie z. B. der auf Einräumung 
eines Kredits, könnten zum Gegenſtande ſpäterer Vergeltungsmaßnabmen 
zwar nicht durch Einziehung, aber durch vorübergehendes oder dauerndes 
Leiſtungsverbot gemacht werden. 
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Urſprungs zu verſtehen, welche auf eine geldwerte Leiſtung ge: 
richtet ſind, ſo daß z. B. rückſtändige Steuern oder Zölle, die 
eine im Inlande anſäſſige Perſon einem feindländiſchen Staate 
ſchuldet, gemäß Art. 3 RAV. anzumelden wären, und ebenſo 
gemäß Art. 1 ebenda von einem im Inlande befindlichen feind⸗ 
lichen Staatsangehörigen Geldanſprüche, die ihm gegen eine 
inländiſche juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts aus einem 
öffentlich⸗rechtlichen Verhältnis zuſtehen (3. B. Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ruſſiſcher Staatsangehöriger gegen den Reichsmilitär⸗ 
fiskus wegen Beſchlagnahme von Privatgütern vgl. aber unten 
unter bb). 

Nur die Anmeldepflicht, nicht aber die Sperre 
betreffen die im Art. 11 Abſ. 2, Art. 10 Ziff. 1 und 2 RAV. 
feſtgeſetzten Ausnahmen (Anſprüche, die von ausſtehender 
Gegenleiſtung abhängig find, Verſicherungsprämien, Ber: 
ſicherungsleiſtungsanſprüche vor Eintritt des Verſicherungsfalls, 
Bürgſchafts⸗ und Regreßanſprüche vor Eintritt des Bürgſchafts⸗ 
oder Regreßfalls). 

cc) Beteiligungen an Unternehmungen aller Art, auch 
ſoweit es ſich nicht um durch Aktien oder andere Wertpapiere 
verbriefte geſellſchaftliche Berechtigungen handelt. 

dd) Immaterialgüterrechte: Die im Art. 10 Ziff. 3 
RAV. ausgeſprochene Befreiung von Urheberrechten und gemwerb: 
lichen Schutzrechten vom Anmeldezwang bezieht ſich nicht auch 
auf die Sperre (wegen des Urheberrechts an Schriftwerken uſw. 
vgl. jedoch unten unter b). Reine Perſönlichkeitsrechte, wie 
Namen⸗ oder Firmenrecht gehören dagegen nicht zum Vermögen 
im Sinne der BRV. 

Aus dem Kreiſe der unter die BRV. fallenden Ver⸗ 
mögensgegenſtände wird man dagegen auszuſcheiden haben: 

aa) Gegenſtände ohne Geldwert, wie dies z. B. in 
RGzZ. 24, 414 für den Vermögensbegriff nach § 23 ZPO. 
hinſichtlich des Anſpruchs gegen den Anwalt auf Herausgabe 
der Handakten anerkannt iſt. Für die Anwendung der 
BRV. empfiehlt es ſich, den Begriff der in dieſem 
Sinne wertloſen Sachen, Anſprüche und ſonſtigen 
Rechte nicht zu eng zu faſſen, da anderenfalls den An- 
meldepflichtigen und vor allem den mit der Bearbeitung der 
Anmeldungen befaßten Stellen eine höchſt überflüſſige und un⸗ 
fruchtbare, durch den Zweck der Verordnung nicht erforderte 
Arbeit erwachſen würde, und da es überdies ein für alle Be: 
teiligten unerträglicher Zuſtand wäre, wenn die Strafbeſtimmungen 
der Verordnung wegen ſolcher Lappalien in Bewegung geſetzt werden 
müßten. Der Grundſatz „minima non curat praetor“, der für die 
Anmeldungspflicht in beſtimmten Beziehungen im Art. 8 Abſ. 1 
RAV. (Anmeldepflicht nur bei einem Geſamtwert des von dem 
Pflichtigen anzumeldenden Vermögens von mindeſtens 500 &) 
und in der in den amtlichen Formularen ausgeſprochenen An⸗ 
meldungsfreiheit von gewöhnlichem Hausrat zum Ausdruck 
gelangt iſt, muß auch darüber hinaus für das ganze Gebiet 
der BRV. Anwendung finden, ſoweit er ſich aus dem Ber: 
mögensbegriff unter Berückſichtigung des Zweckes der Ver— 
ordnung ergibt. 

Verſchieden von den hier behandelten Fällen iſt der Fall 
zu beurteilen, daß ein an ſich vermögenswerter Gegenſtand für 
den feindlichen Berechtigten ohne wirtſchaftlichen Wert iſt, weil 
er über feinen Wert hinaus mit Rechten nichtfeindlicher Dritter 
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belaſtet iſt. Gegenſtände dieſer Art gelten für das geſamte 
Anwendungsgebiet der Verordnung als feindliches Vermögen. 
Man ſieht, welche Vorſicht angeſichts dieſes Um— 
ſtandes bei wirtſchaftlichen Schlußfolgerungen aus 
dem durch die Anmeldungen gewonnenen Material 
geboten ſein wird. 

bb) Nicht in den Vermögensbegriff der BRV. fallen ferner 
künftige Sachen, Anſprüche und Rechte. Als künftige An⸗ 
ſprüche in dieſem Sinne kommen z. B. Anſprüche eines feind⸗ 
ländiſchen Mandanten gegen ſeinen Anwalt auf Rückzahlung 
nicht verbrauchter Koſtenvorſchüſſe in Betracht (vgl. Gaupp⸗ 
Stein, Anm. II 1 zu § 23 ZPO. und dort Zitierte), ferner 
Anſprüche auf Entſchädigung für von der Heeresverwaltung 
beſchlagnahmtes Privatgut in den Okkupationsgebieten vor 
Feſtſetzung durch die zuſtändige Behörde (vgl. dazu JW. 1915 
S. 1037, 1038, 1041), Anſprüche eines feindlichen Staats⸗ 
angehörigen aus einem von ihm einem Inländer eingeräumten, 
von dieſem aber noch nicht benutzten Kredit (vgl. Nordd. Allg. Ztg. 
a. a. O.), als künftige Rechte gewerbliche Schutzrechte, vor der 
zu ihrer Entſtehung nötigen Eintragung. Die Unterſcheidung 
zwiſchen künftigen und bedingten Anſprüchen, welch Ichten, 
ebenſo wie beſtrittene, unter entſprechender Kennzeichnung an⸗ 
zumelden find (Art. 11 Abſ. 1 RA.), wird im einzelnen Falle 
zu erheblichen Schwierigkeiten Veranlaſſung geben können. 

b) Der Anmeldungszwang und die Sperre beſchränken fd 
auf das im Inland befindliche Vermögen des feindlichen 
Staatsangehörigen. 

Unter Inland im Sinne der BRV. iſ lediglich das Gebiet 
des Deutſchen Reiches zu verſtehen (Nordd. Allg. Ztg. a aD.) 
alſo nicht die deutſchen Schutzgebiete, ebenſo nicht die während 
des Krieges unter deutſche Verwaltung geſtellten ausländiſchen 
Okkupationsgebiete. 

Die Frage, ob ein Gegenſtand ſich im Inlande befindet, 
entſcheidet ſich grundſätzlich ebenſo wie nach anderen Geſeßen 
(z. B. § 238 KO.) für Sachen durch die Belegenheit, für 
Forderungen durch den Wohnſitz oder Sitz des Schuldners, für 
geſellſchaftliche Beteiligungen nach dem Sitze der Geſellſchaft (vgl. 
56 BRV.; Jaeger, KO. Anm. 2 zu 8238). Feindliche Forderungen 
gegen eine ausländiſche Zweigniederlaſſung einer deutſchen Firma 
wird man mit Alexander (BankaArch. a. a. O. S. 40 als in 
Auslande befindliches feindliches Vermögen anzuſehen haben, 
weil die geſchuldete Leiſtung gegenüber der Zweigniederlaſung 
in ihrem ausländiſchen Gerichtsſtand ohne Rückſicht auf die 
deutſchen Geſetze eingeklagt und vollſtreckt werden kann. 

Sind Forderungen gegen im Auslande anſäſſige Schuldner 
oder Beteiligungen an im Auslande anſäſſigen Geſellſchafen 
durch im Inlande befindliche Wertpapiere verbrieft, ſo iſt de 
Belegenheit des Wertpapiers im Inlande für Anmeldepflicht 
und Sperre ausſchlaggebend. Bei zahlreichen Urkunden des 
ausländiſchen Rechts (Share certificates“) wird die Frage, b 
es ſich um Wertpapiere oder ob es ſich um bloße Beweis 
urkunden handelt und demnach Anmeldepflicht und Spam 
entfallen, erhebliche Schwierigkeiten bereiten.“) Da bei au 


9) Dal. Schuſter, Koch⸗Feſtgabe S. 327, Handelskammer Lein 
bei Holdheim 1909, 75; RG. 68, 83; Nußbaum, DII- 1011, 1252 
Rießer, DepotG., 3. Aufl., S. 82. 
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ländiſchen Wertpapieren die Beziehung des Papiers zum ver: 
brieften Recht auf ausländiſchen Rechtsnormen beruht und durch 
letztere nötigenfalls mit Hilfe der Kraftloserklärung wieder 
befeitigt werden Tann, fo muß freilich damit gerechnet werden, 
daß demnächſtige Vergeltungsmaßnahmen in Anſehung ſolcher 
Papiere vielſach wirkungslos bleiben werden. 

In dem umgekehrten Fall, daß der papierne Rechtsträger 
ſich im Auslande, die maßgebende örtliche Beziehung des ver⸗ 
brieften Rechts dagegen im Inland befindet, würde es ſich nach 
allgemeinen Grundſätzen um ausländiſches Vermögen handeln 
(vgl. RGZ. 58, 8; OL GRſpr. 23, 80). Der Wortlaut 
des 8 6 BV. läßt vielleicht die Deutung zu, daß die 
BRV., abweichend von ſonſt geltenden Grundſätzen, Rechte dieſer 
Art, z. B. in London für einen Engländer deponierte preußiſche 
Konſols oder Gelſenkirchener Bergwerksaktien oder Akzepte einer 
deutſchen Firma als inländiſches Feindesvermögen angeſehen 
wiſſen wollte, um im gegebenen Falle durch Vergeltungsgeſetz 
zum Nachteile des feindlichen Effektenbeſitzers eine Trennung 
der materiellen von der papierenen Berechtigung herbeizuführen. 
Unterſtützt wird dieſe Auslegung ſcheinbar durch Art. 4 RA V., 
wonach der Vorſtand einer inländiſchen Akriengeſellſchaft den ihm 
bekannten feindländiſchen Aktienbeſitz anzumelden hat, ohne daß 
unterſchieden wird, ob die Aktien im Inlande oder im Auslande 
ruhen. Der Wortlaut „Als Beteiligung im Sinne dieſer Bor: 
ſchrift gilt auch der Aktienbeſitz“ gibt aber wiederum der Annahme 
Raum, daß es ſich hier um eine Sonderbeſtimmung handelt, die 
nur dazu beſtimmt iſt, die Ermittlung der im Inlande für 
feindliche Rechnung ruhenden deutſchen Aktien zu erleichtern, 
die aber keineswegs den Begriff des inländiſchen Vermögens 
auf im Auslande ruhende deutſche Aktien oder gar darüber 
hinaus auf alle im Ausland ruhende deutſche Wertpapiere 
ausdehnen ſoll. Gegen dieſe Ausdehnung könnte auch geltend 
gemacht werden, daß es im Anmeldebogen A für den anmelde— 
pflichtigen feindlichen Ausländer an jedem Hinweiſe darauf 
fehlt, daß im Auslande befindliche Wertpapiere von ihm anzu— 
melden ſeien, wenn ſie über Beteiligungen an inländiſchen 
Unternehmungen oder über Geldforderungen gegen inländiſche 
Schuldner lauten. Eine ſo weſentliche Abweichung von all— 
gemeinen Grundſätzen hätte jedenfalls, wenn ſie gewollt wäre, 
in der Verordnung deutlich zum Ausdruck kommen müſſen. 

Sind über Waren Dispoſitionspapiere (Konnoſſement, 
Ladeſchein, Lagerſchein) ausgeſtellt, fo tft die Zugehörigkeit zum 
inländiſchen Vermögen für Ware und Papier je nach der 
Belegenheit ſelbſtändig zu entſcheiden. 

Inländiſche Patente, Gebrauchsmuſter und Warenzeichen— 
rechte eines feindlichen Staatsangehörigen gehören zu deſſen 
inländiſchem Vermögen ($ 12 Pat., § 13 GebrMuſtG., 
§ 23 Waren G.); fie unterliegen nach Art. 10 RAV. zwar 
nicht dem — hier überflüſſigen — Anmeldungszwang, wohl 
aber der Sperre gemäß SS 7 bis 9 BV. 

Für Urbeberrechte feindlicher Staatsangehöriger iſt eine 
entſprechende Lokaliſierung durch Erfüllung der Vorausſetzungen, 
unter denen ſie den Schutz der deutſchen Geſetze genießen, nicht 
begründet; auf ſie findet demnach nicht nur der Anmeldungs— 
zwang — auf Grund der poſitiven Vorſchrift des Art. 10“ 
RAV. —, ſondern auch der ſonſtige Inhalt der BRV. keine 
Anwendung. f 
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II. Verſchiedenheiten im Geltungsbereich von Aumeldungs- 
zwang und Sperre. 

Wenngleich ſolche Verſchiedenheiten im vorangegangenen 
bereits mehrfach berührt worden find, empfiehlt es ſich, im 
folgenden eine vollſtändige und überſichtliche Zuſammenſtellung 
derſelben zu geben: 

1. Sperre ohne Anmeldungsz wang beſteht 


a) für Vermögen, deſſen Wert ſich bei keinem in Betracht 
kommenden Anmeldepflichtigen auf 500 & oder mehr 
beläuft (Art. 8 RA V.); 

b) für gewöhnlichen Hausrat (vgl. den amtlichen Formular⸗ 
vermerd); 

c) für Vermögen, das von einer Reichs-, Staats: oder 
Kommunalbehörde verwaltet, verwahrt oder geſchuldet 
wird (Art. 9 RA V.); 

d) für die im Art. 10 RAV. noch aufgeführten Bürg⸗ 
ſchafts- und Regreßverpflichtungen, verſicherungs⸗ 
rechtlichen Verbindlichkeiten, Seeſchiffe und Immaterial⸗ 
güterrechte, wobei jedoch anzunehmen iſt, daß Urheber⸗ 
rechte nicht nur anmeldungsfrei, ſondern auch ſperr⸗ 
frei fein ſollen (vgl. oben J 1 b); 

e) für Anſprüche, die von einer noch ausſtehenden Gegen⸗ 
leiſtung abhängen (Art. 11 Abſ. 2 RAV.); 

f) für Vermögen, welches erſt nach dem für die An⸗ 
meldung nach Art. 13 RAV. maßgebenden 12. Oktober 
1915 durch Rechtsgeſchäft, Erbgang oder Staats⸗ 
angehörigkeitsänderung des Berechtigten „feindlich“ 
geworden iſt; 

g) das nach den Verordnungen vom 4. September und 
26. November 1914 unter ſtaatlicher Überwachung 
oder zwangsweiſer Verwaltung ſtehende Vermögen, 
welches nach Art. 9g RAV. vom Anmeldezwang frei 
iſt, iſt nur von der Sperrvorſchrift des S8 BRV., 
nicht aber von denjenigen der 88 7 und 10 aus: 
genommen. 


2. Anmeldungszwang ohne Sperre beſteht bei ſtrenger 
Auslegung des Art. 13 RAV. für Vermögen, welches nach dem 
12. Oktober 1915, ſei es durch Anderung der Staatsangehörigkeit 
des Berechtigten, ſei es durch Erbgang, ſei es durch eine mit 
Genebmigung des Reichskanzlers oder gemäß 8 9 Ab}. 1 BRV. 
oder der Ausnahmeverordnung vom 21. Oktober 1915 be: 
treffend die unter deutſcher Verwaltung ſtehenden ruſſiſchen 
Gebiete Oi Bl. S. 707) zuläſſigerweiſe erfolgte Veräußerung 
nichtſeindlich geworden iſt. Praktiſch wird die Anmeldung in 
ſolchen Fällen für nahezu zwecklos zu erachten und den Be— 
teiligten deshalb nicht zuzumuten ſein. 


B. Der Anmeldezwang im beſonderen. 


Bei der durch die RAV. des näheren geregelten Anmelde: 
pflicht handelt es ſich entweder um Anmeldepflicht eigenen 
Vermögens, wie ſie nach Art. 1 dem im Inlande ſich auf— 
haltenden ſeindlichen Staatsangehörigen obliegt, oder um die 
Anmeldung fremden Vermögens, zu welcher Verwalter und 
Verwahrer feindlichen Vermögens, Geldſchuldner feindlicher 
Gläubiger, ſowie Leiter oder Geſchäftsführer eines inländiſchen 


9 
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Unternehmens, an dem feindliche Staatsangehörige beteiligt 
ſind, nach Maßgabe der Art. 2 bis 4 verpflichtet ſind. Die 
Eigenvermögensanmeldung umfaßt das geſamte inländiſche 
Aktivvermögen des feindlichen Anmeldepflichtigen, durch die 
Fremdvermögens anmeldung werden nur beftimmte Bes 
ſtandteile des inländiſchen Vermögens des feindlichen Berechtigten 
getroffen. Daraus folgt, daß das inländiſche Vermögen der 
im Inlande befindlichen feindlichen Staatsangehörigen bei 
pflichtmäßiger Handhabung vollſtändig und vielfach ſogar doppelt 
zur Anmeldung gelangt, was eine weitgehende Kontrolle er⸗ 
möglicht, während andererſeits das inländiſche Vermögen der 
im Auslande befindlichen feindlichen Staatsangehörigen von 
vornherein nur unvollſtändig durch die Anmeldungen ermittelt 
werden kann. Der im Inlande befindliche, in zahlreichen Fällen 
nur im Rechtsſinne „feindliche“ Staatsangehörige würde daher 
von demnächſtigen Vergeltungsmaßnahmen ſchärfer und wirk⸗ 
ſamer betroffen werden als ſein im Auslande lebender Lands⸗ 
mann, wenn nicht, wie zu hoffen, dieſe Unbilligkeit im gegebenen 
Zeitpunkt in geeigneter Weiſe ausgeglichen werden ſollte. 

I. Sowohl für die Eigenvermögensanmeldung als auch 
für die verſchiedenen Fälle der Fremdvermögensanmeldung gellen 
folgende gemeinſamen Grundſätze: 

1. Die Verpflichtung zur Innehaltung der Anmeldefriſt, 
welche bis 15. Dezember 1915 läuft, vorbehaltlich einer im 
einzelnen Falle auf Antrag vom Reichsamt des Innern zu 
bewilligenden Verlängerung (Art. 14 RA V.). 

2. Die Beſtimmungen der Landeszentralbehörden gemäß 
§ 2 BRV., betreffend die für Entgegennahme der An: 
meldung zuſtändigen Stellen [in Preußen hat der Handels: 
miniſter die Handels vertretungen!) für zuſtändig erklärt, 
gleichgültig, welchem Berufe die Anmeldepflichtigen angehören]. 

3. Die — für jedermann beſtehende — Verpflichtung, auf 
Erfordern der zuſtändigen Anmeldeſtelle, ſich innerhalb geſtellter 
Friſt über das Vorliegen der Vorausſetzungen der Anmelde— 
pflicht hinſichtlich eigenen oder fremden Vermögens zu erklären 
(S 2 BR.). 

4. Die Verpflichtung zur Ergänzung einer abgegebenen 
Erklärung oder Anmeldung durch nähere Auskünfte (S 2 BRV.). 

5. Die Verſchwiegenheitspflicht der mit der Be— 
arbeitung der Anmeldung befaßten Perſonen über die aus 
Anlaß der Anmeldung zu ihrer Kenntnis gelangten Verhältniſſe 
S 3 BRV.). 

6. Die Beſtimmung des Art. 13 RA., wonach für die 
Anmeldung der Stand am 12. Oktober 1915, dem Tage 
des Inkrafttretens der RAV. maßgebend iſt, unbeſchadet der 
Befugnis des Reichskanzlers, gemäß 8 7 BRV. eine vor dieſem 
Zeitpunkt, aber nach dem 31. Juli 1914 zur Vereitelung des 
Vergeltungsrechts vorgenommene Veräußerung von Feind zu 
Nichtfeind für relativ unwirkſam (vgl. unten S. 1326) und mithin 
einen früheren vor dieſer Verfügung liegenden Zeitpunkt für 
maßgebend zu erklären. 


10) Pgl. Rundſchreiben vom 26. Oktober 1915, Min Bl. HG. 
1915, 854 ff. Für Anmeldepflichtige, deren Handelsniederlaſſung 
oder Wohnort in einem einer Handelsvertretung nicht zugeteilten 
Gebiete liegt, beſtimmt der Regierungspräſident die zuſtändige Handels— 
vertretung. 
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7. Die oben unter A II Ia bis e und g zuſammengeſtellten 
Ausnahmen von der Anmeldepflicht nach Art. 8, 9, 10, 11 
Abſ. 2 RAV. Hier iſt im einzelnen noch folgendes zu bemerken: 

a) Betr. Vermögen unter 500 & (Art. 8 RAV.) 
Maßgebend für dieſe Befreiung iſt nicht etwa der Wert des 
einzelnen Gegenſtandes, ſondern der des geſamten bei dem 
Anmeldepflichtigen als anmeldepflichtig in Betracht kommenden 
Vermögens eines feindlichen Staatsangehörigen.“!) Hat z. B. 
ein im Inland lebender Ruſſe von feinem über 500 % 
betragenden Vermögen lediglich einen Anleiheſchein über 
200 & bei einer Bank hinterlegt, fo iſt zu deſſen An— 
meldung nicht die Bank, wohl aber er ſelbſt verpflichtet. 
Bei Wertpapieren, wo infolge des Börſenſtillſtandes eine 
zuverläſſige Bewertung für den hier maßgebenden Zeitpunkt 
nicht möglich iſt (vgl. Jacuſiel, Bank Arch. XIV S. 65, 
OſtObGerH., ebenda XV S. 61), wird der Anmeldepflichtige 
davon auszugehen haben, daß der Wert — insbeſondere bei 
den feſtverzinslichen Papieren, um die es ſich hier meiſt handeln 
wird — nicht höher iſt, als der vor Kriegsausbruch notierte 
letzte Kurs, und andererſeits nicht niedriger, als der etwaige 
Darlehnskaſſenbeleihungswert, ſo daß eine zwiſchen dieſen Sätzen 
liegende Wertannahme die Vermutung zum mindeſten der Out: 
gläubigkeit für ſich haben wird. 

b) Die Anmeldefreiheit des von Behörden der im Art. 9 
RAV. bezeichneten Art verwalteten, verwahrten oder geſchuldeten 
Vermögens kommt nicht nur der Behörde, ſondern auch anderen 
an ſich Anmeldepflichtigen, alſo auch dem feindlichen Berechtigten 
ſelbſt zugute. 

Für Staatsbanken ſowie für die Reichsbank ſoll es 
jedoch nach Art. 9 Satz 2 und 3 bei der Anmeldepflicht jem 
Bewenden haben. Entſprechendes muß — auch ohne aus— 
drückliche Erwähnung — für kommunale Banken und — an⸗ 
geſichts ihrer zunehmenden bankmäßigen Entwicklung — auch 
für kommunale Sparkaſſen gelten, auch ſoweit die letzteren im 
Sinne anderweitiger geſetzlicher Beſtimmungen als Behörden 
anerkannt find. 12) 

Die Reichspoſt einſchließlich der Poſtſcheckämter wird da: 
gegen in Anſehung der bei ihr beſtehenden feindlichen Guthaben 
als anmeldefreie Behörde angeſehen werden müſſen. 

c) Die Anmeldefreiheit noch nicht zur Entſcheidung gelangter 
Bürgſchafts⸗, Regreß⸗ und Verſicherungsanſprüche beſteht auch 
dann fort, wenn der Bürgſchafts-, Regreß- oder Verſicherungs⸗ 
fall vor der Anmeldung, aber nach dem 12. Oktober 1915 em: 
getreten iſt. 


d) Die Anmeldefreiheit von Verbindlichkeiten, bei denen die 
Leiſtung von einer noch ausſtehenden Gegenleiſtung abhängig 
iſt, ſetzt Schuldverhältniſſe aus gegenſeitigen Verträgen voraus, 
bezieht ſich alſo nicht auf Fälle, wo lediglich ein Zurückbehaltunge⸗ 
recht im Sinne des § 273 BGB. in Frage kommt (ſo, dem 
Sinne nach, auch Nordd. Allg. Ztg. a. a. O). Teilweise 


— 


| Bu, Bei ausländiſchen Valuten iſt der Parikurs zugrunde zu legen; 
bei wiederkehrenden Leiſtungen iſt der Jabresbetrag maßgebend 
(Nordd. Allg. Ita. a. a. O.). | 
1% Bgl. dazu für Preußen von Knebel⸗Doeberitz, Das Spar: 
aſſenweſen S. 165 ff. und die dort angeführte Rechtfprechung. 


. 


4 . 


„ 


44. Jahrgang. 


Ausſtehen der Gegenleiſtung ſteht — abgeſehen vom Falle 
verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles, $ 320 
Abſ. 2 BGB. — dem gänzlichen Ausſtehen gleich. 

e) Der Begriff des anmeldungsfreien „gewöhnlichen Haus⸗ 
rats“ beſtimmt ſich wie nach 8 812 ZPO., umfaßt alſo nicht 
Haushaltungsgegenſtände von einer das Maß des gewöhnlichen 
überſteigenden Koſtbarkeit. 

8. Gemeinſam für alle Fälle der Anmeldepflicht gelten 
ſchließlich die Strafbeſtimmungen des 8 12 BRV. 

a) gegen vorſätzliche Unterlaſſung rechtzeitiger Erfüllung 
der Anmelde⸗ oder Auskunftspflicht oder Abgabe 
wiſſentlich unrichtiger oder unvollſtändiger Auskünfte 
(an den wegen verweigerter Anmeldung Beſtraften 
kann eine erneute befriſtete Aufforderung zur Auskunft 
gemäß 8 2 Abſ. 2 BRV. gerichtet werden, deren 
Nichtbefolgung eine erneute Beſtrafung nach ſich ziehen 
kann); 
gegen Verletzung der Verſchwiegenheitspflicht durch 
die mit der Entgegennahme und Bearbeitung der An⸗ 
meldung befaßten Perſonen; die Verfolgung tritt hier 
nur auf Antrag ein, zu deſſen Stellung jedoch nicht 
nur der Anmeldepflichtige, ſondern jeder durch den 
Verſchwiegenheitsbruch in berechtigten Intereſſen Ver⸗ 
letzte befugt iſt. 

Da für beide Fälle als Strafe Geldſtrafe bis 1500 4 
oder Gefängnis bis zu 3 Monaten angedroht iſt, kann die 
Straffeſtſetzung nach BRV. vom 4. Juni 1915 durch amts— 
richterlichen Strafbefehl erfolgen. 


b 


— 


I. Die Eigen vermögensaumeldung des feindlichen Staats- 
angehörigen im beſonderen. 
(RAV. Art. 1 Anmeldebogen 4.) 


1. Zur Anmeldung verpflichtet ſind unter der Vorausſetzung 
des Vorhandenſeins anmeldepflichtigen inländiſchen Vermögens 
alle feindlichen Staatsangehörigen, die im Inlande ihren 
Aufenthalt haben, mit Ausnahme der Kriegsgefangenen. 

Unter Kriegsgefangenen ſind hier in erſter Linie An⸗ 
gehörige einer feindlichen bewaffneten Macht zu verſtehen (vgl. 
Art. 3, 4 Haager Landkriegskonvention), alſo nicht feindliche 
Zivilperſonen, die im Inland im Wege der Vergeltung in Ge⸗ 
fangenenlagern interniert find'®) oder ſich in Strafgefangen⸗ 
ſchaft befinden, ſei es auch auf Grund einer mit dem Kriege in 
Zuſammenhang ſtehenden ſtrafbaren Handlung. Sinngemäß 
werden aber wohl als Kriegsgefangene auch ſolche Zivilperſonen 


anzuſehen ſein, die aus militäriſchen Gründen aus den von 


deutſchen Truppen beſetzten Gebieten zwangsweiſe nach Deutſch⸗ 
land überführt worden ſind. 

Für geſchäftsunfähige und beſchränkt geſchäftsfähige Per⸗ 
ſonen, die im Inlande einen geſetzlichen Vertreter haben, iſt 
dieſer, und zwar gemäß Art. 2 RAV. für das von ihm ver⸗ 
waltete Vermögen anmeldepflichtig, ohne daß es einer beſonderen 
Anmeldung durch den Berechtigten bedarf. Fehlt es an einem 
im Inlande befindlichen geſetzlichen Vertreter, ſo iſt die An⸗ 
nahme einer eigenen Anmeldepflicht des nicht voll Geſchäfts⸗ 


) Bgl. Nordd. Allg. Ztg. a. a. O. 
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fähigen, auch bei vorhandener Einſicht in Vermögensangelegen⸗ 
heiten nicht unbedenklich; ebenſo, im Hinblick auf Art. 23 
EG BGB., die Beſtellung eines Pflegers eigens zum Zwecke der 
Anmeldung; den Zwecken der Verordnung wird im weſentlichen 
durch eine vom Vormundſchaftsgericht oder der Polizeiverwaltung 
gegebenenfalls unter Zuziehung des Berechtigten veranſtaliete 
Beſtandsaufnahme ſeines inländiſchen Vermögens genügt werden 
können. 

2. Zu dem für die Eigenvermögensanmeldung dienenden 
Anmeldebogen A bedarf es nach dem bereits früher über den 
Umfang des anmeldepflichtigen Vermögens Geſagten nur noch 
der Bemerkung, daß im Alleineigentume des Anmeldepflichtigen 
ſtehende „Unternehmungen“ (vgl. oben S. 1317 Anm. 6), 
ſoweit ſie noch nicht unter ſtaatlicher Aufſicht oder zwangsweiſer 
Verwaltung ſtehen, unter beſonderer Rubrik (2) anzumelden 
ſind: unterſchriebenes Inventar und Bilanz des letzten Geſchäfts⸗ 
jahrs müſſen beigefügt werden. 

Die zum anmeldepflichtigen Vermögen gehörigen Geld⸗ 
forderungen gegen inländiſche Schuldner ſind im Geſamtbetrage 
ohne Benennung des einzelnen Schuldners anzugeben: einzeln 
aufzuführen ſind nur Bankguthaben unter Benennung der Bank, 
Hypotheken unter Benennung des Grundſtücks. 

Die in der Nordd. Allg. Ztg. a. a. O. zum Anmeldebogen B 
gegebenen Erläuterungen betr. Anmeldung von Wertpapieren 
und Sachinbegriffen (ſiehe unten S. 1323 f. unter bb und ec) 
dürften auch für Anmeldebogen A anwendbar ſein. 


III. Die Fälle der Fremdvermögensanmeldung. 


(RAV. Art. 2 Anmeldebogen B, Art 8 Anmeldebogen C, Art. 4 
Anmeldebogen D.) 


1. Gemeinſames. 

a) Wer anmeldepflichtig iſt, wird für die drei Fälle 
der Fremdvermögensanmeldung beſonders beſtimmt. Gemeinſam 
gilt indes für alle Fälle, daß der Anmeldepflicht nicht nur 
inländiſche, ““) ſondern auch ausländiſche, insbeſondere auch 
feindliche Staatsangehörige !“) nachzukommen haben, für welche 
mithin, beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen, neben 
der Ausfüllung des Formulars A auch die der Bogen B, C 
und D in Frage kommen kann. 


Die Anmeldepflicht entfällt 
aa) für ſolche deutſche Kriegsteilnehmer und Zivilperſonen, 
die im Inlande weder Wohnſitz noch Aufent— 
halt haben; 
bb) für den Kaiſer und die anderen deutſchen 
Bundesfürſten im Hinblick auf ihre Stellung als 
Souveraine, nicht aber für die Mitglieder der 
bundesfürſtlichen Familien; 
ce) für die ausländiſchen Staatsangehörigen, welche nach 
völkerrechtlichen Grundſätzen das Recht der Exterri— 
torialität genießen. 
b) Die Anmeldepflicht reicht nur ſo weit, als der Anmelde— 
pflichtige Kenntnis von der feindlichen Staatsangehörigkeit 


10 Bei mehreren Niederlaſſungen des anmeldepflichtigen Unter⸗ 
nehmens erfolgt die Anmeldung durch die Hauptniederlaſſung. 

15) Die für Formular 4 wegen der Kriegsgefangenen gemachte 
Ausnahme wird wohl auch hier entſprechend anzuwenden ſein. 
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des Berechtigten und den ſonſtigen Vorausſetzungen der An⸗ 
meldepflicht hat.““) Beſondere Nachforſchungen dieſerhalb an⸗ 
zuſtellen, iſt er grundſätzlich nicht verpflichtet. Nur hat er 
gemäß Art. 7 RAV. Perſonen, die ihren Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt im Ausland haben, als feinp⸗ 
liche Staatsangehörige anzuſehen, ſofern ihm nicht das 
Gegenteil bekannt iſt; für Perſonen, die im Inlande oder im 
nichtfeindlichen Auslande Wohnſitz und dauernden Aufenthalt 
haben, wird er ſich an die umgekehrte Vermutung halten dürfen. 

Inwieweit ein Bedürfnis beſteht, Banken und anderen als 
anmeldepflichtig beſonders in Frage kommenden Stellen behörd⸗ 
licherſeits ausdrücklich von der feindlichen Staatsangehörigkeit 
im Inlande lebender Perſonen, bei denen Vermögen voraus⸗ 
zuſetzen iſt, Kenntnis zu geben, wird erſt nach Ablauf der An⸗ 
meldefriſt und Eingang der Anmeldeformulare A zu überſehen 
ſein; ergibt ſich ein ſolches, ſo hätten wohl die Anmeldeſtellen 
— unter Zuziehung der Polizeiorgane — in dem durch § 2 
Abſ. 2 BRV. vorgeſehenen Wege das geeignete zu veranlaſſen.!“ 

c) Soweit nach BRV. und RAV. eine Anmeldepflicht für 
fremdes Vermögen begründet iſt, geht ſie einer Geheim⸗ 
haltungspflicht des Anmeldepflichtigen gegenüber dem feind⸗ 
lichen Berechtigten vor (vgl. Nordd. Allg. Ztg. a. a. O.). 

Dies gilt ohne Unterſchied, ob die Geheimhaltungspflicht 
auf beſonderer Vertragsabrede beruht, oder ob ſie ſich, wie beim 
Bankier gegenüber feinem Kunden, ohne beſondere Abrede aus 
der Natur des Rechtsverhältniſſes ergibt, 1s) oder ob fie, wie 
bei Rechtsanwälten und Notaren durch § 300 StGB., auch 
öffentlich⸗rechtlich ſanktioniert iſt. Daß die Geſetzgebung in die 
vertragliche Verſchwiegenheitspflicht in gleicher Weiſe eingreifen 
kann, wie ſie es durch die Zahlungsverbote gegen England, 
Rußland und Frankreich in betreff der vertraglichen Zahlungs⸗ 
pflicht getan hat, unterliegt keinem Zweifel; die geſetzliche Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht des Rechtsanwalts und Notars wird 
andererſeits ohnehin nur durch „unbefugte“ Mitteilungen 
verletzt: eine auf Grund geſetzlicher Verpflichtung erfolgende 
Mitteilung aber iſt befugt. Ebenſo zweifellos iſt es anderer⸗ 
ſeits, daß BRV. und RAV. mangels eines ausdrücklichen Vor⸗ 
behalts zugunſten der durch Vertrag oder Geſetz zur Geheim⸗ 
haltung Verpflichteten den Anmeldungszwang auf jedermann 
erſtrecken wollten; ein ſolcher Vorbehalt hätte ja überdies einen Ver⸗ 
zicht gerade auf die wichtigſten Ermittlungsmöglichkeiten bedeutet. 


Für das Verhältnis zwiſchen dem Anmeldepflichtigen und 
dem feindlichen Berechtigten ergibt ſich hieraus folgendes: 

aa) Soweit die Anmeldung ſich im Rahmen der geſetzlichen 
Verpflichtung hält, iſt ſie auch gegenüber dem Kunden oder 


16) Vgl. Nordd. Allg. Ztg. a. a. O. 

17) Buck, Recht und Wirtſchaft Nr. XI S. 269 bis 271 empfiehlt ſchon 
jetzt eine Mitwirkung der Steuerbehörden durch Verſendung von Liſten 
der ihnen als vermögend bekannten feindlichen Ausländer an die Banken 
und Bankfirmen des Bezirks. Zu einer ſolchen Maßnahme bedürfte 
es indes mit Rückſicht auf die ſteuerrechtliche Geheimhaltungspflicht 
einer beſonderen geſetzlichen Ermächtigung. Im übrigen ſollte zu einer 
ſolchen Maßnahme nur bei feſtſtehendem dringenden Bedürfnis ge⸗ 
ſchritten werden, da die ſtrenge Beobachtung des Steuergeheimniſſes 
einem wichtigen fiskaliſchen und alſo ebenfalls vaterländiſchen Inter⸗ 


eſſe entſpricht. 
18) Vgl. RG., III. 3 S., 28. IV. 14, BankArch. XIII S. 309. 
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Mandanten nicht pflichtwidrig: dies gilt insbeſondere auch dann, 
wenn der Anwalt oder Bankier einen Klienten oder Geſchäfts⸗ 
freund wegen ſeines Wohnſitzes oder dauernden Aufenthalts im 
feindlichen Ausland dem Art. 7 RAV. entſprechend, aber ab⸗ 
weichend vom wirklichen Sachverhalt, als feindlichen Staats: 
angehörigen behandelt haben. 

bb) Das gleiche muß aber auch für den Fall gelten, daß 
jemand nicht Anmeldepflichtiges in irrtümlicher Annahme einer 
Verpflichtung angemeldet hat. Theoretiſch könnte man ja hier 
zwischen entſchuldbarem und auf Fahlrläſſigkeit beruhendem 
Irrtum unterſcheiden wollen. Praktiſch wird man angeſichts 
der Schwierigkeiten, welche die geſetzlichen Vorſchriften dem 


Verſtändnis bieten, angeſichts der verhältnismäßig kurzen Zei, 


die den Beteiligten gelaſſen war, um ſich mit ihnen vertraut 
zu machen, angeſichts der Strafe, die auf unvollſtändige An⸗ 
meldung geſetzt iſt, angeſichts der — zufolge der Verſchwiegen⸗ 
heitspflicht der Anmeldeſtellen — geringen Wahrſcheinlichkeit 
eines Schadens die Fahrläſſigkeit wohl in allen Fällen der 
Zuvielanmeldung zu verneinen haben. Für den Rechtsanwalt 
oder Notar käme übrigens ſelbſt bei grobfahrläſſiger Zuviel⸗ 
anmeldung eine Verfolgung nach § 300 StGB. im Hinblic 
auf § 59 StGB. nicht in Frage. 0) 

Mit dem hier Geſagten ſoll keineswegs eine aufmerkſame 
Prüfung der Vorausſetzungen und Grenzen der Anmeldepflicht 
zwecks Unterlaſſung von Zuvielanmeldungen als überflüſſg 
hingeſtellt werden; der Anmeldepflichtige wird ſich ihr nicht nur 
im eigenen Intereſſe und in dem ſeines Geſchäftsfreundes zu 
unterziehen haben, ſondern auch um den Anmeldeſtellen Nehr⸗ 
arbeit zu ſparen und Fehler im Ergebnis der Geſamtermitlung 
zu vermeiden. 

cc) Soweit das Verhältnis zwiſchen dem Anmelbepflihtigen 
und dem feindlichen Berechtigten von ausländiſchen Gerichten 
nach ausländiſchem Recht zu beurteilen iſt, kann dem inländi⸗ 
ſchen Anmeldepflichtigen ebenfalls eine Verletzung der Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht nicht zur Laſt gelegt werden. Selbſt wenn 
die ausländiſchen Gerichte eine Anwendung der deulſhen 
Geſetzesvorſchriften ablehnen ſollten, könnten ſie doch über den 
allen Rechten gemeinſamen Grundſatz nicht hinwegkommen, daß 
der in einem fremden Lande Lebende den Strafgeſetzen dieses 
Landes unterworfen iſt und demnach nicht ſchuldhaft handelt, 
wenn er unter ihrem Zwange die Erfüllung vertraglicher Ver⸗ 
pflichtungen unterläßt. 0) 


Den Bedenken, welche ſeitens wirtſchaftlicher Vertretungen 
insbeſondere gegen die Durchbrechung des Bankgeheinmiſe 
durch die Anmeldepflicht geäußert worden ſind, 2) hat fit 


19) Vgl. Olshauſen, Kommentar, Anm. 10 zu $ 300. 

20) Den gleichen Standpunkt werden unſere Gerichte im um: 
gekehrten Falle hinſichtlich der im Ausland gegen Deutſchland br 
ſtehenden Zahlungs⸗ und Erfüllungsverbote einzunehmen haben. 
Art. 30 EGBGL. ſteht dem nicht entgegen; denn es handelt ſich hier 
nicht um die Anwendung der betreffenden ausländiſchen Geck, 
ſondern um eine Würdigung des maßgebenden Sachverhalts für di 
Anwendung der Vorſchriften des deutſchen Rechts über vertragliches 
Verſchulden. 

21) Insbeſondere vom Centralverband des Deutſchen Bank und 
Bankiergewerbes (Bankürch. XV S. 47) und den Alteſten der Kauf, 
mannſchaft zu Berlin. 


— 
*** 


e 
; 
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Preußen der Minifter für Handel und Gewerbe durch folgende 
Ausführungsvorſchrift Rechnung getragen: 

„Sollte von Anmeldepflichtigen aus Geſchäftsintereſſe Wert 
darauf gelegt werden, den Namen, Wohnort und die Staats⸗ 
angehbrigkeit des Beſitzers eines Depots oder Guthabens auf 
dem Anmeldebogen nicht anzugeben, ſo iſt es ihnen zu geſtatten, 
bei Ausfüllung der Bogen B und Ci) Name (Firma), Wohn⸗ 
ort und Staatsangehörigkeit des feindlichen Berechtigten oder 
Gläubigers durch eine von der Handelsvertretung zu erbittende 
Chiffre s) zu erſetzen. Der Anmeldepflichtige hat jedoch in 
dieſem Falle bei Abgabe des ausgefüllten Anmeldebogens an 
die Handelsvertretung die Erläuterung der Chiffre geſondert in 
einem verſchloſſenen und verſiegelten Briefumſchlage dem An⸗ 
meldebogen beizufügen.” 

Die vorſtehende Beſtimmung, welche vorausſichtlich auch 
von den außerpreußiſchen Landeszentralbehörden übernommen 
werden wird, kommt nicht nur Banken, ſondern allen nach 
Art. 2 und 3 RAV. anmeldepflichtigen Perſonen zußute. Wo 
an ſich eine Pflicht zur Berufsverſchwiegenheit beſtünde, würde 
der Anmeldepflichtige gut tun, von der fraglichen Befugnis 
Gebrauch zu machen, ſchon um gegebenenfalls dartun zu können, 
daß er in der Geheimhaltung bis zur äußerſten Grenze des 
geſetzlich Zuläſſigen gegangen ſei. 

d) Bei der Anmeldung handelt es ſich lediglich um eine 
vorbereitende Maßnahme zur Feſtſtellung des feindlichen Aktiv⸗ 
vermögens. Rechte, die dem Anmeldepflichtigen ſelbſt 
oder dritten Perſonen an dem anmeldepflichtigen 
Gegenſtand zuſtehen, bleiben demnach auch ohne be— 
ſonderen Vorbehalt erhalten; ihre Erwähnung iſt zu— 
läſſig, aber unnötig (vgl. Nordd. Allg. Ztg. a. a. O., Alexander im 
BankArch. a. a. O.). 


2. Die Anmeldepflicht des Verwalters und Verwahrers. 
(Art. 2 RAV., Anmeldebogen B.) 

a) Die Anmeldepflicht beſteht — mit den oben unter 1a 
vermerkten Ausnahmen — für jeden, der im Inlande befind⸗ 
liche Vermögenswerte (vgl. oben A I 2) eines feindlichen 
Staatsangehörigen oder eines im feindlichen Auslande anſäſſigen 
Unternehmens (oben AI 1) verwaltet oder in Verwahrung hat. 
Während eine Verwahrung nur hinſichtlich beweglicher Sachen 
möglich iſt,“) beſteht die Anmeldepflicht des Verwalters für 
jeden, der zu einem irgendwie gearteten anmeldepflichtigen Ver: 
mögensgegenſtand, alſo auch einer Forderung oder einem 
ſonſtigen Recht, in einem Rechtsverhältnis ſteht, das ihn zur 
Erhaltung, zur Ziehung ſeiner Nutzungen oder zum ſonſtigen 
ſeiner Beſtimmung entſprechenden Gebrauch berechtigt oder ver⸗ 
pflichtet, ohne daß die Verwaltung für Rechnung des feindlichen 
Berechtigten zu erfolgen braucht. Eine Häufung der Anmelde⸗ 


22) Auf den dritten Fall der Fremdvermögensanmeldung (feind— 
liche Beteiligungen an inländiſchen Unternehmungen, Bogen D) bezieht 
dieſe Vergünſtigung ſich alſo nicht. 

23) Die Handelsvertretung iſt danach auch berechtigt, den An⸗ 
meldepflichtigen die Chiffrewahl zu überlaſſen, evtl. innerhalb gewiſſer 
von ihr generell aufgeſtellter Grenzen. Die Verdeckung der Staats— 
angehörigkeit durch Chiffre wird in der Regel unnötig ſein. 

4) Sie braucht nicht auf einem Verwahrungsvertrage, ſondern 
kann auch auf einem anderen zur Aufbewahrung verpflichtenden Ver⸗ 
hältniſſe, Verpfändung. Werkvertrag, Transportvertrag uſw. beruhen. 
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pflichten ergibt ſich, wenn der Verwahrer oder Verwalter eine 
Sache unter Benennung des feindlichen Berechtigten einem 
Dritten zur Aufbewahrung gegeben hat. 

Zu dem nach Art. 2 anmeldepflichtigen verwalteten Ver⸗ 
mögen gehören nicht Verbindlichkeiten des Verwalters gegen 
den feindlichen Berechtigten; dieſe ſind nach Art. 3 (Bogen C) 
anzumelden, jedoch nur ſoweit es ſich um Geldſchulden handelt 
und die ſonſtigen Erforderniſſe des Art. 3 (vgl. unten) gegeben 
ſind. Daraus folgt, daß von ſeiten der Banken bei ihnen 
beſtehende reine Effektenguthaben feindlicher Kunden, ſelbſt wenn 
man eine „Verwaltung“ ſolcher Guthaben ſeitens der Bank 
annehmen wollte, nicht anzumelden ſind, wohl aber Depots, 
welche mit der Ermächtigung zur Rückgewähr gleichartiger 
Stücke hinterlegt ſind. 

Sind von einer feindländiſchen Bank bei einer inländiſchen 
Bank Wertpapiere als fremde hinterlegt, ohne daß der Eigen⸗ 
tümer nach Name und Wohnſitz bezeichnet iſt, ſo iſt das Depot 
als das eines feindlichen Berechtigten anzuſehen. Bei Angabe 
von Namen und Wohnort kommt die Vermutung des Art. 7 
RAV. zur Anwendung. 

Gemeinſchaftsdepots von feindlichen und nichtfeindlichen 
Berechtigten wird der Verwahrer, ſofern ihm nicht das Allein⸗ 
eigentum eines der Abhebungsberechtigten oder eines Dritten 
bekannt iſt, im Zweifel nur anzumelden haben, wenn der feind⸗ 
liche Mitbeteiligte über das Depot ſelbſtändig verfügen kann. 

Im übrigen iſt, wenn von mehreren in Anſehung eines 
Gegenſtandes in Rechtsgemeinſchaft ſtehenden Perſonen der eine 
(oder ein Dritter für alle) den Gegenſtand verwahrt oder 
verwaltet (3. B. unverkaufte Beſtände eines internationalen 
Konſortiums bei der Konſortialleiterin), der Anteil jedes feind⸗ 
lichen Beteiligten anmeldepflichtig; bei ungeteilten Nachläſſen 
richtet die Anmeldepflicht ſich im Zweifel nach der Staats⸗ 
angehörigkeit des Erblaſſers. 

Der Rechtsanwalt iſt anmeldepflichtiger Verwahrer 
von Wechſeln und ſonſtigen Wertpapieren eines feind— 
lichen Mandanten, die er zum Zwecke der Prozeßführung 
oder zur Betreibung anderer Angelegenheiten in 
Händen hat. Anmeldepflichtiger Verwalter der von 
ihm eingeklagten Anſprüche iſt er nur inſoweit, als 
ihm die Einziehungsbefugnis zuſteht, nicht ſchon dann, 
wenn er Beweisurkunden oder Legitimationsurkunden 
über die Forderung in Händen hat. 

Sind Wertpapiere gemäß Parteiübereinkunft als Prozeß⸗ 
ſicherheit bei ihm hinterlegt, ſo iſt er anmeldepflichtig, ſofern 
der Hinterleger, dem das Eigentum zuſteht, feindlicher Staats⸗ 
angehöriger iſt. 

b) Zum Anmeldebogen B ift im übrigen noch folgendes 
zu bemerken: 

aa) Der Verwalter bzw. Verwahrer hat für jeden feind⸗ 
lichen Berechtigten einen beſonderen Bogen auszufüllen. 
bb) Betr. der Anmeldung von Wertpapieren iſt infolge 
von Vorſtellungen wirtſchaftlicher Kreiſe in der Nordd.“ 
Allg. Ztg. a. a. O. Aufklärung dahin erfolgt, daß 
Nummernangabe nicht erforderlich iſt, daß es vielmehr 
nur darauf ankommt, daß die Papiere mit ihrer 
üblichen genauen, börſenmäßigen Bezeichnung, alſo mit 
Angabe des Nennwertes, des Zinsfußes, des Aus⸗ 
167 
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ſtellers und etwaiger ſonſtiger Gattungsmerkmale an⸗ 
zugeben ſind, ohne daß es einer Stückelung oder 
weitergehenden Einzelausſcheidung bedürfte. 2°) 
cc) Sachinbegriffe, wie Warenlager, find in Spalte 5 


(ſonſtiges Vermögen) anzumelden, Juwelenlager da⸗ 


gegen in Spalte 3 (Wertſachen) (Nordd. Allg. Ztg. 
a. a. O.). 

dd) Verſchloſſene Depots und Stahlfächer eines feindlichen 
Kunden ſind lediglich als vorhanden anzumelden, alſo 
ohne Angabe des Inhalts, auch wenn er dem Bankier 
bekannt iſt. 


3. Die Anmeldepflicht des Geldſchuldners. 
(Art. 3 RAV., Anmeldebogen C.) 

a) Die Anmeldepflicht des Schuldners aus Art. 3 ift eine 
nach drei Richtungen eingeſchränkte: 

aa) Anmeldepflichtig iſt nur, wer im Inlande als 

natürliche Perſon feinen Wohnſitz, als juriſtiſche 
Perſon ſeinen Sitz hat. Bloßer Aufenthalt ohne 
Begründung eines Wohnſitzes im Inlande verpflichtet 
alſo nicht zur Schuldenanmeldung. “) 

bb) Nur Schulden gegenüber einem im Ausland befind—⸗ 

lichen feindlichen Staatsangehörigen oder einem im 
feindlichen Ausland anſäſſigen Unternehmen 
ſind anzumelden. 

Es kommt alſo auf der Gläubigerſeite für Einzel: 
perſonen nicht auf den Wohnſitz, ſondern nur auf den 
Aufenthalt an. Schulden gegenüber feindlichen Kriegs- oder 
Zivilgefangenen ſind daher nicht anzumelden, wohl aber Schulden 
gegenüber im Inland wohnhaft gebliebenen feindlichen Staats⸗ 
angehörigen, die ſich vorübergehend ins Ausland begeben haben. 

Bei Unternehmungen entſcheidet die Anſäſſigkeit im 
feindlichen Auslande, jedoch mit der Einſchränkung, die ſich aus 
Art. 5 Abſ. 1 RAV. für ungemiſcht nichtfeindliche Geſellſchaften, 
und der Erweiterung, die ſich aus Abſ. 2 a. a. O. für im 
nichtfeindlichen Auslande anſäſſige ungemiſcht feindliche Geſell⸗ 
ſchaften ergibt. 

Für Schulden gegenüber einer inländiſchen Niederlaſſung 
einer feindlichen Unternehmung entfällt die Anmeldepflicht 
(Anm. 4 zu Anmeldebogen C). 

cc) Nur Verpflichtungen zu einer auf Geld lautenden 
Leiſtung ſind anzumelden. 

Nicht unter die Anmeldepflicht nach Art. 3 fallen demnach 
insbeſondere Verbindlichkeiten, die auf Lieferung von Wert⸗ 
papieren oder Waren oder ſolche, welche auf Vornahme oder 
Unterlaſſung einer Handlung gerichtet ſind, es ſei denn, daß 
die Vorausſetzungen gegeben ſind, unter denen der feindliche 
Gläubiger Schadenserſatz in Geld wegen Nichterfüllung zu fordern 
berechtigt iſt. 

Unterhaltsverpflichtungen ſind anzumelden, ſoweit die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung des Unterhalts in Form einer Geldrente 


— — 


25) Alſo 40 000 & in 3 prozentiger Reichsanleihe, 10 Stücke 


Stammaktien der Aktiengeſellſchaft X a 1000 M, 150 000. 4 pro- 


zentige Obligationen der N. N. Geſellſchaft. 

28) Ein feindlicher Zivilgefangener braucht mithin Schulden 
gegenüber einem heimiſchen Gläubiger nur anzumelden, wenn er im 
Inlande ſeinen Wohnſitz unterhält. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


20. 1915. 


feſtſteht. In dieſem, wie in anderen Fällen einer Verpflichtung 
zu wiederkehrenden Leiſtungen iſt die Jahresleiſtung und die 
Zeitdauer der Verpflichtung anzugeben, bei auf Lebenszeit des 
Gläubigers geſchuldeten Leiſtungen deſſen Lebensalter. 

Soweit zwiſchen Schuldner und Gläubiger ſtreitig iſt, ob 
eine von vornherein nicht auf Geld lautende Verbindlichkeit in 
eine Geldſchuld übergegangen iſt, iſt die Verbindlichkeit als be⸗ 
ſtrittene Geldſchuld anzumelden. 


b) Zum Anmeldebogen C iſt ferner noch folgendes zu be 


merken: N 

Der anmeldepflichtige Schuldner hat für jeden feindlichen 
Gläubiger einen beſonderen Anmeldebogen zu benutzen; ebenſo 
muß er natürlich den Bogen C beſonders ausfüllen, auch wenn 
er außerdem als Verwalter bzw. Verwahrer für den nämlichen 
feindlichen Berechtigten zur Anmeldung gemäß Bogen B oder als 
Geſellſchaftsleiter zur Anmeldung gemäß Bogen C verpflichtet it. 

Iſt der Anmeldepflichtige dem feindlichen Berechtigten ber: 
ſchiedene Beträge aus verſchiedenem Rechtsgrunde ſchuldig, ſo 
hat er jede Verbindlichkeit einzeln nach Art, Schuldgrund und 
Betrag aufzuführen (beſonders zu kennzeichnen ſind Dividenden, 
ferner Geſamtſchulden, ferner bedingte oder beftrittene?”) Ver: 
bindlichkeiten, ohne daß jedoch durch Unterlaſſung eines bezüg⸗ 
lichen Vermerks das Recht zu ſpäterem Beſtreiten verwirkt 
würde.) 

Beim Beſtehen eines Kontokorrentverhältniſſes genügt die 
Angabe des an dem maßgebenden Stichtage vorhandenen Saldos 
(Nordd. Allg. Ztg. a. a. O.). Entſprechend dürfte der Schuldner 
auch ohne Kontokorrentverhältnis für berechtigt zu erachten fe, 
aufrechenbare Gegenforderungen in Abzug zu bringen, auch wem 
die Aufrechnung bisher von keiner Seite erklärt worden ift.“ 

Werden neben dem Kapital Zinſen geſchuldet, fo find diese 
nicht nach ihrem angeblichen Betrag auszurechnen, ſondern es 
iſt lediglich bei dem Kapital der Zinsſatz und der Tag, von 
dem ab Zinſen geſchuldet werden, zu bemerken MNordd. Allg. 
Ztg. a. a. O.). | 

4. Die Anmeldepflicht des Geſellſchaftsleiters. 

(Art. 4 RA V., Anmeldebogen D.) 

a) Die Anmeldepflicht gemäß Art. 4 trifft den Leiter odet 
Geſchäftsführer eines im Inlande anſäſſigen Unternehmens, an 
welchem feindliche Staatsangehörige beteiligt ſind. Über den 
Begriff des Unternehmens vgl. oben S. 1317 Anm. 6. Voraus- 
ſetzung der Anmeldepflicht iſt, daß der Sitz ſich im Inlande 
befindet; für inländiſche Zweigniederlaſſungen einer ausländischen 
Geſellſchaft entfällt mithin die Anmeldungspflicht. | 

Als Leiter kommen nicht bloß Inhaber, Vorftandamtt 
glieder, Gewerkſchaftsrepräſentanten und Geſchäftsführer von 
Geſellſchaften m. b. H., ſondern auch Prokuriſten und andere 
Angeſtellte in Betracht, wenn ihnen wegen Kriegsabweſenhei 
oder ſonſtiger Behinderung der rechtlich zur Leitung berufenen 
Perſönlichkeiten die tatfächliche Leitung obliegt.) Als Beteil 


25) Als beſtrittene Verbindlichteiten find auch ſolche zu behandelt, 
die zwiſchen mehreren Prätendenten ſtreitig ſind. Sind beide im 
Ausland lebende Feinde, fo muß die Verbindlichkeit für jeden vos 
ihnen mit dem Vermerk „beſtritten“ angemeldet werden. 

20 Vgl. Alexander, BankArch. XV S. 49. ’ 

>) Bei Nichterfüllung der Anmeldepflicht trifft die ſtrafrechlich 
Verantwortung gemäß 8 12 BRV. ſämtliche Leiter, es ſei dem, bob 
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gungen im Sinne dieſer Vorſchrift kommen nicht nur die Ein— 
lagen von offenen Handelsgeſellſchaftern und Kommanditiſten, 
ſondern auch von ſtillen Geſellſchaftern in Betracht, ferner Ge— 
ſellſchaftsanteile von Bohrgeſellſchaften und anderen Geſell— 
ſchaftsunternehmungen bürgerlichen Rechts, Kuxe von Gewerk— 
ſchaften, Geſchäftsanteile von Geſellſchaften m. b. H. und, 
wie hier beſonders hervorgehoben iſt, auch Aktien: 
ob ſolche im Inlande oder im Auslande lagern, macht für 
die Anwendung dieſer Vorſchrift zweifellos keinen Unterſchied 
(vgl. im übrigen oben S. 1319). 

Anzumelden iſt die Beteiligung eines feindlichen Berechtigten 
— ohne Rückſicht auf Aufenthaltsort oder Wohnſitz —, ſoweit 
der Berechtigte und ſeine feindliche Staatsangehörigkeit dem an— 
meldepflichtigen Geſchäftsleiter bekannt ſind, was bei auf den 
Inhaber lautenden Aktien in der Regel nicht der Fall ſein wird. 
Soweit eine Aktienbank oder eine andere Aktiengeſellſchaft eigene 
Aktien für einen feindlichen Staatsangehörigen in Verwahrung 
hat, muß fie dieſelben ſowohl gemäß Bogen B als auch gemäß 
Bogen D zur Anmeldung bringen. | 

b) Zum Anmeldebogen D iſt ferner zu bemerken: Name, 
Wohnort und Staatsangehörigkeit des feindlichen Berechtigten 
ſind vollſtändig anzugeben: die „Chiffrevergünſtigung“ gilt hier 
nicht, vgl. oben S. 1323. 

Eine unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht geringe 
Schwierigkeit erwächſt den Anmeldepflichtigen durch die ihnen 
auferlegte Schätzung des Werts des Anteils der feindlichen 
Berechtigten. Im allgemeinen werden für Aktien, Kuxe 
und Geſellſchaftsanteile ähnliche Grundſätze anzuwenden ſein, 
wie nach § 19 des Wehrbeitragsgeſetzes; ſoweit Aktien 
Gegenſtand eines freien Börſenverkehrs find, werden dabei 
die dort erzielten Preiſe zu berückſichtigen ſein, wenn auch 
nicht als ausſchlaggebend. In jedem Falle werden die An— 
meldepflichtigen beanſpruchen dürfen, daß Wertangaben, wie ſie 
von ihnen bei dieſem Anlaſſe ſchätzungsweiſe auf einer ver— 
hältnismäßig unſicheren Bewertungsgrundlage gemacht werden, 
für andere Zwecke, insbeſondere ſteuerlicher Art, von den Be— 
hörden nicht herangezogen werden. 


C. Die Sperre im befomderen. 


J. Die Veſchränkung der Veräußerung und Belaſtung 
inländiſchen Feindesvermögens. 


1. Inhalt und Tragweite der Beſchränkung. 

88 Abſ. 1 enthält den — allerdings durch wichtige Aus— 
nahmen (vgl. unter 2) durchbrochenen — Grundſatz: 

„Im Inland befindliches Vermögen von Angebörigen 
feindlicher Staaten, insbeſondere auch ein dazugehöriger An— 
ſpruch, kann vom Inkrafttreten dieſer Verordnung an, unbeſchadet 
weitergehender Anordnungen der Militärbefehlshaber, nur mit 
Genehmigung des Reichskanzlers veräußert, abgetreten 


oder belaſtet werden.“ 
a) Nur auf die Veräußerung, Abtretung und Belaſtung 


ſie Grund zu der Annahme hatten, die Anmeldung werde von anderen 
Leitern des Unternehmens ordnungsmäßig vollzogen werden. Die 
ſtrafrechtliche Verantwortung für nicht vollſtändige Anmeldung trifft 
nur diejenigen Leiter, welche die Anmeldung vollzogen haben. 
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erſtreckt ſich die Beſchränkung, nicht auch auf Verfügungen 
anderer Art, insbeſondere nicht auf die Einziehung 
von Forderungen, ihre Aufrechnung und ihren Erlaß. 0) 
Soweit nicht die Abhebung feindlicher Guthaben bei Banken 
und anderen inländiſchen Schuldnern durch Anordnungen der 
Militärbefehlshaber beſchränkt wird und ſoweit ſie nicht als 
eine gegen die Zahlungsverbote gegen England, Frankreich und 
Rußland verſtoßende unmittelbare oder mittelbare Zahlung nach 
einem dieſer Länder erſcheint (vgl. S 11 BRV.), wird fie mithin 
durch die obige Vorſchriſt nicht gehindert. 30) 

Entſprechend enthält es auch keinen Verſtoß gegen § 8, 
wenn eine Berliner Bank dem Erſuchen eines in der Schweiz 
lebenden ruſſiſchen Kunden, einen anderen, in Deutſchland 
weilenden Ruſſen bei irgendeiner deutſchen Bank zu akkreditieren, 
nachkommt; denn es handelt ſich hier nicht um die Abtretung 
einer Forderung, ſondern um die Ausführung eines Auftrages 
unter Belaſtung des Auftraggebers mit den dadurch erwachſenden 
Aufwendungen. Soll hingegen die Akkreditierung bei einer aus⸗ 
ländiſchen Bank erfolgen, ſo würde die inländiſche Bank den 
Auftrag nur ausführen dürfen, wenn Garantien dafür gegeben 
ſind, daß der überwieſene Wert nicht, den Zahlungsverboten 
zuwider, ins feindliche Ausland geht.“!) 

b) Nur mit Genehmigung des Reichskanzlers kann 
die Veräußerung, Abtretung oder Belaſtung erfolgen. So⸗ 
lange die Genehmigung ausſteht, liegt ein Zuſtand „ſchwebender 
Unwirkſamkeit“ vor?; beide Teile find zunächſt an das Geſchäft 
gebunden. Wird die Genehmigung erteilt, ſo wirkt ſie gemäß 
§ 184 BGB. auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechts: 
geſchäfts zurück; wird ſie verweigert, ſo iſt damit das Rechts— 
geſchäft von Anfang an nichtig. Der Reichskanzler kann die 
Entſcheidung über die Erteilung oder Verweigerung der Ge— 
nehmigung auf kürzere oder längere Zeit ausſetzen. 

Die ſchwebende Unwirkſamkeit tritt zweifellos auch gegen: 
über einem Erwerber ein, der ſich über die feindliche Staats— 
angehörigkeit des Veräußerers in gutgläubiger Unkenntnis oder 
über ſonſtige tatſächliche Vorausſetzungen des Veräußerungs⸗ 
verbotes in entſchuldbarem Irrtum befand. Es darf wohl 
mit Sicherheit erwartet werden, daß die Reichs— 
regierung bei ſolcher Lage des Falls durch Erteilung 
der erforderlichen Genehmigung den gutgläubigen 
Erwerber vor Schaden bewahren wird, da es ſchlechter— 
dings nicht anginge, Vergeltung gegenüber dem feindlichen 
Ausland auf Koſten der Rechtsſicherheit des inländiſchen Verkehrs 
und zum Nachteil gutgläubiger Inländer zu üben. — Ein gut— 
gläubiger Erwerber zur zweiten Hand iſt ohnehin durch die 
Grundſätze zugunſten derer, die Rechte von Nichtberechtigten 
herleiten, geſchützt. 

c) Auf den zur Veräußerung, Abtretung oder Belaſtung 
verpflichtenden Vertrag den 8 309 BGB. anzuwenden, erſcheint 


) Vgl. Planck, BGB., 4. Aufl., Bd.! S. 233 Anm. 4: „Der 
Begriff der Veräußerung und Belaſtung iſt ein engerer als der der 
Verfügung.“ 
30s) In der Inanſpruchnahme eines durch Depot gedeckten Bank— 
kredits liegt dagegen eine Belaſtung dieſes Depots im Sinne des SR. 

31) § 10 wäre hier nicht anwendbar, ſiehe unten S. 1327. 


32) Vgl. Staudinger⸗Riezler, BGB., 7. 8. Aufl. ©. 899, 678. 
167 
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bedenklich, da die verſprochene Leiſtung nicht ſchlechthin verboten, 
ſondern mit behördlicher Genehmigung zuläſſig iſt.s?) Kannten 
beide Teile die Genehmigungsbedürftigkeit des Geſchäfts, ſo gilt 
der Verpflichtungsvertrag als unter der Bedingung der Ge⸗ 
nehmigung des Leiſtungsgeſchäfts geſchloſſen. Andernfalls iſt 
in der Verweigerung der Genehmigung ein Fall nachträglich 
eingetretener Unmöglichkeit zu erblicken, die der Veräußerer 
grundſätzlich nicht zu vertreten hat, ſo daß er dem Erwerber 
nur bei argliſtiger Täuſchung in betreff ſeiner feindlichen Staats⸗ 
angehörigkeit ſchadenserſatzpflichtig wird. 

d) Der freiwilligen Veräußerung, Abtretung oder Belaſtung 
ſtehen Veräußerungs⸗ und Pfändungsmaßnahmen im Wege der 
Zwangsvollſtreckuug grundſätzlich gleich (vgl. aber die Aus⸗ 
nahmen unter 2). 


2. Ausnahmebeſtimmungen. 


Die Genehmigung des Reichskanzlers iſt nicht erforderlich: 

a) für rein inländiſche Vermögensverſchiebungen 
im Sinne des 8 9 Abſ. 1; eine ſolche ſetzt voraus: 

aa) daß der Vermögensgegenſtand einem im Inlande 

ſich aufhaltenden feindlichen Staatsangehörigen 
oder zu einem inländiſchen Betriebe eines feindlichen 
Staatsangehörigen gehört, 
und daß außerdem 
bb) die Veräußerung, Abtretung oder Belaſtung zu⸗ 
gunſten einer Perſon erfolgt, die im Inlande 
Wohnſitz, Sitz oder dauernden Aufenthalt hat. 
(Gläubiger der unter bb bezeichneten Art können alſo 
Vermögensgegenſtände feindlicher Schuldner der unter aa be⸗ 
zeichneten Art ohne weiteres pfänden und verſteigern bzw. ſich 
überweiſen laſſen.) 
b) für quaſi⸗inländiſche Vermögensverſchiebungen 
der Bewohner der unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Teile 
Rußlands (vgl. BRV. vom 21. Oktober 1915, RGBl. S. 707); 
vorausgeſetzt iſt hier: 
aa) daß der feindliche Eigentümer in den erwähnten 
ruſſiſchen Gebieten Wohnſitz und gegenwärtigen 
Aufenthalt hat (bei juriſtiſchen Perſonen Sitz und 
gegenwärtige Verwaltung) 
und daß außerdem 

bb) die Veräußerung, Abtretung oder Belaſtung zugunſten 
einer gleichartigen Perſon oder einer ſolchen erfolgt, 
die im Inlande Wohnſitz, Sitz oder dauernden 
Aufenthalt hat. 

(Nicht genehmigungsſrei find alſo Verſchiebungen inländiſchen 
Vermögens von im Inlande wohnenden oder ſich aufhaltenden 
Feinden an Bewohner des Okkupationsgebiets.) 

c) für das einer ſtaatlichen Aufſicht oder Verwal— 
tung unterſtehende Vermögen (§ 9 Abſ. 2 BRV.): dies 
kann mithin ohne weiteres auch zugunſten ſolcher Perſonen 
veräußert, belaſtet oder abgetreten werden, die im Inlande 
weder Wohnſitz noch Sitz noch dauernden Aufenthalt haben; 

d) auf Veräußerungen in Ausübung eines vor 
dem Inkrafttreten der BRV. erlangten dinglichen 


35) § 309 wäre anwendbar, wenn der Veräußerer ſchon vor dem 
Verkauf die Einwilligung des Reichskanzlers vergeblich nachgeſucht hätte. 
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Rechts oder kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrechts 
(S 8 Abſ. 2). 

Während nach dem Inkrafttreten der BRV. ein Recht 
der bezeichneten Art ohne Genehmigung des Reichskanzler 
überhaupt nicht erlangt und demnach auch nicht ausgeübt 
werden kann, ſofern nicht die Ausnahmetatbeſtände des 89 
(vorſtehend unter a bis c) vorliegen, iſt die Ausübung eines 
vor Inkrafttreten der Verordnung erlangten Rechts unbeſchränk 
zuläſſig, alſo auch dann, wenn der belaſtete Gegenſtand einem 
im Auslande lebenden feindlichen Staatsangehörigen und weder 
zum Vermögen eines inländiſchen Betriebes noch zu einem 
unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Vermögen gehört, ſowie auch 
dann, wenn die Veräußerung zugunſten eines Nichtinländers 
erfolgt. 


3. Das Anfechtungs- und Rückbeziehungsrecht des 
Reichskanzlers (87 BRB.). 

Die Veräußerungsbeſchränkungen des § 8 gelten grund 
ſätzlich nur vom Inkrafttreten der BRV. an. Dem Reichs⸗ 
kanzler iſt jedoch die Befugnis eingeräumt, Veräußerungen oder 
Abtretungen inländiſcher feindlicher Vermögensgegenſtände, die 
nach dem 31. Juli 1914 erfolgt ſind, „für die Anwendung 
der Verordnung als nicht geſchehen“ zu erklären, wem 
anzunehmen iſt, daß die Veräußerung oder Abtretung des Gegen⸗ 
ſtandes erfolgt iſt, um ihn den deutſchen Vergeltungsmaßnahmen 
zu entziehen. 

Die Wirkung einer ſolchen Anordnung iſt eine relative 
Unwirkſamkeit der Veräußerung oder Abtretung, auf welche 
§ 135 BGB. entſprechend anwendbar ſein dürfte, derart, 
daß auch die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung 
finden. 

Dieſes Anfechtungsrecht ſteht dem Reichskanzler aber nicht 
nur für Veräußerungen und Abtretungen zu, welche in der Zeit 
zwiſchen dem 31. Juli 1914 und dem Inkrafttreten der BR. 
erfolgt ſind, ſondern auch für ſolche, welche nach dem Inkraft⸗ 
treten der BRV. vorgenommen ſind und wegen Vorliegens 
der Ausnahmetatbeſtände des §8 9 bzw. der BRV. vom 
21. Oktober 1915 (oben unter 2) den Beſchränkungen des 5 8 an 
ſich nicht unterliegen würden; ja, der Reichskanzler wird dieſes 
Recht auch hinſichtlich von ihm genehmigter Veräußerungen und 
Abtretungen ausüben können, wenn die Genehmigung durch 
unrichtige, die Abſicht der Vergeltungsentziehung verdeckende 
Angaben erſchlichen worden iſt. 

Auf Belaſtungen iſt das Anfechtungsrecht des 9 7 im 
Gegenſatz zu den Beſchränkungen des 8 8 nicht ausgedehnt 
worden. 


4. Strafrechtliche Zuwiderhandlungsfolgen 

hat die BRV. an die Sperrmaßnahmen der 88 7 und 8 nicht 
geknüpft; §S 137 StGB. dürfte wohl nur anwendbar fein, wenn 
eine beſondere Beſchlagnahme des in Frage kommenden Gegen⸗ 
ſtandes ſeitens des zuſtändigen Militärbefehlshabers aus⸗ 
geſprochen iſt. Wohl aber kann eine mit dem Vorſatz der 
Vergeltungsentziehung erfolgte Teilnahme an einem von der 
Sperre betroffenen Rechtsgeſchäft eine Beſtrafung wegen Landes⸗ 
verrats im Sinne des $ 89 StGB. nach ſich ziehen. 


4 


7 “ 
b 


44. Jahrgang. 


II. Das Ausfuhrverbot des 8 10 BRB. 


1. 8 10 unterſagt es bis auf weiteres, Sachen, die im 
Eigentum von Angehörigen feindlicher Staaten ſtehen, 
insbeſonders auch Wertpapiere und Geldſtücke, unmittelbar oder 
mittelbar nach dem Auslande (auch dem befreundeten oder neu— 
tralen) abzuführen. Dieſes Verbot betrifft, unbeſchadet, der 
aus drücklich vom Geſetze gemachten Ausnahmen — vgl. unter 2 — 
alle in feindlichem Eigentum ſtehenden Sachen, alſo auch ſolche, 
welche zu einem ſtaatlicher Aufſicht oder Verwaltung unter⸗ 
ſtehenden Vermögen gehören oder ſonſt den Veräußerungs- 
beſchränkungen des $ 8 gemäß $ 9 Abſ. nicht unterliegen. 

Andererſeits iſt S 10 eng dahin auszulegen, daß 
es ſich um körperliche, im Eigentum eines feindlichen 
Staatsangehörigen befindliche Sachen handeln muß. 
Forderungsabtretungen fallen nicht unter § 10, ebenſo nicht 
Geldſendungen oder Geldüberweiſungen, welche ein Dritter aus 
ſeinem Vermögen im Auftrage oder für Rechnung eines feind— 
lichen Staatsangehörigen vornimmt: die Zuläſſigkeit oder Un⸗ 
zuläſſigkeit ſolcher Sendungen oder Überweiſungen richtet ſich 
nach wie vor nach den Beſtimmungen der im Kriege erlaſſenen 
Zahlungsverbote. 

2. Ausdrückliche Ausnahmen gelten: 

a) für die Mitnahme von Reiſegut, deſſen Begriff durch 
den Reichskanzler näher beſtimmt werden kann, ohne 
daß die Wirkſamkeit dieſer Ausnahme von dem Erlaß 
einer ſolchen Beſtimmung abhängig iſt; 

b) für die Abführung von im Inlande befindlichen 
Sachen, die im Eigentum von Bewohnern (vgl. oben 
unter J 2b) der unter deutſcher Verwaltung ſtehenden 

Gebiete Rußlands ſtehen, nach dieſen Gebieten. 

3. Die Zuwiderhandlung iſt durch $ 13 BAD. mit der 
nämlichen Strafe bedroht, wie das Vergehen gegen die Zahlungs— 
verbote (Geſängnis bis 3 Jahre und Geldſtrafe bis zu 
50 000 & oder einem von beiden; amtsrichterlicher Strafbefehl 
alſo nicht zuläſſig). Strafbarkeit des Verſuchs iſt, anders als 
bei den Zahlungsverboten, nicht vorgeſehen. Zwiſchen dem 
Vergehen nach 8 13 BRV. und dem Verſtoß gegen ein 
Zahlungsverbot kann Idealkonkurrenz vorliegen; unter Um— 
ſtänden kann jedoch auch die höhere Strafe des Landesverrats 
verwirkt fein, worauf § 13 ausdrücklich hinweiſt. 

* 


— 


* 


Wenngleich die vorſtehende Darſtellung nicht auf alle 
Einzelheiten einzugehen vermochte, ſo gibt ſie doch ein ungefähres 
Bild von dem Umfange der Rechtsfragen, welche durch die 
BRV, hervorgerufen find und die ſich vorausſichtlich noch 
erheblich vermehren werden, je weiter die Bearbeitung der 
Anmeldungen bei den Anmeldepflichtigen der verſchiedenen 
Berufszweige fortſchreitet. Den Handelsvertretungen, welchen 
es obliegt, den Anmeldepflichtigen über zweifelhafte Fragen 
Auskunft zu erteilen und die eingehenden Anmeldungen auf 
ihre Ordnungsmäßigkeit zu prüfen, erwächſt damit eine wahrlich 
weder geringe noch leichte Aufgabe. Ebenſo aber, wie ſich die 
deutſchen geſchäftlichen Kreiſe den ihnen durch die Verordnung 
auferlegten Belaſtungen und Beſchränkungen willig unterziehen 
werden, nachdem einmal die Reichsregierung die Überzeugung 
von der Notwendigkeit einer ſolchen Maßnahme gewonnen hat, 
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darf auch darauf vertraut werden, daß die Regierung bei der 
Durchführung der Maßnahme gegenüber berechtigten Intereſſen 
inländiſcher Beteiligter, ſowie auch des inländiſchen Verkehrs 
mit dem befreundeten und neutralen Ausland mit weiſer 
Schonung vorgehen wird. Nicht minder iſt zu erwarten, daß, 
wenn es zu Vergeltungsgeſetzen auf Grund der jetzt getroffenen 
Vorbereitungsmaßnahmen kommen ſollte, die Reichsregierung 
wohlerworbene Rechte von Inländern und nicht feindlichen 
Ausländern an inländiſchem feindlichen Vermögen, über deren 
Umfang durch das Anmeldungsverfahren bei ſeiner Beſchränkung 
auf das feindliche Aktivvermögen nichts ermittelt werden kann, 
unangetaſtet laſſen und den Beteiligten weitgehende Möglich⸗ 
keiten eröffenen wird, Rechte dieſer Art geltend zu machen. 
Endlich darf auch darauf gebaut werden, daß ſpätere geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen bei aller Berückſichtigung der ſchweren 
und vielfach empörenden Schädigungen, welche deutſche Einzel: 
intereſſen im feindlichen Ausland erlitten haben, den Vergeltungs⸗ 
gedanken zwar ohne Schwächlichkeit, aber nur in einer ſolchen 
Weiſe zur Durchführung bringen werden, wie ſie den Geſamt⸗ 
intereſſen des deutſchen Volkes und ſeiner Wirtſchaft auf die 
Dauer entſpricht. 


Kriegseingriffe in Mietverhältniſſe. 
Von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


In Grenzgebieten Deutſchlands — und noch mehr in 
ſolchen Oſterreichs — haben Kriegseingriffe viele Mieter von 
Wohnungen getroffen. Solche Eingriffe rührten nicht nur von 
Feinden her, ſondern auch die heimiſche Kriegsmacht war bis— 
weilen zu ſolchem Vorgehen genötigt. Die einſchlägigen Rechts— 
fragen ſind — ſoweit es ſich nicht um ganz einfache Tatbeſtände 
handelt, wie z. B. den der Zerſtörung einer Wohnung, wodurch 
das Mietverhältnis beendigt wird — früher wenig erörtert 
worden,!) jo daß es nicht auffallen kann, wenn anläßlich der 
jetzigen Kriegsereigniſſe ſehr verſchiedene Meinungen hervor⸗ 
getreten ſind. 

Namentlich in Oſterreich geſtaltete die Rechtſprechung ſich 
jo ungleichmäßig,?) daß das Juſtizminiſterium ſich veranlaßt 
geſehen hat, eine Plenarentſcheidung des Oberſten Gerichts⸗ 
hofes über folgende von den Gerichten verſchieden entſchiedene 
Rechtsfrage zu veranlaſſen: 

Inwiefern iſt dem Mieter der Mietzins zu erlaſſen, wenn 
er die gemieteten Räume infolge Bedrohung durch feind⸗ 
lichen Einfall oder infolge behördlicher Anordnung beim 
Herannahen des Feindes verlaſſen mußte? 
Der Pleniſſimarbeſchluß des Oberſten Gerichtshofes 
it am 26. Auguſt 1915 ergangen.?) Er äußert ſich in ein⸗ 
gehenden Ausführungen, ohne einen beſtimmten Rechtsſatz zu 
formulieren. Das hat ſeinen Grund darin, daß es ſich im 
weſentlichen um eine Auslegung geſetzlicher Beſtimmungen 
handelt, wie ſolche im BGB. für das Deutſche Reich nicht 


1) Vgl. Mittelſtein, Miete (3) S. 249, 281. 
7) Vgl. Abel in JW. 1915, 907 Sp. 2. 
9) OſtJur Bl. 44, Beilage zu Nr. 87. 
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enthalten find. Das öſterreichiſche Geſetz, welches ſich an das 
Gemeine Recht lehnt, bietet für die Betrachtung des Reichsrechts 
einen geeigneten Ausgangspunkt, weshalb es angebracht iſt, 
auch dem deutſchen Juriſten nähere Kenntnis vom Inhalt des 
Beſchluſſes der höchſten öſterreichiſchen Rechtsſtelle zu geben: 

„Nach § 1104 ABGB. iſt kein Miet⸗ oder Pachtzins zu 
entrichten, wenn eine in Beſtand genommene Sache wegen 
außerordentlicher Zufälle als: Feuer, Krieg oder Seuche, wegen 
großer Überſchwemmungen, Wetterſchläge oder wegen gänzlichen 
Mißwachſes gar nicht gebraucht oder benützt werden kann.“ 
Dagegen beſtimmt §S 1107 „Wird der Gebrauch oder Genuß 
des Beſtandſtückes nicht wegen deſſen Beſchädigung oder ſonſt 
entſtandener Unbrauchbarkeit, ſondern aus einem dem Beſtand⸗ 
nehmer zugeſtoßenen Hinderniſſe oder Unglücksfalle vereitelt .. .., 
ſo fällt die widrige Ereignung dem Beſtandnehmer allein zur 
Laſt. Er muß den Zins doch entrichten“. 

Der Oberſte Gerichtshof führt hierzu aus: „Aus der Ver⸗ 
gleichung der SS 1104 und 1107 geht hervor, daß letztere 
Geſetzesſtelle nur an ſolche Hinderniſſe und Unglücksfälle denkt, 
die ſich in der Perſon eines beſtimmten Mieters ereignet 
haben, z. B. Tod oder eine Krankheit des Mieters, welche deſſen 
Aberführung in eine Irrenanſtalt oder in ein Epidemiehoſpital 
zur Folge hatte, nicht aber auch an ſolche außerordentliche 
Zufälle, welche in gleicher Weiſe wie für den gegenwärtigen 
auch für einen anderen Mieter das Mietobjekt unbrauchbar 
machen.“ Dies wird an der Hand der Entſtehungsgeſchichte 
der Geſetzesbeſtimmungen unter Hinweis auf das Gemeine Recht 
näher begründet und dann fortgefahren: „Wird dieſe hiſtoriſche 
Entwicklung berückſichtigt und an der durch ſie beſtätigten obigen 
Geſetzesauslegung feſtgehalten, erwägt man ferner, daß von der 
beim Herannahen des Feindes behördlich verfügten Evakuierung 
nicht nur der gegenwärtige, ſondern auch jeder andere Mieter be⸗ 
troffen worden wäre, daß weiter nach der geſtellten Frage auch 
die ohne behördliche Anordnung erfolgte Flucht des Mieters 
durch eine drohende feindliche Invaſion verurſacht worden, nicht 
bloß ſubjektiv gerechtfertigt ſein muß, und daß der Mieter tat⸗ 
ſächlich mit ſeinem ganzen Hausſtande bzw. Perſonal das Miet⸗ 
objekt verlaſſen hat, ſo wird man zu dem Ergebniſſe kommen, 
daß grundſätzlich auf ſolche Fälle $ 1104 ABGB. anzuwenden 
und dem Mieter der auf die Zeit von ſeiner Flucht bis zu 
ſeiner wirklichen oder doch möglich gewordenen Rückkehr ent⸗ 
fallende Mietzins zu erlaſſen iſt.“ Es wird dann weiter be⸗ 
merkt, daß dieſe Geſetzesvorſchriften nicht zwingenden Rechts 
ſeien, und daß ſich nicht in Abrede ſtellen laſſe, daß der obige 
Standpunkt für die Vermieter oft zu unbefriedigenden Ergebniſſen 
führe. Von obrigkeitlicher Hilfe abgeſehen, biete aber auch das 
ABGB. „eine Handhabe zur Herabminderung des dem Ber: 
mieter erwachſenen Schadens. In aller Regel hat nämlich der 
Mieter unter dem Zwange der Verhältniſſe feine Wohnungs— 
und Geſchäftseinrichtung oder doch den größten Teil derſelben 
in den gemieteten Räumen zurückgelaſſen. Wenn nun auch die 
einzelnen Befugniſſe und Vorteile, welche der Mietvertrag für 
den Mieter mit ſich bringt, ein wirtſchaftliches Ganzes darſtellen, 
wenn insbeſondere zugegeben werden muß, daß der Mieter ſeine 
Einrichtung zur Ausübung ſeines Berufes oder Geſchäftes oder 
zur Befriedigung ſeines Wohnbedürfniſſes und nicht zum Zwecke 
der Aufbewahrung eingebracht hat, fo darf doch nicht überieben 
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werden, daß die gemieteten Räume tatſächlich neben dem eigent: 
lichen Mietzwecke auch zur Unterbringung und Aufbewabrung 
der Einrichtungsgegenſtände dienen, daß ſomit dem Mieter der 
Gebrauch des Mietſtückes nicht ganz, ſondern nur zum Teil 
entzogen iſt. Für dieſen Fall beſtimmt aber § 1105 A868, 
daß dem Mieter auch nur ein verhältnismäßiger Teil des 
Mietzinſes zu erlaſſen iſt. . . .. Abgeſehen von den vorſſebend 
angeführten Beſonderheiten bleibt aber für den Gegenſtandsial 
die Regel des § 1104 in voller Geltung, und ſie erleidet ins 
beſondere auch dann keine Einſchränkung, wenn dem Flüchtlinge 
aus privaten oder öffentlichen Mitteln Mietunterſtützungen oder 
unentgeltliche Unterkunft gewährt worden ſind. ..“ 

Mit dieſem Beſchluß find die geſtellten Fragen für Oſir⸗ 
reich außer Streit geſtellt, weshalb eine Kritik, namentlich dure 
einen reichsdeutſchen Juriſten, keine Bedeutung hat. Es dar 
aber nicht überſehen werden, daß der Oberſte Gerichtsbof auch 
für den Fall der freiwilligen Flucht des Mieters vor dem Feinde 
zu unterſtellen hatte, daß dieſe „nicht bloß ſubjektiv gerecht 
fertigt fein muß“. Im gegebenen Falle werden bier ft: 
Zweifel eniſtehen. Weiter behandelt der Pleniſſimarbeſchluf 
nicht die Frage des obrigkeitlichen Verbots des Zuzugs von 
Mietern. Der Beſchluß des Oberſten Gerichtshofes hat daber 
für die Betrachtung des deutſchen Rechts — welches lediglic 
eine dem § 1107 ABGB. verwandte Sondervorſchrift in den 
§ 552 Satz 1 BGB. beſitzt — im weſentlichen nur die de 
deutung eines bedeutſamen Materials, welches eine allitig 
Erörterung des Reichsrechts unterſtützt, nicht aber ſie unnötig 
macht. 

II. 

1. Die Beſetzung eines Orts durch feindliche 
Truppen braucht eine Störung des Wohnungsmieters nich 
mit ſich zu bringen, doch wird es meiſtens der Fall ſein. Die 
Wohnung kann durch Geſchoſſe oder Feuer oder Soldaten 
zerftört oder beſchädigt werden. Iſt die Wohnung zeritört, 1 
wird ein Fall der nachträglichen unverſchuldeten Unmöglihtet 
der Leiſtung vorliegen und deshalb das Mietverhältnis beendig 
ſein.) Liegt nur eine Beſchädigung der Wohnung vor, ſo wir 
der Mieter den Mietzins mindern, regelmäßig auch gemaß 
§ 542 BGB. friſtlos kündigen dürfen. 

Iſt die Wohnung ſelbſt nicht beſchädigt, ſondern nut das 
Mobiliar des Mieters von feindlichen Soldaten zerſchlagen, 1 
hat der Mieter keine Anſprüche gegen den Vermieter. Feindliche 
Einquartierung bedeutet für den Mieter eine Entziehung des 
Mietgebrauchs, weshalb er den Mietzins mindern ann.“) De 
feindliche Einquartierung kann dem Umfang nach, auch in heitliche 
Beziehung, derartig ſein, daß ſie den Mieter zur friſloſc 
Kündigung nach $ 542 BGB. berechtigt. Daß der Vermitte 
nicht helfen kann, iſt ohne Belang. Der 8 542 wird namentlic 
auch dann in Betracht kommen, wenn feindliche Truppen 
Mieter aus feiner Wohnung vertreiben. Eine Friſtſetzung id 
in ſolchem Falle regelmäßig zwecklos ſein. N 

2. Anordnung der Räumung durch die eigene 
Macht. Die Kriegslage kann es mit ſich bringen, daß dn 
eigene Kriegsmacht die Räumung ganzer Orte (ſo & B. eon 


) Vgl. Mittelſtein a. a. O. S. 180. 
) Mittelſtein S. 281; Thiele, DNot N. 1915, 682. 
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Helgoland) oder einzelner Teile oder einzelner Häufer®) anordnet. 
Wenn es ſich dabei nicht ausnahmsweiſe um eine offenbar nur 
ganz vorübergehende Maßregel handeln ſollte, ſo iſt hier der 
Fall gegeben, daß dem Vermieter ohne ſein Verſchulden die 
Gebrauchsgewährung unmöglich wird, weshalb das Mietver⸗ 
hältnis beendigt iſt. Damit verliſcht die Verpflichtung des 
Mieters zur weiteren Zinszahlung. Er hat aber keinerlei An⸗ 
ſprüche gegen den Vermieter, denn dieſer hat die Nichtgewährung 
des Mietgebrauchs nicht zu vertreten. 

Bei ſolcher Räumungsanordnung, namentlich wenn ſie er⸗ 
folgt, weil der Feind heranrückt, kann es vorkommen, daß der 
Mieter nicht in der Lage iſt, ſeine eingebrachten Sachen aus 
den Mieträumen fortzunehmen. Wenn der öſterreichiſche Oberſte 
Gerichtshof (ſ. ob.) für derartige Verhältniſſe angenommen hat, 
daß dann der Mieter, der die Mieträume tatſächlich noch zur 
Aufbewahrung ſeiner Sachen benutzt, einen Teil des Mietzinſes 
fortentrichten müſſe, ſo iſt das eine Rechtsauffaſſung, welche 
jedenfalls für das Reichsrecht abzulehnen iſt. Iſt ein Miet⸗ 
verhältnis beendet, ſo kann der frühere Mieter nicht mehr zur 


Fortentrichtung eines Mietzinſes verpflichtet ſein.) Räumt der 


bisherige Mieter trotz Beendigung des Mietverhältniſſes die 
Mieträume nicht, ſo benutzt er ſie ohne Berechtigung. Er iſt 
aber in unſerem Falle nicht ſchadenserſatzpflichtig, weil er nicht 
im Rückgabeverzug iſt. Nach der Sondervorſchrift des 8 557 
Satz 1 BGB. würde der Vermieter aber als Schadenserſatzs) den 
Fortbezug des Mietzinſes beanſpruchen können, wenn anzu⸗ 
nehmen wäre, daß hier eine Vorenthaltung der Räume durch den 
Mieter ſtattfindet.?) Das iſt zu bejahen, wenn der Mieter den 
Beſitz der Räume behalten (die Sachen unter Verſchluß be⸗ 
laſſen und die Schlüſſel mitgenommen) hat. Die Frage iſt da⸗ 
gegen zu verneinen, wenn der Mieter ſo raſch vertrieben wurde, 
daß er ſeine Habe ungeſchützt zurücklaſſen mußte. Dann mag 
der Vermieter, wenn er in der Lage ſein ſollte, die Räume zu 
benutzen, den Mieter zur Fortſchaffung der Sachen auffordern 
(die dieſem regelmäßig nicht möglich ſein wird) oder ſie auf 
Koſten des Mieters anderweitig unterbringen. 

3. Anordnung des Wegzugs Ortsfremder durch 
die eigene Macht. Derartige Anordnungen ſind von der 
Kommandogewalt aus militäriſchen Rückſichten für Orte getroffen, 
welche in gefährdeten Gebieten liegen. Das AG. Weſterland (Sylt) 
hat einen derartigen Fall zu entſcheiden gehabt. 10) Es hat an⸗ 
genommen, daß, weil das Verbot nicht wegen der Eigenſchaft 
der Perſonen, ſondern aus militäriſcher Notwendigkeit ergangen 
ſei, der 8 552 BGB. nicht Platz greife und daher der Mieter 
von der Verpflichtung zur weiteren Mietezahlung freigeworden 
ſei. Ich glaube nicht, daß in einem ſolchen Falle geſagt werden 
kann: die Wohnung ſei infolge der militäriſchen Anordnung 
nicht mehr tauglich für die Benutzung durch Ortsfremde. Dann 
könnte man mit gleichem Rechte ſagen, wenn anläßlich des 


6) Andererſeits iſt es auch vorgekommen, daß ein deutſcher 
Feſtungsgouverneur ein Näumungs (Umzugs)-verbot erlaſſen 
hat. Siehe dazu Poſ Mz. 1915, 18 f. u. 56 f. 

7) Mittelſtein S. 180, 370. 

) Mittelſtein S. 380. 

>) Vgl. Mittelſtein S. 381. 

10) Urt. v. 11. 2. 1915 (DIZ. 1915, 624). 
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Kriegszuſtandes feindliche Untertanen aus einem Ort gewieſen 
werden: die Wohnungen dieſes Orts ſeien für feindliche Aus⸗ 
länder nicht tauglich. Es handelt hier ſich nicht um Eigen⸗ 
ſchaften der Räume, ſondern um Ausweiſung von Perſonen. 
Eine Gruppe von Perſonen wird ausgewieſen — und kann 
deshalb die Mieträume nicht mehr benutzen —, weil in ihrer 
Perſon ein beſtimmter Grund beſteht; daß der § 552 Satz 1 
auf ausgewieſene (internierte) Ausländer zutrifft, ift meines 
Wiſſens nicht angezweifelt. Dann muß man ihn auch anwenden, 
wenn die Ausweiſung die Landsleute trifft, z. B. weil ſie als 
Bewohner einer Feſtung ſich nicht genügend verproviantiert 
haben. Allerdings ſpielt hier hinein die Lage des Orts, in 
welchem ſich die Wohnung befindet.) Aber dieſe veranlaßt 
doch nur die behördliche Anordnung. Der Grund, daß der 
Mieter deshalb die Räume nicht mehr benutzen kann, liegt in 
ſeiner Perſon. Darin liegt der Unterſchied von dem oben 
unter 2 behandelten Fall, wo Orte oder Häuſer zu räumen 
waren. 

Wenn trotzdem der Entſcheidung des AG. Weſterland 
ſelbſt beizutreten iſt, ſo hat das ſeinen Grund darin, daß es 
ſich um Kurgäſte handelte, denen der Aufenthalt (auch der 
Zuzug) ſchlechthin verboten wurde. Es ſtand eine Wohnung 
in Frage, die für den Kuraufenthalt gemietet war. Wenn in 
einem Kurort Kurgäſte nicht mehr geduldet werden, und der 
ganze Kur⸗ und Badebetrieb infolgedeſſen eingeſtellt wird, ſo 
muß man allerdings anerkennen, daß unter ſolchen Umſtänden 
die für den Kuraufenthalt gemieteten Räume hierfür nicht mehr 
geeignet ſind.“ “) Hier iſt der offenkundige Vertragszweck un⸗ 
möglich geworden und daher das Mietverhältnis beendigt. 

4. Verbot des Zuzugs durch die eigene Macht. 
Entſprechend dem vorſtehend behandelten Gebot iſt von der 
militäriſchen Macht auch der Zuzug in gefährdete Orte (Sylt, 
Grenzfeſtungen) verboten worden. Auch hier iſt ſtreitig ge⸗ 
worden, ob dieſer Zufall den Mieter trifft, der wegen ſolchen 
Verbots nicht die in dem betreffenden Platze liegenden, vorher 
ſchon gemieteten Räume beziehen kann, oder den Vermieter, 
der die Räume für den Mieter bereit hält. Das AG. Königs⸗ 
berg hat zugunſten des Mieters entſchieden, das LG. Königs⸗ 
berg!s) dagegen zugunſten des Vermieters. Ich halte die erſtere 
Meinung für richtig. Dieſer Fall unterſcheidet ſich von dem 
unter 3 behandelten dadurch, daß dort die Anordnung ſich 
gegen beſtimmte Perſonen richtete, während hier ein all⸗ 
gemeines Zuzugsverbot vorliegt. Infolge dieſes Verbots 
kann der Ort nicht von Ortsfremden aufgeſucht und deshalb 
die in ihm liegende Wohnung nicht bezogen werden. Die 
Wohnung iſt für einen auswärtigen Mieter durch das Verbot 
unzugänglich gemacht. Es liegt nicht an den perſönlichen 
Eigenſchaften des Mieters, daß er an der Ausübung ſeines 
Gebrauchsrechts verhindert iſt (8 552 Satz 1), ſondern der 


11) Vgl. die Bemerkung des RG., Entſch. 79, 95, aber dazu mit 
Recht Thiele a. a. O. S. 681. 

1) Ebenſo OLG. Celle 6. 5. 1915 (Leipz 3. 1915, 1041), welches 
gleichfalls für die Verhältniſſe von Weſterland zur Kriegszeit geradezu 
jagt: das Mietgebäude liegt nicht mehr in einem Badeort. 

10) LG. Königsberg 11. 1. 1915 (PoſMZ. 1915, 80), anſcheinend 
das gleiche Urteil, welches in ZW. 1915, 368 mitgeteilt iſt als am 
4. 2. 1915 veröffentlicht. 
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Vermieter wird verhindert, die Mietwohnung an ſolche Mieter 
zu überlaſſen ($ 323 BGB.) 

Von anderen Erwägungen iſt das AG. Weſterland 
in einem rechtskräftig gewordenen Urteil vom 8. 7. 1915) 
ausgegangen: Ein Gaſthausbeſitzer hatte einige Zimmer in 
einem anderen Hauſe hinzugemietet zu dem unſtreitigen Zwecke 
der Weitervermietung an Kurgäſte. Der Anſpruch des Ver⸗ 
mieters auf Mietzins wurde abgewieſen, weil die Zimmer in⸗ 
folge des allgemeinen Zuzugsverbots die Eignung zur be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Verwendung verloren hätten (§S 537 BGB.). 
Ich nehme auch in dieſem Falle (vgl. oben unter 3 Abſ. 2) nicht 
an, daß eine mangelhafte Eigenſchaft der Mietwohnung in Betracht 
kommt, ſondern daß der offenkundige Vertragszweck durch das 
allgemeine Zuzugsverbot unmöglich gemacht und deshalb die 
Entſcheidung ſelbſt gerechtfertigt iſt. 


III. 


5. Flucht vor dem heranrückenden Feinde.!) Hier 
fehlt der obrigkeitliche Eingriff, der den vorbehandelten Fällen 
gemeinſam war. Hier iſt es der eigene Entſchluß des 
Mieters, die gemieteten Räume zu verlaſſen, gegründet auf die 
Furcht vor Schaden an Körper und Eigentum durch die feind⸗ 
lichen Truppen. 

Das BGB. hat ſich der Regelung eines ſolchen beſonderen 
Falles enthalten. In den Motiven!) wird die Frage erörtert, 
ob dem Mieter auch dann das Recht zu geben ſei, vom Ver⸗ 
trage zurückzutreten, wenn die Fortſetzung des Gebrauchs der 
gemieteten Sache mit einer erheblichen Gefahr für den Mieter 
verbunden iſt. Die Motive lehnen die Aufnahme einer be⸗ 
ſonderen Vorſchrift ab: es „verdient den Vorzug .. . es inſoweit 
bei den allgemeinen Grundſätzen zu belaſſen, die Entſcheidung 
jenes Falles mithin von der konkreten Prüfung abhängig zu 
machen, ob der Gebrauch objektiv oder nur aus einem in der 
Perſon des Mieters liegendem Grunde verhindert, oder ob und 
inwieweit anzunehmen iſt, daß dem Mieter für den betreffenden 
Fall ein Rücktrittsrecht ſtillſchweigend hat zugeſtanden werden 
ſollen“. Mit dem letzten Geſichtspunkt wird für unſeren Fall 
ſchwerlich gearbeitet werden können, denn eine derartige Kriegs⸗ 
gefahr lag ſeit Jahren außerhalb der Erwägungen bei einer 
Wohnungsmiete. Nur ganz beſondere Umſtände, wie ſie z. B. bei der 
Miete einer Sommerwohnung in einem Badeort vorliegen wür⸗ 
den, 17) können der Wohnungsmiete ein derartiges Gepräge geben, 
daß von einem beſonderen Vertragszweck und ſeiner Vereitelung 
geredet werden könnte. Für die große Mehrzahl der Fälle 
einer gewöhnlichen Wohnungsmiete verſagt ſolcher Geſichts⸗ 
punkt. 16) Die andere Erwägung der Motive greift erſichtlich 
auf das Gemeine Recht zurück: Iterum interrogatus est, si 
quis timoris causa unigrasset, deberet mercedem necne. 


14) Ich verdanke das Urteil Herrn Juſtizrat Dr. W. Dieckmann 
(Hannover). 

15) Vgl. Mittelſtein S. 248 — 249; Heinsheimer, DIZ. 1915, 
193—195; Thiele, DNot B. 1915, 672 f.; |. auch Joſef, Oſtpreußiſche 
Landgüterpacht und Krieg (Poſ MZ. 1915, 49 —5 1). 

16) Mot. 2, 420. 

17) Vgl. Staudinger zu BGB. § 542, II A 2; auch Thiele 
a. a. O. S. 675. Gegen die Berückſichtigung ſ. Haſſe, DIZ. 1914, 1108. 

18) Siehe dazu Thiele a. a. O. S. 675 bis 677. 
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Respondit: si causa fuisset, cur periculum timeret, quamvis 


periculum vere non fuisset, tamen non debere mercedem, 
sed si causa timoris non fuisset, nihilo minus debere (l. 27 
8 1 D. loc. cond. 19, 2).!9) Das entſpricht dem oben erörterten 
8 1104 ABGB.: die Flucht muß durch eine drohende feindliche 
Invaſion verurſacht, nicht bloß ſubjektiv gerechtfertigt ſein. 
Das BGB. geftattet aber nicht, auf dieſe Unterſcheidung die 
Frage abzuſtellen. Wenn der Mieter gemäß § 552 Satz 1 
von der Entrichtung des Mietzinſes nicht dadurch befreit wird, 
daß er durch einen in ſeiner Perſon liegenden Grund an der 
Ausübung des ihm zuſtehenden Gebrauchsrechts verhindert wird, 
ſo kann ihn ſelbſtverſtändlich auch nicht eine unbegründete Furcht 
vor der Beeinträchtigung durch die Feinde und eine deshalb 
nicht begründete Flucht aus der Wohnung frei machen von der 
Verpflichtung zur Fortentrichtung des Mietzinſes. Andererſeits 
gibt es aber keinen Rechtsſatz im BGB., der den Mieter frei 
macht, wenn er begründeten Anlaß hatte, vor den Feinden zu 
fliehen. Nach dem Reichsrecht kommt es allein darauf an, ob 
dem Mieter der Gebrauch entzogen iſt, wozu allerdings in 
Anwendung der Grundſätze der §§ 157, 242 BGB. ſchon 
genügt, daß eine derartig erhebliche und gegenwärtige Gefahr 
beſteht, daß nach Treu und Glauben geſagt werden muß, daß 
unter ſolchen Umſtänden der vertragsmäßige Gebrauch von den 
Vermieter nicht mehr gewährt wird. Wenn in Abſchwächung 
dieſer von mir 20) aufgeſtellten Formulierung der Frage Heins 
heimer!) ſagt, es genügt ſchon eine Gefahr, deren der: 

wirklichung zu Laſten des Vermieters gehen würde, jo bermag 

ich das nicht als zutreffend anzuerkennen. Es kommt bei der 

Berückſichtigung einer Gefahr nicht darauf an, ob fie ſich m 

gegebenen Falle verwirklicht hat, ſondern darauf an, wie fe zu 

der Zeit erſcheint, in welcher fie Anlaß zum Handeln gibt 

Grundſätzlich genügt hier aber nicht ſchon die Gefahr, ſondem 
es muß eine Gebrauchsentziehung vorliegen. Nur eine dieser 
nach Treu und Glauben gleichzuſetzende Gefahr darf als gleich 
wertig behandelt werden. Es muß ſich daher um eine gegen 
wärtige Gefahr für die Mietſache handeln, ſo daß mit der 
unmittelbar bevorſtehenden Gebrauchsentziehung zu rechnen it 
Es genügt aber nicht eine Gefahr für die Perſon des Mieters, 
welche dieſen, nicht aber die Mietſache trifft. Es genügt nut 
eine Gefahr, welche den Gebrauch der Mietſache entzieht d 
damit allerdings regelmäßig auch die Perſon des Mieters trifft 
Deshalb muß das Herannahen des Feindes, wenn es den 
Mieter trotz ſeiner Flucht von der Fortentrichtung des Mit 
zinſes befreien fol, unter derartigen Umſtänden vor ſich geha, 

daß der Mieter mit einer unmittelbar bevorſtehenden 

Zerſtörung oder dauernden Entziehung der Mieträumt 

rechnen muß; daß derartiges „droht“, wie Heinsheimer es aus 

drückt, genügt nicht. Ebenſowenig wird man in der Regel mi 
Heinsheimer fagen können, daß, wenn der Mieter vor den 
Feinde flieht, „er“ — wenn das auch freilich nicht fein alleimget 
Beweggrund iſt — „vor einer, wie man ſagen könnte, miets⸗ 

widrigen Gefahr flieht“. Der Mieter wird in den meitms 

meiſten Fällen nicht fliehen, weil er die Wohnung durch indes 


10) Vgl. RG. 19. 10. 1880 in SeuffA. 36 Nr. 118. 
50) Mittelftein a. a. O. S. 248. 
) A. a. O. Sp. 194. 
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gewalt doch verlieren wird, ſondern er wird fliehen, weil er fürchtet, 
daß er und die Seinen und ſeine Habe in der Wohnung nicht 
mehr ſicher ſein werden. Wenn der Mieter vor dem Feinde flieht, 
ſo wird er wohl ſtets den größten Teil ſeiner Mobilien in 
den Mieträumen notgedrungen zurücklaſſen müſſen. Er räumt 
ſie alſo nicht. Er wird ſich vielmehr meiſtens mit dem Ge— 
danken tragen, wieder heimkehren zu können, wenn die Gefahr 
vorüber iſt. Damit hat offenbar auch der öſterreichiſche Ple⸗ 
niſſimarbeſchluß gerechnet, indem er ſagt, daß „dem Mieter der 
auf die Zeit von ſeiner Flucht bis zu ſeiner wirklichen oder 
doch möglichen Rückkehr entfallende Mietzins zu erlaſſen iſt“. 
Man wird daher regelmäßig zu dem Ergebnis gelangen, daß 
die Flucht des Mieters vor dem heranrückenden Feind nicht 


einer Gebrauchsentziehung der Mietſache gleichzuachten iſt, 


und daß daher in ſolchen Fällen das Mietverhältnis und die 
Pflicht zur Entrichtung des Mietzinſes fortbeſteht.?) Der 
Mieter bedarf inſoweit auch keiner beſonderen Rückſichtnahme 
auf ſeine ſchwierige Lage, denn wenn der Feind wirklich 
kommt und die Mietſache zerſtört oder in Gebrauch nimmt, ſo 
ſteht dem Mieter der Schutz des Geſetzes wegen Gebrauchs— 
entziehung trotz feiner Flucht zur Seite. “?) Dann wird aber 
zugunſten des Vermieters die Frage aufgeworfen werden können, 
ob nicht die Nachteile gerade dadurch entſtanden oder vergrößert 
ſind, weil der Mieter geflohen war, denn ſolche verlaſſenen 
Räume ſind dem Zugriff und der Beſchädigung durch feindliche 
Truppen erfahrungsmäßig beſonders ausgeſetzt. 

Die vorſtehend behandelten Fragen ſind kürzlich in einem 
Urteil des OLG. Königsberg beurteilt worden, welches mir 
erſt während der Korrektur bekannt wurde.? 2) Es handelt 
ſich um folgenden Tatbeſtand: Ein Amtsrichter in einer oſt— 
preußiſchen, nahe der Grenze belegenen Stadt weigert ſich, für 
die Zeit vom 20. Auguſt bis 31. Dezember 1914 Mietzins zu 
zahlen mit der Begründung, in der Zeit vom 20. Auguſt bis 
12. September hätten ihn die Beſetzung der Stadt und ſeiner 
Wohnung durch die Ruſſen, in der Zeit von Mitte November 


bis Ende Dezember die ernſte und dringende Gefahr eines 


neuen feindlichen Einbruches und der Beſchießung verhindert, 
ſein Gebrauchsrecht an der Wohnung auszuüben. In der Zeit 
von Anfang Oktober bis Mitte November ſei ein Wohnen in 
der Stadt allenfalls möglich geweſen, jedoch habe er damals 
die Wohnung nicht benutzen können, weil faſt alle Fenſter⸗ 
ſcheiben im Hauſe infolge der früheren Beſchießung zertrümmert 
geweſen ſeien und Handwerker zum Ausbeſſern gefehlt hätten. 


22) Zu dieſem Ergebnis gelangt auch Thiele a. a. O. S. 684. — 
Für die Landgüterpacht iſt Joſef (Poſ MZ. 1915, 49) der gegen⸗ 
teiligen Meinung mit der Begründung, daß der Verpächter hier dem 
Pächter nicht bloß die Möglichkeit des Fruchtbezuges, ſondern weiter 
auch noch den ruhigen ordnungsmäßigen Gebrauch ſchuldet. Dieſer 
Grund erſcheint mir nicht ſtichhaltig. Der „Gebrauch“ iſt im § 581 
kein anderer als im §S 535. Es erſcheint mir auch widerſpruchsvoll, 
wenn Joſef in einem Fall, wo „bloß Acker“ gepachtet waren und die 
geernteten Früchte noch auf dem Felde ſtanden, den Pächter die Gefahr 
eines feindlichen Einfalls tragen läßt. 

3) Mittelſtein S. 209, 247. 

284) Urt. v. 19. Oktober 1915, 8 U. 65/15 (abgedruckt unt. 

S. 1877; einen Auszug ſ. in d. DJZ. 1915, 1148 und im Berliner 
Tageblatt v. 28. Oktober 1915). 
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Auch hätten in dieſer Zeit die Unterhaltsbedingungen in der 
Stadt gemangelt, Nahrungs⸗ und Feuerungsmittel ſeien für 
Zivilperſonen nicht zu haben geweſen. Seinen Hausrat habe 
er bei ſeinem Fortgang zwar in ſeiner Wohnung belaſſen, aber 
abgeſehen davon, daß ein großer Teil bei ſeiner Rückkehr aus 
der Wohnung verſchwunden geweſen ſei, ſtelle der Verbleib der 
Sachen keine Benutzung im Sinne des Mietvertrags dar, denn 
er miete die Wohnung nicht, um ſeine Möbel darin aufzuſtellen, 
ſondern um ſie bewohnen zu können. Unſtreitig iſt den Ein⸗ 
wohnern der Stadt am 21. Auguſt ernſtlich empfohlen worden, 
die Stadt wegen der Bedrohung durch die Ruſſen zu räumen, 
am 22. Auguſt haben die Ruſſen ſie beſetzt und bis zum 
12. September ſich dort gehalten. Nach dem erneuten Ruſſen⸗ 
einbruch im November ſtand die Stadt ſeit dem 23. November 
1914 unter ruſſiſchem Artilleriefeuer und verblieb im Gefechts— 
gelände bis zur Winter⸗Maſurenſchlacht. Die Wohnung des 
Beklagten wurde unmittelbar vom ruſſiſchen Artilleriefeuer nicht 
beſchädigt. 

Das LG. hat den Mieter verurteilt, den vollen Zins für 
die Zeit bis Ende 1914 zu bezahlen, weil die Nichtausübung 
des Mietgebrauchs lediglich an der Perſon des Mieters gelegen 
habe (BGB. § 552). Das OLG. hat dagegen erkannt, daß 
der Mieter für die Zeit vom 20. Auguſt bis Ende September 
und vom 15. November bis Ende Dezember keine Miete zu 
zahlen brauche, während es über den Zuſtand der Wohnung 
für die Zeit vom 1. Oktober bis 14. November Beweiserhebung 
angeordnet hat. Das OLG. nimmt an, daß vom 20. Auguſt 
bis 12. September die Ruſſen die Wohnung „benutzten“ und 
deshalb dem Mieter der Gebrauch nicht gewährt iſt. Das iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn dem Mieter, falls er nicht 
geflohen wäre, der ganze Gebrauch entzogen ſein würde, mochten 
auch die Mobilien des Mieters in den Räumen bleiben (vgl. 
oben bei A 23 und unter II 1). In der weiteren Zeit bis Ende 
September hat der Mieter die Wohnung nicht benutzen können, weil 
ſie erſt gereinigt und inſtand hätte geſetzt werden müſſen. Bei ſolcher 
Sachlage hat das OLG. mit Recht den Mieter nicht für verpflichtet 
gehalten, Miete zahlen zu müſſen, da ihm der Gebrauch nicht gewährt 
wurde. Für den folgenden Zeitabſchnitt bis Mitte November 
hat das OLG. die Verteidigung des Mieters für beachtlich er⸗ 
klärt, daß die Wohnung nicht benutzbar war, weil alle Fenſter⸗ 
ſcheiben entzwei waren und ihr Erſatz wegen Mangel an Hand⸗ 
werkern nicht möglich war. Es war Sache des Vermieters, 
die Fenſterſcheiben wieder einſetzen zu laſſen. Ihr Fehlen be⸗ 
einträchtigte den Gebrauch in ſehr hohem Grade; ob er ganz 
ausgeſchloſſen war, iſt Tatfrage. Wäre der Mieter nicht vorher 
geflohen, ſo würde er vermutlich, zumal er ſeine Sachen in den 
Mieträumen beließ, die Räume weiter benutzt haben, ſo daß 
dann nur eine ſehr erhebliche Mietzinsminderung in Frage 
kommen würde. 

Für den letzten Abſchnitt (ſeit Mitte November) ſieht das 
OLG. den Mieter deshalb als von der Mietzahlungspflicht 
befreit an, weil die Stadt damals im Gefechtsgelände des 
Stellungskrieges lag und feindlichem Artilleriefeuer ausgeſetzt 
war, wennſchon die Mietwohnung ſelbſt nicht getroffen iſt. Der 
Mieter, der ſeine Sachen in den Mieträumen gelaſſen hatte, 
hätte alſo in dieſer Zeit tatſächlich die Räume ungeſtört benutzen 
können, wennſchon er in der Gefahr ſchwebte, 755 dieſer Zu⸗ 
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ſtand fich jederzeit ändern konnte. Trotzdem ſoll er nach dem 
OLG. Königsberg keine Miete zahlen — die andere Mieter, 
welche trotz ſolcher Gefahr geblieben ſind, gewiß gezahlt haben 
—, weil ihm nicht der ruhige ordnungsmäßige Gebrauch gewährt 
ſei; weil der Mieter einen Anſpruch auf freien und ungeſtörten 
Genuß ſeiner Wohnung habe; weil ihr Behaftetſein mit 
Störungen rechtlicher oder tatſächlicher Art in dem Genuß ein 
Fehler im Sinne des 8 537 BGB. ſei. Demgegenüber kann 
ich nur auf meine obigen Ausführungen verweiſen, deren Er⸗ 
gebnis mir billiger zu ſein ſcheint als dasjenige, zu welchem 
das Berufungsgericht gelangt iſt. N 

6. Flucht vor Kriegsgefahr. Wenn ein Krieg aus⸗ 
bricht, ſo wird mancher Mieter, der nicht fern von dem Kriegs⸗ 
ſchauplatz wohnt, geneigt ſein, fortzuziehen. Ein Mieter, der 
in der Nähe von Freiburg i. B. auf dem Lande gemietet 
hatte, um eine ruhige Sommerwohnung zu haben, wollte im 
Auguſt 1914 wegen des Kriegsausbruchs friſtlos kündigen. 
Das AG. Karlsruhe?“) hat ihn mit Recht abgewieſen. 
Wenn es aber in den Gründen heißt: „Anders wenn die 
gemietete Wohnung unmittelbar im Bereiche der kriege⸗ 
riſchen Ereigniſſe läge, ſo daß der Vermieter den ruhigen 
Beſitz, den vertragsmäßigen Gebrauch, nicht mehr gewähren 
könnte; das wäre Unmöglichkeit der Leiſtung“, ſo treffen 
dieſe Erwägungen des AG. nicht zu. Der Vermieter 
ſchuldet nicht den „ruhigen Gebrauch“ der Mietſache, ſondern 
den „Gebrauch“, und zwar den vertragsmäßigen. Dazu gehört 
nicht, daß der Mieter in Seelenruhe wohnen kann. Wer in 
Grenzgebieten wohnt, muß mit Beunruhigung durch einen 
Krieg ſtets rechnen.?) Nicht einmal die Tatſache, daß z. B. 
Freiburg i. B. wiederholt von Fliegern mit Bomben beworfen 
iſt, kann die dortigen Mieter berechtigen, ihre Wohnungen 
friſtlos zu kündigen.?) Es handelt ſich um Kriegsereigniſſe, 
die an vielen Orten vorkommen und weder ſo häufig noch ſo 
ſchwerwiegend in ihren Folgen ſind, wenn man gegenüberſtellt, 
wie viele Mietwohnungen am Platze ſind und wie wenige 
getroffen werden, daß ihnen ein Einfluß auf den Fortbeſtand 
eines Mietverhältniſſes eingeräumt werden könnte. Das ſelbſt 
dann nicht, wenn man den vorbehandelten Fall der Flucht vor 
dem anrückenden Feind anders entſcheiden wollte, als es hier 
geſchehen iſt. Es handelt ſich im vorliegenden Fall um Angſt 
des Mieters für ſeine oder der Seinen Perſon, welche mit der 
Gebrauchsgewährung der Sache durch den Vermieter nichts zu 


tun hat. 
an IV. 


7. Die bisher behandelten Fälle betrafen unmittelbare 
Kriegseingriffe. Mittelbar macht ſich der Einfluß des Kriegs 
auf Mietverhältniſſe vielfach bemerkbar. 


20) Urt. v. 7. 11. 1914 (Recht 1915 Nr. 188). Vgl. Schneider 
(DZ. 1914, 1083): Kurgäſte dürfen nicht ſchon wegen des Kriegs⸗ 
ausbruchs kündigen. 

25) Vgl. Thiele, S. 679; OLG. Celle (oben Anm. 12) hat die 
Meinung des LG. Hannover, daß der Gefahr eines feindlichen Einfalls 
in Sylt Bedeutung für ein Mietverhältnis beigemeſſen werden könne, 
mit Recht zurückgewieſen. 

26) Daß die Fliegergefahr nicht genügt, nimmt auch Haſſe, DIZ. 
1914, 1108 an. 
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Es handelt ſich dabei meiſtens um den durch $ 552 Saß! 
BGB. geregelten Fall, daß der Mieter durch einen in ſeiner 
Perſon liegenden Grund an der Ausübung des ihm zuſtehenden 
Gebrauchsrechts verhindert wird. Dadurch wird der Mieter 
von der Entrichtung des Mietzinſes nicht befreit. 

Deshalb übt die Einziehung des Mieters zum Kriege 
dienſt keinen Einfluß auf das Mietverhältnis, mag er auch, z B. 
als Unverheirateter, die Mieträume gar nicht mehr gebrauchen 
können. Das gilt auch für den Ausländer, der fortreiſt, um 
dem Rufe ſeines Vaterlandes zu folgen. Es gilt aber auch 
für den Ausländer, der wegen des Kriegsausbruchs eniflicht, 
ausgewieſen d“) oder interniert wird. 

Sollte der Mieter s) ausnahmsweiſe zu perſönlichen 
Nebenleiſtungen verpflichtet ſein, e) fo werden ſolche ihn 
regelmäßig nicht unmöglich fein, weil er fie (3. B. die Reinigung 
und Beſorgung der Beleuchtung des Treppenhauſes) durch 
andere vornehmen laſſen kann. do) 

Ebenſowenig übt das infolge des Kriegs verändert 
Gebrauchsbedürfnis des Mieters einen Einfluß auf das 
Mietverhältnis. Das gilt insbeſondere auch für eine Zimmer 
vermieterin, deren Abmieter einberufen find und die neue Ab 
mieter nicht finden kann. 

Der Mieter von Geſchäftsräumen Kann felbftverftänlid 
nicht den Mietzins mindern oder gar vorzeitig kündigen, wel 
infolge des Kriegs fein Geſchäft an Kundſchaft verloren hit 
Deshalb iſt der Anſpruch eines Wirts, der auf der Leipziger 
Buchgewerbeausſtellung 1914 zwei Plätze für Wirtſchaftsbetrihe 
gemietet hatte, auf Minderung der Miete um die Hälfte, wel ſet 
Kriegsbeginn der Wirtſchaftsbetrieb infolge mangelnden Beust 
der Ausſtellung faſt aufgehört habe, mit Necht abzewuſen 
worden. 0 ) Ebenſowenig kann der Mieter ſich darauf berufen, daß 
er die von ihm geführten Waren nur noch zu einem keinen Gewinn 
laſſenden Preis anſchaffen kann oder daß ſolche Waren überhaupt 
nicht mehr erhältlich ſind. 51) Ob letzteres feinen Grund in det 
Abſchneidung jeder Zufuhr hat oder auf Beſchlagnahmen der 
heimiſchen Behörden beruht, macht keinen Unterſchied. Immer 
handelt es ſich um Hinderungsgründe in der Perſon bei 
Mieters, während der Vermieter nach wie vor den Gebraud 
der Mietſache gewährt. e) Deshalb bleibt auch der Mitter 
oder Pächter eines Theaters oder eines Zirkus trotz der ſchweren 


*) Mittelſtein S. 322. — In Hamburg iſt ein feindliche 
Generalkonſul durch Arreſtbefehl angehalten worden, die Miete fit 
einen langjährigen Vertrag in Höhe von vielen Tauſenden iu 
hinterlegen. 

38) Grundſätzlich ebenfo bei der Pacht, vgl. das Schreiben ii 
Sächſiſchen Juſtizminiſteriums im „Recht“ 1915, 412. 

25) S. Mittelſtein S. 59. 

0) Pgl. die Fälle der Jagdpacht durch Ausländer in Baden 
(Hachenburg in DIZ. 1915, 77.) Der Ausländer wird nicht neht 
zugelaſſen, er muß durch feinen einheimiſchen Jagdauſſeher ben Mi 
ſchuß vornehmen. 

202) OLG. Dresden 31. 5. 1915 (Seuffgl. 70 Nr. 210). 

31) Ebenſo OLG. Colmar 18. 8. 1915 (DIZ. 1916, 1040) 

3%) Deshalb muß auch der Mieter einer Garage, deſſen f 
für Ariegswecke ausgehoben iſt, die Miete fortbegahlen. Bi f 
Mieter ein anderes Auto einſtellen; der Mietvertrag hat nich 5 
ausgehobene Auto zum Vertragsgegenſtand. So mit Recht 1 
meper (DIZ. 1918, 102) gegen Veit (Aute-Recht Nr. 1,10). 


44. Jahrgang. 


Kriegseinwirkung auf ſolchen Betrieb an feinen Vertrag ge- 
bunden, wie dies in allen Rechtszügen in dem bekannten Fall 
Zirkus Buſch erkannt worden it. 33) 

8. Ein beſonderer Umſtand wird in ſolche Fälle hinein⸗ 
getragen, wenn der Geſchäftsbetrieb des Mieters dadurch be⸗ 
einträchtigt oder gar lahmgelegt wird, daß ihm z. B. als Schank⸗ 
wirt die Dauer des Betriebes verkürzt (Polizeiſtunde) oder 
der Ausſchank von Spirituoſen unterfagt oder als Ber: 
anſtalter von öffentlichen Tanzvergnügungen deren Abhaltung, 
und zwar nicht etwa aus perſönlichen Gründen, ſondern aus 
allgemeinen Kriegsrückſichten durch die Kommandogewalt 
verboten wird. Hier findet ein unmittelbarer Eingriff von 
höherer Hand ſtatt, der den Mieter von einer etwa über: 
nommenen Verpflichtung, z. B. jede Woche eine beſtimmte An⸗ 
zahl von Tanzabenden zu veranſtalten, befreien würde. Sollte 
ſich im gegebenen Falle feſtſtellen laſſen, daß der Vermieter 
dafür aufkommen ſollte, daß der Betrieb behördlich geduldet 
werde, ſo würde ſelbſtverſtändlich der Mieter frei ſein. Regel⸗ 
mäßig wird aber die Sachlage jo geſtaltet fein, daß der Ver: 
mieter die Räume nur ſchlechthin zum Betrieb des bezeichneten 
Gewerbes vermietete, ſo daß er zwar dafür aufzukommen hat, 
daß die Räume als ſolche den behördlichen Anforderungen 
genügen,?) nicht aber auch dafür, daß der Mieter eine etwa 
erforderliche Erlaubnis der Behörde zur Ausübung (Beginn 
oder Fortſetzung) feines Betriebs erhalten wird.“?) Dieſe 
Gefahr trägt der Mieter, wenn er ſie nicht durch beſondere 
Abmachung auf den Vermieter abgewälzt hat, wozu die ein— 
fache Angabe, daß zum Zweck eines bezeichneten Geſchäfts— 
betriebes gemietet ſei, nicht genügt.) Ergeht ein Verbot der 
bezeichneten Art, fo findet auch nicht etwa der $ 541 BGB. An— 
wendung, denn nicht ein Mangel im Recht auf ſeiten des Ver— 
mieters und ein beſſeres Recht (Privatrecht) des Eingreifenden 
iſt es, wodurch dem Mieter ein beſtimmter Gebrauch entzogen 
wird, ſondern ein Eingriff behördlicher Gewalt, für den nicht 
der 8 541 BGB. gilt.”) Der Eingriff erfolgt nicht, weil an 
den Räumen etwas zu bemängeln iſt; nur dann würde er ſich 
gegen den Vermieter richten und dieſem die Gebrauchsgewährung 
an den Mieter unmöglich machen. Der behördliche Eingriff 
richtet ſich vielmehr gegen die Benutzung der Räume durch den 
Mieter und macht deshalb dieſem einen beſtimmten Gebrauch — 
wozu er dem Vermieter gegenüber zwar befugt war — un— 
möglich. Dadurch wird aber nichts geändert an der Ber: 
pflichtung des Mieters, den Mietzins fortzuentrichten, denn der 
Vermieter erfüllt unverändert feine Gegenleiſtung: die Ge— 
brauchsgewährung der Räume. Ob man mit dem KG. )) in 
ſolchem Falle ſagen kann, daß der Mieter durch einen in ſeiner 
Perſon liegenden Grund an der Ausübung des ihm zuſtehenden 


33) RG. 4. 5. 1915 (JW. 1915, 7006; Leipzg. 1915, 996). 

34) Mittelſtein, S. 114, 192. S. ferner KG. 14. 12. 1914 (K GBl. 
1915, 39). Vgl. OLG. Karlsruhe 8. 10. 1913 (Rſpr. 28, 145). 

5) Mittelſtein S. 115. Zu den dort für meine Meinung an: 
geführten Urteilen ſ. ferner OLG. Karlsruhe 15. 2. 1912 (BadRpr. 
1912, 61) und KG. ob. in Anm. 34 gerade für den Fall der Ver⸗ 
anſtaltung von Tanzluſtbarkeiten. (Vgl. hierzu aber auch OLG. Frant: 
furt a. M. JW. 1915, 1380.) 

36) RG. 15. 3. 1912 (RG. 79, 94); KG. ob. in Anm. 34. 

37) Mittelſtein S. 228, 209. 
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Gebrauchsrechts verhindert wird (8 552 Satz 1 BGB.), erſcheint 
mir nicht unbedenklich. Das KG. folgt hier dem RG., 26) 
welches ausgeſprochen hat, daß den Gegenſatz zu den in der 
Perſon des Mieters liegenden Gründen diejenigen bilden, 
welche in der Perſon des Vermieters und diejenigen, welche 
in objektiven, d. h. weder die Perſon des Vermieters noch die 
des Mieters betreffenden Umſtänden liegen. Dieſe Gegenüber⸗ 
ſtellung kann zu Zweifeln Anlaß geben, insbeſondere in der 
Richtung, was „objektive“ Umſtände ſind. Im Falle des RG. 
handelte es ſich um die Miete von Räumen für den Filial⸗ 
betrieb eines Stellenvermittlers, den das ſpäter in Kraft 
tretende Stellenvermittlergeſetz verbot. Hier war entſcheidend, 
daß der Mieter ſchon ein Geſchäft der fraglichen Art in einem 
anderen Grundſtück betrieb. Er hätte den Gebrauch der ſtrei⸗ 
tigen Räume unverändert fortſetzen können, wenn er das Stamm⸗ 
geſchäft in ſie verlegt hätte. Dagegen greifen in den Fällen der 
oben behandelten Verbote dieſe ſchlechthin Platz, ohne Rückſicht 
auf den Betrieb des Gewerbes gerade durch dieſen Mieter. 
Man braucht aber gar nicht mit ſolchen Unterſcheidungen zu 
arbeiten. Der 8 552 Satz 1 iſt nach meiner Auffaſſung“s) 
keine Sondervorſchrift, ſondern nur eine Anwendung des all⸗ 
gemeinen die Miete beherrſchenden Grundſatzes, daß der Mieter 
gegen die Gebrauchsgewährung den Mietzins ſchuldet, nicht für 
das Gebrauchmachen. Schon dieſe Erwägung rechtfertigt die 
angeführten Entſcheidungen des RG. und des KG. Der Mieter 
muß die nachteiligen Folgen der fraglichen Verbote und Ein⸗ 
griffe in ſeinen Betrieb auf ſich nehmen und trotzdem den Miet⸗ 
vertrag erfüllen. So hat auch das KG.?) für den Fall des 
Verbots von Tanzluſtbarkeiten während des Kriegs erkannt. 

9. Ein den vorbehandelten Kriegseingriffen verwandter 
Fall, bei dem es ſich um die Beeinträchtigung des Gebrauchs 
von Wohnungen handelt, iſt vorgekommen an Orten, welche 
an der See liegen. Für ſolche Plätze (3. B. Kuxhaven, Trave⸗ 
münde) iſt durch die Kommandogewalt nach Kriegsausbruch 
befohlen worden, daß in allen Räumen nach der Seeſeite kein 
Licht gebrannt werden dürfe, wenn nicht die Fenſter durch 
geeignete Vorkehrungen verdunkelt würden. Ein ſolcher Fall 
war Gegenſtand eines Urteils des LG. Lübeck vom 25. Februar 
1915 (L. III Z. 237/14). Der Kläger hatte dem Beklagten, 
einem Muſikkünſtler, den erſten Stock eines Hauſes am Strand 
von Travemünde für die Zeit vom 1. Juli bis 1. Oktober 1914 
für 1400 & vermietet. Der Beklagte hat am 13. Auguſt 
friſtlos gekündigt, weil die Lichtbeſchränkung ihm nicht nur die 
Annehmlichkeit des Mietgebrauchs ſtöre, ſondern ihn auch in 
ſeinem Beruf beeinträchtige, da er abends komponiere, was ihm 
bei geſchloſſenen Fenſtern nicht möglich ſei. Das LG. hat die 
friſtloſe Kündigung nicht für berechtigt erachtet, aber den Miet⸗ 
zins um 100 & gemindert, indem es erwogen hat: der Fort⸗ 
fall der Annehmlichkeit des Badelebens komme nicht in Betracht, 
denn er war nicht unmittelbar mit dem Gebrauch der Wohnung 
verbunden und gehört nicht zur vertragsmäßigen Gegenleiſtung. 
Die dem Beklagten auferlegte Beſchränkung komme nicht einer 
teilweiſen Entziehung des Gebrauchs gleich, jedoch wurde da⸗ 
durch ein Fehler der Mietwohnung im Sinne des § 537 ver⸗ 
urſacht. Mit Rückſicht auf den teuren Preis ſei dieſer Fehler 


) Mittelſtein S. 322 Anm. 3. R 
168 
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8 
als ein weſentlicher anzuſehen, welcher die Tauglichkeit der 
Wohnung zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch 
teilweiſe aufhob. Bei Bemeſſung der angemeſſenen Minderung 
könne nur berückſichtigt werden, welchen Einfluß das Verbot 
im allgemeinen zu haben pflegt, nicht auch die beſondere 
Wirkung auf die künſtleriſche Betätigung dieſes Mieters. 

Dieſes Urteil, gegen welches nur der Beklagte Berufung 
eingelegt hats), muß Bedenken begegnen. Wenn es ſich wirklich 
um einen Fehler der Mietwohnung handelte, der ſogar als 
weſentlicher anzuſehen wäre, ſo ſollte man annehmen, daß dann 
gemäß 5 542 BGB. friſtlos gekündigt werden darf. Die 
Wohnung war tatſächlich fehlerfrei. Es handelt ſich vielmehr 
wieder (ſ. ob. Nr. 8) um einen behördlichen Eingriff, welcher 
dem Mieter einen beſtimmten Gebrauch verbietet. Allerdings 
hängt in dieſem Fall das Verbot mit der Lage der Miet⸗ 
räume zuſammen. Aber das Verbot hat ſeinen Grund in 
militäriſchen Verhältniſſen. Aus Gründen des Gemeinwohls 
wird die Benutzung der Räume in beſtimmter Weiſe geregelt. 
Dem Mieter wird in keiner Richtung der Mietgebrauch entzogen, 
nur die Art der Benutzung der Mieträume wird obrigkeitlich 
geordnet, wie dies z. B. auch in der Richtung vorkommen kann, 
daß polizeiliche Beſtimmungen ergehen, daß nur zu beſtimmten 
Zeiten Teppiche geklopft werden dürfen. Deshalb erſcheint mir 
im Streitfall der Mieter verpflichtet zu ſein, den vollen Miet⸗ 
zins entrichten zu müſſen. Der Fall liegt auch nicht ſo, wie 
der oben unter II 3 vom AG. Weſterland entſchiedene, daß 
man ſagen dürfte, die Verhältniſſe ſeien ſo geſtaltet, daß dieſe 
Wohnung in Travemünde nicht mehr zum Sommeraufenthalt 
geeignet war. 

10. Für den Vermieter macht ſich der Eingriff des Kriegs 
namentlich dadurch bemerkbar, daß Koksmangel und Kupfer— 
beſchlagnahme ihm die Beheizung des Zinshauſes und die 
Warmwaſſerlieferung erſchweren. Die einſchlägigen Rechtsfragen 
find von mir im Novemberheft der DIZ. 1915, 1067 f. be⸗ 
handelt, worauf verwieſen wird. 


V 


11. Das Ergebnis der Unterſuchungen iſt, daß der Mieter 
durch die Kriegsverhältniſſe oft in die Lage gerät, den vollen 
Gebrauch von der Mietſache nicht machen zu können und trotz⸗ 
dem den vollen Mietzins entrichten muß. Die Härte dieſer 
Rechtslage zeigt ſich namentlich in Fällen, wenn für Geſchäfts— 
räume hohe Mieten gezahlt werden müſſen, ohne den Betrieb 
fortſetzen zu können (z. B. im Falle der Miete von Räumen 
für öffentliche Tanzvergnügungen). In ſolchen Fällen wird 
der Mieter dazu noch durch langfriſtige Verträge gebunden 
fein. Hachenburg hat — anläßlich des Falles Zirkus Buſchss) 
— gemeint!), daß ein billiger Intereſſenausgleich ſchon nach 
der Lage des jetzigen Rechts gegeben ſein dürfte, wofür 
er zum Anhalt auf 88 537, 254 BGB. verweiſt. Ich 
glaube nicht, daß dies zutrifft. In den fraglichen Fällen 
leiſtet der Vermieter voll; er tut das Seine, und ein Vorwurf 
trifft ihn nicht. Aus den 88 537, 254 könnte allenfalls nur 


89) Durch Urteil des OLG. Hamburg v. 11. 11. 1915, Bf. II 108/15, 
iſt die Berufung verworfen; das Urteil iſt unten S. 1879 abgedruckt. 
40) DIZ. 1915, 586/587. 
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gefolgert werden, daß der Mietzins auch hier herabzuſetzen ift 
Aber nach welchem Maßſtab? Ein Ausweg würde nur möglich 
ſein, wenn eine Schlichtungskommiſſion nach freieſtem Ermeſſen 
auf Grund der Sachlage den Mietzins herabſetzen dürfte. Damit 
verläßt man aber den ſicheren Boden des geltenden Rechts.“) 
Außergewöhnliche Zuſtände, wie es ein Krieg iſt und gar ein 
Krieg von ſolchem Umfang und ſolcher Dauer wie der jetzige, 
greifen ſtets tief in die Lebens⸗ und Erwerbsverhältniſſe hinein. 


Der Vermieter iſt ſchon ſtark geſchädigt dadurch, daß viele 


Mieter und gerade ſolche, welche Betriebe der hier erörterten 
Art haben, den Mietzins ganz und auf die Dauer zu zahlen 
oft tatſächlich nicht imſtande ſein werden. 

Weit eher könnte man an einen anderen und wirklichen 
Rechtsbehelf denken: an eine außerordentliche Kündi⸗ 
gungsbefugnis für den Mieter, der ſich in einer fo außer⸗ 
ordentlichen Lage befindet. Aber auch hier ſteht die Mannig⸗ 
faltigkeit der Fälle einer Regelung durch Notverordnung bindernd 
im Wege. Mit Grund hat der Bundesrat mit ſolchen Ein 
griffen in das geltende Recht bisher zurückgehalten. Wenn er 
ſich jetzt dazu verſtanden hat, durch Verordnung vom 7. DI: 
tober 1915 (RG Bl. S. 642) das außerordentliche Kündigungsrecht 
aus 5 569 BGB. zu erſtrecken und zu erleichtern, fo hat er 
das auf Anregung des Reichstags und nach reiflicher Ube⸗ 
legung“) und in ſachgemäßer Fortbildung einer ſchon ber 
handenen Geſetzesvorſchrift getan, wobei ein klares Krieg 
ereignis, der Tod des Mieters infolge feiner Teilnahme am 
Kriege, eine feſte Unterlage gab für die geſetzgeberiſche Naß 
nahme. Auf dieſe Verordnung näher einzugehen, fol Außabe 
eines beſonderen Aufſatzes fein, der in dem nächſten Hefte der 
Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts erſcheinen wird.“ 


Die Verordnung des Bundesrats über das 
Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Krieg 
teilnehmern vom 7. Oktober 1915.)) 

Von Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Die Vorſchrift des § 569 BGB., nach der bein Tide 
des Mieters ſowohl der Erbe als der Vermieter zur Kündigung 
unter Innehaltung der geſetzlichen Friſt berechtigt iſt, enthalt 
nachgiebiges Recht. Tatſächlich wird in vielen Mietsverträgen, 
namentlich in Großſtädten, die Befugnis zu dieſer außer 


41) In Belgien hat der deutſche Gouverneur derartig e. 
gegriffen (BO. v. 20. 11. 1914; vgl. DIZ. 1915, 182). Velzin f 
aber ein Kriegsland mit außergewöhnlichen Verhältniſſen. | 

4) Vgl, Mittelftein, DIZ. 1915, 802. 

6) Bol, über die RBD. v. 7. 10. 1915 den untenftchendt 
Aufſatz von Stillſchweig, ſowie v. Harder S. 1390. 


) [Nr. 4907.] Bekanntmachung über das Kündigungsrecht Dt 
Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern. Vom 7. Oktober 1915. be 

Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſeted wen 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahme a 
vom 4. Auguft 1914 (Schl. S. 827) folgende Verordnung elf‘ 

1. 

Auf eine Vereinbarung, 2 die für den Fall, daß be Weir 

fürbt, das Kündigungsrecht des Erben abweichend von ben Bari" 


lat 


44. Jahrgang. 


ordentlichen Kündigung zum Nachteil der Erben des Mieters 
aufgehoben oder beſchränkt. Das kann, namentlich infolge der 
durch den Krieg hervorgerufenen wirtſchaftlichen Schädigungen, 
zu großen Härten führen. Die Verordnung vom 7. Oktober 1915 
gibt daher den Erben des Mieters trotz abweichender Vertrags⸗ 
beſtimmung das Kündigungsrecht des $ 569, wenn der Mieter 
infolge ſeiner Teilnahme am Kriege geſtorben iſt und dieſes 
Kündigungsrecht der Billigkeit entſpricht (58 1, 3). Haben 
Eheleute gemeinſchaftlich gemietet, ſo kommt nach herrſchender 
und richtiger Anficht?) das Kündigungsrecht des § 569 beim 
Tode eines der Ehegatten nicht in Frage. Demgegenüber gewährt 
die Verordnung der Kriegswitwe ein ſolches Recht, abermals 
unter der Vorausſetzung, daß es der Billigkeit entſpricht (S8 2, 3). 
Ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, hat das AG. der belegenen 
Sache in Streitfällen auf den an eine kurze Friſt gebundenen 
Anruf des Vermieters zu entſcheiden. 

Der Grundgedanke dieſer Vorſchriften iſt gewiß billigenswert. 
Bei ihrer Durchführung in der Praxis iſt aber die Gefahr zu 


im 8 569 BGB. geregelt iſt, kann ſich der Vermieter nicht berufen, 
wenn der Mieter infolge feiner Teilnahme am Kriege geſtorben ift. 


§ 2. 
Haben Eheleute gemeinſchaftlich gemietet, und ſtirbt der Ehemann 


infolge ſeiner Teilnahme am Kriege, ſo iſt die Ehefrau berechtigt, das 


Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt für den erften 
zuläſſigen Termin zu kündigen. Auf eine abweichende Vereinbarung 
kann ſich der Vermieter nicht berufen. 

§ 3. 

Gegen eine Kündigung, die auf Grund des § 1 oder des 8 2 
erfolgt, kann der Vermieter binnen einer Woche bei dem Amtsgericht, 
in deſſen Bezirke ſich die Mietſache befindet, Widerſpruch erheben. 
Das Gericht hat Abſchrift des Widerſpruchs dem Gegner zur Erklärung 
mitzuteilen. 

Das Gericht entſcheidet darüber, ob trotz des Widerſpruchs die 
Kündigung wirkſam iſt. Die Kündigung iſt für unwirkſam zu erklären, 
wenn nicht die Fortſetzung des Mietverhältniſſes zu einem unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil für den Erben oder die Ehefrau führen würde. Bei 
dieſer Entſcheidung ſind die beiderſeits geltend gemachten Umſtände in 
billiger Weiſe gegeneinander abzuwägen. Die tatſächlichen Behauptungen 
ſind glaubhaft zu machen. 

Die Entſcheidung, die ohne mündliche Verhandlung ergehen 
kann, erfolgt durch Beſchluß. Gegen den Beſchluß findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 

Die Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren betragen zwei Zehnteile des 
Satzes es § 8 GKG. und des § 9 NRAGebd. 

§ 4. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Sie findet auch Anwendung, wenn der Tod des Mieters vor dieſem 
Tage eingetreten war; die Kündigung kann für den erſten zuläſſigen 
Termin nach dem Inkrafttreten erfolgen. 

Den Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Verordnung beſtimmt 
der Reichskanzler. 

Berlin, den 7. Oktober 1915. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers, 
Delbrück. 


) Literatur: Zweigert, Leipz 3. 1915, 1845 ff.; v. Harder, 
S. 1890. 
9) Vgl. Mittelſtein, 873 Nr. 5, 6; a. A.: Dernburg, § 221 II 1a. 
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vermeiden, daß die Intereſſen der des Familienhauptes beraubten 
Hinterbliebenen zu einſeitig berückſichtigt werden. Die beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen ſind gegeneinander abzuwägen. Der Ver⸗ 
mieter iſt oft der wirtſchaftlich ſchwächere, und er iſt, wie hier 
nicht weiter ausgeführt zu werden braucht, in dieſen Zeiten 
eines ganz beſonderen Schutzes bedürftig. Die bisherigen 
kriegsrechtlichen Schutzmaßregeln zugunſten der Eigentümer, 
die ohnehin nicht als zureichend gelten können, würden noch 
geſchwächt werden, wenn man das Intereſſe der Hinterbliebenen 
allzu ſtark betont. Dem Richterſtand wird hier eine ver⸗ 
antwortungsvolle Aufgabe erwachſen. 

Da der Verordnung in der Praxis vorausſichtlich große 
Bedeutung zukommen wird, ſo verdient ſie eine eingehendere 
Beſprechung, um ſo mehr, als ſie das Schickſal vieler Gelegenheits⸗ 
geſetze teilt: außerhalb des Syſtems ſtehend, läßt ſie, trotz der 
anſcheinenden Durchſichtigkeit ihrer Beſtimmungen, eine Reihe 
ſchwieriger materiellrechtlicher und prozeßrechtlicher Fragen offen. 

Die Rückſicht auf die durch den Krieg veranlaßten wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwierigkeiten hätte vielleicht die Rechtswohltat der 
Verordnung in allen Fällen des Todes des Mieters 
während der Kriegszeit gerechtfertigt, vorbehaltlich natürlich 
des richterlichen Prüfungsrechis des $ 3. Die Verordnung 
ſchränkt aber, offenbar im Intereſſe des Grundbeſitzes, den 
Kreis der Begünſtigten erheblich ein, indem ſie in beiden Fällen, 
8 1 und § 2, ihren Schutz nur dann gewährt, wenn der 
Mieter infolge ſeiner Teilnahme am Kriege geſtorben iſt. 
Er muß alſo Kriegsteilnehmer geweſen ſein, und der Tod muß 
in urſächlichem Zuſammenhang mit der Kriegsteilnahme 
geſtanden haben. Beide Vorausſetzungen ſind näher zu be⸗ 
ſtimmen. 

Kriegsteilnehmer muß der Mieter geweſen ſein. Wird 
eine Zivilperſon durch eine von einem Luftzeug herabgeworfene 
Bombe getötet, ſo findet die Verordnung keine Anwendung; 
das gleiche gilt in allen Fällen, in denen Zivilperſonen vom 
Feinde getötet werden. Das iſt wenig befriedigend. Die 
Witwe des getöteten Ziviliſten ſteht nicht anders da als die 
des gefallenen Kriegers. Nicht die Kriegsteilnehmerſchaft, 
ſondern die beſondere Gefahr des Krieges hätte die Voraus⸗ 
ſetzung der Verordnung fein ſollen. Wer iſt nun aber Kriegs 
teilnehmer? Die Verordnung definiert den Begriff nicht, auch 
nicht das Geſetz betreffend den Schutz der infolge des Krieges 
an der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen, das 
ſogenannte Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz vom 4. Auguſt 1914. 
Dieſes unterwirft in ſeinem § 2 drei Gruppen von Perſonen 
ſeinem Schutze. Der Begriff „Kriegsteilnehmer“ wird in der 
Verordnung des Bundesrats über die Vertretung der Kriegs— 
teilnehmer in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 14. Januar 
1915 eingeführt, indem es jene drei Gruppen unter Verweiſung 
auf den § 2 als Kriegsteilnehmer bezeichnet. Hiermit iſt nicht 
etwa eine allgemeingültige Definition gegeben. Der Inhalt des 
Begriffs iſt vielmehr aus dem Zweck des Geſetzes in jedem 
Falle beſonders feſtzuſtellen. Zweck der beiden letzterwähnten 
Geſetze iſt Fürſorge für die durch ihre Einberufung zum Kriegs— 
dienſt an der Wahrnehmung ihrer Rechte Behinderten, 
Zweck der vorliegenden Verordnung Fürſorge gegen eine durch 
den Krieg geſchaffene wirtſchaftliche Notlage. Der Begriff iſt 
hier offenbar weiter als dort. Auch Zweigert (S. 1348 warnt 
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aus ähnlichen Gründen vor einer ſchematiſchen Herübernahme 
des Begriffs aus § 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914, und 
hebt mit Recht hervor, daß die vorliegende Verordnung 
auch den Hinterbliebenen immobiler Kriegsteilnehmer zugute 
kommt. Er will für die Feſtſtellung des Begriffs die Grund⸗ 
ſätze der Kriegshinterbliebenenfürſorge, beſonders die SS 19, 
26 des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 
verwerten, da es ſich hier um annähernd ähnliche Zwecke 
handelt. Damit wird aber der Kreis zu eng gezogen; 
es würden die auf Grund eines Dienſtvertrages von der Militär⸗ 
behörde angeſtellten Privatperſonen [Zivilärzte, Radfahrer, 
Kraftwagenführer, Marketender, Kutſcher, Krankenpfleger, auch 
Frauen, wie Krankenpflegerinnen “)] ausgeſchloſſen fein, während 
ſie doch, unter der Vorausſetzung der Zugehörigkeit zu einem 
mobilen Truppenteil, zur Gruppe der Nr. 1 des S 2 des 
Geſetzes vom 4. Auguſt 1915 zu rechnen find.) Man kommt 
zu einer klaren und dem Zwecke unſerer Verordnung ent⸗ 
ſprechenden Löſung, wenn man an den drei Gruppen des 8 2 
des Geſetzes vom 4. Auguſt 1915 zwar feſthält, die Gruppe 
der Nr. 1 aber auch auf Angehörige nichtmobiler Truppenteile 
erſtrekt. Die Auslegung, die der §S 2 in Schrifttum und 
Rechtſprechung erfahren, kommt dann auch unſerer Verordnung 
zugute, nur daß die Erörterungen über mobile und immobile 
Truppenteile hier ausſcheiden. Auch Mannſchaften zur Be⸗ 
wachung von Kriegsgefangenen im Inlande fallen hiernach, wie 
im Gegenſatz zu Harder anzunehmen, unter den Begriff. 

Aber nicht ſchon der Tod des Kriegsteilnehmers, ſondern 
der Tod infolge der Kriegsteilnahme iſt Vorausſetzung für 
das vorzeitige Kündigungsrecht der SS 1, 2 unſerer Ber: 
ordnung. Das Erfordernis des urſächlichen Zuſammenhangs 
wird, wie vorauszuſehen, zu einer Fülle von Streitigkeiten 
führen. Die Bemerkung Zweigerts, die Teilnahme am Kriege 
müſſe eine der Bedingungen geſetzt haben, ohne die der Tod 
des Mieters nicht eingetreten wäre, iſt gewiß richtig, nur wird 
ſie nicht alle Zweifel löſen. Es ſeien nur einige Beiſpiele an⸗ 
geführt. Wenn ein Militärarzt im Inlande einen Soldaten 
behandelt, der ſich im Felde eine anſteckende Krankheit zugezogen 
und der Arzt infolge Übertragung der Krankheit ſtirbt, fo iſt 
er „infolge ſeiner Teilnahme am Kriege“ geſtorben. Dasſelbe 
gilt vom Zivilarzt, ſofern er nur (ſiehe oben) zu den Kriegs⸗ 
teilnehmern gehört. Geht ein anderer Arzt unter ähnlichen 
Verhältniſſen zugrunde, jo findet die Verordnung keine An— 
wendung. Ertrinkt ein Soldat beim Baden im beſetzten 
Feindesland, ſo liegt die Vorausſetzung der Verordnung vor; 
ereignet ſich der gleiche Fall im Inlande, ſo wird die Ent— 
ſcheidung von den Umſtänden abhängen. Der Landſturmmann, 
der bei der Bewachung eines Gefangenenlagers im Inlande in— 
folge Meuterei der Gefangenen erſchoſſen wird, ſtirbt, wie man 
ebenfalls im Gegenſatz zu Harder annehmen muß, infolge ſeiner 
Teilnahme am Kriege. 

Erheblichen Zweifeln in der Praxis wird der § 2 BD. 
begegnen, der das Kündigungsrecht der Ehefrau behandelt. 
Haben Eheleute gemeinſchaftlich gemietet und ſtirbt der Ehemann 
infolge ſeiner Teilnahme am Kriege, „ſo iſt die Ehefrau be⸗ 


4) Es iſt dies die Aufzählung Güthes, Kriegsrecht S. 81. 
5) Vgl. Güthe, Bendix, a. a. O. S. 81, 82; Sießkind, ebenda S. 84. 
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rechtigt, das Mietsverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt für den erſten zuläſſigen Termin zu kündigen“. Die Be⸗ 
deutung dieſer Beſtimmung iſt keineswegs klar. Nach dem Recht 
des BGB. iſt in einem ſolchen Falle die außerordentliche 
Kündigung des § 569 nicht möglich; die Frau kann nicht 
kündigen, da ſie ſelbſt Vertragspartei iſt, die Erben nicht, weil 
ſie das Recht nur in Gemeinſchaft mit der Ehefrau ausüben 
könnten, dieſer aber das Recht nicht zuſteht. In dieſen 
Rechtszuſtand greift der 8 2 ein. Bei unbefangener Aus: 
legung wird man geneigt fein, die Vorſchrift dahin zu ver: 
ſtehen, daß die Ehefrau das Mietsverhältnis durch Kündigung 
ſchlechthin beendigen kann, ſo daß der Vertrag auch bezüglich 
der Erben des Mannes ſein Ende erreicht; ſie würde in 
geſetzlicher Vollmacht der Erben handeln, wobei dahingeſtell 


bleiben mag, welche Wirkung deren Widerſpruch baben 
würde. Dieſe Auslegung würde dem Wortlaut des 
Geſetzes entſprechen, ſie trifft aber nicht zu. Hat der 


Ehemann allein gemietet, jo ſteht der Frau das Recht, 
durch ihre Kündigung das Mietsverhältnis zu beenden, nicht zu. 
Sie kann es nach 8 569 BGB. in Verbindung mit §1 Wb. 
nur in Gemeinſchaft mit den anderen Erben ausüben. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann die durch Vertrag gebundene Witpe kein 
beſſeres Kündigungsrecht haben. Es iſt daher nicht die 
Abſicht des Geſetzgebers, der Ehefrau als ſolcher ein Kündigungs 
recht zu verleihen; fie ſoll vielmehr nur, wie Zweigert es zu 
treffend bezeichnet, von den Schranken ihrer eigenen vertraglichen 
Gebundenheit befreit werden. Es wird ſo angeſehen, als wäre 
fie gar nicht Mitmieterin, fie hat dieſelben Rechte, aber auch 
nur dieſe, wie die Ehefrau, die von vornherein nicht Vertrags. 
partei war. Iſt fie alſo Erbin des Mannes, fo wird iht — 
gegenüber dem Recht des BGB. — die Kündigungamäglidtet 
eröffnet, fie kann in Gemeinſchaft mit den anderen Erben 
gemäß § 569 und § 1 BD. vorzeitig kündigen. Iſt fie nicht 
Erbin ihres Mannes, ſo führt die Beſeitigung der Schranken 
der vertraglichen Gebundenheit allerdings zu dem Ergebnis, 
daß fie dieſe Gebundenheit vorzeitig löſen und das Miete 
verhältnis für ihre Perſon beendigen kann. Ob die Erben 
alsdann vom Rechte des § 569 in Verbindung mit 8 1%. 
Gebrauch machen wollen, bleibt ihrem Ermeſſen überlafen. 
Wollen ſie es, ſo muß der Vermieter den Vertrag mit ihnen 
fortſetzen; denn ihm iſt das Recht der vorzeitigen Kündigung in 
der Verordnung nicht verliehen. Das kann zu großen Härten 
für ihn führen, wenn er den Vertrag mit Rüdfiht auf die 
günſtigen Vermögensverhältniſſe, die wertvolle Einrihtung da 
Frau abgeſchloſſen. Der Rechtsbehelf aus $ 321 B08. wild 
wenig nützen. Ein Ausgleich wird dadurch geſchaffen, daß der 
Richter, wie Harder in ähnlichem Zuſammenhang heworbeb, 
in ſolchen Fällen die Kündigung gemäß 8 3 für unwirkſam er 
klären wird. — Keinesfalls kann die Faſſung des 8 2 als hir 
glücklich bezeichnet werden. N 
Der § 3 BO. wird vielleicht die größten Schwierigkeiten 
bereiten. So billigenswert das Prinzip der Intereſſenabwägung 
iſt, ſo unterliegt doch ſeine prozeſſuale Durchführung erheblichen 
Bedenken und Zweifeln. Das Gericht der belegenen Sach pl 
nach Billigkeit durch Beſchluß entſcheiden, ob die Kündigung 
wirkſam iſt. Die Entſcheidung kann ohne mündliche Behand 
lung erfolgen. Die tatſächlichen Behauptungen find glaubt 
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zu machen. Gegen den Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde 
ſtatt. Alſo ein einfaches, beſchleunigtes Verfahren, wie es den 
Umſtänden, die eine ſchleunige Regelung erfordern, entſpricht. 
Es ſei ſchon hier mit Nachdruck darauf hingewieſen, daß dies 
Verfahren den Hinterbliebenen nur in den Fällen der 88 1, 2 VO. 
zugute kommt, alſo wenn die Dispoſitivvorſchrift des 8 569 
vertraglich aufgehoben oder beſchränkt iſt, oder wenn die Ehe⸗ 
frau gemeinſchaftlich mit dem Ehemann kontrahiert hat. Das 
Verfahren findet aber keine Anwendung, wenn der $ 569 ver⸗ 
traglich nicht berührt iſt oder wenn die Ehefrau nicht Mit⸗ 
mieterin iſt. Die Bedeutung dieſer Hervorhebung wird mehrfach 
hervortreten. — Das Gericht fol nach dem Inhalt der Vor 
ſchrift über die Billigkeitsfrage entſcheiden. Hierbei iſt voraus⸗ 
geſetzt, daß nur dieſe ſtreitig iſt. Wie aber, wenn noch andere 
Streitpunkte vorliegen? Die Hinterbliebenen haben durch 
Privatbrief eines Kameraden den Tod erfahren; der Vermieter 
beſtreitet ihn; oder er beſtreitet den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen Tod und Kriegsteilnehmerſchaft, oder die letztere ſelbſt, 
oder die Erbeneigenſchaft der Kündigenden; es können auch 
allgemeine Prozeßvorausſetzungen auf beiden Seiten ſtreitig ſein. 
Hier erheben ſich zwei Fragen: Unterliegen dieſe Streit— 
punkte ebenfalls dem außerordentlichen Beſchluß— 
verfahren? und ferner: Genügt auch hier Glaubhaft— 
machung? 

Der § 3 Abſ. 2 iſt anderen kriegsrechtlichen Vorſchriften 
nachgebildet, die eine Entſcheidung nach der Billigkeit einführen, 


| nämlich den 85 1, 6 VO. über die Bewilligung von Zahlungs: 


friſten vom 7. Auguſt 1914 (20. Mai 1915) und dem 8 1 
Abſ. 3 VO. über die Folgen der nichtrechtzeitigen Zahlung 
einer Geldforderung vom 18. Auguſt 1914 (20. Mai 1915). 
Hier wird die Billigkeitsfrage entweder vom Prozeßgericht zu— 
gleich mit dem übrigen Streitſtoff, oder nach abgeſchloſſenem 
Rechtsſtreit oder feſtgelegtem Rechtsverhältnis vom Vollſtreckungs— 
gericht entſchieden. So wird der übrige Streitſtoff entweder 
im Rahmen des ordentlichen Prozeſſes zugleich mit der Billigkeits⸗ 
frage, oder aber dieſe wird allein ohne weiteren Streitſtoff zum 
Austrag gebracht. Eine Entſcheidung über den weiteren 
Streitſtoff in einem außerordentlichen Verfahren iſt 
dem bisherigen Kriegsrecht nicht bekannt.“) Damit ſteht, 
wie leicht erſichtlich, im Zuſammenhang, daß auch das Er— 
fordernis der Glaubhaftmachung nach bisherigem Kriegs— 
recht ſich nur auf ſolche tatſächlichen Behauptungen bezieht, die 
zur Billigkeitsfrage aufgeſtellt werden. 

Wollte man für unſeren § 3 die oben aufgeworfenen 
beiden Fragen bejahen, ſo käme man zu einer bedeutungsvollen 
Durchbrechung zivilprozeſſualer Grundſätze, die dem Geſetzgeber 
vielleicht nicht vorgeſchwebt hat und die man ohne zwingenden 
Grund nicht annehmen kann. Ein ſolcher zwingender Grund 
verlangt die Bejahung der erſten Frage. Das AG., das zu: 
nächſt zur Entſcheidung über die Billigkeitsfrage berufen iſt, 
hat den geſamten Streitſtoff zu entſcheiden. Eine Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens zur Erledigung der anderen Streit⸗ 
punkte, wie fie etwa im $ 95 FGG. vorgeſehen iſt, kann nicht 


in Betracht kommen; ſie würde jeder geſetzlichen Grundlage 


o) Auch nicht im Fall des 8 6 eit., defim Anwendung ein An- 
erkenntnis voraus ſetzt. 
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entbehren und vor allem dem praktiſchen Bedürfnis wider⸗ 
ſprechen; das Verfahren darf nicht zerriſſen werden. So wird 
denn nicht eine einzelne Frage, ſondern ein vollſtändiger 
Rechtsſtreit, die Feſtſtellung der Berechtigung der 
Kündigung ſchlechthin, vor den Beſchlußrichter gebracht. 
Daß dieſe Abweichung von den Grundſätzen der ZPO. manche 
Zweifelfragen erzeugen wird, iſt vorauszuſehen. Wenn z. B. 
der Vermieter die Widerſpruchsfriſt von einer Woche verſäumt, 
hat er damit nur ſein Recht verwirkt, die Kündigung als un⸗ 
billig zurückzuweiſen? Darf er noch geltend machen, daß 
die materiellen Vorausſetzungen der Kündigung, Tod des 
Mieters, Kriegsteilnehmerſchaft urſächlicher Zuſammenhang, 
Erbeneigenſchaft der Kündigenden uſw., nicht vorliegen? Die 
Frage wird wohl bejaht werden müſſen; doch ſind dieſe Streit⸗ 
punkte nicht mehr im außerordentlichen Beſchlußverfahren, 
ſondern im gewöhnlichen Prozeßverfahren zu entſcheiden. Nur 
wenn rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt, wird der ganze Rechts⸗ 
ſtreit in das Beſchlußverfahren hineingezogen. Daß die Erben 
bzw. die Kriegswitwe bei nichtrechtzeitigem oder unterlaſſenem 
Widerſpruch des Vermieters über die materielle Wirkſamkeit 
ihrer Kündigung im Ungewiſſen ſind, iſt freilich richtig; ſie 
teilen aber dies Schickſal mit den Kriegshinterbliebenen, auf 
die ſich die Verordnung nicht erſtreckt (ſ. o.). Dieſe Ungewiß⸗ 
heit wollte die Verordnung alſo hier nicht beſeitigen. Die 
rechtskräftige Zurückweiſung des rechtzeitig erhobenen Wider⸗ 
ſpruchs hat freilich, da nach unſeren Darlegungen der ganze 
das Kündigungsverhältnis betreffende Feſtſtellungsſtreit Gegen⸗ 
ſtand des Beſchlußverfahrens geworden iſt, die Feſtſtellung des 
Kündigungsrechts ſchlechthin zur Folge. Die Rechtshängigkeit 
des Feſtſtellungsſtreits iſt, da ein anderer Zeitpunkt nicht in 
Frage kommt, mit dem Eingang des Widerſpruchs bei dem 
zuſtändigen Gericht eingetreten. Ein Verſäumnisverfahren 
gemäß 58 330 ff. ZPO. bei angeordneter mündlicher Verhand⸗ 
lung findet nicht ſtatt; dafür fehlt es im Beſchlußverfahren an 
einer geſetzlichen Grundlage; dagegen werden die Beſtimmungen 
des 58 138 ZRO. unverändert anzuwenden ſein.“ 

Von großer Bedeutung iſt ferner die zweite oben auf- 
geworfene Frage, ob auch die den anderweiten Streitſtoff 
betreffenden Behauptungen nur glaubhaft zu machen ſind. 
Zweigert unterſucht dieſe Frage nicht weiter; aus gelegentlichen 
Bemerkungen iſt aber zu entnehmen, daß er ihre Bejahung für 
ſelbſtverſtändlich hält. Hierin wird man ihm aber keineswegs 
beipflichten können. Der § 3 Abſ. 2 entſcheidet dieſe Frage 
zwar nicht direkt, doch ſchließt ſich der das Erfordernis der 
Glaubhaftmachung enthaltende Satz an die voraufgehende, das 
Abwägen der Intereſſen betreffende Beſtimmung ſo eng an, 
daß man ihn hierauf beſchränken muß. Dazu kommt, daß die 
gleichen Worte in anderen kriegsrechtlichen Vorſchriften, wie 
ſchon hervorgehoben, nur in dieſem Sinne zu verſtehen ſind; 
endlich wäre es ein Vorgang ohne Beiſpiel, eine definitive, den 
Rechtsſtreit (ſ. o.) beendende, der materiellen Rechtskraft fähige 
Entſcheidung auf unbewieſene, nur glaubhaft gemachte Be: 
hauptungen zu ſtützen. Es iſt ja nicht zu verkennen, daß durch 


7) Vgl. Gaupp⸗Stein, 8 128 ZPO. Bem. v; die dort entwickelten 
Grundfäge über die „fakultative mündliche Verhandlung“ gelten auch 
in unſerem Falle. 
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Beweiserhebungen die Erledigung in einer die beiderſeitigen 
Intereſſen gefährdenden Weiſe verzögert werden kann. Beide 
Teile wollen möglichſt bald, ſchon vor dem nächſten Umzugs⸗ 
termin, Klarheit über die Situation haben. Das fällt hier um 
ſo mehr ins Gewicht, als die Beweiserhebung oft im beſetzten 
Feindesland wird ſtattfinden müſſen. Aber wie ſteht es in 
dieſer Beziehung mit den Kriegshinterbliebenen, auf die unſere 
Verordnung ſich nicht bezieht, alſo in den Fällen, in denen 
der $ 569 BGB. durch Vertrag nicht geändert iſt oder die 
Ehefrau nicht mitgemieret hat. Hier machen ſich die gleichen 
Abelſtände einer langwierigen Beweisaufnahme bemerkbar, und 
doch müſſen ſie ertragen werden. Eine abweichende Behandlung 
in den Fällen der Verordnung entbehrt jeder Berechtigung, es 
iſt keinerlei Grund für die Unterſcheidung erkennbar. Die Ver⸗ 
ordnung hat eben dieſen Mbelftand nicht beſeitigen wollen; ſoll 
ihm abgeholfen werden, ſo kann dies nur im Wege einer neuen 
Verordnung geſchehen, die dann auch jene anderen Fälle mit⸗ 
umfaſſen müßte. Ob ſich dieſer Weg empfiehlt, kann hier 
dahingeſtellt bleiben. — Daß in dem gleichen Verfahren gewiſſe 
Tatſachen glaubhaft zu machen, andere aber zu beweiſen ſind, 
iſt nichts Befremdliches und iſt vor allem nicht ohne Vorgang. 
Die Situation iſt z. B. die gleiche bei dem Tatbeſtand, der 
dem § 1 WO. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs: 
friſten vom 7. Auguſt 1914 (20. Mai 1915) zugrunde liegt. — 
Die Zuläſſigkeit einer Beweisaufnahme im Beſchlußverfahren 
entſpricht dem allgemeinen Prozeßrecht. 


Die Übergangsvorſchrift des § 4 bietet zu Bemerkungen 


keinen Anlaß. Harder wirft die Frage auf, ob nach Inkraft⸗ 
treten der Verordnung geſchloſſene Verträge ihren Vorſchriften 
unterliegen. Harder verneint ſie, ſie dürfte indeſſen zu bejahen 
ſein; die Verordnung läßt in keiner Weiſe den Schluß zu, daß 
ihre Vorſchriften ſich nur auf die Vergangenheit beziehen. Die 
Beweisführung Harders iſt nicht überzeugend. 

Weitere Zweifelsfragen, die unabhängig von der Verordnung 
das Recht des S 569 BGB. betreffen, gewinnen freilich bei 
den Tatbeſtänden der Verordnung eine erhöhte Bedeutung, 
trotzdem iſt hier ein Sonderrecht nicht anzuerkennen; ein ſolches 
kommt ja auch für jene anderen wirtſchaftlich gleichliegenden 
Fälle, die der Verordnung nicht unterworfen find, nicht zur An- 
wendung. Hierher gehört die Frage, ob ſchon bei der Kündigung 
der Tod und die Erbeneigenſchaft urkundlich nachgewieſen werden 
müſſen. Mittelſtein verneint ſie,') ebenſo Zweigert. Man wird 
ſich dem anſchließen können, wenn auch nicht der Begründung 
Zweigerts. Dem allgemeinen Recht des 8 569 entſpricht ferner 
die Streitfrage über die Bedeutung der Vorſchrift, daß die 
Kündigung nur für den erſten Termin erfolgen kann, für den 
ſie zuläſſig iſt. Was Zweigert und Harder hier unter Bezug— 
nahme auf NG. 74, 35 ausführen, erſcheint zutreffend; es ent⸗ 
ſcheidet nicht die abſtrakte, ſondern die konkrete Kündigungs— 
möglichkeit.“) 


8) Miete, § 78 Nr. 4. 
9) Mittelſtein, ebenda Nr. 7. 
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Kann der rechtskräftig abgelehnte Antrag auf 
Anordnung eines Arreſtes oder Erlaß einer einit- 
weiligen Verfügung auf Grund desſelben Sad 
verhalts unter beſſerer Glaubhaftmachung erneut 
geſtellt werden? 
Ein Beitrag zur Lehre von der materiellen Rechtskraft. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz E. Cohn, Berlin. 


I. 


Die praktiſche Bedeutung der in der Überſchrift geftellten 
Frage möge ein Fall veranſchaulichen: 
In dem Scheidungsprozeß der Eheleute E. hatte die Fra 
beantragt: 
ihr durch einſtweilige Verfügung das Getrenntleben für 
die Dauer des Rechtsſtreits zu geſtatten. 


Zur Glaubhaftmachung ihrer tatſächlichen Behauptungen 
hatte ſie eine von ihr ſelbſt ausgeſtellte eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung beigefügt. Der Antrag wurde in II. Inſtanz abs 
gelehnt, da die Glaubhaftmachung ungenügend ſei. Nunmehr 
überreicht die Ehefrau eine eidesſtattliche Verſicherung eines 
Dritten, der ihre Behauptungen darin beſtätigt, und beantragt 
erneut den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung. 

Kann das Gericht dieſem Antrag ſtattgeben? 

Die Beantwortung dieſer Frage iſt in der Judikatur und 
Literatur keine gleichmäßige ), und ſelbſt. die Anhänger derſelben 
Anſicht weichen in der Begründung voneinander ab. 


II. 


Das RG. hat den Fall am 28. Juni 1894 [Bd. 33 
S. 415 ff.) entſchieden und die Frage bejaht. 
Zur Begründung führt es (S. 418) aus: 
„Der nach § 796 ZPO. zur Sicherung einer künftigen 
Zwangsvollſtreckung beſtimmte Arreſt ſowohl, wie auch 
die nach SS 814 ff., 819 daſelbſt zur Sicherung des Streit 
gegenſtandes oder zur Regelung eines einſtweiligen 
Zustandes dienenden einſtweiligen Verfügungen find, 
auch wenn ſie durch rechtskräſtiges Urteil angeordnet 
oder beſtätigt werden, doch immer nur Maßregeln von 
vorübergehender Bedeutung. Sie bezwecken von vorn⸗ 
berein nicht die Schaffung eines definitiven Rechts 
zultandes, haben vielmehr gerade die Fortdauer eines 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes zur Vorausſetzung. Wie 
daher Arreſtanlegungen und einſtweilige Verfügungen 
an ſich nur vorläufige Maßnahmen ſind, ſo haben auc 
die ſie anordnenden oder auf Widerſpruch entweder 


1) Bejahend: Merkel, S. 158, 175, 288; Reincke, S. 767 I 
zu 9 925; Peterſen⸗Anger, 2, 665 Anm. 6; Stern, S. 46, 57; 
Wilmowski⸗Levy, 2, 1139 Anm. 4; Sydow⸗Buſch, S. 701 Anm. 9 
S. 969 Anm. 5; RG. 33, 419 vom 4. 1. 1901 in JW. 1901, 59% 
vom 2. 5. 1903 in JW. 1903, 240 u; OLG, Karlsruhe vom 1. 5. 1908 
in SeuffArch. 64, 39. A. M.: Endemann, Lehrbuch des Zivil 
prozeſſes 3, 369 zu 9 805; Förſter, 2, 625 Anm. 6; Stein, 350.2, 
846 VI zu 8 922; RG. vom 24. 10. 1882 Bd. 8 S. 360. 

) Veröffentlicht ferner in JW. 1894, 457 12; Seuffürch. 50, 242 f. 
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aufhebenden oder beſtätigenden Urteile nur die Beurteilung 
der beteſſenden vorläufigen Maßnahmen zum Gegen: 
ſtande. Nach dieſem Geſichtspunkte ſind auch die 
Wirkungen der materiellen Rechtskraft ſolcher Urteile zu 
bemeſſen. Dieſe erſtreckt ſich lediglich auf die ftatt- 
gehabte Beurteilung der im Wege des Arreſtes oder der 
einſtweiligen Verfügung getroffenen Anordnungen, als 
vorläufiger Maßnahmen, alſo auf die Entſcheidung 
der Frage, ob dieſe Anordnungen vorläufig für ſtatt⸗ 
haft zu erachten waren oder nicht.“ 

Dieſe beſchränkte Tragweite der Rechtskraft hat nach Anſicht 
des RG. zur Folge, daß „zwar die Statthaftigkeit eines mit 
dem früheren Geſuche inhaltlich völlig übereinſtimmenden Ge— 
ſuches ausgeſchloſſen“ iſt, fie ſteht aber einem neuen Geſuche, 
in dem die früher vorgebrachten Tatſachen anders glaubhaft 
gemacht ſind, nicht entgegen. 

„Denn die rechtskräftige Verneinung der Rechtmäßigkeit 
der früher getroffenen Anordnungen berührt die Frage 
nicht, ob es infolge beſſerer Glaubhaftmachung nunmehr 
gerechtfertigt erſcheint, die betreffenden Maßnahmen, 
ſelbſtverſtandlich auch nur wieder als vorläufige Maß⸗ 
nahmen zu treffen.“ 


Mit dieſer Aufſaſſung ſtimme auch § 800 (jetzt 920) 
ZPO. überein, der in Abſ. 1 die Vezeichnung des Anſpruches 
und Arreſtgrundes, in Abſ. 2 ihm Glaubhaftmachung vor— 
ſchriebe. 

„Dieſe Glaubhaftmachung gehört hiernach zur Be— 
gründung des Geſuches. Ein auf eine andere Glaub— 
haftmachung geſtütztes Geſuch iſt daher als ein auf neuer 
Begründung beruhendes Gefuch anzuſehen. 

Aus dieſer prozeſſualen Bedeutung der Glaubhaſt— 
machung für die Begründung des Antrages auf An— 
legung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung 
ergibt ſich, daß dieſe Glaubhaftmachung dem Beweis⸗ 
antritte und der Beweiserhebung in Rechtsſtreiten, welche 
die definitive Entſcheidung über einen Anſpruch bezwecken, 
nicht gleichſteht, weil die Beweismittel keinen Beſtandteil 
des Klagegrundes bilden.“ 

Die Erwägungen, mit denen das RG. das Ergebnis ſeiner 
Entſcheidung ſtützt, find meines Erachtens nicht ſtichhallig. 

Der Ausſchluß oder die Beſchränkung der materiellen Rechtes 
kraft dieſer Entſch. idungen kann nicht damit begründet werden, 
daß Arreſt und einſtweilige Verfügung vorläufige Maß— 
nahmen jind;?) denn daraus, daß eine Entſcheidung nur vor⸗ 
läufige Wirkungen herbeiführt, kann nicht geſchloſſen werden, 
daß auch die Feſtſtellung, auf Grund deren die Maßnahme 
angeordnet wird, eine vorläufige iſt. Das Gericht, das durch 
einſtweilige Verfügung das Getrenntleben der Ehegatten für die 
Dauer des Rechtsſtreits anordnet, gejtattet dem Antragſteller 
nicht vorläufig, getrennt zu leben, ſondern geſtattet ihm, 
vorläufig getrennt zu leben, und wenn es den Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung ablehnt, ſo erklärt es nicht, wie das RG. 
annimmt, die beantragte Maßregel vorläufig für unſtatthaſt, 
ſondern die vorläufige Maßregel für unſtatthaft. 


) So auch Stern, S. 57; Schultzenſtein, VerwArch. 11, 419. 
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Abzulehnen iſt ferner die Anſicht des RG.,) daß die 
Glaubhaftmachung zur Begründung des Geſuchs gehört. Die 
Begründung des Geſuchs bilden die den Arreſtanſpruch und 
Grund begründenden Tatſachen. Die Glaubhaftmachung iſt 
ein Beweisverfahren, daß ſich vom eigentlichen Beweiſe nur 
durch den geringeren Beweiserfolg unterſcheidet, den es im 
Intereſſe der Beſchleunigung des Beweiſes anſtrebt.“) 

Sie ſteht dem Beweisverfahren im ordentlichen Rechtsſtreit 
im übrigen gleich, und kann darum, wie die herrſchende Anſicht 
richtig annimmt, durch die Säumnis des Schuldners in der 
mündlichen Verhandlung erſetzt werden.“) N 

Sie hat alſo auch nicht etwa dieſelbe Bedeutung wie der 
Urkundenbeweis im Urkundenprozeß. Sie iſt keine beſondere 
Prozeßvorausſetzung des Arreſtverfahrens, deren Fehlen nur 
„absolutio ab instantia“ zur Folge hat und einem neuen 
Geſuch unter Heilung dieſes prozeſſualen Mangels darum nicht 
im Wege ſteht.“) ö 

Die Abweiſung im Arreſtprozeß mangels Glaubhaftmachung 
iſt vielmehr eine Sachentſcheidung. Der begehrte Rechts⸗ 
ſchutz, „die antizipierte Zwangsvollſtreckung“ wird verweigert, 
weil die Klagevorausſetzungen nicht glaubhaft gemacht, 
d. h. als nicht vorhanden anzuſehen find. ®) 

Die Beantwortung der Frage, ob nach Abweiſung des 
erſten Antrags auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung eine 
erneute ſachliche Prüfung und abweichende Feſtſtellung desſelben 
Tatbe ſtandes zuläſſig iſt, hängt alſo allein davon ab, ob die 
Abweiſung des erſten Antrags materielle Rechtskraft hat. Iſt 
dies der Fall, ſo iſt die Frage ebenſo zu verneinen, wie für 
die Entſcheidungen im ordentlichen Verfahren, die materiell 
rechtͤkräftig werden. (Schluß folgt.) 


4) Die Anſicht des RG. teilen die Motive zur alten ZPO. in 
Hohn II, 473; Struckmann⸗Koch, ZpO. S. 889 Anm. 4. 

5) Ebenſo Stein, ZPO. 2, 846 VI zu § 922; Schmidt, Lehr⸗ 
buch des deutſchen Zivilprozeßrechts, S. 595 f. a.; Kleinfeller, Lehr⸗ 
buch des deutſchen Zivilprozeßrechts, S. 757 ff.; Fitting, Der Reichs⸗ 
zivilprozeß, S. 722 ff.; Förſter, ZPO. 2, 618, 5; Stern, Arreſt 
und einſtweilige Verfügungen, 1912; vgl. auch Seuffert, ZPO. 2, 
156, 1; 678, 2; 676, IIe.; 678, 2 f.; Hellwig, Klagerecht, 14, III; 
Piters, Der Arreſt und die einſtweiligen Verfügungen, 1884, 27; 
Güthe, Vorausſetzung und Inhalt der antizipierten Zwangsvollſtreckung 
in 33P. 24 S. 348 ff., 350 Anm. 10; Merkel, Über Arreſt und 
einſtweilige Verfügungen, 1880 S. 23 f., 136 f.; Rintelen, Die einſt⸗ 
weil'ge Verfügung, eine Unterſuchung aus dem öſterreichiſchen Recht, 
1905 S. 133; Hein, Handbuch der Zwangsvollſtreckung, 1914 S. 633. 

6) So Stein, ZPO. 2, 845 IV. 2; Stern, S. 57; Seuffert 2, 
677 e; Reincke, ZPO. S. 764 b; Peterſen⸗Anger, ZPO. 2, 665 f. 9; 
Struckmann Koch S. 891, 1 zu § 922; Peters, S. 29; H. Meyer, 
S. 347. A. M.: Hoffmann in Gruchot 45, 748; OLG. Hamburg 
vom 18. 12. 1903 in OLG. 9, 83; Hein, a. a. O. S. 637 ff. 

7) Ebenſo Stein 2, 846 VI zu § 922. 

8) Vgl. Joſef in Z33P. 81, 75 Anm. 2; Stein, ZPO. 1, 
813 VIII, 2; Bindende Kraft 22. 
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Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwachsſteuergeſetz. 


Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
(Fortſetzung aus Nr. 19, 1915.) 


Noch III. Der Wertzuwachs als Bemeſſungsgrundlage. 


D. Sonderbeſtimmungen für Teilveräußerungen und 
Kettengeſchäfte (85 20, 21, 27). 

Daß in dem Falle der Veräußerung nur eines Teiles eines 
Geſamtgrundſtücks nicht etwa ſtatt des Erwerbspreiſes der Wert 
einzuſetzen, ſondern der Erwerbspreis des Teils aus dem des 
Geſamtgrundſtücks durch Teilung nach dem Wertverhältniſſe zu 
ermitteln iſt, wurde bereits erwähnt. Ebenſo iſt ſchon davon 
die Rede geweſen, daß $ 20 Abf. ſich auf die Fälle beſchränkt, 
wo von einem Erwerbspreiſe auszugehen iſt, und nicht auf 
diejenigen anzuwenden iſt, wo der Wert an die Stelle des 
Erwerbspreiſes tritt. Letzterenfalls wäre auch eine der im 
8 20 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Preisſpaltung entſprechende Ver: 
hältnisrechnung durchaus überflüſſig, da der Wert der den 
Gegenſtand des ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges bildenden Fläche 
für ſich feſtgeſtellt werden kann und es daher eines Notbehelfes 
wie der Spaltung eines Geſamterwerbspreiſes nicht bedarf. 
Hätte das Geſetz eine Verhältnisrechnung auch im Falle der 
Maßgeblichkeit des Wertes gewollt, jo hätte es die Berechnungs- 
grundſätze näher angeben müſſen. (AM. IV II; E. VII C 724 
und 985/13 vom 3. November und 20. Oktober 1914.) Anderer⸗ 
ſeits folgt hieraus, da, wie früher ausgeführt, auch beim Tauſch 
ein Preis in Geſtalt des Wertes des empfangenen Grundſtücks 
vorhanden iſt, daß der § 20 Abſ. 1 auch Anwendung zu finden 
hat, wenn das veräußerte Teilſtück zu einem durch Tauſch er⸗ 
worbenen Grundſtück gehörte (E. VII C 67/14 vom 3. No⸗ 
vember 1914). 

Die Anwendbarkeit des § 20 Abſ. 1 beſchränkt ſich ferner 
auf die Fälle, wo das Grundſtück, von dem ein Teil veräußert 
wird, als wirtſchaftliche Einheit zu einem einheitlichen 
Preiſe erworben worden iſt. Darauf, ob es zur Zeit der 
Wiederveräußerung eine wirtſchaftliche Einheit bildete, kommt 
es ebenſowenig an, wie die wirtſchaftliche Einheit zur Zeit 
des Erwerbes aus der Gleichzeitigkeit des Erwerbes gefolgert 
werden kann. (E. 62 18; AM. II 75; E. VII C 391/12 vom 
18. März 1913.) 

Der Wert, nach dem der Preis zu ſpalten iſt, iſt mit 
dem das ZuwSt®. beherrſchenden gemeinen Wert gleich: 
bedeutend. Darunter aber iſt der Verkaufs- oder Verkehrswert 
zu verſtehen, der durch den Preis beſtimmt wird, welcher im ge— 
wöhnlichen Geſchäftsverkehre nach der Beſchaffenheit des Gegen: 
ſtandes ohne Rückſicht auf andere ungewöhnliche oder lediglich 
perſönliche Verhältniſſe zu erzielen iſt, alſo nach ſachlichen 
Merkmalen. Gleichgültig iſt es hiernach, mit welcher Ber: 
wendungsabſicht das veräußerte Teilſtück etwa ſeinerzeit erworben 
iſt; hatte es z. B. beim Erwerbe bereits Bauplatzeigenſchaft, ſo 
iſt ſein Wert als Bauplatz in die Verhältnisrechnung einzuſtellen, 
auch wenn der jetzige Veräußerer es damals nicht in der Abſicht 
der Verwendung als Bauplatz erworben hat. (E. VII C 470/14 
vom 15. April 1915.) 
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Aus dem Zwecke der Preisſpaltung, den in dem verein: 
barten Geſamtpreiſe ſteckenden Teilpreis herauszuſchälen, folgt 
ferner, daß für die Verhältnisrechnung maßgebend ſind die 
Werte zur Zeit der Preisvereinbarung, alſo regelmäßig des 
ſchuldrechtlichen Geſchäfts, nicht diejenigen zur Zeit des 
Eigentumserwerbes. (E. 64 117; AM. III 254; E. VII C 85/14 
vom 7. Mai 1915; die Ausnahmefälle ſind bereits früher berührt) 

Die nach § 14 Ziff. 5 und 9 dem Erwerbspreiſe oder 
⸗werte hinzuzurechnenden Aufwendungen ſind nicht in gleicher 
Weiſe auf die Grundſtücksteile zu verteilen, ſondern nach 9 21 bei 
einer Teilveräußerung nur dann anzurechnen, wenn ſie dieſen 
Teil ausſchließlich oder gemeinſchaftlich mit andern Teilen be⸗ 
treffen, in letzterem Fall nach Verhältnis des Wertes der 
Grundſtücksteile. Das „betreffen“ iſt dahin auszulegen, daß 
die Aufwendung geeignet ſein muß, auf den veräußerten 
Teil eine werterhöhende Wirkung auszuüben. Ob das der 
Fall iſt, beruht im weſentlichen auf einer Würdigung tatläd- 
licher Verhältniſſe und iſt inſoweit der Nachprüfung des Re 
viſionsrichters entzogen, wenn er nicht aus anderen Gründen jur 
Aufhebung der Vorentſcheidung und damit zur freien Beurteilung 
gelangt. (E. 62 63; AM. III 4; E. VII C 465/12, 64812, 
405/13, 453/13 vom 29. und 4. April 1913, 24. April und 
und 5. Mai 1914.) 

Anders wie nach dieſer ausdrücklichen, das Weſen dr 
Zuwachsſteuer als einer ſolchen vom objektiven Wertzumadt 
des veräußerten Grundſtücks entsprechenden Vorſchrift des 9 2 
iſt es für die Frage der Anwendung des $ 22 Ziff. 2 an 
Teilveräußerungen, wofür das Geſetz keine ausdrückliche Lor; 
ſchrift enthält, nicht zuläſſig, die einzelnen Teile des Grmbitidd 
zu ſondern. Nur für die wirtſchaftliche Einheit läßt ſic übe. 
haupt angeben, ob und welcher Ertrag erzielt iſt, da zu deſen 
Erzielung alle Teile der wirtſchaftlichen Einheit zusammenwirken 
Das ergibt ſich aus dem Weſen der wirtſchaftlichen Einhet, 
das eben in der Widmung für einen und denſelben wirtſchat 
lichen Zweck beſteht. Iſt dieſer Zweck die Ertragserzielung, I 
ift der erzielte Ertrag eben das Ergebnis des einheitlichen 
Zweckes, dem das Ganze dient, und daher wie Ertrag N 
Ganzen, ſo aller ſeiner Teile. Hat das ganze Grundſtück einen 
Ertrag von 3 Prozent oder mehr gehabt, ſo haben auch all 
feine Teile einen ſolchen gehabt. (E. VII C 565/13 vom 6. Di 
tober 1914; E. 62 63; AM. III 4). 

Trotz ihrer Stellung im $ 20 nicht bloß auf Teilveräuft 
rungen bezieht ſich die Vorſchrift über die unentgeltliche Land: 
abtretung für Verkehrs⸗ und andere öffentliche oder ge 
meinnützige Zwecke im Abſ. 2. Sie gewährt eine Dergünftigung 
in der Weiſe, daß bei der gänzlichen oder teilmeifen Bert 
rung der nach der Abtretung verbleibenden Fläche für die 80 
rechnung der Steuer als Erwerbspreis nicht nur der auf d 
verbliebene Fläche entfallende Teil des Geſamterwerbepreies 
des urſprünglichen ganzen Grundſtücks, ſondern der volle 
Geſamterwerbspreis einzuſtellen iſt. Die abgetretene Fläche 
muß alſo einen Teil des Grundſtücks gebildet haben, befen 
gänzliche oder teilweiſe Veräußerung den Gegenſtand der de 
ſteuerung bildet, und ſie muß erſt nach dem lezten feuer 
pflichtigen Rechtsvorgang, auf den für die Ermittlung de 
Erwerbspreiſes zurückzugehen iſt, abgetreten worden e 
(E. 67 20; AM. IV 155.) 


ee 


44. Jahrgang. 

Noch mehr als der zweite tritt der dritte Abſatz des § 20 
aus dem Rahmen ſeiner Umgebung heraus; denn er beſchäftigt 
ſich weder, wie die SS 19 bis 20 Abſ. 2 und 21, mit dem 
Erwerbs⸗ noch, wie die SS 22 bis 25, mit dem Veräußerungs⸗ 
preiſe, ſondern mit einem Abzuge von dem Wertzuwachſe durch 
Anrechnung von Verluſten bei andern Teilveräußerungen. 
Dieſer Verluſtausgleich kann — innerhalb der im Geſetze ge: 
ſetzten dreijährigen Friſt — geltend gemacht werden, ſobald eine 
gewinn⸗ und eine verluſtbringende Teilveräußerung vorliegen, 
nicht erſt, wenn das ganze Geſamtgrundſtück in Teilen ver⸗ 
äußert iſt. Der Ausgleich iſt auch nicht inſofern beſchränkt, als 
etwa der Verluſt nur einmal und im ganzen auf einen 
Wertzuwachs angerechnet werden dürfte. Die gegenteilige, u. a. 
von W. Cuno in ſeinem Kommentar vertretene, Auffaſſung findet 
im Geſetze keine Stütze und widerſtreitet, zumal in Fällen, wo 
keiner der einzelnen Wertzuwachsbeträge den Betrag des bei 
einer anderen Teilveräußerung entſtandenen Verluſtes erreicht, 
dem Zwecke des § 20 Abſ. 3, mit Rückſicht auf den örtlichen 
und wirtſchaftlichen Zuſammenhang — beide müſſen vorliegen 
— die einzelnen Steuerfälle im Zuſammenhange miteinander zu 
betrachten und daher nicht minder die entſtandenen Verluſte wie 
die eingetretenen Wertſteigerungen voll zu berückſichtigen. Dem 
Steuerpflichtigen bleibt es überlaſſen, bei welchem von mehreren 
gewinnbringenden Teilveräußerungen er den Verluſtausgleich 
verlangen will. Wird eine Verteilung des die einzelnen Wert⸗ 
ſteigerungen überſteigenden Verluſtes auf mehrere Steuerfälle 
nötig, ſo darf ſie das Zuwachsſteueramt und der Ver— 
waltungsrichter nicht in der Weiſe vornehmen, daß er den 
ganzen Verluſt ausſchließlich "auf die Wertſteigerungen bei 
einzelnen beliebig von ihnen herausgegriffenen Veräußerungs- 
fällen verrechnet. Vielmehr haben fie dann den Verluſt ver⸗ 
hältnismäßig auf ſämtliche bei den verſchiedenen gewinn⸗ 
bringenden Teilveräußerungen erzielten Wertzuwachsbeträge zu 
verteilen, ausgenommen lediglich diejenigen gewinnbringenden 
Teilveräußerungen, die aus anderweitigen geſetzlichen Gründen, 
insbeſondere nach 8 28 Abſ. 3 ZuwStG. wegen Gering⸗ 
fügigkeit des Steuerbetrages, zu keiner Steuererhebung führen. 
Denn ein nicht zur Erhebung einer Steuer führender 
Veräußerungsfall iſt zuwachsſteuerrechtlich überhaupt, alſo 
auch für die Anwendung des § 20 Abſ. 3 bedeutungs— 
los. (AM. V 137; E. VII C 976/13 vom 20. April 
1915.) 

Über das Verfahren, vermittels deſſen der Anſpruch auf 
Verluſtausgleich geltend zu machen iſt, jagt der 8 20 Abſ. 3 
nichts. Da aber die Steuer bei den einzelnen Rechtsvorgängen 
fällig wird, der Verluſtabzug alſo bei der Berechnung des 
Wertzuwachſes der einzelnen gewinnbringenden Veräußerungs- 
fälle geltend zu machen iſt und ſich daher gegen die einzelne 
Veranlagung richtet, ſo ſtehen dem Steuerpflichtigen auch für 
den Verluſtausgleich die Rechtsbehelfe des preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum ZuwStG. zu Gebote. Das iſt in erſter 
Linie der Einſpruch, wo dieſer aber nicht mehr eingelegt werden 
kann, weil der Verluſt erſt nach Ablauf der Einſpruchsfriſt 
geltend gemacht werden kann, die im § 18 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes gedachte ſogenannte friſtloſe Beſchwerde. Gegen Zurück⸗ 
weiſung des Einſpruchs wie der Beſchwerde iſt die Verwaltungs⸗ 
klage zuläſſig (a. a. O.). 
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Zu einer Fülle von Mißverſtändniſſen hat der $ 27 über 
die Steuerbemeſſung bei einem Eigentumserwerb auf Grund 
einer Mehrheit von ſchuldrechtlichen Geſchäften geführt 
und führt noch fortgeſetzt hierzu. Sie betreffen insbeſondere 
ſowohl die Frage, was in ſolchen Fällen Gegenſtand der Be⸗ 
ſteuerung iſt, als auch die Berechnung des „fteuerpflichtigen” 
Wertzuwachſes, wie auch den Umfang der Steuerpflicht des 
Veräußerers und der in Zwiſchengeſchäften Beteiligten. Der 
§ 27, der ſich als § 19 bereits im Regierungsentwurfe befand, 
über den aber den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten nichts Weſent⸗ 
liches zu entnehmen iſt, iſt dahin zu verſtehen: Der ſteuer⸗ 
pflichtige Rechtsvorgang bleibt gemäß 88 f, 4 der Eigentums- 
übergang, und die an dieſen einen Rechtsvorgang anknüpfende 
Steuerpflicht iſt daher auch bei einer Mehrheit von Zwiſchen⸗ 


geſchäften nur einer einheitlichen ſteuerlichen Behandlung 


zugänglich, die nach folgenden Grundſätzen zu bewirken iſt: 
Als Erwerbspreis, und damit als diejenige Größe, zu der 
allein Hinzurechnungen nach Maßgabe der SS 14ff. treten 
können, gilt der von dem früheren Eigentümer gezahlte Preis — 
oder zutreffendenfalls der an die Stelle des Preiſes tretende 
Grundſtückswert. Ob ſich der Preis des Grundſtücks zwiſchen 
je zwei Rechtsgeſchäften erhöht hat, iſt ſtets lediglich durch einen 
Vergleich der Preiſe ſelbſt, ohne Rückſicht auf geſetzliche Hinzu⸗ 
rechnungen oder Abrechnungen (SS 14ff., 22ff.), feſtzuſtellen; 
ſoweit hiernach ein Rechtsgeſchäft ohne Gewinn abſchließt, 
ſcheidet es bei der Zuwachsſteuerberechnung aus. Die ſich aus 
der Zuſammenrechnung der ſämtlichen Wertzuwachsbeträge und 
des Erwerbspreiſes ergebende Summe — die ſich beim Vor⸗ 
liegen ausſchließlich gewinnbringender Zwiſchengeſchäfte, mit 
dem Preiſe des letzten Zwiſchengeſchäfts deckt — hat ſtets ent: 
ſprechend dem Grundſatze des 8 8 Abſ. 1 bei Handhabung der 
ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen als Veräußerungspreis 
im Sinne des § 27 zu gelten. Zur Berechnung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertzuwachſes find alsdann zu jenem Erwerbs— 
preiſe die Hinzurechnungen nach SS 14ff. und in bezug auf 
dieſen Veräußerungspreis die Abzüge und Hinzurechnungen nach 
SS 22 ff. vorzunehmen. Der aus dem Vergleiche der fo 
gefundenen beiden Summen ſich etwa ergebende Überſchuß des 
Veräußerungspreiſes ſtellt den nach Maßgabe des § 28 ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertzuwachs dar. (E. 67 31; AM. IV 208 und 
viele andere Entſch.) ’ 

Daraus folgt, daß niemals der von dem Zwiſchenveräußerer 
gezahlte Preis als Erwerbspreis zu behandeln iſt, Hinzurechnungen 
nach §8 14 ff. nur bei dem Erwerbspreiſe des bisherigen 
Grundſtückseigentümers in Betracht kommen und einzig — aber 
auch vollſtändig — in denjenigen beſtehen, auf die der bis⸗ 
herige Grundſtückseigentümer nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anſpruch hat, daß endlich Koſten, die einem Zwiſchenveräußerer 
entſtanden find, nur im Zuſammenhange mit der Grundſtücks⸗ 
veräußerung und daher lediglich nach § 222, nie nach § 14 
zu beurteilen ſind, d. h. auch wenn ſie ſich für den Zwiſchen⸗ 
veräußerer als ſolche ſeines Erwerbsgeſchäfts darſtellen, nur 
als Veräußerungskoſten in Betracht kommen können. Denn 
die — erſt nach dem Erwerbe des Grundſtücks durch den bis⸗ 
herigen Eigentümer vorgenommenen — Zwiſchengeſchäfte haben 
mit dieſem Erwerbe nichts zu tun, ſondern beziehen ſich einzig 


auf die Beräußerung durch den bisherigen Eigentümer an den 
169 
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ſchließlichen — dinglich⸗rechtlichen — Erwerber, und zwar beruht 
die Veräußerung auf der Geſamtheit der Zwiſchengeſchäfte. 
Daß $ 221 nur von den dem bisherigen Eigentümer zur Laſt 
fallenden Koſten ſpricht, ſteht der Behandlung auch der den 
Zwiſchenveräußerern aus Anlaß ihrer Erwerbs⸗ und Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte zur Laſt fallenden, unmittelbar mit den 
Zwiſchengeſchäften verknüpften Koſten nicht entgegen. Die 
Wortfaſſung des § 221 knüpft nur an den Regelfall an, wo 
der Eigentumsübergang ſich ohne Zwiſchengeſchäfte vollzieht, 
und will für den an ſpäterer Stelle im § 27 behandelten 
Sonderfall die Berückſichtigung der mit den Zwiſchengeſchäften 
unmittelbar zuſammenhängenden Koſten nicht ausgeſchaltet wiſſen. 
(E. VII C 123/14 und 476/13 vom 17. November und 
26. Mai 1914.) Hat der Eigentümer ſeinerzeit das Grundſtück 
in der Zwangsverſteigerung in der Weiſe erworben, daß er 
von den Meiſtbietenden die Rechte aus dem Meiſtgebot erwarb 
und daraufhin ihm der Zuſchlag erteilt wurde, ſo folgt aus 
dem Vorhergeſagten, daß auch der § 142 ihm nur hinſichtlich 
ſolcher Hypotheken und Grundſchulden zur Seite ſteht, deren 
Gläubiger er ſelbſt war, und für die Verrechnung von Hypotheken⸗ 
ausfällen bloßer Zwiſchenbeteiligter, wie des Abgebers des 
Meiſtgebots, kein Raum iſt (E. VII C 466/13 vom 24. April 
1914). Daß aber der § 27 auch auf den Fall eines Erwerbes 
dieſer Art Anwendung zu finden hat, ergibt ſich aus dem 
Abſ. 2 des § 27. Denn indem durch die dortige Bezugnahme 
auf § 5 Abſ. 3 ausdrücklich u. a. die Abtretung der Rechte 
aus dem Meiſtgebot als eines von mehreren dem Erwerbe zu⸗ 
grunde liegenden aufeinander folgenden Rechtsgeſchäften bezeichnet 
wird, iſt zugleich erſichtlich gemacht, daß zu dieſen Rechts⸗ 
geſchäften auch dasjenige gehört, auf welchem dieſe Abtretung 
fußt, alſo die Abgabe des Meiſtgebots ſelbſt. Im Sinne des 
§ 27 findet alſo der Erwerb dann auf Grund mehrerer auf⸗ 
einander folgender Rechtsgeſchäfte, nämlich der Abgabe des 
Meiſtgebots und der Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot, 
ſtatt. (E. 64 45; AM. III 131.) Nicht als Zwiſchengeſchäfte 
im Sinne des § 27 in Verbindung mit § 5 Abſ. 3 find ſolche 
Rechtsakte anzuſehen, durch die der Grundſtückseigentümer das 
Grundſtück einem andern zur Ermittlung und Zuführung eines 
Käufers anſtellt und ſich nur verpflichtet, zu einem beſtimmten 
Mindeſtpreiſe mit den von dem andern zu benennenden dritten 
Perſonen einen Kaufvertrag abzuſchließen (E. VII C 151/14 
vom 2. März 1915). 

Dem Grundſatze, daß auch in den Fällen des 8 27 ſteuer⸗ 
pflichtiger Rechtsvorgang einzig und allein der Eigentums: 
übergang iſt, entſpricht es, daß auch in dieſen Fällen die Regel 
des $ 29 Abſ. 1 gilt, wonach die Entrichtung der Steuer dem⸗ 
jenigen obliegt, dem das Eigentum zuſtand. Der bisherige 
Eigentümer hat daher vorbehaltlos und unabhängig von ſeiner 
Kenntnis oder Nichtkenntnis des Inhalts der anderweitigen 
Zwiſchengeſchäfte und der danach von und an Zwiſchenberechtigte 
gemachten Leiſtungen auch den durch die Mitberückſichtigung 
der Zwiſchengeſchäfte bedingten Mehrzuwachs zu verſteuern. 
Die Vorſchriften in den SS 32, 33, die mit der Beſtimmung 
des Veräußerungspreiſes nichts zu tun haben, beziehen ſich, 
ſoweit es ſich um das Verhältnis zum Steuergläubiger handelt, 
ausſchließlich auf die bei einer Veräußerung durch den Grund⸗ 
ſtückseigentümer rein ſchuldrechtlich beteiligten ſogenannten 
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Zwiſchen berechtigten. Nur die an einem Zwiſchen⸗ 
geſchäfte als Veräußerer Beteiligten ſind, wie der Wortlaut 
des § 32 „neben dem Steuerpflichtigen“, d. h. dem nach 8 29 
Abſ. 1 Steuerpflichtigen, erweiſt, mit den „als Veräußerer Be 
teiligten“ im 8 32 gemeint. 8 32 regelt ihre Haftung al 
Geſamtſchuldner neben dem nach 8 29 ſteuerpflichtigen 
Eigentümer und ſchließt in Abſ. 3 jene Haftung, nicht aber, 
ſei es auch nur teilweiſe, dieſe Steuerpflicht aus, wen der 
die Haftung begründende Rechtsvorgang, d. i. die Zwiſchen⸗ 
veräußerung, vor dem 1. April 1911 lag. 8 33 gibt den 
Zwiſchen veräußerern die Möglichkeit zu Maßnahmen, wonach 
ihre Haftung durch ſpätere Veräußerungsgeſchäfte nicht erhöht 
werden kann. In bezug auf den ſteuerpflichtigen Eigentümer 
iſt eine dem § 32 Abſ. 3 oder S 33 entſprechende Beſtimmung 
im ZuwSt®. nicht enthalten, fo daß er ohne Rückſicht, ob ihn 
im Innenverhältnis ein Rückgriffsrecht nach § 32 Abi. 1 Saz? 
zuſteht oder nicht, auch bei Kettengeſchäften die volle Steuer 
zu entrichten hat. Die hiermit verknüpften Härten und Unbilig 
keiten liegen in der klaren Faſſung des Geſetzes und können 
vom Verwaltungsrichter nicht beſeitigt werden. (E. 67 37; 
AM. IV 208; E. VII C 722/13 vom 24. Juni 1913; E. VII 
C 334/14 vom 26. März 1915.) 

Vorausſetzung für die Behandlung eines ſchuldrechtlichen 
Geſchäfts als Zwiſchengeſchäft iſt indes, daß es nicht ſelbſt 
infolge der Vorſchriften des § 5 wegen einjährigen Nicht⸗ 
vollzugs ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang iſt. Die Frage, ob, 
wenn Steuerpflicht lediglich nach § 5 eingetreten iſt und mn 
ein weiterer Steuerfall folgt, die Steuerpflicht wiederum den 
bisherigen Eigentümer trifft und der ſchuldrechtlich beteiligte 
jetzige Veräußerer nur neben ihm verhaftet iſt oder ob leßterer 
ſelbſt, in entſprechender Anwendung des § 29 Abſ. 1, als der 
Steuerpflichtige anzuſehen iſt, hat das OVG. in E. VII C 521/14 
vom 16. April 1915 im letzteren Sinne beantwortet. Denn 
abgeſehen davon, daß bei der für die Berechnung im zweiten 
Steuerfalle gebotenen Ausſcheidung aller bei dem erften (nad 
8 5) bereits erfaßten Kettenglieder der Wortlaut des $ 32 
Abſ. 1 auf einen Fall, wo dem Eintritte der zweiten Steuer: 
pflicht nur noch ein nicht bereits beim erſten Falle erfaßtes 
Rechtsgeſchäft vorausging, nicht paßt, iſt entſcheidend, daß 8 5 
den einjährigen Nichtvollzug ſchuldrechtlicher Vorgänge einem 
bereits erfolgten Eigentumsübergang — auf den damaligen legten 
Zwiſchenerwerber — steuerlich gleichſtellt (AM. IV 258). Daraus 
folgt, daß dieſer Zwiſchenerwerber bei dem nächſtfolgenden 
ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang in jeder Hinſicht ſo zu behandeln 
iſt, als wäre er der bisherige Eigentümer. 

Die in dem gedachten § 32 im zweiten Abſatz weiter vor⸗ 
geſehene Haftung auch eines Bevollmächtigten oder Ber: 
mittlers für die Steuer beſchränkt ſich auf Fälle, wo zwiſchen 
ihm und dem Machtgeber eine Preisteilung verabredet iſt M 
der Weiſe, daß jener einen beſtimmten Mindeſtpreis für das 
Grundſtück zu erzielen hat und ihm der etwa darüber hinaus 
erzielte Betrag als Vergütung für ſeine Mitwirkung verbleibt. 
Dieſer Betrag, nicht etwa der Wertzuwachs, iſt unter dem 
„Mehrerlös“ a. a. O. zu verſtehen. (AM. V 64.) 
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Ans dem ſozialen Verſicherungsrecht. 
Von Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


Angeſtelltenverſicherung. 


1. Berſicherungspflichtige Berufe. 

a) Grundſätzliche Verſicherungspflicht aller 
zwiſchen dem ſelbſtändigen Unternehmer und dem 
Arbeiter ſtehenden Angeſtellten. 

Die Aufzählung der verſicherungspflichtigen Perſonenklaſſen 
im 8 1 VOM. iſt nicht erſchöpfend. Das Geſetz hat davon 
Abſtand genommen, den Begriff des Angeſtellten zu beſtimmen, 
es unterwirft der Verſicherungspflicht alle Angeſtellten, welche 
zwiſchen der rein handarbeitenden Bevölkerungsklaſſe einerſeits 
und den Selbſtändigen andererſeits ſtehen. Es wird dies 
damit zum Ausdruck gebracht, daß neben den Betriebsbeamten, 
Werkmeiſtern allgemein, andere „Angeſtellte in einer ähnlich 
gehobenen Stellung“ ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung für 
verſicherungspflichtig erklärt werden. Das VGfA. hat alſo mit 
Abſicht eine allgemeine Abgrenzung des Kreiſes der Verſiche⸗ 
rungspflichtigen vorgenommen, um eine Umgehung des Geſetzes 
zu verhüten, wie ſie nach den in Oſterreich gemachten 
Erfahrungen bei einer mehr ins einzelne gehenden Begriffs⸗ 
beſtimmung eintreten kann. Das Geſetz hat alſo in bewußter 
Abweichung von den Rückſichten, welche für die Geſtaltung der 
RVO. maßgebend geweſen find, eine grundſätzlich unbeſchränkte 
umfaſſende Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf alle Klaſſen 
von Angeſtellten zwiſchen dem ſelbſtändigen Unternehmer und 
dem Arbeiter im engeren Sinne feſtgeſtellt, ſoweit nicht die 
geſetzliche Höchſtgehaltsgrenze, die Altersgrenze oder ſonſtige 
Umſtände eine Befreiung von der Verſicherungspflicht herbei: 
führen. Bei der Beratung des Geſetzes iſt vielfach anerkannt 
worden, daß alle Bemühungen, für die Umſchreibung des 
Kreiſes der verſicherungspflichtigen Perſonen eine jeden Zweifel 
ausſchließende Faſſung zu finden, nicht gelungen ſeien, daß man 
die Vielgeſtaltigkeit des Lebens und der Verhältniſſe in Betracht 
ziehen und danach von Fall zu Fall entſcheiden müſſe. 
(OSchGG. 16. 6. 14.) 

b) Abgrenzung der Tätigkeit eines Vorarbeiters 
von der eines Angeſtellten in gehobener Stellung. 

Wenn ein Arbeiter ſeinen Mitarbeitern gegenüber einige 
Aufſichtsbefugniſſe hat, wenn er für ſie z. B. Lohnliſten führen 
muß, ſo bedingt das noch nicht unter allen Umſtänden für ihn 
eine über die eines gewöhnlichen Handarbeiters gehobene 
Stellung. Derartige Befugniſſe kann auch ein Vorarbeiter 
haben, deſſen Haupttätigkeit dabei in der körperlichen Mitarbeit 
beſteht. Erſt wem. dieſe an Umfang oder an Bedeutung für 
ſein Anſtellungsverhältnis oder an beiden ſinkt und dafür die 
leitende und beaufſichtigende Tätigkeit nach beiden oder einer 
von beiden Richtungen hin entſprechend zunimmt, wächſt er aus 
der handarbeitenden Bevölkerungsklaſſe heraus und wird aus 
dem Vorarbeiter ein über den Handarbeiter gehobener Ange: 
ſtellter. Bei Grenzfällen wird die Bewertung der beiden Arten 
der Tätigkeit oft Schwierigkeiten machen. Grundſätzlich iſt 
daran feſtzuhalten, daß eine über den Handarbeiter hinaus⸗ 
gehobene Stellung dann vorliegt, ſobald Aufſichts⸗ und Leitungs- 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1343 


— 


tätigkeit an Umfang und Bedeutung oder einem von beiden 
der Mitarbeit mindeſtens gleichſteht. (Renten A. 27. 4. 14.) 

c) Verkäuferinnen in einem Bäckerladen ſind ver— 
ſicherungspflichtig, wenn die kaufmänniſchen Dienſt— 
leiſtungen überwiegen. 

Die Verſicherungspflicht der Verkäuferinnen einer Bäckerei 
hängt davon ab, ob ſie als Handlungsgehilfinnen oder als 
Gewerbegehilfinnen zu betrachten ſind; im erſten Falle ſind ſie 
gemäß § 1 Abſ. 1 Nr. 3 VGfA. verſicherungspflichtig, letzteren⸗ 
falls dagegen nicht. Nach § 59 HGB. find Handlungsgehilfen 
„Perſonen, die in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kauf⸗ 
männiſcher Dienſte angeſtellt“ ſind. Dieſer durch das HGB. 
aufgeſtellte und in der Praxis ſowohl des früheren ROG. als 
auch der jetzigen ordentlichen und Kaufmannsgerichte näher er⸗ 
örterte Begriff iſt auch für das VGfA. maßgebend. Vorliegend 
bedarf es daher zunächſt der Feſtſtellung, ob der Arbeitgeber der 
Verkäuferinnen ein Handelsgewerbe betreibt, alſo Kaufmann im 
Sinne des Geſetzes iſt; denn Handlungsgehilfe kann nur ſein, wer 
von einem Kaufmann angeſtellt iſt. Das Bäckergewerbe gehört 
zwar ſeinem allgemeinen Charakter nach dem Handwerk an, da die 
Zubereitung der Backwaren eine handwerksmäßige Tätigkeit dar⸗ 
ſtellt; wenn der Gewerbebetrieb zugleich aber die Anſchaffung und 
Weiterveräußerung von beweglichen Sachen, nämlich den An⸗ 
kauf von Mehl und ſonſtigen Materialien und den Weiterverkauf 
in verarbeitetem Zuſtande als Brot und ſonſtige Backware zum 
Gegenſtande hat, fo iſt der Bäcker gemäß § 1 Abſ. 2 Nr. 1 HGB. 
Kaufmann im Sinne des Geſetzes. Auf die Eintragung im 
Handelsregiſter kommt es in dieſem Falle nicht an (Staub, 
8 1 Anm. 33; KJ. Bd. 9 S. 27; Bd. 27 S. 61). Dieſe 
Vorausſetzungen treffen hier auf den Arbeitgeber zu, der jedoch 
nicht Voll-, ſondern Minderkaufmann iſt ($ 4 HGB). Aber 
auch deſſen Angeſtellte können Handlungsgehilfen ſein. Es 
kommt ſomit noch darauf an, ob die Erforderniſſe des § 59 
auch in der Perſon der Verkäuferinnen gegeben ſind, das heißt, 
ob ſie „zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte angeſtellt ſind“. 
Was dabei unter kaufmänniſchen Dienſten zu verſtehen iſt, 
richtet ſich nicht lediglich nach den geſetzlichen Kaufbegriffen der 
85 1—3 HGB., ſondern insbeſondere nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung und der Anſchauung des Kaufmannsſtandes. Den beiden 
Angeſtellten liegt vorliegend in der Hauptſache der Verkauf der 
Backwaren und das Einkaſſieren der dafür ausgeſetzten Preiſe ob. 
Außerdem ſind ſie noch mit der Reinigung und Aufräumung des 
Ladens ſowie mit dem Austragen von Brot an die Kunden be⸗ 
ſchäftigt. Dieſe Tätigkeiten ſind zweifellos nicht als kaufmänniſche 
zu betrachten. In den Kreis gewerblicher Tätigkeit ſchlägt auch, daß 
ſie für die Herſtellung der Backwaren zuweilen zu Vorbereitungs⸗ 
arbeiten herangezogen werden. Es kommt daher auf die Feſtſtellung 
an, welche Arbeit für die Beurteilung der Handlungsgehilfeneigen— 
ſchaft ausſchlaggebend iſt. Maßgebend iſt hierfür, welche Dienſte 
überwiegen, wobei die kaufmänniſche Tätigkeit der gewerblichen 
und geſindeartigen nicht etwa deswegen vorgeht, weil ſie als 
die vornehmere anzuſehen iſt (RG. IW. 1910, 839). Aus⸗ 
ſchlaggebend iſt vielmehr die Feſtſtellung, welche Tätigkeit nach 
Abſicht der Parteien hauptſächlich geleiſtet und auf welche ver: 
ſtändigerweiſe nach den Anſchauungen des Lebens das größere 
Gewicht gelegt werden ſollte. Das iſt vorliegend die kauf— 
männiſche Tätigkeit, weshalb die Verkäuferinnen verſicherungs⸗ 
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pflichtig ſind. Die gegen dieſe Entſcheidung des Renten⸗ 
ausſchuſſes eingelegte Beſchwerde hat das OSchG. (21. 4. 15) 
zurückgewieſen. 

d) Eine Haushälterin, die einem frauenloſen Haus— 
halt vorſteht, einen Dienſtboten zur Verfügung hat 
und monatlich ein feſtes Wirtſchaftsgeld erhält, iſt 
verſicherungspflichtig, auch wenn ſie in größerem Um— 
fange niedere Arbeiten, wie Reinmachen, Staubwiſchen 
und Stopfen, verrichtet. 

Vorliegend iſt von entſcheidender Bedeutung, ob die Haus⸗ 
hälterin unter die handarbeitende Klaſſe, alſo die Dienſtboten, 
fällt. Die Frage nun, ob gewiſſe höhere Tätigkeiten und Be⸗ 
fugniſſe ſelbſtändiger Art gegenüber einer niederen körperlichen 
Beſchäftigung ausreichen, um den Angeſtellten über die Klaſſe 
der Handarbeiter hinauszuheben, beurteilt ſich nach folgenden 
Grundſätzen: Zu den Handarbeitern iſt derjenige zu rechnen, 
deſſen Tätigkeit in der Ausführung körperlicher Arbeiten beſteht. 
Treten zu dieſen höhere Tätigkeiten, ſo kann ſich der betreffende 
Arbeiter über den Rahmen des einfachen Handarbeiters hinaus⸗ 
heben. Er bleibt aber Handarbeiter, ſolange an Umfang oder 
Bedeutung die körperliche Arbeit überwiegt. Erſt wenn die 
höhere Tätigkeit an Umfang oder Bedeutung ſo weit zunimmt, 
daß ſie der körperlichen Arbeit etwa gleichſteht, wird aus dem 
Handarbeiter ein gehobener Angeſtellter. Im vorliegenden 
Falle tritt zwar die höhere Tätigkeit dem zeitlichen Umfange 
nach hinter die körperliche Arbeit zurück, an Bedeutung ſteht ſie 
ihr mindeſtens gleich. Es muß dem Arbeitgeber, der Witwer 
iſt, in der Hauptſache darauf ankommen, eine Perſon zu be⸗ 
ſchäftigen, die an Stelle einer Hausfrau dem Haushalte vor: 
ſteht, die Verantwortung für das Wirtſchaftsgeld trägt ſowie 
die Arbeiten des Dienſtmädchens anordnet und beauffichtigt. 
Dieſem Zwecke dient die Wirtſchafterin. Ihre körperliche Mit⸗ 
arbeit iſt demgegenüber nicht von ausſchlaggebender Bedeutung 
für die Beurteilung ihrer Stellung im Haushalte, zumal die 
Hausfrau ſelbſt, namentlich in einem kleineren Haushalte, ſich 
nicht ſcheuen wird und darf, körperliche Arbeiten, wie Staub⸗ 
wiſchen, Ausbeſſern, Stopfen und Flicken, auszuführen. Die 
Wirtſchafterin befindet ſich ſomit in Anbetracht der Bedeutung, 
die ihre Anordnungs- und Aufſichtsbefugniſſe ſowie ihre ſonſtigen 
höheren Obliegenheiten für den Haushalt haben, in einer über 
die eines Dienſtboten hinausgehobenen Stellung.!) Dies kommt 
auch beſonders darin zum Ausdruck, daß ſie ihre Mahlzeiten 
am Herrſchaftstiſche einnimmt. Sie gehört ſomit nicht mehr 
zur handarbeitenden Bevölkerungsklaſſe, ſondern iſt als Ange: 
ſtellte in gehobener Stellung im Sinne des S1 Abſ. 1 Nr. 2 VGfA. 
zu betrachten. (Renten A. 4. 7. 14.) 


2. Knappſchaſtsiuvalidenpenſionen find kein Ruhegeld 
im Sinne des BON. 
Der Antragſteller bezieht auf Grund ſeiner Mitgliedſchaft 
bei dem Knappſchaftsverein eine Knappſchaftsinvalidenpenſion. 
Seine Befreiung von der Verſicherungspflicht gemäß § 11 VGfA. 


1) Auch die Wirtſchaftsdame einer Klinik, die Aufſichts⸗ und 
Anordnungsrechte über die ihr unterſtellten Dienſtboten hat, und der 
die Beſtellung und Abnahme der für den Wirtſchaftsbetrieb erforder⸗ 
lichen Materialien obliegt, die aber niedere Arbeiten nur im Notfalle 
zu verrichten hat, iſt verſicherungspflichtig. (Renten A. 24. 4. 14.) 
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kann aber auf Grund deſſen nicht erfolgen. Denn dieſe Be⸗ 
freiung hat zur Vorausſetzung, daß dem Verſicherungspflichtigen 
von einem der im § 11 genannten öffentlichen Verbände (Reich, 
Bundesſtaat, Gemeindeverband, Gemeinde oder Verſicherungs⸗ 
träger der reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherung) ein Ruhegeld 
bewilligt iſt. Weder gehört aber der Knappſchaftsverein zu 
den Trägern der reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherung, noch iſt 
überhaupt eine Knappſchaftsinvalidenpenſion als Ruhegeld oder 
ruhegeldähnlicher Bezug im Sinne des § 11 anzuſehen. Denn, 
wenn es auch im § 11 an einer ausdrücklichen Vorſchrift fehlt, 
daß der Bezug auf Grund eines früheren Dienſtverhältniſes 
bewilligt fein müſſe, fo ergibt ſich doch aus dem engen Ju: 
ſammenhang, in welchem die SS 9 und 11 VGfA. zueinander 
ſtehen und aus dem Begriff „Ruhegeld“, dem die Bezug⸗ 
nahme auf ein früheres Dienſtverhältnis weſentlich iſt, daß den 
Vorſchriften des § 11 nur ein Bezug entſpricht, der auf Grund 
eines früheren Dienſtverhältniſſes bei dem betreffenden Verbande 
von dieſem bewilligt iſt. Die Vorausſetzungen liegen hier nicht 
vor. Denn der Antragſteller bezieht die Invalidenpenſion nicht 
als früherer Angeſtellter in der Verwaltung des Knappſchafts— 
vereins, die Knappſchaftsinvalidenpenſion entſpricht vielmehr 
ihrem Weſen nach der reichsgeſetzlichen Invalidenrente. Ter 
Bezug einer Rente der reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherung it 
aber kein Befreiungsgrund im Sinne des § 11 PEN 
(Renten A.) 


3. Der Einfluß dee Krieges auf die Angeſtelltenverſichennz 

a) Die in dem letzten Bericht?) nur im Tenor mitgeteilt 
Entſcheidung des Rentenausſchuſſes vom 23. 2. 15. über dit der: 
ſicherungspflicht der zu den Fahnen einberufenen In: 
geſtellten ift inzwiſchen in der weiteren Offentlichkeit heftig 
angegriffen worden. Der Rentenausſchuß hält nämlich auch die 
jenigen Angeſtellten für verſicherungspflichtig, an deren Ehefraum 
von dem Arbeitgeber während des Krieges Unterſtützungen 
gezahlt werden, wenn die aus dem Kriege Heimkehrenden wieder 
zu den alten Bedingungen angeftellt werden ſollen, well diese 
Angeſtellten auch während des Krieges als gegen Entgelt b 
der Arbeitgeberin beſchäftigt anzuſehen ſeien. Entſcheidend ſe, 
daß die Verfügungsmacht über die Arbeitskraft des Ver 
ſicherten in einem ſolchen Falle auf Grund gegenſeitiger Über: 
einſtimmung dem Arbeitgeber gewahrt bleibe. Was die Ge⸗ 
währung eines Entgelts betreffe, ſo ſei bei der Ausführung 
eines ſozialen Geſetzes weniger auf die Benennung des 
Bezuges und auf die rechtliche Erſcheinungsform, als auf del 
wirklichen Tatbeſtand Nachdruck zu legen. Demgemäß ſei # 
für die Beitragspflicht nicht erforderlich, daß ein Rechtsanſpruc 
des Verſicherten gegen den Arbeitgeber auf Zahlung des Ent 
gelts vorliege. Es komme vielmehr für das VEN. nur darauf 
an, ob ein Dienſtverhältnis gegen Ablohnung beſteht, und es 
genüge, wenn vor und nach einer Unterbrechung der Arbeite 
leiftung eine die Erfüllung der Beitragspflicht ermöglicherde 
Bezahlung ſtattfindet. Die Beitragspflicht aber werde für Di 
Dauer der Unterbrechung durch jede Zuwendung begründe, 
welche der Beſchäftigte als Gegenleiſtung für das Bereithalten 
ſeiner Dienſte anſehen kann. Ob die während der Unterbrechung 
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der Arbeitsleiſtung gewährten Zuwendungen dem Verſicherten 
ſelbſt oder ſeinen Angehörigen gezahlt werden, mache keinen 
Unterſchied. 

Dieſe Entſcheidung ſteht — wie Michalke hervorhebt?) — 
im Gegenſatz zu der Auffaſſung des RA., die in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 6. 2. 15) zum Ausdruck gelangt iſt. Das 
OSchG. f. Angeſtelltenverſ. hat bis jetzt über dieſe Frage noch 
keine Entſcheidung getroffen. Die Rechtsunſicherheit, welche 
in weiten Kreiſen Anlaß zur Beunruhigung gegeben hatte, 
iſt jedoch durch die (auf Grund des 8 3 Geſ. v. 4. 8. 14 
erlaſſene) BRV. über die Anrechnung von Kriegszeiten 
in der Angeſtelltenverſicherung vom 26. Auguſt 1915 
(RGBl. S. 531) beſeitigt worden. Dieſe beſtimmt, daß die 
Zeiten, in denen Verſicherte im gegenwärtigen Kriege dem 
Deutſchen Reiche oder der Oſterreichiſch⸗Ungariſchen Monarchie 
Kriegs-, Sänitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet haben, auf 
die Wartezeiten und bei Berechnung der Verſicherungsleiſtungen 
an Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten nach dem VGfA. als 
Beitragszeiten angerechnet werden, ohne daß Beiträge entrichtet zu 
werden brauchen. Für die Anrechnung ſoll die Gehaltsklaſſe des 
letzten der Kriegserklärung vorhergehenden Monats maßgebend 
ſein, für den ein Pflichtbeitrag entrichtet worden iſt. Hiermit werden 
auch die Fälle getroffen, in denen der Verſicherte vor der Mobil⸗ 
machung zu einer Übung einberufen war, aber nicht mehr in die 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung zurückkehren konnte. Günſtig 
iſt die Wahl des Monats vor der Kriegserklärung auch inſofern 
für die Angeſtellten, als nach Kriegsausbruch vielfach Gehalts— 
herabſetzungen erfolgt ſind. Für ſolche Angeſtellten jedoch, die 
erſt nach Ausbruch des Krieges in ein Angeſtelltenverhältnis 
eingetreten ſind, bleibt der letzte Pflichtbeitrag maßgebend, der 
vor Antritt der Kriegsdienſte geleiſtet worden iſt. Der 
BRV. iſt rückwirkende Kraft vom 1. Auguſt 1914 ab bei⸗ 
gelegt worden. Wegen der Rückerſtattung der für die Kriegszeit 
entrichteten Beiträge wird beſtimmt, daß der Antrag auf Rück⸗ 
erſtattung ſpäteſtens ſechs Monate nach Ablauf des Monats zu 
ſtellen iſt, in dem der Friede geſchloſſen worden iſt. Hat, was 
die Regel iſt, der Arbeitgeber die Beiträge entrichtet, ſo hat 
dieſer dem Angeſtellten den von ihm eingezogenen Beitragsteil 
auszuzahlen. Wird ein Antrag auf Rückerſtattung von Bei⸗ 
trägen nicht geſtellt, ſo findet eine beitragsfreie Anrechnung 
von Kriegsmonaten als Beitragsmonate nicht ſtatt, weil es im 
Intereſſe des Verſicherten liegen kann, daß etwa gezahlte höhere 
Beiträge ſeinem Konto verbleiben. 

Ebenſo wie für die RVO. iſt vom Bundesrat übrigens 
allgemein auch für die Angeſtelltenverſicherung beſtimmt worden, 
daß die auf Militärdienſtzeiten bezüglichen Vorſchriften des 
BEA. entſprechend für Militärdienſtzeiten gelten, die während 
des gegenwärtigen Krieges in öſterreichiſch-ungariſchen 
Dienſten zurückgelegt werden. 

b) Der Ingenieur X. iſt in der Maſchinenfabrik in Y. be: 
ſchäftigt. Er bezog bis zum 31. 7. 14 ein jährliches Gehalt 
von 5100 4; er war alſo bis zu dieſem Zeitpunkt von der 
Verſicherungspflicht befreit. Vom 1. 8. 14 ab wurde jedoch das 
Gehalt ſowohl wie die Arbeitszeit auf die Hälfte herabgeſetzt, 


5) Vgl. JW. 1915, 748. 
4) I. 1918, 985 Nr. 1. 
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ſo daß er von dieſem Zeitpunkt an nur einen jährlichen Ver: - 
dienſt von 2550 % hat. Er iſt daher vom 1. 8. 14 ab ver⸗ 
ſicherungspflichtig. Daß der Angeſtellte vorausſichtlich nur vor⸗ 
übergehend verſicherungspflichtig ſein wird, indem ſein Gehalt 
ſpäter wieder die urſprüngliche Höhe von 5100 & erreichen ſoll, 
iſt unerheblich, da eine Ausnahme für dieſen Fall im VGfA. 
nicht vorgeſehen iſt; ganz abgeſehen davon iſt auch der Zeit⸗ 
punkt, wann dies eintreten ſoll, durchaus ungewiß, da nach der 
Verabredung zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Angeſtellten 
deſſen Entgelt nach Beendigung des gegenwärtigen Krieges 
wieder erhöht werden ſoll. (Renten A. 27. 2. 15.) 


4. Trunkſucht und Berufsunfähigkeit im Sinne 
des 8 25 BEA. 


Nach dem Geſetze ſteht ſoviel zweifellos feſt, daß der Zu⸗ 
ſtand der Unfähigkeit zur Ausübung des Berufs dauernd und 
eine Folge körperlicher Gebrechen oder einer Schwäche der körper⸗ 
lichen oder geiſtigen Kräfte des Verſicherten ſein muß. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt die Penſionierung des Angeſtellten jedoch 
wegen Neigung zum Trunke erfolgt. Der ärztliche Sachverſtändige 
hält ihn angeſichts der ſonſtigen Rüſtigkeit des Mannes und 
der Möglichkeit, daß die Alkoholſtörungen durch Einſchränkung 
des Genuſſes gehoben werden könnten, noch auf eine Reihe von 
Jahren für dienſtfähig. Hiernach kann von dauernder Berufs⸗ 
unfähigkeit keine Rede ſein. Auch Trunkſucht kann allerdings 
zu einem körperlichen Gebrechen ausarten. Hierzu iſt aber der 
Nachweis erforderlich, daß ſie krankhafte Erſcheinungen geiſtiger 
oder körperlicher Art hervorgerufen hat, welche zwingend auf 
die Willenskraft oder auf die körperliche Arbeitsbefähigung ein— 
wirken. Dieſe Auffaſſung deckt ſich mit der Rechtſprechung des 
RVA. (zu vgl. Amtl. Nachr. 1909, 509). Ein Unterſchied 
zwiſchen der RVO. und dem VGfA. beſteht in dieſer Beziehung 
nicht. (OSchG. 28. 10. 14.) 


5. Befreiung von der Angeſtelltenverſicherung auf Grund 
des 8 390 VON.) 


a) Der Anſpruch auf Befreiung iſt nicht begründet, 
wenn eine vor dem 5. Dezember 1911 abgeſchloſſene 
und nach dieſem Zeitpunkt prämienfrei gewordene 
Verſicherung vor dem 1. Januar 1913 infolge eines 
neuen Vertrags dadurch aufgehoben wird, daß die 
herabgeſetzte Verſicherungsſumme der alten Ver— 
ſicherung gegen den Prämienanſpruch der Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft aus der neuen Verſicherung 
aufgerechnet worden iſt. 5 

Die Befreiung von der eigenen Beitragsleiſtung ſetzt voraus, 
daß der vor dem 5. 12. 11 geſchloſſene Verſicherungsvertrag am 
1. 1. 13 noch fortbeſteht; er darf alſo nicht durch Ablauf ſeiner 
Gültigkeitsdauer, Auszahlung der Verſicherungsſumme u. dgl. 
endgültig beſeitigt ſein. Im vorliegenden Falle iſt nun bei 


5) Der § 390 lautet: Angeſtellte, für die vor dem 5. 12. 11 bei 
öffentlichen oder privaten Lebensverſicherungsunternehmungen ein Ber: 
ſicherungsvertrag geſchloſſen iſt, können auf ihren Antrag von der 
Beitragsleiſtung befreit werden, wenn der Jahresbetrag der Beiträge 
für dieſe Verſicherungen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes mindeſtens 
den ihren Gehaltsverhältniſſen zur Zeit des Antrags entſprechenden 
Beiträgen gleichkommt, die fie nach dieſem Geſetz zu tragen hätten. 
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Abſchluß des neuen Vertrags die Abrede getroffen worden, daß 
das Guthaben aus dem alten, vor dem 5. 12. 11 geſchloſſenen 
Vertrage auf die aus dem neuen Vertrage für die Zeit vom 
1. 12. 11 bis 1. 12. 12 entſtandene Prämienforderung angerechnet 
werden ſoll. Danach iſt der Anſpruch des Verſicherungsnehmers 
aus dem alten Vertrag mit dem Anſpruch des Verſicherers aus 
dem neuen Vertrag wechſelſeitig aufgerechnet. Eine derartige 
Aufrechnung bewirkt aber das Erlöſchen beider Forderungen 
($ 389 BGB.). Die Anrechnung des Guthabens aus dem 
alten Vertrage ſteht ſomit rechtlich einer Auszahlung der in 
dieſem Vertrage feſtgeſetzten Verſicherungsſumme gleich. Dadurch 
hatte jedoch der alte Verſicherungsvertrag noch vor dem 1. 1. 13 
fein Ende erreicht. (OSchG. 28. 10. 14.) 

d) Die Befreiung von der eigenen Beitragsleiſtung 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Beiträge 
zur privaten Verſicherung durch eine einmalige Kapi— 
talszahlung abgelöſt worden ſind. 

Zunächſt wird durch die ganz allgemein gehaltene Faſſung 
der Worte „Jahresbetrag der Beiträge“ im § 390 Abi. 1 
BEN. die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, darunter auch Bei⸗ 
träge zu verſtehen, die fortlaufend zu zahlen wären, wenn ſie 
nicht durch Kapitalszahlung abgelöſt worden wären. Denn die 
Höhe dieſer Beiträge läßt ſich nach den verſicherungstechniſchen 
Grundſätzen der jeweils in Betracht kommenden Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft jederzeit berechnen. Auch die Begründung zum 
Geſetze zwingt nicht zu einer anderen Auffaſſung. Allerdings 
hat ſie anſcheinend nur an die Fälle einer fortlaufenden 
Prämienzahlung gedacht, aber daraus ergibt ſich noch nicht, 
daß der Geſetzgeber ausſchließlich eine ſolche nach 5 390 Abſ. 1 
berückſichtigt wiſſen wollte, falls nicht innere Gründe dieſe Aus⸗ 
legung rechtfertigen. Das iſt nicht der Fall. Die Vorſchrift 
beruht auf wirtſchaftlichen Erwägungen. Sie will die Ange⸗ 
ſtellten mit Rückſicht auf ihre allgemeine wirtſchaftliche Lage 
von der Beitragsleiſtung zur Angeſtelltenverſicherung freiſtellen, 
wenn ſie gleichzeitig für eine nach dem Geſetz in Betracht 
kommende andere Verſicherung Aufwendungen in gewiſſer Höhe 
zu machen haben, die ſich als Beitragsleiſtungen darſtellen.“) 
Von dieſem Geſichtspunkt aus kann eine Kapitaleinzahlung nicht 
unberückſichtigt bleiben. Denn ſie iſt als eine Vorausbezahlung 
der von den Verſicherten für ihre Verſicherungen zu entrichtenden 
Prämien anzuſehen, da das eingezahlte Kapital ebenſo wie ſonſt 
die Geſamtheit der Prämien die Summe darſtellt, welche nebſt 
Zinſen und Zinſeszinſen nach den Rechnungsgrundlagen der 
Verſicherungsunternehmung bis zum Verſicherungsfall ange— 
ſammelt ſein muß, um die Zahlung der verſicherten Leiſtung 
zu ermöglichen. Verſicherungstechniſch betrachtet dient das ein⸗ 
gezahlte Kapital nebſt Zins und Zinſeszins alſo zur Deckung 
der ſonſt fortlaufend zu zahlenden Prämien, und wirtſchaftlich 
betrachtet ſtellt ſich die Einzahlung des Kapitals für den Ver⸗ 
ſicherten als eine fortgeſetzte Belaſtung aus feiner Privatver: 
ſicherung dar, da ihm der Zinsgenuß entgeht. Hiernach iſt 


6) Ein nach § 390 befreiter Angeſtellter iſt aber, ſolange die 
Befreiung dauert, nicht berechtigt, freiwillig Beiträge zu entrichten. 
Glaubt ein ſolcher Angeſtellter, neben der Prämie für die Lebens⸗ 
verſicherung auch die an ſich ihn treffende Beitragshälfte tragen zu 
können, ſo bleibt es ihm überlaſſen, den Verzicht auf die Befreiung 
auszuſprechen. (Renten A. 16. 8. 14.) 
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grundſätzlich die Sachlage nicht anders zu beurteilen, als wenn 
die Beſchwerdeführerin ſich das Kapital, mit dem ſie die 
Prämienzahlung für die private Verſicherung abgelöſt hat, ge⸗ 
liehen hätte und nunmehr dem Darlehnsgeber fortlaufend Zinſen 
zahlen müßte. In ſolchem Falle die Rechtswohltat des § 390 
Abſ. 1 auszuſchließen, wäre aber eine offenbar ungerechtfertigte 
Härte. Auf die jeweiligen beſonderen Vermögensverhältniſe 
der Angeſtellten nimmt § 390 Abſ. ! allerdings keine Rückſicht. 
Daraus folgt aber nicht etwa, daß die Vorſchrift nur die Ver⸗ 
meidung einer Überbürdung des laufenden Berufseinkommenz 
bezweckt; vielmehr iſt gerade deshalb, weil es auf die beſonderen 
Vermögensverhältniſſe des Angeſtellten nicht ankommt, die zu 
Ablöſung einer fortlaufenden Prämienzahlung erfolgte Kapital 
zahlung wegen der ſich daraus für den Angeſtellten ergebenden 
fortlaufenden Belaſtung nach 8 390 Abſ. 1 zu berückſichtigen. 
Dieſes Ergebnis iſt um ſo befriedigender, als vom Geſichts 
punkte der Verſorgung des Angeſtellten die Einzahlung eines 
Ablöſungskapitals gegenüber der fortlaufenden Prämienzahlung 
die größere Sicherheit bietet. (OSchGG. 16. 6. 14.) 


Die Juſtizverhältniſſe in Hamburg während des 
erſten Kriegsjahres 1914/15. 
Von Oberregierungsrat v. Daſſel, Hamburg. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 19, 1915.) 


Bei der Vormundſchaftsbehörde, die als ſelbſtändige 
Abteilung dem AG. angegliedert iſt und die nach Nich 
geſetz den Vormundſchaftsgerichten übertragenen Geſchäfte waht⸗ 
nimmt, iſt auffälligerweiſe in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 
bis 15. Juli 1915 gegenüber dem Vorjahr ein Rückgang von 
254 Vormundſchaftsſachen eingetreten. In dem gleichen Zeit 
raum 1913/1914 find 3231 Vormundſchaften neu eingerichtet, 
1914/1915 dagegen nur 2977; der Rückgang trifft in erſter 
Linie die Vormundſchaften über uneheliche Kinder, die allein 
um 240 geſunken ſind, ſo daß ſich der Rückgang bei den 
ſonſtigen Vormundſchaften nur auf 14 beſchränkt. Daß über⸗ 
haupt ein Rückgang eingetreten iſt, erklärt ſich wohl daraus, 
daß die amtlichen Sterbeurkunden über im Felde gebliebene 
Väter erfahrungsgemäß nur mit erheblicher Verſpätung — oft 
bis zu 6 und 9 Monaten — eingehen und daher bei den 
Vormundſchaften die Wirkung der Todesfälle vermutlich erſt 
nach dem 15. Juli 1915 in größerem Umfang ſich zeigen wird. 
Der Rückgang der Vormundſchaften über uneheliche Kinder er⸗ 
klärt ſich zunächſt natürlich aus dem Fehlen der im Felde 
ſtehenden jungen Männer, außerdem aber auch zum nicht ge 
ringen Teile aus den vielen Kriegstrauungen, die bei der Ein⸗ 
ſtellung ins Heer von den jungen Leuten vorgenommen wurden. 
Ahnliche Gründe führten zur Vermehrung der nach 8 1314 
BGB. erforderlichen Zeugniſſe zur Wiederverheiratung, ſie 
ſtiegen von 1204 auf 1376, und der Volljährigkeitserklärungen, 
die ſich von 44 auf 95 hoben. Eine Steigerung der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Tätigkeit erwuchs der Behörde durch die Erſetzung 
von Vormündern und Pflegern, die ins Feld einberufen waren, 
durch andere Vormünder oder Pfleger, weiter durch Fürſorge 
für Kinder, deren Väter im Felde ſtanden; durch Beftellung 


1 
1 
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von Pflegern für volljährige Kriegsteilnehmer, die in Kriegs⸗ 
gefangenſchaft geraten waren, oder für im Ausland befindliche 
Perſonen, die infolge des Krieges an der Rückkehr verhindert 
waren, ſowie endlich dadurch, daß mit Unterſtützung der 
Vormundſchaftsbehörde in zahlreichen Fällen Vormünder und 
Pfleger Mündelguthaben in Kriegsanleihe anlegten. 

Bei dem Nachlaßgericht haben die eigentlichen Nachlaßſachen 
(Nachlaßpflegſchaft, Nachlaßverwaltung uſw.) abgenommen; ſie 
find — für die Zeit vom 1. Auguſt bis 15. Juli berechnet — 
von 2115 im Jahre 1913/1914 auf 1912 im Jahre 1914/1915 
gefallen. Dagegen haben die Teſtamentsſachen (Hinterlegungen, 
Eröffnungen uſw.) zugenommen: 1913/1914 waren es 1687, 
1914/1915 2292; davon allein 1294 Teſtamentshinterlegungen 
gegen 1052 im Vorjahre; namentlich wurden bei Beginn des 
Krieges in zahlreichen Fällen eigenhändige Teſtamente hinterlegt. 
Später nahm die Zahl wieder den gewöhnlichen Stand ein. 
An Sterbefällen ſind beim Nachlaßgericht angemeldet: 12 845 
gegen 8909. Soweit ſich aus den Anzeigen feſtſtellen ließ, 
waren unter den Sterbefällen Kriegsſterbefälle vom 1. Auguſt 
bis 31. Dezember 1914 614, vom 1. Januar bis 15. Juli 
1915 3634. 

Auf dem Gebiete der Strafzerichtsbarkeit wurde zunächſt 
die Juſtizverwaltung als die fur die Bearbeitung der Gnaden⸗ 
ſachen zuſtändige Inſtanz ſtark in Anſpruch genommen. Wie 
in den übrigen Bundesſtaaten wurde alsbald nach Kriegsausbruch 
von dem Senat in Übereinſtimmung mit dem Bürgerausſchuß 
unter nachträglicher Zuſtimmung der Bürgerſchaft unter dem 
3. Auguſt 1914 allen Militärperſonen vom Feldwebel abwärts 
allgemeine Amneſtie dahin erteilt, daß ihnen die von den 
hamburgiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden über ſie 
verhängten, noch nicht vollſtreckten Geld- und Freiheitsſtrafen 
ſo weit erlaſſen wurden, ſofern die Geſamtdauer der an erſter 
Stelle erkannten oder im Nichtbeitreibungsfalle an die Stelle 
von Geldſtrafen tretenden Freiheitsſtrafen ein Jahr nicht über⸗ 
legt. Ausgeſchloſſen von der Amneſtie blieben Perſonen, die 
unter der Wirkung von Ehrenſtrafen ſtanden oder wegen eines 
mit dem Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte bedrohten Wer: 
brechens oder Vergehens verurteilt waren, auch wenn auf die 
Ehrenſtrafe nicht erkannt iſt, ferner ſolche, die ſich während 
bereits begonnener Strafverbüßung oder in der Unterfuchungs- 
haft ſchlecht aufgeführt hatten. Die Ausführung dieſes Ge— 
ſetzes wurde durch Senatsverordnung vom gleichen Tage im 
weſentlichen der Senatskommiſſion für die Juſtizverwaltung 
übertragen. Aber auch abgeſehen von dieſer allgemeinen Am— 
neſtie machte der Senat auf Vorſchlag der Juſtizverwaltung 
von ſeinem Begnadigungsrecht in Einzelfällen in weit größerem 
Umfang Gebrauch als unter gewöhnlichen Verhältniſſen. Ins— 
beſondere wurde durch Verordnung des Senats vom 2. Sep⸗ 
tember 1914 ganz allgemein allen Perſonen, die ſich bis dahin 
der Verletzung der Wehrpflicht (§S 140 StGB.) oder der un⸗ 
erlaubten Auswanderung (3 360 Ziff. 3 StGB.) ſchuldig ge⸗ 
macht hatten und deswegen von hamburgischen Gerichten ab: 
geurteilt waren oder künftig abgeurteilt werden, der Erlaß der 
verwirkten Geld- oder Freiheitsſtrafe in Ausſicht geſtellt, wenn 
ſie ſich alsbald zum Heeres- oder Marmedienſt ftellen. Schließ⸗ 
lich wurde durch Geſetz vom 3. September 1914 auch die 
Möglichkeit geſchaffen, ein durch eme hamburgeſche Behörde 
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eingeleitetes oder vor einem hamburgiſchen Gerichte ſchwebendes 
Strafverfahren niederzuſchlagen, ſoweit das Strafverfahren ſich 
gegen eine Perſon richtet, die zu den Fahnen einberufen und 
nicht infolge der Einberufung wegen der den Gegenſtand des 
Verfahrens bildenden Tat der Militärgerichtsbarkeit unterworfen 
iſt. Die Befugnis zur Niederſchlagung wurde dem Senat 
übertragen, die Vorbereitung lag der Senatskommiſſion für die 
Juſtizverwaltung ob. In welchem Umfang von dem Begnadi⸗ 
gungs⸗ und Niederſchlagungsrecht Gebrauch gemacht iſt, zeigen 
folgende Zahlen: 


Vom 1. Januar 1914 bis 31. Juli 1914... 2130, 
„ 4. Auguſt 1914 „ 31. Dezember 1914.. 5661. 
„ 1. Januar 1915 „ 31. Juli 1915. . 5407. 


Von dieſen Sachen fallen 2323 unter die allgemeine Amneftie, 
2311 Sachen ' ſind ſogenannte Niederſchlagungsſachen. 

Anlangend die Rechtſprechung in Strafſachen mögen hier 
folgende Zahlen mitgeteilt werden: 

Beim Hanſ os. ging, für die Zeit des halben Jahres 
vom 1. Januar bis Ende Juni berechnet, die Zahl der Revi⸗ 
ſionen in öffentlichen Strafſachen von 122 (1914) auf 36 (1915), 
in Privatklageſachen von 19 auf 11, die Zahl der Beſchwerden 
(hauptſächlich in Wiederaufnahmeſachen) von 300 auf 137 zurück. 
Der Rückgang beläuft ſich alſo insgeſamt auf etwa 56 Prozent 
und iſt offenbar auf die umfangreichen Begnadigungen und 
Niederſchlagungen zurückzuführen. Beim LG. ſtellen ſich die 
Zahlen, für die Zeit eines Jahres — 1. Auguſt bis 31. Juli — 
berechnet, folgendermaßen: 


Urteilsſachen: 

Ol I en ee „. 5137 
CCC 3111 
Abnahme: 2026 gleich 39 ½ Prozent; 
Beſchlußſachen: 
ITT! a ae 9 228 
'łjr! 5 105 


Abnahme: 4 123 gleich 45 Prozent. 
Infolge dieſer Abnahme konnte die Zahl der Unterſuchungs⸗ 
richter von 6 auf 3 und der Richter an den Strafkammern 
von 30 auf 15 beſchränkt werden. — 

Der Kriegszuſtand gab außerdem Veranlaſſung, auf Grund 
§ 78 GVG. bei dem AG. in Cuxhaven für den Bezirk dieſes 
Gerichts eine ſogenannte detachierte Strafkammer zu bilden, der 
zunächſt nur die Aburteilung der Verſtöße gegen das Belagerungs- 
geſetz, ſpäter auch die Aburteilung aller Strafkammerſachen 
übertragen wurde. 


Beim AG. ergeben ſich für die Zeit vom 1. Auguſt bis 
15. Juli folgende Ziffern: 


Strafſachen bei den Schöffengerichten: 


191314 un ae N 19 986 
1914.15 za 9 513 
Abnahme: 10 473 gleich 51 Prozent; 

Privatklagen:— 
r nn 2 463 
CCC 1332 


Abnahme: 1 131 gleich 48 Prozent. 
170 
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Die Abnahme der Privatklagen dürfte als erfreuliches Zeichen 
dafür anzuſehen ſein, daß unter dem Eindruck der großen Zeit 
kleinliche Zank⸗ und Streitſucht nachgelaſſen hat. — 
Der Einfluß des Krieges auf die ſtaatsanwaltſchaftliche 
Tätigkeit kennzeichnet ſich in folgenden Zahlen: 
Die Strafanzeigen bei der Staatsanwaltſchaft 
beliefen ſich für die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Juli: 
Ir en auf 36 650 
1914/15. „ 21614 
Rückgang: 15 046, gleich etwa 42 Prozent; 


bei der Amtsanwaltſchaft: 

I! auf 53 455 

1914/15... 2:24:42, 2255 „ 28195 

Rückgang: 25 260, gleich etwa 48 Prozent. 

In dem Hauptverfahren gelangten 2 
vor das Schwurgericht: 

Ir ³˙¹¹1ʃ 92 
r 52 
Rückgang: 40 Sachen, gleich etwa 45 Prozent; 

vor die Strafkammern erſter Inſtanz: 

fr 2 751 

i Rn 1 978 
Rückgang: 773 Sachen, gleich etwa 29 Prozent; 

vor die Strafkammern, Berufungsinſtanz: 

1913/14 ...... EN EEE 2 035 

Irrer 927 
Rückgang: 1 108 Sachen, gleich etwa 55 Prozent; 
vor die Schöffengerichte: 

IfrTrTrTC 

1914/15. u 2er 10 142 

Rückgang: 10 612 Sachen, gleich etwa 50 Prozent. 
Die Zahl der Sitzungen ging bei dem Schwurgericht 

von 90 (1913/14) 

auf 57 (1914/15), 
bei den Strafkammern 

von 746 auf 438 in der gleichen Zeit 

zurück. Der Rückgang zeigte ſich beſonders ſtark bei den 
Gewalttätigkeitsdelikten, wie Körperverletzung, Widerſtand gegen 
die Staatsgewalt u. dgl. Die Eigentumsvergehen, namentlich 
kleinere Diebſtähle, zeigten keinen Rückgang, was zum Teil 
auf die geringere Bewachung von Lagerplätzen zurückzuführen iſt. 

Ein neues Gebiet eröffnete ſich der Strafrechtspflege durch 

die ſogenannten Kriegsgeſetze, namentlich durch das preußiſche 
Belagerungsgeſetz vom 4. Juni 1851, das auf Grund Art. 68 
der Reichsverfaſſung in Kraft trat und zu einer großen Anzahl 
Verordnungen durch den ſtellvertretenden kommandierenden 
General ſowie den Feſtungskommandanten Veranlaſſung gab. 
Die Zahl dieſer ſogenannten Kriegsſtrafſachen beziffert ſich bis 
zum 31. Juli 1915 auf 1126; ſie ſetzt ſich zuſammen aus 

725 Sachen wegen Vergehens gegen 8 9b des preußiſchen 
Belagerungsgeſetzes, 

170 Zuwiderhandlungen gegen die vom Bundesrat auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 er⸗ 
laſſenen verſchiedenen Verordnungen, 

12 Zuwiderhandlungen gegen Ausfuhrverbote, 

219 Mberfchreitungen von Höchſtpreiſen. 
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Sehr ſtark griff der Krieg in den Perſonalbeſtand der 
Staatsanwaltſchaft ein; bei Beginn des Krieges war der Be⸗ 
ſtand: 1 Oberſtaatsanwalt, 3 Erſte Staatsanwälte, 18 Staats⸗ 
anwälte und 18 Aſſeſſoren, von denen 11 als Amtsanwälte 
tätig waren. Von dieſen find 11 Staatsanwälte, 14 Aſſeſſoren 
zu den Fahnen einberufen. Zum Erſatz wurden auf Grund 
des Geſetzes vom 16. November 1914 7 Hilfsarbeiter beſtellt, 
und zwar 1 Oberregierungsrat a. D., der Gefängnisdirektor, 


1 Rechtsanwalt, 3 Landrichter, 1 Amtsrichter, von denen aber + 


inzwiſchen wieder 4 ausgeſchieden ſind. 

Auch auf das Gefängnisweſen übte der Krieg einen 
ſtarken Einfluß aus. Der Beſtand der Unterſuchungsgefangenen 
war am 2. Auguſt 1914: 610 männliche, 56 weibliche; am 
2. Auguſt 1915: 344 männliche, 70 weibliche; der Beſtand 
ſämtlicher Strafgefangenen am 2. Auguſt 1914: 1961 mäm⸗ 
liche, 156 weibliche; am 2. Auguſt 1915: 1382 bzw. 218. 
Der Beſtand der männlichen Gefangenen iſt alſo um rund 260 
(etwa 42 Prozent) und 600 (etwa 32 Prozent) gefallen. Es 
iſt das natürlich auf die umfangreichen Gnadenerweiſe uf. 
zurückzuführen; ſeit geraumer Zeit hält ſich die Zahl ſowohl 
der Unterſuchungs⸗ wie der Strafgefangenen annähernd auf 
gleicher Höhe, obwohl auch jetzt noch fortwährend Begnadigungen, 
Haftentlaſſungen uſw. über das normale Maß hinaus ſtatt 
finden. Zu Beginn des Krieges war die Difziplin eine 
beſonders gute, die große Zeit wirkte auch auf die Gefangenen 
günſtig ein. Aber mit der längeren Dauer des Krieges ver⸗ 
ſchlechterte ſich die Disziplin. Die Gründe find einerſeits in 
der Beſchränkung des Auſſichtsperſonals (etwa 50 Prozent der 
Beamten ſind eingezogen) und der nicht genügenden Ausbildung 
des Erſatzes, andererſeits in der veränderten Beköſtigung zu 
ſuchen. Die Verpflegung der hamburgiſchen Gefängnisinſafſen 
iſt in erſter Linie auf Brot aufgebaut. Der Wegfall der großen 
Brotportion (bis zu 1 kg auf den Tag und Kopf) war ganz 
außerordentlich fühlbar, wenn auch Erſatz im umfänglichſten 
Maße gewährt wurde. Vom rein hygieniſchen Standpunkte aus 
iſt die jetzige Beköſtigung beſſer wie die frühere, aber auch 
erheblich (etwa 75 Prozent) teurer. Die Hauptmaſſe der Sträf⸗ 
linge hat aber in angemeſſenerweiſe die notwendigen Beſchrän⸗ 
kungen und Veränderungen über ſich ergehen laſſen; diejenigen, 
die ſich beſchwerten, waren meiſtens Querulanten. Zu ſchweren 
Störungen der Diſziplin ift es nicht gekommen. Das Intereſſe 
der Gefangenen an den kriegeriſchen Ereigniſſen iſt durchweg 
ein ſehr reges, und ſelbſt bei langjährigen, ja ſogar bei den 
lebenslänglichen Sträflingen, iſt ein patriotiſches Gefühl nicht 
zu verkennen. Von Beginn des Krieges an werden ſämtlichen 
Gefangenen durch die Geiſtlichen und Lehrer Mitteilungen über 
die Kriegsereigniſſe gemacht, insbeſondere wird ihnen der Kriegs⸗ 
bericht bekanntgegeben. Auch wird den Gefangenen geſtattet, 
ſich einen kleinen Kriegsatlas oder eine Kriegskarte aus ihrem 
Arbeitsverdienſt zu beſchaffen; von dieſer Möglichkeit ift vielfach 
Gebrauch gemacht. Für die Kriegshilfe oder das Rote Kreuz 
find, felbft von Zuchthäuslern, nicht unerhebliche Beträge ge 
zeichnet, nämlich von 252 Gefangenen 1171,50 4. Alle dieſe 
Zahlungen ſind aus dem Arbeitsverdienſt der Sträflinge erfolgt, 
alſo aus dem, was ſie ſich durch ihrer Hände Arbeit in der 
Strafanſtalt erworben haben; vielfach mußten ſogar höhere von 
den Gefangenen gewünſchte Zeichnungen in deren eigenem „Inter: 
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eſſe von der Direktion zurückgewieſen werden. Bemerkenswert 
iſt es auch, daß in dieſen Tagen einige Zuchthausſträflinge mit 
Genehmigung der Direktion einen Teil ihres Arbeitsverdienſtes 
in Kriegsanleihe angelegt haben. 

Anlangend die Rechtsanwaltſchaft hat der Krieg naturgemäß 
auch ſie ſtark beeinflußt. Von 311 Rechtsanwälten ſind etwa 
150 einberufen; zahlreiche Anwaltsbureaus ſind ganz verwaiſt; 
bei anderen iſt der Geſchäftsbetrieb durch Einberufung des 
Perſonals weſentlich erſchwert. Vertretung iſt ſchwer zu be⸗ 
ſchaffen, wenn auch die zurückgebliebenen Rechtsanwälte ſich 
nach Kräften der einberufenen annehmen. Die urſprünglich 
gehegte Befürchtung, daß bei den Familien einberufener Anwälte 
oder auch vermöge der Verringerung der Praxis bei den zurück⸗ 
gebliebenen Anwälten ein Notſtand eintreten werde, hat ſich 
erfreulicherweiſe nicht erfüllt. Auch hier zeigt ſich eine un⸗ 
erwartete Stärke unſeres wirtſchaftlichen Lebens, im übrigen 
ſind innerhalb der Anwaltſchaft die nötigen Schritte getan, 
um gegebenenfalls hilfreich eintreten zu können. 

Ebenſo wie bei den Gerichten tauchte auch in der Anwalts⸗ 
praxis, namentlich in der erſten Zeit nach Kriegsausbruch, eine 
Fülle ſchwerwiegender und mangels jeder Erfahrung ſchwer zu 
beantwortender Fragen auf. Zum Teil ſind es dieſelben 
Fragen, die die Gerichte beſchäftigten, wie die Auslegung des 
eif⸗Geſchäftes, zum Teil aber auch Fragen, die nicht an die 
Gerichte gelangten, ſo z. B. Errichtung von Teſtamenten, Aus⸗ 
arbeitung von Vollmachten für einberufene Klienten. Dazu 
kamen die vielen Fragen, die die neuen Geſetze und Verordnungen 
aufwerfen, z. B. die Beſchlagnahme und die Feſtſetzung der 
Höchſtpreiſe, wie im Reis-, Futtermittel⸗ und Kartoffelgeſchäft; 
ferner die Streitigkeiten bei Kriegslieferungen; insbeſondere waren 
Bemängelungen bei Lieferungen aus dem neutralen Auslande 
nicht ſelten. In vielen Fällen, namentlich im Anfang des 
Krieges, hatte die Anwaltſchaft auch Gelegenheit, dem ver⸗ 
breiteten Aberglauben entgegenzutreten, daß der Krieg alle 
Verträge, wie beſonders Mietverträge, auflöſe. Im Laufe der 
Zeit haben ſich die Verhältniſſe der Anwaltpraxis inſofern be⸗ 
ruhigt, als ſich über einen Teil der brennenden Fragen gewiſſe 
Meinungen ſchärſer herausgebildet haben, reichsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidungen herausgekommen ſind, und ſchließlich auch die Geſetz⸗ 
gebung in manche Verhältniſſe klärend eingegriffen hat. So iſt 
die konſultative Praxis allmählich auf einen beſſeren Boden 
gelangt. 

In der Prozeßpraxis machten in der erſten Zeit die Zu⸗ 
ſtellungen an Kriegsteilnehmer und die Feſtſtellung der Teil⸗ 
nehmerſchaft am Kriege viele Schwierigkeiten. Zuſtellungen an 
Unteroffiziere und Gemeine des aktiven Heeres oder der aktiven 
Marine haben bekanntlich an den Chef der zunächſt vorgeſetzten 
Kommandobehörde zu erfolgen; Erſatzzuſtellungen an Angehörige, 
Gewerbegehilfen uſw. ſind unzuläſſig. Ob nun eine Partei dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörte, war bei der 
großen Zahl der Einberufungen nicht leicht feſtzuſtellen. Deshalb 
wurden durch Verfügung der Juſtizverwaltung vom 17. Sep⸗ 
tember 1914 die Zuſtellungsbeamten angewieſen, in geeigneter 
Weiſe, z. B. durch Befragung der Familienangehörigen, von An⸗ 
geſtellten, Hauswirten uſw., Ermittlungen darüber anzuſtellen, 
ob der Zuſtellungsempfänger zu den genannten Militärperſonen 
gehört. Läßt ſich dieſes nicht genügend feſtſtellen oder handelt 
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es ſich um andere Militärperſonen, fo hat der Zuſtellungs⸗ 
beamte in der Urkunde über die Erſatzzuſtellung einen Vermerk 
einzufügen, daß der Zuſtellungsempfänger angeblich zu den 
Fahnen einberufen oder ſonſt aus Anlaß des Krieges ab⸗ 
weſend ſei. 

Entſprechend dem Rückgang der Sachen bei den Gerichten 
hat auch die Prozeßpraxis der Anwälte im Laufe der Zeit eine 
immer größer werdende Einbuße erlitten. Namentlich haben 
das Aufhören der Schiffahrt und die Beſchränkungen im Verkehr 
mit dem Ausland, ganz beſonders aber das unerhörte Vorgehen 
Englands gegen die in ſeinen überſeeiſchen Beſitzungen an⸗ 
ſäſſigen Deutſchen, vielfach gerade Hamburger, in dieſer Be⸗ 
ziehung einen ſtarken Einfluß ausgeübt. Dazu kommt auf 
anderem Gebiete das Stocken der Bautätigkeit und überhaupt 
des Grundſtücksmarktes. Auf der anderen Seite hat ſich für 
die Hamburger Anwaltſchaft ein neues Feld der Tätigkeit durch 
die Einrichtung eines Priſengerichts in Hamburg und durch 
die Einführung der Zwangsverwaltung auswärtiger Geſchäfte 
eröffnet. Doch ſind es bis jetzt nur wenige Anwälte, die ſich 
auf dieſen Gebieten betätigen. Im ganzen genommen wird 
aber der überwiegende Teil der Anwaltſchaft mit einer erheb⸗ 
lichen Einbuße zu rechnen haben, namentlich in den Fällen, 
in denen der einberufene Anwalt keinen Teilhaber zurückgelaſſen 
hat. Er wird vielfach gezwungen ſein, ſich ſeine Praxis neu 
aufzubauen. Der Aufſchwung des Wirtſchaftslebens, dem wir 
nach einem günſtigen Ausgang des Krieges mit Sicherheit 
entgegenſehen, wird ihm dieſe Aufgabe erleichtern. 

Zum Schluß mögen noch die Verluſte mitgeteilt werden, 
die der Krieg bisher in den Beſtand der hamburgiſchen Juriſten 
geriſſen hat Es ſind gefallen oder im Kriege geſtorben: 

2 Ooerlandesgerichtsräte, 4 Landrichter, 4 Amtsrichter, 
3 Staatsanwälte, 13 Rechtsanwälte, 8 Aſſeſſoren, 
31 Referendare. 

September 1915. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil ſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 
[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Siehe Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen 
nebſt Anmerkungen.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

* 1. 812 BGB., §S 14 Waren 3G., 8 16 UnlWG. Zur 
Rechtſtellung der ſogenannten Monopoliften.] 

Der verſtorbene Profeſſor Dr. Oscar L. hatte eine Reihe 
von Erfindungen für die Verarbeitung des Fettſchweißes der 
Schafe zu ſogenanntem Lanolin gemacht und darauf Patent⸗ 
rechte erworben, die er zunächſt in Verbindung mit einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, Fabrik chemiſcher Produkte, verwertete, deren Rechts⸗ 
nachfolger die Firma B. J. & D., Lanolinfabrik, wurde. Mit 
letzterer ſchloß er das Abkommen vom 5. März 1891, nach 


welchem er ihr das Recht einräumte, auf ihren Etiketten und 
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in ihren Annoncen in der mebizinifch » pharmazeutifchen Preſſe 
das Lanolin mit ſeinem Namen zu bezeichnen, wogegen er ſich 
eine Vergütung von 1 Prozent des Umſatzes in beſtimmten 
Lanolinpräparaten bedang. Es heißt am Schluß: „Auf dieſen 
Prozentſatz haben Sie Anſpruch, ſolange wir von der Be⸗ 
rechtigung, uns Ihres Namens uſw. zu bedienen, Gebrauch 
machen.“ In die Rechte und Pflichten der genannten Firma iſt 
ſpäter die Beklagte eingetreten. Die Patentrechte ſind im 
Jahre 1897 durch Zeitablauf erloſchen. Im übrigen wurde 
das Vertragsverhältnis fortgeſetzt. In den letzten Jahren 
vor dem Ableben L.s hat ihm die Beklagte eine jährliche 
Vergütung von 7000-8000 & gezahlt. Im Jahre 1908 
iſt L. verſtorben. Im November 1908 erklärte die 
Beklagte den Erben L.s, daß ſie nicht beabſichtige, von 
dem Recht zur Benutzung des Namens L. über Ende 1908 
hinaus Gebrauch zu machen, falls ihr nicht bis dahin annehm⸗ 
bare Vorſchläge hinſichtlich eines anderen Abrechnungsmodus 
gemacht würden. Eine Einigung kam nicht zuſtande. Die 
L.ſchen Erben ließen die ihnen für die Annahme des gegneri⸗ 
ſchen Vorſchlags geſtellte Friſt verſtreichen und ſchloſſen am 
29. Januar 1909 mit der Klägerin einen Vertrag, wonach ſie 
dieſer das ausſchließliche Recht zur Führung des Namens „L.“ 
für das unter dem Namen Lanolin purissimum L. bekannte 
Lanolinpräparat gegen näher bezeichnete Vergütung einräumten. 
Die Beklagte, die ihre Präparate verſchieden bezeichnet hatte 
mit Lanolin purissimum L., Dr. Oscar L.s Lanolin und 
Lanolin purissimum nach Dr. Oscar L., verblieb auch in der 
Folgezeit hierbei. Nach ihrer Behauptung hat ſie damit am 
22. Februar 1911 aufgehört. Aus dieſen Verhältniſſen iſt es 
zu mehreren Prozeſſen gekommen. Die Erben L. haben gegen 
die jetzige Beklagte Urteile erftritten, durch welche dieſer ver— 
boten wird, den Namen L. und Dr. Oscar L. zur Kennzeichnung 
ihrer Waren zu benutzen. Die jetzige Beklagte hat gegen die 
Klägerin geklagt mit dem Antrage, ihr die Verwendung des 
genannten Namens zu unterſagen. Sie hat die Klage zurück— 
genommen und iſt auf Widerklage ihrerſeits verurteilt, die 
Verwendung des Namens L. zu unterlaſſen, auch zu unterlaſſen, 
zum Zweck des Wettbewerbes zu behaupten, daß die Bellagte 
jetzige Klägerin] nicht berechtigt ſei, ihre Waren mit jenem 
Namen zu bezeichnen. Im Jahre 1911 erhoben die Erben L. 


wiederum Klage gegen die Beklagte und machten Anſpruch auf 
Zahlung der Lizenz auch für die Zeit nach dem 1. März 1909. 


Im Laufe des Rechtsſtreits legte die Beklagte Rechnung und 
zahlte die ſich hiernach ergebenden Beträge, ſo daß es nur 
wegen eines Reſtbetrages von Zinſen zu einer ſachlichen Ver— 
urteilung kam. Im gegenwärtigen, im Jahre 1911 anhängig 
gewordenen Prozeß macht die Klägerin gegen die Beklagte 
den Anſpruch auf Erſatz des ihr durch den unbefugten Gebrauch 


des Namens L. erwachſenen Schadens geltend. Das LG. hat 


die Klage abgewieſen. In der Berufungsinſtanz hat Klägerin 
zunächſt beantragt: „das Gericht möge unter Abänderung der 
Vorentſcheidung die Beklagte nach dem Klageantrage verurteilen“. 
Sie hat ſodann, nachdem zur Sprache gekommen war, daß es 
nach der Entſcheidung des RG. in einem Vorprozeß rechtlich 
einen Unterſchied mache, ob der Name L. oder der Name des 
Profeſſors Oscar L. benutzt worden iſt, den Antrag dahin ge— 
ändert: „unter Abänderung der Vorentſcheidung den Anſpruch 
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auf Erſatz des Schadens, der ihr dadurch erwachſen iſt, daß 
die Beklagte in der Zeit vom 1. März 1909 bis 22. Februar 
1911 Lanolin unter der Bezeichnung Lanolinum L. oder 
Lanolin L. vertrieben habe, dem Grunde nach für gerechtfertigt 
zu erklären und die Sache im übrigen an das Gericht I. In⸗ 
ſtanz zurückzuverweiſen“. In II. Inſtanz find die L. ſchen Erben 
der Klägerin als Nebenintervenienten beigetreten. Das KG. 
hat den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt. Die Reviſion der Beklagten führte zur Wiederherſtellung 
des erſten Urteils. Gründe: Es iſt an der Rechtsauffaſſung 
feſtzuhalten, welche bei der Entſcheidung des erſten Prozeſſes 
der L.ſchen Erben gegen die Beklagte vom RG. gebilligt und 
vertreten worden iſt, und es iſt ſomit davon auszugehen, daß 
ſeit Februar / März 1909 die Beklagte nicht mehr berechtigt ge⸗ 
weſen iſt, Lanolinfabrikate mit dem Namen L. zu bezeichnen, 
daß dieſes Recht vielmehr von den L.ſchen Erben der Klägerin 
durch den Vertrag vom 29. Januar 1909 eingeräumt war. 
Die Beklagte beſtreitet nicht, daß ſie auch in der Folgezeit bis 
zum 22. Februar 1911 fortgefahren hat, einen Teil ihrer 
Fabrikate im Verkehr ſo zu bezeichnen. Klägerin ſtützt ihren 
Anſpruch auf Erſatz des ihr dadurch erwachſenen Schadens auf 
8 12 BGB., ſodann auf 8 14 Waren G., endlich auf die 
Beſtimmungen des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
das für die Zeit nach dem 1. Oktober 1909 in der neuen 
Geſtalt zur Anwendung kommt. Was zunächſt den § 14 Waren g, 
angeht, fo hat der erkennende Senat in dem Urteile RG. 64, 397 
in Beziehung auf das Recht aus eingetragenen Warenzeichen 
erkannt, daß dem ſogenannten Monopoliſten, d. h. demjenigen, 
dem für einen beſtimmten Bezirk der Vertrieb der durch das 
Zeichen geſchützten Waren überlaſſen wird, ein eigenes Klage 
recht gegen Dritte nicht zuſteht, daß es ſich bei dem Zeichenecht 
um ein abſolutes Recht handle, bei welchem der Streit darüber, 
ob es verletzt ſei, nur zwiſchen dem Inhaber dieſes abjoluten 
Rechts und dem Verletzer, nicht aber mit demjenigen ausgetragen 
werden könne, dem nur vertragsmäßige obligatoriſche Rechte 
von dem Berechtigten eingeräumt ſeien; Verletzter im Sinne des 
§ 14 des Geſetzes ſei derjenige, deſſen Name, deſſen Firma 
oder Warenzeichen benutzt worden ſei. Hieran iſt feſtzuhalten, 
und es iſt weiter anzunehmen, daß das hier vom Nedt aus 
dem Warenzeichen Geſagte auch in Beziehung auf das Namens 
recht gelten muß, das nicht anders wie jenes ein abſclutes 
Recht iſt, welches der Subſtanz nach überhaupt nicht auf einen 
anderen übertragen werden kann. Das letztere verkennt auh 
der Vorderrichter nicht, der damit zutreffend den dem $ 12 B08. 
entnommenen Klagegrund ablehnt. Die Klägerin verweiſt ber 
gegenüber auf den § 4 ihres Vertrages vom 29. Januar 190% 
wo die L.ſchen Erben ihr: „das Recht übertragen, Zuwiber⸗ 
handlungen Dritter gegen das Namensrecht der Leſchen Erben 
zu verfolgen, ſoweit es ſich um den Mißbrauch des Namens 
bei der Herſtellung und beim Vertriebe von Lanolin handelt“ 
Damit iſt, wie anerkannt werden muß, der Klägerin das Recht 
geworden, ſelbſtändig als Prozeßpartei aufzutreten und in den 
im Vertrage beſtimmten Grenzen die Rechte aus dem Namen, 


wenn auch nicht als eigene Rechte, geltend zu machen. Wem 


der Vorderrichter das in Beziehung auf den aus 8 12 569. 
genommenen Klagegrund für bedeutungslos erklärt, weil danach 
die Klägerin zwar Schadenserſatzanſprüche der L.ſchen Erben 
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hätte einklagen können, hier aber den ihr erwachſenen Schaden 
geltend mache, ſo iſt das nicht frei von rechtlichen Bedenken. 
Es gilt nicht ſo ausnahmslos der Satz, daß man immer nur 
den eigenen Schaden erſetzt verlangen und nicht vielmehr aus 
der Perſon eines Dritten heraus Anſprüche erheben könne. 
Rechtſprechung und Rechtslehre ſind ſich einig, daß z. B. der 
Kommiſſionär aus der Perſon ſeines Kommittenten heraus 
Schäden in Rechnung ſtellen kann, die ihn ſelbſt gar nicht be⸗ 
rühren. Ob das nicht auch im vorliegenden Falle entſprechend 
zu gelten hätte, und zwar dann zu gelten hätte nicht nur für 
die Klage aus §8 12 BGB., ſondern auch für die aus 
§ 14 Waren ZG., wäre zu erwägen geweſen, kann hier indeſſen 
unerörtert bleiben, weil unter allen Umſtänden die Klägerin 
auch als ſelbſtändige Prozeßpartei die Rechte nach 8 14 Waren G., 
wie nach §S 12 BGB. nur aus der Perſon ihrer Vertragspartei 
würde geltend machen können, dieſe aber nach dem inzwiſchen 
Eingetretenen irgendwelche Anſprüche aus der der Beklagten 
zur Laſt gelegten Rechtsverletzung nicht mehr beſitzt. Die 
L.ſchen Erben find gegen die Beklagte wegen der fortgeſetzten 
Verwertung ihres Namens mit dem Anſpruch auf die vertrags⸗ 
mäßig vereinbarte Lizenz aufgetreten. Es iſt Streit unter den 
Parteien, ob dieſer Anſpruch auf Grund des Vertrages erhoben 
iſt und nicht vielmehr auf Grund unerlaubter Handlung, und ob 
ſich daher mit Recht ſagen laſſe, daß die L.s die Handlungsweiſe 
der Beklagten als dem Vertrage entſprechend nachträglich genehmigt 
und ihr damit die Rechtswidrigkeit genommen haben. Eine 
Klarheit ift darüber nicht zu gewinnen. Baſtimmte Erklärungen 
der Parteien ergeben ſich aus dem Tatbeſtande des betreffenden 
Urteils nicht. Die L.ſchen Erben haben ſich in einem Schrift— 
ſatz, der aber nicht vorgetragen zu ſein ſcheint, dagegen ver— 
wahrt, daß ſie aus dem Vertrage klagten und als genehmigend 
anzuſehen ſeien. Andererſeits iſt die Begründung der Ent— 
ſcheidung nur ſchlüſſig unter der Annahme, daß die Gegen— 
leiſtung eingeklagt ſei. Mag dem aber ſein, wie ihm wolle. 
Auch angenommen, es handle ſich um Anſpruch aus Schadens— 
erfat, fo haben damals die Kläger den ihnen erwachſenen 
Schaden ohne Einſchränkung geltend gemacht, ſie ſind nur zum 
Teil damit durchgedrungen, im übrigen iſt der Anſpruch ab— 
gewieſen. Damit iſt die Sache im Verhältnis der Beklagten 
zu L. erledigt und damit iſt nun auch Klägerin nicht mehr in 
der Lage, aus den Rechten der L.s heraus Anſprüche zu er— 
heben. Den aus den Vorſchriften des Geſetzes gegen den un— 
lauteren Wettbewerb entnommenen Klagegrund hat der Vorder— 
richter inſofern einwandfrei beſchieden, als es ſich um den $ 8 
der früheren Faſſung handelt. Übergangen hat er, daß für die 
längſte Zeit, nämlich vom 1. Oktober 1909 bis 22. Februar 
1911 das Geſetz in der neuen Faſſung, alſo der $ 1 und der 
gegenüber dem früheren 8 8 weſentlich veränderte $ 16 in 
Anwendung kommt. Der bei der Prüfung der Frage, ob die 
Beklagte vorſätzlich oder grob fahrläſſig gehandelt habe, vom 
Vorderrichter feſtgeſtellte Sachverhalt ergibt, daß von einem 
Verſtoß der Beklagten gegen die guten Sitten und damit von 
einer Verletzung des 8 1 des Geſetzes keine Rede fein kann. 
Die Frage nach der Berechtigung zur Benutzung des Namens 
L. war zweifelhaft, und für die Beklagte kam es von dem 
Standpunkte ihrer — gleichviel ob verſchuldeten oder unver⸗ 
ſchuldeten — Rechtsauffaſſung aus darauf an, nicht den 
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Gewerbebetrieb der Klägerin zu beeinträchtigen, ſondern den 
eigenen Umſatz gegen einen Gewerbebetrieb zu ſchützen, der, wie 
die Dinge lagen, die große Gefahr einer Täuſchung des Publi⸗ 
kums barg, und den ſie eben für unberechtigt hielt. Daß die 
Handlungsweiſe der Beklagten nicht darauf berechnet geweſen 
iſt, Verwechſlungen hervorzurufen [$ 8 des alten Geſetzes!, 
hat der Vorderrichter feſtgeſtellt. Daß ſie hierzu geeignet war 
[s 16 des neuen Geſetzes], läßt ſich nicht beſtreiten. Die Be⸗ 
zeichnung war geradezu identiſch. Gleichwohl liegt auch der 
Tatbeſtand dieſer Beſtimmung nicht vor. Wenn hier von der 
rechtswidrigen Verwendung eines Namens gehandelt wird, 
deſſen ein anderer ſich befugterweiſe bedient, ſo iſt dabei an die 
Funktion des Namens gedacht, eine beſtimmte Perſönlichkeit zu 
kennzeichnen, und an die Verwendung hierzu. Es muß die 
Gefahr einer Verwechſlung der Perſönlichkeit vorliegen, welche 
gemeint iſt. Von der Verwendung von Namen zur Kenn⸗ 
zeichnung von Waren handelt der § 5 desſelben Geſetzes, der 
zugleich ergibt, daß die Fälle, wo, wie hier, der Name für die 
Ware eine ſachliche Bedeutung hat, nach 88 3 und 4 des 
Geſetzes zu beurteilen find. Ver. Ch. W. c. B. C.⸗F., U. v. 
21. Sept. 15, 95/15 II. — Berlin. [L.] 
＋ 2. 8 652 BGB. Zum Weſen des Mäklervertrages.] 
Durch Vertrag vom 17. April 1913 kaufte die Beklagte 
von dem Fabrikbeſitzer F. deſſen Färberei und Druckerei. In 
dem Vertrage war vorgeſehen, daß eine Aktiengeſellſchaft 
gegründet werden ſolle, in die die Beklagte ihren eigenen 
Betrieb und den neu erworbenen einbringen wollte, deſſen 
unmittelbare Auflaſſung an die Aktiengeſellſchaft in Ausſicht 
genommen wurde. Zum Vertragsſchluſſe hatte der Kläger als 
Vermittler für beide Teile mitgewirkt. Über die ihm von der 
Beklagten zu gewährende Vergütung wurde das Abkommen 
vom 5. April 1913 getroffen. Danach ſollte er für das 
Zuſtandekommen des Kaufvertrags 1½ Prozent des Kaufpreiſes 
erhalten, die ihm demnächſt ausbezahlt ſind. In Nr. II des 
Abkommens wurde beſtimmt, daß die Beklagte den Kläger „mit 
der Durchführung ſämtlicher Vorarbeiten, die zur Gründung 
der Aktiengeſellſchaft notwendig ſind“ beauftrage, und daß der 
Kläger den Auftrag übernehme und ſämtliche zur Durchführung 
nötigen Arbeiten tunlichſt raſch zu erledigen habe. Für dieſe 
Mitwirkung wurde dem Kläger von der Beklagten 1 Prozent 
des Aktienkapitals der zu gründenden Aktiengeſellſchaft, zahlbar 
drei Tage nach notarieller Beurkundung des Gründungsvertrags 
und das Recht zugeſichert, im Laufe eines Jahres nach der 
Gründung 50 000 & Aktien zum Kurſe von 80 zu beziehen. 
Die Gründung erfolgte nicht, vielmehr erklärte die Beklagte dem 
Kläger, daß ſie davon abſehe. Der Kläger verlangte nunmehr 
die ihm für die Gründung zugeſicherte Vergütung: 1 Prozent 
des auf eine Million Mark angenommenen Aktienkapitals und 
weitere 10 000 , als den Gewinn, den er durch den Bezug 
der Aktien erlangt haben würde. Die Klage iſt abgewieſen, 
Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen. Gründe: Das 
Vertragsverhältnis der Streitteile nach dem Abkommen vom 
5. April 1913 kennzeichnet ſich als Mäklervertrag. Die 
Bedenken, die das BG. davon abſehen laſſen, ſich zu dieſer 
Auffaſſung zu bekennen, ſind nicht begründet. Sie ſind dem 
Umſtande entnommen, daß ſich der Kläger zu einer gewiſſen 
Tätigkeit, nämlich zur Beſorgung der Vorarbeiten für die 
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Gründung der Aktiengeſellſchaft, verpflichtet hat. Allein es 
iſt durchaus zuläſſig, daß dem Mäklerauftrage beſondere Abreden 
hinzugefügt werden, die in der einen oder anderen Beziehung 
den Vertrag einem Dienſt⸗ oder Werkvertrage annähern. Er 
verliert dadurch noch nicht ſein Weſen als Mäklervertrag. Dies 
gilt zumal dann, wenn die übernommene Verpflichtung zum 
Tätigwerden ſich auf vorbereitende Leiſtungen bezieht und 
beſchränkt, wie es hier der Fall iſt. Liegt aber ein Mäkler⸗ 
vertrag vor, dann würde dem Kläger der Anſpruch auf Mäkler⸗ 
lohn, d. h. auf 1 Prozent der Aktienſumme und auf 50 Aktien 
zum Kurſe von 80, nur dann erwachſen ſein, wenn infolge 
ſeines Nachweiſes oder ſeiner Vermittlung die Aktiengeſellſchaft 
gegründet worden wäre. Ferner hat bei der grundſätzlichen 
Widerruflichkeit des Mäklerauftrags der von der Beklagten 
erklärte Widerruf das Vertragsverhältnis beendet. Eine arg⸗ 
liſtige Entziehung des Auftrags oder Vereitelung der Aktien⸗ 
gründung kommt nicht in Frage, im übrigen ſteht im Wider⸗ 
rufsfalle dem Mäkler ein Schadenserſatzanſpruch nicht zu. 
Ebenſowenig hat er einen Anſpruch auf Vergütung für die 
etwa zum Teil bewirkten vorbereitenden Leiſtungen. Hier fehlt 
es zudem an Behauptungen über den Umfang der geleiſteten 
Tätigkeit und über ihr Verhältnis zu der Geſamtvertragsleiſtung 
und der dafür feſtgeſetzten Vergütung. P. c. Sch., U. v. 
28. Sept. 15, 49/15 III. — Berlin. [L.] 

** 3. 8 723 Abſ. 3 BGB. Anwendbarkeit auf Verträge 
geſellſchaftsähnlichen Charakters.] 

Die klagende Genoſſenſchaft, ein durch Verleihung rechts⸗ 
fähiger Verein, hat eine „Anſtalt für muſikaliſches Aufführungs- 
recht“ [abgekürzt „Afma“] ins Leben gerufen, deren Zweck es 
iſt, muſikaliſche Aufführungsrechte für die Berechtigten zu ver⸗ 
werten, unberechtigte Aufführungen zu verfolgen und den Ver⸗ 
anſtaltern muſikaliſcher Aufführungen die durch das Urheberrechts⸗ 
geſetz vorgeſchriebene Aufführungsgenehmigung zu vermitteln. 
Dieſe Anſtalt hat eine vereinsähnliche Organiſation. Sie hat 
eine „Grundordnung“ [Satzung], einen „Vorſtand“ und einen 
„Ausſchuß der Vertrauensmänner“ als Organe. Alle rechts⸗ 
verbindlichen Schriftſtücke der Anſtalt werden aber mit der 
Unterſchrift „Genoſſenſchaft Deutſcher Tonſetzer [Anftalt für 
muſikaliſches Aufführungsrecht!“ verſehen. Die oberſte Leitung 
der Anſtalt liegt in den Händen des Vorſtands der Klägerin. 
Nach der neuen Grundordnung von 1907 ſoll Betriebsleitung 
und Geſchäftsführung einem vom Vorſtand mit Zuſtimmung des 
Ausſchuſſes der Vertrauensmänner beſtellten Direktor übertragen 
werden, der neben dem Vorſtande zur Zeichnung der rechts⸗ 
verbindlichen Schriftſtücke berechtigt iſt. An Stelle von Vereins⸗ 
mitgliedern erſcheinen in der „Grundordnung“ die Bezugs⸗ 
berechtigten. Es ſind diejenigen, die mit der Klägerin einen 
ſog. Berechtigungsvertrag abgeſchloſſen haben. Durch dieſen 
Vertrag, zu deſſen Abſchluß Tonſetzer, Inhaber von Aufführungs⸗ 
rechten an nachgelaſſenen Werken, Muſikverleger und Textdichter 
zugelaſſen ſind, erlangt der Berechtigte Anteil an den Aufführungs⸗ 
gebühren und Anſpruch auf Rechtsverfolgung. Er hat ſeinerſeits, 
außer der Entrichtung einer Vertragsgebühr von 20 , ihr 
ſeine vorhandenen oder während der Vertragsdauer entſtehenden 
Aufführungsrechte für die Dauer des Urheberrechts ſowie für 
die Dauer des Beſtehens der Anſtalt zu übertragen. Aus⸗ 
genommen iſt dabei das Recht auf bühnenmäßige Aufführung 
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muſikaliſch⸗dramatiſcher Werke. Für die Berechnung der Int 
an den Aufführungsgebühren wird jedes der Anftalt übertragene 
Werk eingeſchätzt. Für jede der Anſtalt angemeldete Aufführung 
eines Werkes wird dann jedem Bezugsberechtigten der auf ihn 
fallende Teilbetrag des Einſchätzungswertes gutgeſchrieben, der 
nach beſtimmten, vom Vorſtand der Klägerin aufgeſtellten 
Geſichtspunkten ermittelt wird. Einen beſonders wichtigen 
Streitpunkt bildete im Prozeß die Frage der Gültigkeit und 
Auslegung des § 9 des Berechtigungsvertrags: „Gegenwärtiger 
Vertrag wird auf die Dauer von fünf Jahren geſchloſſen. Nach 
Ablauf dieſes Zeitraums gilt er auf je weitere fünf Jahre 
erneuert, ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr vor dem Tage 
feines Ablaufs gekündigt wird. Die Kündigung hat mittels 
eingeſchriebenen Briefes zu erfolgen. Durch die Kündigung 
wird das Rechtsverhältnis zwiſchen der Anftalt und dem Bezugs⸗ 
berechtigten bezüglich der bereits übertragenen Aufführungsrechte 
nicht berührt.“ Er entſpricht dem § 44 der Grundordnung. 
Im Frühjahr 1913 haben 51 Verleger und Tonſetzer ihren 
Rücktritt vom Berechtigungsvertrag erklärt. Ein Teil von ihnen 
hat ihn auch gekündigt. Der Rücktritt iſt damit begründet, daß 
die Klägerin ihre Mitglieder anhalte, ihre Rechte zur Ver⸗ 
vielfältigung ihrer Werke durch mechaniſche Muſikinſtrumente 
nur durch Vermittlung der Klägerin zu verwerten, und daß fi 
fortgeſetzt den Vertrag verletzt habe. Gegenüber dem gleichzeitig 
erhobenen Verlangen der Zurückgetretenen, über die der Anfal 
bereits übertragenen Aufführungsrechte frei verfügen zu können, 
hat die Klägerin gegen die einzelnen Zurückgetretenen Klage mi 
dem Antrag erhoben, die Beklagten zu verurteilen, es zu unter 
laſſen a) über die eigenen oder ihnen von Urhebern oder Dritten 
übertragenen Rechte der muſikaliſchen Aufführung von Zonerlen 
[mit Ausnahme der bühnenmäßigen Aufführung nuſlllich 
dramatiſcher Werke] zu verfügen, d. h. die Aufführung folder 
Werke zu genehmigen oder zu verbieten; b) ſich der Berechtigung 
zu dieſer Verfügung zu berühmen. Die Beklagten haben W. 
weiſung der Klage beantragt. Ein Teil hat Widerklage auf 
Feſtſtellung ihrer Berechtigung zur freien Verfügung über di 
der Klägerin übertragenen Aufführungsrechte erhoben. Das 
LG. hat nach den Anträgen der Beklagten und Widerlläzer 
erkannt. Berufung und Reviſion der Klägerin find zurückgewiesen 
Aus den Gründen: Das KG. hat den Berechtigungsvertag 
als einen Vertrag eigener Art aufgefaßt, der unter feine der 
im BGB. geregelten Vertragskategorien ausſchließlich einzuftelen 
fei, wohl aber Elemente des Gefellſchafts⸗ und des Diet 
vertrags, ſpeziell des Geſchäftsbeſorgungsvertrags enthalte. De 
halb wendet das KG. auf ihn die Vorſchriften der 99 6% 
723 BGB. rechtsähnlich an und hält die Beſtimmung de 
9 9 Abſ. 2, weil durch ihn das Kündigungsrecht des Bau 
berechtigten hinſichtlich der bereits übertragenen Aufführung 
rechte in geſetzlich unzuläſſiger Weiſe ausgeſchloſſen werde, fit 
nichtig. Die Reviſion macht hier der Vorinſtanz zum Vorwurf, 
daß fie lediglich mit Rückſicht auf die juriftifche Konſtrultion z 
Folgerungen gelange, die mit den realen Verhältniffen und ben 
Bedürfniſſen der Afma unvereinbar ſeien. Denn dieſe känne 
nicht eriſtieren und eine erfolgreiche Tätigkeit unmöglich entfalten, 
wenn fie der Gefahr ausgeſetzt fei, die erworbenen Aufführung 
rechte infolge der Kündigung der Bezugsberechtigten wieder = 
geben zu müſſen. Das KG. habe lediglich aus theoretiſcen 
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Gründen und ohne Verſtändnis und Eingehen auf das praktiſche 
Ergebnis entſchieden. Es ſei auch unrichtig, die Analogie der 
Geſchäftsbeſorgung oder des Geſellſchaftsvertrags hier anzu⸗ 
wenden. Daß kein Geſellſchaftsvertrag vorliege, ergebe ſich 
ſchon aus der Verſchiedenheit des Zwecks, den die Kontrahenten 
verfolgten. Die Afma verfolge das Ziel, möglichſt viel für die 
Geſamtheit der Bezugsberechtigten zu verdienen; der einzelne 
Bezugsberechtigte habe das größte Intereſſe daran, recht oft 
aufgeführt zu werden. Die Verfolgung des einen Zieles ſchließe 
das andere in nicht ſeltenen Fällen aus. Richtiger ſei es, das 
Rechtsverhältnis, das durch den Berechtigungsvertrag eingegangen 
werde, als Verkauf des Aufführungsrechts gegen eine fortlaufende 
Rente [dem Anteil des Bezugsberechtigten am Geſamtgewinne 
aufzufaſſen. Von einem Geſellſchaftsverhältniſſe und ſeiner Fort⸗ 
ſetzung hinſichtlich der übertragenen Aufführungsrechte könne 
jedenfalls in den Fällen keine Rede ſein, in denen der Bezugs⸗ 
berechtigte keine Aufführungsrechte eingebracht habe. Daß nach 
der Grundordnung auch ſolche Bezugsberechtigte vorkommen 
könnten, ergebe ſich aus deren SS 35, 36. Auf den letzt⸗ 
erwähnten Geſichtspunkt kann ſchon deshalb hier nicht ein⸗ 
gegangen werden, weil die Reviſionsklägerin nicht behauptet 
hat, daß unter den eingeklagten Bezugsberechtigten ſich ſolche 
befinden, die keine Aufführungsrechte eingebracht haben und auf 
die aus dieſem Grunde die Vorſchrift des § 9 Abſ. 2 keine 
Anwendung finden könnte. Außerdem ſind die einzelnen Be⸗ 
rechtigungsverträge gleichlautend; ihre objektive Gültigkeit und 
Wirkſamkeit iſt nach dem Regelfall, nicht nach der Ausnahme 
zu beurteilen. Das Urheberrecht iſt ein wirtſchaftliches Gut, 
deſſen Verwertung dem Berechtigten in den verſchiedenen Formen, 
die der Rechtsverkehr bietet, freiſteht. Zweifelsohne hätten die 
Parteien ihre Rechtsverhältniſſe auch ſo geſtalten können, daß 
die übertragenen Aufführungsrechte gegen eine beſtimmte Ver⸗ 
gütung an die Klägerin verkauft wurden. Aber dieſe Regelung 
haben die Parteien gerade nicht gewählt. Die Beurteilung 
ihres Rechtsverhältniſſes in dieſer Hinſicht als Kauf gegen Rente 
wäre in der Tat lediglich eine juriſtiſche Konſtruktion und über⸗ 
dies eine durchaus gekünſtelte und unſachliche. Denn die 
angebliche Rente iſt nichts anderes als eine fortlaufende 
Gewinnbeteiligung; ſie iſt daher von Exiſtenz und Größe des 
Gewinns abhängig, ſie macht eine fortdauerndes Abrechnungs⸗ 
verhältnis notwendig und ihre gedeihliche Entwicklung iſt nur 
auf der Grundlage wechſelſeitigen Vertrauens denkbar. Das 
RG. hat wiederholt Vertragsverhältniſſe, nach welchen ein 
Autor bei Übertragung ſeiner Rechte mit einem Anteil am 
Gewinne des Erwerbers beteiligt blieb, als geſellſchaftsähnlich 
beurteilt; vgl. insbeſondere die Erkenntniſſe des Senats vom 
9. Mai 1908 Rep. I 329/07 [mitgeteilt in Holdheims MSchr. 18, 
53 f., vom 14. Februar 1912 Rep. I 354/11 [RG. 78, 298 ff.) ) 
und vom 22. Januar 1913 Rep. I 343/12 [JW. 1913, 445 20. 
Das KG. befindet ſich daher mit ſeiner Beurteilung des durch 
die Berechtigungsverträge geſchaffenen Rechtsverhältniſſes durch⸗ 
aus im Einklang mit der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, die 
ihrerſeits auf der Berückſichtigung des Willens der Parteien 
und des von ihnen beabſichtigten Zweckes beruht. Iſt der 
zwiſchen den Parteien beſtehende Vertrag aber als ein Vertrag 
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beſonderer, im BGB. wicht geregelter Art mit geſellſchafts⸗ 
ähnlichem Charakter aufzufaſſen, ſo hat das KG. auch mit Recht 
die Vorſchrift des § 723 Abſ. 3 auf ihn angewendet. Eine 
Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht ausgeſchloſſen 
wird, iſt hiernach nichtig. Durch die Vorſchrift des § 9 Abſ. 2 
des Berechtigungsvertrags ſoll aber das Kündigungsrecht hin⸗ 
ſichtlich der übertragenen Aufführungsrechte endgültig aus⸗ 
geſchloſſen werden. Ein Autor, der gemäß § 9 Abſ. 1 aus der 
Afma infolge Kündigung ausgeſchieden, ſich vielleicht in offenem 
Zerwürfnis von ihr getrennt hat, muß hiernach die Verwertung 
des Aufführungsrechts ſeines Werkes für ſeine ganze Lebenszeit 
der Klägerin [bzw. der Afma] überlaſſen, er muß mit ihr im 
Abrechnungsverhältnis verbleiben und ſich nach den von ihr 
aufgeſtellten Grundſätzen den Ertrag der Aufführung anteilig 
zuweiſen laſſen. Dasſelbe müſſen ſeine Erben noch für die 
ganze Dauer des Urheberrechts. Und dabei haben die Bezugs⸗ 
berechtigten und ihre Erben, wie die Klägerin zugibt, nicht den 
geringſten Einfluß auf dieſe Beſtimmung ihres Gewinnanteils. 
Sie haben nicht einmal ein Wahlrecht für den Ausſchuß der 
Vertrauensmänner, der zur Überwachung ihrer Rechte beſtimmt 
iſt. Er wird erſtmals von dem Vorſtand der Klägerin ſelbſt 
gewählt und in der Folge durch Kooptation ergänzt [vgl. 8 14 
der Grundordnung]. Das KG. hat mit ausreichender Bes 
gründung feſtgeſtellt, daß die Beſtimmung des 3 9 Abſ. 2 
[Ausſchluß der Kündigung hinſichtlich der übertragenen Auf⸗ 
führungsrechte] für den ganzen Berechtigungsvertrag fo weſentlich 
iſt, daß dieſer ohne ihn überhaupt nicht, wie geſchehen, geſchloſſen 
worden wäre. Die Klägerin hat dieſe Feſtſtellung nicht nur nicht 
angefochten; ſie hat ſie vielmehr in der Verhandlung vor dem 
Reviſionsgericht ſelbſt wiederholt betont. Dabei mußte ſie zu⸗ 
geben, daß andere Anſtalten, die gleiche oder ähnliche Zwecke 
wie die Afma verfolgen, eine dem § 9 Abſ. 2 entſprechende 
Beſtimmung in ihren Verträgen mit ihren Mitgliedern nicht 
aufgenommen haben. Mit Recht hat das KG. hiernach in 
Anwendung des $ 139 BGB. die Nichtigkeit des ganzen 
Berechtigungsvertrages ausgeſprochen. G. D. T. c. B. u. Gen., 
U. v. 18. Sept. 15, 45/15 I. — Berlin. [L.] 

4. 8 778 BGB. Krebitauftrag.] 

Der Kaufmann Karl H. in M., Sohn des Beklagten, 
hatte im Juni 1913 bei der Klägerin zur Eröffnung eines 
Schuhwarengeſchäftes für 10⸗ bis 12 000 & Schuhwaren bes 
ſtellt; er hatte ſich dabei auf den Beklagten bezogen und die 
Klägerin hatte die Lieferung zugeſagt, ſich aber auch an den 
Beklagten gewendet, ob er für ſeinen Sohn die Bürgſchaft 
übernehmen wolle, was der Beklagte ablehnte. Die Klägerin 
wurde nun bedenklich und es kam im Auguſt 1913 zu Ver⸗ 
handlungen zwiſchen ihren Vertretern und dem Karl H., die 
ſich um eine Anzahlung von 3000 &, um die Bürgſchaft des 
Beklagten und einen Eigentumsvorbehalt an den Waren 
drehten. Karl H. erklärte dabei, daß er eine Anzahlung von 
3000 & nicht leiſten könne; er werde aber nach K. fahren, um 
mit ſeinem Vater wegen der Bürgſchaft zu verhandeln. Von 
K. erhielt die Klägerin am 25. Auguſt 1913 ein Telegramm: 
„Bin mit Garantie einverſtanden. Sendet ſofort Waren per 
Eilgut, da Sonnabend Eröffnung. H.“ Das Telegramm hat 
Karl H. aber, wie die Klägerin behauptet, im Namen und im 
Auftrage des Beklagten, aufgegeben. Nach Empfang des Tele⸗ 
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gramms hat die Klägerin geliefert, insgeſamt Waren zum 
Preiſe von 11 515,28 &. Schon Anfang Dezember 1913 
geriet aber Karl H. in Konkurs. Die Klägerin nimmt nun in 
Höhe von 5000 & — in dieſer Höhe hatte der Beklagte ſich 
verbürgen ſollen — den Beklagten in Anſpruch, indem ſie das 
Telegramm vom 25. Auguſt 1913 rechtlich als Kreditauftrag 
auffaßt. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. ab⸗ 
ändernd den Beklagten nach dem Klageantrage verurteilt. Die 
Reviſion des Beklagten blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen: 
Die tatſächliche Grundlage des Klageanſpruchs bildet das 
Telegramm vom 15. Auguſt 1913. Während das LG. darin, 
falls es vom Beklagten ausgegangen und als deſſen Willens⸗ 
erklärung aufzufaſſen ſei, lediglich eine wegen Formmangels 
ungültige Bürgſchaftserklärung erblickt, nicht aber einen Kredit⸗ 
auftrag, erachtet das BG. die Vorausſetzungen eines ſolchen 
für gegeben, der von dem Beklagten durch den von ihm bevoll⸗ 
mächtigten Karl H. der Klägerin erteilt worden ſei. Die da⸗ 
gegen erhobenen Angriffe der Reviſion erſcheinen nicht begründet. 
Die Reviſion will einmal das Telegramm nicht als eine 
Willenserklärung des Beklagten gelten laſſen. Das BG. ver⸗ 
kenne das Weſen der Vollmacht. Daß der Beklagte durch 
Nichtwiderſpruch ſeinen Sohn zur Abſendung des Telegramms 
ermächtigt habe, ſei rechtlich nicht bedenkenfrei und tatſächlich 
nicht ausreichend begründet. Die Klägerin ſei beweispflichtig; 
nach der inſoweit eidlichen Ausſage des Karl H. habe dieſer 
von ſeinem Vater keinen Auftrag erhalten, in ſeinem Namen 
zu telegraphieren und habe dies auch nicht tun wollen. In⸗ 
haltlich aber könne das Telegramm, wenn es als vom Be⸗ 
klagten ausgehend angeſehen werde, nur als eine Bereitſchafts⸗ 
erklärung, die Bürgſchaft für die Schuld des Sohnes über⸗ 
nehmen zu wollen, aufgefaßt werden. So habe es auch die 
Klägerin ſelbſt offenbar aufgefaßt, indem ſie am 28. Auguſt 
1913 den Beklagten um Unterzeichnung eines von ihr über⸗ 
ſandten Bürgſchaftsentwurfes erſuchte, wie denn auch die 
Klägerin, ganz entſprechend der Bürgſchaftszuſage durch den 
Sohn nur einen Betrag von 5000 % gegen den Beklagten 
eingeklagt habe. Dem Kreditauftrag fehle es auch an einem 
Gegenſtande, da ja die Klägerin zur Lieferung der Waren an 
den Sohn des Beklagten ſich durch Annahme der Beſtellung 
bereits verpflichtet hatte. Rechtlich aber ſtehe es mit dem Weſen 
des Kreditauftrages im Widerſpruch, daß nach der Annahme 
des BG. die Klägerin dem Sohne des Beklagten auf des 
letzteren, nicht auf ihre eigene Rechnung, die Waren auf Kredit 
liefern ſollte. — Für die Frage, wer als der Handelnde für die 
in dem Telegramm enthaltene Willenserklärung anzuſehen ſei, 
der Beklagte oder deſſen Sohn, hat das BG. allerdings rechts 
irrigerweiſe ſeine Erwägungen auf die SS 133, 157 BGB. 
geſtützt, die nur die Feſtſtellung des Inhalts einer von einer 
beſtimmten Perſon abgegebenen Willenserklärung zum Gegen— 
ſtande haben; für die Feſtſtellung der Perſon des Handelnden 
ſind die Beſtimmungen in 88 164, 177 BGB. maßgebend, 
und nach § 164 Abſ. 1 Satz 2 iſt, wenn eine Willenserklärung 
nicht ausdrücklich im Namen eines Vertretenen erfolgt iſt, aus 
den Umſtänden zu erforſchen, ob ſie in deſſen Namen erfolgen 
ſollte. Das hat das BG. aber in Wahrheit auch getan. Es 
ſtellt feſt, daß der Sohn des Beklagten in deſſen Namen 
handeln wollte und gehandelt hat und daß die Klägerin das 
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Telegramm ebenſo als Willenserklärung des Beklagten, wie ez 
den Umſtänden entſprach — als Erklärung des Sohnes hätte 
für die Klägerin das Telegramm überhaupt eines verſtändlichen 
Sinnes entbehrt — aufgefaßt hat. Die weitere Erwägung des 
BG., daß der Beklagte die von ſeinem Sohn abgegebene 
Willenserklärung als die ſeinige gelten laſſen muß, weil er um 
die Abfaſſung und Abſendung der Depeſche wußte und nicht 
widerſprochen hat, fo daß er nach Treu und Glauben als zu: 
ſtimmend angeſehen werden müſſe, läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Die Rügen der Reviſion, die ſich gegen die Feſt— 
ſtellung des Inhalts der Willenserklärung im Telegramm vom 
25. Auguſt 1913 richten, ſind im weſentlichen Angriffe gegen 
die tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. Daß in dem Satze 
der Depeſche: „Sendet ſofort Ware per Eilgut“ ein Kredit 
auftrag [S 778 BGB.] in rechtlich möglicher Weiſe erblickt 
werden kann, unterliegt keinem vernünftigen Zweifel. Dieſer 
Kreditauftrag ſteht auch nicht im Widerſpruch zu dem erſten 
Satze der Depeſche: „Bin mit Garantie einverſtanden.“ Der 
Beklagte ſollte für feinen Sohn in Höhe von 5000 & die 
Bürgſchaft übernehmen. Dieſe Bürgſchaft war in rechtsgültiger 
Weiſe noch nicht erklärt, konnte auch durch das Telegramm 
nicht in rechtsgültiger Weiſe erklärt werden. Ohne eine Sicher⸗ 
heitsleiſtung wollte aber die Klägerin nicht liefern. Es mag 
fein, daß fie dazu verpflichtet geweſen wäre, da das Kauf 
geſchäft zwiſchen ihr und dem Sohne des Beklagten feſt al 
geſchloſſen war. Da dieſer aber das Geſchäft, für das de 
Waren beſtellt waren, in wenigen Tagen eröffnen wollte un 
damit nicht warten konnte, bis etwa die Klägerin auf eine ten 
ihm zu erhebende Klage zur Lieferung verurteilt werden würde, 

erklärte ſich der Beklagte in dem Telegramm bereit, die it 
langte Bürgſchaft zu übernehmen und erſuchte die Klägern 
gleichzeitig, bis zur endgültigen Erledigung der Bürgschaft 
angelegenheit feinem Sohne die Waren kreditweiſe auf dicſen 
feinen Auftrag hin zu liefern. Danach ſollte der Kreditauftrag 
alſo ſpäter in die gewünſchte Bürgſchaft umgewandelt werden, 
einſtweilen wollte und ſollte der Beklagte aus dem Auftrage 
verpflichtet ſein. Der Kreditauftrag war mithin der Weg, um 
die Schwierigkeiten, die die Klägerin gegen die Lieferung erbob, 
zu beſeitigen und dieſe zur verweigerten Lieferung der Waren 
zu veranlaſſen. Es iſt alſo auch keineswegs zutreffend, daß es 
dem Kreditauftrage an einem Gegenſtande gefehlt hätte. Ein 
rechtliches Hindernis für die Annahme eines Kreditaufttages 
war dadurch, daß die Klägerin ohnehin zur Lieferung ber 
pflichtet geweſen wäre, nicht gegeben. Wenn das BO. fc 
dahin ausdrückt, daß nach dem Auftrage des Beklagten dr 
Klägerin in eigenem Namen für Rechnung des Beklagten liefern 
follte, fo würde das freilich der rechtlichen Natur des Krrdi⸗ 
auftrages nicht entſprechen, bei dem der Beauftragte in eigenen 
Namen und für eigene Rechnung handeln ſoll; es würde 
dann vielleicht an eine Schuldmitübernahme zu denken Im 
[vgl. WarnRechtſpr. 1911 Nr. 429], nicht aber an einen Kredit 
auftrag. In Wahrheit handelt es ſich aber lediglich um ein 
irrige Ausdrucksweiſe des BG., wie der Wortlaut des Saßes 
lehrt: „Hiernach lag eine Auftragsofferte des Beklagten 1 
daß Klägerin in eigenem Namen, aber auf Veranlaſſung u 

unter Einſtehen des Beklagten, alſo auf ſeine Rechnung, 
dem Sohne des Beklagten Kredit gewähren möge“ Es handelt 


we „ar 
ne 


DE 


255 
ni 


2 
— 
1 


44. Jahrgang. 


ſich mithin um eine Schlußfolgerung des BG. aus dem Voran⸗ 
gegangenen, eine Schlußfolgerung, die rechtlich falſch iſt; denn 
„auf Veranlaſſung und unter Einſtehen des Beklagten“ bedeutet 
eben nicht „auf ſeine Rechnung“; er will ja für eine fremde 
Schuld einſtehen, nicht für eine eigene; nur die Kreditgewährung 
ſoll auf feinen Auftrag hin erfolgen. Daß es ſich im BU. 
hier nur um ein Vergreifen im Ausdrucke handelt, lehrt auch 
die hinzugefügte Bezugnahme auf Ausführungen im RGRKomm. 
und eine Entſcheidung des RG., wo von einem Kreditieren für 
Rechnung des Auftraggebers nirgends die Rede iſt. Da auch 
im übrigen das Urteil des BG. zu rechtlichen Bedenken keine 
Veranlaſſung gibt, war die Reviſion des Beklagten als un— 
begründet zurückzuweiſen. H. c. M. Nachf. G. m. b. H., U. v. 
16. Sept. 15, 130/15 VI. — Kiel. (B.) 

** 5. Ein Schwimmdock iſt kein Schiff im Sinne der 
Seeſtraßenordnung. §§ 831, 31 BGB. Unterſuchung des Ber: 
ſchuldens des Eigentümers des geſchleppten Fahrzeugs unter 
Berückſichtigung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt.] 

In der Nacht vom 4. auf den 5. Oktober 1912 haben 
auf der Elbe zwiſchen Brunsbüttel und Brunshauſen Schiffs 
unfälle ſtattgefunden, über die das Seeamt Hamburg am 
16. Oktober 1912 folgenden Spruch gefällt hat: „Am 4. Ok⸗ 
tober 1912 hat auf der Elbe etwas oberhalb Krautſand ein 
Zuſammenſtoß zwiſchen dem ausgehenden Dampfer Vandalia 
[Eigentum der Hamburg-Amerika⸗Linie] und einer für die Reiher⸗ 
ſtiegſchiffswerſt beſtimmten, im Tau der holländiſchen Schlepper 
Schelde und Donau [Eigentum der Rotterdamer Geſellſchaft! 
befindlichen Dockſektion [damals Eigentum der Flensburger Geſell— 
ſchaft! ſtattgefunden, durch welchen die Vandalia zum Sinken 
gebracht wurde und zwei Leute ihrer Beſatzung ihren Tod 
fanden. Etwa eine Stunde ſpäter iſt der Dampfer Graccia 
lebenfalls Eigentum der Hamburg-Amerika⸗Linie] auf die geſunkene 
Vandalia aufgefahren und hat ſich den Boden ſo beſchädigt, 
daß er in ſinkendem Zuſtande auf Grund geſetzt werden mußte. 
Der Zuſammenſtoß iſt in erſter Linie darauf zurückzuführen, 
daß bei Ausführung des für die Schiffahrt auf der Elbe 
gefährlichen Schlepptransportes nicht mit der genügenden Vor— 
ſicht verfahren iſt, und zwar hätte insbeſondere die Schlepptroſſe 
rechtzeitig gekürzt werden müſſen. Die Führung der Vandalia 
trifft aber auch inſofern eine Mitſchuld, als fie wohl Ver: 
anlaſſung gehabt hätte, vorſichtiger zu fahren, da die geſichteten 
Lichter des Schleppzuges ihr kein klares Bild von der Geſtalt 
des Schleppzuges gaben und ſie recht dicht hinter der Aleſia, 
die ihr die Ausſicht nach vorn verdeckte, auffuhr. Die Führung 
der Graecia trifft keine Schuld.“ — Die Art, wie die Dock⸗ 
ſektion geſchleppt wurde, erhellt aus der bei den Akten befind— 
lichen Photographie, der Hergang des Zuſammenſtoßes mit der 
Vandalia aus der bei den Akten befindlichen zeichneriſchen 
Darſtellung, der eine Karte des Reichsmarineamts zugrunde 
liegt. Die Dockſektion war durch 200 m lange Troſſen mit 
den beiden Schleppdampfern verbunden, während nach Annahme 
des Seeamtes und des BG. eine Kürzung auf etwa 50 m 
geboten geweſen wäre. Infolge dieſes Umſtandes ſchor die 
Dockſektion erheblich nach der Nord aus und befand ſich auf 
der für ſie linken Seite des Fahrwaſſers. Der der Vandalia 


vorausfahrende Dampfer Aleſia hatte fie noch knapp unter. 


Hartſteuerbordruder paſſieren können; die Vandalia folgte dieſem 
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Manöver nicht ſofort, weil ihr der Ausblick nach vorne durch 
die Aleſia verdeckt wurde; als man auf ihr die Gefahr erkannte 
und ebenfalls mit Hartſteuerbordruder ausweichen wollte, war 
es zu ſpät, ſo daß die Dockſektion in den Maſchinenraum der 
Vandalia hineinfuhr. Die geſunkene Vandalia wurde zwar 
ſofort durch eine Laterne kenntlich gemacht; kurz bevor die 
Graecia herankam, verſank aber auch der Teil der Vandalia, 
an dem ſie befeſtigt war, ſodaß die Gefahr für die Graecia 
nicht rechtzeitig erſichtlich war. Erſt im letzten Augenblicke 
wurde das Ruder der Graecia nach Hartſteuerbord übergelegt, 
doch lief ſie mit dem Backbordbug gegen das Wrack und zog 
ſich dabei ſo ſchwere Schäden zu, daß ſie, um ein Sinken im 
tiefen Fahrwaſſer zu vermeiden, an der Nord auf den Grund 
geſetzt werden mußte. Der Hamburger Staat mußte erhebliche 
Aufwendungen machen, um das Fahrwaſſer von dem Wrack 
der Vandalia zu befreien; die Koſten ſollen den Wert der 
beſeitigten Gegenſtände um mindeſtens 150 000 & überſteigen. 
Auf Grund dieſes Tatbeſtandes werden eine Reihe von 
Schadenserſatzanſprüchen erhoben, nämlich von den Ladungs⸗ 
intereſſenten der Vandalia und der Graecia, von der Hamburg⸗ 
Amerika⸗Linie als Eigentümerin dieſer Schiffe und vom Ham⸗ 
burger Staate wegen der ihm verurſachten Koſten der Be⸗ 
ſeitigung der Trümmer der Vandalia, die ihm auf Grund 
Staatsvertrages mit Preußen oblag. Es wird ein Verſchulden 
behauptet 1. der Beſatzung der Dampfer Schelde und Donau 
bzw. der zu dieſer Beſatzung gehörigen 7 Perſonen, die 
den Dienſt auf der Dockſektion hatten; 2. ein Verſchulden 
der Beſatzung der Vandalia; 3. ein perſönliches Verſchulden 
der geſetzlichen Vertreter der Flensburger Geſellſchaft; 4. ein 
perſönliches Verſchulden der geſetzlichen Vertreter der Rotter— 
damer Geſellſchaft, über das indeſſen bisher nicht verhandelt iſt. 
Bezüglich des Verhältniſſes der Flensburger zu der Rotterdamer 
Geſellſchaft kommt der von ihnen im Jahre 1911 abgeſchloſſene 
Schleppvertrag in Betracht, deſſen weſentliche Bedingungen, wie 
folgt, lauten: Beſchreibung der Schleppe: 2 Dockſektionen 
in den Hauptdimenſionen: Länge ca. 255“ 7“, Breite ca. 13176“, 
entweder in zwei direkt aneinander anſchließenden oder zwei nicht 
konſekutiven Schleppreiſen. Zu ſchleppen von: Flensburg 
nach Hamburg [via Skagen], Abgangszeit: 1. Mai 1912 bis 
30. April 1913, aber wahrſcheinlich Juli / Auguſt 1912 15 000 & 
pro Sektion, falls konſekutiv geſchleppt. . .. Beilieferung: 
Der Gebrauch der Troſſen unſerer Schlepper, die Beſtellung 
einer Beſatzung an Bord der beiden Dockſektionen, ſowie die 
Reiſeverſicherung dieſer Mannſchaft. Die beiden Dockſektionen 
müſſen ſchleppbereit und für die Reiſe vorbereitet fein zur 
Zufriedenheit unſerer Kapitäne bei Ankunft der Schleppdampfer 
in Flensburg. Jeder Transport iſt mit zwei tüchtigen Hochſee⸗ 
ſchleppern auszuführen. . . . Die Schlepp-Reeder find in keinem 
Falle verantwortlich für Schaden oder Havarie, verurſacht an 
Schiffen oder Fahrzeugen oder durch dieſelben an Dritter 
Eigentum, während dieſelben ſich im Schlepptau befinden, und 
werden Schiffe und Fahrzeuge nur geſchleppt auf Baſis der 
Schleppbedingungen der Internationalen Sleepdienſt-Maat— 
ſchappij, wie auf der Rückſeite dieſes erwähnt. . . .“ Nach dieſen 
Bedingungen ſollen die Reeder der Schleppdampfer nicht verant⸗ 
wortlich ſein für Schaden an geſchleppten Fahrzeugen oder für 
Schaden, der durch dieſe verurſacht iſt, auch Ba auf 


1356 


Verſchulden der Beſatzung der Schlepper beruht. Wörtlich heißt 
es: „Die Führer und Eigentümer derartiger geſchleppter Schiffe, 
Fahrzeuge oder Ladung derſelben und diejenigen, welche auf 
andere Weiſe bei ſolchen Schiffen intereſſiert ſind, binden ſich, 
die Eigentümer und Kapitäne der Schleppdampfer zu freiwaren 
und ſchadlos zu halten gegen jede Verantwortlichkeit, hervor⸗ 
gehend aus irgendwelchem Schaden, wie erwähnt. Die Kapitäne 
und weitere Beſatzung der Schleppdampfer werden betrachtet 
als ſtehend in direktem Dienſtverhältniſſe zu Eignern, Führern 
und Mannſchaften der geſchleppten Schiffe und Fahrzeuge und 
die Eigentümer der Schleppdampfer ſind in keiner Hinſicht für 
die Handlungen der Schleppdampferbeſatzungen verantwortlich, 
noch auch für die Folgen der oben erwähnten Schadensurſachen. 
Wenn durch die Internationale Sleepdienſt⸗Maatſchappij Mann⸗ 
ſchaften geſtellt werden, um Dienſte zu tun an Bord von un⸗ 
bemannten Schiffen und Fahrzeugen, deren Transport im 
Schlepptau der Schleppdampfer der Geſellſchaft ſtattfinden ſoll, 
ſo ſind derartige Leute zu betrachten als engagiert im Auftrage 
und für Riſiko des zu ſchleppenden Schiffes oder Fahrzeuges, 
reſp. deren Reeder oder Eigentümer.“ Auf Grund dieſes Ver⸗ 
trages war die erſte Dockhälfte von denſelben Schleppern von 
Flensburg nach Hamburg geſchleppt worden und am 22. Sep⸗ 
tember 1912 ohne Unfall dort angekommen. Am 27. September 
wurde die zweite Reiſe von Flensburg aus angetreten. Der 
Schleppzug paſſierte am 4. Oktober morgens 8 Uhr Helgoland 
und 10 Uhr 30 Minuten das Feuerſchiff Elbe I; von dort 
wurde der Flensburger und der Rotterdamer Geſellſchaft gemeldet, 
daß der Schleppzug paſſiert ſei. Kurz vorher hatte der See⸗ 
lotſe P. die Führung übernommen. Um 3 Uhr 45 Minuten 
paſſierte man Cuxhaven und erreichte um 7 Uhr nachmittags 
Brunsbüttel, wo der Seelotſe von dem Böſchlotſen Peter W. 
abgelöſt wurde. Auf die Meldung vom Feuerſchiff I reiſte der 
Ingenieur der Flensburger Geſellſchaft, J., nach Hamburg, um 
die erforderlichen Maßnahmen für die Empfangnahme des Dockes 
zu treffen. Hier erfuhr er von dem Paſſieren Cuxhavens und 
überbrachte dieſe Nachricht der Reiherſtiegwerft mit dem Erſuchen, 
ſie an die Hafenbehörde weiterzugeben. Dies ſoll telephoniſch 
verſucht fein, doch ſoll die Mitteilung zwiſchen 41/4 und 4 ½ Uhr 
auf dem Oberhafenamt in Abweſenheit des Oberhafenmeiſters 
nicht angenommen, vielmehr erwidert ſein, man möge um 6 Uhr 
wieder anrufen. In der Tat iſt dann die Meldung um 6 Uhr 
wiederholt und vom Oberhafenamt der Marinebehörde weiter 
gegeben worden; indeſſen hat die Nachricht den Lotſen Jo. von 
der Vandalia, die Hamburg um 7 Uhr 45 Minuten abends 
verließ, nicht mehr erreicht. Ein perſönliches Verſchulden der 
Flensburger Geſellſchaft wird darin erblickt, daß ſie nicht für 
rechtzeitige Meldung eines ſo außergewöhnlichen und gefährlichen 
Transportes an die Hamburger Marinebehörde geſorgt und 
dieſe in den Stand geſetzt habe, die ausfahrende Schiffahrt zu 
warnen. Ferner wird ihr neben manchem anderen zum Vor⸗ 
wurfe gemacht, daß ſie die Dockſektion nicht mit einer genügenden 
Ankervorrichtung ausgeſtattet habe; zwar ſei ein Anker vor⸗ 
handen geweſen, doch nicht ein zum Wiedereinhieven des Ankers 
genügend ſtarkes Spill, ſo daß man den Anker hätte opfern 
müſſen. Hierdurch ſoll es vereitelt worden ſein, daß man bei 
Brunsbüttel oder bei Freiburg zu Anker ging und den nächſten 
Tag zur Weiterfahrt benutzte. Es wird behauptet, daß die 
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Dockſektion in bezug auf die dingliche Haſtung als Schiff zu 
behandeln ſei. Im gegenwärtigen Prozeſſe macht die Klägerin 
den Schaden geltend, den fie durch den Untergang der Vandalia 
und durch das Auffahren und Angrundſetzen der Graecia erlitten 
hat und den fie auf 1 640 037,85 & beziffert. Sie nimmt 
die beiden erſten Beklagten mit der beſchränkt perſönlichen 
Haftung gemäß § 774 HGB., die dritte Beklagte perſönlich 
ohne Beſchränkung, ſowie in dinglicher Haftung mit der Dock 
ſektion in Anſpruch, machte jedoch gegen die Flensburger 
Schiffsbaugeſellſchaft zunächſt von ihrer Forderung nur einen 
Betrag von 200 000 & geltend. Die zweite Kammer für 
Handelsſachen des LG. Hamburg nahm an, daß die Dockſektion 
wie ein Schiff zu behandeln ſei; ſie ſtellte ein Verſchulden der 
Beſatzung der Schlepper feſt, verneinte aber ein Verſchulden 
der Vertreter der Beklagten zu 3 und ein ſolches der Beſatzung 
von Vandalia und Graecia. Der 1. 3 S. des Hanſd e. ver: 
neinte, daß die Dockſektion wie ein Schiff zu behandeln ſei und 
daß bezüglich ihrer eine dingliche Haftung in Frage komme; er 
bejahte ein Verſchulden der geſetzlichen Vertreter der Beklagten 
zu 3 gemäß § 831 BGB., desgleichen ein Verſchulden der 
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der Vandalia. Hiergegen haben ſämtliche Parteien Revijien 
eingelegt, indeſſen haben die Beklagten zu 1 und 2 die Revifion 
wieder zurückgenommen. I. Grundlegend für die Entſcheidung 
ſämtlicher Prozeſſe iſt die Beurteilung des zwiſchen der Fla 
burger und der Rotterdamer Geſellſchaft abgeſchloſſenen Schlepper 
vertrages und die Frage, wie die transportierte Dockhältte i 
bezug auf die beanſpruchte dingliche Haftung zu behandeln it 
Nach den in RG. 67, 105) dargelegten Grundſätzen ligt ein 
Frachtvertrag vor. Die Dockſektion iſt als zu befördendes 
Gut in den ausſchließlichen unmittelbaren Beſitz und de 
wahrſam der Schleppſchiffahrtsgeſellſchaft als Transpork 
unternehmerin übergegangen. Die Bezeichnung des Über 
einkommens als Schleppvertrag, ſowie der Umſtand, daß di 
Dockhälfte von den Schleppern wie ein Schiff durch das Waſſe 
gezogen wurde, ſchließen deren Eigenſchaft als Frachtgut 
keineswegs aus. Ebenſowenig erleidet die Natur des Vertrages 
eine Veränderung durch gewiſſe Freizeichnungen der Rotterdamer 
Geſellſchaft. Allerdings heißt es wörtlich: „Die Kapitäne und 
weitere Beſatzung der Schlepper werden betrachtet als ftebenb 
in direktem Dienſtverhältniſſe zu Eignern, Führern und Man: 
ſchaften der gefchleppten Schiffe und Fahrzeuge“, und ebenf 
ſollen etwaige von der Rotterdamer Geſellſchaft für den Dient 
auf dem geſchleppten Fahrzeuge geſtellte Mannſchaften betracht 
werden als engagiert im Auftrage und für Riſiko des u 
ſchleppenden Fahrzeuges, bzw. deſſen Eigentümers. Indeſe 
ergibt der Zuſammenhang mit Deutlichkeit, daß die Rotter 
damer Geſellſchaft damit nur eine Haftung für Verſchude 
dieſer Leute, ſei es gegenüber der anderen Vertragspartei, m 
es gegenüber Dritten ablehnen bzw. die Folgen eines foldem 
auf die Flensburger Geſellſchaft abwälzen wollte. In Bahr: 
heit ſtanden natürlich die Kapitäne und fonftigen Manmſchaſten 
lediglich im Dienſte der Rotterdamer Geſellſchaft, und die 
beſorgte den Transport als völlig ſelbſtändige und von 
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44. Jahrgang. 
unternehmerin. Sache der Flensburger Geſellſchaft war es 
nur, die beiden Dockſektionen zur Zufriedenheit der Kapitäne 
der Rotterdamer Geſellſchaft bei deren Ankunft in Flensburg 
ſchleppbereit zu ſtellen. Auf dieſer Grundlage iſt dem BG. 
zunächſt darin beizutreten, daß die in Rede ſtehende Dockhälfte 
kein Schiff iſt. Für dieſen Begriff iſt weſentlich die Eigenſchaft 
als Waſſerfahrzeug, d. h. eines zum Fahren auf dem Waſſer 
beſtimmten Transportmittels. Ob ein Schwimmdock unter 
Umſtänden, wenn es ausgeſandt wird, um beſchädigte Schiffe 
an Ort und Stelle in ſich aufzunehmen und zu befördern, 
gemäß den Ausführungen des Schriftſatzes der Hamburg⸗ 
Amerika⸗Linie vom 2. Mai 1914 S. 6 ff. Bf. I. 470/13 als 
Waſſerfahrzeug und folgeweiſe als Schiff angeſehen werden 
könnte, mag dahingeſtellt bleiben. Im allgemeinen ſind Schwimm⸗ 
docks aber keine Fahrzeuge, ſondern Zubehör zu einer Werft, 
die dort Schiffe in ſich aufzunehmen, ſie zu heben und ihre 
Reparatur zu ermöglichen haben. Folglich ſind ſie auch nicht 
als Schiffe anzuſehen [vgl. Pappenheim, Seerecht S. 4 Anm. 6]. 
Daran würde auch nichts geändert, wenn in Ausſicht ge⸗ 
nommen ſein ſollte, dasjenige Schwimmdock, von dem hier eine 
Hälfte transportiert wurde, im Kriegsfalle nach Cuxhaven zu 
überführen und dort zur Reparatur von Kriegsſchiffen zu ver⸗ 
wenden. Wie das BG. mit Recht annimmt, würde darin nur 
eine Veränderung des Liegeplatzes, nicht eine Beſtimmung zu 
Waſſerfahrten zu erblicken ſein. Zur Zeit handelte es ſich 
überhaupt nicht um ein fertiges Schwimmdock, ſondern um den 
Teil eines ſolchen, der auf der Werft mit anderen Stücken 
zuſammengebaut werden ſollte und auf dem hier in Rede 
ſtehenden Transporte nur ein Frachtſtück darſtellte. Mit dieſen 
Erwägungen wäre nun freilich die Anwendung des Seerechts 
oder des Binnenſchiffahrtsrechts über die beſchränkte Haftung 


mit dem Schiffe noch nicht unbedingt ausgeſchloſſen, da die 


Geſetze auch einer analogen Anwendung fähig ſind. Indeſſen 
iſt dem BG. auch darin beizuſtimmen, daß der Geſichtspunkt 
der Gefährdehaftung nicht ausreicht, um die analoge Anwendung 
zu rechtfertigen, da es ſehr viele Gegenſtände gibt, die man 
nach Art dieſer Dockhälfte transportieren könnte, ohne daß es 
deshalb dem Sinne jener Geſetze entſprechen würde, ſie in 
bezug auf die beſchränkte Haftung wie Schiffe zu behandeln. 
Dies verbietet ſich ſchon aus dem Grunde, weil man für eine 
beſondere Gattung derartiger Gegenſtände, nämlich für Flöße, 
ein beſonderes Geſetz erlaſſen hat, um in bezug auf die be⸗ 
ſchränkte Haftung des Eigners zwar nicht dieſelbe, aber doch 
eine ähnliche Behandlung herbeizuführen, wie bei Schiffen. 
Bei Betrachtung des Flößereigeſetzes ergibt ſich zugleich, daß 
der hier in Rede ſtehende Transport einem in dieſem Geſetze 
geregelten Rechtsgebilde, der Frachtflößerei, näher ſteht, wie 
der eigentlichen Schleppſchiffahrt. Es handelt ſich hier, wie 
bei der Frachtflößerei, um ein ſchwimmendes Frachtſtück, das 
zum Zwecke einer einmaligen Ortsveränderung durch das Waſſer 
gezogen wird. Iſt hiernach die analoge Anwendung des See⸗ 
rechts und des Binnenſchiffahrtsrechtes ausgeſchloſſen, ſo ver⸗ 
bietet ſich andrerſeits auch die analoge Anwendung des Flößerei⸗ 
geſetzes. Daß die eiſerne Dockhälfte kein Floß im Sinne dieſes 
Geſetzes iſt, bedarſ keiner Darlegung. Es handelt ſich aber 
ſodann bei letzterem um ein Spezialgeſetz, deſſen Übertragung 
auf andere Gegenſtände nicht zuläſſig erſcheint. Insbeſondere 
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ſind gerade die Beſtimmungen über die beſchränkte Haftung, 
vor allem § 22 Abſ. 2, auf Flöße im eigentlichen Sinne bes 
rechnet, ſo daß ihre Anwendung auf die hier in Rede ſtehende 
Dockhälfte nicht ohne Willkür möglich wäre. Mögen auch in 
neuerer Zeit Fälle hervorgetreten ſein, in denen es wünſchens⸗ 
wert erſcheinen mag, die Gefährdehaftung des See⸗, Binnen⸗ 
ſchiffahrts⸗ oder Flößereirechtes auf andere Sachen zu erſtrecken, 
die in ähnlicher Weiſe wie Schiffe oder Flöße und unter gleicher 


Gefährdung der Intereſſen Dritter auf dem Waſſer befördert 


werden und die ſich auch ihrem Werte nach dazu eignen, als 
Gegenſtand eines beſonderen Zwangsvollſtreckungsverfahrens 
für eine Mehrheit von Anſprüchen aus dem ſonſtigen Vermögen 
des Eigentümers ausgeſchieden zu werden, ſo überſchreitet es 
doch die Befugnis des Richters, einem etwaigen neuen Rechts⸗ 
bedürfniſſe durch Anwendung von Geſetzen Rechnung zu tragen, 
die andere Materien in einer ihnen beſonders angepaßten Weiſe 
regeln. Dem BG. wird daher auch in dem Ergebniſſe gefolgt, 
daß eine Pfandhaftung mit der Dockhälfte in Anlaß des Zu⸗ 
ſammenſtoßes nicht ſtattfindet. II. Der praktiſch wichtigſte 
Streitpunkt iſt die Frage der perſönlichen Haftung der Flens⸗ 
burger Geſellſchaft wegen angeblichen Verſchuldens ihrer geſetz⸗ 
lichen Vertreter oder Angeſtellten, die vom LG. verneint, vom 
OLG. aber aus zwei Gründen bejaht iſt. In dieſem Punkte 
wird dem LG. beigetreten. Zunächſt iſt zu beanſtanden die 
Bezugnahme des BG. auf $ 831 BGB., denn dieſe Veſtim⸗ 
mung iſt hier nicht anwendbar, weil weder die Rotterdamer 
Geſellſchaft, noch deren Schlepperbeſatzung von der Flensburger 
Geſellſchaft im Sinne des Geſetzes „zu einer Verrichtung be⸗ 
ſtellt war“. Letzteres erfordert nach der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. ein Verhältnis des Geſchäftsherrn zum Beſtellten, 
wonach dieſer in der Ausführung der Obliegenheiten von den 
Weiſungen des Erſteren abhängig iſt, was nicht zutrifft auf 
Werkverträge ſelbſtändiger Unternehmer. Auch für den von 
einem ſelbſtändigen Unternehmer abgeſchloſſenen Schleppvertrag 
hat das RG. bereits in RG. 78, 179°) die Anwendbarkeit des 
§ 831 verneint. Weil hiernach der Anſpruch gegen die Flens⸗ 
burger Geſellſchaft nicht auf eine unerlaubte Handlung oder 
eine widerrechtliche Schadenszufügung ſeitens der Beſatzung der 
Schlepper geſtützt werden kann, ſondern gemäß $ 31 BGB. 
nur auf eine unerlaubte Handlung ihrer eigenen Vertreter, ſo 
entfällt zugleich der Geſichtspunkt eines Verſtoßes gegen die 
Seeſtraßenordnung als Schutzgeſetz, denn die Dockſektion war 
kein Fahrzeug im Sinne dieſer Verordnung, und für Verſtöße 
der Schlepperbeſatzung trifft die Flensburger Geſellſchaft Dritten 
gegenüber keine Verantwortung; vielmehr kann nur in Frage 
kommen, ob die geſetzlichen Vertreter der Flensburger Geſell⸗ 
ſchaft bei Ausſendung der Dockhälfte die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt außer acht gelaſſen und hierdurch ſelbſt ein Recht 
im Sinne des $ 823 Abſ. 1 verletzt oder gegen ein ander: 
weites Schutzgeſetz im Sinne von § 823 Abſ. 2 BGB. ver⸗ 
ſtoßen haben. Da es ſich bei der Beſchädigung der Schiffe 
Vandalia und Graecia, bzw. deren Ladung, um eigentlichen 
Sachſchaden handelt, ſo würde, eine Fahrläſſigkeit vorausgeſetzt, 
hier eine unerlaubte Handlung gemäß $ 823 Abſ. 1 ohne 
weiteres anzunehmen ſein. Anders verhält es ſich mit dem 
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indirekten Schaden, den der Hamburger Staat dadurch erlitten 
hat, daß er auf Grund eines Staatsvertrages verpflichtet war, 
das Fahrwaſſer der Elbe von dem Wrack der Vandalia frei⸗ 
zumachen. In dieſer Hinſicht würde in Frage kommen, ob für 
die Unterelbe zur Verhütung von Unfällen der hier in Rede 
ſtehenden Art polizeiliche Vorſchriften erlaſſen ſind, gegen die 
von der Führung der Schlepper verſtoßen wurde. Oder ob, 
wenn ſolche Vorſchriften zur Zeit noch fehlen, ein Verſtoß 
gegen das durch Art. 65 EGBGB. aufrechterhaltene inter- 
dictum ne quid in flumine publico fiat quo pejus navigetur 
D. 43, 12 vorliegen und zum Erſatz verpflichten würde. Einer 
Entſcheidung dieſer Fragen bedarf es indes nicht, denn die in 
dem angefochtenen Urteile verſuchte Begründung eines Ver⸗ 
ſchuldens auf ſeiten der Flensburger Geſellſchaft iſt materiell⸗ 
rechtlich fehlſam und leidet überdies an prozeſſualen Mängeln. 
Die von dem BG. angenommene Verpflichtung der Flensburger 
Geſellſchaft zur rechtzeitigen Benachrichtigung des Hamburger 
Marineamtes kann nicht anerkannt werden, vielmehr muß in 
dieſer Hinſicht im weſentlichen den Gründen des LG. beigetreten 
werden. Für ſie handelte es ſich einfach um die Verſendung 
eines von ihr verkauften Frachtſtückes von Flensburg nach 
Hamburg. Da ſie der mit dem Transporte beauftragten 
Rotterdamer Geſellſchaft gegenüber ein weitgehendes Riſiko 
übernommen hatte, iſt es begreiflich, daß ſie ihrerſeits alles 
mögliche tat, um die ſichere Ankunft des wertvollen Fracht⸗ 
ſtückes in Hamburg zu gewährleiſten. Daher hat ſie, wie die 
Korreſpondenz ergibt, veranlaßt, daß ihr ſelbſt von allen in 
Betracht kommenden Punkten, die der Schleppzug paſſierte, 
telegraphiſche Nachricht zuging, und hat dieſe Nachricht ſofort 
an die Empfängerin, die Reiherſtiegsſchiffswerft, weitergegeben. 
Als Nachricht von Helgoland einging, reiſte ihr Inſpektor J. von 
Flensburg nach Hamburg, um dort perſönlich für die Empfangnahme 
und Unterbringung des Dockes zu ſorgen. Er überbrachte etwa 4 Uhr 
nachmittags der Reiherſtiegwerft die Mitteilung, daß der Schleppzug 
ſoeben Cuxhaven paſſiert habe und regte an, hiervon das Ober: 
hafenamt in Hamburg zu benachrichtigen, das übrigens bereits 
mehrere Tage vorher von der bevorſtehenden Ankunft der Dock— 
hälfte Kentnis hatte. Dies Verhalten läßt aber nicht auf die 
Anerkennung einer Verpflichtung gegenüber Dritten ſchließen. 
Auch kann nicht zugegeben werden, daß die verkehrsmäßige 
Sorgfalt es erfordert hätte, daß die Flensburger Geſellſchaft 
mehrere Tage vorher ſpeziell das zuſtändige Marineamt von 
dem bevorſtehenden Eintreffen der Dockhälfte benachrichtigte. 
Sie war vielmehr berechtigt, anzunehmen, daß die von ihr, wie 
allſeitig anerkannt, in einwandfreier Weiſe ausgewählte Trans⸗ 
portunternehmerin alles Gebotene tun würde, um einen ſicheren 
Transport zu gewährleiſten. Sie war als auswärts wohnende 
Abſenderin nicht verpflichtet, die lokalen Erforderniſſe jedes 
Transportabſchnittes in Erwägung zu ziehen und die etwa 
daraus entſpringenden Verpflichtungen zu erfüllen. Sie konnte 
erwarten, daß das, was in dieſer Hinſicht etwa in Hamburg 
zu geſchehen hatte, von der Empfängerin veranlaßt werden 
würde, und ſich im übrigen auf die ſorgfältige und ſachgemäße 
Ausführung des Transportes durch die Rotterdamer Geſellſchaft 
verlaſſen. Sie durfte aber auch nach Lage der Sache davon 
ausgehen, daß, falls eine Warnung der übrigen Schiffahrt 
geboten war, die zuſtändigen Behörden das hierfür Erforderliche 
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von Amts wegen veranlaſſen würden. Daß eine Warnung der 
übrigen Schiffahrt geboten ſei, brauchte ſie nicht ins Auge zu 
faſſen. Es iſt auch gar nicht wahrſcheinlich, daß der Unfall 
hierdurch vermieden worden wäre, denn ſchwerlich würde die 
Vandalia anders gefahren ſein, wenn man auf ihr mit dem 
Paſſieren einer ordnungsmäßig geſchleppten Dockhälfte ge⸗ 
rechnet hätte, da fie trotz Erkennens des als manöverier— 
unfähig bezeichneten Schleppzuges Kurs und Geſchwindigkeit 
beibehielt. Es handelte ſich keineswegs um einen ganz außer⸗ 
gewöhnlichen und erſten Transport' tiefer Art. Wie die Auf: 
ſtellung ergibt, hatten derartige Transporte von Dockſektionen 
bereits neunmal vorher ſtattgefunden, und hiervon hatte die 
am 22. September 1912 wohlbehalten in Hamburg eingetroffene 
dieſelben Abmeſſungen wie die hier in Rede ſtehende. Die im 
Jahre 1909 überführte Sektion war ſogar noch erheblich länger, 
wenngleich von geringerer Breite und Tragfähigkeit, wie letztere. 
Wenn derartige Transporte wirklich von ſo großer Gefahr für 
die übrige Schiffahrt ſind, wie vom BG. angenommen iſt, ſo 
hätte dies wohl zu entſprechenden Anordnungen der zuſtändigen 
Behörden Anlaß geben können; jedenfalls durfte die Flensburger 
Geſellſchaft hiermit rechnen und brauchte ſich nicht für verpflichtet 
zu halten, ihrerſeits beſondere Maßnahmen der Behörden an⸗ 
zuregen. Es iſt aber auch weſentlich in Betracht zu ziehen, daß 
die hier in der Tat vorliegende Gefahr hauptſächlich auf dem 
Schleppen mit Troſſen von 200 m Länge beruhte, während 
nach ſachverſtändigem Urteile eine Verkürzung auf 50 m 
geboten geweſen wäre, und daß außerdem noch die befondere 
Art der Navigierung der Vandalia zu dem Unfalle beigetragen 
hat, Umſtände, mit denen niemand zu rechnen hatte. Die Auf 
führung des BG., daß die Flensburger Geſellſchaft ſich bit 
zu einer Benachrichtigung der zuſtändigen Hamburger Marine 
behörde für verpflichtet erachtet hat, indem fie den erſten Trans⸗ 
port durch das „ſachgemäße Schreiben“ vom 18. September 1912 
meldete, beruht auf offenbarem Irrtum, denn erſtens iſt dies 
Schreiben nicht an die vom BG. allein für zuſtändig erachtete 
Marinebehörde, ſondern an das Oberhafenamt gerichtet, und 
zweitens iſt es nicht von der Flensburger Geſellſchaft, ſondern 
von der Reiherſtiegwerft ergangen. Unerheblich iſt die Behaup- 
tung eines Teils der geſchädigten Ladungsintereſſenten, daß eine 
Vereinbarung zwiſchen der Flensburger und der Rotterdamer 
Geſellſchaft getroffen ſei, wonach erſterer telegraphiſche Nachricht 
vom Paſſieren des Feuerſchiffs Elbe I zugehen ſolle, um be 
raufhin die Hamburger Marinebehörden zu benachrichtigen, denn 
tatſächlich hat ja J. die Benachrichtigung des Oberhafenamtes 
veranlaßt und ſodann läßt die Behauptung keinen Schluß darauf 
zu, ob dieſe Benachrichtigung in dem Bewußtſein einer Ver⸗ 
pflichtung oder lediglich im eigenen Intereſſe der Flensburger 
Geſellſchaft erfolgte. Nach dem feſtgeſtellten oder zu unter⸗ 
ſtellenden Sachverhalte kann mit dem LG. ein Verſchulden der 
Flensburger Geſellſchaft bezüglich einer angeblichen Verpflichtung 
zur Benachrichtigung Hamburger Behörden verneint werden, ohne 
daß noch auf die Frage eingegangen zu werden braucht, ob die 
Unterlaſſung der Benachrichtigung für den Unfall kauſal gepeſen 
iſt. Auch kommt es auf die zu dieſem Punkte von der Flens⸗ 
burger Geſellſchaft erhobenen Prozeßbeſchwerden nicht weiter 
an. Was den Vorwurf wegen des Ankergeſchirres anlangt, 
ſo beruht die angefochtene Entſcheidung zunächſt auf mehr⸗ 
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fachen prozeſſualen Verſtößen. Übergangen iſt der Beweis⸗ 
antrag der Klagebeantwortung der Flensburger Geſellſchaft, 


wonach das Dock tatſächlich mit zwei Ankern und einer 


Einrichtung verſehen war, die das Wiedereinhieven der 
Anker geſtattete. Ferner iſt das Material für die Frage, 
ob der Mangel eines zum Wiedereinhieven des Ankers ge⸗ 
nügenden Spills das Vorankergehen gehindert hat, nicht aus⸗ 
reichend gewürdigt. Kapitän We. hat vor dem Seeamte [Prot. 
S. 23] ausgeſagt: „Aber auch wenn ein gutes Spill auf dem 
Dock vorhanden geweſen wäre, wäre ich nicht vor Anker 
gegangen, weil der Strom zu ſtark war, um das breite Dock 
zu halten.“ Lotſe W. erklärte [Prot. S. 16 ff.]: „Der Schlepper⸗ 
kapitän hielt ein Vorankergehen mit dem Dock für unmöglich, 
weil die Schlepper dann die Gewalt über das Dock verloren 
hätten .... Der Kapitän fagte, daß wir nicht ankern könnten 
; Ob das Ankergeſchirr auf dem Dock nicht in Ordnung 
geweſen iſt, weiß ich nicht. Das Dock war mit Ankern ver⸗ 
ſehen, konnte dieſe aber nicht wieder einholen.“ In materiell⸗ 
rechtlicher Beziehung kommt in Betracht, daß den Vertretern 
der Flensburger Geſellſchaft ein zutreffendes Urteil darüber, 
ob und in welcher Weiſe ein Vorankergehen auf der Reiſe er⸗ 
forderlich ſein würde, nicht angeſonnen werden kann, daß ſie 
ſich vielmehr auch in dieſer Hinſicht auf die ſachkundige Rotter⸗ 
damer Geſellſchaft verlaſſen durften. Es entzog ſich insbeſondere 
ihrer Beurteilung, ob das Dock nicht in anderer Weiſe als 
durch Verankerung zum Zwecke des Übernachtens hätte feſt⸗ 
gehalten werden, oder ob der vorhandene Anker nicht in anderer 
Weiſe, als durch Einhieven mittels eines auf dem Dock ſelbſt 
vorhandenen genügend ſtarken Spilles wieder hätte gehoben 
werden können. Indeſſen kommt es auf alles dies nicht an. 
Denn wie das LG. zutreffend ausführt, war ja die Möglichkeit 
des Vorankergehens, ſoweit der Anker in Betracht kam, gegeben. 
Fehlte eine genügende Vorrichtung zum Wiedereinhieven, ſo 
lag darin eben die Ermächtigung, den Anker, wenn ſich die 
Notwendigkeit ergab, zu opfern. Die Vertreter der Flensburger 
Geſellſchaft haben daher durch die Beigabe des Ankers ihre 
etwaige Ausrüſtungspflicht erfüllt. Jedenfalls kann ihnen das 
Fehlen einer Vorrichtung zum Wiedereinhieven des Ankers nicht 
als ſubjektives Verſchulden angerechnet werden. Der der 
Flensburger Geſellſchaft wegen der Lichterführung gemachte 
Vorwurf iſt vom BG. mit Recht zurückgewieſen worden. Ebenſo 
hat das LG. weitere Vorwürfe, auf die ſchon in der Berufung: 
inſtanz nicht mehr ernſtlich zurückgekommen zu ſein ſcheint, ins— 
beſondere wegen Nichtbeſchaffung eines dritten Schleppers, aus 
zutreffenden Gründen zurückgewieſen. H.⸗A. P.⸗A. c. J. S. M. 
u. Gen., U. v. 10. Juli 15, 276/14 J. — Hamburg. [S.) 
+6. § 2231 Nr. 2 BGB. Unterzeichnung des eigenhändigen 
Teſtaments nur mit dem Vornamen.] “ 

Am 13. September 1914 fiel bei B. der Vizefeldwebel 
Fritz M. vom Infanterie-Regiment Nr. 158 in P. Seine 
Braut, die Beſchwerdeführerin, legte dem AG. in P. zwei 
Briefe des Verſtorbenen, die Anordnungen für den Fall des 
Todes enthalten, mit dem Antrage vor, ſie als Teſtamente zu 
eröffnen und ihr einen Erbſchein zu erteilen. Von dieſen beiden 
Briefen gibt der eine als Ort und Tag der Niederſchrift 
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„Paderborn, den 4. Auguſt 1914“ an, er iſt an die Eltern der 
Antragſtellerin gerichtet und „Euer Sohn und Schwager Fritz“ 
unterſchrieben. Der zweite iſt an die Antragſtellerin ſelbſt ge⸗ 
richtet, er iſt datiert „Pdb. d. 8. Auguſt 14“ und trägt die 
Unterſchrift „Dein treuer Fritz“. Durch Verfügung vom 
25. März 1915 wies das AG. den Antrag in vollem Umfange 
mit der Begründung zurück, daß die beiden Briefe als gültige 
eigenhändige Teſtamente im Sinne des $ 2231 Nr. 2 BGB. 
nicht angeſehen werden konnten, da fie nur mit dem Vornamen 
unterſchrieben ſeien, der zweite auch keine genügende Ortsangabe 
enthalte. Auf Beſchwerde der Antragſtellerin wies das LG. in 
P. durch Beſchluß vom 20. April 1915 das AG. zur Eröffnung 
der beiden Briefe an. Im übrigen aber wies es die Beſchwerde 
als unbegründet zurück. Es ließ die Frage, ob die Ortsangabe 
in dem zweiten Briefe ausreiche, offen, billigte aber die Anſicht 
des AG., daß die Unterzeichnung der beiden Briefe mit dem 
Vornamen den Anforderungen des § 2231 Nr. 2 nicht entſpreche. 
Gegen dieſen Beſchluß legte die Antragſtellerin weitere Beſchwerde 
beim KG. mit dem Antrag ein, das AG. zur Erteilung des 
erbetenen Erbſcheins anzuweiſen. Das KG. hat die weitere 
Beſchwerde durch Beſchluß vom 10. Juni 1915 gemäß $ 28 
Abſ. 2 FGG. dem RG. zur Entſcheidung vorgelegt. Aus der 
Art der Ortsbezeichnung in dem Briefe vom 8. Auguſt 1914 
glaubt das KG. Bedenken gegen die Formgültigkeit nicht her⸗ 
leiten zu ſollen. Es iſt aber, indem es in dieſer Beziehung 
auf ſeine Beſchlüſſe vom 9. November 1905 und 19. Mai 1913 
[KGJ. 31 A 109 und 45, 116] verweiſt, die es auch jetzt für 
zutreffend erachtet, mit dem AG. und dem LG. der Anſicht, 
daß die Unterſchriften nicht ausreichten, und würde aus dieſem 
Grunde die weitere Beſchwerde zurückweiſen. An der Zurück— 
weiſung ſieht es ſich aber durch den ihm erſt nach ſeinen 
früheren Entſcheidungen bekannt gewordenen, auf weitere Be— 
ſchwerde ergangenen Beſchluß des OLG. Colmar vom 20. Mai 
1908 [ElſLoth Z. 33, 434] gehindert, in dem es eine von 
der ſeinigen grundſätzlich abweichende Auffaſſung über die 
Erforderniſſe der in $ 2231 Nr. 2 BGB. geforderten Unter: 
ſchrift vertreten findet. Das RG. hat Entſcheidung zugunſten 
der Beſchwerdeführerin erlaſſen und das AG. angewieſen, 
den Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins aus den bisher 
geltend gemachten Gründen fernerhin nicht zu beanſtanden. 
1. Nach §S 2231 Nr. 2 BGB. kann ein Teſtament „durch eine 
von dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages eigen: 
händig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung“ errichtet 
werden. Daß die Erklärung auch in Briefform erfolgen kann, iſt 
anerkannten Rechtens [vgl. IW. 1907, 143 Nr. 255) und 1910, 
2234). Darüber, wie die Unterſchrift zu erfolgen hat, iſt in 
§ 2231 Nr. 2 nichts geſagt. Das KG. iſt deshalb der Anſicht, 
daß dieſe Frage nach 8 126 Abſ. 1 BGB. zu entſcheiden ſei 
[vgl. auch RGSt. 43, 231],%) wonach, wenn durch Geſetz ſchrift⸗ 
liche Form vorgeſchrieben iſt, die Urkunde von dem Ausſteller 
eigenhändig „durch Namensunterſchrift“ oder mittels gerichtlich 
oder notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden 
muß. 5 126 Abſ. 1 iſt für die Fälle gegeben, in denen nach 
dem Geſetz einfache Schriftform genügt. Zu dieſen Fällen ge— 


5) Neumann, Rſpr. I § 2231 Anm. III 2 b. 
6) Neumann, Rſpr. II § 2231 Anm. 2. 
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hört der des § 2231 Nr. 2 nicht. Ob § 126 Abſ. 1 trotzdem 
und, obwohl er im übrigen wegen des für das eigenhändige 
Teſtament aufgeſtellten Erforderniſſes der eigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift zweifellos nicht paßt, zur Ergänzung des $ 2231 Nr. 2 
wenigſtens inſoweit heranzuziehen iſt, als er Unterzeichnung durch 
Namensnunterſchrift erfordert, kann zweifelhaft erſcheinen. Die 
Frage bedarf aber hier keiner Entſcheidung. Denn auch wenn 
ſie zu bejahen iſt, folgt daraus noch nicht, daß, wie das KG. 
meint, das eigenhändige Teſtament unter allen Umſtänden mit 
dem Namen unterzeichnet werden müßte, deſſen ſich der Erb⸗ 
laſſer im Verkehr allgemein bedient, und daß deshalb, da der 
verkehrsübliche Name grundſätzlich der dem Erblaſſer nach bürger⸗ 
lichem und öffentlichem Rechte zuſtehende Familien name ſei, 
die Unterzeichnung mit einem anderen Namen als dem Familien⸗ 
namen, insbeſondere mit dem Vornamen, einzig und allein dann 
zuläſſig ſei, wenn dieſer andere Name, wie z. B. bei erlauchten 
Perſonen der Vorname, „in regelmäßiger und allbekannter Übung 
im Verkehr als Name gebraucht“ werde. § 126 Abf. 1 ſchreibt 
Unterzeichnung durch Namensunterſchrift vor, ſagt aber nichts 
darüber, was zur Namensunterſchrift gehört. Das erklärt ſich 
aus der Entſtehungsgeſchichte [vgl. inſoweit Joſef im Arch ZivPrax. 
100, 418]. Der Vorentwurf vom Jahre 1881 beſtimmte in 
8 93, daß, wenn das Geſetz die Form einfacher Schriftlichkeit 
vorſchreibe, die Urkunde von dem Erklärenden mit dem Familien⸗ 
namen unterſchrieben ſein müſſe. In der I. Kommiſſion wurde 
jedoch [vgl. Prot. S. 147] erwogen, daß der Vorſchlag des 
Entwurfs „namentlich“ im Hinblick auf ſolche Fälle Bedenken 
erregen müſſe, in denen der Ausſteller die Urkunde mit dem 
tatſächlich von ihm geführten falſchen Namen unterſchrieben habe, 
ſowie im Hinblicke darauf, daß ſich gewiſſe Perſonen, beſonders 
erlauchte, bei der Unterſchrift herkömmlich nur des Vornamens 
bedienten; es genüge zur Vollendung der Form eine ſolche Unter⸗ 
ſchrift, die die Perfon des Ausſtellers hinreichend kennzeichne, 
und ob dies der Fall ſei, müſſe der Beurteilung des Richters 
im Einzelfalle überlaſſen bleiben. § 92 Abſ. 1 des I. Entwurfs 
erhielt daher die Faſſung: „Iſt durch Geſetz die ſchriftliche Form 
vorgeſchrieben, ſo muß die Urkunde von dem Urheber der Willens⸗ 
erklärung eigenhändig unterſchrieben ... fein.” Zu dieſer Vor: 
Schrift iſt in den Motiven zum I. Entwurfe [1, 185], zum Teil 
unter wörtlicher Wiederholung der mitgeteilten Stelle aus den 
Protokollen der I. Kommiſſion, bemerkt: Die Unterſchrift habe 
die Perſon des Ausſtellers hinreichend zu kennzeichnen; die 
Zeichnung mit dem Familiennamen unbedingt zu erfordern, ſei 
Abſtand genommen, weil gewiſſe Perſonen, insbeſondere er⸗ 
lauchte, ſich bei der Unterſchrift herkömmlich nur des Vornamens 
bedienten, auch nicht ſelten Perſonen mit einem ihnen nicht zu⸗ 
kommenden, aber von ihnen angenommenen Namen unterzeichneten. 
In der II. Kommiſſion erhielt dann die Vorſchrift [8 105 Abſ. 1 
des II. Entwurfs] die dem jetzigen § 126 Abſ. 1 entſprechende 
Faſſung: „Iſt durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben, ſo 
muß die Urkunde von dem Ausſteller durch Namensunter⸗ 
ſchrift - - unterzeichnet werden.“ Eine fachliche Anderung des 
I. Entwurfs war nicht beabſichtigt Prot. der II. Kommiſſion 1, 89), 
die Ab:veichung verdankt vielmehr [vgl. RG. 50, 5717 anſcheinend 
nur dem Beſtreben nach einer ſprachlichen Verbeſſerung ihre 
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Entſtehung. Der Geſetzgeber hat es hiernach abſichtlich ver⸗ 
mieden, in 8 126 Abſ. 1 Unterzeichnung mit dem Familien⸗ 
namen vorzuſchreiben. Die Fälle, in denen nach den Motiven 
die Unterzeichnung mit einem anderen als dem Familiennamen, 
insbeſondere mit dem Vornamen, genügen ſoll, ſind, wie ſchon 
das Wort „namentlich“ in den Protokollen der I. Kommiſſion 
ergibt, nur als Beiſpiele gedacht. Es kann deshalb und, da 
den Ausführungen in den Vorarbeiten, worauf auch das KG. 
Gewicht legt, von keiner der maßgebenden Stellen widerſprochen 
worden iſt, im Sinne des Geſetzes auch in anderen Fällen die 
Unterzeichnung mit einem anderen als dem Familiennamen nicht 
für ausgeſchloſſen erachtet werden. Iſt dem aber ſo, dann muß 
insbeſondere die Unterzeichnung eigenhändiger Erklärungen, die 
ſich an nahe Angehörige richten, mit dem bloßen Vornamen 
mindeſtens dann als zuläſſig und ausreichend angeſehen werden, 
wenn ſich aus dem durch die Unterſchrift gedeckten Texte der 
Urkunde die Perſon des Ausſtellers für jeden Dritten mit 
Sicherheit ergibt. So aber liegt die Sache hier. Der Ei 
laſſer hat nämlich in den beiden Briefen den Empfängern, und 
zwar in den vor der Unterſchrift ſtehenden Teilen der Brief, 
feine genaue Feldadreſſe mitgeteilt, und in dieſer auch feinen 
Familiennamen angegeben, ſo daß aus den Briefen ſelbſt ohne 
weiteres zu entnehmen iſt, daß fie von dem Vinzefeldwebel grit 
M. der 5. Kompagnie des Infanterie⸗Regiments Nr. 158 ge 
ſchrieben ſind. Das KG. glaubt zwar, auch dieſem Umftande 
kein Gewicht beilegen zu dürfen, weil. die Namendunterfärift 
ein Formerfordernis [nicht ein Beweismittel] ſei und nicht dung 
den verfügenden Inhalt der Urkunde ergänzt werden könne. 
Darin geht es aber zu weit. Reicht nach dem Geſetz in ge 
wiſſen Fällen die Unterzeichnung mit dem bloßen Voramen 
aus, ſo iſt in dieſen Fällen dem Formerforderniſſe durch die 
Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen genügt und als 
übrige Beurteilung des Einzelfalles, aber nicht Formfrage. Die 
Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen kann zwar unter 
Umſtänden Bedenken anderer Art erregen, insbeſondere nach der 
Richtung hin, ob es ſich um eine wirklich zum Abſschluſſe ge 
langte Willenserklärung oder lediglich um einen Entwurf, eine 
nur für den Ausſteller ſelbſt beſtimmte Aufzeichnung oder etwas 
Ahnliches handelt. Bedenken ſolcher Art werden aus der Unter 
zeichnung mit dem bloßen Vornamen ſeltener herzuleiten jen, 
wenn, wie hier, Erklärungen in Frage kommen, bie ſich in 
Briefen an nahe Angehörige finden, denen gegenüber ſic der 
Briefſchreiber auch gerade im Briefverkehre regelmäßig nur mi 
dem Vornamen zu bezeichnen pflegt. Jedenfalls aber find ber: 
artige Bedenken im vorliegenden Falle bisher nicht geltend ge 
macht; die aus der Unterzeichnung der beiden Briefe mit dem 
bloßen Vornamen bisher hergeleiteten Bedenken jedoch find, wie 
dargelegt, unbegründet. 2. Was ſodann die in dem Briefe on 
8. Auguſt 1914 im Datum gebrauchte Ortsbezeichnung „Bob. 
betrifft, fo hat der erkennende Senat [ygl. die ſchon angeführt 
Entſcheidung in JW. 1907, 14326] 8) bereits ausgesprochen, 

der Vorſchrift in 8 2231 Nr. 2 unter Umftänden auch eine Orts 
angabe genügen kann, die den Ort der Teſtamentserrichtung nut 
in abgekürzter Geftalt wiedergibt. Damals handelte es ſich um 
die Bezeichnung „Bln.“ für Berlin. Eine derartige Abkürzung 
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muß wenigſtens dann als ausreichend angeſehen werden, wenn 
ſich aus dem übrigen Inhalte der Urkunde ohne weiteres ergibt, 
welchen Ort die Abkürzung bezeichnet. Das aber iſt hier der 
Fall. Nicht nur iſt, worauf auch das KG. in dem Vorlegungs⸗ 
beſchluſſe hinweiſt, an einer Stelle des Briefs geſagt, er ſolle 
noch von „Paderb.“ aus fortgeſandt werden, ſondern auch aus 
dem geſamten ſonſtigen Inhalte des Briefs ergibt ſich mit voller 
Sicherheit, daß er in Paderborn geſchrieben iſt, wo der Truppen⸗ 
teil, dem der Briefſchreiber angehörte, in Garniſon lag. Dem 
KG. iſt daher beizupflichten, wenn es glaubt, daß aus der Art 
der Ortsbezeichnung in dem Briefe vom 8. Auguſt 1914 Be⸗ 
denken gegen die Formgültigkeit der letztwilligen Verfügungen 
nicht herzuleiten ſeien. Nach alledem muß, wie geſchehen, erkannt 
werden. Beſchl. v. 5. Juli 15, B 4/15 IV. [L.] 
Zivilprozeßordnung. 

+7. Sit es auf die Beweislaſt von Einfluß, wenn eine 
Partei von der ihr geſetzlich gewährten Befugnis Gebrauch macht, 
einen von der Gegenſeite vorgeſchlagenen Zeugen von der 
Schweigepflicht nicht zu entbinden? — § 286 ZPO.] 

Aus den Gründen: Die Reviſion meint, daß das Gericht 
den § 286 ZPO. verletzt habe, weil es angenommen, es könnten 
aus dem Umſtande, daß die Kläger den Notar Sch. und den 
Sekretär S. von der Verpflichtung zur Verſchwiegenheit nicht 
entbunden hätten, keine ihnen nachteilige Folgerungen gezogen 
werden. Das Gericht hätte, ſo führt die Reviſion aus, „das 
Verhalten der Kläger bei Würdigung des Beweisergebniſſes 
auf feine Aberzeugung wirken laſſen können“. Auch dieſe Rüge 
verſagt jedoch. Allerdings hat das Gericht gemäß § 286 ſtets 
den geſamten Inhalt der Verhandlungen bei Prüfung der Frage, 
ob eine Tatſache wahr oder nicht wahr ſei, zu berückſichtigen, 
und einen Beſtandteil der Verhandlungen bildete im gegebenen 
Falle auch die Tatſache, daß die Kläger der Vernehmung des 
Notars Sch. ſowie ſeines Sekretärs S. widerſprachen. Aber 
wenn das Gericht meinte, daß es aus jenem Vorgange gegen 
die Kläger nichts Nachteiliges folgern könne, und ſomit ſich 
durch eben jene Tatſache bei Würdigung des Beweisergebniſſes 
nicht beeinfluſſen ließ, dann machte es gerade von ſeinem Rechte 
Gebrauch, nach freier Überzeugung zu urteilen. Daß das BG. 
mit ſeinem beanſtandeten Ausſpruche hätte ſagen wollen, daß 
es geſetzlich überhaupt unſtatthaft ſei, bei der Beweiswürdigung 
den Umſtand, daß eine Partei berechtigtermaßen der Vernehmung 
eines Zeugen widerſprochen hat, mit zu berückſichtigen, dafür 
iſt kein ausreichender Anhalt gegeben. Allerdings beſteht der 
Rechtsgrundſatz, daß ſich die Beweislaſt umkehrt, wenn eine 
Partei der anderen die Beweisführung ſchuldhaft unmöglich 
macht [RG. 20, 5; 60, 147/152.) Aber für Anwendung dieſes 
Grundſatzes iſt dann nicht Raum, wenn eine Partei nur von 
der ihr geſetzlich gewährten Befugnis Gebrauch macht, einen 
gegenteils vorgeſchlagenen Zeugen von ſeiner Schweigepflicht 
nicht zu entbinden [vgl. Warn. Erg. 1912 Nr. 130]. Keines⸗ 
falls durfte hier alfo das Gericht etwa die Folgerung ziehen, 
daß das, was der Beklagte unter Berufung auf das Zeugnis 
von Sch. und S. behauptet hatte, ſolange als wahr anzunehmen 
ſei, als nicht der Kläger es gegenbeweislich widerlegt hätte. 
Dafür, daß die Kläger die Vernehmung des Sch. und des S. 
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aus bloßer Schikane gegen den Beklagten hätten verhindern 
wollen, beſteht übrigens überhaupt kein Anhalt. Sie ſelbſt 
haben geltend gemacht, daß ſie Anlaß gehabt hätten, dem Notar 
Sch. zu mißtrauen. K. u. Gen. c. D. u. Gen., U. v. 10. Juli 15, 
109/15 V. — Cöln. [B.] 

Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 

78 8 3 UnlWG. Wann iſt eine Angabe unrichtig im 
Sinne dieſer Beſtimmung? Ortsangaben als Herkunfts- und 
als Beſchaffenheitsangaben.] 

Die Beklagte fabriziert am Orte ihrer Niederlaſſung, Hildes⸗ 
heim, Wurſt⸗ und Fleiſchwaren und vertreibt ihre Waren größten⸗ 
teils im Wege des Verſandgeſchäftes. Ihre Firma lautet ge⸗ 
mäß dem Auszuge aus dem Handelsregiſter „Braunſchweiger 
Wurſt⸗ und Fleiſchwarenfabrik G. & Co. Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung“. Sie hat in der deutſchen Rundſchau für 
Handel und Gewerbe eine Anpreiſung veröffentlicht mit der 
Überſchrift: „Braunſchweiger Wurſt⸗ und Fleiſchwarenfabrik 
G. & Co. G. m. b. H., Hildesheim“ und verſendet ihre Waren 
mit Poſtpaketadreſſen, auf denen als Abſender vermerkt iſt: 
„Braunſchweiger Wurſt⸗ und Fleiſchwarenfabrik G. & Co. 
G. m. b. H., Hildesheim“. Gleiche Vordrucke befinden ſich auf 
ihren Preisliſten und Briefbogen ſowie auf ihren Poſtkarten. 
Der Kläger hat auf Grund der SS 1, 3, 4 Unl WG. und 8 16 
Waren. Klage erhoben, mit der er ſchließlich beantragt hat, 
die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlaſſen, ſich der Bezeich⸗ 
nung Braunſchweiger in der Firma zu bedienen und die von 
ihr vertriebenen Wurſt⸗ und Fleiſchwaren als Braunſchweiger 
zu bezeichnen. Dem Antrage der Beklagten entſprechend hat 
das LG. die Klage abgewieſen. Dagegen hat das OLG. auf die 
Berufung der Klägerin die Beklagte verurteilt, bei Vermeidung 
einer Geldſtrafe von 500 & für jeden Fall des Zuwider⸗ 
handelns den Zuſatz „Braunſchweiger“ in ihrer Firma nicht 
fortzuführen und in den Aufdrucken auf den von ihr verſendeten 
Poſtpaketadreſſen, Poſtkarten, Briefen und Preisliſten ſowie in 
ihren Anzeigen das Wort „Braunſchweiger“ in der Wortgruppe 
„Braunſchweiger Wurſt- und Fleiſchwarenfabrik G. & Co. G. m. b. H., 
Hildesheim“ gleichfalls nicht fortzuführen. Die Reviſion der 
Beklagten iſt zurückgewieſen. Gründe: Der Streit der Parteien 
dreht ſich im weſentlichen um die Frage, ob die Bezeichnung 
„Braunſchweiger Wurſtfabrik“ in der Firma der Beklagten und 
in deren Gebrauche in geſchäftlichen Ankündigungen und Ge⸗ 
ſchäftspapieren die Bezeichnung der Herkunft oder eine bloße 
Beſchaffenheitsangabe der von der Beklagten vertriebenen Waren 
bedeutet. Daß dieſe Bezeichnung, wenn ſie die erſtere Bedeu⸗ 
tung hat, unrichtig und geeignet iſt, den Anſchein eines beſon⸗ 
ders günſtigen Angebots hervorzurufen, hat das BG. ohne 
Rechtsirrtum angenommen, da die Beklagte ihre Wurſtwaren 
nicht in Braunſchweig herſtellt oder herſtellen läßt, ſondern in 
Hildesheim, und als Braunſchweigiſche bloß wegen der ge⸗ 
wünſchten Reklamewirkung bezeichnet. Ob nun die Bezeichnung 
in dem einen oder in dem anderen Sinne zu verſtehen iſt, iſt 
im weſentlichen Tatfrage, bei deren Beantwortung die Ver: 
kehrsanſchauung, und zwar desjenigen Perſonenkreiſes maß⸗ 
gebend iſt, an den ſich die fraglichen Ankündigungen richten. 
Zutreffend iſt daher das BG. mit Rückſicht auf die Einwen⸗ 
dung der Beklagten, daß ihre Firma mit dem Worte „Hildes⸗ 
heim“ ſchließe und damit jede Beziehung auf Braunſchweig als 
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Herkunftsangabe ihrer Wurſtwaren ausſchließe, von der Er⸗ 
wägung ausgegangen, nicht darauf komme es an, was ihre 
Angaben beſagen, wenn man ſie Wort für Wort durchleſe, 
ſondern darauf, was das kaufende Publikum oder ein großer 
Teil des Publikums daraus entnehme [vgl. IW. 1906, 40). 
Damit iſt klar zum Ausdruck gebracht, daß das BG. nicht, 
wie die Reviſionsklägerin aufſtellt, das Urteil der Fachleute, 
Großhändler, Zwiſchenhändler, ſondern gerade das Urteil des 
als Kundſchaft in Betracht kommenden Durchſchnittspublikums 
ſchlechthin für maßgebend erachtet hat. Damit eine Angabe 
als unrichtig im Sinne des $ 3 UnlWG. erſcheine, iſt nicht 
erforderlich, daß alle Angehörigen des Perſonenkreiſes, an den 
eine Ankündigung gerichtet iſt, ſamt und ſonders ſie in 
einem Sinne verſtehen, in dem ſie unrichtig erſcheint, und eben⸗ 
ſowenig, daß ſie ihrem ganzen Inhalte nach unrichtig iſt. Viel⸗ 
mehr genügt es, daß auch nur ein großer Teil des betreffenden 
Perſonenkreiſes ſie in ſolchem Sinne verſteht und daß ihr Inhalt 
durch Übertreibung, Unklarheit oder Zweideutigkeit zu einer 
Verkehrsanſchauung Anlaß gibt, daß er wenigſtens teilweiſe 
und in einem für den Verkehr in Betracht kommenden Maße 
als unrichtig anzuſehen iſt [gl. RGSt. 36, 377; 40, 442; 
44, 261]. Von dieſen rechtlichen Geſichtspunkten iſt das BG. 
offenſichtlich und zutreffend ausgegangen, und es hat in der 
fraglichen Bezeichnung der Beklagten nicht eine Beſchaffenheits⸗ 
angabe, ſondern eine unrichtige Angabe über den Urſprung 
ihrer Wurſtwaren erblickt. Es hat ausgeführt, es möge ſein, 
daß einzelne beſtimmte Sorten von Braunſchweiger Wurſt — 
ähnlich z. B. der ſogen. Frankfurter oder den Treuchtlinger 
Würſten — eine beſondere Art darſtellen. In Beziehung auf 
die mannigfachen Wurſtwaren überhaupt könne von einer be— 
ſonderen Art „Braunſchweiger Wurſtwaren“ nicht die Rede 
ſein. Der Beklagte ſelber ſei denn auch bei der Antwort auf 
die Frage, wodurch die Art der Braunſchweiger Wurſt gekenn— 
zeichnet werde, in undeutlichen Wendungen ſtecken geblieben. 
Hiernach gehe die Bezeichnung „Braunſchweiger Würſte“, die 
auch ſelbſt nach der Behauptung der Beklagten nicht etwa all— 
gemein die Güte der Ware bezeichne, und auch nur bei Ware, 
die wirklich aus Braunſchweig ſtamme, Sinn haben würde, auf 
den Urſprung der Ware. Dies würde ſelbſt dann zutreffen, 
wenn in dem Beiwort „Braunſchweiger“ eine Bezeichnung der 
Art oder auch der beſonderen Güte gefunden werden könnte. 
Denn ein großer Teil des kaufenden Publikums werde auch in 
dieſem Falle aus dem Beiwort „Braunſchweiger“ lediglich die 
Herkunft erſehen, indem er verſtändigerweiſe davon ausgehe und 
annehme, daß Braunſchweiger Wurſt aus Braunſchweig her— 
rühre. Beſtätigt werde dies durch das Gutachten der Handels— 
kammer zu Hannover, wonach die Anſichten geteilt ſeien und 
ein Teil der beteiligten Firmen in der Bezeichnung „Braun— 
ſchweiger“ nur dann, wenn ſie ſich auf einzelne beſtimmte 
Wurſtſorten bezieht, eine Beſchaffenheitsangabe erblicken wolle. 
Durch das erörterte Wort habe die Beklagte in ihrer Firma 
eine falſche Angabe über die Herkunft ihrer Wurſtwaren ge— 
macht, und es bleibe dabei auch dann, wenn die Firma etwa 
mit dem Worte „Hildesheim“ ſchließe und obgleich auf den 
vorgelegten Druckſachen das Wort „Hildesheim“ in Verbindung 
mit dem Gebrauche der Firma deutlich zu leſen ſei. Im vor— 
liegenden Falle könne es nicht ausbleiben, daß ein großer Teil 
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des Publikums neben dem Wort „Braunſchweiger“, das 
mit Bezug auf Wurſtwaren als altgewohntes Kennwort aus 
dem Rahmen des Satzes herausſpringe, das Wort Hildesheim 
nicht auffaſſe. Ganz beſonders gelte dies von dem Teil des 
Publikums, der gewohnt ſei, aus der Bezeichnung von Wurſt⸗ 
waren als braunſchweigiſchen lediglich die Herkunft der Ware 
zu verſtehen und deshalb überhaupt nicht auf den Gedanken 
komme, daß die Braunſchweiger Waren nicht aus Braunſchweig 
herrühren ſollten. Eben auf dieſem notwendigerweiſe eintreten: 
den Vorgange beruhe die von der Beklagten, welche ganz 
allgemein ihre Wurſtwaren als braunſchweigiſche bezeichne, 
gewünſchte Reklamewirkung, wobei unentſchieden bleiben könne, 
ob die Beklagte dieſe Wirkung in ihren Elementen berechnet 
habe oder in weniger beſtimmter Weiſe von dem Beſtreben ge: 
leitet werde, den guten Ruf, den ſich die Braunſchweiger 
Fleiſchwareninduſtrie erworben habe, für ſich auszubeuten. Der 
vorliegende Fall, in welchem an erſter Stelle ſämtliche Wurſt⸗ 
waren der Beklagten als Braunſchweiger bezeichnet werden und 
davon getrennt an ſpäterer Stelle das Wort Hildesheim fh 
finde, ſei weſentlich verſchieden von dem vom RO. entſchiedenen 
Falle „Radeberger Pilſener“. Die gerügte tatſächliche Unrichtig; 
keit, die ſich in der von der Beklagten geführten Firma und in 
ihren Druckſachen finde, ſei enthalten in Mitteilungen, die für 
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſeien, und gr 
eignet, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots, nänlch 

eines Angebots der tatſächlich im Verkehr beſonders bevoruum 

Braunſchweiger Waren zu erwecken. Der Fall des § 5 Uns, 

ſei nicht gegeben und die Beklagte gemäß $ 3 daſalbſt zur 

Unterlaſſung dieſer unrichtigen Angabe zu verurteilen. Diſt 

Erwägungen geben zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß und 

unterliegen in tatſächlicher Hinſicht nicht der Nachprüfung des 

Reviſionsgerichts. Die gegen die Entſcheidung erhobenen Sr 

griffe können als gerechtfertigt nicht anerkannt werden. daß 

beim Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen des 8 3 UnlWG. 

auf Unterlaſſung auch unrichtiger Angaben in einer Firma um 
deren Gebrauche geklagt werden kann, iſt einem begründeten 
Zweifel nicht unterworfen und in der Rechtſprechung des RO. 

anerkannt [RG. 58, 136; 48, 241]. Das BG. hat ausdrüclic 
feftgeftellt, die Beklagte bezeichne „ganz allgemein“ ihre 
Wurſtwaren als braunſchweigiſche. In dieſer ganz allgememen 
und unterſchiedsloſen Bezeichnung hat das BG. ohne Rechts 
irrtum eine unrichtige Angabe jedenfalls bezüglich aller der 
jenigen Wurſtſorten erblickt, für welche die Bezeichnung nich 
als Beſchaffenheitsangabe gilt. Zu der Feſtſtellung aber konnte 
das BG. ohne prozeſſualen Verſtoß kraft des ihm nach 8 250 

ZPO. zuſtehenden Rechts freier tatfächlicher Würdigung a 

Grund der mündlichen Verhandlung und der vorgelegten Priis⸗ 
liſte gelangen, in der verſchiedene Braunſchweiger Wurſtſerten 
aufgeführt find. Zu Unrecht beruft ſich die Revifionsklägerm 
auf das Urteil des Senats II 511/1914, das vielmehr auf 
dem Standpunkte des BG. ſteht. Grundſätzlich iſt daran ef. 
zuhalten, daß Bezeichnungen von Waren, die von dem Namen 
eines Ortes oder einer Gegend abgeleitet ſind, ſo lange al 
Bezeichnung ihrer Herkunft anzuſehen find, als nit 
zweifelsfrei ihre Beſtimmung lediglich als Berhafenfitt 
angabe feſtſteht. G. e. V., U. v. 28. Sept. 15, 135151. — 
Celle. [L.] 


1 


44. Jahrgang. 


Verſicherungsrecht. 
+9. Haftpflichtverſicherung. Vorſätzliche Verletzung eines in 
den Verſicherungsbedingungen enthaltenen Verbots. Einfluß 
eines ſpäteren, auf Rückgängigmachung der vertragswidrigen 
Handlung gerichteten Verhaltens.] 

Der Wagenfabrikant und Automobilhalter K. war bei der 
Beklagten für den Fall verſichert, daß er in ſeiner Eigenſchaft 
als Halter von Kraftfahrzeugen auf Grund privatrechtlicher Haft⸗ 
pflichtvorſchriften für den Schaden eines Dritten verantwortlich 
gemacht werde. Bei einer Fahrt, die der Kläger am 16. No⸗ 
vember 1911 mit einem ihm von K. vermieteten, durch einen 
Chauffeur K.s gelenkten Automobil unternahm, wurde der Kläger 


infolge Umwerfens des Automobils körperlich verletzt. Er erhob 


gegen K. Klage und erlangte gegen ihn ein rechtskräftig ge⸗ 
wordenes Urteil, durch das die Verpflichtung K.s feſtgeſtellt 
wurde, ihm den infolge des Unfalls entſtandenen und noch ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen. Kläger hat als Rechtsnachfolger 
K.s, der ihm feinen Verſicherungsanſpruch gegen die Beklagte 
durch Urkunde vom 28. Februar 1914 abgetreten hat, gegen 
die Beklagte auf Zahlung von 10 000 & Klage erhoben, 
wovon er nach der von ihm in der Berufungsinſtanz ab⸗ 
gegebenen Erklärung 6500 & auf den bisherigen und 3500 4 
auf künftigen Schaden rechnet. In I Inſtanz iſt die Klage 
abgewieſen, auf Berufung des Klägers iſt dieſe Entſcheidung 
dahin abgeändert worden, daß hinſichtlich der geforderten 6500 4 
die Entſcheidung von einem Eide des Klägers abhängig ge⸗ 
macht, hinſichtlich der übrigen 3500 „ die Klagabweiſung 
aufrechterhalten worden iſt. Die Reviſion der Be⸗ 
klagten führte zur Wiederherſtellung des erſten Urteils. 
Gründe: Der Verſicherungsnehmer K. hat nach Eintritt des 
Unfalls durch Schreiben vom 20. November 1911 an den 
Kläger das Anſinnen geſtellt, Klägers eigenen berechtigten An⸗ 
ſprüchen wegen des Unfalls einige hundert Mark hinzuzuſchlagen 
und dieſen unberechtigterweiſe von der Beklagten zu erlangenden 
Mehrbetrag ihm als Entſchädigung für feinen bei dem Unfall 
entſtandenen, durch die Verſicherung nicht gedeckten Sachſchaden 
zukommen zu laſſen. Er hat ſich dadurch, wie auch der BerR. 
an ſich nicht bezweifelt, einer vorſätzlichen Verletzung der ihm 
in 8 6 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen auferlegten 
Pflichten ſchuldig gemacht und damit gemäß dieſer Vorſchrift 
den Verſicherungsanſpruch aus dem betreffenden Schadensfall 
verloren. Denn die dort dem Verſicherungsnehmer auferlegte 
Verpflichtung, alles zu tun, was zur Aufklärung des Tat⸗ 
beſtands und zur Minderung des Schadens dienen kann und 
dabei die etwaigen Weiſungen der Geſellſchaft zu befolgen, 
ſchließt zweifellos auch die Pflicht in ſich, Handlungen zu unter⸗ 
laſſen, die auf die Verdunkelung des Tatbeſtands oder auf die 
Erhöhung des Schadens abzielen; und eine auf Verdunkelung 
des Tarbeſtandes abzielende Handlung ſtellt der von K. in dem 
Schreiben vom 20. November 1911 gemachte Verſuch unzweifel⸗ 
haft dar, da der Kläger dadurch beſtimmt werden ſollte, einen 
von ihm ſelbſt gar nicht erlittenen und auch nicht unter die 
Verſicherung fallenden Sachſchaden als einen von ihm in ſeiner 
Perſon erlittenen, der Verſicherung unterliegenden Schaden der 
Beklagten gegenüber in Rechnung zu ſtellen und geltend zu 
machen. Der Bert. gelangt gleichwohl zur Aufrechthaltung 
des Klaganſpruchs für den Fall, daß die Vehauptung des 
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Klägers ſich als wahr erweiſt, daß K. im Januar 1912 das 
im November 1911 an den Kläger geſtellte Anſinnen wider⸗ 
rufen habe. Er führt aus, daß durch 8 6 dem Verſicherten 
nicht einzelne Handlungen geboten oder verboten, ſondern ein 
die Intereſſen der Beklagten wahrendes Geſamtverhalten zur 
Pflicht gemacht werden ſollte, und daß nur an ein dieſer Pflicht 
widerſprechendes Verhalten im ganzen die Folge des Verluſts 
des Verſicherungsanſpruchs geknüpft ſein ſollte; es könne nicht 
als gewollt gelten, daß dem Verſicherten jede Möglichkeit ver⸗ 
ſchloſſen ſein ſollte, eine einzelne, vielleicht ohne genügende 
Überlegung begangene, an ſich pflichtwidrige Handlung, ehe fie 
irgendeine nachteilige Wirkung geäußert hatte, durch ſein nach⸗ 
heriges Verhalten in der Weiſe wieder rückgängig zu machen, 
daß wenigſtens der Eintritt der Wirkung der Handlung ver⸗ 
hindert werde. Dieſen Ausführungen tritt die Reviſion mit 
Recht entgegen. Es handelte ſich im gegebenen Fall um die 
vorſätzliche Verletzung eines durch § 6 mittelbar ausgeſprochenen 
Verbots. Die Übertretung dieſer Verbotsvorſchrift war mit der 
Vornahme einer verbotenen Handlung, vorliegend alſo mit der 
Stellung des auf Verdunkelung des Tatbeſtands gerichteten 
Anſinnens an den Kläger, vollendet. Damit war der an die 
vorſätzliche Verletzung des § 6 geknüpfte Verluſt des Ber: 
ſicherungsanſpruchs eingetreten, und es konnte ſich deshalb nur 
noch fragen, ob etwa dieſe Rechtsfolge durch das ſpätere, auf 
Rückgängigmachung der vertragswidrigen Handlung gerichtete 
Verhalten des Verſicherten nachträglich wieder beſeitigt werden 
konnte. Hierfür aber bieten die Verſicherungsbedingungen 
keinerlei Anhalt und auch aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
läßt ſich eine ſolche Einſchränkung der an ſich völlig klaren 
Vorſchrift des S 6 nicht begründen. Es kann auch nicht darauf 
ankommen, ob die verbotswidrige Handlung K.s zu der Zeit, 
als er fein Anſinnen widerrief, bereits nachteilige Folgen 
gehabt hatte. Denn von dem Eintritt einer nachteiligen Wirkung 
des vertragswidrigen Verhaltens des Verſicherten iſt der in 8 6 
angedrohte Rechtsverluſt nicht abhängig gemacht, ſondern er iſt 
unmittelbar an das vertragswidrige, auf Vorſatz oder grobe 
Fahrläſſigkeit beruhende Verhalten ſelbſt geknüpft. Eine nach⸗ 
teilige Wirkung war aber auch in jedem Fall ſchon dadurch 
hervorgerufen worden, daß von K. auf den Kläger eingewirkt 
worden war und es nunmehr zunächſt deſſen ſich von vornherein 
der ſicheren Berechnung entziehenden Entſchließung überlaſſen 
blieb, ob er dem Anſinnen K.s widerſtehen oder Folge leiſten 
wollte. Hiernach war auf die Reviſion der Beklagten das 
B., ſoweit darin zum Nachteil der Beklagten erkannt worden 
iſt, aufzuheben und zugleich, da die Sache ſich als ſpruchreif 
darſtellt, auf Zurückweiſung der vom Kläger gegen die erſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung eingelegten Berufung zu erkennen. 


A. c. F., U. v. 24. Sept. 15, 119/15 VII. — Stutt⸗ 
gart. [L.] 
Perſonenſtandsgeſetz. 


7 10. SS 15, 22 PerſonenſtandsG. — Die Geburtsurkunden 
nach § 22 J. c. liefern Beweis auch für die darin angegebene 
eheliche Abſtammung der Kinder.] 

Eine vom Kläger erhobene negative Feſtſtellungsklage, daß 
die Beklagten nicht ſeine ehelichen Kinder ſeien, weil er mit 
der Mutter der Beklagten nicht verheiratet geweſen ſei, iſt ab⸗ 


gewieſen. Aus den Gründen: Grundſätzlich trifft die Beweis⸗ 
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laſt für das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes diejenige Partei, 
die ſich auf das Rechtsverhältnis beruft. Demuach iſt bei der 
negativen Feſtſtellungsklage im allgemeinen der Beklagte für 
das Beſtehen des von ihm behaupteten, vom Kläger beſtrittenen 
Rechts verhältniſſes beweispflichtig. Das gilt auch für Klagen 
auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Eltern⸗ und Kindes⸗ 
verhältniſſes zwiſchen den Parteien mit der ſich aus 88 640, 622 
3PO. ergebenden Maßgabe, daß hier das Gericht von Amts 
wegen auch von den Parteien nicht vorgebrachte Tatſachen 
berückſichtigen und Beweiserhebungen anordnen kann. Demnach 
trifft im vorliegenden Falle die Beklagten die Beweislaſt für 
das Beſtehen des von ihnen behaupteten Kindesverhältniſſes zu 
dem Kläger. Das BG. erachtet dieſen Beweis auf Grund 
der Geburtsurkunden der Beklagten, nach denen der Kläger 
ſelbſt die Geburten dieſer Kinder angezeigt und dabei jedesmal 
die Mutter als ſeine Ehefrau Mathilde R. geb. H. bezeichnet 
hat, in Verbindung mit der Tatſache, daß der Perſonenſtand 
der Beklagten mehr als dreißig Jahre unangefochten geblieben 
ſei, für voll erbracht und auch durch das Ergebnis der von 
Amts wegen ſowie auf Antrag des Klägers erhobenen Beweiſe 
nicht für erſchüttert. Wenn das BG. bei dieſer Sachlage dem 
Kläger die Beweislaſt zuſchiebt, daß die Mutter der Beklagten 
in Wahrheit niemals mit ihm verheiratet geweſen ſei, und 
mangels Erbringung dieſes Beweiſes zur Abweiſung der Klage 
gelangt iſt, ſo iſt hiergegen vom Rechtsſtandpunkt aus nichts 
zu erinnern. Das BG. iſt bei ſeiner Beweiswürdigung davon 
ausgegangen, daß die Geburtsurkunden nach $ 22 Perſonen⸗ 
ftande®. auch für die darin angegebene eheliche Abſtammung 
der Kinder Beweis lieferten. Dieſe Auffaſſung entſpricht der 
Auslegung, welche die 88 15, 22 Nr. 5 Perſonenſtands G. in 
der Rechtſprechung der Strafſenate des RG. gefunden haben 
[RGSt. 2, 303; 26, 347]. Allerdings ift der erkennende Senat 
der Rechtſprechung der Strafſenate für das ältere Recht inſofern 
entgegengetreten, als es ſich um die Frage handelt, ob durch 
die Eintragung der Anerkennung der Vaterſchaft zu einem un⸗ 
ehelichen Kinde auch die Tatſache der Beiwohnung des An⸗ 
erkennenden beurkundet werde [RG. 68, 60;1%) Beſchluß vom 
28. April 1913 IV. B. 1/13]. Aber auch in den Beſchlüſſen 
des IV. 3S. iſt daran feſtgehalten worden, daß es ſich bei der 
im 8 22 Nr. 5 Perſonenſtands G. vorgeſchriebenen Eintragung 
von Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort der Eltern um für die Abſtammung des Kindes 
erhebliche Tatſachen handelt, auf. welche ſich die Beweiskraft 
des Standesregiſters erſtreckt, und daß demnach die ſich im 
Geburtsregiſter findende Bezeichnung der Kindesmutter als Ehe: 
frau des Anzeigenden bis zum Beweiſe des Gegenteils die 
Geburt des Kindes in der Ehe der als Eltern bezeichneten 
Perſonen beweiſt. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, geben 
die Ausführungen der Reviſion keinen Anlaß. Daß 8 22 
Perſonenſtands G. nur eine Sollvorſchrift aufſtellt, erklärt ſich 
damit, daß häufig ein Teil der dort vorgeſchriebenen Angaben 
ſich nicht wird herbeiführen laſſen, daher dieſe Eintragungen 
nur, ſoweit ſie möglich ſind, haben vorgeſchrieben werden ſollen 
und vorgeſchrieben werden konnten. Gegen die Annahme, daß 
das Geburtsregiſter zur Beurkundung der im 8 22 bezeichneten 


10) IWM. 1908, 276; Neumann, Rſpr. $ 1720. 
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Tatſachen beſtimmt ſei, iſt aus dem Gebrauche des Wortes 
„ſoll“ nichts zu entnehmen. Ebenſowenig läßt ſich dagegen 
etwas aus der Übereinſtimmung des 8 22 Nr. 5 mit 8 59 
Nr. 5 herleiten. Zunächſt irrt die Reviſion, wenn ſie meint, 
daß es ſich bei den im § 59 Nr. 5 vorgeſchriebenen Angaben 
unmöglich um ſolche handeln könne, zu deren Beweis das 
Sterberegiſter beſtimmt ſei. Die Feſtſtellung und Eintragung 
des Perſonenſtandes eines Verſtorbenen iſt im öffentlichen 
Intereſſe vorgeſchrieben und erforderlich, um Verwirrung zu 
vermeiden und den Beweis zu ermöglichen, auf welche in dem 
Geburtsregiſter verzeichnete Perſon ſich die Eintragung im 
Sterberegiſter bezieht. Dieſer Zweck ſpricht aber gerade dafür, 
daß das Sterberegiſter zur Beurkundung auch des Perſonen⸗ 
ſtandes des Verſtorbenen hat beſtimmt und daher dieſe Em 
tragung der Beweiskraft des § 15 hat teilhaftig werden ſollen 
Demgemäß iſt vom RG. die Herbeiführung einer derartigen 
unrichtigen Eintragung in das Sterberegiſter als ein unter § 271 
StGB. fallendes Vergehen angeſehen worden [RGSt. 25, 188. 
Sodann würde aber auch, wenn man annehmen wollte, daß 
das Sterberegiſter nicht zur Beurkundung der nach $ 59 Nr. 5 
einzutragenden Tatſachen beſtimmt ſei, daraus noch nicht folgen, 
daß auch die Vorſchrift des 8 22 Nr. 5 nicht die Beurkundung 
der die Abſtammung des Kindes betreffenden Tatſachen bezweckt 
habe, vielmehr würde die Bedeutung, die den einzelnen in das 
Geburtsregiſter einzutragenden Tatſachen beizumeſſen iſt, lediglich 
nach dem Zwecke zu beurteilen ſein, dem dieſe Eintragungen zu 
dienen beſtimmt find, und daß dazu auch die Feſtſtellung der 
Abſtammung des Kindes von beſtimmten Eltern gehört, wird 
durch die Vorſchrift des S 26 Perſonenſtands G. außer Zweifel 
geſtellt. Endlich geht auch die Erwägung der Reviften fehl, 
daß die Regiſter nur eine Tatſache beweiſen könnten, von der 
der die Eintragung veranlaſſende Anmelder aus eigener Er⸗ 
fahrung Kenntnis habe, was bei einem Teile der zur An: 
meldung eines Geburtsfalls verpflichteten Perſonen hinſichtlic 
der Tatſache, ob die Kindesmutter verheiratet ſei, nicht der Fal 
ſein würde. Das Geſetz legt im § 21 dem Standesbeamten 
die Pflicht auf, ſich von der Richtigkeit der ihm gemachten 
Anzeige, wenn er dieſelbe zu bezweifeln Anlaß hat, in ge 
eigneter Weiſe Überzeugung zu verſchaffen, es findet mithin eine 
genügende Gewähr für die Richtigkeit der eingetragenen Tat 
ſachen in der pflichtgemäßen Überzeugung des Standesbeamten, 
ohne in dieſer Hinſicht zwiſchen den einzelnen zur Eintragung 
anzumeldenden Angaben einen Unterſchied zu machen. Erſtreck 
ſich die Prüfungs⸗ und Ermittlungspflicht des Standesbeamten 
hiernach auch auf die Feſtſtellung der ehelichen Abſtammung 
des Kindes und des Namens der Eltern, ſo beſteht kein Anlaß, 
der hierauf bezüglichen Eintragung aus dem Grunde die Beweis⸗ 
kraft abzuſprechen, weil der Anmeldende vielleicht von der Che 
ſchließung der Eltern nicht aus eigener Erfahrung Kenntnis 
hat. Der Mangel eigener Wiſſenſchaft kann auch hinſichtlic 
des Geburtsaktes ſelbſt bei dem zur Anzeige in erſter Linie 
verpflichteten ehelichen Vater vorliegen, wenn nämlich der Vater 
bei der Niederkunft nicht zugegen geweſen iſt; die Beweiskraſt 
der auf Grund ſeiner Anmeldung bewirkten Eintragung des 
Geburtsfalls wird aber dadurch in keiner Weiſe berührt 
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Geſetz, betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
11. 8 61 GmbHG. 

Der Kläger und der Kaufmann L. in N. ſchloſſen am 
13. März 1906 einen notariellen Vertrag, wodurch ſie die 
beklagte Geſellſchaft m. b. H. errichteten, die bis Ende 1915 
unkündbar ſein ſollte. Die Gründung der Geſellſchaft bezweckte 
die Weiterführung einer früher von einer offenen Handels- 
geſellſchaft, dann von L. allein betriebenen Prägeanſtalt. Auf 
das Stammkapital von 310 000 & übernahm jeder der beiden 
Geſellſchafter eine Stammeinlage von 155 000 &. Der Kläger 
leiſtete ſeine ganze Einlage in bar, während die Einlage 2.8 
bis auf 20 000 & durch die Einbringung des Geſchäfts und 
von Grundſtücken gedeckt wurde. Jeder der beiden Geſellſchafter 
wurde zum Geſchäftsführer beſtellt. Im Jahre 1910 kam es 
zu Zwiſtigkeiten zwiſchen den Geſellſchaftern, weil L. auf ſeinen 
Gewinnanteil etwa 21 500 & aus der Geſellſchaftskaſſe ent: 
nahm. Wegen einer weiteren ſolchen Entnahme in Höhe von 
6873,38 WA erhob der Kläger im Januar 1914 gegen L. Klage 
auf Rückzahlung dieſes Betrags an die Geſellſchaftskaſſe. Dieſer 
Prozeß und zwei weitere damals anhängige Prozeſſe wurden 
erledigt durch einen gerichtlichen Vergleich vom 18. Mai 1914. 
Der Vergleich beſtimmte, daß jeder der beiden Geſellſchafter 
vom 1. Januar 1914 an für ſeine Tätigkeit als Geſchäftsführer 
ein jährliches Gehalt von 20 000 — ſtatt der bisherigen 
18 000 Y — aus der Geſellſchaftskaſſe entnehmen dürfe, daß 
der die Gehalte überſteigende Gewinnanteil im Geſchäfte ſtehen 
zu bleiben habe und daß dieſe Vereinbarung, um jedes rechtliche 
Bedenken auszuſchließen, notariell zu verlautbaren ſei; von den 
Koſten der verglichenen Prozeſſe übernahm der Kläger ein 
Fünftel, L. vier Fünftel. Schon in einem privatſchriftlichen 
Vertrage vom 15. März 1906 hatten die Geſellſchafter eine 
ähnliche, die Beſchränkung der Entnahme auf das Gehalt be— 
treffende Vereinbarung getroffen. Die in dem gerichtlichen 
Vergleiche vorgeſehene notarielle Beurkundung fand am 13. Juni 
1914 ſtatt. Nach dem Inhalte der Urkunde vereinbarten die 
Beteiligten für die Zeit, in der beide Geſellſchafter weiter 
Geſchäftsführer ſein würden, eine Abänderung des Geſellſchafts— 
vertrags dahin, daß der nach Abführung der Gehalte verbleibende 
Reingewinn der Geſellſchaft ganz zu belaſſen ſei, bis für jeden 


Geſellſchafter ein Gewinn von 30 000 & angeſammelt fen 


werde; nach der Erreichung dieſes Betrags ſollte eine teilweiſe 
Erhebung neben dem Gehaltsbezuge zuläſſig ſein. Laut notarieller 
Urkunde vom 15. Juli 1914 erhielt ſodann L. gegen Ver— 
pfändung ſeines Geſchäftsanteils von dem Kläger ein Darlehn 
von 30000 A. Das Darlehn ſollte L. ermöglichen, feinen 
perſönlichen Verbindlichkeiten gerecht zu werden. Am 22. Juli 
1914 entnahm L. — wieder außerhalb ſeines Gehaltsanſpruchs — 
der Geſellſchaftskaſſe 1215,61 4 und am 4. Auguſt 1914 weitere 
900 &. Er verwendete das Geld, um Rechnungen zu bezahlen, 
die ihm über die Koſten der durch den Vergleich vom 18. Mai 
1914 erledigten Prozeſſe von den beteiligten Rechtsanwälten 
zugegangen waren. Dies veranlaßte den Kläger zu der vor— 
liegenden Klage, mit der er auf Grund von 8 61 GmbHG. die 
Auflöſung der Geſellſchaft verlangte. Zur Begründung machte 
er außerdem geltend, daß L. ſich ihm, dem Kläger, gegenüber 
ſchwerer Beleidigungen ſchuldig gemacht habe. Das LG. gab 
der Klage ſtatt. Die Berufung der Beklagten wurde zurück- 
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gewieſen. Auch die Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Das 
BG. erblickt in dem Umſtande, daß L. am 24. Juli und 
4. Auguſt 1914, nachdem eben erſt die aus ähnlichen Anläſſen 
entſtandenen früheren Differenzen beigelegt worden waren, rechts- 
widrig Geldbeträge zu perſönlichen Ausgaben aus der Geſchäfts— 
kaſſe genommen hat, einen erheblichen Verſtoß gegen die ihm 
obliegenden Pflichten, der ſeine Beziehungen zu dem Kläger 
aufs neue gefährden mußte. Es ſtellt ferner feſt, daß er am 
6. Auguſt 1914, als dieſe Geldentnahmen zur Sprache kamen, 
zu den ſchwerſten Beſchimpfungen des Klägers ſich hinreißen 
ließ, indem er ihn vor den geſamten Geſchäftsangeſtellten eine 
Beſtie in Menſchengeſtalt und einen Schweinehund nannte und 
äußerte, ſein Leben ſei bedroht, er, L., ſchlage ihn nieder. So— 
dann iſt dargelegt, daß der Kläger keinen Anlaß zu dieſem 
Auftritte gegeben habe, daß er vielmehr nur in ſchonender 
Weiſe zweimal eine Aufforderung zur Rückerſtattung des Ent— 
nommenen an L. habe gelangen laſſen und daß das maßloſe 
Benehmen L.s auch in den von dieſen vorgebrachten Ent— 
ſchuldigungsgründen keine Rechtfertigung finde. Danach iſt das 
BG. der Anſicht, daß ein weiteres gedeihliches Zuſammenarbeiten 
der Geſellſchafter, wie es die Fortführung des Unternehmens 
erfordere, nicht mehr zu erwarten ſei und daß deshalb ein in 
den Verhältniſſen der Geſellſchaft liegender wichtiger Grund 
vorhanden ſei, der die von dem Kläger verlangte Auflöſung 
geboten erſcheinen laſſe. In dieſen Ausführungen, die nach der 
tatſächlichen Seite hin von dem NG. nicht nachzuprüfen find, 
iſt ein Rechtsirrtum und insbeſondere eine Verletzung des § 61 
GmbHG. nicht zu erkennen. Namentlich iſt der Begriff, den 
das Geſetz mit dem in den Verhältniſſen der Geſellſchaft liegenden 
wichtigen Grunde verbindet, nicht etwa, wie die Reviſion meint, 
mißverſtanden, wenn das BG. Gewicht legt auf die Störung 
der perſönlichen Beziehungen der Geſellſchafter. Da die Geſell— 
ſchaft überhaupt nur aus den beiden Perſonen beſteht, die völlig 
gleichmäßig beteiligt und zudem beide als Geſchäftsführer beſtellt 
ſind, iſt es klar, daß die perſönlichen Beziehungen der Geſell— 
ſchafter auf die Geſellſchaft als ſolche zurückwirken. Im übrigen 
unterlag es der freien tatſächlichen Beurteilung des BG., ob 
die in Rede ſtehenden Vorkommniſſe zur Annahme eines die 
Auflöſung rechtfertigenden wichtigen Grundes ausreichten. Wenn 
die Reviſion ferner geltend macht, daß das BG. die vor dem 
Vergleiche vom 18. Mai 1914 liegenden Vorkommniſſe nicht 
hätte mitberückſichtigen dürfen, weil ſie durch den Vergleich 
erledigt geweſen ſeien und wenn ſie der Anſicht iſt, daß das 
BG. die Schuldfrage näher hätte prüfen müſſen, weil der 
Kläger, falls er ſelbſt die Zerrüttung der perſönlichen Be— 
ziehungen verſchuldet habe, die Auflöſung der Geſellſchaft nicht 
verlangen könne, ſo ſind auch dieſe Beanſtandungen hinfällig. 
Die früheren Vorgänge hat das BG. nur erwähnt, um die 
Bedeutung der letzten, die Auflöſung rechtfertigenden Ereigniſſe 
klarzuſtellen. Auf die Schuldfrage kommt es grundſätzlich nicht 
an, außerdem liegt es nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte auf 
der Hand, daß bei den Vorgängen, denen das BG. die Be— 
rechtigung des Auflöſungsverlangens entnimmt, jedenfalls der 
Kläger nicht der Schuldige iſt. Auch in prozeſſualer Hinſicht 
gibt das angefochtene Urteil zu Bedenken keinen Anlaß. [Wird 
weiter ausgeführt.] Firma L., G. m. b. H. c. R., U. v. 
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Genoſſenſchaftsgeſetz. ö 

+12. Die Nichtigerklärung von Beſchlüſſen iſt unzuläſſig, 
wenn die vorgekommenen Verſtöße gegen Statut oder Geſetz 
auf das Zuſtandekommen des Beſchluſſes obne Einfluß ge 
blieben find. ] 

Gegen die Beklagte, eine Genoſſenſchaft m. b. H. iſt An⸗ 
fechtungsklage auf Nichtigerklärung beſtimmter Beſchlüſſe erhoben, 
weil die Versammlung der Genoſſen nicht ordnungsmäßig be⸗ 
rufen, auch der Gegenſtand der Beſchlußfaſſung nicht gehörig 
angekündigt worden ſei. Die Beklagte wandte unter anderem 
ein, ein etwaiger Verſtoß gegen Formvorſchriften habe keinen 
Einfluß gehabt. Sämtliche Genoſſen könnten bezeugen, daß ſie 
unter allen Umſtänden ebenſo geſtimmt haben würden, wie 
geſchehen. Während das LG. die Klage abwies, erklärte das 
OLG. die Beſchlüſſe für nichtig. Die Reviſion der Beklagten 
iſt zurückgewieſen. Ihr Angriff richtete ſich vornehmlich gegen 
die Verwerfung des Einwandes, daß die begangenen Fehler 
nicht kauſal geweſen ſeien. Hierzu führt das RG aus: Darin 
hat die Reviſion recht, daß die Bedenken des OLG. gegen die 
Statthaftigkeit dieſes Einwandes unbegündet ſind. Wird von 
einer beklagten Genoſſenſchaft oder Aktiengeſellſchaft dargetan, 
daß die Geſetzes⸗ oder Statutenverletzung auf das Zuſtande⸗ 
kommen des angefochtenen Beſchluſſes ohne jeden Einfluß ge: 
blieben iſt, ſo daß dieſer in keiner Hinſicht darauf beruht, ſo 
würde eine Nichtigkeitserklärung den Verband und vielleicht 
auch dritte Perſonen zwecklos ſchädigen. An der Praxis, die 
in ſolchem Falle die Anfechtung verſagt [RG. 65, 242) mit 
Nachw.], iſt um ſo mehr feſtzuhalten, als ſie vom RG. ſchon 
unter dem früheren Recht befolgt wurde. Hätte der Geſetzgeber 
dieſe Rechtsauffaſſung nicht gebilligt, ſo würde er ihr bei Erlaß 
des HGB. von 1897 entgegengetreten ſein. Es war daher in 
der Tat ein erheblicher Einwand, den die Beklagte vorgebracht 
hat. Ließe ſich erweiſen, daß die angefochtenen Beſchlüſſe 
genau ſo ausgefallen wären, auch wenn die Berufung zur Ver⸗ 
ſammlung mit der vollſtändigen Tagesordnung in allen vor⸗ 
geſchriebenen Zeitungen rechtzeitig geſtanden hätte, ſo müßte die 
Klage abgewieſen werden. Allein das OLG. hat ſich hilfsweiſe 
auf den Standpunkt der Erheblichkeit geſtellt und iſt der 
Meinung, daß jener Beweis nicht erbracht werden könne. [Es 
wird dargelegt, daß inſoweit ein Rechtsirrtum nicht vorliege.) 
A. c. B. u. Gen., U. v. 21. Sept. 15, 565/13 II. — 
Celle. [L.] 


Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
+13. 8 115 3G., 8 876 3PO. Die Widerſpruchsklage 
iſt nicht beſchränkt auf die Begründung, die dem Widerſpruche 
im Verteilungstermine gegeben iſt.] 

Das Grundſtück des Hausbeſitzers Franz N. kam zur 
Zwangsverſteigerung und wurde am 7. Januar 1913 dem 
Hausbeſitzer K. zugeſchlagen. Auf dem Grundſtücke war für 
die Beklagte auf Grund des Schuldbekenntniſſes vom 11. Juli 
1910 eine „Darlehns“ hypothek von 130 000 & nebſt 6 Prozent 
Zinſen und hinter dieſer für die Klägerin eine Hypothek von 
20 000 eingetragen. Die Beklagte meldete im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren auf ihre Hypothek eine Forderung von 


) JW. 1907, 268. 
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118 436,74 , darunter 130000 4 Hauptforderung, 6651,67 4 
laufende und 11700 # rückſtändige Zinſen an. Sie kam 
Kaufgelderverteilung zum Anſagß. Die 
Klägerin, auf deren Hypothek danach vom Verſteigerungserlöſe 


nur noch 611,56 & entfielen, während fie im übrigen ausfiel, 


widerſprach dem Teilungsplan, inſoweit für die Beklagte mehr 
als 7800 % Zinſen angeſetzt waren, alſo in Höhe von 
10 551,67 &. Der betreffende Teil des berichtigten Bargebots 
wurde hinterlegt. Mit der gegenwärtigen Klage verfolgt die 
Klägerin ihren Widerſpruch. Sie behauptete: „N. ſei mit 
Zinſen für die Hypothek der Beklagten nie im Rückſtande ge: 
weſen, die Zinſen ſeien ihm vielmehr regelmäßig bei Prolon⸗ 
gierung der ‚der Hypothek zugrunde liegenden Wechſel in 
Abzug gebracht worden; die Beklagte könne die gezahlten 
Hypothekenzinſen nicht allgemein auf die Schulden N. bei ihr 
zur Verrechnung bringen.“ Das LG. wies die Klage ab. Tie 
Klägerin legte Berufung ein. Sie machte nunmehr geltend: 
„Das der Hypothek der Beklagten von 130 000 4 zugrunde 
liegende Schuldbekenntnis ſei unrichtig; N. habe damals erf 
Geld erhalten ſollen, und zwar ratenweiſe nach Fortſchreiten 
des Baues auf dem belaſteten Grundſtücke, und die Hppotbel 
habe nur für die Forderung der Beklagten aus dem Baugeld 
geſchäft für dies Grundſtück haften ſollen. Aus dieſem Bau: 
geldgeſchäft aber ſei N. nach einem in erſter Inſtanz erſtattete 
Gutachten der Beklagten die von ihr im Zwangsverſteigerung⸗ 
verfahren angemeldete Summe nicht ſchuldig geworden, sondem 
bei Berückſichtigung der auf die durch die Hypothek gefidertn 
Beträge geleiſteten Zahlungen mindeſtens 10 551,67 4 weniger. 
Im einzelnen führte fie dies unter Bezugnahme auf das Gut 
achten näher aus. Das OL. ftellte durch Befragen da Pr 
teien als unſtreitig feſt, daß ſich der von der Klägerin gegen 
den Teilungsplan erhobene Widerſpruch nur auf rüdftändig 
Zinſen bezogen hat, und wies danach die Berufung zurük. Die 
Reviſion der Klägerin führte zur Aufhebung des BU. un 
Zurückverweiſung. Gründe: Das BG. hat zur Begründung 
ſeiner Entſcheidung ausgeführt: Die Klägerin habe im Ver 
teilungstermine nur gegen die von der Beklagten berechneten 
rückſtändigen Zinſen Widerſpruch erhoben; nur dieſen Wider⸗ 
ſpruch könne ſie mit der erhobenen Klage verfolgen. Sie habe 
ihre Klage in der Berufungsinſtanz aber in der Weile zu be 
gründen verſucht, daß fie aus dem G.ſchen Gutachten einzelne 
Poſten herausgegriffen und daraus Angriffe gegen die Forde 
rung der Beklagten hergeleitet habe. Das gehe nicht an; di 
Klägerin könne insbeſondere nicht geltend machen, daß de 
Hauptforderung der Beklagten nicht in voller Höhe befteh, 
vielmehr habe die Darlehnshypothek fo, wie eingetragen m 
angemeldet, als anerkannt und feſtgeſtellt zu gelten, und daraus 
ergebe ſich, daß die Beklagte auch die Zinſen davon fordem 
könne, ohne daß die Klägerin berechtigt fei, auf die 3 
liegende Forderung zurückzugehen. Dieſe Ausführungen f 
von der Reviſion nicht ohne Grund beanſtandet; mit Recht hat 
fie ihnen gegenüber beſonders geltend gemacht, daß die Klägern 
durch die Begründung, die ſie ihrem Widerſpruche im Ber 
teilungstermine gegeben hat, in der Begründung ihrer 5 
Widerſpruch verfolgenden Klage nicht beſchränkt ſei. Sie kan 
ſich hierfür nicht nur auf Jäckel [39 G. 3. Aufl. Ann. a 
zu § 115] und Gaupp⸗ Stein [D. 10. Aufl. Anm. II zu 


* 
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§ 876] ſondern auf die, wenn nicht von allen, fo doch von 
den meiſten Schriftſtellern vertretene Rechtsauffaſſung berufen, 
und dieſe findet ihre Rechtfertigung darin, daß die einſchlagenden 
geſetzlichen Beſtimmungen ([(3VG. § 115, ZPO. 88 876 ff.)] 
für eine Beſchränkung in der Begründung der den Widerſpruch 
gegen den Teilungsplan verfolgenden Klage, wie ſie mit Bezug 
auf die zur Feſtſtellung einer beſtrittenen Konkursforderung 
gegebene Klage im § 146 Abſ. 4 KD. vorgeſehen iſt, keinen 
Anhalt bieten. Zuzugeben iſt dem BG. allerdings, daß im 
gegenwärtigen Prozeſſe nur über den von der Klägerin im 
Verteilungstermine erhobenen Widerſpruch zu entſcheiden iſt 
[ſ. ZPO. § 880]. Die völlige Übereinſtimmung [Identität] 
zwiſchen dem dort erhobenen und dem im Vorprozeſſe verfolgten 
Widerſpruche wird aber durch eine abweichende Begründung 
nicht berührt. Der Widerſpruch im Verteilungstermine bedarf 
— wiederum im Gegenſatze zur Anmeldung einer Konkurs⸗ 
forderung zum Prüfungstermin [KO. $ 139] — gar nicht der 
Begründung. Er muß, da der Teilungsplan zur Ausführung 
zu bringen iſt, ſoweit er von keinem Widerſpruch betroffen wird 
oder Widerſprüche gegen ihn ſich erledigen [ſ. ZPO. § 876), 
zwar erkennen laſſen, inwieweit der Plan beanſtandet wird; 
dazu genügt aber die Bezeichnung des Anſatzes im Plan, gegen 
den er ſich richtet, und des Umfanges, in dem dies geſchieht. 
Beſtimmt iſt danach der von der Klägerin erhobene Wider⸗ 
ſpruch damit, daß er ſich dagegen wendet, daß an der dem 
Range der Hypothek der Beklagten entſprechenden Stelle des 
Planes für dieſe, außer gewiſſen Koſtenbeträgen nicht nur 
130 000 l + 7800 4, fondem im ganzen 148 436,74 AH 
oder 10 551,67 & mehr in Anſatz gebracht worden find. Die 
Beziehung des Widerſpruchs auf „rückſtändige Zinſen“, die 
Erklärung alſo, daß die Beklagte die beanſtandeten 10551,67 4 
nicht als rückſtändige Zinſen aus dem Verſteigerungserlöſe 
zu fordern habe, dagegen betrifft nur die Begründung des 
Widerſpruchs, und an dieſe iſt die Klägerin bei der Verfolgung 
des Widerſpruchs, wie dargelegt, nicht gebunden. Dem ſteht 
auch die vom Senat in feſtſtehender Rechtſprechung [RG. Bd. 65 
Nr. 17 auf S. 66; 12) Bd. 75 Nr. 73 auf S. 315; 15) Bd. 84 Nr. 2 
auf S. 10] vertretene Annahme nicht entgegen, daß bei der 
Entſcheidung über den Widerſpruch zugrunde zu legen ſei die 
Sach⸗ und Rechtslage zur Zeit der Feſtſtellung des Teilungs⸗ 
planes. Das BG. hätte auf die Begründung, die die Klägerin 
ihrem Widerſpruch unter Bezugnahme auf das G.fche Gut⸗ 
achten in der Berufungsinſtanz gegeben hat, auf die Behaup-: 
tung insbeſondere, daß in den für die Beklagte angeſetzten 
148 436,74 4 Forderungen Berückſichtigung gefunden hätten, 
die mit der durch die Hypothek der Beklagten geſicherten „Dar⸗ 
lehns “forderung nichts zu tun hätten, eingehen müſſen. Daß 
dies Vorbringen an ſich geeignet iſt, den Widerſpruch zu be: 
gründen, iſt von ihm ſelbſt nicht in Zweifel gezogen; eine Ab- 
weiſung der Klage auf Grund der Annahme einer unzuläſſigen 
Klageänderung kam nicht in Frage, weil die Beklagte ſich ohne 
Widerſpruch auf die abgeänderte Klage eingelaſſen hat [ZPO. 
SS 527, 269]. L. c. B. I., U. v. 25. Sept. 15, 132/15 V. — 
Breslau. [L.] 


12) IW. 1907, 105; Neumann, Ripr. 1 § 1154 Erk. d. 
1) IW. 1911, 413; Neumann, Rſpr. II §S 1163 Anm. 4. 
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II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

14. SS 3, 4, 78, 79 II, 14 ALR. Zum Begriff des 
Privilegs.] 

Die Klägerin betreibt in Hohenwutzen, das zum ehemaligen 
Amte Neuenhagen gehört, ein Fuhrgeſchäft. Ein ihr gehöriger 
Omnibus verkehrt täglich zwiſchen Zehden und Freienwalde und 
benutzt dabei die Brücke, die bei Niederwutzen über die neue 
Oder führt. Dieſe Brücke iſt im Jahre 1904 vom Fiskus er⸗ 
richtet worden. Nach dem Tarif vom 13. Oktober 1908 wird 
für die Benutzung der Brücke eine ſtaatliche Abgabe erhoben. 
Von der Entrichtung der Abgabe ſind nach dieſem Tarif u. a. 
befreit die Gemeinde Hohenwutzen und deren Mitglieder nebſt 
ihrem Geſpann und Vieh. Dieſe Freiheit beſteht jedoch nur 
inſoweit, als die Benutzung der Brücke für die Mitglieder der 
Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als Bewohner der Ortſchaft not⸗ 
wendig wird. Auf Verlangen des Fiskus iſt von der Klägerin 
an Brückenabgabe für den Omnibus auf die Zeit vom 1. Januar 
1910 bis 18. Dezember 1913 der Betrag von 668,72 M 
gezahlt worden. Die Klägerin iſt der Meinung, daß ſie einen 
Zoll nicht zu zahlen habe und beruft ſich in dieſer Beziehung 
auf eine Kabinettsorder vom 6. März 1765, in der ſie ein 
Privilegium für die Eingeſeſſenen des Amtes Neuenhagen findet. 
In J. Inſtanz hat fie den Antrag geſtellt, den Beklagten zu 
verurteilen, an fie 668,72 & nebſt Zinſen zu zahlen, ferner 
feſtzuſtellen, daß fie nicht verpflichtet ſei, für die Benutzung der 
Brücke durch ihren Omnibus Brückengeld zu zahlen. Das LG. 
hat die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen. 
Auf Berufung der Klägerin hat das KG. das erſte Urteil auf⸗ 
gehoben, den Rechtsweg für zuläſſig erklärt und die Sache zur 
anderweiten Entſcheidung in die I. Inſtanz zurückverwieſen. 
Die Reviſion des Fiskus führte zur Wiederherſtellung des erſten 
Urteils. Aus den Gründen: Nach dem landesherrlich ge⸗ 
nehmigten Tarife vom 6. März 1765 ſollten vom Brückenzoll 
gänzlich befreit bleiben das Amt Neuenhagen und die dortigen 
Amtsuntertanen. Zum Amte Neuenhagen gehörten die Ge⸗ 
meinden Bralitz, Neuenhagen, Gabow, Alt⸗Glietzen und Hohen⸗ 
wutzen. Der BerR. findet in dieſer Beſtimmung ein Privilegium 
im Sinne der 88 4, 79 II, 14 ALR. und hält deshalb bezüglich 
des Streits über die der Klägerin als Einwohnerin von Hohen⸗ 
wutzen angeblich zuſtehende Freiheit vom Brückenzoll den Rechtsweg 
für zuläſfig. Für die Reviſionsinſtanz iſt davon auszugehen, 
daß, wenn der Tarif vom 6. März 1765 ein Privileg enthält, 
dieſes Privileg ſich auch auf die jetzt vorhandene Brücke bezieht. 
Im übrigen iſt der Reviſion aber darin beizutreten, daß die in 
dem Tarife vom 6. März 1765 enthaltene Befreiungsvorſchrift 
zugunſten der Amtsuntertanen des Amtes Neuenhagen als ein 
Privilegium nicht angeſehen werden kann. Maßgebend ſind die 
SS 3, 4, 78, 79 II, 14 ALR. Hier werden in den §§ 3 und 4 
zunächſt die Vorausſetzungen aufgeſtellt, unter denen überhaupt 
die Befreiung von Staatsabgaben erlangt werden kann; dabei 
wird unterſchieden zwiſchen Klaſſen von Landeseinwohnern [$ 3] 
und einzelnen Landeseinwohnern, Korporationen oder Gemeinden 
[s 4]. Welchen Klaſſen von Landeseinwohnern Abgabenfreiheit 
zukommt, beſtimmt ſich nach den betreffenden Geſetzen; einzelne 
Landeseinwobner können die Abgabenfreiheit in der Regel nur 
durch Verträge, ausdrückliche Privilegien oder durch Verjährung 
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erlangen. Hinſichtlich des Rechtsweges wird ſodann in den 
8S 78 und 79 beſtimmt: „§ 78. Über die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung allgemeiner Anlagen, denen ſämtliche Einwohner 
des Staats oder alle Mitglieder einer gewiſſen Klaſſe derſelben 
nach der beſtehenden Landesverfaſſung unterworfen ſind 
[SS 2, 3] findet kein Prozeß ſtatt. § 79. Behauptet aber 
jemand aus beſonderen Gründen die Befreiung von einer ſolchen 
Abgabe [SS 4 bis 8] . .., ſo ſoll er darüber rechtlich gehört 
werden.“ Die Untertanen des Amtes Neuenhagen, d. h. alſo 
alle gegenwärtigen und zukünftigen Einwohner dieſes Ver⸗ 
waltungsbezirks, fallen nun nicht unter den Begriff der einzelnen 
Landeseinwohner, denen nach § 4 a. a. O. ein Abgabenprivileg 
verliehen werden könnte. Wie bereits im Urteile RG. 4, 217 
dargelegt iſt, wird das Privilegium individuell beſtimmten 
Perſonen oder Sachen gewährt und gibt dieſen ein Vorrecht 
als ein unmittelbar für die Perſon oder Sache entſtandenes 
wohlerworbenes Recht. Es fällt alſo nicht zuſammen mit einer 
Ausnahmebeſtimmung oder Exemtion, die in einem Geſetze einer 
gewiſſen Klaſſe von Perſonen oder Sachen nicht um dieſer ſelbſt 
und ihrer Bevorzugung willen, ſondern aus innerlichen, zu einer 
Beſchränkung der geſetzlichen Regel führenden Gründen beigelegt 
iſt. Die Amtsuntertanen von Neuenhagen als ſolche ſind nicht 
individuell beſtimmte Perſonen, ſondern ein Inbegriff, deſſen 
Mitglieder einem fortwährenden Wechſel unterworfen ſind. Ein 
Recht, das mit dem Eintritt in das Amt Neuenhagen von jedem 
Beliebigen erworben werden kann und mit dem Austritt, mit dem 
bloßen Abzuge ohne weiteres wieder verloren wird, hat nicht die 
Natur eines Privilegiums im Sinne des § 4, ſtellt ſich viel⸗ 
mehr als ein Sonderrecht einer gewiſſen Klaſſe von Landes⸗ 
einwohnern dar [§ 3J. Die Gründe, die ſeinerzeit den Landes⸗ 
herrn beſtimmt haben, den Amtsuntertanen von Neuenhagen Be⸗ 
freiung vom Brückenzoll zu gewähren, ſind für die Frage, ob 
Privileg oder jus singulare vorliegt, ohne Bedeutung. Übrigens 
fehlt es an jedem Anhalte dafür, daß, wie der Ber R. annimmt, 
mit der Erteilung der Befreiung eine ſtaatliche Erſatzpflicht hätte 
anerkannt werden ſollen. Es iſt nicht einzuſehen, wie Perſonen, 
die erſt nach Ausführung des Durchſtichs ihren Wohnſitz im 
Amte Neuenhagen nahmen, und die nach der Meinung des 
Berg. gleichfalls privilegiert fein würden, durch den Staat 
geſchädigt fein ſollten. In dem vom BerR. in Bezug ges 
nommenen Urteile des IV. ZS., RG. 30, 201, iſt allerdings die 
in einem ſtaatlich genehmigten Brückengeldtarife feſtgeſetzte Be⸗ 
freiung der Einwohner von zwei Dorfgemeinden für ein Privileg 
erachtet worden, indem u. a. hervorgehoben wurde, daß 
der Kreis der befreiten Perſonen lokal begrenzt ſei. Der 
IV. Senat hat aber damals in keiner Weiſe zu erkennen ge⸗ 
geben, daß er von den in ſeiner Entſcheidung RG. 4, 217 auf⸗ 
geſtellten Rechtsgrundſätzen hätte abweichen wollen. Ins⸗ 
beſondere iſt nicht ausgeſprochen, daß die den Einwohnern einer 
Gemeinde verliehene Abgabenfreiheit unter allen Umſtänden die 
Natur eines Privilegs haben müßte. Der jetzt erkennende Senat 
iſt demnach nicht verhindert, im vorliegenden Falle, wo es ſich 
um einen Amtsbezirk mit 5 Gemeinden handelt, das Vor⸗ 
handenſein eines für alle Amtsuntertanen geltenden Privilegs 
zu verneinen. Der BerR. hat hiernach zu Unrecht den § 79 
anſtatt des § 78 II, 14 ALR. zur Anwendung gebracht. 
Pr. Fiskus c. R., U. v. 17. Sept. 15, 149/15 VII. — Berlin. [L.] 
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Geſetz vom 1. Juli 1912 über die Reinigung öffent⸗ 

licher Wege. 
** ＋ 15. Seit dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 1. Juli 1912 
ſind Polizeiverordnungen nicht mehr zuläſſig, die einem anderen 
als dem zur polizeimäßigen Reinigung Verpflichteten die Streu⸗ 
pflicht auferlegen.] 

Am 25. Januar 1914 iſt die Klägerin auf dem Bürger⸗ 
ſteige vor dem Hauſe des Kaufmanns P. in T. gefallen und 
hat ſich körperlich verletzt. Sie verlangt von der Stadtgemeinde 
Schadenserſatz, wurde aber ſowohl vom LG. wie vom O86. 
abgewieſen. Auf die Reviſion der Klägerin iſt das BU. af 
gehoben worden. Gründe: Die Klägerin ſtützt ihren Anfpnd 
auf die Behauptung, daß der Schnee an der Unfallſtelle un 
mangelhaft entfernt und daß trotz des Froſtes nur ungenügend 
geſtreut geweſen ſei; infolge der Glätte ſei ſie gefallen. Von 
der Beklagten wurde das Vorbringen beſtritten und geltend ge⸗ 
macht, fie ſei zum Streuen nicht verpflichtet, weil die Streu 
pflicht in T. obſervanzmäßig den Anliegern obliege und ihnen 
auch durch eine Polizeiverordnung vom 8. Juni 1894 auf 
erlegt ſei. Beide Vorinſtanzen haben die Auffaſſung der Be⸗ 
klagten über die Tragweite der Polizeiverordnung gebilligt und 
ſich hierbei auf das Urteil des erkennenden Senats von 
6. April 1911, RG. 76, 164 ff. bezogen, deſſen Ausführungen 
ſie beigetreten ſind. Durch das Geſetz vom 1. Juli 1912 über 
die Reinigung öffentlicher Wege ſei an dem beſtehenden Rechts 
zuſtande nichts geändert, insbeſondere die erwähnte Polye 
verordnung nicht beſeitigt worden. Demgegenüber rügt die 
Reviſion Verletzung der 88 1, 3, 5 und 9 des Geſetzes vom 
1. Juli 1912. In dem Urteile vom 6. April 1911 it der 
Senat davon ausgegangen, daß die Straßenreinigung wie 
die Streupflicht auf den öffentlichen Straßen grundſätzlich den 
Gemeinden obliegt und durch Polizeiverordnung zwar nach Art 
und Maß näher geregelt, nicht aber auf Perſonen abgemäht 
werden kann, die hierzu nicht ortsrechtlich bereits verpflichtet 
find. Alsdann wird aber aus $ 6f der Verordnung vom 
20. September 1867, der mit dem hier eingreifenden $ 61 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
übereinſtimmt, gefolgert, daß zwar nicht die Reinigungapficht 
in ihrem geſamten Umfange, wohl aber die Verpflichtung zun 
Streuen bei Schnee⸗ und Eisglätte den Anliegern und An 
wohnern auferlegt werden könne, um drohende, nicht anders 
zu beſeitigende Gefahren von der menſchlichen Geſundheit ab; 
zuwenden. Zu einer Nachprüfung dieſes Grundſatzes würde 
der jetzt zur Entſcheidung ſtehende Rechtsſtreit nur dann Anlaß 
bieten, wenn die Auffaſſung der Vorinſtanzen zutreffend wäre, 


daß eine Polizeiverordnung, auch wenn ſie ſich nicht auf 


Obſervanz oder örtliches Recht ſtützt, wenigstens inſoweit durch 
das Geſetz vom 1. Juli 1912 nicht berührt würde, als ſie die 
Verpflichtung zum Streuen den Anliegern auferlegt. Dieer 
vom BG. vertretenen Auffaſſung kann aber nicht zugeſtimmt 
werben. Das Geſetz vom 1. Juli 1912 iſt gemäß $ 12 bafelbft 
am 1. April 1913 in Kraft getreten, galt mithin zur Zeit des 
Unfalls. Es regelt die polizeimäßige Reinigung öffentlicher 
Wege, die ſich nach § 1 Abſ. 2 auf Wege beſchränkt, die über 
wiegend dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienen. Dieſe 
Vorausſetzung iſt nach dem unſtreitigen Sachverhalte gegeben. 
Zu der polizeimäßigen Reinigung iſt nach 8 1 Abſ. 1 di 
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44. Jahrgang. 


Gemeinde verpflichtet, zu deren Bezirk der Weg gehört, ſoweit 
nicht nach den Beſtimmungen des Geſetzes die Verpflichtung 
einen anderen trifft. Eine ſolche Ausnahme ſtellt $ 1 Abſ. 1 
Satz 2 für Brücken, Durchläſſe und ähnliche Bauwerke unter— 
halb der Oberfläche des Wegs auf, die hier ohne Belang iſt. 
Das BG. beruft ſich aber auf den $ 3, nach dem örtliche 
Geſetzesvorſchriften, Obſervanzen und beſondere öffentlich-recht⸗ 
liche Titel aufrechterhalten werden, ſofern ſie nicht dem eben 
angeführten §S 1 Abſ. 1 Satz 2 zuwiderlaufen. Auf eine 
Obſervanz hat ſich die Beklagte berufen, da aber deren Be: 
ſtehen nicht feſtgeſtellt iſt, ſo muß von der Möglichkeit, daß 
eine die Beklagte von der Streupflicht befreiende Obſervanz ſich 
gebildet habe, für die jetzt zu treffende Entſcheidung abgeſehen 
werden. Der Vorderrichter will aber die Polizeiverordnung 
vom 8. Juni 1894 als eine örtliche Geſetzesvorſchrift auffaſſen, 
deren fortdauernde Gültigkeit auch nicht durch die 88 5 und 9 
des Geſetzes beeinträchtigt werde, da ſich dieſe Vorſchriften nur 
auf Ortsſtatuten bezögen. In den §§ 4 und 5 des Geſetzes 
iſt den Gemeinden die Befugnis beigelegt, die Verpflichtung 
zur polizeimäßigen Reinigung innerhalb näher beſtimmter 
Grenzen abweichend von den Vorſchriften der SS 1, 3 durch 
Ortsſtatut zu regeln, und nach $ 9 bleiben ältere Ortsſtatuten 
nur in Kraft, wenn fie den 88 4, 5, 8 entſprechen. Poͤlizei⸗ 
verordnungen werden nicht beſonders erwähnt, inſoweit aber 
ein Ortsſtatut infolge des Geſetzes vom 1. Juli 1912 in 
Wegfall kommt und damit die auf ihm beruhende Verpflichtung 
aufhört, muß auch eine Polizeiverordnung ihre Bedeutung ver— 
lieren, die nur die Erfüllung dieſer Verpflichtung bezweckt. Ein 
ausdrücklicher Ausſpruch war hierüber im Geſetze nicht er— 
forderlich. Nicht ganz gleich iſt die Rechtslage bei Polizei— 
verordnungen, die unter Berufung auf $ 6 des Geſetzes vom 
11. März 1850 die Streupflicht den Anliegern übertragen, ohne 
ſich auf eine Obſervanz oder ein gültiges Ortsſtatut ſtützen zu 
können und die durch das erwähnte Urteil des RG. für das 
frühere Recht zugelaſſen worden ſind. Jedenfalls kann aber 
dem Vorderrichter darin nicht beigetreten werden, daß das 
Geſetz, wenn es im § 3 von örtlichen Geſetzesvorſchriften 
ſpricht, hierunter auch Polizeiverordnungen der letzteren Art 
gemeint habe. Eine gültige Polizeiverordnung kann als Rechts— 
norm in Betracht kommen, auch iſt es zutreffend, daß Geſetze 
nicht ſelten unter der Bezeichnung Geſetz jede Art von Rechts— 
normen begreifen, z. B. EGBGB. Art. 2; EG3PO. 5 12. 
Es iſt aber nicht ſelbſtverſtändlich, daß das Wort „Geſetz“ 
ſtets in dieſem Sinne zu verſtehen ſei. Im vorliegenden Falle 
verbietet ſich dieſe Auslegung ſchon durch die Zuſammenſtellung 
mit den Obſervanzen, die als örtliches Gewohnheitsrecht gleich— 
falls Rechtsnormen enthalten und deren beſondere Anführung 
überflüſſig ſein würde, wenn unter „örtlichen Geſetzesvorſchriften“ 
jedes örtliche Recht zu verſtehen wäre. Weiter aber ſpricht gegen 
die Auffaſſung des Vorderrichters, daß das Geſetz die Orts— 
ſtatuten, denen die Eigenſchaft von Rechtsnormen anerkannter⸗ 
maßen zukommt, RG. 42, 312 ff., geſondert behandelt, ohne 
daß erkennbar wäre, es ſolle nur eine Ausnahme von der Regel 
des § 3 aufgeſtellt werden. Auch aus der Begründung des 
Geſetzes läßt ſich entnehmen, daß § 3 nur geſetzliche Vor— 
ſchriften im engeren Sinne im Auge hat, denn es wird dort 
zu § 3 geſagt, daß Geſetzesvorſchriften mit nicht bloß örtlichem 
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Geltungsbereiche beſeitigt werden ſollen, hier aber mit den 
Geſetzesvorſchriften nur eigentliche Geſetze gemeint ſein können. 
Auf dem gleichen Standpunkte ſteht Hecht, der in Anm. b zu 
8 3 die Geſetzesvorſchriften in Gegenſatz ſtellt zu den Obſervanzen, 
den beſonderen öffentlich-rechtlichen Titeln und den Ortsſtatuten 
und ſie als Rechtsnormen auffaßt, die von der geſetzgebenden 
Gewalt des Staates ſelbſt geſetzt und gehörig verkündet ſind. 
Hiermit iſt indeſſen die Frage noch nicht entſchieden, ob die 
Streupflicht nicht dann den Anliegern durch Polizeiverordnung 
auferlegt werden kann, wenn dies auf Grund des § 6f des 
Geſetzes vom 11. März 1850 geſchieht, um für Leben und 
Geſundheit des auf der Straße verkehrenden Publikums zu 
ſorgen. Man könnte hierfür anführen, daß dieſe der Polizei 
obliegende Sorge begrifflich unabhängig ſei von der Ver⸗ 
pflichtung zur polizeimäßigen Wegereinigung und daher von 
dem Geſetze vom 1. Juli 1912 nicht betroffen werde. Eine 
ſolche Auffaſſung würde jedoch dem Geſetz nicht gerecht werden. 
Zwar enthält es keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, was 
unter der polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege zu ver⸗ 
ſtehen ſei, nach dem Eingang der Begründung, abgedruckt bei 
Hahn, Geſetz vom 1. Juli 1912, S. 58 [II. Aufl.]; Hecht, 
a. a. O. S. 5 [II. Aufl.], iſt aber eine Reinigung gemeint, die 
nicht nur aus Verkehrsrückſichten erfolgt, ſondern auch weiter⸗ 
gehenden polizeilichen Anforderungen, insbeſondere ſolchen der 
Geſundheitspflege und Reinlichkeit, Rechnung trägt. Angeſichts 
der Faſſung des § 1 kann darüber jedenfalls kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, daß das Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen zu der 
polizeimäßigen Reinigung im Sinne des Geſetzes gehört. Nach 
der Begründung, Hecht, S. 23, iſt die Aufzählung einzelner 
zu der polizeimäßigen Reinigung gehörigen Leiſtungen „zur 
Beſeitigung von Zweifeln“ erfolgt. Daß aber neben dieſer 
einen Teil der Reinigungspflicht bildenden Streupflicht noch 
eine andere Streupflicht möglich wäre, die von der Polizei 
gemäß S 6f des Geſetzes vom 11. März 1850 durch Polizei— 
verordnung geſchaffen werden könnte, liegt nicht im Sinne des 
Geſetzes. Aus der Entſtehungsgeſchichte iſt hierfür berbor- 
zuheben, daß der Regierungskommiſſar bei Beginn der zweiten 
Leſung in der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes, Drudf. des 
AbgH., Seil. 1912/13, Nr. 346 [Bd. 5 S. 3364], erklärte, 
wenn der vorliegende Entwurf nicht zuſtande komme, ſo würden 
die Anlieger in verſchiedener Beziehung ungünſtiger geſtellt ſein, 
zum Nachweiſe dieſer ungünſtigeren Stellung aber an erſter 
Stelle anführt, daß es nach der Rechtſprechung des RG. 
„gegenwärtig im Gegenſatze zu dem Entwurf“ zuläſſig ſei, 
die Verpflichtung zum Beſtreuen öffentlicher Wege mit ab— 
ſtumpfenden Stoffen den Anliegern durch Polizeiverordnung 
aufzuerlegen, ohne daß eine ſie zur polizeilichen Reinigung ver— 
pflichtende örtliche Rechtsnorm beſtehe. Im Laufe der Be— 
ratung führte er dann auf die Anfrage eines Kommiſſions— 
mitgliedes aus, daß die Rechtsanſicht des RG. ſtark angefochten 
ſei. §S 1 des Entwurfs erkläre die Streupflicht zum Teil der 
Reinigungspflicht. Danach könne die Polizei allgemein und 
durch Einzelverfügung nur den Reinigungspflichtigen zum Streuen 
anhalten. An dieſe Erklärung hat ſich eine kurze Diskuſſion 
angeſchloſſen und dann wurde der $ 1 mit einem Zuſatze, dem 
jetzigen Satz 2 des Abſ. 1, angenommen. Bei der zweiten Be⸗ 
ratung des Geſetzentwurfs im Plenum des Abgeordnetenhauſes 
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hat der Berichterſtatter die erwähnten Regierungserklärungen in 
ſeinen die Debatte einleitenden Ausführungen hervorgehoben und 
der Regierungsvertreter ſie ausdrücklich beſtätigt; daß das Ab⸗ 
geordnetenhaus mit ihnen nicht einverſtanden geweſen ſei, iſt 
nicht erſichtlich, Sten B., Seſſ. 1912/13, Bd. V S. 5576 f. 
Vom Herrenhauſe wurde das Geſetz ohne Veränderung an⸗ 
genommen, Sten B. des HerrenH., Seſſ. 1912/13, Bd. I 
S. 329 f. Das Geſetz iſt ſonach dahin zu verſtehen, daß ſeit 
ſeinem Inkrafttreten Polizeiverordnungen nicht mehr zuläſſig ſind, 
die einem anderen als dem zur polizeimäßigen Reinigung Ver⸗ 
pflichteten die Streupflicht auferlegen und daß ältere Verord⸗ 
nungen, auch wenn fie ſich auf § 6 k des Geſetzes von 1850 
ſtützten, inſoweit ihre Rechtswirkſamkeit verloren haben. Die 
gleiche Anſicht liegt der gemeinſamen Anweiſung der Minifter 
der öffentlichen Arbeiten, des Innern und der Finanzen vom 
20. Juli 1912, MBl. S. 220, zugrunde, in der zu § 1 des 
Geſetzes vom 1. Juli 1912 beſtimmt wird, daß Polizeiverord⸗ 
nungen, inſoweit ſie die Streupflicht für Wege, die der polizei⸗ 
mäßigen Reinigung unterliegen, anderen als den Reinigungs⸗ 
pflichtigen auferlegen, mit dem Inkrafttreten des Geſetzes auf⸗ 
gehoben werden. Ob in dieſer Anordnung ein „förmlicher 
Beſchluß“ des Miniſters des Innern zu erblicken iſt, durch den 
jede polizeiliche Vorſchrift außer Kraft geſetzt werden kann, § 16 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung, § 145 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Aus vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich, 
daß die Gründe, aus denen der Vorderrichter die Klage ab⸗ 
gewieſen hat, nicht gebilligt werden können. Wenn die Langen⸗ 


ſtraße in T., in der ſich der Unfall ereignet hat, der polizei⸗ 


mäßigen Reinigung unterliegt, § 1 J. c., fo iſt die Polizei⸗ 
verordnung vom 8. Juni 1894 mit dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 1. Juli 1912 inſoweit außer Wirkſamkeit geſetzt, 
als ſie die Streupflicht anderen Perſonen als den Reinigungs⸗ 
pflichtigen auferlegt. Es wird daher auf das Beſtehen der von 
der Beklagten behaupteten Obſervanz ankommen. Hiernach war 
das angefochtene Urteil aufzuheben. E. e. Stadtgemeinde T., 
U. v. 27. Sept. 15, 168/15 VI. — Breslau. [B.] 


—— 


b) Straffachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


A. Strafgeſetzbuch. 

+1. 88 156, 163 StGB. Das Tatbeſtandsmerkmal der 
Fahrläſſigkeit hinſichtlich Einreichung bei einer Behörde.] Zur 
Erfüllung des Tatbeſtandes des $ 156 StGB. muß, wie das 
RG. ſchon des öfteren betont hat (vgl. u. a. RGSt. 22, 267; 
32, 436; 47, 156), bei ſchriftlicher, eidesſtattlicher Verſicherung 
die ſie enthaltende Urkunde mit Wiſſen und Willen des 
Ausſtellers, wenn auch durch Vermittlung anderer Perſonen, 
der zuſtändigen Behörde vorgelegt werden. Geſchieht das 
letztere, ſo hat der Verſichernde durch Benutzung anderer als 
ſeiner Werkzeuge die Verſicherung vor der Behörde abgegeben. 
Daraus folgt indeſſen nicht, wie die Reviſion meint, daß beim 
Fehlen jenes Bewußtſeins, wenn die Urkunde ohne oder gar 
gegen ſeinen Willen in die Hände der Behörde gelangt, das 
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M 20. 1915. 
Tatbeſtandsmerkmal der SS 156, 163 StGB., die Abgabe vor 
der Behörde, entfalle. Vielmehr iſt, wie das RG. in den 
Urteilen IV. Senat vom 26. Juni 1906, 4 D 81/06, und 
II. Senat vom 14. Juni 1907, 2 D 250/07 ausgeführt hat, 
weſentlich für den Tatbeſtand eines Vergehens, wie es dem 
Angeklagten zur Laſt gelegt wird, nur, daß die Abgabe einer 
falſchen eidesſtattlichen Verſicherung vor einer zur Abnahme zu⸗ 
ſtändigen Behörde in einer Fahrläſſigkeit ihren Grund hat, und 
das kann auch zutreffen, wenn die Nichtkenntnis des Täters 
davon, daß eine von ihm abgegebene eidesſtattliche Verſicherung 
zur Vorlage an eine zur Abnahme ſolcher Verſicherungen zu 
ſtändige Behörde beſtimmt iſt, durch den Mangel der gebotenen 
Aufmerkſamkeit verſchuldet iſt. Von dieſer Rechtsauffaſſung 
abzuweichen, beſteht kein Anlaß. Für fie ſpricht, daß der Tat 
beſtand eines Vergehens nach 88 156, 163 StGB. in einen 
Falle wie dem vorliegenden, aus zwei Handlungen ſich zw 
ſammenſetzt: der Ausſtellung einer die eidesſtattliche Verſicherung 
enthaltenden Schrift, und der Übergabe der Urkunde an dit 
Behörde, und deshalb an und für ſich nach beiden Richtungen 
hin eine Fahrläſſigkeit begangen werden konnte; dazu kommt, 
daß nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. der Tatbeſtand 
der 88 156, 163 StGB. auch dann vorliegt, wenn der Täter 
fahrläſſigerweiſe nicht wußte, ob das von ihm unterzeichnet 
und beſtimmungsgemäß der zuſtändigen Behörde einzureichende 
Schriftſtück überhaupt eine eidesſtattliche Verſicherung enthil 
(vgl. RGSt. 21, 198; 34, 298; GoltdArch. 57, 396; 59, 31) 
Urt. d. III. Sen. v. 4. März 15 (39/15). — Güſtrow. 

T 2. 5 246 StGB. Zugelaufenes Vieh im Kriegägebiet] 
Nach dem Zuſammenhang der Urteilsgründe geht die Stel: 
kammer ſichtlich davon aus, daß zu der Zeit, wo de dr 
preußiſche Landbevölkerung durch den Landrat zur Anmeldung 
zugelaufenen Viehs bei dem Gemeindevorſteher aufgefordert 
wurde, die dem Angeklagten zugelaufenen 10 (oder 9 bis 10) 
Stück nicht herrenlos geweſen ſeien. Ausdrücklich ftelt fie feſt 
einerſeits: die Möglichkeit einer Ermittlung der Eigentümer 
habe durchaus beſtanden, andererſeits: ſpäter ſei von der De 
hörde das zugelaufene Vieh, deſſen Eigentümer nicht ermittelt 
werden konnten, als herrenlos behandelt und als Entihädigung 
für verlorenes Vieh verteilt worden. Es erübrigt ſich eine 
Erörterung, ob nicht dieſe beiden Feſtſtellungen in unlösbaren 
Widerſpruch ſtehen, der zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils nötigt. Jedenfalls hält die Verurteilung bei Air 
geklagten gegenüber anderen Bedenken nicht ſtand. Sen 
Schutzvorbringen, „er habe geglaubt, das zugelaufene Vieh al 
Ausgleich für das ihm in der Kriegszeit abhanden gekommen 
behalten zu können“, wird nicht entkräftet durch die Ertoägung 
daß er es als fremd anzuſehen und daß er, wenn ihm die 
Eigentümer nicht bekannt waren, nach § 965 Abſ. 2 900 
unverzüglich der Polizei Anzeige zu machen hatte; vielmehr 
folgte aus dem angeblichen Irrtum des Angeklagten ohne 
weiteres deſſen Unkenntnis von den ihm nach dem Geſeh ob 
liegenden Verpflichtungen. Ebenſowenig ſchlägt die Amaßme 
der Strafkammer durch, der Angeklagte möge anfangs en 
feine Befugnis, ſich durch das zugelaufene Vieh für das ber 
lorene eigene zu entſchädigen, geglaubt haben, ſei indeſſen 
die landrätliche Anordnung und durch die beſondere Mahnung 
des Gemeindevorſtehers auf ſeine Anmeldepflicht jo derlich 
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hingewieſen worden, daß er darüber nicht mehr im unklaren 
ſein konnte; denn trotz aller Eindringlichkeit mußte die Be⸗ 
lehrung über eine durch behördliche Anordnung begründete, 
alſo öffentlich⸗rechtliche Anmeldepflicht keineswegs notwendig 
jenen dem Gebiete des bürgerlichen Rechts angehörenden 
Irrtum zerſtören. Iſt hiernach die innere Tatſeite nicht ein⸗ 
wandfrei behandelt worden, ſo weiſt ſchon die Feſtſtellung des 
äußeren Sachverhalts eine weſentliche Lücke auf. Da feſt⸗ 
geſtelltermaßen bei dem Angeklagten „der gute Glaube hin⸗ 
ſichtlich der Aneignung des zugelaufenen Viehs aufhörte, nachdem 
ihm ſeine Rechtspflicht zur Anmeldung behördlicherſeits zum 
Bewußtſein gebracht (worden) war“, bedurfte der Entſcheidung 
unbedingt die in den Urteilsgründen nicht einmal geſtreifte 
Frage, in welchem Zeitpunkt erſtmals der Angeklagte den Vorſatz 
der Aneignung gefaßt und durch eine den uneingeſchränkten 
Herrſchaftswillen ſinnfällig kundgebende Handlung betätigt hat. 
Nur dann, wenn er das zugelaufene Vieh zunächſt als fremdes 
betrachtet und in auftragloſer Geſchäftsführung für den Eigen⸗ 
tümer betreut hätte, könnte in dem gefliſſentlichen Unterlaſſen 
der Anmeldung eine Aneignungshandlung gefunden werden. 
Hatte dagegen der Angeklagte über die Tiere ſchon vorher, 
in „gutem Glauben“ und in der Abſicht, ſie endgültig zu 
behalten, in einer erkennbar zutage tretenden Weiſe wie ein 
Eigentümer verfügt, ſo war hierdurch eine ſtrafloſe Aneignung 
vollzogen und (ſelbſt ohne wirkſamen Eigentumserwerb) zu 
einer abermaligen, jetzt bewußt rechtswidrigen Aneignungs⸗ 
handlung kein Raum mehr, außer der Angeklagte hätte in⸗ 
zwiſchen unter Abſtand von ſeinem urſprünglichen Standpunkt 


'und unter Aufgabe des Eigentümerwillens, kraft neuen Vor⸗ 


ſatzes, die Tiere nur als Geſchäftsführer für den wirklichen 
Eigentümer in Obhut genommen oder behalten. Urt. d. III. Sen. 
v. 7. Juni 15 (254/15). — Bartenſtein. 

+3. § 263 StGB. Täuſchung des Prozeßgegners.] Wenn 
die Strafkammer einen verſuchten Betrug darin findet, daß An⸗ 
geklagter durch die Vorlegung der über 4000 & lautenden 
Quittung vom 5. Januar 1904 in dem von dem Bauern F. 
gegen ihn anhängig gemachten Rechtsſtreit das Prozeßgericht 
über den wahren Sachverhalt habe täuſchen wollen, fo iſt das 
allerdings rechtsirrig. Nach den Feſtſtellungen der Strafkammer 
iſt es zu einer Vorlegung jener Quittung an das Gericht, die 
nach 8 420 ZPO. nur in der mündlichen Verhandlung hätte 
geſchehen können, gar nicht gekommen, weil Kläger vorher 
wegen ſeiner Hauptforderung nebſt Zinſen und Koſten vom 
Angeklagten befriedigt worden iſt und infolgedeſſen die Klage 
noch vor dem Verhandlungstermin zurückgenommen hat. Die 
Bezugnahme auf eine Beweisurkunde in einem vorbereitenden 
Schriftſatze enthält nach der gegenwärtigen Geſtaltung des 
bürgerlichen Streitverfahrens noch keine Veweisführung 
mittels der Urkunde, ſondern die bloße Ankündigung, künftig 
(bei der mündlichen Verhandlung) einen Urkundenbeweis an⸗ 
treten zu wollen. Durch eine ſolche Bezugnahme kann daher 
dem Prozeßgerichte gegenüber auch nicht ein Betrugs— 
verſuch verübt werden (RGSt. 32, 2). Wie indeſſen die 
Strafkammer weiterhin annimmt, hat der Angeklagte, indem er 
in ſeinem Schriftſatze die auf die Quittung vom 5. Januar 1904 
geſtützte Erhebung der Tilgungseinrede durch ſeinen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten ankündigen ließ, zugleich auch den Prozeß⸗ 
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gegner täuſchen wollen. Inſoweit unterliegt das angefochtene 
Urteil keinem rechtlichen Bedenken und ſind die dagegen er⸗ 
hobenen Reviſionsangriffe haltlos. Bereits in dem Urteil vom 
14. April 1887 (RGRſpr. 9, 232) hat der erkennende Senat 
ausgeſprochen, daß in der Aufſtellung einer wiſſentlich unwahren 
Behauptung dann eine gegen den Prozeßgegner verübte Betrugs⸗ 
handlung liegen kann, wenn dadurch der Gegner nicht bloß zu 
einem ihm geſetzlich obliegenden Nachweiſe der tatſächlichen 
Grundlagen ſeiner Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
genötigt werden ſoll, ſondern mit der Täuſchung bezweckt wird, 
ihn zu einem gänzlichen oder teilweiſen Aufgeben des geltend 
gemachten Anſpruchs oder der erhobenen Einrede wegen der 
aus dem betrügeriſchen Vorbringen ſich vermeintlich ergebenden 
Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
zu beſtimmen. Eine ſolche Täuſchungsabſicht ſtellt im vor⸗ 
liegenden Falle die Strafkammer feſt. Sie nimmt an, An⸗ 
geklagter habe die Täuſchung vorgenommen, um dadurch, wenn 
nicht die Zurückveiſung der wohlbegründeten Klage des F. zu 
bewirken, ſo doch vielleicht auf dem Wege der vergleichs— 
weiſen Erledigung des Prozeſſes einen erheblichen Nachlaß 
an ſeiner Schuld zu erlangen. Auch die Verneinung der Frage, 
ob Angeklagter im Sinne des § 46 Ziff. 1 StGB. rechtzeitig 
vom Verſuch zurückgetreten iſt, beruht nicht auf Geſetzesverletzung. 
Strafausſchließender Rücktritt vom Verſuch läge vor, wenn 
Angeklagter ſeine Behauptung, die eingeklagte Forderung ſei 
im Januar 1904 bezahlt worden, zu einer Zeit zurückgenommen 
hätte, in der es noch ungewiß war, welche Wirkung die vor⸗ 
genommene Täuſchungshandlung auf F. oder deſſen Prozeß⸗ 
vertreter haben werde, insbeſondere ob dieſe Perſonen dazu 
würden gebracht werden können, an die Richtigkeit des Bor: 
getäuſchten zu glauben. Nachdem aber die erhoffte Wirkung 
ausgeblieben war und F. ſowie ſein Anwalt dem Angeklagten 
durch den Replikſchriftſatz zu erkennen gegeben hatten, daß fie 
den Betrugsplan durchſchauten, war für einen den Angeklagten 
ſtraflos machenden Rücktritt vom Verſuche kein Raum mehr. 
Urt. d. I. Sen. v. 22. April 15 (127/15). — Kempten. 


B. Strafprozeßorduung. 

1 1. Zuläſſige Ablehnung einer Frage (Rechtsfrage).] Wie 
das Sitzungsprotokoll ergibt, hat in der Hauptverhandlung vor 
der Strafkammer der Verteidiger des Beſchwerdeführers den 
Antrag geſtellt, an den Zeugen Reichsbankdirektor F. die Frage 
zu richten, ob die Reichsbank nach den für ſie geltenden Be- 
ſtimmungen die Befugnis gehabt habe, wegen derjenigen Wechſel, 
die den Namen des Angeklagten als Akzeptanten trugen und 
von dem Zeugen S. bei der (Reichs-) Bank diskontiert worden 
waren, ſtatt der für den Angeklagten beſtehenden Sicherheit 
trotz des über das Vermögen des Angeklagten eröffneten Kon⸗ 
kurſes den Zeugen S. in Anſpruch zu nehmen. Nachdem zu: 
nächſt der Vorſitzende die Stellung dieſer Frage an den Zeugen 
F. abgelehnt, der Verteidiger aber dieſe Ablehnung beanſtandet 
und die Entſcheidung des Gerichts beantragt hatte, hat auch 
das letztere durch verkündeten Beſchluß die Stellung der Frage 
abgelehnt, weil die Frage ſich nicht auf Tatſachen, ſondern 
auf Rechtsfragen beziehe. Die hiergegen erhobene Prozeß— 
beſchwerde geht fehl. Allerdings dürfen, wenn gemäß 


& 230 Abſ. 2 StPO. vom Vorſitzenden dem Verteidiger ge 
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(RGSt) 
ſtattet worden iſt, ſeinerſeits unmittelbar Fragen an einen er⸗ 
ſchienenen Zeugen zu richten, nach 88 240 Abſ. 2 und 241 StPO. 
nur ſolche Fragen des Verteidigers zurückgewieſen werden, die 
ungeeignet ſind oder nicht zur Sache gehören, ein Grundſatz, 
der in gleicher Weiſe auch dann zur Anwendung kommen muß, 
wenn — wie im vorliegenden Falle — der Verteidiger nicht 
ſelbſt eine Frage unmittelbar an den Zeugen richtet, ſondern 
die gerichtsſeitige Stellung der Frage an den Zeugen beantragt; 
es kann ſachlich keinen Unterſchied machen, ob der Verteidiger 
ſich unmittelbar an den Zeugen wendet oder ob er ſich zur 
Erlangung einer Antwort des Zeugen auf die von ihm (dem 
Verteidiger) aufzuwerfende Frage der Vermittlung des Vor⸗ 
ſitzenden oder des Gerichts bedient. Die Begründung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes ergibt aber, daß die vom Verteidiger 
beantragte Frage gerade deshalb abgelehnt worden iſt, weil ſie 
ungeeignet ſei. Und dieſer Ablehnungsgrund läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Ob die Reichsbank nach den für ſie geltenden 
Beſtimmungen die Befugnis hatte, wegen der eingangs be⸗ 
zeichneten Wechſel den Zeugen S. in Anſpruch zu nehmen, war 
lediglich Rechts-, nicht Tatfrage; mit ihrer Beantwortung hätte 
der Zeuge nur zu einer Rechtsfrage Stellung genommen, nur 
über ſie ein Urteil abgegeben; hierin beſteht aber nicht die 
Aufgabe des Zeugen, der als ſolcher nur Wahrnehmungen tat⸗ 
ſächlichen Inhalts, die er machte, zu bekunden hat. Es war 
deshalb nicht rechtsirrig, wenn die Strafkammer die beantragte 
Frage an den Zeugen F. als eine im Sinne des 8240 Abſ. 2 StPO. 
ungeeignete angeſehen und ihre Stellung aus dieſem Grunde 
abgelehnt hat (vgl. auch Goltd Arch. 40, 169). Urt. d. III. Sen. 
v. 25. Febr. 15 (18/15). — Köslin. 

+2. Mangel der Urteilsgründe.] Das Urteil des 
Kaiſerlichen Konſulargerichts zu Adis Abeba vom 30. De: 
zember 1912 wird nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſt⸗ 
ſtellungen aufgehoben; die Sache wird zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen. 
Ein Verſtoß gegen 8 266 Abſ. 1 StPO. begründet an ſich 
noch nicht für das BG. die Befugnis, wegen der Mängel 
der Urteilsbegründung die Sache gemäß § 369 Abſ. 2 StPO. 
in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen; vielmehr ſind ſolche 
Begründungsmängel in der Regel dadurch zu heilen, daß das 
BG. ſeinerſeits auf Grund der vor ihm ſtattgefundenen Haupt: 
verhandlung die erforderlichen ergänzenden Feſtſtellungen trifft 
und durch feine prozeßgerechte Urteilsbegründung die mangel— 
hafte Urteilsbegründung des erſten Richters erſetzt. Im vor— 
liegenden Falle liegt aber eine der Ergänzung fähige Urteils— 
begründung überhaupt nicht vor, jo daß der Fall des 5 377 
Ziff. 7 StPO. für gegeben erachtet werden muß. Die Antlages 
ſchrift des Privatklägers führt unter 13 Nummern und dann 
noch unter den Buchſtaben a bis g verſchiedene, zum Teil in 
unklarer Weiſe ineinander übergreifende Außerungen des An— 
geklagten auf, in denen eine üble Nachrede oder verleumderiſche 
Beleidigung nach SS 186, 187 StGB. gefunden wird. Darauf— 
hin hat der Kaiſerliche Konſul das Hauptverfahren gegen den 
Angeklagten durch einen Beſchluß eröffnet, der ſich darauf be— 
ſchränkt, den Angeklagten für hinreichend verdächtig zu erklären, 
„über den Kläger unwahre Tatſachen behauptet und verbreitet 
zu haben, die ihn verächtlich zu machen und in der öffentlichen 
Meinung herabzuwürdigen geeignet find“. Wann und wo 
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dieſes geſchehen iſt und um welche Tatſachen es ſich dabei 
handelt, insbeſondere ob der Umfang des Eröffnungsbeſchluſſez 
ſich mit dem Inhalt der Anklageſchrift in allen Punkten deckt, 
geht aus dem wiedergegebenen Beſchlußinhalt nicht hervor. 
Der Beſchluß verſtößt daher gegen $ 205 StPO. (vgl. RGSt. 
21, 65). Demnächſt iſt nach gepflogener Hauptverhandlung 
das angefochtene Urteil ergangen. Seine „Gründe“ enthalten, 
abgeſehen von der Angabe der Strafzumeſſungserwägungen 
und der Rechtfertigung der Entſcheidung des Koſtenpunktes, 
nur den einen Satz: „Aus der Verhandlung, insbeſondere 
den Bekundungen der Zeugen M. und K., ergab ſich für das 
Gericht die Überzeugung, daß ſich der Angeklagte der einfachen 
Beleidigung und der üblen Nachrede ſchuldig gemacht habe“ 
Urt. d. I. Sen. v. 12. April 15 (471/13). — Konſulargerich 
Adis Abeba. 


C. Entſcheidungen zur Höchſtpreisgeſetzgebung. 
＋ 1. Druckfehler in der Höchſtpreisfeſtſetzung.] 

Die Angeklagte iſt wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
das Höchſtpreisgeſetz verurteilt worden, weil ſie gegen Ende 
November 1914 10 Pfund Kartoffeln zu einem Preiſe von 
45 & verkauft habe, — unter Zugrundelegung der Bekannt⸗ 
machung des Magiſtrats zu N. vom 16. November 1914, in 
welcher der Höchſtpreis für Kartoffeln bei einer Menge bis zu 
10 Pfund auf je 4½ „ feſtgeſetzt worden iſt. Die abweichende 
Annahme des angefochtenen Urteils, daß der Höchſtpreis auf 
4¼ % für das Pfund feſtgeſetzt worden fei, beruht auf einem 
durch die Auskunft des Magiſtrats vom 20. März 1915 richtig 
geſtellten Druckfehler der einen, in der „Allgemeinen Zeitung‘ 
enthaltenen Bekanntmachung. Dieſe irrtümliche Annahme ent: 
hält nicht eine für das Reviſionsgericht maßgebende tatſächlich 
Feſtſtellung, ſondern die unrichtige Anwendung einer Rechtsnorm 
im Sinne des § 376 StPO, nämlich der auf Grund der 
88 1, 3 HöchſtprG. und der Ziff. 1 der Ausführungsbeſtin⸗ 
mungen des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 24. Au⸗ 
guſt 1914 erlaſſenen Magiſtratsverordnung. Die wegen dieſes 
Rechtsverſtoßes zuläſſigerweiſe eingelegte Reviſion muß ſonach 
zur Aufhebung des angefochtenen Teils der Entſcheidung und 
inſoweit zur Freiſprechung der Angeklagten führen. Urt. d. 
III. Sen. v. 26. April 15 (236/15). 

＋ 2. Form der Bekanntmachung.] 

In Preußen hat der Miniſter für Handel und Gewerbe 
in den am 4. Auguſt 1914 zum Höchſtpreisgeſetz erlaſſenen 
Ansführungsbeſtimmungen die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für 
den Kleinverkauf von Gegenſtänden des täglichen Bedarfs in 
Städten über 10 000 Einwohnern den Gemeindevorſtänden 
(Magiſtraten), im übrigen den Landräten übertragen. Den 
Ortspolizeibehörden ſind dagegen in Nr. 2 und 4 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen andere Funktionen übertragen; ind 
beſondere haben fie die Aufforderungen zum Verkauf zu den 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſen an die ſich deſſen weigernden Händler 
zu richten, die Vorräte nötigenfalls in polizeiliche Verwabrung 
zu nehmen; auch find fie befugt, die Verkaufsſtellen von Ver⸗ 
käufern, welche die Innehaltung der Höchſtpreiſe verweigern, zu 
ſchließen. Hiernach find zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen 
nicht die Ortspolizeibebörden, ſondern die Gemeindevorſtände, 
bezw. die Landräte zuſtändig. Die Bekanntmachung des Ma⸗ 
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giſtrats der Stadt K. vom 19. Auguſt 1914 ſtellt ſich daher 
rechtlich nicht als Polizeiverordnung, ſondern als Anordnung, 
bezw. Ausführungsbeſtimmung in Gemäßheit des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes dar. Daraus ergibt ſich, daß auf ſie nicht die Vor⸗ 
ſchriften über die Art der Verkündung und die Form orts⸗ 
polizeilicher Anordnungen (§ 144 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883) anwendbar 
ſind, vielmehr ſind hierfür lediglich die Ausführungsbeſtimmungen 
des Miniſters für Handel und Gewerbe zum Höchſtpreisgeſetz 
maßgebend. Letztere enthalten in dieſer Richtung nur die Vor⸗ 
ſchrift, daß die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe in ortsüblicher Weiſe 
bekannt zu geben ſind. Dies iſt hier nach Feſtſtellung der 
Vorinſtanz durch die Veröffentlichung der Bekanntmachung im 
Amtsblatt geſchehen. Über die Form der Anordnungen, durch 
welche die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt werden, geben die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Miniſters keine beſondere Anweiſung. All⸗ 
gemeine Grundſätze über die Faſſung derartiger Anordnungen 
laſſen ſich daher nicht aufſtellen, es muß vielmehr genügen, 
wenn die betreffenden Anordnungen ſich für jedermann erkennbar 
als Feſtſetzungen von Höchſtpreiſen auf Grund des Reichsgeſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 darſtellen. Dieſem Erfordernis iſt im 
vorliegenden Falle jedenfalls dadurch ausreichend genügt, daß 
im Eingange der Bekanntmachung des Magiſtrats § 1 des 
Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 ausdrücklich als Grundlage 
der Anordnung bezeichnet iſt. Der vom Verteidiger vermißten 
Bezugnahme auf die Ausführungsbeſtimmungen des Handels— 
miniſters bedurfte es neben dem Hinweiſe auf das Reichsgeſetz 


nicht unbedingt, wenngleich die Zuſtändigkeit des Magiſtrats 


auf ihnen beruht und auch ihre Anführung in der Bekannt— 
machung ſich deshalb empfohlen haben mochte. Jedenfalls iſt 
der gerügte Mangel kein weſentlicher und nicht geeignet, den 
Rechtsbeſtand der Anordnung in Frage zu ſtellen. Urt. d. 
IV. Sen. v. 4. Juni 15 (182/15). 

73. Saatkartoffeln, Salatkartoffeln.] 

Saatkartoffeln ſind diejenigen Kartoffeln, die nach der 
Verkehrsanſchauung zur Ausſaat beſonders geeignet ſind, weil 
ſie eine gute Ernte erwarten laſſen. Die Ergiebigkeit der Ernte 
wird weſentlich durch die Beſchaffenheit der Knollen beeinflußt. 
Beſonders kleine und beſonders große Kartoffeln ſind für die 
Ausſaat ebenſowenig zweckmäßig, wie ungeſunde oder ſonſt 
fehlerhafte oder nicht ſortenreine. Erfahrungsmäßig wird der 
Umfang des Ertrages dadurch gefördert, daß die ausgelegten 
Knollen von mittlerer Größe gut ausgereift und fehlerfrei ſind. 
Die Saatkartoffeln werden, wenn man von einer beſonderen 
mühſamen und koſtſpieligen Züchtung abſieht, aus erheblicheren 
Mengen von verſchiedener Größe und Güte ſorgſam ausgeleſen. 
Dadurch erhöhen ſich die Werbungskoſten. Daß der Produzent 
dieſe Mehrkoſten und der Händler das Mehrbezahlte beim Ver— 
kauf wieder einbringt, entſpricht der Billigkeit. Hierauf und 
auf dem Umſtande, daß die Saatkartoffeln zur Schaffung neuer 
Werte für die Volksernährung ſich beſonders eignen, beruht die 
Ausnahme von der Höchſtpreisfeſtſetzung, eine Ausnahme, die 
auch berückſichtigt haben wird, daß ein den Schutz durch Höchſt— 
preiſe erfordernder Bedarf von Saatkartoffeln nicht zu erwarten 
war. „Gute ausgereifte Mittelkartoffeln ſind auch ſehr geeignete 
Speiſekartoffeln“, ſagt das Urteil. Aber die Tatſache, daß gut 
ausgereifte Mittelkartoffeln, wenn ſie Saatkartoffeln ſind, mit 
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Genuß verzehrt werden können, ändert nichts daran, daß es 
Saatkartoffeln ſind. Nicht beizutreten iſt dem Gedanken, der 
Begriff der aus einer größeren Menge ausgeſuchter Saatkartoffeln 
im Sinne des § 5 erfordere eine weitere Zweckbeſtimmung zur 
Ausſaat als diejenige, welche ſich aus der bei der Ausleſe maß: 
gebenden Beſchaffenheit ergibt. Es würde an einem zuverläſſigen 
Anhalte fehlen, ob entſcheiden ſoll die Zweckbeſtimmung des 
Produzenten im Zeitpunkt der Einlagerung oder des Verkaufs, 
des Käufers zur Zeit des Kaufs oder des Verbrauchs oder des 
Weiterverkaufs. Auch bei den Salatkartoffeln, die neben den 
Saatkartoffeln von den Höchſtpreiſen ausgenommen ſind, kommt 
es nicht auf eine Zweckbeſtimmung, ſondern lediglich auf die 
Beſchaffenheit an. Urt. d. II. Sen. v. 9. Juli 15 (412/15). — 
Neuruppin. 

+4. Aushängen von Preisverzeichnifien.] 

§ 4 HöchſtprG. (bzw. 8 6 Ziff. 6 der neuen Faſſung des: 
ſelben) ſtellt ſich als ein Blankettſtrafgeſetz dar. Durch die vom 
preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe zu dieſem Geſetz 
unter dem 4. Auguſt 1914 erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
ſind in Städten über 10 000 Einwohner die Gemeindevorſtände 
(Magiſtrate) ermächtigt worden, die Anbringung von Anſchlägen 
der Taxen an und in dem Verkaufslokal und die Art ſolcher 
Anſchläge zu beſtimmen. Wenn auf Grund dieſer Ermächti⸗ 
gung der Magiſtrat eine Anordnung getroffen hat, wonach jeder 
Verkäufer von Fleiſchwaren das Verzeichnis der Höchſtpreiſe an 
und in ſeinem Verkaufslokal an ſichtbarer Stelle auf— 
zuhängen hat, ſo entbehrt dieſe Anordnung nicht der erforder⸗ 
lichen Beſtimmtheit. Bei der großen Mannigfaltigkeit derartiger 
Verkaufslokale (Läden, Markthallenſtände, Verkaufsbuden) wäre 
eine genauere Bezeichnung des Ortes für den Aushang, die für 
alle Verkaufsſtellen gepaßt hätte, praktiſch vielleicht gar nicht 
möglich geweſen. Auch geht die Ausführung des Verteidigers 
fehl, daß der geſetzliche Tatbeſtand nicht erfüllt geweſen ſei, weil nur 
eine ganz vorübergehende Entfernung des Höchſtpreisverzeichniſſes 
aus dem Schaufenſter behufs der Berichtigung desſelben ſtatt— 
gefunden habe. Die Straftat beſtand überhaupt nicht in der 
Entfernung des Verzeichniſſes, ſondern in dem Herbeiführen 
und Beſtehenlaſſen eines Zuſtandes an dem Verkaufslokal, der 
der Anordnung des Magiſtrats widerſprach. Daß dieſer Zuſtand 
aus dem vom Verteidiger angegebenen Anlaß nur ein ganz 
vorübergehender geweſen ſei, dafür bieten die Urteilsgründe nicht 
den mindeſten Anhalt. Im Gegenteil läßt die in den Straf— 
zumeſſungsgründen enthaltene Erwägung, die Beſchwerdeführer 
hätten in beiden Fällen böswillig gehandelt, die jetzige Dar— 
ſtellung des Verteidigers mit dem von der Strafkammer für 
erwieſen erachteten Sachſtand als nicht vereinbar erſcheinen. 
Urt. d. IV. Sen. v. 21. Mai 15 (235/15). 

79. Unzweckmäßigkeit der Höchſtpreisfeſtſetzung.! 

Daraus kann die Ungültigkeit der Anordnung nicht her— 
geleitet werden, daß die Behörde, der die Feſtſetzung der Höchſt— 
preiſe obliegt, hierbei auf die Verhältniſſe, unter denen ſich der 
Umſatz eines Gegenſtands des täglichen Bedarfs, insbeſondere 
eines rohen Naturerzeugniſſes von demjenigen, der es gepflanzt 
oder erzeugt hat, zum Verbraucher vollzieht, nicht die nach der 
Sachlage, insbeſondere die nach den Regeln über die Preis— 
bildung gebotene Rückſicht nimmt, wie es grade zur Erreichung 
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verſorgen, geboten iſt. Deshalb iſt die Preisſetzung vom 
23. Oktober 1914 gültig und rechtswirkſam, obwohl darin die 
Preiſe einheitlich feſtgeſetzt ſind und zwiſchen denen des 
„Produzenten“ und des Händlers nicht unterſchieden iſt. 
Allerdings weiſt ſchon die Begründung des Geſetzes darauf 
hin, daß, wenn die Ausbeutung der Bevölkerung unterdrückt 
und deren Verſorgung geſichert werden ſoll, den Umſtänden 
Rechnung getragen werden muß, nach denen die Preisbildung 
bei dem Warenumſatz ſtattfindet. Da, wo der Zwiſchenhandel 
beſteht und nicht ausgeſchaltet wird, vielleicht ohne Schaden 
überhaupt nicht ausgeſchaltet werden kann, muß es ihm er⸗ 
möglicht ſein, über den Höchſtpreis, den er vermutlich ſelbſt 
beim Ankaufe an den Erzeuger oder Großhändler zu zahlen hat, 
hinauszugehen; die Preisfeſtſetzungen für Produzenten und 
Großhändler müſſen für Zwiſchen⸗ und Kleinhandel die Grund⸗ 
lage der Preisbeſtimmung abgeben, die nur unter Berückſich⸗ 
tigung des für den Händler notwendigen Nutzens erfolgen 
kann. Innerhalb der Spannung, die zwiſchen dem Produzenten⸗ 
höchſtpreis und dem Kleinhandelhöchſtpreis gelaſſen wird, iſt 
der Händlerpreis nach wirtſchaftlichen Regeln zu ermitteln und 
feſtzuſetzen. Das ſchließt nicht aus, daß dem Produzenten, der 
unmittelbar an den Verbraucher abſetzt, ohne ſich des Zwiſchen⸗ 
handels zu bedienen, namentlich ſoweit dies im Kleinhandel 
geſchieht, die für den letzteren feſtgeſetzten Preiſe gleichfalls 
zugebilligt werden. In dieſem Sinne iſt denn auch die Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzung für Speiſekartoffeln in der Bekanntmachung 
vom 23. November 1914 (RGBl. S. 483) erfolgt. Der vom 
Verteidiger an der Preisfeſtſetzung des Oberbürgermeiſters ge⸗ 
übten Kritik iſt inſoweit denn auch eine gewiſſe Berechtigung 
nicht abzuſprechen. Allein, wenn in der Feſtſetzung vom 
23. Oktober 1914 dieſe Geſichtspunkte unberückſichtigt geblieben 
ſind, wenn darin ohne jede Unterſcheidung die Höchſtpreiſe 
beſtimmt und ſelbſt für den „Kleinverkauf in Pfunden“ eine 
„Anpaſſung“ an dieſe Einheitspreiſe vorgeſchrieben, inſoweit 
„allerdings nur eine „unverhältnismäßige Überforderung” ver: 
boten wird, ſo iſt die Anordnung, die im Geſetz hinſichtlich 
der erfolgten Preisfeſtſetzung an ſich ihre Grundlage findet, 
nicht ungültig. Sie bindet alle Verkäufer, den Produzenten 
wie den Händler, und bleibt maßgebend, ſolange nicht auf 
den geſetzlichen Weg ihre Aufhebung und ihr Erſatz durch 
zweckentſprechendere und genauere Anordnungen erfolgt iſt. 
Mit Recht find deshalb im Urteil die Uberſchreitungen der in 
dieſer Anordnung feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für ſtrafbar erachtet. 
Urt. d. I. Sen. v. 7. Juni 15 (278/15). — Darmſtadt. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, 
München. 

Zuſtändigkeitsgrenzen zwiſchen bürgerlichem und 
Militärgericht. Einſtellung landwirtſchaftlicher Dienſt— 
boten. 

Das Generalkommando hat auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 


Kriegs Zuſt G. angeordnet, daß Dienſtherren oder Arbeitgeber 
landwirtſchaftliche Dienſtboten und landwirtſchaftliche Arbeiter 
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während der Dauer der Verhängung des Kriegszuſtandes nicht 
in den Dienſt nehmen oder als Arbeiter annehmen dürfen, 
ohne daß durch eine Beſcheinigung der Diſtriktspolizeibehörde 
nachgewieſen iſt, daß dieſe ihren bisherigen Dienſt oder ihr 
bisheriges Arbeitsverhältnis mit Einwilligung ihrer Dienſtherren 
oder Arbeitgeber oder aus einem wichtigen Grunde im Sinne 
des Art. 25 Bay AG BCB. gelöft haben. 

Der Angeklagte nahm einen landwirtſchaftlichen Dienſt⸗ 
boten, der als ſolcher bei einem Bauern gegen wöchentliche 
Kündigung ſchon eingeſtellt war und den Dienſt ohne Ein 
willigung ſeines Dienſtherrn und ohne wichtigen Grund ver⸗ 
laſſen hatte, bei ſich in Dienſt, obwohl der Dienſtbote die 
diſtriktspolizeiliche Beſcheinigung nicht beſaß. 

Der Angeklagte war zu Kriegsbeginn zum Heere eingerückt, 
Ende 1914 aber als dauernd untauglich entlaſſen worden, 
wurde jedoch bei einer Nachmuſterung wieder als felddienſttauglich 
befunden, aber bisher nicht eingezogen. Der Angeklagte, der 
zu den Perſonen des Beurlaubtenſtandes gehört, iſt durch feine 
Einberufung zu Kriegsbeginn als Militärperſon unter die 
Militärſtrafgerichtsbarkeit getreten, unterliegt aber ſeit feiner 
Entlaſſung wieder der bürgerlichen Strafgerichtsbarkeit ($ 1 
Nr. 1 MIStGD.; 8 38 Buchſtabe B Nr. 1 RMIG.). Die 
Zuſtändigkeitsfrage iſt auch in der Reviſionsinſtanz von Amts 
wegen zu prüfen; auch für die Reviſion gegen Urteile de 
Berufungsinſtanz gilt dies wegen der ſtaatsrechtlichen Num 
der die Militärſtrafgerichtsbarkeit regelnden Beſtimmungm 
(RGSt. 34, 255; Löwe⸗Roſenberg, StPO. 14. Aufl. Am 10 
u 87 EGGWG.). 

Die Reviſionsbegründung macht geltend, daß die Auundung 
des Generalkommandos ſich nach ihrem Wortlaute im Hubi 
auf Art. 22 AG BGB. nur auf Dienſtboten mit einem Dirf⸗ 
verhältniſſe von einjähriger Dauer beziehe. Der Wortlaut dis 
Erlaſſes des Generalkommandos zwingt nicht zu der Auslegung 
des Reviſionsführers. Die Erwähnung des Art. 25 40868. 
in dem Erlaſſe kann kein Anzeichen dafür abgeben, daß bi 
Anordnung nur auf ſolche landwirtſchaftliche Dienftboten be⸗ 
zogen werden darf, die ſich auf ein Jahr verpflichtet 
oder deren Dienſtverhältnis nach dem Art. 22 A680. als 
für die Zeit bis zum Schluſſe des Dienſtjahrs eingegangen 
anzuſehen iſt. In dem Art. 25 ſind die Gründe aufgezäbl, 
die den Dienſtboten zur Kündigung ohne Einhaltung eller 
Kündigungsfriſt berechtigen; die dort gegebenen Vorſchriten 
gelten für alles Geſinde, nicht nur für landwirtſchaftliche Dien. 
boten, gleichgültig ob eine beſtimmte Kündigungszeit in dem 
Dienftvertrage feſtgeſetzt oder ob mangels einer ausdrücli 
Vereinbarung die Dauer des Dienſtverhältniſſes und die * 
läſſigkeit ſeiner Aufkündigung von dem Geſetze beſtimmt i 
Die zeitliche Begrenzung des Verbots durch den Abschluß de 
Erntearbeiten kann ebenfalls nicht dazu führen, die Anordnung 
des Generalkommandos auf ſolche landwirtſchaftliche Dienſtbote 
zu beſchränken, die bis zum Schluſſe des Dienſtjahrs gedungen 
ſind oder — bei einem auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen 
Dienſtverhältniſſe — als für dieſe Zeit gedungen gelten; bir 
durch follten vielmehr die Dienftboten, die während der m 
den Landwirt wichtigſten Zeit vertragsbrüchig werden, der 
ſtrengeren Strafe des Geſetzes über den Kriegszustand unter 
worfen werden, im übrigen ſollte es bei den Beſtimmungen dei 


ee 


„. 
11 117 2 „ 


44. Jahrgang. 


Polizeiſtrafgeſetzbuche bleiben, die gegen das vertragswidrige 
Verlaſſen des Dienſtes gerichtet ſind. Der Dienſtbote, der 
vertragsgemäß nicht bis zum Schluſſe des Dienſtjahrs im Dienſt 
auszuhalten hat und durch ordnungsmäßige Kündigung das 
Dienſtverhältnis vor dem Abſchluſſe der Erntearbeiten beendigt, 
iſt einem Dienſtboten gleichzuachten, der mit Einwilligung des 
Dienſtherrn ſeine Stelle verläßt, denn durch Vereinbarung einer 
Kündigungszeit mit dem Dienſtnehmer hat der Dienſtberechtigte 
im vornherein ſeine Zuſtimmung dazu gegeben, daß das Dienſt⸗ 
verhältnis durch einſeitige Erklärung zur Löſung gebracht 
werden kann. 

Der Zweck der Verfügung, auf den das Hauptgewicht 
gelegt werden müſſe, ſei, wie die Strafkammer zutreffend aus⸗ 
führt, die Sicherung der Frühjahrsbeſtellung ſowie der Ernte 
ſelbſt im Intereſſe der Ernährung von Heer und Volk. Zur 
Erreichung dieſes Zweckes ſollten den Landwirten die von ihnen 
gedungenen Arbeitskräfte während der in Frage ſtehenden Zeit 
erhalten werden. Hieraus ergebe ſich mit Notwendigkeit, daß 
von der Anordnung auch landwirtſchaftliche Dienſtboten und 
Arbeiter mit einem Dienſtverhältniſſe von kürzerer als ein⸗ 
jähriger Dauer getroffen werden ſollten, ſonſt verfehle die 
Anordnung ihren Zweck. Die Landwirte müßten ſich bei dem 
durch den Krieg erhöhten Mangel an Arbeitskräften vielfach, 
namentlich während der Saatzeit und Erntezeit, mit Taglöhnern 
und ſonſtigen Arbeitern, die nur für die Dauer dieſer Arbeiten 
eingeſtellt würden, behelfen und ſeien auf ſolche Leute bei der 
Beſtellung ihrer Felder und bei Einbringung der Ernte an: 
gewieſen. Für ſie ſei es gleich mißlich und ſchädigend, wenn 
während dieſer für den Landwirt wichtigſten Zeit des Jahres 
ein Dienſtbote, gleichviel ob er für ein Jahr oder auf kurze 
Zeit gedungen ſei, den Dienſt ohne ihre Einwilligung oder ohne 
wichtigen Grund verlaſſe. (Urt. v. 28. Sept. 1915, Rev.⸗Reg. 
Nr. 214/1915.) 


Oberlandesgerichte. 


Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Der Anſpruch gegen einen Deutſchen, der ſich für 
die Schuld eines Engländers verbürgte, kann zu einer 
Zeit geltend gemacht werden, während welcher der 
engliſche Hauptſchuldner nach engliſchem Recht nicht 
zahlen darf. 

Die Beklagte glaubt ihrer jetzigen Zahlungspflicht wegen des 
engliſchen Moratoriums und des engliſchen Zahlungsverbotes wider 
Deutſchland enthoben zu ſein. Dieſe Verteidigung kann Be⸗ 
achtung nicht finden. Unmöglich iſt durch Moratorium und 
Zahlungsverbote die Leiſtung für die engliſche Geſellſchaft nicht. Sie 
kann vielmehr mit Opfern durch Vermittelung Neutraler bewirkt 
werden. Allerdings macht ſich die engliſche Geſellſchaft nach engliſchem 
Recht durch Übertretung des Zahlungsverbotes ſtrafbar. Mit dem 
V. Senat dieſes Gerichts — vgl. HanſGZ. Hptbl. 1915 Nr. 49 — 
erachtet aber der erkennende Senat die Anwendung dieſes Zahlungs⸗ 
verbots nach Art. 80 EGS. für unbeachtlich. Wenn Beklagte 
meint, für das engliſche Zahlungsverbot treffe dies nicht zu, weil es 
kein Ausnahmegeſetz darſtelle, ſondern auf dem engliſchen Common 
law beruhe, fo verkennt fie, daß der Charakter eines Geſetzes als 
nicht Ausnahmegeſetzes damit, ob es gegen die guten Sitten und den 
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Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtößt, nichts zu tun hat. (ORG. Hamburg 
IV. Senat vom 7. Juli. 1915. Hanf®8. 1915, 238 ff.) 


* 1 * 

Ermäßigung der Gerichtsgebühren bei Vergleich. 

Der Beſchwerdeſührer hat gegen den Beklagten wegen einer 
Forderung von 5000 , nebſt Zinſen Klage erhoben und zugleich 
einen Arreſtbefehl der 3. FK. für Handelsſachen des Kgl. LG. I in 
Berlin unter dem 10. Auguſt 1914 wegen der gleichen Forderung 
gegen “den Beklagten erwirkt. Gegen dieſen Arreſtbefehl erhob der 
Beklagte Widerſpruch, doch wurde durch das Urteil der 4. FK. für 
Handelsſachen desſelben Gerichts vom 2. September 1914 der Arreſt⸗ 
befehl auf Koſten des Beklagten aufrechterhalten. Am 5. Sep⸗ 
tember 1914 haben die Parteien ſich über die Haupt⸗ und Arreſtſache 
außergerichtlich verglichen. Insbeſondere hat ſich in dieſem Vergleiche 
der Verklagte verpflichtet, gegen das Urteil in der Arreſtſache keine 
Berufung einzulegen. Dieſer Vergleich iſt dem Gericht zur Haupt⸗ 
ſache unter dem 8. September 1915 überreicht, nachdem bereits am 
1. September 1914 dorthin die Anzeige erſtattet war, daß die Parteien 
ſich verglichen hätten. Zur Arreſtſache iſt der Abſchluß des Vergleiches 
am 2. September 1915 mitgeteilt worden. Der Kläger, von dem 
in“ der Arreſtſache laut Koſtenrechnung die Gerichtsgebühren ein⸗ 
gezogen ſind, hat beantragt, die dort zuviel gezahlten Gerichtskoſten 
ihm zu Händen ſeines Prozeßbevollmächtigten zurückzuerſtatten. 

Durch Beſchluß vom 14. September 1915 hat die 2. FK. für 
Handelsſachen des Kgl. LG. I in Berlin dieſen Antrag zurückgewieſen, 
da die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit der BRV. vom 
7. Auguft 1914 nicht gegeben fer. 

Hiergegen richtet ſich die Beſchwerde des Klägers. Er erachtet 
die Anſicht des Vorderrichters für unzutreffend, weil durch den Vergleich 
auch die Arreſtſache erledigt worden ſei. 

Die Beſchwerde war nach § 4 GKG., 88 567 ff. ZPO. ſtatthaft, 
in rechter Form eingelegt und begründet. Nach 8 4 BRV. vom 
7. Auguſt 1914 in Verbindung mit 8 6 BRV. vom 20. Mai 1915 
werden die Gerichtsgebühren nur zur Hälfte erhoben, wenn ein 
Kechtsſtreit durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gerichte 
mitgeteilten Vergleich erledigt wird. Falls der Streitgegenſtand nicht 
100 1 überſteigt, fo werden Gerichtsgebühren überhaupt nicht 
erhoben. 

Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auf ſämtliche Gerichtsgebühren, aus⸗ 
ſchließlich etwaiger Stempelgebühren (OL GRſpr. 30, 253). Im vor: 
liegenden Falle ſind durch den zu der Hauptſache überreichten Vergleich 
ſowohl die Hauptſache als auch die Arreſtſache erledigt; denn das 
Urteil in der Arreſtſache war noch nicht rechtskräftig, als der Vergleich 
geſchloſſen wurde. (Vgl. die Entſcheidungen bei Güthe und Schlegel: 
berger, Kriegsbuch S. 272.) Unerheblich iſt es, daß dieſer Vergleich 
dem Gericht erſt am 8. September 1915 überreicht, und daß zur 
Arreſtſache dann erſt am 2. September 1915 Mitteilung von dem 
Vergleiche gemacht worden iſt. (KGBl. 15, 64.) 

Daß eine Vordatierung des etwa ſpäter geſchloſſenen Vergleiches 
ſtattgefunden hat, erhellt nicht, vielmehr ergibt ſich das Gegenteil 
daraus, daß bereits, wie oben erwähnt, unter dem 1. September 
1914 der Beklagte den Abſchluß des Vergleiches zur Hauptſache an⸗ 
gezeigt hat. 

Das Urteil der Arreſtſache iſt aber erſt am 2. September 1914 
verkündet, alſo zur Zeit des Abſchluſſes des Vergleiches jedenfalls 
noch nicht rechtskräftig geweſen. Somit rechtfertigt ſich die ergangene 
Entſcheidung. (Beſchluß des KG., 21. 3S. vom 5. Oktober 1915, 
W. 3507/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


* * 
* 
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Die Kriegsklauſel in Lieferungsverträgen.“) 

Klägerin hat im Januar 1914 von der Beklagten 1250 kg 
Tannenbaummiſchung zum Preiſe von 76 & für 100 kg zur Lieferung 
für Mitte Oktober 1914 unter den in dem Beſtätigungsſchreiben der 
Beklagten vom 26. Januar 1914 (im Umſchlage Bl. 16) enthalfenen 
Bedingungen, u. a. unter der folgenden Klauſel gekauft: „Höhere 
Gewalt, Streik, Ausſperrung, Maſchinenbruch, Ausfuhrverbot, Krieg 
oder ſonſtige Unruhen entbinden uns — d. h. die Verkäuferin — 
während ihres Beſtehens von der Lieferpflicht und die Abnahmefriſt 
verlängert ſich ſtillſchweigend um die Dauer dieſer Unterbrechung.“ 
Klägerin verlangt wegen Nichtlieferung Schadenserſatz. Beklagte 
behauptet, daß ſie nach der Kriegsklauſel nicht verpflichtet ſei, für 
die vereinbarten Preiſe zu liefern. 

Zur Klagbegründung hat Klägerin ausgeführt: die Kriegsklauſel 
gebe, wie die Handelskammer in Leipzig begutachten werde, ein 
Rücktrittsrecht nicht ſchlechthin, ſondern nur dann, wenn der Krieg 
als höhere Gewalt ſtörend auf den Betrieb und die Betriebstätigkeit 
der Lieferanten einwirke. Eine ſolche Störung ſei bei der Beklagten 
nicht eingetreten. Dieſe habe ihren Betrieb aufrechterhalten und 
andere Kunden auf Grund gleicher Schlüſſe befriedigt. Daher verſtoße 
ihre Berufung auf die Kriegsklauſel gegen die guten Sitten. 

Die Beklagte, von der Klagabweiſung begehrt worden iſt, hat 
erwidert: Sie verweigere der Klägerin die Lieferung nur während 
des Krieges. Dazu ſei ſie nach der Kriegsklauſel ſelbſt dann berechtigt, 
wenn dieſe im Sinne der Klägerin auszulegen wäre. Denn durch 
den Krieg ſei ihr Betrieb inſofern geſtört worden, als er infolge der 
Einberufung eines großen Teiles ihrer Angeſtellten eingeſchränkt 
worden und die Rohmaterialien ſchwer noch zu erlangen und im 
Preiſe geſtiegen ſeien. | 

Gründe: Es kann dahingeſtellt bleiben, ob auf Grund der von 
den Parteien vereinbarten Kriegsklauſel, deren rechtliche Zuläſſigkeit 
weder nach $ 138 Abſ. 1 BGB. noch ſonſtwie zu beanſtanden iſt, 
der Beklagten das Recht, die Erfüllung ihrer Lieferungspflicht für 
die Dauer des gegenwärtigen Krieges zu verweigern, ſchon infolge 
des Kriegsausbruchs allein oder nur unter der weiteren Vorausſetzung 
zuſteht, daß der Krieg auf ihren Geſchäftsbetrieb derartig eingewirkt 
bat, daß ihr die Erfüllung der ihr der Klägerin gegenüber obliegenden 
Lieferungspflicht unmöglich gemacht oder weſentlich erſchwert iſt. 
Denn nach Lage der Sache kann darüber kein Zweifel obwalten, daß 
eine ſolche Erſchwerung infolge des Krieges inſofern eingetreten iſt, 
als die Beklagte wegen der Einberufung zahlreicher ihrer Angeſtellten 
und Arbeiter ihren Geſchäftsbetrieb hat einſchränken müſſen und die 
zur Herſtellung ihrer Waren, insbeſondere der hier fraglichen Tannen⸗ 
baummiſchung erforderlichen Rohmaterialien nur noch ſchwer und nur 
zu höheren als den ſonſt üblichen Einkaufspreiſen zu beſchaffen 
vermag. Hiernach iſt, auch wenn man die Kriegsklauſel in dem ihr 
von der Klägerin beigemeſſenen Sinne auslegt, die Weigerung der 
Beklagten, ihre Lieferungspflicht gegenüber der Klägerin während der 
Dauer des Krieges zu erfüllen, gerechtfertigt. 

Aus den ſoeben feſtgeſtellten Tatſachen geht auch ohne weiteres 
hervor, daß ſich die Beklagte durch die Geltendmachung der Kriegs⸗ 
klauſel eines Verſtoßes gegen die guten Sitten nach $ 826 BGB. 
der Klägerin gegenüber an und für ſich nicht ſchuldig gemacht hat. 
Denn da ihr infolge der dargelegten Einwirkungen des Krieges auf 
ihren Geſchäftsbetrieb die Erfüllung ihrer Lieferungspflicht weſentlich 
erſchwert iſt, kann davon keine Rede ſein, daß ſie den Vertrag ohne 
Schädigung des eigenen Vermögens zu erfüllen vermocht und die 
Kriegsklauſel der Klägesin gegenüber lediglich dazu mißbraucht hätte, 
um dieſe zu benachteiligen. Zu dem gegenteiligen Ergebniſſe wäre 
nur dann zu gelangen, wenn die Klägerin beſondere Umſtände dar⸗ 
gelegt hätte, aus denen entnommen werden könnte, daß die Beklagte, 
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indem ſie ſich ihr, der Klägerin, gegenüber auf die Kriegsklauſel 
berief, ein argliſtiges, dem Anſtandsgefühl eines billig und gerecht 
denkenden Mannes widerſprechendes Verhalten betätigt habe. In 
dieſer Beziehung hat die Klägerin lediglich vorgebracht, daß die 
Beklagte gleichartige Schlüſſe mit anderen Abnehmern von Tannen⸗ 
baummiſchung ohne Geltendmachung der Kriegsklauſel erfüllt habe 
und trotz der Kriegsverhältniſſe tatſächlich in der Lage geweſen ſei, 
den mit ihr, der Klägerin, eingegangenen Schluß zu dem vereinbarten 
Preiſe ohne jeden Nachteil zu erfüllen, was auch daraus hervorgehe, 
daß die Beklagte nach dem erſten Kriegsjahre ihre Dividenden erböht 
habe. Aus dem vorſtehenden Anführen der Klägerin läßt ſich der 
Vorwurf eines argliſtigen, gegen die guten Sitten verſtoßenden Ber: 
haltens gegen die Beklagte nicht herleiten. Da dieſer infolge ber 
Einwirkungen des Krieges die Erfüllung ihrer Lieferungsverbindlic 
keiten weſentlich erſchwert war, handelte fie rechtmäßig, inſoweit fe 
auf Grund der Kriegsklauſel ihren Abnehmern die Lieferung für die 
Dauer des Krieges verweigerte. Von dieſer rechtlichen Befugnis hat 
ſie der Klägerin gegenüber Gebrauch gemacht. Dies iſt auch dam 
nicht zu beanſtanden, wenn die Beklagte gegenüber anderen Abnehmem 
die Kriegsklauſel nicht geltend gemacht hat. Denn ein argliſtiges, 
gegen die guten Sitten verſtoßendes Verhalten kann darin nicht 
erblickt werden, daß die Beklagte das Entgegenkommen, das ſie anderen 
Abnehmern durch Nichtgeltendmachung der Kriegsklauſel erwies, der 
Klägerin nicht angedeihen ließ. (Urteil des OLG. Dresden, I. 38. 
vom 7. Oktober 1915, O. 30/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


* * 
* 


Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen eine Forderung 
des Geſchäftsbeaufſichtigten.) f 

Ein ausdrückliches Verbot der Aufrechnung gegen Forderungen 
des Schuldners, der unter Geſchäftsaufſicht ſteht, enthält die Belem 
machung vom 8. Auguſt nicht. Die Zulaſſung der Aufrechnung Reit 
aber auch nicht im Widerſpruch mit den geſetzgeberiſchen Zielen, die 
in den 88 5 und s der Bekanntmachung ihren Ausdruck gefunden 
haben. 

Die erſterwähnte Vorſchrift ſchützt den Schuldner vor Arreften 
und Zwangsvollſtreckungen. Sie tritt Maßnahmen entgegen, bie 
häufig und vor allem in Kriegszeiten mit ſtarken Preisſchwankungen 
eine wirtſchaftliche Verſchleuderung von Vermögenswerten zur Folge 
haben und deswegen beſonders geeignet ſind, einen ſonſt vermeidlichen 
Zuſammenbruch des durch den Krieg in Bedrängnis geratenen 
Schuldners herbeizuführen. Mit ſolchen Vollſtreckungsmaßreaeln läßt 
ſich die Zulaſſung der Aufrechnung nicht auf eine Stufe ſtellen, 
welche im Gegenteil die den Schuldner am meiſten ſchonende Tilaung 
der Schuld darſtellt, da fie ihn nicht nötigt, anderweitige Deckungs⸗ 
mittel flüſſig zu machen, insbeſondere nicht, Waren oder fonflige 
Sachen unwirtſchaftlich zu verkaufen. 

Der 88 enthält in erſter Linie nicht eine unmittelbare Regelung 
der Rechtsbeziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner nach be 
ſtimmten Richtungen hin, ſondern eine Anweiſung der Aufſichtsperſonen 
über die Verwendung der vorhandenen Mittel. Er greift nicht em 
in die Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts, welche den 
Gläubiger im einzelnen Falle ermöglichen, indirekt ſich für feme 
Forderung auf einem anderen Wege Deckung zu verſchaffen, als durch 
Arreſt, Zwangsvollſtreckung oder Antrag auf Konkurseröffnung. 

Das Beſtimmungsrecht über Umfang und Neibenfolae der 
Gläubigerbefriedigung, das durch § 8 den Aufſichtsperſonen verliehen 
wird, findet an dieſen bei beſonderen Tatbeſtänden“ den Gläubigen 
zur Seite ſtehenden Rechtsbehelfen ſeine Grenze. Daß die Rechte der 
Gläubiger noch weiter eingeſchränkt werden ſollten, als dies durch die 
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ſonſtigen Beſtimmungen der Bekanntmachung geſchehen iſt, kann aus 
der Faſſung des § 8 nicht entnommen werden. Eine ſolche Aus: 
legung würde auch in Widerſpruch ſtehen mit dem Ausnahmecharakter 
des Geſetzes. 

Ebenſowenig kann aus § 394 BGB. im Zuſammenhalt mit dem 
§ 5 der Bekanntmachung ein Grund gegen die Zulaſſung der Auf: 
rechnung entnommen werden. Der § 394 BGB. begünſtigt nur 
einzelne beſonders geartete Forderungen aus denſelben wirtſchaftlichen 
Gründen, aus denen fie der Pfändung entzogen find. Der $ 5 ber 
Bekanntmachung dient, wie oben hervorgehoben iſt, anderen geſetz⸗ 
geberiſchen Zwecken und ſchützt in umfaſſender Weiſe das ganze Ver: 
mögen, und zwar weſentlich auch im Intereſſe der Geſamtheit der 
Gläubiger vor Arreſt und Zwangsvollſtreckung einzelner Gläubiger. 

Das hat freilich die Wirkung, daß auch alle einzelnen Forderungen 
der Pfändung ſeitens dieſer Gläubiger nicht unterliegen. Eine Aus⸗ 
ſchließung der Aufrechnung wegen der auf dieſem Wege herbeigeführten 
Unpfändbarkeit der Einzelforderung würde aber nicht dem Grund— 
gedanken des § 394 BGB. gerecht werden. Das ergibt ſich beſonders 
deutlich durch Heranziehung der konkursrechtlichen Vorſchriften. Auch 
im Konkurſe ſind Arreſte und Vollſtreckungen zugunſten einzelner 
Konkursgläubiger verboten ($ 14 KO.) Wenn ſchon dadurch die Auf: 
rechnung allgemein ausgeſchloſſen würde, ſo hätte es eines beſonderen 
Verbots der Aufrechnung (SS 53, 56 KO.) nicht bedurft. 

Die Faſſung dieſer Beſtimmungen zeigt deutlich, daß das Geſetz 
die Aufrechnung an ſich für zuläſſig und beſondere Vorſchriften über 
ihre Einſchränkung für erforderlich hält. 

Endlich will die Klägerin die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung 
gerade für den vorliegenden Fall daraus herleiten, daß der Beklagte 
die Aufrechnungsforderung erſt nach der Anordnung der Geſchäfts— 
aufſicht durch Abtretung erworben habe, während die Klagforderung 
ſchon vorher beſtanden habe. Sie hält deshalb eine entſprechende 
Anwendung des $ 55 Ziff. 2 KO. für gerechtfertigt. Allein auch 
damit kann ſie nicht durchdringen. Die Anordnung der Geſchäfts— 
aufſicht ſoll im Gegenſatz zum Konkurs dem Schuldner die Weiter— 
führung des Geſchäfts ermöglichen und dadurch die Mittel ſchaffen, 
dem Schuldner über die für ihn ſchwierige Geſchäftslage der Kriegszeit 
hinwegzuhelfen und, wenn auch allmählich, alle Gläubiger zu befriedigen, 
während beim Konkurs eine anteilige Befriedigung der Gläubiger 
durch Verwertung der vorhandenen Maſſe und durch Ausſchüttung 
des Erlöſes erfolgen ſoll. Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht greift 
ſehr viel ſchwächer in die Rechtslage des Schuldners ein als der 
Konkurs. Bei dieſen tiefgehenden Unterſchieden zwiſchen Geſchäfts— 
aufſicht und Konkurs, die neben einzelnen Berührungspunkten bei 
beiden Maßnahmen vorhanden ſind, verbietet es ſich, im Wege der 
Analogie Vorſchriften der KO. auf Fälle der Geſchäftsaufſicht in 
weiterem Umfange zu übertragen, als ihre Anwendung in der 
Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 
Auch der bereits oben in anderem Zuſammenhang betonte Ausnahme: 
charakter jener Bekanntmachung ſteht ihrer Ergänzung durch ent: 
ſprechende Anwendung konkursrechtlicher Beſtimmungen entgegen. 
(Urteil des OLG. Celle, 2. ZK. vom 5. Oktober 1915, 1 U. 129/15.) 


Mitgeteilt von Geh. IR. Dr. G. Meyer, Celle. 


* * * 

Zuläſſigkeit der Klage gegen unter Geſchäftsaufſicht 
ſtehende Schuldner. Verpflichtung des Schuldners zur 
Koſtentragung trotz fofortigen Anerkenntniſſes. Boll: 
ſtreckungsvorbehalt im Urteil.!) 

Das LG. hat dem Kläger die durch das Verfahren gegen die 
beklagte Firma unter 1 entſtandenen Koſten auferlegt, wobei es an⸗ 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 852, 1085, 1304. 
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nimmt, daß die Beklagte, die den Klaganſpruch ſofort anerkannt hat, 
nicht durch ihr Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlaſſung ge: 
geben habe (8 93 ZPO.). Das OLG. tritt dieſer Auffaſſung nicht 
bei. Zur Zeit der Erhebung der am 3. April 1915 zugeſtellten Klage, 
mit der im Wechſelprozeſſe von der Beklagten und ihren drei Inhabern 
die Bezahlung dreier am 31. Auguſt bzw. 31. Oktober und 31. De⸗ 
zember 1914 zahlbarer Wechſel verlangt wurde, war — am 16. De⸗ 
zember 1914 — nach der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
8. Auguſt 1914 vom AG. Chemnitz die Geſchäftsaufſicht über das 
Geſchäft der Beklagten zu 1 angeordnet worden. Aus dieſer An⸗ 
ordnung folgt nach der Beſtimmung in § 5 der Bekanntmachung, daß 
der Kläger, der unbeſtritten von dieſem Verfahren betroffen wird, 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht gegen die Beklagte im Wege 
der Zwangsvollſtreckung nicht vorgehen darf. Sein Klagrecht wird 
aber durch dieſes Verbot der Einzelvollſtreckung nicht ausgeſchloſſen 
(Jäger im BankArch. Nr. 2 vom 15. Oktober 1914 S. 31 f., 85). 
Der Gläubiger kann ja nach Lage des Einzelfalls ein Intereſſe an 
der Erlangung eines vollſtreckbaren Schuldtitels haben, um nach 
Aufhebung der Geſchäftsaufſicht die Zwangsvollſtreckung gegen den 
Schuldner zu betreiben. Ein ſolches Intereſſe war aber auch hier 
dem Kläger nicht abzuſprechen. Der gegenteiligen Anſicht der Kammer 
für Handelsſachen beim LG. Barmen Recht 1914, 729) kann nicht 
beigepflichtet werden. Es iſt auch die von dieſem LG. aus feiner 
Auffaſſung gezogenen Schlußfolgerung nicht uneingeſchränkt anzu⸗ 
erkennen, daß der Gläubiger die Koſten tragen müſſe, wenn er in 
Kenntnis der Geſchäftsaufſicht klage, und der Schuldner den Klag— 
anſpruch anerkenne. Vielmehr iſt nach der Lage des Einzelfalles zu 
entſcheiden, ob unter Anwendung von § 93 ZPO. der Gläubiger als; 
koſtenfällig anzuſehen tft (Recht 1915, 1732 [OL G. Düffelborf], 
Heſt, die Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen 
2. Aufl., 3 zu § 5; Breit in der JW. 1915, 161 f. [171], Wertheimer 
ebenda S. 175, Mendel in der DIzZ. 1915, 515). 

Angemeſſen iſt es, die Beſchränkung der Vollſtreckbarkeit nach 
85 Satz 2 der Bekanntmachung des Reichskanzlers, die auch hier 
Platz greift, ſo, wie geſchehen, in der Formel kenntlich zu machen. 
(Urteil des OLG. Dresden, 4. Z S. vom 14. Oktober 1915, 4. O. 174/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


— 


Entſcheidungen aus dem Mietrecht. 


A. Feindliche Einquartierung und drohende Gefahr 
feindlichen Einbruchs und der Beſchießung als Fehler der 
Mietwohnung und als Grund der Unmöglichkeit für den 
Vermieter, den Gebrauch der Wohnung zu gewähren 
(88 537, 323 BG B.). 

Ein Amtsrichter in einer oſtpreußiſchen Grenzſtadt iſt Mieter 
einer Wohnung im Hauſe der Stadtgemeinde gegen einen jährlichen 
Mietzins von 1100 AM. Er weigert ſich, für die Zeit vom 20. Auguſt 
bis 31. Dezember 1914 Mietzins zu zahlen, weil ihn in der Zeit 
vom 20. Auguſt bis 12. September die Beſetzung der Stadt und 
ſeiner Wohnung durch die Ruſſen, in der Zeit von Mitte November bis 
Ende Dezember die ernſte und dringende Gefahr eines neuen feind— 
lichen Einbruchs und der Beſchießung verhindert hätten, fein Gebrauchs 
recht an der Wohnung auszuüben. Während der Zeit von Anfang 
Oktober bis Mitte November ſei ein Wohnen in der Stadt allenfalls 
möglich geweſen, jedoch habe er damals die Wohnung nicht benutzen 
können, weil faſt alle Fenſterſcheiben im Hauſe infolge der früheren 
Beſchießung zertrümmert geweſen ſeien und Handwerker zum Aus: 
beſſern gefehlt hätten. Den Hausrat habe er bei ſeinem Fortgang 
zwar in der Wohnung gelaſſen, allein abgeſehen davon, daß ein 
großer Teil bei ſeiner Rückkehr aus der Wohnung verſchwunden Jz 
weſen fei, ftelle der Verbleib der Sachen keine Benutzung im Sinne 
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des Mietvertrages dar, denn er miete die Wohnung nicht, um darin 
ſeine Möbel aufzuſtellen, ſondern um ſie bewohnen zu können. 

Unſtreitig wurde den Einwohnern der Stadt am 21. Auguſt 
amtlich empfohlen, die Stadt wegen der Bedrohung durch die Ruſſen 
zu räumen; am 22. Auguſt rückten die Ruſſen ein, belegten auch die 
Wohnung des Beklagten mit Einquartierung und hielten ſich in der 
Stadt bis zum 12. September. Nach dem erneuten Eindringen der 
Ruſſen im November 1914 ſtand die Stadt ſeit dem 23. November 
1914 unter ruſſiſchem Artilleriefeuer und verblieb im Gefechtsgelände 
bis zur Winter⸗Maſurenſchlacht. Das Artilleriefeuer beſchädigte un⸗ 
mittelbar die Wohnung des Beklagten nicht. 

Das Landgericht hat den Beklagten zur Zahlung des Mietzinſes 
verurteilt und meint, der Beklagte habe lediglich aus einem in ſeiner 
Perſon liegenden Grunde ſein Gebrauchsrecht an der Wohnung nicht 
ausgeübt ($ 552 BGB.). Das Oberlandesgericht hat die Klage, 
ſoweit Mietzins für die Zeit vom 20. Auguſt bis 30. September 
und von Mitte November bis 31. Dezember 1914 verlangt wird, 
abgewieſen und über die Streitfrage der zerirümmerten Fenſterſcheiben 
und des Mangels an Handwerkern zu ihrer Ausbeſſerung Beweis 
erhoben. Aus den Gründen des abweiſenden Teilurteils: .. .. Stellen 
die Beſetzung der Stadt und die Belegung der Wohnung mit feind— 
lichen Truppen, ferner die ernſte und dringende Gefahr eines feind— 
lichen Einbruchs in Stadt und Wohnung, einer Zerſtörung oder Be— 
ſchädigung der Wohnung durch Artilleriefeuer einen Fehler der 
Wohnung im Sinne des § 537 BGB. dar? Das Gericht bejaht die 
Frage. Ein Fehler der Mietſache iſt nicht nur dann vorhanden, 
wenn er der Sache ſelbſt unmittelbar oder mittelbar anhaftet, ſondern 
nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts auch gegeben, wenn 
ſolche tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe eintreten, die zufolge 
ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach der Verkehrs— 
anſchauung die Wertſchätzung der Sache zu beeinfluſſen pflegen 
(RGR Kommentar zu § 537 S. 526 Anm. 3). So hat das RG. u. a. 
— W. 1913, 597 — die Unbenutzbarkeit eines zu Fabrikzwecken 
vermieteten Gebäudes für den Vertragszweck infolge eines polizeilichen 
Verbots, dort eine Fabrik zu betreiben, als einen Mangel im Sinne 
des § 537 bezeichnet. In einer anderen Entſcheidung — JW. 1911, 646 
— führt das RG. aus, die Freiheit und Ungeſtörtheit des Wohnungs— 
genuſſes vor Beeinträchtigungen Dritter, die kraft öffentlicher oder 
privater Beſugnis das Grundſtück betreten dürften, müſſe als eine 
Eigenſchaft angeſehen werden; ſolche Betretungsrechte kämen nicht 
nur als Beſchränkungen in der rechtlichen Verfügungsmacht, ſondern 
auch als tatſächliche Störungen im Genuß in Betracht und bedeuteten 
einen Fehler des Gegenſtandes ſelbſt. Auch aus dem RG. 79, 95 
erwähnten Fall iſt zu entnehmen, daß das RG. den § 537 auf den 
Fall eines geſetzlichen oder Behördenverbots dann entſprechend an⸗ 
wenden will, wenn es ſich dabei um irgendwelche Beziehungen 
(4. B. örtliche Lage) der Sache handelt. Das, was das RG. für 
den Fall ausſpricht, daß Beſtimmungen des öffentlichen Rechts die 
Unbrauchbarkeit der Mietſache für den Vertragszweck herbeiführen, 
muß auch gelten, wenn der Krieg in das Verhältnis zwiſchen Ver— 
mieter und Mieter eingreift und die Wohnung des Mieters in Mit— 
leidenſchaft zieht. Steht der Feind in der Stadt und hat die 
Wohnung mit Soldaten belegt, jo iſt ihre Tauglichkeit zum vertrags— 
mäßigen Gebrauch aufgehoben: der Mieter kann ſich, beſonders bei 
dem gerichtsbekannten gewalttätigen und völkerrechtswidrigen Verhalten 
der ruſſiſchen Soldaten und ihrer Führer im allgemeinen, während 
einer ſolchen Zeit der Wohnung nicht zum vertragsmäßig voraus— 
geſetzten Gebrauch bedienen. 

Der gleiche Sachmangel haftet aber der Wohnung an, wenn eine 
Stadt im Gefechtsgelände des Stellungskrieges liegt, vom Einfall des 
Feindes bedroht wird und feindlichem Artilleriefeuer ausgeſetzt iſt 
Wenn der Mieter ſeine Wohnung nur unter Lebensgefahr benutzen 
kann, aus triftigen Gründen beſorgen muß, beim Eindringen des 
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Feindes in Feindesland verſchleppt zu werden, unter Knappheit der 
nötigſten Lebens⸗ und Feuerungsmittel leiden zu müſſen, auch in 
Falle eines Vorgehens des Feindes mangels Fehlens der gewöhnlichen 
Verkehrsverbindungen nicht mehr entkommen zu können, dann iſt die 
Wohnung mit Rückſicht auf ihre örtliche Beziehung, unter der fie 
liegt, nicht mehr zum vertragsmäßigen Gebrauch in dem Sime 
tauglich, den die Parteien beim Abſchluß des Vertrags im Auge 
hatten und wie er ſich bei einer Auslegung des Vertrags unter Be 
rückſichtigung der 88 157, 136 BGB. ergibt. 

Hierbei handelt es ſich nicht etwa um einen in der Perſon dez 
Mieters liegender Grund, der ihn verhindert, fein Gebrauchsrecht 
auszuüben, und der ihn nicht von der Pflicht, den Mietzins zu ent: 
richten, befreien würde ($ 552 BGB.). Die ernſte und dringende 
Gefahr der feindlichen Beſetzung und Beſchießung der Stadt bedroht 
jeden Mieter, der dort ſeine Wohnung hat; demgemäß war auch in 
vorliegenden Falle von der Behörde den Einwohnern empfohlen 
worden, die Stadt zu verlaſſen. Die Flucht des Mieters iſt untet 
ſolchen Umſtänden „unter Zugrundelegung normaler Verſtandes⸗ und 
Gemütseigenſchaften eines Durchſchnittsmieters objektiv, nicht bloß 
ſubjektiv gerechtfertigt“, wie es in einer unlängſt ergangenen Ent 
ſcheidung des Oberſten Gerichtshofs in Wien — abgedruckt im Neuen 
Wiener Journal am 31. Auguſt 19151) — heißt. Dort wird die 
Anwendbarkeit des § 1107 Oſtu BGB. (inhaltlich unſerm 8 552 868. 
vergleichbar) verneint und ausgeſprochen, daß ſolche Fälle unter 
§ 1104 jenes Geſetzbuchs zu ſtellen find, wonach kein Mietzins zu 
entrichten iſt, „wenn eine in Beſtand genommene Sache wegen außer 
ordentlicher Zufälle, als Feuer, Krieg oder Seuche, wegen gruß 
Überſchwemmungen, Wetterſchläge oder wegen gänzlichen Mißrache 
gar nicht gebraucht oder benutzt werden kann“. 

Die Anzeige, die 8 545 BGB. als Vorausſetzung, die Haste bi 
§ 537 geltend zu machen, für den Mieter vorſchreibt, iſt in zälen der 
hier behandelten Art bedeutungslos, denn der Vermieter iſt nilig ßer 
ſtande, der Lage, wie fie der Krieg für die Wohnung des Mieter geſcaffen 
hat, abzuhelfen. Der Mieter iſt ſomit, ſolange die Wohnung mit dn 
bezeichneten Mangel, der ſie zum vertragsmäßigen Gebrauch untauglid 
macht, behaftet iſt, nach § 537 nicht gehalten, den Mietzins zu jablen 

Aber nicht nur aus den Sondervorſchriften des Mietrechts, ſonden 
auch aus den allgemeinen Vorſchriften des BGB. über die unmöglichen 
der Leiſtung bei gegenſeitigen Verträgen — 8 323 — läßt ſich die de 
fugnis des Mieters herleiten, bei Beſetzung der Stadt durch den dend 
und bei ernſtlicher, dringender Gefahr der Beſetzung oder Beſchießung für 
die Zeit der Beſetzung und die Dauer ſolcher Gefahr feine Leiſtung, a 
Mietzins, zu verweigern ... Während der Zeit, wo feindliche Truppen u 
der Wohnung des Mieters hauſen, iſt, ganz abgeſehen von dem gericht 
bekannten, völkerrechtswidrigen Verhalten der Ruſſen gegenüber friedliche 
Landeseinwohnern, ein Weiterwohnen des Mieters in ſeiner Dopnung 
ausgeſchloſſen, und iſt es dem Vermieter nicht möglich, dem Weckt 
den vertragsmäßigen Gebrauch der Mietſache zu gewähren. Bi 
vermag das aus einem Umſtand nicht, den weder er noch der Nen 
zu vertreten hat, infolge der Kriegslage, und verliert daher fr 
Anſpruch auf die Gegenleiſtung (vgl. auch Thiele, „Einfluß w 
Krieges auf beſtehende Mietverhältniſſe“ in DNOLT. 1915, 687. 

Dieſelbe Unmöglichkeit, den Gebrauch der Mietwohnung I 
gewähren, beſteht für den Vermieter aber auch dann, wem en 
ernſte und dringende Gefahr vorhanden iſt, daß der Feind in Stu 
und Wohnung einbricht, daß die Wohnung infolge der Lage de 
Hauſes und der Stadt im Gefechtsgelände der Zerſtörung oder de 
ſchädigung durch Artilleriefeuer ausgeſetzt iſt. Der Vermieter hat dem 
Mieter einen ruhigen ordnungsmäßigen Gebrauch der Nierſach w 
gewähren: dieſe Leiſtung iſt ihm aber bei objektiver Beurteilung 
unter Berückſichtigung der 88 157, 133 BGB. bei der vorausgelehte 


) Vol. auch Oſt Fl. 44, Beil. zu Rr. 37, ſowie Gerichtthale e. el 
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Sachlage nicht möglich. Die Auffafſung, daß der Feind erft in Stadt 


und Wohnung eingedrungen ſein muß, daß feindliches Granatfeuer 
erſt die Wohnung ganz oder zum Teil unbewohnbar gemacht haben 


muß, um die Leiſtung des Vermieters unmöglich zu machen, iſt zu 
engherzig und wird weder den Verhältniſſen des Lebens noch den die 


Rechtsbeziehungen zwiſchen Vermieter und Mieter durchziehenden 


Grundſätzen von Treu und Glauben gerecht. Daß der Feind ſchließlich 


nicht in die Stadt eingedrungen, die Wohnung des Mieters von der 
Beſchießung nicht betroffen worden iſt, kann dem Mieter nicht ent⸗ 


gezengehalten werden, denn die Gefahr des feindlichen Eindringens, 


der Zerſtörung oder Beſchädigung der Wohnung dauert während der 


Lage der Stadt im Gefechtsgelände unvermindert fort, und das 
Wohnenbleiben des Mieters iſt mit Lebensgefahr für ihn verbunden. 


Eine Nutzung nur unter Lebensgefahr iſt keine Gewährung des 


Gebrauchs mehr im Sinne des Geſetzes: den gewöhnlichen, beim 
Vertragsabſchluß vorausgeſetzten Gebrauch zu gewähren, iſt dem Ver: 
mieter während des Beſtehens der Gefahr unmöglich geworden. 

Von einem in der Perſon des Mieters liegenden Grunde, der ihn ver: 
hindert, fein Gebrauchsrecht auszuüben — § 552 BGB. —, kann nicht die 
Rede fein, wenn faſt alle Einwohner auf Rat ihrer Behörde die Stadt 
verlaſſen, wie ſchon zuvor bei der Erörterung des $ 587 erwähnt wurde. 

Den hier vertretenen Standpunkt teilen, außer der oben wieder⸗ 
gegebenen Entſcheidung des Wiener Oberſten Gerichtshofs, Heinsheimer 
in der DIZ. 1915, 193 f., die dort angeführte franzöſiſche Necht: 
ſprechung und in Anlehnung an ſie eine Verordnung des Gouverneurs 
von Belgien für die dort durch den Krieg geſchaffenen Sonderverhält— 
niſſe auf dem Gebiete des Mietrechts. 

. . . Die Anwendung der vorſtehend entwickelten Nech:sſätze auf 
den gegebenen Tatbeſtand führt zu folgenden Ergebniſſen. In der 
Zeit vom 20. Auguſt bis zum 12. September, als die Veſetzung der 
Stadt und der Wohnung durch die Nuſſen unmittelbar drohte und 
dann geſchah, war die Wohnung mit einem ihre Tauglichkeit zum 
vertragsmäßigen Gebrauch aufhebenden Fehler behaftet und der 
Beklagte von der Pflicht, Mietzins zu entrichten, frei (§ 537); der 
Klägerin war es für den genannten Zeitraum unmöglich, den Gebrauch 
der Wohnung zu gewähren, und infolge dieſer teilweiſen Unmöglichkeit, 
den Mietvertrag zu erfüllen, minderte ſich die Gegenleiſtung des 
Beklagten durch Wegfall des Mietzinſes während der Zeit (SS 323, 
472, 473). Derſelbe Rechtszuſtand für die Wohnung beſtand aber 
auch während der Zeit, die die Neinigung und Inſtandſetzung der 
Wohnung nach dem Abzug der Ruſſen aus der Stadt in Anſpruch 
nahm. Es iſt gerichtsbekannt, in welch übel verwahrloſtem und ver— 
ſchmutztem Zuſtand ſich die von ruſſiſchem Militär in Anſpruch 
genommenen Wohnungen befunden haben; die Klägerin ſelbſt gibt zu, 
daß die Fußböden zwar nicht erneuert, aber gereinigt werden mußten. 
Selbſt wenn geeignetes Arbeitsperſonal und Handwerker damals in 
der Stadt vorhanden geweſen ſind, würde ein Zeitraum von reichlich 
14 Tagen, alſo bis Ende September d. J., als notwendig angeſehen 
werden müſſen, um die Wohnung wieder für den vertragsmäßigen 
Gebrauch herzurichten. Auch ſür dieſe Zeit, während deren die Wohnung 
zum Gebrauch untauglich war, iſt der Beklagte von ſeiner Mietzins— 
verbindlichkeit befreit. 

Für die Zeit von Anfang Oktober bis Mitte November 1914 
kommen noch andere als die bisher dargelegten Geſichtspunkte in 
Betracht, die beweiserheblich und daher nicht ſpruchreif ſind. 

Was den Zeitraum von Mitte November bis Ausgang Dezember 
1914 angeht, als die Stadt von einem neuen Nuſſeneinfall bedroht 

war, im Gefechtsgelände des Stellungskriegs lag und feindlichem 
Artilleriefeuer ausgeſetzt war, ſo iſt der Beklagte für dieſe Zeit gleich— 
falls aus den beiden oben dargelegten rechtlichen Geſichtspunkten des 
8 537 und 323 BGB. nicht gehalten, Mietzins zu zahlen. 

Die Tatſache endlich, daß der Beklagte ſeinen Hausrat in der 
Wohnung während der nach vorſtehenden Ausführungen mietzinsfreien 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1379 


——— 


Zeit belaſſen hat, iſt nicht geeignet, den Klaganſpruch anderweit zu 
begründen. Der Beklagte hatte die Wohnung nicht als Lagerraum 
ſür ſeine Sachen, ſondern als Wohnräume für ſeine Perſon 
gemietet: wird ihm der Gebrauch in der Art, wie er ihn für ſeine 
Perſon verlangen darf, nicht gewährt, ſo hat er nicht nötig, den 
Mietzins deshalb zu zahlen, weil er die Wohnung für ſeine Sachen 
benutzt hat . . .. (Urteil des OLG. Königsberg, vom 19. Oktober 1015, 
3. 35. 3 U. 65/15.) )) 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Ermel, Königsberg. 


B. Eine von der Militärbehörde angeordnete Bes 
ſchränkung in der Beleuchtung der Wohnräume gibt dem 
Mieter kein Recht zur friſtloſen Kündigung des Miet- 
vertrages oder zur Minderung des Mietzinſes? 

Das Berufungsgericht iſt der Anſicht, daß der durch den Krieg 
herbeigeführte Wegfall der Annehmlichkeiten des Travemünder Bade⸗ 
lebens (bier abgeſehen von der Beſchränkung in der Beleuchtung der 
Wohnungen) weder den Mietvertrag ohne weiteres aufhebt, noch den 
Mieter zur friſtloſen Kündigung oder zu einer Minderung des Miet⸗ 
zinſes berechtigt. Zwar wird bei der Mietung einer Sommerwohnung 
in einem Badeorte der Mieter regelmäßig von der Erwartung aus⸗ 
gehen, daß während der Mietzeit der Nadeverkehr mit feinen An⸗ 
nehmlickkeiten in gewohnter Weiſe ftartfindet, und der Vermieter 
wird ſich bewußt ſein, daß dieſe Erwartung für den Mieter mit⸗ 
beſtimmend zum Vertragsſchluß iſt. Trotzdem kann in Ermangelung 
ausdrücklicher Abmachung weder angenommen werden, daß der Ber: 
mieter auf Grund des Mietvertrages für das Fortbeſtehen des Babe: 
verkehrs einzuſtehen hat, noch iſt das Fortbeſtehen der Annehmlich— 
keiten des Badeverkehrs als Bedingung für die Fortdauer des Miet⸗ 
vertrages anzuſehen. Die Gefahr einer unerwartet eintretenden Bes 
endigung oder Einſchränkung des Badelebens (die außer im Falle 
eines Krieges auch durch andere Umſtände, z. B. Ausbruch einer an⸗ 
ſteckenden Krankheit, Landestrauer, herbeigeführt werden kann) trifft 
an ſich den Mieter; ihr Eintritt ändert an dem Beſtande des Miet— 
vertrages nichts. Auch bei einer in einem Badeorte gelegenen 
Wohnung gehört zu dem vom Vermieter der Wohnung vertragsmäßig 
zu gewährenden Gebrauch nicht die Möglichkeit, von der Wohnung 
aus an einem Badeverkehr, wie er ſonſt regelmäßig an dem Orte 
berrſcht, teilzunehmen. Deshalb wird auch durch das Aufhören oder 
die Einſchränkung des Badelebens der vertragsmäßige Gebrauch der 
Wohnung dem Mieter nicht entzogen oder behindert. Andererſeits 
kann auch in einem Badeorte der Badeverkehr nicht als Eigenſchaft 
der in dem Orte belegenen Wohnungen und der Fortfall oder die 
Einſchränkung dieſes Verkehrs nicht als Fehler der Wohnung, der 
die Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Gebrauche hindert, angeſehen 
werden. Der Fall liegt inſoweit nicht anders, als wenn jemand mit 
Rückſicht auf die Erziehung ſeiner Kinder eine Wohnung in einer 
Gumnaſial⸗ oder Univerſitätsſtadt, oder mit Rückſicht auf die an 
einem Fürſtenſitz gebotenen Annehmlichkeiten in einer Reſidenzſtadt 
gemietet hat, und ſpäter das Gymnaſium, die Univerſität oder die 
Hofhaltung verlegt wird. 

Ebenſowenig berechtigt nach Anſicht des Berufungsgerichts das 
beim Kriegsausbruch von der Militärbehörde erlaſſene Verbot, in den 
nach der Seeſeite belegenen Zimmern abends Licht zu brennen, ohne 
die Fenſter in geeigneter Weiſe zu verdunkeln, zu einer friſtloſen 
Kündigung oder zu einer Minderung des Mietzinſes. 

Als ein Fehler der Mietſache kann die durch das Verbot den 
Bewohnern auferlegte Beſchränkung überall nicht angeſehen werden. 
Allerdings find als Fehler der Mietſache im Sinne des § 537 BGB. 
nicht nur körperliche Mängel der Sache ſelbſt, ſondern auch ſolche 


1) Siehe hierzu den Auffag von Mittelſtein S. 1327 bis 1334, 
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Verhältniſſe anzuſehen, welche die Mietfahe in ihrer Tauglichkeit 
unmittelbar beeinträchtigen (vgl. Mittelſtein, Miete, 8. Aufl. S. 216). 
Auch behördliche Verbote, welche auf Grund von Baupolizei⸗ und 
Wohnungspflegegeſetzen die Benutzung der gemieteten Räume oder 
einzelner Teile allgemein oder für beſtimmte Zwecke unterſagen, ſind 
hierher zu rechnen (Mittelſtein a. a. O., Note 9). Bei dem hier in 
Frage ſtehenden Verbot aber handelt es ſich nicht um Verhältniſſe, 
die unmittelbar die Mietſache in ihrer Tauglichkeit betreffen; das 
Verbot richtet ſich vielmehr unmittelbar an die Bewohner, indem es 
ihnen aus Gründen des allgemeinen Wohls und der Sicherheit ein 
beſtimmtes Verhalten in der Wohnung vorſchreibt. Der Fall liegt ähnlich, 
wie bei den an einzelnen Orten im Intereſſe der öffentlichen Ruhe er⸗ 
laſſenen polizeilichen Nerboten, zu beſtimmten Stunden oder nach öffent⸗ 
lichen Straßen und Plätzen hin Teppiche und Decken auszuklopfen oder 
zu beſtimmten Stunden bei geöffneten Fenſtern zu muſizieren, oder bei 
dem im Intereſſe der Sicherheit oder der Sonntagsheiligung erlaſſenen 
obrigkeitlichen Anordnungen, nach denen die Haustüren von einer 
beſtimmten Stunde ab verſchloſſen zu halten oder während der Zeit 
des Hauptgottesdienſtes die Läden zu ſchließen und die Schaufenſter 
zu verbängen ſind. Demnach iſt eine Minderung des Mietzinſes nach 
8 537 BGB. nicht gerechtfertigt. 

Aber auch das Recht der friſtloſen Kündigung iſt nicht gegeben. 
Der Mieter kann die Räume nach wie vor als Wohnung benutzen. 
Er kann ſie auch, wie das zur Benutzung in den Abend- und Nacht⸗ 
ſtunden nach zeitgemäßer Anſchauung erforderlich iſt, beleuchten und 
lüften. Er iſt nur — in dem zu Kriegszeiten gegebenen Intereſſe 
der Erſchwerung feindlicher Angriffe — gehalten, wenn er Licht brennt, 
die Fenſter derart abzublenden, daß kein Lichtſchein nach außen fällt. 
Das iſt möglich, auch ohne die erforderliche Lüftung ganz abzuſtellen. In 
der Auflage der Militärbehörde iſt deshalb eine — auch nur teil⸗ 
weiſe — Entziehung des vertragsmäßigen Gebrauchs der Wohnung 
nicht zu erblicken. Es mag darauf hingewieſen werden, daß an 
manchen Orten ſich das Brennen von Licht an Sommerabenden bei 
geöffneten Fenſtern auch aus anderen Gründen, mit Rückſicht auf das 
Eindringen von Mücken, Moskitos u. dgl. in die bewohnten Räume 
verbietet, ohne daß dieſe Beeinträchtigung als Entziehung des vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauchs der Wohnung empfunden wird. Andererſeits ſei 
darauf hingewieſen, daß auch die nach dem Reichsgeſetz vom 25. Juni 
1868 den Inhabern quartierfähiger Räume auferlegte Einquartierung 
als teilweiſe Entziehung des vertragsmäßigen Gebrauchs nicht be⸗ 
trachtet wird (vgl. Mittelftein a. a. O. S. 281). 

Jedenfalls aber würde, ſelbſt wenn man die durch das Verbot 
den Bewohnern auferlegte Beſchränkung als Hinderung des vertrags— 
mäßigen Gebrauchs der Mietwohnung anſehen wollte, dieſe Beein⸗ 
trächtigung — auch bei Berückſichtigung des Umſtandes, daß es ſich 
im vorliegenden Falle um eine teure. deshalb beſondere Annehmllich⸗ 
keiten verſprechende Wohnung in einem Badeort handelt — nur als 
fo unerhebliche betrachtet werden können, daß auch das angebliche 
Bedürfnis des Beklagten, abends und nachts bei geöffneten Fenſtern 
zu komponieren, die friſtloſe Kündigung nach §S 542 Abſ. 2 BGB. 
nicht rechtfertigen könnte. (Urteil des OLG. Hamburg vom 11. No: 
vember 1915, Bf. II 108/15.) U) 

Mitgeteilt vom Senatspräſidenten Dr. Mittelftein, Hamburg. 


C. Ein Splelverbot des Militärpolizeimeiſters befreit 
den Mieter eines als Varietétheater eingerichteten 
Grundſtücks von der Zahlung des Mietzinſes während 
der Dauer des Spielverbots. 

Der Kläger hat laut Vertrag vom 22. Dezember 1911 ſein in 
Metz gelegenes als Varietétheater eingerichtetes Grundſtück auf die 
Dauer von 10 Jahren vermietet. Die beklagte Geſellſchaft iſt in 
dieſen Vertrag eingetreten. Sie hat den Mietzins für die Monate 


1) Siehe hierzu Mittelſtein S. 1333 bis 1334. 
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Auguſt und September 1914 — mit Ausnahme der Miete von 
2 Tagen — nicht gezahlt. Neben einem anderen Anſpruch verlangt 
die Klage Zahlung des Mietzinſes für dieſe beiden Monate. Die 
Beklagte weigert die Zahlung, da durch eine Verfügung des Militär: 
polizeimeiſters in Metz die dortigen Theater — insbeſondere auch 
das der Beklagten — in der Zeit vom 1. Auguſt bis 28. Sr 
tember 1914 geſchloſſen geweſen ſeien. Die erſte Inſtanz hat den 
Klageanſpruch abgewieſen. Allerdings verneint der erſte Richter, daß 
für den Kläger Unmöglichkeit der Leiſtung vorgelegen habe und die 
Beklagte aus dieſem Grunde von der Zahlung der Miete befreit je. 
Der klägeriſche Anſpruch ſei aber abzuweiſen, weil „als Wille der 
Parteien anzunehmen iſt, daß in Fällen der vorliegenden Art der 
Mieter keine Miete zu zahlen habe“. „Größere Unterbrechungen der 
Spielzeit, namentlich ſolche unvorhergeſehener Art“, rechtfertigten unter 
Umſtänden einen Abzug von der Miete. Ein folder Fall liege ver, 
und daher ſei die Klage abzuweiſen. Das OLG. kommt zum gleichen 
Ergebnis auf Grund folgender Erwägung. Nach § 552 BGB. werde 
der Mieter nicht von der Zahlung des Mietzinſes befreit, wenn e 
durch einen in feiner Perſon liegenden Grund an der Ausübung des 
ihm zuſtehenden Gebrauchsrechts verhindert werde. Das Spielverbet 
beruhe aber nicht auf Gründen, die in der Perſon des Beklagten 
lägen, ſondern „auf den durch den Kriegsausbruch hervorgerufenen 
örtlichen Verhältniſſen“. Alle Grundſtücke in Metz ſeien durch das 
Verbot zur Benutzung als Varietétheater ungeeignet geworden. I. 
dieſer Benutzung habe aber der vom Kläger zu „gewährende“ ver: 
tragsmäßige Gebrauch beſtanden. Nach 8 323 BGB. ſei die Beklagte 
für die Dauer des Spielverbots von der Zahlung des Nietzinſes 
befreit. Dem ſtehe die Entſcheidung des RG., Bd. 79 S 92, nich 
entgegen. Das auf Grund des § 8 des Stellenvermittlergeſckes 
vom 2. Juni 1910 erlaſſene Verbot der Einrichtung von Zveig⸗ 
niederlaſſungen ſei mit dem hier in Rede ſtehenden Spielverbote nicht 
auf eine Stuſe zu ſtellen, da es lediglich in den perſönlichen de: 
hältniſſen des Stellenvermittlers feinen Grund habe. (Mil des 
OLG. Frankfurt a. M. vom 13. Oktober 1915, 4 U. 237/15.) ') 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt W. Lutſch, Frankfurt a. N. 


Unterzeichnung des eigenhändigen Teſtaments nur mit 
dem Vornamen genügt. . 

Die Beſchwerdeführerin Anna N. hat als Vormünderin ihre 
Tochter Erna bei dem AG. in C. beantragt, die Auseinanderſefun 
über den Nachlaß des am 30. Dezember 1914 in Challerange in einem 
Reſervefeldlazarett verſtorbenen Friſeurs Heinrich H. zu vermitteln 
Sie hat ſich darauf berufen, daß Erna N. in einem Briefe des ii 
ftorbenen zur Erbin auf die Hälfte des Nachlaſſes eingeſetzt ſei. Diele 
Brief, welcher weder Ort noch Zeit der Niederſchrift angibt, beginnt m 
der Anrede: „Liebe Anna“ und ſchließt mit den Worten: „... Af 
ſollte ich nicht wieder zurückkommen, alſo daß ich fallen ſollte, ſo falt 
die Hälfte von meinem Erbteil an unſere Erna. Ich glaube ſan 
wenigſtens mein möglichſtes getan zu haben, was man machen ian 
in fo einer Situation. Wir wollen das Beſte hoffen bis auf Wiebe 
ſehen, mit Grüßen an Alle, D. D. J. Heinrich. Auf Wiederſehen 
Über die Familiennamen des Briefſchreibers oder der Briefempfängen 
und über ihre Beziehungen zueinander enthält der Brief nichts. 

Das AG. hat den Antrag abgelehnt, da der Brief als gültiges 
Teſtament nicht anzuſehen ſei. Das LG. hat ſich dieſer mufuft n 
angeſchloſſen, da in der Unterſchrift der Familienname fehle, m. 
demgemäß die Beſchwerde der Antragſtellerin zurückgewieſen. 

Die weitere Beſchwerde ift zuläffig und begründet. 0 

Der zum Nachweis des Erbrechts der Erna N. vorgelegte on 
enthält eine Regelung der Verhältniſſe des Ausſtellers für ben 
feines Todes. Er kann alſo als Teſtament gelten, wenn « 


— m. 
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Teſtamentsformen entſpricht. Die Borinftanzen ſtellen die Form⸗ 
gültigkeit in Abrede. Dieſer Auffaſſung kann ſich das Gericht der 
weiteren Beſchwerde nicht anſchließen. Da der Brief weder Zeit⸗ noch 
Ortsangabe enthält, kann er angeſichts des §S 2231 Nr. 2 BGB. als 
eigenhändiges Teſtament im Sinne des bürgerlichen Rechts nicht gelten. 
In Frage kann nur kommen, ob er als gültiges privilegiertes Militär⸗ 
teſtament im Sinne des § 44 Ziff. 2a RMil G. vom 2. Mai 1874 
angeſehen werden kann, zu deſſen Errichtung es lediglich eigenhändiger 
Niederſchrift und Unterſchrift bedarf. Daß die Niederſchrift des 
privilegierten Militärteſtaments ebenſo wie die des eigenhändigen 
Teſtaments des bürgerlichen Rechts auch in Briefform erfolgen kann, 
unterliegt keinem Bedenken, wird auch von den Vorinſtanzen nicht 
bezweifelt, es kommt alſo darauf an, ob die Unterſchrift „Heinrich“ 
zur Erfüllung der Formvorſchrift ausreicht. Zur Beantwortung dieſer 
Frage bedarf es zunächſt der Prüfung, ob etwa dem § 44 Ziff. 2 
RMilG. ein ihm eigenartiger beſonderer Unterſchriftsbegriff zugrunde 
liegt. Ein ausdrücklicher Ausſpruch darüber, was unter „unterſchreiben“ 
im Sinne der angeführten Vorſchrift zu verſtehen iſt, findet ſich weder 
im RMilG. ſelbſt, noch in den Vorarbeiten. Dasſelbe gilt für das 
Preußiſche Geſetz vom 8. Juni 1860 (GS. S. 240), an deſſen gleich⸗ 
lautenden § 6 Ziff. 1 der § 44 Ziff. 2a RMilG. ſich anſchließt. Die 
Motive zu dieſem Geſetz (Abg.⸗H. Druckſ. Nr. 140) bemerken lediglich: 
„Es iſt hier leitender Grundſatz, die Förmlichkeiten zwar zu erleichtern, 
jedoch nur in dem Maße, daß der Inhalt des letzten Willens immer 
mit Sicherheit zu erkennen iſt.“ Bei dem Schweigen des Geſetzes 
vom 8. Juni 1860 iſt anzunehmen, daß es hinſichtlich des Unterſchrifts⸗ 
begriffs eine Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes nicht gewollt 
hat. Dieſer Rechtszuſtand beruhte auf § 183 J, 12 ALR. (aufgehoben 
in § 14 Gef. v. 1860), wonach gleichfalls „zur Gültigkeit eines 
ſchriftlich aufgeſetzten Teſtaments“ es hinreichend war, „wenn es von 
dem Teſtator eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben“ (in ſeinem 
Feldnachlaß aufgefunden worden). Für das Geltungsgebiet des 8 183 I, 
12 ALR. ergab ſich der Begriff der Unterſchrift aus § 116 J, 5 AL R., 
wonach Verträge, welche vermöge des Geſetzes oder einer Abrede der 
Parteien ſchriftlich geſchloſſen werden ſollen, ihre Gültigkeit erſt durch 
die Unterſchrift erhalten. Die Heranziehung dieſer Vorſchrift und der 
dazu ergangenen Meinungsäußerungen in Schrifttum und Recht⸗ 
ſprechung entſprach der Rechtsübung. Ob nach dieſer Beſtimmung 
eine „Unterſchrift“ gültig allein mit dem Vornamen geleiſtet werden 
konnte, war in der Rechtſprechung und Rechtslehre noch nicht völlig 
geklärt. Die Frage wurde bejaht von dem damaligen OLG. in Halber⸗ 
ſtadt in einer Entſcheidung vom 25. Auguſt 1834 (JW. 1837, 869) 
mit der Einſchränkung, daß über die Identität des Unterſchreibenden 
kein Zweifel beſtehen dürfe. Ihm ſchloſſen ſich Koch, Recht der 
Forderungen Bd. 2 S. 169, und Förſter, Preuß. Privatr. 3. Aufl. Bd. 1 
8 449 A. 24, an. In einer Entſcheidung vom 20. Januar 1887, 
Gruchots Beitr. 32, 118 (alſo nach Inkrafttreten des RMilG.), hat 
das RG. dieſe Frage ausdrücklich offengelaſſen. Dernburg, Preuß. 
Privatr. (5) § 97 S. 204 A. 6 läßt die Unterfchrift mit dem Vornamen 
im Briefwechſel unter nahen Verwandten gelten, während anderſeits 
das ROH. ſich in einer Entſcheidung vom 17. Oktober 1873 
(ROH G. 11, 213) mit Nachdruck dafür ausgeſprochen hatte, daß eine 
Wechſelunterſchrift unter allen Umſtänden den Familiennamen enthalten 
müſſe. Bei dieſem Rechtszuſtand kann nicht feſtgeſtellt werden, daß 
das RMilG. einen von dem allgemeinen bürgerlichen Rechte der 
Gegenwart abweichenden Unterſchriftsbegriff zugrunde legt. Es be⸗ 
ſtehen vielmehr keine Bedenken, den Begriff: „unterſchreiben“ in 8 44 
Ziff. 2a RMilG. übereinſtimmend mit § 2231 Nr. 2 BGB. zu beſtimmen. 
Jedenfalls ließe es ſich nicht rechtfertigen, bei Anwendung des § 44 
Ziff. 2a RMilG. einen ſtrengeren Maßſtab bei Prüfung der Unterſchrift 
anzulegen als bei Beurteilung eigenhändiger Teſtamente nach dem BGB. 

Danach hängt die Entſcheidung davon ab, ob im Sinne des 
§ 2231 Nr. 2 BB. der Erblaſſer das eigenhändige Teſtament mit 
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dem Vornamen allein rechtsgültig unterſchreiben kann. Die Vorinſtanzen 
haben das verneint und die Unterſchrift mit dem Vornamen für nicht 
genügend, vielmehr die Angabe des Familiennamens in der Unterſchrift 
für erforderlich erklärt. Sie konnten ſich — für den vorliegenden Fall 
wenigſtens — auf die bisherige Rechtſprechung des KG. berufen. 
Denn das KG. hat noch in dem Beſchluſſe vom 19. Mai 1918 
(KG J. 45 S. 116) unter Aufrechterhaltung der früheren Rechtsübung 
(KGJ. 81 S. A 109) ausgeſprochen, daß ein eigenhändiges Teſtament 
— auch wenn es in Briefform errichtet ſei — nur dann rechtsgültig 
mit dem Vornamen allein unterzeichnet ſei, wenn ausnahmsweiſe wie 
bei erlauchten Perſoren dir Vorname in regelmäßiger und allbekannter 
Mbung im Verkehr als Name gebraucht werde. Das KG. ſieht fi 
veranlaßt, nunmehr einen anderen Standpunkt einzunehmen. An dem 
Ausgangspunkt freilich, daß die in 8 2281 Nr. 2 BGB. vorgefchriebene 
Unterſchrift eine Namensunterſchrift iſt (zu vergleichen 8 126 BGB.), 
hält das KG. auch jetzt feſt. Das RG. hat das zwar, ohne zu der 
Frage Stellung zu nehmen, in dem noch näher zu erörternden Beſchluſſe 
vom 5. Juli 1915 als zweifelhaft bezeichnet. Dieſe Zweifel teilt 
indeſſen das KG. nicht. Es ſchließt ſich vielmehr auch jetzt, entſprechend 
den Ausführungen in den älteren Entſcheidungen, dem Ausſpruch des 
RG. in der Entſcheidung vom 20. Januar 1887 (Gruchots Beitr. 32, 
118) an: „Unterſchrift iſt Namensunterſchrift. Das allein entſpricht 
dem allgemeinen Sprachgebrauche des Lebens.“ Die Billigung der 
gegenteiligen Anſicht von Dernburg, BürgR. (5) 5 29 Anm. 8, und 
Glaſer, DIZ. 1906, 646 ff., wonach auch die Unterſchrift „Euer 
Vater“ und ähnliche Unterſchriften genügen ſollen, würde im Wider⸗ 
ſpruch zum Urkundengebrauche ſtehen und zu einer der Bedeutung 
des Teſtaments nicht mehr entſprechenden Abſchwächung der Form: 
vorſchriften führen. 

Es fragt ſich indeſſen, ob nicht über den bisher vom KG. be⸗ 
ſtimmten Kreis hinaus die Unterſchrift mit dem Vornamen als aus⸗ 
reichende Namensunterſchrift gelten kann. Aus Anlaß eines ihm ſpäter 
bekanntgewordenen Beſchluſſes des OLG. Colmar vom 20. Mai 1908 
(ElſLoth JZ. 33, 434) hat das KG. eine dieſe Rechtsfrage betreffende 
weitere Beſchwerde gemäß 8 28 Abf. 2 FGG. dem R. zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt. Der bei dieſer weiteren Beſchwerde zu beurteilende 
Tatbeſtand wies gegenüber dem jetzigen Fall die Eigenart auf, daß 
der Erblaſſer im Text des nur mit dem Vornamen unterſchriebenen 
Briefes ſeine vollſtändige, alſo auch den Familiennamen enthaltende 
Feldadreſſe angegeben hatte. Das RG. hat in dem Beſchluſſe vom 
5. Juli 1915, IV B. 4/1915!) das Teſtament für gültig erklärt und 
im Anſchluß an die auch vom KG. in dem Beſchluß KGJ. 81 S. A 109 
gewürdigte Entſtehungsgeſchichte des § 126 BGB. folgendes ausgeführt. 
(Hier folgt der Wortlaut der Gründe des RG.) 

Das KG. kann ſich der Überzeugungskraft der auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 126 BGB. geſtützten Einwendungen des RG. gegen 
feine bisherige Rechtsübung nicht verſchließen und ſieht ſich, obwohl 
viel für die dieſer Übung zugrunde liegende Auffaſſung ſpricht, nicht 
in der Lage, den Grundſatz aufrechtzuerhalten, daß die Unterzeichnung 
mit dem Vornamen nur dann ausreiche, wenn der Vorname in regel⸗ 
mäßiger und allbekannter Übung im Verkehr als Name gebraucht 
werde. In Übereinſtimmung mit den Ausführungen des RG. nimmt 
das KG. vielmehr jetzt an, daß es auch, abgeſehen von den im 
vorhergehenden Satz und im weſentlichen bereits in Mot. 1, 185 
erwähnten Fällen, Umſtände geben kann, die den Gebrauch des 
Familiennamens in der Unterſchrift zur Erfüllung der Schriftform 
nicht als durchaus notwendig erſcheinen laſſen. Allgemeingültige 
Merkmale für dieſe Sonderfälle hat das RG. nicht aufgeſtellt, und 
auch der vorliegende Fall bietet keinen Anlaß, ſich hierzu abſchließend 
zu äußern. Gegenwärtig iſt nur über die Unterſchrift der Teſtamente 
in Briefform zu befinden. Ohne für dieſe Teſtamente im übrigen 
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eine rechtliche Eigenart zu beanſpruchen (K GJ. 81 S. A 111), kann ſich 
die Entſcheidung auf ſolche Teſtamente beſchränken. Iſt nun mit dem 
RG. der ſtrenge, bisher vom KG. vertretene Standpunkt aufzugeben, 
ſo erſcheint es folgerichtig, vorbehaltlich der noch zu erörternden Be⸗ 
denken gegen die Vollſtändigkeit der Vollziehung, bei Teſtamenten in 
Briefform die Unterſchrift mit dem Vornamen allgemein für ausreichend 
zu erachten, denn der Gebrauch des bloßen Vornamens zum Abſchluß 
don Briefen entipricht weitverbreiteter Übung. Inſofern berührt ſich 
dieſer Fall mit den in Mot. 1, 185 erörterten Fällen. Ob dieſe An⸗ 
nahme freilich der Auffaſſung des RG. entſpricht, kann zweifelhaft 
fein. Das RG. ſcheint geneigt zu fein, die Frage, ob dem Form: 
erfordernis der Unterſchrift durch die Unterzeichnung mit dem bloßen 
Vornamen genügt iſt, nicht nach der äußeren Geſtalt der Urkunde, 
ſondern nach ihrem Inhalte zu beurteilen, denn es legt in dem von 
ihm beurteilten Fall anſcheinend Gewicht darauf, daß mit Rückſicht 
auf die im Text des Briefes enthaltene Angabe der Feldadreſſe für jeden 
Dritten mit Sicherheit erkennbar ſei, wer die Urkunde ausgeſtellt habe. 
Dieſer Rechtsauffaſſung könnte das KG. ſich nicht anſchließen. In Über: 
einſtimmung mit dem Beſchluſſe KGJ. 45 S. 116 hält das KG. viel⸗ 
mebr an dem Standpunkte feſt, daß „eine Formvorſchrift nur äußerlich 
erkennbare Merkmale der Urkunde feſtſetzen kann“ (RG. 74, 423; ) 
ſ. auch Weißler, DNotV. 1915, 371), ſo daß die Formgültigkeit der 
Urkunde nur nach ihrer äußeren Geſtalt, nicht nach dem Inhalt der 
beurkundeten Erklärung zu beurteilen iſt. Sodann kann es aber auch 
weiter nicht für angängig erachtet werden, die Formfrage in ein 
Abbängiakeitsverhältnis zur Identitätsfrage zu bringen. Hat z. B. der 
Erblafſer das Teſtament mit ſeinem Familiennamen, alſo ganz zweifel⸗ 
los ausreichend unterſchrieben, ſo iſt es nicht etwa deshalb ungültig, 
weil es mit Rückſicht auf die weite Verbreitung dieſes Namens 
(z. B. Müller oder Schulze) dem Zweifel darüber, wer es unter⸗ 
ſchrieben hat, den weiteſten Spielraum gibt. Die Identitätsfrage iſt 
eine Beweisfrage. Sie tritt erſt dann auf, wenn die Urkunde zur 
Grundlage von Rechtsanſprüchen gemacht wird (zu vergleichen 
Schlegelberger, FGG. [2] $ 176 A. 6), mit der Formfrage ſteht fie in 
keinem inneren Zuſammenhang, und bei Erörterung der Identität 
darf die Prüfung ſich nicht nur auf den Inhalt der Urkunde beſchränken; 
vielmehr ſind in dieſem Zuſammenhang alle beweiserheblichen Umſtände 
des Falles, auch ſoweit fie außerhalb der Teſtamentsurkunde liegen, 
zu berückſichtigen, mögen ſie ſelbſt urkundlich belegt ſein oder nicht. 
Danach iſt ein in Briefform errichtetes, nur mit dem Vornamen 
unterſchriebenes Teſtament einerſeits auch dann gültig, wenn der 
Brief ſich nicht an einen nahen Angehörigen wendet — denn die 
Beziehungen des Briefſchreibers zum Empfänger entbehren der äußeren 
Erkennbarkeit und ſind deshalb für die Beurteilung der Formgültigkeit 
ungeeignet (KGJ. 45 S. 118, Weißler a. a. O.) —, und andererſeits 
nicht etwa deshalb für nichtig zu erachten, weil es nicht erkennen 
läßt, von wem es herrührt, ſofern nur ſeine Echtheit feſtſteht. 

Die Möglichkeit, daß das KG. inſofern von der Auffaſſung des 
RG. abweicht, nötigt nicht etwa dazu, die Entſcdeidung des RG. über 
die vorliegende weitere Beſchwerde gemäß § 28 Abſ. 2 FGG. herbei⸗ 
zuführen, denn das RG. hat in dem Beſchluß vom 5. Juli 1915 die 
Formgültigkeit jenes beſonders gearteten Teſtaments anerkannt, ohne 
ſich darüber zu äußern, ob ausſchließlich jene Eigenart (die Angabe 
der Feldadreſſe im Brieſtext) die Anerkennung der Formaültigkeit 
rechtfertige; auf einer etwa abweichenden Beurteilung der Formfrage 
für Teſtamente der hier vorliegenden Art beruht jene Entſcheidung 
jedenfalls nicht (Schlegelberger. FGG. [2] $ 28 A. 12). Andererſeits 
war die Vorlegung an das RG. auch nicht etwa deshalb geboten, 
weil das KG. ſich nunmehr nicht nur mit ſeiner eigenen bisherigen 
Rechtsübung, Ipndern auch mit einem dieſer Rechtsübung entſprechenden 
Beſchluß des OLG. Dresden vom 28. November 1914, SächſOvG. 36, 


1) JW. 1911, 188. 
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191, in Widerſpruch fegt, denn dieſen Entſcheidungen iſt durch die 
erweiterte Zulaffung der Unterzeichnung des Teſtaments mit dem bloßen 
Vornamen in dem erwähnten Beſchluß des RG. der Boden entzogen 

Darin ſtimmt das KG. mit dem RG. überein, daß, wenn die 
Unterzeichnung mit dem bloßen Vornamen Bedenken gegen die Voll 
ſtändigkeit der Vollziehung rechtfertigt, dieſen Bedenken nachzugehen 
iſt. Maßgebend für die Beurteilung der Vollſtändigkeit der Vollziehung 
iſt die äußere Beſchaffenheit des Briefes, nicht der Inhalt der in ihn 
beurkundeten Verfügung, denn auch die Vollſtändigkeit der Vollziehung 
betrifft, wie dieſe ſelbſt, die Form der Urkunde. 

Dieſe Rechtsauffaſſung ergibt, daß das von der Antragſtellern 
vorgelegte Schreiben nicht nur inhaltlich eine Verfügung von Tode 
wegen enthält, ſondern auch der in § 44 Ziff. 2a RMilG. beftimztn 
Teſtamentsſorm entſpricht und ſomit ein gültiges privilegiertes Air: 
teſtament iſt, ſoſern der Ausſteller nach feinen perſönlichen Verhälmite 
zur Errichtung eines ſolchen Teſtaments befugt war ($ 44 Zif.! 
RMilG.). Wer der Ausſteller des Teſtaments iſt, ob er zur dei 
feiner Errichtung zu den in 8 44 Ziff. 1 RMilG. genannten Perſonen 
gehörte, und ob die in dem Brief genannte Erna die Erna N. if. 
das kann in ausreichender Weiſe nur im Erbſcheinsverſahren gellärt 
werden. Das Nachlaßgericht hätte deshalb der Antragſtellerin dur 
Zwiſchen verfügung gemäß § 87 Abſ. 2 FGG. die Vorlegung eines 
Erbſcheins aufgeben müſſen. Zwecks Erlaſſes dieſer Zwiſchenverfügung 
war die Sache unter Aufhebung der Vorentſcheidungen an das 48. 
zurückzuverweiſen. [Beſchluß des KG. vom 23. September 1915, 
IX. 145/15.) 


1) Beizupflichten iſt in dieſer Frage der Auffaſſung des RO. ben 
5. Juli 1915 (S. 1359), wenn auch feine Begründung das, worauf es 
ankommt, m. E. klarer hervorheben dürfte; dagegen iſt der in bez. De 
ſchluſſe des KG. vertretenen Anſicht, ſoweit ſie in ihrer Begründung von 
derjenigen des reichsgerichtlichen Beſchluſſes abweicht, und nad Lege 
des Falles daher auch der Entſcheidung des KG. ſelbſt entgegenyuttten. 

Auszugehen iſt mit dem RS. und der in der Literatur herrsche 
den Meinung davon, daß die Unterſchrift in der Regel eine Namen; 
unterſchrift ſein, und zwar mit dem vollen Namen erfolgen wu 
Das Teſtament iſt eine ſo wichtige Willenserklärung, daß im al: 
gemeinen eine Unterſchrift derſelben Art zu fordern iſt, wie fe 1 
allen wichtigen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen unter Lebenden übt 
iſt und verlangt wird (vgl. Joſef im Archgivprax. 100, 433 f. 
Bei Beantwortung der Frage, inwieweit Ausnahmen hievon K 
nach Lage des Falles im Rahmen des Geſetzes zuzulaſſen find, 5 
alſo auch die Unterſchrift mit dem Vornamen als unter Umftänden 
ausreichend erachtet werden kann, wird folgendes zu erwägen und 
feftzuhalten fein. Dem Wortlaut des Geſetzes genügt 
überhaupt von einer „Unterſchrift“ der Erklärung geſprochen werden 
kann. Eine Ausnahme dahin, daß die Unterſchrift mit dem der 
namen genügt, iſt von der herrſchenden Meinung mit Recht zugelaffn 
für Perſönlichkeiten, welche überhaupt nur mit dem Vorname“ 
zu unterzeichnen pflegen. Eine weitere Ausnahme wird aus ſach 
lichen Gründen mit Rückſicht auf die übliche Art der Unterſchiſ 
von Briefen an gute Bekannte oder nahe Familienangehörige zun. 
laſſen fein. Erkennt man, wie es allgemein geſchieht, die Zuläffigtet 
der Errichtung eines eigenhändigen Teſtaments in Briefform an, IE 
wird man die Erforderniſſe der Unterſchrift entſprechend der 
Briefen der bezeichneten Art beſtehenden Gepflogenheit ermäßigen 
können und müſſen, ſoweit der vernünftige Zweck der Geſetzes 
vorſchrift, welche die Unterſchrift verlangt, damit vereinbar 0 
Der Zweck der Forderung der Unterſchrift im Geſetz (ogl. Rost, 0 
S. 231/32 und RENKom. Bem. 6 zu § 2231) iſt aber zweifel 
der, daß fie einerſeits klarſtellt, von wem die Willenserklärunz 
abgegeben iſt, andererſeits ſowohl den Abfchluß, die Vollendun 
der Erklärung, als auch deren Feierlichkeit und Ernſtlichkeit UN 
ſomit das Bewußtſein ihrer rechtlichen Tragweite bedeutet und bekundet. 
In dieſem Sinne kann die Unterfchrift mit dem Vornamen abet, 
wenn das Teſtament in Briefform errichtet und der Brief an einen 
guten Bekannten oder nahen Familienangehörigen gerichtet if, IM 


dann ſogar auch die Unterfehrift mit einer anderen dem Briefinke. 
und dem Verhältnis zwiſchen Briefempfänger und Brieſſchreiber ent 
ſprechenden Bezeichnung, z. B. „Euer Vater“, „Dein Gatte“ u. den 
der Geſetzesvorſchrift unter Um ſtänden genügen, fofern nur aber 
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Landgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidung. 

Ausſetzung des Verfahrens — nicht Klageabweiſung — 
bei Geltendmachung der Anſprüche von Perſonen, die im 
Auslande ihren Wohnſitz haben.“) 

Die im Auslande domizilierende Klägerin hat aus einem Wechſel— 
akzepte der Beklagten nach Kriegsausbruch Wechſelklage erhoben und 
ein Verſäumnisurteil erwirkt. Die Beklagte hat rechtzeitig den Ein: 
ſpruch eingelegt und mit Hinweis auf $ 1 der Bekanntmachung über 
ie Geltendmachung von Anſprüchen durch Auslandsbewohner vom 
7. Auguſt 1914 Klageabweiſung beantragt. 

Das AG. Bielefeld hat beſchloſſen: das Verfahren iſt unterbrochen. 
Die Sache wird auf Grund der Beſtimmungen vom 4. Auguſt 1914 
ausgeſetzt. Deſſenungeachtet hat es neuen Termin auf den .... an: 
beraumt. In dieſem Termin hat Beklagte wiederum Abweiſung der 
Klage erbeten. Das AG. hat den Antrag für unzuläſſig erklärt und 
die Sache bis zum vorausſichtlichen Ende des Krieges vertagt. 

Hiergegen richtet ſich die ſofortige Beſchwerde der Beklagten. 
In dem Beſchluß auf Vertagung bis zum Ende des Krieges iſt der 
Beſchluß auf Ausſetzung des Verfahrens zu erblicken. 

Der § 1 der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 ſchreibt vor, 
daß Auslandsbewohner vermögensrechtliche Anſprüche, die vor dem 
31. Juli 1914 entſtanden find, bis zum 31. Oktober 1914, jetzt 


— 


liegt, daß dieſes zweifellos als „unterſchrieben“ zu gelten hat, 
und auch nicht bloß die Abſicht der Errichtung eines Teſtaments im 
Brief angekündigt, ſondern der Brief als die letztwillige Verfügung 
ſelbſt nach Form und Inhalt zu erachten iſt. 

Nach dem Geſagten iſt aber die erwähnte Unterſchrift mit dem 
Vornamen oder mit „Euer Vater“, „Dein Gatte“ u. dgl. nur dann 
genügend und dem Geſetz entſprechend, wenn auch aus dem betreffen— 
den Schriftſtück ſelbſt klar hervorgeht, wer der Unterſchreibende 
iſt, und zwar muß dies, weil ja die Schriftform erfordert iſt, aus 
dem Schriftſtück ſelbſt, alſo aus ſeinem Inhalte beſtimmt erkennbar 
ſein, ſei es auch nur im Zuſammenhang mit der Adreſſe, ſofern dieſe 
auf dem Schriftſtück ſelbſt oder einer in innerem und äußerem 
Zuſammenhang damit befindlichen, alſo dazugehörigen Urkunde ſich 
befindet, nicht alſo z. B. nur auf einem geſonderten Briefkuvert. 
Inſofern ergibt ſich daher die volle Richtigkeit der reichsgerichtlichen 
Ausführung, daß es nicht nur darauf ankommt, ob das Schriftſtück 
als Brief an einen Angehörigen der Ubung gemäß nur mit dem 
Vornamen unterſchrieben iſt, ſondern auch darauf, ob aus dem Briefe 
ſelbſt ohne weiteres mit Sicherheit zu entnehmen iſt, von wem das 
Schriftſtuck und die Unterſchrift herrührt. 

Wenn dem das KG. widerſpricht, weil „die Formgültigkeit der 
Urkunde nur nach ihrer äußeren Geftalt, nicht nach dem Inhalte der 
beurkundeten Erklärung zu beurteilen iſt“, und der Meinung Ausdruck 
gibt, es könne „nicht für angängig erachtet werden, die Formfrage 
in ein Abhängigkeitsverhältnis zur Identitätsfrage zu bringen“, die 
Identitätsfrage ſei „eine Beweisfrage, die mit der Formfrage in 
keinem inneren Zuſammenhang ſtehe“ und „bei Erörterung der 
Identität dürfe die Prüfung ſich nicht nur auf den Inhalt der 
Urkunde beſchränken“, in dieſem Zuſammenhang ſeien vielmehr auch 
außerhalb der Teſtamentsurkunde liegende Umſtände zu berückſichtigen, 
fo kann dieſer Anſicht gar nicht nachdrücklich genug entgegengetreten 
werden. Die Unrichtigteit derſelben ergibt ſich aus dem obigen mit 
Rückſicht auf den Zweck der Unterſchriftforderung des Geſetzes. Das 
Teſtament muß ja „vom Erblaſſer“ unterſchrieben ſein. Es kann 
ein Schriftſtück aber, falls Schriftlichkeit und Unterſchrift der Erklärung 
Formerfordernis iſt, als von einer beſtimmten Perſon 
unterſchrieben eben nicht erachtet werden, wenn nicht das Schrift— 
ſtück ſelbſt erſehen oder doch beſtimmt entnehmen läßt, wer der 
Unterſchreibende iſt. Es ſteht alſo keineswegs nur der Beweis 
hierüber in Frage, ſondern es gehört nach richtiger Auffaſſung zur 
Erfüllung des Formerforderniſſes der Schriftlichkeit und Unterſchrift 
ſelbſt, daß dieſe ohne weiteres für ſich oder aber mindeſtens im 
Zuſammenhalte mit dem übrigen Inhalt der unterſchriebenen Urkunde 
licher ergibt, von wem ſie gefertigt und unterſchrieben iſt. 

Juſtizrat Dr. F. Herzfelder, München. 


) Vgl. auch JW. 1915, 864 bei Fußnote 89, S. 1089 und 1306, 
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31. Oktober 1915 (RGBl. 1915, 1454) vor inländiſchen Gerichten 
nicht geltend machen können. Iſt ein Anſpruch bei Inkrafttreten 
dieſer Vorſchrift bereits rechtshängig geworden, ſo wird das Verfahren 
bis 31. Oktober 1915 unterbrochen. Nach dem Wortlaut der Vorſchrift 
wird unterſchieden zwiſchen bereits anhängigen Sachen und noch an: 
hängig zu machenden Sachen. Eine verſchiedenartige Behandlung 
derſelben ließe ſich auch aus der Erwägung rechtfertigen, daß nach 
Inkrafttreten der Vorſchrift der Ausländer weiß, daß er mit ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüchen vor inländiſchen Gerichten nicht gehört 
wird, während bei bereits anhängigen Sachen eine Unbilligkeit vor⸗ 
liegen würde, wenn nunmehr nach dem Kriege ein Anſpruch abgewieſen 
werden müßte. Es ließe ſich für dieſe Anſicht auch anführen, daß 
es für neu zu erhebende Anſprüche an einer Prozeßvorausſetzung fehlte, 
an der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 

Das KG. hat auch in einer Entſcheidung (DIZ. 1915, 818) 
ausgeſprochen, daß neu erhobene Klagen von Auslandsbewohnern als 
zur Zeit unzuläſſig abzuweiſen ſeien. 

Dieſe Anſicht entſpricht wohl dem Wortlaut der Vorſchrift, wird 
aber ihrem Zwecke und Sinne nicht gerecht. a 

Der Zweck der Vorſchrift iſt darin zu ſuchen, daß der Inländer 
während des Krieges gegen Auslandsforderungen geſchützt werden 
ſoll, weil vielfach das Ausland die Geltendmachung von Anſprüchen 
Deutſcher durch Moratorium verhindert. Dieſer Zweck wird durch die 
Unterbrechung des Verfahrens vollauf erreicht; für ſchwebende 
Verfahren iſt demnach ausdrücklich die Unterbrechung ausgeſprochen. 
Eine gleichlautende Beſtimmung könnte für noch nicht anhängige 
Sachen nicht getroffen werden, weil es eine Unterbrechung eines nicht⸗ 
anhängigen Verfahrens nicht gibt. Wird aber entgegen der Vorſchrift 
ein neues Verfahren anhängig gemacht, ſo hat die Vorſchrift nicht 
den Sinn, daß dieſe Klage abgewieſen werden müßte; es genügt 
vielmehr die von Amts wegen zu treffende Feſtſtellung, daß das Ver: 
fahren unterbrochen ſei. 

Es iſt kein innerer Grund erſichtlich, weshalb Auslandsgläubiger, 
welche ſpäter mit ihren Anſprüchen hervortreten, ſchlechtergeſtellt 
werden ſollen als Auslandsgläubiger, welche zufällig bereits vor der 
Vorſchriſt Anſprüche erhoben haben. (Vgl. Güthe-Schlegelberger, 
S. 817, JW. 1915, 233.) Die Beſchwerde war deshalb koſtenpflichtig 
zurückzuweiſen. [Beſchluß des LG. Bielefeld, 4. ZK., vom 18. Ok— 
tober 1915, 4 T. 278/15.] 2) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 


Reichskommiſſar für gewerbliche Schutzrechte. 


Der Antrag der Firma R. W. & Co. in M., das für die Firma 
Cerebos, Limited, in Newcaſtle⸗on⸗Tyne (England) eingetragene, aus 
dem Worte „Cerebos“ beſtehende Warenzeichen 97514 gemäß § 1 
der Bekanntmachung über gewerbliche Schutzrechte feindlicher Staats: 
angehöriger vom 1. Juli 1915 (RGBl. S. 414) mit rückwirkender 
Geltung vom 1. Oktober 1914 ab aufzuheben, wird hiermit abgelehnt. 
Die tatſächlichen Angaben der Antragſtellerin mögen als zutreffend 
unterſtellt werden, ſie machen aber nicht erſichtlich, daß die Freigabe 


2) Wenn das LG. meint, es ſei kein innerer Grund erſichtlich, 
weshalb Auslandsgläubiger, welche ſpäter mit ihren Anſprüchen 
hervortreten, ſchlechtergeſtellt werden ſollen als Auslandsglaubiaer, 
welche zufällig bereits vor der Vorſchrift Anſprüche erhoben haben, 
ſo wird dabei meines Erachtens überſehen, daß der Ausländer, der 
vor der Ausländerverordnung des Bundesrats mit der Klage vorging, 
mit dieſer Verordnung noch nicht rechnen konnte. Wahrend des 
Krieges muß ſich dagegen der Auslander, der gegen einen Inländer 
klagen will, ſagen, daß feiner Klage zur Zeit möglicherweiſe Aus— 
ländermoratorien entgegenſtehen. Hegt er in dieſer Beziehung Zweifel, 
fo mag er ſich bei einer Handelskammer bzw bei einer ihm erreich⸗ 
baren ähnlichen Behörde oder bei ſeinem Rechtsbeiſtande erkundigen. 

Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 
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des Wortzeichens „Cerebos“ zum allgemeinen Gebrauch für das 
heimiſche Gewerbe erforderlich oder dem Wohle der deutſchen Be⸗ 
völkerung dienlich iſt oder ſonſt im öffentlichen Intereſſe liegt. Die 
Beſchaffung von gutem, kräftigem, dauernd ſtreubarem Tafelſalz 
deutſcher Herkunft iſt nicht davon abhängig, daß dem Salz der Name 
„Cerebos“ gegeben wird. Dagegen iſt zu beſorgen, daß die Aufhebung 
des Zeichenſchutzes Wirkungen herorrufen würde, die vom deutſchen 
Standpunkte als unerwünſcht und wirtſchaftlich nachteilig bezeichnet 
werden müſſen; fie würde die Entſtehung eines unlauteren Wett 
bewerbes zum Schaden der deutſchen Abnehmer ermöglichen. Wenn 
die Antragſtellerin ohne Not das fremde Zeichen, eigenhändig benutzt 
hat und es aus eigennützigen Beweggründen weiter für ſich zu 
benutzen wünſcht, fo bietet dieſer Umſtand, auch unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Vergeltung gegen engliſche Maßnahmen keinen Anlaß, 
von der Befugnis des § 1 a. a. O. Gebrauch zu machen. (Beſcheid 
vom 20. Oktober 1915, B. 18.) 
Mitgeteilt von Juſtizrat Dr. Hugo Alexander⸗Katz, Berlin. 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. E. Nenkamp: Die Bekanntmachung zur Eutlaſtung der 
Gerichte vom 9. September 1915 nebſt der amtlichen 
Begründung. Als Nachtrag zu dem Handkommentar zur 
ZPO. erläutert. Leipzig, Verlag von C. C. Hirſchfeld 1915, 
42 Seiten. 

Die Erläuterungen find, jeweils unter Voranſtellung der ein⸗ 
ſchlägigen Stellen der amtlichen Begründung, überfichtlich gegliedert 
und, bei aller gewollten Knappheit, ein zuverläſſiger, auch auf Neben⸗ 
fragen hinweiſender Führer der neuen, ſo eigenartigen Vor⸗ 
ſchriften; zu den Sätzen der ZO. find die Anmerkungen fortlaufend 
im Zuſammenhang gehalten. Eine Arbeit dieſer Art gibt kritiſcher 
Beſprechung geringen Stoff. Zu einem Punkte ſeien wenige Be⸗ 
merkungen geſtattet: Syſtematiſch und ſachlich iſt jedenfalls die inter⸗ 
eſſanteſte der Entlaſtungsvorſchriften der § 23, der bei Einverſtändnis 
der beiderfeittaen Rechtsanwälte eine Entſcheidung ohne (weitere) 
mündliche Verhandlung erlaubt. Daß das Einverſtändnis auch „fſtill⸗ 
ſchweigend“ erklärt werden könne, wie Neukamp in N. 2% zu 8 28 
ſagt, ſcheint mir nicht zutreffend zu fein, wenn damit mehr gemeint 
fein ſollte, als daß z. B. im Beweistermin die Frage des Richters, 
eine mündliche Verhandlung ſei wohl nicht mehr erforderlich, nicht 
eben eine ausdrückliche Bejahung erfordert; gewiß würde das 
Schweigen eines Rechtsanwalts auf eine ſolche ſchriftliche Anfrage 
des Gerichts nicht als Einverſtändnis gedeutet werden können. — 
Eine eindringlichere Unterſuchung wird hier noch auf manche andere 
Schwierigkeiten ſtoßen. Eine ſolche ergibt ſich namentlich da, wo 
Rechtsſätze, die ein auf mündliche Verhandlung ergangenes Urteil 
zum Gegenſtand haben, nunmehr auf das ſchriftlich erlaſſene Urteil 
der VO. angewendet werden ſollen. Nach ZPO. § 767 Abſ. 2 find 
mit der Rechtskraft des Urteils alle Einwendungen präkludiert, die 
vor dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung entſtanden find, auf 
die es ergangen iſt. Wie aber, wenn das Urteil jetzt ohne ſolche 
erging? Gilt hier der Schluß der früheren Verhandlung als prä⸗ 
kludierend, oder der Zeitpunkt der Einverſtändniserklärung, oder der 
Erlaß des Urteils? Keine dieſer Löſungen befriedigt ganz. Ich 
nehme an, daß das Einverſtändnis widerruflich iſt, ſolange nicht das 
Urteil erging; das iſt gewiß nicht unzweifelhaft, ſcheint ſich hier aber 
aus praltiſchen Bedürfniſſen zu ergeben; taucht neuer Stoff auf, ſo 
ſoll er womöglich noch vorgebracht werden dürfen. Dann aber 
würde die Präkluſion entſprechend dem § 767 II eintreten mit dem 
Zeitpunkte, in welchem die Geltendmachung des neuen Stoffes nicht 
mehr durch Zurücknahme der Einverſtändniserklärung erreicht werden 
konnte. Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


Carl Vouhof: „Kriegsgeſetze und Verordnungen in Miet⸗ 
und Hypotbekenangelegenheiten“. Straßburg i. E. Paul 
Schweikhardt. ä 

Die von dem Bundesrat auf Grund des ſog. Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 erlaſſenen Kriegsverordnungen werden 
auch noch in der ſpäteren Friedenszeit in vielfachſter Beziehung von 
höchſter Bedeutung ſein. Die Kenntnis derſelben iſt daher nicht nur 
für Juriſten, ſondern für die weiteſten Volkskreiſe von Wichtigkeit. 

Immerhin wäre es bei der großen Anzahl ſchon erſchienener zum 

Teil ſehr wertvoller Zuſammenſtellungen dieſer Kriegsverordnungen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 20. 1915. 


— es ſei nur an das Kriegsbuch von Güthe erinnert — er: 
wünſcht, wenn die Flut derartiger Überſichten etwas eingedämmt 
würde, und Autoren und Verleger ſich eine gewiſſe Beſchränkung auf 
dieſem Gebiete auferlegten. Der Verfaſſer — welcher als Leiter des 
Einigungsamtes in Straßburg i. E. vielfach Gelegenheit hatte, den 
Werdegang der Kriegsverordnungen und die Nöte der Vermieter und 
Hypothekenſchuldner kennen zu lernen — hat die ergangenen Ber: 
ordnungen auf dem beſonders wichtigen Gebiete des Miet: und Hypo⸗ 
thekenweſens in einer überſichtlichen und ziemlich vollſtändigen Weite 
zuſammengeſtellt. Auffallenderweiſe, feblt die wichtige Verordnung 
vom 22. April 1915, RGBl. Nr. 51 S. 235, über den dinglichen Rang 
öffentlicher Laſten. In kurzen leicht verſtändlichen Anmerkungen ſind 
durchweg zutreffende Erläuterungen gegeben. In einem beſonderen 
Teile ſind ferner die während der Kriegsdauer zum Schutz von 
Mietern und Hypotbekenſchuldnern getroffenen ſozialen Maßnahmen in 
einer Anzahl von Städten zuſammengeſtellt. Die, wie der Verfaſſer 
ſelbſt ausführt, keineswegs vollſtändige Überſicht, mit welcher auch 
keinerlei Kritik der getroffenen Anordnungen verbunden iſt, zeigt die 
Grundverſchiedenbeit des Vorgehens der einzelnen Stadtgemeinden. 
Eine Vereinheitlichung der Grundlagen der ſtädtiſchen ſozialen Fürſorge 
und des Verfahrens zur Durchführung derſelben, welche der Verfaſſer 
wünſcht, wird bei der örtlichen Eigenart der verſchiedenen kommunalen 
Verhältniſſe und vor allem bei der Ungleichheit der zur Verfügung 
ſtehenden Mittel kaum durchführbar ſein. 


Juſtizrat Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. N. 


Rechtsanwalt Dr. Szymanski: Das Verordnungsrecht des 
Militärbefehlshabers auf Grund des Geſetzes über den 
Belagernnuszuſtand vom 4. Juni 1851. 1915, Tanz. 
John und Roſenberg. 0,80 &. 

Der Verfaſſer hat es ſich zur Aufgabe gemacht, auf einem der 
wichtigſten Gebiete des Belagerungszuſtandes, dem Verordnungsreht 
des Militärbefehlshabers, die entftandenen Streitfragen zu prä 
und die bisherige geringe Literatur zuſammenzufaſſen. Diele Arch 
hat Rechtsanwalt Dr. Szymanski in geſchickter Weiſe gelöft & 
veſpricht zunächſt die auf Grund des 8 4 Bel ZuſtGG. auf den Rilltir! 
befehlshaber übergegangene „vollziehende Gewalt“ und gliedert inſoweit 
zutreffenderweiſe den poſitiven Inhalt der auf den Befehlsbaber uber 
gegangenen Machtbefugniſſe dahin, daß er einmal im algemenen 
Verwaltungsmaßregeln aller Art treffen kann, und daß er wuerd 
im ſpeziellen die Polizeigewalt hat. Der Verfaſſer fübrt demzuiolge 
richtig aus, daß dem Militärbefehlshaber nicht nur die Befuanife M 
Landeszentralbehörden zuſtehen, gleichviel ob geſetzlich dieſen Yeherden 
die Befugniſſe vor oder nach der Erklärung des Belagerungszuſtandes 
übertragen ſind, ſondern daß auch die den Polizeibehörden geieglich 
zuſtehende Verordnungsbefugnis auf ihn übergeht, daß mit anderem 
Worten alſo völlige Konzentration der Zivilverwaltung in den Händen 
des Militärbefehlshabers beſteht. — Dem wichtigen 8 9b BelZuſt6. 
hätte ich eine etwas eingehendere Beſprechung gewünſckt. Der Dort: 
laut des Geſetzes läßt es nicht erkennen, in welch einſchneidender 
Weiſe gerade der 8 9 in die perſönliche Rechtsſphäre des einzelnen 
einzugreifen imſtande iſt. Eine möglichſt vollſtändige Zusammen! 
ſtellung der im Intereſſe der öffentlichen Sicherbeit vom Milität⸗ 
befehlshaber erlaſſenen Verbote, die ja auf allen Gebieten des Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Erwerbslebens liegen, durch den Verfaſſer wäre daher 
zu begrüßen geweſen. Im übrigen iſt dieſem darin zuzustimmen, dab 
der Militärbefehlshaber beim Erlaſſe dieſer Ver- und Gebote cbenſe 
an die beſtehenden Reichs⸗ und Landesgeſetze gebunden iſt mit beim 
Erlaſſe von Verwaltungsmaßregeln, und daß er Anordnungen, die 
bereits durch Geſetz oder Kaiſerliche Verordnung geregelt und unter 
Strafe geſtellt ſind, hinſichtlich des Strafmaßes nicht erweitern fan. 
Die Befugniſſe des Militärbefehlshabers aus $ 9b Belzuftd. malen 
halt vor der Legislative; eine Erweiterung des Strafmaßes derarige 
Anordnungen würde bereits in die geſetzgebende Gewalt übergreiſe = 
Was der Verfaſſer über den ſogenannten verſchärften n 
zuſtand — $ 5 Belguft®. — ſagt, iſt gleichfalls zutreffend und dun 
aus leſenswert; dasſelbe gilt von der Frage der Adarenzung bet 
Machtbefugniſſe des Militärbefehlshabers. Mit Recht hebt der Ner- 
faſſer hier hervor, daß unter den Begriff des Militärbefeblsbabers 
aus § 4 BelZuſtG. jeder Kommandant eines Bezirks oder Ortes fall, 
während als Militärbefehlshaber im Sinne der SS 5, 9b nicht 155 
Orts⸗ uſw. Kommandant zu verſtehen iſt. Das Verordnungstecht au 
§ 9b insbeſondere ſteht, wie es der Verfaſſer in Übereinitimmunf 1 
diesbezüglichen kriegsminiſteriellen Entſcheidungen ausführt, ledialic 
zu: den kommandierenden Generälen, den Gouverncuren oder Kom: 
mandanten einer Feſtung und dem Oberbefehlsbaber einer ne 
Man kann die verſchiedenartige Stellung des Militärbeſeblshabe. 
aus dem Bel ZuſtG. mit dem Verfaſſer in prägnanter Weile dam 
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zuſammenfaſſen, daß die reine Verwaltungsbefugnis und Polizeigewalt 
auf jeden Militärbefehlshaber, die wichtigeren Befugniſſe der 88 5 
und 9b nur auf dieſe höheren Militärbefehlshaber übergeht. — Der 
Anhang des Buchleins enthält die in Frage kommenden Geſeszestexte. 
Zweifellos iſt es geeignet, dem Militärbefehlshaber beim Erlaſſe von 
Verordnungen ſo manchen wertvollen Wink zu geben; es erſcheint mir 
daher für die Praxis durchaus verwendbar. 
Rechtsanwalt v. Loßberg, Berlin, 
zur Zeit Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


| 
Dr. Karl Haff, O. Profeſſor an der Univerſität Lauſanne: 
Grundlagen einer Körperſchaftslehre, I. Teil: Geſetze der 
Willensbildung bei Genoſſenſchaft und Staat. Leipzig, 
A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung. 1915. Pr. 4 A4. 


Jeder organiſierte menſchliche Verband (Genoſſenſchaft im weiteren 
Sinne) vom nicht als juriſtiſche Perſönlichkeit anerkannten Verein 
herauf bis zum Staat und Staatenbund iſt „wirkungsfahia“, ſowohl 
völkerpſychologiſch als rechtlich. Er hat einen Gemein- oder Geſamtwillen. 
Wie bildet ſich ein einheitlicher Verbandswille? Wie insbeſondere 
der einheitliche Staatswille? Von dieſen Unterſuchungen ausgehend, 
ſchreitet der Verfaſſer zu den Fragen der außerſtaatlichen und der 
ſtaatlichen Rechtsbildung. Er unterſcheidet dort zutreffend den völker— 
pſych logiſchen Vorgang der Rechtsbildung von dem Akt der For— 
mulierung und kommt hier durch die Kritik der ſog. Freirechtslehre 
zu den wichtigen Erkenntniſſen: Wiſſenſchaft und Praxis haben ſich 
mehr, als bisher geſchehen, mit den Geſetzen der einheitlichen Willens— 
bildung in den menſchlichen Gemeinſchaften zu befaſſen. Auf Kenntnis 
dieſer Geſetze in Verbindurg mit der Beobachtung des geſamten 
Lebens hat ſich die Fallentſcheidung aufzubauen. Dann wird ſich die 
richterliche Entſcheidung immer mehr dem einheitlichen Willen gewiſſer 
Verkehrskreiſe, gewiſſer Gemeinſchaften und Genoſſenſchaften angliedern, 
aber auch befruchtend auf andere einwirken. 

Der Verfaſſer ſetzt ſich mit einigen Schriftſtellern auseinander, 
welche die Notwendigkeit gefühlt baben, „das wilde Reis der Freirechts— 
ſchule zu veredeln.“ Zu einem einheitlichen objektiven Maßſtab bei der 
Luckenausfüllung ſei man nicht gelangt, der ſtarke Gegenſatz der von 
den einzelnen verfochtenen Wertmaßſtäbe zeige, daß die ſoziologiſche 
Rechtsfindung noch nicht zu einem einheitlichen Grundſatze gelangt 
ſei. Das könne erſt dann gelingen, wenn Wiſſenſchaft und Praxis 
ſich mehr mit den Geſetzen der einheitlichen Willensbildung in den 
menſchlichen Gemeinſchaften beſchäftigen. Die Tätigkeit des Richters 
bei dieſem Aufſuchen von allgemeinen Normen ſei nicht nur eine 
logiſche, ſondern eine viel höber ſtehende Aufgabe. 

Erfreulich iſt, daß die Wiſſenſchaft — wie die Praxis — immer 
mehr zur Erkenntnis kommt, wie notwendig und richtig die neue 
Rechtsbewegung war. Der Name Freirechtsſchule verführt noch immer 
zu dem Wortſtreit: Iſt der Richter bei der Lückenausfüllung „frei“? 
Nein, ſagt der Verfaſſer ganz richtig, auch nach Art. 1 Schw. 
nicht; der Richter hat auch hier die Normen entweder aus dem Rechts— 
leben des Volks oder aus den Mitteln zu ſuchen, an die der Geſetz⸗ 
geber ſelbſt gebunden iſt. Sind der Baukünſtler, der Tonkünſtler, der 
bildende Künſtler, der Heilkünſtler, der Erziehungskünſtler, der Tanz: 
künſtler, der Kleiderkünſtler uſw. „frei“? Hat denn Goethe umſonſt 
geſagt, das Weſen der Kunſt beſtehe gerade darin, daß ſie Geſetze 
habe? Liegt in den herrlichen Melodien Walthers weniger har— 
moniſches „Geſetz“ als in dem bluchſtabenorthodoxen Geſtümper 
Beckmeſſers? Wir wollen „Freirechtler“ in keinem anderen Sinn ſein 
als Walther Stolzing, veredelt durch Hans Sachs, der Freiſänger war 
im Gegenſatz zu den handwerksmäßigen Tabulaturſängern von Nürnberg. 


Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


L. Offenberg, Geh. Regierungsrat, Mitglied der General: 
kommiſſion zu Düſſeldorf: Die Abſchätzuna der Immobilien 
in Stadt und Land. Gründzüge öffentlicher Taxation nebſt 
Beiſpielen. Verlag Paul Parey, Berlin 1915. 194 Seiten. 

Die Lehre von der Abſchätzung der Immobilien (das Taxweſen) 

iſt für den Juriſten von unmittelbarer Bedeutung infofern, als nach 
vielen Partikularrechten (3. B. für Alt Preußen nach der Allgemeinen 
Gerichtsordnung II 6) die Aufnahme ſolcher Taxen zur Zuſtändigkeit 
der Gerichte gehört. Größer iſt die mittelbare Bedeutung der Materie. 
Bei Erbauseinanderſetzungen, Grundſtückskäufen, Beleihungen und 
manchen anderen Rechtsgeſchäften werden häufig Taxen aufgenommen, 
deren Verſtändnis und Würdigung nicht nur dem beratenden Anwalt, 
ſondern bisweilen auch dem Vormundſchaſts- und Nacblakrichter 
vonnöten iſt. Begriffe wie „gemeiner Wert“, „Ertragswert“, „Realwert“ 
ſollten Überhaupt jedem Juriſten geläufig fein. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1385 


Die wiſſenſchaftliche und literariſche Entwicklung der Taxlehre iſt 
bisher durch ſcharfe Trennung des landwirtſchaftlichen und des ſtadtiſchen 
Taxweſens gekennzeichnet. Während das erſtere eine ſehr umfangreiche 
und wertvolle Literatur beſitzt, läßt ſich dies von dem letzteren, kaum 
minder wichtigen Gebiet, ganz und gar nicht ſagen. Auch die vor⸗ 
liegende Schrift trägt zur Überwindung dieſer Ungleichheit wenig bei. 
Denn trotz ihres Titels bezieht ſie ſich ganz überwiegend auf ländliche 
und kleinſtädtiſche Verhaltniſſe, aus denen eben die Erfahrungen des 
Verf. hervorgegangen ſind. Sieht man von der Enttäuſchung ab, die 
inſofern durch den Titel hervorgerufen wird, fo kann dem Buch nur 
das beſte Zeugnis ausgeſtellt werden. Es iſt wiſſenſchaftlich und doch 
zugleich praktiſch gehalten; die Ausführungen find durch Klarheit, 
reiche Sachkunde und Knappheit ausgezeichnet. Nur darf man ſie 
eben nicht auf großft dtifche, insbeſondere Groß-Berliner Verhältniſſe 
beziehen, auch wo es nach den Ausführungen des Verf. an ſich geboten 
wäre. Wenn etwa der Verf. bemerkt, der bei einer öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerung in neuerer Zeit gezahlte Preis ſei im allgemeinen als zu— 
treffender gemeiner Wert des Grundſtucks anzuſehen, fo kann man 
nur bedauern, wie weit wir in den großſtädtiſchen Verhältniſſen von 
der Richtigkeit einer ſolchen Regel entfernt find. 

Leider ſind der verdienſtlichen Arbeit des Verf. die gegenwärtigen 
Zeitverhältniſſe in hohem Maße abträglich. Die Drucklegung wurde 
in den erſten Kriegswochen abgeſchloſſen. In einem Blatt, das dem Buche 
beigelegt iſt, ſagt der Verf., an dem grundſätzlichen Inhalt ſei mit 
Rückſicht auf die Kriegslage nichts zu ändern, nur ſei für den 
Ertragswert der Grundſtücke eine normale Kapitaliſierung mit 
20 ftatt wie bisher mit 25 nicht abzuweiſen, da der Geldzins fuß 
durchweg auf 5 Prozent emporaerückt ſei. Ich habe Zweifel, ob dieſe 
ſchematiſche Annahme einer Wertveränderung um ein Viertel der Eins 
wirkung des Krieges gerecht wird. Ich glaube vielmehr, daß dieſe Ein: 
wirkung hinſichtlich der Grundſtückverhaältniſſe ſich heute auch nicht 
annähernd überſehen läßt, und daß gaanz beſonders auf dem groß: 
ſtädtiſchen Grundſtücksmarkt die Schätzunasgrundſätze ſich noch eine 
weſentliche Veränderung werden gefallen laſſen müſſen. 


Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


1. Dr. Bruno Stern, Rechtsanwalt in Würzburg: Das 
Konkursverfahren. Glöckners Handelsbücherei. Verlag von 
G. A. Glöckner in Leipzig. 1,50 &. 


Die Sammlung, deren eine Abteilung dies Werkchen bildet, will 
ſich in den Dienſt einer Berufsbildung auf allgemeiner Grundlage 
ſtellen. Der Kaufmann ſoll durch dieſe volkstümlich gehaltenen Dar— 
legungen Aufſchluß über die verwickelteren Begebniſſe ſeiner Tätigkeit 
erhalten. Gewandt unterzieht ſich Verfaſſer ſeiner Aufgabe ſpeziell 
auf konkursrechtlichem und verwandten Gebiete (Geſchäftsaufſicht uſw.). 
Seine Beiſpiele für die allgemeine Handhabung find offensichtlich 
praktiſcher Erfahrung entnommen. Dankenswert iſt die eingeſtreute 
Statiſtik und die Zuſammenſtellung der landes rechtlichen Beſtimmungen 
(Verwalterhonorare). Den Anſchauungen de lege lata et ferenda 
(Unterlaffung der reichs rechtlichen Regelung der eben erwähnten 
Honorarfrage; Übertragung der Kaſſenreviſion an das Gericht; 
häufigere Einforderung der Verwalterberichte durch dieſes) kann zwar 
nicht ſchlechthin beigetreten werden. Immerhin wird durch dieſe und 
lebendige Eingabeformulare der trockene Stoff dem Laien mundgerecht 
gemacht. Beſonders geglückt find 8 10 (Wirkung der Konkurs— 
eröffnung auf einzelne wichtige bei Konkurseröffnung ſchwebende 
Rechtsverhältniſſe) und 8 11 (Sonderſtellung einzelner Glaubiger). 
Klar werden hiebei die „bevorrechtigten Forderungen“ der Laien: und 
Rechtsauffaſſung auscinandergehalten. Im einleitenden Kapitel und 
demjenigen über den Zwanasvergleich ($ 19) werden auch Vorzüge 
und Nachteile des Praventivakkords erörtert. Ceterum censeo: 
Zwangsvergleich außerhalb des Konkurſes! 


2. Julius Appel, Rechnungsrat in Hildesheim: Tormularbuch 
für den Konkursverwalter. Selbſtverlag des Verfaſſers. 
6,80 A. 


Die gutachtlichen Außerungen von Konkursrichtern, Anwälten, 
Bureauvorſtehern und Fachzeitungen über das Formularbuch, von 
welchen einige 80 im Druck vorgelegt werden, ruhmen die klare 
Überſicht, die Erleichterung der Ab und Schlußrechnung, die Zweck— 
maßigkeit der Erläuterungen, die Möglichkeit ſchneller Orientierung, 
die gediegene Anleitung für Anfänger und die Förderung der 
Rechnungsfübrung ſowie Kontrolle. Dem allem kann nur beigepflichtet 
und es braucht höchſtens das beſonders praktiſche Verwertungsregiſter 
noch beſonders herausgegriffen zu werden. 


Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 
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Dr. med. ct jur. Franz Kirchberg, Berlin: Die rechtliche 
Beurteilung der Röntgen- und Nadiumſchädigungen. 
32. Ergänzungsband der Fortſchritte auf dem Gebiete der 
Röntgenſtrahlen. Hamburg. Lucas Gräfe und Sillem. 
1914. Preis 6,80 &. 

Ein von Profeſſor Albers⸗Schönberg geſchriebenes Vorwort gipfelt 
in dem trefflichen Ausſpruch, daß „Erkenntnis der Situation ſchon 
faſt gleichbedeutend mit Vermeidung der Gefahren iſt“. Das Buch 
ſoll dem lernenden Strahlentherapeuten als juriſtiſcher Ratgeber zur 
Seite ſtehen. Die reiche, das Buch beſonders anziehend geſtaltende 
Kaſuiſtik wird auch dem Juriſten Belehrung und Anregung in Fülle 
geben. Der urteilende Richter wie der prozeßführende Anwalt werden 
das gut geſchriebene Werk mit Nutzen gebrauchen können. Die Dar⸗ 
ſtellung iſt ſo gehalten, daß auch der Juriſt den Ausführungen leicht 
folgen kann. Den Rechtsfällen iſt faſt überall die getroffene Ent— 
ſcheidung beigefügt. In großer Klarheit ſind die für die rechtliche 
Beurteilung maßgebenden mediziniſchen Geſichtspunkte herausgearbeitet. 
Der Juriſt findet zugleich zu ſeinem Vergnügen einen Weg eröffnet, 
der ihm ein Eindringen in die intereſſante Materie der Röntgen- und 
Radiumlehre erleichtert. So bildet das empfehlenswerte Buch des 
mediziniſch wie juriſtiſch durchgebildeten Verfaſſers einen neuen wert⸗ 
vollen Bauſtein zu jenem Grenzbau, in dem Arzte und Juriſten ſich 
zur Rechtsfindung ſo oft und neuerlich mit immer wachſendem Erfolge 
und gegenſeitigem Verſtändnis für das gegenſeitige Gebiet begegnen 
und zuſammenſchließen. Gerichtsarzt Dr. Marx, Berlin. 


Gſterreich - Ungarn. 

Die Nengeftaltung der rechts und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien in Osterreich. Beſchlüſſe und Anträge der rechts⸗ 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität Wien, 
veröffentlicht von ihrem derzeitigen Dekan Prof. Dr. Hans 
Sperl. Wien und Leipzig, 1914. Franz Deuticke. 42 Seiten. 1.4. 

In Erkenntnis der Reformbedürftigkeit ſtellt die Wiener Fakultät 
folgende Geſichtspunkte auf. Die Studienordnung allein ſei nicht an 
allem Schuld, vielmehr liege die Schuld vielfach an der Perſönlichkeit 
der Studenten, ihrer Vorbildung und den Beweggründen, die ſie zu 
ihrem Studium veranlaßt haben. Hieran iſt ſicher viel Richtiges, und 
es kann nur unterſtrichen werden, wenn die Fakultät auf die maſſen⸗ 
hafte Züchtung von Gelehrtenproletariat durch die überwuchernden 
höheren Schulen hinweiſt. Solange jedes kleine Krähwinkel die für 
ſeine Verhältniſſe durchaus unangemeſſenen Gymnaſien und Real⸗ 
atymnaſien an Stelle der viel notwendigeren und allein berechtigten 

Mittelſchulen freigebig von der Regierung bewilligt erhält, ſo lange 

wird es nicht beſſer. Keine Ackerbürger⸗ und Handwerkerſtadt hat ein 

Recht auf höhere Schulen, ſondern nur auf Mittelſchulen. Jeder 

nach einer Kleinſtadt verſetzte Beamte hält es für ſein angeborenes 

Recht, daß er feine Kinder bis zum Abgangsexamen auf die heimat⸗ 

liche Schule ſchicken dürfe, daran aber denkt kein Menſch, daß die 

geſamte Landbevölkerung — und dieſe Leute ſind doch auch Menſchen 

— ihre Kinder in fremde Städte auf die Schulen ſchicken muß, und 

zwar ſchon von einem ſehr frühen Kindesalter an. Die in breitem 

Strom auf die Hochſchulen ſich ergießenden mittelmäßigen Begabungen 

ziehen notwendig jede Hochhaltung herunter. Die Fakultät klagt 

außerdem, daß „geſellſchaftliche Beziehungen, Abſtammung, nationale, 
politiſche Zuſammenhänge und Begünſtigungen“ den jungen Mann „oft 
beſſer und raſcher fordern als gediegene Ausbildung, Fähigkeiten, Ideen⸗ 
reichtum und Schaffenskraft“. An der Tatſache, daß derartiges 
vorkommt, auch bei uns vorkommt, iſt nicht zu zweifeln. Das find 
menſchliche Wirklichkeiten, die ſich überall äußern, in jedem Beruf, in 
jedem Stande. Sie gelten im freien Berufe der Kaufleute, Arzte, 

Anwälte, Profeſſoren uſw. nicht weniger als bei Beamten, gelten in 

republikaniſch regierten, alſo „liberalen“ Staaten ſogar noch mehr 

als in unſeren Monarchien, denn ſie ſind nun einmal nirgends augs 
zurotten. Es kann ſich alſo nur um das Quantitative handeln, und 
da glaube ich denn doch, daß die Fakultät wohl zu ſchwarz ſieht. 

Mit gecht fordert fie die beſſere Vorbildung und darin kann ihr 

nicht radikal genug zugeſtimmt werden; doch wird die Abhilfe meines 

Erachtens niemals in der heute gebräuchlichen Schulverfaſſung gefunden 

werden können, ſondern nur erſt dann, wenn wir uns dem amerikaniſchen 

Kollegeſyſtem annähern und den uns heute noch vollſtändig fehlenden 

Übergang zwiſchen Schule und Univerſität ſchaffen. Dann werden 

wir die Univerſitätszeit auch beſſer ausnützen können, um den jungen 

Mann rechtzeitig zu entlaſſen. Die heutigen n bringen es 

leider mit ſich, daß der junge Juriſt zulange bei der bloßen Rezeption 

feſtgehalten wird. Nicht beiſtimmen kann ich der Fakultät in der 

Gleichſetzung von Wiſſenſchaftlich und Theoretiſch (S. 8). In abstracto 

richtig wird dieſe Gleichſetzung praktiſch aber meiſtens in einem recht 
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unpraktiſchen Sinne verſtanden, im Sinne der Heranzüchtung des 
reinen Gelehrtentums, während doch unſre Aufgaben, wie nicht genug 
betont werden kann, Kunſtaufgaben ſind, auf die ſchon die Univerfität 
energiſch vorbereiten muß. Das iſt fo, als ob auf der Kunſtakademie 
die Kunſt „wiſſenſchaftlich“ gelehrt, aber nicht in künſtleriſch⸗praktiſcher 
Ausübung gelernt würde. Wiſſenſchaft, Praxis und juriſtiſches 
Künſtlertum dürfen überhaupt gar nicht in Gegenſatz geftellt werden, 
leider beherrſcht aber dieſer vermeintliche Gegenſatz auch beute noch 
die meiſten Geiſter. Auch in der Wertſchätzung der Kechtsgeſchichte 
werden der Fakultät nur die zum äußerſten rechten Flügel bin: 
neigenden Juriſten unbedingt Folge leiſten. Daß für mich die römische 
Rechtsgeſchichte nahezu die dankbarſte meiner Vorleſungen iſt, rührt 
daher, daß ich ſie zu einer Vorleſung über Politik erweitere und immer 
wieder auf die Gegenwartskämpfe und Zukunftsaufgaben des deutſchen 
Volkes abſtelle. Aber gute Ziviliſten werden meine Zuhörer durch 
dieſe Vorleſung nicht; ich bezweifle aber auch, ob ſie es bei irgenk⸗ 
einem anderen Kollegen durch die Vorleſung über römiſche Rechts 
geſchichte werden, halte vielmehr dafür, daß neun Zehntel des Geſacten 
über die Köpfe der Jugend hinweggeht. Gerade die letzten Sabre 
weiſen bedeutſame Fortſchritte in der Rechtſprechung auf, die tar 
ſächlich praktiſch eine Annäherung an das prätoriſche Verfahren der 
Römer iſt. Woher aber kommt es, daß dieſe innere Befreiung von 
Buchſtaben, dies praktiſche Nachleben der römiſchen Rechtſprechungsart 
erſt zu der Zeit einſetzte, als das römiſche Recht immer mehr hinter 
uns verſank? Wenn Rechtsgeſchichte und überhaupt geſchichtliche 
Unterricht uns ſo ausgezeichnet für unſere praktiſchen Kunſtaufgaben 
vorbereiteten, wie immer wieder geſagt wird, warum haben f ed 
gerade damals am wenigſten getan, als fie das Studium nabezu 
vollſtändig beherrſchten? Hiſtoriſch⸗philologiſches Gelehrtentum und 
praktiſche Rechtskunſt ſind eben zwei außerordentlich verſchiedene Dinge. 
So trennt mich von der Fakultät ein gewiſſer quantitztiser 
Abſtand, immerhin hat ſie den Ruhm, zuerſt entſchloſſen ein fen. 
ſchrittliches Programm ausgearbeitet zu haben, das uns auch \cen 
dann willkommen ſein wird, wenn man es nur als Abſchlagszablaan 
auf größeres und mehr betrachtet. j 
Meine grundſätzliche Stellung zu dem Vorſchlag der juli 
ergibt ſich daraus, daß ich unbedingter Anhänger einer gemiſchten 
Vorpraxis bin. Eine Vorpraxis, wie man fie fich bisher merk, 
verwerfe auch ich, fie reicht nicht aus und würde meind Cresuen 
zu viel Zeit im Verhältnis zu dem zu erwartenden Ergebnis jeder. 
Aber die gemiſchte Vorpraxis, die außer Amts: und Landgerich aug 
noch Kreis: und Bezirksausſchuß, Kaufmanns⸗ und Gemerhegeritt, 
Verſicherungs⸗ und Oberverſicherungsamt heranzieht und zunäaſt au 
höchſtens drei Monate beſchränkt wird, befürworte ich auf des 
wärmſte. Iſt fie voraufgegangen, kann der Lehrgang auf der ii 
verſität ungefähr fo aufgebaut werden, wie die Fakultät vorſchlogt 
Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. V. 


Dr. Ludwig Altmann, k. k. Oberlandesgerichtsrat: Die Kride 
und die ähnlichen Delikte nach den nenen ſtrafrechtlichen 
Beſtimmungen der Kaiſerl. Verordnung vom 10. 1 
1914, RG Bl. Nr. 337. Wien 1915. Manzſche k. u. 
Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitätsbuchhandlung. Preis 2,80 Kr. 


Die Reform des Konkursrechtes, welche in Oſterreich dutch 
Kaiſerl. Verordnung vom 10. Dezember 1914 eingeführt wurde, machte 
auch eine Abänderung der Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeitt 
buches über Krida erforderlich. In der vorliegenden Schrift unter 
nimmt es nun der Verfaſſer, einer der angeſehenſten Borfigenden de 
Wiener Straflandesgerichtes, die Deliktsmerkmale der Krida und der 
damit zuſammenhängenden ſtrafbaren Handlungen nach neuem Rat 
gegenüber den bisherigen Vorſchriften darzulegen. Von ſtatiſtiſcen 
Daten über die — wohl ebenſo im Deutſchen Reiche wie in Oſterreit 
beobachtete — milde Beſtrafung der Kridadelikte ausgehend, verweilt 
der Verfaſſer auf den eigenartigen Zirkel, daß die Gerichte mibe 
ſtrafen, weil der Gläubiger durch höhergeſtellte Preiſe feinen Schaden 
ſelbſt ausgleiche, alſo eine Art Selbſtſchutz übe, und daß anderer fer 
die Lieferanten wieder ihre Preiſe höherſtellen, weil die von den 
Gerichten verhängten Strafen keine genügende Abſchreckung gegen leich. 
ſinnige Inanſpruchnahme von Krediten bilden. Der Verfaſſer legt dat, 
daß den Schaden in letzter Linie die Konſumenten zu tragen haben 
und daß der Strafrichter trotz aller Rückſichtnahme auf die realen 
Verhältniſſe des Wirtſchaftslebens und trotz wohlwollenden Verſtänd 
niſſes hiefür „ſich in feinen Urteilen nicht auf das Niveau einer laren 
Geſchäftsmoral herabziehen laſſen dürfe“. In klarer Weiſe erört 
Altmann ſohin die in manchen Beziehungen an die Beſtimmungen 
des deutſchen Strafgeſetzbuches über Bankerott (88 200 ff.) erinnernden 
Tatbeſtandsmerkmale der einzelnen Kridadelikte des neum 
Kechtes („ Betrügeriſche Krida“, „Schädigung fremder Gläu big 
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„Begünſtigung eines Gläubigers“, „Fahrlaſſige Krida“, „Mangelhafte 
Buchführung durch den Schuldner“, „Umtriebe während einer Geſchäſts— 
aufſicht, im Ausgleichsverfſahren oder im Konkursverfahren“), wobei 
überall die für die Praxis wichtigen Geſichtspunkte hervorgehoben 
werden; auch auf deutſches Recht wird ſtellenweiſe Bezug genommen. 
Darauf folgt eine „Kriminaltaktik“ betitelte überaus dankenswerte 
Anleitung für den mit Kridaunterſuchungen befaßten Unterſuchungs— 
richter. Beſonders angenehm berühren hierbei die wiederholten, 
beherzigenswerten Hinweiſe des Verfaſſers darauf, daß der Unter— 
ſuchungsrichter ſich nicht mit dem Studium des Geſetzes begnügen 
durfe, ſondern in erſter Linie die wirklichen Lebens verhältniſſe 
betrachten müſſe — „die beſte Schule bleibt ja doch immer das 
Leben ſelbſt“ —, daß er ſich mit den Grundlehren der Buchhaltung 
vertraut machen ſolle u. dal. Der Verfaſſer weiß den im allgemeinen 
als langweilig geltenden Kridaunterſuchungen eine Fülle intereſſanter 
Seiten abzugewinnen; „eine gründlich und ſyſtematiſch geführte Krida⸗ 
unterſuchung iſt zumeiſt auch eine kleine ſoziologiſche Arbeit“. Den 
Schluß des Werkes bildet eine Reihe von Formularen fur Urteile 
in einzelnen typiſchen Kridafällen. Jeder, der, ſei es als Richter, 
ſei es als Anwalt, bei der Rechtsfindung in Kridafällen mitzuwirken 
Gelegenheit hat, aber auch jedermann, der den Zuſammenhängen und 
Auswüchſen des Wirtſchaftslebens nachgeht, wird aus Altmanns 
Arbeit reichen Gewinn ſchöpfen. 
Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Paul Abel, Wien. 


Dr. Anton Ritter Randa: Die Schadenserſatzpflicht nach 
öſterreichiſchem Rechte, insbeſondere aus Eiſenbahn- und 
Automobilunfällen, mit Bedachtnahme auf ausländiſche Geſetz⸗ 
gebungen. 3. Auflage. Wien 1913, Manzſche Hof-Verlags⸗ 
und Univerſitätsbuchhandlung. 


Es iſt bekannt, daß gerade an der Bearbeitung des außer— 
kontraktlichen Schadenserſatzrechtes die öſterreichiſche Rechtswiſſenſchaft 
einen hervorragenden Anteil hat. Die Ergebniſſe dieſer Forſchungen 
ſowie der neueren deutſchen und öſterreichiſchen Literatur und Geſetz— 
gebung überhaupt ſind in dem Randaſchen Werk, welches jetzt in 
dritter vermehrter Auflage vorliegt, kritiſch geſichtet und niedergelegt. 
Der Verfaſſer erörtert in der Einleitung eingehend die Geſchichte des 
außervertraglichen Schadenserſatzrechts, wobei auch das ſflawiſche Recht 
berückſichtigt wird. In der Kritik der neueren Literatur kommt der 
Verfaſſer mit Recht zu dem Ergebnis, daß ein einziger Grundgedanke 
für das ganze Schadenserſazrecht (Verſchuldenshaftung, Erfolghaſtung 
uſw.) nicht möglich iſt, ſondern daß der Geſetzgeber die einzelnen 
Fälle verſchieden behandeln muß. Etwas im Widerſpruch damit ſteht 
allerdings der Vorwurf der übergroßen Kaſuiſtik, den der Verfaſſer 
dem Abſchnitt „Unerlaubte Handlungen“ im deutſchen BOB. macht. 
Gleichwohl iſt das, was der Verfaſſer an mehreren Beſtimmungen 


des BGB. (S 831; mangelnde Rückſicht auf die Grade des Ver 


ſchuldens uſw.) auszuſetzen hat, durchaus beachtenswert. Bedenken 
erregt dagegen in dem Kapitel über den urſächlichen Zuſammenhang 
die Gleichſtellung von adäquatem mit unmittelbarem Schaden. Be— 
ſonderes Intereſſe erwecken die Abſchnitte über Beamtenhaftung, 
Nachbarrecht, Haftung der Gemeinden für Fehler der Ortspolizei, vor 
allem auch über die Eiſenbahn⸗ und die Automobilhaftpflicht, welche 
letztere gerade in Oſterreich eine beſonders ſorgfältige geſetzgeberiſche 
Bearbeitung befunden hat. 

Im Vorwort gibt der Verfaſſer beachtenswerte Winke für die 
Haftung der Luftfahrer und der elektriſchen Anlagen, die Erweiterung 
für immateriellen Schaden und andere neuere Probleme. 

Das Buch iſt auch für jeden, der ſich mit dem deutſchen 
außervertraglichen Schadenserſatzrecht beſchäftigt, von erheblicher Be: 
deutung, da der Verfaſſer zwar überall vom öſterreichiſchen Recht 
ausgeht, aber dabei nicht bloß das deutſche, ſondern auch ſonſtige 
fremde Rechte und die allen Rechten zugrunde liegenden gemeinſamen 
Fragen eingehend erörtert. 

Das Werk würde übrigens noch gewinnen, wenn die einzelnen 
Abſchnitte in ſich überſichtlicher gegliedert werden würden. 

Rechtsanwalt Pr. Martin Iſaac, Berlin. 
Carl von Cſeruy: Deutſch-ungariſche Beziehungen. Leipzig, 
J. A. Barth, 1915. 

Der Verfaſſer bezeichnet ſeine kleine politiſche Schrift als eine 
im Sinne ganz Ungarns an das deutſche Volk gerichtete Botſchaft, 
die darauf abzielt, einer Verinnerlichung der deutſch-ungariſchen Be⸗ 
ziehungen das Wort zu reden. Unter Anführung von Ausſprüchen 
von Friedrich Liszt, Ludwig Koſſuth, Graf Julius Andraſſy und 
Bismarck, die in der Erkenntnis übereinſtimmen, daß Deutſchtum und 
Ragharentum zu einander förderndem politiſchen Zuſammenwirken 
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beſtimmt ſind, fordert er das politiſch denkende Deutſchland auf, alles, 
was das Gewicht Ungarns in der bſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
beeinträchtigt, als auch vom deutſchen Standpunkte ſchädlich zu be 
kämpfen. Er erinnert daran, daß die ungariſche Regierung am 
12. Juni 1848 ihrem Reichstage durch den Mund Koſſuths unter 
ſtürmiſchem Beifall der Abgeordneten erklären ließ, „die ungariſche 
Nation ſei berufen, mit der freien deutſchen Nation in inniger 
Freundſchaft zu leben und vereint über die weſtliche Ziviliſation 
Wache zu halten“, und daß die Neutralitätserklärung Oſterreich⸗ 
Ungarns während des Deutſch-Franzöſichen Krieges von 1870 und 
ſpäter der Abſchluß des Bündniſſes der beiden europäiſchen Zentral⸗ 
mächte das ausſchließliche Verdienſt des Grafen Julius Andraſſy 
geweſen ſind. 

Treſſend bezeichnet das vom Grafen Tisza geſchriebene Vorwort 
den Gedanken, der dem Werkchen zugrunde gelegt iſt, als „das 
ſchlichte Wort der Wahrheit“. 

Dies Wort der Wahrbeit findet bei der deutſchen Juriſtenwelt 
ein aufnahmebereites Ohr. Beſtehen doch gerade zwiſchen den juriftifchen 
Kreiſen beider Länder ſeit langem ſchon Beziehungen gemeinſamer 
wiſſenſchaftlicher Arbeit, die auf dem Wege der Nechtsvergleichung die 
Vereinheitlichung hierfür geeigneter Rechtsgebiete, insbeſondere des 
Verkehrsrechtes, erſtreben. In dieſem Zuſammenhange iſt auf die 
neue ungariſche Zivilprozeßordnung und den Einfluß hinzuweiſen, den 
Kohler auf ihre Geſtaltung ausgeübt hat. Weitere Anſätze enthalten 
die der Vollſtreckungsrechtshilfe gewidmeten Verhandlungen der im 
Jahre 1910 von den mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsvereinen ab— 
gehaltenen Wiener Konferenz. Der kommende Friede kann die Be: 
ſtrebungen, die auf eine Vereinheitlichung des Rechtes beider Länder 
gerichtet ſind, ein gut Stück ihrer Verwirklichung näher bringen und 
dadurch die Verinnerlichung deutſch-ungariſcher Beziehungen fördern 
helſen. Möge die Schrift Carl v. Cſernys hierfür den Boden be— 
reiten, indem ihre Botſchaft in weiten Kreiſen des politiſch denkenden 
Deutſchlands gehört und verſtanden wird! 

Rechtsanwalt Dr. Albert Katz, Berlin. 
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Der Generalkammiſſur für die Nauken in Belgien. 
Auf eine ſeitens der Handelskammer zu Berlin an den General: 
gouverneur von Belgien gerichtete Eingabe hat der General: 
kommiſſar für die Banken in Belgien folgenden Beſcheid erteilt: 
„Während nach Kriegsausbruch zunächſt die belgiſchen Gerichte 
von der ihnen durch Königliche Verordunng vom 4. Auguſt 1914 ges 
gebenen Befugnis, den Artikel 1244 Abſ. 2 C. c. auch in Handelsſachen 
zur Anwendung zu bringen, einen zu weitgehenden Gebrauch machten, 
und entgegen dem Wortlaut dieſes Artikels, daß nur in Ausnahme— 
fällen mäßige Friſten bewilligt werden können, Friſten bis 3 Monate 
nach Friedensſchluß bewilligten, ſind mir eine Reihe von Urteilen aus 
jüngerer Zeit zur Kenntnis gekommen, in denen die Gerichte die Be— 
willigung von Friſten in Handelsſachen ablehnten, und zwar haupt: 
ſächlich mit der Begründung, daß der Schuldner ſeit Kriegsausbruch 
Friſt genug gehabt hätte und jetzt feine Schuldverbindlichkeiten erfüllen 
müſſe. Ich babe desbalb nach Kenntnis dieſer Urteile allen an— 
fragenden deutſchen Gläubigern geraten, in Handelsſachen, ſoweit es 
ſich nicht um Bankguthaben oder Forderungen aus Wechſeln gegen 
Ausſteller und Indoſſanten handelt, die Angelegenheit zur Einklagung 
zu bringen, und ihnen anheimgegeben, mir von dem Ergebnis Mit— 
teilung zu machen. Ich würde, falls deutſchen Glaubigern gegenüber 
eine mißbräuchliche Anwendung des Artikels 1244 Abſ. 2 C. c. vor⸗ 
kommen würde, unverzüglich beim Herrn Generalgouverneur Schritte 
beantragen, die einen derartigen Mißbrauch abzuſtellen geeignet ſind. 
Ich rate an, daß der betreffende Gläubiger ſich an die Zivilpräſidenten 
wendet, die für den Wohnſitz des Schuldners zuſtändig ſind, im 
Etappen⸗ und Overationsgebiet, d. b. hauptſächlich in den Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtflandern an die betreffenden Ortskommandanturen, und 
zwar mit der Bitte, zunächſt auf den Schuldner wegen Zahlung des 
Betrages einzuwirken, erforderlichenfalls aber einen Anwalt zu be⸗ 
nennen, dem der Gläubiger die Einklagung der Forderung Übertragen 
kann. In Brüſſel werden ſeitens des Herrn Verwaltungschefs folgende 
Anwälte zur Einklagung deutſcher Forderungen empfohlen: 
Advokat Dr. Fritz Norden, Brüſſel, Rue aux Laines 40; 
Advokat Dr. W. Thelen, Brüſſel, Rue de Wynants 81; 
Advokat Dr. Bogaerts, Brüſſel, Rue de Ruysbroeck 61. 
In dem Nachtrage der Zuſammenſtellung der Handelskammer 
über die Erlaſſe innerhalb Belgiens findet ſich ein Erlaß des Könige 
der Belgier vom 1. Februar 1915 angeführt, und zwar nach der 
Mitteilung des Berliner Börſenkuriers. Durch dieſen Erlaß iſt in 
den Kreiſen deutſcher Gläubiger der Eindruck erweckt, als wenn es ſich 
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um eine auch für das vom deutſchen Heere beſetzte Gebiet Belgiens 
geltende Verordnung handle. Ich mache darauf aufmerkſam, daß 
gemäß Art. 42 und 43 der Haager Landkriegsordnung ein Geſetz⸗ 
gebungsrecht der vertriebenen Regierung nicht mehr beſteht, daß 
vielmehr das Verordnungsrecht auf die beſetzende Macht übergegangen 
iſt und von dem Herrn Generalgouverneur ausgeübt wird. 

Um jeder Rechtsunſicherheit vorzubeugen, hat der Herr General⸗ 
gouverneur am 4. Januar 1915 die nachfolgende Bekanntmachung 
erlaſſen: 

„Es wird erneut darauf hingewieſen, daß in den in 
deutſche Verwaltung genommenen Teilen Belgiens von dem 
Zeitpunkte der Einſetzung dieſer Verwaltung ab nur die An⸗ 
ordnungen des Generalgouverneurs und der ihm unterſtellten 
Behörden Geltung haben. 

Seit dieſem Zeitpunkte bereits erlaſſene oder noch ergehende 
Verordnungen des Königs der Belgier und der bisherigen 
belgiſchen Miniſter haben im Bereiche der deutſchen Verwaltung 
in Belgien keinerlei Rechtsgültigkeit. Ich werde es mit allen 
mir zuſtehenden Machtmitteln durchſetzen, daß die Regierungs⸗ 
gewalt ausſchließlich von den in Belgien eingeſetzten deutſchen 
Behörden ausgeübt wird. Ich muß erwarten, daß ſich die 
belgiſchen Beamten in wohlverſtandenem Intereſſe des Landes 
der Fortſetzung ihrer Tätigkeit nicht entziehen, zumal ich eine 
unmittelbare Förderung deutſcher Heeresintereſſen nicht ver⸗ 
langen werde. 

Gehälter, die ohne Wiſſen und gegen den Willen der 
deutſchen Verwaltung von bisherigen belgiſchen Behörden an 
belgiſche Beamte gezahlt werden, unterliegen der Beſchlag⸗ 
nahme.“ 


Zandels verkehr mit Ruſſiſch-Polen. Zur Förderung des 
Handelsverkehrs zwiſchen Deutſchland und den beſetzten Teilen Ruß⸗ 
lands iſt die Amtliche Handelsſtelle deutſcher Handels— 
kammern gegründet worden. Sie wird an allen geeigneten Plätzen 
der beſetzten Gebiete Geſchäftsſtellen (Handelsagenturen) errichten, die 
den Geſchäftsverkehr vermitteln und die Einziehung von Forderungen 
beſorgen ſollen. Berechtigt, ſich der Dienſte der Handelsagenturen zu 
bedienen, iſt jedermann unter den von der Amtlichen Handelsſtelle 
deutſcher Handelskammern geſtellten Bedingungen. 

Auskunft über die Einzelheiten erhalten Intereſſenten im 
Zentralbureau der Handelskammer, Berlin, Dorotheenſtraße 8, und 
im Verkehrsbureau der Handelskammer, Univerſitätsſtraße 3b. 


Die Kaiſerliche Oberpoſtdirektion Potsdam bat auf 
die Anfrage eines Anwalts, ob Briefe, welche in Prozeßangelegen⸗ 
beiten an im Heeres dienſt befindliche Klienten geſandt werden, frankiert 
werden müſſen oder aber als Feldpoſtbriefe unfrankiert befördert werden 
dürſen, den nachſtehenden Beſcheid erteilt. 

Kaiſerliche Oberpoſtdirektion 
II. J. 2. Potsdam, 27. Oktober 1915. 
Sendungen in Priva tangelegenheiten der Angehörigen des 
Heeres werden durch die Feldpoſt portofrei oder mit Porto: 
vergünſtigung befördert. Die von Ihnen oder Ihrem Bureau 
ausgehenden Sendungen in Prozeßangelegenheiten an Heeres— 
angebörige find dann als „Feldpoſtbrief“ portofrei oder zu er⸗ 
mäßigten Portoſätzen zu befördern, wenn Sie bei Nichtanwendung 
des Vermerks „Feldpoſtbrief“ — alſo im Friedenspoſtverkehr — 
die Portokoſten dem Empfänger in Rechnung ſtellen würden. In 
Fällen, in denen Sie das Porto zu tragen haben oder Ihnen 
gegenüber nicht der Briefempfänger, ſondern ein Dritter für die 
Poſtgebühren haftet, ſind die Sendungen als gebührenpflichtig 


anzuſehen. 
KX —¼—— ͤ 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 
4 


Die Folgen des Verſtoßes gegen den Anwaltszwang 
nach der Bekanntmachung jur Entlaſtung der Gerichte 
(RGBl. 1915, 562). Nach Denkhaus (IM. 1915, 1220) „kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß“ die Bekanntmachung „in das 
Prinzip des Anwaltszwanges nicht unbeträchtliche Lücken geriſſen 
hat“. Iſt das richtig? Prüft man hierauf hin die einzelnen Vor. 
ſchriften der Bekanntmachung, ſo ergibt ſich zunächſt die Frage: Wie 
tft zu verfahren, wenn bet dem LE. eine Klage nicht durch einen 
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(dort zugelaſſenen) Rechtsanwalt eingereicht wird? Auch von jetzt 
ab beſteht bei der Klage im Verfahren vor dem LG. an ſich Anwalts⸗ 
zwang, da die Bekanntmachung nichts von einer Anderung des Ver⸗ 
fahrens in dieſem Punkte enthält. Demnach hat in einem ſolchen 
Falle der Vorſikende (wie bisher — vgl. Stein zu 8 216 39d. —) 
die Terminsbeſtimmung, erft recht aber den Erlaß des Zahlungs 
befehls, abzulehnen. Gegen dieſen Beſchluß ſteht dem Kläger — 
trotz des § 10 der Bekanntmachung, der dieſen Fall nicht regelt — 
die (dem Anwaltszwang unterliegende) Beſchwerde zu (ogl Stein 
a. a. O.). Der Darlegung von Denkhaus, der Vorſitzende müſſe den 
Zablungsbefehl erlaffen, weil hiervon nur in den in $ 2 vorgeſehenen 
Fällen Abſtand genommen werden könne, ſteht meines Erachtens 
entgegen, daß der hier erörterte Fall in der Bekanntmachung nicht 
geregelt iſt; denn geht man einmal davon aus, daß ſchon die Ter: 
minsbeſtimmung zu verſagen ſei, fo tft für den Vorſitzenden über: 
haupt kein Grund gegeben, den Erlaß des Zahlungsbefehls, der, 
wenn auch auf Umwegen, ſchließlich doch zu einer Terminsbeſtimmung 
führt oder führen kann, zu erwägen. 

Erläßt der Vorſitzende trotzdem den Zahlungsbefehl oder beſtimmt 
er Termin, fo aibt es hiergegen keinen Rechtsbehelf (Stein a. a. O. 
und § 10 Bek.). Der Widerſpruch gegen den Zabhlungsbefehl bat 
lediglich die Wirkung, daß Termin zur mündlichen Verhandlung z 
beftimmen iſt. Eine Abweiſung der Terminsbeſtimmung unter Auf 
hebung des Zahlungsbefehls, weil er auf Grund eines Partei: 
ſchriftſatzes erlaſſen ſei, iſt wohl nicht möglich, obgleich nicht zu ver: 
kennen iſt, daß ein folder Weg (entſprechend dem Vorſchlag Nuß 
baums in JW. 1914, 449) einfach und praktiſch wäre. In der in 
Verfolg des Widerſpruches anberaumten mündlichen Verhandlung 
ergeht ſtets Urteil auf Prozeßabweiſung, auf Abweiſung angebrachter. 


maßen (vgl. RG. 70, 184), für den Fall, daß der Kläger auch ent 


nicht durch einen Anwalt vertreten ift, durch unechtes Versäumnis 
urteil (vgl. Stein II 3 zu § 330 ZPO.). Eine Heilung des Nana 
iſt nicht möglich (Stein IT 2a zu 5 295, Seufſert 6 zu 8 78 38°) 
Demgegenüber vertritt Denkbaus den Standpunkt, etwaige Nuran 
der Klageerhebung könnten (nach Widerſpruch) nicht mehr gelen 
gemacht werden, „da der rechtsgültig und unanfechtbar ($ 10 98 
erlaſſene Zahlungsbefehl nunmehr die Grundlage der Verdun 
und Entſcheidung bildet (ef. 8 697 ZPO.)“. Ich kann je mir 
in & 10 Bek. noch in § 697 ZRO. eine Stütze für bie ine 
Denkhaus finden. Daß gemäß § 10 der Erlaß des Zahnd 
an ſich nicht anfechtbar iſt, verhindert doch in der . 
handlung keineswegs eine Nachprüfung, ob dem Klagean n n 
Form oder der Sache nach (formell oder materiell) Bedenlen 0 
gegenſtehen. Sonſt hätte die Einrichtung des Widerſpruches 
Bedeutung verloren. r der 
Iſt Widerſpruch nicht erhoben und beantragt nunneh a 
Kläger — wenn auch jetzt durch einen Anwalt 5 a 
Vollſtreckungsbefehl, fo iſt der Antrag in dem im 98 Geric 
geſchriebenen Verfahren zurückzuweiſen. Verfügt jedoch der 1 1 
ſchreiber die Vollſtreckbarkeitserklärung, ſo gibt es gegen va Ein 
ſtreckungsbefehl nur den Einſpruch (§ 9 Bek.). Nach 1 
ſpruch iſt dann die Klage wiederum durch Prozeßurteil ech 
Unterläßt der Beklagte aber auch den Einſpruch in nn um 
benen Friſt, fo iſt damit der Vollſtreckunasbefehl gleich gutt 
in Rechtskraft erwachſen. Selbſt eine Nichtigkeits⸗ ve if 4980 
klage kommt nicht in Frage, auch nicht auf Grund des 8.550 le, den 
Auf dieſem Wege — Erlaß des Zahlungsbefehles ſtreckungs⸗ 
Vorſitzenden, kein Widerſpruch des Beklagten, Erlaß des 10 m 
befehls durch den Gerichtsſchreiber, kein Einſpruch des 0 Partei 
könnte es allerdings geſchehen, daß lediglich auf Grund 1 f 
ſchriftſatzes im landgerichtlichen Verfahren der Kläger ils gelang 
eines Titels mit der Wirkung eines rechtskräftigen as A er 
Es müßten dann aber fo viele Umftände, ene s daß a 
Verſtöße von verſchiedenen Beamten, zuſammenwi ee wal 
Wirklichkeit die Möglichkeit einer Be Ausräumung de 
zwanges faſt ausgeſchloſſen erſcheint. malte: 
Für die Anhörung des Klägers nach $ 2 Bek. dern fl 
zwang, da eben keiner der in der ZPO. e lich gebört, jo 
von dieſem vorliegt. Wird trotdem der Kläger perfün 10 Set. 
iſt dagegen allerdings ein Rechtsbehelf nicht gegeben 8 2 unterliegt 
Aus dem gleichen Grunde wie die Anhörung nan, ang. Der 
der Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl dem Anwalt 
nach Abſ. 2 des 9 erforderliche Hinweis auf den lagten 
lediglich die Bedeutung einer Belehrung für den del er Widerspruch 
alſo nicht etwa felbjtändig den Anwaltszwang. 1 er, ohne da 


trotzdem durch den Beklagten perſönlich erhoben, tlich und hinde 
es einer Zurückweiſung bedarf (§ 5 Abſ. 3), ane ei Wür 
insbeſondere auch nicht den Erlaß des Vollſtreckungs f lich hin 
der Vorſitzende auf einen Widerſpruch des Beklagten 
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Termin zur mündlichen Verhandlung beſtimmen, ſo iſt dagegen ein 
Rechtsbehelf nicht gegeben. Auf Grund der mündlichen Verhandlung 
iſt jedoch lediglich die Zurückweiſung des Widerſpruches auszuſprechen, 
da eine Heilung des Mangels auch hier meines Erachtens nicht eintritt. 

Kein Anwaltszwang beſteht aber — ähnlich wie ſchon jetzt für 
Anträge auf Erteilung von vollſtreckbaren Ausfertigungen, Rechtskraft⸗ 
beſcheinigungen uſw. — für den ſchriftlichen Antrag des Klägers auf 
Erlaß des Vollſtreckungsbefehl (8 8 Bek.) und die Anhörung des 
Klägers nach Abſ. 2 des § 8, da die Vollſtreckbarkeitserklärung vom 
Gerichtsſchreiber verfügt wird (§ 78 Abſ. 2 ZPO.). Dagegen ſteht 
die Beſchwerde gegen den Beſchluß des Gerichts, durch den der Antrag 
auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls zurückgewieſen wird, wieder unter 
dem Anwaltszwang. 

Für den Einſpruch gegen den Vollſtreckungsbefehl herrſcht Anwalts⸗ 
zwang. Bei Einlegung durch den Beklagten perſönlich hat meines Er⸗ 
achtens der Vorſitzende auch hier die Terminsbeſtimmung zu verweigern. 
Daß nach § 341 3 O. das Gericht (nach mündlicher Verhandlung 
durch Urteil) auch die Form des Einſpruchs zu prüfen hat, ſteht dem 
wohl nicht im Wege, da dieſe Vorſchrift ſich auf die beſondere Form 
des Einſpruchs, nicht aber auf ſo allgemeine Grundſätze wie den 
Anwaltszwang bezieht. Hält man auch in dieſem Falle den § 341 
für anwendbar, ſo iſt allerdings Termin zu beſtimmen. In der 
mündlichen Verhandlung iſt aber, weil es ſich um einen nicht heil: 
baren Mangel handelt, auf jeden Fall der Einſpruch gemäß § 341 
durch Urteil — bei Ausbleiben einer der Parteien durch unechtes 
Verſäumnisurteil (vgl. Stein zu $ 341) — als unzuläſſig zu verwerfen. 

Schließlich beſteht auch für den Antrag auf Verweiſung an ein 
anderes Gericht gemäß 8 27 Bek. Anwaltszwang. Da hier der 
Beſchluß auf Grund mündlicher Verhandlung ergeht, kann der Fall, 
daß der Verſtoß gegen den Anwaltszwang überſehen wird, wohl aus— 
ſcheiden. Immerhin würde ein etwa ergangener Verweiſungsbeſchluß 
für das andere Gericht bindend ſein. 

Nach alledem kann meines Erachtens davon, daß durch die 
Bekanntmachung der Anwaltszwang irgendwie an Bedeutung verloren 
habe, weder nach dem Wortlaut noch nach der praktiſchen Tragweite 
der Vorſchriften die Rede ſein. 

Amtsrichter Dr. Weinmann, Crefeld. 


Mitteilung der richterlichen Widerſpruchsfriſt an 


den Kläger. Während es vor der Bekanntmachung vom 9. Sep— 
tember 1915 nur eine geſetzliche Widerſpruchsfriſt von einer Woche 
gab, tft durch die 58 3 und 16 Nr. 2 der Bekanntmachung angeordnet, 
daß in dieſen Fällen die Widerſpruchsfriſt vom Gericht beſtimmt 
wird. Beim landgerichtlichen Mahnverfahren erfährt nun zwar der 
Kläger dieſe Widerſpruchsfriſt dadurch, daß der bedingte Zahlungs— 
befehl auf die Urſchrift der Klage geſetzt wird und dieſe dann an ihn 
zwecks Zuſtellung zurückgeht, beim amtsgerichtlichen Urkunden- oder 
Wechſelzahlungsbefehl erhält er aber nach den bisher erlaſſenen Vor: 
ſchriften nur die Mitteilund, daß ein Zahlungsbefehl erlaſſen und 
dem Beklagten zugeſtellt ſei, 3 693 Abſ. 4 ZPO. Es bedarf dann 
immer noch einer Anfrage, welche Widerſpruchsfriſt vom Gericht 
beſtimmt iſt, da ja hiervon abhängt, wann der Kläger den Voll— 
ſtreckungsbefehl erwirken kann. In der PrIJMVerf. vom 14. Sep⸗ 
tember iſt eine Anordnung, daß der Gerichtsſchreiber mit der nach 
§ 693 Abſ. 4 zu bewirkenden Mitteilung auch die Widerſpruchsfriſt 
dem Kläger bekanntzugeben habe, noch nicht getroffen worden, wes— 
wegen es wohl einer ergänzenden Beſtimmung bedarf, um ſolche 
Anfragen, die Anwälte und Gericht mehr belaſten als entlaſten, zu 
vermeiden. Rechtsanwalt Dr. Max Oppenheim, Berlin. 


Beiträge zum Mietrecht. 
A; 

Das Kündigungsrecht der Hinterbliebenen der 
Kriegsteilnehmer nach der Verordnung vom 7. Ok- 
tober 1915, 681. Ur. 4907. Vgl. auch Stillſchweig, 
oben S. 1334 — 1338. Die BD. will offenbar nur in beſonderen 
Fällen der Billigkeit zum Siege verhelfen; das zeigt ſich 3. B. ſchon 
darin, daß ſie ſich nur auf die Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern 
bezieht im Sinne des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes, alſo wohl nicht 
von im Inlande zur Bewachung von Kriegsgefangenen verwendeten 
Mannſchaften, obwohl auch hier infolge des Kriegs (z. B. einer 
Meuterei der Gefangenen) der Tod eintreten kann. Die WO. will 
vorbehaltlich des in § 3 geregelten gerichtlichen Prüfungsrechts Be: 
ſtimmungen der Mietverträge außer Kraft ſetzen, die, wie angenommen 
wird, von den Beteiligten ohne Erwägung der Möglichkeit des Welt⸗ 
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krieges und des in ſeinem Gefolge eingetretenen Todesfalls vereinbart 
wurden. Inſofern liegt zwingendes Recht vor. Kann jetzt, nach Er⸗ 
ſcheinen der VO., das gleiche rechtsverbindlich vereinbart werden? 
Der Wortlaut des § 1 legt die Bejahung nahe („geregelt i ſt“). 
Ahnlich lag die Sache bei Erlaſſung der Stundungsverordnung vom 
7. 8. 1914. Man nahm an, die Stundung könne nicht verlangt 
werden, wenn die Verpflichtung nach dem 30. 7. eingegangen ſei, und 
die Gerichte ließen fie nicht immer zu, wenn für vor dem 30. 7. ent: 
ſtandene Schulden nach dem 31. 7. Wechſel gegeben waren. Wenn 
daher durch die Parteien die Anwendbarkeit der VD. vom 7. 10. aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen iſt, muß es dabei wohl ſein Bewenden haben. 
Die entgegengeſetzte Meinung würde unter Umſtänden dazu führen, 
daß dem Kriegsteilnehmer nicht vermietet würde, weil neben der 
Dauer des Mietvertrags für den Vermieter auch in Betracht kommt 
die Herrichtung der Mieträume, die natürlich bei der Möglichkeit 
baldiger Löſung des Verhältniſſes unverhältnismäßig teuer iſt. — 
Nicht geregelt hat die VO. die Frage, bis wann die nach § 2 Satz 1 
in Verbindung mit § 569 Satz 2 BB. zuläſſige Kündigung aus⸗ 
geſprochen werden muß mit Rückſicht auf die manchmal vorliegende 
Ungewißheit über den Tod eines Kriegsteilnehmers oder die Perſonen 
ſeiner Erben. Man wird wohl annehmen können, daß die in RG. 74, 
35 ausgeſprochenen Grundſätze maßgebend bleiben, alſo eine Kündigung 
rechtzeitig iſt, die ohne ſchuldhaftes Zögern nach CErlanuung der 
Gewißheit über den Tod und die Erbeneigenſchaft ausgeſprochen 
wird. Es darf nicht überſehen werden, daß mit dem Beſtreiten des 
Todes durch den Vermieter gerechnet werden muß. Solange es daher 
nicht möglich iſt, den Tod zu beweiſen, kann die Kündigung zu 
Schwierigkeiten führen. — §2 regelt den Fall, daß Eheleute gemeinfant 
mieteten. Die Ehefrau kann dann ohne Rückſicht auf die Erben 
kündigen. Berührt dieſe Kündigung die Erben? Erſetzt ſie die viel⸗ 
leicht erſt auf einen ſpäteren Termin (vgl. RG. 74, 35) mögliche 
Kündigung des Teſtamentsvollſtreckers? Wie iſt die Rechtslage, wenn 
die Erben das Mietverhältnis fortſetzen wollen? Hier werden die 
Ausführungen von Franke in Ecuffdl. 77, 161 zutreffen. Der 
Vertrag bleibt mit den Erben beſtehen, die ihrerſeits je nach Um⸗ 
ſtänden an die Ehefrau einen Anſpruch haben, wenn ſie dartun, daß 
die Fortſetzung des Mietverhältniſſes im gemeinſamen Intereſſe lag. 
Auch wenn dem Erben die Kündigung nach $ 569 BGB. erſt auf 
einen ſpäteren Zeitpunkt möglich war, wird die Ehefrau zum Mietzins 
für die Zwiſchenzeit beitragen müſſen. War die Ehefrau zur Zeit 
des Todes geſchieden, fo wird dies trotz dem Wortlaut des § 2 an 
ihrem Kündigungsrecht und den ſich daraus ergebenden Folgen nichts 
ändern. Keinesfalls wird ſich der Vermieter an die Frau wegen der 
Miete für die Zeit nach Ablauf des Vierteljahrs halten können, wenn 
ſie geräumt bat, auch wenn die Erben nicht räumen. Sonſt hätte 
das ihr allein eingeräumte Kündigungsrecht keinen Sinn. Die darin 
für den Vermieter liegende Härte iſt unverkennbar. Er hat vielleicht 
nur mit Rückſicht auf die der Frau gehörige wertvolle Einrichtung 
die Eheleute ins Haus genommen. Welche Herrichtungen nach dem 
Auszug auf Koſten der Mieter zu machen find, ſieht er erſt, wenn 
auch die Sachen des Mannes entfernt find. Es wird daher ſchy er 
ſein, wegen ſolcher Herrichtungen das geſetzliche Pfandrecht geltend 
zu machen. Daß die Verpflichtung der Ehefrau zur Rückgabe der 
Wohnung in gutem Zuſtand durch ihren Auszug nicht berührt wird, 
fie alſo auch für nach ihrem Auszug vorgekomenene Beſchädigungen 
haftet, wird man allerdings annehmen dürfen. — Hier wird das 
gerichtliche Ermeſſen nach § 3 die größten Harten beſeitigen können. 
Nicht ganz leicht wird es fein, bei Einlegung ſofortiger Beſchwerde 
den Wert des Beſchwerdegegenſtands glaubhaft zu machen, weil ſich 
z. B. nicht überſehen läßt, bis wann es gelingt, die Wohnung wieder 
zu vermieten. 

In Leipz3. 1915 Sp. 1356 ff. nimmt Zweigert an, die Ehefrau 
könne nur gemeinſam mit den Erben kündigen. Mir ſcheint, dieſe 
Anſicht wird dem Zweck der VO. nicht gerecht, führt auch zu großen 
praktiſchen Schwierigkeiten. Die Frau kann, wie ich in der JW. 
unter Berufung auf RG. 74, 35 ausgeführt habe, unter Umſtänden 
zu einem früheren Termin kündigen müſſen als der Erbe oder 
Teſtamentsvollſtrecker. Dann hinge die Wirkſamkeit ihrer Kündigung 
davon ab, ob ſich ihr der Erbe uſw. anſchließt. So lange, bis dieſem 
gegenüber das Mietverhältnis beendigt wäre, bliebe ſie jedenfalls 
gebunden. Welche praktiſche Bedeutung hat dann ihr Kündigungs— 
recht? — Auch die anſchließenden Ausführungen über die Folgen der 
Unterlaſſung eines Widerſpruchs gegen die Kündigung ſcheinen mir 
etwas weit zu gehen. Nach Zweigert ſollte man meinen, die 
Kündigung bleibe beſtehen, auch wenn der Kriegsteilnehmer bei ihrem 
Eingang noch lebte oder die als Witwe Auftretende nie mit ihm 
verheiratet war. Schon mit Nücficht auf den Kriegsteilnebmer wird 
man nicht annehmen können, daft bei feinen Lebzeiten Dritte das 
Mietverhältnis kündigen können. Man wird die Beſtimm ungen 

175 * 


— — —— 


1390 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


über die Verſchollenheit, die ja nur eine Todesvermutung begründet, 
entſprechend anwenden können. Keinesfalls kann die bloße Glaubhaft⸗ 
machung des Todes aus Veranlaſſung des Krieges weiter wirken, als 
die Verſchollenheit. Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Die Kriegsteilnehmerfran als Alleinmieterin. Mit 
der längeren Dauer des Krieges mehren ſich die Fälle, in denen nach 
Einziehung des Ehemannes die Ehefrau die Wohnung gewechſelt und 
den neuen Mietsvertrag allein mit dem Vermieter abgeſchloſſen hat. 
Eine Folge davon iſt die vermehrte Zahl der Differenzen aus ſolchen 
Mietsverträgen. Wie kann der Vermieter ſeine Rechte aus ſolchen 
Verträgen gegen die mit der Zahlung ſäumige Kriegerfrau durchſetzen? 

Auszuſcheiden haben die Fälle, in denen die Ehefrau in Ver⸗ 
tretung des Mannes für dieſen den Vertrag geſchloſſen hatte: ſie 
ſtehen denen gleich, in denen der Ehemann gemietet hat, bevor er 
ins Feld zog. Ihre Zahl iſt nicht allzu groß. Denn ein ſolcher Ab— 
ſchluß für den Mann iſt nur dann anzunehmen, wenn bei den Ver— 
handlungen zum Ausdruck gekommen iſt, daß der Mann Vertrags: 
partei fein ſollte. !) Gewiß gehen beide Parteien regelmäßig davon 
aus, daß der Ehemann der Mieterin nach Heimkehr die Wohnung 
teilen werde. Doch denkt wohl keiner der Beteiligten daran, daß der 
Ehemann von vornherein Mitmieter oder der eigentliche alleinige 
Mieter werden ſolle. Von einer ſolchen Auffaſſung werden auch ins⸗ 
beſondere die Kriegsteilnehmerfrau und der Kriegsteilnehmer ſelbſt 
weit entfernt ſein. Die Ehefrau iſt ſicherlich überzeugt, daß ſie ihrem 
Manne im Streitfalle die Türe weiſen könne ?), der Ehemann, daß 
er für die Miete der ihm vielleicht nicht zuſagenden, vielleicht zu 
teueren Wohnung nicht aufzukommen habe. 9) Zudem wird es dieſer 
Erwägungen in der Regel, nämlich wenn ein klarer Vertragswortlaut 
vorliegt, wie insbeſondere bei Benutzung der üblichen Formulare, 
nicht einmal bedürfen. Nur der erklärte Parteiwille kommt rechtlich 
in Betracht.“ Die Erklärung, die rechtlich in der Unterzeichnung eines 
formularmäßigen Mietsvertrages, in dem nur die Ehefrau als Mieterin 
aufgeführt ift, nur durch fie und den Vermieter enthalten iſt, iſt vollig 
klar und keiner ihren Sinn erforſchenden Auslegung zugänglich.!) 
Es kann unmöglich angenommen werden, daß in ſolcher Vertrags- 
urkunde ein Mietsvertrag zwiſchen dem Kriegsteilnehmer und ſeiner 
Ehefrau beurkundet iſt. ö) 

Iſt die Ehefrau Alleinmieterin und bleibt ſie mit dem Mietzins 
im Rückſtand, ſo kann der Vermieter bei Vorliegen der rechtlichen 
Vorausſetzungen durch Erklärung nur der Ehefrau gegenüber kündigen. 
Er kann die Ehefrau allein verklagen und ein Urteil auf Zahlung 
wie auf Räumung erftreiten.®) 

Aus dem Zahlungsurteil kann in das Vorbehaltsgut der Frau 
unbedenklich), in das eingebrachte Gut mangels eines den Ehemaun 
zur Duldung verpflichtenden Urteils nicht vollſtreckt werden. Recht 
zweifelhaft iſt nur, ob Vollſtreckung des gegen die Ehefrau allein 
ergangenen Räumungsurteils möglich tft.) Bei Abſchluß des Miet: 
vertrages durch beide Ehegatten ſpricht gegen die Zuläſſigkeit der 

Vollſtreckung, daß eine Räumung durch die Chefrau zugleich auch eine 


1) Anders Flatow IW. 1915, 77. 

) Welchen Einfluß ſolches Verhalten auf einen Scheidungsprozeß 
haben würde, iſt Frage des Einzelfalles. Iſt die Ehefrau berechtigt, 
vom Manne getrennt zu leben, ſo kann ſie ihn auch von ihrer Wohnung 
fernhalten (vgl. R., JW. 1901, 781). 

3) Andern kann ſich die Rechtslage dadurch, daß der Chemann 
nach Rückkehr, ſei es auch nur durch ſchlüſſiges Verhalten, in den 
Vertrag eintritt. 

4) Selbit bei Unterſtellung einer ungenauen Ausdrucksweiſe der 
Beteiligten, wie fie RG., IW. 1915, 696 verlangt. 

5) Anſcheinend falſch, daher AG. Cuxhaven bei Güthe-Schlegel— 

71. 
Pe 2a Verſuch Güthes, die Räumungspflicht der Frau hinter 
die Pflicht, einer ihr die Räumung nach 8 1354 BOB unterſagenden 
Anweiſung des Mannes zurücktreten zu laſſen, kann nach der durch— 
ſchlagenden Widerlegung ſeitens des OLG. Frankfurt als erledigt 
betrachtet werden; vgl. die Inhaltswiedergabe bei Güthe-Schlegel— 
berger S. 69/70. Wie hier Waſſermann⸗Erlanger S. 36, Schäffer, 
IW. 1915, 837. 

7) Bedenken ſind auch nicht etwa aus § 808 ZPO. herzuleiten. 
Gewahrſam an der von der Frau allein 9 und bezogenen 
Wohnung hat ſie allein. Übrigens darf meines Erachtens auch der 
den Gewahrſam innehabende Mann der Vollſtreckung in Vorbehaltsgut 
nicht widerſprechen (anders freilich die herrſchende Meinung, vgl. 

Gaupp⸗Stein zu § 808). 
8) Nach der von Güthe begründeten herrſchenden und richtigen 


Meinung. * 
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mindeſtens teilweiſe Räumung durch den Chemann bedeuten wurde. 
Denn es würden auch die Kinder, die der Vater in die Wohnung 
eingeführt hat, ausgewieſen und deſſen eingebrachte Sachen heraus⸗ 
geſchafft und er damit des Beſitzes der Mietsräume entſetzt werden. 90 

Es wäre falſch, vorliegend ebenſo zu argumentieren. Hier find 
Kinder und Sachen nicht vom Mann in die Wohnung eingebracht, 
ſondern von der Frau, die während Abweſenheit des Mannes dit 
elterliche Gewalt über die Kinder nach § 1685 BGB. ausübt und die 
Sachen des Mannes in Beſitz hat. Die Räumung betrifft alſo den 
Ehemann nicht. 0) 

Es fragt ſich aber weiter, ob ſie etwa Vollſtreckung in das ein; 
gebrachte Vermögen der Frau iſt. Unerheblich iſt, daß die in die 
Wohnung eingebrachten Sachen der Frau zum eingebrachten Vermögen 
gehören. !!) Denn die Sachen des Mieters find bei der Räumung 
nicht Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung (vgl. ZPO. 8 885 II). 
Belanglos tft ferner 12), ob das von der Ehefrau durch den Vertrags: 
ſchluß erworbene Mietsrecht (oder die Mietsrechte) zum eingebrachten 
Gut gehören. Die Rechte aus dem Mietsvertrag können im Prozeß 
zu: und abgeſprochen werden, aber find nicht Gegenſtand der Räumungs⸗ 
vollſtreckung.!)) Deren rechtliche Natur beſteht vielmehr darin, daß 
der Beſitz des Schuldners aufgehoben und der des Gläubigers ber— 
geſtellt wird. 14) Entſcheidend iſt daher, ob eine gegen den Beſitz der 
Mietsräume gerichtete Vollſtreckung Vollſtreckung in das eingebrachte 
Gut iſt, ob der Beſitz zum eingebrachten Vermögen gehört. Das ift 
ſtreitig. L)) Die Entſcheidung darf nicht etwa von der des alten 
Streites über die Rechtsnatur des Beſitzes abhängig gemacht werden. 
Nach der gangbarſten Definition ſoll zwar das Vermögen im Kechts— 
ſinn gleich der Summe der geldwerten Rechte (zuzüglich evtl. det 
Verbindlichkeiten) einer Perſon ſein und der Befik daher nur, wenn 
man ihn als Recht auffaßt, zum Vermögen gebören. 16) Aber diefe 
Definition iſt zu eng, berückſichtigt nicht, daß „Vermögen“ ursprünglich 
ein wirtſchaftlicher Begriff iſt, von dem der Rechtsbegriff ſich nic 
ohne Not entfernen darf. Das Vermögen im Rechtsſinn muß daber 
auch gewiſſe tatſächliche Machtbeziehungen umfaſſen, die vom He 
berückſichtigt werden (Anwartſchaften z. B.), jo auch den Beſiz. “) Deu. 
entſprechend entſcheidet das Reichsgericht 83, 241: „Das eingebracht 
Gut umfaßt nicht nur Eigentum, ſondern auch bloßen Lug de 
Frau. Mag der Beſitz ein Recht fein oder nicht, jedenfalls hie a 
einen Beſtandteil des Vermögens. “ 

Gehort der Beſitz zum eingebrachten Vermögen der iu, I 
kann dieſe nur des Vermögens entſetzt werden, wenn ein Tuldungz 
urteil gegen den Mann vorliegt, alſo im allgemeinen nicht mahtınd 
des Krieges.“) (Ausnahmen ſ. u.) 

Bei lückenloſer Anwendung des aufgeſtellten Grundſatzes würden 
die Hauseigentümer während des Krieges der boswilligſten Zablung 
weigerung auch einer zahlungskräftigen Mieterin hilflos ausariegt 
ſein. Die Verordnung vom 14. Januar 1915 iſt geeignet, Schutz u 
gewähren. Nur ſollien die Gerichte in der Anwendung dieſet dr: 
ordnung etwas weniger zaghaft fein. Die Prapis lehnt vielfach 
deren Anwendung aus unzutreffenden Gründen ab. Es wird freilid 
nicht möglich ſein, allgemein zu beſtimmen, in welchen Fallen im 
Mietsprozeß ſolche Anwendung am Platze wäre. Immerhin lan 
für die Regelfälle ein Leitſatz aufgeſtellt werden: die Verweigerung 
der Mietszahlung iſt in denjenigen Fällen eine offenbare Unbiligtei, 
in denen die Mieterin ihren und ihrer Kinder ſtandesgemäßen Unter: 
halt (unter kriegsgemäßer Beſchränkung, ſoweit ſolche nach der Leben 
lage überhaupt möglich iſt, aber zuzuglich eines Betrages für Fcldroſt 
ſendungen an den Mann) und außerdem wenigſtens einen Teil det 
Miete beſtreiten kann. Das können viele arbeitende Frauen. J. 
ſolchen Fällen iſt dem Manne ein Vertieter zu beſtellen. Kann die 

9) Vgl. hierzu den Literaturnachweis bei Schäffer a. g. O. S. 855 

10) Nur ſcheinbar a. M.: 28. I Berlin in Kl. 1914, 14 
Es legt dar, daß gerade, wenn die Chefrau allein gemietet habe, dit 
Räumung der von dem Chemann beſtimmten und bezogenen Wobnun 
durch die Ehefrau zugleich eine ſolche durch den Mann bedeute (äbnlic 
auch Mayer, zitiert bei Gütpe-Schlegelberger S. 71). In unſeren 
Fällen iſt die Wohnung vom Ehemann weder beſtimmt noch bezogen. 

11) A. M.: Waſſ e Erlanger S. 37. 

12) So Flatow a. a. O., Schwabe im Recht 1914, 708; Struck 
berg, KGBl. 1915, 31. 

13) Ebenſo auch Waſſermann-Erlanger S. 37. 

11) Hein, Handbuch der Zwangsvollſtreckung S. 514. 

15) Vgl. einerſeits Ullmann, Arch Burg. S. 22, andererſeits $ Hein 
„Duldung der Zwangsvollſtreckung“ in Leonhards Studien 34, 123 24 

16) Staudinger J, 340; v. Tuhr S 312˙16. 

1) Wenn er nicht ſchon als Recht aufzufaſſen fein ſollte. 13 

ſud Gleichgültig iſt dabei, ob die Sachen der Chefrau Vorbehal 
gut ſin 
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Kriegerfrau nur einen Teil der Miete bezahlen und iſt Vermieter zu 
gütlicher Eſnigung nicht zu bewegen, To kann nach den Kriegsgeſetzen 
auf Antrag Stundung gewährt und vor allem die Räumungspflicht 
für nicht eingetreten erklärt werden. f 

Eine ſolche Praxis käme auch den Mieterkreiſen zugute. Schlimmer 
als die Vermieter würden ſie betrofſen, wenn ſich in den Vermieter— 
kreiſen immer mehr die Meinung ſeſtigte, gegen Kriegerfrauen könnte 
weder Zahlung noch ſelbſt bei böswilliger Zahlungsweigerung 
Räumung erzwungen werden. Denn dann würde das zweifellos 
ſchon vorhandene Widerſtreben vieler Hauswirte, an Kriegerfrauen 
zu vermieten, !“) allgemein werden. Getroffen würde die große 
Mehrheit der anſtändigen Frauen. Einer ſolchen Entwicklung muß 
möglichſt vorgebengt werden. Das einzige Mittel dafür iſt eine dem 
Leben gerecht werdende Anwendung der Verordnung vom 14. Januar. 
Möge die Praxis bedacht ſein, Schutz dem ſchwachen, Schutz aber 
auch gegen den böswilligen Schuldner zu gewähren. 

Referendar Dr. W. Breslauer, Berlin. 


6. 


Vertragliche Verſicherungopflicht des Mieters und 
geſetzliche Inſtandhaltungspflicht des Vermieters. In 
Mietverträgen wird oft vereindart, daß der Mieter dem Vermieter 
gegenüber verpflichtet iſt, die Mietſache gegen beſtimmte Gefahren zu 
verſichern, z. B. die Fenſterſcheiben gegen Bruch. Es entſteht die 
Frage, wie durch eine ſolche Vereinbarung die Verpflichtung des Ver— 
mieters beeinflußt wird, die Mietſache während der Mietzeit in einem 
zum vertragsmaͤßigen Gebrauch geeigneten Zuſtand zu erhalten 
(8 536 BGB.). 

Iſt eine Verſicherung für fremde, des Vermieters, Rechnung 
bedungen, ſo bleibt die Verpflichtung des Vermieters unberührt, auch 
die durch die Verſicherung zu deckenden Schäden auszubeſſern, die die 
Mietſache zufällig erleidet und zum vertragsmäßigen Gebrauch ungeeignet 
macht. Hat der Mieter ſchuldhaft unterlaſſen, eine den Veſtimmungen 
des Mietvertrages entſprecbende Verſicherung zu nehmen, fo iſt er dem 
Vermieter ſchadenserſatpflichtig. 

Regelmäßig übernimmt es jedoch der Mieter, die Mietſache im 
eigenen Namen und für eigene Rechnung zu verſichern. Wäre auch 
in dieſem Falle anzunehmen, daß die geſetzliche Reparaturpflicht des 
Vermieters auch hinſichtlich der durch die Verſicherung zu deckenden, 
zufälligen Schäden beſtehen bleibt, fo müßte der Vermieter, ohne ein 
Zurückbehaltungsrecht nach § 273 BGB. geltend machen zu können, 
zunächſt dieſe Schäden ausbeſſern. Erſt dann könnte er vom Mieter 
Herauszahlung der Verſicherungsſumme oder Abtretung des Anſpruchs 
auf ſie gegen den Verſicherer verlangen. Unterläßt der Mieter ſchuld— 
haft den Abſchluß eines Verſicherungsvertrages, ſo müßte der Vermieter 
gleichſalls zunächſt die Reparatur vornehmen und konnte erſt dann 
vom Mieter Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Vertrages ver— 
langen; denn in jedem Falle iſt der Vermieter, auch bei bedungener 
Vorausbezablung des Mietzinſes, in Anſehung des § 536 B. vor: 
leiſtungspflichtig. Die Rechte des Mieters aus den SS 537, 538 BGB. 
würden beſtehen bleiben; nur gegen einen Erſatzanſpruch des Mieters 
aus § 538 BB. könnte der Vermieter feine Anſprüche im Wege der 
Widerklage oder Aufrechnung geltend machen. 

Einer ſolchen Auslegung mit ihren unbefriedigenden Rechtsfolgen 
kann nicht beigetreten werden. Vielmehr iſt anzunehmen, daß die 
geſetzliche Reparaturpflicht des Vermieters hinſichtlich der Schäden, die 
der Mietſache von den Gefahren drohen, gegen die der Mieter die 
Mietſache zu verſichern hat, ausgeſchloſſen und in eine Reparaturpflicht 
des Mieters verwandelt iſt. Der Mieter trägt inſoweit die Gefahr 
zufälliger Beſchädigung der Mietſache und iſt inſoweit dem Vermieter 
gegenüber verpflichtet, die Schäden aus zubeſſern; auch ſtehen dem 
Mieter inſoweit die echte aus den SS 537, 538 BB. nicht zu. Er 
bat dem Vermieter den Schaden zu erjegen, der dadurch entſteht, daß 
er die von ihm aus zubeſſernden Schäden auszubeſſern ſchuldhaſt unter: 
läßt. Daß der Übergang der Inſtandhaltungspflicht mit Rechtswirkſam— 
keit vereinbart werden kann, unterliegt mit Rückſicht auf die dispoſitive 
Natur der Vorſchrift des 3 536 BGB. rechtlichen Bedenken nicht. 
Wegen der etwa entſtehenden Aufwendungen iſt der Mieter durch den 
Verſicherungsvertrag gedeckt. Die von ihm an den Verſicherer zu 
zahlenden Prämien ſind für ihn wirtſchaftlich ein Teil des Mietzinſes, 
auf deſſen hiernach zu berechnende Höhe er bei Abſchluß des Miet— 
vertrages Bedacht zu nehmen hat. 

Kommt der Mieter ſeiner vertraglich übernommenen Verſicherungs— 
pflicht nicht nach, ſo ändert ſich an der Rechtsbeziehung zum Vermieter 


19) Aber das in den Zeitungen ſchon wiederholt Klagen laut 
geworden ſind, val. den Appell des Vereins Berliner Wobnungsmieter 
im „Berliner Tageblatt“ und „Berliner Lokalanzeiger“ vom 16. Sep— 
tember 1915 abends. 
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nichts. Den Mieter trifft ſolchenfalls lediglich ein 1 gegen 
ſich ſelbſt, wenn er in unwirtſchaftlicher Weiſe keine Verſicherung nimmt. 
Allenfalls liegt, wenn der Mieter Rücklagen zur Bildung eines für die 
Deckung des etwaigen Schadens beſtimmten Fonds macht, ein Fall 
der ſogenannten Selbſtverſicherung (Eigendeckung) vor. 

Dieſe Auslegung führt nicht nur zu einer erheblichen Verein⸗ 
fachung der Rechtsbeziebungen zwiſchen Vermieter und Mieter hinſicht⸗ 
lich der Abrede über die Verſicherung der Mietſache und damit auch 
hinſichtlich der Reparaturpflicht; bei dieſer Auslegung wird ferner das 
unbillige Ergebnis vermieden, daß der Mieter nach $ 537 BGB. von 
der Entrichtung des Mietzinſes bis zur Ausbeſſerung der von ihm 
durch Verſicherung zu deckenden Schäden ſeitens des Vermieters auch 
dann ganz oder teilweiſe befreit iſt, wenn er die bedungene Ver⸗ 
ſicherung zu nehmen ſchuldhaft verabſäumt hat und der Vermieter 
daher auf einen häufig recht zweifelhaften Schadenserſatzanſpruch 
angewieſen ift. Endlich wird auch die vertretene Auslegung im Regel: 
falle dem durch Abſchluß eines alle möglichen Einzelheiten regelnden 
Mietvertrages offenſichtlich zutage tretenden Beſtreben der Parteien 
gerecht, Streitigkeiten von vornherein nach Möglichkeit vorzubeugen. 

Referendar Hans Gieſe, Berlin. 


Entgegnungen. 


A. 


Zu der Streitfrage über die Erfüllung der ſchriftlichen 
Form bin ich zu meinem Erſtaunen von dem Kollegen Reigers 
S. 1288 als Zeuge angerufen worden, weil ich geraten habe, an 
Formvorſchriften nicht allzuviel Scharfſinn zu verſchwenden, nicht ſehr 
mit inneren Gründen zu operieren, ſie buchſtäblich auszulegen. Es 
iſt mir ſehr ehrenvoll, zitiert zu werden. Aber beſchämend iſt es, ſich 
ſagen zu müſſen, daß man ſich doch ſehr ſchlecht müſſe ausgedrückt 
haben, um ſo ſehr mißverſtanden zu werden. Der Zuſammenhang 
nämlich, in dem die Außerungen getan find, ſollte genau das Gegen: 
teil deſſen ergeben, wofür ſie jetzt ins Feld geführt werden. Der 
ganze Aufſatz („Die Freirechtsſchule und das Gebiet der Formen“ 
DNotV. 1913, 609) iſt ein einziger Feldzug gegen den Formalismus, 
und unmittelbar an die zitierten Außerungen ſchließt ſich eine Aus: 
führung, welche in dem Satze gipfelt: Im Zweifel gegen die Form. 
Alle meine Anſtrengungen ſind vergeblich geweſen: ich muß mich für 
ein Reichsgerichtsurteil anrufen laſſen, welches die ſchriftliche Form 
deshalb für nicht erfüllt, den Vertrag, eine Jagdpacht, deshalb für 
nichtig erklärt, weil das Pachtgebot nur vom Bieter, die Annahme 
des Gebots (der Zuſchlag) nur vom Verpächter unterſchrieben war, 
§ 126 aber Unterſchrift auf derſelben Urkunde fordert. Daß ſchrift⸗ 
liches Angebot und ſchriftliche Annahme zuſammen nicht einen 
ſchriftlichen Vertrag darſtellen ſollen, iſt ſchon neu, und wird durch 
§ 126 nicht voll begründet. Aber hier ſtanden Angebot und Annahme 
ſogar auf derſelben Urkunde, und das RG. wollte das nur deshalb 
nicht anerkennen, weil keine der Unterſchriften für ſich allein eine 
Erklärung deckte, die inhaltlich als Vertrag anzuſprechen geweſen 
wäre. Gerade derartige verwickelte Gedankengänge ſind es, die ich 
irreführenden Scharfſinn nenne. Weißler, Halle. 


Kann die Befeitigung der Wirkfamkeit eines Ver- 
ſäumnisurteils durch Klagerücknahme im Wege der Er- 
innerung gemäß 8 766 329. geltend gemacht werden? 
Unter dieſer ÜUberſchrift behandelt Geheimrat Dr. Neumann in 
der IW. 1914 S. 719 den Fall, daß der Gerichtsvollzieher auf 
Grund der vollſtreckbaren Ausfertigung des Verſäumnisurteils bei 
dem Schuldner gepfändet, der Gläubiger aber nach erfolgter Ein: 
legung des Einſpruchs durch den Schuldner gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil die Klage zurückgenommen!) hat. Er kommt zu dem unzuläng⸗ 
lichen Ergebnis, daß man dem Schuldner nicht helfen könne, da 
ſämtliche ihm im Zwangsvollſtreckungsverfahren zuſtehenden Ein— 
wendungen verſagen, alſo eine Lücke beſtehe. Er verwirft die von 
Gaupp⸗Stein vertretene Anſicht, wonach der Weg des § 732 ZPO. 
gangbar ſei, weil in dieſem Einwendungsverfahren lediglich zu prüfen 
ſei, ob die geſetzlich umſchriebenen Vorausſetzungen für die Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel vorlagen. Dem trete ich bei; der Schuldner 


1) Die Klagerücknahme iſt nach der herrſchenden Anſicht bis zur 
Beendigung des Rechtsſtreits durch rechtskräftige Entſcheidung zuläſſig. 
Vgl. Seuffert 1910 ZPO. Anm. 2a zu 8 271 und Skonietzki⸗Gelpcke 
1911 3PO. Anm. 7 daſ.; ebenſo Gaupp⸗Stein 1911 ZPO. Anm. 112 
ebendort; dazu Gruchot 55, 1051; JW. 1912, 802 T1. 
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bekämpft ja nicht die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel, ſondern 
die Geltung des Urteils ſchlechthin. 

N. beſtreitet ferner mit Recht die Anwendbarkeit des § 775 
3O., weil die durch das Sitzungsprotokoll feſtgeſtellte Klage: 
rücknahme ſich unter keine der Vorausſetzungen jener Vorſchrift bringen 
laſſe und erklärt ſich mit ebenfalls zutreffender Begründung geaen 
Falkmanns?) Auffaſſung, daß die Einwandsklage aus 8 767 3 O. 
Platz greife, weil ja der Schuldner nicht den durch das Urteil feſt⸗ 
geſtellten Anſpruch, ſondern den Schuldtitel in Frage ſtellt. Er ver⸗ 
fagt dem Schuldner endlich auch die Erinnerung aus $ 766 ZPO., 
indem er ausführt, daß ſowenig ein Urteil dadurch aus der Welt 
geſchafft werde, daß die Proießparteien nach feinen Erlaß einen 
Vergleich ſchließen, ſo wenig die Vollſtreckbarkeit eines Urteils durch 
ſpätere Klagerücknahme erlöſche. In dieſer Hinſicht vermag ich Neu: 
mann nicht zu folgen. Hier irrt er. Schon die Berufung auf die 
Entſcheidung des RG. in Gruchot 45, 1157 iſt verfehlt, weil dort 
nur über die Bedeutung des Vergleichs gegenüber einem rechts- 
kräftigen Urteil, und zwar dahin entſchieden iſt, daß den Parteien 
ein Verfügungsrecht nur über die Rechtsfolgen, die das rechts- 
kräftige Urteil für ſie mit ſich bringt, zuſtehe. 

Der Vergleich hat mit der Klagerücknahme nichts gemein. Der 
Vergleich betrifft materiell den geltend gemachten Anſpruch ſelbſt, die 
Klagerücknahme hat nur die in dem § 271 ZPO. vorgeſehenen 
Wirkungen und berührt den Anſpruch nur in einzelnen Beziehungen 
(Verjährung) und nur mittelbar. Der Vergleich iſt deshalb 
zweifelsohne in Gemäßheit des § 767 ZPO. einzuwenden. 3) N. 
müßte alſo, wenn er die Klagerücknahme dem Vergleiche gleichſtellt, 
folgerecht auch im Falle der Klagerücknahme nach § 767 cit. ver⸗ 
fahren, was er ja gerade ablehnt, er gerät ſonach mit ſich ſelbſt in 
Widerſpruch. Der Vergleich hat regelmäßig keine „novierende“ Kraft, 
er läßt deshalb ein vorausgegangenes Urteil, worauf er ſich bezieht, 
beſtehen, ſo daß deſſen Wirkung wieder aufleben kann. Ganz im 
Gegenſatze hierzu beſeitigt die Klagerücknahme nicht bloß die Wirk— 
ſamkeit der in dem Rechtsſtreit bis dahin vorgenommenen Prozeß: 
handlungen der Parteien, ſondern auch die der richterlichen 
Handlungen mit Einſchluß aller noch nicht rechtskräftigen Zwiſchen⸗, Teil: 
und Endentſcheidungen. “) und zwar ex tunc, mit rückwirkender Kraft. ö) 
Von einem Wiederaufleben eines durch die Klagerücknahme in ſeiner 
Wirkſamkeit beſeitigten Verſäumnisurteils kann danach niemals die 
Rede ſein. Dies ergibt ſich mit voller Sicherheit aus der Vorſchrift 
des § 271 Abſ. 3 ZPO. trotz der gegenteiligen Behauptung N., 
der dieſer geſetzlichen Beſtimmung nicht gerecht wird. Muß man 
daher in unſerem Falle das Verſäumnisurteil infolge der Klagerück⸗ 
nahme als unwirkſam betrachten, ſo muß man die Pfändung wegen 
Mangels des Schuldtitels als unzuläſſig und die Erinnerung aus 
8 766 ZPO., die dieſen Mangel rügt, für zuläſſig erachten. 

Ich gehe aber noch einen Schritt weiter. Der Schuldner wendet 
ſich in einem ſolchen Falle nicht bloß gegen die Art und Weiſe der 
Zwangsvollſtreckung, gegen den Verſtoß, der in der Pfändung liegt, 
er ficht vielmehr „die ganze Grundlage der Zwangavollſtreckung an, 
deren erſte Vorausſetzung der Schuldtitel, als die vollſtreckungsfähige, 
das Einſchreiten der Vollſtreckungsorgane rechtfertigende Urkunde, iſt“. 
Er kann deshalb auch den Klageweg (unter Umſtänden mit dem An⸗ 
trag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung) ſelbſt nach Erledigung 
der Zwangsvollſtreckung beſchreiten und die Herausgabe der vollſtreck— 
baren Urteilsausfertigung ſowie alles deſſen, was der Gläubiger auf 


Grund des unwirkſamen Urteils von ihm beigetrieben hat, erwirken.) 
Juſtizrat Bendix, Breslau. 
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dfätze, betreffend die Vorbereitung und Behandlung 
* en Termine vor dem 098. Breslan.!) 

I. Im erſten Termin wird in der Regel nicht verhandelt. 

Will ein Anwalt im erſten Termin verhandeln, ſo hat er dies 
dem Gericht und dem Gegner mindeſtens zwei Wochen vor dem 
Termin ſchriftlich mitzuteilen, und, wenn er Berufungskläger iſt, die 
Berufungsbegründung mit gleicher Friſt vor dem Termin zuzuſtellen. 


2) Die Zwangsvollſtreckung. II. Aufl. S. 391. 

3) Val. Gaupp Stein 1913 ZPO. Anm. 4 zu 8 767 Note 25; 
dazu Gruchot 31, 319; 45, 1157; IW. 1902, 589 10, OLG. 18, 404. 

4) Stontepfi-Gelpde, Berlin 1911 Anm. 15 zu 8 271 BRO.; 
RG. in JW. 1889, 1085; Seuff Arch. 45, 99. 

5) N93. 75, 289. 

6) NGZ. 56, 70. a 

i) Vgl. bezügl. des Kammergerichts die Grundſätze JW. 1915, 471, 
bezügl. Stettin und Kiel a. a. O. 541. Es wird erneut die Bitte 
ausgeſprochen, der Schriftleitung die bei den Gerichten geltenden 


Grundſätze mitzuteilen. D. S. 


M 20. 1915. 


II. Die Ladung erfolgt in der Regel durch den Berufungsbellagten 
zwei Wochen nach dem erſten Termin. Dieſe Friſt braucht nicht 
abgewartet zu werden, wenn die Berufungsbegründung bereits vorber 
zugeſtellt iſt. | 

In beſonders umfangreichen oder ſchwierigen Sachen haben ſic 
die Parteivertreter über die Friſt bis zur neuen Ladung zum zweiten 
Termin zu verſtändigen. 

Die Präſidenten ſollen erſucht werden, den zweiten Termin mit 
einer Friſt von etwa vier Wochen nach Eingang der Ladung anzulegen. 

III. Bis zum zweiten Termin ſoll der Berufungskläger ſeinen 
Schriftſatz zuſtellen. Geſchieht dies, fo erfolgt in kontradiktoriſchen 
Sachen Vertagung, es ſei denn, daß eine Partei ihren Willen, in 
zweiten Termin zu verhandeln, ſpäteſtens zwei Wochen vor dem 
Termin dem Gegner und dem Gericht mitgeteilt hat. Eine derartige 
Mitteilung ſeitens des Berufungsklägers iſt nur dann wirkſam, 
wenn er die Berufungsbegründung mit gleicher Friſt zuſtellt. 

IV. Der Berufungsbeklagte ſoll ſeinen Schriftſatz nach Möglichkeit 
mindeſtens zehn Tage vor dem zur Verhandlung beſtimmten Termin 
zuſtellen. 

V. Fechten beide Teile das erſte Urteil an, ſo ſollen fie ſich 
über die Frage, wer den Schriftſatzwechſel zu eröffnen hat, einigen. 
Als Grundlage dieſer Einigung gilt, daß diejenige Berufung weri 
gerechtfertigt wird, von welcher die Berufung des anderen Zeile 
rechtlich oder tatſächlich abhängig iſt oder welche in Ermangelung 
einer ſolchen Abhängigkeit den großeren Gegenſtand betrifft. Kommt 
eine Einigung nicht zuſtande, fo hat der Beklagte den erſten Schrift 
ſatz zuzuſtellen. 

Im Sinne der Beſtimmungen zu II gilt alsdann der andere 
Teil als Berufungsbeklagter. Die Beſtimmungen zu III finden auf 
den anderen Teil mit der Maßgabe Anwendung, daß für in an 
Stelle des zweiten Termins der dritte tritt. Doch ſoll tunlicht 
darauf Bedacht genommen werden, die Sache ſchon für den drittm 
Termin verhandlungsreif zu machen. 

VI. Die Ladung nach dem zweiten Termine ſoll zum Zweck de 
Vermeidung von Doppelladungen 48 Stunden vor Einreichung M 
Ladung jedem Ladungsgegner durch formloſe ſchriftliche Nacht 
mitgeteilt werden. Bei gleichzeitiger Mitteilung lädt der Klier. 1 

VII. Sobald die Sache verhandlungsreif iſt, ſollen Paten bis 
gemeinſam dem Gericht anzeigen. 

VIII. In die Verhandlung einer Sache ſoll in der Nel fac 
2 Uhr nachmittags nicht eingetreten werden. 

IX. Die Präſidenten ſind zu erſuchen: a a 

a) den erſten Termin mit einer Friſt von mindefens din 
Wochen anzuſetzen, | . 

p) in jedem Senat nach Bedarf Sitzungstage für die beſonders 
großen Sachen (Sperrſachen) vorzubehalten, 

außerdem 

c) bei der Anſetzung der Termine und bei der Yeltimmm 
der Reihenfolge der auf einen Terminstag angeſetten 
Sachen in der Reihenfolge zu bevorzugen: 6 

1. Sachen, welche mangels ausreichender Terminszeü 
ſchon einmal vertagt worden ſind; 

2. kurze Sachen (im Gegenſatz zu mittleren und großen, 
beſonders zu Sperrſachen); . 

3. diejenigen Sachen, welche durch gemeinſame Ar 
zeige der Parteien als verhandlungsreif bezeichnet 
worden ſind. 

X. Die Anwälte find darüber einig, daß, trotz aller Bemühungen 
dieſe Vereinbarungen innezuhalten, Abweichungen ſowohl bei 
Zuſtellung von Schriftſätzen wie auch bei der Wahrnehmung 10 
Termine unvermeidlich fein werden. Ganz beſonders wird dies 
ſehr großen Sachen binſichtlich des Schriftſatzwechſels eintreten kömma. 

Auch bei Wahrnehmung der Termine wird es nicht zu verbinden 
ſein, daß zuweilen ſelbſt in Sachen, die ausdrücklich als verhandlung 
reif bezeichnet worden find, nicht verhandelt werden kann 

Die Anwälte werden die im Anwaltszimmer ausgelegten Liſen 
nach Möglichkeit ausfüllen, aber auch hier wird es vorkommen En 
daß die Ausfüllung zuweilen unterbleibt oder das tatſächliche Ergebnt 
mit der Ausfüllung nicht übereinftimmt. n bie 

Alles dies wird auch in Fällen möglich fein, in welchen 
Gründe dem Gericht nicht erkennbar werden. 1909 

XI. Die vorftehenden Beſtimmungen finden vom 15. September 
ab Anwendung. 


* 
Ergänzung vom 13. März 1914. n 
J. Der Verein hält es für unbedingte Pflicht ſeiner e 


a) Bei telephoniſchem Anrufe unverzüglich an Geric 
zu erſcheinen, 
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b) die Frage, wann die Berufungsrechtfertigung zugeſtellt 
werden wird, nicht mit der Redensart „in den nächſten 
Tagen“, ſondern gewiſſenhaft und möglichſt genau zu 
beantworten. 
II. Wer als Berufungsbeklagter keinen Schriftſatz zuzuſtellen 
beabſichtigt, ſoll dies fo zeitig anzeigen, daß es noch bei der An⸗ 
beraumung des dritten Termins berückſichtigt werden kann. 
III. Für kleine Sachen wird der Eintritt in die Verhandlung 
bis ½ 3 Uhr ausgedehnt. 


J. Im Anſchluß an die den Herren Senatsvorſitzenden bekannten 
Wünſche der Anwälte im Intereſſe der Vermeidung von Vertagungen 
erſuche ich, dieſen Wünſchen, ſoweit wie möglich, Rechnung zu tragen 
und demgemäß 

1. die zweiten und ſpäteren Termine mit längeren Friſten anzu: 

beraumen; 
2. eine Überlaſtung der Terminstage mit verhandlungsreifen 
Sachen zu vermeiden; 

3. die Beſchaffung des nötigen Stoffes zur Verhandlung, ins⸗ 
beſondere die Herbeiziehung von Akten rechtzeitig vorzunehmen, 
— eine Bitte, die gleicherweiſe auch an die Herren Bericht: 
erſtatter gerichtet wird; f 

4. die Prüfung, ob eine Sache in den Geſchäftsbereich des 
Senats fällt, ſchon bei der erſten Terminsbeſtimmung auf die 
Berufungsſchrift vorzunehmen, wozu die beigefügte Urteile: 
ausfertigung, die nötigenfalls nachzufordern iſt, die ausreichende 
Unterlage bietet. Auf dieſe Maßnahme muß ich auch im 
Intereſſe der Geſchäftsbehandlung großen Wert legen. 

II. Die Gerichtsſchreiberei-Abteilungen 1 bis 8 werden angewieſen, 


die Terminsverzeichniſſe elf Tage vor der Sitzung im Anwaltszimmer 
vorzulegen und ſie eine Woche vorher zurückzunehmen. 

III. Sollten Vertagungen in den als verhandlungsreif bezeichneten 
Sachen ohne Anzeige oder Begründung erfolgen, ſo ſtelle ich anheim, 
mir die Sache vorzulegen, damit ich eine Verſtändigung mit den 
Herren Rechtsanwälten verſuchen kann. 


Breslau, den 13. Dezember 1914. 


Der Oberlandesgerichtspräſident. 
Vierhaus. 


Vereine. 


A. 


Die „Entlaſtungsverordnungen“ in der Rechts- und 
Staats wiſſenſchaftlichen Sektion der Schleſiſchen Gefell- 
ſchaft für vaterländiſche Kultur. Die 1. Winterſitzung der 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlichen Sektion am 1. November 1915 
war einer Beſprechung der beiden Entlaſtungsverordnungen vom 
9. September und 7. Oktober 1915 gewidmet. Entſprechend der 
Bedeutung der Bekanntmachungen fiel der Löwenanteil den zivil— 
prozeſſualen Fragen zu. Auf dieſe beſchränkte ſich im weſentlichen auch 
der einleitende Vortrag des Oberlandesgerichtspräſidenten 
Profeſſors Dr. Vierhaus-Breslau. Vierhaus wies zunächſt auf 
den Zweck der Bekanntmachung hin, die Gerichte, deren Geſchäfte zwar 
ſtark, aber doch nicht im gleichen Verhältnis mit dem Perſonal ab⸗ 
genommen haben, zu entlaſten. Zweck ſei daher, die Aufrechterhaltung 
der für den Verkehr unbedingt erforderlichen geordneten Rechtspflege 
mit den vorhandenen Beamten in Einklang zu bringen. Dieſer 
Zweck kennzeichnet die Verordnung als eine „zur Abhilfe wirtſchaft⸗ 
licher Schädigungen dienende Maßnahme“ und begründet dadurch ihre 
(übrigens der Nachprüfung des Gerichts entzogene) Gültigkeit gemäß 
§ 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914. Dieſen Zweck, Beſeitigung 
eines nur vorübergehenden Notſtandes, habe die — bald nach der 
Veröffentlichung lebhaft einſetzende — Kritik nicht genügend beachtet 
und die Bekanntmachung vielfach ſowohl hinſichtlich ihrer praktiſchen 
Anwendbarkeit als ihrer dogmatiſchen Folgerichtigkeit behandelt, als 
ob ſie als dauernde Erfüllung der Wünſche für eine Reform des 
Zivilprozeſſes gedacht wäre. Der richtige Weg ſei der, die neue 
Vorſchrift zunächſt aus ihrem nur für die Kriegszeit geltenden Zwecke 
zu begreiſen und dann auf Grund der mit ihr gemachten praktiſchen 
Erfahrungen zu erörtern, ob das eine oder andere dauernder Inhalt 
einer neuen ZPO. werden ſolle. ; 

Als einen Fortſchritt gegenüber der geltenden Prozeßordnung ſei 
es anzuſehen, daß die Verordnung die innere Weſensverſchiedenheit 
zwiſchen den Prozeſſen betont, in denen ein ſtreitiges Rechtsverhältnis 
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durch den Richter zu entſcheiden iſt, und denen, die nur der Schaffung 
eines vollſtreckdaren Titels für einen unſtreitigen Anſpruch dienen 
ſollen. Das Problem beſtehe hier darin, die Sonderung beider 
Gruppen in einem möglichſt frühen Studium des Rechtsſtreits zu 
bewirken. Ob dieſes Ziel bei einer Prozeßreform auf dem von der 
Verordnung beſchrittenen Wege einer Erweiterung des Mahn— 
verfahrens oder — wie in der öſterreichiſchen Prozeßordnung — 
durch einen Vortermin beſſer erreicht wird, bleibt dahingeſtellt. 
Für die Kriegszeit ſei nur das erſtgenannte Mittel in Betracht ge⸗ 
kommen, weil die Einführung eines Vortermins grundlegende 
Anderungen des Verfahrens auch in anderer Hinſicht bedingt und 
daher nicht zu der notwendigen Erſparnis richterlicher Arbeit geführt 
hätte. Hierzu ſei das Mahnverfahren, das ohne beſonderen Termin 
faſt automatiſch mit geringer Inanſpruchnahme nur eines Richters 
zur Erlangung des Titels führt, geeigneter. 

Auf das gleiche Beſtreben, grundſtürzende Anderungen der ZPO. 
während des Krieges zu vermeiden, führt es der Vortragende zurück, 
daß die Bekanntmachung von einer zwangsweiſen Ausdehnung des 
beſtehenden Mahnverfahrens auf alle Anſprüche, die möglicherweiſe 
die Frage der ſachlichen Zuſtändigkeitsverteilung und des Anwalts⸗ 
zwangs ins Rollen gebracht hätte, abſieht und ſtatt deſſen zwei neue 
Formen des Mahnverfahrens geſchaffen hat, ſo daß jetzt der Kläger 
bei vielen Anſprüchen zwiſchen nicht weniger als drei Arten des 
Mahnverfahrens die Wahl hat. 

Von den aufgetauchten Zweifelsfragen ſei die vereinzelt vertretene 
Anſicht, daß im landgerichtlichen Mahnverfahren der Anwaltszwang 
aufgehoben ſei und das Wachſche Bedenken (JW. 1915, 1104) gegen 
die Möglichkeit einer Prorogation landgerichtlicher Streitwerte auf 
das Amtsgericht unbegründet. Dagegen ſeien die Befürchtungen 
Heilbergs (JW. 1915, 1105) berechtigt, daß die in § 2 vorgeſchriebene 
Anhörung des Gläubigers, die oft nur wegen einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit in einem Nebenpunkte oder den Koſten erforderlich 
wird, zu Verzögerungen und möglicherweiſe gar zur Verſäumung von 
Anſchluß⸗ und Verjährungsfriſten Anlaß geben kann. Ein Vorzug 
des landgerichtlichen Mahnverfahrens gegenüber dem amtsgerichtlichen 
liege darin, daß bei dem erſteren die Friſten als richterliche einer 
Abkürzung oder Verlängerung unterliegen, während beim Amtsgericht 
die Widerſpruchsfriſt von einer Woche unveränderlich feſtſteht. Einen 
Fortſchritt ſtelle die Schaffung des ſchon lange als Bedürfnis 
empfundenen Urkunden: und Wechſelmahnverfahrens dar. 
Zwei Gefahren drohen jedoch dem neugeregelten Mahnverfahren, die 
eine: übermäßig häufige Glaubhaftmachung, daß der Beklagte den 
Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen wird (SS 1 und 14); 
die andere: daß für den Beklagten ein Anreiz zur Hinziehung des 
Verfahrens durch Einlegung des Widerſpruchs geſchaffen wird; in 
beiden Fällen würde gegenüber dem früheren Rechtszuſtande eine 
Mehrarbeit, im letzteren auch eine Verzögerung erwachſen, ſo daß 
ſchließlich das Gegenteil einer Beſchleunigung erreicht wird. 

Von den ſogenannten kleinen Mitteln der Entlaſtung hänge 
das Gelingen und der Wert eines Sühneverſuches zu ſehr von 
der Perſönlichkeit der Beteiligten ab, als daß eine Vorſchrift wie 
§ 18 hier weſentlichen Einfluß haben könnte, dagegen verſpreche die 
Vorſchrift, daß vor dem Amtsgericht bei Objekten unter 50 & 
und bei Privatklagen die Koſten des Anwalts nur erſtattungs⸗ 
fähig ſind, wenn ſeine Zuziehung zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig war (§ 19), eine Einſchränkung der Anhängig⸗ 
machung von Prozeſſen und größere Vergleichsgeneigtheit der Parteien. 

Mit der Schaffung einer Berufungs- und Beſchwer de ſumme 
(§§ 20 bis 22) wird, fo klein auch der Betrag gewählt iſt, ein be: 
deutungsvoller Schritt getan, der folgerichtig zu der in andern Ländern 
bereits beſtehenden Unklagbarkeit geringfügiger Anſprüche führt. Es 
ſei eine Abkehr von Iherings Ideal vom „Kampf um's Recht“ zu 
dem mehr praktiſchen Grundſatze vom notwendigen Verhältnis zwiſchen 
Zweck und Mittel. Die Frage der Beibehaltung der Vorſchrift nach 
dem Kriege bedürfe allerdings eingehender Erwägung. 

Den Bedenken Heilbergs (JW. 1915, 1105) gegen den Fort- 
fall der weiteren mündlichen Verhandlung und die Er: 
ſetzung des Tatbeſtandes durch Bezugnahme auf die Schriftſätze 
tritt Vierhaus bei. Die §8 23 und 24 ſtellen eine für die Kriegs⸗ 
zeit vielleicht praktiſche, für die endgültige Prozeßreform unbedingt 
zu verwerſende Legaliſierung teilweiſe beſtehender Mißbräuche dar. 
Gegen den Verzicht auf die fortgeſetzte mündliche Verhandlung ſpricht, 
daß alsdann auch keine Schriftſätze in und nach der Beweisaufnahme 
gewechſelt werden dürfen, was im Widerſpruch mit der herrſchenden 
Praxis und dem Bedürfnis der Sache nach Aufklärung von häufig 
erſt hier hervorgetretenen Fragen ſteht. 

Für das Gericht würde dieſer Fortfall ſchon deswegen kaum 
eine Zeiterſparnis bedeuten, weil es ſich vor dem Verzicht der An: 
wälte auf die weitere Verhandlung darüber, ob es den Sach— und 
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Streitſtand für hinreichend geklärt erachtet, ſchlüſſig machen muß, 
was eine Information auch des dritten Richters, der bisher die 
Akten nicht zu kennen brauchte, vorausſetzt. 

Noch bedenklicher ſei der Fortfall des Tatbeſtandes. In einem 
Verfahren, das die Eventualmaxime nicht kennt, richtet ſich Inhalt 
und Faſſung der Schriftſätze nach dem jeweiligen Stande des Rechts⸗ 
ſtreits. Auch Widerſprüche zwiſchen den einzelnen Schriftſätzen ſind 
nicht zu vermeiden. Sie zu erklären, ſei Aufgabe des Tatbeſtandes, 
die bei feiner Ergänzung durch Bezugnahme ungeldjt bleibt. 

Weitere Schwierigkeiten ergäben ſich für die Bemeſſung des 
Umfangs der Rechtskraft, für die Verhandlung in den höheren In⸗ 
ſtanzen und ſchließlich für das Verſtehen des Urteils durch die 
Parteien und dritte von ihnen zugezogene Perſonen, denen die in 
Bezug genommenen Schriftſätze häufig nicht zugänglich find. Über 
den Krieg hinaus dürfe dieſe Vorſchriſt keinesfalls Teil unſerer Prozeß⸗ 
ordnung werden. 

Cin unſchädliches Mittel zur Zeiterſparnis ſei die nach S 26 
regelmäßig eintretende Erteilung einer Ausfertigung ohne 
Tatbeſtand und Gründe. Jedoch werde der Richter bei verur⸗ 
teilenden Erkenntniſſen, die ſich nicht gerade auf Zahlung von Geld 
beziehen, darauf Wert legen müſſen, mit Rückſicht auf das Verſtändnis 
der Vollſtreckungsorgane den Urteilstenor möglichſt ausführlich zu 
geſtalten. 

Die Ausdehnung des $ 505 ZPO. auf das landgerichtliche 
Verfahren ſei als Mittel gegen die unfruchtbaren Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreitigkeiten nur zu begrüßen und verdiene eine Beibehaltung auch 
für die Zeit nach Beendigung des Krieges. 

Im großen ganzen gelte für die Entlaſtungsbekanntmachung das 
gleiche wie für die SED. ſelbſt. Ebenſo wie ſich dieſe, je nach der 
Perſönlichkcit der fie anwendenden Perſonen, ſegensreich oder ſchädi⸗ 
gend erweiſe, wird auch die Wirkung der Entlaſtungsverordnung 
davon abhängen, daß ſie unter ſtändiger Verückſichtigung ihres 
Zweckes, frei von Formalismus, gehandhabt wird. Eines aber ſei 
immer wieder zu betonen: 

Die Entlaſtungsverordnung iſt eine vorübergehende Zweck— 
mäßigkeits maßnahme. Der Weg in die Zukunft zur 
großen Reform des Zivilprozeſſes iſt noch frei. 


In der folgenden Diekuſſion bot Landgerichtspräſident Dr. Fels- 
mann:Breslau eine Ergänzung vorſtehender Ausführung nach der 
Richtung der prattiſchen Wirkungen der Bekanntmachung durch Angabe 
zahlenmäßiger Ergebniſſe vom Land- und Amtsgericht Breslau. 

Nach ihnen ſei eine wirkliche Entlaſtung nur zu erwarten von 
dem Fortfall der Berufungen unter 50 / (die — ähnlich wie beim 
LG. 1 Berlin — ½ bis ½ der ſämtlichen Berufungen ausmachen), von 
den Einſchränkungen der Beſchwerden, insbeſondere in Koſtenſachen 
und von dem obligatoriſchen Mahnverfahren am Amtsgericht. Beim 
landgerichtlichen Mahnverfabren mache ſich eine Entlaſtung nur 
inſofern fühlbar, als die knapp die Hälfte ausmachender Fälle, in 
denen kein Widerſpruch eingelegt wird, ſich unter geringerer In— 
anſpruchnahme der Richter erledigen, als es bei Abwicklung im Ver⸗ 
ſäumniswege der Fall wäre; dafür ſtelle wiederum die Vorprüfung 
der Klage an den Vorſitzenden erhöhte Anforderungen. Ohne jede 
Bedeutung ſei der Verzicht auf die fortgeſetzte mündliche Verhandlung 
geblieben, der im ganzen Oktober am XG. nur in fünf Fällen ſtatt— 
gefunden hat. 

An die Worte des Vortragenden anknüpfend, gab Juſtizrat 
Dr. Heilberg in mehreren Punkten eine Erweiterung ſeines Auf: 
ſatzes in der JW. 1915, 1105. 

Für das landgerichtliche Mahnverfahren empfiehlt er 
zur Vermeidung von Zeitverluſt und zur Wahrung von Friſten in 
dazu angetanen Fällen die Aufnahme eines Antrags in die Klage, 
daß bei Vorliegen von Bedenken gegen den Erlaß eines Zahlungs— 
befebls alsbald ohne Anhörung des Klägers Termin anberaumt wird. 

Bezüglich des Fortfalls der weiteren mündlichen Ser: 
handlung gibt er, abgeſeben von ganz einfachen Tatbeſtänden, wie 
ſie in der Praris ſelten ſind, nur einen Fall zu, in dem der Anwalt 
mit gutem Gewiſſen auf den mundlichen Vortrag verzichten kann, 
nämlich den Läuterungstermin; in allen anderem könne ihm bei 
etwaigen Mißverſtändniſſen im Urteil mit Recht von der Partei der 
Vorwurf gemacht werden, daß dieſe in der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung hätten Aufklärung finden können. Im übrigen wird die 
Beſtimmung die bereits beſtehende Vielſchreiberei noch verſtärken. 
Auch die Fortlaſſung des Tatbeſtandes fe nur fur ganz 
einfache Sachverhalte unbedenklich. Eine Erſparnis von Arbeit trete 
auch durch ſie in der Regel nicht ein, ſondern es findet nur eine Ab⸗ 
wälzung der Arbeit auf den Rechtsmittelkläger oder den Richter 
hoberer Inſtanz ſtatt. Für den gewiſſenhaften Anwalt höherer 
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ſchon um eine feſte Grundlage für die mündliche Verhandlung zu 
ſchaffen. Die Erſetzung des Tatbeſtandes durch Bezugnahme mit 
geradezu verhängnisvolle Folgen haben, wenn ſpäter die Akten ver 
nichtet werden, denn, da das Urteil aus ſich ſelbſt nicht mehr ver⸗ 
ſtändlich iſt, könne nach einigen Jahren kein Menſch mehr fe: 
ſtellen, was zwiſchen den Parteien für Recht erkannt worden iſt. 
Dies werde ſich beſonders bei dauernden Rechtsbeziehungen, J. d. 
dinglicher und erbrechtlicher Natur, fühlbar machen. Der Fortfal 
eines ſelbſtändigen Tatbeſtandes enthalte eine für die endgültige Ge 
ſtaltung des Verfahrens ſcharf zu bekämpfende Übertragung eines dei 
Verſäumnisſachen brauchbaren Gedankens auf das ſtreitige Verfahren. 
Wie dieſe Vorſchriften während des Krieges wirken, werde von den 
an ihrer Anwendung beteiligten Richtern und Anwälten abhängen, 
an deren Gewiſſenhaftigkeit fie, wenn nicht das rechtſuchende Publitum 
Schaden leiden ſoll, die höchſten Anforderungen ſtellen. 

Juſtizrat Dr. Lemberg -Breslau tritt für das landgerichtlice 
Mahnverfahren ein, von dem er ſich auf die Dauer wegen kr 
immerhin zahlreichen Fälle, in denen ein Widerſpruch nicht eingelen 
wird, eine Entlaſtung der Gerichte verſpricht. Auch die Gefahr de 
Friſtenverſäumung hält er nicht für fo erheblich, da derartige Fil 
doch nur ſelten find und der Kläger die Möglichkeit hat, entwedet 
das alte amtsgerichtliche Mahnverfahren oder die amtsgerichtliche 
Klage zu wählen, bei der fihon mit der Einreichung die Wahnnz 
der Friſten geſichert iſt. Ob die Beſchränkung der vom unterliegenden 
Teil zu erſtattenden Anwaltsgebühren zu einer Enutlaſtung der 
Gerichte führen wird, erſcheint wenigſtens für die Übergangszeit 
zweifelhaft, weil zunächſt die in der Bekanntmachung nicht behandelte 
Frage, ob ſich die Vorſchrift nur auf die nach dem 1. Oktober 1915 
anhangig gewordenen Prozeſſe oder auch auf Sachen bezieht, bei denen 
nur die Feſſetzung der Koſten oder wenigſtens das Urteil nach dem 
1. Oktober 1915 liegt, zu ſtändiger Inanſpruchnahme des Richters als 
Erinnerungsinſtanz über dem Gerichtsſchreiber führt. Die Vorſchrift über 
den Fortfall der weiteren Verhandlung (§ 23) läßt insbeſondere eine 
Klarſtellung der rechtlichen Natur der ſtatt der Verkündung möglichen 
ſchriftlichen Mitteilung der Entſcheidung vermiſſen. Hat dieſe Nit 
teilung vom Vorſitzenden, vom Kollegium oder vom Gericht ausw 
gehen? Entſpricht ihr Erlaß oder ihr Zugang dem Zattunkt der 
Verkündung? Dies ſei beſonders wichtig, ſeit 8 25 der Belannt- 
machung die Friſt für die Berichtigung des Tatbeſtandes nicht mehr 
vom Aushang, ſondern von der Verkündung des Urteils lauſen läßt. 
Das Verſchwinden des ausführlichen Tatbeſtandes iſt auch im Hinbid 
auf die Veröffentlichung der Entſcheidungen zu beklagen. 

Eine genaue Darſtellung des Sachverhalts ſei nunmehr nur nah 
Kenntnis der vollſtändigen Akten möglich. Dies ſei um ſo be ; 
licher, als gerade bei den jetzt die Gerichte hauptſächlich beſchäftigenden 
Kri. gsprozeſſen das möglichſt raſche und genaue Bekanntwerden Höhle 
richterlicher Entſcheidungen zur Verhütung zukünftiger Streitigkeiten 
dienen ſollte. 

Juſtizrat Bielſchowsky-Breslau ſieht einen weſentlichen Mangel 
des landgerichtlichen Mahnverſahrens darin, daß es eine Anfechtung 
der Koſtenentſcheidung nur mittels des Widerſpruchs zuläßt. Füßle 
ſich der Schuldner, der gegen feine Verurteilung zur Hauptſache nicht 
einzuwenden hat, durch die Annahme eines zu hohen Streitwertes in 
dem vom Vorſitzenden erlaſſenen Zahlungsbefehl beſchwert und wil 


er nur dieſe beſeitigen, ſo ſei er genötigt, Widerſpruch einzulegen, | 


gegen ſich Verſäumnis⸗ oder Anerkenntnisurteil ergehen zu laſſen 
nunmehr eine anderweite Feſtſetzung des ſtreitigen Wertes zu beats 
on Eine Entlaftung der Gerichte ſtellt dieſer dornenvolle Weg 
nicht dar. ? 
Auch die Beſchränkung der weiteren Verhandlung bal 
Bielſchowsky für ein untaugliches Mittel zu dieſem Zwecke; einmal 
fei, wie der Wortlaut des § 23 ergibt, der Verzicht nur möglich, 
wenn ſämtliche Gerichtsmitglieder der früheren mündlichen Verband 
lung beigewohnt haben, eine Veränderung der Beſetzung ſchließt ihn 
alſo aus; dann aber iſt gerade nach der Beweisaufnahme die münde 
liche Verhandlung häufig viel wichtiger, als vor ihr; vor der Beweis 
aufnahme kann es nichts ſchaden, wenn beide Teile einig ſind, 
es zu einer Beweisaufnahme kommen muß, eine Veſchränkung des 
Verhandlung Platz greifen zu laſſen. Hier wäre einzuſetzen geweſen, 
und es hätte dazu nicht einmal eines neuen Geſetzes bedurft, 0 
§ 189 3] O. ermöglicht bei Einverſtändnis beider Parteien auf Grun 
eines nur ſchriftlichen Antrags eine Beweisaufnahme bereits vor dem 
erſten Termin. Man braucht nur dieſe von der Praxis beinahe der 
geſſene Beſtimmung ans Licht zu ziehen, um zu einer vernünftig 
Einſchränkung der Mündlichkeit zu gelangen. 


* * 
* 


. Einen weit geringeren Raum nahm die Bekanntmachung ub, 
die Entlaſtung der Strafgerichte ein. Hier legte Vierhau 


.n 


1 a 
f, „ a ne: 5 
. e 

5 

7 2-3 "oa 


Fer 
4 
Er 


— — 


225 


* 


44. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift— 1395 


dar, daß der für den Krieg geſchaffene Rechtszuſtand bei der ber: 
weiſung der an ſich vor die Strafkammer gehörenden Sachen an die 
Schöffen, indem er an Stelle der bisher notwendigen Beſchlußfaſſung 
durch die Landgerichte den Antrag der Staatsanwaltſchaft ſetzt, viel 
unnötige Schreiberei erſpare und dem in praxi auch bisher für die 
Ülberweifung allein maßgebenden Willen der Staatsanwaltſchaft 
geſetzlich die ihm gebührende Stellung verſchaffe. 

Die anſchließenden Erörterungen brachten im weſentlichen Wünſche 
für eine Reform des Strafprozeſſes, und zwar ſeitens des Breslauer 
Jugendrichters Gebeimrat Fränkel nach einem Fortfall des Legali— 
tätsprinzips, insbeſondere im Verfahren gegen Jugendliche, und ſeitens 
des Geheimrats Prof. Dr. Otto Fiſcher nach Schaſſung eines 
raſchen, dem franzöſiſchen entſprechenden Aburteilungsverfahren für 
kleinere Delikte bei auf friſcher Tat ertappten Verbrechern, einen 
Wunſch, dem ſich der Polizeipräſident v. Oppen im Intereſſe der 
Gerechtigkeit der Strafrechtspflege nicht unbedingt anzufchließen ver: 
mochte. Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 


Der Berliner Anwaltverein hielt am 14. Oktober eine zahl⸗ 
reich beſuchte Verſammlung ab. Der Vorſitzende Juſtizrat Goldmann 
teilte mit, daß 500 Groß: Berliner Anwälte zum Heeresdienſte ein: 
berufen, wovon 40 gefallen ſeien, 55 das Eiſerne Kreuz, darunter 
4 erſter Klaſſe, erhalten hätten. 

Er widmete ehrende Nachrufe den Gefallenen und ferner den 
inzwiſchen verftorbenen Mitgliedern Juſtizrat Max Ehrlich, Rechts⸗ 
anwalt Dr. Hans Ehrlich, Juſtizrat Iſidor Jacoby, Juſtizrat 
Pulvermacher, Juſtizrat Siegismund Blumenthal, Juſtizrat 
Bremer ſowie den früheren Mitgliedern Geheimen Juſtizrat Friedrich 
Ernſt und Juſtizrat Friedrich Friedländer. 

Den Vortrag des Abends hielt Profeſſor Dr. Dertmann, 
Erlangen, über das Thema: „Argliſtige Ausnutzung der Rechtskraft 
mit befonderer Berückſichtigung der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
tzerichts“. Der Redner ging von den bekannten Entſcheidungen des 
RG. in RG. 39, 142; 46, 75; 61, 359; 78, 390 und 67, 153 aus. 
Im Einverſtändnis mit dem letztgenannten Erkenntnis verwarf er 
einen Erſatzanſpruch für den Fall, daß der Sieger das einwandfrei 
erlangte Urteil trotz ſpäterer Kenntnis von ſeiner materiellen Unrichtig⸗ 
keit vollſtrecken läßt. Aber im Gegenſatz zu den übrigen Erkenntniſſen 
verſagt er dem Unterlegenen ſolchen Anſpruch ſogar dann, wenn der 
Sieger das Urteil ſelbſt oder deſſen Rechtskraft moralwidrig erwirkt 
hatte. Zum Beiſpiel Meineid, wucheriſche Ausbeutung, Mißbrauch 
des Zuſtellungsweſens. In ſolchen Fällen glaubt er, im Einverſtändnis 
mit den meiſten prozeßrechtlichen Schriftſtellern, nur mittels Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens und innerhalb der ihr gewieſenen Schranken 
aushelfen zu können. Der Annahme eines Schadenserſatzanſpruchs 
aus BGB. § 826 dagegen ſteht das Prinzip der Rechtskraft entgegen; 
ſei es der materiellen, ſofern man ihn auf die ſachliche Unrichtigkeit 
des ergangenen Urteils aufzubauen ſucht, ſei es der formellen, falls 
man den entſtandenen und auszugleichenden Schaden bereits in der 
Tatſache der moralwidrig erwirkten Neueinteilung als ſolcher, ohne 
Rückſicht auf die fachliche Verfehltheit des Urteilsinhalts, glaubt 
finden zu können. Freilich kann die rechtskräftige Feſtlegung des 
Urteils inhalts nicht die der Entſtehung des Urteils innewohnenden 
Mängel ausgleichen, die zwar ein rechtmäßig erlangtes Urteil ihrer: 
ſeits vorausfetze. 

Aber für die Geltendmachung ſolcher Mängel ſei die Reſtitutions⸗ 
klage der einzige Weg, und es könne ſich nur darum handeln, ihr 
Anwendungsgebiet de lege ferenda zu erweitern. 

Ahnliche Bedenken wie einer Schadenserſatz⸗ ſtehen auch einer, 
ihr im Grunde gleichartigen, Unterlaſſungsklage entgegen, nicht minder 
der Zulaffung eines Bereicherungsanſpruchs gegen den moralwidrigen 
Erwirker des Urteils. Am eheſten käme man noch mit ber Voll: 
ſtreckungsgegenklage zum Ziele (ZPO. § 767), aber auch ihr ſtehen 
überwiegende Bedenken entgegen. 

Grundſätzlich ſei nicht zu vergeſſen, daß das gewonnene negative 
Ergebnis, wenn auch vielleicht unſerem ſozialethiſchen Empfinden nicht 
genügend, dafür dem kaum minder ſchutzwürdigen Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit entgegenkomme. 

Die klaren Ausführungen fanden lebhaften Beifall, indeſſen wurde in 
der Ausſprache die Praxis des RG. von den Juſtizräten E. Goldmann, 
Dr. Edwin Katz und Geh. Juſtizrat Dr. Ernſt Heinitz einmütig 
als juriſtiſch richtig und praktiſch zweckmäßig gebilligt. Letzterer wies 
insbeſondere auf die Bedeutung der Frage für die jetzige Kriegszeit 
hin. Derartige Fälle, die bisher zu den ſeltenen Ausnahmen zählten, 
würden ſich infolge des Krieges mehren, da in zahlreichen Fällen im 
Wege öffentlicher Zuſtellung Urteile gegen Ausländer oder im Aus⸗ 


land befindliche Deutſche hüben und drüben erwirkt worden ſeien, 
die durch Wiederaufnahme nicht mehr zu beſeitigen ſein würden. 
Eine andere Praxis als die des RG. würde zu ſchweren, dem 
materiellen Recht nicht entſprechenden Ergebniſſen führen. 


Grundſätze aus den Reichsgerichtseutſcheidungen. 


a) Zivilſachen. 

1. Der „Monopoliſt“ (dem nur i obligatoriſche 
Rechte — z. B. das Recht zum Vertrieb der durch das Sn 
geſchützten Ware für einen beſtimmten Bezirk oder zum Ge⸗ 
brauch des Namens — von dem Berechtigten eingeräumt find) 
iſt nicht aktiv legitimiert gegenüber der Verletzung eines Waren⸗ 
zeichen oder Namensrechts. Er kann die Rechte aus § 14 
Waren 3G. wie aus § 12 BGB. nur aus der Perſon des⸗ 
jenigen, deſſen Name oder Warenzeichen benutzt wurde, geltend 
machen.!) 

2. Der Mäklervertrag verliert durch Hinzufügung beſonderer 
Abreden, die ihn einem Dienſt- oder Werkvertrag annähern, nicht 
ſein Weſen als Mäklervertrag. — Bei Widerruf des Mäkler⸗ 
auftrags hat der Mäkler keinen Anſpruch auf Vergütung für 
vorbereitende Leiſtungen; ein Schadenserſatzanſpruch erwächſt 
ihm nur bei argliſtiger Entziehung des Auftrags oder argliſtiger 
Vereitelung des vermittelten Geſchäfts.“) 


1) Aus den Rechtsausführungen des vorſtehenden Urteils inter: 
eſſieren vornehmlich 2 Punkte: 

1. In Literatur und Rechtſprechung iſt ſtreitig, ob der Mono⸗ 
poliſt, d. h. derjenige, dem für einen beſtimmten Bezirk der Vertrieb 
der mit einem geſchützten Zeichen verſehenen Waren übertragen iſt, 
ein eigenes Klagerecht gegen Dritte hat. Kohler, Warenzeichenrecht 
2. Aufl. S. 177, gewährt ihm die Unterlaſſungs⸗ und die Entſchädi⸗ 
gungsklage; Kent S. 257, 371 will ihm keine von beiden zugeſtehen; 
Seligſohn, Waren G., 2. Aufl., S. 116 und Freund⸗Magnus S. 161, 
190 gewähren zwar die Entichädigungs:, aber nicht die Unterſagungs⸗ 
klage. Der II. ZS. des NG., der bereits in RG. 64, 397 dem 
Monopoliſten die Aktivlegitimation für beide Klagen verſagt hatte 
(vgl. dagegen RG St. 38, 39), verbleibt in vorſtehendem Erkenntnis 
bei dieſer Anſicht und dehnt ſie auch auf den Monopoliſten eines 
Namensrechtes aus (vgl. dagegen RGSt. 29 S. 353 und 363). 

2. Der Gerichtshof ſchränkt den § 16 des neuen Wettbewerbs. 
auf den Fall ein, daß der Name zur Kennzeichnung einer Perſönlich⸗ 
keit und nicht zur Kennzeichnung von Waren benutzt wird. Dieſe 
Beſchränkung halte ich für ungerechtfertigt. In der Zeppelin⸗Ent⸗ 
ſcheidung (RG. 74, 308; IW. 1911, 26) hat der II. ZS. für den 
unbefugten Gebrauch ſeines Namens im Sinne des 8 12 BGB. dieſe 
Beſchränkung ausdrücklich verworfen. Es fehlt gerade beim & 16, der 
von der Benutzung eines Namens im geſchäftlichen Verkehr ſpricht, an 
einem inneren Grunde, den Fall auszuſchließen, daß der Name zur 
Kennzeichnung der Ware benutzt wird. Der vom RG. angeführte 
Grund, daß dieſe Fälle nach 85 3 und 4 Unl MG. zu beurteilen find, 
iſt nicht durchſchlagend. Es brauchen nicht die erſchwerenden Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Beſtimmungen (öſſentliche Bekanntmachungen oder 
Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt 


ſind; unrichtige Angaben, die geeignet ſind, den Anſchein eines be⸗ 


ſonders günſtigen Angebots hervorzurufen) vorzuliegen, und trotzdem 
kann ein Schutzbedürfnis gegen den, welcher einen fremden Namen in 
einer zur Verwechſlung geeigneten Weiſe im geſchäftlichen Verkehr 
benutzt, vorhanden ſein. Juſtizrat Dr. A. Seligſohn, Berlin. 


2) Darüber, daß auch der Mäkler neben feiner Vermittlung ſich 
zu weiterer Tätigkeit verpflichten kann, beſteht kein Zweifel. Handelt 
es ſich bei dieſer nur um vorbereitende Handlungen für jene, ſo fallen 
ſie unter die Vorſchriſten des Mäklervertrags. Damit auch unter die 
Widerruflichkeit. Die Frage iſt aber nur, ob im vorliegenden Falle 
eine ſolche un ſelbſtändige Abrede getroffen iſt. Nicht der rechtliche 
Leitſatz, ſondern die Anwendung auf den konkreten Fall laſſen die 
Bedenken des Berufungsgerichts als verſtändlich erſcheinen. Es fällt 
auf, daß dem Kläger die Gebühr für die Vermittlung des Kaufs des 
einen Anweſens bereits ausbezahlt iſt. Damit geben die Parteien 
doch zu erkennen, daß ſie dieſen Teil des Vertrags als erledigt be⸗ 
trachten. Wenn aber der Erwerber dieſes mit Hilfe des Mäklers 
erworbene Anweſen und ſein eigenes Unternehmen in eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft einbringen will, ſo iſt hier für eine nn überhaupt 
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3. Vertragsverhältniſſe, nach welchen ein Autor bei Über- 
tragung ſeiner Rechte mit einem Anteil am Gewinne des Er⸗ 
werbers beteiligt bleibt, find als Verträge beſonderer, im BGB. 
nicht geregelter Art mit geſellſchaftsähnlichem Charakter 
aufzufaſſen. Eine Vereinbarung, durch welche das Kündigungs⸗ 
recht hinſichtlich der übertragenen Berechtigungen ausgeſchloſſen 
wird, iſt nichtig [$ 723 Abſ. 3 BGB.]. 52) 3 


kein Raum mehr. Das Verlangen, daß infolge des Nachweiſes oder der 
Vermittlung des Klägers „die Aktiengeſellſchaft gegründet worden 
wäre“, ſetzt doch voraus, daß noch ein Dritter zu dieſem Geſchäfte 
gefunden werden ſollte. Iſt dies nicht der Fall, ſo bleibt nur ein 
nach der Vermittlung des Kaufes wirkſam werdender beſonderer 
Dienſtvertrag. Hachenburg. 


3a) Das Urteil wird ſicher Beifall finden. Es iſt „ſoziologiſch“. 
Es löſt die Künſtler von der unerträglichen Fortdauer einer Benutzung 
ihrer Werke durch die Afma auch nach einer Kündigung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes. In der Ablehnung des „Kaufes gegen Rente“ liegt 
mehr als die Verſagung einer juriſtiſchen Konſtruktion. Damit wird 
das Beſtreben der Genoſſenſchaft, das Urheberrecht unter Ausſchaltung 
des Autors, aber ohne Übernahme des Riſikos auszubeuten, 
zurückgewieſen. Darin liegt ein Schutz des ſchutzbedürftigen und 
geſchäftsunerfahrenen Komponiſten. Das RG. hat dieſes Ziel durch 
Annahme eines geſellſchaftsähnlichen Verhältniſſes erreicht. Es wendet 
dann, ohne daß eine Geſellſchaft vorliegt, die Vorſchriften des BGB. 
über die Kündigung und die Ungültigkeit des Ausſchluſſes derſelben 
($ 723 Abſ. 3) an. Ernſt Fuchs möchte hier von „kryptoſoziologi⸗ 
ſchem“ Vorgehen ſprechen, einem Beibehalten der alten Konſtruktions⸗ 
methode, um das Ergebnis moderner Rechtsempfindung zu erzielen. 
Aber die Analogie hat hier keine andere Bedeutung, als darzutun, 
daß in einem ähnlichen Rechtsverhältniſſe, der Geſellſchaft, ſchon das 
Geſetz die lebenslange Dauer verſagt. Darin liegt die Rechtfertigung 
für das Gericht, das in dem hier verliegenden Falle, obwohl keine 
Geſellſchaft vorhanden iſt, denſelben Rechtsſatz aufſtellt. Es dehnt 
die Beſtimmung des § 723 Abſ. 3 BGB. über die Ungültigfeit des 
Ausſchluſſes jeder Kündigung nicht über das Gebiet, für das fie ge: 
geben iſt, aus. Es findet das Recht aus der Anſchauung des Lebens 
und dem ſittlichen Volksempfinden. Aber es begründet ſeine Richtig⸗ 
keit damit, daß ja das Geſetz ſelbſt in ähnlichen Fällen Gleiches 
beſtimmt hat. Hachenburg. 

3b) 1. Wenn das NG. feine Entſcheidung darauf ſtützt, daß der 
geſellſchaftsähnliche Charakter der Berechtigungsverträge der Ge⸗ 
noſſenſchaft die Anwendung des § 7233 BGB. gebiete, jo vermißt man 
eine Prüfung der Frage, ob die übereinſtimmenden Merkmale, die die 
Rechtsähnlichkeit begründen ſollen, gerade in den Bereich der Cr: 
wägungen fallen, die der zwingenden Beſtimmung des § 723 zu: 
grunde liegen. N N N 

Dieieſe tief in die Vertragsfreiheit eingreifende Ausnahmebeſtimmung 

rechtfertigt ſich dadurch, daß eine unlösbare Bindung zu einem 
perſönlichen Zuſammenwirken auf einen gemeinſamen Zweck hin 
— hierin liegt das Weſen des Geſellſchaftsvertrages — mit unſeren 
ſozialen Grundvorſtellungen, mit dem Prinzip der perſönlichen Freiheit, 
unvereinbar iſt. | 

Eine rechtsähnliche Anwendung des § 723° iſt daher nur dann 
zuläſſig, wenn der Vertrag gerade dieſes Merkmal des perſönlichen 
Zuſammenwirkens zu einem gemeinſamen Zweck aufweiſt. Sogenannte 
partiariſche Verträge, wie z. B. Pacht oder Kauf mit Vergütung vom 
laufenden Ertrag, mögen eine gewiſſe Ahnlichkeit mit dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis aufweiſen. Jedoch liegt dieſe Ahnlichkeit nicht im Bereich 
der Erwägungen, die zwingend die Lösbarkeit des Vertragsbandes er— 
fordern. — Bei den Vertragen der Genoſſenſchaft findet ein Zuſammen⸗ 
wirken zwiſchen ihr und den Bezugsberechtigten, die nicht zugleich 
Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind, überhaupt nicht ſtatt. Das RG. 
ſtellt auch ausdrücklich feſt, daß den Bezugsberechtigten hinſichtlich der 
bei der Genoſſenſchaft verbleibenden Aufführungsrechte ein Recht der 
Einwirkung auf die Geſchäftsführung der Genoſſenſchaft nicht zuſteht. 

Es fehlt alſo bei dieſem Vertragsverhältnis dasjenige Moment, 
das allein eine Rechtsähnlichkeit im Sinne des § 7233 begründen 
könnte. | 

2. Dafür erblickt das RG. die Rechtsähnlichkeit in dem Um⸗ 
ſtande, daß ein Autor bei Übertragung ſeiner Rechte am 
Gewinn des Erwerbers beteiligt bleibe. Allein gerade in 
dieſer Begründung liegt eine verwirrende Unklarheit. Dies tritt 
ſofort zutage, wenn man fragt, ob jeder Vertrag, der eine fort⸗ 
laufende Gewinnbeteiligung vorſieht, mit dem 5 
rechtsähnlich fein ſoll, oder ob es weſentlich iſt, daß der eine Teil 
ein Autor ſei. Dieſer Punkt trifft den Kern der Frage. — Die 
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4. Die Erklärung der Bereitwilligkeit zur Bürgſchafts⸗ 
übernahme für den Kaufpreis in Verbindung mit der An⸗ 


früheren Entſcheidungen, auf die das RG. Bezug nimmt, betrafen 
das Verhältnis eines Autors zu einem Unternehmer. Sie waren 
allerdings in der Sache richtig; ihre Begründung ſcheint aber 
bedenklich. ö 

Bei jedem Urheberrechts⸗ oder Verlagsvertrag iſt nämlich Rüdfict 

zu nehmen auf die perſönlichen Intereſſen, die den Autor mit 
ſeinem Werk verbinden. Ein Vertrag, der einen Autor an einen 
Unternehmer feſſelt, iſt hinſichtlich der Frage der Kündigung nach 
beſonderen Grundſätzen zu beurteilen, nicht weil ſeine etwaige Gewinn⸗ 
beteiligung ein beſonderes Vertrauensverhältnis begründet, ſondern 
weil das vinculum spirituale, das zwiſchen einem Autor und ſeinem 
Werk beſteht, es als undenkbar erſcheinen läßt, daß er mit ſeinem 
Urheberintereſſe — ſeiner Urheberehre, oder wie man dies ausdrücken 
will — dauernd an einen vertrauensunwürdigen Unternehmer gelettet 
bleibe. Das RG. hat die Unzuläſſigkeit eines ſolchen Vertrages wobl 
empfunden. Da es aber das Perſönlichkeitsrecht ablehnt, hat es ſich 
auf die Rechtsähnlichkeit mit dem Geſellſchaftsvertrag geſtützt, zu der 
ihm das nebenſächliche Moment der Gewinnbeteiligung die Hand⸗ 
abe bot. 
’ Auch gegenüber den Berechtigungsverträgen der Genoſſenſchaſt 
erhebt das RG. das Bedenken, ein Autor müſſe kraft dieſes Vertrages 
die Verwertung des Aufführungsrechts ſeines Werkes für ſeine ganze 
Lebenszeit der Genoſſenſchaft überlaſſen. 

Allein dieſer Geſichtspunkt trifft nicht zu, da ½ der von der 
Genoſſenſchaft Beklagten nicht Autoren, ſondern Verleger waren. 

Alſo müſſen für das RG. Gründe maßgebend geweſen ſein, dit 
nicht nur auf den Autor zutreffen, der einem Unternehmer gegenüber: 
ſteht, ſondern auch auf einen Verleger, der einem Autorenverband 
gegenüberſteht. 

3. Muß hiernach für das RG. der autorrechtliche Geſichtspunt 
ausſcheiden, fo bleibt für die Annahme der Rechtsähnlichkeit ledinlic 
das Moment der fortlaufenden Gewinnbeteiligung um. 
Indeſſen treten auch hier Unklarheiten auf. u 

Bei dem Geſellſchaftsverhältnis iſt unter Gemwinnbeteiliung zu 
verſtehen, daß durch das Zuſammenwirken ein gemeinſamer Uberſquß 
erzielt wird, der unter die Geſellſchafter verteilt wird. 

Bei der Genoſſenſchaft liegt die Sache ſo, daß ſie von der 
Geſamtheit der eingehenden Aufführungsgebühren die eigenen 
Verwaltungskoſten und als Entgelt für ihre Arbeit und die Kit: 
wirkung ihrer Organiſation einen Betrag von 10 Prozent des Ubtiz 
bleibenden (lediglich zugunſten der Unterſtützungskaſſe, alſo eine 
Wohlfahrtseinrichtung) abzieht, daß aber der geſamte Reit, der 
allein als Gewinn anzuſehen tft, unverkürzt an die Bezugsberechtigten 
ausgeſchüttet wird. — Die Genoſſenſchaft iſt hiernach ſelbſt in keiner 
Weiſe am Gewinn beteiligt. . 

Hiernach verfagt der Hinweis auf die vom RG. angeführten 
Entſcheidungen, bei denen immer dem Autor ein Unternehmer 
gegenüberſtand, deſſen Zweck auf Erzielung eines eigenen Geſchäfts⸗ 
gewinns gerichtet iſt. . f 

4. Was das Moment des Vertrauensverhältniſſes betrifft 
wäre zu bedenken geweſen, daß der Verleger nur zu ½ an den 
Gebühreneinnahmen eines Werkes beteiligt iſt, daß die Art der der: 
rechnung und Verteilung durch Vertrag feſtgelegt ift, und daß, wenn 
der Komponiſt bei der Genoſſenſchaft verbleibt, der am ftärtfien 
intereſſierte Teil fein Vertrauen der Genoſſenſchaft erhält, deren 
Geſchäftsführung und Einſchätzung der Werke überdies der Kontroll 
der Hauptverſammlung unterliegt. f 

5. Sieht man von den konſtruktiven Gründen des RO. ab, die 
nicht unbedenklich ſind, ſo muß man ſich fragen, aus welchen ſach 
lichen Gründen die Vereinbarung zwiſchen der Genoſſenſchaft um 
ihren Bezugsberechtigten unzuläſſig fein fol. Ein Verband vol 
Komponiſten, dem heute über 500 Mitglieder angehören, ruft ein 
Anſtalt ins Leben, um die Verwertung der Konzertaufführungsrecht, 
die der einzelne nicht durchführen kann, auf genoſſenſchaftlicher Grund 
lage zu organiſieren. Im Intereſſe der Sicherheit und Ruhe ber 
tonzertveranſtaltenden Vereine, Anſtalten und Unternehmer hält fi 
es für nötig, ſich in den feſten und unveräußerlichen Befig der Auf 
führungsrechte zu fegen, die fie zur Verwertung übernimmt 
Verteilung der Gebührenanteile erfolgt nach allgemein feſtgeſetten 
Grundſätzen, ohne Rückſicht darauf, von wem die Aufführungs rechte 
übertragen find, alſo auch an Textdichter und Verleger, die nach den 
Vertrag grundſätzlich Aufführungsrechte nicht übertragen können 
(Verleger nur in Ausnahmefällen). . 

Dieſe Regelung, die alſo nicht nur auf geſchäftlichen, ſondern 
vor allem auf ſozialen und ethiſchen Erwägungen beruht und der die 


Bezugsberechtigten ſich mit vollem Bewußtsein im höperen Inter 


44. Jahrgang. 


weiſung an den Verkäufer, die Ware zu liefern, die er ohne 
Bürgſchaft nicht liefern wollte, enthält einen Kreditauftrag.“) 
5. Ein „Schiff“ im Sinne der Seeſtraßenordnung iſt nur 
ein Waſſerfahrzeug, d. h ein zum Fahren auf dem Waſſer 
beſtimmtes Transportmittel. Ob ein Schwimmdock unter Um⸗ 
ſtänden, wenn es ausgeſandt wird, um beſchädigte Schiffe an 
Ort und Stelle in ſich aufzunehmen und zu befördern, als 
Schiff angeſehen werden könnte, bleibt dahingeſtellt. Im all⸗ 
gemeinen ſind Schwimmdocks keine Waſſerfahrzeuge, ſondern 
Zubehör zu einer Werft. Die Beſtimmungen des Seerechts oder 
des Binnenſchiffahrtsrechts über die beſchränkte Haftung mit 
dem Schiffe finden beim Transport eines Schwimmdocks als 
ſchwimmendes Frachtſtück auch nicht analoge Anwendung.“) 


der Muſikpflege unterworfen haben, hält das RG. für unzuläſſig! 


Es fragt ſich, wie ein ſolches Unter nehmen, das ſchon bei Beratung 


des Literargeſetzes von der Reichsregierung als notwendig bezeichnet 
wurde, organiſiert werden ſoll, um ſachgemäß zu arbeiten und zuglcich 
der Zenſur des RG. zu entgehen. 

Das RG. meint allerdings, die Genoſſenſchaft habe zugeben 
müſſen, daß andere ähnliche Anſtalten eine dem § 9 Abſ. 2 des 
Vertrages entſprechende Beſtimmung nicht aufgenommen hätten. — 
Solche Anſtalten beſtehen im Betriebe heute nur im Auslande. 
Allein die Verfaſſung dieſer Anſtalten und die Verhältniſſe, unter 
denen ſie arbeiten, ſind von den deutſchen derart verſchieden, daß 
man ohne eingehende Feſtſtellung und Prüfung dieſer Verhältniſſe 


»Rückſchlüſſe auf die Genoſſenſchaft nicht ziehen kann. 


Das RG. hat ſchließlich ſelbſt einen Weg angedeutet, auf dem 
die Genoſſenſchaft ihren Zweck hätte erreichen können. Es meint, fie 
hätte die Aufführungsrechte gegen eine beſtimmte Vergütung kaufen 
können. Dieſe Bemerkung beweiſt aber, daß es nicht in der Sache 
liegende Gründe waren, die die Entſcheidung des RG. beſtimmten, 
ſondern rein konſtruktive. Hätte nämlich die Genoſſenſchaft die Auf— 
führungsrechte von Brahms, die heute jährlich Tauſende an die 
Berechtigten einbringen, ſeinerzeit für 1000 2% feſt gekauft, ſo wäre 
der Vertrag nach dem RI. unanfechtbar. Da aber die ausgeſchiedenen 
Bezugsberechtigten noch nachträglich ihre Anteile als „Gewinnanteil“ 
beziehen, ſoll der Vertrag nichtig ſein! 

Die Schlußfolgerung iſt: Wenn heute ein Verleger ein Urheber— 
recht oder Verlagsrecht erwirbt, gegen Beteiligung am Reingewinn 
oder einen feſten Anteil vom Ladenpreis jedes Exemplars, iſt der 
Vertrag nichtig, falls die Übertragung für die ganze Dauer des 
Urheberrechts vereinbart iſt. 

Zahlt dagegen der Verleger ein Honorar, das dem Ertragswert 
auch nicht annähernd entſpricht, oder, was häuſig iſt, gar kein Honorar, 
ſo iſt der Vertrag gültig (es ſei denn, daß beſondere Umſtände vor: 
liegen, die die Anwendung des § 138 rechtfertigen)! 

In dieſer Beziehung kann die Entſcheidung des RG. eine grund— 
legende Bedeutung beanſpruchen. 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Oſterrieth, Berlin. 


4) Die Verſuche, ungültige Bürgſchaften als gültige Kredit: 
aufträge wirkſam zu machen, ſind in der Praxis nicht ſelten. Im 
vorliegenden Falle half das RG. dem Verkäufer, der die Ware im 
Vertrauen auf eine ihn ſichernde Erklärung des Vaters ſeines Be— 
ſtellers abgeſandt hatte. Nicht hinderlich bei der Annahme des 
formloſen Kreditauftrags war, daß das Kaufgeſchäft vorher ſchon 
bindend abgeſchloſſen war. Es genügt, daß der Verkäufer tatſächlich 
die Erfüllung weigert. Der Kreditauftrag iſt mithin auch für ſolche 
Fälle denkbar, in denen es ſich nicht um die Zuſage, ſondern um die 
Ausführung eines bereits verſprochenen Kredites handelt. Nicht 
hinderlich war ferner, daß die Parteien eine Buürgſchaft wollten. 
Der Kreditauftrag ſoll ſich ſpäter in dieſe umwandeln. Er iſt trotz— 
dem nicht als formloſes Bürgſchaftsverſprechen nichtig. Die Recht— 
ſprechung wird dem RG. nicht ungern auf dieſem Wege folgen. Sie 
empfindet ja jede Weigerung eines Verſprechens, auf das ſich der 
andere in gutem Glauben verlegt, als eine Härte. Wir müſſen damit 
rechnen, daß der Kreditauftrag in der Folgezeit noch mehr als bisher 
als Retter ungültiger Bürgſchaften angerufen werden wird. 

Hachenburg. 

5) Der intereſſante, nicht gerade einfache Schiffahrtsunfall 
„Vandalia“. Von den durch dieſen Unfall hervorgerufenen Prozeſſen 
iſt hier derjenige entſchieden, in dem die Hamburg-Amerika Linie als 
Reederin der geſunkenen „Vandalia“ Schadenserſatz begehrt, 1. von 
der Reederei der Schleppdampfer, 2. von der Bank, die für dieſe 
Bürgſchaft geleiſtet hat, 3. von der Eigentümerin des Schwimmdocks. 
Der Klage zu 1 und 2 iſt, da ein Verſchulden der Schleppdampfer 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1397 


— 


6. 1. Das eigenhändige Teſtament kann auch in Brief⸗ 
form errichtet werden. Iſt der Brief an nahe Angehörige 
gerichtet, ſo iſt die Unterzeichnung mit dem bloßen Vor— 
namen mindeſtens dann zuläſſig und ausreichend, wenn ſich 
aus dem durch die Unterſchrift gedeckten Texte des Briefes die 
Perſon des Schreibers für jeden Dritten mit Sicherheit ergibt. 
2. Die abgekürzte Angabe des Ortes der Teſtamentserrichtung 
genügt dem Formerfordernis des 8 2231 Nr. 2, wenn ſich aus 
dem Inhalte der Teſtamentsurkunde ohne weiteres ergibt, 
welchen Ort die Abkürzung bezeichnet.“) 

7. Die Umkehrung der Beweislaſt, weil eine Partei der 
anderen die Beweisführung ſchuldhaft unmöglich gemacht habe, 


feſtgeſtellt war, in der Vorinſtanz ſtattgegeben worden; die hiergegen 
eingelegte Revifion iſt es, die nach dem Bericht in dem Urteil zurück⸗ 
genommen wurde. Zu entſcheiden war, ob die Eigentümerin des 
Docks nach $ 485 HGB. für Verſchulden der Beſatzung haftete; 
wurde das bejaht, ſo konnte neben der beſchränkt⸗dinglichen Haſtung 
nach § 486 daſelbſt eine perſönliche Haftung der Beklagten zu 3 aus 
§ 31 oder § 831 BGB. ſtehen; wurde die dingliche Haftung des 
485 HGB. verneint, ſo ſtand nur die letztere in Frage. 

Das RG. nimmt zunächſt zu der erſten Frage Stellung. Ihre 
Entſcheidung war abhängig von der Beſtimmung des Begriffs „Schiff“. 
Das RG. verneint die Schiffseigenſchaft für ein Schwimmdock oder 
eine Schwimmdockſektion mit der Vorinſtanz; es beruft ſich dabei 
auf Pappenheim, neben dem ſich für dieſe Frage insbeſondere ver⸗ 
weiſen läßt auf Mittelſtein, Binnenſchiffahrtsrecht ! S. 42. So⸗ 
wenig erläuterungsbedürftig das Wort „Schiff“ zu fein ſcheint, fo 
ſehr hat doch ſchon die bisherige Rechtſprechung gezeigt, wie ſchwierig 
es iſt, die Grenzlinie zu anderen ſchwimmenden Gegenſtänden zu 
ziehen. Das Hanſo LG. hat in einer beſonders weitgehenden älteren 
Entſcheidung (HanſG 3. Hauptbl. 1886 Nr. 4) einen Fiſchheger, trotz 
mangelnder oder mindeſtens ſehr zurüktretender Beſtimmung zur 
Beförderung und einer von der üblichen Schiffsgeſtalt ſehr abweichen: 
den Erſcheinung, für ein Schiff erklärt. Die Schiſſseigenſchaft iſt 
ferner z. B. angenommen für Bagger (daſelbſt 1893 Nr. 105; RG. 51, 
334), Baggerſchuten (NG. a. a. O.), Seeleichter (RG. 78, 178), Feuer— 
ichiffe (NO. 38, 86), einen Prahm (RG St. 20, 373), Getreide: 
beber und Hebeprähme (HanſO vr. im Parallelprozeß, HanſGz. 
Hauptbl. 1914 Nr. 132). Daß die Unmöglichkeit eigener Bewegung 
die Schiffseigenſchaft nicht ausſchließt, iſt vom RG. für ein Schiff 
anerkannt, aus dem bei einer Reparatur Maſchinen und Keſſel heraus: 
genommen waren (JW. 1896, 705 7). 

Am meiſten Verwandtſchaft hat mit dem Fall des Schwimm— 
docks der des Kaiſſons, für den das HanſOèG. einmal, allerdings 
nur nebenbei, die Eigenſchaft als Schiff verneint hat HanſG3. 
Hauptbl. 1893 Nr. 105). Die Rechtſprechung zeigt alſo eine ziemlich 
bunte Muſterkarte. Das RG. verneint in dem vorliegenden Fall die 
Eigenſchaft als „Schiff“ und damit die unmittelbare Geltung der 
ſchiffahrtrechtlichen Regeln, ebenſo aber auch deren analoge Anwend— 
barkeit. Wer zu der Frage grundſätzlich Stellung nehmen will, wird 
auch die ſehr beachtenswerten Grunde mit würdigen müſſen, aus 
denen das LG. im Vandaliafall das Dock für ein Schiff erklärt hat 
(HanſG g. Haupbl. 1914 Nr. 132). Für die Beurteilung des Sach— 
verhalts kommt übrigens nicht nur der Geſichtspunkt der Gefährde— 
haftung in Betracht, ſondern auch die Unſtimmigkeit, die ſich ergeben 
kann, wenn mit einer Schuld des Gegenſeglers eine Mitſchuld der 
auf dem geſchleppten Schwimmdock befindlichen Leute zuſammentrifft. 
Geſetzgeberiſch ſcheint das RG. ein Bedürfnis zur Behandlung des 
Docks als Schiff nicht zu verneinen, es ſieht ſich aber durch das 
Geſetz gehindert, ſo weit zu gehen. 

Bei der zweiten Frage, der der perſönlichen Haftung, enthalten 
die Ausführungen des Rig. manches, was für das ſo viele rechtliche 
Schwierigkeiten bietende Gebilde des Schleppvertrages von allgemeinem 
Belang iſt. 

Das RG. berührt auch die übrigen aus Anlaß des Unſalles 
erhobenen Anſprüche — die der Ladungsbeteiligten, der Hamburg— 
Amerika⸗Linie als Reederin der „Graecia“, und des Hamburger Staates. 
Bemerkenswert iſt dabei, wie hier die altrömiſchen Waſſerinterdikte 
für völlig neuzeitliche Verhältniſſe der Großſchiffahrt mitherangezogen 
werden. In einem früheren Fall (RG. 73, 13) hatte das RS. ihre 
Anwendbarkeit dahingeſtellt gelaſſen, während die erſte Inſtanz 
(HanſG Z. Hauptbl. 1909 Nr. 15) fie zur Rechtsgrundlage genommen 
hatte. Zu verweiſen iſt für dieſe Fragen auch auf den Aufſatz von 
Bartels, HanſG 3. Hauptbl. 1895 Nr. 42. . 

Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 

) Vgl. hierzu die Anmerkung von Herzfelder, oben S. 1882. 
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findet nicht ſtatt, wenn die Partei nur von dem Rechte Gebrauch 
macht, einen von dem Prozeßgegner vorgeſchlagenen Zeugen von 
feiner Schweigepflicht nicht zu entbinden.“ 


8. Unrichtigkeit einer Angabe im Sinne des § 3 UnlWG. 
liegt nicht nur dann vor, wenn alle Angehörigen des Perſonen⸗ 
kreiſes, an den eine Ankündigung gerichtet iſt, ſamt und 
ſonders ſie in einem Sinne berieben, in dem ſie unrichtig 
erſcheint, und ebenſowenig iſt erforderlich, daß ſie ihrem ganzen 

nhalte nach unrichtig iſt. Es genügt, daß auch nur ein 
roßer Teil des betreffenden Perſonenkreiſes ſie in ſolchem 

inne verſteht und aa) ihr Inhalt durch Übertreibung, Un⸗ 
klarheit oder Zweideutigkeit zu einer Verkehrsanſchauung Anlaß 
ibt, daß er wenigſtens teilweiſe und in einem für den Verkehr 
in Betracht kommenden Maße als 1 anzuſehen iſt. — 
Bezeichnungen von Waren, die von dem Namen eines Ortes 
oder einer Gegend 9 9 ſind, ſind ſo lange als Be⸗ 
zeichnung ihrer Herkunft anzuſehen, als nicht zweifelsfrei 
ihre Beſtimmung lediglich als Beſchaffenheitsangabe feit- 
ſteht. „Braunſchweiger Wurſt“ iſt Herkunftsangabe.“) 


9. Die in den Verſicherungsbedingungen dem Verſicherungs⸗ 
nehmer bei Vermeidung des Verluſtes des Verſicherungsanſpruchs 
1 Pflicht, alles zu tun, was zur Aufklärung des Tat⸗ 
beſtandes und zur Minderung des Schadens dienen kann, ſchließt 


7) Die Berechtigung zur Zeugnisverweigerung und die aus der 
Schweigepflicht ſich ergebende Verpflichtung hierzu ſind Hinderungen 
für die beweiserhebende und damit die Urteils findung vorbereitende 
Kichtertätigkeit. Sie find gleichwohl zugelaffen, weil möglicherweiſe 
Gründe für die Nichtvernehmung ſprechen, welche mehr Berückſichtigung 
verdienen als die prozeſſuale Ausſchöpfung der Beweiſe. Es darf 
deshalb weder bei der Entſchließung des Zeugen über ſein Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht, noch bei derjenigen einer Partei über die Ent⸗ 
bindung von der Schweigepflicht ohne weiteres angenommen werden, 
daß dieſe Entſcheidung lediglich aus prozeſſualen Gründen erfolgt, 
ſondern es muß auch damit gerechnet werden, daß für die Entſchließung 
andere Gründe maßgebend find. Andernfalls würde den Parteien — 
und ebenſo den Zeugen bei der Frage der Zeugnisverweigerung — 
das ihnen aus außerprozeſſualen Gründen in die Hand gelegte Recht 
aus prozeſſualen Gründen tatſächlich wieder entzogen werden. Die 
Entſcheidung ſchreibt in Übereinſtimmung mit RG. in Warneyer 
Ergänzungsband 1912 Nr. 130 — und für die Zeugnisverweigerungs⸗ 
abrede Nr. 229 — Berückſichtigung der Umſtände des Einzelfalles 
für die zu ziehenden Schlußfolgerungen vor, damit einerſeits ein 
Mißbrauch dieſer Berechtigungen zum Zwecke der Verdunkelung des 
Streitſtoffes, andererſeits eine Verkümmerung ihrer Benutzung tunlichſt 
vermieden wird. Rechtsanwalt Dr. R. Fürſt, Heidelberg. 


8) Wieder ein Beitrag zur Kaſuiſtik des Rechts der Herkunfts⸗ 
angaben! Und zwar ein Beitrag, der des allgemeinen Beifalls der 
induſtriellen Kreiſe wie der Juriſtenwelt gewiß ſein wird. Zuſehends 
mehren ſich die Fälle, in welchen bei den ſtreitigen Grenzfällen — ob 
eine Angabe noch Herkunftsangabe iſt oder ob ſie ſich zur Beſchaffen⸗ 
heitsangabe verflüchtigt hat — im erſter en Sinne entſchieden wird. Je 
mehr dieſe Fälle ſich mehren und andererſeits die Fälle, in welchen 
die Umwandlung zur Beſchaffenheitsangabe als vollzogen angeſehen 
wird, ſich mindern, deſto mehr wird die Entbehrlichkeit der viel 
bekämpften Zuläffigfeit, geographiſche Bezeichnungen als Beſchafſen⸗ 
heitsangabe zu verwenden, zutage treten. Schon fetzt iſt es faſt 
lediglich das „Pilſner Bier“ (über die bekannten und viel angefochtenen 
Entſcheidungen ſiehe auch die Anmerkung in der vorigen Nummer 
S. 1290), auf welches immer und immer wieder von ſeiten derer, die 
die falſche Herkunftsangabe gebrauchen wollen, verwieſen wird. Das 
RG. lehnt es zwar — an ſich ſehr dankenswert — ab, in dieſer 
Entſcheidung die in der Entſcheidung „Radeberger⸗Pilſner“ beob⸗ 
achteten Geſichtspunkte anzuwenden. Im Grunde genommen ließe 
ſich jedoch auch dort mit den Geſichtspunkten der hier vorliegenden 
Entſcheidung der Standpunkt, den das KG. und — mit ſteigender 
Schärfe — auch das Patentamt einnehmen, rechtfertigen. Ihnen 
pflichten mit ſeltener Einheitlichkeit, Wiſſenſchaft und Intereſſenten⸗ 
kreiſe bei. Hoffentlich wird bei Neukodiſikation des Waren 3G. 
dem einheitlichen Wunſche aller beteiligten Kreiſe (ef. die auch in der 
gedachten Anmerkung angezogenen Verhandlungen des Augsburger 
Kongreſſes f. Gew. Rechteſch.) Rechnung getragen. 

Das Vorbild des Weingeſetzes zeigt die Möglichkeit dieſer Regelung 
oyne weiteres. 


M 20. 1915. 


auch die Verpflichtung in ſich, Handlungen zu unterlaſſen, di 
auf Verdunkelung des Tatbeſtandes oder auf Erhöhung dez 
Schadens abzielen. Mit Übertretung dieſer Verbotsvorſchrt 
tritt Verluſt des Verſicherungsanſpruchs für den betreffenden 
Schadensfall ein; ſpäteres, auf Rückgängigmachung der ver: 
tragswidrigen Handlung gerichtetes Verhalten des Verſicherten 
kann dieſe Rechtsfolge nachträglich nicht wieder beſeitigen“ 

10. Bei der Eintragung von Vor: und Familiennamen, 
Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern (52 
Nr. 5 PerſonenſtandsG.) handelt es ſich um für die Ab 
ſtammung des Kindes erhebliche Tatſachen, auf welche ſich di 
Beweiskraft des Standesregiſters erſtreckt. Iſt im Geburts: 
regiſter die Mutter als Ehefrau des als Vater angeführten 
bezeichnet, fo beweiſt dies bis zum Nachweis des Gegenteil 
die Geburt des Kindes in der Ehe dieſer Perſonen. 0) 


9) Die Entſcheidung läßt die Bedeutung vertragsmäßiger X 
machungen im Verſicherungsrecht beſonders erkennen. Unzweifelhaft 
hat hier der Verſicherungsnehmer gegen Treu und Glauben ſich cine 
Vorteil verſchaffen wollen, zu dem er kein Recht hatte. Damit würde 
er nach allgemeinem Rechtsgrundſatze den Erſatz des wirklich ent 
ſtandenen Schadens nicht verwirkt haben, ebenſowenig wie etwa der 
Eigentümer einer beſchädigten Sache den Anſpruch auf Erfah des 
wirklich entſtandenen Schadens verliert, wenn er die Sache abſichtlic 
und ſogar betrügeriſch höher bewertet, als es wirklich der Fall war. 
Auch nach den verſicherungsrechtlichen Geſetzesvorſchriften hatte der 
Verſicherungsnehmer den Anſpruch nicht verwirkt. Der Verſichenngz 
nehmer iſt zwar nach $ 62 VVG. verbunden nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens zu ſorgen; aber wem 
er dieſe Vorſchrift verletzt, ſo erwachſen dem Verſicherer, wie in der 
Begründung des Geſetzentwurfs hervorgehoben, nur Schadenserſat 
anfprüche. Von Geſetzes wegen verliert der Verficherungdnehmer ſeloſt 
durch eine abſichtliche Zuwiderhandlung nicht den Berfiherunge 
anſpruch. Die Verpflichtung des Verſicherungsnehmers iſt auch nicht 
etwa eine Vorleiſtungspflicht. 

Sonach würde ohne beſondere Verabredungen die gegen Treu 
und Glauben verſtoßende Handlungsweiſe des Verſicherunzinchmer 
im vorliegenden Falle doch den Anſpruch auf Erſatz des wirlich et: 
ſtandenen Schadens nicht hinfällig gemacht haben. Inſofern iſt der 
Gedankengang des Berufungsrichters begreiflich. Letzterer hat aber 
überſehen, daß vertragliche Abmachungen in wirkſamer Art vorligen. 
Die Verſicherungsbedingungen, welche für das hier in Frage ſtchende 
Rechts verhältnis vereinbart wurden, ſchreiben die Verwirkung der 
Rechte vor, wenn der Verſicherungsnehmer vorſätzlich gegen eine ihm 
auferlegte Pflicht verſtößt. Abmachungen dieſer Art find zuläſſi. 
Denn § 6 VVG. läßt derartige Abreden bei einer Obliegenheit nad 
dem Verſicherungsfalle, wie fie hier in Frage ſteht, nur dann hin 
fällig werden, wenn die Verletzung weder auf Vorſatz noch auf grober 
Fahrläſſigkeit beruht. Daß hier ſogar vorſätzlich und abſichtlich ge⸗ 
handelt wurde, unterliegt keinem Zweifel. Wegen der Rechtsgültigkeit 
der vertraglichen Abmachung beſtehen daher keinerlei Bedenken. 

Daß nachträglich der Verſicherungsnehmer feine Abſichten hat 
fallen laſſen, iſt mit Recht für unerheblich erachtet worden. Die 
Rechtsverwirkung iſt nicht abhängig davon, ob ſie einen Nachteil 
für den Verſicherer herbeiführt; ſie wird vielmehr herbeigeführt dur 
eine vertragswidrige Handlungsweiſe unter gewiſſen hier vorliegenden 
Vorausſetzungen. Daß derartige Rechtsverwirkungen bei der, die 
Redlichkeit des Verſicherungsnehmers verlangenden Natur des der: 
ſicherungsverhältniſſes nicht entbehrt werden können, iſt in allen 
Stadien des Verſicherungsvertragsgeſetzes betont worden und hat auc 
zur Aufrechterhaltung derartiger Rechtsverwirkungen geführt. Deshalb 
iſt gar nicht einmal erheblich, wenn das RG. noch beſonders erörtett, ob 
das Verhalten des Verſicherungsnehmers ſchon eine nachteilige 
Wirkung hervorgerufen hatte. Auch wenn dies nicht anzunehmen, 
hätte doch die Klage abgewieſen werden müſſen. 

Juſtizrat Gerhard, Berlin, 


10) Die Anſicht des RG., daß die Eintragung im Geburt 
regiſter zum Nachweiſe des elterlichen Verhältniſſes zu dem Kinde 
diene, ſtimmt mit der herrſchenden Meinung überein. Vgl. Hinſchius 
Boſchan, PStG. § 22 Anm. 54 und eitt. Eine weiterreichende 
Beweiskraft als die der Feſtſtellung des Perſonenſtandes des 
Kindes hat jedoch die ſtandesamtliche Eintragung nicht, ſie kann 
insbeſondere nicht zum Nachweiſe des Beſtehens einer rechtenultigen 
Ehe zwiſchen den als Eltern Bezeichneten verwertet werden. 

Im Erbſcheins verfahren kann ſonach der Beweis der ebelichen 
Abſtammung eines Kindes durch Vorlegung des Geburtsatteſtes defuht 


| 
— 


44. Jahrgang. 


11. Läßt die Störung der perſönlichen Beziehungen der 
Geſellſchafter das zur Fortführung des Unternehmens erforder⸗ 
liche gedeihliche Zuſammenarbeiten nicht mehr erwarten, ſo kann 
die Auflöſung der Geſellſchaft gemäß $ 61 GmbHG. erfolgen. 11) 

12. Geſetzes⸗ oder Statutenverletzungen, die ohne Einfluß 
auf das Zuſtandekommen von Beſchlüſſen der Aktiengeſellſchaft 
oder Genoſſenſchaft blieben, können die Nichtigerklärung der 
Beſchlüſſe nicht herbeiführen.!) 

13. An die Begründung, die dem Widerſpruch gegen den 
Teilungsplan im Verteilungstermin gegeben wurde, iſt der 
Widerſprechende bei der Widerſpruchsklage nicht gebunden. '3) 


“werden, obne daß es noch der Beibringung eines Nachweiſes für die 


Eheſchließung der Eltern bedarf. Vgl. KGJ. 32 A 297 (Colmar); 
36 A 97; 39 A 99 (KG.); Staudinger, Neumann, Planck, RGRKom. 
zu § 2356 BOB. Soweit das Erbrecht des überlebenden Ehegatten 
in Betracht kommt, genügt jedoch die Geburtsurkunde eines aus 
der Ehe hervorgegangenen Kindes nicht zum Erſatze der Heirats⸗ 
urkunde. Vgl. KJ. 39 A 99; OLG. 18, 871 (KG.). 

11) Das RG. hält an der von ihm in feiner grundlegenden 
Entſcheidung vom 22. April 1903, JW. 1903, 2490, niedergelegten 
Anſicht feſt. Auch die Störungen in den perſönlichen Verhältniſſen 
können Auflöſungsgründe „in den Verhältniſſen der Geſellſchaft“ 
($ 61 GmbH®.) fein. Namentlich da, wo die G. m. b. H. nur aus 
zwei Perſonen beſteht. Ohne dieſe weitherzige Auslegung wäre ein 
unerträglicher Zuſtand geſchaffen. Man darf nicht überſehen, daß ſich 
im Laufe der Jahre eine große Anzahl von G. m. b. H. gebildet haben, 
die ſich von der offenen Handelsgeſellſchaft nur durch die Beſchränkung 
der Haftung nach außen unterſcheiden. Nach innen ſtehen ſich die 
Geſellſchafter wie bei der offenen Handelsgeſellſchaft gegenüber. Wie 
bei dieſer muß die unhaltbare Verdindung zwiſchen zwei Menſchen 
gelöſt werden. Keine Hilfe vermag allerdings bei der G. m. b. H. 
auch die freieſte Handhabung des Geſetzes dagegen zu bringen, daß 
das Geſchäft liquidiert werden muß. Einen Schadenserſatzanſpruch 
des klagenden Geſellſchafters gegen den anderen, der als ſchuldiger 
Teil erſcheint, gibt es hier nicht. wiſchen beiden beſteht kein Rechte: 
verhältnis. Ebenſowenig die Möglichkeit einer Ausſchließung aus der 
Geſellſchaft oder ein Recht des klagenden Geſellſchafters auf lbernahme 
des Geſchäfts (§ 142 Abſ. 1902.) Die Vertragspraxis muß hier 
vorbauen. Sie kann für ſolche Fälle entweder eine Pflicht zur Ab— 
tretung des Geſchäftsanteils oder ein Recht der Geſellſchaft, den 
Geſchäftsanteil des ſchuldigen Geſellſchafters einzuziehen, begründen. 

Hachenburg. 

1e) Das Urteil enthält gegenüber der bisherigen Praxis nichts 
Neues. Die Anfechtung von Beſchlüſſen einer Aktiengeſellſchaft oder 
G. m. b. H. oder Genoſſenſchaſt wurde ſtets abgelehnt, wenn die Ber: 
letzung einer Formvorſchrift ohne Einfluß auf das Ergebnis der Ab— 
ſtimmung war. Dieſen Beweis hat aber die Geſellſchaſt zu führen. 
Die Kauſalität wird vermutet. Das iſt praktiſch notwendig. 
EC ch.vieriger geftaliet ſich die Durchführung des Beweiſes. Die 
Genoſſen find als Zeugen zu vernehmen. Sie ſollen erklären, wie 
ſie bei Beobachtung der verletzten Formvorſchriften geſtimmt hätten. 
Die Antwort wird je nach der Gewiſſenhaftigkeit derſelben und wohl 
auch nach der Art der Befragung verſchieden ausfallen. Meiſt wird 
der Genoſſe geneigt ſein, ſeine Anſicht als feſtſtehend zu betrachten. 
Es wird aber dann auf die Möglichkeiten in der Zuſammenſetzung 
der Verſammlung bei ordnungsgemäßer Berufung hinzuweiſen ſein. 
Hinter der Anfechtung aus formellen Gründen ſtecken meiſt wirtſchaft— 
liche Intereſſen. Ob der Zeuge bci einer energiſchen Vertretung oder 
beſſeren Vorbereitung dieſer Momente nicht zweifelhaft geworden wäre, 
darüber wird ſich mancher ſcheuen, eine poſitive Erklärung abzugeben. 

Hachenburg. 

n) Daß der Widerſprechende bei der Verfolgung des Wider— 
ſpruchs nicht an die Begründung gebunden iſt, die dem Widerſpruch 
im Verteilungstermin gegeben iſt, wird nicht zu beanſtanden ſein. 

Wohl aber die Auffaſſung, daß eine Beziehung des Widerſpruchs 
auf die rückſtändigen Zinſen nur die Begründung des Widerſpruchs 
betrifft. Die Zinſen ſind ein beſonderer Teil der Forderung, und 
wer nur den Zinsanſpruch angreift, greift nicht den Hauptanſpruch 
an. Deshalb wird durch die Richtung des Widerſpruchs auf rück— 
ſtandige Zinſen der Widerſpruch individualiſiert, nicht ſubſtantiiert, 
mit anderen Worten: der Hinweis auf die Zinſen betrifft die 
Identität des Anſpruchs, nicht ſeine Begründung, das Petitum, aber 
nicht das Fundament. Mit den Gründen der Entſcheidung in Bd. 65 
S 66 (JW. 1907, 105) iſt die vorliegende Entſcheidung kaum zu 
vereinen. Fuchs. 
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14. Ein Recht, das mit dem Eintritt in einen Wohn⸗ 
bezirk von jedem Beliebigen erworben werden kann und mit 
dem Abzuge ohne weiteres wieder verloren wird, iſt kein 
Privilegium im Sinne des § 4 II, 14 AL R., ſtellt ſich vielmehr 
als ein Sonderrecht einer gewiſſen Klaſſe von Landeseinwohnern 
(33 a. a. O.) dar.“) 

15. Polizeiverordnungen, die einem anderen, als dem zur 
polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege Verpflichteten die 
Streupflicht auferlegen, ſind ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 1. Juli 1912 nicht mehr zuläſſig; ältere Verordnungen, 
auch wenn fie ſich auf § 6k des Geſetzes vom 11. 3. 1850 
ſtützen, haben inſoweit ihre Rechtswirkſamkeit verloren.!“ 


14) Die Grenzen zwiſchen Privilegien und Sonderrechten (Rechte: 
wohltaten, Strieth Arch. 77, 356; Rehbein, OTr. Bd. 1 Nr. 6) iſt in 
der vorliegenden Entſcheidung nicht ſcharf gezogen und wird ſich wohl 
auch kaum ſcharf ziehen laſſen, wenn man zwiſchen „Einwohnerklaſſen“ 
und „einzelnen Einwohnern“ unterſcheidet, den Nachdruck auf die 
individuelle Beſtimmtheit oder die lokale Begrenzung des Kreiſes der 
befreiten Perſon legt. Können zwei Dorfgemeinden, weil der Kreis 
der betreffenden Perſonen lokal begrenzt, alſo individuell beſtimmt 
iſt, nach RG. 30, 201 privilegiert ſein, dann iſt nicht einzuſehen, 
warum es nicht auch ein Amtsbezirk mit fünf Gemeinden ſein kann. 
Legt man aber — und das erſcheint zutreffender — Gewicht darauf, 
ob es ſich um eine Exemption gewiſſer Perſonenklaſſen uſw. „um 
ihrer Bevorzugung willen“ oder um eine ſolche „aus innerlichen 
zu einer Beſchränkung der geſetzlichen Regel führenden Gründen“ 
handelt, dann durften die Gründe, die ſeinerzeit den Landesherrn 
beſtimmt haben, dem Amtsuntertan von Neuenhagen Befreiung vom 
Brückenzoll zu gewähren, nicht für bedeutungslos gehalten werden. 
Nur ſie würden einen ſicheren Anhalt dafür gegeben haben, ob es 
ſich um eine Bevorzugung oder um eine ſachlich gebotene Einſchränkung 
des Geſetzumfangs handelt. Fuchs. 

15) Die Eatſcheidung iſt für die preußiſchen Gebietsteile von 
großer Bedeutung. Durch ſie wird die in der Literatur ſtark an⸗ 
gefochtene Rechtſprechung des RG, nach welcher die Pflicht zur Be: 
ſeitigung der Straßenglätte im Gegenſatz zur Reinigungspflicht durch 
Polizeiverordnung auch anderen als der geſetzlich verpflichteten Ge: 
meinde auferlegt werden kann, ihrer praktiſchen Wirkſamkeit ſo gut 
wie völlig entkleidet, wenigſtens ſoweit es ſich um die Reinigungs: 
pflicht aus der Zeit vor dem 1. VII. 1912 (Inkrafttreten des Wege⸗ 
reinigungsgeſetzes) handelt. Die wichtige und außergewöhnliche Folge, 
daß durch das Geſetz auch die früheren Polizeiverordnungen außer 
Kraft geſetzt werden, hat merk vürdigerweiſe im Geſetze ſelbſt keinen 
Ausdruck gefunden und kann nur durch Vergleichung der früher vom 
Rig. ausgeſprochenen Gedanken mit dem Geſetzestext gewonnen 
werden. Daraus erklärt ſich auch, daß nur ganz wenige von den 
kommunalen Körperſchaften, auf die durch Unwirkſamwerden der alten 
Polizeiverordnungen die Streupflicht zurückgefallen iſt, das ihnen 
durch § 5 des Wegereiniaungsgeſetzes gewährte Mittel der Schaffung 
eines Ortsſtatuts zur Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes er— 
griffen haben. Der Erlaß eines ſolchen Statuts erübrigt ſich nur 
dort, wo eine über jeden Zweifel erhabene Obſervanz der Gemeinde 
die Reinigungs- und damit auch die jetzt nur noch als Beftandteil 
der erſteren in Betracht kommende Streupflicht abnimmt. Die Sicher: 
heit dafür, daß eine ſolche Obſervanz als beſtehend anerkannt wird, 
iſt aber nur in den ſeltenſten Fällen gegeben, insbeſondere bietet 
eine höchſtrichterliche, die Obſervanz feſtſtellende Entſcheidung dafür 
keine ausreichende Gewähr, da als letzte Inſtanz in Fragen der 
Wegereinigungs- und Streupflicht in zivil-, firaf: und verwaltungs⸗ 
rechtlicher Hinſicht drei verſchiedene Gerichte (RG., KG. und OG.) 
entſcheiden, die ſchon mehrfach über die Geltung und Nichtgeltung 
der gleichen Obſervanz zu ganz verſchiedenen Ergebniſſen gelangt 
ſind. Es wird daber das Beſtreben ſowohl der Kommunen ſelbſt 
als auch insbeſondere der Geſellſchaften, bei denen ſie gegen Haft— 
pflicht verſichert ſind, darauf zu richten ſein, neue Ortsſtatute zu 
ſchaffen oder, ſofern es ſich um Gutsbezirke handelt, beim Kreis— 
ausſchuß zu beantragen. Nur ſoweit alte Ortsſtatute beſtehen, die 
den Vorſchriften der SS 4, 5 und 8 des Wegereinigungsgeſetzes ent⸗ 
ſprechen oder bis zum J. VII. 1912 angepaßt find, insbeſondere auch 
die polizeiliche Genehmigung erhalten haben, bedarf es eines neuen 
Ortsſtatuts nicht. Der Zuſtimmung der Polizeiorgane beim Erlaß neuer 
Ortsſtatute koͤnnen die Beteiligten ſicher ſein, zumal dieſe durch § 5 der 
Anweiſung vom 20. VII. 1912 (MBL f. d. ge). Inn. Verw. 1912, 220) 
zur tunlichſten Förderung dieſer Maßnahme ermahnt ſind. 

Bedeutſam auch über die Grenzen Preußens und die Frage der 
Streupflicht hinaus wird die Ausführung des NG. zu dem Begriff 
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b) Strafſachen. 


4 1. Fahrläſſige ge einer falſchen eidesſtaltlichen Ber: 
ſicherung vor einer zur Abnahme zuſtändigen Behörde liegt auch 
dann vor, wenn die Nichtkenntnis des Täters davon, daß die von 
ihm abgegebene eidesſtattliche Verſicherung zur Vorlage an eine 
zur Abnahme folder Verſicherungen. zuſtändige Behörde be: 
ſtimmt iſt, durch den Mangel der gebotenen Aufmerkſamkeit 
verſchuldet iſt.“) 
2. Wer fremdes, ihm zugelaufenes Vieh ſich in der 
Meinung aneignet, er dürfe es als Ausgleich für ihm abhanden 
ekommenes behalten, iſt ſtraflos. Für ſpäter folgende, nunmehr 
wußt rechtswidrige, ſtrafbare Aneignungshandlungen iſt kein 
Raum, es ſei denn, daß der Täter inzwiſchen unter Abſtand 
von ſeinem urſprünglichen Standpunkt und unter Aufgabe des 
Eigentümerwillens, kraft neuen Vorſatzes, die Tiere nur als 
Geſchäftsführer für den wirklichen Eigentümer in Obhut ge⸗ 
nommen oder behalten hat.“) 


der „örtlichen Geſetzesvorſchrift“, indem hier unter dem Be: 
griff des Geſetzes nicht wie im BGB. und den Reichsjuſtizgeſetzen 
jede Rechtsnorm, alſo auch Gewohnheitsrechte, Obſervanzen und Rechts⸗ 
verordnungen, ſondern nur die von den Geſetzgebungsoraanen in 
Geſetzesform erlaſſenen Vorſchriften verſtanden werden. Ortliche 
Geſetzesvorſchriften in dieſem Sinne find in den letzten Jahrzehnten 
ſo gut wie gar nicht mehr geſchaffen worden, weil heute die ſtaat⸗ 
liche Geſetzgebung regelmäßig die Feſtſetzung lokal geltender Normen 
den Selbſtverwaltungskörpern oder der Polizei überläßt. Die ört⸗ 
lichen heute noch geltenden Geſetzesvorſchriften entſtammen daher 
einer beträchtlich älteren Zeit, wo in dem noch kleineren Staate 
mangels einer Volks vertretung durch königliche Verordnungen auch 
für die lokalen Bedürfniſſe Sorge getragen wurde (val. z. B. Kgl. 
Reglement für Breslau vom 26. V. 1744; Korn, Schleſiſche Verord⸗ 


nungen 1 S. 76). Rechtsanwalt Dr Hans Schäffer, Breslau. 


1) Soll eine vorſätzlich falſche eidesſtattliche Verſicherung an: 
genommen werden, ſo muß bezüglich eines jeden, zum geſetzlichen 
Tatbeſtand gehörenden Tatumſtandes feſtgeſtellt werden, daß es vom 
Täter erkannt und gewollt war. Trotz einer bewußt falſchen eides— 
ſtattlichen Verſicherung kann lediglich Fahrläſſigkeit in Frage kommen, 
wenn nämlich die „Abgabe“ der eidesſtattlichen Verſicherung vom Täter 
nicht gewollt war. Erforderlich iſt dann bezüglich dieſes Tatumſtandes 
die Feſtſtellung, daß ſich der Täter bei Anwendung der gebotenen 
Vorſicht ſagen mußte, daß die von ihm ausgeſtellte eidesſtattliche 
Verſicherung bei einer Behörde eingereicht werden könne. Natürlich 
iſt auch möglich, daß ſowohl die Unrichtigkeit der eidesſtattlichen 
Verſicherung, wie ihre Abgabe auf Fahrläſſigkeit zurückzuführen iſt. 
Das Ergebnis, zu dem die vorliegende Entſcheidung gelangt, iſt alſo 
völlig unanfechtbar; es ergibt ſich obne weiteres bei richtiger An: 
wendung der Grundſätze des 8 59 StG. Die Beweisführung des 
RG. erſcheint allerdings recht kompliziert; namentlich ſoweit fie daran 
anknüpft, daß die Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung ſich in 
der Form eines zweiaktigen Delikts vollziehen könne. Auch wo dieſe 
Zweiheit der Handlung fehlt, läßt ſich die Annahme der fahrläſſigen 
Abgabe einer falſchen eidesſtattlichen Verſicherung mühelos begründen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


2) Zwei Rechtsfragen werden entſchieden. — Mit der erſten 
Anſicht, daß diejenigen Aneignungshandlungen ftrafles find, die der 
Angeklagte in dem irrigen Glauben vornimmt, er ſei berechtigt, das 
— wenn auch fremde — Vieh zu behalten, bleibt das RG. bei feiner 
ſtändigen, viel angefeindeten Rechtſprechung zu 8 59 St § B. (vgl. bierzu 
Goldſchmidts Z. 1915, 1226 Anm. 4). Cs ſieht — wohl mit Recht 
— die Meinung des Angeklagten als außerſtrafrechtlichen, daber er— 
heblichen Irrtum an, der das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit und 
damit die Strafbarkeit ausſchließt. 

Schwer vereinbar mit früheren Entſcheidungen iſt dagegen die 
zweite Anſicht des RG., daß der Angeklagte, wofern er nach Wegfall 
des Glaubens an ſein Aneignungsrecht weitere Aneignungshandlungen 
vornehme, auch wegen dieſer, nunmehr bewußt rechtswidrigen An: 
eignungshandlungen ſtraflos ſei, es ſei denn daß er inzwiſchen auch 
den Eigentümerwillen aufgegeben und das Vieh nur für den Eigen— 
tümer weiter behalten habe. Die Begründung hierfür, daß mit der 
erſten gutgläubigen eine ſtrafloſe Aneignung vollzogen und daher (ſelbſt 
ohne wirkſamen Eigentumserwerb) für eine abermalige bewußt rechte: 
widrige Aneignung kein Raum ſei, zeigt, daß das IS. die spätere 
bewußt rechtswidrige Verfügung als „ſtrafloſe Nachtat“ betrachtet 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 20. 1915. 


3. Ein Betrugsverſuch durch Täuſchung des Prozeßrichterz 
liegt nicht ſchon dann vor, wenn in einem vorbereitenden Schrift 
fa auf eine Urkunde als Beweismittel Bezug genommen wirt, 
ſondern erſt dann, wenn die Beweisantretung durch Vorlegung 
der Urkunde in der Hauptverhandlung erfolgt iſt. — Dagegen 
kann in der Anfechtung einer wiſſentlich falſchen Behauptung 
ein Betrugsverſuch gegenüber dem Prozeßgegner gefunden 
werden. Vorausſetzung dafür iſt das Vorhandenſein der A: 
ſicht, dem Gegner dadurch zu einer ſein Vermögen ſchädigenden 
Verfügung über den Prozeßgegenſtand, z. B. durch Eingehen 
auf einen Vergleich, zu veranlaſſen. — Strafbefreiender Nit 
tritt vom Verſuch iſt ausgeſchloſſen, auch wenn der Täter den 
gegen ihn erhobenen Anſpruch nachträglich befriedigt hat, nad 
dem er ſich davon überzeugt hatte, daß der Täuſchungsverſuh 
mißlungen war.“) 


B 1. Rechtsfragen des Verteidigers können vom Gericht ah 
ungeeignet abgelehnt werden. Es macht dabei keinen Unter: 
ſchied, ob die Frage vom Verteidiger ſelbſt an den Zrugm 
gerichtet wird, oder ob der Verteidiger die gerichtsſeitige Stellung 
der Frage beantragt.“) 


— — 


wiſſen will. Als ſolche ſog. „ſtraſloſe Nachtaten“ find vom 28. 
betrachtet worden: die Abhebung von Sparkaſſenguthaben nac 
Diebſtahl des Sparkaſſenbuchs (RGSt. 39 S. 239 insbeſ. 243 4), 
die Einkaſſierung von Wechſelbeträgen nach Unterſchlagung der 
Wechſel (RGSt. 38, 192), die Verfügung über im Wege ber Untreue 
eingezogene Geldbeträge (RGSt. 42, 420) und zuletzt die Veräußerung 
eines Wechſels nach Erlangung desſelben durch Betrug. (RBS. 48, 290) 
— Aber in allen Fällen war die erſte Aneigungshandlung frafder. 
Das trifft hier gerade nicht zu. Die Ausdehnung des Begriffs der 
ſtrafloſen Nachtat auf den Fall der ſtrafloſen Vortat (Haupttat) if 
das Neue und Bedenkliche in der vorliegenden Entſcheidung. Das 
RG. ſpricht in den früheren. Entſcheidungen ausdrücklich baren, „daß 
die Verurteilung wegen der erften Tat“ (vgl. NEL 42, 420; 
39, 244) — alſo die Strafe, nicht die Tat — „die Strafbarteit der 
Zueignung überhaupt (mit ihren ſämtlichen Ausführungshandlungen) 
ergreife und erledige“. Mit Recht! Lediglich aus Gedanken det 
Billigkeit iſt die ſtrafloſe Nachtat zu rechtfertigen, nämlich aus der in 
den früheren Entſcheidungen zutage tretenden Erwägung, daß, wen 
das Geſetz die Verletzung (Aneignung) als ſolche ſtrafe, es daneben 
(ſ. RGSt. 42, 420) nicht die einzelnen Ausführungshandlunge 
der Verletzung (Aneignung) noch beſonders ſtrafen könnt. diem 
weicht die vorliegende Entſcheidung ab: Iſt die erſte Tat weten 
Fehlens eines Tatbeſtandsmerkmals ſtraflos, ſo iſt die ſtrafrcht 
liche Mitabgeltung der ſpäteren Tat durch die erſte unmöglich. di 
ſpätere, den geſetzlichen Tatbeſtand voll erfüllende Handlung 0 
für ſich betrachtet, ſtraſbar. Es geht nicht an, ſie durch die eri 
Handlung ſtraflos werden zu laſſen. Denn dieſe iſt ja mangels © 
füllung des ſubjektiven Tatbeſtands ſtrafrechtlich irrelevant. — Rust 
47, 385 führt aus, daß, wenn bei Geſetzeskonkurrenz (Spezialital 
der volle äußere und innere Tatbeſtand des befonderen Geſeßes mie 
verwirklicht ſei (alſo z. B. wegen Fehlens des Bewußtſeins der Reczte 
widrigkeit), der Anwendung des allgemeinen Geſetzes nichts im Nen 
ſtehe. Der Gedanke, der dieſe Anſicht allein rechtfertigen kann, ſprict 
gleichfalls gegen die vorliegende Entſcheidung. Dieſe kann auch nicht 
— und ſollte wohl auch nicht — auf den Begriff der fortgeſchten 
Handlung geſtützt werden. Rechtsanwalt Oborniker, Berl. 


3) Das Urteil enthält nur eine folgerichtige Anwendur g det un 
früheren Entſcheidungen aufgeſtellten Grundſätze über die Moglicklen 
eines Betruges im Zivilprozeß. Vgl. außer den in dem Urteil je 
angeführten Entſcheidungen z. B. noch RGSt. 1, 227; 20, 391; 40, 

Das gleiche gilt von der Feſtſtellung, daß 8 46 Ziff.! Sicd de 
beendetem Verſuche keine Anwendung findet. Vgl. KSt. 39, 220. 


Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 


. Dieſem Satz iſt bedingungslos zuzuſtimmen. Dit Stell 
einer an ſich unzuläſſigen Frage des Verteidigers darf nicht dadurch 
erzwingbar werden, daß der Verteidiger die Stellung der Frage DU 
das Gericht beantragt, deſſen Recht zur Frageſtellung den dem 
teidiger gezogenen Grenzen des § 240 StD. nicht unterliegt 
(RS. 42, 157; 10, 378). Dagegen ift der vom RG. aufgeileilt 
Grundſatz, daß die Stellung einer Rechtsfrage als ungeeignet fits 
abgelehnt werden dürfe, in dieſer Allgemeinheit unkaltbar. RER 
iſt nur, daß mit Muckſicht auf den auch die StPO. beberrſchende! 
Grundſatz jura novit curia die Befragung von Zeugen und Sacher 


„ 
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44. Jahrgang. 
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2. Mängel der Urteilsgründe berechtigen den BerR. auf 
Grund des § 369 Abſ. 2 StPO. in der Regel nicht zur 
Zurückweiſung der Sache in die Vorinſtanz. Dieſes Recht ſteht 
ihm nur dann zu, wenn der Mangel der Urteilsgründe in der 
Berufungsinſtanz nicht geheilt werden kann, weil er auf der 
Fehlerhaftigkeit der geſetzlichen Grundlagen für die Haupt⸗ 
verhandlung I. Inſtanz, insbeſondere auf dem Fehlen eines 
dem § 205 StPO. entſprechenden Eröffnungsbeſchluſſes beruht.“) 

C1. Geht das angefochtene Urteil von einer irrtümlichen 
Annahme über die Höhe der feſtgeſetzten Höchſtpreiſe aus, ſo 
liegt nicht eine für das Reviſionsgericht maßgebende tatſächliche 
Feſtſtellung, ſondern die unrichtige Anwendung einer Rechts⸗ 
norm im Sinne des § 376 StBO., nämlich der auf Grund 
der SS 1, 3 HöchſtprG. und der Ziff. 1 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mung des Miniſters für Handel und Gewerbe erlaſſenen Höchſt— 
preisfeſtſetzung, vor. 

2. Zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen ſind nicht die Orts— 
polizeibehörden, ſondern die Gemeindevorſtände bzw. die Land⸗ 
räte zuſtändig. Für die Höchſtpreisfeſtſetzungen iſt darum nicht 
die Art der Verkündung und die Form ortspolizeilicher An⸗ 
ordnungen (§ 144 Abſ. 2 des Gel. über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883) maßgebend, es genügt, wenn 
die betreffenden, in ortsüblicher Weiſe bekanntgegebenen An- 
ordnungen ſich für jedermann erkennbar als Feſtſetzungen von 
Höchſtpreiſen auf Grund des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
darſtellen. 


3. Auch bei Salatkartoffeln, die neben den Saatkartoffeln 
von den Höchſtpreiſen ausgenommen ſind, kommt es nicht auf 
eine Zweckbeſtimmung, ſondern lediglich auf die Beſchaffen⸗ 
heit an.“) 

4. Eine Anordnung des Magiſtrats, die ohne genauere 
Bezeichnung des Ortes für den Aushang die Anbringung von 
Preisverzeichniſſen an und in dem Verkaufslokal an ſicht— 
barer Stelle vorſchreibt, entbehrt nicht der erforderlichen 
Beſtimmtheit. 

5. Eine Höchſtpreisfeſtſetzung, die „ohne Unterſcheidung 
zwiſchen den Produzenten und den Händlern die Preiſe ein— 
heitlich feſtſetzt, iſt rechtswirkſam. 


ſtändigen über das Beſtehen und die Auslegung von Geſetzen im 
weiteſten Sinne unzuläſſig iſt, weil die Beantwortung dieſer Frage 
allein dem Gericht obliegt. 

Im übrigen aber wird die Zulaſſung von Rechtsfragen allgemein 
als ſtatthaft erachtet werden müſſen; ſie ſind für die Klarſtellung des 
Tatbeſtandes meiſt unentbehrlich. Die Fragen nach dem Eigentümer 
der geſtohlenen Sachen, nach der erfolgten Verpfändung einer dem 


Pfandrecht entzogenen Sache, nach dem Vorhandenſein, dem Inhalt 


und der Auslegung von Verträgen ſind, obgleich es ſich überall um 
Rechtsfragen handelt, der Feſtſtellung durch Zeugenbefragung nicht 
entzogen, und ebenſo wird man die in der vorliegenden Entſcheidung 
geſtellte Frage des Verteidigers dann als zuläſſig erachten müſſen, 
wenn ſie, wie der Zuſammenhang wahrſcheinlich macht, nicht etwa 
auf das Vorhandenſein geſetzlicher, die Reichsbank betreffender 
Beſtimmungen ſich bezog. 
Juſtizrat Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


5) Die Entſcheidung iſt zu billigen. Mängel der Urteilsbegründung 
als ſolche ſollen nach dem Willen des Geſetzgebers durch ein beſſer 
begründetes Berufungsurteil, nicht durch erneute Verhandlungen in 
J. Inſtanz, beſeitigt werden. Beruhen aber dieſe Mängel auf dem 
Fehlen der vorgeſchriebenen prozeſſualen Grundlage des Verfahrens 
1. Inftanz, dann iſt ſinngemäß die im § 369 Abſ. 2 StPdD. geforderte 
Vorausſetzung für die Zurückverweiſung der Sache in die Borinftar 
gegeben. Juſtizrat Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 

6) Vgl. auch die Entſcheidung des II. Senats, JW. 1915, 


1267 B la, und im Gegenſatze dazu das Urteil des III. Senats 
vom 8. Juli 1915, JW. 1915, 1209. 


— 


Jahresbericht der Ruhegehalts⸗, Witwen- und 

Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte über den 

Rechnungsabſchluß für das Geſchäftsjahr vom 
1. Juli 1914 bis zum 30. Juni 1915. 
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Das am 30. Juni 1915 abgeſchloſſene ſechſte Geſchäftsjahr 


hat unſere junge Anſtalt einer gefährlichen Probe unterworfen, 
die ſie, wie wir ſogleich bemerken wollen, glänzend beſtanden 
hat. Es fragte ſich: Wird der Krieg ihre Grundlagen er⸗ 
ſchüttern? Wird die Laſt der entſtehenden Rentenanſprüche 
ſie erdrücken? Werden die Beiträge eingehen? Wird die Er⸗ 
ſchütterung des Geldmarkts ihr gefährlich werden? 

Die Rentenlaſt, die erſt im Vorjahre einſetzte, mußte 
durch den Krieg geſteigert werden, da die Verſicherung bei uns 
auch den Kriegsfall umfaßt. Auf die Invalidenrenten hat 
indes der Krieg nicht eingewirkt; keine einzige der drei neu be⸗ 
willigten iſt durch ihn verurſacht. Wohl aber auf die Witwen: 
renten. Fünfzehn unſerer Mitglieder haben auf dem Felde 
der Ehre ihr Leben dahingegeben. 

Von dieſen waren nur gegen Arbeitsunfähigkeit verſichert 2, 
bei weiteren 7 war die Wartezeit nicht abgelaufen. Ein An⸗ 
ſpruch auf Witwen- und Waiſenrente entſtand alſo nur in 
6 Fällen, darunter 5 aus Tarif 4, in welchem einerſeits die 
Rente niedriger iſt, andrerſeits der Tod des Verſicherten die 
Kaſſe um eine Ruhegehalts-Anwartſchaſt erleichtert. Eine Gefahr 
für die Kaſſe bedeuten dieſe Zahlen keinesfalls. Nun war 
allerdings gleich bei Beginn des Krieges aus dem Kreiſe der 
Mitglieder der Wunſch geäußert worden, die Wartezeit für die 
Kriegsteilnehmer zu beſeitigen oder abzukürzen. Wir haben uns 
zuerſt ablehnend verhalten; es ſchien uns unmöglich, die unſerer 
Anſtalt vom Kriege drohende Gefahr durch derartige Nach⸗ 
giebigkeit noch zu vergrößern. Indeſſen der berufsgenoſſen— 
ſchaftliche Charatter unſerer Anſtalt, die Notwendigkeit, die 
hinausziehenden Krieger von der Sorge um ihre Familien zu 
entlaſten, führte uns ſchließlich zu der Meinung, in der außer⸗ 
ordentlichen Zeit eine außerordentliche Maßregel verantworten 
zu können. Unter Zuſtimmung des Kaiſerlichen Aufſichtsamts 
haben Aufſichtsrat und Vorſtand, vorbehaltlich der Genehmigung 
durch die Mitgliederverſammlung, es für zuläſſig erklärt, be— 
dürftigen Witwen der im Felde Gefallenen auch bei nicht 
vollendeter Wartezeit eine Rente zu bewilligen. Es fand ſich, 
daß es nur in zwei von den 7 Fällen notwendig war, davon 
Gebrauch zu machen; die demzufolge bewilligten Renten betrugen 
nur 560,40 und 500 &. Dieſe Bewilligungen können die 
Kaſſe ſchon deshalb nicht gefährden, weil ſie nach freiem Er— 
meſſen und unter Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden. 

Daß der Eingang der Beiträge unregelmäßig werden 
würde, war zu erwarten. Er iſt es aber nicht in bedrohlichem 
Maße geworden. Die Beitragsrückſtände betrugen am Ende 
des Vorjahrs 8928,44 &, am Ende des Berichtsjahres 
15 564,61 &. Freilich find die Rückſtände des Vorjahrs im 
Laufe des folgenden Jahrs größtenteils eingegangen, was von 
den diesjährigen nicht in dem Maße erwartet werden kann. 
Indeſſen werden im Laufe der Zeit auch dieſe eingehen; ſie 
rühren größtenteils von Stundungen her, die den ins Feld 
Ziehenden erteilt wurden; von den Daheimgebliebenen ſind 
Stundungsanträge kaum in größerer Zahl als ſonſt eingegangen. 

Die befürchtete Erſchütterung des Geldmarktes 
endlich iſt, wie allbekannt, in hocherfreulich geringem Grade 
eingetreten. Die Zinſen aller unſerer Wertpapiere und Schuld⸗ 
buchforderungen, worunter nicht wenig kommunale, ſind pünktlich, 
wie immer, die unſerer Hypotheken ganz unerwarteterweiſe 
faſt ebenſo pünktlich eingegangen. Die Kurſe freilich find ge- 
fallen, in welchem Maße, läßt ſich, da die Börſe nicht arbeitet, 
nicht feſtſtellen; es blieb daher nichts übrig, als den Kurswert 
vom Schluſſe des Vorjahrs in die vorliegende Rechnung zu 
übernehmen. Was etwa ungünſtig wirken könnte, iſt mehr als 
wett gemacht durch die große Finanzmaßnahme, die uns der 
Krieg ermöglicht hat. Wir haben geglaubt, an der Kriegs⸗ 
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anleihe uns in jedem Falle ſtark beteiligen zu müſſen, nicht nur 
im vaterländiſchen Intereſſe, ſondern auch aus ganz nüchterner 
geſchäftlicher Berechnung. Während wir für unſere Hypotheken 
nur 4½ Prozent, für unſere übrigen Kapitalien einen noch ge: 
ringeren Zinsſatz erzielten, bot ſich hier die wahrſcheinlich nie 
wiederkehrende Gelegenheit zu einer mehr als fünfprozentigen 
Anlage, deren Sicherheit auf nichts Geringerem begründet iſt 
als auf der Exiſtenz des Reichs. Wir glaubten daher auch 
hier eine außerordentliche Maßregel verantworten zu können 
und haben den für unſere Verhältniſſe ungeheuren Betrag von 
einer Million gezeichnet, zu dieſem Zwecke ein Darlehn von 
rund einer halben Million unter Verpfändung unſerer Wert: 
papiere von der Darlehnskaſſe aufgenommen, das nur mit 
5¼ Prozent verzinſt wird und im Laufe des nächſten Jahres 
wird zurückgezahlt werden können. Dadurch iſt unſer zinsbar 
angelegtes Vermögen von rund 2½ auf rund drei und eine 
Salbe Million angewachſen. 

Daß die Mitgliederzahl von 1070 auf 1057 zurüd- 
zegangen iſt, bedarf keiner Erklärung. An Werbetätigkeit haben 
wir, obwohl ohne Hoffnung auf Erfolg, es nicht fehlen laſſen, 
gegen 8000 Aufforderungen verſendet und immerhin 16 Beitritte 
(gegen 97 im Vorjahre) erzielt. Nach dem Kriege wird das 
anders werden. 

Ruhegehälter ſind bisher bewilligt worden: je eins von 
2166, 1327, 1054 und 762 , zwei von 4154 /, von 
welchen letzteren aber eines bereits wieder weggefallen iſt. 

Es ſind überaus traurige Fälle darunter: Perſonen, die 
nicht ſehen, nicht gehen, nicht greifen konnten und doch ge— 
arbeitet haben, ſich in ihr Geſchäftszimmer haben tragen laſſen. 
Welche Bedeutung alsdann eine Rente von 4154 4 hat, für 
die man nur 5 Jahre lang gezahlt hat, mag ſich jeder 
ſelbſt ſagen. 

Witwenrenten wurden bisher bewilligt in Höhe von 
225, 296, 347, 445, 467, 500, 545, 567, 651, 652, 740, 


885, 958, 1060, 1082, 1240 und 1837 &. Weggefallen iſt 


noch keine. 


Die Summe der am Jahresſchluſſe laufenden Renten 
betrug: 


a) Ruhegehälterõrn᷑ i 9 463,00 & 
b) Witwenrente˖e nn 12 844,00 „ 
c) Waifenrenten... one eeeeeeneeeunen. 1985,68 „ 
Einnahmen und Ausgaben. 
A. Einnahmen. 
1. Vermögensvortrag vom Vorjahre 1769 474,42 4 
2. Eintrittsgelder e 480,00 „ 
p en 389 003,38 „ 
4. Vermögenserträge nnd 122 118,67 „ 
5. Gewinn aus Vermögensanlagen 685,80 „ 
6. Verminderung der Rücklagen, und zwar 
der Gewinnrücklag eee 10 548,45 „ 
7. Sonftige Einnahmen nnd. 5 384,54 „ 


Summe . . . . 2297 695,26 4 


B. Ausgaben. 
1. Verſicherungsleiſtungen: 


a) Invalidenpenſionen .. 10 441,50 4 

b) Witwenpenſionen 8 284,25 „ 

c) Waifenpenfionen ..... 1574,02 „ 20 299,77 M 
2. Abgangsvergütunge nn. 15 422,22 „ 


35 721,99 4 
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Übertrag .... 35 721,99 4 
3. Gewinnanteile an Verſichertee 10 448,45, 
4. Verwaltungskoſten (einſchl. Steuern und 
Gebühren)) ʒ j 14 466,82 „ 
5. Zinſen für das behufs Erwerbs der Kriegs⸗ 
anleihe aufgenommene Darlehn . 12 048,39, 


6. Abſchreibungen (darunter nicht eingegangene 


Einnahmerückſtände aus dem Vorjahre) 302,32, 


7. Vermehrung der Rücklagen 6 992,36, 

8. Sonſtige Ausgaben 290,50, 

9. Vermögensvortrag auf das nächſte Geſchäſts— 
VVVVVßꝛP ee ne en eh 22172483. 


Eumme.... 2297 695,267 


Vermögensüberſicht am 30. Juni 1915. 
A. Gufhaben. 


1. Poſtſcheckkonto m w i -ſ[ U œ/rS UP 170314 
eee nnn 835 671%, 
3. Wertpapiere (S 261 HGB.) 2637 924,50, 
4. Einnahmerückſtände ceeeeeeeeccn. 46 455,64, 
5. Sonſtige Guthaben 3422,45 „ 
Summe . . . . 3 523 04,524 
B. Verpflichtungen. 

1. Gründungs fond ur 453 880,00 4 
2. Reſervefonds CCC 132 944,83, 
3. Ausgaberückſtände 148 277/31 
4. Im. voraus eingenommene Beträge 2402ʃ,60 , 
5. Gewinnrücklagee e E 34 406,17 „ 
6. Sonſtige Rücklagen 5 720,18, 

7. Sonſtige Verpflichtungen (zwecks Kriegs⸗ 
aneihe Ewert fanhgendrnn g Darlehn) 506 370,00 „ 


„Vermögensvortrag auf das nächſte Geſchäfts⸗ 
VVT 2217 424,3, 


Summe .. . . 3 523.044,52 4 


Rechnungsmäßige Prämienreſerve Ende Juni 
JJ ͤ anacenten — 1284 491,544 


Halle, den 15. Auguſt 1915. 


Bnhegehalts:, Witwen- und Waifenkafe für beutſcht Kedisanmäll. 
Weißler. 


Hülfshaſſe für deutſche Rechts anwälte 


Herr Juſtizrat Dr. Franz Bitter, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht in Leipzig, iſt an Stelle des verſtorbenen ar 
Juſtizrats Dr. Schall in Leipzig als Mitglied des Vorſtan 
der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zugewählt worden. 


Leipzig, den 11. November 1915. 
Bülfskaſſe für deulſche Rechtsanwälte. 


Spring, Brücklmeier, Aurldanm, 
Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


J —ĩñ‚&éł? 
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Im Kampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 20, 1915) 


Juſtizrat Dr. Mar Gneiſt aus Jeſſen (Bez. Halle). 
Alfred Krichauff aus Meiningen. 
Oskar Rempis aus Schwäbiſch-Gmünd. 


Gerichts entlaſtungsnovelle und Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Anwälte.“) 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten Allgäu). 


Als die Bekanntmachung des Bundesrates zur Entlaſtung 
der Gerichte vom 9. September 1915 (von mir im folgenden 
als Novelle bezeichnet) erſchien, da ſagte mir ein hochſtehender, 
erfahrener Richter: „Das iſt ein ſchwerer Schlag für die An— 
wälte“. Und in der Tat, dieſer Richter hat recht: Es iſt nicht 
zu viel geſagt, wenn ich behaupte: Seit Beſtehen der ZPO. 
wurde keine Maßnahme getroffen, welche die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft ſchwerer geſchädigt hat, als dieſe neue Verordnung, und 
zwar deshalb, weil ſie einem großen Teil der Anwälte die 


1) Diefer Aufſatz war bereits am 5. Oktober bei der Schrift— 
leitung eingegangen, konnte jedoch wegen Raummangels bisher noch 
nicht zum Abdruck gelangen. 


Dr. Hermann Schenke aus Oberglogau. 
Dr. Karl Schmidt aus München. 
Anguft Scholl aus Kandel. 


Grundlage ihres Einkommens entzieht in einer Zeit, in 
welcher die Anwaltſchaſt ſchwer Not leidet. 


I. Notlage der deutſchen Anwaltſchaft. 

1. Die wirtſchaftliche Lage der deutſchen Anwaltſchaft war 
ſchon vor dem Kriege eine außerordentlich mißliche. Schon die 
Zivilprozeßnovelle vom 1. Juni 1909 hat gerade die land— 
gerichtlichen Anwälte in einem ungeahnten Maße geſchädigt. 
Ich greife aus einer von mir für ganz Bayern gefertigten 
Statiſtik nur ein paar Landgerichte heraus. 

Das LG. Kempten hatte an Prozeſſen (Zivil-, Handels⸗ 
kammerſachen und Berufungen): 1909 1308; 1912 878; 
1913 782. 

Der Verluſt an Prozeſſen betrug alſo infolge dieſer Novelle 
gegen das Jahr 1909 im Jahre 1912 430; im Jahre 1913 
526 Prozeſſe. 

Das LG. Bamberg hatte an Prozeſſen 1909 1257; 


1912 914; 1913 835. 
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Der Verluſt betrug alfo gegen das Jahr 1909 im Jahre 
1912 343; im Jahre 1913 422 Prozeſſe. 

Daß der Verluſt von 526 oder 422 landgerichtlichen Prozeſſen 
das Einkommen der Anwälte bedeutend ſchmälern muß, bedarf 
wohl keiner Erörterung. Gerade die Novelle vom Jahre 1909 
hat eine große Anzahl von Anwälten in eine wirtſchaftliche 
Notlage gebracht. 

2. War ſchon vor dem Kriege die wirtſchaftliche Lage ſehr 
vieler Anwälte eine außerordentlich mißliche, ſo hat der gegen⸗ 
wärtige Weltkrieg dieſe Verhältniſſe ganz bedeutend verſchlechtert. 

Viele, viele unſerer Kollegen ſind auf dem Felde der Ehre 
geblieben. In jungen Jahren ſind die Helden dahingegangen; 
es war ihnen nicht möglich, für ihre Angehörigen ſo zu ſorgen, 
daß ſie vor Not bewahrt bleiben. Not und Elend iſt bei vielen 
Witwen und Waiſen gefallener Rechtsanwälte eingekehrt. 
Mancher Kollege hat im Kampfe der Völker Wunden und Leiden 
davongetragen, die ihm die künftige Ausübung ſeines Berufes 
erſchweren, wenn nicht unmöglich machen. Auch die Daheim⸗ 
gebliebenen bringen Opfer. Mancher unſerer Kollegen hat durch 
den Krieg alles verloren, was er beſaß; die wirtſchaftliche Lage 
vieler Kollegen im Reiche iſt infolge des Krieges, wie auch aus 
einem leſenswerten Artikel: „Wirtſchaftliche Kriegsnot der Notare 
und Anwälte“ von Juſtizrat Albers im Berliner Tageblatt 
Nr. 530 vom 16. Oktober 1915 ſich ergibt, eine troſtloſe ges 
worden; viele Kollegen haben das Exiſtenzminimum nicht mehr. 
Doch das muß getragen werden und es hofft jeder auf eine 
beſſere Zukunft, die den Völkerfrieden und damit neuen Auf⸗ 
ſchwung und Beſſerung der Verhältniſſe bringen ſoll. 

Wir haben nirgends geleſen, daß die deutſche Anwaltſchaft 
die ihr durch den Krieg auferlegten Opfer nicht ruhig und 
opferwillig getragen hätte, ſie hat geſchwiegen und gelitten. In 
dieſem Zeitpunkt ſchwerer Not erſcheint nun plötzlich die Gerichts⸗ 
entlaſtungsnovelle, welche in ihren Folgeerſcheinungen geeignet 
erſcheint, der deutſchen Anwaltſchaft die Grundlagen ihres Ein⸗ 
kommens zu entziehen. Dazu kann und darf die deutſche 
Anwaltſchaft nicht ſchweigen, weil ſie Anſpruch darauf hat, 
wirtſchaftlich eine Exiſtenz zu haben, welche es ihr ermöglicht, 
die Aufgaben der Rechtspflege zu erfüllen. 


II. Wirtſchaftliche Folgen der Novelle. 


Die Novelle hat die Wirkung, daß die Einkommens⸗ 
verhältniſſe der Anwälte weſentlich verſchlechtert werden; ſie 
führt dazu, daß den Anwälten eine ganze Reihe von Progzeſſen 
entzogen wird und daß die Anwälte Gebühren verlieren, welche 


ihnen bisher zuſtanden. 


A. Entgang von Prozeſſen. 

1. Man hat es immer als das erſtrebenswerte Ziel der 
Rechtspflege bezeichnet, daß Prozeſſe möglichſt raſch erledigt 
werden. Die Einführung des landgerichtlichen Mahnverfahrens 
bedeutet aber eine Verſchlechterung der Rechtspflege inſoferne, 
als ſie eine Verzögerung der Prozeſſe herbeiführt. Ich ver⸗ 
weiſe, um Weiterungen zu vermeiden, auf die zutreffenden Aus⸗ 
führungen von Heilberg, IW. 1915, 1105 ff. Ich will hier 
nur noch beifügen, daß es eine Verzögerung des Verfahrens 
bedeutet, daß der Beklagte gegen den landgerichtlichen Zahlungs⸗ 


befehl ſo lange Widerſpruch erheben kann, als nicht der Gerichts⸗ 
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Schreiber den Vollſtreckungsbefehl erlaſſen hat, wie Kollege Deiler, 
Augsburg, in feinen als Manufkript gedruckten Erläuterungen 
zur Gerichtsentlaſtungsnovelle S. ö richtig ausführt. 

Wach, ZW. 1915, 1162, bezeichnet den Urkunden und 
Wechſelzahlungsbefehl als eine nicht glückliche, überflüffige Er⸗ 
findung, und Langenbach, JW. 1915, 1143, weiſt zutreffend 
auf die Schwierigkeiten des Wechſelmahnverfahrens hin. 

2. Der Gläubiger, der zu ſeinem Gelde kommen will, 
wählt ſelbſtverſtändlich das Verfahren, bei welchem er dieſen 
Zweck möglichſt raſch erreicht. Bedeutet aber das landgericht⸗ 
liche Verfahren eine Verzögerung, dann wählt der Gläubiger 
eben eine andere Prozeßart, bei welcher er raſcher zum Ziele 
kommt, und das iſt das amtsgerichtliche Mahnverfahren, und 
zwar aus folgenden Gründen: 

a) Das amtsgerichtliche Mahnverfahren iſt raſcher. Erhebt 
der Schuldner keinen Widerſpruch, dann bekommt der Gläubiger 
ſchon nach einer Woche den Vollſtreckungsbefehl. Im land⸗ 
gerichtlichen Mahnverfahren dagegen ſoll die Widerſpruchsfriſt 
der Emlaſſungsfriſt entſprechend, alſo auf 2 Wochen feftgeleht 
werden. Eine Woche Zuwarten bedeutet aber in manchen 
Fällen für den Gläubiger den Verluſt des Geldes. Erhebt 
aber der Schuldner gegen den amtsgerichtlichen Zahlungs- 
befehl Widerſpruch, dann hat der Gläubiger immer noch an 
Zeit gewonnen, weil im amtsgerichtlichen Verfahren der 
Schuldner früher Widerſpruch erheben muß als im landgericht 
lichen Verfahren. 

b) Der Gläubiger wird aber weiter ſagen: Wozu brauche 
ich überhaupt einen Anwalt, wenn ich im amtsgerichtlichen 
Verfahren ohne Anwalt den gleichen Zweck erreiche wie im 
landgerichtlichen Mahnverfahren? 

c) Endlich wird mancher Gläubiger, weil durch die Nobel 
der Anwalt für das amtsgerichtliche Mahnverfahren mehr 
erhält als bisher, im amtsgerichtlichen Mahnverfahren über 
haupt keinen Anwalt mehr nehmen. 


8. Es iſt nun ſelbſtverſtändlich, daß ſchon dieſe Erwägungen 
allein die Folge haben müſſen, daß ein großer Teil des 
Publikums ſich überhaupt von den Anwälten ab: 
wendet und entweder die Zahlungsbefehle ſelbſt erwirkt oder 
zu Rechtskonſulenten geht, welche billiger ſind als die Anwälte 

Daß das nicht bloß die Meinung der Anwälte iſt, ſondem 
auch erfahrener Richter, beweiſen am beſten die Ausführungen 
des Amtsgerichtsrats Dr. Levin in Berlin⸗Schöneberg in Dag. 
1915, 970 ff.: 

„Es iſt zu befürchten, daß die Verteuerung des Mahn⸗ 
verfahrens vor dem AG. den Gläubiger überhaupt davon ab 
ſchrecken wird, ſich an einen Anwalt zu wenden, und daß er, 
wie das in Großſtädten vielfach ſchon jetzt geſchieht, für bi 
Abfaſſung des Mahngeſuches die Hilfe eines Nechtskonſulenten 
in Anſpruch nimmt. Wenn dann, wie das von vielen Gerichten 
— nach meiner Meinung entgegen dem Geiſte der Pro 
ordnung und insbeſondere der aus 8 157 folgenden Forde 
rungen — geſchieht, dem Rechtskonſulenten ein Teil der Ge 
bühren des Anwaltes, in Groß⸗Berlin ſogar 50 Prozent, m 
Mahnverfahren auf Grund des 8 91 Abſ. 1 als angemeſſen 
zugebilligt wird, fo iſt eine nicht unbeträchtliche Ver“ 
ringerung der Anwaltseinnahmen zugunſten der 
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Rechtskonſulenten mit Sicherheit vorauszufehen.') 
Eine künftige Zivilprozeßreform wird dieſe Koſtenfragen und 
die Ausgeſtaltung des 8 157 ZPO. einer beſonders ſorgfältigen 
Nachprüfung zu unterziehen haben.“ 

Was Dr. Levin von der Praxis in Großſtädten ausführt, 
trifft nicht weniger für die Kleinftabt zu. 

Es iſt, was meines Erachtens bisher nicht genügend 
betont wurde, eine unausbleibliche Folge der Novelle, 
daß das Publikum von den Anwälten geradezu künſt— 
lich abgedrängt wird. Damit muß ſelbſtverſtändlich das 
Einkommen der Anwälte ſinken. 


B. Entgang von Gebühren. 
Die Novelle enthält eine Reihe von Beſtimmungen, durch 
welche den Anwälten die ihnen bisher zuſtehenden Gebühren 
genommen werden. 


1. Nichterſtattungsfähigkeit von Gebühren in Sachen 
unter 50 &. 

8 19 Ziff. 1 beſtimmt, daß im Mahnverfahren vor den 
Amtsgerichten bei einem Streitwert von nicht mehr als 50 M, 
die Anwaltsgebühren nur dann zu erſtatten ſind, wenn die 
Beiziehung eines Anwaltes zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung notwendig war. Wie die Verhältniſſe liegen, iſt vor⸗ 
auszuſehen, daß die Erſtattungsfähigkeit faft regelmäßig ver: 
neint wird. 

Das iſt auch aus den Ausführungen des Oberlandesgerichts⸗ 
rates Neumiller in Bay Z. 1915, 314 zu entnehmen: „Dem 
Geſetzeszweck entſpricht wohl nur ſtrenge Handhabung, ſo daß 
die Erſtattung eine ſeltene Ausnahme bleibt bei größerer Ent⸗ 
fernung. Schwierigkeit des Falles wird bei fo geringen Streit- 
werten wohl kaum vorliegen.“ 

Dieſes Verfahren führt dazu, daß die Parteien in Sachen 
unter 50 & überhaupt keinen Anwalt mehr nehmen, weil ſie 
die Koſten ſelbſt tragen müſſen. Eine weitere Folge aber wird 
die fein, daß die Parteien auch in Sachen über 50 4&4 
ſich möglichſt ſelbſt vertreten, denn tatſächlich beſteht kein 
innerer Unterſchied, ob der Streitwert 50 & iſt oder 500 &. 

Man ſage nicht, daß es ſich hier auch für den Anwalt um 
unbedeutende Sachen handle. Unbedeutend mag die Sache für 
den Richter ſein, der ſein ſicheres Einkommen hat, unbedeutend 
für den Anwalt, der in der glücklichen Lage iſt, eine große 
Praxis zu haben und viel große Sachen. Das Einkommen 
der meiſten Anwälte jedoch, insbeſondere der amtsgerichtlichen 
Kollegen, ſetzt ſich aus einer Menge kleinerer Sachen zu⸗ 
ſammen. Werden dem Andalte auch dieſe kleinen Sachen ent⸗ 
zogen, ſo bedeutet das nichts anderes, als eine Schmälerung 
ſeines Einkommens. 


2. Minderung der Gebühren im amtsgerichtlichen 
Verfahren. 

Striemer, JW. 1915, 1158, führt aus, daß der Anwalt 
früher bei amtsgerichtlichen Klagen im Falle des Verſäumnis⸗ 
urteiles 5/10 Gebühren und 4 4 Mindeſtpauſchſatz ſowie 5/10 
Gebühren mit Pauſchſatz für Koſtenfeſtſetzung erhielt, während 
er nach der Novelle im amtsgerichtlichen Mahnverfahren nur 
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5/10 Gebühren mit 50 % Mindeſtpauſchſatz erhält. Über weitere 
Fälle von Gebührenminderung vgl. Striemer 1. c. 1158, 1159 
Ziff. 7 und 8. 


3. Nichterſtattungsfähigkeit der Gebühren in Privat— 
klageſachen. 

Es mag in manchen Sachen wünſchenswert ſein, daß der 
Richter die Koſtenerſtattungspflicht in Privatklageſachen ver⸗ 
neinen kann, insbeſondere dann, wenn es ſich um wirkliche Bagatell⸗ 
ſachen handelt. Allein die Sache hat doch ihre Kehrſeite. 

Es darf niemals bei einer Rechtsverletzung der Erfolg 
eintreten, daß der Verletzte außer der Beleidigung noch Schaden 
an ſeinem Vermögen erleidet dadurch, daß er ſeinen Anwalt 
ſelbſt bezahlen muß; das iſt für den Gegner geradezu ein 
Triumph! 

Wenn die Privatklagepartei ſich aus irgendwelchen Gründen 
nicht vergleichen will und es werden dann vom Gerichte die 
Anwaltskoſten als nicht erſtattungsfähig erklärt, ſo wird die 
Privatklagepartei darin nichts anderes ſehen als eine Strafe 
dafür, daß ſie ſich nicht verglichen hat. Hier muß auch der 
Schein eines Unrechtes vermieden werden. Es ſpricht aber ein 
weiterer Geſichtspunkt gegen den Ausſchluß der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der Anwaltskoſten. Die Partei ſagt ſich: wenn ich 
riskieren muß, daß ich als Beleidigter noch ſelbſt meine Koſten 
bezahlen muß, dann hole ich mir lieber meine Sühne ſelbſt 
und die Folge iſt in vielen Fällen kräftige Erwiderung der 
Beleidigung oder Vergeltung mit Körperverletzung. Das iſt 
kein wünſchenswerter Zuſtand. Die Mitwirkung des Anwalts 
in Privatklageſachen iſt außerordentlich wünſchenswert. Vielfach 
ſind die Beleidigungsſachen durchaus nicht ſo einfach, wie man 
glaubt. Ich erinnere nur daran, wie viele Juriſten ſich heute 
noch nicht über die Tragweite des 8 193 StGB. klar find. 
Welche Schwierigkeiten entſtehen, wenn Minderjährige beleidigt 
ſind, wenn die Ehefrau beleidigt iſt; zwiſchen welchen Parteien 
muß in dieſem Falle der Sühneverſuch vorgenommen werden uſw. 
Endlich iſt es gerade in Beleidigungsſachen nicht zuletzt der 
Mitwirkung der Anwälte zu danken, wenn viele Sachen durch 
Vergleich erledigt werden, weil der Anwalt das Sachverhältnis 
objektiver beurteilt, als die Partei. Gerade auf dieſem Gebiete 
kann der volkserfahrene Anwalt viel Gutes ſtiften. Aber auch 
hier die Tendenz: Ausſchaltung des Anwaltes! Daß die 
Nichterſtattungsfähigkeit der Gebühren in Privatklageſachen dazu 
führen wird, daß die Leute ſich möglichſt ſelbſt vertreten, liegt 
auf der Hand und das führt wiederum zu einer Schmälerung 
des Anwaltseinkommens. 


4. Pauſchale. 

Es entſteht hier die Frage: War bei der Einführung des 
notwendigen amtsgerichtlichen Mahnverfahrens der Zweck Auf⸗ 
rechterhaltung oder Beſeitigung des bisherigen Mindeftpaufch: 
ſatzes von 4 4 Nach der überwiegenden Anſicht iſt der bie: 
herige Mindeſtpauſchſatz mit 4. aufgehoben; darin iſt wiederum 
eine Herabſetzung des Einkommens des Anwaltes zu erblicken. 


5. Wegfall der Koſtenfeſtſetzungsgebühr mit Pauſchale. 
Im amts⸗ und landgerichtlichen Mahnverfahren entfällt 


dieſe Gebühr. 
177 * 
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6. Schlußverhandlungsgebühr. 

Gemäß 8 23 der Novelle kann im Einverſtändnis der 
Anwälte unter beſtimmten Vorausſetzungen ohne mündliche 
Verhandlung entſchieden werden. Die Verkündung der Ent⸗ 
ſcheidung wird durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt. Iſt eine 
Beweiserhebung vorausgegangen, ſo iſt die Folge für den 
Anwalt der Verluſt der Schlußverhandlungsgebühr. 


III. Einwände gegen meine Ausführungen. 


Man kann vielfach das Schlagwort hören: Das Volks⸗ 
wohl erfordert eine billige Rechtspflege, und deshalb haben 
bei der Geſetzgebung alle entgegenſtehenden, materiellen Intereſſen 
der Anwaltſchaft auszuſcheiden. Neumiller a. a. O. S. 322 
drückt das ſo aus: | 
Am meiſten Widerſtand iſt wohl von den An- 
wälten zu erwarten, zumal wegen der Beſchränkung des Koſten⸗ 
erſatzes. Allein es gilt zu bedenken, daß es ſich hier nad 
gerade um Staatsnotwendigkeiten handelt, denen gegenüber 
jeder Stand Nachgiebigkeit bewahren muß.“ 


Es gibt wohl kaum einen Satz, der unrichtiger iſt, wie 
der eben aufgeſtellte. Was würden die Richter ſagen, wenn 
ein Anwalt den Satz aufſtellen würde: „Es iſt eine Staats- 
notwendigkeit, den Richtern, welche gegenwärtig infolge des 
Kriegs in Zivilſachen bedeutend weniger zu tun haben, wie 
früher, ½ des Gehaltes zu kürzen.“ Dieſe Zumutung wäre 
geradeſo unberechtigt, wie die von Neumiller für die Anwälte 
herangezogene „Staatsnotwendigkeit“. 


Das Volkswohl erfordert keine billige, ſondern eine 
gute Rechtspflege. Gute Rechtspflege wird aber gewährleiſtet 
durch einen gründlichen, vollſtändig unabhängigen Richter. Der 
überlaſtete Richter iſt kein gründlicher Richter, der ſchlecht⸗ 
bezahlte, notleidende Richter iſt kein unabhängiger Richter. 
Deshalb darf an den Einrichtungen der Rechtspflege in keiner 
Weiſe geſpart werden, der Richter muß möglichſt gut bezahlt 
werden, damit er unabhängig iſt, denn: justitia fundamentum 
regnorum. Dieſe gute Rechtspflege iſt aber nicht billig, ſie er⸗ 
fordert ſogar bedeutende Mittel. 

Wenn dieſe wirtſchaftliche Unabhängigkeit für den Richter 
gefordert werden muß, dann muß ſie erſt recht gefordert werden 
für den deutſchen Anwaltſtand. Es kann nicht oft genug be⸗ 
tont werden: Nur ein wirtſchaftlich kräftiger, der Partei 
gegenüber vollſtändig unabhängiger Anwalt iſt in der 
Lage, den Intereſſen der Rechrspflege zu dienen. Der wirt⸗ 
ſchaſtlich ſchwache, der Partei gegenüber nicht unabhängige An⸗ 
walt wird Sachen vertreten, die nicht einwandfrei find, denn 
leben muß der Anwalt. Der wirtſchaftlich kräftige, unab⸗ 
hängige Anwalt dagegen iſt in der Lage, nichteinwandſreie 
Sachen einfach abzulehnen. Durch den wirtſchaftlich ſchwachen 
Anwalt werden die Prozeſſe vermehrt, durch den wirtſchaftlich 
kräftigen Anwalt dagegen verringert. | 

Ich frage nun, iſt das Volk beſſer daran, wenn es einen 
wirtſchaftlich kräftigen oder wenn es einen wirtſchaftlich ſchwachen 
Anwaltſtand hat? Die Antwort kann nur im erſteren Sinne 
ausfallen, denn nur ein wirtſchaftlich kräftiger Anwaltſtand 
kann ſeine Aufgabe erfüllen. Nachdem aber Richter und 
Anwalt notwendige Organe der Rechtspflege ſind, muß 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


A1. 1915. 


das Volk auch für beide Opfer bringen, nicht bloß für den 
Richterſtand, ſondern auch für den Anwaltſtand. Es ift eine 
ungeheure Kurzſichtigkeit, wenn der Anwaltsſtand wirt: 
ſchaftlich möglichſt daniedergehalten wird. Da kann und wird 
er feine Aufgabe nicht erfüllen, und wenn die Verhältniſs 
ſich ſo weiter entwickeln, wie es jetzt infolge der Novelle 
den Anſchein hat, dann muß der deutſche Anwaltſtand 
ruiniert werden. 


IV. Schluſtfolgerung. 


Aus meinen Darlegungen ergibt ſich das eine mit aller 
Deutlichkeit, daß durch die Novelle die Einkommensverhältifi 
der Anwälte tatſächlich in nicht geringem Maße geſchmäler 
werden. Das iſt auch die Anſicht des früheren baheriſchen 
Juſtizminiſters Dr. v. Miltner, der in Leipzg. 1915, 1972 
ſchreibt: „Was die Verordnung über die Gerichtskosten und dit 
Gebühren der Anwälte betrifft, gibt zu keiner beſonderen Be 
merkung Anlaß. Unausgeſprochen kann aber nicht 
bleiben, daß die Verordnung ſowohl in ihrer Gefant: 
wirkung, als vermöge einzelner ihrer Vorſchriſten, 
z. B. des § 19, auf eine Schmälerung der Gebühren: 
einnahmen der Anwälte hinauslaufen muß. Es if h 
bedauern, daß es der Verordnung anſcheinend nicht 
möglich war, auch in Anſehung der Rechtsanwalt 
gebührenordnung den Geſichtspunkt der Abhilfe pitt— 
ſchaftlicher Schädigung vorwalten zu laſſen.“) 

Wie angeſichts der von mir geſchilderten Verhälnife Nr 
miller in Bay. 1915, 322 behaupten kann: „auch mit der 
Gebührenregelung können die Anwälte wohl zufrieden fein, ih 
Intereſſe ift hier ungleich mehr gewahrt, als das der Parteim‘ 
iſt mir geradezu unverſtändlich. | 

Neumiller, der, wie ſchon oben erwähnt, am meilm 
Widerſtand gegen die Novelle von den Anwälten erwarte, 
bemerkt a. a. O. S. 322 Anm. 65: „. .. die Anwälte müſe 
dabei bedenken, daß heutzutage im Hintergrund eine echellih 
Bewegung auf Abſchaffung des Anwaltszwanges ſchechthin 
zielt, die leicht Oberwaſſer gewinnen könnte, falls der Anwalt 
ſtand viel weniger einſchneidenden Neuerungen feindlich geber 
übertritt.“ Darauf ſage ich nur das eine: Es iſt eine an 
Geſchichte, daß der Anwaltszwang nicht wegen der Antrält 
ſondern im allgemeinen Intereſſe der Rechtspflege eingeführt 
ift; die Aufhebung des Anwaltszwanges würde nichts 
bedeuten, als eine ſchwere Schädigung der Rechtspflege 1" 
deshalb iſt die Aufhebung ausgeſchloſſen. Wir werden 50 
aber durch ſolche Ausführungen, wie Neumiller ſie macht 
keiner Weiſe abſchrecken laſſen, gegen Beſtimmungen al 
kämpfen, welche in ihren Folgeerſcheinungen die Eriſin 
der deutſchen Anwaltſchaft gefährden müſſen. Das find wil 
Daheimgebliebenen insbeſondere unſeren u 
ſchuldig, die draußen im Felde für das Vaterlan 
kämpfen und bluten. Gerade dieſe werden am 1 
getroffen, wenn ſie bei ihrer Heimkehr aus dem Felde weſen 15 
verſchlechterte Exiſtenzbedingungen vorfinden, und fie 1 
uns mit Recht den ſchweren Vorwurf machen: „Wir in a 
draußen für das Vaterland gekämpft und gelitten, 
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wir haben alles geopfert, ihr Daheimgebliebenen aber 
habt die Hände in den Schoß gelegt und habt nichts 
getan, um die Verſchlechterung unſerer Exiſtenz— 
bedingungen zu verhindern.“ Dieſen Vorwurf wollen wir 
uns nicht machen laſſen! 

Ich komme deshalb zu dem Schluſſe: Die Novelle kann 
und darf nach dem Kriege nicht Geſetz bleiben, denn 
ſie entzieht dem Anwalte die Grundlagen ſeines Ein— 
kommens und gefährdet ſeine Exiſtenz und damit auch 
die Intereſſen der Rechtspflege. 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwache ſteuergeſetz. 


Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
(Fortſetzung aus Nr. 20, 1915.) 


IV. Sonſtige materiell- rechtliche Vorſchriften des Zuwachs - 
ſteuergeſetzes (58 28, 29, 34, 57, 65). 

Wie bereits erwähnt, iſt nach § 29 Abſ. 1 ſubjektiv 
ſteuerpflichtig in dem Sinne des Steuerzahlungspflichtigen 
der bisherige Eigentümer. Daran ändert die Übernahme der 
Steuer durch den Erwerber nichts. Eine ſolche vertragliche 
Abmachung wirkt nur unter den Beteiligten, aber nicht gegen⸗ 
über dem Steuergläubiger, und § 24 kommt für die Frage der 
ſubjektiven Steuer(zahlungs)pflicht nicht in Betracht, da er ſich 
nur mit der Steuerberechnung befaßt (E. VII C 404/12 vom 
16. September 1912). Eigentümer iſt aber derjenige, dem das 
Eigentum „zuſtand“, alſo bei Unrichtigkeit der Eintragung im 
Grundbuch nicht der dort fälſchlich eingetragene, ſondern der 
materiell⸗rechtliche Eigentümer (E. VII C 449/12 vom 16. Januar 
1913). Dagegen befreit der Umſtand, daß die Auflaſſung während 
des Konkurſes über das Vermögen des Eigentümers durch den 
Konkursverwalter erfolgt iſt, den Eigentümer nicht von der 
Zahlungspflicht. Denn der Konkurs entzog ihm lediglich die 
Verwaltung und Verfügung über ſein Vermögen, aber nicht 
das Eigentum, und die vom Konkursverwalter im Rahmen 
ſeiner geſetzlichen Aufgabe vorgenommenen Handlungen binden 
den Gemeinſchuldner auch über die Dauer des Konkurſes hinaus 
(E. 67 29; AM. IV 194). 

Mehrere Steuerpflichtige haften nach dem 2. Satze 
des 8 29 Abſ. 1 als Geſamtſchuldner. Vorausſetzung der An— 
wendbarkeit dieſer Beſtimmung iſt, daß es ſich bei einem und 
demſelben ſteuerpflichtigen Rechtsvorgange um mehrere Steuer— 
pflichtige handelt. Da nun bei Bruchteilseigentum die Ver— 
äußerung jedes Bruchteils einen beſonderen Steuerfall bildet, 
tritt, wenn die Bruchteilseigentümer das Grundſtück veräußern, 
eine Geſamthaft nicht ein, haftet vielmehr jeder nur für die 


aus der Veräußerung ſeines Bruchteils ſich ergebende Steuer 


(E. VII C 475/13 vom 24. April 1914 und frühere). 

Nur wenn die Steuer vom Veräußerer nicht beigetrieben 
werden kann, haftet für fie nach § 29 Abſ. 2 auch der Er— 
werber. Damit wird dann gegen ihn eine ſelbſtändige 
öffentlich⸗rechtliche Steuerforderung begründet, für deren Geltend⸗ 
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machung dieſelben Vorſchriften, insbeſondere auch hinſichtlich des 
Steuerbeſcheides, gelten, wie für die Geltendmachung der Steuer⸗ 
forderung gegen den Veräußerer, und gegen die dem Erwerber 
ſelbſtändig dieſelben Rechtsbehelfe wie jenem zuſtehen (E. 64 110, 
66 20; AM. III 234, IV 135). 

Beruht die Steuerpflicht des Rechtsvorgangs lediglich auf 
§ 5, fo gilt als Veräußerer im Sinne des $ 29 derjenige, der 
ih ſchuldrechtlich zur Übertragung des Eigentums verpflichtet 
hat, als Erwerber derjenige, demgegenüber dieſe Verpflichtung 
eingegangen iſt. Bei Unpfändbarkeit des erſteren haftet der 
letztere nach 8 29 Abſ. 2 auch dann, wenn ihm wegen bis— 
heriger Nichterfüllung des Veräußerungsgeſchäfts durch den 
Verkäufer keine Leiſtung aus dem Geſchäfte gemacht iſt oder 
ihm das Grundſtück nachträglich im Zwangsverſteigerungs— 
verfahren zugeſchlagen iſt (E. VII C 273/14 vom 23. Juni 1914). 

Daß ſich auch die Berechnung des Steuerſatzes nicht ſo 
einfach wie bei anderen Steuern geſtaltet, läßt S 28 ohne 
weiteres erſehen, und vielfach iſt die ganze Mühe umſonſt, wenn 
ſich ein Steuerbetrag von weniger als 20 & ergibt. Die für 
dieſen Fall in Abſ. 3 vorgeſehene Nichterhebung iſt auch dann 
geboten, wenn mehrere Veräußerungen desſelben Veräußerers 
gleichzeitig zur ſteuerlichen Behandlung gelangen und zuſammen 
eine Steuerſumme von mehr als 20 & ergeben, die Einzelbeträge 
für den einzelnen Steuerfall aber unter 20 & bleiben. Die 
entgegengeſetzte Auffaſſung findet in der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes keine Stütze, verſtößt gegen deſſen Syſtematik und würde 
zu unhaltbaren praktiſchen Folgen führen. Denn ſie überließe 
es der willkürlichen Entſchließung der Veranlagungsbehörde, ob 
ſie mit der Heranziehung warten wolle, bis ſich etwa durch 
eine weitere Veräußerung ein Geſamtſteuerbetrag von 20 & 
oder mehr ergäbe. Sie müßte ferner gegenüber den nach 
8 29 Abſ. 2 mithaftenden Erwerbern verſagen; denn dieſe 
könnten nicht lediglich durch die Perſon des Veräußerers mit— 
einander in einen Zuſammenhang gebracht werden, der ſie 
eines Vorrechts beraubte, auf das ſie durch die Eigenart des 
Steuerfalles, an dem allein ſie beteiligt ſind, Anſpruch haben. 
Auch der Wortlaut des Geſetzes läßt ſich für die engere 
Auslegung des § 28 Abſ. 3 nicht mit Erfolg ins Gefecht führen. 
Es iſt nicht richtig, daß die Worte „im ganzen“ nur beim 
Vorhandenſein mehrerer Steuerfälle Bedeutung haben könnten. 
Denn der § 28 Abſ. 3 bezieht ſich in erſter Linie nur auf 
einzelne Steuerfälle. Für dieſe kommt aber jene Auslegung 
nicht in Frage. Hätte der Geſetzgeber durch die Worte „im 
ganzen“ Fälle, wo mehrere Veräußerungen gleichzeitig zur 
Verſteuerung ſtehen, neben den gewöhnlichen Fällen der Einzel— 
veräußerung regeln wollen, ſo wäre die gewählte Wort— 
faſſung ſprachlich zu beanſtanden. Jene Worte „im ganzen“ 
erklären ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Als 
in der Reichstagskommiſſion der Antrag geſtellt wurde, 
kleine Steuerbeträge (damals nur 1 4) freizulaſſen, war der 
Regierungsentwurf noch die Grundlage der Beratungen. Dort 
war das Zuſchlagſyſtem vorgeſehen, nach dem die Steuer 
zunächſt feſtzuſtellen und alsdann Zuſchläge nach beſtimmten 
Grundſätzen zu erheben waren, während es nach der jetzigen 
Faſſung des Geſetzes umgekehrt iſt. Bei dem urſprünglichen 
Syſtem konnte man die Worte „im ganzen“ einfügen mit der 
Bedeutung, daß Steuer und Zuſchlag zuſammengerechnet maß⸗ 
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gebend fein ſollten. Schon die Geringfügigkeit des Betrages 
(14) ſchlöoß die Annahme aus, daß man an mehrere Steuer⸗ 
fälle gedacht hat. Später, nachdem das jetzige Tarifſyſtem 
angenommen war, erhöhte man den ſteuerfreien Betrag auf 
20 , ohne den Wortlaut fonft zu ändern. Die Worte „im 
ganzen“ würden danach im weſentlichen ihre Bedeutung ver⸗ 
loren haben. Das Reichsſchatzamt hat in AM. I 261 eine 
entgegengeſetzte Auffaſſung vertreten. Es ſtützt ſich in der 
Hauptſache auf die Zwecke der Vorſchrift, durch die „erreicht 
werden ſollte, daß das Erhebungsverfahren nicht in Bewegung 
geſetzt und der Steuerpflichtige nicht in Anſpruch genommen 
zu werden braucht wegen Beträgen, die ihrer Geringfügigkeit 
halber in keinem Verhältnis ſtehen zu der Mühewaltung, die 
der Behörde und dem Steuerpflichtigen aus der Erhebung 
erwächſt“. Dieſer geſetzgeberiſche Grund kann aber für ſich 
allein — beim Vorliegen gewichtiger Gegengründe — nicht 
dazu führen, Steuerbeträge zuſammenzuzählen, die an ſich als 
einzelne zu behandeln find. (E. 62 68; AM. III 12; E. VII C 
460 und 389/12 vom 9. und 30. Januar 1913.) 

Daß für die Ermäßigungen nach $ 28 Abſ. 2 — ſofern 
nicht nach $ 5 ſteuerpflichtige Rechtsvorgänge in Frage ſtehen — 
lediglich die Zahl der zwiſchen Grundbucheintragung und Grund⸗ 
bucheintragung liegenden vollen Zeitjahre in Rechnung zu ſtellen 
ſind, beſagt das Geſetz deutlich, wird aber gleichwohl öfters 
verkannt, namentlich dann, wenn die Eintragung des jetzigen 
Veräußerers als Eigentümers erheblich ſpäter als der Erwerbs⸗ 
vertrag und die Beſitzuübernahme erfolgt find (E. 62 8; 64 99; 
AM. II 133). 

Am verwickeltſten geſtaltet ſich die Steuerberechnung in den 
Fällen des 8 65 — Veräußerung eines vor dem 1. Januar 1911 
durch Erbauseinanderſetzung oder von Vorfahren erworbenen 
Grundſtücks. Der Gedanke des 5 65 iſt der, daß die Wert⸗ 
ſteigerung, die beim Fehlen der Befreiungsvorſchrift des 8 7 
Ziff. 3 von den Miterben verſteuert werden müßte (die Geltung 
des Reichsgeſetzes vor 1911 vorausgeſetzt), außer Betracht 
bleiben ſoll. Es ſoll ſo angeſehen werden, als ſei in bezug auf 
die Anteile der ausſcheidenden Miterben die Erbauseinander⸗ 
ſetzung an ſich als ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang anzuſehen. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus muß man dazu gelangen, die 
allgemeinen Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Bemeſſung 
des Erwerbspreiſes auch hier anzuwenden. Iſt für die Erb⸗ 
auseinanderſetzung eine Gegenleiſtung (Ubernahmepreis) im Sinne 
des § 8 Abſ. 2 feſtſtellbar, ſo muß dieſe und nicht der gemeine 
Wert zugrunde gelegt werden. Von dieſer Auffaſſung war 
auch die Regierunssvorlage beherrſcht. Der damalige 8 54 
entſprach im weſentlichen dem jetzigen 8 65. In der Begrün⸗ 
dung (S. 40) find zu SS 17 (jetzt 25) und 54 einige Beiſpiele 
angeführt. In dem einen heißt es: „2. Betrag, den C für 
überlaffung des Grundſtücks ſeitens der Miterben A und B an 
ihn gezahlt hat.“ Es iſt hier alſo an den Überlaſſungspreis 
gedacht und nicht an den Wert. Hiergegen iſt im Laufe der 
Beratungen, ſoweit erſichtlich iſt, kein Widerſpruch erhoben 
worden. Es wurde allerdings in der Kommiſſion folgende 
Faſſung des 8 54 beantragt: „Beruht der Erwerb eines 
Grundſtücks oder Rechts (88 1, 3) auf einem der im 8 4 
Ziff. 1—6 verzeichneten ſteuerfreien Rechtsvorgänge, der vor dem 
1. April 1910 ſtattgefunden hat, ſo iſt für die Bemeſſung des 
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Wertzuwachſes von dem gemeinen Wert zur Zeit dieſes 
ſteuerfreien Rechtsvorganges auszugehen.“ (Kommiſſionsbericht! 
S. 114. Es iſt indes nicht anzunehmen, daß der Antragſteller 
etwa geglaubt hätte, nach der Geſetzesvorlage ſolle ebenfalls 
der gemeine Wert maßgebend ſein. Auf der anderen Seite 
ſpricht für die hier vertretene Auffaſſung folgender ſpäter geſtellte 
Antrag: „in § 54 zwiſchen Abſ. 2 und 3 folgenden neuen 
Abſatz einzufügen: ‚Weiſt in den Fällen des Abſ. 1 und 2 
der Veräußerer nach, daß er das Grundſtück zu einem Preis 
erworben hat, der den nach § 11 maßgebenden Betrag überſteigt 
jo tritt der höhere Preis an die Stelle dieſes Betrags. 
Hier iſt der Antragſteller offenſichtlich davon ausgegangen, daß 
bei der Bemeſſung der Steuer für die in der Erbteilung er 
worbenen Anteile der „Preis“ maßgebend ſei. 

Die Zugrundelegung des Wertes würde nicht einmal der 
Billigkeit entſprechen. Denn wenn der Veräußerer das Grundſtüc 
in der Erbteilung unter dem Werte erworben hat, fo widerfährt 
ihm kein Unrecht dadurch, daß er ſpäter den um ſo größeren 
Wertzuwachs verſteuern muß. ft der Übernahmepreis höhen 
als der Wert, fo iſt der Veräußerer am ſchutzbedürſtigſten, 
geräde in dieſem Falle aber würde der Standpunkt dez 
Klägers ein für den Veräußerer ungünſtiges Ergebnis herbei⸗ 
führen. Nur in dem Falle, daß der Abernahmepreis geringer 
iſt als der Erwerbspreis des Erblaſſers, wird der Zweck des 
Geſetzes nach ſeinem Wortlaute nicht erreicht. Ob etwa in 
dieſem Falle gleichwohl der frühere Erwerbspreis zugrunde 
gelegt werden könnte, hat das OVG. dahingeſtellt gelaſſen, 
weil dieſer Fall in der entſchiedenen Streitſache nicht vorlag. 

Die Berechnung der Steuer darf aber nicht vollſtändig 
getrennt nach den einzelnen ideellen Teilen erfolgen. Penn 
dabei würde nicht berückſichtigt werden, daß das Grundſtück als 
einheitliches veräußert worden iſt. Nur ſoweit Erwerbsprris 
und Zeitpunkt des Erwerbes in Betracht kommen, iſt eine 
Scheidung geboten. Freilich ergeben ſich Schwierigkeiten daraus 
daß je nach der Dauer der Beſitzzeit die Steuerſätze verſchieden 
ſein können. Dieſe Schwierigkeiten ſind in folgender Weiſe zu 
löſen: Zunächſt find die Erwerbspreiſe für beide Anteile getremt 
zu berechnen. Die Summe der feſtgeſtellten Erwerbspreiſe it 
vom einheitlich zu bemeſſenden Veräußerungspreis abzuziehen. 
Daraus ergibt ſich der Wertzuwachs. Nunmehr iſt der 
Steuerſatz, vom OVG. hier als „Steuerrohbetrag“ bezeichnet, 
nach 8 28 Abſ. 1 zu berechnen. Um die in 8 28 Abſ. 2 vor 
geſehene Ermäßigung vorzunehmen, bedarf es wieder der 
Trennung. Von den Anteilen am Veräußerungspreiſe find die 
Einzelerwerbspreiſe abzuziehen; die ſich hiernach ergebenden 
Zuwachsbeträge bilden die Verhältniszahlen, nach denen in 
aus 528 Abſ. 1 ermittelte Steuer geteilt wird, um nunmehr 
für jeden einzelnen Teil die Ermäßigung nach 8 28 Abſ. 2 du 
bewirken. Die Summe der ſo gefundenen Beträge bildet die 
Geſamtſteuer. 

Das Bedenken gegen dieſe Berechnungsart, daß die & 
mäßigung aus § 28 Abf. 2 nicht durchführbar fei, iſt hiernach 
nicht gerechtfertigt. Völlig unzutreffend iſt die Berechnungsar, 
die darin beſteht, daß die Steuer für die beiden Zeiträume bit 
zur Auseinanderſetzung und von da ab bis zur Veräußerung 
völlig getrennt ermittelt wird. Dies Verfahren leidet vor allem 
an dem Mangel, daß die Gefamtbefigzeit in zwei Teile gerlegt 
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wird und infolgedeſſen die für lange Beſitzzeit vorgeſehenen 
Steuerermäßigungen (z. B. § 16 Abſ. 2, 8 28 Abſ. 2) nicht 
oder nicht voll zur Geltung kommen, andererſeits aber (z. B. im 
Falle des 8 22 Ziff. 2) Ermäßigungen eintreten können, die 
das Geſetz nicht beabſichtigt hat. (E. 64 122; E. 275, 468 886 
und 1030/13 vom 23. Januar, 21. April 20. und 20. Oktober 1914). 

Was die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des 8 65 
anlangt, ſo iſt es zunächſt ausreichend, wenn die Auseinander⸗ 
ſetzung oder der Übergabevertrag, alſo das ſchuldrechtliche 
Geſchäft vor dem 1. Januar 1911 liegt. Das ergibt ſich 
aus der Stellung des § 65 unter den Übergangsvorſchriften 
und aus ſeinem Zweckgedanken, der Tatſache Rechnung zu 
tragen, daß bei näherer Beſtimmung des Inhalts der (Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗ oder Übergabe) Verträge, die zu dem Eigentums: 
wechſel führten, mit der Zuwachsſteuerlaſt noch nicht gerechnet 
werden konnte. (E. 67 11; AM. IV 156; E. VII C 980/12 
vom 25. September 1914.) 

Ebenſo iſt es keine Vorbedingung für die Anwendbarkeit 
des 8 65 Abſ. 1, daß der Erwerber in der Auseinander⸗ 
ſetzung mehr als ſeinen Anteil erhält oder den übrigen 
Beteiligten eine Abfindungsſumme zahlt. Zum Weſen der 
Auseinanderſetzung gehört einzig eine ſolche Regelung, daß 
dadurch die bisherige Gemeinſchaft zwiſchen den Berechtigten 
beſeitigt wird; ob es ſich um eine reine Naturalteilung und 
Zuweiſung völlig gleichwertiger Vermögensſtücke an jeden Be⸗ 
rechtigten ohne Ausgleichszahlungen handelt oder nicht, iſt für 
den rechtlichen Begriff der Auseinanderſetzung gleichgültig, und 
nur auf dieſem allgemeinen rechtlichen Begriffe fußt auch das 
ZuwStGG. (E. 67 11; AM. IV 156.) 

Die Ausdehnung auch auf Fälle der im zweiten Satz 
des 8 65 Abſ. 1 bezeichneten Art will Fälle der teſtamentariſchen 
Aberweiſung eines Grundſtücks zu einem beſtimmten Preiſe an 
einen eingeſetzten Erben aus der Erwägung heraus berückſichtigt 
wiſſen, daß der Erblaſſer nicht mehr in der Lage war, bei 
der Beſtimmung über die Anrechnungsweiſe die Zuwachsſteuer⸗ 
laſt gebührend zu berückſichtigen. (E. VII C 984/13 vom 
16. Oktober 1914.) 

Der zweite Abſatz des 8 65 läßt klar erkennen, daß er 
zur unerläßlichen Vorausſetzung hat das Vorhandenſein einer 
Mehrheit von, je zu einem Anteile gegenüber dem betreffenden 
Aſzendenten geſetzlich erbberechtigten, Abkömmlingen zur Zeit 
des Erwerbes durch einen von ihnen. Es iſt daher unzuläſſig, 
die Beſtimmung auch auf einen Fall anzuwenden, wo es 
einen weiteren Abkömmling als den damaligen Grundſtücks⸗ 
erwerber gar nicht gab, und dieſe Unzuläſſigkeit ändert es auch 
nicht, wenn etwa neben dieſem einzigen Abkömmling noch ein 
erbberechtigter Ehegatte des Aſzendenten vorhanden war. 
(E. VII C 887/13 vom 20. Oktober 1914.) 

Wenngleich ebenfalls außerhalb des die materielle Steuer⸗ 
pflicht behandelnden Teiles des Geſetzes ſtehend, ſo doch von 
ſehr erheblicher materiell⸗rechtlicher Bedeutung ſind ſchließlich 
die Beſtimmungen über das Recht des Steuergläubigers zu 
Nachbeſteuerungen und dasjenige des Steuerſchuldners zur 
Rückforderung rechtskräftig veranlagter Steuern. 

Was die Nachbeſteuerung anlangt, ſo beſchränkt ſich das 
ZuwStG. auf die Vorſchrift im 8 57, wonach der Anſpruch 
auf die Zuwachsſteuer in 10 Jahren verjährt, und es fragte 
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ſich, ob denn damit dem Steuergläubiger ein lediglich durch 
dieſe Verjährungsfriſt beſchränktes, alſo hinſichtlich der ſonſtigen 
Vorausſetzungen ſchrankenloſes Nachbeſteuerungsrecht eingeräumt 
ſei. Die Frage konnte um ſo eher aufgeworfen werden, als 
ein ſolches innerhalb 10 Jahren unbeſchränktes Nachforderungs⸗ 
recht gerade bei einer Abgabe von der Höhe und Art der 
Zuwachsſteuer in der Tat eine Härte für die Steuerpflichtigen 
bedeutet. Die Frage iſt gleichwohl in dem für die letztern 
ungünſtigen bejahenden Sinne zu beantworten. Was man als 
die „Rechtskraft“ einer Veranlagung zu bezeichnen pflegt, iſt 
nur ihre Unanfechtbarkeit ſeitens des Steuerſchuldners. Dieſe 
hindert aber den Steuergläubiger nicht an einer Nachprüfung 
der Veranlagung. Der Nachforderung indirekter Gemeinde— 
abgaben wird in Preußen keine andere Schranke gezogen als durch 
987 des Kommunalabgabengeſetzes hinſichtlich des ſeit Entſtehen der 
Steuerforderung verfloſſenen Zeitraums, indem er die Nach— 
forderung, gleichviel ob die Abgabe gar nicht oder mit einem 
zu geringen Betrag erhoben worden war, innerhalb drei Jahren 
zuläßt. Dieſe Befugnis ſteht dem Steuergläubiger ſelbſt dann 
zu, wenn ein für den Steuerſchuldner unanfechtbar gewordener 
Einſpruchsbeſcheid vorliegt; denn dieſer hindert ebenſowenig 
wie die unanfechtbar gewordene Veranlagung eine Nach— 
veranlagung, ſoweit der letzteren nicht, wie bei direkten Steuern, 
eine beſondere geſetzliche Beſtimmung entgegenſteht. Die gleichen 
Geſichtspunkte treffen ſinngemäß auch für die Zuwachsſteuer zu. 
Der Zuwachsſteuerbeſcheid (§S 43 ZuwStG.) wird für die Steuer⸗ 
behörde nicht „rechtskräftig“, ſondern nur für den Steuer— 
ſchuldner unanfechtbar. Die Steuerbehörde kann die Der: 
anlagung nicht nur zurückziehen, ſondern auch durch eine Nach⸗ 
veranlagung erſetzen oder ergänzen. Die Zuläſſigkeit der 
Nachveranlagung brauchte im Zuwachsſteuergeſetze nicht aus— 
drücklich ausgeſprochen werden; es genügt, daß die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes der Nachveranlagung nicht entgegenſtehen und 
ihr keine andere Schranke ziehen, als die im § 57 feſtgeſetzte 
zehnjährige Verjährungsſriſt. Aus § 44 Zuw StG. läßt ſich 
nicht die Folgerung ziehen, daß die Beſtimmungen des Kom— 
munalabgabengeſetzes nur in den Grenzen dieſes Paragraphen 
anwendbar ſeien; denn § 44 bezieht ſich nur auf die Rechts- 
mittel gegen den Steuerbeſcheid, ſo daß aus ihm hinſichtlich 
der Nachveranlagung irgendeine Folgerung nicht abgeleitet 
werden kann. Ebenſowenig iſt eine der Nachveranlagung ent⸗ 
gegenſtehende Beſtimmung in § 47 zu finden. Tiefer betrifft 
den Fall, daß eine Veranlagung zur Zuwachsſteuer noch nicht 
erfolgen kann, weil ein Eigentumsübergang noch nicht ftatt- 
gefunden hat, daß jedoch der Grundſtückseigentümer ein Intereſſe 
hat, ſchon vor Eintritt des ſteuerbegründenden Ereigniſſes 
Klarheit darüber zu erhalten, wieviel Zuwachsſteuer er infolge 
des demnächſtigen Eigentumsüberganges würde zahlen müſſen. 
Da ihm eine Auskunft der zuſtändigen Behörde über künftige 
Berechnungsunterlagen nur dann von Nutzen ſein kann, wenn 
fie keine ganz unverbindliche, ſondern eine die ſpätere Ver: 
anlagung beſtimmende iſt, fo wurde dem „Jeſtſtellungsbeſcheide“, 
welcher den gegen den Steuerbeſcheid gegebenen Rechtsmitteln 
unterliegt, für die demnächſtige Veranlagung maßgebende Be: 
deutung beigelegt. Dieſe bindende Kraft wird jedoch inſoweit 
eingeſchränkt werden müſſen, als die Verhältniſſe, die dem 
Beſcheide zugrunde lagen, ſich ſpäter verändert haben. Der 
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9 47 iſt nur aus feiner Entſtehungsgeſchichte zu beurteilen. 
Er war in der Regierungsvorlage nicht enthalten und verdankte 
ſeinen Urſprung einem in der zweiten Leſung der Kommiſſion 
zu § 21 des Entwurfes geſtellten Antrage, wonach die Steuer⸗ 
behörde verpflichtet ſein ſollte, gegen Erſtattung der Koſten den 
zur Entrichtung der Steuer verbundenen Perſonen Auskunft 
über die Höhe der Steuer zu geben; dieſe Verpflichtung ſollte 
der des Stempelgeſetzes entſprechen. In der dritten Leſung der 
Kommiſſion erhielt dieſe, bisher als Abſ. 3 in den § 21 auf: 
genommene Beſtimmung als $ 37a im weſentlichen die dem: 
nächſt Geſetz gewordene Faſſung. Zur Begründung wurde 
von dem Antragſteller folgendes ausgeführt: „Der vorgeſchlagene 
8 37a ſehe nun vor, daß der Beſitzer jederzeit an Stelle der 
in 8 21 Abſ. 3 vorgeſchriebenen unverbindlichen Auskunft einen 
formellen Beſcheid über diejenigen Elemente der Veranlagung 
verlangen kann, die bis zur Stellung des Antrags feſtgeſtellt 
werden können. Wenn der dritte Satz dabei beſtimme, daß 
die in ſolchem Beſcheid getroffenen Feſtſetzungen für die ſpätere 
Veranlagung maßgebend ſein ſollen, ſo könne dieſe Vorſchrift 
natürlich nur inſoweit Platz greifen, als die Verhältniſſe ſich 
inzwiſchen nicht geändert haben. Beiſpielsweiſe können Bauten 
und Verbeſſerungen, die in dem Beſcheid als noch vorhanden 
bezeichnet werden, infolge einer ſpäter eingetretenen Anderung 
der tatſächlichen Verhältniſſe bei der Veranlagung als ‚nicht 
mehr vorhanden‘ angeſehen werden; es können zu den durch 
den Beſcheid als anrechnungsfähig feſtgeſtellten Aufwendungen 
ſpäter neue Aufwendungen und zu den Jahren, für welche eine 
Zinsanrechnung nach § 10 Ziff. 4 oder $ 15 Ziff. 2 zugelaſſen 
wird, neue Jahre hinzutreten; auch wird der Beſcheid nur den 
Anfangspunkt, nicht aber die Geſamthöhe der nach § 20 Abſ. 3 
zuläffigen Anrechnungen feſtſetzen können.“ Von anderer Seite 
wurde dieſer Antrag als ein vollſtändiges Novum bemängelt. 
Der Vertreter des Reichsſchatzamts erklärte ihn jedoch für 
annehmbar, weil er für den Grundbeſitzer von Nutzen ſei. 
Der Antragſteller gab zu, daß es ſich um ein neues, bisher 
noch nirgends vorhandenes Verfahren handle; aber es ſei 
geeignet, den Grundbeſitzern über einen Teil der Schwierigkeiten 
des Geſetzes hinwegzuhelfen. Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte 
des 8 47 ergibt ſich, daß er eine eigenartige Sonderbeſtimmung 
bildet, welche der analogen Ausdehnung nicht fähig iſt. Aus 
dieſer Sonderbeſtimmung ſind daher Folgerungen allgemeiner 
Natur über die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Nach⸗ 
veranlagung nicht zu ziehen. Endlich kann auch aus dem den 
Vergleich behandelnden § 23 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats vom 27. März 1911 nichts gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit der Nachbeſteuerung gefolgert werden. Der Steuer⸗ 
beſcheid unterſcheidet ſich von dem Vergleich aufs weſentlichſte 
dadurch, daß er eine einſeitige Feſtſetzung ſeitens des Steuer⸗ 
gläubigers iſt und daher auch einſeitig von dieſem zurückgezogen 
bzw. ergänzt werden kann. Der Vergleich dagegen ſetzt wegen 
Schwierigkeit der Berechnung an deren Stelle eine Vereinbarung 
zwiſchen Steuerbehörde und Steuerſchuldner, die dann auch von 
beiden Seiten gehalten werden muß, ſoweit nicht der im 8 23 
Abſ. 1 Satz 3 a. a. O. erwähnte Fall der Rücktrittsberechtigung 
vorliegt. Übrigens geht zwar durch die Zahlung der angeforderten 
Steuer der Steueranſpruch unter, aber doch nur ſoweit, als 
die Steuer gefordert und gezahlt wurde; das Recht auf Nach⸗ 
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veranlagung eines bisher noch nicht angeforderten Teils der 
Steuer wird hierdurch nicht berührt (E. 62 81, 66 1; AM. 
III 62, 201; IV 50). 

Eine andere Frage iſt jedoch die, ob und inwieweit in den 
der urſprünglichen Heranziehung nachfolgenden Maßnahmen des 
Steuergläubigers ein der Nachveranlagung entgegen: 
ſtehender Verzicht auf die Steuer zu erblicken iſt. Liegt in 
ſeinem Einſpruchsbeſcheide eine Anerkennung, daß er die Ein⸗ 
wendungen des Steuerſchuldners als berechtigt anerkenne, fo 
kann er dieſe Anerkennung nicht fpäter im Wege der Nach⸗ 
veranlagung in ihr Gegenteil verkehren, ſondern er kann eint 
ſolche dann nur auf andere Geſichtspunkte ſtützen, durch die er 
fein früheres Anerkenntnis nicht umſtößt. (E. VII C 123/14 
vom 17. November 1914.) 

Gewiſſermaßen das Gegenſtück zu dem Nachbeſteuerungs⸗ 
recht des Steuergläubigers bildet der Anſpruch des Steuer: 
ſchuldners auf — gänzlichen oder teilweiſen — Erlaß (bzw. 
Erſtattung) rechtskräftig veranlagter Steuern. Hierüber 
verhält ſich §S 34. Er unterſcheidet zwiſchen Fällen, in denen 
die Steuer erlaſſen werden muß, und ſolchen, in denen fie 
erſtattet werden kann. In den Fällen, in denen fie erlaſſen 
werden kann, ift der Erlaß der Steuer eine bloße Angelegen⸗ 
heit des Ermeſſens der zuſtändigen Verwaltungsbehörde und 
daher gegenüber einer Ablehnung überhaupt kein Raum für 
Erhebung einer Klage des Herangezogenen. Ob für die Föll, 
in denen die Steuer erlaſſen werden muß, das Verwaltungs 
ſtreitverfahren gegeben iſt, kann ſehr zweifelhaft fein, it aber 
vom OVG. bejaht, das hierbei folgenden Standpunkt ein⸗ 
genommen hat: 

Eine Wortfaſſung, wie fie in den Mußvorſchriſten 
des § 34 enthalten iſt, bringt das Beſtehen eines An⸗ 
ſpruchs des Herangezogenen auf Steuererlaß zum Aus⸗ 
druck. Der Regel nach ift mit einem Anſpruche, namentlich, 
wenn er, wie hier, ſich auf vermögensrechtlichem Gebiete be 
wegt, auch das Recht verknüpft, ihn nötigenfalls im Wege der 
Klage durchzuſetzen; fehlt das Klagerecht, ſo iſt dem Anſpruche 
ſeine volle Wirkſamkeit genommen. Bei der Beratung des 
8 34 des Geſetzes iſt zwar die Frage des Klagerechts nirgends 
beſonders erörtert, aber hervorgehoben worden, es ſolle bei 
Rückübertragung innerhalb zweier Jahre ein Recht auf de 
freiung von der Steuer beſtehen, ein Zwang durch Geſet 
gegeben werden, wonach unter allen Umſtänden die Steuer 
zurückzuvergüten ſei. Dieſer erſtrebte Zweck würde — wie dem 
Geſetzgeber nicht entgehen konnte — nicht ſicher zu erreichen 
ſein, wenn die endgültige Entſcheidung über das Vorliegen der 
Vorausſetzung des Steuererlaſſes lediglich in die Hand von — 
durchweg auch an der Beſteuerung intereſſierten — Verwaltungs 
behörden gelegt worden wäre. Weder in der Faſſung der 
Geſetzesvorſchrift noch bei ihrer Beratung iſt zum Ausdruck 
gebracht worden, daß jener Zwang einzig in einer den Steuer 
gläubiger ſelbſt bindenden Richtſchnur beftehen ſolle. Da die 
vorgeſehene Verpflichtung zum Erlaſſe der Steuer auf den 
Gedanken beruht, daß in den betreffenden Fällen eine i 
reichende Grundlage für die Steuerforderung überhaupt nicht 
mehr vorhanden iſt, hatte der Geſetzgeber auch keinen Anlaß, 
in dieſen Fällen dem Herangezogenen die Rechtsbehelſe, die 
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gebilligt find, zu verſagen. Die Abſicht des Zuw StG. war 
vielmehr, dem Herangezogenen in weitgehendem Maße, und 
darum auch für Fälle der vorliegenden Art, einen Rechtsſchutz 
zu verleihen. Auch aus dem Ausdrucke: (Rechtsmittel gegen 
den) „Steuerbeſcheid“ in § 44 iſt nicht etwa zu folgern, daß 
einzig die nach Vornahme der Steuerberechnung dem ſteuer⸗ 
pflichtigen Eigentümer zugeſtellte Heranziehungsverfügung (SS 43, 
29) der Anfechtung unterliege. Die nähere Regelung überläßt 
8 44 den landesrechtlichen Vorſchriften, die für Preußen im 8 2 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 14. Juli 1911 enthalten 
find. Im Einklange mit der angegebenen Richtung des ZuwStG. 
iſt auch aus dieſer Beſtimmung die Zuläſſigkeit des Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahrens für Fälle der vorliegenden Art herzuleiten. Der 
Antrag auf Erlaß der Steuer nach $ 34 ZuwStG., $ 30 der 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats richtet ſich gegen die 
Beibehaltung der Veranlagung und erheiſcht eine Prüfung und 
Erledigung durch die angegangene Behörde. Er ſtellt ſich daher 
im Sinne des § 2 des Ausführungsgeſetzes zum Zuw StG. 
als ein Rechtsmittel gegen die Veranlagung dar. Außerdem 
iſt rechtlich hier noch folgender Geſichtspunkt bedeutſam: Zufolge 
der Beſtimmungen in § 2 des Ausführungsgeſetzes iſt die 
Zuwachsſteuer durchweg wie eine Kommunalſteuer zu behandeln 
(E. 62 51, 52). Der im 8 2 des Ausführungsgeſetzes aus— 
drücklich miterwähnte S 69 des Kommunalabgabengeſetzes um— 
faßt aber mit dem dortigen Worte „Einſpruch“ nach ſtändiger 
Rechtſprechung des OVG. auch die Beſchwerde nach $ 18 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. Und nach § 18 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes und der dazu ergangenen gleichmäßigen 
Rechtſprechung findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
gerade auch gegenüber der Ablehnung einer Beſchwerde ſtatt, 
die die Beſeitigung oder Abänderung einer Heranziehung zu 
einer Gemeindeabgabe aus dem Grunde verlangt, weil nach— 
träglich eingetretene Umſtände die Heranziehung ganz oder teil- 
weiſe ungerechtfertigt erſcheinen ließen. Um einen von einer 
ſolchen Beſchwerde betroffenen Fall handelt es ſich, wenn auf 
Grund des § 34 Abſ. 2 Satz 2 Zuw StG. geltend gemacht 
wird, die an die Veräußerung geknüpfte Abgabe ſei nicht mehr 
gerechtfertigt, weil nachträglich ein den Steuererlaß rechtferti⸗ 
gender Umſtand eingetreten ſei. Demgemäß iſt die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren hier zuzulaſſen. Wie in der Recht— 
ſprechung anerkannt iſt, iſt auch der Anſpruch auf Rückzahlung 
einer bereits gezahlten (Gemeinde-) Abgabe gegen die Heran⸗ 
ziehung gerichtet und daher nicht, auch nicht unter dem Geſichts— 
punkte einer ungerechtfertigten Bereicherung, im ordentlichen 
Rechtswege verfolgbar. Zudem aber iſt ein Erſtattungsanſpruch 
aus $ 34 ZuwStG. auch begrifflich kein Anſpruch aus un: 
gerechtfertigter Bereicherung im Sinne der SS 812 ff. BGB., 
ſondern wurzelt ausſchließlich in den obenerwähnten Sonder: 
vorſchriften des durch die bundesratlichen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen ergänzten ZuwStG. und dem danach vorausgeſetzten 
Tatbeſtande. Ein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der Klage iſt 
auch nicht daraus herzuleiten, daß die Entſchließung des Zuwachs⸗ 
ſteueramts — nach $ 30 Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats — der Zuſtimmung der Oberbehörde bedarf, 
und daß ſomit gegebenenfalls eine Verwaltungshandlung des 
Landrats oder Regierungspräſidenten der verwaltungsrechtlichen 
Kontrolle unterworfen werde. Rechtlich bleibt trotz der Zu⸗ 


— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1411 


ſtimmung der Oberbehörde die getroffene Entſcheidung eine 
ſolche des Zuwachsſteueramts, und die Rechtskontrolle von An⸗ 
ordnungen der Verwaltungsbehörden, namentlich auf vermögens⸗ 
rechtlichem Gebiet, iſt überdies gerade der Zweck des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens, fo daß dieſer Geſichtspunlt nicht gegen, 
ſondern gerade für die Zuläſſigkeit des Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahrens ſpricht. (AM. IV 231; E. VII C 942/13 vom 
23. Oktober 1914 u. a.) 

Von welch ausſchlaggebender Bedeutung für die praktiſche 
Tragweite des § 34 die Bejahung oder Verneinung der — von 
mir deshalb, trotzdem ſie äußerlich Verfahrensvorſchriften betrifft, 
ſchon hier behandelten — Frage des Verwaltungsrechtsſchutzes 
iſt, zeigte ſich in einer den beſonders häufigen Fall des Wieder⸗ 
erwerbs des Grundſtücks im Wege der Zwangsverſteigerung 
betreffenden Auslegungsfrage. Der zuſtändige Bundesrats⸗ 
ausſchuß und die preußiſchen Reſſortminiſter verneinten die 
Anwendbarkeit des § 34 Abſ. 2 auf dieſen Fall, weil unter 
„Rückübertragungen“ nur ſolche rechtsgeſchäftlicher Art zu ver⸗ 
ſtehen ſeien; das OVG. hat dieſe — von dem Miniſter in 
keiner Weiſe begründete — Auffaſſung reprobiert und die An⸗ 
wendbarkeit bejaht. Zunächſt ſtehe der Wortlaut: „wird das 
Grundſtück . . .. wieder übertragen .. ..; die Abgabe muß er: 
laſſen werden, wenn die Rückübertragung .... erfolgt“ der 
Annahme nicht entgegen, daß zu den Rückübertragungen nicht 
nur rechtsgeſchäftliche Rückübertragungen, ſondern auch der auf 
den Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren ſich gründende 
Rückerwerb des Grundſtückseigentums gehören. Der $ 34 
Abſ. 2 Zuw StG. und der im Anſchluſſe hieran ergangene 
S 30 b 2, 3 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats 
ſprächen nicht von einer rechtsgeſchäftlichen Rückübertragung, 
ſondern ſchlechthin und ganz allgemein von dem Falle einer 
Wiederübertragung, Rückübertragung des Grundſtückseigentums 
auf den bisherigen Eigentümer. In Ermangelung jeder Ein⸗ 
ſchränkung umfaſſe daher § 34 Abſ. 2 auch den auf richterlichem 
Zuſchlage beruhenden Wiedererwerb des Grundſtücks in einem 
Zwangsverſteigerungsverfahren. Dies müſſe um ſo mehr an⸗ 
genommen werden, als das Zuw StG. nach feinem ganzen 
Syſtem, an dem auch einzelne Ausnahmebeſtimmungen, wie 
§ 29 Abſ. 2 Satz 2, nichts änderten, den Erwerb in einer 
Zwangsverſteigerung gleich einem rechtsgeſchäftlichen behandele 
und dementſprechend in § 9 auch ausdrücklich als Übergang 
des Eigentums — alſo von dem bisherigen Eigentümer, 
8 29 Abſ. 1, auf einen anderen — bezeichne. Das Wort 
Rückübertragung ſei im Sinne des Zuw StG. nicht anders 
aufzufaſſen, als daß damit auch der Rückerwerb in der 
Zwangsverſteigerung umfaßt werde. Die Frage, ob der 
Steuererlaß der Billigkeit entſpreche, habe, ſoweit es 
ſich, wie hier, um die Auwendung einer Mußvorſchrift 
handele, überhaupt auszuſcheiden. Überdies würde es gerade 
in denjenigen Fällen, in denen der frühere Eigentümer 
ſich durch das vertragswidrige Verhalten des Erwerbers, alſo 
zum Schutze wohlerworbener Rechte, veranlaßt ſehe, die Zwangs⸗ 
verſteigerung zu betreiben oder dem von anderer Seite bean⸗ 
tragten Verfahren beizutreten und in dieſem das Grundſtück wieder 
zu erwerben, durchaus unbillig und unverſtändlich ſein, wenn ſein 
Wiedererwerb von der geſetzlichen Vergünſtigung des Steuer⸗ 
erlaſſes ausgeſchloſſen bliebe. Dieſe Folge würde aber bei 
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Gleichſtellung des Begriffs „Rückübertragung“ im Sinne des 
ZuwStG. mit rechtsgeſchäftlicher Rückübertragung eintreten, da 
dann ſogar nicht einmal eine Möglichkeit zur Anwendung des 
8 34 Abſ. 1 Satz 2 Zuw Sts. in Verbindung mit $ 30 Abſ. 1b 2 
(Verpflichtung zum Steuererlaſſe bei Rückübertragung des Eigen⸗ 
tums infolge Nichterfüllung der Vertragsbedingungen des Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts) gegeben wäre. (AM. V 94; E. VII C 664 
und 844/13 vom 8. Januar 1915.) 

Ebenſo iſt das OVG. der Anſicht entgegengetreten, als 
ſtehe der Umſtand, daß das Grundſtück zwiſchen der Veräußerung 
und dem Wiedererwerbe bebaut worden iſt, dem Erlaßanſpruch 
entgegen. Denn die Bebauung ändere nichts an der Rechts⸗ 
folge, daß das Grundſtück als ſolches wieder in das Eigentum 
deſſen zurückgelangt, von dem es auf einen andern übertragen 
war; das Grundſtück bleibe auch in bebautem Zuſtande, da das 
Gebäude lediglich einen weſentlichen Beſtandteil des Grundſtücks 
bildet, dasſelbe Grundſtück, das es vorher zur Zeit des Eigentums⸗ 
übergangs geweſen ſei, und die geſetzliche Folge des Mitüber⸗ 
ganges der zwiſchenzeitlich errichteten Gebäude als weſentlicher 
Grundſtücksbeſtandteile in das Eigentum des Rückerwerbenden 
könne daher niemals zu der Annahme führen, daß um ihrer 
willen der in ſeinen weſentlichen Beſtandteilen erweiterte Gegen⸗ 
ſtand, das bebaute Grundſtück, als ein ganz anderer Gegenſtand 
angeſehen werden könnte, als die urſprüngliche Sache, der 
unbebaute Grund und Boden. (AM. V 93.) 


Verbeſſerung des Mahuverfahrens. 
Von Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


In JW. 1915, 1232 hat Zelter eine Verbeſſerung des 
Mahnverfahrens vorgeſchlagen, die manche anſcheinend ſehr 
zweckentſprechende Anderungen des bisherigen Verfahrens auf⸗ 
weiſt: Der Schuldner ſoll hiernach nur in einem ſofort anzu⸗ 
beraumenden Termine widerſprechen können; erſcheint er in dieſem 
Termine nicht, ſo ſoll der Gläubiger einen vollſtreckbaren Titel 
erhalten, ohne daß er überhaupt in einem Termine zu erſcheinen 
braucht. Die Vorzüge dieſer Neuerung ſtechen ſo ſehr in die 
Augen, daß man nicht ohne Bedauern daran gehen kann, ihre 
Schattenſeite aufzudecken. Dieſe aber beſteht darin: daß dieſe 
Anderung nicht angeführt werden kann, ohne den Anwaltſtand 
geradezu bankbrüchig zu machen. Bei der Bemeſſung 
unſerer beruflichen Einnahmen waltet ja ein eigentümlicher 
und, alles in allem genommen, nicht unpraktiſcher Gedanke ob. 
Was am meiſten Mühe und Arbeit verurſacht, wird häufig, 
für ſich genommen, ſehr, ſehr kärglich entlohnt; zum Ausgleich 
wird uns dagegen manche berufliche Tätigkeit, die an unſere 
Arbeitskraft nur geringfügige Anforderungen ſtellt, unverhältnis⸗ 
mäßig hoch entgolten. Dies Syſtem hat gewiß auch ſeine 
Nachteile. Ihm verdanken wir vor allem die unverſtändigen 
Klagen über die Höhe der Anwaltskoſten, die immer derjenige 
erhebt, der von den Nachteilen dieſes Syſtems betroffen wird 
und den Zuſammenhang des Ganzen nicht überſchaut. Ander⸗ 
ſeits aber ſind die Vorzüge dieſes Syſtems unverkennbar. Wer 
könnte einen langwierigen und ſchwierigen Prozeß über einen 
nicht eben hohen Streitgegenſtand mit anwaltlicher Hilfe führen, 
wenn er für die Arbeitsleiſtung ſeines Anwalts zahlen ſoll, 
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was ſie wert iſt? Daß der Anwalt überhaupt in der Lage 
iſt, für ſo manche „Seeſchlange“ gegen Gebührenſätze tätig zu 
werden, wie ſie ihm unſere Gebührenordnung zuweiſt, das iſt 
nur deshalb möglich, weil derſelbe Anwalt auch Verſäumnis⸗ 
urteile und Anerkenntnisurteile zu erwirken hat, die ihm andert⸗ 
halb Gebühren einbringen und vielleicht nur den hundertſten 
Teil der Mühewaltung beanſpruchen, die jene Seeſchlange ihm 
für drei Gebühren zumutete. 

Man mag dies Syſtem tadeln oder loben, — jedenfalls 
darf man nicht die eine Hälfte ſeiner Bauſteine ausbrechen und 
verlangen, daß im übrigen das Gebäude ſtehen bleibt. Dazu aber 
kommt es, wenn der Vorſchlag von Zelter Geſetz werden ſoll. 

In anderen ziviliſierten Ländern iſt der Anwalt beſſer 
geſtellt als bei uns. Mit Erwirkung von Zahlungsbeſehlen, 
von Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteilen wird der avocat 
oder barrister nicht befaßt; das iſt Sache des avons oder 
sollicitor. Wir deutſchen Anwälte hätten wenig dagegen, wenn 
wir in dieſelbe glückliche Lage verſetzt würden; nur müßte man 
uns dann auch als Gebühren dasjenige zuwenden, was unſere 
franzöſiſchen und engliſchen Kollegen an Honoraren erhalten. 
Ihre im Verhältnis zu unſeren Bezügen fürſtliche Honorierung 
entſpricht freilich zum Teil der höheren Bewertung, die der 
Anwaltſtand in England und Frankreich genießt, und wird nur 
dadurch ermöglicht, daß die Honorare nicht erſtattungsfähig ſind 
und daher nicht in ihrer Geſamtheit den unterliegenden Teil 
belaſten. Anderſeits aber iſt dort eine höhere Honorierung des 
Anwalts notwendig, weil der Anwalt feine Berufseimahmen 
lediglich aus dem Plädieren ſtreitiger Sachen bezieht. Wil 
man dies alles auch bei uns einführen — ſchön und gut! 
Wir würden es mit Freuden begrüßen; das Publikum aber 
würde übel dabei fahren, wenn es ihm, wie in Frankreich und 
England, durch die Höhe der Koſten nahezu unmöglich gemacht 
würde, den Rechtsweg zu beſchreiten. 

Was würde nun geſchehen, wenn der Zelterſche Vorſchlag 
Geſetz würde? Den Zahlungsbefehl zu formulieren, dam 
werden nur ungeſchickte Gläubiger die Hilfe eines Anwalts in 
Anſpruch nehmen, der dafür den bei höheren Objekten ganz 
unangemeſſenen zehn Zehntel Gebührenſatz zu beanſpruchen hat 
Der Schuldner aber, der keine Einwendung hat, wird im 
Termine nicht erſcheinen. Damit iſt bei allen unftreitigen 
Sachen, Landgerichts⸗ wie Amtsgerichtsſachen, die Mitwirkung 
des Anwalts ausgeſchaltet. Der Anwalt iſt lediglich auf 
Verhandlung ſtreitiger Sachen angewieſen, und muß daher 
lediglich aus dieſen ſeine ganzen Berufseinnahmen entnehmen. 
Aber auch die ſtreitigen Sachen werden zum großen Teil ohne 
anwaltliche Mitwirkung erledigt werden. Es iſt ja noch fein 
ernſtliche Verhandlung, zu der der Schuldner geladen wird, er 
ſoll nur mal ſeine Einwendungen vorbringen; dazu braucht er 
nicht erſt einen Anwalt zu bemühen. Erſcheint er aber perſönlich, 
fo wird, da heute der Vergleich die Blüte der Nechtöpflege 
bildet, ihm mit Vergleichsvorſchlägen zugeſetzt. Und ſicher wird 
es feine Wirkung nicht verfehlen, wenn der Richter ihn in 
Landgerichtsſachen darauf hinweiſt, daß er im Falle ernftlicher 
Beſtreitung einen Anwalt beftellen muß. Durch einen in 
geeignete Form gekleideten Hinweis hierauf wird der Schuldner 
in der Mehrzahl der Fälle zu bewegen ſein, mehr anzuerkennen 
als er ſchuldig iſt, und der Gläubiger, von ſeinem guten Recht 
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kräftige Abſtriche zu machen. Die Statiſtik wird in „erfreulicher“ 
Weiſe Vergleiche verzeichnen; — aber dieſe Vergleiche werden 
wenig dem entſprechen, was einen Vergleich wirklich erfreulich 
macht: einer Verſtändigung der Parteien, einer gütlichen Aus⸗ 
tragung des Streitpunktes. Es werden Vergleiche ſein, bei 
denen jede Partei mit größerer Erbitterung den Gerichtsſaal 
verläßt, als ſie ihn betreten hat; und dieſe Erbitterung wird 
ſich gegen den Staat kehren, der aufgehört hat, ein Hort der 
Rechtspflege zu ſein, und bei dem man (ſo hat ja der Richter 
ſelbſt noch eben erklärt!) wegen der Höhe der Koſten nicht zu 
ſeinem Recht kommen kann. 

Die Leſer dieſer Zeitſchrift werden mich gewiß nicht miß⸗ 
verſtehen; jeder Anwalt wird einen Vergleich, der wirklich eine 
Ausſöhnung der Parteien bedeutet, mit Freuden begrüßen und 
mit allen Kräften zu fördern ſuchen. Der Vergleich aber, der 
weſentlich durch den Vorhalt zuſtandegebracht wird, daß bei Aus⸗ 
tragung des Streites ein Anwalt beſtellt werden muß, iſt ein 
ernſtliches Übel — im Einzelfall für die Beteiligten und in der 
Geſamtheit für unſere ganze Rechtspflege. Zu ſolchen Ver⸗ 
gleichen aber würde der Zelterſche Vorſchlag nicht nur in vereinzelten 
Fällen führen. Für uns Anwälte würde das zur Folge haben, 
daß außer den Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisſachen auch diejenigen 
Sachen unſerer Mitwirkung entzogen werden, bei denen eine Ver⸗ 
ſtändigung der Parteien ſich unſchwer erzielen läßt. Es würde 
uns dadurch ſo ziemlich alles entzogen, was man, im Gegenſatz 
zu den erwähnten „Seeſchlangen“, die „dankbaren Sachen“ nennen 
kann, die einen Ausgleich bieten für die viele unbezahlte Arbeit, 
die in dem uns verbleibenden Reſte liegt. 

Muß nun aus dieſem Grunde die von Zelter vorgeſchlagene 
Neuordnung als unausführbar betrachtet werden? Kann mit 
einer, an ſich ſo zweckmäßigen Geſtaltung des Verfahrens eine 
geſunde Entwicklung des Fürſprecherweſens nicht beſtehen? 
Dagegen ſpricht ſchon das von mir angezogene Beiſpiel des 
Auslandes; noch entſcheidender ſpricht dagegen der Umſtand, 
daß Zelter ſeine Anregung zum großen Teil der vortrefflichen 
altpreußiſchen Rechtsordnung entnommen hat. Aber un⸗ 
vermittelt läßt ſich in den gegenwärtigen Rechtszuſtand eine 
ſolche Neuordnung nicht einſügen. Geſchähe das, ſo würde die 
Neuordnung dem rechtſuchenden Publikum wohl Vorteile 
gewähren, ihm dafür aber eine ungeheuerliche Schädigung zu⸗ 
fügen: den Verluſt einer unabhängigen und uneigennützigen, 
weil auf geſunder Organiſation und geſicherter materieller 
Stellung ruhenden Rechtsanwaltſchaft. Es würde den Rahmen 
dieſes Aufſatzes überſchreiten und mag einer ſpäteren Erörterung 
vorbehalten bleiben, zu unterſuchen, welche gegenwirkenden Maß⸗ 
regeln erforderlich ſein würden, um bei einer ſolchen Neuordnung 
des Mahnverfahrens die Rechtsanwaltſchaft lebensfähig und 
geſund zu erhalten. 


— ——— —G— 


Die Beſtandsangaben des Grundbuchs. 
Von Landrichter Dr. Hans Reiß, Allenſtein. 


Als noch nicht endgültig ausgetragen bezeichnet Güthe in 
ſeinen „Grundlagen des modernen Hypothekenrechts“ den Streit 
zwiſchen den Vertretern der Anſicht, daß die Kataſterangaben 
im Beſtandsverzeichnis des Grundbuchs des öffentlichen Glaubens 
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im Sinne des $ 892 BGB. entbehren, und denen, die ihnen 
dieſen Glauben beimeſſen wollen. Zu letzteren gehört das RG., 
das mit ſeiner Entſcheidung vom 12. Februar 1910 (RG. 73, 
125 ff.) der von ihm gebilligten Anſicht in der Praxis der 
Gerichte die alleinige Herrſchaft geſichert hat. 

Wenn ich zu dieſem Streite das Wort ergreife, ſo ge⸗ 
ſchieht dies, um meinem Standpunkt, den ich bereits in meiner 
Schrift „Grenzrecht und Grenzprozeß“ :) auf der Seite des 
RG. eingenommen habe, eine eingehendere Begründung zu geben, 
indem ich gleichzeitig zeige, daß die Gründe der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung, mögen ſie auch von vornherein noch ſo beſtrickend 
erſcheinen, doch zum großen Teil bei näherer Unterſuchung ſich 
als wenig haltbar herausſtellen. Dabei ergibt ſich auch zugleich 
eine gewiſſe Modifikation des reichsgerichtlichen Standpunkts. 

Das RG. führt folgendes aus. Der Inhalt des Grund⸗ 
buchs komme für den Erwerb in gutem Glauben nur inſoweit 
in Betracht, als er ſich auf ein Rechtsverhältnis beziehe. 
Deshalb ſeien alle die Angaben des Beſtandsverzeichniſſes, 
welche über rein tatſächliche Verhältniſſe des Grundſtücks 
Auskunft gäben, namentlich über das Flächenmaß, über die 
örtliche Lage des Grundſtücks und über die auf dem Grundſtück 
vorhandenen Baulichkeiten, für die Wirkſamkeit des öffentlichen 
Glaubens auszuſcheiden. Anders verhalte es ſich mit ſolchen 
Eintragungen, die eine beſtimmte Grundfläche als zum 
Grundſtück gehörig nachwieſen, weil durch ſie zugleich zu öffent⸗ 
lichem Glauben feſtgeſtellt werde, auf welchen Gegenſtand ſich 
die eingetragenen Rechte erſtreckten, und inſonderheit, welche 
Grundfläche das Eigentumsrecht des als Eigentümer Ein⸗ 
getragenen zum Gegenſtande habe und umfaſſe. Der 8 892 
BGB. beſage allgemein, daß „der Inhalt des Grundbuchs“ 
als richtig gelte, und beziehe ſich damit alſo unterſchiedslos 
auf alle aus dem Inhalt des Grundbuchs ſich ergebenden 
Rechtsverhältniſſe. Da nun Eigentum — wie auch jedes andere 
Recht — an einem Grundſtück nicht anders vorſtellbar ſei als 
in Beziehung auf eine beſtimmte Grundfläche, ſo müſſe, wenn 
das Rechtsverhältnis des Eigentums an einem Grundſtück 
Gegenſtand des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſein 
ſolle, aus dieſem erſehen werden können, auf welchen 
abgegrenzten Teil der Erdoberfläche ſich das Eigentum beziehe, 
und das Erſichtliche müſſe maßgebend ſein, weil ſonſt der öffent⸗ 
liche Glaube gegenſtandslos ſein würde. 

Es wird dann ſchließlich noch anerkannt, daß die Art, wie 
das Grundbuch der Vorausſetzung, eine beſtimmte Grundfläche 
als Gegenſtand der einzelnen Rechte nachzuweiſen, genügt, ver⸗ 
ſchieden geſtaltet ſein könne, je nachdem die Landesgeſetzgebung 
die Grundbücher eingerichtet habe. Zum Schluß werden noch 
die geſetzgeberiſchen Vorarbeiten (Motive zum Entwurf 1 der 
GBO. S. 35 und Protokolle zum BGB. III S. 11) als Beläge 
für die Anſicht, daß auch die in das Grundbuch übernommenen 
Kataſterangaben des öffentlichen Glaubens teilhaftig ſeien 
herangezogen. 

Die angeführten Gründe des RG. bilden eine Kette von 
ganz unbeſtreitbaren Wahrheiten. Es gibt keine Grundſtücks⸗ 
rechte ohne Grundſtücke, auf die ſie ſich beziehen; wer Grund⸗ 
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ſtücksrechte erwirbt, dem wird damit ein beſtimmtes Grundſtück 
als Objekt, ſei es des Eigentums, ſei es des Liegenſchaftspfand⸗ 
rechts, unterworfen; und geſchieht ein ſolcher Erwerb gutgläubig 
auf Grund einer Grundbucheintragung, ſo wird durch den Er⸗ 
werb eben das Grundſtück betroffen, über welches das Grund⸗ 
buch geführt wurde, in dem ſich die den guten Glauben er: 
weckende Rechtseintragung befand. 

Sollten allgemeingültige Wahrheiten, wie ſie das RG. 
ausſpricht, wirklich den Schlüſſel zu der Frage darſtellen, ob 
die kataſtermäßigen oder die wirklichen Grenzen, ob das „grund— 
buchmäßige“ oder ob das „hiſtoriſche“ Grundſtück für den Um⸗ 
fang des gutgläubigen Rechtserwerbs maßgebend ſein ſoll, ſo 
müßte es allerdings wundernehmen, daß die Frage nicht ſchon 
längſt gelöſt, daß ſogar in den vielfachen Entſcheidungen und 
Abhandlungen, die ſich mit ihr beſchäſtigt haben, an dieſen 
Argumenten bisher noch ſtets vorbeigegangen war. 

Tatſächlich iſt die Sachlage ſo, daß, wenn man beiſpiels⸗ 
weiſe durch das Grundbuch feſtgeſtellt hat, daß jemand Eigentum 
an dem als „Parzelle 100“ bezeichneten Grundſtück gutgläubig 
erworben hat, und nun dazu übergehen will, dies Grundſtück 
in der Ortlichkeit zu ſuchen, das Dilemma zwiſchen den beiden 
einander bekämpfenden Meinungen erſt anfängt. 

Beide ſtehen auf dem Standpunkt, daß auf Grund der 
Grundbucheintragungen gutgläubiger Eigentumserwerb an einem 
beſtimmten Grundſtück ſtattgefunden hat. Während aber die 
einen die Frage zu löſen meinen, indem ſie einfach die Kataſter⸗ 
grenzen der Parzelle 100 feſtſtellen laſſen, wollen die anderen 
auch Irrtümer berückſichtigt wiſſen, die bei der Bezeichnung 
des Grundſtücks oder bei der Abgrenzung im Felde oder auch 
nur bei Ziehung der Grenze auf der Kataſterkarte vorgekommen 
ſind, und wollen dem Erwerber alſo das Grundſtück zuweiſen, 
für welches das Grundbuchblatt ſeinerzeit angelegt worden iſt. 
Die Vertreter dieſer Anſicht wollen nicht den gutgläubigen Er⸗ 
werber rechtlos machen, wollen ihm nicht ein gegenſtandsloſes, 
inhaltloſes Recht, ein Luftſchloß ohne Grundlage gewähren (fo 
Güthe, a. a. O. S. 58, der ſich rückhaltlos dem RG. anſchließt), 
ſondern ſie wollen nur, daß er das Recht bezüglich eben des⸗ 
ſelben Landſtücks erwerben ſoll, auf welches das Recht ſich bis 
dahin erſtreckt hatte, und auf welches es auch beſchränkt ge⸗ 
blieben wäre, wenn es ſeinen Inhaber auf anderem Wege als 
durch gutgläubigen Erwerb gewechſelt hätte. 

Der Streitpunkt iſt alſo der: ſind die Beſtandsangaben 
des Grundbuchs, denen niemand den öffentlichen Glauben ab— 
ſpricht, wörtlich zu verſtehen, ſo daß das Grundſtück als in 
genau demſelben Umfange gebucht gilt, den die im Beſtands⸗ 
verzeichnis aufgeführten Kataſterparzellen nach der Kataſterkarte 
beſitzen, oder find fie lediglich beſchreibender Natur, ſind ſie 
nicht buchſtäblich zu nehmen, ſondern wollen ſie nur als Hin⸗ 
weiſe mehr allgemeiner Art verſtanden ſein, ſo daß, wer den 
wahren Beſtand des Grundſtücks ermitteln will, erſt noch be⸗ 
ſondere Studien und Nachforſchungen anzuſtellen hat; oder mit 
anderen Worten: gilt im Sinne des 5 892 das, was die 
Beſtandsangaben tatſächlich zum Ausdruck bringen, oder gilt 
das, was ſie zum Ausdruck bringen wollen? 

Es iſt nicht ſchwer nachzuweiſen, daß der letztere Stand⸗ 
punkt ſich an und für ſich ebenſo ſchlüſſig begründen läßt wie 
der erſtere. Es iſt, mindeſtens in der gewählten Ausdrucks⸗ 
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weiſe, unrichtig, wenn das RG. ſagt, es müſſe aus dem 
Grundbuch erſehen werden können, auf welchen abgegrenzten 
Teil der Erdoberfläche ſich das Eigentum beziehe, weil anderen⸗ 
falls das Rechtsverhältnis des Eigentums am Grundſtäck richt 
Gegenſtand des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſein 
könne. Für das Gegenteil mangelt es nicht an zahlreichen 
Beiſpielen, von denen ich nur einzelne ganz beſonders große 
Gruppen hier hervorhebe. 

Die preußiſche Hypothekengeſetzgebung vor 1872 leiſtete 
trotz ganz unvollkommener Bezeichnung des gebuchten Grund⸗ 
ſtücks in dem Hypothekenbuch gutgläubigen Hypothekenerwerbem 
Gewähr dafür, daß der als Eigentümer Eingetragene rechts 
wirkſam Hypotheken beſtellen und daß der eingetragene Hypo⸗ 
thekengläubiger ſolche rechtswirkſam übertragen konnte. — Zur 
Zeit der preußiſchen Grundbuchgeſetzgebung von 1872, unter 
deren Herrſchaft der Grundſatz von der Maßgeblichkeit der 
Kataſterangaben ſich entwickelt hat, haben jahrelang die damals 
wie heute geltenden Grundſätze über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs gutgläubigen Erwerbern Schutz gewähre, 
obwohl die Grundbücher noch keine Kataſterangaben und damit 
genaue Grenzbezeichnungen enthielten; denn die ſogenannte 
Zurückführung ging ganz allmählich vonſtatten. Noch gegen 
wärtig iſt Elſaß⸗Lothringen genötigt, Grundbücher ohne zugrunde: 
liegende maßgebliche Karte zu führen, da dort überhaupt keine 
amtliche Vermeſſung der Ländereien ftattgefunden hat. Selbst 
in Preußen ſind zahlreiche Grundſtücke noch unvermeſſen, nämlich 
Hofräume und Hausgärten in ungetrennter Dorf: und Stadt 
lage. Schließlich muß ſelbſt dort, wo kataſteramtlich vermeſſene 
Grenzen beſtehen und die Grundbuchangaben auf das Katafter 
verweiſen, häufig genug bei Ermittlung des gebuchten Orund- 
ſtücks auf deſſen hiſtoriſchen Beſtand zurückgegriffen werden, 
nämlich, wenn die in der Kataſterkarte eingetragenen Grenzen 
ſich in der Ortlichkeit aus irgendwelchen Gründen, deren es 
viele gibt, nicht feſt⸗ und darſtellen laſſen oder aus fonitigen 
Urſachen die genaue Identifizierung des Grundſtücks auf Grund 
der bloßen Kataſterangaben nicht möglich iſt. 

Aus allem dieſem ergibt ſich deutlich, daß die Nah: 
geblichkeit der Kataſterangaben vom Standpunkt des 
Prinzips des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
aus grundſätzlich entbehrlich iſt. 

Das NG. ſelbſt ſcheint feinen Satz, das Prinzip des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs verlange, daß aus diesen 
das gebuchte Grundſtück erſichtlich fei, nicht für ganz ficher zu 
halten, denn es klingt wie eine Einſchränkung, wenn es hinzu⸗ 
fügt: „Ob der Inhalt des Grundbuchs der Vorausſetzung eine 
beſtimmte Grundfläche als Gegenſtand der eingetragenen Rechte 
nachzuweiſen, genügt, das iſt in jedem einzelnen Falle hu 
prüfen.“ Das eine aber ſteht ihm feſt: wo das Grundbuch 
eine Fläche nangabe enthält, da ſei dieſe für den gutgläubigen 
Rechtserwerb maßgebend, während andererſeits Angaben über 
tatſächliche Verhältniſſe, zu denen das RG. beifpielöhalber 
Angaben über das Flächen maß, die örtliche Lage und etwa 
vorhandene Baulichkeiten rechnet, unbeachtlich ſeien. Güthe, 
a. a. O. S. 57, hat für die nämlichen Unterſcheidungsmertnuale 
einen prägnanteren, gefälligeren Ausdruck gefunden und gruppiert 
die Beſtandsangaben des Grundbuchs unter dem Geſichtzpuntt 
einerſeits der Eigenſchaftsangaben, andererſeits der dr: 
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ſtandsangaben; erſtert hätten mit dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nichts zu tun, ſie fielen nicht unter den Be⸗ 
griff des „Inhalts des Grundbuchs“; letztere dagegen, welche 
im Grundhuch durch die Eintragung der Kataſterparzellen zum 
Ausdruck gebracht würden, ſeien des öffentlichen Glaubens 
würdig und teilhaftig. 

Dieſe Unterſcheidungen verweiſen alle in das Grundbuch 
übernommenen Kataſterangaben, die nicht in der Bezeichnung 
einer Fläche beſtehen, aus dem Gebiet heraus, welches durch 
den Begriff des „Inhalts des Grundbuchs“ gegeben iſt; es 
geſchieht dies zu dem Zweck, um es als durch den Wortlaut 
des Geſetzes gedeckt zu rechtfertigen, wenn der öffentliche Glaube 
den kataſteramtlichen Flächenangaben, und zwar nur den 
Flächenangaben, zugebilligt wird. 

Auch der Aufbau dieſer Konſtruktion, wenn er auch auf 
den erſten Blick recht beſtechend erſcheint, iſt nicht mit glücklicher 
Hand erfolgt, 

Nicht einmal dann, wenn die kataſtermäßige Flächenangabe 
ein einwandfreies Auffinden des Gründſtücks in der Ortlichkeit 
ermöglicht, wird man ihr in all und jeder Lage ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung beimeſſen dürfen. Es mag z. B. ein 
Grundſtück im Kataſter bezeichnet ſein mit „Parzelle 58, Größe 
42,30 a“, und dieſe Angabe mag in das Grundbuch über⸗ 
nommen ſein nur mit dem Fehler, daß dabei als Parzellen⸗ 
nummer nicht 58, ſondern 85 aufgenommen iſt; dabei mag 
Parzelle 85 einen zehnmal größeren Flächeninhalt haben als 
Parzelle 58; wird dann nicht auch der eifrigſte Anhänger des 
RG. der Eintragung „Parzelle 85“ den öffentlichen Glauben 
verſagen und der Angabe „42,30 a“ wenn nicht allein maß⸗ 
gebliches, ſo doch mindeſtens ſo viel Gewicht zuerkennen, daß 
dadurch die falſche Nummernangabe ihrer Wirkſamkeit entkleidet 
wird? Und doch handelt es ſich bei ihr nur um eine Angabe 
des Flächenmaßes. Oder wenn jemand eine Hypothek an 
einem Grundſtück erwirbt, das im Grundbuch richtig als Teer— 
ofen und mit entſprechend geringem Nutzungswerte eingetragen, 
fälſchlich daneben aber noch als Parzelle 17 bezeichnet iſt, 
welche Parzelle nach dem Kataſter ein Hotelgrundſtück bezeichnet, 
wird ſich dann jemand finden, der die Anſicht vertritt, die 
Hypothek ſei gültig am Hotelgrundſtück erworben? Ich glaube, 
es wird wohl jeder den Angaben über das auf dem Grundſtück 
ftehende Gebäude und über den Gebäudeſteuernutzungswert — 
beides Angaben über tatſächliche Verhältniſſe, Eigenſchafts— 
angaben — ſoviel rechtlichen Einfluß beimeſſen, daß ſie die 
Richtigkeitsvermutung der Parzellenbezeichnung zu überwinden 
und unſchädlich zu machen vermögen. 

Um wieviel höhere Bedeutung haben die aus dem Kataſter 
übernommenen Eigenſchaftsangaben dann zu beanſpruchen, 
wenn es an einer Parzellenbezeichnung überhaupt fehlt, wie 
dies insbeſondere bei allen Grundſtücken der Fall iſt, die, wie 
die ungetrennten Hofräume in zahlreichen Städten und Dörfern, 
kataſteramtlich nicht vermeſſen ſind. Da ſind die Angaben 
über die auf dem Grundſtück befindlichen Baulichkeiten und 
über die Steuerverhältniſſe des Grundſtücks — rein tatſächliche 
Angaben im Sinne des RG. — die einzigen, die überhaupt 
zu einer Identifizierung benutzt werden können. Für jedes 
von den vielen Blättern eines Grundbuchs, welche eines wie 
das andere im Beſtandsverzeichnis nur die pürftige Angabe 
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„bebauter Hofraum, unvermeſſen“ führen, das zugehörige 
Grundſtück herauszufinden, iſt nur möglich an der Hand der 
auf dem Grundbuchblatt verzeichneten Nummer der Gebäude⸗ 
ſteuerrolle, durch welche auf die in der Rolle näher bezeichneten 
Baulichkeiten Bezug genommen wird, und des gleichfalls im 
Beſtandsverzeichnis angegebenen Gebäudeſteuernutzungswertes. 
Dieſe Angaben ſind es, auf die, wenn es überhaupt einen 
öffentlichen Glauben der Beſtandsangaben gibt, dieſer in den 
erwähnten Fällen allein geſtützt werden kann. 


Schließlich läßt ſich noch ein Beiſpiel dafür anführen, wie 
auch Angaben, die in den Augen des RG. jo unmaßgeblich 
find, wie die Lagebezeichnungen „im Dorfe“, „im Mittelfelde“, 
unter Umſtänden ebenſolche Beachtung beanſpruchen können, 
wie in anderen Fällen eine einwandfreie Parzellenbezeichnung. 
Dies nifft nämlich dann zu, wenn das Grundbu noch nicht 
zurückgeführt if. Derartige Fälle find jetzt Seltenheiten, find 
aber, zumal ſie bei Einführung der Grundbuchgeſetzgebung die 
Regel bildeten, keine Rechtsabnormitäten. Hier iſt man heute 
noch wie zu Zeiten der Preußiſchen Hypothekenordnung genötigt, 
das Grundſtück an der Hand des alten Titelblatts zu ſuchen, 
deſſen hauptſächliche Angaben in der Bezeichnung der Belegen⸗ 
heit des Grundſtücks, der Kulturart und des ungeſähren Flächen⸗ 
inhalts beſtanden. 


Iſt ſonach die Erſtreckung des öffentlichen Glaubens auf 
die aus dem Kataſter übernommenen Beſtandsangaben kein 
Erfordernis der Logik, ſo kann ich mich auch darin nicht dem 
RG. anſchließen, daß für deſſen Standpunkt irgend etwas aus 
den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten zum BGB. und der GB. 
zu entnehmen ſei. Dieſe laſſen vielmehr die Frage, ob den 
Kataſterangaben der öffentliche Glaube beizumeſſen ſei, ganz 
beiſeite, geſchweige denn, daß ſie darauf eingehen, ob und in 
welcher Weiſe zwiſchen den Angaben des Beſtandsverzeichniſſes 
bei der Frage nach der Maßgeblichkeit für den öffentlichen 
Glauben unterſchieden werden muß. 

Was für unſere Frage in den Materialien geſucht werden 
muß, iſt doch das, ob die Beſtandsangaben des Grundbuchs 
wörtlich verftanden fein wollen, fo daß das Grundſtück in eben 
denſelben Grenzen als gebucht gilt, welche ſich aus den in das 
Beſtandsverzeichnis aufgenommenen Kataſterangaben ergeben, 
oder ob die Beſtandsangaben in jedem Falle nur als Finger⸗ 
zeige zur Auffindung des gebuchten Grundſtücks gedeutet werden 
ſollen. 


Die Motive zum BGB. (S. 19) ſprechen nur davon, 
daß dem Grundbuchſyſtem vor dem Pfandbuchſyſtem der Vorzug 
zu geben ſei, da es im Intereſſe des modernen Verkehrs liege, 
daß das Grundbuch nicht allein über die Rechte, ſondern auch 
über den Gegenſtand möglichſt genaue Auskunft gebe. Ebenſo 
allgemein gehalten ſind die Ausführungen der Denkſchrift 
(S. 171, 183). 

Die Protokolle zum BGB. (S. 48, 49) ergeben, daß 
ein Antrag auf Aufnahme des Satzes „Jede Eintragung in 
das Grundbuch hat die Vermutung der Richtigkeit ihres In⸗ 
halts für ſich“ den Beifall der Mehrheit der Kommiſſion nicht 
fand, weil nach ihr auch Grundbucheinträge über tatſächliche 
Umſtände (3. B. Größe und Lage eines Grundftiies), zu deren 
Aufnahme das Grundbuch nicht beſtimmt ſei, die Vermutung 
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für die Richtigkeit ihres Inhalts für ſich haben würden. Auch 
hieraus iſt ſchwerlich etwas für die Anſicht des RG. zu ent⸗ 
nehmen. 

Die Motive zur GBO. enthalten auf S. 35 den Satz: 
„Die Bezeichnung des Grundſtücks iſt auch eine Angabe des 
Grundbuchs, deren Richtigkeit nach Maßgabe der 88 837, 838 
BGB. zugunſten eines gutgläubigen Erwerbers garantiert wird. 
Da indeſſen das Grundbuch das Grundſtück nach 8 7 durch 
Angabe der Nummer des Flurbuchs bezeichnet, ſo wird nur 
garantiert, daß das an der Hand des Flurbuchs zu er— 
mittelnde Grundſtück den im Grundbuch angegebenen Rechts⸗ 
verhältniſſen unterliegt. Die ferneren Nachrichten, welche das 
vielleicht weiter auf eine Kartierung ſich ſtützende Flurbuch 
über Lage und Größe des Grundſtücks gibt, ſtehen nicht unter 
der gleichen Garantie wie der Grundbuchinhalt, ſondern nur 
unter derjenigen Garantie, welche das vorausgegangene amtliche 
Ermittlungsverfahren ihnen gibt, und welche von der Genauig⸗ 
keit und Zuverläſſigkeit dieſes Verfahrens abhängt.“ 

Die Denkſchrift zur GBO. erklärt (Hahns Materialien 
S. 151): „Von ſelbſt verſteht es ſich, daß die im amtlichen 
Verzeichnis enthaltenen Angaben über die Lage und Größe 
eines Grundſtücks, auch wenn das Grundbuch ſie wiedergibt 
oder auf ſie Bezug nimmt, von dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht gedeckt werden; dieſe Angaben ſind lediglich 
tatſächlicher Natur.“ 

Auch in dieſen Materialien verrät ſich alſo mit keiner 
Spur der Gedanke an die unbedingte Maßgeblichkeit der 
Kataſterkarte; als Zeugnis für das Gegenteil muß man ſogar 
die — wenn auch an ſich wohl nicht ſehr maßgebliche, ſo doch 
widerſpruchslos hingenommene — Außerung des Vertreters 
des preußiſchen Finanzminiſters in der Beratung der Reichstags⸗ 
kommiſſion (Hahns Materialien S. 205) anrufen, welcher die 
hervorgetretenen Bedenken wegen der Zuverläſſigkeit der 
preußiſchen Kataſterkarten mit dem Hinweis darauf beſchwichtigte, 
in der Hauptſache komme es darauf an, daß die im Kataſter 
und Grundbuch verzeichneten Grundſtücke mit den Grundſtücken 
im Felde identiſch ſeien und in dieſer Beziehung reiche das 
Kataſter aus. Wenn das Kataſter den Flächeninhalt eines 
Grundſtücks im einzelnen Falle zu groß oder zu klein angebe, 
ſo ſei das nicht von erheblicher Bedeutung. 

Das Ergebnis iſt: Gründe rein juriſtiſcher Natur, den 
Beſtandsangaben des Grundbuchs, insbeſondere den Kataſter⸗ 
angaben, öffentlichen Glauben beizumeſſen in dem Sinne, daß 
ſie nicht bloß ſinngemäß, ſondern wörtlich aufzufaſſen ſind, 
liegen nicht vor. 

Wohl aber fällt die Begründung, die das RG. vom 
Geſichtspunkt der Rechts⸗ und Wirtſchaftspolitik aus ſeiner 
Entſcheidung gibt, hinreichend ſchwer ins Gewicht, um dieſe als 
gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. 

Man kann hier auf die Motive zum Preußiſchen Eigentums⸗ 
erwerbsgeſetz und zur Preußiſchen Grundbuchordnung (Werner, 
Materialien II S. 9 ff., 149 ff.) zurückverweiſen, wo es bereits 
ein Erfordernis des ſeit den 1850 er und 1860 er Jahren rapide 
entwickelten Immobiliarkredits genannt wird, daß an Stelle 
der unſicheren Beſtandsangaben eine genaue Bezeichnung treten 
müffe, wie fie das Kataſter liefere, deſſen man ſich jetzt be⸗ 
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dienen könne und deshalb auch müſſe (S. 150). Erwies ez 
ſchon damals ſich als nötig, das Grundbuch fo zu geſtalten, 
daß fein Titelblatt einen einwandfreien Überblid über den 
Grundſtücksbeſtand bot, um wieviel mehr beſteht die Rot 
wendigkeit, daß man ſich auf das Grundbuch muß verlaſſen 
können, ohne erſt an Ort und Stelle Ermittlungen anzuftchen, 
in jetziger Zeit, wo Rechte an Grundſtücken auch der vom 
Weltverkehr abgelegenſten Landesteile gewiſſermaßen Handelt 
artikel des Weltmarktes geworden find. Ich kann hier mur 
auf die Ausführungen Güthes in ſeiner eingangs erwähnten 
Schrift mich beziehen, der überzeugend nachweiſt, wie gerade 
das Schwinden der Wechſelbeziehungen zwiſchen Gruddkrdi⸗ 
geſchäft und Ortlichkeit es zum unabweisbaren Bedürfnis macht, 
daß dem Erwerber von Grundſtücksrechten volle Garantie dafür 
geleiſtet wird, daß fein guter Glaube an die Grundbuchangaben 
nicht allein bezüglich des inneren Inhalts der Rechte, ſondem 
auch hinſichtlich ihrer räumlichen Geltung durch die Wirllichleit 
nicht getäuſcht wird. 

Muß deshalb den Beſtandsangaben des Grundbuchs und 
alſo auch den Kataſterangaben, die in das Grundbuch über: 
nommen ſind, der öffentliche Glaube im Sinne des 8 892 zu 
geſprochen werden, fo bedarf doch die Frage noch der Erörke: 
rung, ob, wie das RG. und mit ihm u. a. Güthe dies meint, 
als Beſtandsangaben nur eine gewiſſe Gruppe der Aatafler 
angaben zu gelten hat, nämlich alle die Angaben, die nicht 
lediglich als Eigenſchaftsangaben zu betrachten find. 

Da nun ſicherlich alle Angaben des Beſtandsberfeichniſſes 
dem Zwecke dienen, die Identifizierung des Grundſtücks beſtandes 
in der Ortlichkeit zu ermöglichen, fo kommt dieſe Meinung darauf 
hinaus, von den Beſtandsangaben im weiteren Sinne Bellen 
angaben im engeren Sinne zu unterſcheiden. Die Gründe, auf 
denen dieſe Anſicht beruht, find bereits oben als rein theor⸗ 
tiſche, dazu noch verfehlte, gekennzeichnet. Meiner Anſicht nach 
liegt auch vom praktiſchen Standpunkt aus keinerlei Grund vor, 
die ſpeziellen Flächenangaben des Grundbuchs unter dem Ge 
ſichtspunkt des öffentlichen Glaubens der Beſtandsangaben 
irgendwie anders zu behandeln als die übrigen dem Kataſtr 
entnommenen Bezeichnungen. 

Als ſolche kommen in Frage: die Artikelnummer der 
Grundſteuermutterrolle, die Nummer der Gebäudeſteuerrolle, di 
Wirtſchaftsart und Lage, die Größenangabe, ſowie Grun 
ſteuerreinertrag und Gebäudeſteuernutzungswert. Bezüglich der 
Angaben der Gebäudeſteuerrolle insbeſondere iſt zu fragen, 
weshalb wohl deren Aufnahme in das Grundbuch vorgeſchrieben 
wäre, wenn wirklich allein die Grundſteuermutterrolle mit ihrer 
Parzellenbezeichnung ausſchlaggebend ſein ſollte. 

Richtiger Anſicht nach wird davon auszugehen ſein, daß 
alle Angaben des Beſtandsverzeichniſſes, eine jede nach ihrer 
Art und an ihrem Teile, mitwirken ſollen zur Beſchreibung des 
gebuchten Grundſtücks. Wie dieſer Aufgabe auch die Angaben 
des Flächenmaßes und der Wirtſchaftsart mit ihren im Ver 
hältnis zu den Parzellenbezeichnungen ſchwachen Kräften gereät 
zu werden vermögen, iſt oben bereits nachgewieſen. Hier pl 
nur noch beiſpielsweiſe angeführt werden, daß, wenn die Al 
gaben der in Bezug genommenen Gebäudeſteuerrolle im Biber 
ſpruch ſtehen zu den ausdrlicklich oder durch Bezugnahme über 
nommenen Angaben der Grundfteuermutterrolle, kein Grund 
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vorliegt, dieſen gegenüber bei der Bewertung die erſteren irgend⸗ 
wie zurückzuſetzen. Ebenſo haben, wenn bei Übernahme der 
Parzellenbezeichnung in das Grundbuch ein Fehler untergelaufen 
iſt, die in Bezug genommenen richtigen Angaben der Grund⸗ 
ſteuermutterrolle dieſelbe Wirkſamkeit, wie die in das Grundbuch 
falſch eingetragene Parzellenbezeichnung, und ſind geeignet, den 
guten Glauben an dieſe zu entkräften. 

Die Wirkung des öffentlichen Glaubens an die Beſtands⸗ 
angaben tritt nur dann in die Erſcheinung, wenn dieſe Angaben 
falſch waren. Wann die Angaben wirklich ein falſches Grund: 
ſtück (Parzellenverwechſlung) oder einen falſchen Parzellenteil 
(Grenzunrichtigkeit) nachweiſen, das iſt eine Tatfrage. Soviel 
aber muß als ſicher gelten, daß, wenn die Beſtandsangaben 
ſich derart widerſprechen, daß mit ihrer Hilfe das gebuchte 
Grundſtück nicht mit Sicherheit gefunden werden kann, ſie auch 
nicht mehr eine genügende Grundlage für den guten Glauben 
bieten und alſo die Unterlagen für die Ermittlung des gebuchten 
Grundſtücks außerhalb des Grundbuchinhalts geſucht werden 
müſſen. Bei dieſer Ermittlung können dann auch noch die 
Angaben veralteter Titelblätter, die nach der Preußiſchen 
Hypothekenordnung eingerichtet waren, die aber durch die Zurück⸗ 
führung auf die Steuerbücher überholt und außer Wirkſamkeit 
geſetzt ſind, eine Rolle ſpielen. 

Andrerſeits wird nicht jeder Widerſpruch der Beſtands⸗ 
angaben untereinander ſie zur Auffindung eines beſtimmten 
Grundſtücks unbrauchbar machen. Wie weit der Widerſpruch 
klaffen darf, damit die von der Wirklichkeit abweichenden An⸗ 
gaben des Beſtandsverzeichniſſes den guten Glauben noch ſtützen 
können, wird im einzelnen Falle danach bemeſſen werden müſſen, 
ob der gutgläubige Rechtserwerber aus dem Grundbuch noch 
unzweideutig den — in Wirklichkeit unzutreffenden — Beſtand 
des dem Rechtserwerb unterworfenen Grundſtücks als zutreffend 
entnehmen konnte. Hierbei iſt aber als „Grundbuch“ nicht 
bloß der Text der Eintragungen zu verſtehen, ſondern auch der 
ganze Komplex der Urkunden, auf die ſich der Text der Be⸗ 
ſtandsangaben bezieht, alſo die Grundſteuermutterrolle, die 
Gebäudeſteuerrolle, die Kataſterkarte. Ein vorſichtiger Rechts⸗ 
erwerber wird alſo erſt alle dieſe Urkunden wenigſtens im 
Auszuge ſich vorlegen laſſen, ehe er ſich zum Erwerbe entſchließt. 

Bereits vorhin war bemerkt, daß bei der Frage, ob im 
Falle beſtehender Widerſprüche die Flächenangaben als durch 
die anderen Angaben entwertet zu betrachten ſind, dieſe je nach 
ihrer Art verſchieden bewertet werden müſſen. So liegt es in 
der Natur der Sache, daß etwa vorhandene Unſtimmigkeiten 
zwiſchen der Parzellenbezeichnung und der Bezeichnung der 
„Lage“ faſt niemals, zwiſchen Parzellenbezeichnung und der 
Bezeichnung der „Größe“ ſehr ſelten zuungunſten der Parzellen⸗ 
bezeichnung ins Gewicht fallen werden, da die Lageangabe 
kaum jemals, die Größenbezeichnung nicht ſehr häufig als mit 
der Karte und mit den ſonſtigen Bezeichnungen in Widerſpruch 
ſtehend von dem Gutgläubigen erkannt werden kann. Allerdings 
läßt ſich, um auf ein bereits früher angeführtes Beiſpiel zurück⸗ 
zukommen, ſehr wohl der Fall denken, daß eine Vergleichung 
des Bildes einer Parzelle auf der Kataſterkarte mit der Angabe 
der im Verhältnis zu dieſem Bilde viel zu beträchtlichen Größe 
geeignet iſt, den Erwerber von dem Beſtehen eines Widerſpruchs 
zu überzeugen. In dieſem Falle würde ihn das Nichtzuſammen⸗ 
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ſtimmen der Beſtandsangaben an dem Erwerb der fälſchlich als 
Grundſtücksbeſtandterl aufgeführten Parzelle hindern. 

Die hier vertretene Anſicht iſt für die Praxis namentlich 
aus dem Grunde nicht bedeutungslos, weil nach ihr die Fälle, 
in denen die Verluſte durch gutgläubigen Erwerb auf Grund 
von Verſehen des Grundbuchrichters eintreten, der Zahl nach 
eine Beſchränkung erfahren würden. Es könnte dann nicht 
mehr jeder Schreibfehler bei Übernahme der Parzellenbezeich⸗ 
nung in das Grundbuch den Anlaß bieten zur Berufung auf 
den guten Glauben an den Inhalt des Beſtandsverzeichniſſes. 
Dagegen werden Kataſterirrtümer nach wie vor ihre Rolle 
ſpielen und die Klagen über „Kataſterraub“ werden nicht ver⸗ 
ſtummen, ſolange für ſolchen nicht Erſatz aus Staatsmitteln 
gewährt wird. 


Der zivilrechtliche Inhalt der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Strafſachen, Band 48. 
Von Juſtizrat Smoſchewer, Poſen. 


Für das Sachenrecht ſind mehrere Entſcheidungen von 
Intereſſe. 

Nach 8 958 Abſ. 2 BGB. wird durch Aneignung einer 
herrenloſen Sache Eigentum nicht erworben, wenn die An⸗ 
eignung geſetzlich verboten iſt. In dem Falle der Entſcheidung 
Nr. 37 handelte es ſich darum, ob ein ſolches Verbot auch 
durch Polizeiverordnung rechtswirkſam erlaſſen werden kann. 
Eine Verordnung des Polizeipräſidenten von Potsdam be⸗ 
ſtimmte im Anſchluß an ein dortiges Ortsſtatut, daß das 
Hausmüll in Gefäßen zur Abholung durch die ſtädtiſche Ab⸗ 
fuhranſtalt bereitzuſtellen ſei, und verbot bei Strafe das 
Herausnehmen des Inhalts der Gefäße. Dieſe Verordnung 
wird vom RG. für gültig erklärt und ihre rechtliche Grundlage 
gerade in dem erwähnten $ 958 BGB. gefunden. Beſtrafung 
konnte allerdings nur wegen Übertretung der Polizeiverordnung 
erfolgen. Diebſtahl lag nicht vor, denn das vom Eigentümer 
derelinquirte Hausmüll blieb trotz des Aneignungsverbots 
herrenlos. 

Die Grenzen des Aneignungsrechts an Tauben werden in 
der Entſcheidung Nr. 113 erörtet. Der 8 960 Abſ. 3 BGB. 
— Verluſt des Eigentums bei Ablegung der Rückkehr⸗Ge⸗ 
wohnheit — wird vom RG. auch auf Tauben angewendet. 
Ob mit Recht, erſcheint fraglich, da § 960 Abſ. 3 ſich nur 
auf gezähmte Tiere bezieht, nicht auch auf an ſich zahme Haus⸗ 
tiere (vgl. RGRKom. zu $ 960 BGB. Anm. 9). Abrigens 
gelten, wie auch das RG. hervorhebt, nach EGBGB. für das 
Aneignungsrecht an Tauben noch die landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, für das preußiſche Recht die SS 111—113 ALR. I 9, 
und zwar, ſoweit nicht beſondere reichsrechtliche Beſtimmungen 
beſtehen, auch für Brieftauben. 

Zu $ 1253 BGB. wird in Nr. 73 in Übereinſtimmung 
mit der zivilrechtlichen Rechtſprechung angenommen, daß nicht 
jede Aushändigung des Pfandes ſeitens des Pfandgläubigers 
an den Verpfänder das Erlöſchen des Pfandrechts zur Folge 
hat, ſondern nur eine ſolche mit dem Willen der Beſitzüber⸗ 
laſſung. Deshalb wurde Fortdauer des Pfandrechts an: 
genommen in einem Falle, in dem der Gläubiger dem Verpfänder 
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zum Zweck der Veräußerung das Pfand hetausgegeben, hierbei 
aber eine Perſon mitgegeben hatte, die den Berpfänber be⸗ 
gleitete und verhindern ſollte, daß dieſer nach freiem Belieben 
mit dem Pfande ſchaltete. 

Zwei Streitfragen betreffend die Gründung der G. m. b. H. 
entſcheidet das Urteil Nr. 47. Zunächſt nimmt das RG. er⸗ 
neut Stellung zu der Frage, ob das Erfordernis der freien 
Verfügung der Geſchäftsführer im Sinne der §8 7 Abſ. 2 
und 8 Abſ. 2 GmbHG. ſich nur auf die Geldeinlagen oder 
auch auf die Sacheinlagen erſtreckt. In Übereinſtimmung mit 
ſeiner bisherigen Rechtſprechung, namentlich in RGSt. 43 
S. 250 und 430 (vgl. ZW. 1911, 315) nimmt das RG. an, 
daß auch die Sacheinlagen ſich bei der Anmeldung in der freien 
Verfügung der Geſchäftsführer befinden müſſen. Dies wird 
vom RG. unter eingehender Polemik gegen Hachenburg 
(GmbH., 4. Auflage, zu § 7) näher begründet. Entſcheidend 
für das RG. iſt die Begründung des Geſetzes, worin es heißt: 
Die Sacheinlagen miüffen der Geſellſchaft ſchon vor der Ein⸗ 
tragung unverkürzt zur Verfügung geſtellt werden, wenn auch 
unter Umſtänden die noch erforderlichen Rechtsakte, wie die 
grundbuchmäßige Übertragung des Eigentums an Immobilien, 
zunächſt noch vorbehalten bleiben müſſen. Habent sua fata, 
kann man hier von den Geſetzesmotiven ſagen. Staub (zu 8 7 
des Geſetzes Anm. 12) erklärte den Satz der Motive für nicht 
maßgebend, weil nicht weitgehend genug, das Geſetz ſei darüber 
hinausgegangen und dahin zu verſtehen, daß die Sacheinlagen 
mit dinglicher Wirkung auf die G. m. b. H. übertragen werden 
müſſen. Staub zog die vollen Konſequenzen aus dieſem Stand⸗ 
punkt und verlangte beiſpielsweiſe bei Grundſtücken Auflaſſung 
an die zukünftige G. m. b. H. Um dies zu rechtfertigen, kon⸗ 
ſtruiert er wie folgt: die zur Gründung der G. m. b. H. ge⸗ 


ſchaffene Gelegenheitsgeſellſchaft erwerbe nach 8 718 BGB. 


Geſamteigentum, ſie ſei aber identiſch mit der G. m. b. H., die 
nur noch der Eintragung bedürfe, um als ſolche ins Leben 
zu treten, nach der Eintragung werde die G. m. b. H. ohne 
weiteres Eigentümerin, es finde kein Rechtsübergang ſtatt, denn 
nicht der Rechtsträger, ſondern nur die Natur des Rechtsſubjekts 
habe ſich geändert. Staub will ſich alſo entgegen dem Aus⸗ 
ſpruch der Motive, den das RG. „klar und unzweideutig“ 
nennt, mit der bloßen freien Verfügung über die Sacheinlagen 
nicht begnügen. Ganz im Gegenſatz hierzu erklärt Hachenburg 
die Motive für zu weitgehend und deren Abſicht im Geſetz 
nicht verwirklicht. Er vertritt den Standpunkt, daß die Sach⸗ 
einlagen vor der Eintragung weder voll geleiſtet ſein, noch 
auch zur Verfügung der Geſchäftsführer ſtehen müſſen. Es iſt 
nicht zu verkennen, daß Hachenburgs Anſicht viel für ſich hat. 
Mit dem Wortlaut des Geſetzes iſt ſie wohl vereinbar, jeden⸗ 
falls eher als die Staubſche Anſicht, die dem Geſetz direkt 
widerſpricht, auch erheblichen Bedenken ſowohl bczüglich ihrer 
Konſtruktion als auch ihrer praktiſchen Durchführbarkeit unter⸗ 
liegt. Mehr als die freie Verfügung wird keineswegs verlangt 
werden können und wird auch vom RG. nicht verlangt. Die 
bloß tatſächliche freie Verfügung über die Sacheinlagen ohne 
deren Eigentumsübertragung iſt aber wertlos, da ſie für die 
Gläubiger der G. m. b. H. keinerlei Sicherheit bietet. Um ſo 
leichter wird man ſich entſchließen, mit Hachenburg das Erlordernis 
der freien Verfügung über die Sacheinlagen ganz aufzugeben. 


M 21. 1915. 


Die zweite Streitfrage, die in Nr. 47 entſchieden wicb, 
betrifft die Berechnung des einzuzahlenden Viertels bei ge⸗ 
miſchten Stammeinlagen. Iſt z. B. auf eine Stammeinlage 
von 10 000 & eine Sacheinlage im Werte von 2000 4 zu 
machen, ſo beſtehen zwei Möglichkeiten: 

1. auf die 10 000 & wird die Sacheinlage von 2000 4 
angerechnet, es bleiben bar einzuzahlen 8000 4, 
hiervon / = 2000 # (fo u. a. Staub⸗Hachenburg, 
4. Aufl., zu $ 7 Anm. 13); 

2. von den 10 000 4 iſt ½ einzuzahlen = 2500 4, 
hiervon ab die Sacheinlage mit 2000 4, bleiben ein⸗ 
zuzahlen 500 & (fo u. a. Pariſius⸗Crüger, 5. Aufl, 
zu 87 Anm. 3 a. E.). 

Das RG. entſcheidet ſich für die erſtere Berechnungsart, 
Der IV. StS., der die Entſcheidung erlaſſen hat, ſchließt ſich 
hierbei an ein Urteil des I. StS. an, während ein früheres 
Urteil des II. StS. — allerdings nur „gelegentlich“ — die 
zweite Berechnungsart für die richtige erklärt hatte. Würde 
im obigen Falle die Sacheinlage ½ der Stammeinlage oder 
mehr betragen, z. B. 4000 , jo wären nach der erſten de 
rechnungsart 1500 , nach der zweiten aber gar nichts einzu⸗ 
zahlen. Die letztere Möglichkeit wird vom RG. ganz von der 
Hand gewieſen und der Hinweis darauf zugleich als Beweis 
für die Richtigkeit der erſten Berechnungsart verwertet. Mun 
wird hier dem RG. um ſo mehr beipflichten müſſen, wenn man 


Hachenburgs Anſicht teilt, daß der 8 7 Abſ. 2 ſich auf die 


Sacheinlagen gar nicht erſtreckt, denn dann beſagt dieſe Be 
ſtimmung: von jeder Stammeinlage, ſoweit fie in Geld zu 
machen iſt, muß vor der Anmeldung ¼, mindeſtens 250 4, 
eingezahlt ſein. 

Das Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes iſt auc 
in Bd. 48 wieder reich vertreten. Hervorzuheben iſt folgendes 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909. 


Zu 8 4 des Geſetzes ſtellt das Urteil Nr. 13 als Grund 
ſatz auf, daß unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben 
auch durch Handelsgebrauch oder — wie das RG. es in dielem 
Falle nennt — Handelsmißbrauch nicht gerechtfertigt werden 
Ein Fiſchhändler in Cöln hatte geräucherte Makrelen als Lache 
forellen im Schaufenſter ausgeſtellt. Sein Einwand, dies ſei 
in Cöln allgemein üblich, wurde vom NG. für unerheblich 
erklärt: geſchäftliche Mißbräuche könnten nicht den Schutz eines 
Handelgebrauchs beanſpruchen, es ſei auch gleichgültig, daß das 
Angebot nicht günſtiger ſcheinen wolle als das der anderen 
Fiſchhändler, der Anſchein des beſonders günſtigen Angebots 
könne ſchon darauf beruhen, daß das Angebotene nicht den 
entſpricht, was der Anbietende von der Ware behauptet. Da 
redliche Wettbewerb, deſſen Schutz allein das Geſetz bezwect, 
werde durch ein derartiges Geſchäftsgebaren jedenfalls be 
einträchtigt. 

In Nr. 32 wird ein Plakat für unzuläſſig, weil gegen 
SS 4 und 5 Abſ. 2 verſtoßend, erklärt, das durch fetten Drud 
einzelner Worte den Anſchein erweckte, als ob ein Ausverkauf 
angekündigt würde, während nach dem Geſamtinhalt des Plalats 
dies nicht der Fall war. Im Anſchluß an RG. 48, 129 
wird ausgeführt: man dürſe nicht den aufmerkſamen, grind⸗ 
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lichen Leſer als Maßſtab anwenden, es komme auf die nach 
den Umſtänden übliche Art des Leſens an und auf den Ein⸗ 
druck, den das Plakat bei ſolchem, wenn auch flüchtigen, Leſen 
hervorruft und hervorzurufen bezweckt. 

Zu 8 8 des Geſetzes (Nachſchieben beim Ausverkauf) hält 
das RG. an ſeinem ſtrengen Standpunkt feſt. 

Bei Gelegenheit eines Ausverkaufs hatten Kunden Waren, 
die nicht vorrätig waren, verlangt. Der Ausverkaufende be⸗ 
ſtellte ſie nach und lieferte ſie direkt an die Kunden, ohne ſie 
räumlich in das Ausverkaufslager zu verbringen. Das NG. 
erklärt dies für unzuläſſiges Nachſchieben, vorausgeſetzt, daß 
die Lieferung in wirtſchaftlichem Zuſammenhange mit dem Aus⸗ 
verkauf ſteht. Entſcheidend ſoll ſein, ob die Lieferung eine Be⸗ 
tätigung im Ausverkauf enthält, namentlich ob der Kunde die 
billigere Ausverkaufsware erwerben will und der Verkäufer in 
Kenntnis dieſer Meinung ſich dieſe zunutze macht. Es finde 
eben wirtſchaftlich ein Einbeziehen in den Ausverkauf ſtatt, 
auch wenn die Ware räumlich in keine Verbindung mit dem 
Ausverkaufslager gebracht werde. Anders will das RG. die 
Sache nur dann beurteilt wiſſen, und auch dies nur „im 
Zweifel“, wenn der Kunde eine feſte Beſtellung macht und der 
Gewerbetreibende ihm in Erfüllung der übernommenen Ver⸗ 
pflichtung die Ware liefert (Nr. 11). 

In einem anderen Falle wurde es für unzuläſſig erklärt, 
daß ein Kaufmann, der Umzugs halber den Ausverkauf ſeines 
Warenlagers angekündigt hatte, Waren, die ſchon vor der An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs beſtellt waren, von ſeinem Liefe⸗ 
ranten abrief und in den Ausverkauf einbezog, obwohl es ihm 
vertragsmäßig freigeſtanden hätte, den Abruf bis nach dem Um⸗ 
zuge hinauszuſchieben (Nr. 99). 

Dagegen findet das RG. kein unzuläſſiges Nachſchieben 
darin, daß der Ausverkaufende an Stelle einer vor Ankündi⸗ 
gung des Ausverkaufs beſtellten und gelieferten, demnächſt dem 
Lieferanten zur Verfügung geſtellten Ware die von letzterem 
gelieferte Erſatzware in den Ausverkauf einbezieht. Das Geſetz, 
ſagt das RG., will in $ 8 das unlautere Verhalten treffen, 
das in dem Nachſchieben um deswillen liegt, weil es die Zug⸗ 
kraft des Ausverkaufs für Waren in Anſpruch nimmt, denen 
ſie tatſächlich nicht zukommt. Der Erſatzware aber kommt 
dieſe Zugkraft ebenſo zu wie der urſprünglich gelieferten 
(Nr. 1). 

In RGSt. 46, 232 war — im Gegenſatz zur früheren 
Rechtſprechung — das Herbeiſchaffen von Waren aus dem 
Hauptgeſchäft in ein Zweiggeſchäft, für das der Ausverkauf 
angekündigt war, für unzuläſſig erklärt worden, mit der Be⸗ 
gründung (S. 235): Warenbeſtand als Gegenſtand der An⸗ 
kündigung und als Gegenſtand des Ausverkaufs zur Zeit der 
Ankündigung müßten ſich decken und dürften keine Anderung 
durch ſpätere Hinzufügung neuer Waren erleiden, das Zufügen 
zu dem auszuverkaufenden Warenbeſtand ſei für den $ 8 des 
Geſetzes keine rechtsgeſchäftliche Handlung, ſondern ein tat⸗ 
ſächlicher Vorgang, die Wahrheit der Ankündigung des Aus⸗ 
verkaufs ſei unbedingt notwendig. Unſer Urteil in Bd. 48 Nr. 1 
zeigt, daß der Grundſatz der tatſächlichen Uereinſtimmung des 
Gegenſtandes von Ankündigung und Ausverkauf in der Schärfe, 
mit der er in Bd. 46 aufgeſtellt iſt, ſich doch nicht durch⸗ 
führen läßt. Man wird die neuere Entſcheidung nur billigen 
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können, es liegt auch kein Widerſpruch mit der älteren in 
Band 46 vor, beide Entſcheidungen laſſen ſich miteinander 
vereinen. 

Mit § 12 des Geſetzes befaßt ſich das Urteil Nr. 90. 

Ein Sektlieferant zahlte ein ſogen. Korkengeld an Kellner 
ſeines Kunden, damit ſie den Gäſten ſeine Marke empfahlen. 
Die Kellner taten dies, und zwar mit Wiſſen ihres Dienſt⸗ 
herrn. Sie empfahlen die betreffende Marke, die ſie für eine 
beſonders gute hielten, ohne ſie den Gäſten aufzudrängen. 
Das NG. findet hier, entgegen dem freiſprechenden Urteil des 
Landgerichts Hamburg, einen Verſtoß gegen $ 12 des Geſetzes. 
Das Urteil muß Bedenken erregen. Abgeſehen von der Über⸗ 
ſpannung des Begriffs des unlauteren Verhaltens, kommt in 
Betracht, daß der Dienſtherr die Zahlung des Korkengeldes 
gekannt und geduldet hat. Nun ſucht das RG. aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 12 nachzuweiſen, daß dieſer nicht 
ſowohl die geſchäftlichen Betriebe gegen die Pflichtwidrigkeit 
ihrer Angeſtellten als vielmehr die Mitbewerber gegen eine 
beſtimmte Form des unlauteren Wettbewerbs ſchützen will. 
Das mag ſein. Indeſſen muß ſich doch das Verhalten des 
Angeſtellten immer auch mit gegen den Dienſtherrn richten. 
Das zeigt am beſten der vorliegende Fall. Niemand konnte 
es dem Sektlieferanten verwehren, dem Gaſtwirt ſelbſt für 
erhöhten Umſatz eine Vergütung in Form eines Rabatts oder 
einer Proviſion zu bewilligen, und ebenſowenig kann es dem 
Gaſtwirt verboten werden, ſeine Kellner anzuweiſen, die Marken, 
an deren erhöhtem Umſatz er intereſſiert iſt, den Gäſten zu 
empfehlen. Wirtſchaftlich geht aber hier nichts anderes vor, 
nur daß der Dienſtherr, was ihm gleichfalls freiſteht, die Ver⸗ 
gütung dem Angeſtellten als eine Art Lohnzulage überläßt. 
Zutreffender als vorliegend dürfte der entſcheidende Grundſatz 
in RGSt. 47, 185 gefaßt fein, wo geſagt wird: es kommt 
weniger darauf an, daß das Verhalten des Angeſtellten gegen: 
über dem Dienſtherrn, als daß es gegenüber dem Kreiſe der 
Mitbewerber unlauter erſcheint. Alſo muß doch immerhin 
auch der Dienſtherr durch das unlautere Verhalten getroffen 
werden. 

Der Plan, Waren mit einer gewiſſen Ausſtattung zu 
beſonders geeigneter Gelegenheit, z. B. zur Leipziger Meſſe, 
auf den Markt zu werfen, wird in Nr. 4 als ein durch 8 17 
des Geſetzes geſchütztes Geſchäftsgeheimnis behandelt, auch 
wenn die beabſichtigte Warenausſtattung an ſich nichts Neues 
darſtellt. Der Angeſtellte darf alſo ein ſolches Geheimnis 
nicht preisgeben. Iſt er aus dem Dienſt ausgeſchieden, ſo 
findet die allgemeine Vorſchrift des $ 17 Abſ. 2 auf ihn An: 
wendung, wonach er kein Geheimnis preisgeben darf, deſſen 
Kenntnis er in unerlaubter Weiſe erlangt hat. Für unerlaubt, 
weil gegen die guten Sitten verſtoßend, erklärt das RG. vor⸗ 
liegend das Verhalten des früheren Angeſtellten deshalb, weil 
er die ihm anvertraute, zum Geſchäftsgeheimnis gehörende 
Zeichnung ſich nicht lediglich gedächtnismäßig eingeprägt, ſondern 
hinter dem Rücken ſeines Geſchäftsherrn in ſein eigenes Skizzen— 
buch übertragen hatte. Wir ſehen, wie das RG. hier das 
Recht des Angeſtellten auf freie Verwertung der erworbenen 
Kenntniſſe einſchließlich der Geſchäftsgeheimniſſe, für das es in 
RGSt. 44, 152 entſchieden eingetreten iſt, praktiſch wieder 
einſchränkt. Die Grenzen der unerlaubten Kenntnisnahme ſind 
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recht flüffig Wie, wenn in unſerem Falle der Angeſtellte ein 
ſo gutes Gedächtnis gehabt hätte, daß er die Zeichnung ohne 
ſchriftliche Skizze aus dem Kopf hätte wiedergeben können? 
Dann würde auch vom Standpunkt des vorliegenden Urteils 
das weſentliche Merkmal des Unerlaubten entfallen. 

Daß § 18 des Geſetzes auf Angeſtellte keine Anwendung 
findet, wird in demſelben Urteil in Übereinſtimmung mit der 
früheren Rechtſprechung wiederum ausgeſprochen. Ebenſo ſtellt 
auch das Urteil Nr. 25 feſt, daß unter dem geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr im Sinne des § 18 nur die Beziehungen von Unternehmer 
zu Unternehmer zu verſtehen ſind. Der § 18 iſt daher wie 
auf Angeſtellte ſo auch auf Kunden nicht anwendbar. Dieſe 
dürfen anvertraute Zeichnungen u. dergl. verwerten, ſofern ſie 
ſie nicht etwa in einer nach § 17 Abſ. 2 unerlaubten Weiſe 
erlangt haben oder ein fremdes Urheberrecht verletzten. 


Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 


Nach dem Urteil Nr. 122 muß die Löſchung des Waren⸗ 
zeichens gemäß § 9 Nr. 2 des Geſetzes nicht nur bei Auf 
gabe des Geſchäftsbetriebs, zu dem das Warenzeichen gehört, 
erfolgen, ſondern auch dann, wenn der Geſchäftsbetrieb über: 
haupt nicht begonnen worden iſt (ebenfo RGZ. 67, 349). 
Für erheblich wurde deshalb der Einwand des Angeklagten 
erachtet, die Gründung der in der Zeichenrolle eingetragenen 
Firma ſei nur zum Schein erfolgt, der angeblich beſtehende Ge— 
ſchäftsbetrieb ſei gar nicht vorhanden. 

In Nr. 115 wird als Rechtsſatz ausgeſprochen, daß das 
eingetragene Warenzeichen auch gegenüber Freizeichen den un⸗ 
bedingten, im Rechtswege nicht nachprüfbaren Schutz des Waren ZG. 
genießt, auch den des § 20. Der Eingetragene darf alſo den 
Gebrauch des Freizeichens jedem Dritten unterſagen, nicht bloß, 
wenn es dem eingetragenen Zeichen gleich, ſondern auch dann, 
wenn es ihm in verwechſlungsgefährlicher Weiſe ähnlich iſt. 
Das Urteil iſt vom V. StS. erlaſſen und in ſehr intereſſanter 
Weiſe aufs eingehendſte begründet. Es tritt in bewußten 
Widerſpruch mit dem Urteil des III. StS. in RGSt 44, 192 
(vgl. IW. 1912, 121). Von einer Anrufung des Plenums 
wurde aber Abſtand genommen, nachdem der III. StS. amtlich 
erklärt hatte, er habe beſchloſſen, ſeine entgegenſtehende Rechts⸗ 
anſicht aufzugeben. 

Iſt dasſelbe Warenzeichen zwei verſchiedenen Perſonen, dem 
einen im Inlande, dem andern im Auslande geſchützt, ſo hat 
jede dieſer Eintragungen nur in dem geſchützten Gebiet Geltung 
zu beanſpruchen. Hierin wird, wie das Urteil Nr. 42 darlegt, 
auch durch die Pariſer Übereinkunft vom 14. Dezember 1900 
nichts geändert. Die Verbandsſtaaten bilden kein einheitliches 
Schutzgebiet in dem Sinne, daß jeder Angehörige des einen 
Staates den Schutz auch in dem anderen Staate genießt, 
ſondern es iſt nur vorgeſchrieben, daß die Verbandsangehörigen 
den Angehörigen jedes beteiligten Staats in bezug auf die 
Bedingungen, unter denen der Staat den eigenen Angehörigen 
Schutz gewährt, gleichſtehen ſollen. Das RG. erklärt es daher 
als unzuläſſigen Eingriff in das in Deutſchland geſchützte 
Warenzeichenrecht, daß ein Deutſcher, dem das gleiche Waren⸗ 
zeichen in Holland geſchützt iſt, ſeine Waren in Deutſchland mit 
dem Zeichen verſieht und ſo nach Holland verſendet. Es nimmt 
auch an, daß das Verſehen der Waren mit dem Zeichen und 
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das Inverkehrbringen im Inlande geſchehen und hier ſtrafbar 
ſei ohne Rückſicht auf das im Auslande beſtehende Zeichenſchutz 
recht. Im Falle von RGZ. 45, 143, wo gleichfalls dasſelbe 
Warenzeichen für den einen in Deutſchland und für einen 
anderen im Auslande (Argentinien) geſchützt war, hat das RO. 
es für zuläſſig erklärt, daß die mit dem Warenzeichen wer: 
ſehene leere Umhüllung und die Ware getrennt ins Ausland 
geſchickt und die Ware im Auslande mit der Umhüllung ver⸗ 
ſehen wurde. Beide Entſcheidungen ſtehen zwar grundſätzlic 
auf gleichem Standpunkte. Indeſſen dürfte doch die neuere, 
ſtrafrechtliche Entſcheidung Anlaß zu einer ſtrengeren Beurteilung 
geben, infofern fie dazu führen kann, in einem Falle wie dem 
von RG. 45, 143 eine unzuläſſige Umgehung des Verbots 
des § 14 des Geſetzes zu finden. 

Das Urteil Nr. 43 betrifft gleichfalls die Kolliſion des 
inländiſchen mit einem gleichen ausländiſchen Warenzeichen und 
ſchließt ſich hierbei ganz den in Nr. 42 aufgeſtellten Rechte 
grundſätzen an. Außerdem ſpricht es aus, daß, wer eine fremde 
Ausſtattung unbefugt gebraucht, ſich nicht darauf berufen kann, 
daß er feine eigene Firma in der Ausſtattung deutlich hervor: 
gehoben und dadurch die Verwechſlungsgefahr ausgeſchloſſen habe. 

Einen Fall der Kolliſion zweier inländiſcher Warenzeichen 
behandelt die Entſcheidung Nr. 44. Danach erſtreckt ſich der 
Schutz des eingetragenen Wortzeichens nicht auf die einge 
tragenen Worte ſchlechthin, ſondern nur auf den Wort und 
Klanglaut in der Form, in der das Zeichen dargeſtellt iſt. Das 
fo geſchützte Wortzeichen darf nicht in verwechſlungsgefähr⸗ 
licher Weiſe zur Verletzung eines fremden Warenzeichens ge 
mißbraucht werden. Deshalb wurde ein Nähmaſchinenfabrikant, 
für den das Warenzeichen „Der Sieger“ eingetragen war, und 
der dieſe Worte auf ſeinen Nähmaſchinen ſo anbrachte, daß 
mit kleinen Buchſtaben in einer Reihe das Wort „Der“ und 
darunter in einer ſelbſtändigen Reihe mit großen Buchſtaben 
das Wort „Sieger“ ſtand, der Verletzung des Warenzeichen 
„Singer“ für ſchuldig erklärt. 


Literatur-Urhebergeſetz vom 19. Juni 1901. 


Im Falle der Nr. 39 hatte der Leiter eines Geſangvereins 
unbefugt die Stimmen eines im Erſcheinen begriffenen Eher 
werks nach einer Partitur vervielfältigt, dieſe Stimmen mer 
halb des Vereins zur Einübung des Werks für eine öffentliche, 
entgeltliche Aufführung benutzt, ſie aber nach Erſcheinen des 
Werks vernichtet und von da ab nur Stücke, die er im Handel 
käuflich erwarb, benutzt. Das NG. erklärt eine Verletzung des 
Urheberrechts für gegeben: keine der Ausnahmebeſtimmungen des 
§ 15 Abf. 2 ſtehe dem Chorleiter zur Seite, der Zwec be 
Vervielfältigung entſcheide, und zwar komme dem Werk als 
ſolchen, nicht bloß den Noten, als dem Verkörperungsmittel de 
Schutz des § 15 Abſ. 1 zu, das Werk aber habe durch ben 
Vortrag einem unbeſchränkten Perſonenkreis, nicht bloß der 
Vereinsmitgliedern zugänglich gemacht werden ſollen, von eine 
perſönlichen Gebrauch im Sinne des § 15 Abſ. 2 könne dann 
nicht mehr die Rede fein; der Zweck, eine Einnahme du 
zielen, liege gleichfalls vor, auch wenn die Einnahmen nicht dem 
Chorleiter, ſondern dem Vereinsvermögen zufloſſen. 

Die Abertragung des Urheberrechts iſt an keine ver 
gebunden, ſie kann auch ſtillſcheigend erfolgen. Eine ſolce 
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ſtillſchweigende Übertragung des Urheberrechts auf eine Aktien— 
geſellſchaft wird in Nr. 100 darin gefunden, daß die Vorſtands⸗ 
mitglieder in Gemeinſchaft mit den Rechtsberatern für die Ge— 
ſellſchaft ein Formular ausgearbeitet hatten, das die Geſellſchaft 
für die Verträge mit ihren Agenten benutzen ſollte und benutzt 
hat. Wenn hierbei auf das Urteil in RGzZ. 34, 105 ver: 
wieſen wird, ſo muß doch bemerkt werden, daß die beiden Ent⸗ 
ſcheidungen nicht ganz übereinſtimmen. In jenem Urteil — 
es handelte ſich um Normal-⸗Lieferungsbedingungen, die von 
Mitgliedern des Verbandes deutſcher Architekten- und Ingenieur⸗ 
vereine für den Verband ausgearbeitet waren — iſt aus— 
geſprochen, daß die Bearbeitung des Werks ſeitens der Mitglieder 
mit dem Willen, ein Urheberrecht des Verbandes daran zu be— 
gründen, rechtlich der Übertragung des Urheberrechts an dem 
vollendeten Werk gleich ſtehe. Damals wurde mithin ein 
originärer Erwerb des Urheberrechts durch den Verband 
angenommen. Ob dies nach dem dieſem Urteil noch zugrunde 
liegenden Geſetz vom 11. Juni 1870 zuläſſig war, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Nach jetzigem Recht iſt es jedenfalls aus— 
geſchloſſen, denn, wie das NG, grade in unſerer Entſcheidung 
Nr. 100 ausſpricht, iſt Urheber im Sinne des § 2 LitUrhG. 
nur eine natürliche, niemals eine juriſtiſche Perſon. Letztere 
kann daher in einem Falle wie dem vorliegenden immer nur 
als Rechtsnachfolgerin ihres Angeſtellten das Schutzrecht 
für ſich in Anſpruch nehmen, nicht als Urheberin, eine Unter⸗ 
ſcheidung, die zivilrechtlich nach mancherlei Richtungen von Be: 
deutung ſein kann. 

In demſelben Urteil wird noch der Begriff der Verviel⸗ 
fältigung und gewerbsmäßigen Verbreitung im Sinne des 


8 38 des Geſetzes erörtert. Die Anklage richtete ſich gegen 


einen Redakteur, der in ſeiner Zeitung das Vertragsformular 
einer Kritik unterzogen und es hierbei wörtlich abgedruckt hatte. 
Die Abſicht der Kritik wird vom RG. für unerheblich erklärt, 
da der Urheber gegen jedwede unbefugte Benutzung ſeines 
Werks, gleichviel aus welchem Beweggrunde, zu ſchützen ſei. 
Auch der Einwand des Redakteurs, nicht er, ſondern der 
Zeitungsverleger ſei haftbar, wird verworfen: der Redakteur, der 
die Aufnahme in die Zeitung beſtimmt, ſei der — mittelbare — 
Täter. Die Täterſchaft iſt hier offenbar nur im ſtrafrechtlichen 
Sinne ($ 38 des Geſetzes) zu verſtehen. Die zivilrechtliche 
Haftung oder Mithaftung des Verlegers würde ſich einmal nach 
§ 36 des Geſetzes (Haftung auch für Fahrläſſigkeit), andrer⸗ 
ſeits nach allgemeinem bürgerlichen Recht, namentlich $ 831 BGB. 
beſtimmen. 

Der Begriff der Veröffentlichung eines Werks im Sinne 
des LitUrhG. ($ 35) iſt Gegenſtand des Urteils Nr. 127. 
Erfordert wird ein Willensakt des Urhebers dahin, das Werk 
einem unbeſchränkten Kreis von Perſonen zugänglich zu machen. 
Die Vorleſung des Profeſſors im Kolleg iſt keine ſolche Ver: 
öffentlichung und wird es auch dann nicht, wenn die Hörer das 
Kollegheft an einzelne andere Perſonen weitergeben. Die Ber: 
vielfältigung von Teilen eines Kollegheftes genießt mithin nicht 
die Freiheit des §8 19 Nr. 1 des Geſetzes und darf auch nicht 
im Rahmen einer ſelbſtändigen literariſchen Arbeit nachgedruckt 
werden. Dasſelbe gilt von einem Buche, das der Verfaſſer, 
ohne es im Buchhandel erſcheinen zu laſſen, „als Manuſkript“ 
drucken läßt und an einzelne Perſonen zu deren perſönlichem 


Gebrauch verteilt. Anders, wenn ein ſo gedrucktes Buch in 
öffentlichen Büchereien zum Gebrauch für jedermann ausgelegt 
wird und dies mit Wiſſen des Verfaſſers geſchieht. Denn wenn 
die Veröffentlichung auch einen Willensakt des Uhrhebers vor⸗ 
ausſetzt, ſo braucht doch der Wille nicht ausdrücklich erklärt zu 
werden, dies kann auch durch ſchlüſſige Handlungen geſchehen, 
namentlich dadurch, daß der Urheber die Kundgabe des Werks 
an die Allgemeinheit durch andere duldet. 


Kann der rechtskräftig abgelehnte Antrag auf 
Anordnung eines Arreſtes oder Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung auf Grund desſelben Sach⸗ 
verhalts unter beſſerer Glaubhaftmachung erneut 
geſtellt werden? 
Ein Beitrag zur Lehre von der materiellen Rechtskraft. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz E. Cohn, Berlin. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 20, 1915.) 


III. 

Die Gründe, aus denen das RG. die materielle Rechts⸗ 
kraft verneint hat, ſind, wie bereits ausgeführt, unzutreffend. 

Ebenſowenig aber folgt ihr Ausſchluß daraus, daß das 
Arreſtverfahren ein vorläufiges Verfahren iſt, das das 
Gericht nicht auf Grund der Überzeugung von der Richtigkeit 
der vorgetragenen Tatſachen, ſondern lediglich auf Grund ihrer 
Wahrſcheinlichkeit entſcheidet. 

Dieſer Gedanke führt nur zu dem in $ 945 PO. ans 
erkannten Ergebnis, daß die Entſcheidung im Arreſtverfahren 
den ordentlichen Richter nicht bindet. Er vermag aber nicht 
zu begründen, daß auch in erneuten vorläufigen Verfahren 
die Bindung des entſcheidenden und jeden anderen Richters an 
die einmal getroffene Entſcheidung abzulehnen iſt. 

Daß dies der Fall iſt, folgt vielmehr daraus, daß Arreſt 
und einſtweilige Verfügungen keine Rechtſprechungsakte, ſondern 
Verwaltungsakte find. 

Den urſprünglichen Boden der materiellen Rechtskraft 
bildet der Zivil⸗ und Strafprozeß. Hier iſt der Begriff der 
materiellen Rechtskraft entſtanden und hier hat er ſich ent⸗ 
wickelt.) Um zur Löſung der Frage zu kommen, ob die 
materielle Rechtskraft auch außerhalb des Zivilprozeſſes im 
Arreftverfahren gilt, wird der innere Grund der materiellen 
Rechtskraft zu ermitteln ſein. Aus ihm kann dann geſchloſſen 
werden, ob die materielle Rechtskraft eine Einzelerſcheinung 
oder der Ausdruck eines allgemeinen Grundſatzes iſt, der auch 
für das Arreſtverfahren gilt. 10) 


9) Die materielle Rechtskraft wird auch für die Entſcheidungen 
der Verwaltungs gerichte, des Bundesamts für Heimatsweſen und 
der Behörden der Reiche verſicherungsordnung anerkannt. (Vgl. u. a. 
Bernatzik, 26. DIT. 2, 32 ff.; Schultzenſtein, 26. DIT. 1, 86 ff.; 
VerwArch. 11 S. 365 ff., 390; Stengel, Wörterbuch des deutſchen 
Verwaltungsrechts S. 792; Noſin, Das Recht der Arbeiterverſiche⸗ 
rung J, 779 ff.; Georg Meyer⸗Dochow, Lehrbuch des deutſchen 
Verwaltungsrechts S. 87. 

10) Bol. für das Folgende auch meine Aus führungen in der 


Ztſchr. f. gew. Nechtsſchutz u. Urheberrecht 1914, 186 ff. 
179 * 
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Dieſe Eigenſchaft der Urteile ergibt ſich weder aus dem 
Weſen des Urteils als obrigkeitlichen Aktes, n) noch aus 
dem Begriffe der Rechtſprechung. n) Es widerſpricht im 
Gegenteil dem Begriffe der Rechtſprechung, daß ein unrichtiges 
Urteil aufrechterhalten wird und bindend wirkt. 

Wenn das Urteil trotzdem dieſe Wirkung hat, ſo iſt dies 
eine Schöpfung der poſitiven Satzung, die ihren Grund in dem 
Zweck der Rechtſprechung hat.““) 

Der Zweck der Rechtſprechung iſt bie Schaffung und Er⸗ 
haltung des Rechtsfriedens.“) Die Urteile der Zivil⸗ und 
Strafgerichte ſollen Rechtsgewißheit ſchaffen, indem ſie das 
Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines privatrechtlichen Anſpruchs 
oder ſtaatlichen Strafanſpruchs feſtſtellen. Dieſen Zweck 
würden aber die Urteile nicht erfüllen, wenn die Möglichkeit 
beſtände, die in ihnen rechtskräſtig entſchiedene Frage ſtets von 
neuem der richterlichen Prüfung zu unterbreiten. 

Es würde keine Rechtsgewißheit, ſondern eine endloſe 
Rechtsunſicherheit und infolge der mehrfachen voneinander 
abweichenden oder ſich widerſprechenden Entſcheidungen ſogar 
Rechtsverwirrung geſchaffen werden.““) 

Um dieſe Folgen zu vermeiden und die Erfüllung des 
Urteilzwecks zu ſichern, mußte das Geſetz beſtimmen, daß die 
Urteile unabhängig von ihrer Wahrheit und Gerechtigkeit 
ſchlechthin bindende Kraft haben ſollten, daß die einmal ge⸗ 
troffene Feſtſtellung unabänderlich, die nochmalige ſachliche 
und rechtliche Prüfung desſelben Sachverhalts ausgeſchloſſen 
ſein ſollte. 

Dieſe Beſtimmung traf es mit der Schaffung der 
materiellen Rechtskraft. 

Von dieſem Ergebnis aus können wir weiter ſchließen. 

Die materielle Rechtskraft iſt nicht nur den Zivil⸗ und 
Strafurteilen eigen. Sie iſt vielmehr eine Eigenſchaft aller 
Rechtſprechungsakte, d. h. aller Entſcheidungen, die Rechts⸗ 
gewißheit ſchaffen ſollen, da dieſe ohne materielle Rechtskraft 
ihren Zweck nicht erfüllen könnten. 

Ihr Geltungsbereich muß aber andererſeits da ſeine 
Schranke finden, wo das Gebiet der Rechtſprechung aufhört, 
wo eine Entſcheidung nicht Rechtsgewißheit ſchaffen ſoll, ſondern 
einen außerhalb dieſes Zweckes liegenden materiellen Erfolg 


11) So unrichtig: Kamm in 33P. 1914, 94. Dagegen: 
Brauns in 33P. 1914, 289 f.; Mayer, S. 24; Heim, S. 109. 

12) Freudenſtein, S. 2, „im gemeinen engliſchen Recht kann eine 
abgewieſene Klage ſtets von neuem angeſtellt werden“; Mayer, S. 29. 

13) Vgl. Allgemeine Gerichtsordnung für die Preuß. Staaten 
vom 6. 7. 1793, Einleitung 8 65; Motive zum BGB. 1, 369; 
Hellwig, Syſtem S. 778 ff.; Heim, S. 78 ff. und Anm. 8; 
Rausnitz, S. 135, 1 zu $ 18; Unger, 38 P. 37, 493; Bernatzik, 
Mayer, S. 32; Wach, Vorträge, S. 134 und Anm.; Wach⸗Laband, 
S. 4; Pagenſtecher, S. 25; Bülow, Arch ZivPrax. 83, 1 ff.; Freuden⸗ 
ſtein, S. 2; Savigny, S. 259 ff.; Schmidt, S. 745 I; Förſter⸗ 
Eccius 1, 268; Stein, ZPO. I, 804, 4; Seuffert I, 522; Stengel, 
Wörterbuch S. 792; Fleiner, S. 176, 244; Roſin I, 780; Birk 
meyer, S. 681; Berner, S. 473; Radbruch, S. 26; RG. vom 
3. 11. 1898 Bd. 42 S. 375; OLG. Jena vom 15. 2. 1912 in 
Seuff Arch. 67, 297 f.; Brauns, S. 219. 

14) Bülow, Arch ZivPrax. 83, 129. 

15) Bülow, Arch Ziv Prax. 83, 12 ff.; Schultzenſtein 26. DIT. I, 96; 
Verwurch. 11, 887 f.; Schanze, S. 451; Kohler, Forſchungen S. 90. 
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herbeiführen will, alfo eine Verwaltungshandlung darſtell. 
Allerdings kann auch die Behörde, die einen Verwaltungsalt 
vornimmt, ebenſo wie der Richter nur auf Grund einer ef: 
ſtellung zu ihrer Entſcheidung kommen. Sie muß ſich in den 
Fällen, wo ihre Entſcheidung eine bloße Vollziehung geſetzlicher 
Vorſchriften iſt, die Gewißheit verſchaffen, daß der geſetzliche 
Beſtimmungsgrund für ihre Handlung gegeben iſt, und in den 
Fällen, wo ſie nach freiem Ermeſſen verfährt, prüfen, ob ſie 
ſich innerhalb der geſetzlichen Schranken bewegt.!) Dieſe 
Feſtſtellung hat aber nicht wie beim Rechtſprechungsakt ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung. Sie hat nur den Zweck, der Behörde 
die Gewißheit zu geben, daß fie zur Vornahme des Verwaltungs 
aktes berechtigt ſei. Sie iſt nicht Inhalt, ſondern nur Grund 
der getroffenen Entſcheidung. Mit der Vornahme des Ver⸗ 
waltungsaktes hat ſie ihre Beſtimmung erfüllt, darüber hinaus 
darf fie keine Wirkung haben, weil ſonſt der Zweck der Ver⸗ 
waltungstätigkeit vereitelt würde. 

Die Verwaltung iſt die handelnde Betätigung der Staats⸗ 
gewalt zum Zwecke der Erfüllung ſtaatlicher Aufgaben, fie wil 
im Rahmen der öffentlichen Verwaltung die öffentlichen Inter: 
eſſen fördern und die Kulturbedürfniſſe befriedigen,“) im 
Rahmen der freiwilligen Gerichtsbarkeit den privaten Intereſſen 
dienen. !?) Sie darf ihre Aufgabe allerdings nur innerhalb der 
Schranken des Rechts erfüllen. Innerhalb dieſer Schranken 
aber muß die Verwaltung frei ſchalten und walten dürfen. 
Eine Verfügung, die ihren Zweck nicht mehr erfüllt, oder die 
die erlaſſende Behörde nicht mehr für gerechtfertigt hält, weil 
ſich ihre Anſchauung über das, was dem wahrzunehmenden 
Intereſſe dient, geändert haben, muß durch eine neue Verfügung 
erſetzt werden können. Ein Verbot, das nicht aufrechtethalten 
werden kann, muß widerruflich ſein. 

Aus dieſem Grunde kann den Verwaltungsentſcheidungen 
nicht eigen fein, was nur zum Zwecke der Nechtsberwirllichung 
geſchaffen if. Was der Rechtſprechung die Erfüllung ihr 
Aufgabe erſt ermöglicht, würde fie der Verwaltung unmöglich 
machen. 19) 

Der Ausſchluß der materiellen Rechtskraft bei den Ber 
waltungsakten iſt allerdings nicht gleichbedeutend mit den 
völligen Ausſchluß ihrer Unabänderlichkeit. Es gibt vielmehr 
viele Verwaltungsakte, die unabänderlich oder doch nur unn 
beſtimmten Umſtänden abänderlich find. Es ſei hier nur 
5 53 Gewdo. hervorgehoben, nach dem eine gewerbliche Ge 
nehmigung oder Beſtallung nur unter beſonderen Voraus- 
ſetzungen entzogen werden kann, oder auf die 89 1778 Ab.) 


16) Meyer, Georg, ©. 35. 

1) Stengel, Wörterbuch S. 708; Fleiner, S. 7; Stein, Orangen 
S. 1. 

18) Hellwig, Lehrbuch 1, 75 Anm. 1. „Der Art nach iſt goilden 
der Tätigkeit des Vormundſchaftsrichters und der ſtaatlichen Orga 
die etwa die Verwaltungstätigkelt der Gemeinde überwachen cn 
prinzipieller Unterſchied nicht zu finden.“ „Der durchgreifende Unter 
ſchied liegt im Objekte.“ Ebenſo Stein, Grenzen S. 36. 

19) Fleiner, S. 177 f. und Anm. 41; KG. vom 20. 10. 1911 
in KGJ. 42 A. 24; Stengel, Wörterbuch S. 792; Schultenſtin 
VerwArch. 11 S. 382, 405; Meyer, Georg, S. 66 Anm. 86; 

S. 176 ff.; O8. vom 29. 1. 1885 Bd. 11 E. 897, ben 
8. 12. 1889 Bd. 19 S. 863 f., vom 4. 10. 1893 Bd. 28 6 165 


PTEOV nn) 


44. Jahrgang. 

1790, 1886 ff. BGB., nach denen die Beſtallung eines Vor⸗ 
mundes nur ausnahmsweiſe abänderlich iſt. Dieſe Unabänderlich⸗ 
keit iſt aber nicht eine Wirkung der materiellen Rechtskraft, für 
ſie iſt nicht „die eigene beſondere Kraft des Aktes der Ent⸗ 
ſcheidung“, ſondern unabhängig hiervon das Weſen des durch 
die Entſcheidung begründeten Rechts aus einer ſolchen Konzeſſion 
maßgebend. Die Unabänderlichkeit iſt hier nicht Rechtskraft, 
ſondern Inhaltswirkung.““) 

Die nach dieſem Geſichtspunkt feſtzuſtellenden Grenzen des 
Geltungsbereichs der materiellen Rechtskraft laſſen ſich bereits 
im Zivilprozeß feſtſtellen. 

Die auf Grund der 8 387 Abſ. 1 und 8 104 3PO. 
ergehenden Entſcheidungen werden z. B. materiell rechtskräftig, 
da fie Rechtſprechungsakte find.*!) Die Feſtſetzung der Zeugen⸗ 
und Sachverſtändigengebühren dagegen oder die Entſcheidungen 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren, z. B. der Pfändungsbeſchluß 
des 8 829 ZRD., find der materiellen Rechtskraft nicht fähig, 
weil fie Verwaltungsakte find.“) 

Deutlich tritt der entſcheidende Geſichtspunkt, die enge 
Beziehung zwiſchen materieller Rechtskraft und Rechtſprechung, 
bei einem verwaltungsrechtlichen Fall hervor, der ſowohl Gegen⸗ 
ſtand der Verwaltung als auch der Rechtſprechung ſein kann. 
Es iſt dies der Fall des § 114 ZuſtG. 

Die Erteilung der Gewerbekonzeſſion ſeitens des Kreis⸗ 
ausſchuſſes nach 8 114 Abſ. 1 Zuft®. vom 1. Auguſt 1883 
iſt eine reine Verwaltungs handlung. 

Hier iſt von materieller Rechtskraft keine Rede. 

Wenn dagegen die Gewerbekonzeſſion im Wege des Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahrens nach 8 114 Abſ. 2 Gewdo. durch 
rechtskräftiges Urteil erteilt wird, iſt die Sachlage eine andere. 
Das Urteil iſt nicht reine Verwaltungshandlung, ſondern 
bezweckt zugleich die Rechtskontrolle der Verwaltungsbehörde. 


Es iſt Rechtſprechungsakt und darum der materiellen 


Rechtskraft fähig.“) 


0) p. Schultzenſtein, Ver wArch. 11 S. 377, 383; Mayer, S. 58 
und Anm. 75; KG. vom 10. 4. 1912; 2159. 14, 92; OVG. 
vom 29. 3. 1913; Recht 1913 S. 568. Die Verfügung, durch die 
jemand mit ſeiner Steuer in Abgang geſtellt wird, kann nicht geändert 
werden, indem der Betreffende wieder in Zugang geſtellt wird, weil 
die alte Steuerpflicht untergegangen und ein Grund für den Eintritt 
der neuen nicht gegeben iſt. 

21) Ebenſo v. Schultzenſtein, VerwArch. 11, 416 ff.; Schneider 
in 33 P. 29, 155; Stein 1, 311 Anm. 1 zu $ 104; 314 Anm. III; 
Peterſen⸗Anger 1, 649 Anm. 4 zu § 322; 275 Anm. 11 zu § 105; 
RG. vom 9. 2. 1891 S. 1306; 27, 402; OL Z. Caſſel vom 21. 1. 1909 
in 33 P. 40, 112. 

22) Schultzenſtein, VerwArch. 11, 418; Kommentare zu 
8 793 ZPOD.; Begründung zu § 650 des Entwurfs der alten ZPO., 
S. 418. Der Konkurseröffnungsbeſchluß iſt wohl auch Recht— 
ſprechungsakt und darum materiell rechtskräftig. Oetker, S. 64; 
OLG. Caſſel in 33P. 40, 112. A. M.: Kleinfeller, Rechtskraft 
S. 10. 

20) Dieſe Frage iſt ſehr beſtritten. Ebenſo: Bernatzik, a. a O.; 
Schultzenſtein, a. a O. S 405; Mayer, ArchOffR. 21, 43; Loening, 
VermArch. 7, 26 ff.; Stengel, a. a. O.; Tezner, VerwArch. 19, 442 ff.; 
Müller, Rechtskraft im Verwaltungsſtreitverſahren S. 82, 40; Meyer, 
Georg, S. 87; Reincke, ZPO. S. 311; Stein, Grenzen und Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Juſtiz und Verwaltung S. 101 ff.; RG. vom 
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Die Frage nach der materiellen Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidungen im Arreſtverfahren iſt zu verneinen, weil dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen Verwaltungsakte ſind. 

Der Arreſt und die einſtweiligen Verfügungen des 8 935 
ZPO. dienen der Sicherung eines beſtimmten Anſpruchs, 
die einſtweiligen Verfügungen der 88 940, 627 ZBO. ſollen 
den Rechtsfrieden der Partei im allgemeinen ſtützen. “) 

Daraus ergeben ſich gewiſſe Unterſchiede, die aber hier 
nicht in Betracht kommen. Denn das für die vorliegende Frage 
entſcheidende Merkmal iſt ihnen gemeinſam. 

Die Entſcheidungen dienen den gleichen Zwecken, wie die 
Entſcheidungen der Gerichte überhaupt. Sie ſind Rechtspflege⸗ 
akte und wollen Rechtsſchutz gewähren. Der Weg, auf dem 
fie dies erreichen, iſt aber von dem der Rechtſprechung 
weſentlich verſchieden. Die Zivilurteile gewähren Rechtsſchutz 
dadurch, daß fie beſtrittene Rechte feßſtellen und zugleich als 
Grundlage der Vollſtreckang dienen. Ihre materielle Rechts⸗ 
kraft aber knüpft ſich naturgemäß an ihren Feſtſtellungsinhalt; 
denn nur Feſtſtellungen können überhaupt materiell rechtskräftig 
werden. Dieſer Feſtſtellungs inhalt fehlt den Entſcheidungen 
im Arreſtverfahren. Ihe Inhalt iſt lediglich konſtitutiver 
Natur. Sie begründen das Recht des Antragſtellers, ſei es 
auf vorzeitige Inangriffnahme der Zwangsvollſtreckung, ſei es 
darauf, daß ein beſtimmter Zuſtand beſtehen bleibt uſw., 20) 
ohne der Entſcheidung über die zugrunde liegenden materiellen 
Rechtsanſprüche vorzugreifen, e) ja in den Fällen der 88 940, 627 
ZPO. unter Umſtänden im Widerſpruch mit ihnen. 7) 

Der Richter will hier nicht das Recht verwirklichen, ſondern 
nach den Grundſätzen von Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit einen 
außerhalb der Rechtsverwirklichung liegenden materiellen Erfolg 
zur Förderung der privaten Intereſſen der Beteiligten herbei⸗ 
führen. 

Allerdings liegt in dem Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung zugleich eine Bejahung, in der Ablehnung des Antrags 
zugleich eine Verneinung des Anſpruchs gegen den Staat. 
Das aber finden wir auch bei der Erteilung oder Verſagung 
der Gewerbekonzeſſion durch die Verwaltungs behörde (nicht 
Verwaltungs gerichte), die ſicherlich ein Verwaltungsakt iſt. 26) 
Die Bejahung und Verneinung dieſes Anſpruchs iſt in beiden 
Fällen nur der Grund der geſällten Entſcheidung, nicht, wie 
bei Rechtſprechungsakten, auch oder nur der Zweck und Inhalt 
der Entſcheidung. 

Beim konſtitutiven Urteil, bei dem Verwaltungsrecht⸗ 
ſprechungsakt, liegt, wie bereits ausgeführt worden iſt, das 


11. 2. 1896, Bd. 36 S. 171. A. M.: Zorn, VerwArch. 2, 74 ff.; 
Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungsrechts; teilw. Mayer, 
a. a. O.; OSG. in den bei Mayer S. 54 Anm. 70 angeführten 
Entſcheidungen. 

) Schmidt, S. 589, 590 Anm. 1; Stein, SPD. 2, 826 III; 
Stern, S. 8; RG. vom 24. 2. 1904 in Seuff Arch. 60, 39. 

25) Vgl. Hein, S. 597; Stein 2, 824 L 

26) Hein, S. 620/21; Stein 2, 881 IV zu § 940. 

27) OLG. Breslau vom 9. 3. 1909 in OLG. 21, 257; Seuffert 2, 
225 f., 2a; Stein, RG. vom 7. 1. 1901 in JW. 1901, 129%, vom 
26. 7. 1906 in JW. 1906, 601“; Or G. Braunſchweig vom 12. 3. 1909 
in OLG. 19, 140. 

28) Vgl. Jellinek, S. 51. 
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Moment, das die Entſcheidung zum Rechtſprechungsakte macht, 
darin, daß die Entſcheidung nicht nur die Ehe ſcheidet, die 
Konzeſſion verſagt, ſondern daß ſie zugleich bezweckt, 
Rechtsgewißheit darüber zu ſchaffen im erſten Falle, daß 
ein Recht auf Rechtsänderung beſtand, im zweiten Falle, daß 
die Behörde die Konzeſſion mit Recht verſagte, weil ein An⸗ 
ſpruch auf ihre Erteilung nicht beſtand. 

Dies Moment fehlt in den Fällen der 88 916 ff. 

Die Entſcheidung, die dem Exlaß der einſtweiligen Vers 
fügung zugrunde liegt, hat ſelbſtändige Bedeutung nicht. 
Sie will nicht Rechtsgewißheit darüber ſchaffen, ob ein Rechts⸗ 
ſchutzanſpruch beſtand oder nicht, ſondern fie iſt ebenſo wie die 
zur Vormundſchaftsbeſtellung führende Entſcheidung nur das 
für das Gericht beſtimmte Ergebnis des Seitenblicks auf das 
Geſetz und der Prüfung, ob der innerhalb der geſetzlichen 
Schranken herbeizuführende Erfolg der Zweckmäßigkeit entſpricht. 

Dieſer Unterſchied der Entſcheidungen im Arreſt⸗ und 
einſtweiligen Verfügungsverfahren von den Rechtſprechungs⸗ 
akten tritt noch deutlicher als bei den Arreſten bei den einſt⸗ 
weiligen Verfügungen hervor. Hier hat, abgeſehen vom Falle 
des 5 627 ZPO., wo die vom Richter zu treffenden Maß⸗ 
regeln beſtimmt bezeichnet ſind, es der Geſetzgeber „nicht für 
nötig erachtet, dem Richter in Anſehung der hier fraglichen 
Verhältniſſe nähere Direktiven zu geben“, 2e) der Richter hat 
vielmehr die erforderlichen Maßregeln nach freiem Ermeſſen zu 
beſtimmen (8 938 Abſ. 1 ZPO) Am klarſten zeigt ſich 
die rechtliche Natur der Entſcheidung im Falle des § 940 ZPO, 
der von den einſtweiligen Verfügungen zur Wahrung des Rechts⸗ 
friedens handelt. Die Entſcheidungen des Richters ſind hier 
Akte der den Gerichten obliegenden Rechts polizeise) und find 
als ſolche, wie bereits erwähnt, unter Umſtänden ſogar gerecht⸗ 
fertigt, wenn fie mit der materiellen Rech: slage in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. 

Die im Arreſiprozeß und im Verfahren der einſtweiligen 
Verfügung ergehenden Entſcheidungen find alſo ihrer rechtlichen 
Natur nach Verwaltungs handlungen des Richters. Als 
ſolche ſind ſie der materiellen Rechtskraft nicht fähig. 

Das Gericht iſt an ſcine Entſcheidung nicht gebunden, 
kann vielmehr jederzeit die verneinte Ermeſſensfrage im Falle 
eines erneuten Antrages auf Grund desſelben Sachverhalts 
bejahen und die früher abgelehnte Maßnahme jetzt anordnen, 
weil es fie für zweckmäßig hält. ““) 

Dieſem Ergebnis widerſprechen auch die 88 927, 939 ZPO. 
nicht, die die Aufhebung des Arreſtes und der einſtweiligen 
Verfügung nur wegen veränderter Umſtände zulaſſen. Die 
Unabänderlichkeit des Arreſtes und der einſtweiligen Verfügung 
bei unveränderten Umſtänden iſt ebenſo wie die bereits be⸗ 
ſprochene Unabänderlichkeit der Gewerbekonzeſſion und der 


29) Motive zum BGB. 4, 637 f. 

30) Stein, ZPO. 2, 825 II, 1, 826 III, 2. 

31) Ebenſo im Ergebnis Schultzenſtein, VerwArch 11, 418 f. 
Nr. 8; Stern, S. 57; Seuffert 2, 678 ff.; LG. Dresden vom 
11. 8. 1893 im SächſArch. 4, 290; RG. vom 4. 7. 1889 Bd. 24 
S. 371, vom 7. 1. 1901 in JW. 1901, 129% A. M.: Merkel, 
S. 158 Anm 36; Peterſen Anger 2, 665 Anm. 6; Struckmann⸗Koch, 
3895 Aan 2 3 8 925, *. 33, 419. 


Vormundobeſtellung keine Wirkung der Rechtskraft, fondem 
des Inhalts des durch den Arreſt oder die einſtweilige Ver⸗ 
fügung geſchaffenen Rechts. 

Die rechtskräftige Ablehnung eines Antrags auf An 
ordnung eines Arreſtes oder Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſchließt alſo die Stellung eines neuen Antrags auf 
Grund desſelben Sachverhalts nicht aus, ſelbſt wenn keine 
andere Glaubhaftmachung verſucht wird. Das Gericht 
muß vielmehr den neuen Antrag ſachlich prüfen. 

Vor einem Mißbrauch dieſes Rechts ſchützt den Richter 
nur die dem Antragſteller drohende Koſtenlaſt. 

Da das Gericht jeden neuen Antrag fachlich prüfen maß, 
ſo darf ſeine Entſcheidung auch nur von dem Ergebnis dieſer 
Prüfung abhängen. Das Urteil einer höheren Inſtanz, das in 
derſelben Sache in dem vorhergegangenen rechtskräftig ab: 
geſchloſſenen Verfahren ergangen iſt, bindet es nicht. Ez if 
alſo befugt, dem Antrag auf einſtweilige Verfügung, dem et 
im früheren Verfahren ftattgegeben hat, wiederum ſtattzugeben, 
obwohl das vorgeordnete Gericht damals auf Berufung feine 
Entſcheidung aufgehoben und den Antrag zurückgewieſen hat 
Inwieweit es die Rechtsanſicht der höheren Inſtanz zu feiner 
eigenen machen will, iſt Sache feines pflichtmäßigen Ermeſſenz. 


Reichsgericht.“ 


a) Zivil fachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 

Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 

[* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 

amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ob 

gedruckt. — T Siehe Grundſätze aus den Neichsgerichtsentſcheidungen 
nebſt Anmerkungen.) 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

7 1. 55 21 f. BGB. Inwieweit unterliegen Strafmaß⸗ 
regeln, die von Vereinen gegen ihre Mitglieder verhängt fint, 
der Nachprüfung der ordentlichen Gerichte.] 

Der Kläger iſt Mitglied des beklagten eingetragenen Vereins 
(eines Automobil⸗Klubs). Aus Anlaß einer von der „Zentral: 
Sportkommiſſion“ des Vereins veranſtalteten „Sternfahrt“, bei 
der dem Kläger für feine Leiſtung als Preis eine Plakette 
zugeteilt wurde, kam es zwiſchen ihm und der Kommiſſion zu 
einem Zerwürfnis, weil der Kläger die zur Preisverteilung 
verwendeten Plaketten als minderwertig und geſchmacklos 
beanſtandete, und weil die Kommiſſion ſich auch durch ein an 
das Kommiſſionsmitglied de M. gerichtetes Schreiben des 
Klägers vom 17. September 1913 beleidigt fühlte. Die Kom 
miſſion nahm daraus Veranlaſſung, durch einen Beſchluß vom 


26. September 1913, den fie dem Kläger am 14. Oltober 


mitteilte, den Kläger für die Zeit vom 1. Oktober 1913 bis 
zum 30. September 1914 von allen ſportlichen Veranſtaltungen 
des Vereins und feiner Gaue auszuſchließen. Der Beſchluß 
wurde überdies in der Nr. 44 der von dem Verein herau 
gegebenen Zeitſchrift „Der Motorfahrer“ veröffentlicht. Nit 


3) Brauns, S. 258 f. 
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der gegen den Verein erhobenen Klage wendet ſich der Kläger 
gegen dieſe Maßregelung. Er ſtellt in Abrede, daß zu deren 
Verhängung die Zentral⸗Sportkommiſſion nach der Satzung 
zuſtändig geweſen ſei. Er wendet dagegen ferner ein, daß die 
Kommiſſionsmitglieder die Entſcheidung in eigener Sache ge⸗ 
troffen hätten und er beſtreitet ſchließlich die Gültigkeit des 
Beſchluſſes auch wegen nicht gehöriger Einberufung der Kom⸗ 
miſſion, da eines ihrer Mitglieder nicht geladen geweſen ſei, 
ſowie aus dem Grunde, weil vor der Beſchlußfaſſung ihm ſelbſt 
nicht in genügender Weiſe Gelegenheit zur Erklärung gegeben 
worden ſei. Mit dieſer Begründung hat er auf Feſtſtellung der 
Ungültigkeit des Beſchluſſes ſowie darauf angetragen, den Verein 
zu verurteilen, an derſelben Stelle der Vereinszeitſchrift „Der 
Motorfahrer“, an der ſich die Bekanntmachung des Beſchluſſes 
befunden hatte, deſſen Ungültigkeit bekanntzumachen. Der 
Beklagte hat auf Klageabweiſung angetragen, indem er nicht 
nur für die Satzungsmäßigkeit des von der Zentral⸗Sport⸗ 
kommiſſion erlaſſenen Beſchluſſes eintritt und jede Verletzung 
von Mitgliedſchaftsrechten des Klägers in Abrede ſtellt, ſondern 
auch gegen die Zuläſſigkeit des erhobenen Anſpruchs den Ein⸗ 
wand erhebt, der Kläger habe zu Unrecht unterlaſſen, das in 
der Satzung vorgeſehene Verfahren zur Anfechtung von Be: 
ſchlüſſen der Zentral⸗Sportkommiſſion einzuſchlagen. Das LG. 
hat den Beklagten nach dem Klageantrage verurteilt. Berufung 
und Reviſion des Beklagten ſind zurückgewieſen. Gründe: 
Das BG. wendet die in der Rechtſprechung des RG. ent⸗ 
wickelten Grundſätze über die Einſchränkungen, unter denen eine 
Ausſchließung von Mitgliedern durch den Verein der gericht— 
lichen Prüfung und der Anfechtung im Prozeßwege unterliegt, 
auf den gegebenen Fall entſprechend an und führt dabei aus, 
daß es ſich im gegebenen Falle allerdings nicht um eine Aus— 
ſchließung und auch nicht einmal um eine Ausſchließung auf 
Zeit handele, ſondern daß, worüber in der Berufungsinſtanz 
die Parteien übrigens auch einig geweſen ſind, der Kläger von 
der „Zentral⸗Sportkommiſſion“ des beklagten Vereins nur 
„disqualifiziert“, das ſoll heißen: von ſportlichen Veranſtaltungen 
zeitweiſe ausgeſchloſſen worden ſei. Nach Anleitung der reiche: 
gerichtlichen Rechtſprechung ſei deshalb anzunehmen, daß dieſe 
„Disqualifizierung“ nicht ſachlich nachzuprüfen ſei, wohl aber 
hätten die Gerichte darüber zu entſcheiden, ob der Beſchluß 
formell richtig nach der Vereinsſatzung und in einem ordnungs— 
mäßigen Verfahren ergangen ſei. Dieſe Frage aber ſei vor: 
liegendenfalls zu verneinen. Der Kläger habe nicht unter— 
laſſen, den Beſchluß der Sportkommiſſion auf dem ſatzungsmäßig 
vorgeſchriebenen Wege zu beanſtanden, bevor er die Klage bei 
Gericht erhob. Er habe ſich deswegen an den Vorſtand ge— 
wendet, deſſen Aufgabe es geweſen ſei, die Beanſtandung in 
den formell richtigen Weg ſatzungsmäßiger Behandlung zu 
leiten. Ihm ſei denn auch in dem Schreiben vom 8. Dezember 
1913 mitgeteilt worden, daß das „Präſidium“ des Vereins ihm 


entſprechenden Beſcheid zukommen laſſen werde. Einen folden - 


Beſcheid habe er aber nicht erhalten. Von ſeiner Seite ſei 
alles Notwendige geſchehen, der Satzung nachzukommen. Der 
Beſchluß der Sportkommiſſion unterläge daher in formeller Be— 
ziehung der Nachprüfung der bürgerlichen Gerichte. Das BG. 
hält aber den Beſchluß für nicht ordnungsmäßig erlaſſen, weil 
die Sportkommiſſion außerhalb ihrer ſatzungsmäßigen Zuſtändigkeit 
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gehandelt habe, da das Zerwürfnis zwiſchen ihr und dem Kläger 
keine „ſportliche Angelegenheit“ betroffen habe [8 18a der 
Satzung], weil ferner die Kommiſſion wegen einer nach ihrer 
Auffaſſung ihr ſelbſt zugefügten Beleidigung eingeſchritten ſei, 
während fie in eigner Sache und auch nach § 10 der Satzung 
als Richter nicht habe tätig werden dürfen, endlich auch des⸗ 
halb, weil dem Kläger vor der Beſchlußfaſſung nicht gehörig 
Gelegenheit gegeben ſei, ſich auszulaſſen. Durch den Beſchluß 
der Sportkommiſſion und durch ſeine Veröffentlichung in dem 
weit verbreiteten Vereinsorgan ſei in die Mitgliedſchafts⸗ und 
Perſönlichkeitsrechte des Klägers ſchuldhaft und widerrechtlich 
eingegriffen worden. Es handele ſich, wie es in den Urteils⸗ 
gründen an anderer Stelle heißt, um eine Ehrenſtrafe, die im 
Hinblick auf die Art der Veröffentlichung in dem bei 27 000 Mit⸗ 
gliedern weitverbreiteten Vereinsblatte den Kläger „ſehr empfindlich 
allgemein zu diskreditieren geeignet“ geweſen ſei. Der Verein 
habe nach 8 31 BGB. für die Handlungsweiſe feiner Sonder: 
ſtelle, der Zentral⸗Sportkommiſſion, einzuſtehen. Die vom LG. 
ausgeſprochene Verurteilung, die Ungültigkeitserklärung des 
Beſchluſſes zu veröffentlichen, bilde „einen Ausfluß des rechtlich 
begründeten Schadenserſatzanſpruches“. Die Reviſion bemängelt 
das Bu. zunächſt darin, daß eine Nachprüfung des Straf⸗ 
beſchluſſes überhaupt für zuläſſig gehalten worden iſt. Es 
handele ſich um eine innere Angelegenheit des Vereins und die 
Vereinsdiſziplin werde vernichtet, wenn im Wege der gerichtlichen 
Klage — ſei es auch nur wegen formeller Mängel — beantragt 
werden könne, eine derartige Maßregel für ungültig zu erklären. 
Das iſt verfehlt. Allerdings iſt die Aufrechterhaltung der Ordnung 
im Verein und namentlich bei den Veranſtaltungen des Vereins 
eine innere Vereinsangelegenheit, mit der die ordentlichen Gerichte 
nicht befaßt werden dürfen. Die Vereinsmitglieder haben ſich 
ihrer Regelung durch den Verein und ſeine Organe ſowohl im 
allgemeinen als auch im einzelnen zu unterwerfen und können 
die deswegen getroffenen Maßnahmen durch gerichtliche Klage 
grundſätzlich nicht bekämpfen. Dies gilt, wenn in der Satzung 
ein Recht zur Beſtrafung von Vereinsmitgliedern vorgeſehen 
iſt, in aller Regel auch von der Ausübung dieſes Rechtes. 
Der Verein kann wegen einer derartigen Maßnahme jedenfalls 
dann nicht zur Verantwortung gezogen werden, wenn es ſich 
um bloße Ordnungsſtrafen handelt, durch die irgendein dem 
Mitgliede zuſtehendes Recht gegenüber dem Verein an ſich nicht 
geſchmälert wird, und wenn die Vollziehung der Strafe das 
davon betroffene Mitglied auch nur in feiner Betätigung inner: 
halb des Vereins, nicht aber auch in feiner Rechtsſtellung außer: 
halb des Vereins berührt. Im gegebenen Falle hält indeſſen 
die gegen den Kläger verhängte Strafmaßregel dieſe Grenzen 
der unbedingten Unanfechtbarkeit nicht ein. Der Kläger iſt auf 
ein Jahr überhaupt von allen ſportlichen Veranſtaltungen des 
Vereins und ſeiner Gaue ausgeſchloſſen worden. Bei unver— 
änderter Fortdauer aller Verpflichtungen des Vereinsmitgliedes 
hat ihm alſo die Sportkommiſſion des Vereins die entſprechenden 
Rechte auf dem offenſichtlich weſentlichſten Gebiete der Vereins— 
betätigung entzogen. Wie daher der erkennende Senat dem 
Mitgliede einer Schützengilde, das wegen Beleidigung und Ver— 
leumdung eines Vorſtebers auf ſechs Monate von den Zu— 
ſammenkünften und den Schießübungen der Gilde ausgeſchloſſen 
war, durch Urteil vom 10. Mai 1894 [Gruchots Beitr. 38, 1123] 
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das Recht zugebilligt hat, die gerichtliche Entſcheidung darüber 
anzurufen, ob ihm in rechtswirkſamer Weiſe die Beteiligung an 
den Vereinsveranſtaltungen verſagt oder ob der dieſe Rechts⸗ 
entziehung enthaltende Beſchluß des Vorſtandes ungültig 
war, ſo muß auch im gegenwärtigen Falle der Kläger recht⸗ 
liches Gehör finden, wenn er — was zunächſt den Feſt⸗ 
ſtellungsantrag der Klage anlangt — die Rechtsunwirkſamkeit 


des Strafbeſchluſſes geltend macht und die Feſtſtellung begehrt, 


daß ihm ſein Recht auf die allen Mitgliedern gebührende Gleich⸗ 
beteiligung an den Vereinsunternehmungen in unzuläſſiger Weiſe 
auf ein Jahr genommen worden ſei. Iſt eine ſolche Rechts⸗ 
entziehung dem Umfange nach auch nicht ebenſo vollſtändig wie 
die Entſetzung aus allen Mitgliedſchaftsrechten durch eine Aus⸗ 
ſchließung, ſo iſt doch in Anſehung des Rechtsſchutzes die Lage 
des davon betroffenen Mitgliedes die gleiche. Dies rechtfertigt 
die Zulaſſung des ordentlichen Rechtsweges und die richterliche 
Nachprüfung in denſelben Grenzen, wie ſie nach feſtſtehender 
Rechtſprechung in den Fällen einer gegen die Ausſchließung 
gerichteten Klage einzuhalten ſind, ſomit die Aufrechterhaltung 
deſſen, was in dem Urteile vom 10. Mai 1894 grundſätzlich, 
wenngleich für ein anderes Rechtsgebiet, nämlich für das An⸗ 
wendungsgebiet des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts bereits 
angenommen worden iſt. Was ſodann im gegebenen Falle die 
Art und Weiſe der Vollzehung des Strafbeſchluſſes anlangt, ſo 
behauptet der Kläger und der BerR. ſtellt dies ohne Geſetzes⸗ 
verletzung auch tatſächlich feſt, daß die Veröffentlichung in dem 
bei 27000 Mitgliedern weit verbreiteten Vereinsblatte den 
Kläger „ſehr empfindlich“ und zwar „allgemein zu diskredi⸗ 
tieren geeignet“ geweſen ſei. Der Verein hat ſich alſo nicht 
darauf beſchränkt, durch eine Fernhaltung des Klägers von den 
Veranſtaltungen die beſchloſſene Maßnahme ſelbſt in Wirkſamkeit 
zu ſetzen und die deswegen zu erlaſſenden Mitteilungen in den 
Grenzen des zu ihrer Durchführung Notwendigen zu halten, 
ſondern er iſt darüber hinausgegangen und hat vermöge dieſer 
Veröffentlichung den Kläger zugleich außerhalb des Vereins⸗ 
lebens und der Vereinsbetätigung bloßgeſtellt. Er hat ihm 
dadurch einen zweiten Grund zur Klage gegeben. In bezug 
auf ihn mußte der Kläger gleichfalls damit gehört werden, daß 
ihm für die begangene Rechtsverletzung die geforderte Genug⸗ 
tuung nach bürgerlichem Recht gebühre. Hiernach ſind die Vor⸗ 
inſtanzen mit Recht in vollem Umfange der Anträge ſachlich 
auf die Klage eingegangen. Dabei gereicht es dem Beklagten 
nicht zum Nachteil und entſpricht auch den für Fälle der Aus⸗ 
ſchließung aus dem Verein geltenden, nach dem vorſtehend Aus— 
geführten hier gleichfalls anwendbaren Grundſätzen, wenn ſie 
die Frage, ob der Kläger einen Grund zur Verhängung der 
Strafmaßregel gegeben hat, der richterlichen Nachprüfung für 
entzogen halten und die Bemängelung des Strafbeſchluſſes nur 
unter dem Geſichtspunkte zulaſſen, daß der Beſchluß in einem 
Verfahren ergangen ſei, das den in der Vereinsſatzung vor⸗ 
geſehenen und den nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu 
ſtellenden Anforderungen nicht entſpricht. Andererſeits iſt es 
auch richtig, daß der Ber R. das Recht des Klägers, in dieſer 
Begrenzung eine gerichtliche Nachprüfung zu verlangen, erſt 
dann für gegeben gehalten hat, wenn der Kläger das in der 
Satzung vorgeſehene Mittel, den Strafbeſchluß durch Anrufung 


einer der Sportkommiſſion übergeordneten Vereinsſtelle anzu— 
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fechten, zuvor ohne Erfolg angewendet hat. Dieſelben Gründe, 
welche für den Fall einer derartigen Regelung des Inſtanzen⸗ 
zuges innerhalb der Vereinsorganiſation bei der Ausſchließung 
von Mitgliedern dahin geführt haben, die gerichtliche Klage erſt 
dann zuzulaſſen, wenn das ſatzungsmäßig vorgeſehene Verfahren 
alle vorgeſchriebenen Stadien der Anfechtung und Nachprüfung 
durchlaufen hat [RG. 85, 355],!) find auch von Bedeutung für 
den Fall einer ehrenrührigen und in die Mitgliederrechte des 
Einzelnen eingreifenden Beſtrafung des Mitglieds. Der Be 
ſchluß über die Beſtrafung iſt noch nicht endgültig im Sinne 
der Satzung, ſolange der Weg einer Anfechtung innerhalb des 
Vereins ſelbſt noch offenſteht und der Verein darf es ablehnen, 
ſich deswegen vor Gericht zu verantworten, bevor die dafür 
nach der Satzung beſtimmten Vereinsſtellen die endgültige Ent: 
ſcheidung getroffen haben. Dieſer Grundſatz kann jedoch nicht 
dahin führen, daß dem Mitgliede, das von ſeiner Seite das 
Nötige getan hat, um der Satzungsvorſchrift gerecht zu werden 
und die Entſcheidung der höheren Vereinsſtelle zu erlangen, der 
Weg dahin vom Verein verlegt oder ihm durch paſſives Ber: 
halten der zuſtändigen höheren Vereinsſtelle oder des damit 
befaßten Vorſtandes in ungebührlicher Weiſe die Möglichkeit 
der ſatzungsmäßigen Abhilfe verkümmert wird. Dies iſt nach 
den Feſtſtellungen des BerR. im gegebenen Falle geſchehen 
Der Geſchäftsgang bei der in § 18b der Satzung vorgeſehenen 
Berufung gegen die Entſcheidungen der Sportkommiſſion i 
nicht beſonders geregelt. Der BerR. hat gegen eine Geſeßes⸗ 
vorſchrift nicht verſtoßen, indem er annahm, der Kläger habe in 
dem nach Mitteilung des Strafbeſchluſſes mit dem Verein ge 
führten Briefwechſel den Beſchluß beanſtandet, damit aber die 
als Berufung an die höhere Vereinsinſtanz anzuſehende Er⸗ 
klärung ſo, wie es nach der Satzung erforderlich war, abgegeben; 
nunmehr habe der Vereinsvorſtand die Verpflichtung gehabt, 
das Berufungsverfahren in die Wege zu leiten und die Berufungs⸗ 
entſcheidung der nach 8 18b zuſtändigen Mitglieder des „Engeren 
Vorſtandes“ herbeizuführen, er habe aber die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung ungeachtet der Zuſage, die in dem Schreiben des 
Vorſtandes vom 8. Dezember 1913 enthalten war, bis zur Ver; 
handlung in der Berufungsinſtanz, alſo mehr als ein Jahr lang 
immer noch unerfüllt gelaſſen. Der Beklagte hat im Prozeſe 
auch in keiner Weiſe zu erkennen gegeben, daß der Vorſtend 
willens ſei, hierin eine Anderung eintreten zu laſſen. Er mute 
vielmehr in der Reviſionsbegründung dem Kläger zu, da ez ſih 
nur um eine Verzögerung handele, ſich durch eine Mahnung zu 
helfen. Dies iſt um ſo verfehlter, als der Verein im Propst 
zugleich die Gültigkeit des Beſchluſſes geltend macht und ihn 
als endgültig und formell überhaupt nicht mehr anfechtbar ar 
geſehen wiſſen will, weil der Kläger ſich nicht ſelbſt an die mr 
ſtändigen Mitglieder des Engeren Vorſtandes gewendet habe 
Da es einer ſolchen Stellungnahme gegenüber weder für de 
Kläger noch auch für die Gerichte ein Mittel gibt, die Berufunge⸗ 
entſcheidung des Engeren Vorſtandes in der durch 5 180 vor 
geſehenen Zuſammenſetzung zu erzwingen, der Kläger aber nicht 
verpflichtet iſt, bei dem Vorſtande auf eine Sinnes änderung und 
eine Anderung feines Verhaltens zu warten, und bis dahin ſih 


der beſchloſſenen Beſtrafung zu unterwerfen, fo könnte die Fragt 
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entſtehen, ob nicht ſchon ohne weiteres der Beſchluß wegen Ver⸗ 
eitelung ſeiner ſatzungsmäßig zuläſſigen Anfechtung für ungültig 
erklärt werden müßte. Es beſchwert indeſſen den beklagten Verein 
keinesfalls, daß der Ber R. wegen der dem Beklagten zur Laſt 
fallenden Vereitelung der ſatzungsmäßigen Anfechtung ihn ſo 
behandelt hat, wie wenn die ſatzungsmäßige Berufung zurück⸗ 
gewieſen, die Entſcheidung des Sportausſchuſſes alſo von der 
zuſtändigen höheren Vereinsſtelle aufrechterhalten worden wäre. 
Auch darin iſt der Beklagte nicht beſchwert, daß von dieſem 
Geſichtspunkte aus der Beſchluß nicht wegen formell gänzlich 
unzulänglicher, nämlich überhaupt unterbliebener Durchführung 
des Berufungsverfahrens für ungültig erklärt worden iſt, das 
BG. vielmehr die Ungültigkeitserklärung davon abhängig gemacht 
hat, daß der von der erſten Vereinsinſtanz erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidung formelle Mängel anhaften. Die Gründe, weshalb 
der Ber R. dieſe Frage bejaht und den Beſchluß daher für 
ungültig erklärt hat, laſſen ſich gleichfalls in keinem der drei 
Punkte beanſtanden. Die Annahme, daß eine Maßregelung des 
Klägers wegen ſeines Verhaltens nach der Preisverteilung und 
wegen ſeines Briefes an de M. keine „ſportliche Angelegenheit“ 
geweſen ſei und daher nicht zur ſatzungsmäßigen Zuſtändigkeit 
der Zentral⸗Sportkommiſion gehört habe, daß vielmehr das als 
„Ehrenrat“ bezeichnete Vereinsorgan ſatzungsmäßig damit hätte 
befaßt werden ſollen, beruht auf einer Auslegung des 8 18b 
der Satzung, die gegen irgendwelche Geſetzesvorſchriften nicht 
verſtößt. Nicht zu beanſtanden iſt auch die fernere Annahme, 
daß die an der Beſchlußfaſſung beteiligten Mitglieder der Sport⸗ 
kommiſſion wegen perſönlicher Beteiligung, nämlich weil es ſich um 
die Ahndung einer nach ihrer Empfindung ihnen ſelbſt zugefügten 
Beleidigung handelte, ſich, ſofern die Kommiſſion zuſtändig geweſen 
wäre, der Mitwirkung bei der Beſchlußfaſſung hätten enthalten 
müſſen. Dies gilt zwar aus den vom erkennenden Senat in Sachen 
IV 354/12 durch Urteil vom 9. Januar 1913 [Warneyer 
1913 Nr. 182] entwickelten Gründen nicht allgemein, iſt aber 
für den gegebenen Fall vom BerR. auch aus der beſonderen 
Vorſchrift des § 10 Abſ. 2 der Satzung hergeleitet worden, und 
zwar wiederum ohne daß ſich die Auslegung der Satzung hierin 
als geſetzwidrig beanſtanden ließe. Richtig iſt endlich auch, daß 
nach den Feſtſtellungen des Ber R. vor der Beſchlußfaſſung der 
Sportkommiſſion dem Kläger nur in völlig unzulänglicher Weiſe 
Gelegenheit zur Erklärung und zur Verteidigung gegen die 
beabſichtigte Maßregelung gegeben worden iſt. In der Ver⸗ 
ſammlung der Kommiſſion wurde über eine andere Angelegenheit, 
nämlich über die Reſultate der „Sternfahrt“ beraten, als ge⸗ 
legentlich dem anweſenden Kläger die Frage vorgelegt wurde, 
ob der Brief an de M. von ſeiner Hand herrühre. Der Verſuch 
der Reviſion, die Verhängung von Vereinsſtrafen ohne An⸗ 
hörung des zu beſtrafenden Vereinsmitgliedes und die Beteiligung 
beleidigter Mitglieder an dem Straſbeſchluß in Fällen einer 
Beſtrafung wegen der Beleidigung als zuläſſig daraus herzuleiten, 
daß Gleiches nach 8 179 GVG. bei der Verhängung richter⸗ 
licher Ordnungsſtrafen zu gelten habe, iſt als völlig verfehlt 
abzulehnen. Er ſcheitert ſchon an dem mehrfach in der reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung hervorgehobenen Unterſchiede zwiſchen 
jeder richterlichen und überhaupt jeder in öffentlicher Amts⸗ 
führung vorgenommenen Amtstätigkeit und der Vereinstätigkeit 
in dem nicht auf ſtaatlicher Ordnung beruhenden, ſondern ſelbſt— 
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geſchaffenen Wirkungskreiſe des Vereins und ſeiner Organe. 
Bei dieſer Sachlage iſt zunächſt die richterliche Feſtſtellung der 
Ungültigkeit des die Beſtrafung des Klägers ausſprechenden 
Beſchluſſes dem Beklagten gegenüber gerechtfertigt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des §S 256 ZPO. lagen zur Zeit, als das BU. erging, 
immer noch vor, obwohl damals der Zeitabſchnitt, für den die 
„Disqualifikation“ des Klägers Geltung haben ſollte, bereits 
abgelaufen war. Denn der richterliche Urteilsſpruch, der die 
Ungültigkeit des Strafbeſchluſſes feſtſtellt, gewährt dem Kläger 
dauernd einen Schutz dagegen, daß ſich der Verein ihm gegenüber 
darauf berufen kann, er ſei in einem der Satzung entſprechenden 
Verfahren in der angegebenen Weiſe beſtraft worden, er habe 
ſich dieſe Beſtraſung nach der Vereinsſatzung gefallen laſſen 
mülſſen und fie beſtehe mit ihren nachteiligen Folgen, auch ſoweit 
ſie nicht auf wirtſchaftlichem Gebiet liegen, gegen ihn immer 
noch zu Recht. Es fehlt daher nicht an einem berechtigten 
Intereſſe des Klägers an der Feſtſtellung. In dieſer Beziehung 
iſt die Rechtslage die gleiche, wie wenn es ſich um die Feſt⸗ 
ſtellung der Unwirkſamkeit einer Ausſchließung nach dem Austritt 
des Mitgliedes handelt, und es kann daher hier auf die Aus⸗ 
führungen in dem Urteil IV 567/13 [Warneyer 1914 Nr. 160] 
Bezug genommen werden. Ebenſo gerechtfertigt iſt aber auch 
die Verurteilung des Beklagten, die richterliche Feſtſtellung der 
Ungültigkeit des Beſchluſſes in der nämlichen Weiſe zu ver⸗ 
öffentlichen, wie er den Beſchluß in ſeinem Vereinsblatte ver⸗ 
öffentlicht hat. Dieſe Verurteilung ergibt ſich aus 8 823 Abſ. 2 
BGB. in Verb. mit § 185 StGB. und in Verb. mit 88 249, 
251 BGB. Von dem Vereine geht eine Beleidigung des 
Klägers aus, für die es bei der feſtgeſtellten Ungültigkeit des 
Beſchluſſes über die veröffentlichte Beſtrafung dem Vereine an 
jeder Rechtfertigung fehlt. Ob der Vorſtand des Vereins un⸗ 
mittelbar oder ob die Sportkommiſſion dieſe Veröffentlichung 
veranlaßt hat, macht im Ergebniſſe keinen Unterſchied aus. Die 
Mitglieder des Vorſtandes und die Mitglieder der Sport⸗ 
kommiſſionen haben dabei jedenfalls im Bereich des ihnen nach 
der Vereinsverfaſſung zugewieſenen Wirkungskreiſes gehandelt. 
Es kann daher auch nicht mit der Reviſion ein Bedenken 
dagegen erhoben werden, daß der Verein nach Maßgabe des 
§ 31 BGB. für den dem Kläger daraus entſtandenen Schaden 
verantwortlich gemacht worden iſt. Auch gegen § 823 Abſ. 2 
BGB. und gegen § 185 StGB. hat der Bert. nicht verſtoßen. 
Gegen die ihm durch die Veröffentlichung zugefügte Ehr⸗ 
verletzung war der Kläger durch § 185 geſchützt. Der Schadens⸗ 
erſatz, den der Kläger zu beanſpruchen hat, beſteht nach 88 249, 
251 BGB. darin, daß in den Grenzen der Möglichkeit der 
Zuſtand der Unverſehrtheit wiederherzuſtellen iſt. Hierſür iſt die 
dem Verein auferlegte Verpflichtung, den richterlichen Ausſpruch 
der Ungültigkeit des Straſbeſchluſſes in gleicher Weiſe zu ver⸗ 
öffentlichen, wie er dieſen Beſchluß veröffentlicht hat, ein ge: 
eignetes und darum den eben bezeichneten Geſetzesvorſchriften 
entſprechendes Mittel. In allen dieſen Beziehungen iſt auch 
auf die bisherige, hiermit im Einklange ſtehende Rechtſprechung 
des RG. zu verweiſen [RG. 51, 375; 2) 60, 5;°) ferner 56, 287; 
Warneyer 1913 Nr. 449, ſowie das vorhin erwähnte Urteil, 


2) JW. 1902 Beil. 256; Neumann, Rſpr. 1 8 823 Erk. k. 
I) JW. 1905, 141; Neumann, Ripr. 1 $ 823 Anm. 138 a. 
) Neumann, Rſpr. J § 826 Erk. f. 
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Warneyer 1914 Nr. 160). A. D. A.⸗Klub c. R., U. v. 4. Okt. 15, 
81/15 IV. — München. (L.] 

+2. 5 278 BGB. Zur Frage der Haftung des Mieters 
für ſorgfältige Behandlung der Mietſache durch die Angeſtellten 
des Mieters.] 

Eine von dem Kläger an die Beklagte vermietete Schute 
wurde am 17. Dezember 1912, als ſie am Kai der Beklagten 
von deren Arbeitern mit ſchweren Eiſenträgern beladen wurde, 
dadurch ſtark beſchädigt, daß beim Abſetzen eines Eiſenträgers 
eine dazu benutzte Stahltroſſe brach und der Träger in die 
Schute fiel. Der von dem Kläger erhobene Schadenserſatz⸗ 
anſpruch iſt von dem LG. dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt und die Berufung der Beklagten iſt zurückgewieſen 
worden; ihre Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Die Anſicht 
des BG., daß die Beklagte als Mieterin für die Beſchädigung 
der Schute Erſatz zu leiſten hat, welche durch die von ihr mit 
dem Beladen der Schute beauftragten Arbeiter verſchuldet iſt, 
ſteht im Einklange nicht nur mit dem von dem Ber. an⸗ 
gezogenen Urteile RG. 66, 405,5) ſondern auch mit der Recht⸗ 
ſprechung des erkennenden Senats, vgl. RG. 84, 222.52) Der 
Schaden iſt durch ein ſchuldhaftes Verhalten der Arbeiter ent⸗ 
ſtanden, das im Zuſammenhange mit dem Arbeitsvertrage ſtand. 
Die Beklagte bediente ſich der Arbeiter bei dem Beladen der 
gemieteten Schute und folglich auch bei der Erfüllung der ihr 
dem Vermieter gegenüber obliegenden Verpflichtung, bei dem 
Beladen die Mietſache ſorgfältig zu behandeln. Der § 278 iſt 
daher mit Recht für anwendbar erachtet. H.⸗A. P.⸗A.⸗G. c. L., 
U. v. 19. Okt. 15, 102/15 III. — Hamburg. (L.] 

+3. 8705 BGB., § 105 HGB. Ein Geſellſchaftsverhältnis 
wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß im Innenverhältnis der 
eine Geſellſchafter an Gewinn und Verluſt keinen Anteil hat.] 

Laut der getroffenen Abrede ſoll das Geſchäft — ein bis⸗ 
her von K. in gemieteten Räumen betriebenes Wiener Café — 
von den beiden Teilhabern unter gemeinſchaftlicher Firma fort⸗ 
geführt werden; K. ſoll von der Teilnahme am Verluſte frei 
ſein und ſtatt eines Gewinnanteils eine feſte monatliche Zahlung 
von 100 & erhalten. Dieſes Abkommen entſpricht den Er: 
forderniſſen des 8 705 BGB. ſowohl, wie denen des § 105 
HGB. Der gemeinſame Zweck, zu dem die Parteien ſich ver⸗ 
bunden haben, iſt die Fortführung des Wirtſchaftsbetriebes. 
K. ſollte zur Erreichung dieſes Zweckes dadurch beitragen, 
daß er als eingetragener Teilhaber das Geſchäft mit auf ſeinen 
Namen fortführen ließ, was insbeſondere als vorteilhaft für 
die Fortſetzung des Mietverhältniſſes erachtet wurde und ihn 
den Geſchäftsgläubigern haftbar machte. Daß K. einen feſten 
Entgelt erhielt und im Innenverhältniſſe am Gewinn und 
Verluſt keinen Anteil hatte, ſchließt den Beſtand eines Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſes nicht aus. Die gegenteilige in der Literatur 
hervorgetretene Meinung entbehrt des Grundes. L. c. K, U. 
v. 13. Juli 15, 99/15 II. — Berlin. [L.] 

+4. 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verb. mit 8 43 Abf. 1 des 
Preußiſchen Fiſchereigeſetzes. — Die letztere Beſtimmung iſt ein 
Schutzgeſetz auch zugunſten des Fiſchereipächters.] 

Der Kläger iſt Pächter der Fiſcherei in Goplo⸗Scharley⸗ 

und Lojewo⸗See und den dort belegenen Teilen der Metze; der 


5) JW. 1907, 755. — 5%) JW. 1914, 465. 
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N 21. 1915. 
Inhaber des Fiſchereirechts und Verpächter ift die Fiſcherei⸗ 
genoſſenſchaft der oberen Metze. An dem Kruſchwitzer⸗See, der 
ein Teil des Goplo⸗Sees iſt, betreibt die Beklagte eine Zucker⸗ 
fabrik. Sie entnimmt dem See das für ihren Fabrikbetrieb 
erforderliche Waſſer und führt ihm die Abwäſſer wieder zu. 
Der Kläger behauptet, daß dem See mit dieſen giftige Beſtand⸗ 
teile und ſchädliche Bakterien zugeführt würden, die zur Zeit 
der Zuckerkampagne verheerend auf den Fiſchbeſtand wirkten. 
Er fordert Schadenserſatz. Alle Inſtanzen erkannten zu ſeinen 
Gunſten. Aus den Gründen: Die Beklagte beſtreitet (u. a.) 
die Klagebefugnis des Klägers, dem als Pächter nur ein ſchuld⸗ 
rechtliches perſönliches Recht auf Gewinnung der Fiſche in 
dem Goplo⸗See zuſtehe, das ſich von der Verpächterin, der 
Fiſchereigenoſſenſchaft zu Kruſchwitz, ableite; nur dieſe könne 
wegen der Verunreinigung der Gewäſſer und des dadurch ent⸗ 
ſtandenen Schadens des Fiſchſterbens klagen. Das BO. er⸗ 
achtet den Klageanſpruch nach 8 43 Abf. 1 Prgiſchereic. vom 
30. Mai 1874, der als ein Schutzgeſetz im Sinne des 9 823 
Abſ. 2 BGB., und zwar nicht nur für den unmittelbaren 
Fiſchereiberechtigten, ſondern auch für den im Befige befindlichen 
Pächter anzuſehen fei, für begründet. Die gegen dieſe Ent 
ſcheidung gerichtete Reviſion der Beklagten war nicht für be 
gründet zu erachten. Der Klageanſpruch iſt auf 8 43 Abl.! 
PrFiſchereich. in Verb. mit § 823 Abſ. 2 BGB. geſtüßt. 
Daß die erſtgedachte preußiſche Geſetzesbeſtimmung als ein 
Schutzgeſetz für die Fiſchereiberechtigten im Sinne des 9 823 
Abſ. 2 BGB. anzuſprechen ift, iſt von der Rechtſprechung des 
RE. nicht nur in dem für das frühere Recht ergangenen Ent 
ſcheidungen RG. 38, 266; 52, 297 als ausgesprochen am 
zuſehen, die fie als ein auf Schadensverhütungen abzilendes 
Polizeigeſetz nach 8 26 Tl. 1 Tit. 6 ALR. erklärt haben; es 
ift auch bereits für das Recht des BGB. in einer Entſcheidung 
des V. 3. vom 8. April 1905, V 464/04 anerkannt worden 
Der Schutz des § 43 des bezeichneten Geſetzes kommt ober 
nicht nur den unmittelbaren Fiſchereiberechtigten zugute, M 
erſtreckt ſich auch auf das durch Beſitzübertragung und Aus⸗ 
übung allen Dritten gegenüber wirkſam gewordene Aneignungs⸗ 
recht des Fiſchereipächters. Auch das iſt in der Rechtſprechung 
des NG. bereits anerkannt. Eine Entſcheidung des V. 38, 
vom 27. Mai 1911, V 512/10 [Recht 1911 Nr. 2879 führt 
aus, daß das Beſitzrecht des Fiſchereipächters zu den ſonſigen 
Rechten im Sinne des § 823 Abſ. 1 gehört; damit iſt abe 
auch die Unterſtellung des ausgeübten Fiſchereipachtrechtes unter 
den Schutz des § 823 Abſ. 2 BGB. von ſelbſt gegeben. Der 
Pachtvertrag erzeugt zwar zunächſt nur ein perſönliches Thu 
rechtliches Band zwiſchen Verpächter und Pächter; auf jener 
Grundlage entſteht aber durch die Beſitzübertragung ein binglid 
wirkendes, alle anderen Perſonen ausſchließendes Recht auf 
die Aneignung des Fiſchbeſtandes, das als „fremdes Fiſchtie 
recht“ im Sinne des § 43 Abſ. 1 Prgiſchereich. anzusche 
und alſo durch dieſe Geſetzesbeſtimmung geſchützt it. Die 
Klagebefugnis des Klägers wird deshalb von der Neoifen 
zu Unrecht angezweifelt. Zuckerfabrik K. c. R., U. b. 4.08.15, 
235/15 VI. — Poſen. [L.] 

+5. Zur Frage der fahrläſſigen Amtspflichtverlezung! 
Die Generalverſammlung der Klägerin beſchloß a 
29. Dezember 1913, „den einzelnen Anteil um 700 4 feet 
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44. Jahrgang. 


zahlbar zu erhöhen“. Die beiden Vorſtandsmitglieder meldeten 
am 30. desſelben Monats 1 Uhr zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers den Beſchluß zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter an. Der Regiſterrichter, dem das Protokoll nebſt dem 
betreffenden Aktenband II vorgelegt wurde, verfügte am 
31. Dezember 1913 die Beifügung des erſten Bandes mit dem 
Statut und am 2. Januar 1914, an dem die Wiedervorlage 
mit Bd. I erfolgte, ein Schreiben an die Klägerin, in dem er 
eine ergänzende Erklärung des Vorſtandes forderte, ob der 
Geſchäftsanteil von 500 & auf 700 & oder um 700 & auf 
1200 & erhöht werde, da der Generalverſammlungsbeſchluß 
dies nicht mit Beſtimmtheit erkennen laſſe. Nachdem der 
Vorſtand dieſe Erklärung am 7. Januar 1914 in dem letzteren 
Sinne abgegeben hatte, erfolgte an dieſem Tage die Eintragung 
des Beſchluſſes. Am 31. Dezember 1913 waren ſechs Genoſſen 
der Klägerin mit 44 Anteilen aus der Genoſſenſchaft aus⸗ 
geſchieden. Dieſe weigerten die Zahlung der 700 4, weil der 
Erhöhungsbeſchluß erſt nach ihrem Ausſcheiden mit ſeiner Ein⸗ 
tragung wirkſam geworden ſei. Die Klägerin beanſprucht nun 
Erſatz der 30 800 & von dem Beklagten mit der Begründung, 
die Eintragung des Beſchluſſes hätte bei ordnungsmäßigem 
Verfahren noch am 31. Dezember 1913 geſchehen müſſen, die 
Verſpätung beruhe auf fahrläſſigen Amtspflichtverletzungen des 
Gerichtsſchreibers und des Regiſterrichters; der erſte ſei aus⸗ 
drücklich darauf hingewieſen, daß die Eintragung mit Rückſicht 
auf das Ausſcheiden verſchiedener Genoſſen mit erheblichen 
Geſchäftsanteilen unter allen Umſtänden noch im alten Jahre 
erfolgen müſſe. Die Klage iſt abgewieſen und die Berufung 
der Klägerin zurückgewieſen. Dieſe hat ohne Erfolg Reviſion ein⸗ 
gelegt. Gründe: Die Reviſion greift mit Recht die Anſicht des 
BG. an, die Beamten ſeien nicht verpflichtet geweſen, die be⸗ 
ſondere Dringlichkeit der einzelnen Eintragungsanträge zu prüfen 
und zu berückſichtigen, ſelbſt wenn auf dieſe beſonders hin⸗ 
gewieſen ſein ſollte. Allerdings kann der Reviſion nicht zu⸗ 
gegeben werden, daß der Regiſterrichter ohne weiteres aus dem 
Inhalte des Generalverſammlungsprotokolls die Notwendigkeit, 
die Eintragung noch im Jahre 1913 vorzunehmen, hätte er⸗ 
kennen müſſen; aber wenn, wie die Klägerin behauptet hat, 
der Gerichtsſchreiber bei der Aufnahme des Eintragungsantrags 
ausdrücklich darauf hingewieſen iſt, daß die Eintragung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter wegen des Ausſcheidens verſchiedener 
Genoſſen mit erheblichen Geſchäftsanteilen unter allen Um— 
ſtänden noch im alten Jahre erfolgen müſſe, ſo hätte er auf 
dem Antrage die Eilbedürftigkeit der Sache vermerken und der 
Richter hätte alsdann nach Prüfung und Feſtſtellung der Eil⸗ 
bedürftigkeit den Antrag vorab erledigen müſſen. Der Reviſion 
iſt aber trotzdem der Erſolg zu verſagen, weil ſich die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung aus einem anderen Grunde als richtig 
darſtellt. Der Klägerin kann nicht zugegeben werden, daß die 
Beanſtandung ihres Antrags in der Verfügung vom 
2. Januar 1914 dem Richter zum Verſchulden angerechnet 
werden kann. In dem Generalverſammlungsbeſchluſſe war die 
künftige Höhe des Geſchäftsanteils nicht angegeben, ſondern 
nur geſagt, daß der Anteil „um 700 & erhöht werde. Der 
Geſchäftsanteil betrug aber bisher nur 500 &, eine Erhöhung 
auf 1200 , alſo auf mehr als das Doppelte, war un 
gewöhnlich, eine ſolche um 2009 % auf 700 , an ſich wahr— 
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ſcheinlicher. Wenn der Richter unter dieſen Umſtänden be⸗ 
zweifelte, ob die Faſſung des Generalverſammlungsprotokolls 
den Beſchluß richtig wiedergebe oder eine, bei Laien mögliche, 
falſche Ausdrucksweiſe vorliege, und dieſen Punkt vor der Ein⸗ 
tragung klarſtellte, ſo iſt darin ein Verſchulden nicht zu finden. 
Daß der Richter, wenn er den Antrag ſofort am 30. oder 
31. Dezember 1913 als Eilſache erledigt hätte, die gleiche 
Zwiſchenverfügung getroffen haben würde, wie er ſie am 
2. Januar 1914 erlaſſen hat, iſt ohne weiteres anzunehmen. 
Demnach würde auch in dieſem Falle die beantragte Eintragung 
ohne Verſchulden der Beamten nicht mehr im Jahre 1913 erfolgt 
fein. Verbandskaſſe gewerblicher Genoſſenſchaften e. Preußiſchen 
Staat, U. v. 8. Okt. 15, 19/15 III. — Berlin. [B.] 
Handelsgeſetzbuch. 
+6. Stillſchweigende Vollmachtserteilung.] 

Nach der Behauptung der Klägerin hat die Beklagte im 
Dezember 1912 bei Verkäufen, welche die Oberförſtereien T. 
und R. veranſtalteten, durch ihren zur Vertretung befugten 
Geſchäftsführer B. Holz für insgeſamt 22 877,06 & gekauft 
und eine Anzahlung von 1576 & geleiſtet. Das Holz wurde 
nicht abgenommen und deshalb auf Grund der allgemeinen 
Verkaufsbedingungen auf Rechnung des Käufers verſteigert. Die 
Klägerin verlangt mit der Klage die Zahlung des Mindererlöſes 
mit 6430,76 & nebſt Zinſen. Die Beklagte trat der Klage 
entgegen, indem ſie namentlich beſtritt, daß B. Vertretungsmacht 
gehabt habe. Das LG. gab der Klage ſtatt. Das OLG. wies 
die Berufung der Beklagten bezüglich eines Teilbetrags von 
167,85 & zurück; im übrigen erkannte es auf Abweiſung der 
Klage. Die Klägerin hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. 
Gründe: Die Beklagte hat ſelbſt vorgetragen, daß B., der ihr 
Geſchäft zu kaufen beabſichtigt habe, vom Frühjahr 1912 an 
darin tätig geweſen ſei; im Oktober 1912 ſei ihm aber aus⸗ 
drücklich unterſagt worden, weitere Geſchäfte, insbeſondere Holz⸗ 
käufe für die Beklagte abzuſchließen. Das LG. legt dar, daß 
B. in dem Betriebe der Beklagten die Stellung eines auch zu 
Holzkäufen berechtigten Handlungsbevollmächtigten gehabt habe, 
daß die Beklagte ihm zwar im Oktober 1912 die Befugnis zu 
Holzkäufen entzogen habe, daß aber dieſe Anderung in keiner 
Weiſe nach außen hervorgetreten ſei, und daß deshalb die Be— 
klagte die hier in Rede ſtehenden, von B. in ihrem Namen ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte gegen ſich gelten laſſen müſſe. Das 
OLG. bejaht die Haftung der Beklagten nur bezüglich eines 
aus einem Kaufe vom 17. Dezember 1912 herrührenden Poſtens 
von 167,85 #4. Inſoweit iſt es der Anſicht, daß die Beklagte 
die Handlungen B.s nachträglich genehmigt habe. Im übrigen 
weiſt es die Klage ab, indem es annimmt, daß B. unbefugt 
für die Beklagte aufgetreten ſei, und daß die Beklagte ſich auch 
nicht der Klägerin gegenüber ſo zu behandeln laſſen brauche, 
als ob ſie Vollmacht zu den Käufen erteilt hätte. Das hierzu 
Ausgeführte beruht auf einer Verkennung des § 54 HGB. und 
der Grundſätze, die in der Frage der ſtillſchweigenden Vol: 
machtserteilung Anerkennung erlangt haben. Mit Recht legt 
das LG. Gewicht darauf, ob dem B. in dem Geſchäfte der 
Beklagten eine Stellung eingeräumt worden iſt, die ihn auch 
zu Holzeinkäufen namens der Beklagten berechtigte und ob der 
von der Beklagten behauptete Widerruf der Einkaufsvollmacht 


nach außen erkennbar geworden iſt. Das BG. ſchlägt einen 
130: 
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anderen Weg ein. Es unterſucht zunächſt, ob die Beklagte trotz 
des Widerrufs geduldet habe, daß B. weiter als Bevollmächtigter 
für ſie auftrat. Dies verneint es, indem es ausführt: aus der 
Tatſache, daß B. die hier in Frage ſtehenden drei Offerten auf 
Briefbogen der Beklagten geſchrieben habe, ſei nichts zu folgern, 
weil Briefbogen mit Firmenaufdruck zu benutzen jeder im Geſchäft 
befindliche Handlungsgehilſe in der Lage ſei und dafür, daß die 
Beklagte von dem Vorgehen B.3 vorher Kenntnis erlangt habe, 
nichts vorliege, ebenſowenig ſei daraus zu ſchließen, daß B. in 
den letzten Monaten des Jahres 1912 für die Beklagte noch 
Pfähle und Baumaterialien gekauft und eine Revierkarte für 
ſie beſtellt habe, da die Entziehung einer allgemeinen Vollmacht 
nicht ausſchließe, daß der Geſchäftsinhaber im Einzelfall doch 
wieder Vollmacht oder nachträgliche Genehmigung erteile. Da⸗ 
nach hält das BG. nur noch für erforderlich die Prüfung der 
Frage, ob der Widerruf der Einkaufsvollmacht der Klägerin 
gegenüber rechtswirkſam erfolgt ſei. Als entſcheidend ſieht es 
dabei an, ob die Beklagte die Erteilung der — nur durch 
Erklärung gegenüber B. widerrufenen — Vollmacht gerade der 
Forſtverwaltung gegenüber oder durch öffentliche Bekanntmachung 
kundgegeben hat [8 171 BGB.]. Da es eine ſolche Kundgabe 
nicht für erfolgt erachtet, kommt es zu dem Ergebniſſe, daß B. 
nicht als vertretungsberechtigt zu gelten habe. Dieſe Behandlung 
der Sache leidet an dem Fehler, daß das BG. die Stellung, 
die B. bei der Beklagten eingenommen hat, nicht als etwas 
Einheitliches berückſichtigt, ſondern die Verhältniſſe, wie ſie vor 
und nach dem Widerrufe der Einkaufsvollmacht lagen, jeweils 
völlig für ſich behandelt. Für die Beurteilung der nach dem 
Widerrufe liegenden Vorkommniſſe iſt das Vorausgegangene 
von weſentlicher Bedeutung. Es kommt hier darauf an, wie 
zur Zeit des Abſchluſſes der ſtreitigen Geſchäfte die dem B. von 
der Beklagten eingeräumte Stellung in den beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſen aufzufaſſen war. Dies läßt ſich, da der Widerruf nur 
B. gegenüber erklärt worden iſt und deshalb nicht ohne weiteres 
auch nach außen wirkte, für die hier in Rede ſtehende Zeit nur 
im Zuſammenhang mit dem Vorhergegangenen und aus der 
Lage heraus, die zur Zeit des Widerrufs beſtanden hat, ermeſſen. 
Nahm B. zu jener Zeit auf Grund ausdrücklicher oder ſtill⸗ 
ſchweigender Einräumung oder auch nur unter Duldung der 
Beklagten bei dieſer eine Stellung ein, die ihn als vertretungs⸗ 
befugt für Geſchäfte der gegebenen Art erſcheinen laſſen mußte, 
dann hatte eine nur B. gegenüber erklärte Anderung dieſer 
Befugnis gutgläubigen Dritten gegenüber inſolange keine Wirkung, 
als die Stellung B.s, welche die Befugnis ergab, nach außen 
ſortdauerte. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat das BG. die 
Sache nicht geprüft. Was es über die Zeit nach dem Wider⸗ 
rufe darlegt, genügt deshalb nicht, weil nicht in Betracht gezogen 
iſt, welche Bedeutung der von B. weiter entwickelten Tätigkeit 


bei Berückſichtigung ſeiner bisherigen Stellung zukommt. Bei 


den Ausführungen über die Wirkſamkeit des Widerrufs kommt 
das BG. zwar auf die frühere Stellung B.s zu ſprechen, aber 
in einem Zufammenhange, der nicht zuläßt, daß etwa in dieſen 
Ausführungen die notwendige Ergänzung zu dem über die Zeit 
nach dem Widerrufe Dargelegten gefunden werden kann. Es iſt 
hier nicht etwa allgemein die entſcheidende Frage behandelt, ob 
B. nach den Anſchauungen des redlichen Verkehrs vermöge der 
ihm eingeräumten Stellung als zum Einkauf bevollmächtigter 
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Vertreter der Beklagten zu gelten hatte. Das BG. beſchränkt 
ſich vielmehr auf die Unterſuchung, ob eine über den Einzelfall 
hinausgehende Vertretungsmacht im Verkehr gerade mit den 
Forſtbehörden hervorgetreten iſt. Danach war das angefochtene 
Urteil aufzuheben, ſoweit die Klage abgewieſen und über die 
Koſten entſchieden iſt. Zugleich war die Sache inſoweit an das 
BG. zurückzuverweiſen. Spruchreif iſt fie in dieſer Inſtanz zu: 
gunſten der Klägerin ſchon deshalb nicht, weil die Beklagte 
noch den weiteren, von dem BG. bezüglich der noch ftreitigen 
Käufe nicht erledigten Einwand erhoben hat, daß ihr der Zu⸗ 
ſchlag nicht in der gehörigen Friſt erteilt worden ſei und daß 
die Käufe auch deshalb für ſie nicht bindend ſeien. Preuß. 
Regierung in K. c. St., U. v. 8. Okt. 15, 249/15 I. — 
Roſtock. [B.) 

7. 58271 HGB. Anfechtung des Beſchluſſes der General: 
verſammlung einer Aktiengeſellſchaft. Nicht ordnungsmäßige 
Ankündigung des Beſchlußthemas.] 

Die Beklagte iſt eine Aktiengeſellſchaft, deren Zweck u. a. 
auf den Betrieb von Banks und Kreditgeſchäften zur Aus 
gleichung von zeitweiſem Geldmangel und Geldüberfluß bei den 
angeſchloſſenen Genoſſenſchaften gerichtet iſt. Nach den Satzungen 
werden vom Reingewinn zunächſt 20 Prozent zum Reſerveſonds 
verwendet; alsdann wird eine Dividende ausgeworfen, die aber 
nicht mehr als 4 Prozent des eingezahlten Grundkapitals be⸗ 
tragen darf; der Reſt iſt gleichfalls dem Reſervefonds zuzu- 
weiſen. Am 11. Juni 1913 beſchloß die Beklagte die Ge⸗ 
nehmigung der Bilanz für das Geſchäftsjahr 1912, die Ent 
laſtung des Vorſtandes und Aufſichtsrates ſowie die Erhöhung 
des Grundkapitals von 10 auf 15 Millionen Mark; von den 
neuen Aktien ſollte jeder Aktionär 4 Stück zum Nennwerte 
beziehen dürfen. Dieſe Beſchlüſſe wurden mit 5275 gegen 
380 Stimmen gefaßt. Zur überſtimmten Minderheit gehörte 
die klagende Genoſſenſchaft, die mit einer Aktie zu 1000 4 
an der Beklagten beteiligt war. Sie erklärte Widerspruch zu 
Protokoll und erhob die Anfechtungsklage. Das LG. entſchied 
teils für, teils gegen die Klägerin. Nachdem von beiden 
Seiten Berufung eingelegt war, erkannte das KG. auf gänz⸗ 
liche Abweiſung. Die Reviſion der Klägerin hatte teilweisen 
Erfolg. Gründe: Die Anfechtungsklage hat alle in der 
Generalverſammlung vom 11. Juni 1913 gefaßten Beſchlüſſ 
zum Gegenſtande. Sie bemängelt die Bilanz in einer Rebe 
von Punkten [ogl. unten Nr. 1 bis 3] und greift nicht minder 
die Entlaſtung [Nr. 4] ſowie die Kapitalserhöhung an [Nr. 5 
Alle dieſe Angriffe werden von der Reviſion wiederholt. Die 
Reviſion kann aber nur zum Teil Erfolg haben. 1. Im Jahre 
1910 hatte ſich die Beklagte von den meiſten ihrer Aktionäre 
je 750 & zu freier Verfügung zahlen laſſen. Sie hatte da 
gegen verſprochen, aus dem Jahresgewinn, wie er ſich nach 
der ſatzungsmäßigen Speiſung des Reſervefonds und nach der 
Ausſchüttung der Dividende darſtellen würde, eine Summe 
von höchſtens ¼ der geleifteten Einzahlungen auszuſonden 
und die ausgeſonderten Beträge, ſobald ſie die Höhe der Ge⸗ 
ſamteinzahlungen erreicht haben würden, alſo nach früheſtens 
15 Jahren, zur Rückerſtattung der Einzahlungen zu verwenden 
Auf dieſe Verträge bezieht ſich der Anſatz in der Bilanz 
„weite Rate auf die gemäß Nachtrag zu den Geſchäftsbeſtmr 
mungen eingezahlten Gebühren: 184 480 , der als ii 
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unter ſieben Abzugspoſten des Bruttogewinnes erſcheint. Der 
Reingewinn von 435 189,80 & wurde in Höhe von 304 426,98 4 
— 34, Prozent des eingezahlten Grundkapitals als Dividende 
verteilt und im übrigen für den Reſervefonds zurückgelegt. 
Die Behauptung, der Abzug der 184 480 & laufe den SS 40, 
261 HGB. zuwider, gründet die Klägerin in erſter Linie auf 
die Auffaſſung der Verträge von 1910 als geſellſchaftlicher 
Abmachungen, wodurch den betreffenden einzelnen Aktionären 
Vorzugsrechte eingeräumt worden ſeien. Da die Statuten 
hierüber nichts enthielten, ſeien die Verträge nach § 186 Abſ. 1 
HG. nichtig. Demgegenüber ſchließt ſich das KG. mit Recht 
dem Urteil des erkennenden Senats RG. 81, 17°) an, das die 
Frage, wenn auch ohne Rechtskraft für den jetzigen Prozeß, 
bereits entſchieden hat. Wie der Senat dort näher ausführt, 
handelt es ſich um Darlehen, bei denen die zahlenden Aktionäre 
der Beklagten nicht anders als wie beliebige fremde Dar— 
lehensgeber gegenübertraten. Was die Reviſion zur Bekäm⸗ 
pfung dieſer Anſicht geltend macht, hat kein Gewicht. Worin 
die Bevorzugung der Geldgeber liegen ſoll, wenn ſie nur eben 
das, was ſie hingegeben haben, nach 15 Jahren oder ſpäter 
wiedererhalten, iſt unklar. In Wahrheit wird die Mitglied— 
ſchaft der Aktionäre zur Beklagten durch den Inhalt der Ver⸗ 
träge gar nicht berührt. Die daraus fließenden Rechte und 
Pflichten ſind ungeändert geblieben; es iſt ein neues, ſelbſtän⸗ 
diges Rechtsverhältnis, das durch die Geldzahlung mit der 
Abrede der Rückerſtattung begründet wurde. Weiter hat die 
Klägerin die Geſetzwidrigkeit der Bilanz daraus herzuleiten 
geſucht, daß die 184 480 & vom Bruttogewinn abgezogen 
ſind, während die Verträge von 1910 nur einen Abzug vom 
Reingewinn vorſahen. An der Tatſache, daß der in den Ver⸗ 
trägen gebrauchte Ausdruck „Jahresgewinn“ im Sinne von 
Reingewinn verſtanden werden muß, iſt allerdings nicht zu 
zweifeln, denn die Beſtimmung lautet dahin, daß die Aus— 
ſonderung des Fünfzehntels nach der ſatzungsmäßigen Speiſung 
des Reſervefonds und nach Ausſchüttung der Dividende ſtatt⸗ 
finden ſolle. Daraus würde aber ſchon an ſich nicht folgen, 
daß die Bilanz bemängelt werden könnte, wenn die Vertreter 
der Beklagten eine Anderung des Vertrags vereinbart haben. 
Mag das unter Umſtänden Anlaß geben, die Entlaſtung des 
Vorſtandes zu verweigern, ſo ſind doch deſſen Abmachungen 
mit Dritten für die Beklagte bindend [vgl. $$ 231, 235 HGB.]. 
Auch die Ausführungen des KG. zu dieſem Punkte ſind frei 
von Rechtsirrtum. Es hat erwogen, daß es bei den Ziffern 
der Bilanz für 1912 im Ergebnis nichts ausmache, ob man 
die Gläubigerrate vom Brutto- oder vom Reingewinn abziehe. 
Nach Lage des Falls ſei es ausgeſchloſſen, daß die General⸗ 
verſammlung eine höhere Dividende als 3½ Prozent beſchloſſen 
haben würde. Zur Unterſtützung dieſer Feſtſtellung kann auf 
den Geſchäftsbericht verwieſen werden, wo auf S. 6 die Mög⸗ 
lichkeit, die vollen ſtatutenmäßigen 4 Prozent auszuſchütten, 
ausdrücklich hervorgehoben wird. Andererſeits gehen die Be⸗ 
denken der Reviſion offenfichtlich fehl. Daß die verſchiedenen 
Abzugsmethoden bei andern Ziffern und andern Bilanzen ver⸗ 
ſchieden wirken können, iſt gleichgültig, da nur die Bilanz für 
1912 und der konkrete Genehmigungsbeſchluß in Frage ſteht. 
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Wenn ferner eingewendet wird, bei einem Abzug vom Rein⸗ 
gewinn habe die zweite Gläubigerrate noch gar nicht in der 
Bilanz für 1912 erſcheinen dürfen, ſo beruht das auf Miß⸗ 


verſtändnis der Bemerkungen in RG. 81, 22.) Gewiß konnte 


die zweite Rate endgültig erſt nach der Genehmigung der 
Bilanz für 1912, alſo nach der Generalverſammlung vom 
11. Juni 1913, für die Gläubiger zurückgelegt werden. Das 
hinderte nicht eine vorläufige Zurückſtellung gemäß Vorſchlags 
in dem mit dem Bilanzentwurf verbundenen Geſchäftsbericht. 
Ob die Generalverſammlung auf einen ſolchen Vorſchlag ein⸗ 
gehen wollte, hing, wie die Geuehmigung der Bilanz über⸗ 
haupt, von ihrem Ermeſſen ab. Hätte ſie es aber getan, ſo 
würde dieſe Art, den Reingewinn zu verwenden, ebenſo wie 
die übrigen Verwendungsvorſchläge, für den Schluß des Ge⸗ 
ſchäftsjahres wirkſam geworden ſein. 2. Der zweite Angriff 
der Klägerin richtet ſich dagegen, daß ein Betrag von etwa 
12 000 &, ſtatt in den geſetzlichen Reſervefonds, in das frei⸗ 
willige Konto „Hilfs- und Sicherungsfonds“ eingeſtellt worden 
iſt. Das KG. hat zu dieſem Punkte zutreffend auf 8 271 
Abſ. 3 Satz 2 HGB. verwieſen. Als Inhaberin nur einer 
einzigen Aktie iſt die Klägerin zur Anfechtung der Rücklage 
nicht befugt. Vergebens ſucht die Reviſion darzutun, daß es 
ſich nur darum handle, ob der Betrag dem einen oder dem 
andern Reſervefonds zuzuführen ſei. Hätte die Anſechtung Er⸗ 
folg, ſo würde der Betrag nicht automatiſch dem geſetzlichen 
Reſervefonds anwachſen, vielmehr würde er den Reingewinn 
vermehren, und es bedürfte einer Beſchlußfaſſung der General⸗ 
verſammlung, um zu entſcheiden, ob er jenen Fonds 
verſtärken oder zur Erhöhung der Dividende verbraucht 
werden ſolle. Daraus geht hervor, daß in der Tat nur 
die Anfechtung der Rücklage als ſolcher in Frage ſteht. 
3. Endlich wurde die Bilanz deshalb angefochten, weil ſie die 
zu den Aktiven der Beklagten gehörigen Wertpapiere nicht ſo 
ins einzelne gehend, wie Art. VIII 2 b der Satzung es ver: 
lange, ſpezifiziere. Das KG. hat erwogen, daß alle erheblichen 
Umſtände in der Generalverſammlung erörtert worden ſeien 
und der formale Verſtoß die Abſtimmung offenbar nicht be⸗ 
einflußt habe. Das liegt auf tatſächlichem Gebiet und läßt, 
ſoweit es Rechtsanwendung iſt, eine Geſetzesverletzung nicht er⸗ 
kennen [vgl. RG. 65, 242.8) 4. Um für die Anfechtung des 
Entlaſtungsbeſchluſſes eine Stütze zu gewinnen, hatte die 
Klägerin unter Benennung der Mitglieder der General⸗ 
verſammlung als Zeugen behauptet, die Einſtellung der zweiten 
Rückzahlungsrate in die Bilanz ſei der Preis geweſen, um den 
die Mehrheit entgegen $ 317 HGB. der Entlaſtung zugeſtimmt 
habe. Wenn das KG. dieſe völlig willkürliche und un⸗ 
ſubſtantiierte Behauptung ohne Beweiserhebung abgelehnt hat, 
ſo verdient das nur Billigung. Eine Verletzung der Prozeß⸗ 
ordnung, wie die Reviſion meint, liegt nicht vor. 5. Muß 
ſonach bis hierhin dem BU. beigetreten werden, ſo gilt doch 
nicht das gleiche mit Bezug auf den Kapitalerhöhungsbeſchluß. 
Sehr bedenklich ſind ſchon die Ausführungen zu der Beſtimmung 
über das Bezugsrecht der Aktionäre. So wie der Beſchluß 
gefaßt iſt, ſollte jeder Aktionär zum Bezug von 4 neuen Aktien 
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befugt fein. Da 4626 Aktionäre vorhanden waren, hätte das 
Kapital, damit ein jeder 4 Aktien erhielt, um 18 504 ftatt um 
5000 Aktien erhöht werden müſſen. Die vom KG. beliebte 
Auslegung, daß nur das Höchſtmaß gemeint ſei, ſo daß niemand 
mehr als 4 Aktien beziehen dürfe, widerſtreitet dem klaren 
Wortlaut des Beſchluſſes, iſt auch von keiner Seite vertreten 
worden. Vielmehr war die Beſtimmung über das Bezugsrecht 
widerſinnig und undurchführbar. Immerhin könnte, wenn nichts 
weiter vorläge, das Schickſal der Klage zweifelhaft ſein, denn 
nach 8 271 HGB. läßt ſich die Anfechtung eines Beſchluſſes 
nur auf Geſetz⸗ oder Statutenwidrigkeit ſtützen. Allein der 
Erhöhungsbeſchluß vom 11. Juni 1913 iſt deshalb hinfällig, 
weil das Beſchlußthema nicht ordnungsmäßig angekündigt war. 
Nach § 256 Abſ. 2 HGB. können über Gegenſtände, deren 
Verhandlung nicht ordnungsmäßig mindeſtens eine Woche 
vor dem Tage der Generalverſammlung angekündigt iſt, 
Beſchlüſſe nicht gefaßt werden. Dazu war in Art. IV 2 
Abſ. 2 der Statuten der Beklagten beſtimmt, daß An⸗ 
träge eines Aktionärs für die ordentliche Verſammlung des 
laufenden Jahres nur berückſichtigt werden könnten, wenn ſie 
vor dem 1. März bei dem Vorſtande eingingen. Während 
nun die Tagesordnung für die Generalverſammlung vom Juni 
1913 auf Erhöhung des Grundkapitals um 1 Million lautete, 
wurde auf einen aus dem Schoße der Verſammlung geſtellten 
Antrag hin beſchloſſen, das Kapital um 5 Millionen zu erhöhen. 
Ein ſolcher Antrag hat mit einem Abänderungs⸗ oder Ergän⸗ 
zungsantrag, wie er in der Rechtſprechung des RG. als zuläſſig 
anerkannt wird [vgl. JW. 1897, 246%; RG. 67, 1090, nichts 
mehr zu tun, geht vielmehr weit über die Grenzen eines 
Amendements hinaus. Mit Unrecht meint das KG., der Kern 
der Tagesordnung habe in der Erhöhung des Grundkapitals 
ſchlechthin beſtanden, jede Abweichung von der vorgeſchlagenen 
Summe ſei erlaubt geweſen. Vielmehr würde ſich der Be⸗ 
ſchluß im Sinne des 8 256 Abſ. 2 nur dann im Rahmen des 
angekündigten „Gegenſtandes“ halten, wenn ihm wirtſchaftlich 
ungefähr die gleichen Wirkungen wie dem Vorſchlag zukämen. 
Indem aber die Generalverſammlung das Grundkapital von 
10 Millionen Mark ſtatt, wie vorgeſchlagen war, um ein 
Zehntel, um die volle Hälfte erhöhte, ſtellte ſie die Geſellſchaft 
auf eine ganz andere Baſis und änderte von Grund aus deren 
bisherige Lebensbedingungen. Das war ohne gehörige Ankündi⸗ 
gung nicht angängig. Spar⸗ u. Darlehnskaſſe N. e. A.⸗G. Land⸗ 
wirtſchaftliche Zentral⸗Darlehnskaſſe, U. v. 8. Okt. 15, 159/15 II. 
— Berlin. (B.] 

Seerecht. 

8. Inwieweit iſt die Maßangabe in dem Konnoſſement 
für die Frachtberechnung entſcheidend ? 

Der Kläger hat mit der Firma Sch. in R. zwei Charte⸗ 
partien vom 2./15. und 28./10. Juni 1911 geſchloſſen und 
auf Grund dieſer Verträge in vier Reiſen Rundhölzer von R. 
nach St. befördert. Aber die Ladungen wurden 7 Konnoſſemente 
gezeichnet, die an Order geſtellt und von Sch. mit ſeinem 
Blankoindoſſament verſehen worden ſind. Die Beklagte iſt die 
Empfängerin der Ladung. Der Kläger verlangte von der 
Beklagten die Zahlung eines Reſtbetrags von 10 906 & an 
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Fracht und die Erftattung von 1605,45 % Koſten eines Vor⸗ 
prozeſſes. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Durch Teil: 
urteil vom 7. Dezember 1914 hat das OLG. die Berufung 
des Klägers wegen des erwähnten Koſtenbetrags von 1605,45 4 
zurückgewieſen; durch ein zweites Teilurteil vom 18. März 1915 
iſt auch die Berufung wegen eines Frachtbetrags von 8557,08 4 
nebſt Zinſen zurückgewieſen worden. Mit der Reviſion gegen 
das Teilurteil vom 18. März 1915 hatte der Kläger keinen 
Erfolg. Gründe: Die Beklagte iſt als Empfängerin der 
Hölzer verpflichtet, die Fracht nach Maßgabe des Konnoſſements 
zu zahlen [SS 614, 651 HGB.]. Die hier in Betracht 
kommenden, in R. gezeichneten Konnoſſemente zeigen, bei An⸗ 
führung der Zahlen nach einem Konnoſſement vom 6. / 19. Auguft 
1911, folgenden Inhalt: „Ich Schiffer .. .. beſcheinige bier: 
durch, im Raume meines Schiffes erhalten zu haben von dem 
Herrn Sch. 1990 Stück Rundbalken = 31 349,75 ebf 
engl. — davon ca. 500 St. loaded on deck at 
shippers risk — . .. und daher verpflichtet bin, dieſes. 
an Order abzuliefern. Die Fracht dafür iſt geſchloſſen zu 
21 ꝙ% für jeden ausgelieferten engl. Kubikfuß und ale 
anderen Bedingungen laut Charterparty, datiert R. den 
28./10. Juni a. c. .... Qualität, Maß und Spezifikation 
unbekannt.“ Die geſperrt gedruckten Angaben find handſchrift 
lich in das gedruckte Formular eingefügt. In der Charteparti 
vom 28./10. Juni 1911 heißt es: „Nach glücklicher Ankunft 
an dem Löſchplatze und nach ... Lieferung der Ladung 
erhält der Kapitän ... die bedungene Fracht von .. . 219 
per engl. Kubikſuß Rundhölzer .... Bei der Frachtberechwng 
von Rundholz gilt ... Fittenmaß für engliſche Kubikfuß“ Bei 
der Beurteilung des Konnoſſementsinhalts hat das BG. folgendes 
erwogen. In den in Betracht kommenden ſechs Konnoſſementen 
ſei das Aufmaß der Hölzer nach engliſchen Kubikfuß zahle 
mäßig angegeben und als richtig beſcheinigt worden. In 
Zuſammenhange mit der weiteren Angabe der Konnoſſement, 
daß eine Fracht von 21 „%“ für jeden ausgelieferten englischen 
Kubikfuß zu zahlen ſei, ergebe ſich aus den Konnoſſementen 
zahlenmäßig, welche Fracht der Ladungsempfänger zu Ahlen 
gehabt hätte. Dieſe Fracht habe die Beklagte unſtreitig ent: 
richtet. Unhaltbar ſeien die Ausführungen des Klägers darübe, 
daß nach den Konnoſſementen die Fracht von 21 & für jeden 
ausgelieferten Kubikfuß zu zahlen ſei, daß aber in at 
— wie eine Umrechnung der zollamtlichen Vermeſſungsergebuiſt 
nach Metern in engliſche Fuß dartue — ein größeres 

an Hölzern ausgeliefert ſei als das in den Konnoſſementen I 
zeichnete Maß, daß daher die Beklagte die streitige Mehrfract 
zu zahlen habe. Das OLG. iſt der Anſicht, die Erwäpwung 
des Auslieferungsmaßes in den Konnoſſementen ſei in den 
Sinne zu verſtehen, daß dadurch die Zahlungspflicht de 
Empfängers nach unten eine verſchiebbare Grenze erhalte: et 
brauche nicht für mehr Hölzer Fracht zu zahlen, als ihm au⸗ 
geliefert würden. Die obere Grenze ſeiner Zahlungspflicht fi 
dagegen durch die in den Konnoſſementen enthaltenen Naß 
angaben feſtgelegt. Darüber hinaus hafte die Beklagte mid! 


Tiefe Auffaffung des BG. wird von ber Renifion mit Uni 
angegriffen. Die Auslegung der Konnoſſemente, wie ie Le 
OLG. feiner Entſcheidung zugrunde gelegt hat, enthält keinen 
Rechtsirrtum, fie ſteht vielmehr mit dem Gefege im Einklang 
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Wenn das Konnoſſement keine anderen Angaben enthielte, als 
daß eine beſtimmte Zahl Rundhölzer geladen ſei und die Fracht 
217 für den Kubikfuß betrage, jo wäre nach 8S 620 HGB. 
im Zweifel anzunehmen, daß die Fracht nach dem Maße der 
in St. abgelieferten, nicht der in R. eingelieferten Hölzer zu 
zahlen ſei. Iſt aber, wie im vorliegenden Falle, das Maß 
im Konoſſement angegeben [31 349,75 cbf engl.], fo ſoll dieſe 
Angabe nach ausdrücklicher Regel des $ 656 HGB. „für die 
Berechnung der Fracht entſcheidend“ fein. Dem Konnoſſements⸗ 
erwerber gewährt die Maßzahl, weil ihr im Konofjemente nach 
deutlichem Geſetzeswillen entſcheidende Bedeutung verliehen iſt, 
einen ſicheren Anhalt für ſeine Frachtverpflichtung und ſeine 
davon abhängigen kauſmänniſchen Maßnahmen. Es iſt auch 
darauf hinzuweiſen, daß ſich im Konnoſſemente die Klaufel 
findet: Qualität, Maß und Spezifikation unbekannt. Wäre 
alſo die Maßangabe „31 349,75 ebf engl.“ wie für die Sach⸗ 
haftung ſo auch für die Höhe der Fracht nicht beſtimmend, ſo 
wäre nicht abzuſehen, was für einen Zweck dann die Ein— 
ſchreibung genauer Maße überhaupt haben ſollte. Und zwar 
wäre die Einfügung der Maßangabe in das Konnoſſement um 
ſo weniger erklärlich, als die Feſtſtellung des Maßes doch nur 
durch eine erheblichen Zeitaufwand beanſpruchende Vermeſſung 
im Einladehafen erfolgen konnte. Gleiche Geſichtspunkte ſind 
bereits in der Hamburger Konferem, die den § 620 HGB. 
durch die Vorſchrift des §S 656 zu ergänzen beſchloſſen hat, 
hervorgetreten. Es heißt in den Protokollen der Kommiſſion 
zur Beratung eines allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
[herausgegeben von J. Lutz, V. Teil S. 2338]: „Wenn im 
Konnoſſemente Maß, Zahl oder Gewicht der angeblich ein— 
genommenen Güter genannt, gleichviel, ob die Klauſel: „Maß, 
Zahl oder Gewicht unbekannt“ beigeſügt ſei oder nicht, ſo 
habe dieſe Angabe gerade den Sinn, daß fie der der: 
einſtigen Frachtberechnung zugrunde gelegt werden ſolle. 
Wäre dies nicht der Fall, ſo würde im Falle der Beifügung 
jener Klauſel der erwähnte Inhalt des Konnoſſements gar 
keine Bedeutung haben. In der eben dargelegten Weiſe 
werde die Sache in Deutſchland allgemein angeſehen und 
gehandhabt, und ebenſo in der Mehrzahl der neueren Geſetz⸗ 
gebungen“ “. Wohne der Map: oder Gewichtsangabe im 
Konnoſſemente keine entſcheidende Kraft bei, ſo „müßten die 
Waren bei der Löſchung immer noch einmal gewogen oder 
gemeſſen werden und würde hierzu, wenn z. B. die Ladung 
aus 3000 bis 4000 Ballen Baumwolle beſtehe und dgl., ein 
ſehr großer Zeitaufwand erforderlich ſein, der ebenſowohl 
im Intereſſe des Empfängers wie des Schiffers tunlichſt ver⸗ 
mieden werden ſollte“. Von der Regel, daß die Maßangabe 
im Konnoſſement für die Frachtberechnung entſcheidend iſt, 
erwies ſich freilich eine Ausnahme als unvermeidlich. Wird 
nämlich im Konnoſſement trotz der Maßangabe beſtimmt, daß 
dieſer für die Berechnung der Fracht keine entſcheidende Be⸗ 
deutung zukomme, ſo muß eine ſolche Beſtimmung durchgreifen. 
Das kann vernünftigerweiſe nicht anders ſein; dieſe Ausnahme 
von der bezeichneten Regel wird denn auch im § 656 in dem 
Nachſatze „wenn nicht das Konnoſſement eine abweichende 
Beſtimmung enthält“ anerkannt. Dabei iſt aber zu betonen, 
daß die Ausnahme ſich nur dann Geltung verſchaffen kann, 
wenn die abweichende Beſtimmung unzweideutig iſt. Schon 
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das ROG. hat ſich [ROH G. 6, 347] in dieſem Sinne aus⸗ 
geſprochen: Die „Maßangabe ſoll unbedingt allein entſcheidend 
ſein, ſofern nicht das Konnoſſement ſelbſt in völlig unzwei⸗ 
deutiger Weiſe beſtimmt, daß dieſe Angabe im Konnoſſement 
für die Frachtberechnung nicht entſcheidend ſein, die Fracht viel⸗ 
mehr von dem Ergebnis einer Vermeſſung am Ablieferungsorte 
abhängen ſoll“. Wird hieran nicht feſtgehalten, ſo würde auch 
der weiter mit dem § 656 verfolgte Zweck Streitigkeiten über 
die Höhe der geſchuldeten Fracht zu vermeiden, oder doch in 
erheblichem Maße zu vermindern, nicht erreicht werden können 
[vgl. die Kommiſſionsprotokolle a. a. O]. Die Reviſion will 
bei der Auslegung der hier ſtreitigen Konnoſſemente alles 
Gewicht auf den Satz legen, daß die Fracht 21 & für jeden 
ausgelieferten Kubikfuß betrage. Damit wird ſie jedoch 
dem § 656 HGB. nicht gerecht. Es iſt davon auszugehen, 
daß das Konnoſſement an erſter Stelle eine genaue Angabe 
des Maßes der in R. vermeſſenen Hölzer enthält. Wird da⸗ 
neben an einer zweiten Stelle auf das in St. auszuliefernde 
Maß verwieſen, ſo fragt ſich zunächſt, ob denn überhaupt beide 
Stellen des Konnoſſements miteinander unvereinbar ſind. Es 
zeigt ſich, daß dieſe Frage zu verneinen iſt. Nach den Kon⸗ 
noſſementen waren ein Teil der Hölzer, nach einem Konnoſſement 
ſogar ſämtliche Hölzer, at shippers risk auf Deck verladen 
worden. Ging die Decklaſt ganz oder zum Teile auf der Reiſe 
verloren, ſo konnte aus den Worten an der zweiten Kon⸗ 
noſſementsſtelle entnommen werden, daß inſoweit keine Fracht 
zu entrichten war [vgl. auch 8 617 HGB.]. Weiter iſt 
beſonders zu beachten, daß das in R. vorhandene Maß ſich 
auf der Reiſe nicht erhöhen konnte; denn es handelt ſich um 
Hölzer, deren Maße durch eine Seereiſe nicht beeinflußt werden. 
Bei einer ſolchen Sachlage, bei der ſich das Maß im Auslade⸗ 
hafen gegenüber dem im Einladehafen vorhandenen Maße nicht 
erhöhen, wohl aber unter Umſtänden verringern konnte, liegt 
der Sinn, in dem das BG. das Konnoſſement ausgelegt hat, 
ſehr nahe. Nach oben iſt die Höhe der Frachtvergütung feſt 
begrenzt, ſie kann den Betrag von 21 mal 31 349,75 nicht 
überſteigen. Nicht ausgeſchloſſen iſt dagegen eine Verringerung 
der Vergütung, und inſoweit kann es auf das in St. aus⸗ 
zuliefernde Maß ankommen. Mit anderen Worten, das Kon⸗ 
noſſement wird dahin beurteilt: die im Konnoſſement ſtehende 
Maßzahl iſt entſcheidend, inſoweit nicht, insbeſondere im Falle 
des Verluſtes von Hölzern, das in St. ausgelieferte Maß 
geringer ſein ſollte als 31 349,75 Kubikfuß engl. Der Kon⸗ 
noſſementserwerber hatte alſo inſofern Sicherheit, als er ſich 
immer mit einer nach 31 349,75 Kubikfuß berechneten Fracht 
von ſeiner Frachtverpflichtung löſen konnte. Dieſe Auslegung 
iſt mit dem Wortlaute des Konnoſſements durchaus vereinbar 
und entſpricht zugleich dem im $ 656 HGB. enthaltenen 
Geſetzeswillen. Mit dieſem läßt ſich dagegen die Auffaſſung 
der Reviſion nicht in Einklang bringen. Denn keinesfalls ent⸗ 
hält das Konnoſſement gegenüber der in ihm ſtehenden genauen 
Maßangabe eine abweichende unzweideutige Beſtimmung des 
Inhalts, die in das Konnoſſement aufgenommene Maßangabe 
habe für die Frachtberechnung keine Bedeutung, die Berechnung 
ſolle vielmehr lediglich nach dem in St. feſtzuſtellenden Aus⸗ 
lieferungsmaße erfolgen. Die für die Auslegung des Kon⸗ 
noſſements erheblichen Umſtände mögen ſich ſchon dadurch ver⸗ 


1434 
ändern können, daß es ſich um Waren handelt, deren Gewicht 
oder Maß nach oben oder nach unten durch die Seereiſe 
namentlich infolge der Aufnahme oder Abgabe von Feuchtigkeit 
aus der Luft oder an die Luft, beeinflußt wird [ogl. auch 
HanſGG Z. 1888 Nr. 89 S. 206]. Über einen ſolchen Fall iſt 
hier indeſſen nicht abzuurteilen. Nicht entgegen ſteht den 
obigen Ausführungen RG. 14, 117. Nach dem dieſer Ent⸗ 
ſcheidung zugrunde liegenden Tatbeſtande hieß es in der im 
Konnoſſement in Bezug genommenen Chartepartie, die Fracht 
beſtimme ſich nach calliper measure, as customary at port 
of discharge. Durch dieſen Hinweis auf eine gerade im 
Löſchungshafen gebräuchliche Vermeſſungsweiſe war aller be⸗ 
rechtigte Zweifel darüber beſeitigt, daß die Fracht nur nach 
dem ausgelieferten Maße berechnet werden ſollte. Die Maß⸗ 
angabe im Konnoſſement wurde durch eine deutliche abweichende 
Beſtimmung in der Chartepartie entkräftet. — Die Reviſion 
hat ſich noch darauf berufen, daß die Auslegung des Kon⸗ 
noſſements durch das BG. den beiderſeitigen Parteiangaben 
widerſpreche und daher die zuläſſige Grenze überſchreite. Dies 
iſt tatſächlich nicht zutreffend. Die Beklagte hat nach dem 
Tatbeſtande des BU. ausdrücklich darauf hingewieſen, fie „habe 
die Hölzer lediglich als Spediteur auf Grund der Konnoſſemente 
in Empfang genommen, in denen der Kapitän des Klägers die 
Richtigkeit des R.er Aufmaßes beſcheinigt habe“. Der Kläger 
hat hierauf auch entgegnet. Im übrigen würde zu beachten 
ſein, daß es ſich nicht um die Auslegung eines unter den 
Parteien abgeſchloſſenen Vertrags handelt, ſondern darum, 
welche Verpflichtungen der Beklagten nach dem Inhalte des 
Konnoſſements, einer Skripturobligation, zur Laſt fallen [vgl. 
RG. 57, 64]. Die Reviſion iſt hiernach zurückzuweiſen. 
Sp. c. Firma St. & R., U. v. 25. Sept. 15, 75/15 J. — 
Stettin. [B.] 

Börſengeſetz. 
19, 8 57 BörſG. Über die Vorausſetzungen des Ber: 
bindlichwerdens von Börfentermingefchäften.] 

Der in K. als Rentner anſäſſige Kläger, der nicht zu den 
in 8 53 BörſG. bezeichneten Perſonen gehört, ſtand ſeit 1907 
in geſchäftlicher Verbindung mit der Zweigniederlaſſung der 
Beklagten in K., in deren Verlauf er zunächſt Kaſſengeſchäfte 
in Wertpapieren und von Anfang 1911 an Börſentermin⸗ 
geſchäfte in erheblichen Beträgen mit der Beklagten als Kom⸗ 
miſſionärin abſchloß. Für die Anſprüche der Beklagten aus 
dieſen Geſchäften hat er dieſer eine der Form des $ 54 BörſG. 
entſprechende Sicherheit durch Wertpapiere im Nennbetrag von 
43 000 & — einen Teil feiner bei der Beklagten aufbewahrten 
Wertpapiere — beſtellt. Er erhielt von der Beklagten regel⸗ 
mäßig vierteljährliche, die Börſentermingeſchäfte mitenthaltende 
Kontokorrentauszüge, die er bis 31. Dezember 1912 ausdrücklich 
anerkannte. Außerdem wurden ihm monatliche Ultimoabrech⸗ 
nungen vorgelegt, die er bis Ende April 1913 gleichfalls aus⸗ 
drücklich dahin beſtätigte, daß er mit den Maßnahmen der Bank 
einverſtanden ſei. Im Juli und Auguſt 1913 hat die Be⸗ 
klagte im Auftrage des Klägers deſſen ſämtliche bei ihr auf⸗ 
bewahrten Wertpapiere freihändig verkauft und den Erlös dem 
Kläger gutgeſchrieben. Der nach Löſung der Geſchäftsverbindung 
von der Beklagten aufgeſtellte Kontokorrentabſchluß ergab einen 
Saldo zugunſten des Klägers von 10 010,50 &, der dem 
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Kläger nach Klagerhebung ausbezahlt wurde. Mit der Klage 
beanſpruchte der Kläger weitere 19 989,50 &, weil ihm zufolge 
der Unverbindlichkeit der in das Kontokorrent aufgenommenen 
Börſentermingeſchäfte noch eine Forderung mindeſtens in dieſem 
Betrag gegen die Beklagte zuſtehe. LG. und OLG. wieſen die 
Klage ab. Die Reviſion des Klägers führte zur Aufhebung 
und Zurückverweiſung. Gründe: Der Kläger beanſprucht den 
Klagbetrag zunächſt aus dem Grunde, weil die im Konto⸗ 
korrentabſchluß der Beklagten ihm belaſteten Poſten ſich zu 
einem großen Teil aus unverbindlichen Börſentermingeſchäften 
zuſammenſetzen und weil ihm bei deren Streichung mindeſtens 
noch eine Forderung in Höhe des Klagbetrags aus der Geſchäfts— 
verbindung der Parteien zukomme, und zwar auch dann, wenn, 
was der Kläger nicht beanſtandet hat, die von ihm der Be 
klagten gemäß § 54 BörsG. geſtellte Sicherheit von 43 000 4 
vollſtändig zu deren Befriedigung herangezogen wird. Die frag: 
lichen aus dem Kontokorrentabſchluſſe und den monatlichen 
Ultimoabrechnungen erſichtlichen Börſentermingeſchäfte, die ſich 
zum größten Teil aus ſogenannten offiziellen Geſchäften zuſammen⸗ 
ſetzten, waren an ſich unverbindlich, da der Kläger nicht zu den 
in $ 53 BörfG. aufgeführten Perſonen gehörte. Gegenüber 
dem Terminseinwande behauptet jedoch die Beklagte, daß eine 
Heilung der Unverbindlichkeit im Sinne des 8 57 Börſc. ein; 
getreten ſei. Gemäß dieſer Beſtimmung gilt ein nicht ter: 
botenes Termingeſchäft als von Anfang an verbindlich, wem 
der eine Teil bei oder nach dem Eintritt der Fälligkeit ſich den 
anderen Teil gegenüber mit der Bewirkung der vereinbarten 
Leiſtung einverſtanden erklärt und der andere Teil dieſe Leiflung 
an ihn bewirkt hat. Das BG. hat nun die eine Vornusſetzung 
des 8 57 daſelbſt, daß die vereinbarte Leiſtung bewirkt 
worden ſei, mit folgender Begründung bejaht: die Geſchäfe 
ſeien gemäß § 57 durch vertragsmäßige Saldierung für ben 
Kläger verbindlich geworden. Der Kläger habe die ihm mit 
geteilten Ultimoabrechnungen bis 31. März 1913 beſtätigt und 
beſcheinigt, daß er entſprechend gebucht und ſich mit den Naß⸗ 
nahmen der Beklagten einverſtanden erklärt habe. Damit jeim 
die Termingeſchäfte durch vertragliche Aufrechnung für den 
Kläger verbindlich geworden; denn die Beklagte habe die ihr 
obliegende Leiſtung bewirkt. Wenn fie auch keine Enel 
anſchaffung der betreffenden Papiere vorgenommen, ſondem nd 
lediglich an den Skontrationsverfahren der Berliner Börſe be 
teiligt habe, fo habe fie ſich doch geſchäftzüblicherweiſe — 
nötigenfalls durch Bezug der Spitzen — in den Beſih der 
effektiven Stücke geſetzt; unerheblich wäre es, wenn der Kläger 
hinſichtlich der beſchafften Papiere nur auf Stüdelonto erkannt 
worden wäre. Die Rüge der Reviſion, daß dieſe Ausführungen 
der erforderlichen Klarheit entbehrten und daß die Bewirkung 
der vereinbarten Leiſtung zu Unrecht angenommen worden | 
ift begründet. Die Anwendung des $ 57 Börfß. kann, wi 
ſchon in RG. 82, 175 ff. ausgeführt iſt, erfolgen aus dem 
Geſichtspunkt der von der Bank angenommenen, in der Em 
richtung des Preiſes beſtehenden Leiſtung des Spekulanten, cha 
auch auf Grund der von dieſem angenommenen Leiftung de 
Bank durch Lieferung der Papiere. Den erſteren Weg, für ben 
die Leiſtung des Kaufpreiſes durch vertragliche Aufrechnung hen 
Kontokorrentabſchluß in Betracht kam, hat das BG. nicht 5 
geſchlagen. Es hat zwar von „vertragsmäßiger Salbiermg 
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und von „vertraglicher Aufrechnung“ geſprochen, aber in keiner 
Weiſe auf die Saldoziehung bei den Kontokorrentabſchlüſſen 
Bezug genommen und auch nicht erörtert, inwieweit infolge der 
Unverbindlichkeit der Terminspoſten nur eine verhältnismäßige 
Aufrechnung erfolgt ſei [vgl. RG. 56, 19;1%) 59, 192;'') Düringer, 
Handelsrecht II S. 488]. Vielmehr ſcheint das BG. lediglich 
die Bewirkung der in der Lieferung der Papiere liegenden 
Leiſtung der Beklagten bejaht zu haben. Es erblickt die dieſer 
obliegenden Leiſtung darin, daß ſie die betreffenden Wertpapiere 
im Weg des Skontrationsverfahrens an der Börſe beſchafft 
habe, und unterſtellt, daß der Kläger von der Beklagten nur 
auf Stückekonto erkannt worden ſei. Die Reviſion rügt, daß 
hierin keine Leiſtungsbewirkung im Sinne des 8 57 BörſG. 
liege, da hierzu die Übertragung der Papiere in das Eigentum 
und den Beſitz des Klägers erforderlich ſei. Der Reviſion iſt 
darin beizutreten, daß die Ausführungen des BG. nicht mit 
Sicherheit erkennen laſſen, ob die Beklagte die ihr obliegenden 
Leiſtungen bewirkt habe. Dieſer Bewirkung ſtand zwar die 
Beteiligung am Skontrationsverfahren, die den Kläger nicht 
berührte, nicht hindernd im Wege. Gemäß $ 433 BGB. hat 
aber der Kommiſſionär dem Kommittenten das Eigentum an 
den gekauften Papieren zu verſchaffen und dieſe ihm zu über⸗ 
geben. Daß dies im vorliegenden Falle nicht geſchehen ſei 
hat das BG. ſelbſt angenommen; denn es unterſtellt, daß der 
Kläger nur auf Stückekonto erkannt worden ſei. Durch ein 
ſolches Geſchäft wird grundſätzlich nur die neue Verpflichtung 
begründet, die Stücke als Gattungsſchuldner zu liefern. Die 
Heilbarkeit des Termingeſchäfts iſt nach 8 57 BörſG. an die 
Bewirkung der vereinbarten Leiſtung geknüpft. Hierunter 
iſt jedenfalls die Leiſtung zu verſtehen, wie ſie ſich aus dem 
urſprünglichen Vertrage ergibt. Ob und inwieweit eine ſpätere 
vertragsmäßige Abänderung der Leiſtung für die Bewirkung 
im Sinne von $ 57 BörſG. von Bedeutung ſei, iſt ſtreitig. 
Dieſe Frage kann aber hier dahinſtehen, da eine ſolche ſpätere 
Vereinbarung über die Art der Leiſtungsbewirkung nicht be⸗ 
hauptet iſt. Das BG. hat nun nicht dargelegt, daß im Sinne 
der zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Verträge die Gutſchrift 
auf Stückekonto genügen ſolle, und iſt auch nicht auf § 4 der 
Geſchäftsbedingungen, der von ſolcher Gutſchrift ſpricht, ein⸗ 
gegangen. Ebenſowenig hat das BG. den Geſichtspunkt hervor⸗ 
gehoben, daß die Beklagte die Papiere für den Kläger weiter⸗ 
verkauft und an die Käufer geliefert habe, wie dies in der 
obenerwähnten Entſcheidung RG. 82, 18010) übrigens nur im 
Zuſammenhang mit der Feſtſtellung der Übergabe der Papiere 
durch Beſitzkonſtitut geſchehen iſt. Was die beiden in London 
betätigten Käufe von 50 Stück Steel shares und 500 Stück 
Westrand shares anlangt, ſo hat das BG. feſtgeſtellt, daß die 
Beklagte Aktien der genannten Gattung und Zahl an der Londoner 
Börſe nach deren Gebräuchen angeſchafft und für zwei ihrer 
Direktoren als Treuhänder hat eintragen laſſen, daß ſie ferner 
den Kläger auf Stückekonto erkannt hat. Die auch hier vom 
BG. bejahte Leiſtungsbewirkung durch die Beklagte im Sinne 
des 8 57 Börf®. beſtreitet die Reviſion, weil die Einſchreibung 


10) Neumann, Ripr. I § 366 Anm. 3. 
11) JW. 1905, 93; Neumann, Rfpr. I 8 762 Anm. 5. 
2) JW. 1918, 745. 
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der shares auf den Kläger hätte bewirkt und Eigentum auf 
ihn hätte übertragen werden müſſen. Das BG. hat näher 
ausgeführt, daß die Beklagte als Kommiſſionärin ein Pfand⸗ 
recht an den shares gehabt und dieſes durch die Treuhänder: 
eintragung ihrer Direktoren in einer Weiſe geſichert habe, die 
„zu beanſtanden der Kläger Material nicht beigebracht habe“. 
Wenn in der klägeriſchen Behauptung, daß die Beklagte auch 
für andere Kunden ſolche shares in gleicher Weiſe angeſchafft 
habe, das Vorbringen zu finden ſei, daß ſie nicht ſämtliche auf⸗ 
gegebenen shares erworben habe, ſo wäre dieſes Vorbringen 
unfubftantiiert und kein Beweis dafür, daß die Beklagte gerade 
für den Kläger keine shares angeſchafft habe. Auch dieſe Be: 
gründung iſt zu beanſtanden. Grundſätzlich ſetzt die Leiſtungs— 
bewirkung im Sinne des $ 57 BörſG. auch bei ſolchen 
Papieren die Verſchaffung des Eigentums an den Käufer voraus. 
Dieſe Eigentums beſchaffung begegnet aber inſofern wirtſchaft— 
lichen Schwierigkeiten, weil [vgl. Nußbaum in Goldſchmidtsz. 
72, 69] die Übertragung der shares durch Umſchreibung der 
Anteile in den Büchern der Aktiengeſellſchaft erfolgt, und zwar 
nachdem der Veräußerer das Zertifikat über den share nebſt 
der ÜUbertragungsurkunde [deed of transfer] dem Erwerber 
übergeben hat, und weil nach der Umſchreibung auf den Käufer 
der Bankier nicht mehr die rechtliche Möglichkeit hat, ſich wegen 
feiner Anſprüche gegen den Kunden aus dem share zu be: 
friedigen, insbeſondere ein Pfandrecht geltend zu machen. Dieſe 
Sachlage berechtigt aber nicht, von der oben dargelegten Bor: 
ausſetzung der Leiſtungsbewirkung abzuſehen. In der an— 
geführten Entſcheidung RG. 82, 179/1809) iſt die Vorausſetzung 
bejaht worden; dabei iſt aber ausdrücklich feſtgeſtellt worden, 
daß der Kunde die Eintragung der Bankdirektoren als Treu— 
händer verlangt hatte. Im vorliegenden Fall iſt ein ſolches 
Einverſtändnis des Klägers nicht feſtgeſtellt; ob es gemäß Nr. 4 
der Geſchäftsbedingungen anzunehmen ſei, iſt nicht erörtert. 
Zutreffend rügt die Reviſion auch die Verletzung der Grundſätze 
über die Beweislaſt. Die Beklagte hat zur Widerlegung des 
Termineinwands die durch die Leiſtungsbewirkung erfolgte 
Heilung darzutun. Das BG. hat jedoch ausgeführt, daß der 
Kläger nicht das Material beigebracht habe zur Beanſtandung 
der in der Treuhändereintragung liegenden Sicherung der Be— 
klagten, und daß er ſein Vorbringen, die Beklagte habe gerade 
ihm gegenüber nicht erfüllt, nicht genügend ſubſtantiiert habe. 
Der Bejahung der zweiten Vorausſetzung des $ 57 BörſG., 
daß der Kläger ſich mit der Leiſtungsbewirkung der Beklagten 
einverſtanden erklärt habe, ſtehen gleichfalls rechtliche Bedenken 
entgegen. Allerdings iſt es, wie in der Entſcheidung RG. 76, 81%) 
näher dargelegt iſt, nicht erforderlich, daß die Einverſtändnis⸗ 
erklärung ausdrücklich erfolgt; es genügt eine ſtillſchweigende, 
aus den Umſtänden abzuleitende Willenserklärung. Ob eine 
ſolche vorliegt, iſt für den einzelnen Fall nach deſſen beſonderer 
Sachlage gemäß den Grundſätzen von Treu und Glauben zu 
beurteilen. Auf dieſer Grundlage iſt darüber zu befinden, ob 
eine Einverſtändniserklärung in dem Falle zu bejahen iſt, wenn 
ein Bankkunde auf eine ihm zugegangene Mitteilung über die 
Erfüllung eines Termingeſchäfts keine Erklärung abgibt. Im 


1500 JW. 1913, 745. 
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vorliegenden Fall hat das BG., ſoweit nicht ausdrückliche Ein⸗ 
verſtändniserklärunzen vorlagen, das Einverſtändnis des Klägers 
mit der Erfüllung der Terminsgeſchäfte lediglich auf die all⸗ 
gemeine Geſchäftsbedingunz der Beklagten geſtützt, die dahin 
geht, daß eine Leiſtung als genehmigt gelten ſolle, wenn der 
Kunde auf die Mitteilung derſelben binnen beſtimmter Zeit 
keine Erklärung abgibt. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu billigen. 
Aus der erwähnten Geſchäftsbedingung iſt nur der ver⸗ 
mutete Wille des Einverſtändniſſes abzuleiten; das untätige 
Verhalten des Kunden ſoll hiernach die gleichen Wirkungen haben, 
wie die Erklärung des Einverſtändniſſes, ſelbſt wenn dieſes in 
Wahrheit nicht vorhanden iſt. Ein ſolcher nur vermuteter Wille 
entſpricht aber nicht der Vorausſetzung des $ 57 BörſG̃. Deſſen 
Bedeutung liegt darin, daß das an ſich ungültige Geſchäft dann 
hinterher zu einem gültigen werde, wenn der eine Vertragsteil 
die vereinbarte Leiſtung bewirkt und der Vertragsgegner be⸗ 
kundet, daß dieſe Bewirkung auch ſeinem Willen entſpreche; das 
Wirkſamwerden des Geſchäfts iſt alſo an beſtimmte tatſächliche 
Vorgänge des einzelnen Geſchäfts geknüpft. Erforderlich iſt, daß 
aus dieſen tatſächlichen Vorgängen das erklärte Einverſtändnis 
ſich ergibt. Dieſem Erfordernis wird aber dadurch nicht Genüge 
geleiſtet, daß nach den Geſchäftsbedingungen im allgemeinen und 
von vornherein einem beſtimmten Verhalten des Kunden die 
Wirkung des Einverſtändniſſes beigelegt wird. Wollte man eine 
ſolche Wirkung der allgemeinen Geſchäftsbedingungen zulaſſen, 
ſo würde es durchaus in der Hand der Banken liegen, durch 


Aufſtellung ſolcher Geſchäftsbedingungen die Durchführung der 


Vorſchrift des $ 57 VörſG. über das von den Kunden zu 
erklärende Einverſtändnis wenn nicht ganz zu beſeitigen, ſo doch 
auf das Erheblichſte einzuſchränken. G. c. Bank für H. u. J., 
U. v. 24. Sept, 15, 41/15 III. — Berlin. [L.] 
Reichs haftpflichtgeſetz. 

+10. 8 1 Haftpfl. Unter welchen Vorausſetzungen hat 
der Verletzte Anſpruch auf Erſatz wegen Beſchränkung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit durch ſogenannte Prozeßneuroſe? 

Der Kläger behauptet, während einer Eiſenbahnfahrt 
durch das plötzliche Bremſen des Zuges und den dadurch ver: 
urſachten Ruck mit dem Kopfe ſo heftig gegen die Wand des 
Abteils geſchlagen zu ſein, daß er Verletzungen des Hinterkopfes 
und der Schulter, vor allem aber einen heftigen Nervenſchock 
erlitten habe, der dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit erheblich 
beeinträchtige. Seine Erſatzanſprüche ſind in den Inſtanzen 
nur teilweiſe anerkannt. Der Streit der Parteien bewegt ſich 
für die vom Kläger beſchrittene Reviſionsinſtanz allein darum, 
ob das BG. mit Recht die Folgen des Unfalls für die Geſund⸗ 
heit und für die Erwerbsfähigkeit des Klägers auf die Zeit 
eines Jahres beſchränkt und die Nervenkrankheit, an der der 
Kläger nach ſeiner Behauptung fortdauernd leidet, aus dem 
urſächlichen Zuſammenhange mit dem Unfall ausgeſchaltet hat. 
Das BG. folgt in dieſer Frage dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen S., der jenen urſächlichen Zuſammenhang verneint 
und die durch den Unfall bei dem Kläger eingetretenen unmittel⸗ 
baren Wirkungen: eine leichte Kopfverletzung und den erlittenen 
Schreck nach der Sachlage für nicht geeignet erklärt hat, den 
gegenwärtigen nervöſen Zuſtand des Klägers hervorzurufen, 
der vielmehr anſcheinend auf der Grundlage einer ſchon vor 
dem Unfalle beſtehenden neuraſtheniſchen Veranlagung ohne 
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Beeinfluſſung durch den Unfall ſelbſt durch die Aufregungen 
des Prozeſſes verurſacht worden ſei. Der Kläger ſei, nimmt 
das BG. an, in ſeinen jetzigen Zuſtand allein dadurch gelangt, 
daß er ſich dauernd in feinen Gedanken mit dem Progeſſe 
beſchäftigt habe. Übrigens fehle es, wenn man einen urſächlichen 
Zuſammenhang zwiſchen Unfall und Erkrankung des Klägers 
in der Weile, wie RG. 75, 1915) ihn als möglich hinſtelle, im 
gegebenen Falle an ſich annehmen wolle, an der Zwangslage, 
in die ihn die Ausſicht auf den Prozeß verſetzt habe. Denn 
ihm ſei vor Beginn des Prozeſſes eine Abfindung von . . 4 
durch den Beklagten vergleichsweiſe angeboten worden, die, 
wenn ſie den gerechtfertigten Anſpruch des Klägers nicht erreiche, 
doch eine geeignete Grundlage für weitere erſprießliche Verhand 
lungen geboten habe. Hätte der Kläger nicht hochgeſpannten 
Entſchädigungsgedanken nachgehangen, ſo wäre er bald in der 
Lage geweſen, ſeine Berufstätigkeit wieder aufzunehmen. Die 
Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Es iſt die Frage der Feſtſtellung des einzelnen Falles, ob 
zwiſchen einem Unfalle und einer zeitlich nach dieſem entſtandenen 
Erkrankung des Verletzten ein urſächlicher Zuſammenhang im 
Rechtsſinne beſteht oder nicht. Die rechtliche Vorausſetzung für 
die Annahme eines ſolchen iſt nach der Entſcheidung RG. 75, 
19, daß der Unfall nicht nur die äußere Veranlaſſung für die 
Erkrankung bildete, ſondern einen Körperzuſtand ſelbſt urſächlich 
herbeiführte, aus dem dann die ſpätere Erkrankung ſich ent 
wickelte. Für die ſogenannte Prozeßneuroſe, die Nerven⸗ 
erkrankung, die die dauernde und eindringliche Beſchäftigung 
mit dem Entſchädigungsanſpruch und »prozeſſe im Verletzten 
hervorruft, iſt ein urſächlicher Zuſammenhang mit dem Unfal, 
der eine Körperverletzung zur Folge hatte, überall da anzu⸗ 
nehmen, wo die Körperverletzung ſelbſt nervöſe Ktankheits⸗ 
erſcheinungen hervorgerufen hat, die durch die Prozeßaufregung 
dann verſchlimmert wurden, oder wo zwar eine nerböfe Er⸗ 
krankung zunächſt nicht hervortrat, der allgemeine Krankheit: 
zuſtand aber dann eine nervöſe Erſchöpfung herausbildete; er 
beſteht nicht, wenn die durch die Verletzung verurſachte Krank 
heit geheilt oder geſchwunden war, und ſpäter allein der Prozeß 
auf Grund einer vorhandenen, aber nicht durch den Unfall 
erzeugten oder verſchlimmerten nervöſen Anlage die Never 
aufregung erzeugte [vgl. außer der angezogenen Entſcheidung 
noch JW. 1910, 1003 11].16) Im gegebenen Falle hat der Unfall 
zwar vorübergehende nervöſe Erſcheinungen geringerer Art bei 
dem Kläger unmittelbar hervorgerufen, wie das BG. aus den 
Gutachten der Arzte F. nnd K. anführt; er war aufgeregt und 
in trüber weinerlicher Stimmung. Das BG. nimmt aber au, 
daß nach dem Befunde der Verletzung und der Krankheits 
erſcheinungen, die fie erzeugte, der Unfall das gegenwärtig. 
nervöſe Leiden des Klägers nicht hervorgerufen haben könne 
und nicht hervorgerufen habe, der Zustand vielmehr allein durch 
die Prozeßaufregung als die alleinige ſelbſtändige Urſache, 
wahrſcheinlich auf Grund einer ſchon vor dem Unfalle vor 
handen geweſenen neuraſtheniſchen Veranlagung entſtanden I 
Dieſe auf dem Boden des ſachverſtändigen Gutachtens de 
Prof. S. von dem BG. gewonnene Überzeugung iſt tatſächliher 


15) JW. 1911, 149; Neumann, Xſpr. II $ 249 Erk. b. 
16) Neumann, Ripr. II 8 848 Anm. 4. 
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Natur. Der Reviſion iſt darin beizuſtimmen, daß für die 
Frage des urſächlichen Zuſammenhanges die weitere Frage, ob 
der Verletzte in die Zwangslage verſetzt war, ſeinen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch im Rechtswege zu verfolgen, oder ob er ſelbſt 
die Aufregungen des Prozeſſes ſchuldhaft durch Eigenſinn oder 
durch Überſpannung ſeiner Forderungen ſchuldhaft herbeigeführt 
hat, zunächſt ohne Bedeutung iſt. Erſt wenn tatſächlich feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß der Unfall und die von ihm bewirkte Körper⸗ 
verletzung auch nervöſe Krankheitserſcheinungen hervorgerufen 
hat, aus denen ſich möglicherweiſe die „Prozeßneuroſe“ ent⸗ 
wickeln konnte, kommt als weiteres Mittelglied die Zwangs⸗ 
lage der Rechtsverfolgung in Betracht, um tatſächlich den 
Zuſammenhang herzuſtellen. Und dann erſt iſt auch für den 
Einwand des mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Verletzten 
nach 8 254 BGB. durch Erhebung übertriebener Anſprüche 
Raum [RG. 75, 23.7) Da im gegebenen Falle jene Möglichkeit 
in tatſächlicher Würdigung verneint worden iſt und dieſe tat⸗ 
ſächliche Würdigung ſich als unanfechtbar darſtellt, kommt es 
auf die Richtigkeit und die prozeßgerechte oder prozeßwidrige 
Feſtſtellung der Umſtände, ob eine Zwangslage für den Kläger 
beſtand oder ob er ſchuldhafterweiſe ganz oder zum Teile die 
Ausbildung des Nervenleidens ſich ſelbſt zuzuſchreiben hat, nicht 
weiter an. K. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 7. Okt. 15, 
176/15 VL — Poſen. [L.] 

Zivilprozeßordnung. 

1 11. 88 92, 97 ZPO. Wie iſt über die Koſten einer innerhalb 
der Begründungsfriſt eingelegten Anſchlußreviſion zu erkennen, 
wenn dieſe durch Verwerfung der Reviſion ihre Wirkung 
verliert?! 

Beklagter hatte Reviſion eingelegt, Kläger hatte ſich innerhalb 
der Begründungsfriſt der Reviſion angeſchloſſen. Die Verhand⸗ 
lung wurde auf die Frage beſchränkt, ob die Reviſionsſumme 
vorhanden ſei. Da ihr Vorhandenſein nicht glaubhaft gemacht 
erſchien, wurde die Reviſion als unzuläſſig verworfen und 
die Anſchlußreviſion für wirkungslos erklärt. Die Koſten der 
Reviſionsinſtanz wurden gegeneinander aufgehoben. Hierzu iſt 
in den Gründen ausgeführt: Mit der Verwerfung der Reviſion 
hat die erſt innerhalb der Begründungsfriſt erfolgte Anſchließung 
des Klägers nach 88 556, 522 ZPO. ihre Wirkung verloren. 
Die Koſten der Reviſionsinſtanz find in Anwendung der 
88 92, 97 ZPO. gegeneinander aufgehoben worden, weil eine 
Partei, die ſich nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt dem Rechts⸗ 
mittel des Gegners anſchließt, erwägen muß, ob das Rechts⸗ 
mittel zuläſſig iſt und die Folgen zu tragen hat, wenn ſie das 
unrichtigerweiſe annimmt. In dieſer Weiſe hat der Senat ſchon 
in ſeinen Urteilen vom 9. Januar 1908 und 4. Februar 1909, 
Rep. VI 133/07 und VI 255/08, entſchieden. Daß die Fälle, 
in denen die Reviſion zurückgenommen wird, und die Anſchließung 
hierdurch ihre Wirkung verliert, abweichend behandelt werden, 
Warneyer 1914 Nr. 97 und 203, ſteht nicht entgegen. O. T. c. B., 
u. v. 14. Okt. 15, 210/15 VL — Dresden. [L.] 

1 12. 88 288, 78 8PO. Auch im Anwaltsprozeß kann ein 
Geſtändnis von der Partei ſelbſt wirkſam abgegeben werden.] 

Aus den Gründen eines im übrigen hier nicht inter⸗ 
effierenden Urteils: Die Reviſion beſtreitet, daß eine in der 


17) JW. 1911, 149; Neumann, Nſpr. II 8 249 Erk. b. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1437 


mündlichen Verhandlung vor dem LG. von dem perſönlich er— 
ſchienenen Kläger abgegebene Erklärung prozeſſual als Geſtänd— 
nis habe behandelt werden dürfen. Es genüge nicht, daß ſie 
vom Kläger perſönlich abgegeben worden ſei; nach $ 78 ZPO. 
habe ſie von ſeinem Rechtsanwalt ausgehen müſſen. Richtig 
iſt, daß die Anſicht der Reviſion in der Literatur manche An— 
hänger hat. Häufig wird ausgeführt, nur den Behauptungen 
des Anwalts wohne tatbeſtandsgeſtaltende Kraft bei; die 
Außerungen der Partei könnten zwar im Wege der Beweis— 
würdigung verwertet werden [§ 286 ZPO.], ſeien im übrigen 
aber bedeutungslos, bis ſie der Prozeßbevollmächtigte ſich an— 
eigne und dadurch zu Parteierklärungen im Sinne des Prozeß— 
rechts erhebe [vgl. beſonders Roſenberg, Stellvertretung im 
Prozeß, S. 936 ff.; BayRechtspflg. 1910, 50 ff.]. Die Recht⸗ 
ſprechung des RG. iſt ſolchem Formalismus ſtets entgegen— 
getreten; vgl. RG. 10, 423; Gruchot 29, 1103; JW. 1899, 
175°; SächſArch. 10, 763. Auch im Anwaltsprozeſſe iſt der 
Anwalt nur Vertreter der Partei, Herr des Prozeſſes iſt einzig 
die Partei ſelber. Wenn das Geſetz beſtimmt, daß ihr neben 
dem Anwalt auf Antrag „das Wort zu geſtatten iſt“ [§ 137 
Abſ. 4), wenn es zuläßt, daß ihr perſönliches Erſcheinen „zur 
Aufklärung des Sachverhältniſſes“ angeordnet wird [S 141 Abſ. 1), 
fo will es ihre tatſächlichen Erklärungen auch berückſichtigt 
wiſſen. Dafür, daß dieſe zuvor der Beſtätigung durch den 
Anwalt bedürften, der ſeine Information doch erſt von der 
Partei bezieht, iſt ein Grund nicht erfindlich. Zu den tat— 
ſächlichen Erklärungen aber muß, wie aus § 85 Satz 2 un— 
mittelbar hervorgeht, auch das Geſtändnis gerechnet werden. 
Im vorliegenden Falle hat der Prozeß bevollmächtigte des Klägers 
gegen dieſe Erklärung keinen Widerſpruch laut werden laſſen. 
Das wird nach §S 314 ZNO. durch den Tatbeſtand des land— 
gerichtlichen Urteils bewieſen. Wäre es aber anders, würde 
der Anwalt alsbald widerſprochen haben, fo würde das Cr: 
gebnis dennoch das gleiche bleiben, da die Erklärung des 
Klägers vorgehen müßte [vgl. Hellwig, Syſtem, Bd. I 
S. 212 ff., 438J. Sonach war der Kläger darauf angewieſen, 
das Geſtändnis nach Maßgabe des 8 290 ZPO. zu widerrufen. 
Er hat auch erklärt, hiervon Gebrauch machen zu wollen; das 
OLG. hat dem aber keine Beachtung geſchenkt. [Es wird aus: 
geführt, daß inſonders ein Verſtoß nicht vorliege.] K. c. M., 
U. v. 12. Okt. 15, 243/15 II. — Frankfurt a. M. [L.] 

Konkursordnung. 

713. 58 144, 145, 164 KD. Die Anerkennung einer 
klagweiſe gegen den Kridar geltend gemachten Forderung im 
Prüfungstermin beſeitigt die Möglichkeit, den Prozeß wegen 
einer vorher erhobenen Aufrechnungseinrede ſortzuſetzen.] 

Der Kläger hatte bei dem Allgemeinen Deutſchen Miet— 
verſicherungsverein A. G. in Berlin Verſicherung gegen Miet— 
ausfall infolge Leerſtehens von Mieträumen eines näher 
bezeichneten Grundſtücks genommen. Aus dieſem Verſicherungs— 
verhältnis erhob er mit der vorliegenden Klage einen Anſpruch 
auf Zahlung von 1095 & gegen den Verſicherer. Vom Be 
klagten wurde Abweiſung der Klage beantragt. Er machte mit 
Aufrechnungseinrede eine Gegenſorderung auf die am 1. April 
1918 fällig gewordene Jahresprämie von 910,50 & geltend. 
Das LG. hat den Beklagten nach dem Klagantrage verurteilt. 


Nach Erlaſſung dieſes Urteils wurde über das Vermögen des 
181 * 
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Beklagten das Konkursverfahren eröffnet. Der Konkursverwalter 
erkannte im Prüfungstermine die Klageforderung an. Das 
unterbrochene Verfahren im gegenwärtigen Rechtsſtreit nahm er 
auf und legte gegen das landgerichtliche Urteil Berufung ein. 
In der mündlichen Verhandlung vor dem BG. erklärten die 
Parteien ſich darüber einig, daß durch die Anerkennung im 
Prüfungstermin die Klage in der Hauptſache erledigt ſei. Der 
Berufungsantrag des beklagten Konkursverwalters ging dahin: 
die Vorentſcheidung inſoweit abzuändern, als darin die Gegen⸗ 
forderung für unbegründet erklärt wird. Der Kläger beantragte: 
die Berufung als unzuläſſig zu verwerfen, andernfalls ſie mit 
der Maßgabe zurückzuweiſen, daß die Hauptſache erledigt iſt. 
Das KG. hat unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
den Klageanſpruch und die vom Beklagten erhobene Auf⸗ 
rechnungseinrede als erledigt erklärt und die Prozeßkoſten dem 
Beklagten auferlegt. Auf die Reviſion des Klägers iſt das 
Bu. aufgehoben und in der Sache ſelbſt die Berufung des Be⸗ 
klagten als unzuläſſig verworfen. Gründe: Mit der Reviſion 
wird in erſter Reihe verlangt, daß die Berufung des Beklagten 
gegen das landgerichtliche Urteil als unzuläſſig verworfen werde. 
Vorweg bedarf es aber der Prüfung, ob die Reviſion ſelbſt zu⸗ 
läſſig iſt [8 5544 ZPO.]. Dabei kommt für jenen Erſtantrag 
der Reviſion der Wert des Beſchwerdegegenſtandes nicht in 
Betracht [S 547 Nr. 1 ZPO.) Der Beklagte meint aber, die 
Reviſion ſei gleichwohl darum unzuläſſig, weil Kläger durch 
das Bu. gar nicht beſchwert ſei. Richtig iſt, daß jedes Rechts⸗ 
mittel notwendig zur Vorausſetzung hat, daß die Partei, die es 
einlegt, durch die angefochtene Entſcheidung irgendwie beſchwert 
iſt. Daran fehlt es aber hier keineswegs. Durch das Urteil 
erſter Inſtanz war der Beklagte dem Klagebegehren gemäß 
verurteilt, ſeine aufrechnungsweiſe geltend gemachte Gegen⸗ 
forderung, wenn auch nur in den Entſcheidungsgründen, ver⸗ 
worfen worden. Dieſe Entſcheidung über die Gegenforderung 
war nach § 322 Abſ. 2 ZPO., und zwar, da die Gegen⸗ 
forderung den Betrag der Klageforderung nicht erreicht, im 
vollen Betrage der Gegenforderung, der Rechtskraft fähig. Der 
Eintritt dieſer Rechtskraft wurde freilich durch die Einlegung 
der Berufung des Beklagten gehemmt [S 705 ZPO.]. Wäre 
aber die Berufung, wie vom Kläger beantragt war, als un⸗ 
zuläſſig verworfen worden, fo würde, die Rechtskraft dieſer 
Entſcheidung vorausgeſetzt, rechtskräftig feſtſtehen, daß die geltend 
gemachte Gegenforderung nicht beſteht. Dieſer Erfolg kann 
nunmehr, wenn es bei der Entſcheidung des BG. bleibt, nicht 
eintreten; denn das BG. hat die in den Entſcheidungsgründen 
des LG. ausgeſprochene Verwerfung der Gegenforderung nicht 
aufrechterhalten, ſondern in ausdrücklicher Abänderung des 
landgerichtlichen Urteils neben dem Klageanſpruch auch die 
Aufrechnungseinrede für erledigt erklärt. Über das Beſtehen 
der Gegenforderung ſelbſt hat es demnach nicht entſchieden, und 
der Beklagte hätte infolgedeſſen die Möglichkeit, die Gegen⸗ 
forderung durch neue Klage oder gegebenenfalls durch Wider⸗ 
klage geltend zu machen, ohne daß ihm aus dem BU. die 
Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache entgegengeſetzt 
werden könnte. Daraus ergibt ſich, daß der Kläger durch die 
Entſcheidung des BG. ſchlechter geſtellt iſt, als nach dem 
landgerichtlichen Urteil der Fall war. Er iſt alſo durch das 
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BU. beſchwert. Mit dem Urteile RG. 5, 413 ſetzt ſich dieſe 
Auffaſſung nicht in Widerſpruch; der damals entſchiedene Fall 
lag weſentlich anders als der gegenwärtige. Die demnach in 
ihrem Erſtantrag als an ſich ſtatthaft anzuerkennende Reviſion 
muß mit dieſem Antrag aber auch Erfolg haben. Ducch die 
nach Erlaſſung des landgerichtlichen Urteils erfolgte Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen des Beklagten wurde das Ber: 
fahren im gegenwärtigen Rechtsſtreit unterbrochen [$ 240 380. 
Der Konkursverwalter hat das Verfahren ſpäter aufgenommen; 
man ſcheint alſo, vielleicht weil nur die Gegenforderung ftreitig 
war, den Prozeß als einen für den Gemeinſchuldner anhängigen 
lſogenannten Aktivprozeß]! angeſehen zu haben [$ 10 RD.) 
Vor der Einlegung der Berufung war aber inzwiſchen der 
Prüfungstermin im Konkursverfahren abgehalten worden, und 
dabei hatte der Konkursverwalter die an ſich überhaupt nicht 
ſtreitig geweſene Klageforderung anerkannt, alſo Tilgung durch 
Aufrechnung dort nicht geltend gemacht. Welcher Beweggrund 
hierfür bei dem Konkursverwalter beſtimmend war, bedarf hier 
nicht der Unterſuchung. Es genügt die Tatſache jener Aner⸗ 
kennung, durch die ſich notwendig der Streit auch über die 
Aufrechnungseinrede erledigte. Wollte der Konkursverwalter 
den Prozeß der Aufrechnung wegen fortſetzen, an der Auf 
rechnungseinrede alſo feſthalten, ſo durfte er nicht die Forderung 
im Prüfungstermin anerkennen, da dies die rechtskräftige geil 
ſtellung der Forderung und damit einen vollſtreckbaren Schul: 
titel für fie mit ſich brachte, 88 144, 145, 164 KO. Durch 
die im Prüfungstermin erklärte Anerkennung der Forderung 
gab der Konkursverwalter notwendig die Aufrechnungseintde 
auf, wie fie denn auch laut Tatbeſtand des BU. ausdrücklich von 
ihm zurückgezogen worden if. Auch ob die Gegenforderung 
ſelbſt beſteht oder nicht beſteht, konnte ſchon darum nicht mehr 
Gegenſtand der Entſcheidung bleiben, weil fie eben nur in 
Geſtalt der inzwiſchen erledigten Aufrechnungseinrede geltend 
gemacht worden war. Da dieſe Erledigung vor Einlegung der 
Berufung eingetreten war, fo war im Zeitpunkte der Einlegung 
dieſes Rechtsmittels für eine Entſcheidung in der Sache ſelbſ 
kein Raum mehr. Das gab ſich übrigens auch in dem eigene 
Berufungsantrage des Beklagten zu erkennen, der zwar „ab 
änderung“ des landgerichtlichen Urteils „inſoweit . . . als daun 
die mit der Aufrechnungseinrede geltend gemachte Gegenforde 
rung für unbegründet erklärt wird“, verlangte, ein beſtimmtes 
Sachbegehren aber gar nicht enthielt, da nicht angegeben war 
[weil offenbar nicht angegeben werden konnte], wie denn mu 
die verlangte Abänderung lauten ſollte. Die Berufung war 
hiernach ſchon im Zeitpunkt ihrer Einlegung, abgeſehen von den 
nach 8 99 ZPO. nicht in Betracht kommenden Koſtenpurlt, 
gegenſtandslos und darum unzuläſſig. H. c. A. D. M. Konkurs, 
U. v. 17. Sept. 15, 116/15 VII. — Berlin. (L.] 
14. 8 162 KO. Rechtliche Bedeutung des Schuß 
verzeichniſſes.] 18 
Die Klägerin hatte in dem Konkurſe einer G. m. b. H. u 
eine Forderung von 64 530,10 & angemeldet. Verwallet 10 
Konkurſes war der Beklagte. Nach der Konkurstabelle wude 
die Forderung als vom Konkursverwalter vorläufig beftniitt 
bezeichnet; nach einem Vermerk vom 31. Mai 1912 in Spalt!) 
wurde ihr Stimmrecht gewährt. Die Klägerin behauptet, daß 
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der Beklagte in den Terminen vom 31. Mai und 21. Juni 1912 
vor dem Konkursgericht die Forderung überhaupt anerkannt 
habe. Sie wurde aber beim Abſchluſſe des Konkursverfahren 
in das Schlußverzeichnis nicht aufgenommen und deshalb auch 
bei der Schlußverteilung nicht berückſichtigt. Die Klägerin 
erhebt nun gegen den beklagten Konkursverwalter Klage auf 
Schadenserſatz wegen ſchuldhafter Unterlaſſung der Eintragung 
ihrer Forderung in das Schlußverzeichnis auf Zahlung der 
Dividende, die bei ordnungsmäßiger Berückſichtigung auf ihre 
Forderung entfallen ſein würde, und die ſie auf 4719 & be⸗ 
rechnet. Das LG. hat die Klage abgewieſen; die Berufung 
der Klägerin wurde zurückgewieſen. Auf die Reviſion der 
Klägerin iſt das Urteil des OG. aufgehoben worden. Gründe: 
Die Gerichte beider Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen, 
weil die Klägerin Einwendungen gegen das Schlußverzeichnis 
im Schlußtermine des Konkurſes der G. m. b. H. nicht erhoben 
und dadurch nicht nur den Anſpruch auf Berückſichtigung ihrer 
Forderung bei der Schlußverteilung gegen die Konkursmaſſe, 
ſondern auch einen etwaigen Erſatzanſpruch gegen den Konkurs⸗ 
verwalter verloren habe. Die gegen dieſe Annahme und gegen 
die darauf geſtützte Entſcheidung des BG. erhobene Reviſions⸗ 
beſchwerde erſchien begründet. Das BG. geht zutreffend davon 
aus, daß die Entſcheidung auf die Klage davon abhängt, ob 
die Beſtimmung des §8 86 KO., wonach die Schlußrechnung 
des Konkursverwalters als anerkannt gilt, wenn dagegen in 
der dazu beſtimmten Gläubigerverſammlung Einwendungen nicht 
erhoben werden, auch auf das von dem Verwalter aufzuſtellende 
Schlußverzeichnis [S 162 KO.] Anwendung findet. Das 
BG. bejaht dieſe Frage. Darin kann ihm indeſſen nicht bei: 
getreten werden. Nach § 82 KO. iſt der Konkursverwalter 
grundſätzlich für die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten 
allen Beteiligten verantwortlich, bei ſchuldhafter Nichterfüllung 
dieſer Pflichten iſt er deshalb den Beteiligten, zu denen in erſter 
Linie die Konkursgläubiger zählen, ſchadenserſatzpflichtig [R. 
39, 94; JW. 1896, 345; 1900, 735; 1911, 60%; WarnRſpr. 
1915 Nr. 65J. Zu den Pflichten des Verwalters gehört die 
Aufſtellung der Schlußrechnung [SS 86, 162 KO.] und ebenſo 
diejenige des Schlußverzeichniſſes [SS 151 bis 158, 162 KO.]. 
Für die Schlußrechnung, die die Rechenſchaftsablage des 
Konkursverwalters bei der Beendigung ſeines Amtes, ſei es 
während des Konkurſes infolge der Ernennung eines anderen 
Verwalters, ſei es am Ende des Konkurſes aus Anlaß ſeiner 
Einſtellung oder Aufhebung, enthält, gibt 8 86 KO. eine 
Sondervorſchrift, die der Haftung des Konkursverwalters aus 
Fehlern der Rechnung eine Grenze ſetzt. Soweit gegen die 
Schlußrechnung in dem dafür anberaumten Termine nicht von 
den Beteiligten [dem Gemeinſchuldner, den Konkursgläubigern 
und dem nachfolgenden Verwalter! Einwendungen erhoben 
werden, „gilt die Rechnung als anerkannt“. Damit iſt dann 
der Konkursverwalter den Beteiligten gegenüber entlaſtet; die 
Beſtimmung bezweckt „die Abgrenzung der aus ſeiner Geſchäfts— 
führung geltend zu machenden Anſprüche“ [Mot. z. KO. II S. 308]. 
Auch wenn ihn ein Verſchulden trifft, iſt er infolge der An— 
erkennung der Rechnung von der Haftung gegenüber den Be— 
teiligten gemäß $ 82 KO. befreit, ſelbſtverſtändlich nicht von 
einer ſolchen aus vorſätzlich begangener unerlaubter Handlung 
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gemäß SS 823, 826 BGB. Die Sondervorſchrift des §S 86 KO. 
bildet den Schluß der Beſtimmungen der KO., die die Stellung 
des Konkursverwalters regeln [SS 78 bis 86]. Die Anerkennung 
der Schlußrechnung bedeutet ſein Ausſcheiden aus den Ver⸗ 
pflichtungen, die das Amt auf ihn übertrug; ſie hat nicht 
lediglich Bedeutung für das Konkursverfahren, ſondern ſie 
bewirkt eine endgültige Befreiung des Verwalters von allen 
aus der Amtsführung gegen ihn entſtandenen Anſprüchen der 
Beteiligten, inſoweit als die Rechenſchaftsablage "feine Der: 
waltungstätigkeit darlegt und darzulegen beſtimmt iſt [vgl. 
Jaeger, KO. 3./4. Aufl. Anm. 6 und 8 zu 8 86]. Die Vor: 
ſchrift des 8 86 KO. hat es ſomit lediglich mit der Perſon 
des Konkursverwalters zu tun; die Schlußrechnung beendet ſeine 
Verwaltungstätigkeit und ihre Anerkennung beendet ſeine Ver⸗ 
pflichtungen daraus; ſie bewirkt im Rahmen der Schlußrechnung 
ſeine perſönliche Entlaſtung von allen gegen ihn zu erhebenden 
Anſprüchen. Die Anſprüche erlöſchen. Von dem Schluß— 
verzeichnis handelt die KO. in dem Abſchnitt über die Ver⸗ 
teilung der Konkursmaſſe [$ 162], wo auch der Schlußrechnung 
nochmals gedacht wird. Zur Abnahme der Schlußrechnung, 
zur Hebung von Einwendungen gegen das Schlußverzeichnis 
und zur Beſchlußfaſſung der Gläubiger über die nicht verwert⸗ 
baren Vermögensſtücke wird ein Schlußtermin beſtimmt. Die 
im Schlußverzeichnis übergangenen Gläubiger gehen, wenn ſie 
Einwendungen in dieſem Termine nicht erheben, gemäß $ 162 
Abſ. 2, S 158 Abſ. 2 KO. ihrer Rechte gegenüber der 
Konkursmaſſe verluſtig; darin erſchöpft ſich aber die Wirkung 
der Nichterhebung eines Widerſpruches; die Anſprüche ſelbſt 
bleiben gegenüber dem Gemeinſchuldner erhalten, und die 
Bedeutung einer Anerkennung der Richtigkeit des Schluß— 
verzeichniſſes hat die Nichterhebung von Einwendungen dagegen 
nicht. Dem BG. iſt zwar darin zuzuſtimmen, daß die Schluß— 
rechnung und das Schlußverzeichnis zuſammen die endgültige 
und unumſtößliche Grundlage für die Schlußverteilung bilden: 
die Schlußrechnung ſtellt endgültig die Verteilungsmaſſe feſt, 
das Schlußverzeichnis ebenſo für den Konkurs endgültig die 
Forderungen der Konkursgläubiger, die an der Schlußverteilung 
teilnehmen. Im übrigen gehen aber ihre Zwecke auseinander, 
und das Schlußverzeichnis kann nicht als Anlage und als 
Beſtandteil der Schlußrechnung angeſehen werden. Das Schluß— 
verzeichnis hat nur Bedeutung und Wirkung im Konkurs⸗ 
verfahren; die Schlußrechnung hat außerdem auch die in 8 86 KO. 
ausgeſprochene materiell-rechtliche Beſtimmung, die Abrechnung 
mit dem Konkursverwalter herbeizuführen und ihn für die Zus 
kunft von der Verantwortung aus ſeiner Verwaltung zu ent— 
laſten. Es iſt nicht zu verkennen, daß für den Konkurs- 
verwalter in ſeiner Tätigkeit bei Aufſtellung der Schlußrechnung 
und des Schlußverzeichniſſes eine gewiſſe Gleichheit der Rechts— 
lage beſteht. Die fehlerhafte Aufſtellung ſtellt hier wie da, 
wenn fie auf Verſchulden beruht, eine Pflichtverletzung dar, die 
ihn den Beteiligten verantwortlich und, fofern fie dadurch 
geſchädigt werden, ſchadenserſatzpflichtig macht. Es würde des⸗ 
halb eine gleichartige Behandlung beider Verfehlungen im 
Geſetze gewiß angängig und verſtändlich geweſen ſein. Der 
Geſetzgeber iſt ſich aber der inhaltlichen Verſchiedenheit der 
Schlußrechnung und des Schlußverzeichniſſes, wie die Behand. 
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lung in dem Geſetze ergibt, wohl bewußt geweſen; er hat jedoch 
an der Stelle des Geſetzes, wo es ſich um das Verhältnis des 
Konkursverwalters zu den übrigen Konkursbeteiligten, um ſeine 
Rechte und Pflichten und um die Entlaſtung von feiner Ver: 
antwortung handelt, des Schlußverzeichniſſes nicht gedacht. 
Eine Ausdehnung der Sondervorſchrift des 8 86 KO. für die 
Schlußrechnung auf das Schlußverzeichnis erſcheint daher nicht 
angängig, vielmehr muß der Grundſatz des § 82 Platz greifen. 
Das auf der rechtlichen Annahme der Entlaſtung des Konkurs— 
verwalters auch für Fehler des Schlußverzeichniſſes infolge der 
Nichterhebung von Einwendungen dagegen beruhende Urteil des 
BG. war deshalb aufzuheben. Der Beklagte hat gegenüber 
dem wider ihn erhobenen Schadenserſatzanſpruch ein mitwirkendes, 
eigenes Verſchulden der Klägerin bei der Verurſachung des 
Schadens geltend gemacht. Ein ſolches kann in der Unter⸗ 
laſſung der Einſicht des offengelegten Schlußverzeichniſſes und 
der Geltendmachung ſeiner Rechte im Schlußtermine ſeitens des 
übergangenen Gläubigers je nach der Sachlage wohl gefunden 
werden. Inwiefern ein mitwirkendes Verſchulden der Klägerin 
vorliegt und in Anwendung des 8 254 BGB. den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der Klägerin aufzuheben oder zu mindern geeignet 
iſt, muß der weiteren Prüfung des BG. überlaſſen bleiben, an 
das die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
gemäß § 565 Abſ. 1 ZPO. zurückzuverweiſen war. W. G. u. 
Hüttenwerke A.⸗G. c. Dr. K., U. v. 27. Sept. 15, 119/15 VI. 
— Düſſeldorf. (B.] 

Auslands moratorium. 
** ＋ 15. Bewirkt die in Gemäßheit der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 7. Auguſt 1914 erfolgte Unterbrechung des 
Verfahrens über die Widerklage kraft Geſetzes die Unterbrechung 
des Gefamtverfahrens?] | 

Der in San Franzisko wohnende Beklagte, der in Deutfch: 
land ein Patent auf ein ſog. Teufelsrad erworben hatte, hat 
dem Kläger im Vertrag vom 22. September 1910 die Benutzung 
eines ſolchen Rades während der Jahre 1910 bis 1915 auf 
der Oktoberwieſe zu München und im weiteren Vertrag vom 
3. Oktober 1910 die Benutzung auf der Meſſe zu Baſel 
während des gleichen Zeitraums gegen näher beſtimmte Gegen— 
leiſtungen überlaſſen; auf Grund des letzteren Vertrags hat der 
Kläger dem Beklagten 3000 # bezahlt. Das Patent des 
Beklagten iſt vom Patentamt im Mai 1911 wegen mangelnder 
Patentfähigkeit ſeines Gegenſtands für nichtig erklärt und dieſe 
Entſcheidung iſt vom RG. am 30. März 1912 beſtätigt worden. 
In dem Briefe vom 16. Juni 1911 hat der Kläger beide 
Verträge für gelöſt erklärt. Mit der nunmehrigen Klage 
verlangte der Kläger die Feſtſtellung des Nichtbeſtands beider 
Verträge und die Zurückbezahlung der 3000 *; der Beklagte 
erhob Widerklage auf Bezahlung eines größeren Schadens— 
betrags wegen Nichterfüllung der Verträge. Das LG. hat der 
Feſtſtellungsklage entſprochen, die Leiſtungsklage des Klägers 
und die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufungen beider 
Parteien hat das BG. durch das nunmehr angekochtene Teil: 
urteil lediglich über die Vorklage entſchieden und die Berufungen 
beider Parteien zurückgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat der 
Beklagte ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: 
Die Reviſion erhebt die Rüge, daß das angefochtene, lediglich 
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eine Entſcheidung zur Vorklage gebende Teilurteil deshalb nicht 
habe erlaſſen werden dürfen, weil zur Zeit der letzten Berufungz⸗ 
verhandlung — 4. Dezember 1914 — das geſamte Verſahren 
über die Vor⸗ und Widerklage im Sinne der Bekanntmachungen 
des Reichskanzlers vom 7. Auguſt und 22. Oktober 1914 über 
die Geltendmachung von Anſprüchen folder Perſonen, die im 
Auslande ihren Wohnſitz haben, unterbrochen geweſen fi 
Hätte die Unterbrechung in dem behaupteten Umfang flatt 
gefunden, fo ſtünde dem Beklagten das Recht zu, durch Ein 
legung der Reviſion die feine Rechtsſtellung verletzende Ent: 
ſcheidung zu beſeitigen. Die Rüge iſt jedoch nicht begründet. 
Allerdings iſt gemäß § 1 der erſteren Bekanntmachung das 
Verfahren über die bereits im Jahre 1911 erhobene Widerllage 
unterbrochen worden, da der Beklagte, Widerkläger, bereits 
zur Zeit der Berufungsverhandlung feinen Wohnſitz im Ausland 
hatte, wie dies auch jetzt noch der Fall iſt. Auf den im Inland 
anſäſſigen Kläger trifft aber die Beſtimmung nicht zu. Die 
Unterbrechung des Verfahrens über die Widerklage bewirkt auc 
nicht kraft Geſetzes die Unterbrechung des Gefamtverfahrens, 
Die Widerklage iſt eine ſelbſtändige Rechtsſchutzhandlunz; ihr 
Prozeßvorausſetzungen find unabhängig von denen der Vorlage 

zu beurteilen; daraus, daß fie für die Klage gegeben find, folg 

nicht ihr Vorhandenſein für die Widerklage und umgekehrt 

Der geſetzgeberiſche Grund der in den Bekanntmachungen 

gegebenen Vorſchrift iſt der Schutz der Inländer gegen die in 

Ausland erlaſſenen Moratorien; weil dieſe auch die im Inland 

wohnenden Perſonen treffen, die Forderungen gegen ausländiſce 

Schuldner haben, wurden die im Ausland wohnenden Perfonn 

von der gerichtlichen Geltendmachung ihrer Anſprüche aut 

geſchloſſen. [Vgl. die Denkſchrift über die wirtschaftlichen Naß 

nahmen aus Anlaß des Kriegs, RT. XIII. LP. II. Seſ. 1914 

Nr. 26 S. 22/23.] Dieſem Grunde würde es widersprechen 

wenn durch Erhebung einer Widerklage die im Inland mohr 

haften Perſonen an der Durchführung ihrer Rechte gehindert 

werden könnten. Die von der Reviſion angezogene Entfcheibung 

des RG. vom 16. Oktober 1914, Rep. II 350/14, [abgebrudt 

in DIS. 1914, 1385 und in der Leipzg. 1915, 43) fat 

dieſer Auffaſſung nicht entgegen. Allerdings geht dieſe Ent 

ſcheidung dahin, daß im Hinblick auf die Widerklage des in 

Ausland wohnhaften Beklagten das ganze Verfahren gemih 

der erwähnten Bekanntmachungen unterbrochen ſei. Die Ent 

ſcheidung iſt damit begründet, daß das Verfahren über Di 
Klage und Widerklage ein einheitliches und untrennbars | 

Dieſer Begründung iſt aber nicht der Grundſatz zu entnehmen, 
daß die Unterbrechung des Verfahrens über die Widerklage mi 
Notwendigkeit auch die Unterbrechung des Verfahrens über de 
Vorklage zur Folge habe, vielmehr ſollte nur die Amahue 
zum Ausdruck kommen, daß nach den Umſtänden des dana 
vorliegenden Falles — einer Konſularſache — die Treu 
des Verfahrens über beide Klagen nicht angebracht je. 2 
ſachliche Entſcheidung iſt ebenſowenig zu beanſtanden. 5 
weiter ausgeführt.] C. c. G., U. v. 28. Sept. 15, 53/15 l. 
— München. [B.) 
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44. Jahrgang. 
b) Strafſachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


I. Strafgeſetzbuch. 
＋ S8 185, 186, 193 StGB. Verhältnis zwiſchen SS 185, 
186. Beleidigende Form im Sinne des § 193. 

a) Die Verurteilung wegen Beleidigung iſt geſtützt auf die 
von dem Angeklagten in dem Strafverfahren gegen O. zu deſſen 
Verteidigung verfaßten Schriftſätze. In jenem Strafverfahren 
war O. beſchuldigt, den A. dadurch beleidigt zu haben, daß er 
in Beziehung auf ihn behauptet hatte, er habe einen Meineid 
geleiſtet, die Eheleute H. trotz Kenntnis ihrer Kreditſchwindeleien 
ſtändig in Schutz genommen und ihr Treiben bewußt unterſtützt 
ſowie Prozeßſchikane angewendet, und daß er ihn und die Eheleute 
H. als „gemeingefährliches Trio“ und „Verbrecherbande“ be⸗ 
zeichnet hatte. Die Strafkammer nimmt an, daß der An⸗ 
geklagte an die Richtigkeit der von O. gegen A. erhobenen 
ſachlichen Vorwürfe geglaubt hat und dieſer feiner Überzeugung 
zur Verteidigung des O. in den jetzt unter Anklage ſtehenden 
Schriftſätzen offen und in ſcharfen Worten Ausdruck geben 
durfte. Sie greift jedoch aus dieſen Schriftſätzen Redewendungen 
heraus, in denen A. als „notoriſcher Verbrecher“ und mit den 
Eheleuten H. als „gemeingefährliches Trio“ und „Verbrecher⸗ 
bande“ bezeichnet werde, und verurteilt den Angeklagten, weil 
dieſe Redewendungen nach ihrer Form feine Abſicht der Be: 
leidigung des A. erkennen ließen, aus $ 185 StGB. Darin 
liegt eine unrichtige Auffaſſung des § 185 und feines 
Verhältniſſes zu 8 186 StGB. Da die im angefochtenen 
Urteil aus den Schriftſätzen wiedergegebenen Bruchſtücke erkennen 
laſſen, daß die Verteidigung des O. mit der Behauptung unter⸗ 
nommen wurde, die Vorwürfe, wegen deren er unter Beleidi⸗ 
gungsklage ſtand, ſeien tatſächlich richtig und die damals ge- 
brauchten Ausdrücke als ein Teil des ſachlichen Inhalts dieſer 
Vorwürfe berechtigt geweſen, ſo war nicht § 185, ſondern 
8 186 zum Ausgangspunkt der rechtlichen Beurteilung zu 
machen, denn es handelt ſich danach um die Behauptung be⸗ 
ſtimmter Tatſachen und tatſächlicher Vorgänge. Auch wenn 
aus der Schärfe der gewählten Ausdrücke eine auf Beleidigung 
gerichtete Abſicht des Angeklagten herzuleiten wäre, würde 
inſoweit $ 186 das anzuwendende Strafgeſetz bleiben. Nur 
ſoweit die Ausdrücke nicht lediglich die Bedeutung einer zu⸗ 
ſammenfaſſenden Kennzeichnung der behaupteten Tatſachen haben 
und ſchon als ſolche beleidigend find, könnte neben $ 186 auch 
noch der Tatbeſtand des 8 185 in Frage kommen. (Vgl. das 
Urteil des erkennenden Senats in der Strafſache gegen O., 
1178/14.) Hier iſt weder das eine noch das andere nach— 
gewieſen. Die Strafkammer hat aber offenbar auch die 
Vorſchrift des S 193 StGB. verkannt. Die Ausdrücke „ge⸗ 
meingefährliches Trio“ und „Verbrecherbande“ waren dem D. 
als von ihm gebrauchte und den A. beleidigende zur Laſt gelegt 
worden, und da es ſich um deſſen Verteidigung gegen dieſe 
Beſchuldigung handelte, ſo konnte und durfte der Angeklagte 
die Ausdrücke als von O. tatſächlich gebrauchte wiedergeben, 
um ſie zu rechtfertigen oder doch zu entſchuldigen. Da aber, 
ſoviel erſichtlich, gerade darauf ſeine An- und Ausführungen in 
den Schriftſätzen abzielten, ſo gehörten die Ausdrücke dort zum 
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ſachlichen Inhalt der Verteidigung des O. und bildeten nicht 
eine Form, in die ſie gekleidet wurde. Das überſieht die 
Strafkammer, wenn ſie ausführt, die Ausdrücke ließen aus 
ihrer Form die Abſicht der Beleidigung erkennen, der Angeklagte 
habe ebenſogut mit anderen, gemäßigteren Worten alles das 
ſagen können, was er zu ſagen hatte. Den Ausdruck „notoriſcher 
Verbrecher“ hat der Angeklagte zur Begründung des Antrags 
vom 30. September 1913 auf Ausſetzung des Verfahrens bis 
zur Beendigung der Unterſuchung gegen A. wegen Meineids 
in der Verbindung gebraucht, daß es für die Strafzumeſſung 
von Bedeutung ſei, ob O. einen einwandfreien Rechtsanwalt 
oder einen notoriſchen Verbrecher beleidigt habe. Daraus ergibt 
ſich die Beziehung dieſes Ausdrucks auf die tatſächliche Be— 
hauptung, A. habe einen Meineid geleiſtet, der nach der aus— 
drücklichen Erklärung der Strafkammer der Angeklagte als 
feiner Überzeugung zur Verteidigung des O. Ausdruck geben 
durfte. Die Strafkammer verläßt aber dieſen bedenkenfreien 
Rechtsſtandpunkt, wenn ſie an ſpäterer Stelle ausführt, der 
Angeklagte habe ſeine Anſicht, A. ſei ein notoriſcher Verbrecher, 
nicht ausſprechen dürfen, auch wenn er noch ſo ſehr von der 
Richtigkeit der Tatſache überzeugt war, weil er damit offen: 
ſichtlich eine perſönliche Beleidigung zum Ausdruck gebracht habe, 
und ſie überſieht hierbei, daß auch die Behauptung von Tat: 
ſachen der in $ 186 bezeichneten Art nach § 193 zu den dort 
gekennzeichneten Zwecken nur inſofern ſtrafbar iſt, als das Vor⸗ 
handenſein einer Beleidigung aus der Form der Äußerung oder 
aus den Umſtänden, unter welchen ſie geſchah, hervorgeht. 
Daß aber dieſe Vorausſetzung vorlag, iſt im Urteil nicht feſt— 
geſtellt. Urt. d. V. Sen. v. 12. Febr. 15 (1045/14). — Crefeld. 

b) Die Strafkammer hat rechtlich nicht geirrt, wenn fie 
in den vom Angeklagten in ſeiner Eingabe in Beziehung auf 
A. gebrauchten Ausdrücken eine Beleidigung im Sinne des 
8 185 StGB. gefunden hat. Sie hat dabei die rechtliche 
Bedeutung des § 193 nicht verkannt, denn fie ſchließt aus der 
Form der Außerung, eben den gebrauchten Ausdrücken, auf die 
Abſicht des Angeklagten, den A. zu beleidigen. Damit hat die 
Strafkammer in tatſächlich näher begründeter und rechtlich nicht 
zu beanſtandender Weiſe feſtgeſtellt, daß der Angeklagte über 
die durch $ 193 gezogenen Grenzen hinausgegangen iſt. Unter 
denſelben Geſichtspunkten ſteht nach dem Urteil die daſelbſt 
unter 3) erwähnte Außerung. Allerdings gibt das Urteil zu 
rechtlichen Bedenken inſofern Anlaß, als die Strafkammer hier 
den Angeklagten nicht auch aus 8 186 StGB. verurteilt hat. 
Denn die als Beleidigung nach $ 185 erachteten Ausdrücke 
bildeten nach den Urteilsfeſtſtellungen einen Teil des ſachlichen 
Inhalts derjenigen Vorwürfe, die der Angeklagte gegen den 
Rechtsanwalt A. nach dem Urteil als Behauptung beſtimmter 
Tatſachen und Vorgänge gerichtet hat, und deshalb begründete 
die aus den Ausdrücken hergeleitete Abſicht der Beleidigung 
auch bei grundſätzlicher Zubillignng des Schutzes aus § 193 
gleichzeitig den Tatbeſtand der Beleidigung aus § 186. Recht: 
lich nicht einwandfrei iſt auch, daß die Strafkammer den gleich— 
zeitigen Tatbeſtand der Beleidigung aus § 186 darin ge: 
funden hat, daß der Angeklagte in derſelben Eingabe ein ehe— 
brecheriſches Verhältnis des A. mit der Frau H. behauptet 
hat. Denn weshalb dem Angeklagten gerade nur hinſichtlich 
dieſes beleidigenden Vorwurfs der Schutz des § 193 zu ver⸗ 
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jagen war, iſt weder im Urteil angegeben noch ſonſt erfindlich; 
insbeſondere fehlt inſoweit jede Andeutung in der Richtung, 
daß die Beleidigungsabſicht aus der Form der Außerung oder 
den Umſtänden folge. Hiernach iſt im Ergebnis rechtlich nicht 
zu beanſtanden, daß die Strafkammer den Angeklagten auf 
Grund des den Gegenſtand der Anklage bildenden Sach— 
verhalts, dem Inhalt der Anklageſchrift und des Eröffnungs— 
beſchluſſes entſprechend, wegen einheitlich zuſammentreffender 
Beleidigung aus § 185 und $ 186 verurteilt hat. Daß fie 
die Beleidigung aus $ 186 in einer anderen Einzeläußerung 
gefunden hat, als dem feſtgeſtellten Sachverhalt entſprach, be— 
ſchwert den Angeklagten nicht. Es erſcheint ausgeſchloſſen, 
daß die Vorinſtanz auf eine mildere Strafe erkannt haben 
würde, wenn ſie den Sachverhalt unter den oben erörterten 
richtigen Geſichtspunkten beurteilt hätte. Hiernach war die 
Reviſion als unbegründet zu verwerfen. Urt. d. V. Sen. v. 
12. Febr. 15 (1178/14). — Crefeld. 


II. Entſcheidungen zur Höchſtpreisgeſetzgebung. 
A. Bufländigkeit der Behörden. 


+1. Befugnis der ſtädtiſchen Behörden.] 

Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 wurde 
durch Bekanntmachung des Magiſtrats in P. vom 30. Oktober 
1914, veröffentlicht in der P.er Zeitung vom 31. Oktober 1914 
der Höchſtpreis für das Pfund Schinken auf 0,75 & feſtgeſetzt. 
Nach den Feſtſtellungen des LG. verkaufte die Angeklagte am 
5. Februar 1915 einen Schinken zu 56 Pfund für den Preis 
von 14 für das Pfund, ſowie einen Schinken zu 17 Pfund 
für 0,975 & für das Pfund. Das LG. hat auf Freiſprechung 
erkannt, weil die Feſtſetzung des Magiſtrats nicht rechtsbeſtändig 
ſei. Nach 8 5 des Reichsgeſetzes und nach der mecklenburgiſchen 
Bekanntmachung vom 6. November 1914 ſeien in den Städten 
zwar die Magiſtrate zur Feſtſetzung der Höchſtpreiſe ermächtigt. 
In Nr. 2 der Bekanntmachung ſei aber vorgeſchrieben, daß 
dem Verkäufer ein den Verhältniſſen entſprechender Nutzen ver— 
bleiben müſſe. Die Angeklagte habe nun für den Zentner 
Lebendgewicht 73 im Einkauf zahlen müſſen, es liege auf 
der Hand, daß bei Einhaltung des Höchſtpreiſes von 0,75 M 
für das Pfund ein Nutzen für ſie überhaupt nicht bleibe. Eine 
Feſtſetzung, die die Erlangung ſolchen Nutzens nicht beachte, ſei 
unwirkſam. Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt begründet 
In der mecklenburgiſchen Bekanntmachung vom 6. November 
1914 (Regierungsblatt S. 673) iſt geſagt: „Um den Verkauf 
nicht zu lähmen, muß dem Verkäufer ein den Verhältniſſen ent- 
ſprechender Nutzen verbleiben“ (Abſchnitt 1 Nr. 2 Anm. 1 der 
Bekanntmachung). Damit hat lediglich eine Anweiſung an die 
mit der Feſtſetzung der Höchſtpreiſe betrauten Ortsobrigkeiten 
erteilt werden ſollen, die Höchſtpreiſe nach ihrem pflichtmäßigen 
Ermeſſen ſo feſtzuſetzen, daß dem Verkäufer noch ein den Ver⸗ 
hältniſſen entſprechender Nutzen verbleibt. Ob die feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe tatſächlich dieſem Erfordernis genügen, hat das 
Gericht nicht nachzuprüfen. Sie bleiben fo lange in Kraft, 
bis eine anderweite Beſtimmung oder Feſtſetzung erfolgt, und 
perlieren ihre Kraft nicht dadurch, daß im Einzelfalle kein 
Nutzen erzielt wird oder daß, allgemeines Anſteigen der Ein— 
kaufspreiſe die Möglichteit eines Nutzens verhindert. Dieſer 


letzte Umſtand kann höchſtens Veranlaſſung zu anderer Be 
ſtimmung des Höchſtpreiſes werden. Urt. d. Ferienſenats b. 
26. Juli 15 (458/15). — Guſtrow. 
+2. Ergänzende Beſtimmungen für engere Kreiſe zu den 
Höchſtpreisverordnungen, die der Bundesrat ſelbſt getroffen hat] 
a) Die Angeklagte hat am 11. Februar 1915 auf dem 
Wochenmarkte eine Art Salatkartoffeln — zu 1,30 4 den 
Viertelzentner ausgeboten und der Polizei gegenüber die Herab⸗ 
ſetzung dieſes Preiſes auf den durch Bekanntmachung des 
Magiſtrats für den dortigen Stadtkreis feſtgeſetzten Höchſtpreis 
von 4½ M für das Pfund verweigert, weil Salatlartoffeln den 
Höchſtpreisfeſtſetzungen nicht unterlägen. Sie iſt unter Bill 
gung dieſer Auffaſſung freigeſprochen worden, indem ange 
nommen iſt, die übertretene Bekanntmachung des Magiſtrats 
ſei, ſoweit ſie ſich auf Jakobikartoffeln beziehe, von vornherein 
nichtig geweſen, jedenfalls aber durch die Bundesratsverordnung 
vom 15. Februar 1915 (RGBl. S. 95) „wirtſchaftlich unhalt⸗ 
bar“ geworden und deshalb als aufgehoben zu erachten; auch 
das bewirke nach dem Rechtsgrundſatze des § 2 Abſ. 2 StG. 
die Strafloſigkeit der Angeklagten. — Dieſe Begründung if, 
wie die Reviſion mit Recht ausführt, nach beiden Seiten hin 
zu beanſtanden. Richtig iſt zwar, daß für Salatkartoffeln 
durch den Bundesrat keine Höchſtpreiſe feſtgeſetzt, vielnehr 
in deſſen Verordnungen vom 23. November 1914 ME. 
S. 483, vgl. Abſ. 3 des $ 1) und vom 15. Februar 1915 
(RGBl. S. 95, vgl. $ 5) dieſe Kartoffeln ausdrücklich von 
den für Speiſekartoffeln feſtgeſetzten Preiſen ausgenommen find. 
Daraus folgt aber keineswegs, daß — wie die Straflammer 
meint — „für Salatkartoffeln Höchſtpreiſe im Großperkeht 
nicht gelten follen und deshalb auch im Kleinverkehr unmöglich 
find“. Auf den Großhandel beziehen ſich die bezeichneten Ber: 
ordnungen, indem fie die Verkäufe der Produzenten wgeln, 
jo wenig wie auf den Kleinverkehr. Dies ſtellt der Erlaß der 
Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft uſw. und 
des Innern, betr. Höchſtpreiſe für Speiſekartoffeln, vom 2. Te 
zember 1914 (Handelsminiſterialblatt S. 535) dahin klar, daß 
der Großhandel: „in feiner Aufgabe, die Speisekartoffeln 
aus den Überſchußgebieten in die Zuſchußgebiete zu bringen, 
angeſichts der durch die Beförderungs⸗ und Witterungäberhält 
niffe erſchwerten Lage möglichft wenig gehemmt werden folk‘ 
(. zu J a. a. O.) und daß es für die Feſtſetzung von Höͤſt 
preiſen für den Klein verkehr bei der durch 9 3 des Geſckes 
vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 339) in der Faffung der 
Verordnung vom 28. Oktober 1914 (dasſ. S. 458) geſchaffenen 
Befugnis der Landeszentralbehörden und der von ihnen be: 
ſtimmten Behörden fein Bewenden behalte (ſ. zu II a. 4. O) 
Eine ſolche Behörde iſt nach den Ausführungsbeſtimmungen 
vom 4. Auguſt 1914 (Handelsminiſterialblatt S. 41) der 
Magiſtrat; feine Bekanntmachung vom 13. November 1913, 
die ſich nur auf den Kleinverkehr erſtreckt, beruht alſo in feiner 
Weiſe — auch nicht, wie die Strafkammer annimmt, „wir: 
ſchaftlich“ — auf der kurz nach ihr erlaſſenen Bundesrate⸗ 
verordnung vom 23. November 1914 und ſteht noch wenige 
in einem inhaltlichen Widerſpruche mit ihr, ſondern bewegt ſic 
auf einem ganz anderen Gebiete. Weshalb fie bezüglich der Salat 
kartoffeln mit den bundesrätlichen Preisfeſtſetzungen rechtlich 
unvereinbar fein ſollte, ift nicht erſichtlich, und ob wirtſchaſt— 
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lich Höchſtpreiſe im Kleinverkehr ohne ſolche im fonftigen 
Handel „möglich“ ſind, hatte die Strafkammer nicht zu prüfen, 
da dies eine Frage der Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der 
betreffenden Feſtſetzungen iſt. Hieraus ergibt ſich, daß die 
Magiſtratsbekanntmachung weder mit Rückſicht auf Bundesrats⸗ 
verordnungen von vornherein nichtig geweſen, noch nachträglich 
durch ſolche „unhaltbar geworden“ oder ſonſtwie aufgehoben 
ſein kann. Wenn die Strafkammer in letzterer Hinſicht auf 
das Mißverhältnis hinweiſt, das zwiſchen den durch die Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 15. Februar 1915 erhöhten Produzenten: 
preiſen und den niedrigen Kleinhandelspreiſen der Bekannt⸗ 
machung beſtehe, ſo begibt ſich ſich wiederum auf das ihr ver⸗ 
ſchloſſene Gebiet der Zweckmäßigkeitsprüfung und trägt überdies 
den Geſichtspunkten des oben erwähnten Miniſterialerlaſſes vom 
2. Dezember 1914 keine Rechnung. — Übrigens ſei bemerkt, 
daß eine nachträgliche Aufhebung der Bekanntmachung der 
Angeklagten nicht einmal zugute kommen würde. $ 2 Abſ. 2 
StGB. war unanwendbar, weil die einzelnen Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzungen nicht Teile der in § 4 HöchſtprG. vom 4. Auguſt 1914 
enthaltenen Strafnorm ſind, ſondern ſelbſtändige Vorſchriften, 
und ihre Anderung oder Aufhebung daher das Strafgeſetz 
ſelbſt nicht berührt. Urt. d. If. Sen. v. 2. Juli 15 (318/15). 

b) Der Bundesrat hat nunmehr von ſeiner Befugnis zur 
Höchſtpreisfeſtſetzung vor dem hier in Frage ſtehenden Zeitpunkte 
des 10. Februar 1915 in bezug auf Speiſekartoffeln nicht 
anders als durch die Bekanntmachung vom 23. November 1914 
(RGBl. S. 483) Gebrauch gemacht. Seine darin enthaltenen 
Anordnungen beſchränken ſich ganz ausdrücklich darauf, für 
Produzenten Höchſtpreiſe feſtzuſetzen, deren Geltung weiter 
ganz allgemein für die mit Verbrauchern unmittelbar abge— 
ſchloſſenen Verkäufen, die eine Tonne nicht überſteigen, aus: 
geſchloſſen wird. Demnach bleibt nach wie vor Raum für die 
Feſtſetzung von Kleinhandelshöchſtpreiſen für Speiſekartoffeln 
durch die Landesbehörden und die inſoweit beſtehenden Feſt— 
ſetzungen find, wie ausgeführt, in Geltung geblieben. Aller— 
dings müſſen die Kleinhandelshöchſtpreiſe der Speiſekartoffeln 
in einem beſtimmten Verhältnis zu den Produzentenhöchſt⸗ 
preifen ſtehen, namentlich jo bemeſſen fein, daß dem Zwiſchen— 
und Kleinhandel der ihm zukommende angemeſſene Nutzen 
geſichert iſt. Daraus konnte ſich möglicherweiſe für den Ober— 
bürgermeiſter Anlaß ergeben, die beſtehenden Preisfeſtſetzungen 
im Hinblick auf die bundesrätlich feſtgeſetzten Produzenten: 
höchſtpreiſe zu ändern; auch der Umſtand, daß in der benach⸗ 
barten Stadt F. dem Kleinhandel bereits höhere Preiſe zuge: 
ſtanden waren, konnte vielleicht hierzu beſtimmend ſein. Allein 
ſolange die Abänderung nicht erfolgte, blieben die Feſtſetzungen 
vom 5. November 1914 maßgebend, gleichviel ob ſie angemeſſen 
waren oder nicht. Die demnächſtige Aufhebung der vom Ober⸗ 
bürgermeiſter getroffenen Höchſtpreisfeſtſetzungen iſt ohne Ein⸗ 
fluß auf die Strafbarkeit der vorher begangenen Überſchreitungen 
geblieben, da die Strafbeſtimmung des Höchſtpreisgeſetzes fort⸗ 
beſteht. Urt. d. I. Sen. v. 12. Juli 15 (384/15). — Darmſtadt. 


B. Irrtum und Jahrläſſigkeit. 


+ sabrläffige Unkenntnis. 
a) Obne Rechtsirrtum iſt im vorliegenden Fall die Jahr— 
läſſigkeit der Angeklagten darin gefunden worden, daß ſie ſchuld⸗ 
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haft die aus ihrem Gewerbebetrieb ſich ergebende Pflicht verab⸗ 
ſäumt haben, vor Abſchluß des Geſchäfts, wodurch die Höchſt⸗ 
preiſe überſchritten wurden, ſich über deren Höhe eine zuver⸗ 
läſſige Auskunft zu verſchaffen. (Urteile des erkennenden Senats 
1D 146/15 und 1 D 303/15.) Urt. d. I. Sen. v. 14. Juni 15 
(285/15). 

+b) Es ſteht im Einklang mit der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung, wenn die Strafkammer annimmt, daß eine vorſätzliche 
Verfehlung gegen das Höchſtpreisgeſetz da ausgeſchloſſen iſt, 
wo die Überſchreitung der Höchſtpreiſe in Unkenntnis ihrer 
Feſtſetzung erfolgt. Andrerſeits iſt in Übereinſtimmung mit 
anderen zum Höchſtpreisgeſetz ergangenen Entſcheidungen, ins⸗ 
beſondere dem eingehend begründeten Urteil des 4. Senats 
vom 30. März 1915, 4 D 120/15, ſowie mehreren inzwiſchen 
ergangenen Urteilen des erkennenden Senats zutreffend ange⸗ 
nommen, daß die Strafdrohung des Höchpreisgeſetzes ſich auch 
gegen die fahrläſſige Überſchreitung der Höchſtpreiſe richtet, 
und daß die Unkenntnis von der Feſtſetzung von ſolchen dem 
Täter zur Schuld gereichen kann, dieſer alſo ſtrafbar wird, 
wenn er in verfchuldeter Unkenntnis und unbekümmert um das 
Beſtehen von Höchſtpreiſen höhere Preiſe fordert als die feſt⸗ 
geſetzten, obwohl ihm dieſe hätten bekannt ſein können und bei 
pflichtmäßigem, ſorgfältigen Verhalten hätten bekannt ſein 
müſſen. Ohne Überſpannung des Begriffs der Fahrläſſigkeit 
entnimmt die Strafkammer den Umſtänden des Falls, daß der 
Angeklagte vor Abſchluß der Kaufverträge über Kartoffelwalz⸗ 
mehl ſich darüber hätte vergewiſſern müſſen, ob für dieſes 
Nahrungsmittel Höchſtpreiſe beſtehen. Auf die ſchuldhafte Ber: 
abſäumung dieſer Verpflichtung iſt nach ihrer Anſicht die Über— 
ſchreitung der Höchſtpreiſe, die der Angeklagte nicht wollte, 
nicht einmal bedingt wollte, zurückzuführen. Ein Rechts⸗ 
irrtum tritt in dieſen Erwägungen, die ſich in der Hauptſache 
auf rein tatſächlichem Gebiet bewegen, nicht hervor. Nachdem 
das Geſetz ganz allgemein für die Dauer des Kriegs die Feſt— 
ſetzung von Höchſtpreiſen für Gegenſtände des täglichen Bedarfs, 
insbeſondere für Nahrungs- und Futtermittel aller Art, zuge— 
laſſen hat, und in umfaſſender Weiſe durch die Behörden hin— 
ſichtlich zahlreicher Nahrungsmittel, namentlich auch der Kar⸗ 
toffeln, von dieſer Befugnis Gebrauch gemacht wurde, auch die 
Kenntnis von dem Erlaß ſolcher Anordnungen, die zum Teil 
die gebräuchlichſten Nahrungsmittel betreffen, in alle Kreiſe 
gedrungen und im Urteil erkennbar als auch bei dem Ange: 
klagten vorhanden vorausgeſetzt iſt, läßt ſich die Annahme nicht 
beanſtanden, daß der Gewerbetreibende oder Kaufmann, der 
mit Nahrungsmitteln Handel treibt, wenn er feine Gewerbs— 
pflichten ſorgfältig und gewiſſenhaft erfüllen will, gehalten iſt, 
ſich darüber auf dem laufenden zu halten, ob und welche 
Höchſtpreiſe für ſeine Waren, ſoweit ſie zu den Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs oder den Nahrungsmitteln gehören, 
feſtgeſetzt ſind. Die Strafkammer hat ſodann weiter feſtgeſtellt, 
daß dem Angeklagten bei richtiger Erfüllung dieſer Pflicht die 
Erlangung der Kenntnis möglich und in dieſem Fall die Über: 
ſchreitung der Höchſtpreiſe vermeidbar geweſen und unterblieben 
wäre. Auf die Fahrläſſigkeit des Angeklagten iſt daher die 
ſtrafrechtswidrige ÜUberſchreitung zurückzuführen. Lediglich um 
eine Würdigung von Tatſachen handelt es ſich, wenn die 
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ſchrift dem Umſtand, daß der Angeklagte früher Kartoffelwalz⸗ 
mehl nicht geführt und ſelbſt bei dem kurz zurückliegenden 
Ankauf der Ware dieſe ſelbſt über den Höchſtpreis bezahlt 
hatte, nicht die Bedeutung beigemeſſen hat, daß der Angeklagte 
hiernach zu Erkundigungen nicht verpflichtet geweſen ſei, ſondern 
anſcheinend umgekehrt gerade daraus die Unvorſichtigkeit und 
Pflichtverſäumnis des Angeklagten ableitet, daß es ſich um eine 
neue Were, und um eine ſolche handelte, die unter Ver⸗ 
wendung von Kartoffeln hergeſtellt war, für die, wie der 
Angeklagte wußte, Höchſtpreiſe beſtanden. Eine „Unkenntnis 
des Geſetzes“, von der das Urteil ſpricht, und der es ſchuld⸗ 
und ſtrafbefreiende Wirkung nach der allgemeinen Regel ab⸗ 
erkennt, kommt allerdings nicht in Frage, ſondern nur die 
Unkenntnis von der behördlichen Anordnung der Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzung, die vom Bundesrat am 11. Januar 1915 mit 
Wirkung vom 15. Januar 1915 erfolgt war (RGBl. S. 15), 
und die nicht ſelbſt Strafgeſetz iſt. Zum „Vorſatz“ des Täters 
wird die Kenntnis dieſer Anordnung erfordert, die wie ein 
Tatumſtand vom Vorſatz umfaßt ſein muß; die Schuldform 
der Fahrläſſigkeit dagegen wird durch die Unkenntnis von der 
Anordnung nicht ausgeſchloſſen, ſofern dieſe ſelbſt, wie hier 
nachgewieſen iſt, durch Fahrläſſigkeit verſchuldet iſt (S 59 
Abſ. 2 StGB.). Urt. d. I. Sen. v. 14. Juni 15 (303/15). 


— nn 


C. Zwangsverkauf, Preisverzeichniſſe. 
+ Maßnahmen zur Durchführung des] Verkaufs zu Höchſt⸗ 
preiſen.] 

Um zu verhüten, daß die mit der Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen verfolgten Abſichten durch Zurückhalten der Ware durch—⸗ 
kreuzt werden, ſind in dem Geſetze über die Höchſtpreiſe in der 
Faſſung vom 17. Dezember 1914 zwei Einrichtungen ge⸗ 
troffen. Nach § 2 des Geſetzes kann die zuſtändige Behörde 
den Eigentümer des Gegenſtandes, für den ein Höchſtpreis 
feſtgeſetzt iſt, auffordern, den Gegenſtand einer beſtimmten 
Perſon, die dies beantragt hat, zu überlaſſen, ihm damit die 
Befugnis und die rechtliche Möglichkeit zu anderweiten Ver⸗ 
fügungen über den Gegenſtand entziehen und ſchließlich das 
Eigentum daran dem Antragſteller gegen Vergütung über⸗ 
tragen. Die Durchführung der Maßregel iſt dadurch geſichert, 
daß im § 6 Nr. 3 mit Strafe bedroht wird, wer den Gegen— 
ſtand, der von der Aufforderung betroffen iſt, beiſeite ſchafft, 
beſchädigt oder zerſtört. Die zuſtändige Behörde iſt indeſſen 
auf dieſen Weg der zwangsweiſen Übertragung des Eigentums 
an den Antragſteller nicht beſchränkt. Sie kann vielmehr ſtatt 
deſſen auch den Beſitzer des dem Höchſtpreis unterliegenden 
Gegenſtandes auffordern,, ihn zu dem feſtgeſetzten Höchſt— 
preiſe zu verkaufen, und kann den Gegenſtand bei Weigerung 
des Beſitzers ſelbſt übernehmen und auf Rechnung des Beſitzers 
zum Höchſtpreis verkaufen (§S 4 des Geſetzes). Die Weigerung 
des Beſitzers iſt nach S 6 Nr. 4 des Geſetzes mit Strafe be: 
droht. Wäre alſo gegen den Angeklagten feſtgeſtellt, daß er 
aufgefordert worden wäre, ſeinen Hafer zum Höchſtpreiſe zu 
verkaufen, und daß er ſich deſſen geweigert hätte, oder wäre 
gegen ihn feſtgeſtellt, daß er nach 8 2 des Geſetzes zur Über⸗ 
laſſung des Hafers an einen Antragſteller aufgefordert, ihn 
veiſeite geſchafft hätte, ſo unterläge die Verurteilung des An: 
geklagten aus § 6 des Geſetzes keinem Bedenken. Allein weder 
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die einen noch die anderen Feſtſtellungen zu treffen, hat ſich 
das LG. in der Lage geſehen. Feſtgeſtellt hat es vielmehr 
nur, daß der Angeklagte auf Grund des § 2 Abſ. 2 des 
Geſetzes aufgefordert worden ſei, „16 Zentner Hafer am 
31. Januar 1915 in guter, geſunder und handelsfähiger Ware 
an das Proviantamt zu M. zu liefern“, und daß er ſich deſſen 
unter dem falſchen Vorgeben, nur den minderwertigen, nicht 
abnahmefähigen Sandhafer zu beſitzen, geweigert und zunächſt 
nur Sandhafer angefahren hat. Der Ungehorſam gegen eine 
ſolche Aufforderung iſt — wie ſich aus dem ſchon Aus⸗ 
geführten ergibt —, im Geſetz nicht unter Strafe geftell. 
Die Verurteilung auf Grund dieſes Sachverhalts beruht alſo 
auf Rechtsirrtum. Dies macht die Aufhebung des Urteils 
notwendig. Da ſich aber aus dem Urteil des LG. weiter 


ergibt, daß nach der Überzeugung des Gerichts der Angeklagte - 


diejenigen Tathandlungen, gegen die das Geſetz die Straf— 
drohung enthält, nicht begangen hat, fo war gemäß $ 391 
StPO. auf Freiſprechung des Angeklagten zu erkennnen. 
Urt. d. V. Sen. v. 13. Juli 15 (223/15). — Münſter i. W. 


D. Auslegung, Jaſſung, Form. 

7 1. Wie die Begründung des Höchſtpreisgeſetzes ergibt, fell 
allerdings bei der Feſtſetzung der Höchſtpreiſe der ſchwierigen 
Lage der Produzenten und Händler gebührend Rechnung getragen 
und berückſichtigt werden, daß dem Verkäufer ein den Verhält⸗ 
niſſen angemeſſener Nutzen verbleiben muß, da man anderenfalls 
den Verkauf lähmen und damit unter Umſtänden Schlimmeres 
herbeiführen wird, als man durch die Feſtſetzung von Höchf⸗ 
preiſen verhindern will. (Druckſ. d. RT. 13. LP. IL Seſſ. 1914 
Nr. 14.) Ob aber im einzelnen Falle der Höchstpreis von der 
zuftändigen Behörde derart bemeſſen iſt, daß der Kleinhändler 
in der Lage iſt, die Ware noch mit angemeſſenem Nutzen oder 
doch zum mindeſten ohne Schaden zu verkaufen, iſt für die 
Rechtsgültigkeit der Preisfeſtſetzung ohne Bedeutung und der 
richterlichen Nachprüfung entzogen. Wenn den Intereſſen der 
Verkäufer durch die Preisfeſtſetzung nicht ausreichend Rechnung 
getragen iſt, muß es ihnen überlaſſen bleiben, auf deren U: 
änderung durch Vorftellung bei der zuſtändigen Behörde hin 
zuwirken. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Juli 15 (304/15). — Krotoläin 

+2. Tragweite eingeſchränkter Höchftpreisfeftfegung) 

a) Inhalts des Urteils hat der Angeklagte zunächſt em 
gewendet, daß Rollſchinken und Schinkenſpeck nach dem Wille 
der anordnenden Behörde mit den hervorgehobenen Bezeichnungen 
der Höchſtpreisliſte nicht getroffen werden ſollten, was ihm Mit 
glieder der Preisfeſtſetzungskommiſſion beſtätigt hätten. Die 
Strafkammer hat unter Ablehnung der hierüber beantragte 
Beweiserhebung letzteres als unerheblich und auf Grund eigene 
Auslegung der in der Höchſtpreisliſte enthaltenen Vorſchriten 
die gegenteilige Auffaſſung für zutreffend erklärt. Demgegenüber 
iſt dem Beſchwerdeführer einzuräumen, daß der fragliche Beweis 
antrag zu Unrecht abgelehnt worden iſt. Denn mag auch di 
Begründung für die Zurückweiſung, inſoweit der äußere zur 
beſtand einer Mberfchreitung von Höchſtpreiſen in Betracht komm 
nicht zu beanſtanden fein, fo ift doch jedenfalls hinſichtlich de 
inneren Tatbeſtandes dieſes Vergehens der Beweisantrag f. 
Unrecht als unerheblich erachtet worden, wofür des Nähere 1! 
die nachfolgenden einſchlägigen Darlegungen zur materialleecht 
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lichen Beſchwerde Bezug genommen wird. Desgleichen iſt die 
Ablehnung des weiteren Beweisantrages auf Vernehmung der 
Verkäuferinnen des Angeklagten als Zeugen darüber, daß er 
ihnen geſagt habe, fie ſollten nur nach den Preiſen der Preis: 
liſte verkaufen, zu beanſtanden. Sie iſt deshalb erfolgt, weil 
der Angeklagte zugegeben habe, die Preiſe ſeien von ihm feſt— 
geſetzt worden, ſoweit fie nicht ausdrücklich in der Preis: 
liſte aufgeführt ſind. Da der Angeklagte hierzu durchaus 
befugt war, fo bleibt unverſtändlich, inwiefern dadurch die Be: 
weisaufnahme über die behauptete, im Urteil aber für wider— 
legt erachtete Anweiſung, im übrigen nur nach den Höchſt— 
preiſen zu verkaufen, als nicht erforderlich gerechtfertigt werden 
könnte. Wenn im Urteil noch darauf hingewieſen wird, daß 
der Angeklagte die Zeit der Anweiſung nicht angegeben habe, 
ſo würde auch dies nicht durchgreifen, weil das Gericht ver— 
pflichtet war, dieſen Zweifel durch Ausübung des ihm zuſtehenden 
Fragerechts zu beſeitigen. Urt. d. IV. Sen. v. 25. Juni 15 
(331/15). — Thorn. 

Tb) Die Bekanntmachung beſtimmt den Höchſtpreis für das 
Pfund „hieſiger feinſter Tafelbutter“ auf 1,50 *. Alle 
Beſchwerdeführer haben dieſen Preis im Dezember 1914 über⸗ 
ſchritten. Dieſe Feſtſtellung des Urteils iſt nicht zu beanſtanden, 
insbeſondere iſt rechtlich nichts gegen die Auslegung des LG. 
einzuwenden, daß die von den Angeklagten verkaufte Batter, 
die aus den nahegelegenen Molkereien bezogen worden ſei, 
„hieſige“ Butter im Sinne der landrätlichen Bekanntmachung 
geweſen ſei. Dies ſei den Angeklagten nicht zweifelhaft ge— 
weſen, ſagt das Urteil. Aber die Bekanntmachung ſelbſt iſt 
nicht ſtrafrechtlicher Natur, vielmehr, wie das RG. in mehreren 
gleichliegenden Fällen bereits entſchieden hat, eine Verwaltungs⸗ 
maßregel und ein Irrtum über ihren Beſtand iſt ein Irrtum 
über einen Tatumſtand im Sinne von $ 59 StGB. Wer 
der Meinung iſt, eine Höchſtpreisfeſtſetzung beſtehe nicht mehr, 
kann alſo wegen Vorſatzes überhaupt nicht und wegen Fahr— 
läſſigkeit nur dann verurteilt werden, wenn er ſeinen Irrtum 
durch Fahrläſſigkeit verſchuldet hat. Es iſt nicht mit Sicher: 
heit zu erſehen, ob das LG. hiervon ausgegangen iſt. Die 
Angeklagten hatten behauptet, ſie wären aus verſchiedenen 
Gründen der Meinung geweſen, daß im Dezember 1914 die 
Feſtſetzung des Butterhöchſtpreiſes nicht mehr gültig ſei. Dieſe 
Meinung wird — mit Recht — vom LG. als falſch bezeichnet. 
Darauf beſchränkt ſich aber das Urteil. Es ſagt nicht, wenig— 
ſtens nicht ausreichend deutlich, ob die Angeklagten wirklich, 
wie ſie behupten, das Unrichtige geglaubt haben, und noch 
weniger, ob und weshalb, wenn ſie im Irrtum geweſen, ihr 
Irrtum auf Fahrläſſigkeit beruht habe. Urt. d. II. Sen. v. 
9. Juli 15 (282/15). — Hannover. 

+3. Tragweite der Höchſtpreisfeſtſetzung für kleinere 
Bezirke.] 

Die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen begründet die Verpflich— 
tung, innerhalb des von der Verfügung betroffenen Bezirks — 
vorliegend im Stadtbezirke U. — die unter Höchſtpreis geſtellten 
Waren nicht zu höheren als den in der Anordnung genannten 
Preiſen käuflich abzugeben, gleichgültig ob der Käufer oder der 
Verbraucher der Ware innerhalb oder außerhalb jenes Bezirkes 
ſeinen Wohnſitz hat. Wenn es auch richtig ſein mag, daß 
durch die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für einen beſtimmten 
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Bezirk in erſter Linie die dort wohnhaften Verbraucher geſchützt 
werden ſollen, fo kann dies doch nicht zu der von der Reviſion 
verſuchten Auslegung führen, daß eine (ſtrafbare) Mberfchreitung 
der Höchſtpreiſe dann nicht vorliege, wenn nicht auch der 
Käufer oder derjenige, für deſſen Rechnung ein Beauftragter 
einkauft, innerhalb des betreffenden Bezirks wohne. Ob der 
Bezirk, für den Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind größer oder kleiner, 
im einzelnen Falle vielleicht auch nur ein Teil eines Stadt⸗ 
bezirkes iſt, macht hierbei keinen Unterſchied. Der Umgehung 
einer ſolchen Anordnung und damit des Höchſtpreiſegeſetzes 
wäre Tür und Tor geöffnet, wenn die von der Reviſion ge— 
wollte, durch die Faſſung der hier fraglichen Anordnungen in 
keiner Weiſe gerechtfertigte Einſchränkung zugelaſſen würde. 
Urt. d. I. Sen. v. 12. Juli 15 (375/15). — Ulm. 
＋ 4. Beſtimmung des Höchſtpreiſes für den Kleinhandel 
durch feſte Zuſchläge zum wechſelnden Großhandelspreis. Selbſt— 
koſtenpreis.] 

a) In der Bekanntmachung des ſtellvertretenden komman— 
dierenden Generals iſt der Höchſtpreis für Petroleum im Klein— 
handel in der Weiſe feſtgeſetzt worden, daß er den Großhandels— 
preis nicht über vier Pfennige überſteigen darf. Die Straf— 
kammer ſtellt auf Grund einer Auskunft der Handelskammer 
feſt, daß es einen einheitlichen Großhandelspreis für Petroleum 
nicht gebe, und gelangt deshalb zu der Annahme, es müſſe als 


ſolcher hier derjenige Preis gelten, den das Petroleum dem 


Angeklagten frei Keller in S. koſte, d. h. der Einkaufspreis 
unter Hinzurechnung der dem Angeklagten zwecks Heranſchaffung 
des Petroleums entſtandenen notwendigen Speſen. Mit Recht 
macht die örtliche Staatsanwaltſchaft gegenüber dieſer Auf— 
faſſung geltend, daß in ihr eine Verkennung des Begriffes des 
„Großhandelspreiſes“ zutage trete und daß die Auslegung 
der Bekanntmachung des ſtellvertretenden kommandierenden Ge— 
nerals durch das LG. mit deren Wortlaut und Zweck nicht 
vereinbar ſei. Unter Großhandelspreis kann nur derjenige 
Preis verſtanden werden, der im Großhandel für eine Ware be— 
ſtimmter Gattung von mittlerer Güte zu einer gewiſſen Zeit 
im Durchſchnitt bezahlt wird. Der Begriff des Großhandels 
im Sinne der Höchſtpreisverordnungen beſtimmt ſich zunächſt 
durch die Abgrenzung des Begriffes des Kleinhandels, wie ſie 
in den Ausführungsbeſtimmungen des preußiſchen Miniſters für 
Handel und Gewerbe zum Geſetz betreffend Höchſtpreiſe vom 
4. Auguſt 1914 unter Nr. 3 getroffen iſt. Demnach iſt als 
Kleinhandel die Abgabe unmittelbar an den Verbraucher an— 
zuſehen. Da eine nähere Beſtimmung des Großhandels, wie 
ſie beiſpielsweiſe in §S 7 der Verordnung des Bundesrats vom 
28. Oktober 1914 betr. Höchſtpreiſe für Getreide und Kleie 
gegeben iſt, in der Bekanntmachung des ſtellvertretenden komman— 
dierenden Generals nicht enthalten iſt, wird als Großhandel 
bier der Verkehr unter Großhändlern bzw. der Abſatz vom 
Großhändler an den Kleinhändler im Gegenſatz zu dem Verkehr 
zwiſchen Händler und Verbraucher anzuſehen ſein. Inwieweit 
der Großhandelspreis die Koſten der Beförderung nach dem 
Ablieferungsort mitumfaßt, ob er ſich auf den Erfüllungs- oder 
Abnahmeort bezieht, kann, da aus der Bekanntmachung des 
Generalkommandos hierüber nichts zu entnebmen iſt, nur nach 
den für den Petroleumhandel geltenden allgemeinen Beſtim— 
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iſt aber daran feſtzuhalten, daß als Großhandelspreis nur der 
allgemein gezahlte Durchſchnittspreis, nicht aber der in einem 
einzelnen Fall von einem Händler gezahlte Preis in Betracht 
kommt, ſofern nicht etwa beſonders feſtgeſtellt wird, daß der 
letztere Preis ſich mit erſterem deckt. In dem angefochtenen 
Urteil iſt nun allerdings angenommen, daß es einen einheitlichen 
Großhandelspreis für Petroleum nicht gibt; allein abgeſehen 
davon, daß die Strafkammer auch dann nicht befugt war, an 
Stelle des in der Bekanntmachung bezeichneten Großhandels⸗ 
preiſes willkürlich den Selbſtkoſtenpreis des Händlers zu 
ſetzen, vielmehr dann folgerichtig auch das Beſtehen eines Höchſt⸗ 
preiſes für den Kleinhandel überhaupt hätte verneinen müſſen, 
ſo erſcheint auch dieſe Annahme bisher nicht ausreichend be⸗ 
gründet, um die Möglichkeit der Bildung eines Höchſtpreiſes 
nach Maßgabe der Bekanntmachung des ſtellvertretenden kom⸗ 
mandierenden Generals überhaupt auszuſchließen. Denn mag 
auch eine amtliche oder öffentliche Feſtſtellung eines einheitlichen 
Großhandelspreiſes für Petroleum zur Zeit nicht erfolgen, ſo 
beſtand doch die Möglichkeit, aus den zur fraglichen Zeit und 
an dem für den hier fraglichen Ort maßgebenden Handelsplatze 
tatſächlich im Großhandel noch geſchloſſenen Kaufgeſchäften über 
Petroleum den mittleren Preis durch Vergleichung der einzelnen 
Abſchlüſſe feſtzuſtellen; auch auf dieſe Weiſe war erforderlichen⸗ 
falls der Großhandelspreis zu ermitteln. Daß dies unter den 
jetzigen Verhältniſſen nicht angängig ſein ſollte, iſt aus den 
bisherigen Feſtſtellungen des LG. nicht zu entnehmen. Ob der 
danach ſich ergebende Höchſtpreis ſachgemäß und mit der dabei 
maßgebenden Rückſicht einer Ausgleichung zwiſchen den Inter⸗ 
eſſen des Publikums und der Händler feſtgeſetzt iſt, und ob dem⸗ 
gemäß der Kleinhändler dabei beſtehen kann, iſt ohne Belang. 
Auch wenn ſich ergibt, daß der Händler zu dem feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe die Ware nicht ohne Schaden verkaufen kann, bleibt 
er an ihn gebunden, bis durch eine anderweitige Feſtſetzung 
Abhilfe geſchaffen iſt. Die Auffaſſung, wonach der vom An⸗ 
geklagten gezahlte Einkaufspreis zuzüglich der ihm erwachſenen 
Unkoſten, als der Selbſtkoſtenpreis, als Großhandelspreis an⸗ 
zuſehen ſei, erſcheint aber auch aus dem Grunde verfehlt, weil 
hierbei der für die Bildung des Höchſtpreiſes maßgebende Zeit⸗ 
punkt verkannt iſt. Wenn in der Bekanntmachung des ftell- 
vertretenden kommandierenden Generals der Höchſtpreis für den 
Kleinverkauf dahin beſtimmt iſt, daß er ſich gewiſſermaßen von 
ſelbſt (automatiſch) nach dem Großhandelspreis regeln ſoll, ſo 
kann darunter nur der zur Zeit des Kleinverkaufs geltende 
Großhandelspreis gemeint ſein; der Kleinverkaufspreis ſoll ſich 
nicht über ein gewiſſes Maß über den geltenden Großhandels- 
preis erheben, ſondern zu dieſem in angemeſſenem, ein für alle⸗ 
mal feſtgeſetztem Verhältnis ſtehen. Wollte man die Einkaufs- 
preiſe der betreffenden Händler als Großhandelspreis anſehen 
und der Bildung des Höchſtpreiſes zugrunde legen, ſo würden 
ſich, da dieſe zu ſehr verſchiedenen Zeiten und zu abweichenden 
Preiſen eingekauft haben können, möglicherweiſe außerordentlich 
verſchiedene Höchſtpreiſe ergeben. Damit würde aber nicht nur 
der Zweck des Geſetzes, die vorhandenen Petroleumvorräte den 
Verbrauchern gleichmäßig zu einem ſich in gewiſſen Grenzen 
haltenden Preiſe zugänglich zu machen, vereitelt, ſondern auch 
jede Kontrolle über die Einhaltung der Höchſtpreiſe für die 
Käufer und die Behörden faſt unmöglich gemacht ſein. Ob bei) 
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dieſer Art der Regelung des Höchſtpreiſes ſeitens des General: 
kommandos dem Kleinhändler die Kenntnis des Großhandels⸗ 
preiſes oder deſſen Ermittlung jederzeit zugemutet werden kann, 
iſt Sache der tatſächlichen Würdigung. Aus ſubjektiven Gründen 
iſt die Freiſprechung jedenfalls nicht erfolgt; der von der Straf: 
kammer angeführte Grund, es liege keine Überſchreitung des 
Selbſtkoſtenpreiſes um mehr als 4 &, alſo auch objektiv keine 
Aberſchreitung des Höchſtpreiſes vor, vermag aber die an: 
gefochtene Entſcheidung nicht zu tragen. Deshalb war die Auf: 
hebung des angefochtenen Urteils und die Zurückverweiſung der 
Sache in die Vorinſtanz geboten. Urt. d. IV. Sen. v. 2. Juli 15 
(211/15). — Bromberg. 

＋ b) Gab es keinen Großhandelspreis, fo mußte auch das Be⸗ 
ſtehen eines Höchſtpreiſes verneint werden, da dieſer nach der 
Anordnung des Generalkommandos aus erſterem gebildet wird. 
Die Auffaſſung der Strafkammer, ein Großhandelspreis habe 
nicht beſtanden, läßt aber beim Mangel jeder Begründung 
nicht erkennen, ob ihr zutreffende Geſichtspunkte zugrunde 
gelegt find. Es iſt nach den bisherigen Feſtſtellungen nicht ein: 
zuſehen, weshalb, wenn auch unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen ein offizieller Marktpreis nicht feſtgeſtellt werden mag, 
aus den tatſächlich zu einer beſtimmten Zeit gemachten Ab: 
ſchlüſſen im Großhandel nicht der gezahlte Durchſchnittspreis 
zu ermitteln fein ſollte. Wenn die Strafkammer ſchließlic 
ausführt, die Angeklagten hätten ihre Preiskalkulation in gutem 
Glauben vorgenommen, fo würde ja allerdings, da die Feſt— 
ſetzung des Höchſtpreiſes kein Beſtandteil des Strafgeſetzes, 
ſondern eine Anordnung iſt, deren Daſein das Strafgeſetz ber: 
ausſetzt, eine irrige Anſicht der Angekagten ſich als Irrtum 
über das Vorhandenſein eines Tatumſtandes im Sinne von 9 59 
StGB. darſtellen. Allein auch dieſe Feſtſtellung iſt offenbar 
durch die nicht zutreffende Rechtsanſchauung der Strafkammer 
ſelbſt beeinflußt und kann deshalb das Urteil nicht tragen, 
ganz abgeſehen davon, daß die Frage, ob die Angeklagten ihren 
Irrtum nicht ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verſchuldet haben ($ 59 
Abſ. 2 StGB.), nicht erörtert iſt. Ob den Angeklagten freilid 
die Kenntnis des Großhandelspreiſes zugemutet werden konnte, 
iſt eine Frage, die hier nicht zu entſcheiden ift, ſondern dem Tat⸗ 
richter vorbehalten werden muß. Aus dieſen Gründen war das 
angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache in dieſem Umfange 
in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Urt. d. IV. Sen. b. 
7. Juli 15 (237/15). 

7e) Die Annahme des Urteils, daß Höchſtpreiſe, die für pen 
Großhandel nicht beſtehen, auch im Kleinhandel undenkbar ſeien, 
iſt irrig; es iſt klar, daß das als undenkbar bezeichnete Ergebnis 
in wirtſchaftlichen Erwägungen durchaus ſeine Rechtfertigung 
ſinden kann. Ebenſowenig trifft die Auffaſſung zu, die übrigens 
auch in den Umſtänden des vorliegenden Falls keine talſächliche 
Grundlage findet, daß eine Höchſtpreisfeſtſetzung für den Klei 
handel von ſelbſt hinfällig werde, ſobald die Höchſtpreiſe iur 
den Großhandel höher beftimmt würden. Da ſchon aus dieſen 
Gründen die Anwendung der Verordnung vom 15. Februar 1915 
rechtsirrtümlich iſt, kann davon abgeſehen werden, daß fie hu 
Zeit der Begehung der vorliegenden Tat noch nicht in Geltung 
war und daß die von der Strafkammer angezogene Vorſchrff 
des § 2 Abſ. 2 StGB. nicht Platz greift. Denn dieſe hat 
lediglich einen Wechſel des anzuwendenden Strafgeſetze "" 
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Auge, als daß ſich hier nur die bisher nicht abgeänderte 
Strafbeſtimmung des Höchſtpreisgeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 darſtellt. Urt. d. 
III. Sen. v. 1. Juli 15 (363/15). 

+d) Der Satz: „Beim Umſatz des Getreides ... durch den 
Handel dürfen dem Höchſtpreis Beträge zugeſchlagen werden, 
die insgeſammt 4 & nicht überſteigen dürfen“ . .. ſagt nach 
ſeinem Wortlaut und nach ſeinem erkennbaren Zweck, daß der 
Zuſchlag dem Handel, der ſich zwiſchen Erzeuger und Ver— 
braucher einſchiebt, alſo dem Zwiſchenhändler, erlaubt wird. 
Der Zwiſchenhandel ſoll nicht unmöglich werden, darum wird 
dem Händler die Möglichkeit gegeben, für alle ſeine Handels⸗ 
aufwendungen durch Erhöhung des Höchſtpreiſes ſich Deckung 
zu verſchaffen. Es kommt alſo auf die Perſon des Verkäufers 
an; nur wenn dieſer ein Händler, nicht der Erzeuger, iſt, ſind 
die Zuſchläge geſtattet. Hier hat verkauft nicht ein Händler, 
ſondern, wie dem Urteil zu entnehmen, der den Roggenerzeuger 
vertretende Angeklagte B. Der 8 8 Abſ. 4 der Bekannt⸗ 
machung blieb alſo auch dann unanwenbar, wenn der Käufer 
der Angeklagte R., ſeinerſeits, wie er behauptet, Händler ge⸗ 
weſen ſein ſollte. Urt. d. II. Sen. v. 6. Juli 15 (315/15). 

e) Nach 858 1, 3 HöchſtprG. vom 4. Auguſt 1914 können 
die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Be⸗ 
hörden die Höchſtpreiſe feſtſetzen. Als zuſtändige preußiſche 
Landeszentralbehörde hat der Miniſter für Handel und Gewerbe 
in den von ihm erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 
4. Auguſt 1914, alſo noch vor Erlaſſung der Bekanntmachung 
des Bundesrats vom 28. Oktober 1914, zu 1 die Feſtſetzung 
der Höchſtpreiſe für den Kleinverkauf von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs in den näher bezeichneten Städten den Ge— 
meindevorſtänden (Magiſtraten) übertragen. Zu 3 der Aus— 
führungen tft beſtimmt: „als Kleinhandel im Sinne der Nr. 1... 
iſt der ſogenannte Detailhandel anzuſehen, d. h. die Abgabe 
unmittelbar an den Verbraucher“. Am Schluſſe des zugleich 
mit dieſen Ausführungsbeſtimmungen veröffentlichten Erlaſſes 
bat der Miniſter verfügt: „der Erlaß von Anordnungen, welche 
den Großbandel betreffen, bleibt beſonderer Beſtimmung vor— 
behalten“. In der Ausführungsanweiſung vom 2. Novem— 
ber 1914 zur Verordnung des Bundesrats über Höchſtpreiſe 
vom 28. Oktober 1914 iſt hieran nichts geändert worden. 
Hieraus ergibt ſich deutlich die der Zuſtändigkeit des Magiſtrats 
zu E. bei Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Butter gezogene 
Grenze. Die ihm erteilte Ermächtigung beſchränkte ſich auf 
den Kleinhandel, d. h. die Abgabe unmittelbar an den Ver— 
braucher. Die ſelbſtändige Auslegung des Ausdrucks „Klein— 
verkauf“ im Sinne von Nr. 1 der Ausführungsbeſtimmungen 
war dem Magiſtrat und ebenſo dem Strafrichter entzogen, da 
der Miniſter mit klaren Worten zum Ausdruck gebracht hat, 
was er unter dem Ausdruck „Kleinverkauf“ oder „Kleinhandel“ 
— beide Worte ſindz offenbar als gleichbedeutend aufgefaßt 
worden — verſtanden wiſſen will. Seine Begriffsbeſtimmung, 
die übrigens mit der Anſchauung des RG. in dem Bd. 44 
S. 360 abgedruckten Urteile übereinſtimmt, iſt, weil ſie einen 
Teil ſeiner Ausführungsbeſtimmungen enthält, maßgebend. Das 
Wort „unmittelbar“ bedeutet nicht, daß das Dazwiſchentreten 
eines Stellvertreters oder Vermittlers zwiſchen den Perſonen 
des Verkäufers und Verbrauchers unbedingt den Begriff des 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1447 


(Rdst) 
Kleinhandels ausſchließt. Der Verbraucher iſt aber gerade zu 
derjenigen Perſon in einen Gegenſatz gebracht worden, die den 
Kauf für ſich abſchließt, um die Ware weiterzuverkaufen, alſo 
zum Wiederverkäufer, mag er den Verkauf an einen anderen 
Wiederverkäufer oder an den Verbraucher bezwecken. Die An⸗ 
nahme des angefochtenen Urteils, daß der Kleinverkauf auch 
die Abgabe an Wiederverkäufer umfaſſe, ſofern es ſich um eine 
unterhalb des Gewichts von 20 Pfd. befindliche Buttermenge 
handle, muß an der ausdrücklichen Vorſchrift der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ſcheitern, die eine Unterſcheidung nach Gewicht 
und Menge nicht kennt. Die Verordnung des Magiſtrats, 
ſoweit ſie die Höchſtpreiſe für den Verkauf an Wiederverkäufer 
beſtimmt, überſchritt daher ſeine Zuſtändigkeitsgrenze und war 
unverbindlich. Das Urteil unterlag ſonach der Aufhebung. 
Eine Zuwiderhandlung gegen eine andere, von der zuſtändigen 
Behörde erlaſſene Höchſtpreisfeſtſetzung für Butter im Groß⸗ 
handel iſt ausgeſchloſſen. Der Miniſter für Handel und Ge: 
werbe hat inſoweit von dem Vorbehalt in ſeinem Erlaſſe vom 
4. Auguſt 1914 jedenfalls bis zu der hier in Betracht kommenden 
Zeit keinen Gebrauch gemacht. Es war daher die Freiſprechung 
des Angeklagten geboten. Urt. d. III. Sen. v. 7. Juli 15 
(186,15). 


79. Ginheitsbrot.] 

a) „Verkäufer“ ift der Angeklagte als Inhaber des gewerb⸗ 
lichen Betriebes, auch wenn er die in Betracht kommenden 
Kaufgeſchäfte ſämtlich oder zum Teil nicht in eigener Perſon, 
ſondern durch Angeſtellte abgeſchloſſen hat. Das LG. führt 
nun rechtlich einwandfrei aus, daß der Angeklagte ſchon bei 
Herſtellung der mindergewichtigen Semmeln fahrläſſig ge— 
handelt hat, indem er die Bedienung der dabei benutzten Teig— 
teilmaſchine unzuverläſſigen oder unerfahrenen Hilfsperſonen 
überließ, welche die Maſchine nicht ſorgfältig bedienten und 
durch ungleichmäßiges Arbeiten derſelben einen Teil der 
Semmeln zu klein herſtellten, ſo daß ſie nicht das vorgeſchriebene 
Teiggewicht erreichten, und indem er eine ausreichende Kontrolle 
dieſer unzuverläſſigen Hilfsperſonen verabſäumte. Dies mußte 
mit Notwendigkeit weiterhin dazu führen, daß ſolche minder⸗ 
gewichtige Semmeln zum Verkaufe gelangten, ſofern nicht be- 
ſondere Vorkehrungen getroffen wurden, um das zu verhüten. 
Seitens des Angeklagten iſt aber, ſoweit die Begründung des 
angefochtenen Urteils ergibt, in dieſer Hinſicht nichts getan 
worden. Mit Rückſicht hierauf konnte das LG. unbedenklich 
annehmen, daß der Angeklagte bei gehöriger Aufmerkſamkeit 
und Sorgfalt ſich ſagen mußte, unter den von ihm verkauften 
Semmnieln würden ſich ſolche mit weniger als 110 g Teig: 
gewicht befinden, und damit iſt ihm auch eine Fahrläſſigkeit 
beim Verkaufe nachgewieſen. Die Ausführung des Ver— 
teidigers, daß die Bekanntmachung des Magiſtrats an die 
Kleinhändler mit Backwaren unerfüllbare Anforderungen ſtelle 
und deshalb ungültig ſei, bedarf beſonderer Widerlegung nicht. 
Urt. d. IV. Sen. v. 14. Mai 15 (169/15). 

Tb) Die Verordnung vom 3. Februar ſetzte den Höchſtpreis 
von 68 & für den Laib Brot im Gewichte von 3½ Pfund 
feſt, und geſtattete bei friſchem gut ausgetrockneten Brote eine 
Gewichtdifferenz von 30 Gramm. Sie beſtimmt alſo einen 
Höchſtpreis für Brote, die im Gewichte zwiſchen 1720 und 
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1750 Gramm ſchwanken durften. Die Herſtellung von Broten 
in anderem Gewichte ſchloß ſie nicht aus, ſchrieb aber dadurch, 
daß fie einen Höchſtpreis für ein Brot von 3½ Pfund, das 
Normalbrot, feſtſetzte, für die im Gewichte von dieſem ab⸗ 
weichenden Brote einen Höchſtpreis vor, der zu dem Preiſe 
von 68 & in dem gleichen Verhältnis ſtand, in dem ſich das 
Gewicht des verkauften Brotes zu dieſem Normalgewicht ver⸗ 
hielt. Ohne die Vorſchrift über den Höchſtpreis für den Laib 
Brot zu ändern, ſchrieb die Anordnung vom 19. Februar vor, 
daß vom 20. Februar ab nur noch Brote im Gewichte von 
2 kg und 1 kg verkauft werden dürften, ſetzte aber für Brote 
in dieſen Gewichten einen neuen Höchſtpreis nicht feſt. Die 
Verordnung vom 19. Februar ändert alſo in dem Höchſtpreiſe 
der Verordnung vom 3. Februar nichts, ſondern beſtimmte nur, 
daß das Normalgewicht der früheren Verordnung nicht mehr 
als ſolches anzuſehen ſei, weil Brot in Zukunft nur im Gewichte 

von 2 oder 1 kg verkauft werden dürfte. Der Höchſtpreis 
für ein 2 kg Brot betrug daher nach den Verordnungen vom 
3. und 19. Februar unter Annahme des dem Angeklagten 
günſtigen Gewichts von 1720 g des ſeitherigen Normalbrotes 


85 150 — 79,07, und nicht 90 &, zu denen er am 


21. Februar Brot von 2 kg verkauft hat. War auch dem 
Angeklagten am 21. Februar nicht der Verkauf von Broten im 
Gewichte von 2 kg verboten, durfte er vielmehr an dieſem 
Tage nur noch Brote in dieſem Gewichte oder von 1 kg ver⸗ 
kaufen, ſo war ihm aber doch der Verkauf zu einem höheren 
Preiſe als 79,07 „, abgerundet 80 A, auf Grund der Ver⸗ 
ordnungen vom 3. und 19. Februar verboten, und dieſem Ver⸗ 
bot hat er durch den Verkauf der 2 kg Brot zu 90 / am 
21. Februar zuwidergehandelt. Die Beſtrafung iſt hiernach 
zu Recht erfolgt. Urt. d. I. Sen. v. 8. Juli 15 (361/15). 


16. Verkauf gemiſchter Ware vor der Trennung.] 


a) Die Angeklagten machen geltend, die Gerſte habe aus 
2 Sorten beſtanden, ſolche, welche das Höchſtgewicht von 
68 Kilogramm für den Hektoliter überſchritten habe und ſolche, 
welche darunter zurückgeblieben ſei. Die Ausſcheidung habe 
durch A. in einem beſonderen Verfahren mit dem ſogenannten 
Trieur erfolgen ſollen. Für die ſchwerere Gerſte habe eine 
Preisbindung nicht beſtanden und bei Berückſichtigung des 
Miſchungsverhältniſſes habe ſich eine Überſchreitung des Höchſt⸗ 
preiſes nicht ergeben. Dieſe von der Strafkammer gebilligte 
Erwägung vermag die Freiſprechung nicht zu rechtfertigen. 
Denn maßgebend für die Preisbemeſſung kann nur die Be⸗ 
ſchaffenheit der Ware ſein, wie ſie ſich beim Kaufabſchluß dar⸗ 
ſtellt und nicht der Wert, den ſie durch einen ſpäteren Beſitzer 
infolge einer von dieſem vorgenommenen Bearbeitung erhält. 
Was K. verkaufte, war Gerſte, wie ſie ſich beim Ausdreſchen 
ergeben hatte. Die Strafkammer meint zwar, K. habe ſelbſt 
die Ausſcheidung vornehmen können. Das ft in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht richtig. Denn dazu hätte er die erforderliche 
Maſchine nötig gehabt und eigene Arbeit aufwenden müſſen. 
Die hieraus ſich ergebende anderweite Bewertung der Ware 
durfte er aber bei dem Kauf am 12. Dezember 1914 nur 
berückſichtigen, wenn er damals dieſe Arbeit ſelbſt vorgenommen 
hatte und die Koſten hierfür aufgewendet hatte. Die Bearbeitung 
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eines anderen, die dieſer ſelbſt erſt ſpäter vornehmen ſollte, 
mußte für den von ihm geforderten Preis außer Betracht 
bleiben. Unrichtig iſt es auch, wenn die Straflammer ſagt, 
die ſchwerere Gerſte hätte K. zu einem beliebigen Preis ver- 
äußern können. Arch von ihrem Standpunkt aus hütte fie 
mindeſtens prüfen müſſen, ob der für dieſe geforderte Preis 
der handelsübliche war und nicht abfichtlich zu hoch, um den 
Höchſtpreis für die leichtere Gerſte zu verdecken gewählt wurde. 
Auch für den Weiterverkauf von A. an S. durfte nur die 
Beſchaffenheit der Gerſte zur Zeit des Kaufabſchluſſes, nicht 
ihr Zuſtand nach der von A. erſt ſpäter vorzunehmenden Be 
arbeitung zugrunde gelegt werden. Die Zeit dieſes Kauſ⸗ 
geſchäſts iſt aus den Gründen nicht zu entnehmen. Es bedarf 
der Aufklärung, ob der Erwerb der Gerſte durch A. vor oder 
nach der Geltung der Belanntmachung vom 19. Dezember 1914, 
die am 24. Dezember 1914 in Kraft trat, erfolgte. Im erfteren 
Fall war für die Beurteilung die Bekanntmachung vom 


Proviſion war damals nicht geſtattet. Der Zuſchlag einer 
ſolchen iſt erſtmals durch die Verordnung vom 19. Dezember 
1914 erlaubt worden. 
beide Bekanntmachungen Die Bekannt⸗ 
machung vom 28. Oktober 1914 ſetzte Großhandelspreiſe „in“ 
beſtimmten Marktorten feft. Wie die Denkſchrift des Bundes 
rats uber wirtſchaſtliche Maßregeln aus Anlaß des Krieges, 
Druckſ. des RT. Nr. 44, II. Seſſ. 1914/15 S. 65 ergibt, 
ſollten ſich nach der Abſicht der verbündeten Regierungen die 
Preiſe an den Nebenorten nach dieſen Großhandelspreiſen ein- 
ſtellen. Der Großhändler, der um den Höchſtpreis verkaufen 
wollte, mußte alſo, um den handelsüblichen Nutzen zu haben, 
am Nebenort unter dem Höchſipreis einkaufen. Dem entſprach 
aber die Entwickelung nicht. Die Höchſtpreiſe wurden zu den 
Preiſen an den Verladeſtellen der Erzeuger. Dam ſollte die 
neue Bekanntmachung Rechnung tragen. Die Erwähnung des 
Großhandels in 8 1 fiel weg. Die Denkſchrift führt dann 
weiter aus: „Nachdem ſich die Höck ſtpreiſe zu Produzenten⸗ 
preiſen in dem angegebenen Sinn entwickelt hatten, mußte dem 
Handel ein beſtimmter Spielraum für ſeine Betätigung ei 
gegeben werden. Dabei ft... davon ausgegangen, daß der 
Getreideverkehr regelmäßig zwei Punkte berührt, die Abnahme⸗ 
ſtation des Getreides ... und den letzten Empfänger, alſo die 
Mühle. Für alle Kommiſſionen und Vermittelungsgebühren, 
Proviſionen, Auslagen uſw., die einem Zwiſchenhändler zwiſchen 
beiden Punkten entſtehen, ſoll ein beſtimmter Zuſchlag für den 
Höchſtpreis erlaubt ſein, den die Verordnung auf insgeſamt 
4 & (für die Tonne) bemeſſen hat.“ Daraus folgt, daß die 
Bewilligung einer Proviſion eine durch die Verordnung neu 
eingeſührte Begünſtigung bildete, die auch jetzt nur in einem 
ſeſtbegrenzten Umfang zuläſſig iſt. Es iſt deshalb bei der 
Ermittelung der Höchſtpreisüberſchreitung davon auszugehen, 
daß der Kauſpreis bei dem Kauſabſchluß zwischen S. und A, 
ſoweit die Verordnung vom 28. Oktober dafür gilt, 2900 4 
betrug. Fällt der Abſchluß unter die Verordnung vom 19. De 
zember 1914, ſo war die Verteidigung des Angeklagten, es 
habe ſich bei ihm um Gerſte mit einem Gewicht von über 
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68 Kilogramm für den Hektoliter gehandelt, überhaupt unbe⸗ 
achtlich. Dieſe Unterſcheidung kennt die Verordnung nicht 
mehr. Die Freilaſſung der ſchwereren Gerſte von der 
Preisbindung iſt hier aufgegeben. Urt. d. I. Sen. v. 12. Juli 15 
(330/15). — Würzburg. 

+b) Gültigkeit der Höchſtpreiſe für gemiſchte Waren.] 

Der Angeklagte hat nach den Feſtſtellungen der Straf— 
kammer Roggenkleie mit einem Zuſatz von 10 bis 15 Prozent 
minderwertiger Reiskleie verſehen und dieſes Gemiſch als 
„Futtermehl“ zum Preiſe von 8,75 & für den Zentner ver⸗ 
kauft, während der Höchſtpreis für erſtere nach der damals in 
Kraft befindlichen Bekanntmachung des Bundesrates vom 
28. Oktober 1914 nur 6,50 & betrug. Mit Recht erblickt 
die Strafkammer hierin einen Verſtoß gegen § 8 dieſer Be⸗ 
kanntmachung. Ohne Rechtsirrtum nimmt ſie an, daß das, 
was der Angeklagte verkaufte, in Wahrheit Roggenkleie, wenn⸗ 
ſchon minderwertige, geweſen ſei, nicht aber Futtermehl im 
Sinne dieſer Vorſchrift. Die bloße Bezeichnung als Futter⸗ 
mehl vermag ſelbſtverſtändlich daran nichts zu ändern. Ver⸗ 
fehlt iſt auch die Meinung des Verteidigers, daß durch die Bei⸗ 
mengung von Reiskleie die „Subſtanz“ der Roggenkleie ver⸗ 
ändert worden ſei derart, daß es ſich nunmehr überhaupt nicht 
mehr um Roggenkleie im Sinne von § 8 der Bekanntmachung 
gehandelt habe. Denn die Vermiſchung hat ſowohl die Subſtanz 
der Roggenkleie als die der Reiskleie an und für ſich unver⸗ 
ändert gelaſſen und hat nur die Folge gehabt, daß in Wahr⸗ 
heit weniger Menge Roggenkleie für 8,75 & verkauft worden 
iſt, als vorgegeben wurde, der Höchſtpreis von 6,50 & alſo 
noch um einen höheren Betrag überſchritten worden iſt. Nicht 
anders verhält es ſich bei dem Verkauf von Roggenkleie. Dieſe 
hat der Angeklagte zwar nicht durch Beimiſchung von Reiskleie 
verſchlechtert, ſondern durch Zuſatz von „nicht erheblichen“ 
Mengen von Grieß etwas verbeſſert. Immerhin handelte es ſich 
aber auch hier noch bei dem ganzen Gemenge um Roggenkleie, 
wie die Strafkammer auf Grund des Sachverſtändigengutachtens 
tatſächlich annimmt, alſo weder um ein Futtermehl im Sinne 
von § 8 der Bekanntmachung, noch etwa um reines Roggen— 
mehl im Sinne von § 1 der Bekanntmachung über das Aus— 
mahlen von Brotgetreide vom 28. Oktober 1914. Es unterlag 
daher ebenfalls der Beſtimmung über den Höchſtpreis für 
Roggenkleie nach der angeführten Bekanntmachung. Solange 
die Beimengung von Grieß nicht derart iſt, daß das ganze 
Gemenge als Grießgemenge bezeichnet werden kann, ſondern 
ſich noch als Kleie darſtellt, kommt auch nicht in Frage, ob es 
als „Grießkleie“ zu den von den Beſtimmungen über den 
Höchſtpreis ausgenommenen Futtermehlen gehört. Die bloße 
Beimengung einer geringen Menge Grieß verändert auch hier 
die „Subſtanz“ der Roggenkleie noch nicht. Das Geſetz ſelbſt 
unterſcheidet aber zwiſchen mehr oder minder grießhaltiger Kleie 
überhaupt nicht. Iſt, wie die Strafkammer tatſächlich feſtſtellt, 
unter Kleie nicht nur das Gemenge der Hülfen der Getreide: 
körner, ſondern auch die Beimiſchung von Grieß (grobgemahlenen 
Mehls) zu verſtehen, ſo iſt es eine Frage der tatſächlichen 
Würdigung, bis zu welcher Höhe der Beimengung von Gries 
noch von Kleie geſprochen werden kann und wann das ganze 
Gemenge etwa als Grieß zu bezeichnen iſt. Urt. d. IV. Sen. 
v. 14. Mai 15 (180/15). — Meſeritz. 
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(RGSt) 
＋ 7. Auslegung der Höchſtpreisfeſtſetzung einer Verwaltungs⸗ 
behörde. 

Die Auslegung, welche die Vorinſtanz der Verordnung des 
Landrats gegeben hat, läßt daher einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Die Strafkammer war auch keineswegs verpflichtet, 
die Behörde, welche die Verordnung erlaſſen hatte, über den 
Sinn derſelben hinſichtlich der hier in Betracht kommenden 
Preisregelung zu befragen, ſie durfte vielmehr die Verordnung 
aus ſich ſelbſt heraus und nach pflichtmäßiger Überzeugung der 
Auslegung unterziehen. Die Richtigkeit dieſer Auslegung wird 
auch dadurch nicht erſchüttert, daß der Verteidiger auf die nach 
Erlaß des angefochtenen Urteils ergangene Verordnung des 
Landrats hinweiſt, in welcher der Höchſtpreis für den Liter 
rumäniſchen Petroleums auf 40 feſtgeſetzt wird. Denn 
hieraus folgt keineswegs, daß das rumäniſche Petroleum von 
der Verordnung vom 14. Dezember 1914 überhaupt nicht betroffen 
worden war, vielmehr ergibt ſich daraus nur, daß der bisher für 
Petroleum einheitlich feſtgeſetzte Höchſtpreis je nach der Herkunft 
des Petroleums von jetzt ab verſchieden bemeſſen wurde. Dem ſteht 
auch nicht entgegen, daß die Verordnung vom 20. März 1915 
„in Ergänzung der Verordnung vom 13. März 1915“ ergangen 
iſt; denn die ergänzte Verordnung befaßte ſich gerade mit der 
Abänderung früher feſtgeſetzter Höchſtpreiſe. Urt. d. IV. Sen. 
v. 21. Mai 15 (185/15). 

+8. Faſſung der Höchſtpreisfeſtſetzung.] 

Durch Bekanntmachung des Magiſtrats iſt der Höchſtpreis 
für Kartoffeln im Kleinhandel feſtgeſetzt „bei Lieferung von 
mindeſtens einen Zentner ... (auf) 5,25 & der Zentner, 
bei Verkauf von weniger als einem Zentner, jedoch mindeſtens 
5 kg (auf) 12 % das kg, bei Verkauf unter 5 kg (auf) 
13 das kg“. Hierdurch wurde ohne weiteres auch bewirkt, 
daß § 6 HöchſtpriGG. in vollem Umfange in Kraft trat, alſo 
auch § 6 Nr. 2, wonach beſtraft wird, wer ſich zu einem Ber: 
trag erbietet, durch den die Höchſtpreiſe überſchritten werden. 
Unweſentlich iſt, daß die Bekanntmachung nur von „Lieferung“ 
und „Verkauf“, nicht auch vom „Erbieten“ zum Vertrag ſpricht. 
Unweſentlich iſt ferner, daß die Bekanntmachung in ihrem vor— 
letzten Abſatze den § 4 des urſprünglichen Geſetzes (RGBl. 
S. 340) mitteilt. Dieſer irrtümliche und rechtlich belangloſe 
Hinweis hatte weder die Ungültigkeit der Bekanntmachung zur 
Folge, wie die Reviſion meint, noch konnte er das ſpätere 
Geſetz dahin abändern, daß er deſſen § 6 Nr. 2 beſeitigte. 
Urt. d. II. Sen. v. 2. Juli 15 (371/15). 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit I, 
München. 


Umfang des Prüfungsrechtes der Gerichte gegen— 
über Anordnungen der oberſten Militärbehörde. Zu— 
läſſigkeit des Verbots des Aufkaufs von Eiern. 
Begriff der Gewerbefreiheit. 

Das Generalkommando hat auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs ZuſtG. unterm 24. Juni 1915 eine Anordnung betr. 


1450 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M A. 1916. 


Maßnahmen gegen die Preistreibereien erlaſſen und den 
gewerbsmäßigen An⸗ und Aufkauf von Eiern ſowie die Abgabe 
von Eiern an ankaufende Händler ohne diſtriktspolizeiliche 
Genehmigung verboten; ebenſo bedarf der gewerbsmäßige Eier: 
handel (An⸗ und Verkauf als gewerbsmäßiger Geſchäftsbetrieb 
oder für einen ſolchen) der diſtriktspolizeilichen Genehmigung. 

N. war beſchuldigt, ohne Genehmigung gewerbsmäßig Eier 
angekauft zu haben. 

Die Strafkammer lehnte die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens mit folgender Begründung ab: 

a) Die Gerichte hätten zwar nicht die Zweckmäßigkeit 
der auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. von 
dem zuſtändigen oberſten Militärbefehlshaber erlaſſenen 
Vorſchriften, wohl aber dieſe Vorſchriften inſoweit 
nachzuprüfen, ob ſie an ſich geeignet ſind, der Er⸗ 
haltung der öffentlichen Sicherheit zu dienen. Die 
Anordnung vom 24. Juni 1915 enthalte nur Maß⸗ 
nahmen gegen die Preistreibereien, verfolge nur rein 
wirtſchaftliche Zwecke, diene daher nicht dem Zwecke 
der öffentlichen Sicherheit; die Maßnahmen gegen die 
Preistreibereien ſeien durch die Verordnung des 
Bundesrats vom 23. Juli 1915 geregelt. 

d) Abgeſehen hiervon ſei die Anordnung vom 24. Juni 
1915 deshalb ungültig, weil ſie durch Einführung 
der Konzeſſionspflicht (SS 29 ff. GewO.) ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit dem § 1 GewO. ſetze und ein Reichs⸗ 
geſetz durch ein bayeriſches Geſetz nicht abgeändert 
werden könne. 

Dieſe Anſchauungen können als richtig nicht anerkannt 
werden. 

a) Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. verleiht dem zuſtändigen 
bayeriſchen oberſten Militärbefehlshaber zur Erhaltung der 
öffentlichen Sicherheit bei Verhängung oder während des Kriegs⸗ 
zuſtandes geſetzgebende Gewalt in derſelben Weiſe, wie ſie das 
als proviſoriſches Reichsgeſetz mit Ausnahme Bayerns geltende, 
im weſentlichen gleichlautende preußiſche Geſetz über den Be⸗ 
lagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 dem jeweils zuſtändigen 
Militärbefehlshaber „im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit“ 
einräumt. 

Dieſe ausnahmsweiſe geſetzgeberiſche Befugnis iſt an keine 
anderen Schranken gebunden als an die, welche durch die Sorge 
um die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit geboten werden. 
Die Frage, ob und welche Vorſchriften die Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit erheiſcht, iſt ausſchließlich von dem oberſten 
Militärbefehlshaber zu entſcheiden; er iſt allein zuſtändig und 
allein verantwortlich. Die gegenteilige Anſchauung der Straf: 
kammer würde zu einem den Gerichten nicht zuſtehenden Eingriffe 
in die geſetzgebende Gewalt des Militärbefehlshabers führen, 
die Gerichte zu einem über dem Geſetzgeber ſtehenden Organe 
ſtempeln. Erläßt daher der Militärbefehlshaber eine Anordnung 
unter ausdrücklichem Hinweis auf den Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. 
oder darauf, daß ſie zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
ergeht, oder wiederholt er die Strafſatzungen des Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs Zuſt G., kurz: iſt äußerlich der Art. 4 Ziff. 2 als Grund⸗ 
lage der Vorſchrift erſichtlich, ſo hat ſich der Strafrichter mit 
der Anordnung als einer rechtsverbindlichen Vorſchrift abzufinden; 
er hat nicht das Recht, nachzuprüfen, ob Anlaß zur Erlaſſung 
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der Vorſchrift beſtand und ob die angeordneten Maßnahmen 
zweckdienlich erſcheinen. 

Sollte die Vorſchrift die bezeichneten ausdrücklichen Hin- 
weiſe nicht enthalten, dann hat der Strafrichter zu prüfen, 
ob ſie zum Zwecke der Erhaltung der öffentlichen Sicherheit er⸗ 
laſſen iſt. 

Dieſe Auffaſſung wird vom RG. in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung und auch in der Rechtslehre, ſoweit zugänglich, ein⸗ 
mütig vertreten (RG St. 49 S. 15, 114; NG. im „Recht“ 
1915 S. 401 Nr. 677 und 680; S. 345 Nr. 548 und 549; 
S. 346 Nr. 556; Dag. 1915 S. 924 und 925 [Urt. vom 
7. Mai 1915, insbeſondere vorletzter Satz]; ferner Ebermaher 
in Leipzz. 1915 S. 657 und 1205 ff.; von Pelargus daſelbſt 
S. 1186; Conrad ebenda S. 465). 

b) Die Strafkammer verkennt den Begriff der Gewerbe 
freiheit. Nach dem § 1 Gewd. iſt der Betrieb eines Gewerbe 
betriebs jedermann geſtattet; ſoweit nicht durch dieſes Geſetz 
Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen 
find, d. h. der Grundſatz des 5 1 bezieht ſich nur auf die 
Zulaſſung zum Gewerbebetrieb; jedermann iſt zum Beginn 
und Betrieb eines Gewerbes vorbehaltlich der in der Gewerbe⸗ 
ordnung vorgeſehenen Ausnahmen und Beſchränkungen zu⸗ 
gelaſſen. Durch den § 1 werden aber die Vorſchriften über 
die Art der Ausübung des Gewerbebetriebs nicht berührt. 
Vielmehr können die allgemeinen feuer-, ſicherheits⸗, fitten-, 
preß⸗ uſw. polizeilichen Vorſchriften der Ausübung des Gewerbes 
hindernd in den Weg treten. Unter den allgemeinen polizeilichen 
Beſtimmungen, welchen trotz des Grundſatzes des § 1 Abi. 1 
Gewd. auch Gewerbetreibende unterworfen bleiben, find jene 
polizeilichen Beſtimmungen zu verſtehen, welche aus allgemeinen 
polizeilichen Rückſichten im Intereſſe des Gemeinwohls ergehen, 
alſo im Intereſſe des Staates, der öffentlichen Ordnung, des 
öffentlichen Verkehrs, aus geſundheits⸗, feuer, bau, fitten⸗ 
polizeilichen Rückſichten uw. (Näheres bei Landmann, GewO, 
6. Aufl., Bd. 1 S. 52 ff., 68 ff. unter K; Rohrſcheidt, GewO, 
2. Aufl., Bd. 1 S. 10 ff.; Obs GMünchenSt. Bd. 13 S. 291 
Nr. 59). 

Die zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit auf Grund 
des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. ergehenden Anordnungen können 
daher auch die Ausübung eines Gewerbebetriebs untersagen 
oder beſchränken. Dadurch, daß die Anordnung vom 24. Juni 
1915 die Ausübung des dort bezeichneten Gewerbebetriebs von 
der Genehmigung der Diſtriktspolizeibehörde abhängig macht, 
enthält fie eine zuläſſige, mit dem § 1 Gewd. nicht in Wider. 
ſpruch ſtehende Beſchränkung des Gewerbebetriebs. 

Nach alledem iſt die Anordnung vom 24. Juni 1915 
rechtsverbindend. Bei dieſer Rechtslage kann die Frage über 
die rechtliche Natur und Tragweite des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ufig. 
und ſeines Verhältniſſes zu anderen Geſetzen und insbeſondere 
zu Reichsgeſetzen unerörtert bleiben (ſiehe im übrigen über diese 
Frage Seydel⸗Graßmann, Bayr. Staatsverwaltung, 3. Aufl, 
Bd. II S. 252; Ebermayer, Conrad und von Pelargus fe 
oben; Der Arbeitgeber 1915 S. 65; „Recht“ 1915 S. 401 
Nr. 679, 680, 682; S. 345 Nr. 546, 554 und 544; ©. 227 
Nr. 386 Leipzg. 1915 S. 1106/07, 466 ff.; BapRpflg. 1915 
293; DIS. 1915, 924 [Urt d. NG. v. 7. Mai 1918) 
GBeſchl. v. 5. Okt. 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 429 /191b.) 
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Umfang der Befugnis des oberſten Militär⸗ 
befehlshabers zu Anordnungen auf Grund des Art. 4 
Ziff. 2 des Kriegszuſtandsgeſetzes. Umfang der 
Bindung des Richters an ſolche Anordnungen. 

Der Kommandierende General erließ unter Bezugnahme 
auf Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt G. eine Bek. vom 9. Juli 1915, 
die in ihrem hier in Betracht kommenden Teile lautet: 

8 1. Mit Gefängnis bis zu einem Jahre wird beſtraft: 

3. Wer beim gewerbsmäßigen Kleinverkauf für Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs Preiſe fordert oder 
annimmt, die nach der Marktlage ungerechtfertigt 
hoch ſind. 

5 4. Im Strafverfahren entſcheidet über die Vorfrage, ob 
ein Preis angemeſſen iſt (8 1 Ziff. 3), die Diſtrikts⸗ 
polizeibehörde endgültig. 

Der Bundesrat hat auf Grund des 9 3 des Geſetzes über 
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 327), die am 
24. Juli 1915 in Kraft getretene Verordnung vom 23. Juli 1915 
erlaſſen, die in 8 5 Nr. 1 lautet: 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe 

bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen 
wird beſtraft: 
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Wer für Gegenſtände des täglichen Bedarfs, ins⸗ 


beſondere für Nahrungs⸗ und Futtermittel aller Art, 
für rohe Naturerzeugniſſe, Heiz⸗ und Leuchtſtoffe, ſowie 
für Gegenſtände des Kriegsbedarfs Preiſe fordert, die 
unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe, ins⸗ 
beſondere der Marktlage, einen übermäßigen Gewinn 
enthalten, oder ſolche Preiſe ſich oder einem anderen 
gewähren oder verſprechen läßt. 

Der Kommandierende General hat mit Rückſicht darauf, daß 
„der Bundesrat durch die bezeichnete Bekanntmachung vom 
23. Juli 1915 eine ähnliche Regelung verfügt hat“, ſeine An⸗ 
ordnung vom 9. Juli 1915 wieder aufgehoben. Das Bezirksamt 
hat in Anwendung des § 4 der militäriſchen Anordnung vom 
9. Juli 1915 die gleichlautenden Entſcheidungen vom 2., 5. und 
6. Auguſt getroffen, daß „der Preis von 1,80 für ein Pfund 
Süßrahmbutter den heutigen Verhältniſſen entſpricht, der Preis 
von 2 & und darüber als Wucherpreis zu erachten iſt“. Der 
Staatsanwalt beantragte nach Art. 6 Ziff. 8 Kriegs ZuſtG. die 
ſtandrechtliche Verhandlung vor dem ſtandrechtlichen Gerichte in 
N., weil entgegen dem vom Bezirksamt als angemeſſen er⸗ 
achteten Marktpreis von 1,80 & für das Pfund Süßrahm⸗ 
butter der Angeſchuldigte / Pfund zu 0,55 & in ſeinem 
Geſchäfte verkauft und ſich dadurch gegen Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs Zuſt G. verfehlt hat. 

Das ſtandrechtliche Gericht N. überwies durch die beiden 
Urteile vom 21. Auguſt den Angeſchuldigten „wegen eines Ver⸗ 
gehens nach Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt Z. dem ordentlichen 
Gerichte zur förmlichen Unterſuchung“, von der Erwägung aus⸗ 
gehend, daß die militäriſche Anordnung vom 9. Juli durch die 
Verordnung des Bundesrats vom 23. Juli aufgehoben und 
darum das ſtandrechtliche Gericht nicht zuſtändig ſei. 

Darauf erhob der Staatsanwalt die gleichen Anklagen zur 
Strafkammer des LG. N. und beantragte Verurteilung nach 
dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. 
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Die Strafkammer lehnte durch den Beſchluß vom 6. Sep⸗ 
tember die Eröffnung des Hauptverfahrens mit folgender Be⸗ 
gründuug ab: 

a) Die militäriſche Anordnung vom 9. Juli fei durch die 
Verordnung des Bundesrats vom 23. Juli als durch 
das ſpätere, die gleiche Materie regelnde Geſetz ſtill⸗ 
ſchweigend aufgehoben worden. 

b) Abgeſehen hievon ſei die Verordnung des Bundesrats 
gegenüber dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. das 
mildere Strafgeſetz im Sinne des § 2 Abſ. 2 StGB, 
ſo daß auch deswegen die Anwendung des Art. 4 
Ziff. 2 ausgeſchloſſen ſei. 

e) An die Vorentſcheidungen des Bezirksamts ſei das 
Gericht nicht gebunden, da nach dem Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs Zuſt . nur materiellrechtliche Normen, nicht 
aber Vorſchriften über das Strafverfahren, insbeſondere 
nicht ſolche erlaſſen werden können, durch die das Recht 
der freien richterlichen Beweiswürdigung beſchränkt 
würde. 

d) Der Angeſchuldigte hätte die Süßrahmbutter in X. 
einkaufen, für das Pfund 1,95 & bezahlen müſſen, 
wozu noch die Koſten der Verbringung von dort ge⸗ 
kommen ſeien. Bei dem Verkaufspreis 0,55 4 für 
das Viertelpfund könne weder von einem übermäßigen 
Gewinn im Sinne des § 5 Nr. 1 BRBO. noch von 
einem ungerechtfertigt hohen Verkaufspreiſe im Sinne 
des § 4 Nr. 3 der militäriſchen Anordnung die Rede fein. 

Die Beſchwerde des Staatsanwalts tritt den Ausführungen 
der Strafkammer in allen Punkten entgegen. Der General⸗ 
ſtaatsanwalt hält die Anſchauungen der Strafkammer unter 
a und b für unzutreffend, dagegen deren Erwägungen unter 
e und d für richtig, und beantragt deshalb bei Anwendung des 
Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. die Verwerfung der Beſchwerde. 


Die Beſchwerde konnte keinen Erfolg haben. Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs Zuſt. gewährt dem oberſten Militärbeſehlshaber nur 
die Befugnis zur Erlaſſung von Vorſchriften materiellen recht⸗ 
lichen Inhalts. 8 4 der militäriſchen Anordnung vom 9. Juli 
1915 enthält auch nicht ein an das Publikum gerichtetes Gebot 
oder Verbot nach dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG., ſondern 
lediglich eine Vorſchrift für die Diſtriktspolizeibehörden, welche 
Tätigkeit ſie im Strafverfahren, d. i. gegenüber den wegen 
Übertretung der militäriſchen Anordnung an fie gelangten An 
zeigen, zu entfalten haben. 8 4 wird daher nur in dem Sinne 
aufzuſaſſen fein, daß die Diſtriktspolizeibehörden ſich „über die 
Vorfrage“ ſchlüſſig zu machen haben, ob nach ihrer Meinung 
der Preis angemeſſen und je nach dem Ergebniſſe die Anzeige 
der Staatsanwaltſchaft zur Strafverfolgung zu übergeben iſt. 

Daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß von der Vorſchrift in 
§ 4 der militäriſchen Anordnung vom 9. Juli 1915 das zum 
Zwecke der richterlichen Entſcheidung über das Vorhandenſein 
einer ſtrafbaren Übertretung eingeleitete Strafverfahren nicht 
betroffen werden kann und auch nicht betroffen werden wollte, 
oder mit anderen Worten: Das durch die Gerichtsverfaſſung 
und die Strafprozeßordnung gewährleiſtete Recht und die daraus 
entſpringende Pflicht der Strafgerichte, nach ihrer freien, aus 
dem Inbegriffe der Verhandlung geſchöpften Überzeugung über 

188 


1469 


das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung zu entſcheiden, wird 
vurch den bezeichneten 8 4 nicht berührt. 

Die Strafkammer iſt deshalb mit Recht davon ausgegangen, 
daß für die ſtrafrichterliche Entſcheidung der § 4 der Anordnung 
vom 9. Juli 1915 nicht maßgebend iſt. Der Strafkammer iſt 
auch darin beizutreten, daß aus den von ihr entwickelten Gründen 
das Tun des Angeſchuldigten weder unter § 5 Ziff. 1 BRVO. 
vom 23. Juli 1915 noch unter § 1 Ziff. 3 der militäriſchen 
Anordnung vom 9. Juli 1915 fällt. 

Bei dieſer Sach⸗ und Rechtslage kann unerörtert bleiben, 
in welchem rechtlichen Verhältniſſe die beiden Verordnungen 
untereinander und zu § 2 Abſ. 2 StGB. ſtehen. (Beſchl. v. 
5. Okt. 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 428/1915.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 

58 1, 10 der Verordnung vom 9. September 1915 zur 
Entlaſtung der Gerichte. Ein landgerichtlicher Zahlungs⸗ 
befehl iſt nicht zuläſſig, wenn die Zuſtellung im Auslande 
erfolgen müßte. Wird er trotzdem erlaſſen, ſo iſt Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig. 

Der Kläger hat gegen den in Warſchau wohnenden Beklagten 
eine Wechſelklage zur Terminbeſtimmung eingereicht. Der Vorſitzende 
hat trotz Hinweiſes des Klägers, daß das Mahnverfahren im vor⸗ 
liegenden Falle nicht Plat greife, einen Zahlungsbefehl erlaſſen. 

Die Beſchwerde des Klägers gegen dieſe Verfügung iſt begründet. 
Zwar beſtimmt 5 10 der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Ge: 
richte, daß in den Fällen der 88 1 bis 3 eine Anfechtung der Ent- 
ſcheidung des Vorſitzenden nicht ſtattfinde. Um einen ſolchen Fall 
handelt es ſich aber hier nicht, und deshalb iſt die Beſchwerde nach 
9 667 ZPO. zuläſſig. 

8 1 der Bekanntmachung beſagt: „wird im Verfahren vor den 
Landgerichten eine Klageſchrift eingereicht, in der lediglich ein im 
Mahnverfahren verfolgbarer Anſpruch geltend gemacht wird, ſo ſoll 
der Vorſizende . .. zunächſt einen bedingten Zahlungsbefehl er: 
laſſen“. 

uber die Frage, ob und wann lediglich ein im Mahnverfahren 
verfolgbarer Anſpruch vorliegt, enthält die Bekanntmachung nichts. 
Die Frage iſt deshalb nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen 
Falles und nach Maßgabe der Vorſchriften der ZPO. zu beant⸗ 
worten. Da im vorliegenden Falle der Beklagte in Warſchau wohnt, 
die Zuſtellung des Zahlungsbefehles mithin im Auslande erfolgen 
müßte, ſo liegt ein im Mahnverfahren verfolgbarer Anſpruch nach 
8 688 Abſ. 2 ZPO. überhaupt nicht vor. Der Erlaß eines land⸗ 
gerichtlichen Zahlungsbeſehles iſt deshalb nicht ſtatthaft. 

Dafür, daß der Geſetzgeber die Vorſchrift des Abſ. 2 
8 688.8 PO. für das in der Bekanntmachung geregelte Mahnverfahren 
hat auschalten wollen, fehlt es an jeglichem Anhalte, es ſpricht 
vielmehr im Gegenteil für die hier vertretene Anſicht der Umſtand, 
daß in einer Vorſchrift für das amtsgerichtliche Mahnverfahren 
(8 18) der 8 688 ZPO. ſchlechthin und ohne Einſchränkung auf 
ſeinen Abſatz 1 angezogen iſt. Auch Trendelenburg in ſeinem 
Kommentar zu der Bekanntmachung (Berlin, Franz Vahlen) Anm. 2 d 
zu 8 1 und in JW. 1915 S. 1065 Sp. 1 unten, ſowie v. Harder 
in JW. 1915 S. 1143 Sp. 1 gehen davon aus, daß für die Frage 
der Zuläſſigkett des landgerichtlichen Mahnverfahrens die Vorſchrift 
des Abſ. 2 8 688 ZPO. zu berüdfichtigen iſt. (Beſchluß des 18. 98. 
des K. vom 8. November 1915, 18 W. 3926/ͤ15.) 

Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Redlich, Berlin. 
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Die Begleiter von] Lazarettzügen, die ins Ausland 
fahren, gehören zu den mobilen Truppenteilen.) 

Nach den angeſtellten Ermittlungen iſt F. zum Dienſt in der 
freiwilligen Krankenpflege einberufen und dem Vereinslazarettzuge A 
vom deutſchen Roten Kreuz als Nechnungsführer zugeteilt. In 
ſolcher begleitet er den Lazarettzug zum Kriegsſchauplat und unter 
ſteht zur Zeit der Etappeninſpektion der neunten Armee in Warſchau 
(Auskunft des Territorialdelegierten der freiwilligen Krankenpflege 
der Provinz Sachſen). Die Lazarettzüge gehören nach einer Ent⸗ 
ſcheidung des Kriegsminiſters, ſoweit ihre Verwendung nicht auf daz 
Heimatgebiet beſchränkt iſt, zu den mobilen Formationen. Ihnen 
gleich zu achten ſind die Vereinslazarettzüge, wenn ſie entſprechend 
den Beſtimmungen über Annahme, Leitung und Verwaltung von 
Vereinslazarettzügen (Ziff. 14) von der Militärbehörde übernommen 
ſind und dann mit dem geſamten Perſonal den militäriſchen Behörden 
unterſtehen. (Erklärung der Linienkommandantur I in Magdeburg) 
Der Schuldner F. gehört daher vermöge feines Dienſtverhältniſſes zu 
den mobilen Teilen der Landmacht, auf ihn findet der § 2 und dem 
gemäß auch der 8 5 des Geſetzes zum Schutze der Kriegsteilnehmer 
Anwendung. (Beſchluß des Os. zu Naumburg, 6. Senat, vom 
29. September 1915. Naumburg AK. 1915, 60.) 
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Klagen gegen den unter Geſchäftsaufſicht geſtellten 
Schuldner find zuläſſig. — Anwendbarkeit des $ 93 
858.9 

Die Beklagte ſchuldete im November 1914 der Klägerin auf 
Grund eines im September 1913 geſchloſſenen Sukzeſſwwlieferungs⸗ 
vertrages 880,05 & für gelieferte Waren. In der zweiten Hälfte 
des Jahres 1914 wurde die Beklagte auf ihren Antrag gemäß der 
Bundesratsverordnung vom 8. Auguſt 1914 unter Geſchäftsaufſicht 
geſtellt. Die Klägerin hat im Januar 1915 gegen die Beklagte Klage 
auf Zahlung des geſchuldeten Betrages erhoben. Die Beklagte hat 
den Anſpruch ſofort anerkannt, jedoch beantragt, die Koſten des 
Nechtsſtreits der Klägerin aufzuerlegen, da fie zur Klageerhebung 
keine Veranlaffung gegeben habe. Sie brauche während der Dauer 
der Geſchäftsaufficht keine Zahlung zu leiſten, ſondern es ſtehe in 
billigen Ermeſſen der Aufſichtsperſon, den Umfang und die Reihen 
folge der Befriedigung der Gläubiger zu beſtimmen. Das L. 
— Kfd. — hat die Beklagte in der Hauptſache gemäß $ 307 PD. 
verurteilt, die Koſten des Rechtsſtreits aber auf Grund des § 93 330. 
der Klägerin auferlegt. Das OLG. hat auf die Berufung der Klägerin 
das Urteil des LG. im Koſtenpunkte abgeändert und die Koſten des 
Rechtsſtreits der Beklagten auferlegt aus folgenden Gründen: 

Die Entſcheidung hängt davon ab, wie die beiden Fragen zu 
beantworten find: 1. ob während der Geſchäftsaufſicht überhaupt 
Klagen gegen den unter Aufſicht geſtellten Schuldner zuläſfig find 
und 2. ob im Prozeſſe der 8 93 ZPO. anwendbar iſt, wenn der 
Schuldner die eingeklagte Forderung ſofort anerkennt, ſich aber darauf 
beruft, daß die Aufſichtsperſon ihre Einwilligung zur Bezahlung der 
Forderung ihm nicht erteilt habe. Beide Fragen find beſtritten, wie 
ſich aus den neueſten Zuſammenſtellungen von Schrifttum und Kecht 
ſprechung zum Kriegsproxeßrecht von Heilberg - Schäffer in ber 
JW. 1915 S. 852 und 1085 ergibt. 

Die Frage nach der Zuläſſigkelt der Klageerhebung iſt zu be 
jahen. Die Bundesratsverorbnung vom 8. Auguſt 1914 ſagt darüber 
nichts, ſie beſtimmt lediglich, daß Arreſte und Zwangsvollſtreckungen 
nur zugunſten der von dem Verfahren nicht betroffenen Gläubige“ 
ſtattfinden dürfen. Es liegt nahe, anzunehmen, daß die Verordnung 


1) Ebenfo bezüglich der Krankenpfleger: vgl. Oer. Oldenburg, 
IW. 1916, 5 i vo 


2) Bgl. auch die Zuſammenſtellung des Schrifttums, IM. 1916 
S. 852, 1086, 1804 ub 996 Dresden, JW. 1916, 1877. 
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die Klage gegen den Schuldner erwähnt hätte, wenn ſie ihre Zu⸗ 
läſſigkeit hätte beſchränken wollen. Die Bejahung ber Frage folgt 
aber aus der Nechtsſtellung des Schuldners, wie fie ſich aus den Be 
ſtimmungen in 88 6 bis 8 BD. ergibt. Er iſt in der Verfügungs⸗ 
macht über fein Vermögen und in feiner Prozeßfähigkeit (8 52 ZPO.) 
nicht beſchränkt. Die gegen ihn beſtehenden Forderungen bleiben un⸗ 
berührt, die von ihm nach 8 7 Abſ. 2 VO. vorgenommenen Ver: 
fügungen find rechtswirkſam, auch wenn fie ohne Zuſtimmung der 
Aufſichtsperſon vorgenommen ſind, die Wirkung der Geſchäftsaufſicht 
beſchränkt ſich auf das Gebiet der Vollſtreckung. 

Daraus folgt, daß man die Klageerhebung gegen ihn unbeſchränkt 
zulaſſen muß. Bejaht man aber dieſe Frage, dann iſt es folgerichtig, 
daß man dem Schuldner die Prozeßkoſten auferlegt, auch wenn er die 
Klageforderung nie beſtritten und im Prozeſſe ein ſofortiges An⸗ 
erkenntnis abgegeben hat. Für die Koſtenentſcheidung ſind die Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung maßgebend. Wird der Schuldner 
verurteilt, dann iſt er der in der Hauptſache unterliegende Teil, er 
hat alſo nach der Regel des § 91 ZPO. die Koſten zu tragen. 

Auf die Ausnahmebeſtimmung des § 93 ZPO. kann er ſich mit 
dem Hinweis, daß er zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung ge⸗ 
geben habe, nicht berufen. Denn bei fälligen Geldforderungen genügt 
ein bloßes Anerkenntnis zur Anwendung des 8 33 nicht, vielmehr 
muß der Beklagte, der im Verzuge iſt, auch ſofort Zahlung leiſten. 
Und wenn ſich der Schuldner demgegenüber mit der über ihn be⸗ 
ſtehenden Geſchäftsaufſicht entſchuldigt, ſo ſtützt er ſich dabei auf ſeine 
aus dieſer Anordnung ſich ergebende Zahlungsunfähigkeit, die er zu 
vertreten hat (KG. in Leipzg. 1915, 572). 

Man hat darauf hingewieſen, daß, wenn alle Gläubiger der 
unter Aufſicht geſtellten Perſon klagen würden, dem Schuldner eine 
ungeheure Koſtenlaſt aufgebürdet würde, ſo daß der Zweck der Geſchäfts⸗ 
aufſicht, dem Schuldner über die infolge des Krieges hervorgerufene 
Zahlungsunfähigkeit ohne Konkurs hinwegzuhelfen, gefährdet werde. 
Ein ſolches Vorgehen aller Gläubiger würde aber ſelten vorkommen, 
da ſie bedenken müſſen, daß ſie die Prozeßkoſten vorläufig veraus⸗ 
lagen müſſen und vom Schuldner einſtweilen nicht beitreiben dürfen. 
Sie würden auch gegen ihren eigenen Vorteil handeln, wenn ſie die 
Paſſivmaſſe durch die Koſten unnötiger Klagen vergrößern wollten. 
An der Rechtslage können dieſe Erwägungen freilich nichts ändern. 
Wenn andererſeits geltend gemacht wird, der Gläubiger habe in der 
Regel kein Intereſſe an der Erhebung der Klage, fo tft dieſe Anficht 
in ihrer Allgemeinheit nicht richtig. Ein Intereſſe des Gläubigers 
an der Erlangung eines Schuldtitels wird wohl ſtets zu bejahen ſein. 
Im vorliegenden Falle hatte offenbar der vor der Klageerhebung be⸗ 
ſtehende Streit zwiſchen der Aufſichtsperſon und der Klägerin über 
die weitere Erfüllung eines früheren Sukzeſſivlieferungsvertrages die 
Klägerin zur Klageerhebung veranlaßt. Jedenfalls darf das Vorliegen 
eines Intereſſes des Gläubigers nicht zur Vorausſetzung für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Klageerhebung oder zum entſcheidenden Moment für die 
Verteilung der Koſtenlaſt erhoben werden, da es hierfür an einer ge⸗ 
ſetzlichen Grundlage fehlt. 

Hiernach waren unter entſprechender Abänderung des angefochtenen 
Urteils die Prozeßkoſten der Beklagten aufzuerlegen. Gemäß 8 708 
Nr. 7 iſt das Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Ein Aus⸗ 
ſpruch, daß die Vollſtreckbarkeit ſich auf die Zeit nach der Be⸗ 
endigung der Geſchäftsaufſicht beſchränkt, iſt weder auf Antrag noch 
von Amts wegen in die Urteilsformel aufzunehmen. Die Entſcheidung 
darüber, ob ein künftiger Zwangsvollſtreckungsverſuch des Gläubigers 
gegen den Schuldner zuläſſig iſt oder nicht, gehört in die Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz, was bei einem Verſtoß gegen das Vollſtreckungs⸗ 
verbot des 8 14 KO., welchem der 8 5 VO. vom 8. Auguſt 1914 
nachgebildet iſt, anerkannten Rechtens iſt. (Urteil des OLG. Breslau, 
6. 86. vom 6. 11. 1915, 3 U. 71/18.) 

Mitgeteilt v. Oberlandesgerichtsrat zur Hellen, Vreslau. 
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Wirkung der Geſchäftsaufſicht zur Abwendung bes 
Konkursverfahrens auf die Verfügungsbefugnis des 
Schuldners. 

Aus dem Geſamtinhalte der Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 
und auch aus der Faſſung des § 7 Abſ. 2 ergibt ſich, daß der Schuldner 
durch die Anordnung der Geſchäftsaufſicht nach außen in der Ber 
fügungsmacht über ſein Vermögen einſchließlich der dazu gehörenden 
Grundſtücke nicht beſchränkt wird. Es wird ihm zwar — zur Ber 
meidung der in 8 10 zugelaſſenen Aufhebung, welche den Gläubigern 
die Möglichkeit der Konkurseröffnung und Zwangsvollſtreckung wieder 
freiſtellt — zur Pflicht gemacht, über Grundftüde nur mit Zuſtim⸗ 
mung der Aufſichtsperſonen zu verfügen. Verfügungen, die der 
Schuldner unter Verletzung dieſer Pflicht trifft, ſind deshalb jedoch 
nicht ungültig. Hierauf weiſt auch ein Erlaß des preußiſchen Handels⸗ 
miniſters vom 11. Auguſt 1914 (mitget. im JMSl. S. 678) hin: 
„ . . Um der Anordnung der Geſchäftsaufſicht alles fernzuhalten, 
was die Ehre des Schuldners berühren könnte, wird von jeder öffent⸗ 
lichen Bekanntmachung abgeſehen. Gleichwohl ſind die Intereſſen 
Dritter, die ohne Kenntnis der Anordnung Geſchäfte mit dem 
Schuldner abſchließen, zu denen dieſer nicht befugt iſt, genügend 
geſchützt; denn dieſe Geſchäfte ſind nicht ungültig: der Schuldner 
aber, der den Verpflichtungen, die ihm die Anordnung der Aufſicht 
auferlegt, zuwiderhandelt, läuft Gefahr, daß das Gericht das Ver⸗ 
fahren aufhebt. Alsdann kann jeder Gläubiger die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung betreiben und nach den Vorſchriften der KD. die Eröffnung 
des Konkursverſahrens beantragen.“ In demſelben Sinne äußern 
ſich Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit (2) S. 45, 98; 
Sintenis, Finanz⸗ und wirtſchaftspolitiſche Kriegsgeſetze S. 80; Bendix, 
Bürgerliches Kriegsſonderrecht S. 102; Heß, Die Kriegsgeſetze zur 
Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen S. 66; Kipp in DIS. 1914, 
1033; Hallbauer im SächſA. 1914, 880. Iſt hiernach davon aus⸗ 
zugehen, daß die Bank trotz Anordnung der Geſchäftsaufſicht nach 
außen die Verfügungsmacht über das Grundſtück behielt und daß die 
Verfügung durch einen etwaigen Mangel der Zuſtimmung der Auf⸗ 
ſichtsperſon nicht ungültig wird, ſo bietet ihre Einigung mit den 
Erwerbern über den Eigentumsübergang nach 8 20 GBO. eine aus⸗ 
reichende Grundlage für die Eintragung der Erwerber (vgl. dazu 
auch Güthe, GBO. (3) $ 20 A. 45, 8 19 A. 45). Der Grundbuch⸗ 
richter darf deshalb den Eintragungsantrag nicht deshalb beanſtanden, 
weil die Erteilung der Zuſtimmung der Auſſichtsperſon nicht nach⸗ 
gewieſen ſei. (Beſchluß d. KG. v. 21. Januar 1915, 1 X. 12/15.) 
KGJ. 47 A 141. 


* * 
* 


Das Zahlungsverbot gegen Frankreich uſw. wirkt auch 
auf Anſprüche, die von einem Deutſchen gepfändet und 
dieſem zur Einziehung überwieſen ſind. Maßgebend für 
den Zeitpunkt der Pfändung tft nicht die Zeit der Bu: 
ſtellung eines Arreſtbeſchluſſes, ſondern der Zeitpunkt 
des endgültigen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes. 
Der Beſcheid des Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamtes 
vom 9. Juni 1915 (JW. 1915, 728) gibt nur das Recht, 
in beſtimmten Fällen Zahlung zu leiſten, verpflichtet aber 
den Forderungserwerber nicht hierzu.“) 

Der Kläger hat gegen C., der franzöſiſcher Staatsangehöͤriger iſt 
und bis kurz vor Kriegsausbruch ſich in A. aufhielt, Arreſt erwirkt 


1) 8 2 Abſ. II Satz 2 des feinem Inhalt nach auch gegenüber 
Frankreich gültigen engliſchen Zahlungsverbots ſtellt dem „Erwerber“ 
des Anſpruchs — deſſen Staatsangehörigkeit wie Wohnſitz iſt im 
weſentlichen belanglos, vgl. Mayer, Privatrecht des Krieges S. 95, 
106 — ausdrücklich nur denjenigen gleich, der durch deſſen Erfüllung 
einen Erſtattungs anſpruch erlangt hat. Ob auch berienige, der 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch Vollziehung 
eines Arreſtes Rechte hinſichtlich des vom Zahlungsverbot betroffe ⸗ 

188 * 
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und die dem C. gegen den Beklagten zuſtehende Forderung im Arreſt⸗ 
wege gepfändet; der Arreſtbeſchluß wurde am 29. September 1914 
tugeſtellt. Auf Grund eines ſodann erwirkten Verſäumnisurteils 
wurde die Forderung des C. gegen den Beklagten durch Beſchluß vom 
21. Januar 1915 gepfändet und zur Einziehung überwieſen. Die 
Zuſtellung dieſes Beſchluſſes an den Beklagten erfolgte am 28. Januar 
1915. Der Beklagte verweigerte Zahlung; Kläger ſtellte Klage auf 
Zahlung, hilfsweiſe auf Hinterlegung. 

Der Kläger iſt in beiden Inſtanzen unterlegen. Aus den 
Gründen: Das Zahlungsverbot gegen Frankreich vom 20. Oktober 
1914 deckt ſich inhaltlich mit jenem gegen England vom 30. Sep⸗ 
tember 1914. Nach 8 2 Abſ. 2 wirkt die geſetzliche Stundung gegen 
jeden Erwerber des Anſpruchs, es ſei denn, daß der Erwerb vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung vom 20. Oktober 1914 ſtattgefunden 
hat. Durch den Arreſtbeſchluß fand jedoch dieſer Erwerb nicht ſtatt; 
denn der Arreſt iſt nur Sicherungsmittel für die künftige Vollſtreckung. 
Der Kläger hat ſomit den Anſpruch erſt am 28. Januar 1915, alſo 
nach Inkrafttreten der erwähnten Verordnung erworben. Der Kläger 
bringt nunmehr vor, er habe die Forderung mit Zuſtellung des 
Pfändungs⸗ und Uberweiſungsbeſchluſſes erworben, und zwar derart 
mit rüͤckwirkender Kraft, daß der Erwerb für im Zeitpunkte der Zu: 
ſtellung des Arreſtbeſchluſſes erfolgt anzuſehen ſei. 

In dem Beſchluſſe vom 21. Januar 1915 iſt dem Kläger die 
gepfändete Forderung zur Einziehung bis zur vollen Deckung über⸗ 
wiefen worden. Die Überweifung zur Einziehung gibt dem Gläubiger 
die Befugnis, die gepfändete Forderung kraft ſeines Pfandrechtes in 
eigenem Namen und für eigene Rechnung einzuklagen, dabei geht die 
Forderung aber noch nicht auf den pfändenden Gläubiger über, der 
Schuldner, zu deſſen Vermögen die Forderung auch fernerhin gehört 
und der die Gefahr des Verluſtes trägt, bleibt Inhaber der Forderung. 
Nur durch die in 8 885 ZPO. vorgeſehene Uberweiſung an Zahlungs 
Statt geht die gepfändete Forderung auf den Gläubiger über. 


nen Anſpruchs erwirkt hat, als „Erwerber“ des Anſpruchs im Sinne 
des 8 2 Abſ. II Satz 1 anzuſehen iſt (vgl. z. B. entſprechende Bor: 
ſchriften in 8 35 KD. und $ 6 AnfG.), if nicht beſonders aus: 
geſprochen (vgl. hierher Seuffert, ZPO. 11. Aufl. Bd. I, 410 f. 
Note 4 zu § 265, Bd. II, 551 f. Note 3 zu $ 835; Stein, 8.) 9. Aufl. 
Bd. I, 601 Note III mit Fußnote 9 zu § 265, Bd. II, 618 f. Note IV, 2 
zu 8 829, S. 827 ff. Note IV zu $ 885; Neumiller, 3.4. Aufl. 
S. 518, II zu $ 829; RG. vom 8. Februar 1888 I 376/87 Bd. 20, 
420 ff. insbeſ. 421 f., und vom 18. Dezember 1903 VII 3808/03 
Bd. 56, 243 ff., 244; vgl. namentlich auch noch RG. vom 26. Sep: 
tember 1913 III 249/13 in JW. 1914, 46 ff.). Stellt man ſich 
auf den von den angeführten Kommentaren zur ZPO., wie auch 
überwiegend von der RNechtſprechung (jo auch vom OLG. Augsburg) 
eingenommenen Standpunkt, daß der gepfändete Anſpruch nach 
wie vor dem Schuldner zuſteht und der Pfändungsgläubiger ledig⸗ 
lich auf Grund der Pfändung und Einziehungsüberweiſung ein eigenes, 
ſelbſtändiges Einziehungs⸗ und Klagerecht erworben hat, jo ſteht hier 
der klageweiſen Geltendmachung ohne weiteres die gegenüber dem 
franzöſiſchen Staatsangehörigen begründete Einrede der geſetzlichen 
Stundung entgegnen (ſ. dazu Stein a. a. O. Bd. II S. 629 f., und 
Neumiller S. 513). Teilt man jedoch mit dem OLG. Augsburg 
(vgl. dazu die oben angeführten Kommentare und die Rechtſprechung 
des NG.) die Anſicht, daß wenigſtens im Sinne des § 2 Abſ. II 
Saß 1 (und ebenſo des 8 3 BRVO. vom 7. Auguſt 1914 Nr. 4457 
— AuslandsmoratoriuÜm —) der Pfändungspfandgläubiger, 
dem ein Anſpruch zur Einziehung überwieſen iſt, als „Erwerber“ 

zw. „Rechts nachfolger“) des fraglichen Anſpruchs zu gelten hat 
vgl. dazu Mayer a. a. O. S. 94 f.; Waſſermann⸗Erlanger 
S. 292 f., 816 III; Güthe⸗Schlegelberger S. 324, 899 f., und 
namentlich auch der an letztgenannter Stelle S. 900 unter VI aa 
angeführte Sieskind), ſo greift eben auf Grund des 8 2 Abf. II 
Satz 1 der Einwand der Legalſtundung durch. Das Gericht hätte 
meines Erachtens zur rechts notwendigen Abweiſung der — inſofern 
unzuläſſigen — Klage auch noch auf $ 8 mit $ 1 des erwähnten 
Auslandsmoratoriums verweiſen können, wonach die gerichtliche 
Geltendmachung ausländiſcher vermögensrechtlicher Anſprüche kraft 


zwingenden Rechtes jetzt bis zum 31. Januar 1916 ausgeſchloſſen iſt 
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Mit Nückſicht darauf könnte man wohl fagen, daß der Kläger 
die Forderung bis zur Stunde überhaupt noch nicht erworben hat. 

Die vorſtehend erläuterten Grundſätze über den Übergang der 
Forderung auf den pfändenden Gläubiger können aber dem Begriffe 
des Erwerbers im Sinne des mehrerwähnten Zahlungsverbotes nicht 
unterſtellt werden; es würde dies dem Verbot die praktiſche Bedeutung 
und Wirkſamkeit in breitem Umfange vollſtändig benehmen. Der 
Begriff des Erwerbers iſt hier daher weiterzufaſſen. 88 muß 
darunter jeder verſtanden werden, der in die tatſächliche und rechtliche 
Möglichkeit verſetzt wird, im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
die gepfändete Forderung einzuziehen und einzuklagen und Infolge: 
deſſen in der Lage iſt, über die eingezogenen Gelder frei und nach 
Gutdünken zu verfügen. 

Nur dann wird der Zweck und der praktiſche Wert des Zahlungs 
verbotes gewahrt. Obige Vorausſetzungen treffen aber auch bei der 
überweiſung zur Einziehung zu. 

Der Kläger iſt ſomit tatſächlich als Erwerber der Forderung im 
Sinne des Zahlungsverbotes zu betrachten. 

Die Zuſtellung des Überweiſungsbeſchluſſes iſt unbeſtrittenermaßen 
am 23. Januar 1915 erfolgt; dieſer Zeitpunkt kann allein für den 
Erwerb der Forderung durch den Kläger in Betracht kommen. 6 
kann keine Rebe davon fein, daß dem Akte dieſer Zuſtellung die 
rückwirkende Kraft innewohnt, die ihm der Kläger beimißt. Der 
Arreſt einerſeits und die Pfändung mit Überweiſung andererſeit 
ſtellen je vollſtändig ſelbſtändige Rechtsakte dar, die unter ſich in gar 
keinem Zuſammenhange ſtehen; Pfändung und Überweisung find 
rechtlich auch ſehr wohl möglich, ohne daß ein Arreſt voraußgeft. 
Es kann deshalb nicht davon geſprochen werden, daß der Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß eine Beſtätigung des Arreſtbeſchluſſes ber: 
ſtelle. Jeder dieſer Rechtsakte, gleichviel, ob fie geſondert erfolgen 
oder, ſoweit zuläſſig verbunden, bedingt für ſich allein und ſelbſtändig 
den Eintritt der geſetzlich an feine Erlaſſung geknüpften Folgen und 


(ſ. JW. 1915, 864 f., 1088 f.). Daß ſich der Pſandgläubiger in 
vorliegenden Falle für die Zuläſſigkeit feiner Klage nicht auf $ ö 
des Zahlungsverbots (ebenſowenig auf | 2 des Auslandsmorato⸗ 
riums, vgl. dazu OLG. Hamburg vom 25. Februar 1915 Bf. III 
47/15, DJIg. 1915, 981 — OL GKſpr. 31, 171 f. = Leipzg. 1915, 
6489 — „Recht“ 1915, 227 N. 884) ſtützen konnte, hat das Os. 
mit Recht angenommen, da eine — möglicherweiſe überhaupt nie 
im Inland beſtandene — gewerbliche Niederlaſſung des C. oder 
ein auf längere Dauer berechneter Wohnfig auf jeden Fal 
im Zeitpunkt der Klageerhebung im Inland nicht mehr 
gegeben war. Ebenſo unbehelflich war die Bezugnahme der Klage 
partei auf den Erlaß des Staatsſekretärs des Neichsjuſtizamts vom 
9. Juni 1915 (JW. S. 728), da deſſen übrigens die Gerichte nicht 
bindenden Ausführungen in der Hauptſache nur die kriminell; 
rechtlichen Geſichtspunkte der allenfallſigen Nichtſtraſbarkeit einer 
Auslandszahlung (8 1) erörtern, hinfichtlich der zivilrechtlichen 
Seite der Stundung (5 2) aber ausdrücklich auf den Einwand ber 
Stundung auch gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger hinweisen. 
Sollten bei der vom OL. Augsburg vertretenen und als völlig m 
treffend zu erachtenden Auslegung für deutfche, im Deutſchen Reiche 
befindliche Zwangsvollſtreckungsgläubiger ſich unbillige Härten ergeben, 
fo ftünde wohl der Weg des § 7 Abſ. 1 des Zahlungzverbots offen. 
wonach der Reichskanzler ganz allgemein wie auch in einzelnen Fällen 
von dem Verbote des 8 1 Ausnahmen zulaſſen kann (f. auch 1 
Abs. 2 Satz 1 des Auslandsmoratoriums). Zwar iſt im 9 7 Abf.! 
der $ 2 nicht erwähnt, ſondern nur 8 1 (das Zahlungsverbot 
nach ſeiner ſtrafrechtlichen Richtung). Aber man wird wohl wegen 
des inneren Zuſammenhangs der beiden Paragraphen und arg. 4 
maiore ad minus auch die Außerkraftſetzung geſetzlichen 
Stundung zulaſſen müſſen. Es wäre intereffant zu erfahren, 

der Reichskanzler in ſolchen Fällen des § 2 auf Gläubigererſuchen 
bereits einmal die Beſeitigung der geſetzlichen Stundung bor 
genommen hat und ob Gerichte eine ſolche als rechtswirkſam an. 
erkannt haben. Eine Bewilligung nach 8 1 Abſ. 2 Sat 1 de 
Auslandsmoratoriums könnte naturgemäß für ſich allein eine ſolche 


Wirkung nicht haben. 
Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 
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Wirkungen. Als ſolche kann ein Erwerb in dem hier in Betracht 
kommenden Sinn nur bei der Überweiſung in Frage kommen. 

Es iſt daher daran feſtzuhalten, daß der Erwerb der Forderung 
durch den Kläger erſt im Zeitpunkte der Zuſtellung des die Aber⸗ 
weifung enthaltenden Beſchluſſes, ſomit am 28. Januar 1915, 
erfolgt iſt. 

Wenn der Kläger dann meint, das Zahlungsverbot erſtrecke ſich 
überhaupt nicht auf inländiſche Erwerber, fo geht dieſe An⸗ 
ſchauung fehl. 

Gegen ſie ſpricht zunächſt der klare und beſtimmte Wortlaut 
des Verbotes, es ſteht ihr aber auch Sinn und Zweck des Verbotes 
entgegen. 

Das Verbot will verhindern, daß franzöſiſche Staatsangehörige, 
die in franzöſiſchen Gebieten ihren Wohnſitz oder Sitz haben, ihre 
im Gebiete des Deutſchen Reiches ausſtehende Guthaben einziehen 
können. Dieſer Zweck könnte leicht durch Benützung allenfallſiger 
ſkrupelloſer oder gewinnſüchtiger Mittelsperſonen vereitelt werden. 

Die Schwierigkeiten, im einzelnen Falle feſtzuſtellen, ob es ſich 
um eine ſolche Verſchleierung handelt oder nicht, find zu groß und 
umſtändlich, als daß ein Kriegsgeſetz ſich damit befaſſen kann, für 
ein ſolches erübrigt nur, ſoll es ſeinen Zweck erfüllen, das Verbot 
gegenüber jedem Erwerber, ſei er Inländer oder nicht. 

Der Kläger kann auch nicht, wie er es verſucht, die Bekannt⸗ 
machung vom 20. Dezember 1914 für ſich ins Feld führen. Schon 
der Wortlaut dieſer Bekanntmachung läßt deutlich erſehen, daß hier 
ein Fall der dort gedachten Art nicht vorliegt. Eine analoge An⸗ 
wendung dieſer Bekanntmachung auf den hier gegebenen Fall erſcheint 
mangels aller erforderlichen Anhaltspunkte für eine ſolche aus⸗ 
geſchloſſen. Die Bekanntmachung regelt ganz beſtimmt vorgeſehene 
Fälle, eine Ausdehnung derſelben auf andere Fälle iſt nicht angängig. 
Aber auch der in der JW. 1915 Nr. 13 S. 728 veröffentlichte 
Beſcheid des Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamtes vom 9. Juri 1915 
kann nicht zugunſten des Klägers herangezogen werden. Dieſer 
Beſcheid beſagt nur, daß der Drittſchuldner an den deutſchen Gläubiger 
der ausländiſchen Firma unter den im Beſcheid näher bezeichneten 
Umſtänden Zahlung leiſten kann und darf, ohne ſich ſtraffällig zu 
machen, wenn für ihn kein Grund zur Annahme einer Verſchleierung 
vorliegt, keineswegs aber, daß für dieſen Fall dem Gläubiger ein 
Anſpruch auf Zahlung zukommt. Abſ. 2 des Beſcheides weiſt vielmehr 
ausdrücklich auf die Befugnis des Schuldners hin, auch in dieſem 
Falle dem inländiſchen Erwerber gegenüber Stundung geltend zu 
machen und die Zahlung zu verweigern. 

Zugunſten des Klägers könnte dann unter Umſtänden nur noch 

die Ausnahmebeſtimmung in 8 5 des Zahlungsverbotes in Frage 
kommen; aber auch ſie ſchlägt hier nicht ein. Ihre Anwendbarkeit 
iſt bedingt durch den Umſtand, daß es ſich um eine im Inland 
erfolgende Erfüllung von Anſprüchen handelt, die für die im 8 2 
bezeichneten Perſonen im Betrieb ihrer im Inland unterhaltenen 
Niederlaſſungen entſtanden ſind. 
. In erſter Linie müßte ſomit dargetan ſein, daß C. im Gebiete 
des Deutſchen Reiches eine Niederlaſſung gegründet hat; des weiteren 
wäre aber erforderlich, daß dieſe Niederlaſſung jedenfalls im Zeit⸗ 
punkte der Klageerhebung noch beſtanden hat. Dieſe Auslegung der 
Ausnahmebeſtimmung entſpricht allein dem Sinne des Zahlungs⸗ 
verbotes und wird dem Umſtande gerecht, daß das Zahlungsverbot 
als eine wirtſchaftliche Gegenmaßregel gegen das Moratorium des 
Auslandes erlaſſen iſt (vgl. Leipz 3. 1915 S. 648 Ziff. 9). 
(Urteil des OLG. Augsburg, II. Senat, vom 5. Oktober 1915, 
Reg.⸗Nr. L. 84/1915.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. F. Golbſchmit I, Munchen. 
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Die Hypotheken⸗Stundungsverordnung vom 20. Mai 
1915 (Friſt bis ſechs Monat; mehrfache Einſtellung) iſt 
auch anwendbar, wenn nur der perſönliche Anſpruch aus 
der der Hypothek zugrunde liegenden Forderung geltend 
gemacht wird.!) 

Der Gläubiger hatte die perſönliche Klage aus dem Hypotheken⸗ 
darlehen erhoben. Dem Schuldner war zunächſt durch das Prozeß: 
gericht im Urteil eine Friſt von drei Monaten bewilligt. Nach deren 
Ablauf gewährte ihm bei der Zwangsvollſtreckung das AG. eine 
weitere Friſt von ſechs Monaten. Das LG. lehnte auf Beſchwerde 
des Gläubigers dieſe weitere Friſt ab, weil ſich die Verordnung vom 
20. 5. 15 nur auf den hypothekariſchen Anſpruch, nicht auf rein per⸗ 
ſönliche Anſprüche beziehe. Entgegen dieſer Anſicht hielt das OLG. 
die Verordnung vom 20. 5. 15 auch für anwendbar, wenn nur der 
perſönliche Anſpruch aus der der Hypothek zugrunde liegenden 
Forderung geltend gemacht wird. Der Grund der Beſtimmung des 
§ 1 iſt darin zu finden, daß dem Gläubiger, deſſen Anſpruch durch 
Eintragung auf einem Grundſtück dinglich geſichert iſt, der Regel 
nach ohne beſondere Schädigung ein längerer Aufſchub ſeiner Be⸗ 
friedigung zugemutet werden darf und daß andererſeits dem 
Schuldner bei der Schwierigkeit, ſich im Wege des Realkredits Geld 
zu verſchaffen, die Möglichkeit gewährt werden ſoll, für die er⸗ 
forderliche Geldbeſchaffung eine geräumige Friſt zu verlangen. Dieſe 
Erwägung aber trifft bei einer durch Hypothek geſicherten Forderung 
ebenſowohl zu, wenn nur die perſönliche Forderung, als wenn der 
dingliche Anſpruch geltend gemacht wird, denn in beiden Fällen muß 
der Schulder das ausgeklagte Kapital beſchaffen, wenn er nicht die 
Zwangsverſteigerung ſeines Grundſtücks gewärtigen will. Der 
Umſtand, daß im erften Falle der Gläubiger bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung nur ſo behandelt wird, wie wenn ein bloß perſönlicher 
Gläubiger die Zwangsverſteigerung betriebe, iſt nicht von ſo großer 
praktiſcher Bedeutung, daß ſeinetwegen eine verſchiedene Behandlung 
der beiden Fälle hätte für angezeigt erachtet werden können. Der 
Wortlaut des § 1 bietet auch keinen Anhalt dafür, daß eine ſolche 
verſchiedene Behandlung beabſichtigt wäre: um „die Zahlung des 
Kapitals einer Hypothek“ handelt es ſich auch dann, wenn das 
Kapital der durch die Hypothek geſicherten Forderung, deren Beſtehen 
für den Gläubiger Vorausſetzung des Hypothekenrechts ſelbſt tft, 
gezahlt werden ſoll. (Beſchluß d. OLG. Stettin vom 16. 10. 1915, 
1W 129/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Steinmetz, Stettin. 


* * 
* 


Ausſetzung des Verfahrens gemäß § 247 ZPD., wenn 
eine Prozeßpartei in England zurückgehalten wird. 

Unſtreitig wird der Beklagte zu 1 in London von der engliſchen 
Regierung zurückgehalten. London iſt durch Krieg von dem Verkehr 
mit dem Prozeßgericht abgeſchnitten. Der § 247 ZPO. iſt daher 
anwendbar. Dafür, daß bei ihm ausſchließlich an Militärdienſte in 
der deutſchen Armee und an obrigkeitliche Anordnung der deutſchen 
Regierung gedacht ſei, liegt nichts vor. Mit der Abſchneidung Londons 
von dem Verkehr mit dem Prozeßgericht iſt auch nicht unvereinbar, 
daß der Beklagte bisher einen brieflichen Verkehr mit Angehörigen 
und mit dem Kläger ermöglicht hat. Denn ausweislich des über⸗ 
reichten Briefumſchlags iſt dieſer Verkehr kein unmitelbarer, von 
London ausgehender geweſen. Überdies aber haben ſich in dieſer 
Beziehung die Verhältniſſe ſeit Mitte Februar d. J. erheblich geändert. 
(Beſchluß des KG., 24. ZS., vom 11. März 1915, 24 W. 661/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


1) Was dann, wenn der perſönliche und dingliche Schuldner nicht 
identiſch ſind? Kommt es denn darauf an, ob der erſtere e 
iſt? (868. § 1164.) Fuchs. 
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Das Amtsgericht iſt zuſtändig zur Entſcheidung über 
die Erinnerung gegen eine vom Arreſtgericht ausge⸗ 
ſprochene Forderungspfändung. “) 

Der Auffaſſung des LG., daß zur Entſcheidung über die Er⸗ 
innerung gegen eine vom Arreſtgericht ausgeſprochene Forderungs⸗ 
pfändung das Arreſtgericht zuſtändig ſei, kann nicht beigetreten 
werden. 

Auf die Vorſchrift des J 930 Abſ. 1 Satz 3 ZPO. läßt ſich die 
Anſicht des LG. nicht ſtützen. Wenn dort beſtimmt iſt, daß für die 
(Arreſt)⸗Pfändung einer Forderung das Arreſtgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuſtändig iſt, fo iſt zu berückſichtigen, daß es ſich 
dabei um eine Sondervorſchrift handelt, die dem das Arreſtverfahren 
beherrſchenden Grundſatze der Beſchleunigung dienen fol. Darum iſt 
die Arreſtvollziehung durch Pfändung von Forderungen dem Arreſt⸗ 
gericht ſelbſt übertragen. Iſt ein Arreſt auf eine ſolche Weiſe voll 
zogen, ſo iſt dem Intereſſe der Beſchleunigung Genüge geſchehen. 
Deshalb kann der erwähnten Geſetzesbeſtimmung die Tragweite nicht 
beigemeſſen werden, daß nun auch diejenigen Rechtsbehelfe, die ſich 
gegen die Forderungspfändung richten, beim Arreſtgericht anzubringen 
ſeien; das Arreſtgericht hat eben nur für die Pfändung der 
Forderungen ſelbſt zum Vollſtreckungsgericht beſtimmt werden ſollen. 
Für die Erinnerung (8 766 ZPO.) gegen einen vom Arreſtgericht 
erlaſſenen Pfändungsbeſchluß iſt deshalb nach der allgemeinen Vor⸗ 
ſchrift des 8 764 Abſ. 2 ZPO. das AG. zuſtändig. Wenn hierdurch 
eine Verkehrung des Inſtanzenzuges bedingt wird, indem danach über 
die Erinnerung gegen landgerichtliche Arreſtpfändungsbeſchlüſſe das 
AS. zu entſcheiden hat, fo tft darauf hinzuweiſen, daß nach den 
Vorſchriften der ZPO. ähnliche Fälle häufig eintreten können. So iſt 
z. B. auch dann, wenn vom LG. in der Beſchwerdeinſtanz ein Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß, den zu erlaſſen das AG. abgelehnt hatte, 
erlaſſen iſt, der hiergegen ſtatthafte Rechtsbehelf der Erinnerung aus 
§ 766 ZPO. bei dem AG. als dem Vollſtreckungsgericht anzubringen. 
Ebenfo hat, wenn das Gericht I. Inſtanz einen beantragten Arreſt 
ablehnt, das Beſchwerdegericht aber den Arreſt erlaſſen hat, über den 
Wiberſpruch nach feſtſtehender Nechtſprechung nicht das Beſchwerde⸗ 
gericht, ſondern das Gericht I. Inſtanz zu entſcheiden. 

Aus dieſen Gründen hat der Senat in ſtändiger Praxis — 
zuletzt in dem Beſchluſſe vom 12. Juli 1913 (8 W. 2592/18) — 
daran feſtgehalten, daß über die Erinnerung ($ 766 ZPO.) gegen 
Arreſtpfändungsbeſchlüſſe des Arreſtgerichts das nach 8 764 Abſ. 2 
ZRO. als Vollſtreckungsgericht in Betracht kommende AG. zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Von dieſem Standpunkt abzugehen ſieht ſich der 
Senat auch angeſichts des von dem 16. Senat des KG. erlaſſenen 
Beſchluſſes (OLG. 18, 896), der die hier ſtreitige Frage nicht erörtert, 
und auch angeſichts der von Stein in den neueſten Auflagen ſeines 
Kommentars zur ZPO. ohne nähere Begründung vertretenen Auf⸗ 
faſſung nicht veranlaßt (vgl. auch OLG. 18, 401). (Beſchluß des 
KG., 8. 3S., vom 20. Dezember 1913, 8 W. 4646/13.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Landgerichte. 


Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 
Pfändbarkeit des Entſchädigungsanſpruchs für von der 
Heeres verwaltung in den Okkupationsgebieten in Anſpruch 

genommenes Privatgut.) 
I, 
Durch den aufgehobenen landgerichtlichen Beſchluß iſt die ans 
gebliche Forderung der Schuldnerin an die Reichsentſchädigungs⸗ 


1) a. A.: LG. Breslau, unten S. 1457. 
5) Vgl. auch JW. 1915 S. 1087, 1088, 1041 und 1215, 


kommiſſion (das iſt den durch dieſe vertretenen Reichsflͤkus) auf 
Zahlung des Preiſes für die bei der Schuldnerin befchlagnahmten 
Häute und Leder im Arreſtverfahren gepfändet. 

Durch den angefochtenen Beſchluß des vom Kammergericht als 
zuſtändig erachteten Vollſtreckungsgerichts tft die Erinnerung der 
Reichsentſchädigungskommiſſton abgewieſen. 

Die Beſchwerde hiergegen iſt begründet. 

Die Befugnis der Neichsentſchädigungskommiſſion, als Vertreterin 
des Drittſchuldners Erinnerung und Beſchwerde einzulegen, wird, wie 
auch fonſt ſchon, fo auch in dieſer Sache vom 28. unbedenklich 
bejaht (vgl. auch JW. 1915, 1041). 

Der Drittſchuldner macht geltend, der gepfänbete Anſpruch habe 
nicht gepfändet werden dürfen, da er rechtlich nicht gegeben, andern 
falls auch dem öffentlichen Recht angehöre und übrigens auch als 
privatrechtlicher lediglich als künftig möglicher Anspruch gelten könne. 

Das Vollſtreckungsgericht hat gegenüber dem Pfändungsgeſuch 
nur zu prüfen, aber — was ber Vorderrichter verkennt — doch auth 
zu prüfen, ob die zu pfändende Forderung nach Maßgabe der tab 
ſächlichen Behauptung des Gläubigers genügend beſtimmt bezeichnet 
und rechtlich ſchlüſſig ſei (vgl. Goldmann, Zwangsvollſtr. S. 218; 
JW. 1915, 728). Allerdings ergibt ſich nun — entgegen dem Stanb⸗ 
punkt des Drittſchuldners — die Unpfändbarkeit einer Forderung 
noch nicht daraus, daß fie dem öffentlichen Recht entſtammt und 
möglichenfalls nicht im ordentlichen oder beſonderen Nechtswege ver 
folgbar ift, ſofern es ſich eben nur um eine wirkliche (übertragbare) 
Forderung entſprechend dem privatrechtlichen Anſpruch handelt. Aber 
dem Drittſchuldner iſt darin zu folgen, daß die von der Gläubigerin 
behauptete Forderung rechtlich nicht gegeben iſt, und zwar auch nicht 
einmal als bedingte oder künftige, ſoweit die Pfändung einer ſolchen 
ſtatthaft iſt. 

Die Handlung, aus der hier nach dem Vortrage der Gläubigerin 
die Forderung auf Entſchädigung entſtanden fein fol, ſtellt ſich dar 
als im Feindesland erfolgende Entziehung des Eigentums für die 
Zwecke der Heeresverwaltung durch eine Verfügung der juſtändigen 
Militärbehörde. Sie bildet alſo ein Seitenftüd zu der Enteignung 
des Friedenrechts. Dieſe Maßnahme geht über die ſämtlichen ein 
ſchlägigen Beſtimmungen des Haager Abkommens vom 18. Oktober 
1907 (NGBl. 1910, 107) hinaus; die Beſtimmungen der dieſem 
beigefügten Ordnung der Geſetze und Gebräuche des Landkriegz 
(Art. 48 ff., insbeſondere Art. 58 Abſ. 2) treffen dieſen Fall nicht; 
er entſpringt dem Notrecht, auf das ein kriegführender Staat nicht 
verzichten kann (vgl. Katz in DIE. 1915, 1072). Ein Rechts, 
anſpruch auf Entſchädigung für die durch ſolchen Akt betroffene Privat 
perſon iſt aber nur ſoweit gegeben, als er im geltenden Recht feine 
geſetzliche Grundlage hat. Als ſolche ſcheiden zunächſt die für daß 
Inland geltenden Enteignungsgeſetze aus, die übrigens auch einen 
ſolchen Kriegsentſchädigungsfall nicht regeln (vgl. JW. 1915 S. 192, 
1037, 1041). Ebenſowenig kann aber für dieſen dem Krieg 
zuſtand angehörigen Tatbeſtand, bei dem der kriegführende Staat 
gerade als ſolcher gegen den fremden Staat, nicht aber als deſſen 
Vertreter handelt, der in der Entſcheidung in JB. 1915, 1040 
herangezogene Art. 545 des in Ruſſiſch⸗Polen geltenden code civil 
verwertet werden. Als einzige poſitive Rechtsgrundlage könnte nut 
der, noch im erſten Haager Abkommen vom 29. Juli 1899 (REBL 
1901, 428) fehlende und daher auch nicht als ungeſchriebenes Völler 
recht zu erachtende, Art. 8 des Haager Abkommens in Betracht kommen: 
„Die Kriegspartei, welche die Beſtimmungen der bezeichneten Ordnung 
verletzen ſollte, iſt gegebenen Falles zum Schadenserſat verpflichtet. 
Sie iſt für alle Handlungen verantwortlich, die von den zu ihrer 
bewaffneten Macht gehörenden Perſonen begangen werden.“ Denn 
eine ſolche Verletzung liegt hier, wie dargelegt, an ſich vor. Es kam 
nun aber auf ſich beruhen, ob durch dieſe Beſtimmung tatſächlich, wie 


Kat a. a. O. annimmt, wirkliche Forderungen der bisherigen Eigen; 


44. Jahrgang. 


tümer ſelbſt gegen den enteignenden Staat geſchaffen werden ſollten: 
dagegen ſpricht immerhin die ſonſtige Regelung der Entſchädigungs⸗ 
anſprüche im Abkommen, die als eine rein völkerrechtliche zwiſchen 
den beteiligten Staaten gemeint iſt (vgl. JW. 1915, 1038), und 
der JW. 1915, 1088 herangezogene Umſtand, daß dann der im 
Inland vom Krieg derartig Betroffene ſchlechter ſtehen würde als der 
im Ausland enteignete. Jedenfalls läßt ſich Art. 3 zur Begründung 
der Forderung nicht heranziehen, da das Abkommen im gegenwärtigen 
Kriege nicht in Geltung ſteht, weil nicht alle Kriegführenden Vertrags⸗ 
parteien ſind (Art. 2 daſ.; vgl. RGBl. 1910, 375; JW. 1915, 1041). 

Auch daraus, daß für die Entſchädigungsfrage vom Keichskanzler 
das Verfahren vor der Reichsentſchädigungskommiſſion geſchaffen 
worden iſt, konnte und ſollte nicht ein rechtlich noch nicht begründeter 
Anſpruch auf Enteignungsentſchädigung neu geſchaffen werden (vgl. 
Kaß a. a. O.). 

Demnach handelt es ſich bei der gepfändeten Forderung bisher 
lebiglich um einen Anſpruch, der künftig möglichenfalls auf einer noch 
zu ſchaffenden Rechtsgrundlage entſtehen kann, ähnlich dem nach 8 85 
KriegslG. vom 13. Juni 1873 künftig geſetzlich zu ſchaffenden (vgl. 
IW. 1915, 782). Als ein ſolcher Anſpruch tft er aber, wie auch das 
OLG. Poſen in der JW. 1915, 1087 mitgeteilten Entſcheidung an⸗ 
nimmt, kein geeigneter Gegenſtand der Pfändung. (Beſchluß des 
LG. 1 Berlin, 9. ZR., vom 4. November 1915, 25 T. 1279/15. 

Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, Berlin. 


II. 

Das mit der Erinnerung zunächſt angegangene AG. Breslau hat 
die Sache zuſtändigkeitsgemäß an das unterzeichnete Gericht ab⸗ 
gegeben, ſich ſelbſt alſo nicht für zuſtändig erachtet. Dem iſt zuzu⸗ 
ſtimmen. Für die gemäß 8 766 ZPO. geltend gemachte Erinnerung 
if das Arreſtgericht ausſchließlich zuſtändig. § 766 beſtimmt, daß 
das Vollſtreckungsgericht zu entſcheiden hat. Wenn auch nach 
88 764, 828 a. a. O. regelmäßig die Amtsgerichte als Vollſtreckungs⸗ 
gerichte in Frage kommen, ſo iſt doch abweichend hiervon für 
die Pfändung von Forderungen im Arreſtverfahren durch 8 930 
Abſ. 1 a. a. O. das Arreſtgericht zum Vollſtreckungsgericht beſtellt. Daraus 
ergibt ſich ohne weiteres, daß auch das Arreſtgericht über die Ein⸗ 
wendungen gegen einen von ihm erlaſſenen Pfändungsbeſchluß zu be⸗ 
finden hat. Der gegenteiligen Anſicht !), welche zu dem merkwürdigen 
Ergebnis führen würde, daß das AG. die Entſcheidungen des LG. 
nachzuprüfen hätte, kann nicht beigeſtimmt werden. Die Zuläſſigkeit 
einer Erinnerung des Drittſchuldners gegen den Pfändungsbeſchluß 
iſt nicht zu beanſtanden. Ihr war jedoch der Erfolg ſchon aus dem 
Grunde zu verſagen, weil die Erinnerung bei dem LG. gemäß 8 78 
Abſ. 1 ZPO. durch einen bei ihm zugelaſſenen Rechtsanwalt anzu⸗ 
bringen war, was hier nicht geſchehen iſt. Abgeſehen hiervon kann 
die Befugnis der Reichsentſchädigungskommiſſion oder ihres Vor⸗ 
figenden zur Vertretung des Drittſchuldners in der vorliegenden 
Sache nicht anerkannt werden. Aus der Anordnung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 25. April 1915 (Reichsanzeiger Nr. 96) ergibt ſie ſich 
nicht. Dieſe Anordnung betrifft nach der Überfchrift nur das Ber: 
fahren vor der Reichsentſchädigungskommiſſion, nicht aber ihre 
Stellung in anderen Beziehungen, und weiſt der Kommiſſion lediglich 
die Aufgabe zu, „die Eigentümer der während des gegenwärtigen 
Krieges im feindlichen Ausland im Namen des Reichs beſchlagnahmten 
Güter feſtzuſtellen, über die Entſchädigungsanſprüche der Eigentümer 
und anderer Berechtigter zu entſcheiden und die Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigung zu veranlaſſen“. Die Befugnis zur Vertretung des Reichs 
außerhalb dieſes Verfahrens, insbeſondere in Kechtsſtreitigkeiten vor 
anderen Behörden, iſt damit nicht ausgeſprochen. Dazu hätte es 
einer ausdrücklichen Übertragung bedurft, wie fie in anderen der⸗ 


1) a. A.: KG., oben S. 1456. 
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gleichen Fällen immer erfolgt. Die Erinnerung iſt aber auch ſachlich 
begründet. Der Umſtand, daß die Inanſpruchnahme oder Beſchlag⸗ 
nahme von Gütern im feindlichen Auslande ein Staatshoheitzakt iſt, 
der ſeine formelle und materielle Begründung im Völkerrecht findet 
und völkerrechtliche Anfprüche der Staaten gegeneinander begründet, 
ſchließt nicht aus, daß dadurch auch Anſprüche der Betroffenen gegen 
den beſchlagnehmenden Staat, ſei es in öffentlich⸗ rechtlicher, ſei es 
privatrechtlicher Natur entſtehen. Die Möglichkeit ſolcher Anſprüche 
aus ſtaatlichen Handlungen ergibt ſich nicht nur aus 8 75 Einl. z. 
AL R., ſondern auch aus den auf demſelben Grundſatz beruhenden 
Geſetzen über die Enteignung von Grundeigentum, über die Anlegung 
von Straßen und Plätzen, über Beſchränkung von Grundeigentum in 
der Umgebung von Feſtungen und dergleichen. Auch das in der Er⸗ 
innerung erwähnte Geſetz vom 18. Juni 1878 über die Kriegsleiſtungen 
ſteht grundſätzlich auf dieſem Standpunkt, indem es für ſämtliche 
Leiſtungen auf Grund dieſes Geſetzes eine Entſchädigungspflicht an⸗ 
ordnet ($ 2 Ziff. 2). Ebenſo verneint § 35 des Geſetzes einen 
ſolchen Anſpruch durchaus nicht, ſetzt ihn vielmehr voraus und behält 
nur über Umfang, Höhe und Verfahren weitere Beſtimmungen vor 
(vgl. auch die Verordnung vom 24. Juni 1915 über die Sicherſtellung 
von Kriegsbedarf). Die Entſcheidung in JW. 1915, 372 kann hier 
nicht herangezogen werden, da ſie einen ganz anderen Sachverhalt 
betrifft, nämlich nicht Entſchädigungen für Beſchlagnahme durch 
deutſche Behörden, ſondern für vom Feinde verurſachte Beſchädigungen. 
Schließlich ſetzt auch die Anordnung des Reichskanzlers vom 25. April 
1915 Anſprüche voraus, indem ſie der Kommiſſion die Aufgabe zuweiſt, 
über „Entſchädigungsanſprüche zu entſcheiden“. Auf dieſe Fragen 
kommt es aber hier überhaupt nicht an. Inwieweit tatſächlich ein 
Anſpruch aus Beſchlagnahmen, oder wie es in dem Pfändungs⸗ 
beſchluſſe heißt, „Nequiſitionen“ oder vertraglicher Übernahme ent 
ſtanden iſt, war beim Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes und iſt auch 
jetzt nicht zu prüfen. Die Prüfung erſtreckt ſich vielmehr nur darauf, 
ob der zu pfändende Anſpruch, für den Fall, daß er beſteht, pfändbar 
iſt. Der Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes enthält ſomit keinen Ein⸗ 
griff in die Befugnis der militäriſchen oder diplomatiſchen Inſtanzen, 
über das Beſtehen oder Entſtehen der Anſprüche aus Beſchlagnahmen 
zu entſcheiden. Die in der Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 
17. April 1915 geltend gemachten Bedenken ſind daher inſoweit nicht 
berechtigt. Was nun ſchließlich die Pfändbarkeit des als beſtehend 
vorausgeſetzten Anſpruchs betrifft, ſind grundſätzlich alle Anſprüche 
und Forderungen pfändbar, ſoweit nicht ihre Pfändbarkeit ausdrücklich 
ausgeſchloſſen iſt (vgl. § 850 ff. ZPO.). Bedingte und betagte 
Forderungen find nach $ 844 ZPO. ebenfalls pfändbar. Die Pfänd⸗ 
barkeit künftiger Forderungen und von Naturalforderungen iſt ſtreitig, 
wird aber von Ennecceruß (f. Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, 
3. Aufl., S. 767/8) und Staudinger (ſ. Kommentar zu § 398 BG ., 
Bemerkungen 1 aa, 2 c, 7./8. Aufl.) bejaht. Pfändbar find nicht bloß 
privatrechtliche, ſondern auch öffentlich⸗rechtliche Forderungen. Zu 
letzteren gehören z. B. Anſprüche aus Militärſold und Beamtengehalt 
(ſ. Enneccerus a. a O. S. 81). Ihre Pfändbarkeit ergibt ſich ohne 
weiteres aus 8 850 ZPO., ebenſo wie diejenige anderer öffentlich 
rechtlicher Forderungen. Die Bundesratsverordnung vom 12. Auguſt 
1914 (KGBl. 370) erkennt auch ausdrücklich die Pfändbarkeit ge 
wiſſer Forderungen aus dem Geſetz über die Kriegsleiſtungen vom 
18. Juni 1878 an. Die Pfändbarkeit einer dem Grunde nach be: 
ſtehenden Forderung wird auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ihre 
Höhe noch feſtzuſtellen iſt. Hiernach ſind auch die Forderungen aus 
Beſchlagnahmen im feindlichen Auslande als pfändbar anzuſehen, 
ohne daß es, wie bereits ausgeführt, einer Prüfung ihres Beſtehens 
bedürfte. 

Im Falle des Nichtbeſtehens iſt die Pfändung felbft gegenſtands⸗ 
los. (Beſchluß des LG. Breslau vom 12. Oktober 1915.) 

Miigeteilt von Rechtsanwalt Dr. Davidſohn, Breslau, 
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III. 

Die Beſchlagnahme von Gütern während des Krieges im feind⸗ 
lichen Ausland durch das Keich iſt ein beſonderer im Völkerrecht 
begründeter Akt der Staatshoheit. Anſprüche aus ſolchen Akten ent⸗ 
ſtehen nur für die zur Völkerrechtsgemeinſchaft gehörenden Staaten, 
nicht aber für deren Bürger, da nur die erſteren, nicht aber die 
letzteren Subjekte des Völkerrechts ſind. Gewährt das Deutſche Reich 
den im feindlichen Auslande von der Beſchlagnahme betroffenen Aus⸗ 
ländern dennoch eine Entſchädigung, ſo geſchieht dies aus einer 
Liberalität. Ein klagbarer Anſpruch würde alſo auch aus einer ber 
artigen Entſchließung des Deutſchen Reiches für die Geſchädigten 
nicht begründet werden. Der gepfändete Anſpruch iſt ſomit keine 
ziwilrechtlich verfolgbare und pfändbare Forderung im Sinne der 
55 828 ff. 35D., fo daß der angefochtene Pfändungsbeſchluß zu Unrecht 
erlaſſen worden iſt. (Beſchluß des LG. Königsberg, KfH., vom 
12. Oktober 1915, H. 6 C. 7/16.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Gundlach, Berlin. 
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Zur Beſtimmung des Zwangsverſteigerungstermins. 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde. 

In dem Zwangsverſteigerungsverfahren, das Ende Dezember 1914 
eingeleitet worden iſt, hat das Vollſtreckungsgericht zunächſt im Ein⸗ 
verſtändnis mit der betreibenden Gläubigerin des Krieges wegen die 
Anberaumung des Verſteigerungstermins unterlaſſen. Nachdem aber 
mehrere andere Gläubiger dem Verfahren beigetreten waren, beantragten 
die Gläubiger im Juli und Auguſt 1915 übereinſtimmend die An⸗ 
beraumung eines nahen Verſteigerungstermins. Darauf hat das 
Vollſtreckungsgericht am 24. September 1915 den Termin auf den 
19. Septenber 1916 beſtimmt. Die Erinnerung dagegen wurde 
zurückgewieſen, weil, wie der angefochtene Beſchluß ausführt, während 
des Krieges das Hypothekengeld knapp, die Kaufluſt gering und ein 
angemeſſenes Gebot daher nicht zu erwarten ſei. Nunmehr haben die 
Gläubiger rechtzeitig die ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

Nach 5 95 ZUG. unterliegen die Entſcheidungen, die vor der 
Beſchlußfafſung über den Zuſchlag erfolgen, grundſätzlich zwar nicht 
der Beſchwerde, deshalb regelmäßig auch nicht die Beſtimmung des 
Terminstages (Jaeckel⸗Güthe 5, 432). Aber die angefochtene Ber: 


„fügung ſtellt ſich ſachlich als eine Einſtellung des Verfahrens für die 


Dauer des Krieges dar. Denn das Vollſtreckungsgericht hat nur in 
Erwägung der allgemeinen Folgen des Krieges für den Grundſtücks⸗ 
markt den Termin bis zu einem Zeitpunkt hinausgerückt, in welchem 
es den Friedensſchluß erwartet, und es würde ſolgerichtig offenbar 
keine Bedenken tragen, den Termin demnächſt weiter zu verlegen, 
wenn wider Erwarten der Krieg beim Eintritt des jetzt anberaumten 
Termins noch fortdauerte. Gegen eine Entſcheidung, welche die einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens betrifft, iſt die Beſchwerde aber 
ſtatthaft. 

Sie iſt auch begründet. Trotzdem es offenkundig iſt, welche 
ſchwierige Lage der Krieg auf dem Grundſtücksmarkt geſchaffen hat, 
iſt die Reichsgeſetzgebung bisher nicht dazu gelangt, die Zwangs⸗ 
verſteigerungen für die Dauer des Krieges zu verbieten. Sie hat 
vielmehr in den Vorſchriften zugunſten der Kriegsteilnehmer (Geſetz 
vom 4. Auguſt 1914 § 5 Nr. 2 und § 7), ſowie in ber Verordnung 
vom 10. Dezember 1914 klar zum Ausdruck gebracht, daß die Ver⸗ 


fleigerung von Grundſtücken, die nicht im Eigentum von Kriegs- 


teilnehmern ſtehen, grundſätzlich zuläſſig iſt. Hiernach ſind die Gerichte 
außerſtande, jenen allgemeinen Erwägungen über die geringe Kaufluſt 
und die Knappheit von Hypothekengeldern auf Grund des $ 36 33. 
in der Weiſe Rechnung zu tragen, daß fie die Verſteigerungstermine 
bis zum Friedensſchluß hinausſchieben. Nur wenn das Grundftüd 
infolge beſonderer Umſtände durch den Krieg in eigentümlicher Weiſe 
betroffen wird, wird es dem Vollſtreckungsgericht möglich fein, den Ber 
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ſteigerungstermin weiter als fonft hinauszuſchieben. Solche Berhältnifie 
lagen an der weſtpreußiſchen Grenze vor, ſolange dort gelämpft wurde 
oder doch noch die begründete Furcht beſtand, daß der Kriegsſchauplatz 
dorthin verlegt werden könnte. Davon kann jetzt keine Nede mehr 
fein. Das Wirtſchaſtsleben wickelt ſich hier in derſelben Weiſe ab 
wie in anderen Teilen des Deutſchen Reiches. Der Schuldner, deſſen 
Vermögensverfall übrigens gerichtsbekannt iſt, hat nach dieſer Richtung 
auch nichts vorgetragen. Der angefochtene Beſchluß muß deshalb 
aufgehoben und der Termin der Regel des 8 36 88. gemäß binnen 
6 Monaten anberaumt werden. (Beſchluß des LG. in Thorn vom 
9. November 1915, 4 T. 415/15.) 
Mitgeteilt von Landrichter Cohn, Thorn. 
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Die beſonderen Koſten im Falle einer Beſtellung eines 
Vertreters für einen Kriegsteilnehmer. 

Ein Hypothekengläubiger hatte gegen einen Kriegs teilnehmer 
Klage auf Zahlung von Hypothekenzinſen erhoben, nachdem dieſem 
ein Anwalt als Vertreter beſtellt war, die Ehefrau hatte die Über 
nahme der Vertretung abgelehnt. Der Anwalt erkannte den Anſpruch 
an, bat aber um Stundung, auch wollte er feine Anwallskloſten dem 
Kläger auferlegt wiſſen. Das AG. gewährte etwas kürzere dtiſten 
als beantragt, die Koſten des Rechtsſtreits legte es dem Beklagten 
auf. In der Berufungsinſtanz bat der Vertreter, die Friſten zu ber: 
längern, und feine Koſten beider Inſtanzen dem Kläger aufzuerlegen. 
Die Berufung wurde koſtenpflichtig zurückgewieſen. Die Friſten er 
ſchienen angemeſſen; die Koſtenentſcheidung wurde, wie folk, 
begründet: Es kann in Frage kommen, ob nicht eine Entſcheidung 
über die beſonderen Koſten der Beſtellung des Vertreters im Urteil 
überhaupt vergeſſen iſt, und demgemäß eine Ergänzung des erſten 
Urteils nach § 321 ZPO. hätte beantragt werden müſſen. Daz 
Berufungsgericht hat indeſſen angenommen, daß auch die beſonderen 
Koſten, da fie nicht getrennt erwähnt find, dem Beklagten auferlegt 
fein ſollen. Dieſer Entſcheidung iſt das Berufungsgericht nicht bei 
getreten. Zu den beſonderen Koſten, ſoweit ſolche durch die Beſtelung 
eines Vertreters entſtehen, gehören nicht bloß die Koſten der Beſtelung 
des Vertreters, ſondern unter Umſtänden auch die Anwaltskosten des 
beſtellten Vertreters. Koſten für die Beſtellung des Vertreters find im 
vorliegenden Falle nicht erwachſen. Wann die Anwaltsloſten des 
beſtellten Vertreters als beſondere Koſten zu behandeln ſind, darüber 
herrſcht in der Nechtſprechung keine Ubereinſtimmung. Das Berufungz⸗ 
gericht geht von der Anſicht aus, daß dieſe Anwaltskoſten nur dann 
als beſondere Koſten zu betrachten find, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Kriegsteilnehmer, wäre er am Platze geweſen, keinen Anwalt genon 
men hätte. Dieſe Annahme ift bier nicht gerechtfertigt, vielmehr IR 
anzunehmen, daß der Ehemann H. entweder einen Anwalt genommen 
oder im Armenrecht zugeteilt bekommen hätte. Die Anwaltskoſten 
find hiernach im vorliegenden Falle nicht als beſondere Koſten hu 
betrachten. Dem in erſter Inſtanz obfiegenben Kläger waren dahet 
keinerlei Koſten aufzuerlegen. (Urteil des 2G. Frankfurt a. M, ö. 3, 
vom 26. Oktober 1915, 5 S. 114/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. M. Kahn, Frankfurt a. N. 
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Zur Bunbesratsverorbnung vom 9. September 1918 

Der von einem Rechtsanwalt eingereichten Klage über 11440 4 
war eine Abrechnung beigefügt, in welcher das Koſtenpauſchale von 
4. liquidiert wurde. Das AG. forderte Berichtigung der Liguldatton, 
die unter gleichzeitigem Antrag auf Anberaumung eines Verhandlung 
termins abgelehnt wurde. Die auf Ablehnung dieſes Antrags ein 
gelegte fofortige Beſchwerde führte zur Anwelſung des AG, be 
Termin anzuberaumen. Mit Recht hat das AG., wenn es bie de 
Klage beigefügte Koſtenrechnung für unrichtig hielt, vom Erlaß ein 
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44. Jahrgang. 


Zahlungsbefehls vorläufig abgeſehen und die Klageſchrift zur Be⸗ 


richtigung der Koſtenrechnung an den klägeriſchen Anwalt zurückgegeben. 
Nachdem aber die Berichtigung der Rechnung abgelehnt und An⸗ 
beraumung eines Verhandlungstermins beantragt war, hätte das AG. 
gemäß § 14 Abſ. 5 BRVDO. vom 9. September 1915 Verhandlungs⸗ 
termin anberaumen müſſen. (Beſchluß des LG. J Berlin, 19. K., 
vom 9. November 1915, 36 T. 39/15.) 
Mitgeteilt von Rechtanwalt Dr. Walter Fraenkel, Berlin. 
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Zu 8 18 HGB. Die Verdeutſchung des Vornamens in 
einer Firma ſetzt nicht die obrigkeitliche Genehmigung 
zur Anderung des Vornamens voraus. ), 

Enrico S. beantragte die Anderung ſeiner Firma „Enrico S.“ 
in „Heinrich S.“. Das AG. wies den Antrag zurück mit folgender 
Begründung: 

Der Einzelkaufmann hat feinen Familiennamen mit mindeſtens 
einem ausgeſchriebenen Vornamen als Firma zu führen. Als Vor⸗ 
namen in dieſem Sinne dürfen nur ſolche geführt werden, die dem 
Kaufmanne wirklich zuſtehen, alſo ſolche, die ihm nach dem für ſeine 
perſönlichen Verhältniſſe geltenden Rechte bei ſeiner Geburt gegeben 
oder ſpäter von der hierfür zuſtändigen Behörde bewilligt worden 
ſind. Eine eigenmächtige Anderung der Vornamen iſt ausgeſchloſſen. 
Enrico S. iſt in Trient geboren und hat bei ſeiner Geburt den 
Vornamen „Enrico“ erhalten. Eine ſpätere obrigkeitliche Gnehmigung 
zur Anderung des Vornamens iſt nicht erfolgt. Er iſt ſonach zur 
Führung des Vornamens „Heinrich“ und damit zur Führung der 
Firma „Heinrich S.“ nicht befugt. 

Das LG. hob dieſen Beſchluß auf und führte zur Begrün— 
dung aus: 

Nach § 18 Abſ. 1 HGB. muß die Firma des Einzelkaufmanns 
mindeſtens einen ausgeſchriebenen Vornamen enthalten, und zwar, 
worüber in Literatur und Rechtſprechung Einigkeit beſteht, einen dem 
Firmeninhaber von Rechts wegen zukommenden Vornamen, entſprechend 
dem Zwecke der Vorſchrift, die Identität des Firmeninhabers zweifels⸗ 
ſrei feſtzuſtellen. 

Die Aufnahme des Vornamens „Heinrich“ in die Firma iſt alſo 
nur zuläſſig, wenn der Beſchwerdeführer den Vornamen „Heinrich“ 


) Das LG. weicht mit dieſer Entſcheidung von der anſcheinend 
übereinſtimmend vertretenen Meinung in der handelsrechtlichen Lite— 
ratur und Rechtſprechung ab (Düringer-Hachenburg 1, 224; Staub⸗ 
Bondi I, 130; Ritter 35; Brand 76; Goldmann 75; Lehmann⸗ 
Ring J. 77; KORIA. 3, 72; LG. Düſſeldorf ZBlfG. 2, 888). Dieſe 
Auffaſſung erachtet die Verdeutſchung des Vornamens nur für zu⸗ 
läſſig, wenn dieſelbe in dem vorgeſchriebenen Verwaltungswege 
genehmigt wurde und im Perſonenſtandsregiſter eingetragen iſt. Denn 
ſie erblickt in der Verdeutſchung des Vornamens eine Abänderung 
im Sinne des Perſonenſtandsgeſetzes; auch ſcheint dieſe Auffaſſung 
in der Literatur zum Perſonenſtandsgeſetze unwiderſprochen zu ſein. 

Der Ausgangspunkt des Landgerichts, daß durch die Überſetzung 
des Vornamens die von dem Geſetze verlangte Identität des Firmen⸗ 
trägers nicht berührt wird, iſt durchaus zutreffend; die Entſcheidung 
wird auch einem aktuellen Bedürfnis gerecht. Fraglich kann nur er⸗ 
ſcheinen, ob die Beſchränkung des Beſchluſſes zutreffend iſt, daß 
nämlich der Verdeutſchung des Vornamens lediglich für den Regiſter⸗ 
eintrag kein Verwaltungsverfahren vorherzugehen hat. Denn würde 
man dieſes Erfordernis aufſtellen, ſoweit der Beſchwerdeführer im 
ſonſtigen Rechtsverkehr ſeinen verdeutſchten Vornamen gebraucht, dann 
wäre die Entſcheidung des Landgerichts kaum haltbar. Tatſächlich 
gebraucht aber der Beſchwerdeführer ſchon längſt den verdeutſchten 
Vornamen; auch haben verſchiedene Verwaltungsbehörden ihm gegen: 
über in öffentlichen Urkunden den verdeutſchten Vornamen angewandt. 
In der Praxis iſt man alſo offenſichtlich, wenn vielleicht auch nicht 
bewußt, von der literariſch vertretenen Rechtsmeinung abgewichen; 
man erblickt alſo eine Anderung des Vornamens im Sinne des 
Perſonenſtandsgeſetzes nur in einer ſachlichen Anderung. Dem dürfte 


beizutreten ſein. | 
Rechtsanwalt Dr. F. Goldſchmit II, München. 
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führen darf. In Bayern iſt zu einer Anderung des Vornamens 
allerdings die Bewilligung der Diſtriktspolizeibehörde notwendig 
(Art. 3 Abſ. 2 AG BGB., § 15 Min Bek. vom 27. Dez. 1899). Allein 
das Beſchwerdegericht ſieht in der Annahme des deutſchen Vornamens 
an Stelle des italieniſchen Enrico keine Vornamensänderung. 

Der Beſchwerdeführer iſt nach dem Taufzeugnis im italieniſchen 
Sprachengebiete auf den italieniſchen Vornamen Enrico getauft. Er 
hat inzwiſchen entgegen der Annahme des Regiſtergerichts die deutſche 
Staatsangehörigkeit erworben. In dem Landſturmſchein iſt er als 
„Heinrich“ S. bezeichnet. Die Identität der Perſon ergibt ſich aus 
dem Geburtsdatum. Er hat auch glaubwürdig behauptet, daß ihm 
das Heimat⸗ und Bürgerrecht unter dem Namen „Heinrich Peter“ S. 
verliehen worden iſt. Bei der Anmeldung vom 14. Oktober 1915 
hat er ſich durch eine auf den Vornamen „Heinrich“ lautende 
Gewerbelegitimationskarte ausgewieſen. 

Der Beſchwerdeführer führt alſo den ihm nach ſeinen damaligen 
Lebensverhältniſſen in italieniſcher Sprache beigelegten Vornamen 
ſeinen jetzigen Lebensverhältniſſen entſprechend in deutſcher 
Sprache. Durch die Ülberfegung des Vornamens iſt unter ſolchen 
Tatumſtänden keine Anderung des Vornamens herbeigeführt; denn 
die Identität des Vornamens iſt bei der Überſetzung gewahrt; der 
Beſchwerdeführer führt den ihm von italieniſch ſprechenden Perſonen 
beigelegten Vornamen nunmehr als deutſcher Staatsangehöriger in 
deutſcher Sprache. Daß er eine Zeitlang, offenbar um im Handel 
mit Früchten auf ſeine Herkunft hinzudeuten, den Vornamen in 
italieniſcher Sprache in ſeiner Firma geführt hat, ſteht dieſen Er⸗ 
wägungen nicht entgegen. 

Das Beſchwerdegericht iſt alſo der Anſchauung, daß der Ver⸗ 
deutſchung des Vornamens in der Firma ein Verfahren vor der 
Diſtriktspolizeibehörde nicht vorauszugehen braucht. (Beſchluß des 
LG. München J, 1. HK., vom 5. November 1915, Beſchw. Reg. Nr. 10/15.) 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. Otto von Gierke, Geh. Juſtizrat, Profeſſor an der Uni: 
verſität Berlin: Die Grundbegriffe des Staatsrechts und 
die neueſten Staatsrechtstheorien. Unveränderter Abdruck 
der in der Zeitſchrift für die geſamte Staats wiſſenſchaft 1874 
Heft 1 und 2 erſchienenen Abhandlung. Tübingen. Verlag 
von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 1915. 132 S. 3,60 m. 

Das Buch iſt in der Tat ganz ſo, wie es ſich bezeichnet, ledig⸗ 
lich ein unveränderter Neudruck der vor 41 Jahren a. a. O. S. 153 
bis 198 und S. 265 bis 335 veröffentlichten Abhandlung; ſogar die 
alte Rechtſchreibung iſt beibehalten. Sie enthält bis S. 20 und 
ſodann erſt wieder von S. 85 an eigene ſelbſtändige Ausführungen. 
Auf den S. 20 bis 85 werden zwei im Jahre 1873 erſchienene 
Schriften von Max Seydel: „Grundzüge einer allgemeinen Staats— 
lehre“, und von Albert Th. van Krieken: „Über die ſogenannte 
organiſche Staatstheorie; ein Beitrag zur Geſchichte des Staats— 
begriffs“ beſprochen. Die darin vertretenen Anſichten werden in 
allem Weſentlichen abgelehnt, um als Beleg für die ihnen voraus— 
geſchickten Bemerkungen zu dienen und den rechten Weg für die ihnen 
nachfolgenden zu zeigen. 

Beide Schriften ſind längſt vollſtändig vergeſſen. Sie waren 
ſchon bei ihrem Erſcheinen an ſich nicht wert, ſich ſo eingehend mit 
ihnen zu beſchäftigen. Mit Recht wurde damals geſagt, daß ſie 
offenbar von noch jugendlichen Verfaſſern herrührten, beide mehr 
oder minder von den epochemachenden Ausführungen Gerbers be— 
einflußt worden ſeien, beide da, wo fie vollkommen ſelbſtändig ver: 
führen, eine gewiſſe Unreife erkennen ließen (S. 20), und ihnen 
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führung ausgebe und nichtig ſei, geſprochen (S. 70). Sie wurden 
dnrch die Beſprechung von 1874 für immer und ausreichend tot⸗ 
geſchlagen. Es war kein Bedürfnis, nach ſo langer Zeit nochmals 
auf ſie zurückzugreifen und ſie noch einmal totzuſchlagen, d. h. um 
ihretwegen die frühere Abhandlung neu aufzulegen. Das gilt, 
mochten ſie auch „Symptome der im Staatsrechte wie auf allen 
Rechtsgebieten ſich neuerdings ausbreitenden geiſtigen Richtung ſein“ 
(S. 86), d. h. höchſtens, da dieſe geiſtige Richtung ſich nicht mehr 
ausgebreitet hat, einſt, ohne Wirkung zu hinterlaſſen, einmal Sym⸗ 
ptome geweſen fein. 

Daß von dem, was unabhängig von den und gegen die beiden 
Schriften in der Abhandlung enthalten war, vieles bleibenden Wert 
hatte, verſteht ſich von ſelbſt. Aber war der neue Abdruck notwendig, 
um dies in Erinnerung zu bringen? Das iſt zweifelhaft. Denn 
auch davon iſt ein großer Teil bereits überholt. Seit 1874 haben 
ſich, wie über die Grundbegriffe des Rechtes überhaupt, fo ebenfalls 
über die des Staatsrechts die Anſichten weſentlich geändert. Zur 
Zeit wird ſich ſchwerlich mehr behaupten laſſen, daß ein „Zwieſpalt, 
den wir als Gegenſatz der formaliſtiſchen und der pragmatiſchen 
Richtung bezeichnen können“ (S. 5), eine erhebliche Rolle ſpielt, daß 
„ſich gerade in neueſter Zeit die Zahl der Schriften erheblich ver⸗ 
mehrt hat, welche für ein mit Scharfſinn und Kraft ausgeführtes 
Gebäude von Folgeſätzen kein anderes Fundament aufzuweiſen haben 
als einige ſelbſtgeſchaſſene Definitionen und aprioriſtiſch aus den 
Begriffen gewonnene Dogmen“ (S. 6), daß „gerade das Staatsrecht 
am meiſten einer anerkannten Methode juriſtiſcher Behandlung ent⸗ 
behrt; bis vor kurzem hier eine lediglich pragmatiſche Behandlungs: 
weiſe überwog“ (S. 15), und daß „die rechtliche Seite des Staats⸗ 
rechts bisher außer acht gelaſſen iſt“ (S. 101). Auch das trifft für 
die Gegenwart nicht zu, daß „man mehr als je heute zu bünkel: 
haftem Abſprechen neigt, nach Originalität haſcht, das Seltſame und 
Paradoxe liebt, damit immer ſchwerer das gegenſeitige Verſtändnis 
wird, immer haltloſer man in die Extreme fällt“ (S. 13). Und, um 
wenigſtens eine Einzelheit zu erwähnen, „über den Begriff der Ver⸗ 
ordnung und ihren Unterſchied vom Geſetze“ (S. 41) urteilt man 
ganz anders als einſt 1873/1874. Indeſſen, jenen Zweifel zu ent: 
ſcheiden, war in erſter Linie Sache des Verfaſſers und des Verlegers, 
und ſie haben ihn entſchieden. Immerhin aber erſcheint gerade die 
jetzige Zeit mit ihren ſchweren Sorgen und mit alledem, was die 
Aufmerkſamkeit auf wichtigere Dinge ableitet, nicht ſonderlich glücklich 
für den Neudruck gewählt. Es ſteht daher zu befürchten, daß er 
ziemlich ſpurlos vorübergeht. Mancher, der beachtet, daß es ſich nur 
um einen unveränderten Abdruck einer weit zurückliegenden Arbeit 
handelt, hat gegenwärtig für ſo lange Vergangenes nicht Zeit oder 
Sinn, und wer es zunächſt nicht beachtet hat, wird leicht das Buch 
wieder ſofort enttäuſcht aus der Hand legen, ſobald er ſieht, daß 
„die neueſten Staatstheorien“ nichts weniger als die neueſten ſind. 
Um zu wiſſen, wie 1874 über dieſe Staatstheorien der junge Gierke 
gedacht hat, hätte die Veröffentlichung in der noch immer blühenden 
und weit verbreiteten Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaſt 
genügt. Was man dagegen gern in allen Kreiſen der Juriſtenwelt 
erfahren hätte, das iſt, wie jetzt der alte von Gierke über die 
neueſten, d. i. die wirklich neueſten Staatsrechtstheorien denkt, und 
davon enthält das Buch leider eben gar nichts, nicht einmal in An⸗ 
merkungen oder ſonſt wenigſtens auch nur beiläufig etwas. 

Um nachzuweiſen, wieweit im einzelnen die Anſichten Gierkes 
zutrafen und der früheren Zeit gerecht geworden ſind, müßte ſehr 
weit ausgeholt werden. Die Leſer dieſer Zeitſchrift möchten dem 
kaum Wert beimeſſen. Ahnlich liegt es indeſſen auch mit einer Dar⸗ 
legung, was etwa von jenen Anſichten noch jetzt gelten kann. Es 
muß genügen, auf den Neudruck in der Weiſe, wie hiermit geſchehen, 
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Prof. Dr. J. Goldſchmidt: Berfaſſung und Verfahren ber 
außerordeutlichen Kriegsgerichte des preußiſchen Gefches 
über den Belagerungszuſtaud vom 4. Juni 1851 (unter 
Beachtung des bayeriſchen Rechtes). Berlin, R. v. Deckers 
Verlag. 1915. Preis 2 4. 

Das preußiſche Geſetz über den Belagerungszuſtand, das mehr 
als 6 Jahrzehnte hindurch mangels praktiſcher Bedeutung in der 
Literatur nur ſtiefmütterlich behandelt war, bietet jetzt, wo es in 
großen Teilen Deutſchlands die Grundlage für das Verfahren der 
außerordentlichen Kriegsgerichte bildet, der praktiſchen Anwendung 
unter den ſeit ſeiner Schaffung völlig veränderten Kechtsverhältniſſen 
ganz erhebliche Schwierigkeiten. Das vorliegende Buch bringt unter 
eingehender Behandlung der zahlreichen Streitfragen eine ſehr verbienf: 
liche Erörterung von Einſetzung und Berfaffung, Zuſtändigleit und 
Verfahren, ſowie Beendigung der Wirkſamkeit dieſer Gerichte. Rechts 
lehre und Rechtſprechung find bis in die neueſte Zeit wohl erſchöpfend 
verwertet; ihre Zuſammenſtellung (auch ein eingehendes Quellenrtgiſter 
erleichtert die Handhabung des Geſetzes weſentlich und iſt auch da 
wertvoll, wo man der Anſicht des Verfaſſers nicht beitreten wil. 
So bin ich wenigſtens von der Ausführung, daß auch Militärperſonen 
dieſen außerordentlichen Kriegsgerichten unterftänden, nicht überzeugt 
worden, ebenſowenig von der Folgerung, daß auch ihnen trotz $ 469 
MStrGdO. im Falle der Verurteilung die Koſten des Verfahrens auf: 
zuerlegen ſeien. Für den praktiſchen Gebrauch wird ſich bei einer 
neuen Auflage ein Abdruck des Geſetzestextes empfehlen, der den 
Praktiker nicht immer zur Hand iſt und nur wenige Seiten in An 


ſpruch nimmt. Kammergerichtsrat Lorenz, Berlin, 
zur Zeit Oberkriegsgerichtsrat im Heeres dienst 


Taſchenbuch des Militärrechts für Kriegszeiten. II. Band. 
(Nachtrag zur 1. und 2. Auflage.) Unter Beteiligung 
mehrerer Mitarbeiter herausgegeben von Kriegsgerichtsrat 
Heinrich Dietz. 1915. Raſtatt, K. u. H. Greifer 34. 

Muſtergültig in jeder Beziehung, ebenſo wie die im Jahre 1918 
in demſelben Verlage erſchienene 2. Auflage des „Taſchenhuch des 

Militärrechts“, liegt jetzt der Nachtrag zu dieſer Auflage und damit 

gleichzeitig der II. Band des Werkes vor. Wie ſtets in den zahl 

reichen Büchern und Schriften des Herausgebers gilt auch bei dieſem 
neueſten „Dietz“ eine klare und eingehende Behandlung des Stoffes, 

der überall und ausſchließlich auf die Bedürfniſſe der Praciz m 

geſchnitten iſt, als Grundregel. Es iſt lehrreich und genußreic 

zugleich, ſich an Hand der 2. Auflage in dieſen Nachtrag zu vertiefen 

Mir iſt in den vom Herausgeber und feinen Mitarbeitern darin neu 

behandelten Gebieten keine Lücke aufgefallen; man findet auf ale 

Fragen die entſprechende Antwort. — Wie das Vorwort betont, gal 

es dem Herausgeber als weſentlichſte Aufgabe, die Erfahrungen ber 

hinter uns liegenden Kriegsmonate beſchleunigt für die Bedürfniſt 
der Truppe nutzbar zu machen. Dieſer ſchwierigen Aufgabe wird daß 

Werk in jeder Beziehung gerecht. Alle wichtigen neueren Geſetze, Br 

ordnungen, Kriegserlaſſe uſw., die jetzt fortgefegt nachzuſchlagen nd, 

find erſchöpfend behandelt; an Hand des abgedruckten Geſetes übe 
den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 wird in knapper und be 
völlig ausreichender Weiſe der „Kriegs und Belagerungsjuftend 
beſprochen (S. 11 ff.). Das gerade in der jetzigen Zeit fo abe 
wichtige Militär: Verforgungsrecht! iſt feinen Grundzügen nach 

vier Teilen dargeſtellt (S. 45 — 62); im erften Teil das Offer 
penſionsgeſetz und im zweiten Teil das Mannſchaftsverſorzungegeſer 
dann im folgenden Teil die Unterſtützung ſoldatenreicher 

auf Grund der Geſetze vom 28. Februar 1888 und 4. Auguft 1914, 

endlich im vierten Teil die Kriegsverſorgung der Hinterbliebenen nad 

dem Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907. In N 

werter Weiſe hat der Herausgeber alſo das ganze Militäwerſorhnge 


wen 


44. Jahrgang. 


weſen zuſammengeſtellt; die allgemein verſtändliche Art der 
Bearbeitung wird gerade dieſem Teile des Werkes auch in den 
Kreiſen der Nichtjuriſten und des Nichtmilitärs viele Freunde er⸗ 
werben. — In Anlehnung an den erſten Band des „Taſchenbuch“ 
und als ſeine Ergänzung findet ſich auch in dieſem zweiten Bande 
ein alphabetiſches Nachſchlagewerk. Darin iſt in prägnanten alpha⸗ 
betiſchen Schlagworten alles zuſammengetragen und wiſſenſchaftlich 
verarbeitet, was der Völkerkrieg als rechtlich bedeutſam hervorgebracht 
hat. Mit Recht betitelt der Herausgeber daher dieſen Abſchnitt VII 
(S. 96 ff.) „Kriegsrecht im Weltkriege“. Man kann ſagen, daß alles, 
was auf Grund der Kriegserfahrung in engerem oder weiterem 
Zuſammenhange mit dem Kriegsrecht, bzw. dem Kriegsſtrafrecht, ſteht, 
Beachtung gefunden hat. Praktiſche Fälle neueſten Datums ſind 
herangezogen, fo daß vielfach lediglich Anfichten über die Entſcheidung 
des einen oder anderen Falles geäußert werden konnten. Es würde 
zuweit führen, die Beiträge des Abſchnitts VII im Rahmen dieſer 
Beſprechung einzeln zu behandeln; hervorgehoben ſeien, als beſonders 
aktuell, die Arbeiten über die gemiſchten Kriegsgerichte des Be⸗ 
lagerungszuſtandsgeſetzes, über die rechtliche Qualifikation der 
Kriegsbeute, dann über die Stellung der Kriegsfreiwilligen, auch über 
diejenige der Franktireurs, weiter der Beitrag über das Militär⸗ 
und Marineteſtament, die eingehenden Beſprechungen der Priſen⸗ 
ordnung vom 9. September 1909 und des geſamten Seekriegsrechts, 
das Verfahren gegen Ausländer auf Grund der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 28. Dezember 1899 u. a. m. Es handelt ſich alſo, wie 
erſichtlich, durchweg um Fragen, die mit dem gegenwärtigen Kriege 
zuſammenhängen; eine genaue Orientierung über ſolche Fragen muß 
für alle Stände unſeres Volkes von großem Intereſſe ſein. Den 
Schluß des inhaltsreichen Werkes bildet eine kurze Zuſammenſtellung 
der geſamten Literatur des Militärrechts. — Man kann dem aus⸗ 
gezeichneten „Taſchenbuch“ nur die weiteſte Verbreitung wünſchen. 
Für die Praxis der Militärjuriſten hat ſich ſchon der erſte Band 
längſt als unentbehrlich erwieſen; auch der II. Band wird ſich bald 
bei ihnen eingebürgert haben. Aber Auch weitere Kreiſe, ſo die 
bürgerlichen Gerichte, die Staatsanwaltſchaften und Rechtsanwälte, 
die Verwaltungsſtellen, Rechtslehrer und nicht zuletzt unſere Volks⸗ 
vertreter werden das praktiſche Handbuch nicht entbehren wollen. 


Rechtsanwalt v. Loßberg, Berlin, 
zur Zeit Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


Victor Szezesuy, Regierungsrat a. D. in Berlin⸗Halenſee: 
Die Kriegsgeſetze und Verordnungen über die Höchſtpreiſe, 
Sicherſtellung der Volksernährung, Rohſtoffe, Metalle uſw. 
mit den Ausführungsbeſtimmungen von Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg und Baden. Stuttgart, J. Heß, 
1915. 484 Seiten. Preis geh. 5,20 &, geb. 5,80 &. 

Der Plan der Feinde Deutſchlands, es durch Hunger auf die 

Knie zu zwingen, iſt geſcheitert. Das Verdienſt, die Abſicht der 

Feinde zuſchanden gemacht zu haben, können nicht zuletzt die ſegens⸗ 

reichen Beſtimmungen zur Erhaltung der wirtſchaftlichen Kraft in 

Anſpruch nehmen. Die in dem obengenannten Umfange erlaſſenen 

Beſtimmungen unter Zugrundelegung der Anfang Mai 1915 geltenden 

Texte hat der Verfaſſer zuſammengeſtellt. Die Ausbeutung der 

breiten Maſſen iſt durch eine Einführung der Höchſtpreiſe verhütet. 

Mit Rückſicht auf feine Wichtigkeit iſt das Geſetz betreffend Höchſt⸗ 

preiſe vom 4. Auguſt 1914 vom Verfaffer mit eingehenden Cr: 

läuterungen verſehen. Hinſichtlich der mitgeteilten Maßregeln zur 

Sicherſtellung der Volksernährung ſind die Verordnungen über 

Getreide, Mehl und Brot, über Hafer, Gerſte, Kartoffel, ſowie den 

Verkehr mit Futtermitteln und die Sicherung der Ackerbeſtellung 

ebenfalls mit Anmerkungen verſehen. Auch die Beftimmungen hinſichtlich 

der Robftoffe, Metalle uſw. find wiedergegeben. Nicht unerwähnt 
bleiben darf, daß die Verordnungen über Entnahme und Abgabe von 
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Mehl und Brot in Groß⸗Berlin, München, Dresden und den 
württembergiſchen Gemeinden abgedruckt ſind, ſo daß auch andere 
Gemeinden ſich bei Erlaß einſchlägiger Beſtimmungen nach den mit 
geteilten Muſtern richten können. Aus alledem ergibt ſich, daß nicht 
nur die Produzenten, unter ihnen namentlich die Landwirte, ſondern 
auch die Konſumenten aus dem Buche über einſchlägige Fragen ſchnelle 
und vollſtändige Belehrung ſich verſchaffen können. Aber auch Staats⸗ 
und Kommunalbehörden wird das Werk für den praktiſchen Hand⸗ 
gebrauch die beſten Dienſte leiſten. Um das Werk auf ſeiner Höhe 
zu erhalten, gibt der Verfaſſer einen Ergänzungsband heraus. Die 
erſte Lieferung iſt bereits erſchienen und zum Preiſe von 0,80 „ zu 
beziehen. Der Preis des ganzen Ergänzungsbandes tft auf 3.4 ver: 
anſchlagt. Die erſte Lieferung umfaßt die Kriegsgeſetze und Ver⸗ 
ordnungen bis in den Juli 1915 hinein. Die Herausgabe der 
Ergänzungen iſt eine glückliche Einrichtung, weil einerſeits das Haupt⸗ 
werk nicht zur minderwertigeren älteren Auflage berabgebrüdt, anderer: 
ſeits die Anſchaffung der Ergänzungen durch den billigen Preis 
begünftigt wird. 
Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnttz. 


Das RNeichsgeſetz zur Einſchränkung der Verfügungen über 
Miet- und Pachtzinsforderung vom 8. Juni 1915. Aus⸗ 
führlich und gemeinverſtändlich dargeſtellt und erläutert von 
Paul Reinhard, Senatspräfident am Kgl. Sächſ. OLG. zu 
Dresden. Leipzig, Dietrichſche Verlagsbuchhandlung Theodor 
Weicher, 1915. 

Verfaſſer, der bekannte Kommentator des Zwangsverſteigerungs⸗ 
rechts, gibt in knapper, klarer Darſtellung und in durchſichtiger 
Syſtematik eine Erläuterung des Geſetzes, die, obwohl das Büchlein 
nicht mehr als 30 Seiten zählt, in das Verſtändnis der neuen Be 
ſtimmungen vorzüglich einführt. Er beſchränkt ſich hierbei nicht auf 
eine Erörterung der neuen Vorſchriften, ſondern zieht auch das bis⸗ 
herige, durch das Geſetz nicht abgeänderte Recht in den Kreis ſeiner 
Betrachtungen. Wir haben ſeit der kurzen Zeit des Inkrafttretens 
des Geſetzes — abgeſehen von zahlreichen Beſprechungen in Zeit⸗ 
ſchriften — bereits drei Kommentare in Buchform, !) von denen jeder 
feine beſonderen Vorzüge aufweiſt. Die vorliegende Darſtellung 
zeichnet ſich beſonders durch ihre vielfachen Bezugnahmen auf das 
Zwangsverſteigerungsrecht aus; ſo wird S. 6, 7 darauf hingewieſen, 
daß der Mieter nach 88 9 Nr. 2, 59 3G. in der Lage iſt, feine durch 
das Kündigungsrecht des § 57a bedrohten Intereſſen durch Anmeldung 
feines Miet: und Pachtrechts und durch das Verlangen ihm günſti⸗ 
gerer Verſteigerungsbedingungen zu wahren. Die ſchwierige und 
ſtreitige Frage, ob die Kündigung durch den Erſteher wirkſam bleibt, 
wenn der Zuſchlag auf Beſchwerde aufgehoben wird, bejaht der Ver⸗ 
faſſer unter ſorgfältiger Abwägung der in Betracht kommenden Inter⸗ 
eſſen (S. 9). Sehr beachtlich iſt der Hinweis auf eine eigenartige 
Gefährdung des Zwangsverwalters durch das neue Geſetz (S. 18). 
Der Verwalter zieht zu Beginn des Quartals den Mietzins ein; 
im Laufe des Quartals erfolgt der Zuſchlag; von dieſem Zeitpunkt 
ab gebührt der Mietzins dem Erſteher, der Verwalter hat aber 
bereits vorher für die Zwecke der Zwangsverwaltung, z. B. zur Bes 
zahlung von Verwaltungsausgaben, über den Mietzins verfügt. Nach 
Anſicht des Verfaſſers beſteht ein ſchuldrechtliches Band zwiſchen 
Verwalter und Erſteher, nach dem erſterer für die dem Erſteher zu⸗ 
kommende Miete perſönlich haftet. Erſcheint hierbei auch manches 
zweifelhaft — es läßt ſich trotz der anſcheinend entgegengeſetzen An⸗ 
nahme des Verfaſſers die Behauptung vertreten, daß der betreibende 
Gläubiger wiederum dem Verwalter erſtattungspflichtig iſt —, fo 
werden unſere Zwangsverwalter doch guttun, in der Beſtreitung von 
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Verwaltungsausgaben vorfichtig zu fein, und ſich durch reichliche 
VBorſchüſſe zu ſichern, ein Ergebnis, das keineswegs als erfreulich be: 
zeichnet werden kann. Das Buch enthält noch eine Reihe ſolcher an⸗ 
regenden und fördernden Gedanken, auf die hier nicht eingegangen 
werden kann. — fiber die Bedeutung der Ubergangsvorſchrift des 
Art. 4 des Geſetzes iſt bereits eine lebhafte Streitfrage entſtanden. 
In Übereinſtimmung mit der zuerſt von dem Unterzeichneten,?) dann 
auch von Hagelberg?), Krekichmart) und Hallbauers) vertretenen Auf: 
faſſung, aber im Gegenſatz zu Hirſchs) und Trendelenburg, legt 
der Verfaſſer, wenn auch ohne Begründung, die Beſtimmung dahin 
aus, daß das alte Recht maßgebend bleibt, wenn das kritiſche Er⸗ 
eignis (Eigentums wechſel, Beſchlagnahme, Konkurseröffnung) vor dem 
80. September 1915 liegt (S. 27). 


Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Dr. Guſtav Oelert: Realkredit und Fenerverſicherung. Ein 
Beitrag zu der Rechtsſtellung des W ya ers in der 
15 icherung. München 1914. Verlag Max Steinebach. 
152 Seiten. 


Ein entwickelter Immobiliarkredit iſt hinſichtlich der Haus⸗ 
grundſtücke nur möglich bei wirtſchaftlicher und rechtlicher Verbindung 
mit einem geordneten Feuerverſicherungsweſen. Erſt aus dieſer Ver⸗ 
bindung gewinnt er die ihm eigentümliche Sicherheit, mit der wiederum 
ſeine Langfriſtigkeit und niedrige Verzinslichkeit zuſammenhängen. Der 
Verf. hat ſich alſo ein bedeutſames Thema zur Bearbeitung geſtellt. 
Seine Aufgabe war um ſo dankbarer, als eine derartige Monographie 
bisher fehlt. 

Im einzelnen gibt der Verf. auf den erſten 58 Seiten einen 
Aberblick über die geſchichtliche Entwicklung, wobei er die öffentlichen 
und die privaten Feuerverſicherungsunternehmungen geſondert behandelt. 
Dieſer Überblick iſt ganz verdienſtlich, wird aber ſtrengeren wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anforderungen nicht gerecht. Die Ausführungen ſind durchweg 
zu allgemein gehalten, und wo überhaupt Rechtsquellen zitiert werden, 
iſt meiſt die Angabe der Fundſtelle unterlaſſen. (Wo ſoll man z. B. das 
von dem Verf. S. 24 Note 13 genannte „Reglement für das platte 
Land der Grafſchaft Hohenſtein vom 12. Auguſt 1756“ finden?) An 
den geſchichtlichen Abſchnitt ſchließt ſich die beinahe doppelt ſo ſtarke 
Darſtellung des geltenden Rechts. Der Verf. geht hier einen großen 
Teil der darüber vorhandenen geläufigen Streitfragen durch. Eigenes 
ſteuert er dabei nur in geringem Umfange bei, und wo er es verſucht, 
geſchieht es nicht immer in glücklicher Weiſe. (Der Verf. ſcheint nicht 
Juriſt zu ſein.) Dagegen macht der Verf. aus der Praxis der Feuer⸗ 
verſicherung einige dankenswerte Mitteilungen. Nicht allgemein bekannt 
dürfte es z. B. fein, daß die Einrichtung der Hypothekenſicherungs⸗ 
ſcheine auch bei der Feuerverſicherung von Inventar, Betriebs: 
einrichtungen, Ernteerzeugniſſen uſw. in Aufnahme gekommen iſt 
(S. 114). Aber im ganzen iſt doch die Ausbeute auch in dieſer 
Hinſicht recht beſcheiden. Ein Gegenſtand, über den genauere Mit⸗ 
teilungen geboten geweſen wären, ſind z. B. die zugunſten der 
Hypothekengläubiger von den öffentlichen Verſicherungsanſtalten 
getroffenen Beſtimmungen, die um ſo wichtiger ſind, als das BGB. 
(8 1127) hinſichtlich der hypothekariſchen Haftung zwiſchen privater 
und öffentlicher Berficherung nicht unterſcheidet. Der Verf. begnügt 
ſich mit der Mitteilung, das öſſentliche Feuerverſicherungsweſen habe 
tunlichſt Anlehnung an die reichsrechtlichen Vorſchriften erhalten, ſo 
daß die praktiſche Rechtseinheit auf dieſem Gebiete herbeigeführt 
worden ſei. Aber wozu hatte man dann den öffentlichen Verſicherungs⸗ 
anſtalten auch auf dieſem Gebiete eine Sonderſtellung vorbehalten? 
(8 192 VVG.) Tatſächlich zeigen die Satzungen der öffentlichen 
Anſtalten manche beachtenswerte Eigenheiten. (Vgl. etwa Weiland 
im „Deutſchen Oekonomiſten“ 1913 S. 675 ff.) In dieſer Beziehung 
hätte nicht nur der preußiſche Rechtszuſtand, ſondern auch derjenige 
der anderen Bundesſtaaten, wenigſtens der größeren, in dem Bereich 
des von dem Verf. gewählten Themas gelegen. Selbſt der typiſche 
Hypothekenſicherungsſchein der privaten Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
wird nicht hinreichend gewürdigt. Beiſpielsweiſe fehlt jeder Hinweis 
auf die wichtige übliche Ergänzung zu 8 103 BVG., wonach bei unter: 
laſſener Prämienzahlung die Verſicherungsgeſellſchaft dem Hypotheken⸗ 
gläubiger nach Anzeige noch einen Monat lang zur Entſchädigung 
verpflichtet bleibt. (Vgl. mein „Deutſches Hppothekenweſen“ S. 81 
Note 4; ſiehe über weitere Fragen des Sicherungsſcheines auch 


1915 S. 622 und 1051. 
I 1915 1052 und Kommentar S. 65, 66. 
4) Bay. 1915, 223. 
5) JW. 1915, 1164. 
6) In 1915, 955. 
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Dertmann in ZVerſW. 1915, 78 ff.) Vollſtändig unerörtert läßt der 
Verf. weiter die Klauſeln, durch welche die Hypothekeninſtitute in den 
Hypothekenurkunden auf eine ihren Wünſchen entſprechende Verſicherung 
der Gebäude hinzuwirken pflegen. (Vgl. mein „Deutſches Hypothelen⸗ 
weſen“ S. 291 und 197.) Die Verfolgung dieſer Erſcheinungen 
würde den Verf. vielleicht auch zu einer Betrachtung der Zuſammen⸗ 
hänge geführt haben, die zwiſchen den Bodenkreditinſtituten und den 
Feuerverſicherungsunternehmungen beſtehen, und die für die Fort⸗ 
entwicklung ſowohl der geſetzlichen Beſtimmungen wie der Hypotheken⸗ 
ſicherungsſcheine von erheblicher Bedeutung geweſen ſein dürften. Aber 
ſelbſt wenn man dieſe mehr auf wirtſchaftlichem Gebiete liegenden 
Fragen beiſeite laſſen will, fo bleibt doch die Arbeit des Verf. hinter 
den Erwartungen zurück, die durch den Titel erregt werden. 


Rechtsanwalt und Privatddzent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Die Vorarbeiten eines Bauwerks und allgemeine Rechte 
fragen des Hausbaues. Unter Mitwirkung von Hochbau⸗ 
inſpektor H. Faber in Metz, dargeſtellt rag dm eltenden 
Rechte von Landgerichtsrat K. Fiſcher in Mülhauſen i. E. 
Zweite verbeſſerte und bedeutend vermehrte Auflage. Hannover, 
Helwingſche Verlagsbuchhandlung 1915. 3,50 4. V und 
133 Seiten. 

Das Buch will ſowohl den Juriſten wie dem Baufachmann 
als auch dem Bauherrn zur Orientierung dienen. 

Es zerfällt in 13 Kapitel. Einleitend werden die technischen 
Erforderniſſe eines Baues behandelt, namentlich die Verſuchsſtiyen, 
der Vorentwurf und die endgültigen Baupläne, ſowie die Material: 
und Bauſtoffberechnung, die Maſſenberechnung und die Bankoſten⸗ 
berechnung. 

Hierauf wird der Abſchluß des Vertrages auf Vorarbeiten kurz 
behandelt. Eine ausführliche Darſtellung iſt den Pflichten des Archi⸗ 
tekten insbeſondere als Bauanwalt gewidmet. Hieran ſchließt ſich 
die Behandlung des Honorars und der Hamburger Norm. Es werden 
ferner die Abnahme, der Begriff des Bauwerks, die Mängelhaftung, 
die Sicherung der Bauforderungen, Eigentumsvorbehalt, Baugeld, 
die Verjährung der Bauforderungen, das ſchiedsgerichtliche Verfahren, 
die Bauerlaubnis, die Wettbewerbe und die Submiffion ſowie daz 
Urheberrecht erörtert. Den Anhang (S. 96 bis 128) bilden das 
Beiſpiel eines Koſtenanſchlages und die ſogenannte Hamburger Norm, 
alſo die vereinbarte Gebührenordnung für Architekten und Ingenieurt. 

Die Schrift erhebt nicht den Anſpruch, eine eigentlich rechts 
wiſſenſchaftliche Arbeit zu ſein. Sie bringt aber alles juriſtiſch wert⸗ 
volle Material unter offenbarer guter Kenntnis der nicht ſehr reichen 
Literatur und Judikatur in gemeinverſtändlicher Darſtellung. Sie if 
daher Richtern und Anwälten, welche ſich praktiſch mit den erwähnten 
Fragen zu befaffen haben, beſtens zu empfehlen. 

Juſtizrat Profeſſor Dr. Paul Alexander⸗Kaß, Berlin. 


A. Ebner: Die Feld- und Forſtpolizei und der Forſtdiebſtahl 
in Preußen. Verlag von J. Neumann. Neudamm 1914 
Preis geb. 5,50 M. . 

Der Verfaſſer behandelt, meines Wiſſens als Erſter, die geſ amiet 
Materie der Polizei in Feld und Forſt. Die in Betracht kommenden 
geſetzlichen Beſtimmungen find zumeiſt alten Datums und durch 
Polizeiverordnungen vielfach ergänzt; daher werden es die intereſſerten 
Laienkreiſe und die Feld⸗ und Forſtſchutzbeamten — für die das Buch 
in erſter Linie geſchrieben iſt — ebenſo wie die Juriſten, die ſich mit 
dieſen Vorſchriften zu befaffen haben, begrüßen, hier eine vollſtändige 
Überſicht über die einſchlägigen Vorſchriften zu finden. i 

Der Verfaſſer iſt — und das ift der Hauptvorzug feiner 
Arbeit — mit Erfolg bemüht, die einzelnen geſetzlichen ** 
deren verſchiedenes Anwendungsgebiet oft ſchwer zu erkennen iſt un 
88 9, 10, 36 Felduß PG., 8$ 123, 368 Nr. 9 StGB.), gegeneinander 
abzugrenzen. über 

Freilich, der Beteiligten „Rechte und Pflichten klar und 5 
ſichtlich zur Darſtellung“ zu bringen, iſt dem Verfaſſer — a 
feiner Verheißung im Vorwort — nicht immer gelungen. ** 
die Überſichtlichkeit fehlt zuweilen, weil die Erläuterungen 31 
richtiger Stelle ſtehen. So wird z. B. der Beamtenbegriff, der 
zumal in einem hauptſächlich für Laien geſchriebenen Buche einge 5 
Erörterung bedarf, an der erſten Stelle, an der vom „zuftän 15 
Beamten“ gehandelt wird (82 3. 8 Feldug PG.), folgenbermaben pa 
getan: „Zuſtändiger Beamter iſt derjenige, der die Berugu® der, 
die Angabe des Namens und Wohnortes zu verlangen. Es i das 
der zur Verfolgung der Feldfrevler berechtigt iſt“ (S. 11). Auch 15 
Sachregiſter verweiſt unter „Beamter“ lediglich auf dieſe ganz En 
zureichende Note. Erſt zu Ende des Buches (S. 197) 5 good 
dann unerwartet eine ausführliche Aufzählung der Forft: un 


— — — = 


— ———m 


44. Jahrgang. 


beamten. — Wird eine geſetzliche Beſtimmung wie die über den 
Strafrahmen bei Jugendlichen falſch wiedergegeben, ſo beeinträchtigt 
das naturgemäß den Wert des Werkes ſehr. 
Im ganzen wiegen aber die Vorzüge des Buches ſeine Mängel 
bei weitem auf. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Gerhard Geneſt, Nordhauſen. 


— — 


Belgien. 


Einteilung der zum Generalgonveruement in Belgien 
gehörigen Gebietsteile in Brovingen und Areiſe: 1. Provinz 
Antwerpen: Kreiſe: Mecheln, Turnhout, Antwerpen. — 2. Provinz 
Brabant (Brüſſel): Kreiſe: Brüſſel, Löwen, Nivelles (Sitz Ottignies). 
— 3. Provinz Hennegau (Mons): Kreiſe: Mons, Charleroi, 
Tournai, Thuin. — 4. Provinz Namur: Kreiſe: Namur, Dinant, 
Philippeville (Dienſtort Givet). — 5. Provinz Lüttich: Kreiſe: 
Lüttich, Verviers, Huy. — 6. Provinz Luxemburg (Arlon): Kreiſe: 
Arlon, Marche, Neufchateau, Baſtogne. — 7. Provinz Limburg 
(Haſſelt): Kreiſe: Haſſelt, Maeſeyk, Tongern. 


%* 


Verordnungen des Grneralgouusrusurs von Belgien. 


I. Vom 21. Oktober 1915. 


Art. 1. Die durch Verordnung vom 20. September 1915 
(Nr. 121 des Geſetz⸗ und Verordnungsblatts für die okkupierten 
Gebiete Belgiens) bis zum 31. Oktober 1915 verlängerte Friſt für 
Proteſterhebungen und ſonſtige zur Wahrung des Regreſſes notwendige 
Handlungen wird hierdurch bis zum 81. Dezember 1915 verlängert. 

Art. 2. Der Inhaber eines vor dem 31. Dezember 1915 
fälligen gezogenen Wechſels, auf den die Vorſchriſten des Art. 1 
anwendbar ſind, iſt verpflichtet, dem Bezogenen vor dem 31. De⸗ 
zember 1915 Nachricht davon zu geben, daß er den Wechſel in Händen 
hat. Bei domizilierten Wechſeln iſt der Domiziliat, bei Wechſeln, 
deren Zahlung am Wohnort des Bezogenen durch eine andere Per ſon 
erfolgen ſoll, iſt dieſe zu benachrichtigen. 

Der Nachweis der Benachrichtigung kann entweder durch einen 
Sichtvermerk, der mit der Angabe des Tages und den Anfangs⸗ 
buchſtaben des Namens des Benachrichtigten auf den Wechſel zu ſetzen iſt, 
oder durch eine Beſcheinigung über die Abſendung eines eingeſchriebenen 
Briefes oder einer eingeſchriebenen Poſtkarte geführt werden. 

Wird die Benachrichtigung unterlaſſen, ſo können vom 1. Januar 
1916 ab Zinſen nicht verlangt werden. 

Art. 3. Die Vorſchriften des Art. 2 finden auf eigene Wechſel 
entſprechende Anwendung. 


II. Vom 21. Oktober 1915. 

Die Verordnung des Königs der Belgier vom 3. Auguſt 1914, 
betreffend die Zurückziehung von Bankguthaben, bleibt mit der Ein⸗ 
ſchränkung, die ſie durch Verordnung des Königs der Belgier vom 
6. Auguſt 1914 und mit der Erweiterung, die ſie durch Verordnung 
vom 23. September 1914 (Nr. 4 des Geſetz⸗ und Verordnungsblatts 
für die oktupierten Gebiete Belgiens) erfahren hat, bis zum 31. De: 
zember 1915 in Kraft. [Bankürch. 1915, 80. 


— . — 
Anwaltsſchiedsgerichte. 


Von Jahr zu Jahr wird eine größere Zahl von Rechtsſtreitigkeiten 
ſchiedsrichterlicher Erledigung zugeführt. Neben die ſtändigen Schieds⸗ 
gerichte der Handelskammern, der Verbände für gewerblichen Nechtsſchutz 
u. a. treten die von Fall zu Fall gebildeten Schiedsgerichte, denen die 
Vertragsteile in Bau⸗ und Lieferungsverträgen ſich zu unterwerfen pflegen. 
Die Bevorzugung ſolcher Schiedsgerichte beruht aber, wie die Heranziehung 
von Berufsjuriſten als Schiedsrichter ergibt, keineswegs auf grundſätzlicher 
Abneigung gegen das juriſtiſche Richterelement; was die Parteien ſcheuen, 
iſt das umſtändliche und zeitraubende Verfahren, das zum Teil mit 
jeder Behördenorganiſation verbunden iſt, zum Teil aus der ſtrengen 
Bindung des Richters an Verfahrensregeln ſich erklärt. Ein aus 
Berufsjuriſten zuſammengeſetztes freies Gericht würde dagegen alsbald 
das Vertrauen des rechtſuchenden Publikums erwerben, zumal, wenn 
es nach dem Vorbilde der engliſchen Gerichte in der Lage wäre, in 
geeigneten Fällen techniſch geſchulte Laien als Beiſitzer heranzuziehen. 
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Der Übergang der Rechtsſtreitigkeiten in die Hände der Laien⸗ 
ſchiedsrichter greift ſo tief in die Lebensintereſſen der Anwälte ein, 
daß ihre Gegnerſchaft ſelbſt dann verſtändlich wäre, wenn ſie nicht 
allein auf der Überzeugung von der Unzulänglichkeit derartiger Recht: 
ſprechung beruhte. Um ſo erſtaunlicher iſt es, daß man hier die 
Bewegung noch nicht ſelbſt in die Hand genommen und dem recht⸗ 
ſuchenden Publikum ſtändige Schiedsgerichte angeboten hat, welche die 
Vorteile juriſtiſcher Schulung mit der Beweglichkeit der Laien⸗ 
ſchiedsgerichte verbinden, während ſie gleichzeitig den Anwälten ein 
beruflich angemeſſenes Tätigkeitsfeld erſchließen. 

Unter „Anwaltsſchiedsgerichten“ wären alſo von den Anwälten 
ſelbſt eingerichtete, aus Anwälten zuſammengeſetzte Schiedsgerichte zu 
verſtehen. Da die geringfügigen Sachen in Zukunft vorausſichtlich 
vor ſtaatlichen Einigungsämtern oder Friedensrichtern ihre Erledigung 
finden werden, ſo handelt es ſich für ſolche Anwaltsſchiedsgerichte 
vorwiegend um größere Objekte, die ihrer Wichtigkeit wegen kollegialer 
Behandlung nicht entraten können. Das Anwaltsſchiedsgericht hätte 
in der Zuſammenſetzung von drei Richtern zu entſcheiden mit der 
bereits erwähnten Befugnis, von Fall zu Fall einen ſachverſtändigen 
Laienrichter als beratendes Mitglied hinzuzuziehen oder auch durch 
Zuziehung von zwei derartigen Perſönlichkeiten als Vollrichter ſich zu 
einem Fünfmännerkollegium zu vervollſtändigen. Solche Gerichte 
wären in jedem Landgerichtsbezirke durch die Anwälte ſelbſt zu bilden, 
und zwar durch Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreter für 
eine beſchränkte Amtsdauer. Die Wahl müßte natürlich auf geeignete 

ſönlichkeiten fallen. Das darf aber erwartet werden, ſobald die 

erzeugung von der Nützlichkeit einer derartigen Einrichtung durch⸗ 
gedrungen ſein wird. Altere Anwälte, die ihre forenſiſche Tätigkeit 
zu beſchränken wünſchen, würden ſich in ſolchen Schiedsgerichten unter 
Umſtänden gern betätigen, zumal wenn durch Zuwahl einer größeren 
Zahl von Mitgliedern die Laſten auf mehrere Schultern verteilt 
würden. In größeren Landgerichtsbezirken müßte ohnehin eine Mehr⸗ 
zahl von Schiedsgerichten mit abgegrenzter örtlicher Zuſtändigkeit 
errichtet werden. 

Zweifellos würden Vertragsparteien in zahlreichen Fällen die 
Zuſtändigkeit des Anwaltsſchiedsgerichts vereinbaren. In anderen 
Fällen ſtände dem rechtſuchenden Publikum die Wahl des Anwalts⸗ 
ſchiedsgerichts an Stelle der ordentlichen Gerichte ſrei. Jenes hätte 
vor dieſen dazu den Vorzug der Billigkeit. Denn wenn jede Sache 
zweckmäßig für die mündliche Verhandlung von einem Mitgliede vor⸗ 
bereitet würde, ſo würde der Anwaltszwang entbehrlich ſein. Eine 
natürlich ſtets zuläſſige Anwaltsvertretung ginge ohne Nüdficht auf 
den Ausgang des Rechtsſtreits zu Laſten des Vertretenen. Unterſtellt 
man nun, daß jedes Gerichtsmitglied die volle Anwaltsgebühr erhielte, 
ſo würden doch die Geſamtkoſten eines landgerichtlichen Anwalts⸗ 
prozeſſes noch nicht erreicht werden. 

Doch das ſind alles Fragen der Organiſation. Hier handelt es 
ſich zunächſt darum, die Stellung der Anwälte zu dem Vorſchlage in 
ſeiner prinzipiellen Bedeutung kennen zu lernen und die Diskuſſion 
zu eröffnen. Dabei muß aber mit der Bewegung gegen das behördliche 
ſtreng gebundene Gerichtsverfahren als eine Tatſache gerechnet werden 
wie mit einer Naturkraft, die ſich nicht zurückdrängen, ſondern nur in 
beſtimmte Bahnen leiten läßt. 

Richter Dr. Alfred Bozi, Bielefeld. 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 


Entgegnungen. 


A. 

In der Novembernummer der Richterzeitung greift mich Herr 
Oberamtsrichter G. Meikel wegen meines Aufſatzes im „Tag“ ſehr 
ſtark an. Zunächſt gibt er nur einen Teil meiner Ausführungen 
wörtlich wieder, läßt mich aber darin folgendes ſchreiben: „Die Abſicht 
des Geſetzes .... wird alfo an Stelle der nun tretenden viel höheren 
Reiſekoſten in ihr Gegenteil verkehrt“ und „der Unbemittelte muß 
wohl oder übel auch einen ſolchen (Anwalt) beſtellen und wird in 
die Hände des teuren und ſchlechten Winkelkonſulenten getrieben“. 
Natürlich habe ich keinen ſolchen Widerſinn geſchrieben. Die erſte 
Stelle lautet: „wird durch die an deren Stelle tretenden uſw.“, und 
an der zweiten Stelle heißt es natürlich nicht „und“ ſondern „oder“. 
Mein Beurteiler hat übrigens die wichtigſten Teile meiner Aus⸗ 
führungen, nämlich den ganzen Anfang und den ganzen Schluß des 
Aufſatzes, nicht abgedruckt. Dadurch bekommt der veſer feines Auf: 
ſatzes ein ganz falſches Bild. 
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Weiter unterſtellt mir derſelbe Herr: „Dieſe Ausführungen be⸗ 
zwecken nicht bloß nicht, das Verſtändnis zu fördern“ I „ste find 
eine ausgeſprochene Tendenzſchrift, und nur dadurch iſt es begreiflich, 

A. den wahren Sinn nicht zu verſtehen vermag“. Es iſt 
zwiſchen Angehörigen unſeres Standes nicht Sitte, jemand andere 
Adfichten zu unterſtellen, als er ſelbſt angibt, und ihm „Unvermögen, 
zu hen“ vorzuwerfen. 

eine Ausführungen gehen klar und deutlich dahin, die Mängel 
dieſer, übrigens von faſt allen Seiten als nicht zweckentſprechend 
beurteilten Verordnung nachzuweiſen, damit im Intereſſe des ganzen 
deutſchen Volkes dieſe Mängel abgeändert werden. Das mar aller 
dings meine „Tendenz“, auf 1 „Abſicht“. Nach Beiſpielen 
dafür, wie hart auch ſonſt geſetzliche Maßnahmen und beſonders 
ebendieſelbe Verordnung verurteilt werden, braucht man nicht weit 
zu ſuchen; in ebenderſelben Nummer der Richterzeitung finden ſich 
unter anderen folgende Sätze des Herrn von Sigsfeld (früher Richter, 
jetzt Anwalt) S. 644 ff.: „bedauerliche Grundauffaſſung in den Koſten⸗ 
fragen“, „große Erfolge ſind bei dieſem Geſetze weder möglich noch 
beabſichtigt“, „von dieſem Geiſte der Geſetzgebung hat das Volk 
nichts zu hoffen“, „das nötige Packpapier heißt eigenhändiger (was 
iſt das 7) Zahlungsbefehl“, „der Standpunkt der Geſetzgebung wirkt 
jetzt im Kriege grotesk“, „es fehlt die Zivilcourage zu den 
kleinſten fiskaliſchen Opfern“, „es herrſcht Großzügigkeit auf anderer 
Leute Koſten“, „die Juſtizzuſtände ſind verfahren“, „wenn alle 
ſinnloſen Koſten entſtanden ſind — und der Offenbarungseid wie 
ein Zwilprozeß vertagt wird (7)“. Herr Landgerichtsrat Dr. Mangler 

S. 652 ff. dem Gefegentwurfe „überall (!) entgegentretende Halb: 

eit“ vor, „es ſolle nur alles hübſch beim alten bleiben“. „Be⸗ 
. ſeien es, und ſogar das Mäntelchen des 
alten Rezeptes, daß irgend etwas geſchehe, fehlt“, „die Begründung 
ſei ungemein bedauerlich“, „man erweckt die Vorſtellung von 
einer Vereinfachung, die in Wahrheit nicht vorhanden iſt“, „der 
Geſetzgeber bietet Steine ſtatt Brot“, „die Verordnung verbilligt 
nicht, ſondern verteuert“. 
lich werden durch den Meikelſchen Aufſatz meine Darlegungen 
nicht widerlegt. Natürlich weiß ich, daß 3 noch weniger iſt als 50, 
daß Urteile von Sondergerichten ſehr bedauerlicherweife ſogar bei 
höheren Beträgen unanfechtbar ſind; das hindert aber doch nicht, 
gleiche Maßregeln bei Staatsgerichten als unrichtig und ſchädlich zu 
bekämpfen. Ich habe auch nirgends, wie Meikel dies glauben machen 
will, geſchrieben, daß Anwaltskoſten erſt dann erſetzt zu werden 
brauchen, wenn fie „unbedingt“ nötig find; dies Wort fügk Meikel 
aus eigenem meinen Darlegungen ein, dadurch, wie er fi) ausdrucken 
würde, „nicht nur nicht ihr Verſtändnis fördernd, ſondern gegen fie 
Stimmung machend“. 
Und das alles noch dazu im Zeichen des Burgfriedens! 
Juſtizrat Eugen B. Auerbach, Berlin.) 


B. 

Bu den Gebührenſtreitfragen. (5 14 Bek. vom 9. Sep⸗ 
tember 1915.) Reicht der Anwalt beim AG. vorſchriftswidrig Klage 
ein, ſtatt Zahlungsbefehl zu beantragen, ſo verfällt als Auslagen⸗ 
minimum 50 „y, nicht 4 A. So Striemer und Zelter JW. 
S. 1157, 1234, Sydow⸗Buſch zu § 17 Bek. Dagegen Kaufmann 
JW. 1237 und Oppenheim 1284. 

I. Kaufmann will die Fiktion des § 14 — die Klage „gilt als 
Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls“ — nur auf die Prozeß⸗ 

lung, aber nicht auf die Gebühren beziehen. Aber die Bek. 
deutet keinerlei Unterſcheidung an. Innere Gründe dafür fehlen 
überdies. Auch will die Bek. gerade, ſolange Klagen vermeidbar ſind, 
nur das Mahnverfahren. Dieſem jus publicum ſoll ſich der Anwalt 
fügen. Daß er es befolgt, iſt zugleich Pflicht gegen ſeinen Mandanten. 
Sonſt verletzt er dieſe Auftragspflicht ſchuldhaft. Dies auch dann, 
wenn ſeine Partei ausdrücklich Klageauftrag erteilt. Denn er als 
Rechtskundiger muß ihr ſagen, daß Klagen kraft Geſetzes in Mahn⸗ 
che verwandelt werden. Andernfalls wird er dem Mandanten 
flichtig, haftet ihm daher für die Koſtendifferenz, kann fie alſo 
a de dee, d e eee e 
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verfolgung nicht notwendig. N N 

II. & a e oa oe 

1. e r für Erwirkung des 8 [8 
deshalb für „Prozeßgebühr“, weil fie auf die e 
fpäteren Rechtsſtreits angerechnet wird. Aber dieſer Schluß iſt will 
kurlich und gegen die Geſetzesterminologie. Die Gebo. 8 18 


1) Die Redaktion der Richterzeitung hat die Aufnahme dieſer 


Nr. 1 kennt den terminus „Prozeßgebühr“ nur für den Geſchäfts⸗ 
betrieb des Prozeß bevollmächtigten im normalen Prozeß Setra 
Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß). Die 88 18 ff. beziehen ſich aber an⸗ 
erkanntermaßen nicht auf die Sonderverfahren, nämlich Sühne, 
Mahn, Verteilungs⸗, Aufgebotsverfahren (Willenbücher zu 5 18). 
Deshalb gewähren die SS 87 bis 40 zwar „die Sätze des Ko“ aber 
nicht die „Prozeßgebühr“. Zwar fagt die Begr. zu $ 17 Bel, der 
Vertreter des Mahngläubigers erhalte „die Sätze des 8 9 (Prozeß 
gebühr)“. Aber das eingeklammerte Wort iſt ein offenbarer Flüchtig⸗ 
keitsfehler. Das iſt dem Bundesrat bei ſeiner Arbeitslaſt entgangen. 
Sicher wollte er ſich nicht durch dieſe Parentheſe von allem Loßfagen, 
was bisher allgemein angenommen worden iſt (Willenbücher 8 38 
Anm. 6, § 76 III). Auch find Geſetze aus ſich ſelbſt auszulegen, 
Motive dazu nur mit Vorſicht heranzuziehen. 

2. O. meint: weil a) das Mahnverfahren „als Teil des ordent⸗ 
lichen Verfahrens dieſem vorausgehe“ und bh) die Partei ſich ihren 
Anwalt als Prozeßbevollmächtigten denke, verfalle die Prozeßgebühr. 
Aber a) was dem ordentlichen Verfahren vorausgeht, iſt nicht 
deſſen Teil. Bekanntlich behandelt die Bek. das Mahnverfahren nur 
bei Landgerichtsklagen als Teil des ordentlichen Verfahrens, bei 
Amtsgerichtsklagen dagegen als Sonderverfahren, das dem ordenb 
lichen Verfahren vorgelagert iſt. Und b) die Partei denkt ſich 
gar nichts, außer daß der Anwalt eine geſetzgemäße und or 
billige Tätigkeit entwickeln fol. Auch könnte ihr Wille keine, 
gebühr“ ſchaffen, wenn das Geſetz ſolche negiert. 

3. Wird die Einlaſſung des Beklagten glaubhaft gemacht, fo 
wird die Klage als Klage behandelt. O. findet nun keinen Unter: 
ſchied zwiſchen Klagen mit dieſer Glaubhaftmachung und ohne ſolche. 
Aber der Unterſchied iſt klar: mit jener Glaubhaftmachung wäre 
Mahnverfahren zwecklos; fehlt fie aber, fo iſt Klage vorſchriftswidrig 
und würde unnütz verteuern, wenn man O.s Anſicht folgt. — Ihm 
ſcheint ferner „unlogiſch“, wenn die Mahngebühr nicht „Prozeßgebühr“ 
wäre, während die Gebühren für Berſäumnisurteil und Vollſtreckungz⸗ 
befehl gleich ſeien. Aber auch letztere find nur in der Höhe, aber 
nicht im Weſen gleich. Außerdem fehlt jeder Grund dafür, daß die 
Auslagenvergütung neben der Mahngebühr ebenſo hoch fein müßte, 
wie neben der Prozeßgebühr. Denn Schreibwerk und Poſtauslagen 
find zwar im normalen Prozeß durchſchnittlich groß, und darauf be 
ruht die Steigerung in 5 76 Abſ. 3, aber ſie find durchſchnittlic 
nicht ſehr groß für den Anwalt eines Mahngläubigers. 

4. Nach O. dürfte ſich der Amtsrichter nicht ſträuben, wenn 
4 A Mindeſtſatz liquidirt werden; denn er müſſe ſonſt Termin an 
beraumen, 9 14 Abſ. 5; der Anwalt bekomme dann erſt recht bie 
Prozeßgebühr nebſt 4 4. — Nun meint allerdings auch Zrenbelen: 
burg, $ 14 Anm. 9, daß Termin anzuberaumen iſt, wenn die Koften: 
liquidation zu hoch iſt. Aber das iſt bedenklich. 9 2 ſchreibt die 
nur für das lan dgerichtliche Mahnverfahren vor. 9 14 Abſ. 5 ver 
weiſt aber nicht auf 8 2, ſondern auf die ZPO., die grundſäßlich das 
amts gerichtliche Mahnverfahren ordnet, und zwar auf $ 691. Das 
Geſuch or aber nach & 691 zurückzuweiſen, wenn es für einen Teil 
des Anſpruchs, nicht auch, wenn es bezüglich der Koſten um 
begründet iſt; und die ZBO. unterſcheidet den Anſpruch und bie 
Koſten, 8 692 (vgl. Foerſter⸗Kann 8 691 Anm. 2 b; Seuffert 5 692 
Anm. 1; Lerch, JW. 1915, 1284). Der Richter ſoll aber Termin nur 
anberaumen, wenn er das Geſuch nach 8 691 zurückweiſen müßte, 
8 14 Bek., folglich nicht bei unrichtiger Koſtenliquidation. Bercumt 
er aber gleichwohl Termin an, fo erhält der Anwalt doch mur fo 
viel wie im Mahnverfahren. Denn das Plus beruht auf ſeiner 
ſchuldhaften unrichtigen Liquidation. Deshalb muß er es ſelbſt tragen 
(vgl. oben J); er muß dann ſogar feiner die beſondere 
Gerichtsgebühr erfetzen, die deshalb derfällt, weil infolge feiner Schuld 
der (fingierte) Zahlungsbefehlsantrag zurückgewieſen oder ſtatt deſſen 
Verhandlungstermin anberaumt wird, 8 87 G., 
burg a. a. O. fahr 

5. O. findet es nicht finnreich, daß der Pauſchſatz gegen 
vermindert fein ſoll, während 8 17 Nr. 8 eine Gebührenerhöhung 
ſchaffe. Aber dieſe Erhöhung tft doch gerade deshalb eingeführt, um 
tunlichſt die Beeinträchtigungen auszugleichen, „die mit 1 
Durchführung des notwendigen ens“ und mit $ 1 
verbunden find (Trendelenburg $ 17 Anm. 1). 

Juſtizrat Striemer, Königsberg i. Pr. 


C. 

1. (Zu 8 8) Der Hinweis, daß der W nur 15 
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meiden; ihre Anwendung ift alfo bei Zuſtellung an einen Rechts⸗ 
anwalt überflüffig. 

2. (Zu 8 16) Die Begründung weiſt darauf hin, daß zur Ver: 
meidung von Verzögerungen in $ 16 Ziff. 2 die Beſtimmung 
getroffen worden ſei, daß die Widerſpruchsfriſt vom Gericht zu be⸗ 
ſtimmen und den Vorſchriften über die Erlaſſungsfriſt entſprechend 
(88 499, 226 3PO.; 5 604 iſt merkwürdigerweiſe nicht zitiert!) zu 
demeſſen iſt. Für die Zwecke der Praxis iſt dieſe Vorſchriſt aber inſolange 
ungenügend, als der Gläubiger von der im einzelnen Falle laufenden 
Friſt nicht benachrichtigt wird. Nach § 6983 IV ZPO. erfolgt nur eine 
Benachrichtigung des Gläubigers von der erſolgten Zuſtellung. Es 
wird ſich zur Vermeidung unnützer Anfragen und Verzögerungen 
empfehlen, wenn in dieſe Benachrichtigungen auch ein Hinweis auf⸗ 
genommen wird, welche Widerſpruchsfriſt läuft, damit der Gläubiger 
rechtzeitig, nicht zu früh und nicht zu ſpät, die Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung beantragen kann. In dieſem Zuſammenhange iſt darauf 
hinzuweiſen, daß durch die Einführung des obligatoriſchen Mahn⸗ 
verfahrens die Schaffung einer dem § 226 3230. entſprechenden 
Vorſchrift unumgänglich nötig iſt, da derzeit eine geſetzliche Abkürzung 
der Widerſpruchsfriſt von einer Woche ſelbſt in den dringlichſten 
Fällen nicht möglich iſt. 

3. (Zu 8 23) Die „ſchriftliche Mitteilung“ des § 23 ſoll die 
Verkündung der Entſcheidung erſetzen. Es iſt alſo nicht angängig, 
den Anwälten lediglich mitzuteilen „es erging Urteil“, „es erging 
Beweisbeſchluß“, wie in der Praxis ſchon mit der Begründung 
geſchehen > „um die Gerichtöfchreiberei zu entlaften”. Die Mit⸗ 
teilung muß vielmehr die Urteilsformel enthalten (§S 311 ZPO.) und 
den weſentlichen Inhalt ſonſtiger Beſchlüſſe erſichtlich machen. Statt 
einer Entlaſtung bringt alſo die neue Vorſchrift eine empfindliche 
Belaſtung der Gerichtsſchreibereien, ohne daß der Staat Anſpruch 
auf die entſprechenden Schreibgebühren hätte. 

Rechtsanwalt Dr. jur. et rer. pol. Heinrich Schloß, Nürnberg. 


Die Anmeldung feindlicher Permögen und die 
Schweigepflicht der Rechtsanwälte und Astare.!) Der 
Bundesrat hat am 7. Oktober 1915 eine Bekanntmachung 
über die Anmeldung des im Inland befindlichen Vermögens von 
Angehörigen feindlicher Staaten erlaſſen (A GBl. Nr. 136 S. 633 ff.). 


8 1 dieſer Bekanntmachung beſtimmt, daß das im Inland 
befindliche Vermögen von Angehörigen feindlicher Staaten 
nach Maßgabe der vom Reichskanzler zu erlaſſenden Vorſchriften 
anzumelden iſt. § 2 Abſ. 2 verordnet, daß auf Erfordern 
der von den Landeszentralbehörden zu beſtimmenden Stellen 
jedermann verpflichtet iſt, binnen einer von der Anmeldeſtelle feſt⸗ 
zuſetzenden Frift eine Erklärung darüber abzugeben, ob bei ihm die 
Voraus ſetzungen der Anmeldepflicht vorliegen, ſowie eine abgegebene 
Erklärung oder Anmeldung durch nähere Auskünfte zu ergänzen. 
Bon den weiteren Vorſchriften intereſſiert hier zunächſt die Straf: 
vorſchrift des § 12, nach welcher mit Geldſtrafe bis zu 1500 / 
oder Gefängnis bis zu 3 Monat beſtraft wird, wer vorſätzlich den 
gemäß 5 1 ergehenden Verordnungen des Reichskanzlers über die 
Vermögensanmeldung oder einer gemäß § 2 Abſ. 2 ergehenden Auf: 
forderung nicht oder nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nach⸗ 
kommt oder bei der Anmeldung uſw. wiſſentlich unvollſtändige oder 
unrichtige Angaben macht. 

Auf Grund der ihm erteilten Ermächtigung hat der Reichs⸗ 
kanzler am 10. Oktober 1915 eine Bekanntmachung erlaſſen 
(RGBl. Nr. 139 S. 653 ff.), durch welche u. a. beſtimmt iſt, daß 
jedermann, welcher im Inlande befindliche Vermögenswerte eines 
feindlichen Staatsangehörigen verwaltet oder in Verwahrung hat, 
ſowie jedermann, welcher einem im Auslande befindlichen feindlichen 
Staatsangehörigen eine auf Geld lautende Leiſtung ſchuldet, der 
Anmeldungspflicht unterliegt (Art. 2 und 8 der Bekanntmachung). 

Es entſteht die Frage, ob die durch die Strafvorſchrift des 
8 800 StGB. verſtärkte Schweigepflicht der Rechtsanwälte 
und Notare ſowie der Gehilfen dieſer Perſonen durch dieſe Anmelde: 
pflicht im Rahmen der Bekanntmachungen des Bundesrats und des 
Reichskanzlers aufgehoben iſt. Die Frage iſt grundſätzlich zu bes 
jahen, ſo daß auch Rechtsanwälte und Notare ſowie ihre Gehilfen 
„ des § 1 und zu den Erklärungen und den Auskünften 

8 2 der Bekanntmachung verpflichtet find. 

Die Bejahung der Frage ergibt ſich daraus, daß die Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats als ein ſtraſrechtliches Nebengeſet erfcheint, 


) Siehe hierzu auch Bendix: Die Pflicht zur Anmeldung feind⸗ 
lichen Vermögens und bie weigepflicht der Rechtsanwälte und 
Notare, Leipzg. S. 1674— 78. 
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welches als das ſpätere Geſetz nach dem bekannten Grunbſatze des 
Strafrechtes in der von ihm geregelten Materie die Beſtimmung des 
älteren RStGGB. aufhebt. 

Aber auch ohne Anwendung dieſes allgemeinen Nechtsgrundſatzes 
ergibt ſich die Aufhebung der Schweigepflicht für das durch die beiden 
Bekanntmachungen geregelte Gebiet der Anmeldungspflicht aus dem 
Wortlaut des §S 300 StGB. ſelbſt. Denn nach dieſer Beſtimmung 
ſind Rechtsanwälte und Notare ſowie ihre Gehilfen nur dann zu 
ſtrafen, wenn ſie unbefugt Privatgeheimniſſe offenbaren, 1 . 
ihnen kraft ihres Amtes oder Standes anvertraut find. Da bie 
beiden Bekanntmachungen eine Ausnahme von der Anmeldungspflicht 
für die hier in Frage kommenden Perſonenkreiſe nicht zugelaſſen 
haben, die Verordnung des Bundesrats vielmehr im & 2 Abſ. 2 
ausdrücklich von „jedermann“ ſpricht, ſo kann in der Ausübung der 
Anmeldepflicht von einem unbefugten, widerrechtlichen Offenbaren 
eines Privatgeheimniſſes keine Rede ſein. Dies gilt um ſo mehr, 
als die Anmeldung im Hinblick auf § 3 der Bundesratsbekanntmachung 
nur eine begrenzte „Offenbarung“ darſtellt. Denn nach dieſem 8 3 
ſind die mit der Entgegennahme oder Bearbeitung der Anmeldung 
befaßten Perſonen verpflichtet, über die aus Anlaß der Anmeldung 
zu ihrer Kenntnis gelangten Verhältniſſe ihrerſeits Verſchwiegenheit 
zu beobachten; und die Verletzung dieſer Schweigepflicht iſt durch den 
§ 12 Ziff. 3 der Bekanntmachung des Bundesrats mit den gleichen 
Strafen bedroht wie die Verletzung der Anmeldepflicht. 

So muß in dem Pflichtenkonflikte der Rechtsanwälte, Notare 
und ihrer Gehilfen die Schweigepflicht zugunſten der aus den höchſten 
öffentlichen Intereſſen heraus (nämlich als Gegenmaßnahme im Wege 
der Vergeltung zu Zwecken der Vaterlandsverteidigung gegen das 
feindliche Ausland) geſchaffenen Anmeldungspflicht zurückzutreten. 

Die für Preußen erlaſſenen Aus führungsbeſtimmungen 
des Miniſters für Handel und Gewerbe erleichtern den Rechts: 
anwälten und Notaren den Gewiſſenskonflikt in ſehr erwünſchter 
Weiſe. Es iſt nämlich hier beſtimmt, daß dem Anmeldepflichtigen, 
welcher aus Geſchäſtsintereſſe Wert darauf legt, den Namen, Wohnort 
und die Staatsangehörigkeit des feindlichen Berechtigten oder Gläubigers 
auf dem Anmeldebogen nicht anzugeben, zu geſtatten iſt, bei Aus⸗ 
füllung der Bogen B oder C (Bekanntmachung des Reichskanzlers 
Art. 2 und 3; NEU. S. 661 ff.) Name (Firma), Wohnort und 
Staatsangehörigkeit des Berechtigten durch eine von der Handels⸗ 
vertretung (Anmeldeſtelle) zu erbittende Chiffre zu erſetzen; der 
Anmeldepflichtige hat jedoch in dieſem Falle bei der Anmeldung die 
Erläuterung der Chiffre geſondert in einem verſchloſſenen und ver⸗ 
ſiegelten Briefumſchlag deizufügen. Bei den Rechtsanwälten und 
Notaren, welche ſich mit ihren ausländiſchen Auftraggebern nicht in 
Verbindung ſetzen können, wird das von den Ausführungsbeſtimmungen 
vorgeſehene „Geſchäftsintereſſe“ vielfach gegeben ſein und ſie werden 
daher gerne von der Möglichkeit „chiffrierter“ Anmeldung Gebrauch 
machen, um dem öffentlichen Intereſſe zu dienen, ohne die ihnen 
anvertrauten privaten Intereſſen verletzen zu müſſen. 


* * 
* 


3 k. Die erſt nach Niederſchrift und Einſendung vorſtehender Zeilen 
zu meiner Kenntnis gekommene Abhandlung von Bernſtein in der 
vorigen Nr. 20 der JW. S. 1315 ff. über: „Die Sicherſtellung feind⸗ 
lichen Vermögens zu Vergeltungszwecken“ erblickt in der Maßnahme 
der Reichsregierung einen „unumgänglichen, aber vor allem auch aus 
ideellen Gründen bedauerlichen Eingriff in das Berufsgeheimnis der 
Rechtsanwälte und Notare... (a. a. O. S. 1316). Bernſtein gibt 
dem Bankier und auch dem ſonſtigen Anmeldepflichtigen in Preußen 
den gleichen Rat, welcher oben den Rechtsanwälten und Notaren 
gegeben wurde, nämlich von der Befugnis, unter Chiffre anzumelden, 
Gebrauch zu machen, „ſchon um gegebenenfalls dartun zu können, 
daß er in der Geheimhaltung bis zur äußerſten Grenze des geſetzlich 
Zuläſſigen gegangen ſei“ (a. a. O. S. 1322). 
Rechtsanwalt Dr. Karl Schulz, Frankenthal. 


Zur Auslegung des Goſehes gegen den Lebensmittel- 
wucher (Bekauntwmachung des Jundesrats äber über- 
mäßige Preioſt vom 23. Juli 1015). Nach 
§ 5 des Geſetzes wird beſtraft, wer für Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs .... Preiſe fordert, die unter Berückſichtigung der geſamten 
en insbeſondere der Marktlage, einen übermäßigen Gewinn 
enthalten 

1. Welche Faktoren ſollen hiernach die Preisberechnung be 
ſtimmen? Das Geſetz weiſt in erſter Linie auf die Marktlage £ 
Als Markt wird man nicht den Ort der Niederlaſſung des Verfäu 
anſehen dürfen, ſondern den Bezirk, auf welchem für den beſtimmten 
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Artikel noch die gleichen oder annähernd gleichen Verhältniſſe über 
Angebot und Nachfrage herrſchen. Denn nur in einem möglichſt weit 
gezogenen Kreiſe kann man von einem „Mark“, d. h. von einem 
Gebiet mit normalem Verhältnis zwiſchen Angebot und Nachfrage 
ſprechen. Bei Würdigung der Marktlage iſt vor allem der Markt⸗ 
preis in Betracht zu ziehen, aber nicht ausſchließlich; denn das 
Geſetz verlangt Berückſichtigung der Marktlage. Das Geſetz will 
weiter auf Verbilligung der Preiſe hinzielen; alſo kann das Gebot, 
- die Marktlage zu würdigen, nur dahin gedeutet werden, daß auch die 
Umſtände zu beachten find, die mit Nüdficht auf die Kriegsnot ein 
Hinuntergehen unter den Marktpreis angezeigt erſcheinen laſſen. 
Hat etwa der Marktpreis durch Preistreibereien oder durch zeitweiſe 
ſtockende Zufuhren eine übermäßige Steigerung erfahren, ſo ſoll ſich 
der Verkäufer mit einem geringeren Nutzen, als ihn der Marktpreis 
bietet, begnügen. Aber der Verkäufer ſoll in ſeine Preisberechnung 
nicht nur die Marktlage, ſondern die „geſamten Verhältniſſe“ ein⸗ 
ſtellen. Zu anderen Zeiten darf der Verkäufer die Marktlage unein⸗ 
geſchränkt ausnutzen, unbekümmert um ſonſtige Verhältniſſe. Wenn 
das Geſetz jetzt außer der Marktlage die Berückſichtigung der geſamten 
Verhältniſſe verlangt, ſo kann dies nur den Sinn haben, daß der 
Verkäufer neben der äußeren Geſchäftslage auch noch die in feiner 
Perſon liegenden Umſtände in Betracht ziehen ſoll, ſoweit ſie zu einer 
Ermäßigung des Preiſes billigerweiſe führen können. Dieſe Weiſung 
muß dazu führen, daß der Verkäufer, der einen ganz beſonders billigen 
Einkauf gemacht hat, durch Hinuntergehen unter den Marktpreis an 
ſeinem Nutzen auch den Verbraucher teilnehmen laſſen ſoll. So fremd 
dieſe Erwägung in Friedenszeiten, wo die volle Ausnutzung der 
Konjunktur niemandem verübelt wird, anmuten müßte, fo kann das 
Geſetz doch keinen anderen Sinn haben, wenn die Worte „geſamte 
Verhältniſſe“ nicht ein überflüſſiger Zuſatz ſein ſollen. Dieſer Bruch 
mit der Anſchauung in Friedenszeiten iſt gerechtfertigt, weil nur 
durch Schärfung des Gemeinſinns das Geſetz ſeinen Zweck, die Kriegs⸗ 
not zu lindern, erreichen kann. . 

2. Wie ift der Verkaufspreis aus den genannten Faktoren — 
Marktpreis, Marktlage und Einkaufspreis — zu bemeſſen, ohne 
daß ein übermäßiger Gewinn erzielt wird? . . 
Wann ein Gewinn als übermäßig zu bezeichnen iſt, wird ſich 
zwar nur von Fall zu Fall entſcheiden laſſen; jedoch werden folgende 
Erwägungen einen Fingerzeig geben können: . . 

Ein Preis, der den Marktpreis weſentlich überſchreitet, wird 
ſtrafbar ſein auch dann, wenn der Verkäufer ſelbſt über den Markt⸗ 
preis bezahlt hatte. Das iſt ebenſo zweifellos, wie bei einem Dar⸗ 
lehn der Darlehnsgeber die von ihm zu hohem Kurſe erworbenen, 
dann aber im Werte geſunkenen Effekten nicht zum früheren Kurſe 
dem Darlehnsnehmer anrechnen darf. Eine Preis forderung, die aus⸗ 
ſchließlich die Marktlage, jedoch nicht oder nicht ausreichend einen 
billigen Einkaufspreis mitberückſichtigt, wird ſtrafbar machen können, 
nämlich dann, wenn die Spannung zwiſchen Einkaufs⸗ und Verkaufs⸗ 
preis übermäßig groß iſt. Wann kann von einem Übermaß geſprochen 
werden? Man hat das hier fragliche Geſetz mit Recht als ein ſolches 
gegen den Lebensmittelwucher bezeichnet; man wird daher im § 302 a 
StGB. einen Anhalt für die Beſtimmung des Übermaßes finden. 
Dort ſpricht das Geſetz von einem auffälligen Mißverhältnis zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung. Daß der Verkäufer einen Nutzen bean⸗ 
ſpruchen muß, iſt ſelbſtverſtändlich; er wird auch fein Riſiko, weil es 
jetzt infolge der Preisſchwankungen während des Krieges größer als 
fonft, höher bewerten dürfen. Aber auf der anderen Seite muß er 
eingedenk bleiben, daß dieſes aus der Not des Krieges geborene 
Geſetz Maßhaltung im Verdienen zur ernſten Pflicht macht. Die 
Gerichte werden mit Recht geneigt ſein, zur Eindämmung der 
Gewinnſucht beim Vertrieb von Lebensmitteln einen übermäßigen 
Gewinn ſchon in ſolchen Fällen anzunehmen, in denen zu Friedens⸗ 
zeiten nach kaufmänniſcher Anſchauung ein Übermaß des Nutzens ver⸗ 
neint werden müßte. Juſtizrat Dr. Pink, Potsdam. 


Antertanenpflicht und Vertragspflicht. RNechtspflichten⸗ 
kolliſtonen gehören zu den tragiſchſten Ereignungen im Leben des 
Menſchen. Aufgabe weiſer Rechtspolitik iſt es, ſie möglichſt zu 
vermeiden, Aufgabe wohlmeinender Rechtspraxis, ſie möglichſt zu 
mildern. | 

Der Widerſtreit zwiſchen Untertanenpflicht und Untertanenpflicht, 
wie es beſonders dem fog. sujet mixte leicht begegnen kann, tft oft 
behandelt und gerade gegenwärtig ſehr aktuell. In aller Erinnerung 
iſt der Fall jenes Deutſchen, der ſich in Frankreich hatte naturalifieren 
laſſen, von den Franzoſen ins Heer eingeſtellt, von den Deutſchen 
gefangen und nun des Kriegs verrates angeklagt, ſchließlich aber bloß 
wegen Wehrpflichtverletzung beſtraft wurde. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Indes nicht dieſer, ſondern ein anderer Fall ſoll hier betrachtet 
werden; ein Fall, der beſonders den Ziviliſten angeht: wir meinen 
die Kolliſion zwiſchen Untertanenpflicht und Vertragspflicht. 

Hier ſind 2 Fälle zu unterſcheiden: 

1. Unterſteht die Untertanen⸗ und die Vertragspflicht dem Rechte 
eines und desſelben Staates, ſo iſt die Kolliſion raſch gelöſt; denn 
das öffentliche Recht eines Staates geht dem Privatrecht desſelben 
Staates unbedingt vor. Jede Privatrechtspflicht verſteht ſich mithin 
unter dem Vorbehalt, daß ſie inſoweit entfällt, als das öffentliche 
Recht des gleichen Staates Abweichendes beſtimmt. Beiſpiel: Ein 
bis 1916 vertragsgebundener deutſcher Dienſtſchuldner begeht nach 
deutſchem Recht keinen Vertragsbruch, wenn er 1914 ſeine Stelle 
verläßt, um der Einberufung zum deutſchen Heer Folge zu leiſten. 


2. Nicht ganz ſo einfach liegt die Sache, wenn Vertragspflicht 
und Untertanenpflicht durch die Rechte zweier verſchiedener Staaten 
begründet ſind. Denn das öffentliche Recht des Staates 4 bat im 
Lande B keine Geltung; es vermag daher auch den durch die Prwat⸗ 
rechtsnormen des Staates B begründeten Vertragspflichten theoretiſch 
keinen Abtrag zu tun. 

Zunächſt zur Verdeutlichung 3 Beiſpiele. Ein Deutſcher hat ſich 
einer ſchweizeriſchen Bank bis 1916 als Handlungsgehilfe feſt ver⸗ 
dungen; im Auguſt 1914 verläßt er die Stelle, um einer Einberufung 
zum deutſchen Heere zu folgen. Während eines Krieges zwiſchen 
Deutſchland und England arbeitet ein Deutſcher in einer amerikaniſchen 
Fabrit, welche Munition ausſchließlich für England herſtellt; er weigert 
ſich, an der Munitionserzeugung mitzuwirken. Ein in Schweden an⸗ 
ſäſſiger deutſcher Fabrikant hat Armeelieferungen für Rußland über: 
nommen; nach Ausbruch eines deutſch⸗ruſſiſchen Krieges lehnt er deren 
Ausführung ab, ohne durch ein ſchwediſches Ausfuhrverbot hierzu 
gezwungen zu fein. Nach welchen Grundſätzen wird der neutral: 
ſtaatliche Zivilrichter den Fall entſcheiden ? 

Prüfen wir die Frage genauer, ſo zerlegt ſie ſich in ſolgende 
Unterfragen, nämlich a) handelt der Betreffende objektiv vertrags⸗ 
widrig? b) Wenn ja, handelt er ſubjektiv ſchuldhaft? c) Bedeutet 
das Handeln des Beteiligten einen wichtigen Grund zur Auflöſung 
des Vertrages? 

a) Die objektive Vertragswidrigkeit iſt meines Erachtens zu ver⸗ 
neinen. Verträge ſind nach Treu und Glauben auszulegen, Schuld⸗ 
pflichten ſind nach Treu und Glauben zu erfüllen. Nach Treu und 
Glauben aber kann ein Gläubiger ſeinem Schuldner ein Verhalten 
nicht zumuten, das ſich auf feiten des Schuldners als ein gewifſen⸗ 
loſes und rechtswidriges darſtellen oder den Schuldner der Gefahr 
einer Strafverfolgung in feinem Heimatſtaate ausſetzen würde. Wer 
alſo beiſpielsweiſe einen ausländiſchen Angeſtellten beſchäftigt, der 
darf ihm ſomit ſchon vornherein ſolche Arbeiten nicht zumuten, die 
ſich als landesverräteriſche Handlungen gegen deſſen Heimatſtaat dar⸗ 
ſtellen würden. Ein Angeſtellter, der ſolchem Verlangen nachzukommen 
ſich weigert, iſt alſo objektiv im Recht und kann einer vertrags⸗ 
widrigen Handlungsweiſe nicht bezichtigt werden; und zwar dies ganz 
unerachtet der Neutralität des Staates, deſſen Recht ſein Dienſt⸗ 
verhältnis beherrſcht. 

b) Wer Bedenken tragen wollte, den vorſtehenden Ausführungen 
ſich anzuſchließen, müßte mindeſtens folgendes zugeben: Wer objeltiv 
vertragswidrig handelt, hat im Zweifel Schadenserſatz und Vertrags 
ſtrafe nur dann zu leiſten, wenn er ſchuldhaft a Von ſolchem 
Verſchulden aber kann vorliegend keine Rede ſein. Denn wer eine 
deer Fenn deswegen verletzt, weil er ſich durch Erfüllung derſelben 
einer Gewiſſenloſigkeit oder grober Rechtswidrigkeit gegenüber feinem 
Heimatſtaate ſchuldig machen würde, der handelt nicht freiwillig, 
ſondern unter moraliſchem Zwang. Dieſem moraliſchen Zwang muß 
auch ein dritter Staat Rechnung tragen. 

c) Aus dem vorſtehenden ſcheint zu folgern, daß der Vertrags 
gegner ſich das Verhalten des Schuldners ohne jede Gegenwehr müſſe 
gefallen laſſen. Kann er doch weder Erfüllung (a) noch Schaden 
erſatz (b) verlangen. Die Abhilfe liegt in der Erwägung, daß der 
Eintritt einer derartigen Pflichtenkolliſton auf ſeiten des Schuldner 
für den Gegner nach Befinden das Recht zum Rücktritt vom Ber: 
trage bzw. zur friftlofen Auftündigung desſelben begründet. Moraliſche 
Behinderung des Schuldners ſteht phyſiſcher Unfähigkeit desſelden 
gleich; fie bildet alſo einen wichtigen Grund zur Aufhebung des 
Vertrages. Es wäre Unbill, wollte man z. B. dem neutralſtaatlichen 
Dienſtherrn zumuten, einen ausländiſchen Angeſtellten, der aus vater 
ländiſchen Gründen die aufgetragene Arbeit zu tun fi weigert, 
weiterhin zu behalten und zu beſolden. 


Prof. Dr. Hans Reichel, Zürich. 


— ————— 


i 


44. Jahrgang. 


mt der im Auneigeu vertrage bewilligte Rabatt 
im Falls der 3 der Forderung im Bonkurfe 
oder der gerichtlichen Beitreibung in Wegfall? Der 
Rabatt iſt ein Abſchlag auf die vertragliche Vergütung für die 
ſofortige Zahlung. Er dient alſo der Bekämpfung des Borgunweſens. 
Wird die vertragliche Vergütung nicht bar bezahlt, ſo erwächſt dem 
Lieferanten ein Verluſt z. B. an Zinſen, den er durch einen ent⸗ 
ſprechenden Aufſchlag ausgleichen muß. Da nicht vorauszuſehen iſt, 
ob Barzahlung erfolgt, ſo muß der Lieferant dieſen Aufſchlag immer 
vornehmen und ihn im Falle der Barzahlung!) als Rabatt abſetzen. 

Mit der Preisbemeſſung als ſolcher hat alſo der Rabatt nicht 
das geringſte zu tun. Der Verkehr hat aber — ohne ſich die 
urſprüngliche Bedeutung des Rabattes vor Augen zu halten — das 
Wort „Rabatt“ auch bei der Preisbemeſſung benutzt. Statt nämlich 
für jede Leiſtung einen beſtimmten Preis feſtzuſetzen, iſt man da, 
wo dieſes wegen der Natur des V möglich war 
— d. h. bei Waren, die nach Maß, Zahl oder Gewicht verkauft 
zu werden pflegen, bei ſonſtigen Leiſtungen, die in gleicher Weiſe 
wiederholt zu erfüllen ſind —, dazu gekommen, von einem Grund⸗ 
preis — d. h. dem Preis für die verkehrsübliche geringſte Einheit 
der Ware oder der Leiſtung — auszugehen und alsdann eine 
Staffelung in der Weiſe vorzunehmen, daß auf den nach der Mehrheit 
der Ware oder Leiſtung berechneten Preis ein Abſchlag — meiſt nach 
Prozenten — erfolgt. Ein ſolcher Abſchlag wird eben wegen der 
Mehrheit der Ware gewährt, weil dem höheren Verdienſt geringere Auf⸗ 
wendungen gegenüberzuſtehen pflegen, die einen entſprechend geringeren 
Preis rechtfertigen. Dieſen Abſchlag bezeichnet man im Verkehr viel⸗ 
fach, aber fälſchlich, ebenfalls als „Rabatt“. Die falſche Bezeichnung 
mußte zu Verwirrungen im Verkehr, aber auch in der Rechtſprechung 
Anlaß geben. So haben bei Zeitungsanzeigen die Verleger ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß der bewilligte „Rabatt“ in Fortfall 
kommen und der Grundpreis in Kraft treten müſſe, wenn die 
Forderung im Klagewege oder im Konkursverfahren geltend gemacht 
werden muß. Dieſer Standpunkt iſt vollkommen unberechtigt: Wenn 
die Gerichte ſich den Forderungen der Verleger angeſchloſſen haben, 
ſo haben ſie die Natur dieſes „Rabattes“ durchaus verkannt. 
Folgerungen, die lediglich ihre Grundlage in der urſprünglichen Natur 
des eigentlichen Rabattes haben, dürfen nicht auf dieſen Rabatt über⸗ 
tragen werden. 

Im Verkehrsleben hat man auch bereits die Verwirrung, die die 
falſche Anwendung des Wortes „Rabatt“ herbeigeführt hat, empfunden. 
Statt aber den folgerichtigen Weg zu gehen und nur den für die 
Barzahlung vorgeſehenen Abſchlag „Rabatt“ zu nennen, hat man 
vielfach dieſen wirklichen Rabatt nicht mehr als ſolchen bezeichnet und 
iſt zu der B zeichnung „Skonto“ und dergl. übergegangen. Richtiger 
wäre es geweſen, das Wort „Rabatt“ nur für den Preisabſchlag bei 
Barzahlung zu gebrauchen. Dann wären auch Forderungen, wie ſie 
die Verleger zu Unrecht erhoben haben, niemals möglich geweſen, 
jedenfalls hätten ſich die Gerichte ſolchen Forderungen gegenüber von 
vornherein ablehnend verhalten. 

Den richtigen Weg — ohne allerdings den oben ausgeführten 
Kernpunkt zu berühren — hat das HanſOLG. in feinem Urteil vom 
27. Februar 1914 Z. V. 15. 1266 beſchritten, indem es ſich unter 
Verneinung eines Handelsbrauchs auf den Standpunkt ſtellt, daß der 
Wegfall des Rabattes im Falle der Beitreibung der Zahlung im 
Klagewege oder der Anmeldung der Forderung zur Konkursmaſſe 
nicht in Wegfall kommt, es ſei denn, daß dieſer Wegfall für 
den fraglichen Fall ausdrücklich vereinbart iſt. Zu dieſer 
Verneinung eines Handelsbrauchs bemerkt Ebner (Zeitungsverlag Nr. 26 
v. 26. Juni 1914), die Verleger von Zeitungen und Zeitſchriften hätten 
in den Titelköpfen, Angeboten und Rechnungen ausdrücklich ſeit Jahren 
den Vermerk angebracht, daß im Falle der Beitreibung der Zahlung 
im Klagewege oder der Anmeldung der Forderung zur Konkursmaſſe 
der „Rabatt“ fortfalle, und daß die Inſerenten jahrelang den Vermerk 
geleſen hätten, mithin ein allgemeiner Handelsbrauch ſich herausgebildet 
habe. Es mag tatſächlich ſeitens der Verleger ein derartiger Vermerk 
angebracht ſein, die Inſerenten haben aber bis in die neueſte Zeit — 
wie die zahlreichen Prozeſſe beweiſen — die Berechtigung einer 
derartigen Forderung der Verleger zurückgewieſen. 

Es kann nicht einſeitig ein Handelsbrauch von den Verlegern zu 
ihren Gunſten aufgeſtellt werden, um ſo weniger, als ein ſolcher 
Handelsbrauch, wie oben ausgeführt iſt, für den in Frage kommenden 
ſog. „Rabatt“ jeder Berechtigung entbehrt. 

Rechtsanwalt Recken, Berlin. 


1) Der Begriff Barzahlung hat ſich allerdings im wirtſchaftlichen 
Leben recht ſonderbar verflüchtigt, ſelbſt die Zahlung innerhalb von 
e ſogar innerhalb eines Jahres wird noch als Barzahlung 

ezeichnet. — AUERIE EG 
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Die Rechtsaunwaltsgebühren nach der S- 
verſicherungsordnung. Wie auch das RIVA. früher mehrfach 
entſchieden hat (zu vgl. RBA Nachr. 1887, 167; 1888, 279; 1895, 268), 
kann die RAGebO. vom 7. Juli 1879 auf die Tätigkeit des Rechts: 
anwalts in dem Verfahren bei Reichsverſicherungsſachen keine Ans 
wendung finden. Denn nach 8 1 BD. hat dieſe nur Geltung in 
dem Verfahren vor den ordentlichen Gerichten. 

Durch § 20 UBerfAbG. vom 30. Juni 1900 (RG Bl. S. 578) 
wurde dann eine Beſtimmung über die Gebühren der Rechtsanwälte 
getroffen, nachdem bis dahin lediglich die Praxis der zuſtändigen 
Inſtanzen, insbeſondere des Reichsverſicherungsamtes, iſſe Sätze 
über die Höhe der Gebühren aufgeſtellt hatte. Die Höhe der Gebühren 
war nunmehr durch eine mit Zuſtimmung des Bundesrates zu erlaſſende 
Kaiſerliche Verordnung feſtzuſetzen, die unter dem 22. Dezember 1901 
(RGBl. S. 497) ergangen iſt. 

In Anlehnung daran enthält auch die RVO. vom 19. Juli 1911 
(RGBl. S. 509) Beſtimmungen darüber in den $$ 1804 und 1805 
und die daſelbſt ebenfalls vorgeſehene Kaiſerliche Verordnung datiert 
vom 24. Dezember 1911 (RGBl. 1911, 1094). 

Die in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Gebühren beziehen ſich 
aber nur auf die Tätigkeit des Rechtsanwalts vor den Verſicherungs⸗ 
behörden. Die öffentlichen Verſicherungsbehörden ſind aber nach 
§ 35 RVO. nur die Verſicherungsämter, die bei jeder unteren 
Verwaltungsbehörde beſtehen, die Oberverſicherungsämter, das Reichs⸗ 
verſicherungsamt und die Landesverficherungsämter. Für die letzteren 
können jedoch die Landesregierungen eine beſondere Gebührenordnung 
erlaſſen. Dies iſt z. B. in Sachſen geſchehen, VO. vom 24. 12. 1911 
(GBl. 1911 S. 262). 

Über die Gebühren, die dem Rechtsanwalt für feine Tätigkeit 
bei den Verſicherungsträgern, d. h. den Krankenkaſſen, Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften und Landesverſicherungsanſtalten zuſtehen, beſtehen keine 
Beſtimmungen. Die herrſchende Praxis geht dahin, daß dem 
Antragſteller die Koſten des Rechtsanwalts in den Umſtänden des 
einzelnen Falles angemeſſener Weiſe zu erſtatten ſind, wenn er mit 
feinem Antrage durchdringt (zu vgl. RVANachr. 1913, 557; Arbeiter 
verſorgung 1918 S. 256; Handbuch der Unfallverſicherung, 3. Aufl. 
Bd. I S. 481 Anm. 2 zu $ 71, S. 534 Anm. 8 zu 8 89; Bd. II 
S. 620 Anm. 5 zu $ 21 der Schiedsgerichtsverordnung). Ein 
formeller Beſcheid ergeht aber darüber nicht und meiſtens werden dieſe 
Koſten bei der Feſtſetzung in der nächſten Inſtanz mitberückſichtigt werden. 

Was die Höhe der Gebühren anlangt, ſo ſetzt die obengenannte 
Verordnung für das Verfahren vor einem Verſicherungsamt 3 bis 30 &, 
vor einem Oberverſicherungsamt 3 bis 50 - und vor dem Reiche: 
verſicherungsamt 5 bis 100 & feſt. Werden mehrere Streitfälle zu 
gemeinſamer Verhandlung und Entſcheidung verbunden, ſo wird die 
Vergütung für die Inſtanz nur einmal gewährt. Die Gebühren 
können ſich etwas erhöhen, falls die Anweſenheit des Anwalts bei 
einer Beweisaufnahme außerhalb des Sitzes der Verficherungsbehörde 
notwendig war, da dann dafür eine beſondere Entſchädigung gewährt 
werden kann. Nicht erſtattet werden die Koſten für Reifen zur 
mündlichen Verhandlung und ſonſtige Auslagen, wenn auch Ausgaber 
für Porti, Abſchriften uſw. berückſichtigt werden ſollen, ohne daß 
jedoch dadurch die in der Verordnung feſtgeſetzte Gebühr überſchritten 
werden darf. Das RVA. hat bisher den Betrag von 5 bis 10 & 
für die Inſtanz für angemeſſen erachtet und hat nur in beſonderen 

ällen eine Gebühr von 20 & zuerkannt. Es iſt dabei zu berück⸗ 
chtigen, daß in dem Verfahren in Reichsver ſicherungs ſachen die 
Offizialmaxime herrſcht und daher das Verfahren von der Einwirkung 
der Parteien unabhängig iſt und daß auch die einzelnen Fälle zumeiſt 
einfach geartet ſind und die Entſcheidung meiſtens nur von dem 
ärztlichen Gutachten abhängt. Auch hat der Geſetzgeber auf die 
wirtſchaftliche Schwäche der Verſicherten bei der Begrenzung ber 
Gebühren Rückſicht nehmen wollen. 
er die Feſtſetzung der zu erſtattenden Anwaltskoſten, die zu 
den außergerichtlichen Koſten gehören, haben die Verſicherungsbehörden 
von Amts wegen zu befinden, 85 1670, 1679, 1698, 1701 RBD.; 
§ 45 BD. über Geſchäftsgang und Verfahren der Oberverſicherungs⸗ 
ämter vom 24. Dezember 1911 (RGBl. 1911, 1095). Dabei genügt 
es nicht, daß im Urteil beſtimmt wird, daß dem Verſicherten die 
durch die Vertretung durch den Anwalt entſtandenen Koſten zu er⸗ 
ſtatten ſind. Das Urteil hat vielmehr die Höhe der Koſten aus⸗ 
drücklich feſtzuſetzen, 8 1670 RVO. Ein beſonderes Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren gibt es nicht. Bei der Feſtſetzung der Koſten iſt zu 
berückſichtigen, inwiefern die letzteren zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig waren. Es tft daher 
auch zuläſſig, einem Verſicherungsträger die Erſtattungspflicht auf⸗ 
zuerlegen, auch wenn der Verſicherte teilweiſe unterlegen iſt. Iſt 
über die Erſtattung der Koſten nicht entſchieden worden, ſo wird das 
Urteil auf Antrag gemäß $ 1674 RBO. ergänzt (R Bu Nachr. 1907, 501). 
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Die Entſcheidung über die Erſtattung von Anwaltskoſten ergeht 
nur zwiſchen den Parteien. Der verurteilte Verſicherungsträger iſt 


daher auch nur verpflichtet, an die Partei ſelbſt und nicht an den 


bevollmächtigten Anwalt, deſſen Name ja auch nicht in der Ent⸗ 
ſcheidung genannt wird, zu zahlen. Dies wird auch meiſtens der 
Fall ſein. Führt die Partei die erſtatteten Koſten nicht an ihren 
Anwalt ab, ſo bleibt dieſem nichts übrig, als ſeinen Mandanten im 
ordentlichen Prozeßwege auf Zahlung der durch die Vertretung ent⸗ 
ſtandenen Koſten zu verklagen, die Verſicherungsbehörden ſind dafür 
nicht zuſtändig. Die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs iſt 
nicht gegeben (RVANachr. 1895, 263). Das Urteil der Verſicherungs⸗ 
5 über die Erſtattung der Koften ſteht dem Verfahren vor dem 
ordentlichen Gericht formell nicht entgegen. Das iſt aber auch materiell 
nicht der Fall. Es kann ſehr wohl ein höherer Betrag von dem 
Mandanten eingeklagt werden, als das Urteil dem Verſicherungs⸗ 
träger auferlegt hat, ſei es, daß der Prozeßbevollmächtigte mit 
ſeinem Mandanten einen höheren Betrag vereinbart hat, ſei es, daß 
er glaubt, für ſeine Tätigkeit einen höheren Betrag beanſpruchen zu 
dürfen, als die Verſicherungsbehörde in ihrem Urteil als erſtattungs⸗ 
pflichtig feſtgeſtellt hat. Zu beachten iſt jedoch dabei §S 1805 RVO ., 
wonach eine Vereinbarung über höhere Beträge, als die Gebühren⸗ 
ordnung vorſieht, nichtig iſt. 
Ratsaſſeſſor Berger, Reichenbach i. V. 


Zu 8 76 Abf. III BAG, Steht dem Anwalt der 
Minde ſtpauſchſatz von 4 & auch dann zu, wenn er nur 
eine Gebühr nach 8 14 Gebo. zu berechnen hat? Über dieſe 
Frage gehen die Anſchauungen der Gerichte und der Kommentatoren 
auseinander. 

Das Geſetz bewilligt dem Anwalt einen Mindeſtpauſchſatz von 
4. l, wenn ihm die „Prozeß“ gebühr nach SS 13 J, 19, 52 Gebo. zuſteht. 

Der erſte Satz des § 14 Gebo. handelt davon, daß / 10 der 
Prozeßgebühr zu berechnen ſind, wenn der Auftrag vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung erledigt iſt, ohne daß der Anwalt die Klage ein⸗ 
gereicht hat oder einen Schriftſatz zuſtellen ließ. 

Wenn die Gebühr nach § 14 GebD. 20 #4 und eventuell mehr 
beträgt, entſtehen Zweifel darüber nicht, ob ein Auslagenpauſchſatz 
nach § 76 Abſ. 2 oder Abſ. 3 zu berechnen iſt. Aber die Gebühr 
nach § 14 J beträgt meiſtens unter 20 A, weil ein höherer Streit⸗ 
wert als 2100 & bei Mahnſchreiben häufig nicht in Frage kommt. 
Von den bekannten Kommentaren ſtehen die meiſten auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Prozeßgebühr voll erwachſen ſein muß, wenn ein 
Auslagenpauſchale in Höhe von mindeſtens 4 & gemäß $ 76 Abſ. 3 
berechnet werden könne, denn der Geſetzgeber habe als Normal⸗ 
pauſchſatz 20 Prozent der Gebühr und nur in Ausnahmefällen einen 
Mindeſtpauſchſatz von 4 & feſtgeſetzt. Dies ſei daraus zu ſchließen, 
daß nur die SS 13 J, 19 und 52 GebO. im Abſ. 3 des § 76 Gebo. 
genannt ſind. Wenn auch in anderen Paragraphen der Gebo. von 
der „Prozeß“ gebühr geſprochen wird, fo könne man daraus nicht 
folgern, daß in allen ſolchen Fällen ein Mindeſtpauſchſatz von 4 & 
gemäß 8 76 Abſ. 3 erwachſen ſei. Sonſt kämen außer dem $ 14 
noch ferner in Frage die §§ 20 bis 24, 41, 43 bis 47, 58 bis 60, 75. 

Bezüglich § 14 Gebd. vergleiche: Fürſt⸗Roth, Anm. 5 zu § 76; 
Pfafferoth, Anm. 4 zu § 76; Quednau, Anm. 28 a zu § 76; Willen: 
bücher 1912 S. 18 Nr. 5b, und Anm. zu § 76; Sydow ⸗Buſch 1914 
§ 76; Knebuſch, JW. 1910, 284 unter VI Nr. 1; Siecke, Anderung 
im Gebührenweſen S. 16. 

So ſagt insbeſondere Sydow⸗Buſch 1914 (die neueſte Auflage): !) 
„Die Vorſchrift des Abſ. 3 kommt nur in den genannten im Geſetz 
ausdrücklich erwähnten Fällen der SS 13 J. 19 und 52 zur An⸗ 
wendung. Eine Anwendung in anderen Fällen, in denen dem Anwalt 
ein Bruchteil der Prozeßgebühr zuſteht, erſcheint nicht ſtatthaft. Daher 

Abſ. 3 nicht anzuwenden in den Fällen des 5 14 und der 88 20 ff. 
ebO.“ | 
Von Gerichtsentſcheidungen mit demſelben Refultate find die 
folgenden zu erwähnen: 
OLG. Dresden, 5. Senat, vom 16. Mai 1911 (5. C. Reg. 143/11): 
„daß das Geſetz die Fälle der erhöhten Pauſchſätze nach oben 
und nach unten erſchöpfend hat aufzählen wollen, alſo auch 
nicht ſpeziell zugunſten der Fälle des § 20 GebD. eine Aus⸗ 
nahme eintreten laſſen wollte“. | MER 
LG. Hamburg, Zivilkammer VI, aus 1912, LG. Hamburg, Zivil⸗ 
kammer X, vom 12. Februar 1915 (Z. Bf. X Nr. 982/14): 
„Denn, wollte das Geſetz in allen den Fällen dem Rechts⸗ 
anwalt den erhöhten Pauſchſatz zubilligen, in denen ihm über: 


— 
1) Anders: die früheren Auflagen. 


M 21. 1915. 


haupt die Prozeßgebühr, wenn auch nur teiliseife, zuſteht, ſo 
wäre eine Aufzählung einzelner Paragraphen (13 J, 19, 62) 
überflüſſig geweſen“ ... „daß dem 9 14 wegen feiner zufälligen 
Stellung im Geſetz (hinter $ 13) bezüglich des Pauſchſazes 
eine andere Bedeutung beizumeſſen wäre als den übrigen 
Paragraphen, die dem Anwalt Teile der Prozeßgebühr zu: 
billigen, läßt ſich aus dem Geſetz nicht entnehmen“. 
Vorſtehendes Urteil entſcheidet über die Berufung gegen ein 
Urteil des AG. Hamburg, Ziv.⸗Abt. 2, vom 20. November 1914 
(II. Z. 3662/1914). Das Urteil I. Inſtanz behandelt dieſe ganze 
Frage dankenswerterweiſe ſehr ausführlich (Schreibmaſchinenſchrift 
auf 17 Seiten!). 
Man ſollte annehmen, daß bei den klaren Ausführungen der 
Kommentatoren?) eigentlich keine Meinungsverſchiedenheit über $ 14 
bzw. § 76 Abſ. 3 Gebo. aufkommen könnte. 


9 0 8 find Gerichtsentſcheidungen ergangen, die das Gegenteil 
vertreten: 
LG. Hamburg, Zivilkammer VIII (8. Bf. VIII 814/11 und 
8. Bf. VIII 1042/18): 

. . „dieſe (die Prozeßgebühr) ſteht dem klägeriſchen Anwalt 
ſür ſeine Tätigkeit zweifellos zu; gemäß § 14 zwar nur zur 
Hälfte, das ändert aber nichts daran, daß er die Prozeß 
gebühr zu beanſpruchen hat; denn dieſe iſt im $ 14 nur 
bezüglich ihrer Höhe reduziert, ohne daß ſie damit einen 
ſelbſtändigen, von der Gebühr des § 13 verſchiedenen Che 
rakter erhielte! / 

Dieſe Entſcheidung beruft ſich auf Sydow⸗Buſch § 76 Anm. 10. 
Sydow⸗Buſch hat inzwiſchen dieſen Standpunkt aufgegeben. 
HanfDLG. Hamburg, Ferien⸗Zivilſenat, vom 20. Juli 1918 
(HanſG3., Beiblatt 1914 Nr. 23 S. 136 Ziff. 81) 
. . . „Die Pauſchſatzregelung des Abf. 3 greift auch dann lag, 
wenn dem Anwalt nur ein Bruchteil der Prozeßgebühr (im 
vorliegenden Falle die Gebühr nach 8$ 18, 41 Ziff. 1) zufeht, 
zu vgl. Sydow⸗Buſch, Note 10 zu 5 76 und die dort zitierten. 
JW. 1910 S. 222 und 385. 
Alſo auch bei § 41 I (Beſchwerdeverfahren) fol nach Abſ. 3 zu 9 76 
liquidiert werden! 
Die Streitfrage erledigt ſich aber aus den Texte 
des § 76. | 
In Abſ. 2 des 876 wird für die „Zwangsvollſtreckungsſfan 
ein Mindeſtpauſchale von 2 4 feſtgeſetzt. Die Gebühren für die 
Zwangsvollſtreckung ergeben ſich hauptſächlich aus $ 23 U Gh. 
mit ſolgendem Wortlaute: 
„Drei Zehnteile der in den $$ 13 bis 17 beſtimmten Or 
bühren erhält der Rechtsanwalt, wenn feine Tätigteit betr: 
1. . . . .; 2. die Zwangsvollſtreckung. 
Der $ 13 enthält unter Abſ. 1 die „Prozeßgebühr“ a 
Wenn der Geſetzgeber hinſichtlich des erhöhten Pavſchſa 
(mindeſtens 4 A) auch eh an als 13 J, 19, 52 hätt 
berückſichtigen wollen, alſo überall dort, wo dem Anwalt nach dem 
Geſetzestexte (vgl. 88 20 bis 24 ff.) eine a deen m 
auch nicht in voller Höhe — zufteht, fo hätte er gewiß nicht bi 
Ausnahmebeſtimmung (in der Zwangsvollſtreckungsinſtan nen 
2 A) in den Abſ. 2 des § 76 GebD. aufgenommen. Denn 20 
gewährt dem Anwalt auch eine „Prozeß“ gebühr. 
Bureauvorſteher K. Wogritſch, Hamburg. 


Entgegunngen. 
4 


Zur Seſeitigung der gs folgen nach den Arie 
geſetzen. Die Bemerkungen 50 Nußbaum über die nme 
der Kriegsgeſetze auf das Hypothekenweſen (JW. 1177 ff) onen = 
einigen Punkten zum Widerſpruch heraus. Unter B2 vertritt o. 
Anſicht, daß die Folgen nichtrechtzeitiger Zahlung einer Gebt 
dann, wenn bereits ein vollſtreckbarer Titel vorliegt, nicht um BT 
§ 3 NO. v. 18. Auguſt 1914/20. Mai 1915 durch Einwendung 190 
die Vollſtreckungsklauſel, ſondern auch gemäß $ 1 Ab. 3 916 1 
in Verbindung mit $ 4 BO. v. 7. Auguſt 1914/20. Mai 191 ih 
Antrag bei dem Gericht, wo der Gläubiger feinen allgemeinen 6 
ſtand hat, befeitigt werden können. Dem ift entgegennhalg gr 
nach § 1 Abſ. 3 BO. v. 18. Auguſt 1914/20. Mai 1915 ber $ 


Y So auch Terminötafenber für Rechtdantsälte, hen f 
vom Schriftführeramte des Deutſchen Anwaltvereins, ſiehe 
Anm. 2 zu § 76 Abſ. 3. 
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44. Jahrgang. 


v. 7. Auguft 1914/20. Mai 1915 im vollen Umfang entſprechend an: 
zuwenden iſt. Der Abſ. 1 Satz 4 dieſes § 4 ſagt „der Antrag ift 
abzulehnen, wenn die Forderung rechtshängig oder vollſtreckbar iſt“. 
Die entſprechende Anwendung dieſer Beſtimmung auf die Fälle der 
VO. v. 18. Auguſt 1914/20. Mai 1915 kann nur heißen: der beim 
AG. des allgemeinen Gerichtsſtandes des Gläubigers geſtellte Antrag 
auf Beſeitigung der Verzugsfolgen iſt abzulehnen, wenn die Forderung 
. . . . vollſtreckbar iſt. Es bleibt daher auch hier beim Vorhandenſein 
eines vollſtreckbaren Titels nur ein einziger Weg. Das iſt nach § 3 
die Einwendung gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel gemäß 
§ 732 3PO. 

Wenn Nußbaum dann weiter dieſen Weg des § 732 ZPO. als 
unvollkommen bezeichnet, weil auf ihm nur die Einſtellung der 
Vollſtreckung, nicht die Aufhebung der bereits erfolgten Maßregeln 
erreicht werden könne, ſo iſt ihm nicht beizupflichten: Die Entſcheidung, 
die bei Einwendungen gegen die Vollſtreckungsklauſel nach §S 732 ZPO. 
und damit alſo auch im Falle des 8 3 der hier fraglichen VO. zu: 
gunſten des Schuldners ergeht, lautet dahin, daß „die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel aufgehoben“, „die Zwangsvollſtreckung aus dem vollſtreckbaren 
Titel für unzuläſſig erklärt“ wird. Dieſe Entſcheidung bringt nach 
88 775 Nr. 1, 776 ZPO. die Aufhebung der bisherigen Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln ohne weiteres mit ſich. Sie iſt verſchieden von der Anordnung 
aus 8 732 Abſ. 2 ZPO., auf welche allein fi) die von Nußbaum ans 
geführte Außerung des Steinſchen Kommentars bezieht. Dieſe einſt⸗ 


weilige Einſtellung des § 732 Abſ. 2 iſt eine vorläufige Maßregel, 


die erlaſſen werden kann, bevor das Gericht eine endgültige Ent⸗ 
ſcheidung darüber trifft, ob die Vollſtreckungsklauſel aufzuheben iſt 
oder nicht. Solche vorläufige Anordnung, die natürlich auch bei 
Einwendungen gegen die Klauſel zwecks Beſeitigung der Verzugsfolgen 
nach den hier fraglichen Beſtimmungen getroffen werden kann, läßt 
allerdings eine Aufhebung der bisherigen Vollſtreckungsmaßregeln nicht 
zu. Von ſolchen einſtweiligen Maßnahmen iſt aber hier nicht die Rede. 

In dieſem Zuſammenhang ſei noch kurz auf eine Frage hin⸗ 
gewieſen, die ich bereits im Recht 1915 Nr. 19/20 S. 532 behandelt 
habe, nämlich, ob bei Einſtellung der Vollſtreckung für eine beſtimmte 
Zeit gemäß §8 5 BD. v. 7. Auguſt 1914/20. Mai 1915 über die 
Gewährung von Zahlungsfriſten auch die Aufhebung der bereits er⸗ 
folgten Vollſtreckungsmaßregeln ausgeſprochen werden darf. Nußbaum 
verneint dies in ÜUbereinſtimmung mit ſämtlichen bisherigen Außerungen 
der Literalur. Er ſagt in dieſem Zuſammenhang: „Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung und Aufhebung der erfolgten Vollſtreckungmaßregeln 
ſind eben verſchiedene Dinge.“ Die Richtigkeit dieſer Außerung iſt 
nicht anzuerkennen. § 775 Nr. 1 ZPO. in Verbindung mit § 776 
daſelbſt beweiſen, daß dieſe Dinge nicht ſo ſehr verſchieden ſind. Iſt 
die Einſtellung angeordnet, ſo ſollen die bisherigen Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln ohne weiteres aufgehoben werden. Nußbaum hat eben 
wieder nur, wie auch die von ihm angeführten Geſetzesſtellen zeigen, 
die einſtweilige Anordnung im Auge, die lediglich bei Anhängigkeit 
eines Streites die Regelung des Zwiſchenſtadiums bis zur endgültigen 
Entſcheidung darſtellt (vgl. SS 775 Nr. 2, 776 ZPO) Bereits in 
meinen Ausführungen im Recht habe ich darzulegen verſucht, daß die 
Einſtellung der Vollſtreckung nach der Zahlungsfriſten-Verordnung 
keineswegs eine einſtweilige Anordnung in dieſem Sinne darſtellt, 
daß ſie vielmehr eine endgültige Entſcheidung enthält, die nur in 
ihrer Zeitdauer von vornherein begrenzt iſt. Solche Einſtellung bringt 
alſo hier wohl die Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen mit ſich, falls nicht das Gericht — was zuläſſig iſt — 
ſeine Anordnung in dieſem Punkte beſchränkt. Daß das von mir 
gewonnene Ergebnis allein für alle Fälle, wo die Zahlungsfriſt be⸗ 
antragt wird, eine befriedigende Regelung ermöglicht, zeigen auch 
wieder die Erörterungen von Nußbaum. 

Amtsrichter Dr. Buhe, Cöln. 


B. 

In der beſtrittenen Frage des Widerrufs wechſelſeitiger 
Teflamente nimmt die Anm. 4 in JW. 1915, 1155 zugunſten des 
RG. Stellung. Sie führt aus, daß deſſen Anſicht „den Motiven, 
dem Sinn und Zweck des Art. 214 Abſ. 2 EGBGB. entſpricht“. 

Hiergegen iſt folgendes zu bemerken: 

1. Bei Auflöſung des Art. 129 Entw. in die Art. 213, 214 hat 
die Redaktionskommiſſion zweierlei überſehen: 

Die Erwähnung der gemeinſchaftlichen Teſtamente in der Vor⸗ 
ſchrift über die Bindung war mit Aufnahme der im Entwurf ab⸗ 
gelehnten gemeinſchaftlichen Teſtamente in das BGB. mit Rückſicht 
auf die Vorſchrift des § 2271 überflüffig geworden. 

Wurde die Vorſchrift aber trotzdem aufgenommen, ſo gehörte ſie 
etwa in folgender Faſſung: 

„Das gleiche gilt für die Bindung des Erblaſſers bei einem 
Erbvertrage oder einem gemeinſchaftlichen Teſtament, ſofern 
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der Erbvertrag oder das Teſtament vor dem Inkrafttreten 
des BGB. errichtet worden iſt, auch dann, wenn der Erblaſſer 
erſt nach dem Inkrafttreten des BGB. verſtorben iſt“ 

als Abſ. 2 in den Art. 213. 

Dies ergibt ſich daraus, daß nach Abſicht des Geſetzgebers die 
Vorſchriſten in Art. 213 und in Abſ. 2 des Art. 214 die Wirkſamkeit 
letztwilliger Verfügungen, die Vorſchrift in Abſ. 1 des Art. 214 die 
Form regeln ſollten (vgl. Mugdan, Mot. Bd. I S. 109 Abſ. 1 letzter 
Satz; S. 111 Abſ. 1 letzter Satz). 

2. Ohne dieſes Verſehen konnte nicht ſtreitig ſein, daß ſich die 
Form des Widerrufs nach § 2271 BGB. regelte; denn der Abf. 1 
des Art. 214 iſt auf den in den Motiven (vgl. Mugdan, Bd. I 
S. 110c) — zu feiner Begründung ausgeſprochenen Rechtsgrundſatz 
zurückzuführen: 

„Die Aufhebung einer Verfügung beſtimmt ſich formell wie 
materiell nach den Geſetzen, welche zur Zeit der Vornahme 
des auf die Aufhebung gerichteten Aktes in Geltung ſtehen.“ 

3. Sinn und Zweck der in den 88 2271, 2296 BGB. ent⸗ 
haltenen Beſtimmung, daß der Widerruf durch Erklärung gegenüber 
dem anderen Teil zu erfolgen habe, ergibt ſich aus der bei der Be⸗ 
ratung angeſtellten Erwägung, 

„daß es loyaler ſei, die Aufhebung einer in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtament getroffenen Verfügung mit Wiſſen des 
anderen Teiles, als hinter deſſen Rücken zu bewirken, und daß 
das letztere Verfahren den Abſichten der Eheleute bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments ſchwerlich entſpreche“ 
(vgl. Mugdan, Mot. Bd. V S. 724/725. 
Juſtizrat BDuka, Charlottenburg. 


Grundſätze aus den Reichsgerichtsentſcheidungen. 
a) Zivilſachen. 


1. Das Mitglied eines Vereins kann, auch wenn in der 
Satzung ein Recht zur Beſtrafung von „ vor⸗ 
geſehen iſt, gegenüber einer Strafmaßnahme des Vereins den 
Klageweg dann beſchreiten, wenn es ſich nicht um bloße Ord⸗ 
nungsſtrafen handelt, vielmehr ein dem Mitglied zuſtehendes 
Recht gegenüber dem Verein, z. B. auf Teilnahme an den 
Vereinsveranſtaltungen, geſchmälert wird; ebenſo dann, wenn 
durch die Vollziehung der Strafe das Mitglie nicht nur in 
ſeiner Betätigung innerhalb des Vereins, ſondern auch in ſeiner 


Rechtsſtellung außerhalb desſelben berührt wird, z. B. bei 
öffentlicher Bekanntgabe des Strafbeſchluſſes im Vereinsorgan. 


Wenn das Verfahren des beſtrafenden Vereinsorgans formell 
nicht ſatzungsgemäß war, iſt hiernach, ohne daß in eine Prüfung 
der materiellen Vorausſetzungen der nun einzutreten 
wäre, die Feſtſtellungsklage auf Erklärung der Unwirkſamkeit 
des Strafbeſchluſſes und der Anſpruch auf Veröffentlichung 
dieſer Unwirkſamkeitserklärung im Vereinsorgan begründet.“) 


1) Nicht von Vereins geld ſtrafen handelt das Urteil (hierüber 
ſ. meine Schrift „Mitgliedſchaft und Ausſchließung in der Praxis des 
Reichsgerichts“, 1913, S. 52 ff.), ſondern von einer Strafmaßregel 
perſönlicher Art, der zeitweiligen Ausſchließung von der Teilnahme 
an Veranſtaltungen des Vereins. Ein Mitglied eines der großen 
deutſchen Automobilklubs iſt mit der äußeren Form einer ihm als 
Preis verliehenen Plakette unzufrieden, ſchreibt einem Mitglied der 
Zentralſportkommiſſion des Vereins einen beleidigenden Brief und 
wird von dieſer hierwegen für ein Jahr von allen ſportlichen Ver⸗ 
anſtaltungen des Vereins und ſeiner Gaue ausgeſchloſſen, dieſe Dis⸗ 
qualifizierung auch in der bei 27 000 Mitgliedern verbreiteten Zeit⸗ 
ſchrift des Vereins bekanntgegeben. Das Reichsgericht bejaht die 
Möglichkeit, hierwegen die Gerichte anzurufen, aus einem doppelten 
Grunde: Einmal wegen der Art der Beſtrafung, da dieſe ein dem 
Mitglied dem Verein gegenüber zuſtehendes Recht beeinträchtige. 
Dem iſt grundſätzlich gewiß zuzuſtimmen. Fraglich iſt aber, ob das 
„Recht“ eines Mitglieds auf Teilnahme an Veranſtaltungen des 
Vereins ohne weiteres als ein Recht im wahren Sinne des Wortes, 
als eine privatrechtlich ſelbſtändige und anerkannte Berechtigung an⸗ 
zuſehen iſt. Der Umſtand allein, daß die Satzung ein ſolches „Recht“ 
verleiht, entſcheidet dieſe Frage noch nicht. Denn keineswegs alles, 
was in einer Vereins ſatzung über Mitgliedſchaftsrechte ſteht, iſt in 
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2. Der Mieter haftet dem Vermieter für ſchuldhaftes Ver⸗ 
en 5 Angeſtellten bei Benutzung der Mietſache [s 278 


. 3. Daß ein Geſellſchafter eine feſte Vergütung erhält und 
im Innenverhältnis am Gewinn und Verluſt keinen Anteil hat, 
ſchließt den Beſtand eines Geſellſchaftsverhältniſſes nicht aus.) 


dem Sinne wahrer rechtlicher Bindung des Vereins gemeint. Es 
ndelt ſich hier vielfach um rein ſoziale Werte, perſönliche Dinge, 
keinen Vermögenswert darſtellen. Für obligatoriſche Anſprüche 
wird die Notwendigkeit eines Vermögensintereſſes zwar über⸗ 
wiegend verneint, immerhin aber zur Anerkennung eines klagbaren 
(richtiger: eines wirklich rechtlichen) Anſpruchs gefordert, daß ein 
ſchutzwürdiges, ein des Schutzes durch das ſtaatliche Gericht wür⸗ 
diges Intereſſe vorliegt (vgl. z. B. RGRKomm. § 241 N. 1). Dieſer 
Gedankengang ſcheint mir auch bei derartigen Vereinsrechten durchzu⸗ 
greifen. Die Mitgliedſchaft als ſolche iſt immer ein wahres Recht. 
Die einzelnen, aus ihr entfließenden, innervereinlichen Befugniſſe ſind 
es aber nur dann, wenn ſie als ſolche Rechte ſatzungsmäßig gewollt 
und zugleich einer ſolchen Behandlung würdig ſind. Eine Klage 
auf Teilnahme an einem Vereinsball wäre gewiß nicht zuzulaſſen. 
Ob eine beſtimmte Mitgliedsbetätigung ein ſolches Recht darſtellt, iſt 
Tatfrage. Für ihre immer zweifelhafte Beantwortung möchte wohl 
am beſten ein Anhaltspunkt daran gefunden werden, ob eine Ver⸗ 
urteilungsklage des Mitglieds gegen den Verein auf Zulaſſung zu der 
fraglichen Veranſtaltung mit Zwangsvollſtreckung erträglich erſchiene 
oder nicht. Denn bei ſolcher direkter, ſachlicher Durchführung ſtellt 
ſich die Fer e deutlicher, als bei der mehr formalen Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der Ungültigkeit des Strafbeſchluſſes. Ob im vorliegenden 
Falle der Rechtscharakter zutreffend bejaht iſt, bleibe hier unerörtert. 
— Außer Zweifel aber ſteht die grundſätzliche Richtigkeit der zweiten, 
die Entſcheidung der teilweiſe unzuläſſigen Form der Strafmaßregel, 
durch deren Vollziehung das Mitglied in ſeiner Rechtsſtellung außer: 
halb des Vereins berührt wird: die öffentliche Ehrenkränkung des 
Mitglieds durch die in einer Zeitſchrift erfolgende Bekanntgabe ſeiner 
Disqualifizierung enthält eine deliktiſche Widerrechtlichkeit, für die der 
Verein, der ja als ſolcher ſtrafrechtlich nicht erreichbar iſt, zivil⸗ 
rechtlich haftet und für die er Naturalreſtitution durch eine zweite 
Veröffentlichung zu leiſten hat, die die Wirkung der erſten, ſo gut als 
möglich, aufzuheben geeignet iſt. Nur ein Punkt ſei zu dieſem Teile 
der Entſcheidungsgründe hervorgehoben: das Oberlandesgericht ſtützte 
auch hier die Verurteilung weſentlich darauf, daß die Strafentſchließung 
des Vereins formell ordnungswidrig erfolgte, da nicht die Sport⸗ 
kommiſſion, ſondern der Ehrenrat zuſtändig geweſen wäre u. dgl. 
Ob das Reichsgericht im entgegengeſetzten Falle die Klage für un⸗ 
begründet angeſehen haben würde, iſt aus ſeinem Urteil nicht mit 
Sicherheit zu entnehmen, das ja, da in der Tat jene Verſtöße zu⸗ 
treffend feſigeſtellt waren, auf dieſe Frage nicht einzugehen brauchte. 
Stellt man aber einmal dieſe Frage, nimmt man alſo an, daß das 
nach der Satzung zuſtändige Vereinsorgan in ſatzungsgemäßem Ver⸗ 
fahren eine Disqualifizierung ausgeſprochen und dieſe hierauf in der 
bezeichneten Weiſe veröffentlicht hätte, ſo würde mir der Anſpruch 
auf Rückgängigmachung dieſer Veröffentlichung um nichts weniger be⸗ 
gründet erſcheinen. Denn zu einer öffentlichen Kundgebung, die die 
Ehre eines Mitglieds beeinträchtigt, kann der Verein auch dann kein 
Recht haben, wenn dies Mitglied zu irgendwelcher innervereinlichen 
Reaktion hinreichenden Anlaß gegeben hat und dieſe ſatzungsgemäß 
ausgeſprochen wurde. Die Satzung würde, inſoweit ſie ſolche Maß⸗ 

regeln zuließe, gegen die guten Sitten verſtoßen. 

| Profeſſor Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


7) Sind zwei Perſonen als Geſellſchafter in das Handelsregiſter 
eingetragen, ſo haften beide den Gläubigern. Das iſt feſtſtehende 
Rechtſprechung. Nur über die Begründung und auch über die Trag⸗ 
weite herrſcht Streit. (RG. 40, 146; 55, 155; Düringer und 
Hachenburg HGB. 4 Anm. 8 zu 8 123.) Daß im vorliegenden Falle 
die Gläubiger auch den Geſellſchafter K. heranziehen können, iſt 
demnach ſicher. Soweit eine Einlage der Geſellſchafter in Frage 
ſteht, wird unter Umſtänden auch die Übernahme der Geſamthaftung 
durch das Auftreten als Geſellſchafter und die hierdurch der Geſell⸗ 
ſchaft verſchaffte Kreditbaſis genügen. Auch dieſer Satz des Urteils 
wird zu billigen ſein. Wenn aber der eine Geſellſchafter jetzt nur 
eine feſte monatliche Zahlung von 100 M erhält und von der 
Teilnahme am Gewinn befreit iſt, ſo liegt im Innern keine Geſell⸗ 
ſchaft mehr vor. Die Fortführung der Wirtſchaft iſt nicht mehr 
gemeinſamer Zweck. Die Mitwirkung des Scheingeſellſchafters 
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4. 8 43 Abſ. 1 des Preuß. Fiſchereigeſetzes iſt ein 

eſez im Sinne des 8 823 Abſ. 2 805. been Eh 
ommt nicht nur den e en We er higin zugute, 
er erſtreckt ſich auch auf das durch Beſitzübertragung und Aus: 
übung allen Dritten gegenüber wirkſam gewordene An⸗ 
eignungsrecht des Fiſchereipächters; auf Grundlage des Pacht⸗ 
vertrags entſteht durch die Beſitzübertragung ein dinglich 
wirkendes Recht auf Aneignung des Fiſchbeſanber U 


5. Wird der Gerichtsſchreiber bei Aufnahme des Ein⸗ 
tragungsantrags ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die Ein⸗ 
tragung wegen der Sachlage ſofort erfolgen müſſe, ſo hat er 
auf dem Antrage die Eilbedürftigkeit zu vermerken; der Regiſter⸗ 
richter hat = Prüfung und Feſtſelung der Eilbebürftkeit 
den Antrag vorab zu erledigen. — Würde die ſofortige Ei 
tragung auch bei Erledigung des Antrags als Eilſache unter⸗ 
blieben ſein, weil der Richter eine Zwiſchenverfügung getroffen 
hätte, ſo beſteht kein Anſpruch au denserſatz wegen der 
> a verſpätete Erledigung begangenen Amtöpflichtoe: 
etzung.“ 


genügt hierzu nicht. Er hat keine andere Sellung wie jeder, der 


durch Gewährung von Kapital, Kredit oder Arbeit dem Geſchäſtk 


inhaber bei Erreichung ſeines Ziels behilflich iſt. Er iſt dieſen 
gegenüber verpflichtet, nach außen als Geſellſchafter aufzutreten. 
Nach innen richten ſich feine Rechte nur nach dem beſonderen Ber 
hältniſſe. Geſellſchafterrechte kann er nicht haben. Hachenburg. 


9) Das Urteil iſt als Präßjudiz mit Vorſicht zu verwenden. 
Schadenserſatz wegen ſchädlicher Zuleitungen in Fiſchgewäſſer iſt nach 
ſtändiger Rechtſprechung (RG. 46, 248; 76, 95) nur zu leiſten, wenn 
die Zuleitung entweder vor Inkrafttreten des diſchereigeſetzes zwar 
beſtanden hat, aber erſt ſpäter ſchädlich geworden iſt, oder wenn de 
Zuleitung nach Inkrafttreten des Geſetzes ohne Genehmigung ber n 
ſtändigen Behörde hergeſtellt iſt. Bedenklich bleibt die Haſtung des 
Beklagten gegenüber den doppelten Anfprüchen des Fiſcherei 
und ſeines Pächters, weil der hauptſächliche Schaden wohl über den 
Pachtvertrag hinaus wirken wird. Ferner bleibt die Frage offen, 
wie weit eine Haftung begründet iſt, wenn die Zuleitung ſchon vor 
Beginn des Pachtrechts begonnen hat (JW. 1905, 113). Seachllic 
ift nur der Grundſatz, daß dem Pächter unmittelbare Schadenderſaz 
rechte gegen den Störer zugebilligt werden, was übrigens auch hin 
ſichtlich des Jagd pächters der Rechtſprechung des RG. enfſpricht. 
(Recht 11 Nr. 2879; Neumanns Jahrb. 10, 281.) 

Juſtizrat Dr. Martin Löwinſon, Berlin. 


4) Man wird dem NG. darin zuſtimmen, daß dem Richter nig 
zugemutet werden kann, ohne weiteres aus dem Inhalte des Pr 
tokolls der Generalverſammlung die Notwendigkeit des fofortigen En 
trags zu erſehen. Es wird mit Recht ein Hinweis auf die eil 
bedürftigkeit der Sache verlangt. Das RG. fordert auch vom Kehl 
anwalt nicht, daß er noch an demſelben Tage die eingelaufenen 
Schriften durchſieht (RGZ. 67, 189). Das muß auch dem Beamten 
zugute kommen. Zweifelhafter liegt aber die Frage, ob der Regifer 
richter der ihm bekanntgegebenen Dringlichkeit entsprochen hätte. & 
„verfügte“ zunächſt am 31. Dezember 1913 die Vorlage des erften 
Aktenbands neben dem ihm bereits vorliegenden zweiten. Die 5 
vorlage erfolgte am 2. Januar 1914. Nun „verfügte“ er 15 
Schreiben an die Antragſtellerin. Ob bei einer eilenden Sache 5 
Regiſterrichter gegenüber dem klaren Wortlaute zu Bedenken berechtig 
oder gar zu einer vorherigen Aufklärung verpflichtet iſt, darüber ou 
man verſchiedener Meinung fein. Es hätte ihm jedenfalls nieman 
einen Vorwurf daraus gemacht, wenn er den verlangten Eintrag 
vornahm. Aber wenn man ihm die mehr als beſondere Sonar 1 
dieſem Falle erlaubt, dann müßte er ſie der Sachlage en 
ausüben. Es durfte nicht der übliche Amtsweg mit dem Beil 
der Vorlage eines Aktenbündels und dem Schreiben an die un 
ſchaft betreten werden. Die Akten waren im Gerichtsgebäude. 5 
Diener hätte ſie in wenigen Minuten ohne ſchriftliche Verfügung 8 
holt. Der Richter konnte ſich auch zu ihnen begeben. Auch be Bat 
war erreichbar. Ein telephoniſcher Anruf hätte ebenfalls ſofort le 
Beſcheid, daß alles in Ordnung iſt, gebracht. Beſtand 115 5 


phoniſche Verbindung, ſo gab es wohl andere Hilfsmittel 
baldigen Berftänbigung. Das RG. macht dem Richter anscheinend 
daraus keinen Vorwurf, daß er ſich in den üblichen Geleiſen 
wegte. Vielleicht hat es darin recht. Man wird es nicht zur 


44. Jahrgang. 


6. Nimmt ein Angeſtellter — auf Grund ausdrücklicher 
oder ſtillſchweigender Einräumung oder auch nur unter Duldung 
des Geſchäftsherrn — bei dieſem eine Stellung ein, die ihn 
als vertretungsbefugt erſcheinen laſſen mußte, ſo hat eine nur 
dem Angeſtellten gegenüber erklärte Anderung dieſer Befugnis 
gutaräubigen Dritten gegenüber fo lange keine Wirkung, als die 

tellung, welche die Befugnis ergab, nach außen fortdauerte. 


7. Läßt ſich eine e von ihren Aktionären 
Beträge mit der Abrede der Rückerſtattung zahlen, ſo ſtehen 
die zahlenden Aktionäre der Geſellſchaft wie fremde Darlehns⸗ 
geber gegenüber. — Die Anfechtung eines Generalverſammlungs⸗ 
eſchluſſes kann nicht auf eine das Abſtimmungsergebnis nicht 
beeinfluſſende Verletzung von Geſetz oder Statut geſtützt werden. 
— Ein Beſchluß hält ſich im Sinne des § 256 Abſ. 2 HGB. 
nur dann im Rahmen des angekündigten „Gegenſtandes“, wenn 
ihm wirtſchaftlich ungefähr die gleichen Wirkungen wie dem 
ordnungsmäßig bekanntgegebenen Vorſchlage zukommen.“) 


8. Enthält das Konnoſſement eine Maßangabe und iſt 
vereinbart, daß die Fracht nach den Maßen des ausgelieferten 
Gutes berechnet werden ſoll, ſo hat die Zahlungspflicht des 
Empfängers eine nach unten verſchiebbare Grenze erhalten. 
Er braucht nur für das ihm ausgelieferte Maß den Frachtlohn 
zu zahlen; die obere Grenze ſeiner Zahlungspflicht iſt dagegen 
durch die im Konnoſſement enthaltene Maßangabe feſtgelegt. “a) 6d) 


läſſigkeit rechnen, wenn er ſich nicht von der überkommenen Weiſe 
befreien kann. Dann trifft aber der Vorwurf das Syſtem. Das 
Urteil wird denen, die für den langſamen Gang bei Gericht und 
Verwaltung den bureaukratiſchen Schematismus verantwortlich machen, 
eine gute Waffe ſein. Die Genoſſenſchaft verliert ihre Anſprüche 
gegen den ausſcheidenden Genoſſen, weil der Regiſterrichter mit ſeiner 
Gerichtsſchreiberei und dem Antragſteller nur ſchriftlich verkehrt. Ob 
wohl ein Rechtsanwalt auch entſchuldigt wäre, der trotz Dringlich⸗ 
keit in ähnlicher Weiſe verfahren wollte? Hachenburg. 


5) Von allgemeinem Intereſſe iſt die Entſcheidung zu Punkt 4. 
Das RG., zieht hier die Grenze zwiſchen der zuläſſigen Abänderung 
und Ergänzung eines Antrags durch die Beſchlüſſe der General: 
verſammlung und die unſtatthafte ſachliche Umgeſtaltung. Maßgebend 
iſt, ob „wirtſchaftlich“ ungefähr die gleichen Wirkungen eintreten. 
Das wurde bei der Erhöhung des Grundkapitals ſtatt, wie an⸗ 
gekündigt, um eine Million um fünf Millionen mit Recht verneint. 
Daraus wird ſich auch in anderen Fällen der Maßſtab finden laſſen. 
Man wird daraus aber auch weitere Rückſchlüſſe auf das Erfordernis 
der Beſtimmtheit der Ankündigung ziehen dürfen. Sie muß fo be: 
ſchaffen ſein, daß die wirtſchaftlichen Folgen erkennbar ſind. Ein 
Antrag auf Erhöhung des Grundkapitals ohne Ziffernangabe wäre 
nicht genügend. Hachenburg. 


6) Die Angabe des abgeladenen Maßes oder Gewichts im Kon⸗ 
noſſement kann nach dem RG. auch da von Bedeutung bleiben, wo 
Frachtzahlung nach ausgeliefertem Gewicht beſtimmt iſt, und 
zwar auch dann, wenn das Konnoſſement die (für die Frachtberech⸗ 
nung bedeutungsloſe) Klauſel enthält: „Zahl, Maß, Gewicht un⸗ 
bekannt“ oder ähnlich. Iſt das ausgelieferte Gewicht geringer als 
das Konnoſſementsgewicht, ſei es wegen Teilverluſtes, ſei es wegen 
natürlichen Schwundes, ſo kann allerdings kein Zweifel daran be⸗ 
ſtehen, daß nur das ausgelieferte Gewicht entſcheidet. In dem vor⸗ 
liegenden, recht beſonders liegenden Fall aber war das ausgelieferte 
Gewicht höher als das Konnoſſementsgewicht, obwohl es ſich um eine 
Ware handelte (Holz), deren für die Frachtberechnung zugrunde 
gelegtes Maß durch die Seereiſe nicht vergrößert, überhaupt nicht 
verändert werden konnte. Es mußte alſo ſchon bei der Einnahme 
zum Nachteil des Reeders falſch vermeſſen fein. Das NG. faßt das 
Konnoſſement in freier Auslegung ſo auf, daß das darin angegebene 
Maß die Höchſtgrenze bezeichnet, die der Empfänger zu zahlen hat, 
Das RG. ſtellt die Auslegung ausdrücklich für den Fall dahin, daß 
es ſich um eine Ware handle, die auf der Reiſe, durch Anziehen von 
Waſſer, ſchwerer wird. Wenn das NG. das auch für Waren dahin⸗ 
geſtellt ſein läßt, bei denen das Umgekehrte der Fall iſt, ſo wird 
hier allerdings nach dem Geſagten kaum ein Zweifel entſtehen können. 

Übrigens kann für einen Fall, wie den hier vorliegenden, die — 
unſerer Meinung überzeugend begründete — Anſicht des RG. immerhin 
zu eigenartigen Folgen führen. Wie iſt es, wenn etwa ein etheb⸗ 
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9. Zur Heilung der Unwirkſamkeit eines nicht verbotenen 
Börſentermingeſchäfts genügt nach § 57 Börſch. nicht das 
„Erkennen auf Stückekonto“, vielmehr muß darüber hinaus die 
Leiſtung im Einverſtändnis mit dem Kunden bewirkt ſein. Das 
Einverſtändnis muß ſich auf die konkrete Art der Leiſtung be⸗ 
ziehen und kann nicht ſchon daraus hergeleitet werden, daß die 
vom Kunden anerkannten Geſchäftsbedingungen des Bankiers 
dem Schweigen des Kunden die Bedeutung der Genehmigung 
beilegen.“) 


licher Teil der Ladung verloren geht, trotzdem aber die rich lige Ver⸗ 
meſſung bei der Löſchung das Konnoſſementsgewicht ergibt oder den 
Unterſchied, wenigſtens zum Teil, ausgleicht? Iſt dann das aus⸗ 
gelieferte Gewicht, ſofern es die Konnoſſementsangabe nicht überſteigt, 
maßgebend? Das iſt nach dem Urteil zu bejahen, dem Empfänger 
geſchieht auch kein Unrecht damit, da er tatſächlich nicht für mehr 
bezahlt, als er erhält. Nur für den Fall mag ein Zweifel beſtehen, 
daß ein Verluſt an der geſondert aufgeführten Deckladung eingetreten 
iſt; getrennte Berechnung der Ladung auf Deck und im Raum mag 
nach den Ausführungen des RG. wohl geboten ſein. 


In der vom RG. angeführten Entſcheidung, Hanf®3. Hauptbl. 
1888 Nr. 89, gehört übrigens hierher die Anführung S. 206; — 
S. 208 f. behandeln die Löſchmngskoſten 

Ein ähnlicher Fall iſt vom HanſosG. entſchieden, HaniG2. 
Hauptbl. 1913 Nr. 82; hier war allerdings die Fracht — es han⸗ 
delte ſich gleichfalls um eine Holzladung — nach eingenommen em 
Gewicht zu zahlen und war hinzugeſetzt „inserted as above“. Die 
auf das ſich ſpäter ergebende Mehrgewicht geftühte Forderung der 
Reederei wurde auch hier für unberechtigt erklärt. Dieſer Fall bietet 
allerdings weniger zu Zweifeln Anlaß als der des RG. 

Zu betonen iſt, daß immer das einzelne Konnoſſement in ſeinem 
Wortlaut entſcheidet. Es iſt zu begrüßen, daß die Annahme des 
neuen ſogenannten „Einheitskonnoſſements“ durch große deutſche 
Reedereigeſellſchaften wenigſtens für einen erheblichen Teil der 
deutſchen Linienſchiffahrt einen Ausweg aus dem Wirtſal der ver: 
ſchiedenartigen Konnoſſementsformulare gebahnt hat und zugleich 
auch der deutſchen Sprache im Konnoſſementsverkehr eine weitere 
Anwendung gegeben hat. Es iſt zu erwarten, daß das nach Be⸗ 
endigung des Krieges in noch weiterem Maße geſchehen wird, wenn 
ja auch naturgemäß mit einer Verdrängung der engliſchen Sprache 
nicht zu rechnen iſt. Ein deutſch⸗engliſcher Miſchmaſch, wie in dem 
vom RG. entſchiedenen Fall, ſollte jedenfalls verſchwinden. 

Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 


6b) Bisher galt in Theorie und Praxis die Veſtimmung des 
Konnoſſements, daß die Fracht nach ausgeliefertem Maß zu zahlen, 
als uneingeſchränkte Beſeitigung des im § 656 HGB. feſtgelegten 
Prinzips. Auch ein ſolcher Satz in der Chartepartie, die in dem 
Konnoſſement in Bezug genommen war, genügte dazu. Vgl. die 
Kommentare von Schaps, Boyens, auch RG., Holdheim 1909, 108. 
Hier gaben OLG. und RG. mit Recht der gleichen Beſtimmung im 
Konnoſſement ſelbſt, das allerdings die Fracht für das c'ngelieferte 
Maß ausdrücklich erwähnt, eine einſchränkende Bedeutund, weil die 
Maße ſich nicht verändern konnten, auch die Decklaſt auf (e ahr des 
Schiffers geladen war. Die Skripturobligation wird in Intereſſe 
der Verkehrs ſicherheit für den Konnoſſementerwerber dahin ausgelegt, 
daß er bei Meſſungsdifferenz im Entlöſchungshafen wohl 11 drigere, 
aber nicht höhere Frachten zu zahlen habe. Darin liegt bier auch 
ein gewiſſer Ausgleich. Der Verfrachter hatte ſich für die Se baftung, 
abgeſehen von der Decklaſt, durch die Klauſel „Maß, Zahl u Lekannt“ 
freigezeichnet. Er darf daher gerechterweiſe nicht für das nicdrigere 
Maß die Konnoſſementsfracht erhalten. Andererſeits muß der 
Konnoſſementsinhaber damit rechnen, daß die Koſten der Meſſung im 
Entlöſchungshafen ihm keinen Schaden an Frachterhöhung bringen 
können. Juſtizrat Zelter, Stettin. 


7) Die obige Entſcheidung, die unverkürzt im BankArch. 15, 75 ff. 
abgedruckt iſt, ſchließt ſich an die bedeutſamen Urteile Bd. 80 S. 175 ff. 
und JW. 1914, 534 ff. an. Dieſe Urteile erklären, in ausgeſprochenem 
Gegenſatz zu den von dem Unterzeichneten in Goldſchmidts Z. 72, 57 ff. 
vertretenen Auffaſſungen, die Eintragung von Anteilſcheinen (shares) 
auf den Namen eines Treuhänders und ſogar die Vornahme eines 
Prolongations⸗(Report⸗) geſchäfts für eine „Bewirkung der vereinbarten 
Leiſtung“ im Sinne des $ 57 BörſG. Praktiſch bedeutet dies, daß 
fo ziemlich alle Börfentermingefchäfte nicht termingeſchäftsfähiger Ber: 
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10. Für die ſogenannte „Prozeßneuroſe“ ift ein urſächlicher 
Zuſammenhang mit dem Unfall, der eine Körperverletzung zur 
Folge hatte, überall da anzunehmen, wo die Körperverletzung 
ſelbſt nervöſe Krankheitserſcheinungen hervorgerufen hat, die 
durch die Prozeßaufregung verſchlimmert wurden, oder wo zwar 
eine nervöſe Erkrankung zunächſt nicht hervortrat, der allge: 
meine Krankheitszuſtand aber dann eine nervöſe Erſchöpfung 
herausbildete. Der urſächliche Zuſammenhang beſteht nicht, 
wenn die durch die Verletzung verurſachte Krankheit geheilt war 
und ſpäter allein der Prozeß auf Grund einer vorhandenen, 
aber nicht durch den Unfall erzeugten oder verſchlimmerten ner⸗ 
vöſen Anlage die Nervenaufregung erzeugte.“) 


ſonen als vollwirkſam anzuſehen ſind, falls nicht vor oder bei der 
erſten Prolongation der Mangel des Einverſtändniſſes, das bei bloßem 
Stillſchweigen in der Regel unterſtellt werden muß (RG. 76, 81 und 
IW. 1915 S. 1260 und 1290 Anm. 2), auf ſeiten des Kunden 
erkennbar hervortritt. Das war eine vollkommen unerwartete Um⸗ 
wälzung des Rechtes der Börſenterminsgeſchäfte, die zwar in beteiligten 
Kreiſen mit begreiflicher Befriedigung begrüßt wurde, aber rechtlich 
erheblichen Bedenken unterlag. (Vgl. die Schrift des Staatskommiſſars 
der Berliner Börſe, jetzigen Unterſtaatsſekretärs Göppert, „Das 
Börſentermingeſchäft in Wertpapieren“ S. 9 Note 2.) Die in der 
vorliegenden Nummer mitgeteilte Entſcheidung hält den bisherigen 
Standpunkt feſt, zeigt aber das Beſtreben der Einſchränkung. Es 
wird zunächſt offengelaſſen und ſcheint nicht bejaht werden zu 
ſollen, daß durch eine nach Abſchluß des Termingeſchäfts ge⸗ 
troffene Vereinbarung die „Leiſtung“, durch deren Bewirkung das 
Geſchäft geheilt wird, in einer von dem urſprünglichen Vertrag 
abweichenden Weiſe beſtimmt werden könne. In dem zur Entſchei⸗ 
dung ſtehenden Falle handelt es ſich lediglich um die Würdigung 
von Abmachungen, die ſchon von vornherein in den Geſchäftsbedin⸗ 
gungen getroffen waren. Aber auch hier ſpricht das RG. aus, daß 
eine „Leiſtung“ nicht ſchon in dem „Erkennen auf Stückekonto“ liege; 
denn dadurch werde „grundſätzlich nur die neue Verpflichtung be⸗ 
gründet, die Stücke als Gattungsſchuldner zu liefern“ (BankArch. 
15, 76; dieſer Paſſus des Urteils fehlt oben S. 1434). Was nun 
aber poſitiv zu einer „Leiſtung“ im Sinne des § 57 gehören ſoll, 
wird in der Entſcheidung nicht geſagt. Anſcheinend ſoll es genügen, 
daß die Bank die Anteile für zwei ihrer Direktoren als „Treu⸗ 
händer“ hat eintragen laſſen, indem ſie zugleich den Kunden auf 
Stückekonto erkannte. Hierzu iſt allerdings zu bemerken, daß der 
neuerdings beliebt gewordene Ausdruck „Treuhänder“ mehrdeutig und 
unter Umſtänden irreführend iſt; ſchon der Tatbeſtand der Entſchei⸗ 
dung Bd. 80 S. 75 ließ in dieſer Hinſicht Zweifel offen. Jedenfalls 
ſcheint es erforderlich, ſich nicht bei dem Wort zu beruhigen, ſondern 
das konkrete Sachverhältnis eingehend zu ermitteln. Ferner aber 
verlangt das RG. — und im Sinne des § 57 BörſG. zweifellos 
mit Recht —, daß dem Kunden die beſondere Art der Leiſtungs⸗ 
bewirkung mitgeteilt worden ſei und daß er ſich eben mit dieſer 
einverſtanden erklärt habe. Wenn das RG. in letzterer Hinſicht 
ausführt, es könne für die Annahme eines ſtillſchweigenden Ein⸗ 
verſtändniſſes nicht auf die formularmäßigen Klauſeln der Geſchäfts⸗ 
bedingungen, ſondern nur auf die tatſächlichen Vorgänge des einzelnen 
Geſchäfts ankommen, ſo iſt auch dies vollauf berechtigt, aber praktiſch 
von geringerer Bedeutung; denn wenn der Kunde nach Empfang der 
betreffenden Mitteilung nicht unverzüglich widerſpricht, ſo muß nach 
Treu und Glauben im Hinblick auf die Verkehrsſitte des Bank⸗ 
gewerbes das Einverſtändnis des Kunden aller Regel nach als erteilt 
angeſehen werden (NG. 76, 81; JW. 1915, 1260). Der endgültigen 
Entſcheidung des Falles wird mit lebhaftem Intereſſe entgegen⸗ 
geſehen werden dürfen. 
Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


8) Die Rechtſprechung des RG. über die ſogenannte Prozeß⸗ 
neuroſe, „die Nervenerkrankung, die die dauernde und eindringliche 
Beſchäftigung mit dem Entſchädigungsanſpruch und“ ⸗prozeſſe im 
Verletzten hervorruft, hat Wandlungen erfahren. Das Urteil IW. 1906, 
23116 verneint einen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen Unfall und 
Prozeßneuroſe und verſagt deshalb eine Entſchädigung. Die Urteile 
JW. 1908, 4055 und vor allem JW. 1908, 526 11 dagegen, die einen 
ſolchen Zuſammenhang bejahen, gewähren Entſchädigung. RG. 75, 19 
gewährt, cin: mittlere Linie zwiſchen jenem und dieſen beiden Er: 
kenntniſſen betretend, eine Entſchädigung unter verſchiedenen Wenn und 
Aber. RG. 75, 19 iſt für die ſpätere Rechtſprechung grundlegend 
geworden. Abgeſehen von JW. 10, 10034, das etwas früher als 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


21. 1915. 


11. Die Koſten der Anſchließung an die Reviſion find 
vom Reviſionsbeklagten zu tragen, wenn die Reviſion als un⸗ 
zuläſſig verworfen wird.“) 


12. Auch im Anwaltsprozeß iſt die Partei Herr des 
Prozeſſes und der Anwalt nur ihr Vertreter. Die Partei kann 
daher in der mündlichen Verhandlung ſelbſt mit Wirkſamkeit 
ein gerichtliches Zugeſtändnis 1 0 auch wenn es von ihrem 
Anwalt nicht aufgenommen wird, ja ſogar wenn ihr Anwalt 
dem Geſtändniſſe entgegentritt. 10) 


RG. 75, 19 erging, wandeln „Recht“ 1914, 178; WarnRſpr. 1914, 
S. 7751, 145 101; Leipzg. 1914, 1854“ in feinen Spuren. 

Auch das neue Urteil beruht auf RG. 75, 19, im beſondern, 
wenn es ſagt: „Für die ſogenannte Prozeßneuroſe .. . iſt ein urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang mit dem Unfall, der eine Körperverletzung zur 
Folge hatte, überall da anzunehmen, wo die Körperverletzung ſelbſt 
nervöſe Krankheitserſcheinungen hervorgerufen hat, die durch die 
Prozeßaufregung dann verſchlimmert wurden, oder wo zwar eine 
nervöſe Erkrankung zunächſt nicht hervortrat, der allgemeine Krankheit: 
zuſtand aber dann eine nervöſe Erſchöpfung herausbildete: er beitcht 
nicht, wenn die durch die Verletzung verurſachte Krankheit geheilt oder 
geſchwunden war, und ſpäter allein der Prozeß auf Grund einer vor: 
handenen, aber nicht durch den Unfall erzeugten oder verſchlimmerten 
nervöſen Anlage die Nervenaufregung erzeugte.“ 

Die meines Erachtens überzeugenden Einwände, die Kaiſer, 
JW. 1909, 33 und Serini, Recht und Wirtſchaft 12, 142 (gegen 
den letzteren Elſter, IW. 1912, 266) gegen die eine Entſchädigung 
zubilligende Rechtſprechung vorgebracht haben, finde ich in den ber: 
öffentlichten Urteilen nicht gewürdigt, geſchweige widerlegt. f 

Die Begründung des neuen Urteils drängt vor allem tier 
das Bedenken auf, daß unter Umſtänden dem Unfallverletten, der im 
Kampfe um ſeinen Schadenserſatzanſpruch nervenkranker und dadurh 
weiter geſchädigt wird, eine durch nichts gerechtfertigte bevorzugte 
Ausnahmeſtellung eingeräumt wird gegenüber allen anderen, die in 
Kampfe um ihr Recht nervenkrank werden und dadurch Schaden leiden. 
Weshalb z. B. ſoll der durch die Einwirkungen des Unfalls auf di 
Nerven um 10000 Geſchädigte, wenn er durch die die Newen 
krankheit verſchlimmernden Einwirkungen des Rechtsſteites über heit 
10000 & um weitere 10000 & geſchädigt wird, auch dieſe 10000. 4 
erhalten, dagegen nicht der um 10 000 Betrogene, der durch dit 
bei ibm eine Nervenkrankheit verurſachenden oder feine Nervenkrankbei 
verſchlimmernden Einwirkungen des Rechtsſtreites über dieſe 10000 4 
ebenſo wie der Unfallverletzte um weitere 10000 „ geſchädizt wird: 
In beiden Fällen ſind es doch die nervenſchädigenden Einwirkungen 
des Rechtsſtreites, die den weitern Schaden von 10 000 4 ver: 
urſacht haben. Rechtsanwalt Plum, Col. 


9) Das Urteil erſcheint nicht unbedenklich. Man kann den 
gegenüber auch den Standpunkt vertreten, daß der Revifionälläger, 
der immer mit der Möglichkeit einer Anſchließung rechnen muß, wenn 
er die Verwerſung feiner Reviſion als unzuläſſig verſchuldet — und 
ein Verſchulden liegt darin, daß er eine Revifton einlegt, die ſic dlz 
unzuläſſig herausſtellt —, die Koſten der Anſchließung tragen uus 
da er dieſe erſt durch feine eigene ſchuldhafte Handlung veranlaßt 
hat. Der Reviſionsbeklagte aber, der für die Anſchließung die für 
die Reviſtonsbegründung laufende Friſt einhalten muß, kann zu Diet! 
Zeit noch gar nicht wiſſen, ob der Reviſionskläger die Reviſionsſunme 
glaubhaft macht, da zu dieſer Glaubhaftmachung ebenfalls bis zum 
Ablauf der Begründungsfriſt Zeit iſt. Und wie verhält es ſich, mem 
die Reviſion aus dem Grunde als unzuläſſig verworfen wird, 
der Neviſionskläger nicht vor Ablauf der geſtellten Friſt den . t 
weis der Einzahlung des geforderten Gebührenvorſchuſſes gefüf 
hat? Hier iſt doch jedes Verſchulden des Neviſionsbeklagten aus 
geſchloſſen. Auftigrat Emil Koffka, Berlin. 


10) Das urteil tritt einer im Schriſttnm weitserbuirn 
Meinung über die Bedeutung des Anwaltszwanges (vgl. . B. Stein 
zu $ 78 ZRO.) entgegen, es ſetzt ſich nicht in Widerſpruc N 
Urteil des IV. 35. v. 29. 11. 06 (Gruchots Beitr. 52, 142 1) 5 
iſt der Partei im Anwaltsprozeß nur die Fähigkeit zur N cn 
Anträgen und Erhebung von Beſchwerden — und daher woll hu 
zur Abgabe von Anerkenntniſſen — in der mündlichen Verband 1 
W die rechtliche Bebeutung * Geftänbnif m 

ächlichen Erklärungen dahingeſtellt gelaſſen iſt. 
Daz Urteil iſt zu begrüßen, infofern es dem Anwaltezwang ern 
ihm ſonſt anhaftende und vielfach ſchwer empfundene 


— — — 
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13. Wenn eine Forderung, gegen die der Beklagte die 
Aufrechming einer Gegenforderung geltend gemacht hatte, in 
erſter Inſtanz wegen Nichtbeſtehens der Gegenforderung dem 
vollen Betrage nach zuerkannt und im nun eröffneten Konkurſe 
des Beklagten zur Tabelle feſtgeſtellt wird, der Konkursverwalter 
aber gleichwohl wegen der angeblichen Gegenforderung unter 
Aufnahme des Prozeſſes Berufung einlegt, muß das Rechts⸗ 
mittel als unzuläſſig verworfen werden. Eine dieſe Unzuläſſig⸗ 
keit rügende Reviſion findet nach §S 547 Nr. 1 ZPO. ohne 
Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtatt.!“) 


14. Um deswillen, weil ein Gläubiger es unterläßt, 
im Schlußtermin Einwendungen gegen „das Schlußverzeichnis“ 


nehmen geeignet iſt. Es iſt aber auch inſoſern bedeutſam, als es 
mit der oft vertretenen Anſchauung, wonach die im Anwaltsprozeß 
perſönlich gehörte Partei aus ihrer Stellung als Prozeßſubjekt in die 
eines Prozeßobjekts und einer Auskunftsperſon hinübertreten (sgl. 
Koffka: Die Ermittlung der Wahrheit im Zivilprozeſſe, Zugabe zu 
IW. Nr. 15 von 1913 S. 14 und das dort angezogene Schrifttum), 
aufräumt. Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


11) Dieſem Ergebniſſe wird zuzuſtimmen ſein unter dem Geſichts⸗ 
punkte, daß die Prozeßaufnahme durch den Konkursverwalter 
und deshalb auch feine Rechtsmitteleinlegung unzuläſſig war. Der 
lehrreiche Fall liegt ſo: Der Gläubiger klagt ſeine Forderung ein; 
der Schuldner beſtreitet ihr Beſtehen nicht, macht aber eine angebliche 
Gegenforderung von geringerer Höhe aufrechnungsweiſe geltend; das 
Gericht verurteilt ihn nach dem Klagantrag und verwirft die Auf⸗ 
rechnung als unbegründet; nun verfällt der Schuldner in Konkurs; 
die Forderung wird vom Gläubiger angemeldet und, da niemand im 
Prüfungstermine widerſpricht, als feſtgeſtellt in die Konkurstabelle 
eingetragen. Was iſt zunächſt die Folge dieſer Feſtſtellung? Nicht 
etwa die, daß jenes Urteil in Rechtskraft erwächſt, was nach § 322 
Abſ. 2 ZPO. auch die Rechtskraft der Aberkennung des Gegenanſpruchs 
bedeuten würde. Vielmehr wird das Urteil erſetzt durch die Feſt⸗ 
ſtellung, da dieſe die denkbar vollkommenſte Urteilswirkung auslöſt: 
Rechtskraft, ſogar erweiterte (8 145 Abſ. 2 KO.), und Vollſtreckbarkeit, 
auch außerhalb des Konkurſes (SS 164 Abſ. 2, 194, 206 Abſ. 2 KO.). 
Damit hat der Prozeß ſich in der Tat „erledigt“, denn dem Rechts— 
ſchutzbedürfnis iſt auf anderem Wege volles Genüge geworden. So 
entfällt die Zuläſſigkeit einer Prozeßaufnahme für beide Parteien. 
Auch eine Aufnahme durch den Konkursverwalter iſt unſtatthaft. 
Einen Widerſpruch gegen die angemeldete Forderung, der nach § 146 
Abſ. 6 mit Abſ. 3 KO. im Wege der Aufnahme zu verfolgen ſein 
würde, hat der Verwalter nicht erhoben. Auch von einer Aufnahme 
nach 8 10 KO. kann keine Rede fein. Der Prozeß war kein Aktiv⸗ 
prozeß und iſt es auch nicht infolge Feſtſtellung der eingeklagten 
Forderung geworden. Anſcheinend hat der Verwalter (darauf weiſt 
der Inhalt ſeines Berufungsantrags hin) gemeint, wenn er im 
Prüfungstermine nicht widerſpreche, werde der Prozeß über die Klage: 
forderung erledigt und auf die Gegenforderung beſchränkt, alſo nach— 
träglich zu einem „für“ den Gemeinſchuldner anhängigen Rechtsſtreit 
im Sinne des § 10 KO. Ahnliche Wandelungen kommen vor (val. 
Jaeger, KO. § 10 Anm. 19). Hier aber würde ja die kleinere 
Gegenforderung des Gemeinſchuldners, wenn fie begründet und auf: 
rechenbar geweſen wäre, infolge der uneingeſchränkten Aufrechnung 
zum ganzen Betrag erloſchen ſein. Im Prozeſſe war nach Erklärung 
der Aufrechnung darüber zu entſcheiden, ob die Klageforderung noch 
in voller Höhe begründet oder ob ſie durch Aufrechnung teilweiſe 
getilgt war. Keinesfalls beſtand alſo zur Zeit des Prüfungsverfahrens 
noch eine Gegenforderung des Gemeinſchuldners, wegen deren der 
Konkursverwalter den Prozeß weiterbetreiben konnte. Wollte er 
fernerhin geltend machen, die zur Aufrechnung verſtellte, an ſich auf: 
rechenbare Gegenforderung ſei begründet geweſen, ſo hätte er eben 
im Prüfungstermine Widerſpruch gegen die Forderung erheben müſſen. 
Indem er deren volle Feſtſtellung geſchehen ließ, verſchränkte er ſich 
ſelbſt die Möglichkeit, fernerhin geltend zu machen, was allein noch in 
Frage kommen konnte: Daß nämlich die Forderung des Anmelders 
teilmeife infolge wirkſamer Aufrechnung einer Gegenforderung er: 
loſchen ſei. 

Nach alledem war es nicht falſch, wenn der Beruſungsrichter 
Klage und Einrede für „erledigt“ erklärte. Er hätte nur — noch 
einen Schritt weitergehend — die Prozeßaufnahme und mit ihr die 
Berufung für unzuläſſig erklären ſollen. Inſofern hat das RG. 
recht. Es hat auch recht, wenn es ſagt: Die Berufung ſei (von 
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zu erheben, verwirkt er nicht die Möglichkeit, den Verwalter 
perſönlich wegen ſchuldhafter Nichtaufnahme in das Verzeichnis 
zu belangen. Mitwirkendes Verſchulden des Gläubigers kann 
die Verantwortlichkeit des Verwalters mindern oder aufheben. !2) 


15. Die gemäß der Bekanntmachung vom 7. Auguſt 1914 
erfolgte Unterbrechung des Verfahrens über die Widerklage des 
Auslandsbewohners bewirkt grundſätzlich nicht die Unterbrechung 
des Geſamtverfahrens.!“) 


— — — 


b) Straffachen. 


I. Die Wiedergabe der beleidigenden Ausdrücke, die dem 
Angeklagten als von ihm gebrauchte zur Laſt gelegt werden in 
den Schriftſätzen des Verteidigers, erfolgt in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen. — Handelt es ſich um die Behauptun 
beſtimmter Tatſachen und tatſächlicher Vorgänge, ſo kommt, a 
wenn aus der Schärfe der gewählten Ausdrücke eine auf 
Beleidigung gerichtete Abſicht des Angeklagten herzuleiten iſt, 
91 die Strafabmeſſung nicht 8 185, ſondern $ 186 StGB. zur 

nwendung. Nur ſoweit die Ausdrücke nicht lediglich die 
Bedeutung einer zuſammenfaſſenden Kennzeichnung der be⸗ 
haupteten Tatſachen haben und ſchon als ſolche beleidigend 
find, kann neben § 186 auch noch der Tatbeſtand des § 185 
StGB. in Frage kommen.!) 


der Koſtenfrage abgeſehen) ſchon zur Zeit ihrer Einlegung „gegenſtands⸗ 
los“ geweſen. Sie war mit dem Prozeſſe ſelbſt infolge der Konkurs: 
feſtſtellung gegenſtandslos geworden. Ebendarum aber iſt auch für 
eine materielle Rechtskraft des Urteils im Sinne des $ 822 Abſ. 2 
ZPO., wie fie das RG. anzunehmen ſcheint, kein Raum. Die Rechts⸗ 
lage iſt nicht anders, als wenn der Konkurs zwar nach Erklärung 
der Aufrechnung, aber noch vor der Erlaſſung des Urteils 
eröffnet worden wäre. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. E. Jaeger, Leipzig. 


12) Die Entſcheidung ſchließt ſich meinen Ausführungen KO. 
§ 86 Anm. 8 mit § 82 Anm. 5 und 2 an. Eine Erſtreckung der 
Entlaſtungsfolge des § 86 Satz 4 KO. auf die Unterlaſſung einer 
Aufnahme ſogar feſtgeſtellter Konkursforderungen in das Schluß— 
verzeichnis würde die Gläubiger, die erfahrungsgemäß dem Schluß— 
termin meiſtens fernbleiben, in einem ganz ungerechtfertigten Maße 
benachteiligen, den Konkursvervalter in ebenſo unangemeſſener Weiſe 


begünſtigen. Geh. Hofrat Prof. Dr. E. Jaeger, Leipzig. 


15) Der III. 35. des 9.G. tritt hier der Entſcheidung des 
II. Senats vom 13. 7. 1915 (JW. 1915, 1265) bei. Über die 
Rechtſprechung zu dieſer Frage vgl. die Anmerkung von Menner zu 
der früheren Entſcheidung (JW. 1915, 1291). Nicht zu verkennen 
iſt, daß die Anſicht des RG. eine Härte gegenüber dem im Auslande 
Wohnhaften enthält, der ſelbſt ſeine Verbindlichkeiten an den Inländer 
erfüllen muß, aber an der Geltendmachung ſeiner eigenen Anſprüche 
gegen dieſen durch das Ausländermoratorium verhindert wird. Ab⸗ 
hilfe wird in denjenigen Fällen, wo die Anſprüche des Inländers an 
ſich nicht beſtritten ſind, eine Aufrechnung oder die Ausübung eines 
Rückbehaltungsrechts ſchaffen können; auch werden vom Reichskanzler 
bei beſonders kraſſer Sachlage, wie die bisherige Praxis erwieſen hat, 
Ausnahmen bewilligt. Aber es dürfte ſich auf die Dauer wohl 
empfehlen, wenn ganz generell einzelne Anſprüche von dieſem Aus⸗ 
ländermoratorium ausgeſchloſſen werden, wie dies Glaſer [Leipı2. 
1814, 1782] bezüglich ſolcher Klagen angeraten hat, deren Nicht: 
erhebung dem Auslandsbewohner einen erheblichen Nachteil bringt. 
Ferner ſollte aber auch eine allgemeine Ausnahme hinſichtlich der 
Klagen gemacht werden, die, bei Feſtſtellungsklagen, zum Abfluß deut⸗ 
ſchen Kapitals ins Ausland nicht führen können und ſchließlich Bin: 
ſichtlich der Klagen von Bewohnern ſolcher Teile des Auslandes, die 
ſelbſt, wie die beſetzten Gebiete Belgiens und Polens, durch Morato— 
rien gegenüber den Anſprüchen deutſcher Gläubiger nicht mehr geſchützt 
ſind. Gerade dieſen Klagen gegenüber ſtellt die Weitergeltung des 
deutſchen Auslandsmoratoriums eine kaum zu rechtfertigende Unbillig⸗ 


keit dar. Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 
I) Die beiden Entſcheidungen find von beſonderem Intereſſe für 


die Anwaltſchaft, weil ſie Grenzlinien für die Anwendung des 
§ 193 auf, in Schriftſätzen enthaltene, objektiv beleidigende Be: 
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II. A 1. Eine Höchſtpreisfeſtſetzung der Ortsobrigkeit, die 
der landesbehördlichen Anweiſung, dem Verkäufer einen den 
Verhältniſſen entſprechenden Nutzen zu belaſſen, nicht Rechnung 
triigt, iſt wirkſam.!) 

2 a. In Ergänzung der durch den Bundesrat getroffenen 
Hüchſtpreisverordnungen kann die von der Landeszentralbehörde 
i.j.immte Behörde Höchſtpreiſe auch für den Kleinverkauf von 
Salatkartoffeln feſtſetzen. 


2b. Die demnächſtige Aufhebung der Höchſtpreisfeſtſetzungen 
iſt ohne Einfluß auf die Strafbarkeit der vorher begangenen 
Aberſchreitungen, da die Strafbeſtimmung des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes fortbeiteht.*) 

B. Zum „Vorſatz“ des Täters wird die Kenntnis 
der Höchſtpreisanordnung erfordert, die wie ein Tatumſtand 
vom Vorſatz umfaßt ſein muß; die Schuldform der Fahrläſſig⸗ 
keit dagegen wird durch die Unkenntnis von der Anordnung 
15 5 ſofern dieſe ſelbſt durch Fahrläſſigkeit ver⸗ 

uldet iſt.“) 

Der Gewerbetreibende hat die Pflicht, ſich darüber auf 
dem laufenden zu erhalten, ob und welche Höchſtpreiſe für 
feine Waren feſtgeſetzt find. *) 


C. Der Ungehorſam gegen die gemäß $ 2 Abi. 2 HöchſtprG. 
ergebende behördliche Aufforderung zur Eigentumsüberlaſſung 
iſt vom Geſetz nicht unter Strafe geſtellt; die Strafandrohung 
des 86 Nr. 3 a. a. O. trifft nur die Beiſeiteſchaffung, Be: 
ſchädigung oder Zerſtörung des von der Aufforderung betroffe⸗ 
nen Gegenſtandes. 


D 1. Ob im einzelnen Falle der Höchſtpreis von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde derart bemeſſen iſt, daß der Kleinhändler in 


hauptungen ziehen. Dabei wird sub a der, ohne weiteres einleuchtende, 
Standpunkt vertreten, daß, wenn Zweck und Inhalt des Schriftſatzes 
die Verteidigung gegen die Anklage der Beleidigung iſt, der Schutz 
des § 193 nicht um deswillen verſagt werden kann, weil die den 
Gegenſtand der Beleidigungsanklage bildenden ſcharfen Ausdrücke auch 
im Schriftſatz wiederholt und als zutreffend erklärt werden. Denn 
mögen die Ausdrücke auch an ſich formell beleidigend ſein, ſo kann 
doch aus dem Gebrauch dieſer Form in dem Verteidigungsſchriftſatz 
nicht auf die Abſicht der Beleidigung geſchloſſen werden. Implizite 
wird, wie in früheren Entſcheidungen, die Anwendbarkeit des § 193 
auch auf Fälle des $ 185 bejaht und über das Verhältnis des § 185 
zu 8 186 gehandelt. Das Referat des Tatbeſtandes in der Ent⸗ 
ſcheidung B läßt nicht recht erkennen, worin feine Beſonderheit liegt. 
Die Entſcheidung in der bekannten Beleidigungsſache Moltke⸗Harden 
(NGSt. 41 S. 277) hatte eine Zeitlang zu der Auffaſſung geführt, das 
NG. wolle die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz des § 185 mit 8 186 
überhaupt verneinen. Dieſe Auffaſſung war irrtümlich. Vielmehr 
nur hat das RG. mehrfach den Grundſatz ausgeſprochen, daß dieſelbe 
Außerung, die den Tatbeſtand des § 186 begründe, nicht zugleich eine 
Beleidigung im Sinne des $ 185 darſtellen könne, daß § 186 als 
das ſpeziellere Geſetz inſofern vielmehr die Anwendbarkeit des § 185 
ausſchließe (vgl. R&St. Bd. 41 S. 65). Daneben aber find Fälle 
denkbar, in welchen eine einheitliche Außerung zugleich den Tat⸗ 
beſtand der üblen Nachrede und davon verſchieden, auch fog. formale 
Beleidigungen enthält. Daß, wenn die letzteren nicht lediglich die 
Bedeutung einer zuſammenfaſſenden Kennzeichnung der die üble Nach⸗ 
rede begründenden Tatſachen haben, durch die beleidigende Außerung 
zugleich § 186 und 8 185 verletzt fein kann, wird in den beiden 
Entſcheidungen erneut ausgeſprochen. 
Juſtizrat Dr. Mamroth, Breslau. 

1) Pal. auch die Entſch. D 1 und 4 S. 1444 f. und Entſch. 5 
in JW. 1915, 1373. 

2) Vgl. Entf. B 1 in JW. 1915, 1267 und dazu Anm. S. 1292. 

8) Vgl. auch Entſch. D 2b S. 1445 ſowie B 2 in JW. 1915, 
1202 und dazu die Anm. a. a. O. S. 1225. 

4) Bol. auch Entſch. B 1 in JW. 1915, 1201. 


der Lage iſt, die Ware noch mit angemeſſenem Nutzen oder 
zum mindeſten ohne Schaden zu verkaufen, iſt für die Rechts⸗ 
gültigkeit der Höchſtpreisfeſtſetzung ohne Bedeutung und der 
richterlichen Nachprüfung entzogen.“) 


2. Unter die ortsbehördliche e für 
„hieſige“ Butter fällt auch die aus den nahegelegenen Molke⸗ 
reien bezogene. 


3. Die Feſtſetzung von aan begründet die Ver: 
pflichtung, innerhalb des von der Verfügung betroffenen Be 
zirks die unter Höchſtpreis geſtellten Waren nicht zu aa 
als den in der Anordnung genannten Preiſen käuflich abzu⸗ 
eben, gleichgültig, ob der Käufer oder der Verbraucher der 
Ware innerhalb oder außerhalb jenes Bezirks ſeinen 
Wohnſitz hat. 


48—c. Iſt in einer Höchſtpreisfeſtſetzung der Höͤchſtpreis 
für den Kleinverkauf dahin beſtimmt, daß er ſich von felbft 
(automatiſch) nach dem Großhandelspreis regeln ſoll, ſo lam 
darunter nur der zur Zeit des Kleinverkaufs geltende Groß 
handelspreis gemeint fein. — Unter „Großhandelspreis“ if 
derjenige Preis zu verſtehen, der beim Abſatz vom Großhändler 
an den Kleinhändler im Durchſchnitt bezahlt wird. 


d. Nur wenn der Verkäufer ein Händler, nicht der Er⸗ 
zeuger iſt, find im Getreidehandel Zuſchläge bis zu 4 4 zum 
Höchſtpreiſe geſtattet. 

e. Den Gemeindevorſtänden (Magiftraten) iſt in Preußen 
nur die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für den Kleinverkauf 
von Gegenſtänden des täglichen Bedarfs übertragen. Unter 
Kleinhandel in dieſem Sinne iſt nur der Verkauf an den der: 
braucher, nicht auch der Abſatz geringer Mengen an Wieder: 
verkäufer zu verſtehen. 


5. Der Inhaber des gewerblichen Betriebs haftet als 
„Verkäufer“ für die durch ſeine Angeſtellten abgeſchloſſnen 
Kaufgeſchäfte.“) — Fahrläſſigkeit bei ln mindergcvit⸗ 
tigen Brots liegt vor, wenn der Bäcker die Bedienung det 
Teigteilmaſchine unzuverläſſigen oder unerfahrenen Hilfspersonen 
ohne Kontrolle überläßt. “) 


6a. Maßgebend für die Preisbemeſſung iſt nur bie de 
ſchaffenheit der Ware, wie fie ſich beim Kaufabſchluß barfelt 
nicht der Wert, den fie durch einen fpäteren Befiker infolge 
einer von dieſem vorgenommenen Bearbeitung erhält. 

b. Der Beſtimmung über den Höchſtpreis für Ro enllei 
(BRBkm. vom 28. 10. 1914) unterliegen auch Ng 
von Roggenkleie mit Reiskleie oder Gri 

7. Das eine Höchſtpreisüberſchreitung aburteilende Gerät 
iſt nicht verpflichtet, die Behörde, welche die Preisfeitiekung 
erlaſſen hat, über den Sinn derſelben zu befragen; es dar kr 
Verordnung aus ſich ſelbſt heraus nach pflichtmäßiger lber 
zeugung der Auslegung unterziehen. 

8. Auch wenn die Höchftpreisfeſtſetzung der Ortübehärt 
nur von „Lieferung“ und 155 uf“ zu Höchſtpreiſen (pri 
iſt das Erbieten zu einem Vertrage, durch den die Hochs 
überſchritten werden, gemäß § 6 Nr. 2 HöchſtprG. ſtrafbar.) 


6) Vgl. auch die Entſch. A 1 und 2b S. 1442 f, D 4 6.14% 
und Entſch. 5 in JW. 1915, 1373, 


©) Vol. auch Entſch. C 10 in JW. 1915, 1208. 
7) Vgl. auch Entf. B 3 in JW. 1915, 1202. 
8) Bgl. Entſch. C 5 in JW. 1915, 1206. 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Ma 1; 
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Schrifttum und Rkechtſprechung zum 
öffentlichen Kecht im Kriege. 


n Don Dr. Fritz haußmann, Rechtsanwalt am ftammergericht. 
5 (Seite 1476 bis 1497. 


= Schrifttum und kechtſprechung zum 


= Kriegsprozeßregt. 

5 von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, 

ze Rechtsanwalten am Oberlandesgericht Breslau. 

5 (Seite 1498 bis 1506.) 

5 Ausländer im Inlandsproꝛzeß 

5 Unter beſonderer Berückſichtigung der 

* Kcchtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 

3 Don Rechtsanwalt Klaus Mlenner, München. 

. | (Seite 1507 bis 1510.) 
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1476 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M Ya. 1015. 


Schrifttum und Kechtſprechung zum öffentlichen Recht im Kriege. 


Don Dr. Fritz Haußmann, Redhtsanwalt am Hammergericht. 


Vorbemerkung: Das öffentliche Recht umfaßt die 
Rechtsbeziehungen, bei denen es ſich vorwiegend um das Verhältnis 
zwiſchen dem Staat und den Untertanen als Gewaltunter⸗ 
worfenen handelt. In einer Zeit, in der auch die ſchwer⸗ 
wiegendſten ſtaatlichen Eingriffe in die Freiheit des Einzelnen 
nicht nur als eine Notwendigkeit, ſondern wie eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit empfunden werden, durchdringt mehr denn je dieſer 
öffentlich⸗ rechtliche Gedanke faſt alle Gebiete der Jurisprudenz. 

Unter dieſem Geſichtspunkt iſt im Grundprinzip ein großer 
Teil der Kriegsnotgeſetzgebung zu würdigen. Auch bei der 


Auslegung und Handhabung des geltenden Privatrechts macht 


ſich der öffentlich⸗rechtliche Einſchlag vielſach fühlbar. Vor allem 
aber übt der Krieg, der eine Erſtarkung des Staatsgedankens 
in hohem Maße zur Folge gehabt hat und auch in Zukunft 
noch haben wird, auch einen durchgreifenden Einfluß auf das 
geltende öffentliche Recht ſelbſt aus, der nicht ohne nachhaltige 
Folgen bleiben wird. 

Jedoch auch die Reaktion gegen die zur Zeit im Vorder⸗ 
grunde ſtehende Betonung des Staatsgedankens gegenüber dem 
Individualintereſſe wird nach dem Kriege nicht ausbleiben. 
Von dieſer Wellenbewegung des Widerſtreits des Staats⸗ und 
des Einzelintereſſes wird nicht nur die Politik, ſondern auch 
die praktiſche öffentlich⸗rechtliche Jurisprudenz nach dem Kriege 
nicht unberührt bleiben. 

Ein Aufſchwung des Intereſſes an dem öffentlichen Recht 
und ſeiner praktiſchen Pflege iſt aber auch deswegen zu erwarten, 
weil der Neugeſtaltung unſerer Verhältniſſe nach dem Kriege 
gerade in öffentlich⸗rechtlicher Beziehung gewaltige geſetzgeberiſche 
Aufgaben harren. Eine durchgreifende neue Finanzgeſetzgebung 
ſteht bevor; an dem Recht der Hinterbliebenenfürſorge, der 
Sozialverſicherung, wie auch an dem Armenrecht wird der Krieg 
nicht ſpurlos vorübergehen; die neuen Aufgaben, vor welche nach 


dem Kriege die Selbſtverwaltungskörper geftellt fein werden, die 
Abwicklung der früheren und die Anknüpfung neuer internationaler 
Rechtsbeziehungen werden noch manche Schwierigkeiten bieten. 

Damit wird ſich auch der Anwaltſchaſt ein weites 
neues Feld eröffnen. Dies erſcheint um fo erfreulicher, als nicht 
nur die oft beklagte zunehmende Aberfüllung des Anwaltſtandes, 


ſondern auch die Tendenz der Vereinfachung des Prozeß betriebes, 


wie fie insbeſondere in der neuen Bundesratsverordnung zur 
Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 1915 zum Ausdruck 
kommt, den Anwalt zwingt, ſich ſelbſt neue Betätigungsmöoͤglich⸗ 
keiten zu erſchließen. Das Verlangen nach Erhöhung der 
Gebührenſätze im Zivilprozeß wird hier allein keinen Ausgleich 
bieten; es bedarf in erſter Linie der Selbſthilfe durch 
eigenes Schaffen neuer Arbeitsgebiete. Dies gilt vor 
allem auch für die durch die Bundesratsverordnung beſonders 
ſchwer betroffene Anwaltſchaft an kleineren Orten. Weite 
Gebiete des öffentlichen Rechts, wie Waſſer⸗, Weges, Jagd- 
Auseinanderſetzungs⸗ und Unterſtützungswohnſitzrecht, wichtige 
Probleme des Kommunalrechts, das Gebiet des Staats- und 
Gemeindeſteuerrechts, der Kreis⸗ und Provinzialabgaben berühren 
ländliche und kleinſtädtiſche Verhältniſſe in gleichem, teilweise 
größerem Umfange als die Großſtadt. 

Die nachſtehende Überficht über kriegs rechtliche Fragen 
des öffentlichen Rechts iſt als praktiſcher Wegweiſer gedacht. 
Ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit zu erheben, ſoll ein über: 
blick über einen Teil der öffentlich⸗rechtlichen Kriegsliteratur 
gegeben werden, welcher der praktiſch anwaltlichen Betätigung 
naheliegt oder doch naheliegen könnte. 

Der hier verfügbare Raum zwingt zur Kürze. Nur in 
einigen Fragen konnte bei der Sache ſelbſt verweilt werden. 
Der übrige Teil der Darſtellung mag mühevolles Suchen auf 
oft fremdem Gebiet erleichtern helfen. 


— 


Abkürzungen. 

AngeſtBG. = Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20. XII. 1911. OVG. = Entſcheidungen des Preußiſchen Dberverwaltungt: 
AOffR. = Acchiv für öffentliches Recht. gerichts. Amtliche Sammlung. 
Bank. — Bankarchiv. OVGSt. — Entſcheidungen des Preußischen Oberverwaltungz⸗ 
Bavyrgipfl.3. = Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. gerichts in Staatsſteuerfachen. ö 
Bel 38G. — SGeſetz über den Belagerungszuſtand vom 24. VI. 1851. PrGS. — Preußiſche Geſetzſammlung. 
BRIO. — Vundesratsverordnung. PrVBl. = Preußiſches Verwaltungsblatt. 
DSteuer g. = Deutſche Steuerzeitung. PSt®. — Reichögefeh über die Beurkundung des onen 
DStrafr. 3. = Deutſche Steafrechtszeitung. ſtandes und die Eheſchließung vom 6. II. 1878. 
Erg StG. — Preußiſches Ergänzungsſteuergeſetz vom 14. VII. 1893. RGSt. = Erntſcheidungen des Reichsgerichts in Straffachen. 
EStG. = Preußiſches Einkommenſteuergeſetz vom 24. VI. 1891. NRMiIG. —Reichsmilitärgeſetz vom 2. V. 1874. 
Gun. = Geſetz und Recht. Ru. — Recht und Wirtſchaft. 
GewStG. = Preußiſches Gewerbeſteuergeſetz vom 24. VI. 1891. RD. —Reichsverſicherungzsordnung vom 19. VII. 1911. 
Hirths Ann. = Annalen des Deutſchen Reichs. Begründet von Hirth. Std. = Städte O. für die 6 öſtlichen Provinzen v. 80. V. 1858. 
KAG. = Preuß. Kommunalabgabengeſetz vom 14. VII. 18983. UWG. = Reichs G. über d. Unterftüßungsmohnfit v. 80. V. 1906. 
KGJ. — Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts Verw. = Verwaltungsardiv. 

in Sachen der freim. Gerichtsbarkeit uſw. WBG. Reichsgeſetz über einen einmaligen außerordentlichen 
As. —Geſetz über die Kriegsleiſtungen vom 18. VI. 1873. Wehrbeitrag vom 3. VII. 1918. 
28. — Leipziger Zeitſchrift für Deutſches Recht. 3StrafrWifſ. — Zeitſchrift für die geſamte Strafrechts wifſenſchaſt 
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A. Allgemeines: Der Krieg und das 
öffentliche Recht. 


I. Das Grundverhältuis des öſſentlichen Rechts zum Kriege. 


1. Das Recht und der Krieg. Gierke, Gruchots Bei⸗ 


wäge, 59. Jahrg. (1915) S. 3 ff. 


Vgl. S. 27: 


Möge der deutſche Juriſtenſtand als berufener Hüter des 
Kechts in ernſter Arbeit das Seinige dazu tun, daß das 


Recht aus der Erſchütterung durch den gewaltigſten Krieg, 

den die Weltgeſchichte geſehen hat, unverſehrt hervorgehe. 

Im einzelnen wird der Krieg als Rechts inſtitut im Ver⸗ 

hältnis zum Rechtsſtaat in tiefgehender Unterſuchung behandelt. 

2. Der Rechtsſtaat in und nach dem Kriege. Stier⸗ 

Somlo, Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) Tübingen. 
(In Vorbereitung). 

Aus der Ankündigung: Das weſentlichſte iſt der Geiſt 

einer auf beſſere Verwirklichung der Rechtsſtaatsidee gerichteten 

188 * 
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Bewegung, deren Kraft mit dem Friedensſchluß ſich ſtark fühl⸗ 
bar machen wird. 

3. Schiffer in einer Überſicht Aber die deutſchen Kriegs⸗ 
notgeſetze, DIZ. 1914 S. 1024: 

Alle dieſe Geſetze und Verordnungen verdanken dem 
Kriege ihre Entſtehung und ſollen mit ihm vergehen. 
Vielleicht aber enthalten ſie doch hie und da Gedanken 
und Geſichispunkte, die ein längeres Leben verdienen. 
Der Kampf ums Daſem dauert fort, auch wenn er nicht 
mehr mit den Waffen in der Hand geführt wird. 

4. Im Kriegszuſtand. Jaſtrow, Berlin 1914, Verlag 
Reimer, 3,60 . Inhalt: Schilderung der Umwälzungen in 
den Grundlagen der Verwaltung in den erſten Tagen des 
Krieges und eine Darſtellung der teilweiſe neuen, teilweiſe 
veränderten Funktionen der verſchiedenen Zweige der Staats⸗ 
verwaltung. | 


5. Krieg und Geſetzgeber. Markull, PrVBl. 36 (1915) 
S. 209 ff. Vgl. auch: Lehren des Krieges für die Geſetzes⸗ 
technik. Potthoff, RuW. 1915 S. 73. 

6. Zur Theorie der Kriegsnotgeſetze. Schmidt, 8StrafrWiſſ. 
37 (1915) S. 69 ff., 77: Erfordernis für die ſtaatsrechtliche Zus 
läſſigkeit einer BRBD. im Sinne der allgemeinen Ermächtigung 
vom 4. VIII. 1914, RGBl. S. 327 iſt, daß es ſich 

a) um eine Maßnahme handelt, die zur Abhilfe wirt⸗ 
ſchaftlicher Schädigungen dient, 

b) um eine Maßnahme, die ſich in Verfolgung des unter a 
angegebenen Zweckes als notwendig erweiſt. 

Die wiriſchaftliche Notwendigkeit hat allein der Reichstag 
zu prüfen. Rechtsungültig iſt die VO. vom 4. VI. 1915 (Feſt⸗ 
ſetzung der Strafen bei gewiſſen Vergehen gegen Kriegsnotgeſetze 
durch amtsrichterlichen Strafbefehl). Hier iſt keine Beziehung 
mehr zur „Abhilfe wirtſchaftlicher Schäden“ zu erkennen. 

[Bedenklich weitgehend auch Koffka: Zur lex Schiffer, 
DIS. 1915 S. 945, der eine Milderung der Strafbeſtimmung 
des § 9b Bel 3G. im Wege einer BRVO. auf Grund der 
Ermächtigung vom 4. VIII. 1914 für zuläſſig hält.] 

7. Krieg und Sozialpolitik. 

a) Stieda: Krieg und Sozialpolitik. Vortrag in der 
Geheftiftung Bd. VII S. 27, 54. 80 K. Leipzig, Teubner. 

b) Heinemann: Die Kriegsgeſetze im Lichte der Sozial⸗ 
politik, DIZ. 1915 S. 45 ff. 

8. Der Sieg der Verwaltung. Elſter, PrVBl. 36 (1915) 
S. 382. Behandelt die allgemeine Bedeutung der inneren 
Verwaltung für den Krieg. 


II. Krieg und Verwaltungsrecht. 

Der Einfluß des Krieges und des Kriegszuſtandes auf 
das Staats- und Verwaltungsrecht. Popitz, PrVBl. 35 (1914) 
S. 869 ff. Eine gute und gründliche allgemeine Überſicht! 
(Vgl. auch Jähnel, PrVBl. 36 [1915] S. 12.) 


III. Verwaltungsgerichts barkeit. 
1. Der Krieg und die Verwaltungsgerichtsbarkeit. 


ltzenſtein, DIZ. 1915 S. 482: 
ä Abſ. 1 des Geſetzes vom 4. VIII. 1914 betreffend 


den Schutz der infolge des Krieges an der Wahrnehmung ihrer 


Juriſtiſche Wochen chrift. 


Aa. 1915. 


Rechte behinderten Perſonen (Hemmung der Verjährung!) gilt 
auch für das öffentliche Recht. 

58 Abſ. 2 (betr. Ausſchlußfriſten) gilt im öffentlichen Recht 
nicht. (Ebenſo Bendix, Bürgerliches Kriegsſonderrecht, S. 33. 
A. M.: Popitz, PrVBl. 35 [1914] S. 871.) 

b) Der Verwaltungsprozeß, auf den das Schutzgeſetz vom 
4. VIII. 1914 nicht anwendbar iſt, wird vom Kritge nicht 
berührt. (Vgl. aber die ſächſ. VO. über den Einfluß des 
Kriegszuſtandes auf Streitigkeiten wegen Geldforderungen des 
öffemlichen Rechts vom 13. X. 1914.) 

[Für Preußen iſt unter dem 24. VII. 1915 (Pts. 
S. 119) eine Verordnung betr. die erweiterte Gewährung der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand an Kriegsteilnehmer 
ergangen, nach welcher bei unverſchuldeter Friſtverſäumung im 
Verwaltungsſtreiwerfahren (8 52 Abf. 2 WG.) infolge Kriegs 
teilnahme auf Antrag binnen ſechs Monaten nach Kriegs⸗ 
beendigung bei Geldforderungen Wiedereinſetzung zu 
gewähren iſt. Eventuell iſt Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
gegeben (vgl. auch PrVBl. 36 [1915] S. 73.) 

2. Krieg und Überlaftung der Verwaltungsgerichte 
PrVBl. 36 (1915) S. 43 Rohde. 

Die Verwaltungsgerichte ſollten durch geeignete Vergleich 
vorſchläge auf gütliche Erledigung von Verwaltungsſſtreitſachen, 
namentlich bei Streitigkeiten ohne beſondere Bedeutung bin 
wirken. 

[Inzwiſchen find dementſprechende miniſterielle Anordnungen 
ergangen. (Vgl. hierzu Erlaß des preußischen Minifterumd 
des Innern vom 11. IX. 1914 wegen Zurücknahme poliei 
licher Verfügungen.) 

3. VO. wegen Abänderung der VO. vom 15. XI. 1899 
betr. das Verwaliungszwangsverfahren wegen Beitreibung ben 
Geldbeträgen (PrGS. ©. 545), vom 24. VIII. 1915 Prof. 
S. 127 betr. Einfügung der Aufwandsentſchädigung (vgl. dr 
kanntmachung vom 26. III. 1914 RGBl. S. 57) in N. 4 
Abſ. 1 des 8 46 VO. 


B. Beamtenrecht, ins beſondere die Gehalts- 
zahlung an Kriegsteilnehmer. 


I. Der Einfluß der Rriegsteilnahme auf das Kennten 
verhältnis ($ 66 RMil6.). 


Zu umfangreichen Erörterungen hat § 66 NMIG. vom 
2. V. 1874 (RGBl. S. 63; vgl. auch RGBl. 1880 S. 106/107) 
Anlaß gegeben, nach welchem Reichs-, Staats- und Kommunal 
beamte durch militäriſche Emberufung keinen Nachteil erleiden 
ſollen und ihnen ihre Stelle wie ihr perſönliches Ziwileinkommen 
erhalten bleiben muß. Bei Offiziersbeſoldungen jedoch fon 
der reine Betrag (/) auf die Zivilbeſoldung angerechntt 
werden; denjenigen Beamten, welche einen eigenen Haufen 
mit Frau oder Kind haben, beim Verlaſſen idres Wohnortes 
jedoch nur, wenn und ſoweit das reine Ziwileinlommen md 
Militärgehalt zuſammen den Betrag von 3600 4 jährlich 
überſteigt. [Vgl. hierzu auch den Erlaß vom 17. VII 5 
Min. Bl. f. d. i. V. S. 121, abgedruckt PrBBl. 36 (19 
S. 252. 
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44. Jahrgang. 


1. Über Grund und Zweck dieſer Vorſchrift Weißenborn 
PrVBl. 36 (1915) S. 485: Der Gehaltsabzug im Kriege. 

2. Holz, PrVBl. 36 (1915) S. 537, polemiſiert gegen 
einen Erlaß des Finanzminiſters vom 19. X. 1914, auf Grund 
deſſen die preußiſche Staatsverwaltung allen Zivilbeamten, die 
als obere immobile Beamte der Militärverwaltung verwendet 
werden, das Gehalt und den Wohnungsgeldzuſchuß voll an⸗ 
rechnet und nur die Kriegszulage (welche die nicht anrechnungs⸗ 
fähigen 7/0 vertreten ſoll) frei läßt. 

3. In einem weiteren Aufſatz, PrVBl. 36 (1915) S. 737, 
beſpricht Holz einen neueren Staatsminiſterialbeſchluß vom 
7. VII. 1915, der lautet: 

Nach § 66 des Reichsmilitärgeſetzes kann den Reichs-, 
Staats⸗ und Kommunalbeamten, die zum Militärdienft 
einberufen ſind und Offiziersbeſoldung erhalten, der reine 
Betrag der Offiziersbeſoldung auf die Zivilbeſoldung 
angerechnet werden; dies gilt insbeſondere auch für die 
als obere Beamte der Militärverwaltung Einberufenen. 
Wo die Beſoldung in Gehalt, Wobnungsgeldzuſchuß und 
Kriegszulagen beſteht (bei allen Offizieren und Beamten 
der Marine und den immobilen Beamten des Heeres, 
ſoweit letztere nicht die Feld beſoldung beziehen), gehören 
ihrer Natur nach Gehalt und Wobnungsgeldzuſchuß zur 
reinen Beſoldung, die beſonderen Kriegszulagen dagegen 
nicht 

3 praktiſche Ergebnis iſt hiernach im weſentlichen, daß 
Offizieren des Heeres und Beamten mobiler Formationen 7¼10 
ihrer Geſamtbezüge auf die Zivilbeſoldung verrechnet werden, 
immobilen Beamten dagegen alles außer der Kriegszulage.) 

4. Zur Frage der Steuerpflicht der auf etatsmäßiges 
Beamtengehalt anzurechnenden Kriegsbeſoldung: Nach neuerer 
Stellungnahme des preuß. Finanzminiſters (vgl. PrVBl. 1915 
S. 91) iſt der entſprechende Betrag des Kriegsſoldes gemäß 
§ 5 Ziff. 3 EStG. wie Militäreinkommen nach Art. 86 I Nr. 3 
Ausf Anw. von Amts wegen in Abgang zu ſtellen. Inwieweit 
dieſe Inabgangsſtellung auch für die Gemeindeeinkommenſteuer 
von Bedeutung iſt (vgl. $ 36 KAG.), iſt ſtreitig. Vgl. zu der 
ganzen Frage: Popitz, PrVBl. 35 (1914) S. 872; Wolf: 
garten, PrVBl. 35 (1914) S. 876, 36 (1915) S. 91; Delius, 
PrVBl. 36 (1915) S. 42; ebenſo Saurborn, DIZ. 1915 
S. 200 und PrVBl. 36 (1915) S. 140 und 147; gegen ihn 
Popitz, PrVBl. 36 (1915) S. 299. 

5. Wilde, PrVBl. 36 (1915) S. 203: Beamten, die 
während des Krieges ihrer aktiven Militärpflicht genügen, iſt 
das Gehalt nicht weiterzuzahlen. 

Kommunalbeamte, die freiwillig in den Militärdienſt 
eintreten, haben keinen Anſpruch auf Fortzahlung ihres Zivil⸗ 
dienſteinkommens; eine Ausnahme gilt bei freiwilligem Eintritt 
nach eingetretener Mobilmachung in den Landſturm (vgl. 8 66 
Abf. 4 RMilsG.). 

6. Die allgemein vertretene Anſicht, daß zum Dienſt im 
Heere eingezogene Geiſtliche nicht unter die Beſtimmungen des 
8 66 RMIIG. fallen, erſcheint nicht zutreffend. Finke, PrVBl. 36 
(1915) S. 824. 

II. Sonſtiges. 

1. Zur Rechtsſtellung der Feldwebelleutnants: 

a) Ein Beſchluß des Landgerichts Gießen (DIZ. 1915 
S. 116) lehnt es ab, das Militäreinkommen eines Feldwebel⸗ 
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leutnants, ſoweit es 125 % monatlich überfteigt, auf Grund 
des § 850 Ziff. 8 ZPO. für einen Gläubiger zu pfänden, weil 
es Offizierſtellvertreter und Feldwebelleutnants den Unter⸗ 
offizieren gleichſtellt, deren Sold gemäß Ziff. 5 gänzlich un⸗ 
pfändbar iſt. (Dagegen Mugdan, DIE. 1915 S. 195.) 

b) Im Gegenſatz zu einer Antwort PrVBl. 1915 S. 224 
halten Mugdan und Zitzlaff, PrVBl. 1915 S. 251 die 
Beſoldung der Feldwebelleutnants für Offiziersbeſoldung. 

c) Pr®Bl. 36 (1915) S. 607 Popitz: Daß ein Feld⸗ 
webelleutnant als Offizier anzuſehen iſt, alſo auf ihn die 
Beſtimmungen über die Anrechnung der Kriegsbeſoldung auf 
das Zivilbeamteneinkommen anzuwenden ſind, iſt ſeit der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 8. IV. 1915 (Armeeverordnungsblatt 
S. 157) nicht mehr zu beſtreiten. [Die Kabinettsorder vom 
8. IV. 1915 betrifft zugleich die Stellung der Offizierſtellvertreter.] 

d) Über die Berechnung der Beſoldung eines Feldwebel⸗ 
leutnats vgl. Gravenhorſt, PrVBl. 36 (1915) S. 499. 


2. Zur Frage der auf Probe angeſtellten Beamten im 
Krieg (8 66 RMilG.) PrVBl. 1915 S. 687. 

3. PrVBl. 1915 S. 157: Den Austritt von Beamten 
zur Unzeit können die Staats⸗ und Kommunalbehörden durch 
Zwangsſtrafen ($ 100 des Diſziplinargeſetzes vom 21. VII. 1852) 
verhindern (SS 94 ff. ALR. II, 10, die inſoweit für den ganzen 
Umfang der Monarchie gelten.) 

[In der Tagespreſſe iſt aus Anlaß eines ſächſiſchen 
Miniſterialerlaſſes die prinzipiell zu verneinende Frage erörtert 
worden, ob ſich Beamte, die ſich als Kriegsfreiwillige melden, 
diſziplinariſch verantwortlich machen können.] 

4. Die Penſionsanſprüche penſionierter, während des 
Krieges zum aktiven Militärdienſt wieder herangezogener im 
Kriege beförderter Offiziere regeln ſich nach dem Kriege derart, 
daß nach § 8 Abſ. 2 des Offizierspenſionsgeſetzes (31. V. 1906 
RGBl. 565) ihre frühere Penſion ſich für jedes Jahr der 
Kriegsdienſtzeit um /) bzw. Yızo erhöht; nicht dagegen erfolgt 
eine Neuregelung unter Zugrundelegung des Gehalts ihres 
neuen Dienſtgrades. So Zilligus in Übereinftimmung mit der 
Marineverwaltung DIZ. 1915 S. 814. A. M.: Bartholo⸗ 
mäus ebenda S. 606. 


5. Über die Kriegsverſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen 
von Beamten vgl. Reindl, Hirths Ann. 1915 Nr. 1. 

6. Die Zivilverſorgung der Militäranwärter nach dem 
Kriege behandelt Bergenthal, PrVBl. 36 (1915) S. 643. 

7. Über die Kriegsbeſoldung der Militärbeamten 
vgl. neuerdings die Allerhöchſte Kabinettsorder vom 1. XL 1915 
Armee VOBl. 1915 S. 511 ff. 


C. Kriegsſterbefälle und Kriegs fürſorge. 
I. Ariegsſterbefälle. 


1. Die Beurkundung der Kriegsſterbefälle. Todeserklärung 
von Angehörigen der bewaffneten Macht. Jähnel, PrVBl. 36 
(1915) S. 212 ff.: Die Beurkundung hat durch den Standes⸗ 
beamten des letzten Wohnſitzes auf Grund dienſtlicher Meldungen 
der Truppenteile zu erfolgen (vgl. 8 71 PStG. und 88 12ff. 
der Kaiſerl. BO. vom 20. I. 1879, RG Bl. S. 5). Aber die 
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Form dieſer dienſtlichen Meldungen vgl. Anlage 9 zu den 
85 285 und 39 der Heerordnung. Entſprechendes gilt für 
die Kaiſerl. Marine (RGBl. 1906 S. 359). Für Vermißte 
gelten 8S 13 ff. BGB. (Kriegsverſchollenheit) und SS 960 ff. ZPO. 
Daß keine Beurkundung der gerichtlichen Todeserklärungen im 
Sterberegiſter zu erfolgen hat (vgl. 8 56 PStG.) erſcheint als 
Mangel des geltenden Rechts. 

2. Der Aufſatz: Die Sterbeurkunde des Kriegsteilnehmers, 
von Boſchan, Recht 1915 S. 313 ff. enthält eingehende Er⸗ 
örterungen über die Auslegung der Kaiſerl. VO. vom 20. I. 1879. 

Den Angehörigen jedes verſtorbenen Kriegsteilnehmers iſt 
vom Standesamt ein beglaubigter Auszug aus dem Sterbe⸗ 
regiſter koſtenfrei zu erteilen. (Erlaß des preuß. Min. d. J. 
vom 17. Oktober 1914.) 

Über vorläufige Nachlaßſicherung vgl. SS 6, 7 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 28. V. 1901 (RGBl. S. 185). “) 

3. Die Sterbeurkunde des Kriegsteilnehmers. Boſchan, 
Recht 1915 S. 457: Eine Berichtigung des Sterberegiſters im 
Falle der Unrichtigkeit der dienſtlichen Sterbefallmeldung des 
Truppenteils hat in der Form eines Vermerks zu erfolgen, der 
ergibt, daß und inwiefern die Anzeige, auf Grund deren die 
Emtragung ftattgefunden hat, unrichtig iſt. Beſchluß des KG. 
vom 14. VII. 1915 (vgl. §S 15 PStG. und KGJ. 41 A 49). 

4. Beurkundung von Sterbefällen Kriegsgefangener. 
v. Wider, Recht 1914 S. 652. Verfaſſer befürwortet 
eine weitere Ausdehnung der württ. Miniſterialvorſchrift 
vom 22. V. 1905, nach welcher Todesfälle in Deutſchland inter⸗ 
nierter Kriegsgefangener auf Anzeige des Lazarettchefarztes in 
das Sterberegiſter des Sterbeortes einzutragen ſind. 

[Derartige Vorſchriften ſind inzwiſchen allgemein ergangen. 
Recht 1915 S. 317 Anm. 6.) 

5. DIZ. 1915 S. 256: Ein Reichsgeſetz über die Kriegs⸗ 

verſchollenheit? Weyl. 
6. Zur Todeserklärung der Kriegsteilnehmer: de lege 
ferenda, H. Iſay, ZW. 1915 S. 470. 

7. Todesſeſtſtellung im Kriege: “) 

8 4 Ziff. 7 der Anlage 9 zu 8$ 285 und 39° der Heer⸗ 
ordnung beſtimmt: 

Iſt eine unzweifelhafte Feſtſtellung des Todes Vermißter 


nicht möglich, muß die Streichung derſelben in den Kriegsrang⸗ 
liſten und Kriegeſtammrollen ſo lange ausgeſetzt werden, bis ihre 


1) Die Aushändigung der Nachlaßſachen von Krieasteilnehmern 
vermittelt die auf Grund eines Erlaſſes des Kriegsminiſters vom 
20. III. 1915 (Armee BO Bl. 1915 S. 131) ins Leben gerufene 
Zentralſtelle für Nachlaßſachen des Kgl. Preuß. Kriegs miniſteriums 
(Medizinalabteilung) Berlin. 

Über Rückführung von Leichen Gefallener vom Kriegsſchauplatz 
nach der Heimat vgl. Armee TOBl. 1915 S. 28. Geſuche find an 
das für den Wohnort des Antraaſtellers zuſtändige ſtellvertretende 
Generalkommando zu richten. Über Rück ührung aus Oſterreich⸗ 
Ungarn vgl. Armee VOBl. 1915 S. 484. 

2) Das Zentralnachweiſebureau in Berlin, Dorotheenſtraße 48, 
ſtellt koſtenlos auf Grund der Truppenmeldung Beſcheinigungen 
über den Tod aus, welche von den Militärbehörden und vielen 
privaten Verſicherungsgeſellſchaften als ausreichender Todesnachweis 
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. Todeserklärung erfolgt, beziehungsweiſe das Ab. 
eben mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt. Dieſe Wahr: 
ſcheinlichkeit liegt vor, wenn während eines Jahres ſeit dem 
Vermißtwerden eine Nachricht von dem Leben des Betreffenden 
nicht eingegangen iſt. 

Auf Grund dieſer Beſtimmung hat nach einem Jahr 
gegebenenfalls die Streichung in der Stammrolle zu erſolgen. 
Vgl. Ziff 7 der Anlage 9 zur Heerordnung. Dieſe Streichung 
begründet lediglich eine Todesvermutung und ſteht an ſich nicht 
der erforderlichen, pofitiven Feſtſtellung des Todes gleich. Ob 
die Vorſchrift auch für die Hinterbliebenenverſorgung von Bes 
deutung iſt (vgl. insbeſondere 8 34 MilhinterblG. 07), iſt in 
praxi noch zweifelhaft, dürfte aber zu bejahen fein. Eine Neu 
regelung der ganzen Frage ſteht bevor (vgl. im übrigen auch 
8 1265 RVO., § 33 AngeſtBG.). 

8. a) Nach einer BD. vom 7. IX. 1915 (RGBl. S. 583) 
beſtimmt, wenn ein zum aktiven Heere gehörender Verſtorbener 
nicht im Inland geboren iſt, der Reichskanzler den zuſtändigen 
Standesbeamten (Ergänzung des § 12 der Kaiſ. VO. vom 20. . 
1879, RGBl. S. 5); vgl. auch RG Bl. 1915 S. 584 (Zuſtändigkeit 
des Königl. Preuß. Standesamts I Berlin). 

b) VO. über die Beurkundung von Sterbefällen von Militär 
perſonen, die im Inland weder einen Wohnſitz gehabt haben 
noch dort geboren find, vom 7. IX. 1915, RGBl. 1915 S. 582. 

e) BD. über die Anzeige von Sterbefällen bei der Kaiſer⸗ 
lichen Marine vom 15. II. 1915, RGBl. S. 105 (Begründung 
der Zuſtändigkeit auch des Staatsſekretärs des Reichsmarineamts 
für die Anzeige der Sterbefälle nach der VO. vom 20. II. 1906, 
RGBl. S. 359.) 


II. Allgemeine Kriegsfürſorge. 


1. NGBl. 1915 S. 449. Bekanntmachung über die 
Regelung der Kriegswohlfahrtspflege vom 22. VII. 1915 
vgl. insbeſondere 8 1, nach welchem öffentliche Sammlungen, 
Unterhaltungen oder Belehrungen, ſowie der öffentliche Vertrieb 
von Gegenſtänden zugunſten von Kriegswohlfahrtszwecken mur 
mit Erlaubnis der Landeszentralbehörde oder der von dieſet 
beſtimmten Stelle veranſtaltet werden dürfen. 

2. Grundſätzliches zum deutſchen Kriegsfürſorgerecht ber 
Zukunft, von Scheurl, AOffR. 1915 S. 28 ff. 

3. Der gegenwärtige Stand und die nächſten Aufgaben 
der Kriegsinvalidenfürſorge. Kraus, Annalen für ſozialt 
Politik und Geſetzgebung Bd. 4 Heft 3/4. 

I. Erwerbsinvalide und Kriegsinvalide S. 217. 

II. Die Heilfürſorge S. 223. 

III. Die Arbeits⸗ und Erwerbsfürſorge S. 227. 


anerkannt werden, vgl. hierzu auch die Zeitſchrift „Der Standes 
beamte“ 1915 S. 55 und bayr. Staatsmin. der Juſtiz, des Innern 
und des Krieges vom 26. Oktober 1914, IMBl. S. 226. 

Behördliche Todesnachrichten aus dem feindlichen Auslande 
dienen nur dann als zuverläſſige Unterlagen für eine Todes 
beſcheinigung. wenn fie vom Truppenteil des Verſtorbenen dienſtlich 
beftätigt werden. 

Auf Grund eines ſogenannten Liſtenerlaſſes vom 11. Oktober 
1914 wird auch die ſtandesamtliche Beurkundung der Sterbefälk 
durch das Zentralnachweiſebureau vermittelt. 


4 
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44. Jahrgang. 


IV. Der Wille zur Anpaſſung S. 248. 

V. Die Organiſation der Kriegsinvalidenfürſorge S. 257. 

VI. Kriegsinvalide und Hinterbliebene von gefallenen Kriegs⸗ 

teilnehmern S. 258. 

4. Die Fürſorge für Kriegsbeſchädigte. Frankenberg, 
Hirths Ann. 1915 S. 449. 

5. Kriegsfürſorge in Oſterreich. Wronsky, Zeitſchrift für 
Armenweſen Bd. 16 S. 110. 

6. Fürſorge für Kriegsverſtümmelte. Lange, PrVBl. 36 
(1915) S. 358. 

7. Soziale Fürſorge für Kriegerwitwen und Kriegerwaiſen. 
Lange, PrVBl. 36 (1915) S. 476. 

8. Zur Literatur zur Kriegsbeſchädigtenfürſorge vgl. auch 
Horion, PrVBl. 36 (1915) S. 779. 

9. Zuſammenſtellung der für die ſoziale Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge geſchaffenen Einrichtungen. Herausgegeben im Reichsamt 
des Innern, Heymanns Verlag, 1915. 25 Pf. Vgl. auch 
ZBL f. d. Deutſche Reich, 53. Jahrg. (1915) S. 347. 

10. Mietunterſtützung (Anonym). Zeitſchrift für Armen⸗ 
weſen Bd. 15 S. 333. 

11. Angliederung der Kriegsfürſorge an die öffentliche Armen⸗ 
pflege. Sell, Zeitſchrift für Armenweſen Bd. 16 S. 6. 

12. Die Übernahme der Fürſorge für Kriegsbeſchädigte auf 
den Provinzialverband. Horion, PrVBl. 36 (1915) S. 405 ff. 

13. Die Organiſation der Fürſorge für Kriegsbeſchädigte in 
den preußiſchen Provinzen. Horion, PrVBl. 36 (1915) ©. 561. 

14. Insbeſondere zur kommunalen Kriegsfürſorge. 

a) Die Kriegsfürſorge der deutſchen Gemeinden. Hirſch, 
Annalen für ſoziale Politik und Geſetzgebung, 4. Bd. Heft 3 
und 4 S. 261. 

b) Die Gemeinden als Rentengutsausgeber für Kriegs⸗ 
invaliden, Streit, PrVBl. 36 (1915) S. 479. 

e) Groß⸗Berliner Wohlfahrtspflege im Kriege. Wronsky, 
Zeitſchrift für Armenweſen Bd. 15 S. 341. 

d) Kriegsfürſorge der Stadt Hagen. Liebrecht, PrVBl. 
36 (1915) S. 780. 

e) Deutſche Kriegsfürſorge. Zeitſchrift für Armenweſen, 
Bd. 15 S. 297: 

a) Kriegsfürſorge in Leipzig. Sell. 
8) Die Kriegsfürſorge der Stadt Nürnberg. Fleiſch⸗ 
mann. 


III. Rriegsbefhädigten- und Hinterbliebenenfürſorge. 

1. Kurze Zuſammenfaſſungen: 

a) Merkbuch über die Anſprüche der Kriegsverletzten und 
der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern, herausgegeben von 
Baum, W. Moeſer, Buchhandlung 0,40 &: Wiedergabe der 
wichtigſten Beſtimmungen des Offizierpenfionsgeſetzes (31. V. 
1906) und Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes (31. V. 1906) ſowie 
des Militär⸗Hinterbliebenengeſetzes (17. IV. 1907). 

b) Krieger⸗ und Hinterbliebenenverſorgung. Volksvereins⸗ 
verlag, M.⸗Gladbach. 0,40 &. Eine kurze Überfiht über 
die einſchlägigen Beſtimmungen.“) 

9) Das von dem preuß. Kriegsminiſterium, Zentralnachweiſe⸗ 
bureau, Berlin Dorotheenſtraße 48, unentgeltlich verabfolgte Merk⸗ 
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2. Literatur: 


a) Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. V. 1907. v. Ols⸗ 
hauſen, 1915, Verlag Vahlen, 3 4. (Mit Anhang: Be 
amtenhinterbliebenenverſorgung.) 

b) Fürſorgegeſetzgebung für das Heer, die Marine und die 
Schutztruppen. Wollenburg, Heymanns Verlag, 3 4, 162 S. 

c) Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. V. 1907 nebſt Für⸗ 
ſorgegeſetz für Militärluftfahrer vom 29. VI. 1912 und Geſetz 
über die Kriegsverſorgung von Zivilbeamten vom 4. VIIL 1914. 
Reh, Verlag Guttentag, 2,50 &. 

d) Die Militärpenſionsgeſetze vom 31. V. 1906 nebſt den 
Ausführungsbeſtimmungen. Romen, Verlag Guttentag. Teil I: 
Offizierspenſionsgeſetz. 3,504. Teil II: Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetz. 3,50 &. 

e) Handbuch des Militärverſorgungsrechts. Adam, Verlag 
Kameradſchaft. Wohlfahrtsgeſellſchaft m. b. H., Berlin, Flottwell⸗ 
ſtraße 3. 2,50 &. Empfohlen im Armee VOBl. 1915 S. 526. 

f) Die Verſorgung der Hinterbliebenen von Kriegsteil⸗ 
nehmern. Seiffert, Frankfurt a. O., Trowitzſch & Sohn, 
1,50 &. 

8) Die geſamten Vorſchriften betreffend die Unterſtützungen 
von Familien uſw., Mathos. Karlsruhe, Braun. 1,80 &. 

3. Einzelheiten: 

a) PrVBl. 36 (1915) S. 474. Holz: Der weſentliche 
Inhalt der Kriegsverſorgung für die Hinterbliebenen 
der gefallenen Krieger. Betrifft: 

1. Gnadengebührniſſe. Vgl. 88 12 und 24 der Kriegs⸗ 
beſoldungsvorſchrift. 

2. Kriegsverſorgungsgebührniſſe. § 19 ff. des Militärs 
hinterbliebenengeſetzes. (Kriegswitwengeld, Kriegs⸗ 
waiſengeld, Kriegselterngeld.) Zuſtändig ſind die 
Kriegsminiſterien, für Militärperſonen der Unterklaſſen 
die Intendanturen. 

3. Sonſtiges: Nach Anl. 4 der Kriegsbeſoldungsvorſchrift 
können die Angehörigen mobiler Formationen ſich 
einen Teil ihrer Beſoldung zum Unterhalt ihrer in 
der Heimat zurückbleibenden Familien in regelmäßigen 
monatlichen Beträgen in Abzug bringen laſſen. 
(Familienzahlungen.) 

Durch Allerhöchſte Kabinettsorder vom 16. XII. 14 
iſt der Grundſatz aufgeſtellt, daß den Hinterbliebenen 
Gnadengebührniſſe oder ſofort Verſorgungsgebührniſſe 
gezahlt werden, je nachdem, was für ſie günſtiger iſt. 

4. § 35 MilHintblG. gewährt wegen der Anſprüche auf 
Kriegswitwen⸗ und ⸗waiſengeld (nicht Kriegselterngeld) 
den Rechtsweg. Klagefriſt gegenüber der Entſcheidung 
der oberſten Militärbehörde ſechs Monate. Ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Landgerichte. 

b) Wegen der Gnadengebührniſſe (vgl. $ 12, 4 Anm. 
Kriegsbeſoldungs⸗V., zu vgl. auch Armeeverwaltungsblatt 1915 


blatt für die Hinterbliebenen der Gefallenen oder in Folge von 
Wunden uſw. geſtorbenen Teilnehmer am Kriege 1914 gibt eine 
Überſicht über die Form der Anträge betreffend Gnaden, Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe und Kriegselterngeld. 
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S. 45/46) wird von den ſtellvertretenden Militärintendanturen 
auf Grund einer Beſcheinigung der Kaſſenverwaltung des 
Truppenteils und einer Todesbeſcheinigung des Zentralnachweiſe⸗ 
bureaus das Erforderliche veranlaßt. 

Familienzahlungen ſind anzurechnen. 

Die Höhe der den Offiziersſtellvertretern zu zahlende 
Inadenlöhnung richtet ſich nach dem eigentlichen Dienſtgrade, 
als Feldwebel, Vizefeldwebel oder Sergeant, und nach den 
entſprechenden Löhnungsſätzen. 

c) Aus einer amtlichen Bekanntmachung betr. die Hinter- 
bliebenenverſorgung: 

„Die Höhe der Kriegsverſorgung hängt von dem mili- 
täriſchen Dienſtgrad des Verſtorbenen ab. Die Witwe 
eines Gemeinen erhält jährlich im allgemeinen 400 &, 
die eines Unteroffiziers 500 &, die eines Feldwebels 
600 A. Das Kriegswaiſengeld beträgt für jedes vater⸗ 
loſe Kind einer Militärperſon der Unterklaſſen 168 &, 
für jedes elternloſe Kind 240 &. Die unter gewiſſen 
Vorausſetzungen bei größerer Kinderzahl nach dem Militär⸗ 

hinterbliebenengeſetz eintretenden Kürzungen werden im 

Unterſtützungswege ausgeglichen.“ 

d) Ein Allerhöchſter Erlaß betr. die Anrechnung der Jahre 
1914 und 1915 als Kriegsjahre vom 7. IX. 1915 RGBl. 
S. 599 beſtimmt in Ergänzung des § 17 des Offizierpenſions⸗ 
geſetzes vom 31. V. 06 und des 5 7 des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes vom gleichen Tage (RG Bl. S. 565 und 593 ff.), wer 
als Teilnehmer im gegenwärtigen Kriege zu gelten hat und 
welches Gebiet als Kriegsgebiet anzuſehen iſt. 

e) PrVBl. 36 (1915) S. 465. Maatz: Die Militär⸗ 
invalidenpenſion iſt in Preußen ſtaats⸗ und gemeindeſteuer⸗ 


pflichtig ($ 5 Ziff. 3 EStG. und § 1 Ziff. 4 KVO. vom 23. IX. 


1867 ſind nicht anwendbar). Dagegen iſt das Kleidergeld als 
Dienſtaufwandsentſchädigung von beiden Steuern befreit (§ 14 
Abſ. 3 EStG., OVG. 9 S. 176). 

t) Militärhinterbliebenenverforgung. v. Olshauſen, JW. 


1915 S. 897. 


g) Kriegsbeſchädigtenfürſorge und Rentenfrage. Herbſt, 


Ogg. 1915 S. 1091. 


IV. Familienunterſtützung. 

Literatur: Geſetz betr. die Unterſtützung von Familien in 
den Dienſt eingetretener Mannſchaften vom 28. II. 1888 
(4. VIII. 1914) mit Erläuterungen von Liebrecht, 2. Aufl. 
Verlag Vahlen 1915. 2 4. 

1. Die Familienfürſorge des Deutſchen Reichs während 
des Krieges. Schult, Sonderabdruck aus der Halbmonats⸗ 
ſchrift „Der Kommunalbeamte“, Kommunalpolitiicher Verlag 
D. Meininger, Neuſtadt a. Hardt. 

2. Das Geſetz betreffend die Unterſtützung von Familien 
in den Dienſt eingetretener Mannſchaften. Roſenſtock, 
PrVBl. 36 (1914) S. 145 ff.: 

8 2 gibt den bedürftigen Familienmitgliedern einen 
Anſpruch auf Unterſtützung. Damit iſt grundſätzlich z. B. 
für die Streitfrage, ob der die Unterſtützung Fordernde 
zu den Kreiſen der unter das Geſetz fallenden Angehörigen 
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gehört, der ordentliche Rechtsweg zugelaſſen. (8 6 if 

eine Ausnahmevorſchrift) Beſtritten; vgl. unten zu 3. 
Bedürftigkeit im Sinne des 8 1 iR nicht Hilfe 

bedürftigkeit im Sinne des Armenrechts. 

Die Unterſtützunz wird gewährt: 

a) den Kindern des Eingetretenen über 15 Jahr, Ver⸗ 
wandten in aufſteigender Linie und Geſchwiſtern bei 
bereits früher gewährter Unterſtützung oder bei Her 
vortreten der Unterſtützungspflicht nach Dienſteintritt 
($ 2b), 

b) der Ehefrau des Eingetretenen, feinen ehelichen Kindern 
unter 15 Jahren, ohne die Einſchränkung zu a ($ 2a), 
ferner feinen unehelichen Kindern bei feftgeftellter Ber: 
pflichtung zur Unterhaltsgewährung ($ 2c). 

Zur Unterſtützung verpflichtet find die Lieferungsverbände/ 
vgl. 88 3 und 4, 16 und 17 Ke. vom 13. VL 1873 (m 
Preußen die Land⸗ und Stadtkreiſe). 

Die Bezeichnung Reichs unterſtützung bedeutet rechtlich nur, 
daß in gewiſſem Umfange die geleiſteten Unterſtützungen vom 
Reich durch Spezialgeſetz den Verbänden zu erftatten find ( 19) 

Ein neuerer amtlicher Hinweis, daß bie Unterftügung nicht 
auf die Steuerrückſtände des Unterſtützungsbedürftigen zu ber 
rechnen ſei, iſt rechtlich nicht zwingend. (?) 

3. Zur Rechtsnatur der Familienunterſtützung vgl. auch 
Helms, PrVBl. 36 (1915) S. 236: Die Vorſchriften über 
die Familienunterſtützung im Kriege wie bei Friedensübungen 
gehören zum Verwaltungsrecht, nicht zum Privatrecht. Hiernus 
folgt die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. Überhaupt if 
das ganze Gebiet der Militärlaſten dem ordentlichen Nechtl⸗ 
wege verſchloſſen, vgl. wegen der Kriegsleiſtungen PrBBl. 35 
(1914) S. 904, wegen der Friedensleiſtungen NG. Bd. 83 
S. 317. 

Auf die Familienunterſtützung beſteht ebenſowenig ein 
klagbarer Rechtsanſpruch wie auf die Armenunterſtützung. 
Damit erledigt ſich zugleich die Frage der Pfändung, 
übertragung und Anrechnung ohne weiteres, da ſie 
alle einen wirklichen Rechtsanſpruch vorausſetzen. 


4. Die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſet 
betr. die Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener 
Mannſchaften. Liebrecht, PrVBl. 36 (1914) S. 147 ff.: 

Unterſtützungsberechtigt find auch die Familien der Kriegz⸗ 
gefangenen und im neutralen Ausland oder den Schußgebieten 
zurückgebliebenen wehrpflichtigen Deutſchen, auch die Familien 
der Kriegsfreiwilligen. 

Getrennt lebende Ehefrauen find ebenſo wie uneheliche 
Kinder unterſtützungsberechtigt, wenn der Unterhaltsanſpruch 
feſtgeſtellt iſt. 

Auch die Familien der felddienſtunfähig gewordenen Krieg 
teilnehmer behalten den Unterſtützungsanſpruch, bis ſie in den 
Genuß der Militärrenten treten. 

Vgl. im einzelnen das PrVBl. 36 (1914) S. 158 im 
weſentlichen abgedruckte Rundſchreiben der Reichsregierung über 
über die Erweiterung des für die Familienunterſtüczung in 
Betracht kommenden Perſonenkreiſes] Siehe auch Lieb: 
recht a. a. O. S. 323, 615 ff. 
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5. Vgl. auch das Rundſchreiben des Reichskanzlers (Reichs⸗ 
amt des Innern) vom 30. I. 1915, im weſentlichen abgedruckt 


ABB. 36 (1915) S. 302. 


6. PrVBl. 36 (1915) S. 607. Liebrecht: Nach § 3 
des Geſetz betr. die Unterſtützung von Familien in den Dienſt 
eingetretener Mannſchaften vom 28. II. 1888/4. VIII. 1914 liegt 
die Verpflichtung zur Unterſtützung den Lieferungsverbänden ob. 
Die Gemeinden find daher Unterſtützungsträger kraft Wer: 
pflichtung nur inſoweit, als ſie ſelbſt Lieferungsverbände 
darſtellen. 

7. PrVBl. 36 (1914) S. 143.: 

Der Begriff „wehrpflichtiges Alter“ im § 1 des Familien⸗ 
unterſtützungsgeſetzes iſt genau ſo auszulegen wie der gleiche 
Begriff in der Wehrordnung (vgl. Kriegsdienſtgeſetz 1867, 
Geſetz betr. Abänderung der Wehrpflicht, RMilG.) (17. bis 
45. Lebensjahr). 

8. RGBl. 1915 S. 187. BD. betr. die Unterſtützung 
der Familien von Mannſchaften des Beurlaubtenſtandes und 
des Landſturms, die bei einer Schutztruppe in Dienſt getreten 
ſind. Vom 19. III. 1915. 

9. RGBl. 1915 S. 629. Geſetz betr. Anderung des 
Geſetzes betr. Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗ 
getretener Mannſchaften vom 28. II. 1888 (RGBl. S. 59). Vom 
30. IX. 1915. Vgl. insbeſondere Ziff. 2: 

Die Familienunterſtützung wird während dreier Monate 
über den Zeitpunkt hinaus, von dem an den Hinter⸗ 
bliebenen auf Grund des Geſetzes vom 17. V. 1907 
(RGBl. S. 214) die zu zahlenden Hinterbliebenenbezüge 
zuſtändig ſind, weiter gewährt. 

10. Vgl. auch Biensfeldt, JW. 1915 S. 72, ſowie die 
Notiz PrVBl. 35 (1914) S. 913 und Helms, DZ. 1914 
S. 1377. 

11. Dittrich, PrVBl. 36 (1915) S. 61: Auch uneheliche 
Kinder Einberufener haben Anſpruch auf Unterſtützung, ſelbſt 
wenn der Vater bisher keinen Unterhalt gezahlt hat, nicht 
dagegen uneheliche Kinder einer Ehefrau. 

S. auch Deumer, DIZ. 1914 S. 1205, aber auch 
v. Lüpke, DAB. 1914 S. 141. 

12. Kriegsunterſtützung und uneheliche Kinder. Klumker, 
Zeitſchrift für Armenweſen Bd. 15 S. 287. 


V. Familienunterſtützung und Armenpflege. 


1. PrVBl. 36 (1915) S. 471: 

Die Unterſtützungen der Familien der Kriegsteilnehmer, 
ſoweit ſie aus Anlaß der Einberufung gewährt werden müſſen, 
können niemals als Armenunterſtützung angeſehen 
werden. Dies gilt gleicherweiſe von den Unterſtützungen, die 
auf Grund der Familienunterſtützungsgeſetze von den Lieferungs— 
verbänden gewährt worden find (Geſetz vom 28. II. 1888 / 
4. VIII. 1914), wie von denjenigen Unterſtützungen, die von 
anderer Seite haben gewährt werden müſſen, weil die in erſter 
Linie dazu verpflichteten Lieferungsverbände verſagt haben. 
(Erkenntnis des Bundesamts für das Heimatweſen vom 
37 III. 1915 in eingehender Erörterung der ganzen Rechtslage.) 

2. Die öffentliche Kriegsfamilienfürſorge im Verhältnis 
zur öffentlichen Armenpflege, Kürske, PrVBl. 36 (1915) 
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S. 527: Die Entſcheidung des Bundesamts für Heimatweſen, 
PrVBl. 36 (1918) S. 471 — 474, reicht zur Klarſtellung 
nicht aus. 

a) Bei Notwendigkeit der Anſtaltspflege haben die 
Lieferungsverbände zwar nicht ſelbſt die Anſtaltspflege 
zu gewähren, aber die betreffenden Familien mit 
Barmitteln ſo zu unterſtützen, daß ſie in die Lage 
kommen, die Koſten der Anſtaltspflege ſelbſt zu be⸗ 
zahlen, um die öffentliche Armenpflege auszuſchließen. 

b) Auch dann, wenn eine Familie ſchon vor dem Kriege 
eine laufende Armenunterſtützung bezog, hat nunmehr 
der Lieferungsverband mit feiner Unterſtützung voll 
einzugreifen. 

In dieſem Sinne iſt inzwiſchen unter dem 28. IV. 1915 
ein Miniſterialerlaß (V 4528) ergangen.] 

3. Armenrechtliche Wirkungen des Geſetzes vom 28. II. 1888 / 
4. VIII. 1914, Perker, PrVBl. 36 (1915) S. 633: Den 
Familien der Kriegsteilnehmer ſoll im Falle der Unterſtützungs⸗ 
bedürftigkeit keine Unterſtützung nach armenrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen zuteil werden, vielmehr hat ſtets Kriegsfürſorge ein⸗ 
zutreten. (Erlaß Min. d. J. 28. IV. 1915.) Früher gewährte 
Armenpflege ſoll für die Dauer des Krieges in Kriegsfürſorge 
übergehen. 

4. Zur Frage des Verhältniſſes der Armenpflege zur 
Kriegsunterſtützung vgl. im Anſchluß an die Entſcheidung des 
Bundesamts für Heimatweſen PrVBl. 36 (1915) S. 471 
(oben zu Ziffer 1) Perker, PrVBl. 36 (1915) S. 672: 
Soweit es ſich um die Unterſtützung von Angehörigen handelt, 
die in bezug auf Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohn⸗ 
ſitzes nicht von dem im Felde ſtehenden Ernährer abhängig 
find, läuft bei dieſen die Friſt des 8 10 bzw. des 5 22 UWG. 
weiter, ſo daß infolge des Fortfalls einer früher gewährten 
Armenunterſtützung durch das Eintreten der Kriegsfürſorge 
(S 14 a. a. O.) der Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes am 
Aufenthaltsorte erfolgt; eventuell muß nach Rückkehr des Er⸗ 
nährers der zuſtändige Landarmenverband eintreten (S 5 UWG.). 


VI. Ariegswochenhilfe. 

(Val. RGBl. 1914 S. 492, 1915 S. 49, 257.) 
Literatur: Kriegswochenhilfe (Kommentar) Krauſe, 2 Bände 
3 & und 2 &, Verlag J. Heß, Stuttgart. 

1. Am eingehendſten Schelhorn: Die deutſche Kriegs⸗ 
wochenhilfe, Hirths Ann. 48 (1915) S. 459 bis 492 (über die 
Kriegs wochenhilfe der Krankenkaſſen und ihr Verhältnis zur 
Reichswochenhilfe vgl. insbeſondere S. 483 ff). 

2. Weymann: Die Kriegswochenhilfe. Monatsſchrift für 
Arbeiter- und Angeſtelltenverſicherung, III. Jahrg. (1915) 
S. 223 bis 243. 

3. Pr Bl. 36 (1915) S. 547, Brunn: Die Ausdehnung 
der Kriegswochenhilfe (vgl. auch Brunn, PrWBl. 36 (1915) 
S. 321 ff.: Die neue Kriegswochenhilfe.) 

4. Zweifelsfragen aus der Praxis der Kriegswochenhilfe. 
Liebrecht, PrVBl. 37 (1915) S. 17 ff.: 

a) zu 8 1: Die Ehemänner der Wöchnerinnen müfjen 
dem Reiche Kriegs dienſte leiſten (Zivilgefangenſchaft 
genügt nicht). 
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b) zu § 2: Die kriegsunterſtützten Wöchnerinnen gelten 
kraft des Empfanges ihrer Kriegsunterſtützung ohne 
Rückſicht auf die Höhe derſelben als minder⸗ 
bemittelt. 

c) zu § 4: Der Entbindungskoſtenbeitrag von 25 & iſt 
dann nicht zu gewähren, wenn der Wöchnerin tat⸗ 
ſächlich keine Koſten erwachſen ſind (Armenpflege, 
Privatwohltätigkeit). 

d) zu § 9: Nach einer Entſcheidung des Reichsverſiche⸗ 
rungsamts iſt die Zugehörigkeit der Wöchnerinnen zur 
Kaſſe zur Zeit der Entbindung nicht Vorausſetzung 
für deren Verpflichtung, die Wochenhilfe zu gewähren, 
ſofern die Wöchnerin nur im letzten Jahre 6 Monate 
einer Krankenkaſſe angehört hat. 

5. JW. 1915 S. 134. Klußmann: Die Kriegswochen⸗ 
hilfe nach der BRVO. vom 3. XII. 1914 (RGBl. S. 492) und 
die Befreiung von der Verſicherungspflicht nach der RVO. 

6. JW. 1915 S. 254. Klußmann: Nochmals Kriegs⸗ 
wochenhilfe und Befreiung von der Verſicherungspflicht. 

7. PrVBl. 36 (1915) S. 799. Hoffmann: Reichswochen⸗ 
hilfe kann nach der Bekanntmachung des Bundesrats vom 
23. IV. 1915 (RGBl. 257) Ehefrauen aktiver Militärperſonen, 
auch Kapitulanten, nicht gewährt werden (vgl. $ 1 Nr. 1 der 
Bekanntmachung: „Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit“ !). 

8. Kriegswochenhilfe bei außerehelichen Entbindungen. 
Scheldt, PrVBl. 37 (1915) S. 77: Nach einem neueren 
Erlaß des Reichsamts des Innern iſt nicht nur, wenn das 
Kind unterſtützt wird, ſondern wenn die Vorausſetzung zur 
Bewilligung der Reichsfamilienunterſtützung gegeben iſt („Feſt⸗ 
ſtellung“ der Unterhaltspflicht) die Wochenhilfe für Rechnung 
des Reiches zu zahlen. 


VII. Anſwandsentſchädigung. 

1. Aufwandsentſchädigung (Bundesratsbeſchluß vom 26. III. 
1914, REBL S. 57). Krüger, PrVBl. 37 (1915) S. 84 ff. 
(ogl. auch Erlaß des Miniſters des Innern vom 25. IV. 1914 
und Miniſterialbl. f. d. preuß. i. V. 1914 S. 206 ff.). 

An Familien, deren Söhne im Reichsheer, in der Marine 
oder in den Schutztruppen als Unteroffiziere oder Gemeine 
eingeſtellt ſind und eine Geſamtdienſtzeit von 6 Jahren zurück⸗ 
gelegt haben, werden laufende Entſchädigungen gezahlt (jährlich 
240 & für jedes weitere Dienſtjahr eines jeden der geſetzlichen 
zwei⸗ oder dreijährigen Dienſtpflicht genügenden Sohnes). 

Nach der Novelle vom 24. VL 1914 (RGBl. S. 232) 
wird die Aufwandsentſchädigung für unpfändbar erklärt, vgl. 
8 850 ZPO. Die Erteilung einer unwiderruflichen Anweiſung 
oder Vollmacht zur Erhebung der Unterſtützungen zum Zwecke 
der dauernden Überführung in das Vermögen eines anderen 
iſt nichtig (58 134, 138 BGB.). 

Der Rechtsweg iſt unzuläſſig. Die Entſcheidung über 
den Anſpruch iſt der Landeszentralbehörde reſpektive der von dieſer 
ermächtigten Behörde übertragen (in Landkreiſen dem Landrat, 
in Stadtkreiſen dem Erſten Bürgermeiſter). Vgl. 8 6 der Be: 

immungen des Bundesrats vom 26. III. 1914. Hiergegen 


nur Aufſichtsbeſchwerde! 
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2. PrVBl. 36 (1915) S. 568: 

Der Antrag auf Aufwandsentſchädigung im Eine 
des Bundesratsbeſchluſſes vom 26. III. 1914 (K Bl. S. 55 
kann auch nach Ablauf der vierwöchigen Friſt des 5 8 innerhalb 
der Friſt des § 10 geftellt werden. 


D. Sozialverſicherung. 
I. Allgemeines. 


1. Kurze Überſicht über die geſetzlichen Beſtimmungen bei 
Baum. Merkbuch über die Anſprüche der Kriegsverlegten 
und der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern. Moeſerz Bud: 
handlung. 40 K. 

2. Koehne, Das Recht der Söozialverſicherung und der 
Krieg. Berlin, E. Hofmann & Co. 1,50 4. 

3. Kaskel: Sozialverſicherung und Krieg in den Ber 
öffentlichungen des deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗Wiſen⸗ 
ſchaft, Heft 26, Januar 1914. (Verſicherung und Krieg) 
S. 118 ff. 

a) Das Verſicherungsverhältnis bis zun Ber: 
ſicherungsfall: 

Mit dem Aufhören der Berufstätigkeit endigt die Ber: 
ſicherungspflicht. Private Tätigkeit für militäriſche Zveck, 
auch im Ausland, falls „Ausſtrahlung inländiſcher Beruft⸗ 
tätigkeit“, macht verſicherungspflichtig. 

Freiwillige Weiterverſicherung hat im weſentlichen mu für 
die Krankenverſicherung praktiſche Bedeutung. 

Nach § 1281 RO. gelten in der Invalidenverſicherung 
Kriegszeiten u. U. als Wochenbeiträge, welche die Anwartſchaft 
im Sinne des $ 1280 erhalten, auch werden fie nach 9 13093 
RVO. zur Erfüllung der Wartezeit und zur Steigerung der 
Rente als Beitragswochen angerechnet. 

Zur Anrechnung kommt nur Dienſt im deutſchen 
Heere (beſtritten). 

Für die Angeſtelltenverſicherung vgl. 8 51 Angeſcds 

b) Der entſchädigungspflichtige Tatbeſtand ift im Krege 
kein anderer wie im Frieden. 

Unfallentſchädigungs anſprüche entſtehen auch bei An 
weſenheit im Gefahrbereich des Krieges; aktive Kampfbeteiligung 
aber ift eine felbft geſchaffene, dem Betriebe fremde Gefahr. 

c) Entſchädigungslleiſtungen: N 

Wird ein Entſchädigungsberechtigter eingezogen (J. B. en 
Unfallverletzter), ſo ruht die Rente, weil der frühere Unfall 
die wirtſchaftlichen Daſeinsbedingungen des Betreffenden in 
Kriege nicht beeinträchtigt (zweifelhaft!) 

Tritt der Verſicherungsfall während des Krieges ein, I 
iſt nach der Heimkehr Krankenpflege zu gewähren. Die Rilitir 
verwaltung kann nicht analog den Armenverbänden für die 
gewährten Leiſtungen Erſatz von der Krankenlaſſe verlangen 
Auch die Zahlung einer Geldrente hat ohne Nückſcht auf den 
Kriegszuſtand zu erfolgen. f 

Sterbegeld iſt nach den 88 203, 586 NO. auch in 
Todesfalle auf dem Kriegsſchauplatze zu zahlen. 

Eine Verrechnung mit Militärrenten iſt nach der RO 
ausgeſchloſſen. 
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und Schlegelberger, 


44. Jahrgang. 


II. Beitfehriftenauffähe. 

1. Vgl. die Überſicht bei Popitz, PrVBl. 35 (1914) 
S. 875. 

2. JW. 1915 S. 984. v. Ols hauſen: Aus dem ſozialen 
Verſicherungsrecht (vgl. insbeſondere die daſelbſt zitierten neueren 
Entſcheidungen über die Einwirkung des Krieges auf die 
Krankenverſicherung). 

3. Der Krieg und die Landesverſicherungsanſtalten. Brunn, 
PrVBl. 36 (1914) S. 113. 

4. Das ſoziale Verſicherungsrecht während des Krieges 
behandelt Witowski, Ru W. 1915 S. 92 (vgl. auch derſelbe 
DI g. 1915 S. 1057). 

5. Die Gemeinden und die Sozialverſicherung im Kriege. 
Stier⸗Somlo; Zeitſchrift für Kommunalwiſſenſchaft. 1. Jahrg. 
Heft 5/6. 

6. Vgl. im übrigen die Monatsſchrift für Arbeiter: und 
Angeſtelltenverſicherung und die darin erſchienenen Aufſätze: 
Jahrg. 1914, Pietſch: Der Einfluß des Krieges auf die Ver⸗ 
mögenslage der Träger der reichsgeſetzlichen Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung S. 705 bis 713; Jahrg. 1915, 
Witowski: Arbeiterverſicherung und Krieg, S. 1 bis 14; 
Witowski: Kriegsinvalidenfürſorge und Arbeiterverſicherung 
S. 281 bis 299; Kaan: Die öſterreichiſche Sozialverſicherung 
während des Krieges S. 439 bis 444; Haenel: Finden die 
88 313 und 214 RWO. auf die Kriegsteilneh mer Anwendung? 
S. 481 bis 494; Traenkner: Invaliden⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung, Krankenverſicherung und Angeſtelltenverſicherung 
im beſetzten Feindesland. 

7. Unfälle durch Fliegerbomben und ähnliche feindliche 
Maßnahmen. Wuthe in „Die Berufsgenoſſenſchaft“, Zentrale 
für die Reichsunfallverſicherung Bd. 30 S. 185. 

8. Oſterreichiſche Zeitſchrift für öffentliche und private 
Verſicherung, 5. Jahrg. Heft 4/5. Lange: Die Leiſtungen 
der deuiſchen Sozialverſicherung im Kriege. Wertheimer: 
Die deutſche Sozialverſicherung im Kriege. 

9. Oſterreichiſche Zeitſchrift für öffentliche und private 
Verſicherung, VI. (1915) S. 31 ff. Luttenberger: Die deutſchen 
Kriegsſterbekaſſen und die Sozialverfiherung im Rahmen der 
Kriegsſozialfürſorge. 


III. Zur Kriegsnotgeſetzgebung auf dem Gebiete der 
Sozialverſicherung. 

1. Cantor, JW. 1914 S. 973 (über das Geſetz betr. 
Erhaltung von Anwartſchaften aus der Krankenverſicherung 
vom 4. VIII. 1914). 

2. RGBl. 1915 S. 497: Bekanntmachung betreffend die 
Wahlen nach der RVO. vom 12. VIII. 1915. 

3. RGBl. 1915 S. 49: Bekanntmachung über Kranken⸗ 
verſicherung und Wochenhilfe während des Krieges vom 
28. I. 1915. | 

4. Im einzelnen vgl. Das Kriegsbuch von Güthe 
Verlag Vahlen, 1915. 22 K. 
S. 811 ff. 
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IV. Arankenverſicherung. 


Literatur: Hoffmann, Die Kriegsgeſetze für die Kranken: 
verſicherung. Heymanns Verlag. 1 &. 

1. Hoffmann: Bemerkungen über den Einfluß des Krieges 
auf die Krankenverſicherungen, PrVBl. 35 (1914) S. 862: Mit 
dem Ausſcheiden aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung 
erliſcht Verſicherungspflicht und Mitgliedſchaft, außer bei frei⸗ 
williger Weiterzahlung (S8 313 RWO.). Verſichern ſich die 
Arbeiter weiter (vgl. Geſetz vom 4. VIII. 1914 8 1 RGBl. 
S. 334), ſo haben ſie die Beiträge zu zahlen. Die Arbeit⸗ 
geber können als ihre Beauftragte zahlen. Deckung aus außer⸗ 
ordentlichen Mitteln der Kaſſe iſt ausgeſchloſſen. 

2. PrVBl. 36 (1915) S. 800. Hoffmann: Der An⸗ 
ſpruch des Verſicherten gegen die Krankenverſicherung wird durch 
die Leiſtungen der Heeresverwaltung nicht berührt (vgl. RBA. 
Entſch. vom 17. V. 1915 [Amtl. Nachr. S. 573). 

Durch die Einberufung eines Knechtes zum Heeresdienſt 
wird das Beſchäftigungsverhältnis ſelbſt dann gelöſt, wenn der 
Arbeitgeber den Angehörigen einen Teil des Entgelts weiten 
zahlt (vgl. RVA. Entſch. vom 6. II. 1915 [Amtl. Nachr. 
S. 371). 


V. Anappſchaſtsvereine. 


Vgl. das Knappſchafts⸗Kriegsgeſetz vom 26. III. 1915 
PrGS. S. 61. 


VI. Augeſtelltenverſicherung. 


1. RGBl. 1915 S 181: Bekanntmachung betr. Anrechnung 
militäriſcher Dienſtleiſtungen in der Angeſtelltenverſicherung vom 
18. III. 1915. (Gleichſtellung der Militärdienſtzeit im öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Heere mit dem Dienſt im deutſchen Heere.) 

2. RGBl. 1915 S. 531: Bekanntmachung betr. die An⸗ 
geſtelltenverſicherung während des Krieges vom 26. VIII. 1915, 
vgl. insbeſondere § 1: 

Die Zeiten, in denen Verſicherte im gegenwärtigen Kriege 
dem Deutſchen Reiche oder der Oſterreich⸗Ungariſchen Monarchie 
Kriegs⸗, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet haben, werden, 
ſoweit ſie in vollen Kalendermonaten beſtehen, auf die Warte⸗ 
zeiten, und bei Berechnung der Verſicherungsleiſtungen an Ruhe⸗ 
geld und Hinterbliebenenrenten nach dem Verſicherungsgeſe ze 
für Angeſtellte als Beitragszeiten angerechnet, ohne daß Bei⸗ 
träge entrichtet zu werden brauchen. 

3. Merkblatt über den Erſtattungsanſpruch gemäß § 398 
AngeſtVGG. im Falle des Todes Verſicherter. Herausgegeben 
vom Rentenausſchuß Berlin der Angeſtelltenverſicherung. Ab⸗ 
gedruckt PrVBl. 36 (1915) S. 781. (Betrifft Anſpruch auf 
Erſtattung der Hälfte der für den Verſtorbenen eingezahlten 
Beiträge, wenn die Hinterbliebenen einen Anſpruch auf die 
Leiſtungen ſelbſt nicht geltend machen können.) 

4. Literatur: 

a) Rhazen RuW 1915 S. 72: Über den Einfluß des 
Krieges auf die Angeſtelltenverſicherung. 

b) EUR. 17. Jahrg. (1915) S. 54: Zur VO. betr. die 
Angeſtelltenverſicherung während des Krieges vom 26. VIII. 1915 
(RGBl. 531) (vgl. auch EUR. 16 S. 469 fl.). 

5. Zur Rechtſprechung v. Olshauſen: Aus dem ſozialen 
Verſicherungsrecht, JW. 1915 S. 649 (vgl. auch Lindemann 
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Kriegsgeſetzgebung und Spruchrecht in der 
verſicherung DIZ. 1915 S. 955). 

6. Einzelheiten: 

a) Für Angeftellte, die ihr Gehalt während des Militär⸗ 
dienſtes fortgezahlt erhalten, müſſen die Verſicherungsbeiträge 
— gegebenenfalls in der dem gekürzten Gehalt entſprechenden 
Höhe — grundſätzlich weiter geleiſtet werden. Anders, wenn 
der Arbeitgeber kündigt, ſich aber bereit erklärt, den gekündigten 
Angeſtellten ſpäter auf Anſuchen wieder aufzunehmen und in⸗ 
zwiſchen freiwillig das Gehalt weiterzahlt. (Auskunft des 
Direktoriums der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte.) 
PrVBl. 36 (1915) S. 12. 

b) Über die Frage, ob von den vom Arbeitgeber freiwillig 
gewährten Bezügen Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung zu 
zahlen ſind, vgl. außer den Erörterungen JW. 1914 S. 909, 
972, 1047, 1136 Hagen, DAB. 1914 S. 1289. 

c) Jähnel, PrVBl. 36 (1915) S. 12 gegen Popitz, 
PrVBl. 35 (1914) S. 875 r: Im Falle der Entlaſſung von 
Arbeitern und Angeſtellten bei militäriſcher Einberufung werden 
bei Berechnung der Wartezeit nur die tatſächlich durch Beiträge 
nachgewieſenen Zeiten berückſichtigt (vgl. $ 51 AngeſtVG.). Die 
Privatangeſtellten werden daher zu prüfen haben, ob ſie etwa 
freiwillig die bisherigen Beiträge weiterzahlen wollen (§§ 15, 
63, 201 ff. AngeſtVG.). 

d) Krieg und Ange ſtelltenverſicherung. IW. 1915 S. 743, 
(vgl. auch JW. 1914 S. 909, 1047, 1136 und 1915 S. 63): 
Das Schiedsgericht (vgl. §S 210 AngeſtVG.) verneint die Ver⸗ 
ſicherungspflicht der zum Kriege eingezogenen Angeſtellten in 
einem Gutachten mit der Begründung, „daß während des 
Krieges die bisherigen Verfügungsrechte des Arbeitgebers über 
den Angeſtellten auf die Militärbehörde übergegangen ſind, und 
daß die Zuwendungen an die Angeſtellten und ihre Angehörigen 
lediglich den Charakter einer aus vaterländiſcher Geſinnung 
entſpringenden freiwilligen Unterſtützung tragen“ (ſ. auch die 
Entſch. des RVA. in den Mitteilungen des Kriegsausſchuſſes 
der deutſchen Induſtrie S. 514 Nr. 36). 5 


E. Kriegsleiſtungsgeſetz und Kriegsſchäden⸗ 
erſatz. | 


I. Literatur zum Ariegsleiſtungsgeſetz. 


1. Neueſtens: Hirſch, Kommentar zum Geſetz über die 
Kriegsleiſtungen vom 13. VI. 1873 mit den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen nach dem Stande von Ende Juli 1915. Stutt⸗ 
gart. Verlag Heß, 1915, 239 Seiten, 4 4. 

[S. 36 a. a. O. Das Verzeichnis der Behörden für die 
Anmeldung der Vergütungsanſprüche (88 20, 22): in Preußen 
Landrat bzw. Magiſtrat; für die Feſtſtellung der Vergütung 
(8 33): in Preußen Regierungspräſident; für die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung (§ 33): in Preußen die Königl. Miniſterien des 
Innern und des Krieges; und für die Ausſtellung der An⸗ 
erkenntniſſe (8 20): in Preußen Regierungspräſident.] 

2. Heilberg und Schäffer: Reichsgeſetz über die Kriegs⸗ 
leiſtungen vom 13. VI. 1873. Guttentag, 208 Seiten, 2,50 M. 
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3. Liebrecht, Geſetz über die Kriegsleiſtungen vom 
13. VI. 1873 nebſt den hierzu ergangenen reichsrechtlichen 
und preußiſchen Verordnungen und Erlaſſen. Verlag Vahlen, 
2,20 &. 

4. Wollenburg: Das Kriegsleiſtungsgeſetz v. 13. VI. 1873 
und die dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen unter Berüd: 
ſichtigung der bis September 1914 erfolgten Anderungen und 
Ergänzungen. Heymanns Verlag, 1915. 1 4. 

5. Koropatnicki: Die Kriegsſchäden und deren Ver⸗ 
gütung nach dem deutſchen Recht. Unter Berückſichtigung der 
in Oſterreich, Ungarn, Bosnien und der Herzegowina geltenden 
Beſtimmungen, 2. Aufl. Leipzig, R. Hartmann. 2,50 A. 


II. Einzelnes zum Kriegsleiſtungsgeſeh. 


1. Zur Definition der Kriegsleiſtungen (wichtig wegen der 
Entſchädigungspflicht gemäß § 2 Abſ. II KLG.N: Hierunter 
fallen alle Leiſtungen für Kriegszwecke im weiteſten Sinne: 
alles, was die bewaffnete Macht überhaupt, auch ohne unmittel⸗ 
bare Beziehung zum Feind, benötigt (vgl. insbeſondere die 
Generalllauſel des § 3 Ziff. 6: Sonſtige Dienſte und Gegen: 
ſtände, deren Leiſtung bzw. Lieferung das militäriſche Ifntereſſe 
ausnahmsweiſe erforderlich machen könnte); näheres bei Hirſch, 
KLG. S. 82. 

Die äußere Form, in der ſich die Requiſttion vollzieht, it 
nicht ausſchlaggebend (vgl. 8 4 Abſ. 3 und 4 KG.). 

2. Lebhaft beſtritten iſt die Frage der Zuläſſigkeit des 
ordentlichen, bzw. des Verwaltungs rechtswegs. 9 34 K. 
verweiſt auf das Landesrecht. 

a) Für die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in eindringlichen 
Unterſuchungen Heilberg und Schäffer, KG. S. 14 ff, 
Rechtsweg und Geltendmachung der Anſprüche: Der Rechtsweg 
iſt zuläſſig, wenn der Anſpruch auf die im geſetzlichen Ver: 
fahren feſtgeſetzte Vergütung geltend gemacht wird (a. a D. 
S. 156). (Dagegen Helms, PrVBl. 36 [1915] S. 418) 

b) Hartmann verneint, PrVBl. 36 (1915) S. 421, di 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges nach dem Kriegsleiſumgsgeſcte 
für Preußen. In ſüddeutſchen Staaten (fo in Württemberg 
Bayern) iſt der Verwaltungsrechtsweg kraft poſitiwer Vorſchrit 
für öffentlich⸗rechtliche Anſprüche einzelner an die Gemeinden 
zugelaſſen; über Anſprüche der Gemeinden an das Reich ent 
ſcheidet in Württemberg der Verwaltungsgerichtshof in erfrr 
und letzter Inſtanz, in Bayern iſt keine adminiſtratibe lag 
gegeben. 

e) Beyer: Zum Begriff und zur Abſchätzung der Kregs⸗ 
leiſtungen, PrVBl. 36 (1915) S. 769: Iſt bei der Requifition 
die miliäriſche Notwendigkeit überſchritten, fo kommt bie Haftung 
des Reichsmilitärfiskus nach Maßgabe des Geſetzes über die 
Haftung des Reichs für ſeine Beamten in Frage. Hier wäre der 
Entſchädigungsantrag an den Truppenteil oder die Intendantit 
zu richten. 

Im übrigen iſt der Rechtsweg wegen der Vergütung 
anſprüche für Kriegsleiſtungen ausgeſchloſſen. Es entſcheidet di 
Verwaltungsbehörde auf Grundlage von Abſchätzungen beſonderer 
Kommiſſionen. 
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d) [Ergebnis: Überwiegend wird hiernach die grundſätzliche 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges verneint (vgl. auch Hirſch a. a. O. 
S. 34 ff.). Wohl mit Recht! Für Übergriffe jedoch (z. B. 
mutwillige Beſchädigungen, wohl auch bei Vernachläſſigung von 
Obhutspflichten) ift unabhängig vom KG. die Klage auf Ent⸗ 
ſchädigung gegen Reich, Staat oder Gemeinde (Neichsgeſetz vom 
22. V. 1910 über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten 
und preuß. Geſetz vom 1. VIII. 1909) gegeben.] 

3 Beyer: Die Entſchädigung von Nebenberechtigten bei 
Kriegsleiſtungen. PrVBl. 36 (1915) S. 786: 

Obligatoriſch Berechtigte (Käufer, Mieter, Pächter der betr. 
entzogenen Sache) ſind nicht entſchädigungsberechtigt. Für den 
Fall dinglicher Berechtigung vgl. Art. 52 EGBGB. 

Für die Entſchädigung auch obligatoriſch Berechtigter (3. B. 
des Pächters eines Reſtaurants) Zitzlaff, PrVBl. 37 (1915) 
S. 43/44. 

4. Vergütung für entzogene Nutzung gemäß § 14 KLG. 
bei vermieteten und verpachteten Grundſtücken. Schwandt, 
PrVBl. 36 (1915) S. 496: Die Vergütung für entzogene 
Nutzung ſteht grundſätzlich dem Mieter bzw. Pächter zu, und 
zwar nur dieſem, während der Eigentümer einen Anſpruch auf 
eine ſolche Vergütung nicht hat, da ihm der volle Zins weiter⸗ 
gezahlt werden muß. | 

5. Beyer: Zur Berechnung der Entſchädigungen für Kriegs⸗ 
leiſtungen. PrVBl. 36 (1915) S. 627. 

Pfändungsbeſchlüſſe betr. Entſchädigungsanſprüche für Kriegs⸗ 
leiſtungen find (in Preußen) dem Regierungspräſidenten zuzu⸗ 
ſtellen. Nur ſoweit es ſich um die außergewöhnlichen Kriegs⸗ 
leiſtungen des § 3 Ziff. 6 handelt (für welche die requirierende 
Militärbehörde Zahlung leiſtet, vgl. 5 20 KLG.), iſt eine Zu⸗ 
ſtellung an die Stellvertretende Intendantur erforderlich. 

6. Erhard, Archiv für Militärrecht VI. (1915) S. 62: 
Auch Ausländer ſind nach dem KLG. leiſtungspflichtig, ſo⸗ 
weit fie gemeindeabgabenpflichtig find (8 6 KG.), nicht aber 
auf der Durchreiſe befindliche Ausländer. 

7. Laband, BankA. 1914 S. 169: Die Vergütungs⸗ 
anerkenntniſſe für Kriegsleiſtungen. 

Bis zur behördlichen Aufforderung, die Anerkenntniſſe 
behufs Empfangnahme von Kapital und Zinſen bei den betr. 
öffentlichen Kaſſen vorzulegen, können die Anerkenntniſſe mangels 
eines Fälligkeitstermins und wegen der Unſicherheit der Ein⸗ 
löſung nur Gegenſtand einer Spekulation fein.*) 

[Vgl. hierzu aber auch die Bekanntmachung vom 12. VIII. 
1914, RGBl. 370 zur Erleichterung der Diskontierung von 
Forderungen an die Kriegskaſſe aus der Überlaſſung von 
Pferden, Fahrzeugen und Geſchirren. (Die Übergabe der Urkunde 
iſt eſſentiell für Mbertragung und Pfändung.) Vgl. auch Güthe⸗ 
Schlegelberger, Kriegsbuch S. 382 und die Überſicht von 
Heilberg-Schäffer, JW. 1915 S. 831.) 


4) Die Nordd. Allgem. Ztg. warnt neuerdings eindringlich vor 
dem Handel mit Requiſitionsſcheinen: Die Scheine haben lediglich für 
denjenigen, bei welchem tatſächlich die Requifition erfolgt iſt, den 
Wert einer Beweisurkunde. 

(In dieſem Sinne auch eine unter dem 15. VI. 1915 im GuV OBl. 
für die okkupierten Gebiete Belgiens veröffentlichte Bekanntmachung 
des Generalgouverneurs in Belgien.) 
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8. Kaufmann: Zur Auslegung und Handhabung des 
Kriegsleiſtungsgeſetzes. BayRpfl3. 1915 S. 297 ff., 322 ff. 

9. Die Haftung der Gemeinden nach dem KLG. Hart: 
mann, DSB. 1914 S. 413. 

10. Anſprüche der Kommunen wegen Kriegsleiſtungen und 
Kriegsſchäden. Arndt, Zeitſchrift für Kommunalwiſſenſchaft, 
1. Jahrgang, Heft 5/6. 

11. Iſt Gemeinden, deren leere oder disponible Schul 
gebäude auf Grund des KLG. in Anſpruch genommen werden, 
nach 8 9 KLG. Naturalquartierſervis oder nur nach § 14 
Abſ. 1 KLG. eine Vergütung für Beſchädigung und außer⸗ 
ordentliche Abnutzung zu gewähren? Friedmann, JW. 1915 
S. 677. Die Frage wird im letzteren Sinne beantwortet. 

12. Pieper, PrVBl. 36 (1915) S. 732. Ein Anſpruch 
der Gemeinden auf Serviszahlung gemäß § 9 KLG. iſt gegeben, 
wenn ein Ort, der zunächſt nur für Marſch⸗ und Kantonnements⸗ 
quartier in Ausſicht genommen war, noch längere Zeit von 
Truppen uſw. beſetzt bleibt, die in Anſpruch genommenen 
Quartiere mithin als Standquartiere anzuſehen ſind (vgl. den 
Erlaß des preußiſchen Kriegsminiſteriums vom 1. VII. 1915, 
Armee VOBl. 1915 S. 299). 

13. Über Serviszahlungen im Kriege (vgl. auch 8 9 KG.) 
ſiehe Armee VOBl. 1915 S. 67. 


III. Kriegsſchädenerſatz. 


1. Laband: Die Entſchädigung für Kriegsſchäden. DIE. 
1915 ©. 441. Kriegs ſchäden (Gegenſatz: Kriegs le iſtungen) 
ſind Unglücksfälle, deren Erſatz nur aus Billigkeit bei Erlaß 
eines Reichsſpezialgeſetzes zu erfolgen hat (§S 35 KLG.). Folgt 
Erläuterung der nach dem Kriege 1870/71 erlaſſenen Geſetze 
vom 14. VI. 1871 (RGBl. S. 247 und 249), vgl. auch Geſetz 
vom 23. il. 1874 (RGBl. S. 17) wegen nachträglicher Ver⸗ 
gütung für Kriegsleiſtungen der Gemeinden. 

[Die Abgrenzung zwiſchen Kriegsſchäden und Kriegs⸗ 
leiſtungen kann zweifelhaft fein. Hirſch, KKG. S. 231 zu 
§ 35 Anm. 4, rechnet zu den erſteren außer Zerſtörung von 
Häuſern und Waſſerbauten uſw. auch Anlegung von Ver⸗ 
teidigungsanſtalten. „Uberweiſungen“ von Grundſtücken zu forti⸗ 
fikatoriſchen Anlagen, auch wenn die Militärbehörde in 
dringenden Fällen dieſe direkt und formlos requiriert ($ 4 KG.), 
find aber „Kriegsleiſtungen“ ($ 3 Ziff. 4). 

2. Beſteht nach dem Allgemeinen Landrecht eine Haftung 
des Staates für Kriegsſchäden? Schweitzer, JW. 1915 
S. 271. Die Frage wird im Gegenſatz zu Lux, DIZ. 1914 
S. 1346, mit unzureichenden Gründen verneint. (Vgl. ſtatt deſſen 
die grundlegenden Unterſuchungen von Anſchütz, Verwaltungs⸗ 
archiv V. S. 1 ff.: Der Erſatzanſpruch aus Vermögensbeſchädi⸗ 
gungen durch rechtmäßige Handhabung der Staatsgewalt, ſowie 
Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungsrechts, 
3. Aufl., § 17.) 

3. Arndt: Über Kriegszuſtand und Kriegsſchauplatz. 
PrVBl. 36 (1915) S. 635: Niederreißen von Häuſern uſw. 
bei dem Ruſſeneinbruch durch Militär aus militäriſchen Gründen 
iſt zuläſſig und fällt unter die Kategorie: „Kriegsſchäden“, für 
welche das KG. von 1873 in § 35 Spezialgeſetze nach Eintritt 
des Friedens zu Erſatzleiſtungen in Ausſicht ſtellt. (Vgl. hierzu 
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auch Wolzendorff, PrVBl. 36 [1915] S. 669.) Im übrigen 
bietet der Aufſatz einen gedrängten Überblick über die wichtigſten 
Kontroverſen auf dieſem Gebiete. 


4. Kriegsſchädenerſatz. Arndt, Recht 1914 S. 573 (vgl. 
auch Arndt, Kriegsſchädenerſatz, RuW. 1915 S. 42). 

5. Zur Erſatzpflicht für Kriegsſchäden vgl. ferner Bendix 
JW. 1915 S. 65, ſowie einen Aufſatz in der Deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftszeitung 1915 S. 185. 

6. Über Erſatz von Inlandſchäden ſ. auch Delius, Preuß. 
Gemeindezeitung vom 11. V. 1915 S. 157 ff. ſowie Zeitfchrift 
f Pol.» und Verwaltungsbeamte 1915 S. 197 ff. 


IV. Kriegsſchäden und Rriegsleiftungen im Ausland. 


1. Vgl. Anordnung des Reichskanzlers betr. das Verfahren 
vor der Reichsentſchädigungskommiſſion vom 25. IV. 1915 
Meichsanzeiger 1915 Nr. 96) und hierzu Edwin Katz, DI. 
1915 S. 1072, Anſprüche vor der Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion: Die Anſprüche find pfändbar. Drittſchuldner iſt 
das Reich. Geichsentſchädigungskommiſſion; bei Ablehnung 
der Anſprüche durch letztere eventl. der Reichskanzler als Ver⸗ 
treter des Reichsfiskus.) 

2. Die Reichsentſchädigungskommiſſion (Eyck, JW. 1915 
S. 612) erörtert die Aufgaben der in dieſer BD. eingeſetzten 
Reichsentſchädigungskommiſſion (Berlin, Mohrenſtr. 53): Die 
Eigentümer der während des gegenwärtigen Krieges im feind⸗ 
lichen Ausland im Namen des Reichs beſchlagnahmten Güter 
feſtzuſtellen, über die Entſchädigungsanſprüche der Eigentümer 
und anderer Berechtigter zu entſcheiden und die Zahlung der 
Entſchädigung zu veranlaſſen (§ 1 Abſ. 1 VD.) Als Beteiligte 
ſollen nicht nur die Eigentümer, ſondern darüber hinaus auch 
ſolche Perſonen, die ein rechtliches Intereſſe haben, daß dieſer 
eine Entſchädigung erhält, zugelaſſen werden (§S 5 VO.) . 5) 

3. Über die Pfändbarkeit von Entſchädigungsanſprüchen 
für von der Heeresverwaltung in den Okkupationsgebieten in 
Anſpruch genommenes Privatgut vgl. JW. 1915 S. 1037, 
1038, 1041, 1215. 

4. Delius: Bank A. 1915 S. 376 ff., Erſatz deutſcher Aus⸗ 
landsſchäden und Regulierung deutſcher Auslandsforderungen. 

5. Zitelmann, DIE. 1915 S. 16: Schadenserſatz für 
Gewalttätigkeiten gegen Auslandsdeutſche im Kriege (aus Anlaß 
der Ernennung eines „Reichskommiſſars“ zur Erörterung von 
Gewalttätigkeiten gegen deutſche Zivilperſonen im Feindesland). 

6. Über die inzwiſchen aufgelöſte deutſche Zentralſtelle für 
Entſchädigungen in Luxemburg, vgl. Armee VOBl. 1915 S. 109: 
Zuſtändig iſt jetzt die ſtellvertretende Intendantur VIII. AK., 
Coblenz. . 

7. Über den Schadenserſatz insbeſondere für belgiſche 
Gewalttätigkeiten vgl. Hamm, DIE. 1914 S. 1285, und 
Hirſchfeld: Der Rechtszuſtand Belgiens nach einjähriger 
deutſcher Beſetzung. (Zu VII) Heymanns Verlag. 2 &. 


6) Vgl. auch 88 2, 6, 17: Die Kommiſſion (3 rechtskundige, 
2 kaufmänniſche Mitglieder) entſcheidet im Beſchlußverfahren (nicht 
Öffentlich), eventuell in mündlicher Verhandlung, bei der ſich die Be⸗ 
teiligten durch Anwälte vertreten laſſen können. Die Entſcheidung 
erfolgt durch Beſchluß im Namen des Reichs. 


M Ala. 19135. 


V. Verſchiedenes (Sicherstellung des Ariegsbedarſs uſu). 


1. Vgl. die BRVO. über die Sicherſtellung von Kriegs: 
bedarf vom 24. VI. 1915 (RGBl. S. 357), betr. die Über 
tragung des Eigentums an Kriegsbedarfsartileln an beſondere 
durch Anordnung des Kriegsminiſteriums oder des Reichsmarine⸗ 
amts bezeichnete Behörden (unbeſchadet der Zuſtändigkeit des 
Militärbefehlshabers). Vgl. auch die Bekanntmachung vom 
9. X. 1915, RGBl. S. 645. 

Feſtſetzung des Ubernahmepreiſes durch ein Reichsſchieds⸗ 
gericht für Kriegsbedarf (Anordnung vom 22. VII. 1915, RGV. 
S. 469). 

[Irrtümlich hält Katz, DIZ. 1915 S. 1073, dieſe WO. 
für ein Spezialgeſetz nach 8 35 KLG. Die Vo. hat weder 
mit „Kriegsſchäden“ etwas zu tun, noch greift ſie überhaupt in 
die Beſugniſſe des Militärbefehlshabers ein (ogl. nur An: 
ordnung vom 22. VII. 1915 $ 1 Abſ. 2).] 


2. Die Spezialgeſetze auf Grund des § 35 KG. Beyer, 
PrVBl. 36 (1915) S. 769. 

Vorſchläge zur Ausgeſtaltung der zu erwartenden Gefeke 
über den Kriegsſchädenerſatz. 

[Für die Entſchädigung der Verluſte Privater, die infolge 
des Krieges in Oſtpreußen und Elſaß⸗-Lothringen em 
getreten find, wird gemäß § 35 KG. ein beſonderes Gele; 
erwartet. Für die Zwiſchenzeit find Beſchlüſſe des Staats 
miniſteriums ergangen. 

Wegen Erſatzes von Kriegsſchäden in den Schutzgebieten 
hat die Handelskammer zu Berlin dem Staatsſekretär des 
Reichskolonialamts kürzlich eine Eingabe übermittelt.) 


3. Über Erſtattung der Kriegsſchäden in Frankreich (nach 
ſranzöſiſchem Recht) iſt neuerdings ein beſonderer Geſetzentwurf 
ausgearbeitet worden, vgl. näheres Finanz- und Handeloblat 
der Voſſiſchen Zeitung vom 3. XI. 1915 Nr. 563. 


4. Über die Requiſition als Rechtsform des Kriegszuſtandes 
vgl. Netter, JW. 1915 S. 176. 


5. Über die Verſicherung gegen Kriegsſchäden und ihr 
Verhältnis zu den Erſatzanſprüchen gegen den Staat ein 
gehend Conradt: Feuerverſicherung und Krieg in den Ver⸗ 
öffentlichungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſen⸗ 
ſchaft Heft 26 (Verſicherung und Krieg) S. 75, 92 ff. 


6. Ob die Gemeinden verpflichtet find, die während des 
Kriegszuſtandes durch die Desinſektion von Quartierräumen 
entſtandenen Koſten zu tragen, erörtern Molkentin, PrVBl 36 
(1915) S. 123 und Langowski, PrVBl. 36 (1915) S. 185. 
Beide bejahen die Haftung der Militärbehörde, erſterer nach $ 39 
des Reichsſeuchengeſetzes, letzterer nach 8 3 Ziff. 6 (Geneml⸗ 
klauſel) KLG. 

7. a) Merk: Die Aushebung der Kraftfahrzeuge. Recht 1915 
S. 18, 19. 

b) Merk: Die Pferdeaushebung. Zeitschrift für badiſche 
Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 46. Jahrg. (1910 
S. 173 ff. 

e) Thrän: Die Vorſpannleiſtungen für die bewaffnete 
Macht des Deutſchen Reichs. Hrrths Ann. 1906 S. 206-9 
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44. Jahrgang. 


F. Polizeirecht und das Geſetz über den 
gelagerungszuſtand. 


J. Zur Polizeigewalt der Verwaltungsbehörden 

in Kriegszeiten. 

1. Aus der Praxis des Polizeirechts in Kriegszeiten. 
Wolzendorff, PrVBl. 36 (1915) S. 53: Es gibt kein „Staats⸗ 
notrecht“ im Gebiete der Polizei, auf Grund deſſen die Polizei 
etwa im Kriege zu allem befugt wäre, was das Staatsintereſſe 
gebietet. Auch die Polizei erledigt in Kriegszeiten ihre mit der 
Steigerung der ſtaatlichen Bedürfniſſe gewachſenen Aufgaben 
nur in den Formen des Rechtes. 

Zur Durchführung beſtimmter, der Kommune von der Heeres⸗ 
leitung auferlegter Aufgaben (z. B. Ablieferung gewiſſer ani⸗ 
maliſcher Subſtanzen beim Schlachten einer Tiergattung) gegenüber 
dem Pflichtigen gibt 8 6 KG. die Handhabe. Bei Hinter: 
ziehung können aus dem Amte der Polizei die Subſtanzen be⸗ 
ſchlagnahmt werden. 

Offentliche Sicherheit im Sinne unſerer Rechtsſprache 
(vgl. 8 9b Bel 8G.) iſt „derjenige Zuſtand, in welchem die in 
einem Gemeinweſen beſtehende Rechtsordnung vor widerrechtlichen 
Angriffen einzelner geſchützt iſt“ (vgl. PrVBl. 32 S. 313). 

Die Einrichtung einer Bürgerwehr bei Mangel von Exekutiv⸗ 
beamten iſt nach § 7 des Geſetzes betr. die Verpflichtung der 
Gemeinden zum Erſatz des bei öffentlichen Aufläufen verurſachten 
Schadens vom 11. III. 1850 (PrGS. S. 194) nur zuläffig, 
wenn in der betreffenden Stadt keine Garniſon vorhanden iſt 
und begründete Beſorgniſſe für die öffentliche Sicherheit beſtehen. 
An dieſe geſetzlichen Schranken wäre auch der Militärbefehls⸗ 
haber nach 8 9b Bel ZG. gebunden. 

2. Verſchärfung der Sittenpolizei infolge des Krieges. 
Wolzendorff, PrVBl. 36 (1915) S. 193: Der Krieg iſt ge: 
eignet, eine Verſchärfung der fittenpolizeilichen Maßregeln zu 
rechtfertigen, aber nur auf der geſetzlichen Grundlage des ALR. 
8 10 U, 17. ft in unſerer beſonderen Zeit an einem bes 
ſtimmten Orte die Wirkung einer Verletzung der Wohlanſtändig⸗ 
keit derart, daß ſie als eine Störung der öffentlichen Ordnung 
erſcheint, ſo rechtfertigt ſie ein polizeiliches Einſchreiten ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie zu anderen Zeiten als nicht polizei⸗ 
widrig angeſehen werden müßte. 

3. Polizeiliches Verbot des Aufſtellens offener Brotkörbe in 
Gaſtwirtſchaften? Wolzendorff, PrVBl. 36 (1915) S. 122: 

Wenn in abſehbarer Zeit wirklich ein Getreide- oder Brot⸗ 
mangel droht (was als Vorausſetzung der Gültigkeit der VO. 
das Gericht nachzuprüfen hätte), kann die Polizei zur Abwendung 
jedes zweckdienliche Mittel anwenden. Aber auch aus hygieniſchen 
Gründen läßt ſich zur Abwendung von Geſundheitsgefahren die 
VO. rechtfertigen. 

4. Darüber, ob für geſchloſſene Geſellſchaften während des 
Krieges eine Polizeiſtunde eingeführt werden kann, vgl. Behmer, 
JW. 1914 S. 1006. 

5. Delius, GuR. 16 (1915) S. 553: Die Polizeiſtunde 
im Kriege, polemifiert gegen die Entſcheidung des KG., Johow 
Bb. 47 vom 17. XII. 1914 (welche die Ungültigkeit einer Berliner 
Pol VO. vom 7. V. 1914 ausſpricht), nach der eine Morgens 
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polizeiſtunde, bis zu welcher der Betrieb ruht, nicht ſchlechthin, 
ſondern nur durch eine gemäß ALR. 8 10 I, 17, 88 6, 12 
Pol VerwG. vom 11. III. 1850 erlaſſene Pol VO. feſtgeſetzt werden 
kann. Der Militärbefehlshaber iſt keinesfalls an eine Beſchrän⸗ 
kung in der Feſtſetzung der Polizeiſtunde gebunden. 

6. Kriegszuſtand und Polizeiſtunde, Honemann. 
ZStrafrWiſſ. 36 S. 582: Das Bel 3G. hat dem RStGB. 
gegenüber nur ſubſidiäre Bedeutung (vgl. 88 2 Abſ. 2 und 4 
EGR StGB.). Die Übertretung der Polizeiſtunde iſt während 
des Kriegszuſtandes nach 8 365 RStGB. ſtrafbar, ohne 
Unterſchied, ob der Militärbefehlshaber oder die Polizeibehörde 
die Polizeiſtunde feſtgeſetzt hat. (9) 


II. Polizeigewalt in den beſetzten Gebieten. 


1. Verſammlungsrecht und Polizeigewalt im deutſch ver⸗ 
walteten Ruſſiſch⸗Polen. v. Loßberg, JW. 1915 S. 1048. 

2. Über das Verſammlungsrecht und die Polizeigewalt im 
deutſch verwalteten Belgien. Lindemann, DStrafr3. 1915 
S. 313 ff. 

3. Verordnungsrecht und Polizeigewalt im beſetzten Gebiet. 
Archiv für Militärrecht VI (1915) S. 52 ff. 

4. Der Rechtszuſtand Belgiens nach einjähriger deutſcher 
Beſetzung. Hirſchfeld, Heymanns Verlag. 2 &. Vgl. ins⸗ 
beſondere Abſchnitt VIII, Strafrecht, Zenſur, Soziale Maßnahmen. 

5. Archiv für Militärrecht VI (1915) S. 27: Verhältnis 
des Militärs zu den Zivilbehörden und zur Zivilbevölkerung im 
Kriege. Schlayer (betr. Oſterreich!). | 

6. Die Lichtſpielprüfung in den beſetzten Teilen Belgiens. 
Hellwig, PrVBl. 36 (1915) S. 361. 


III. Die Geſetze über den Belagerungszuſtand (ins- 
beſondere die Polizeigewalt des Militärbefehlshabers). 

[Das preußiſche Bel ZG. gilt für das ganze Reich, außer 
Bayern. Für Elſaß⸗Lothringen nur unweſentliche Abweichungen, 
vgl. Geſetz vom 30. V. 1892 RGBl. S. 667.) 

Literatur: 

a) Laband: Staatsrecht. 4. Aufl. Bd. 4 S. 41. 

b) Ebermayer in Stengleins Sammlung ſtrafrechtlicher 
Nebengeſetze. 4. Aufl. Bd. I. 

c) Haldy: Der Belagerungszuſtand in Preußen. 1906. 
2,40 . Bd. II 2 der Abhandlungen aus dem Staats⸗Ver⸗ 
waltungs⸗ und Völkerrecht von Zorn⸗Stier⸗Somlo. Verlag 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen. 


1. Zur Stellung des Militärbeſehl⸗habers. 

Literatur: 

Szymanski: Das Verordnungsrecht des Militär 
befehlshabers auf Grund des Geſetzes über den Belagerungs⸗ 
zuſtand vom 4. VI. 1851. Anhang: Geſetzestexte. Danzig, 
John & Roſenberg. 0,80 &. 

a) Waldecker: Die Anſtaltspolizei. 
S. 328 (vgl. auch ebenda 1914 S. 644 ff.): 

Formell bedeutet das Geſetz die Einführung der Militär⸗ 
diktatur, wenn, weil und ſolange keine Stelle da iſt, die die 
Kompetenzüberſchreitung der Militärbehörde und die hierauf 
geſtützte Gewaltanwendung hindern kann. 
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[Hierbei iſt jedoch zu bedenken, daß wenigſtens ſtraf⸗ 
rechtlich die Rechtſprechung des RG. mit Recht die Geſetz⸗ 
mäßigteit der Verordnungen des Militärbefehlshabers, wie noch 
darzulegen fein wird, im einzelnen nachprüft.] 

b) Grundlegend die beiden reichhaltigen Aufſätze PrVBl. 36 
(1915) S. 569 ff., 573 ff.: Die „vollziehende Gewalt“ des 
Militärbefehlshabers im Inlande während des Kriegszuſtandes 
(Delius) und: Tragweite der Anordnungen des Militärbefehls⸗ 
habers unter dem Belagerungszuſtande. (Anonym.) Siehe auch 
Delius, Pr®Bl. 36 (1915) ©. 584. 

c) Conrad: Das Verordnungsrecht des Militärbefehls⸗ 
habers während des Kriegszuſtandes. LZ. 1915 S. 564. 

Der Militärbefehlshaber darf, auch wenn er im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit Anordnungen trifft, (§ 9b) nur als 
Träger der auf ihn übergegangenen vollziehenden Gewalt, 
im Sinne des § 4 Bel8G., alfo nicht contra legem tätig 
werden. (Ebenſo Galli, DStrafr g. 1914 S. 571, Frank, 
23. 1915 S. 3, Schäffer, DIE. 1914 S. 1015, Dietz, 
DStrafrd. 1914 S. 597, v. Schlayer a. a. O. S. 564.) 

d) v. Pelargus: Zur Auslegung des preußiſchen Geſetzes 
über den Belagerungszuſtand. LZ. 1915 S. 1185. 

S. 1191: Nach Bekanntmachung der Erklärung des einfachen 
Belagerungszuſtandes bewendet es bei den geltenden, auch für 
den Militärbefehlshaber verbindlichen Geſetzen, ſolange nicht 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die Be⸗ 
ſeitigung eines ungewöhnlichen Notſtandes einen Über⸗ oder 
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haber als Träger der „vollziehenden Gewalt“ nichts über 
ſich außer ſeinen dienſtlichen Vorgeſetzten, ſeine eigene Ver⸗ 
antwortlichkeit und die Verfaſſung, ſoweit ſie in Kraft iſt. 

e) Adam, PrVBl. 36 (1915) S. 501, lehnt im Gegenſatz 
zu Siebert, DStrafrg. 2. Jahrg. S. 102, und anderen eine 
„Rechtsnachfolgerſchaft“ des Militärbefehlshabers in den Funk⸗ 
tionen der Zivilbehörden ab und verſucht den Begriff der 
„vollziehenden Gewalt“ aus ſich heraus reſtriktiv auszulegen: 
Alle vom Militärbefehlshaber ausgehenden Maßregeln müſſen 
durch den Zweck der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit bedingt ſein und dürfen nicht weitergehen, als die Er⸗ 
reichung des Zweckes notwendig macht. Auch iſt der Militär⸗ 
befehlshaber gleich jeder Behörde an das Geſetz gebunden. 
Polizeigewalt ſpricht Adam (wohl zu Unrecht, vgl. Delius, 
PrVBl. 36 [1915] S. 570) dem Militärbefehlshaber ab. 

f) Ober das BelB®., insbeſondere den Begriff der 
Plünderung, Ehrhardt, Archiv für Militärrecht VI (1915) 
S. 66, vgl. $ 129 Mil StGB. (nur die offene Wegnahme, 
nicht der heimliche Diebſtahl, Unterſchlagung, Hehlerei und 
Mundraub). Plünderungsverſuch iſt nicht ſtrafbar. 

Siehe hierzu auch Beſchluß des III. StS. des OLG. Königs⸗ 
berg vom 8. März 1915 PrVBl. 37 (1915) S. 102: Der 
Begriff „Plünderung“ im § 10 Bel 3G. iſt derſelbe wie im 
PrMil StGB. Nach der neuen Militärſtrafgerichtsordnung iſt 
nicht mehr das außerordentliche Kriegsgericht des 8 10 Bel G., 
ſondern nur noch das ordentliche Kriegsgericht für die Aburteilung 
von Plünderungen zuſtändig. Zivilperſonen, auf die der Begriff 
Plünderung keine Anwendung findet, find nach dem StGB. 
(Raub, Diebſtahl uſw.) zu beſtrafen (unbeſchadet der Zuläſfig⸗ 
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keit des Erlaſſes von Sondervorſchriften durch den Miitkr. 
beſehlshaber, worauf die Schriftleitung des PrVBBl. zutreffend 
hinweiſt). 

g) Zum Bel3®. ſ. ſerner Arndt, DIg. 1915 S. 307 
und PrVBl. 36 (1915) S. 634 (vgl. auch Wolzendorff, 
PrVBl. 36 S. 669): 

Auch Reichsverwaltungsbehörden, desgleichen Zentral 
behörden müſſen den Aufträgen der Militärbefehlshaber Folge 
leiften (vgl. aber auch Ebermayer zu § 3 Bel g.). 

Das Bel 3G. gibt dem Militärbefehlshaber auch ein Ber: 
ordnungsrecht praeter und contra legem. Das Gericht hat 
lediglich zu prüfen, ob es die Abſicht der Vorſchriften iſt, daß 
das Gebot oder Verbot auf die öffentliche, vor allem die 
militäriſche Sicherheit abzielt (vgl. RG, Recht 1915 S. 455) 

h) Preiſer: Der Militärbefehlshaber im Bel ZG. 23. 1915 
S. 929. 

S. 934: Unter dem „Militärbefehlshaber“ im Sinne dez 
Bel ZG. iſt diejenige militäriſche Kommandoſtelle zu verſtehen, 
welche in einem beſtimmten Teile des im Kriegszuſtande befind- 
lichen heimiſchen Gebiete der jeweils höchſte Befehlsträger it 
Alſo auch der rangälteſte Offizier in einer Ortſchaft, unter 
Umſtänden ſogar ein Gefreiter. | 

i) Ehrenberg: Wer iſt Militärbefehlshaber im Sinne 
des Bel G.? Dig. 1915 S. 859. 

Polemik gegen die DIZ. 1915 S. 614 veröffentlichte Ent 
ſcheidung des RG. vom 26. III. 1915, nach welcher auch die 
Garniſonälteſten Verordnungen aus 8 9b BelgG. erlaſſen 
können. 

k) Die vollziehende Gewalt des Militärbefehlshabers ulm. 
Delius PrVBl. 36 (1915) S. 571: Die Zentralbehörden des 
Reichs und der Bundesſtaaten haben den Befehlen des Dir 
befehlshabers Folge zu leiſten (8 4 Abſ. 1 BelZ®.), find ihm 
aber nicht untergeordnet, ſoweit ſie als Delegatare oder Si 
delegatare des Geſetzgebers auftreten, z. B. für Bewilligung 
von Ausnahmen für gewerbepolizeiliche Vorſchriſten. Ent 
ſprechendes gilt für die höheren und unteren Verwaltungs 
behörden, vgl. z. B. 88 138 , 183 NGewD. Über Uberarbei, 
Nachtarbeit, Sonntagsarbeit haben alſo dieſe Zivilverwaltung 
behörden ſelbſtändig zu befinden. PrVBl. 36 (1915) ©. 700 

) Damerow, JW. 1915 S. 14, über den Begrif 
„Militärbefehlshaber“, über die Faſſung eines Verbotes bei 
Militärbefehlshabers und ihre Rechtsfolgen, über die Frag 
der Veröffentlichung ſolcher Verordnungen, ſowie über die 
Zuſtändigkeit der außerordentlichen Ariegögerichte für den Ta 
beſtand des §8 113 StGB. u 

m) Delius, PrVBl. 36 (1915) S. 573: Die Militär: 
befehlshaber haften für ihre Anordnungen ſtrafrechtlch, 
zivilrechtlich und diſziplinariſch (8 4 Abſ. 2 BHO). 94 
ſtrafrechtlicher Verantwortlichkeit entſcheidet im Falle der 
Konfliktserhebung (8 6 des Geſetzes vom 4. VII. 1854) das 
Militärjuſtizdepartement. Zivilrechtlich haftet bei ſeubdhaf 
verurſachtem Schaden für ihn als Reichsorgan das Reich, und 
zwar bei Ausübung der öffentlichen Gewalt nach $ 1 des 00 
ſetzes vom 22. V. 1910, bei privatrechtlichen Funktionen nad 
88 31, 89 BGB. (Konflikt iſt unzuläſſig.) Siehe Delius, 
Haftpflicht der Beamten, 2. Aufl. S. 329 und Nachtrag 
S. 4 und 6. 
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2. Strafrechtliches. 

a) Beſtrafung der Übertretung von Verboten des Militär⸗ 
befehlshabers. Delius, PrVBl. 36 (1915) S. 764. Nicht 
jede Übertretung eines vom Militärbefehlshaber im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit erlaſſenen Verbotes muß nach § 9b Bel 3G. 
mit Gefängnis beſtraft werden. Vgl. auch Delius, PrVBl. 36 
(1915) S. 571. Erſt wenn das gewöhnliche Polizeiverordnungs⸗ 
recht mit ſeinen Strafen nicht ausreicht, tritt die Vorſchrift des 
5 Ib ergänzend ein. Der Militärbefehlshaber darf alſo auch 
für ſeine Verbote auf dem Gebiete der Sicherheitspolizei an 
ſich Geldſtrafen androhen, was ſich insbeſondere bei fahrläſſigen 
ÜÜbertretungen empfiehlt. 

b) Zur Schuldfrage bei Verſtößen gegen das Bel G.: 
Die Erklärung des Belagerungszuſtandes und die Form der 
Anordnungen aus 59 b Bel3G., PrVBl. 36 (1915) S. 808. 
(Anonym.): 

Verfehlt iſt die Anſchauung der Strafkammer Göttingen, 
die Gewerbetreibende von dem Vergehen gegen 8 9b Bel 3G. 
deshalb freiſprach, weil die Anordnung des Oberkommandos 
nicht in wirklich im Ort geleſenen Blättern, ſondern nur im 
Kreisblatt abgedruckt war. Jedermann weiß oder ſollte doch 
wiſſen, daß amtliche Erlaſſe in erſter Reihe in den amtlichen 
Blättern erſcheinen. (Vgl. auch Urteil des III. Strafſenats des 
RG. vom 8. VII. 1915, III D. 433/15, nach welchem ein 
niederrheiniſcher Rheinſchiffer wegen Übertretung des vom 
Generalkommando erlaſſenen Nachtſchiffahrtverbots auf dem 


Niederrhein verurteilt wurde, obgleich er behauptet hatte, das 


Verbot nicht gekannt zu haben. Er mußte ſich als Rhein⸗ 
ſchiffer nach den außerordentlichen Verkehrsbeſchränkungen er⸗ 
kundigen und mußte vermuten, daß ſolche während des Krieges 
ergangen waren. Im übrigen vgl. hierzu die unten zu Ziff. 40 
wiedergegebene Rechtſprechung.) 

c) Die Strafbarkeit des Widerſtandes nach dem Bel 3G. 
prüft Preiſer, 23. 1915 ©. 24. 

d) Das Bel ZG. und der Gnadenweg. Schäffer, Recht 
1915 S. 66: Ein Gnadengeſuch hemmt auch nach dem Bel 3G. 
die Vollſtreckung. Die Urteilsvollſtreckung liegt, abgeſehen von 
der militäriſcherſeits zu vollziehenden Todesſtrafe, auf Anſuchen 
des Vorſitzenden des Kriegsgerichts der Staatsanwaltſchaft ob. 
Damit geht auch in der preußiſchen Praxis die Bearbeitung 
der Gnadengeſuche in den kriegsgerichtlichen Urteilsſachen an 
dieſe Behörde über. 


3. Verſchiedenes. 


a) Zur Stellung des Berichterſtatters nach dem Geſetze 
über den Belagerungszuſtand vom 4. VL 1851. Vgl. v. Loßberg, 
JW. 1915 S. 421. 

b) Über Zuſtändigkeit, Bekanntmachung und Wirkung der 
Erklärung des Reichsgebiets in den Kriegszuſtand. Waldecker, 
Hirths Ann. 1914 S. 644. 

c) Zur prozeſſualen Handhabung des Bel 3G. vgl. Schäffer, 
23.1915 S. 493. 

d) Zwei Bemerkungen zum Geſetz über den Belagerungs⸗ 
zuſtand vom 4. VI. 1851. Hertel, JW. 1915 S. 739. 

e) Zur Stellung des Oberbefehlshabers in den Marken: 
Aus Anlaß eines Beſchluſſes des Oberbefehlshabers in den 
Marken, der verſchiedenen Großbanken zugegangen iſt, prüft 
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Bendix, JW. 1914 S. 819, die ſtaatsrechtliche Grundlage der 
Beſchlagnahme von Forderungen feindlicher Staaten und die 
Zuläſſigkeit der Beſtrafung einer Zuwiderhandlung nach 8 89 
StGB. Dagegen Kaufmann, JW. 1914 S. 859, Stäcker, 
SW. 1914 S. 949 und Hartmann in DAZ. 1914 S. 1339. 
Bendix entgegnet JW. 1915 S. 65. 


4. Das Belagerungszuſtandsgeſetz in der Nechtſprechung. 
Literatur: 
a) Ebermayer: Das Belagerungszuſtandsgeſetz und andere 
Kriegsgeſetze in der Rechtſprechung des RG., LZ. 1915 S. 657. 
b) Dürr: Die Kriegsverordnungen des Militärbefehlshabers 
in der Rechtſprechung des Bayr Obs G., DStrafr 3. 1915 S. 302. 
Fortlaufende Überſichten über den neueſten Stand der 
Rechtſprechung zum Bel ZG. bringt neuerdings das PrVBl. 37 
(1915) S. 19, 38, 54, 72, 100, 133 ff., aus denen ſolgendes 
wiedergegeben werden mag: 


a) Allgemeines. Die Grenzen der Befugniſſe des 
Miltärbefehlshabers. 

a) Vgl. insbeſondere die wichtige Entſcheidung des II. StS. 
des RR. vom 11. VI. 1915: Der Oberbefehlshaber iſt zwar nicht 
befugt, die beſtehenden Geſetze zu verſchärfen, da die vollziehende 
Gewalt mit der Erklärung des Belagerungszuſtandes lediglich 
im Rahmen der beſtehenden Geſetze auf ihn übergeht. 
Doch kann er nach § 9b BelgG. Verbote zur Erhaltung der 
öffentlichen Sicherheit unter der hier angedrohten Strafe 
(Gefängnis bis zu einem Jahre) erlaſſen, gleichgültig, ob ein 
gleichartiges oder ähnliches polizeiliches Verbot etwa aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung bereits vor dem Kriegs⸗ 
zuſtande erlaſſen war (PrVBl. 37 [1915] S. 20). 

[Damit iſt das grundlegende verwaltungsrechtliche Prinzip 
der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung von der Rechtſprechung 
auch für den Militärbefehlshaber anerkannt.] 

5) Eine mit Ermächtigung des Oberbefehlshabers erlaſſene 
Anordnung des Militär⸗Polizeimeiſters, die das Aufkaufen von 
Lebensmitteln auf dem Wochenmarkt durch Wiederverkäufer zur 
Verhütung von Preistreibereien verbietet, darf ſich nicht 
auf 8 9b Bel3G. ſtützen, da fie nicht zum Schutze der öffent⸗ 
lichen Sicherheit beſtimmt iſt. Sie konnte nur als Polizei⸗ 
verordnung über den Marktverkehr auf Grund des § 4 Bel G. 
und unter Androhung der Strafen des § 149 Ziff. 6 RGewd. 
erlaſſen werden. Wegen der ungültigen Strafanordnung aus 
5 9b Bel3G. iſt die ganze Anordnung ungültig. 
(II. StS. des RG. vom 4. X. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 54. 

7) Zuwiderhandlungen gegen ein vom Reichskanzler 
erlaſſenes Verbot, Maſchinen zur Herſtellung von Kriegsbedarf 
auszuführen, find nicht nach 8 9b Bel 38G. ſondern nach 8 134 
des Vereinszollgeſetzes zu beſtrafen, da das Verbot nicht von 
einem Militärbefehlshaber, auch nicht vom Kaiſer in Ausübung 
der militäriſchen Kommandogewalt, fondern von der Zivil— 
verwaltung im gewöhnlichen verfaſſungsmäßigen Wege erlaſſen 
iſt. (II. StS. des RG. vom 12. X. 1915) PrVBl. 37 (1915) 
S. 72. 

d) Foim der Anordnung. 
a) Eine beſtimmte Form für die Anordnungen des Generals 


kommandos iſt nicht vorgeſchrieben. (V. StS. des RG. vom 
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15. VI. 1915.) Die Mitteilung eines Verbots in der Zeitung 
muß aber erkennen laſſen, daß das Verbot vom General⸗ 
kommando erlaſſen iſt (III. StS. des RG. vom 31. V. 1915) 
PrVBl. 37 (1915) S. 20. 


5) Eine vom Polizeipräſidenten im Auftrage des Ober: 
befehlshabers erlaſſene Anordnung gilt als Anordnung des 
Oberbefehlshabers ſelbſt. Nimmt eine ſpätere abändernde An⸗ 
ordnung des Polizeipräfidenten auch weder auf den Auftrag 
des Oberbefehlshabers noch auf 8 9b Bel 3G. Bezug, fo muß 
ein Gewerbetreibender bei einiger Sorgfalt doch wiſſen, daß 
die neue Anordnung lediglich eine Abänderung der früheren 
Anordnung des Oberbefehlshabers ſei, daß alſo eine neue An⸗ 
ordnung des letzteren vorliege. (V. StS. des RG. vom 1. X. 1915), 
PrVBl. 37 (1915) S. 54. 

Y) Eine rechtsverbindliche Anordnung des Oberkommandos 
wegen Verbots der Tanzluſtbarkeiten liegt auch dann vor, wenn 
dieſes nur mündlich den Vorſchlägen der Polizei zuſtimmt 
und die Polizei durch ihre Beamten oder Dienſtſtellen die In⸗ 
haber der Tanzſäle mündlich von dem Verbot in Kenntnis ſetzt. 
(IV. Strafkammer des LG. I Berlin vom 4. X. 1915), 
PrVBl. 37 (1915) S. 54. 

2) Die Feſtſetzung einer Polizeiſtunde durch den Ober: 
befehlshaber unterliegt auch dann der Strafvorſchrift des § 9b 
Bel 8 G., wenn weder auf dieſe Bezug genommen noch erklärt 
wird, daß die Anordnung zur Erhaltung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit ergangen iſt. Daß letzteres der Fall iſt, ergibt ſich klar 
und einwandfrei aus dem Inhalt der Vorſchrift. (III. StS. 
des RG. vom 22. X. 1915.) PrVBl. 37 (1915) S. 101. 

[Diefe Entſcheidungen gehen rechtlich ſehr weit.“) In 
jedem Falle muß die Polizei in dem Falle 5 in zweifelsſreier 
Weiſe zum Ausdruck bringen, daß ſie im Auftrage des Militär⸗ 
befehlshabers auftritt.] 


c) Vorſatz und Fahrläſſigkeit. Irrtum. Notwehr. 

a) Bei Verboten vorwiegend polizeilicher Art, z. B. bei 
Verboten des Branntweinausſchanks, iſt, ſoweit nicht der Wort⸗ 
laut und Sinn der Maßregel entgegenſteht, nicht nur vorſätz⸗ 
liches, ſondern auch fahrläſſiges Handeln zu beſtrafen. 
(ll. StS. des RG. vom 12. IV. 1915) PrVBl. 37 (1915) 
S. 20. 

6) Die beteiligten Geſchäftsleute find verpflichtet, ſich über 
die erlaſſenen ſie und ihre Geſchäftsbetriebe angehenden An⸗ 
ordnungen des Generalkommandos zu unterrichten. Unterlaſſung 
iſt Fahrläſſigkeit. (I. StS. des RG. vom 3. VI. 1915) PrVBl. 
37 (1915) S. 20. 

y) Irrtum über die Anordnungen des Oberbefehlshabers 
iſt nicht Rechtsirrtum, ſondern Tatirrtum. Kenntnis oder fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis der Anordnung erforderlich. (I. StS. des 
RG. vom 31. V. 1915) PrWBl. 37 (1915) S. 39. 


6) Bei der Beratung des Bel 3G. in der zweiten Kammer hob 
der Regierungsvertreter ausdrücklich hervor: „Das Geſetz verlangt, 
daß ein Verbot im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſen ſei, 
und daß das Strafbare im Verbot ſelbſt ausgeſprochen werden ſoll, 
daß alſo der Militärbefehlshaber im desfallſigen Verbot ſage: Ich 
finde mich im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit veranlaßt, dieſe 
Beſtimmung zu treffen. Vgl. PrVBl. 36 (1914) S. 54 (Wolzendorff). 


9) Die allgemeinen Vorſchriften über Notſtand und Selbſt⸗ 
hilfe (Abſchießen von Tauben auf dem eigenen Feldgrundſtück 
zur Abwehr von Schädigungen der Saaten) kommen nicht zur 
Anwendung, da die Anordnungen des Oberbefehlshabers zur 
Erhaltung der öffentlichen Sicherheit ergangen ſind und un⸗ 
bedingt befolgt werden müſſen (V. StS. des RG. vom 19. X. 
1915), PrVBl. 37 (1915) S. 72. 


d) Rechtsmittel. 

Die vom Oberbefehlshaber nachträglich genehmigte Schließung 
einer Schanlwirtſchaft durch die Ortspolizeibehörde iſt keine 
mit den Rechtsmitteln des Landesverwaltungsgeſetzes anfechtbare 
polizeiliche Verfügung. Durch die nachträgliche Genehmigung 
ift die Anordnung zu einer ſolchen des Oberbefehlshabers ſelbſt 
und unanfechtbar geworden, auch hinſichtlich der Zeit bis zur 
Erteilung der Genehmigung. (III. Sen. des OVG. vom 
7. X. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 72. 


e) Preß⸗ und Redefreiheit. 
(gl. hierzu auch den Abſchnitt Verkehrsrecht zu 1 Ziff. 8 u. 9 ſowie 
PrVBl. 36 (1915) S. 569.) 

a) Die Verurteilung wegen verbotswidriger Verbreitung 
von Gerüchten über Kriegsereigniſſe aus $ 9b Bel 3G. it von 
der Feſtſtellung abhängig, daß die Verbreitung geeignet war, 
die öffentliche Sicherheit zu gefährden. (II. StS. des RG. vom 
9. VII. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 21. 

6) Der verantwortliche Leiter des die Ankündigung ent 
haltenden Anzeigenteils iſt, wenn er die vom Oberbefehls⸗ 
haber verbotene Ankündigung nicht ſelbſt vorher geleſen hate, 
nach 8 59 StGB. ſtraffrei, jedoch nur dann, wenn er fih nich 
bei der Aufſicht über die Geſchäftshandhabung des ihn ver⸗ 
tretenden Hilfsſchriftleiters einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht 
hat. Letzterenfalls würde er aber auch nur nach 9 2 
RPreßG. zu beſtrafen fein. (II. StS. des RG. vom 22. X. 1915 
PrVBl. 37 (1915) S. 101. | 

y) Die Anordnung des Oberbefehlshabers, die den JM 
tungen die Aufnahme folder Anzeigen verbietet, durch die 
nicht ärztlich approbierte Perſonen ſich zur Hilfstätigkeit uſw. fi 
die Heilung von Geſchlechts krankheiten anbieten, ist nicht eine 
bloße gewerbepolizeiliche Vorſchrift. Strafbarkeit nach $ 90 
BelZG.! Als Kriegsſonderrecht durfte ſich das Verbot auf 
an einen beſchränkten Kreis, die Schriftleiter der Zeitungen, 
wenden. Zur Beſchränkung der Preßfreiheit find die Ober: 
befehlshaber ermächtigt. (II. StS. des RG. vom 22. X. 1915 
PrVBl. 37 (1915) S. 101. 


f) Verſammlungsfreiheit. 

a) Die Verbote des Generalkommandos gegen Abhaltung 
nicht angemeldeter Verſammlungen erſtrecken ſich auch auf Der: 
Sammlungen öffentlicher Körperfchaften, wie Innungen u dgl, 
ſofern es ſich nicht um die geſetzlich vorgeschriebenen und ordnung“ 
mäßig einberufenen Zuſammenkünfte des Vorſtands oder de 
Mitglieder handelt. (III. StS. des RG. vom 12. VII. 1915) 
PrVBl. 37 (1915) S. 20. . 

8) Die Aufhebung der Vereins⸗ und Verſammlungsfreihet 
liegt innerhalb der dem Oberfehlshaber durch das Gejeh er 
tragenen Befugnis. Einer beſonderen Übertragung dieses 
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44. Jahrgang. 


Rechts vom Kaiſer auf den Oberbefehlshaber bedarf es nicht. 
(IV. StS. des RG. vom 22. X. 1915) PrVBl. 37 (1915) 
S. 101. 

7) [Über Vereins⸗ und Verſammlungsrecht im Kriege vgl. 
auch PrVBl. 36 (1915) S. 574 (anonym): Der an Stelle der 
Beſtimmungen der Preuß VU. getretene 81 des Reichsvereinsgeſetzes 
unterliegt der Aufhebung. Dagegen hält 8 24 des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes auch die landesrechtlichen Vorſchriften in bezug 
auf Vereine und Verſammlungen für die Zeit der Kriegsgefahr, 
des erklärten Kriegs⸗ (Belagerungs⸗) Zuſtandes oder innerer 
Unruhen aufrecht. Es können alle öffentlichen Verſammlungen 
von der Genehmigung des Generalkommandos abhängig 
gemacht werden; gegen Vereine und geſchloſſene Geſellſchaften 
kann mit Verboten oder Beſchränkungen der Zuſammenkünfte 
vorgegangen werden. Als Beiſpiel einer Anordnung des 
Militärbefehlshabers über das Verſammlungsrecht mag folgende 
Bekanntmachung des Oberbefehlshabers in den Marken wieder⸗ 
gegeben werden: 

Durch meine Bekanntmachung vom 21. Juli 1914 habe 
ich angeordnet, daß alle öffentlichen Verſammlungen der 
Genehmigung bedürfen, die wenigſtens 48 Stunden vor Beginn 
der Verſammlung bei der Polizeibehörde nachzuſuchen iſt. 

Im Anſchluß hieran beſtimme ich für den Bezirk der 
Stadt Berlin und der Provinz Brandenburg: 

Alle nicht A entlichen Verſammlungen politischer 
Vereine ſowie alle diejenigen Verſammlungen, in denen 
öffentliche Angelegenheiten erörtert werden, ſind vom 
Vorſtand oder vom Einberufer mindeſtens 48 Stunden 
vor dem Beginn der Verſammlung unter Angabe des 
Ortes, des Verhandlungsgegenſtandes und der Redner“) 
bei der Polizeibehörde ſchriftlich anzuzeigen. 

Die Anordnung tritt ſofort in Kraft. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 
beer a0 im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft 

beſtraft. 


g) Gewerbepolizeiliche Verbote. Meldeweſen. 


a) Eine Anordnung des Oberbefehlshabers, die in einer 
der Gewerbeordnung fremden Weiſe den Ausſchank von Brannt⸗ 
wein unter einer beſtimmten Preisgrenze verbietet, iſt rechts⸗ 
gültig, wird auch durch die BRVO. vom 26. III. 1915 über 
den Branntweinverkauf nicht berührt. (V. StS. des RG. vom 
18. VI. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 21. Der Brannt⸗ 
weinkleinhandel kann ſeiner Ausübung nach ohne Verſtoß 
gegen 81 RGewdO. verboten werden. (V. StS. des RG. vom 
8. VI. 1915) ebenda. 

A) Der Oberbefehlshaber iſt zur Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen aus 8 4 Bel 3G. befugt; Beſtrafung kann aber nur 
nach dem beſondere Strafen androhenden Höchſtpreisgeſetz erfolgen 
(alſo nicht notwendig Gefängnis!) (IV. StS. des RG. vom 
7. V. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 21. 

r) Zur Auslegung der Anordnungen des Oberbefehlshabers 
über die Polizeiſtunde iſt der 8 365 RStGGB. heranzuziehen. 
(II. StS. des RG. vom 28. VI. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 21. 


7) Zweifelhaft iſt, ob ſich dieſe Beſtimmung auch auf Dis 
kuſſionsredner bezieht. Die Frage tft zu verneinen. Eine fo weit⸗ 
gehende Vorſchrift hätte einen zweifelsfreien Ausdruck in der Be⸗ 
kanntmachung finden müſſen. Gemeint find nach dem Zuſammen⸗ 
bange nur die offiziell in Ausſicht genommenen Redner. 
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8) Eine Anordnung des Oberkommandos, die für Kraft⸗ 
wagenfahrten beſondere von den Ortspolizeibehörden aus⸗ 
zuſtellende Fahrtausweiſe fordert, ſetzt die nach den bisherigen 
Vorſchriften ausgeſtellten Ausweiskarten außer Kraft. (Ferien StS. 
des RG. vom 13. IX. 1915) PrVBl. 37 (1915) S. 39. 


G. Verkehrsrecht. 
I. Poſt- und Telegraphenrecht. Preßfreiheit. 

1. Die Poſtordnung vom 20. III. 1900 iſt mit der Kriegs⸗ 
geſetzgebung über das Wechſel⸗ und Scheckrecht bezüglich der 
Poſtproteſte durch verſchiedene Verordnungen in Einklang gebracht 
worden. Vgl. z. B. RGBl. 1915 S. 47 und 678. 

2. Poſtverkehr und Poſtrecht während des Krieges. König, 
BankA. 14 (1914) S. 10. 

Die ſchweren Beeinträchtigungen des Poſtverkehrs durch 
den Krieg im Intereſſe der Landesverteidigung müſſen ebenſo 
wie alle die unendlichen Mbel, die ein Krieg mit ſich bringt, 
ertragen werden. 

Soweit hiernach der Poſtverkehr überhaupt aufrechterhalten 
iſt, hat die Poſtverwaltung von der ihr nach §S 15 PoſtG. vom 
28. X. 1871 (RGBl. S. 347 ff.) eingeräumten Befugnis, jede 
Vertretung abzulehnen und Briefe ſowie andere Sachen nur 
auf Gefahr des Abſenders zur Beförderung zu übernehmen, 
keinen Gebrauch gemacht. Die Haftpflicht nach SS 6— 14 PoſtG. 
(auch für höhere Gewalt, wenn dieſe ſich nicht als die „unab⸗ 
wendbaren Folgen eines Naturereigniſſes“ darſtellen) beſteht 
alſo auch im Kriege. Sie gilt auch für Feldpoſtſendungen. 

Im Poſtverkehr mit dem Ausland (auch mit Oſterreich⸗ 
Ungarn, vgl. Art. 16, 42 des Vertrages vom 7. V. 1872) 
Exkulpation durch Berufung auf „höhere Gewalt“, wozu auch 
der Krieg gehört. (Vgl. RGBl. 1907 S. 593 —655, 672 — 710.) 

3. Über die Feldpoſt vgl. König, BankA. 14 S. 11, 
und Güthe-Schlegelberger, Kriegsbuch S. 934. 

4. Aus dem Armee OBl. 1915: S. 11 Privattelegramm⸗ 
verkehr zwiſchen Feldheer und Heimat; S. 195: Etappen,, 
Güter⸗ und Paketämter. 

5. Das Poſt⸗ und Telegraphenrecht im Kriege. 
RuW. 1915 S. 16. 

6. Über Poſtverkehr vgl. auch Deutſche Wirtſchafts⸗ 
zeitung 1915 S. 180. 

7. Der Brief in Krieg und Frieden. Arnold, Poſtaliſche 
Rundſchau Bd. 13 S. 318. 

8. Zur Frage des Poſt⸗ und Telegraphengeheimniſſes. 
Anſchütz, 3StrafrWiſſ. 36 (1915) S. 484: 

Wenn gemäß 5 5 Bel 3G. durch den Kaiſer oder den 
Militärbefehlshaber (vgl. Anſchütz, DIZ. 1914 S. 452 ff.) die 
Garantien der Preßfreiheit außer Kraft geſetzt werden, ſo hat dies 
die Bedeutung, daß Beſchränkungen der Preßfreiheit — Erlaubnis⸗ 
vorbehalte, Verbote, Beſchlagnahme — nicht nur, wie nach § 9b 
Bel 8G. im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit, ſondern ganz 
diskretionär und ohne daß eine richterliche Nachprüfung der Rechts⸗ 
gültigkeit der Maßregel eröffnet wäre, verhängt werden können. 

Wenn auch unter den Verfaſſungsartikeln, die nach 8 5 
Bel 8G. außer Kraft geſetzt werden können, der das Briefgeheimnis 
verbürgende Art. 33 Preuß VII. (jetzt 8 5 des Reichsgeſetzes 
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vom 28. X. 1871) nicht mitaufgeführt ift, fo iſt dies, da die 
Außerkraftſetzung des Art. 6 Preuß Vll. (Unverletzlichkeit der 
Wohnung, Hausſuchungen ſowie Beſchlagnahme von Briefen 
und Papieren) möglich iſt, praktiſch nicht von Bedeutung. Durch 
Aufhebung des Art. 6 Preuß Vu. werden Maßregeln aller Art, 
deren Zweck darin beſteht, Briefe und andere Schriftſtücke in 
den Beſitz oder zur Kenntnis der Behörden zu bringen, rechtlich 
zuläſſig. Auch die Poſtverwaltung, die als Zivilverwaltungs⸗ 
behörde den Anordnungen und Aufträgen des Militärbefehls⸗ 
habers Folge zu leiſten hat (vgl. $ 4 Bel ZG. und Arndt, 
DIZ. 20, 307), muß ſich fügen. Die Gehorſamspflicht der 
Poſtverwaltung gegenüber dem Militärbefehlshaber gilt ſogar, 
wenn Art. 6 Preuß VU. nicht ſuspendiert iſt. 

9. Noch einiges über Preßfreiheit und Briefgeheimnis unter 
dem Kriegszuſtand. Kitzinger, 3StrafrWiſſ. 36 (1915) S. 769. 

S. 771: Der Kriegszuſtand an ſich läßt den Grundſatz der 
Preßfreiheit, überhaupt das Recht der Preſſe unberührt, vgl. 

aber $ 10 Spionagegeſetz vom 3. VI. 1914 und die Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 31. VII. 1914 (RGBl. ©. 178). 
Anders, wenn, wie dies zumeiſt geſchehen iſt, gemäß § 5 Bel 3G. 
die verfaſſungsmäßigen Freiheitsgarantien aufgehoben ſind und 
damit auch die Preßfreiheit beſeitigt iſt. 

(Aber Beſonderheiten für Bayern vgl. S. 773 ff.) 

Zum Briefgeheimnis: Wenn mit Suspenſion des Art. 6 
Preuß Vll. die ſonſt für die Beſchlagnahme von Briefen uſw. 
beſtehenden geſetzlichen Schranken beſeitigt werden, ſo werden 
ſolche Akte ohne weiteres nicht nur Privaten, ſondern auch Be⸗ 
hörden gegenüber zuläſſig. Nur nicht gegenüber der Poſt und 
den Poſtämtern (Art. 33 Preuß VII.). Trotzdem müſſen ſich die 
Poſtbehörden militäriſchen Anweiſungen fügen (Art. 4 Bel G.). 

10. Beſchränkung des Poſt⸗ und Telegraphengeheimniſſes 
und der Preßfreiheit im Kriege. Arndt, DIZ. 1914 S. 1098. 

11. Aber Kriegsrecht und drahtloſe Telegraphie. Henning, 
DIE. 20. Jahrg. (1915) S. 878. 


II. Eiſenbahnrecht. 
1. Die Eiſenbahnverkehrsordnung hat mit Rückſicht auf 
die Kriegslage mehrfache Abänderungen erfahren, vgl. z. B. 
RGBl. 1915 S. 121, 493 uſw. 
2. Auf Grund des § 2 Abſ. 4 EiſenbVerkO. hat das 
Reichseiſenbahnamt am 10. VIII. 1914 (RG Bl. S. 368) verfügt: 
Mit Rückſicht auf die jetzige militäriſche Inanſpruchnahme 
der Eiſenbahnen werden für den zugelaſſenen Privatverkehr 
bis auf weiteres ſämtliche Lieferfriſten der Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung außer Kraft geſetzt. Ebenſo wird die 
Vorſchrift in 9 6 Abſ. 5 über die Veröffentlichung der 
Tarife inſoweit außer Kraft geſetzt, als es ſich um die 
Vorſchriften der Tarife über Lieferfriſten und Geſtaltung 
offener oder bedeckter Wagen handelt. 
Näheres bei Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch S. 934ff. 
8. a) Vorſchriften über die Benutzung der Eiſenbahnen durch 
Militärperſonen uſw. während des Krieges, Armee VoOBl. 1915 
S. 174. N 
b) Über die Beförderung von Militär⸗ und Privatgut zum 
Feldheer auf der Eiſenbahn. Zu vgl. das Merkblatt, 
Armee OBl. 1915 S. 404. Zuſtändig find die im Inland 
belegenen „Armee⸗Sammelſtationen“ und „Weiterleitungsſtellen“. 
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4. Aus Zeitſchriften: 

a) Rechtswirkung der Mobilmachung und des Krieges auf 
die Eiſenbahngüterbeförderung. Eger, Dig. 1914 S. 1099. 

b) Inwieweit die Eiſenbahn im Kriege bei der Güter: 
beförderung in offenen Wagen haftet, unterſucht Michalke, 
JW. 1915 S. 385. 

c) Der deutſche Eiſenbahnverkehr und der Krieg. v. Bold: 
ner, im 3. Kriegsheft des Archivs für Sozialwiſſenſchaſ 
und Sozialpolitik. 


H. Finanzrecht. 
(Dieſe Mberficht folgt in der nächſten a⸗Nummer der JW.) 


J. Der Krieg und die Selbſtverwaltungs 
körper. 
I. Allgemeine Kriegsaufgaben der Städte. 


1. Die wirtſchaftliche Mobiliſierung der Selbſtverwaltung 
aus Anlaß des Krieges. Wölbling, PrVBl. 36 (1915 
S. 257 (Abdruck eines Vortrags). Verf. behandelt die Kriegs⸗ 
aufgaben der Kommunen: Kriegsleiſtungsgeſetz, Unterftügung 
des Sanitätsdienſtes, kommunale Erhöhung der Reichsſamilien⸗ 
unterſtützung nach dem Geſetz vom 28. II. 1888/4. VIII. 1914; 
ferner die Rechtslage der ſtädtiſchen Beamten (zu vgl. Kommu- 
nale Rundſchau VII, 728) ſowie den ſtädtiſchen Arbeitsnachweis, 
Fortſetzung der öffentlichen und privaten Arbeit, Notſtands⸗ 
arbeit, Arbeitsloſenfürſorge und Aufgaben der Lebensmittel 
verſorgung, Mietunterſtützung, Hypothekenweſen uſw. 

2. Die Leiſtungen der preußiſchen Städte aus Anlaß des 
Krieges. Vigelius, PrVBl. 36 (1914) S. 97 (zu vgl. Nr. 18 
bis 20 der Mitteilungen der Zentralſtelle des Deutſchen Städte: 
tages). | 
3. Die Kriegsaufwendungen der Induſtrieſtädte und 
Rentnerſtädte. Schmidtmann, PrVBl. 36 (1915) S. 157: 
Vermittels Schaffung von Zweckverbänden ſollte die Zahlung 
von Ausgleichsſummen zur Erzielung einer Gleichmäßigkeit der 
Kriegsausgaben beider Arten von Kommunen veranlaßt werden. 

4. Die Städte und der Krieg. Leiffmann, Bank. 16 
(1915) S. 134. 

5. Forſt in den erſten 5 Monaten des Krieges. Peters, 
PrVBl. 36 (1915) S. 289. 

6. Die gemeindliche Kriegshilfe im großſtädtiſchen Boden⸗ 
kredit. Leiste. Berlin 1915. Verlag Guttentag. 1,20 4. 

7. Städtiſche Siedlungspolitik nach dem Kriege. Beuſter. 
Heymanns Verlag. 44 S. 1 4. 


II. Die ſtädtiſchen Finanzen. (Etatsweſen.) 


1. Der ſtädtiſche Kriegsſinanzbedarf und feine Deckung. 
Gerling, PrBBl. 36 (1915) S. 677: Die Deckung wird 
zunächſt von dem Gedanken der Erſtattung durch Reich und 
Staat beherrſcht. Der Fehlbetrag iſt regelmäßig durch Auf 
nahme von Anleihen zu decken; folange die Organiſation 15 
Anleihefrage nicht erfolgt iſt, bleibt nur der Weg der ſchwe 
benden Schuld. 
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2. Gemeindefinanzen und Krieg. Gerling, Preußiſches 
Kommunalarchiv 6. Bd. (1915) S. 60. 

3. Städtiſche Anleihe⸗ und Fondsverwaltung 1915. Ger⸗ 
ling, PrVBl. 36 (1915) S. 325. 

4. Die ſtädtiſchen Finanzen und der Krieg. Rompel, 
PrVBl. 36 (1915) S. 4 ff.: Der Krieg bedeutet eine Epoche 
in der Geſchichte der kommunalen Finanzwirtſchaften. Wird 
im einzelnen ausgeführt. 

5. Der Krieg und der Stadtkredit, Mathias, PrVBl. 
36 (1915) S. 21. | 

6. Bemerkungen über Einwirkungen des Krieges auf das 
Etats⸗ und Kaſſenweſen der Städte. Stotterth, PrVBl. 36 
(1915) S. 98 ff. 

7. Notſtandsdarlehen und die Kommunen. Seidel, PrVBl. 
36 (1915) S. 377. Zu vgl. der Runderlaß des preuß. Min. d. J. 
vom 16. VIII. 1914 über das hilfsweiſe Eingreifen der Spar⸗ 
kaſſen. ö 

8. Vgl. auch das Geſetz über Beihilfe zu Wohlfahrts⸗ 
ausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 27. III. 
1915, PrGS. 1915 S. 69. 

9. Zur Berechnung des Kreisſteuerſolls im Kriege, ſowie 
zur Kreisabgabenoberverteilung im Kriegsjahr 1915 vgl. Popitz, 
PrVBl. 36 (1915) S. 704, 720. 


III. Das Gemeindewahlrecht. 


1. BO. betr. Sicherſtellung des kommunalen Wahlrechts 
der Kriegsteilnehmer vom 7. VII. 1915, PrGS. S. 111, nach 
welcher die Gemeinden für die Jahre 1915 und 1916 durch 
Gemeindebeſchluß anordnen können 

entweder 
daß von einer Aufſtellung, allgemeinen und Ernnzelberichtigung 
ſowie Auslegung der Liſte der ſtimmfähigen Bürger (Gemeinde⸗ 
glieder) abgeſehen und bei Wahlen die letzte endgültige Liſte 
zugrunde gelegt wird, 

oder 

daß bei der geſetzmäßigen Aufſtellung (Berichtigung) der Liſten 
hinſichtlich der Kriegsteilnehmer, die den ſonſtigen Voraus⸗ 
jegungen für den Erwerb und die Ausübung des Bürger: 
(Gemeinde-) Rechts genügen, eine Minderung der veranlagten 
Steuerſätze oder der Einkommensbezüge, die etwa gegenüber den 
für die letzte und endgültige Liſte maßgeblichen Verhältniſſen 
eingetreten iſt, außer Betracht bleibt. 

2. Das ſtädtiſche Wahlrecht der zum Kriegsheer Ein⸗ 
berufenen und die formelle Rechtskraft der Wählerliſte. Schütze, 
PrVBl. 36 (1915) S. 635: 

Für die im § 38 NMIG. genannten und ſervisberechtigten 
Perſonen ruht das Bürgerrecht während der Zugehörigkeit zum 
Kriegsheere (Oertel, Komm. zur StD., 6. Aufl., S. 30, 60). 
Bei ihrem Namen muß in der Wählerliſte der Grund und 
die Zeitdauer des Ruhens des Wahlrechts vermerkt werden. 
Gehören die ſo eingetragenen Bürger am Tage der Wahl noch 
zum Kriegsheere, fo find fie zur Wahl nicht zugelafien. 

Soweit die Einberufung erſt nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 


friſt (58 19 bis 21 Sto.) erfolgt iſt, ift zwar die Eintragung 


des Vermerks nicht mehr zuläſſig, weil die Wählerliſte die un⸗ 
anfechtbare Grundlage des Wahlverfahrens geworden iſt; trotzdem 
ſind auch dann die im $ 38 Mil. genannten Perſonen, da 
ihr Bürgerrecht ruht, nicht wahlberechtigt. (Beſtritten.) 
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3. Popitz, PrVBl. 35 (1914) S. 872: Den Mitgliedern 
des Beurlaubtenſtandes bleibt trotz ihrer Einberufung das 
aktive und paſſive Gemeindewahlrecht. Die Gememdeverfaſſungs⸗ 
geſetze ſchließen nur die ſervisberechtigten Militärperſonen des 
aktiven Dienſtſtandes vom Gemeinderecht aus. Eine tatſächliche 
Behinderung wird allerdings meiſt vorliegen. 

Da der Wohnſitz durch die Einberufung nicht verloren 
geht, läuft die Friſt zum Erwerbe des Gemeinderechts weiter. 

[Vgl. auch zu Ziffer 4 am Ende.] 


4. Beſchlußunfähigkeit einer Stadtverordnetenverſammlung 
infolge des Krieges. Kappelmann, Matthias und Laue, 
PrVBl. 36 (1915) S. 514: Kappelmann rät, einſtweilen 
alle notwendigen Geſchäfte der Stadt durch den Magiſtrat 
allein weiterführen zu laſſen und dem Regierungspräſidenten 
als Aufſichtsbehörde Bericht zu erſtatten. 

Laue ſchlägt zweimalige Ladung gemäß $ 42 StD. vor. 

PrVBl. 36 (1915) S. 548 ſchließt ſich Kappelmann 
trotz juriſtiſcher Bedenken (zu vgl. OVG. 18 S. 48) Laue an 
und erwähnt eine neuere die Stadt Erfurt betreffende Ent 
ſcheidung des OVG., nach der die ins Feld einberufenen wahl: 
fähigen Bürger nicht zu den ſervisberechtigten Militärperſonen 
des aktiven Dienſtſtandes rechnen, alſo ihr Bürgerrecht behalten, 
ſo daß im Falle ihrer Wahl auch ihr Stadtverordnetenmandat 
nicht ruht. (Vgl. hierzu 8 38 RMilG. und 88 3, 5 Sid. 
ſowie auch OVG. 48 S. 66.) 


5. Der Einfluß des Krieges auf die Gemeindewahlen. 
Schlickau, PrVBl. 35 (1914) S. 124: Die Verzögerung 
oder Hinausſchiebung einer Ergänzungs⸗Gemeindeverordnetenwahl 
nach der weſtſäliſchen LGO., weil der einzige Wähler der erſten 
Abteilung im Felde ſteht, rechtfertigt ſich wie die Verzögerung 
durch ein Naturereignis (vgl. OVG. 22, 1). Die Anberaumung 
der Wahl kann bis nach dem Wiedereintreffen des Wahl⸗ 
berechtigten hinausgeſchoben werden. 


K. Verſchiedenes. 


I. Reichstagswahlrecht und mitgliedſchaſt. Staats- 
angehörigkeit. 


1. Popitz, PrVBl. 35 (1914) S. 872 zu V: Für alle 
Militärperſonen, auch die des Beurlaubtenſtandes, ruht das 
aktive Wahlrecht zum Reichstag und zum Abgeordnetenhaus 
(S 39 RMilG. 8 2 Reichstagswahlgeſetz). An der Eigen⸗ 
ſchaft als Abgeordneter ändert ſich nichts. Bei Einberufung 
des Reichstags oder des Landtags hat der Abgeordnete kein 
Recht auf Befreiung vom Militärdienſt für die Dauer der 
Seſſion. Nur Beamte (auch Militärbeamte), nicht Soldaten 
haben ein Recht auf Entbindung vom Dienſte ohne beſonderen 
Urlaub.“) 

2. Verluſt der Reichstagsmitgliedſchaft während des Krieges. 
Piloty, DIZ. 1915 S. 241 (betr. die Fälle der reichsländi⸗ 


8) Über Beurlaubungen von Angehörigen der mobilen und im⸗ 
mobilen Formationen des Heeres zur Teilnahme an den Sitzungen 
des Landtages vgl. Armee OBl. 1914 S. 362 (Erlaß vom 8 X. 1914) 
und 1915 S. 26 ſowie S. 217: Beurlaubungen find zu gewähren, 
ſoweit die Betreffenden „nach Lage und Dienſt abkömmlich“ ſind. 
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ſchen Reichstagsabgeordneten Wetterlé und Weill). Aus⸗ 
landsflüchtige Reichstagsabgeordnete verzichten konkludent auf 
die Reichstagsmitgliedſchaft; ein ſolcher Verzicht iſt rechtlich 
zuläſſig. Ein Akt der Sondergeſetzgebung iſt überflüffig, würde 
auch den Verrätern eine Handhabe bieten, ihre ſchimpfliche 
Handlungsweiſe mit der Glorie des Martyriums zu umgeben. 

[Weiteres in den Reichstagsmaterialien zu dieſen Fällen.] 

3. Verzicht auf die engliſche Staatsangehörigkeit während 
des Krieges? Hartmann, DZ. 1915 S. 1121. Für die 
in Ruhleben internierten oder Kontrollmaßregeln unterworfenen 
Engländer beſteht, auch wenn fie „sujets mixtes ſind, während 
des Krieges keine Möglichkeit, ſich ihrer engliſchen Staats⸗ 
angehörigkeit zu entledigen, um den Anſpruch erheben zu können, 
als Neutrale behandelt zu werden. 


II. Verſicherungsaufſichtsrecht. 

Vgl. Veröffentlichungen des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für 
Privatverſicherung, 14. Jahrg. (1915) S. 66 ff.: Einwirkung 
des Krieges auf die beauffichtigten Verſicherungsunternehmungen 
und die Aufſichtstätigkeit im allgemeinen. 


III. Gewerberecht. 


1. Aus den einſchneidenden Vorſchriften, welche in die 
Gewerbefreiheit eingreifen, ſeien hier nur erwähnt: 
0 a) Bekanntmachung betreffend Zulaſſung von Kraftfahr⸗ 
zeugen zum Verkehr auf öffentlichen Wegen und 
Plätzen vom 25. II. 1915, RGBl. S. 113. 
b) Bekanntmachung betreffend den Wochenmarktverkehr 
vom 2. III. 1915, RGBl. S. 125. N 
c) Bekanntmachung getzen übermäßige Preisſteigerung 
vom 23. VII. 1915, RGBl. S. 467. 
d) Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläſſiger Per⸗ 
ſonen vom Handel vom 23. IX. 1915, RGBl. 
S. 603. 
2. Vgl. auch PrVBl. 36 (1915) S. 741: Bekämpfung 
des Nahrungs: und Gebrauchsmittelwuchers. 
3. Im übrigen vgl. die oben zu F III 4g zitierte Recht⸗ 


ſprechung zum Bel 8G. 


Anfang: Krieg und Kartelle. 

1. Über das Zwangs ſyndikatsgeſetz. Flechtheim, JW. 
1915 S. 885 und derſelbe Abendblatt der „Frankfurter Zeitung“ 
vom 28. VII. 1915 Nr. 207. 

2. Laband, DIZ. 20 (1915) S. 838: Die Zwangs⸗ 
genoſſenſchaften für den Steinkohlen⸗ und Braunkohlenbergbau. 

3. Vgl. hierzu die VO. über die Errichtung von Vertriebs⸗ 
geſellſchaften für den Steinkohlen⸗ und Braunkohlenbergbau 
vom 12. VII. 1915, RGGBl. S. 427, und die Abänderung dieſer 
VO. vom 30. VIII. 1915, RGBl. S. 535. 

4. Krieg und Kartelle. Flechtheim, IW. 1915 S. 374. 

5. Aus der Kartell⸗Rundſchau 13 (1915): 

a) Das Kartellweſen in und nach dem Kriege S. 1, 
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p) Die öſterreichiſch⸗ungariſchen Kartelle und der Krieg. 


Derblich, S. 81. 

c) Zwangsvertriebsgeſellſchaften für den Kohlenbergbau. 
Görres, ©. 233. 

d) Kartellrechtliche Studien zum ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren, insbeſondere im Rahmen der Kriegsnotgeſeze 
Waſſermann, S. 238. 

6. Schinckel: Staatsmonopole während und nach Be: 
endigung des Krieges. Ru W. 4. Jahrg. S. 19. 


IV. Enteiguungsrecht, Moorgenoſſenſchaſten. 


1. Zum abgekürzten Enteignungsverfahren nach der auf 
Grund des Art. 63 PrVU. ergangenen Notverordnung von 
11. IX. 1914 (PrGS. S. 159) zur Beſchaffung von Arbeits: 
gelegenheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen (aut 
Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 9. X. 1914 bom 
Landtag genehmigt), Frank, PrVBl. 36 (1915) S. 282: Die 
VO. iſt laut beſonderen Erlaſſes (vgl. $ 1) insbeſondere für 
beſtimmte Bauausführungen im Bereich der ſtaatlichen Eifenbahn:, 
Waſſerbau⸗ und landwirtſchaftlichen Verwaltung ſowie für ein 
Schnellbahnunternehmen der ACG. uf. (vgl. PrGS. 1914 
S. 161, 175, 177) für anwendbar erklärt. Die mit der W. 
gemachten Erfahrungen werden Material zur Abänderung des 


ſchwerfälligen Verfahrens des Enteignungsgeſetzes vom 
11. VL 1874 bieten. 
2. Die preußiſche BD. betr. Moorgenoſſenſchaften. 


Schneider, DIZ. 1915 S. 63 (NotVO. vom 7. XI. 1914 
auf Grund des Art. 63 der Pr VI. betr. Bildung von ſtaatlichen 
Zwangsgenoſſenſchaften für Bewirtſchaftung und Nutzung von 
Moor-, Heide: und ähnlichen Ländereien). 


v. Die Sundesratsverorduung über den dinglichen Rang 
öſſentlicher Laſten. | 


1. Odenkirchen, PrVBl. 36 (1915) S. 515. Die BR. 
vom 22. IV. 1915 (RGBl. S. 235) über den dinglichen Rang 
öffentlicher Laſten: Die Anſprüche auf Entrichtung von öffent 
lichen Laſten eines Grundſtücks, die nicht in wiederkehrenden 
Leiſtungen beſtehen, gewähren bis auf weiteres ein Recht au 
Befriedigung im Range der dritten Klaſſe des 5 10 Nr. 3 386, 
ſoweit ſie am 1. Januar 1915 noch nicht zwei Jahre fil. 
ſtändig waren. Zweck der VO. ift, zu vermeiden, daß di 
Gemeinden wegen drohender Verjährung ihrer Anſprüche mit 
Zwangsverſteigerungsanträgen vorgehen. Hauptanwendungefal 
der VO. für Preußen find die Beitragsforderungen der Gr 
meinden auf Grund des 8 15 Fluchtl GG. Beiträge nach 99 KAG. 
fallen nicht unter die VO, ſoweit fie in fortlaufenden Beträgen 
erhoben werden. (Vgl. OVG. 54 S. 79.) Die Kanalanſchluß⸗ 
gebühr fällt überhaupt nicht unter 8 10 Ziff. 3 DVG öl 
S. 62 und KG. KommunalArch. II S. 149), Die Fri bat m 
die Wirkung der „Hemmung“; die am 1.1. 1915 noch nicht 
verſtrichene Reſtzeit der zwei Jahre läuft nach Beendigung ws 
Kriegszuſtandes weiter. 


2. Vgl. auch Th. Wolff, Pöl. 36 (1915) S. 546. 
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VI. Anseinanderſetzungs verfahren. Jagd. Brieſtaubenſchutz. 

1. Holzapfel, DIZ. 1915 S. 706: Der Gang des 
Auseinanderſetzungsverfahrens hat für den Kriegszuſtand nur 
durch das Kriegsteilnehmergeſetz vom 4. VIII. 1914 (RG Bl. S. 328) 
eine Anderung erlitten; Unterbrechung (vgl. $ 2) oder Aus: 
ſetzung auf Antrag des Vertreters (5 3 Abſ. 2); ſiehe auch 
BRV. vom 14. I. 1915, RGBl. S. 17. Das Kriegsteilnehmer⸗ 
geſetz gilt aber nur für die bei den Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, ſoweit die 
Auseinanderſetzungsbehörde als ein nach 8 14 GVG. zu: 
gelaſſenes beſonderes Gericht fungiert (§ 10 des Gef. vom 
4. VIII. 1914), vgl. hierzu 8 66 des Gef. vom 18. II. 1880. 
Im übrigen wird die Auseinanderſetzungsbehörde die VO. vom 
7. XI. 1914 (Pr GS. S. 165) und vermutlich auch die wirt⸗ 
ſchaftliche Zuſammenfaſſung von genoſſenſchaftlichen Ländereien 
im Sinne der VO. vom 26. I. 1915 (PrGS. S. 17) be: 
ſchäftigen. | | 

2. Wolzendorff. Einfluß des Krieges auf die Aus⸗ 
übung der Jagd, PrVBl. 35 (1915) S. 898: Das Verbot des 
Waffentragens durch den kommandierenden General an alle 
Zivilperſonen, es ſei denn, daß die Ortspolizeibehörde es aus⸗ 
drücklich geſtattet, trifft auch Jagdberechtigte, die ohne Waffen⸗ 
ſchein lediglich auf Grund ihres durch den Landrat erteilten 
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Jagdſcheins die Jagd ausüben. Die Anordnung der Militär⸗ 
behörde ſteht zum Jagdrecht im Verhältnis der lex specialis, 
die die frühere lex generalis durchbricht. 

3. Aus der Judikatur: 

a) Die Ausübung der Jagd während der Schonzeit ohne 
Jagdſchein und ohne Waffenſchein ſtellt mehrere ſelbſtändige 
ſtrafbare Handlungen dar. Die Verurteilung aus § 9b Bel 8G. 
die ein Militärgericht (außerordentliches Kriegsgericht) wegen 
des durch das Generalkommando verbotenen Waffentragens 
ausgeſprochen hat, erſchöpft den vollen Tatbeſtand nicht. Es 
iſt außerdem — von dem ordentlichen Strafrichter — wegen 
Jagdvergehens auf Strafe zu erkennen (allerdings Zuſammen⸗ 
ziehung zweier etwaiger Gefängnisſtrafen zu einer Geſamtſtrafe). 
IV. StS. des RG. vom 17. IX. 1915, PrVBl. 37 (1915) S. 38. 

b) Die Anordnung des Oberbefehlshabers, die den Zivil: 
perſonen das Tragen von Waffen ohne Erlaubnis verbietet, 
bezieht ſich nicht nur auf verbotene Waffen, ſondern auch auf 
die zur Jagd benutzten Waffen. II. StS. des RG. vom 
26. X. 1915, PrVBl. 37 (1915) S. 101. 

4. Der Brieftaubenſchutz im Kriege. v. Loßberg, Dig. 1915 
S. 309, vgl. Geſetz vom 28. V. 1894 (RGBl. 463) und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 8. XI. 1894, 
ſ. auch Sieskind, DStrafr3. 1914 S. 496. 
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Deitte Terz 


Schrifttum und Kechtſprechung zum Kriegsprozeßrecht. 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg und Dr. Hans Schäffer, Rechtsanwälten am Oberlandesgericht Breslau. 


A. Die ordentlichen Prozeſgeſetze. 


(Von Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer.) 


I. Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Zuli 1905 (RG Bl. 1909, 409 ff.) 

1. Die Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 11. VI. 1915, 
bereits in IW. 1915, 1073 angeführt, welche die Weiter: 
geltung des Haager Abkommens zwiſchen den kriegführenden 
Staaten verneint, iſt auch in Seuff Arch. 70, 417 wiedergegeben. 

e 

3. Für die beſetzten und unter deutſcher Verwaltung 
ſtehenden Gebiete iſt allerdings dieſer Fortfall des Haager Ab⸗ 
kommens in einzelnen Punkten wieder ausgeglichen. Dies gilt: 

a) für die Sicherheitsleiſtung und den Ausländervorſchuß 

(vgl. unten $ 110 3PO.); 

b) für das Armenrecht (vgl. unten § 114 38P .); 

e) für Zuſtellungen (vgl. JW. 1915, 1294); 

d) für die Einrede der mangelnden Sicherheitsleiſtung 

(8 274 3P O., vgl. unten zu 8 110 3PO.). 


Il. Herichtsverfaſſungsgeſetz. 
A. Gerichtsverfaſſung der okkupierten Gebiete. 
Für die beſetzten Teile Polens ſind durch Verordnung vom 
8. September 1915 Veränderungen in der durch die Verordnung 
vom 21. März 1915 geſchaffenen Gerichtsorganiſation eingetreten 
(vgl. auch zu $ 157 GG.). 


B. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Einführungsgeſetz 8 11. 

Zu den „Beamten“, deren zivil- oder ftrafrechtliche Ver⸗ 
folgung von beſonderen Vorausſetzungen nicht abhängig gemacht 
werden darf, gehören nicht die Perſonen des Soldaten: 
ſtandes (BayDbr®. [I. V. 14] OLERIpr. 31, 256). 


98 63 bis 68, 121, 133. 
Zur Befugnis des Gerichtspräſidiums gehört auch die 
Feſtſtellung, daß infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe an den be: 
treffenden Gerichten ein Sillſtand der Rechtspflege eingetreten 


iſt oder aufgehört hat, wie fie beiſpielsweiſe das OG. Colmar 
getroffen hat (Keller, DIg. 1915, 1080). 


58 157 fl. und Geſetz betr. die freiwillige Gerictöberkit ad 
andere Rechts angelegenheiten in Heer und Marine vom 28. V. 190l. 
(GBl. 1901, 185; 81.) 

1. Für Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtsſtrritigkeiten 
durch Erſuchen der militäriſchen Juſtizbeamten tritt 
erneut Güthe bei Gruch. 1915, 1091 ein. Trotzdem möglichſte 
Sparſamkeit bei Inanſpruchnahme dieſer Organe erwünscht 
iſt, ſtellen ein erheblicher Streitwert und das Fehlen Erfolg 
verſprechender anderer Beweismittel ausreichende Gründe für das 
Erfordern der Rechtshilfe dar (OLG. Bamberg [29. VIL 1915) 
JW. 1915, 1273). 

2. Für die Gewährung der Rechtshilfe im befekten 
Polen ſind ſeit der Verordnung vom 8. IX. 1915 nicht nur 
der Präſident des Obergerichts, ſondern auch die einzelnen Be: 
zirksgerichte zuſtändig (Fiege, JW. 1915, 1285). 


III. Zivilprozeßorbnung. 
Allgemeines. 


Die Entſcheidung des OLG. Dresden (26. IV. 1915), 
bereits in JW. 1915, 1074 angeführt, welche die deutſche 
Gerichtsbarkeit über fremde Staaten auch während des 
Kriegszuſtandes mit ihnen ablehnt, iſt erneut JW. 1915, 1212 
BankArch. Bd. 15, 20 = Oe Rſpr. 31, 175 wiedergegeben. 


§ 110. 

Trotz Fortfall des Haager Abkommens beſteht die Pflicht 
zur Sicherheitsleiſtung nicht für diejenigen feindlichen 
Ausländer, die in den unter deutſcher oder öſterreichiſcher 
Verwaltung ſtehenden beſetzten Gebieten leben, wenn daſelbſt 
die Verwaltung hinſichtlich der Gerichtsbarkeit Reichsdeutſche 
von der Sicherheitsleiſtungspflicht gegenüber Einheimischen be⸗ 
freit hat. Für dieſe Ausländer iſt gemäß den allgemeinen 
Grundſätzen des Völkerrechts ſowie dem Landkriegsabkommen der 
Haager Konferenzen, von denen wenigſtens das erſte von 1899 von 
allen kriegführenden Staaten ratifiziert worden iſt, an die Stelle 
ihrer eigenen Staatsgewalt die des beſetzenden Staates getreten. 
Erläßt nun, wie dies in Polen geſchehen iſt, der beſetende 
Staat ein Geſetz, wonach Deutſche vor den dortigen Gerichten 
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eine Koſtenſicherheit nicht zu leiſten brauchen, ſo liegt der Tat⸗ 
beſtand des § 110 Abſ. II Nr. 1 vor, bei dem auch die Sicher⸗ 
heitspflicht des Ausländers vor den deutſchen Gerichten in 
Wegfall kommt. Für Belgien find beſondere Vorſchriften über 
den Fortfall der Ausländerſicherheit bei Reichsdeutſchen vom 
Generalgouverneur im Verordnungsblatt nicht publiziert. Ob 
interne Anordnungen in dieſer Hinſicht beſtehen, iſt nicht bekannt. 


9 114, 


Feindlichen Ausländern der beſetzten, unter deutſcher 
Verwaltung ſtehenden Gebiete iſt, ſoweit die Verordnungen 
der deutſchen Gouverneure den Reichsangehörigen vor dortigen 
Gerichten das Armenrecht zubilligen, auch vor deutſchen Ge⸗ 
richten das Armenrecht zu gewähren, weil inſoweit die Gegen⸗ 
ſeitigkeit verbürgt iſt. Begründung vgl. zu $ 110. Auch hier 
wird Deutfchen in Polen das Armenrecht gewährt. Daher darf 
es auch den im beſetzten Gebiet wohnhaften ruſſiſchen Staats⸗ 
angehörigen von deutſchen Gerichten nicht verſagt werden. 


§ 172. 

n 

3. Abweichend vom RG. hält das LG. Hannover 
(18. X. 1915 [JW. 1915, 1273) bei den als Unteroffiziere 
oder als Gemeine eingezogenen Anwälten Erſatzzuſtellungen 
beruflicher Schriftſtücke an den Gewerbegehilſen für zuläſſig, 
da der Anwalt hier nur in ſeiner Stellung als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter, die durch ſeine Einziehung nicht berührt und in 
ſeiner Abweſenheit von ſeinem Vertreter ausgeübt wird, in 
Frage kommt. Die Entſcheidung iſt zu begrüßen (vgl. JW. 
1915 S. 828, 1074, 1293). 

4. Bei Abweſenheit des Kompanie⸗ oder Abteilungschefs, 
an den gemäß § 172 ZPO. für die Militärperfon zugeſtellt 
wird, kann in der Schreibſtube an den dort arbeitenden Schreiber 
Erſatzzuſtellung vorgenommen werden. (OLG. München [1. X. 
1915] Leipzg. 1915, 1545 = Recht 1915, 566). 


8 199. 

Für Zuſtellungserſuchen nach dem beſetzten Ruſſiſch— 
Polen find ſeit dem 8. IX. 1915 neben dem Präſidenten des 
Obergerichts in Warſchau auch die Bezirksgerichte zuſtändig 
(Fiege, JW. 1915, 1285). 

§ 203. 

Als vermißt gemeldete Soldaten gelten ſowohl für 
im Rechtsſtreit als auch außerhalb eines ſolchen (§S 132 BGB.) 
zu bewirkende Zuſtellungen als Perſonen mit unbekanntem 
Aufenthalt. Die öffentliche Zuſtellung iſt daher möglich 
(LG. Eſſen [24. IX. 1915] Dig. 1915, 1144). 


8 233. 


1. Bei Verſäumung der Rechtsmittelfriſt während der 
erſten Mobilmachungstage infolge brieflicher ſtatt telegraphiſcher 
Auftragserteilung iſt keine Wiedereinſetzung gegeben, weil nach 
den damaligen Verhältniſſen Poſtverzögerungen vorausſehbar 
waren. Anders möglicherweiſe, wenn die Partei infolge einer 
Erregung oder Störung ihres Geſchäftsbetriebs die Berufungs⸗ 
einlegung überhaupt verabſäumt hat. (RG. [30. IX. 1915) 
Recht 1915, 566) Bedenklich! 
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8 286. 


Grund zur Nichterhebung eines ſchon beſchloſſenen Zeugen⸗ 
beweiſes iſt es nicht, wenn der Zeuge ins Feld gerückt iſt (RG. 
[30. IX. 1915] Recht 1915, 567). 


8 315. 

Bei dem infolge der plötzlichen Einziehungen häufigen Falle, 
daß ein Richter das Urteil, an deſſen Fällung er beteiligt 
war, nicht mehr unterſchreiben kann, hat der vom Vor⸗ 
ſitzenden oder ſeinem Vertreter an Stelle der Unterſchrift zu 
ſetzende Vermerk nicht eine Unterſchrift „für“ den verhinderten 
Richter, ſondern nur die Feſtſtellung der Verhinderung zu ent⸗ 
halten, damit erſichtlich wird, daß die Unterzeichnung nicht ver⸗ 
ſehentlich unterblieben iſt. (Meyn, Leipz Z. 1915, 1434). Hat 
der Vorſitzende irrtümlich den Namen eines falſchen Richters in 
den Vermerk aufgenommen, ſo kann dies nicht im Wege eines 
Berichtigungsbeſchluſſes gemäß 8 319 ZPO. verändert werden, 
ſondern entweder dadurch, daß der beteiligte Richter, wenn ſeine 
Behinderung inzwiſchen behoben iſt, erneut unterſchreibt, oder 
der Vorſitzende die Verhinderung nochmals richtig beſcheinigt. 
(Kopper, DIES. 1915, 1021; Delius, DIZ. 1915, 1116.) 
Im übrigen iſt ein Urteil ſchon dann wirkſam, wenn es von 
der Mehrzahl der beteiligten Richter unterzeichnet iſt. § 315 
iſt inſoweit nur Ordnungsvorſchrift, Delius, DISS. 1915, 1116, 
vgl. aber die Plenarentſcheidung RG. 82, 422, wonach es 
nicht darauf ankommt, ob die Urſchrift, wohl aber darauf, ob 
die Ausfertigung die erforderlichen Unterſchriften trägt. 


§ 356. 

Bei Kriegsteilnahme oder ſonſtiger Kriegsbehinderung 
eines Zeugen tritt auch Güthe (Gruchot 1915, 1091) für 
die Möglichkeit einer Friſtſetzung nach S 356 ZPO. mit ſpäterer 
Verlängerung ($ 224 ZPO.) ein. 


§ 485, 

Die bereits in JW. 1915, 1295 angeführte Entſcheidung 
des OLG. Breslau (18. VIII. 1915), nach der die Hinaus⸗ 
ſchiebung der Entſcheidung durch Kriegsteilnahme einer Partei 
nicht ohne weiteres einen Grund zur Vernehmung eines Zeugen 
im Wege der Beweisſiche rung darſtellt, findet ſich auch im 
Recht 1915, 568. 


8 752. 


Die Notwendigkeit der Anzeige an die vorgeſetzte Militär: 
behörde fällt nach Buſch, DIZ. 1915, 1127, beim Vorhandenſein 
eines Vertreters gemäß der Bekanntmachung vom 14. I. 1915 
fort, weil zu dem von ihm wahrzunehmenden Rechtsſtreit auch 
die Zwangsvollſtreckung gehört und die entgegengefeßte Ent⸗ 
ſcheidung die Vertreterbekanntmachung ihrer Wirkſamkeit ent⸗ 
kleiden würde. (Vgl. IW. 1915, 1296.) Die Anzeige bleibe 
daher nur noch für Militärperſonen, die nicht den Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutz genießen, erforderlich. 

8 829. 

1. Die ſchon in JW. 1915, 1296 angeführte Entſcheidung 
des LG. Allenſtein (10. VII. 1915), nach der ein Rechtsanſpruch 
auf Erſatz von Kriegsſchäden nicht beſteht und daher nicht 

189 
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pfändbar ift, wird auch in der Zeitſchrift für Verſicherungs⸗ 
weſen 1915, 428 wiedergegeben. Ebenſo Hirſch, Kriegsleiſtungs⸗ 
geſetz S. 231. 

Den Erſatzanſpruch für im Inland weggenommene 
Kriegsbedarfsgegenſtände und zu ihrer Herſtellung be⸗ 
ſtimmte Stoffe (Bundesratsbekanntmachung vom 24. VI. 1915) 
ſieht Edwin Katz (DIZ. 1915, 1072) als durch die Anordnung 
des Reichskanzlers vom 22. VII. 1915 dem Rechtsweg end⸗ 
gültig entzogen an, was ja aber eine Pfändung und Tiber- 
weiſung noch nicht ſchlechthin ausſchließen würde. Für die im 
beſetzten Ausland beſchlagnahmten Privatgüter unter: 
ſcheidet er mit Recht zwiſchen den für den Bedarf des Beſatzungs⸗ 
heeres und in weiterem Umfange in Anſpruch genommenen. 
Für erſtere ergibt ſich die Erſatzpflicht aus Art. 52 der 
Ordnung der Geſetze und Gebräuche des Landkriegs vom 
18. X. 1906 ſelbſt, wogegen für die weitergehenden Ent⸗ 
eignungen die genannte Ordnung keinen Raum bietet. Hier 
liegt alſo eine Verletzung der Ordnung vor, die nach Art. 3 
des Abkommens betreffend die Geſetze und Gebräuche des Land⸗ 
kriegs gegen das Deutſche Reich Schadenserſatzanſprüche erzeugt. 
Beide Anſprüche ſind privatrechtlicher Natur. Sie unterliegen 
zunächſt der Beurteilung der Reichsentſchädigungskommiſſion, 
können aber, ſoweit ſie von dieſer abgelehnt ſind, dem Grunde 
und der Höhe nach vor den ordentlichen Gerichten verfolgt 
werden und ermöglichen in vollem Umfange die Pfändung. 
Vorausſetzung dieſer Anſchauung iſt freilich die Geltung des 
Abkommens betreffend die Geſetze und Gebräuche des Land⸗ 
kriegs und der dieſem beigefügten Ordnung für den jetzigen 
Krieg, die von Katz ohne weiteres angenommen wird, aber mit 
Rückſicht auf die ſogenannte Solidaritäts⸗ oder Allbeteiligungs⸗ 
klauſel (Art. 2 des Abkommens) und den Nichtbeitritt Serbiens 
und Montenegros nicht unbeſtritten iſt (vgl. Liſzt, LeipzZ. 1915, 
169; Zitelmann, Deutſchland und der Weltkrieg S. 665; da⸗ 
gegen Neukamp, LeipzZ. 1915, 30 und 674). Tatſächlich iſt 
dem Katzſchen Standpunkt beizupflichten. Einmal erhält das 
Landkriegsabkommen von 1906 in Art. 6 für das Verhältnis 
der Mächte, die es nicht ratifiziert haben, ausdrücklich das alte 
von allen am Kriege beteiligten Mächten ratifizierte Abkommen 
von 1899 aufrecht, und dieſes ſpricht bereits die Erſatzpflicht 
für die zur Erhaltung der Okkupationsarmee beſchlagnahmten 
Privatgüter aus, während es allerdings eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht für die Verletzung des Reglements noch nicht aufſtellt. 
Dann aber bilden beide Erſatzpflichten auch unabhängig von 
ihrer vertraglichen Niederlegung Beſtandteile des geltenden 
Völkergewohnheitsrechts, und ſchließlich hat das Deutſche Reich 
ſelbſt in zahlreichen Erlaſſen während des jetzigen Krieges ſich 
auf das Abkommen über den Landkrieg geſtützt (vgl. z. B. die 
gemeinſame Verordnung des Generalgouverneurs für Belgien 
und des Beſehlshabers der VI. Armee vom 8. XI. 1915 über 
die Auferlegung einer Kriegskontribution an die belgiſche Be: 
völkerung [Verordnungsblatt für Belgien Nr. 139; Beſcheid 
des Generalkommiſſars für die Banken in Belgien, JW. 1915, 
1387) und dadurch die Wirkſamkeit des Abkommens, auch 
ſoweit es ihm ungünſtig iſt, anerkannt. 

Gegen die Pfändbarkeit der Erſatzanſprüche aus Beſchlag⸗ 
nahme im beſetzten Gebiet ſpricht ſich das AG. Berlin-Mitte 
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(20. IX. 1915 [JW. 1915, 1215) aus, indem es ſie weder 
als privatrechtlich noch als vor der Zuerkennung durch die 
Reichsentſchädigungskommiſſion überhaupt beſtehend anſieht und 
beide Eigenſchaften für Vorausſetzung einer wirkſamen Pfän⸗ 
dung hält (vgl. dagegen JW. 1915, 1296). 

2. Für die Vertretung des Reichs bei derartigen Pfän⸗ 
dungen ſieht Katz (DIZ. 1915, 1072), ſoweit die Entſchä⸗ 
digungskommiſſion den Anſpruch zubilligt, den Präſidenten 
der Reichsentſchädigung skommiſſion, im übrigen den 
Reichskanzler an. Bei Pfändung vor Entſcheidung der 
Kommiſſion und überall dort, wo dem pfändenden Gläubiger 
die Entſcheidung der Kommiſſion unbekannt iſt, empfiehlt es 
ſich daher, die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an beide 
Vertretungsorgane zu bewirken. 


8 1025. 


Die ſchon JW. 1915, 1076 angeführte Entſcheidung des 
RG. vom 29. VI. 1915, nach der die engliſche Arbitrage⸗ 
Klauſel (ausſchließliche Zuſtändigkeit engliſcher Schiedsgerichte 
oder ordentlicher engliſcher Gerichte, Anwendbarkeit des englischen 
Rechts) im Wege der Auslegung als nur für den Fall der Geſchäfts⸗ 
abwicklung unter friedlichen Verhältniſſen gewollt anzuſehen it, 
wird in JW. 1915, 994 und Leipz Z. 1915, 1496 vollinhalt⸗ 
lich wiedergegeben. (Vgl. auch die ausführliche Würdigung 
von Hachenburg, JW. 1915, 1055, und Düringer, LeipzZ. 1915, 
1496.) Zu dem gleichen Ergebnis kommt Teßmer (Gruch. 
1915, 1018), indem er den Schiedsvertrag für die Kriegs⸗ 
zeit wegen Unmöglichkeit der Erfüllung als aufgehoben be⸗ 
trachtet, jedoch ſieht er im Gegenſatz zum RG., von ſeinem 
eigenen Standpunkt aus folgerichtig, die Schiedsklauſel wieder 
als wirkſam an, wenn der Streitfall erſt nach dem Kriege zum 
Austrag kommt. | 

88 1028, 1029. 


Iſt einer Partei die ihr nach Vertrag oder Geſetz ob⸗ 
liegende Benennung eines Schiedsrichters oder die Mitwirkung 
am Verfahren infolge des Krieges unmöglich, ſo tritt nach 
Teßmer (Gruch. 1915, 1018) der Schiedsvertrag gemäß § 275 
BGB. außer Kraft, es ſei denn, daß vom Vormundſchafts⸗ 
gericht auf eine, zweckmäßigerweiſe von den Schiedsrichtern ge⸗ 
gebene Anregung oder auf Antrag des Gegners durch Pfleger: 
beſtellung gemäß $ 1911 BGB. die Durchführung des Schieds⸗ 
verfahrens ermöglicht wird. Hier iſt nur die Einſchränkung zu 
machen, daß die Pflegerbeſtellung niemals allein im Interoſe 
des Gegners erfolgen kann, ſondern zum mindeſten auch dem 
Kriegsteilnehmer nützlich ſein muß. 


§S§ 1031, 1033. 

Kriegsdienſt oder Feſthaltung im Auslande in der 
Perſon eines Schiedsrichters wird nur dann einem Wegfall 
gleichzuſtellen fein, wenn ſie den Schiedsrichter tatſächlich an 
der Amtsausübung verhindern. (Teßmer, Gruch. 1915, 1018.) 


8 1041. 

Über Berückſichtigung der Kriegsteilnehmerſchaft inet 

Partei durch das Schiedsgericht vgl. Bem. I I zu 58 2,3 
KrTSchG. 
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44. Jahrgang. 


B. Die Votgeſete. 


Geſetz betreffend den Schutz der infolge des Krieges an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen 
vom 4. Auguſ 1914. (RGBl. S. 328.) 

(Von Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer.) 


88 2 und 3. 
I. Geſchützte Verfahrensarten. 


1. Keine Anwendbarkeit der Unterbrechungs⸗ und Aus⸗ 
ſetzungsgründe des KTSchG. auf das Schiedsgerichts⸗ 
verfahren, jedoch können die Schiedsrichter dort, wo ſie die 
Mitwirkung des Kriegsteilnehmers für weſentlich halten, von 
Amts wegen den Spruch hinausſchieben. Unmittelbar greift die 
Unterbrechung und Ausſetzung des KTSchG. nur in den ſich 
vor den ordentlichen Gerichten abſpielenden Teilen, nämlich im 
Vorverfahren zur Beſtellung des Schiedsrichters und im Nach⸗ 
verfahren zur Erwirkung des Vollſtreckungsurteils oder zur Auf⸗ 
hebung des Spruchs Platz (Teßmer, Gruch. 1915, 1018). 


3. Keine Anwendung des KTSchG. vor den Verwaltungs: 
gerichten (Bad VerwGerHof [10. XI. 1914] = BadRpr. 1915 
S. 86 S Recht 1915, 521). 


II. Geſchützter Perſonenkreis. 


4. Einen gemeinverſtändlich gehaltenen Uberblick über die 
Begriffe „mobil“ und „gegen den Feind gerichtet“ gibt 
Mielenz, „Gemeinnützige Rechtsauskunft“ Bd. J S. 8. Wenn 
er dabei die Richtlinien der Praxis als einer Erweiterung des 
Schutzes günſtig bezeichnet, ſo dürfte dies kaum den Tatſachen 
entſprechen. Ebenſo iſt ein Bedürfnis, den Schutz auf alle 
Militärperſonen auszudehnen (vgl. den von Mielenz er⸗ 
wähnten Antrag in der Budgetkommiſſion), nicht vorhanden. 

Streitig bleibt weiter, ob die mit der Gefangenen: 
bewachung beſchäftigten Mannſchaften gegen den Feind 
verwendet find. Dafür OLG. Hamburg (29. IX. 1915) LeipzZ. 
1915, 1533. Dagegen die ſchon JW. 1915, 1077 angeführte 
Entſcheidung des OLG. Breslau (18. VI. 1915), erneut wieder⸗ 
gegeben im Recht 1915, 521. 

5. Der Schutz gilt nicht für Perſonen, die ſich freiwillig 
des Erwerbs wegen bei der Truppe aufhalten (LG. II Berlin 
in der Beilage zur Zeitſchrift für Verſicherungsweſen vom 
6. X. 1915, wohl identiſch mit der bereits JW. 1915, 1298 
wiedergegebenen Entſcheidung). 


III. Geſchützte Prozeßſtellung. 
> RE 
3. Iſt von mehreren verklagten Miterben einer im 
Felde, fo iſt Unterbrechung oder Ausſetzung nur dann gerecht: 
fertigt, wenn die Klage auf eine allen Miterben gegenüber nur 
einheitlich feſtzuſtellende Leiſtung gerichtet iſt. Dagegen wirkt 
die Kriegsteilnehmerſchaft eines Miterben nicht zugunſten der 
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andern, wenn ſie, was regelmäßig der Fall iſt, nur als 
Geſamtſchuldner belangt werden. (KG. [17. IX. 1915), 
JW. 1915, 1271 ſowie die daſelbſt befindliche Anmerkung von 
Ludwig Bendix, vgl. auch JW. 1915, 834.) 

4. Der Off Gef. wird der Kriegsteilnehmerſchutz gewährt 
nach OLG. Poſen (5. VII. 1915, PoſMSchr. 1915, 117); 
OLG. Stuttgart (27. IV. 1915, Recht 1915, 521) bei Ein⸗ 
ziehung eines von mehreren Geſellſchaftern ohne Rückſicht auf 
feine Vertretungsmacht, nach Neukamp (PoſMSchr. 1915, 106) 
nur, wenn ein vertretungsberechtigter Geſellſchafter im Felde ſteht. 

5. Bei alleiniger Miete der Wohnung durch die 
Ehefrau des Kriegsteilnehmers im eignen Namen kommt 
Breslauer (JW. 1915, 1390) zu dem Ergebnis, daß ſowohl 
die Erwirkung des Urteils auf Räumung als auch ſeine Voll⸗ 
ſtreckung möglich iſt. In letzterer Hinſicht lehnt er mit Recht 
die Anſicht ab, daß durch das Hinausſchaffen der Kinder und 
Sachen aus der Wohnung zugleich eine Vollſtreckung gegen den 
Mann vorgenommen wird, ebenſo den Gedanken, daß das 
Recht aus dem Mietvertrage zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hört. Dagegen erblickt er in dem Beſitz der Ehewohnung 
einen Beſtandteil des eingebrachten Vermögens und verlangt, 
inſoweit dieſer zwangsweiſe aufgegeben werden ſoll, ein Urteil 
gegen den Ehemann, nötigenfalls unter Beſtellung eines Prozeß⸗ 
vertreters gemäß der Bekanntmachung vom 14. I. 1915 (vgl. 
auch IW. 1915, 836 f.). 

6. und 7. Im Felde befindliche Nebenintervenienten 
und Streitverkündete genießen den Kriegsteilnehmerſchutz 
nur, wenn ſie gleichzeitig notwendige Streitgenoſſen ſind (KG. 
12. VII. 1915] Leipzg. 1915, 1392). 


8% Ya 
IV. Umfang und Inhalt des Schutzes. 
1., 2. 
3. Das Urteil des OLG. Hamm vom 19. III. 1915, in 


dem der Nachweis der Kriegsteilnehmerſchaft als Sache der 
Partei bezeichnet wird, bereits angeführt JW. 1915, 1078, 
dort allerdings irrtümlich auf den 14. III. 1915 datiert, wird 
erneut im Recht 1915, 521 wiedergegeben. 

4. Der Beſchluß des KG. vom 21. VI. 1915, nach welchem 
ein für ein unwirkſames Urteil erteiltes Rechtskraft— 
zeugnis auf einfache Gegenvorſtellungen hin zurückzunehmen 
iſt, bereits angeführt IW. 1915, 1078, wird erneut im Recht 
1915, 521 wiedergegeben. 


83. 
Sonderfragen zu 8 3. 

1. Erfährt der Anwalt, der einen Kriegsteilnehmer ver: 
klagt hat, hinterher, daß dieſer einen Generalbevoll— 
mächtigten beſitzt, ſo muß er zur Weiterführung des unter— 
brochenen Verfahrens nach Graßhof (DIZ. 1915, 1124) den 
Gegner zu Händen feines Generalbevollmächtigten mit der Be: 
hauptung des Beſtehens der Vollmacht zur Aufnahme des 
Rechtsſtreits laden und, falls dieſer nicht erſcheint, durch 
öffentliche Urkunde die Vollmacht nachweiſen. Tatſächlich wird 
es dieſes umſtändlichen Verfahrens nicht bedürfen, vielmehr iſt 
eine beſondere Aufnahme nicht nötig, denn es liegt eine Unter⸗ 
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brechung überhaupt nicht vor, weil ja der Beklagte tatſächlich 
einen zur Wahrnehmung ſeiner Rechte berufenen Vertreter 
beſaß. 

„ 

5. Iſt die Ausſetzung erſt nach der Verkündung des 
Urteils, aber vor Einlegung der Berufung beantragt worden, 
ſo iſt der Antrag nicht beim Rechtsmittelgericht, ſondern beim 
Gericht I. Inſtanz einzureichen und von dieſem zu entſcheiden 
(OLG. Hamburg [29. IX. 1915] Leipzg. 1915, 1533). 
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§ 8. 

1. Über die allgemeine Anzeigepflicht gemäß 8 752 
ZPO. vgl. daſelbſt. 

2. Auch die im freiwilligen Gerichtsbarkeits verfahren 
vom Richter feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen werden von der 
Vollſtreckungsbeſchränkung betroffen, ebenſo die öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Forderungen. (Joſef, Gruch. 1915, 1094.) 

3. Den im Felde befindlichen Gemeinſchuldner hält 
Hirſch (JW. 1915, 1181), anders als die JW. 1915. 842 und 
1300 Angeführten, nicht für befugt, gegen die Verſteigerung 
eines in der Maſſe liegenden Grundſtücks aufzutreten, und zwar 
einmal deshalb, weil die Verſteigerung ſich gar nicht gegen ihn, 
ſondern gegen den Verwafter richtet, dann aber, weil er bei 
einer ſolchen Verſteigerung nicht zu den gemäß § 766 ZPO. 
Erinnerungsberechtigten gehört. Auch der Verwalter kann 
nach ihm mit Rückſicht auf die Kriegsteilnehmerſchaft des Gemein⸗ 
ſchuldners die Einſchränkung der Vollſtreckung nicht herbeiführen, 
da er eine „Art Rechtsnachfolger“ des Gemeinſchuldners iſt, 
die Einziehung dieſes letzteren aber für das Verfahren gegen die 
Maſſe überhaupt ohne jede Bedeutung ſein ſoll. Der entgegen⸗ 
geſetzten, herrſchenden Lehre iſt der Vorzug zu geben, ſchon weil 
8 6 beweiſt, daß im Falle eines Konkurſes das Geſetz an die 
Kriegsbehinderung des Gemeinſchuldners ſehr erhebliche Rechts⸗ 
folgen knüpft und keineswegs nur die Perſon des Verwalters 
ausſchlaggebend ſein läßt. 


7. Als allgemeinen Grundſatz leitet Kluckhohn (DIZ. 1915, 
1125) aus 8 5 her, daß gegen den Kriegsteilnehmer keine ihm 
einen unwiderbringlichen Schaden zufügende Voll— 
ſtreckungshandlungen vorgenommen werden dürfen und hält 
daher auch die Einleitung eines Offenbarungscidsverfahrens für 
unzuläſſig. Dies erſcheint unrichtig. Für das Offenbarungseids⸗ 
verfahren, das nur der Erforſchung pfändbarer Gegenſtände 
dienen ſoll, läßt ſich ſogar aus der Tatſache, daß § 5 die 
Pfändung ſelbſt nicht beſchränkt, ohne weiteres auf die Zuläſſigkeit 
der vorbereitenden Maßnahme ſchließen. 

Die Unverzichtbarkeit des Verſteigerungsverbots hat nach 
Bourier (Zeitſchriſt für das Notariat und die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit in Bayern 1915, 377) zur Folge, daß eine Zwangs⸗ 
verſteigerung zu Teilungszwecken auch dann nicht durch— 
geführt werden kann, wenn nur der antragſtellende Miteigen⸗ 
tümer ſich im Felde befindet, da ſie ſich auch gleichzeitig gegen 
ihn richten würde. Dieſe Anſicht iſt ſchon deshalb abzulehnen, 
weil $ 5 auf die ſogenannten „Zwangsverſteigerungen in bes 
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ſonderen Fällen“ (55 172 ff. ZVG. überhaupt keine Anwendung 
findet, da fie keine Zwangsvollſtreckungen darſtellen. (Vgl. IM. 
1915, 843; Güthe, Gruch. 1915, 46; Waſſermann⸗Erlanger 
S. 57). 
8. 9, „ 11.4 
9 6. 

1. Die Nachlaßverwaltung wird, anders als der Kon 
kurs, durch die Kriegsteilnehmerſchaft des Erben nicht beein⸗ 
flußt (Joſef, Gruch. 1915, 1094). 

2% 8, 4, 5, 6 

7. Den Antrag auf Ausſetzung des Konkursverfahren 
kann nur der Gemeinſchuldner ſelbſt, nicht der Konkurs 
verwalter im eigenen Namen ſtellen (Hirſch, JW. 1915, 118). 


9 7. 


88. 

1. Für Schiedsgerichte iſt die Hemmung der Ver⸗ 
jährungs⸗ und Ausſchlußfriſten nur inſoweit maßgebend, 
als ſie überhaupt an das geltende materielle Recht gebunden 
find, d. h. nur wenn eine ſolche Bindung ausdrücklich in 
Schiedsvertrag ausgeſprochen iſt (Teßmer, Gruch. 1915, 1018) 


gehört nicht zu den gehemmten Friſten (Bourier, Zeitſchriſt für 
das Notariat und die freiwillige Gerichtsbarkeit in Bahem 


1915, 377). 
9 9. 
OR Dr 0 SR 


5. Die Einberufung von Borftandsmitgliedern 
einer juriſtiſchen Perſon rechtfertigt nach Neukamp Po Sch. 
1915, 106) grundſätzlich deswegen nicht den Kriegäteilnehmer: 
ſchutz, weil die Möglichkeit einer Beſtellung von Erfagmitgliedern 
durch den Richter beſteht (vgl. dagegen JW. 1915, 1803). 


Behauntmadung über die Vertretung der Ariegsteilnehmm 
in bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten vom 14. Janust 1915. 


(Von Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer.) 


leugnet das AG. Breslau (20. VIII. 1915, 3BreslAK 1915, 80) 
weil es dieſe Maßnahme nur in bereits anhängigen Verfahren 
als zuläſſig anſieht. Es folgert daraus, daß beim Aufenthalt 
des Kriegsteilnehmers im Auslande ein Mahnverfahren gegen 
ihn ausgeſchloſſen iſt. Dieſe, bereits JW. 1915, 1301 ab 
gelehnte Anſicht wird auch von der Schriftleitung der Era 
nicht gebilligt. 

b) 

8 1. 

1. Zum Begriff der offenbaren Unbilligkeit dgl 
§ 2 Bem. 3. 
2., ., 4., 5 
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44. Jahrgang. 


6. u. 7. Die ſchon JW. 1915, 1081 angeführte Entſchei⸗ 
dung des OLG. Hamburg (9. VI. 1915), nach der die zum 
Vertreter ernannte Perſon zwar das Amt jederzeit ablehnen, 
aber gegen ihre Ernennung keine Beſchwerde einlegen kann, 
iſt auch in der HanſGZ. 1915, 228 wiedergegeben. 


8. Dafür, daß die Vertreterbeſtellung, die für den 
„ganzen Rechtsſtreit“ gilt, auch die Zwangsvollſtreckung 
umfaßt und dadurch die Anzeige an die dem Kriegsteilnehmer 
vorgeſetzte Militärbehörde (S8 752 ZPO.) erübrigt, tritt Buſch 
(DIZ. 1915, 1127) ein, und zwar aus dem weſentlich prak⸗ 
tiſchen Grunde, daß dem Gläubiger auch die Vertreterbeſtellung 
für das Entſcheidungsverfahren nichts nütze, wenn ihm ſpäter die 
Möglichkeit der Vollſtreckung entzogen ſei (vgl. JW. 1915, 1302). 


1. 2 2 

3. Die normale Folge der Kriegsteilnehmerſchaft iſt 
die Unterbrechung oder Ausſetzung. Sache desjenigen, der 
ſie ausſchließen will, iſt es, ihre Unbilligkeit zu begründen und 
darzutun (OLG. Nürnberg [23. IV. 1915] Recht 1915, 522.) 

Einzelgründe: 

a) Wirtſchaftliche Lage des Kriegsteilnehmers. 

Bei Weiterführung des Geſchäfts durch die Frau 
kann dann in der Ausſetzung eine Unbilligkeit liegen, wenn die 
Einnahme zur Deckung neuerer Schulden verwandt wird (OG. 
Nürnberg (5. VII. 1915) Recht 1915, 522). Dem widerſpricht 
das bereits JW. 1915, 1302 angeführte Urteil des OLG. 
Dresden (5. VIII. 1915), erneut wiedergegeben in OL GRſpr. 31, 
188, wonach bei Prozeſſen aus vom Vertreter vorgenommenen 
Rechtsgeſchäften eine Ausſetzung ſtets als unbillig anzuſehen iſt; 
wären beide Urteile richtig, ſo würde der Schuldner überhaupt 
nicht mit einer Ausſetzung rechnen können. Den Vorzug verdient 
die zweitgenannte Entſcheidung, denn neue, grade zur Fort: 
ſetzung des Geſchäfts eingegangene Schulden haben einen 
größeren Anſpruch auf Befriedigung aus den Einkünften als 
die alten ſchon vorher beſtehenden (Argument § 59 Nr. 1 KO.). 

Bei der Off Geſ. wird bei Kriegsteilnehmerſchaft eines 
von drei Geſellſchaftern die Ausſetzung ſelbſt dann als unbillig 
angeſehen, wenn nur er über die tatſächlichen Verhältniſſe 
unterrichtet und überhaupt „Seele des Unternehmens“ iſt 
(OLG. Nürnberg [12. VIL 1915] Recht 1915, 522), eine 
Entſcheidung, die im Intereſſe des Gegners etwas zu weit geht. 
Dagegen kann man OLG. Nürnberg (1. VI. 1915) Recht 1915, 
522 beipflichten, wenn es beim Zurückbleiben eines von zwei 
Geſellſchaftern, der dazu noch die Möglichkeit einer regelmäßigen 
Verſtändigung mit ſeinem im Felde befindlichen Sozius hat, 
insbeſondere bei wirtſchaftlicher Not des Gläubigers, die Aus⸗ 
ſetzung für unbillig hält. 

Die ſchon JW. 1915, 1083 behandelte Entſcheidung des 
OLG. Dresden (15. VI. 1915), nach der eine nicht durch die 
Einziehung, ſondern durch die allgemeine Kriegslage bewirkte 
Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe des Kriegs⸗ 
teilnehmers für die Beurteilung der Ausſetzung belanglos iſt, 
wird in SeuffArch. 70, 480 erneut wiedergegeben. 
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b) Stand und Art des Prozeſſes. 

Für die Unbilligkeit der Ausſetzung aus prozeſſualen 
Gründen iſt es vor allem entſcheidend, ob der Kriegsteilnehmer 
die Möglichkeit einer ausreichenden Informations- 
erteilung beſitzt (OLG. Poſen [8. VIII. 1915] PoſMSchr. 1915, 
117). Daher iſt bei einem vorausſichtlich ganz einfachen 
Rechtsſtreit, wie die ſchon JW. 1915, 1303 angeführte Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Dresden (6. VII. 1915), erneut wieder: 
gegeben OLGRſpr. 31, 187, ausſpricht, eine Ausſetzung über⸗ 
flüſſig und daher abzulehnen. Das gleiche gilt für eine vom 
Kläger beantragte Ausſetzung, wenn ſein Anſpruch offenbar 
unbegründet und daher abweiſungsreif iſt, jedoch liegt dieſe 
Vorausſetzung z. B. dann nicht vor, wenn das Gericht durch 
Erlaß eines Beweisbeſchluſſes ſeiner Anſicht von der Möglichkeit 
eines Erfolges Ausdruck gegeben hat. OLG. Bamberg 
(10. VL 1915) JW. 1915, 1272. Die Möglichkeit einer 
Informationserteilung hängt naturgemäß außerdem noch von der 
mehr oder weniger ſchwierigen Rechtslage des Einzelfalls 
und dem Bildungsgrade der Partei ab. OLG. Bamberg 
(10. VI. 1915) JW. 1915, 1272. 


4., 5., 6. 


9 8. 

I., 2., 3. 

4. Eine Vorſchußpflicht deſſen, der die Beſtellung eines 
Vertreters beantragt, gegenüber dem Gericht beſteht nicht, 
da dieſem, das ja für die Gebühren des Vertreters nicht auf⸗ 
zukommen braucht, bare Auslagen nicht erwachſen. Gegen die 
Erhebung eines ſolchen Vorſchuſſes iſt nicht im Dienſtaufſichts⸗ 
wege, ſondern mit der Beſchwerde im Sinne der ZPO. vor⸗ 
zugehen (OLG. Poſen [25. IX. 1915] JW. 1915, 1213). 

De 


8 4. 

Eine Ladung des Gegners zur Verhandlung über Auf⸗ 
hebung der Ausſetzung wegen deren Undilligkeit iſt nur möglich, 
wenn der Ausſetzungsbeſchluß vor dem Inkrafttreten der Ver⸗ 
treterbekanntmachung ergangen iſt; dagegen kann in ſonſtigen 
Fällen ein zur Zeit ſeines Erlaſſes gerechtfertigter 
Ausſetzungsbeſchluß weder durch Ladung gemäß 8 4 noch 
durch einen Antrag auf Aufhebung beſeitigt werden. OLG. 
Breslau (14. VIII. 1915) LeipzZ. 1915, 1393. Anders und 
zweckentſprechender JW. 1915, 841, 2. Spalte, Bem. 7. 


Verordnung betreffend die Anorbuung einer Geſchäfts · 
aufſicht zur Abwendung des Konkurs verfahrens vom 
8. Augnfi 1914. 


(Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau.) 


Literatur. 
Gilbert: Die Geſchäftsaufſicht uſw. im Zl. 1915, 265. 


8 1. 
1. Bei welchen Perſonen iſt die Geſchäftsauſſicht zuläſſig! 
Nach Gilbert a. a. O. auch über einen Nachlaß. Vgl. da 
gegen JW. 1915, 851. ü 
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Gilbert erörtert ausführlich die Zuläſſigkeit, die Voraus: 
ſetzungen, das Verfahren und die Wirkungen der Geſchäſts⸗ 
aufſicht bei dem Nachlaß. 

2. Der Antrag iſt bei Geſellſchaften von allen vertretungs⸗ 
berechtigten Geſellſchaftern oder geſetzlichen Vertretern zu ſtellen, 
denn jeder könnte durch ſeinen Konkursantrag den Antrag der 
anderen auf die Geſchäftsaufſicht beſeitigen (Levy, Geſchäfts⸗ 
aufſicht 8 1 Anm. 4b gegen Jäger, BankArch. 14, 32). 


8 2. 

1. Die Überſicht über den Vermögensſtand braucht die 
Aktiva und Paſſiva nicht einzeln, ſondern nur gruppenweiſe 
anzugeben (Levy, Anm. 2). 

2. Der Schuldner iſt nicht genötigt, die Vorausſetzungen 
ſeines Antrages glaubhaft zu machen. Das Gericht kann aber 
Ermittlungen anſtellen (Levy, Anm. 3 und $ 4 Anm. 9). 


§ 3. 

1. Levy (Anm. 1 bis 3) will die Frage nach den Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 3 „weder weitherzig noch engherzig“ (vgl. JW. 
1915 S. 851, 1084, 1304) geprüft wiſſen, empfiehlt ſorg⸗ 
fältige Prüfung, nötigenfalls nach Anſtellung von Ermittelungen, 
kommt aber im Endergebnis doch zur Empfehlung einer wohl⸗ 
wollenden Prüfung. Es genügen die Ausſicht der Behebung 
der Zahlungsunfähigkeit, Gewährung von Stundung, Kredit uſw., 
mag auch der Schuldner während des Krieges keine Möglich⸗ 
keit haben, Mittel zur Bezahlung ſeiner Schuld zu erwerben. 

2. Wenn vor Erlaß des Beſchluſſes ein Konkursantrag 
geſtellt wird, ſo iſt dieſer nicht abzuweiſen, ſondern in der 
Schwebe zu laſſen; erfolgt dann ſpäter die Aufhebung der 
Geſchäftsaufſicht, ſo iſt über den Konkursantrag zu entſcheiden. 
Dieſes Verfahren empfiehlt ſich mit Rückſicht auf die An⸗ 
fechtungsfriſten (Levy, 8 1 Anm. 3, § 5 Anm. 1). 

3. Der Beſchluß wird mit dem Erlaß wirkſam, nachher 
iſt Konkurs nicht mehr zuläſſig. Deshalb empfiehlt es ſich, in 
den Beſchluß die Stunde der Anordnung aufzunehmen (Levy, 
§ 4 Anm. 2). 

4. Das Verfahren gehört zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
(Levy, 8 4 Anm. 9; vgl. JW. 1915, 852). 


84. 

1. Der Schuldner oder ſein geſetzlicher Vertreter, Handels⸗ 
geſellſchaften, juriſtiſche Perſonen können nicht beſtellt werden 
(Levy, Anm. 6; vgl. JW. 1915, 852). 

2. Über die Rechtsverhältniſſe bei Beſtellung mehrerer 
Aufſichtsperſonen (Levy, Anm. 3). Einen Streit mehrerer Auf: 
ſichtsperſonen untereinander kann das Gericht nicht entſcheiden, 
ſondern nur beſchließen, welche der mehreren für die Vornahme 
gewiſſer Maßnahmen zuſtändig ſein ſoll. 

3. Beginn der Rechte und Pflichten mit der Annahme des 
Amtes, die vor oder nach der Beſtellung, auch durch Ausübung 
des Amtes erfolgen kann (Levy, Anm. 3). 

4. Da für die privilegierten Gläubiger die Beſchränkung 
des 8 5 Abf. 1 gilt, find auch fie zu benachrichtigen (Levy, 
Anm. 1). 
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Manche Gerichte benachrichtigen die zuſtändigen Prozeß⸗ 
und Vollſtreckungs⸗Abteilungen und die Gerichtsvollzieher, manche 
auch Grundbuchamt und Regiſtergericht (Levy ebenda). 

5. Über die entſprechende Anwendung der Beſtimmungen 
der KD. (Levy, Anm. 9). 

9 5. 

1. Die Geſchäftsaufſicht ſteht der Klage nicht entgegen 
(Levy, Anm. 3; OLG. Dresden, 14. Oktober 1915, JW. 
1915, 1377). 

2. Koſtenlaſt bei Erhebung der Klage. 

Die herrſchende Meinung (JW. 1915, 1085) teilt auch 
Levy, Anm. 3; KG. 12. Juli und 15. Auguſt 1915; ROBL 
1915, 107; OLG. Dresden, 14. Oktober 1915, JW. 1915, 1377). 

3. Umfang der unzuläffigen Zwangsvollſtreckungen. Levy 
(Anm. 2) will die JW. 1915, 853 erörterten Möglichkeiten der 
Vollſtreckung nicht zulaſſen, ſoweit es ſich nicht um Aus⸗ 
ſonderungsanſprüche handelt. Zu dieſen rechnet er auch die 
von Breit erwähnten Unterlaſſungsanſprüche. Eine rechtz⸗ 
kräftige Verurteilung zur Abgabe einer Willenserklärung (850. 
88 894, 895) habe zwar Vollſtreckungswirkung; die Geltend⸗ 
machung des Urteils ſei aber kein Akt der Zwangsvollſtreckung. 

Von ſeinem Standpunkt aus folgerichtig, bekämpft Levy 
auch die Aufnahme von Beſchränkungen der Vollſtreckbarkeit in 
die Urteilsformel (dagegen OLG. Dresden, 14. Oktober 1915, 
JW. 1915, 1377). 

Was von der Zwangsvollſtreckung gilt, gilt auch von der 
Vollziehung eines vorher angeordneten Arreſtes, einer vorher 
erlaſſenen einſtweiligen Verfügung (Levy, Anm. 2). 

4. Anordnung von Arreſten und einſtweiligen Verfügungen 
hält Levy zugunſten von nichtprivilegierten Gläubigern für un: 
zuläſſig (Anm. 2). Das Arreſtgericht, das das Beſtehen der 
Geſchäftsaufſicht kenne, müſſe, wenn der Gläubiger nicht 
privilegiert ſei, den Antrag ablehnen und müſſe, wenn es in 
Unkenntnis der Auſſicht erlaſſen habe, auf Widerspruch den 
Befehl aufheben. In dieſem Falle ſei der Gläubiger gemäß 
8 945 300. erſatpflichtig | 

Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht für ſich allen ft 
fein Arreſtgrund (Levy, Anm. 2). 

6. Konkurs iſt auch zugunſten privilegierter Gläubiger 
nicht zuläffig (Levy, Anm. 1). 

Die nichtprivilegierten Gläubiger können auch keine An 
fechtungsklage erheben, wohl aber die Anfechtungsabſicht gemäß 
8 4 AnfG. ankündigen (Levy, Anm. 3 und $ 10 Anm. 6). 

7. Umfang der Auffſicht. 

Mit der herrſchenden Anſicht nimmt Levy (Anm. 5) an, 
daß die Geſchäftsaufficht über eine offene Handelsgeſellſchaſt de. 
Vollſtrekung in das Privatvermögen des Geſellſchafters nicht 
entgegenſteht. 

Wegen des Einfluſſes auf das Güterrecht vgl. Levy, 9 6 
Anm. 4. 

8. Geltendmachung der Unzuläſſigkeit der Vollstreckung. 

Die vorgenommene Zwangsvollſtreckung iſt nicht nichtiz 
die Zuläſſigkeit der Vollſtreckung iſt nicht von Amts weten 1 
prüfen. Es iſt Sache des Schuldners, gemäß 5 766 IM 
vorzugehen (Levy, Anm. 2 und $ 9 Anm. 2). 


—— — —— 
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Hat ein nichtprivilegierter Gläubiger entgegen der Ver⸗ 
ordnung ſeine Forderung im Wege der Vollſtreckung beigetrieben, 
fo kann er zur Rückzahlung nicht angehalten werden (Levy, § 5 
Anm. 2 am Ende). 

9. Der Schuldner kann Vormund fein (Levy, §S 7 Anm. 2). 


8 6. 

1. Einwirkung der Geſchäftsaufſicht auf die Rechtsſtellung 
des Schuldners. | 

Der Schuldner bleibt unbeſchränkt verfügungsfähig und 
verfügungsberechtigt (Levy, Anm. 2, 4b und § 7 Anm. 2). 

In der Frage der Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen eine 
Forderung des Beaufſichtigten tritt OLG. Celle, 5. Oktober 1915, 
IW. 1915, 1376 der herrſchenden Anſicht dahin bei (JW. 1915 
S. 854, 1085, 1304), daß die Aufrechnung zuläſſig iſt. 

2. Rechtsſtellung der Aufſichtsperſon. 

Sie übt ein ihr von dem Gericht übertragenes Amt aus 
und hat dem Gericht auf Verlangen Bericht zu erſtatten (Levy, 
Anm. 1). Die Aufſichtsperſon kann ihr Amt nicht auf einen 
anderen übertragen, ſich aber einer Hilfsperſon zur Unterſtützung 
bedienen. Die Aufſichtsperſon iſt weder Vertreterin des Schuldners 
noch in einem Vertragsverhältnis zu ihm (Levy, Anm. 1 und 2). 
Am meiſten ähnelt ihre Stellung „der des Beiſtandes der 
Mutter“ (Levy a. a. O.). 

Es iſt an ſich zuläſſig, daß der Schuldner der Aufſichts⸗ 
perſon Vollmacht erteilt, aber das Gericht wird daraus voraus⸗ 
ſichtlich Anlaß nehmen, im Aufſichtswege die Löſung des Voll⸗ 
machtsverhältniſſes zu veranlaſſen oder die Aufſichtsperſon zu 
entlaſſen. 

Die Überwachung der Geſchäftsführung erſtreckt ſich auf 
das geſamte Vermögen des Schuldners. 

Ein aufſichtsfreies Vermögen gibt es nicht (Levy, Anm. 4a). 

über die Art der Unterſtützung und Überwachung vgl. 
Levy, Anm. 4b. 

3. 4. Übertragung der Geſchäftsführung. 

Die Frage, ob bei dieſer Übertragung der Geſchäftsführung 
der Schuldner vollſtändig, auch im äußeren Verhältnis, aus⸗ 
geſchaltet werden kann, wird auch von Levy (Anm. 4b) ver⸗ 
neint. Die Übertragung der Geſchäftsführung an einen Dritten 
enthält lediglich eine Anweiſung an den Schuldner, zu deren 
Durchſetzung es kein Mittel gibt. Nur der mittelbare Zwang 
durch Androhung der Aufhebung der Geſchäftsaufſicht iſt 
möglich. Die Frage, ob die Aufſichtsperſon oder bei Wider⸗ 
ſpruch des Schuldners das Gericht einen Geſchäftsführer be⸗ 
ſtellen kann, der auch dann den Schuldner vertritt, wenn der 
Schuldner ihm dieſe Vertretung nicht überträgt, wird daher 
von Levy verneint. Vgl. JW. 1915, 855 Nr. 4. 

5. Mehrere Aufſichtsperſonen, vgl. oben 8 4 Anm. 2. 


6. Verantwortlichkeit der Aufſichtsperſon. 

Das Gericht kann die Aufſichtsperſon abſetzen. (Levy, 
Anm. 1.) Die Aufſichtsperſon haftet auch, wenn ſie nicht 
rechtzeitig dem Gericht anzeigt, daß die Voraus ſetzungen für 
die Anordnung der Aufficht nicht vorgelegen haben oder vor⸗ 
liegen (Levy, Anm. 7). 
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7. Ende des Amtes vgl. Anm. 6. 

Die Aufſichtsperſon kann das Amt freiwillig niederlegen. 
Ein Kündigungsrecht verneint Levy (Anm. 1c), weil die Auf⸗ 
ſichtsperſon nicht im Auftrags- oder Dienſtverhältnis zum 
Schuldner ſteht. 

8. Anſpruch auf Erſtattung von Auslagen und auf Ver⸗ 
gütung. 

Nur angemeſſene Auslagen find zu erſtatten. Die Ver⸗ 
gütung ſoll ſich in beſcheidenen Grenzen halten (Levy, 
Anm. 8). 

Der Beſchluß über Feſtſetzung iſt unanfechtbar, iſt kein 
Vollſtreckungstitel, und iſt weder im Auffſichtsverfahren noch 
nach deſſen Beendigung im etwaigen Konkursverfahren bevor⸗ 
rechtigt (Levy, Anm. 8). 

8 7. 


1. Die Auskunftspflicht des Schuldners iſt eine ganz all⸗ 
gemeine, aber Klage iſt ausgeſchloſſen (Levy, Anm. 1 a und b). 

Dem einzelnen Gläubiger will Levy (8 6 Anm. 5) ein 
Recht auf Auskunft gewähren. 


2. Rechtshandlungen, die der Schuldner ohne Zuſtimmung 
der Aufſichtsperſon vornimmt, obwohl er dieſe Zuſtimmung hätte 
einholen ſollen, find rechtswirkſam (Levy, Anm. 2). 

3. Was zur Fortführung des Geſchäfts erforderlich iſt, iſt 
für den Gegenkontrahenten ſchwer zu ermitteln. Seine ſubjektive 
Anſicht entſcheidet nicht (Levy, Anm. 2). 

4. Nicht anders iſt es mit der „beſcheidenen Lebens⸗ 
führung“. Die Lebensſtellung des Schuldners iſt dabei zu 
berückſichtigen. Auch Darlehnsſchulden behufs Bezahlung der 
Miete, des Dienſtmädchens, der Lebensmittel können dazu 
gehören (Levy, Anm. 2). Zur Familie gehört die getrennt 
lebende Ehefrau, nicht aber die geſchiedene Ehefrau oder das 
uneheliche Kind (Levy, ebenda). 


88. 

1. Die Gläubiger haben keinen Anſpruch auf Befriedigung 
während des Aufſichtsverfahrens (Levy, Anm. 1). Die vor: 
handenen Mittel ſind ſtets die jeweils vorhandenen. 

2. Eine ungleichmäßige Befriedigung der Gläubiger iſt 
denkbar und nicht verboten. Ein Lieferant, ohne deſſen 
Lieferungen das Geſchäft nicht fortgeführt werden kann, kann 
unter Umſtänden zuerſt befriedigt werden (Levy, Anm. 3 ch. 

4 Wegen der Anfechtung vgl. oben S 5 Anm. 6. Levy 
(Anm. 3) nimmt an, daß im ſpäteren Konkursverfahren der 
bevorzugte Gläubiger der Anfechtungsklage nicht mit dem Ein⸗ 
wand begegnen könne, ſeine Begünſtigung beruhe auf einer 
Beſtimmung der Aufſichtsperſon (vgl. auch Levy, 5 10 Anm. 6). 
Wegen der Anfechtung durch den Konkursverwalter in einem 
der Geſchäftsauſſicht folgenden Konkursverfahren vgl. Levy, 
8 10 Anm. 6, § 5 Anm. 1. 


89. 
2. Entſcheidend ift nur die objektive Sachlage, nicht der 
gute Glaube des Gläubigers (Levy, 8 7 Anm. 2). 
3. Rechtshandlungen, welche eine vor Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht entſtandene Schuld beſtätigen oder novieren, 
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find nicht privilegiert, wenn nicht der Sonderfall des $ 9 vor: 
liegt (Levy, 87 Anm. 3 dh. 

6. Unter Rechtshandlungen ſind nicht nur Rechtsgeſchäfte, 
ſondern auch Rechtshandlungen im engeren Sinne zu verſtehen, 
wie Kündigung, Mahnung uſw. (Levy, Anm. 2). Dagegen 
will Levy den Begriff auf Tierhaltung uſw., unerlaubte Hand⸗ 
lungen nicht ausdehnen (dagegen JW. 1915, 857). 

7. Bereicherungsanſprüche, die nach Anordnung der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht entſtehen, ſind nicht privilegiert (Levy, Anm. 2). 

8. Die Anſprüche aus SS 44 bis 46 KO. will Levy 
(Anm. 3) nicht zu den privilegierten rechnen (vgl. JW. 1915, 857). 

9. Ausſonderungsanſprüche, die nach Anordnung der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht zur Entſtehung gelangt ſind, will Levy (Anm. 3) 
als privilegiert behandelt wiſſen, auch wenn ſie nicht unab⸗ 
hängig von dem Willen des Schuldners entſtanden ſind (Anm. 3, 
vgl. JW. 1915, 857). 

10. Der Pfändungspfandgläubiger kann die vor Anordnung 
der Aufſicht begonnene Zwangsvollſtreckung fortſetzen (Levy, 
Anm. 4). 

Dasſelbe gilt für das nach der Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht entſtandene geſetzliche Pfandrecht. 
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11. Für die Frage der Wirkung der Pfändungsanklmdi⸗ 
gung tritt Levy (8 5 Anm. 2) der von Kirchberger (JW. 1915, 
858) vertretenen Anſicht bei. 

12. Für den Liedlohn tritt Levy (Anm. 5) der JW. 1915, 
858 vertretenen Anſicht bei. 

8 10. 

1. Das Verfahren muß auf Antrag des Schuldners auf: 
gehoben werden (Levy, Anm. 1; vgl. JW. 1915, 858). 

2. Den Tod des Schuldners bezeichnet Levy (Anm. 2) als 
wichtigen Grund zur Aufhebung des Verfahrens, weil ein 
Nachlaß nicht unter Geſchäftsaufſicht ſtehen kann (pgl. oben $ J). 

3. Die Aufhebung wird mit dem Erlaß des Beſchluſſes 
wirkſam. Die Gläubiger erhalten einfache Mitteilung (ep, 
Anm. 4). 

Die Vorrechte des § 9 fallen mit der Aufhebung des 
Verfahrens weg (Levy, Anm. 6). 

4. Über die Notwendigkeit von Ubergangsvorſchriften be 
ſteht Einigkeit (Levy, Anm. 7). 

§ 11. 

Die Unanfechtbarkeit der Entſcheidungen wird nicht mehr 

bezweifelt (Levy, Anm. 1). 


Berihtigungen, 


In Nr. 19a der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ find in 
einem Teil der Auflage folgende Stellen zu berichtigen: 

S. 1295 rechte Spalte Zeile 10 von unten ſtatt „durch“ 
lies „für“; 

S. 1296 linke Spalte Zeile 27 von oben iſt zwiſchen den 
Worten „doch allzu“ einzuſchieben „nicht“; 

ebenda Zeile 31 von oben ſtatt „eintretenden“ lies „er · 
wachſenen !; 

S. 1297 linke Spalte Zeile 7 von oben iſt zwiſchen den 
Worten „bezahlen und“ einzuſchieben „find“, 

ebenda Zeile 28 von oben ſtatt „Menner“ lies „Meurer“; 


ebenda Zeile 38 von oben ſtatt „vom“ lies „am“, 

ebenda rechte Spalte Zeile 9 von oben ftatt „676“ lied „276; 

ebenda Zeile 24 von oben ſtatt „beſtimmter“ lies „se 
ſtimmbar“; 

S. 1300 linke Spalte Zeile 14 von unten ſtatt „den“ lies 
„dem“; Se 
ebenda Zeile 8 von unten ift zwiſchen den Worten „Gläubigen 
und“ einzuſchieben „eutſprechend anwendbar fein“, 

S. 1301 linke Spalte Zeile 30 von oben ſtatt „1.“ lies „. 
S. 1303 linke Spalte Zeile 15 von oben ftatt „Strrü⸗ 

verkünder“ lies „Streitverkündeter“. 


— 
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Dritte Fortſetzung 


Ausländer im Inlandsprozeß unter beſonderer Berüͤckſichtigung der 
Kechtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 


Von Rechtsanwalt Klaus Menner, München. 


I. Auslaubsmoraforium. 


1. Der II. 35. des RG. wiederholt (Urteil vom 
13. Juli 1915, II 169/15: JW. 1915, 1265 10 mit 1291 r. 0 
und Fußn. 10 = Warn. 1915, 387 f. = Leipzg. 1915, 1518 f., 
hier allerdings mit dem Datum: 9. Juli 1915) den Grundſatz, 
daß die BRVO. vom 7. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 360 Nr. 4457) 1) 
zwingendes Recht enthält (ſo auch OLG. Karlsruhe vom 
s Dezember 1914 in BadRpr. 1915, 100 = „Recht“ 1915, 
520 Nr. 887 und die hier ſchon früher in JW. 1915, 1306 r. 
unter Nr. 2 erwähnte, auch im „Recht“ 1915, 519 f. Nr. 883 
mitgeteilte Entſcheidung des nämlichen OLG. vom 29. Juni 1915; 
vgl. ferner Heß, „Die Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher 
Schädigungen, mit ausführlicher Inhaltsüberſicht und Erläu⸗ 
terungen“ 3. Aufl. Stuttgart 1915 S. 222 Anm. 4). Wenn 
aber trotz der Unzuläſſigkeit oder Unterbrechung des Verfahrens 
das BG. über den Anſpruch eines Auslandsbewohners ein 
Urteil erläßt, ſo kann dies nur durch ein Rechtsmittel 
abgeändert werden. Auch der Auslandsbewohner kann 
während der Geltungsdauer dieſes Gegenmoratoriums die 
Reviſion einlegen, ohne daß vorher das an ſich unzuläſſige 
oder kraft Geſetzes unterbrochene Verfahren aufgenommen zu 
werden brauchte. Freilich bis zum Ende kann ein ſolches 
Ausländerverfahren nicht durchgeführt werden, wenn nicht 
inzwiſchen das Geſetz geändert oder durch den Reichskanzler 
nach 8 1 Abſ. II Satz 1 eine Ausnahmebewilligung erteilt wird. 

2. Die Aufrechnung mit der Gegenforderung des Aus— 
länders iſt nicht ausgeſchloſſen, weil dies bloße Verteidigung 
iſt; hieran ſollten die Auslandsbewohner nicht gehindert werden 
(ſo die in Nr. 1 oben erwähnte Entſch. des RG. vom 13. Juli 
1915; |. auch Heß S. 221 Anm. 3 zu $ 1; vgl. weiter noch 
die inhaltlich entſprechenden, zum Geſchäftsaufſichtsverfahren 
gemachten Ausführungen in SW. 1915, 1148) 

3. Ebenſo wird es richtig ſein, daß durch das Auslands⸗ 
moratorium die davon betroffenen Forderungen nicht zwangs— 
weiſe einer materiellrechtlichen Stundung unterworfen werden 
ſollten (ſ. v. Harder in JW. 1915, 1146 f.; vgl. auch noch 
ebenda S. 1291 Fußnote 10 am Ende), wenn auch anderer⸗ 
ſeits — zugunſten der Gläubiger — infolge der zeitweiſen 
Unmöglichkeit einer gerichtlichen Geltendmachung keine Ver⸗ 
jährung eintreten und — zugunſten der Schuldner — infolge 
des Rechtes zur zeitweiligen Erfüllungsverweigerung kein 


1) Ihre Geltung tft übrigens durch BRD. vom 21. Oktober 
1015 Nel. 6. 879) bis um Bl. Januar 1916 verlängert worden. 


Verzug gegeben fein wird (vgl. hierher auch Waſſermann⸗ 
Erlanger S. 290 und Heß S. 222 Anm. 5). 

4. In dem Erkenntnis des RG. vom 13. Juli 1915 wird 
wiederholt betont, daß dann, wenn die materiellen Rechts⸗ 
behauptungen der Klage und Widerklage identiſch ſind, die 
Unterbrechung des Verfahrens über die Widerklage eines 
Auslandsbewohners eine Ausdehnung dieſer Unterbrechung auf 
das geſamte Verfahren nach ſich ziehen muß. Wenn dagegen 
die beiderſeitigen Forderungen lediglich auf das nämliche Rechts⸗ 
verhältnis gegründet ſind, ſo beſchränkt ſich die Unterbrechung 
auf das vom Ausländer betriebene Verfahren. Die Unter⸗ 
brechung des Verfahrens über die Widerklage hat folglich nicht 
ſchlechthin in allen Fällen auch die Unterbrechung des Verfahrens 
über die Inländerklage zur Folge (ähnlich auch OLG. Poſen 
vom 23. März 1915 in Poſ Schr. 1915, 117, wo es ſich 
um die Klage eines Auslandsbewohners und die Widerklage 
eines Inländers handelte; ſ. namentlich auch noch die Entſch. 
des III. ZS. des RG. vom 28. September 1915 III 53/15 
in Leipz3. 1915, 1508 f. 1; vgl. weiter Joſef in Gruch. 59, 
1096 f., der wohl mit Recht in allen Fällen, ohne die vom 
RG. vorgenommene Unterſcheidung zu machen, die Unterbrechung 
auf das vom Ausländer anhängig gemachte Verfahren be⸗ 
ſchränkt). Das RG. verkennt in dem eingangs erwähnten Urteil 
freilich keineswegs den Übelftand, daß mitunter die Beweis⸗ 
aufnahme, die zu dem vom Inländer durchgeführten Verfahren 
ergangen iſt, hinterher in dem durch den Auslandsbewohner 
wieder aufgenommenen Verfahren wiederholt werden muß; es 
ſei jedoch weit wichtiger, den inländiſchen Kläger gegen eine 
ſachlich ungerechtfertigte Verkümmerung ſeiner Rechtsverfolgung 
zu ſchützen. Es hatte ſich in dem entſchiedenen Falle um die 
Kaufpreisklage gegen eine in Brüffel?) anſäſſige Firma und um 
die auf den gleichen Kaufvertrag geſtützte Schadenserſatzwider⸗ 
klage wegen Nichterfüllung gehandelt. 

5. Nach einer Entſcheidung des LG. Straßburg vom 
27. Juni 1915 (in ElſLothrNot Z. 35, 287) ſind die erſt nach 
dem 30. Juli 1914 fällig werdenden Kapitalzinſen auch 
erſt nach dieſem Zeitpunkt entſtanden, demnach von der 
BRV. vom 7. Auguſt 1914 unberührt. 


9) Daraus kann man alſo auch erſehen, daß die von unſeren 
Truppen beſetzten, unter deutſcher Zivilverwaltung ſtehenden Ge⸗ 
biete feindlicher Staaten im Sinne des deutſchen Gegenmoratortums 
nach wie vor mit Recht als Ausland angeſehen werden (f. dazu 


. 1918, 1811 50, 
SU. 1018, ) 18 
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6. Der Eigentumsanſpruch des gegen eine Pfändung, 
die in feine Rechte eingreift, nach 8 771 ZPO. Inter⸗ 
venierenden entſteht erſt durch die Pfändung. Iſt letztere, 
deren Unzuläſſigkeit von einem Auslandsbewohner geltend 
gemacht werden will, erſt nach dem 30. Juli 1914 erfolgt, 
ſo ſteht dem Geſuch des Ausländers um Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung bzw. der Erhebung der Exekutionsinterventions⸗ 
klage nach $ 771 ZPO. nichts im Wege (ſ. OLG. Dresden, 
Ferienſen. vom 23. Auguſt 1915 6a Reg. 302/15 in Leipzz. 
1915, 1459 f. . 

7. Wodtke hält in JW. 1915, 1221 f. die vom Auslands⸗ 
bewohner gemäß 8 767 ZPO. erhobene Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage für zuläſſig, weil ſie nur Verteidigung und 
ihrer ganzen Natur nach lediglich Fortſetzung des urſprünglichen 
Verfahrens ſei, das zum Erlaſſe des Vollſtreckungstitels geführt 
habe, freilich jetzt in der beſonderen prozeſſualen Klageform des 
8 767 und mit vertauſchten Parteirollen. Ebenſo will er in 
der Erhebung einer negativen Feſtſtellungsklage durch 
einen Ausländer keine gerichtliche Geltendmachung im 
Sinne des § 1 Abf. 1 erblicken (ſ. dagegen die in JW. 1915, 
863 l. mit Fußn. 28 angeführte Entſcheidung des RG.). Da⸗ 
gegen erachtet er die Exekutionsinterventionsklage des 
§ 771 ZPO. als unzuläſſig, weil darin die angriffsweiſe 
Geltendmachung eines ſelbſtändigen materiellen Rechtes liege, 
das gerade durch die Vollſtreckung beeinträchtigt wird (ſ. hierher 
auch die oben in Nr. 6 erwähnte Entſch. des OLG. Dresden 
vom 23. Auguſt 1915 und zum Ganzen noch Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger S. 313 f.). 


IL Zahlungsverbote. 


1. Das zunächſt gegen England erlaſſene Zahlungsverbot 
vom 30. September 1914 (RGBl. S. 421 ff. Nr. 4504) wurde 
durch Reichskanzlerbekanntmachung vom 14. Oktober 1915 (RGBl. 
S. 673) mit den Einſchränkungen, wie ſie ſeinerzeit ſchon bei 
Ausdehnung der Zahlungsverbote auf Frankreich und Ruß⸗ 
land (RGBl. 1914 S. 443 und 479) gemacht worden ſind, 
auch auf das britiſche Okkupationsgebiet in Agyptens) 
erſtreckt und ebenſo auf die unter franzöſiſchem Protektorate 
ſtehenden Gebietsteile Marokkos, und zwar mit Wirkſamkeit 
vom 19. Oktober bzw. hinſichtlich der Strafbeſtimmung des 8 6 
des Zahlungsverbots erſt vom 20. Oktober 1915 (vgl. all⸗ 
gemein zu den Zahlungsverboten Freudenthal im „Berliner 
Tageblatt“ Nr. 550 vom 27. Oktober 1915). 

2. Auch die Auszahlung der Bezüge, welche die im 
feindlichen, von den Zahlungsverboten betroffenen Ausland 
ſich aufhaltenden Deutſchen gegen inländiſche Verſicherungs⸗ 
unternehmungen aus Rentenverſicherungen und ähnlichen Ein⸗ 
richtungen zu fordern haben, fällt regelmäßig unter die ver⸗ 
ſchiedenen Zahlungsverbote und iſt daher unzuläſſig; dies ſelbſt 
dann, wenn die fälligen Beträge zunächſt einem inlän diſchen 
Vertreter des Bezugsberechtigten überwieſen werden. Für 
Zahlungen in mäßigem Umfang, die den vorausſichtlichen 
Unterhaltsbedarf des im Ausland weilenden Berechtigten nicht 
überſchreiten, ſoll von Fall zu Fall die Erteilung einer Aus⸗ 


9) Die vom Reichskanzler gewählte Bezeichnung ägyptiſches 
„Okkupations“gebiet iſt mit Rückſicht auf die gegenwärtige polttifche 
und militäriſche Lage Deutſchlands und Englands nicht unintereſſant. 
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nohmebewilligung gemäß 8 7 Abſ. I des engliſchen Zahlungs⸗ 
verbots in Erwägung gezogen werden (f. Beſcheid des Reichs⸗ 
kanzlers vom 11. März 1915, im „Recht“ 1915, 521 Nr. 902, 
wiedergegeben aus VPVA 14, 12). Naturgemäß iſt die Be⸗ 
ſtimmung des § 1 Abſ. II, wonach Leiſtungen zur Unter⸗ 
ſtützung von Deutſchen, die in den von unſeren Zahlungs⸗ 
verboten berührten Staaten leben, ohne weiteres geſtattet 
bleiben, durch die angeführte allgemeine Verfügung des Reiche: 
kanzlers nicht außer Kraft geſetzt worden, weil es ihm hierzu 
ſchon an der Zuſtändigkeit gemangelt hätte. 

3. Das OLG. Augsburg verſteht (Urteil vom 5. Oktober 
1915, L. II 84/15 in JW. 1915, 1453 mit Fußn. 1) den 
Begriff des „Erwerbers“ im $ 2 Abſ. II im weiteſten 
Sinne. Es muß dazu jeder gerechnet werden, der in die 
tatſächliche und rechtliche Möglichkeit verſetzt wird, in eigenen 
Namen und für eigene Rechnung die Forderung einzuziehen 
und allenfalls einzuklagen, und der infolgedeſſen auch in der 
Lage iſt, über die fo eingezogenen Gelder frei zu verfügen; 
nur dann werde der Zweck und der praktiſche Wert der ver⸗ 
ſchiedenen Zahlungsverbote des Deutſchen Reiches erreicht. 
Dieſe Vorausſetzungen treffen zweifellos auch bei der Pfändung 
und Überweiſung einer Auslandsforderung zur Ein⸗ 
ziehung an einen Inländer zu (vgl. allgemein hierher noch 
Heß, S. 229 Anm. 3). 

4. Das OLG. Karlsruhe entſchied (Urteil vom 23. März 
1915 II. ZS. in BabRpr. 1915, 147 f.) folgenden Rechtsfall: 
Zwiſchen den Parteien war die Beſtimmung vereinbart: Jegliche 
aus dieſem Kontrakte entſtehende Reklamation, welche auf 
gütlichem Wege nicht geordnet werden kann, iſt durch Arbitrage 
der Bremer Baumwollbörſe zu entſcheiden. Die zwiſchen den 
Streitsteilen zweifelhafte Frage, ob das Wort „Reklamation“ 
ſich nur auf die Rüge von Mängeln der gelieferten Waren 
beziehe oder ob darunter alle aus dem Vertrag ſich ergebenden 
Streitigkeiten zu verſtehen ſeien,“) wurde vom Berufungsgericht 
nicht beantwortet mit der Begründung, daß nach der Vertrags 
klauſel immer vorausgeſetzt ſei, daß die Reklamation ſich „aus 
dem Kontrakte“ ergibt. Die Einwendung der Beklagten gründete 
ſich aber auf eine mit dem Kaufvertrag nicht zuſammenhängende, 
alſo überhaupt nicht auf eine „aus dem Kontrakte“ entſtandene 
Einwendung, nämlich darauf, daß die Beklagte den Kaufpreis 
für die aus England bezogenen Waren nach der BRV. vom 
30. September 1914 nicht an die in England anſäſſige Firma 
zahlen dürfe, aber auch nicht an den Kläger ſelbſt, der zwar 
in Deutſchland wohne, aber nicht der einzige Teilhaber der 
offenen Handelsgeſellſchaft ſei. Die Einwendung iſt erft ent 
ſtanden, nachdem der Vertrag von der engliſchen Verkäuferin 
längſt erfüllt war; ſie berührt den Vertrag als ſolchen und 
die daraus für die Streitsteile hervorgegangenen Rechte und 
Pflichten nur inſofern, als im öffentlichen Intereſſe und zum 
Schutze der inländiſchen Volkswirtſchaft Zahlungen nach England 
nach Maßgabe der BRVoO. vom 30. September 1914 verboten 
ſind. Unter den Begriff der Reklamationen, die „aus dem Kauf: 
vertrag“ entſtanden ſind, läßt ſich mithin der Streit der Parteien 
darüber, ob die Käuferin ihre an ſich fällige Schuld an den 


) Man wird wohl, wenn nicht ein beſonderer Handelsbrauch 
beſteht, das letztere annehmen dürfen. 


- — . — 


— — — — 


rer et — — — — —— u BERGE 


. . 


44. Jahrgang. 


Kläger als den angeblichen Alleininhaber der engliſchen Firma trotz 
jenem Zahlungsverbot begleichen muß oder darf, nicht bringen. 
Die Vereinbarung des Schiedsgerichts erſtreckt ſich alſo auf 
einen derartigen Streit nicht, ſo daß die Einrede, die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreites habe durch Schiedsrichter zu 
erfolgen ($ 274 Abſ. I Nr. 3 ZPO.), unbegründet iſt. 


III. Zwangsverwaltung feindlicher Auternehmen. 


Die zwangsweiſe Verwaltung britiſcher wie franzöſiſcher 
Unternehmungen und die dadurch herbeigeführte Verfügungs⸗ 
beſchränkung der Inhaber ſind nicht im Grundbuch ein— 
zutragen (OLG. Hamburg vom 19. April 1915: im „Recht“ 
1915, 526 Nr. 969; OLG. Colmar [vgl. dazu JW. 1915, 
1091 r. Nr. 4). 


IV. Aumeldung des im Inland befindlichen Vermögen⸗ 
von feindesländifhen Augehörigen. 
(Vgl. über dieſelbe den Aufſatz von Bernſtein, JW. 1915, 1815. 


V. Andere reichsrechtliche Vorſchriften. 
8 626 BGB., 88 123, 1244 RGewd. 

Über die Frage, ob Angeſtellte, welche die Staatsangehörig⸗ 
keit eines mit Deutſchland im Kriege befindlichen Landes be- 
fisen, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt entlaſſen 
werden können (vgl. ZW. 1915, 876 r., 1097 r., 1308), vgl. 
auch die Bemerkungen Joſefs (in Gruch. 59, 1090 f.), der 
dies ohne weiteres für zuläſſig erachtet (ſ. dazu auch noch die 
Zuſammenſtellung einſchlägiger, hier ſchon früher, insbeſondere 
S. 876 mit Fußn. 116 erwähnter Entſcheidungen, im „Arbeits: 
recht“ 1915 [2. Jahrg.] S. 251, 263). 


Art. 23 EGBGB. 

Bei richtiger Anwendung des Art. 23 EGBGB. hat das 
Vormundſchaftsgericht dann Anordnungen zu treffen, wenn 
ſolche durch das Intereſſe des Minderjährigen geboten ſind. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus darf das Vormundſchaftsgericht, 
wenn der Antrag auf Einbürgerung (des unehelichen 
Sohnes eines ruſſiſchen Staatsangehörigen) Ausſicht auf 
Erfolg hat, nicht ſchon durch Verweigerung der Beſtellung eines 
Vertreters die Stellung dieſes Antrages unmöglich machen. 
Wenn aber auf Grund der Auskunft der zuſtändigen Kreis⸗ 
regierung vom Gericht angenommen werden muß, daß ein 
allenfallſiger Einbürgerungsantrag erfolglos ſein würde, ſo iſt 
auch von vornherein die Beſtellung eines Vertreters zwecklos. 
Unter ſolch beſonderen Umſtänden kann die Anordnung einer 
Vormundſchaft verweigert werden (jo OLG. Stuttgart I. ZS. 
vom 26. Februar 1915 in Zeitſchrift für die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit und die Gemeindeverwaltung in Württemberg 1915, 


273 f.). 

1 ss 19 ff. HGB. 

Das OLG. Colmar ſprach (Urteil vom 13. Oktober 1915, 
I. ZS. X. 36/15 in Leipz ZZ. 1915, 1535 f.; vgl. dazu auch 
Rehm im „Berliner Tageblatt“ Nr. 546 vom 25. Oktober 1915 
Handelszeitung; ſiehe noch Frankf. Ztg. Nr. 299 II. Morgen⸗ 
blatt vom 28. Oktober 1915) aus, daß der ein Geſellſchafts⸗ 
verhältnis andeutende Zuſatz „Cie.“ oder „Co.“ von dem Ver⸗ 
bote geſchäftlicher Bezeichnungen in franzöſiſcher Sprache, 
wie es die Militärbefehlshaber in Elſaß⸗Lothringen auf Grund 
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des preußiſchen (jetzt vorübergehend reichsgeſetzliche Kraft be⸗ 
ſitzenden) Belagerungszuſtandsgeſetzes vom 4. Juni 1851 er⸗ 
laſſen haben, nicht betroffen wird, da es ſich hier um her⸗ 
kömmliche Zuſätze handelt, deren Entſtehung in anderen Urſachen 
zu ſuchen iſt, als in einer gefliſſentlichen Propaganda für Ge⸗ 
brauch und Verbreitung des Franzöſiſchen und die auch ander⸗ 
wärts längſt üblich find (vgl. dazu noch allgemein JW. 1915, 
1096 f.). Dagegen kann der Inhaber der Firma oder der 
vertretungsberechtigte Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft 
oder deren ſonſt, z. B. durch amtliche Beſtellung, befugter Ver⸗ 
treter von ſich aus freiwillig den Zuſatz „& Cie“ oder 
„& Co.“ in „& G.“ umwandeln und dieſe Firmenänderung 
zum Handelsregiſter anmelden ($ 31 HGB.). Dieſer abgekürzte 
Zuſatz wird dann „und Geſellſchafter“, nicht „und Geſell— 
ſchaft“ zu leſen fein. Denn § 19 Abſ. 1 HGB. verlangt 
einen Zuſatz, der das Vorhandenſein einer (aus mehreren 
Perſonen beſtehenden) Geſellſchaft andeutet, nicht aber eine 
Bezeichnung, die wie „Compagnie“ oder „Geſellſchaft“ für ſich 
allein ſchon dies ausdrückt. Das Regiſtergericht hat nach § 18 
Abſ. II HGB. lediglich darauf zu achten, daß der Zuſatz nicht 
eine Täuſchung des Publikums herbeizuführen geeignet iſt; es 
darf nicht als ſeine amtliche Aufgabe anſehen, den freien 
Handelsverkehr vor vermeintlichen oder nur ganz entfernt 
möglichen Irrtümern bei der Auslegung dieſer Abkürzung 
„& G.“ zu bewahren. 


ss 131 ff. HGB. 

Auch der II. ZS. des KG. („Berliner Tageblatt“ Nr. 582 
vom 13. November 1915), auf die Klage eines Deutſchen, der 
mit zwei Engländern zu einer offenen Handelsgeſellſchaft in 
Hamburg vereinigt war, lediglich die Auflöſung des Ge— 
ſchäfts, nicht aber auch die gleichzeitig verlangte Aus: 
ſchließung der beiden feindesländiſchen Mitgefell: 
ſchafter zugelaſſen haben, da die Ausſchließung der engliſchen 
Mitinhaber dem deutſchen Teilhaber Beziehungen an die Hand 
geben würde, die ſich die Engländer trotz der Geſchäftsauf⸗ 
löſung würden erhalten können; die beiden Beklagten ſeien 
zudem an den Vorgängen, die zur Liquidierung des Geſchäfts 
geführt hätten, unſchuldig (ſ. dazu noch JW. 1915, 1097 l.). 


Vertrage mit englifhen Verſicherungsgeſellſchaften. 


Noch immer hat bis zur Stunde, wo dieſe Zeilen nieder⸗ 
geſchrieben werden (23. November), das RG. keine Gelegenheit 
gehabt, zu dieſer umſtrittenen Frage (vgl. IW. 1915, 875 f. 
mit Fußn. 111 ff., S. 1098 ff.) Stellung zu nehmen, ſo daß 
die Untergerichte auch weiterhin zu ganz gegenteiligen Ent⸗ 
ſcheidungen gelangen. So hat die 4. 3K. des LG. Breslau 
(Urteil vom 20. Oktober 1915: in ZVerſWeſ. 1915, 428) den 
Rücktritt eines deutſchen Verſicherten wiederum für zuläſſig 
erachtet und demgemäß die Feueraſſekuranzſozietät Phönix⸗ 
London auch zur Zurückzahlung bereits im voraus ent: 
richteter Prämien verurteilt (mit ähnlichem Ergebnis, wenn 
auch teilweiſe anderer Begründung, die bereits JW. 1915, 
1098 f. erwähnte Entſcheidung des OLG. Hamburg vom 
26. Juni 1915, die nunmehr auch im „Recht“ 1915 Nr. 1939 
= Mitt OffFeuerverſAnſt. 1915, S. 362, 391 = ZVerſWeſ. 1915, 
373 = DB. 1915, 1141 abgedruckt if; Schweitzer im 
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„Recht“ 1915, 463 f.; Hans Menzel „Das engliſche Feuer: 
verſicherungsgeſchäft in Deutſchland und der Krieg“ Breslau 
1915; vgl. auch noch Werneburg in Holdheims MSchr. 
1915, 136; ſiehe auch noch ganz allgemein zu allen dieſen 
einſchlägigen Fragen die hochbedeutſame, eingehend be⸗ 
gründete Stellungnahme des Kaiſ. Aufſichtsamts für 
Privatverſicherung in ſeinem Geſchäftsbericht für 1914, 
teilweiſe abgedruckt in ZVerſWeſ. 1915, 397 ff., im be⸗ 
ſonderen noch über die Rechtsſtellung der im Inland 
wohnhaften Hauptbevollmächtigten der ausländiſchen 
Verſicherungsunternehmungen ebendort S. 415; über die 
ſchon vor Kriegsausbruch vertretene Auffaſſung der Engländer 
bezüglich der Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit der vor dem Kriege 
oder während des Krieges mit den feindlichen Ausländern ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge, namentlich der Verſicherungsverträge, vgl. 
ganz beſonders die ſchon früher erſchienenen Arbeiten von 
Kohler-Berlin: „England und die Haager Landkriegsordnung“ 
in Zeitſchr. Völkerrecht 1911 (Bd. 5) 384 ff.; 
London: „Die Einwirkung des Krieges auf privatrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe nach engliſchem Rechte“ in Zeitſchr. Internat. Recht 
1913 (Bd. 23 Abt. II für Völkerrecht) 21 ff.; Strupp⸗Frank⸗ 
furt: „Die Bedeutung des Art. 23h der Haager Landkriegs⸗ 
ordnung und die anglo⸗amerikaniſche Auffaſſung vom Einfluß 
des Krieges auf die Schuldverhältniſſe Privater“ in Zeitſchr. 
Internat. Recht 1913 (Bd. 23 Abt. II für Völkerrecht) 118 ff., 
ebenſo in Zeitſchr. Völkerrecht 1914 S. 57 ff., 301 ff. und König 
im Jahrbuch des Völkerrechts Bd. 2 Teil 2 S. 533 f.). 


8 247 800. 


Die unter Bezugnahme auf § 247 ZPO. — daß nämlich die 
Partei ſich an einem Orte aufhalte, der durch Krieg von dem 
Verkehre mit dem Prozeßgericht (und damit auch von dem Ver⸗ 
kehre mit dem Prozeß bevollmächtigten der Partei) abgeſchnitten 
iſt — beantragte Ausſetzung wurde abgelehnt gegenüber 
einem mit beſonderer Erlaubnis des Reichskanzlers klagenden 
Franzoſen, mit dem infolge des Krieges ſein Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter nicht in Verbindung treten bzw. bleiben konnte und 
der die zur Prozeßfuhrung nötigen Geldmittel weder tatſächlich 
noch rechtlich überſenden konnte (OLG. Hamburg vom 11. Juni 
1915 Bf. I 362/541/14 in Seuff Arch. 70, 417 f. = DSB. 
1915, 1041 = JW. 1915, 1127 f. = Markenſchutz und Wett⸗ 
bewerb 1915, 405) und ebenſo gegenüber einem in der Schweiz 
wohnenden Beklagten, obwohl von ihm keine Unterweiſung 
zu erhalten war (OLG. Dresden vom 8. Juni 1915 in SächſArch. 


1915, 296). 
. 8 752 3PO. 

Dieſe Vorſchrift, daß die Zuſtellung an die vorgeſetzte 
Militärbehörde zu erfolgen habe, gilt nur für Angehörige des 
deutſchen, nicht auch des öſterreichiſch⸗ungariſchen Heeres 
(AG. Magdeburg vom 21. Auguſt 1915, Naumburg AK. 1915, 54). 


85 828 ff., 850 ff. ZPO. 
Wenn ein Anſpruch auf Auszahlung der Entſchädigung 
für die von der deutſchen Heeresverwaltung bei der Schuldnerin 
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für den Heeresbedarf in Anſpruch genommenen und nach Deutſch⸗ 
land geſchafften Woll⸗ und Wollwarenvorräte gepfändet wird, 
fo handelt es ſich bei dieſem Anſpruch nicht um einen privat⸗ 
rechtlichen Anſpruch, welcher ſich als eine zivilrechtlich ver. 
folgbare und pfändbare Geldforderung im Sinne von 88 828 fi 
ZPO. darſtellen könnte. Künftige Forderungen, deren Ent⸗ 
ſtehung nur als möglich vorausgeſetzt wird, können nicht 
gepfändet werden. Um ſolche aber handelt es ſich hier, weil 
nach SS 1, 17 der Reichskanzlerbekanntmachung vom 25. April 
1915 die eingeſetzte Reichsentſchädigungskommiſſion über etwa 
erhobene Entſchädigungsanſprüche zu entſcheiden und die feft 
geſetzte Entſchädigungsſumme zur Zahlung anzuweiſen hat. Ene 
ſolche Entſcheidung ergeht in Form eines Beſchluſſes. Bevor 
ein derartiger Beſchluß erlaſſen iſt, kann von dem Beſtehen 
einer pfändbaren Geldforderung überhaupt keine Rebe 
ſein (jo AG. Berlin-Mitte vom 20. September 1915, 82 M. 
4134/15 in JW. 1915, 1215 f.; ſ. dazu auch JW. 1915 
S. 1095, 1296 f., 1312, 1456 f.). 


88 1025 ff. ZPO., 88 133, 157 969. 

Das bereits in JW. 1915, 1095 l. unter Nr. 1 mitgeteilt 
Erkenntnis des RG. vom 29. Juni 1915 über die Schieds⸗ 
gerichtsklauſel in den Londoner Getreidekontrakten, 
die zur Zeit während des Krieges zwiſchen Deutſchland und 
England von den inländiſchen Gerichten nicht beachtet zu werden 
braucht, iſt jetzt auch vollſtändig in LeipzZ. 1915, 1496 fl ab- 
gedruckt und von dem Oberlandesgerichtspräſidenten Düringer 
mit ſehr beachtenswerten Worten der Zuſtimmung versehen 
(f. auch „Recht“ 1915 Nr. 2223 = DAS. 1915, 1199) 


§ 16 Abſ. III des Muſterſchutzgeſetzes. 

Nach § 16 Abſ. III des Geſetzes betr. das Urhebenecht 
an Muſtern und Modellen vom 11. Januar 1876 GG Bl. 1876 
S. 11 ff.) richtet ſich der Schutz der ausländifgen Urheber 
nach den beſtehenden Staatsverträgen. Ein folder Satz 
vertrag beſteht, wie die 3. BR. des LG. Leipzig in 
ihrer Entſcheidung vom 15. Dezember 1914 (3 H. F. 10/14 in 
Leipz Z. 1915, 1550 f.) angenommen bat (vgl. auch die ähnliche 
Entſcheidung des AG. Leipzig, in JW. 1915, 1097 f erwähnh, 
zur Zeit zwiſchen dem Deutſchen Reiche und England 
nicht mehr. Den Angehörigen des feindlichen Auslands sieht 
jetzt in Deutſchland kein Recht mehr auf Gewährung des Ur 
heberrechts an Muſtern zu. Ob die betreffenden Staatsverträge 
für das Deutſche Reich noch innerſtaatliche Gültigkeit haben 
(jo RG.) oder nicht, iſt nach der Annahme des genannten Ge 
richts hierher belanglos. Solche feindlichen Ausländer können 
alſo zur Zeit die Anmeldung und Niederlegung eines Muſters 
bei dem Handelsgericht in Leipzig nicht mehr bewirken (vgl. 99 
Abſ. III des Geſetzes). Folglich iſt auch eine Eintragung 
derartiger Muſter ausgeſchloſſen. Es kann aber dann auf 
nicht das Verfahren bis nach der Kriegsbeendigung biw. nach 
dem Friedensſchluſſe ausgeſetzt werden (ugl. hierher auch noch 
Wertheimer in Leipzg. 1915, 1415 ff., insbeſondere S. 1419f, 
1421 f.; ferner Gold ſchmidt in Leipzg. S. 1915 1363 ff, 1365 
mit Fußnote 14). 
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1 — Juſtizrat Julius Magnus Dr. Heinrich Dittenberger 
l Rechtsanwalt beim Hammergericht, Berlin Rechtsanwalt beim Candgericht, Leipzig 
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1 Geh. Juftizrat Dr. Eugen Fuchs er Dr. Mar Hachenburg 

8 Rechtsanwalt beim Kammergericht. Berlin Rechtsanwalt beim Tandgericht, Mannheim 
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der Sericdıte vom 9. September 1915 


5 (Reichsgeſetzblatt Seite 562). 

. Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau. 
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5 (Seite 1512 bis 1517.) 
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veroroͤnung des Sundesrats zur Entlaſtung der Gerichte 
vom 9. September 1915 (RCBl. S. 562). 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau. 


Literatur: 


Begründung: Reichsanzeiger Nr. 215 vom 11. September 1915 

(meiſt abgedruckt in den Kommentaren). 

a) Ausgaben mit Erläuterungen: Braun, Amtsgerichtsſekretär, 
Verlag von Albert Nauck & Co., Berlin. — Neukamp, als 
Nachtrag zu ſeinem Handkommentar, Verlag von C. L. Hirſch⸗ 
feld, Leipzig. — Sydow⸗Buſch, Sonderabdruck des Nachtrags 
zur 14. Auflage der ZPO., Verlag von J. Guttentag. — 
Trendelenburg, Verlag von Franz Vahlen, Berlin (zitiert als 
„Trendelenburg V.“). — Waſſermann, Verlag von Schweitzer, 
München. — Wieſt, Verlag von Kohlhammer, Stuttgart (Text, 
Begründung und Text einiger dazugehöriger Geſetze und Geſetzes⸗ 
teile). 

b) Aufſätze über die Verordnung von: Heilberg, JW. 1915, 1105. 
— Landsberg, PoſMSchr. 1915, 98. — Levin, DIZ. 1915, 
966. — Mangler, DRZ. 1915, 652. — Miltner, Leipz Z. 1915, 
1265. — Raſch, PrVerwBl. 37, 1 (Oktober 1915). — 
Trendelenburg, JW. 1915, 1064. — Wach, JW. 1915, 1102. 
— Dotz. 1915, 691. — Deiler, Koſtenfragen zur Bekannt⸗ 
machung, JW. 1915, 1144. — Striemer, Gebührenfragen aus 
Anlaß der Bekanntmachung, JW. 1915, 1157. — Denkhaus, 
Der Anwaltszwang in den Mahnverfahren vor den Landgerichten, 
JW. 1915, 1220. 

c) Haberſtumpf, DRZ. 1915, 703. — Hachenburg, DIZ. 1915, 
995. — Harder, JW. 1915, 1143. — Kann, Beſprechung der 
Ausgaben von Trendelenburg V. und Waſſermann, JW. 1915, 
1131. — Klotzſch, Zu den Vorſchriften der Verordnung, 
IW. 1915, 1221. — Langenbach, JW. 1915, 1144. — 
Meikel, DRZ. 1915, 694. — Schlechtriem, Bemerkung zu 
8 19 der Verordnung, JW. 1915, 1220. 

(Alle Zitate nur mit dem Namen des Verfaſſers; die 
erläuterte Ausgabe von Trendelenburg iſt als Trendelen⸗ 
burg V. zitiert.) 

d) Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters über die geſchäftliche 
Behandlung der Prozeßſachen vom 14. September 1915 
(JMGl. 204). | 

e) Aufſätze in der Tagespreſſe: Auerbach im „Tag“ Nr. 231 vom 
2. Oktober 1915. — Haberſtumpf, „Rechtsfriede während des 
Weltkrieges“, Bayeriſche Staatszeitung Nr. 229 vom 1. Ok⸗ 
tober 1915. — Norden, „Beſchleunigte Geſetzgebung“, Berliner 
Tageblatt Nr. 478 vom 18. September 1915. | 

* 9 % 
Einleitung. 
Ob die Zuſtändigkeit des Bundesrats zum Erlaß der 


— 


Andererſeits Levin, 966). Praktiſche Unzuträglichkeiten wen 
kaum zu befürchten fein. Neukamp (Anm. 1) hält nicht di 
Gerichte, ſondern nur den Reichstag zur Prüfung der Geſeh 
mäßigkeit für berufen und die Verordnung ſelbſt für den Richter 
für bindend, da fie im Reichsgeſetzblatt verkündet ift und ale 
Reichsgeſetz zu gelten hat. s 
1. 5 

1. Das landgerichtliche Mahnverfahren bildet einen Beitant: 
teil des Landgerichtsverfahrens (Landsberg, 99; Striemer 1159, 
der ſich nur nicht in mündlichen, ſondern in ſchriftlichen Ver⸗ 
handlungen abſpielt (Trendelenburg, 1065; Trendelenburg, V. 12. 

2. Wenn für einen von mehreren in der Klage geltend 
gemachten Anſprüchen das Mahnverfahren nicht zugelaſſen it 
iſt alsbald Termin wegen der ganzen Klage anzuſetzen (Spbeir: 
Buſch 8 1 Anm. 3; Trendelenburg, V. $ 1 Anm. 2c, 82 
Anm. 4). Daher auch, wenn der Anſpruch noch nicht fillg 
oder begründet iſt. 

3. Schwierigkeiten ergeben ſich im Falle des $ 36 Ir? 
bis 4 ZPO. oder wenn ein im Auslande Wohnender, den im 
Inlande nicht zugeſtellt werden kann, und ein im Inland 
Wohnender als notwendige Streitgenoſſen verklagt werden 
ſollen. Für den letzteren Fall wird man ſicher annehmm 
müſſen, daß ein im Mahnverfahren verfolgbarer Anſpruch nicht 
vorliegt (Harder, 1143, Trendelenburg, V. $ 1 Anm.2d 

4. Die Entſcheidung darüber, ob glaubhaft gemacht it, daß 
der Beklagte den Anſpruch beſtreiten wird, muß weitherzig erfolgen. 
Briefe, ein Hinweis auf die Sachlage, die dem Richter belannte, 
zu Schikanen geneigte Perſönlichkeit des Schuldners werden ge 
nügen (Haberſtumpf, 703; Heilberg, 1105; Landsberg, 100, 
Langenbach, 1144; Trendelenburg, 1065). Vom Zahlungs 
befehl iſt auch abzuſehen, wenn glaubhaft gemacht iſt, daß 
Beklagter die Fälligkeit der Forderung beſtreitet, beiſpielsweſe 
eine ihm gewährte Stundung einwenden wird oder richterliche 
Friſtbewilligung auf Grund der V. vom 20. Mai 1915 nad: 
ſuchen wird und Parteien über die Frage, ob und welche Friſt 
zu bewilligen iſt, nicht einig ſind. Sonſt entwickelt ſich das 
umſtändliche Verfahren des § 2 der V. vom 20. Mai 1915 
(Heilberg, 1105). 1 

Dasſelbe gilt für den Fall der V. vom 20. Mai 1915 
über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geld⸗ 
forderung. Der Anwalt wird guttun, ſchon in der Klage ode 
mit der Klage glaubhaft zu machen, daß dieſer Punkt ſteeitg 


iſt (Heilberg, 1105). . 
5. Die Meinung von Klotzſch (1221), in die Koller 
berechnung ſei auch die Gebühr für die künftige Erwirkung des 


Verordnung durch 8 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
gedeckt wird, wird bezweifelt (Goldfeld, Nr. 435 der Hamburger 
Nachrichten vom 16. September 1915, Hachenburg, 995. 
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44. Jahrgang. 
Vollſtreckungsbefehls aufzunehmen, iſt unzutreffend, dieſe Gebühr 
wird erſt bei dem Antrage auf Vollſtreckungsbefehl liquidiert 
(Striemer, 1160). i 

82 


1. Der Umfang der dem Vorſitzenden auferlegten Prüfungs: 
pflicht iſt ſtreitig. Trendelenburg (1065 und V. §S 2 Anm. 3b), 
der inſoweit die Begründung zitiert, will die Prüſung in 
prozeſſualer Hinſicht auf alle von Amts wegen zu berückſichtigenden 
Punkte erſtrecken, insbeſondere Parteifähigkeit, Prozeßfähigkeit, 
Vertretungsmacht eines geſetzlichen Vertreters, Zuläſſigkeit der 
Rechtsverfolgung eines Ausländers (fo auch Sydow-Buſch § 2 
Anm. 3), dagegen nicht wie bei der Entſcheidung über den 
Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils (ZPO. § 331) darauf, 
ob das tatſächliche Vorbringen der Klageſchrift den Antrag 
rechtfertigt, ſondern nur auf die Frage, ob der Anſpruch nicht 
nach dem Inhalt der Klageſchrift ganz oder teilweiſe nicht 
begründet iſt. „Nur darf ſich aus dem Vorbringen des Klägers 
nicht ergeben, daß der Anſpruch nicht begründet iſt, was z. B. 
der Fall ſein würde, wenn eine Spielſchuld eingeklagt wird.“ 
Sydow⸗Buſch (Vorbem. vor $ 1) will geprüft ſehen, ob der 
ganze Klage oder Koſtenanſpruch nach dem Inhalt der Klage 
ſchlüſſig iſt. 

Indeſſen dieſe Auslegung, welche durchaus abweicht von 
dem Grundſatze des §S 253 ZPO., iſt fehr bedenklich, ſowohl 
ſoweit ſie das Recht und die Pflicht des Vorſitzenden zur 
Prüfung auf die Prozeßvorausſetzungen erſtreckt, wie ſoweit ſie 
die materielle Prüfung der Begründung der Klage, wenn auch 
nur teilweiſe, zuläßt. Die Begründung der Verordnung kann, 
zumal bei einer Notverordnung, ein zwingendes Auslegungs— 
material nicht geben. Der Vorſitzende wird nach dem Wortlaut 
des § 2 nicht in der Lage ſein, von dem Zahlungsbefehl ab— 
zuſehen, wenn beiſpielsweiſe die geſetzliche Vertretung nicht 
nachgewieſen iſt, wird auch ſachlich nicht zu prüfen haben, ob 
die vorgetragenen Tatſachen den Klageanſpruch rechtfertigen 
(Heilberg 1106), Kann (1131), ſcheinbar auch Neukamp (8 1 
Anm. 2c) wollen umgekehrt den Zahlungsbefehl nur dann 
erlaſſen wiſſen, wenn der Vorſitzende den Anſpruch auch ſachlich 
für voll begründet hält. 

2. In jedem Falle empfiehlt es ſich ſchon angeſichts der 
Gefahr, daß das Zwiſchenverfahren des S 2 Satz 2 Ver: 
zögerungen und den Ablauf von Verjährungs- oder Ausſchluß— 
friſten herbeiführt, daß der Vorſitzende in Zweifelsfällen lieber 
Termin anſetzt, als es auf zeitraubende Erörterungen ankommen 
zu laſſen, denn ſo, wie die Beſtimmung einmal lautet, kann 
ein Irrtum oder eine Unſtimmigkeit in der Koſtenberechnung, 
eine Meinungsverſchiedenheit über den Wert des Streitgegen— 
ſtandes zu bedenklichen Verzögerungen führen (Heilberg, 1106; 
Wach, 1104). Der Rat Neukamps (8 4 Anm. 3), in dringenden 
Fällen lieber das amtsgerichtliche Mahnverfahren einzuſchlagen, 
weil alsdann die Wirkung der Wahrung der Friſt oder Ver⸗ 
jährung der Unterbrechung ſchon mit der Einreichung des Ge— 
ſuchs eintritt (ZPO. § 693 Anm. 3), bedeutet in allen Fällen, 
in denen Widerſpruch zu erwarten iſt oder erfolgt, eine erhebliche 
Verzögerung oder Verteuerung des Verfahrens. Andererſeits 
wird der Anwalt auch unter dem Geſichtspunkte des $ 254 BGB. 
guttun, unter Umſtänden ſchon bei Überreichung der Klage auf 
den bevorſtehenden Friſtablauf hinzuweiſen (Heilberg, 1106). 
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3. Eine Abweiſung der Klage a limine darf nicht erfolgen 
(Neukamp, 8 2 Anm. 3). Die vorgeſchriebene Anhörung des 
Klägers kann ſchriftlich, mündlich, auch durch Fernſprecher 
erfolgen (Trendelenburg, V. $ 2 Anm. 5). Die Gegenerklärung 
des Klägers unterliegt dem Anwaltszwang (Sydow-Buſch, $ 2 
Anm. 5). Wird der Mangel beſeitigt, ſo kann der Zahlungs⸗ 
befehl erlaſſen werden, anderenfalls iſt Termin anzuſetzen 
(Neukamp, 8 2 Anm. 3; Trendelenburg, 1065). 


§ 3. 

1. Die Friſt iſt keine Notfriſt und läuft nicht während 
der Gerichtsferien. § 204 GV. bezieht ſich nur auf das 
amtsgerichtliche Mahnverfahren (Trendelenburg, V. § 5 Anm. 1; 
anderer Meinung Sydow-Buſch, S 3 Anm. 3). Der Anwalt 
wird daher guttun, die Bezeichnung der Sache als Ferienſache 
zu beantragen (§S 202 Abſ. 4 GG.). Sonſt bedeutet das 
ganze landgerichtliche Mahnverfahren eine Verzögerung um die 
Dauer der Gerichtsferien. 

2. Der Vorſitzende ſoll die in den SS 262, 604 ZPO. 
vorgeſehenen Mindeſteinlaſſungsfriſten nicht überſchreiten (Lands 
berg, 100; Neukamp, § 3 Anm. 3; Trendelenburg, V. 8 2 
Anm. 5 und § 16 Anm. 2). Freilich iſt die Friſt dann unter 
Umſtänden (ZPO. § 226 Abſ. 1 Satz 2 und $ 604) kürzer 
als die geſetzliche Widerſpruchsfriſt bei dem amtsgerichtlichen 
Mahnverfahren (Levin, 969). „Ein verſtändiger Vorſitzender 
wird darauf angemeſſene Rückſicht nehmen“ (Wach, 1104). 
Auch auf die in jetzigen Kriegszeiten nicht ſeltenen Fälle der 
Hemmung des Poſtverkehrs oder der Abweſenheit militäriſch 
eingezogener Rechtsanwälte vom Wohnſitz wird Rückſicht zu 
nehmen fein (Heilberg, 1106). Sydow-Buſch ($ 3 Anm. 3) 
will die Friſt unter Berückſichtigung der Mindeſtfriſten angemeſſen 
feſtgeſetzt wiſſen. 

3. Bei einer Klage im Wechſelprozeſſe gegen mehrere 
Perſonen iſt die Widerſpruchsfriſt unter Umſtänden für jeden 
Beklagten beſonders zu bemeſſen (ZPO. $ 604; Trendelenburg, 
V. 8 3 Anm. 5). Ergibt ſich, daß die Klage nicht an dem bei 
Erlaß des Zahlungsbefehls angenommenen Orte zugeſtellt werden 
konnte, ſo iſt die Widerſpruchsfriſt nachträglich zu ändern. Sie 
kann auf Antrag abgekürzt werden. Iſt ſie zu kurz bemeſſen, 
ohne daß ein Abkürzungsbeſchluß erging, ſo kann der Voll— 
ſtreckungsbefehl erſt nach Ablauf eines der Einlaſſungsfriſt ent: 
ſprechenden Zeitraums erteilt werden (Trendelenburg, V. $ 3 
Anm. 5, § 8 Anm. 7). Dieſe Umſtändlichkeiten enthalten eine 
Warnung vor der Feſtſetzung zu kurzer Friſten. 

4. Wegen der Berechnung der Koſten vgl. Deiler, 1144; 
Striemer, 1160. 8 4 


1. Für ein beſonderes Koſtenfeſtſetzungsverfahren iſt kein 
Raum (Klotzſch, 1221; Neukamp, 8 1 Anm. 1; Sydow⸗Buſch, 
§ 1 Anm. 11; Striemer, 1158). 

2. Der Gerichtsvollzieher hat vor der Zuſtellung die Ge— 
bühren und Auslagen für die Zuſtellung, ſowie die für die 
Einziehung dieſer Koſten und für die Übermittlung des 
Zahlungsbefehls nach erfolgter Zuſtellung an den Auftraggeber 
dieſem erwachſenden notwendigen Auslagen zu vermerken 
(IMDB. vom 14. September 1915). 

3. Die Zuſtellung erfolgt im Parteibetrieb (Sydow-Buſch, 


§ 4 Anm. 2). a 
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1. Der Widerſpruch unterliegt dem Anwaltszwang (Auer⸗ 
bach a. a. O.; Denkhaus, 1220; Levin, 967; Neukamp, § 3 
Anm. 4; Sydow⸗Buſch, Vorbem. vor $ 1 und 8 3 Anm. 4; 
Trendelenburg, 1066). Fehlt im Zahlungsbefehl der in 8 3 
Abſ. 2 vorgeſchriebene Hinweis darauf, ſo iſt der Zahlungs⸗ 
befehl unwirkſam und der Vollſtreckungsbefehl kann nicht er⸗ 
laſſen werden (Neukamp a. a. O.). 

2. Die Friſt wird durch Einreichung des Widerſpruchs 
bei dem Gericht gewahrt (Neukamp, 8 5 Anm. 2). Der 
Widerſpruch iſt zuläſſig, bis der Gerichtsſchreiber den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl unterzeichnet hat (Sydow⸗Buſch, 8 5 Anm. 3). 

3. Da eine Widerklage nur durch Vortrag in der münd⸗ 
lichen Verhandlung rechtshängig wird, muß der Beklagte, der 
eine Widerklage erheben will, zunächſt Widerſpruch erheben 
(Trendelenburg, V. 8 4 Anm. 2b). 

4. 8 701 30. gilt im landgerichtlichen Mahnverfahren, 
welches nur ein Teil des landgerichtlichen Rechtsſtreits iſt, 
nicht Landsberg, 101; Trendelenburg, V. $ 4 Anm. 2d). 

5. Abſatz 2 gilt auch im amtsgerichtlichen Mahnverfahren 
(Wach, 1105). 

6. Auch ein nicht formgerechter, beſonders nicht durch 
einen Anwalt erhobener Widerſpruch braucht nicht zurückgewieſen 
zu werden (Landsberg, 100; Sydow⸗Buſch, 8 5 Anm. 4). 


88. 

1. Der Antrag auf Vollſtreckungsbefehl unterliegt dem 
Anwaltszwang (Landsberg, 100; Sydow⸗Buſch, § 8 Anm. 3; 
Trendelenburg, V. $ 8 Anm. 3). Anderer Anſicht Denk⸗ 
haus, 1220, Neukamp, § 8 Anm. 2, weil es ſich um einen 
ſchriftlichen Antrag an den Gerichtsſchreiber handele. Indeſſen 
dieſe Erwägung wird der Tatſache nicht gerecht, daß das ge⸗ 
ſamte landgerichtliche Mahnverfahren lediglich ein Teil des dem 
Anwaltszwang unterliegenden landgerichtlichen Rechtsſtreits iſt. 

Die Vollmacht des Anwalts iſt von Amts wegen nicht 
nachzuprüfen. 

2. Der Kläger, der den Vollſtreckungsbefehl beantragt, 
muß die Zuſtellung der Klage nachweiſen (Sydow⸗Buſch, $ 8 
Anm. 3; Trendelenburg, 1066; Trendelenburg, V. § 8 Anm. 2). 

3. Der Vollſtreckungsbefehl kann auf einen Teil des An⸗ 
ſpruchs, beſonders auf die Koſten, beſchränkt werden (Tren⸗ 
delenburg, V. $ 8 Anm. 3). 

4. „Vollſtreckbarkeitserklärung“ iſt die Unterzeichnung des 
Vollſtreckungsbefehls durch den Gerichtsſchreiber (Sydow⸗Buſch, 
ZRO. § 8 Anm. 4). 

5. Koſten, die bei Erlaß des Zahlungsbefehls Berückſichti— 
gung finden konnten, von dem Kläger aber nicht geltend ge— 
macht wurden, dürfen nicht in den Vollſtreckungsbefehl auf— 
genommen, ſondern können nur in einer beſonderen Klage 
verfolgt werden (Sydow⸗Buſch, $ 8 Anm. 7). 

6. Die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls erfolgt im 
Parteibetrieb (Sydow⸗Buſch, 8 8 Anm. 6). 

8 11. 

1. Der an ſich ſchleunige Urkunden- und Wechſelprozeß 
kann durch das vorgelagerte Mahnverfahren ſehr gegen die 
Abſicht der Verordnung geradezu verzögert werden (Lands⸗ 
berg, 101; Langenbach, 1143). 
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2. Sydow⸗Buſch (8 11 Anm. 3) will, wenn die Urkunden 
nicht beigefügt werden, einen Zahlungsbeſehl nicht erlaſſen; der 
trotzdem erlaſſene Befehl ſei aber nicht nichtig. Indeſſen ez 
handelt ſich nur um eine Sollvorſchrift, und deshalb ift auch, 
wenn Widerſpruch nicht erhoben iſt, der Vollſtreckungsbefehl 
nicht zu verſagen (anders Sydow⸗Buſch, SS 11 Anm. 5 und 6) 

3. Auch der Antrag, dem Beklagten die Ausführung ſeiner 
Rechte vorzubehalten (§S 11 Nr. 3), unterliegt dem Anwalts⸗ 
zwang (Neukamp, Anm. 3; Trendelenburg, 1066; Trendelen⸗ 
burg, V. Anm. 6). 

4. Zweifelhaft iſt, ob auch im Falle der Nr. 3 des 
Paragraphen die Beſtimmung des Termins und die Ladung 
gemäß § 7 von Amts wegen erfolgen (jo Neukamp, Anm 3; 
Trendelenburg, V. Anm. 6). Die Bezugnahme auf § 600 RE. 
ſpricht dagegen. 

5. Die kurze Ladungsfriſt der Nr. 4 genügt, weil nicht 
die Partei ſelbſt, ſondern der von ihr beſtellte, in der Regel 
am Sitz des Prozeßgerichts wohnhafte Anwalt zu laden ift 
(3PO. 8 176, Begr.). 


8 12. 

1. Die Gerichtskoſten des Mahnverfahrens ſind, da dieſes 
nur ein Teil des Rechtsſtreits iſt, ein Teil der Koften des 
geſamten Verfahrens (Sydow⸗Buſch, §S 2 Anm. 2). Für eine 
ablehnende Entſcheidung iſt kein Raum, da, wenn ein Zahlungs 
befehl nicht erlaffen wird, Termin angeſetzt wird (Spdow⸗ Busch, 
§ 12 Anm. 1). 

2. Wegen der Berechnung der Koſten vgl. Deller, 114. 

3. Die Gerichtskoſtengebühr von 7/10 kommt auch im Ur: 
kunden⸗ und Wechſelprozeß zum Anſatz (Trendelenburg, V. 9 12 
Anm. 2). 

4. Der Rechtsanwalt erhält im landgerichtlichen Mahn 


verfahren die Prozeßgebühr im vollen Betrage, gleichviel ob er 


den Kläger oder den Beklagten vertritt, alſo beſonders auc 
dann, wenn er für den Beklagten Widerſpruch erhebt (Striemer, 
1160; Trendelenburg, V. § 4a). Die abweichende Meinung 
Neukamps ($ 12 Anm. 2), der für den Widerſpruch die m 
8 38 RUGD. vorgeſehene Gebühr von ½ zubilligen wil (el 
auch Deiler, 1144), iſt unzutreffend. § 38 bezieht ſich auf das 
amtsgerichtliche Mahnverfahren, welches ein beſonderes Ver⸗ 
fahren iſt, nicht auf das einen Teil des landgerichtlichen Rechts⸗ 
ſtreits bildende landgerichtliche Mahnverfahren. 

5. Aus demſelben Grunde wird auch die dem Anwalt 
zuſtehende Prozeßgebühr nur einmal erhoben, nicht etwa I 
das Mahnverfahren beſonders und für das ſpätere Verſchren 
beſonders (vgl. auch Striemer, 1159). Die abweichende Mei 
nung Trendelenburgs (V. Anm. Aa) ift irrtümlich und würdigt 
wiederum nicht die Tatsache, daß das landgerichtliche Nahn⸗ 
verfahren nur ein Teil des Nechtsſtreits ſelbſt it. Gerade 
deshalb war auch die Vorſchrift des 8 38 RAG. hier über⸗ 
haupt nicht erforderlich. 

§ 13. N 

Im Amtsgerichtsverfahren iſt das Mahnverfahren rechts 
notwendig“ (Begr. Miltner, 1266; Sydow⸗Buſch, Vorbem. vor 
§ 1 und 8 13 Anm. 2). | 

8 14. 

1. Dem Wortlaute nach kann der Paragraph dahin verſtan: 

den werden, daß nur eine Klage, die einen zur amtsgerichtlichen 
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Zuſtändigkeit gehörenden Anſpruch geltend macht, als Geſuch 
um Erlaß des Zahlungsbefehls gilt. § 14 iſt aber auch für 
Fälle anzuwenden, in denen in prorogierbaren Fällen eine in 
die landgerichtliche Zuſtändigkeit fallende Sache bei dem Amts— 
gericht geltend gemacht wird (Wach, 1104). 

2. Enthält die Klage noch einen weiteren nicht im Mahn— 
verfahren verfolgbaren Anſpruch, ſo iſt wegen des ganzen Klag— 
inhalts Termin anzuſetzen (Sydow-Buſch, §S 14 Anm. 3). 

3. Wegen der Glaubhaftmachung vgl. 8 1 Anm. 4. 

4. Wegen der Berechnung der Koſten vgl. Deiler, 1144. 
Die Vorſchrift des 8 19 Nr. 1 über die Erſtattungsfähigkeit 
von Anwaltskoſten gilt auch hier (Trendelenburg, V. § 14 
Anm. 5). 

5. Zu Abſ. 5 bemerkt Trendelenburg (1067), dem Kläger 
könne der Weg zu einer auf Grund mündlicher Verhandlung 
ergehenden Entſcheidung nicht wohl verſperrt werden. Wer 
zweifelt, ob die Vorausſetzungen des 8 688 ZPO. gegeben find, 
wird alſo guttun, entgegen der Sollvorſchrift des § 13 eine 
Klage einzureichen und ſich dadurch gegen Koſten und Zeit— 
verluſt zu ſichern (Heilberg, 1107). Daher iſt es nicht ſo ganz 
„unlogiſch“ (Wach, 1104), wenn Abſ. 5 „an die Stelle der 
Zurückweiſung“ die Terminsanſetzung treten läßt (Levin, 969) 

6. Die Meinung Trendelenburgs (V. Anm. 9), daß im 
Falle des 8 5 eine Gerichtsgebühr von Yıo erhoben wird, die 
auf die Gebühr des entſtehenden Rechtsſtreits nicht angerechnet 
wird, iſt irrtümlich. Nicht der von Trendelenburg zitierte 8 37 
Nr. 2 GͤG., ſondern § 37 Nr. 1 ebenda iſt anwendbar, und 
die dort erwähnte Gebühr wird nach § 37 Abſ. 3 ebenda an— 


gerechnet. 
S 15. 


Um anzunehmen, daß das Geſuch auf Erlaß eines Ur: 
kunden- oder eines Wechſelzahlungsbefehls gerichtet iſt, genügt, 
daß der Gläubiger ſeine Abſicht deutlich zu erkennen gibt, ohne 
daß gerade der Ausdruck gebraucht wird (Landsberg, 102). 


§ 16. 

1. Der Gedanke, im Falle des Widerſpruchs gegen den 
Zahlungsbefehl dem Gläubiger das Recht auf den Urkunden— 
prozeß zu belaſſen, iſt ſehr berechtigt (Heilberg, 1107; Wach, 
1104). Da bei Erlaß des Zahlungsbefehls die Statthaftigkeit 
der gewählten Prozeßart nicht geprüft wird, iſt die gewählte 
Prozeßart das Mahnverfahren und nicht der Urkundenprozeß 
(Wach, 1104). 

2. Der Antrag, die Ausführung der Rechte für das ordent— 
liche Verfahren vorzubehalten (Wach, 1104), kann auch mit dem 
Einſpruch gegen den Vollſtreckungsbefehl verbunden werden. 

3. Die Widerſpruchsfriſt entſpricht dem Mindeſtmaß der 
Einlaſſungsfriſt (Neukamp, $ 16 Anm. 3; Trendelenburg, 1068). 
Vgl. oben $ 3 Anm. 2. 

4. Nr. 3 iſt nur eine Ordnungsvorſchrift, auch wenn die 
Urkunden nicht beigefügt werden, iſt der Zahlungsbefehl und 
demnächſt der Vollſtreckungsbefehl zu erlaſſen (Trendelenburg, 
V. Anm. 3). 

5. Die Urkunden ſind mit ſo vielen Abſchriften einzureichen, 
als Schuldner ſind (Striemer, 1159). 

6. Ob von Amts wegen im Nachverfahren zu laden iſt, 
iſt ftreitig (Sydow⸗Buſch, § 16 Anm. 11). 
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§ 17. 

1. Neben der Gebühr der Nr. 1 erhält der Anwalt den 
Pauſchſatz des §S 76 Abſ. 2 RAG0O., nicht des Abſ. 3. Denn 
er erhält nicht die Prozeßgebühr, ſondern eine gleich hohe, 
aber nicht mit der Prozeßgebühr identiſche Gebühr. Dies gilt 
auch, wenn der Anwalt entgegen der Sollvorſchrift des §S 13 
Klage bei dem Amtsgericht erhebt (Striemer, 1157). 

2. Auch neben der Gebühr der Nr. 3 erhält der Anwalt 
den Pauſchſatz des S 76 Abſ. 2 (Striemer, 1158). 

3. Die Gebühr der Nr. 1 und 3 iſt auch dann verfallen, 
wenn der Antrag abgelehnt wird, ſelbſtverſtändlich vorbehaltlich 
der Wirkung eines etwaigen Verſchuldens des Anwalts 
(Striemer, 1158). 

4. Die Gebühren verfallen nur zur Hälfte, wenn ſich der 
Auftrag vor der Antragſtellung erledigt, gemäß SS 14, 89 
RAGD. (Striemer, 1159). 

5. Über die Frage, ob der Pauſchſatz des §S 17 Nr. 1 
auf den Pauſchſatz der ſpäteren Prozeßgebühr angerechnet wird, 
vgl. Striemer, 1159. 

88 18, 19. 

Die SS 18, 19 gelten nicht nur für ſolche Streitigkeiten, 
in denen Anſprüche geltend gemacht werden, die trotz des Vor— 
liegend der Vorausſetzungen des 5 688 ZPO. zur mündlichen 
Verhandlung gediehen ſind, ſondern auch für die amtsgerichtlichen 
Zivilprozeſſe (Miltner, 1269). 


8 18. 
Es genügt, wenn die Parteien vertreten find; perſönliches 
Erſcheinen iſt nicht erforderlich (Mangler, 659; Sydow⸗-Buſch, 
§ 18; Trendelenburg, V. Anm. 2). 


§ 19. 

1. Die Beſtimmung ſoll die Erledigung geringfügiger Rechts— 
ſtreitigkeiten durch Vergleich erleichtern (Trendelenburg, 1069). 

Die Faſſung iſt ungenau, denn § 91 Abſ. 2 Satz 2 iſt 
ſicherlich nicht ſchlechthin unanwendbar. 

2. Die Prüfung, ob nach den Umſtänden des Falles, 
insbeſondere wegen Abweſenheit der Partei von dem Gerichtsort, 
mangelnder Sachkunde und Ungewandtheit und dergleichen, 
z. B. auch, weil Gegner einen Anwalt beſtellt (Meikel, 695), die 
Anwaltsvertretung zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig war, wird durch die Vorſchrift 
nicht erübrigt (Heilberg, 1108; Klotzſch, 1221; Sydow⸗-Buſch, 
§ 19 Anm. 2; Trendelenburg, 1069; Trendelenburg, V. Anm. 1; 
Wach, 1102). Raſch (2) hält den Anwalt für verpflichtet, bei 
Übertragung des Auftrages den Auftraggeber auf die Beſtim— 
mung hinzuweiſen. 

3. 819 Nr. 2 iſt in der Faſſung nicht ganz genau, denn 
8 91 Abſ. 2 ZPO. findet im Privatklageverfahren überhaupt 
keine unmittelbare Anwendung (Voſſiſche Zeitung Nr. 502 vom 
1. Oltober 1915). Da aber 891 3PO. in $ 503 Abſ. 2 
StPO. zitiert iſt, wird es einer Anderung der Verordnung 
kaum bedürfen. N 

Die Beſtimmung gilt bei Privatklagen auch für die höheren 
Inſtanzen, aber für die Reviſionsinſtanz iſt die Zuziehung eines 
Rechtsanwalts für den das Rechtsmittel einlegenden Privat— 
Häger geboten (StPO. $ 430 Abſ. 2; Trendelenburg, V. 
Anm. 3). 
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4. § 19 iſt nur anwendbar, wenn die Entſcheidung nach 
dem 1. Oktober 1915 erlaſſen iſt (Trendelenburg, 1072). Ab⸗ 
weichend Schlechtriem 1220, der die Beſtimmung der ZPO. 
über die Koſtenpflicht als eine materiellrechtliche Vorſchrift 
anſehen will. 

8 20. 

1. Die Beſchränkung der Berufung gilt auch gegenüber 
landgerichtlichen Urteilen. Die Berufungen, die ſich an einen 
geringfügigen Zinsbetrag klammern, um in Wirklichkeit eine 
günſtigere Koſtenentſcheidung zu erlangen, werden alſo weg⸗ 
fallen (Landsberg, 103; Miltner, 1269). j 

2. Iſt ein Anſpruch der in Abſ. 4 genannten Art fälſchlich 
bei dem AG. eingeklagt und hat dieſes über den Anſpruch ent⸗ 
ſchieden, fo gilt die Beſchränkung der Berufung aus Abſ. ! 
(Landsberg, 103). 

3. Bei Unzuläſſigkeit des Rechtsweges bewendet es bei der 
Beſchränkung des Abſ. 1 (Trendelenburg, 1070). 


§ 21. 

1. Die Beſtimmung gilt nur für die ſofortige Beſchwerde 
der SS 3 und 4 der V. vom 20. Mai 1915. Eine ent: 
ſprechende Anwendung auf das Urteil im Falle des 8 1 und 
auf die Vollſtreckungsbefriſtung in § 5 iſt unzuläſſig (Trendelen⸗ 
burg, V. Anm. 1; anderer Meinung, aber gegen den klaren 
Wortlaut, Wach, 1103). 

2. Nebenforderungen bleiben unberückſichtigt, da der Para⸗ 
graph nur von der Forderung ſpricht (Trendelenburg, 1070). 


§ 22. 

Die Vorſchrift betrifft nicht bloß Beſchlüſſe, ſondern auch 

das Koſtenurteil des §8 99 Abſ. 3 ZPO. (Wach, 1103). 
8 23. 

1. Die Beſtimmung gilt für das LG., auch wenn es 
Berufungsgericht iſt. 

2. Neukamp (Anm. 2 und 3) ſieht in Abſ. 1 Satz 1 nur 
die Wiedergabe des nach ſeiner Meinung (ſo auch Wach) bereits 
geltenden Rechts, wonach es im Falle einer Vertagung einer 
Wiederholung des bereits früher vorgetragenen Sachverhalts 
und eines Ergebniſſes der Beweisaufnahme nicht bedarf. Er 
will deshalb Abſ. 1 Satz 2 auch im Verfahren vor dem OLG. 
und dem RG. für anwendbar halten. Indeſſen dies wider⸗ 
ſpricht nicht nur dem klaren Wortlaut des § 23 Abſ. 2, ſondern 
auch der Erwägung, daß § 23 doch nicht nur dann gilt, wenn 
lediglich eine Vertagung einer bereits im weſentlichen durch⸗ 
geführten Verhandlung erfolgt, ſondern beiſpielsweiſe auch 
dann, wenn das Beweisergebnis noch nicht vorgetragen iſt. 

3. „Die frühere mündliche Verhandlung“ muß eine Ver⸗ 
handlung desſelben Prozeſſes und derſelben Inſtanz ſein. 
Neukamp (Anm. 2a) wird auch beizutreten fein, wenn er an⸗ 
nimmt, daß die ſpätere Verhandlung — gemeint iſt die in § 23 
erwähnte Entſcheidung — vor einem unverändert beſetzten Ge⸗ 
richt erfolgt; denn da das Gericht auf Grund einer früheren 
mündlichen Verhandlung entſcheiden ſoll, wird dafür nur Raum 
ſein, wenn das entſcheidende Gericht dieſe Verhandlung an⸗ 
gehört hat. N 

4. Die etwaige Beweisaufnahme umfaßt auch ein Beweis⸗ 
ſicherungsverfahren, ſoweit es im Rechtsſtreite zuläſſigerweiſe 
verwertet werden kann (Kann, 1132). 
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5. Das Einverſtändnis der Rechtsanwälte kann jederzeit 
von dem Gericht eingeholt, auch von den Anwälten angeregt 
werden. Es kann formlos, ſchriftlich oder mündlich erklärt 
werden, muß aber gegenüber dem Gericht erklärt werden. 
Außergerichtliche Mitteilung an den Gegner genügt nicht. Die 
Erklärung des Einverſtändniſſes bezieht ſich nur auf die jeweils 
zu treffende Entſcheidung. Ergeht alsdann ein Beweisbeſchluß, 
ſo bedarf es für das ſpätere Urteil erneuten Einverſtändniſſes 
(Heilberg, 1109; Kann, 1132; Landsberg, 104; Sydow⸗Buſch, 
§ 23 Anm. 3; Trendelenburg, 1070; Trendelenburg V. Anm. 2; 
Wach, 1102). 

6. Die beſonderen Termine zur Läuterung des bedingten 
Endurteils können danach verſchwinden (Landsberg, 1104). 

7. Der Verzicht auf mündliche Verhandlung iſt auch zu 
läſſig im Verfahren, betreffend Berichtigung des Tatbeſtandes, 
Ergänzung des Urteils, im Zwiſchenſtreit über Zeugnisverwei⸗ 
gerung, im letzteren Falle aber nur, wenn der Zeuge auch 
durch einen Anwalt vertreten iſt (Kann, 1132). 

8. Freilich bedarf es beſonderer Vorſicht bei Prüfung der 
Frage, ob der Verzicht auf mündliche Verhandlung erklärt 
werden ſoll, denn wenn ſich nachher ein Mißverſtändnis ergibt, 
droht dem Anwalt der Regreß (Kann, 1132). 

9. Da die Entſcheidung „auf Grund einer früheren münd⸗ 
lichen Verhandlung“ erfolgt, iſt es unzuläſſig, den Inhalt vor⸗ 
bereitender Schriftſätze, die noch nicht mündlich vorgetragen 
ſind, oder von Urkunden, die nach der mündlichen Verhandlung 
vorgelegt worden ſind, zu berückſichtigen, mögen auch die An⸗ 
wälte darüber einig fein, daß die Schriftſätze oder runden 
als vorgetragen gelten ſollen (Heilberg, 1110; Neulomp, 
Anm. 2b; anderer Meinung, aber gegen den Grundſatz von der 
mündlichen Verhandlung, Trendelenburg, 1071; Trendelenburg, 
V. Anm. 3). Das Ergebnis einer Beweisaufnahme vor dem 
erſuchten oder beauftragten Richter bedarf freilich nicht des 
Vortrags (Wach, 1102). ; 

Auch aus dieſem Grunde werden die Rechtsanwälte den 
Verzicht nur dann erklären können, wenn neue Anführungen 
nicht zu machen find (Striemer, 1160). 

10. Aus dem gleichen Grunde wird der Anwalt, der einen 
Verfahrensmangel im Sinne des $ 295 ZPO. rügen will, auf 
die mündliche Verhandlung nicht verzichten können. Freilich it 
er im Falle des Verzichts bei der nächſten mündlichen Ver⸗ 
handlung nicht erſchienen (ZPO. 8 295), aber die Gefahr ent: 
ſprechender Anwendung droht und muß vermieden werden. 

11. Es bedarf der Zuſtimmung der Rechtsanwälte der 
Parteien, alſo wenn ein durch einen Anwalt vertretener Neben⸗ 
intervenient da iſt, auch dieſes Anwalts (Kann, 1132; Teen: 
delenburg, V. Anm. 1). Im Ehenichtigkeitsprozeß gemäß 
89 632, 634 ZPO. iſt der Verzicht auch nur möglich, wenn 
der Staatsanwalt durch einen Rechtsanwalt vertreten il 
(Kann, 1132). N 

Der durch einen Rechtsanwalt vertretenen Partei ſteht die 
Partei gleich, die ſelbſt Rechtsanwalt iſt (Kann, 1132). Die 
Partei kann auch nur zu der Verzichtserklärung einen Anwalt 
beſtellen, beiſpielsweiſe wenn fie bei einem auswärtigen Amts. 
gericht einen Prozeß führt (Kann, ebenda). 

12. Sind Parteien im Termine nicht erſchienen und ruht 
das Verfahren, ſo bedarf es keiner neuen Ladung, um dos 
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Verfahren aus § 23 zu ermöglichen, Parteien können ſich damit 
auch ſchriftlich einverſtanden erklären, und dann iſt das Ruhen 
des Verfahrens beendet (Trendelenburg, V. Anm. 3), aber 
freilich bleibt der Zweifel, in welchem Augenblick das Ruhen 
des Verfahrens beendet iſt. 

13. Als Zeitpunkt des Schluſſes der mündlichen Ver⸗ 
handlung (z. B. ZPO. SS 249 Abſ. 3, 283, 767 Abſ. 2) gilt 
nach Trendelenburg (V. Anm. 3) der Zeitpunkt, in dem ſich das 
Gericht zu dem Verfahren des § 23 entſchließt. Aber welcher 
Zeitpunkt iſt dies und woher kennt der Anwalt dieſen Zeitpunkt? 
Hier, wie mehrfach, zeigt ſich die Gefahr der Gelegenheitsgeſetz— 
gebung, die in das Gefüge des grundlegenden Prozeßgeſetzes 
nicht genau eingepaßt iſt. Das Gericht wird bei etwaigen Be— 
denken berechtigt und verpflichtet ſein, die Eröffnung der münd⸗ 
lichen Verhandlung anzuordnen (ZPO. § 156), aber die einmal 
abgegebene Einverſtändniserklärung kann nicht widerrufen werden. 
Auch unter dieſem Geſichtspunkt iſt beſondere Vorſicht für den 
Anwalt geboten. 

14. Die Mitteilung der Entſcheidung (Abſ. 1 Satz 2) er: 
folgt formlos durch den Vorſitzenden (Trendelenburg, V. Anm. 4; 
Sydow⸗Buſch, § 23 Anm. 5). Sie erſetzt die Verkündung, nicht 
die Zuſtellung (Neukamp, Anm. 2 e). Das Gericht kann aber 
auch ſich zur Verkündung entſchließen. Der Tag der Mit: 
teilung fol auf dem Urteil als Zeitpunkt der Verkündung ver- 
merkt werden (Trendelenburg, V. Anm. 4), aber der Gerichts— 
ſchreiber kennt der Regel nach zwar den Tag der Abſendung 
dieſer Mitteilung, nicht aber den Tag des Eingangs, und der 
Zeitpunkt, an welchen die Rechtsfolgen, die an die Verkündung 
des Urteils geknüpft werden, eintreten, iſt daher kaum feſt— 
zuſtellen (Kann, 1132). 

§ 24. 

Der Paragraph geht über den § 313 ZPO. weit hinaus 
und iſt nicht bloß, wie Wach (1102) meint, eine authentiſche 
Auslegung des § 313 ZPO. (Heilberg, 1110). Die Be: 
ſtimmung wird die Richter entlaſten und Schreibwerk erſparen, 
erfordert aber eine ausreichende Kennzeichnung deſſen, was 
wirklich in Bezug genommen worden iſt, ſei es im Tatbeſtand, 
ſei es (Landsberg, 104) in den Gründen. Die Beſtimmung 
kann heilſam ſein in denjenigen Fällen, in denen die Schriftſätze 
klar, knapp und widerſpruchslos ſind (Neukamp, Anm. 2); in 
anderen Fällen wird ſie die künftige Entſcheidung der Frage, 
welche Klage erhoben iſt, ob eine Klageänderung vorliegt, was 
rechtshängig iſt, was in Rechtskraft gediehen iſt, außerordentlich 
erſchweren (Heilberg, 1110). 

8 25. 

Der Verkündung des Urteils im Sinne des Satzes 2 ſteht 
die Mitteilung des Urteils im Falle des § 23 gleich (Neukamp, 
Anm. 2; Trendelenburg, V. Anm. 2; Wach, 1102). Die ein⸗ 
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wöchentliche Friſt des S 320 ZPO. kann durch die Zuſtellung 
eines nur die Formel enthaltenden Urteils in Lauf geſetzt 
werden und verſtrichen ſein, ehe die Partei in der Lage iſt, ſich 
das Urteil in vollſtändiger Form zu verſchaffen und von dem 
Tatbeſtand Kenntnis zu nehmen (Neukamp, Anm. 2). 

8 26. 

1. Die Zuſtellung des abgekürzten Urteils wirkt wie die 
eines vollſtändigen Urteils, ermöglicht alſo die Zwangs⸗ 
vollſtreckung und ſetzt die Rechtsmittelfriſt in Lauf (Lands⸗ 
berg, 105). Vgl. RG. 85, 17. 

2. Die Vorſchrift gilt auch für landgerichtliche Urteile in 
der Berufungsinſtanz (Sydow⸗Buſch, Anm. 1). 


§ 27. 

1. Nach dem entſprechend anwendbaren $ 505 3. 
ergeht ein unanfechtbarer Beſchluß über die Unzuſtändigkeit mit 
Verweiſung an das zuſtändige Gericht. Für die Zuſtändigkeits⸗ 
frage iſt alſo S 275 ZPO. nicht mehr anwendbar. Es wäre 
wohl zweckmäßiger geweſen, das Verhältnis zu §S 276 ZPO. 
ausdrücklich klarzuſtellen (Wach, 1102). Im Endergebnis 
wird § 276 a. a. O. und das dort vorgeſehene Urteil voll⸗ 
ſtändig beſeitigt. 

2. Da bei der Verweiſung an ein anderes Gericht faſt 
ſtets die Beſtellung eines neuen Anwalts notwendig wird, 
werden faſt ſtets Mehrkoſten entſtehen, die Kläger in jedem 
Falle zu tragen hat, eine neue Mahnung, nicht ohne Not Zu: 
ſtändigkeitsſtreitigkeiten zu veranlaſſen (Heilberg, 1108). Ins⸗ 
beſondere wird der Anwalt des Klägers eine Gebühr für den 
Verweiſungsantrag liquidieren können (Sydow-Buſch, Anm. 2). 

3. Streitig iſt, ob § 505 ZPO. auch anzuwenden iſt, 
wenn ein Sondergericht (Gewerbe- oder Kaufmannsgericht) zu— 
ſtändig iſt (Sydow-Buſch, Anm. 1). 

4. Wird ein Verweiſungsantrag von dem Kläger nicht 
geſtellt, oder kann das zuſtändige Gericht nicht beſtimmt werden, 
fo iſt die Klage abzuweiſen (S 27 Anm. 1). 


* § 28. 
Die Beſtimmung des $ 121 ZPO. wird durch § 28 nicht 
berührt (Sydow⸗Buſch, Anm. 2; Trendelenburg, 1072). 


§ 29. 

Satz 2 gewährt dem Bundesrat die Möglichkeit, ſeinerzeit 
die Verordnung in der Weiſe außer Kraft zu ſetzen, daß 
ſchwebende Mahnverfahren und Rechtsſtreitigkeiten, ſoweit er— 
forderlich, nach den Vorſchriften der Verordnung weitergeführt 
werden (Sydow-Buſch, Anm. 1; Trendelenburg, 1072). 


8 30. 
Die Vorſchrift bezieht ſich auf den Fall des 8 25 Abſ. 2 
und 3 (Sydow-Buſch, Ann. 1; Trendelenburg, V. S 30). 
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Im Rampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


Gortſetzung der Lifte von Nr. 21, 1916) 


Otto Weyer aus Hammerſtein (Weſtpreußen). 
Arnold Buddee aus Stralſund. 
Bruno Linker aus Lyck. 


Einwirkung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge. 
Von Profeſſor Dr. Paul Dertmann, Erlangen. 


Die Anordnung von Höchſtpreiſen würde nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen auf ſchwebende Geſchäfte nicht einwirken. 
Wenn dem Geſetze in der Regel keine rückwirkende Kraft zu⸗ 
kommt, ſo doch finngemäß ebenſowenig der auf Grund eines 
Geſetzes erlaſſenen Verwaltungsanordnung. Das würde aber 
für das Gebiet der Höchſtpreiſe vielfach zu höchſt unbilligen, 
das Intereſſe vieler Beteiligten, wie das geſunde Rechts⸗ 
empfinden verletzenden Ergebniſſen führen; beſonders der minder 
kapitalkräftige Kleinhandel müßte ſchwer darunter leiden, wenn 
er dem Produzenten oder Großhändler gegenüber an die alten, 
höheren Vertragspreiſe gebunden bliebe, während er ſeinerſeits 
an die Konſumenten nur im Rahmen der Höchſtpreiſe weiter⸗ 
veräußern darf. 

Dem ſucht die auf Grund von § 3 des bekannten Geſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 erlaſſene Bundesratsverordnung vom 
11. November 1915, NEBL. S. 758 f. Nr. 4957, zu ſteuern. 


Dr. Arno Coewenſtein aus Berlin. 
Alfons Noſt aus Neurode. 


Ihr Inhalt bietet neben dem ungemein praktiſchen auch er⸗ 
hebliches wiſſenſchaftliches Intereſſe. Sie ſcheint mir eine im 
ganzen ziemlich befriedigende Regelung der einſchlägigen Ver⸗ 
hältniſſe darzuſtellen oder doch anzubahnen, ſetzt aber dem Ver⸗ 
ſtändnis wenigſtens zunächſt verſchiedene Schwierigkeiten ent⸗ 
gegen. 

Ihrem Gebiete nach bezieht die Verordnung ſich auf 
Verträge über Lieferung von Butter, Kartoffeln, Fiſchen, Wild, 
Milch, Buchweizen und Hirſe und deren Verarbeitungen, Obſt⸗ 
mus und ſonſtige Fetterſatzſtoffe zum Brotaufſtrich, Obſt, Ge⸗ 
müſe, Zwiebeln und Sauerkraut. 

Inhaltlich zerfällt ſie in zwei ſcharf geſchiedene Be⸗ 
ſtandteile: der eine hat es mit der Einwirkung der Höchſt⸗ 
preife auf ſchwebende Geſchäfte zu tun, der zweite fieht eine 
Regelung beſtehender Vertragsinhalte ohne Rückſicht auf Höchſt⸗ 
preiſe vor. 

1. Im erſten Teil (8 1) wird eine gewiſſe Rück⸗ 
wirkung des neuen Rechtszuſtandes auf die Preisverein⸗ 
barungen bei ſchwebenden Geſchaften ä Dies nicht 


1520 


in dem Sinne, daß die Verordnung ſich ſelbſt rückwirkende 
Kraft zuſchriebe, ſondern in dem, daß der Anwendung von Höͤchſt⸗ 
preiſen eine ſolche beigelegt wird. Und zwar in verſchiedener 
Weiſe: ein vor der Verordnung vom 11. November 1915 be⸗ 
reits feſtgeſetzter Höchſtpreis ſoll auf die ſchwebenden, d. h. vor 
ſeinem Inkrafttreten geſchloſſenen, aber noch nicht erfüllten 
Lieferungsverträge erſt vom Inkrafttreten der Verordnung 
ab einwirken. Ein hernach feſtgeſetzter tritt für alsdann 
ſchwebende Geſchäfte ſofort in Geltung. „Schwebend“ ſind 
weiterhin die Geſchäfte im Sinne der Verordnung nur, wenn 
ſie noch von keiner Seite erfüllt ſind. 


Zur Klarſtellung hat man zu ſcheiden: 

a) Nach § 1 Abſ. 2 kann „ein vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung gezahlter, den Höchſtpreis überſteigender Preis nicht 
zurückgefordert werden“. 

Gemeint iſt damit natürlich nur ein vor Feſtſetzung des 
Höchſtpreiſes vereinbarter, aber erſt hernach bezahlter Preis. 
Denn andernfalls verſtieß ja die Preisvereinbarung ihrerſeits 
gegen den Höchſtpreis; das überſchießende Preisquantum war 
gar nicht wirkſam vereinbart und konnte bereits ohne die neue 
Verordnung und auch mangels jeder Rückwirkung zurückgefordert 
wetden, ſoweit die allgemeinen Vorausſetzungen der condietio 
indebiti zutrafen. Daß die Verordnung auch dieſe Rück⸗ 
forderung ausgeſchloſſen habe, iſt nach ihrer ganzen Richtung 
einfach undenkbar; Abſ. 2 muß offenbar einſchränkend aus⸗ 
gelegt werden. Ebenſowenig dürfte Abf. 2 einer Rückforderung 
aus etwaigen ſonſtigen Gründen entgegentreten wollen, z. B. 
wegen Geſchäftsbeſchränktheit des Zahlers; er will ſicherlich nur 
ein beſonderes Rückforderungsrecht auf Grund der Ver⸗ 
ordnung ſelbſt nicht anerkennen. Indem ferner Abſ. 2 nur die 
vor deren Inkrafttreten gezahlten Preiſe der Rückforderung 
entziebt, läßt er dieſe im übrigen zu; das ergibt ein ſicherer 
Umkehrſchluß. 

Aber auch ein hernach gezahlter Preis kann nur dann 
zurückgefordert werden, wenn er den Höchſtpreis im Augen⸗ 
blick der Zahlung überſtieg und ſoweit er das tat — eine 
ſpätere Feſtſetzung von Höchſtpreiſen darf die einmal wirkſam 
vollzogene Zahlung nicht erſchüttern. Die Worte des Abſ. 2: 
„ein den Höchſtpreis überſteigender Preis“ könnten zwar an ſich 
auch ſo gedeutet werden, daß ſie jeden jetzt, d. h. im Zeit⸗ 
punkt der Zurückforderung, über den Höchſtſatz hinaus⸗ 
gehenden Preis umfaſſen, ſo daß dieſer, wenn nach der Ver⸗ 
ordnung gezahlt, rückforderbar wäre. Aber ſie laſſen ſich 
ebenſogut, ja noch beſſer mit dem Zeitpunkt der Zahlung in 
Verbindung bringen. Und aus inneren Gründen iſt dies 
Ergebnis allein beifallswert: es wäre gehäſſig und für die 
Unbefangenheit des künftigen Geſchäftsverkehrs geradezu ver⸗ 
hängnisvoll, wenn hinfort jedermann damit rechnen müßte, die 
ſeit dem 11. November 1915 empfangenen Zahlungen auf 
Grund zukünftiger Höchſtpreisfeſtſetzungen in Höhe des Über⸗ 
ſchuſſes über dieſe wieder herausgeben zu müſſen. 

Iſt das richtig, ſo ſcheiden aus dem Anwendungsgebiete 
unſerer Verordnung alle Lieferungsverträge aus, die entweder 
vor dem 11. November 1915 durch Zahlung des Preiſes 
erledigt ſind oder erſt hernach, aber vor Feſtſtellung von Höchſt⸗ 
preiſen für ihre Warengattung, durch Zahlung erledigt werden. 
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Denn ſind ſolche Zahlungen nicht der Rückforderung unter⸗ 
worfen, fo hat es keinen Sinn, anzunehmen, daß dieſe Gefchäfte 
im übrigen als zu den Höchſtpreiſen abgeſchloſſen gelten ſollen: 
wenn die Verordnung bei den gedachten Zahlungen ein Rück 
forderungsrecht ausſchließt, ſo kann das doch nur auf dem 
Geſichtspunkt beruhen, daß damit eine wirkliche Schuld, nicht 
eine Nichtſchuld beglichen ſei. 

d) Soweit der Preis noch nicht gezahlt iſt, kommt es für 
die Anwendung des § 1 darauf an, ob die Lieferung im 
entſcheidenden Zeitpunkt bereits erfolgt war oder nicht. 

Und zwar iſt nach § 1 Abſ. 1 der entſcheidende Zeitpunkt 

a) wenn der Höchſtpreis ſchon vor Inkrafttreten der 
Verordnung feſtgeſetzt war, der Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens; 

A) wenn er erſt hernach feſtgeſetzt wird, derjenige feine 
Feſtſetzung. 

Man kann das auch fo ausdrücken: maßgebend iſt der 
Zeitpunkt der Höchſtpreisfeſtſetzung, ſo daß aber die Zeit vor 
Inkrafttreten der Verordnung dabei außer Betracht bleibt 
Iſt vor dem danach entſcheidenden Zeitpunkt entweder ſchon 
geliefert oder ſchon gezahlt, ſo bleibt es bei der vertraglichen 
Regelung. Nur wenn bis dahin weder Lieferung noch Zahlung 
erfolgt ift, greift die Verordnung ein. 

c) Ich unterſtelle weiterhin, daß Lieferung oder Zahlung 
im entſcheidenden Zeitpunkt nur teilweiſe erfolgt waren. 

a) War teilweiſe geliefert, fo bleibt es für den ent 
ſprechenden Teil des Geſchäfts bei der vertraglichen Preisabrede; 
der auf ihn entfallende Anteil am Geſamtpreiſe kann alſo noch 
voll in Anſpruch genommen werden, während wegen des Anteils 
für die noch nicht gelieferten Warenreſte die Verordnung 
Platz greift. Beispiel: zu liefern waren 300 Ztr. zu je 50 4 
vor Inkrafttreten des Höchſtpreiſes find 100 Ztr. bereits geliefert, 
200 ſtehen noch aus. Dann find für jene 5000 & ungeſchmälen 
zu zahlen, nur der Reſtbetrag von 10 000 4 unterfällt ber 
Verordnung. Das iſt nach dem Wortlaut zweifellos („ſoweit 
noch nicht erfolgt iſt“) und erſcheint als durchaus ſinngemäß. 

Selbſtverſtändlich wird dabei eine gültige, wirkſame 
Lieferung vorausgeſetzt. Wird dieſelbe vom Verkäufer mit Erfolg 
angeſochten, oder ſtellt der Käufer ſie dem Verkäufer unter den 
Begehren von Nachlieferung (BGB. $ 480) als mangelhaft 
zur Verfügung, ſo ſteht eine derartige Lieferung der Anwendbarkti 
unſerer Verordnung nicht im Wege. 

A) Wie aber, wenn vor dem entſcheidenden Zeitpunt 


teilweiſe bezahlt war! Abſ. 2 gibt wörtlich kein zweifel 


freies Ergebnis. Gewiß iſt das Gezahlte nicht rückforderbar. 
Man könnte aber meinen, daß der ſich durch Anwendung der 
Verordnung ergebende Preisabſchlag wegen des geſamten 
Lieferungsquantums auf den noch nicht gezahlten Preis zur 
Anrechnung zu kommen hade. Waren im vorigen Beilpiel 
100 Ztr. mit zuſammen 5000 & bezahlt, und wird der Höhle 
preis hernach auf 30 & für den Zentner feſtgeſetzt, ſo würde 
von den noch ausſtehenden 10 000 & der volle Abſchlag für 
alle 300 Str., alſo zuſammen die Summe von 6000 4 
(300 X 20 &) abzuſetzen fein. 

Aber die Verordnung läßt, wie mir ſcheint, auch eine 
andere Auslegung zu: der Lieferungsvertrag bleibt nach Der: 
hältnis des ſchon durch Zahlung erledigten Teiles von der 
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Verordnung unberührt. Der Abſchlag beſchränkt ſich dann auf 
den Reſtteil des Vertrages, in meinem Beiſpiel: auf den Ver⸗ 
trag über 200 Ztr. Nur der darauf entfallende Preis wäre 
herabzuſetzen, alſo um zuſammen 4000 & (200 X 20 &). 


Der Wortlaut des Abſ. 2 iſt, zugegeben, der erſten 
Auslegung günſtiger. Denn er ſchließt nur die Rückforderung 
des Gezahlten aus, entzieht nicht den Vertrag in Anſehung des 
durch Zahlung erledigten Teiles überhaupt einer Einwirkung 
des Höchſtpreiſes. Trotzdem ſcheint mir die zweite wegen 
ihrer ſachlich beſſeren Gründe den Vorzug zu verdienen. Ein⸗ 
mal wäre es wenig folgerecht, Teillieferung und Teilzahlung 
grundſätzlich verſchieden zu bewerten, und zwar durch jene, nicht 
aber durch dieſe die Anwendbarkeit der Verordnung pro rata 
auszuſchließen. Dann aber ließe ſich dieſer unfolgerichtige 
Standpunkt auch ſchon nach dem Wortlaut gar nicht immer 
voll durchführen: man nehme an, daß der bereits gezahlte Teil 
mehr beträgt, als unter Berückſichtigung des ſtattfindenden 
Preisabſchlages überhaupt zu zahlen wäre.!) Dann würde das 
gezahlte Mehr eine zweifelloſe Nichtſchuld darſtellen. Und doch 
ſchließt Abſ. 2 die Rückforderung auch für ſolche Fälle aus! 
Sinn kommt in die Vorſchrift ſomit nur mittels der Annahme, 
daß auch die Teilzahlung die Anwendbarkeit der Verordnung 
für den ihr entſprechenden Teil des Geſchäftes hintanhält. 

d) Soweit danach das Gebiet der Verordnung reicht, läßt 
ſie die Höchſtpreiſe auf ſchwebende Verträge einwirken. Dies 
natürlich im Sinne einer zwingenden, der Parteiabrede ent⸗ 
rückten Regel. 

Die Verordnung bedient ſich dabei des geſettlichen Hilfs⸗ 
mittels der Fiktion. Es heißt nicht, daß aus den betroffenen 
Geſchäften nur der Höchſtpreis verlangt werden kann, ſondern daß 
ſie „als zum Höchſtpreis abgeſchloſſen gelten“. Der Höchſtpreis 
ſoll geradezu als Vertragspreis erachtet werden. Das hat, 
wie mir ſcheint, auch eine gewiſſe ſachliche Bedeutung: dem 
Lieferer wird dadurch von vornherein die ſonſt immerhin viel⸗ 
leicht in Frage kommende Anfechtung wegen Irrtums über 
den Geſchäftsinhalt — die Preishöhe — abgeſchnitten. Denn 
wird er ſo behandelt, als habe er den Höchſtpreis ſelbſt verein— 
bart, ſei doch offenbar auch ſo, als habe er ſeine Höhe gekannt 
oder ſich ohne Kenntnis der wie immer beſchaffenen auf alle 
Fälle unterworfen. Wer als Vereinbarer des Höchſtpreiſes 
gilt, muß natürlich auch als deſſen Kenner gelten! 

e) Streitigkeiten zwiſchen den Parteien „bei Anwendung 
des § 1“ ſollen nach § 2 Abſ. 1 von jeder vor das unter 
Ziff. 2 näher zu beſprechende Schiedsgericht gebracht werden 
können. Deſſen Tätigkeit geht hier aber nicht, anders als 
nach 8 2 (ſ. unten Ziff. 2 d), auf Rechts geſtaltung. Denn 
einerlei, ob die Verordnung auf das zu beurteilende Geſchäft 
anwendbar iſt oder nicht: die geſchuldeten Leiſtungen ſind bereits 
feſt beſtimmt, entweder durch den alten, vertragsmäßigen Preis 
oder durch den als vertragsmäßig geltenden Höchſtpreis. Folg⸗ 
lich find auch die 88 3—4 BD. auf dieſe Fälle der ſchieds⸗ 


gerichtlichen Tätigkeit unanwendbar. 


1) So, wenn im obigen Beiſpiel bereits 10 000 & gezahlt find 
und nun der Höchſtpreis für den Zentner auf 30 & angeſetzt wird. 
Bei Anwendung des Höchſtpreiſes auf den Vertrag würde die geſamte 
Schuldſumme nur noch 9000 & betragen! 
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Was gehört aber unter die hier gemeinten Streitigkeiten? 
Man kann an verſchiedene Fälle denken: ſo z. B. an den, wo 
die Parteien über das Vorhandenſein eines Höchſtpreiſes oder 
deſſen Höhe ſtreiten. Die Höchſtpreiſe ſind vielleicht abgeſtuft, 
und es iſt nicht ſicher, unter welche Stufe die Vertragsgegen⸗ 
ſtände einzureihen ſind. Oder es wird behauptet, es ſei ſchon 
vor dem entſcheidenden Zeitpunkt ganz oder teilweiſe geliefert 
oder bezahlt, die Verordnung daher inſoweit nicht anwendbar. 

Aber nur Streitigkeiten, die ſich auf die Anwendung des 
§ 1 beziehen, können dem Schiedsgericht gemäß § 2 Abſ. 1 
unterbreitet werden. Alſo nicht z. B. die Frage, ob die ge⸗ 
lieferte Ware vertragsmäßig, ob ſie ordnungsmäßig beanſtandet 
ſei u. dergl. Auch Streitigkeiten über die Höhe des Vertrags⸗ 
preiſes haben nichts mit unſerm § 1 zu tun, ebenſowenig ſolche 
über Geſchäfte, die nach Feſtſetzung von Höchſtpreiſen überhaupt 
erſt geſchloſſen ſind — ſie ſind ja keine im Sinne von 8 1 
„laufenden“ Verträge, fallen alſo zweifellos nicht unter ſeine 
Vorſchrift. Iſt aber der Abſchlußzeitpunkt ſelbſt, ob vor oder 
nach jener Feſtſetzung, ſtreitig, ſo ſteht die Anwendung des 8 1 
in Frage, das Schiedsgericht wird folgerecht angerufen werden 
können. 

2. Einen ganz abweichenden Charakter hat die Vorſchrift 
in 8 2 Abſ. 2 BO. Zwar bezieht auch ſie ſich auf Lieferungs⸗ 
vorſchriften gerade über die oben genannten Waren, die vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung geſchloſſen find. Aber fie 
unterſtellt, wenigſtens zunächſt, ein Fehlen von Höchſtpreiſen. 
Sie will Käufer wie Verkäufer gegen die Gefahren ſchützen, die 
ihnen durch eine zwiſchen Vertragsſchluß und Vertragserfüllung 
eintretende Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe erwachſen 
können. Beide ſollen alsdann das Schiedsgericht anrufen 
können: der Käufer kann das allgemein, „wenn er behauptet, 
daß ihm mit Rückſicht auf die veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe die Erfüllung des Vertrags zu den vereinbarten Bes 


dingungen nicht zugemutet werden kann“. Der Verkäufer 


hat das entſprechende Recht nur bei Verträgen über Lieferung 
von Milch und Butter; er hat es alsdann aber auch dann, 
wenn ein Höchſtpreis für den Vertrag beſteht, was zugunſten 
des Käufers nicht zutrifft. 

Die Anwendungsmöglichkeiten für dieſe Vorſchrift ſind 
mannigfach und können angeſichts der elaſtiſchen Allgemeinheit, 
mit der ihre Anwendbarkeit umſchrieben iſt, nicht von vorn⸗ 
herein erſchöpfend zuſammengeſtellt werden. Ich will nur einige 
denkbare Fälle anführen: Der Käufer hat zu einem feſten Preiſe 
gekauft, und dieſer erweiſt ſich infolge allgemeinen Preisrück⸗ 
gangs als unverhältnismäßig hoch — ein derzeit nicht nahe⸗ 
liegender, aber angeſichts der nunmehr wieder für gewiſſe Waren 
geſteigerten Einfuhrmöglichkeit (aus dem Orient!) immerhin 
möglicher Fall. Oder er hat zum Tagespreiſe des demnächſtigen 
Liefertermins gekauft, und dieſer Preis ſtellt ſich als ganz 
unverhältnismäßig hoch heraus. Nicht aber kann er das Schieds⸗ 
gericht zu dem Zwecke anrufen, um von dem ihm überhaupt 
nutzlos gewordenen Vertrage ganz loszukommen (ſ. unten zu a). 

Der Verkäufer kann fi auf die Vorſchrift z. B. berufen, 
wenn die allgemeine Preisentwicklung ihm ſeinerſeits die Be⸗ 
ſchaffung der zu liefernden Waren zu annehmbaren Bedingungen 
unmöglich macht, ſo daß ihm die Erfüllung der Vertragspflicht 
gegenüber ſeinem Abnehmer unverpältmsmüßigen Schaden 
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bringen würde. Ebenſo, wenn er infolge eintretender Waren⸗ 
knappheit oder der — derzeit leider nicht ſeltenen — Zurück⸗ 
haltung der Produzenten trotz oder vielleicht ſogar infolge 
des eingeführten Höchſtpreiſes ſich nicht genügend hat eindecken 
können. Aber ſelbſtverſtändlich kann er die Vertragsbedingungen 
nicht einfach um deswillen geändert wiſſen wollen, um als 
Produzent von den inzwiſchen geſtiegenen Preiſen Vorteil zu ziehen. 

Inhaltlich beſagt unſere Vorſchrift folgendes: 

a) Das Schiedsgericht kann angerufen werden, um eine 
Anderung der die Partei benachteiligenden Vertragsbedin⸗ 
gungen herbeizuführen. Nur um ſolche Anderung handelt es 
ſich; eine Aufhebung des Vertrages hat das Schiedsgericht 
nach Wortlaut und Sinn der Verordnung in keinem Falle 
auszuſprechen. n 

Dies auch nicht, wenn ein Vertragsteil Unmöglichkeit 
der Leiſtung oder ein ihm aus dieſem oder jenem Grunde 
angeblich zuſtehendes Rücktrittsrecht geltend macht. Selbſt⸗ 
verſtändlich will und kann die Verordnung die Rechtswirkſam⸗ 
keit ſolcher allgemeinrechtlicher Tatbeſtände nicht antaſten. Aber 
ſie fallen nicht in ihr Gebiet, ſind nach wie vor nur von 
den ordentlichen Gerichten zu beurteilen. 

Auch zu quantitativen Abänderungen der Lieferpflicht 
führt das ſchiedsgerichtliche Verfahren nicht, weder zugunſten 
des Käufers noch des Verkäufers. Dementſprechend hat laut 
8 4 Satz 1 trotz Anrufung des Schiedsgerichts der Liefer⸗ 
pflichtige die Ware zu liefern. Daraus und aus § 31 Satz 2 
folgt, daß dem Schiedsgericht eine Anderung, insbeſondere 
Hinausſchiebung der vertragsmäßigen Lieferzeiten nicht zu⸗ 
ſteht: ſie gehört nicht zu den abänderungsfähigen Vertrags⸗ 
bedingungen, und nur mit Zuſtimmung beider Parteien können 
fie geändert werden ($ 3 Satz 2 cit.). Wohl aber gehört 
dazu, ſogar in allererſter Linie, die Preisgeſtaltung. Daher 
braucht der Käufer, wenn das Schiedsgericht angerufen iſt 
zunächſt nicht den vollen, ſondern nur den „von ihm für an 
gemeſſen erachteten“ Preis zu zahlen (8 4 Satz 2). Dies ohne 
Unterſchied, ob er beim Schiedsgericht Abminderung, oder um⸗ 
gekehrt der Verkäufer — nur bei Milch- und Butterlieferungen 
ſtatthaft, 8 2 Abſ. 2 a. E. — Erhöhung des Vertragspreiſes 
beantragt. 

Zweifelhaft erſcheinen dabei zwei Punkte. Einmal, ob der 
Käufer ſich inzwiſchen der Abnahmepflicht entziehen kann 
Meines Erachtens liegt dafür kein Grund vor. Die Verordnung 
ſagt es nicht, und da der Käufer eine auch nur teilweiſe Auf: 
hebung des Vertrages durch das Schiedsgericht doch nicht erwirken 
kann, hat er auch kein berechtigtes Intereſſe daran, zunächſt 
noch nicht abzunehmen. Zum andern, ob der Käufer nicht 
wenigſtens Verzugszinſen zahlen muß, wenn der von ihm 
gemäß § 4 Satz 2 cit. gezahlte, angeblich „angemeſſene“ Preis 
ſich hernach als zu niedrig herausſtellt. Meines Erachtens iſt 
das zu verneinen; denn da der Käufer auf Grund geſetzlicher 
Ermächtigung ſeine Zahlung zunächſt herabgemindert hat, iſt 
die Verzögerung der ihm hernach vom Schiedsgericht auferlegten 
weiteren Leiſtung nicht als ein von ihm zu vertretender Umſtand 
(8 285 BGB.) anzuſehen. Das erweckt auch keine Bedenken: 
denn das Schiedsgericht kann dem Käufer nach freiem Ermeſſen 
neben der Zahlung eines Reſtpreiſes auch diejenige von Zinſen 
dieſer Reſtpreisſumme auferlegen, und wird dazu zur Vermeidung 
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ſchikanöſer Benachteiligung des Verkäufers in dem hier unter: 
ſtellten Falle leicht Anlaß haben. Übrigens kann der Vor⸗ 
ſitzende des Schiedsgerichts „vorläufige Anordnungen über die 
Verpflichtungen der Parteien erlaſſen und ihre Vollſtreckung 
herbeiführen“, 8 4 S. 3. Dadurch vermag er insbeſondere auch 
einem ungebührlich niedrigen Preisanſatz durch den Käufer von 
vornherein entgegenzuwirken. 

b) Die Anrufung des Schiedsgerichts iſt nicht obligatoriſch, 
ſondern nur fakultativ. Aber jede Partei „kann“ das 
Schiedsgericht anrufen, alſo auch der vom Gegner bein 
ordentlichen Gericht Beklagte. Er macht fein Begehren um 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung alsdann durch prozeßhindernde 
Einrede gemäß § 274 Abſ. 2 Ziff. 3 ZPO. geltend. Die 
Entſcheidung des Rechtsſtreites hat ja, ſobald auch nur er allein 
das begehrt, fortan „durch Schiedsrichter zu erfolgen“. Allein 
dieſe prozeßhindernde Einrede iſt verzichtbar — nach dem 
Beginn der mündlichen Verhandlung zur Hauptſache kann der 
Beklagte fie nur noch ſehr beſchränkt, gemäß § 274 Abſ. 3 
ZPO., geltend machen. 

c) Die Anrufung des Schiedsgerichts iſt nicht mehr ſtatt⸗ 
haft, ſoweit bereits vor Inkrafttreten der Verordnung geliefert 
war. Ob dasſelbe bei ſchon erfolgter Preiszahlung gelte, 
ſagt das Geſetz nicht, doch dürfte kein Grund vorliegen, das 
anders zu behandeln. 

d) Die Stellung des Schiedsgerichts iſt eine ſehr freie: 
es „ſetzt die Vertragsbedingungen nach freiem Ermeſſen feſt“, 
§ 3 Abſ. 1 Satz 1, während es freilich die Lieferftiſten nur 
unter Zuſtimmung beider Parteien ändern kann. Die Tätig: 
keit des Schiedsgerichts erweiſt ſich danach als keine bloß fit 
ſtellende, ſondern als eine in beſchränktem Sinne reits: 
geſtaltende; es handelt ſich um „feſtſetzende Urteile“ im Sinne 


von Kiſch (Beiträge zur Urteilslehre), d. h. ſolche, die zwar 


nicht Sein oder Nichtſein, aber durch den Inhalt den Umfang 
von Rechtsverhältniſſen ändern oder den noch offengelaſſenen 
ergänzen. Das Schiedsgericht kann daher insbeſondere den 
Preis herauf: oder herabſetzen, Ratenzahlungen bewilligen, 
Sicherheitsleiſtungen auferlegen uſw. Und zwar iſt die tw 
gehende Entſcheidung „endgültig und für die Gerichte bindend“ 
Sie iſt alſo ſachlich als rechtskraftsfähig zu bezeichnen. 
Nicht weniger, aber auch ſchwerlich mehr als ein Urteil der 
ordentlichen Gerichte. Ich möchte daher annehmen, daß die 
Vorſchriften über Wiederaufnahme des Verfahrens (88 587 f 
ZPO.) auch gegenüber einer ſolchen Entſcheidung mindeſtens 
„entſprechend“ anwendbar ſeien. Dabei wird das Schieds⸗ 
gericht auch für das Wiederaufnahmeverfahren anzurufen ſein. 

e) Zuſtändig iſt „das Schiedsgericht, in deſſen Bezirk der 
Verkäufer feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat“, § 3 Abſ. 2. 

f) Den Landeszentralbehörden wird überlaffen, die nötigen 
Vorſchriften wegen der Vollſtreckung zu treffen. Die pm 
zeſſualen Einzelheiten und die Beſetzung der Schiedsgericht: 
bedürfen hier keiner Darſtellung; fie ſetzen dem Verſtändnis, 
ſoweit ich bisher ſehe, keine Schwierigkeiten entgegen. Auf ſie 
bezieht ſich 8 5 VO. und, zur Regelung der Einzelheiten, 
die gemäß desſelben erlaſſene „Anordnung für das Verfahren 
vor den auf Grund der Verordnung vom 11. November 1915 
beſtellten Schiedsgerichten“ vom 15. November 1915, RED 
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44. Jahrgang. 


Aus der Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zum Zuwachsſtenergeſetz. 
Von Dr. jur. G. Strutz, Wirklichem Geheimen Oberregierungsrat 
und Senatspräſidenten des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 21, 1915.) 


V. Verfahrensvorſchriften (88 39, 40, 43 bis 49). 

Einen in mehrfacher Hinſicht wenig erfreulichen Eindruck 
hat bisher die Handhabung der Verfahrensvorſchriften durch viele 
Veranlagungsbehörden — für die die Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats überflüſſigerweiſe die im Geſetz nicht vor⸗ 
kommende und irreführende beſondere Bezeichnung „Zuwachs⸗ 
ſteueramt“ erfunden haben, als ob es ſich um eine neue be: 


N ſondere Behörde handelte — gemacht. Die Zahl der Fälle, in 


denen das OVG. den Steuer⸗ oder Einſpruchsbeſcheid wegen 
Nichtbeobachtung zwingender Verfahrensvorſchriften außer Kraft 
ſetzen mußte, war überaus groß, was gerade in Preußen über: 
raſchen muß, weil dieſe Vorſchriften den für die Staatseinkommen⸗ 
ſteuer und die Kommunalabgaben ſeit langen Jahren beſtehenden 
entſprechen. Nicht gering war auch die Zahl der Fälle, in 
denen die Klage des Steuerpflichtigen abgewieſen werden mußte, 
weil die Klagefriſt durch Schuld der Veranlagungs— 
behörde verſäumt war. 

Inſofern entfernt ſich das Zuw StG. von den Vorſchriften 
über die Veranlagung der Steuerpflichtigen mit Einkommen von 
mehr als 3000 && nach dem preußiſchen Einkommenſteuergeſetz, 
als es dem Zuwachsſteueramt durch § 39 nicht die Pflicht 
auflegt, in allen Fällen eine Steuererklärung zu erfordern, 
und für den Veräußerer die Verpflichtung eine ſolche abzugeben, 
nur begründet, wenn das Zuwachsſteueramt dies verlangt. 
Hieraus folgt, daß kein weſentlicher Mangel des Veranlagungs— 
verfahrens vorliegt, wenn das Zuwachsſteueramt den Steuer: 
beſcheid ohne Einforderung einer Steuerklärung erläßt. Auch 
eine bloße Auskunft im Sinne des § 18 Abſ. 6 der bundes— 
rätlichen Ausführungsbeſtimmungen kann nach Lage des Falles 
unterbleiben. Die Entſcheidung, ob die Vorausſetzungen für 
die Abſtandnahme von Einforderung einer Steuererklärung oder 
ſelbſt auch nur einer Auskunft vorliegen, iſt ausſchließlich dem 
Zuwachsſteueramt überlaſſen und unterliegt nicht der Nach— 
prüfung des Verwaltungsrichters. (E. 65, 33; AM. III 273.) 

Hat aber das Zuwachsſteueramt eine Steuererklärung erfordert 
und iſt eine ſolche eingegangen, dann muß die Behörde, wenn 
ſie Bedenken trägt, die Angaben in der Steuererklärung als richtig 
anzunehmen, die beanſtandeten Punkte dem Steuerpflichtigen unter 
Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Gegenerklärung mit: 
teilen und iſt ſie erſt nach Durchführung dieſes Beanſtandungs— 
verfahrens befugt, die Steuer feſtzuſetzen. Denn die Vor: 
ſchrift des S 40 iſt zwingender Natur. Sie ſoll, da der 
Steuerpflichtige einerſeits die Verpflichtung hat, eine Steuer— 
erklärung abzugeben, und zwar unter der Verſicherung, daß 
die Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind, 
ihm andrerſeits die Gewähr geben, daß über dieſe Angaben 
nicht ohne weiteres hinweggegangen wird, und es ſoll der 
Schwerpunkt für die rein tatſächlichen Ermittlungen tunlichft 
in dieſes vorbereitende Verfahren gelegt werden. Allerdings 
hat das OVG. in einzelnen Entſcheidungen angedeutet, daß 
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die Beanſtandungspflicht nur gegenüber „tatſächlichen An- 
gaben“ der Steuererklärung — wozu auch Schätzungen ge⸗ 
hören — beſtehe. Ich will es dahingeſtellt laſſen, ob dieſe 
Einſchränkung dem Worlaute und Sinne des Geſetzes ent- 
ſpricht und in der Praxis ſtets durchzuführen iſt. Jedenfalls 
ſollten die Veranlagungsbehörden ſich nicht auf ſie verlaſſen; 
denn die Frage, ob eine Abweichung von einer tatſächlichen 
Angabe oder nur von der Rechtsauffaſſung des Steuerpflichtigen 
vorliegt, kann ſehr zweifelhaft ſein. Die Nichtbeachtung der 
Beanſtandungspflicht führt zwar nicht dazu, daß der Ver⸗ 
waltungsrichter die Steuer den Angaben der Steuererklärung 
entſprechend feſtſetzen muß, wohl aber zur Außerkraftſetzung des 
Steuerbeſcheides mit der Wirkung, daß das Zuwachsſteueramt 
nach vorſchriftsmäßiger Durchführung der Beanſtandung einen 
neuen erlaſſen muß. Nur dann entfällt die Notwendigkeit der 
Außerkraftſetzung des Steuerbeſcheides, wenn der Steuerpflichtige 
ſelbſt an ſeinen Angaben in der Steuerklärung im Laufe des 
weiteren Verfahrens nicht feſtgehalten hat. (E. 64 71, 76; 
AM. III 177; E. VII C 602 und 918/13 ſowie 5/14 vom 
23. Oktober, 9. Juni und 27. Oktober 1914 und viele andere.) 

Der Steuerbeſcheid muß alle im $ 43 vorgeſchriebenen 
Angaben enthalten. Insbeſondere iſt er auch dann rechts: 
ungültig und daher außer Kraft zu ſetzen, wenn er keine be⸗ 
ſondere Hervorhebung der von der Steuererklärung ab— 
weichenden Punkte enthält. Weder befreit das vorher: 
gegangene Beanſtandungsverfahren die Steuerbehörde von dieſer 
Angabe, noch genügt es, daß der Steuerpflichtige die Ab— 
weichungen aus einem Vergleiche der Steuerberechnung mit ſeiner 
Steuererklärung erſehen kann. (E. VII C 1032/13 vom 1. De⸗ 
zember 1914.) Dagegen hat die Angabe einer kürzeren als 
einmonatigen Zahlungsfriſt die Rechtsungültigkeit des Steuer— 
beſcheides nicht zur Folge. Denn die Vorſchrift über die 
Zahlungsfriſt berührt nicht die Veranlagung ſelbſt, ſondern 
betrifft nur deren Vollziehung. Wenn es im § 43 heißt, „die 
Friſt muß mindeſtens einen Monat betragen“, ſo iſt damit 
allerdings eine zwingende Vorſchrift gegeben, jedoch nur in dem 
Sinne, daß die Verſäumung einer etwa geſetzten kürzeren Friſt 
keinen Nachteil für den Steuerpflichtigen zur Folge hat, dieſer 
insbeſondere, wenn er vor Ablauf der geſetzlichen Mindesfriſt 
keine Zahlung leiſtet, nicht in Verzug kommt — wohl aber, 
wenn er auch nach Ablauf dieſer Friſt nicht zahlt —, und 
gegen ihn vorher keine Zwangsvollſtreckung vorgenommen werden 
darf. (E. VII C 673/12 und 55/13 vom 4. April und 31. Ok⸗ 
tober 1913 u. a.) ’ ; 

Der Steuerbeſcheid kann von der Veranlagungsbehörde 
zurückgenommen und durch einen anderen erſetzt werden, ſofern 
nicht nach Lage des einzelnen Falles in der Zurücknahme ein 
Verzicht auf die Steuer zu erblicken iſt (E. 62 81; AM. III 62). 

Daß er, wenn die Veranlagungsbehörde der Kreisausſchuß 
iſt, von deſſen Kollegium erlaſſen wird, iſt nicht erforderlich: 
auch der Vorſitzende kann die Veranlagung allein vornehmen 
(E. VII C 717/13 vom 16. Oktober 1914). 

Dagegen muß, wogegen ganz ausnehmend oft verſtoßen 
wird, über den in Preußen nach § 2 des preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Zuw StG. in Verbindung mit $ 70 des 
Kommunal- und § 11 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vor der Verwaltungsklage eingeſchobenen Einſpruch das 
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Kollegium des Kreisausſchuſſes, in Städten des Magiſtrats 
oder einer in Gemäßheit der betreffenden Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetze gebildeten und zuſtändigen ſtädtiſchen Deputation be⸗ 
ſchließen. Dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes ſteht nach 
den maßgebenden Beſtimmungen eine Vertretung des letzteren 
nach der Richtung, daß er für dieſen vorläufig Beſchlüſſe über 
Einſprüche faſſen dürfe, nicht zu (E. 64 69; AM. III 178, 
274). Ebenſo würde es für die Delegation von Befugniſſen 
des Magiſtrats auf einzelne ſeiner Mitglieder einer geſetzlichen 
Grundlage bedürfen, an der es hinſichtlich der Beſchlußfaſſung 
über Einſprüche in Steuerſachen gebricht. Insbeſondere kennen 
die Städteordnung für die öſtlichen Provinzen und die ihr 
nachgebildeten Städteordnungen keine andere Entlaſtung des 
Magiſtrats als durch die Bildung ſtädtiſcher Deputationen (E. VII 
C 472, 1003 und 1048/13 vom 16. Oktober, 1. und 8. De⸗ 
zember 1914 und 38314 vom 19. Februar 1915). Iſt 
unzuläſſigerweiſe der Einſpruchsbeſcheid lediglich vom Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes oder einem einzelnen Magiſtratsmitglied 
erlaſſen, ſo iſt die Wirkung dieſes Rechtsverſtoßes verſchieden, 
je nachdem ſich der Beſcheid äußerlich als ein ſolcher des Kreis⸗ 
ausſchuſſes oder Magiſtrats darſtellt oder aber auch ſchon 
äußerlich erſehen läßt, daß er nicht von dem betreffenden 
Kollegium herrührt. Letzteres iſt insbeſondere der Fall, wenn 
der Beſcheid ausdrücklich „namens“ des Kreisausſchuſſes oder 
Magiſtrats oder in der „Ich“⸗Form erlaſſen iſt, und namentlich, 
wenn er die Rechtsbelehrung enthält, daß gegen ihn der Antrag 
auf „Beſchlußfaſſung durch das Kollegium“ offenſtehe (8 112 
Abſ. 3 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883), 
nicht aber ſchon, wenn nur die Überſchrift oder ein Vordruck 
lautet „der Vorſitzende“. Mußte der Steuerpflichtige aus der 
Faſſung des Beſcheides erſehen, daß er auf keinem Beſchluſſe 
des zuſtändigen Kollegiums beruhte, dann iſt die Klage als 
verfrüht abzuweiſen. Stellt ſich hingegen der Beſcheid äußerlich 
für den Steuerpflichtigen als ein von zuſtändiger Stelle 
erlaſſener dar, dann iſt er auf rechtzeitige Klage hin außer 
Kraft zu ſetzen. (So die angeführten Entſcheidungen und zahl: 
reiche andere.) 

Eine Belehrung über das Rechtsmittel gegen den 
Einſpruchsbeſcheid braucht dieſer — anders wie der Steuer⸗ 
beſcheid — nicht zu enthalten, und auch der letztere braucht 
nicht etwa ſchon die ſämtlichen nacheinander zuläſſigen Redts- 
mittel aufzuzählen, ſondern nur das unmittelbar gegen ihn zu: 
nächſt zuläſſige, alſo den Einſpruch, anzugeben. Wenn im 8 43 die 
Mehrzahl, „die zuläſſigen Rechtsmittel“, gebraucht iſt, ſo erklärt 
ſich das daraus, daß in der Tat das Reichsgeſetz im 5 44 zwei 
wahlweiſe nebeneinander zuläſſige Rechtsmittel kennt, die 
Beſchwerde und die Klage. Für Preußen aber iſt durch § 2 
des Ausführungsgeſetzes gemäß der in § 44 gegebenen Ermächti⸗ 
gung die Beſchwerde ausgeſchloſſen und nur die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren mit vorangehendem Einſpruche ge— 
geben. (E. VII C 275/12 vom 9. Mai 1913.) 

Demgegenüber kann auch nicht mit Erfolg eingewendet werden, 
das Einſpruchsverfahren ſei dem Zuw StG. fremd, und es komme 
jenem daher nur die Bedeutung des abſchließenden Teils der durch 
die reichsgeſetzlich als zuläſſig bezeichneten Rechtsmittel anfechtbaren 
Veranlagung zu, der Einſpruchsbeſcheid bilde lediglich den end⸗ 
gültigen Steuerbeſcheid, nicht bereits ſelbſt eine Rechtsmittel⸗ 
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entſcheidung, es ſeien daher gerade auf ihn die Vorſchriften des 
§ 43 anzuwenden. Das Reichsgeſetz beſchränkt ſich vielmehr 
darauf, ſeinerſeits das mit der Feſtſetzung des Steuerbetrags 
durch die Steuerbehörde abſchließende eigentliche Veranlagungs⸗ 
verfahren zu regeln. Die Ordnung der Rechtsmittel überläßt 
es grundſätzlich der Landesgeſetzzebung; in dieſer Hinſicht ſtell 
es nur in § 44 die Mindeſtforderung auf, daß die Landesgeſetz⸗ 
gebung die Anrufung der Verwaltungs- oder der ordentlichen 
Gerichte zu ermöglichen hat, und trifft nur in 8 45 für 
die Beſchwerde, deren Zulaſſung aber nach § 44 in das Er⸗ 
meſſen der Landesgeſetzgebung geſtellt wird, für das fonflige 
Rechtsmittelverfahren aber nur in $ 46 einzelne ergänzende 
Beſtimmungen. Dementſprechend ſchreibt es wohl in § 43 die 
Erforderniſſe des die eigentliche Veranlagung abſchließenden 
Steuerbeſcheids vor, der nach der auf Grund der gemäß 
85 39 ff. ſtattgehabten Verhandlungen und Ermittlungen vor 
zunehmenden Steuerberechnung zu erlaſſen iſt. Es enthält 
ſich aber entſprechender Formvorſchriften für das weitere 
Verfahren außerhalb des Beſchwerdeverfahrens und mußte ſich 
folgerichtigerweiſe ſolcher enthalten, wenn es in $ 44 Nr. 2 
den Grundſatz ausſprach, daß die Wahl des Verfahrens 
den Einzelſtaaten zu überlaſſen ſei. Preußen hat nun den 
Weg gewählt, die Zuwachsſteuer hinſichtlich ihrer äußeren 
Handhabung, insbeſondere auch hinſichtlich der Rechtsmittel, 
ganz wie eine Kommunalſteuer zu behandeln und dement⸗ 
ſprechend die Beſchwerde im Sinne des § 44 Ziff. 1 ausw 
ſchließen und nur den für Kommunalſteuern zugelaſſenen Weg 
des Verwaltungsſtreitverfahrens mit vorangehenden Gr 
ſpruchsverfahren zuzulaſſen (vgl. E. 62 51 ff.). Dieſer Weg 
wurde auch ſowohl im Reichstag als auch im preußischen 
Landtag als der nach Lage der Verhältniſſe gegebenſte an⸗ 
erkannt (vgl. u. a. die in der gedachten Entſcheidung des Ge 
richtshofs wiedergegebenen Außerungen). Dabei iſt man fotohl 
regierungsſeitig wie im Reichstage von vornherein davon aus⸗ 
gegangen, daß man in Preußen dann auch das Einſpruchs⸗ 
verfahren für die Zuwachsſteuer werde Platz greifen laſſen, un 
man hat gerade mit Rückſicht hierauf es als unbedenklich be 
zeichnet, es der Landesgeſetzgebung zu überlaſſen, die in 99 44, 4 
des Reichsgeſetzes vorgeſehene Beſchwerde auszuſchließen. So 
heißt es in dem Bericht über die erſte und zweite Leſung des 
Entwurfs in der Reichstagskommiſſion (Druckſachen Nr. 515 
S. 94 ff.: „Von einer Seite hielt man es für unzweckmäßig, 
in allen Bundesſtaaten eine Beſchwerde neben dem Der 
waltungsſtreitverfahren oder Gerichtsverfahren zuzulaſſen. Wenn 
beiſpielsweiſe in Preußen die Veranlagung Gemeinde 
behörden übertragen werde, ſo ſei es das einzige Zweck⸗ 
mäßige, den Rechtsmittelweg genau ebenſo zu regeln, 
wie er im übrigen für die Kommunalabgaben geregelt 
ſei, das heißt, das Verwaltungsſtreitverfahren mit 
vorhergehendem Einſpruch zuzulaſſen. Das Beſchwerde— 
verfahren ſei bei bureaukratiſch geſtalteten Behörden, wie den 
indirekten Steuerbehörden, am Platze. Die Kommunalaufſichts⸗ 
behörden ſeien dagegen nicht die geeigneten Organe, um 

ſchwerden über einzelne Veranlagungen zu entſcheiden. Mm 
möge der Landesgeſetzgebung geſtatten, die Beſchwerde aus⸗ 
zuſchließen. Von anderer Seite und von einem Vertreter des 
Reichsſchatzamts wurde darauf erwidert, daß man die Zulaffung 
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der Beſchwerde für zweckmäßig halte, um einfachere Fälle zu einer 
ſchleunigen, vielleicht gütlichen Entſcheidung zu bringen und 
dadurch die Verwaltungsgerichte oder Gerichte zu entlaſten. 
An dem Einſpruchsverfahren in Preußen ſolle übrigens 
nichts geändert werden.“ Wurde alſo die Einſchiebung 
des Einſpruchsverfahrens nicht nur von keiner Seite als 
dem Reichsgeſetze zuwiderlaufend, ſondern vielmehr von allen 
Seiten, die ſich hierüber äußerten, als das in Preußen zu 
erwartende und gegebene angeſehen, fo ſteht feiner Zuläſſigkeit 
auch weder der Wortlaut noch der Sinn des Reichsgeſetzes 
entgegen. Denn durch ſeine Einſchiebung wird der Mindeſt— 
ſchutz, den $ 44 gewähren will, nicht vermindert, ſondern es 
wird den Beteiligten dadurch ein Mehr gewährt; nach dem 
Reichsgeſetze wäre die Landesgeſetzgebung befugt geweſen, lediglich 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ohne Einſpruchsverfahren 
zuzulaſſen und trotzdem auch die Beſchwerde des § 44 Ziff. 1 
auszuſchließen. Ebenſowenig hindert dann eine reichsgeſetzliche 
Vorſchrift, dieſes Einſpruchsverfahren auch in ſeiner Anwendung 
auf die Zuwachsſteuer ebenſo zu beurteilen und zu behandeln 
wie bei Kommunalſteuern. Danach ſtellt es ſich aber nicht als 
Teil der eigentlichen Veranlagung dar, ſondern als ein nicht 
devolutives Rechtsmittel gegen dieſe, deſſen Erledigung die 
Vorbedingung für die Anbringung des weiteren, der Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren, iſt, wie denn auch im Kommunal⸗ 
abgabengeſetze der Einſpruch ausdrücklich in der Überſchrift und 
im Texte des § 69 als „Rechtsmittel“ bezeichnet wird und der 
Einſpruchsbeſcheid in der Verwaltungsrechtſprechung ſcharf von 
einer neuen Heranziehungsverfügung unterſchieden wird. Gerade 
aus den Materialien des Zuw StG. ergibt ſich — vgl. auch 
S. 30 der Begründung, wo es heißt: „Aus dieſen Erwägungen 
ſind beide Wege zugelaſſen, wobei als Beſchwerde nicht auch 
der als Einſpruch oder Einſprache bezeichnete Vorgang zu 
gelten haben wird, der vielfach nach Landesrecht dem 
Verwaltungsſtreitverfahren im engeren Sinne voran: 
zugehen hat“ —, daß die geſetzgebenden Faktoren des Reichs 
das Einſpruchs verfahren eher gewiſſermaßen als Teil des 
Verwaltungsſtreitverfahrens wie als ſolchen der in dieſem an— 
fechtbaren Veranlagung anſahen. Iſt aber der Einſpruch ein 
zuläſſigerweiſe vor die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
eingeſchobenes Rechtsmittel, ſo iſt die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften des 8 43 auf den Einſpruchsbeſcheid zu verneinen und 
auch für Zuwachsſteuerſachen ebenſo wie nach ſtändiger Recht— 
srehung des OVG. für Kommunalabgabenſachen eine Rechts: 
aittelbelehrung als geſetzliches Erfordernis des Einſpruchs— 
beſcheids nicht zu erachten. Als das Rechtsmittel aber, das im 
Steuerbeſcheid anzugeben iſt und deſſen alleinige Angabe auch 
genügt, iſt dann in Preußen lediglich der Einſpruch anzuſehen. 
Denn der Zweck jeder derartigen Rechtsmittelbelehrung iſt 
lediglich Belehrung darüber, was zur unmittelbaren An— 
fechtung des Beſcheids, in dem ſie ſich befindet, zuläſſig iſt; 
welche ferneren Inſtanzen angerufen werden können, darüber 
eine Belehrung zu erteilen, iſt Sache der Entſcheidung der 
jeweils vorangehenden Inſtanz, ſoweit auch für dieſe eine ſolche 
Belehrung vorgeſchrieben iſt. Daß der Reichsgeſetzgeber die 
Angabe des erſten Rechtsmittels im Steuerbeſcheide für auge 
reichend erachtet, ergibt ſich auch aus § 45 Abſ. 3, wo die 
Belehrung über die „weitere Beſchwerde“ für den Beſchwerde⸗ 
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beſcheid vorgeſchrieben wird, was überflüſſig wäre, wenn ſchon 
der Steuerbeſcheid alle nacheinander zuläſſigen Rechtsmittel ent⸗ 
halten müßte. (E. VII C 452/13 und 209/14 vom 16. Juni 
und 25. September 1914.) 

Iſt ſomit eine Rechtsmittelbelehrung für den Einſpruchs⸗ 
beſcheid geſetzlich nicht vorgeſchrieben, ſo folgt hieraus nach der 
ſtändigen Rechtſprechung, daß ihr Fehlen den Beginn und damit 
den Ablauf der Klagefriſt nicht hindert; denn dieſe Wirkung hat 
nur das Fehlen einer geſetzlich vorgeſchriebenen Rechtsmittel⸗ 
belehrung. Selbſt eine unrichtige Rechtsmittelbelehrung 
bewahrt den Steuerpflichtigen, wenn die Belehrung nicht vor« 
geſchrieben war, nicht vor der infolge ihrer eingetretenen Ver⸗ 
ſäumung der Klagefriſt, rechtfertigt auch nicht den Antrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Das haben zu ihrem 
Leidweſen nicht wenige Steuerpflichtige erfahren müſſen, die ſich 
durch eine unrichtige Angabe im Einſpruchsbeſcheide verleiten 
ließen, die Klage ſtatt beim Bezirksausſchuſſe bei dem Zuwachs— 
ſteueramt einzureichen mit dem Erfolge, daß ſie von dieſem erſt 
nach Ablauf der Klagefriſt an den Bezirksausſchuß gelangte. 
Denn nur rechtzeitiger Eingang der Klage bei dem zuſtändigen 
Bezirksausſchuſſe wahrt die Klagefriſt, und das Zuwachsſteueramt 
iſt geſetzlich nicht verpflichtet, ſeinerſeits dafür zu ſorgen, daß 
eine bei ihm eingereichte Klage noch rechtzeitig an jenen gelangt; 
es iſt kein unabwendbarer Zufall, ſondern ein vom Steuer— 
pflichtigen zu vertretendes Verſehen, wenn er aus Geſetzes— 
unkenntnis das Rechtsmittel bei einer falſchen Stelle einreicht 
und dieſes deshalb nicht rechtzeitig an die richtige gelangt. 
All das iſt in zahlloſen die Zuwachsſteuer wie Gemeindeabgaben 
betreffenden Entſcheidungen des OVG. wieder und immer wieder 
ausgeſprochen worden. 

Andererſeits iſt es ein immer wieder auftretender Irrtum 
der Bezirksausſchüſſe, daß ein Einſpruch, um rechtsgültig zu 
ſein, ausdrücklich angeben müſſe, ob Freiſtellung oder Ermäßigung 
der veranlagten Steuer und letzernfalls in welchem Umfange 
Ermäßigung begehrt werde. Richtig iſt nur, daß, wenn der 
Einſpruch erkennbar nur auf Ermäßigung gerichtet iſt, er in 
Verbindung mit den Vorverhandlungen die Möglichkeit geben 
muß, das Maß der beanſpruchten Ermäßigung zu berechnen. 
Ein Einſpruch aber, aus dem nicht hervorgeht, daß er 
nicht völlige Freiſtellung, ſondern bloß Ermäßigung begehrt, iſt 
als gegen die Veranlagung im ganzen gerichtet anzuſehen und 
daher auch ohne Beifügung irgendwelcher Begründung rechts— 
wirkſam. (E. 64 65; AM. III 172; E. VII 368/13 und 
559/14 vom 21. April 1914 und 16. März 1915 und viele 
andere.) 

Der Einſpruchsbeſcheid kann materiell äußerſtenfalls 
die Aufrechterhaltung der Steuerforderung des Steuerbeſcheides 
ausſprechen, niemals dagegen eine Erhöhung der Steuer— 
forderung. Denn Zweck des Einſpruchsverfahrens iſt, auf 
Grund der Einwendungen des Steuerpflichtigen eine 
nochmalige Prüfung durch den Steuerberechtigten herbeizuführen, 
jenem die Möglichkeit zu geben, alle ſeine Einwendungen dem 
letzteren gegenüber geltend zu machen, ehe er genötigt iſt, den 
Weg des Streitverfahrens zu beſchreiten. Dieſer Zweck würde 
verfehlt werden, wenn der Steuerberechtigte befugt wäre, im 
Einſpruchsbeſcheide die Steuer zu erhöhen; denn dann könnte 
der Steuerpflichtige ſeine Einwendungen gegen die Steuer⸗ 
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erhöhung nicht im Einſpruchs⸗, ſondern nur im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren geltend machen. Bei der Zuwachsſteuer würde 
überdies eine Steuererhöhungllim Ginſpruchsbeſcheide mit § 40 
ZuwStG. unvereinbar, ſein. E Denn der Steuerberechtigte hätte 
dann die Möglichkeit, im Einſpruchsbeſcheide von nicht be⸗ 
anſtandeten Angaben abzuweichen.; | Gelangt die Steuerbehörde 
inzwiſchen zu der Überzeugung, daß der Steuerpflichtige zu 
einer höheren Steuer heranzuziehen fei, fo muß fie entweder 
den urſprünglichen Steuerbeſcheid zurückziehen und durch einen 
neuen, auf einen höheren Betrag lautenden, erſetzen, oder neben 
dem Einſpruchsbeſcheid einen auf den Mehrbetrag lautenden 
Steuerbeſcheid erlaſſen, und zwar in beiden Fällen unter 
Beobachtung der in § 40 ſowie in $ 43 ZumStG. gegebenen 
zwingenden Vorſchriften. Nicht aber darf ſie in dem Einſpruchs⸗ 
beſcheid unter der Form einer „Berichtigung“ eine Nachver⸗ 
anlagung vornehmen, welche den in Satz 1 des § 43 a. a. O. 
enthaltenen Beſtimmungen nicht entſpricht, indem ſie nicht z. B. 
das gegen Steuerbeſcheide zuläſſige Rechtsmittel, die hierfür 
feſtgeſetzte Friſt und die zuſtändige Behörde benennt. Ein 
ſolcher auf „Berichtigung“ der Steuer abzielende Beſcheid ent⸗ 
behrt daher der Rechtsgültigkeit und muß außer Kraft geſetzt 
werden. Wenn in E. 66 140 für das Gebiet der Gebühren 
eine andere Auffaſſung über die Grenzen des Einſpruchsbeſcheids 
Ausdruck gefunden hat, ſo kann dieſe doch auf das Gebiet der 
Zuwachsſteuer keine Anwendung finden, da die 88 40, 43 
ZuwStG. ihr entgegenſtehen würden. Auch auf dem Gebiete 
der Anliegerbeiträge iſt ſie nicht für anwendbar erachtet worden, 
wie aus der Entſcheidung im Preußiſchen Verwaltungsblatte 
Jahrgang 36 Seite 8 erſichtlich iſt. Übrigens kommt auch 
die — im Weſen jedes Rechtsbehelfs begründete — Unzuläſſig⸗ 
keit der reformatio in pejus in Betracht. Der Rechtsbehelf 
iſt zu dem Zwecke gegeben, um dadurch eine Verbeſſerung der 
Rechtslage zu erſtreben. Der Erfolg kann alſo nur der ſein, 
daß entweder die angeſtrebte Verbeſſerung erreicht oder daß 
dieſes Begehren abgelehnt wird; dagegen würde es dem Zwecke 
des Rechtsbehelfs widerſprechen, wenn der, welcher ihn ergreift, 
ſich dadurch eine Verſchlechterung ſeiner Lage zuzöge. (E. VII 
C 955 / 13 vom 6. Oktober 1914.) 

Was ſchließlich den ganz eigenartigen Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid des § 47 anlangt, jo wird ein ſolcher dadurch 
ungültig, daß er die a. a. O. ihm gezogenen Schranken über⸗ 
ſchreitet. Wie die Entſtehungsgeſchichte dieſer in der Regierungs⸗ 
vorlage nicht enthaltenen, ſondern erſt bei der Kommiſſions⸗ 
beratung eingefügten Beſtimmung ergibt, ſollte ſie durch die 
Vorwegnahme eines Teiles der für die ſpätere Veranlagung 
der Zuwachsſteuer erforderlichen Feſtſtellungen dem Steuer⸗ 
pflichtigen vor der Veräußerung einen Voranſchlag über die 
vermutliche Höhe der Zuwachsſteuer ermöglichen, damit er hier⸗ 
nach die Höhe des Verkaufspreiſes feſtſetzen könne. Demgemäß 
kann der Veräußerungspreis ſelbſt noch nicht zu den bis zum 
Erlaſſe des Beſcheids feſtſtellbaren Berechnungsgrundlagen 
gehören, und es wäre eine willkürliche Fiktion, etwa an ſeine 
Stelle den gemeinen Wert einzuſetzen, um die Steuer berechnen 
zu können. Die Feſtſetzung der Steuer iſt nicht Aufgabe des 
Feſtſtellungsbeſcheids, ſondern erſt des Steuerbeſcheids. Wenn 
nun ſogar die Steuerfeſtſetzung an die Spitze und die Feſt⸗ 
gung der Berechnungsgrundlagen an den Schluß geftellt wird, 
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ſo daß letztere ſich zu erſterer ähnlich verhält wie im Urteile 
die Begründung zum Spruche, fa kann ein folder „Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid“ nicht aufrechterhalten werden. Aber der Verwaltungz⸗ 
richter darf ſich nicht darauf beſchränken, ihn aufzuheben, ſondern 
er muß die unrichtige Feſtſtellung durch eine dem $ 47 ent⸗ 
ſprechende erſetzen (AM. V 139; E. VII C 400/14 vom 27. Ro: 


vember 1914). 
Nachtrag. 

In der für die Anwendung des 8 22 Ziff. 2 auf Grmb: 
ſtücke, die der Eigentümer durch Selbſtbewohnen oder für einen 
eigenen Gewerbebetrieb benutzt, grundlegenden Entſcheidung 
vom 11. Mai 1915 (VII C 851/13) hat das OVG. folgende 
Grundſätze aufgeſtellt: 

Nach dem Wortlaute des 5 22% kommt es entſprechend 
dem Grundgedanken des ZuwStG., den Wertzuwachs des 
Grundſtücks als ſolchen ſteuerlich zu erfaſſen, nicht den perih: 
lichen Verdienſt des Eigentümers aus dem Grundſtück, auf da 
Grundſtücksertrag an, d. h. auf den Ertrag, den der körperlich 
Gegenſtand des Grundſtücks rein zufolge der Benutzungsart de 
Grundſtücks, alſo unabhängig von ſonſtigen beſonderen, in bezug 
auf das Grundſtück beſtehenden Rechtsverhältniſſen abwuft 
Die einzelſtaatlichen Ertrags⸗ und Einfommenfteuergefege pflegen 
den Begriff des Ertrags — oder, wie ſie ſich vielfach ungenau 
ausdrücken, des Einkommens — aus Grundvermögen zu er 
klären und gegen die Erträge aus anderen Quellen abjugrenyen. 
Dagegen gibt das ZumStG. keinen näheren Anhalt dafür, 
wie nach feiner Abſicht der aus dem Grundſtück eielte Jahre 
ertrag im Einzelfalle zu berechnen iſt, obgleich ez eines ſolhen 
Anhalts ſchon mit Rückſicht auf die verſchiedenen Art det 
Benutzung eines Grundſtücks, Vermietung, Verpachtung, Sit 
benutzung durch den Eigentümer zur Befriedigung sent 
Wohnungsbedürfniſſes, für land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Zuedt 
oder für einen Gewerbebetrieb, um fo mehr bedurft hätte, al 
im ZumSt®. nicht, wie in den einzelſtaatlichen Einkommen. 
ſteuergeſetzen, die Erträge aus den verſchiedenartigen Duellen 
— Kapitalvermögen, Grundvermögen, Gewerbebetrieb, gevinn⸗ 
bringende Beſchäftigung — nebeneinanbergeftellt und schon 
durch dieſe Nebeneinanderſtellung ein Anhalt für die von 
Geſetzgeber gewollte gegenfeitige Abgrenzung gegeben wird 
Eine ſolche nähere Begriffsbeſtimmung des „aus dem Grunbiiid 
erzielten Ertrags“ wäre auch um deswillen angezeigt gemein, 
weil zu dem, was ſich äußerlich als Grundſtücksertrag darfell 
und gemeinhin als ſocher bezeichnet wird, in Wahrheit dus 
Grundſtück und Arbeit ebenſo zuſammenwirken, wie zu dem 
Ertrag eines — mit Anlage- und Betriebskapital arbeitdem 
— Gewerbebetriebs Kapital und Arbeit, wie es denn Ireng 
genommen einen ohne jede Arbeit erzielten Ertrag überfaupt 
nicht gibt. Undenkbar wäre es daher nicht, daß der Get 
geber an eine Zerlegung des Grundſtücksertrags in jenem 
gemeingewöhnlichen, weiteren, den Ertrag der auf das Grub 
ſtück verwandten eigenen Arbeit mitumfaſſenden Sinne in . 
trag aus dem Grundſtück und in ſolchen aus der Abet 
gedacht und nur jenen eigentlichen Grundſtücksertrag hätte u 
Rechnung geſtellt wiſſen wollen, wie denn das DIE. ei 
Auslegung des 8 11 Abſ. 1 des Ergänzungsſteuergeſeßes an 
genommen hat, daß zur Findung des Normalreinertrags, a 
den es dort ankommt, bei Selbſtbewirtſchaftung ein der Löhmung 
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eines bezahlten fremden Wirtſchafters gleichkommender Betrag 
auszuſcheiden iſt. Auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 22 
Ziff. 2 Zuw StG. läßt lediglich erkennen, daß der Geſetzgeber 
im allgemeinen nur an die, von ihm als Normalfälle auf⸗ 
gefaßten, tatſächlichen Verhältniſſe gedacht hat, in denen es 
ſich um Bau (Brach) land gehandelt oder der Eigentümer das 
Grundſtück durch Vermietung oder Verpachtung genutzt hat. 
Wie indeſſen zu verfahren iſt, wenn eine Selbſtbenutzung des 
Grundſtücks durch deſſen Eigentümer (durch eigene Bewohnung, 
Benutzung zum eigenen Gewerbetrieb und dgl.) ſtattgefunden 
hat, darüber geben das Geſetz und deſſen Entſtehungsgeſchichte 
gleichfalls keinen weiteren Aufſchluß. Allerdings wird in den 
Materialien, 3 B. KommB. I S. 47, auch von „gewerblich 
benutzten“ Grundſtücken geſprochen. Aber aus der Geſamtheit 
der Verhandlungen geht doch hervor, daß man im weſentlichen 
im Auge gehabt hat nur die Fälle, wo ein Grundſtück unbenutzt 
liegen gelaſſen iſt oder durch Benutzung für landwirtſchaftliche, 
„Wohnungs⸗ oder Mietzwecke“ (a. a. O. S. 47) keine an⸗ 
gemeſſene Verzinſung des Erwerbspreiſes gebracht hat, nicht 
aber den Fall der Verwendung zum eigenen Gewerbebetriebe 
des Eigentümers. 

Dient das Grundſtück dem Eigentümer zur Erzielung 
natürlicher Früchte, oder iſt es verpachtet oder ver— 
mietet, ſo wird man über den Ertragsbegriff kaum grundſätz⸗ 
liche Zweifel hegen können. Denn die allgemeine Auffaſſung 
geht in Fällen einer ſolchen Nutzung dahin, daß, was der 
Eigentümer durch die Nutzung des Grundſtücks erzielt, auch 
als aus ihm erzielt gilt. Auf dieſem Boden ſteht auch über⸗ 
einſtimmend die einzelſtaatliche direkte Steuergeſetzgebung, ſo— 
weit es ſich um den tatſächlich erzielten und nicht um einen 
ſogenannten Normalreinertrag handelt. Und wenn nun auch 
zur Auslegung des ZuwStG. nicht ein einzelnes Steuer: 
geſetz eines Einzelſtaats herangezogen werden kann, ſo doch 
die übereinſtimmende Auffaſſung der Landesgeſetzgebungen 
der deutſchen Bundesſtaaten. 

Auch nach bürgerlichem Recht iſt unter Grundſtücksertrag 
der Geſamtwert der aus dem Grundſtücke gezogenen Früchte 
und Nutzungen (abzüglich der Aufwendungen zum Erwerbe des 
Ertrags) zu verſtehen (vgl. E. 65 28 und § 100 BGB.). 

Auch wenn das Grundſtück vom Eigentümer ſelbſt be— 
wohnt iſt, kann man als die feſtſtehende, auch in den einzel⸗ 
ſtaatlichen Steuergeſetzen übereinſtimmend anerkannte, dort 
freilich ausdrücklich ausgeſprochene Auffaſſung anſehen, daß 
Ertrag der Mietwert iſt, mit anderen Worten derjenige 
Betrag, den der Eigentümer durch Vermietung erzielen könnte, 
oder, was auf dasſelbe herauskommt, den er aufwenden müßte, 
um das Grundſtück, wenn es nicht ſein Eigentum wäre, zu 
mieten. 

In derſelben Richtung liegt es, als Ertrag eines Grund: 
ſtücks, das der Eigentümer für ſein Gewerbe benutzt, den 
Mietwert, denjenigen Betrag anzuſehen, um den fein gewerb— 
licher Ertrag höher oder ſein Verluſt geringer iſt, als er ſein 
würde, wenn er das Grundſtück hätte mieten müſſen. Das 
entſpricht auch dem objektiven Charakter der Zuwachsſteuer, der 
gerade hier, wo es darauf ankommt, den für das Grundſtück, 
wie es den Gegenſtand des ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges 
gebildet hat, angelegten Preis in Vergleich zu ſtellen mit dem 
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Ertrage, der aus dieſer Kapitalanlage bisher erzielt iſt, betont 
werden muß. In ſolchen Fällen als Ertrag des dem Gewerbe 
dienenden Grundſtücks etwa denjenigen Teil des gewerblichen 
Ertrags anzuſehen, der dem Wertverhältniſſe des Grundſtücks 
zu dem ganzen Anlage- und Betriebskapital entſpricht, würde zu 
widerſinnigen Ergebniſſen führen, wenn mit einem ganz geringen 
Anlage⸗ und Betriebskapitale durch perſönliche Arbeit ein hoher 
gewerblicher Ertrag erzielt iſt, vollends in ſolchen derartigen 
Fällen, wenn das Grundſtück im weſentlichen das ganze Anlage⸗ 
und Betriebskapital ausmacht; es würde den wirtſchaftlichen 
Anſchauungen wie dem wirtſchaftlichen Weſen der Dinge ins 
Geſicht ſchlagen, zu deduzieren: weil der Gewerbetreibende für 
ſeine gewerbliche Tätigkeit ein Grundſtück benutzt hat, deshalb 
iſt der Ertrag dieſer Tätigkeit Ertrag des Grundſtücks. Die 
Auffaſſung, daß, was vermittels des Grundſtücks erzielt iſt, 
auch Ertrag aus dem Grundſtücke ſei, läßt ſich auf den Gewerbe⸗ 
betrieb dergeſtalt, daß auch hier der Ertrag des Betriebs dem⸗ 
jenigen aus dem Anlage- und Betriebskapitale gleichgeſtellt wird, 
ſchon deshalb nicht übertragen, weil die Rolle, die das Anlage⸗ 
und Betriebskapital im Verhältniſſe zur Arbeit ſpielt, beim Ge⸗ 
werbebetrieb ein ungleich verſchiedener es iſt, als beim Grundbeſitz, 
und weil es eben Gewerbebetriebe gibt, die überhaupt ohne oder 
ſo gut wie ohne Anlage- und Betriebskapital arbeiten. Daß 
Ertragsquelle beim Gewerbebetrieb — anders wie beim Grund⸗ 
vermögen — nicht die ihm dienenden Gebäude, Maſchinen und 
ſonſtigen ſachlichen Einrichtungen ſind, ſonderrn „die mittels 
dieſer ausgeübte gewerbliche Tätigkeit der Beſitzer,“ hat denn 
auch das OVG. in ſeinen Entſcheidungen in Staatsſteuer⸗ 
ſachen 11 234 ff. ausgeſprochen. Auch die deutſchen Gewerbe— 
ſteuern ſtehen bzw. ſtanden bis zu ihrer Umwandlung zu einem 
Mittel zur Vorbelaſtung des Beſitzeinkommens vor dem Arbeits— 
einkommen oder zur Verwirklichung der Beſteuerung nach Leiſtung 
und Gegenleiſtung in den Gemeinden wohl durchweg — anders 
wie die Grund: und Gebäudeſteuer — auf dem Standpunkte, 
daß der Ertrag aus dem Gewerbe nicht ohne weiteres mit 
ſolchem aus dem Anlage- und Betriebskapital identifiziert 
werden dürfe. 

Auch § 1 Abſ. 1 Zuw StG. weiſt darauf hin, daß es nicht 
angeht, als Ertrag eines von dem Eigentümer für feinen Ge⸗ 
werbebetrieb benutzten Grundſtücks etwa den dem Verhältniſſe 
des Wertes des letzteren zu demjenigen des geſamten gewerb— 
lichen Anlage- und Betriebskapitals entſprechenden Teil des 
gewerblichen Ertrags anzuſehen. Denn getroffen werden ſoll 
der unverdiente Wertzuwachs, alſo der nicht durch Verzicht auf 
Verzinſung des inveſtierten Kapitals verdiente. Von einem 
Verzicht auf Verzinſung dieſes Kapitals kann nicht die Rede 
fein, wenn das. Grundſtück in normaler Weiſe ausgenutzt wird 
und nur ungünſtige gewerbliche Verhältniſſe dahin führen, 
daß der Gewerbebetrieb nichts bringt. 

Zu annehmbaren Ergebniſſen in der Anwendung des $ 22 
Ziff. 2 auf vom Eigentümer für ſeinen Gewerbebetrieb benutzte 
Grundſtücke gelangt man daher nur, wenn als Ertrag ſolcher 
Grundſtücke derjenige Betrag angeſehen wird, um den der ge— 
werbliche Ertrag des Eigentümers höher bzw. ſein gewerblicher 
Verluſt geringer iſt, als er ſein würde, wenn der Eigentümer 
eben nicht Eigentümer geweſen wäre, ſondern das Grundſtück 


für ſeinen Gewerbebetrieb gemietet hätte. — 
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Aber eine zweite für die Anwendung des 8 22 Ziff. 2 
grundlegende Frage, nämlich welche Zeitjahre als „Jahre“ im 
Sinne dieſer Vorſchrift zu gelten haben — ob die individuellen 
Wirtſchaftsjahre des Steuerpflichtigen oder (bzw. bei Nicht⸗ 
annahme ſolcher beſonderer Wirtſchaftsjahre) hinſichtlich ihres 
Anfangstages dem Anfangstage des für die Steuerberechnung 
maßgebenden Zeitraums entſprechende oder vom Steuerpflichtigen 
willkürlich gewählte oder endlich Kalenderjahre als die gemein⸗ 
gewöhnlichen Wirtſchaftsperioden (was etwas ganz anderes iſt, 
wie die bereits in bejahendem Sinne entſchiedene Frage, ob 
§ 222 anwendbar iſt, wenn der für die Steuerberechnung maß⸗ 
gebende Zeitraum ein Zeitjahr oder mehr, aber kein volles Kalender⸗ 
jahr umfaßt), wird das OVG. in allernächſter Zeit entſcheiden. 

Die weitere für die Auslegung des 8 222 grundlegende 
Frage, was unter „Jahren“, deren Erträge mit 3 v. H. des 
Erwerbspreiſes zuzüglich der Zurechnungen zu vergleichen ſind, 
zu verſtehen ſei, hat das OVG. in einer Streitſache, in der 
der Steuerpflichtige beanſpruchte, daß als ſolches Jahr ein ein⸗ 
jähriger Zeitraum angeſehen werde, deſſen Anfangstermin nach 
dem Erwerbstage und deſſen Endtermin vor dem Endzeitpunkte 
des mehr als ein, aber weniger als zwei Zeitjahre umfaſſenden 
für die Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums lag, durch 
ein am 2. November 1915 verkündetes, in Ausfertigung der 
Parteien noch nicht zugeſtelltes Urteil (VII. c. 224) dahin ent⸗ 
ſchieden, daß hierunter ein vollſtändig innerhalb des für die 
Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums liegende Nutzungs- 
jahr des veräußerten Grundſtücks zu verſtehen ſind in dem 
Sinne ein Zeitjahr umfaſſender Zeiträume, deren Anfangstermin 
dem Monatsdatum nach mit dem Anfangstermin des für die 
Steuerberechnung maßgebenden Zeitraums übereinſtimmt, alſo 
weder vom Steuerpflichtigen willkürlich gewählte einjährige 
Zeiträume noch von ihm für ſeine Wirtſchaftsführung im ganzen 
oder für die Bewirtſchaftung ſeines ganzen Grundbeſitzes an⸗ 
genommene oder nach deſſen Art natürliche Wirtſchaftsjahre, noch 
Kalenderjahre. 

In demſelben Urteil iſt ausgeſprochen, daß bei Anwendung 
des § 22% Aufwendungen der im § 14 bezeichneten Art, die 
erſt während desjenigen Jahres — im vorbezeichneten Sinne —, 
deſſen Ertrag der Verzinſung des Erwerbspreiſes zuzüglich der 
Anrechnungen gegenüberzuſtellen iſt, gemacht ſind, dem Erwerbs⸗ 
preife noch nicht hinzuzurechnen find, ſondern nur ſolche, die 
vor Beginn dieſes Jahres erfolgt ſind. 

In beiden Fragen ging der Gerichtshof von dem wirtſchaft⸗ 
lichen Ertragsbegriffe aus, wie er in E. 62 2 ff. erörtert und 
betont iſt. Die obige Entſcheidung wird vorausſichtlich im 
70. Bande der Sammlung der E. des OVG. und wohl auch 
in den „Amtlichen Mitteilungen über die Zuwachsſteuer uſw.“ 
abgedruckt werden. 


Zur Krankenverſicherung der Dienſtboten.) 
Von Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


Vorbemerkung: Wohl keine Neuerung der RVO. hat 
im gleichen Maße Überrafchungen hervorgerufen wie die Ein⸗ 
führung des Verſicherungszwanges für das Geſinde. Dabei 


1) Dienſtboten waren nach dem Krankenverſicherungsgeſetz nicht 
verficherungspflichtig. Ihre Verſicherungäpflicht wurde erſt durch die 
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kann man ſich des Eindrucks nicht erwehren, daß weder im 
Reichstage noch in den beteiligten Kreiſen die Tragweite der in 
Frage kommenden Vorſchriften richtig erfaßt worden iſt. Dieſe 
Auffaſſung wird jeder beſtätigt finden, der ſich mit dieſem 
praktiſch äußerſt wichtigen Rechtsgebiet zu befaſſen hat. Eine 
Erörterung der Rechtslage, die an ſich ſchon für die Nechts- 
anwaltſchaft von beſonderem Intereſſe iſt, macht ſich auch deshalb 
notwendig, weil die für die Dienſtboten maßgebenden Vorſchriften 
in der Hauptſache aus Verweiſungen auf andere Paragraphen 
beſtehen. Die „entſprechende Anwendung“ richtig zu würdigen, 
iſt auf dieſem Gebiete aber gerade beſonders ſchwierig. Deshalb 
ſollen hier einige wichtige Entſcheidungen des RNA. zur 
Krankenverſicherung der Dienſtboten wiedergegeben werden. 


1. Zum Begriff des Dienſtboten im Sinne der RIO. 

Der Begriff des Dienſtboten im Sinne der RVO. beſtimmt 
ſich nach Landesrecht. Nach der preußiſchen Geſindeordnung 
vom 8. 11. 1810 ſetzt der Begriff des Dienſtboten voraus, daß 
der Beſchäftigte mit der Herrſchaft in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft lebt. Die Frage, ob juriſtiſche Perſonen Dienſtboten 
beſchäftigen können, hat das frühere preußiſche Obertribunal 
verneint, weil es für juriſtiſche Perſonen an dem Begriffe einer 
Familie fehle, in die der Beſchäftigte als Genoſſe aufgenommen 
werden könnte. Dieſe Anſicht wird mit ähnlicher Begründung 
in der Literatur mehrfach geteilt (zu vgl. Jacobi, Geſinde⸗ 
ordnung [2] Anm. 9 zu § 1, Staudinger, BGB. Anm. 2 zu 
Art. 95 EG BGB.). Dagegen hat das Bundesamt für das 
Heimatweſen die Frage bejaht (BAH. 20, 112). Das entſpricht 
der in der Literatur überwiegend vertretenen Aufſaſſung (u 
vgl. Lindenberg, Geſinderecht [8] S. 5; Dernburg, BGB. Bd. II 
2. Abt. S. 412). Der Senat hat fich dieſer Anſicht angeſchloſſen. 
Es iſt nicht erforderlich, daß der Dienſtbote mit der Herrſchaft 
ſelbſt in häuslicher Gemeinſchaft lebt.?) Es genügt, daß er 
einer von der Herrſchaft errichteten Hausgenoſſenſchaft angehört.“ 
Ein weiteres Merkmal des Dienſtbotenbegriffs ift, daß häusliche 
oder wirtſchaftliche Dienſte zu leiſten ſind. Unter häuslichen 
Dienften find, abgeſehen von perſönlichen Dienftleiftungen, Ver: 
richtungen hauswirtſchaftlicher Art zu verſtehen, ſofern fie nicht 
lediglich für Beruf oder Gewerbe des Arbeitgebers ausgeführt 


werden. Wer ausſchließlich für Beruf oder Gewerbe des 
Dienſtherrn tätig iſt, gehört nicht zu den Dienſtboten. 
(RWA. 5. 6. 15.) 


Vorſchriften des Zweiten Buchs der RVO. mit Wirkung vom 1.1. 14 
ab eingeführt. Auch diejenigen Dienſtboten, die an dieſem Tage krank 
und arbeitsunfähig waren, find gleichwohl verſicherungspflichtig ge 
worden, falls zu jener Zeit ein Beſchäftigungsverhältnis vorlag. 

2) Schon in einer Entſcheidung vom 19. 9. 14 (Amtl. Nachr. des 
AVA. 1914, 770) wird ausgeführt, es fei bei der Beantwortung der 
Frage, ob eine häusliche Gemeinſchaft vorliegt, zu berückſichtigen, daß 
die Beziehungen des Geſindes zur Herrſchaft ſich im Laufe der Zeit 
in mancher Hinſicht gelockert haben. Das komme insbeſondere in den 
Wohnungsverhältniſſen zum Ausdruck. Die Geſindeeigenſchaft ſei 
daher nicht deshalb zu verneinen, weil die zu häuslichen Diensten 
angenommenen Perſonen ſich nur tagsüber in der Wohnung der 
Herrſchaft aufhalten. 

9) Einen Kraftwagenführer, der nicht bei feinem Arbeitgeber 
wohnt, und auch ſonſt regelmäßig nicht in deſſen Haushalt eintritt, 
hat das RBA. nicht für einen Dienſtboten angeſehen. 
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2. Streit über die zur Verkderung der Dieukboten zu- 
fländige Arankenkafe.‘) 

Das Dienſtmädchen des Rechtsanwalts Dr. N. reinigt 
wöchentlich vier⸗ bis fünfmal etwa je eine Stunde lang die von 
der Privatwohnung ihres Dienſtherrn getrennt liegenden Bureau⸗ 
räume und wird im übrigen in dem Haushalt beſchäftigt. 
Dr. N. hat die C. zur Landkrankenkaſſe angemeldet. Demnächſt 
hat ſich aber die Allgemeine Ortskrankenkaſſe an den Arbeit⸗ 
geber mit dem Erſuchen gewendet, das Dienſtmädchen bei ihr 
zu verſichern. Sie glaubt, ihr Verlangen auf 8 439 RVO. 
ſtützen zu können. Nach dieſer Vorſchrift ſeien Dienſtboten, die 
nicht lediglich im Haushalt beſchäftigt würden, bei der Orts⸗ 
krankenkaſſe zu verſichern, ohne Rückſicht auf die Dauer der 
Tätigkeit im Betriebe oder Erwerbsgeſchäft, wenn dieſe nur 
regelmäßig geleiſtet werde. 

Das RWA. hat am 6. 2. 15 mit folgender Begründung 
die Landkrankenkaſſe als zuſtändig für die Verſicherung erklärt: 
Die Kaſſenzugehörigkeit und die Anwendbarkeit der für die 
Dienſtboten geltenden beſonderen Vorſchriften des Geſetzes ift 
im 5 439 RWO. in der Weiſe geregelt, daß die Beſchäftigung 
der Dienſtboten in dem Betrieb oder anderem Erwerbsgeſchäft 
des Dienſtberechtigten für ihre Zugehörigkeit zur Krankenkaſſe 
außer Betracht bleiben ſoll, wenn ſie für ſich allein als vorüber⸗ 
gehende Dienſtleiſtung nach 8 168 RWO. verſicherungsfrei iſt. 
Zu den vorübergehenden Dienſtleiſtungen find unter Umſtänden 
auch Dienſtleiſtungen, die in regelmäßiger Wiederkehr ausgeführt 
werden, zu rechnen. Nach Nr. J, 3 der auf Grund des 
$ 168 RWO. ergangenen Bekanntmachung, betr. die Befreiung 
vorübergehender Dienſtleiſtungen von der Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht, vom 17. 11. 13 bleiben ſolche in regelmäßiger Wieder⸗ 
kehr ausgeführte Dienſtleiſtungen verſicherungsfrei, die von 
Perſonen, die ſonſt keine berufsmäßige Lohnarbeit verrichten, 
nur nebenher und gegen einen geringfügigen Entgelt ausgeführt 
werden. Die zuletzt erwähnten beiden Vorausſetzungen liegen 
hier zweifellos vor. Aber auch die übrigen Vorausſetzungen 
ſind gegeben. Daß die Beſchäftigte als Dienſtbote zu den 
berufsmäßigen Lohnarbeiterinnen gehört, ſchließt im Sinne des 
§ 439 RVO. die Anwendung der Nr. I, 3 der auf Grund 
des § 168 ergangenen Bekanntmachung nicht aus. Bei Prüfung 
der nach § 439 zu entſcheidenden Frage, ob die Beſchäftigung 
in dem Betrieb oder anderem Erwerbsgeſchäft des Dienſt⸗ 
berechtigten für ſich allein nach § 168 verſicherungsfrei iſt, 
muß die Dienſtbotentätigkeit im Haushalt als ſolche ausſcheiden. 
„Für ſich allein“ kann nur bedeuten „abgeſehen von der 

4) Nach § 235 RVO. gehören die Dienſtboten an ſich in die 
Landkrankenkaſſen; wo eine ſolche Kaſſe nicht beſteht, ſind die Dienſt⸗ 
boten Mitglieder der Allgemeinen Ortskrankenkaſſen ($ 237 Abſ. 2 
RVO.) . Wenn beide Kaſſenarten nebeneinander beſtehen, gehören die 
Dienſtboten in die Allgemeine Ortskrankenkaſſe, falls ſie zugleich in 
dem Betrieb oder in einem anderen Erwerbsgeſchäfte des Dienſt⸗ 
berechtigten beſchäftigt werden, und falls die in ſolchen Betrieben 
oder E. verbsgeſchäften beſchäftigten fonftigen Perſonen Mitglieder der 
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ſein müſſen. Sie bleiben aber trotzdem 
in der Landkrankenkaſſe verſichert, wenn die Beſchäftigung in dem 
anderen Erwerbsgeſchäfte des Dienſtberechtigten für ſich allein fo 
geringfügig iſt, daß ſie als vorübergehende Dienſtleiſtung im Sinne 
des § 168 NRO. anzuſehen iſt. 
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eigentlichen Dienſtbotentätigkeit“. Andernfalls würde der Wer 
behalt im 9 439 „fofern fie nicht für ſich allein nad b 168 
verſicherungsfrei iſt“ keine praktiſche Bedeutung haben, da die 
Beſchäftigung als Dienſtbote regelmäßig den Begriff der berufs⸗ 
mäßigen Lohnarbeit erfüllen wird. 


3. Befreiung der Hienſtboten von der Kraulenverſicherung. 


Nach SS 418, 435 RVO. werden Dienſtboten von der 
Verſicherungspflicht auf Antrag des Arbeitgebers befreit, wenn 
fie an dieſen bei Erkrankung einen Rechtsanſpruch auf eine Unter⸗ 
ſtützung haben, die den Leiſtungen der zuſtändigen Krankenkaſſe 
gleichwertig iſt.“) Ahnliche Vorſchriften enthielten 8 136 des 
Geſetzes, betreffend die Unfall⸗ und Krankenverſicherung der in 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen 
vom 5. Mai 1886 und § 3a Nr. 2 KrankVerſc. Dieſe wurden 
dahin ausgelegt, daß der Unterſtützungsanſpruch des Beſchäf⸗ 
tigten gegen den Arbeitgeber, ſoweit er ſich nicht unmittelbar 
aus dem Geſetz ergibt, auf einem Vertrage mit dem Arbeit⸗ 
geber beruhen müſſe. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt zu einem 
Vertrage die Erklärung des einen Teils und die mindeſtens ſtill⸗ 
ſchweigende Zuſtimmung des andern Teils erforderlich. Daher 
wurde für notwendig erachtet, daß ſich der Arbeitgeber zu den 
von ihm zu gewährenden Leiſtungen dem Beſchäftigten gegen⸗ 
über in rechtsverbindlicher Form verpflichtet, und daß der Be⸗ 
ſchäftigte von der Verpflichtung Kenntnis genommen hat. An 
dieſen Grundſätzen iſt für die RVO. nicht durchweg feſtzuhalten. 
Nach § 418 Abſ. 2 Nr. 3, § 435 RWO. ſetzt der Befreiungs⸗ 
antrag unter anderem voraus, daß der Arbeitgeber den Antrag 
für feine ſämtlichen landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer oder Dienft- 
boten ſtellt, ſoweit ſie durch Vertrag zur regelmäßigen Arbeit 
für mindeſtens zwei Wochen verpflichtet ſind. Dadurch ſoll ver⸗ 
hütet werden, daß der Arbeitgeber nur ſolche Perſonen von der 
Verſicherungspflicht befreien läßt, deren Geſundheitszuſtand für 
ihn ein günſtiges Riſiko bietet, während die ungünſtigen Riſiken 
der Krankenkaſſe verbleiben (zu vgl. KommB. zur RWO. Tl. II 
S. 387). Umgekehrt darſ auch die Krankenkaſſe nicht in der 
Lage fein, ſich die für fie günftigen Riſiken zuungunſten des 
Arbeitgebers auszuſuchen. Die Befreiung iſt daher entweder 
nur für alle landwirtſchaftlich Beſchäftigten oder Dienſtboten 
oder überhaupt nicht zuläſſig.“) Daraus ergibt ſich, daß die 
Zuſtimmung des Beſchäftigten zur Begründung des in $ 418 
Abſ. 1 RVO. bezeichneten Unterſtützungsanſpruchs nicht mehr 
unbedingt erforderlich iſt. Denn ſonſt könnte jeder Arbeit⸗ 
nehmer durch unter Umſtänden völlig unbegründete oder gar 
frivole Weigerung der Zuſtimmung die Befreiung ſämtlicher 
Beſchäftigten vereiteln. Das kann nicht die Abſicht des Geſetzes 
geweſen ſein. Auch eine ſtillſchweigende Zuſtimmung des Arbeit⸗ 
nehmers iſt nicht mehr notwendig. Immerhin müflen. die Arbeit⸗ 
nehmer in der Lage ſein, ihre Rechte in dem Befreiungsver⸗ 


5) Wird der Antrag abgelehnt, fo entſcheidet auf Beſchwerde in 
erſter Inſtanz der Vorſitzende des Berfiherungsamts und auf weitere 
Beſchwerde der Vorſitzende des OVA. endgültig (vgl. 5 418 Abſ. 2 
RVO.) 

6) In dem Befreiungsantrage müffen die zu befreienden Perſonen 
namentlich aufgeführt werden, denn die auf den Antrag erfolgende 
Befreiung erſtreckt ſich nur auf dieſe, nicht etwa ohne weiteres auch 


auf fpäter von dem Dienſtherru angenommene ä 
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fahren wahrzunehmen. Das gilt um ſo mehr, als die Ver⸗ 
fügung der Kaſſe, durch die dem Befreiungsantrage ſtattgegeben 
wird, nach § 418 Abſ. 3, § 175 Abſ. 2 RWO. endgültig iſt. 
Die Erklärungen des Arbeitgebers über die Einräumung des 
Unterſtützungsanſpruchs müſſen daher den Beſchäftigten mit⸗ 
geteilt werden. Das kann mündlich, durch Aushang an der 
Arbeitsſtelle oder auf ſonſtigem Wege geſchehen. Der in § 418 
Abſ. 1 bezeichnete Unterſtützungsanſpruch“) wird bei dieſer Rechts⸗ 
lage dadurch begründet, daß die Kaſſe dem Befreiungsantrage 
ſtattgibt. Ein Verſicherter hat bei Erkrankung an ſich einen 
Unterſtützungsanſpruch gegen die Krankenkaſſe. Erklärt der 
Arbeitgeber, an Stelle der Kaſſe eine gleichwertige Unterſtützung 
gewähren zu wollen, ſo liegt ein der Schuldübernahme ähnliches 
Verhältnis vor. Aus einem ſolchen könnte der Beſchäftigte nach 
bürgerlichem Rechte nur dann einen Anſpruch gegen den Arbeit⸗ 
geber herleiten, wenn er die Schuldübernahme genehmigt. Für 
das öffentlich⸗rechtliche Verfahren der Befreiung von der Kranken⸗ 
verſicherungspflicht wird aber die fehlende Genehmigung des 
Arbeitnehmers durch die Genehmigung des Befreiungsantrags 
erſetzt. Das kann unbedenklich angenommen werden, da für die 
Wahrung der Rechte der Verſicherten genügend geſorgt iſt. Die 
Befreiung ſetzt nach § 418 Abſ. 2 Nr. 2 unter anderem voraus, 
daß die Leiſtungsfähigkeit des Arbeitgebers ſicher iſt. Hierauf 
werden die Kaſſen bei der Entſcheidung über den Befreiungs⸗ 
antrag beſonderes Gewicht legen, da fie nach § 422 die Kaſſen⸗ 
leiſtungen zu gewähren haben, ſoweit der Arbeitgeber die über⸗ 


nommene Unterſtützung nicht leiſtet. In der Literatur iſt mehr: 


fach als erforderlich bezeichnet worden, daß der Arbeitgeber die 
Leiſtungen, die er an Stelle der Kaſſe übernimmt, im einzelnen 
angibt (zu vgl. Hahn, Handb. der Krankenverſ. Anm. 1 zu 8 418 
NRBO.). Das erſcheint nicht notwendig. Es genügt vielmehr, 
daß der Arbeitgeber allgemein erklärt, er wolle eine den 
Leiſtungen der zuſtändigen Krankenkaſſe gleichwertige Unter⸗ 
ftügung gewähren. Die Befreiung ſetzt ferner voraus, daß die 
Leiſtungsfähigkeit des Arbeitgebers ſicher iſt. Es wird regel⸗ 
mäßig Sache des Arbeitgebers ſein, ſeine Leiſtungsfähigkeit nach⸗ 
zuweiſen. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt aber hiervon ab⸗ 
zuſehen, wenn die Leiſtungsfähigkeit gerichts⸗ oder offen⸗ 
kundig iſt.?) [RA. 6. 2. 15.] 


7) Die RED. enthält keine Beſtimmung über die Behandlung 
eines Streites zwiſchen dem Dienſtboten und der Dienſtherrſchaft, der 
dieſen Unterſtützungsantrag zum Gegenſtande hat. Die Zuſtändigkeit 
der Verſicherungsbehörden für die Streitigkeiten aus dem im 
§ 418 RVO. erwähnten Rechtsanſpruch iſt daher nicht begründet. 
Dieſe Streitigkeiten gehören vielmehr nach 8 13 GVG. vor die 
ordentlichen Gerichte. Neben dieſem Anſpruch gegen den Dienſtherrn 
bleibt der Anſpruch des Dienſtboten gegen die Kaſſe auf die ſatzungs⸗ 
mäßigen Leiſtungen nach $ 422 Abſ. 1 RVO. beſtehen, ſalls der 
Dienſtherr die verlangte Unterſtützung nicht leiſtet. Dieſer Anſpruch 
iſt nach §8 1551 RBD. bei der Krankenkaſſe zu erheben und im Ab⸗ 
lehnungsfalle im Spruchverfahren nach 5 1636 RVO. zu verfolgen. 
(NVA. 16. 8. 1915, Amtl. Nachr. des RBA. 1915, 667.) 

8) Die Befreiung des Dienſtboten wirkt vom Eingang des An⸗ 
trags beim Kaſſenvorſtand ab. Solange die Befreiung gilt, beſtehen 
zwiſchen der Dienſtherrſchaft und den Dienſtboten einerſeits und den 
Krankenkaſſen andererſeits keine Beziehungen. Die Dienſtherrſchaft 
hat im Krankheitsfall die zugeſicherte Unterſtützung zu gewähren und 
nur, wenn fie das nicht tut, muß die Krankenkaſſe, der der Dienft- 


Zur Wehrbeitragspflicht ansländiſcher Aktien⸗ 
geſellſchaften. 
Von Rechtsanwalt und Bankſyndikus H. Seyffert, Cöln. 


1 Nach $ 11 Abſ. 1 Ziff. 2 Wehrbeitrags GG. find Aktien⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien mit ihrem 
inländiſchen Grund⸗ und Betriebsvermögen beitragspflichtig, 
wenn ſie im Inland keinen Sitz haben. 

Abſ. 2 desſelben Paragraphen beſtimmt in Ziff. 2, daß 
Geſellſchaften von dem Beitrage befreit find, welche im Durch⸗ 
ſchnitt der letzten 5 Jahre weniger als 3 Prozent Gewinn 
verteilt haben und bei denen der Kurs⸗ oder Verkaufswert 
80 Prozent des eingezahlten Kapitals nicht überſteigt. 

Es iſt nun ſtreitig geworden, ob ſich die ſoeben wiedergegebene 
Befreiungsvorſchrift auch auf ausländiſche Aktiengeſellſchaften 
bezieht. Eine Berufungskommiſſion hat die Anwendung dieſer 
Vorſchrift mit folgender Begründung abgelehnt: 

„Die Beſteuerung gemäß § 11 Abſ. 1 Nr. 2 umfaßt mır 
den in Deutſchland belegenen Grund⸗ und Gewerbebeſtt, it 
alſo eine ‚Forenſalbeſteuerung', gleich der in 8 10 Il Wehr: 
beitrags. und § 2 UI ErgänzungsſtG. vorgeſchriebenen 
Belaſtung. In der Eigentümlichkeit derartiger Forenſen⸗ 
abgaben, durch die nur beſtimmte Beſtandteile des Ver⸗ 
mögens erfaßt werden, und die dadurch einen realſteuer⸗ 
artigen Charakter annehmen, liegt es, daß fie die bejondere 
perſönliche Leiſtungsfähigkeit des betreffenden Steuer⸗ 
ſubjektes nicht berückſichtigen. So ſteht z. B. feſt, daß bie 
Ermäßigungsvorſchriften der 88 19 und 20 EinkommenſtG, 
des § 19 ErgänzungsſtG. den „Forenſen“ nicht zugute 
kommen. Aus gleichen Gründen würden die Wohltaten 
des § 33 WehrbeitragsG. ſolchen phyſiſchen Perſonen zu 
verſagen fein, die nur nach 8 10 II wehrabgabepflichtz 
find. Eine ſolche, die ſubjektive Leiftungsfähigfeit 
berückſichtigende Vorſchrift iſt auch die in § 11 A. 2 
Satz 2 Wehrbeitrags G. enthaltene. Auch fie kann naß 
Analogie vorſtehender Ausführungen nur ſolchen Steuer: 
pflichtigen zugute kommen, die mit ihrem ganzen Ber: 
mögen wehrabgabepflichtig find, nicht aber ſolchen 
Steuerpflichtigen, die nur mit einem örtlich. begrenzten 
Beſtandteil abgabepflichtig ſind.“ 

2. Dieſer Auslegung der Befreiungsvorſchrift des 9 l 
Abſ. 2 Ziff. 2 ſteht nicht nur der Zuſammenhang ber geek 
lichen Beſtimmungen, ſondern auch ihr Wortlaut entgegen. Die 
beitragspflichtigen Perſonen find in 8 10 und 11 des Geſehes 
bezeichnet. § 10 unterſcheidet unter 1 und II zwiſchen den 
unbeſchränkt und den nur mit gewiſſer Beſchränkung beitragt: 
pflichtigen Perſonen. Zu letzteren gehören alle natürlichen 
Perſonen, ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnft 
oder Aufenthalt, ſofern fie nicht nach $ 101 tehrbeitragapflictig 
find. $ 10 kennt nur natürliche Perſonen als Beitragspflichtige 
Durch § 11 wird die Beitragspflicht der Aktiengeſellſchaften 


bote angehören müßte, wenn er nicht verſicherungsfrei wäre, eintreten. 
Iſt der befreite Dienſtbote übrigens die Ehefrau eines Kriehzteil 
nehmers und hat als ſolche Anſpruch auf Kriegswochenhilfe (Bekam 
machungen des Reichskanzlers vom 4. 12. 14 und 28. 1. 15 G88. 
1914, 492 und 1915, 49) ſo hat die Dienſtherrſchaft auch die Koſten 
der Kriegswochenhilfe zu tragen. 
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und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien begründet. Hierbei 
wird zwiſchen ſolchen Geſellſchaften unterſchieden, die ihren Sitz 
im Inlande haben, unb ſolchen, bei denen dies nicht zutrifft. 
Auf die Staatsangehörigkeit der Geſellſchafter kommt es für die 
in 8 11 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 gemachte Unterſcheidung nicht an. 
Es können daher unter $ 11 Abſ. Ziff. 1 Geſellſchaften fallen, 
die zwar ihren Sitz im Deutſchen Reich haben, deren Geſellſchafter 
aber Ausländer ſind. Umgekehrt können zu den in § 11 Abſ. 1 
Ziff. 2 bezeichneten Geſellſchaften ſolche gehören, die zwar ihren 
Sitz im Auslande haben, deren Geſellſchafter aber ſämtlich 
Deutſche ſind. Zu vergleichen Schreiben des Reichskanzlers 
vom 2. Juni 1914 II A 5433, abgedruckt in den Amtlichen 
Mitteilungen über die Zuwachsſteuer uſw. 1914 S. 199, ins⸗ 
beſondere S. 200 Abſ. 2. . 

Für die Unterſcheidung des § 11 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 
iſt lediglich der ſatzungsmäßige Sitz der Geſellſchaft ent— 
ſcheidend. Hat eine Geſellſchaft laut Satzung ihren Sitz im 
Auslande, fo fällt ſie unter 8 11 Abſ. 1 Ziff. 2, auch wenn fie 
im Inlande Zweigniederlaſſungen beſitzt oder gar das Schwer— 
gewicht ihres Geſchäftsbetriebes außerhalb des ſatzungsmäßigen 
ausländiſchen Sitzes gänzlich im Inlande liegt. So Hoffmann, 
Kommentar zum Wehrbeitragsgeſetz Note 5 zu § 11 S. 25; 
Fernow, Kommentar 2. Aufl. Note 4 zu § 11 S. 53; Zimmer⸗ 
mann, Kommentar Note 6 Abſ. 2 zu § 11 S. 41; Rheinſtrom, 
Kommentar 2. Aufl. Note 6 zu § 11 S. 48. 

3. § 11 Abſ. 2 ſieht nun die Befreiung zweier Gattungen 
von Aktien⸗ oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien vom Wehr: 
beitrage vor. Die erſte Gattung ſind gewiſſe als gemeinnützig 
anerkannte inländiſche Geſellſchaften. Das Geſetz ſpricht hier 
ausdrücklich von inländiſchen Geſellſchaften. Die zweite 
Gattung ſind die Geſellſchaften, die im Durchſchnitt der letzten 
5 Jahre weniger als 3 Prozent Gewinn verteilt haben und 
deren Anteile keinen höheren Kurs- oder Verkaufswert als 
80 Prozent haben. Dem Wortlaut des Geſetzes nach beſchränkt 
ſich die zweite Befreiung nicht auf inländiſche Geſellſchaften, 
ſondern gilt für Geſellſchaften überhaupt. Aus dem Wortlaut 
folgt daher unzweideutig, daß die Befreiungsvorſchrift Ziff. 2 
für jede Art von Geſellſchaft gilt, die nach §S 11 Abſ. 1 beitrags⸗ 
pflichtig iſt. Wegen dieſes jeden Zweifel ausſchließenden Wort⸗ 
lautes iſt es ungerechtfertigt, im Wege der Auslegung die in 
§ 11 Abſ. 2 Ziff. 2 enthaltene Befreiungsvorſchrift entſprechend 
der oben wiedergegebenen Auffaſſung der Berufungskommiſſion 
zu beſchränken. Vielleicht wäre eine ſolche Auslegung denkbar, 
wenn der Geſetzgeber in der Befreiungsvorſchrift Ziff. 1 für 
anerkannt gemeinnützige Geſellſchaften nicht beſonders hervor⸗ 
gehoben hätte, daß hier nur inländiſche Geſellſchaften in Betracht 
kommen. Da er dies aber getan hat und die Befreiungs⸗ 
vorſchrift Ziff. 2 für Geſellſchaften ohne Einſchränkung auf die 
inländiſchen gegeben iſt, kommt eine einengende Auslegung der 
Befreiungsvorſchrift 2 nicht in Betracht. 

Die Kommentare zum Wehrbeitragsgeſetz nehmen zu der 
hier intereſſierenden Frage kaum Stellung. Hoffmann und 
Fernow äußern ſich in ihren Bemerkungen zu § 11 überhaupt 
nicht dazu. Bei Rheinſtrom, 2. Aufl., wird die Anwendbarkeit 
der Befreiungsvorſchrift 2 auf ausländiſche Geſellſchaften ohne 
weiteres vorausgeſetzt. Denn es heißt in Note 16 zu 8 11 
S. 51: 
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„Die Befreiungsvorſchrift Ziff. 2 wurde eingeſchaltet, um 
die bei den zwei Arten der Aktiengeſellſchaften nun ein⸗ 
mal gegebene Doppelbeſteuerung wenigſtens für eine große 
Anzahl kleinerer ertragloſer und leiſtungsſchwacher Geſell⸗ 
ſchaften, insbeſondere für dividendenloſe Kleinbahn⸗, 
Transport-, Fiſchereigeſellſchaften zu beſeitigen.“ 

Unter den „zwei Arten von Aktiengeſellſchaften“ kann 
Rheinſtrom nur die in § 11 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 unterſchiedenen 
Geſellſchaften mit Sitz im Inland und ohne ſolchen verſtehen. 
Zu vergleichen feine Bemerkungen Ziff. 2 zu §S 11 S. 47. Der 
Kommentar von Zimmermann zum Wehrbeitragsgeſetz hebt bei 
den Erläuterungen zu den Befreiungsvorſchriften des § 11 unter 
Ziff. 7 und 8 auf S. 42 ausdrücklich hervor, daß Vorausſetzung 
der Befreiung gemäß Ziff. 1 eine inländiſche Geſellſchaft iſt, 
während die Befreiung nach Ziff. 2 ſowohl für inländiſche wie 
für ausländiſche Geſellſchaften in Betracht kommt. 

4. Die obenerwähnte Entſcheidung einer, Berufungs⸗ 
kommiſſion beurteilt eine Geſellſchaft, deren Sitz im Auslande 
iſt, nach Art der Forenſen, ſie hält die Befreiungsvorſchrift 
für eine mit der perſönlichen Leiſtungsfähigkeit in 
Zuſammenhang ſtehende Ausnahme, die nur dann in Betracht 
kommen könne, wenn die ſteuerpflichtige natürliche oder juriſtiſche 
Perſon allgemein beitragspflichtig ſei. Die Berufungs⸗ 
kommiſſion weiſt hierbei auf die Vorſchriften der SS 19 und 20 
PrEinkommenſtG. und § 19 ErgänzungsſtG. hin. Richtig iſt, 
daß ſowohl § 19 wie § 20 EinkommenſtG. nicht für ſolche 
Pflichtigen gilt, die nach 8 2 EinkommenſtG. nur beſchränkt 
ſteuerpflichtig find. So OVG. in Staatsſteuerſachen Bd. 2 
S. 145; Mrozek, Handkommentar zum EinkommenſtG. Anm. 3a 
zu § 19 ©. 466 und Anm. 3a zu § 20 S. 471. 

Dementſprechend iſt auch die Vergünſtigung des § 19 
Abſ. 2 ErgänzungsſtG. nur auf unbeſchränkt Steuerpflichtige 
anzuwenden. — 

Meines Erachtens können die Erwägungen, aus denen ſich 
die Verſagung der Anwendung der 88 19 und 20 EinkommenſtG. 
und § 19 Abſ. 2 ErgänzungsſtG. ergibt, auf das Wehrbeitrags⸗ 
geſetz nicht angewandt werden. — Es fehlt nämlich an der für 
eine Unterſcheidung in dem Sinne dieſer Vorſchriften erforder⸗ 
lichen Grundlage. Während ſich bei der Frage der Anwendung 
der SS 19 und 20 EinkommenſtG. und $ 19 Ergänzungsft®. 
allgemein und beſchränkt Steuerpflichtige gegenüber⸗ 
ſtehen, kommt eine allgemeine Steuerpflicht für Aktiengeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften nach §S 11 WehrbeitragsG. über: 
haupt nicht in Frage. Die inländiſchen Aktiengeſellſchaften 
werden gemäß § 11 Ziff. 1 Abſ. 1 nicht mit ihrem geſamten 
Vermögen, ſondern nur mit den in der letzten Bilanz auf⸗ 
geführten wirklichen Reſervekontenbeträgen herangezogen und 
ſind auch von dem auf das Einkommen entfallenden Wehr⸗ 
beitragsteile gänzlich frei. Die Beitragspflicht der inländiſchen 
Aktiengeſellſchaften iſt daher in weitgehendem Maße beſchränkt. 
Die Beſteuerung der ausländiſchen Aktiengeſellſchaften ſtellt fich 
nach § 11 Abſ. 1 Ziff. 2 ebenfalls als beſchränkt dar, nur iſt 
die Beſchränkung in anderer Weiſe feſtgeſetzt als bei den 
inländiſchen Geſellſchaften. Vielfach geht ſogar die Beitrags⸗ 
pflicht der ausländiſchen Geſellſchaften weiter als die der 
inländiſchen, was bereits zu zahlreichen Beſchwerden aus⸗ 
ländiſcher Geſellſchaften geführt hat, denn dieſe haben ſich 
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unter Berufung auf die zwiſchen dem Deutſchen Neich und 
ihren Sipſtaaten beſtehenden Handelsverträge dagegen verwahrt, 
ungünstiger als inländiſche Geſellſchaften befteuert zu werden. 
Zu vergleichen Kölniſche Zeitung vom 26. Mai 1914 Nr. 606: 
Der Wehrbeitrag der ausländiſchen Aktiengeſellſchaften; Schreiben 
des Reichskanzlers vom 2. Juni 1914, Amtliche Mitteilungen 
über die Zuwachsſteuer uſw. 1914 S. 199 ff.; Kölniſche Zeitung 
vom 23. Juni 1914 Nr. 722: Das Reichsſchatzamt über den 
Wehrbeitrag der Ausländer. 

Jedenfalls kann hiernach nicht die Rede davon ſein, daß 
die in 8 11 Abſ. 1 Ziff. 1 bezeichneten Geſellſchaften (mit 
inländiſchem Sitz) allgemein wehrbeitragspflichtig ſind, während 
die in 9 11 Abſ. 1 Ziff. 2 bezeichneten (mit ausländiſchem 
Sitz) nur beſchränkt beitragspflichtig ſind. Beide Arten von 
Geſellſchaften ſind nur beſchränkt beitragspflichtig. 
Eine Unterſcheidung im Sinne der Berufungskommiſſion und 
Anwendung der in der Rechtſprechung zu den 88 19 und 20 


Einfommenft®. entwickelten Grundſätze hat daher nach dem 


Wortlaut und Sinn des 8 11 Wehrbeitrags G. keinen Boden. 
5. Abgeſehen hiervon, würde es aber überhaupt als be⸗ 
denklich bezeichnet werden müſſen, wenn man eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung in eine geſetzliche Beſtimmung hineintrüge, die keinen 
Zweifel über ihre Bedeutung läßt. Nach der Faſſung des 
9 11 Abſ. 2 handelt es ſich bei beiden Befreiungsvorſchriften 
um einen Ausſchluß der Beitragspflicht, der der Geſellſchaft 
zuſteht, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen gegeben find. 

Die Berufungskommiſfion bringt die Beurteilung dieſer 
Frage in Zuſammenhang mit der entſprechend liegenden Frage 
der Anwendung des 9 33 Wehrbeitragg®. auf nur beſchränkt 
beitragspflichtige natürliche Perſonen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob eine einſchränkende Auslegung des 8 33 im Sinne 
der Entſcheidung der Berufungskommiſſion zutrifft. Das Geſetz 
ſelbſt bietet jedenfalls keinen Anhaltspunkt dafür, denn ſowohl 
in 8 1 wie in $ 31 iſt von den beitragspflichtigen Perſonen 
des § 10 und ihrem Einkommen ohne jede Unterſcheidung 
zwiſchen den unter 8 10 J und den unter § 10 II fallenden 
Perſonen die Rede. Dementſprechend würde ſich auch eine 
unterſchiedliche Behandlung der beitragspflichtigen natürlichen 
Perſonen bei der Anwendung des § 11 Abſ. 2, Abſ. 3, Abſ. 4 
und auch des § 33 Abſ. 1 nach dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes verbieten. Auch die Ausführungsanweiſung des Bundes⸗ 
rates unterſcheidet in 8 53 nicht zwiſchen den nach 8 10 I 
und II des Geſetzes Beitragspflichtigen. 

Meines Erachtens hängt jedoch die hier in Betracht 
kommende Frage nicht mit der Auslegung der Ermäßigungs⸗ 
oder Vergünſtigungsvorſchriften der SS 31 und 33 zuſammen. 
Denn während die beitragspflichtigen natürlichen Perſonen in 
ſolche eingeteilt werden können, die allgemein, und ſolche, die 
nur beſchränkt beitragspflichtig ſind, iſt eine derartige Einteilung 
bei den nach § 11 Abſ. 1 beitragspflichtigen Geſellſchaften nicht 
möglich, weil alle, ſowohl inländiſche wie ausländiſche, Aktien⸗ 
und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien überhaupt nur beſchränkt 
fieuerpflictig find. 

6. Das Preußiſche Oberverwaltungsgericht, dem bie 
eingangs erwähnte Entſcheidung der Berufungskommiſſion zur 
Nachprüfung unterbreitet wurde, iſt der Auffaſſung der Be⸗ 
rufungskommiſfion nicht beigetreten, ſondern hat die An⸗ 
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wendbarkeit der Befreiungsvorſchrift des 9 11 Ab. 2 
Ziff. 2 Wehrbeitrags c. auf ausländiſche Geſellſchaften 
ausdrücklich bejaht. Es beruft ſich dabei allerdings mur 
auf den Wortlaut dieſer Vorſchrift, der entgegen der Befrrüungs⸗ 
vorſchrift Nr. 1 für gemeinnützige Geſellſchaften nicht zwischen 
in⸗ und ausländiſchen unterſcheide. Zu den oben dargelegten, 
aus dem Zuſammenhang der geſetzlichen Beſtimmungen ent 
nommenen Bedenken, die der Annahme der Berufungskommiſſon 
von einem Gegenſatz zwiſchen allgemein und beſchränkt feuer: 
pflichtigen Aktiengeſellſchaften entgegenſtehen, hat das Och 
leider keine Stellung genommen (Entſch. des 5. Sen bam 
2. Juni 1915, Journal⸗Nr. V W. B. 96). 

7. Die Beitragspflichtige hat nun im Beſchwerdeverahm 
bie Verſagung der Befreiungsvorſchrift des § 11 Ab. 2 39 
auf fie als eine franzöſiſche Geſellſchaft noch aus einem weiten 
Grunde als ungeſetzlich bezeichnet. Nach der amtlichen de 
gründung des Wehrbeitragsgeſetzes, den Kommiſſionsverhandlunge 
und dem Inhalt des 8 69 des Geſetzes ſelbſt ſtellt ſic de 
Wehrbeitrag als eine infolge außergewöhnlicher Umſtände auf 
gelegte Abgabe dar. Zu vergleichen Simon, Die Heramiehung 
der Ausländer zum Wehrbeitrag und die Staatsverträge bei 
Deutſchen Reiches in „Deutſche Steuerzeitung“ Bd. 3 E. 9f, 
beſonders S. 10. | 

Soweit daher nach Staatsverträgen Ausländer nich 
zu Abgaben herangezogen werden dürfen, die infolge außer 
gewöhnlicher Umſtände auferlegt werden, iſt die Erhebung bez 
Wehrbeitrags unzuläſſig. Dies gilt nicht mr für dit Ir 
gehörigen derjenigen Staaten, in deren Verträgen ſich eine mt 
ſprechende Beſtimmung findet, ſondern auch für die Angehörgen 
folder Staaten, die im Meiftbegünftigungsverhältnis ſtehen. Ju 
vergleichen Simon a. a. O. S. 10 rechts. | 

Bis zum Ausbruch des jetzigen Krieges befland zwichen 
dem Deutſchen Reiche und Frankreich eine Meiftbegünftigungt 
Haufel (Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrages ROBL 1871 
Nr. 26), und zwar mit Einſchränkung auf die Behandlung 
gewiſſer in dieſem Artikel genannter Staaten. Darunter be 
finden ſich Belgien, Großbritannien und Rußland. Soſen 
alſo den Angehörigen eines dieſer Staaten die drihei un 
außergewöhnlichen Abgaben zuſteht, haben auch die Angehörigen 
der franzöſiſchen Republik eine ſolche Freiheit zu beanſpruthn 
Nun enthält Art. 19 des Deutſchen Handelsvertrages mit Auf 
land vom 10. Februar / 29. Januar 1894 (GBl. 189, 150, 
Zuſatzvertrag vom 28./ 15. Juli 1904 (RGBL. 1905, 35) ein de 
ſtimmung des Inhalts, daß die Angehörigen des Ruſſſchen Rice 
nicht härter als Inländer zu Abgaben herangezogen werden dürſm 

Vermittels der in dem Friedensvertrag mit grankeid 
enthaltenen Meiſtbegünſtigungsklauſel können demgemäß die A, 
gehörigen der franzöſiſchen Republik verlangen, daß auc ft nit 
in weiterem Maße zur Abgabe herangezogen werden als Inländer 

Es iſt bekannt, daß der Reichskanzler die Anwendung der 
erörterten Beſtimmungen der Handels verträge auf das Dir 
beitragsgeſetz verneint hat. Zu vergleichen das nehrewähnt 
Schreiben vom 2. Juni 1914. | 

Doch ift die dieſem Schreiben zugrunde liegende Neal 
auffaſſung nicht unbeftritten. Der Reichskanzler wil die Ar 
wendung der fraglichen Klauſeln der Hanbelöberträge a 
jueiftifepe Perſonen überhaupt ablehnen, da biefe mät al 
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„Staatsangehörige“ anzuſehen ſeien. Dieſe Auffaſſung wird 
vielfach nicht geteilt. Für die Anwendbarkeit der fraglichen 
Handelsverträge auch auf juriſtiſche Perſonen ſprechen ſich aus: 
Simon a. a. O. S. 11 links Va; Fuld, Tragweite der Meift: 
begünſtigungsklauſel. in Böhms Z. Bd. 9 1899 S. 365; ferner 
auch Deutſche Steuerzeitung Bd. 3 S. 78 links Abſ. 2 und 
Kölniſche Zeitung vom 23. Juni 1914 Nr. 722. 

Der Reichskanzler weiſt ferner darauf hin, daß der Beitrags⸗ 
pflicht der Aktiengeſellſchaften gemäß § 11 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 
keine Unterſcheidung in dem Sinne zugrunde liege, daß unter 
Ziff.! nur aus Inländern und unter Ziff. 2 nur aus Aus⸗ 
ländern beſtehende Geſellſchaften fielen. Wenn dieſe Auslegung 
auch mit dem Wortlaut des Geſetzes in Einklang ſteht, ſo 
ſcheint ſie doch dem Sinne und der tatſächlichen Wirkung des 
Geſetzes nicht zu entſprechen. Tatſächlich wird ſich die Be— 
ſteuerung von Aktiengeſellſchaften, deren Geſellſchafter in der 
Hauptſache Ausländer find, nach §S 11 Abſ. 1 Ziff. 2 und von 
Geſellſchaften, deren Geſellſchafter in der Hauptſache Inländer 
find, nach 8 11 Abſ. 1 Ziff. 1 regeln. Für die Anwendung 
der in Frage kommenden Beſtimmungen der Handelsverträge 
würde es wohl auch nicht darauf ankommen, ob in den deutſchen 
Steuergeſetzen ein genereller Unterſchied in der Beſteuerung von 
Ausländern und Inländern gemacht wird, ſondern nur darauf, 
ob ſich die Beſteuerung eines Ausländers im einzelnen Falle 
tatſächlich härter als die eines Inländers darſtellt. 

Durch den jetzigen Kriegsausbruch iſt der Staatsvertrag 
mit Frankreich vom 10. Mai 1871 aufgehoben. Für die Be⸗ 
urteilung einer vor dem Kriegsausbruch entſtandenen Beitrags 
pflicht kommt es jedoch auf die damals beſtehende Rechtslage 
an. Damals war der zum Reichsgeſetz erhobene Staatsvertrag 
vom 10. Mai 1871 in Verbindung mit den Handelsverträgen 
anderer meiſtbegünſtigter Staaten in Kraft. Gegenüber den 
Beſtimmungen des Wehrbeitragsgeſetzes waren die die Be— 
ſteuerung der Angehörigen gewiſſer Staaten regelnden Handels⸗ 
verträge als Sondergeſetze anzuſehen, die daher auch nach Erlaß 
des Wehrbeitragsgeſetzes in Kraft blieben. Dies iſt aus dem 
Zweck eines ſolchen Handelsvertrages zu folgern, der die Staats⸗ 
angehörigen nicht nur gegenüber einer etwaigen ungünſtigen 
Behandlung von Ausländern auf Grund der beſtehenden, ſondern 
auch auf Grund künftiger Steuergeſetze ſchützen ſoll. Deshalb 
vertritt Simon a. a. O. mit guten Gründen den Standpunkt, 
daß die fraglichen Handelsverträge, ſofern ſie zu Reichsgeſetzen 
erhoben ſind, durch das Wehrbeitragsgeſetz nicht aufgehoben ſind, 
ſondern ſeine Anwendung einſchränken (a. a. O. S. 9 rechts II. 

Die oben erwähnte Entſcheidung des OVG. vom 2. Juni 
1915 hat zu der hier aufgeworfenen Frage nicht materiell 
Stellung genommen, ſondern es überhaupt abgelehnt, in 
eine Prüfung der Bedeutung von Staatsverträgen 
für die Beurteilung der Wehrbeitragspflicht aus— 
ländiſcher Geſellſchaften einzutreten, da der Verwaltungsrichter 
nicht befugt ſei, die Anwendung einer von den geſetzgebenden 
Faktoren beſchloſſenen und gehörig bekanntgemachten Geſetzes⸗ 
vorſchrift abzulehnen; eine Prüfung der Frage, ob ein Geſetz ſo, 
wie geſchehen, erlaſſen werden durfte, ſtehe dem Verwaltungs⸗ 
richter nicht zu. Das OVG. verweiſt dabei auf feine Ent⸗ 
ſcheidungen Bd. 6 S. 39 und 40; Bd. 18 S. 82, in Staats⸗ 
ſteuerſachen Bd. 6 S. 379 ff. und Bd. 9 S. 264. Nur bei⸗ 
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läufig bezeichnet es das OVG. als „ſehr zweifelhaft“, ob 
nichtphyſiſche Perſonen im Sinne von Handelsverträgen ale 
„Angehörige“ ihres Sitzſtaates anzuſehen ſeien. 

8. Die Entſcheidung vom 2. Juni 1915 iſt noch in einer 
weiteren Beziehung für die Beurteilung der Befreiungsvorſchrift 
des § 11 Abſ. 2 Ziff. 2 Wehrbeitrags G. von Intereſſe. Dieſe 
Beſtimmung wird durch § 52 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats vom 8. November 1913 ergänzt. Nach § 52 
Abſ. 1 a. a. O. haben Alktiengeſellſchaften oder Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, die die Befreiung in Anſpruch nehmen 
wollen, einen hierauf gerichteten Antrag bei der zuſtändigen 
Veranlagungsbehörde zu ſtellen und dabei diejenigen Tatſachen 
nachzuweiſen, die eine Freiſtellung begründen. 

Die beitragspflichtige franzöſiſche Geſellſchaft hatte ſich auf 
eine Anfrage der Veranlagungsbehörde darauf beſchränkt, mit⸗ 
zuteilen, daß ſie in den in Frage kommenden Geſchäftsjahren 
5, O, 0, 0 und 5 Prozent Dividende verteilt habe; einen Nach: 
weis über den Kurs- oder Verkaufswert der Aktien für den 
31. Dezember 1913 könne ſie nicht bringen, da die Aktien an 
keiner Börſe gehandelt würden. Sie glaube aber, daß bei einer 
Durchſchnittsverzinſung von unter 2 Prozent ein Kurs von 
50 bis 60 Prozent angemeſſen ſei. 

Das OG. hat die erſte Vorausſetzung der Befreiungs⸗ 
vorſchrift, daß die Geſellſchaft im Durchſchnitt der letzten 5 Jahre 
weniger als 3 Prozent Gewinn verteilt habe, nach den glaub⸗ 
haften Angaben der Beitragspflichtigen für gegeben erachtet, 
aber den Nachweis der zweiten Vorausſetzung (Wert nicht über 
80 Prozent) vermißt. Ein ſolcher Nachweis ſei der Beitrags⸗ 
pflichtigen durch $ 52 Abſ. 1 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats ausdrücklich auferlegt. Da die Geſellſchaft für 
das letzte in Betracht kommende Geſchäftsjahr 5 Prozent 
Dividende verteilt habe, könne nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß der Verkaufswert ihrer Aktien Ende 1913 80 Prozent 
nicht überſtiegen habe. 

So iſt denn das OVG. dazu gelangt, der in Frage 
kommenden franzöſiſchen Geſellſchaft die Befreiung vom Wehr⸗ 
beitrage gemäß § 11 Abſ. 2 Ziff. 2 des Geſetzes zu verſagen, 
nicht etwa weil dieſe Vorſchrift nur auf inländiſche Geſellſchaften 
anwendbar ſei, ſondern weil der geſetzlich gebotene Nachweis 
des 80 Prozent nicht überſteigenden Verkaufspreiſes nicht er⸗ 
bracht wurde. 


Die Beſteuerung des Berufseinkommens 
der Rechtsanwälte. 


A. Preußen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 

In einigen Wochen ſind wiederum in Preußen die Steuer⸗ 
erklärungen abzugeben, die diesmal ſowohl für den eingezogenen 
wie auch für den noch ſelbſt ſeinem Berufe nachgehenden 
Kollegen manche Beſonderheit bieten. Eine kurze Erörterung der 
für das Berufseinkommen der Rechtsanwälte geltenden Be⸗ 
ſtimmungen dürfte daher willkommen ſein. 

Das preußiſche Einkommenſteuergeſetz kennt, wie allen aus 
dem Formular der Steuererklärung bekannt ſein wird, vier 
verſchiedene Arten des Einkommens: Einkommen aus Kapital- 
vermögen, Grundbeſitz, Handel und Gewerbe, gewinn⸗ 
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bringender Beſchäftigung. Die Berufstätigkeit des Anwalts 
iſt nicht gewerbliche Tätigkeit, ſondern gewinnbringende Be— 
ſchäftigung. Es wird angenommen, daß die Tätigkeit des 
Anwalts ſich nicht darauf beſchränke, Geld und Geldwert zu 
verdienen, ſondern daß die geſetzlichen Beſtimmungen, die ſich 
mit der Anwaltstätigkeit befaſſen, andere Ziele verfolgen, als 
nur der Erwerbstätigkeit des Anwalts die Wege zu ebnen, 
und daß dem Berufe des Anwalts die Eigenſchaft eines öffent⸗ 
lichen Amtes verliehen ſei. (OVG. 15, 42.) Ob eine einzelne 
Berufstätigkeit in Ausübung dieſes quaſi⸗öffentlichen Amtes 
erfolgt, iſt gleichgültig. Die Berufstätigkeit iſt auch dann 
gewinnbringende Beſchäftigung, wenn ſie ſich lediglich auf die 
Anfertigung von Schriftſätzen, die Abernahme von Bureau⸗ 
arbeiten für einen Kollegen oder auf die Erteilung von Rechts⸗ 
unterricht beſchränkt. Die Unterſcheidung beider Einkommens⸗ 
arten iſt von erheblicher Wichtigkeit, da ſie im Geſetz verſchieden 
geregelt find. Zunächſt erfolgt die Beſteuerung des geiverb- 
lichen Einkommens in der Regel nach dem Einkommen des 
letztvergangenen Kalenderjahres oder eines hiervon verſchiedenen 
Wirtſchaftsjahres; bei kaufmänniſcher Buchführung nach dem 
Durchſchnitt der letzten 3 Jahre ($ 9 Einkommenſteuergeſetz 
[EStG.]. Allgemeine Verfügung vom 26. Mai 1909 Anm. 1). 
Bei dem Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung gibt 
es weder ein Wirtſchaftsjahr — etwa vom 16. IX. bis 
15. N. — noch eine Beſteuerung nach dem Jahres⸗ 
durchſchnitt. Außerdem unterliegt das Beſchäftigungs⸗ 
einkommen der Einkommensbeſteuerung, gleichgültig, wo es 
erworben wird, das gewerbliche Einkommen nur ſoweit es 
aus preußiſchen Betriebsſtätten bezogen iſt. Der beim LG. 
Altona zugelaſſene Anwalt, der ſeinen Wohnſitz in Hamburg 
hat, zahlt überhaupt keine Einkommenſteuer in Preußen; der in 
Hamburg zugelaſſene Anwalt dagegen, der auf preußiſchem 
Gebiete wohnt, wird mit ſeinem geſamten Berufseinkommen, 
wie auch mit ſeinem Einkommen aus den bei einer Hamburger 
Bank niedergelegten Papieren in Preußen befteuert.!) Vor einer 
Beſteuerung ſeines Berufs⸗ und Kapitaleinkommens auch in 
Hamburg ſchützt ihn das Reichsgeſetz vom 22. März 1909 wegen 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung, wonach Einkommen aus 
Kapitalvermögen und Beſchäftigungseinkommen am Wohnſitze, 
Einkommen aus einem ſtehenden Gewerbebetriebe und aus 
Grundbeſitz am Orte des Grundbeſitzes und an jedem Orte, 

wo ſich eine Betriebsſtätte befindet, verſteuert werden. Von 
gleicher Bedeutung iſt dieſer Grundſatz für die Kommunal⸗ 
beſteuerung. Die Wohnſitzgemeinde erhebt die Steuer von dem 
Beſchäftigungseinkommen, gleichgültig, wo dieſes Einkommen 
erworben iſt, während die Steuer für gewerbliches Einkommen 
an die Betriebsgemeinde zu zahlen iſt. Da die Steuerzuſchläge 
der Gemeinden zwiſchen 40 und 400 Prozent variieren, iſt 
die Unterſcheidung wichtig genug. Das Berufseinkommen des 
Rechtsanwalts, der ſeine Geſchäftsräume in Berlin, ſeinen 
Wohnſitz in Wilmersdorf hat, wird alſo in Wilmersdorf ver⸗ 
ſteuert; der beim AG. und dem übergeordneten LG. zugelaſſene, 
und in einem Villenvorort der Amtsgerichtsſtadt wohnhafte 
Anwalt zahlt Steuern an die Gemeinde des Villenorts. Anders 
nur, wenn doppelter Wohnſitz anzunehmen iſt. Dies iſt aber 


1) Siehe auch Seite 1544. 
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nicht ſchon dann der Fall, wenn z. B. der in Neubabelsberg 
wohnhafte Anwalt in ſeinem Bureau ein Zimmer hat, in 
welchem er ſich in feinen berufsfreien Stunden aufhält und 
gelegentlich übernachtet (OVG. 15, 52; OV. in Staatsſteuer⸗ 
ſachen [i. St.] X, 1; Fuiſting⸗Strutz: Die direkten Steuern in 
Preußen Bd. I, 8. Aufl., S. 659). 

Die Einkommenſteuer ſoll einen jeden nach ſeinem Können 
zu den allgemeinen Laſten heranziehen. Dem Ideal der Ein⸗ 
kommenſteuer würde es daher entſprechen, einen jeden nach 
feinem Einkommen während des laufenden Jahres zu beſteuem. 
Daß dies praktiſch nicht durchführbar iſt, liegt auf der Hand. 
Nach einigen Steuergeſetzen wird das Jahreseinkommen geschätzt, 
nach anderen das Einkommen des vorangegangenen Jahre 
beſteuert. Beide Methoden haben Bedenken. Das preußiſche 
Einkommenſteuergeſetz ſchlägt einen Mittelweg ein: Alz 
Steuerjahr gilt die Zeit vom 1. April bis 31. März. u 
der Regel iſt das Einkommen (mit Ausnahme des Sonder: 
beſtimmungen unterworfenen gewerblichen Einkommens) zu ver: 
ſteuern, welches der Steuerpflichtige während des dem Steuer⸗ 
jahr vorangegangenen Kalenderjahres bezogen hat; also 
erfolgt die Beſteuerung für die Zeit vom 1. April 1916 bis 
31. März 1917 auf Grund des vom 1. Januar bis 31. De 
zember 1915 erzielten Einkommens. Dieſe Beſteuerung des 
Einkommens der Vergangenheit iſt aber inſoweit ausgeſchloſen, 
als eine Einkommensquelle des Vorjahres nicht mehr befeht 
(S 9 EStG.). Ein Anwalt, der am 1. Januar feine Prapd 
niederlegt, verſteuert daher das Berufseinkommen des Vorjahres 
nicht mehr; findet die Niederlegung nach dem 20. Januar fut, 
dem Endtermin für die Abgabe der Steuererklärung, lam vi 
Anderung im Rechtsmittelwege geltend gemacht werden; wem 
aber die vielleicht ſchon beabſichtigte Niederlegung der Pra 
erſt am 1. April oder ſpäter ftattfindet, iſt das Beruſt⸗ 
einkommen des Vorjahres voll zu deklarieren; doch kann nach 
8 63 EStG. eine Herabſetzung der Steuer beantragt werden, 
wenn durch Fortfall einer Einkommensquelle eine Verminderung 
des Einkommens um mindeſtens 20 Prozent ftattgefunden hat. 
Die Herabſetzung erfolgt von. Beginn des dem SFortfall der 
Quelle folgenden Monats, alfo früheſtens vom 1. Mai an. — 
Soweit ein Jahresergebnis nun nicht vorliegt, erfolgt die De 
ſteuerung nach dem mutmaßlichen Ertrage. Ein Anwalt, der 
ſich am 1. Dezember 1915 niebergelaffen hat, wird alſo für das 
Steuerjahr 1916 in der Einkommensquelle Einkommen aus 
Kapitalvermögen, nach dem Einkommen, das er während des 
Jahres 1915 tatſächlich bezogen hat, in der Einkommens 
quelle gewinnbringende Beſchäftigung nach dem mutmaßlichen 
Ergebnis ſeiner Praxis veranlagt. Bei der Schätzung des 
mutmaßlichen Einkommens wird er nicht berechtigt fen, fu 
verlangen, daß etwa das Dezembereinkommen mit 12 mult. 
pliziert wird, da einerſeits ein monatlich ſteigendes Ergebnis 
erwartet werden kann, andererſeits die am Schluſſe des erfen 
Monats abgeſchloſſenen Sachen verſchwindend Hein fein müſſen 
Iſt ein Rechtsmittel gegen die Veranlagung eingelegt und iſt 
vor Rechtskraft das Steuerjahr abgelaufen, erfolgt die Be 
ſteuerung nach dem inzwiſchen feſtgeſtellten tatſächlicen Er 
gebnis des Steuerjahres (OVG. i. St. L 390; XIII öl), 
dem folgenden Steuerjahr das Ergebnis bes 3 Monat 
früher abſchließenden Kalenderjahres zugrunde zu legen M 
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Eine weitere Vorausſetzung für die Beſteuerung nach dem 
Ergebnis des verfloſſenen Kalenderjahres iſt, daß die Ein⸗ 
kommensquelle ſeit Beginn des letzten Kalenderjahres ohne 
weſentliche Veränderung beſteht (OVG. i. St. XIII, 68), ſonſt 
erfolgt wiederum die Beſteuerung nach dem mutmaßlichen 
Jahresertrage. Eine weſentliche Anderung liegt nun nicht ſchon 
dann vor, wenn die Einnahmen aus der Praxis ſtark fallen 
und ſteigen; maßgebend iſt, ob in dem Beſtande der Quelle 
ſelbſt eine Anderung eingetreten iſt. Eine ſolche wird ſtets 
dann vorliegen, wenn im vergangenen Jahre der Zulaſſungsort 
gewechſelt hat (OVG. i. St. II, 158), oder wenn ein Landgerichts⸗ 
anwalt unter Aufgabe ſeiner landgerichtlichen Praxis 
ſich beim OLG. eintragen läßt, da in beiden Fällen eine 
Anderung des Erwerbsgebietes eintritt; ebenſo iſt die Er⸗ 
nennung zum Notar eine weſentliche Veränderung, auch wenn 
etwa die Ernennung erſt im Dezember erfolgt und ein Ertrag 
nicht erzielt iſt. Dagegen iſt unter den bekannten Berliner 
Verhältniſſen ein Wechſel vom LG. I zum LG. II oder die 
Eintragung des einen Sozius einer landgerichtlichen Sozietät 
beim KG. zwecks Ausdehnung der Praxis auf die Berufungs⸗ 
ſachen der Sozietät keine weſentliche Anderung. Zweifelhaft 
iſt dies bei dem Eintritt in eine Sozietät; tritt ein junger 
Kollege ohne erhebliche Praxis in ein großes Bureau ein, wird 
man eine Anderung annehmen; bei einem Zuſammenwerfen von 
zwei annähernd gleichen Bureaus im Verhältnis der bisherigen 
Einnahmen dagegen nicht; ebenſowenig bei Errichtung einer 
bloßen Bureaugemeinſchaft zwecks Verminderung der Bureau⸗ 
unkoſten und gegenſeitigen Terminsunterſtutzung. Das gleiche 
gilt von dem Verluſte eines wichtigen Mandanten, der Über⸗ 
nahme eines Syndikatspoſtens bei weiterer Ausübung der 
Anwaltspraxis oder eine Terminsvertretung, da mit einem 
Wechſel der Klientel oder des Umfangs der Klientel ſtets ge⸗ 
rechnet werden muß (OVG. i. St. XIV, 149). Das im Jahre 1915 
einmalig bezogene Honorar für die Beratung eines Konkurs⸗ 
verwalters in Regreßprozeſſen oder die am 31. Dezember 1915 
beendete Syndikatstätigkeit muß daher für das Steuerjahr 1916 
verſteuert werden. 

Das Berufseinkommen umfaßt das ganze Einkommen des 
Rechtsanwalts aus ſeinen Berufsgeſchäften, einſchließlich — 
vereinbarter und freiwillig gezahlter — Extrahonorar und 
jeder Vergütung in Geldeswert.!) Wie ſteht es nun mit 
dem Amte eines Schiedsrichters, Teſtamentsvollſtreckers, 
Konkursverwalter? Wenn jemand von feinem Schwieger⸗ 
vater zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt, ſo iſt das 
Teſtamentsvollſtreckerhonorar zweifellos Einkommen; wenn aber 
das Honorar am 1. Oktober gezahlt iſt, ſo beſteht am Stich⸗ 
tage für die Steuererklärung, dem 1. April des kommenden 
Jahres, dieſe Einkommensquelle nicht mehr, ſo daß das Honorar 
nicht zu verſteuern iſt; anders liegt die Sache dann, wenn 
ſolche Amter einem Anwalt eben wegen ſeines Berufes als 
Berufsgeſchäfte übertragen werden. In einem ſolchen Falle 
bilden dieſe Honorare Teile des Einkommens aus gewinn⸗ 
bringender Beſchäftigung. Die Quelle beſteht daher am Stich⸗ 


) Z. B. ein Kollege erhält einen Syndikatspoſten, neben welchem 
er ſeine Praxis ausübt, gegen Zahlung einer gewiſſen Summe und 
Einräumung eines Bureaus im Geſchäftshauſe der Hauptmandantin. 
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tage, auch wenn eine Teſtamentsvollſtreckung, eine Konkurs⸗ 
verwaltung oder ein Schiedsamt nicht mehr anhängig iſt, ſo 
daß die einmalige Ausübung eines ſolchen Amtes durch einen 
Rechtsanwalt in der Regel quellenmäßig und daher zu ver⸗ 
ſteuern iſt. Ein gleiches gilt von der literariſchen Tätigkeit. 
Das Honorar für Bücher und Abhandlungen im verfloſſenen 
Jahre iſt zu deklarieren, auch wenn für das kommende Jahr 
eine Fortſetzung dieſer Tätigkeit nicht in Ausſicht ſteht. Es 
genügt vielmehr, daß eine ſolche Wiederholung für die Zukunft 
nicht ausgeſchloſſen iſt, da das Geſetz eine regelmäßige Wieder⸗ 
holung nicht verlangt (OG. i. St. X, 159). 

Eine weitere Frage von erheblicher Bedeutung iſt die, was 
als Einkommen des verfloſſenen Jahres gilt, insbeſondere, ob 
das Einkommen nach den eingegangenen oder den ber- 
dienten Gebühren zu berechnen iſt. Daß ein gewerbliches 
Unternehmen, welches im Kalenderjahre 1915 200 Lokomotiven, 
deren Herſtellungskoſten zuzüglich der Geſchäftsunkoſten 10000004 
betragen, für 1 050 000 & an zahlungsfähige Abnehmer ver: 
kauft, aber nur 200 000 & vereinnahmt hat, 50 000 4 
verdient und nicht 800 000 & verloren hat, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Ebenſo hat derjenige Anwalt, der im erſten Jahre ſeiner 
Niederlaſſung 50 Landgerichtsſachen von je 15 000 & Objekt 
geführt, aber erſt in 5 Sachen Honorar erhalten hat, eine ein⸗ 
trägliche Praxis und nagt nicht am Hungertuche. Maß⸗ 
gebend ſind mithin für das Einkommen nicht die gezahlten, 
ſondern die verdienten Gebühren. Man kann freilich hiergegen 
einwenden, daß gerade bei einem Rechtsanwalt „verdiente Ge⸗ 
bühren“ und „Einnahmen“ doch eigentlich zwei ganz verſchiedene 
Dinge ſind, daß wir uns, auch abgeſehen von Armenſachen, 
in zahlreichen Fällen veranlaßt ſehen, die verdienten Gebühren 
zu ermäßigen oder zu erlaſſen, oder von einer Eintreibung ab⸗ 
zuſehen, und daß eine rigoroſe Eintreibung ſogar ſlandes⸗ 
widrig iſt. 

Tatſächlich wird auch von einer Reihe von Schriftſtellern?) 
die Auffaſſung vertreten, daß bei den liberalen Berufen unter 
Einkommen nur der wirklich zur Hebung kommende Geldbetrag 
zu verſtehen fe. Das OVG. läßt dies auch für das ärztliche 
Einkommen gelten (i. St. Bd. IV S. 3), indem es erwägt, daß 
die Gebührenordnung dem Arzte einen weiten Spielraum laſſe, 
innerhalb deren er ſeine Gebühren geltend mache, daß ferner 
Arzte in bekannt zahlreichen Fällen von der Einforderung eines 
Honorars überhaupt Abſtand nehmen, ſo daß ein Maßſtab des 
Einkommens nicht die geſchuldeten, ſondern nur die gezahlten 
Honorare bilden. Für das Anwaltseinkommen verneint aber 
eine Plenarentſcheidung der Vereinigten Steuerſenate des OVG. 
(Bd. XI S. 151) das Vorliegen einer Analogie des Anwalts⸗ 
einkommens und des Arzteinkommens, indem es erwägt 
(OVG. i. St. I, 163), daß nach der Gebührenordnung für jede 
einzelne Tätigkeit eine genau beſtimmte oder vertraglich vereinbarte 
Gegenleiſtung beſtehe. Hieraus ergibt ſich nach der Recht⸗ 
ſprechung des OBG.: . 

1. Einkommen ſind die im verfloſſenen Jahre ver— 
dienten Gebühren, d. h. die Gebühren, über die 
eine Entſcheidung ergangen iſt, oder die durch Abſchluß 


2) Fuiſting⸗Strutz a. a. O. S. 668; Fuiſting, Bd. IV S. 184; 


v. Wilmowski, Kommentar zum EStG. S. 141. 
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der Inſtanz oder Beendigung des Auftrags fällig 
geworden find; gleichgultig iſt, ob das Honorar ein⸗ 
gegangen iſt oder nicht. 

2. Einkommen find auch die am Jahresabſchluß aus⸗ 
ſtehenden Forderungen. Da nur bei gewerblichem 
Einkommen und kaufmänniſcher Buchführung die 
Minderbewertung zweifelhafter Forderungen zugelaſſen 
iſt, ſind die Forderungen, einſchließlich derjenigen, 
deren Eingang unwahrſcheinlich iſt, zu ihrem vollen 
Betrage anzuſetzen; ein Ausgleich tritt, wie noch zu 
erörtern iſt, dadurch ein, daß die Forderungen in 
demjenigen Jahre als Verluſt vom Ernkommen ab⸗ 
zuſetzen ſind, in welchem der Ausfall ſtattgefunden 
hat (OVG. i. St. XI, 153). 

3. Noch nicht verdiente Vorſchüſſe find nicht Einkommen, 
ebenſowenig Eingänge, die bereits im Vorjahre fällig 
geworden find. Erftere werden erſt mit ihrer Fällig⸗ 
keit Einkommen; letztere ſind Einkommen des Vor⸗ 
jahres. 

Nun kommt das OVG. und, ihm folgend, eine Reihe 
von Einſchätzungskommiſſionen der innerbalb der Anwaltſchaft 
herrſchenden anderweitigen Auffaſſung inſoweit entgegen, als 
nicht in allen Fällen die genaue Berechnung des Einkommens nach 
dieſen Grundſätzen verlangt wird. Das OVG. ſagt in der oben 
erwähnten Plenarentſcheidung, daß die Buchführung des Steuer⸗ 
pflichtigen eine Berechnung des Einkommens nach den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften nicht zulaſſe; es müſſe daher eine Schätzung 
ſtattfinden, und es könne dem Steuerpflichtigen geglaubt werden, 

daß die unverdient gebliebenen Vorſchüſſe und die verdienten, 
noch nicht gezahlten Honorare ſich etwa ausgleichen würden. 
Immerhin möchten wir davor warnen, ſich auf dieſes Entgegen⸗ 
kommen der Einſchätzungskommiſſionen zu verlaſſen. Nicht immer 
wird ein ſolcher Ausgleich von Plus und Minus, oder ein Aus⸗ 
gleich zwiſchen den Außenſtänden am 31 Dezember 1915 und den 
im Laufe des Jahres 1915 eingegangenen Gebühren des Vor⸗ 
jahres in unſerem Intereſſe ſein; betraf doch eine der erſten, 
dem OVG. unterbreiteten Sachen ein Anwaltshonorar von 
55 000 4, welches im Jahre 1889 verdient, aber erſt im 
Jahre 1890 gezahlt worden war (OVG. i. St. I, 163). Ebenſo darf 
die von dem OVG. verlangte Einkommensberechnung nicht ſchon 
deshalb verworfen werden, weil ſie eine andere Buchführung 
vorausſetzt, als ſie vielfach üblich iſt. Die bei vielen beliebte 
Einnahme⸗ und Ausgaben⸗Buchführung iſt überhaupt keine Buch⸗ 
führung, ſondern nur eine Kaſſenkontrolle. Nur bei einer kleinen 
Praxis iſt es ohne große Schwierigkeit und Zeitverluſt möglich, 
unter Ausſcheidung des Kaſſenbeſtandes, der Entnahmen zum 
Privatgebrauch und der nicht abzugsfähigen Ausgaben und unter 
Zuhilfenahme von einigen Hilfszetteln und Notizen für Poſt⸗ 
ſcheckkonto und Bankkonto die wirklichen Einnahmen, ſelbſt im 
Sinne der eingegangenen Gebühren, feſtzuſtellen; ſonſt aber 
kann die von der Steuerbehörde verlangte oder wegen eines 
beſonders hohen Honorars uns erwünſchte Umrechnung mehr 
Arbeit machen als eine ordnungsmäßige Buchführung, von der 
wir uns nach Betrachtung der Abzüge vom Roheinkommen ein 
Bild machen wollen. 

Vom Einkommen abzuziehen ſind zunächſt die ſogenannten 
Werbungskoſten, d. h. die zur Sicherung der Erhaltung des 
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Ertrages dienenden Beträge. Hierunter gehören Burraumiete, 
Angeſtelltengehälter und Verficherung, Telephon, Heizung, Bes 
leuchtung, Schreibutenſilien, Formulare, Stempel uſw. Hat ein 
Anwalt Bureau und Wohnung vereinigt, iſt der auf das Bureau 
entfallende Teil der Miete abzugsfähig, ſo daß es ſich auch aus 
dieſem Grunde, und nicht nur wegen des für das Bureau ge 
ringeren Mietſtempels empfiehlt, in dem Mietpertrage einen 
beſonderen Preis für die zu Bureauzwecken benutzten Räumliche 
keiten einzuſetzen. Ebenſo iſt der auf das Bureau entfallende 
Teil der Heizung und Beleuchtung, nötigenfalls durch Schätzung 
ermittelt, abzuziehen. Abzugsfähig find auch die Fahrbſten 
zwiſchen Bureau und Gericht und zwiſchen den verſchiedenen 
Gerichten; dagegen nicht die Koſten der Fahrt zwiſchen Wohnung 
und Bureau, da die Trennung derſelben nicht durch den Beruf 
begründet, ſondern nur durch die perſönliche Bequemlichkeit des 
einzelnen veranlaßt ift (OVG. i St. II, 77; XIV, 187). Die fir 
Wahrnehmung eines auswärtigen Termins zuſtehenden Beträg 
find nur in Höhe der wirklichen Ausgaben abzugsfähig; der 
darüber hinaus vereinnahmte Betrag iſt Einnahme, da die Be 
bühren des § 78 RA 0. abſichtlich höher feſtgeſetzt find, als die Aus 
gaben wirklich betragen, mithin keinen Ausgabenerſatz, ſondem eine 
Vergütung für Zeitaufwand darſtellen (OVG. i St. XI, 158; 
XIII, 205). Das gleiche gilt für eine Tätigkeit außerhalb der Ge⸗ 
ſchäftsräume (88 6 und 15 Not Geb O.). Abzugsfähig find weiterhin 
die Beiträge für die Berufsverſicherung (OVG. i. St X 19; 
XI, 193) und die Anwaltskammer, aber nicht für die Stander⸗ 
vereine (OVG. i. St. XV, 131), auch wenn dieſe eine Beflerung der 
Einfommensverhältniffe bezwecken, und auch tatſächlic, z. B. burg 
Gewährung von Ermäßigungen bei der Verſicherung ober de 
dem Ankauf der Utenſilien, eine Verminderung der Unloſte, 
mithin eine Steigerung des Einkommens erzielt wird. 

Die Ausgaben für Fachliteratur hält das O86. glich. 
falls nicht für abzugsfähig mit der Begründung, daß die hier 
aufgewandten Koſten nicht zur Erhaltung der Duelle fehl, 
ſondern nur zur Erhöhung der Leiſtungsfähigeit des Duelle⸗ 
inhabers dienen (OVG. i. St. IX, 169; XV, 131; Fuiſting⸗Struß 
a. a. O. S. 222). Dieſe Entſcheidungen, die wohl mit dem 
Wortlaut des Geſetzes im Einklang ſtehen mögen, werden der 
heutigen Zeit nicht mehr gerecht. Es kann nicht länger die 
Aufgabe des Anwalts fein, alle Geſetze aus dem Kopf m. 
wiſſen, wie ja auch gegen die Abzugsfähigkeit der Gesetz; und 
Verordnungsblätter Einwände nicht beſtehen. Aber auch der 
bloße Gefegestegt ohne einen zuverläſſigen Führer, ſei es M 
Geſtalt des Kommentars oder eines zufammenhängenden 
dient nicht zur Ausbildung des Quelleninhabers, ſondem zu 
Ermittlung des Geſetzinhaltes ſelbſt. Nicht abzugsfähig find 
ſodann die Koſten einer Bade⸗ oder Erholungsreiſe, da dieſe 
nicht zur Sicherung des Erwerbs dient (OVG. i. St. IL, 450 
einſchließlich auch der Koſten eines Vertreters; anders natürlich 
die Vertretung eines durch Krankheit oder ſonſtwie an det 
Ausübung ſeines Berufes behinderten Anwaltes. 

Eine zweite Gruppe von Ausgaben ſind die Ausgaben 
der Einrichtung und der Inſtandhaltung der Geſchäftsräumt. 
Es iſt zunächſt unzuläſſig, die Koſten der erſten Einrichtung 
von den Einnahmen des erſten Jahres abzuziehen. Hinſichtich 
der weiteren Koſten für die Inſtandhaltung läßt das Gech 
entweder einen Abzug dieſer Koſten in voller Höhe oder aber 
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eine jährliche Abſetzung für die erfolgte Abnutzung zu. Die 
Anweiſung des Finanzmmiſters vom 25. Juli 1906 Art. 21 
geſtattet generell die Beſtreitung ſämtlicher Bureauaufwendungen 
aus den Einnahmen, mithin die Abſetzung im Anſchaffungsjahr 
ſelbſt. Eine Abſetzung für die Abnutzung in den folgenden 
Jahren iſt daher nicht mehr zuläſſig, da die Aufnahme unter 
Bureauunkoſten einer Abſetzung des vollen Anſchaffungswertes 
gleichkommt, mit andern Worten, da unter Unkoſten gebuchte 
Inventarſtücke im Anſchaffungsjahre bereits zum vollen Werte 
abgeſchrieben ſind. Fraglich kann lediglich ſein, ob und inwieweit 
bei der erſten Emrichtung eine Abſetzung in Höhe der Abnutzung 
angängig iſt. Da hier eine hohe Abſetzungsquote nicht in 
Frage kommt, iſt dieſer Punkt nicht von erheblicher Bedeutung. 
Eine Abſchreibung von 5 Prozent der Anſchaffungskoſten der 
Fachbibliothek wurde für angemeſſen gehalten, da nur die Ab⸗ 
nutzung der Bücher, nicht aber das Veralten abzugsfähig iſt 
(OVG. i. St. IX, 170). Abzuſetzen find endlich alle Verluſte, Honorar⸗ 
ausfälle, Zurückerſtattungen infolge von Gebührenherabſetzungen. 
Ebenſo iſt Verluſt der gezahlte Schadenserſatz wegen eines 
Berufsverſehens, natürlich nur in Höhe des vom Verpflichteten 
ſelbſt zu erſtattenden Schadens unter Abrechnung der von der 
Verſicherungsgeſellſchaft gezahlten Beträge. 

Es fragt ſich auch hier, ob die im vorangegangenen 
Kalenderjahre fällig gewordenen oder die gezahlten Verluſte, 
Werbungskoſten uſw. abzuziehen ſind. Entſprechend dem von 
uns oben dargelegten ſind bei der Einkommensberechnung die 
im Laufe des Kalendersjahres fällig gewordenen Beträge 
abzugsfähig. Der infolge zu hohen Vorſchuſſes zurückerſtattete 
Betrag dagegen iſt kein Verluſt, da der unverdiente Vorſchuß 
keine Einnahme war. 

Die Buchführung wird daher etwa folgendermaßen aus⸗ 
ſehen können. Zunächſt wird ein Einnahme: und Ausgabebuch 
geführt, in welches jeder eingehende und ausgehende Betrag 
eingetragen wird, gleichgültig, ob dieſe Zahlung einen Einfluß 
auf das Einkommen hat. Dieſes Buch iſt lediglich Kaſſen⸗ 
kontrolle. Als Ausgaben gelten mithin Privatentnahmen, der 
bei der Bank eingezahlte Betrag; zu den Einnahmen 
gehören Vorſchüſſe, durchlaufende Gelder uſw. Daneben 
iſt ein zweites Buch zu führen, in welchem auf die „Soll“ 
Seite alle abzugsfähigen Ausgaben (Miete, Utenſilien, Tele⸗ 
phon uſw.) und Verluſte (Gebührenrückzahlungen, Schadens⸗ 
zahlungen, uneinbringlich gewordene Forderungen), auf die 
„Haben“ -Seite alle fällig gewordenen Gebührenforderungen ein» 
getragen werden. Im einzelnen mag die Beſonderheit der 
Praxis Anderungen und Ergänzungen notwendig machen, 
empfehlenswert ſcheint zu ſein, ein beſonderes Sollkonto, 
„Privatentnahmen“ zu führen, in welchem alle Entnahmen, 
alſo auch die als ſolche geltenden Beiträge zum Anwaltsverein, 
milde Gaben und Unterſtützungen, nicht abzugsfähige Vertreter⸗ 
koſten eingetragen werden und auf der „Haben“⸗Seite Zahlungen 
auf fällig werdende Gebühren von den noch ausſtehenden 
Zahlungen zu trennen, ſowie auch in einer Hilfsſpalte die Vor⸗ 


ſchüſſe zu buchen. Dieſe Buchungen erleichtern die Kontrolle 


und Überfiht. Weiterhin ſcheint empfehlenswert zu fein, die 
jedem Aktenſtück vorzuheftenden Gebührenzettel möglichſt auf 
dem laufenden zu halten. Wird dann auf Grund dieſer Zettel 
— etwa monatlich — das „Soll“- und „Haben“ -Buch nach⸗ 
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getragen, vereinfacht ſich die Buchführung in allen den Fällen, 
in welchen die fällige Gebühr alsbald eingeht oder ihr Nicht⸗ 
eingang feſtſteht. Denkbar iſt es, erſt am Jahresſchluß den 
Inhalt der Zettel auf das Buch zu übernehmen; das iſt das 
einfachſte, erſchwert aber den Überblick. 

Schließlich haben wir uns noch mit zwei Einzelfragen zu 
befaſſen: Sozietät und Einfluß des Krieges auf die Steuer⸗ 
verhältniſſe. 

Die Sozietät als ſolche iſt niemals Subjekt der Ye 
ſteuerung; ebenſo wie nicht die offenen Handelsgeſellſchaften, 
ſondern nur ihre Inhaber beſteuert werden, wird jeder einzelne 
Sozius an feinem (von dem Orte der Sozietät und dem Wohnſitz 
der übrigen Sozien unter Umſtänden verſchiedenen) Wohnorte 
beſteuert. Maßgebend ift der auf Grund des Sgszietäts⸗ 
vertrages feſtgeſtellte Anteil am Reingewinn der Gozietät. 
Möglich, aber nicht vermeidbar iſt, daß etwa die Einſchätzungs⸗ 
kommiſſion Berlin andere Ausgaben als abzugsfähig anſieht, 
als die mit dem Einkommen des Sozius befaßte Einſchätzungs⸗ 
kommiſſion in Charlottenburg. Der beſte Schutz hiergegen iſt 
eine Buchführung unter möglichſter Anlehnung an die Vor⸗ 
ſchriften des OVG. Bei der Bureaugemeinſchaft berechnet jeder 
Teilnehmer ſein Einkommen für ſich unter Abzug der anteiligen 
Bureauunkoſten. 

Weſentlich größer iſt der Einfluß des Krieges auf die 
Einkommenbeſteuerung. Bei den nicht zum Heeresdienſt Ein⸗ 
berufenen kann lediglich ein Geſichtspunkt in Frage kommen, 
nämlich der, ob die Veränderung in der Praxis, die durch den 
Krieg bedingt wird, eine weſentliche Anderung der Einkommens⸗ 
quelle herbeiführt, die eine Beſteuerung auf Grund des vorigen 
Kalenderjahres ausſchließt. Es iſt möglich, daß ein Kollege 
mit umfangreicher, internationaler, insbeſondere engliſcher und 
franzöſiſcher Praxis, nunmehr überhaupt nichts zu tun hat, 
während ein anderer durch Vertretung eingezogener Kollegen oder 
etwa die Einziehung der übrigen Anwälte des Niederlaſſungs⸗ 
ortes ſeine Berufsgeſchäfte in großem Umfange ſteigern konnte. 
Bei kleinen Amtsgerichten wird es insbeſondere vorkommen, daß 
mancher Kollege eine nennenswerte Praxis nicht mehr beſitzt. 
Wenn wir uns nun des oben Geſagten erinnern, daß eine 
Vermehrung oder Verminderung der Berufsgeſchäfte, die Ge⸗ 
winnung oder der Verluſt neuer Mandanten als weſentliche 
Anderung nicht aufzufaſſen ſind, werden wir in allen dieſen 
Fällen das Vorliegen einer weſentlichen Veränderung verneinen 
müſſen. Eine Ausnahme könnte lediglich etwa der Fall bilden, 
daß ein Kollege mit einer umfangreichen Zivilpraxis die Stelle 
des Leiters einer der Kriegsgeſellſchaften angenommen hat und 
die bisherige Praxis durch einen Kollegen wahrnehmen läßt. 
Anders zu beurteilen iſt der Fall, daß infolge des Krieges eine. 
Ausübung der Praxis ganz oder teilweiſe unmöglich geworden 
iſt, insbeſondere alſo in den okkupierten oder zum Operations- 
gebiet gehörigen Landesteilen. In ſolchen Fällen iſt eine 
weſentliche Anderung vorliegend, die eine Beſteuerung nach dem 
Ergebnis des Vorjahres ausſchließt und nur eine Beſteuerung 
nach dem vorausſichtlichen Jahresergebnis zuläßt. Der 
Kollege aus Lyck z. B., der bis zum 1. Januar 1916 eine Ver⸗ 
tretung in Berlin übernommen hat und hierdurch ebenſoviel 
verdient hat wie vordem, wird gleichwohl auf @runb des 
vorausſichtlichen Einkommens für 1916 beſteuert. 
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Auch die eingezogenen Kollegen find einkommenſteuerpflichtig. 
Stammen ſie aus einem Gebiete, in welchem die Rechtspflege 
ganz oder zeitweiſe ſtillgeſtanden hat, gilt für ſie dasſelbe wie 
für die nichteingezogenen Kollegen, ſie ſind mithin nach dem zu 
erwartenden Ergebnis des Jahres 1916 zur Steuer heran⸗ 
zuziehen. Iſt anzunehmen, daß ſie in dieſem Jahre ein Ein⸗ 
kommen aus Berufsgeſchäften nicht haben werden, beträgt das 
zu erwartende Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung 
Null. Das gleiche gilt von denen, die zwar nicht in beſetzten 
Landesteilen ihre Praxis ausgeübt haben, aber nicht Mittel 
und Wege fanden, ihre Praxis durch jemand anderes fortführen 
zu laſſen. Anders liegt die Sache dann, wenn der einberufene 
Kollege entweder einen Vertreter gefunden oder der Sozius deſſen 
Tätigkeit fortführt. Hier wird man meiſt annehmen dürfen, 
daß eine weſentliche Anderung im Sinne des Geſetzes nicht vor⸗ 
liegt. Hat eine langandauernde Kriegsvertretung dahin geführt, 
daß zahlreiche Mandanten, die auf perſönliche Beratung und 
Prozeßführung Wert legten, fortbleiben, ſo wird man ſagen müſſen, 
daß die Ausübung der Praxis durch einen Vertreter nicht mehr 
gleichartig mit der Ausübung durch den Quelleninhaber ſelbſt ſei, 
ſo daß die Einſchätzung nach dem mutmaßlichen — geringeren — 
Ertrage zu erfolgen hat. Entſprechendes gilt, wenn die 
Praxis durch perſönliche Beziehungen des Vertreters ſich ge⸗ 
hoben hat. 

Die Beſoldungen eingezogener Kollegen, ſowohl von 
Offizieren wie Mannſchaften, insbeſondere auch Militärbeamten, 
wie Kriegsgerichtsräten und Intendanturbeamten, find nicht 
ſteuerpflichtig (EStG. $ 5 Ziff. 3). 


— 


B. Bayern. 
Von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Als Einkommen des Steuerpflichtigen gelten nach 
Art. 7, 16 EinkStG. vom 14. Auguſt 1910 feine geſamten 
Jahreseinkünfte in Geld und Geldeswert aus Grundvermögen, 
Gewerbebetrieb, Kapitalvermögen und „Beruf oder an ſonſtigen 
Bezügen, nämlich aus Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſen, 
wiſſenſchaftlichem oder künſtleriſchem Berufe oder aus anderer 
gewinnbringender Beſchäftigung“. Mit dieſer letzten Gruppe iſt 
das ganze mittelbare und unmittelbare Berufseinkommen des 
Rechtsanwalts erfaßt, ſei es, daß er ſelbſtändig ſeinen Beruf 
ausübt, ſei es, daß er in feſtbeſoldeter Stellung iſt, oder daß 
er von Fall zu Fall für juriſtiſche Arbeit entlohnt wird, ſei es, 
daß zu dem eigentlichen Berufseinkommen auch Einnahmen 
aus der Tätigkeit als Konkursverwalter, Nachlaßverwalter, 
Teſtamentsvollſtrecker, für ſchriftſtelleriſche Tätigkeit und ähnliches 
treten. Die Tätigkeit des Rechtsanwalts iſt keine gewerbliche 
im Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes. 

Den Maßſtab für die Veranlagung bildet das ſteuerbare 
Jahreseinkommen. Normaltag für die regelmäßige Veranlagung 
iſt der 1. Oktober; das ſteuerbare Jahreseinkommen iſt nach 
dem Stande des Steuervorjahres zu ermitteln. Die Steuer⸗ 
veranlagung ſelbſt gilt jeweils für ein Kalenderjahr. Anderungen 
im Beſtande der Einkommensquelle, die ſich zwiſchen dem 
1. Oktober und 1. Januar ergeben, ſind zu berückſichtigen. 
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Solche Anderungen können auch bei nicht feſtſtehenden Ein 
künften praktiſch werden: ſo kann die Aufnahme eines Sozius 
oder der Eintritt als Sozius den Beſtand der Eimahmequelle 
weſentlich verändern; für die offene Handelsgeſellſchaft hat dieſes 
Entſch. der OBK., Mitt. Bd. 14 S. 62, ausgeſprochen. 
Häufiger wird es bei feſtſtehenden Einkünften der Fall ſein, 
z. B. ein gegen Fixum angeſtellter Anwalt gibt dieſe Stellung 
auf und läßt ſich ſelbſtändig nieder, oder er tritt in den Staatz 
dienſt ein. Eine Einkommensgquelle, die weder am 1. Oltobet 


noch am 1. Januar beſteht, darf nicht berückfichtigt werben. 


Andererſeits muß fie berüdfichtigt werden, auch wem ihr 
künftiger Wegfall gewiß iſt (v. Breunig: das bayerische Ein 
kommenſteuergeſetz, München 1911, S. 103), d. h. der Anal, 
der vor dem 1. Januar feinen Beruf aufgibt, hat nicht mehr 
das Einkommen des Steuervorjahres zu verſteuern; der Anwalt 
der beabſichtigt, feine Praxis nach dem 1. Januar aufzugeben, 
muß dies aber noch tun. Tritt Minderung des Einkommen 
während des Steuerjahres ein infolge Verluſtes der Emlonmenz 
quelle, was bei Aufgabe, nicht aber bei Wechſel des Berufe 
der Fall iſt, ſo kann der Steuerpflichtige Anderung der Steuer 
veranlagung beantragen, wenn das feftgeftellte Einkommen fih 
um mehr als 25 Prozent vermindert hat. Wenn nach Derüc 
ſichtigung dieſer Minderung der Steuerpflichtige in lein: Tur, 
ſtufe mehr einzureihen iſt, fo wird er mit einer Steuer bon 
1 4 veranlagt (Art. 63). 

Für Veranlagungen, die im Laufe des Steurnahrs ein; 
treten, iſt der Stand des Einkommens zu Beginn des folgenden 
Monats maßgebend (Art. 70). 

Der Rückgriff auf das Steuervorjahr bei der Guam 
ermittlung fällt weg bei feſtſtehenden Einkünften, wir J L. be 
einem ausſchließlich als ſolchen befchäftigten feſt beſoldeten 
Syndikus; hier iſt der zu erwartende Jahresbetrag mahgehem, 
und zwar find im Laufe des Jahres eintretende vernulläh 
zugeſichert geweſene Gehaltserhöhungen vom Zeitpuntte ihr 
Eintritts an zu berückſichtigen. Bei nicht feſtſehenden Ein 
fünften, alſo im Normalfalle, find die Ergebniſe des unmittelbar 
vorausgehenden Betriebs⸗ oder Kalenderjahres zugrunde mu legen, 
es ſei denn, daß am Stichtage, dem 1. Oktober, gegenüber den 
Vorjahre die Höhe der Einkünfte erheblich beeinfluflende Un: 
ſtände eingetreten find. Veränderungen, die durch das allgemem 
Wirtſchaftsleben hervorgerufen find, fallen nicht hienmier, di 
z. B. nicht der Rückgang der Praxis infolge des Krieges; c 
ftehen vielmehr nur Anderungen in Frage, die die Duelle des 
Einkommens ſelbſt berühren, z. B. Anderung des Zulafungz⸗ 
ortes des Anwalts (v. Breunig a. a. O. S. 109, Euch. de 
OK., Mitt. Bd. 13 S. 52; Bb. 15 S. 9), wohl auß A 
gabe der landgerichtlichen Praxis und ausſchließliche Julaſung 
beim OLG. ö 

Zu den Einkünften des maßgebenden Vorjahres find auh 
ſolche Einnahmen zu rechnen, die nicht regelmäßig wieberlehten 
ja ſogar deren Nichtwiederkehr im Steuerpflichtjahre feſſeben 
die aber doch beruflicher Natur find, wie das Ant eined Kor 
kursverwalters, Teſtamentvollſtreckers, Nachlaßpflegers. d 
Maßſtab der Beſteuerung ſchwankender Einkünfte it eben au. 
ſchließlich das Steuervorjahr; ſchwankende Einkünfte unterliegen 
tatſächlich der nachträglichen Beſteuerung. (Entſch. des DBR, 
Mitt. Bd. 15 S. 89.) 
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Beim Nichtvorhandenſein eines unmittelbar vorausgehenden 
Berechnungsjahres iſt das mutmaßliche Jahresergebnis an⸗ 
zuſetzen. Dieſe Schätzung tritt ein z. B. bei dem Beginn der 
Praxis. Die bisher hervorgetretenen Teilerträgniſſe können, 
müſſen aber nicht den Maßſtab bilden (Art. 10). 

Die Frage, ob das Einkommen nach den eingegan⸗ 
genen oder den angefallenen (verdienten) Gebühren 
zu berechnen iſt, beantwortet ſich nach dem für die bayeriſche 
Praxis maßgebenden allgemeinen Grundſatz den v. Breunig a. a. O. 
S. 72 (vgl. hierzu Entſch. des OBK., Mitt. Bd. 10 S. 1; Bd. 11, 
S. 71, Bd. 15 S. 197; Bd. 14 S. 93), wie folgt, aufſtellt: 
Zu den Einkünften eines beſtimmten Jahres zählen ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zeit des tatſächlichen Eingangs alle jene Einkünfte, 
die dieſem Jahre wirtſchaftlich angehören, d. h. für dieſes Jahr 
ſich als das wirtſchaftliche Ergebnis der Steuerquelle darſtellen, 
ſo gehören die Gebühren eines Rechtsanwalts dem Jahre, in 
welchem die Dienſte geleiſtet wurden. Demnach gehören zum 
Einkommen des Steuervorjahres ſelbſtverſtändlich die ein⸗ 
kaſſierten Beträge, ſodann auch die angefallenen, wenn auch 
nicht eingegangenen Beträge; Vorſchüſſe ſind Vorauszahlungen 
auf noch nicht geleiſtete Dienſte und ſohin kein Einkommens⸗ 
beſtandteil. Das bayeriſche Steuerrecht ſtimmt alſo im Grund⸗ 
ſatze mit dem preußiſchen, das ihm ohnedies vielfach Vorbild 
war, überein.“) 

Das Einkommen als Aufſichtsrat iſt Berufseinkommen. 
Die Steuerpflicht hierfür beginnt in dem Zeitpunkte, von dem 
ab ein ſolcher Bezug in Ausſicht ſteht und berechnet wird, 
nicht in dem Zeitpunkt der Feſtſetzung und Auszahlung der 
Vergütung (Entſch. des OBK., Mitt. Bd. 1915 S. 195). 

Von den Roheinkünften dürfen abgeſetzt werden die 
Betriebsausgaben, das ſind die zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung gemachten Aufwendungen; von den Reinein: 
künften dürfen abgeſetzt werden die ſog. abziehbaren Ver— 
brauchsaus gaben. 

Es iſt nicht erforderlich, daß die Betriebsausgaben not— 
wendig oder nützlich waren; es genügt, daß fie für nützlich ge= 
halten wurden. 

Betriebsausgaben (Art. 12 Abſ. 1) ſind insbeſondere: 
Bureaumiete — der Mietwert im eigenen Hauſe iſt dem Ein⸗ 
kommen zuzuſchlagen —; ſind Bureau und Wohnung ver— 
einigt und die Koſten nicht ausgeſchieden, ſo hat eine den Ver⸗ 
hältniſſen entſprechende Ausſcheidung zu erfolgen. Koſten für 
Heizung, Beleuchtung, Telephon (Entſch. des OBK., Mitt. Bd. 15 
S. 114), ferner für Bureauutenſilien und Fachliteratur, der ge⸗ 
ſamte Perſonalaufwand an Gehältern, Gratifikationen, Ver⸗ 
ſicherungskoſten, die von dem Anwalte geſetz⸗ oder vertrags⸗ 
mäßig zu leiſten ſind u. a. m., die eigenen Verſicherungskoſten 
des Anwalts gegen Feuer und Einbruch, ferner die Haftpflicht: 
verſicherung von Anwälten, Abgaben an öffentlich⸗ rechtliche 
Verbände für Standesvertretung, alſo Beiträge an die Anwalts⸗ 
kammer, aber nicht Beiträge an Anwaltsvereine. 


Abziehbar ſind auch Betriebsverluſte und angemeſſene 
Rücklagen für wahrſcheinliche Betriebsverluſte. In der anwalt⸗ 
ſchaftlichen Buchführung beſtehen ja in der Regel ſolche Dubioſen⸗ 


1) gl. die obige Abhandlung von Marcuſe. 


konten nicht. Zu den Betriebsverluſten gehören auch Burüd- 
erſtattungen infolge Gebührenherabſetzungen. Auch der tat⸗ 
ſächliche, durch etwaige Haftpflichtverſicherung nicht gedeckte 
Aufwand zum Erſatz des durch berufliches Verſehen verurſachten 
Schadens wird als abzugsfähig erachtet. (Entſch. der OBK., 
Mitt. Bd. 15 S. 57.) Der Verluſt iſt in dem Jahre abziehbar, 
in dem er angefallen iſt, nicht in dem er bezahlt wurde; das 
entſpricht dem Grundſatze der „verdienten“ Gebühren. 

Nicht abziehbar ſind die Koſten für Berufskleidung 
(Robe), auch wenn das Tragen der Berufskleidung geſtattet 
oder Pflicht iſt, nicht die Koſten für die erſte Einrichtung, wohl 
aber die Koſten für Erhaltung und Ergänzung im bisherigen 
Beſtande, ſofern nicht für dieſen Zweck Abſchreibungen ſtatt⸗ 
finden. (Entſch. der OBK., Mitt. Bd. 15 S. 87.) 

Der in Entſch. der OBK., Mitt. Bd. 15 S. 159, aus⸗ 
geſprochene Grundſatz, daß es ſich für Landwirte, die keine 
kontinuierlich fortlaufende Inventare oder Sachkonti nach Art 
der kaufmänniſchen doppelten Buchführung führen, empfiehlt, 
in der Regel Abſchreibungen zu unterlaſſen und dafür die 
wirklich aufgewendeten Koſten der Erſatzbeſchaffung und Wieder⸗ 
inſtandſetzung des Inventars als Betriebsausgaben aufzurechnen, 
iſt auch für Anwälte beachtlich. 

Die in Art. 12 Abſ. II aufgeführten abziehbaren Ver⸗ 
brauchsabgaben (Schuldzinſen, Verſicherungsprämien bis zu 
beſtimmter Höhe u. a. m.) bieten im weſentlichen für die Be⸗ 
trachtung der anwaltſchaftlichen Steuerpflicht keine Beſonder⸗ 
heiten. Zu den abziehbaren Verbrauchsausgaben gehören auch 
„die notwendigen Ausgaben für Fahrten zwiſchen 
Wohnſitz und Arbeitsſtätte“. Darunter fallen die Fahrt⸗ 
koſten, wenn Wohnſitz und Bureau örtlich nicht zuſammenfallen, 
ſoweit dieſe Koſten der Höhe nach notwendig ſind, nicht ſolche, 
die nur durch beſonderes Luxusbedürfnis entſtehen, wie durch 
Benützung von Automobil. Ob aber die örtliche Trennung 
von Wohnung und Bureau notwendig war, unterſteht nicht 
der Nachprüfung. Andere Fahrtkoſten: von Wohnung zu 
Bureau im ſelben Orte, von Bureau zu Gericht find als 
Betriebsausgaben abziehbar, falls in Würdigung des Einzel⸗ 
falles die allgemeinen Vorausſetzungen für ihre Einweiſung unter 
die Betriebsausgaben vorliegen. (v. Breunig a. a. O. S. 147.) 
Für den Regelfall dürfte dies abzulehnen ſein. Hier ſteht alſo 
das bayeriſche Steuerrecht im Gegenſatz zur preußiſchen Praxis. 

Die Tagegelder und Reiſekoſten des Rechtsanwalts 
ſind Beſtandteile ſeiner Roheinkünfte; hiervon kommen als 
abzugsfähige Betriebsausgaben nur die wirklich anfallenden 
Auslagen in Betracht (Reiſeauslagen, Übernachtungskoſten, 
Mehraufwand für Zehrung auf der Reiſe gegenüber dem 
regelmäßigen Aufwande zu Hauſe u. dgl.). Die Tagesgelder 
ſelbſt, die Kilometergelder, die Ab: und Zugänge find nicht 
abzugsfähig (Entſch. der OBK., Mitt. Bd. 15 S. 110). 

Die Veranlagung zur Steuer erfolgt am Orte des 
Wohnſitzes des Steuervorjahres, auch wenn die Berufs⸗ 
tätigkeit des Anwalts an einem anderen Orte ausgeübt wird. 
Anderungen im Wohnſitz bis zum Beginne des Steuerjahres 
ſollen im Wege der Überweiſung Berüdfichtigung finden. Bei 
mehrfachem Wohnſitz hat der Steuerpflichtige die Wahl des 
Ortes der Veranlagung (Art. 29). 
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Der ſteuerrechtliche Wohnſitz ſetzt die Innehabung einer 
Wohnung voraus; ein bloßes Bureau iſt kein Wohnſitz (v. Henle: 
Die bayeriſchen Gemeindeſteuergeſetze, München 1911, S. 23). 

Der Wohnſitz iſt in erſter Linie von Bedeutung für die 
Gemeindeumlage. 

Umlageberechtigt iſt nach dem Umlagengeſetz vom 14. Auguſt 
1910 die Gemeinde, in der der Steuerpflichtige feinen Wohnſitz 
hat (Art. 19). Bei mehrfachem Wohnſitz ſind ſämtliche 
Wohnſitzgemeinden anteilsweiſe umlagenberechtigt (Art. 15). 

Die Einkommenſteuer, alſo die ganze Steuer, die allein 
für das Berufseinkommen des Anwaltes in Frage kommt, iſt 
gegenüber den anderen Steuern, den ſogenannten Ertragsſteuern 
hinſichtlich der Gemeindeumlagen privilegiert. Der Einkommen⸗ 
ſteuer unterliegen an ſich die Einkünfte aus ſämtlichen Erwerbs⸗ 
quellen (Grundvermögen, Gewerbebetrieb, Kapitalvermögen, 
Beruf uſw.). Die drei erſten Gattungen unterſtehen noch einer 
Sonderbeſteuerung, gewiſſermaßen der Erſatz für die in Bayern 
noch nicht eingeführte Vermögensſteuer. Für die Berechnung 
der Gemeindeumlagen werden nun die Einkommenſteuern von 
ſteuerbarem Einkommen von mehr als 8000 bis mehr als 
24 000 4 um ½0 bis 10 erhöht. Nach Durchführung dieſer 
Erhöhungen werden die Einkommenſteuern mit den halben Beträgen 
in Anſatz gebracht, während die Ertragsſteuern zu weſentlich 
erhöhten Beträgen in Anſatz gebracht werden (Art. 25 UmlG.). 
Aus dieſen halben Beträgen iſt der Prozentſatz der Gemeinde⸗ 
umlage zu entrichten. 
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C. Württemberg. 
Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Löwenſtein I, Stuttgart. 


Das Berufseinkommen der württembergiſchen Rechtsanwälte 
wird nach dem Einkommenſteuergeſetz für das Königreich Württem⸗ 
berg vom 8. Auguſt 1903 zur Steuer herangezogen. Die weſent⸗ 
lichſten Unterſchiede gegenüber der preußiſchen Steuerbehandlung 
ſind etwa folgende: 

Während als Steuerjahr in Württemberg wie in Preußen 
die Zeit vom 1. April bis 31. März gilt, wird dagegen in 
Württemberg nicht zugrunde gelegt das Einkommen, welches 
der Steuerpflichtige während des dem Steuerjahr voran⸗ 
gegangenen Kalenderjahres bezogen hat; es erfolgt vielmehr 
die Beſteuerung nach dem Ergebnis des unmittelbar voraus⸗ 
gegangenen Steuerjahres. Es ſind alſo bei der auf 1. April 
1916 abzugebenden Steuererklärung maßgebend die Berufs⸗ 
einlünfte der Zeit vom 1. April 1915 bis 31. März 1916. 

Die Frage, ob das Einkommen nach den eingegangenen 
oder den verdienten Gebühren zu berechnen iſt, wird durch 
die württembergiſche Geſetzgebung einfach und meines Erachtens 
durchaus praktiſch gelöſt. Nach Art. 15 Abſ. 3 des Geſetzes 
bleiben ausſtehende Forderungen vollſtändig außer Betracht und 
find nachträglich eingehende Forderungen aus früheren Jahren 
in Einnahme zu ſtellen. Es erübrigt ſich alſo nach dieſen 
Beſtimmungen die Aufmachung einer weitläufigen und im 
Reſultate doch immer wieder nicht abſolut zuverläſſigen Buch⸗ 

hrung. Denn maßgebend allein iſt die Höhe der tatfächlich 
während des Berechnungsjahres eingegangenen Beträge. 

Für die durch den Krieg hervorgerufene Umgeſtaltung 
des Berufseinkommens ſind von Bedeutung die Be⸗ 
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ſtimmungen des Art. 67 des Geſetzes. Wird nachgewieſen, 
daß während des laufenden Steuerjahrs infolge Wegfalls einer 
Einnahmequelle das für das Steuerjahr feſtgeſtellte Einkommen 
um mehr als den vierten Teil ſich vermindert hat, fo kann, 
inſoweit dieſe Einkommensverminderung nicht durch eine während 
des laufenden Steuerjahrs erfolgte Einkommensvermehrung aus⸗ 
geglichen wird, vom Beginn des auf den Eintritt der Ein⸗ 
kommensverminderung folgenden Monats ab eine dem ver⸗ 
bliebenen Einkommen entſprechende Ermäßigung der Einkommens⸗ 
ſteuer beanſprucht werden. Nur wenn alſo die Einnahmequelle 
vollſtändig weggefallen iſt, tritt, und zwar auch hier nur auf 
Antrag, die Ermäßigung der Einkommenſteuer in Kraft. Zur 
Vorausſetzung genügt hienach auch in Württemberg nicht eine 
auch noch fo erhebliche Verminderung der Berufsgeſchäfte, viel 
mehr muß vorliegen der Fall, daß die Ausübung der Praxis 
vollſtändig unmöglich geworden iſt. Dies wird allerdings bei 
den zur Fahne einberufenen Kollegen meiſt zutreffen. 

Bei Unteroffizieren und Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtandes, welche mit einem Einkommen von nicht mehr als 
3200 & veranlagt find, wird auf Verlangen der Stever⸗ 
pflichtigen von der Erhebung der veranlagten Einkommens⸗ 
ſteuer nach Art. 67 Abſ. 2 des Geſetzes für diejenigen Monate 
abgeſehen, in welchen ſie ſich im aktiven Dienſte befinden. 


D. Sachſen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Die von Mareuſe entwickelten Grundſätze gelten im all 
gemeinen auch für das Gebiet des Königreichs Hachſen, aller, 
dings mit einigen nicht unweſentlichen Abweichungen.“) In 
einzelnen: 

1. Das Steuerjahr läuft nicht vom 1. April ab, ſondem 
mit dem Kalenderjahre. 

2. Die Aufforderung zur Abgabe von Deklarationen it 
bereits Mitte Oktober d. J. mit einer Friſt von 3 Wochen 
erfolgt. Infolgedeſſen haben die meiſten Rechtsanwälte die 
Deklarationen für das Steuerjahr 1916 bereits abgegeben. 
Wegen der Kriegsteilnehmer ſiehe unten 9. 

3. Der Rechtsanwalt wird ſteuerrechtlich wie ein Gewerbe 
treibender behandelt. Er wird nach 88 17d, 21 EintSt0)) 
veranlagt (Instruktion 8 61, vgl. Jahrb.) 5, 343). Daraus folgt: 

a) Das Einkommen iſt nach dem Durchſchnitt der lezten 
drei Geſchäftsjahre zu berechnen ($ 21 Ziff. 6 EinkStG.), das 
find für das Steuerjahr 1916 die drei letzten Geſchäftsjahre 
vor der am 12. Oktober 1915 erfolgten Aufſtellung der Haus 
liſten. Da bei Rechtsanwälten das Geſchäftsjahr ſich im all 
gemeinen mit dem Kalenderjahre deckt, kommen für das Steuer“ 
jahr 1916 regelmäßig die Kalenderjahre 1912, 1913 und 1914 
in Betracht. Beſteht die Anwaltspraxis noch nicht ſolang, ſo 
iſt das Einkommen nach den Ergebniſſen ſeit der Zeit des 
Beſtehens der Praxis, falls aber auch dieſe Zeit keinen Anhalt 
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bietet, nach dem Stand zur Zeit der Einſchätzung oder des 
Kataſterſchluſſes zu veranſchlagen ($ 16 Abſ. 2, 8 21 letzter 
Satz EintStG.). : 

b) Der Reingewinn einer Anwaltsſozietät ift den einzelnen 
Sozien nach Maßgabe ihres Anteils anzurechnen. Erhalten 
die beteiligten Anwälte für Mühewaltungen im Intereſſe der 
Praxis beſondere Vergütungen für Rechnung der Anwalts⸗ 
ſozietät (z. B. der einzelne Anwalt erhält die Reiſekoſten für 
die von ihm ausgeführten Geſchäftsreiſen; oder er erhält eine 
beſondere Vergütung für die Tätigkeit in einem Zweigbureau), 
fo find dieſe Vergütungen feinem Gewinnanteile hinzuzurechnen 
(8 21 Ziff. 3 Eink StG.) 

4. Der Rechtsanwalt wird ausnahmsweiſe nicht als Ge⸗ 
werbetreibender behandelt, 

a) wenn er Honoraranwalt iſt (Jahrb. 11, 259; anders 
bei wirklichem Geſellſchaftsverhältnis und Verluſtbeteiligung, 
mag au der Anteil am Gewinn fixiert ſein: Jahrb. 9, 179). 
Der Honoraranwalt wird nach 88 17 c, 20 EinkStG. veran⸗ 
lagt. Maßgevend iſt nicht der Durchſchnitt der letzten drei 
Jahre, ſondern das Einkommen des Jahres 1914; 

b) ſoweit das Reichs doppelſteuergeſetz Anwendung findet. 
Im Sinne dieſes Geſetzes iſt nach einem Beſchluſſe ces Bundes» 
rats vom 20. November 1908 die Berufstätigkeit der Rechts⸗ 
anwälte nicht als Gewerbebetrieb u betrachten. Ein preußiſcher 
Anwalt, der am Orte eines ſächſiſchen AG. eine Sprechſtunde 
abhält und Termine abwartet, kann in Sachſen zur Steuer 
nicht herangezogen werden (3 5 Emk St G.). Umgekehrt iſt ein 
in Sachſen wohnender Anwalt, der außerhalb Sachſens ein 
Bureau oder Zweigbureau unterhält, auch wegen des hieraus 
entſpringenden Einkommens der ſächfiſchen Beſteuerung unter: 
worfen. 

5. In Sachſen iſt im Gegenſatz zu Preußen die Ver⸗ 
ſteuerung nach dem Verbrauche zuläſſig. Iſt das Einkommen 
eines Anwalts, der in Sachſen eine eigene Haushaltung hat, 
geringer als die Summe, die er zur Beſtreitung des Unterhalts 
für ſich und die von ihm unterhaltenen Perſonen oder für frei⸗ 
wellige Unterſt gungen an andere auſwendet, fo kann dieſe 
Summe als Betrag des Einkommens angenommen werden. 
Dieſe Art der Beſteuerung iſt nicht obligatoriſch, ſie ſteht im 
Ermeſſen der Steuerbehörden. 

6. Die Rechtsanwälte verſteuern ihr geſamtes Einkommen 
für die Staatsſteuer an ihrem Wo nſitz, nicht an dem Orte, 
an dem fie die Praxis ausüben ($ 8 Ziff. 1 EinkStG.). — 
Dagegen findet fur die Kom unalfteuer, wenn Wohnort und 
Ort der Praxis auseinandertallen, die Verſteuerung zum Teil 
an dem einen, zum Teil an dem anderen Orte ſtatt unter 
Ausſchluß der Doppelbeſteuerung (Gemeindeſteuergeſetz vom 
11. Juli 1913 §8 37, 38, 40; das Geſetz tritt erſt am 
1. Januar 1916 m Kraft). 

7. Wirkungen, die ſich an die Aufgabe der Praxis 
oder eine weſentliche Veränderung knüpfen. In der 
Hauptſache treffen die Ausführungen Marcuſes auch für Sachſen 
zu. Die Minderung des Einkommens nach erfolgter Ver⸗ 
anlagung iſt nur dann zu berückſichtigen, wenn ſie mehr als 
25 Prozent beträgt. Der Anſpruch auf Herabſetzung erliſcht, 
wenn er nicht bis zum Ablaufe des Steuerjahres bei der zu⸗ 
ſtändigen Behörde angemeldet wird. Zuſtändig iſt die Gemeinde⸗ 
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behörde, wenn ihr die Anlegung des Kataſters übertragen iſt, 
ſonſt die Bezirksſteuereinnahme. 

Eine weſentliche Veränderung der Einkommensquelle {fl 
nach ſächſiſcher Praxis nur dann anzunehmen, wenn die Quelle 
in ihrer Grundlage berührt iſt und erwartet werden muß, ſie 
werde fortan in ſo veränderter Weiſe fließen, daß ſie als eine 
von der bisherigen Quelle verſchiedene anzuſehen iſt. Hiernach 
wird Quellenänderung kaum angenommen werden, wenn etwa 
ein Rechtsanwalt, der bisher beim Landgericht Dresden zu⸗ 
gelaſſen war, ſich beim Oberlandesgericht Dresden niederläßt. 

8. Zu der Frage, ob das Einkommen nach den ein⸗ 
gegangenen oder den verdienten Gebühren zu berechnen 
iſt, hat die ſächſiſche Praxis bisher keine Stellung genommen. 
Die Deklarationen der Anwälte, die lediglich die eingegangenen 
Gebühren deklarierten, ſind meines Wiſſens nicht beanſtandet 
worden. 

9. Kriegsteilnehmer. 

a) Das Geſetz vom 21. Juli 1915 beſtimmt, daß die 
Unterlaſſung der Abgabe einer ſchriftlichen Einkommens⸗ 
deklaration oder die Verſäumung der Deklarationsfriſt für 
Kriegsteilnehmer den Verluſt des Reklamationsrechts nicht nach 
ſich zieht. Deshalb können auch die im Felde ſtehenden 
Kollegen, denen eine Aufforderung zur Deklaration — ſei es 
im Felde, ſei es durch Erſatzzuſtellung (dieſe iſt im Steuerrecht 
zuläſſig) — zugeſtellt worden iſt, trotz Ablauf der drei⸗ 
wöchentlichen Friſt noch deklarieren. Es iſt den Kollegen zu 
empfehlen, dies zu tun; ſie müſſen ſonſt damit rechnen, daß ſie 
mit dem gleichen Betrage veranlagt werden, wie für das 
Steuerjahr 1914 oder das Steuerjahr 1915, alſo mit dem 
Durchſchnitt von 1910/12 oder 1911/13. Neben dem Geſetz 
vom 21. Juli 1915 iſt die V. über den Einfluß des Kriegs⸗ 
zuſtandes auf Streitigkeiten wegen Geldforderungen des öffent⸗ 
lichen Rechts vom 13. Oktober 1914 von Bedeutung. Danach 
ſind alle Anſichtenfriſten in Verwaltungsſachen — alſo auch die 
unter 7 erwähnte — zugunſten der Kriegsteilnehmer gehemmt. 

b) In materieller Beziehung hat das Finanzminiſterium 
für das Steuerjahr 1915 folgenden Standpunkt eingenommen: 
Wenn das Einkommen eines Anwalts infolge Eintritts zum 
Heeresdienſte durch Schließung ſeines Bureaus vollkommen 
weggefallen iſt, ohne daß ein Vertreter beſtellt oder ſonſtwie 
der Weiterbetrieb für Rechnung des Kriegsteilnehmers einem 
Berufsgenoſſen übertragen worden iſt, ſoll trotzdem ein dauernder 
Wegfall der Einkommensquelle meiſt nicht angenommen werden. 
Dieſe Meinung, die mit der preußiſchen Praxis im Widerſpruch 
ſteht, iſt mit dem Geſetze nicht zu vereinbaren; ſie deckt ſich auch 
nicht mit den Grundſätzen, die das Finanzminiſterium für die 
Beſteuerung von Angeſtellten gegeben hat. Bei einem Anwalt, 
der wegen ſeiner Einberufung ſein Bureau ſeit mehr als einem 
Jahre geſchloſſen hat, iſt die Einkommensquelle weggefallen, und 
zwar nicht nur vorubergehend. Es iſt zu hoffen, daß das Finanz⸗ 
miniſterium die Folgerung aus der langen Dauer des Krieges 
ziehen und wenigſtens für das Jahr 1916 den Quellenwegfall 
anerkennen wird. Ebenſo darf erwartet werden, daß für die Fälle, 
wo der einberufene Anwalt durch einen Referendar oder einen 
Anwalt vertreten wird und damit — was die Regel fein wird 
— ein erheblicher Ruckgang der Praxis verbunden iſt, eine 
weſentliche Veränderung der Einkommensquelle anerkannt wird. 
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Die Ausübung der Praxis durch einen Vertreter iſt von der 
Ausübung in Perſon dermaßen verſchieden auch in ihrem 
finanziellen Ergebniſſe, daß zumeiſt der Beſland der Quelle 
berührt erſcheint. — In den dazu geeigneten Fällen kann 
Erlaß, Ermäßigung oder Geſtundung der an ſich begründeten 
und fälligen Steuer bewilligt werden (V. vom 22. Oktober 1910, 
GVBl. 423). 

e) Das Militärdienſteinkommen der Rechtsanwälte iſt auch 
in Sackſen ſteuerfrei (8 46 Abſ. 2 RMilG., § 6 Ziff. 4 und 5 
EinkStG.). 


E. Baden. 
Von Rechtsanwalt Strauß L Mannheim. 


Für Baden iſt den Ausführungen des einleitenden Auf 
ſatzes allenthalben beizutreten. 

Abweichungen des Geſetzes und ſeiner Handhabung geben 
Anlaß nur zu wenigen ergänzenden Bemerkungen. 

Bei der Feſtſetzung des Jabreseinkommens bildet 
das Kalenderjahr nicht die ausſchließliche Grundlage. Das 
Geſetz ſtellt dem Steuerpflichtigen neben dieſem allgemein auch 
das Geſchäftsjahr zur Auswahl. Jeder, auch der Angehörige 
eines freien Berufs, der Bücher führt und dieſe jährlich im 
gleichen Zeitpunkt zum Abſchluß bringt, kann die ſich danach 
ergebende Periode für ſeine Steuerangabe verwenden. 

Bei der Bemeſſung des Einkommens begegnet die 
Zugrundelegung der tatſächlichen Einnahmen während eines 
Jabres ſeitens der Steuerbehörde kemer Schwierigkeit. Es 
können daber die bereits verdienten, aber noch nicht eingegan⸗ 
genen Beträge außer Betracht bleiben, andererſeits ſind aber 
die bezablien Vorſchüſſe einzurechnen. 

Beide Poſten werden ſich im weſentlichen decken. Die 
Berechnungsweiſe dürfte auch dem Zwecke des Geſetzes vollauf 
gerecht werden. 

Die ſteuerliche Erfaſſung der wandelbaren Bezüge iſt gerade 
in Baden von vornherein auf die Ausgleichung im Laufe der 
Jahre gearündet. Hier wird das Einkommen eines Jahres in 
Wirklichkeit ſogar erſt im übernächſten Jahre zur Steuer heran⸗ 
gezogen. Die am 1. April — dem Erklärungszeitpunkte — an⸗ 
gegebenen Ein'ommensbeträge, die aus dem verfloſſenen Kalender⸗ 
oder Geſchäftsjahr entnommen werden, bilden die Grundlage 
der Steuerberechnung für das darauf folgende Kalenderjahr. 
Nur eine Erhöhung oder Minderung um mehr als 20 Prozent 
findet bereits im Erklärungsjahr Berückſichtigung. 

Der Abzugsfahigkeit der Ausgaben für Fachliteratur 
ſteht in Baden eine gerichtliche Entſcheidung nicht entgegen. 
Man wird ſie als Betriebsausgabe betrachten dürfen, wenn 
nicht die Lage des einzelnen Falles eine andere Entſcheidung 


rechtfertigt. 


F. Geſſen. 
Von Rechtsanwalt Otto Winkler, Mainz. 


Das heſſiſche Einkommenſteuergeſetz (EinkStG.) kennt die⸗ 
ſelben Arten von Steuerquellen wie das preußiſche: Einkommen 
aus Grundbeſitz, Kapit.Ivermögen, Handel⸗ und Gewerbe und 
wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher oder ſonſtiger gewinnbringender 
Berufstätigkeit. Unter letztere Art rechnet das Einkommen des 


nach feinem wahrſcheinlichen Ertrag unter Zugrundelegung des 
Eriragsdurchſchnittes der letzten drei Jahre anzuſchlagen. Bezieht 
der Anwalt dieſes Einkommen noch keine drei Jahre, fo ift der 
Durchſchnitt aus dem bezüglichen geringerer Zeitraum zu nehmen 
Zu dieſem Ertrag iſt auch der volle Geldwert der Nahıral, 
nutzungen einzurechnen, den der Steuerpflichtige zur Bestreitung 
ſeines Haushalts aus anderen Einnahmequellen etwa beziehen 
ſollte (Art. 15 EinkStG.). Für die Beſteuerung iſt ebenſo vie 
in Preußen der tatſächliche Wohnſitz maßgebend (Ertſch. 
des VGH. vom 7. Oktober 1905). Hinzuweiſen wärt hiebei 
noch auf das Doppelbeſteuerungsgeſetz vom 22. März 1909, 
das aber anerkanntermaßen nur für die ſtaatliche Befteuerung 
gilt. Als Steuerjahr gilt die Zeit vom 1. Apnl bis 31. Pin, 
Die Steuererklärungen find jährlich nach erfolgter öffentlicher 
Bekanntmachung binnen der in derſelben feſtgeſetzten Friſt von 
mindeſtens vier Wochen ohne beſondere Aufforderung bei den 
Bürgermeiſtereien abzuliefern (Art. 20 Eink StG). Eine Ber 
änderung an dem Einkommen im Laufe des Jahres, für welches 
die Veranlagung erfolgt iſt, zieht weder eine Erböhung noch 
eine Verminderung der Steuer nach ſich. Beträgt aber der 
Verluſt einzelner Emnahmequellen mehr als ein Viertel des 
geſamten Jahreseinkommen, ſo darf auf dem Wege der Be 
rufung mit Wirkung vom Schluſſe des Monats an, in welchem 
der Verluſt eingetreten iſt, die Herabſetzung gefordert werden 

(Art. 9 EinkStG.). Bezüglich der Frage, was als Einkommen 

zu gelten hat, kann auf die Ausführungen don Harcufe 

über die Beſteuerung des Berufseinkommenz der Nett 

anwälte Bezug genommen werden. Nach dem Borat 

des heſſiſchen Geſetzes iſt eine Einſchränkung dahin zu madkn, 

daß als Einkommen nur der wahrſcheinliche Ertrag nach den 
Durchſchnitt des Ertrags der letzten drei Jahre anzusehen ft 

Daraus folgt, daß der Begriff Einkommen nicht die ausſt hende 
Gebühren umfaßt, ſondern nur das, was die Praxis als em, 
gegangene Gelder eingebracht hat. Das prrußiſche Oberer 
waltungsgericht hat dieſen Grundſatz für Arzte zwar an 
erkannt, aber für Rechtsanwälte verneint. Doch dürfte dieſes 
Urteil anfechtbar fein. Die Begründung ſieht das ent 
ſcheidende Merkmal darin, daß die Gebührenorbmng für 
Rechtsanwälte die Gebühren feſt begrenzt, während die Be 
bührenordnung der Arzte einen gewiſſen Spielraum Iafı. 
Es wird hier überſehen, daß der Arzt jede zu berechnende 
Gebühr ſofort feſtſetzen und berechnen kam, auch bench 
wird, weil ihm ja jeder Maßſtab für die Angemeſſenheit feiner 
Forderung fehlt, ſobald der Patient aus der Behandlung el 
laſſen iſt und ihm damit aus den Augen kommt. Cbenſo wie 
bei Arzten tritt bei Rechtsanwälten häufig der Fall ein daß 
das Honorar ganz oder zum Teil aus rein menschlichen und 
idealen Gründen erlafien wird. Eine verſchiedenartige Beurteilung 
erſcheint danach ungerecht. In Heſſen wird, ſoweit belamt 
von der Steuerbehörde die vorſtebende Auffaſſung geteilt. Dies 
iſt um fo billiger, als auch die Ausgaben erſt dann als abjug% 
fähig angeſehen werden, wenn ſie bezahlt ſind (Entſch des 8050 
vom 7. Mai 1904). Im übrigen gelten die Ausführungen bon 
Marcuſe auch für Heſſen. Zweifelhaft find für Heſſen die 
Fragen, ob die Koſten eines Vertreters während des Erholung 
urlaubs nicht abzugsfähig find und ob die Aufwendungen für 
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Fachliteratur abgezogen werden dürfen. Die erſtere Frage hat 
der Verwaltungsgerichtshof in ſeiner Entſcheidung vom 2. Juli 
1904 für Arzte bejaht, die letztere Frage für Ingenieure und 
Privatdozenten in den Entſcheidungen vom 20. Mai 1911 und 
8. Juni 1912 verneint. In der erſteren Frage beſteht kein 
Anlaß, die analoge Anwendung für den Rechtsanwalt zu ver⸗ 
neinen, während im zweiten Fall die Sachlage bezüglich des 
Rechtsanwalts inſofern eine andere Beurteilung fordert, weil 
der Rechtsanwalt nicht nur in zweiter, ſondern in erſter Linie 
ſtändig mit der Rechtſprechung vertraut ſein muß und ſo die 
Fachliteratur ein notwendiges Mittel zur Ausübung ſeines 
Berufes wird. 

Stirbt ein Steuerpflichtiger, ſo müſſen die Erben die Steuer 
für das laufende Jahr zahlen. Erliſcht durch deſſen Tod ſein 
Einkommen ganz oder teilweiſe, ſo kann im Wege der Berufung 
Nachlaß bzw. Herabſetzung der Steuer von Beginn des Monats, 
in dem der Steuerpflichtige ſtirbt, verlangt werden. Die bis 
zum Ablauf des Steuerjahres ungeteilte Erbmaſſe wird ſelb⸗ 
ſtändig beſteuert (Art. 9 EinkStG.). 


— — 


G. Mecklenburg. 
Von Juſtizrat Dr. Hinrichſen, Güſtrow. 


In Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗ 
Strelitz ſind durch die beiden gleichlautenden Einkommen⸗ 
ſteuergeſetze vom 6. Mai 1913 die Verhältniſſe im weſentlichen 
ebenſo geregelt wie in Preußen. Insbeſondere gilt auf Grund 
dieſer Geſetze auch in beiden Großherzogtümern Mecklenburg 
der Anwaltsberuf ſteuerlich als gewinnbringende Beſchäftigung. 
Das Steuerjahr läuft vom 1. Juli bis 30. Juni des nächſten 
Jahres. Der Beſteuerung wird das Einkommen des Normaljahres 
zugrunde gelegt, das vom 1. April des vorangegangenen Jahres 
bis zum 31. März des Jahres läuft, in dem das Steuerjahr be⸗ 
ginnt. Im Steuerjahre vom 1. Juli 1915 bis 30. Juni 1916 ſind 
alſo die Einnabmen aus dem Normaljahre vom 1. April 1914 
bis 31. März 1915 zu verſteuern. Wenn während des laufenden 
Steuerjahres infolge Wegfalls oder außergewöhnlicher Unglücks⸗ 
fälle das Einkommen um mehr als den fünften Teil vermindert 
worden iſt, ſo kann von Beginn des auf die Einkommens⸗ 
minderung folgenden Monats an eine entſprechende Steuer⸗ 
ermäßigung beanſprucht werden. Nach den aus Anlaß des 
Krieges aufgeſtellten Grundſätzen der maßgebenden Behörden 
iſt der Wegfall der Einnahmequelle angenommen worden, wenn 
Rechtsanwälte oder Notare zur Fahne einberufen wurden und 
damit aufhörten, für eigene Rechnung den Anwaltsberuf aus⸗ 
zuüben (Schluß des Geſchäftszimmers, Überlaſſung des Be⸗ 
triebes, ſoweit er nicht von ſelbſt aufhörte, an den nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift zu benennenden Vertreter für eigene Rechnung), 
nicht dagegen in Fällen, wo ein Vertreter den Betrieb für den 
einberufenen Anwalt aufrechterhält. Maßgebend iſt auch hier 
der Wohnſitz. So zahlt der preußiſche Anwalt, 
der vorübergehend während des Krieges 
zur Vertretung eines eingezogenen mecklen⸗ 
burgiſchen Anwaltes nach Mecklenburg gekommen 
iſt und ſeinen Wohnſitz in Preußen behalten hat, in 
Mecklenburg keine Steuern. Der nicht am Sitze des 
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Amtsgerichts wohnhafte Amtsgerichtsanwalt wird an ſeinem 
Wohnſitze zur Einkommenſteuer veranlagt; gemäß § 18 NAD. 
muß es aber immer ein Ort innerhalb des Amtsgerichtsbezirkes 
fein, eine Uberſchreitung der bundesſtaatlichen Grenzen ift damit 
ausgeſchloſſen. Das für preußiſche Landgerichtsanwälte an⸗ 
geführte Beiſpiel (Hamburg⸗Altona) trifft für Mecklenburg nicht 
zu, weil kein Sitz eines mecklenburgiſchen Landgerichtes im 
Sinne des § 18 NAD. mit einem Orte außerhalb Mecklen⸗ 
burgs benachbart iſt. Wegen der Berechnung des ſteuerbaren 
Jahreseinkommens enthält der Art. 20 der Anweiſung zur 
Ausführung des Einkommenſteuergeſetzes die auch für Preußen 
maßgebenden Beſtimmungen. Eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
gibt es in Mecklenburg nicht. Unverkennbar zeigt ſich ſchon 
jetzt der Einfluß der preußiſchen Rechtſprechung auf die Hand⸗ 
habung des auf den gleichen Grundlagen beruhenden Geſetzes. 
Von allzu großen Feinheiten (wozu ich die bekannte nicht 
gerade großzügige Entſcheidung wegen der Fachliteratur rechne) 
werden ſich hoffentlich die zur Entſcheidung von Steuerfragen 
berufenen mecklenburgiſchen Verwaltungsbehörden freihalten. 
Abſchließende Erfahrungen liegen bei der kurzen Geltungsdauer 
der Geſetze noch nicht vor. 


— 


H. Fhüringiſche Staaten. 
Von Rechtsanwalt Karl Mehnert, Altenburg (S.⸗A.). 


Die Thüringiſchen Staaten ſind folgende 8 Bundes⸗ 
ſtaate: Das Großherzogtum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach; die 
Herzogtümer: Sachſen⸗ Altenburg, Sachſen-Coburg⸗ Gotha, 
Sachſen⸗Meiningen-Hildburghauſen; die Fürſtentümer: Reuß 
jüngere Linie, Reuß ältere Linie, Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Schwarzburg⸗Sondershauſen. Die Grundlage der Beſteuerung 
des Berufseinkommens der Rechtsanwälte in den Thüringiſchen 
Staaten bilden die Einkommenſteuergeſetze, und zwar in 
Sachſen⸗-Weimar vom 11. März 1908 / 30. März 1909. 
Sachſen⸗Altenburg vom 27. April 1896 mit Novelle vom 
18. Dezember 1909, neue Faſſung vom 4. Januar 1910. 
Sachſen-Coburg vom 2. Dezember 1908 mit Novelle vom 
4. Juli 1910 und 21. Januar 1913, Sachſen⸗Gotha vom 
12. März 1907, Sachſen-Meiningen vom 14. März 1910, 
Reuß jüngere Linie vom 15. Juli 1909, Reuß ältere 
Linie vom 21. Dezember 1911, Schwarzburg-Rudolſtadt 
vom 31. Mai 1902, Schwarzburg-Sondershauſen vom 
15. Februar 1912. Die Geſetzgebung der Thüringiſchen 
Staaten auf dem Gebiete der Einkommenſteuer lehnt ſich an 
das preußiſche Einkommenſteuergeſetz an. So ſagt die Be⸗ 
gründung zum Einkommenſteuergeſetz von Reuß ältere Linie: 
„Der Entwurf ſchließt ſich in ſeinem materiellen Teil, abgeſehen 
von der Staffelung des Steuertarifs, weſentlich an das 
preußiſche Einkommenſteuergeſetz und die demſelben nach⸗ 
gebildeten Einkommenſteuergeſetze verſchiedener anderer Staaten 
(u. a. Reuß jüngere Linie) an.“ Und in den Erläuterungen 
zum Entwurf des Einkommenſteuergeſetzes von Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt zu 88 13 und 14 iſt geſagt: „Die SS 13 und 14 
enthalten allgemeine Grundſätze für die Veranlagung und das 
Verfahren, welche in den Steuergeſetzen, anderer Staaten nur 
teilweiſe oder nur indirekt oder ohne Zuſammenhang ſich vor⸗ 
finden. 


185 


1544 


Insbeſondere hat der feinem Wortlaute nach unklare, zum 
Teil auch in das hierländiſche Geſetz ($ 8) und in die Steuer⸗ 
geſetze anderer Staaten übergegangene Inhalt des § 10 des 
preußiſchen Geſetzes im § 14 eine ausführliche und uns 
zweideutige Faſſung erhalten, welche geeignet iſt, Miß⸗ 
verſtändniſſen und Schwankungen in der Auslegung vorzubeugen. 

Der Inhalt dieſes § 14 iſt zum Teil der Rechtſprechung 
des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts bzw. der Ausführungs⸗ 
verordnung zum preußiſchen Geſetz, zum Teil auch den Kom⸗ 
mentaren der erſten Autoritäten entnommen.“ 

Die Einkommensarten ſind in ſämtlichen Thüringiſchen 
Staaten dieſelben wie in Preußen. In manchen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzen iſt das Berufseinkommen des Rech!sanwalts aus⸗ 
drücklich als Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung 
bezeichnet, z. B. in Schwarzburg⸗-Rudolſtadt, in anderen ergibt 
ſich aus dem Wortlaute des Geſetzes, daß es darunter fällt. 
In Sachſen⸗Altenburg findet auf die Berechnung des Ein⸗ 
kommens der Anwälte die Beſtimmung des $ 8 Abſ. 2 An: 
wendung: „Ihrem Betrage nach unbeſtimmte oder ſchwankende 
Einnahmen ſind nach dem Durchſchnitte der drei der Veranlagung 
unmittelbar vorangegangenen Jahre zu berechnen.“ Dieſelbe 
Beſtimmung enthält § 14 Ziff. 2 EinkStG. von Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Art. 12 desſelben Geſetzes von Sachſen⸗Meiningen 
und Gotha, § 54 desſelben Geſetzes von Sachſen⸗Weimar, vgl. 
8 12. In den übrigen Staaten findet, wie in Preußen, die 
Beſtimmung Anwendung, daß die Veranlagung nach dem 
Ergebniſſe des dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen 
Kalenderjahrs ftattfindet und, ſoweit ein Jahresergebnis nicht 
vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahresertrage. Das Steuer⸗ 
jahr läuft in Reuß jüngere und ältere Linie und Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen vom 1. April bis 31. März, deckt ſich in 
Sachſen⸗Gotha, Coburg und Schwarzburg⸗Rudolſtadt mit dem 
Rechnungsjahr der Staatskaſſe und in Sachſen⸗Weimar, Alten⸗ 
burg und Meiningen mit dem Kalenderjahr. Ort der Ver⸗ 
anlagung und Beſteuerung iſt der Wohnſitz des Anwalts. 
Im übrigen gelten in ſämtlichen thüringiſchen Bundesſtaaten 
hinfichtlich der Abzugsfähigkeit der Werbungskoſten, Veränderung 
der Einkommensquelle uſw. dieſelben Beſtimmungen wie in 
Preußen. 

Das Thüringiſche Oberverwaltungsgericht, das ſeit dem 
1. Oktober 1912 beſteht, hat meines Wiſſens ſich noch nicht 
mit ber Einkommenſteuer von Rechtsanwälten zu befaſſen gehabt. 


J. Brannſchweig. 
Von Juſtizrat V. Heymann, Braunſchweig. 

Im Herzogtum Braunſchweig gelten rückſichtlich der 
Beſteuerung des Berufseinkommens des Rechtsanwalts im 
weſentlichen die gleichen Grundſätze wie in Preußen. Hervor⸗ 
zuheben iſt insbeſondere, daß nach § 10 Nr. 2 des braun⸗ 
ſchweigiſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1908 die Veranlagung 
der phyſiſchen Perſonen nach dem Ergebniſſe des dem Steuer⸗ 
jahr unmittelbar voraufgehenden Kalenderjahres und, inſoweit 
für eine Einkommensquelle ein Jahresergebnis nicht vorliegt, 
nach dem mutmaßlichen Jahresertrage erfolgt; eine Veranlagung 
nach dem Durchſchnitt der drei dem Steuerjahre unmittelbar 
vorangegangenen Wirtſchafts⸗ bzw. Betriebsjahre erfolgt nur 
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bei ſolchen Perſonen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift des 
Handelsgeſetzbuches führen, ſowie hinſichtlich des Ernages aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 

Eine Verſchiedenheit zwiſchen Preußen und Bramſchweig 
beſteht nur rückſichtlich der Frage, ob das Einkommen nach den 
eingegangenen oder nach den verdienten Gebühren zu berechnen 
iſt. Eine Entſcheidung über dieſe Frage ſeitens des braun⸗ 
ſchweigiſchen Verwaltungsgerichtshofes ift bislang nicht ergangen. 
Die braunſchweigiſchen Rechtsanwälte berechnen bei der Steuer: 
erklärung ausnahmslos ihr Einkommen lediglich nach den 
wirklich eingegangenen Beträgen, und hat dieſes Verfahren bie: 
lang keine Beanſtandung der Steuerbehörde erfahren. 


K. Sanfekädte. 
Von Rechtsanwalt Ta chau, Hamburg. 


Im Staate Hamburg wird folgende Praxis geübt: 

Im Gegenſatz zu der Auffaſſung des PrOVG. und dez 
RG. Bd. 39 S. 137 — wonach die Anwaltspraxis nicht unter 
den Begriff eines Gewerbebetriebes gebracht werden könne — 
geht das HanſOL G. davon aus, daß jedenfalls, ſoweit es fid 
um ſteuerrechtliche Begriffe handle, die Geſchäftztätiz en 
eines Rechtsanwalts als die Ausübung eines Gewerbes an 
zuſehen ſei. Das OLG. betont insbeſondere hierbei, daß den 
Rechtsanwälten eine öffentlich⸗ rechtliche Stellung meder in 
der RAD. noch in einem fonftigen Reichsgeſetz zugeiicen ei Der 
Beruf des Rechtsanwalts wird vielmehr inſoweit demjenigen des 
Arztes völlig gleichgeſtellt (HanſoL G. vom 6. Nän 1905, 
Hanſcg Z. 1903 Beibl. 108). Dementſprechend wird der in 
Preußen wohnhafte bei hamburgiſchen Gerichten zu: 
gelaſſene Rechtsanwalt mit feinem Berufseinlommen in 
Hamburg zur Einkommenſteuer herangezogen Selbf— 
verſtändlich kann bei der Unzuläſſigkeit der Doppelbefteuerung eine 
nochmalige Steuer in Preußen nicht erhoben werden, wenn aut 
Preußen nach dem von Marcuſe hervorgehobenen Prinzip, daß der 
Anwalt kein Gewerbe, ſondern eine gewinnbringende Beihäftigung 
betreibe, den in Preußen wohnhaften hamburgischen Anal 
ſeinerſeits beſteuern müßte. Zur Ausgleichung dieſes Konfliltes 
iſt zwiſchen Preußen und Hamburg eine Vereinbarung getroffen, 
derzufolge die Beſteuerung des Berufseinkommens der außer 
halb Hamburgs wohnhaften hamburgiſchen Anwälte dem State 
Hamburg überlaſſen bleibt. Die Frage, was als zu ber 
ſteuerndes Einkommen zu gelten habe, wird nach dem Ch 
dahin entſchieden, daß alle in Geld beſtebenden oder Geddes 
wert beſitzenden Einkünfte aus dem Gewerbebetrieb das Ein 
kommen darſtellen, und zwar iſt zu verſteuern, was der Steuer 
pflichtige in dem der Veranlagung vorangegangenen Kalender 
jahre bezogen hat. Dieſe Beſteuerung unterſcheidet ſich van 
derjenigen der Kaufleute und Handelsgeſellſchaften, die ihn 
Bilanz zugrunde zu legen haben. Hiernach geht die allgememe 
von der Steuerbehörde gebilligte Praxis dahin, daß die Rechtz⸗ 
anwälte nur dasjenige als ihr Einkommen zu verfeuem haben, 
was tatſächlich während des der Veranlagung vorangegangenen 
Kalenderjabres eingegangen iſt. Es komm alſo nicht Dad 
verdiente, ſondern nur das bezahlte Honorar zur Beſteuerunh.— 
Die Buchführung bei den hamburgiſchen Anwälten ift eme ber 
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hältnismäßig einfache, in den meiſten Fällen wohl nur eine 
ſorgfältige Kaſſenkontrolle. Allerdings werden natürlich Depots 
von den übrigen Kaſſeneingängen ſcharf geſondert und, ſo 
einfach die Buchführung auch ſein mag: zu jeder Zeit werden 
mit Leichtigkeit der Kaſſenbeſtand und die Nettoeinnahme erkannt 
werden können. Nur in vereinzelten Fällen iſt eine kauf⸗ 
männiſche Buchführung, ja ſogar doppelte Buchführung ein- 
geführt, die aber ebenfalls die. Außenſtände nicht berückſichtigt. 
Hiernach wäre es ſchon aus rein techniſchen Gründen kaum 
möglich, ſo wie in Preußen die nicht bezahlten, aber verdienten 
Gebühren als Einkommen anzugeben. Von den eingegangenen 
Gebühren und Honorarbeträgen werden in ähnlicher Weiſe 
wie in Preußen die Bureauunkoſten in Abzug gebracht. Die 
Ausgaben für Fachliteratur werden auch hier im allgemeinen 
kaum für abzugsfähig erachtet. 

Ahnlich wie in Hamburg liegen die Verhältniſſe in den 
beiden anderen Hanſeſtdten Bremen und Lübeck. Auch 
dort gilt im ſteuertechniſchen Sinne der Anwaltsberuf als Ge⸗ 
werbe und auch dort herrſcht allgemein die Auffaſſung, daß 
nur die bezahlten Gebühren als ſteuerpflichtiges Einkommen 
anzuſehen ſeien. 


Literaturbeſprechungen. 


Der Luſitania⸗Fall im Urteile von dentſchen Gelehrten. Mit 
Abdruck der amtlichen Urkunden. Sonderausgabe der Zeit⸗ 
ſchrift für Völkerrecht. Band IX. Heft 2. Breslau 1915. 
J. U. Kerns Verlag (Max Müller). 

Durch die Bekanntmachung des Chefs des Admiralſtabes der 
Kaiſerlichen Marine vom 4. Februar 1915 wurden mit Wirkung vom 
18. Februar 1915 die Gewäſſer rings um Großbritannien und Irland 
einſchließlich des geſamten engliſchen Kanals als Kriegsgebiet erklärt 
und die neutralen Schiffe ausdrücklich auf die Gefahr hingewieſen, 
der ſie ſich angeſichts des von der britiſchen Regierung am 31. Januar 
1915 angeordneten Mißbrauchs neutraler Flaggen und der Zufällig: 
keiten des Seekrieges ausſetzten, wenn fie dieſes Kriegsgebiet aufs 
ſuchten. In der dieſer Bekanntmachung beigegebenen Denkſchrift 
werden dieſe Maßnahmen damit begründet, daß ſeit dem Beginne des 
gegenwärtigen Krieges Großbritannien den Handelskrieg gegen 
Deutſchland in einer Weiſe führt, die allen völkerrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen Hohn ſpricht, und daß alle die von Großbritannien getroffenen, 
einzeln aufgeführten Maßnahmen offenſichtlich den Zweck verfolgen, 
durch die völkerrechtswidrige Lahmlegung des legitimen neutralen 
Handels nicht nur die Kriegführung, ſondern auch die Volkswirtſchaſt 
Deutſchlands zu treffen und letzten Endes auf dem Wege der Aus⸗ 
hungerung das geſamte deutſche Volk der Vernichtung preiszugeben; 
England berufe ſich für ſeine Art der Kriegführung auf ſeine Lebens⸗ 
intereſſen; ſolche Lebensintereſſen müſſe nunmehr auch Deutſchland 
für ſich anrufen; es ſehe ſich daher zu ſeinem Bedauern zu militäri⸗ 
ſchen Maßnahmen gegen England gezwungen, die das engliſche Ver⸗ 
fahren vergelten ſollen. 

106 Handelsſchiffe waren in der Folge den deutſchen Unterſee⸗ 
booten zum Opfer gefallen, als am 7. Mai 1915 der Dampfer 
„Luſitania“ der engliſchen Cunard⸗Linie in der Gegend von Queens⸗ 
town an der Südküſte Irlands, unweit der drahtloſen Station Old 
Head of Kinſale, von einem deutſchen Unterſeeboote torpediert wurde. 
Dabei ſollen von 2160 an Bord geweſenen Perſonen 1500 zugrunde 
gegangen und nur 658 gerettet worden fein. Die Größe des Ber 
luſtes an Menſchen und Schiffswert ſtempelte das Ereignis zu einem 
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außerordentlichen, und eine gewaltige Erregung bemächtigte ſich der 
Gemüter der ganzen Welt, daß der Krieg zwiſchen Deutſchland und 
England ſolche Formen annahm. Da von den nordamerikaniſchen 
Fahrgäſten 120 den Tod gefunden haben ſollen, ſo knüpfte ſich daran 
ein ausgedehnter Notenwechſel zwiſchen Deutſchland und den Ver⸗ 
einigten Staaten. Auch in der deutſchen und außerdeutſchen Preſſe 
wurde der Luſitania⸗Fall eingehend erörtert und zu der Frage Stellung 
genommen, ob das Verhalten des deutſchen Unterſeebootes vor dem 
Völkerrecht beſteben könne. Bei aller Wertſchätzung von Preſſe⸗ 
äußerungen hat der Laie in ſolch ſchwierigen Fragen nicht ſelten das 
unbehagliche Empfinden, daß er nicht weiß, ob ein ſolcher mit dem 
Redaktionsſtern gedeckter Leitartikel auch von einem wirklich Berufenen 
ausgeht. Um ſo verdienſtvoller iſt daher das Unternehmen der 
Schriftleitung und des Verlags der Zeitſchrift für Völkerrecht, nach⸗ 
dem ſich die erſte Erregung gelegt hatte, die Gutachten von Fach⸗ 
männern einzuholen, deren Wort in der wiſſenſchaftlichen Welt über 
die deutſchen Lande hinaus ſeit langem geachtet wird, und deren 
Name auch dafür bürgt, daß ihr Gutachten auch ihrer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Überzeugung entſpricht. Das Sonderheft enthält die Gutachten 
von dem Geh. Hofrat Prof. Dr. Allfeld⸗ Erlangen (S. 13), Wirkl. 
Geh. Rat Prof. Dr. Karl Binding⸗Leipzig (S. 17), Geh. Juſtizrat 
Prof. Dr. Siegfried Brie⸗Breslau (S. 19), Prof. Dr. Max Fleiſch⸗ 
mann⸗Königsberg i. Pr. (S. 24), Prof. Dr. Heinrich Harburger, 
Senatspräſident, München (S. 41), Prof. Dr. Julius Hatſchek⸗Göt⸗ 
tingen (S. 43), Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Karl Kohler⸗Berlin (S. 44), 
Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. Paul Laband⸗Straßburg (S. 46), Hofrat 
Prof. Dr. von Leutner Innsbruck (S. 49), Prof. Dr. Albrecht 
Mendelsſohn⸗Bartholdy⸗Würzburg (S. 52), Reichsgerichtsrat Dr. Neu⸗ 
kamp⸗Leipzig (S. 54), Prof. Dr. Karl Neumeyer: Münden (S. 60), 
Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Johannes Niedner s Jena (S. 65), Prof. 
Dr. Robert Piloty⸗ Würzburg (S. 67), Prof. Dr. Hermann Rehm⸗ 
Straßburg (S. 70), Geh. Hofrat Prof. Dr. von Rohland⸗Freiburg i. B. 
(S. 71), Prof. Dr. W. Schönborn ⸗ Heidelberg (S. 76), Geh. Rat 
Prof. Dr. Carl Frh. von Stengel⸗München (S. 78), Dr. Karl Strupp⸗ 
Frankfurt a. M. (S. 82), Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Heinrich Triepel⸗ 
Berlin (S. 97) und Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. Adolf Wach⸗Leipzig 
(S. 103). Der diplomatiſche Notenwechſel iſt dankenswerterweiſe 
beigefügt; es wird aber ausdrücklich bemerkt, daß die Gutachten un⸗ 
abhängig von denſelben erſtattet wurden. Gerade deshalb iſt deren 
Übereinſtimmung im Ergebniſſe, zumeiſt ſelbſt im Gange der Begrün⸗ 
dung, um fo bedeutſamer. Wenn nachſtehend bei dem einen Geſichts⸗ 
punkte viele, bei dem anderen nur wenige Namen angeführt ſind, ſo 
liegt das nicht daran, daß der letztere Geſichtspunkt weniger beweis⸗ 
kräftig iſt oder von den nicht genannten Gutachtern nicht gebilligt 
wird, ſondern daran, daß ihnen nicht einzelne Fragen vorgelegt 
wurden, und daß deshalb jeder die Frage von den ihm gut ſcheinen⸗ 
den Geſichtspunkten aus prüfte. 

Nach der übereinſtimmenden Überzeugung ſämtlicher Gut⸗ 
achter war die Torpedierung der Luſitania durch ein deutſches Unter⸗ 
ſeeboot völkerrechtlich gerechtfertigt. Für dieſe Meinung 
werden folgende Geſichtspunkte angeführt: 

1. Da die Luſitania als Hilfskreuzer der engliſchen Flotte 
entworfen und gebaut wurde, und da er in der Monthly navy liſt 
in der Abteilung Royal Naval Reſerve Merchant Veſſels mit dem 
Vermerke ſteht: „Von der Cunard⸗Linie zur Verfügung der Admiralität 
gegen jährliche Subvention gehalten; ſomit ermächtigt zur Führung 
der blauen Flagge. Dieſe Flagge wurde am 23. 8. 07 unter Nr. 813 
ausgehändigt“, fo war fie, wenn auch von Haus aus Handelsſchiff, 
als Hilfskreuzer zur Zeit ihres Unterganges Kriegsſchiff der engliſchen 
Kriegsflotte.!) Daß fie das äußere Abzeichen der Kriegsſchiffe nicht 
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trug, ändert daran nichts; denn dieſes verpflichtet bloß den Gegner, 
das Schiff als Kriegsſchiff zu behandeln, entzieht ihm aber nicht das 
echt, auch bei Abweſenheit des Zeichens (vgl. den Fall der Flaggen⸗ 
täuſchung) aus dem übrigen Verhalten die Eigenſchaft als Kriegsſchiff 
zu entnehmen.) Ebenſowenig würde das Fehlen der Armierung) 
oder der Umſtand, daß gleichzeitig Reiſende darauf transportiert 
wurden“), einem im übrigen als Kriegsſchiff zu erachtenden Fahrzeug 
dieſe Eigenſchaft nehmen. 

Da die Luſitania ein Kriegsſchiff der engliſchen Kriegsmarine 
war, ſo war weder eine vorherige Warnung, noch, da es ſich ja nicht 
um Aufbringung einer feindlichen Priſe, ſondern um die Vernichtung 
von Munition und Truppen handelte, vorheriges Anhalten und 
Durchſuchen s) erforderlich. 

2. Aber auch wenn die Luſitania nicht als Hilfskreuzer oder als 
Hilfsſchiff gefahren iſt, war ihre Vernichtung zuläſſig; 6) denn dadurch, 
daß die engliſche Regierung ihre Handelsſchiffe aufforderte, ſich zu 
beftüden und die deutſchen Unterfeeboote zu rammen, und hierfür 
ſogar Prämien ausſetzte, ſowie dadurch, daß dieſelben dieſe Aufforde⸗ 
rung in verſchiedenen Fällen befolgt haben, haben dieſe Schiffe die 
Stellung von Kriegsſchiffen erlangt und dürfen als ſolche behandelt 
werden.) 

8. Aber auch abgeſehen hiervon war die Vernichtung zuläſſig, 
denn die Luſttania war zum mindeſten ein feindliches Kauffahrteiſchiff 
und mit Munition befrachtet.“) Auch in dieſem Fall war ein vor⸗ 
heriges Anhalten, Durchſuchen und Aufbringen nicht erforderlich.“) 
In der Verwendung eines Unterſeebootes liegt keine Verletzung des 
Völkerrechtes. 10) 

4. Für alle Fälle war die Vernichtung der Luſitania aus dem 
Geſichtspunkte der Vergeltung gerechtfertigt. 1) Hier wäre freilich 
auch die Angemeſſenheit der Vergeltungsmaßregel zu prüſen. Je 
ſchwerer die Verletzung des Völkerrechts auf der Gegenſeite iſt, und 
je mehr dieſelbe in die Intereſſen des verletzten Staates eingreift, 
um ſo einſchneidender und empfindlicher muß die Gegenmaßregel ſein, 
und hier, wo England die Aushungerung Deutſchlands ſich zum Ziel 
geſetzt hat, und nachdem alle Proteſte der neutralen Mächte erfolglos 
geblieben waren, können nur die ſchwerſten und empfindlichſten Mittel, 
die wir haben, genügen, um England mürbe zu machen und zur 
Beobachtung der Kriegsgeſetze zu zwingen. “) 

5. Auch die Frage der Entſchädigungspflicht wird von einigen 
Gutachtern behandelt. Einmütig lehnen ſie eine Entſchädigungspflicht 
Deutſchlands ab. Wenn eine Entſchädigungspflicht beſteht, fo find 
entſchädigungspflichtig Kapitän und Direktion der Cunard⸗Linie, ferner 
die britiſche Regierung, allenfalls auch die amerikaniſche Regierung. 19) 

Oberamtsrichter G. Meikel, München. 


born, Stengel, Strupp, Triepel, Wach. Fleiſchmann liegt die Eigen⸗ 
ſchaft als Hilfskreuzer nicht klar (ebenſo Leutner), wohl aber die 
Eigenſchaft als Hilfsſchiff der engliſchen Kriegsflotte. 

7) Fleiſchmann. 

8) v. Rohland, Schönborn. 

4) Allfeld, Binding, Fleiſchmann, Harburger, Laband, Strupp, 
Wach. 

5) Neumeyer, Stengel. 

© Allfeld, Harburger, Kohler, Laband, Neukamp, v. Robland, 
Schönborn, Triepel, Wach. 

7) Neumeyer, Niedner, Rehm, Strupp, Laband, v. Leutner, Triepel. 

8) Allfeld, Binding, Brie, Fleiſchmann, Harburger, Neumeyer, 
Piloty, v. Rohland, Strupp. 

) Kohler, v. Leutner, Neukamp, Neumeyer, v. Nohland, Frh. 
v. Stengel, Strupp, Triepel. 

10) Binding, Brie, Fleiſchmann, Kohler, Laband, Neukamp, Frh. 
v. Stengel, Strupp. 

11) Alfeld, Brie, Fleiſchmann, Neukamp, Niedner, Rehm, 

born. 
ee Allfeld, Brie, Fleiſchmann, Laband, Schönborn, Neukamp. 

1) Keumcher, Plloiy, b. Rohland, Schönboen, Stzupp, Telepel 
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1. Dr. jur. Max Mittelſtein, Senatspräſident am Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, Vorſitzender der Hamburgiſchen Juſtiy 
prüfungskommiſſion und der Prüfungskommiſſion für Lübeck 
und Bremen: Die Miete nach dem Rechte des Dertſchen 
Reiches. 3. Aufl. Berlin 1913. Franz Vahlen. Geb. 16.4. 

2. Oskar Niendorff, Amtsgerichtsrat in Berlin: Mietrecht 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Handbuch für Juristen, 
Hauswirte und Mieter. 10. neubearbeitete Auflage. 
Berlin 1914. Karl Duncker. Geb. 5 &. 

Die beiden genannten Bücher gehören zu den belannteſten und 
eingeführteſten Erſcheinungen der Spezialliteratur über das beutfäe 
Mietsrecht. Beide find grundverſchieden in ihrer Art und in Ihe 
Bedeutung. 

1. Das Buch von Mittelſtein, welches jetzt in 3. Auflage 
vorliegt, iſt fo recht ein Werk nach dem Geſchmack des gebildeten 
und denkenden Juriſten, wiſſenſchaftlich aufgebaut nach einer ſelb⸗ 
ſtändigen, ſehr Haren Syſtematik und ebenfo im einzelnen jede Frage 
nach logiſchen Geſichtspunkten entwickelnd. Troßdem inhaltlich ken 
theoretiſch verknöchertes Buch, ſondern voll praktiſcher Lebendigkeit 
Zahlloſe Beiſpiele, unmittelbar aus der gerichtlichen Prariz geſcähf, 
beleben die Darſtellung, meiſt in den Anmerkungen mit kuren 
treffenden Stichworten charakteriſtert. Alle die vielen, gerade im 
Mietsrecht immer von neuem auftauchenden Streitfragen werden mit 
feinem Takt und in gerechter Abwägung der Intereſſen dez Ber 
mieters wie des Mieters entſchieden. „Das Beſtreben, ein mͤͤglicht 
erſchöpfendes Werk über die Miete zu geben, welches dieſes Edul- 
verhältnis nach allen Richtungen verfolgt und auch die berwickltfen 
Erſcheinungen würdigt“, nötigte den Verfaſſer, wie er in der Borzede 
ausführt, in der neuen Auflage zu größerer Aus führlichtet, fo daß 
der Text des Buches von 591 Seiten auf 760 Seiten gemadien if. 
Neu find, von vielen anderen Einzelheiten abgeſehen, Inkbeimbert 
die Ausführungen über Gas, Elektrizität, Waſſer, Zentralheinng, 
über Mehrheit von Vermietern und Mietern, über Berufung ein 
Wohnung zur Unzucht, harte Mietbedingungen, Mietwucher, über 
Kündigung und Rücktritt, über das Verhältnis der 99 687 di DU 
zu den allgemeinen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetbuchs; ne 
bearbeitet die Frage der Inſtandhaltung der Mietſache, insbeſonden 
der Beleuchtung. 

Sehr zutreffend nimmt Mittelſtein in & 163 Nr. 5 S. ga f. 
zu der Frage der Unſittlichkeit ungewöhnlich harter Mietbedingungen 
Stellung. Er verwirft die vielfach vertretene Mebumz, daß folk 
Bedingungen den Vertrag nichtig machen, entſcheidet vielmehr von 
Fall zu Fall und ſucht zunächſt durch vernünftige Auslegung nad 
Treu und Glauben zu einem praktiſchen Ergebnis zu kommen. 6 
kann eine Nechtſprechung nicht als richtig anerkennen, „welche auf 
der Annahme beruht, daß die von einem Intereſſentenkres Gen 
Grundeigentümern) diktierten formularmäßigen Vertragsbedingunge, 
welche den Mietern die ſozialpolitiſchen Vorteile des BOB. nehmen 
ſchon deshalb unfittlich find“ (S. 96). 

Mit Recht weit Mittelftein ferner in 9 Ba ©. 167 ff. af 
die Notwendigkeit einer ſcharfen Trennung der ex nunc 
Kündigung und des ex tunk wirtenden Rücktritts Fin. Nicht lber 
zeugend ſcheint mir dagegen der Standpunkt begründet zu fen, ben 
der Verfaſſer in der Streitfrage einnimmt, ob und hiwitweit del bet 
Miete der Rücktritt aus 8 326 ausgeſchloſſen tft durch bie Befugnit 
zur vorzeitigen friſtloſen Kündigung, welche der g 542 den Bier, 
die 88 558, 554 dem Vermieter verleihen. Mittelſtein felt 
darauf ab, ob die Überlafſung der Mietſache ſchon erfolgt, der Ries 
vertrag ſchon realtſiert war oder nicht. War die Sache ſchon he 
laſſen, fo fei nur Kündigung zuläſſig, anderenfalls mur Nut 
denn für eine Kündigung, das heiße für eine Beendigung des Si 
verhältnifieß (nicht des Meistvertrages), ſei für bie Zeit ver de 
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Beginn des Mietverhältniſſes kein Raum (S. 171/172). Dem ſteht 
meines Erachtens entgegen, daß nach dem Recht des BGB. andere 
ebenfalls auf die Dauer berechnete Verhältniſſe, wie das Dienft- 
verhältnis oder die Geſellſchaft, ſehr wohl auch vor ihrer Realiſterung 
gekündigt werden können. § 626 ſpricht ausdrücklich von der 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes und findet unſtreitig auch vor 
Antritt des Dienſtes Anwendung. Dem Geiſt des BGB. dürfte 
demnach das von Mittelſtein — wohl in Erinnerung an die 
preußiſch⸗rechtliche Geſtaltung — herangezogene Merkmal der Reali- 
ſierung der Miete nicht entſprechen. 

Nicht zuſtimmen möchte ich auch der Entſcheidung des Verfaſſers 
hinſichtlich der Doppelvermietung für den Fall, daß der ſpätere Mieter 
in Kenntnis des früheren Mietsvertrages kontrahierte. Mittelſtein 
meint in $ 14 Anm. 10 S. 79, daß hier ein Handeln gegen § 826 nicht 
vorliege. Mir ſcheint dies mindeſtens in dieſer Allgemeinheit bedenklich. 

2. Ganz anders geartet iſt das Buch von Niendorff, das 
jetzt in 10. Auflage erſchienen iſt, von einem nicht genannten Ver⸗ 
faſſer bearbeitet (die 8. Auflage, 1892, war von AGR. Mug dan 
beſorgt, wer jetzt der Herausgeber iſt, iſt nicht angegeben). Das 
Werk, das ſich ſelbſt als Handbuch für Juriſten, Hauswirte und 
Mieter bezeichnet, verzichtet entſprechend dem weiten Leſerkreis, an 
den es ſich wendet, auf jede wiſſenſchaftliche Grundlage. Inhaltlich 
ſetzt es ſich zur Aufgabe, im weſentlichen eine Bearbeitung der die 
Miete betreffenden Gerichtsentſcheidungen (urſprünglich nur des 
AG. Berlin D zu bieten, ſeit 1900 auf der Grundlage der in 
populärer Weiſe erörterten Beſtimmungen des BGB. Angefügt iſt 
ein für Laien beſtimmtes Kapitel über die Mietklagen und ein über 
die Strafbeſtimmungen betreffend Kuppelei und Hausfriedensbruch 
orientierender Anhang. 

Anzuerkennen iſt, daß der Verfaſſer innerhalb dieſes juriſtiſch 
anſpruchsloſen Rahmens ſeine Aufgabe durchaus gelöſt hat. Auch 
der juriſtiſche Praktiker wird in der Sammlung ein überaus reich⸗ 
haltiges, meiſt zuverläſſig verarbeitetes Material finden. Das 
Kegiſter freilich iſt recht lückenhaft — ein Mangel, der bei der ganzen 
Anlage des Buches doppelt empfindlich iſt. Wie ſoll man z. B. die 
Erörterungen auf S. 48 über die Doppelvermietung finden, welche 
lediglich unter dem Geſichtspunkt, daß ſowohl der Vertreter als auch 
der Eigentümer dieſelbe Wohnung verſchiedenen Perſonen vermieten, 
unter dem Abſchnitt über die Stellvertretung beim Vertragsabſchluſſe 
(8 7 Nr. 4) behandelt und weder im Inhaltsverzeichnis noch im 
Kegiſter erwähnt iſt! 

Rechtsanwalt Dr. A. Philipsborn, Berlin. 


Dr. Ludwig Levi, Rechtsanwalt in Potsdam: Der Kauf zur 
Probe; Rechtsbegriff, Rechtsnatur, Rechtsfolgen. Berlin. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, 1915. 87 Seiten. 
Preis 1,80 &. 

Der Umſtand, daß der „Kauf zur Probe“ weder im BGB. noch 

im heutigen HGB. (im Gegenſatz zum A DHB.) eine beſondere 

geſetzliche Regelung gefunden hat, gibt dem Verfaſſer Veranlaffung zu 

feiner anregenden Abhandlung. An einer Reihe von Beiſpiclen jur 
dieſes durchaus nicht fo ſeltene Rechtsgeſchäft zeigt der Verfaſſer als 
deſſen wirtſchaftliche Grundlage den Zweck einer „Erprobung“ des 

Kaufgegenſtandes nach einzelnen Richtungen hin. Die ſich hieran 

anſchließende Erörterung der Vertragsbeſtandteile des „Kaufs zur 

Probe“ beleuchtet neben der allgemeinen Vertragsnatur eines 

feſten und unbedingten Kaufs in eingehender Weiſe alle die Merkmale, 

die den „Kauf zur Probe“ vom gewöhnlichen Kauf unterſcheiden: 
die Ungewißheit über gewiſſe, beſondere Eigenſchaften bzw. Eignungen 
des an ſich feſt gekauften Gegenſtandes ſoll durch die in Ausſicht 
genommene Erprobung behoben werden. Daher ſieht der Verfaſſer 
als rechtsgeſchäftlichen Zweck des „Kaufs zur Probe“ die „Gewährung 
der vollſtändigen Sach⸗Erprobungs⸗Gelegenheit“ an. Mit Recht folgert 
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er hieraus als Rechtsnatur des „Kaufs zur Probe“, daß dieſer, ſoweit 
Erprobung vorgeſehen iſt, zu den „gewagten Geſchäften“ gehört. Er 
iſt deshalb auch von eigenartigen Rechtsfolgen, ſowohl auf dem 
Gebiete der Vertragserfüllung als auch der Sachmängel⸗Gewährleiſtung 
begleitet. Im Bereiche der Erprobung beſteht kein Recht des Käufers 
auf die zu erprobenden Eigenſchaften, Eignungen, Wirkungen und 
deshalb auch kein Rechtsbehelf bei ihrem Fehlen. Alle dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen gibt der Verfaſſer in klarer, gründlicher Weiſe. Er geht 
dabei ſelbſtändig vor und gelangt zu Ergebniſſen, denen man durchaus 
beiſtimmen kann. Seine Abhandlung iſt um ſo beachtlicher, als ſie 
ein von der Wiſſenſchaft bisher ſehr wenig berückſichtiges Gebiet 
bearbeitet, das ja, wie ſchon erwähnt, auch von der Geſetzgebung 
nicht beſonders geregelt wird. Die Bearbeitung eines ſolchen Stoffes 
bietet vortreffliche Gelegenheit zu Vergleichen mit verwandten RNechts⸗ 
geſchäften und zu Betrachtungen über das ganze Rechtsgebiet des 
Kaufes. Gerade in dieſer Richtung wird die vorliegende Abhandlung 
nicht nur dem, der ſich über einzelne Fragen des „Kaufs zur Probe“ 
unterrichten will, ſondern jedem Juriſten zahlreiche Anregungen 
gewähren. Rechtsanwalt Dr. Echarti, Dresden. 


Strafrechtliche Abhandlungen. 
Begründet von Profeſſor Dr. Haus Bennecke. 
Heft 183—187. 


1. Dr. jur. Joſef Segall: Geſchichte und Strafrecht der 
Reichspolizeiordunngen von 1530, 1548 und 1577. 
Breslau 1914. Schletterſche Buchhandlung. Preis 5 &. 

In der geſamten hiſtoriſchen und rechtshiſtoriſchen Literatur 
fehlte es bisher an einer ſelbſtändigen Arbeit, welche die Reichs⸗ 
polizeiordnungen zum Vorwurf gehabt hätte. Das vorliegende Buch 
will dieſe Lücke ausfüllen und dabei die Reichspolizeiordnungen auch 
in ihrer großen Bedeutung für die Zeitgeſchichte erfaſſen. So gewinnt 
die Arbeit nicht nur rechtshiſtoriſche, ſondern auch kulturhiſtoriſche 

Bedeutung. Ein geradezu aktuelles Intereſſe kommt der Darſtellung 

des Handelswuchers zu. Die Mittel der künſtlichen Steigerung der 

Warenpreiſe und der dieſe künſtliche Steigerung bekämpfenden damaligen 

Geſetzgebung des Reichs werden gerade in der jetzigen Zeit mit Inter⸗ 

eſſe nachgeleſen werden können. 


2. Dr. jur. Curt Rommel: Zur einfachen Sachbeſchädigung 
aus 5 303 RSG. Breslau 1914. Preis 3,20 &&. 

Verfaſſer liefert eine gründliche monographiſche Darſtellung des 
Delikts der Sachbeſchädigung, aufbauend auf der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung des Delikts und an dieſer überall da wieder anknüpfend, wo 
es ihm für die Auslegung nutzbringend ſcheint. Die bisherige Literatur 
iſt ebenſo wie die Rechtſprechung des RG. überall ſorgfältigſt berück⸗ 
ſichtigt. Beſonders in der Frage, welcher Erfolg eingetreten ſein muß, 
damit von einer Sachbeſchädigung die Rede fein kann, ſucht der Ber: 
faſſer neue Wege zu weiſen. Er verlangt, daß durch den Eingriff 
des Täters nicht nur die Unverſehrtheit der Sache aufgehoben wird, 
ſondern daß durch dieſen Eingriff auch das Intereſſe des Eigentümers 
an der Sache verletzt wird. Die Aufhebung der Unverſehrtheit ſcheint 
ihm ein minus zu fein gegenüber der vom RG. verlangten Ber: 
änderung des Weſens der Sache; die Intereſſenverletzung ein maius 
gegenüber dem, was bisher im allgemeinen als zum Tatbeſtand der 
Sachbeſchädigung nötig erfordert worden iſt. Aber ſchon in der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. 33, 177 (178) wird es als für den Tatbeſtand 
einer Sachbeſchädigung genügend erachtet, daß „das Intereſſe des 
Eigentümers an ihrer Unverſehrtheit beeinträchtigt wird“. Verfaſſer 
ſcheint gelegentliche Wendungen des RG., die der Abgrenzung der 
Sachbeſchädigung dienen, ſo insbeſondere die Wendung von einer 
„Beeinträchtigung der das Weſen der Sache bedingenden Eigenſchaften“, 
zu wörtlich zu nehmen. Ich bin deshalb auch nicht der Auffaſſung, 
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daß das RG. von feinem Standpunkt aus in dem vom Verfaſſer 
konſtruierten Fall der Verfärbung der ein teures Andenken bildenden 
Haarlocke eines Verſtorbenen zur Verneinung einer Sachbeſchädigung 
gelangen müſſe. Die Brauchbarkeit der Sache zur Erfüllung des ihr 
eigentümlichen Zwecks wird in dieſem Fall beeinträchtigt; und das 
ſcheint mir auch nach der Rechtſprechung des RG. zu genügen. 
Immerhin wird man dem Verfaſſer zugeben können, daß die 
Intereſſenverletzung des Eigentümers mehr zu betonen iſt, als es in 
der Regel geſchieht, und daß die Beachtung dieſes Geſichtspunkts in 
manchen Fällen die richtige Entſcheidung erleichtert. Von der Feſt⸗ 
ſtellung einer eigentlichen Wertverringerung als eines objektiven 
Kriteriums der Sachbeſchädigung kann abgeſehen werden. 


8. Dr. jur. Friedrich Ollendorff: Die Wegnahme von 
Sparkaſſenbüchern zum Zwecke der Erhebung von Teil. 
beträgen. Breslau 1914. Preis 2 4. 

Der Fall gibt Gelegenheit, das Weſen von Diebſtahl, Unter⸗ 
ſchlagung, Urkundenunterdrückung und Betrug zu analyſieren. Er iſt 
fo ein beliebtes Thema wiſſenſchaftlicher Anfängerarbeiten geworden. 
Eine Reihe von Diſſertationen (Feiſenberger, Höltzenbein, 
Gnuſe, Grafe) if dieſem Thema denn auch bereits gewidmet. 
Die vorliegende Arbeit, die durch ſelbſtändiges Urteil ausgezeichnet 
iſt, kommt zu dem in der Literatur mehrfach vertretenen Ergebnis, 
daß die Tat lediglich unter den Tatbeſtand des Vetruges ſubſumiert 
werden kann. Vollendeter Betrug ſei anzunehmen, wenn der aus⸗ 
zahlende Beamte ſich eine Vorſtellung von der Berechtigung des 
Täters mache, verſuchter Betrug, wenn er ſich eine ſolche Vorſtellung 
nicht bilde. Die Unter ſcheidung führt praktiſch zu Zufälligkeiten; ſie 
iſt aber auch überflüſſig, beſonders wenn man den Standpunkt des 
Verfaſſers zugrunde legt. Dieſer geht dahin: es ſei für den denkenden 
und ſeiner Plicht nachkommenden Beamten geboten und erforderlich, 
ſich eine Vorſtellung von der Berechtigung des Zahlungsempfängers 
zu machen. Danach wird man denn ohne weiteres fagen können, 
daz, wenn der Beamte die Nichtberechtigung des Empfängers gekannt 
hätte, er auch nicht gezahlt haben würde. Das genügt, um den 
Tatbeſtand des vollendeten Betruges feſtzuſtellen. De lege ferenda 
macht der Verfaſſer den Vorſchlag, eine allgemeine Vorſchrift in das 
Geſetz aufzunehmen, durch welche die zu einer Vermögensbeſchädigung 
führende Gebrauchsanmaßung (furtum usus) unter Strafe geſtellt 
wird. Unſer Spezialfall, der ja auch nach Anſicht des Verfaſſers 
eine Beſtrafung nicht ausſchließt, kann die Notwendigkeit einer ſolchen 
Vorſchrift nicht erweiſen. Immerhin braucht, obwohl ſich auch der 
Vorentwurf gegenüber einem ſolchen Delikt ablehnend verhalten hat, 
ſeine Berechtigung oder Nichtberechtigung nicht als definitiv ent⸗ 
ſchieden angeſehen werden, zumal wir ſehen, daß andere Länder, ſo 
3. B. Oſterreich, in ihre neuen Strafgeſetzentwürfe einen Tatbeſtand 
aufgenommen haben, der dem römiſchen furtum usus im weſentlichen 


entſpricht. 
4. Dr. jur. Jean Stalder: Der Strafantrag im Schweizeriſchen 
Recht. Breslau 1915. Preis 5,60 &. 

Verfaſſer gibt zunächſt eine eingehende dogmatiſche Darſtellung 
des Rechts des Strafantrags, ohne ſpezielle Zuſpitzung auf das Recht 
der Schweiz, vorwiegend unter Beſprechung der Anſichten deutſcher 
Autoren. Mehr anhangsweiſe wird hier überall der Standpunkt der 
gegenwärtigen und der zukünftigen Geſetzgebung der Schweiz dargelegt. 
Verfaſſer referiert forgfältig, ohne durch eine allzu reichliche Zitierung 
von Schriftſtellern, die nur unweſentlich von ihren Vorgängern ab: 
weichen, zu überlaſten. Mit durchdachter Begründung, wenn auch auf 
dem oft durcharbeiteten Gebiet nichts weſentliches Neues bietend, trägt 
er feine eigene Meinung vor In dem zweiten Teile feiner Arbeit 
ſtellt er die einzelnen Antragsdelikte des ſchweizeriſchen Strafrechts dar, 
indem er dieſe Delikte nach den verletzten Rechtsgütern gruppiert. Dieſer 
Teil der Arbeit hat im weſentlichen einen latalogiſterenden Charakter. 


5. Dr. jur. Lothar Käckell: Die Bedeutung des Strafzeſtt⸗ 
begriffes in der Lehre von der ſtrafrechtlichen Nic. 
wirkung. Breslau 1915. Preis 6 . 

Die Kriegsgeſetzgebung hat mehrfach die Gerichte genötigt, zu 
dem Begriff des Strafgeſetzes Stellung zu nehmen. So insbeſondere 
bei Entſcheidung der Frage, ob der 8 9 des preußifchen Geſezez über 
den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 mit Kückſicht auf 8 2 
EISIGB. als aufgehoben anzuſehen iſt (ſiehe dazu Urteile des 
IV. Senats vom 12. März 1915 in DJ3., 1. Nai 1915, &. 522; 
des II. Senats vom 8. Juni 1915 in Leipz Z., 1. Auguſt 1915, S. 963). 
Vor allem wird — und dieſe Frage berührt das eigentliche Tema 
der vorliegenden Arbeit — mit Küͤckſicht auf das notwendigernelſe 
zuweilen etwas experimentell vorgehende Verordnungsverfahrem nicht 
ſelten der Zuſtand eintreten, daß zwiſchen der Begehung der Handlung 
und der Aburteilung Verordnungen geändert worden find, die auc 
von Einfluß auf den ſtrafbegründenden Paragraphen find, insbeſondere 
im Hinblick darauf, ob gewiſſe Handlungen infolge einer neuen Ber 
ordnung noch unter den ſtrafbegründenden Paragraphen ſubſumiett 
werden können. Hier taucht vielfach die Frage auf, ob ſeit der neum 
Verordnung und durch fie das Strafgeſetz im Sinne dez 92 M. 
StGB. ſelbſt gemildert worden iſt, oder ob der 820.2 6:68. 
unanwendbar iſt, weil — z. B. im Falle der Abänderung cher 
Höchſtpreisfeſtſetzung (ſiehe dazu Urteil des II. Senats vom 9. Juli 1915 
in JW., 1. November 1915, S. 1267) — der beeinflußte Straf: 
paragraph ſelbſt formell nicht geändert worden iſt. So hat der 92 
Abf. 2 StGB., der bei Verſchiedenheit der Gefeke von der Zeit ber 
begangenen Handlung bis zur Aburteilung das mildeſte Gefek an 
gewandt ſehen will, gerade für die jetzige und die nädfte Zeit wieder 
eine beſondere praktiſche Bedeutung bekommen. Schon uus ditſen 
Grunde kann eine Arbeit wie die vorliegende von bonhertin grokeh 
Intereſſe beanſpruchen. Diefes Intereſſe gebührt ihr aber nicht minke 
im Hinblick auf ihre eminente Gründlichkeit und ihren hohen wiſenſchaf, 
lichen Wert. Berfaffer gibt eine erſchöpfende, kritische Uberſich übe 
die bisherige Rechtſprechung und erörtert dann die Ergebniffe, zu 
denen eine konſequente Durchführung der verſchiedenen Strafrechts 
theorien gelangen muß. Daran ſchließt er den Aufbau der eigenm 
Lehre, um anhangsweiſe die allgemeine Bedeutung des Problems un) 
feine Behandlung im kommenden Strafrecht zu erörtern. Käckell 
zieht die Grenze zwiſchen Strafgeſetzänderungen im Sinne des 5 
Abſ. 2 StGB. und nicht zu berückſichtigenden außerſtrafrechtlicen 
Geſetzesänderungen in der Weiſe, daß er nur diejenigen ein Struß 
geſetz beeinfluſſenden Geſetzesänderungen als außerſtrafrechtlich anſicht, 
die lediglich den Umfang eines in dem Strafgeſetz gebrauchten Begriff 
mindern; alle andern find nach feiner Meinung ſtrafrechtlich. Ob die 
Unterſcheidung, zu der Käckell gelangt, alle Zweifel ausſchließt und 
ſo bedingungslos verwertbar iſt, muß erſt praktiſch erprobt werden. 
Jedenfalls gebührt Käckell das Verdienſt, das Problem, das bisher 
am eindringlichſten und glücklichſten von Koh lrauſch (88tW. Bd. 2 
11903) behandelt war, in bedeutungsvoller Weiſe gefördert zu haben. 
Aber auch weit über die fpezielle Frage hinaus, der die Arbeit gewidmet 
iſt, iſt ihr mit Rückſicht auf ihre feinen theoretiſchen Eingelunterfugjungen 
ein bleibender Wert zuzuſprechen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Dr. Georg Kautz, Präſident des Kaiſerlichen Kanalamts Kiel, 
Wirkl. Geh. Oberregierungsrat: Das Berwaltungszwangzz⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen. ö. Auflage. 
Berlin 1915. Carl Heymanns Verlag. 

Die rühmlichſt bekannte Bearbeitung des Berwaltungzzwangs 
verfahrens Liegt in einer neuen verbeſſerten Auflage vor. Hervor 
zuheben tft neben der forgfältigen Nachtragung der neuen Geſet 
gebung mit Einfluß der vorübergehenden Berordnunzen für ben 
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Kriegszuſtand und neben ſonſtigen kleinen Veränderungen namentlich 
das ſyſtematiſche Verzeichnis derjenigen Forderungen, wegen deren 
zas Berwaltungszwangsverfahren zuläſſig iſt. In dieſem Verzeichnis 
ſteckt eine rieſenhafre Arbeit und das Verdienſt derſelben wird nicht 
dadurch geſchmälert, daß die Anordnung und die Druckeinrichtung 
noch nicht endgültia zu fein ſcheinen. Auch die Vollſtändigkeit müßte 
noch einmal geprüft werden, zum Beiſpiel vermiſſe ich auf Seite 56 
unter den Domänens und Forſtfällen einen Hinweis auf die Ver⸗ 
ordnung vom 26. Dezember 1908 (GS. 1817 ©. 282), 8 42, und 
auf 8 60 des Rheiniſchen Reſſortreglements vom 20. Juli 1818. 
Die ergänzende königl. Kabinettsorder vom 31. Dezember 1825 iſt 
richtig erwähnt worden. Bei den Literaturnachweiſungen hätte die 
Bearbeitung in Oppenhoffs Reſſortverhältniſſen S 505 —5 10 und auch 
die in meinem Kommentar zum Landesverwaltungsgeſeß S. 857— 392 
erwähnt werden können. 

Auf die Erläuterung im einzelnen will ich hier nicht weiter ein⸗ 
gehen, aber doch zu Seite 142 hervorheben, daß noch immer unklar 
bleibt, zu welchem Zweck die Verwaltungsbehörden eine Vorpfändung 
brauchen. Die Verhütung des mit der Forderungspfändung vers 
bundenen Zeitaufwandes kommt nicht in Frage. da für die Behörden 
der Zeitaufwand bei Pfändung und Vorpfändung derſelbe iſt. 

Leider iſt dieſe verbeſſerte Auflage auch eine weſentlich ver⸗ 
mehrte. Gegenüber den 289 Seiten der mir vorliegenden dritten 
Auflage umfaßt Re 409 Seiten. Eine Verkürzung würde dadurch 
erreicht werden können, daß die Erläuterung zur ZPO. ſich auf das bes 
ſchränken könnte, was für das Berwaltungszwangsverfahren eigentümlich 
if. Es hat keinen Zweck, die 3PO., den Art. 28 der Ausführungs⸗ 
anweiſung und ähnliche Stellen vollſtändig ſachlich durchzukommen⸗ 
tieren, denn wenn Schwierigkeiten bei der Auslegung entſtehen, ſo 
wird doch jeder nach einem beſonderen Kommentar zur ZPO. greifen. 
Dieſen kann ein Werk, wie das vorliegende, nicht erſetzen und ent⸗ 
behrlich machen. Die Ausführungsanweiſung ſelbſt hat nur einen 
beſchränkten juriſtiſchen Wert. Der Streichung würde ich allerdings 
nicht das Wort reden können, vielleicht könnte ſie mit kleinerer 
Schrift gedruckt werden. 

Bei dieſer Gelegenheit noch eine Heine Bemerkung zu einem 
Gegenſtand, der an ſich unbedeutend iſt, aber durch häufige Wieder⸗ 
holung läſtig werden kann. 

Bei dem Abdruck von Ausführungsverordnungen in Büchern, 
namentlich in ſolchen, die von Verwaltungsbeamten verfaßt find, 
findet ſich der Fundort faſt immer recht ungeſchickt angegeben. 
Vielfach wird der Fundort des Geſetzes, auf das ſich die Anweiſung 
bezieht, fo abgedruckt, daß es äußerlich fo ausſieht, als wenn damit 
die Fundſtelle der Ausführungsanweiſung bezeichnet werden ſollte. 
Im vorliegenden Buche war noch in der dritten Auflage die Fund⸗ 
ſtelle der Ausführungsanweiſung gar nicht angegeben. In der fünften 
Auflage findet ſie ſich, und wegen eines Nachtrages ſogar doppelt, 
aber doch recht undeutlich. Hier müßte auf Deutlichkeit und An⸗ 


ſchaulichkeit ein ganz beſonderer Wert gelegt werden. 


Juſtizrat Dr. Karl Friedrichs, Düſſeldorf. 


Das preuſziſche Geſetz über die Fürſorgeerziehnng Minder⸗ 
jähriger vom 2. Juli 1900 mit der Anderung des Geſetzes 
vom 7. Juli 1915 nebſt den zu ſeiner Ausführung ergangenen 
Beſtimmungen. Kommentar in Anmerkungen. Begründet 
von O. Noelle. Dritte Auflage, vollſtändig neu bearbeitet 
von Wilhelm Boſchan, Kammergerichtsrat. Berlin 1915. 
Verlag von Franz Vahlen. 286 Seiten, Preis geheftet 
6,00 &. 

In dem Vorwort zu der neuen dritten Wuflage des bewährten 

Kommentars bezeichnet deren Bearbeiter die Novelle vom 7. Juli 1818 

als den Aufßeren Anlaß des Erſcheinenz. Das damit feſtgelegte 
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„post hoc, propter hoc“ darf aber nicht fo verſtanden werden, als 
ob gerade die Neufaſſung des 8 1 Ziff. 1 zur Einführung in die 
Praxis dringend der wiſſenſchaftlichen Erläuterung bedürfe. Im 
Gegenteil bildet wohl den Hauptvorzug der Neuregelung der Fortfall 
der meiſten Streitfragen, zu denen der urſprüngliche Geſetzeswortlaut 
bei der ſchwierigen Abgrenzung zwiſchen Fürſorgeerziehung und Armen⸗ 
pflege ſo reichlich Anlaß gab. Die ſtark angewachſene Literatur hier⸗ 
über, wie die zwiſchen OVG. und KG. geſpaltene Rechtſprechung iſt 
jetzt größtenteils abgetan, und der Verfaſſer in der gläcklichen Lage, 
den gegenwärtigen Rechtszuſtand in gedrängter klarer Zuſammenfaſſung 
(Anm. 7 E zu $ 1) darzuſtellen. Er verdient Zuſtimmung, wenn er 
das ſachliche Ergebnis dahin zieht, daß die Novelle eine Entlaſtung 
der Armenverbände zugunſten der rechtzeitigen und einheitlichen Durch⸗ 
führung der Fürſorgeerziehung bedeutet. Die Schwierigkeiten, die 
von den Gegnern der Novelle befürchtet wurden, erheben ſich nicht 
im Gebiete der juriſtiſchen Textauslegung. Es gilt zu vermeiden, 
daß zwecks Verringerung der Armenlaſten unnötige Fürſorgeerziehungen 
eingeleitet werden mit ihren unvermeidlichen, aber unerwünſchten 
Nebenfolgen für das betreffende Einzelweſen, wie für den Familien⸗ 
zuſammenhalt. Gewiß klingt es einleuchtend, wenn Verfaſſer in 8 1, 
Anm. 7 EC g — das Zitat diene zugleich als Beiſpiel für die innere 
Gliederung des Kommentars — folgende Sachlage als Anlaß armen⸗ 
pfegeriſchen Eingreifens bezeichnet: „wenn das Kind aus wirtſchaft⸗ 
licher Not bei den Eltern nicht verbleiben kann, ohne daß an ſich die 
Gefahr einer Verwahrloſung beſteht“. In der Wirklichkeit wird ſchnell 
die Frage auftauchen, woher die wirtſchaftliche Notlage ſtammt. Iſt 
etwa Vater oder Mutter faul und liederlich, iſt durch dieſes Vorbild 
nicht das Kind ſittlich gefährdet! Oder find die Eltern wegen 
geiſtiger oder körperlicher Schwäche arbeitsunfähig, und ſind ſie dann 
den Erziehungsaufgaben gewachſen? Und ſchließlich: herrſcht wirklich 
trotz arbeits freudiger und arbeitsfähiger Eltern bittere, von äußeren 
Umſtänden hervorgerufene Not — wird ein ſozial geſchulter Pädagoge 
dann mit Beſtimmtheit verneinen wollen, daß für die Kinder ſolcher 
Armſten die Gefahr der Verwahrloſung beftcht? 

Der Rechtsauslegung bleibt hier wenig Naum, nur ein dauerndes 
Hand⸗ in⸗Hand⸗ Arbeiten der Vormundſchaftsgerichte mit den örtlichen 
Armenverwaltungen wird die Einhaltung der gebotenen Grenzen 
ſichern. Einen wichtigen Fingerzeig geben aber die vom Berfaſſer 
aus der früheren Rechtſprechung übernommenen Entſcheidungen des 
Kammergerichts des Inhaltes, daß regelmäßig kein Grund beſteht, ein 
vom Armenverbande bereits pflichtgemäß untergebrachtes Kind nach⸗ 
träglich der Fürſorgeerziehung zu überweifen. 

Dem Kommentar iſt ein zuſammenhängender Abdruck des Geſen⸗ 
textes, ſowie der Ausführbeſtimmungen vom 18. Dezember 1900 bei⸗ 
gegeben. Die vorwiegend geſchichtliche Einleitung enthält auch den 
Wortlaut der Begründung zu der Novelle vom 7. Juli 1915. RNecht⸗ 
ſprechung und Literatur find erſchöpfend berückſichtigt. 

Regierungsrat Dr. Lindenau, Berlin. 


Berlowitz, Alfred, Dr.⸗Ing.: „Der Verſtoß gegen die all- 
gemein anerkannten Regeln der Bankunſt.“ 57 Seiten. 
Berlin 1915. Julius Springer. Preis 2 &. 

Der Verfaſſer iſt nicht Juriſt, ſondern Techniker. Gleichwohl 
iſt die Schrift für Theorie und Praxis nützlich und wertvoll und ſei 
hierdurch wärmſtens empfohlen. Die Arbeit dient der Begründung, 
Auslegung, Anwendung und Weiterbildung des weniger berühmten, 
als unter Technikern berüchtigten 8 330 StGB. Da iſt der Begriff 
der „allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt“ bemerkenswert. 
Bei gebildeten Technikern erregt dieſer Begriff meiſt Heiterkeit. Hier 
bringt der Verfaſſer die Praxis der Gerichte recht anſchaulich zur 
Darſtellung. Aber feine teilweiſe Bekämpfung dieſer Praxis wird 
hoffentlich keinen Beifall finden. Er iſt (S. 22) der Anſicht, daß 
behördliche Lerfügungen und Verordnungen ohne weiteres als al 
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gemein anerkannte Regeln der Baukunſt zu gelten haben. Dieſe Auf⸗ 
faſſung müßte zu einer Verknöcherung der Technik durch amtliche 
Reglementierung führen. Die Anſicht wurde vom RGSt. (Bd. 44 
S. 76) bereits im Prozeſſe anläßlich des Einſturzes der Görlitzer 
Feſthalle, an welchem Referent als Verteidiger beteiligt war, abgelehnt, 
und dabei wird es hoffentlich bleiben. 

Juſtizrat Prof. Dr. Paul Alexander⸗Katz, Berlin. 


— . ——— 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 


Die Eutlaſtungsverorduung und die Anwaltſchaſt. 
A. 

Unter dieſem Titel hat Kaufmann in JW. 1915, 1287 ff. einen 
Aufſatz veröffentlicht, in dem auf S. 1239 Sp. 1 zu 8 19 BO. eine 
Meinung vertreten wird, die nicht unwiderſprochen bleiben darf. 
Es heißt dort: „Soweit die Parteien ohne Vertreter — ſei es Anwalt 
oder Konſulent — erſcheinen, iſt, wie zuzugeben iſt, die Möglichkeit, 
einen Vergleich herbeizuführen, eine größere.“ 

Mit dieſem für ſelbſtverſtändlich gehaltenen Zugeſtändnis iſt — 
ohne Nachprüfung! — zu einer der ſchwierigſten Fragen, der Frage 
der Rechtſprechung als ſolcher, Stellung genommen und mit der 
Entlaſtungsverordnung § 19 das Verhältnis von Richter, Anwalt 
und Partei einſeitig zuungunſten des Anwalts entſchieden. Ich halte 
dagegen die neue, von Kaufmann als ſolche in ihren Motiven 
gebilligte Regelung des § 19 für einen Ausfluß des philoſophiſch 
längſt überwundenen Nationalismus, nach dem die richterliche 
Tätigkeit ausſchließlich ein Erkenntnisvorgang iſt, der durch Mit- 
wirkung von Anwälten geſtört werden kann, weshalb dieſe fern⸗ 
zuhalten ſind. Principiis obsta. Die richterliche Tätigkeit iſt, wie 
jede menſchliche Tätigkeit, von irrationalen Beſtandteilen durchſetzt 
und beſtimmt und bedarf deshalb ſtändiger Kontrolle. Ich 
darf zur Begründung dieſer Theſen auf meine in den Schriften des 
Vereins „Recht und Wirtſchaft“ erſchienene Arbeit: Das Problem der 
Rechts ſicherheit verweiſen. 

An dieſer Stelle will ich nur der Anfiht Kaufmanns eine 
andere, ebenſo vertretbare gegenüberftellen: Der Richter hat ſich über 
den ihm vorgetragenen Streitſtoff eine Überzeugung zu bilden, welche 
Partei im Rechte ſei, und danach Recht zu ſprechen. Dieſe Aufgabe 
verbietet gradezu, auf den Abſchluß eines Vergleichs hinzuwirken und 
durch die Einwirkung auf die Parteien den Eindruck der Parteinahme 
für die eine oder andere Seite zu ermöglichen. Eine ſolche Ein⸗ 
wirkung erſcheint doch geradezu unmöglich, wenn die Überzeugung 
des Richters feſtſteht, und nach dieſer eine nach 8 20 Abſ. 1 B. 
nicht anfechtbare Entſcheidung zugunſten der einen Partei fallen 
muß. Wenn er trotzdem dieſer Partei zuredet, ſo bekommt ſeine 
Tätigkeit einen unwahrhaftigen Zug, der Mißtrauen erwecken muß. 
Ich habe es denn auch erlebt, daß ſich der ehrliche Richter, 
der ſich feine Überzeugung gebildet hatte, bei den Vergleichsver⸗ 
handlungen, welche die Anwälte in feinem Beifein zum Abſchluß 
führten, auffällig ſchweigſam verhielt und dadurch deutlich zu er⸗ 
kennen gab, daß er den Vergleich nicht billigte. Es braucht nicht 
beſonders hervorgehoben zu werden, daß in ſolchen Fällen das be⸗ 
greifliche Verhalten des Richters den Abſchluß des Vergleichs durch 
die Anwälte hindert. Der Streitrichter kann nach ſeiner Stellung 
und ſeinen Aufgaben eben nicht zugleich der Vertrauensmann und 
Intereſſenvertreter — nun gar — beider Parteien ſein! Das iſt 
aber der rationaliſtiſche Grundgedanke der 88 19, 20 der Entlaſtungs⸗ 
verordnung, und deshalb ſind dieſe Beſtimmungen verfehlt, von 
anderen Gründen zu ſchweigen. 
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Der Gedanke, der Kaufmann vorgeſchwebt hat, tft allgemein 
verbreitet: die Koſten der Zuziehung des Anwalts ſollen den Abſchluß 
von Vergleichen erſchweren. Ich halte dieſen Sat in feiner AL 
gemeinheit für unhaltbar, er iſt ja auch gar nicht zu beweiſen. 
Sicherlich gibt es Fälle, wo ein Vergleich an den Anwaltskoſten 
ſcheitert, wie es Fälle gibt, in denen er durch die Zuziehung der 
Anwälte trotz der Anwaltskoſten gegen den Willen des Richters 
zuſtande kommt. 

Aber unterſtellt einmal, der Satz wäre richtig, die Anwalts⸗ 
koſten wirkten vergleichſtörend, fo tft doch die von Kaufmann ins 
ſofern gebilligte Folgerung der Entlaſtungsverordnung ganz ver⸗ 
fehlt, deshalb durch die Aufhebung des 8 91 Abſ. 2 ZRO. in 8 19 
darauf hinzuwirken, daß keine Anwälte zugezogen werden. Eine 
ſolche ſymptomatiſche Behandlungsmethode mutet nicht anders an, 
als wenn durch Bekämpfung des Zwiſchenhandels, weil er die Pro⸗ 
dukte verteuern ſoll, eine Geſchäftsſtille und damit mittelbar eine 
Teuerung herbeigeführt würde. Es darf doch nicht vergeſſen werden, 
daß rechtspolitiſch auch die Verhinderung von Vergleichsabſchlüſſen, 
ſei es durch den Anwalt perſönlich, ſei es durch die Koſten feiner 
Zuziehung, wertvoll ſein kann und vielfach ſein wird, und daß jede 
Partei ſchon bei Beginn des Rechtsſtreits die Koſten und vielfach 
auch den Klageanſpruch ganz oder zum Teil vernünftigerweile ab⸗ 
ſchreiben muß. 

Wird aber trotz alledem dabei verblieben, daß die Anwaltskoſten 
vergleichshindernd wirkten und daß die Förderung der Vergleiche 
rechtspolitiſch ſtets erſtrebenswert ſei, dann gelten dieſe Sätze natür 
lich nicht bloß bei Prwatklagen und Amtsgerichtsſachen bis zu 50 &. 
ſondern ganz allgemein. Die bis jetzt anerkannte Erſtattungzpflicht 
der Anwaltskoſten durch die unterliegende Partei wird aber dann 
doch grundſätzlich in Frage geſtellt. Mag man über die Geſtaltung 
dieſer Pflicht in Bagatellſachen während des Krieges denken, wie man 
will, mag die neue Regelung als vorübergehende Ausnahmevor chrift 
gebilligt werden oder nicht, jedenfalls dürfen bei ihrer Erörterung die 
größeren Zuſammenhänge nicht unbeachtet bleiben, in die fle eine 
Breſche ſchlagen. Die neue Regelung der Koſtenfragen rührt aber an 
die Rechtsſtellung des Anwalts und fein Verhältnis zur Partei und 
zum Gericht. Auf dieſe weiteren, hier aber nicht weiter auszuführen 
den, von Kaufmann meines Erachtens nicht genügend beachteten 
Gefichtspunkte wollte ich nur hingewieſen haben. 

Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


B. 

1. In der Ablehnung des 8 19 iſt Bendix mit mir einig. 
Er meint aber — indem er einen einzigen Satz meiner Ausführungen 
herausgreift und aus dem Zuſammenhange nimmt — ich hätte den 
Gegnern ein unnötiges und unrichtiges Zugeſtändnis gemacht. 

Das trifft nicht zu: 

2. Nur von den Sachen bis zu 50 & habe ich geſprochen; nur 
von ihnen habe ich zugegeben, daß ſie leichter verglichen werden 
können, wenn die Parteien nicht vertreten ſind. Dieſe Möͤxlichteit 
iſt deshalb größer, weil bei den ganz kleinen Objekten die Bettreter“ 
koſten im Verhältniſſe zum Streitgegenſtand außerordentlich hoch find. 
Eine 83:4:Sace zu vergleichen, wenn fie auf jeder Seite mit 204 
Kosten belaftet iſt, iſt praktiſch zumeiſt unmöglich. Das tft undeſtrett 
bar und wird wohl auch von Bendix nicht in Zweifel gezogen. 

3. Ich habe weder geſagt noch gemeint, daß die Mitwirkung ber 
Anwälte die richterliche Tätigkeit ſtöre und daß deshalb die Anwälte 
ferngehalten werden müßten. Von einem Anwalt vertreten wär 
dieſe Anſchauung mehr als ſeltſam. Einige Heißſporne unter = 
Richtern erwarten freilich von der Ausſchaltung der Rechtzamwie 
eine Vereinfachung des Prozeſſes; jeder ruhig abwägende iſt vou 
Gegenteil überzeugt. Daß die richterliche Tätigkeit von Impond 
beeinflußt oder von „irrationalen Beſtandtellen burchſett IR, IR 
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namentlich ſeit der Schrift von Rumpf „Geſetz und Richter“ (1906) 
Gemeingut aller modern empfindenden Juriſten. Es trifft zu, daß 
nicht zum wenigſten aus dieſem Grunde die richterliche Tätigkeit der 
Kontrolle durch den Anwalt nicht entbehren kann. 

4. Ob ein Prozeß beſſer verglichen oder beſſer entſchieden wird, 
iſt Frage des einzelnen Falles. Streitigkeiten von grundſätzlicher 
Bedeutung, des Fiskus, der Behörden, der Akriengeſellſchaften, überhaupt 
alle Sachen, deren Bedeutung über die Perſon der Prozeßparteien 
hinausgeht, werden im allgemeinen beſſer entſchieden, als verglichen. 
Umgekehrt iſt bei Bagatellſachen der Vergleich in der Regel die 
beſſere Löſung. | 

5. Die Aufgabe des Richters „verbietet geradezu, auf den Abſchluß 
eines Vergleiches hinzuwirken“. Damit verdammt Bendix eine 
Tätigkeit des Richters, die er täglich übt; häufig mit gutem Erfolge 
und zur Zufriedenheit aller Beteiligten. Ich halte ſeinen Standpunkt 
für ebenſo verfehlt, wie die Beſtrebungen der radikalen Anhänger des 
Sühne⸗ oder Güteverfahrens. Gewiß ſoll der Richter ſich eine Über: 
zeugung bilden und alsdann Recht ſprechen. Die Überzeugung gewinnt 
er aber in aller Regel erſt nach umfänglicher Beweisaufnahme, die 
ja gerade durch den Vergleich erſpart werden ſoll. Auch nach er— 
hobenem Beweiſe bleiben häuſig tatſächliche und rechtliche Zweifel, 
die die Bildung einer „Überzeugung“ erſchweren. Und wer kann 
wiſſen, ob die „Überzeugung“ des erſten Richters auch die der 
II. Inſtanz ſein wird? Der Richter kann deshalb in aller Regel, 
ohne ſein Gewiſſen zu belaſten, auf einen Vergleich auch dann hin— 
wirken, wenn er ſich eine Meinung gebildet hat. Das gilt auch in 
den nicht appellablen Sachen bis zu 50 A. Gerade bei dieſen 
Sachen wird der feiner empfindende Richter häufig den gerechtfertigten 
Wunſch haben, daß an Stelle des: sic volo, sic jubeo des unanfecht— 
baren Urteils der auf Grund freier Vereinbarung getroffene Vergleich 
tritt. Denn „jeder echte Prozeß iſt zweifelhaft“ (Fuchs-Karlsruhe). 

Richtig iſt nur ſoviel, daß die Vergleichsverhandlungen vom 
Richter ein erhebliches Maß von Geſchick, Geduld, Takt und Zurück— 
haltung erfordern. Er muß den Eindruck vermeiden, daß die Parteien 
ſich vergleichen ſollen, um ihm die Arbeit des Urteils zu erſparen. 
Er muß ſeine Meinung, die ja nur eine vorläufige iſt, auch als 
ſolche bezeichnen; wenn er als Vorſitzender in der Kammer oder im 
Senat eine Meinung äußert, erkennen laſſen, ob er ſeine perſönliche 
Anſicht oder die des Kollegiums ausſpricht, auf die Möglichkeit einer 
anderen Beurteilung in der höheren Inſtanz hinweiſen uſw. Wenn er ſo 
verfährt, verhütet er den Anſchein der Voreingenommenheit (val. Delius 
im Recht 1915, 548). Alles das ſind Selbſtverſtändlichkeiten der 
täglichen Praxis, auf die aber gegenüber dem von Bendix erhobenen 
grundſätzlichen Widerſpruche hingewieſen werden mußte. 

6. Die Argumente gegen den § 19 vermehrt Bendix durch den 
freilich nicht neuen Hinweis, daß es häufig die Anwälte ſind und 
nicht das Gericht, die den Vergleich herbeiführen, vielfach außer— 
gerichtlich oder ſogar ſchon vor der Klage. Den Wegfall dieſer 
vergleichſtiftenden Tätigkeit ſpüren die Gerichte ſchon jetzt. 

Neu iſt mir, daß es Vergleiche geben ſoll, die „gegen den 
Willen des Richters“ (?) zuſtande kommen. Nach meinen Erfahrungen 
iſt das oft geſtörte Einvernehmen von Richtern und Anwälten niemals 
vollkommener, als wenn die Anwälte in einer verwickelten Sache mit 
einem von ihnen herbeigeführten unwiderruflichen Vergleiche vor das 
Gericht treten. Rechtsanwalt Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 


C. 

Die Grftatiungsfühiakeit der Anwaltskoſten nach 
der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte. Ob 
die Aufhebung der unbedingten Erſtattungsfähigkeit der Rechts— 
anwaltskoſten des obſiegenden Teils in Bagatell- und Privatklag— 
ſachen eine Entlaſtung der Gerichte bringt, iſt fraglich. Das Gericht 
darf nämlich die Erſtattung der Rechtsanwaltskoſten nur dann ab: 
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lehnen, wenn die obſiegende Partei den Rechtsſtreit ohne Rechts⸗ 
anwalt im weſentlichen gerade fo gut führen und dies bei verſtän⸗ 
diger Würdigung des Falls auch ſelbſt erkennen konnte. Nun weiß 
aber der Laie meiſt ſchon nicht, welche materiellen Anſprüche ihm 
gegen die Rechtsverletzung des Gegners zuſtehen, er weiß nicht, welche 
prozeſſualen Behelfe ihm gegeben ſind, und noch weniger als der 
Juriſt, welche Wendung der Prozeß im Laufe der Verhandlung und 
Beweisaufnahme gewinnt. Er kann ſich auch nicht unbedingt darauf 
verlaſſen, daß der Gerichtsſchreiber, der die Klage aufnimmt, ihn 
richtig beraten, und daß der Richter, der ſie verhandelt, einſichtig, 
woblwollend und geſchickt genug ſein wird, ihm bei eintretenden 
Schwierigkeiten richtig an die Hand zu gehen. Aus allen dieſen 
Gründen würde ich einer Partei nur in ſeltenen Fällen raten, ihre 
Sache ohne Rechtsanwalt zu führen, und dementſprechend halte ich 
auch das Anwendungsgebiet des § 19 für ein recht enges. 

Daß die Parteien bei ſolcher Praxis erheblich weniger prozeſſieren 
als vorher, darf nicht erwartet werden. Iſt fraglich, ob die Sache ſo 
einfach liegt, daß ſie keinen Rechtsanwalt brauchen, ſo werden ſie lieber 
ohne ſolchen prozeſſieren, als auf ihr Recht verzichten. Es kann auch 
nicht als Zweck des § 19 betrachtet werden, das Publikum von 
Verfolgung ſeines Rechts abzuhalten. Aus ihm ſelbſt iſt dieſe Ab— 
ſicht jedenfalls nicht zu entnehmen. Die eigene Führung der Sachen 
wird aber vor allem die Gerichtsſchreiberei mit Aufnahmen von 
Klagen belaſten. In Mahnſachen wird der Richter mehr als ſeither 
genötigt ſein, wegen Kleinigkeiten der rechtsunkundigen Partei ihre 
Anträge gemäß § 691 Abſ. 2 ZO. mit zeitraubenden und umſtänd⸗ 
lichen Belehrungen zurückzugeben. Im übrigen bezweifle ich aus 
ſchon öfter erörterten Gründen, ob in kontradiktoriſchen und Privat— 
klagſachen die größere Umſtändlichkeit des Verkehrs mit den Parteien 
durch eine anderweitig zu erzielende Vereinfachung oder häufigere Ver— 
gleiche überwogen wird. 

Eine Entlaſtung der Gerichte wird alſo meines Erachtens durch 
richtige Anwendung des § 19 kaum erreicht werden, wohl aber durch 
falſche. Wenn nämlich die Parteien auch in ſolchen Streitiufeiten, 
die ſie mit guten Gründen ſich nicht allein zu führen getrauen, nicht 
mehr auf Erſtattung ihrer Anwaltskoſten rechnen können, werden ſie 
lieber auf ihre Durchführung verzichten. Die Verſuchung, die Vor— 
ſchrift zu dieſem Zweck über ihren eigentlichen Sinn hinaus anzu— 
wenden, iſt aber um ſo größer, je mehr der Richter den Entlaſtungs— 
zweck der Vorſchrift im Auge behält. Auch iſt es recht verlockend, 
beiſpielsweiſe überflüſſige oder einem feineren Empfinden anſtößige 
Brivatilagen durch Verſagung der vollen Koſtenerſtattung einzudäm— 
men. Das Geſetz bietet aber zur Berückſichtigung ſolcher Erwägungen 
gar keine Handhabe. Daß ſie trotzdem manche Entſcheidung be— 
einfluſſen werden, iſt ſicher anzunehmen. So wird die voraus— 
zuſehende falſche Anwendung des § 19 vielfach von der Prozeß: 
führung abſchrecken und dadurch die gewünſchte Entlaſtung der Ge— 
richte bringen. Vom geſetzgeberiſchen Standpunkt möchte ich dies 
bedauern, nicht zum weniaſten, weil dadurch die juriſtiſche Gewiſſen— 
haftigkeit der Rechtſprechung gefährdet wird. 

Gerichtsaſſeſſor B. Bach, ſtellv. Amtsrichter, Heilbronn. 
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KRommiſſariſche Vernehmung von Zeugen im Opera- 
tionogebiete des Heeres. Bei der Tätigkeit als Gerichtsoffizier 
habe ich folgende Wahrnehmungen gemacht: 

Häufig gelangen jetzt an fechtende Truppenteile Erſuchen um 
Vernehmung von Militärperſonen als Zeugen in bürgerlichen Rechts— 
ſtreitigkeiten. Dieſe Erſuchen werden in vielen Fallen — wenn der 
Truppenteil von dem Diviſionsſtabe, und damit dem ſonſt zuſtändigen 
Kriegsgerichtsrat, zu weit entfernt liegt — durch Gerichts- 
offiziere erledigt. 
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Während die Erledigung derartiger Rechtshilfeſachen im Frieden 
durch Gerichtsoffiziere nicht ſtattfindet, hat ſich im Felde dieſe Praxis 
aus Zweckmäßigkeitsgründen herausgebildet. Sie wird rechtlich geſtützt 
auf eine „weitere Auslegung“ des 5 12 EG MilStGdO., wonach die 
zur Ausübung der Militärſtrafgerichtsbarkeit berufenen Stellen, alſo 
auch die Gerichtsoffiziere, den bürgerlichen Gerichten in Strafſachen 
Kechtshilfe zu leiſten haben. 

Erachtet man dieſe rechtliche Begründung nicht für zutreffend, 
dieſe „weitere Auslegung“ für unzuläſſig, ſo ſind die vom Gerichts⸗ 
offizier in Zivilſachen vorgenommenen Zeugenvernehmungen prozeſſual 
bedeutungslos. 

Folgt man dagegen der Auffaſſung, daß die Gerichtsoffiziere 
rechtlich wirkſame Vernehmungen von Zeugen in Zivilſachen vor⸗ 
nehmen, als Richter im Sinne der ZPO. tätig fein können, fo tft 
folgendes zu beachten: Die Gerichtsoſfiziere verfahren in praxi bei 
der Vernehmung von Zeugen auch in Zivilſachen nach 88 185 ff. 
Mil StGdO., weil eine andere Verfahrensart ihnen naturgemäß meiſt 
unbekannt iſt, und auch ein Exemplar der ZPO. bei einem Regiments: 
ſtabe kaum vorhanden ſein dürfte. Es werden demnach Zeugen auch 
in Zivilſachen unvereidigt vernommen (§ 195 1. c.). Deshalb iſt 
dieſe Beeidigung vom erſuchenden Gericht ſtets ausdrücklich zu bean⸗ 
tragen. Wenn der betreffende Fall vorzuliegen ſcheint, iſt darauf 
hinzuweiſen, daß das Zeugnis über Fragen verweigert werden darf, 
deren Beantwortung dem Zeugen uſw. einen unmittelbaren ver⸗ 
mögensrechtlichen Schaden verurſachen würde (§ 384 ZPO.). 

Bei dieſer Vernehmung durch den Gerichtsoffizier wird vom 
Termin zur Beweisaufnahme dem erſuchenden Gericht und den Par⸗ 
teien keine Nachricht gegeben. Eine ſolche Mitteilung wäre auch 
zwecklos, da die Parteien nicht in der Lage ſind, im Operations⸗ 
gebiete dem Termine beizuwohnen. Da die ZPO. für die Beweisauf⸗ 
nahme im Auslande nicht ausdrücklich vorſchreibt, daß die Parteien 
vom Beweistermine zu benachrichtigen ſind, ſind derartige Beweis⸗ 
aufnahmen an ſich ſtatthaft. Fraglich erſcheint, ob die Parteien 
gemäß § 367 3] O. eine nachträgliche Beweisaufnahme verlangen 


dürfen. Amtsrichter Dr. Jacobi, Berlin⸗Mitte, 
zur Zeit im Felde. 


Kundengewinn und Rabattgewinn. Infolge der „Be⸗ 
kanntmachung über die Einſchränkung der Pfändbarkeit von Lohn⸗, 
Gehalts: und ähnlichen Anſprüchen vom 17. Mai 1915“ (NGBl. 
S. 285) iſt (nach § 1 a. a. O.) an die Stelle der im § 850 Abſ. 2, 3 
ZBO. und § 4 Nr. 4 Lohn BG. (RGBl. S. 332) vorgeſehenen Summe 
von 1500 % bis auf weiteres die Summe von 2000 W geſetzt 
worden. 

Damit iſt für den Gläubiger eine Erſchwerung eingetreten; 
denn mit dieſer Summe von 2000 A find nicht bloß die un: 
pfändbaren Anſprüche — zuungunſten des Gläubigers — erhöht, 
ſondern es iſt naturgemäß auch der Kreis der von jetzt ab un⸗ 
pfändbaren Schuldner bedeutend erweitert worden. Die 
Gläubiger werden deshalb verſuchen, andere pfändbare An⸗ 
ſprüche ſolcher Schuldner ausfindig zu machen, und da werden 
viele Gläubiger auch darauf kommen, den üblicherweiſe gegen 
Weihnachten auszahlbaren Kundengewinn oder Kunden— 
rabatt zu pfänden. 

Der „Kunde“ ſelber hat wohl noch nie bedacht, daß er da ein 
„Recht“ hat; er hat, wenn er überhaupt einmal darüber Erwä⸗ 
gungen angeſtellt hat, meiſt nur geglaubt, daß allein eine „An⸗ 
ſtandspflicht“ des Kaufmanns (obligatio naturalis des gemeinen 
Rechts!) beſteht, ihm den „Kundengewinn“ am Schluſſe des Jahres 
auch auszuzahlen. Im Offenbarungseids verfahren, in dem 
der Schuldner auch alle ihm zuſtehenden Anſprüche anzugeben hat, 
hat nach unſeren Erfahrungen noch nie ein Schuldner als ſolchen 
Anſpruch auch das Recht auf den „Kundengewinn“ angegeben. 
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Im folgenden wollen wir nun unterſuchen, ob und welche 
Rechte der „Kunde“ auf den „Kundengewinn“ hat: 

Im Reiche gibt es zahlloſe Konſumvereine; faſt immer ſind es 
Aktiengeſellſchaften oder Genoſſenſchaften, deren Gegenſtand in der 
billigſten Beſchaffung, Herſtellung und Veräußerung aller zum Lebens⸗ 
unterhalt dienenden Sachen beſteht. Da eine ſehr große Zahl dieſer 
Konſumvereine und Konſumanſtalten nur zum Beſten der an ihrem 
Sitz und deſſen Umgebung wohnenden Bevölkerung gegründet iſt, 
verteilen ſie an ihre Aktionäre oder Genoſſen nicht den ganzen 
Geſchäftsgewinn, ſondern nur eine Höchſtdividende von meiſt 5 Prozent. 
Der weitere Geſchäftsgewinn wird aus ſozialen Gründen oft an 
die Warenentnehmer verteilt, und zwar als ſogenannter 
„Kundengewinn“. Die Warenentnehmer legen nämlich bei 
jedem Einkaufe das „Warenentnahme⸗ oder „Kontobuch“ vor, in 
das die Summe der entnommenen Waren eingetragen wird, oder 
ſie erhalten ſonſtige Quittungen über die für die entnommenen 
Waren gezahlten Kaufpreiſe. 

Hier entſcheidet allein der Inhalt der Satzungen des be⸗ 
treffenden Konſumvereins über die Frage, ob der „Kundengewinn“ 
als klagbarer Anſpruch zu betrachten iſt oder nicht, falls nicht 
etwa im Geſchäftsraum eine Bekanntmachung über Ge: 
währung von Rabatt ausgehängt iſt. 

In einem vom LG. Beuthen (O. ⸗Schleſ.) am 20. 1. 1914, 
2 S. 209 / 18/28 (= 8 C. 808/13 des AG. in Beuthen (O.⸗Schleſ.) 
entſchiedenen Falle enthielt die Satzung nachfolgende Beſtimmungen: 
„Aber die Verteilung des Jahresgewinnes entſcheidet auf Grund des 
Vorſchlags des Aufſichtsrats die Hauptverſammlung. .... Demnächſt 
ſollen an die Aktionäre 5 Prozent .... als Dividende verteilt werden. 
Der Gewinn, der demnach .. . übrig bleibt, kann“ (nicht: muß!) „an 
die Warenentnehmer .... als Kundengewinn verteilt werden“ (§ 13). 

Das LG. hat die Klage auf Auszahlung des Kundengewinnes 
zurückgewieſen: „Das BG. kann der Auffaſſung des A., es ſei 
gegen Treu und Glauben, wenn die Auszahlung des einmal durch 
die Hauptverſammlung feſtgeſetzten Kundengewinnes unter Hinweis 
auf 8 14 der Satzungen verweigert werde, nicht beitreten. Einen 
Kundengewinn überhaupt feſtzuſetzen, liegt im freien Belieben der 
Hauptverſammlung, und ein Anſpruch auf eine ſolche Feſtſetzung ſteht 
keinem Kunden zu. Wenn alſo der Anſpruch auf Auszahlung des 
Kundengewinnes in 8 14 der Satzung noch beſonders für nicht klagbar 
erklärt iſt, ſo iſt dabei Vorausſetzung, daß eine Feſtſetzung ſchon 
ſtattgefunden hat. Es iſt nur davon auszugehen, daß der beklagte 
Konſumverein, deſſen Hauptaktionär die Kattowitzer Aktiengeſellſchaft 
iſt, auch, wenn er ſelbſt als Aktiengeſellſchaft für jeden Käufer zu⸗ 
gänglich iſt, doch nur für einen beſtimmten Kreis von Perſonen, 
nämlich für die Arbeiterſchaft der der Kattowitzer Aktiengeſellſchaft 
gehörigen Werke, von dieſer gegründet iſt. Dann aber muß es dem 
Beklagten bei der durch Feſtſetzung eines Dividendenhöchſtſatzes von 
5 Prozent gewährleiſteten billigen Lieferung von Waren geſtattet 
ſein, nicht bloß den Kundengewinn ſelbſt zu beſtimmen, ſondern auch 
diejenigen Kunden, denen ein ſolcher Kundengewinn ausgezahlt werden 
ſoll. Es kann daher ein Verſtoß gegen Treu und Glauben nicht 
darin erblickt werden, daß der Beklagte ſich vorbehält, nach freiem 
Belieben Kundengewinn zu gewähren oder nicht, indem er den 
Kundengewinn in 8 14 der Satzungen für nicht klagbar erklärt. Ein 
rechtsgeſchäftlich erzeugter Anſpruch erlangt aber ſtets nur diejenige 
rechtliche Geſtalt, die ihm der rechtsſchöpferiſche Wille bei der Er⸗ 
richtung des Rechtsgeſchäfts gibt. Die Kunden des Beklagten können 
daher im vorliegenden Falle aus der in den Satzungen des Beklagten 
zu ihren Gunſten getroffenen Beſtimmung, daß ein Kundengewinn 
ausgezahlt werden kann, kein erzwingbares Recht herleiten.“ 

Für Aktiengeſellſchaften uſw., deren Satzungen eine ähnliche 
Beſtimmung enthalten, beſteht ein klagbarer Anſpruch des 
Kunden auf Auszahlung des Kundengewinnes alſo nicht 
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44. Jahrgang. 
Somit führt eine etwaige Pfändung und Überweifung ſolchen 
Kundengewinnes nicht zu einem Erfolge. 

Konſumanſtalten, die ſolche Beſtimmungen bezüglich des Kunden— 
gewinns in ihren Satzungen nicht haben, ſind, wenn ſie „Quittungen“ 
geben, wie Kaufleute anzuſehen, die dem „Käufer“ nach der Bezahlung 
des Warenkaufpreiſes die bekannten, meiſt auf der Regiſtrierkaſſe 
geſchriebenen kleinen Quittungen aushändigen, die außer der Firma 
des Geſchäfts das Datum der Quittung und die Summe des 
quittierten Betrages, nicht aber einen Vermerk über etwa ſpäter zu 
zahlenden Kundengewinn oder -rabatt enthalten. Wenn der Kunde 
dem Waren verkäufer deſſen im Laufe des Jahres geſammelte 
„Quittungen“ vorlegt und der Verkäufer ihm einen Kundengewinn 
oder :rabatt auf die Geſamtſumme der „quittierten“ Beträge 
gewährt, ſo iſt das ſein freier Wille und ein ſolcher Kunden— 
gewinn daher auch nicht einklagbar. 

Anders und für den Kunden (oder deſſen Gläubiger!) günſtiger 
liegt es, wenn im Verkaufsraum ein Anſchlag ſich befindet, in 
dem der Geſchäftsinhaber feinen Waren entnehmern Rabatt zu: 
ſichert. Hier iſt zu unterſcheiden: a) Hat der warenentnehmende 
Kunde von dem Inhalt dieſes Anſchlags Kenntnis genommen 
und dann „gekauft“, ſo hat er zweifellos den Warenkauf 
unter der von ihm ſtillſchweigend mit zur Bedingung 
gemachten Vereinbarung abgeſchloſſen, daß er auch den im 
Anſchlage den Warenentnehmern verſprochenen Rabatt erhält. 
Der Verkäufer iſt daher zur Zahlung dieſes Kundengewinns 
vertraglich verpflichtet und der Anſpruch des Kunden auf 
Zahlung dieſes Rabatts klagbar. — b) Hat der Waren— 
entnehmer von dem Inhalte des Anſchlags keine Kenntnis 
gehabt, fo kann er ſpäter die Kaufvertragsbedingungen einfeitig 
nicht abändern; er hat infolge feiner Nichtkenntnis ja immer 
Kaufverträge abgeſchloſſen, bei denen er zur Zahlung des Kaufpreiſes, 
der Verkäufer aber nur zur Übergabe der einwandfreien Waren 
allein verpflichtet war; eine Vereinbarung über eine ſpätere 
Rabattzahlung des Verkäufers iſt hier nicht getroffen worden, 
auch nicht ſtillſchweigend, weil ja, wenn auch der Verkäufer 
durch den Anſchlag zur Annahme auch der Rabattgewährungs— 
vertragsbedingung aufgefordert hat, der Käufer infolge 
ſeiner Unkenntnis des Beſtehens dieſes Angebots ein 
ſolches Angebot — auch ſtillſchweigend nicht! — nicht angenommen 
und dadurch mit zur Kaufvertragsbedingung gemacht hat. Hier 
beſteht — mangels diesbezüglicher, wenn auch ſtillſchweigender 
„Vereinbarung“ — ein klagbares Recht des Käufers auf Aus: 
zahlung des Kundengewinnes demnach nicht. Sri 

Vielfach gibt der Verkäufer dem Käufer Nabı tzettel, nämlich 
Zettel oder Marken, auf denen der Vermerk ſich befindet, daß der 
Verkäufer auf den Kaufpreis ſpäter ſo und ſoviel Vergütung gewährt. 
Durch die Tatſache der Hingabe und Annahme ſolcher Zettel 
bei Abſchluß des Kaufvertrags wird dieſem damit die weitere 
Vertragsbedingung zugefügt, daß der Verkäufer dem Käufer gegenüber 
verpflichtet iſt, Kundengewinn oder rabatt zu zahlen; damit iſt 
ohne weiteres auch ein klagbares Recht auf den Rabatt gegeben. — 

Nicht bloß allein für den Verkäufer, den Kunden und deſſen 
Gläubiger, auch für die Steuerbehörde iſt es übrigens wichtig, 
zu wiſſen, ob der „Kundengewinn“ einklagbar iſt oder nicht, 
da im Falle der Einklagbarkeit der Kunde verpflichtet iſt, den Kunden— 
gewinn unter ſeinem ſteuerpflichtigen Einkommen mit aufzuführen. 

Amtsrichter Karl Ulrich Reimar, Myslowitz. 


Die Anwendbarkeit der 88 1123, 1121 868. neuer 
Zafung auf 8 1289 8668. Gemäß § 1289 BGB. erſtreckt ſich 
das Pfandrecht an einer Forderung auch auf ihre Zinſen. Der 
Pfandgläubiger tritt jedoch zu ihnen erſt durch die an den Dritt⸗ 
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ſchuldner gerichtete Anzeige in Beziehung, daß er von ſeinem Ein⸗ 
ziehungsrechte Gebrauch mache. Die Frage, inwieweit Verfügungen 
des Forderungsberechtigten über die Zinſen dem Pfandgläubiger 
gegenüber auch nach der Anzeige an den Drittſchuldner wirkſam 
find, iſt im 8 1289 BGB. durch Verweiſung auf §§ 1123 Abſ. 2 
und 1124 BGB. beantwortet. Hiernach iſt eine Verfügung über die 
Zinſen dem Pfandgläubiger gegenüber wirkſam, ſoweit ſie die Zinſen 
für das zur Zeit der Anzeige laufende und das folgende Vierteljahr 
betrifft. 

Nachdem jetzt durch das Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen 
über Miet: und Pachtzins forderungen vom 8. Juni 1915 (RGBl. 
S. 327) die SS 1123 Abſ. 2, 1124 BGB. dahin geändert find, daß 
fortan grundſätzlich nur Verfügungen über den Miet- und Pachtzins 
für das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende Vierteljahr dem 
Hypothekenpfandgläubiger wirkſam ſein ſollen, fragt es ſich, ob auch 
§ 1289 BGB. von dieſer Neuregelung betroſſen wird, obwohl ihn 
das neue Geſetz nicht ausdrücklich abändert. 

Die §§ 1123, 1124 und 1289 BGB. beruhen auf dem gemein: 
ſamen rechtspolitiſchen Prinzip, den Pfandgläubiger möglichſt gegen 
ihn benachteiligende Verfügungen des Pfandſchuldners zu ſchützen. 
Im Verfolg dieſes Zweckes wird in dem neuen Geſetz der Schutz 
des Hypothekenpfandgläubigers den Bedürfniſſen entſprechend weſentlich 
verſchärft. Es iſt nicht anzunehmen, daß das Geſetz gerade die alte 
Faſſung der SS 1123, 1124 BSB. als die für den Fall des § 1289 
BGB. zweckmäßigſte hielt. Wenn auch die rechtliche Struktur der 
beiden Pfandrechte weſentlich verſchieden iſt, ſo ſind doch die Gläubiger 
in beiden Fällen genau denſelben Gefahren ausgeſetzt und bedürfen 
genau desſelben Schutzes. Einer „entſprechenden Anwendung“ der 
SS 1123 Abſ. 2, 1124 BGB. neuer Faſſung ſteht ſomit nichts im 
Wege. Daß ſich das neue Geſetz ausdrücklich nur mit den SS 1123, 
1124 BGB. befaßt, liegt nur daran, daß das Hypothekenpfandrecht 
in der Praxis die überwiegende Rolle ſpielt. 

Referendar Liebenwalde, Berlin. 


Portopflicht für Briefe an Herresangchörige.!) Für 
die Portokoſten haftet dem Rechtsanwalt ſtets deſſen Auftraggeber. 
Zwar iſt der Anwalt durch die Pauſchgebühr einer Spezifikation der 
einzelnen Auslagen überhoben; aber die Pauſchgebühr kommt 
nur zum Anſatz, wenn überhaupt Auslagen erwachſen, worin 
die Erſatzpflicht des Auftraggebers an ſich zum Ausdruck kommt. 
Hiernach wird in allen Fällen der Rechtsanwalt die Korreſpondenz 
mit Kriegsteilnehmern als „Feldpoſtbrief“ zu führen berechtigt fein. 

Rechtsanwalt Dr. Hirſch, Ulm. 


Entgegnungen. 


A. 

Zu dem Urteil des RG. gegen die Berechtigungsverträge der 
„Anſtalt für muſikaliſches Aufführungsrecht“ bemerkt dſterrieth 
in IW. 1915, 1397 das Folgende: „Das RG. meint allerdings, die 
Genoſſenſchaft habe zugeben müſſen, daß andere ähnliche Anſtalten 
eine dem § 9 Abſ. 2 des Vertrages entſprechende Beſtimmung nicht 
aufgenommen hätten. — Solche Anſtalten beſtehen im Betriebe 
heute nur im Auslande.“ 

In Berlin beſteht die Vertriebſtelle des Verbandes deutſcher 
Bühnenſchriftſteller, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, die Auf: 
führungsrechte an Bühnenwerken und das Material dazu an die 
Schauſpielunternehmer des In- und Auslandes vertreibt. Dieſe 

1) Vgl. IW. 1915, 1388. 
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Geſellſchaft iſt gegründet worden von der ſpäter in einen Verein 
verwandelten Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht „Verband 
deutſcher Bübnenſchriftſteller“ ... genau wie die Anſtalt für muſikali⸗ 
ſches Aufführungsrecht von der Genoſſenſchaft deutſcher Tonſetzer ge: 
gründet worden iſt. Die Anteile der Vertriebſtelle befinden ſich 
ausſchließlich in den Händen von Bühnenſchriftſtellern. Trotzdem hier 
jedem Schriftſteller die Möglichkeit eröffnet wird, in der General⸗ 
verſammlung auf die Geſchäftsführung zu wirken, iſt in den Verträgen 
der Geſellſchaft mit den Bühnenſchriftſtellern über den Vertrieb der 
Aufführungsbefugnis von einer derart ſklaviſchen Beſtimmung wie 
dem 8 9 Abſ. 2 keine Rede. Derartige Verträge beruhen in der Tat 
auf gegenſeitigem Vertrauen. Sie müſſen gelöſt werden können, 
wenn das Vertrauen des einen nicht mehr gerechtfertigt iſt. Freilich: 
wie das RG., aber auch die Neviſionsklägerin, dieſe Vertragsverhält⸗ 
niſſe rechtlich erklären, iſt in jeder Beziehung dürftig und oberflächlich. 
Es liegt eine Aufführungskommiſſion vor. Ausführliche Darſtellung 
in meinem „Theaterrecht“ (Berlin 1914, Franz Vahlen) S. 187 — 224. 


Rechtsanwalt Dr. Wenzel Goldbaum, Berlin. 
Syndikus des Verbandes deutſcher Bühnenſchriftſteller. 


Die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts nach 
swangsweifer Beitreibung des Schuldbetrages. Die Aus: 
führungen von Bendix zu obigem Thema (JW. 1915, 693 ff.) ſind 
zu beanſtanden. Richtig iſt, daß eine zur Abwendung der Zwangs— 
vollſtreckung aus einem vorläufig volſtreckbaren Urteile vom Beklagten 
bewirkte oder im Wege der Zwangsvollſtreckung erzwungene Leiſtung 
keinen definitiven ſchuldtilgenden Leiſtungscharakter hat. Dem Be: 
klagten, der den Einſpruch oder ein Rechtsmittel gegen das Urteil 
ergreift, bleiben im allgemeinen alle Rechtsbehelfe und Einwendungen 
gegen den Klaganſpruch vorbehalten. Im einzelnen iſt jedoch nach 
der Natur des betreffenden Rechtsbehelfes zu prüfen, ob er nicht durch 
die, wenn auch nur vorläufige oder erzwungene Leiſtung des Beklagten 
beſeitigt iſt. Dies ſcheint mir bezüglich des Zurückbehaltungsrechts der 
Fall zu ſein. Man muß dabei meines Erachtens von dem Pfandrecht 
an beweglichen Sachen ausgehen (SS 1204 ff. BGB.). Das Zurück⸗ 
behaltungsrecht dient ebenſo wie das Pfandrecht der Sicherung einer 
Forderung. Dieſer Zweck beider Rechtsinſtitute rechtfertigt es meines 
Erachtens, den 8 1253 Abſ. 1 BH., wonach das Pfandrecht erliſcht, 
wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem Verpfänder oder dem 
Eigentümer zurückgibt, entſprechend auf das Zurückbehaltungsrecht 
anzuwenden. Für § 1253 Abſ. 1 iſt aber anzunehmen, daß es der 
Rückgabe im Sinne dieſes Paragraphen gleichſteht, wenn der Gerichts— 
vollzieher nach Maßgabe des §S 883 ZPO. das Pfand dem Pfand: 
gläubiger wegnimmt und es dem Verpfänder oder dem Eigentümer 
übergibt (Staudinger, Kommentar 1g zu § 1253 BGB.; NORKOM. 
Anm. 3 zu § 1253 BOB. und andere Kommentare, wie Planck, 
Neumann). Es handelt ſich allerdings im §S 1253 Abſ. 1 BGV. um 
einen beſonderen, dem Pfandrecht eigentümlichen Erlöſchungsgrund, 
der auf derſelben Erwägung beruht wie das Verbot der Pfand— 
beſtellung durch constitutum possessorium. Das Pfandrecht ſoll für 
Dritte möglichſt erkennbar bleiben. Aber auch das kaufmänniſche 
Zurückbehaltungsrecht aus SS 369 ff. HGB. iſt an den Beſitz geknüpft 
(§ 369); und auch hier iſt anzunehmen, daß die Rückgabe das Er: 
löſchen des Rechts zur Folge hat. Dann iſt aber die weitere Folge 
nicht von der Hand zu weiſen, daß auch das lediglich obligatoriſche 
Zurückbehaltungsrecht zunächſt aus SS 273 Abſ. 2, 1000 BGB. durch 
Rückgabe der Sache endigt. Nimmt man das an, ſo wird man 
folgerichtig die Beendigung des Zurückbehaltungsrechts auch dann 
anzunehmen haben, wenn ed die Zurückbehaltung einer geſchuldeten 
Geldleiſtung betriſſt und der Schuldner freiwillig leiſtet oder die 
Leiſtung durch Zwangsvollſtreckung herbeigeführt wird. 
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Aus § 717 ZPO. iſt gegen die vorſtehende Anſicht nichts Gegen: 
teiliges zu entnehmen. Dem Schuldner ſteht wegen des Verluſtes 
des Zurückbehaltungsrechts nach 8 717 II ZPO. ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch zu. Nun gewährt § 717 II ZPO. ſolche Schadenserſatz⸗ 
anſprüche nur für den Fall, daß das für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärte Urteil aufgehoben oder abgeändert wird. Eine ſolche 
Abänderung iſt aber im vorliegenden Fall nur dadurch zu erreichen, 
daß der Schuldner den an die Stelle des untergegangenen Zurück 
behaltungsrechts getretenen Schadenserſatzanſpruch noch im Prozeſſe 
geltend macht (tut er das nicht, ſo muß ja das Berufungsurteil 
wiederum auf unbedingte Verurteilung lauten). Mithin liegt die 
Sache hier abweichend vom Wortlaut des Abſatzes II Satz 2 des 
§ 717 fo, daß der Beklagte den Anſpruch auf Schadenserſatz in dem 
anhängigen Rechtsſtreit nicht nur geltend machen kann, ſondern 
auch muß. Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

In der am 28. November 1915 zu Leipzig ſtattgehabten 
einunddreißigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes über 
das Verwaltungsjahr 1914/1915 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe 6098 Mitglieder gegen 5898 im Vor⸗ 
jahre. Das Kapitalkonto beträgt 1 469 819 & 86 & ein⸗ 
ſchließlich des Kriegsfonds. Bis zum 30. Juni 1915 ſind für 
das Geſchäftsjahr 1915/1916 bereits 127 880 & an Unter⸗ 
ſtützungen bewilligt. Der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung 
wurden genehmigt und wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. 
Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder: Juſtizrat 
Dr. Anſchütz, Juſtizrat Barth, Juſtizrat Bodenſtein und 
Juſtizrat Suckau wurden wiedergewählt. Als Rechnungsprüfer 
für das nächſte Geſchäftsjahr wurden Juſtizrat Dr. Lengnick 
und Rechtsanwalt Dr. Böhme zu Leipzig und als Erſatzmann 
für jeden von beiden Juſtizrat Dr. Dietſch in Leipzig beſtell 
Als Ort für die nächſte ordentliche Generalverſammlung wurde 
Leipzig, im Falle der Abhaltung eines deutſchen Anwaltstages 
im Jahre 1916 der Ort dieſer Tagung beſtimmt. 

Außer den Anwaltskammern Augsburg, Naumburg und 
Zweibrücken hat neuerdings auch die Anwaltskammer zu 
Frankfurt a. M. den Beſchluß gefaßt, die Zahlung des Mitglieder: 
beitrages zur Hülfskaſſe für ihre ſämtlichen Kammermitglieder 
zu übernehmen. 

Zum Kriegsfonds ſind bis 28. November 1915 insgeſamt 
284 802 4 04 & eingegangen. Die bis dahin bewilligten 
Kriegsunterſtützungen belaufen ſich auf 189 723 % 50 57. 


Der Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
beſteht aus folgenden Perſonen: 

1. Paul Syring, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender; 

2. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land- 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden; 

3. Bruno Brücklmeier, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schriftführer; 

4. Wilhelm Bodenſtein, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schrift— 
führers; 


* 
* 


44. Jahrgang. 


5. Alfred Kurlbaum, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter; 

6. Dr. Reinhold Anſchütz, Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatz— 
meiſters; 

7. Max Jacobſohn, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht J zu Berlin; 

8. Dr. Franz Bitter, Juſtizrat, Nechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig; 

9. Curt Elze, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Halle a. S.; 

10. Karl Eckert, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Oberſten Landesgericht, Oberlandesgericht und den 
Landgerichten I und II zu München; 

11. Felix Suckau, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Danzig; 

12. Max Neumann, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land: 
gericht zu Breslau. 


Leipzig, den 6. Dezember 1915. 
Eiülfskaffe für deukſche Recht⸗anwälte. 


Syring, Brüdlmeier, Kurlbaum, 
Geh. Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1915 abgeſchloſſene einunddreißigſte 
Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. 

I. 


Geſchäftsbericht. 

1. Die Mitgliederliſte des einunddreißigſten Verwaltungs— 
jahres ergibt für den 30. Juni 1915 eine Geſamtzahl von 6098 
gegen 5898 im Vorjahre. 

Dabei iſt hervorzuheben, daß die Anwaltskammern Augs— 
burg, Naumburg und Zweibrücken den erfreulichen Beſchluß 
gefaßt haben, die Zahlung des Mitgliederbeitrages zur Hülfs— 
kaſſe für ibre ſämtlichen Kammermitglieder zu übernehmen. 


2. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des Schatz— 
meiſters beträgt das Kapitalkonto 1 469 819 & 86 &. 


3. Bis zum 30. Juni 1915 ſind für das Geſchäftsjahr 
1915/1916 bereits 127 880 & bewilligt. 


4. Es hat die ordentliche Geueralverſammlung am 
18. Oktober 1914 zu Leipzig ſtattgefunden. In dieſer wurden 
der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und 
wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig 
ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder, Juſtizrat Syring, Geheimer 
Juſtizrat Eckert, Juſtizrat Brücklmeier und Juſtizrat Dr. Schall 
wurden wiedergewählt. Als Rechnungsprüfer wurden Juſtizrat 
Dr. Lengnick und Rechtsanwalt Dr. Ernſt Böhme zu Leipzig 
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beſtellt. Als Ort der nächſten Generalverſammlung wurde 
Leipzig, im Falle der Abhaltung eines Anwaltstages im 
Jahre 1915 der Ort dieſer Tagung beſtimmt. Vorſtands⸗ 
ſitzungen fanden am 6. September und 18. Oktober 1914 ſtatt. 


5. Die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vorſtandes ſind durch 
Rundſchreiben gefaßt worden. Als Erſatzmann für den im 
Felde befindlichen Rechnungsprüfer, Rechtsanwalt Dr. Ernſt 
Böhme, iſt der Juſtizrat Dr. Dietſch in Leipzig beſtellt worden. 


6. Die Auwaltskammern haben an Kammerbeihilfen 
gewährt: 

Augsburg 500 # 
Bamberg 1500 ⸗ 
Berlin. 5000 = 
Breslau. 9000 = 
Celle . . 2500 = Naumburg.. 3000 : 
Cölnn . . 2500 » Nürnberg. . 2500 s 
Darmſtadt . 1000 = Poſen . 2500 ⸗ 
Dresden 4000 = Roſto ck. 500 
Düſſeldorf . 1500 s O Stettin. 1000 s 
Frankfurt a. M. 2000 s Zweibrücken. 500 
Jena. . . 1000 ⸗ Reichsgericht. 200 
Karlsruhe. 2000 = 
32 500 .# 


Kiel. 5 2000 & 
Königsberg. 1500 
Marienwerder. 2000 ⸗ 
Münden . 4 000 ⸗ 


19 700 A4 
52 200 &. 
Darunter befinden ſich für 1915/16 2500 „ von der 
Anwaltskammer in Poſen. | 
An Schenkungen find eingegangen 5626 K* 10 &. 


7. Das Geſchäftsjahr 1914/15 hat 9 neue im Er: 
mittlungsverfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. 
Die Zahl der neu anhängig gewordenen Geſuche betrug 35. 
Von dieſen 44 Geſuchen ſind abgelehnt 12, im Prüfungs— 
verfahren befindlich 1, bewilligt 31. Im übrigen iſt hervor⸗ 
zubeben, daß der Vorſtand einzelne Darlehnsgeſuche abgelehnt 
und in einem Falle wie ſeit Jahren die Zahlung einer von 
Verwandten für die Witwe eines Rechtsanwalts zuſammen⸗ 
gebrachten Rente vermittelt hat. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
23 850 AK. 

Es ſind im Geſchäftsjahre 1914/15 bewilligt: 

I. II. 
an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
und an Hinterbliebene von Rechts⸗ 
anwälten 


an in der Liſte noch nicht ge: 
löſchte Rechtsanwälte 


1. zum 1. Male 9 500 4 1. zum 1. Male 14 350 4 
2: 2 © 10600 = 2. 2. 7270 = 
JB.. 8 $ 3 650 = 3 „33 % 10 100 = 
4. 4 : 2000 = 4. 4 : 9300 = 
5. = 8. 800 ⸗ 5. 5. 5150 - 
zuſammen 17 550 4 e De 9 800 

er u 7700 ⸗ 

8. 8 > 10 300 ⸗ 

9. 9. 6050 ⸗ 

10. = 10. = 6850 = 


zu übertragen 85 570 4 
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(Übertrag 85 570 4 
11. 5500 = 


11. 

12. = 12. 4680 = 
13. = 13. = 7500 s 
14. = 14. = 1550 = 
15. = 15. = 1500 = 
16. 3 16. 2 4 450 2 
17. 8 17. 8 2 600 3 
18. „ 18. 1900 ⸗ 
19. = 19. 5650 = 
20. s 20. 5550 s 
21. s 21. = 1200 s 
22. 22. 1350 = 
23. s 23. 1520 s 
24. = 24. > 1540 ⸗ 
25. s 25. = 2100 s 
26. 5 26. 5 800 3 
27. 27. 900 = 
28. = 28. 1580 s 
29. 5 29. 5 400 s 
30. = 30. 700 s 


3l. ⸗ 31. 850 
zuſammen 139 390 4 


Summe u I. . 17 5504 
s s I. . . 139390 »« 


Gefamtfumme 156 940 &. 

Hiervon entfallen auf das einunddreißigſte Geſchäftsjahr 
29 060 4, während für das zweiunddreißigſte Geſchäftsjahr 
127 880 & beſtimmt find. 

Es verteilen ſich am 1. Juli 1914 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 

Augsburg 26 Hamm 25 


Bamberg. 24 Jena 24 
Berlin (einſchließlich der Karlsruhe . 286 
Anwaltskammer Pots⸗ Kiel . 20 


.. 92 Königsberg . 67 
Braunſchweig. . 7 Marienwerder. 45 
Breslau. . 85 München 52 
Caſſel. . . 27 Naumburg . 67 
Celle. . . 78 Nürnberg 37 
Cöln . . 35 Poſen. 69 
Colmar . 6 Roſto ck. 26 
Darmſtadt 17 Stettin . 34 
Dresden . 91 Stuttgart 35 
Düſſeldorf . . 10 Zweibrücken 6 
Frankfurt a. M. 15 Reichsgericht 
Hamburg. . II 

Für die im Geſchäftsjahre 1914/15 hinzugekommenen 

Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


dam) 


Augsburg. . 4 Dresden 4 
Bamberg . . . 1 Düffeldorf 2 
Berlin 2 Hamm 2 
Breslau 3 Königsberg . 1 

1 Münden. 3 


Cöln 
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Nürnberg. 2 Stettin 1 
Poſen. . 1Ię Stuttgart. . 2 
Potsdam 2 


Von den im Geſchäftsjahr 1914/15 gewährten Unter⸗ 
ſtützungen entfallen auf: 

Augsburg . 6 650 Jena . 28004 
Bamberg. 9 250 = Karlsruhe . . 3900 
Berlin. . 9550 Kiel. . 2800 : 
Braunſchweig 600 Königsberg. . 10470 : 
Breslau . 12470 Marienwerder . 4500 : 
Caſſel . . 3 780 Münden. . . 840: 
Celle. . 4700 Naumburg . . 9 100 
Cöln . . 7800 Nürnberg. . 8150 : 


Colmar . . 2500 . . . 6450 
Darmſtadt. . 3 700 Potsdam . 5150 
Dresden. . 10 100 Roſtock . . 1900 


Stettin 4800 
Stuttgart . 3 600 
Zweibrücken.. 1200 


Düſſeldorf . 3 650 
Frankfurt a. M. 3 900 
Hamburg . 2700 
Hamm . 2320 ⸗ 

Der Jubiläumsfonds beläuft ſich nach Ausweis der Ju 
ſammenſtellung am Schluß des Geſchäftsberichts für 1910/11 
auf 41 559 M. 

8. Infolge eines nach Ausbruch des Krieges erlaſſenen 
Aufrufs iſt ein beſonderer Kriegsfonds gebildet und ſind dazu 
von den Anwaltskammern, örtlichen Anwaltsvereinen, dem 
Deutſchen Anwaltverein und einzelnen Rechtsanwälten bis zun 
30. Juni 1915 an Beihilfen insgeſamt eingegangen 245 2454 
38 & Darunter befinden ſich Wertpapiere im Betrage von 42400. 4, 
die zum Nennwerte von unſerer Kaffe übernommen worden ſud. 
Hinzu treten die laut Vorſtandsbeſchluß von der Hülfslaſe vor 
läufig überwieſenen 40 000 #. 

Es gingen an Kriegsunterſtützungsgeſuchen ein 139. Davon 
find bewilligt 123, abgelehnt 11, zurückgenommen 2, im Prifungs⸗ 
verfahren befindlich 3. 

An Kriegsunterſtützungen wurden bisher bewilligt 112 623.4 
50 

Dieſe verteilen ſich wie folgt: 

21550 auf Witwen, Waiſen und ſonſtige Hinter 
bliebene von auf dem Felde der Ehre gefallen 
Kollegen. 

52 660 & auf zum Heeresdienſt eingezogene Rechtsanwalt 
bzw. deren Familien, 

18 400 & auf oſtpreußiſche Rechtsanwälte, 

1900 && auf elſäſſiſche Rechtsanwälte, 

10 212,50 auf ſonſtige infolge des Krieges in wirt⸗ 
ſchaftliche Bedrängnis geratene Kollegen, 

2750 & auf großjährige Kinder von Rechtsanwälten, 

5 150 4 auf bereits von der Hülfskaſſe ordentlich 
Unterſtützte. 

Leipzig, den 8. Juli 1915. 

Wrücklmeier, 
Juſtizrat, 
Schriftführer. 
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44. Jabrgang. 
II. 


XXXI. Jahresrechnung der hülfskaſſe für deutſche 


Rechts anwälte auf die Jeit vom 1. Juli 1914 bis 
3%. Juni 1015. 


A. Kaſſa-⸗ Konto. 
Einnabme: 


1. Barbeſtand am 1. Juli 1914 . 

2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit 
anſtalt erboben . 

3. Von der Deutſchen Bank (Filiale 
Leipꝛig) erboben „ 


1 ＋ N 
253 080 - 90 „ 


272843127 
5 626 10 


4. Schenkungen 8 
5. Beihillen der Anttolts kämen ur 52 200 — : 
6. Mitgliederbeiträge. s 10 80 — . 
7. Kriegs onde beiträge 245 245 - 38 
8. Zinſen 52255 52 
9. Megen Todes all uk Aa e ee 


Unterſtu zungen. 1425 — 5» 
Summa. . 988 5434 97 


Ausgabe: 
1. Unterſtutzungen: 
8) ordentliche Unterſtutzungen 
b) Kriegsunterſtu tungen. 
2. An die Allgemeine Deutſche gredit⸗ 


anſtalt gaaklt . 
J. An die Deutſche Bank (Ailiales Lai 


1544824 50 
83 282 50 


203333 81 s 


geꝛablt 248267 93 


4. Ankauf von eee 8 287 10 — 
5. Ruckzablung von Mitgliederbeitragen 80 — 5 
6. Verwaltungskoſten. 119483 08 

1. 15 


Beſtand am 30. Juni 1915 
Summa. 988 543 97 


12 


B. Kapital · Konto. 

Beſtand am 30. Juni 1915 (einſchl. des 
Kriegaͤfonds und Martinpſonds). 1409 8194 86 1 
Dieſer Betrag ſetzt ſich zuſammen aus: 


1. Wertpapierkonto 
2. Gutbaben auf das Rechnungobuch bei 


der Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt 38 7399. 
3. Gutbaben auf das Giro Konto bei der 
Deutſchen Bank 
4. Barbeſtand . 


13604 188 05 


58 891 - 09 r 
1 2 15 8 


Summa wie oben . . 1469 819% 86 4 


C. Wertpapier - Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1914 . 1149 959. % 82 
2. Für angelaufte Wertpapiere 287 1% — 
(darunter befinden ſich 42 400 4 
vom Kriegsfonds zum Nennwert 
ubernommene Wertpapiere) 
| 1437 119.0 825 
Die am 30. Juni 1915 vorbandenen Wert⸗ 
papiere ha a 1364 188 4 05 9 


9 


An Wertpapieren ſind vorhanden: 
1. 650 000 4 Tonigl. fühl. 3 1 Rente 


1 
. 


6. 


2 


10. 


it). 


à 77,204 a 
Zinſen von 459 500 4 vom 1. April 
bis 30. Juni 1915. 
196 300 & Tönigl preuß. 31 7 ton. 
Anleibe a 86,20 TP. 
Zinſen von 42 000 vom 1. April 
bis 30. Juni 1915. 
215 60 & konigl. preuß. 4 % Staais⸗ 
anleibhe A 9, — MM. . 
Zinſen von 100 000. vom . April 


bis 30. Juni 1915. 


. 114 000 4 41 königl. preuß. Schah 


anweiſungen à 99,90 f 
32600 4 lönigl. preuß. 3% lonſ. An⸗ 


leibe 4 76,70 kf 
Zinſen vom 1. April bis 30 Juni 


1915 ; 
28 00 4 411 ine Staats- 


anleibe a 97,754 


25 000 & konigl. preuß. 4 1 Staats- 


anleibe (Staffelanleibe) A 91,30 4 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 


1915 


. 150.4 4% Schulverſchreibungen 


des Heſſiſchen Staates à 97,804 

100 0% 4 5 Deutſche Kricgs⸗ 

anleibe von 1914 à 97,30 4 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
1915 . ; 

1000 & 5% Deutſche Aten ane 

von 1914 à 97,50 4 ; 
Zinfen vom 1. April bis 30. Juni 
1915 


. 19000 4 5 Deutſche Kriegs- 


anleibe von 1915 à 98,30 4 


2000. 4 preuß. Konſols a 97,50. 4 
. 3% & 3% Deutſche Reichsanlcibe 


a 72,25 
2000 4 er 7 Deutſche Schutacbiets⸗ 
anleihe A 95,20 4. pr 
4000 4 47 baveriſche Allgemeine 
Staatsanleibe a 96,504 
Zinſen vom 1. Mai bis 30. Juni 
1915 FE a u 
30.4 A baveriſche 3 
anleibe a 96,50% . ; 
Zinſen vom J. Mai bis 30. Juni 1913 5 
1500 4 4 Oſtpreuß. Landſchaftl. 
Piandbriefe a 92,.— 4 A 


10000 4 4% Breslauer Stadt- 


anleibe von 190086 a 94,40 4 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 

1915 . 
Seite 


501 .. 
3440 : 
169 210 
307 . 
212850 
700 - 
113 0 
2560604 


244 


2.0 
14570 
97 « 
1250 - 

975 

12 


145 450 7 
1950 : 


2167 


1906 


3 860 r 


1380 


9440 = 


100 ⸗ 


11 


50 


50 * 


— 


— 


2 


„ 1 363 298 4 05 7 
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Übertrag 85 570 Nürnberg 2 Stettin 1 
11. 11. 5 500 Poſen. 1 Stuttgart. 2 
12.12. 4680 = Potsdam. > 2 
13. : 13. 7500 s Bon den im Geſchäftsjahr 1914/15 gewährten Unter: 
14. 14. 1550 ſtützungen entfallen auf: 
15. = 15. 1500 = Augsburg 6 650 % Jena 28004 
16. 16. 4450 Bamberg 9 250 = Karlsruhe 3900 : 
17. 17. 22600 » Berlin 9550 =» Kiel 2800 
18. 18. 1 900 Braunſchweig 600 -» Königsberg. . 10 470 
19. 19. 5 650 Breslau. 12470 O Marienwerder . 4 500 
20. = 20. 5550 Caſſel 3780 ĩ Münden. . 8450 
2l. = 21. 1200 Celle 4700 = Naumburg . . 9 100 
22. 22. 1350 Cöln 7800 = Nürnberg 8150 : 
23. = 23. 1520 = Colmar 2500 Poſen 6450 : 
24. 24. 1540 Darmſtadt 3700 = Potsdam 5 150 
25. 25. 2100 » Dresden. . 10100 - Roſtock 1900 
26. „ 26. 800 = Düſſeldorf ; 3650 = Stettin 4 800 
27. 27. 900 Frankfurt a. M. 3 900 Stuttgart 3600 
28. 28. 1580 Hamburg 2700 -» Zweibrücken.. 1 200 
29. = 29. 400 » Hamm 2320 = 
30. 30. Aa Der Jubiläumsfonds beläuft ſich nach Ausweis der Zu 
31. 31. 850 = ſammenſtellung am Schluß des Geſchäftsberichts für 1910/11 
zuſammen 139 390 „4 auf 41559 &. 
Summe zu . . 17 5504 8. Infolge eines nach Ausbruch des Krieges erlaſſenen 
s 3 I. 139 390 


Geſamtſumme 156 940 


Hiervon entfallen auf das einunddreißigſte Geſchäftsjahr 
29 060 4, während für das zweiunddreißigſte Geſchäftsjahr 


127 880 & beſtimmt find. 


Es verteilen ſich am 1. Juli 1914 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 


Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 


. 


Aufrufs iſt ein beſonderer Kriegsfonds gebildet und ſind dazu 
von den Anwaltskammern, örtlichen Anwaltsvereinen, dem 
Deutſchen Anwaltverein und einzelnen Rechtsanwälten bis zum 
30. Juni 1915 an Beihilfen insgeſamt eingegangen 245 245 4 
38 5 Darunter befinden ſich Wertpapiere im Betrage von 42400 4, 
die zum Nennwerte von unſerer Kaſſe übernommen worden find. 
Hinzu treten die laut Vorſtandsbeſchluß von der Hülfslaſſe vor⸗ 
läufig überwieſenen 40 000 A. 

Es gingen an Kriegsunterſtützungsgeſuchen ein 139. Davon 


Augsburg 26 Hamm 25 find bewilligt 123, abgelehnt 11, zurückgenommen 2, im Prüfungs⸗ 
Bamberg.. Jena 24 verfahren befindlich 3. | 
Berlin (einſchließlich der Karlsruhe 26 An Kriegsunterſtützungen wurden bisher bewilligt 112 622.4 
Anwaltskammer Pots⸗ Kiel 20 0% 
dam 2 222.092 Königsberg. 10 Dieſe verteilen ſich wie folgt: 
Braunſchweig. . 7 Marienwerder 45 21.550 4 auf Witwen, Waiſen und ſonſtige Hinter 
Dredlu . . . . . 85 München 52 bliebene von auf dem Felde der Ehre gefallener 
Caſſel. 27 Naumburg a Kollegen. 
Celle 78 Nürnberg 37 52 660 % auf zum Heeresdienſt eingezogene Rechtsanwälte 
Cöln 35 Poſen. 69 bzw. deren Familien, 
Colmar 6 Roſtock 26 18 400 & auf oſtpreußiſche Rechtsanwälte, 
Darmſtadt 17 Stettin 34 1900 & auf elſäſſiſche Rechtsanwälte, 
Dresden 91 Stuttgart 5 10 212,50 auf ſonſtige infolge des Krieges in wirt⸗ 
Düſſeldorf 10 Zweibrücken f 5 ſchaftliche Bedrängnis geratene Kollegen, 
Frankfurt a. M 15 Reichsgericht 1 2750 & auf großjährige Kinder von Rechtsanwälten, 
Hamburg 11 5 150 & auf bereits von der Hülfskaſſe ordentlich 
Für die im Geſchäftsjahre 1914/15 hinzugekommenen Unterſtützte. 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: Leipzig, den 8. Juli 1915. 
Augsburg . 4 Dresden 4 5 ; 
Bamberg s J. 1 Düffelvorf 2 9 
Berlin 2 Hamm 9 2 Schriftführer. 
Breslau . 3 Königsberg. 1 | 
Cöln 1 München 3 
Dr AAA 


I 
= 44. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 1557 
a II. An Wertpapieren ſind vorhanden: 
xXXI. Jahresrechnung der hülfskaſſe für deutſche I. 650 000 4 königl. fühl. 3 5 Rente 
abe Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1914 bis * e 
30. Juni 1915. Zinſen von 459 500 A vom 1. April 
ve bis 30. Juni 1915. 3446 = 25 = 
5 A. Kaſſa- Konto. 2. 196 300 4 Lönigl. preuß. 3½¼ % konſ. 
9 Einnahme: Anleihe à 86,20 . 169 210 60 
we 1. Barbeſtand am 1. Juli 1914 . 9 , 80 & Zinſen von 42 000 & vom 1. April 
9 2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ bis 30. Juni 1915 367 = 50 - 
a anftalt erhoben 253080 = 90 = 3. 215 000 A 1 preuß. 4% Staatz 
8 3. Von der Deutſchen Bank Gr anleihe a 99,— 5 212850 — 
RL Leipzig) erhoben 272 841 = 27 = Binfen von 1000 000.4 vom 1. April 
9 4. Schenkungen 5 5626 = 10 = bis 30. Juni 1915. 70 = — s 
ns 5. Beihilfen der Anwaltskammern 52200 = — : 4. 114 000 & 4% königl. preuß. Schatz 
5 6. Mitglieberbeiträge . i 105860 = — ⸗ anweiſungen & 99,90 # : 113886 = — > 
Su 7. Kriegsfondsbeiträge 245 245 = 38 = 5. 32 600 & königl. preuß. 3% fon]. An⸗ 
ri 8. Zinſen ; 52255 =» 52 ⸗ leihe 76,704. . 25004 = 20 = 
. 9. Wegen Todesfall ie; zurückgetommnene Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
—.é Unterſtützungen . . 1425 — 1915 24450 
. 6. 28 000 * 4 Hamburger Staats- 
121 e di, anleibe à 97,75 œ !- 27 370 — s 
125 En „ ausgabe 7. 25 000 & königl. preuß. 4% Staats- 
Unterſtützungen: . anleihe (Staffelanleihe) à 91,30 1 22825 - 
= a) ordentliche Unterſtützungen 154 482 * 50 9 Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
i 5 b) Kriegsunterſtützungen . 83 282 - 50 - 1918. 250 — 
8 2. An die Allgemeine Deutſche Kredit: 8. 15 000 4 4% Schuldverſchreibungen 
5 anftalt gezahlt 203 333 81 des Heſſiſchen Staates a 97,80 % 14 60 — 
en 3. An die Deutſche Bank Filiale Lei 9. 100 000 4 5% Deutſche Kriegs⸗ 
95 gezahlt 248 267 93 anleihe von 1914 à 97,30 4 97 300 = — . 
Kunz 4. Anlauf von Wertpapieren 5 . 287150 = — . Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
ie 5. Rückzahlung von Mitgliederbeiträgen 8 1915. N f 1250 — 
. 6. Verwaltungs koſten. 11946 08 10. 1000 & 5% Deutſche Kriegsanleibe 
7. Beſtand am 30. Juni 1915 ls 15 = von 1914 à 97,50 4 f 975 — 
2 Summa 988 543 4 97 Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
8 . 1915 1250 
B. Kapital Konto. 11. 150 000 5 2 Deutsche Kriegs- 
Beſtand am 30. Juni 1915 (einſchl. des anleihe von 1915 à 98,30 4&4 145450 = — . 
Kriegsfonds und Martinyfonde). . . 1 469 819. 86 12. 2000 4% preuß. Konſols a 97,50% 1950 — : 
Dieſer Betrag ſetzt ſich zuſammen aus: 13. 3000 & 3% Deutſche Reichsanleihe 
* 1. Wertpapierkonto . . . 1364188 = 05 ⸗ à 72,25 4 . 2167 - 50 - 
. = . uthaben auf das Rednungsbud) be 14. 2000 4 4% Deutſche Schutgebiets⸗ 
er Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt 36 739 = 57 = anleihe à 95,20 €. 1904 — 
5 ee = 1 eee ee e een 15. 4000 & 4 baverifche Allgemeine 
5 4. Barbeſtand er ö Staatsanleihe a 96,50 4 3860 = — = 
2 n n BR SL UNERPSRENBR Zinſen vom 1. Mai bis 30. Juni 
5 Summa wie oben 1 469 819 4 86 1915 . 96:3 687 
5 16. 5000 = 4 ba eriſche Eiſenba 
C. Wertpapier ⸗Konto. | anleihe a 96,5 no A v. 4825 — =: 
1. Beſtand am 1. Juli 1914 . . 11499694 82 N Zinſen dom l. Mai bis 30. Juni 1915 33 = 33 ⸗ 
2. Für angekaufte Wertpapiere 287150 = — . 17. 1500 &4 4% Aue Landſchaftl. 
(darunter befinden ſich 42 400 & Pfandbriefe a 92,— wi 1380 = — = 
„vom Kriegsfonds zum Nennwert 18. 10 000 & 4% 1 Stabt⸗ 
übernommene Wertpapiere) anleihe von 1906 à 94,40 # 9440 — =: 
1437 119.4 82 9 Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
1915 3 8 100 = — : 


Die am 30. Juni 1915 vorhandenen Wert: 


papiere haben einen Wert von . . . 1364 188 41 05 M 1363 298.4 05 # 


Seite 


1558 


Übertrag . 1363298 4 05 4 
19. 1000 & 4% Leerer Stadtanleihe 


von 1909 a 88 & N 880 = — = 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
1915 100 


Summa. . 1364188 # 05 
(Anmerkung: Bei der Berechnung iſt für die Kriegsanleihen 
der Ankaufspreis, für die übrigen Papiere der Kurswert vom 
30. Juni 1914 zugrunde gelegt. Die unter Nr. 10, 12 bis 19 
aufgeführten, dem Kriegsfonds zugewendeten und zum Vermögen 
der Kaſſe übernommenen Wertpapiere befinden ſich in Ver⸗ 
wahrung bei der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗Anſtalt zu 
Leipzig, ebenſo die Preußiſchen Schatzanweiſungen unter Nr. 4. 
Alle übrigen Wertpapiere ſind in das königlich ſächſiſche, das 
königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das Staatsſchuldbuch 
des Hamburgiſchen bzw. Heſſiſchen Staates ſowie in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch eingetragen und der außer dem Barbeſtande von 
14 15 & vorhandene Betrag iſt auf ein Rechnungsbuch bei 
der Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt zu Leipzig mit 
36 739 4 57 & und mit 68 891 & 09 & auf ein Giro⸗ 
Konto bei der Deutſchen Bank (Filiale Leipzig) eingezahlt. Das 
erſtere lautet nach der XXX. Jahresrechnung über 


Aberſicht über die Jahres rechnungen der Hülfskaſfe 
einunddreißig Geſchäftsjahren vom 


3 Anwalts⸗ 
— Mitglieder⸗ 

3 u Die beiträge nt 
5 9 beiträge 
9 


MH 


1. 25. März 1885 | 30. Juni 1888 21210 — — — 

2. 1. Juli 1885 s 1886 29 750 — 16 465 10 

3. s = 1886 E = 1887 30210 | — 10 933 | 40 

4. 5 = 1887 z 1888 32500 | — 1660 | — 

5. 2 «„ 1888 z 1889 33 570 — 14 275 — 

6. ⸗ „ 1889 = „ 1890 35 690 — 25 200 — 

7. = 2 1890 2 2 1891 35 290 — 19 450 — 

8. 2 = 1891 s z 1892 38980 | — 2820 | — 

9. = = 13892 s 1893 40 100 — 2330 | — 
10. : „ 1893 ⸗ 1894 41330 — 22 600 — 
11. 3 = 1894 2 1895 42 620 — 42 100 — 
12. 4 „ 13895 ⸗ „ 1896 84440 | — 24 500 — 
13. 2 = 1896 7 = 1897 84050 — 22 745 — 
14. 4 = 1897 7 2 1898 83 780 — 23000 | — 
15. = „13898 £ = 1899 84 400 — 23 500 — 
16. 4 „ 1899 4 = 1900 87 600 — 32 050 — 
17. 2 2 1900 2 = 1901 88400 | — 2660 | — 
18. 2 = 191 x = 1902 89 820 — 30 775 — 
19. = 1902 * „ 1903 95 220 — 2770 | — 
20. 4 z 1903 s = 1904 98 880 — 33 100 — 
21. 2 s 1904 z = 1905 100 890 — 34 400 — 
22. 2 2 1905 5 5 1906 106 290 — 34 500 — 
23. 2 = 1906 E „ 1907 10780 | — 2830 | — 
24. 4 = 1907 4 „ 1908 99 690 — 241795 — 
25 = „ 1908 4 1909 117 670 — 35 250 | — 
26. s „ 1909 2 „ 1910 109 480 — 48 100 — 
27. 2 „ 1910 = 2 1911 107 100 — 45 100 — 
28. = = 1911 = „ 1912 103 500 — 55 875 — 
29. „ 1912 1913 108 900 — 58 050 — 
30. = . 1913 2 2 1914 111 440 — 68 250 — 
31. e 1914 8 1915 105860 | — 52200 | — 
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86 486 66 9 


eingezahlt wurden. . 203333 = 81 - 
289 820 4 47 9 
abgehoben wurden. 253 080 = 90 ⸗ 
Beftand . 36 739.0 5794 
das Giro⸗Konto lautete 
über 93 464 43 
eingezahlt wurden. 248 267 = 93 = 
341 732.2 36 9 
abgehoben wurden. . 272841 = 27 
Beltand . 8 68891 ⸗ 09 ⸗) 
Leipzig, den 30. Juni 1915. 
Kurlbaum, 
Juſtizrat. 


Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 

Leipzig, den 21. Juli 1915. 


gez. Juſtizrat Dr. Dietſch. 
Juſtizrat Dr. Lengnick. 
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für dentſche Rechts auwälte in den erſten 
März 1885 bis 30. Juni 1915. 


25. 


Beitand 


Schen⸗ des 
kungen Kapital⸗ 
zum Zinſen⸗ waltungs⸗ Unter⸗ grundſtocks 
Kapital⸗ einnahme ſtützungen am Ende 
grund: des Ge⸗ 
ſchäftsjahres 


39 089 — 684 25 258 | 80 400 — ni” 
5951 Jo | 3257 | 65 | 2402 73 9740 | — 83032 | 76 
3554 | 07 | 4359 | 95 2383 | 58 17718 | 20 108 093 3 
2685 | 62 | 5085 | sı | 1711 | 97 23355 | 50 | 110707 | 08 
1987 | 94 | 6264 | so | 2592 42 21636 | 60 | 113059 | 8 
5486 | 91 | 6819 | 73 | 3076 | 97 33053 | 30 0 0 | #1 
6208 | 80 | 8424 20 | 3 631 | 58 11 14 | 20 | 238091 J 

15284 | 96 | 10547 | 70 | 3332 46 40 % | co | som | 8 
3473 | 22 | 13130 | 20 | 2957 79 43875 | 80 4 d | 2 

14584 | 34 | 14140 | 45 | 3547 | 36 51407 | — | 407908 | &i 
4232 | 11 | 15343 | 95 | 3 986 31 77 6% | 6 eee | © 
97186 | 07 | 17038 | 76 | 12246 | 51 44 44 | 55 | seo | 74 
6860 | 86 | 19305 | 55 | 3 499 27 2225 dg d. | 3 
4576 | 50 | 21300 | 33 3627 23 72 932 9% er 
1641 | 20 | 22 889 | 45 [ 3 562 | 89 77 950 34 7 70 
3108 14 | 24704 | 35 | 4078 22 86142 | 25 | 680337 | 10 
6182 70 | 26955 | — 4110 50 gı 822 | 40 [des de | 68 
8939 | 19 | 28 955 20 | 4709 | 74 89875 | 80 | 868050 1 
1387 | — | 30527 | 02 | 5963 | 98 91818 | 95 er 
4122 | 80 | 33486 10 6 103 | 97 96623 | s5 | 1009642 | I 

14115 | 07 | 36371 | 50 | 5644 | 40 103051 | 45 | 1012700 | & 
2913 | 15 | 39367 | 95 | 5888 12 108758 | 91 | 1196705 45 
3104 | 20 | 43424 | 35 | 7547 | 07 118908 | 91 | 1159894 0 

965 | 20 | 44545 | 20 | 10070 | 28 122689 | 72 | 1214078 | M 

14784 | 80 | 47037 | 95 | 8 19 130814 | 20 | 1359068 | & 

24813 | 40 | 33395 50 849187 191323 | 94 | 1080 225 65 
6865 05 | 37967 | 39 16 496 | 44 180.094 | 08 | 1130285 | 69 

12370 | 48 | 40381 | 05 | 13 528 04 138907 | ı7 | 118827 55 

14480 | — | 40949 | 30 | 13 328 99 14 767 | az 84 6% ol 
7095 | 55 | 46585 | 63 13262 11 1 126 ie 

a) 1 1469 81 
5626 | 10 | 52255 | 52 | 11946 | 08 t b) 83 282 | 50 


— .___ 


lius Magnus, Berlin NW. 


7, Dorotheenſtraße 41; 
er, Leipzig, Schreberſtraße 3. 


Vertretung Rechtsanwalt Dr. Druck 
chdruckerei, Berlin 8. 14. 
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